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Aradj  Kar), 

^b.  zn  Fulda  11.  Kovember  1768,  gest.  1649  als 
pt-iudoiuerter  weiland  grossb.  hessischer  Bau- 
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ein  erosser  Verehrer  Adam  ämiüis  ond  daselieii 
ein  Auhinger  der  französischen  FhjBiokraten, 
-n-orang  es  »ich  erklärt,  daas  nach  ihid  das 
Sniithsche  System  aas  dem  Qnesaays  und  seiner 
Si'hüier  berausg-ewachsen  ist.  Er  veröffentlichte 
aa  Htaatswissenschaftlicheu  Schrifteu  in  Bnch- 
iorai :  Die  neuere  GÜt«rlehre  und  ihre  Aowen- 
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Volkswirtschaftlicher  Nutzen  und  Zukauft  der  &.. 

1.  Begriff  und  Ursprung.  Die  ÄrteDe 
sind  eine  Ruasland  eigeutümliche  Einrich- 
tung, die  sich  mit  den  Schultze-Delitzschscheii 
GenosBenschaften,  den  Hirschschen  Gercrk- 
vereinen,  den  Ärbeitersynditaten  in  Fiant- 
reich  und  den  englisohen  Tradea-Uniong 
vei^Ieichec  lassen,  ohne  dass  sie  mit  einem 
dieser  Institute  voUkommen  zuBammenfallen. 
Das  russische  Gewerbe^setzbuch  vom  Jahre 
1799  erklärt  sie  als  die  Verbindung  einer 
gewissen  Zahl  von  Personen ,  welche  nach 
freiiv-illig  unter  sich  getroffener  Vereinbarung 
Arbeiten  und  Dienste*  auf  sich  nehmen,  die 
von  einem  einzelnen  nicht  geleistet  werden 
können.  Dagegen  werden  sie  von  der 
neueren  russischen  Nationalökonomie,  so 
namentlich  von  Issajew,  hingestellt,  »als  ein 
auf  Vertrag  geetiltzter  Bund  mehrerer  gleich- 
berechtigter Pei'sonen,  welche  zur  gemein- 
samen Verfolgung  wirtschafliicher  Zwecke 
sich  unter  Beobachtimg  solidarischer  Haft- 
barkeit mit  Kapital  und  Arbeitskraft  oder 
nur  mit  Arbeit  allein  vereinigt  haben.« 

Ueber  ihr  Wesen  und  ihren  Ursprung 
ist  trotz  eindringender  Untersuchungen, 
namentlich  auch  der  letzten  Jahre,  Ein- 
helligkait  nicht  erzielt  worden.  Sicher  ist 
niu-  so  viel,  dass  der  Sprachgebrandi  den 
Ausdruck  ArteU  in  sehr  weitem  Sinne 
nimmt,  man  aber  zwischen  dem  urBprQng- 
lichen  Arteil  als  Ei^bnis  einer  sehr  alten 
gesellschaftlichen  Verfassung  imd  der  Porm, 
die  sich  etwa  seit  dem  Anfang  des  vorigen 
Jahrhunderts,  unter  dem  Einflüsse  moderner 
Faktoren,  vielleicht  gar  westeuropaischer 
Vorbilder  gebildet  hat,  unterscheiden  muss. 
Auf  die  letzteren  passt  die  Bezeichnung 
nicht,  wenn  de  auch  manche  Ausserlich 
ähnliche  ZQge  mit  den  ersteren  gemeinsam 
haben.  Sie  sind  eben  Genossenschaften,  wie 
sie  infolge  veränderter  wirtschaftlicher  Ver- 
hältnisse flberall  zu  entstehen  pfl^n,  die 
aber  die  wesentlichen  Eigensch^en  der 
Artelle  entbehren. 
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Das  russische  Artell  ist  nach  Stähr 
<Iirekt  aus  der  slaviachen  ürfamilie  hervor- 
gegaogen.  Es  ist  eine  dem  MuBter  der  ür- 
familie oder  Familiengenossenschaft  genau 
nachgebildete,  durch  Terb^  begi-Qndete 
Öenoseenschaft  mehrerer  verstäiiedeQen  Fa- 
miliengemeiD  Schäften  angehörender  zeit- 
weilig von  diesen  getrennter  Individuen, 
die  so  lange  dauert  wie  die  Trennung  der 
letzteren  von  ihren  Familiengemeinschaften. 
StShr  nimmt  also  an,  dass  das  Arteil  den 
Ersatz  für  die  Familie  bildet.  Familie  und 
Artell  sind  zwei  Formen,  die  niemals  au 
gleicher  Zeit  dieselben  Personen  umfassen 
können.  Erst  wenn  die  Famihe  aufhört, 
Unterstützung  und  Hilfe  zu  bieten,  schliesst 
sich  ihr  bisheriges  Mitglied  einem  Artell  an. 
Diese  werden  daher  auch  nur  in  der  Fremde 
^bildet,  d.  h.  ausserhalb  des  Wohnorts,  da, 
wo  die  Artellgenossen  eben  die  Familie  ent^ 
behren. 

Als  gemeinsame  Merkmale  dieser  Ter- 
binduugen  sieht  Stähr  an:  eeringe  Anzahl 
der  Genoasen,  enges  brüderlidies  Zusammen- 
halten ders^ben  und  Einstehen  für  ein- 
ander; Clemeinsamkeit  der  gesamten  Lebens- 
führung in  Kost,  Wohnung,  Arbeit,  Ver- 
gnügen etc.,  gleidie  Unterwerfung  unter  die 
Anordnungen  eines  Führers,  der  sowohl  die 
Leitung  des  Ganzen  besorgt  als  auch  die 
Beziehimgen  der  Genossenschaft  zu  dritten 
Personen  vermittelt  und  dessen  Stellung 
und  Verhältnis  zu  den  Oenossen  der  ganzen 
Verbindung  einen  eigentümlich  patnarcha- 
lischen  Charakter  verleiht.  Dabei  ist  aber 
das  Artell  nicht  eine  Familie  selbst;  es  ist 
anr  ein  famihenhaftes  Gebilde,  eine  voll- 
kommen patriarchalische  Lebensgemein- 
schaft der  vereinigten  Individuen  wie  die 
Familie.  Sie  wird  begründet  vertragsmässig, 
diirdi  einen  aiisdrflcklichen  oder  unter  dem 
EinQusB  der  Gewohnheit  stillschweigend  ein- 
gegangenen Vertrag  blutsfremder,  verschie- 
denen natfliliohen  B'amiliengemein  schatten 
entsttunm ender  Individuen.  Die  Form  des 
Artells  aber,  dem  Muster  der  patriarchB>- 
lischen  Familie  nacli^büdet  zei^  eine  Ver- 
bindung, die  aus  emem  väterlichen  Haupt 
und  brüderlichen  Gliedern  besteht.  Ein 
Führer  ist  notwendig  einfach  deshalb ,  weil 
eine  patriarchalisch-familienhafte  Gemein- 
schaft ohne  patriarchalisches  Familienbaupt 
undenkbar  ist.  Erst  der  Führer  mit  seiner 
eigentümlichen  Stellung  und  seinen  beson- 
dereo  Rechten  und  Pflichten  macht  die  Ver- 
bindung der  Genossen  zum  Artell.  Brüder- 
liche Lebensgemeinschaften  ohne  v&terlichen 
Führer  sind  keine  Artelle. 

Es  scheint  indes  doch,  als  ob  St&hr, 
der  gegenüber  seinen  rossisdien  Vorgängern 
das  gnese  Verdienst  hat,  zum  erstenmal 
die  Frage  der  Entstehung  eindringend  be- 
handelt zu  haben,  seinerseits  in  eine  ge- 


wisse Einseitigkeit  verfällt  und  als  bemesen 
ansieht,  was  bei  dem  Mangel  an  Quellen- 
material und  der  Unzulänglichkeit  dei*  histo- 
rischen Nachrichten  eines  streng  wissen- 
schaftlichen zwingenden  Beweises  überhaupt 
nicht  fähig  ist.  Er  konstruiert  sich,  wie 
Tschernjawskj'ganztreffend  bemerkt,  eine 
Schablone,  die  er  auf  alle  historisch  bekannt 
gewordenen  Fälle  von  Artellen  anwendet. 
Wo  er  nun  diese  »Familie  der  Familien- 
losen« nicht  zu  entdecken  in  der  Lage  ist, 
giebt  es  für  ihn  kein  Artell.  Demgegen- 
über ist  daran  festzuhalten,  worauf  neuer- 
dings Ponomarew  aufmerksam  gemacht 
hat,  dass  schon  in  der  >  Freundschaft  o,  die 
sich  die  Bewohner  des  flachen  Landes  er- 
weisen, in  der  Hilfe,  die  sie  sich  gegen- 
seitig angedeihen  lassen,  viele  Keime  der 
Artell  Verfassung,  der  elementaren  artell- 
mässigen  Gestaltung  des  Lebens  in  allen 
seinen  Erscheinungen  liegen.  Der  Enf- 
wickelungsgang  des  Artells,  wie  er  ihn 
zeichnet,  wird  freilich  kaum  ein  ganz  rich- 
tiger sein.  Er  nimmt  nämhch  an,  dass  das 
Artell  aus  der  Geschlechts  Verfassung  seinen 
Ausgang  nimmt  und  zunächst  friedhche  und 
kriegerische,  auch  räuberische  Zwecke  ver- 
folgt. Daran  schliesst  sich  als  zweite  Stufe 
das  »Familien-Gemeindeartell«,  das  dieselben 
Zwecke  wie  die  erste  Form  verfolge  mit 
Ausnahme  der  kriegerischen  und  räul)e- 
rischen.  Drittens  kommt  das  Faniilienartell, 
bei  dem  jedes  Familienmitglied  der  Arbeit 
obliegt  und  im  Falle  einer  Familienteilung 
joder  aus  dem  gemeinsam  erarbeiteten  Be- 
trage den  Anteil  erhält,  der  ilim  nach  Mass- 
gabe der  geleisteten  Arbeit  gebühil.  End- 
lich viertens  das  freie  Artell,  das  aus  freiem 
Entschlüsse  der  zusammentretenden  Per- 
sonen hervorgeht  und  nur  aus  Gründen  der 
unumgänglichen  Notwendigkeit  auch  fremde 
Personen  in  sich  aufnimmt  Fünftens:  das 
»reine«  Artell  einander  fremder  Personen 
mit  einer  komplizierten  Oiganisation.  Es 
laufen  in  diesem  Schema  noch  recht  lielo 
Unklarheiten  mit  unter,  wie  denn  z.  B.  <]ie 
Weise,  wie  das  Artell  aus  der  Geschlechta- 
verfassun^  entspringt,  nicht  auseinander- 
gesetzt ^^^rd.  Wohl  aber  zeigt  ims  seine 
Beschreibung  der  elementarsten  gewohn- 
heitsrechtlidien  Artelle,  die  die  Anfangs- 
und Mittelgheder  der  Entwickelung  dai-- 
stellen,  das,  worauf  es  ankommt  Offenbai' 
fangen  nämlich  in  dem  Stadium  der  haus- 
mässigen  Produktion,  also  vor  der  Periode 
der  verkehrsrnSsaigen  Produktionsweise,  ol)- 
wohl  in  der  Hauptsache  der  Bedarf  inner- 
halb der  Famiüe  erzeugt  wird,  die  Be- 
ziehimgen an,  über  diesteii  Eahmen  der 
Familie  hinauszugreifen.  Man  stellt  vor 
Aufgaben,  die  selbst  bei  Familien  von  der 
Grösse  der  iirsprilnglichen  nicht  melir  von 
der   einzelnen    Familie    bewältigt    werden 
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können.  Oder  man  kann  nicht  aUes,  waa 
man  biancht,  sdbet  hcrrorbriii^n  und  nähert 
sich  ZuslAnden,  in  denen  es  wflDBchens- 
Tert  ist,  für  andere  zu  arbeiten  und  sich 
dear  Erzeugnisae  anderer  eu  bedienen.  Der 
Inbegriff  solcher  b^iinneuder  Yerketirsbe- 
ziefatmgen  ist  das  Artell.  lEs  ist  dae  System 
<ler  gesellschaftlich  -  wirtschaftlichen  Be- 
ziehnngen,  die  zwischen  den  gesonderten 
EHnzelvirtschaften  oder  nur  ihren  einzelnen 
Gliedern  Platz  greifen,  ein  System,  das  nicht 
anf  dem  Princdp  des  Tausches  und  des 
freien  Yertragee,  sondern  auf  dem  der  nn- 
entgelthchen  Hilfeleistung  nnd  der  Auto- 
kratie der  Sitte  beruht«  (Tsdiemjawsky). 
Man  leistet  sich  gegenseitig  Hilfe  oder  Bei- 
stand, wobei  die  Genossen  jeder  imter  seinem 
Familiendache  wohnen  und,  vena  die  ge- 
meinsame Thfitigkeit  beendet  ist  nach  Hanse 
sich  hieben.  Auf  derartige  Verbindongen 
]ias9eD  die  nach  St&his  Auffassung  oben 
erwähnten  charakteristischen  Merkmale  nicht 

Wohl  aber  ist  nicht  au^eschlosaen,  dass, 
wie  Schtscherbina  betont  hat,  die  Verfassung 
des  Saporoger  Kosaken  heeree,  das  selbst  aus 
kleinen  Artells  entstanden,  doch  sp9ter 
wieder  als  erhabenes  Yorbild  ihrerseits  auf 
die  äossere  Gestaltung  einer  grossen  Anzahl 
ron  Artellen  massgebenden  Einfluss  ge- 
wonnen hat  Die  in  der  Mitte  des  etwa  in 
der  zweiten  ^Ifte  des  sechzehnten  Jahr- 
hunderts gegründeten  Kosakenataates  —  die 
Saporoschkaja  Ssitsch  —  sich  erhebenden 
Artelle  trugen  zunächst  durchaus  mihtän- 
schen  Charakter  an  sich,  sorgten  aber  zu- 
gleich für  friedliche  Wirtschaft hche  Be- 
.schäftigung  der  Genossen.  In  den  kriegs- 
lustigen Epochen  des  sechzehnten  und  sieb- 
zehnten Jahrhunderts  muaste  der  Gewerks- 
mann  gegen  die  ihm  auf  Reisen  drohenden 
Gefahren  gewappnet  sein  und  zog  daher  in 
Bnlderechaften  oder  gruppenweise  auf  Er- 
werb aus.  So  schälen  sich  aus  der  Ssitsch 
die  Artelle  der  krimschen  Salzführer  heraus. 
Anfangs  ei«chienen  die  Kosaken,  von  den 
Tataren  selbst  eingeladen,  in  der  Vermittler- 
rolle des  Händlers,  der  das  salzige  Produkt 
nach  Ruasland  brachte.  Aber  ans  den  mit 
militärischer  Eskorte  je  nach  Bedarf  sich 
i^ntfemendeii  Saizführem  werden  mit  der 
Zeit  Produzenten,  die  jährlich  regelmässig 
sich  in  das  fremde  Gebiet  wagen,  dort 
Monate  hindurch  arbeiten  und  dann  auf 
woehenlanger  Fahrt  durch  die  Ukraine  das 
Saiz  absetzen.  Aehnllch  bildeten  sich  im 
Anschluss  an  die  Saitscji  und  im  Vertrauen 
auf  den  kräftigen  Schutz,  den  diese  ge- 
währte, die  Artelle  der  wandernden  Jäger 
und  Fischer,  der  Lotsen  auf  dem  Dniepr, 
<lcr  hausierenden  Tabuletkrämer. 

Bei  dieser  Sachlage  kommt  man  in  Be- 
urteilung dieser  eigentümlichen  russischen 
Verbände   am  weitesten,    wenn  man   sich 


(nach  Tschemjawsky)  gewisse  Verhältnisse 
merkt,  die  typisch  bei  allen  Artellen  oder 
wenigstens  der  Kehrzahl  der  älteren  Zeit 
vorkommen  und  die  für  das  Wesen  der- 
selben bestimmend  zu  sein  scheinen: 

1.  Das  Artell  ist  eine  gewohnheitarecht- 
liclie  EischeinuQg,  die  im  Volke  selbst  ohne 
jede  Beeinflussung  von  aussen  entstanden  ist 

2.  Es  tritt  beaanders  auf  den  verhältnis- 
mässig  primitlTen  Stufen  des  wirtschaft- 
lichen Lebens  auf  und  verschwindet  nach 
Massgabe  des  Erecheinens  TOi^eschrittener 


3.  Ihrem  Charakter  nach  sind  die  ArteUe 
verwandt  der  kollektivistischen  Wirtschafts- 
ordnung der  unentwickelten  Wirtschafts- 
stufen.  Das  zeigt  sich  namentlich  im  Sta- 
dium der  hausmässigen  Produktion,  wo  der 
gesamte  Bedarf  der  Fiunilie  durch  deren 
eig;ene  wirtschaftliche  Thätigkeit  gedeckt 
wird.  Neben  der  Familie  erscheint  das 
Artell  hier  als  eine  die  wirtschaftliche  Thätig- 
keit der  Familie  ergänzende  Bildune. 

4.  Die  Artelle  decken  sich  jedoci  weder 
mit  der  kollektivistischen  Wirtschaftsord- 
nung noch  mit  der  russischen  Gemeindever- 
fassung. 

5.  Die  gegenseitigen  Beziehungen  der 
Mitgheder  der  ArteUe  charakterisieren  sich 
durch  brOderlidies  Verhalten  und  Gemeinsinn. 

8.  Namen  nnd  Arten.  Das  Wort  Ai-- 
tell  ist  notorisch  nicht  mssischen  Ursprungs. 
Ee  wird  vom  türkisch-tatarischen  »orta«, 
soviel  wie  Mitte,  Gemeinschaft,  abgeleitet 
und  findet  sich  in  russischen  Urkunden,  zu- 
nächst vereinzelt,  nicht  früher  als  in  der 
zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts.  Die 
russischetseits  gebrauchten  Bezeichnun^n 
für  die  Vereinigungen  sind  Dnischina 
(Freundschaft!,  Wataga  (Bande),  Bratschina 
(Brüderschaft)  —  diese  drei  die  ältesten 
Ausdrücke  — ,  Kotljana  (Gesiellschaft,  die 
einen  Kessel  hat),  Romscha,  Biu-ssa,  M'alka, 
Sskladtschina  (Zusammenlegung).  Auch  sie 
bestätigen  die  Wahrscheinlichkeit  der  ge- 
gebenen Darstellung  der  Entstehung, 

Die  ältesten  Artelle  sind  vermutlich  die 
von  Jägern  gewesen,  obwohl  über  sie  so 
wenig  als  über  die  Verbindungen  von 
Zimmerleuten  (Plotniki),  von  Barkenbauem, 
von  Fischern  aus  späterer  Zeit  sich  Nach- 
richten erhalten  haben.  Auch  Steinarbeiter 
und  Fuhrleute,einfeche  Waldarbeiter  und  Holz- 
flösser  scheinen  früh  artellmässig  organisiert 
Swesen  zu  sein.  Zu  den  Artellen  des  12. 
brhunderts  gehören  die  Nowgorod  scheu 
Freischärlerbanden  (Powolniki,  seit  dem  14 
Jahrhundert  Uschkuiniki  genannt).  Sie 
werden  geradezu  als  Watagi,  d.  h.  Artelle 
bezeichnet  Sie  pQ^^ten  ihre  Handels-  und 
BanbzQge  sowohl  zu  Wasser  als  zu  Ijande 
auszufilhren.  Im  ereteren  Taue  vereinigte 
ein   oberster  Führer,   der  Wataman,  unter 
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seinem  patriarchalisch-diktatorischen  Eom- 
niMido  eine  Anzahl  von  Booten  (Uschkiii), 
deren  jedes  eine  geringere  Zahl  von  Ge- 
nossen unter  einem  Unterführer  aufnahm. 
Im  14.  Jahrhundert  kamen  Ärtelle  von  fürst- 
lichen und  klösterlichen  Falkeniägern,  von 
Robbenfangern,  von  Bienenzücntem,  von 
Schiffs  zimmerleuten  vor.  Im  Grunde  ist  an 
einer  derartigen  historischen  Aneinander- 
reihung nach  und  nach  auftauchender  Ar- 
telle, bei  denen  man  nicht  einmal  immer 
ganz  sicher  ist,  ob  man  es  mit  Verb&nden 
zu  thun  hat,  verhältnismässig  wenig  gelegen. 
Das  Begriffliche  hat,  wie  mir  scheint,  Tschern- 
jawsky  richtig  getroffen,  wenn  er  sagt:  alle 
genoBsenschafthchen  Veranstaltungen  von 
Personen,  die  auf  dem  Lande  sitzen,  Land- 
wirtschaft und  Gewerbe  nicht  nach  dem 
modernen  Verkehrsprmcip  »kaufen,  um  zu 
verkaufen«  treiben,  Bocdem  nur  die  üeber- 
schüsse  der  Eigenwirtschaft  an  Rohstoff  und 
Arbeitskraft  ausserhalb  ihrer  'Wirtschaft  zu 
veni'erten  suclien,  sind  zu  den  Artellen  zu 
rechnen. 

Von  diesem  Charakter  sind  zahllose  Ver- 
bände bis  auf  den  heutigen  Tag.  Es  ist  das 
unbestreitbare  Verdienst  Pon  Omare  WS  in 
dieser  Richtung  ausserordentlich  zahh-eiches 
Material  zusammen  getragen  zu  haben.  Da 
besteht  in  der  üralgegead  hei  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung^  die  Sitte,  dass  vom 
1.  September  an  die  Frauen  einander  Hilfe 
leisten   beim  Tünchen    und   bei    der  ßeini- 
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des  Bauemliausee.    Ihrer  20  kommen 


lu  jedem  Haushalt  zusammen,  um  die  Ar- 
beit zu  verrichten.  Am  Ende  giebt  es  zur 
Entschädigung  einen  Schmaus.  Spinuabende, 
an  denen  eine  sehr  grosse  Zalil  von  Per- 
sonen sich  beteiligt,  werdeu  oft  arrangiert 
In  Miass  (Gouvernement  Orenburg)  nehmen 
hei  den  Kosaken  oft  200  Mädchen  an  ihnen 
teil.  Nach  gethaner  Arbeit  eisclieinen  die 
Bauern burschen,  und  es  wird  ein  kleiner 
Ball,  die  sogenannte  Wetschorka,  veranstaltet. 
Im  übrigen  handelt  es  sich  hier  nur  um 
ein  geselliges  Zusammenarbeiten,  durch  das 
man  sich  die  emsige  Thätigkeit  angenschein- 
lich  zu  erleichtem  sucht.  Jede  Teilnehmerin 
behält  ihr  eigenes  Arbeitsprodukt,  Ebenso 
wenn  zum  Brechen  des  Hanfes  und  Flachses 
sich  Nachbarn  und  Freunde  zur  sogenannten 
Kopoticlia  verbinden.  Mehr  gewert)smäasigen 
Anstrich  haben  die  kleinen  Artelle  der 
wandernden  Schleifer,  Maler,  Töpfer,  Tuch- 
walker, Fassbinder,  Schmiede,  Vorzinner, 
Kupferschmiede.  Heiligenbüdmal er  u.  a.,  die 
aus  ihrem  Wohnorte  auf  grosse  Strecken 
sich  entfernen,  weil  sie  zu  Hause  un^ 
nOgende  Beschäftigung  finden.  Im  Kreise 
Araatow  (Gouvernement  Ssimbiiek)  giebt  es 
Dörfer,  wo  fast  die  ganze  Bevölkerung  aus 
Schneidern  besteht,  die  auf  dem  Weg«  des 
Uniherziehens   ihrem   Gewerbe    naohgehwi. 


Auf  kleinen  Sdilitten  fOhren  sie  im  Winter 
ihre  Nähmaschinen  mit  Zwei  bis  drei  Per- 
sonen bilden  ein  Arteil,  an  das  sich  zwei 
Lehrlinge  und  Gehilfen  anschhessen,  die 
von  dem  Artell  einen  festen  Lohn  beziehen. 
Die  Werkzeuge  gehören  dem  Artell,  die 
Rlden  dem  Kunden.  Die  Wohnung  im  Kimden- 
hause  gehört  zum  Entgelt.  Sogar  unter 
der  Herrschaft  des  Verlagssystems  (Hausin- 
dustrie) bilden  sich  Artelle,  wie  die  Bastsäcke- 
und  Baetdeckenverfertiger  im  Gouverne- 
ment Wjatka  beweisen.  Diese  verlassen  ihre 
Dörter  nicht,  um  Arbeitsgelegenheit  zu 
suchen,  sondern  er«'arten  die  Beauftragten 
der  Fabrikanten  zu  Hause,  mit  denen  sie 
sich  dann  über  die  BedingiiDgen  der  Arbeit 
veratändigen.  Zupfer,  Hilfsarbeiter  und 
Nadler  gehören  zu  dieser  Produktion.  Ein 
Zupferartell  besteht  in  der  Begel  aus  5U 
Peraonen.  Unter  einander  verständigen  sich 
die  Zupfer  mündhch.  Ein  Handscmag  und 
gemeinsames  Gebet  erhärten  die  Ahmachung. 
Jedes  einzehie  Mitghed  des  Zupferartells. 
das  als  solches  den  Auftrag  Qbernommen 
und  seine  Ausführung  unter  die  Mitglieder 
verteilt  bat,  sclireitet  dann  zur  Bildung  eines 
besonderen  Artells,  das  aus  Hilfsarbeitern 
und  Nadlem  (Kinder  und  jugendliche  Ar- 
beiter von  9 — 10  Jahren)  zusammengesetzt 
ist  Ilire  Thätigkeit  überwacht  der  Zupfer. 
nimmt  die  fertigen  Decken  in  Verwahrimg 
und  liefert  sie  direkt  ao  den  Unternehmer. 

Eine  höchst  originelle  und  eigenartige 
Verbindung  sind  auch  die  Nonnenart  eile, 
die  namenthch  im  Norden  und  Nordosten 
angetroffen  werden.  Diese  weltlichenNoniien, 
die  nicht  in  Klöstern  wohnen,  sondern  auf 
eigene  Rechnung  wirtsdiaften  und  als  Bäue- 
rinnen leben,  übernehmen  verachiedene  Arbei- 
ten und  persönliche  Dienstleistungen,  gründen 
Vereine,  Unterriclitsschulen,  unterrichten  in 
weibliclien  Handarbeiten,  singen  in  den 
Kirchen,  ziehen  als  landwirtschaftliche  Ar- 
beiterinnen aus  und  spinnen  imd  weben 
während  des  Winters  im  eigenen  Hause  f  itr 
die  hürgerhdien  Kunden. 

Dagegen  sind  nun  die  Verbände  von 
Gewerhetreibenden  iiud  Händlern,  wie  sie 
in  den  Handelsstädten,  in  Archaugel  und  in 
Petersburg,  eretehen  und  den  in  den  liv- 
und  esth ländischen  Städten  seit  lange  für 
die  spedellen  Bedürfnisse  des  Handels  vor- 
handenen Korporationen  der  Lastträger, 
Schiffer,  Fuhrleute  entsprechen,  rein  modemo 
Veranstaltungen,  die  mit  den  Artellen  der 
charakterisierten  Art  nichts  zu  thun  haben. 
Die  Kompagnie  der  IMgilen,  d.  h.  der  Last- 
trägOT,  wird  in  Peterebuig  durch  Reglement 
des  KommerzhoU^ums  vom  22.  5lal  1734 
ins  Leben  gerufen,  geht  später  ein,  wird 
aber  1764  abermals  errichtet  und  besteht  bis 
auf  den  heutigen  Tag,  Neben  ihr  erwachsen 
die  Artelle  der  Packer,  der  Hfuif-  und  Hachs- 
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wracker,  der  Inhaber  von  Lichterfahrzeugen 
und  die  ac^nannlen  BCrBenartelle.  Ein 
Bankier  der  Petrinischen  Zeit,  Heinrich 
Meyer,  soll  bei  der  BegrOndung  dieser  selb- 
Rtftndjgea  AibeiterrerbAnde  letWt  beteiligt 
^wesen  sein.  Die  Bildung  solcher  Ärteile 
erinelt  einen  neuen  Stoas  tinter  dem  Er- 
drück der  Terauche  von  Schultze-Delitzsch 
in  Deutschland  in  den  sechziger  Jahren, 
Damals  sind  sehr  viele  mehr  oder  minder 
lebens&higc  Oenoesenschoften  ins  Leben  ge- 
treten, eine  Menge  Kreditgenossenschaften. 
deren  Mitglieder  im  -wesentlichen  Bauern 
sind,  Molkerei-,  Butterschiagerei-,  Schuh- 
macherei-, Schmiede-,  Tischler-,  Böttciier-, 
Kellner-  u.  a.  m.  Ärtelle.  Sie  sind  Produkte 
<!er  modernen  Entwitielung,  Yersucbe,  dem 
ruäsischen  Volke  neue  genossen schaftlichc 
Fonnen  aufzudringen,  die  nicht  recht  ge- 
glilokt  sind. 

8.  VerfaHSOiig.  Mehr  auf  die  letzteren 
als  auf  die  ursprünglichen  Artelle,  obwohl, 
wie  erw^nt,  nicht  weni^  Zöge  gemeinsam 
sind,  bezieht  sich,  was  über  ihre  Verfassung 
bekannt  geworden  ist.  Sftmtliche  Genossen 
eines  Artells  eracheinen  als  gleichberechtigt. 
Jeder  hat  Anspruch  auf  die  Ehrenamter, 
ist  stimmberechtig[t  und  nimmt  an  der  Ver- 
waltung teil.  Die  Zahl  der  Mitdieder 
sohwaakt.  Es  giebt  Artelle  mit  mehreren 
Hundert  Genossen  und  andere,  wie  die 
Fischerei-  und  Jagdartelle,  die  nur  ans  2 — 3 
Mit^edem  bestehen.  Alle  Genossen  inflssen 
regelmAssige,  unverdrossene,  unausgesetzte 
Tbiuigkeit  versprechen.  Faulenzer  werden 
nicht  geduldet,  und  sobald  die  ErSfte  zur 
Beteiligung  an  der  Arbeit  nicht  mehr  atis- 
reichen,  muss  der  Betreffende  ausscheiden. 
UeldbeitrSge  und  Eintrittsgelder  werden 
nicht  immer  verlangt,  dagegen  wird  auf 
gute  ättliche  Führung  und  strenge  Beob- 
achtung der  gewohuheitsmässigen  Rechts- 
regeln geaditet  Seltsam  ist  es,  dass  manche 
Artelle  ihieiseits  Lohnarbeiter  beschäftigen 
und  auf  diese  Weise  selbst  zu  Unternehmern 
werden.  Bei  weitaus  den  meisten  Artellen 
ist  dieser  Fall  freilich  grundsatzlich  ausge- 
schlossen. Er  kommt  namentlich  vor  bei 
(Icti  BOisenartellen,  bei  denen  die  Einnahmen 
sehr  gross  sind  tmd  in  gewissen  Jahres- 
zeiten die  Arbeit  einen  soldien  Umfang  ge- 
winnt, dass  sie  von  der  gewilhnlichen  Mit- 
RÜederzahl  nicht  geleistet  worden  kann. 
So  haben  die  Packerartelle  in  Archangel 
oft  die  vierfache  Zahl  ihrer  Mitglieder  als 
Ejohnarbeiter  angestellt.  Das  Dr^ilenartell 
in  St.  Petersbuig  besteht  aus  200  Mit- 
^edem,  die  zusammen  60000  Arbeitstage 
(ä  300)  im  Jahre  leisten ;  ausserdem  aber 
leisten  die  von  ihnen  angemieteten  Lohn- 
aibeiter  181588  Arbeitstage  im  Jahre.  Der 
Lohn  der  gemieteten  Arbeiter  bleibt  hinter 
dran  Verdienst  der  Artellgenossen  weit  zu- 


rQck.  An  der  Verwaltung  haben  sie  keinen 
Anteil   und  reprasentier^i  gcwisseimassen 

die  vermögenslosen  Proletarier  gegenüber 
den  MitgUrfem  des  Artells  als  Unternehmer. 
Mit  dem  Geiste  des  Artells,  mit  dem  Zwecke, 
den  es  verfolgt,  scheint  sich  ein  derartiges 
Vorgehen  offenbar  nidit  vereinigen  zu  lassen. 
Das  Artell  benutzt  seine  Machtstellung  in 
diesem  Falle  dazu,  die  Arbeiter  auf  dem 
Standpunkt  festzuhalten,  deu  seine  Mit- 
glieder selbst  innehaben  würden,  wenn  sie 
nicht  eben  ein  Artell  gebildet  hätten.  Es 
sucht  sich  mit  dem  Mittel  machtig  zu 
machen,  welches  es  in  der  Hand  eines  an- 
deren bekämpft  und  trägt  dann  selbst  zur 
Verbreitung  kapitalistischer  Produktions-  imd 
Betriebsweise  bei,  der  es  sonst  grundsätzlich 
entgegentritt.  Das  Kchtige  wBre  wohl, 
wenn  in  dem  Masse,  als  sich  Bedürfnis 
nach  mehr  Arbeitskräften  zeigt,  neue  Artelle 
bilden  würden,  welche  dem  Umstände,  dass 
sie  nur  für  g^ewisse  Zeiten  im  Jahre  Be- 
schäftigung finden  könnten,  sieh  würden 
anpassen  müssen. 

Alle  Genossen  stehen  für  einander  drit- 
ten gegenüber  solidarisch  ein.  Das  Artell 
legt  allen  die  gleiche  Verantworlliclikeit 
für  die  pünktliche  und  sorgfällige  Ausfüh- 
rung der  Aufträge  ob,  die  von  einzelnen 
Personen  oder  Körperschaften  ihm  über- 
tragen sind.  Jeder  muss  bereit  sein,  für 
den  Schaden  einzustehen,  der  dem  Mieter 
des  Artells  erwächst,  unabhängig  davon, 
welcher  der  Genossen  die  schuldige  Ursache 
war.  Bei  den  Kreditartellen  wird  die  Soli- 
darhaft  besonders  betont,  ist  indes  auch  in 
anderen  ArteUen  üblich.  So  besteht  bei 
den  Konsumtionsartellen  gleichfalls  die  Haft- 
barkeit, indem  für  die  Schulden,  welche 
durch  Entnahme  toh  Lebensmitteln  beim 
Kaufmanne  auf  Borg  entstehen,  alle  Mit- 
glieder belangt  werden  können.  Diese  soli- 
darische Haftbarkeit  ist  das  Lebensprincip 
der  Ärtelle:  erst  durch  sie  wird  das  Artell 
lebensfähig  und  vermag  von  vornherein  das 
Vertrauen  einzuflössen ,  welches  es  sonst 
vielleicht  erst  nach  jahrelanger  Wirksamkeit 
zu  errin^n  im  stände  wäre.  Die  Soüdarhaft 
nOtigt  die  Genossen,  bei  der  Aufnahme  von 
Mitgliedern  ausseiet  vorsichtig  zu  sein  und 
nur  ganz  rechtschaffene  imd  bewährte, 
ordeuUiche  Männer  aufzunehmen.  Dadurch 
ist  dann  die  Wahi-scheinlichkeit  von  Ver- 
untreiiun^n  auf  ein  sehr  geringes  Mass 
ziirOckgrführt.  In  welcher  Weise  die  Er- 
satzpflichteintritt und  bis  zu  welcher  Grenze 
sie  geht,  lässt  sich  im  allgemeinen  nicht 
genau  bestimmen.  Oft  suchen  die  Artelle 
die  Fälle,  in  denen  sie  verantwortlich  sein 
sollen  und  die,  in  welchen  sie  jede  Haftung 
i^lehnen,  im  Arbeitsvertrage  festzustellen. 
So  heisst  es  im  Statut  des  Rigaschen  Zoll- 
artells  im  Art.  19:    >Das  Artell   ist  nicht 
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fflr  Verluste  veraotwortlich  zu  niAchcn,  die 
durch  Eintrocknen,  Leckage  und  naturge- 
mSsses  Verderben  der  waren  entstanden, 
venn  nidit  etva  DAchgew-iesen  wird,  doss 
der  VerluBt  durch  Fahrlässigkeit  und  Sorg- 
losigkeit des  Artells  \-erureacht  worden.» 

M&nnliches  Geschlecht  ist  nicht  abso- 
lutes Erfordernis  fflr  den  Anschluss  au  ein 
Artell;  es  giebt  auch  Artelle,  die  Frauen 
und  Kinder  aufnehmen,  vie  die  landwirt- 
schaftlichen Artelle  in  den  södhchen  Gou- 
vernements. Auf  Ärbeifsstärke  und  tech- 
nische Geschicklichkeit  wird  hei  der  Auf- 
nahme Gewicht  gelegt,  doch  findet  eine 
eigentliche  Prüfung  meist  nicht  statt. 

4.  (ieBetzgebang.  Die  Gesetzgebung 
hat  sieh  bis  jetzt  von  der  R^;elung  des 
Artellwesens  ferngehalten,  und  nur  einige 
rein  polizeiliche  Bestimmungen  sind  wegen 
der  Personen  und  Institutionen,  welche  die 
Arbeitskraft  der  Artelle  benutzen,  erlassen 
woi-den.  Die  ältesten  derartigen  sind  die 
filter  die  I^otson  verbünde  —  das  Wort 
Artell  ist  hier  noeh  nicht  gebraucht  — , 
welche  im  2.  Teile  des  12.  B.  der  Gesetz- 
sammlung (Swod  Sokonow)  Art.  269—314 
und  in  den  Beilagen  zum  Handelsgesetzbuch 
sich  findeu  und  melirfach  aus  <)en  Jahren 
1720—1735,  vorzu^wei-se  aus  dorn  Jahre 
17 SK  stammen.  Hier  wird  den  IjOtsen 
teilweise  die  Selbstvei-waltung  eingerüumt, 
teilweise  noch  nicht;  das  Princiii  der  gegen- 
seitigen Blli>!;schaft  winl  bisweilen  ausge- 
sprochen, daim  auch  wie<ler  nicht,  kurz,  es 
zeigen  sich  elien  gesetzgeberische  Anfänge. 

Auf  die  Böiiienartelle  beziehen  sich  Arlt. , 
24if9— 242U  des  H.G.B.  Denselben  ist  das  j 
Monopol  auf  die  Arbeit  zuerkannt,  und  die  | 
Kaufleutc  dürfen  sich  nicht  mit  ihrer  L'eber- 
gehung  an  andere  Arbeiter  wenden.  Der 
Kaufmann  erscheint  geschützt  durch  die 
den  Artellen  auferlegte  g<^enseitige  Haft- 
barkeit und  ein  von  den  Mtgliodem  ge- 
fordertes Eintrittsgeld.  Aus  einem  im  Jahre 
1881  dem  Finanzministerium  unterbreiteten 
Projekte  zur  allgemeinen  Regelung  der 
Börsen-  und  anderer  Artello  ist  kein  Gesetz 
hervorgegangen.  >Lit  den  ArteUen  der 
Schtiwy  (Aus-  und  Einladcr  der  Schiffe) 
beschänigt  sich  eine  Verfflgimg  vom  Jahre 
IJ^O,  che  später  im  H.G.B.  Aufnahme  ge- 
funden bat.  Indes  hat  dieses  Artell  sich 
seither  aufgelßst  Von  den  Sehiffszi ehern, 
den  E<^enannten  Biu-Iaken,  spricht  der  1. 
Teil  des  XII.  Bandes  der  Qesetzeammiiuig, 
indem  für  das  Artell  solidarische  Haftbar- 
keit vorgeschrieben,  ein  schriftlidier  Vertrag 
als  iinnütz  und  umständlich  fth-  den  gemeinen 
Itlann  erklärt  und  bei  Streitigk^len  das 
Artell  an  die  Polizeigewalt  verwiesen  wird. 
Ueber  die  Artelle  der  in  Bergwerken  be- 
schäftigte» Arbeiter  hat  das  Berg\i-erks- 
gesetzbuch  (Gomoy   Cstaw)    Bd.   7    einige 


Anordnungen.  Fflr  die  Kreditartelle  ist  im 
Jahre  1869  ein  Uusterstatut  veröffentlicht 
worden.  Sehr  viele  Artelle  haben  von  der 
Ortlichen  Obrigkeit  genehmigte  Special- 
Statuten,  wie  die  zahlreichen  Handwerker- 
artelle der  Maurer.  Tischler  etc.  Auch 
haben  in  manchen  Handelsstädten  die  Börsen- 
komitees  für  die  Ton  ihnen  beschäftigten 
Arfoeiterartelle  Statuten  aufgestellt  und  von 
der  Regiening  bestätigen  l^sen. 

Offenbar  hat  die  russische  Gesetzgebmig 
auf  diesem  Gebiete  noch  eine  grosse  Auf- 
gabe zu  Ißsen.  Verlangt  wird  übrigens 
nissischerseits,  so  von  Issaiew,  nicht  ein 
Specialgesetz.  Vielmehr  viia  nur  die  Forde- 
rung der  Einführung  eines  Konzessionienings- 
systems  aufgestellt,  damit  die  Artelle  offiziell 
anerkannt,  sieh  bequemer  legitimieren 
könnten.  Daran  soll  sich  eine  Regelung 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  Ober  das 
Mieten  von  Arbeitern  schliessen. 

5.  Volk mwirtscliaftlir her  Nnteen  ond 
Znknnft  der  A.  Der  volksvirtschafthche 
Nutzen  der  Artelle  kann  kaum  in  Frage 
gezogen  werden.  Sieht  man  von  den  lui- 
selbständigen  ArteUen  ab,  d.  h.  denjenigen, 
die  von  einem  Unternehmer,  der  <las  ^triebs- 
kapital  gegeben,  abhängen,  deren  Lage  mit- 
unter sehr  beklagenswert,  fast  immer  wenig 
befriedigend  ist.  so  wird  das  materielle 
Wohlsein  der  Arbeiter  durch  die  Verbindung 
meist  begünstigt.  Der  Verdienst  der  Mit- 
glieder ist  ein  recht  guter  und  höher  als 
der  der  ausserhalb  iler  Artelle  thätigen  Ge- 
nossen. Unstreitig  übt  das  Artell  einen  er- 
ziehenden Einfliiss  aus.  In  demselben  wird 
es  der  eigene  Vorteil  des  Arbeiters,  flink 
und  aufmerksam  zu  sein,  schnell  und  gut 
zu  arbeiten,  da  für  die  stbkcre  Anstrengung 
ein  höherer  Lohn  winkt.  Der  Lohn  aber 
kann  auch  reichlicher  bemes.sen  werden, 
weil  die  Güte  der  Leistimg  gesteigert  er- 
seheint. Auch  in  ethischer  Beziehung  fördert 
das  AileU  seine  Mitglieder,  sofern  es  ein 
Feind  des  Alkohols  ist,  auf  Trunkenheit 
Strafen  setzt  und  in  Krankheitsfällen  für 
seine  Mitgheder  sorgt.  Allerdings  wenlen 
diesen  Vorzügen  gegenüber  Fälle  angeführt. 
wo  die  ArtelJe  keine  derartig«  gute  Wirkung 
erzielt  haben.  Doch  dürfte  dafür  die  Oi^- 
nisation  als  solche  kaum  ^'erantu'ortlich  ge- 
macht werden,  sondera  der  Fehler  in  den 
besonderen  Umstünden  liegen,  unter  denen 
das  Artell  in  Scene  gesetzt  wimle. 

Die  grosse  Verbreitung  der  Artelle  in 
der  Gegenwart  legt  die  Frage  nahe,  was 
man  von  denselben  für  die  Zukunft  erwarten 
darf.  Uebei-aU  da,  wo  das  Kapital  eine  ge- 
ringe Rolle  spielt,  erscheint  das  Artell  an- 
wendbar. UeWall,  wo,  wie  Wreden  sich 
ausdrückt,  »eine  besonders  gewissenhafte 
Leistimg  verlangt  wird,  wo  eine  strenge 
Aufsicht  über  die  Benutzui^  von  Materialien, 
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MaK-hinen  und  Werkzeugen  erforderlich  ist, 
<lie  Mietlingen  anzuTertrauen  Bedenken  er- 
regt', empfiehlt  aich  das  ÄrtelL  Ärbeit»- 
cebiete  dagegen ,  wo  mehr  oder  veaiger 
Kapital  erforderlich  ist,  die  auch  wohl  eine 
jn^Hsore  technische  Bildung  und  Intelligenz 
erheischen,  lassen  das  Artell  weniger  zu. 
Das  gewerbliche  ArteU  ist  der  Freund  des 
Mittelloeen  and  Aermeren.  Es  wendet  sich 
vorzugsweise  an  Personen,  die  ausschliesslich 
mit  ihrer  Arbeitskraft  erwerben  woüen, 
flen  Kleingewerbetreibenden,  derdurch  en, 
Aneinanderschliiss  manchen  Voreprung,  den 
<ler  Grossbetrieb  gewonnen,  wieder  einholen 
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.\,f\irhr  ffrdruritr  .Scfiriflen  ron  EalofMeAoir, 
.Wmlrotr,  Wredtn.  Sehtaeherblna,  Pono- 
Mtamr.  Ia»^lne  u.  u.,  in  dta  rontthend  gc- 
miKHim  Sfhriflm  aii^äkrtifh  narhgtaieteH. 
Wnu.  Stieäa. 


ArzneiTerkehr  nnd  Arzneitazen. 

l.lieschichtlichea.  2.  Kaigerliche  Verordnung 
Tum  27.  Jannu-  1890.  3.  Geheimmittelwesen. 
4.  Arzneihaadel  innerhalb  der  Apotheken.  5. 
^rzneitaxeu. 

1,  (ieschichtUches.  Die  geschiditliche 
EntTi-ickelung  des  Arzneiweseos  in  Deutsch- 
land. dei^mSss  die  von  den  Apothekern 
ilts  Mittelalters  feilgehaltenen  Arzneien 
lediglieh  in  (JewUrzen  und  Droguen  sowie 
iiell>stbereiteten  Zeltehen  und  Moreellen, 
Sirupen  und  Latwergen  bestanden,  lOsst  den 
Sc'hlnss  zu,  daHg  die  Al^frenzung  der  Be- 
fngniHse  der  Apotheker  und  Materialisten 
hinsichtlich  des  Verkaufs  von  Arzneien  ur- 
sprünglich keine  gesundheitspolizeiliche , 
Rundem  eine  gewerbepoluseilicbe  Massregel 
war.  rlie  den  auf  die  »Sicherung  des  Nah- 
ningsstandes'  der  einzelnen  Qewerbetrei- 
><eQileD  gerichteten  allgemeinen  Orundsfttzen 
<U>r  damaligen  Zeit  entsprach.  So  sagt  das 
i>t>>UEKiBche  Medizinaledikt  vom  17.  Septem- 
Wr  1725:  es  sollen  die  Materiahsteu  nichts 
anderes  als  eaculenta  verkaufen  und  »denen 
Apothekern  und  ihrer  Haudlnng  und  Nah- 
rung keinen  Eintrag  thuo.«  Zugleich  prftzi- 
sierle  dasselbe  die  gewerbUchen  Befugnisse 
<ter  Materialisten  genauer  dahin,  dass  die- 
Klben   zwar   >allerley   aualAndisch  Materi- 


alien und  SpcxereyeDc  und  Olea  destiUata 
predosa  esotica,  jedoch  nicht  unter  einem 
Pfunde,  bezw.  ',»  Pfunde  oder  1  Unze  ver- 
kaufen dürfen  und  zwar  wurden  4U  resp. 
4  imd  3  soldier  freigegebener  >Spezei«ient 
namentlich  aufgeführt  In  demselben  Ge- 
setze wurde  angeordnet  (Art  16),  dass  nur 
die  Apotheker  ihre  Of&ztn  als  eine  >Apo- 
thekec  bezeichnen  dürfen,  die  Materialisten 
hingegen  Aber  ihren  Laden  »Materialiaten- 
laden  ofler  Gewürzkrahm«  zu  schreiben 
hAtten.  Allen  übrigen  Gewerbetreibenden 
und  Personen  wiu-de  der  Handel  mit  Arz- 
neien und  nameDtücb  die  Präparierung  sol- 
cher bei  100  Thaier  Strafe  streng  untersagt. 
Diese  Bestimmung  ging  in»  preussische 
Landrecht  Ober,  welches  (T.  11,  Tit  W, 
Abschn.  6,  §  456)  sagt:  »Apotheker  sin*! 
zur  Zubereitung  der  Ai-zneimittel,  ingleicheii 
zTim  Verkauf  dei-selben  und  der  Gifte,  aus- 
schliesslich berechtigt«  Dieser  gesetzliche 
Zustand  ist  bis  auf  den  heutigen  Tag  im 
Deutschen  Reiche  der  herrschende  geblie- 
ben, wenngleich  die  Befugnisse  der  Kicht- 
apotheker  zum  Handel  mit  Arzneimitteln 
seitdem  erhebliche  Erweiteningeu  erfahren 
haben..  Statt  des  gewerblichen  Gesichts- 
punktes ist  gegenwärtig  mehr  der  medi- 
zinalpolizeiliche in  den  Vordergnind  ge- 
treten. 

2.  Kaiserliche  Verorduimg  vom  87. 
Januar  1890.  Auf  Grund  des  letzten  Ab- 
satzes des  §  6  der  Gew.-Ü.  (Durch  kaiserliche 
Verordnung  wird  bestimmt,  welche  Arzneien 
dem  freien  Verkehr  zu  überlassen  sind) 
wHirde  der  Arzneiverkehr  ausserhalb  der 
Apotheken  geregelt.  Der  Grundgedanke  der 
betreffenden  Gesetzgebung  ist  der,  das  Arz- 
neimonopol der  Apotheker  1)  auf  die  An- 
fertigung von  Arzneien  nach  ärztlicher  Ver- 
ordnung (Rezeptur);  2)  auf  den  Verkauf  der 
zusammengesetzten  Arzneien  (Arzneipräpa- 
rate, Arznei  misch  ung  en) :  3)  auf  den  Verkauf 
aLer  einfachen  Arzneimittel  von  stärkerer 
Wirkung  zu  beschränken,  dagegen  den  Ver- 
kauf aller  sogenannten  indifferenten  Arznei- 
mittel sowie  einiger  besonders  namhaft  ge- 
machter, als  Handverkaufsgegenstäude  stti 
betrachtender  Arzneimischungen  dem  freien 
Verkehr  zu  überlassen.  Zur  Revision  der 
V.  v.  4.  Januar  1875  wurde  im  Oktober 
1887  eine  Sachverständigen  kommission  ein- 
berufen, deren  Arbeit  m  der  kaiseriidien 
V.  V.  27.  Januar  1890  und  ihren  Nacht- 
trägen  vorliegt  Es  stehen  sich  in  der 
Frage  zwei  Auffassungen  gegenüber,  deren 
eine,  den  Standpunkt  des  preussischen 
Landrechts  festhaltend,  Zubereitung  und 
Verkauf  der  Arzneimittel  soviel  als  m(^- 
hch  den  Apothekern  gewahrt  wissen 
will,  während  die  andere  auf  dem  durcli 
die  Gew.-O.  eingesdilasenen  Wege  fortzu- 
Bclireiteii  und  eine  mO^ichst  grosse  Anzahl 
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von  Arzneien  im  Interesse  der  Vearwohl- 
feilung  derselben  dem  freien  Yerkehr  zu 
überlasen  bereit  ist.  Es  braucht  wohl  nicht 
erst  hinzugefügt  zu  werden,  dass  die  -Apo- 
theker für  die  erstere,  die  Droguisten  für  die 
andere  Auffassung  eintreten.  In  der  Y. 
V.  27.  Januar  1^0  ist  die  Anschauung 
der  letzteren  Partei  zur  Herrschaft  ge- 
langt. HB  «nude  eine  «eitere,  grössere 
Anzahl  gangbarer  Arzneimittel  und  auf 
Drängen  landwirtschaftlicher  Eieise  der 
gehifiuchlichsten  Tierheilmittel  dem  freien 
Verkehr  flberlasseu.  Die  Folge  d&von  war 
ein  weiteres,  ziemlich  rapides  Anwachsen 
der  Droguenhandlungen,  deren  Zahl  die  der 
Apotheken  bereits  nm  das  2 — 3  fache,  in 
den  Städten  um  das  4 — 5  fache  tlbeisteigt. 
^Man  wird  kaum  fehlgehen«  ~  sa^  Herr 
Medizinalassessor Dr. Springt eld  meinem 
Aufsätze  über  >die  E^boisse  der  Revi- 
sionen der  Berliner  DroguenhandluDgeuo 
(Pharm.  Ztg.  1897  Nr.  22)  —  wenn  man  den 
Gnul  der  lUoyalen  Droguistenkonkurrenz  in 
Berlin  auf  den  Nahrungsstand  von  mindes- 
tens 20  Apotheken,  die  Apotlieke  zu  8000 
Mark  Reingewinn  gerechnet,  bewertet.  Es 
konmien  auf  eine  Apotheke  fünf  Konkur- 
i«nzgesdiäfte  .  .  ,  Bei  dieser  Art  der  Kon- 
Inurenz  kann  es  nur  eine  Frage  der  Zeit 
sein,  dass  der  bis  jetzt  freigegebene  Hand- 
verkauf wie  der  Gifthandel  vollständig 
den  Händen  der  Apotheker  ent- 
gleitet und  in  die  Hände  der  Apotheker 
II.  Klasse  übergeht  Es  kann  wonl  auch 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  mit 
der  Eratarkung  dieser  Konkurrenz  eintre- 
tende Zerstörung  der  pharmaceu tischen  Ab- 
satzgebiete die  Nengründung  von 
Apotheken  erheblich  erschwert 
imd  auf  die  Betriebssicherheit  der  bestehen- 
den genau  so  wirken  muss  wie  die  Belas- 
tiing  mit  Hjixitheken Zinsen,  ja  dass  schliess- 
lich eine  Zeit  kommen  muss,  wo  die 
Apotheken  unter  dieser  Konkur- 
renz zusammenbrechen.« 

Allerdings  hat  die  Reichsregierung  in 
letzter  Zeit  einen  Versuch  zu  Eindämmung 
des  Droguistenwpsens  gemacht,  aber  einen 
Versuch  mit  gäazüch  imtaugUclien  Mitteln. 
In  der  Begrflndungsschrift,  weldie  sie  dem 
dem  1895er  Reichstage  vorgelegten  Antrage 
auf  Einfügung  der  Drc^uisten  in  die  Qe- 
werbeordnung  beifügte,  hatte  sie  selbst  die 
befremdhche  Ei^länmg  abgegeben,  »daas  die 
im  weitesten  Umfange  gemachten  Versuche 
durch  Äuaübirag  einer  scharfen  KontroDe 
imd  Herbeiführung  der  Bestrafung  der  den 
bestehenden  Vorschriften  zu\*'iderl^ndelnden 
Droguisten,  den  Gesetzesübertretungen  zu 
steuern,  ergebnislos  geblieben  seien.-: 
Hierdurch,  wie  infolge  einer  Broschüre  über 
'las  Berliner  Droguistenwesen  von  Herrn 
Medizinalassessor  Dr.  Springfeld  hatte  der 


Reichstag,  der  189ö  di«  Vorlage  diuvhans 
abgelehnt  hatte,  1896  mit  knapper  Stimmen- 
mehrheit die  beantragte  Anfnatune  der  Dro- 
guisten in  die  Gewerbeordnung  angenommen 
und  damit  den  Landescentnubehörden  da.s 
Recht  verliehen,  denHandel  mitDrc^en  und 
chemischen  Präparaten,  welche  Heilzwecken 
dienen,  auf  ein  Jahr  zu  untereagen,  wenn 
die  Handhabung  des  Gewerbebetriebes  Leben 
und  Gesundheit  von  Menschen  gefährdet. 
Diese  Bestimmung  ist  seitdem  I.Januar  1^<!)7 
in  Kraft,  aber  nur  in  weniger  fMen  zur 
Anwendimg  gelangt. 

Das  ausschliessliche  Recht  zur  Anfei-ti- 
gung  von  Arzneien  auf  ärztliche  Verordnung 
(Rezeptur)  wird  den  Apothekern  von  der 
Drcf;uistenpartei  imgrossen  und  ganzen  theo- 
retisch nicht  bestritten,  wenngleich  in  der 
Praxis  die  Anerkennung  und  B^htimg  des- 
selben ebenfalls  ^■ielfach  vennisst  wird. 
Namenthch  sind  es  frühere  Apotheker, 
welche  die  »wildf  Rezeptur«  in  teilweise 
erheblichem  Umfange  betreiben.  Es  kann 
jetzt,  wo  die  Verhältnisse  die  vorteüliafteste 
t'mäudcrung  ei-fahren  haben,  uril>efang''u 
zugestanden  werden,  dass  vor  Einfühiimg 
der  staatlichen  Kranken veraicheniug .  die 
nach  ICinbeziehung  der  forst-  und  tandwut- 
schaftlichen  Arbeiter  über  12  Millionen 
Menschen  umfasst,  für  den  ärmeren  Teil 
der  Bevölkerung  jede  Erkrankung  in  der 
Familie  die  ärztliche  und  pharmaceutLsche 
Hilfe  erforderlich  machte,  fast  gleich1>etieu- 
tend  mit  Verarmung  war  und  da.*s  der 
überraschende  Auf.schwung,  den  das  Dii> 
giüstenwesen  in  DeutS'jhland  seit  l."*72  sre- 
nommen  hat,  zum  Teil  als  ein  Protest  gegen 
das  bestehende  Arzt-  imd  Apcrthekensvstem, 
letzteres  sowohl,  was  die  geringe  Zalil  der 
Apotheken  als  die  Preise  der  Arzneien  an- 
langt, aufzufassen  und  zu  verstehen  war. 
Von  Medizinalbeamten  wird  jetzt  bestätigt, 
dass  das  Krankenveraicherungsgesetz  dem 
Kuipfuschertum  imd  Geheimmittelwesen 
^-ie1fach  den  Boden  entzogen  hat,  da  die 
staatlich  Versicherten,  friiher  die  besten 
Kunden  der  erwähnten  Kategorieeu,  jetzt 
in  allen  KrankheitsfäUen  unentgeltliclt  Arz- 
nei erhalten  und  somit  nicht  mehr  genötigt 
sind,  die  vermeintlich  billigere  Hilfe  der 
Kurpfuscher  bezw.  DroguenbJaadlungeu  auf- 
zusuchen. Insofern  liegt  ein  di-ingender 
wirtschaftlicher  Grund  zur  weiteren 
Freigabe  von  Arzneimitteln  zur  Zeit  nicht 
mehr  vor,  ja  es  ist  sogar  anzuerkennen, 
dass  durch  eine  aUzuweitgehende  Freigabe 
derselben  der  Fortbestand  ntuueutlich  klei- 
nerer Apotheken  ernstlich  in  Frage  gestellt 
werden  könnte.  Die  Zahl  der  Drc^ienhand- 
lungen  dürfte  zur  Zeit  bereits  10—12000 
betragen.  Neben  ihnen  sind  übanll  auf 
dem  platten  Liande  sogenannte  Droguen- 
schränke  aufgestellt,  die  die  dem  freien 
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Yeitehr  Qberlaesenön  ÄrzDeimittel  enthaltea 
lind  von  den  IWjriianten,  bestimmten  Gross- 
droguenfirmen,an  Gastwirte,  £rämer,Barbiere 
alq;elasfien  werden.  fiLne  mediziD&Ipolizei- 
litiie  KoDtroUe  dieser  Tausende  auf  den  Dör- 
fern zerstreuten  AizneiverkaufsstAtten  ist 
nach  eigenem  Geständnis  der  Medizioalbe- 
amten  sehr  schwier^,  wAhrend  die  wirk- 
lieben Dn^ienhandlungen  in  den  Städten 
einer  reg^nfladgen  polizeilichen  EontroUe 
unteriiegen. 

S.  lieheimmittelwesen.  Handelte  es 
sich  bei  den  obigen  Prozessen  beziehungs- 
weise Entscheidungen  wesentlich  um  Kon- 
kurrenzkämpfe zwischeu  Apothekern  und 
Un^uisten,  so  liegt  anderereeits  ein  Gebiet 
des  Arzneiverkehrs  vor,  auf  dem  die  Inte- 
ressen der  Äerzte  neben  medizioalpolizei- 
licfaen  Gesichtspunkten  Torzuge  weise  in 
lYage  kommen.  Es  ist  dies  der  namentlich 
in  der  Neuzeit  vielgenannte  Handel  mit  Oe- 
heimmitteln  und  SpeciaJitäten.  Das  Geheim- 
mittelwesen  ist  so  alt  wie  die  Medizin  selbst 
und  ihr  Urajimng  die  Unzulänglichkeit  der 
wissen  schafüichen  Medizin  und  ihrer  "Ver- 
trete-. Wäre  jeder  Arzt  oder  die  Medizin 
im  allgemeinen  im  Stande,  jede  Krankheit 
zu  heilen,  so  gäbe  es  keine  Geheimmittel. 
Allan  mit  der  Ansbreitung  und  schädlichen 
Wiriniog  der  Krankheiten  ani  den  Oiganis- 
roiis  hält  die  rationelle  ärztUcbe  Kunst 
nicht  Schritt ;  noch  immer  steht  die  Medizin 
einer  Anzahl  ungelöster  Probleme  bezüglich 
iler  Heilbarkeit  geraile  der  verbreitet stea 
Krankheiten  gegenüber,  und  in  die  hier 
klaffende  Lücke  springt  kühn  und  keck  das 
Geheimmittelwesen  und  bietet  in  genauer 
Kenntnis  der  unwiderstehlichen  Macht  des 
menscbiichen  Leben  striebes  dem  von  der 
ärzthcheu  Wissenschaft  Aufgegebenen  unter 
tröstlichen  Terheissungen  seine  Wunder- 
mittel an.  So  ist  neben  der  schulmäseigen 
Heilkunde  seit  Jahrhunderten  eine  >wilde 
Meilizin«  einhergegangeu,  die  mit  Beechwö- 
rangen,  Besprediungen,  Zaubereien,  Amu- 
letten. Sympathie-,  Volks-  und  Geheim- 
mitteln kurierte  und  der  zu  allen  Zeiten  eine 
nvsae  Anz^  derer  zum  Opfer  fiel,  deren 
Krankheit  den  Künsten  des  staatlich  appro- 
bierten Arztes  und  Apothekers  nicht  wich. 
Ab^r  auch  Mittel  gegen  heilbare  Krank- 
heiten bietet  der  Geheimmittelhandel  an, 
nnd  es  muss  zugestanden  werden,  dass  die 
Fabrikanten  den  Veröffentlichungen  der 
Arzneifabriken  und  Aerzte  grosse  Aufmerk- 
samkeit zuwenden  und  vielfach  dieselben 
Mittel  wie  die  rationelle  Medizin,  oft  sogar 
in  pharmaceutisch  nocli  zweckentsprechen- 
derer Form  and  meist  elegant  veipackt  in 
doi  Handel  bringen.  Daneben  geht  natür- 
lich auch  eine  Masse  weniger  rationeU  zu- 
sammengesetzter, vahriuoter  Schwindel- 
mittel  einher.  Nach  der  kaiserlichen  V.  v.  27. 


Tan,  1890  ist  der  Verkauf  zusammengesetzter 
Arzneimittel  (Arzneimischungen),  und  sämt^ 
liehe  Gehdmmittel  gehören  hierzu,  aus- 
schliesslich in  Apotheken  gestattet,  wo  aber 
wieder  besondere,  das  medizinalpolizeiliche 
Interesse  des  Staates  sichernde  Vorschriften 
für  deien  Abgabe  bestehen;  in  der  R^el 
ist  festgesetzt,  dass  nur  solche  Mittel  in 
Handverkauf  atwegeben  werden  dürfen, 
deren  Bestandteile  bekannt  sind  und  keine 
Gefahr  für  Leben  und  Gesundheit  bieten. 
Trotz  dieser  das  medizinalpolizeilic^e  Inte- 
resse anscheinend  wahrenden  Bestianmungen 
ist  neuerdings  die  öffentliche  Ankünd^ng 
von  Geheimmitteln  gegen  menschliche  und 
tieris(die  Krankheiten  in  fast  sämtlichen 
deutschen  Bundesstaatan  (ausgenommen  Bay- 
ern) auf  dem  Wege  der  Pouzeiveronlnung 
unter  Strafe  gestellt  worden.  Ein  Rund- 
schreiben der  preussischen  Minister  des  Han- 
dels, des  lonern  und  des  Kultus  vom  20.  Jan. 
l&dH  erklärt,  dass  «mit  dem  Erlass  des  in  Frage 
stehenden  Anküudigungsverbotra  nur  be- 
absichtigt gewesen  ist,  bei  den  zur  öffent- 
lichen Ankündigimg  zugelassenen  Ai-znei- 
mitteln  dem  Publikum  die  Möglichkeit  zu 
bieten,  ein  eigenes  Urteil  über  Heilkraft 
und  Geldwert  der  einzelnen  Mittel  sich  zu 
bilden«  und  erläutert  den  Begriff  des  Ge- 
heimmittels  dahin,  dass  >ein  Heilmittel 
seiner  Eigenschaft  als  Geheimmiftel  da- 
durch entkleidet  wird,  dass  seine  Bestand- 
teile und  Gewichtsmengen  sofort  bei  der 
Ankündigimg  in  gemeinverständlicher  und 
für  jedermann  erkennbarer  Weise  voll- 
ständig und  sachentsprechend  zur  üffent- 
lichen  Kenntniss  gebracht  werden.  Angaben, 
aus  denen  nur  ein  Sachverständiger  ein  Ur- 
teil über  das  Mittel  sich  bilden  kann,  sind 
als  ausreichend  nicht  zu  erachten,  insbe- 
sondere nicht  die  Bezeichnung  der  Bestand- 
teile des  Mittels  in  lateinischer  Sprache.'^ 
In  Wirklichkeit  hat  das  Ankündigungsver- 
bot  wohl  mehr  den  Schutz  der  ja  allerdings 
auch  der  Berücksichtigung  würdigen  ärzt- 
üchen  Erwerbsinteressen  im  Äuge,  wird 
aber  angesichts  der  geschilderten  tbatsäch- 
lichen  Lage  wahrscheinlich  diesmal  eben- 
sowenig zum  Ziele  führen  als  in  den  50  er 
Jahren,  wo  man  der  Medizin  durch  der- 
art^ Verbote  ebenfaUs  zu  Hilfe  zu  kom- 
men versuchte.  Gegen  wirkliche  Betrüge- 
reien und  Gesundheitsschädi^n^n  durch 
Geheimmittel  ist  der  Staat,  wie  eine  Beihe 
derartig  Strafverhandlungen  beweist,  jedei"- 
zeit  wirksam  einzusc^ireiten  in  der  I^e 
und  zwar  auf  Gnmd  des  Betrugspamgraphen 
oder  der  Bestimmungen  über  fahrlässige 
Körperverletzung  und  Tötung.  Ein  neuer 
Entwurf  tou  Vorschriften  zur  Bekämpfung 
des  Geheimmittelweeens ,  deren  wichtigste 
Bestimmungen  die  waren,  dass  kein  Ge- 
helmmittel   mit  Empfehlungen   oder  Zeug- 
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nissen  irgend  einer  Art  auf  dem  Etikett 
oder  in  der  Yerpackung  ausgestattet  sein 
darf  und  dass  den  I^uidefir^eningen  das 
Recht  zustehen  soll,  mit  ZuBtimmuDg  des 
Reiehskanzlera  bestimmt«  OeheimmittelgftDz- 
lich  vom  Tertrieb  auszuschliessen ,  wurde 
namentlich  von  der  chemischen  Induetrie 
und  dem  ArzneigroBshandel  abgelehnt.  Im 
November  1898  berief  das  Reichaamt  des 
Innern  eine  gr5ssere  Sachverständigenkom- 
mtesion  zur  Beratung  der  Fraee  zutiammen. 

4.  Arzneihandel  innerhalb  der  Apo- 
theken. Ein  drittes  Gebiet  des  Arzneiver- 
kehre beschäftigt  sich  mit  der  Abgrenzung 
derjenigen  Arzneimittel ,  welche  in  den 
Apotheken  niu-  auf  ärztliche  Verordnung 
und  derienigen,  weiche  auch  im  so^nannten 
freien  Verkauf  abgegeben  werden  dürfen. 
Durch  Bundesratsbeschluas  vom  13.  Mai  1896 
ist  diese  Materie  in  sämtlichen  deutschen 
Bundesstaaten  jetzt  einheithch  geregelt.  Wie 
hei  dem  noch  etwas  mittelalterlichen  Zu- 
schnitt Tmseres  Apothekenwesens  erklärlich, 
besteht  das  ehemals  ganz  allgemeine  Be- 
streben, die  wirtschaftliche  Thätigkeit  der 
Gewerbetreibenden  polizeilich  zu  regeln , 
fiTr  das  Äiwthekergewerbe  noch  heute  ziem- 
lich unverändert  fort  und  die  Apotheker- 
ordnungen, und  ihre  Nachträge  sind  meist 
in  diesem  Geist  gehalten.  Den  Anforde- 
rungen des  praktischen  Lebens  gegenüber 
halten  diese  Verordnungen  indes  ^■ieIfach 
nicht  Stand.  Näheres  hierüber  ist  bereits 
in  dem  Artikel  »Apotheken.  Bd.  I.  S.  433 
angeführt. 

6.  Arzneitaxen.  Der  §  80  der  Gew.-O. 
(rieht  den  deutschon  Biindegregierungen  das 
Recht  zum  Erlass  von  Apothekertaxen , 
wahrend  die  Bezahlung  der  approbierten 
Aerzte  der  freien  Vereinbarung  überlassen 
bleibt.  Von  diesem  Rechte  machen  sämt- 
liche deutsche  Regierungen  Gebrauch,  und 
es  besteht  zur  Zeit  in  Bayern,  Sachsen, 
Württemberg,  Hessen,  Preussen  mit  Ein- 
i^chluss  aller  übrigen  Staaten,  imd  ElsasS' 
Lothringen  je  eine  Arzneitaxe,  die  in  der 
Regel  alljährlich  einer  Revision  unterzc^n 
wird.  Dte  Arzneitaxen  enthalten  Ansätze; 
1)  fftr  die  Arzneiwaren:  2)  für  die  Rezeptur- 
arbeiten; 3)  für  die  Gefässe.  Der  Zweck, 
den  der  Staat  mit  Einfflhning  amtlicher 
Arzneitaxen  verfolgt,  ist  ein  doppelter;  ein- 
mal der,  das  Publikum  vor  I'ebervorteüung 
zu  schützen,  das  anderemal  der,  dem  Apo- 
theker dadurch  eine  auskömmliche  Existenz 
zu  sichern.  Früher  wm<le  noch  eine  dritte 
Absicht  mit  dem  Erläse  der  Taxen  ver- 
bunden, nämlich  die,  ein  gegenseitiges  Unter- 
bieten der  Apotheker  hei  den  Arzueipreisen 
zu  verhindern.  Diese  Absicht  ist  durch 
§  80  der  Gew,-0.,  welcher  Ermässigungen 
der  Arsneitaxe  als  zulässig  erkUM,  hinfällig 
geworden.    Der  erste  der  für  die  Einfüh- 


mng  staatlicher  Taxen  angegebenen  Gründe, 
der  Schutz  des  Publikums  gegen  Uebervor- 
teÜUDgen,  war  lange  Zeit  der  allein  mass- 
gebende gewesen;  Ärzneitaxen  bestanden 
in  Deutschland  bekanntüch  schon  seit  der 
Regierung  Kaiser  Friedrichs  11^  und  der 
Zweck  derselben  war  stets  der  gewesen, 
einer  die  Kranken  benachteiligenden  Willkür 
des  Ajwthekers  bei  der  Festsetzung  der  Arz- 
neipreise zu  begegnen.  Natürlich  entbehrten 
die  damahgen  amtlichen  Preisfestsetzungen 
bestimmter  Grundsätze  und  winden  ledig- 
lich nach  Gutdünken  getroffen.  Erst  im 
Jahre  1815  erschien  in  Preussen  eine  nach 
bestimmten,  vorher  vereinbarten  Grund- 
sätzen ausgearbeitete  Taxe.  Nach  den  im 
Jahre  1872  in  Preussen  aufgestellten  Gnmd- 
sätzen  wurden  die  Arzneipreise  im  Verhält- 
nis von  4:8  bis  4 :  12  des  Einkaufspreises 
bereclinet,  wobei  der  niedrigere  Ansatz  für  die 
teueren,  der  andere  für  die  billigeren  Aranei- 
mittel  in  Anwendung  kommt.  Diese  Grund- 
sätze haben  seit  1898  einige  Aenderungen  er- 
fahren. ¥ür  dasEndresultat  derTaxekommt 
übrigens  der  Preis  <l er  Arzneimittel  weit  we- 
niger als  die  Taxe  der  Arbeiten  (und  der  Ge- 
fässe) in  Betracht,  so  dass  der  Schwerpunkt 
derselben  nicht  in  den  Arznei-,  sondern  in 
den  Arbeitspreisen  li^.  Die  Frage,  ob  die 
deutschen  Ärzneitaxen  den  doppelten  Zweck  ■ 
der  Wahrung  der  Interes^n  des  Arznei- 
empfängers wie  des  Apothekers  in  einer 
dem  Ideale  m^lichst  nahe  kommenden 
Weise  erfilDen,  kann  im  Hinblick  auf  die 
grosse  Verschiedenheit  der  hier  in  Betracht 
kommenden  Faktoren  natürlich  nicht  ohne 
weiteres  bejaht  werden.  Die  Araneitaxen 
setzen  eine  Gleichheit  der  finanziellen  l^agi' 
aller  Arzneikäufer  einerseits  und  eine  Gleich- 
heit der  finanziellen  La^  aller  Arzneivei-- 
kanfsgeschäfte  andererseits  voraus,  die  in 
Wirklichkeit  nicht  bestellt,  und  hierin  lie^ 
eine  Fehlerquelle,  deren  Effekt  dem  Arznei- 
taxjirincip  seltet  verhängnisvoll  n-ird.  So 
schwierig,  ja  geradezu  unmöglich  es  aber 
auch  sein  dürfte,  eine  staatliche  Arzneitaxe 
namentlich  für  grössere  Gebiete  aufzustellen. 
die  weder  das  Publikum  zu  hoch  noch  der 
Ajwtheker  zu  niedrig  fin<let,  und  so  ge- 
rechtfertigt vom  theoretischen  StandpuiÄte 
es  demnach  auch  erschiene,  dem  Staate  das 
Odium  einer  niemanden  befriedigenden  Arz- 
neitaxe gänzlich  abzunehmen  und  die  hier 
in  Betracht  kommenden  Parteien  ebenso 
wie  in  anderen  Staaten  auf  den  Weg  der 
freien  Vereinbarung  zu  verweisen,  so  lässt 
sich  doch  vom  praktischen  Stantlpunkte  ans 
die  Notwendigkeit  einer  Arzneitaxe,  gleich- 
viel von  welcher  Autorität  herausgegeben, 
schon  insofern  nicht  verkennen,  als  eine 
grosse  Zahl  von  Rezepten  jährlich  für 
Rechnung  Öffentlicher  Kassen  ausfertigt 
wird,  die  vor  der  Vergebung  der  Lieferung 
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einen  Einblick  in  die  Preise  haben  mflissen, 
zu  denen  der  Apotheker  die  Arzneien  be- 
rechnet. Bei  dem  ^^rossen  Umfange,  den 
seit  EiofOhruDg  der  staatlichen  Kranken- 
Toreicherung  letztere  Form  der  Arzneiliefe- 
rung annimmt,  winl  sich  die  Notwendigkeit 
<ler  Einführung  einer  besonderen  Ka^n- 
arznetlaxe  an  Stelle  der  jetzt  gebräuchlichen, 
verschiedenen  Hilfsmittel  einer  solchen  auf 
die  Dauer  nicht  abweisen  lassen.  Eine  solche 
Taxe  könnte  zugleich  als  Qrundlage  einer 
I*rivattase  dienen,  deren  Ansätze  durch  be- 
stimnite  Zuschlage  zu  denen  der  Kassentaxe 
(je  nach  den  VermSgensverhAltnlsseu  oder 
dem  Wohnsitze  des  AizneiempfSngers)  eich 
leicht  feststellen  liessen. 

Ebenso  vie  im  Deutschen  JEteiche  er- 
lassen Oesterreich  -  Ungarn,  Ruasland  und 
die  skandinavischen  Staaten  amtliche  Arz- 
neilaxen. In  den  westUclien  Staaten  Eu- 
n>i>as  dagegen,  in  Prankreich,  England, 
Hollaa<l.  Belgien,  wie  auch  in  Italien  und 
.Spanien  i»t  man  von  der  Aufstelhing  amt- 
hcher  Taxen  gänzlich  zurückgekommen  und 
hat  (lie  Festsetzung  der  Arzneipreise  ebenso 
«■ie  ilic  aller  übrigen  Leistungen  oder  Waren 
der  freien  Vereinbarung  fiberlassen.  Die 
Anneijjreise  eind  hier  je  nach  der  mut- 
masslichen Wohlhabenheit  des  Arzneiem- 
pfäntreiis  verschieden,  was  neben  der  Ver- 
sohii»(Ienheit  des  Geldwei-tee  eine  ganz 
pe  n  a  n  e  Vergleichnng  zwischen  den  Aranei- 
IireiscQ  dieser  Staaten  und  derjenigen,  welche 
amtliche  Arzneitaxen  besitzen,  nicht  zulässt. 
Annähernd  lässt  sich  aber  feststellen,  dass 
die  Arzneipreise  in  Deutschland  durch- 
schnittlich nicht  hoher  als  die  des  Aus- 
landes sind. 

LHtcrmtar:  Böttgrr,  Dir  •■rirlwg'tmhi-hr»  Bi- 
nliKKiHHgtH  Shrr  den  Vfrlflir  mil  AnnfimillelH, 
Brrlin  lims.  —  Xetietnonn,  Drr  Vrrkrhr  mil 
ArzMi-imillrlii  und  (littfii  atwatrhalb  drrApolhekr«, 
BfrtiH  1X97.  —  .H«fMim-,  Dif  kai*eiiiehf  Vfr- 
■■flHH-g  brtrrffeHtt  dfu  Vfrkehr -mit  Artvrimitttln 
r..i»  J7.  Januar  IHW),  Ltiptig  1890.  Entirurf  tu 
'i'ii'i-  ArtHfiliLrr  aäj  Grund  afM  anfgrifelller 
Xiirinra,  BeHin  1807  (aulUeh).  —  Danfkirort. 
\':iTrMngr  lu  rinrr  Artoelluxe  iiarh  »riien 
Pfinfifiiru,  .Viiydfhtirg  1SS9. 

H.  Boenger. 
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1.  Einleitnn^.  2.  a«icbichtliche  Entwicke- 
htag.  3.  Beatimm  nagen  der  deatschen  Oe- 
werbeardniuiff.  4.  Approbationen  der  Äente. 
5.  Bestimmongeii  des  Boodesrates  über  den 
Xathweia  der  BeOhignoff.  6.  FUhrang  des 
irctlichen  Titels.  T.  Sonatiee  Bechte  derAerste. 
».  Pflichten  der  Aerzte.  9.  Taxen  für  Aerzt«. 
W.  Intentatimnle  Regehms  für  Grensbezirke. 
11.  Oi^snisatioD  des  tixtlicben  Standes.  12. 
"  '        ;  dei  fintlichen  Bemfei  in  Oeaterreicb. 


13.  Ordnang  des   SrstUchen  Benifea  in  Frank- 
reich.   15.  Ordnung  daa  Ärztlichen  Berufes  in 

England. 

1.  Einleitung.  Die  Sorge  des  Staates 
für  ein  geeignetes  ärztliches  Personal  äussert 
sich  einmal  in  der  ErrichtTing  von  Lehran- 
stalten zur  Ausbildung  der  künftigen  Aerzte, 
sodann  in  der  Regelung  der  Toraussetzuugen 
für  die  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis.  In 
leteterer  Beziehung  sind  zwei  Systeme 
mCglich.  Entweder  kann  die  Ausübung  der 
Heilkunde  lediglich  denjenigen  Personen  vor- 
behalten sein,  welche  die  (Qualifikation  als 
Aerzte  erlangt  haben.  Oder  die  Behandlung 
der  Krankheiten  wird  jedermann  freigegeben, 
der  Staat  bringt  aber  dim;h  entsprechende 
fSnrichtungen  zur  Eenntnis  des  Publikums, 
vrelche  Personen  die  Eigenschaft  approbierter 
Aerzte  besitzen.  Das  erstere  System  bestand 
früher  in  Deutschland  und  ist  jetzt  noch  in 
Oesterreicli  und  Frankreich  verbreitet, 
während  das  letztere  in  England  imd  seit 
dem  Erlass  der  Gew.-O.  vom  21.  Jiuji  1869 
auch,  in  Deutschland  sich  in  Geltung  befindet. 

2.  Geschichtliche  Entvickelnng.  Die 
Organisation  des  ärztlichen  Berufes  ist  im 
Laufe   des  Mittelalters   zunächst  auf   einer 


folgt.  Massgetiend  für  die  (jeetaltung  der- 
selben wurden  die  Statuten  der  Fäiultät 
von  Salemo  aus  dem  Jahre  1232.  Dieselben 
enthielten  Vorschriften  Über  das  Studium 
der  Medizin,  Ober  die  akademische  Doktor- 
promotion und  die  Anfänge  einer  Taxord- 
nung. Seit  dem  14.  Jahrhundert  machten 
die  städtischen  Obrigkeiten  die  Sor^e 
für  das  Heilpersonal  zu  einem  Gegenstände 
ihrer  Thätigkeit,  Es  wurden  besoldete  Stsdt- 
ärzte  angestellt,  und  da  der  Besitz  des  aka- 
demischen Doktoi^nules  nicht  immer  eine 
sichere  Garantie  für  die  Be&higung  der  be- 
treffenden Personen  bot,  wurden  besondere 
städtische  Prüfungen  eingerichtet.  Im  An- 
schluss  daran  entwickelte  sich  der  Grund- 
satz, dass  die  Ausübung  der  Heilkunde  niu- 
geprüften  Aerzten  gestattet  sei. 

Nach  dem  Vorbilde  der  städtischen  Obrig- 
keiten fingen  auch  die  Landesherren 
an,  die  Medizinal  Verwaltung  in  den  Bereich 
ihrer  Fürsorge  hineinzuziehen.  Namentlich 
geschah  dies  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
17.  Jahiiiunderts.  Die  von  den  I^ndesherren 
erlassenen  Medizinalordnungen  regelten  die 
Verhältnisse  des  gesamten  Heilpersonals. 
Die  Befugnis  zur  Ausübung  der  ärzthchen 
Praxis  wüde  von  dem  Bestehen  einer  Staats- 
prüfimg  abhängig  gemadit  Wer,  ohne  dif 
ärztliche  Prüfung  bestanden  zu  hiaben,  sich 
mit  Heilung  von  Kranken  befasste,  war  straf- 
bar (soeenaante  Enrpfuscfaerei).  IKe  Medi- 
zinalordnongen  enthielten  femer  Bestim- 
mungen über  die  Be(dite  und  Pflichten  der 
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Aerzte.  Den  Aerzten  wurde  die  Pflicht  znr 
HiUeleistuiiK  auferlegt  uod  ihre  Honorar- 
ansprOdie  fOr  geleistete  Hilfe  durch  be- 
HOQdere  Taitordnungen  geregelt  Die  Aerzte 
ätacdea  unter  der  Aufsicht  der  höheren 
Uedizinalbehörden,  nunentlich  des  Colle^nm 
medicum.  Der  Arzt  durfte  eine  Praxis  nnr 
in  demjenigen  Staate  ausüben,  in  welchem 
CT  die  Prilfung  bestanden  hatte.  Im  tlbrigen 
waren  die  verhältniBee  in  den  einzelnen 
Landern  verachieden  gestaltet.  In  einigen 
bestand  ein  freies  Niederlassungarecht,  so 
dasE  diejenigen,  welche  die  Prüfung  be- 
standen hatten,  berechtig  waren,  überall 
im  Lande  ärztliche  Fraxis  auBzuilben.  In 
anderen  wurde  den  Aerzten  der  Wohnsitz 
von  der  Regierung  angewiesen.  Diese  Grund- 
sfitze  erhielten  sich  im  wesentlichen  bis  zum 
Erlaas  der  deutschen  Gewerbeordnung. 

Neben  den  Aerzten  hatten  sich  die  Chi- 
rurgen, welche  die  äusseren  Krankheiten 
behandelten,  als  eine  besonclere  Klasse  von 
Personen  entwickelt,  welche  zunächst  ohne 
wissenschaftliche  Bildung  ihre  Kunst 
handwerksmässig  betrieben.  Durch  die 
landesherrlichen  Medizinalordnungen  waren 
sie  ebenfalls  der  Aufsicht  der  Jledizinalbe- 
harden  unterstellt  und  die  Ausübung  ihres 
Benifes  von  dem  Bestehen  einer  Prflfung 
abhängig  gemacht  worden.  Erst  in  diesem 
Jahrhuudert  hat  sich  die  Chirurgie  zu  einer 
der  inneren  Medizin  gleichstehenden  Wissen- 
schaft entwickelt.  Damit  ist  aber  die  be- 
sondere Klasse  der  Chirurgen  verschwimden 
und  die  Behandlung  der  äusseren  Krank- 
heiten in  die  Hände  der  Aerzte  übergegangen. 

3.  Bestimmnn^n  der  deutschen  Ge- 
werbeordnung. Iter  Entwurf  einer  Ge- 
werbeordnung, wie  ihn  der  Biindesrat  des 
norddeutschen  Bundes  dem  Beichstage  im 
Jahre  1868  vorlegte,  schloss  sich  in  bezug 
anf  den  Gewerbebetrieb  der  Aerzte  diirch- 
aus  dem  geltenden  Recht  an,  Rr  bestimmte, 
dass  Aerzte,  Wundärzte,  Augenärzte,  Zahn- 
ärzte und  Geburtshelfer  zur  Ausübung  ihres 
Gewerbes  einer  Approbation  bedürften,  welche 
auf  Gnind  eines  Nachweises  der  Befähigung 
erteilt  werde.  Diese  Vorschrift  wurde  in 
den  Motiven  damit  begründet,  dass  die  Ge- 
setzgebung, wenn  sie  bei  Medizinalpersonen 
anf  einen  Befähi^ngsnacfaweis  verzichten 
wollte,  in  tiefen  Widerspruch  mit  dem  öffent- 
lichen Bewusstsein  treten  und  die  Sorge 
vernachlässigen  würde,  welche  die  Staats- 
gewalt im  Litereese  des  Lebens  und  der 
Gesundheit  der  StaatsangdiOrigen  entwickeln 
müsse.  Die  einzige,  aUerdings  wesentliche 
Aenderung,  welche  der  Ent^nuf  der  Ge- 
wei'beordnung  in  Aussicht  nahm,  war  die 
ESnfiihnmg  einer  Freizügigkeit  für  die  Aerzte. 
Wer  die  Approbation  als  Arzt  erlangt  hatte, 
sdlte  berechtigt  sein,  sich  an  jedem  Orte 
des  Bundesgebietes  niederzulassen  und    ' 


selbst  ärztliche  Praxis  auszuüben.  Der  im 
Jahre  1869  nea  voi]gel^te  Entwurf  einer 
Gewerbeordnung    wiederholte    diese    Vor^ 

Schriften. 

Dieselben  fanden  jedoch  nicht  die  Billi- 
gung des  Reichstages.  In  den  Verhandlungen 
wurde  geltend  gemacht,  dass  das  Veihot 
der  Ausübung  der  Heilkunde  durch  andere 
Personen  als  approbierte  Aerzte  thatsächlich 
nicht  durchflihrtMir  und  auch  bisher  in  der 
Praxis  ^-ielfach  fibertreten  worden  sei.  Man 
könne,  so  wurde  ausgeführt,  dem  Publikum 
die  Wahl  der  Personen,  von  denen  es  sich 
bei  Krankheiten  wolle  behaudeln  lassen, 
ruhig  überlassen.  Man  habe  nur  dafllr  zu 
sorgen,  dass  dasselbe  darilber  unterrichtet 
sei,  ob  derjenige,  an  den  es  sich  wende,  die 
Eigenschaft  einer  geiirüften  Medizinalperson 
besitze.  Diese  Erwägungen  führten  zur  An- 
nahme eines  Antrages  der  Abgeordneten 
Runge  und  von  Uennig,  nach  welchem  die 
Ausübung  der  Heilkunde  freigegeben,  eine 
Approbation  aber  für  diejenigen  Personen 
vollschrieben  wurde,  welche  sich  als  Aemte 
oder  mit  gleichbedeutenden  Titeln  bezeich- 
neten odei-  seitens  des  Staates  oder  eiuei- 
Gemeinde  als  solche  anerkannt  oder  mit 
amtlichen  Funktionen  betraut  werden  sollten. 

Diese  Bestunmung  der  norddeutschen 
Gewerbeordnung  hat  mit  Ausdehnung  der- 
selben auf  die  süddeutschen  Staaten  dort 
ebenfalls  Geltung  erlang  und  ist  sclion 
durch  ein  G.  v.  15.  Juli  1872,  also  lange 
Zeit  vor  dem  Inkrafttreten,  der  ge.'iamton 
Gewerbeordnung,  auch  in  Elsass-Ijotiiringeu 
eingeführt  worden. 

Auf  die  Beschlussfaesung  des  nord- 
deutschen Reichstages  sind  namentlich  die 
Bestrebungen  der  Berliner  medizinischen 
QeseOschaft  von  Einfluss  gewesen,  welche 
die  Verpflichtung  der  Aerzte  zur  GewÄlirung 
von  Hilfe  beseitigt  wissen  wollte  und  dieses 
Ei^bnis  nm'  mit  der  Aufhebung  des  Kur- 
pfuBchereiverbotes  glaubte  erreiclien  zu 
können.  Die  SMahrnngen,  welche  man  mit 
den  jetzigen  gesetzlichen  Vorscliriften  ge- 
macht hat,  sind  aber  keineswegs  erfreuliche 
gewesen.  Der  ärztliche  Stand  ist  durcli  die- 
selben erheblich  geschädigt  worden,  und  die 
Kurpfuscherei  hat  unter  ihrer  HeiTschaft 
bedenklich  überhand  genommen.  Di^e  Auf- 
fassung ist  jetzt  in  ärztlichen  Kreispn  ziem- 
Hch  allgemein  verbreitet,  und  am  l(i.  Sep- 
tember 1897  hat  der  deutsche  Aerztetag 
sich  mit  grosser  Majorität  dafür  ange- 
sprochen, die  bisherige  Freigabe  der  ärat- 
hchen  Praxis  aufzuheben,  die  Ausübung  der 
Heilkunde  nur  approbierten  Aerzten  zu  ge- 
statten ,  die  Kurpfuscherei  wieder  unter 
Strafe  zu  stellen  und  die  Bestimmungen  der 
Gew.-O.  durch  eine  deutsche  Aerzteordnnng 
zu  ersetzen  (Münchener  medizinische  Wochen- 
schrift 1897,   S.  1052).      Die    Gesetzgebung 
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▼ird  d^ier  nicht  uidMd  können,  die  Frage, 
ob  der  bisherige  Rechtszustand  auf  die 
Dauer  haltbar  ist,  ernstlich  in  Erwägiing  zu 
öehen.  Die  Freizügigkeit  der  Äerzte  würde 
selbetverstHndlicb  auch  bei  einer  Aendening 
der  jetzigen  OesetzgebunK  beizubelialten 
sein.  Die  Pflicht  zur  HilfeleiHtUDg  braucht 
gleichfaUs  nicht  iinederbeigeetellt  zu  werden, 
da  bei  dem  grossen  Angebot  ärztlicher  Ki&fte 
uod  der  umfassenden  Sorge  fOr  die  arbei- 
tenden KlasBeo  durch  EasBenOizte  ein  Be- 
difarfois  zu  einer  derartigen  Bestünmung 
w(dd  kaum  vorhanden  ist.  Auch  Ton  den 
Aerzten  wird  eine  solche  nicht  für  notwen- 
dig erachtet. 

4.  ApprobatiODen  der  Aeizte.  Nach 
den  Vorechriften  des  §  29  der  Gew.-O.  ißt 
die  Ausübung  der  Heilkunde  jeder- 
mann freigegeben.  Einer  Approba- 
tion bedürfen  nur  diejenigen  Personen, 
welche  sich  als  Äerzte  (Wundärzte,  Augen- 
liztc,  Geburtshelfer,  Zahnarzte  und  Tier- 
ärzte) oder  mit  gleichbedeutenden  Titeln 
liezächnen  oder  seitens  des  Staates  oder 
einer  Gemeinde  mit  amtlichen  Funktionen 
betrant  werden  sollen.  Diese  Approbation 
wild  auf  Ontnd  eines  Nachweises  der 
Befähigung  erteilt;  sie  darf  nur  erteilt 
werden,  wenn  der  Nachweis  der  Befähigung 
geUefert  ist,  und  sie  muss  jedem  erteilt 
wfflden,  der  diesen  Nachweis  erbracht  hat. 
Dnr  Bundesrat  hat  die  Behörden  zn  be- 
zeichnen, welche  Approbationen  zu  erteilen 
befngt  sind,  und  die  Vorschriften  über  den 
Nachweis  der  Be&higung  zu  erlassen.  Be- 
schiflnkt  ist  er  nur  insofern,  als  die  Appro- 
Iiatioa  von  der  vorherigen  akademischen 
Dnktorpromotion  nicht  abhängig  gemacht 
werden  darf.  Dem  Bundesrat  ist  femer 
vorbehalten,  zu  bestimmen,  unter  welchen 
Voiaussctzimgen  Personen  wegen  wissen- 
schaftlich erprobter  Leistungen  von  der  vor- 
geschriebeneii  Prüfung  ausnahmsweise  zu 
entbinden  sind. 

Die  Approbation  erstreckt  ihre  Wirkung 
anf  das  ^anze  Reichsgebiet.  Wer  die 
Approbation  erlangt  hat,  kann  sich  an  jedem 
<Jrte  des  Reiches  niederlassen  und  daselbst 
nnter  der  Bezeichnung  i Arzte  ärztliche 
Praxis  ausüben.  Als  für  das  ganze  Beich 
approbiert  gelten  ferner  diejenigen  Personen, 
welche  vor  Verkündigung  der  Gewerbeord- 
nung in  einem  Bundesstaate  bezw.  im  Reichs- 
laode  Elsass-Lothringen  die  Berechtigung 
nun  Oewerbebetriebe  als  Aerzte,  Wundste, 
ZahnSrzte,  Oeburt^elfer,  Ti^firzte  erlangt 
hatten. 

Une  Zurücknahme  der  Approbation  durch 
die  Verwaltungsbehörde  ist  nur  dann  zn- 
ttesip,  wenn  entweder  die  Unrichtigkeit  der 
Xac^weiBe  daigethan  wird,  auf  Grund  deron 
die  Approbation  erteilt  worden  ist,  oder 
wenn   dem   Approbierten   die   bürgerlichen 


Ehrenrechte  aberkannt  sind,  im  letzleren 
Falle  jedoch  nur  fQr  die  Dauer  des  Ehren- 
verlustes (Gew.-O.  §  53). 

5.  BeBtimmangeD  des  Bandesrates 
über  den  Nachweis  der  Befähigung. 
Die  erste  Regelung  der  medizinischen  Prü- 
fungen fand  durch  Bundesrats  Verordnung  v. 
25.  September  1869  statt.  An  ihre  Stelle 
ist  später  die  Y.  v.  2.  Jnni  1883  (Centr.- 
Bl.  S.  191  ff.)  getreten.  Letztere  hat  aber 
durch  die  Y.V.  v.  25.  März  1885  (Centr.-Bl. 
S.  75),  2.  April  1885  (Centr.-Bl.  S.  144), 
25.  April  1887  (Centr.-Bl.  S.  llOff.),  bereits 
wieder  verscliiedene  Abändei-ungen  erfohren. 

Nach  Maasgabe  dieser  B^tiinmungen 
sind  zur  Erteilung  der  Approba- 
tionen befugt:  1)  die  CentraltehOrden 
derjenigen  Bundesstaaten,  welche  eine  oder 
mehrere  Landesuniversi  täten  haben,  mithin 
zur  Zeit  die  zuständigen  Ministerien  des 
Königreichs  Preussen,desEönigreichB  Bayern, 
des  Königreichs  Sachsen,  des  Königreichs 
Württemberg,  des  Grossherzogtums  Baden, 
des  Grosaherzogtums  Hessen ,  des  Gross- 
herzoetums  Mecklenbui^-Schwerin  und  in 
Gemeinschaft  die  Ministerien  des  Groas- 
herzogtums  Sachsen  und  der  sächsischen 
Herzogtümer ;  2)  das  Ministerium  für  Elsass- 
Lothringen. 

Die  Approbation  wird  demjenigen  erteilt, 
der  die  ärztliche  Prüfung  vollständig 
bestanden  hat  Die  Prüfung  kann  vor  jedei- 
ärztlichen  Prüfungskommission  bei  einer 
Universität  des  Deutschen  Reiches  abgelegt 
werden.  Die  Kommission  wird  von  der 
zur  Erteilung  der  Approbation  berechtigten 
Behörde  für  jedes  Prüfungsjahr  nach  An- 
hörung der  medizinischen  Fakultät  aus  ge- 
eigneten Fachmännern  ernannt.  Die  Voraus- 
setzungen der  Zulassung  zur  Prüfung  sind: 

1)  das  Zeugnis  der  Reife  von  einem  huma- 
nistischen Gymnasium  des  Deutschen  Reiches. 

2)  der  durch  üniversitätsabgangszeugnisse 
zu  fühlende  Nachweis  eines  medizinischen 
Studiums  von  mindestens  neun  Halbjahren 
auf  Universitäten   des   Deutschen  Reiches; 

3)  der  Nachweis,  dass  der  Kandidat  bei 
einer  Universität  des  Deutschen  Reiches  die 
ärztliche  Vorprüfung  vollständig  bestanden 
und  demnächst  noch  mindestens  vier  Halb- 
jahre dem  medizinischen  Universitätsstiidium 
gewidmet  hat;  4)  der  Nachweis,  dass  der 
Kandidat  mindestens  je  zwei  Ilalbjahre  hin- 
durch an  der  chirurpschen,  medizinischen 
und  geburtshilfhchen  Khmk  als  Praktikant 
teilgenommen,  mindestens  je  zwei  Kreissende 
in  Gegenwart  des  Lehrers  oder  Assistenz- 
arztes selbständig  entbunden,  ein  Halbjahr 
als  Praktikant  die  Klinik  für  Augenkrank- 
heiten besucht,  am  praktischen  Unterricht 
in  der  Impftechnik  teilgenommen  und  die 
zur  Ausübung  der  Impfung  erforderiichen 
technischen  Fertigkeiten  erworben  hat    Die 
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Prüfling  Hinfasst  folgende  Abschnitte:  1)  lUe 
aoatomiache  Prüfniig,  2)  die  physiol(^ische 
Prüfung,  3}  die  Prüfung  in  der  patholt^- 
schen  Anatomie  nnd  der  aUgemeiaen  Patho- 
l(^e,  4)  die  cfairurgjscli-  ophthalmiatriBche 
Prüfling,  5)  die  medizinisclie  Prüfung,  6) 
die  geburtshilflich-^oäkologische  PriÜuDg, 
7)  die  PrOfnug  in  der  Hygiene,  lieber  die 
Art  und  den  UmiaDg  der  in  den  einzelnen 
Prüfungen  darzulegenden  Kenntnisse  enthält 
die  Verordnung  n^ere  Bestimmungen.  Zu 
dem  Abschnitt  II  der  Pi-üfung  wird  nur 
zugelassen,  wer  den  Abschnitt  I,  zu  Ab- 
schnitt m — Vn  nur  derjenige,  fler  den  Ab- 
dchuitt  I  und  II  bestanden  hat.  Das  Nicht- 
bestehen eines  der  Abschnitte  Ili— Vil  hat 
zur  Folge,  dass  die  Prfifung  in  demselben 
wiederholt  wenien  muss.  Wer  bei  der 
Wiederhohmg  einer  Prüfung  dieselbe  nicht 
besteht,  ynri  zu  einer  weiteren  Prüfung 
nicht  zugelassen.  Ausnahmen  können  nur 
aus  besonderen  Gründen  vom  Beicbshanzler 
in  Uebereinstimmuiig  mit  der  zuständigen 
Landescentralbebörde  zugelassen  werden. 

üeber  die  medizinische  Vorprü- 
fung ist  eiue  besondere  Buudesrateverord- 
nung  vom  2.  Juni  1883  ergangen  (Centr.- 
Bl.  S.  198),  welche  durch  V.  v.  17.  Januar 
1888  (Centr.-Bl.  S.  9}  eine  Abänderung  er- 
fahren hat  Die  Prüfung  kann  mur  vor  der 
ftUfungskonunisBion   derjenigen   Universität 


bei  welcher  der  Studierende  immatrüiiliert 
ist  Die  Prilfungskoimnission  besteht  aus 
dem  Dekan  der  mediziniselien  Fakultät  als 
Vorsitzenden  nnd  aus  Universilätslelirem 
der  Fächer,  welche  Gegenstand  der  Prüfung 
sind.  Sie  wird  jährlich  von  der  zur  Er- 
teilung der  Approbationen  borechtigleii  Be- 
hörde nach  Anhörung  der  medizinischen 
Fakultät  berufen.  Die  ZulassuDg  zur  Priifung 
ist  bedingt:  1)  durch  das  Zeugnis  der  Reife 
von  einem  humanistischen  Gymnasium  des 
deutschen  Reiches,  2)  durch  den  Nachweis 
eines  medizinischen  Studiums  von  mindestens 
vier  Halbjahren  auf  Universitäten  des  Deut- 
schen Reiches.  Die  Prüfung  erstreckt  sich 
auf  Anatomie,  Physiologie,  Physik,  Chemie, 
Botanik  und  Zoologie ;  doch  werden  Botanik 
und  Zoologie  als  ein  Gesamtfaeh  behandelt. 
Wer  die  Prüfung  in  einem  dieser  Fächer ', 
nicht  besteht,  muss  sich  einer  Wiederholung  ■ 
derselben  unterziehen. 

Approbationen  für  Specialfächer 
werden  nicht  erteilt  Nm'  füi' Zahnärzte 
ist  eine  besondere  Prüfung  vorgeschrieben, 
für  welche  jetzt  die  Vorschriften  der  Bundes-  ; 
ratsverordnung  vom  5.  Juli  1889  (Centr.-Bl. ' 
S.  417  ff.)  massgebend  sind.  Die  Prüfung 
ist  vor  den  für  die  Prüfungen  der  Aerzte 
bestehenden  Kommissionen  abzulegen,  denen 
für  diesen  Zweck  mindestens  ein  praktischer 
Zahnarzt   beizuordnen   ist.     Die  Zulassung 


zur  Prüfung  ist  t)edingt :  1)  durch  den  Nach- 
weis der  Reife  für  die  Prima  eines  doutsclien 
Gymnasiums,  2)  mindestens  einjähriger  prak- 
tischer Thätigkeit  bei  einer  zahntoüichen 
höheren  Ijchraustalt  oder  einem  approbierten 
Zahnarzt,  3)  einem  zahnärztlichen  Studium 
von  mindestens  vier  Halbjahren  auf  Univer- 
sitäten des  Deutschen  Reiches.  Die  Prüfimg 
erstreckt  sich  teils  auf  allgemeine  medizini- 
sche Kenntnisse,  teils  auf  solche,  welche 
dem  specielien  Bereiche  der  Zahnheilkimde 
angehören.  Approbierte  Aerzte,  welche  die 
Approbation  als  Zahnärzte  zu  erlangen 
wünschen,  brauchen  nur  die  speciell  zahn- 
ärztlichen Teile  der  Prüfung  zu  atisolvieren. 

6.  FüfaroBg  des  Srzdichen  Titel)«. 
Die  approbierten  Personen  sind  allein  befugt, 
räch  ab  Arzt  oder  mit  einem  gleich- 
bedeutenden Titel  zn  bezeichnen.  Wer 
ohne  approbiert  zu  seiu  sich  als  Arzt  be- 
zeichnet oder  siclL  einen  ähnlichen  Titel 
beilegt,  durch  den  der  Glauben  enveckt 
wird,  der  Inhaber  desselben  sei  eine  ge- 
prüfte Uedizinalperson,  wird  mit  Geldstrafe 
bis  zu  dreihundert  Kark,  im  UnvermögeiLS- 
falle  mit  Haft  bestraft  (Gew.-O.  §  147  Nr.  3l. 

Als  gleichbedeutende  Titel  nennt 
die  Gewerbeordnung  ausdrücklich  die  Be- 
zeichnungen :  Wundarzt ,  Geburtshelfer, 
Augenarzt,  Zahnarzt  Diese  Erwähnung  soll 
jedoch  keine  vollständige  Aufzählung  ent- 
halten. Unter  die  Bestunmimgen  der  Ge- 
werbeordnung fallt  auch  jede  andere  Be- 
zeiciinung,  welche  geeignet  ist,  den  Glauben 
zu  erwecken,  der  Inhaber  sei  eine  geprüfte 
Medizinalperson.  Die  i'iage,  ob  ein  ange- 
nommener Titel  dazu  geeignet  wai',  miL'iS 
im  einzelnen  Falle  nach  richterlichem  Er- 
messen entschieden  werden.  Von  wesent- 
licher Bedeutung  ist  die  Frage,  in  welchem 
Umfange  die  Führung  des  Doktortitels 
iils  strafbar  erachtet  werden  muss.  Zweifel- 
los fällt  die  unberechtigte  Führung  des- 
selben unter  die  Strafbestimmung  des  S  3U0 
Kr.  8  des  RStr.G.B.,  welche  die  unbefugte 
Annahme  von  Titeln  mit  Geldstrafe  bis  üu 
einhundertfflnfzig  Mark  oder  mit  Haft  be- 
droht. Dagegen  entsteht  die  Frage,  ob  die 
unberechtigte  Annahme  des  Doktortitels  auch 
mit  der  in  g  147  der  Gew.-O.  angedrohten 
höheren  Geldstrafe  von  dreihundeit  Mark 
bestraft  werden  darf.  Diese  Frage  ist  zu 
bejahen.  Da  es  in  dem  grössten  Teile  von 
Deutschland  üblich  ist,  den  Arzt  als  ^Dok- 
ter<  zu  bezeichnen,  so  kann  die  Annahme 
des  Doktertitels  in  dem  Publikum  allerdings 
den  Glauben  erwecken,  die  beti-effende 
Person  sei  eine  geprüfte  Medizinalperson. 
Dies  ist  auch  sowohl  in  der  Rechtsprechung 
des  Reichsgerichts  (Entscheidungen  in  Straf- 
sachen Bd.  I,  S.  117  ff.)  als  von  der  über- 
wiegenden Zahl  der  Schriftsteller  anerkannt 
wonlen  (Cohn  a.  a  0.  S.  ftiOEf^  Meves 
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a.  a.  0.  S.  68,  69.  Zorit,  Staateredit  des 
Deutschen  Reiches  Bd.  U,  S.  481.  Jolly 
bei  Schönberg  m,  S.  941,  in  v.  Stengels 
Wörterbuch  (lee  deutschen  Verwaltungs- 
rechtee  Bd.  I,  S.  89).  Die  entgegengesetzte 
Meinung  von  M.  Seydel  (in  Bjrths  Ännalen 
a.  a.  O.  S.  638  Anm.  2)  stützt  sich  daiauf, 
tiaes  die  Qewerbeordnung  die  Promotion  als 
etwas  für  die  Approbation  Unerhebliches 
bezeichne,  der  Titel  Dr.  med.  also  objek- 
tiv nicht  als  Bezeichnung  einer  geprüften 
MediänalpersoQ  erscheine.  Hierauf  legt  aber 
die  Geweibeordnung  kein  Gewicht,  sondern 
nur  d&nuif,  ob  durch  die  Bezeichnung  der 
Glauben  erweckt  werden  kann,  der  In- 
haber sei  eine  geprüfte  Uedizinalperson. 
Dagi^en  kann  die  berechtigte  Führung 
des  Doktortitels  entgegen  der  Meinung  ver- 
^hiedener  Schriftsteller  (Meves  o.  a.  0., 
Jollv  a.a.  0.,  COrniBDu  in  der  juristischen 
Zeitschrift  filr  Elsass-Lothiingen  Bd.  XV, 
8.  426,  Schenkel,  Konunentar  zur  Gew.-O. 
■_'.  AufL  zu  §  147  Nr.  11,  Zehnter,  Die 
FÖhning  zahnärztlicher  Titel,  S.  85ff.)  nicht 
für  striubar  erachtet  werden,  auch  wenn 
derselbe  in  eine  Beziehung  zur  Ausübung 
der  Heilkunde  gesetzt  wird.  Eine  Strafbar- 
keit kSnnte  höchstens  dann  eintreten,  wenn 
dicrcb  den  Zusatz  >Dr.  med.«  zu  einem 
a  n  d  e  r  e  n  ron  dem  Bcti«ffenden  unberechtigt 
^führten  Titel  die  Meinung  erweckt  würde, 
er  sei  eine  geprüfte  Medizinalperson.  In 
diesem  Falle  würde  aber  nicht  die  Führuug 
des  DoktOTtitels,  sondern  die  des  anderen 
Titels,  Ober  dessen  Bedeutung  durch  den 
Xaeatz  Dr.  med.  eine  irrtümliche  Auffassung 
herbeigeführt  werden  sollte,  die  Strafbarkeit 
begründen.  Von  dieser  Anschauung  geht 
auch  die  vorher  en»'ähnte  Entscheidung  des 
Reichsgerichtes  aus  (Entscheidungen  in  Straf- 
sachen Bd.  I,  S.  117  ff.).  Ob  der  Grundsatz 
in  dem  dort  behandelten  konkreten  Falle 
eine  richtige  Anwendung  gefunden  hat,  mag 
hier  ausser  Betracht  bleiben. 

I^  die  Prüfung  für  Aerzte  und  Zahn- 
ärzte eine  vöUig  verschiedene  ist,  so  dürfen 
i^ich  weder  approbierte  Aerzte  als 
Zahnärzte  noch  approbierte  Zahn- 
ärzte als  Aerzte  bezeichnen.  Zuwider- 
handlungen unterliegen  der  Stiafe  des  §  147 
Sr.  3  der  Gew.-O. 

7.  Sonstige  Rechte  der  Aerzte.  Ab- 
gesehen von  dem  Rechte  der  Führung  des 
ärztlichen  Titels  gemessen  die  approbierten 
A«zte  noch  einige  anderweite  Vorrechte. 
Sie  dleta  dürfen  vom  Staate  oder  von  einer 
liemeinde,  unter  welchen  B^riff  auch 
Ikoininunatverbände  höherer  Ordnung  fallen, 
mit  amtlichen  Funktionen  betraut 
weiden  (Gew.-O.  §  29).  Diese  Bestimmung 
entUH  ein  Verbot  für  die  Staaten  und  Eommu- 
naiverbfiDde,  anderen  Personen  als  approbier- 
t<^  Aerzten  amtliche  Befugnisse  zu  Übertragen. 


Wenn  auch  die  Ausübung  der  Heilkunde 
im  allgemeinen  jedermann  freigegeben  ist, 
so  sind  doch  gewisse  Thätigkeiten  reichs- 
gesetzlich ausschliesslich  den  approbierteik 
Aerzten  vorbehalten.  Sie  allein  dürfen  die 
Heilkunde  im  Umherziehen  aus- 
üben (Gew.-O.  §  56a);  sie  allein  sind  be- 
fugt, Impfungen  vorzunehmen  (Impfg. 
V.  8.  April  1874  §  8). 

Ausserdem  sind  den  Aerzten  durch 
Reichsgesetze  noch  gewisse  andere  Yor- 
rechte  beigelegt  worden.  Sie  bleiben 
straffrei,  wenn  sie  bei  einem  Zweikampfe 
zum  Zwecke  der  Hilfeleistung  zugezogen 
sind  (R.StG.B.  §  209).  Sie  können  doB  Amt 
eines  Schöffen  oder  Geschworenen  ablehnen 
rtl.-Ger.-Verf.-G.  §§  35,  85).  Sie  sind  im 
Strafprozess  zur  "Verweigerung  des  Zeug- 
nisses hinsichtlich  desjenigen  berechtigt, 
was  ihnen  bei  Ausübung  ihres  Berufes  an- 
vertraut ist,  vorausgesetzt,  dass  sie  nicht 
von  der  Verpflichtung  zur  Verschwiegenheit 
entbunden  smd  (R.Str.P.0.  §  52).  Auch  im 
Ctvilprozess  dürfen  sie  das  Zei^nis  in  Bezug 
auf  solche  ThatsadLen  ablehnen,  welche 
ihnen  kraft  ihres  Standes  oder  Gewerbes 
anvertraut  sind  und  deren  (}eheimhaltuug 
durch  die  Natur  derselben  geboten  ist  (R. 
CP.O.  §  348).  Die  zur  Aueübung  ihres 
Berufes  erforderlichen  Gegenstände  und  an- 
ständige Kleidung  müssen  ihnen  bei  der 
Pfändung  im  ZwangsvollstreckungsTerfahren 
belassen  werden  (RC.P.O.  §  715).  Ihre 
taxmfissigen  Forderungen  wegen  Eur-  und 
Pflegekosten  aus  dem  letzten  Jahre  ge- 
niesscn  einen  Vorzug  im  Konkurse  (Konk.- 
0.  §  54).  Die  zur  Ausübung  ihres  Berufes 
erforderlichen  Pferde  dürfen  im  Frieden 
und  Kriege  für  Zwecke  der  Miütän'cr- 
waltimg  nicht  in  Anspruch  genommen 
werden  (R.G.  Ober  die  Kriegsleistungen  v. 
13.  Juni  1883  g  25.  R.G.  Ober  die  Satmal- 
leistungen  für  die  bewaffnete  Macht  im 
Frieden  v.  13.  Februar  1885  §  3). 

Den  Reichsgesetzen  treten  er^nzend  die 
Vorschriften  des  Landesrechtes 
hinzu.  Da  die  Gew.-O.  nur  die  Zulassung 
zur  Ausübung  der  Heilkunde  regelt,  so  sind 
in  allen  anderen  Beziehungen,  soweit  nicht 
die  spätere  Eeichsgesetzgebung  an  einzelneu 
Punkten  eingegriffen  hat,  die  Bestimmimgeu 
der  Ijandesgesetzgebungen  in  Kraft  ge- 
blieben. Nach  Massgabe  des  Landesrechtes 
sind  die  Aerzte  in  der  Regel  befugt,  die 
Apotheken  zum  Verkauf  stärker  wirkender 
Arzneien  zu  ermächtiren.  Sie  haben  das 
Recht,  unter  gewissen  Voraussetzungen  und 
in  beschränktem  Umfange  Arzneien  zu  ver- 
kaufen. Auch  ist  ihnen  meist  das  Reclit 
beigelegt  worden,  gewisse  öffentliche  Aemter 
abzulehnen. 

8.  Pflichten  der  Aerzte.  Die  Pflicliten 
der  Aerzte  bestimmen  sich  ebenfalls  teils 
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nach  Reicherecht,  teils  nach  Landes- 
recht. 

Durch  die  früherea  landesgeBetzlichen 
Bestimmungen  war  den  Aerzten  oft  unter 
Androhung  von  Strafeu  eine  Pflicht  zur 
Hilfeleistung  auferlegt  Diese  Bestim- 
mungen sind  durch  die  Beichs^setzgebung 
aiifeehoben  (Gew,-0.  §  144).  Es  ist  dem- 
nacn  kein  Arzt  mehr  verpflichtet,  dem- 
jenigen, der  seine  Hilfe  in  Äaspruch  nimmt, 
dieselbe  zu  leisten.  Nur  bei  Unglllckefillen 
oder  gemeiner  Gefahr  kann  ein  Arzt,  wie 
jede  andere  Person,  von  der  Polizeibehörde 
zur  Hilfe  aufgefordert  werden  und  ist  ver- 
pflichtet, dieser  Aufforderung  zu  entsprechen, 
■wenn  er  derselben  ohne  erhebliche  eigene 
Gefahr  genügen  kann  (B,Str.G.B.  §  360 
Nr.  10). 

Die  anderweiten  reichsgesetzlichen 
Pflichten  der  Aerzte  sind  folgende:  Sie 
mlissen  Zengnisse,  welche  sie  über  den  Ge- 
sundheitszustand eines  Menschen  zum  Ge- 
brauche bei  einer  Behörde  oder  Versiche- 
mngsgeseilachaft  abgeben,  nach  bestem 
Wissen  orteilen,  widrigenfalls  sie  mit  Ge- 
fängnis von  einem  Monat  bis  zu  zwei  Jahren 
bestraft  werden  (R.Str.ß.B.  §  27S).  Es  ist 
ihnen  bei  Geldstrafe  bis  zu  1500  Mark  oder 
Gefängnisstrafe  bis  zu  drei  Monaten  ver- 
boten ,  Privatgeheimnisse  zu  offenbaren, 
welche  ihnen  kraft  ihres  Benifes  anvertraut 
sind  (RStr.G.B.  §  300).  Der  bei  einer  Ge- 
burt auwesende  Arzt  ist  bei  Verhitidernng 
des  ehelichen  Vaters  und  der  Hebamme 
verpflichtet,  die  gesetzhch  vorgeschriebene 
Anzeige  Über  die  betreffende  Geburt  dem 
Standesbeamten  des  Bezirkes  zu  erstatten 
(R.G.  über  die  Beurkundung  des  Personen- 
standes und  die  Elieschliessimg  v.  6.  Februar 
1876  §  18). 

Kacb  Landesrecht  sind  die  Aenrte 
in  der  Regel  verpflichtet,  von  dem  Äus- 
bnieh  ansteckender  Krankheiten  Anzeige  zu 
machen  und  ihren  Wohnort  bezw.  Ver- 
äjidenmgen  desselben  der  Behörde  anzu- 
zeigen. Dagegen  besteht  für  Aerzte  keine 
reiehsgesetzTiche  Pflicht  ziu-  Anzeige  ihres 
Gewerbebetriebes,  da  die  Vorachriiten  der 
Gew.-O.  über  die  Anzeigepüidit  der  Gewerbe- 
treibenden auf  sie  keine  Anwendung  finden. 

9,  Taxen  für  Aerzte.  Die  Bezahlung 
der  Aerzte  für  ihre  Leistungen  unterliegt 
der  freien  Vereinbarung.  Von  den  Central- 
behörden  können  allerdings  Taxen  fest- 
gesetzt werden,  aber  diese  dienen  nur  als 
Norm  für  streitige  Fälle  in  Ermange- 
lung einer  VereinbMimg  (Qew.-O,  §  80). 
Dem  Arzte  bleibt  es  also  UDbenonunen,  so- 
wohl mehr  als  weniger  zu  fordern,  als  die 
Taxe  beträgt,  wenn  er  ach  mit  der  Gegen- 
partei darüber  verständigt  Die  vor  dem 
Inkrafttreten  der  Gew.-O.  eingeführten  Taxen 
sind  auch  nach    dem  Erlass  derselben  als 


fortbestehend  anzusehen,  so  lange  sie  nicht 
durch  eine  ausdrückliche  Verfügung  auf- 
gehoben werden. 

10.  Intematioiiale  Regelung  tEr  Grenz- 
bezirke. Die  von  einem  Lande  erteilte 
Befugnis  zur  ATiaübung  der  ärztlichen  Praxis 
hat  nur  für  das  betreffende  Land  Wirkung. 
Die  in  Deutschland  approbierten  Aerzta  sind 
daher  auf  Gnmd  ihrer  deutschen  Appro- 
bation nicht  berechtigt,  in  ausserdeutächen 
Ländern  ärztliche  Praxis  zu  betreiben. 
Andererseits  besitzen  Personen,  welche  in 
anderen  Lihidcm  als  Aerzte  anerkannt  sind, 
nicht  die  Befugnis,  in  Deutschland  imt«r 
der  Bezeichnung  »Arzt«  Heilkunde  auszu- 
üben. Für  Grenzbezirke  besieht  aber 
häufig  das  Bedürfnis,  bei  Ausübung  der 
ärztlichen  Praxis  aus  dem  Bereiche  des 
einen  Staates  in  den  des  anderen  überzu- 
greifen. Deshalb  empfiehlt  sich  für  solche 
Gebiete  eine  vertragsmässige  Rege- 
lung. In  Erwägung  dieser  Gesichtspunkte 
hat  das  Deutsche  Keich  mit  einer  Reihe 
von  Nachbarstaaten  Konventionen  über  die 
gegenseitige  Zideissuiig  der  an  der  Grenze 
wohnhaften  Medizinalpersonen  zur  Aus- 
übung der  Praxis  abgeschlossen ,  so  mit 
Belgien  am  7.  Februar  1873  (ILG.Bl.  1873 
S.  55  ff.),  mit  den  Niederlanden  am  11.  De- 
zember 1873  (R.G.B1.  1874  S.  99  ff.),  mit 
Oesterreich-Ungarn  am  30.  September  188'J 
{R.G.B1.  1883  S.  38  ff.),  mit  Luxemburg  am 
4.  Juni  1883  (R.G.Bl.  8.  19  ff.),  mit  der 
Schweiz  am  29.  Februar  1884(R.G.B1.  S.  45  ff.). 
Nach  Massgabe  dieser  Vertrüge  können  die 
Aerzte  des  einen  Teds,  welche  in  der  Sähe 
der  Grenze  wohnhaft  sind ,  ihre  Berufs- 
thätigkeit  auch  in  den  naiie  der  Grenze  be- 
legenen Orten  des  anderen  Teils  in  gleichem 
Umfange,  wie  ihnen  dies  in  der  Heimat  ge- 
stattet ist,  ausüben.  Zur  Selbst  Verabreichung 
von  Arzneimitteln  an  Kranke  sollen  sie  je- 
doch luu-  im  Falle  drohender  Lebensgef^ 
befugt  eein.  Zur  dauernden  Niederl^mig 
im  Nachbarlande  sind  sie  nur  dann  be- 
rechtigt, wenn  sie  sich  der  daselbst  gelten- 
den Gesetzgebung,  insbesondere  einer  noch- 
maligen IVüfung  unterwerfen.  Bei  Aus- 
übung ihres  Berufes  im  Nachbarlande  haben 
sie  sich  nach  den  daselbst  bestehenden  ge- 
setuhcheu  Vorschriften  zu  richten. 

11.  Organisation  des  ärzUichen  Stan- 
des. In  ärztlichen  Kreisen  ist  derWunscli 
hervorgetreten,  die  Reich sgesetzgehung  möge 
eine  einheithche  Organisation  des  ärztlichen 
Standes  für  das  ganze  Reich  herbeiführen 
imd  zu  diesem  Zwecke  eine  deutsche 
Aerzteordnung  erlassen.  In  allen  deut- 
schen Staaten  sollten  ärztliche  Standesver- 
tretungen  errichtet,  denselben  eine  Dis- 
dplinargewatt  über  die  Aerzte  eingeräumt 
und  zur  Vertretung  der  Aerzte  bei  den 
obersten     ReichsbehOrden     ein     Centralaus- 
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schuss  eineeeetzt  werden  (v^i.  die  Beschlüsse 
des  deutfldien  Aerztetages  im  Jahrb.  f.  Gob. 
u.  Verw.  6,  S.  233  ff.  uod  die  Ausführungen 
des  Abgeonlneten  Dr.  Oraf-Elberfeld  in  der 
Sitznog  des  prenssischen  Abgeordnetenhauses 
TOm  9.  Februar  1884,  Sten.  Ber.  Bd.  H, 
S.  1336  ff.).  Auch  der  fieichstag  hat  sich 
bei  Gelegenheit  der  Beratang  der  Gewerbe- 
ordnungsnorelle  von  1883  xflr  den  Erlass 
«iner  deatschen  Aerzteordnung,  durch  welche 
den  Organen  der  Bemfsgenossen  eine  ehren- 
gerichmche  Stmfgewalt  Ober  dieselben  bei- 
gelegt werde,  ansgeeprochen  (Sitzung  vom 
1.  Jnni  1883,  Sten.  Ber.  Bd.  IV,  S.  2762). 
In  der  That  IBesl  sich  nicht  leuenen,  dass 
für  eine  derartige  Einrichtung  sehr  gewich- 
tige GrQnde  sprechen.  Der  Arzt  ist  kein 
gewfihidicher  Gewerbetreibender.  Bei  der 
Ausübung  der  ärztlichen  Praxis  kommen 
Gesichtspunkte  des  Öffentlichen  Rechtee  und 
der  allgemeinen  Sicherheit  in  Betracht.  Die 
Natur  des  ärztlichen  Berufes  legt  dem  Arzte 
besondere  Bemfapf lichten  auf,  deren  Be- 
obachtung überwacht,  deren  Verletzung  dis- 
dplinarisch  verfolgt  werden  muss-  Die 
Handhabung  dieser  DiscipJin  kann  aber,  da 
die  Disciplinaigewait  der  oberen  Medizinal- 
behOrden  über  die  Aerzte  weggefallen  und 
an  deren  Wiederherstellung  schwerhch  zu 
denken  ist,  nur  korporativen  Organen  an- 
Tratraut  werden,  welche  aus  dem  Aeizte- 
stande  selbst  hervoi^hen.  Der  geschftfts- 
fahrende  Ausechuss  des  deutschen  Aerzte- 
vereiusbundcs  hatte  gegen  Ende  der  i 
Jahre  an  den  Reichskanzler  das  Gesuch  ge- 
richtet, die  Vorlegung  einer  die  gesamt« 
rechtliche  Stellung  der  Aerzte  regelnden 
deutschen  Aerzteordnung  veranlassen  zu 
wollen.  Dieses  Gesuch  wurde  aber  durch 
Bescheid  vom  3.  Mai  1889  ablehnend  be- 
antwortet und  zwar  mit  der  Motivierung, 
dass  hinsichtlich  des  Erwerbes  und  der  Ent- 
siefaung  der  Approbation  sowie  der  damit 
verbundenen  Rechte  die  reich^;esetzlichen 
Vorscliriften  ausreichten,  während  der  weitere 
Ausbau  der  Organisation  des  ärztlichen 
Standes  luoSchst  der  Landesgesetzgebung 
Qberlassen  bleiben  könne. 

So  bestehen  Ober  die  Organisalion  des 
Srztlichen  Standes  nur  landesgesetz- 
liche  Vorschriften,  welche  zum  Teil 
aas  ftlterer,  zum  Teil  aus  neuerer  Zeit 
Btanuuen.  Standesvertretungen  sind 
TOTfaauden  in  Preussen  (V.V,  v.  25.  Mai  1887, 
«.  Januar  1896,  20.  Mai  1B98X  Bayern  (V. 
V.  9.  Juli  1893),  Sachsen  (G.  v.  23.  März 
1896,  Äusf.-V.  von  demselben  Datum), 
Württemberg  (V.  y.  30.  Dezember  1875), 
Baden  (V.V.  v.  7.  Oktober  1864,.  6.  De- 
zember 1883),  Hessen  (V.  v.  28.  Dezer 
1876),  Oldenbui^  (seit  1892),  Braunschweig 
(kraft  älterer  B^timmungen  des  Medizinat- 
V.  25.  Oktober  1865,  welche  durch 


die  Vorschriften  der  Gew.-O.  modifiziert 
worden  sind),  Hambuig  (seit  1,  Januar  1895) 
und  Elsass-Lothringen  (V.  v.  13.  Juni  1898). 
(Vgl.  Münchener  medizinische  Wochen- 
schrift 1896  S.  415).  Die  Büdung  dieser 
Vertretungen  erfolgt  in  einzelnen  lAndem. 
nämlich  in  Bauern,  Sachsen,  Württemberg 
und  Hessen  in  der  Weise,  dass  die 
Aerzte  des  lindes  zu  Bezirks-  oder  Kreis- 
vereinen  zusammentreten.  Der  Beitritt  zu 
den  betreffenden  Vereinen  ist  meist  frei, 
doch  müssen  diejenigen  Aerzte,  welche  sich 
zu  denselben  melden,  aufgenommen  werden ; 
ausgeschloesen  dürfen  höchstens  diejenigen 
werden,  denen  die  bürgerlichen  Ehrenrecnt« 
entzogen  sind  oder  welche  sich  in  Konkurs 
befinden.  Kur  in  Sachsen  findet  ein  Zwang 
nun  .Beitritt  statt.  Die  Vereine  wählen  die 
Mitglieder  des  ärztlichen  Ausschusses  oder 
der  Aerztekanuner.  In  den  übrigen  Ländern 
also  in  Preussen,  Baden,  Oldenbuig,  Braun- 
schweig, Hamburg  und  Elsass-Lothringen 
ist  von  einer  gesetzlich  geregelten  Bildung 
ärztlicher  Vereine  abgesehen.  Die  Aerzte- 
kammern  bezw.  der  I^ndesausschuss  werden 
von  sämtlichen  Aerzten  gewählt. 

In  Preussen  besteht  für  jede  Provinz 
eine  Aerztekammer ,  aus  Delegierten  der 
Aerztekanuuern  wird  der  Aerzt^ammeraus- 
schuss  mit  dem  Sitz  in  Berlin  gebildet  In 
Bayern  ist  in  jedem  Kegierungsbezirfc  eine 
Aerztekammer,  in  Sachsen  in  jedem  Re- 
gierungsbezirk ein  Kreis  verein  aansechuss  vor- 
handen. In  den  übrigen  Ländern  besteht 
dagegen  nur  eine  Aerztekammer  bezw.  ein 
Landes-  oder  Centralausschuss,  der  seine 
Thätigkeit  auf  das  ganze  Land  erstreckt 
Die  betreffenden  Organe  haben  die  Aufgabe, 
bei  solchen  fragen  mitzuwirken,  welche  den 
ärztlichen  Benif,  die  Stiuidesinteressen  der 
Aerzte  und  die  öffentliche  Gesundheitspflege 
betreffen.  Sie  können  sowohl  von  der  Re- 
gierung zu  gutachtlichen  Aeusserungen  ver- 
anlasst werden  als  ihrerseits  Anträge  an 
dieselbe  richten.  Auch  findet  eine  Zu- 
ziehung derselben  oder  wenigstens  einzelner 
Vertreter  bei  wichtigeren  Beratungen  der 
höheren  Medizinalbehörden,  namentlich 
solchen,    welche    sich  auf   öffentliche   Ge- 


der  Aerzte  beziehen,  statt. 

In  einigen  der  genannten  Staaten,  näm- 
lich in  Sachsen,  Baden,  Braunsc^weig  und 
Hambuig  ist  den  Standes  Vertretungen  oder 
den  aus  dfeii selben  hen'orgehenden  Aus- 
schüssen .bezw.  Ehrengerichten  eine  Di  sei - 
p.linargew.alt,  über  die  Aerzte  einge- 
rilumt.  Dieselben  kOnnen  gegen  Aerzte 
wegen  Vernachlässigung  der  BerufspDichten 
oder  wegen  unwürdi^n  Verhaltens  War- 
nungen, Verweise  sowie  Geldstrafen  bis  zu 
einem  Maximalbetrage  verhängen  und  Urnen 
das  Wahlrecht   bezw.  die  Wählbarkeit  .ent- 


zweite Anfltce.  II. 
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Arzt 


üieheii.  In  Barten  ist  dem  Landesaiisschuse, 
in  welchem  ein  vom  MiuiBterimn  zu  bestel- 
lender höherer  Verwaltungabeamter  den 
VorsitK  führt,  anch  die  Befugnis  üb 
in  den  durch  die  Gew,-0.  §  53  vorgesehenen 
Fallen  über  die  ZurQcknahme  der  Appro- 
bation zu  beschliessen. 

Auch  in  Preussen  bestand  die  Absicht, 
eine  Diaeiplinai^walt  über  Aerzte  einzu- 
fflhren.  Nach  einem  Gesetzentwurf  aus  dem 
Jahre  1896  (abgedruckt  in  Hirths  Annalen 
1897,  S.  396ff.)  war  für  den  Bezirk  jeder 
Aerztekaramer  ein  ärztliches  Ehrengericht 
in  Aussicht  genommen,  dessen  Zuständigkeit 
sich  auf  alle  Aerate  mit  Ananahme  der  be- 
amteten Aerzte  und  Sanitätsoffiziere  er- 
streckte. Dasselbe  sollte  ans  dorn  Tor- 
sitzenden,  dem  stellvertretenden  Vorsitzen- 
den imd  zwei  Mitgliedern  des  Vorstandes 
<ler  Aerztekammer  sowie  aus  einem  von 
diesem  gewählten  richterlichen  Beamten  be- 
stehen. Gegen  die  Entscheidung  des  Ehren- 
gerichtes wurde  eine  Berufung  an  den  Ehren- 
gerichtshof gelben,  der  sich  aus  dem  Direk- 
tor der  Medizinalabteilung  des  Ministeriums 
ffir  Mediziiialangelegeoheiteu,  drei  vom  König 
ernannten  ordentlichenMitgliedem  der  wisse  n  - 
scliaftlichen  Deputation  für  Medizinal  wesen 
imd  drei  vom  Aerztekammerausschuss 
aus  seiner  Jlitte  gewühlten  Personen  zu- 
sammensetzte. Dieser  Entwurf  hat  jedoch 
bei  den  preussischen  Aerztekammern  eine 
überwiegend  ungünstig  Aufnahme  gefunden. 
Der  Kultusminister  will  deshalb,  wie  er  in 
einem  Eriass  vom  27.  Dezember  1R97  (ab- 
ge<lnickt  in  der  deutschen  medizinischen 
Wochenschrift  1898,  S.  29  ff.)  ausspricht,  die 
Angelegenheit  zunächst  nicht  weiter  ver- 
folgen und  liat  auch  den  Gedanken  einer 
Aendenmg  der  Reichsgesetzgebung  in  dem 
Sinne,  dass  die  Orfnung  des  ärztlicbea  Be- 
nifes  vollständig  aus  der  Gewerbeordnung 
herausgenommen  wird,  vorläufig  aufgegeben. 

Öel^entlich   des   Bekanntweidens    des 

äreussischen  Entwurfes  und  des  Erlasses 
es  sadisischen  Gesetzes  vom  23.  März  1896 
ist  die  Frage  erörtert  worden,  ob  die  Landes- 
gesetzgebnng  überhaupt  befugt  sei,  Discipli- 
narbestimmungen  für  Aerzte  zu  erlassen. 
Die  Frage  ist  zweifellos  zu  bejahen.  Die 
gegenteüige  Ansiclit  (Hamburger  in  der 
deutschen  Juristen  zeitung  I,  294  ff-,  II,  291  ff.) 
stützt  sich  teils  auf  §  1  der  Qew.-O.,  wo- 
nach der  Betrieb  eines  Gewerbes  jedermann 
ftstattet  ist,  soweit  nicht  das  Gesetz  selbst 
nsnahmen  oder  Beschränkungen  enthält, 
teils  auf  §  16  des  Gerichts  Verfassungsgesetzes, 
laut  dessen  Ausnahmegerichte  unstatthaft 
sind.  Aber  die  Oew.-u.  findet  nach  einer 
Vorschrift  in  §  6  derselben  auf  Aerzte  über- 
haupt nur  insoweit  Anwendung,  als  sie  aus- 
drflckliche  Vorschriften  über  dieselben  ent- 
hält.    Und  §  IC   des  Gerichtsvcrfassungs- 


gesetaes  bezieht  sich  lediglich  auf  die  ordent- 
Bclie  streitige  Gerichtsbarkeit,  dagegen  nicht 
auf  Disciplinar-  und  Ehrengericlite,  (So 
richtig  V.  Sevdel  in  der  Mflnchener  medi- 
zinischen Wochenschrift  1896,  S.  1052  ff.  und 
Annalen  1897,  S.  393 ff.;  Appelius  in  der 
Deutschen  medizinischen  Wochenschrift  1896, 
S.  650ff.),  Ein  Erkenntnis  des  preussischen 
0  ber\-erwaltungsgerichtes(mitgeteilt  Juristen  - 
Zeitung  11,  291ff.),  auf  welches  man  sich  für 
die  gegenteüige  Ansicht  berufen  hat,  ver- 
neint nur  —  und  zwar  mit  Recht  —  ein 
OrdnungBstrafrecht  der  Behörden  ge^nftber 
den  Aerzten  nach  Massgabe  der  jetzigen 
preussischen  Gesetzgebung,  beschäftigt  sich 
aber  gar  nicht  mit  der  Frage,  ob  die  lindes^ 
gesetzgebnng  befugt  ist,  eine  kori^i-ative 
Disciplin  über  Aerzte  anzuordnen.  Dass 
auch  die  Heichsrcgienmg  die  Landesgesetz- 
gebung dazu  für  zuständig  erachtet,  kaiui 
nach  dem  vorher  erwähnten  Bescheide  des 
Reichskanzlere  vom  3.  Mai  1889  nicht  zweifel- 
haft sein. 

12.  Ordnung  des  ärztlichen  Berufe» 
in  Oeeterreich,  Die  Eutwiekelung  des  ärzt- 
lichen Berufes  ist  in  Oesterreich  im  allge- 
meinen dieselbe  wie  in  Deutschland  gewesen. 
Nur  die  letzte  grosse  Umgestaltimg,  welche 
dim;h  §  29  der  Gew,-0.  erfolgt  ist,  iiat 
Oesterreich  nicht  mitgemacht.  Die  Heil- 
kunde ist  demgemäss  dort  nicht  freige- 
geben, sondern  die  Befugnis  zur  Ausübung 
derselben  noch  von  dem  Nachweis  der  Be- 
fähigung abhängig.  Die  Berechtigimg  zur 
Ausübung  der  ärztlichen  Praxis  steht  nur 
denjenigen  zu,  welche  das  Doktorat  der 
Heilkunde  erlangt  haben.  Voraussetzimg 
dieser  Erlangung  ist  ein  entsprechendes 
Studium  und  das  Bestehen  von  Prilfira^eii, 
für  welche  sieh  die  massgebenden  Bestim- 
mungen in  der  Verordnung  des  Ministeriums 
für  Kultus  und  Unterricht  vom  15.  April 
1872  finden.  Nach  dieser  Verordnung  wird 
gefordert:  der  Besitz  eines  Matiuitätszeug- 
nisses,  ein  achtsemestriges  Studium  imd  das 
Bestehen  von  drei  Rigorosen  ausser  der 
naturwissenschaftlichen  Vorprüfung.  Von 
diesen  Rigorosen  ist  das  erste  nach  vier, 
die  beiden  anderen  nach  weiteren  vier  Se- 
mestern abzulegen.  Eine  zeitweilige  oder 
dauernde  Untersagung  der  medizmisclieii 
Praxis  kann  in  einzelnen  durch  das  Straf- 
gesetzbuch voi^esehenen  Fällen ,  nämlich 
bei  mangelhafter  Behandlung  von  Kranken 
und  einer  daduroh  herbeigeführten  Schädi- 
gung derBe!l>en  und  bei  unerlaubter  Offen- 
barung von  Geheimnissen  der  Kranken,  durch 
richterliches  Erkenntnis  verhängt  werden 
(Str.G.B.  §g  356,  358,  498).  Die  früher  er- 
teilten besonderen  Diplome  für  Wundärzte 
sind  durch  die  neuere  Gesetzgebung  besei- 
tigt worden-  gleichzeitig  damit  ist  auch  das 
Verbot  für  Wundärzte,  innere  Krankheiten 
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m  behandeln,  »iifgeliobcn  (0.  beti-effend  die 
Praxis  der  Wnudärzte,  v.  17.  Febniar  1873). 
Den  approbierten  Aerzten  steht  das  Recht 
zu,  äch  flberall  im  Lande  niederzulassen 
luid  Praxis  zu  betreiben;  doch  liegt  ihnen 
die  Veipflichtnng  ob,  eich  bei  der  [(olitischen 
Bezirksbehfirde  anzumelden.  £ine  PQicht 
nir  Uebemahme  von  Kranke  abehandlung 
bestellt  nur  in  dringendfin  Fällen,  wenn 
eine  andere  Hilfe  sieht  zu  erlangen  ist 
Durch  ein  Gesetz  vom  22.  Dezember  1891 
sind  in  den  einzelnen  Kronländern  Aerzte- 
kammem  mit  DiBciplinarbefiigniBsen  errichtet 
wonlen. 

13.  Ordnung  des  ärztlichen  Berofea 
in  Frankreich.  In  Frankreich  viax  imter 
dem  Anden  Ri'^ime  eine  RMelang  des  Stii- 
dienganges  sowohl  der  Mtnliziner  als  der 
Chir>irgen  erfo^.  Die  Revolution  beseitigte 
alle  diese  Einrichtungen.  Ein  Deki-et  vom 
28.  August  1792  hob  alle  weltlichen  Kon- 
pT^ationen,  auch  diejenigen,  welche  sich 
dem  l'nterriclite  widmeten ,  infolgedessen 
auch  die  Aiadomieen  der  Clünirgie  und 
Medizin  auf.  Damit  war  die  Ausübung  der 
HeilL-imde  jedermann  freigegeben.  Diese 
Aufhehimg  hatte  aber  die  grüssten  Unzn- 
ti3giichkeiten  zur  Folge;  die  Behandlung 
der  Krankheiten  kam  dadurch  vieläich  in 
die  Hftnde  von  völlig  unwissenden  und  im- 
gewhickten  Personen.  Ein  G.  v.  14.  frimaire 
des  Jahres  UI  ordnete  daher  die  Wieder- 
errichtung von  drei  medizinischen  Fakul- 
täten an.  Aber  selbst  denjenigen,  welche 
hier  ihre  Studien  absolviert  hatten,  fehlte 
die  M^bchkeit,  ihre  Kenntnisse  in  gehSriger 
Weise  darzulegen.  Die  Rechts veraflltnisse 
der  Aerzte  wurden  daher  durch  das  G.  r. 
19.  ventose  des  Jahres  XI  einer  völligen 
Neuordnung  nntenvorfen.  Die  Bestimmungen 
desselben  sind  bis  zum  Erlass  des  jetzt 
massgebenden  Q.  v.  30.  November  1892  in 
Kraft  geblieben.  Dieses  hat  tlbr^ns  eine 
iresentliche  VerBnderang  des  bisherigen 
Hechtsznstandes  nicht  vorgenommen. 

Die  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis  ist 
in  Frankreich,  ebenso  wie  in  Oesterreich, 
nur  den  Doktoren  der  Medizin  ge- 
stattet Auch  dürfen  ledidüch  diese  als 
OerichteSrzte  fungieren.  Der  besondere 
Ctiad  des  Doktors  der  Chirui^e  ist  durch 
das  G.  V.  30.  November  1892  al^schafft 
Das  Diplom  als  Doktor  der  Medizm  erteilt 
die  R^emng  auf  Grund  von  Pröfungen, 
weidie  an  stenüichen  bSheren  mediziniscnen 
Lehranstalten  (Fakultäten,  Yollscbulen)  statt- 
finden. Die  beiden  er^en  Prüfungen  kOnnen 
ladt  an  leotganiaierten  Yorbereitongsschnlen 
abgelegt  w^en.  Die  Zahl  der  Prüfungen 
ist  dnrch  Dekret  v.  31.  Juli  1893  auf  fünf 
festKeeetxt  ironlen.  Nach  demselben  Dekret 
Wira  cnn  vierjUir^es  Studium  auf  Fakultäten 
d«r  Üediän  oder  der  Hedizia  und   Phv^ 


macie  oder  in  Vollschnlen  erfordert;  die 
ersten  3  Jahre  können  auch  in  Vorberei- 
tungBschulen  zugebracht  werden.  Für  die 
Aufnahme  in  diese  Anstalten  wird  das  Di- 
plom als  bachelier  de  Tenseignement  secun- 
aaire  claasique  {lettres  et  philosophie)  und 
das  Certifiat  physikabscher ,  chemischer 
und  natiuTl'issen schaftlicher  Studien  ver- 
langt. 

Auch  die  Ausübung  zahnärztlicher 
Praxis  ist  von  dem  Besitz  eines  Diploms 
als  Arzt  oder  Zahnarzt  abhängig.  Dieses 
wird  ebenfalls  durch  die  Reeienmg  auf 
Gnmd  von  Prüfungen  und  Studien  an  hö- 
heren Lehranstalten  erteilt  Das  Dekret  v. 
25.  Jnli  1893  schreibt  dreijäliriges  Studium 
und  3  Prüfungen  vor.  Die  Zulassung  zu 
den  Studien  ist  bedingt  dim;h  das  DitJoni 
als  bachelier  oder  das  Bestehen  einer  Prü- 
fung, wie  sie  nach  dem  Dekret  v.  30.  Juli 
1886  für  Sanitätsoffiziere  imd  Pharmaceuten 
zweiter  Klasse  gefordert  wird,  oder  das 
Cert.ifikat  höherer  Primärbildung. 

Aus  besonderen  Gründen  kann  der  Mi- 
nister von  den  voigescbriebenen  Studien 
und  einem  Teil  der  ^If  ungen  dispensieren, 
namentlich  bei  solchen  Personen,  welche 
entsprechende  Studien  im  Ausland  absolviert 
haben. 

Wer  den  Doktorgrad  erlangt  hat,  darf 
in  ganz  Fmnkreich  Praxis  ausüben;  er  hat 
nur  die  Verpflichtimg,  sich  in  eine  der  beim 
Tribunal  erster  Instanz,  bei  der  Prälektur 
und  Souspräfektur  geführten  Listen  eintragen 
zu  lassen. 

14.  Ordnung  des  ärztlichen  Berufes 
ia  England.  In  England  ist  die  korpo- 
rative Verfassung  der  Aerzte  bis  zum 
heutigen  Tage  bestehen  geblieben,  wenn 
auch  in  neuerer  Zeit  eine  sterke  Einwirkung 
der  Staatsgesetzgebung  stattgefunden  hat 
Es  existierten  von  alters  her  eine  Reihe 
von  Kollegien  der  Aerzte  und  Wiuidfirzte. 
welche  die  Eigenschaft  eines  Mitgliedes  oder 
Licenziaten  verliehen ;  ausserdem  waren  die 
üniveisit&ten  befugt,  zum  Doktor,  Baccalau- 
reiis  oder  Licenziaten  der  Medizin  zu  pro- 
movieren oder  den  Cbamkter  eines  imaster 
in  Burgery«  zu  verleihen.  Endlich  besass 
der  Erzbischof  von  Cuiterbuiy  das  Recht, 
Doktoren  der  Medizin  zu  ernennen.  Die 
Vorbedingungen  für  die  Erlangung  des 
Titels  und  die  Pflichten  der  titulierten  Per- 
sonen waren  durch  die  Statuten  der  Kor- 
porationen geregelt;  die  dort  festgesetzten 
Prüfimgen  entsprachen  aber  häufig  auch 
nicht  den  besdieidensten  AniordeningEm. 
Im  übrigen  stuid  die  Ausübung  der  Heil- 
kunde jedennann  frei.  Unter  der  Herrschaft 
dieser  Einrichtungen  entwickelte  sich  ein 
säemlich  bedenkhcher  Zustand.  Während 
in  London  eine  Anzahl  angezeichneter 
Aerzte  existierte,  befand  sich  auf  dem  lande 
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die  BehaDdlung  der  Kranken  groaseuteUs  ia 
den  HAitdeii  von  Movisseaden  Peraonen  und 
Quacksalbern. 

Hier  giiti  die  Gesetzgebung  ein.  Die 
Yerh&itDisse  des  ärzttichea  Standes  wurdeu 
durch  die  medical  act  von  1858  (21/22  Vict. 
c-  90)  geregelt.  Dieses  Gesetz  hat  später 
eine  Beike  von  Abändeniogen  erfahren 
m:37  Viel.  c.  55,  38  39  Tict.  c.  40,  39/40 
Vict.  c  40,  namentlich  aber  49/50  Vict.  c. 
48).  Die  Ausübung  der  Heilkunde 
bleibt  darnach  frei.  Diejenigen  Personen 
aber,  ■welche  von  einer  der  im  Gesetze  auf- 

Ejführtt'n  Korporationen  als  Mitglied  oder 
icenziat  angenommen,  von  den  TJniversi- 
täten  graduiert  oder  vor  Erlass  des  Gesetze 
vom  Erzbißchof  von  Cauterbury  zu  Doktoren 
promoriert  sind,  können  sich  in  bestimmte 
Kegister  eintragen  lassen.  Korpora- 
tionen und  Universitfiten  dürfen  ihre  Grade 
jetzt  nur  auf  Grund  einer  stattgehabten 
Prtlfung  rerleihen.  Die  registrierten 
Aerzte  geniesseu  eine  Eeihe  von  Vor- 
rechten. Nur  sie  dürfen  bei  Ausübiuig 
ihrei'  Praxis  sich  der  betreffenden  Titel  be- 
dienen. Sie  allein  sind  berechtigt,  ihre  Ho- 
norare einzuklagen.  Nur  sie  können  öffent- 
liche Stellungen  bekleiden  und  diejenigen 
Funktionen   ausüben,    welche 


ung  von  Geschworenendienet,  Kommunal- 
ämtem  und  dem  Dienst  in  der  Hiliz.  Sie 
allein  können  giltige  Zeugnisse  ausstellen. 

Die  Fühnuig  der  Register  erfolgt  durch 
Beamte,  welche  von  dem  »general  Coun- 
cil of  medical  education  and  re- 
gistration«  angestellt  werden.  Dieser 
Behörde,  welche  aus  Vertretern  der  Univer- 
sitäten und  Korporationen  und  einer  Anzahl 
von  der  Königin  ernannter  Personen  besteht, 
liegt  auch  die  Beaufsichtigung  der  medizi- 
nischen Studien  und  Prüfungen  ob.  Sie 
darf  insbesondere  letztere  dnni  Inspektoren 
überwachen  lassen.  Auf  ihren  Antrag  kann 
durch  Ausspruch  des  geheimen  Rates  ein- 
zelnen Universitäten  und  Korporationen 
wegen  missbräuchlichen  Terbalteua  das 
Becht  entzogen  w-erden,  Qualifikationsatteste 
zu  verleihen,  welche  zur  EHntragung  in  die 
Register  berechtigen.  In  gleicher  Weise 
können  Aerzte  aus  den  Registern  gestrichen 
werden,  wenn  sie  wegen  verbrecherischer 
Handlungen  venurteÜt  sind  oder  ihre  Be- 
mfspflichten   gröblich  vernachlässigt  haben. 

Ausser  den  vorher  erwähnten  Personen 
dürfen  auch  solche  Personen  in  die  Re- 
gister eingetragen  werden,  welche  die  Qua- 
lifikation als  Arzt  im  Auslände  oder  in 
den  Eolonieen  erlangt  haben  imd  ihren 
guten  Leumund  nachzuweisen  im  stände  sind. 

Für  Zahnärzte  ist  ein  besonderes  Ge- 
setz, the  dentists  act  1878  (41/42  Vict.  c.  33) 


ergangen.  Dai-nach  darf  die  Qualifikation 
als  Zahnarzt  von  jedem  KoU^um,  welches 
berechtigt  ist,  Grade  in  der  Chirur^^e  zu 
erteilen,  nach  einer  vorbeigegangenen  Prü- 
fung verliehen  werden.  Auf  Grund  der  er- 
langten Qualifikation  kann  der  Betreffende 
sich  in  die  Register  eintragen  lassen  und 
erwirbt  damit  das  Recht,  sich  Zahnarzt 
(•dentisti,  »dental  practitioneri)  zu  nennen 
und  Honorare  einzuklagen.  Registerfühmug, 
Studien  und  Prüfungen  stehen  unter  der 
Aufsicht  des  geneial  Council  of  medical 
education  and  r^istration  in  ganz  fibalicher 
Weise  wie  die  R^;istrierung  und  Prüfung 
der  Aerzte. 

LItt«ratar;  L.  v.  stein,  VcnmltvngiUhn,  Bd. 
III,  e.  Avfi,,  S.  snff.  —  O.  Meyer,  Lehrfmeh 
4r*  deultchen  VenralltinggreeliU,  Bd.  I,  S.  318ff. 

—  £  £o«>>iM0,  Lehrbach  dt»  deultehen  YtT- 
imltungmclm,  Ä  X:iiff.  —  f.  Stengel,  Lehr- 
buch lUt   detU*chm   VerviUtitngtTfCht»,   S.  SlSff- 

—  Jolly  bei  Schönbtrg,  Bd.  III,  l,  S.  snff.  und 
Art.  xAmleo  in  v.  SiengfU  WSrterbiKh  der 
dfoitehtH  VenraltungmehU,  Bd.  I,  Ä  SSff., 
aZahnäi-ilr«  ebenda,  Bd.  II,  S.  937.  —  von 
Sendet  in  Hirth»  Ann.  1881,  S.  681  ff.  - 
Cohn,    Stadien   zur  G«v.-0.    in  dtr  Zeiti 

/.  deutsche  Getetig.,  Bd.  TT,  S.  614 f.  —  Meoea, 
DU  ttrufrechUiche»  Bettimmangea  drr  dtuUehat 
Geui.-O.,  Erlangen  IS77,  —  Cßnnann,  Die 
rtehttiehe  Stellung  der  Aente  in  Eltaet-LotkringeH 
in  der  jitritH*eheyt  Zeitschrift  fiir  Eltait-Loti- 
ringen,  Bd.  XV,  S.  i2tff.,  iGeff.  —  A.  BtOtm- 
burg,  Zur  StfÜang  der  Aerjle  ttor  vnd  nach 
der  Geic.-O.  ran  18S9  in  der  deHl*eien  nuA'n- 
niechen  Wachen»ehrifl,  1896,  fi.  7Uff.  —  OtteUt, 
Engfitehee   rmpaltiaigtrerht,  Bd.  II,    8.  1088g. 


Asslento-Vertrag. 

■Asiento»  schlechtweg  hiess  in  Spanien 
jeder  Vertrag,  welchen  die  Krone  mit  ihren 
Financiei«  (Asentistas)  abschloss,  um  über 
die  Einkünfte,  welche  aus  ihren  weithin 
zerstreuten  Besitzungen  flössen,  schon  im 
voraus  an  denjenigen  Punkten  verfügen  zu 
können,  wo  sie  gerade  bereiter  Geldmittel 
bedurfte,  sei  es  nun,  dass  dagegen  gewisse 
Einkünfte  verpfändet,  verpachtet  oder  bloss 
angewiesen  wurden;  der  letzte  Rill  kam 
indes  nur  selten  vor,  da  die  Einkünfte  meist 
auf  viele  Jahre  hinaus  anticipiert  werden 
mussten.  Ene  wichtige  Unterart  dieser 
Vertrage  bildete  der  asiento  de  negros, 
d.  h.  das  gegen  eine  Al^be  verhehene 
Monopol  zur  Versorgimg  der  spanisch-ame- 
rikanischen Kolonieen  mit  Negersklaven, 
Wie  der  ganze  Handel  dieser  Kolonieen 
taktisch  sehr  bald  das  —  freilich  durch 
einen  umfangreichen  Schleichhandel  gemil- 
derte —  Monopol  einzelner  Handelshäuser 
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»ßd  Gesellschaften  geworden  ^ai;  so  ganz 
besonders,  und  zvar  nicht  bloss  faktisch, 
sondern  anch  rechtlich,  der  Sklavenhandel; 
nur  haben  diesen  die  Spanier  anscheinend 
niemals  selbst  betrieben,  vielmehr  kam  der- 
^bc  nacheinander  in  die  Hände  der  Qenu- 
eser,  der  Portugiesen,  der  Franzosen  und 
der  Endänder. 

Im  Jahre  1702  scidoss  die  französische 
Guinea-Kompagnie  mit  der  spanischen  Erono 
auf  10  Jahre  einen  pacto  de  el  aaiento 
de  negros,  empfing  infolp;  daran  den 
Beinamen  »Assiento-Compagnicn  und  soll, 
wie  die  Engländer  später  behaupteten,  den 
Handel  durch  Ceberfühnmg  des  Sklaven- 
marktes stark  geschädigt  haben.  Nach  Ab- 
lauf dieses  Vertrages  wurde  derselbe  nicht 
erneuert;  vielmehr  erlangte  England  im 
Utrechter  Frieden  für  sich  das  Recht  der 
Sklavenlieferung  und  schloss  darüber  mit 
Spanien  am  20.  März  1713  den  vorziigs- 
veise  so  genannten  »Assiento- Vertrag«. 

Dadurch  erhielt  die  kiin  zuvor  gegrün- 
dete englische  Südaee -Kompagnie, 
welche  mit  der  Regierung  dieses  Landes 
finanziell  eng  verbunden  war,  nicht  nur  gegen 
eine  Abgabe  das  ausschlieÄsliche  Recht,  30 
Jahre  lang  jährlich  4S00  Neger  nach  den 
spanischen  Kolonieen  führen,  sondern  — 
eine  wesentliche  Neuerung!  —  auch  jährlich 
ein  Schiff  von  500  Tonnen  mit  Gütern 
dorthin  senden  zu  dürfen^  jedoch  nur  in 
B^IeitQng  der  regelmässigen  Flotte  oder 
der  Galleonen,  welche  jährlich  die  grossen 
Hessen  von  Portobeto,  Carthagena  imd 
Veracniz  besuchton,  sowie  unter  strengem 
Verbote  j glichen  Schleichhandels.  Indes 
kehrten  sich  die  Engländer  nicht  an  diese 
Bedingungen,  betrieben  vielmehr  illegalen 
Verkehr  aller  Art.  imd  während  ihnen  der 
erlaubte  Handel  Schaden  brachte,  sollen  sie 
—  z*-ar  nicht  die  Kompagnie  selbst,  wohl 
aber  ihre  Faktoren  und  Agenten  —  sich 
am  Schmuggel  bereichert  haben.  Dies  führte 
natürlich  zu  vielen  Streitigkeiten  mit  der 
spanischen  Regierung,  die  sich  ohnehin  nur 
hOchst  ungern  zu  dem  Vertrage  verstanden 
hatte  und  ihn  jetzt  mit  allen  Mitteln  der 
Chikane  abzuschütteln  suchte.  Der  Krieg 
der  dardber  1739  zwischen  England  und 
Spanien  entbrannte,  der  erste  eigentliche 
Kolonialkrieg,  'entschied  für  immer  die 
Frage,  ob  in  der  Kolonialwelt  die  germani- 
sdien  oder  die  romanistdien  Stämme  vor- 
herrschen sollten».  (Röscher.)  Trotzdem 
wurde  im  Aachener  Frieden  von  1748  der 
Vertrag  nur  um  die  durch  den  Krieg  aus- 
ge^enen  vier  Jahre  verlängert  bezw.  wieder 
m  Kraft  gesetzt,  und  schon  im  Madrider 
Raktate  v.  5.  Oktober  1750  gegen  eine 
Entschädigung  von  100000  £  aufgehoben, 
womit  zugleidt  die  Südsee-Kompagnie  ihre 
Thätigkeit  einstellte. 


Wenn  die  Engländer  den  Vertrag  so 
leichten  Kaufes  hingaben,  so  lag  das  daran, 
dass  sie  ihn  überhaupt  schon  seit  geraumer 
Zeit  nicht  mehr  als  für  sich  vorteilhaft  be- 
trachteten. Der  Kcgprhandel,  sagten  sie, 
sei  schon  von  den  Fianzosen  verdorben 
worden,  die  auch  die  sjiaulschen  Kolonieen 
mit  Waren  überführten;  seitdem  ein  Bour- 
bone  in  Spanien  regiere,  sei  es  überhaupt 
den  Engländern  nicht  mOgtich,  im  dortigen 
Handel  mit  den  Franzosen  zu  konkurrieren. 
Andererseits  hiess  es,  der  Vertrag  habe 
eine  unwirtschaftliche  Konkiurenz  hen-or- 
gemfcn  zwischen  der  alten  afrikanisclieu 
und  der  Südsee-Komi)agme,  welche  letztere 
ausserdem  noch  mit  den  Spaniern  selbst 
und  mit  den  schmuggelnden  enghschen 
Privathändlern  konkurrieren  mflsste;  letzlere 
wiedenim  klagten  ebenso  wie  die  Kolonisten 
auf  Jamaica,  dass  das  Monot>ol  der  Kompagnie 
sie  ruiniere,  imd  die  englischen  Kolonieen 
überhaupt,  dass  dieselbe  ihnen  den  Neger- 
preis künstlich  verteuere,  während  sie  die 
spanische  Kolonialproduktion  befördere;  die 
englische  Industrie  endlich  beschwerte  sich 
danlber,  dass  infolge  der  Streitigkeiten  mit 
Spanien  der  Absatz  englischer  Fabrikate 
dorthin  zurückgegangen  sei.  Ja,  man  vei*- 
stieg  sich  sogar  zu  der  Ansicht,  der  Vertrag 
sei  nur  durch  eine  Ueberlistung  der  engh- 
schen Diplomaten  seitens  der  Spanier  mftg- 
hch  geworden.  Es  giebt  vielleicht  seit  dem 
Jahre  1720  keinen  einzigen  englischen 
Schriftsteller,  der  sich  günstig  über  den 
Vertrag  ausgesprochen  hätte,  zumal  seitdem 
Adam  Smith  (V,  1)  dies  allgemeine  Ver- 
dammungsurteil durch  seine  Autorität-  be- 
kiÄftigte.  Dasselbe  ist  augenscheinlich,  wie 
schon  die  zum  Teil  einander  direkt  wider- 
sprechenden Anklagen  beweisen,  durch  die 
seit  dem  Krache  von  1720  im  allgemeinen 
sehr  schlechte  Geschäftslage,  welche  bis  zur 
Mitte  des  Jahrhunderts  andauerte,  sowie 
insbesondere  durch  die  Cnpopidarität  der 
Südsee-Kompagnie  veraidasst  worden.  Dem 
gegenüber  bleibt  es  eine  Thatsaehe  von  er- 
heblicher geschichtlicher  Bedeutimg ,  dass 
der  Vertrag  in  seinen  Folgen  dem  ganzen, 
freihch  schon  stark  unterwühlten,  spaniacheii 
Kolonialsysteme  den  letzten  härtesten  Stoss 
versetzte  und  den  Engländern  schliesslich 
doch  die  Herrschaft  im  Handel  mit  Spaniscb- 
Amerika  verschaffte.  Der  Äseiento-Traktat 
war  zugleich  ein  echt  nierkantiliatischer 
Handelsvertrag,  eine  weitere  Etappe  auf 
dem  von  England  mit  dem  Methuen-Vertrag 
von  1703  zuerst  Öffentlich  betretenen  Wege 
zur  wirtschaftlichen  Unterwerfung  der  pyre- 
näischen  Halbinsel.  Beide  Vertri^  ver- 
fielen demselben  Lose,  von  den  Engläudem 
selbst  angefeindet  zu  werden,  was  indes 
das  geschichtliche  Endurteil  nicht  beirren 
darf. 
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Tffri  in  Amrrika  (XrHnfhr.  filr  Smlal-  und 
WirlKhaftMffitrhlrkle  ir,  J).  ~  Hün«,  rrJUlHail. 
hitlor.  philiHuiiili.  DantrIliiHg  iiUrf  YrrKmU- 
rungru  ilrt  A'ri/mtlni'rHhaHrlrlii,  lllHlfugfH  ISiO, 
I,  27S,  .ii'jff.  —  Xacpheiton,  AnRah  nf  mm- 
wriv  III.  11.  —  King,  Thr  britUh  mmmrrrf, 
LoHiliiB  irn,  III,  iäiff.  —  PoKtUtirajft,  BH- 
taiiit  cnmiHtreiiil  iHleimf,  ioiirfnn  I75T,  II, 
IXOff.,  Smff.  —  Koaeher,  Knlmiira,  S.  Aufl.,  *', 
1118.  —  Ehrenbefg,  Zritullrr  dtr  Fuggtr  (IS96) 
I,  HS,  S'i.  —  IMi-  Vrrtiitg  lelliMl  ttrhl  ii.  a.  bei 
rad-o,  Seriifil  i/m  livilf-  ile  Imn  hi  ElaU  <!' 
r.lmfrlqw  l-lhi';  Pari»  IHGJ,  II,   7Hg. 

Rirttarit  Ehrenbffg- 


Assignaten. 

Dor  Äus<lnick  ist  schwetlicli,  ■wie  luan 
wolil  gemeint  hat,  eine  Abkflrzung  von 
»asaignation«  (siir  le  Trtsor),  Hoa<lem  ent- 
stammt gewiss  der  älteren  franziJsischen 
Rechtssprache,  welche  als  »assigjnat"  jede 
Belastung  eines  Grnmdstficks  mit  einer  Rente 
bezeichnete.  In  der  Finauzgescliiclite  tauclit 
das  Wort  zuerst  im  November  des  Jahres 
1789  auf,  als  die  französische  Nationalver- 
sammlung kurz  nach  ihrer  Eonstittilerung 
die  Einziehung  der  Kirciengntei-  beschlossen 
hatte,  um  dieselbe  zur  Tilgimg  der  ge- 
waltig angewachsenen  Staatssclnüd  zu  ver- 
■weuden,  und  als  bald  darauf  die  verzweifelte 
Finanzlage  die  sofortige  Beschaffung  l>e- 
deutendei-  Geldmittel  dringlichst  notwendig 
machte,  während  gleichzeitig  die  bisher  in- 
direkt als  AusbUfemittel  verwendeten  Billets 
de  la  Caisse  d'Escompte,  eben  wegen  der 
zunehmenden  Verstrickung  dieses  Instihits 
in  die  Finanzgeschäfte  des  Staates,  ihren 
früheren  Kredit  immer  melir  einbflssten. 

Unter  solchen  Umständen  lag  der  Ge- 
danke sehr  nahe,  die  konfiszierten  Gfltei' 
nicht  nur  zur  Schuldentiljping ,  soudeni 
auch  zur  Deckung  dringlicher  laufender 
Ausgaben  zu  verwenden  und  ihren  voraus- 
sichtlicben  ErlOs  durch  Emission  von  Papier- 
geld zii  anticipiereu.  Selbst  Necker,  der 
eifrige  Feind  des  Staatspapiergcldcs,  wies 
diesen  Gedanken  nicht  ganz  ab.  Der  Plan, 
den  im  Einvernehmen  mit  Uim  der  Abge- 
ordnete Le  Coidteux  de  Cantelen  am  17. 
Dezember  1789  der  Nationalversamminng 
vorle^,  schien  freilich  ganz  unbedenklich 
zu  sein.  Danach  sollten  nämlich  Domänen 
bis  zum  Betrage  \'on  400  Mill.  Livres  ver- 
kauft, imd  es  sollte  aus  dem  ErlOse  dieser 
Verkäufe  sowie  aus  den  Eingängen  einer 
>Contribution  Patriotique«  eine  »Caisse  ex- 
traordinaire«  gebildet  werden ;  auf  diese 
Sasse  sollten  •Assignat«<:  bis  zum  gleichen 
Betrage  angewiesen  wei-den,  d.  h.  5".'o  mit 
verzinsliche  Staatsobli^tionen  von  je  10000 
Li\Tes,  welche  auf  die  Staatsdomänen   zu 


liypotliezieren  (ilaher  ilir  Name)  und  aus 
jenen  voraussichtlichen  Eingängen  zti  tilgen 
wai'en.  Von  diesen  Assignaten  sollten  jeijen- 
falls  zunächst  170  Jlill  der  Caisse  d'Es- 
compte gegen  ein  Darlehen  an  den  Staat 
ausgefolgt  werden. 

Der  Antrag  wui-de  am  19.  und  21,  De- 
zember angenommen;  aber  es  gelangten 
nur  die  letzterwälinten  170  MilJ.  Assignaten 
zur  Ausgabe.  Daher  befand  man  sich  einige 
l^lonate  später  der  gleichen  Lage  gegentlbä', 
und  jetzt  sali  sich  die  Nationalversammlung 
gezwungen,  etwas  gründlicher  darflber  zu 
beraten,  wie  der  Verkauf  der  Staatsgüter 
am  zweckmässigsten  zu  bewirken  und  ob 
<lie  einstweilige  Ati^iabe  von  Assignaten 
auf  Rechnung  dieser  Verkäufe  auch  dann 
unbedenklich  sei,  wenn  man  aus  den  bis- 
herigen Obligationen  ein  eigentliches,  mit 
Zwangskurs  versehenes  Papiei^ld  hervor- 
gehen  liess  (12.  März   bis    16.  April  1790|. 

In  Bezug  auf  den  Verkaut  der  Staats- 
güter kam  ein  Änti-ag  Baillys  selir  ge- 
legen, der  als  Alaii'e  von  Paris  sich  namens 
der  neugebildeten  ilunizi]»aütäten  erbot. 
einen  Teil  der  Kirchen^er  zu  ei-werben 
und  dagegen  3".'»»  Munizipalitätsobligaüonen 
in  Zahlung  zu  geben,  welche  ihrerseits 
wieder  als  Sicherheit  fih-  die  zu  emittieren- 
den Assignaten  dienen  sollten.  Der  Antrag 
wunle  trotz  aller  Bedenken  Ober  den  Ver- 
mitteln ngsjirofit  der  Munizipalitäten  am  17. 
Mätz  angenommen,  weil  er  sich  durch  die 
Erwägung  empfahl,  <lass  man  so  wenigstens 
200  Mill.  Guter  ohne  allzu  grossen  Verlust 
anbrachte,  sowie  dadurch,  dass  die  Obli- 
gationen der  Munizipalitäten  —  ein  inte- 
ressanter Punkt !  —  die  in  den  Staatsgfltern 
selbst  vorhandene  Siciierheit  der  Assignaten 
vei-stäi-kten.  Seitdem  drehte  sidi  die  De- 
batte wesentlich  nur  um  letztere,  denen  es 
keineswegs  ganz  an  eitei^schen  Gegnern 
fehlte. 

Es  hiess,  die  Ass^nateu  seien  doch  im 
Gninde  nichts  ^"ie  ein  wirkliches  Papiergold 
und  ihre  Ausgabe  somit  als  Raub  zu  quali- 
fizieren {»voler  le  sabre  ä  In  main»);  alles, 
was  jetzt  dafür  angeführt  werde,  liätte  La  w, 
berüchtigten  Angedenkens,  schon  viel  besser 
gesagt;  das  Papiergeld  würde  jetzt  ganz 
die  gleichen  Folgen  haben  i^-ie  damals:  nur 
eine  starke  imd  beständige  Regierung  könne 
ungestraft  Papiei-geld  ausgeben;  wie  woUe 
man  unter  deu  jetzigen  Verhältnissen  rasch 
genug  eine  lünreichende  Menge  Staatsgüter 
^-erkaufen  ? 

Doch  diese  Stimmen  blieben  vei-einzelt, 
die  meisten  fiediier  zweifelten  nicht  daran, 
dass  die  Assignaten  «las  allgemeiao  Ver- 
trauen gemessen  wüiilen,  sollten  sie  doch 
Speciallijpothek  haben,  verzinst  und  in  he- 
stimmterZeit  zurückgezahlt  werden;  künue 
es  einen   reelleren  Wort  geben  als  verkauf- 


Assignaten 


üche  Landgflter?  'Wie  dfirfe  man  die  V 
iiflichtiu^ii  einer  freien  Nation,  welche 
Uie  Ausgabe  der  Titres  und  die  Verwendung 
des  Erlöses  Beibat  überwache,  vergleichen 
mit  den  Lawschen  Billets,  jener  Ei'findung 
des  Despotismus!  Wenn  ohnehin  bei  einer 
0|>eration,  die  aus  dem  >allgemeinen  Willen« 
hen-orgche,  jede  Gefahr  ausgeschlossen  sei, 
so  werde  man  noch  obendrein  den  Vorteil 
erlangen,  dadiuxjh  alle  Biliar  beim  Öffent- 
lichen Wohle  oder  doch  —  wie  man 
sichtigcrweise  hinziifügte  —  m  indes 
beim  Verkaufe  der  Domänen  ganz  spedell 
zu  interessieren !  In  der  That  waren  die 
Assignaten  damals  im  Lande  vielfach  po- 
pulär, weil  man  von  ihnen  ein  Aufhören 
der  allgemeinea   Geldknappheit   erwartete. 

Das  aus  diesen  Beratungen  hervoi^e- 
gan^ne  Dekret  vom  IG.  und  17,  April  1  " 
verheil  den  Assignaten  bereits  im  wesent- 
lichen den  Charakter  eines  wirklichen  Pa- 
piergeldes; zwar  wurde  ein  Ziushisa  von 
3°o  noch  beibehalten,  aber  der  kleinste 
Abschnitt  wurde  aiif  200  Li\Tea  herabge- 
setzt, und  namentlich  wurde  der  Zwang 
kurs  dekreitiert  Dae  Maximum  der  Cirl 
lation  blieb  400  Millionen. 

Ein  noch  weit  grösserer,  der  letzte  ent- 
sfheidende  Schritt  znm  Abgnmde,  wurde 
durch  das  Dekret  vom  29.  September  1790 

Sethan.  Dasselbe  erhöhte  das  Maximum 
er  Cirkidation  auf  1200  Mill.,  setzte  die 
kleinsten  Stficke  auf  50  Livre»  herab  und 
beseitigte  die  Verzinsung.  Dieses  Dekret 
ist  wesentlich  verschuldet  worden  durch 
Mirabeau,  der  durch  zwei  grosse  Reden, 
am  '27.  Angust  und  am  27.  September  1790, 
ilie  freilich  ohnehin  schon  den  Assignaten 
günstig  gestimmte  Vereammlung  für  die- 
selben zu  begeistern  wusste;  seine  im 
Kampfe  gegen  AbsoiutismuB  und  Agiotage 
bevälirte  Ranzende  Dialektik  musste  ihm 
ietzt  dazu  dienen,  die  schlimmste  wirtschaft- 
liche  Tyrannei  und  das  bösartigste  Ha7.ard- 
spiel  herauf  zubesdiwören.  Seine  Heden  sind 
ganz  besonders  interessant,  jedoch  zu 
fuigreich,  um  hier  selbst  nur  auszugsweise 
wiedergegeben  zu  werden.  Mirabcaus  gross- 
ter  Irrtum  war  die  Verwechselung  von  stehen- 
dem und  umlaufendem  Kapitale.  Necker, 
bei  weitem  nicht  so  geistvoll,  sah  doch 
klarer  in  die  Zukunft ;   er  protestierte  ^-er- 

f  blich  und  gab  schon  am  4,  September, 
tterkeit  im  Herzen,  seine  Entlassung. 
Jetzt  war  der  Damm  durchbrochen,  uud 
die  Emissionen  folgten  sich  in  langer  Beihe; 
«las  Dekret  vom  1.  Februar  1793  war  das 
letzte,  in  dem  noch  eine  Maximalgrenze 
des  Umlaufs  festgesetzt  wurde ;  sptlter  nahm 
man  sich  dieseMOne  nidit  mehr ;  das  Minimum 
der  einzelnen  Noten  wurde  bald  bis  auf  3 
livres  faentbgesetKt 

Am  1.  Januar  1793  cirkiüierten   fast  3 


Milliarden,  am  1.  Januar  179-j  7','4  Milli- 
arden, am  1.  Januai-  1796  27'  -i  Milliai-den, 
am  7.  September  1796  4r»*'»  Milliarden, 
natiUlicli  um-  Nominalbetrag,  wählend  der 
Staat  hiervon  im  Durchschnitt  schwer- 
lieh melir  als  10  "/o  an  Wert  wirklich  em- 
jjfangen  hatte;  auch  sind  bei  der  zuletzt 
erwähnten  Ziffer  die  vernichteten  und 
ausser  Kurs  gesetzten  Zettel  eingereclmet ; 
immerhin  bleibt  ein  beispiellos  ungeheurer 
nomineller  Umlauf  zunlcK, 

Der  Kurs  der  Assignaten  hielt  sich  nocli 
im  März  1791  auf  90%,  sank  aber  im 
gleichen  Jahre  auf  77  ".o  und  bewegte  sich 
sodann  1792  zwischen  73  und  57  ".'o,  1793 
zwischen  52  und  22 "o  und  1794  zwischen 
40  und  20  "/o;  1795  fiel  er  endlich  bis  auf 
'/i".o  und  stand  iin  März  1796  ca  '/»"/o, 
bei  welchen  Schwankungen  freihch  nicht 
allein  die  riesenhaften  Emissionen,  sondern 
auch  die  politischen  Ereignisse  eine  grosse 
Rolle  gespielt  haben. 

Das  grenzenl<Ke  Unheil,  das  diese  Ent- 
wertung des  allgemeinen  Zahlungsmittels 
für  das  ganne  Land  zur  Folge  hatte,  bedarf 
keiner  näheren  Beschreibung ;  man  war  sich 
darülier  selbst  auf  dem  Gipfelpunkte  der 
revolutionären  Bewegimg  vollständig  klar; 
doch  gelang  es  nicht,  d^  allgemeine  Miss- 
trauon  zu  bannen,  nicht  diu^h  Vermehrang 
des  als  Pfand  dienenden  Domanialbesitzes 
mittelst  fortgesetzter  Konfiskalionen  und  noch 
weniger  durch  hai-te,  ja  blutige  Zwangs- 
und Strafdekrete,  unter  denen  das  am  II. 
April  1793  erfolgte  Vei-bot  der  Barzahlung 
eins  der  unsinnigsten  war.  Dasselbe  wurde 
erst  nach  dem  Ende  der  Schreckensherr- 
schaft, am  25.  April  1795,  wieder  au^ie- 
hoben;  aber  die  Assignatenpest  zu  heilen 
gelang  selbst  dem  Direktorium  nicht;  die- 
selbe hörte  vielmehr  erst  mit  der  vöUigeu 
Entwertimg  der  Assignaten  auf;  dass  die 
Assignaten  platten  am  19.  Februar  1796 
öffentlich  vernichtet  wunlen,  hatte  nicht 
mehr  viel  zu  bedeuten,  da  der  Kurs  da- 
mals kaum  noch  die  Herstellungskosten 
deckte. 

Der  Verauch,  die  Assignaten  gemäss 
Dekret  vom  18.  März  1796  zu  30  »/o  gegen 
Mandats  territoriaux  lunzutauschen,  die  doch 
im  Gnmde  auch  nichts  wie  Assignaten  waren, 
hatte  nur  den  Erfolg,  dass  die  Mandate  bis 
Ende  ilesselben  Jahres   gleichfalls  auf  ca. 

%  fielen  und  ilann  verschwanden,  ehe 
noch  Zeit  hatte,  die  ausgegebenen  Pro- 
messen in  definitive  Stücke  umzutauschen. 

LItteratnr:  Suchexet  JIou,r,  HUUiirr  parla- 
mentalre  dr  lu  B^rolution  franpiUe,  i*ir£«  ISS4, 
roll.  Ä — S?.  —  Ootnel,  Hitlöire  finaneiire  dr 
l'Ai4embUe  eoiutituante  (1896)  I.  i67ff.  «nrf 
paitiin.  —  A.  CourtoiM  fli»,  Hitlnirt  de  la 
Banqiie  Je  »nnc«  el  du  prinefpale»  inttitutioiu 
fmn^hrt  de  rrrilil  depi'u  I7I6,    Pari»  IS75,  &. 
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Assignaten — Aufgebot 


'Kg.  —    H.   ^ourMiv,   Ltt  Jinancft  dt    l'aneieii 

rryimt  H  ile  la  reroIutioH  (ISüS)  II,  ±68ff., 
SUeff.  —  TÜhrer,  Hittoire  de  la  dun  publique 
cn  Franix  (1886)  I,  ^.i7g. 

Richard,  Ehrtnberg. 


Association 

.  Genosseaschaft. 


Ateliers  Nationaux  u.  Ateliers  sociam 

P.Nationalwf^rkstätten,LoiiisBla[ic. 


Attinson,  Edward, 

geh.  zu  Brookliiie,  Staat  Hasaachuaette,  10.  II. 
1827.  HanptsäcbliclL  aktuelle  TagesfrageQ  in 
seinen  Schritten  behandelnder  Publizist,  Er 
veröHentlichte  u.  a.  inBnchform:  Cheap  cotton 
by  free  labor,  Boston  1861.  —  Ar^nment  for 
the  conditional  reform  of  the  Legal-Tender  Act, 
New -York  1874.  —  Labor  ana  eapital-alliea, 
not  enemies,  New -York  1880.  —  The  fire  en- 
irineer,  the  architect,  and  the  noderwriter, 
Boston  1880.  —  Cotton  mannfactnrers  o£  tbe 
United  SUtes,  Boston  1880.  —  Kight  metbods 
ot  preventing  fires  in  vaiUe,  Boston  1881,  — 
The  railway  and  the  farmer,  New -York  1881. 

—  The  influence  of  Bostan  capital  upon  ma- 
nnfactures,  Bost«ii  1882.  ^  The  distrihntionH  of 
producta,  1885.  —  The  railroads  of  United 
Stat«s :  their  eftec.ts  on  fanning'  and  prodaction 
in  that  country  and  Great  Bntain,  New -York 
1880.  —  The  margin  of  profita :  how  it  ie  now 
divided ;  what  part  of  tbe  preaent  hoiirs  of  labot 
can  now  be  spared,  New  -York  1887.  ~  The  in- 
dnstrial  progress  of  tbe  nation.  Conanraption 
limited,  production  nnlimited.  New-York  1890. 

—  Taxation  and  work,  New-York  1892. 

Llpperl,  . 


Anfgebot. 

Unter  ^  Aufgebot«  versteht  <las  Recht 
eine  öffentliche  Aufforderung  der  zustän- 
digen Behörde  (Gericht  oder  Verwaltungs- 
benünle)  zur  Anmeldung  von  Ansprüchen 
oder  Eechten  binnen  bestimmter  Frist  mit 
der  Wirkung,  dass  die  Unterlassung  der  An- 
meldung einen  Rechtsnachteil  (in  der  Regel 
den  Ausschluss  der  Geltendmachung,  des 
AnBpnichea  oder  des  Reehls)  zur  Folge  hat. 
Ein  solches  Rechtsinstitut,  das  bestimmt  ist, 
Rechtsverhältnisse  zu  festigen  und  den  Be- 
rechtigten gegen  spätere  Angriffe  zu  sichern, 
"war  dem  römischen  Rechte  unbekannt  Das 
Aufgebot  hat  sieh  im  deutschen  Reclit 
aus  dem  uralten  Bannrecht  des  Königs  ent- 
vdckdt.    Wer  frietUos  erklärt  ward,  dessen 


Hab  und  Gut  verfiel  dem  König,  ^)er  den 
Omndbesitz  konnten  die  Erben  binnen  Jahr 
imd  Tag  aus  der  köa^ichen  Gewalt  her- 
ausziehen. Im  Anschluss  hieran  fahrten 
die  karoüngischen  Könige  die  Zwangsvoll- 
streckung in  das  unbewegliche  Vermögen 
des  Tenirteüten  ein,  indem  sie  dessen 
Gmndbewtz  mit  demBanne  belegten.  Wurde 
das  Gut  binnen  Jahr  und  Tag  nicht  aus 
dem  Banne  gezogen,  so  ging  das  Eigen- 
tumsrecht dtaaa  unter,  und  das  Gut  ward 
zur  Befriedigimg  des  Gläubigers  verwandt. 
Als  im  Mittelalter  zur  üebertragung  von 
Eigentum  an  Grund  und  Boden  die  gericht- 
liche Auflassimg  notwendig  ward,  verband 
sieh  damit  ein  gerichtliches  Terfahretij  in 
welchem  der  Richter  Ober  das  Gut  Friede 
und  Bann  wirkte  mit  der  Aufforderung  an 
alle  Abwesende,  binnen  Jahr  und  Tag  et- 
waige Änsjiriiche  an  das  Gut  geltend  zu 
machen,  widrigenfalls  sie  ihre  Ansprüche 
nicht  mehr  erheben  können.  Nur  ward  im 
Mittelalter  sofort,  nicht  erst  nach  Jahr  und 
Tag,  der  Erworber  in  den  Besitz  des  Gutes 
eingewiesen.  Das  Recht  des  Richters,  einen 
Zwang  ziu-  Erhebung  von  Rechtsansprüchen 
binnen  bestimmter  Frist  durch  ein  solches 
Aufgebot  auszuüben,  ward  bald  durch  Ge- 
wohnheitsrecht auch  auf  andere  Fälle  aus- 
gedehnt. Auch  die  Kirche  entnahm  das 
Institut  im  Mittelalter  dem  deutschen  Rechte 
(viertes  Konzil  vom  Lateran  von  1215).  Um 
den  AbschlusB  nichtiger  Ehen  zu  verhüten, 
ward  vorgeschrieben,  dass  der  Eheschliessung 
ein  und  zwar  in  der  Regel  ein  dreimahges 
Aufgebot  der  Verlobten  voraa^hen  muss. 
Doch  hat  das  Aufgebot  nicht  die  Wirkung, 
dass  Ehehindernisse,  welche  dem  gütigen 
Abschluss  der  Ehe  entgegenstehen,  nach 
Ablauf  der  Aufgebotszelt  nicht  mehr  gel- 
tend gemacht  werden  könnten.  Es  soll  da- 
durch nur  die  Möglichkeit  gegeben  werden, 
etwaige  Ehehindernisse  vor  der  Eheschlies- 
sung bekannt  zu  geben.  Dem  Kircheurecht 
hat  sodann  das  weltliche  Recht  seine 
Vorschriften  über  das  Aufgebot  zur  Ermit- 
telung von  Ehehindemissen  nachgebildet 
(vgl.  B.GB.  g  1316;  RG.  über  die  Beur- 
kundung des  Personenstandes  und  die  Ehe- 
schliessung vom  6.  Februar  1875  §§  44  ff. 
in  der  Fassung  des  Einfflhrungsgesctzes  zum 
B.G.B.  Art.  46.) 

Das  moderne  deutsche  Recht 
kennt  zwar  das  Aufgebot  bei  Üebertragung 
des  Eigentums  von  Grund  und  Boden  nicht 
mehr,  aber  es  hat  im  Interesse  der  Rechts- 
sicherheit in  zahlreichen  I^en  im  Aufge- 
botsvetfahren  die  Anmeldimg  von  Rechts- 
ansprüchen voi^eschrieben  oder  zugelassen 
mit  der  Wirkung,  dass  i^e  Unterlassung 
der  Anmeldung  einen  Rechtsnachteil  zur 
Folge  hat.  So  hat  —  um  nur  die  wich- 
tig^OT  Fälle  anzuführen  —  ein  Au^bots- 
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verfahren  stattzufinden  zum  Zwecke  der 
TodeserWänmg  einer  verschollenen  Person, 
zum  Zwecke  der  AusschUessung  des  Eigen- 
Klmers  eines  Gnuidstflcks,  wenn  das  Orund- 
stQcb  seit  dreissig  Jahren  im  E^nbesitz 
eines  anderen  sicÄ  befindet,  zum  Zwecke 
der  Äusaciiliessung  eines  unbekannten  Hypo- 
theken-, Grundschuld-  oder  Bentenschuld- 
glaubigers,  zum  Zwecke  der  Ausschlieesung 
von  ^achlassgläubigem,  zum  Zwecke  der  Aus- 
schliessirngvonunbekanntenSchiffsglaubigem 
bd  Yeräusserung  des  Schiffes  u.  s.  w.  Von  be- 
sonderer Wichtigkeit  ist  das  Aufgebots  verfah- 
ren, das  der  KraiÜoseiklarung  einer  abhanden 
gekommenen  oder  vernichteten  Urkunde,  na- 
mentlich eines  Inhaberpapiers  vorher- 
gehen musa  (vgl.  die  Art.  Inhaber- 
papier, Mortifikation).  Immer  aber 
ist  ein  Aufgebotsverfahreu  nur  in  den  Fällen 
zulSssig,  in  welchen  es  ausdrOcklich  durch 
das  Gesetz  angeordnet  oder  zugelassen  ist. 
Durch  das  Gesetz  müssen  einerseits  die  Tor- 
aussetzungen,  der  Inhalt  und  die  Wirkungen 
des  Aufgebots  bestimmt  und  andererseits  die 
Formen,  in  welchen  das  Aufgebot  zu  erlassen, 
luid  das  Yerfahren,  in  welchem  es  durchzu- 
fOhren  ist,  voi^eschrieben  sein.  Das  Bür- 
gerliche Gesetzbuch  hat  ftlr  seinen 
Bereich  die  SUlle,  in  denen  ein  Aufgebots- 
verfahren stattfinden  muss  oder  kann,  in 
orschCpf ender  Weise  bestimmt,  nad  die  Civil- 
prozessordnuug  (in  ihrer  neuen  Fassung  nach 
dem  G.  v,  20.  Mai  1898)  hat  das  Verfahren 
fOr  die  einzelnen  Fälle  normiert  (§§  946  bis 
1023).  Das  Aufgebot  ist  in  allen  Fällen  von 
dem  Gericht  zu  eriassen.  Die  öffentliche  Be- 
kanntmachung des  Aufgebots  erfolgt  durch 
Anheftung  an  die  Oencbtstafel  und  durch 
tSnrücknng  in  den  deutschen  Reichsan- 
zeiger sowie  ausserdem  wenn  für  den  ein- 
zelnen Fall  nichts  anderes  graetzlich  be- 
stimmt ist,  diu^h  zweimalige  EinrOckung 
eines  Auszugs  in  das  für  amtliche  Bekamit- 
machongen  in  dem  Genchtsbezirke  bestimmte 
Blatt  Die  Aufgebotsfnst  betrSgt  in  der  Re- 
gel mindestens  6  Wochen.  Doch  sind  An- 
meldungen, die  nach  Ablauf  der  Frist  aber 
TOT  Erlassung  des  Ausschlussurteils  erfolgeQ, 
als  rechtzeitige  anzusehen.  Gegen  die- 
jenigen, welche  ihre  Ansprüche  nicht  recht- 
zeitig anmelden,  werden  die  gesetzlichen 
Bechtsnachteile  in  einem  Ausschlugsurteil 
verhängt  Gegen  dasselbe  finden  zwar  die 
ordenlhchen  Rechtsmittel  nicht  statt,  aber 
es  kann  mittelst  einer  gegen  den  Antrag- 
steller zu  erhebenden  Klage  angefochten 
werden.  Jedoch  kann  die  Klage  nur  auf 
einen  der  im  Gesetze  (§  957)  angegebenen 
Qründe  gestfitzt  werden.  Nach  Ablauf  von 
zehn  JaSren  nach  Vei^flndung  des  Aus- 
iKfalnssurteils  ist  die  Klage  unstatthaft  Auf 
■ienjenigen  Bechtsgebieten,  die  der  I^ndes- 
gesetzgebung  vorbehalten  sind,  kann  auch 


das  Landesrecht  Aufgebote  anoi-dnen  oder 
für  zulässig  erklären,  doch  finden  auch 
hier  auf  das  Yerfahreo  die  Votschriften  der 
CJ.O.  Anwendung,  soweit  sie  durch  das 
Landesgesetz  nicht  ausgeschlossen  oder  ab- 
geändert werden  (Einführungsgesetz  zur  C.P.- 
0.  §  11). 

Aus  dem  gerichtlichen  Verfahren  in 
btlrgcrlichen  Rechtssachen  ist  das  Institut 
des  Aufgebots  aber  auch  in  das  Ver- 
waltungsrecht und  in  das  verwaltungs- 
rechtlicho  Verfahren  aufgenommen  worden. 
Vielfach  bestimmen  die  neueren  Verwal- 
tungsgcsetze,  dass  vor  Vornahme  eines  Ver- 
■waltungsaktes  die  Behörde  eine  öffentliche 
Aufforderung  ziu-  Anmeldung  von  Einwen- 
dungen oder  von  Rechtsansprüchen  binnen 
einer  bestimmten  Frist  zu  erlassen  hat,  mit 
der  Wirkung,  dass  nach  Ablauf  der  Frist 
Einwendimgen  und  Rechtsansprüche  nicht 
mehr  geltend  gemacht  werden  können.  Doch 
wird  hier  nicht  immer  der  Ausdnick  »Auf- 
gebot« gebraucht.  Anwendungsfälle  bieten 
namentbch  das  Verfahren  bei  Gemeinheits- 
teilungeu  und  Zusammenlegung  von  Grund- 
stücken, bei  Genehmigung  von  Bewäase- 
rungs-  und  Entwässerungsanlagen,  bei  Ge- 
nehmigimg  von  gewerblichen  Anisen,  die 
nach  der  Gew.-O.  des  Deutschen  Reichs  §  16 
einer  Genehmigimg  bedürfen  etc 

B.  £«en(Nff. 


Aufkauf 

landel,  rntcrnchmer- 

ändo,  Vorkauf. 


Anfwandätenem 

.  Verbrauchssteuern,  Luxus- 
stencrn,  Mietssteuer. 


Anktlon. 

Auktion  nennt  mwi  de»  öffentlichen 
Verkauf  beweglicher  Sachen  an  den  Meiste 
bietenden,  im  Gegensätze  zum  gewöhnlichen 
Verkaufe  »aus  der  Hand«.  Die  Versteige- 
rung unbeweglicher  Sachen  heisst  Subhas- 
tation  (Gegensatz:  freihändiger  Verkauf). 
Die  schon  bei  den  Römern  viel  benutzte 
Geschftftsform  der  Auktion  fand  im  Mittel- 
alter, ausser  in  Italien,  weniger  Anwendung, 
hat  aber  in  neuerer  Zeit  imgemein  grosse 
Bedeutung  erlangt. 

Man  hat  zu  unterscheiden:  1)  gericht- 
liche und  auBsei^richtliche  Auktionen ;  2)  frei- 
willige und  Zwangsauktionon ;  3)  Auktionen 
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markt^ugiger  und  nicht  marktgäagiger 
(alter,  beschädigter  oder  sonst  inangelt^fter, 
audererseite  aber  auch  besondere  wertvoller 
und  schwer  abschätzbarer)  Waren;  4)  Auk- 
tionen im  Klein-  und  im  Grossliandel.  l'eber 
»Wanderauktionen«  vgl.  Wandergewerbe. 

Die  vennutlich  älteste  dieser  Arten,  die 
gerichtliche  Auktion,  greift  jetzt  nainent- 
Jich  Platz  bei  der  Veräusserung  von  Pfäu- 
dern  und  zur  Dispositioa  gestellten  Waren, 
in  Konkursen  und  im  erbschafflichen  Liqui- 
<latioQsverfahren,  überhaupt  vorzugsweise 
dauQ,  wenn  der  öffentliche  Verkauf  not- 
wendig erscheint,  -um  die  Interessen  solcher 
Beteiligten  zu  schützen,  die  auf  den  Ver- 
kaut selbst  keinen  Einfluss  üben  können, 
und  um  insbesondere  jede  absichtliehe  Schä- 
digung solcher  Interessen  nach  Mog'lichkeit 
auszuschliesscn,  sodann  auch  uci  durch 
KoBcentrierung  der  Naclifrage  der  Ver- 
schleudermig  vorzubeugen.  Dieser  letzte 
Grund  ist  nicht  minder  massgebend  bei  den 
aussergerichtlichen  Zwangsverkäufen 
und  ganz  besonders  bei  den  Verkäufen  nicht 
marktgängiger  Waren,  für  welche  die 
Auktion  vorQ berge hend  einen  Markt  kOnst- 
lich  erzeugt.  Das  bedeutendste  Beispiel  von 
Auktionen  solcher  Art  sind  die  grossen  Ver- 
steigerungen älterer  Druckwerke,  die  Bilder-, 
Münzen-  »nd  anderen  ähnlichen  Auktionen. 
Aus  ganz  denselben  Grflndeu  hat  die  Auktion 
im  Kleinverkehre  frühere  Verbreitung  ge- 
funden als  im  Grossverkehrc;  indes  ist 
sie  seit  dem  17.  Jahrhundert  auch  auf  dem 
Weltmarkte  eine  allgemein  Übliche  Geschäfts- 
form  von  bedeutender  Wichtigkeit  geworden. 

Zuerst  führte  die  HoUändisch-Ost- 
indische  Kompagnie  regelmässige  Auk- 
tionen der  auf  Qniad  ihres  Handelsmonopols 
importierten  Gewürze  und  anderen  Waren 
ein.  Dieses  Beispiel  ist  dann  nicht  nur  von 
den  grössten  späteren  Handelskompagoieen 
gleicher  Art  iu  Holland  und  England  nach- 
geahmt, sondern  auch  im  übrigen  Geschäfte 
80  allgemein  befolgt  worden,  dass  nament- 
lich in  Amsterdam  bis  in  unser  Jahrhundert 
hinein  gewiss  weit  mehr  Wareu  auktions- 
"weise  als  aus  der  Hand  verkauft  w^orden 
sind.  Für  eine  Anzahl  der  wichtigsten  Welt- 
artikel ist  die  A\iktion  bis  zum  heutigen 
Tage  die  vorherrschende  Qeschäftefonn  ge- 
blieben, so  für  Baiunwolle  in  Liverpool,  für 
Wolle  in  London  und  Antwerpen,  für  Kaffee, 
Thee,  Kakao,  Zucker  und  viele  andere  Kolo- 
nialwaren in  London,  Amsterdam  und  Bolter- 
dam,  für  Elfenbein  in  London,  Liverpool  imd 
Antwerpen  etc.  Dage^n  haben  sich  die 
Orosshandelsauktionen  m  Deutschland  trotz 
mehrfacher  Versuche  bisher  nur  wenig  ein- 
gebürgert; als  regelmässig  und  bedeutend 
weiss  ich  nur  die  Auktionen  übeiBeeischer 
Butz-  und  Farbhölzer  in  Hamburg,  die  Fiach- 
auktionen  in  Hamburg  und  Altona,  die  Bauch- 


Warenauktionen  in  Leipzig,  die  Weinauktiouen 
in  den  Rheinlanden  zu  uenneu,  während  die 
^Auktionen«  deutscher  Zucker^brikeu  mehr 
den  unten  erwähnten  » Einschreib ungent  im 
Tabakliandel  entspreclieu.  Und  aiich  in 
Frankreich  scheinen  Grosshan  delsauktioiieiv 
nicht  sehr  viel  vorzukommen,  trotz  der  Gunst, 
welche  die  doitige  Gesetzgebung  ihnen  aus- 
nahmsweise zugewendet  hat  (cf.  die  Gesetze 
vom  28.  Mai  1858,  vom  3.  Juli  1861  und 
vom  18.  Juli  1866  sowie  das  Dekret  vom 
30,  Mai  1863). 

Die  Teclmik  der  Grosshandelsaiiküonen 
ist  seit  dem  17.  Jahrhundert  im  wesent- 
lichen dieselbe  geblieben ;  die  Auktion  "flird 
vorher  durch  den  damit  betrauten  Makler 
bekarmt  gemacht;  auch  kann  entweder  die 
Ware  selbst  vor  der  Auktion  von  den  Kauf- 
lustigen besichtigt  werden,  oder  man  stellt 
Pj-oben  aus,  sofern  es  sich  nicht  um  feste 
Standai'd typen  handelt.  Die  ganze  Waren- 
partie wird  in  numerierte  Lose  (Cavelinge, 
lots)  eingeteilt,  und  diese  gelangen  dann  nach 
der  Reihe  oder,  wie  ilir  Name  besagt,  dem 
Lose  nach  zum  Verkaut  Die  Art  des  Au.-?- 
gebots  und  Zuschlags  weist  manche  nadi 
Ort  imd  Zeit  verschiedenartige  Eigentüm- 
lichkeiten auf,  die  indes  von  nebensäclilicher 
Bedeutung  sind.  Die  Ablieferung  der  Wai"e 
bezw.  des  ihre  Stelle  vertretenden  Lager- 
scheines erfolgt  in  der  Regel  nur  gegen  so- 
fortige oder  doch  nach  ganz  kurzer  Zeit  er- 
folgende Bezahlung. 

Das  ganze  Verhihreii  hat  imter  bestimm- 
ten Voraussetzungen  namentlich  für  die  Ver- 
käufer sehr  erhebliche  Vorteile.  Wen» 
nämlich  die  Marktlage  einer  Ware  ohnelün 
für  den  Verkäufer  günstig  otler  doch  nicht 
geradezu  ungünstig  ist,  oder  wenn  gar 
einzelne  Plätze,  Gesellschaften  etc.  den  Im- 
port einer  Ware  rechtlich  oder  faktisch  mono- 
SDlisiert  haben,  iu  allen  solchen  Fällen  wer- 
en  dtm;h  Auktionen  regelmassig  nocli  hOiiere 
Preise  erzielt  als  durch  Verkauf  aus  der 
Hand,  da  bei  den  Auktionen  stets  eine  starke 
lokale,  zeitliehe  und  personelle  Koncentratioii 
der  Nachfrage  stattfindet  und  das  Öffentliche 
Bieten  die  Kauflust  wesentlich  zu  steigern 
pflegt.  Die  Barzahlung  ist  ebenfalls  filr  den 
VerkäTifer  ein  erhebhcher  Vorteil.  ludcs 
können  auch  die  Käufer  unter  Umstände u 
selbst  bei  für  sie  ungünstiger  Marktls^:i> 
durch  Auktionen  besser  als  sonst  ihre  Ge- 
schäfte besorgen,  wenn  nämlich  erst  durch 
die  Veranstaltung  von  Auktionen  ein  grosser 
Markt  und  grosse  Auswahl  ermöglicht  wird. 
Letzteres  pflegt  freilich  wiederum  den  Ver- 
käufern nicht  genehm  zu  sein,  da  die  Käufer 
durdi  die  reiäie  Ausw^ü  veranlasst  vrei-- 
den,  nur  kleine,  ganz  ihren  Wünschen  ent- 
sprechende Partieen  zu  erstehen.  Selbst  ein 
Monopol,  sofern  es  nur-  rationell  ausge- 
nutzt ivird,    braucht   die   Käufer  nicht     zu 
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sd>ädigoD.  Und  das  Blatt  wendet  sich  voll- 
kommeu,  sobald  die  Marktlage  für  deu  Ver- 
kiiifer  iiDgflnstie  wird;  dena  dann  ist  die 
Ware  in  der  Aiiltion  leichter  der  Verschlen- 
deniDg  ausgesetzt  als  beim  Verkaufe  aiis 
iler  Hand.  Dies  hat  z.  B.  A nfatig  der  70er 
Jahre  in  Amsterdam  und  Rotterdam  dahin 
eefilhrt,  die  regelmässigen  Auktionen  von 
Java-  und  Sumatratabak  zu  sisticren 
und  statt  dessen  das  mmte  aus  der  Hand 
VI  verfcaiifen.  AJs  dann  die  Marktlage  sich 
«ieder  besserte,  kehrte  man  doch  nicht  zu 
dem  alten  Systeme  zurtlck,  sondern  führte 
ein  ganz  neues  ein,  das  der  •Einschrei- 
bung', ■wobei  die  Kauflustigen,  jeder  für 
sich,  schriftliche  Gebote  einreichen  mflssen, 
ein  Terfahren,  das  bei  ^lusti^r  Marktlage 
für  den  Verkäufer  gewiss  <be  allerbesten 
Resultate  ergiebt. 

Wenn  die  zu  verkaufenden  Waren  von 
aberseeischen  Händlern  an  europäische  Kom- 
missionäre koQsigniert  werden,  so  bietet  das 
System  der  Auktionen  den  groseen  Vorteil, 
daes  der  erlangte  Preis  den  Kommittenten 
aach  wirklich  stets  voll  zu  gute  kommt, 
beza-,  dass  der  Kommissionär  so  leicht  nicht 
liem  Verdachte  der  »Preisverschleienmg« 
Msgesetzt  ißt.  Viele  Händler,  selbst  auf 
Seiten  der  Nachfrage,  sind  freilich  gerade 
deshalb  den  Auktionen  wenig  freundhch  ^- 
einnl,  weil  das  Bekanntwerden  der  Preise 
ihren  Verdienst  schmälert,  so  dasa  manche 
Auktion  von  auswärts  nur  schwach  besucht 
wild,  also  ilmn  Zweck  verfehlt 

Oft  ist  anclL  bei  Auktionen  das  Interesse 
der  Käufer  schon  deshalb  gefährdet,  weil 
dieselben  durch  das  rasche,  auh^gende  Ueber- 
biflen  leicht  verleitet  werden,  die  Ware 
über  Wert  zu  bezahlen;  ferner  sind  Täu- 
schungen tlber  die  Qualität  nicht  aiisge- 
scUoKen,  die  indes  bei  Qrosshaadela-Auk- 
tionen  weniger  dm^^h  Absicht  als  vielmehr 
durch  Ungleichartigkeit  innerhalb  der  ein- 
zelnen Lme  veranbsst  zu  werden  pflegen. 
Durch  die  Unberechenbarkeit  mancher  Auk- 
tionen wird  der  Geschäftsgang  unregelmässi- 
ger und  erhält  einen  stossweisen  Charakter, 
was  indes  nicht  zutrifft,  wenn  in  einem 
grossen  Markte  tägUch  eine  ganze  Anzahl 
Aolrtionen  abgehalten  werden,  wie  z.  B.  im 
Londoner  Theemarkte,  wo  dies  eben  die 
übliche  Oeschaftsform  ist  Dass  die  Auk- 
tionen Iddit  Absat^elegenheit  fOr  betrtige- 
risch  erschlichene  Waren  bieten,  trifft  bei 
den  Oroeshaudelsanktionen  ebenfalls  nicht  zu. 

Ceber  die  dienstleistenden  Organe  bei 
den  AidttioDen,  die  Aidriionatorcn  s.  den  fol- 
^ikden  Art  lüer  sei  nur  die  historische  Notiz 
aag»ichlo6seii,  dass  es  beeidigte  Auktionen 
Olren  gegen  Ende  des  Mittelalters  an  man- 
'Aen  (>rten  gab,  und  zwar  hatten  dieselben 
vietbch  sowohl  gerichtliche  Versteigerungen 
*ie  auch   private  Auktionen   alter  Sachen 


abzuhalten.  Dahin  gehören  die  geschworenen 
^Käufler«  oberdeutscher  Städte,  die  »gezworen 
ouden  cleercopere«  in  Antwerpen  u.  a.  m. 
Von  den  Maklern  einerseits,  von  den  ge- 
wöhnlichen Trödlern  imd  Hökern  anderer- 
seits lassen  sie  sich  nicht  immer  streng 
sondern.  In  Deutsddand  scheinen  sie  sich 
ans  letzteren  erst  seit  der  Hezeption  des 
römischen  Rechts  entwickelt  zu  haben,  in- 
dem die  sSubhastationeni  den  Trödlern  ilber- 
tragen  wurden.  In  Nfirnbeig  war  im  16. 
Jahrhundert  der  Ausdruck  »Gerichtskäufel 
unter  dem  Banner«  (sub  hasta)  auch  ftlr  die 
Auktionen  beweglicher  Sachen  üblich.  Da- 
mit stimmt  (Iberein,  dasa  ea  in  den  Handels- 
städten des  Mittelmeergebiet  es  schon  erheblich 
frfiher  >incantatores«  gegeben  hat  Die  »pri- 
Beurs  vendeiirs'  von  Paris  werden  mindestens 
schon  1556  erwähnt;  aus  ihnen  entwickelten 
sich  die  heutigen  »commissaires  priseurs«, 
die  eine  pri^-ilegierte  Korporation  nach  Art 
der  agents  de  change  bilden  und  umfassen- 
der Reglementierung  unterworfen  sind.  In 
England  kann  als  Auktionator  niemand  fun- 
gieren, der  nicht  eine  Lizenz  erwirbt  (8  Viet. 
c.  15).  In  Deutschland  gehört  die  Auktion 
zu  denjenigen  Gewerben,  für  welche  die 
kompetenten  Behörden  Personen  beeidigen 
und  öffentlich  anstellen  können  (D.  Gew.-O. 
§36).  Die  Grosshandelsauktionen  wei^ 
den  indes  oft  gar  nicht  durch  beeidigte 
Auktionatoren,  sondern  dm^h  Makler  ab- 
gehalten. 

Litteratnr:  Buschs  Archiv  de»  allgem.  devüehtn 
HaniUlsTtehl»  IV,  XSIg.  —  v.  HoUxendorff, 
RtchttUrikrm  ».  A.  ti.  (beidei  nur  jtiriititeh).  — 
F.  Hecht,  THe  Warranlt,  SluOgart  ISS4,  patHm, 
inibaondere  S.  lS7ff.  —  I/Kcia  bei  SehBnitrg 
11',  24s.  Ij«  Maine  da  l'Eaplne  (td.  Le 
Long).  De  koopkandd  ein  Amrterdam,  17S4, 
I,  t76f.  IL  i7ff.  DU  Aolländ.  Zitchr.  „Eeo- 
mnttUf:  ISlt,  S.  104 ff. ;  IS74,  S.  1S9. 14s ;  1877, 
S.  lOS;  1878,  S.  141  und  mnitige  Handettbe- 
richte.  —  Larta,  Die  HandeUataneen  tm  Weit- 
holihandel,  Berlin  1889,  S.  17tg.  ».  a.  m.  Eint 
rKTOmmery'aweTui«  Arbtit  exi»liert  nicht.- — Bttr. 
Auktionatoren;  6o^Jet  et  Msrnta-,  Dict.  de 
droit  eommereial,  S.  id.,  Pcai»  1878,  <.  v,  ncom- 
mitiaire  firueitru.  ^  SfOuUoch. ,  Dict.  oj 
cftmmeret,  London  1871,  i.  ti.  i-auciioneera, 
JUchartI  Ehrenberg. 


Anktionatoren. 

Das  Gewerbe  der  Auktionatoren  war 
durchdiefrOhere  deutsche  Land  es  ge  setz - 

febung  verechieden  geregelt  In  einzelnen 
taaten  wurde  dasselbe  als  freies  Gewerbe 
betrieben,  in  anderen  war  die  Vornahme 
von  Versteigerungen  solchen  Personen  vor- 
behalten, welche  von  den  zuständi^n  Staats- 
behörden angestellt  oder  konzessioniert  waren. 
Letzterer  Gnindsatz  galt  namenthch  anch 
_._  Preussen  kraft  der  Bestimmungen  in  8  51 
der  Gew.-O.  vom  17.  Januar  1845.    Die  Ent- 
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würfe  der  norddeutechen  flewerbe- 
ordcung  ans  den  Jaliren  1868  und  1869 
-wollten  der  Lanilesgesetzgebun^jp  die  Bchignis 
vorbehalte!!,  das  Gewert>e  der  Auktionatoren 
luiter  Konzessionspflicht  ku  stellen.  Diese 
Bestimmungen  fanden  jedoch  nicht  die  Billi- 
gung (leg  Reichstages.  Sie  wurden  dahin 
amendiert,  dass  das  Grewerbe  als  freies  be- 
trieben und  den  Behöi-den  mir  vorbehalten 
■werden  sollte,  bestimmte  Personen  für  die 
Ausübimg  des  Gewerbes  anzustellen.  Diese 
Vorschriften  befinden  sich  auch  heute  noch 
in  Geltung,  nur  in  einzelnen  Punkten  sind 
die  Aiditionatoren  durch  die  Öewerlieord- 
nungsnovelle  vom  1.  Juli  1883  weiteren  Be- 
schränkungen untePÄ'orfen  wonleu. 

Der  Gewerbetrieb  der  Auktiona- 
toren ist  demnach  im  allgemeinen  frei- 
gegeben. Es  sind  jedoch  die  verfassungs- 
mässig dazu  behigten  Staats-  oder  Eomrau- 
nalbehörden  oiler  Korporationen  berechtigt, 
Personen,  welche  das  Gewerbe  beti'ciben, 
auf  die  Beobachtimfj  der  bestehenden  Vor- 
BcKriften  zu  beeidigen  und  Öffentlich 
anzustellen  (Gew.-O.  S  36).  Den  auge- 
etellten  Personen  stellt  kein  Recht  auf 
auBechliessUchen  Betrieb  des  betreffenden 
Gewerbes  zu.  Sie  haben  vor  den  nicht  an- 
gestellten zunäclist  nur  den  thatsächlicbcn 
Vorzug  voraus,  dass  sie  infolge  ihrer  An- 
stellung beim  Publikum  ein  grösseres  Ver- 
trauen geniessen.  Anssei-dem  sind  sie  allein 
im  Staude,  solche  Handlungen  vorzunehmen, 
welchen  nach  den  Gesetzen  eine  besondere 
Glaubwürdigkeit  beigelegt  ist  oder  an  welche 
besondere  rocIitüchelVirkungen  geknüpft  sind 
(Gew.-O.  §  36).  Durch  die  spätere  Gesetz- 
gebung ist  ihnen  auch  die  Versteigerung 
von  Immobilien  ausschhesslich  vorbehalten 
(Gew,-0.  §  3r>).  Der  Uebergriff  eines  nicht 
angestellten  Auktionator«  in  diesen  Oewerbe- 
betiieb  ist  nach  g  147  Xr.  1  der  Gew.-O. 
mit  Geldstrafe  bis  zu  3(NI  M.,  im  Unver- 
mögensfalle  mit  Haft  zu  bestrafen.  Für  den 
Geschäftsbetrieb  der  angestellten  Aiditiona- 
toren können  durch  die  anstellenden  Behör- 
den Taxen  festgesetzt  werden  (Gew.-O.  §  78). 

Denjenigen  Auktionatoren,  welclie  ihr  Ge- 
werbe ohne  behördliche  Anstellung 
oderKon  Zession  Iteti-eiben,  kann  die  Fort- 
setzung des  Gewerbebetriebes  untersagt  wer- 
den, wenn  Thatsachen  vorli^en.  welche  die 
U  n  z  11  veiiässigkeit  des  A  uktionatoi-s  in  bezug  auf 
seinen  Gewerbebetrieb  daithun  (Gew.-O.  §  35). 

Abweichende  Bestimmungen  über  öffent- 
liche Versteigerungen  bestehen  in  Elsass- 
Lothrinjjeu.  Hier  wai-  die  Vornahme 
von  Mobilienversteigeningon  einschliesslich 
derjenigen  von  hängenden  oder  stehenden 
Früchten  und  Holzschlägen  nach  den  Vor- 
schriften des  französischen  Rechtes,  den  No- 
taren und  Gerichtsvollziehern  vorlichalteii. 
Verateigenmgen  von  Immobihen  waren  durch 


ein  G.  v.  21.  März  IR'^l  ebenfalls  ausschliess- 
lich den  Kolaren  übertragen  wollen.  Die&^ 
Vorschriften  sind  l>ei  Einfühnmg  der  Ge- 
werbeordnung in  EIsass-Lothringen  durch 
eine  ausdrflckliclio  gesetzliclie  Bestimmung 
für  fortdauernd  erklärt  wonlen. 

Lttt«ratar:  ß.' Jrry^r.  I^hrhuch  da  ttriittehr-u 
iWu-alluagirerlil'»,  Sd.  I,  S.  404,  412.  -—  E. 
Lioening,  Lfhrbaek  des  ilniitchen  rentalliingt- 
rrrhiet,  S.  5iil,  SOS.  G.   Meyer. 


d'Anlnis  de  Boaronill 

(Johan  Baron),  geb.  zu  Groningen  9.  April  1850. 
Er  entwickelte  nnd  erweiterte  in  seiner  Doktor- 
dissertation (Het  inkomen  der  Maatschappy, 
eene  proeve  vau  theoretische  Staat hnisknnde, 
Leiden  1874, 207  S.)  die  Untersnchongendes  eogli- 
Hchen  NationalSkonomen  W.  Stanley  Jevons  über 
die  Lehre  des  Werts  nnd  über  die  Begriffe  von  Pro- 
duktion, Ueberproduktion  nnd  Eonsnmtion. 

Seit  1878  Professor  der  Sationaliikonomie. 
Statistik  nnd  poli tischen  Geschichte  an  der 
Universität  zu  l'trecht,  vertrat  er  in  seiner 
Jnaugnralrede  (Het  Kathedersocialisme,  Utrecht 
1878i  die  Berechtiifung  der  abstrakten  For- 
achnng  auf  Volkswirt srliaftlichein  Gebiet«,  In 
seinem  Werke  ,Het  Hedcndaagsche  Socialisme 
toegelicht  en  bevordecld",  Amsterdam  1886. 
327  S.)  zeigte  er,  in  welclier  Weise  die  Besnltat« 
dieser  Forschung  ttei  der  Kritik  von  Karl  Marx, 
LasHsIle,  Henry  George  u.  a.  angewendet  wer- 
den können.  In  einem  Anfsatze  Über  den  „Zins- 
tnss"  in  den  Jahrb.  f.  Xat.  n.  Stat.  X.  F.  18,  Bd.. 
S.  377  ff-,  Jena  1889  (ursprünglich  veröffentlicht 
in  uiedetländisc'lier  Sprache  —  de  Economist 
1888  — )  versucht«  er  durch  Anwendung  der 
neueren  Theorieen  auf  die  Lehre  des  ZinsfuRses 
und  anf  die  damit  in  Verbindung  stehenden 
wirtschaftlichen  Thatsachen,  auch  nnter  Herbei- 
ziehung historischer  Untersachungen,  für  daa  in 
den  80er  Jahren  stattgefundeiie  Sinken  des  Zins- 
fnsses  Erklärung  za  linden,  und  für  eine  Prognose 
Bher  die  nächste  Zukunft  den  Boden  zu  gewinnen. 

Von  denzalilreiclien  kleinen  Aufsätzen,  welche 
er  als  Itedaktionsmitglied  in  der  Zeitschrift  „ The- 
mis"undin  der  Monatsschrift  ,.De  Economist"  ver- 
üff entlichte,  nennen  wir  auriDelegitieme  (portie 
(Themis  1884) ;  DeRechtsgrond  vandemEigendora. 
byzonderlykvandenGrondeigendoin(Themi8l887j: 
Het  ecouomiscb   Pessimisme   (Economist  1889;. 

Ueber  die  Währung^frage  veroftenüichte  er 
einen  die  Frage  zusammenfassenden  Aufsatz. 
welcher  erst  in  de  Economist,  nachher  (18961 
auch  in  der  Bevne  d'^conomie  politique 
unter  den)  Titel  Etüde  sur  In  gnestion 
mon^taire  erschien.  Ausser  vielen  Aufsätzen 
aber  Invalidität«-  und  Altersversicherung  und 
Broschüren  politischer  Tendenz,  namentlich  zur 
Stutze  der  liberalen  Partei,  schrieb  er  (1898, 
eine  Uebersicht  ül>er  die  Entwickelung 
des  Volkswohlstandes  in  den  Nieder- 
Isndcn  seit  1850,  wobei  er  mit  statistischen 
Daten  die  allgemeine  Hebung  des  materiellen 
Wohlstandes,  namentlich  in  den  niedrigeren  Klas- 
sen der  Gesellschaft,  anwies  und  so  anls  neue  der 
aozialistisclicnPrognose,  welche  bekanntlich  di  e  An- 
hänfnnKdesKapitalsinstets  engerem  Privatbesitz 
voranssagt  hat.  gegen  Übertrat. 
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Ausfuhr,  ÄDafahrhaiidel 

s.  Handel  und  Htmdetsbilsnz. 


AnBfnkrmiuterlager. 


- inng  der  A.  2.  Zweck  und  Be- 
trieb der  A.  3.  volkswirtschaftliche  Bedeutong 
der  A.    4.  Seitherige  Entwickelnng  der  A. 

L  EntetehmiK  der  A.  Seit  einigen 
Jahrzehnten  wird  das  Ringen  der  Indusliie- 
ataaten  am  die  Deckung  des  Bedarfs  des 
Weltmarkts  immer  heisser.  In  allen  Län- 
den, selbst  in  England,  foischt  man  eifrig 
nach  Mitteln  zur  FArdening  des  Ansland- 
handels.  Bei  uns  waren  derartige  Beetre- 
buDgen,  im  Zusammenhang  mit  dem  Wiedci^ 
aufkommen  der  Auswandenmgs-  und  £oio- 
nieenfrage  schon  1881  in  den  Vordergrund 
des  öffentlichen  Interesses  getrete  a.  Es 
fragte  mch  damals  wie  auch  heute  noch: 
genfigen  die  bisherigen  Öffentlichen  und 
privaten  Einrichtungen,  die  fOr  unseren  Ex- 
port vorhanden  sind,  <:der  kOnnen  noch  neue 
nerrorgemfen  werden?  Schon  der  Aufwer- 
fung dieser  Frage  wurden  sofort  prineipielle 
Einwendungen  über  die  Selbsthilfe  und  die 
Nfltzhchkeit  des  Zwischen-  und  Esportkom- 
misBionsbaadels  entgegengehalten,  die  aber 
nicht  hiertiergehöreu,  Eekann  nicht  bestritten 
veiden,  dass  weite  Kreise  der  deutschen 
Industrie,  um  ihre  Ei&fte  zur  Entfaltung 
Hi  bringen,  auch  heute  noch  der  Aufklarung, 
Anregung  imd  des  finanziellen  Büokhaltos 
bedürfen.  Unkenntnis  und  Ungeschick  im 
Einschlagen  des  richtigen  Weges  und  Mangel 
an  ausreichenden  Mitteln  der  Einzelfirmen 
schienen  der  Ikitwickelung  des  deutschen 
Ausfuhrgeschäftes  mehr  im  Wege  zu  stehen 
als  fremder  Wettbewerb.  Wie  diese  Mängel 
aJhnfthlich  groben  werden  könnten,  bildete 
m  An^g  der  aditiiger  Jahre  eine  stehende 
Rnbrik  in  den  wirtschaftlichen. Erörteningen. 
Hnee  der  Mittel  zur  Besserung  erblickt«  der 
Verbsser,  gem&as  allgemein  volkswirtechoft- 
hdien  GriindsStzen,  zunächst  in  der  Organi- 
sati<Hi  und  Kooperation  der  Interessenten. 
Cnd  der  Weg  zu  einer  derartigen  Oi^uisation 
wQte  duieh  eine  genossenschaftliche  Dauer- 
Aoastellung  von  £:^x>rtwareRmustem  geebnet 
w»dML  Dieser  Qedanke  wurde  von  dem 
VOTfasaer  eingehend  in  der  Wiecischen  Ge- 
werbeieitung  von  1881  Nr.  32—36  daigelegt 
nnd  im  Anaäiluss  an  die  Württ  l^ndesaus- 
«tellnng,  im  Frühjahr  1882  verwirklicht. 
Von  küüifmAnnischer  Seite  war  das  Projekt, 


namentlich  auf  dem  deutschen  Haudelstag 
vom  Dezember  1881,  sehr  miBstrauisch  auf- 
gefasst  worden,  gleich  als  ob  der  Zweck 
darin  bestfinde,  die  kleinen  Firmen  zum 
direkten  Export  anzuspomen.  Trotzdem 
gelang  es  in  wenigen  Monaten,  etwa  400 
Fabrikanten  zum  Ansdiluse  an  das  Institut 
zu  gewinnen.  Damit  war  die  Brücke  von 
der  Theorie  zur  Praxis  geschlagen  und  eine 
neue  Art  von  Er^lnzung  des  Zwischenhandels 
geschaffen. 

2.  Zweck  und  Betrieb  der  A.  Das 
Ausfuhrmusterlager  ist  zunächst  eine  Dauer- 
ausstellung, »expoaition  perpßtueDe«,  wie  sie 
sieh  z.  B.  Proudnon  1855  gedacht  hatte :  er 
wollte  den  Handel  centrahsieren  und  in 
einen  organischen  Zusammenhang  mit  der 
1849  gegründeten  >Banque  du  peuple« 
bringen.  In  ähnlicher  Weise  stellt  auch  das 
AusfuhnnuBteriager  eine  Organisation,  und 
zwar  des  Exporthandels,  dar.  Nur  findet 
ein  direkter  Verkauf  nicht  statt;  die  Aus- 
stellungsgegenstände bestehen  lediglich  aus 
Mustern,  die  Bank,  an  die  sich  das  In- 
stitut anlehnen  soll,  ist  eine  Export- 
kommissionsbank. Das  Musterlager  soll  die 
rasche  Orientierung  der  Käufer  erleichtern; 
sie  können  je  nach  Wahl  sicli  entweder  mit 
den  Fabriianten  in  direkte  Verbindung 
setzen  oder  gleich  am Lagerihre Bestellungen 
erteilen.  Das  Institut  soU  in  gewissem 
Masse  eine  Exportagentur  oder  ein  Export- 
kommissionshaus ersetzen,  äluilich  wie  sich 
solche  z.  B.  in  Hamburg  imd  Paris  oder  in 
den  englischen  Industriecentren  füi  gewisse 
Stapelartikel,  auch  bei  uns  z.  B.  in  Chemnitz, 
Sonneberg,  Solingen,  Nürnberg  herausgebildet 
haben  und  den  Fabrikanten  den  Warenver- 
trieb (imd  das  Kreditrisico)  abnehmen.  In 
erster  Linie  ist  ein  solches  Lager  lediglich 
die  Grundlage  der  Vermitteluug  ^-on  EngrOB- 
besteliungeu.  Es  giebt  den  Auslaudkuuden 
Gelegenheit,  sich  in  kürzester  2jeit  über  die 
Preis  Würdigkeit  der  Fabrikate  sowie  Über 
die  Leistungsfähigkeit  ihrer  Aussteller  zn 
orientieren.  Es  dient  ledigUch  dieser  ge- 
schäftlichen Agenten tliätigkeit  und  ist  des- 
halb wie  auch  aus  dem  Grande,  weil  es 
sonst  nicht  die  neuesten  Muster  erhalten 
wtlrde,  dem  allgemeinen  Besuch  nicht  ge- 
öffnet Die  ausgestellten  Muster  bestehen 
in  Durchschnittswaren,  wie  sie  der  Aus- 
steller auf  Lager  hat  und  jederzeit  in  be- 
liebiger Menge  liefern  kann.  Das  Institut 
vermittelt  duroh  seinen  Geschäftsführer 
den  -direkten  und  persönlichen  Verkehr 
der  Käufer  mit  seinen  Mitgliedern  und 
Übernimmt  für  den  Besteller  ein  Delcredere 
nicht  Es  macht  also,  was  in  Geschäfts- 
kreisen immer  übersehen  wird,  den  Export- 
handlungen keine  Konkurrenz,  arbeitet  \iel- 
mehr  mit  ihnen  zusammen ;  die  Bestellungen 
werden  direkt  von  der  Fabrik  aus  effektuiert. 
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Es  bezieht  dafür,  dasK  es  Känior  im«!  Ver- 
kaufer insammecfilhrt,  die  Beatellimgi'n  ver- 
mittelt lind  ira  Auftrag  beider  die  I  jefonmgs- 
geschäfte  absehliesst,  eine  Kommiasionsge- 
Dflhr,  Diircli  diese  Verkauf sprorision,  sowie 
durch  die  Jaliresbeiträge  seiner  !Mitp;lie<1er 
werden  die  VerwaltuiiOTkosten  gedeckt, 
AllerdiDfifs  ist  die  scharfe  KontroUe  über  die 
Proi-isionsansprüche,  wie  sie  eineui  priTRten 
A^nteu  zusteht,  durch  die  direkte  Ver- 
mittelung  und  den  gemeinnützigen  Ciiarakter 
erschwert.  Im  Anstand  hat  man  flir  das 
AuBfuhrmiisterlager  da  und  dort  die  Bezeicli- 
imng  'Firma«  oder  »Musee  eommercialt 
gewählt.  Begriff sgemSss  jedoch  ist  das 
Handelsmuseum  lediglich  ein  Mittei  ziir 
lufornintion  der  ein  heim  isclien  Fabri- 
kanten über  die  von  der  ausländischen 
Koidnirrenz  ei-zeuglen  Wai'entypen,  Im  Untei^ 
schied  davon  hat  das  Exportmusterlager  die 
ßeschränkiuig  auf  einheimische  Warenmuster 
und  den  Zweck ,  die  Ausländer  fllier  die 
Leistungsfähigkeit  der  ansstellcuden  Finnen 
zu  orientieren.  Wesentlich  für  das  Institut 
und  Vorliedingnng  für  sein  Gedeihen  ist  1)  der 
rein  geschäftliche  Zweck  imd  die  Kosten- 
deckung durch  die  Verfcaufspro\-ision  und  die 
Jlit^lieaei-beiträge ;  2)  die  Erhaltung  des 
stetigen  Intei-esses  der  ausstellenden  Fabri- 
kanten, so  dftss  sie  ihre  Jlusterkollektioncn, 
soweit  es  sieh  um  Saisonartikel  handelt,  stets 
emeuem  und  ergänzen  und  Aendenmgen  in 
den  Preisen  mitteilen;  3)  die  Beschränkung 
auf  einen  ^sclUossenen  Industriebezirk,  den 
der  ausländische  Besucher  ohne  grösseren  Zeit- 
verhist  bereisen  kann,  oder  auf  bestimmte 
Specialiläten.  In  gewissen  Industriebezirken 
wie  Nümlierg,  Pforzheim  u.  s.  w.  wo  au 
sicli  auch  Mustcrlager  für  die  dort  erzeugten 
Speciolit&ten  in  ilie  Höhe  kommen  köimten, 
haben  die  dortigen  Exporteure  in  den  letzten 
zwei  Jahrzehnten  die  Ausseudung  ihrer 
Reisendon  nnd  Aufstellung  reich  assortierter 
Musterlager  von  selbst  in  grossem  Umfange 
aufgenommen.  Für  die  Textilgewerbe  liegt 
heute  der  Schwerpunkt  in  der  Reichs- 
hauptstadt. 

Die  Vereinigung  der  beteiligten  Export- 
industriellen sollte  niclit  nur  als  Büttel 
dienen,  um  ein  mßglichst  vollstäudiges  Lager 
zu  erhalten,  noüderu  auch  in  weiterer  Folge 
die  Onmdlage  zu  Aussendung  von  Kollek- 
tivreisenden, Einrichtung  von  Kontoren 
undFilialen  in  Hamburg,  Berhn  sowie  im 
Ausland,  endlich  zu  Gründung  von  Export- 
syndikaten für  bestimmte  Specialitäten- 
und  Absatzgebiete  abgeben.  Die  Ausstellung 
am  Domizilort  sollte  also  nur  die  Vorstufe 
zu  weiterer  Entwickelung  des  Vermittelungs- 
geschftfts  und  der  Exportorgauisation  bil- 
den. 

Die  Entwickelunj^,  die  dem  V^^tseer 
vorschwebte,  kann  in  weiterer  Folge  auch 


auf  eine  karteil-  und  bankmässige 
Organisierung  sich  erstrecken. 

Die  Kartellierung  wäre  namentlich  für 
die  Hausindustriebezirke  denkbar :  das  ^Uuster- 
lager  übernimmt,  wie  ein  Export-Syndikat 
und  eine  Produktiv-  und  Exportgenossen- 
schaft,  den  Alleinvertrieb  und  die  Ver- 
niittelung  zwischen  den  Hausindustriellen 
und  den  Exporteuren.  Ein  solches  Muster- 
lager oder  Warenhaus  will  man  z.  B.  in 
Gabion z  für  die  dortigen  Arbeiter  der 
Pcrlenfitbrikation  errichten.  Die  bank- 
mässige Weiterentwickelung  weist  auf  die 
Tebernahme  des  Delcrederes  und  des  selb- 
stfindigcn  Oeschäftsabschlusses  —  auf  eigene 
Rechnung  und  Gefahr  ^  hin.  Mit  diesem 
Sehritt  fJJerdings  würde  ein  Exportmuster- 
lager seinen  gemeinnützigen  Charakter  ver- 
lieren imd  zu  einem  privaten  BJxportkommis- 
sionsliaus  wenlen ;  auch  miissten  dieVorkehrs- 
liedingnngen  mit  den  eiu<opäischen  Export- 
handlungen abgebrochen  werden. 

Schon  für  den  ersten  Schritt,  für  die 
Errichtung  von  Filialen  im  Ausland,  ist  ein 
VorMialt,  nämlich  die  Beschiünkung  auf 
l)estimmte  Rpecialitäton  notwendig. 

Zu  Anfang  der  neunziger  Jahre  schwftiinte 
man  in  Paris,  Wien,  Moskau^  Genua  {CtHepa 
&  Co.),  Barcelona  (188M)  für  die  Veranstaltung 
einer  ambulanten  Ausstellimg  und  die  Er- 
riditnng  »nationaler  Ausstellungen  im  Aus- 
land«^, als  Repräsentanten  der  Ijandesindustrie. 
Auch  in  Deutschland  wurde  rier  Jahre 
lang  1888  92  für  das  Projekt  einer  »schwim- 
merulen  Ausstellung«  agitiert.  Ebenso  sollte 
das  »Imperial  Institute«  in  London  solche 
Ausstellungen  in  den  Kolonieen  veranstalten, 
hat  aber,  obgleich  derKongreas  derenglisclien 
Handelskamiaem  vom  September  189'2  darauf 
ilrang,  so  wenig  wie  die  anderen  Programm- 
punkte,  auch  (uesen  noch  nicht  in  Angriff 
genommen. 

Solchen  Ausstellungen  steht  der  Umstand 
im  "Wege,  dass  fast  jeder  Agent  bezw. 
Kcisende  nur  eine  beschränkte  Änzalü  von 
Fabrikaten  derart  boherrecht,  dass  er  einen 
sofortigen  GeschäftsabBchluss  vermitteln  kann. 
Wie  jeder  private  Agent  muss  demgemäss 
oder  wird  sich  thatsächUch  auch  eine  der- 
artige VermittelungBstelle,  wenn  sie  geschäft- 
liche Erfolge  erringen  will,  entweder  auf 
die  Vertretung  einer  bestimniten  Specdalitftt 
oder  von  verhältnismässig  wenigen  Firmen 
beschränken. 

Ebenso  schwierig  femer  wie  die  Aus- 
wahl des  Vertreters  ist  die  Komplettierung 
und  ständige  Fk-neuerung  der  Hust«r 
imd  die  Auswahl  geeigneter  Special- 
artikel. Zudem  kOnnen  programmgemäsa 
kleinere  Plätze,  wo  die  Konkurrenz  noch 
nicht  so  scharf  ist,  und  wo  noch  bessere 
Gesch&fte  zu  erzielen  und,  nicht  besucht 
werden.    £s  glückten  denn  auch  die  Ver- 
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suche,  "welche  an  den  genannten  Auslands- 
plStzen  unternommen  Tnrden.  nur  ansnahme- 
weise. 

Seibat  bei  nur  kurztT  Dauer  haben  diese 
natjonalen  Aiisstellun^n  die  ge»;h&ftlicheD 
Erfolge,  auf  die  man  rechnen  konnte,  nicht 
«aielt 

Ihr  Uiseerfole  vurde  schon  als  ein  Beweis 
gegen  den  berecntigten  Kern  des  Gedankens 
verwertet,  alsobdiesee  oder ii^end  ein  anderes 
Princip  durch  eine  unsaohgemaase  üebertrei- 
boDg  entkräftet  werden  könnte.  WaR  ans  ihm 
hervoi^ht ,  ist  nur  die  BeHtAtigung  der 
Lehre,  die  Terfasser  von  Anfang  an  voran- 
gestellt hat,  nSmlich  der  Forderung  der 
Beschr&iknng  anf  einen  geRchlospenen  Indu- 
striebezirk  oder  auf  bestmiinte  Speciali täten. 

3.  VolkawiitschafUiche  BedentnUK 
der  A.  Wie  die  TorObergehenden,  so  hatten 
auch  die  permanenten  Ausstellungen  von  An- 
fang an  ihre  principiellea  Gegner,  zum  Teil  aus 
den  gleichen  Grilnden.  Namentlich  der  Teil 
der  Geschäftswelt,  der  als  allein  zustandig 
in  dieser  tV^e  gilt,  nftmlich  die  Groes- 
industrietlen ,  sowie  die  hansestädtischen 
Groeshändler,  können  sich  mit  den  Exporte 
raiisterlagem  heute  noch  nicht  befreunden. 
In  der  That  liegen  auch  ihre  Interessen 
auf  anderer  Seite,  Das  ist  aber  kein  Beweis 
dafür,  dass  es  nicht  doch  gewisse  Gruppen 
von  Exportfabrikanten  gieht,  denen  das 
Institut  nfltzt.  Genau  wie  bei  den  Iiandes- 
nnd  Weltausstellungen. 

XJebrigenB  ist  das  Prosperieren  der 
bisherigen  Exportmusterlager  die  beste  Wi- 
üerlegTiDg  gegen  manche  Vorurteile;  auch 
bildet  die  Thatsache.  dass  diesen  Instituten 
Hunderte  ihrer  Mitglieder  treu  bleiben,  einen 
Bel^  dafür,  dass  viele  Exportfabrikanten 
doch  noch  nicht  so  sehr,  wie  behauptet 
wird,  dieser  Art  der  Vermittelung  ent- 
wachsen sind.  ' 

Einer  der  gewöhnlichsten  Einwände  fUlt 
in  sich  zusammen,  wenn  man  erkennt,  dass 
die  Stellung  zn  den  Exportmusterlagem 
nichts  mit  dem  alten  Streit  gemein  hat,  ob 
überhaupt  etwas  von  Regierungs  wegen  für 
den  Export  gethan  werden  kann.  Denn  das 
Institut  Bteht  als  genossenschaftliche  Ver- 
enigung  in  der  ^tte  zwischen  einem  rein 
privaten  imd  einem  B^erungsuntemehmen. 

Staatlicher  Subvenlionierung,  die  jeder 
anderen  Dauerausetellung  geradezu  gefährlich 
ist,  bedarf  auch  ein  Exportmusterlager  nicht ; 


~  nidit  Torankommt,  hat  keine  Ibnstenz- 


Andere  Einwendungen,  mehr  akademi- 
scher Art.  richten  sich  g^n  die  Stellung, 
die  dem  Mnsterlager  im  v^hältnis  zn  den 
aiaigen    Mitteln   für  Hebung  des   Exports 


Manche  «Export  -  Enthusiasten«  ver- 
sprechen sich  le(Uglich  von  der  Consulata- 
reform,Gr0ndungvonAu8landkammem  U.S.W, 
etwas.  Darauf  aber  warten  che  Interessenten 
schon  seit  20  Jahren ,  während  »ie  die 
Gründung  von  Exportmusteriagem  selbst  in 
der  üanii  haben.  Man  kann  das  eine  thun 
und  das  andere  nicht  lassen ;  die  Beiordnung 
kaufmännischer  Consular-Attach^  z.  B.  hat 
CTieret  Verfasser  selbst  in  einer  Eingabe  an 
das  Reichskanzleramt  vom  Frühjahr  1885 
in  Anregung  gebracht.  Die  aU gemeinen 
Exportbestrebungen  haben  in  dem  Ausfuhr- 
muBteriager  und  seiner  rein  geschäftlichen 
Basis  sogar  einen  praktischen  KrystaUisatioaE- 
punkt  erlangt,  wänrend  sie  vorher  sehr  vage 
und zerbhren  waren.  Andere hinwiedenmi er- 
warten alles  von  der  AnssendungvonK  ollek- 
tivreisenden  oder  auch  von  Sachverstän- 
digen zur  Informieningflberdie  überseeischen 
Märkte;  solche  aber  wird  durch  ein  Exporte 
mustertager  nicht  gehemmt,  sondern  im 
Gegenteil  ffcfönlert  und  erleichtert.  Femer 
hängt  erfahrungsgemäss  die  Wirksamkeit 
nicht  allein  eines  ExportmuBterlagers,.'wndem 
auch  z.  B.  eines  Handelsmuseums  oder  einer 
Auslandskammer,  aber  auch  eines  Consulats, 
hauptsächlich  oder  ausseh liessLch  von  der 
jeweilig  leitenden  Persönhehkeit  ab. 

Nim  giebt  ein  Exportmusterlager  ge- 
rade für  solche  Consuln,  die  zu  geschäft- 
licher Vermittelung  geey^net  und  geneigt 
sind,  die  nötige  Anregung  und  einen  guten 
Rückhalt.  Beispielsweise  wunlen  ISfifi  89 
—  und  zwar  je  im  Ansohluss  an  das  belgische 
bezw.  englische  Consulat  oder  au  die  dortige 
italienische  Handelskammer  —  errichtet : 
in  belgisches  Musterlager  in  Konstantinopel, 
ein  österreichisches  in  Kalkutta,  ein  italie- 
nisches in  Buenos  -  Ayres ,  ein  englisches 
(speciell  für  den  Handel  in  Südamerika)  in 
Hamburg. 

Die  Mnsterlager  finden  an  den  Considaten, 
die  letzteren  umgekehrt  an  jeneneine  wirksame 
Stütze.  Die  Einrichtung  der  Exportmusterlager 
ist  zwar  ein  bescheidener,  aber  ein  prak- 
tischer Anfang  zur  Consulatsreform ;  bis  es 
einmal  zu  der  radikalen  Reform  kommt,  die  er- 
träumt wird,  denkt  die  jetzt  lebende  Generation 
nichtmehrandasExportieren.  Ebenso verhÖt 
essichmitden  Auslandkammem  undHandels- 
museen.  Wer  die  geschäftlichen  Erfolge 
der  Handelsmnseen  in  der  Nähe  angesehen 
hat,  der  kann  —  da  für  den  Handel  nur 
das  »heute»  gilt  und  die  gestern  gilt^n 
und  erhobenen  Bezugsquellen,  Proben,  Preise, 
morgen  schon  veraltet  sind  —  nicht  im 
Zweifel  darOber  sein,  wie  notwendig  für 
ihre  Direktion  eine  ständige  und  lebendige, 
d.  h.  geschäftliche  Fühlung  mit  einem 
gegebenen  Kreis  von  Exmrtfabrikanten  ist, 
wie  sie  eich  bei  einem  Exportmusterlager 
darbietet     Jedenfalls   haben   mit  dem   In- 
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stitut  der  ExportmusterJager  die  früheren 
nebelhaften  Anschauungen  und  Erörterungen 
Aber  ein  einheitliches  und  planvolles  Vorgehen 
der  Eiportindustriellen   einen  festen   Kem- 

Knlrt  erlangt.  Im  übrigen  gilt  von  der 
Aierausetellung  das  gleiche,  was  von  jeder 
Oivanisation :  ^  sich  aUein  bedeutet  sie 
nicikte;  ob  sie  etwas  Nützliches  leistet, 
bilngt  ganz  von  der  persönlichen  Qualifika- 
tion des  GesdiÄftsleiters  und  der  Mitglieder 
ab.  ift  der  Geschäftsführer  ein  guter  Ver- 
käufer, so  bietet  das  Exportmusterlager 
eines  der  geeignetsten  Mitfei  zur  Förderung 
des  Exports,  natOrhch  nur  aa  den  Plätzen, 
vo  es  noch  einer  solchen  Äasociation  bedarf. 
4.  Seitherige  Entwichelang  der  A. 
Besser  als  alle  theoretischen  Erwägungen 
ftprechen  die  Thatsachen.  Sofort  nach  der 
Gründung  des  Stuttgarter  MuBtorinstituts 
■wurde  es  an  verschiedenen  Plätzen  nachge- 
ahmt. Schon  im  Jahre  1883  wurden  ähnlidie 
Anstalten  ins  Leben  genifen,  z.  B.  in  Berlin 
{»Central  verein  für  Handelsgeoffraphie«), 
18B4/85  in  Amsterdam,  München,  Karlsruhe, 
Praukfurt,  I886,'8a  in  Köln,  Dresden,  Wieo, 
Pest  (sog.  iHandelsmuseuiD'),  London  (sog. 
»Exportböise«),  Buenos-Ayres  (sog.  ■ständige 
Ausstellung«),  Belgrad  (sog.  •kommerzielle 
Exporlagentur«) ,  in  mehreren  italienischen 
Grossstädten  etc.  Die  Bewegung  setzte  sich 
im  gleichen  Schritte  fort,  wie  der  »Export- 
enthusiasmus«  von  einem  Lande  zum  andern 
aich  fortpflanzte.  Die  Welt  hat  etwa  200 
für  die  Entwickclung  von  Exportmuster- 
lagem  günstig  gelegene  Induetriecentren  und 
Verkehrsplfltze ;  davon  giebt  es  kaum  einen 
Punkt,  für  den  nicht  von  sachverständiger 
Seite,  namenüich  von  den  Konsulaten  der 
verstJüedenen  Staaten,  oder  auch  von  privaten 
KauQeuten  die  Gründung  einer  permanenten 
Musterauastellung  schon  ernstlich  in  Er- 
wägung gezogen  oder  zur  Ausführung  ge- 
bracht worden  igt.  Mancherorts  konnten  die 
Muaterlager  geschäftliche  Erfolge  nicht  er- 
zielen; namentlich  von  den  bei  den  Con- 
snlaten  errichteten  Auslandkontoren  steht 
die  Mehrzahl  aus  den  schon  angedeuteten 
Gründen  nur  auf  dem  Papier.  In  Wien, 
München,  Karlsruhe  konnten  die  Muaterlager 
nicht  recht  Fuss  fassen  und  gingen  schon 
nach  einigen  Jahren  wieder  ein.  Aber  auch 
heute  ist  die  Bewegung  noch  in  Flnss, 
neuestens  namentUch  iu  den  Vereinigten 
Staaten.  In  Deutschland  wurden  erst  wieder 
z.  B.  1897/98  gegründet :  Das  Exportmuster- 
lager  in  Leipzig  (Musterlager  Messverkehr), 
da^  in  Weimar  für  die  sächsisch- thüringische 
Industrie,  das  >Deutsche  Exportmusterlager« 
(Luisenhof)  in  Berlin,  die  Brilsseler  Export- 
gesellschaft  »Föderation  industrielle  beige 
pour  favoriser  rexportatiom,  die  mit  nam- 
haften Mitteln  arbeitet  und  im  Gninde  nichts 
anderes     als     ein     Exportmueterlager    ist 


Systematisch  wurden  die  Exportmusterlager 

von  der  französischen,  russischen  und  japa- 
nischen Hegierung  zur  Förderung  des  Aussen- 
handels  verwertet  Ein  förmliches  Pro- 
gramm hierfür  entwarf  die  1884  begründete 
»Alliance  Fran9aise<,  die  nun  dim:h  das 
1898  errichtete  Exportamt  abgelöst  wird. 
Nach  diesem  Programm  wurden  42  Aus- 
landkammem  gegründet,  die  eine  Staats- 
subvention von  zusammen  85  000  Francs  er- 
halten und  u.  a.  aueh  sog.  «Exportkontore« 
zu  errichten  hatten.  Kese  äanzöeischen 
Musterlager  indes  konnten  bisher  einen 
nennenswerten  Erfolg  aus  den  oben  ai^- 

ftbenen  Gründen  nicht  erzielen.  Solche 
sportkontore  steilen  an  die  Qualifikation 
des  Geschäftsführers,  wie  an  die  sich  be- 
teihgenden  Fabrikanten ,  die  verschiedene 
Dutzend  von  Mnsteriagem  immer  mit  den 
neuesten  Mustern  zu  versehen  weder  im 
Stande  noch  geneigt  sind,  zu  hohe  Ansprüche. 
Neuerdings  wurden  solche  Kontore  mehr  in 
den  französischen  Kolonieen,  1898  z.  B.  in 
Tananariva  (Madagaskar)  sowie  in  Eolombo, 
Shanghai  und  Yokohania,  Alexandrien  imd 
Sofia  eingerichtet.  — 

In  gleicher  Weise  ging  auch  in  Russ- 
land  die  Regierung  Hand  in  Hand  mit  dem 
Grosshandel  vor.  Wiederholt,  so  1889  auf 
Anregung  der  •Gesellschaft  zur  Förderung 
russischen  Handels  und  Gewerbefleisses' 
und  1894  auf  Anregung  einer  Kommission 
von  Moskauer  ExportmdustrieUen,  wurde  der 
Plan  ausgearbeitet,  im  Zusammenhange  mit 
der  begonnenen  Reform  des  Gonsulatswesens 
ein  Netz  von  Exportmnsterlagem  im  Orient 
zunächst  in  Konatantinopel ,  Teheran  und 
Samarkand,  in  der  Folge  auch  in  Paris, 
Alexandria,  Bombay  luid  Peking  zu  er- 
richten. Als  Vorbild  hierfür  sollte  das 
russische  Musterlager  in  Bukarest  dienen, 
für  welches  1889  die  russische  R^ierung 
eine  Subvention  von  10000  Rubeln  be- 
willigte. Im  August  1898  kam  der  Stock- 
holmer Ausstellungskommissar  in  seinem 
vielbemerkten  Berieht  an  den  Fioanzminister 
auf  den  Plan  der  Errichtung  eines  grossen 
Ekp3itmustcrlagers  in  Moskau  zurüi^. 

In  Italien  wurden  gleich  Mitte  der 
achtziger  Jahre,  dann  1893  nach  Gründung 
der  Handelsmuseeu  in  Rom  und  Mailand 
sowie  1898  Versuche  mit  Exportmnster- 
lagem gemacht.  Am  besten  gelang  das 
1894  begründete  Exportsyndikat,  das  150 
Mitgüeder  hat,  ein  Eintrittsgeld  von  1000 
Lire  und  einen  Jahresbeitrag  von  100  Lire 
erhebt  und  zwei  Dutzend  Musterli^;er- 
agenturen  in  der  Levante  und  in  Ostasien 
unterhält,  wovon  ^erdings  nur  einige  nam- 
haftere Geschfiftserfolge  erzielen.  Jeder 
Agent  des  Syndikats  hat  die  Stellung  eines 
auf  eigene  Rechnung  arbeitenden  Kommis- 
sionäre, verkauft  winl  lediglich  gegen  Bar- 
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zahlai^  1bei  AbKeferang  der  Waren,  was 
DatOrlich  den  chinesischen  oder  indisoheu 
Händler  sehr  oft  TSranlasst,  seine  Bestellnng 
der  KonkuireiiK  zuzuwenden,  die  ihm  Kredit 
anf drängt.  Im  September  1898  war  in 
manchen  deuts(^en  Blättern  zu  lesen,  das 
S^~ndi]rat  habe  unserer  Exportindiistrie  >den 
Weg  gezeigt,  den  sie  g^en  mflsse,  um  mit 
Terhältnismäesig  nicht  grossen  Kosten  auch 
kleineren  Firmen  den  direkten  Export  nach 
dem  fernen  Osten  zu  ermöglichen.«  Dieser 
TH'eg  aber  sollte  der  deutschen  Induetrie 
schon  seit  mehr  als  einem  Jahrzehnt  be- 
kannt sein. 

In  gleicher  Richtung  gab  in  Sch-wedec 
das  K.  Handelskollegiiun  nnd  das  1895  ge- 
gründete Handelsmuseum  in  Stockholm  er- 
folgreiche Anregung.  Femer  sucht  derzeit 
das  japaniscbe  HandelsminiBterium,  nach 
iranz'teischem  Yorbild  den  Aiissenbandel 
des  Landes,  gestützt  anf  das  Handelsmuseum 
in  Tokio  (durch  periodisch  wiederkehrende 
grössere  Ausstellungen)  durch  ein  Netz  von 
Auslandmast«rlagem  zu  fOrdem.  Solche 
wurden  in  den  letzten  Monaten  auf  den 
Consulaten  zunächst  in  Hamburg,  Bombay 
imd  Odessa  errichtet. 

Besonders  lebhaft  interessiert  sich  seit 
der  Weltausstellung  von  Chicago  die  a  m  e  r  i  - 
kanische  Industrie  für  die  systematigche 
Einriebt  img  nationaler  Dauerausstellungen 
amerikanischer  Waren,  um  deren  Absatz, 
namentlich  in  Central-  und  Südamerika, 
in  Russland  und  Oataaien  zu  fördern. 
Fast  jeden  Monat  taucht  ein  neues  Projekt 
anf,  so  dass  ea  schwer  hält,  die  weniger 
lebensfähigen  auszusondern  und  den  Gang 
der  anderen  im  Ange  zu  behalten.  Die 
meisten  Projekte  lehneu  sich  an  die  1895 
ge^rßndeten,  reich  dotierten  Handelsmnseen 
nnd  Informationsbureaus  in  Philadelphia, 
Kew-York  und  Washington  oder  auch  an 
ein  amerikanisches  Coasulat  (z.  B.  in  Tam- 
pioo,  Mexiko  1898)  an.  Allein  im  Frühjahr 
1898  wurden  für  die  Errichtung  von  Äus- 
landmusterla^em  der  Masdunenindiistrie 
Mgende  drei  Gesellschaften  gegründet :  Der 
Verband  der  Eisen-  und  Stahlindustrie  in 
Pittaburg  für  Japan  nnd  Indien;  die  sog, 
lameritränisch-chmesische  Handelskammen 
für  Shanghai  (im  Kongress  wurde  für  dieses 
Unternehmen  ein  Staatsznschuss  von  850000 
M.  befürwortet);  endlich  die  >BuBsian-Ameri- 
can  Trading  Co.«  in  New-Yoi^.  mit  einem 
Abtieukapital  von  30  MilL  M.  für  St.  Peters- 
burg, Moskau,  Odessa,  Warschau  n.  a.  0. 
Gleichzeitig,  am  10.  April  bez'v.  31.  März 
1898,  -wnrde  in  Lima  eine  sogen.  'Perma- 
nente IndnatiieauBStellungs,  und  in  Caracas 
(Venezuela)  daa  von  der  sehr  rührigen  Chica- 
goer »National  Association  of  Manufacturers« 
begründete  Warehouse  unter  solenner  Be- 
teUignng  der  dortigen  Behörden  erCffnet 
Handnertorbncb  der  &tutawlneiui:taan«ii.    Zweite 


Das  Unternehmen  ist  nur  als  erster  Versueli 
gedacht;  falls  es  sich  als  lebensfähig  erweist, 
sotleu  ähnliche  Musterlager  an  anderen 
wichtigen  Handelsplätzen  errichtet  werden. 
Am  wichtigsten  in  der  Ausbreitung  dieses 
Systems  von  Musterlagem  ist  die  lezf^- 
nannte  1895  gegründete  National- Association 
of  Manufacturere  in  Philadelphia,  die  mit 
reichen  Mitteln  arbeitet  nnd  grossen  Ein- 
flnss  besitzt  Auch  für  New -York  ist  ein 
Exportmusterlager  grössten  Stils  geplant  und 
hierfür  ein  grosses  Kapital,  man  spricht 
von  100  Millionen  Dollars,  ^zeichnet  — 
Ein  Rückblick  auf  die  Geschichte  der  Ex- 
portmuaterl^r  zeigt,  dass  sie  ihre  alten 
Anhänger  nicht  verloren  und  immer  wieder 
und  in  allen  Ländern  neue  Freunde  gewonnen 
haben.  Es  giebt  sieh  hierin  ein  stetiges, 
nun  bald  zwei  Jahrzehnte  andauerndes  Fort- 
schreiten kund,  von  den  alteren  ExpOTt- 
musterlagem  herab  bis  zu  den  jüngsten, 
erst  in  den  letzten  Tagen  gegründeten. 
Wohl  war  hei  der  ersten  Gründung  ein  ge- 
wisser, dem  rein  kaufmännischen  Denken 
und  Fühlen  entgegengesetzter  Idealismus 
imd  Optimismus  vorhanden,  wohl  ist  ein 
solcher  auch  heute  noch  bei  jeder  Neu- 
gründung erforderlich.  Aber  die  Thatsache, 
dass  bei  den  älteren  Musteriagem  ihre  Mil^ 
glieder  Jahrzehnte  lang  treu  ausharren,  dass 
andererseits  erst  in  den  letzten  Tagen  die  so 
scharf  rechnenden  amerikanischen  Geschäfts- 
leute sich  BO  thatkräftig  für  das  Institut  er- 
wärmt haben,  ist  wohl  der  beste  Beweis 
dafür,  dass  die  Grundidee  gesund  und  ent- 
wickelungsähig  ist 

Litteratnr:  Huber.  Dir  Auitlelltingm  vnd 
«Ti*ere  ErpoTtindtulrit ,  StttUgart  18SG,  3.  137 
Int  S79.  —  KommertielUt  Jahrbueh,  Wien  1383, 
S.  S79—2S7.  —  IXtm,  Exporlkampau  son  13S8. 

—  Onckcn ,  Die  ichtreiieriaehe  KojttitlajT^orm, 
Bern  ISS6,  S.  IS;  aueh  Xaah,  Genotientchaflt- 
veten  und  internationaler  Handel  1830  (Bericht 
auf  dem  Si.  Kongrete  der  engliichen  Genoufn- 
»ckaften  lu  Iptirirh).  —  HÜbbe-BcMeiAen, 
WeliwirUchafl,  Hamburg  188S,  S.  IS— IS.  -- 
Cohn,  Hyitem  der  IfationaUitonomie,  III.  Bd., 
1S9S,  S.  i7S.  —  SeMnberg»  Handbuch  der 
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ABSlnhrpTftmleD  und  AoBfuhr- 
Tergfltnngen. 

1.  Aeltere  Äiuieht«n.  2.  Theoretiache  Be- 
trechtong'en.  3.  Die  verBchiedeuen  Formen  der 
Ä  usfahrprämien. 

1.  Aeltere  Ansichten.  Ausfuhrpr&mieo 
sind  BtaatUche  UnterstfltzuDgea  zur  Erleich- 
tening  der  Ausfuhr  gewisser  Waren,  gleich- 
viel oh  sie  unmittelbar  für  sich  oder  im 
Zusammenhange  mit  der  ROck Vergütung 
eines  Zolles  oder  einer  inneren  Steuer  den 
exportierenden  Kaufleuten  oder  Produzenten 
zugewandt  werden.  Sie  aind  ziur  Zeit  der 
Herrschaft  der  merkaatilistischeu  Anschau- 
ungen entstanden  und  von  diesem  Gesichts- 
punkte ja  leicht  zu  rechtfertigen:  denn  das 
in  dieser  Art  vom  Staate  ausgegebene  Gehl 
bleibt  im  Lande,  der  Terftaufspreis  der  im 
Auslande  abgesetzten  "Waren  aber  verhesBert 
um  seinen  vollen  Betrag  die  Handelsbilanz 
des  Inlandes  und  kann  möglicherweise  eine 
bare  Geldeinfuhr  bewirken.  Freilieh  erhält 
das  Ausland  dabei  vielleicht  die  Waren  zu 
einem  Preise,  der  die  inländischen  Produk- 
tionskosten nicht  deckt,  aber  auf  dieses 
volkswirtschaftliche  Missverhftltnis  wird  ein 
konsequenter  Uei^antilist  kein  Gewicht 
legen,  und  die  Interessentenkreise,  denen 
die  Prämien  zu  gute  kommen,  Verden  die- 
selben vollends  ausBchhesshdi  von  ihrem 
privatwirtschafüichen  Standpunkte  aus  be- 
urteüen  und  loben.  Vorgerücktere  Theore- 
tiker, die  sich  Qber  das  meikautilistische 
Vonirteil  erhoben  hatten,  aber  aus  irgend 
welchen  Gründen  den  Prämien  günstig  ge- 
stimmt bheben,  mussten  dieselben  mit 
bessere  Beweisgründen  zu  rechtfertigen 
suchen,  und  dies  wurde  ihnen  dadurch  er- 
leichtert, dasB  Adam  Smiths  ausführliche 
Kritik  der  zu  seiner  Zeit  bestehenden  eng- 
lischen Ausfuhrprämien  in  mancher  Be- 
ziehung anfechtbar  war.  Wenn  er  behaup- 
fetCj  dass  die  englische  Ausfuhrprämie  für 
Weizen  den  Preis  dieses  Getreides  erhöht 
habe,  so  war  dies  zwar  theoretisch  schwer 
zn  widerlegen,  aber  die  Gegner  dieser  An- 
sicht konnten  sich  auf  die  Thatsache  be- 
rufen, dass  in  den  ersten  65  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts,  während  welcher  die 
Prämiierung  der  Weizenausfuhr  mit  einigen 
Unterbrechungen  bestanden  hatte,  die  Preise 
im  ganzen  aussergewßhnhch  niedrig-  ge- 
blieben waren,  namentlich  bedeutend  niedriger 
als  in  den  der  Einführung  der  Prämien 
(1689)  zunächst  vorausgegangenen  Jahr- 
zehnten. Auch  ergab  sich  der  tiefste  Preis- 
stand gerade  in  den  Jahren,  in  denen  die 
Ausfuhr  und  somit  die  Prämienzahlimg  am 
^rOssten  war.  Smith  suchte  nun  diese 
PreisveiiiältnisEe,  wie  es  ähnlich  auch  in 
bezug  auf  das  Gold  in  der  neuesten  Zeit 
ist,   durch   eine   problematische 


»Appreciation«  der  Edelmetalle  zu  erklaren 
und  femer  nachzuweisen,  dass  die  Prämien 
auch  den  Interessen  der  Grundbesitzer  selbst 
nicht  entsprächen,  wobei  er  auch  seine  un- 
zulän^hche  Lehre,  nach  welcher  der  ^\  eizen 
das  eigentliche  feste  und  allgemeine  Wert- 
mass  sein  soll,  zur  Anwendung  brachte. 
Als  sein  hervorragendster  Gegner  und  Ver- 
teidiger der  Prämien  trat  Malthus  auf. 
Dieser  berief  sich  zunächst  auf  die  Billig- 
keit des  Weizens  in  der  oben  angefühlten 
Periode;  aber  diese  konnte  für  sich  jeden- 
falls zu  Gunsten  der  Prämien  nichts  be- 
weisen, da  sie  gleichzeitig,  wie  schon  Smith 
hervorgehoben,  auch  in  Frankreich  geherrscht 
hatte,  wo  statt  dei'  Prämiierrung  das  Ver- 
bot der  Ausfuhr  bestand.  Ueberdies  war 
im  letzten  Drittel  des  vorigen  Jahrfamiderts 
in  England  wie  auf  dem  Kontinente  eine 
bedeutende  Steigerung  der  Getreidepreise 
eingetreten,  also  von  einer  verbilligenden 
Wirkung  der  Prämien  «cheiÜch  nichts  mehr 
zu  bemerken.  Malthus  glaubte  eine  solche 
aber  dennoch  annehmen  zu  dürfen,  wenn 
auch  niclit  für  jedes  einzelne  Jahr,  so  doch 
für  den  Durchachnittspreis  aus  einer  längeren 
Reihe  von  Jahren.  Die  lAudwirtsdiaft  werde 
durch  die  Prämien  zur  Vermehrung  ihrer 
Produktion  über  den  r^elmäBsigenBedarf  des 
Inlandes  hinaus  bewogen,  und  in  schlechten 
Jahren  werde  daher  trotz  des  Ernteausfalls 
wenigstensdie  dem  einheimischen  Verbrauche 
entsprechende  Oetreidemenge  noch  im  Lande 
selbst  gewonnen  werden;  so  würden  also 
die  ausserordentlichen  Preissteigerungen  nach 
Hisseniten  vermieden  oder  gemildert,  die 
auf  den  Üurehschnittspreis  einer  längereu 
Periode  den  bedeutendsten  EinQuss  aus- 
übten. Auch  werde  die  Landwirtschaft 
durch  die  erleichterte  Ausfuhr  zu  der  Ein- 
führung von  technischen  Verbesserungen, 
wirksameren  Hilfsmitteln  der  Produktion  etc 
angespornt,  wodurch  auch  der  inländische 
Preis  allmählich  erniedrigt  werde,  ohne 
dass  deshalb  den  Produzenten  die  Vorteile 
des  vermehrten  Absatzes  wieder  gänzlich 
verloren  gehen  müsaten.  —  Ricardo  ist  ein 
entschiedener  Gegner  der  Prämien,  weil  sie 
nach  seiner  Ansicht  eine  unnatürliche  und 
schädhche  Verteilung  des  Kapitals  auf  die 
verschiedenen  Produktionszweige  verur- 
sachen; aber  die  von  Adam  Smith  gegen 
dieselben  vorgebrachten  Einwendungen  be- 
trachtet er  ebenfalls  als  ungenügend  oder 
unzutreffend.  Der  laufende  Marktpreis  der 
auszuführenden  Ware  werde  allerdin^  durch 
die  Prämie  zeitweiUg  erhfiht;  ob  dies  aber 
auch  bei  dem  natürlichen  Preise  ein- 
trete, hänge  von  der  Art  der  Ausfuhrware 
ab.  Gehöre  diese  zu  den  nicht  beliebig 
(unter  gleichbleib^iden  Bedingungen)  ver- 
mehrbaren Produkten  —  und  bJs  solche 
lasst  Ricardo  die  landwirtschafthcheu    Er- 
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Zeugnisse  ios  Änge  —  so  verde,  weil  eine 
weitere  Vennehninff  (Ipt  Produktion  nur 
auf  schlechterem  Boden  mSglicli  sei,  im 
Gefolge  der  Prfiniie  eine  dauernde  Preis- 
steigerung erfolgen ;  handele  es  sich  aber 
um  Fabrikate,  welche  eine  weitere  Konkur- 
renz auf  gleitiem  Fusee  gestatten,  so  werde 
nach  einer  Zwischenzeit,  in  welcher  die 
Fabrikanten  bei  dem  momentan  erhöhten 
Marktpreise  ungewöhnliche  Gewinne  er- 
zielen könnten,  die  Produktion  der  prä- 
miierten Ware  rasch  in  ealchem  Masse  zu- 
nehmen, dass  der  Preis  wieder  a\ii  seinen 
natflrlichen  Stand  zurflckgetaen  rnftsste, 
<lem  das  in  diesem  Produktionszweige 
^l^e  Kapital  nicht  mehr  Gewinn  einbringt 
als  IQ  jedem  anderen  Zweige.  Die  Weizeu- 
prAmie  insbesondere  hat  also  nach  Ricanlo 
als  Wirkung  eine  bleibende  Preiserhöhung, 
die  eine  Steigerung  der  ßnmdrente  herbei- 
führt, und  die  Grundbesitzer  haben  daher 
ein  dauerndes,  die  Fabrikanten  aber  nur  ein 
rornbergehendes  Interesse  an  einer  Ausfuhr- 
prämie für  ihre  Erzeuraiisse. 

8.  TtaeoretJBche  Betrachtungeii.  Bei 
den  obigen  Erörterungen  ist  vorausgesetzt, 
<lass  die  Eisfahr  der  bei  der  Ausfuhr  ptil- 
miierten  Ware  mindestens  dim;h  einen  ' 
Prftmie  gleichen  Zoll  beschränkt  ist, 
denn  in  der  That  in  England  im  vorigen 
Jahrhundert  der  WeizenzoU  das  Vier-  bis 
Fflnffache  der  Prämie  betnig.  Allerdings 
ist  es  denkbar,  dass  eine  Ausfuhrprämie 
auch  für  eine  Ware  gewährt  werde,  von 
welcher  bei  der  Einfuhr  aus  dem  Auslande 
kein  Zoll  erhoben  wird,  namentlich  in  dem 
FUle,  dass  ein  anderes  Land  hohe  Einfuhr- 
zölle erhöbe,  die  durch  die  Prämie  ausge- 
sehen werden  sollten.  Thatsächlich  sind 
mdes  die  Ausfuhrprämien  immer  nur  in 
enger  Verbindung  mit  einem  Schutzzoll-  oder 
Prohibitivsystem  vorgekommen  und  sie 
bilden  eigenüich  den  notwendigen  Scliluss- 
a-tein  eines  jeden  folgerichtig  durchgeföhrten 
Systems  dieser  Art.  Daher  spielten  sie 
eine  besonders  mchtige  Rolle  in  der  fran- 
zSsischen  Handelspolitik  von  1815—1860, 
welche  einen  möglichst  gleichmässigen  Schutz 
aller  wirtschaftlichen  Interessen  erstrebte, 
also  nicht  nur  der  Industrie,  sondern  auch 
der  Landwirtschaft,  der  Schiffahrt,  der  Ko- 
lonieen  und  sogar  des  Handels,  wobei  die 
Ausfuhrprämien  als  ein  Hauptmittel  zur 
Ausgleichmig  der  vielfachen,  oft  sehr  schroffen 
Gegensätze  dienen  sollten.  Auch  hatten  sie 
me  positive  finanzielle  Bedeutung  insofern, 
ale  sie  die  Einführung  von  fionsto  ff  zollen 
raTndglichten,  weshalb  sie  sich  damals  auch 
hanptsächhcli  an  die  Rflckerstattting  von 
Zollen  und  nicht  von  inneren  Verbrauchs- 
stenem  knüpften.  Wenn  wir  nun  theore- 
tisch die  Wildling  einer  eigenüichen  Ans- 
ftihrpiämie,    mag    sie   nun   mit  einer  Zoll- 


oder einer  Steuen-ergÜtung  verbunden  sein 
oder  nicht,  vom  heutigen  Standpunkte  er- 
wägen, so  handelt  es  sich  zunächst  imi  die 
;  Richtigkeit  der  schon  von  Malthiis  aufge- 
stellten Formel,  dass  der  inländische  Markt- 
preis (J)  der  prämiierten  Ware  gleich  sei 
dem  ausländischen  Preise  (Ä)  plus  der  Aus- 
fuhrprämie (P),  oder  vielmelir  des  Satzes, 
dass  die  Konkurrenz  stets  darauf  gerichtet 
sei,  diese  Gleichimg  herzustellen,  and  dies 
ihr  auch  anntUiernd  gelinge.  Von  den  Ueber- 
fühnmgskosten  (Transport ,  Versicherung, 
Kommission  etc.)  ist  dabei  der  Einfachheit 
wegen  al^sehen;  wÜl  man  sie  l)eriiok- 
sichtigen,  so  hat  man  sie  sich  dem  Inlands- 
preise noch  hinzugefügt  zu  denken.  Der 
Wirklichkeit  wird  aber  diese  Formel  (J=Ä 
+P)  nur  dann  entsprechen,  wenn  ein  der 
Prämie  gerade  gleichkommender  Eii^;angs- 
zoll  von  der  betreffenden  Ware  erhoben 
wird.  Dann  allerdings  bleibt  die  Ausfiihr 
lohnender  als  der  Absatz  im  Inlande,  so- 
lange A-|-P  grösser  ist  als  J,  oder  die  Preis- 
differenz J — A  kleiner  ist  als  P.  Wäre  aber 
der  Zoll  merklich  kleiner  als  die  Prämie, 
so  könnte  sich  der  Preis  J — P  im  Auslände 
nicht  behaupten,  sondern  es  würde,  wenn 
er  zeitweise  eintreten  sollte,  eine  Rück- 
strömung (ter  Ware  in  das  Inland  ertolgen, 
und  die  normale  Preisdifferenz  würde  sich 
dem  Zolle  gleich,  also  niedriger  als  P  stellen. 
Ist  aber  der  Zoll  höher  als  die  Prämie,  so 
bewirkt  die  letztere,  daas  immer  mindes- 
tens eine  ihr  gleiche  Preisdifferenz  J — A 
besteht;  es  kann  aber  je  nach  den  Kon- 
junkturen des  Handels  und  der  Produktion 
vorkommen,  dass  diese  Differenz  grösser  ist 
und  sogar  auf  längere  oder  kürzere  Zeit  den 
vollen  Zollbetrag  eiTeicht.  Ist  das  Produkt 
mit  einer  inneren  Verbrauchssteuer  belastet, 
so  erhöht  sich  die  Preisdifferenz  noch  jeden- 
falls um  den  Betrag  dieser  Steuer.  Diese 
Normen  für  die  Bildung  der  Differenz  J — A 
ge.ben  aber  keinerlei  Auskunft  über  die  Ein- 
wirkrmg  der  Prämie  auf  die  absoluten 
Bewegungen  des  inländischen  imd  des  aus- 
ländischen Preises.  Dieselbe  Differenz  kann 
sich  herausstellen,  wenn  J  und  A  beide 
grösser  oder  beide  kleiner  werden  oder  wenn 
die  eine  dieser  Grössen  wächst,  während  die 
andere  abnimmt  Kann  das  Inland  von  der 
Ausfuhrware  nur  eine  beschränkte  Menge 
abgeben  oder  die  Produktion  derselben  nur 
unter  erschwerten  Bedingungen  ausdehnen, 
so  wird  —  unter  der  Voraussetzung  eines 
der  Piämie  mindestens  gleidien  Einfuhr- 
die  Preisdifferenz  jedenfalls  teil- 
weise durch  eine  Erhöhung  von  J  entstehen ; 
'■  zugleich  auch  eine  Erniedrigung 
eintritt,  wird  von  dem  Verhfitnis 
abhängen,  in  dem  die  Ausfuhrmenge  zu  dem 
Gesamtbedarf  des  Auslandes  steht.  Wird 
der   letztere  sehr  gross  und  dringend  und 
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iat  seine  Befriedigung  ia  bedeutendem  Masse 
von  der  Ausfuhr  des  Iniandes  abhängig,  so 
kann  in  der  schliesahchcn  Preisdiffereaz  so- 
wohl J  als  A  sich  höher  stellen  aU  anfangs. 
Kann  dagegen  das  Inland  die  Produktion 
der  Ausfiiirware  beliebig  mit  gleichbleiben- 
den Kosten  vermehren,  'so  wird  im  Behai^ 
rungszustande  die  Preisdifferenz  ausschliess- 
lich durch  Verminderung  des  Auslandpreises 
entstanden  sein.  Erfolgt  die  Yermehnmg 
der  Produktion  infolge  technischer  Ver- 
besserungen mit  abnehmenden  Kosten,  so 
wird  sowohl  J  wie  A  sich  vermindem. 
Dasselbe  tritt  auch  zeitweise  ein,  wenn  der 
Bedarf  des  Auslandes  überschätzt  und  die 
Produktion  der  Ausfuhrware  übermässig 
au^jedehnt  wird.  So  haben  die  von  den 
kontinentalen  Staaten  gewährten  Ausfulir- 
prämien  für  Zucker  ohne  Zweifel  sowohl 
die  technischen  Fortschritte  der  Hüben- 
zuckerfabrikation  gefördert  als  auch  die 
üeberproduktion  mit  hervoi^rufen,  die  im 
Jahre  1884  einen  tiefen  Sturz  des  Preises 
veruisachte.  Seitdem  ist  aber  der  Preis 
auch  dauernd  auf  einem  niedrigen  Stand 
gebheben,  und  der  Zucker  liefert  somit  ein 
Beißpiel    für    die    Ansicht,    dass    Ausfuhr- 

Srämien  zu  einer  VerbiJligung  der  betreffen-  ^ 
e  n  Ware  mitwirken  können.  Daraus  ist  ] 
jedoch  keineswegs  zu  schliessen,  dass  eine 
solclie  künstliche  und  einseitige  Anstache- 
limg  der  Produktion  auf  die  Gefahr  eines . 
nnheUvollen  Rückschlages  hin  eine  zweck- 
mässige Massregel  sei. 

Im  allgemeinen  wird  die  Wirkung  einer 
Ausfuhrprämie  bei  Waren,  deren  Produzen- 
ten dural  Schutzzölle  einen  Vorteil  erlangen 
können,  darin  bestehen,  dass  der  Ii^Iinflusa 
des  Zolles  auf  die  Preisbildung  verstärkt 
und  geaichert  wird,  d.  h.  dass  eine  Preis- 
differenz von  wenigstens  dem  Betrage  der 
Prämie  zwischen  dem  Inlande  und  dem 
Auslande  auch  unter  solchen  Umständen 
noch  bestehen  bleibe,  unter  denen  der  Zoll 
für  sich  aliein  zeitweise  dieses  nicht  zu 
Stande  bringen  könnte.  Wenn  die  geschützten 
Industriezweige  es  schon  vorteilhaft  finden, 
zur  besseren  Ausuutzung  des  Schutzzolles 
auf  dem  inneren  Markte  eineu  Teil  ihi-er 
Erzeugnisse  fast  oder  wirklich  ohne  Gewinn 
im  Auslande  zu  verkaufen,  so  stehen  sie 
natfiriich  noch  weit  besser,  wenn  sie  für 
diese  Ausfuhr  in  irgend  einer  Form  noch 
eine  bare  Prämie  erhalten.  Femer  aber 
bieten  die  Ausfuhrprämien  ein  Mittel  dar, 
um  such  solchen  Produktionszweigen  eineu 
Anteil  an  einem  Schutzsystem  zu  verschaffen, 
die  wegen  ihrer  tibu'legenen  Leistungs- 
fähigkeit gegenüber  allen  Konkurrenten  einen 
ZoIlBchutz  gewöhnhcher  Art  gar  nicht  er- 
halten können.  Der  EingangszoD  wirkt  in 
diesem  FaUe  zur  Verhinderung  der  Bück- 
stxOmung  der  Ware,  die  im  Auslande  durch 


die  Prämie  billiger  geworden  ist  als  im  In- 
iMide.  Die  deutsche  Zuckerindustrie  würde, 
für  sich  allein  betrachtet,  ein  Beispiel  dieser 
Art  bilden.  Doch  lässt  sich  zur  Entschul- 
digung der  ihr  gewährten  Prämien  anführen, 
dass  sie  als  ein  Zweig  der  im  übrigen 
nichts  weniger  als  glänzend  stehenden  land- 
wirtschaftlichen Produktion  anzusehen  ist 
und  dass  der  deutsche  Zucker  der  Prämien 
so  lange  bedarf,  als  die  übrigen  Staaten 
dem  ihrigen  eine  solche  Erleichterung  des 
Absatzes  auf  dem  Weltmärkte  zukommen 
lasscD.  Im  ganzen  wird  man  demnach  die 
Ausfuhrpränuen  ähnlich  beurteilen  dürfen 
wie  die  Schutzzölle:  sie  haben  unter  Um- 
ständen eine  relative  Berechtigung  als  Not- 
standsmassregel,  wenn  wichtige  Zweige  der 
Volkswirtschaft  sich  in  einer  bedrängten 
Lage  befinden,  zu  deren  Erleichterung  eine 
Beüiilfe  von  selten  der  Gesamtheit  vermöge 
der  in  Staat  und  Gesellschaft  bestehenden 
Solidarität  berechtigt  erscheint  Der  Nach- 
weis dieser  Berechtigung  In  den  besonderen 
i^üen  ist  jedoch  für  die  Prämien  noch 
schft'ei'er  zu  führen  als  für  die  Schutzzölle, 
und  sicher  ist  es,  dass  die  ereteren  sehr 
häufig  im  Dienste  einflussreioher  Privat- 
interessen missbraucht  worden  sind. 

3.  Die  verschiedenen  Formen  der 
AoBfnhrprümien.  Wir  wollen  nun  die 
wichtigsten  Formen  der  Ausfuhrpiämien  in 
Kürze  überblicken.  Am  einfachsten  stellt 
sich  die  unmittelbare  oder  »offene«  Aus- 
fuhrprämie dar,  die  ohne  weitere  Bedingung 
lediglich  auf  Grund  der  Ausfuhr  einer  ge- 
wissen Ware  gewährt  wird.  Zu  den  Prämien 
dieser  Art  gehört  die  in  Frankreich  schon 
seit  langer  Zeit  bestehende  für  die  Ausfuhr 
der  von  der  französischen  Fischerei  ge- 
lieferten Stockfische  (ausser  der  eigentlichen 
Fischereipiämie).  Aiieh  die  PÄmiiemng 
der  schottischen  Heringsfischerei,  die  Adam 
Smith  ausführlich  bespricht,  schloss  eine 
solche  Ausfuhrprämie  ein,  —  Die  englischen 
Ausfuhrprämien  für  Weizen,  Gerste,  Malz, 
Hafer  und  Hafei^ütze,  auf  die  oben  bereits 
Bezug  genommen  wurde,  gehören  ebenfalls 
hierher.  Sie  wurden  zuerst  im  Jahre  1689 
eingeführt,  im  Laufe  der  folgenden  Jahr- 
hunderte mehrfach  suspendiert  imd  si^ar 
durch  zeitweilige  Ausfuhrverbote  ersetet, 
aber  erst  1806  endgiltig  aufgehoben.  Jeden- 
falls sind  sie  ein  Beweis  fllr  den  Vorsprung, 
den  die  englische  I.<and-  und  Volkswirtschaft 
den  kontinentalen  Kulturländern  gegenüber 
bereits  gewonnen  hatte,  da  in  den  letzteren 
damals  das  System  des  Verbots  oder  der 
Erschwerung  der  Getreideausfuhr  noch  die 
Herrschaft  hatte.  Zugleich  zeigen  sie  aber 
auch  den  grossen  Emfluss  der  grundbe- 
sitzenden  Aristokratie  auf  die  englische  Ge- 
setzgebung. Uebrigens  stehen  diese  Aus- 
fuhrpiämien  doch  in  einem  gewissen  Zu- 
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sammeohaoge  niit  dem  System  der  damaligen 
Getreidezölle.  Sie  worden  nur  gewahrt,  so- 
lange der  Preis  nnteriialb  einer  bestimmten 
Grenze  stand  (fflr  Weizen  anfangs  48  sh., 
iieit  1774  44  eh.  das  Wincheeter-Quarter). 
Mit  der  UeberBchieitung  dieses  Gi-enzpreises 
trat  eine  bedeutende  Ermässigung  des  vor- 
her sehr  hohen  EingangBzoUes  und  oft  "Ver- 
bot der  Ausfuhr  ein.  Demnach  konnte  die 
Ausfuhrprämie  gewiBsermaseen  als  eine  Ent- 
schftdigung  des  Grundbesitzes  für  das  bei 
hohen  Preisen  zu  erwartende  Ausfuhrverbot 
betrachtet  werden.  —  In  der  neuesten  Zeit 
ist  in  Deutschland  wieder  eine  unmittelbare 
Getreideausfuhrpramie  in  Vorschlag  ge- 
bracht woiden.  Auf  Qrund  eines  von  dem 
Auf^chuBS  der  Vereinigimg  der  St^ts-  und 
Wirtschaftsrefonner  gefassten  Beschlusses 
wurde  188?  im  Reichstage  der  Stollbergsche 
Antrag  eingebracht,  der  u.  a.  verlangte,  d&ss 
für  alles  ausgeführte  Getreide  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Herkunft  desselben  eine  Ver- 
(l^atung  im  Betrage  des  Eingangszolles  ge- 
währt werden  solle.  In  dieser  Form  ist 
der  Antrag  nicht  angenommen  worden,  da- 
gegen hat  das  durch  das  G.  v.  14.  April 
lfÄ4  eingeführte  System  praktisch  dieselbe 
Wirkung  wie  die  Gewähnmg  einer  unmittel- 
harcD  Äuefuhrpr&mie  für  Getreide.  Dasselbe 
hob  nämlich  den  Identitäts  nach  weis  des 
ausgeführten  und  eingeführten  Getreides 
auf  und  bewilligte,  in  üeberein stimm nng 
mit  dem  1888  vom  Beiclistage  al^lehnten 
Antrag  Ampach,  für  die  Ausfuhr  sogenannte 
Einfohrscheine,  die  nach  ihrem  vollen  Be- 
trage zu  Zollzahlungen  für  gleichartiges 
Getreide  und  gewisse  andere  Waren  ver- 
wendet werden  können.  Käheres  über  die 
Wildungen  dieser  Einrichtung  s.  in  dem 
Art.  Identitätsnachweis. 

Die  >offenen<  Prämien  haben  in  der 
neuesten  Zeit  auch  für  die  Zuckerausfuhr 
Bedeutung  erlangt.  In  Deutschland  wurden 
sie  durch  das  Zuckersteuergesetz  v.  31.  Mai 
1893  auf  fünf  Jahre  gewährt,  nach  Ablauf 
dieser  Frist  aber  nicht  aufgehoben,  sondern 
nach  einer  vorhei^^angenen  Herabsetzung 
durch  das  G.  v.  27.  Mai  1896  aufrecht  er- 
halten und  verdoppelt  Frankreich  sah  sich 
dadurch  veranlasst,  durch  das  G.  v.  7.  April 
1897  seiner  versteckten  Zuckerprämie  noch 
eine  offene  hinzuzufügen.  S.  d.  Art 
Zuckersteuer. 

Die  meisten  Ausfuhrprämien  erscheinen 
in  der  Form  der  Rückerstattung  ^es  die 
Ausfuhrware  belastenden  Steuer-  oder  Zahl- 
betiags.  Wenn  räe  nicht  mehr  oder  gar 
weniger  als  die  wirkKehe  Belastung  der 
Ware  betragen,  so  sind  sie  nicht  elgentUche 
Ptjbnien.  sondern  einfache  Zoll-  oder  Steuer- 
vei^Ütnngen  (Ausfuhrvergütungen,  Bonifika- 
tionen, englisch:  Drawback).  Soweit  die 
Vergfltnng  aber  die  wirkliche  Belastimg  über-  j 


steigt,  bUdet  sich  eme  eigentliche,  wenn 
auch  mehr  oder  weniger  versteckte  Ausfuhr- 
prämie. Die  einfache  Rückerstattung  eines 
Zolles  oder  einer  Verbrauchssteuer  bei  der 
Ausfuhr  einer  belasteten  Ware  ist  volks- 
wirtschaftlich durchaus  gerechtfertigt,  da 
Waren,  die  ganz  oder  teilweise  durch  die 
inländische  Arbeit  geschaffen  waren,  mit 
jener  Belastung  im  Auslände  keinen  oder 
nur  einen  sehr  beschränkten  Absatz  finden 
könnten. 

Was  zunächst  die  Zollerstattung  be- 
trifft, so  kann  sie  ausländischen  Waren  zu 
teil  wenlen,  die  in  unverändertem  Zustande 
wieder  ausgeführt  werden,  oder  aber  solchen 
Rohstoffen  oder  Halb&ibnkaten,  die  im  In- 
lande  eine  Verarbeitimg  oder  Veredelung 
erfahren  haben.  Die  Rückzölle  oder  Draw- 
back s  der  ersteren  Art  bespricht  Adam 
Smith  sehr  eingehend,  da  sie  zu  seiner  2ieit 
in  England  noch  in  ausgedehnter  Anwen- 
dung standen,  während  sie  gegenwärtig 
schon  lallet  durch  die  zweckmassige  und 
liberale  Einrichtung  der  zollfreien  Nieder- 
lagen und  der  Durchftdir  überflüssig  ge- 
worden sind.  Uebrigens  w^l^de  in  England 
in  vielen  FäUen  nur  ein  Teil  des  gezahlten 
Zolles  zurückerstattet  und  namentlich  die 
Hälfte  des  »ancieiit  subsidy«  meistens  zu- 
rückgehalten. Die  Wiederausfuhr  von  Roh- 
stoffen und  Halbfabrikaten  in  unverändertem 
Zustande  sah  die  ältere  Handelspolitik  über- 
haupt nicht  mit  günstigem  Auge  an;  sie 
suchte  vielmehr  dahin  zu  wirken,  dass  diese 
Materialien  vorher  im  Lande  verarbeitet 
würden.  Zollvergütungen  bei  der  Ausfuhr 
von  Fabrikaten  aik  Eraatz  der  Belastung  des 
Materials  hatten,  wie  schon  bemeikit,  in 
imserem  Jahrhundert  besonders  in  Frank- 
reich eine  grosse  Bedeutung  in  Zusammen- 
hang mit  dem  dort  bis  ISfiO  aufrecht  er- 
haltenen Prohibitiv-  und  Hochschutzzollsj's- 
tem.  Zu  unterscheiden  sind  hier  die  Zoll- 
vergütungen für  solche  Waren,  deren  ver- 
zolltes Rohmaterial  in  Frankreich  gar  nicht 
erzeugt  werden  konnte,  und  für  solche,  zu 
denen  sowohl  französiscnes  wie  ausländisches 
Material  ver^-endet  wenlen  konnte.  Von 
den  erateren  war  die  Ausfuhrvergütung  fflr 
Baumwollwaren  die  wichtigste.  Die  rohe 
Baumwolle  wurde  durch  das  G.  v.  28.  April 
1816  mit  hohen,  nach  dem  Herkunftslande 
und  der  Art  der  Einfuhr  mannigfach  abge- 
stuften Zöllen  belegt,  die  erst  1832  eine 
erhebliche  Herabsetzung  erfuhren.  Die  Aus- 
fuhrvergütung für  BaumwoUgewebe  (später 
auch  fflr  Garne  bewill^)  entspradi  mit 
Rücksicht  auf  den  Fabrikation sabfaU  unge- 
fähr dem  Zolle,  der  bei  der  Einfuhr  von 
amerikanischer  Baumwolle  auf  französischen 
Schiffen  erhoben  wurde,  betrug  aber  be- 
deutend mehr  als  die  Belastung  der  aus 
den   französischen    Kolonieen    stammenden 
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Baumwolle.  Diese  letztereo  lieferten  aller- 
dings nur  einen  kleinen  Bnichteü  des  fran- 
zöeiBcben  GesamtverbraochB,  immerhin  aber 
floss  ihnen  bhb  dieser  Änsfiihrprämie  eine 
Art  von  indirekter  Produttionsprämie  zu. 
In  dem  ei«ten  Jahrzehnt  nach  dem  Erlass 
des  erwähnten  Gesetzes  §^hörte  auch  die 
Ausfuhrprämie  für  raEfinierten  Zucker  (an- 
derer Zucker  erhielt  keine  Yergütimg)  zu 
den  hier  betrachteten.  Der  Rohzucker  kam 
damals  fast  ausschliesslich  aus  den  franzö- 
sischen Eolonieen  imd  hatte  in  diesem  Falle 
nur  etwa  die  Hälfte  des  sonst  erhobenen 
Zolles  zu  entrichten.  Die  Auafuhrvergütuug 
aber  war  —  bei  mehrfachem  Wechsel  — 
meistens  so  bemessen,  dass  sie  fast  die  Be- 
lastung des  fremden  Zuckers  ersetzte  und 
demnach  fflr  den  franzQsischen  Eolonial- 
zucker  eine  sehr  bedeutende  Prämie  ein- 
schloss,  die  allenlings  nicht  nur  <len  Ko- 
lonieen,  sondern  auch  der  dorthin  betrie- 
benen Schiffahrt  zu  gute  kam.  Seit  dem 
Ende  der  zwanziger  Jahre  aber  wurde  auch 
der  französische  Kttbenzucker  ausfuhrfähig, 
und  da  die  Prämie  (seit  1826  120  Fr.  f(lr 
100  kg!)  ohne  Untersuchung  der  Herkunft 
des  Zuckers  bezahlt  wimle,  so  bildete  sie 
lummehr  eine  mäclitige  Unterstützung  der 
damals  (bis  1B38)  noch  steuerfreien  RUben- 
zuckerindnstrie. 

Seit  jener  Zeit  gehörte  Zucker  also  in 
die  zweite  der  oben  bezeichneten  Waren- 
klassen. Im  Jahre  1833  wunle  statt  der 
festen  Ausfuhrprämie  eine  solche  eingeführt, 
die  unter  Zngnmdeiegimg  eines  bestimmten 
(für  die  Raffinerieen  sehr  günstigen)  Aus- 
bringens nach  Torzulegenden  Zollquittungen 
berechnet  wmde.  Diese  Zollquittungen  aber 
wnrden  zum  Gegenstand  des  Handels,  und 
zwar  waren  natürlich  nur  die  auf  fremden 
Zucker  lautenden  gesucht,  da  dieser  einen 
sehr  hohen  Zoll  entrichten  musste  und  ila- 
her  auch  eine  entsja-echend  hohe  Rückver- 
gütung bedingte.  Die  in  grosser  Masse  vor- 
handenen Quittungen  Ober  den  niedrig  ver- 
zollten französischen  Kolonialzucker  dagegen 
waren  gar  nicht  zu  verwerten.  Um  für 
raffinierten  Rübenzucker  die  Ausfuhrprämie 
zu  erhalten,  musste  man  jetzt  allerdings 
eine  Zoilqiüttung  für  fremden  Zucker  kaufen, 
trotzdem  aber  blieb  auch  nach  Einfflbnmg 
der  anfangs  sehr  niedrigen  und  nur  lang- 
sam steigenden  Rübenzuckersteuer  den  Fa- 
brikauten  noch  ein  sehr  beträchtlicher  Prfl- 
mienüberschuss. 

Eine  wichtige  Prämie  derselben  Art  war 
auch  die  für  Wollfabrikate  gewährte.  Sie 
wiiTfle  begründet  durch  den  1820  einge- 
führten hohen  Wollzoll,  aber  ebenf^ls  ohne 
Ilntersuchtmg  der  wirkhchen  Herkunft  der 
Wolle,  also  auch  für  die  aus  einheimischem 
niclit  verzolltem  Uaterial  angefertigten 
Stoffe    austezahlt.      Zollquittungen   wui'den 


nur  vorltbergehend  nach  den  ZollerhShungen 
in  den  Jahren  1823  und  1825  verlangt, 
wenn  der  AusfObrer  die  entsprechend  er- 
höhte Prämie  beziehen  wollte.  Ueberhaupt 
bat  die  französische  Gesetzgebung  bei  den 
Zollvergütungen  die  F^haltung  der  Iden- 
tität des  eingeführten  und  ausgeführten 
Materials  immer  ausser  acht  gelassen,  und 
selbst  wenn  Zollquittungen  verlangt  wurden, 
galt  die  Zulässigkeit  des  Handels  mit  den- 
selben als  selbstveiständlich.  So  auch  z.  B. 
bei  den  Quittungen  über  die  Einfuhr  von 
Oelfrüchfen  und  Oelsamen,  welche  zur  Er- 
langimg der  Ausfuhrpiflmie  für  Seife  bei- 
gebracht werden  mussten.  Durch  die  Zu- 
lassung des  nicht  verzollten  einheimischen 
Materials  entsteht  aber  fast  immer  eine 
wirkhche  AusfuhrprÄmie  von  grösserem  oder 
geringerem  Betrage,  selbst  wenn  das  Ter- 
hältnis  des  Ausbringens  nicht  zu  günstig 
angenommen  ist.  Denn  es  wird  bei  diesem 
Verfahren  vorausgesetzt,  dass  der  inländische 
Preis  des  Rohstoffes  infolge  des  Schutz- 
zoUes  um  den  vollen  Betrag  des  letzteren 
teuerer  geworden  sei,  was  aber  nur  zeit- 
weise und  keineswegs  in  der  Regel  zutrifft; 
allerdings  wirkt  aber  die  thatsächlich  ge- 
währte Ausfuhrpitoiie  dahin,  jene  Ver- 
teuerung herbeizuführen  und  somit  bringt 
dieselbe  nicht  nur  den  Fabrikanten  und 
Ausfuhrhändlern,  sondern  auch  den  Roh- 
stoffproduzenten  Gewinn  auf  Kosten  der 
Gesamtheit.  In  Deutschland  haben  die  Zoll- 
vergütungen niemals  grosse  Bedeutung  er- 
langt In  Preussen  wurde  1819  eine  solclie 
auf  ausländischen,  im  Lande  zubereiteten 
Tabak  bewüügt,  1829  eine  solche  für  die 
Ausfuhr  von  Schokolade,  1836  eine  für  die 
Ausfuhrvon  Raffinade  aus  Kolonialrohzucker, 
und  diese  Bestimmungen  galten  auch  für 
den  Zollverein.  Auch  das  Tabaksteuergesetz 
von  1879  gewährt  eine  ZoUvei^tung  für 
Fabrikate  aus  inländisctiem  Tabfä. 

Die  Rückerstattung  einer  inneren 
Steuer  bei  der  Ausfuhr  einer  inländischen 
Ware  kann  gänzhch  vermieden  werden, 
wenn  man  die  für  die  Ausfidir  bestimmten 
Mengen  nicht  nur  während,  sondern  auch 
nach  der  Fabrikation  unter  amtliclier  Kon- 
trolle hält  und  nicJit  In  den  freien  Verkehr ' 
eintreten  lässt.  Die  Ausfuhr  erfolgt  dann, 
ohne  dass  die  Steuer  überhaupt  erhoben 
worden  ist,  und  eine  Prämiiemng  kann  auf 
solche  Weise  natürlich  gar  nicht  vorkommen. 
Wird  die  Steuer  vom  fertigen  Fabrikat  er- 
hoben, so  ist  auch  für  Waren,  die  dem 
freien  Verkehr  entnommen  werden,  die  Be- 
lastung derselben  genau  bestimmt,  und  es 
kann  sich  daher  unter  der  Steuervei^ütung 
keine  eigentliche  Ansfiihi-prämie  veretecken. 
Trifft  dagegen  die  Steuer  unmittelbar  nur 
den  Rohstoff  oder  ein  Halbfabrikat  oder 
ird   sie   nach  der  geschätzten  Leistunga- 
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fiüiigteit  der  ProduktioDaeuirichtiiagen  be- 
meeseo,  so  ist  der  virklich  auf  dem  fertigen 
Enengnisse  lastende  Betrag  nie  genau  fest- 
zusetzen, und  BD  sind  thatsächüch  Iti  allen 
Staaten  namentlich  die  Aufifuhrvergütungen 
Mr  Zucker  imd  Branntwein  in  höherem  oder 
gerinpeiem  Cirade  zu  «irkliohen  Ausfuhr- 
prftimen  geworden. 

Eine   dritte   Form   der   Ausfuhrprämien 
entsteht  im  Anschluss  an  den  s(^nannten 
Veredelungsverkehr,  der  zeitweiligen 
zollfreien    Zulaefinng    von    Hohstoffen    oder 
Halbfobrikaten  znr  Verarbeitung  und  Wieder- 
auBfiihr.    Wir  verweisen  hier  nur  auf  den 
besonderen  Artikel  fiber  diesen  Gegenstand. 
In  Frankreich  ist  das  System  der  »Admis- 
ston  temporairet  aber  nicht  nur  auf  die  aus- 
ländischen  zollpflichtigen   Warea,   sondern 
auch   auf   einheimischen    Robzucker   ange- 
wandt worden,   der  nach  der  früheren  Ge- 
setzgebung das  Besteuerungsobjekt  bildete. 
Xaoh   dem  Gesetze   von   1864  konnten   die 
RaffinerieeD  den  zu  verarbeitenden  Bohzucker 
vorläufig  steuerfrei  einlegten,   und   fOr  die 
Ausfuhr   von    Baffinade    wurde    ihnen    ein 
nach  einem  bestimmten  Verhältnis  des  Aus- 
bringens berechneter  Betrag   der   geschul- 
deten   Steuer    abgeschrieben.      Dieses   Ver- 
hältnis aber  war  wieder  zu  günstig  fOr  sie, 
d.  h.  zu  niedrig  angenommen,  sie  wurden 
also  für  die  Ausfuhr  von  100  kg  Bafänade 
um  einen  grßsseren   Steuerbetr^  entlastet, 
als  der  Wiitlichkeit  entspradi,  und  sie  be- 
hielten demnach  eine  gewisse  Üenge  Zucker 
steuorfrei    übrig,    die    für   sie    wieder    eine 
eigenthche      Aasfuhrprämie      bildete.       In 
Deutschland  ist  diese  Art   der  Ausfuhrer- 
leichtening   besonders  für  die  Mühlenfabri- 
kate von  Wichtigkeit.     S.  femer  die  Artt. 
Branntweinsteuer,    Fischerei,   Ge- 
treidehandel,   Qetreidezölle,   Ver- 
edelungsverkehr,  Zuckersteuer. 
Lftteratnr;  Adam   Smlth,   Wealth   of  nof/on», 
ß'/.  ///,    Kap.    IT  n.    V.    —    Malthu»,    Prin- 
riple   (/  Population,  Bd.  III,  Kap.  IX.  —  Ri- 
Mfdo.  PriticipUt  0/  pol.  eeotiomy,  Kap.  XXII. 
—  Leicfm,    Dir  frantötitelun   Autfuhrprämicn, 
Jiottn  IS70,  —  PreuMd,   C'eber  eini^  Au^hr- 
TififitentagtrMottregeln  det  HehuUtyttem»,  Bra- 
l.iv   ISSä.  —   n'eiUre  LiltenUvrangaben    bei  den 
A.tikelnldrnlittl'nachirei»  und  Veredc- 
l-i  agDrrrkchr.  Lestl». 


Avafnhn&Ue  and  AnainltrTerbote. 


L  Die  Sltere  Zeit  Die  Ausfuhrzölle 
waren  ursprflngjich  rein  fiskalische  Abgaben, 
die  von  den  Ober  die  Grenze  in  das  Aus- 
lafid  gehenden  Waren  erhoben  wurden;  erst 


seit  dem  17.  Jahrhundert  verbindet  sich  mit 
ihnen  auch  der  wirtschaftspohfische  Zweck, 
die  Ausfuhr  der  für  die  Industrie  dee  Lan- 
des nützlichen  Bohstoffe  und  der  für  die 
Volkaemfthnmg  wichtigsten  Lebensmittel  zu 
erschweren.  Für  die  Ausfuhrverbote  waren 
diese  wirtschaftspolitischen  sowie  auch 
andere  polizeiliche  und  allgemeinpoHtische 
Gründe  von  Anfang  an  maasgebeud;  fiska- 
lische Absichten  wu-kten  bei  ihnen  nur  in- 
sofern mit,  als  es  im  Mittelalter  vorkam, 
dflßs  zwar  der  Form  nach  Ausfuhrverbote 
erlassen  wurden,  aber  mit  der  Möglichkeit, 
durch  Entrichtung  einer  Abgabe  Dispensie- 
rung davon  zu  erlangen,  so  dass  also  eigent- 
lich nur  ein  Ausfuhrzoll  vorlag. 

In  Griechenland  wurden  die  Zolle  in 
den  Häfen  und  au  geeigneten  Stellen  des 
Binnenlandes  ohne  Rücksicht  auf  die  Ach- 
tung der  Warenbewegung  lediglich  des  fi- 
nanziellen Interesses  wegen  erhoben.  Im 
römischen  Beich  finden  sich  auch  bereits 
Zolllinien  an  den  Landesgrenzen,  und  ausser 
den  Einfuhrzöllen  bestanden  auch  Dureh- 
fiüir-  und  Ausfuhrzölle,  jedoch  nur  in  ge- 
ringer Höhe,  Auch  an  Ausfuhrverboten 
fehlte  es  nicht,  namealllch  um  den  gefähr- 
lichen Nachbarn  die  Versorgung  mit  Kriegs- 
bedarf zu  erschweren.  Verbote  der  Ausfuhr 
von  Edelmetallen  wurden  ebenfalls  wieder- 
holt erlassen.  Im  Mittelalter  löste  sich  das 
ganze  Zollwesen  zunächst  in  ein  vollständig 
systemloses  Aggregat  von  Binnenzöllen  auf. 
Wo  sich  Ir^nd  an  Strassen,  Flüssen,  Brücken 
eine  günstige  Gelegenheit  fand,  wurden  die 
Handelswaren  angehalten  und  zur  Entrich- 
tung von  Abgaben  gezwungen,  die  zwar 
einzeln  meistens  gering  waren,  aber  durch 
Ihre  grosse  Zahl  doch  sehr  drückend  wurden. 
Die  ursprünglich  kaiserlichen  oder  könig- 
lichen Zölle  gerieten  namentlich  in  Deutsch- 
land immer  mehr  in  die  Hände  der  Grund- 
herrschaiten,  die  auch  trotz  aller  Verbote 
auf  eifpne  Hand  neue  Zollstätten  errichteten. 
Auf  die  Richtung  der  Warenbewegung  kam 
es  nicht  an,  und  die  Ausfuhrzölle  bildeten 
daher  keine  besondere  Klasse.  Ausfuhrver- 
bote finden  sich  in  den  Kapitularien  von 
779  nnd  805  in  Bezug  auf  Harnische  und 
Waffen. 

2.  Fnutkreicli.  Die  erstarkende  könig- 
liche Macht  brachte  in  Frankreich  wieder 
ein  ger^eltesGrenzzollsystem  zu  Stande.  Phi- 
lipp der  Sghöne,  der  ak  der  Schöpfer  des- 
selben zu  bezeichnen  ist,  verbot  1396  die 
Ausfuhr  von  Lebensmitteln,  Pfei-den,  Waffen 
und  Lasttieren  —  was  zunächst  eine  Eriegs- 
maasregel  gegen  den  Papst  war  —  und  die 
Ausfuhr  von  Gold  und  Silber  im  Inter-esse 
seiner  MOnzverschlechterungen.  Dieses  Ver- 
bot wunlc  dann  auf  andere  Waren  ausge- 
dehnt, aber  gegen  Entrichtung  einer  Ab- 
gabe konnte  man  die  Ausfuhrerlaubnis  er- 
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halten.  So  entstaDd  die  sogenannte  »traite 
fonüneV,  zu  deren  "Verwaltung  der  Eßaig 
1305  eiDen  »maltre  des  ports  et  passagee« 
ernannte,  dem  ein  zahlreiches  Personal  von 
Zollbeamten  imtergeordnet  war.  Die  Ab- 
gabe fflr  die  specielle  Ansfuhrerläubnis 
niese  »droit  de  haut  passagei  und  wurde  von 
der  Bechnungskonuuer  für  jede  einzelne 
Erlaubnis  besonders  festgesetzt  und  zwar 
nach  der  Ordonnanz  von  1305,  die  principiell 
die  Ausfuhr  überliaupt  verbot,  namentlich 
für  Waffen,  Rüstungen,  Pferde,  Eisen,  Stahl, 
ungefärbte  Tücher,  Leinwand,  Wollengame, 
■WoUe,  Flachs,  Hanf,  larbstoffe,  Weber- 
karton.  Eine  Ordonnanz  vom  16.  Juni  1334 
erneuerte  das  aDgemeine  Ausfuhr\-erbot,  es 
folgte  ihr  aber  schon  am  13,  Dezember  eine 
andere,  die  für  eine  grosse  Anzahl  von 
AVareD  ein  fflr  allemal  die  Aitsfuhiabgaben 
—  teils  specifische,  teUs  nach  dem  Werte 

Sl  deniers  vom  Tivre  —  l^/a  "!•>)  bemessen  — 
estsetzCe,  so  dassalso  für  diese  die  besondere 
Kitwirkung  der  Reehnun^kammer  nicht 
mehr  erforderlich  war.  Dieser  tarifmässige 
Ausfuhrzoll  hiess  »droit  de  röve«.  Dieser 
wurde  1358  in  der  Höhe  von  4  deniera  vom 
Livre  (nur  von  Wein  wurde  ein  specifi- 
cifischer  Zoll  von  10  sols  für  die  Tonne  er- 
hoben) allenaiisgeführten  Waren  auferlegt, 
anch  denjenigen,  me,  wie  die  oben  genannten, 
noch  immer  einer  besonderen  Auafiihrer- 
laubnis  bedurften  und  die  Ilautpassage  zu 
bezahlen  hatten.  Diese  letztere  wurde  in- 
des schon  bald  für  mehrere  Waren  eben- 
iaÜB  auf  bestimmte  Tarifsätze  gebracht,  so 
namentlich  für  Wolle,  deren  Ausfuhr  auch 
vorQbergehend  gänzlich  verboten  wurde. 
Die  beiden  genannten  Abgaben  waren  ein- 
fach auf  Qrund  des  königücben  Domanial- 
rechtfl  ohne  Mitwirkung  der  Staude  einge- 
führt worden.  Unter  Karl  V.  aber  wurde 
mit  Zustimmung  der  £tate-gen6raux  eine 
Reihe  eigentlicher  Steuern  geschaffen  imd 
unter  diesen  auch  eine  innere  Verkaufssteuer 
von  12  Deniers  vom  Livre.  Diese  zu  den 
>aidee>  gehörende  Abgabe  w\irde  jedoch 
nur  von  den  nördlichen  Provinzen  —  der 
Langue  d'oil  —  angenommen :  um  eine  Aus- 
gleichung herzustellen,  wurde  auf  Qrund 
einer  Ordonnauz  von  1369  ein  weiterer  Zoll 
von  12  deniers  vom  Livre  von  allen  Waren 
erhoben,  die  aus  den  den  neuen  Aides  imter- 
worfenen  Provinzen  in  das  Ausland  oder  in 
die  von  der  Verkaufssteuer  freien  Provinzen 
ausgeführt  wurden.  Dies  ist  die  sogenannte 
>Imposition  foraine* ,  die  die  Emchtung 
einer  Linie  von  Zollbureaus  zwischen  den 
nördlichen  und  südlichen  Provinzen  uOtig 
machte.  Man  ging  bei  dieser  Maasregel 
wieder  von  der  früher  allgemein  angenom- 
menen Vorstellung  aus,  dass  ein  Ausfuhr- 
eoll nicht  von  dem  exportierenden,  sondern 
von  dem  einführenden  Laude  getragen  werde. 


'  Daher  erklärt  es  sich,  dass  diese  mittelalter- 
lichen französischen  ZOlle  sämtUch  nur 
die  Ausfuhr  trafen ;  die  Einfuhrzölle  erlangen 
erat  im  16.  Jahrhundert  einige  Bedeutung. 
Allerdings  wurden  in  den  früheren  Jahr- 
hunderten von  vielen  Waren  At^ben  beim 
Eingang  in  die  Städte  erhoben^  aber  diese 
trafen  die  einheimischen  wie  die  ausländi- 
schen Erzeugnisse.  Im  Jalire  1577  fügte 
Heinrich  UI.  den  drei  alten  Ausfuhrzöllen 
noch  einen  vierten  hinzu,  der  unter  dem 
Namen  »Traitedomaniale«  von  Getreide,  Ge- 
müse, Wein,  Vieh,  Leinwand  und  Waid  zu 
entrichteti  war,  und  zwar  auch  wieder  so- 
wohl bei  der  Ausfuhr  in  das  Ausland  väe 
auch  bei  der  in  die  von  den  Aides  freien 
Provinzen. 

Diese  Abgabe  war  eine  specifische.  die 
drei  anderen  betrugen  zosammen  23  deniers 
vom  Livre,  also  nicht  ganz  10"/«.  Dabei 
wurden  jedoch  nicht  die  wirklichen  Waren- 
werte, sondern  amtliche  Taxen,  deren  Zu- 
sammenstellung den  Tarif  bildete,  zu  Gnmde 
gelegt,  und  die  Tarifänderungen,  wie  sie 
z.  B.  1581  und  1632  voreenommen  wurden, 
bestanden  in  der  Aufstellung  neuer  Vareß- 
taxen. 

Colbert  war  bei  seiner  Zollreform  wegen 
der  grossen  fin^iziellen  Bedeutung  der  Aus- 
fuhrzölle nicht  im  stände,  sie  den  merkau- 
listischeu  Prindpien  gemäss  umzugestalten, 
also  für  die  Fabrikate  aufzuheben.  Erst 
1701  wurden  trotz  des  Widerstandes  des 
Generalpächters  Templier  die  Ausfulirzölle 
von  Tuchen  und  Leinwand  auf  die  Hälfte  her- 
abgesetzt, und  erst  1743  hob  man  diese  Zölle 
für  alle  französischen  Zeuge  und  Gewebe 
sowie  für  Wirkwaren  und  Hüte  völlig  auf. 
Weitere  Entlastungen  folgten,  und  schliess- 
lich hatten  nur  uoch  Stickereien  und  einige 
andere  französische  Luxu.s-  und  Modeartikel 
einen  Ausfuhrzoll  zu  tragen,  von  dem  man 
mit  Gnmd  annehmen  konnte,  dass  er  auf  die 
ausländischen  Käufer  abgewälzt  werde,  oliue 
den  Absatz  merklich  zu  vermindern.  Dureh 
den  Tarif  von  1791  wurden  dann  die  Aus- 
fuhrzölle nach  den  merkantilistischen  Gruud- 
aätzen  geregelt;  sie  trafen  Nahrungsmittel, 
wie  Vieh  und  Wein,  wicht^  Rohstoffe  und 
H^bfabrikatc.  Wolle  war  z.  B.  mit  37^'3  £ 
für  den  Centner,  Baumwolle  mit  12  £, 
Leinengarn  mit  10,  Linonrarn  mit  120  £ 
besteuert.  Verboten  war  die  Ausfuhr  von 
Bauholz,  Papiermasse,  Flachs,  rohem  und  be- 
arbeitetem Eisenerz,  Brücheisen  und  einigen 
anderen  Rohstoffen.  Auch  die  Ausfuhr  von 
Wolle  war  von  1792—1814  verboten.  Als 
besondere  wichtig  wurde  schon  seit  dem  Mittel- 
alter die  Regening  der  Ausfuhr  des  Gie- 
treides  behandelt.  Wegen  des  Genaueren 
darüber  vt-ird  auf  den  Artikel  Getreide- 
handel verwiesen,  hier  sei  nur  bemerkt,  dass 
die  Ausfahr  immer  verboten  war,  wenn  die 
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Ernte  nicht  ganz  befriedigend  ausgefallen 
war.  War  de  erlaubt,  so  wurde  nach  dem 
CdbertstdieD  Tarif  tod  1664  ein  Auafuhrzoll 
von  22  £  fflr  das  Muid  erhoben,  doch 
wuide  dieser  bei  selir  reichen  Ernten  er- 
mSssigt  oder  auch  ganz  aufgehoben.  Auch 
vflhrend  der  ganzen  Zeit  der  ersten  Be- 
publik war  die  Ausfuhr  verboten.  Später 
wurden  noch  vom  Preise  abh&ngende 
AuEfnhrzfille  erhoben  die  erst  1861  ganz 
verechwimden  sind.  Was  die  übrigen  Auis- 
fiihrzCUe  betrifft,  so  wurden  die  meisten  durch 
ilas  ZoUgesetz  von  1841  auf  eine  blosse 
statisdscne  Gebühr  von  25  CeatiiDee  für 
lUO  Kilo  oder  ^/i*/«  des  Wertes  heratnesetzt, 
einige  Bohstoffe,  wie  Häute,  Tierhömer, 
Baimolz,  Seide  blieben  jedoch  noch  hoch  be- 
lastet. Ein  Dekret  vom  5.  Dezember  1857 
hob  alle  Ausfuhrzölle  mit  Ausnahme  der 
ausdrücklich  beibehaltenen  auf,  jedoch  waren 
einige  dieser  letzteren  noch  sehr  hoclu  für 
Nussbaumholz  z.  B.  30  Frcs.  für  100  Kilo. 
Auch  bestanden  nodi  einige  Ausfuhrverbote. 
Erst  durch  das  G.  v.  16.  itai  wurden  diese 
mit  Ausnahme  der  Bestimmungen  Über  Kriegs- 
mnnitioa  und  Nachdruck  aufgehoben,  ebenso 
die  Ausfuhrzölle  mit  Ausnahme  von  Lumpen, 
Halbzeug  und  altem  Tauwerk.  Nach  dem 
G.  T.  18(2  ist  die  Ausfuhr  wieder  der  all- 
gemeinen statistischen  Gebühr  unterworfen. 
3.  England.  In  England  hatten  die 
Siteren  Handelsabgaben  wegen  des  vorwiegen- 
den Seeverkehrs  von  Anfang  an  mehr  die 
Form  von  Grenzzöllen,  die  zu  rein  finan- 
ziellen Zwecken  von  Elin-  und  Ausfuhr  ge- 
»■isser  Waren  erhoben  wurden.  Die  Aus- 
fuhrzölle, namentlich  von  Wolle,  Schaffellen 
und  Häuten  wurden  unter  Eduard  I.  mit  Zu- 
stimmung des  Parlaments  fixiert  (antiqua 
costnma),  für  die  fremden  Kaufleute  aber 
um  einen  Zuschlag  erhöht  (nova  costuma  oder 
petty  cnstoms);  auch  hatten  diese  fOr  alle 
Waren,  die  nicht  mit  einem  bestimmten  Zoll 
belegt  waren,  nicht  nur  bei  der  Einfuhr, 
sondern  audi  bei  der  Wiederausfuhr  der- 
selben einen  Zoll  von  l'.'i  "/o  des  Wertes  zu 
eo  trieb ten.  Aus  roilitArischen  Rücksichten 
hatte  sdion  Heinrich  IL  1150  ein  Yer- 
bot  der  Ausfnhr  von  Waffen,  Schiffen  und 
Schiffsbauholz  erlassen.  Eine  handelspoM- 
Khe  Absiebt  zeigte  sich  in  dem  unter 
Eduard  U.  1326  erfolgteu  Verbot  der  Aus- 
fuhr der  zum  Tuclunacdien  nötigen  Materialien 
sowie  der  Karden  und  der  Jarberde.  Unter 
Eduard  HL  erfolgen  dann  wiederholt  Ver- 
bote der  Ausfuhr  von  Wolle,  Fellen  und 
Häuten,  ferner  auch  von  lebenden  Widdern. 
Wollengam  und  nngewalktem  Tuch,  Zeit- 
weilig wurde  übrigens  auch  die  Ausfuhr 
von  fertigem  Tuch  verboten,  später  jedoch 
nur  noch  mit  einem  geringen  Zoll  belegt. 
Die  Wollausfuhr  wnrde,  wenn  sie  nicht  ver- 
Wrien  war,   einem  hohen  Zolle  unterworfen. 


Seit  dem  16.  Jahrhundert  herrschte  das  Aus- 
fuhrverbot Adam  Smith  fahrt  mit  Ihitrüs- 
tung  die  diakoolscheu  Strafen  an,  mit  denen 
ein  unter  der  Königin  Elisabeth  erlassenes 
Gesetz  .die  Ausfuhr  von  lebenden  Schafen  be- 
drohte: der  Schuldige  sollte  beim  ersten 
Slale  mit  Konfiskation  seines  ganzen  Ver^ 
mögens,  einem  Jahr  Gefängnis  und  Verlust 
der  linken  Hand,  bei  Rückfall  aber  wegen 
Felonie  mit  dem  Tode  bestraft  werden. 
Unter  Karl  IL  wurde  auch  die  Ausfuhr  von 
Wolle  für  Felonie,  also  für  ein  todeswürdiges 
Verbrechen  erkl^  Diese  Stmfbestimmun- 
gen  scheinen  indes  wegen  ihrer  übertriebenen 
Härte  nicht  angewendet  worden  zu  sein,  und 
das  Gesetz  der  Elisabeth  wurde  daher  nodi 
unter  Karl  II.  gemildert  und  das  zweite 
unter  Wilhelm  III.  aufgehoben,  jedoch  mit 
Festsetzung  neuer  Strafen  für  die  Wollaus- 
fuhr,  die  noch  immer  streng  genug  waren. 
Adam  Smith  hebt  auch  die  lästigen  Be- 
sdiränkungen  und  Formalitäten  hervor,  denen 
zu  seiner  Zeit  der  Wollhandel  wegen  des 
Ausfuhrverbots  (das  übrigens  den  Schmuggel 
nicht  verhinderte)  im  inneren  Verkehr  unter- 
lag. Als  noch  bestehende  weitere  Ausfuhr- 
verbote erwähnt  er  das  der  Walkererde, 
das  der  rohen  Häute  nicht  nur,  sondern  auch 
des  Leders,  wenn  es  nicht  zu  Schuhwaren 
verarbeitet  ist,  das  der  Tierhömer,  das  der 
Wollengarne  und  der  ungeübten  Tuche  — 
alles  Verbote,  die  noch  aus  dem  Mittelalter 
stammten.  Unter  Eduard  III.,  Heinrich  VIL 
und  Eduard  VI.  war  auch  die  Ausfuhr  aller 
Metalle  mit  Ausnahme  des  Bleies  und  des 
Zinns  verboten  worden.  Unter  Wilhelm  m. 
wurde  die  Ausfuhr  von  Eisen  und  Kupfer 
gestattet,  für  Kupferlegierungen,  wie  Kanonen 
und  Glockenmetall  aber  blieb  das  Verbot  in 
Kraft  Ein  wichtiges  Ausfuhrverbot  endlich 
war  das  die  Maschinen  betreffende.  Schon 
imter  Wilhelm  m.  wurde  ein  solches  für 
die  zur  Fabrikation  von  Strilmpfen  und 
Handschuhen  dienenden  Maschinen  erlassen, 
und  unter  Geoie  HL  wurde  die  Ausfuhr 
aller  Gerfite  verboten,  die  ztu-  Fabrikation 
von  Baumwollen-,  Wollen-,  Leinen-  und 
Seidenwaren  dienen.  Dieses  Verbot  ist 
später  noch  mehrfach  abgeändert  und 
erweitert  und  erst  im  Jahre  1843  auf- 
gehoben worden.  Bis  1824  bestand  auch 
ein  Auswandemngsverbot  für  industrielle 
Arbeiter.  Was  die  Ausfuhrzolle  betrifft,  so 
waren  sie  nach  dem  konsoUdierten  Tarif 
(d.  h.  der  Liste  der  für  die  Zollerhebung 
anzunehmenden  Warenpreise)  von  1660  fast 
ebenso  allgemein  wie  die  Einfuhrzölle. 
üaterGeorgL  wurden  die  britischen  Fabrikate 
und  viel  Rohprodukte  von  dem  Ausfuhrzoll 
befreit,  jedoch  blieb  dieser  für  die  wichtig- 
sten Waren  der  letzteren  Art  bestehen,  so 
für  Blei,  Zinn,  Kohlen,  Häute,  auch  für 
nicht   weiter   bearbeitetes   Leder  und   für 
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Pferde.  Die  Getreideausfuhr  im  Mittelalter 
war  auf  Oniod  einer  besonderea  kOaiglicheQ 
lizeDz  gestattet.  Ancli  später  kamen  noch 
mehrfach  Ausfuhrverbote  vor.  Dagegen 
■wurden  1689  Auafuhrprämien  bei  Preisen 
unterhalb  einer  gewissen  Oieaze  bewilligt, 
nnd  der  bei  höheren  Preisen  aufan^  noch 
beibehaltene  Ausfuhrzoll  wuide  später  ganz 
aufgehoben.  S.  d.  Art.  Getreidehandel. 
In  der  Iteformpeiiode  fiel  zuerst  (1821)  das 
Ausfuhrverbot  für  Wolle  und  Pelle  und 
flaare  von  Hasen  und  Kaninchen;  jedoch 
behielt  der  Tarif  von  1825  für  diese  Roh- 
stoffe noch  einen  erheblichen  Ausfuhrzoll 
bei;  ebenso  für  Steinkohlen,  während  alle 
tlbrigen  "Waren,  sofern  sie  mcht  ausdrück- 
lich ausgenommen  waren,  also  auch  diePa- 
bribate,  einem  Zolle  von  '■h°Io  des  Wertes 
unterworfen  waren.  Ein  Ausfuhrverbot 
bheb  bestehen  für  Uhrgehäuse  mit  dem 
Namen  des  Uhrmachers,  für  Instrumente 
und  Werkzeuge  aller  Art  mit  wenigen  Aus- 
nahmen und  einige  Fasseme ntenewaren ; 
ausserdem  wurde  bestimmt,  dass  durch 
Geheiraeratsverordnung  die  Ausftdir  von 
Waffen,  Krie^mtiuitioD,  Proviant  für  Heer 
und  Flotte.  Pottasche  und  Perlasche  und 
Kahrungsmittein  verboten  werden  können. 
In  den  folgenden  Jahren  erfuhren  die  Aus- 
fuhrzölle noch  einige  Aenderungen;  so 
wurde  1834  der  besondere  Steinkohle nzgil 
bei  der  Ausfuhr  auf  englischen  Schiffen 
aufgehoben  und  nur  die  iJlgemeiae  At^be 
Ton  ''i'^/o  beibehalten;  bei  der  Ausfuhr  auf 
fremden  Schiffen  jedoch  wurde  noch  ein 
Zuschlag  von  4  sh.  für  die  Tonne  {40  Pfg. 
fOr  100  Kilo)  erhoben.  Der  Tarif  von  1842 
hob  die  meisten  Ausfuhrzölle  auf,  stellte 
aber  den  Steinkohlenzoll  wieder  her.  Dieser 
wurde  für  die  Ausfuhr  auf  fremden  Schiffen 
auch  in  dem  Zollgesetz  von  1845  beibehalten, 
das  alle  übrigen  AusfuhrzSllo  aufhob.  Erst 
1850  wurde  auch  dieser  letzte  Rest  der  Ai»- 
fuhrzOlle  aufgegeben. 

4.  Deutschland.  In  Folge  des  Yer^s 
der  Centralgewalt  war  das  ZolJwesen  im 
alten  Deutschen  Reich  noch  mehr  als  in 
anderen  Ländern  zu  einer  bunten  Mannig- 
faltigkeit von  teiTitorialen  Wege-,  Fluss-, 
Brücken-  u,  s.  w.  Abgaben  ausgeartet.  Der 
1522  imternomniene  Versuch  der  Einführung 
eines  Reich ^renzzolles  blieb  erfolglos.  Das 
in  der  ReicKsmflnzordnung  von  1524  aus- 
gesprochene Verbot  der  Ausfuhr  von  imge- 
mUnztem  Gold  und  Silber  und  das  1571  er- 
lassene Ausfuhrverbot  für  rohes  SübOT  und 
goldene  uud  silbenie  Reichsmflazen  hatten 
kaum  eine  pi'aktische  Bedeutung,  da  es  an 
genügenden  Ausfuhrorganen  fehlte.  Im  17. 
Jahrhundert  fingen  die  grösseren  Einzel- 
staaten an,  selbständig  mit  ZoUmassregeln  im 
Sinne  der  merkantilistischen  HandeUpolitik 
vorzugehen.    So  wurden  in  den  östeiTeichi- 


schen  Erblanden  1616  Ausfuhrzölle  auf  Ge- 
treide und  alle  Viktualien  gelegt  und  die 
Ausfuhr  von  ungeprfigtem  Gold  und  Süber 
und  allen  guten  Münzen  verboten.  Dieses 
letztere  Verbot  wurde  später,  so  1710,  1714 
und  1723,  noch  mehrfach  wiederholt  und 
verschärft  und  die  besonders  zu  erteilende 
Ausfuhrerlaubnis  an  sehr  beschränkende  und 
lastige  Bedingungen  geknüpft.  Der  strengen 
Ausbildung  des  Prohibitivsystems  unter  Karl 
Vn.  und  Maria  Theresia  entsprach  die  Ver- 
mehrung der  Ausfuhrverbote,  die  u.  ä.  Blei, 
Hanf,  rohe  Häute,  Pottasche,  Hasenhaare 
und  -feile  betrafen.  Nach  den  Tarifen  von 
1784  imd  1788  hatten  alle  Waren,  so  weit 
ihre  Ausfuhr  nicht  verboten  ist,  Ausfuhi'- 
zölJe  zu  entrichten,  die  für  Fabrikate  niedrig, 
für  Rohstoffe  aber  zum  Teil  sehr  hoch  an- 

ntzt  waren.  Ungefärbte  fiüerte  Seide  z. 
latte  36  fL  für  den  Centner,  geftobte 
2212  fl.  zu  bezahlen,  und  1791  wurde  die 
Seidenausfuhr  übeihaupt  verboten;  der 
Wollzoll  betrug  4  fl.  und  wurde  1804  auf 
12  fl.  erhöht.  Die  Ausfuhr  von  Roheisen 
wurde  1796  verboten,  und  dieses  Verbot 
blieb,  seit  1817  allerdings  mit  Zulassung 
von  Ausnahmen  gegen  einen  Zoll  von  48 
Kreuzer,  bis  185V  bestehen.  Ausserordent- 
lich «ahlrejch  waren  die  Aushihr\'erbote  in 
den  1810—1812  erlassenen  Specialtarifen; 
Rohseide  konnte  jedoch  gegen  einen  Zoll 
von  45  fl.  ausgehen,  und  der  Wollzoll 
wurde  auf  16  fL  erhöht.  Durch  die  in  den 
Jahren  1817  und  den  folgenden  erlassenen 
Partialtarife  wurden  die  Bestimmungen  über 
die  Ausfuhr  vielfach  abgeändert,  der  Woll- 
zoll z.  B.  auf  (he  Hälfte  herabgeset^  der 
Seidenzoll  aber  auf  64i;s  fl.  erhöht  Auch 
der  neue  Tarif  von  1838  brachte  manche 
Abänderung,  ohne  aber  von  den  Qnmd- 
sätzen  des  bisherigen  Systems  abzugehen. 
Erst  der  Tarif  von  1851,  der  für  das  nun- 
mehr vereinigte  Österreich-ungarische  Zoll- 
gebiet galt,  führte  eingreifendere  Reformen 
ein,  insbesondere  Aufhebung  fast  aller  Aus- 
fuhrverbote und  bedeutende  Herabsetzung 
der  Ausfuhrzölle.  Die  kleine  Gebühr,  die 
von  den  meisten  Wu«n  noch  eihoben  wimle. 
fiel  in  dem  Tarif  von  1853  ganz  weg,  doch 
blieben  noch  etwa  ein  Dutzend  besondere 
Ausfuhrzölle  bestehen,  darunter  Rohseide 
mit  10  fl.  Auch  diese  wurden  nach  und 
nach  beseitigt,  und  in  dem  Tarif  von 
1878  findet  sich  nur  noch  der  Ausfuhrzoll 
auf  Lumpen  und  anderes  Material  zur  Fa- 
pierfabrilmtion.  Der  Erlass  von  Ausfuhr- 
verboten ist  nach  dem  Handelsvertrag  von 
1891  zwisdien  Üesterreich-Ungarn  und  dem 
Deutschen  Reich  nur  als  polizeiliche  Mass- 
regel in  den  angeführten  Ausnahmefällen 
ziufissig. 

Im  Kurfürstentiun  Brandenburg  wurden 
schon  im  16.  Jahrhundert  aus  merkantilisti- 
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sehen  Rücksichten  mehrfach  Verbote  der 
VoUausfuhr  erlassen,  so  namentlich  durch 
4las  Wolledikt  von  1593.  um  dieselbe  Zeit 
b^innt  anch  schon  die  Beihe  der  Maas- 
regeis  ähnlicher  Art  in  Bezug  aui  andere 
Rolistoife.  meistens  in  Verbindung  mit  dem 
Verbot  des  Auftaufens,  in  manchen  Fällen 
auch  mit  Ausnahmen  zu  Gunsten  des  Adels. 
So  var  die  Qetreideausfuhr  schon  1535  für 
das  Erzeugnis  der  Bauern  verboten  worden, 
dem  Adel  aber  erlaubt  geblieben,  Die  wich- 
t^ten  Ausfuhrverbote,  die  seit  dem  £nde 
des  16.  nnd  im  Laufe  das  17.  Jahrhunderts 
erlassen  und  meiBtens  mehrfach  erneuert 
wurden,  betrafen  ausser  der  Wolle,  Kupfer 
0583),  Hopfen  (1585),  Haute  und  Felle  (bei 
nichtadelig«n  Personen  gekauft),  Flachs  und 
Hanf,  altes  Eisen  und  Bnicheisen  (1699). 
Auch  die  Viehansfrdir,  nomeatlich  die  Pferde- 
auefTdtr  war  zeitweise  beschr&nkt  oder  ver- 
boten. Ebenso  die  Ausfuhr  von  Getreide 
bei  im^ünstigen  Ernten.  Sehr  oft  wurde 
das  Au&aufen  und  Ausführen  von  Bruch- 
n>ld  und  Bnichsilber  oder  geschmolzenem 
Gold  und  Silber  durch  erneuerte  Verord- 
nungen verboten.  Altes  Gold  und  Silber 
sollte  nur  an  die  Münze  verkauft  und  den 
Ijold-  imd  Sdberechmieden  von  dieser  das 
nötige  Material  für  ihr  Gewerbe  überlassen 
veiäen.  In  einigen  Verordnungen  wird 
auch  die  Ausfuhr  des  >harteni  Geldes  ver- 
holen. LTnter  friedrich  Wilhelm  I.  und 
Friedrieh  d.  Gr.  wurde  das  ProhibitivsyBtem 
noch  weiter  ausgebildet  und  darnach  auch. 
die  Ansfuhr  von  Bohstoffen  entsprechend 
beschränkt.  ^Namentlich  bildete  das  Verbot 
der  WoUansfnhr  einen  Hauptatreitpunkt  in 
ilen  langwierigen  handelspolitischen  Zwistig- 
keilen  mit  Sachsen.  Fnedrich  d.  Gr.  ver- 
bot 1756  die  AusAihr  aller  Königlichen 
Münzen,  insbesondere  der  Friedrichsd'or,  und 
auch  das  Verbot  der  Ausfuhr  von  Bruch- 
nnd  Sanengold  und  -sÜber  blieb  in  Kraft. 
Im  Jahre  1766  wurden  diese  Verbote  mit 
einigen  AbÄnderungeu  erneuert ;  in  FriedricbB- 
d'or  durften  bürgerliche  Beisende  nicht  mehr 
als  2jI)  Thlr.,  adelige  nicht  mehr  als  400 
Thlr.  über  die  Grenze  mitnehmen,  Dukaten 
dagegen  und  neue  ])renBBische  Silberkurant- 
mOnzen  (nach  dem  leichteren  Graumannschen 
V'nf^l  durften  sie  unbeschränkt  mitfilhren. 
Die  Aufhebung  de«  Verbots  der  Ausfuhr 
von  Gold-  und  Silbermftnzen  erfolgte  erst 
am  14.  Januar  1816.  Schon  1811  waren 
auch  hinsichtlich  der  Ausfuhr  Massregeln 
gWroffen  worden,  die  der  überwiegend  frei- 
hiüilleriscben  Tendenz  derWirtachoftepolitik 
der  ßeformperiode  entspraclien.  Die  Aus- 
fnhr  von  Wolle,  die  m  dabin  noch  mit 
«nem  Zoll  von  10  Tblr,  fflr  den  Centner 
belastet  war,  wurde  g^en  die  massige  Ab- 
gabe TOD  ^  Gr.  gestattet  und  die  Ausfuhr 
vön  Getreide  und  Bauholz  durch  die  V.  v. 


26.  Juli  1811  gegen  einen  Zoll  von  32>.s  Thlr. 
fflr  die  Last  erlaubt,  welcher  Satz  indes  schon 
unmittelbar  nachher  auf  16**  Thlr,  Mr 
Weizen  und  8*'4  Thlr.  für  anderes  Getreide 
ermSssigt  wiu^e.  Auch  einige  andere  Aus- 
fuhrverbote wurden  aufgehoben.  Die  grund- 
sätzliche neue  Regelung  des  Ausfuhr-  wie 
des  Binfuhrverkehjs  brachte  jedoch  erst  der 
Tarif  vom  26.  Mai  1818.  Nach  §  2  des- 
selben wird  allen  inländischen  Erzeugnissen 
der  Kater  und  Kunst  die  Ausfuhr  gestattet 
Ausnahmen  sind  nach  §  3,  wie  fflr  die  Ein- 
fuhr, nur  aus  polizeilichen  Rflcksichten  und 
auf  bestimmte  Zeit  zidäesig.  Nach  §  7  gilt 
bei  der  Ausfuhr  die  ZoUfreiheit  als  Re^; 
die  Ausnahmen  ergiebt  der  Tarif.  Diese 
Ausnahmen  waren  allerdings  noch  ziemlich 
zahlreich  und  einige  Sätze  auch  ziemlich 
hoch.  Anfangs  waren  mehrere  Artikel  für 
die  beiden  ungleichen  Hälften  der  Monai- 
chie  verschieden  tmfiert  und  zwar  für  die 
östlichen  Provinzen  im  allgemeinen  höher. 
So  wurden  in  dieser  für  ausgehende  rohe 
Baumwolle  (die  Ausfuhrzölle  belasteten  von 
alters  her  auch  eingeführte  fremde  Rohstoffe) 
l^-s  Thlr.  für  den  Centner,  im  Westen  abei- 
nur  ^.'a  Thlr.  erhoben,  für  rohes  Tjeinengam 
waren  die  entsprechenden  Sätze  2  Thlr.  und 
1(1  Thr.,  für  rohe  Seide  ö'/a  Thr.  und  1^  i 
Thlr.  Gleichraässige  Ausfuhrzollsätze  be- 
standen u.  a.  für  Roheisen  C-.t  Thlr,),  Wolle 
(3';8  Thlr.),  Vioh  (Pfenle  i*  Thlr.,  Ochsen 
h'3  Thlr.  etc.),  Kuhhaare  (li/s  Thlr.),  Alaun 
t^t  TMr.),  Flachs,  Häute,  Felle,  Lumpen  etc. 
Der  Tarif  von  1822  stellte  den  Ausfuhrzoll 
in  den  beiden  Landeshälften  gleich,  setzte 
viele  derselben  herab  und  hob  die  für  Ge- 
treide, Klee-  imd  Leinsaat,  Brenn-,  Bau-  und 
Nutzholz  und  für  das  aus  den  westlichen 
Provinzen  ausgehende  Roheisen  ganz  auf. 
Im  ganzen  herrschten  auch  bei  den  folgen- 
den Abänderungen  des  proussischen  und  iles 
daraus  hervoi^'egangenen  Zollveroinstarifs 
die  Ermässigungen  vor.  Eine  vorübei^hende 
Notstandsmassregel  war  die  1847  verordnete 
Erhebung  eines  AuafuhrzoUee  von  25  °/o  des 
Wertes  von  Getreide,  Hülsenfrüchten  und  . 
M  üblen  fabrikaten  in  den  westlichen  Provinzen 
Freuasens  und  das  im  Mai  desselben  Jahres 
für  ganz  Preussen  bis  November  erlassene 
Verbot  der  Eartoffelausfuhr.  Der  Zoll  auf 
rohe  Baumwolle  wurde  1851  auf  '/»  Thlr. 
für  den  Centuer  herabgesetzt,  und  dazu  kam 
noch  eine  Reihe  anderer  Ennässigungen. 
Weitere  folgten  1854  (für  Wolle  z.  B.  auf  '.a 
Thlr.),  imd  1861  wurden  alle  die  Durchfuhr- 
zölle ersetzenden  Ausfuhrzölle  aufgehoben, 
so  dass  nur  noch  9  zollpflichtige  Waren- 
gattungen flbrig  blieben.  Die  höchsten 
Sätze  waren  der  fflr  Lumpen  und  andere  Ma- 
terialien der  Papierfabrikation  (3  Ttür.)  und 
der  für  rohe  Häute  und  Felle  und  rohe 
Pferdehaare  (l^/»  Thlr.).    Der  Tarif  von  1865 
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behielt  nur  den  Lumpen-  etc.  -zoll  in  TCr- 
minderter  Höhe  bei,  und  auch  dieser  wurde 
durch  das  Tarifgesetz  vom  7.  Juii  1873  be- 
seitigt. Die  unbedeutende  statistische  fie- 
bühr  nach  dem  G.  v.  20.  JuJi  1879  kann 
nicht  als  Ausfuhrzoll  betrachtet  werden.  — 
Das  Vereinszollgesetz  vom  1.  Juli  1869  be- 
stimmt in  Betreff  der  Ausfuhr  wie  der  Ein- 
fuhr, dass  (§  2)  Verbote  zeitweise  für  ein- 
zelne Oegengtfinde  beim  Kiutritt  ausseror- 
dentlicher Umstände  oder  zur  Abwehr  ge- 
fährlicher aDsteckeuder  Krankheiten  oder 
aus  sonstigen  gesuudheits-  oder  Sicherheits- 
polizei] ichen  RilckBiehten  ffir  dea  ganzen 
Umfang  oder  einen  Teil  des  Vereinsgebiets 
erlassen  werden  können.  Die  neueren  Han- 
delsvertrSge  enthalten  versdiiedene  genauere 
Bestimmungen  über  diesen  Fankt  So  ist 
in  dem  Vertrag  mit  der  Schweiz  v.  10.  De- 
zember 1891  Tereinbart,  dass  die  Ausfuhr 
von  öctreide,  Schlachtvieh  und  Brennmate- 
rialien wahrend  der  Dauer  desselben  beider- 
seits nicht  verboten  werden  darf;  in  dem 
Vertrag  mit  Oesterreich-Ungam  vom  6.  De- 
zember 1S91  sind  die  Ausnahmen  ausdrück- 
lich angegeben:  sie  sind  zulÄssig  für  Tabak, 
Salz,  Scbiesspulver,  Sprengstoffe  und  andere 
Gegenstände  von  Staatsmonopolen  (die  indes 
nur  für  Einfuhr^■e^^K)te  in  Frage  kommen), 
Kriegsbedürfnisse  unter  ausserordentlichen 
Cmstfinden  und  aus  Gesundheitspolizeirück- 
sichten. Auch  der  Vertrag  mit  Italien  vom 
(!.  Dezember  1891  erwähnt  ausdrücklich  die 
Zulässigkeit  des  Verbots  der  Ausfuhr  von 
Kriegsbedtlrfnissen  unter  ausserordentlichen 
Umständen.  Nach  dem  Handelsvertrag  mit 
Russland  wm  10.  Februar  1894  sind  auch 
ausserordentliche  Verbotsmassregeln  zulässig 
aus  Bücksichten  der  VeterinärpoHzei ,  der 
öffentlichen  Sicherheit  und  »anderen  schwer- 
wiegenden Gründen  <. 

5.  Allgemeines.  Rein  fiskalisch-technisch 
betrachtet  erscheint  der  Ausfnhrzoll  als  min- 
destens ebenso  zweckmässig  wie  der  Fün- 
fuhrzoll. Die  Ueberwachung  des  Ausgangs- 
verkehrs  ist  sogar  leichter  als  die  der 
Einfuhr,  da  man  die  für  die  Ausfuhr  be- 
stimmten Waren  schon  bei  ihrer  Bewegung 
im  Inlande  beobachten  kann,  zumal  man  in 
der  Regel  ihre  Herkunft  kennt.  Ueberdies 
wird  der  Gesamtwert  der  Ausfuhrwaren  im 
grossen  imd  ganzen  immer  annähernd  dem 
der  Einfuhrware  entsprechen,  da  im  inter- 
nationalen  Verkehr  auf  die  Dauer  Waren 
mit  Waren  bezahlt  werden,  und  somit  könnte 
auch  der  Ertrag  der  AusfuhrzöHe  auf  eine 
gleiche  Höhe  gebracht  werden  wie  der  der 
Einfuhrzölle.  Es  sind  also  wesentlich  volks- 
wirtschaftliche Gründe,  die  für  die  eine  oder 
die  andere  Art  der  Zollerhebung  den  Aus- 
schlag zu  geben  haben.  Zunächst  kamen 
die  älteren  merkantilistischen  Rücksichten 
in  Betracht,  die  auf  einen  einseitigen  Schutz 


der  Industrie  hinausliefen;    Bohsfoffe  und 
Lebensmittel  sollten    im   Lande   ztu-ückge- 
halten   werden,    damit  die  Industrieerzeug- 
nisse    möglichst    billig    hergestellt    werden 
könnten  und  dadurch  auch  ihre  für  die  Er- 
zieluDg  einer  günstigen   Handelsbilanz  be- 
sonders   wichtige    Ausfuhr    möglichst    er- 
leichtert würde.     Dabei   wurden  aber  die 
Interessen  der  Landwirtschaft  ausser   acht 
gelassen;    höchstens   konnte    man   geltend 
machen,  daes  diese  indirekt  durch  die  Ent- 
wicklung der  Industrie  und  die  gesteigerte 
Kaufkraft   einer    zahlreichen    gewerblichen 
Bevölkerung   geförfert    werde.      Je    mehr 
aber      die      alteren     grundherrschafäichen 
Verhältnisse  zurfki^traten,  je  mehr  das  Zeit- 
pachtsystem einerseits  und,  wie  in  Branden- 
buig-Preuaseu,  die  Rittergntswirtachaft  sich 
entwickelte,   um   so  mehr  musste  sich  der 
Widerstand  der  grossen  Grundbesitzer  gegen 
diese    Benachteiligung    trotz    der   etwaigen 
theoretischen  Rechtfertigung  derselben    be- 
merklich  machen.    Daher   m   England   die 
Auafulirprämien  für  Getreide  seit  dem  Ende 
des    17.   Jahrhunderts  imd  in  Preussen  die 
Ausnahmen   von   einzelnen  Ausfuhrr erboten 
zu  Gunsten   des  Adels.    Die   neuere   Zoll- 
politik hat  den   einseit^n   Industrieschutz 
allgemein  aufgegeben   und  will   soweit  wie 
möglich   der  gesamten    »nationalen   Arlieitc 
förderlich  sein;  der  Agrarschutz  ist  in  ihr 
sogar  entschieden  in  den  Vordergnind  ge- 
treten, und  von  Ausfuhrzöllen  mit  den  früher 
massgebenden    Zwecken    kann   daher   jetzt 
nicht  mehr  die  Bede  sein.    Sie  kCnneu  nur 
noch  in  IVage  kommen  für  Waren,  hinsicht- 
hch  deren  das  exportierende  lAud  eine  Art 
von  natürlichem  Monopol  oder  doch  so  güns- 
tige  Produktion sbedingungen    besitzt.    dasE 
die     Ausgan fsabgabe     den    Weltmarktpreis 
nicht    be^üusst.     Im    Falle    eines    natür- 
lichen Monopols  des  Ausfuhrlandes  wii-d  der 
ZoD  bis  zu  einer  gewissen  Höhe  vollständig 
auf  das  Ausland  abgewalzt,  da   die   inlän- 
dischen Produzenten  trotz  ihrer  Konkurrena 
das  gemebsame  Interesse  haben,  den  Preis 
um  den  Zollbetrag  zu  erhöhen,   und  dazu 
auch  im  stände  sind,  so  lange  der  Aufschlag 
nicht  Übermässig   hoch    ist    und   die    Nach- 
frage abschreckt     Wäre  allerdings  nur    ein 
Produzent  oder  eine  geschlossene  Koalition 
vorhanden,  die  das  betreffende  Produkt  im 
eigenüicheu   Sinne   monopolisiert    hätte,    so 
würde    keine    eigentliche     Abwälzung     des 
Zolles  auf  das  Ausland  entstehen ;    denn  es 
würde  sich  dann  nach  der  für  diesen  Fall 
geltenden  Norm   ein    Monopolpreis    bilden, 
der  ebenso  hoch  wäre,  wenn  der  Zoll  nicht 
bestände,  und  dieser  würde  nur  den  Mouo- 
pohnhabem  einen  Teil  ihres  Extragewiaues 
zu  Gunsten   des   Staates   entziehen.      Auch 
wenn  das  exportierende  Land  die  betreffen- 
den Waren   unter  besonders  günstigen  Pro- 
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dnlnionsbediDgungea  erzeugt,  ändet  keine 
Abvaizimg  auf  das  Ausland  statt,  sondern 
der  Staat  erhfilt  nur  einen  Anteil  an  der 
Torzngsrente,  die  sonst  den  Produzenten 
ToUfifindig  zufallen  ■würde.  Denn  der  ein- 
heitliehe Weltmarktpreis  würde  sich  nach 
Kosten  der  zur  Deckim^  der  Nachfrage  noch 
nötigen  Produktion  unter  den  tin  günstigsten 
Bedingungen  stellen,  und  der  Ausfuhrzoll 
würde  auf  diesen  keinen  MnfluBS  haben,  so 
lauge  er  den  inländischen  Produzenten  die 
Toraugsrente  nicht  gänzlich  entzöge.  Daas 
im  Mittelalter  und  auch  später  noch  die 
Mdnnng  herrschte,  die  AusfuhrzAlle  würden 
vom  Auslande  bezahlt,  war  in  'vielen  Fällen 
nicht  unbegründet  Denn  bei  der  damaligen 
geringen  !^twickelung  des  Tei^etars  und  der 
intnnatiomden  Konkurrenz  gab  es,  wie  schon 
die  vielen  Warenbezeichnungen  nach  Orten 
oder  G^cnden  zeigen,  namentlicdi  auch  fQr 
Fabrikate,  viele  lokale  Specialerzeugnisse, 
die  einen  besonderen  Ruf  hatten  und  be- 
sonders gesucht  wurden,  also  bis  zu  einem 
gevissen  Orade  eine  inonopolistiBche  Preis- 
steigenmg  znliessen,  die  den  Ausfuhrzoll 
eiBetzte.  In  der  Gegenwart  können  Aus- 
EuhrzSllc  ohne  volkswirtschaftliche  Bedenken 
oamentlich  in  solchen  Ländern  erhoben 
werden,  die  hei  noch  TerhältnisniäsBig 
schwacher  Bevölkerung  einen  ^rossfen  Eeich- 
tiun  an  Naturprodukten  besitzen,  sei  es 
e^ntümlichen,  sei  es  allgemein  verbreiteten, 
die  aber  mit  besonders  niedrigen  Produktions- 
kosten gewonnen  werden  können.  Daher 
spielen  die  Ausfuhrzölle  z.  B.  in  den  süd- 
amerikanischen Staaten  noch  eine  gewisse 
nicht  unberechtigte  Rolle;  denn  nidit  nur 
Produkte  wie  Kakao,  Chinarinde,  Kautschuk, 
Natronsalpeter,  tropische  Färb-  und  Tischler- 
hölzer, sondern  auch  Bauholz,  Häute  und 
andere  gewöhnliche  Waren  bilden  dort  nach 
den  obigen  Erwfigungen  geeignete  Gegen- 
stände für  solche  Zölle. 

Was  die  Ausfuhrverbote  betrifft,  so  waren 
sie  als  ständige  Mittel  zur  Niederhaltnng 
der  Preise  der  Rohprodukte  und  Lebens- 
miltd  für  die  I«ndwirtechaft  natürlich  noch 
drückender  als  Ausfuhrzölle.  In  besonders 
hohem  TJebermaee  machte  namentlich  Spanien 
in  der  z'weiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts 
von  solchen  Massregeln  Gebrauch,  und  zwar 
Hiebt  nur  in  Bezug  auf  Rohstoffe  und 
Lebensmittel,  sondern  auch  auf  Fabrikate, 
lehrend  zugleich  auch  die  Ausfuhr  des  aus 
Amerika  In  grosser  Uaese  zuströmenden 
Silbers  und  Goldes  verboten  war.  Man 
w<dlte  eben  gleichzeitig  die  unvereinbaien 
Zweite  erreichen,  einesteüs  das  Edelmetall 
im  Lande  za  erhalten  und  anderenteils  doch 
eine  allgemeine  Preissteigerung  der  Waren 
zu  verhmdem.  Die  Ausfuhrverbote  in  be- 
treff des  Goldes  und  Silbers  und  der  Mün- 
zen waren  im  übrigen  oft  mehr  durch  die 


MünzpoUtik  als  durch  die  merkantiliatisdie 
Handelspolitik  bedingt.  Man  wollte  nament- 
lich erzmagen,  dass  alles  verkäufliche  Edel- 
metall an  die  Mflnzstätten  oder  die  amt- 
hchen  Wechselstellen  zu  einem  bestimmten 
Preise  abgeliefert  wurde,  wodurch  es  mög- 
hch  wurde,  einen  erheblichen  Preisunter- 
schied zwischen  dem  Metall  im  geprägten 
und  Im  ungepiSgten  Zustande  aufrecht  zu 
erhalten ;  ausserdem  aber  sollte  die  Ausfuhr 
der  vollwichtigen  groben  Münzen  und  da- 
durch auch  das  Entstehen  des  Aufgoldes  für 
diese  gegenüber  den  meistens  in  übermäs- 
siger Menge  geprägten  unterwertigen  klei- 
neren Münzen  nach  Möglichkeit  verhindert 
werden.  Ausfuhrverbote  als  Notstands- 
massregeln, nicht  zur  Erhaltung  eines  nie- 
drigen Preises,  sondern  zur  Terhindenm^ 
der  Ausfuhr  notwendiger  Lebensmittel  bei 
hohen  Preisen  derselben,  lassen  sich  unter 
Umständen  rechtfertigen.  Wenigstens  kann 
sich  die  Landwirtschaft,  wenn  die  Preise 
ohnehin  schon  aussei^ wohnlich  hoch  sind, 
nicht  darüber  beklagen.  Ob  durch  dieses 
Mittel  aber  ernstlich  eine  Linderung  der 
Not  herbeigeführt  wird,  hängt  vor  allem  von 
den  Transportverhältnissen  ab.  Es  konnte 
in  den  früheren  Jahihunderien  leicht  vor- 
kommen, dass  das  Getreide,  dessen  Ausfuhr 
zur  See  verboten  wurde,  dennoch  nicht 
nach  den  notleidenden  Provinzen  gefühil 
werden  konnte,  weil  die  Kosten  des  Trans- 
ports zu  hoch  waren.  Auch  kommt  die' 
Kaufkraft  der  notleidenden  Bevölkerung  in 
Fi-age,  Diese  kann  in  den  von  einer  Mias- 
emte  betroffeneu  Gebieten  so  vermindert 
sein,  dass  für  die  grosse  Mehrzahl  das  zuge- 
führle  Getreide  doch  nicht  erreichbar  ist, 
und  in  solchen  Fällen  bleibt  das  Ausfuhr- 
verbot wirkungslos,  wenn  nicbt  zugleich  der 
Staat  sich  zur  Gewährung  von  unmittelbaren 
Unterstützungen  entschliesst.  Ein  neues 
interessantes  Beispiel  ein^  Getreideausfuhr- 
Verbotes  in  Folge  einer  Missemte  ist  das 
1891  in  Russland  erlassene.  Zugleich  lagen 
bei  demselben  Gründe  der  angedeuteten  Art 
vor,  die  es  zweifelhaft  machten,  ob  es  wirk- 
lich nOtig  und  nützlich  war.  Durchaus  un- 
anfechtbM-  sind  bei  drohender  Krieg^fahr 
oder  ausgebrochenem  Kriege  die  Verbote 
der  Atufuhr  aller  Gegenstände,  die  für  mi- 
litärische Zwecke  im  Inlande  nötig  sind  oder 
deren  Ausfuhr  dem  Gegner  direkt  oder  in- 
direkt zu  gute  kommen  könnte.  Hierher 
gehören  vor  allem  Waffen,  Munition  imd 
Pferde,  unter  Umständen  auch  militärischer 
Proviant  und  Kohlen,  Auch  zur  Beobach- 
tung der  Nentralitätspflichten  kann  die  Yer- 
hinderung  der  Ausfuhr  solcher  Artikel,  so- 
fern sie  für  einen  der  kriegführenden  Teile 
bestimmt  sind,  nötig  werden. 
Lltteratnr;  Adam  Smtth,  Wtalth  of  IfaHon», 
Bd.  IV,  Chap.  VIII.  —  Voek«,   OttuMchU  der 
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Üleuem  du  Brititeken  Seiehel,  Ltipiig  1S66.  — 
Sehant,  Engliiehr  HandeUpoliUt  gegen  Ende 
tUi  JUtUlaUer*.  Leiptig  1S81.  —  Rlehelot, 
HUtoirf  de  la  rifannt  eomaiereiaU  en  Angieterre, 
t.  II,  Farii  ISSS.  ~  Vultry,  tutdet  mir  It 
riyime  ßnaaeier  de  la  Franee  arant  ta  rrrolutio« 
dr  1789,  Farii  ISSS.  —  I^xU,  IUe  framCeUe/ieii 
AfiifulirprUmien,  Bonn  1S70.  —  Falke,  Ge- 
ifMrhle  dei  deuteehtn  ZoUcereint,  Leiptig  1869. 
—  Blotllg,  Die  ötterreicMiche  Zoll-  und  HtatOt- 
moHtipalieaordnaag,  II.  Aiiß.,  Wien  186S.  — 
MatManeitx,  Die  ZiMpoUtik  der  Öiterreieh- 
Hngaritelien  Monarchie,  Budapelt  IST?.  — 
Krikel,  Da*  preuetiich-deuUfke  ZoUtytUm  in 
Kr  in  fr  geichichtlielien  Enliriekiliiag  »eil  ISIS. 
(Siipplemenlhfffi.  VII  ni  Conrad»  Jährt.  Vgl. 
auch  dif  viirteeiafitgeechiehälrhen  Abhandlungen 
ron  Sckmoller  «nrf  Wagnerg  Fiaannriuen- 
tchaft,  111.  Teil.  Lejci». 


AnsgleichnDgahans 

s.  Clearing-Housc. 


AnsknnftsweBen,  kanirnftonfBcIieB. 

1,  Das  BedllrfniB.  2.  Geschichte  dea  A, 
8.  Oreanisation  der  hentig^n  Anskuufteieu. 
4.  AuiKunftserteüimg  im  internationalen  Ver- 
kehr, ö.  Heminniase  und  Gefahren.  6.  Da» 
AuskanftRwesen  vod  die  Gesetzgebung. 

I.  Dae  Bedürfnis.  Die  Sicherheit  des 
Kreditverkehres  hängt  bekanaüich  davoE 
ab,  dass  die  Schuldner  zahlen  kOonen,  dass 
sie  z;ahleR  wollen  und  dass  sie  nötigeniaUB 
zahlen  mflasen  (Enies).  Wenn  die  recht- 
liche Sichersten  wng  des  Kreditverkehrs  in 
der  Gegenwart  einen  hohen  Grad  der  Voll- 
kommenheit erreicht  hat  und  daher  bei  der 
Krediterteilung  mindestens  in  den  Kultur- 
staaten  nur  nooh  wenig  berücksichtigt  wird, 
so  tritt  dafOr  um  so  mehr  in  den  Vorder- 
grund die  Fr^ge  der  faktischen  Sicher- 
heit, welche  letztere  jetzt  weit  schwieriger 
KU  beurteilen  ist  als  in  den  früheren  Zeiten, 
eine  un^mein  wichtige  Folge  dea  Systems 
der  freien  Konkurrenz,  insbesondere  der 
Freizügigkeit  und  der  Gewerbefreiheit. 

Waren  früher  die  lokalen  und  personellen 
Grenzen,  innerhalb  deren  ttbeiiiaupt  Kredit 
prt^t  wurde,  bedeutend  enger  gesteckt  als 
jetzt,  so  sind  ganz  besonders  auch  die  per- 
sönlichen Beziehungen  zwischen  Gläubiger 
und  Schuldner  durch  die  grosse  Zahl  täg- 
licher Krediterteilimgen  auf  ein  sehr  ge- 
ringes Mass  reduziert  worden.  Der  fort- 
währende Wechsel  der  Geschäftsinhaber, 
die  raschen  Erwerbs-  und  Domizilverftnde- 
ruDgen,  die  massenhafte  Etablierung  ganz 
junger,    unerfahrener   und    vermögensloser 


Geschäfte]  eutc,  der  Uebereifer  der  Reisenden 
und  Agenten,  welche  um  jeden  Preis  Ge- 
schäfte machen  wollen,  überhaupt  die  rast- 
lose, forcierte  Konkurrenz,  welche  oft  es 
fast  unmöglich  macht,  Kundschaft  dauernd 
zu  fesseln;  damit  zusammenhängend:  die 
langen  Kreditfristen,  die  leichtsinnigen  Ki-edit- 
gewährungen,  die  Gefälligkeits-  und  Reit- 
wechsel, das  ganze  System  leichtfertiger, 
ja  »betri^;eri8eher  Kreditjagd«  —  dies  alles 
trägt  ungemein  dazu  bei,  die  Gefahr  des 
Kreditverkehrs  zu  steigern,  während  an- 
dererseits doch  gerade  die  inten- 
sive Konkurrenz  zwingt  mit  der 
Krediterteilung  bis  an  die  Grenze 
des  Zulässigen  zu  gehen. 

Welclie  traurigen  Folgen  diese,  einen 
unvereinbaren  Widereprudi  bedenklichster 
Art  enthaltende  Sachlage  auf  die  Geschäfts- 
welt schon  gehiAt  hat  und  täglich  mit 
eiserner  Notwendigkeit  aufs  nene  erzeugt, 
bedarf  keiner  näheren  Darlegung.  Auffallend 
ist  es  aber,  dass  gegen  ein  so  schweres 
Uebel  lange  Zeit  hindurch  nur  höchst  unvoll- 
kommene Heilmittel  vorhanden  gewesen 
sind  und  dass  unter  diesen  Heilmitteln 
Überhaupt  nur  eins  zu  hervorragender  Be- 
deutung gelangt  ist.  Denn  während  mau 
mit  einschneidenden  Vorschlägen  und  Ver- 
anstaltungen, wie  sie  durch  die  Schlagworte 
»Kreditreform,  und.  »Kreditver- 
sicherung* bezeichnet  werden,  so  gut 
wie  gar  nichts  erreicht  hat  ist  auf  dem 
Boden  der  freien  Konkurrenz  und  ihren  be- 
denklichen Ausartungen  aufs  genaueste  an- 
gepasst  das  moderne  Auskunftsweseu 
zu  einem  machtvollen  und  nützlichen  Ver- 
kehrsinstnmiente  erwachsen.  Mit  ihm  haben 
vt-ir  es  hier  ausschliesslich  zu  thun. 

2.  Geschichte  des  k.  A.  Die  primi- 
tivste Art  kaufmännischer  Auskuaftseilei- 
lung,  die  »geschäftsfreundliche 
Auskunft«,  ist  wohl  so  alt  wie  der 
Kreditverkehr  selbst  Sie  kommt  aber 
auch  heutigen  Tages  noch  in  grösstem  Um- 
fange vor,  obwohl  sie,  wenigstens  fflr  den 
inleriokalen  Veitehr,  in  der  Regel  keines- 
wegs mehr  zeitgemäss  ist.  Im  Platzver- 
kehre, zumal  da,  wo  das  Vorhandensein 
einer  Börse,  dieser  für  die  Sicherheit  des 
Kredit\-erkehr3  seit  alters  so  wichti^n  Ein- 
richtung, die  Slöglichkeit  gewährt,  jederzeit 
leicht  Personen  zu  finden,  welche  über 
Platzfirmen  aachgemässe  Auskunft  erteilen 
können,  da  ist  auch  jetzt  noch  die  geschfifts- 
freundüche  Auskunft  wohl  angebracht.  Im 
übrigen  aber  leidet  sie  an  denjenigen  Mängeln, 
welche  bei  hochentwickelter  Geschäftsthätig- 
keit  ollen  solchen  als  blosse  Gefälligkeiten 
in  Anspruch  genommenen  Aushilfen  inne- 
wohnt: sie  ist  meist  oberflächlich  und  un- 
zuverlässig. Nur  dann  sollte  man  sie  im 
interlokalen  Verkehre  noch  benutzen,  wenn 
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entweder  ans  besonderen  Gründen  keine 
bentfsmäBsige  Auskunft  zu  erlangen  ist  oder 
wenn  der  Aufragende  veiss,  dE»s  dem  Ge- 
«'äärsmiuiDe  die  fragliclien  VerhSitnisse  auch 
wirklich  genau,  nicht  bloss  Tom  Hörensagen 
oder  nur  aus  dem  Verlaufe  weniger  Geachäfts- 
abschlüfifie  bekannt  Bind.  Hierin  hegt  die 
wohlgegrfladete  Bedeutung  der  sogenannten 
;BankierauBkünfte«,d.h.derjenigenIn- 
forDiati(»ien,  welche  vom  Bankier  des  kennen 
zu  lernenden  Geschäftsmannes  herrflbren, 
Xur  werden  auch  diese  Bankders-Auskanfte, 
die  immerhin  bereits  eine  Art  Arbeitsteilung 
enthalten,  sehr  oft  bei  unpassenden  Anifissen 
verlangt,  namentlich  wenn  es  sich  gar  nicht 
lim  Sunden  des  Bankiers  handeil,  letzterer 
vielmehr  selbst  erst  anfragen  muss;  auch 
verbietet  dem  Bankier  oftmals  die  Diakretic 


oder  sein  eigenes  Interesse,  rückhalÜosen 
Aufschluss  zu  geben.  Zumal  in  Deutschland 
macht  man  Ton  diesen  primitiven  Arten  der 
Ansknuftserteilung  noch  einen  viel  zu  grossen 
Gelmineh,  aus  falscher  Sparsamkeit,  die  hier 
atif  die  Dauer  zuTerlÄssig  die  grösste  Ver- 
schwendung ist.  Der  vorsichtige  Geschäfts- 
mann bedient  sich  heutzutage  meist  zweck- 
mässigerweise eines  der  grossen,  wohloi^;a- 
oisieTten  Auskunftsbureaus,  weldie 
durch  das  auf  vollständige  Arbeitsteilung 
hindtäugende  Bedürfnis  seit  einigen  Jahr- 
zehnten in  allen  UauptlAndem  geschaffen 
worden  sind.  Yielfach  waren  hierbei  nament- 
hi'h  solche  Personen  thätig,  bei  denen  sich 
geschflftsfreundliche  Anfragen  besonders  zahl- 
reich küDcenlrierten  oder  die  aus  anderen 
Gründen  die  Mangelhaftigkeit  des  froheren 
Zustandes  besonders  stark  empfanden: 
Agenten,  Makler,  Anwälte  etc.  Zuerst  ist 
in  England  Ende  der  30  er  Jahre  ein  Aus- 
binftsbureau  entstanden  aus  gewissen,  schon 
erheblich  früher  begonnenen  Aufzeichnungen 
der  Konkurse  und  sonstigeu  geschäftlich 
wichtigen  Oerichtssachen,  Aufzeichnungen, 
die  AAcmneDten  gegen  Entgelt  mitgeteilt 
worden  waren.  Im  Jahre  1841  begründete 
sodaou  ein  New -Yorker  Anwalt  für  den 
Veikehr  mit  den  Sädstaaten  das  erste  fest- 
organisierte  System  interlokaler  Auskunfts- 
eiuholmig,  vährmid  das  älteste  französische 
Bnreau  sich  erst  185?  aus  einer  aufgelösten 
KtcditversicherungagesdlBchaft  bildete  und 
in  Deutschland  ein  Stettiner  Makler  1860 
ftnfiog,  auf  die  häufig  von  ihm  beanspruchten 
^esdäflsfreundlichen  Auskunftserteilungen 
eine  kleine  Gebühr*  zu  erheben.  Doch  erst 
in  den  6Uer  Jahren  b^ann  die  eigentliche 
&itwickeltuig  der  Auskunftsbureaus,  von 
denen  jetzt  einzelne  schon  Millionen  von 
Anfügen  zu  erledigen  haben.  Das  Haupt- 
verdienst  um  die  üntwickelong  dieser 
Anstalten  ia  Deutschland  gebührt  W. 
Schimmelpfeng  in  Berlin,  der  auch  die 
Sadie    dersdben    in    zahlreichen    Schriften 
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hat;  er  hat  für  seine  Anstalt  die  Bezeich- 
nung «Auskunfteil  eingeführt,  die  sidi 
neuerdings  auch  sonst  einbürgert. 

3.  Organisation  der  heutigen .  Ans- 
kunfteien.  Das  Ziel,  welches  die  Aus- 
kunfteien anstreben  sollea,  besteht  dann, 
eine  Organisation  zu  schaffen,  mittelst 
deren  es  jedem  Geschäftsmann  e  mögliclt 
ist,  mit  grösster  Schnelligkeit  über  jeden 
anderen,  an  einem  beliebigen  Platze  wohnen- 
den Geschäftsmann  eine  nach  menschlisdiem 
Ermessen  zuverlässige  Auskunft  zu  erlangen 
und  auch  von  etwaigen  Aendemugen  in 
den  "Verhältnissen  desselben  stets  sofort  ui 
Kenntnis  gesetzt  zu  werden.  Diese  Aufgabe 
wird  trotz  ihrer  ungemein  grossen  Schwie- 
rigkeiten bereits  von  manchen  Anstalten 
in  befriedigender  'Weise  gelöst ;  indes  unter- 
scheiden sich  die  Anstalten  sehr  erheblich 
sowohl  nach  dem  Umfange  wie  nach  der 
Methode  ihrer  Oeschäftsthätigkeit  So  geben 
die  grossen  amerikanischen  und  auch  ein- 
zelne englische  Anstalten  zum  Gebrauche 
ihrer  Abonnenten  sogen,  »Beferenzbücherc 
heraus,  umfangreiche  Bände,  welche  so 
ziemlich  alle  Geschäfte  des  Landes,  nadi 
Städten  klassifiziert,  aufführen,  nebst  knizeu 
Angaben  über  Geschäftszweig,  Schätzung  des 
Vermögens  und  der  Kreditwürdigkeit.  Dies 
sind  indes  nur  Hilfsbücher ;  bei  Kreditertei- 
lungen sind  jedenfalls  daneben  noch  beson- 
dere Anfragen  nötig.  Die  Eeferenzbüchar 
der  grösseren  amerilranischen  Anstalten  wen- 
den vierteljtorlich  revidiert  und  neu  heraus- 
geget>en,  auch  erfolgen  im  Anschlüsse  daran 
periodische  Publikationen;  wer  eine  schrift- 
liche Auskimft  eingeholt  hat,  wird  von 
wesentlichen,  binnen  einem  Jahre  eintreten- 
den Verändernngen  ohne  besondere  Anfrage 
benachrichtigt.  In  Deutschland  und  den 
meisten  anderen  Ländern  kennt  man  diese 
fieferenzbücher  nicht,  sondern  koncentriert 
die  Hauptthätigkeit  auf  Beantwortung  der 
einlaufenden  Anfragen,  wozu  von  einzelnen 
Anstalten  ebenfalls  spontane  Ei^iänzungen 
geliefert  werden.  Abgesehen  von  den 
Tossen  amerikanischen  Anstalten  wird  die 
leutsche  Art  der  Berii^teratattung  durch 
grössere  Ausführlichkeit  und  Gründlichkeit 
charakterisiert,  während  man  in  Frankreich 
und  England  meist  kürzere  Fassung  liebt, 
wie  denn  überhaupt  die  nationalen  Eigen- 
tümlichkeiten sich  naturgemäss  in  diesen  Aus- 
künften wiederapiegeln.  Neben  den  einiat^en 
KreditauskOnften  besteht  noch  die  Einrich- 
tung sogenannter  »Souderherichte«,  für 
die  je  nach  dem  Masse  des  besonderen 
höheren  Interesses  und  der  Schwieri^eit 
des  FaUes  eine  höhere  VeiKOtung  vom 
Bureau  angerechnet  wird.  Manche  Anstalten 
beschäftigen  sich  auch  mit  dem  Incasso 
kaufmännischer,  insbesondere  zweifelhafter 
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FordeniDgen.  Es  soll  dadurch  auf  sAu- 
mige  oder  böswillige  Schuldner  ein  Druck 
ausgeübt  'werden,  weil  so  leicht  oiemand  an 
eiuem  Mittelpunkte  der  Krediterkundigung 
einem,  ungünstigen  urteile  verfallen  wUl; 
und  an  sich  ist  es  gewiss  eine  nützliche 
ThAtiekeit,  wenn  die  Auskunfteien  ihre 
ausgedeiinten  Verbindungen  mit  Geschäfts- 
leuten und  Anwälten  für  solche  Fäile  nutz- 
bar machen;  indes  hat  es  doch  auch  seine 
Bedenken,  jene  zu  ganz  anderen  Zwecken 
angeknöpften  Verbindungen  in  den  Dienst 
derartiger  Exekutionen  zu  stellen. 

Jedes  Auskunftsbureau,  welches  seine 
schwierige  Aufgabe  mit  Ikfolg  lösen  will, 
muBS  vor  allem  an  möglichst  vielen  und 
dem  Bedürfnisse  gemäss  stets  zu  ver^ 
mehrenden  Plätzen  zuverläseige  Korres- 
pondenten haben,  welche,  nach  sorg- 
fältig abgefassten  Instruktionen  arbeitend 
die  verlangten  Erkundigungen  umsichtig  und 
diskret  einholen  und  über  später  eintretende 
Veränderungen      unaufgefordert      berichten 


Die  richtige  Auswahl  dieser  Korrespon- 
denten ist  fOr  die  Oeschäfteleitung  jeder 
Anstalt  von  besonders  grosser  Wichtigkeit ; 
tun  dieselben  in  den  anständigen  Kreisen 
der  Geschäftswelt  zu  gewinnen,  musa  die 
Anstalt  vor  allem  seilet  allgemeines  Ver- 
trauen imd  Ansehen  geniessen.  Sodann  hat 
die  Anstalt  an  ihrem  Centralsitze  wie  auch 
in  den  etwaigen  Filialen  ein  grosses,  tüchtig 
geschultes  Beamtenpersonal  nötig,  das 
die  eingehenden  Anfragen  mit  grösster,  nie 
ins  Schablonenhafte  ausartender  Sorgsam- 
krit  zu  behandeln  und  hierbei  stete  auch 
das  Archiv  zu  benutzen  hat,  welch 
letzterem  fortwährend  alle  irgendwie  er- 
reichbaren Materialien  aus  dem  täglichen 
Verkehre  des  Instituts,  aus  dem  Bereiche 
der  Oeffentlichieit ,  den  vertraulichen  Mit- 
teilungen der  Abonnenten  etc.  zugeführt 
werden  müssen.  Besonders  wichtig  ist  es, 
dass  die  Geschäftswelt  im  Interesse  ihres 
Kredits  sich  daran  gewöhnt,  den  vertrauens- 
■würdieen  Auskunfteien  über  ihre  eigenen 
Verhältnisse  unaufgefordert  wahrheitsgetreue 
und  begründete  Mitteilungen  zu  machen. 
Es  trägt  dies  wesentlich  dazu  bei,  die 
Klagen  über  Kreditschädigung  durch  un- 
günstige Auskünfte  verstummen  zu  machen. 
Doch  notwendiger  als  alle  diese  Erfordere 
nisse  ist  es,  dass  jedes  grosse  Auskunfta- 
bureau  eine  ihrer  Aufgabe  gewachsene 
Leitung  besitzt  Mit  Kapitalbesitz  allein 
ist  hier  noch  gar  nichts  gethan.  Allgemeine 
Bildung,  Rührigkeit  und  Ene^e,  Oi^ani- 
sationstalent ,  Erfahrung  und  Kenntnis  des 
Geschäftslebens  in  möglichst  zahlreichen 
Branchen,  Diskretion,  Takt  und  feines  Ge- 
fühl für  alle  Abstufungen  der  Kreditwürdig- 
keit —  das   sind   die   wichtigsten   E^n- 


schaften,  die  von  einer  solchen  Leitung  ver- 
langt werden  müssen.  Nur  ausnahmsweise 
werden  sich  Personen  finden,  die  diesen 
Ansprüchen  vollkommen  gewachsen  sind, 
ein  Umstand,  der  bei  der  principiellen  Be- 
urteilung des  Auskunftswesens  schwer  ins 
Gewicht  fäUL 

Erleichtert  wird  den  Auskunfteien  ihre 
Aufgabe,  wenn  grosse  Vereine  mit  wirt- 
schaftlichen Zwecken  sich  ihnen,  wie 
bereits  mehrfach  geschehen  ist,  in  corpore 
anschliessen,  derart,  dass  die  Anstalt  als 
Orgtui  des  Vereins  auftreten  und  dieser 
dangen  jenes  nicht  nur  durch  Informationen 
unterstützen,  sondern  auch  fortlaufend  nach 
Möglichkeit  kontrollieren  kann.  Hier  und  da, 
z.  B.  in  Frankreiclt,  im  Zusammenhange  mit 
sogenannten  »Syndikaten«,  wie  auch  in 
Deutschland  haben  grössere  Interessenten- 
gruppen  bezw.  Vereine  selbst  Auskunfts- 
anstalten errichtet,  denen  jedoch  der  grosse 
Vorzug  entgeht,  in  direkter  Fühlung  mit  den 
Erfahrungen  anderer  Branchen   zu  stehen. 

Gleichzeitig  mit  den  Auskunfteien  ent- 
standen in  Sachsen  die  sogenannten 
»Schutzgemeinschaften  für  Handel 
und  Gewerbet,  die  es  sich  zur  Aufgabe 
machten,  Forderungen  an  säumige  Z^ler 
einzuziehen  imd  bei  mangelndem  Erfolge 
deren  Namen  in  sogenannten  »schwarzen 
Listen«  den  Mitgliedern  der  Vereine,  die 
untereinander  einen  Verband  bildeten,  mit- 
zuteilen. Seit  1882  haben  die  zu  viel  weiter 
gehenden  Zwecken  entstandenen  »Kredit- 
reformvereine«,  welche  ebenfalls  einen 
sich  über  ganz  Deutschland  erstreckenden 
Verband  biMen,  ange&uigen,  das  Auskunfts- 
wesen in  einem  gewissen  Gegensatze  zu 
den  grossen  Bureaus  derart  zu  decentrali- 
sieren,  dass  die  Auskunft  in  m^lidist 
grossem  Umfange  direkt  am  Orte  des  Kredit- 
nehmers vom  InformationsbedOrftigen  ein- 
O^aa  wird.  Als  besonderer  Nutzen  dieser 
cbtung  wird  mit  Becht  gellend  gemacht, 
dass  jedes  Mitglied  eines  solchen  Vereins 
bei  jedem  anderen  Vereine  über  eine  am 
Orte  des  letzteren  wohnende  Person  selbst 
oder  durch  einen  Geschäftsreisenden  münd- 
lich kostenlos  Auskunft  verlangen  kann. 

Die  Centralisation  des  Auskunfts- 
wesens hat  ja  gewiss  den  Nachteil,  dass 
ein  Umweg  über  den  Centialsitz  der  Ajistalt 
nötig  ist,  auch  liegt  hier  die  Gefohr  nahe, 
dass  die  Auskünfte  leicht  schablonenmäesig 
werden  und  dass  von  einmal  vorhandenen 
Beri<diten  zu  viel  Gebrauch  gemacht  wird, 
ohne  jedesmal  vorher  an  (m  und  Stelle 
anzufragen.  Indes  darf  bei  grossen  ver- 
trauenswürdigen Anstalten  diese  Gefahr  nicht 
zu  hoch  veranschlagt  werden,  imd  sodann 
hat  die  Centralisation  auch  den  erheblichen 
Vorteil,  dass  dadurch  alle  EMen  des 
vielfältig  verschlungenen  Kredltverkehis  an 
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<*iDein  oder  doch  einigen  Trenipen  Mittel- 
pnnkten  zusammen^&is^t  weiilen.  Dies 
ermfiplidit ,  die  Informationen  gn3ss«>n  teils 
so  aiif  dem  laufenden  zu  halten,  dass  viele 
Anfragen  unbedenklich  sofort  beantwortet 
werden  können  System  der  giwsen  ameri- 
kanischen Biffeaiis,  desgleiäien  bei  Vf. 
Schimmelpfeng).  Auch  können  kleine  An- 
stalten oft  gar  nicht  so  objektiv  verfahren 
wie  grosse;  sie  besitzen  femer  nicht  aus- 
reichende Mittel  zur  Herstellung  des  un- 
entbehrlichen kostspieligen  Informations- 
^ipoistes,  ja  sie  sind  oftmals  selbst  nicht 
einmal  vertrauensvQrdig.  Immerhin  giebt 
es  gewiss  eine  Grenze,  bei  der  die  weitere 
Vergrttssemng  einer  Auskunftei  fßr  die  Sache 
nicht  mehr  nützlich  wirkt. 

Für  die  vereinsm&ssige  Auskimfts- 
erieilnng  eröffnet  sich  ein  sehr  erspriess- 
liches  Feld,  wenn  sie  ihr  Hauptaugenmerk 
auf  die  Erteilung  von  Auskünften  Ober 
kleinere  Geschäftsleute,  Handwerker  und 
«lergleichen  richten,  wie  dies  die  Schutz- 
gemeinschaften  und  Kreditreform  vereine  in 
der  That  bereits  angefangen  haben.  Hier 
ist  die  Decentral  taation  vollkommen  am 
Platze,  ja  eigentlich  nur  bei  billiger  vereina- 
missiger  Auäunftserteilung  im  stände,  etwas 
Gutes  zu  leisten;  doch  muss  hier  mit  dop- 
pelter Vorsicht  und  aussergewOhiilicher  (re- 
wisseohaftigkeit  verfahren  werden,  weil  es 
sich  um  kleine  wehrloee  Existenzen  ban- 
det; namentlich  sollte  das  bedenkliche  Ver- 
breiten geheimer  sgchwarzer  Listen«  niu" 
als  Strafmitte]  für  notorisch  schlechte  Zahler 
Anwendung  finden,  T'eber  Nichtgescliafts- 
leute,   in   Heirats-  imd  anderen  Familion- 


stattung  abgelehnt  werden,  wie  dies  hei 
den  grßssten  schon  thatsächlich  geschieht. 
4.  Anskunftserteilnng  im  intematio- 
lalen  Verkehre,  Besonders  wichtig,  aber 
auch  besonders  schwierig  ist  die  Auskunfts- 
eiteilung im  intemationalea  Verkelire.  Die 
überaus  grosse  Bedeutung  dieser  Seite  er- 
hellt im  allgemeinen  schon  aus  der  gewal- 
tigen Ansd^nun^  des  internationalen  Ver- 
kehrs in  unserem  Zeitalter,  eine  Ausdehnung, 
mit  welcher  das  Risieo  der  Kreditgewährung 
weit  mehr  als  proportioneil  wächst.  Für 
Deutschland  im  besonderen  ist  die  Not- 
wendigkeit immer  grCeserer  Ausdehnung 
des  Exports  Anläse  genug,  dieser  Frage  alle 
Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  zumal  bei  dem 
lebhaften  Bestreben  unserer  Industrie  durch 
geschäftseifri^,  unverantwortliche  Agenten, 
'lirekte  Verbindungen  mit  dem  Auslande 
anzuknüpfen,  jene  oben  geschilderten  Ge- 
fahren des  heutigen  Kreditwesens  das  denk- 
bar höchste  Mass  erreichen  müssen.  Es  htg 
nun  für  die  exportbedOrftige  Geschäftswelt 
nahe,  bei  jeder  Gelegenheit  die  Consulate 
fiaadvörterbucb  der  Staatawissenncbaften.   Zweite 


als  die  amtlichen  Vertreter  der  vaterlän- 
dischen Handelsinteressen  um  kostenlose  Er- 
teilung von  Auskunft  anzugehen.  Die  Un- 
durchfflfarbarkeit  solcher  Ausprflche  musste 
indes  sehr  bald  schon  dim^  die  massen- 
hafte üeberhäufung  der  Consulafe  mit  An- 
fragen dargethan  werden.  Ausserdom  wider- 
streitet es  aber  auch  überhaupt  dem  H'esen 
staatlicher  Ogane,  sich  mit  Einziehung  und 
Abgabe  subjektiver  l'rteile  über  Kreditfähig- 
keit zu  befasiten.  Wenn  solche  Informationen 
sich  als  ungenau  oder  gar  als  falsch  er- 
weisen, so  muss  das  dem  Ansehen  der  Con- 
suln  erheblich  schaden ;  diese  Gefahr  li(^ 
überall  sehr  nahe,  bei  den  Benifsconsuln, 
weil  sie  nicht  selbst  Geschäftsleute  sind^  bei 
den  Wahlconsidn,  weil  ihre  geschäfthche 
Thätigkeit  ihnen  schwerlich  Müsse  läsat, 
derartige  Anfragen,  wenn  sie  als  Regel  sich 
einbürgern,  sachgemäss  zu  erledigen,  und 
weil  dies  ausserdem  oftmals  ihrem  eigenen 
Geschäftsinteresse  direkt  widerstreitet. 


Aualande*  im  Anschlüsse  an  die  Consu- 
late  oder  selbständig  als  Auskunfteien  im 
Interesse  des  Exports  zu  verwenden.  Viel- 
leicht könnte  hierdurch  Nutzen  gestiftet 
werden,  aber  unmöglicli  können  derartige 
Kammern  dem  massenhaft  auftretenden  Be- 
dürfnis.'te  einigermassen  vollständig  abhelfen, 
und  sodann  ist  das  Auskuuftswesen  ein  Ge- 
biet, auf  dem  selbst  je<le  quasi-obrigkeitliche 
Thätigkeit  ihre  ganz  besonders  grossen  Be- 
denken hat  Vielmehr  lässt  man  hier  den 
privaten  Unternehmungsgeist  am  besten 
aUein  schalten,  und  thatsächlich  hat  derselbe 
auch  im  internationalen  Verkehre  wachsende 
Erfolge  zu  verzeichnen.  Kiue  deutsche 
Anstalt  (AV.  Schimmelpfeng)  hat  bereits 
KlialenimAuslandeCWien,  Budapest,  London, 
Paris,  Brüssel,  Amsterdam)  errichtet,  die 
englischen  Anstalten  haben  solche  auf  dem 
Kontinente,  nnd  mehrere  Anstalten  verschie- 
dener Länder  haben  sich  zu  gegenseitiger 
Auskimftserteilung  verbündet.  Die  exjwr- 
tiercnde  Geschäftswelt  hat  sich  allmählich 
daran  gewöhnt,  aucli  bei  ausländischen 
Anstalten  zu  abonnieren  bezw.  dies  den  Agen- 
ten zur  Pflicht  zu  machen.  Die  sorgfäl- 
ti^to  allgemeine  Benutzung  dieser  Hilfs- 
mittel ist  dem  Exporthandel  aufs  dringendste 
anzuraten,  damit  er  vor  schweren  Erfah- 
rungen nach  Möglichkeit  bewahrt  bleibe. 

5.  Hemmnisse  nnd  Gefahren,  un- 
zweifelhaft ist  es  ein  nützliches,  im  höchsten 
volkswirtschaftlichen  Sinne  ganz  besonders 
»prodidttivcs«  Gewerbe,  gej^n  Entgelt  Aus- 
kunft Über  Krertitveriiältaisse  zu  orteileu, 
l^otzdem  hat  dieses  Gewerbe  noch  gegen 
viele  Vorurteile  zu  kämpfen,  selbst  bei 
der  Geschäftswelt,  die  auch  bei  uns  in 
Deutschland  noch  keineswegs  das  volle 
Aufläse.    II,  4 
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riclitige  Verständnis  für  das9ell>e  gewonneo 
hat.  Zahlreiche  Oeschäftsleute  haben  den 
Nutzen  der  Auskunfteien  überhaupt  noch 
nicht  erkaant  oder  sie  unterschätzen 
die  Schwierigkeiten  ■wirklich  guter  Aua- 
kuuffserteilung  oder  sie  scheuen  die  dafilr 
erforderliche  geringe  Ausgabe  und  behelfen 
sicli.  lieber  mit  geschäftsfreundliclieu  Infor- 
mationen. Andere  wieder  stellen  an  die 
Anstalten  übertriebene  Ansprüche,  verlangen 
von  ihnen  Unfehlbarkeit,  \ermiiten  hinter 
jedem  kleinen  Versehen  gleich  Gewissen- 
losigkeit oder  Arglist  und  wollen  die  Anstalt 
für  solche,  selbst  bei  liester  I^stung,  nie 
ganz  verraeidliche  Irrtümer  vennögens-  oder 
gar  strafrechtlich  haftbar  macheu.  Sie  ver- 
gessen, dass  eine  Auakunftsanstalt  keine 
Kreditversicheningsanstalt  ist,  da  sie  nur 
eine  geringe  Gebühr,  abei'  keine  Risico- 
prtoiie  erhebt.  Auch  kann  selbst  die  beste 
Auskunft  den  Kreditgeber  niclit  völlig  der 
eigenen  Prühing  überheben,  zimial  wenn 
derselbe  bei  seiner  Anfrage,  wie  leider  meist 
geschieht,  nur  den  Kamen  des  Kreditnehmers 
auf  einen  Abonnementszettel  geschrieben 
hat,  ohne  Angaben  über  die  besondere  Natur 
des  verlangten  Kredite,  Ziel  etc.  beizufügen; 
auch  sollte  man  bei  grösseren  Kreditan- 
sprüchen, wenn  möglich,  stets  von  verschie- 
denen Seiten  so  lange,  bis  man  genügend 
orientiert  ist,  Auskunft  einholen,  von  den 
aSonderberi eilten«  macht  die  Geaehäftsweit 
noch  einen  durchaus  unzureichenden  Ge- 
brauch. 

Ganz  besonders  bedauerlich  ist  sodann 
die  noch  selir  weit  verbreitete  Anschauimg, 
'laSB  jede  Anfrage  über  Kredit\-erhältnisse 
schon  ein  beleidigendes  Misstrauen  in  sich 
schlies8e,und  fast  ebenso  verkehrt  ist  anderer- 
seite  die  eifersüchtige  Geheim  niskiämerei, 
mit  der  manche  Gesdiäfteleute  ihre  eigenen 
Erfahrungen  über  fremde  Kredit  Verhältnisse 
bewachen.  Unser  heutiges  Kredit- 
wesen bedarf  zur  Heilung  der 
schweren  Schäden,  an  denen  es 
leidet,  notwendiger  weise  eines  ge- 
wissen Masses  von  Oeffentlichkeit. 
Ein  grosses  mit  Ernst,  Gewissenhaftigkeit 
und  Intelligenz  geleitetes  Auskunftsbureau 
vertritt  dieses  unentbchi-liche  Mass  von 
Oef fentliclikeit ;  es  verdient  daher  Entgegen- 
kommen und  Vertrauen,  während  freilich 
gegenüber  den  ephemeren  Unternehmungen 
a\if  diesem  Gebiete  doppelte  Vorsicht  ge- 
boten ist 

Natürlich  muss  diese  Oeffentlichkeit  mit 
grosser  Diskretion  gepaart  sein.  l<>stens 
näralich  dürfen  die  Auskünfte  weder  vom 
Bureau  noch  von  dessen  Kunden  für  einen 
anderen  Zweck  verwendet  werden,  als  für 
den  sie  bestimmt  sind.  Femer  muss  den- 
jenigen, von  welchen  die  Anstalt  ihre  Er- 
kundigungen einzieht,  gewährleistet  werden. 


da.<s  äe  nicht  durch  ihre  Mitteilungen  1,'naii- 
nehmlichkeiteu  habeu.  Die  Anstalten  vei-pflioli- 
ten  ihre  Kunden  bei  Konventionalstrafe  imter 
der  Verpflichtimg  zum  Ersätze  aller  dm-ch 
Indiskretion  entstehenden  Schäden,  eine  em- 
pfangene Auskimft  nicht  anderweitig  mitzu- 
teilen. Dennocli  kommt  es  vor,  dass  mit 
Auskünften  Missbrauch  getiieben  wird. 

Audei-ei-seits  bringt  die  G  e  h  e  i  m  h  a  1 1  u  ii  g 
der  Auskünfte  auch  Gefalu'Cn  mit  sich,  wenn 
die  Auskunfteien  mit  der  ihr  anvertiauteu 
geschäftlichen  Elire  so  vieler  Menschen 
niclit  gewissenhaft  umgeht.  Die  beivits 
^nannte  giiffise  deutsche  Anstalt  hat  auch 
in  dieser  Hinsiclit  einen  wesentlichen  Fort- 
schritt damit  eingeleitet,  dass  sie  die  Bekannt- 
gabe seiner  Auskünfte  an  dritte  nicht  mehr 
im  Princip  verbietet,  sondern  nur  von  der 
Einholung  schiittlicher  Gcuelimigung  und 
Zaldimg  einer  Gebühr  für  die  der  Än.stalt 
durch  etwaige  Verhamllungen  und  weitere 
Foststelhmgen  erwachsenden  Bemühmigeu 
und  Kosten  abhängig  macht  Ferner  muss  jede 
gi-Ossere  Anstalt  schon  um  ibrei'  selbst 
willen  darauf  bedacht  sein,  den  Missbrauch 
ihres  Einflusses  auszuschliessen.  Aber  ge- 
rade bei  den  grossen  Ansknnfteieu  ist  dieser 
Einfluss  ein  so  bedeutender,  dass  auch  die 


gedrängt  hat. 

Wie  hat  sich  nun  die  Gesetzgebimg  zu 
aUedom  verhalten? 

6.  Das  Anskonftawesen  oud  die  Ge- 
setzgebung. Zunächst  hat  man  gefordeit, 
dass  die  gewerbsmässige  Auskunfterieiluiig 
für  konzessionspflichtig  erkläi-t  wei-don  solle, 
Thatsächlich  ist  in  Oesterreich  diese  Kon- 
zession spflicht  1885  eingeführt,^  und  es  sind 
sogar  periodische  Revisionen  der  einzdneii 
Anstalten  angeonlnet  worden ;  indes  scheint 
man  hiermit  (wie  regelmässig  in  Oestcr- 
reich  mit  der  Konzessionspflicht)  keine 
ii^ndwie  erheblichen  B^idtate  ei-zielt  zu 
haben.  So  müssen  die  Bewerber  um  Kon- 
zessioniening  zum  Betiiebe  von  Auskunf- 
teien nach  der  österreichischen  Vei-oitlnung 
vom  18.  März  1885  »die  zur  Erlangimg 
eines  jeden  konzessionierten  Gewerbes  voi^ 
gezeichneten  Bedingungen  erfüllen  und  sich 
überdies  über  eine  zimi  Betriebe  des  Ge- 
werbes genügende  all^meine  und  kauf- 
männische Bildung  vor  der  Gewerbebohilixlc 
ausweisen«.  Das  lässt  das  "Wesen  der  Sache 
grösstenteils  unberührt 

Im  Anfange  des  Jahres  1896  wmxle  in 
Deutschland  die  Frage  erörtert,  obrs  rat- 
sam sei,  den  §  35  der  Gew.-O.,  wonach  in  ^- 
wisseii  Gewerben  solchen  Personen  dei'Betnob 
untersagt  werden  kann,  welche  als  unzuver- 
lässig anzusehen  sind,  auch  auf  die  Auskunf- 
teien ausgedehnt  werden  solle ;  man  hat  da- 
von Abstand  genommen ;  indes  bat  das  Obei'- 
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verwsltUQgfigericht  f Qr  das  Küoigi'eicb  Kayem 
entsdiie4ien,  (lass  §  35  der  Gew.-O.  schon  in 
:«iueiu  jetzigen  Wortlaute  die  Auskunfteien 
einsohliesst. 

Was  sodann  die  Frage  der  Haftpflic^tit 
l>etiifft,  so  kommen  ftir  Deutschland  zu- 
nät-hst  die  §§  186  und  187  des  Str.O.B.  in 
Frage,  welche  beleidigende  Aeu&seruDgeii, 
die  Behauptung  nicht  erweisbarer  Tliatsaclien 
imd  auch  die  Verbreitung  solcher  Thatsachen 
imter  Strafe  steJien,  die  zwar  an  sich  nicht 
heleidigend  sind,  aber  doch  den  Ki-odit  ge- 
fährden ki!>nnen.  Andererseits  bleiben  nach 
S  103  tadelude  Aeusseningen,  die  zur  »WaJir- 
uehmung  eines  l>erechti^en  Iiiterewsess,  ge- 
macht werden,  straffrei,  sofern  nicht  ans 
der  Form  <Ier  Aenssenwg  o<ler  aus  den  l'm- 
^t^den  das  Vorhandensein  einer  Beleidi- 
gung hervoi'geht.  Das  Beichsgerieht  hat 
äro  30.  Juni  1882  entschieden,  das.s  den  Aus- 
kunfteien der  Schutz  des  §  193  zusteht. 

Eine  civilrcchtlithe  Inanspruchnahme 
der  Auskimfteien  wird  diuish  ihre  Abonne- 
mentsbedingungen regelmässig  ausgeschlos- 
sen. At>er  auch  die  Gesetzgebung  hat  neuer- 
tlings  flie  civilrecht liehe  Haftung  der  An- 
stalten und  zwar  ebenfalls  mit  Rücksicht  auf 
ihre  Eigenschaft  als  Vertreter  r^lierechti^er 
Interessen*,  be<leutend  eiugescliränkt.  \  er- 
bleiche §  6  des  Gesetzes  zur  Bekämpfimg 
des  unUuleren  Wettliowerbes  und  g  824  des 
B.G.B. 

Das  gleiche  Wohlwollen  ist  den  Aus- 
knnfteien  fwner  von  mehreren  deutschen  Ro- 
(rierungen  dureli  die  Anordnung  bekimdet 
worden,  dass  oinzchien  angesehenen  Anstalten 
dieser  Art  als  »Vertretern  gemeinnütziger 
Interessen«  gewisse  Materialien  aus  behörd- 
lich geführten  Registern  (Gewerberegistem, 
Manifestanten -Verzeichnissen  u.  s.  w.)  z\\- 
iiiän^ch  zu  machen  seien. 

Endlich  ist  durch  S  2  do«  neuen 
Deutschen  Handelsgesetzbuciis  für  dieje- 
nigen Auskunfteien,  (leren  Firma  in  das  Han- 
delsregister eingetragen  worden  ist,  die  bis- 
her zweifelhafte  Zugehörigkeit  zum  Handels- 
gewerbe öichei^stellt  worden. 

Litterfttnr;  C.  Ro»eher,  Zur  Kritik  drr  aeuetten 
EtUwictelung  im  DtuUehen  Reich  (im  Jakret- 
brriehl  dtr  JfawieUiammrr  in  Zittau,  IS7SJ.  — 
O,  Gei'lach,  Di'  bfrafimümiijt  Krcditerkiindi_ 
gung  inDenltcMuHiifJahrb.  f.  Nnt.u.Slat.X.  F. 
XX.U9ff.).—0.1d^avr>;l>itre<-M.Lage  d.  -lu*- 
Ininfijbureaia  (JahHt.  /.  de».  «.  Yktw.  13H3).  — 
H.  tfarobt.  Die  Kredilfrtundlgung  nach  ihrer 
Kin*ehafÜ.  «.  narh  ihrer  reehll.  Seile,  1891.  — 
Feraer  /olymde  Selirißen  m»  W.  Sohlmtttel- 
Ffeng :  1)  Zur  Sichemng  d.  Kredäcerkehr»,  1S7S, 
■i)  'Werl  der  geeehilfit/reundl.  iiiirf  der  bcrvft- 
mSia.  AuetuttfUerleilung,  1881,  3)  Dit  Consulalt 
und  die  Krediterkuadigung  im  Avtlandr,  18S4, 
4)  Die  organitierle  Kredittrbundigttng,  1887,  5) 
Znia  Srhlagitmrt  ^Rffirm  de*  Autkuifteireeetut, 
IS95,  8)  Die  KrediUrtmidiipiTig  in  der  Geverbe- 


V  (PrrHM.  J«lirb.   tW.r.  lüWI,   7)  Juhrr»- 
'In-  Aiukui'fti-i    ir.  .SrhimmrlpfrHii,  ISgJfi'. 
Rlehard  Ebi-mberg. 


AnMtellangeii. 

1.  GeM'bii-hte  der  gewerblichen  A.  2.  Volks- 
wirtöchaftliihe  Bertentung  der  A.  i.  .\nsgti;l- 
luiigüpolitik.    4.  Ständige  A. 

Eine  Ausstelhmg  ist  »die  öffentliche 
Votiührun^  der  künstlerischen,  gewerblichen 
oder  landwirtachaftlieken  Produktion  zu  dem 
Zweck,  den  Besucher  mit  den  neuesten 
oder  bemerkenswerteren  Erzeug! ssen  so- 
wie mit  der  Leistung»-  und  Lonkiui'enz- 
fähigkeit  der  Aussteller  bekannt  zu  machen.' 
Die  Auastellnngen  sind  erst  Mitte  des  vori- 
gen Jahrhunderts  entstanden  und  haben  sich 
i^sch  in  die  vei-schiedensten  Arten  verästelt. 
Für  das  öffentliche  Leben  und  ftlrdie 
Gewerbe-  tmd  Handelspolitik  sind  hauptsäch- 
lich die  gewerblichen  Ausstcllimgcn  vou 
Bed  eutinig. 

].  Geschichte  der  K^werblichei)  A. 
Mitte  des  vorigen  Jahrhundorts  kam  der 
Gedanke  auf,  ähnlich  wie  die  älteren 
Schöpfungen  der  Malerei  und  Bildhauerkunst 
in  Rom,  Venedig,  Poiis,  Wien  u.  s.  w.  in 
Sammlungen  dem  Publikum  voi^fflhrt  wm'- 
den,  HO  auch  die  neuesten  gowerhiicheu 
Schöpfimgen  öffentlich  zur  Schau  zu  stellen. 
Dies  geschah  seitens  der  Künstler  zuerst  17(i3 
in  Paris  sowie  mit  den  neuesten  Fk^eugnisseu 
der  Gobelin-,  Seiden-  nnd  Porzellan manu- 
fakttiren,  den  neu  aufkommenden  Spinn- 
und  Webmaschinen  z.  B.  1756  in  I^ondoii, 
1790  in  Hamburg,  17Ö1  in  Prag,  1798  in 
Paris.  Diese  Ausstellungen  dienten  in  erster 
Linie  der  Unterhaltung  und  Belehning  der 
hohen  und  höchsten  Kreise.  Allmäulicli, 
mit  dem  Fortschritte  der  Natuncissen- 
schaften,  der  Technik  und  der  Gross- 
indtistrie  kam  der  geschäftliche  Zweck  der 
Reklame  dazu.  Bahnbrechend  in  dieser  Rich- 
tung wirkten  die  französischen  Jjandpsaiia- 
sfeUungen,  deren  in  der  Zeit  von  1H17 — l^i> 
sieben,  je  in  fast  fönfjähiigen  Pausen  statt- 
fanden. Nach  ihrem  Vorbild  wunlen  auch 
in  Deutschland,  wo  List  1820  eifrig. dafOr 
wirkte,  ähnhehe  Landesausstellungen  ver- 
anstaltet, so  zuerst  je  für  den  einzelnen 
Bundesstaat  1818  und  1824  in  München, 
Berlin   und  Dresden,  dann   filr   das  ganze 
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Deutsche  Heicli  in  Maioz  1842,  Berlin  1844, 
Leipzig  1S51,  München  18o4.  Seitdem 
■wurde  in  Deutschlami,  wie  auch  in  Frank- 
reich eine  allgeineine  nationale  Industrie- 
aiisstelliing  nicht  mehr  unternommen.  In 
England  wurden  bis  1851  nur  einige 
kleinere  Ausstellimgen ,  so  im  Jahre  1843 
in  Manchester,  1845,  1847,  1849  je  In 
London  veranstaltet.  Den  Wendepunkt  in 
der  Entfaltung  der  Gewcrbeaussteilimgen 
zu  einem  Mittel  der  Massenreklame  bildet 
die  Mitte  unseres  Jahrhunderts,  als  die 
Oeschäftsreklame ,  das  Zeitungswesen,  die 
Grossindustrie  —  die  nun  audi  Keues  und 


r  Schau  zu  bringen  ver- 
mochte, der  Eisenbahnverkehr  und  damit  auch 
die  Reiselust  des  grossen  Publikums  sich 
ausbreitete.  Damds  nahm  in  England 
Prinz  Albert  den  schon  Jahrzehnte  ztivor 
diskutierten  Gedanken  anf,  die  Landesaus- 
stellungen zu  einem  internationalen 
Wettbewerb  zu  erweitem  und  damit  dem 
AusstelluDgswesen  einen  neuen  geschäft- 
lichen Hintergrund,  nämlich  die  Forderung 
der  Exportindustrie  zu  verschaffen.  Mit 
dem  Jalire  1851  beginnt  die  Aera  der  Welt- 
ausstellungeiL 

Solche  fanden  seitdem  neun  statt,  nämlicli; 


Zahl  der 

Besucher 

BlnD»hinen 

In 

(iiDch  der 

InMllUonen 

in  MUI. 

H>rk 

London  1851  .    . 

13.9 

6 

8,* 

Paria  1865 ..    . 

2(,7 

5^' 

2,4 

(bezw. 

20.8) 

(bezw.  4,5) 

Undon  1663  .    . 

26,3 

6,2 

7.9 

(bezw. 

J8,6) 

Paris  1867.    .    . 

3a 

8,7 

7,6 

(bezw. 

50) 

(bezw.  91 

Wien  1873.    .    . 

39,5 

6,7 

8,1 

(bezw. 

*5,7) 

(bezw.  7,a) 

Philadelphia  1876 

=6,9 

9,7 

15-ä 
(Deficit  16) 

PariB  1878 .    .    . 

5»,8 

ii,6 

(be2vr 

80!) 

(bezw.  16) 

(Deficit  37,'8) 

Paris  1889.    .    . 

61 

28,1 

SO 

(Uebersch.  8  bezw.  3  Mai.  M.) 

Chicago  1893 .    . 

70 

(Eintrittskarten) 

4a,S 

Einen  Anhaltspunkt  Aber  die  zunehmende 
Bedeutung  der  Weltausstellur^n  giebt  die 
Beteiligung  der  deutschen  Industrie:  auf  der 
Londoner  von  1851  waren  vertreten  rund 
1300  Firmen,  1855  in  Paris  2175,  1862  in 
London  2875,  1867  in  Paris  3388,  1873  in 
Wien  7524,  1893  in  Chicago  3500. 

Uebrigens  müssen  wir  uns  für  diese 
Statistik  den  Vorbehalt  erlauben,  dass  es 
auch  bei  der  solidesten  Ausstellung,  und  vor 
allem  bei  einer  Weltausstellung,  sehr  schwer 
ftUt,  zuverlässige  Daten  zu  erhalten. 

Als  Univei^alausstellungen  haben  sich^ 
ferner  bezeichnet,  aber  uachträglich  nicht  ^ 
erwiesen:  Die  »Weitausstell vi ngen«  in  Syd-' 
ney  1879  (mit  1,2  Milhonen  BcHUchern), 
Melbourne  1880  (1,3  Mill.  Besucher),  femer 
die  in  Moskau  1882  imd  1888,  in  Amster- 
dam 1883,  Nizza  und  Kalkutta  1884,  Ant- 
werpen 1885,  New-Orleans  1886,  Barcelona, 
Sydney  und  Melbourne  1888  (letztere  mit 
angeblich  8  Mill.  Besuchern),  Antwerpeu 
1894,  Brüssel  1888  und  1897.  Es  waren 
dies  wohl  internationale,  genauer  koloniale, 
aber  keine  Weltansstellungen. 

Seit  Gründung  des  deutschen  Reiches 
■wurde  wiederholt,  letztmals  1891,  die  Idee 


einer  Berliner  Weltausstellung  ernst- 
lich ins  Auge  gefasst,  aber  bei  der  ziirBck- 
haltenden  SteUung  der  Grossindustrie  und 
der  Reichsre^emng  immer  wieder  davon 
abgesehen.  Die  1896er  Ausstellung  übrigens, 
die  sich  nur  auf  die  Stadt  Berhn  beschräjikte, 
nahm  einen  grösseren  Flächenraum  fnn 
als  die  Pariser  Weitausstellung  von  lS8i*. 
Seit  dem  Wiener  Krach  von  1873  halieu 
die  Weltausstellungen  sehr  an  Sympathieeti 
verloren.  Schon  vorher  hatte  die  englische 
Industrie,  die  von  jeher  dem  AussteUiing»- 
wesen  gegenüber  eine  reservierte  Haltung 
bekundete,  eingesehen,  dass  für  sie  auf  den- 
selben nichts  mehr  zu  holen  sei,  und  sich 
deshalb  schon  1867  in  Paris  nur  dürftig  be- 
teiligt; auf  den  folgenden  Ausstellxingen 
wurde  ihre  Beteiligimg  immer  schwächer. 
So  kam  in  England  imd  schon  seit  IR&S 
auch  in  Deutschland  die  DecentraJisatioii 
und  der  Gedanke  der  Provinzialans- 
stellungen  7um  Durohbnich  Deren  sind 
1868/91  im  Deutschen  Reich  zuaammen 
Aber  40  veranstaltet  worden  Mit  dem  Be- 
ginn diesem  Jahrzehnts  hatten  so  ziemlich 
jeder  Bundesstaat  und  jede  Provinz  jluv 
Ausstellungen  gehabt     Dann  gmg  mit  <lciii 
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Sdidtem  des  Projekts  der  Berliner  Welt- 
aufistelluD^  der  Turnus  aufs  neue  im  Deut^ 
sehen  Beiche  um:  Erfiui  1894,  Lübeck 
und  Straseburg  1895,  Berlin,  Dresden, 
Xflmberg,  Stuttgart  1B96,  Kiel  1896,  Leipzig 
1897,  München  189«.  Dem  Reigen  achlosa 
nitii  England,  Oesterreich  -  Ungarn,  Italien 
(Maüand  1881,  Tmin  1884  und  1898,  Bo- 
logna läÖB  n.  s.  w.)  sovie  die  Schweiz  mit 
ihreu  kantonalen  Aiisetellnngen  an  (Winter^- 
thur  und  Luzem  1893,  Zürich  1894,  Genf 
l«i>6). 

Grössere  üeberschflsse  haben  erzielt  die 
ProvinzialausBtellungen  in 


inT.iifi 

enden 

IB  T*aMD<len 

von  Hark 

1875  Dresden  . 

'138 

1887  Freiburg  i.  Br.  18 

1876  Ufliichen 

ajo 

1888  Wien  ...     142 

1878  Hannover 

32 

1889  Hamburg     .     400 

187»  Offenbacb 

S8 

1892  Leipzig  .    ,      60 
1894  Freiberg  i.  S.    78 

1879  Berlin     . 

4S3 

1879  Leipzig. . 

iBo 

189&  StrsHsburg 

1880  Dösaeldorf 

361 

ohne  Deficit      - 

1881  Stattgart 

304 

1896  Nürnberg 

1881  BresUn  . 

50 

ohne  Deäuit      — 

1882  Nürnberg 

367 

1896  Dresden 

188Ö  Oldenburg 

90 

ohne  Deficit      — 

1885  Görlitz    . 

30 

1896  Stuttgart    .    300 

1886  Augsburg 

S 

Daneben  giebt  es  aber  auch  nicht  wenige 
Provinzial-  und  Specialausstelluugen,  deren 
Gr'sohäftsleitut^  ganz  beträchtliche  Unter- 
bllanzen  zu  stände  gebracht  hat,  so  die  von 
Halle  1878  (lOOOOü  51k.),  Frankfurt  1881 
(400000  Mk.),  Nürnberg  1885  (300000  Mk.), 
München  1888  (243000  Mk.),  BerUn  18H9 
(100000  Mk.)  und  1896  (2  MiU.  Mk.),  Mün- 
chen, Knnstge Werbeausstellung  von  1888 
(2430Ü0  Mk.),  Bremen  1890  (140000  Mk.), 
Lübeck  1895  (450000  Mk.),  Kiel  IH96 
(700000 Mk.),  Leipzig  1897 (619(X>0Mk.),  Pest 
1885  (994000  Mk.)  und  1896  (2  Mill. 
Mk.),  Genf  1885  (456000  Mk.). 

ifeben  dem  Decentralisationsprincip  fand 
in  den  achtziger  Jahren  das  vom  rein  ge- 
werbepolitischen Standpunkte  aus  berechtigte 
Princip  der  Special-  oder  Fachausstellung 
mehr  und  mehr  Anklang.  Hierfür  kommen 
itie  Kunstgewerbe-  und  Motoren- 
ansstelltmgen,  die  wir  sofort  noch  näher 
würdigen  werden,  in  erater  Linie  in  Betracht. 
In  neuerer  Zeit  versuchte  man  es  wiederholt 
mit  Export-Ausstellungen;  davon  sind 
wohl  noch  in  der  Erinnerung  z.  B.  die 
deutsch-brasUianische  zu  Porto-AUegre  1880, 
<lie  französische  in  Moskau  1882.  Hierher 
gehören  auch  die  sogen,  »nationalen«,  all- 
j3hrhch  wechselnden  Ausstellungen  in  Ijon- 
don  (Earls  court,  1887  die  amerikanische 
mit  Buffalo  Bill,  1888  die  italienische  und 
dänische,  1889  die  spanische,  1890  die  fran- 
zßsische,  1891  die  deutsche);  deren  Nach- 
ahmung   wniiäe   von   den    Österreichische», 


belgischen  und  Italienischen  Industriellen 
1893  auch  in  der  Schweiz  (Zürich,  Genf) 
versucht.  Original  und  Kopie  aber  litten  an 
mangelhafter  Organisation,  —  Unter  den 
gleichen  Gesichtspunkt  fallen  die  K  o  1 0  n  i  a  1  - 
aussteltuDgen ,  wie  die  Amsterdamer  und 
Triester.  beide  188,'!  imd  die  drei  Berliner 
von  1896  für  die  deutschen  Kolonieen.  1897 
für  Transvaal,  1898  für  Indien.  Die  alljähr- 
liche Voranstaltimg  derartiger  Fachausstel- 
lungen Ist  in  London.  Wien  imd  Brüssel 
schon  in  ein  gewisses  System  gebracht. 

2.  Volkswirtschaftliche  BedentODg 
der  A.  Die  Ausstellungsixilitik  ist  sehr 
zerfahren  und  zwar  hauptsächlich  deshalb, 
weil  die  An.ichauungen  über  den  Wert 
und  Zweck  der  Ausstellungen  und  dem- 
entsprechend die  Anspi-flche  der  Teilneh- 
mer weit  auseinandergehen.  Früher  er- 
achtete man  die  Anregimg  von  Gewert«- 
ausstellungen  imd  die  >I'lrteilung  von  Be- 
lohnungen für  die  vorzüglichsten  Fabrikate« 
als  eine  Pflicht  der  Regierung;  man  war 
darüber  einig,  dass  sie  zu  den  ^wirksamsten 
Anstalten  des  gewerblichen  UnterrichtSi^  ge- 
hören imd  geeignet  sind,  den  Eifer  der 
'Unternehmer  aufzumuntern,  ihren  Er- 
zeugnissen Al)satz  zu  verschaffen  und  den 
Fortschritt  im  techuisclien  und  ökonomischeu 
Betriebe  anzuregen.«  (Vei^l.  z.  B.  Koscher, 
Nationalökonoraik  des  Handels-  und  Ge- 
werbefleisses  1881,  S.  749,  Bau,  Volkswirt- 
schaftspolitik V.  Aufl.  I8(i3,  S.  138;  Mold, 
Folizeiwissenscliaft  1844,  U.  Aufl.  Bd.  U. 
§  160).  Zu  dieser  Schulmeinung,  die  \~on 
der  neuereu  Nationalökonomie  noch  nie  an- 
gefochten worden  ist,  steht  die  praktische 
Geschäftswelt  in  direktem  Gegensatz;  die 
überwiegende  Mehrheit  verspriclit  sich  von 
den  Ausstelliuigen  nichts  und  verlangt  \-on 
der  Regierung  nur,  in  Kühe  gelassen  und 
gegen  etwaige  Anregiuigen  zu  solchen  Vei^ 
anstaltuDgen  geschützt  zu  werde».  —  Nim 
ei-geben  sich  aus  dem  Wesen  imd  der  volks- 
wirtschaftlichen Beileutung  der  Ausstellungen 
wichtige  Konsequenzen  für  das  praktische 
Verhalten  der  Industriellen  und  der  Ke- 
gierung.  Es  ist  dcslialb  von  praktischem 
Belang,  volle  Klarheit  ül>er  den  Zweck  und 
Charakter  der  Ausstellungen  zu  schaffen. 

Geht  man  der  Ausstellnngsinüdigkeit 
näher  auf  den  Grund,  so  bleibt  —  wenn 
man  von  der  Abkülduiig  gewisser  Interes- 
senten gegen  den  Weltverkehr  luid  seine 
Repräsentanten,  zu  denen  die  Ausstellungen 
gehören,  absieht  —  als  der  hauptsächlicho 
Grund  nur  die  leicht  begreifliche  Abnei- 
gung des  Fabrikanten  ilbr%,  dass  ihm 
eine  Art  Steuer  für  ein  Unternehmen 
aufgeladen  wird,  für  ilas  er  wenig  ge- 
schäftliches Interesse  hat  und  von  dem  er 
sich  einen  greifbaren  Erfolg  nicht  verspi-echeu 
kann.     Ausstellungsmüde    Firmen    gab    es 
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natiirgemäss  sofort,  sobald  die  grosseren 
Firmen  ihre  MedaiUea  hatten;  der  jüngeren 
Konkurrenz  ziir  gleichen  üffenüichen  Geltiing 
■/.n  verhelfen,  daran  hatten  die  bedentonderen 
Fabrilianten,  die  den  Ton  in  der  öffentlichen 
Meinung  angeben,  schlechterdings  kein  In- 
tei'esse.  Diese  Abneigung  jedoch  ist  noch 
kein  Beweis  dagegen,  dass  daß  Äiisstellungs- 
wesen  für  das  Gewerbe  im  allgemeinen  oder 
fflr  daß  Publiknm  oder  für  die  Ausstellungs- 
stadt  immer  noch  von  Kutzen  ist. 

Die  Vorwürfe  gegen  die  AnssteUnngen  be- 
ziehen sich  in  der  Haiiptsache  darauf,  dass 
sie  entartet  seien,  nicht  mehr  dem  idealen 
Ziel  des  Ansporns  und  der  Aufklärung  dienen, 
dass  die  »showS'  mehr  Jahrraftrkten  gleichen 
und  demVergnügungsteil  zn  viel  Raum  zu- 
ge.'^hen.  zudem  in  geschäftlicher  Beziehung 
zii  wenig  Erfolge  brächten  imd  zu  rasch 
hinter  einander  herjagten.  Diese  Anschul- 
digimgeu  kann  man  sofort  insoweit  als  richtig 
zugeben,  ^s  sie  sicli  gegen  die  flewerbs- 
mässigkoit  der  Voranstaltimp  von  Aus- 
stellimgen  richten.  Sie  treffen  jedoch  nicht 
den  aUgemeinen  Charakter;  es  folgt  daraus 
nur,  dai<s  die  Re^cnmg  und  die  industrielle 
Welt  gegelienenfalls  jedoB  einzelne  Projekt 
genan  prüft,  dass  sie  aber  auch  bei  der 
gi-ossen  Konkurrenz  bessere  fiarantieen  als 
fi-üher  erlmigen  kaun. 

Von  den  allgemeinen  Anschiddigimgen 
fioilaiui  miiss  man  diejenigen  ausscheiden,  die 
ubertiielien  Bind. 

Die  eine  Voraussetzung  bezflglich  des 
idealen  Zwecks  nftmlich  ist  umichtig,  und 
<iie  Behauptnug  bezüglich  mangelnder  Gc- 
iichäftserfolgc  bendit  auf  einer  unzidässigen 
Vei'allg'meinerung  einzelner  Erfahnmgen. 
Diese  Erfahrungen  selbst  haben  ihi-en  flnind 
in  einer  jeweils  verfehlten  Spekulation 
oder  in  mangelndem  GeschioJf  in  der  Behand- 
lung des  Ausstellungswesons.  Der  andere 
Teil  der  Vorwürfe  betrifft  Auswüchse, 
die  nocJi  lange  kein  Beweis  g^en  die  Produk- 
tivität der  Sache  sind ;  die  Auswüchse  lassen 
sich  zudem,  wie  wir  noch  zeigen  werden, 
heschneiilen  oiler  eanz  vermeiden.  Sie  sind 
aucJi  nicht  etwa  ein  Erzeugnis  der  heutigen 
^'e^l erbten  Zeit.  Schon  ^■or  60  Jahi-en 
(EMsser  Jur>'  1S39)  war  man  darin  einig, 
ila.ss  zwiR'hen  zwei  Ausstellungen  sehr 
merkliche  Fortschritte  der  Industrie  erfolgt 
sein  mflssten ;  dif  Konset^uenz  aus  dieser 
Erkenntnis  wurde  seitdem  noch  von  keiner 
Seite  gezogen.  Damit,  dass  die  Fabrikanten 
hente  luid  immer  das.-ielbe  wiederholen,  ist 
weiler  etwa.«  l>ewit'sen  noch  geleistet.  Schon 
in  der  Mitte  die.-ies  Jahrhunderts  konstatierte 
man  allerorts,  dass  sich  wegen  dieser  Teber- 
ti-cibungen  die  Ausstellungen  überlebt  halien 
imd  demnadist  gätalich  eingehen  wei-den. 
(Vgl.  z.  B.  Proudhon  lH7,r,  nWv  die  -Ex- 
IKisitinu  ]ierp'tuelle'- ;  Di<'tionnaii^  dn  Com- 


merce 1859,  S.  U63;  Hübners  Jahrimch 
für  Volkswirtschaft  und  Statistik-  1855  S. 
102  und  231;  Beer,  Geschichte  des  Welt- 
handels 1864,  I.  Abth.  S.  67 ;  List  in  seinem 
.Zollvereinsblatt«  TOn  1844,  Nr.  46).  Von 
dieser  Voraussage  ist  bekannthch  inzwischen 
das  Gegenteil  eingetroffen,  und  mit  Rück- 
sicht hierauf  wird  man  auch  den  Standpunkt. 
der  heute  zu  der  gleichen  Annahme  führt, 
als  falsch  aufgeben  müssen.  Wie  wäre  es 
sonst  zu  erklären,  dass  für  die  Ausstellungen, 
trotz  der  allgemeinen  Abneigung,  immer 
doch  noch  so  grosse  Aufwendungen  an  Geld 
und  noch  mehr  an  Mühe  gemadiit  werden'/ 
Es  hiuss  sich  doch  dabei  noch  irgend  ein 
Residtat  erzielen  lassen,  allei-dings  nicht  für 
alle  rnternehmer  und  nicht  für  alle  Aus- 
steller, Hätte  <lie  Indxistrie  von  den  Aus- 
stellungen nicht  noch  mehr  indirekte  Vor^ 
teile  als  vor  Jahrzehnten,  so  hätte  die  scharf 
rechnende  Geschäftswelt  sc-bliesslich  doch 
auf  diese  kostspielige  Art  von  Reklame  und 
Repräsentation  verzichtet.  Das  gleiche  gilt 
auch  von  Staat  und  Stadt ;  sonst  hätte  nicht 
Pari«  alle  zehn  Jahre  seine  Weltansstellung, 
sonst  könnten  auch  flie  anderen  Weltstädh^ 
ihre  »show«  nicht  durchführen.  Der  Grund 
davon  liegt  in  folgendem:  Das  Wesen  der 
heutigen,  aber  auch  der  früheren  Ausstellung 
liegt  weniger  in  der  gewerbepolitisclien 
Fördemng  des  technischen  Fortschritts  als 
in  der  (privaten)  Konkurrenz.  Solche  ist 
im  allgcmeineu  möglich  im  Wege  der  PreLs- 
unterbietimg  o<ier  der  höheren  I^eistung  und 
Qualität  oder  im  Entgegenkommen  bei  der 
Liefenmg  oder  in  der  Suche  nach  Ordres. 
Der  letztei-en  dient  die  Bekanntmachung  und 
Anpreisung  der  Firma  und  ihrer  Leistungs- 
fähigkeit, und  rlie  vier  Mittel  Itierzu  simi: 
die  Ausstellung,  das  Aufsuchen  von  Kund- 
schaft durch  Geschäftsreisende,  das  In- 
serieren und  die  Ansichtssendung.  Auch 
die  letzteivn  di'ei  sind,  vie  das  Ausstellungs- 
wesen, in  den  letzten  drei  Jahrzehnten  unge- 
heiioi'  gewachsen  und  zwar  aus  den  gleichen 
Ursachen.  Man  nimmt  das  nur  nicht  so 
leicht  walir,  weil  sie  sich  nicht  in  gleichem 
Masse  an  (lie  Geffentiichkeit  drängen.  Der 
gemeinsame  Grund  liejit  in  der  Anhäufimg 
des  Grosskapitals  luid  in  der  Abhängigkeit 
der  Ronkun-enzfühigkelt  von  immer  weitei-er 
Ausilehnnng  des  Betriebs  luid  des  Umsatzes. 
Infolgeilessen  voUzieht  sich  in  der  Vertiiebs- 
woise,  d.  h.  in  den  Liefeningnbedingim^n 
imd  im  Reklame wesrn  eme  wechselseitip' 
und  nihelose  Treibei-ei,  und  eine  ähnliche 
grow.se  Umwälzung,  wie  wir  sie  in  den 
letzten  Jalirzehnten  in  dei-  Pi-oduktion  und 
im  Preisstande  miterlebt  halieu.  Erhöhungen 
in  <lrr  Ijeistnngsfähigkeit,  technische  Keu- 
heiten,  Verl)essenmgen  mllssen  unverzfiglich 
den  KllTiteni,  auf  die  sie  lierechnot  sind,  be- 
kaniit  gi\iielien  weiden.    Zugleich  ei-weitert 
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sirli  mit  der  bequemeren  Reisegelegeüheit, 
ili'i-  zunehmenden  Beiselus^t,  der  stetigen 
TmiisportvorwohlfeileruDg  der  Markt.  Endlich 
li^ieht  <1io  praktische  Katioiial5konomie  des 
lieutifEPii  Fahrikaaten  niclit  mehr  allein  in 
il'H-  Deckung  der  voi^iandenen  Bedtirfnisse, 
siindeni  in  der  Weekung  neuer.  Für  all 
diese  Zwecke  gentigen  (Uo  drei  Reklarae- 
»rteii  uot-ii  nicht ;  <lie  Kollektiv  unternommene 
Rt''klameart .  d.  Ii.  <lie  Aiisstelhmg  ist 
immer  noch  ein  wirksamOK  Mittel,  l'nd 
weil  bei  einem  verständnisvollen  Gebrauch 
diili  immer  noch  Chancen  da  and,  so  giebt 
es  immer  wieder  Tii-men.  ztun  Teil  junge 
und  noch  nioht  ßewitidgtc,  die  diese  Be- 
klanieaiisgabe  für  notwendiR  lialten  inid 
ilureli  ihre Konkiurenzdio  älteren  >geRättigten 
Existenzen'  ziun  Mitlaufen  zwingen. 

Zugleich  nmsB  man  in  bezug  auf  diese 
Reklameausgabe  die  Interessen  der  v  e  r  - 
si-hiedenen  Industriezweige  au.'iein- 
juider  tialteu.  Auf  der  einen  Seite  befindet 
sich  dio  MaeseninduBtrie :  die  Hfltten-  und 
Ei^nwerke,  die  Spinnerei  und  Weberei,  die 
1 'liemikKlienfabrikeii,  die  Zucker-,  Sprit-  und 
Papierfabrikation ,  df^en  Stapel-  und  Ge- 
liraui-h'iartikel  nach  Muster  gehandelt  werden. 
Sie  können  von  einer  riftentlichon  Ausstellung 
ihrer  Fabrikate,  ialls  sie  nicht  gerade  einen 
(■juX'iellen  Exportzweck  im  Auge  haben,  sich 
ir>.'end  einen  Vorteil  BcIilechterdiDgB  ni<^llt 
versprochen.  Ihnen  erwächst  aus  der  Aus- 
stellung nur  die  Pflicht  einer  ebenso  kostupie- 
Jigen  als  ei^bnislosen  Repräsentation. 
Ihnen  stehen  auf  der  anderen  Seite  gewisse 
ßraiichen  g*^uübcr,  wie  das  gesamte  Kunst- 
eewerbe,  die  Jjuxns-  und  Sportindustrie,  die 
rabrikatlon  von  Jlotoren,  Fahrrädern  und 
Kieinkiaftmasohineii,  ilie  gi-osse  Indnstiie 
für  Getränke  tmd  Nalinmgsmittel,  wie  ftlr 
Bier,  Champagner.  Chokoläde  ii.  s.  w,,  die 
weh  gerne,  <la  sie  ohnehin  filr  Reklame- 
iw.>ke  Huiulerttausende  ausztigctjen  haben, 
an  jeder  Ausstellung  l)eteiligen  und  ancli 
duivhwe^  mit  dem  gescliftftlichen  Erfolg  zu- 
fii'^tlen  Kind. 

Xuii  <Urf  man  weiter  nicht  fll>ei'sehcn, 
•L-i-s  die  Ausstellungen  nicht  niu-  fOr  das 
(r.-M_liaft,  sondern  auch  fi1r  die  Regierung 
und  die  Feststadt  Reklame  machen  imd 
als  Bahiibnx-her  ftli-  neue  Ideen  von  jeher 
i^ewirkt  haben  und  auch  in  Zukunft  wirken 
wi'plen.  Wohl  sollen  die  Ausstellungen 
auch  lieitte  noch,  wie  Kapp  in  den  fflnfziger 
Jahn-u  mit  poetischer  Ijizenz  verlangte,  zu 
■'■Inimetiischen  Konzihen  der  Industrie, 
Wissenschaft  und  Kunst«  wejilen.  Aber 
ihi»'  zweite  Bestimmung  im  Sinne  der 
ir]>-i>ten  Unternehmer  ist  daneben  die,  dass 
si','  ffir  das  giTissstädtische  Publikum  das 
K'-ndezvons  fllr  den  Sommer  abgeben  nnd 
■Ii"  .'.■ircenaes'  liefeni,  wie  es  die  Feste  der 
p'mi sehen    KaLserzeit    nnd    ilie   Hof-    nnd 


Schützenfeste  im  Mittelalter  gethan.  So 
wiu^Ien  mit  dem  Anwachsen  der  Gross- 
städte  mehr  und  mehr  die  scheinbar  spontan 
aus  dem  blilhenden  Stand  von  Euu^  und 
Gewerbe  heirorgegangenen  Feste  das  Glied 
eines  Systems  nicht  nur  der  staatlichen, 
sondern  auch  der  kommunalen  Politik.  Sie 
wurden  ein  Werkzeug  der  Fremdenin- 
dustrie und  der  Terrainspekulation. 

Das  Fadt  ist:  auf  der  einen  Seite  ist  die 
Konlnirrenz  mid  die  OescliAftsroklame,  auf 
der  anderen  Seite  der  Grossverkchr,  der  Zug 
nach  der  Grosssfadt  und  nach  grossen 
internationalen  Sammelpiuikten  enorm  ge- 
wachsen. Unter  dem  Zusammenwirken  die-^ier 
Faktoren  ist  Zweck  luid  Cluirakter  der  Aus- 
stellungen ein  anderer  geworden;  sie  sind 
aber  auch,  verm?^  der  Zusammenfassung 
der  verschiedenarbgsten  Interessen,  eine  Art 
KoUektivuntemehmung  gewonlen,  die  einen 
mächtigen  Bann  auf  die  Industriellen  ausübt. 

Es  verhält  sich  damit  ähnlich,  wie  mit 
den  Kunstansstellun^n,  die  jährlich  fast  an 
allen  Orten,  wo  eme  Kunstakademie  ist, 
wederkehi'en :  die  Künstler  haben  die  damit 
verbundene  Hetze  schon  lange  satt;  aber 
wegbleiben  kann  ohne  Stdiaden  keiner. 
Das  gilt  am  meisten  von  der  angefeindet- 
sten  Aussteihmg,  nämlicli  von  den  inter- 
nationalen Ausstellungen.  Zugleich  mit  dem 
GrossveriEchr  und  Weltmarkt  in  der  Mitte 
dieses  Jahrhunderts  aufgekommen,  sind  sie 
ein  Erzeugnis  und  ein  Mittel  der  Weltwirt- 
schaft und  der  Annflhening  der  Völker,  sie 
wurzeln  darin  fest,  und  werden,  trotz  aller 
Angriffe,  im  gleichen  Schritt  mit  dem 
Weltliandel  auc'li  künftig  noch  wachsen. 
Man  kann  darauf  schelten,  die  Regienuy; 
jedoch  imd  die  industrielle  Welt  schadet 
sich,  wenn  sie  unklaren  Stimmungen  folgen 
tmd  vor  den  Thatsachen  die  Augen  ver- 
stMesseu,  wenn  sie  ihre  ablehnende  oder 
feind-seiige  Haltung  mit  der  allgemeinen 
AuBstellungsni  üdigkeit  zu  beschönigen  suchen . 
Filr  das  Allgemeine  mnss  die  Nichtbeachtim;^ 
(lieser  Bannkraft  in  gleichem  Masse  -wie  bei 
allen  anderen  gemein  wirtschaftlichen  Insti- 
tuten positiven  Schaden  und  entgehenden 
Gewinn  im  Betrag  von  Millionen,  die  man 
nur  von  der  Strasse  aufzuheben  brauchte, 
im  Gefolge  liaben.  Die  reichliche  AuswalU 
unter  den  jährlichen  Offerten  schlicsst  eine 
aktive  AuBstellungspolitik  nicht  etwa  aus, 
sondern  erleichtert  sie  nur. 

S.  Aii)«8teUiiiigsp»litik.  Die  Hauptklage 
lichtet  sich  gegen  die  rasche  Aufein- 
anderfolge der  Ansstellnngen.  Bei  der 
zersplitterten  Konkurrenz  ist  der  einzelne 
Fabrikant  fast  wehrlos  und  übt  jeder  Aiis- 
BtelhingsTuiterueluner  eine  Art  von  Bann 
oder  Reklamemonopol  aus.  Die  Theoi-etiker 
sind  gleich  mit  dem  Rate  ziu-  Hand,  dass 
das  iüttel  gegen  die  Ausbeutung  der  zer- 
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fütterten  KoiilniTTenz  die  Association 
Es  könnten  sich  danach  bei  jedem  nen  auf- 
tauchenden Äuüstelliin^projeKt  zunächst  die 
Angeliörigen  der  oben  auf^zählten  Indus- 
triezweige ,  denen  von  einer  Ausstellung 
nur  Repräsentationspflichten  erwachsen, 
unter  Festlegung  einer  Konventionalstrafe 
dazu  verpflichten,  dass  sich  keiner  von 
ihnen  beteiligt  Eine  derartige  Oi^nisation 
indessen  steht  noch  in  weitem  Feld  und 
könnte  überiiaupt  nur  von  den  grossen 
Firmen  zu  stände  gebracht  worden.  In 
Frage  aber  kommen  vor  aDem  die  kleinen 
und  die  mittleren  Industriellen,  ■welche  noch 
den  Hauptnutzen  von  einer  Ausntellung 
haben;  sie  sind  in  der  Anwendung  dieses 
EekJamemittels  noch  so  ungeschickt,  dass 
sie  für  die  Aiisstellung  von  BravourstClcken 
Summen  ausgeben,  die  nie  wieder  herein- 
gebracht wenieti  können. 

Zudem  kann  eine  tationeUe  Beschränkung, 
nach  der  bisherigen  jahrzehntelangen  Er- 
fahrung, nicht  allein  durch  die  blosse  Abwehr 
von  AussteUungsprojekten  erbracht  werden. 
Es  muss  vielmehr  dem  Ausstollungaliedftrfuis 
auch  positiv  Rechnung  getragen  werden, 
wenn  es  nicht  wieder  in  ungeregelter  imd 
<lamit  uuwirtächaftlicher  Weise  befriedigt 
worden  soll. 

Es  ist  die  Aufgabe  einer  gewandten  und 
kraftvollen  Gewerbepolitik,  nicht  nur  die 
Auswüchse  zu  beschneiden,  sondern  auch 
aus  den  Ausstellungen  möglichst  viel  Nutzen 
einzuheimsen.  Vor  zwei  Jalu'zehnten  wiu^e 
von  den  Industriellen  als  die  erste  Aufgabe 
des  Heiehs  bezw,  Reichskanzlers  die  Beein- 
flussimg der  ausländischen  AusstcUungs- 
politik,  insbesondere  bezQghch  des  Zwischen- 
raums in  der  Aufeinanderfolge  der  Welt- 
ausstellungen ei'klärt.  Dass  diese  Forderung 
ebenso  verkehrt  als  unerfüllbar  ist,  wird 
heute  noch,  obgleich  <loch  die  völlige  Passi- 
vität des  Beiclisamts  des  Innern  ein  deut- 
licher Fingerze  ig  sein  könnte,  nur  von  wenigen 
erkannt  imd  zugegeben.  Ebensogut  könnte 
man  verlangen,  dass  die  Re^enmg  die 
Konkurrenz  des  grossen  Geschäftsverkehrs 
durch  ein  R^üativ  oi'dne. 

Anders  verhält  es  sich  mit  einem  Regu- 
la t  i  v  fflr  Reilienfolge,  Programm,  Administra- 
tion (Jury),  Ausschluss  jeglicher  Gewüm- 
spekulation  für  die  inländischen  Aus- 
stellimgen.  Darin  hat  das  Österreich-unga- 
rische Handelsministerium  einen  lobens- 
werten Vorgang  geschaffen.  Zuerst,  als  die 
Presse  und  die  private  Initiative  noch  schwach 
wai-,  trat  die  Regierung  natiffgemäss  als 
sOründerin«  einer  Ausstellung  auf;  seit 
einigen  Jahrzehnten  liegt  die  erste  Anregung 
mehr  in  der  Zuständigkeit  der  Feststadt, 
die  Durchfühnuig  in  der  eines  Vereins,  ja 
sie  ist,  wie  z.  B.  1HS3  in  Amsterd^ 
Gegenstand     einer    Aktienspekulation     ge- 


worden. Zi^l^ch  hat  sich  auch  in  dem 
Zweck  des  AussteUungswesens  und  damit 
in  der  Motivierung  der  jeweiligen  Anregung 
eine  Verschiebung  vollzogen:  heute  handelt 
es  sich  nicht  mehr  um  die  »Glorie»  der 
»Nation»,  sondern  um  die  der  Ausstellungs- 
stadt.  Das  ist  ein  Missstand,  dem,  wie  die 
Dinge  liegen,  nur  von  Reichswegen  mit  Erfolg 
entg^engetreten  werden  kann.  Wenn,  wie 
1890,  zu  gleicher  Zeit  10  grössere  Aus- 
stellungen IE  Deutscliland  stattfinden,  so 
beeinträchtigt  jede  die  andere.  Es  liegt 
im  eigenen  Interesse  dieser  Veranstaltungen, 
dass  man  sie  wie  die  landwirtschaftlichen 
Ausstellungen  oder  den  'Salon»  fOr  Kunst- 
werke in  Paris,  München,  Berlin,  zu  perio- 
disch wiederkehrenden  Veranstallim- 
gen  erhebt. 

Der  weitere  Fehler  in  der  bisherigen 
Entwickelung  des  Ausst^llungswesens  11^ 
darin,  liass  man  den  Ausstellungsgedanken, 
so  gesund  er  an  sich  ist,  durch  geistlose 
Wiederhob  in  gen  und  Fcbertreibimgen  matt 
gehetzt  hat.  Gab  man  ihm  aber  eine  neue 
Fassung,  z.  B.  durch  räumliche  (Bezh-ks- 
und  ProvLnzialausstellungen)  oder  sachliche 
Beschränkung  (Kunstgewerbe,  Klein- 
kraftmaschinen ,  Elektrotechnik ,  Landwirt- 
schaft), so  nahm  er  wieder  einen  ungeahnten 
Aufschwung. 

Beispielsweise  haben  fast  sämtliche 
oben  erwähnlen  Provinzial-Ausslel- 
lungen,  etwa  50  an  der  Zahl,  obgleich  es 
in  der  Leitung  wie  Durcliführung  fast  in 
der  Regel  au  Elrfahnmg  und  Sachkunde 
fehlte,  befriedigende  Erfolge  erzielt  Wenn 
auch  manche  mit  einem  Deficit  abschlössen, 
so  erbrachten  sie  doch  einen  idealen  oder 
politischen  Vorteil  oder  in  den  Melu-ein- 
nahmen  an  dem  städtischen  Aufschlag,  der 
Strassenbahnen  u.  s.  w.  einen  Au^leich. 
Thatsache  ist.  dass  in  manche  Städte,  viß 
Nürnberg,  Bremen  u.  s.  w„  mit  der  Aus- 
stellimg  1882  bezw.  1895  ein  frlsclier  Zug 
hineingekommen  ist. 

Noch  grösseren  Nutzen  erbrachte  seit 
1873  die  Spccialisierung  und  Koncentration 
auf  bestimmte  Gebiete,  auf  welclien  die 
Technik  in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten 
die  bedeutendsten  Fortschritte  zu  verzeichnen 
hat;  die  Fachausstellungen  befriedigen 
durchwog  in  technischer  wie  finanzieller 
Beziehimg.  Besonders  sind  es  die  oben- 
genannten, auf  die  ständige  Reklame  ange- 
wiesenen Gewerbe,  in  denen  fast  ausnahms- 
los eine  Ausstellung  nach  allen  Seiten  hin 
beöiedigt.  Hierher  gehört  also  in  erster 
Linie  das  Kunstgewerbe,  für  das  die 
Munchener  retrospektive  Ausstellung  von 
1876  (sUnserer  Väter  Werke«)  geradezu 
epochemachend  wirkte.  Gleichzeitig  war 
die  Idee  einer  Ausstellung  von  Motoren 
und  Kleinkraftmaschinen  aufgetaucht; 


iüoglc 


und  Stever  1884,  Hamburg.  Köln,  Mfllil- 
haDsen  i.  Th. ,  Xarabei^  188r>,  Karlsruhe 
]>^  und  1890,  Königsbeis  18B7,  Glogau 
1S*8,  München  1888  und  1898,  Bnlnn  1894 
IL  g.  w.  hat  der  Beschleunigung  des  Ab- 
satzes und  dem  klein^  werblichen  Fortechritt 
wesentlich  voi^earbeitet  Neuerdings  (Paris 
1X76  und  1881,  Wien  1883,  Frankfurt  1892, 
Stuttgart  1896,  Turin  1898)  benutxte  mau 
die  ÄussteUung  zur  Propaganda  für  die 
Verwertung  der  Elektricität  als  Be- 
triehsfcraft 

Die  dritte  Gruppe  bilden  <lie  X  a  h  r  u  n  g  s - 
und  Gennssmittel.  Es  klingt  etwas 
sonderbar,  aber  die  Erfahrung  bestätigt  est, 
dass  die  verschiedenen  Brauerei- undBäckerei- 
Aui«tellungen ,  die  Ausstellungen  für  Hotel- 
und  Reisewesen,  Kochkunst,  Tolksemfihrung, 
Armee- Verpflegung  u.  s.  w.  immer  und  aller- 
vrärts  reüssiert  haben,  vielleicht  auch  deshalb, 
weil  sie  nur  von  kurzer  Dauer  sind.  Xelieu 
diesen  lebenskräftigen  industriellen  Aus- 
stellungsarten  wären  endhch  noch  die  1  a  a  d  - 
wirtschaftlichen  und  Gartenbau- 
.Aiisstellungcn,  lUe  gleichfalls  nui-  wenige 
Tage  dauern,  aufzuzählen. 

Von  diesen  \-ier  Ausstelliuigsarten  ist 
in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  wohl  jede 
in  den  grösseren  Städten  unternommen 
worden.  In  Ergänzung  der  Specialisiening 
endlich  und  unbeschadet  einer  vernüaftigen 
Decentralisation  muss  man  heute,  trotz  und 
wegen  der  Schutzzoll poUtik,  an  der  luter- 
nationalitat  der  heutigeü  Produktion 
unserer  Kunden  und  unserer  Lieferanten  als  an 
dem  ausschla^ebendeu  Gesichtspunkt  fest- 
halten; die  AVeltausBtellung  ist  und 
t'leibt  eines  der  vorzüglichsten  Mittel  fllr 
die  Förderung  der  Exportindustrie  und 
Anknüpfung  neiier  Beziehungen.  Darin  hat 
die  grösste  Weltausstellung,  die  1889  in 
Paris  abgehaltene,  weder  einmal  aUe 
doktrinären  Einwendungen,  die  seit  30 
Jahren  unennüdlick  wiederholt  werden,  deut- 
lich widerlegt.  Für  Frankreichs  Esport  der 
achtziger  Jahre  bezeichnet  das  Jahr  1890 
den  KulminationspunkL  Man  will  bei  uns 
[licht  sehen,  von  weichem  Wert  das  Prestige 
für  die  Nation  wie  füi'  jeden  einzelnen 
Fabrikanten  ist;  insbesondere  bildet  gerade 
die  Ausstellung  für  die  französische  Indus- 
trie ein  Beklamemittel,  das  von  ihr  syste- 
niatisch  gepflegt  wird,  weil  es  für  sie 
den  Hauptstützpuiikt  in  Beiden  und  Hol- 
land, in  der  Levante  und  ui  Südamerika 
tiildet  Im  allgemeiuen  bieten  ja  die  Aus- 
stellungen eines  geschlossenen  Industriebe- 
zirks und  die  ProvinzialausstelluDgen  vieler- 
lei Vorteile,  Speciell  für  dos  Deutsche 
Reich  jedoch  bedeuten  sie  eine  fortgesetzte 
Verzettelung   von  Kraft  luid   Mittelii  inso- 


fern, als  eine  gut  geleitete  deutsch-nationale 
oder  WeltauBstellimg  in  Berhu  in  geschäft- 
licher Beziehung,  namentlich  auch  für  unseiii 
Export,  und  femer  in  politischer  Hin- 
sicht \-ieI  mehr  fruchten  würde.  Es  ist  ein 
thatsächlicher  Nachteil  für  die  deutsche  In- 
dustrie, dai*s  sie,  wie  nun  einmal  die  Ver- 
hältuisse  liegen,  von  diesem  Konkiurenz- 
mittel  in  den  nächsten  Jahrzehnten  noch 
nicht  Gebrauch  machen  kann.  Au»  all  dem 
«•sehen  wir:  es  bildet  heute  eine  Kirnst  er- 
fahrener Gewerbepolitik,  diejenigen  Arten  des 
Aus.stellungs  Wesens  herauszugreifen  oder 
neue  zu  emnnen,  l>ei  denen  sich  die  Indus- 
triellen auf  billigste  Weise  mit  dieser  jähr- 
Uchen  Tributerhebung  a))findea  können.  — 

Den  dritten  Punkt,  der  Ablülfo  orheii^cht, 
bildet  das  Jury-  und  Medailleuwcsen. 
die  nacliträgliche  Verwertung  der  Ei^gelf- 
nisee,  der  Schutz  der  AiLSstcUor  btü  der 
Rückliefenmg  der  Ausstellungsgegenstäiide 
u.  s.  w.  Erst  wenn  in  diesen  l'unkten  die 
Unternehmer  die  erfonierlichen  Garantieeu 
nachgewiesen  haben,  sollte  ihnen  die  er- 
betene Berücksichtigung  zu  teil  wei-deu. 

Wir  sehen:  Mit  Ausn^ime  des  Ilisen- 
Ijahnwei^ns  gielit  es  wenige  Enrerlisgebiete. 
die  einheitlicher  Direktiven  ebenso  bedürftig 
als  filhig  sind  wie  das  Ausstcllungswesen. 
Viele  der  Auswüdise  kann  eine  geschickte 
Leitung,  ein  planmässiges  zieltiewusstes  Zu- 
sammenarbeiten der  Regierung  und  der  In- 
dustriellen,   wie    die   französische   uud  bel- 


Beweis  gegen  die  Produktivität,  sondern  nur 
gegen  die  Geschicklichkeit,  gegen  ein  be- 
quemes, indolentes  «laissez  faire«  der  I>e- 
teihgten  Kreise. 

Welche  erfreiüichen  Erfolge  ein  ziellie- 
wusstes,  sj-stematisches  Vorgehen  zeitigt, 
zeigt  eine  Art  von  Ausstellungen,  die  keine 
Gegner  hat,  nämlich  die  landwirtschaft- 
lichen Ausstellungen.  In  Frankreich,  Eng- 
land, in  der  Schweiz  und  —  seit  nahezu  zwei 
Jahrzehnten  —  auch  bei  uns  ist  hierfür  die 
periodische  Wiedeikehr,  die  Abwechselung 
nach  den  Provinzen,  die  Proisbe Werbung  und 
nicht  zuletzt  die  geschäftUche  Verwertung 
in  einer  Weise  geregelt,  die  den  industriellen 
Aussteiluugen  nur  zum  Vorbild  dienen  kami. 

In  Frankreich  ist  <Ue  Veranstaltung  des 
*Concours  agricole  de  Poissy  et  de  la  Vi- 
lette*  seit  ihrer  EiuricUtiuig  im  Jahre  1844 
(bis  1869  unter  Leitung  der  Regiening)  cen- 
tralisiert  und  in  der  Hand  der  landwirt- 
schaftlichen Gesellscbaflen.  So  auch  in 
Deutschland;  Unternehmerin  ist,  nacli  dem 
Muster  der  Koyal  Agricultural-Societ^,  die 
'Deutsche  Ldudwlrtscliaftsgesellschait'  in 
Beriin,  die  12000  Mitgüeder  hat 

Beachtung  verdient  namentlich  auch  die 
damit    verbundene    ständige    Vermittelung, 
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wofür  in  Berlin  ein  Bureau  von  Ober  100 
Beamten  thätig  Ut  Auch  aus  den  indus- 
triellen Aiisstelliuigen  soUten  eolclie  Dauer- 
ausstelluiigeu  und  X'ermittelungsbureaua  her- 
auswachsen. Einen  Vorgang  hierfür  bieten 
die  aus  einer  Ausstellung  herausgewachseneu 
Exportmustorlager  in  Stuttgart  (1882)  nnd 
Weimar  (1896). 

In  analoger  Weise  ersali  auch  die  Stadt 
Chicago  den  Umstand,  dass  der  RQcktransport 
mancher  Objekte  mehi'  kostete,  als  ihr  Wert 
betrug,  dazu  aus,  imi  auf  billige  Weise  zu 
einem  Gewerbe miiseum  zu  gelangen. 

An  sich  wäre  fflr  das  Deutsche  Reich 
eine  planmäaeige  Fördeniug  der  Intei-eseen 
der  Aussteller  mOglich,  etv&  in  der  Weise, 
(lass  zunächst  ein  Centialamt  geschaffen 
würde^  das  zu  Ajuegung  bindender  Norma- 
tivbesümmimgen  beim  Bnndesrat  zuständig 
wäre.  Indes  gehört  eine  solche  Organi- 
sierung des  Ausetellunge Wesens  vorerst  noch 
zu  den  ütopieeu,  imd  bei  dieser  Sachlage 
kann  man  nitt  auf  die  n8chst]it';,'enden  Dinge 
aufmerksam  machen.  Hierzu  gcliört  z.  B, 
die  Popularisienmg  des  iu  der  AussteUung 
fiebotonen.  Wenn  die  Ausstellungen  für  die 
allgemeine  BUthing  wenig  nützen,  so  liegt 
der  Grimd  darin,  dass  in  dieser  Richtung 
für  die  Ausbeutung  des  in  jetler  AussteUung 
ruhenden  Kapitals  auch  gar  nichts  geschieht, 
•wenigstens  in  Deutschland  nicht.  Die  Unter- 
nebmei'  glanben  mit  der  Fertigstellung  der 
Ausstellimg  ilirer  Pflicht  vollkommen  Ge- 
nüge geleistet  zu  haben.  Cnd  doch  beginnt 
luin  erst  Aie  zweite  Hälfte  ihrer  Aufgabe, 
die  darin  besteht,  durch  Wort  und  Bild  1) 
ilie  Durchschnitfsbesucher  mit  dem  Inhalt 
der  Ausstellung  vertraut  zu  machen,  2)  das 
Ergebnis  der  Ausstellung  in  kritischer  Weise 
zu  bearbeiten  und  deu  weitesten  Kreisen 
zug&nglich  zu  maclien.  Allerdings  fällt  dies 
zum  Teil  in  das  publizistisch -litterarische 
Gebiet,  zum  Teil  in  das  Feld  der  Volksvor- 
lesimgen,  iirid  hierfür  zeigte  sieh  bisher  auf 
Seite  der  Unternehmer  ein  gleich  grosser 
Mangel  an  Verständnis  und  Geschick,  Was 
zur  Belehrung  der  Durchsehnittsbeeucher 
inid  der  gewerbhchen  Jugend  geschehen 
sollte,  ergiebf  sich  von  selbst,  wenn  man 
sieht,  dass  ihnen  das  Verständnis  für  die 
AussteUuiigsgpgenatände,  ihre  Nütülichkeit, 
Konkurrenzfähigkeit,  Preiswflnligkeit  gänz- 
lich abgellt.  Eme  elektrische  oder  Motoren- 
ausstellung vollends  wird  ohne  erläuternden 
Ffihi-er  wohl  von  90  ".'o  der  Besiicher  gar 
nicht  veretanden,  es  ist  daher  ^-oq  i'ornherein 
ausgcscmosscn ,  dass  diese  Besucher  die 
reidie  Anregrmg  und  Bcfriichtung,  die  von 
einer  ilei-artigen  Ausstellung  ausgehen  kiinnte 
lind  sollte,  in  sich  aufnehmen.  Man  muss 
also  immer  mehr  darauf  dringen,  dass  der 
Fabrikationsher^ng  vorgeführt  und  von 
sachkundiger  Seite  —  nmii  kflnnte  liiei-für 


z.  B.  auch  die  Besucher  der  Fachschulen 
und  technischen  Hochschulen  heiunziehen  — 
erläiitert  wird.  Einen  nachahmenswerten 
Versuch  der  Popularisierung  bildet  die  Ein- 
richtung von  Demonstrationskitrsen  (Univer- 
sitv-  Settlement)  in  Manchester,  die  \od  dor- 
tigen Damen  für  die  Schuljugend  in  den 
dortigen  Museen  gehalten  werden.  Es  ist 
dies  ein  Vorgang,  deu  namentlich  auch  die 
Verwaltimgen  der  ständigen  Ausstellun- 
gen in  Erwägimg  ziehen  soDten. 

Die  andere  Seite  der  Popularisienmg  lio- 
trifft  die  nachträgliche  Verwertung  des  aiif 
den  Ausstellungen  gebotenen  Matcri^s  imd 
dessen  fachwissenschaftlicho  Bear- 
beitung. In  Paris  interessierte  man  von 
i'eher  die  bedeutenderen  National5konomen 
rtr  die  jeweilige  Ausstellung,  1847  z.  B. 
Wolowski,  1851  Blanqui.  IHü.^  Proudhon, 
1862  M.  Chevalier,  1867  Le  Plaj-,  1878 
Lacroix,  18H9  L.  Say  imd  Leroy-Beaidieu.  In 
ebenso  mustergiltigerWeisewurde  schon  1867 
von  der  ßsterreichischen,  187B  von  der  belgi- 
schen Regienmg  die  Fachberichterstattiing  or- 
ganisiert. Bei  uns  ist  darin  so  gut  wie  nichts 
geschehen,  l^nd  doch  sollte  gerade  an  dieser 
Aiifgabe  das  Reichsamt  des  Innern  allmäh- 
lich den  ihm  nötigen  Stab  von  Ausstellungs- 
beamten heranbilden.  Selbst  die  kleine 
Schweiz  ging  z.  B.  bei  der  Verwertung  der 
Ergebnisse  der  Chicagoer  Ausstellung  viel 

SraJftischer  als  das  Deutücho  Reich  imd  als 
ie  einzelnen  Bundesstaaten  vor. 
Einen  giiten  Anfang  wenigstens  in  der 
offiziellen  Beriehterstattimg  macht  der  Be- 
richt über  die  Berliner  Gewerbeausstellung 
von  1896  (»Berlin  und  seine  Arbeit«  189h. 
890  SS);  in  einer  billigen  Volksausgabe  und 
auf  die  Hälfte  gekilrzt,  würde  er  zu  dem 
brauchbaren  Weg«-eiser  für  den  gewerb- 
lichen Fortsehritt  werden,  als  der  jedei- 
Ausstellungsbericht  dienen  sollte.  Verdienst- 
liches in  dieser  Beziehung  wurde,  was 
Deutschland  anlangt,  bisher  fast  ausschliess- 
lich von  privater  Seite  geleistet,  so  vom  »Verein 
deutscher  Ingenieure«  und  von  Lessing  189;-i 
für  die  Ausstellung  in  Chicago,  von  Wilhelm 
Mohr  (über  Antwerpen  Is8:-J).  Fr.  Pecht 
(über  Paris  1867  und  1M7H.  Wien  187«), 
Ludwig  Pfau   (über   Paris  1878),    Lfltzow 

2 [linst  und  Kunstgewerbe,  Ijeipzig  ISi'tj. 
.  Pietsch  (Drei  Ausstellungen  in  Nonl  und 
Sfld,  18Sr)).  Lotimr  Bucher  (über  die  IjOn- 
doner  AussteUungen  von  IMf)!  imd  1862). 
4.  Ständif^e  A.  Die  gleichen  Beleli- 
nings-  und  Reklaniezwecke,  denen  die  voi- 
Oborgehenden  Ansstellimgen ,  diese  Kin- 
der des  Augenblicks,  dienen,  lassen  sich 
auch  durch  stiliidige  Ausstellungen  ver- 
folgen. Der  Gedanke  hierzu  lag  nalie.  Ile- 
sondeis  eingehend  legte  Ppoiidhnu  (IH'i.'n 
dar,  (he  vtirflbei^hende  Aus.stelhmg  sei 
nur  eine  Art  theatraÜK'hon  Toiu'niei-s,  dessen 
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Erfilg  von  jeher  an  gering  im  Verhältnis 
zitm  Aufvand  gewesen  sei.  Ans  einer 
solchen  Aiisstellnnp  müsse  ein  stftudiges 
OrRan,  eine  Exposition  perpötiielle  fflr  den 
liraktiscli  geschäftlichen  Zweck  heraus- 
wachsen lind  dieses  neue  Ziel  schon  gleich 
ilem  Aiisstellimgsplan  die  Direktive  geben. 
Damals  gab  es  schon  eiiüge  TorbÜder, 
umlzwar  ffir  den  Auf  klärungszwock  in 
i!i''ni  vor  einem  Jahrhundert  gegründeten 
Conservatoire  national  des  arts  et  mt'tiei-s« 
in  Paiis.  für  die  Eeklamezwecke  die  zu 
Anfwg  ilieses  Jahrhunderts  in  London  er- 
r.ffneten  Gewerbemuseen ,  deren  Zweck 
hauptsächlich  darin  bestand,  neu  patentierte 
Artikel  ziirallgemeinerenKenntnia  zu  bringen. 
Snch  diesen  Vorbildern  wimlen  zuerst  1848 
das  »Gewerbliche  Musterlager« ,  heute 
"Landei^^ewcrbemuseiim!  in  Stvittgart,  nach 
(lf?r  TV'eltaiisstellung  von  1851  das  Kensing- 
ton-Miispiim  in  London,  die  »Permanente 
Kiinstgewei-beausstellung«  in  München,  die 
Uiisn-n  in  Karlsruhe  lind  Hannover  gegründet. 
Es  (('Igten :  1864  das  bahnbrechende  Wiener 
Museum  für  Kunst  \m(\  Industrie  (von 
filier  Privatgesellschaft  aJs  ^Deutsches  Ge- 
»-erf)emiiseurai  gegründet).  1867  das  Kunst- 
ip-werliemuseum  zu  Berlin  und  1869  das- 
j-'nige  in  Cassel. 

Mit  der  zunehmenden  Erkenntnis  von 
dem  Wei-te  des  Fachschidwesens  nnd  mit 
ikni  Wietlererwachen  des  Sinns  fflr  das 
heimische  Kunstgewerbe  trat  ein  lokal- 
]afriotis(:hei-  Wetteifer  in  der  Gründung  von 
lieweri»omiisoen  ein.  In  den  siebziger  Jahi'en, 
erslanden  <]ie  Gewerbcmuseen  in  Nürnbet^ 
|lS7-l),Hambüi^(1877),Kaiserslantem(1878), 
Dres.len,  I^^ipzig.  Weimar,  Frankfnrt  (1879), 
Hanau.  Offenbach,  in  den  achtziger  Jahren 
die  in  Reiohenberg  (1881).  Brunn  (1883), 
"Wifn  (Exnei-s  Teclinolof^schcs  Museum), 
P.'st.  Piap.  Tronpau,  Graz,  Olmütz  (1885), 
Bremon,  I>i'iesoldort(1891),  Magdebui^,  fenior 
Is97  das  Zürcher  Landesmuseum,  1898  das 
Kunstgewerbemuseum  in  Breslau.  Ein 
»eiterer  fiischer  Zug  wird  in  dieser  Be- 
wegung TOtaussichtlich  mit  der  Neugrüudung 
der  Handwerkskammern  kommen.  Hoffent- 
lii'h  hüten  sie  sich  vor  einer  schablonen- 
haften Xacliahmuug. 

-Mit  der  blossen  Errichtimg  eines  Ge- 
wer^ioniiiefums  nämlich  ist  es  nicht  gethan : 
dii-  ln'fnifhtende  Wirkimg  hängt  vielmehr 
natiirgeniäss  ebenso  als  von  den  ausgestellten 
"l'jekteii  oder  den  Slonumentalbanteti  auch 
v.-n  dem  rmtriebdes  in  den  Sammlungen 
atiiiele^en  Kapitals  ab. 

Vnr  allem  ist  volle  Klarheit  (larüber  ge- 
i-u-ii.  zu  wes-^'U  Frommen  ein  soldies  Ge- 
»■<rli^niiL«eHm  betrieben  wewlen  und  ob 
»i-  l>ei  einer  Altertümersammlnug  mehr 
der  blosse  Besitz  oder  ob  der  lebendige 
rmtri**!'  den  Hauptzweck  bilden  soll.    Soll 


es  lediglicli  der  Gewerbeförderung  gewidmet 
sein,  so  kann  die  Verwaltung  mehr  die 
Produzenten  d.  h.  die  Beratung  und  An- 
regung der  Handwerksmeister  oder  die 
Konsumenten  und  Käufer  oder  die  gewerb- 
liche Fortbildung  der  Lehrlinge  und  Kunst- 
Bchüler  im  Auge  haben.  Ausserdem  aber 
kann  das  Museum  haupt«ächhch  oder  ledig- 
lich fflr  die  Volkserziehung  oder  als  An- 
ziehungskraft ffir  die  Äusstellungsstadt  oder 
für  die  Darstellung  der  Kulturgeschichte 
gedacht  sein.  Je  nachdem  ergeben  sich  für 
Anlage,  Programm,  Betrieb,  Staatssubvention 
und  etwaige  Erwerbimgen  ganz  wesentlicho 
Unterschiede.  Ist  das  Museum  lediglich 
für  die  Gewerbeförderung  bestimmt,  so 
gelten  hierüber  folgende  Erfahrungssätze; 
Manche  Gewerbemuseen  werden  angelegt 
oder  heute  noch  nach  den  gleichen  Grund- 
sätzen geleitet  wie  z.  B.  eine  Gemälde- 
sammlung. Dan  ist  verkehrt,  weil  das  In- 
teresse des  Publikums  und  der  Aussteller 
ein  ganz  verschiedenes  ist  und  einem  Ge- 
werbemuseimi  gegenüber  rasch  erlischt. 
M'ir  liaben  schon  oben  daigelegt,  wie  not- 
wendig für  die  befruchtende  Wirksamkeit 
einer  Dauerausstellung  ihre  Popidarisienmg 
ist;  die  Handelsmuseen  z.  B.  wurden  ins- 
gesamt deshalb  rasch  bankerott,  weil  es  an 
dem  thatkrättigen  Umtrieb  des  in  ihnen 
ruhenden  Kapitals  fehlte ;  schon  vor  sechzig 
Jahren,  noch  ehe  die  heutigen  Gewerbe- 
museen existierten,  fühlte  dies  Kleinschrod 
(»Grossbritanniens  Gesetzgebung  über  Ge- 
werl)e  und  Handel«  1836)  fast  instinktiv. 
Auf  Grund  der  neueren  ErfeibniDgen  k-ann 
man,  was  noch  gar  nicht  klar  erkannt  wird, 
SEtgcD,  dass  ein  tulgemeines  Gewerbemuseum 
nur  in  einer  Gross-  oder  Fremden  Stadt 
lebensfähig  ist  und  seine  Existenzberechti- 
gimg hat.  In  der  Provinz  kann  es  zwai- 
auch  als  Kidtnrcentnim  wirken,  aber  nur 
wenn  es  seine  Thätigkeit  auf  einen  begrenz- 
ten »Konsumentenkreis«  koncentriert  und 
allein  oder  hauptsachlich,  sei  es  ftU-  Käufer 
und  Geschäftskunden  oder  zur  Heranbildung 
der  gpwerbhelien  Jugend  betrieben  wird. 
Auf  niese  Specialisiening  drängt  vor  allem 
auch  die  neuere  Entwickelmig  der  In- 
dustrie hin.  In  den  fünfziger  Jahren,  als 
eine  Erfindung  die  andere  drängte,  bedeutete 
ein  Vorspnmg  auch  nur  einiger  Jahre,  um 
welclie  neue  Maschinen  oder  Industriezweige 
früher  ins  Ijand  kamen,  fih-  die  Konkurrenz- 
fähigkeit sehr  viel  und  war  eine  patriarcha- 
lische Föi-demng  der  Industrie  diutih  die 
Regierung  noch  möglich.  Diese  Zeiten  jedocli 
sind  schon  lange  vorüber :  eine  allgemeine 
Gewerbeffirdening  durch  Museen  ist  nicht 
melir  möglich  und  durch  tlie  heutige  Kon- 
kiurenz  die  Fachschulen  und  Richzeit- 
Bchriften  überiiolt.  Was  früher  zweckmässig 
war,  Ist  heute  ungenügend. 
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Dazu  kommt  ein  museiimstechnischer 
Erfahrungssatz.  Nur  ein  der  blossen  Samm- 
lung und  Ausstellung  Übergeordneter  Haupt- 
aweck  n&nlich  giebt  Rlr  die  notwendige 
ständige  AuffrisoriuDg  der  ÄiisstelluDg  und 
Abweäiselnng  in  den  Objekten  und  im 
AiTangement  den  erforderUcheu  Aaspcmi. 
Ohne  diese  Abwechselung  iii  den  Objekten 
und  im  Arrangement  steSt  der  Nutzen  für 
das  Gewerbe  nicht  im  Verhältnis  zum  Auf- 
wand, sinkt  auch  das  Museum,  da  die 
Muster,  Modelle  und  Ausstellungsgegen- 
stAnde  rasch  veralten,  in  kurzer  Zeit  zu 
einem  Altertümermagazin  herab.  Dafür 
giebt  es  heute  noch  einige  Beispiele; 
solche  Museen  siud  alles  MOgliclie,  nur  nicht 
<las,  was  sie  beatimmungsgemäss  sein  soüeti 
und  wozu  sie  die  staatlicho  Subvention  er- 
halten. Sie  dienen  als  Sehenswürdigkeit 
der  rremdeninduEtrie  oder  der  Altertums- 
kunde, in  ihrer  Bedeutung  als  Gewerbe- 
förderungsmittel aber  werden  sie  weit  über- 
soliätztund  zelu^n  von  deraaltererbtenNimbus; 
vor  dem  Kundigen  können  sie  den  Bankerott 
nicht  verbergen.  Anscheinend  dienen  sie  noch, 
wie  sie  vor  Jahrzehnten  wirklich  gethan,  der 
Beratung  und  Anregung  besonders  eifriger 
Handwerksmeister.  Solche  aber  erfolgt, 
soweit  überhaupt  noch  eine  mündliche  ge- 
iMJten  und  nicht  in  neuerer  Zeit  durch  die 
Fachzeitschriften  ersetzt  ist,  heute  besser 
durch  Wanderlehrer  und  die  Dozenten  der 
Ijchranstalten  und  Fachschiüen.  Mit  Recht 
hat  daher  die  Mehrzahl  der  Museen  die 
neueren  ErfaliTTingen  belierzigt  und  sich  zu 
Modell-  und  Vorbilderaammlimgen  für  ge- 
werbliche Lehranstalten  oder  zu  Terkaufa- 
hallen  lungestaltet.  In  erstei-er  Richtung 
gab  das  System  der  Schule  des  Londoner 
South-£ensington-Museum  und  der  hiemach 
1867  in  Wien  und  Berlin  eingerichteten 
Kimstgewerbesehulen  das  Muster  ab.  In 
Karlsruhe  tmd  Stuttgart  versuchte  man,  in 
beschränktem.  Ma^ise  und  mit  mehr  oder 
minder  Glück  die  Deraonstrationskiu^e  des 
Pariser  Conservafoire  nachzualimen.  Heute 
sollte  der  Verwaltung  eines  jeden  Museums, 
das  sich  etwa  auch  an  die  neuen  Handels- 
kammern anlehnen  kann,  als  Ziel  vorschwe- 
ben, dass  es  iUinhch  wie  das  Technologi- 
sche Museiun  in  Wien  zu  einer  Central- 
stätte  für  die  ^«rsönliche  Ani-egtmg  des 
Kleingewerbes  und  der  HauEiuduslrie  aus- 
gestaltet wird  und  die  Museumsgegenstände 
sich  auf  stfcidiger  Wandei-schaft   befinden. 

Von  den  Ausstellurgsarten,  die  für  die 
Meister  und  ihren  Verkehr  mit  der  Kund- 
schaft, nicht  in  erster  Linie  für  die  Hand- 
werkslehrlin^  imd  Kunstiünger  bei-echnet 
sind,  prosperieren  gemäss  den  allgemein  für 
FacliaussteUungen  gültigen  Krfahrungss&tzcn 
niur  (Ue  drei  für  Kunstgewerbe,  für 
Motoren   und   Maschinen    sowie     die 


für  die  Verraittelung  des  Exports  {vgl. 
Art,  »Ausfuhimusteriager«  oben  Bd.  II,  S. 
29ff.).  Als  Mu8terfürdiezweiteArt(Motoren- 
ausstellung),  die  dankbaiste  von  allen,  kann 
die  Leipziger  gelten,  die  von  dem  dortigen 
Gewerteverein  im  März  1890  eröffnet  wurde 
und  aUjährlich  über  ^U  MilL  Mark  lunsetzL 

In  Leipzig  wiuiie  1898  auch  ein  nacli- 
ahmenswerter  Vorgang  für  die  Veranstaltung 
ständiger  Saisonausstellnngen,  wie  sie 
z.  B.  an  Toiuisten-  und  Kurorten  von  Nutzen 
sein  dürften,  geschaffen:  es  findet  nämbch 
daselbst  während  der  dortigen  Ostermesse 
die  praktische  Vorfühning  von  Metall-, 
Holz-,  Papier-  und  Lederbearbeituugsma- 
schinen  statt. 

Für  manche  Indiisti-iebezirke  köncte  viel- 
leicht auch  die  Verbindung  mit  einem  Ex- 
Serimentalsaal  und  der  Demonstration 
er  neuesten  Erfindungen  noch  zu  manchem 
Fortschritte  anregen.  Nur  geht  der  Kosten- 
aufwand hiefür  gleich  in  die  Hunderttausende. 
Was  die  Grossindustrie  in  dieser  Beziehung 
beute  leisten  und  verlangen  muss,  dafür 
geben  die  Laboratorien  der  grossen  chemi- 
schen Fabriken  ein  Beispiel,  die  gleich  50 
bis  löO  Assistenten  ledighch  für  wissen- 
schaftliche Zwecke  lieschäftigen. 

Für  den  Vertiieb  von  landwii-techaftlichen 
l^Iaschinen  und  von  Bauartikeln  bietet  der 
Breslauer  Maschine nmarkt  einen  sehr 
nachahmungswerten  Vorgang,  —  Er  findet 
als  eine  Art  »Messe*  seit  drei  Jahraehnteu 
aUjährlich  im  Juni  für  drei  Tage  statt,  wii-d 
von  durchschnittlich  230  Firmen  bescliickt 
und  befriedigt  allseits. 

Die  Kunstgewerbe- ÄussteUungeii 
können  verschiedenen  Zwecken  dienen.  Der 
hauptsäclUiche  wird  gewöhnlich  in  dei-Heran- 
bildiuig  der  Künstler  \md  Handwerker,  ein 
anderer  in  der  Belelirung  und  Unterhaltimg 
der  Liebhaber,  ein  dritter  in  der  Vemütte- 
lung  des  Verkaufs  bestehen.  Die  Verkaufs- 
hallen haben  ihre  Vorläufer  in  den  »Ge- 
werbehallen«, die  schon  Ende  der  40er  Jahi-e 
au  allen  grösseren  Städten  Süd-  und  Mittet- 
deutschltuids  und  der  Schweiz  als  eine  Art 
Magazingcnossenscliaft  gerundet  wmilen. 
Solche  erhielten  sich  namentlich  da,  wo  sie, 
wie  in  Basel  imd  Zürich,  in  Verbindung 
mit  einer  Handwerkerbank  die  Beleihuugs- 
möghchkeit  darboten.  Die  »Permanenten 
Kunstge Werbeausstellungen»  erstanden  allei'- 
orts  nach  der  Müncheuer  Ausstellung  voji 
1875.  Sie  verhalfen  damals  der  Deutschen 
Renaissance  zu  einer  rascheren  Vcrdiäiigiu^ 
der  französischen  Modeartikel.  Heute  ist, 
wie  schon  die  Besucher-  und  Kauf  ver- 
mittel ungsstatistik  beweist,  der  darauf  vei'- 
wendete  Geld-  und  Zeitaufwand  in  der  Regel, 
von  Ausnahmeplätzen  wie  München,  Inns- 
bnick,  Wien,  Berhn  und  Dresden  abgesehen, 
eine   unwirtschaftliche  Verschwendung.   — 
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Noch  deplacierter,  weuigsteDB  ffii'  kleinere 
Platze,  sind  die  Weihnaditsausstellungen. 
Sie  konnten  wohl  Ende  der  sechziger  Jahre 
den  Wetteifer  ziim  Schaffen  anspornen 
dae  Publikum  belehren,  durch  die  schabloc 
hafte  Fortsetzung  jedoch  wird  nur  die  Ver- 
mutung zu  ünguuRten  der  GeBchaftsleitung 
erwectt,  dass  sie  nicht  gut  beraten  ist. 

Lltteratnr;  Hübet-,  Die  Äiaaleüu.nr/eii  und 
UKtere  Erportindialrie,  Stuttgart  ISSS,  SS4  SS. 
—  Demellte,  Die  fPeltauttteUung  in  Bertiti, 
I80S.  —  Oeddes,  Indtutrial  Exhibition  and 
Modem  Progrtt»,  Edinbarg  1887,  180  SS.  — 
Prmtdhon,  Expotilion  perpelueUe,  Farii  18SS, 
Kiedembgedruttt  in  itüklbergers  nSludien«, 
1S91,  S.  72—lia.  —  Colmant,  NUlmre  de* 
txpotüion*,  ParU  18ä3  (ankriHtch). — (RetUeauX) 
Drr  WdtrerkehT  unti  »eine  JlfUtel,  Letptig, 
Spamer,  1899,  Bd.  II;  Furreri  Volkevirt- 
»ebafUlexikrm  der  Sehueii,  1887,  I.  Bd.,  S.  SS.  — 
MiggTka  i'n  Broekhaui  nGegenwarla  186!,  Bd. 
XII;  Rolleek  und  Welekeri  SUiaUUxikim 
Bd.  VIII;  Cotlai  VirrUljahntehr^  H^  XS, 
S.  ISS:  68,  S.  1;  111;  S.  SSO;  Bau't  Archiv 
y.  F.  (184S  Weirdig).  —  Beer,  Getehiehu  des 
WtlthaiKltU ,  Wiea  1884,  i-  ^l>'-  *'■  64.  S7.  — 
BeHinberg,  Handbueh  der  polüitchtrt  Oekono- 
■K,  //.  Bd.  2.  Befl  IV.  Ä1^fL  S.  SSS  und  S4S 
iLerit).  —  Coh»,  SyiUm  der  Sationalätotwmif, 
III.  Bd.  1898,  S.  80.  —  Kogeher,  JVotionaJ- 
Shmomii  drt  HaadeU-  und  Gttnerbtfleittet,  VI. 
A*f/I.  189i,  8.  785  undS7S  (Anmerkung).  —  AU 
praktiielieBatgrbtr  Fermehen sieh : Eimer, 
Die  AutttelUr  tmd  die  Äuiitettungtii,  S.  A\ifl., 
Weimar  18?jf,  und  S.  Chtger,  -  Winke  filr  alle  Am- 
tUMangdteteiligten.-,  Breilau  1896.  —  Jon  Belang 
(B  dieter  Beiiehung  aiad  aueh  die  /rontStitehen, 
btlgifchrn  und  S*ltrr«ichvictien  AuMleüungabe- 
rifhf  (t.  B.  Leon  Say,  Erpoeftlon  vnivernUc 
intennUionale  de  1889;  Srnntt,  nVollectiojt  det 
Rapporti  tur  l'KrpneitioH  de  Chicago  en  1893*, 
J^ri*  189S,  90frt.J  totcie  die  dortigen  XiaiiieriaC 
rfrordaHagtn  ährr  dii  Prämiierung,  ö'Mfri'eniMnM- 
nmg  «.  i.  v.  —  Eine  umfiuiende  UfbertieAl 
Ober  die  AuMtelluBgiberichle  findet  tieh  in  Xouceau 
Diet.  d'^nomle  lUitique  Bd.  I,  S.  978  (Ar- 
likel  lEtpotition*}.  Huber. 
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verlässt,  um  auf  fremdem  Boden  sich  eine 
neue  Heimat  zu  gründen.  Je  nachdeni  man 
den  Begriff  der  »Heimat*  und  der  »BVemde« 
enger  oder  weiter  fasst,  wird  unter  Aus- 
wanderung bald  ein  grösserer,  bald  ein 
kleinerer  Kreis  von  Wanderungserscheinun- 
gen  zusammenzufassen  sein.  Oft  wird  schon 
die  Lösung  des  Zusammenhanges  mit  der 
Heimatgemeinde,  die  dauernde  Entfermmg 
von  derselben,  insbesondere  das  Aufgeben 
von  Grund  und  Boden,  als  Aiiswanderung 
bezeichnet,  auch  wenn  der  also  Fortgewan- 
derte in  demselben  lande  unter  den  glei- 
chen Volk^uossea  verblieben  ist.  Am 
häufigsten  tritt  allerdings  diese  Bezeichnung 
dann  auf,  wenn  bei  verschiedener  Nationa- 
lität der  Staatsangehörigen  eines  Landes 
eine  Wanderung  von  Angehörigen  der  einen 
Nation  in  das  Gebiet  der  anderen  stattfindet 
oder  wenn  bei  einer  Territorial  einteilnng 
eines  Gemeinwesens,  die  an  frühere  oder 
noch  bestehende  staatliche  Selbstfindigkeiteu 
anküpft,  die  Wanderung  aus  einem  solchen 
untergeordneten  Staategebiet  in  ein  anderes 
vor  sich  geht.  Jn  der  Begel  aber  sehliesst 
sich  die  Bezeichnung  Auswanderung  an  an 

{'ene  Wanderungen,  welche  aus  einem  voll- 
:oramcn  selbständigen  Gemeinwesen  in 
fremde  Gebiete  übergreifen.  In  diesem 
Sinne  stellt  man  heute  die  deutsche,  bri- 
tische, französische  etc.  Äuswandening  ein- 
ander gegenüber,  während  der  Preiisse,  der 
seinen  dauernden  Wohnsitz  in  Baden  nimmt, 
nicht  als  ausgewandert  gilt.  Für  die  üb- 
liche Auffassung  der  Äuswandening  wflrde 
daher  der  Begriff  der  heimatlichen  Scholle 
zusammenfallen  mit  jenem  Staatsgebiet,  in 
welchem  die  Heimat  des  Auswanderers 
liegt.  Manchmal  aber  fassen  vrir  noch  gn'Js- 
sere  Gebiet«  einlieitlicher  Kultur  zusammen. 
So  sprechen  wir  von  europaischer  Auswan- 
derung, nicht  um  mit  einem  einheitlichen 
Ausdruck  eine  Summe  von  an  sich  ver- 
schiedenen Auewanderungshewegungen  aus 
den  einzelnen  europäischen  Staaten  zu  be- 
zeichnen, sondern  um  die  Gleichartigkeit 
der  in  denselben  enthaltenen  Kulturelemente 
jenen  der  anderen  Erdteile  gegenüberzu- 
stellen. Wir  können  unseren  Standpunkt 
noch  höher  wählen  und,  die  Entu-ickelung 
des  Menschengeschlechtes  auf  der  Erde  be- 
obachtend, aUe  Teile  nur  als  Glieder  eines 
einheitlichen  Ganzen  ansehen,  das,  wie  ver- 
schieden auch  die  Entwickelungssttifen  die- 
ser Glieder  sein  mdgen,  einem  einheitlichen 
Ziele  entgegenstrebt.  Dann  würde  dei- 
Begriff  der  Äuswandemng  überhaupt  ver- 
schwinden und  der  der  Wanderung,  bei 
welcher  Ausgangspunkt  und  endliches  Ziel 
nicht  einander  als  Gegensatze  gegenflber- 
treten,  sondern  eine  Einheit  bilden,  an  seine 
Stelle  treten  müssen.  Wir  sind  von  einer 
solchen,  den  näheren  Zielen  und  Interessen 
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der  Tölkcr  und  Staaten  fremden  Auffassuogs- 
weise  sehr  eulternt  Es  ist  aber  nicht  ohne 
AVert,  auf  ihre  Ziilflssigkeit  zn  verwei 
weil  dadurch  dargethan  wird,  dass  ein  die 
Auswandening  in  der  Regel  begleitendes 
llomentj  das  Aufgeben  der  bisherigen  Slaats- 
angehorigkeit,  nicht  wesentlicher  Natur 
ist-  Die  Auswanderung  ist  nicht  eine  That- 
wiche  des  Rechtslebens,  sondern  eine  solche 
des  Gesell schafi sieben s,  Und  Geschichte  wie 
Gesellschaftsichre  werden  sie  als  die  beden- 
tungsvoUste  der  Wanderbeweg  imgen  der 
Menschheit  aufzufassen  haben,  deren  Wesen 
darin  liegt,  dass  Volksfeile  aus  einem  mehr 
oder  weniger  geschlossenen,  kleineren  oder 
grösseren  Kiüturkreise  heraustreten,  den- 
selben dauernd  verlassen  und  in  einen  an- 
deren, dem  ihren  mehr  oder  weniger 
fremden  Kidturkreis  eintreten  bezw.  eine 
neue  Heimstätte  menschlicher  Kultur  be- 
grilnden. 

2.  Die  A.  in  der  Geschitihte.  Eine 
Beschränkung  in  der  Betrachtung  der  Aus- 
wanderungserscheinnngen  auf  Europa  ist 
durch  die  verliältnismässig  geringe  Wander- 
bewegung in  anderen  Erdteilen  und  durch 
tlas  uuzureicliende  Material,  das  danlber  zur 
Verfügimg  steht,  von' selbst  geboten.  Aber 
eine  geschichtliche  Betrachtung  der  Aus- 
wandening wird  sich  noch  engere  Grenzen 
ziehen  müssen.  Und  zwai-  aus  folgenden 
Gründen.  Die  Auswanderung  tritt  nicht 
immer  als  eine  Beachtung  erregende  Er- 
scheinung auf.  Bei  einem  einigerraassen 
regen  Verkehr  der  Völker  ziehen  mancherlei 
Verhältnisse  die  dauernde .  Verlegung  des 
Wohnsitzes  von  Volksangehürigen  lu  fremde 
Gebiete  nach  sich,  ohne  dass  darin  etwas 
Auffallendes  gefunden  würde.  Erst  wenn 
sich  an  die  Anawanderung  politische  Folgen 
knflpfen,  wenn  sie  den  Anlass  giebt  zur 
Ausbreitung  der  Herrschaft  des  Mutter- 
landes (KolonieenbUdung)  oder  wenn  sie 
grössere  Voiksteile  umfasst  und,  sich  regel- 
mässig wederholend,  auf  die  Bevölkerungs- 
imd  Erwerbsverhältnisse  nachdrücklichen 
Rinfluss  zu  nehmen  scheint  (Massonauswan- 
derung),  pfl^  die  Geschiente  sie  zu  be- 
achten. Nur  dann  wird  wohl  auch  der 
Auswanderung  einzelner  oder  der  vereinzelt 
aufö'etenden  Auswandcmng  einer  grösseren 
Zahl  von  Familien  und  Personen  Erwähnung 
gethan,  wenn  die  Ursachen,  aus  welchen 
<lie  Auswandenmg  in  solchen  Fällen  ent- 
sprungen ist,  in  Massnahmen  der  Begierungs- 
l)olitik  gelegen  sind,  die  Auswandenmg  mit- 
tun symptomatisch  erscheint  für  die  Ver- 
derblichkeit .einer  PoÜtit,  welche,  statt 
die  Wohlfahrt  der  Bevölkerung  zu  fördern, 
iliese  ausser  Landes  treibt.  An  solche  her- 
vortretende Auswanderungserscheinimgen 
müflste  auch  eine  Geschichte  der  Auswan- 
derung anknüpfen.    Aber  es  ist  zweifelhaft, 


ob  eine  solche  fdierhaupt  je  geschrielicn 
werden  ■wird.  Von  den  grossen  Wande- 
rungen und  Kolonieenbildungen  angefangen, 
deren  Schauplatz  am  Begmne  liistorisciier 
Zeit  die  Ufer  des  mittelländischen  Jleei-es 
gewesen  sind,  bis  in  unsere  Tage  fehlt  es 
zwar  nicht  an  bedeutsamen  Auswaudermigen. 
Wohl  aber  fehlt  es  an  einer  inneren  Ver- 
bindung der  einzelnen  Fälle.  Die  Auswaji- 
dening  aus  Griechenland  und  die  Bildiuig 
von  Kolonieen  an  der  Ktiste  von  Klemasieii 
und  den  voi^la^i-ten  Inseln,  an  der  Küste 
\TDn  Italien,  bicilien  etc.  ist  von  grosser  Be- 
deutung für  die  Kulturent\vickelung  der 
Menschlieit  gewordec.  Die  Ausbreitiuig  tler 
römischen  Weltherrschaft  wäre  ohne  das 
System  römischer  Auswandenmg  und  Kolo- 
nisation nicht  zu  verstehen.  Die  Waiidcnni- 
gen  der  Germanen  ffllu^n  zu  neuen  Staateu- 
bildungen  und  einer  neuen  Knltureut Wicke- 
lung EurojiaÄ.  Die  Kreuzzüge,  an  welche 
sich  manche  Auswanderungen  ansclilies.<>en, 
stellen  die  verloren  gegangene  Verbindung 
zwischen  Orient  und  Occident  her.  Die  Be- 
drängiing  der  Katholiken  mid  Quäker  in 
England  führt  ziu-  ersten  giiissei'cn  Aus- 
wandenmg nach  Nordamerika  und  zu  der 
ersten  erfolgreichen  Besiedelimg  des  Laude.^ 
dessen  Konkurrenz  heute  Europa  zu  fürchten 
hat.  SolcheBeispiele  folgenscliwerer  und  merk- 
würdiger Äuswandenuigen  wären  in  reich- 
licher Men^  vorzuführen.  Aber  wir  können 
keine  einheitlichen  Gesichtspunkte  gewinnen, 
welche  aus  der  losen  Verbindung  der  That- 
sachcn  eine  Gescliichte  derselben  bilden 
würden,  Wohl  ist  die  Bewegung  dei-  Völker 
in  Auswanderung  und  Kolonisation  eine  der 
wichtigsten  Thatsachen  der  "Weltgeschichte 
und  das  JCttel  zur  Verbreitimg  der  Kidtiii" 
wie  zur  Ausdehnung  der  HeiTschaft  ein- 
zelner Völker  und  gimzer  Rassen.  Al)er 
nicht  jede  Auswanderung  ist  von  soleheu 
Folgen  begleitet.  Von  diesem  weltgeschicht- 
lichen Gesichtspunkte  aus  treten  unzählige 
Wandererscheinungen  ziufick,  welche  im 
Laufe  der  Zeiten  die  Völker  bedriickt  und 
beglückt  haben.  Wir  verlassen  dabei  den 
Standpunkt  des  einzelnen  Volkes,  von  dem 
allein  es  eine  Auswanderung  giebt  imd 
nehmen  den  der  Menschheit  ein,  welche 
nur  Wandenmgcn  kennt.  Von  grossem 
Werte  wäre  allei-dings  auch  eine  Betrach- 
tung der  einz^elnen  geschichtlichen  Auswan- 
derungen, wenn  sie  uns  deren  Ursachen  und 
Wirkungen  in  Bezug  auf  BevBlkemng  und 
Volkswiitsehaft  sowie  mit  Rücksicht  auf 
die  jeweilige  Stellung  der  Staaten  zn  der- 
selben klar  zu  legen  vermöchte.  In  dieser 
Hinsicht  erhalten  wir  aber  aus  der  voriian- 
denen  Litterahu*  keine  befriedigenden  Auf- 
schlüsse. Es  muss  daher  hier  auf  den  ni>- 
lichen  geschichüichen  Ueberblick  über  die 
Auswanderungen  überhaupt  verzichtet  wor- 
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ilen.  Mit  einigem  Gewinn  iüsst  sich  mir 
joiw  'Waudererspheiniing  geschichtlich  be- 
tracbtea,  (Ue  wir  ein  <lie  ^europäische  Ans- 
«imdening*  liezeichnet  haben.  Seit  rlem 
Zeitalter  der  Entdeckungen  finden  Aiiswau- 
ileniDgen  aus  europäischen  Staaten  nicht 
li|o!ä  nacli  anderen  europäi sehen  Staaten, 
.-oiiilem  auch  nach  ülierseelsclieii  Gebieten 
,-tatt.  Diese  Auswanderungen  liaben  aJl- 
mälilich  den  Erdljall  europäischer  £ultur 
unterworfen,  neue  mSchtig  eraporblfthende 
Heimstätten  der  weissen  Rasse  gebildet  und 
leri  Beichtiim  Europas  begründet.  Sie  ha- 
ii>n  neue  Interessenkreise  für  die  europä- 
ischen Völker  geschaffen  und  deren  Maclit- 
verhältnisse  verschoben.  Sie  sind  es,  die 
ihirch  diese  Wirkungen  vie  durch  ihre  an- 
wachsende Grösse  den  Ruf  nach  einer  be- 
hinderen Auswanderungspolitik,  nach  einer 
Aufnahme  der  AuswaiicTening  in  das  Gebiet 
iler  staatlichen  Verwaltung  hervoree rufen 
lialien.  Ihre  Entwickelung  und  ihr  Zustand 
i^t  es,  den  man  im  Sinne  hat,  wenn  man 
von  der  Ausvandeningsfiage  schlccht\i-eg 
={>richt.  Auch  in  diesem  Aufsatze  wird  die 
europäische  Auswanderung  nur  insoweit  be- 
trachtet werden,  als  sie  über  Europa  hin- 
ausgeht. Sie  allein  l^sst  sidi  in  der  Haupt- 
rache auch  Kiffermässig  verfolgen.  Aller- 
'Üngs  sind  auch  hier  die  Nach  Weisungen 
vor  der  zweiten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts 
lückenhaft  oder  gänzlich  unzureichend. 

3.  Die  enmpäiache  A.  bia  zum  19. 
Jahrhundert.  Die  Unfähigkeit  der  Euro- 
]A?r,  unter  den  Tropen  dauernde  Nieder- 
^~riungen  zu  gründen  und  eine  Xachkom- 
mpuschaft  gross  zu  ziehen,  hat  ihre  Aus- 
wanderung seit  jeher  im  wesentlichen  auf 
liebiete  beschränkt,  deren  natOrhche  Ver- 
liältoisse  ihnen  günstigere  Lebensbedingun- 
^.--'n  boten.  Bis  zum  Ende  des  vorigen  Jahr- 
iiuDiierts  ist  Amerika  allein  Ziel  der  Aus- 
wanderung. Australien'  ist  unbekannt;  in 
Sri<lafrika  verhindern  liandelsmonopohstische 
Interessen  der  holländisch-ostindisehen  üe- 
■^•Ikchaft  grössere  Niederlassungen ;  an 
Xonlafrika  (Algier)  denkt  noch  niemand;  in 
.V>ien  rerbieten,  auch  abgesehen  von  der 
abwehrenden  Politik  der  Monopolgesel)- 
i-ihaften,  Klima  und,  wo  dieses  nicht  liin- 
'i'Tlich  wäre,  die  dichte,  feindselige  einhei- 
mische Bevölkening  und  die  weite  der 
Eutfemung  die  Einwanderung.  Auch  nach- 
ilem  179S  mit  der  Besiedelung  Australiens 
'»-eoonen  worden  und  1806  Kapstadt  und 
'lamit  Südafrika  den  Engländern  und  ihrer 
heieren  Einwandenmgspolitik  anheimgefallen 
war,  bleibt  Amerika  das  Sammelbecken  der 
immer  stärker  ocsch wellenden  Auswando- 
ningsstrOme  der  europäischen  Nationen. 
Australien  und  Afrika  erhalten  nur  kleine 
T"ile  derselben.  Bis  zum  Ende  des  vori- 
;.i^n  Jahrfannderts  fällt  daher  die  Geschichte 


der  fiberseeischen  europäischen  Auswande- 
rung zusammen  mit  der  Geschichte  der  Bc- 
sietielung  Amerikas  durch  Enropäer. 

Der  Gang  <)er  Entdeckungen  und  die 
Bichtung  der  europäischen  Kolonialpolitik 
brachten  es  mit  eich,  dass  durch  über  hun- 
dert Jaliro  —  vom  Ende  des  15.  bis  in  die 
ersten  Jahrzehnte  des  17.  Jahrhunderts  —  nur 
Central-  und  Südamerika  und  <lamit  jene 
Gebiete  der  europäischen  Kolonisation  er- 
öffnet wunien,  in  welchen  Spanier,  zum 
Teil  auch  Portugiesen,  die  Herrschaft  be- 
sasscn.  Eist  vom  17.  Jahi-hundert  ab  treten 
Franzosen  und  Engländer  erfolgreich  in  die 
Kolonisation  /imenkas  ein,  der  Norden  ^It 
ihnen  anhcim.  Während  jener  ersten  Zeit 
der  Ansiedelung  der  Europäer  in  Amerika 
ist  die  Gi-Össe  der  Auswandeniog  gering  und 
sie  blieb  verhältnismässig  gering,  soweit  sie 
den  Süden  Amerikas  zum  Ziele  hatte,  bis 
in  unsere  Tage.  Daran  tnigen  nicht  nur 
die  natürlichen,  insbesondere  klimatischen 
Vei-scliiedcnheiten  dos  Südens  und  Nordens 
Schuld,  sondern  auch  die  Besonderheiten 
der  Kolonial pohtik  der  hier  und  dort  herr- 
schenden Völker.  Der  allgemeine  Charakter 
der  spanisch  -  portugiesischen  Kolohialpoütik 
darf  hier  als  bekannt  vorausgesetzt  werden 
(s.  Art.  Kolonialpolitik).  Der  diesem 
Systeme  entsprechende  monopolistische  Zug 
äusserte  sich  unter  anderem  im  Ausschlüsse 
aller  Fremden  nicht  bloss  vom  Handelsbe- 
triebe, sondern  auch  von  der  NJetierlassimg, 
ja  selbst  vom  zeitweihgen  Aufenthalte.  Nocli 
17-43  wTutie  der  MaUäuder  Botturino,  der 
ohne  Erlaubnis  der  Regier img  nach  Mexiko 
gereist  war,  ins  Gefängnis  gesetzt.  Noch 
Humboldt  bedurfte  bei  seiner  1799  bis  1804 
dnrehgeführten  Reise  in  <he  Aequinoktial- 
gegentlen  einer  ausdrücklichen  Erlaubnis 
der  spanischen  Regienmg  in  den  spanischen 
Besitzungen,  »sich  seiner  physikalischen  und 
geodätisdien  Instrumente  mit  voller  Frei- 
heit bedienen,  astronomische  Beobachtungen 
anstellen,  die  Höhen  der  Berge  messen,  die 
Erzeugnisse  des  Bodens  sammeln  und  alle 
Operationen  ausführen  zu  dürfen,  die  er  zur 
Fördening  der  Wissenschaft  vorzunehmen 
gut  fände«.  Eine  Auswandening  von  Ange- 
hörigen anderer  europäischer  Nationen  wai- 
daher  so  grit  wie  unmöglich.  Aber  auch 
aus  Spanien  selbst  war  die  Auswanderung 
nicht  Ijedeutend.  Zwar  trieb  nicht  nur  das 
Verlangen,  Reichtum  zu  erwerben,  sondern 
auch  politischer  und  religiöser  Druck,  na- 
mentlich imtei-  den  Juden,  «ele  nach 
Amerika.  Allein  die  Bedingimgen,  welche 
die  Auswanderung  in  die  als  Domänen  der 
Krone  angesehenen  Kolonieen  auch  den  Ein- 
heimischen erschwerte,  waren  so  lästig,  dass 
sie  eine  bedeutende  Einschi^nkung  ausge- 
übt haben  müssen.  Seit  Karl  V.  durfte 
kein    Spanier    nach    Amerika   gehen    ohne 
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ausdrückliche  Erlaubnis  der  Krone.  Der 
Ansuchende  musste  einen  triftigen  Grund 
anfoliren  und  über  Beine  Sitten  sowie  dar- 
über genügende  Zeugnisse  anführen,  daes 
weder  er  noch  seine  Vorfahren  in  zwei 
Menschenalfem  von  dem  heiligen  Officium 
bestraft  worden  waren.  Die  Erlaubnis  be- 
schränkte sich  meist  auf  eine  bestimmte 
Provinz,  und  die  Reise  dahin  musste  direkt 
erfolgen.  Selbst  Mischlinge,  die  in  Europa 
gewesen  waren,  bedurften  zu  ihrer  RücV 
kehr  de^elben  Konsenses.  Jeder  Sehiffa- 
patron  musste  eidlich  erklären,  dass  er  keine 
unerlaubte  Person  an  Bord  habe.  Zu  diesen 
Hemmnissen  traten  die  Erschwerungen  des 
Erwerbes  iu  den  Kolonieen  selbst.  Soweit 
dieser  dem  Spanier  verlockend  erscheinen 
konnte,  im  Handelsbetrieb,  in  der  Gewin- 
nung edler  Metalle,  kostbarer  Steine  und 
Perlen,  in  der  Ausbeutimg  der  Arbeitskraft 
der  Eingeborenen  und  Negersklaven  beim 
Rantagen  betrieb,  war  er  durch  Vorrechte 
der  Krone,  Monopolisierungen,  grosse  Gnmd- 
schenkungen  an  einzelne  privilegierte  Fami- 
lien und  die  Kirche,  endlich  durch  die  All- 
gewalt einer  despotischen  Regierung  beengt 
Endlich  darf  nicht  übersehen  werden,  dass 
in  Europa  selbst  die  zahlreichen  Beziehun- 
gen, welche  den  einzelnen  an  die  Gemein- 
schaft binden,  zur  Blütezeit  spanischer  Ko- 
lonialmacht noch  nicht  in  dem  Masse  ge- 
lockert waren,  deren  eine  grosse  Auswan- 
dening  bedarf.  Ein  Bedürfnis  nach  Acker- 
baukolotiieen  war  im  16.  Jahrhundert  noch 
nicht  vorhanden.  Als  aber  die  religiösen 
imd  politischen  Kämpfe  des  17.  Jahrhunderts 
im  Geiste  der  Menschen  wie  in  der  Ord- 
nung der  Staaten  Umwälzungen  herbeizu- 
führen begannen,  wurde,  namentlich  in  den 
germanischen  von  dem  kirchlichen  Streite 
am  tiefsten  ergriffenen  Staaten,  in  vielen 
das  Verlangen  lebendig,  den  sie  umgebenden 
Bedrückungen  durch  Auswanderung  zu  ent- 
gehen. Die  hier  in  stärkerem  Masse  sich 
geltend  machende  Auswanderung  fand  aber 
keine  Heimstätte  im  spanischen  Amerika, 
dessen  Intoleranz  keine  Besserung  geboten 
hätte.  Sie  wandte  sich  nach  dem  Noi-den, 
wo  nach  wiederholten  Versuchen  die  Eng- 
länder endhch  in  den  ersten  Jahrzehnten 
des  17.  Jahrhunderts  lehensfähige  Kolonieen 
gegründet  hatten.  Die  meisten  derselben 
verdankten  kirchhchen  Parteien,  Katholiken 
wie  Protestanten,  die  in  England  von  der 
herrschenden  anglikanischen  Kirche  auf- 
schlössen waren,  ihren  Ursprung.  Und 
diesem  Urspning  verdanken  sie  audi  in  der 
nächsten  Zeit  das  Wachstum  der  Einwan- 
derer. Die  erste  erfolgreiche  Niederlassung 
der  Engländer  in  Nordamerika  datiert  von 
1609,  in  -welchem  Jahre  nach  langen  Mühen 
die  Kolonie  Virginien  gesichert  war.  Von 
dieser   Zeit    an  war    man  nicht    mehr    im 


Zweifel,  dass  das,  was  das  neue  Land  be- 
nötigte, vor  allem  »rechtschaffene  fleissige 
Arbeiter  mit  recht  viel  Kindern^  seien.  Die 
Vermehrung  der  Arbeitskräfte  durch  Ein- 
wanderer bleibt  nunmehr  ein  Ziel  der  Poli- 
tik der  Kolonieen.  Politische  und  religiöse 
Freiheit  im  Ijmde,  Ijandgew&hmngen,  Un- 
terstützung für  die  Ueberfahrt  bilden  das 
Mittel,  das  Ziel  zu  erreichen.  Von  einer 
Beschränkung  der  Einwanderung  auf  Eng- 
länder war  man  weit  entfernt  So  schreibt 
Bancroft  von  der  Besiedelung  Marylands: 
>Es  kamen  Auswanderer  aus  allen  Gegen- 
den, und  die  Kolonialgesetzgebung  erstreckte 
ihre  Sympathie  auf  die  verschiedensten 
Länder  imd  Sekten,  Aus  Frankreich  kamen 
Hugenotten;  aus  Deutschland,  Holland, 
Schweden,  Finnland,  wahrscheinlich  auch 
aus  Piemont  kamen  die  Kinder  des  Uu- 
glücliE  ....  Böhmen  selbst,  das  Vater- 
land von  Hubs,  sendete  seine  Söhne  .  .  .« 

Nicht  minder  bemüht  war  Penn,  die 
Einwanderung  in  seine  Kolonie  —  Pennsyl- 
vanien  —  zu  vermehren.  Er  benutzte  hier- 
zu unter  anderem  die  Verbindungen,  die  er 
anf  einer  Reise  in  Deutschland  1677  er- 
worben hatte.  1684  war  bereits  eine  be- 
trächthche  Anzahl  von  Deutschen  insbeson- 
dere Württembergern,  augelangt.  Der  Segen, 
der  den  Auswandernden  als  freien  Btlrgcm 
auf  fruchtbarem  Boden  geboten  wurde, 
führte  —  wahrscheinlich  imtei-stülzt  dm-ch 
quäkerische  Werbungen  —  1709  zur  ersten 
Massenauswanderung  aus  Deutschland.  13 
bis  14000  PMzer  verliessen  das  Elend  ihrer 
Heimat  und  wurden  in  New- York  wie  in 
New-Caroüna  auf  Kosten  der  englischen  Re- 
gierung angesiedelt. 

Wie  die  Engländer,  so  waren  auch  die 
Holländer,  die  sich  1643  in  dem  späteren 
New-York  niedergelassen  hatten,  darauf  aus, 
Kolonisten  nach  Neu-Niederlatid  zu  ziehen, 
und  die  Ufer  des  Hudson  sind  von  ihnen  iu 
kurzer  Zeit  bevölkert  worden.  »Ganze 
Scharen  verwaister  Kinder  wurden  zuweilen 
nach  der  neuen  Welt  geschafft,  Handwer- 
ker erhielten  freie  Ueberfahrt,  denn  man 
wusste,  dass  zahlreiche  Bevölkenmg  das 
Bollwerk  jedes  Staates  ist«  (Bancroft.) 
1664  macht  Neu-Ämsterdam  (New-York) 
Boston  bereits  den  Rang  streitig.  Nament- 
lich französische  Hugenotten  waren  in  so 
grosser  Zahl  gekommen,  dass  die  öffent- 
lichen Bekanntmachungen  zugleich  fran- 
zösisch erscheinen  mussten.  Auch  Gustav 
Adolf  hatte  (1627)  den  Plan  zur  Gründung 
einer  schwedischen  Kolonie  entworfen,  die 
der  Zufluchtsort  für  die  Verfolgten  so  vieler 
Länder  Europas  wenlen  sollte.  1633  erging 
eine  ausdrückliche  Einladung  an  die  Deut- 
schen zur  Beteüigiing  imd  Auswanderung. 
163S  kam  die  Kolonie  zu  stände,  doch 
wrade  sie  schon  1654  von  den  Holländern 
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erobert,  die  selbst  wieder  zeho  Jahre  sp&ter 
ihre  ganzen  Besitznn^n  an  die  Engländer 
verloren.  Seitdem  ist  die  Kolonisation 
Nordamerikas  der  Leitung  der  Engländer 
sowie  der  Franzosen  verbliebeD.  Die  letz- 
teren hatten  schon  seit  1541  Kolonisation  s- 
vereuche  im  Norden  Amerikas,  in  Kanada, 
gemacht,  die  wiederholt  von  der  Krone 
iinterstfltzt  wurden,  lun  mit  ihrer  Hilfe  die 
Auswandernng  der  Reformierten  zu  beför- 
«lern.  Qleich  den  Engländern  gelang  es 
auch  ihnen  schwer,  sich  mederzulsssen, 
aber  immerhin  hatten  sie  vor  diesen  ihre 
erste  erfolgreiche  Kolonie  auf  nordamerika- 
nischem  Boden  {1608  Gründung  von  Quebec). 
Von  hier  aus  breitet  sich  der  zur  Aufnahme 
von  Auswanderern  geeignete  Kolonialbesitz 
Frankrei(?hs  allmflhlich  aus,  bis  er  1763  an 
Grossbritannien  verloren  ging.  We  Aus- 
wanderung, welche  die  Franzosen  nach 
ihrer  Kolonie  zu  stände  brachten,  war  nie- 
mals bedeutend  gewesen,  obwohl  den  ver- 
wbiedenen  KolomsationsgesellBchaften  weit- 

fjhende  Kechte  ^  selbst  das  Recht  des 
wanges  zur  Auswanderung  Bettlern  und 
LiOndstreichem  gegenüber  —  verliehen 
waren.  Engländer  und  Deutsche,  die  aUein 
von  grösseren  Nationen  neben  den  Fran- 
zosen zur  Besieddung  Kanadas  in  Betracht 
kommen  konnten,  zi^n  es  begreiflicher- 
weise vor,  der  französischen  Herrschaft 
auszuweichen.  Franzosen  selbst  aber  wan- 
derten verhältnismässig  wenige  aus.  Die 
Erscheinung  mag  ebenso  sehr  mit  einer  Ab- 
neigung gegen  das  eigentümliche  Feudali- 
tätssystem  zusammenhängen,  das  den  Kern 
der  kanadischen  Verwaltung  bildete,  wie 
mit  einer  geringen  Ausbreitun gsfähigkeit 
des  französischen  Volkes  überhaupt.  In  der 
ersten  Zeit  der  Besiedelung  verstrich  ein 
Zeitraum  von  7  Jahren,  in  welchem  nur  40 
Personen  angesiedelt  wurden,  1679,  71 
Jahre  nadidem  der  Verauch  der  Nieder- 
lassung geglflckt  war,  waren  nur  8550 
Firanzosen  in  Kanada,  obwohl  doch  schon 
1628  die  damals  privilegierte  Kolnnisations- 
gesellechaft  sich  verpflichtet  hatte,  während 
eines  Zeitraums  von  15  Jahren  jährlich  bis 
zu  4000  Personen  zu  übersiedeln.  Die 
englische  Kolonie  Mailand  besass  nach 
20  Jahren  bereits  eine  Einwohnerschaft  von 
12000  EoTOpäem,  Auch  in  den  späteren 
■lahrzehnten  war  die  Auswanderung  schwach. 
1714  waren  nur  4484  männliche  Einwohner 
zwischen  dem  14.  imd  60.  Jahre  in  Kanada. 
Erst  1753  wird  die  Bevölkening  ohne  In- 
<lianer  auf  90000  Seelen  angegeben, 
w^urend  fast  gleichzeitig,  1751,  die  eng- 
lischen Bewohner  in  den  nordamerikanischen 
Kolonieen  von  B,  Franklin  auf  eine  Million 
veranschlagt  werden.  Die  Thatsachen  der 
Auswanderung  ergeben,  dass  bereits  im 
vorigen  Jahrhundert  der  aus  verschiedenen 
HandwörMrbach  der  Stutawlasenichaften.    Zw«it« 


Ursachen  entspringenden  und  regelmässig 
quellenden  europäischen  Auswanderung  im 
wesentlichen  nur  ein  Gebiet  erschlossen 
blieb  —  das  der  englischen  Kolonieen  in 
Amerika.  Dem  daselbst  einmal  erkannten 
Bedürfnisse  einer  Vermehrung  der  Bevölke- 
rung scheint  die  Menge  der  freiwillig  Aus- 
wandernden nicht  genügt  zu  haben,  Dass 
das  Mutterland  häufig  eine  den  Bedürfnissen 
der  Kolonieen  en^gengesetzta  Politik  ein- 
geschlagen hat,  wie  wiederholte  (1719, 1750, 
1782)  Verbote  der  Auswanderung  aus  Eng- 
land zeigen,  wird  man  ebenso  wie  die  in 
Deutschland  von  Zeit  zu  Zeit  auf  die  Aus- 
wanderung gesetzten  Strafen  nicht  zu  hoch 
anschlagen  dürfen.  Die  Ertahnmg  lehrt, 
dass  die  Menschen  sich  nirgends  diesem 
Zwange  unterworfen  haben.  Aber  die 
Schwierigkeiten  der  Verbindung,  die  unge- 
nügende Kenntnis  von  Land  und  Leuten, 
die  Armut  derer,  welche  aTiswandem  moch- 
ten, werden  schwere  Hindemisse  gebildet 
haben.  Es  scheint  sich  wenigstens  schon 
frilhzeitig  die  Spekulation  der  Auswande- 
rung bemächtigt  zu  haben,  da  bereits  1686 
ein  Erlass  des  Privy  Councü  in  England 
sich  gegen  die  bis  zum  Menschenraub  und 
Menschenhandel  ausgearteten  Missbräuche  in 
der  UeberfOhrung  von  Auswanderern  nach 
Amerika  gewendet  hat.  Den  Kern  des  Han- 
dels bildete  die  Verpflichtung  des  Auswan- 
derers, seine  Arbeitskraft  durch  den  Kapi- 
tän des  Schiffes  zur  Bezahlung  der  Ueber- 
fahrtskosteu  verkaufen  zu  lassen.  Auf  Jahre 
hinaus  gerieten  hierdurch  im  besten  Falle 
die  davon  Betroffenen  in  eine  an  Sklaverei 
grenzende  Abhängigkeit  von  ihren  »Käufern=, 
während  nur  allzu  oft  die  Habsucht  der 
Schiffsejgentflmer,  Kapitäne  und  Auswande- 
rerwerber die  Unwissenheit,  Armut  und 
Rechtlosigkeit  der  Auswanderer  in  einer 
Weise  auebeuteten,  die  dem  Verluste  der 
persönlichen  Freiheit  noch  körperliche  und 
seehsche  Schmerzen  aller  Art  hinzufügten. 
In  Deutschland  hat  dieses  Anwerbungs- 
system (Indenture-System)  das  ganze  18. 
Jahrhundert  hindurch  angehalten,  wie  die 
zahlreichen  Nach weLsun  gen  in  Kapps  Ge- 
schichte der  deutschen  Einwandenmg  in 
Amerika  darthun.  Die  letzten  Ver&ufe 
kamen  1818  und  1819  in  Phüadelphia  vor. 
Wiederholte  Verbote,  das  erste  von  Han- 
nover 1753  erlassen,  dem  bald  Braunschweig, 
Mecklenburg- Schwerin,  die  Reichsstädte  und 
1768  auch  Kaiser  Joseph  11.  folgten,  waren 
fruchtlos.  Der  politische  Dnidt,  der  auf 
dem  deutschen  Volke  lastete,  bildete  den 
sich  stets  erneuenden  Trieb  zur  Auswande- 
nragjUnd  die  beispiellose  Charakterschwäche, 
mit  der  es  ihn  ertrug,  überliess  die  Aus- 
wanderer ohnmächtig  auch  den  grössten 
Misshandlungen  der  Rheder  und  Speku- 
lanten. 
Aaflkge.    II.  6 
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Eine  auch  nni-  annähernde  SehÄtziing 
der  Grösse  der  gesamten  europäischen  Aus- 
wanderung im  18.  Jahrhundert  ist  unmög- 
lich, Sie  ist  auch  zur  Zeit  ihrer  gröaaten 
Ausdehnimg  gering  im  Vergleich  mit  der 
Bewegung  in  der  Gegenwart.  Die  ganze 
deutsche  Auswanderung  des  18.  Jahrlum- 
derts,  weldie  ziA-eifellos  grösser  gewesen 
ist  als  die  irgend  eines  anderen  Volkes, 
■vdrd  von  Kapp  auf  80  000—100  000  geschätzt. 
Die  Ankunft  von  einigen  hundert  Personen 
war  stets  ein  Ereignis  flir  die  Kolonie  und 
noch  zu  Ende  des  Jahrhunderts  rief  die 
Einfahrt  zweier  Äuswandererschiffe  an  einem 
Tage  im  Hafen  von  New-York  Sensation 
hervor. 

Die  Ünahhängigkeitskämpfe  in  Amerika 
und  die  französischen  Kriege  in  Europa 
hahen  in  dem  Zeitraum  von  1775 — ISl.'Jdie 
europäische    Auswanderung     stark    zurück- 

Mdiäogt  Die  Grösse  der  ganzen  jährhchen 
nwandenmgwird  im  Jahrzehnt  1784 — 1794 
auf  3000  Pereonen,  für  die  Zeit  bis  1810 
auf  4000  Personen  im  Jahre  angegeben.  Die 
Jahre  1816  und  1817  bezeichnen  den  Beginn 
einer  neuen  Periode.  Von  hier  ab  ist  die 
Auswanderung  aus  Europa  eine  regelmässige 
Erscheinung,  welche  um  so  besser  zu  ver- 
folgen ist,  als  eine  um  diese  Zeit  beginnende 
genaue  Einwand  emngsslatistik  der  Ver- 
einigten Staaten  und  eine  in  den  nächsten 
Jahrzehnten  eingeführte  Auswandenmgs- 
statistik  seitens  europäischer  Staaten  festere 
Anhaltspunkte  gewähren. 

4.  Die  europäische  A.  im  19.  Jahr- 
hundert  Die  Ursachen  der  starken  Zu- 
nahme der  europäischen  Auswanderung 
im  19.  Jahrhimdert  sind  mannigfaltig.  Die 
beschränkende  Gesetzgebung  in  Bezug  auf 
Handel  und  Auswanderung  hört  auf.  Die 
spanisch  -  portugiesischen  Besitzungen  in 
Central-  und  Südamerika  werden  unab- 
hängige Staaten  und  suchen  sich  die  un- 
erlto^che  Grundlage  ihrer  selbständigen 
Existenz,  eine  arbeitsfähige  und  in  ihrer 
Bildung  über  den  Mischlingen  stehende 
Bevölkerung  durch  Begünstigung  der  eu- 
ropäischen Einwand  enmg  zu  erwerben. 
Handel  und  Verkelir  Europas  dehnen  sich 
aus.  Regelmässige  Segel  suhiffverbindun  gen 
und  noch  mehr  die  raschen  Dampfschiff- 
fahrten erleichtem  die  Reise.  Die  Ver- 
mehrung der  Fahrgelegenheiten  und  die 
Kürzung  der  Fahrzeit  vermindern  die  Kosten. 
Die  Kenntnisse  von  den  Lebensbedingungen 
ausserhalb  Eui-opaa  vermehren  sieh,  die  per- 
sönlichen Beziehungen  zu  den  bereits  Aus- 
gewanderten werden  vermöge  der  regel- 
mässigen Verbindungen  stetiger  und  einfluss- 
reicher.  Schutzgesetze  zu  Gunsten  der  Aus- 
wanderer in  den  Einwanderungsländem 
treten  zu  den  Begünstigungen  hinzu,  welche 
man  den  Ansiedlem  durch  LandschenkuDgen, 


Beiträge  zur  Ueberfahrt  und  dei^leichen  an- 
bietet. Auswanderungs-  und  Kolonisations- 
gesellschaften entstehen,  welche  auch  in 
Europa  den  Auswandemngslustigen  zur  Seite 
stehen  und  ihnen  Gelegenheit  geben  zm- 
erfolgreichen  Durchführung  des  emmal  rege 
gewordenen  Wunsches.  Auch  in  den  Aus- 
wanderungs! ändern  drängt  allmählich  die 
Thatsache  der  steigenden  Auswanderung  zu 
Massnahmen  der  Auswanderungspolizei  und 
wirkt  80  indirekt  fördernd  durch  Bessenmg 
drückender  Üebelstände.  Ja  manchmal  wii-d 
die  Auswanderung  von  Staats  wegen  unter- 
stützt und  geleitet.  Alle  diese  Umstände 
dienen  dazu,  die  in  dem  geistigen  Leben 
der  einzelnen,  in  den  wirtschafthchen  und 
politischen  Verhältnissen  wiirzelnden  Gründe 
der  Auswanderung  zu  vermehren  bezw.  ihre 
Hemmnisse  zu  beseitigen  und  die  Anziehungs- 
kräfte ferner  Länder:  hohe  Löhne,  Ueter- 
fluss  an  Land ,  Qoldreichtum  etc.  zui'  stär- 
keren Wirkung  gelangen  zu  lassen. 

Die  Richtung  der  Auswanderung  Ifisst 
sich  nicht  mehr  so  einfach  wie  im  17.  und 
IS.  Jahrhundert  bestimmen.  Seit  dem  dritten 
Jahrzehnt  etwa  treten  neben  Nordamerika 
andere  Gebiete  —  Südamerika,  Australien, 
Südafrika  und  Algier  —  stärker  hervor, 
Nicht  mehr  einzelne,  sondern  alle  Nationen 
Europas  beteiligen  sich  an  der  Auswanderung. 
Sie  scheiden  sich  nicht  scharf  nach  Gebieten, 
sondern  treffen  in  den  verschiedensten  Erd- 
teilen zusammen.  Doch  ist  die  Anziehungs- 
kraft von  Nordamerika  für  die  germanische, 
von  Südamerika  für  die  romanische  Aus- 
wandenmg  deutlich  zu  bemerken.  Aber 
unter  allen  den  Zielen,  die  ins  Auge  ^efasst 
werden,  ragen  noch  immer  die  Veremigten 
Staaten  hervor.  Der  Vorsprung,  den  sie 
einmal  gewonnen  haben,  bleibt  ihnen  dauernd 
erhalten. 

In  dem  ersten  Drittel  des  Jahrhunderts 
hält  sich  die  europäische  Auswandenmg  noch 
in  massigen  Grenzen.  Selbst  Grossbritannien 
erreicht  erst  1832  die  Hunderttausend.  Für 
Deutschland  steigt  die  Auswanderung  nach 
den  Nachweisen  der  Vereinigten  Staaten 
von  72482  im  Jahre  1851  auf  145918  im 
Jahre  1852.  Solche  bedeutenden  Ziffern  haben 
andei-e  europäische  Nationen  auch  in  späteren 
Jahrzehnten  nicht  erreicht,  doch  ISsst  es 
sich  als  eine  feststehende  Thatsache  ansehen, 
das»  überall  die  Auswanderung  nach  den 
30  er  und  40  er  Jahren  zu  steigen  und  die 
Aufmerksamkeit  von  Privaten  und  Regie- 
nmgen  zu  erwecken  beginnt.  In  Fi-iuik- 
reich  entsteht  1829  eine  Kolonisaüonsgeseü- 
schaft  zur  Besiedelung  Mexicos.  In  Belgien 
wird  1841  eine  ähnliche  Zwecke  verfolgende 
Privatgesellschaft  gegründet  und  1848  von 
der  Regierung  selbst  em  Verauch  zur  Leiümg 
der  Auswanderung  nach  den  Vereimgten 
Staaten  gemacht     Gleichzeitig   sind   Eng- 
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lancl,  DeutschlaDd ,  die  Schweiz  der  Schau- 
platz ausgedehnter  Bestrebungen,  die  Aus- 
wanderung zu  organisieren  und  in  regel- 
massiger Folge  nach  zwedtenteprochenden 
Gebieten  zu  leiten.  Während  die  belg^ische 
Answandemng  von  1831—40  nur  2'i  Per- 
sonen aufweisen  soll,  wird  fQr  die  zehn 
Jahre  1841 — 50  eine  solche  von  r)074  an 
e^:eben.  In  Holland  wandern  von  lH;il— 4^ 
im  Durchschnitt  jährlich  etwa  TjOO  Personen 
ans,  von  1845 — r>4  aber2*Ml.  Für  Schweden 
änd  in  der  eraten  Hälfte  des  Jahrhunderts 
gar  keine  Nachweisungen  gegeben,  in  den 
ftlnf  Jahren  1851 — 55  aber  wandern  12744 
Personea  aus.  In  Norwegen  ruht  die  Aus- 
wandenmg  in  den  ersten  'AK)  Jahren.  Sie 
ist  gering  im  Jahrzehnt  1830 — 40,  von 
1S46— 55  aber  umfosst  sie  32T00  Personen. 
Aus  der  Schweiz  sind  von  1819 — S.")  nur 
6018,  von  ia)5— 45  nur  5155,  von  1845-55 
aber  19896  Personen  ausgewandert.  Seit 
der  Mitte  des  Jahrhunderts  kann  man  die 
Auswanderung  in  allen  Staaten  als  eine  die 
Bevölkeningsbewegung  beeinflussende  That- 
sache  ansehen,  welche  zwar  bedeutenden 
Grüssenschwankungen  unterworfen  ist,  immer 
aber  solche  Grössen  Verhältnisse  bewahrt, 
dass  sie  die  Aufmerksamkeit  der  Politiker 
erregen  muss.  In  bezug  auf  die  absolute 
Grösse  werden  England  und  Deutschland 
von  keinem  anderen  Staate  übertroÖen,  in 
hezugauf  die  Verhältnisse  der  Auswandening 
zur  BevölkerungBgrösse  treten  aber  aller- 
'lings  Verschiebimgen  ein,  wie  folgende 
l'ebersicht  zeigt.  Es  beträgt  die  mittlere  Zahl 
der  Auswanderer  für  den  Zeitraum  1871(83 
auf  100000  der  Bevölkerung  berechnet: 

In  Irland  izo6  In  Ditnemark              *6o 

,   Norwegen')  643  Im  Deutschen  Reich  19B 

,   .'^hottlaiid  527  In  der  Schweiz           igi 

„    England  432  „    Italien*)                 143 

,    Schweden  360  „   Frankreich              13 

„    Portugal»)  306  , 

Ueber  die  Gesamtauswanderang  aus 
Europa  seit  1871  giebt  die  auf  S.  68  folgende 
Tabelle  Auskunft. 

Ueber  das  Mass,  in  welchem  die  ein- 
zelnen europäischen  Nationen  an  der  Ein- 
wanderung in  diä  Tereinigten  Staaten  be- 
l«ihgt  sind,  bietet  die  Statistik  der  letzteren 
sichere  Auskunft.   Von  1820—1870  sind  im 


länder  wie  folgt: 


Grossbrilannien  3S57I850  Belgien  17278 

DentwhIaDd  z  36S  483  f^paiileu  23  2 1 4 

Oeaterreich  9398  Portugal  4695 

Schweden  und  KiiHsl.  u.  Polen  8083 

Norwegen  153928  China  109502 

Frankreich  245  Siz  Von  anderen 

f-chweiz  61 572     Litnderii  694050 

Die  auf  frtiheren  Einwandeningcn  l>oni- 
heiideVerbindnngder  Vereinigten  .Staaten  mit 
deu  wanderlustigsten  Vülkom  Europas,  mit 
Deutschen  und  Engländern,  wird  ihnen  zum 
dauerndcTi  Vorteil.  Daran  hat  sich  erst  in  der 
neuestenZeit  einiges  ^eandert.VonI37 1 — 1897 
sind  nach  den  Veivinigten  Staal^u  aus  Europa 
eingewandert  9936224  Menschen.  Davon 
entfallen  auf  Grossbritannien  3 III 671  (näm- 
lich auf  England  luid  Wales  1373696,  auf 
Irland  1441320,  auf  Schottland  296655), 
auf  Deutschland  2  577  260.  Daneben  treten 
aber  die  südlichen  und  östlichen  Gebiete 
Europas  ebenfalls  stark  hervor.  Es  wan- 
derten nSmlich  in  dem  angegebenen  Zeit- 
raum ein  796101  Italiener,  461443  Russen, 
144764  Polen,  ,513212  Oesterreicher,  309870 
Ungarn  u.  s.  w.,  so  dass  der  Chankter  der 
eittopäischen  Einwandenmg  in  die  Ver- 
einigten Staaten  eine  nicht  unwesenUiche 
Aenderung  erfahren  hat.  Der  prozentuelle 
Anteil  der  Deutschen  und  Eugläuder  ist  im 
letzten  Jahrzehnt  gesunken.  Nach  1871 
bis  1887  betrug  der  Änteü  der  Deutschen 
3:^2  pro  Mille  der  Gesamteinwandening 
1888—1897  nur  185.  Bei  den  Engläudera 
ist  das  Verhältnis  161:108,  bei  den  Iren 
159:125,  bei  den  Schotten  32,9:25.  Hin- 
gegen ist  der  Anteil  der  Italiener  gestiegen 
"on  43,4  anf  129  pro  Jlille,  der  der  Rnseeu 
■on  27,2  auf  72,  der  Oesterreiclier  von  37,1 
auf  71,  der  Ungarn  von  16,9  auf  50,  der 
Polen  von  7,9  auf  23  pro  Mille. 

Die  Stärke  der  Auswaudenmg  aus  obigen 
Ländern  schwankt  innerhalb  der  einzelnen 
Jahre  beträchtlich.  Die  Grenzziffem  sind 
für^  Europa  100000  und  800000.  lu  viel 
geringerem  Masse  schwankt  der  verhältnis- 
mässige Anteil  der  einzelnen  Auswanderungs- 
ziele an  der  Gesamtmasse  der  Auswanderer. 
Doch  ist  das  Verhalten  der  einzelnen  Nation 
dabei  nicht  gleichartig.  Während  in  Deutsch- 
land, England,  Schweden  und  Norwegen 
Schwankungen  um  20%  nur  selten  vor- 
kommen, sind  darüber  hinausgehende  Ab- 
weichungen bei  Italienern  und  Franzosen 
häufig.  In  welchem  Grade  die  einzelnen 
Gebiete  bei  einzelnen  Nationen  bevorzugt 
werden,  weist  die  folgende  Uebersidit  na(£. 
Sie  zeigt  zugleich  das  Schwanken  der  An- 
ziehungskraft fflr  «lie  einzelne  Nation  im 
Laufe  der  Jahre. 


')  Für  den  Zeitramn  1871/82  berechnet. 
*)  Für  den  Zeitramn  1811/61  berechnet. 
*)  Für  den  Zeitramn  1876.83  berechnet. 
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üeberseeische  Aiiswanderug  nach 


!i 

1 
i 

1 

1 

ä 

1 

st 

1 

ans  Dentechland: 

IHM) 

106  190  97,31   2,50    0,03  0,04  0,12    - 

IKKf. 

97103  93,76  6,10   0,48  0,17  0,4g      - 

18»6 

3749889,61   7,11    2,36  oj6  0,56    — 

ma  Italien: 

IHW) 

35677  16,1376,59    7,16  0,08    0,04     ■ 

78961   16,59  75,22     7,87    0,12   0,20 

lÖMÖ 

187908  20,7477,00     ],6o       . 

aus  Frankreich: 

1K75 

3785 

11.I1 

W,49 

1,27 

o,7Q 

0,I( 

16,04 

im) 

4607 

49,1a 

47,81 

^^m 

6100 

4.,2? 

S7,l8 

IM 

1HH« 

17,67 

i',n 

\m 

5628 

49,70 

49,70 

l,tK. 

£ 

a 

et 

1 
1 

i- 
1' 

s 
s 

1 

5 

1 

% 

aus  der  Schweiz: 
1876       177348,8740,52    4,34  o,5'    4,18 
1880       725579,8315,23    2,65;  o,a6  0,73 
1884       897s  87,0012,50       .         .      0,50 
aus  GroHsbriUnnieu: 
(iesamt- 

aiiswan-                        nach 
denin^  Verein.  Britisch  Austra- 
Jahr     durch-   Staaten    Nord-       bea 
schnittl.               araerika 
mhrlicb 

(in  Taiwenden) 
1861-70      157        113          13          27 
1871-80      168        109          18          30 
1881-90      256        171          30          37 
18ifl-95      196        137          21           U 
1896        162          99          15        .  10 

t,S8 

1,30 

nder. 

Ge- 
t>iet«n- 

4 
'7 

37 

Die  europäische  Einwanderung   in  die  Vereioigten  Staaten  im  letzten  Decenaium 
ist  aus  folgender  auf  der  Unionsstatiatik  nihcnden  Uebeisicht  ersichtlich.    Es  wanderten  eia 


Oesterreich 

Belgien 

Itänemark 

Frankreich 

Deutschland 

GriechenJand 

Italiex 

^'iederlallde 

Norwegen 

Polen 

Portngal 

Raininien 

Rassland  (ohne  Polen) .    . 

Finnland 

f-panien 

Schweden 

Pchweia 

Türkei 

(irossbritannien    .... 
damnter 

England  und  Wales 

Schottland  .... 
Europa  im  ganzen   .    .    . 


23207 
10967 
256: 


25307 
■  3390 


65557 
18296 

434790 


9366 

658s 
92427 


445650 


42676, 
28366 

3037 
10659 

6770 
:  13  554 

I  105 


36880 

6811 

265 


62  i37| 

144621 
33  299 


608  472  488  832 


4244'  3 '67 

3  701  2  463 

36351!  'S"  885    : 

6051  2  175 

I  36  961 1  68060 

■     23481  1583 

7  373 


691; 

2766' 

78s 

45  "37 


34"7i 

278! 

7,871,  i 


2533 
571 
59431 
890 
5843 
4165 
1874 
79  E 
22750 
3066 
!  488 
'i  13162 
.  1566 
<  152 

41  173 


30713     33864    21  0731    10844 
33904        5888I    40262]    28421 

7  254,  47  972,     3  483'     1  883 
303  150271  223  329067  216  397 


Ans  der  grosseD  Reihe  von  Ursachen' 
der  Answanderung  ans  Europa  mOgen  nur 
einzelne  beispielsweiBe  hervorgehoben  und 
an  den  2!ablen  der  Auswanderer  erhärtet 
werden  (vgl.  auch  unten  sufa  5).  Wirt- 
schaftliche nnd  politische  Missstände  haben 
wiederholt  im  I^ufe  des  Jahrhunderts  den 
Auswandenmgastrom  anschwellen  gemacht. 
So  kamen  im  Jahre  1826  von   10837  Ein- 


wanderern mir  7709  aui  Orossbritaiiaien. 
Im  nächsten  Jahre  wuchs  die  Zahl  auf 
1195a  von  18  875  und  1828  auf  17840  von 
einer  Gesamtsumme  von  27  28.3.  Im  Jahre 
1830  aber  war  die  britische  Einwauderuug 
auf  3H74  unter  23322  gesunken.  Diese 
Yeiftnderungen  stehen  in  deutlichem  Zu- 
sammenhange mit  der  Krisis  von  1826,  der 
Arbeit slosiglteit    in    den    Industriebezirkeu 


lOOg  Ic 


70 


AuswtKidentDg  (Allgemeines) 


imd  der  Hungersnot  in  Irland.  Mit  dem 
Sch'^^'iDden  dieses  Notetandes  nimmt  die 
Stäriie  der  Auswanderung  ab.  Ihren  HObe- 
pnnfct  erreicht«  die  irisMe  Auswandemog 
nach  der  grossen  Hungersnot  von  1846.  In 
den  10  Janren  von  1845 — 1854  rerhessen 
nicht  weniger  als  1512  HR)  Irlinder  das 
vereinigte  Königreich.  In  dieselbe  Zeit  fällt 
die  höchste  Auswandening  aus  Deutschland. 
In  den  gleichen  10  Jahren  kamen  1226936 
Deutsche  nach  den  Vereinigten  Staaten.  Es 
sind  die  Opfer  wirtschaftlicher  und  poli- 
tischer Notjahre.  Dasa  in  der  That  poli- 
tische Grflnde  die  Höhe  der  Auswanderung 
beeinflusst  haben,  kann  man  daraus  ersehen, 
dass  sie  ihren  Höhepunkt  in  den  stillen 
Jahren  der  beginnenden  Reaktion  erreicht 
1854  betrug  die  Zahl  der  auswandernden 
Deutschon  215009.  Es  ist  die  Zeit,  in  der 
deutsche  Regieningen  (Baden,  Hessen)  die 
AusiA-audening  ganzer  Gemeinden  befördern. 
Wie  schlechte  Ernten,  Krisen,  pohtiache 
Wirren  die  Auswanderung  befördern,  so 
rufen  sie  aber  andererseits,  wenn  sie  im 
Etnwanderun^lande  auftreten,  eine  Besclirän- 
kuag  dev  Einwanderung  hervor.  So  sank  die 
Einwanderung  in  die  Vereinigten  Staaten 
von  79340  im  Jalire  1837  auf  38914  im 
folgenden  Jahre  und  erreichte  erst  1840 
■wie<lor  die  Höhe  von  84066.  Der  Grund 
lag  in  der  schweren  finanziellen  Krisis, 
welche  die  Union  1837  durchgemacht  hatte. 
Aehnlieh  wirkte  die  Krise  von  1857,  so  daas 
1Ö58  und  1SÖ9  die  Einwanderung  in  New- 
York  kleiner  war  als  in  irgend  einem  Jahre 
seit  1842.  Im  Jahre  1851  war  die  Zahl  der 
Einwohner  in  New-York  186733,  in  den 
beiden  Jahren  1858  und  1859  nur  78589 
bezw.  79322.  Und  nachdem  sie  1860  wie- 
der auf  105162  gestiegen  war,  sank  sie  in- 
folge des  Ausbruclies  des  Büi^rkrieges 
1861  auf  6,-1539,  1862  auf  76306.  Im  Jahre 
1867  zeigt  die  deutsche  Auswanderung  ein 
Mehr  von  10  000  gegenüber  dem  Jahre  1866, 
das  bereits  106716  deutsche  Einwanderer 
gebracht  hatte.     Die  Ei-höhung  ist  auf   die 


Unzufriedenheit  in  den  neu  erworbenen 
Provinzen  Preussens  zurückzuführen.  So 
steigt  die  Auswanderung  aus  Deutschland 
1872  wieder  auf  125650,  um  infolge  des 
wirtschaftlichen  Aufschwunges  in  den  nllch- 
sten  Jahren  bis  zu  einem  Minimimi  von 
1 21 964  im  Jahre  1877  zu  sinken.  In  jüngster 
Zeit  hat  die  Depression  der  Erwerbsver- 
hältnisse  in  den  Vereinigten  Staaten  in  Ver- 
bindung mit  der  Verschärfung  der  Einwan- 
dern ngsgcsetz^bung  die  Einwanderung  nach 
der  Union  bedeutend  eingeschränkt  Diese 
Beispiele  zeigen,  dass  die  europäische  Be- 
völkerung heute  eine  leicht  bewegliche 
Masse  ist,  die  verschoben  wird  unter  der 
Macht  anziehender  und  abstossender  Kräfte. 
Die  starke  Anziehungskrait,  welche  die 
Vereinigten  Staaten  auf  die  europäische 
Auswanderung  ausüben,  rechtfertigen  den 
Ausspruch  eines  Amerixaaers  (Coxe),  dass 
dies  Land  den  Angehörigen  fast  jeder  Na- 
tionalität wie  eine  Kolonie  erscheine.  Unter 
den  mannigfachen  Vorzügen,  welche  jene 
grossen,  in  ununterbrochener  Wohlatands- 
ontwickelung  stehenden  Gebiete  aufzuweisen 
hatten,  wird  einer  der  mächtigsten  —  die 
freie  Vergebung  von  Staatsländereien  —  in 
den  nächsten  Jahren  allerdings  zu  wirken 
aufhören.  Ob  dadiux^  bei  dem  grossen 
Anteile,  welchen  die  Landwirtschaft  trei- 
bende Bevölkerung  an  der  gesamten  Ein- 
wanderung in  die  Vereiniyten  Staaten  be- 
sitzt, diese  selbst  einer  Krise  entgegengeht, 
wie  vielfach  behauptet  wird,  ist  aber  doch 
noch  zweifelhaft  DieZählun^beriehte  derVer- 
einigten  Staaten  aus  den  Jahren  1870  und 
1880  enthalten  ^Dauere  Nachweisungen 
Ober  das  Verhältnis  der  verschiedenen  Be- 
rufsarten unter  der  Gesamtzahl  der  Einge- 
wanderten. In  den  vier  grossen  Gruppen 
Landwirtschaft,  Handwerk  und  persönliche 
Dienste,  Hände!  und  Verkehr,  Beiwerke 
und  Industrie  war  die  Verbreitung  der  in 
der  Union  und  der  im  Äiislande  Geborenen 
im  Jahre  1880  die  folgende: 


Abstammend  aus 


Landwirtschaft 

Handwerk  und  per- 
sönliche Dienste 
Handel  nnd  Verkehr 
Bergwerk  und  Indu- 


Da  vielfach  landwirtschaftliche  Arbeiter 
als  Arbeiter  sclüechtweg  .und  damit  in  die 
zweite  Gruppe  eingereiht  worden  sind,  ist 
die  Zahl  der  Landwirtschaft  Treibenden  noch 


225  730 


284  175 


153935 


ZU  gering  angegeben.  Einen  bedeutenden 
Teil  der  Gesamtans Wanderung  nach  den  Ver- 
einigten Staaten  nimmt  demnach  sicherlieJi 
die  Landwirtschaft  in  Anspruch,  aber  nicht 
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den  gnlesten.  Auch  wtlrde  derselbe  keines- 
wegs ganz  mit  dem  Aufhören  freier  Ver- 
gebung von  Land  Terechwinden.  Dieses 
eine  Uomeat  wird  daher  auf  eine  Verminde- 
rung der  Eänwandernng  selbständiger  Land- 
wirte hinweisen,  aber  sie  für  sich  allein  im 
ganzen  nicht  hemmen.  Waren  doch  unter 
den  ganzen  7,5  Killionen  Einwanderern  von 
1820—1870  nur  977000  Ackerhauer  gegen 
1,4  Millionen  Tagelöhner,  Ö70000  Hand- 
werker etc.  Auch  über  die  Erwerhsstellung 
der  Einwanderer  a\is  den  einzelnen  Nationen 
geben  jene  Berichte  Aufschlus8.  Itahener 
und  Irlfinder  stehen  auf  der  untersten  Stufe, 
sie  vermehren  das  Proletariat  der  grossen 
StSdte.  Ihnen  folgen  die  Skandinavier.  Auch 
sie  sind  zahlreich  unter  den  Dienstboten  und 
Bahnarbeitem.  Den  höchsten  Rang  nehmen 
Deutsche  und  Engländer  ein,  die  in  Industrie 
und  Landwirtschaft,  die  letzteren  auch  im 
Bei^werkßbetrieb,  eine  selbständige  Stellung 
behaupten.  Während  Ton  der  gesamteu 
Hnwanderung  in  die  Vereinigten  Staaten  in 
den  Jahren  1879—83  jene  der  Deutschen 
36,24''M  ausmachte,  ist  ihr  Anteil  an  zahl- 
reichen Berufaarten  der  Gesamtzahl  der  Ein- 
gewanderten ein  grösserer.  Jene  Berufe,  in 
welchen  die  deutschen  Einwanderer  mehr 
als  50  "/o  stellten,  sind  Lithographen,  Photo- 
crapben,  Gelehrte,  Bäcker,  iViseure,  Schnei- 
der, Brauer  (81  %),  Fleischer,  Küfer,  Gärtner, 
Schlosser,  MÜUer,  Sattler,  Schuhmacher, 
Gerber,  Zinnarbeiter,  Drechsler,  Buchbinder, 
Glaser,  Radmacher,  Gastwirte,  Kutscher.  Von 
den  eingewanderten  Banem  und  Landwirten 
entfallen  nur  33,77  "h  auf  Deutsche,  von  den 
ländlichen  Arbeitern  3,34  "/o. 

Von  stärkerem  EinuuBS  auf  die  Verände- 
rung in  der  Grösse  und  Richtung  der  Aua- 
wamlenmg  aus  Europa  dürfte  die  Acnde- 
roog  sein,  welche  in  der  Einwanderungs- 
politik der  Verein^ten  Staaten  überhaupt 
steh  vorzubereiten  scheint.  Es  machen  sich 
Stimmen  geltend,  welche  der  Meinung  sind, 
dass  die  Vereinigten  Staaten  einer  weiteren 
Einwanderung  mcht  bedürfen,  dass  die  Ein- 
wandemng  die  Zahl  der  Armen  bedeutend 
vermehre  und  dahin  führe,  die  Lebenslialtung 
der  arbeitenden  Klassen  durch  die  Konkur- 
renz der  hilhger  arbeitenden  Deutscheu,  Ir- 
Under,  Italiener  etc.  herabzudrücken,  Ein 
praktischer  Ausdruck  des  Bestrebens,  die 
unwand^vng  wenigstens  unter  Kontrolle 
zu  stellen,  sind  die  G.  v.  26.  Februar  1885 
und  23.  Februar  1887,  welche  die  Einführung 
von  fremden  Arbeitern  auf  Grund  von  vor- 
aus al^basten  Arbeitsverträgen  verbieten, 
and  das  übrigens  schon  auf  äteren  Gnmd- 
lagen  ruhende  G.  v.  3.  August  1882  betreffend 
die  Zurückweisung  von  allen  Personen, 
welche  der  öffentlichen  Armtinpficge  ziu; 
Last  fallen  würden. 

Das  An&t^gen   der   europäischen   Aus- 


wanderung nach  den  Vereinigten  Staaten 
bis  zum  Jahre  1892  und  der  mit  1893  ein- 
setzende, im  Jahre  1894  auffallend  grosso 
Rückgang  der  Wandorbewegung  sind  offen- 
sichtlich. Mit  Ausnahme  von  GroBsbritannien, 
das  seit  1889  eine  sinkende  Zahl  von  Ein- 
wanderern nach  den  Vereinigten  Staaten 
sendet,  sind  alle  europäischen  Staaten  gleich- 
massig  an  jenem  Auf-  und  Absteigen  betei- 
ligt, ein  deutlicher  Beweis,  dase  die  Gründe 
dieser  Verändeningen  nicht  hier,  sondern  in 
den  Zuständen  jenseits  des  Oceans  liegen. 
Es  sind  ihrer  vornehmlich  zwei.  Während 
in  Europa  der  Arheitsmarkt  in  keinem  der 
Jahre  eme  tiefgehende  und  andauernde 
Besserung  aufwies,  hat  in  den  Vereinigten 
Staaten  das  in  der  Mac  Kioley-Bül  gipfelnde 
Hochschutz  zoll  sj'stem  zahlreiche  europäische 
Arbeitskräfte  angezogen.  Erst  die  Ent- 
täuschung, welche  das  Wirken  der  Mac 
Kinley-Bill  hervorrief,  und  die  auf  weiteren 
Ursachen  beruhende  Krise,  in  die  die  Ver- 
einigten Staaten  1893  und  1894  hineintrieben, 
hat  wieder  hemmend  auf  die  Ein'wanderungs- 
bewegimg  gewirkt  Dazu  kommt  aber  als 
zweiter  Grund  die  Verilnderung  in  der  Ein- 
wanderungBpohtik  der  Vereinigten  Staaten. 
Unter  dem  Druck  einer  Bewegung,  die  in 
den  massgebenden  Städten  des  Ostens  der 
Union  ihre  mächtige  Stütze  hat,  deren  Be- 
rechtigung von  angesehenen  Gelehrten  v,-ie 
Richmond  Mayo  Smith,  Francis  Ä.  Walker 
verteidigt  w^lrde,  kamen  zwei  Gesetze,  vom 
3.  März  1891  und  3.  März  1893,  zu  stände, 
welche  der  unwillkommenen  Einwandenmg 
von  Arbeitsunfähigen,  Sträflingen,  Armen- 
häuslern, Eontrak&rbeitern  et<;.  ein  Ende 
machen  sollten.  Während  das  Gesetz  \'oa 
1891  den  Kreis  der  von  der  Einwanderung 
ausgeschlossenen  Personen  weiter  und  be- 
stimmter zieht  als  frilhere  ähnliche  Gesetze, 
ist  jenes  von  1893  vor  allem  ein  Verwal- 
tungsgesetz, das  das  System  der  Kontrelle 
der  Einwanderer  und  die  Haftpfhcht  der 
mit  der  Einwanderung  beschäftigten  Trans- 
portimter nehmungen  gegenüber  dem  bis- 
herigen Zustande  verschärfte.  Dem  von 
mehreren  Seiten  erhobenen  Wunsch,  die 
Kontrolle  schon  in  Europa  auszuüben  {?..  B. 
dureh  Certifikate  der  amerikanischen  Con- 
sulu),  ist  nicht  nachgegeben  worden,  doch 
sind  alle  Schiffsgesellschaften,  die  Ein- 
wanderer befördern,  verpfüchtet,  zweimal 
im  Jahre  dem  Schatzsekretär  der  Vereinigten 
Staaten  eine  Bestätigung  darüber  zu  unter- 
breiteu,  dass  sie  in  den  Bureaus  aller  ilirer 
mit  dem  Verkauf  von  Schiffahrtfcarten  an 
Auswanderer  befassten  Agenten  eine  Uebei^ 
Setzung  jenes  Gesetzes  von  1891  in  der  be- 
treffenden Landessprache  lin  grossem  Druck« 
ausgehängt  und  dass  sie  ihre  Agenten  in- 
struiert haben,  vor  dem  Karteuverkauf  die 
Auswanderer  auf  dieses  Gesetz  aufmerksam 
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zu  machen.  Die  schärfere  Kontrolle  der 
Einwanderer  tritt  aach  darin  zu  Tage,  dass 
1894  151 1  Zimlckweisungen  erfolgten, 
wahrend  in  früheren  Jahren  bei  eioer  Ge- 
samtein Wanderung  von  über  einer  halben 
Million  oft  nur  wenige  Hunderte  am  Landen 
gehindert  wurden. 

Die  auf  Hemmung  der  Einwanderung 
gerichtete  Politik  der  Vereinigten  Staaten 
wird  zweifellos  anhalten,  ja  sie  dürfte  noch 
eine  Verstärkung  erfahren,  zumal  die  wirt- 
schaftliche Depression  die  Neigung,  neue 
Konkurrenten  um  Arbeitsgelegenheiten  ab- 
zuwehreuj  immer  mehr  verstärkt  Dieser  in 
seiner  Wirkimg  wahrecheinhch  mächtigste 
Grund  des  Sinkens  der  Einwanderung  in 
die  Vereinigten  Staaten,  die  Ungunst  der 
Erwerbs  Verhältnisse,  wird  in  Verbindung 
mit  der  Einwandenmgspolitik  die  europäische 
Auswanderung  zwingen,  sich  den  central- 
und  südamerikanischen  Staaten  zuzuwenden, 
und  wieder  ist,  wie  in  den  40  er  Jahren, 
tue  Gelegenheit  für  eine  positive  Aus- 
wanderungspohtik,  wahrscheinlich  zum 
letztenmal,  fdr  die  westlichen  europäischen 
Völker  gegeben.  SIexico  und  Südamerika 
bedürfen  nocli  der  einr)päischen  Kapitalien 
und  Arbeitskräfte.  Die  inneren  Ver^'^tungs- 
verliältnisse  imd  die  wirtschaftliclie  I-jage 
insbesondere  Südamerikas  machen  aber  zu- 
nächst eine  Steigerung  der  europäischen 
Answanderung  nach  diesen  Gebieten  nicht 
wahrscheinlicfi.  Nur  ein  Z\isaaimenarbeiten 
europäischer  Regierungen  mit  denen  dieser 
Länder  und  mit  kapitalkräftigen  Koloni- 
sationsgesellschaften  {durch  Landerwerb  und 
systematische  Kolonisation)  konnte  hier  eine 
Aenderung  herbeiführen.  Zunächst  ist  von 
einer  soldieu  Richtung  der  Auswanderungs- 
pohtik  nichts  zu  beriäiten.  Die  Stärke  der 
Anziehungskraft  der  wichtigsten  Auswande- 
rungsziele ausserhalb  der  Vereinigten  Staaten 
ist  aus  folgender  Uebersicht  zu  ersehen, 
welche  für  Kanada  und  Australien  den 
üeherschuBS  der  Einwanderung  über  die 
AuBwandening,  füi'  die  anderen  Länder  nur 
die  Einwanderung  nachweist.  Es  sind  hier- 
bei nicht  bloss  die  europäischen  Einwanderer 
gezählt,  doch  entfällt  nur  ein  geringer  Pro- 
zentsatz auf  andere  Ursprungsgebiete. 
(S,  nebenstehende  Tabelle.) 

S.     Die    Ursachen     der    A.       Man 

hat  sich  bemüht,  die  Ureachen  der  Aus- 
wand eniog  im  aUgemeinen  festzustellen 
und  hat  hierbei  insbesondere  religiöse  und 
politische  Bedrückung  sowie  Ueben'ölkerung 
als  solche  hervoigehoben.  Es  ist  ohne 
Zweifel  richtig  und  durch  froher  angefü 
Beispiele  auch  schon  belegt,  dass  die  beiden 
ersterwähnten  Ursachen  wirksam  gewesen 
sind.  Ebenso  aber  kann  es  keinem  Zweifel 
unterliegen,  dass  sie  beute  nicht  mehr  oder 
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doch  nur  in  sehr  vereinzelten  Fällen  ihren 
Einfluss  geltend  machen.  Als  wirksame 
Kräfte  der  gegenwärtigen  europäischen  Aus- 
wanderung können  wir  jene  beiden  Momente 
nicht  bezeichnen.  Um  so  häufiger  glaubt 
man  dagegea  Ueberrölkeruug  als  mass- 
gebende Umache  ansehen  zu  kSunen,  während 
freilich  von  anderer  Seite  die  Thataache  oder 
Möglichkeit  einer  Uebervölkerung  nicht 
weniger  lebhaft  bestritten  wird.  In  der 
Regel  haben  beide  Teile  recht.  Jene,  weiche 
von  Uebervölkerung  nicht  reden  wollen,  er- 
klären, dass  man  eine  solche  erst  dann  an- 
nehmen dürfe,  »wenn  ein  Staat  trotz  An- 
spannung aller  Kräfte  nicht  mehr  aUen 
seinen  Mitgliedern  die  zur  gewohnten  Lebens- 
haltung bedurften  Güter  sichern  kann*,  wenn 
der  Ertrag  der  Arbeit  mit  der  Zunahme  der 
Bevölkerung  nicht  mehr  gleichen  Schritt 
hält  (Schippe!),  Solange  ^so  'iie  Grösse, 
die  sich  aus  der  Division  des  National- 
produktes  durch  die  Bevölkerung  ergiebt, 
nicht  kleiner  geworden  ist,  könnt«  man  von 
keiner  Uebervölkerung  sprechen.  In  Eiuopa 
und  seinen  Teilen  ist  dies  sicher  im  Laufe 
dieses  Jahrhunderts  —  Skandinavien  riel- 
leicht  ausgenommen  —  nicht  der  Fall  ge- 
wesen. Allein  mit  ebensoviel  Recht  ver- 
weisen die  anderen  darauf,  dass  eine  solche 
ideale  Division  nicht  voigenommen  werde 
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dasG  die  konkreten  Wirtschafts-  und  Kechts- 
ziistände  und  die  sicll  d&nut  kaflpfeDden 
VerteiJui^8\erhä]tniBse  für  die  Beurteilung 
der  Frage  massgebend  seia  müssen.  Diese 
kennen  bewirken,  dass  für  eine  Erweiterung 
der  Bevölkerung  thaUäcbüeh  kein  oder  nur 
ein  geringer  Spielraum  g^eben  ist,  trotz 
Vei^rössening  des  Nationalproduktes.  Es 
kommen  femer  die  bedeutenden  Unterschiede 
in  der  Entwickelung  der  Teile  eines  und 
desselben  Staates  in  Betracht,  welche  durch 
den  verschiedenartigen  Fortschritt  der  Ver- 
kehrsverh&ltnisse ,  der  wirtschaftlichen  Bil- 
dung, von  Sitten  und  Gewohnheiten  etc. 
bedingt  werden,  so  dass  bei  einem  im  ganzen 
vorwärtsschreitenden  Gemeinwesen  doch 
Teile  im  Stillstand  oder  ROck»:hritt  ge- 
blieben sein  können.  Für  die  Betrachtung 
der  Ursachen  der  Auswanderung  ist  der 
letz^uannte  Standpunkt  jedenfalls  der 
richtige.  Die  so^naunte  relative  üeber- 
vSlkerung  bezw.  die  sich  daraus  siebenden 
Schwierigkeiten  des  Erwerbslebens  sind  in 
hohem  Grade  als  Ursache  gesteigerter  Äus- 
wanderung  anzusehen.  Will  man  anf  noch 
entferntere  Ursachen  zurückgreifen,  so  kaun 
man  sicherlich  jene  wirtschaftlichen,  recht- 
lichen und  sozialen  Verhältnisse  heranziehen, 
und  namentlich  eine  Erfolg  suchende  Wirt- 
^icbaftspolitik  wird  dies  tbun  müssen.  Mit 
den  angeführten  sind  übrigens  keineswegs 
die  Uisachen  der  Auswanderung  eischOpft. 
Es  muss  fraglich  erscheinen,  ob  dies  Ober- 
haupt m%lich  ist  Solange  eiu  Verlassen 
des  heimatlichen  Bodens  und  das  Aufsuchen 
der  Fremde  ein  Unternehmen  war,  das  durch 
entg^enstehende  Sitten  und  Anschauungen, 
dui^  Schwierigkeiten  und  Gefahren  der 
Reise,  durch  Ijangsamkeit  und  Unsicherheit 
des  Verkehrs,  durch  Ungewissheit  der  Scidck- 
sale  in  der  Fremde,  durch  Unwahrschein- 
lichkeit  oder  Unmöglichkeit  der  Rückkehr 
and  durch  ähnliche  Umstände  gehemmt 
wurde,  konnten  nur  besonders  hervor- 
stechende Ursachen  allgemeiner  Natur  eine 
griesere  Auswandenmg  herbeiführen.  Beute 
ist  dies  nicht  mehr  so.  Nur  wenn  grosse 
Schwankungen  in  0er  Zahl  der  Auswandern- 
den das  Auftreten  neuer  Kräfte  anzeigen, 
welche  neben  den  stets  mehr  oder  weniger 
gleichmSssig  wirkenden  Ursachen  thätig  ge- 
Di-csen  sind,  wird  auf  diese  unsere  Auf- 
aiei^samkeit  in  erhöhtem  Masse  gelenkt 
Im  Qbiigen  ist  anf  das  Wort  zu  verwesen, 
das  schon  Sa  dl  er  in  seiner  Untersuchung 
Ober  das  Bevölkerungsgesetz  ausgesprochen 
hat:  >Es  ist  kaum  mf^lich,  iigend  eine 
Trsache  zu  denken,  welche  die  liandlungen 
menschlicher  Wesen  beeinflusst,  die  nicht 
anch  zugleich  auf  die  Auswandernng  der 
Menschen  EinOnss  genommen  hatte.«  Ehr- 
geiz, Gewinnsucht,  euttAuschte  Hoffnungen, 
Veriust    gesellschafthcher   Anerkennungen, 
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haben  ebenso  ihren  Anteil  an  der  Stellung 
von  Auswanderern  wie  re^öse  und  poli- 
tische Bedrückung  und  Schwierigkeilen 
wirtschaftlicher  Natur,  Alles ,  was  die 
Bfuide  gewohnten  Daseins  im  Kreise  der 
Familie  und  der  engeren  Heimat  zn  lockern 
vermag,  wirkt  fördernd  auf  die  Auswande- 
rung. In  dem  Masse,  als  fremde  Gebiete 
durch  ihre  natürlichen  Vorzüge,  zusagende 
pohtische  Einrichtungen,  allgemeine  Kultur- 
ermngen  Schäften  und  wirtschafthche  Wohl- 
fahrt sich  auszeichnen  oder  —  richtiger 
gesagt  —  sich  auszuzeichnen  scheinen, 
wird  ihre  Anziehungskraft  auf  Menschen, 
deren  Beziehungen  zur  Heimat  aus  Gtründen 
irgend  welcher  Art  gelockert  sind,  immer 
niächtiger.  Vermittelnd  und  fördernd,  ja 
wotd  auch  verlockend  und  reizend  treten 
die  im  Masse  der  Auswanderung  zunehmen- 
den persönlichen  Beziehungen  zwischen 
Heimatland  und  Auswanderungsland  hinzu. 
Und  alle  die  Bindeglieder  des  Verkehrs, 
Agentschaften,  absichtliche  oder  unabsicht- 
hcae  Lobredner  fremder  Zustände  unter- 
stützen die  im  Innern  des  Menschen  oder 
in  den  äusseren  Verhältnissen  hegenden 
Anregungen  zur  Auswanderung.  Es  kann 
daher  heute  nicht  <)arauf  ankommen,  für 
den  regelmäs^gen  Zug  der  Auswanderung 
besondere  Äsachen  hervoreuheben.  Sie 
liegen  auf  allen  Gebieten  des  persönlichen 
und  Famihenlebens  und  der  geeeUschaft- 
lichen  Verhältnisse,  und  ihre  Erforschuug 
ist  Aufgabe  von  Einzeluntersucbungen,  welche 
den  Charakter  der  Auswandernng  in  einzelnen 
Qrthch  abgegrenzten  Gebieten  festzustellen 
hätten.  In  den  meisten  Fällen  werden  hier- 
bei allerdings  die  wirtschaftlichen  Verhalt- 
nisse die  treibende  Ursache  bilden.  Ins- 
besondere hohe  Bodenpreise  und  niedrige 
Arbeitslöhne  in  Europa  ^  niedrige  Boden- 
preise und  hohe  Arbeitslöhne  über  See 
werden  die  abstossenden  und  anziehenden 
Kräfte  sein,  mit  deren  Ausgleichung  allein 
die  Massenauswandening  zum  Stillstand 
kommen  könnte.  Unter  den  sekundären 
Momenten,  welche  erst  bei  schon  gelockerten 
Beziehungen  zur  Heimat  wirksam  werden, 
sind  sicherlich  am  einflu3sreicbst«n  die  per- 
sönlichen Beziehungen  zu  Angehörigen  und 
Volksgenossen  im  fremdeu  Lajide. 

Es  ist  natürlich,  dass,  wie  bei  allen 
Sozialerscheinungen,  so  auch  bei  der  Aus- 
wanderung mit  der  blossen  Vermehrung  der 
Bevölkerung  an  äck,  auch  a^esehen  von 
dem  in  dieser  Thatsacbe  liegenden  ursäch- 
lichen Momente,  ihre  Grösse  absolut  zu- 
nimmt In  der  That  hat  ja  die  Auswanderung 
im  Laufe  des  Jahrhunderts  bedeutend  zu- 
genommen. Auf  die  Momente,  welche  dazu 
beigetragen  haben,  wurde  scÄon  eingangs 
de«  vorigen  Abschnittes  verwiesen.    Setzen 
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'nir  dio  Dach  offizielleii  Angaben  ennittelten 
OrSssen  in  ein  Verhältnis  zur  jeweiligen 
Grfisse  der  Bevölkerung,  so  findeo  wir  aber, 
dass  ihrer  absoluten  Zunahme  keinee- 
wega  immer  auch  ein  relatives  Wachstum 
entspriciit. 

Die  britische  Auswanderung  wies  auf 
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Die  deutsche  Auswanderung  zeigt  aller- 
dings nicht  die  gleiche  Stetigkeit,  sinkt  aber 
doch  auch  in  den  für  Deutschland  politiach 
und  wirtsckaftlich  günstigen  Zoitiäumen 
nicht  allzu  tief  unter  die  Grösse,  welche 
die  AiiswandeniDg  in  frflherea  Zeiten  poli- 
tisch nnd  wirtschaftlich  ung^ünstigster  Ver- 
hältnisse aufwies.  Das  heisst,  «ir  haben 
heute  auch  bei  blühenden  wirtBChaftlichen 
lind  politischen  Zuständen  eine  Auswanderung 
zu  gewärtigen,  welche  früher  ihrer  Grösse 
wegen  nur  durch  die  Not  der  Zeit  begründet 
schien.  Es  betrug  die  Auswanderung  aus 
Deutschland 
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Die  Unglelchmässigkeit  der  Bewegung  in 
Deutschland  und  Qrossbritannien  ist  lehr- 
i-eieh.  Sie  beruht  in  letzter  Linie  zweifel- 
los auf  der  verschiedenartigen  Anziehungs- 
fcraft,  welche  die  fast  allein  zu  Auswande- 
rungszielea  geeignete  aussereuropäieche  eng- 
lische Welt  auf  den  Briten  und  auf  den 
Deutsclion  ausübt.  Bei  jenen  werden  die 
zur  Auswanderung  treibenden  Ursachen 
i-egelmässiger  wirksam  werden  als  bei 
diesen,  wo  der  Widerstreit  zwischen  Heimat 
und  Fremdtum  noch  grösser  ist.  Immerhin 
hat  die  Aufhebung  oder  Verminderung  der 
Widerstände  rechUicher,  sozialer  und  wirt- 
schaftiicher  Natur,  welche  früher  die  Be- 
wegung der  Menschen  gehemmt  haben,  be- 
■wirkt,  dass  die  immer  bald  in  grösserem, 
bald  in  geringerem  Ha»se  vorhandenen  Ur- 
sachen   der    Auswanderung    zu    lelch  lerer 


Wirkung  gelangen.  Und  das  Anwachsen 
der  Bevölkerung  lässt  danlber  keinen  Zweifel 
aufkommen,  dass  sie  stets  soweit  mächtig 
sein  werden,  dass  ilie  Auswanderung  als 
Massenerscheinung  erhalten  bleibt. 

6.  Die  Wirkmifeii  der  A.  auf  das 
Mutterland.  Die  Wirkungen  der  Aus- 
wanderung auf  das  Mutterland  können  sich 
zunächst  in  der  Grösse  und  Art  der  Zu- 
sammensetzung der  Bevölkerung  und  in- 
folgedessen in  der  gesamten  physischen, 
ökonomischen  und  geistigen  Macht  derselben 
äussern.  Der  EinUuss  auf  die  Bevölke- 
rungsgrösse  ist  der  greifbarste.  Die 
Auswanderung  vermindert  die  Bevölkerung. 
Es  scheint  eine  selbstverständliche  Folge 
dieser  Tbatsache  zu  sein,  dass  die  Aus- 
wanderung bei  zu  geringer  Bevölkerung 
schädlich,  bei  zu  grosser  Bevölkerung  regu- 
lierend und  daher  nützhch  wirken  mOs.se. 
Alle  PoHzeimassregeln  früherer  Jahrhunderte 

Singen  von  dieser  in  ihrer  Allgemeinheit 
urchaus  naiven  Anschauung  aus.  Es  gilt 
in  dieser  Hinsicht,  was  Say  bereits  aus- 
gesprochen hat:  »Die  Staaten  werden  durch 
ihre  inneren  Gebrechen  zu  Grunde  gerichtet 
und  entvölkert,  nicht  aber  durch  die  Aus- 
wanderungen.« Ein  Bhck  auf  die  Gründungs- 
geschichte  europäischer  Staaten,  auf  die 
Kolonisation  Amerikas  und  die  gleicJizeitige 
Entwickelung  der  Bevölkerung  in  EurojM 
lehrt  die  Richtigkeit  dieses  Satzes.  Niir 
ein  gegenteihges  Beispiel  vermöchte  ange- 
führt zu  worden,  das  tlands.  Die  unglfitik- 
liche  Bevölkening  dieser  Insel  ist  vom  Jahre 
1841—1831  um  16tK)000  Seelen  ziuflck- 
gegangen  bei  einer  Auswanderung  während 
derselben  Zeit  von  ungefähr  2  518  000  Seelen. 
Im  Jahre  1867  betrug  die  Bevölkerung  Ir- 
lands 5482000  Seelen,  1897  nur  4550939. 
Die  irische  Auswanderung  während  dieser 
Zeit  umtasste  1576000  Seelen.  Will  man 
bei  der  nächsten  greifbaren  Tliatsache  stehen 
bleiben,  so  ist  zuzugeben,  dass  die  den 
natürlichen  Zuwachs  überholende  Auswande- 
rung die  Bevölkerung  vermindert  hat.  Allein 
hier  ist  die  Auswanderung  selbst  veranlasst 
durch  Ursachen,  welche  eine  Bevölkerungs- 
vermehrung unmöglich  machen,  sie  ist  nicht 
der  letzte  Grund,  sie  ist  ein  blosses  An- 
zeichen "innerer  Gebrechen«.  In  welcher 
Weise  eine  unter  normalen  wirtschaftliche» 
und  sozialen  Verhältnissen  \'or  sich  gehende 
Auswanderung  die  Grösse  der  Bevölkei-ungs- 
bewegung  beeinfliisstj  zeigt  folgende  Ueber- 
sicht,  welche  für  eine  ReUie  von  Jahren 
den  Ueberschuss  der  Geborenen  über  die 
Gestorbenen,  also  den  natürlichen  Zuwachs, 
die  Auswandenmg  sowie  die  Verminderung 
der  ersteren  Grössenziffer  durch  die  Aus- 
wanderung, jedesmal  pro  Tausend  der  Be- 
völkerung, nacliweist 
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Dinenwric    .... 

loS 

72 
199 
53 

6 
59 

11.13 
0,28 

11,82 

10,5z 

.t?t 

7,58 
'M5 
"3,51 
10,93 

6,27 

0,16 
4,75 
5,50 
12,4a 

4,78 

0,52 

'S 

3.83 
0,14 
4,56 
5,74 
H,39 

JS 
4,76 

11,41 
0,45 
'1,59 

11,59 
5,04 
12,16 
7,97 
10,53 
14,43 
'1,73 

4,64 

o,'S 
4,64 
5.63 
11,08 
1,71 
3,08 
6,63 
9,31 
VI 

10,60 
',°4 

13,02 

13.90 
4,74 

13,59 
7,40 

13,63 
12,74 

3,73 

3,27 
3,52 
9,10 
0,77 
1,30 
1,73 
3,78 
1,84 

Mit  Ausnahme  von  Irland  verbleibt  in ' 
alleD  Staaten  eine  ianerhalb  der  fUnf  Jahre 
nicht  allzusehr  schwankeade  Wachst  um  b- 
ziffer^).  Sie  ist  in  Ländern  mit  hoher  ab- 
soluter und  relativer  Auawanderungsgritese, 
vie  in  Grossbritannien  und  Deutschland, 
bedentender  als  in  Ländern  mit  geringerer 
Auswanderung,  n-ie  Frankreich,  Schweiz, 
Italien.  Es  ist  daher  für  die  OrOsse  des 
Bevölkerungszuwachses  in  den  einzelnen 
Jahi«Q  ein  grösseres  Gewicht  zu  legen  auf 
den  Ueberschuss  von  Geborenen  über  Ge- 
storbene als  au!  die  Abnahme  der  Auswan- 
derung. Die  Geburtenziffer  ist  massgeben- 
der ^  die  Auswandern  ngszi  ff  er.  wählt 
man  kleinere  Beobachtungsgebiete  und  kür- 
zere Zeiträume,  so  wird  sich  ein  Ueberholen 
der  natOrhchen  Vermehnmg  durch  die  Aus- 
wanderung Öfter  bemerken  lassen.  So  wies 
innerhalb  Deutschlands  die  Auswanderung 
Anfang  der  achtziger  Jahre  einen  Ueber- 
schuss auf  in  Pommern  1S81  {16,68 :  13,67) 
und  1382  (15,11 :  13,32),  Schleswig-Holstein 
1881  (10,76:10,62),  Westpreussen  1S81 
(16,84 :  i.'»,14),  Mecklenburg -Schwerin  1882 
(10,62:9,97).  Allein  der  Zuzug  aus  anderen 
(Sebieten  und  die  vorübergehende  Dauer 
solcher  Bevölkemngs Verluste  verhindern  im- 
mer liieder  den  Kückgang  der  Bevölkerung. 
Wenn  nicht  ausscrge  wohn  liehe  f^lc  ein- 
treten ,  ist  daher  von  der  Ä  iiswanderung 
allein  eine  Minderung  der  Bevölkening  nicht 
zu  fürchten. 

Es  wird  aber  auch  nicht  zulässig  sein, 
sie  als  einen  Regulator  der  Bevölke- 
rung zu  bezeichnen.  Dass  die  Auswande- 
nmg  nicht  etwa  ein  Schwanken  der  Ge- 
burten und  Todesfälle  zu  einer  gleichmässi- 
gen  Zuwachsziffer  ausgleicht,  lehrt,  von 
b^;rnndenden  Erwägungen  ganz  abgc-selien, 
ein  Blick  auf  die  Tabelle.     Es  kann   daher 


')  Dieselbe  drQckt  aber  nicht  die  ganze  Zn- 
nahme  der  BevBlkemne  ans,  da  anf  die  Ein- 
wanderungen noch  keine  BUcksicht  genomiuen  ist. 


nur  von  einer  Regulierung  der  Bevölkerung 
mit  Rücksicht  auf  die  Erwerbsverhältnisse 
die  Rede  sein.  In  der  That  hält  man  ja 
vielfach  dafür,  dass  die  Auswanderung  je- 
weils den  Arbeitsmarkt  ungefilhr  um  (lie 
Zahl  der  Beschäftigungslosen  vermindere 
oder  doch,  wenn  entsprechend  organisiert, 
vermindern  solle.  Dass  eine  organisierte, 
staatlich  oder  durch  pri^■ate  Gesellschi^n 
geleitete  Auswanderung  eine  solche  Gleich- 
gewiehtsstelluBg  zis-ischen  Bevölkerung  und 
Erwerbs  Verhältnissen  nicht  herbeiführen 
kann,  wird  niemandem,  der  die  Frage  näher 
betrachtet,  zweifelhaft  sein.  Es  wür<le  dazu 
ein  üeberblick  über  die  wirtschaftlichen 
Bedürfnisse  des  Volkes,  über  Arbeitsange- 
legenheit und  Arbeitsfähigkeit  der  Bevölke- 
rung notwendig  sein,  den  heute  bei  irgend 
einer  Stelle  vorauszusetzen  angesichts  der 
mangelhaften  Organisation  eines  Nachweises 
von  Arbeitsgelegenheiten  thöricht  wäre.  Eine 
eingehendere  Betrachtung  des  Ganges  der 
Auswanderung  wird  aber  zu  der  üeberzeu- 
gung  führen,  dass  ein  solches  Gleichgewiclit 
auch  auf  dem  Wege  der  unorganisierten  iu- 
dividudlen  Auswanderimg  nicht  hergestellt 
werden  kann.  Es  ist  zwar,  um  ein  oft  ge- 
brauchtes Beispiel  zu  wiederholen,  dem 
Menschen  ebenso  natürhch,  nach  reichen, 
schwach  bevölkerten  Gegenden  mit  günsti- 
gen Erwerbsgelegenheiten  zu  strömen,  wie 
der  gepressten  Luft,  sich  in  den  luftleeren 
Raum  zu  stOraen,  aber  der  Meinimg,  dass 
dies  mit  gleidier  Leichtigkeit  und  \\  irkung 
gesdiähe,  wird  wohl  von  nieinandein  auf- 
recht erhalten.  Die  Erwerbsgelegenheit  in 
den  Einwand eningsländern  und  das  Angebot 
der  Auswanderungsländer  decken  sich  niclit. 
Mangelhafte  Kenntnisse,  Kosten  der  Aus- 
waniiening.  Alters-  und  Familien  Verhält- 
nisse etc.  erschweren  die  Verwirklichung 
einer  gegebenen  Möglichkeit.  Vor  allem 
aber  folgen  die  Schwankungen  im  Bedarf 
der  Volkswirtschaft  einander  zu  rasch,  als 
dass  eine  wrkliche  Reguhemng  durch  Aus- 
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waDdeniQD^  in  Gang  ^setzt  werden  kOnnte, 
ganz  abgesehen  davon,  dass  auch  die  Vor- 
stellung vom  Qleicl^wicht  der  Bevölkerung 
und  den  ErwerhsgeJegenheiten  noch  eine 
unklare  bleibt,  solange  die  Bedingungen 
nidit  angegeben  sind,  unter  welchen  dieses 
Gleichgewicht  gedacht  wird. 

Eine  noch  keineswe^  entschiedene  fn^, 
welche  die  Einwirkung'  der  Auswanderung 
auf  die  Grösse  der  Bevölkerung  berührt, 
bezieht  sich  auf  den  Zusammenhang  zwi- 
schen Auswanderung  und  Geburten- 
frequenz. Man  könnte  meinen,  dass  die 
Auswanderung,  bei  welcher  ja  stets  die 
zeugungg-  bezw.  gebärftUiigen  Altersklassen 
in  einem  stärkeren  Prozentsätze  als  in  der 
Gesamtbevölkerung  vertreten  sind  (b.  unten), 
eine  Verminderung  der  Geburtenzahl  her- 
beiführe. Doch  lassen  sich  dafOr  nicht  viel 
übei'zeugende  Beispiele  anführen,  da  die 
¥Si\e,  in  welchen  Steigerung  der  Auswan- 
derung und  nachfolgende  Verminderung  der 
Geburten  parallel  geben,  in  der  Regel  eine 
vollkommen  ausreichende  Erklärung  in  ge- 
ringerer Ehefrequenz  finden,  die  wieder 
auf  gleichen  Ursachen  wie  das  Steigen  der 
Auswanderung  beruhen  dürfte.  Ja,  es  wird 
sogar  —  von  Koscher,  Bödicker,  lieroy-Beau- 
lieu  —  die  Meinung  vertreten,  dass  die 
Auswanderung,  weit  entfernt  davon,  als  ein 
Regulator  der  Bevölkerung  zu  dienen,  einen 
Stachel  zur  Vermehrung  derselben  bilde. 
So  betrug  der  Bevölkerungszuwachs  Gross- 
britanniens und  Irlands  in  den  lU  Jahren 
1841^1831  3,2''/o  bei  einer  Auswanderung 
von  rund  V.s  Millionen  Seelen.  Im  nächsten 
Jahrzehnt  war  die  Auswanderung  auf  2Vj 
Millionen  gestiegen,  und  gleichzeitig  ver- 
mehrte sich  die  Bevölkerung  um  5Vi°/o. 
Von  1860 — 1870  betrug  die  Auswanderung 
1,57  Millionen  bei  einer  Bevölkeningszu- 
nahme  von  8,4%,  von  1870—1880  1,68 
Müliotteo  bei  einer  Bevölkerungezunahme 
von  9,4  "/o.  Auch  die  oben  gegebene  Ueher- 
sicht  zeigt,  dass,  Irland  ausgenommen,  die 
Staaten  mit  starker  Auswandenmg  auch 
einen  verhältnismässig  grossen  Ueberschuss 
der  Geborenen  über  die  Gestorbenen  auf- 
weisen. Eine  Erklärung  könnte  diese  Ei^ 
scheinung  natürhch  nur  darin  finden,  dass 
die  Auswanderung  der  verbleibenden  Be- 
völkerung grösseren  Spielraum  fflr  Wirt- 
schaft und  Erwerb  gelassen  und  dadurch 
die  Ehefrequenz  gesteigert  habe.  Damit 
wirf  eine  Wirkung  der  AiiswEUidenmg  an- 
genommen, die  in  dieser  Allgemeinheit  noch 
nirgends  nachgewiesen  ist,  wenn  auch  ihre 
Möglichkeit  zuzugeben  ist. 

Unter  den  Einwirkungen  derAuswande- 
uuig  auf  die  Bevölkerung  treten  noch  jene 
hervor,  welche  auf  der  Gliedernng  der 
Auswanderer  nach  Alter  und  Ge- 
schlecht beruhen.    Es  ist  durch  die  Ver- 


hältnisse bedingt,  dass  die  jüngeren,  noch 
nicht  und  die  älteren,  nicht  mehr  arbeita- 
fähigen  Alterekiassen  durcli  die  Auswande- 
rung weniger  berührt  werden  sowie  dass 
mehr  Männer  als  Frauen  auswandern.  Die 
Zusammensetzung  der  Auswanderei-  nacli 
Alter  und  Geschlecht  unterscheidet  sich  da- 
her von  jener  der  Gesamtbevölkerung.  Es 
sind  nicht  aDe  Gruppen  der  letzteren  gleich- 
massig  vertreten,  es  findet  vielmehr  ein 
stärkerer  Entzug  aus  den  kräftigen  Alters- 
klassen statt,  während  Kinder  und  Greise 
der  Heimat  verbleiben.  Das  Verhältnis,  in 
dem  dies  stattfindet,  wirf  durch  die  folgende 
auf  Deutschland  bezugnehmende  Tabelle 
illustriert.  Es  kamen  hier  in  den  ange- 
gebenen Jahren  auf  100000  Einwohner  der 
gleichen  Katogerie  Auswanderer: 


1891  I7S       348       537       231 

1892  170       329       518       283 


1895       36       loS 


160       307       340       14s 


)  überhanpt 

;     428 

i8:( 

1     331 

147 

S        150 

t'3 

Der  Verlust  dimih  Ausu'anderung  trifft 
daher  ^rade  die  produktiven  Altersklassen 
am  meisten.  Der  Nachteil,  der  hierin  ge- 
funden wirf,  ist  noch  zu  erörtern.  Hier 
entsteht  die  Frage,  ob  dui-ch  das  besondere 
Verhältnis  der  Gliederung  der  Auswanderer 
der  Aufbau  der  Bevölkerung  nach  Alter 
und  Geschlecht  wesentlich  berührt  wirf. 
Es  kann  dies  einem  Zweifel  nicht  unter- 
liegen, da  eine  verschiedene  Zunahme  der 
einzelnen  AlterBklassen  der  Bevölkeiiiiig 
eine  notwendige  Folge  jenes  Verhält- 
nisses ist. 
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in  den 
Jahren 

M 

1    c 
S    £ 

Der  Zuwachs 

1875-80 
1880- Bö 

3'> 

4,= 

3:5 

3,1 

2,3 

4,3 
*.9 

So  ist  denn  aucli  iD  Deutschland  der 
prozentuale  Anteil  der  Personen  in  den 
AltersUassen  von  20—40  Jahren  an  der  Ge- 
samtbeTßlkerung  in  den  letzten  Jahrzehnten 
eesiinken.  Er  betrug  1870:  29,8^  1875:  29^, 
1880:  28A  1885:  28,7,1890:  27,3''/o.  Man 
bat  diese  Thateache  insbesondere  mit  Rück- 
sicht auf  ihre  Volkswirtschaft]  iche  Bedeu- 
traig  hervorgehoben  und  sie  jenen  zuge- 
reiht, walche  die  Auswanderung  vom 
wirtschaftlichen  Standpunkte  aus 
als  bedenklich  erscheinen  lassen.  Jeder 
Auswanderer  stellt  eine  gewisse  Arbeits- 
kraft dar,  um  sie  wird  die  Arbeitskraft  der 
Nation  vermindert.  Auf  die  Heranziehung 
lud  Bildung  eines  jeden  Auswanderers  ha- 
ben Private  wie  öffentliche  Gemeinwesen 
Zeit,  Arbeitskraft  und  eine  Summe  von 
sacta^chen  Ofitem  \'erausgabt.  Wenn  er 
früher  die  Heimat  verlsrät,  bevor  er  in 
eigenem  produktiven  Wirken  und  in  der 
Heranziehung  von  Kindern  einen  Ersatz  da- 
ffir  geleistet  hat,  war  jener  Aufwand  ganz 
oder  teilweise  unökonomisch,  er  bedeutet 
einen  Verlust,  der  zu  dem  der  Arbeitskraft 
des  Auswanderers  hinzutritt  Endlich 
nimmt  jeder  einen  kleinen  oder  grosseren 
Betrag  an  Bargeld  und  beweghchcn  Qfltem 
mit  sich,  um  die  sich  gleich&Us  der  Volks- 
wohlstand vermindert  Es'  sind  eine  Beihe 
von  Versuchen  gemacht  worden,  diese  Öko- 
nomischen Verluste  durch  Auswanderung 
auf  einen  fassbaren  OrCssenausdrack  und 
dadurch  unserer  Voistellung  näher  zu  brin- 
gen- Einen  sicheren  Nachweis  des  von  den 
Aoswanderern  mitgenommenen  Vermögens 
besitzen  wir  nidit  Die  Schätzungen 
echwanken  zwischen  400  und  800  Mk,  pro 
Kopf  der  Au6w»idenmg.  Bei  Annahme 
des  niedrigsten  Betrages  und  einer  jähr- 
lichen Auswanderung  von  im  Durchschnitt 
100000  Seelen  aus  Deutschland  ergSbe  dies 
einen  jShriichen  Verlust  von  40  Millionen 
31k.  Dass  dieser  Betrag  angesichts  einer 
Ausfuhr  Deutschlands  im  Betrage  von  4000 
MSlionen  Mk.  einen  störenden  Xünfluss  auf 
die  Handelsbilanz  oder  unsere  Wähnings- 
verfaäJtnisse  nehmen  könnte,  ist  ausge- 
ecMossen.  Als  Minderung  der  Kapitalan- 
mtunlnnp  kami  er  in  Betracht  kommen, 
tritt  aber  auch  hier  zurQck  gegeufiber  den 
anf  2500   Millionen  Hk.  geschätzten  jähr- 


lichen Ersparnissen.  Mit  grösseren  Summen 
hat  man  zu  rechnen,  wenn  man  den  wirt- 
schaftlichen Wert  der  Amwanderer  selbst 
in  Rechnung  zu  stellen  versucht.  Es  sind 
hierfür  drei  Methoden  angewandt  worden. 
Die  eine  schätzt  die  Auswanderer  in  ihrem 
Kapitalwerte  nach  dem,  was  ihr  Unterhalt 
und  ilire  Erziehung  gekostet  hat,  gewisser- 
massen  nach  den  Produktionskosten  der 
Menschen.  Sie  ist  unter  anderen  auch  von 
Engel  zur  Anwendung  gebracht  worden. 
Als  ihre  Zulässigkeit  in  neuerer  Zeit  be- 
stritten wurde,  setzte  Becker  an  ihre 
Stelle  die  Messung  des  Deberschusses  der 
künftigen  Leistuneeu  des  Auswanderers 
über  seinen  künftigen  Bedarf.  Für  die 
übrigen  Menschen  als  Ctesamtheit  habe  in 
wirtschaftlicher  Beziehung  jedermann  nur 
in  dem  Masse  Wert,  als  er  mehr  produziert 
ais  konsumiert.  Eine  Gesamtheit,  welche 
immer  alles  verzehrt,  was  sie  erarbeitet, 
habe  für  die  fibrige  Gesellschaft  gar  keinen 
Wert.  Diesen  Berechouogsarten  hat  Jan- 
nasch eine  dritte  entgegengestellt  Da 
man  als  Nationaleinkommen  die  Summe  der 
Einkommen  der  einzelneu  Personen  anzu- 
sehen hat,  vermindern  die  Auswanderer 
das  jährliche  Einkommen  der  Nation  um 
die  ganze  Grösse  ihres  Einkommens,  das 
kapiMisiert  den  Kapitalwert  der  Auswande- 
rer bezw.  den  Verlust  des  Volkswohlstandes 
darstellt  Die  Grössen,  welche  nach  diesen 
Methoden  ermittelt  werden,  sind  verschieden. 
Nach  Engel  ist  der  mindeste  Kapital  wert 
eines  Arbeiters  750  Thaler,  so  dasa  imter 
Berücksichtigung  von  Frauen  und  Kindern 
pro  Ko^f  500  Thaler,  bei  100000  Auswan- 
derern Jährlich  150  Millionen  Mk.  als  Ver- 
lust anzusehen  wären.  Bemerkt  sei,  daS3 
die  niedrigsten  amerikanischen  Schätzungen 
des  Kapitalwettes  eines  Einwaodereis  3200, 
die  hßcnsten  4800  Mk.  annehmen.  Becker 
gelangt  bei  seiner  Ueberschussberechniing 
dazu,  den  Kapital  wert,  den  die  Auswan- 
dernden für  die  Zurückbleibenden  haben, 
pro  Kopf  auf  800—900  Mk.,  mithin  den 
Verlust  für  die  letzteren  bei  obiger  Aus- 
wandenuigsgrösse  auf  80 — 90  Uülionen  Mk. 
jährlich    zu   schätzen.     Jannasch  nimmt 

Sro  Eopf  der  Auswanderung  ein  jährliches 
ankommen  von  400  Mk-,  mithin  einen  Ea- 
pitalwert  von  8000  Mk.  und  den  Kapital- 
verlust in  unserem  Falle  mit  800  Milhoneu 
Mk.  an. 

Alle  derartigen  Berechnungen  leiden 
daran,  dass  sie  die  Vorstellung  grosser 
Verluste  am  Nationalwohlstande  erwecken, 
ohne  das  Verhältnis  derselben  zu  der 
Grösse  des  National  Wohlstand  es  selbst  zu 
bestimmen.  Es  genOgt  nämlich  nicht,  even- 
tuell audi  die  Grösse  des  letzteren  zu 
schätzen  und  so  Gelegenheit  zu  quanti- 
tativer Vergleichung  zu  bieten.    Das  Ver- 
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liältnia  wäre  rielmelir  erst  dann  klar  gelegt, 
ireon  man  festzustellen  ■venaöchte,  nicht 
was  die  Auswanderung  an  sich  wert  war 
otler  unter  gewissen  Bedingungeu  sein 
wilrde,  sondern  welches  die  Grösse  des 
Volkswohlstandes  ohne  und  mit  Anawaude- 
rang  sei.  Eine  isolierte  Betrachtung  des 
wii-tschaftlichen  Wertes  der  Auswanderung 
ist  ohne  Nutzen,  denn  die  Berechnungen 
enthehren  jeder  realen  Grundlage.  &st 
eingefügt  in  das  I-eben  der  Volkswirtschaft 
in  der  Gütererzeugung,  im  wirtschaftlichen 
Verkehr  und  Gilterverbrauch  kommt  den 
Menschen  dasjenige  zu,  was  man  ihren 
wirtschaftlichen  Wert  nennen  könnte.  Wäre 
dafür  eiue  quantitative  Sciiätzung  möglich, 
so  wörde  doch  die  Schätzung  des  Wertver- 
lustes durch  Auswanderui^  dadurch  un- 
möglich werden,  dass  wir  nicht  im  stände 
sind,  festzustellen,  welches  der  Gang  der 
Volkswirtschaft  bei  einem  Verbleiben  der 
Auswanderer  gewesen  sein  würde.  Und 
das  ist  das  Entscheidende.  Würde  z.  B. 
bei  Unterdrückung  der  Auswanderung  die 
Geburtenzahl  abgenommen  haben,  die  Güter- 
verteilung eine  veränderte  gewesen  sein,  so 
wilrde  dies  doch  sicherlich  den  Volkswohl- 
sland in  einer  Weise  beeinflusst  haben, 
welche  bei  Berechnung  des  wirtschaftlichen 
Wertes  der  Auswanderung  in  Betracht  käme. 
Der  wirtschaftliche  Nachteü,  welchen  das 
Unterbleiben  der  Auswanderung  unter  Um- 
ständen hervorrufen  kann,  mag  grösser  sein 
als  der  aus  der  bishericrn  Lage  der  Aus- 
wanderer berechnete  Verlust,  so  z.  B.  wenn 
die  Ausgewanderten  der  Armen  Versorgung 
anheimgefallen  wäi-en.  Bleibt  jene  Rechnung 
ausser  acht,  so  ist  diese  werflos.  Wer  aber 
vermag  jene  anzustellen?  Es  kommt  offen- 
bar auch  hier  auf  die  besonderen  Umstände 
an,  und  eine  richtige  Beurteilung  der  öko- 
nomisclien  Wirkimg  der  Auswanderung  ■wird 
von  einer  Prüfung  der  besonderen  Bedin- 
gimgen  auszugehen  haben,  unter  welchen 
dieselbe  vor  sich  geht.  Für  die  Auswan- 
denmg  schlechtweg  Iflsst  sich  keine  Berech- 
nung ihres  wirtschaftlichen  Wertes  bezw.  Un- 
wertes herstellen. 

Im  vorhergehenden  ist  die  Ansicht 
vertreten,  dass  die  Auswanderung  unter 
normalen  Verhältnissen  keine  Bevölke- 
rungaverminderung  bewirkt,  dass  sie  aber 
auch,  andererseits  nicht  ein  Gleichgewicht 
z^\■ischen  Erwerbsgelegenheiten  und  Arbeits- 
ki^ten  herbeiführen  hilft,  dass  ein  Einfluss 
aiif  die  Geburtenziffer  möglich,  aber  noch 
nicht  sicher  nachgewiesen  ist,  dass  der 
Aufbau  der  Bevölkerung  nach  Alter  und 
Geschlecht  wohl  durch  die  Auswanderung 
berührt  werde,  die  wirtschaftlichen  Folgen 
dieses  Umstandea  sowie  der  Auswanderung 
überhaupt  sich  aber  weder  auf  einen  allge- 
meinen   Grössenausdruck   bringen  noch  als 


unbedingt  naditeilig  für  die  Volkswirtschaft 
ansehen  lassen.  Die  Schwierigkeiten  Inder 
Beurteilung  der  wirtschaftlichen  Folgen  der 
Auswanderung  im  aDgemeinen  ruhen  eines- 
teils in  der  Grösse  und  Kompliziertheit  der 
Verhältnisse,  auf  welche  eine  Rückwirkung 
möglich  ist,  andererseits  in  dem  Umstände, 
dass  für  den  durch  die  Aus"n-andening  der 
Volkswirtschaft  entgangenen  Wert  ein  rich- 
tiger Massstab  nicht  geftmden  werden  kann. 
In  beiden  Eichtungen  kommen  wir  in  eine 
günstigere  Lage  diu^h  eine  Dnterauchuug 
der  besonderen  konkreten  Umstände,  unter 
welchen  sich  die  Auswanderung  vollzieht. 
Rückgang  der  Bevölkenmg  in  einzelnen 
Landeateden,  Veiinindertmg  des  Arbeitsan- 
gebotes in  einzelnen  Gebieten  und  Erwerbs- 
zwei^n,  und  zwar  sowohl  dauernd,  bei 
ländlichen  Arbeitern,  als  vorübergehend  und 
stose weise,  in  industriellen  Bezirken,  na- 
mentlich nach  Einführung  von  Maschinen 
und  nach  Krisen  lassen  sich  hierdurch  in 
einzelnen  Fällen  als  Folge  der  Auswanderung 
nachweisen,  ohne  dass  durch  den  Bhck  auf 
das  Ganze  eine  derartige  Beziehung  enthüllt 
würde.  Ob  die  Verändenmgen,  die  hier- 
durch in  den  wirtschafthchen  und  gesell- 
schaftlichen Verhältnissen  hervoi^erufen 
werden,  nachteilig  oder  vorteilhaft,  sind, 
muss  die  Betrachtung  des  besonderen  Falles 
ergeben.  Es  wird  sich  dabei  herausstellen, 
dass  je  nach  Lage  der  Dinge  im  gleichen 
Gemeinwesen  die  Auswanderung  bald  nütz- 
lich empfunden  und  bald  beklagt  wii-d. 
Anfang  der  50er  Jahre  hatten  in  Mecklen- 
burg die  Gutsherren  willig  Kosten  zur  Aus- 
wanderung gezahlt,  Mitte  der  60er  Jahre 
dachte  man  an  kostspielige  Einrichbmg  von 
Bureaus  für  Zurückkömmlinge  in  New-York. 
Wälirend  heute  in  Deutschland,  namentlich 
im  Osten,  Mangel  an  ländlichen  Arbeitern 
herrscht  und  weitere  Auswandening  der- 
selben beklagt  wird,  wird  von  keiner  Seite 
in  der  Auswanderung  aus  dem  Kreise  der 
Industriellen,  Gewerbe-  und  Handeltreiben- 
den ein  Nachteil  erblickt  werden.  Li 
Aielen  einzelnen  Fällen  hat  die  Auswande- 
nmg  die  Löhne  2u  Gunsten  der  Zurück- 
bleibenden erhöht.  Allein  diese  Eückwir^ 
kung  ist  kein  dauernder  Gewinn,  da  neben 
ihr  zahlreiche  andere  Momente  die  Lohn- 
höhe beeinflussen.  In  vielen  E^en  konnte, 
da  sie  ihren  grCssten  Umfang  in  wirtschaft- 
lich ungünstigen  Zeiten  erreidit,  sogar  gleich- 
zeitig eine  Lohnminderung  eintreten.  Als 
sicher  aber  darf  angenommen  werden,  dass 
in  den  meisten  FäQen  die  Auswanderung 
dem  Auswanderer  selbst  zu  nützen  vermag, 
wenn  er  nicht  übel  beraten  und  ohne  Ueber- 
legung  seine  Schritte  gethan  hat.  Geht  die 
Auswanderung  in  Gebiete,  die  von  Volks- 
genossen beaiedelt  sind  und  entweder  durch 
rechüiche  Zugehörigkeit  oder  historische  imd 
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wirtschafllichc  Interessen  verbin  düngen  mit 
dem  Mutterkntle  verknOpft  sind,  daon  wer- 
den auch  jene  unsicheren  mter  doch  mir  in 
kleinerem  Kreise  wirkenden  Nachteile  der 
Aiiswandening  aufgewogen  durch  den  posi- 
tiTen  Vorteil,  welchen  die  Vermehrung  der 
Handel sbeziehuDgen  zu  dem  durch  die  Zu- 
wanderung gestärkten  Volke  dem  llutter- 
lande  gewahrt.  Dies  der  Grund,  warum  in 
England  trotz  starker  absoluter  wie  relativer 
Auswanderung  mit  geringen  Ausnahmen 
die  Aiiswandening  fOr  vorteilhaft  gehalten 
wird,  während  in  Deutschland  selbst  um- 
sichtige Schriftsteller  die  Auswanderung  als 
einen  nationalen  Verlust  bezeichnen. 

7.  Die  Stellung  des  Staates  znr 
A.  Die  Stellung  des  Staates  zur  Aus- 
wanderuDg,  die  Auswandern  ugftpohtik,  äus- 
sert sich  in  drei  Hauptrichtungen,  in  Be- 
zug auf  das  Auswanderungsrecht,  die  Wer- 
bung und  BefönleniDg  von  Auswanderern 
imd  die  Oi^nisation  und  Leittmg  der  Aus- 
wandenmg.  Der  Grundsatz,  dass  die  Aus- 
wanderungsfreiheit von  Staatswegen 
nicht  beschrÄnkt  sein  dürfe,  ist  erst  in  diesem 
Jahrhundert  z\ir  allgemeinen  Annahme  ge- 
langt. In  Frankreich  wimie  noch  1791  das 
Recht  zur  Auswanderung  von  der  Erlaubnis 
eines  besonderen  Ausschusses  abliangig  ge- 
macht. In  Deutschland  gehen  die  Versucrte, 
sie  zii  verbieten,  bis  zum  Jahre  182.'».  Die 
B^ründung  der  Auswandeningafreiheit  ruht 
in  der  Erwägung,  daes  eine  staatliche  Ge- 
meinschaft zwar  das  Hecht  haben  muss, 
jeflen  Angehörigen  zur  Uaterwei-ftmg  unter 
den  Geaamtwillen  zu  verhalten,  nicht  aber 
ihn  auch  g<^en  seinen  Willen  zum  Ver- 
bleiben in  der  seitherigen  Gemeinschaft 
zwii^n  dürfe,  sobald  er  seine  Pflichten 
gegen  Staat  und  Mitbürger  erfüllt  hat.  Diese 
letztere  Einschränkung  hat  in  deutschen 
Staaten  dazu  geführt,  die  Auswanderung, 
auch  nach  Gewährung  der  Freiheit  auszu- 
wandern, von  einer  Erlaubnis  abhängig  zu 
machen,  Noch  Rau  fordert  in  seiner  Volks- 
wirtschaftspohtik,  dass  der  Auswanderer  alle 
seine  besonderen  Verbindhchkeiten  erfülle, 
weshalb  Anmeldung  bei  der  übrigkeit,  Auf- 
nif  der  Gläubiger  und,  nach  Erledigung 
aller  Umstände,  Erteilung  der  Erlaubnis  zum 
Vi'egzage  erforderlich  sei.  Mit  Recht  hat 
man  ntmmehr  davon  abgesehen,  die  Aus- 
wandernngsfreiheit  von  der  Erfüllung  aller 
rechtlichen  Verbind]  ich  keiten  abhängig  zu 
machen  und  es  ist  keineswegs,  wie  noch 
Bödicker  meinte,  die  Erachwening  der 
Auswanderung  ohne  vorherige  Erfüllung 
auch  der  privatrechüichen  Verpflichtimgen 
iden  polizeilichen  Prftventivmassregeln  gegen 
Diebe  nnd  Bauemfängen  gleich  zu  achten. 
Es  bildet  ^genwärtig  die  Wehrpflicht  allein 
nnter  gewissen  Umständen  ein  Hindernis  für 
die  Auswanderung  mit  Entlassung  aus  dem 


Staatsbürgerverbande.  Die  Answandenmg 
ohne  soldie  Entlassung  ist  vollkommen  frei. 
doch  bleibt  natürlich  in  diesem  Falle  der 
Auswanderer  als  Staatsbürger  im  Mutter- 
lande noch  zu  mancherlei  Pflichten  verbun- 
den. Diese  freiere  Stellung  des  Staates  zur 
Auswanderung  ist  übrigeua  nicht  bloss  die 
Folge  rechtsphilosophischer  ErwUgimgen. 
sondern  auch  das  Resultat  richtiger  politischer 
Ucberlegung.  Waren  bereits  im  \xir^en 
Jahrhundert  alle  Versuche,  die  Aiiswaiide- 
rung  —  selbst  mit  Andi-ohung  tier  Todes- 
strafo —  zu  unterbinden,  fnichtlos,  so  wür- 
den sie  es  noch  mehr  in  neuerer  Zeit  sein. 
in  welcher  die  Bewegung  dea  Verkehrs  auf 
Eisenbahnen  und  IMmpf schiffen  die  Um- 
gehung eines  solchen  Verbots  in  hoiieui 
Grade  erleichtert. 

Solange  die  Staaten  der  Auswandenuig 
überhaupt  feindsohg  gegenüber  standen, 
konnten  sie  weder  eine  Werbung  zTda.=seu 
noch  der  Befördern  ng  von  Auswanderern 
ihre  Aufmerksamkeit  zuwenden,  es  sei  denn 
um  diese  sowie  die  Aus«'fmderungsagenteu 
zur  Strafe  zu  ziehen. 

Wer  seine  Heimat  gegen  das  Verbot  der 
R^ening  verliess,  begab  sich  selbst  des 
Rechtes,  deren  Schutz  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Und  auch  dort,  wo  kein  ausdrückliches  Ver- 
bot bestand,  war  die  Abneigung  der  Regie- 
rungen gegen  die  Auswanderung  häufig  der 
eigentliche  Grund  für  ein  gleichgültiges  Vei-- 
halten  derselben  gegen  die  den  Auswanderer 
durch  betrügerische  Agenten,  Rheder  und 
Kapitäne  drehenden  Oe^hren,  Eine  Abhilfe 
gegen  die  mit  der  Werbung  und  dem  Traus- 
{ port  von  Auswanderern  verbundenen  T'el>el- 
stände  trat  nielit  et«'a  zuerst  in  Deutschland 
ein,  dessen  Bevölkerung  am  meisten  davon 
getroffen  wurde,  sondern  erfolgte' hier  erst 
m  Nachahmung  dessen,  was  andere  Nationen 
gctlian  hatten.  Engl^id  hat  durch  zahlreiche 
Passangers  Acts  seit  1Ö03  eingegriffen.  Die 
hauptsächlichsten  Ziele  der  diesbezüglichen 
Gesetzgebung  sind:  Regelung  der  Zahl  dei' 
Reisenden  für  jedes  Schiff  und  Sichening 
einer  geordneten  Unterkunft  für  dieselben; 
Vorsorge  für  genügende  Vorräte  an  Ijobcns- 
mitteln  imd  Wasser;  Vorsorge  für  die  See- 
tüchtigkeit der  Schiffe;  endlich  möglichster 
Schutz  der  Auswanderer  vor  Ausbeuttmg 
imd  Betnig,  welchen  sie  dim;h  ihre  Uner- 
fahrenheit  und  Hilflosigkeit  ausgesetzt  sind. 
Die  Ausführung  solcher  Gesetze  wurde  in 
England  von  den  Zoll-  und  Hafenbehöiden. 
seit  1840  überdies  von  einer  besonderen 
Behörde,  den  Land  and  Emigration  Uonunis- 
sionerB,  sowie  vom  Handolsamte  über»'acht. 
Noch  grösseren  Erfolg  hatten  die  Maas- 
nahmen der  Vereinigten  Staaten,  da  dureh 
sie  alle  ankommenden  Auswandererschiffo 
ohne  Rücksicht  auf  Nationalität  betreffen 
wurden.    Massgebend  sind  die  Gesetze  des 
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Staates  New- York,  da  bei  weitem  der  grösete 
Teil  der  Auswanderer  hier  gelandet  wiirde. 
Der  Beginn  wurde  mit  einem  Sohiffs^sse, 
Lebensmittel-  und  Waßservorräte  betreffen- 
den G.  V.  2.  Mari  1819  gemacht.  Es  folgten 
die  verschärfenden  GG.  v,  1824  und  1339, 
bis  durch  das  G.  v.  5.  Mai  1847  mit  Ein- 
setzung einer  besonderen  Behörde,  der  Com- 
missioners  of  Emigration,  ein  noch  heute 
andauernder  Zustand  gleichmässiger  und 
strenger  Prüfung  der  Auswandererschiffe 
herbeigeführt  wurde.  Von  den  deutsehen 
Auswandern ngshäfen  hat  Bremen  durch  eine 
V.  V.  1.  Oktober  1832,  Hambiurg  dureh  eine 
solche  V.  3.  Juni  1750  begonnen,  Verbesse- 
rungen herbeizuführen.  Sie  sind  seitdem 
wiederholt  ergänzt,  verbessert  und  verschärft 
worden  In  den  Niederlanden  erfolgte  der 
Anfang  einer  Gesetzgebung  in  dieser  Frage 
im  Jahre  ISSl,  in  Belgien  1843,  in  Frank- 
reich 1855.  Hand  in  Hand  mit  Einrichtung 
dieser  Fürsorge  j^ng  die  Einführung  einer 
amtlichen  Aus^vanderungs-  bezw.  (in  den 
Vereinigten  Staaten)  Einwandenmgsstatiatik, 
welche  daher  in  England  und  in  den  Ver- 
einigen Staaten  bis  zum  Beginn,  in  den 
übrigen  Staaten  bis  zur  Mitte  des  Jahr- 
huoQerts  znrilckreicht. 

Die  Fürsorge  für  den  Auswanderer  wäh- 
rend des  Transportes  berülirt  seine  Wohl- 
fahrt nur  während  eines  kürzeren,  allerdings 
fiber  Gesundheit  und  Leben  entscheidenden 
Zeitraumes.  Der  Einfliiss  hingegen,  welchen 
der  Staat  auf  das  Agentenwesen  zu 
nehmen  im  stände  ist,  vermag  für  das  ganze 
kflnftige  Dasein  des  Auswanderers  entschei- 
dend zu  sein.  Denn  wenn  auch  in  den 
meisten  Fällen  der  Aiiswanderer  persönhchen 
Beziehungen  folgt,  so  ist  doch  die  Gefahr 
eine  sehr  grosse,  dasa  seine  Uuerfahrenheit 
und  mangelhafte  EenntDis  des  Auswande- 
rungszieles  durch  Agenten  ausgebeutet  wird 
und  der  Auswanderer  materielle  Verluste, 
■vielleicht  selbst  die  Last  eines  verkümmerten 
Daseins  zu  tragen  hat.  Die  Erfahrungen, 
welche  in  dieser  Hinsicht  gemacht  worden 
sind,  haben  ungefähr  seit  den  vierziger  Jah- 
ren dieses  Jahrhunderts  in  allen  Staaten  zu 
einer  Eegelung  des  Ageatnrwesens,  der  sog. 
Auswanderungsuntemehmungen  (s.  d.  Art.), 
geführt.  Wenn  nmn  gegen  die  Konzeseio- 
nierung  von  Agenten  angeführt  hat,  dass 
dadurch  die  Auswanderung  befördert  werde 
—  so  glaubte  man  in  Mecklenburg  die  Er- 
&hrung  gemacht  zu  haben,  dass  in  den  Ge- 
bieten, in  welchen  Auswanderungsagenturen 
konzessioniert  wurden,  die  Auswanderung 
stieg  — ,  so  ist  dementgegenzuhalten,  dass 
es  besser  sei,  die  Auswanderung  werde 
(lurdi  bestimmte,  dem  Staate  bekannte  und 
von  ihm  beaufsichtigte  Organe  geleitet,  als 
<]a6S  sie  wieder  den  geheimen,  erfahrungs- 
gemäss  nicht  auszurottenden  Agenturen  ver- 


falle. Staaten  wie  Grossbritannien,  welche 
über  Gebiete  verfügen,  welche  die  Aus- 
wanderer aufzunehmen  im  stände  sind. 
werden  zweckmSssigerweise  die  Verbreitung 
von  Nachrichten  Über  dieselben,  über  die 
wirtschaftliclien  und  sozialen  Bedingungen 
daselbst,  über  die  zweckmfissigste  Art  der 
Vorbereitung  und  Durchführung  der  Reise 
dahin  etc.  von  Amts  wegen  o^oisieren. 
Der  vielleicht  einmal  zu  gew&rtigende  Ab- 
fall solcher  Kolonleen  kann  nicht  den  Voi^ 
teil  überwiegen,  den  diese  ^t^äten  durch 
Unterbringung  ihrer  Auswanderer  in  eigenen 
Eolonieen  erzielen.  Auch  an  die  übrigen 
Staaten  mit  starker  Auswanderung  tritt  die 
Frage  heran,  ob  mit  der  erwähnten  Stellimg- 
nahme  ihre  Auswanderungspolitik  erschöpft 
sei.  Diese  Meinung  ist  in  der  That  weit 
verbreitet.  Seit  wenigen  Jahren  nicht  mehr 
ganz  in  England,  wohl  aber  noch  in  Frank- 
reich ist  die  Ansicht  herrschend,  dass  der 
Staat  mit  jenen  bisher  besprochenen  Mass- 
nahmen, die  als  Auswandeningspolizei  be- 
zeichnet werden  können,  genug  gethan  habe. 
Man  scheint  zu  glauben,  dass  die  Politik  in 
dieser  Frage,  von  jenen  Punkten  abgesehen, 
nur  in  einer  Verhinderung  oder  in  einer 
Beförderung  der  Auswanderung  bestehen 
könne,  was  beides  dem  Staate  nicht  gut  an- 
stehe. In  Deutschland  ist  die  Stellung  die, 
dass  seitens  der  Heeiorungen  die  Auswande- 
rung nicht  gewünsdiit  und  daher  jede  Staats- 
thätigkeit,  welche  üu  ihren  Gunsten  ge<leutel 
werden  könnte,  vermieden  wird.  Seitens 
der  meisten  Schriftsteller  hingegen  vi-ird  eine 
jene  Extreme  vermeidende  Politik  der  Or- 
ganisation und  Leitung  für  möglich 
gehalten,  wenn  es  auch  nicht  an  Äeusse- 
nmgen,  wie  jenen  Bödickers,  fehlt, 
welcher  die  Auswanderung  mit  allen  inner- 
halb der  Auswandemngsfreiheit  zulässigen 
Mitteln  zu  bekämpfen  empfiehlt  Einer  Or- 
ganisation und  Leitung  der  Auswanderung 
sind  drei  Aufgaben  gestellt.  Sie  soll  Auf- 
klärung über  die  Auswanderungsziele  ge- 
währen, den  Transport  der  Auswanderer 
beaufsichtigen  und  leiten  und  endlich  seihst 
Auswandeningsziele  erschliessen.  In  erst- 
erwähnter Hinsicht  wird  die  Errichtimg  von 
AuskunftssteUen  notwendig.  Diese  sind 
durch  zuverlässige,  mit  den  Verhaltnissen 
vollkommen  vertraute  Personen  in  den  Ge- 
bieten, welche  als  Auswandeningsziele  in 
Betracht  gezogen  werden,  mit  regelmässig 
umlaufenden  Nachrichten  Über  Arbeitsbedarf, 
Löhne,  Land-  und  Lebensmittelpreise,  Ver- 
kehrsgelegenheiten etc.  in  jenen  Gebieten 
zu  veisehen  und  halien  hierüber  sowie  über 
den  nötigen  Reise-  und  Wirtschaftsbedarf 
und  die  Rei&^elegenheiten  Auskunft  zu 
geben.  Die  Transportleitung  erfordert  Em- 
pfangnahme, Fflrsoi^e  für  Unterkunft  und 
Einschiffung  im  Einschiffungshafen,  für  rieh- 
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tige  AuBSchifhiiig,  Uoterkunft  im  Ausschif- 
fiingshafen  und  BefOrderuDg'  an  das  even- 
tiiellebiimenländischeZieL  DieErscblieesuQg 
von  AuBvaadenmgszielen  setzt  Dicht  not- 
wendig eigene  Eoloaieen,  immer  aber  ein 
Einverständnis  mit  der  Regierung  des  Ein- 
wandern agsian  des  voraus.  Sie  bat  wie  die 
innere  Kolonisation  die  Auf^be,  Ansiede- 
limgen  zu  gründen  und  zu  diesem  Zwecke 
iu  weitem  Masse  die  Verwaltung  der  zu 
koIoDisierenden  Ländereien  zu  fuhren,  An- 
siedelunggpunkte  auszuauchen,  LAndereien 
für  öffentliche  und  private  Zwecke  zu  be- 
stimmen und  zu  vergeben  und  durch  Ge- 
wShmng  materieller  wie  sozialer  Vorteile 
die  Auswanderung  diesen  Gebieten  zuzu- 
führen. 

In  den  nicht  selbst  kolonisierenden 
Staaten  \*-iid,  wie  hervoi^hoben,  nur  die 
Ueberwachnng  der  NachrichtenerteiluDg 
durch  Privatagenluren  und  dee  Transport- 
wesens als  Staateaiifgabe  angesehen.  Das 
Wachsen  der  Auswanderung  und  die  Deber- 
zeugung,  dass  man  es  hierbei  mit  einer  Be- 
w^ung  zu  thun  hat,  für  welche  die  Grenze 
—  gleichmässige  Besiedelung  der  fOr  Euro- 
päer tauglichen  Gebiete  —  in  weiter  Feme 
liegt,  wird  dies  Verhalten  der  Staaten  ändern. 
Der  ganze  Apparat  auswärtiger  Vertretung 
kaim  imd  sollte  dieser  Bewegung  nützlich 
gemacht  werden.  In  dem  Masse,  als  die 
weltwirtschaftlichen  Verbindungen  die  Ent- 
wickelung  der  heimischen  Volkswirtschaft 
lieeiuflussen,  müssen  die  Staaten  darauf  be- 
tlacht sein,  jene  zu  stärken.  Uie  Besiedelung 
fremder  Gebiete  mit  Volksgenossen  bildet 
ein  Mittel  dazu.  Wie  weit  der  Staat  selbst 
in  dieser  Sache  vorgehen  solle,  bildet  keine 
principielle  Frage  mehr.  Der  Wunsch,  die 
nationalen  Kräfte  auch  in  fremden  Gebieten 
zusammenzuhalten,  spornt  heute  ebenso  wie 
menschliches  Mitgefühl  mit  der  schwierigen 
Lage  der  Auswanderer,  die  Nationen  an, 
durch  freie  Organisationen,  die  erwähnten 
Zwecke  zu  erreichen.  Das  Gebiet  derselben 
ist  ein  weites,  Beine  Wohlthätigkeitsvereine, 
welche  dem  Auswanderer  ratend  und  unter- 
stützend zur  Seite  stehen,  und  Erwerbsge- 
wll Schäften,  welche  in  der  Organisation  und 
Leitung  der  Auswanderung  ein  ertragfähiges 
rnternehmen  erblicken,  wirken  neben  einan- 
der. Eine  Vnterstfitzung  dieser  auf  dem 
Boden  der  Gesellschaft  hervorwachsenden 
Bestrebangeu  winl  dem  Staate  auch  dort 
möglich  sein,  wo  man  die  Auswanderung 
als  ein  Uebel  betrachtet,  Ist  die  Auswande- 
rung trotz  aller  vorbauenden  Massre^ln  der 
inneren  Politik  doch  nicht  zu  vermeiden,  so 
ist  es  besser,  man  trachtet,  dieselbe,  soweit 
es  angeht,  dem  eigenen  Volkstum  und  den 
Interessen  der  eigenen  Volkswirtschaft  zu 
erhalten,  als  dass  man  sie  sich  selbst  Ober- 
lässt.     In  den  Formen  der  planmässig  ge- 

HaadwÜrterbnch  der  StBatswiiMiiacbafteD,    Zweite 


leiteten  Auswanderung  giebt  es  übrigens 
zahlreiche  Abstufungen,  welche  grösstenteils 
von  England  und  seinen  Kolonieea  auch 
praktisch  versucht  worden  sind.  Das  be- 
kannteste System  igt  das  nach  seinem  Be- 
gründer, Wakefieldj  benannte,  welches  da- 
raul  beruht,  den  wirtschaftlichen  und  Ver- 
waltungsaufwand der  Bcaiedclung  durch  den 
Wert  des  Grundes  und  Bodens  zu  decken 
und  zwar  in  der  Art,  dass  je  nach  dem 
grCssetcn  oder  geringeren  BedOrfnis  an 
Arbeitskräften  die  Preise  für  den  Grund 
und  Boden  hinauf-  oder  herabgesetzt 
würden  (vgl.  Abschn.  II,  sub  vT,  2 
unten-  S,  94).  Die  Versuche,  die  mit 
der  Anwendung  des  Wakefieldschen  Sys- 
temfi  gemacht  wurden ,  haben  zwar  die 
gehofften  Erfolge  nicht  erzielt,  aber  doch 
bewirkt,  dass  in  sämtlichen  englischen  Kolo- 
nieen  die  Landverwertung  im  Interesse  der 
Einwanderungspolitik  Eingang  fand.  Die 
grösste  Schwierigkeit  für  eine  erfolgreiche 
Durchführung  der  Pläne  bezUglidi  einer 
Organisation  der  Auswanderung  liegt  stets 
in  der  Verschuldung  der  armen  Auswanderer 
an  die  die  Auswanderung  leitenden  staat- 
lichen oder  privaten  Unternehmungen  und 
in  den  daraus  entspringenden  Abhängig- 
keitsverhältnissen. Je  geringer  die  Bechts- 
sicherheit  im  Besiedelungsgebiete,  je  schwie- 
riger die  Erwerbs  Verhältnisse,  desto  leichter 
ist  die  ökonomische  Grundlage  eines  solchen 
Unternehmens  zerstört  Da  aber  jene  Voi-- 
aussetzuDgen  eines  Misserlolges  sehr  häufig 
eintreten,  bleibt  jede  private  Unternehmung 
zu  plan  massiger  Leitung  der  Auswanderung 
und  Besiedelung  überseeischer  Gebiete  ein 
Wagnis,  das  nur  bei  sorgfillti^r  Auswahl 
der  Auswanderer  wie  der  Besiedeluiig^;e- 
biete  glücken  kann,  ohne  dass  auch  in  einem 
solchen  Fidle  eine  imbedingte  Sicherheit  <lcr 
Erfolge  gegeben  wäre. 


Üle  Ansiraaderung  aus  deu 

einzelnen  europäischen 

Staaten, 

I.  A.  aus  Dentachland  fS.  82).  U.  A. 
auB  Oest«rreich-Ungani  [8.  90).  IU.  A.  aua 
Belgien  (8.  90).  IV.  A.  aus  Dänemark  (S.  91). 
V.  A.  aus  Frankreifh  [S.  91).  VI.  A.  aus 
Ürossbritannien  (S.  91).  VII.  A.  aus  Italien 
(S.  98),  VIII.  A.  ans  den  Niederlanden  (S. 
104).  IS.  A.  aus  Kor«-egen  (S.  105).  X.  A. 
aus  Schwellen  (S.  105j.  XI.  A.  aus  der  Schweiz 
(S.  la')).  XII,  A.  aus  apnnien  und  Portugal 
(S.  107). 
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Aiiswandemtig  (Deiitf^chland) 


I.  Auswanderung  ans  Deutschland. 

1. 1 

A,    2.  ( 

1.  Umfang  und  Gliedemng  der  deat- 
schen  A.  Die  Feststellung  der  Gi-ösae  der 
deutschen  AusM'auderung  begegoet  grossen 
Schwierigkeiteu ,  da  die  Lage  des  Staats- 
gebietes lind  des  Schiffsverkehrs  die  Be- 
nutzung fi'cmder  (französischer,  belgischer, 
holländischer,  engliaeher)  Häfen  oft  vorteil- 
hafter erscheinen  lässt  als  die  der  deutschen 
Häfen.  Kur  im  Augenblicke  der  Einschiffung 
aber  lä.sst  Bich  die  Zahl  der  Au3«-anderer 
erfahreo,  sobald  man  einmal,  wie  dies  ja  in 
Deutschland  der  Fall  ist,  darauf  verzichtet 
liat,  die  Auswandening  von  einer  förmlichen 
KutlassuDg  abhän^g  zu  machen.  Von  den 
deutschen  Einschiffungshäfen  hat  Bremen 
von  1832  ab,  Hamburg  von  1846  ab  Er- 
hebimgen  veranstaltet  und  v eruff enthebt , 
doch  sind  die  deutschen  Auswanderer  in 
<len  bremischen  Nachweisen  erst  vom  Jahre 
1866,  in  den  hamburgischen  vom  Jahre  1851 
an,  in  letzterem  aber  nicht  für  die  einzelnen 
Bestimmungsländer,  von  den  nichtdeutschen 
unterschieden.  Die  Angaben  aus  ausser- 
deutschen  Häfen  lassen  für  frühere  Jahre 
lue  als  Auswanderer  befönlerten  Deutschen 
nicht  erkennen.  Man  ist  daher  für  frühere 
Zeiten  auf  Schätzungen  und  Angaben  der  Ein- 
wanderungsstaaten angeiviesen.  Die  gegen- 
wärtige AuswandernngBstatistik  in  Deutsch- 
land ruht  auf  den  Beschlüssen  des  Bundes- 
rats des  Zollvereins  vom  23.  Mai  1871»  bezw. 
des  Bundesrats  des  Reiches  v,  7.  Dezember 
1871.  Danach  werden  in  allen  deutschen 
Einschiffungshäfen  neben  minder  wichtigen 
auch  Aufzeichnungen  über  Geschlecht,  Alter, 
bisherigen  Wohnort  und  Ziel  fler  Auswan- 
derung gemacht  und  werden  die  zu  einer 
Familie  gehörigen  Auswanderer  besonders  i 
nachgewiesen.  Eine  Angabe  über  den  Beruf  I 
<ler  Auswanderer  findet  sich  nur  in  der' 
Hamburger  Statistik.  Von  ausserdeutschen 
Hafen  Ucfem  die  holländischen  und  bel- 
gischen vollständige  Nacliweisungen.  Die 
deutsche  Auswanderung  aus  französischen 
Häfen  ist  nur  ans  periodischen,  nicht  jähr- 
lichen französischen  Teröffentlichungen  zu 
ermitteln,  doch  liefern  diese  keinen  Nachweis 
über  Oeschlccht,  Alter  etc.  Die  über  Eng- 
land gehenden  deutschen  Auswanderer  wer- 
den nur  soweit  aufgezeichnet,  als  sie  schon 
in  Deutschland  zur  Befördenmg  als  Aus- 
wanderer sich  einschiffen  lassen.  Es  ist 
•  laher  regelmässig  die  Zahl  der  von  den 
Einwtmdenmgsstaaten  nachgewiesenen  deut- 
schen Einwanderer  grösser  als  die  deut- 
scherseits nachgewiesene  Auswandererzahl. 
Nach  den  Nachweisungen  der  Vereinigten 
Staaten  sind  daselbst  Deutsche  (ohne  die 
'lesterreicher)  eingewandert: 


Jahr 

Zahl 

Jahr 

Zahl 

1820 

968 

18U> 

57561 

1821 

383 

1847 

74281 

1822 

f48 

1848 

58  46; 

1823 

183 

1849 

6033:; 

1824 

230 

IBTiO 

78896 

1825 

450 

1841—50 

4.14  «2« 

1826 

5" 

1851 

72483 

1827 

43a 

1852 

145918 

1828 

i8.;[ 

1853 

141946 

1829 

.197 

1854 

215009 

1830 

1976 

1856 

71918 

1820-30 

T72» 

1856 

71028 

1831 

2413 

1857 

91781 

1&S2 

10194 

1858 

45310 

isan 

6988 

iaj9 

41784 

if^ 

17686 

1860 

■^4  491 

1836 

93" 

1851-«» 

591  «17 

1836 

1861 

31661 

1837 

23  749 

1862 

27529 

1838 

U683 

1863 

33  162 

1839 

31  038 

1864 

57276 

1840 

29704 

1865 

83424 

183 1-« 

152  454 

1866 

115892 

1841 

15391 

1867 

133426 

1842 

20370 

1868 

123070 

1848 

1444c 

1869 

134788 

1844 

20731 

1870 

91779 

1B4Ö 

34  355 

18»l-70 

822007 

Die  Nachis-eisungen  für  die  Jalire  ls2i| — 
31  sowie  1842 — 49  umfassen  die  Zeit  vom 
1.  Oktober  des  Vorjahres  bis  30.  September 
des  angegebenen  Jahres.  Die  Zaluen  für 
1832  und  1850  enthalten  auch  jene  des 
letzten  Quartals  des  Vorjahres,  für  1841 
hingegen  fehlt  der  Ausweis  des  letzten 
Jahresviertels. 

Nach  der  Statistik  dos  Deutachon  Reicli-xs 
ist  folgen  dos  die  gesamte  nachweisliarts 
deutsche  Auswanderung  von  1871 
bis  ]8y7  (s.  Tabelle, auf  S.  &3): 

Die  Ocsamtsauswaoderung  von  1S2U  bis 
1897  würde  demnach  nmd  4,7  Millionen  Seelen 
betragen  haben.  Der  Ersatz  der  aus  Deutsch- 
land ausgewanderten  Bevölkerungateile  durcli 
Einwanderung  ist  geringfügig.  Es  dflrfte 
zudem  die  Einwanderung  aufgewogen  wer- 
den durch  jene  Auswan<lorung,  wdclie  sich 
der  Zählimg  entzieht.  Die  Ziffern  der  bei- 
den vorstehenden  I>l)efschriften  drücken 
daher,  wenn  sie  auch  auf  absolute  Richtig- 
keit, namentlich  fOi-  frühere  Jahre,  keinen 
Ansprach  haben,  doch  die  i-elativo  Stärke 
der  Auswandenuig  in  den  einzelneu  Zelt- 
i-äumen  richtig  aus.  Vom  Ende  der  dreis- 
siger  Jahre  beginnt  ein  laugsames,  aber  fast 
ununterbrochenes  Anschwellen  der  Äuswaii- 
derang,  das  in  den  Jahren  1852 — 54  einen 
filr  die  damalige  Zeit  uneHiürten  Hühepiuikt 
erreicht.  Die  nächsten  acht  Jahre  bnnj^'ti 
ein  auffallendes  Sinken  mit  einem  Tief- 
punkt im  Jahre  1862,  der  seit  20  Jahren 
nicht  mehr  erreicht  worden  war.  Von 
1863^1875  weist  die  Auswuidermig  zwei 
Hebungen  und  Senkimgen  auf,  welche,  wie 
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Es  wnrdps  dentarhe  Auswanderer  befurderl  über 

Davon '1  nai-h 

"~" 

demsche  Hufen 

fremde  H«fen 

AiiierikA 

1 

< 

1 

1 

i 

1 

1 
i 

Ig 

1 
X 

ll 

i 

iil 

■~         » 

X 

a 

1 

'S  " 

a§ 

-i- 

1 

Ig 

:     !  '^■ 

ä 

1' 

ffl 

W- 

!     t 

1871    45658 

30254'  ■         ■    '  - 

312 

76224 

73816!        9 

9201    321 

18'  11 1  817 

1872:66  919    57615'     . 

1 116 

■28152 

119780 

690 

3i;o8:    486        2    12,1172 

l8?3i4S6o8,5i432' 

3598 

6  800  ji  10  438 

96641 

49 

5048,    556         4      9|i33i 

1874 

17907134093  1536 

1S76 

25591  47671 

42492 

138 

1019,    525'      5   33 1  900 

1875 

I2  6i3|i5  8a6|    268 

Z066 

1  556  [  32329 

27834 

38 

1387      450         >    37i'o26 

1876 

10  972  1  12706     202 

<488 

i  276  1  29  644 

22767 

3432]     847,      54.    31  JJ226 

1877 

9328:10725       75 

1836 

934 1  22898 

18240 

1069      557;  750   31   '306 

1878 

Ii329|ii8z7        85 

9;6 

Mio;  25627 

20373 

89 

1048.    545     394    501I718 

1879 

15S28J  13165,    Z4S 

4* 

. 

2561135888 

30808 

44 

16301    517       23    31  1  274 

1880 

51627,42787.    552 

H  224 

10907  117097 

103  115 

2119I    539       27    361   132 

ISSljgSsio   84485' 1434126178 

10355  220902 

206  1S9 

286 

2[02|    876;  314   35;  745 

1882196116    71  164,  1936 '24  653 

9716  203  1:85 

189373 

383 

1286,  1205  1  335   40  1247 

1883 

87739    55  6661    546 '32  168 

7497,173616 

159894 

59' 

"583  1  1125.  772   50.2104 

1884 

75776    49985  1    750,  17075 

5479  149065 

139339 

728 

1253  1  1335  1  230   35  ■  666 

1885 

42328    35  335  1  1237 

14742 

3596 

2881   >.o„9 

102224 

692 

1713    1639     294   721  604 

1886 

50224   25714      709 

10040 

3188 

3350    83225 

75  591 

330 

2045    1068 

191 116,  534 

1887 

55290    22648:1535 

16132 

4107 

5075   104787 

95976 

270 

1152!  1285 

302'227  ;    500 

1888 

5397412840112295 

14057 

3787 

5  436  103  951 

94364 

199 

1129I  1723 

33 1  230 

539 

1889 

48972    22907    2i66 

.2657 

3501 

5811 :  96070 

84424 

88 

2412.1155 

422262 

496 

1890 

48  080!  24  963    J833 

13765 

3340 

5178 

97103 

85112 

307 

4096  1  1300 

471  165 

474 

1891 

59673    31581     1891 

19069 

3178 

4697 

120089 

108611 

976 

3710;    961 

599    97 

438 

1Ö92 

59897     28072     2214 

17554 

4471 

4131 

116339 

107803 

■577 

779 1  1077 

476120 

376 

1893 

39852^30510    646 

I  1  532 

1918 

3219 

87677 

75102 

6136 

U69    1058 

^86  146  ;  261 

1894 

17269:16297    — 

4158 

1454 

.786 

39204 

34210    1490 

1283  1  1059 

760151     225 

1895 

15160:13997;    69 

4924 

1407 

1941 

37498 

30692    1100 

1340    1194 

886,134!  211 

18% 

12548:12324   899 

5 '99 

1144 

1710 

32114 

27  360     643 

986    [470  1346144,  174 

1«I7 

9  559 

8802 

440 

3769 

6 

50 

'J  29 

23249 

19030 

539 

899 

1180 

1103 

'45 

324 

')  Für  1897  liegen  bis  dahin  nnr  die  Angaben  fflr  Bordeaux  vor:  diese  Ziffer  (riebt  wi- 
mit  nieht  die  üänitlicHen  Anavanderer  Ober  franziiüinehe  Häfen  an,  und  deniKemttiis  ist  aueh  die 
liesamtanawandernn^Bzahl  pro  1897  um  etwas  grÜSBer. 

'j  Die  über  franzüsische  Häfen  KeganKenen  deutschen  Auswanderer  sind  hier  bei  der  Ver- 
teilung nach  Beatiraninngs  lande  rn  nicht  berllck  sieht  igt  worden,  da  für  die  Zeit  vor  1890  be- 
rlimmte  SaehweiBe  iiirht  vorhanden  sind.  In  den  Jahren  1890 — 189(i  Bingen  von  den  über 
frsnzOaisehe  Häfen  beEürderten  deutsrhen  Auswanderern  nach  den  Vereinigten  Staaten  4653, 
4436,  4003,  3147,  1692,  1811,  ir>47,  nach  Brasilien  52,  69,  17,  4,  6,  65,  15,  nach  anderen  Teilen 
von  Amerika  473,  193,  111,  G8,  89,  66,  48. 


*hoii  Bödicker  nachgewiesen  hat,  deut- 
lich den  EinDuss  der  Kriege  von  1860  und 
IR70.71  anf  die  Auswandening  darthun. 
Die  Hebung  z«  Beginn  der  siobKiger  Jalire 
Findet  ein  baldiges  Ende.  Die  achtziger 
Jahre  aber  beginnen  wieder  mit  einer  er- 
lieblichen  Steigening  der  AiiswandErnng,  die 
jiler  nicht  aiinÄit,  Nach  einigen  Schwan- 
kungen erreicht  viehnehr  die  Auswanderung 
1897  einen  Tiefstand,  der  im  Laufe  der 
letzten  liO  Jahre  nur  ein  einziges  Mal  — 
1S77  —  erreicht  worden  war.  Die  Ursachen 
der  Yeifinderung  der  Auewandeningsbewe- 
gnng  Har  zn  legen,  wäre  eine  dankenswerte 
Aufgabe,  aber  niu-  an  der  Hand  einer  ein- 


gehenden Betrachtung  der  wirtschafthcheii 
und  sozialen  Verhältnisse  im  Laufe  <ler 
letzten  50  Jahre  dui'chführbar.  Auch  dann 
^k-ürde  man  stets  auf  das  Zusammenwirken 
der  verschiedensten  Faktoren  in  den  oin- 
zeluen  TeiJe'n  Deutechlanda  aufmerksam 
machen  mflssen.  Wie  verschieden  sich  die- 
selben ziir  Auswanderung  verhalten,  zeigt 
die  folgende,  die  Auswanderung  pro  Tausend 
der  Bevfjlkening  nachweisende  und  sie  mit 
der  Bevölkerungsdichte  vergleichende  Ueber- 
siuht.  ■ 

Wie  das  kaiserhche  statistische  Amt  hei^ 
vorhebt,  gestatten  zwar  diese  Zahlen  keinen 
völlig  zutreffenden  Vei^leich  zwischen  den 
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AuswaaderuDg  (Deutschland) 


Anf  1000  Einwohner  kommen  Uberai 


Gebietsteile  der  Herknnft 


1894     1896     1896     1897 


PreusBen. 

Ostprenssen 

WestprenBHen  .... 
Britnaenburg  mit  Berlin 
Pommern 

Schlesien 

Sachsen      

Schleswig-Holstein      .    . 

Hannover 

Westfalen 

Hegsen-Nassau    .... 

Bbeinland 

Hohenzollem      .... 


Preussen  im  ganzen 


SUddeittschland 
Bayern  rechts  des  Hheins  . 
Bayern  links  des  Rheins  _. 

Wilrtlemlicrg 

Baden    . 

Hessen 

£lt>HBs-Lothriiigen')     .    .    . 


Mitteldentsclie  Staal 
Königreich  Sachsen  .  .  . 
Thüringische  Staaten  .  .  . 
nnd  zwar;  Sachsen- Weimar 
Sachsen-Meinin^en  .... 
Sachsen-Altenbui^  .... 
Sachsen -Kobnrg-Q  Ol  ha  .  . 
Seh  warzbn  rg-Sondershansen 
Sc  h  ivarBbnrg-Rndolstadt 

Kens)*  tt.  L 

Reiifls  j.  L 


Xorddentsche  Stai 
Mecklenburg-Schwerin  . 
Mecklenburg-Streliti    .    . 

Oldenburg 

Braun  schweig     .... 
Anhalt 


Scbaumbiirg-Lippe  . 

Ltlbeck  '-'.','.'. 

Bremen 

Hamburg    .... 
Deutsches 


c-PT 


76,7 


a79,5 
765,1 


0,68 

0,60 

0,40 

°.45 

3,11 

'.93 

1,43 

o,7<J 

0.45 

0.74 

0,37 

0,2a 

i.ii 

0,43 

0.51 

1,27 

0,62 

0,17 

't« 

oM 

0,99 

.S,i5 

■SM 

3,91 

96,7 


a,32 1  2,n  I 


0,76 


„.  :..  I  ^'^  Ziffern  für  den  Weaten  und  Südwesten  sind  zum  Vergleich  nicht  geeignet,  da 
fllr  die  aus  jenen  Oegenden  über  tranitöaigche  Hufen  Auswandernden  die  Bezeichnung  der  Her- 
kunft fehlt-  ')  Unter  Einschlnsa  der  über  französische  Häfen  beförderten  Deutschen  kommen 
auf  das   Reich   im   ganzen   1888:  2.16;    1889:  1,97;   1890:  1,97;   1891:  241-   1892'  231-   1893- 

1,73;  1891:0,8;  1895:  0,72;  1896:  0,64  AUBWaaderer  auf  1000  Einwohner.  '     '      ' 

verachiedeiien  Gebietsteilen,  weil  die  Ober  1  Fehler  ist  unbedeutend.  »Die  leteteren  lia- 
haozösische  Häfen  beförderten  Auawan-  ben,  wie  es  uach  der  Lage  der  franzOsisdion 
dei-er   nicht   berücksichtigt   eind,   aber  der I  Häfen  nicht  wohl  anders  sein  kann,  über- 
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wi^eod  in  den  sfidvesÜicheD  Teilen  dos 
Iteiäies  ihre  Heimat;  insbesondere  ffir  die 
Answandemn^  über  Havre  ei^bt  sicti,  daes 
TOQ  den  3156  im  Jahre  1893  beförderten 
Deutschen  2055  allein  aus  Elaass-LoUiriDgen 
gekommen  sind.« 

Aus  dieser  Uebersicht  ist  zweierlei  er- 
sictatticb.  Eioma],  dass  die  steigende  oder 
falleade  Bewegung  in  der  uesamtaus- 
vanderung  aus  dem  Deutschen  Reiche 
keines w^s  von  den  einzelnen  Gebieten 
gleichmässig  geteilt  wird,  indem  die- 
selben sogar  ein  der  Bewegung  der  Gesamt- 
heit entgegengesetztes  Verhalten  aufweisen 
künnen.  Zw-eitens  geht  daraus  hen-or,  dass 
die  StArko  der  Auswanderung  in  keinem 
nisAchlichen  Zusammenhang  mit  der  absn- 
hiten  Dichte  der  Bevölkenmg  steht.  Es 
weisen  im  G^enteil  die  lUlnuer  besiedelten 
Gebiete  die  stärkste,  die  dicht  besiedelten  — 
von  den  Städten  al^csehen  —  die  geringste 
Auswandemag  auf.  Auch  eine  Qegenüber- 
stellnng  der  Auswanderungsziffer  nnd  der 
Geburtenziffer  bezw,  der  Sffer  des  Ueber- 
schoBses  der  Geborenen  über  die  Gestorlwneii 
lässt  keinen  Zusammenhang  zwischen  der 
Grösse  der  nacbdiängenden  Bevölkerung 
nnd  der  Auswanderung  erkennen.    Gebiete 


mit  starker  Geburtenziffer  wie  West-  und 
Ostpreusseu,  Posen  weisen  allerdin^  eine 
starke  Answandemng  auf,  allein  Gebiete 
wie  die  Rheinlande  imd  Westfalen,  in  wel- 
chen die  Geburtenziffer  jener  der  früher  ge- 
nannten Gebiete  am  nAchsten  steht,  die 
Ueberschnssziffer  aber  grösser  ist,  halten 
eine  bedeutend  geringere  Auswanderung, 
Auch  diese  Thatsache  drängt  dazu,  die  Ur- 
sachen für  die  Auswandeniiig  nicht  in  der 
Grösse  der  Bevölkerung,  sondern  in  den 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnissen 
der  einzelnen  Landesteile  zu  suchen.  Hin- 
gegen weisen  die  Ziffern  auf  einen  Zu- 
sammenhang der  Aus  wandern  ngsintensität 
mit  der  Gmudbesitzveiteilung  in  der  Art, 
dass  in  dem  Masse,  als  der  Grossgruudbesitz 
herrschend  und  die  Möglichkeit  der  Bodeii- 
benutzung  im  Kleinbetriebe  gering  ist  (Pom- 
mern, Posen,  AVestpreussen),  die  Auswande- 
rung steigt  Daneben  tritt  der  EinfLuss 
intensiver  überseeischer  Beziehungen  sowie 
die  Nähe  der  See  hervor  (Hamburg,  Bremen, 
Mecklenburg,  Oldenburg). 

Verfolgen  wir  für  die  letzten  .lahro 
{189G  und  lft97)  den  Gang  der  deutschen 
Auswanderung  während  der  einzelnen  Mo- 
nate, so  zeigt  sich  folgende  Bewegung: 


IMe  deutsche  Ai 

«wnndenmg 

m-li  >tonaten   rtbor  dentsclu*  Hafen  ui 
Rotterdam  und  Amsteniani. 

i   iilif 

■  Antwei-jjen, 

Jahr 

Jan. 

Febr. 

MHrz 

.\pril  j   Mai 

Jnni 

Jnli 

Ang. 

Sept. 

Okt. 

Xov.  1  Dez. 

1896 
1897 

1097 

855 

1879 
[244 

3120 
1986 

4271  1  4075 
2635     2859 

2659 

1793 

2656 
1958 

»933 

3'77 
2742 

3439 
2551 

1681  1  1127 
'541       847 

Den  Altersaufbau  der  Auswanih'ivr 
im  Unterechied  von  jenem  ilor  Bt-^'ölkunmg 
zi,'igt  die  folgende  UL-bersic-hl.  Es  slandi.ni 
von  Hundert  im  Jahre  1S9C 

männUchFii         u-«ibllch»n  ,,, , . 

im       Uetchlecbts        (ieMUechm         "uernsnpl 


nnler 
U       15,6 

14—21  19,7 
31-30  35,6 
HO-50  24,1 
öOnnd 


'I'  ^£^ 


II  Zts  s^H  Z'ti 


Ueber  die  Rückwirkung  dieses  ümstandes 
auf  die  wirtschaftliche  Iiage  der  Zurück- 
bleibeaden  ist  auf  das  bei  früherer  Ge- 
legenheit Gesagte  zu  verweisen  (vgl.  oljeii 
1  sub  6  S.  77/7H). 

Von   der  Gesamtheit   der  Auswanderer 
gehörten  an: 

dem  männlichen  dem  weiblichen 

(leBchlcrht 

1892  6igSz  49<;iz 

1893  47  27z  30  706 

1894  204S2  18346 


1897 


'8953 
17549 
IZ972 


o        7:3      16,6        6,0      15,8] 

Die  Zusammensetzung  der  Auswanderer 
nach  Alter  und  Geschlecht  weist  demnach 
die  schon  im  Abschn.  I  siih  6  oben  Bd.  II. 
S.  76  betonte  Verschiedenheit  von  jener 
der  Bevölkerung  auf,  welche  bewirkt, 
•lass  den  produktiven  Altersklassen  eine 
verhältnismäsüg  grössere  Menge  von 
Personen    entzogen    wird  als   den   übrigen. 


"Während  das  weibliche  Geschlecht  in 
der  Bevölkerung  des  Reiches  mit  .'»l".«  ver- 
treten ist,  schwankt  sein  Anteil  an  der  Aus- 
wanderung zwischen  44  und  47  "/o. 

Von  Interesse  ist  auch  die  Scheidung 
der  Auswanderer,  je  nachdem  dieselbe 
seiteus  ganzer  Familien  oder  seitens  ein- 
zelner vorgenommen  wird.  Wie  die  folgende 
Uebereicht  darthut ,  wird  der  Anteil  der 
Familien  an  derGesamtauswandenmg kleiner. 
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Von  100  Anewanderern 

im      "S'"  ein-  ™»rä""«nttrden 

TU     c  ~:i:„»  „1  Familien     Einzelaus- 

J«hre  Familien  zeln  „4n„,„.,ih,.    Wanderern 
mRnnl.wclbl. 

1891     U.8  4S.Z  46,6   53,4    64,2  35,8 

1832     54,8  45,2  46,8   53,2    66,1    33,9 

1893  48,1  ■;i.9  4S>'!   54,5    66.a  33,8 

1894  43,9  56,1  43,8  56,2    59,7   40,3 

1895  39,9  6o,i  4,3,3    56,7    60,7   39,3 

1896  39,8  60,2  43,1    56,9    62,4  37,6 

Da  die  Zahl  der  Eheschliessune^en  im 
Deutecheo  Reiche  während  dieser  Zeit  nicht 
ab-,  sondern  zugeQonimeti  hat,  eo  wird  aus 
dem  Rückgange  der  Familienäiiswandening 
"wohJ  auf  ein  erschwertes  Fortkoramen  der 
Auswanderer  in  der  Fremde  geschlossen 
werden  dflrfeii.  Das  TTebei-wiegen  der  weib- 
lichen Personen  in  der  Familien  aus  Wanderung 
findet  genfigcnde  ErklSning  dadurch,  dass 
zahü-eiche  Auswanderer  ihre  Familie  erst 
nach  BcgrOndung  einer  Heimstätte  werden 
nachkommen  lassen.  Auffallend  ist  das 
Steißen  des  Anteils  der  weihlichen  Personen 
an  (Ter  Einzelanswaadcnrng  Aber  das  Mass 
der  Steigci-ung  dieser  letzteren  seihst  hinaus. 
Es  wird  dann  ein  Anzeichen  schwieriger 
werdeiuIcT  Erwerbsverhältnisse  für  das  weib- 
liche Gesell] oclit  zu  suchen  sein. 

Auch  in  vorausgegangenen  Jahren  war 
da«  Verliältnis,  in  welchem  die  einzelnen 
Bemfc  unter  den  Auswanderern  vertreten 
waren,  niclit  wesentlich  anders,  wie  die 
It^iisammen Setzung  der  Answan derer  nach 
der  hamburgischen  Statistik  erweist.  In  den 
drei  Jahren  1885—1887  war  das  Veriiältuis 
der  Erwerhsthätigen  in  den  einzelnen  Be- 
rufen und  ihrer  Angehörigen  unter  den  ans 
Hambui-g  ausgewanderten  Deutschen  fol- 
gendes; 

1865  1686  1667 

Land-  H.  ForiitwirtMC-haft    18,16  [5,87  [3,36 

Indnutrie 15,08  16,70  16,30 

Handel 7,00  8,96  8,57 

Lohnarbeit  n,  Dienstboten  3^,29  34,89  27,11 
freie  Berufe  und  ohne  Be- 

nifsanpibe     ....    32,47  33,58  34,66 

Da  die  Zusammensetzung  der  Gesarat- 
auswandening  wohl  ohne  grosse  Fehler  nach 
der  ilber  Hamburg  gehenden  Auswandening 
beurteilt  werden  Kann  —  bildet  diese  doch 
den  gitissten  Teil  jener  — ,  so  wii-d  aus 
dieser  Nachweisung  der  Schluss  gezogen 
werden  dilrfon,  dass  Deutachlands  landwirt- 
schaftliche BcvÖlkeiTing  nicht  in  iinverhält- 
nismässiger  Weise  duiSh  die  Auswandening 
betroffen  wird.  Ohne  Zweifel  wird  man 
einen  entsprechenden  Teil  der  ohne  Benifs- 
angabe  oder  als  Äi'beiter  schlechtweg  Aii- 
geföhrten  zu  den  Landwirten  bezw.  land- 
wirtschaftlichen Arbeitern  zählen  mOssen. 
Allein  auch  dann  geht  die  Steigening  kaum 


über  die  Terhältnisziffer  der  Benifsstatistik 
hinaus.  Die  El^,  dass  Deutechlands  land- 
»irtschafthche  Bevölkerung  durch  die  Aus- 
wanderung besonders  stark  t)eeinflusst  werde, 
wird  daher  nur  eine  beschränkte  territoriale 
Geltung  haben.  Ausserdom  aber  werden 
vermutlich  gewisse  Arten  landwirtschaft- 
licher Betriebe  in  besonders  starker  Weise 
durch  die  AuswandeniDg  betroffen.  Auch 
hierüber  vermöchte  nur  eine  individuali- 
sierendere  Untersuchung  Au&chluss  zu  geben. 
2.  Organ isationsbeBtrebougeiL  Kebeii 
der  Grösse  der  deutschen  Auswanderung  in 
diesem  Jahrhundert  ist  ffir  sie  charakte- 
ristisch das  im  grossen  und  ganzen  er- 
folglose Streben,  zu  einer  öi^^isation 
zu  gelangen  und  die  Gründung,  wenn  nicht 
von  Eolonicen,  so  doch  von  geschlossenen 
Ansiedelungen  von  Stammesgenossen  in  flber- 
seeischen  Gebieten  planiuflasig  herbeizuführen. 
Schon  1818  und  1820  werden  Auswandenings- 
imtemehmungen  erwähnt,  denen  auch  poli- 
tische Zwedie  nicht  fremd  gewesen  zu  sein 
scheinen.  Bestimmt  ausgesprochen  war  dies 
bei  einer  in  New-Yorij  1832  aus  deutschen 
Einwanderern  gebildeten  Gesellschaft,  welche 
einen  deutschen  Staat  in  den  Vereinigten 
Staaten  zu  gründen  beabsichtigten  und  zu 
diesem  Zwecke  sich  an  den  Kongress  mit 
1er  Bitte  um  Gewährung  einer  Strecke 
Landes  gewandt  hatten.  Sie  wurden  ab- 
gewiesen und  wandten  sich  dann  nach 
Oregon  und  Texas,  welche  Gebiete  noch 
niclit  zur  Union  gehörten,  doch  löste  sich 
die  Gesellschaft  infoige  innerer  Zwistig- 
keiten  schon  1834  wieder  auf.  Ein  im 
Grunde  noch  kläglicheres  Ende  nahm  die 
1835  beginnende,  1837  in  der  j>ersten  ameri- 
kanisch-deutschen Konvention«  gipfelnde  Be- 
wegung verschiedener  deutsoh-amerikani- 
seher  Gemeinden  zur  Gründung  eines  deut- 
sehen Staates,  indem  hier  nicht  einmal  die 
notwendige  Einheit  unter  den  Staateii- 
gründern  selbst  zu  stände  kam.  Der  nächste 
Versuch  ist  der  des  Mainzer  Fürstenvereins, 
der  1842  als  »Verein  zum  Schutze  deutscher 
Einwanderer  in  Texas»  gegründet  worden 
war  und  nach  seinen  Statuten  den  Zweck 
hatte,  »in  Deutschlands  Interesse  den  Zug 
deutscher  AuswEuiderer  zu  regeln  und  zu 
ordnen«:.  Das  Ziel  war  Texas,  das  von 
Mexico  niclit  mehr  gehalten  wurde  und  von 
der  Union  noch  nicht  oocupiert  war.  Die 
Gelegenheit  für  eine  erfolgreiche  Koloni- 
sation war  gegeben.  Die  pohtische  Schwäche 
des  Untemäimens  wird  gekennzeichnet  durch 
den  Wunsch  der  Leitung,  dass  England  das 
Protektorat  über  die  Kolonie  übernähme. 
Die  ökonomische  I^eitung  war  die  denkbai' 
thörichtste.  Statt  mit  wirklicher  Kolonisation 
begann  man  mit  der  Errichtung  des  Hof- 
staates für  den  Leiter  der  eisten  Expedition 
Prinz  Sohns.    Nach  der  Aussendung  einer 
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zweiten  Aber  öOOO  Personen  starken  Ekpe- 
ditioa  (1846)  war  der  Verein  banlieratt,  ohne 
etwas  geleistet  zu  bsben.  Ein  letzter  Ver- 
Buch  zu  selbständig  politischer  Gründung 
wurde  1849  von  einer  durch  die  Gebrüder 
Sohombiirg  in  Berlin  ins  Leben  gerufenen 
AuswaudeningsgesellBchaft  gemacht,  welche 
in  Sadaustialien  eine  Niederlassung  mit 
Bozt&i istischen  Tendenzen  zu  gründen  beab- 
sichtig, aber  an  den  Schwierigkeiten  der 
Kolonisation  scheiterte. 

Auch  Auswandeningsoi^nisationeu,  wel- 
che kme  politischen  Zwecke  anstrebten, 
werden  schon  seit  1818  erwfthnL  Eine  in 
diesem  Jahre  unter  Führung  von  Ludwig 
Gall  in  Bern  gegründete  Änsiedelungsgesell- 
^haft  ging  aber  schon  nach  ihrer  Ankunft 
in  Amerika  auseinander.  Eine  1820  in 
Iflioois  gegründete  Oesellscfaaftskolonie  Idste 
sieh  infolge  der  Verheerungen  eines  Sumpl- 
fiebeis  auf.  Günstige  Erfolge  nv-ieaen  die 
anf  religiCser  Grundlage  errichteten  An- 
siedelungen auf,  wie  die  der  Rappisten  (1805), 
der  Bäumler's  Leute  (1817  in  Ohio),  der 
GHinihiDg  von  Naffziger  in  Oanada  (182'J), 
des  Christian  Metz  aus  Hessen  in  der  Nähe 
von  Buffalo  (1842). 

Alle  diese  Versuche  haben  aber  nicht 
eine  so  grosse  Bewegung  hervorgerufen  wie 
die  beginnenden  £olonisaÜDDsbestrebuDgen 
der  südamerikanischen  Staaten  und  das 
gleiclizeitige  Anwachsen  der  Einzelaus- 
wandemng  in  den  4Üer  Jahren.  Mau  er- 
kannte, dass  das  deutsche  Element  dem  in 
Central-  und  Südamerika  vorherrschenden 
romaniBchen  Elemente  gegenüber  sich  leich- 
ter zn  erhalten  vermöchte,  und  da  man  die 
Answandening  als  etwas  imvenneidliches, 
zum  Teil  aogar  als  einen  nützlichen  Menschen- 
abfluss  ansah,  wollte  man  ihr  jene  Richtimg 
geben,  in  der  sie  dem  nationalen  Leben  und 
damit  auch  den  nationalen  Wirtschafts- 
interessen  in  höherem  Grade  erhalten  ge- 
blieben wäre.  Mau  kann  seit  jener  Zeit 
eine  ununterbrochene  Reihe  von  Schriften 
erfahrener  Kolonisten  und  Heisender  imd 
ruhig  denkender  Gelehrter  aufzählen,  welche 
ilie  Fordern ng  einer  Organisation  imd  Leitung 
der  Aliswanderung  aufstellen.  Es  fehlt  audi 
nicht  au  Auswanderungsgesellschaften  und 
Vereinen.  So  entsteht  ein  »Anawandenings- 
verein«  in  Düsseldorf  (1843),  ein  »Central- 
Uireau  zur  Fürsoi^  der  Auswandern  ngs  in 
Leipzig  (1846),  der  von  den  itegiernngen 
Badens,  Württembei^  und  Hessens  unter- 
stOtztc  »Nationalverein  für  Auswanderung« 
in  Frankfurt  (1848),  der  »Prenssische  Ver- 
ein Wr  die  Moskito-Küste»  in  Berün  (1845), 
der  '  Verein  zur  Centrslisation  deutscher 
Au^waudemng«  in  Berhn  (1849),  die  »Koloni- 
-tatk^Bge^ülecbafti  für  Centralamerika  in 
Berlin  (1849),  die  in  Chile  wirtende  »Ge- 
—  Uschait  für   nationale  Auswanderung  und 


Kolonisation«  in  Stuttgart  (1849),  die  >Uam- 
burger  Kolouisationsgesellschaft  von  1S49<: 
und  andere.  Ihmernden  Erfolg  haben  von 
diesen  und  vielen  anderen  planmässige 
Kolonisation  beabsichtigenden  Unterneh- 
mungen nur  einige  gehabt,  welche  Süd- 
brasiiien  als  Kolonisation  sgebiet  gewählt 
haben.  Hierher  gehört  insbesondere  die 
noch  heute  bestehende  Hamburger  Gesell- 
schaft mit  der  Ansiedelung  Donna  Franzisca, 
das  Unternehmen  des  Di-.  Blumeuau  (1850), 
die  Kolonie  Santo  Angelo  (1857)  etc.  Andere 
haben  einen  zeitlich  wählenden ,  aber  nicht 
nachhaltigen  Erfolg,  viele  einen  durch- 
schlagenden Misserfolg  erfahren,  viele  sind 
vorübei^^angon,  ohne  Spuren  ihrer  ThSÜg- 
keit  zu  hinterlassen. 

Auch  in  Regieningskreisen  der  deutschen 
Staaten  wurde  die  Frage  einer  Leitung  der 
Auswanderung  erwogen.  1847  hatte  Preussen 
Berichte  von  seinen  Consuln  in  Nordamerika 
eingefordert  über  Bodenverhältnisse  imd 
Klima,  Verkehrsmittel  und  Verwaltung, 
überhaupt  über  alles,  was  die  Ueberführung 
der  Auswanderung  im  grossen  betraf.  Es 
sollte  auf  Grund  dieser  Berichte  beim  Bundes- 
tag der  Antrag  auf  eine  gemeinsame  Regelung 
der  Auswanderung  gestellt  werden.  Das 
Jahr  1848  unterbrach  diese  Bestrebimgen. 
Die  Frankfurter  Versammlung  nahm  die 
Frage  auf,  stellte  den  Grundsatz  der  Aus- 
wanderungsfreiheit  auf  und  ordnete  die  Aus- 
führung eines  Gesetzes  zum  Schutze  der 
Auswanderung  an,  das  1849  vom  volks- 
wirtschaftlidien  Ausschüsse  fertig  gestellt 
war,  aber  wegen  Auflösung  der  National- 
versammlung nicht  mehr  zur  Beratung  kam. 
1850  nahm  Preussen  seine  Pläne  wieder  anf. 
Es  legte  dem  Füistenkollegium  ein  Gesetz 
zum  Schutze  deutscher  Auswanderung  und 
Kolonisation  vor,  nach  dem  ein  dem  Ministe- 
rium des  Innern  und  des  Aeiissem  unter- 
geordnetes deutsches  Answanderungs-  und 
KolonisationsMut  eingesetzt  werden  sollte. 
Auch  dieser  Vorschlag  führte  zu  keinem 
Resultat.  1856  wurde  dann  uoch  einmal 
in  der  Bundes vei'sammlung  von  dem  Ge- 
sandten Bayerns  ein  Antrag  anf  gemeinsame 
Organisation  der  deutschen  Auswanderung 
seetcllt.  Noch  in  demselben  Jahre  erstattete 
der  Ausschuss  seinen  vorläufigen  zustimmen- 
deUj  erst  im  Juli  1858  seinen  ausführlichen 
Bericht,  ohne  dass  aber  in  der  Angelegen- 
heit irgend  etwas  erfolgt  wäre.  Inzwisoien 
hatte  die  Schwäche  der  deutschen  Regie- 
rungen, ihre  Unfähigkeit,  die  Interessen 
ihrer  Lfiterthanen  fremden  Staaten  gegen- 
.über  zu  wahren  und  ihre  Rechte  zu  schützen, 
der  deutschen  Auswanderung  schwere  Nach- 
teile gebracht.  Mangelnde  Verm^snng  der 
Ländereien,  Unsicherheit  der  Besitztitel, 
Rechtlosigkeit  und  Willkür  in  der  Ver- 
waltung  waren  die   durch   die   politischen 
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und  sozialen  TerhaitniBSe  in  allen  central- 
imd  BüdamerUanisclien  Staaten  geschaffenen 
HinderaisBe,  welche  zu  den  natürhcheu 
Schwierigkeiten  der  Kolonisaition  hinzutraten. 
In  schamloser  Weise  wurde  aeiteas  vieler 
Aliswanderungsunternehmer  diese  Lage  aus- 
genützt, um  den  der  europäischen  Arbeits- 
kräfte bedürftigen  Grundbesitzern  diese  unter 
Bedingungen  zuzuführen,  welche  ihren  Vor- 
teil in  der  besten  Weise  wahrten,  die  Aus- 
wanderer aber  in  die  elendesten  Verhält- 
nisse brachten.  Insbesondere  penianische  und 
brasilianische  Unternehmer  waren  es,  welche 
durch  klug  abgefasste,  zweideutige  Verträge 
und  Wortbrücliigkeit  Zustände  herbeiführten, 
welche  die  Wiederkehr  des  bei  der  Ein- 
wanderung nach  Nordamerika  im  17.  und 
18.  Jahrhundert  geübten  Alenschenhandcls 
liedeufeten.  Am  bekanntesten  sind  die  mit 
dem  in  Bmsilien  angewandten  Ualbpachts- 
oder  Parceriaeystem  verbunden  gewesenen 
^lisEstände.  Dieses  System  beruht  darauf, 
dass  der  Halbpächter  mit  dem  ömndeigen- 
ttlmer  den  Ertrag  der  Ernte  teilt.  An  und 
für  sich  keineswegs  verwerflich,  fOhrtc  es 
Brasilien  vor  allem  dadm-ch  zu  harter  Be- 
drückung der  Einwanderer,  dass  die  Be- 
ziehungen derselben  zu  den  Gnindeigeu- 
tflmern  mit  einer  ans  dem  Vorschuss  der 
Beisekoeten  und  des  einstweiligen  Unter- 
haltes bis  zum  Verkauf  der  ersten  günstigen 
Ernte  erwachsenden  Verschuldung  begannen 
und  hierbei  reiche,  nicht  unbenutzt  gelassene 
tielegenheit  geboten  war,  den  Schuldbetrag 
w^lcherisch  in  die  Höhe  zu  treiben.  Da 
nach  den  Verträgen  alle  Mitglieder  einer  in 
Halbpachtsverhiulnis  getretenen  Familie  fOi- 
die  Bezahlung  solidaiisch  haftbar  waren, 
selbst  die  Kinder  der  im  Schuldverhältnis 
gestorbenen  Halbpächter  weiter  zu  haften 
hatten,  vor  Tilgung  der  Schuld  kein  Haften- 
der die  Ansiedelung  verlassen  durfte  und 
die  Grundeigentümer  durch  die  Verträge 
das  Recht  erhielten,  die  Verträge  samt 
allen  Verbindlichkeiten  der  Betroffenen  an 
andere  Personen  zu  übertragen,  so  war  auf 
dem  Wege  vollkommener  Vertragsfreiheit 
ein  Zustand  faktischer  Sklaverei  herbei- 
geführt Dies  umsomehr,  als  nur  bei  an- 
haltend guten  Ernten  und  unermüdlichem 
Fleiss  die  M^lichkeit  der  Schuld abtragung 
gegeben  war.  Vergeblieh  versuchten  zahl- 
reiche Schriften,  in  den  deutschen  Staaten 
auf  eine  positive  Politik  einem  Verfahren 
gegenüber  hinzuwirken,  das  man  den  An- 
gehörigen anderer  Nationen  gegenüber  nicht 
zur  Anwendung  zu  bringen  wagte.  Es  fehlte 
noch  an  der  notwendigen  Grundlage  realer 
Macht.  Man  begnügte  sich  mit  negativen 
Massnahmen,  man  verbot  jede  Vermittelimg 
von  Auswanderung  nach  Brasilien  in  Preussen 
(v.  d.  Heydtsches  Beskript  v.  3.  November 
1S59),  in  Baden  und  Württemberg.     Damit 


war  zwar  Missbräucbsn ,  aber  auch  ^er 
gedeihlichen  Leitung  der  Auswanderung  in 
jene  Gebiete  vorgebeugt  Die  übrigen  ffttd- 
amerikanischen  Staaten  haben  trotz  ein- 
sichtiger Empfehlung  die  Auswanderung 
von  Nordamenka  nicht  abzulenken  vermodit. 
Die  Hauptmasse  folgte  der  hier  wirkenden 
grossen  Anziehungskraft  gesunder  politischer 
wie  ökonomischer  Verhältnisse  und  bestehen- 
der persönlichen  Beziehungen.  Zu  Beginn 
der  sechziger  Jahre  wurden  dann  auch  -  die 
Bemühungen  für  oi^anisierte  Auswanderung 
schwächer.  Innere  Fragen  beanspruchen 
alle  Kräfte.  Mit  der  Gründung  des  nord- 
deutschen Bundes  taucht  auch  die  Aiis- 
wandemngsfra^  wieder  auf.  1868  wunle 
eine  Kommission  z\u-  Prüfung  der  Aus- 
wanderer Verhältnisse  seitens  des  Bundes- 
kanzlers eingesetzt,  deren  Vorschläge  die 
Einsetzung  eines  Bundes-,  jetzt  Eeichs- 
kommifisara  für  das  Auswandererwesen  zur 
Ausübung  einer  Oberaufsicht  über  die  Aus- 
wanderer Verhältnisse  zur  Folge  hatte,  wäli- 
rend  sie  im  übrigen  unbeachtet  blieben. 
Art  4  der  Verfassung  des  Deutschen  Eeiches 
vom  IG.  April  1871  hat  die  Auswanderung 
der  Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung  des 
Beiches  unterworfen,  doch  sind  nur  auf 
Grnad  des  Bundesratsbeschlusses  v.  11.  Juli 
1868  in  Hamburg,  Bremen,  GeestemÜnde 
und  seit  Sommer  1871  auch  filr  Stettin  und 
Swinemünde  Beichskommissare  ztun  Schutze 
der  über  See  gehenden  Auswanderer  ein- 
gesetzt worden.  Die  Ordnung  der  Aus- 
wanderungsunternehmungen ist  Sache  der 
Einzelstaaten  geblieben.  Nur  durch  zwei 
Gesetze  wurde  indirekt  in  das  Auswande- 
rungswesen  eingegriffen,  durch  das  G.  v. 
12.  Okteber  1867  über  das  Passwesen  und 
durch  das  G.  v.  1.  Juni  1R70  über  Erwerb 
und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit.  Jenes 
macht  das  Verlassen  des  J^andes  von  der 
Erteilung  ir^nd  welcher  Erlaubnis  und 
Erlangung  emes  Le^tireationspapieres  un- 
abhängig, das  letztere  erkennt  ^usdrück- 
heh  als  Schranken  der  Auswanderungsfrei- 
heit niu-  die  Wehrpflicht,  die  amtliche  Dienst- 
stellung und  besondere  im  Falle  eines  Krieges 
oder  einer  Kriegabedrohung  erlassene  Anoi'rt- 
nungen  an.  Ein  von  Kapp  1878  im  Keichs- 
tag  eingebrachter  Entwurf  zu  einem  Aus- 
wanderungsgesetz kam  nur  zur  Kommissious- 
beratung. 

Doch  wuchs  das  Interesse  an  einer  über- 
seeischen Politik  immer  mehr,  und  in  Ver- 
bindung mit  dem  Verlangen  nach  Über- 
seeischem Besitz  wurden  anch  wieder  die 
Forderungen  nach  Organisation  und  Leitung 
der  Auswandening  laut,  und  mehrere  Ver- 
eine knüpfen  in  ihren  Bemühungen  an  jene 
Bestrebungen  an,  welche  schon  seit  den 
vierziger  Jahren  in  wohlbegründeten  Dar- 
legimgen  die  Unterstützung  der  Regierungen 
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zn  gewinnen  gesucht  hatten.  Der  »Centra]- 
venin  fOr  Handelsgeogiaphie  nnd  FOrde- 
nmg  deutscher  Interessen  im  Auslände« 
(gegründet  1878)  und  die  »Deutsche  Kolonial- 
5esellBchaft'  (gegründet  1884  unter  dem 
Namen  »Deutscher  Kolon ialverein«)  stehen 
an  der  Spitze  der  Bewegung  lud  geben  in 
eigenen  ifeitschriflen  »Esjjort«  bezw,  »Deut- 
sche Eolonialzeitung«  reichliches  Material 
ziur  AnikläniQg  über  Auswanderungsziele, 
das  durch  die  mit  den  Vereinen  verbun- 
deiieD  AuekiinftssteUen  jedermtuin  zugäng- 
lich ^mscht  wird.  Lm  den  deutschen 
Kolomeen  in  SUdbrasilien  frischen  Zuflus-s 
aus  der  Heimat  zuzuführen,  hat  sich  1897 
der  seit  1849  bestehende  hamburgi^he 
:> Kolon ieatiöns verein*  unter  Beteiligung  zaht- 
i-eicher  mit  Brasilien  in  Verbindung  stehen- 
der Kaufleute  sowie  der  Hamburger  und 
Bremer  Hhedereien  zur  »Hanseatischen  Ko- 
looisatioDBgesel] Schaft"  mit  dem  Sitz  in 
Hamburg  erweitert  Diese  Gründung  war 
eine  Folge  der  1896  erfolgten  Aufhebung 
des  von  der  Heydtschen  Beskriptea. 

Am  9.  Juni  1897  wurde  endlich  auch  ein 
Reichsgesetz  über  das  Auswanderungswesen 
erlassen,  das  an  die  Stelle  der  früheren 
LandoEgesetze  trat  und  dessen  wesentlicher 
Inhalt  der  folgende  ist.  Vom  Grundsätze 
der  Auswanilerungsfreiheit  ausgehend  wer- 
den niu-  Wehrpflichtige  und  solche  Personen 
an  der  Auswanderung  behindert,  »deren 
Verhaftirag  oder  Festnahme  von  einer  Ge- 
richts- oder  Polizeibehörde  angeordnet  ist«. 
Im  übrigen  beschäftigt  sich  das  Gesetz  mit 
der  Ordnung  der  Rechtsverhältnisse  der 
Auswandern Qgsuntemehmer ,  mit  der  Für- 
soi^  für  die  Auswanderer  im  Einschiffungs- 
hafen und  während  der  Beförderung  und 
endlich  mit  einigen  Anordnungen,  welche 
ilie  Grundlage  positiver  Auswanderungs- 
polilJt  werden  können. 

Wer  gewerbsmässig  die  Beförderung  von 
Auswanderern  nach  aussereurop&i sehen  Län- 
dern betreibt,  bedarf  einer  nach  freiem  Er- 
messen vom  Reichskanzler  in  Verbindung 
mit  dem  Bundesrat  zu  erteilemleii  Konzet^sion. 
.Ansiander  sind  hierbei  in  der  Regel  ausge- 
schlosnen.  Der  Unternehmer  muss  Rheder 
sein  und  eine  Kaution  von  .'(()0(M)  Hark  er- 
legen. Von  dieser  Bestimmung  kann  der 
Räcbskanzler  deutsche  Gesellschaften  ent- 
binden,  welche  sich  die  Besiedelung  eines 
von  ihnen  in  überseeischen  Ländern  er- 
worbenen Gebietes  zur  Aufgabe  machen. 
Die  Konzession  ist  jeweils  nur  ftlr  bestimmte 
Tjänder,  Teile  von  solchen  oder  bestimmte 
("We  imd  im  Falle  überseeischer  Betonie- 
rung nnd  für  bestimmte  Einecfaiffungshäfen 
zn  erteilen.  Der  Unternehmer  muss  sich 
ausserhalb  seiner  gewerbUcfaen  Niederlassung 
der  Yermittelung  von  Agenten  bedienen. 
Auch  diese  mCü^'^n  Rcichsangehririge  sein, 


1500  Hark  Kaution  eriegen  und  die  Kon- 
zession erwerben,  die  von  der  h<thereu  Ver- 
walttmgsbehörde  des  Bezirites  erteilt  wird, 
in  dem  der  Nachsuchende  seinen  Wohnsitz 
hat  Bei  durch  Thatsachen  erwiesener  IJu- 
zuverlaesigkeit  des  Nach  suchen  den  oder  bei 
zu  gro^r  Anzfdil  \on  Agenten  darf  die 
Konzession  nicht  erteilt  wei-deii.  Sie 
kann  jederzeit  und  muss  dann  widerrufen 
werden,  wenn  die  Voraussetzungen  der  Er- 
teilung hinfällig  geworden  sind.  Nähei-e 
Vorschriften  über  den  Geschäftsbetrieb  der 
Untern  elmier  nnd  Agenten  erlAsst  der 
Bundesrat. 

Die  Beförderung  der  Auswan- 
lierer  hat  auf  Grund  eines  schriftlichen 
Vertrages  zu  geschehen.  Den  Auswandei-eni 
darf  nicht  die  Verpflichtimg  auferlegt  wer- 
den, den  Befönlerungspreis  oder  einen  Teil 
desselben  oder  ihnen  geleistete  Yorschflsi-e 
nach  ihrer  Ankunft  am  Bestimmungsort  zu 
zahlen  oder  zurückzuerstatten  otier  ilmt'h 
Arbeit  ab  zuverdienen ;  ebensowenig  dürfen 
sie  in  der  Wahl  ihres  Aufenthaltsortes  oder 
ihrer  Beschäftigung  im  Bestimmungslande 
beschränkt  werden.  Verboten  ist  die  Be- 
fönicning  von  Wehrpflichtigen  im  Älter 
von  17 — '2n  Jahren  ohne  tehürdliche  Ei- 
lanbnisurknnde ,  von  Personen,  deren  Ver- 
haftung vom  Gericht  oder  von  der  Polizei 
angeonlnet  ist,  von  Reiclisangehörigen  für 
die  von  fremden  Kegienin^n  oder  Koioni- 
sationsgesellschaften  der  Beförderungspreis 
ganz  oder  teilweise  bezaldt  wird.  Bei  Über- 
seeischer Auswanderung  müssen  die  Ver- 
träge auf  Befördenmg  und  Verpflegung  bis 
ziu"  Landung  im  Ausschiffungsliafen  ausge- 
stellt werden,  die  Konzession  kann  dicüo 
Verpflichtung  bis  an  das  Auswandenmgsziel 
erstrecken.  Fahrscheine  vom  Hafen  bis  ziuu 
Auswandemugsziel  dürfen  nur  verkauft  wer- 
den, wenn  der  Unternehmer  sich  zur  Weiter- 
befördening  verpflichtet.  Unternehmer  wie 
*'flhrer  des  Schiffes  haben  dafür  zu  sor^n, 
dasB  dieses  völlig  seetüchtig,  vorschnfts- 
mässig  eingerichtet,  ausgerüstet  und  ver- 
proA-iantiert  ist.  Jedes  Auswandererschiff 
wird  vor  seiner  Abreise  daraufhin  amtlich 
untersucht,  desgleichen  ist  der  Gesundheits- 
ziisland  der  Auswanderer  nnd  der  Schiffs- 
besatzung zu  untersuchen,  üeber  die  in 
Bezug  auf  das  Schiff  nnd  seine  Beaiifsicli- 
tiguDg  wie  in  Bezug  anf  die  Oesuudheits-  . 
Verhältnisse  zu  beachtenden  Normen  erlässt 
der  Bundesrat  besondere  Vorschriften.  Als 
Auswandererschiffe  gelten  alle  nach  öbei-- 
seeischen  Häfen  gehenden  Schifte,  mit  wel- 
chen ausser  Kajüten jiassagieren  mindestetis 
25  Reisende  befördert  werden  sollen. 

Unter  den  Auswanderungsbehör- 
den fungiert  nunmehr  ein  Boirat  zur  Mit- 
wirkung bei  Ausübung  der  dem  Reichs- 
kauzier zustehenden  Befugnisse.    Er  Ixjsteht 
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aus  14  vom  Bundesrat  gewählten  Mitelie- 
dem  und  einem  vom  Kaiser  enwuinten  Vor- 
sitzenden. Er  hat  mir  eine  b^utachtende 
Thätigknit.  Er  miiss  gehört  werden  vor 
Ei-feilnng  der  Erlaubnis  filr  solche  Unter- 
nehmungen, welche  die  Besiedelung  eines 
liestimmten  Gebietee  iu  überseeischen  Län- 
dern znm  Gegenstände  haben,  sowie  im 
Falle  der  Beschränkung  oder  des  Widerrufs 
der  einem  Unternehmer  erteilten  Erlaubnis. 
Zur  Ueberwachung  des  Auswanderun gs- 
wesens  und  der  Ausführung  der  darauf  be- 
ztlglichen  Beatimmun  gen  sind  an  jenen 
Hafenplätzen,  frir  welche  Unternehmer  zu- 
gelassen sind,  von  den  Landesregierungen 
Answandeningsbehorden  zu  bestellen.  In 
den  Hafenorten  übt  der  Keichskanzler  die 
Aufsieht  Ober  das  A\iBwandeningswescn 
iliu^h  von  ihm  bestellte  Kommissare  aus. 
Diese  haben  bei  etwaigen  Mängeln  bei  den 
I.ÄndesbehOrden  auf  Abstellung  zu  dringen. 
Das  Verhältnis  der  nebeneinander  fun- 
gierenden Reichs-  und  Landeshehßrden  ist 
von  dem  frttheren  Zustande  ilbernommon. 
Neu  ist  —  aiisser  der  Einiieit  des  Rechtes 
fflr  das  ganze  Reich  —  der  Beirat  von 
Sachverständigen ,  die  Begünstigung  von 
deutschen  Besiedeln  ngageseUschaften  und 
die  starke  Abhängigkeit  der  Unlemehmer 
von  der  Reichs vern'alt im g.  Der  Wunsch  der 
kolonialpolitlBchen  Kreise  nach  Errichtung 
eines  öffentlichen  Ausfcunftsamtes  für  Aus- 
wanderer blieb  unerfüllt,  die  Regienmg  er- 
klärt, ihm,  soweit  er  berechtigt  und  erfüllbar 
sei,  anf  dem  Verwaltungswege  entgegen- 
kommen zu  können. 


II.  Auswanderuug  ans  Oesterreich- 
llngarn. 

Seit  die  Erhebung  der  Answandei-er  nach 
den  Angaben  der  Gemeinden  ihrer  voUkom- 
menen  Unznreichendheit  wegen  aufgegeben 
woiülen  ist  (1^*84),  kann  die  Auswanderung 
aus  Oisleithanicu  nur  nach  den  Angaben, 
die  in  den  Einschiffungshäfen  oder  Eiu- 
wandemngslftndem  festgestellt  werden,  ei^ 
mittelt  werden.  Auch  für  Ungarn  sind  die 
daraus  gewonnenen  Ziffern  noch  zuverlässiger, 
als  dio  ungarische  Statistik  sie  zu  bieten 
,  vermag.  Die  vornehmlich  in  Betracht  kom- 
menden Einachiffirngshäfen  für  Oesterreich- 
Ungarn  sind  Hambui^  und  Bremen.  Nach 
deren  Statistik  schifften  sich  als  Auswan- 
derer ein; 

Oesler-  Oeüter- 

reifhcr      l'ngani  reicher     Ungarn 

1871  9  20^  294     1875      6  S94         i  o("=. 

1872  890;  59:;    1876      7809  bi^ 

1873  10266  962    1877      6364  6« 
IH74       8974          9*7    1Ö78      4817  803 


Oester-  Oester- 

re  icher  Ungarn  reicher  üDgarn 

6395  1759  1888  «4819  176S6 

»0593  8766  1889  30061  31064 

»4359  11*57  1890  37389  3Ö713 

17371  17510  1891  41917  36607 

18851  14839  1892  35713  39234 

20558  13195  1893  3245'  31093 

16097  12348  1894  11537  13019 

18921;  25149  1895  34159  31842 

19488  18270 


Auch  für  die  Angehörigen  des  öster- 
reichisch-ungarischen Kaiserstaatea  sind  die 
Vereinigten  Staaten  das  vornehmlich  in  Be- 
tracht kommende  Auswanderungsziel.  Nur 
wenige  Hunderte  begehen  sich  nach  Brasilien 
(1887  mu-  274).  DieLaPlata-Staaten  scheinen 
neuerdings  b^iünstigt  zu  w^erden.  Die  Aus- 
wandonmg  dahin  übersteigt  18S3  zum  ersten- 
mal 1000  und  betrug  18S7  bereits  '>mi 


III.  AasTrandernng  ans  Belgien. 

Die  belgische  Statistik  weist  dio  Aus- 
iind  Einwanderung  seil  1841  nacli  Erhe- 
bungen der  Kommunalbehörden  nach.  So 
beträchtlich  dmiach  die  Auswanderung  über- 
haupt ist,  80  wird  sie  doch  durch  die  Ein- 
wanderung seit  1867  überholt.  So  war  die 
AuswanderuQg(A.)unddieEinwaadcrung(£.): 

im  Jahre      A.         E.     im  Jahre     A.         E. 

1881  15821  17692  1888  23041  11113 

1882  16157  '8'°4  1889  23190  21150 

1883  15108  17499  1890  11675  21458 

1884  13993  16558  1891  18994  10741 

1885  13236  18310  1892  21531  11774 
188«  17029  19804  1893  31117  11636 
1887  17518  19286  1894  18301  14635 

Der  grösate  Teil  der  be^:ischen  Aua- 
wanderung  fällt  nicht  unter  die  hier  zu  be- 
trachtende überseeische  Auswanderung,  son- 
dern wendet  sich  anderen  Staaten  Europas, 
insbesondere  Frankreich  zu.  1884  weraen 
nur  609  und  ISSfi  nur  426  Auswanderer 
nach  Amerika  aufgeführt.  Dass  diese  Nach- 
weisungen kein  Biltl  der  Wirklichkeit  ^eben, 
ist  daraus  zu  ersehen,  dass  gleichzeitig  die 
Statistik  der  Vereinigten  Staaten  allein  eine 
belgische  Einwanderung  von  1722  bezw. 
1363  Seelen  verzeichnet. 

Belgien  gehört  zu  den  wenigen  Staateu, 
welche  positive  Aus  Wanderungspolitik  be- 
treiben. Das  Gesetz  betreffend  die  Beförde- 
rung von  Auswanderern  v,  14  Dezember 
1876  hat  in  Nebenpunkton  eine  Abänderung 
erfahren  durch  G.  v.  7.  Januar  1890,  die 
letzte  Redaktion  der  zu  jenem  Gesetz  er- 
lassenen königlichen  Verordnungen  datiert 
vom  29.  April  1890.  Das  Auawauderungs- 
wesen    unterliegt    der    obersten    Aufsicht 
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soitens  des  Ministers  des  Auswärtigen.  Zu 
ihrer  AusfflhruDg  bestehen  zwei  Beliörden, 
eine  commisBion  d'inspectiou  aus  9  Xit- 
gliedern,  woninter  nur  4  Staatsbeamte,  welche 
alle  das  Answandeningsweeen  betreffenden 
Einrichtungen  zu  flbersi'achen  haben,  und 
eine  commission  d'expertise  aus  7  Mit- 
frliedem,  Aerzten,  Schiffskapitänen  und  Tech- 
niken), zum  Zwecke  der  kontroUe  der  Aus- 
wandererschiffe. Aussenlem  ist  ein  beson- 
derer krmiglicher  Auswandenrngskommissar 
eingesetzt,  der  fortlaufend  in  persönliche 
FOhliuig  mit  den  Agenten.  Schiffsunter- 
uehmuDgen  und  Auswanderern  zum  Zwecke 
der  Wahmng  der  gesetzlichen  Vorschriften 
und  zum  Schutze  der  Auswanderer  zu  treten 
hat.  Seit  dem  Jahre  1888  ist  ein  weiterer 
Schritt  im  Interesse  der  Auswanderung  ge- 
schehen durch  Organisierung  des  sen-ice  de 
renseignements  concemant  1  Emigration,  also 
eines  Auskunftsdienstes,  der  bestimmt  ist, 
Auswanderern  über  die  in  Betracht  kommen- 
den Verhältnisse  der  Einwanderungsländer 
unentgeltlich  Belehrung  zu  teil  weirden  zu 
lassen.  Gegenwärtig  sind  in  den  Haupt- 
städten, im  ganzen  0,  Auskunftsämter  er- 
riehtet,  in  welchen  Beamte  der  Kegienmg 
von  allen  auf  die  Auswanderung  bezw.  Ein- 
»andeiTing  bezüglichen  Gesetzen  und  Ver- 
orilnnngen  Mitteilung  machen  imd  gedruckte, 
vom  >iini&teriuni  des  Aeussem  zusammen- 
stellte Ausweise  Über  die  wirtschafüiclien 
Verhältnisse  der  Einwandeningsländer  den 
Interessenten  kostenlos  übermitteln. 


IT.  AuswanderoD^  aus  DSaemark. 

Die  dänische  Auswandenmg  betrug: 
im  Jahre       Pemonen       im  Jahre       Personen 


Stimmung  des  Aus^'anderers  fflr  Zählunga- 
zwecke  (fieisende  der  dritten  und  letzten 
Klasse)  nicht  ausreichend  ist  Die  offizielle 
Statistik  be^nut  1857.  Sie  weist  folgende 
OeBamtauswandening  Ton  Franzosen  aus 
französischen  H&fen  auf: 


1876 

1877 

alöö 

1878 

47'8 

1879 

S483 

9S40 

1881 

ia696 

'5  797 

188S 

8909 

1885 

6409 

T.  Ansiranderaiig  aus  FniDkreich. 

Die  Auswaudening  aus  Frankreich  war 

und  ist  zu  gering,  um  ein  praktisches  In- 
teivsse  zu  bieten.  Die  ZmI  derjenigen, 
welche  auswandern,  wird  vermntlicli  mehr 
als  ei-setzt  durch  Einwanderung.  Die  ziffer- 
massigen  Nachweisungen  sin<l  allenlings 
auch  nier  nicht  genügcml ,  da  sie  die  Über 
ausländische  Häfen  gehende  Aiiswandening 
nicht  berücksichtigen   iiiid   die   Begiiffsbe- 


Q  Juhre 

Personen 

im  Jfthre 

Ferwtieii 

1S»7 

läSoo 

1876 

a  1^ 

185S 

13813 

1877 

2116 

186» 

8737 

1878 

»316 

18tMI 

9632 

1879 

3634 

1861 

8<oi 

188» 

46Yi 

16t>2 

6647 

1881 

4456 

I86:i 

5  575 

1882 

4858 

1884 

5094 

1883 

4011 

1865 

4715 

1884 

6100 

1866 

.■;  75' 

1885 

6063 

1867 

6047 

1886 

7314 

1868 

6406 

1887 

II  [70 

1869 

7898 

1888 

33339 

1870 

4600 

1889 

3»  354 

1871 

5  947 

1890 

,0560 

1872 

15  Sag 

1891 

6»i7 

1873 

8404 

1892 

5528 

1874 

7  163 

1893 

5  586  . 

1875 

4^84 

Das  Cnzidängliche  dieser  Statistik  wird 

durch  eine  Gegenüberstellung  der  gleich- 
zeitigen französischen  Einwanderung  in  über- 
seeischen Gebieten  dargethan.  Nach  der 
Einwand enmgsstatistik  der  amerikanischen 
Staaten  wandei-ten  ein: 


n  Jahre      Franzonen 

1880  7611 


1  Jahre      Franzoneu 


1884 
18K> 
1886 
1887 


8  681 


9';88 
1882  9  267 

985 

Es  sind  demnach  wiederholt  in  Amerika 
an  100*,'o  mehr  eingewandert,  als  nach  der 
franzf isischen  Statistik  dahin  ausgewandert 
sind.  Als  Auswanderungsziel  tritt  neben  den 
Vereinigten  Staaten  Argentinien  hervor,  da.« 
seit  186Ö  eine  etwas  grössere  franziisisclie 
Einwandenmg  besitzt  als  jene.  Nach  der 
französischen  Statistik  ist  die  Auswandennig 
nach  Brasilien  im  Steigen,  jene  nach  Uruguay 
im  Fallen  begriffen. 


VI.   Die   Ansiranderuii^    aus    Gross- 
britaunieu. 

'1.  Umfang.    2.  Organiaa ti od ebestrebun^en. 

1.  IJiifHDK-  Die  englische  Statistik  zälüt 
alle  Reisenden,  welche  von  Grossbritannien 
nach  Plätzen  ausserhalb  Europas  abgehen, 
soweit  die  benutzten  Schiffe  unter  die  Pas- 
sangers Acts  fallen.  Auch  von  der  geringen 
Zahl  der  mit  anderen  Schiften  Reisenden 
ermittelt  sie  einen  Teil.  Datlurch  werden 
in  der  Auswanrterungsstatistik  aiich  alle  jene 


jÜOg  Ic 
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gezahlt,  welche,  ohne  die  Absicht  auszuwan- 
dern, aus  OrDSEbritannien  nach  Plfttzea 
ausserhalb  Europas  verreisen.  Sie  zäbJt 
daher  zuviel,  während  die  kontinentale  Statis- 
tik zu  weni(?  zahlt.  Einen  Anhaltspunkt 
mir  Beurteilung  der  wirklichen  Auswande- 
rung riebt  die  Scheidung  von  Zwiechendeck- 
und  Kajütenpassagieren,  welch  letztere  in 
der  Regel  nicht  zu  den  Auewanderem  ge- 
hören werden.  Die  Zählung  von  1896  ergab 
deren  77  912  auf  241952  Passagiere  Ober- 
haupt. Die  einfache  Zahl  der  Scnitfsreisen- 
den  enthält  ausserdem  auch  die  grosse  Menge 
von  Angehörigen  anderer  Nationen,  welche 
i'lber  englische  Häfen  auswandern.  Erst  seit 
1853  wird  in  den  Kachweisungen  eine 
Scheidung  zwischen  Engiändem,  Schotten, 
Irländem  und  den  kumulativ  aufgezählten 
Angehririgen  anderer  Nationen  voi^enommen. 
Ansser  Alter  und  Geschlecht  ■wird  auch  der 
Beruf  der  Auswandernden  gezälilt  Bis  1853 
ist  nach  englischen  Quellen  daher  nur  die 
Grösse  der  aus  britischen  Häfen  Ausgew&n- 
ilei-ten,  nicht  die  der  britischen  Auswande- 
rung zu  ermitteln.    Sie  betrug  Personen 


1815—52  1  036  7 


nach 

nach  den 

||J 

^   r 

Jahre 

Sorii- 

Äinerika 

Verein. 
Staaten 

1^ 

ganzen 

IHlö 

680 

1209 

19. 

2081 

1816 

3370 

9022 

1817 

10  2S< 

2o6j4 

■  S136 

1242c 

27787 

1819 

23S3J 

io67< 

57? 

34787 

17  9*1 

6745 

1063 

25729 

1815-20 

70438 

50359 

2731 

123  523 

1821 

12955 

4958 

320 

184 

18617 

1822 

16013 

4137 

875 

27<; 

21304 

ib^ 

78c 

8741 

S'.'.i 

485 

14891 

182fi 

116 

20900 

1827 

1264E 

14526 

28003 

12  0S^ 

.2817 

1056 

13=; 

26092 

1829 

30  574 

24887 

1  242 

204 

56907 

1821— .W 

1J9269 

99801 

9035 

1805 

249910 

1H31 

5B067 

23418 

I  s6i 

114 

83  160 

6633^ 

31872 

3  733 

1«, 

loj  140 

2910c 

4093 

5"7 

62527 

IK« 

4066c 

76222 

26720 

I  S6c 

3422t 

37  77^ 

3   12-1 

a9J 

75  417 

2988., 

3677': 

5  054 

,2t 

72034 

4  557 

14331 
33  536 

14021 

292 

12658 

..786 

62207 

32293 

40642 

15850 

90743 

1H41-  411 

3"  48= 

308247 

678S2 

4536 

703150 

Britisch 
Xord- 
Amerika 


1841 
1842 
1843 
1844 

1845 
1846 

1847 
1848 
1849 
1860 


nach  den 
Verein. 

Staat«n 


22924 

31803 
43  439 
109  6S0 
31  061; 
41307 
3296: 


1841—50    429044 


32625   s 
8534    1835 
3478    i""- 


63852 
28335 
43660 
58  539 


T42  [54  i 
188233:  23904 
219450I  32  191 
2330781   16073 


^064581  3'3454 


46134662 


Bis  zum  Jahre  1847  dQrften  die  Nach- 
weisnngen  übrigens  im  wesentlichen  nm- 
britische  Auswanderer  umfassen,  denn  der 
Bericht  der  Emigration  Commissioners  ge- 
denkt zum  ersten  Male  fOr  das  genannte 
Jahr  der  Einschiffung  von  4361  deutschen 
Auswanderern  in  einem  britischen  Hafen 
imd  erwähnt  diese  Thafsaehe  als  eine  voll- 
ständig neue  Ei-scheinung. 

Die  Grösse  der  britis<;heu  Auswandening 
seit  1853  und  zugleich  die  Rielitung,  welche 
dieselbe  eingeschlagen  hat,  zeigt  die  folgende 
Tabelle.     1&  wanderten  aus  Personen: 


_ 

DHch  den 

■s      f\ 

nach 

M   = 

<^Tz 

äh 

im 

Staaten 

1«5 

lien 

|s 

ganzen 

1853 

190952 

31779 

54818 

s8o 

273  139 

153  625 

35  67^ 

7752t 

215 

267  047 

1855 

8623c 

16  IK 

47  28^ 

HO  023 

94931 

1129c 

4132«; 

725 

148  284 

1857 

105516 

1680, 

578SS 

874 

iSiost 

49356 

650^ 

36454 

2  75J 

95067 

1859 

28604 

1860 

67879 

276s 

21  134 

3911 

95  989 

1853-60 

8o5  596|i23  4o8 

365  307 

18  372 

1312683 

1861 

38160 

3  953 

20579 

2487 

65  197 

1862 

48726 

8,^ 

38  82f 

iSSi 

13052! 

9665 

50153 

251. 

192864 

1865 

i.846: 

14424 

36683 

174891 

13184t 

998J 

2368a 

454; 

[70053 

1867 

[26  o-:) 

12  i6( 

4  74* 

.56982 

10849t 

12331 

1233J 

503: 

.38187 

1869 

153466 

27  16S 

16  526 

5  Si' 

202511 

1861-70 

1  132626 

130310 

267  358 

41  535 

.571829 

Ausvaaderui^  (Oitissbritannieu) 


Dach  den 
Verein. 
Stuten 


1871 
1872 
1873 
1874 
1875 
1«76 
1877 
1818 
1879 


1884 

\B8b 
1886 
1SH7 


18yn 
189G 


1%%    Austra 
■|k|       Hen 


150788 
161  782 
166730 
113774 
81  193 
S4  554 
45481 
54694 
91S06 
166570 


087372 


176  104 
181903 
191  573 
155280 
137687 
15271 


»4  954 
24382 
»9045 


11695 
15*48 

»5 '37 
52581 
34750 
31 196 
30138 
36479 
40959 
24184 


7976    303367 


12682 
37289 

71264 
44255 
39  395 
43076 
34183 


[68771    282691      2S  294 

151413I  22520]      2 


713953301922     372744  [699162558535 


192751 
210494 
228  345 
197  272 
140675 
109469 
95  '95 
112902 


279366 
320118 
242  179 
207644 
231,900 
281  4S7 
279928 
25379; 


156  395 
1 50  03g 
148949 


21578 
23  254 
24732 
17459 
16622 
15267 


1  20jl  23930 

09171  23653) 

0567  31490 

0354  37383 


218507 

20SS. 
156030 


Commissionere  gewfthlton  Massstabes,  dei- 
sich,  als  später  getrennte  Z&hiungeii  voi^e- 
uommen  wurden,  als  sehr  sichei'  erwies, 
eriialten  wir  für  die  Jahre  1845 — 1855  fol- 
gende Grösse  der   irischeii  Äiiswandening : 

Jahr        Zahl  der  Personen 

184Ö  77686 

I84(i  109624 

1847  217  S 12 

1848  1S7  Soj 
1»!»  21S843 

1850  213649 

1851  »54  537 
1858  214997 
1863         029  609 

1854  151209 

1855  70  854 

Ton  der  ganzen  Auswanderung  iin  Jahr- 
zehnt 1846—1855  (von  ie53— 55  nur  die 
britiBche,  bis  dahin  die  Aiiawandening  aus 
britischen  Häfen  gerechnet)  im  Betrage  von 
2705986  Seelen  entfoUea  demnach  nicht 
weniger  als  1 858  636  auf  Irland.  1855  läufl 
zwar  die  grosse  Welle  ab,  und  die  irische 
Auswanderung  erreicht  nur  noch  selten  dir 
Hunderttausend  (1863—66,  1883),  aUein  dif 
Bevölkerung  Irlands  hat  den  grossen 
Meiischenverlust  nie  mehr  eingeholt  (vgl. 
üben  Abschn.  1  sub  6  S.  7-1). 

Das  Verhältnis  der  irischen  zur  engli- 
schen und  schottischen  Auswanderung  zu- 
gleich mit  der  Richtung  derselben  zeigt  ftu' 
die  letzten  3C  Jahre  die  folgende  Uebersicht. 

Es  wanderten  von  185:1 — 1896  aus: 


1853—96  ;  524  3541852  528  1  387  314J498  269  8  261 465 

Gerade  zwei  Dritteile  der  ganzen  briti- 
schen Auswanderung  gingen  nach  den  Vor- 
einigten Staaten.     Davon  wiude  die  Hälfte 

—  also  ein  Drittel  der  Gesamlaus Wanderung 

—  von  den  Irländem  beigestellt  (s,  unten), 
so  dass  die  englisch- schottische  Auswande- 
rung sich  gerade  zur  Hälfte  den  Vereini^n 
Staaten,  zur  anderen  Hälfte  den  Kolonicen 
zugewendet  hat.  Dieses  l'ebergewicht  der 
Vereinigten  Staaten  beginnt  in  den  vier- 
ziger Jahren.  Bis  1840  waren  von  1073920 
Personen  nur  458407  nach  den  Vereinigten 
Staaten  au^ewandert,  im  Jahrzehnt  1840 — 
1850  aber  1094556  von  1684892  im  ganzen. 

Ueber  das  Verhältnis  der  Grösse  der  bri- 
tischen Auswanderung  zur  Bevölkerung  in 
den  einzelnen  Zeiträumen  vgl.  oben  Abschn, 
I  sub  5  S.  74.  Der  Anteil  der  drei  grossen 
Volksgruppen  Grossbritanniens  an  der  Aus- 
wanderung ist  in  den  einzelnen  Zeiträumen 
verschieden.  Eine  Trennung  zwischen  Iren, 
Schotten  imd  Engländern  ist  fnr  die  Jahre 
bis  1853  nur  bezflgücb  der  Iren  —  und 
auch  hier  nur  schätzungsweise  —  möglich 
Uoter  Anwendung  des  von  den  Emigration 


nach  lien'-C  . 


Staaten     S*^ 


;439l82!s46  5' 
1624  9631182  124 
460205I1Z3  S94 


896786417345 
299  529.  27910 
190999   53004 


ganzen 
1 299  813 

;  134540 

828  102 


Der  prozentuale  Anteil  der  Engländer. 
Schotten  und  Iren  an  der  Gesamtauswande- 
rung dieser  Zeit  beträgt  49  ",'0,  10 ''0  und 
41°i0,  Im  Jahre  1H87  *-ar  er  60,  12  und 
28  "h.  Der  Anteil  an  der  Gesamtbe^'ölkerung 
desselben  Jahres  betrug  dagegen  76 ,  10 
und  14  ".0. 

Nach  dem  Beruf  verteilten  sich  die  85  Sf*'' 
erwachsenen  (über  12  Jahre  alten)  männ- 
lichen Auswanderer  des  Jalires  1M!(6  wie 
folgt: 

Beruf  Personen 

Landwirtschaft 8131 

Oewerbo  und  Handel 25  175 

'\^'echs('lnde  IiOhuatbeit  u.  pcrHöuliche 

Dicustleistiuifen 19  366 

Freie  Berufe ii9S4 

Ohne  Benifsangak- 20759 


iglizecby  Google 
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Grossbritannien  besitzt  eine  starke  Rttck- 
wandening  seiner  Augehörigen ,  welche 
einen  nient  iinbedoiitenai'n  Ti_'il  ilt-r  Aus- 
wanilorer  ersetzt.    Ks  betrug 


die  britiiwhe  die  britisi-lie 

der  Ueber 

8chns8  der 

Aus  w.  über  d 

Jahre 

Anawftnde- 

Einwande- 

ning 

ning 

Einwände  rnn 

1877 

95  '95 

63890 

31305 

1878 

uz  902 

54  944 

57  958 

ISTJ 

164274 

37936 

1 26  338 

1880 

227  541 

47007 

180535 

1881 

24300a 

52707 

190295 

1882 

279  366 

54  7" 

224  655 

1883 

5201.8 

73804 

246314 

1884 

242  179 

91  35Ö 

150823 

188Ü 

307644 

85  4-^8 

122  .76 

1886 

232900 

3ooi8 

152S82 

1887 

281487 

85475 

.96012 

1888 

279918 

94133 

185  795 

1889 

253  795 

103070 

150725 

1890 

318116 

109470 

108  64Ö 

1891 

218507 

103037 

(15  470 

1892 

210042 

97780 

112  2Ö2 

1893 

208814 

102119 

106695 

1894 

156030 

■118309 

37  721 

1895 

185.8. 

109418 

7";  763 

(lern  Jahre  183ü  scheint  das  englische  Totk 
kein  grosses  Interesse  an  einer  Organisation 
'1er  Auswandening  gezeigt  zu  haheuj  obwohl 
>lie  durchschnittliche  Za£l  der  jährlich  Aus- 
wandernden 1815—30  etwa  23000  betnig. 
Sie  zogen  fast  alle  nach  den  Tereinigten 
Staaten,  wenige  nach  den  nordamerikanisdien 
Kolonieen.  Im  Jahrzehnt  18ül — 40  war  der 
Jahresdurchschnitt  bereits  70000,  von  1841 
bis  1846  stieg  er  auf  100000  und  hob  sich, 
nachdem  einmal  die  irische  Auswandening 
(;ingesetzt  hatte,  von  1847—56  auf  280000. 
Diesem  Wachstum  ^egenflber  verhielt  man 
sich  nicht  mehr  gleichgültig.  Schon  1826 
und  3827  hatte  man  angesidits  der  grossen 
iudustriellen  Krisia  vorübergehend  einge- 
griffen und  durch  staatliche  Unterstützungen, 
Landgewährungen  etc.  eine  grössei-e  Aus- 
wandening herbeizuhihren  und  in  den  Kolo- 
nieen zu  lenken  versucht.  Die  Bewegung 
hielt  nicht  an  und  scheint  manche  Misser- 
folge  erfahren  zu  haben.  Erst  seit  18üÜ 
tritt  die  systematische  Kolonisation  und  die 
Oi^anisation  der  Auswanderung  in  den 
Vordergrund.  E.  G.  Wakefield  gründet 
die  Colonization  Soziety,  welche  die  Aus- 
wandening nach  einem  bestimmten  S.\-steme 
in  Kolonialgebiete  leiten  sollte.  Die  Grund- 
züge seines  Systems  lassen  sich  in  folgen- 
den Sätzen  zusammenfassen:  1)  Die  Blüte 
von  neuen  Kolonieen  hängt  hauptsächlich 
vom  Ueberfliiss  vei-fiigbarer  Arbeit  fflr  Kapi- 
talisten im  Verhältnis  zur  Ausdehnung  des 
liosetztcn  Gebietes  ab,    2)  Dieser  Ueherfluas 


muBS  gesichert  werden  durch  Einfühnmg 
von  Arbeitern  aus  dem  Mutterlande  und 
durch  zureichende  Mittel,  sie  in  ihrer  Ar- 
beil erstellung  und  Abhängigkeit  vom  JjOhiie 
zu  erhalten  (wenigstens  durch  2 — :t  Jahre). 
3)  Die  Mittel  zur  Herbeischaffung  der  Ar- 
beiter sind  dem  Verkauf  von  Land  zu  ent- 
nehmen. 4)  Der  einfachste  Weg,  um  einge- 
wanderte Arbeiter  zu  verhindern,  allzurasch 
sich  in  unabhängige  Grundeigentümer  zu 
verwandeln,  ist  der,  den  Grund  und  Boden 
zu  einem  genügend  hohen  Preise  zu  ver- 
kaufen. 5)  Dieser  Preis  muss  einheitlich 
für  den  Acre  Ijandes  sein,  unabiiängig  von 
seiner  Beschaffenheit,  da  sonst  die  Arbeiter 
billiges  Laud  vor  der  Zeit  erwerben  könnten. 
6)  Es  muss  das  ganze  Erträgnis  zur  Ein- 
führung von  Arbeitskraft  verwandt  werden, 
um  das  Gleichgewichts  Verhältnis  zwischen 
Arbeit,  Land  mid  Kapital  herzustellen.  — 
Die  Durchführung  des  Sj-stems  scheitert  an 
der  Unmöglichkeit,  dieses  Gleichgew  ich  ts- 
verhältnis  festzustellen  und  durch  willkür- 
liehe Preisfestsetzungen  für  Gnmd  und 
Boden  herbeizufütiren.     Die  von  Wakefield 

gigründete  Gesellschaft  be^nn  1836  die 
esiedelung  von  Südaustralien,  IXil  jene 
von  Neu-Seeland.  Beide  Unternchmiingeii 
missglückten  und  mussten  später,  1840  bezw. 
1847,  von  der  Regierung  übernommen  wei- 
den. Trotzdem  hat  Wakefields  Voi^heii 
zwei  grosse  praktische  Erfolg  ei-zielt.  Es 
wurde  von  nun  an  allgemeiner  Gnnidsatz, 
das  noch  nicht  occupierte  Kolouialland  ah 
Staatsland  anzusehen,  dessen  Vorgebung  nur 
durch  VerfiUBsemng  erfolgen,  dessen  Erlü^ 
zur  Begünstigung  der  Einwandemng  ver- 
wendet werden  sollte,  l'nd  es  wurde  femer 
die  Leitung  der  Auswanderung  in  die  Kolo- 
nisationsgebiete vom  Staate  in  die  Hand  ee- 
nommen.  Schon  18S1  wurde  seitens  der 
englischen  Regierung  Land  in  Neu-Süd- 
Wales  und  Vandiemensland  zum  genannten 
Zwecke  veräussert. 

Seit  1837  wurde  die  AuswMiderung  durch 
eine  besondere  Staatsbehörde  (Agent  genei^l 
for  Emigration  und  Board  of  Colonization 
Commissionere)  überwacht,  die  1840  als 
>KolomaIland-  und  Auswanderungsamt'. 
(Golonial  land  and  emigration  board)  mit  er- 
weiterten Befugnissen  versehen  wurde.  Ihre 
Aufgabe  bestand  in  der  Verbreitung  genauer 
statistischer  Nachrichten  in  Bezug  auf  die 
Kolonieen,  im  VeAauf  von  unoccupiertem 
Lande  und  in  der  Ueberfühning  von  Aus- 
wanderern in  die  Kolonieen.  Der  sichtbarste 
Erfolg  dieser  staatlichen  Leitiuig  der  Aus- 
wandening ist  die  Besiedelung  Australiens 
und  Neu-Seelands.  Von  1837—1846  sind 
100754  Personen  dahin  ausgewandert,  davo.i 
bei  weitem  der  grosste  Teil  auf  öffentliche 
Kosten  oder  doch  unter  unmittelbarer  staat- 
licher Fübmng.     Die  Colonization  C^mmis- 
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sioners  sandten  von  1837—40  10  DUO  Per- 
sonen aus,  das  Auswandernngsamt  von  1840 
bis  1846  44500,  260Ü0  Personen  wurden 
anl  Kosten  der  Verwaltung  von  Neu-See- 
land  und  Neu-Süd-Wales  in  diese  Kobnieen 
.  eebracht,  so  dass  von  allen  australischen 
Einwanderern  des  genannten  Jahrzehnts  nur 
2itU00  (eis  fünftel)  auf  eigene  Kosten 
reisten.  Auch  nach  Südafrika  wurde  in 
dieser  Zeit  die  Auswanderung  staatlicher- 
seits,  wenn  auch  mit  geringem  Erfolg,  ge- 
leitet Nach  den  nordamerikanischen  Eoto- 
nieen  jedoch  wurde  keine  unmittelbare  staat- 
liche Unteraffitzung  gewährt,  dagegen  waren 
zahlreicheKolonisationsgeBelisühaften  bemüht, 
von  der  Landgesetzgebung  Canadas  Vorteil 
zu  ziehen  und  Auswanderer  durch  Begünsti- 
gungen namentlich  bei  der  Ueberfahrt  anzu- 
ziehen. Die  staatliche  Organisation  und 
Leitung  der  Auswanderung  bleibt  auch  in 
der  Folgezeit  auf  Australien  und  Südafriia 
beschrankt,  die  Veröffentlichungen  des  Aus- 
wanderungsamtes und  die  U  e  b  e  r  w  a  ch  u  n  e 
der  Auswanderung  aber  erstreckten  sich 
auf  sämtliche  Kolonieen  bezw.  Auswande- 
rungsBcbifie.  Den  Höhepunkt  erreichte  die 
Tfaätigkeit  dieses  Amtes  lä54,  in  welchem 
Jahre  41 065  Auswanderer  nuter  Leitung 
der  B^eruDg  nach  Australien  verschifft 
wurden.  Im  ganzen  waren  in  den  8  Jahren 
1847 — 54  207  086  Auswanderer  mit  einem 
^t  vollstilndig  ans  den  Landverkäufen  der 
Kolonieen  getragenen  Aufwände  von 
3382000  £  nach  Australien  geschickt  wor- 
den. Im  Jahre  1855  wurde  der  Äufgabea- 
kreis  des  Amtes  eingeschränkt,  indem  ihm 
die  Verwaltung  der  Koloniallaudverkänfe 
entzogen  wurde.  Sie  stand  nunmehr  den 
mit  Verfassungen  ausgestatteten  Kolonieen 
selbst  zu.  Die  Folge  war  natürlich  eine 
Einschränkung  auch  in  der  Befugnis  der 
Verwertung  des  aus  den  Landverkäufen  ein- 
gehenden Geldes.  Die  Kolonieen  nehmen 
gniesei'en  Eiufluss  auf  das  Auswandemngs- 
amtnnd  setzen  zaimTeil  selbständige  Agenten 
ein,  die  Unterstützungen  werden  geringer. 
Die  Zahl  der  nach  Australien  auf  öffentliche 
Kosten  gesandten  Auswanderer  betrug  1857 
noch  27762,  1858  15910,  1859  8630,  1860 
1)409.  In  den  sechziger  Jahren  hören  die 
ITnterstützungen  fest  vollständig  auf.  Das 
Auswandemngsamt  bestand  noch  bis  zum 
Jahre  1873.  Dann  wurde  die  ihm  ver- 
bliebene Befugnis  der  Uebervachung  der 
Auswanderung  dem  Handelsamt  übertragen. 
Die  Aufgabe  der  Auskunfteerteilung,  welche 
es  durdi  Verbreitung  periodischer  und 
zwanglos  erscheinender  Darstellungen  der 
Veriiältnisse  in  den  Kolonieen  erfüllt  hatte, 
«"urde  vom  Kolonialamt  übernommen,  je- 
doch niemals  praktisch  durchgeführt.  Als 
'Iritte  Behörde  wirkte  in  Auswanderunga- 
angelegenheiten  endlich  das  Lokalregierungs- 


amt, indem  dieses  die  von  tiemeinden  etwa 
unterstützte  Auswanderung  zu  ilberwachcii 
hatte. 

Neben  der  Regierungsiuterxentioii  hatte 
die  von  Wakefield  ausgegangene  Anregung 
zahlreiche.  Vereinigungen  privater  Kraft.' 
zur  rnterstütKimg  der  Auswandenmg  her- 
beigeführt Soweit  dieselben  nicht  reine 
Wohlthätigkeilsvereine  waren ,  bezweckten 
sie,  die  Aiisfühning  >sy8tematLseher  Kolo- 
nisationi  durch  Erwerbsgesellschaf teu.  Nach 
den  vom  Emigration  Board  darüber  veröffent- 
lichten Mitteilungen  haben  sie  aber  keine 
Erfolge  erzielt.  JixlenfaHs  aber  liaben  allo 
solche  privaten  Bestrebimgen  dazu  beige- 
tragen, den  Gedanken  an  eine  Organisation 
und  Leitimg  der  Auswanderung  wach  zu 
erhalten.  Wie  immer  in  Zeiten  wirtschaft- 
licher Bedrängnis,  zuletzt  Endo  der  sechziger 
Jahre,  so  ist  dieselbe  auch  in  England  in 
den  letzten  Jahren,  unterstützt  dtuch  die 
stärkere  Betonung  überseeischer  Politik  in 
ganz  Europa,  wieder  stärker  hervoigetreteu. 
Zahlreiche  Vereine,  insbesondere  die  18K1 
gegründete  National  Association  for  piD- 
moting  State-directed  Cqlonization,  verfolgeu 
den  Zweck,  eine  staatlich  nach  dem  Grund- 
satze der  Selbstkosten  deckung  geleitete  Aus- 
wanderung und  Kolonisation  unbeschäftigter 
Arbeiter  aus  Grossbritannien  nach  den  bri- 
tischen Kolonieen  herbeizuführen.  Zu  diesem 
Zwecke  wird  beabsichtigt;  die  J^richtung 
eines  Kolonisation samtes  in  London  unter 
Heranziehung  von  Vertretern  der  Kolonieen  : 
Aufnahme  eines  3":»  igen ,  vom  britischen 
Reiche  zu  garantierenden  Anlehens  für  3<t 
Jahre;  staatliche  Unterstützung  der  Aus- 
wandenmg  mit  den  aus  diesen  Anleihen 
fliessenden  Geldern;  Ausstattung  der  Aus- 
wanderer mit  Land  seitens  der  Kolonial- 
regienmgen  zu  möglichst  günstigen  Be- 
düigungen;  SichersteLung  der  gewährten 
Unterstützung  auf  diesem  Önind  und  Boden : 
4''.oige  Verzinsung  derselben  nach  dem 
zweiten  Jahre,  KOckzahlung  binnen  30  Jahren. 
Dieser  von  einem  aus  beiden  Häusern  des 
Parlamentes  eingesetzten  Ausschiisse  ge- 
prüfte und  gebilligte,  von  der  Regierung 
günstig  beiuleilte  Plan  wurde  1887  den  Ko- 
ioaialregierungen  mitgeteilt,  jedoch  von  alh'ti 
mit  Ausnahme  von  Natal  zuriickge wiesen. 
Der  einzige  praktische  Erfolg,  welchen  die 
Bewegimg  bisher  erzielt  hat,  besteht  in  der 
1886  erfolgten  Errichtung  eines  sfaaüicheu 
Emigraut's  Information  Office  in  Ijondon. 
Dasselbe  sammelt  alle  ihm  aus  offiziellen 
und  zuverlässigen  Quellen  zugehenden  Nach- 
richten über  die  wirtschaftlichen,  sozialen 
und  politischen  Verhältnisse  der  Kolonieen. 
insbesondere  über  Arbeitsbedarf,  Löhne  und 
Lebensunterhalt  und  trachtet  denselben  mög- 
lichste Verbreitung  zu  geben. 

Die  Wiederbelebung  der  Oigauisations- 
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bestrebungeti ,  wobei  alcfa  vielfach  eine  be- 
merkeüBwerte  UnkeuntaiB  der  früheren  Ver- 
hSltoisse  zeigte,  hingt  zum  Teil  zugammeD 
mit  dem  Umschwung  der  AnBiohten  tiber 
"Wert  und  Bedeutung  der  Eolonieen  fOr  das 
Mutterland,  der  sich  in  den  70er  Jahren 
allmählich  voUzog.*)  Die  Bewegung  wurde 
lebhafter  infol^  der  aUgemeinen  wirtschaft- 
lichen Depression  nach  1882,  wozu  in  Irland 
noch  einer  der  periodisch  wiederkehrenden 
Notstände  kam.  Hier  wurde  infolge  der 
Bestrebungen  von  James  H.  Tuke  tUe  Aus- 
wanderung aus  privaten  wie  aus  Staats- 
mitteln unterstfitzt.  Im  ganzen  wurden 
lt482  Personen  fortgeschafft,  meist  nach 
Amerika,  mit  einem  Aufwand  von  69  508  £, 
wovon  44438  £  Staatszuschuss.  Auch  zur 
Beseitigung  der  Not  unter  den  westschotti- 
schen Croftem  wurde  Unterstützung  der 
Auswandenmg  und  oi^ianisierte  Ansiedelung 
in  den  Eolonieen  vorgeschlagen  (namentlich 
diu^h  Lord  Napiers  Committee  1883)  nnd 
in  einigen  Mlen  durch  private  Wohlthätig- 
keit  ausgeführt. 

Unter  dem  Einfluss  dieser  Vorgänge  ent- 
St^d  eine  lebhafte  Bewegung  und  Agitation, 
deren  Ziel  zum  Teil  nur  eine  bessere  Zu- 
sammenfassung der  bisherigea  isolierten 
privaten  Unterstützung  der  Auswandenmg 
war,  zum  Teil  die  Hinleitimg  der  Auswan- 
derung möglichst  nach  den  englischen  Ko- 
lonieen,  zum  Teil  aber  die  systematische 
Besiedelung  der  noch  dünn  l)evßlkerten 
englischen  Kolonieen.  Gemeinsam  ist  den 
meisten  der  in  den  80er  Jahren  zahlreicli 
auftauchenden  Pläne  die  Wiederaufnahme 
•ler  Wakefield  sehen  Oedanken  über  die  Ver- 
bindung der  Landbesiedelnng  mit  der  unter- 
stützten Auswanderung.  Indem  die  geplanten 
Untemehmungon  die  auf  sie  gewandten 
Kosten  wieder  aufbrächten,  sollte  das  Mutter- 
land von  der  Last  der  Arbeitslosen  befreit 
werden.  Auch  die  alte  Uebervülkenrngsangst 
tauchte  wieder  auf. 

Den  Mittelpunkt  aller  dieser  Bestrebungen 
bildete  die  188S  gegründete  Ijeague  for  pro- 
moting  State  Emigration  and  Oolonization, 
die  sich  später  in  die  National  Association 
for  promotiog  State  Colonization  umwandelte. 
Die  damalige  liberale  Regierung  verhielt 
sich  allen  Kolonisationsplänen  gegenflber  sehr 
zurücklialtend,  liess  sich  aber  188Ö.'86  bereit 
finden,  dem  zu  begründenden  Emigrants  In- 
formation Office  einen  kleinen  Staatszuschuss 
zu  gewähren  (ij(X)  £).  Diese  Sachlage  än- 
derte sich,  als  1886  die  konservative  Partei 
zur  Herrschaft  kam,  deren  Führer  Lord 
Salisbury  den  Kolonisatoren  freundlich  ge- 
sinnt war  und  sogar  als  Pi-emi erminister  (am 


•)  Die  folgende  Darstellung  nach  Rathgeo 
Answanderung  (ürossbritannien)  im  1.  Erg&n 
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19.  Dezember  1888  in  Derby)  ein  umfassen- 
des Kolonisation  BSfstem  für  das  beste  Mittel 
erklärte,  den  aus  der  raschen  Bevölkerungs- 
zunahme zu  befürchtenden  Missständen  vor- 
zubeugen. Auf  der  Kolonialkonferenz  von 
1887  wurde  darüber  diskutiert,  und  schon 
vorher,  am  11.  Februar  1887,  bildete  sich 
eine  freie  parlamentarische  Vereinigung  aus 
zahlreichen  Mitgliedern  beider  Häuser  für 
staatlich  geleitete  Kolonieen.  Während  die 
Kolonieen  mit  Ausnahme  Natals  sich  gegen- 
über diesem  Plan  zum  Teil  reserviert,  zum 
Teil  direkt  ablehnend  veriiielten,  setzten 
seine  Anhänger  am  12.  April  1889  die  Ein- 
setzung eines  ünterhausausschusses  durch, 
welcher  den  Auftrag  erhielt,  die  verachie- 
denen  Vorschl%e  zu  untersuchen,  welche 
Ihrer  Majestät  Begierung  gemacht  sind,  die 
Auswanderung  ans  den  übervölkerten  Be- 
zirken des  Vereinigten  Königreichs  nach 
den  britischen  Kolonieen  oder  anderswohin 
zu  erleichtem.  Der  Ausschuss  sollte  die 
Ergebnisse  der  in  den  letzten  Jahren  wirk- 
lich ausgeführten  Versuche  prüfen  und  im 
allgemeinen  darüber  berichten,  ob  es  nach 
seiner  Meinung  wünschenswert  sei,  die  Aus- 
wanderung noch  mehr  zu  erleichtem,  durcti 
welche  Mittel  und  unter  welchen  Bedin- 
gungen solche  Auswanderung  am  besten 
ausgeführt  werden  könne  und  in  welche 
Gegenden  sie  zu  leiten  sei. 

Dieser  Ausschuss  wurde  1890  und  1891 
erneuert,  hat  54  Sachverständige  gehört, 
deren  Vernehmung  in  drei  dicken  ^nden 
niedergelegt  ist,  und  am  17.  März  1891 
einen  Bericht  erstattet  Die  Schlussfolge- 
rnngen  dieses  Berichts  sind: 

Es  ist  kein  Grund  vorhanden,  augen- 
blicklich einen  Plan  staaüich  organisierter 
Ansiedelung  oder  Auswanderung  aufzustellen. 
Die  Befugnisse  der  kommunalen  Körper- 
schaften sind  mit  einigen  Aendenmgen  aus- 
reicliend,  ohne  drückendes  Risieo  einzelne 
Personen  wie  Familien  bei  Auswanderung 
oder  Ansiedelung  zu  unterstützen.  In  den 
»übervölkerten  Bezirkenit  Irlands  und  der 
schottischen  Hochlande  und  Inseln  handelt 
es  sich  um  einen  Ausnahmezustand,  der 
Unterstützung  fordert  für  Einführung  von  Ü-- 
werhszweigen,  für  Kolonisation  und  Auswan- 
derung, womi^lich  auch  für  innere  Kolo- 
nisation. Die  (damals)  für  die  übervölkerten 
Bezirke  Irlands  vorgeschlagenen  (und  seit- 
dem ins  I^ben  getretenen)  Massregeln  sind 
für  diesen  Zweck  ausreichend  und  sollten 
auf  die  Crofter-Bezirke  Schottlands  ausge- 
dehnt wei-den.  Der  im  Gang  befindliche 
Versuch,  die  Crofter  in  Canada  anzusiedein 
(worüber  unten),  soll  fortgesetzt  werden. 
Auf  Vorschläge,  wie  sie  von  der  Regierung 
Britisch  -  Columbiens  (s.  unten)  gemacht 
sind,  ist  einzugehen.  Die  Vermittelung  von 
Gesellschaften  für  Auswanderung  und  Ko- 
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lonisatioa  ist  empfehlenswert.  Der  Staats- 
zuschass  an  das  Emigraats  Information 
Office  sollte  erhöht  ■werden, 

Sie  in  diesem  Bericht  ein^hend  be- 
eprocheae  Ansiedelung  sdiottischer  Elein- 
Tächter  (crofter)  in  Cansda  ist  das  einzige 
Beispiel  aus  neuester  Zeit,  dass  Auswanderer 
vom  ^Uutterlande  aus  ron  Staats  w^;en  an- 
gesieilelt  worden  sind.  In  den  Jahren  IStiS 
lind  1B89  sind  eine  Anzahl  von  Croftem, 
zusammen  79  Familien  in  Canada  ange- 
siedelt worden.  Für  jede  Familie  war  ein 
StaatszuschusB  von  120  £  bewillig ,  der 
später  zarQckzuzahlen  sei.  Dass  die  Lage 
der  Ansiedler  sich  bedeutend  verbessert 
hat,  ergiebt  sich  aus  allen  Berichten.  Ob 
aber  die  Rückzahlung  des  Vorschusses  er- 
folgen wird,  ist  ziemlich  zweifelhaft.  Ob- 
gleich der  Versuch  nicht  fortgesetzt  worden 
-ist.  ist  er  ein  wertvolles  Präoedens  für 
spätere  Zeiten  durch  das  eingeschlagene 
\  erfalireo :  EinsetzuDg  einer  besonderen  Be- 
hürde  und  Uand  in  Hand-Arbeiten  der  hei- 
mischen mit  den  canadischen  Behörden. 
Der  Grund,  dass  nicht  weitere  Ansiedler 
ausgeschickt  sind,  liegt  vor  allem  in  der 
lokajen  Gegenagitation  namentlich  d^  Geist- 
lichen, welche  bewirkt  hat,  dass  sich  auf 
den  notleidenden  Inseln  niemand  mehr  mel- 
dete. Die  konservative  Regierung  war  ge- 
willt, auf  dem  eingeschlagenen  Wege  fort- 
zuschreiten und  vor  allem  einen  ausgearbei- 
teten Vorschlag  der  Regierung  Britisch- 
Kolumbiens  auszuführen,  wonach  eine  grosse 
schottisclie  Niederlassung  dort  begiilndet 
werden  sollte.  Ein  Kredit  von  5(i000  £ 
war  der  englischen  Regierung  zu  diesem 
Zwecke  eben  bewilligt  (1892),  als  die  kon- 
sen"ative  R^ierung  fiel  imd  gleichzeitig 
der  kolumbisme  Premienninister,  der  haupt- 
sächlich den  Plan  betrieben  hatte,  starb. 
I^  neue  libemle  Kabinett  hat  alle  bierher- 
gehörigen  Pläne  nicht  weiter  verfolgt  und 
die  betreffende  Parlamentsacte  ist  ein  toter 
Buchstabe  geblieben. 

Die  ganze  Bewegung  fOr  staatlich  oi^ 
nisierte  Auswanderung  und  Kolonisation  ist 
seitdem  eingeschlafen  und  selbst  die  Na- 
tional Association  ist  »practically  extinct» 
(wie  eines  ihrer  thätigsten  Mitglieder  Prof. 
Rathgen  mitteilte).  Zum  Ted  hegt  das  un- 
zweifelhaft an  dem  Eegierungswechsel  imd 
der  Abneigung  gegen  alle  staatlichen  Maes- 
r^ln  dieser  Art,  in  der  die  liberale  Partei  mit 
weiten  Kreisen  der  Bevölkerung  und.  wie 
ich  glaube,  den  massgebenden  Berufsbeam- 
ten im  Kolonialamt  einig  ist  Der  Grund 
ist  aber  doch  nicht  allein  in  der  doktri- 
nären Abneigung  der  herrschenden  indivi- 
dmdistischen  Anschauung  gegen  staatliche 
MasBregeln  zu  suchen.  Den  grossen  Kolo- 
nisationsplänen stehen  sehr  erhebliche  sach- 
liche Bedenken  entgegen,  die  auch  von  dem 

HandvÜTUrbDeh  der  StBBtcwlwaDscbafUn.    Zweite 


Kolonisationsausschuss  in  seinem  Bericht 
anerkannt  und  gewürdigt  sind.  Insbeson- 
dere hat  die  eingehende  Prüfung  ergeben, 
dass  kein  Plan  auf^stellt  oder  versucht  ist, 
der  sich  thatsftchhch  als  »selfsupportin^« 
erwiesen  hätte.  Kin  einziges  Beispiel  ist 
ermittelt  worden  von  einer  Ansiedelung 
durch  PrivatimtemehmeQ,  das  einen  finan- 
ziellen Erfolg  ergeben  hat,  das  Elelding 
Settlement  in  Neuseeland.     Immer  wieder 


lern  gemachten  Vorecbüsse  zurückzuerhal- 
ten. Erhebliche  Opfer  würde  also  jedes 
grössere  Kolonisationsuntemehmen  doch  for- 
dern, während  die  sich  selbst  überlaseene 
Auswanderung  ihre  Kosten  selbst  aufbringe. 
Grosse  Opfer  für  einzelne  willkürhch  her- 
ausgegriffene Teile  der  Bevölkerung  aber 
sind  sicher  bedenklich.  Und  das  um  so 
mehr,  als  der  gewünschte  Erfolg  zweifel- 
haft ist.  Wohl  kann  man  die  Not  in  eini- 
gen Gegenden  der  proletarischen  Zwerg- 
pacht bekämpfen.  Aber  die  neuen  Bestre- 
bungen sind  zu  einem  eriieblichen  Teile  aus 
dem  Wunsche  hervorgegangen,  der  Arbeits- 
losigkeit und  Not  in  den  grossen  Städten 
abzuhelfen.  Die  dort  abzuschiebenden  Ele- 
mente sind  aber  keineswegs  die  ziir  An- 
siedelung auf  Neuland  geeigneten.  Das 
führt  zu  einem  weiteren  wichtigen  Punkt: 
der  Stellung  der  Ansiedelungsländer  zur 
unterstfltzten  Einwandening,  vor  allem  also 
der  eich  selbst  regierenden  englischen  Kolo- 
nieen.  In  diesen  hat  man  nichts  einzuwen- 
den gegen  Bauernansiedler,  ja  man  ist  be- 
sonders im  britischen  NordMoerika  zu  er- 
heblichen Opfern  bereit,  um  Ansiedler  zu 
gewinnen.  Besonders  seit  Erschliessung  des 
Nordwestens  durch  die  canadische  Pacific- 
bahn  hat  die  Begienmg  des  Dominion  wie 
die  Eisenbahngesellschf^  und  die  mehr  oder 
weniger  mit  mr  zusammenhängenden  Land- 
gesellschaften sich  an  den  Kolonisations- 
plänen lebhaft  beteiligt  (seit  1880).  Aber 
städtische  Arbeiter  wünscht  man  nicht  und 
erst  recht  keine  Paupers.  Alle  Kolonial- 
regierungen sind  einig  darin,  dass  sie  bei 
der  Auswahl  der  auszusendenden  Emigrtui- 
ten  eine  entscheidende  Stimme  verlangen. 
In  den  vom  Labour  Vote  beherrschten 
demokratischen  Gemeinwesen  Australiens 
ist  man  gnmdsätzlich  gegen  Vermehrung 
jeder  Konkurrenz  mii  dem  Arbeitsmarkt. 
llit  den  australisclien  Arbeitern  fühlen 
sich  aber  die  englischen  in  bemerkens- 
werter Weise  solidarisch,  üeberhaupt 
herrsclit  unter  den  gewerblichen  Arbeitern 
grosses  Mis.strauen  gegen  die  Kolonisations- 
pläne. Sie  wollen  nicht  aus  dem  Lande  ge- 
stossen  (chucked  out)  werden.  Der  Kongress 
der  Gewerkvereine  hat  sich  1886  gegen  alle 
diese  Pläne  erklärt.  Gerade  in  diesen  Kreisen 
AnBafie.    II.  7 
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ist  der  öwlanke  verbreitet,  der  Bevölkerungs- 
zuwachs könne  durch  innere  Kolonisation 
auf  (lern  Wege  der  Bodenreform  versorgt 
-wei-den,  ein  Gedauke,  der  auch  unter  den 
inschcn  und  hochschottischen  radikalen  Ho- 
menüera  behebt  ist.  Wie  diese  Agitatoren 
jeder  künsthchen  Verminderung  der  Zahl 
der  ihnen  anhangenden  BevOlkening  at^re- 
iieigt  sind,  so  allerlei  sonstige  Interessenten : 
die  katholischen  Priester  in  Irland  und  die 
(leistlichen  der  Freien  Kirche  in  Schottland, 
die  shopkeoper  in  den  kleineren  Landstädten 
etc.  So  sind  es  im  Gegensatz  ku  Deutsch- 
land nicht  die  Konservativen,  sondern  die 
Radikalen,  welche  der  staatlichen  Forde- 
rung und  Organisation  der  Auswandemug 
abgeneigt  sind. 

Von  den  englischen  Kolonieeu  treffen 
nur  noch  Canada  and  Natal  besondere  Maes- 
regeln  zu  wenigstens  indirekter  Unterstützung 
der  Einwanderung.  Die  Unterstützung  der 
Aiiswanderuug  nach  AustraUen  hat  ganz 
aufgehört,  in  der  Kapkolonie  ist  sie  im  Früh- 
jahr 1894  suspendiert. 

Als  Ei^bnis  der  ganzen  neueren  Be- 
wegung bleibt  also  zunächst  nur  das  als 
segensreich  wirkend  allgemein  anerkannte 
Emigrants  Information  Office,  das  den  Kreis 
seiner  Nachweisungen  notgedrungen  über 
den  Bereich  der  britischen  Besitzungen 
hinaus  erstreckt  hat  (auf  Transvaal  und  Ar- 
gentinien}, Es  bleibt  femer  eine  bessere 
Oi-ganisation  imd  besserer  Zusammenhang 
der  Wolilthätigkeitsgesellschaften,  welche  die 
Auswanderung  unterstfltzen.  Namentlich  die 
Erziehung  und  Aussendung  verlassener  und 
vernachlässigter  Kinder  nach  Canada  hat 
grosse  Fortachritte  gemacht.  Die  wichtigste 
derartige  Institution,  Dr.  Bamardos  Homes, 
hat  bis  Ende  März  1895  bereits  7462  vor- 
bereitete Kinder  ausgeschickt  und  hoffte,  im 
Laufe  des  Jahres  1895  800  Kinder  aussenden 
zu  können.  Es  bleibt  endlich  die  Erkennt- 
nis, dass  Ansiedeln  ngsuntemehmungen  für 
Erwerbsgeaellschaften  sich  nicht  eignen. 
V.  PhUipporich. 


YII.  Auswanderungr  atis  Italieu. 

1.  Qnelten  der  Statistik  der  A.  2.  Zeit- 
weilige und  Aanemde  A.  —  Statistik  der  A. 
H.  Ursachen  der  A.  in  den  verschiedenen  I'ro- 
vinien.  4.  Oeaetzliehe  Regelung  der  A,  5, 
Lage  der  Italiener  im  Auslände. 

1.  Quellen   der  Statistik   der  A.    Als 

Hauptquelle  für  die  Statistik  der  italienischen 
Auswanderung  werden  die  Listen  der  Pässe 
benutzt.  Die  Pässe  wei-den  von  der  Re- 
gierungsbehörde der  öffentlichen  Sicherheit 
nach  dem  vom  Sj-ndikus  erteilten  »Nichts 
im  Wege«  aiusgestellt,  welch  letzterer  die 


Personen  vernimmt,  welche  über  die  Gren- 
zen des  Reiches  gehen  wollen.  Sie  werden 
imter  zeitweiliger  Äuswandenmp  o<ler 
dauernder  Aiiswandenmg  klassifiziert, 
je  nachdem  sie  beabsichtigen ,  auf  eine 
längere  oder  kürzere  Zeit  oder  aber  auf 
unbestimmte  Zeit  —  ohne  ausgesprochene 
Absicht  nach  dem  Vaterlande  zurückzukehren 
—  Beschäftigung  und  Erwerb  im  Auslande 
zu  suchen. 

Die  Zahl  der  Pässe  kann  nicht  the  ganze 
Auswanderung  repräsentieren,  denn  es  bleibt 
dabei  die  heimliche  Auswanderung,  welche 
sich  besonders  aus  denen  i'eknitiert,  die  sicli 
der  Aushebung  entziehen  wollen,  und  dann 
ans  solchen  Leuten,  welche  mit  den  Justiz- 
behörden in  Konflikt  geraten  sind,  unberück- 
sichti^.  Aber  im  allgemeiuen  kann  man 
daran  festhalten,  dass,  da  an  der  Auswan- 
derung grösstenteils  ärmere  Leute  teilneh- 
men ,  die  Hehrzahl  der  Auswanderer  sicIi 
mit  einem  Passe  versieht,  um  ein  Le^ti- 
mationspapier  zu  haben,  welches  ihnen  nicht 
nm*  als  Ausweis  den  Behörden  der  fremden 
Länder  gegenüber  dienen,  sondern  im  Not- 
fall auch  dazu  verhelfen  kann,  Unter- 
stützungen oder  Schutz  bei  den  italienischen 
Consuln  zu  finden.  Andererseits  umfas.=it 
die  Zahl  der  Pflsse  aucli  eine  gewisse  An- 
zahl von  Personen,  die  nicht  als  Auswan- 
derer zu  betrachten,  sondern  Reisende  sind, 
welche  zum  Vergnügen,  studienhalber  oder 
wegen  augenblicklicher  Geschäfte  ins  Aus- 
land gehen.  Diese  aber  werden  leicht  aus 
der  Auswanderun  gsslatistik  auf  folgende 
Weise  eliminiert  Die  Pässe  werden  mit 
einer  Abgabe  von  2,40  Ijire  an  arme  Leute 
und  gegen  eine  Abgabe  von  12,40  Lire  an 
wohlhabende  Personen  ausgegeben.  Es  zählen 
als  Auswanderer  nun  alle  die,  welche  den 
Pass  gegen  die  geringste  Abgabe  ertiielten, 
dagegen  werden  als  einfache  Reisende  jene 
betrachtet,  welche  den  höheren  Preis  fiU- 
den  Pass  entrichteten,  es  sei  denn,  dass  ilie 
letzteren  ausdrücklich  dem  SjTidikus  erklärt 
hätten,  dass  sie  die  Heimat  für  immer  zu 
verlassen  beabsichtigten. 

Die  auf  den  Passregistem  fussende  Sta- 
tistik zeigt,  aiis  welchen  Gemeinden  die 
Auswanderung  hervorg^angen  ist,  die  vor- 
(Ibergeliende  wie  die  (lauemde.  Die  Aus- 
wanderer werden  eingeteilt  sowohl  nadi 
Geschlecht,  Alter,  Benif  wie  auch  nach  den 
Einwanderungsiändern ,  auf  Grund  der  den 
Syndiken  gemachten  Angaben.  Die  .=o  er- 
lialtenen  Zahlen  werden  daim  mit  den  von 
den  Rhedereien  des  Reiches  und  der  frem- 
den Häfen,  ans  denen  italienische  Büraer 
nach  aussereuropäi  scheu  Ijändem  sich  ein- 
schiffen, erhobeneu  verglichen.  Auch  wei-- 
den  sie  weiter  geprüft  an  der  Hand  jener 
Ziffern,  welche  die  Statistiken  der  Koloni- 
sationsländer  enthalten,    welche    die  Ein- 
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■watMlenr  nach  den  Heimatsstaaten  ein- 
ti^ilen. 

Die  aus  diesen  drei  Quellen  geschöpften 
Dab-n  können  aus  mehreren  (rründeu  nicht 
untereinander  übereinstimmen.  Vor  allem 
wandern  viele  Italiener,  welche  beispielsweise 
<Ien  Syndiken  erklärt  haben,  nach  Frankreich 
reisen  zu  wollen,  zeitweise  aus.  Sie  begeben 
^ich,  sobald  sie,  in  Frankreich  angekommen, 
dort  keine  passende  Beschäftigung  gefunden 
haben,  nach  Marseille  oder  nach  Borde^iux, 
nm  sich  nach  Amerika  einzuscliiffen.  So 
kommt  es,  dass  wir  dnrch  Summierung  der 
ftbfrsecisfhen  Auswanderer  über  die  italie- 
nischen \mü  fremden  Häfen  für  die  ausser- 
oiiropäische  Auswanderung  eine  grössere  Ge- 
samtzalil  erhatten,  als  jene  ist,  welche  sich 
aiis  der  nach  den  Pasaregislern  gemachten 
Statistik  ergiebL 

Die  auf  tlen  von  den  Syndiken  gesammel- 
t>^n  Erklärungen  fuseende  Statistik  teilt,  wie 
schon  erwähnt,  die  Auswanderer  u.  a.  auch 
nach  den  verschiedenen  europäischen  und 
»useerenropäischen  Bestimraungslandem  ein. 
Plne  Kontrolle  dieser  Daten  lässt  sich  nur 
teilweise  auf  Qrund  der  von  den  Statistiken 
'ler  Kolonisafion sländer,  nämlich  von  Uru- 
f:tiaj',  Argentinien,  Brasilien  und  den  Verei- 
nigten Staaten,  mitgeteilten  Zahlen  diuxh- 
füiren.  Diese  Staaten  ermitteln  ihre  Ein- 
wanderer mit  Unterscheidung  nach  Aus- 
wandenm^ländem.  Allein  nach  den  Sta- 
tistiken dieser  überseeischen  Länder  sind 
ilie  Ziffern  der  Einwanderer  aus  Italien  im 
allgemeinen  höher  als  die  entsprechenden 
der  in  Italien  auf  Grund  der  Passregister 
■'tmittelten.  Es  rührt  das  zum  grossen  Teil 
daher,  dass  viele  Itahen  verlassende  Per- 
sonen anfangs  nur  zeitweiüg  auszuwandern 
frder  nach  europäischen  Staaten  zu  gehen 
lieabsichtigen,  dann  aber  dauernd  der  Hei- 
mat den  Kücken  kehren  oder  nach  ausser- 
eiiropäischen  Ijändem  sich  begeben. 

Ausserdem  enthalten  die  Statistiken  der 
Zinwandemngsländer  nicht  selten  zeitwei- 
lige Auswanderer  und  Heisende  und  geben 
-tmit  höhere  Zahlen  an  als  die  von  den 
Svndiken  der  Heimatsgemeinde  auf  die  er- 
w^inl«  Weise  gefundenen. 

Wahrscheinlich  liegt  das  Richtige  zwi- 
"heD  jenen  Maximal-  und  Minimalzahleu, 
'iif  ron  den  verschiedenen  Qnellen  bezeich- 
ne werden.  — 

2.  Zeitweilige  nsd  dauernde  A.  — 
Statistik  der  A.  Die  zeitweilige  Aus- 
wanderong,  welche  ausserdem  gewöhnlich 
periodisch  ist,  rekrutiert  sich  besonders  aus 
udarbeitem,  Maurern,  S^iegelbrennem  nnd 
Steinmetzen,  welche  bei  den  grossen  Aus- 
-idtachtmigen .  Eisenbahn-,  Sefestigungs-, 
Kuul-  nnd  anderen  Bauten  Beschäftigung 
.'uehen.  Meistens  gehen  sie  im  Frühjahre 
i'-rt,  wenn  die  Arbeiten  im  Freien  beginnen. 


und  kehren  im  Herbst  in  ihre  Dörfer  zurück, 
sobald  sich  die  Erde  mit  Schnee  bedeckt 
und  die  Maurerarbeiten  uumOgUcli  werden. 
Sie  begeben  sich  nach  Frankreich,  der  Schweiz, 
Oesterreich,  der  Balkanlialbinsel  und  auch 
nach  den  nördlicheren  Staaten  Europas. 

Die  dauernde  Auswandening   richtet   ■ 
sich  grösstenteils   nach  Amerika,  besonders 
nach  Argentinien,  Brasüien  und  den  Ver- 
einigten Staaten, 

während  die  zeitweilige  Auswaudenmg 
in  einem  Zeitraum  von  20  Jahren  wenig 
um  90000  geschwankt  und  erst  seit  1889 
stärker  gestiegen  ist,  hat  sich  die  eigentliche 
(dauernde)  Auswanderung  oder  die  auf  un- 
bestimmte Zeit,  von  -20000  in  runder  Zahl 
im  Jahre  1878  auf  195993  im  Jahre  188Ö 
gehoben,  um  dann  wieder  einigermasseu  zu 
sinken.  Die  Zahlen  für  die  Jahre  1876  bis 
1897  sind  wie  folgt; 


Eigentliche 

PeriodiBche 

oder 

oder  zeitwei- 

Jahr 

dauernde 

lige  AU8- 

Sunmie 

mag 

wandenmg 

1876 

19756 

80015 

108711 

1877 

2.087 

78126 

99213 

1878 

18535 

77  733 

96268 

1879 

40824 

79007 

11983, 

1880 

37  934 

81967 

119901 

1881 

41607 

94225 

136832 

1882 

65748 

95814 

161  562 

1883 

68416 

100685 

169  101 

1884 

58049 

88968 

147017 

1886 

77019 

80164 

157  193 

1886 

85355 

82474 

1 67  829 

1887 

127  748 

87917 

215  665 

1888 

195993 

94  743 

290736 

1889 

113066 

105289 

218355 

1890 

'04  733 

112511 

217244 

1891 

175520 

iiSiii 

293  631 

1892 

107  3Ö9 

116298 

223667 

1893 

124312 

122439 

246751 

1894 

105455 

1 19  968 

225  3^3 

1895 

169513 

133668 

293  [81 

1896 

182  265 

.23862 

306127 

1897 

159690 

134426 

394116 

I 

Die  Provinzen,  welche  am  meisten  zur 
zeitweiligen  Auswanderung  beitragen,  sind 
Venetien,  Piemont  und  die  Lombardei.  Die 
eigentliche  oder  dauernde  Auswandei-ung 
em^ffingt  ihr   ^rösstes  Kontingent  aus  Li- 

giirien  und  eimgen  Gegenden  der  Provinzen 
osenza,  Potenza  und  Salemo,  ebenso  aber 
auch  aus  jenen  Provinzen  Oberitahena,  welche 
stark  zu  der  zeitweiligen  Auswanderung 
beitragen. 

Gering  ist  die  Auswanderung  aus  der 
Emilia,  kaum  nennenswert  aus  Toscana  und 
Umbrien,  gleich  Null  aus  Eom,  wo  im  Gegen- 
teil eine  beträchtliche  Einwanderung  aus 
den  Aquilanischen  Abruzzen  stattfindet.   In 
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den  Marken  zeigt  sie  sich  sporadiach  hier 
und  da.  Gering  ist  sie  aus  Sidlieo,  fast 
verschwindend  aus  Sardinien. 

Die  Männer  -wandern  in  grosserer  Zahl 
ans  als  die  Frauen.  Im  Jahre  1897  betrugen 
die  männlichen  Personen  90 '/o  der  zeit- 
weiligen Answanderung  und  64,5''/o  der 
dauernden. 

Die  Kinder  bis  zu  14  Jahren  belaufen 
sich  auf  25*';'o  bei  der  dauernden  Auswan- 
derung und  a\if  9".'o  bei  der  zeitweiligen, 
wfthi-end  die  Anzahl  der  Kinder  beider  Ge- 
schlechter unter  14  Jahren  nach  der  Zählung 
von  1881  30  "/o  der  Bevölkerung  des  Reiches 
ausmachte. 

Die  Klassifizierung  nach  Beruf  geschieht 
allein  bei  deu  Erwachsenen  beider  Geschlech- 
ter, d.  h.  unter  Ausschiusa  der  Knaben  und 
Mädchen  unter  14  Jahren. 

Nehmen  wir  die  dauernde  Auswanderung 
mit  der  zeitweiligen  zusammen  für  das  Jahr 
1888,  so  finden  wir,  dass  die  Zahl  der  Land- 
leute und  Feldarbeiter  (Männer  und  Weiber) 
147  193  betrug   hezw.  63  "/o  der    sämtlichen 
Auswanderer  Ober    14  Jahre;  die  der  Erd- 
'larbeifer,   Tagelöhner  und  Lastträger  40  265, 
,'  d.  h.  17  "lo ;  (iie  der  Maurer  und  Steinmetzen 
'•  17  968,  d.  h.  8  °/o ;   die  der  sonstigen  Hand- 
"■werker  imd    Ärbeitaleute   13884,   fast  6»/«. 
„  Im  ganzen  ergeben  diese  Klassen  eine  Ge- 
•  samtzahl  von  219310  oder  etwa  90  "/o  aller 
'*  männlichen  und  weiblichen  Auswanderer  von 
über  14  Jahren   bei  einer  Gesamtzahl 
244122  Auswanderern  über  14  Jahren.     Im 
Jahre  1897  hatten  sieh  diese  Terhältniszahlen 
etwas  verschoben:   auf  Landarbeiter  kamen 
nur  45 ".'o,  auf  Erdarbeiter  etc.  2ö%,   auf 
Maurer  etc.  lö^io. 

Die  Feldarbeiter  liefeni  ein  grösseres 
Kontingent  für  die  Auswanderung  nach 
Amerika  als  für  jene,  welche  sich  nach  den 
europäischen  Staaten  richtet.  Das  Gegenteil 
ist  der  Fall  bei  den  Maurern,  Bergleuten, 
Steinhau  em,  Ziegelbrennem,  Kohlenbrennern, 
Kesselschmieden,  Holzfällern  etc.,  welche  wir 
in  grosser  Anzahl  auf  unserem  Kontinente 
bei  den  grossen  Ausschachlungs-  und  Bau- 
arbeiten zerstreut  antreffen.  — 

Wie  viele  unter  den  Auswanderern  zogen 
allein  fort  und  wie  viele  waren  begleitet 
von  einer  oder  mehreren  Personen  ihrer 
FamilieV  Im  Jahre  1888  waren  unter  den 
dauernd  Aiiswtuidemden  42  "/o  der  Gesamt- 
zahl Alleinstehende,  unter  den  zeitweihg 
Auswandernden  behcf  sich  diese  Zahl  aiil 
79*.'o.  —  Im  Jahre  1897  waren  die  enV 
sprechenden  Verliältniszahlon  39  "/o  und  SO^/o. 
Prüfen  wir,  in  welchen  itahenischen  und 
fremden  Häfen  sich  die  italienischen  Aus- 
wanderer nach  den  überaeoischen  Ländern 
einschiffen.  Im  Jahre  18S8,  dem  Jahre  der 
grössfen  permanenten  Auswandenrag,  gingen 
42779  von  Neapel  aus,  3155  von  Palermo 


und  172676  von  Genua,  insgesamt  218610 
aus  den  italienischen  Häfen.    Dazu  kamen 

46  539  Personen,  welche  über  fremde  Häfen 
auswanderten,  so  über  MaiBeiUe  (33990), 
Hä\ie  (10444),  Bordeaux  (1334),  SainU 
Nazaii-e  (76).  Antwerpen  (600),  Hamburg  (66» 
und  Bremen  (29).  Im  J^ire  1897  wan- 
derten über  Neapel  aus  63908,  über  Pa- 
lermo 2119,  über  Genua  129  530,  über  Cag- 
liari  1757,  im  Jahre  1896  über  Boideaax 
278,  über  MarseUle  2469,  über  Hävre  11054, 
über  Antwerpen  899. 

Nehmen  wir  die  Zahl  der  im  Jahre  1888 
den  erwähnten  fremden  Häfen  einge- 
schifften Italiener  (46539)  zu  der  in  dem- 
selben Jahre  in  itahenischen  Häfen  nach 
Amerika  eingeschifften  italienischen  Passa- 
riere  (218610)  hinzu,  so  ergiebt  sich  eine 
Gesamtzahl  von  2G5149,  während  die  Sta- 
tistik, die  auf  den  von  den  Syndiken  der 
Heimatsgemeinden  gesammelten  Angaben 
beruht,  nur  die  Zahl  von  195993  dauernden 
Auswanderern  ergab.  Der  Unterschied  muas 
teils  aus  einer  Aenderung  der  zeitweiligen 
Auswanderung  erklärt,  teils  auf  heimliche 
Auswanderung  zurückgeführt  werden.  Aehn- 
hche  Differenzen  zeigen  sich  auch  in  den 
anderen  Jahren. 

Befragen  wii-  die  Statistiken  der  Ein- 
wanderungsländer, so  finden  wir,  dass  1888 

47  856  Itidiener  in  den  Vereinigten  Staaten 
ankamen,  73029  in  Argentinien,  104353  in 
Brasilien,  zusammen  237.238,  ohne  die  in 
Uruguay,  Chile,  Peru,  Mexico  und  anderen 
Ländern  Amerikas  eingewanderten  Italienei' 
zu  zälilen.  Im  Jahre  1896  betrug  die  Zaiil 
der  einwandernden  Italiener  nach  den  aus- 
ländischen Erhebungen  in  den  Vereinigten 
Staaten  68060,  in  Äi^ntinien  75204,  iu 
Uruguay  .'')046,  in  Brasilien  96324,  zusammen 
244634. 

3.  UrBachen  der  A.  in  den  ver- 
schiedenen Provinzen.  Die  in  den  Be- 
richten der  SjTidiken  und  der  Präfekten 
am  häufigsten  erwähnten  Ursache  ist  lüe 
Armut.  Aber  auch  nicht  arme  Leute  be- 
teiligen sich  an  der  Auswandeinuigj  bald 
ist  es  der  Unternehmungsgeist,  der  sie  dazu 
antreibt,  bald  die  Hofftiung,  drüben  ihr  Glück 
zu  machen. 

So  verlassen  sie  Ligurieu,  um  ihre  schon 
ausgewanderten  Verwandten  aufzusuchen , 
welche  eine  angeschene  Stellung  in  Handel 
und  Gewerbe  erworben  haben.  Sie  gehen 
nach  Amerika,  besonders  Südamerika,  und 
zwar  nicht  aufs  Ungewisse  hin,  sondern  mit 
dem  bestimmten  wissen,  dass  und  wo  sie 
Beschäftigung  finden  werden.  Fast  keiner 
giebt  an,  er  habe  die  Absicht,  nach  dem 
Vaterlande  zurückzukehren ,  sobald  er  ein 
besclieiden es  Kapital  zusammengebracht  habe. 
Allein  manche  kehren  nach  einem  mehr 
oder  minder  langen  Aufenthalte    ins  Vater- 
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lanfl  heim,  tun  daselbst  zii  höchstem  Preise 
ein  Stück  Land  zu  kaufen  und  die  Tage 
ihres  Alters  unter  dem  lacheoden  mmiuel 
der  liguiischen  Riviera  in  behaglichem  Wohl- 
stände zu  verleben. 

So  kann  maa  auch  nicht  sagen,  dass  die 
x-on  Piemont  ausgehende  Auswanderung  aus- 
schliesslich oder  vorzüglich  durch  das  Elend 
hervorgenifen  sei.  Dieselbe  trägt  zum 
Crossen  Teile  temporären  Charakter;  ein 
Teil  aber  von  jenen,  welche  sich  nach 
Frankreich  blähen  haben  jetzt  wegen  der 
in  diesem  Lande  für  die  italienischen  Är- 
iieiter  erschwerten  Umstände  entferntere 
Länder  aufgesucht ,  indem  sie  über  den 
•>iefla  gingen,  um  als  Feldarbeiter  Beschäf- 
tigung zu  snchen. 

In  der  Lombardei  giebt  es  alte  Äuswan- 
ilenmgscentren,  Dörfer  am  I^agoMag^ore  luid 
IjLgo  di  Como,  welche  nach  alter  Tradition 
am  meisten  zur  Auswanderung  nach  Amerika 
lieitragen,  von  wo  die  Jjeute  dann  in  einem 
verhältnismässigen  Wohlstande  zurückkehren 
und  sich  von  anderen  jungen  Nachzfigec 
ablOeen  lassen.  So  nimmt  jenes  Land,  wel- 
ches für  eine  so  dichte  Bevölkerung,  wie 
dort  vorhanden  ist,  imgenftgende  natürliche 
Hilfsquellen  haben  würde,  an  Reichtum  zu. 
Aber  es  j^ebt  in  der  Lombardei  Provinzen, 
welche  die  Auswanderer  der  Armut  wegen 
verlassen,  besonders  uach  schlechten  Ernten 
'■•ler  infolge  anderer  Kalamitäten,  welche 
die  Grundbesitzer  und  Bauern  bedrücken. 
Das  gleiche  gilt  von  den  Provinzen  Sondrio 
nnd  Mantua. 

Die  Auswandenuig  aus  den  venetischen 
Provinzen  wird  ganz  vorwiegend  durch  Ar- 
mut hervorgerufen.  Hier  findet  sich  in  den 
IJfiten  der  Syudikeu  immer  wieder  und 
wieder  als  Ursache  der  Auswandemng  Ar- 
mut verzeichnet. 

In  Friaul  aber,  ebenso  im  Bellunesischen 
ist  die  Answanderuug  vorwie^nd  eine  zeit- 
weilige; es  ist  keine  £xpatrherung  auf  un- 
bestimmte Zeit  ;  es  ist  eine  Bewegung,  welche 
sich  seit  alters  nach  den  angrenzenden 
'if^nden  Oesterreichs  und  Deutschlands 
richtet  zum  Zwecke  des  Arbeitsuchens  beim 
Holzfällen,  bei  Eä^larbeiten,  bei  Bauten  etc., 
gerade  wie  periodisch  die  inneren  Bewegun- 
t.'eo  entstehen,  von  den  Abruzzen  z.  B.  nach 
der  rtmischen  Campo^a,  von  Qtu-fagnana 
nach  der  Insel  Sarainien,  vom  Piaicenti- 
nischen  Apennin  nach  der  unteren  Lom- 
tnidei  etc.  Nach  einer  etwa  aechsmonat- 
licben  Abwesenheit  iehren  jene  Gebirgs- 
tiewohner  nach  Hause  zurück  mit  einer  be- 
roheidenen  Siunme  Geldes,  die  als  gewöhn- 
lieitsm&ssige  Hilfsqnelle  dient,  auf  welche 
äe  alljährlich  zum  Unterhalte  ihrer  Familien 
rechnen. 

Einen  besoDdereu  Charakter  bietet  die 
Answandemng  ans  Lncca.   Nicht  die  Armut 


treibt  hier  zum  Verlassen  des  Lanrles  an, 
sondern  die  Gewöhnung  an  einen  gewissen 
Abenteurergeist  und  das  BedOrfms  uach 
Veränderung.  Es  sind  zum  grossen  Teile 
Figuronhändler,  welche  die  von  ihnen  selbst 
in  ihrem  £unsthandwerk  verfertigten  Pro- 
dukte umhertragen.  Von  hier  gehen  auch 
gute  und  sehr  arbeitsame  Gärtner  aus, 
welche  sich  nicht  selten  mit  Erfolg  in  Cali- 
fomien  ansiedeln. 

Das  Elend  ist  aber  wirklich  die  Trieb- 
feder der  Auswanderung  in  den  Prox-inzen 
Basüicata  (Potenza),  Calabrien  (Cosenza!) 
und  Salemo.  Dort  sind  die  Löhne  nnglauh- 
lich  niedrig,  imd  die  Auswanderung  eines 
Teiles  der  Arbeiter  des  Landes  ist  ein  un- 
entbehrliches Mittel,  um  den  Lohn  der  im 
Ijande  zurückbleibenden  um  etwas  zu  er- 
höhen. Der  Wucher  bei  den  armen  Bauern 
und  auch  hei  manchen  armen  bürgerlichen 
Besitzern  sowie  die  Steiiem  verzehren  den 
grössten  Teil  der  Früchte  des  Landes,  denn 
der  Ackerbau  befindet  sich  in  einem  sehr 
zurüclcgebli ebenen  Ziistande  und  wird  nicht 
von  dem  im  Verhältnis  allerdings  ^InzÜch 
ungenügenden  Kapitale  befruchtet. 

Vor  einigen  Jahren  wurde  eine  specielle 
statistische  Untersuchung  über  die  Ursachen 
nnd  den  Charakter  der  Auswanderung  an- 
gestellt. Von  8286  Gemeinden,  aus  denen 
das  Reich  besteht,  haben  2310  eine  Aus- 
wanderung von  mehr  oder  weniger  Belang. 
Von  diesen  2310  Gemeinden  nun  erklärten 
fast  ein  Tausend  (020),  dass  der  Hauptan- 
reiz zur  Auswanderung  ein  Wunsch  nach 
Vermögen  8 verbessernng  war.  Dagegen  gaben 
S.'id  Armut  als  Hauptursache  an,  254  Mangel 
au  Arbeit,  133  schlechte  Ernten,  36  die 
Ackerbaukrisia  und  117  wiesen  aiif  die  ge- 
ringen Löhne,  die  Entwertung  der  Produkte, 
die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung,  Einladungen 
von  Verwandten  imd  Freunden,  Anreizimgen 
von  Auswand  enmgsagenten  nnd  andere  Ur- 
sachen hin,  welche  auch  wieder  in  zeit- 
weiliger oder  dauernder  Not  begrfludet  sind. 

Dass  die  italienische  Auswanderung  sich 
aus  den  armen  Klassen  und  ans  dem  Elend 
rekrutiert,  wird  auch  durch  die  Antworten 
auf  eine  andere  FVage  bestätigt,  nämlich: 
Von  wie  vielen  Auswanderern  glaubt  man, 
dass  sie  kaum  das  nötige  Reisegeld  hatten 
und  von  wie  vielen,  dass  sie  etwas  Geld 
mitnahmen?  Auf  diese  Frage  antworteten 
2586  Syndiken;  1419  derselben  sagten  aus, 
dass  mit  Ausnahme  sehr  weniger  die  Aus- 
wanderer kaum  das  nötige  Reisegeld  hatten, 
499,  dass  sie  etwas  Gleld  mitnahmen,  und 
667  antworteten,  dass  die  einen  wie  die 
anderen  vorkämen  ohne  absolutes  Ueher- 
wiegen  einer  der  beiden  Klassen.  Aber 
viele  von  denen,  welche  etwas  mehr  als  das 
Reisegeld  besassen,  hatten  deshalb  ihr  Stück 
Land  und  ihr  Vieh  und  Hausgerät  verkauft. 
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Viele  hatten  das  Oeld  unter  aehi  schweren 
Bediiwimgen  enÜiehea  oder  hatten  dae  Geld 
von  ihrea  schon  früher  nach  Amerika  ge- 
gan^nen  Verwandten  vorausbezahlt  erhalten, 
oder  es  wurde  ihnen  fast  die  ganze  Reise 
von  Aiiswantlerungaageutureii  bezahlt,  um 
dann  gänzlich  entblöast  in  ferne  Länder  ge- 
i*-oi-fen  211  werden,  die  ihnen  vfillig  irnbe- 
kannt  sind,  so  dass  sie  sich  in  der  Gewalt 
der  Spekulanten  befinden,  welche  in  Brasi- 
lien (iie  Arbeit  der  Weissen  für  die  durch 
den  Tod  decimierten  Neger  substituieren 
wollen. 

4.  Gesetzliche  Reg^elmif;  der  A.  Vor 
1889  regelte  kein  Gesetz  die  Auswanderung. 
Nm-  das  G.  v.  2U.  Mätz  1865  (Art.  64)  über 
die  Öffentliche  Sicherheit  und  das  betreffende 
Reglement  enthielten  einige  Bestimmungen 
bezüglich  der  denjenigen  auferlegten  Pflich- 
ten, welche  äffentliche  Agenturen 
errichten  wollten,  und  diese  Bestim- 
nniDgea  fanden  nach  dem  Gutachten  des 
Staatsrates  auch  n\if  die  Aus  wandern  ngs- 
agenturen  Anwendung. 

Jetzt  wird  die  Auswanderung  überwacht 
und  geschützt  auf  Grund  des  G.  v.  30.  De- 
zember 1888  tmd  auf  Gnmd  des  diirch 
kilnigliches  Dekret  vom  10.  Januar  1889  ge- 
nehmigten Reglements. 

Nach  dem  neuen  Gesetz  ist  die  Äus- 
wandening  frei,  abgesehen  von  den  den 
Bürgern  durch  die  Gesetze  auferlegten  Ver- 
pflichtungen. 

»Soldaten  erster  und  zweiter  Klasse,  auf 
unbestimmten  l'rlaiib  eutlas.sen ,  die  zum 
stehenden  Heere  tuid  zur  mobilen  Miliz  ge- 
hören, können  sich  nicht  ins  Ausland  be- 
geben, ohne  vorher  die  Erlaubnis  des  Kriegs- 
roinisteriums  eingeholt  zu  haben«  (Art.  1). 

Mit  anderen  Worten:  bis  zum  Alter  von 
32  Jahi^n  kOnnen  diejenigen,  welche  zum 
stehenden  Heere  oder  zur  mobilen  Mihz 
gehören,  sei  es  in  aktivem  Dienste,  sei  es 
auf  nnbeschrfinktem  Urlaube,  ohne  Erlaub- 
nis des  Knegsmiiü.stcriunis  das  Reich  nicht 


^Niemand  darf  Auswandei-er  anwerben, 
Billete  zum  Auswandern  verkaufen  oder  ver- 
teilen oder  um  Gold  als  Vermittler  fun- 
gieren z^Tschen  dem,  der  auswandern  will 
und  dem,  dei'  die  Einschiffung  besoi^  oder 
befüiilert,  ohne  vom  Ministerium  des  Innern 
das  Patent  eines  Agenten  oiler  vom  Prä- 
fekten  die  Konzession  als  Unterngent  ein- 
halten zu  haben«  (Art.  2). 

»Die  Bedingungen  für  Erlangtmg  des 
Patenten  sind:  itohenischer  Bürger  zu  sein, 
wohnhaft  im  Reiche,  mündig,  nicht  ver- 
lustig der  bürgerlichen  Rechte  etc.  Das 
Patent  kann  nicht  erteilt  werden  den  Geist- 
lichen noch  auch  den  Beamten  dos  Staates 
01.1er  den  bei  lokalen  öffentlichen  Verwal- 
tungen Angestellten  ti  (Art.  3). 


•Die  Bewilligimg  eines  Agentenpatentes 
ist  geknüpft  an  die  Deponierung  einer  Kau- 
tion von  3000—5000  Lire  Rente  in  Staats- 

papieren<(  (Art  4). 

Es  folgen  dann  Bestimmungen  über  die 
Redintegration  der  Kaution,  sobald  die- 
selbe durch  Anwendung  des  Gesetzes  ver- 
mindert worden  ist;  dann  solche  über  die 
Restitution,  auch  sind  die  Umst&nde  voi> 
gesehen,  unter  welchen  das  Patent  entzogen 
werden  kann  (Art.  5). 

Die  Bestimmungen  vorstehender  Artikel 
finden  Anwendung  auf  die  einheimischen 
oder  fremden  Sehiffaiirtsgesellflchaften ,  die 
im  Staate  anerkannt  und  autorisiert  sind, 
sobald  sie  Aus  wanden  ingsgeechflfte  macheu. 

»Der  Auswanderer  schuldet  dem  Unter- 
Renten  oder  Agenten  keüie  Vei^gOtuDg  für 
Vermittelung  oder  aus  anderem  Gnmde. 

Im  Kontraventionsfalle  verfallen  sie  in 
eine  auf  das  Zehnfache  der  eingeforderten 
Summe  festgesetzte  Strafe*  (Art  10). 

«Die  Anwerbungen  können  von  den  Agen- 
ten nur  in  dem  Territorium  gemacht  weiden, 
in    welchem    diese    zu   arbeiten   autorisiert 


zwischen  deni  Agenten  oder  Unteragenten 
und  dem  Auswanderer  festzusetzenden  Ver- 
tilge. Die  Verträge  müssen  in  dreifachem 
Originale  ausgefertigt  werden  (für  den  Aus- 
wanderer, den  Kapitän  des  Binschiffiings- 
hafens  und  den  Agenten). 

Die  Ungiltigkeit  des  Vei-trages  ist  fest- 
gesetzt für  den  Fall,  dass  der  Auswanderer 
sich  rerpflichtet,  den  Preis  der  Ueberfahrt 
oder  des  Transportes  mit  persönlichen  Leis- 
tungen oder  mit  Arbeitstagen  zu  zahlen. 

Der  Auswanderer  hat  ein  Recht  auf  Rück- 
zahlung des  Doppelten  von  dem.  was  er 
eventuell  als  Preis  des  Transportes  bezahlt 
hjttte,  wenn  derselbe  ganz  oder  zum  Teil 
von  einer  Regierung  oder  von  Auswande- 
rungsgesellschaften  oder  von  Kolonisations- 
imlernehmern  gewährt  wird. 

»Die  Bestimmung  der  Artt.  .'383,  584  und 
i>8.'i  des  Handelsgesetzes  sollen  den  Aus- 
wandenmgskontrakt  regeln,  ungeachtet  iigend 
weltrhen  gegenteiligen  Vertrages,  ausge- 
nommen, soweit  oben  festgesetzt«  (Art;.  15). 

Es  folgen  die  Bestimmungen  über  dii.' 
Indemnität  und  Schadenersatzklage  zwischen 
dem  Agenton  imd  dem  Auswanderer  im 
Falle  von  eintretenden  Stapelungen,  von  ge- 
zwungenem oder  freiwilligem  Aufgeben  des 
Schiffes,  im  Falle  eines  Schiffbi-uches  oder 
Verlassens  des  Falirzeugcs. 

Hieran  mhen  sich  die  Bestimmiu^n 
ül)er  die  Kautionen  (Art.  16). 

Art.  17  betrifft  die  Klage,  welche  der 
Auswanderer  gegen  den  Agenten  anstrengen 
kann,  indem  er  eine  Reklamation  einem 
Oonsul  fies  Staates,   wo  er  ankommt,   ein- 
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reklit  oder  dem  PiAfekten  der  Provinz,  \vc 
VT  ilen  Vertrag  einging. 

Der  Schadenersatz  wird  von  einer  Kom- 
mission rou  Schiedsrichtern  znerkannt,  welche 
in  jedem  Hauptorte  einer  Provinz  funktio- 
niert. Ene  solche  Kommission  wird  zu- 
sanun  engesetzt  aus  dem  Präfelilen,  dem  Oe- 
richtsm^iaidenten,  dam  Staatsanwalt  und  aus 
zwei  Provinzialr&ten. 

Qegen  den  Aiis^nich  soll  keine  Appella- 
tion und  kein  Antrag  auf  Kassierung  zii- 
ISsäg  sein. 

jSidlich  sind  die  Strafen  für  Ueber- 
tretung  der  Vorschi-iften  des  Gesetzes  im 
einzelnen  angegeben,  auf  welche  indes  spe- 
<.'ieUer  einzugehen  hier  zu  weit  fiihren 
möchte. 

Das  Gesetz  wird  übrigens  als  reform- 
bedOrftig  betrachtet,  namendich  in  betreff 
der  K<^nzeesionierung  der  Agenturen ,  der 
Bestelliuig  der  Unteragenten  und  der  für 
diese  zu  fordernden  (Wantieen.  Die  Zahl 
der  Agentaren  belief  sich  1895  auf  34 
mit  Mner  Kautionssumme  von  2690000  Lire, 
die  der  l'nteragenturen  aber  betrug  7169 
und    war   seit    1892   um    nahezu  2000  ge- 

6.  La^   der  Italiener  Im  Anslande. 

Ausser  den  Untersuchungen ,  welche  jedes 
Jahr  vom  statistischen  Bureau  aber  die  Zahl 
der  Auswanderer  aus  den  einzelnen  Ge- 
meinden des  ßeiches  und  flber  die  beson- 
deren Ui«achen  der  Auswanderung  ange- 
stellt werden,  ist  die  für  die  National- 
Okouomie  wichtige  Fr^e  nach  der  Lage  der 
It^ener  im  Anslande  seitens  der  Italienl- 
sc^Ien  geographischen  Gesellschaft  ver- 
mittelst Ihrer  ausländischen  Korrespondenten 
zum  Q^ienstande  einer  Untersuchung  ge- 
macht worden. 

Diese  Untersuchung  eratreckte  sich  vor 
allem  auf  die  Zahl  (1er  Italiener  im  Aus- 
lände, dann  auf  die  Berufsarten,  in  welchen 
sie  besch&ftigt  waren,  auf  das  Mass  der 
Lehne,  welche  sie  in  den  verschiedenen  Be- 
mfszw«g«n,  denen  sie  sich  gewidmet  hatten, 
erhielten,  auf  die  gewöhnliche  Lebenslage 
und  die  Kosten  des  Lebensunterhalts  und  der 
lH'ohnung  in  den  verschiedenen  Ländern, 

Xach  den  von  der  Italienischen  geo- 
graphischen OeseUschaft  gesammelten  In- 
fnnnatinnen  waren  im  Jahre  1889  die  Haupt- 
sitze der  Italiener  in  den  überseeischen 
Undcm  folgende: 

1)  Argentinien. 

HncDw-Ayres  mit  etwa  150000  Italienern 

RoMrio  di  Santa  Fe  mit  57665  „ 

La  data  mit  etwa  20  000  „ 

Sia  NkoUs  mit  8—9  cx30  „ 

San  Jo»i  de  Hares  mit  7 — Sooo  „ 

«hivilcoy  mit  5000-       „ 

Andere  StAdte  mit  etwa  3 100  „ 


2)  In  Brasilien. 

Stadt  S.  Panio  mit  etwa  tiooo  ItaUenem 

„  Rio  de  Janeiro  „  zoooo        ,. 

Prov.  S.  Paulo    „  ,  120000        „ 
„  Bio  Grande 

do  Sul       n  B  40000        „ 
„  Santo  Ca- 

terina         ^  n  '5000        , 

„  des  Paranä   „  „  3  000        „ 
„  delloSpirito 


Geraes       „      „  5000        „ 

„  Rio  de  Janeiro    „  5  ooo        „ 

Ausserdem  noch  etwa  56  000        „ 

3)  In  Paraguay. 
Asnncion        mit  etwa  i  700  Italienera 

Andere  StBdte  „      „  600        „ 

4)  Uruguay. 
Stadt  Montevideo  mit  etwa      25  000  Italienern 
Dep.  Montevideo      „      „  50000        „ 

Paysandü  „      „  4000        „ 

San  Jose  de  Mago    „      „  3  500        ^ 

Andere  Städte  „      „  1 000        „ 

ö)  Vereinigte  Staaten, 
In  Sew-Tork-Brookl.vn  50  000  Italienern 

„  Philadeli|hia  15—20000  „ 

„  S.  Francisco  14—15000  „ 

„  ganz  California  etwa  43  ooo  „ 

„  New-toleans  „  7  000  „ 

„  Saint  Lonis  ,.  6000  „ 

„  Baltimore  „  5  000  ^ 

„  Oincinnati  ,  *oooo  „ 

„  Chicago  „  loooo  „ 

„  Fittiburg  „  3000  „ 

In  Chile  lebten  etwa  6500  ItaUener, 
hauptsachlich  in  Valparaiso  und  Santiago, 
imd  in  Peru  etwa  5500,  mit  dem  Hauptsitze 
in  Callao  und  Lima. 

In  Alexandrien  in  Egypten  hielten  sich 
22—24  OÖO  Italiener  auf,  von  denen  10— 12  000 
dort  ansässig  sind. 

In  Tunis  lebten  18—19000  Italiener.  In 
ganz  Australien  zählte  man  etwa  200O  Ita- 
Bener,  von  denen  800  auf  Sldney  kommen. 
In  Konstantinopel  betrug  die  Zahl  der  Ita- 
liener 8720,  in  London  etwa  7000,  in  Mar- 
seiUe  et%-a  60000. 

In  den  Jahien  189U— 97  sind  475000 
Italiener  nach  den  Voreinigten  Staaten, 
319  000  nach  Argentinien,  42000  nach  Uruguav 
und  von  1890—96  506000  nach  Brasilien 
ausgewandert.  Hiernach  kann  man  sich  eine 
Vorstellung  über  den  gegenwärtigen  Bestand 
der  italienischen  Bevölkerung  in  diesen 
liUidern  macheu. 

Bezüghch  der  im  Auslände  von  den  Ita- 
lienern betriebenen  Beschäftigungen  besagen 
die  empfangenen  Auskünfte  üoereiDstimmeud, 
dass  die  grosse  Masse  der  italienischen  Aus- 
■anderer  sich  in  3  grosse  Kategorieen  teilt. 

In  der  ersten  sind  die  Ackerbauer  oder 
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Feldarbeiter  Oberhaupt;  in  der  zweiten 
(.lie  einfachen  Handarbeiter  oder  TagelOhaer 
ftlr  jede  Art  von  Bau-  oder  Eisenb^Dunter- 
iiehnmngen;  in  der  dritten  die  Händler 
besonders  mit  Früchten,  Pasteten  und  an- 
deren Esswaren  iind  eine  relativ  geringe 
Zahl  von  Pi-ofessionisten  und  Geschäfta- 
leuten. 

Die  zwei  ersten  Eategorieen  sind  überall 
die  zahlreichsten.  Die  beträchtlichste  Zahl 
von  ittdienisehen  Ackerbauern  findet  sich  in 
den  Pro%inzen  Santa  Fe  und  Buenos-Ayres 
(Argentinien),  San  Paulo  und  Rio  Grande 
do  Siil  (Bi-asilien)  sowie  im  Staate  Cali- 
fomien  (Vereinigte  Staaten). 

Dagegen  herrschen  die  anderen  zwei 
Kategorieen  in  den  Städten  vor,  in  welchen 
bedeutende  Bauthätigkeit  vorhanden  ist,  und 
vornehmlich  in  Buenos-Ayres  und  Monte- 
video^ Rio  de  Janeiro,  New- York,  Chicago, 
Sau  Francisco,  wo  ausser  den  Handarbeitern 
auch  die  Wieder  verkauf  er  en  di't^l  oft  zahl- 
reich beschäftigt  sind,  besonders  die  Fmcht- 
händler. 

Die  italienischen  Auswanderer  finden  am 
leichtesten  Stellung  bei  Handarbeit,  sei  es 
Land-,  sei  es  Bauarbeit;  dann  als  Tischler, 
Schneider ,  Wagner ,  Schmiede ,  Gärtner, 
KOche  und  in  ]eder  Art  von  häuslichem 
Dienste. 

Die  Lnhne  sind  im  allgemeinen  höher 
als  in  Italien,  oft  ums  Dreifache  und  Vier- 
fache in  Nordamerika  und  in  Australien, 
ums  Doppelte  in  Ai^ntinien  und  in  Uruguay. 
und  weniger  als  das  Doppelte  in  Brasilien 
»md  in  Paraguay,  was  Land-  und  Handarbeit 
anbetrifft 

Geringer  ist  der  Unterschied  in  Central- 
amerika,  in  Peru,  in  Mexico  imd  im  allge- 
meinen flberall  da,  wo  die  italienische  Arbeit 
die  Konkurrenz  der  Eingeborenen  auszu- 
halten hat. 

Dot  Preis  des  gewöhnlichen  Lebens- 
unterhalts der  Arbeiter  differiert  nicht  viel 
in  manchen  Staaten  Amerikas  von  dem  in 
Italien  üblichen;  und  in  einigen  Staaten  ist 
er  sogar  ziemlieh  viel  geringer  für  einige 
bedeutende  Eonsumartikel ,  wie  Fleisch, 
Zucker,  Kaffee,  als  der  italienische  Preis. 
Das  gilt  z,  B.  von  den  Vereinigten  Staaten, 
von  Argentinien  und  Brasilien. 

Teurer  im  allgemeinen  ist  die  Wohnung, 
besonders  für  den  alleinstehenden  Arbeiter. 
Wenn  derselbe  aber  mit  anderen  in  den 
Pensionen  (die  sehr  üblich  sind,  besonders 
für  die  Arbeiter  in  den  Vereinigten  Staaten) 
zusammenleben  kann  oder  sich  bequemt, 
mit  anderen  gemeinsam  zu  schlafen,  wie  es 
in  einigen  Lokalitäten  Südamerikas  Sitte  ist, 
so  sind  in  solchen  Fällen  die  Preise  für 
Ijebensunterhalt  imd  Wohnung  wenig  höher 
als  die,  welche  man  in  Italien  in  den  Städten 
zn  bezaJUen  pflegt. 


Unter  solchen  Umständen  machen  die 
Italiener  Ersparnisse   von    ihrem    Gewinne. 

Es  ist  übri^ns  bekannt,  dass  bedeutende 
Summen  jährhch  nacl»  Italien  von  den  Aus- 
wanderern geschickt  werden  und  dass  ™]e 
Auswanderer  beträchtliches  Vermögen  in 
Buenos-Ayres,  Bosario,  Montevideo,  San 
Paulo,  Rio  de  Janeiro,  San  Francisco,  Alexan- 
drien  (Egj'pten)  und  anderen  gi-osseu 
Städten  erworben  haben. 

Lltt^ratnr:  Slatislicn  drlla  fmigmione  iUiUitii'j. 
An«o  1897.  Roma  1898  (und  frühere  Jahii/äHiip). 
—  CeriKimenlo  degli  Ilaiiam  all'  ttUro  (I>!crmhre 
1881),  Roma  1884  (rbento  JSt  1871).  —  Srnln- 
brini,  L'miigraiionr  italiana  in  Amerlm. 
Fiarenza  ISSS.  —  BodiO,  Della  prolettoiu  rlffli 
emigranti  in  A»terifa.  Xiiora  Antol.  rol,  LX., 
IS  IHc.  ISSS. 

Rom.  L,  Bodto. 


Till.  Ansvanderung  ans  den  Nieder* 
landen. 

Eine  Statistik  der  Aus-  und  Einwande- 
runjf  wird  seit  1847  veröffentlicht  nach  den 
Benchten  der  Kommunalbehörden.  Seit  1S73 
treten  ergänzend  hinzu  die  Berichte  der 
zum  Sdiutze  der  Auswanderer  in  den  hol- 
ländischen Häfen  eingesetzten  Kommissare. 
Die  letztere  Statistik  weist  geringere  Zatden 
auf.    Die  Kommunalaugaben  zählten 


Ausu-anilerer 

Einwand 

a  Jahre 

nai'h  den      naoh  dem 
Kolonieen       Auslände 

1680 

822 

11836 

11923 

1881 

2766 

6025 

13856 

1882 

4245 

15  582 

15294 

18ftS 

3  168 

13625 

14449 

1884 

1423 

13777 

140S7 

1886 

3268 

11  740 

I3  6sa 

1886 

i^ 

— .,— li!5 

13S62 

1887 

17S44 

'3  535 

I8S8 

19014 

13426 

1889 

23036 

15340 

1890 

19032 

.314S 

1891 

19872 

15210 

1892 

3(405 

15916 

1893 

22870 

15963 

1894 

21098 

156S0 

Darnach  würde  auch  in  Holland  die  Ein- 
wanderung einen  bedeutenden  Teil  der  Aus- 
wanderung ersetzen.  Die  Einwanderung  aus 
den  Kolonieen  (Rfickwandening)  war  zeit- 
weilig sogar  stärker  als  die  Auswandenuig 
dahin. 
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IX.  Answanderang  aas  Norwegen. 

Die  norwegische  Statistik  weist  die  Aus- 
wanderung seit  1H36  mit  folgenden  Ziffern 


Jahr       ^ 

Gemmt- 
nswanderun^ 

Jahr 

Uesamt- 
anfiwMiderung 

1836-45 

6aoo 

1682 

302(4 

1846-65 

32270 

1883 

23657 

1856-«6 

45000 

1884 

15937 

18H6— 70 

77964 

1885 

15184 

1871 

13393 

1886 

15803 

1872 

15049 

1M87 

21  603 

1873 

11  5°5 

1888 

22249 

1874 

5  737 

18&U 

13551 

1875 

5 '45 

1889 

11693 

1876 

5484 

1890 

14140 

1877 

4217 

1891 

17  lOZ 

1878 

5929 

lim 

19445 

1879 

8663 

1893 

6112 

1880 

21489 

1894 

6ao7 

1881 

27280 

Von  den  Auswandernden  ziehen  fast  alle 
in  die  Vereinigten  Staaten.  Eist  seit  dem 
Jahre  1882  ist  die  Zahl  der  doeelbst  als 
eingewandert  gezählten  geringer  aln  die  von 
der  norwegischen  Statistik  als  nach  Amerika 
ausgewandert  angegebenen.  Ueber  das  Ver- 
hältnis in  den  letzten  Jahren  vgl,  die  obigen 
Angaben  mit  jenen  auf  S.  09. 


X.  AnswandeniDs  ms  Schweden. 

Die  Gesamtanswaaderung  aus  Schweden 
nach  europäischen  und  nicht  europäisdien 
Ländern  erreicht  seit  Ende  der  vierziger 
Jahre  eine  grosse  Ausdehnimg.    Sie  betrug 

in  den  Jahren    Personen     im  Jahre    Peisonen 
1861—60  19  816 


1881 


42109 
45992 

50178 
31  601; 
23560 
23  493 
32889 
50786 
SO  333 
3421a 

34212 

42776 
45504 

13358 


Zur  Zeit  der  grOssten  Ausdehnung  (1887) 
pntzog  die  Auswanderung  11  pro  Mille  der 
Bevölkening,  im  Durchschnitt  der  15  Jahre 
1871—85  4,8.  Auffallend  ist  die  Stetigkeit 
<ler  Auswandenuig  nach  europäischen  Län- 
dern. Ihr  Durchschnitt  in  den  genannten 
15  Jahren  ist  4932.  Sie  sinkt  nicht  unter 
3938  imd  steigt  nicht  über  6038.  Auch  in 
den  Jabi«n  schwacher  Auswanderung  1874 


1867 

9  334 

39064 

1870 

1871 

17450 

1872 

1873 

■3580 

7791 

1875 

9418 

1877 

1878 

17632 

bis  1878  bleibt  sie  annähernd  auf  der  HOhe 
des  Durchschnittes.  Die  Einwanderung- 
Statistik  der  letzteren  zählt  ungefähr  so  viel 
Schweden,  als  nach  der  schwe<lischen  Statistik 
flberhaiipt  auswandern.      Vgl.  Ö.  69. 

Neben  den  Fehlern,  die  bei  der  Zählung 
der  Auswanderer  flberliaupt  gemacht  werden, 
ist  die  Differenz  wohl  darauf  zurtlckzu- 
fflhren,  dass  viele  der  ursprünglich  nach 
europ^sehen  Staaten  Auswandernden  sich 
eiidpltig  <lneh  nach  Amerika  wenden.  Etwa 
ein  drittel  der  schwedischen  Auswanderung 
besteht  aus  Dienstboten.  Die  Auswandening 
der  landwirtschaftlichen  Bevnikening,  welche 
von  1861-70  olionfalla  ein  Drittel  iimfasst, 
nimmt  seither  ah  und  ei^iebt  gegenwärtig 
etwa  den  fünften  Teil  der  flcsamtaiiswande- 
rung.  Industrie  und  Handwerk  stellen  114"  ro, 
einfache  Arbeiter  lOO"'«!. 


XI.  Answandemiis  »as  der  Schweiz. 

1.   Um  fang.     2.   Organiaationsbestrebnngcn. 

1.  Umfajig.  Im  Jahre  1867  veranlasste 
die  Bundesvet-sanimlung  den  Bundesrat,  eine 
Aus  Wandererstatistik  anzulegen.  Allein  bis 
1879  entsprachen  einige  Kantone  dem  Ge- 
suche des  Bundesrates  gar  uicht,  andere 
nur  ungenügend.  Seit  1K81  sind  die  yoH- 
ständigeren  Mitteilungen  der  Auswande- 
rungsageaturen  an  die  Stelle  dieser  kanto- 
nalen Angaben  getreten,  und  daher  ist  seit 
1882  die  Statistik  eine  vollständigere.  Nach 
diesen  Angaben  umfasste  die  Auswande- 
rung von  Schweizerbürgem  bezw.  von  1882 
ab  auch  der  in  der  Schweiz  wohnliafteu 
Ausländer : 

im  Jahre       Personen       im  Jahre       Peraonen 


1869 

5206 

1884 

9S08 

1870 

3  494 

1885 

7583 

1871 

3852 

1886 

6342 

1872 

4899 

18Ö7 

7558 

1873 

4  957 

1888 

8346 

1874 

2671 

1889 

8430 

1875 

1772 

1890 

771z 

1876 

1  741 

1891 

7Si6 

1877 

1691 

7835 

1878 

a6o8 

1893 

6177 

1879 

4288 

1894 

3849 

1880 

7255 

189Ö 

4268 

1881 

10935 

1896 

3330 

1697 

Es  betnig  das  Verhältnis  der  Aus- 
wandererzahl zur  ganzen  Wohnfievölkerung 
vonia82ab4,2,  4,3,3,3,  2,6.  2,2,  2,6,  2,8,  2,H, 
2,6,  2,0,  2,6,  2,1,  1,3,  1,5,  1,1,  0.8  pro  MiUe. 

Die  Richtung  der  Auswanderung  ergiebt 
ein  be<leutendes  t  eberwiegender  Anziehungs- 
kraft der  Vereinigten  Staaten,    Es  betnig  in 
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den  letzten  Jahren  der  prozentuale  Anteil 
an  der  ganzen  echwazeriüehen  Auswande- 
ning  fflr 

Nord-       Centr,-       Süd-      Anstra-  ..i,.    .friha 

1886    78,3         0,1         31,2        0,3  0,1 

1886    76,7         0,1         23,7        0,3        .        o,a 


1897    85,6        o,3         13,6        0,2      1,3      0,1 

Eine  Betrachtung  der  Auswanderung 
innerhalb  der  einzelnen  Bezirke  zeigt,  dass 
die  Tendenz  zur  Auswanderung  gewinnt 
mit  dem  Deberwiegen  der  Landwirtschaft, 
Die  landwirtschaftliche  Bevölkerung  lieferte 
beinahe  die  doppelte  Zahl  von  Auswande- 
rern als  die  inaustrielle,  und  eine  Berech- 
nung ergiebt,  dass  die  letztere  in  den  Jahren 
1882—85,  wenn  sie  sich  iu  ihrem  Verhält- 
nisse zur  Gesamtbevölkerung  ebenso  stark 
au  der  Auswanderung  beteiligt  hätte  wie 
die  erstere,  statt  der  Zahl  von  9703,  welche 
sie  aufweist,  16  096  Auswanderer  aufweisen 
mflsste.  Die  ZMüung  der  in  der  Schweiz 
wohnhaften  Ausländer  ergiebt,  dass  in  der 
Zeit  von  1871—80  ungefiUir  ebenso'viel  Aus- 
länder eingewandert  sind,  als  Schweizer- 
bflrger  auswanderten.  Sie  finden  in  der 
Industrie  und  im  Handel  ihren  Erwerb. 
Wahrend  in  der  I^and Wirtschaft  nur  2,1 
Ausländer  auf  je  100  erwerbende  Schweizer 
kommen,  ist  das  Terh&ltnis  in  der  Industrie 
10,7,  im  Handel  17,1  "/o.  Es  scheint  daher, 
dass  innerhalb  der  Schweizer bürger  ein  nicht 
genügender  Debergang  aus  der  landwirt- 
schafÜIehen  Bevölkenmg  in  die  gewerbe- 
treibende stattfindet. 

Z.  OrguiisationgbeBtrebaiigeii.  Auch 
in  der  Schweiz  bekundet  sich  ein  stetes 
Bestreben ,  die  Auswanderung  in  über- 
seeischen Gebieten  zusammen  zu  halten  und 
zur  Bildung  von  Volksgenossenschaften  im 
fremden  LÜide  zu  bringen.  Es  scheint  so- 
gai-  nach  den  von  Earrer  gegebenen  Mit- 
teilungen bei  diesen  Yersueheu  gröesere 
Thatl^ft  und  Umsicht  als  bei  ähnliehen 
deutschen  Unternehmungen  geherrscht  zu 
haben,  wenn  es  auch  nicht  an  missglückten 
Gründungen  felüt.  Zu  letzteren  gehört  die 
1820  gegründete  Kolonie  Neu-Freiburg  in 
Brasilien.  Von  glücklichem  Erfolge  be- 
gleitet war  die  Gründung  einer  Kolonie  in 
der  Nilhe  von  St  Lotus,  Highland,  dimih 
einen  einzelnen,  Kaspar  KOptli,  1831-  Zu 
dieser  Zeit  wurde  die  Frage  der  Oiganisa- 
lion  der  Auswanderung  von  der  schweize- 
rischen gemeinnützigen  Gesellschaft  aufge- 
nommen. Ihren  durch  Huber  -  Saladin  ans 
Genf  geleiteten  Bestrebungen  gelang  es 
1844,  die  Gründung  einer  Ansiedelung  ü 
Staate     Wisconsin     iinter    Mitwirkimg    d« 


Kantons  Glarus  herbeizuführen.  Zahlreiche 
Aus wanderungs vereine  entstanden  Anfang 
der  vierziger  Jahre.  Im  Jahre  1848  nahm 
der  Kanton  Bern  die  Angelegenheit  auf,  und 
in  demselben  Jahre  wurde  iu  dem  mir  die 
schweizerische  Auswuideiiing  vernehmlich 
in  Betracht  kommenden  Hafen,  Hävre,  ein 
eigener  Komioissar  zur  ausschliesslichen 
Besoi^ng  des  Auswanderungswesens  ein- 
gesetzt. Bis  zu  dieser  Zeit  war  das  Aus- 
wanderungsweseu  Sache  der  Gemeinden. 
1852  aber  stellten  18  Kantone  den  Antrag, 
es  möchten  zum  Schutze  der  auswandern- 
den Schweizer  von  Bundes  wegen  in  den 
am  meisten  beteiHgten  Seehäfen  sowie  in 
Basel  Aus  wander  ungsfimter  errichtet  werden, 
Der  Gedanke  kam  nicht  zur  Auefühnmg. 
Dennoch  bheb  die  Tendenz,  eine  Organisa- 
tion der  AuBwandenmg  durch  den  Bimd 
herbeizuführen,  bestehen.  Private  Gesell- 
schaften bheben  fortdauernd  thatig.  18i»4 
führte  eine  Genfer  Gesellsctiaft  die  Anlage 
einer  Koioaie  bei  Sötif  (Algier)  herbei,  die 
sich  zwar  für  die  ersten  Ansiedler  als  gün- 
stig erwies,  aber  sich  nicht  entwickelte.  In 
den  fünfziger  Jahren  wiirden  von  zahlreichen 
Gemeinden  Auswanderer  auf  Grund  von 
Vertragen  mit  brasilianischen  Agenten  dem 
Drucke  des  Halbpachtsystems  aut^jesetzt, 
was  wieder  zur  E^lge  hat,  dass  eine  ein- 

g^hende  Ordnung  der  Verhältnisse  vom 
unde  gefordert  wird.  1859  unterbreitete 
Dr.  Joos  dem  Bundesrate  einen  Vorschlag 
behufs  Erwerbung  und  Kolonisierung  cen- 
tralamerikanischer  Ländereien  (in  Costa- 
Rica),  der  aber  nidit  angenommen  wird, 
1858  kaufte  eine  Baseler  AktiengeseUschatt 
in  Santa  Fe  (Argentinien)  behufs  Kolonisa- 
tion eine  Strecke  Landes.  Das  Unternehmen 
hatte  guten  Fortgang.  Einen  ahnlidien 
guten  Erfolg  hatte  die  ebenfalls  durch  ein 
kaufmännisdieB  Unternehmen  gegründete 
Kolonie  Neri-Helvetien  in  Eosano  oriental, 
Uruguay.  1868  gründete  der  schweizerische 
ÄuswanderuDgsverein  im  Staate  Tennesseo 
U.  St.  die  zu  guter  Entwickelung  gelan- 
gende Kolonie  Grütli.  Wie  diese  Beispiele 
zeigen,  fehlt  es  in  der  Schweiz  nicht  au 
dem  Bestreben,  der  heimischen  Auswande- 
nmg  möghchst  günstige  Bedingungen  zu 
bieten.  Für  den  Bund  hatte  diese  Thätig- 
keit  znr  Folge,  dass  bei  der  Hevision  der 
Bundes verfassimg  1872  ein  Artikel  in  die 
Verfassung  aufgenommen  wurde,  welcher 
die  Auswanderungsagen  turen  der  Aufsicht 
und  der  Gesetzgebung  des  Bundes  unter- 
wirft. Die  Meinung,  dass  er  auch  die  Lei- 
tung der  Auswanderung  und  deren  Zusam- 
menfassung in  feste  Gruppen  zu  besorgen 
habe,  bheb  in  der  Minderheit.  Immer  er- 
neute Bestrebungen  haben  aber  auch  hier 
dem  Gedtmken  der  Bundesübei-wachung  zum 
Siege  verholten. 


igtizecby  Google 


AuBwandeniDg  (Schweiz — Spanien  und  Portugal) 


107 


Gegenwärtig  bernht  die  Hegelung  des 
Answanderungsweaeos  auf  dem  Bundesge- 
setz vom  22.  März  1888  und  dem  Durch- 
filhmngsbeschluBS  des  Bundesrates  vom  18. 
November  1888.  Darin  ist  der  GeschÄfts- 
hetrieb  der  Äuawanderungsagenten ,  die 
Ueberwachung  der  KoloniBatioDSuntemeh- 
mungen  und  die  staatliche  FOisoi^  fOr 
Auswanderer  dnheitlich  geordnet. 

Wer  sieh  mit  der  gcsehäftsmässigen  Be- 
fUrdening  von  Auewanderem  oder  mit  dem 
geschAftsma^sigen  Verkauf  von  PaBsogebil- 
leten  befassen  will,  bedarf  hierzu  eines  vom 
Bundesrat  ariagestellten  Patentes.  Dieses 
■wird  nach  Frfliung  der  persönlichen  Qtiali- 
filiation  des  Bewerbers  imd  nur  an  solche 
Personen  verliehen,  welche  innerhalb  der 
Eidgenossenschaft  ein  festes  Domizil  haben 
imd  eine  Kaution  von  40000  —  bei  blossem 
Billet\-erkaut  2000f>  —  Franken  leisten.  Die 
Agenten  künnen  mit  Genehmigung  des 
Bundesrates  ünteragenten  anstellen,  wobei 
für  jeden  solchen  eine  weitere  Kaiition  von 
30<X)  Franken  zu  erlegen  ist.  Agenten  und 
Unteragenten  dürfen  weder  in  einem 
Dienst-  noch  in  irgend  einem  AbhSngig- 
keits  Verhältnis  zu  einer  Qberseeiscnen 
Dampfschiff-  oder  Eisonbahnunternehmung 
stehen.  Weder  diese  Agenten  nocli  etwaige 
—  vom  Bundesrat  nur  nach  Prüfung  zuzu- 
las.-ienile  —  Kolonisations  Unternehmungen 
dürfen  Vefttäge  abschliessen,  wodurch  sie 
sich  ZOT  Liefernng  einer  gewissen  Anzahl 
Personen  sei  es  von  SclrnfsgeBellschaften, 
Kolonisation 8-  und  anderen  Unternehmungen 
ofler  Staatsregicrungon  verpüichten.  Die 
Artt.  15,  16,  17  des  Gesetzes  bestimmen 
genau  und  ins  einzelne  gehend  die  Ver- 
pflichtungen des  Agenten  gegenüber  den 
Auswanderern  in  bezug  auf  Beförderung, 
Bekijstigimg,  Versicherung,  EntschÄdigim gen 
bei  Reiseverzögerungen,  Fürsorge  bei  Un- 
fällen etc.  sowie  die  Formen  und  Detaillie- 
ningen  des  Aus wanderungs Vertrages.  Die 
verliehenen  Patente  sind  jederzeit  widerruf- 
lich. Die  schweizerischen  Consuln  haben 
jede  Reklamation  schweizerischer  Auswan- 
derer wegen  Verletzung  der  ihnen  zuge- 
sicherten Bedingungen  unentgeltlich  Kti 
prüfen,  der  Bundesrat  trifft  Anordnungen, 
dass  die  Auswanderer  in  den  hauptsächhch- 
sten  Ein-  und  Ansschiffungahäfen  Hilfe  und 
Rat  finden. 

Die  Aufsicht  des  Bundesrates  über  die 
Agenturen  und  die  Kontrolle  über  die  Durch- 
fühnmg  des  Gesetzes  wird  durcli  ein  be- 
sonderes Bureau  des  auswärtigen  Amtes 
ausgeübt,  das  sich  mit  den  betreffenden 
Stellen  in  anderen  Staaten  in  Verbindimg 
setzt  imd  auf  gestelltes  Verlangen,  Per- 
sonen, welche  auswandern  wollen,  mit  den 
nötigen  Aiiskflnften,  Bäten  und  Empfehlun- 
gen vereieht.    Dieses  Bureau  zerfällt  in  eine 


administrative  AbteUung,  welche  die  Auf- 
sicht über  den  Geschäftsbetrieb  der  Agen- 
ten, ünteragenten  und  Passa^billetverkäufer 
ftlhrt  und  eine  kommissansche  Abteilung. 
Die  Aufgabe  der  letzteren  ist  insbesondere : 
Verkehr  mit  den  Auswandenmgs-  und 
Hafenbehörden,  Consuln,  HilfsgescLbchaften 
imd  Privatpersonen  in  auswärtigen  Staaten 
behufs  Wahrung  der  allgemeinen  Interessen 
der  schweizerischen  AiKwanderung;  Beglei- 
tung einzelner  Auswandererzügc,  Besichti- 
gung der  Logicrhfiuser  der  Auswanderer, 
Verkehr  mit  Transport-  und  Schiffsunter- 
nehmungen ;  Verbindung  mit  schweizerischen 
Vereinen  und  Privaten  im  Inland  behufs 
Verhütung  leichtsinniger  Auswanderung  und 
behufs  zweckmässiger  Ausrüstung  dürftiger, 
zur  zielbewTissten  Auswanderung  ent- 
schlossener Personen  und  Familien,  eventuell 
Abhaltung  Öffentlicher  Vortrage  zu  diesen 
Zwecken;  Begutachtung  von  Kolonisation s- 
untemehmungen ;  Erteilung  von  Rat,  Aus- 
kunft und  Empfehlungen  an  Auswanderer, 
die  darum  ansuchen. 


XII.  Auswanderang  ans  Spanien  nnd 
PortD^al. 

Die  Aus  Wanderungsstatistik  Spaniens  und 
Portugals  ist  auaserordentlidi  mangelhaft, 
und  es  sollen  daher  die  folgenden  üeber- 
sichten  nur  zur  Andeutung  der  Grösse 
der  Auswanderung  aus   diesen  Staaten  ge- 

Die  spanische  Auswandenmg  betrog 
nach  der  EinwanderungsstatlBtik  der  ange- 


■        nach  den 


Argen- 


$023 

334 

683z 

576 

81  ? 

45* 

9895 

I  139 

40; 

1561a 

1766 

^r. 

^5  485 

4736 

BQ4 

liS&o 

930 

4290 

90z 
947 

3650 
7  100 

10471 
30998 

99S 

8123 

6495 

Die  portugiesische  Au,swauderung  lie- 
trug    nacli    einer   von    der   geographischen 
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Gesellschaft 

Uebersicht : 

im  Jabre 

Personen        im  Jahre 

Feraonen 

1872 

■  7*84              1873 

13208 

1873 

[Z9S9              1680 

12597 

1874 

14835              1881 

14637 

1875 

15440              1882 

18272 

1876 

11035         im 

19251 

1877 

11057              1884 

17518 

1878 

9926 

Die  Grundlage  dieser  Zahlen  sind  die 
Aufzeichnungen  über  PassgeTfäbrungen.  Die 
wirkliche  Auswanderung  sei  —  nach  der 
Ansieht  der  öeBellschaft  —  wenigstens  um 
ein  Drittel  grösser.  Das  Aus  wandern  ngaziel 
der  Portugiesen  ist  vor  allem  Amerika  und 
zwar  Brasilien.  Nur  wenige  hundert  Per- 
soDen  begeben  sich  jährlich  nach  Afrika,  ver- 
mutlich als  Ereatz  fflr  Rückwandernde. 

Die  folgenden  Ziffern  beruhen  auf  den 
Registrienuigen  der  Hafenbehf Irden : 


Jahre 

Auswanderer 

im  Jahre 

Auswanderer 

1885 

1886 
1887 
1888 

15004 
13998 

23981 

18S<0 

1891 
1892 
1893 

294" 
33  585 
2.  074 
30383 

Litteratar  i«  Abtchniu  I— VI  und  Viii—XJI: 

Deutichlaitd.     J".   F.  V.    Weech,    Brasilient 

(jegenvärtiger  ZtiiCand  viid  KolimiaUyiiem,  Ham- 

Imrg  18g8.    —    Fr.   LM,    Die  Äcktrvfrfaimnig, 

.    dit  Zteerga-irUekaft  und  die  Ätatraiirlerung,  IS4S. 

—  Wappdui,  Die  Republiken  ron  Südamerika, 
(ISaiiigen  184S.  —  Atletuläeke  det  Vereint  lum 
Sehviie  deutieher  Einiraailerer  i»  Teras,  Maim 
IS4S.  —  IVappäua,  DeuUeke  Atateanderuiig  vnd 
Kolonitatifm,  LeipiiglSiß.  —  Löher,  Getckickle 
u.  ZuitätuU  der  Detiteehen  in  Amerika,  Leipiig 
l«47. — Bi^terlcl,  Crber  Auaicandertingen  nud 
Eimraitderungen,  Berlin  IS4?.  —  Mohl.  L'ebtr 
AutieandtTiing,  in  der  Zeiüekrljl  fitr  die  gei. 
^AdKU*».,  IS47,  l.—KUd,  Deuüehe  Aiittrande- 
rviur  -»ach  Chile,  IS47.  —  Romoher,  Kotonieea, 
Koloniaipolilik  und  Auiu-andtmiig,  IS4S.  —  von 
BÜlow,  AtOKanderung  «ad  Kobmitatiou  im 
fiitereue  deuUcheit  HandeU,  BerliR  lSi9.  — 
Derselbe,  Der  FreieUuU  Nicaragua  und  seine 
Wiehligkeil  für   die  EoUmitalion,   Berlin  1849. 

—  Sliium  u.  Brmame,  Auavianderung  und 
Kolonisation  rtm  Südamerika,  X.  Aufi.,  1849.  — 
F.  Roemer,  Texai.  Mit  betonderer  Rilektickl 
auf  deuUche  Aatiranderer,  Bann  1849.  —  von 
BÜUnt),  Der  Freiibtai  Coela-Kica  und  »eine 
Wichtigkeit  für  die  Koloniealion,  Berlin  ISüO.  — 
F.  KoUenkamp,  Geachichie  der  EoUrnitation 
Amrrikoi,  Fraiili^l  a.  X.  1850.  —  BIum«nau, 
Südbratüiea  in  Beziehung  nir  deuüehen  Aut- 
VKindrning  und  Kolanltatlon,  ISSO.  —  Kers$, 
Hie  Länder  am  Uruguay,  tSSl.  —  Oaebler, 
Die  Slatislik  der  deuUelan  Autaanderuag,  in 
Hübneri  Jährt,  f.  VolktitirUch.  u.  Stat.,  Jahrg. 
18BS.  —  A.  HeUIng,  Die  DetiUcken  in  Aiatra- 
hen,  Berlin  186S.  —  Wagner  v.  Seltener, 
Die  Bepublik  CoMa-Rim,  I^ipiig  1SS6.  —  F. 
J.  Krüger,   Wohin   toll  der  DeuUchc  auewaa- 


Jemf  Entirurf  einer  deuliehen  Kolouialpolltik, 
Hamburg  1857.  —  Fröbtt,  Die  deuUche  .!«»• 
leandernng  und  ihre  iialioMile  und  kuUurhitlo- 
ritche  Bedeutung,  1858.  —  IVap^auB,  Ber'llke- 
rung>iitali»tik ,  1859.  —  B.  Avi-IMUemetit, 
Reite  durch  SSdbraeilien  im  Jahre  1858,  Leipzig 
1859.  —  Derselbe,  Seite  durch  Xordbr'teilifn 
im  Jahre  18.'>9,  Leipiig  1860.  —  Handelmann, 
Getckiehte  ron  Bratllien,  Berlin  1860.  —  Leh- 
mann ,  Die  deulieie  Antiranderung,  BeHin 
1361.  —  Aklenttäeke  bratHiauiteker  Seite,  Jahr- 
gang I—in,  1869—61.  —  V.  Gestlet;  Utber 
Autieatidening  und  Koinnitalioa,  in  der  Zeit- 
tchrifl  /.  die  get.  Slaativ..  18.  Bd.,  Julirg.  11^62. 

—  J.  jr,  Sturz,  Die  Krieit  der  deultehtu  Auf 
Wanderung,  Berlin  ISGi.  —  Bmtilianiaehe  Zu- 
itände  und  Auttlcblrn  im  Jahre  1S61,  Berlin 
ISßi.  —  Die  deultrhe  Aurnrnnderuag  nach  den 
FlaUfLäjidern,  in  den  Jahr*. /Sr  SaL  u-  Slat-,  f. 
Bd.,  1865.  —  Taehvai,  Seiten  durch  SUdatne- 
rika,  1866.  —  Fr,  Kapp,  Getrhiehte  der  deut- 
gehen  Eimrnndcrvng  in  Amerika,    1.  Bd.,    1869. 

—  Senftleben,  Die  deultdie  Aiittcanderung 
nach  aiitterrunipältchen  Ländern  und  ihre  kno- 
peroiirc  Grganitotlo»,  im  Arbeilerfreund,  3. 
Jahrg.,  1370.  —  Fr.  Kapp,  Ceber  Autieande- 
rung,  Berlin  1871.  ~  M.  Senftleben,  Brltiseha 
Kolonleen,  in  Anttralien  all  Ziele  deultehrr  Aitt- 
iranderungtgetelUchnften,  im  Arbeilejy'reund,  9. 
Jahrg.,  1871.  —  Bericht  der  vom  Meeklrnburgi- 
tchen  patriotischen  Vei-eia  ernannten  Kommittloa 
zur  Bei'alung  aber  Autteanderung  mul  Al^•citer- 
mangel  in  Meeklenburg,  .Sfbverin  1873.  —  T. 
Büdtker,  Die  AuttranderHng  nnd  Eimcande' 
nng  det  prent».  Slaatel,  i.  d.  ZUehr.  d.  hgL 
prent»,  tiat,  Bureavt,  Jahrg.  187S  (in  trenig 
teründerter  Form  1879  telbtMndig  enehienrn). — 
Moldenhaiier ,  Erlrrteningen  über  Kolouial- 
und  Autieandtrungmeeten,  Franiffurt  a.  M-,  1873. 
- —  F.  Bobert,  Zur  ^luiirandernngefrage,  Wien 
1879.  —  E.  V.  Weber,  Die  Erweiterung  det 
deutschen  Wirttrhafiagebi'lea,  Leiptig  1379.  — 
Fabri,  Bedarf  Deutschland  Kolonieen  T,  Gotha 
1379.  —  O.  Klimer,  Dnt  druttehe  Element  in 
den  Ver.  Staaten  1818—1843,  Cineinuati  1380.  — 
Berieht  über  die  Verhaniü.  de»  ersten  Kongretiei 
für  Handeltgeographie  and  Forderuag  deutlicher 
Inleretten  im  Autlande,  Berlin  1880.  —HObbe- 
SeJtl^den,  Crberiec ltr.be  Falitik,  Hamburg,  1. 
Tfä  1881,  2.  Teil  1883.  —  F.  LatsHtta,  Die 
argentinische  Republli  als  Ziel  der  eiimpäitchen 
Aiiatcandening,  Buenos-Ayi-es  lS3.i.—  Scht'ppel, 
Das  moderne  Elend  und  die  moderne  t'eberrirl- 
kerung,  Leipiig  138S.  —  Karl  Friedrieh, 
Die  La  IKata-^aalen  mit  betonderer  Sei-Sektieh- 
ligung  ihrer  virlsehafUlchen  VerhäUnitte,  Ham- 
burg 1384.  —  Mewiaer,  Die  Auiiranderung 
nach  Argentinien,  1885.  —  S.  Jannaaeh, 
Deuttehe  Autiranderang  und  deuttclie  Ackribau- 
kolonitation  in  der  -i.  Aufi.  loa  Koicher»  Kalo- 
nieea  etc.,  1885.  —  Herzog,  Was  ßiettt  den 
Ver.  Staaten   durch    die  Einiranderung   zu    HHfl 

was  rerliert  Deutschland  durch  iiberseeischti 
Auswanderung  T  m  Jahrb.  f.  Ge*.  u.  Verw.,  9. 
Jahrg.,  1885.  —  Becker,  L'n*ere  Veriunie  durch 
Wanderung,  in  Jahrb.  f.  Ges.  u.  VerK.,  11, 
Jahrg.,  1387.  —  K.  Jannaaeh,  Untere  Ver- 
luste durch  Wanderung  im  Erport,  9.  Jahrg., 
1837.  —  EngelbrecM,  Verbreitung  und  Be- 
tfhSftigung  der  Einiranderer  in  den  Ver.  Slitolen 
lull  Amerika,   i.   d.  Zttrhr.   d.   kgl.  preum,  »tat. 
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Bartaui,  Jahrg.  ISST.  —  Export,  Organ  du 
fl  Hiralrereiu»  /Br  UaadtUgtogHtphit  (teit  ISTS 
rrtrh-iHendJ  uud  DenUehe  Kolonialtei- 
tung  lieit  ISSä  irtrheiHend),  taUmehf  Aiiftätti- 
uad  JtilleitiiHgfu.  —  O.  Cahetmly,  Ihr  deat- 
tehfn  Atunmndeirr  nnrf  rfrr  Sl.  Rnfarl -Verein, 
Franl^urt  a.  M.  IfST.  —  K.  Karrgrf,  Smii- 
linHim-ht  WirltrAoftMlder,  Jtertin  tSUli.  —  Dr. 
H.  Bokrm*^er,  Dai  AuiiratidrmiignFttra  in 
ilfr  IfcAireii,  in  Btigif»,  England  und  DruUeh- 
Utad  Hark  i^iiflina  SrkTiftfHmaleritd,  Brrlin 
Iff'.'-i.  —  AiuiraHdrrung  und  Autiraadtrungt- 
jtiJiiit  in  Deutteklaad,  Leiptlg  Ig'JJ  (.Sfhr.  d. 
Vri-.  f.  .Sotiiilpolilii,  Bd.  LH).  —  von  Phl- 
Itpporlclt,  DU  itnaäirh  tint*rtlältlf  Auiirna- 
d/ruiig  im  GromhKnoglHm  Baden  (in  Archir  für 
ti-tiaU  Vrtrtzgebang,  ü.  Bd.  leü'-'i.  —  B^r- 
arlbe.  Der  Eutmirf  eina  Atuwandeningtgetelte*, 
rbtiida.  —  K.  Kaergef,  Kleinatirn,  ein  de«t- 
fr/iri  Xoloni*aliiin^etd,  Berlin  IUBJ.  —  1>r- 
hiiiidliingtn  drr  drnltfben  liJ<rH/algftelUrh<^ 
al^rr  dir  Aniiniiidri-uHg  rom  ;3G.  Märt  ISl'J, 
BfrliH  1S33.  —  Die  AunrandtruHg  über  Jlam- 
b,irg  in  den  Jn/iren  I8n7—I8a4  "fbxt  Hritriigen 
itr  dealsrhe«  «nd  inlerjiatii'nalen  Auttran- 
lUfimg  t»  Ulatitlik  dri  luivibuTgiieken  Slaaln, 
Jf'fi  XVII,  Hamburg  11195.  —  C.  Fabrt,  Ev- 
rvfiäiieh'  Einvrandtrung  in  Bnuitlen,  Hamburg 
1S94.  —  Eltut  Franke,  Dut  dealtehe  Aiu- 
tfi iideningtgeiett  fiui  Areliir  f.  toiiiile  Uetett- 
gelmng  IL  Md.,  18'J7>. 

Frankreieh.  A.  Legout,  Z'^migrallan 
I  uropernne.  Im  Joiinuil  de'  Eroni-mütet,  t.  Serie 
Hl.  Bd.,  1861.  —  D^rtttbe,  L'Emigralion  ™. 
rtqu'ennri,  m  princijtet,  tri  ranwi,  im  egeU, 
I'arit  18C1.  —  Dtratlbe. ^Dt  qatl^w  l'om/guen- 
fei  eeonomiguet  dr  l'Emigratioti  furopftnne 
i«,  Joum.  de»  Er.,  2.  Serie,,  »i,  Bd.,  18Hi.  —  J. 
Ittiral,  Jlitbiii-e  de  l'tSmlgraliuit  europeenne, 
aniatlijnr  et  afn'giie  au  XIXe  liMe,  ParU  186i. 
—  Leroyf-Beaulfeu,  Dr  la  Coloninalion  rbei 
Irt  peupUt  modfmet,  /Viru  1874  (^'  -'"A  J*^6J- 
OroiMbritanaien.  H.  Bt-oupham,  An 
Inquirg  inio  Ihr  Culouial  Polirg  of  Ihr  Euro- 
ptau  Paaert,  EdinbnrgK  180S.  ~^  Ed,  Watet- 
field,  England  and  America,  18^'J.  —  BottUr, 
The  Laie  uf  Population,  London  18811.  —  Ke- 
purt  on  Ihr  dl»po»al  of  land  in  Ihe  Brilith 
iiJonia,  188U.  —  E.  IFakefitld,  A  Vieu-  on 
Ihr  Art  of  Votonization,  iMndon  IS4S.  —  A, 
Srrtltchlej/,  Indiiilrial  Intettmml  and  Emi- 
■jratifm,  London  1851.  —  Merlvale,  Lrrtum 
iii  f'olonitatimi,  London  1861  (i.  Aufl.).  — 
Maude,  Self-Siipportlng  Emigration,  in  den 
I'rocegdingt  0/  Ihe  Boyai  Colonial  IneiUute,  II. 
Bd.  1870.  —  Torrena,  Imperial  and  Colonial 
Partnerthip  in  Emigralion,  in  drn  Proceedingi 
ele.,  XIL  Bd.,  1881.  —  W.  B.  Paton,  Slatr- 
•lided  Emigration,  London  188S,  —  Liord 
Brahaxon,  Slate-direeted  Colonizatinn,  iti 
eenity,  London  1885.  —  A.  SImmon»,  , 
dirteted  Colonitation,  the  Propogal  erplained  and 
dr/endfd,  London  1886.  —  Report  of  fonr  Con- 
fireneei  hrld  by  the  Central  Emigration  Society, 
London  1886.  —  »'.  BattHl  Jt  H.  Hodgkin, 
The  Auttralatüin  Colonie»;  Emigration  and  Co- 
Umization,  London  1S87.  —  C.  P.  Lucaa, 
Ifitloriml  Geography  of  the  Brilieh  Coloniee, 
(fiford  1887,  —  Bari  of  Meath,  Slaie  Cola- 
niiation  1S88.  —  K.  Sttthnen,  Engliirhr  Aue- 
munderung    und   Aiuvandemut/tpolilik   im    19. 


Jahrhundert,  Ltiptig  I. 
Bd.  LXXII).  —  Dir  • 
rrririehnrlen  Report*. 

Srkveit.  £.  Knrvtr,  Da»  tekvriirritehr 
Aunrandrmngnrrten,  Rerirhl  im  At{ftrag  drt 
tehrreit.  Handrlt-  und  Landa-irltchnfttdeparlr. 
mrnU,  Bern  1/180. 

BanerofI,  JliMory  of  f'nited  Staate»,  B->ttou 
1834— 74.  —  W.  J-  BromtetU,  Hi»torg  of 
Immigration  lo  Ihe  l'nited  State»,  18S5.  —  Fr. 
Kapp,  Immigration  and  Ike  Oo)Bmi»*inner»  of 
Emigralion  of  the  State  of  .Vfir-l'ori  1870.  — 
K.  M.  Smtth,  Tkr  Infivcnrr  of  Immigration 
on  the  f'nited  Slair*  of  America  im  Bulletin  de 
l'InHitwt  inlemalional  de  StatieUque,  S.  Bd.. 
Jahrg.  1888.  —  Dnvelbe,  Contr<A  of  Immi- 
gration in  Politiral  Seirnre  Qtiarferlfi,  1888.  — 
Deroelbe,  Die  Einirandening  in  die  Vereinig- 
ten Staaten  von  Amerika  (in  Sehr.  d.  Ver.  f. 
So:.  Bd.  LXXII).  —  Brraelbr,  Emigration 
and  Immigratinn,  Xrte-York  1890.  —  von 
BhiltppovMi,  Die  Vereinigten  Staaten  und 
die  ruropäiiche  Atitimnderung  (im  Arrhir  filr 
»otiale  Üeietigebung  6.  Bd.  1898). 
StotlsUki  Deut»rhland.  Mübwr*  Jahrb.  f 
Volktte.  u.  StiU.,  Jahrg.  18Si — 1863  (nicht  mehr 
enrhiearn).  —  Stati»lilc  de»  Deul»rhen  Brichrt, 
Bd.  II,  VIII,  XIV.  XX,  XXV,  XXX,  XXXVII. 
XLIII,  XLVIII,  LIII,  LIX  (187i—lS8i).  - 
MaaalthefU  inr  Stati»tik  de»  DeuUehen  Reiehr» 
1884ff.  —  Vie.rteljahr»hefte  zur  SlatUlik  de» 
Dniltehen  Reichet.  Ilrig.  t.  kaiterl,  »tat.  Amt 
Brriin  18f>Sff.  —  StalitlUchet  Jahrbuch  für  da» 
DeuUrhe  Reich,  188<lff.  —  Stnlitlit  de»  kam- 
bargitrken  Staate»,  —  Jahrbnek  für  bremi»che 
Statittik.  —  Annalm  de»  Deultehen  Rfieha, 
1870 ff. 

Brlgirn.  Annuaire  ttalittigiie  de  la  Bd- 
gique. 

Dänemark.  Iir»Hmr  det  priucipaux  fall» 
tlali»ligue  du  Dänemark,  Cnpenhague  1885. 

Fran  kreiek.  Moueemeni  de  l'Emigralion 
en  France.  Rapport*  i\  M.  le  Miulilre  de  l'Iu- 
terieur.  (Unrtgtlmätttg  enekeinend.  Die  A'ueh- 
trei»ungen  für  1865—1881  in  den  Veniffeutliekiin- 
ge»  1876,  1879  und  1888.) 

OToi»britannieH.  Report*  of  Ihr  Colo- 
nial Land  and  Emigralion  Commiieioner»  IS40 
bi»  1873  (jährlich;  »eil  1S58  nur  Emigration 
Commi»»ioneri).  —  Report  on  Emigration  from 
the  L'nited  Kingdom  in  Ihr  year  JS7.i,  1876.  — 
Copy  of  tiatittieal  Table»  rrtating  lo  Emigration 
aud  Immigration,  lS77ff.  (jährlifk).  —  forre»- 
pondence  reipeeting  a  Schcme  of  Colonitatio», 
P.  P.  1888,  Xo.  S36I.  —  Corretp.  from  Colonial 
(loremment»  in  anttrer  lo  lA«  Memorandum  by 
Ihr  I^irliamentary  Oimmittee  on  Otlonitatüin, 
P.  P.  1880,  Xo.  106,  i3I,  SI4.  —  Report  from 
Commiltrr  on  Coloniiali'.n.  P.  P.  1889.  Ku.  246, 
S7i;  1890,  Xo.  354,  IUBI,  Xo.  15i.  —  Report 
on  Croftrr  Coloniintion  Scheme,  P.  P.  1890,  So. 
6067;  1893,  Xo.   73^6. 

Siederlande.  Bijdragen  tot  alyemrenr 
Statietiek  van  Sederland,  Gravenhagr  1878.  — 
Statittiek  ran  den  Ixiop  der  Betolkiiig  eon 
Sederland  oi-er  lS7aff. 

Sorirtgea.  Tabeller  rrdkommendc  Folkr 
maengdea»  BevaegeUe.  (jährlich). 

.SVA  irerfeii.  flidrag  tili  Srerigr»  iflieicln 
»tat  in  il;  Befolkn  ingt-tln  I  iilik. 
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Seh  IT  fit.  L'fmigralio»  «umk  pour  lei  pai/t 
d'iiatre  mer  (jäAriirht   l'ertißenllifkvtig), 

Vf.reiHigte  Sinaten  toa  Amtrita, 
Edw.  Young,  fipeeial  Btport  oh  Immigration, 
W<ithiH<itim  187i  (auch  dinüieh  gedriickl}.  — 
(JompeHdluBi  of  tite  XinOi  Cen«a»  (1S70),  of  the 
Tnilh  Cninit  (IUSO),  18SS.  _  QuarteHy  Report 
(./  the  <..hlef  of  the  Bureau  of  Slatiitia;  aAoici.ij 
llie  imp</rtt  and  ej-porti  o/ the  Unilfd  .Statn  ele. 
Wnahington  1881—2893,  seit  1893:  Monthly 
üummary  of  Finanee  aad  Coiamerre  of  the 
Vnilfd  Slatei.  —  Repon  of  Ihe  Seien  Com- 
MiltM  of  Ihe  lloum  of  RepreieHlative»  oii 
importatioti  of  coiitraet  labourer»,  pauperi,  mn- 
rütf  and  olker  riauet,  Wiukinglna  1S89.  — 
Report  of  (i>mMiiaioiiir»  of  Immigration  vpoii 
Ihr  Caiitei  whleli  ineüe  immlffralion  lo  the  U, 
St.   WaahingtOH  1302. 

Eine  vtmäglieht  Z'^beriieht  ilher  die  europäi. 
srAe  Atuwandcning  und  die  Einaandernng  in 
iivtiereuTvpäiaehe  Gebiete  auf  Grand  det  offliieUeii 
Ktatistitchen  Jlaterioh  der  europäitehen  und 
tnitiereuropäiicien  Staaten  bieten  die  Appunti 
•H  Statietiett  companUa  deW  Emignuioiie  dalP 
Ktirojta  im  Bulletin  de  VlatlitiU  international 
de  Statiitigue,  Bd.  I—III,  188C—1S88. 

V.  Phillppovlch. 


AnswanAernngsgeBetEgebaBg. 

I.  Die  A.  in  Deutschland  {S.  UO).  II.  Die 
A.  in  Oesterreich  (8.  115).  IH.  Die  A.  in  Frank- 
reich, England,  der  Schweiz,  Belgien,  den  Nie- 
derlanden und  Italieu  (S.  117). 

I.  Die  Answandernngsg^eBetzgebDii^ 
In  Deutschland. 

1,  Landesgesetzgebung.  2.  Entwickelnng 
der  Reichsgesetzgebung.  3.  Princip  des  deut- 
schen AuswanderongsgeaetzeB,  4.  AiiBwande- 
rungsnntemehnier.  5.  AuswauiierungBagenten. 
ti.  Allgemeine  Begtimmnngen  Über  die  BefGr- 
dernng  von  Answanderern.  7.  SchnUrvorachritten 
für  die  Uberaeeisclie  Answandernng  nach  auaser- 
enropäischen  Ländern.  8.  AuBwaudeningsbe- 
hörden. 

1.  LaDdesgeuetzgebnng.  Vur  der  Grün- 
ilimg  des  Norddeutschen  Bundes  bezw.  des 
Deutschen  Reiches  beruhteu  die  Beatim- 
iiHingen  Aber  das  Auswanderungswesen  auf 
Landesrecht.  Die  betreffenden  Vor- 
schriften waren  zum  Teil  in  Specialgesetien 
oder  Special  Verordnungen  ilber  den  be- 
treffenden Gegenstand,  zum  Teil  in  den 
früheren  Landesgewerbeordnungen  enthalten. 
Audi  in  Preusaen  fand  nach  1866  eine  ein- 
heitliche Regehing  der  Materie  nicht  statt, 
so  dass  in  den  einzelnen  Landesteilen  die 
frühere  Gesetzgebung  in  Kraft  blieb.  Die 
wichti^ten  Gesetze  Aber  Auswanderungs- 
wesen waren,  abgesehen  von  den  später  zu 
oi-wähnenden  hanseatischea,  folgende :  preus- 
sisches  G.  V.  7.  3Iai  18üä,  hannoversches 


G.  V.  19.  März  18r)2,  kurhosaische  V,  v. 
22.  Februar  1853,  bayerische  V.  v.  7.  Juni 
1862,  sächsische  V.  v."  3.  Januar  und  6.  De- 
zember 1853  (vgl.  Gewerbeg.  v.  15,  Oktober 
1861  g  8  und  Ansf.-V.  von  demselben  Datum 
§  13),  wflrttembergisehe  V.  v.  11.  Januar 
1870  und  G.  v.  27.  Dezember  1871  Art.  7 
Nr.  6,  badische  V.  v.  7.  November  186:>  und 
Pol.  Str.G.B.  §  133,  134).  Die  Vorschriften 
dieser  Gesetze  bez<^ii  sich  auf  Auf- 
wand erungsuntorno  hm  er,  welche  sich 
mit  der  Befördening  von  Aus  wand  ei-oni, 
namentlich  über  See,  befassten,  und  auf 
Auswanderungsagenten,  welche  die 
Veroiittelung  voji  Verträgen  zwischen  Aus- 
wandemugsunternehmero  und  Auswanderern 
bezweckten.  Beide  Gewerbe  durfton  nur 
auf  Grund  einer  behördlichen  Konzession 
betrieben  werden.  Die  Konzession  wui'do 
entweder  lediglich  filr  das  betreffende  Jahi- 
erteilt  oder  sie  war  jölerzeit  widerruflich. 
Die  Voraussetzimgen  der  Kon  zessionsei-teilung 
waren  näher  bestimmt :  sie  betrafen  nament- 
lich die  persTraüchen  Eigenschaften  des  zu 
Konzessionierenden  und  wurden  von  dem 
Gesichtspunkte  beherrscht,  dass  die  Zuver- 
lässigkeit der  Gewerbeti¥ibenden  für  den 
betreffenden  Gewerbebetneb  sicheivestPÜt 
werden  sollte.  Insbesondere  konnte  als  Voi'- 
bedingung  für  die  Ei-teilung  der  Konzes.«ion 
die  Stellimg  einer  Kaution  gefoi-deit 
werden,  welche  dazu  diente,  die  Erfilllung 
der  Verpflichtungen  seitens  des  Konzessii;- 
nierten  sicherzustellen. 

Auch  die  Ausübung  des  Gewerlie- 
bcti-iebes  wurde  gesetzlich  näher  goregelt. 
Die  Verträge  über  die  Bofördcrung  der  Aus- 
wanderer mussten  schriftlich  und  in  deutscher 
Sprache  abgeschlossen  wei-den.  üeber  den 
Inhalt  derselben  enthielten  die  Gesetze  und 
Verordnungen  ebenfalls  nähere  Vorschriften. 
Namentlidi  würfen  die  Verpfhchtungon  l>e- 
stimmt,  welche  seitens  des  Untemelmiei-s 
gegenüber  dem  Auswanderer  übernommen 
werden  mussten. 

Etwas  abweichende  Bestinunungen  be- 
standen früher  in  den  HansestUdten. 
Hier  wurde  für  Äuswanderungsunteniehmei- 
eine  behördhche  Konzession  nicht  gofordeit. 
Das  Gewerbe  durfte  aber  nur  von  solchen 
Personen  betrieben  werden,  welche  da.s 
Bürgerrecht  in  der  b<'treffenden  Stadt  be- 
sassen  imd  daselbst  ihren  Wohnsitz  hatten. 
Ausserdem  waren  dieaelben  zur  Stellung 
einer  Kaution  verpflichtet.  Endlich  wurden 
in  den  Hansestädten,  namentlich  in  Hamburg 
und  Bremen,  eingehende  Vorschriften  ülier 
die  BeschaffeTÜieit  der  ziu'  Beförderung  von  " 
Auswanderern  dienenden  Schiffe  erlassen. 
Vor  Abgang  der  Schiffe  hatte  eine  obrig- 
keitliche Untereuchung  derselben  stattzu- 
finden. (Drei  Hamburger  VV.  v.  30.  April 
18D5,  Bremer  G.  v.  9,  Juli  1806  mit  Ab- 
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ändenmgen  v.  10.  Juli  18T'>,  23.  Febniar 
1873.  21.  November  1877,  20.  Febniar  ISHl.) 
Eine  neue  Hegetuag  fand  in  Hamburg  durch 
ein  G.  V.  14,  Januai'  1887  statt,  welches  am 
18.  September  1896  einige  Abänderungen 
erfuhr.  Dieses  führte  eine  Konzessions- 
pflieht  für  »Auswandererexpetlientein,  wie 
die  beti-effenden  Personen  dort  bezeichnet 
wnirden,  ein. 

2.  Entwickelon^  der  ReichsKesetü- 
^rebnn^.  Die  Verfassung  des  Norddeutschen 
Bnndes  bezw.  des  Deutschen  Reiches  er- 
klärte in  Art.  4  die  »Auswanderung  nach 
ausserdeutschen  Zjändem«  fttr  eineu  (legen- 
Ptand  der  Bundes-  bezw.  Beichsgesetagebimg. 
Es  hat  aber  sehr  lange  gedauert,  bis  daa 
Reich  von  seiner  gesetzgebOTischenZuatändig- 
keit  Gebrauch  machte. 

Die  Gew,-0.  erklärte  ausdrücklich,  dase 
ihre  Torschriften  auf  den  Betrieb  der  Aiis- 
wandeiiingsuntemehmer  und  Auswande- 
niDgsagenten  keine  Anwendung  finden  sollten 
1^  ti).  Da  bei  diesem  Betrieb  nicht  bloss 
^'ewerbepolizeiliche  Gesichtspunkte,  sondern 
auch  internationale  Beziehungen  in  Frage 
kommen,  die  Sorge  fflr  die  Auswanderer 
Aberhaupt  eingehendere  Bestimmungen  er- 
fordert, als  in  einem  allgemeinen  Gewerbe- 
fresetze  gegeben  werden  können,  hielt  man 
ea  fflr  angemessener,  die  ganze  Angelegen- 
heit einer  Specialgesetzgebung  vorzu- 
behalten. Der  Bundeskanzler  hatte  auch 
bereits  im  Jahre  1868  eine  Kommission  ein- 
gesetzt, welche  Vorschlage  fflr  eine  deutsche 
Answanderungsgesetzgebung  machen  sollte. 
Die  Kommission  erstattete  einen  Bericht, 
welcher  sich  namentlich  mit  Bestimmungen 
über  die  Beschaffenheit  der  Seeschiffe  be- 
sdiäftigte.  Dieser  Bericht  wurde  dem 
Bundesrat  vorgelegt,  und  letzterer  erkannte 
ilie  fra^chen  Vorschl^e  als  eine  geeignete 
Grundlage  für  eine  künftige  Auswanderungs- 
gesetzgebiing  an.  Eine  weitere  Folge  wurde 
aber  dieser  Anregung  nicht  gegeben.  Die 
VorschlSge  hatten  nur  Insofern  eine  praktische 
Bedeutung,  als  dieselben  in  einigen  Staaten, 
namentlit^  in  den  Hansestädten,  als  Grund- 
lage für  die  lande  sgesetzliche  Regelung  der 
betreffenden  Materie  benutzt  wurden.  Im 
Bunde  b^nflgte  man  sich  mit  der  Ein- 
setzung eines  Bundes-  oder,  wie  er  nach 
Gründung  des  Reiches  genannt  wnrde, 
Reichskommissars  für  das  Auh- 
wandernngswesen.  Derselbe  wurde 
vom  Beichsluuizler  ernannt  und  hatte  seinen 
Sitz  in  Eambui^.  Später  trat  ein  zweiter 
Kommissar  mit  dem  Sitze  in  Bremen  hinzu. 
Die  Kommissare  sollten  die  Aufsicht  Über 
ilas  ganze  Aus wanderungswesen,  insbesondere 
Über  die  Auswanderungaschiffe  führen  und 
'lie  Beobachtung  der  von  den  Einzelstaaten 
erlassenen  Gesetze  und  Verordnungen  über- 
wachen.   Mit  einer  «mnittelbaren  Zwangs- 


gewalt waren  sie  jedoch  nicht  ausgestattet: 
zur  Durchführung  ihrer  Anordnungen  miisstt-n 
sie  stets  die  Thätigkeit  der  Jjandesbehörden 
in  Ansprach  nehmen.  Ueber  ihi"e  Thätig- 
keit  und  die  Verhältnisse  des  Auswaudemngs- 
weseiis  erstatteten  sie  jährliche  Berichte  an 
den  Reichskanzler,  welche  dem  Reichs- 
tage zur  Kenntnisnähme  mitgeteilt  \nirdoii. 

In  der  Reichstagasession  des  Jahi'es  187S 
brachte  am  2r>,  Februar  der  Abgeordnete 
Dr.  Kapp  einen  Gesetzentwurf  betreffend 
die  Befönlennig  von  Auswanderern  nach 
ausserdeutschen  Ländern  ein,  welcher  so- 
wohl den  Gewerbebetrieb  <ler  Auswaudf- 
rungsuntemeluner  und  AuswanderungF- 
agenlen  als  tlie  Beförderung  der  Auswwiderer 
nach  überseeischen  Ländern  zum  Gegen- 
stände hatte  (St.  Ber.  Bd.  lU,  S.  Ö2'iff.). 
Derselbe  wurtie  in  erster  Beratung  behandeil 
und  einer  Kommission  von  14  Mitgliedern 
Überwiesen  (St.  Ber.  Bd.  I,  S.  öOOff.),  welclie 
einen  darauf  bezüglichen  Bericht  erstattete 
(St.  Ber.  Bd.  IV,  S.  1602  ff.).  Wegen  iles 
bald  darauf  eintreten<len  Schlusses  der 
Session  gelangte  jedoch  der  Gesetzentwurf 
nicht  mehr  zur  zweiten  Beratung  im  Plenum, 

Erst  in  den  letzten  Jahren  ist  die  Aus- 
wand enmgsgesetzgebung  seitens  der  gesetz- 
gebenden (ii^ue  des  Reiches  mit  Erfolg 
m  Angriff  genommen  worden.  Am  22.  No- 
vember 181)2  legte  der  Reichskanzler  einen 
Vom  Hundesrat  beschlossenen  Gesetzent- 
wurf Ober  das  Auswanderuugs- 
wescn  dem  Reichstage  vor  (Sten.  Ber.  Aul. 
Bd.  I,  S.  34  ff.).  Dieser  Gesetzentwurf  wunle 
aber  von  dem  Reichstage  in  der  betreffenden 
Session  nicht  mehr  in  Beratung  genommen. 
In  einer  etwas  modifizierten  Gestalt  ge- 
langte derselbe  am  11.  März  1807  zum 
zweiten  Mal  an  ileu  Reichstag  (Sten.  Ber. 
Anl.  Bd.  VI  S.  3725  ff.).  Am  16.  März  fand 
die  erste  Beratung  statt  (Sten.  Ber.  Bd.  XIl. 
S.  5091  ff.),  welche  mit  Verweisung  an  einii 
Kommission  endete.  Diese  erstattete  am 
7.  April  Bericht  darüber  (Anl.  Bd.  VH, 
S,  4014ff.),  Die  zweite  Beratung  fand  am 
5.  und  6.  Mai  (Sten.  Ber.  Bd.  VHI,  S.  5739  ff.), 
die  dritte  am  8.  mid  19.  Mai  statt  (Sten. 
Ber.  Bd.  Vm,  S.  5821ff^  5932ff.);  an 
letzterem  Tage  wurde  der  Entwurf  in  der 
Gesamtabstimmung  mit  Mehrheit  ange- 
nommen {a.  a.  0.  S.  5933).  Die  Publikation 
des  Gesetzes  erfolgte  am  9.  Juni  1897. 

3.  Princip  des  deutschen  Answaade- 
rungagesetBea.  Während  die  früheren 
lÄndesgesetze  und  auch  die  älteren  Vei-- 
suche  reichsgesetzlicher  Regelung,  z.  B.  der 
Kappsche  Gesetzentwurf,  im  wesentLchen 
nur  den  polizeilichen  Schutz  der  Auswan- 
derer erstrebten,  liat  sich  das  neueste 
Reichsgesetz  eine  weitei^hende  Aufgalie 
gestellt.  Es  will  durch  seine  Bestimmun- 
gen dazu  beitragen,  unter  den  Auswan- 
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(lereru    das  Deutschtum  zu  erhal- 

tea  und  die  Auswanderung  für  die 
Intereseen  des  Mutterlandes 
dienstbar  zumachen.  Diese  Ziele  sucht 
es  dadurch  zu  erreichen,  dass  die  Auswan- 
derung von  ungeeigneten  Orten  ab- 
und  nach  geeigneten  hingelenkt 
wird.  Dem  angegebenen  Zwecke  dient 
namentlich  der  Grundsatz  der  Specia- 
lisierung,  welcher  für  die  den  Auswan- 
dern ngsuutemehraem  zu  verleihenden  Kon- 
zessionen massgebend  sein  soll.  Nach  den 
Bestimmungen  des  Gesetzes  (§  6)  darf  die 
Erlaubnis  zm-  Beförderung  von  Au8wan<1e- 
rem  nur  für  bestimmte  Länder,  Teile  von 
solchen  oder  bestimmte  Orte,  im  Fall  über- 
seeischer Befördenmg  uur  für  bestimmte 
Einschifhmgsliäfen  erteilt  werden.  Dadtuxih 
ist  der  Eegierung  die  Möglichkeit  gegeben, 
bei  der  Konzessionserteilung  genau  zu 
prüfen,  ob  das  Gebiet,  auf  welches  ein  be- 
stimmtes Auswandern ngsunternehmen  seine 
Thätigkeit  erstrecken  wiU,  als  ein  für 
deutsche  Auswanderer  geeignetes  erscheint. 
Die  durcli  den  Grundsatz  der  Specialisierung 
ermöglichte  Beschränkung  des  geographi- 
schen Bereiclies  der  Auswanderung  bietet 
aber  auch  ein  erfolgreiches  Mittel  dar,  um 
auf  die  Ansiedelung  deutscher  Auswanderer 
in  grossen  Massen  hinzuwirken  und  da- 
durch zur  Erhaltung  des  Deutschtums  unter 
denselben  beizutragen.  Selbstrerständlidi 
kann  die  Specialisierung  in  sehr  verschiede- 
nem Umfange  durchgeführt  wenleii.  Das 
Gesetz  sieht  deslialb  vor,  dass  Eonzessionen 
entweder  für  ganze  Länder  oder  für  Teile 
derselben  oder  für  einzelne  Oertlichkeiten 
erteilt  werden  können.  Namentlich  im  letz- 
teren Falle  hat  die  Regierung  genau  zu 
prüfen,  ob  die  Bedingungen  für  ein  Fort- 
kommen deutscher  Kolonisten  gegeben  sind. 
Eine  Verantwortung  für  das  materielle  Ge- 
<leihen  derselben  kann  und  soll  sie  aller- 
dings nicht  übernehmen.  Diese  Verant- 
wortung liegt  lediglich  dem  l'nteruehmer 
ob;  die  Eegierung  hat  nur  zu  prüfen,  ob 
der  Untern  ebner  und  das  beabsichtigte 
Unternehmen  die  erforderhchen  Garantieen 
darbietet.  Als  Regel  soll  daran  festgehalten 
werden,  dass  bei  Besledelung  bestimmter 
Oertlichkeiten  der  Unternehmer  das  Ansiede- 
lungsterrain auf  eigene  Rechnung  zu  er- 
werben und  der  deutsche  Kolonist  sein 
Recht  von  ihm  abzuleiten  hat.  Derartige 
Ansiedelungen  werden  namentlich  deutschen 
Besiedelungsgesell schatten  ein  erspriessliches 
und  dankbares  Feld  der  Thäbgkeit  dai^ 
bieten. 

Im  übrigen  steht  das  Gesetz  auf  dem 
Standpunkt  der  Auswanderungsfi 
heit.  Dem  Deutschen,  welcher  sich  ent- 
scldossen  hat,  auszuwandern,  sollen,  sofern 
nicht   Wehrpflicht    oder   andere   Umstände 


tgegeustehen,  keine  Hindernisse  in  den 
"Weg  gelegt  werden.  Das  Eeich  will  viel- 
mehr durch  seine  Gesetzgebung  dafür 
sorgen,  dass  die  beschlossone  Auswanderung 
Hüter  für  den  Auswanderer  günstigen  Be- 
dingungen ausgeführt  werden  kann  und  dass 
diesem  das  Gefühl  für  die  Heimat  möglichst 
erhalten  bleibt 

4.  AnswaDderang^unternehmer.  Die 
Beförderung  von  AuswMiderem  uach  ausser- 
deutschen  Ländern  ist  entsprechend  den 
bisherigen  landesgesetzlichen  Vorschrifteii 
an  eine  Erlaubnis  geknüpft.  Die  Ertei- 
lung dieser  Erlaubnis  konnte,  wenn  dabei 
tue  als  Grundprincip  des  Gesetzes  hinge- 
stellten nationalen  Gesichtspunkte  mass- 
gebeud  sein  sollten,  nur  in  die  Hände  eines 
Reichsorgans  gelegt  werden.  Dei- 
Entwurf  hatte  dafür  den  Reichskanzler 
in  Aussicht  genommen  (g  2).  Bei  der 
zweiten  Beratimg  im  ReichBt^e  ist  jedoch 
auf  Auliiig  der  Abgeordneten  Dr.  Bachern 
und  Dr.  Schädler  beschlossen  worden,  den 
Reichskanzler  bei  der  Erteilung  und  Ver- 
sagung der  Erlaubnis  an  die  Zustim- 
mung des  Bundesrates  zu  binden 
(Sten.  Ber.  a.  a.  0.  S.  5754).  Als  eine  Ver- 
besserung kann  diese  Aenderung  nicht  an- 
gesehen werden.  Denn  die  Verhältnisse 
der  fremden  Länder,  welche  für  die  Aus- 
wanderung in  Frage  kommen  können,  ist 
der  Reichskanzler  als  l^eiter  der  auswärti- 
gen Politik  viel  besser  im  stände  zu  über- 
sehen als  der  Bundesrat.  Grosse  pi-aktisdie 
Bedeutung  wird  aber  die  Bestimmung 
wahrscheiulich  nicht  gewinnen,  da  bei  der 
Bescblussfassung  des  Bundesi'ates  die  An- 
trSge  des  Reichskanzler«  in  der  Regel  von 
mass^bendem  Einfluss  sein  werden. 

Die  Erlaubnis  soll  in  der  R^el  nur  er- 
teilt werden;  1.  Reich^ngehÖrigen,  welche 
ihre  gewerbliche  Niederlassung  im  Reichs- 
gebiet haben ;  2.  Handelsgesellschaften,  ein- 
getragenen Genossenschaften  und  juristi- 
schen Personen,  deren  Sitz  sich  im  Reichs- 
gebiet befindet,  offenen  Handel^eseUschaf- 
ten  und  Kommanditgesellschaften  jedoch 
nur,  wenn  ihre  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter sämtlich  Reichsangehörige  sind 
(§  3).  Änderen  Personen  oder  GeseUschaf- 
(en  darf  die  Erlaubnis  nur  erteilt  wer- 
den ,  wenn  sie  einen  im  Reichsgebiet 
wohnhaften  Reichsangehörigen  zum  Bevoll- 
mächtigten bestellen  und  sich  in  bczi%  auf 
die  aus  dem  Aus  Wanderungsbetrieb  er- 
wachsenden Rechtsstreitigkeiten  dem  deut- 
schen Recht  und  den  deutschen  Gerichten 
unterwerfen  (§  4).  Vor  der  Erteilung  der 
Erlaubnis  hat  der  Nachsuchende  eine 
Sicherheit  im  Miudestbetrage  von  öOOOU 
Mk.  zu  bestellen  und  im  Falle  beabsichtig- 
ter überseeischer  Beförderung  den  Nachweis 
zu  führen,  dass  er  Rheder  ist  (§  5).    Von 
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iliesen  Yorachiiften  köonen  zu  Gunsten 
deotscher  Besiedelungsgesellschafteu,  deren 
Bildung  möglichst  erleichtert  -werden  soll 
UDd  welche  eigene  Schiäe  in  der  Regel 
nicht  besitzen,  Ausnahmen  gemacht  werden 
(§  7).  Die  erteilte  Elrlaubnis  kann  jederzeit 
widerrufen  oder  eingeechrantt  werden  (§  10). 
Dem  Unternehmer  ist  ein  sogenannter 
Agentenzwang  atiferfegt,  d.  h.  er  muss 
Riub  anssertialb  des  Oemeindebezirkes  seiner 
ftewerblichen  Niederlassung  und  etwaiger 
Zweigniederlassungen  der  Vermittelung  von 
nach  Maesgabe  des  Gesetzes  zugelassenen 
Agenten  bedienen  (§  8).  Diese  Bestimmung 
entspricht  einem  schon  bisher  in  Preiiseen  be- 
stehenden Grundsatze.  Sie  hat  die  Folge, 
dass  die  Landesr^erungen  und  Beziiksbe- 
hOrden  in  stand  gesetzt  werden,  Art  und 
Umfong  der  Auswanderung  zu  fiberwachen 
und  etwa  dabei  sich  ei^benden  Uiss- 
br&iichcn  entgegenzutreten.  Ausserdem  ist 
es  wünschenswert,  dass  flberall,  wo  Aus- 
wandeningsuntemehmer  eine  Thätigkeit 
entwickeln,  eine  genfl^ndo  Zahl  von  zuge- 
lassenen Agenten  existiert;  sonst  besteht 
die  Gefahr,  dass  sich  an  ihrer  Stelle  un- 
konzessionierte  und  unkontroUierte  Winkel- 
aRenten  eindrängen. 

5.  AnflwandernDgsageiiteD.  Die  Aus- 
wanderungsagenten bedfinen  einer  Erlaub 
Dis  der  höheren  Verwaltungsbe 
hörde  (§  11,  12).  Diese  Erlaubnis  darf 
nur  solchen  Reichsangehörigen  erteilt  werden, 
welche  in  dem  Bezirke  der  Behörde  ihre 
gewerbliche  Niederlassung  oder  ihren  Wohn- 
sitz haben  und  von  einem  zugeJassenen 
Unternehmer  bevollmächtigt  sind,  vorausge- 
setzt, dass  nicht  entweder  Thatsachen  vor- 
li^en,  welche  die  Unzuverlfissigkeit  des 
Nachsuchenden  in  Bezug  auf  den  Geschäfts- 
beüieb  darthun,  oder  dass  bereits  eine  ge- 
nßgende  Zahl  von  Personen  in  dem  be- 
treffenden Bezirke  konzessioniert  ist  (§  13). 
Vor  Erteilung  der  Erlaubnis  hat  der  Nach- 
suchende eine  Sicherheit  von  mindestens 
lüÜO  Mk.  zu  bestellen  (§  14).  Die  Erlaub- 
nis ist  jederzeit  widerruflich  (§  18). 

6.  Allgemeiiie  Bestimmniigeii  über 
die  BefördenuK  von  Auswanderern. 
Die  Regier« ngsvorfege  wollte  sich  begnügen, 
im  Gesetze  vorzuschreibeo,  dass  die  Beför- 
derung der  Auswanderer  nur  auf  Gnmd 
fines  vorher  abgeschlossenen  schrift- 
lichen Vertrages  stattfinden  dürfe,  alle 
weiteren  Bestimmungen  dagegen  einer  Ver- 
VTdnun^  des  Bundesrates  überlassen.  In 
iler  Reicbetagskommission  war  dagegen  die 
Ueinung  vertreten,  dass  eine  eingehendere 
gesetzliche  Regelung  wünschenswert  seL 
Schliesslich  einigte  man  sich  auf  einer 
UittelÜnie.  In  das  Gesetz  wurde  noch  fol- 
rvaie  Bestimmung  aufgenommen :  Den  Aus- 
wanderern darf  mcht  die  Verpflichtung  auf- 
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werden,  den  Beförderungspreis  oder 
Teil  desselben  oder  ihnen  geleistete 
Vorschösse  nach  ihrer  Ankunft  am  Bestim- 
mungsorte zu  zahlen  oder  zurückzuerstatten 
oder  diirch  Arbeit  abzuverdienen;  ebenso- 
wenig dürfen  sie  in  der  Wahl  ihres  Aufent- 
haltsortes oder  ihrer  Beschäftigimg  im  Be- 
stimmun^lande  beschr^jikt  werden  (§  22). 
Durch  diese  Vorschrift  soll  verhütet  wer- 
den, dass  mittellose  Auswanderer  in  einen 
Zustand  voller  Abhängigkeit  von  dem 
UnteiTiehmer  geraten  und  dadurch  in  ihrer 
freien  Bewegung  beschrtakt  oder  in  ihrem 
Fortkommen  gehindert  werden. 

Ein  Verbot  der  Beförderung?be- 
steht  für  die  Auswanderungsimternehmer 
in  Bezug  auf  folgende  Personen:  1.  Wehr- 
pflichtige im  Alter  vom  vollendeten  17.  bis 
zum  vollendeten  25.  Lebensjahre,  wenn 
diese  nicht  eine  Urkunde  über  ihre  Entlas- 
sung aus  dem  Staatsverbaiide  oder  ein 
Zeugnis  der  Eisatzkommission  darüber  bei- 
bringen, dass  ihrer  Auswanderung  aus  dem 
Grunde  der  "Wehrpflicht  kein  Hindernis  ent- 
gegensteht; 2.  Personen,  deren  Vorhaftung 
oder  Festnahme  von  einer  Gerichts-  oder 
Polizeibehörde  angeordnet  ist;  3.  ReichsM- 
gehörige,  für  welche  von  fremden  Regie- 
rungen oder  von  KolonisationsgeseUschaftea 
oder  von  ähnlichen  Unternehmungen  der 
Befördenmgspreis  ganz  oder  teilweise  be- 
zahlt wird  oder  Vorschüsse  geleistet  wer- 
den (§  23).  Die  letzte  Vorschrift  ist  da^ 
durch  veranlasst  worden,  daes  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  seitens  fremder  Regie- 
rungen oder  Kolonisationegesellscliaften  ver- 
suche gemacht  worden  sind,  Personen  durch 
Gewährung  der  angegebenen  Vorteile  zur 
Auswanderung  zu  veranlassen.  Derartige 
Werbungen  haben  nicht  nur  die  Neigimg, 
das  Vaterland  zu  verlassen,  in  unerwünsch- 
ter Weise  geweckt  und  gefördert,  sondern 
auch  für  die  Auswanderer  meist  grosae 
Enttäuschungen  zur  Folge  gehabt,  indem 
dieselben  in  dem  Bestimmungalande  das 
nicht  fanden,  was  ihnen  versprochen  war. 
Deshalb  ist  ein  allgemeines  Verbot  der  Be- 
förderung solcher  Auswanderer  ausge- 
sprochen worden.  Dem  Reichskanzler  steht 
jedoch  die  Befugnis  zu,  Ausnahmen  zuzu- 
lassen. Von  dieser  Befugnis  soll  namenl- 
Kcb  zu  Gunsten  deutscher  Kolonieationsge- 
sellschaflen  Gebranch  gemacht  werden, 
welche  die  von  ihuen  erstrebten  Ziele  ohne 
derartige  Erleichterungen  nicht  würden  er- 
reichen können. 

7.  Schntzvorachriften  für  die  über- 
seeische  AuswaDdernng  nach  ansser- 
enropfiischen  Ländern.  Für  die  über- 
seeische Beförderung,  bei  welcher  der  Aus- 
wanderer sieh  längere  Zeit  auf  einem  See- 
schiffe befindet,  werden  besondere  Schntz- 
vorschriften    notwendig,    welche    die    Be- 


114 


AuswanderuiigsgeäetzgebuDg  (Deutschland) 


föttlening  sowie  die  Unterknoft  und  die 
Verpflegung  auf  dem  Seeschiffe  betreffen. 
Derartig  Bestimmungen,  welche  sich  schon 
bisher,  namentlich  in  der  Gesetzgebung  der 
Hansestädte,  fanden,  sind  aucb  in  das  Reichs- 
gesetz  aufgenommen  worden. 

Verträge  über  die  überseeische  Beförde- 
rung von  Auswanderern  müssen  auf  Be- 
förderung und  Verpflegung  bis  zur  Lan- 
dung im  aussereuropäischen  Aus- 
schiffungshafen gerichtet  sein.  Der 
Unternehmer  kann  sich  durch  Vertrag  zur 
Weiterbeförderung  vom  Ausschiffungs- 
luifen  aus  verpflichten.  Er  ist  zu  einer 
solchen  Weiterbeförderung  bis  zum  Aus- 
wanderungsziel  verbimden,  wenn  ihm  diese 
Verpflichtung  bei  der  Konzesaionierung  zur 
Bedingung  gemacht  wurde.  Dagegen  darf, 
wenn  eine  derartige  ^-orherige  Verpfhchtung 
nicht  fibernommen  ist,  ein  Verkauf  von 
Fahrecheinen  an  Auswanderer  zur  Weiter- 
beförderung von  einem  überseeischen  Platze 
aus  nicht  stattfinden.  Soll  das  Schiff  in 
einem  auBserdentschen  Hafen  bestiegen  oder 
gewechselt  werdeu,  so  muss  eine  ausdrück- 
liche Bestimmung  darüber  in  den  Beförde- 
rungsvertrag auteenommen  weisen  (§g  25, 26] 

Ueber  das  Reohtsverhaltnis  zwi 
sehen  Unternehmer  und  Auswan 
derer  wird  folgendes  bestimmt.  Bei  Ver- 
zögerung der  Abfahrt  ist  der  Unternehmer 
verpflichtet,  von  dem  bestimmten  Abfahrte- 
ta^  an  dem  Auswanderer  ohne  besondere 
Vei^tung  Unterkunft  und  Verpflegung  zu 
gewähren  (§  27).  Dauert  die  Verzögerung 
Itager  als  eine  Woche,  so  kann  der  Aus- 
wanderer von  dem  Vertrage  zurücktreten 
und  die  EOckerstattung  des  gezahlten  Ueber- 
fahrtsgeldes  verlangen  (§  28).  Diese  Rück- 
erstattung kann  ausserdem  auch  dann  ver- 
langt werden,  wenn  der  Auswanderer  oder 
einer  der  ihn  begleitenden  FamOienange- 
hörigen  vor  Antritt  der  Seereise  stirbt,  durch 
Eiankheit  oder  sonstige  ausser  seiner  Macht 
liegende  Zwischenfälle  am  Antritt  der  See- 
reise verhindert  wird.  Tritt  der  Auswanderer 
vor  Antritt  der  Reise  aus  anderen  Gründen 
vom  Vertrage  zurück,  so  ist  er  berechtigt, 
die  Rückerstattung  der  Hälfte  des  Uebä:- 
fahrlsgeldes  zu  fordern  (g  29).  Wird  das 
Schiff  an  der  Fortsetzung  der  Reise  ge- 
hindert oder  zu  einer  Unterbrechimg  der- 
selben genötigt  —  sei  es  durch  einen  See- 
unfall, sei  es  durch  andere  Umstände  —  so 
hat  der  Unternehmer  den  Auswanderern 
ohne  besondere  VeiKfltuug  angemessene 
Unterkunft  und  Verpflegung  zu  gewähren 
und  die  Beförderung  derselben  und  ihres 
Gepäcks  nach  dem  BeBtimmungsCTte  sobald 
als  möglich  herbeizuführen  (§  30).  Verein- 
barungen, welche  den  voi^;edachten  Be- 
stimmungen zuwiderlaufen,  haben  keine 
rechtliche  Wirkung  (§  31).   Der  Unternehmer 


kann  zur  Bestellung  von  Sicherheit  für  die 
Erfüllung  seiner  Verpflichtungen  angehalten 
weiden  (§  32). 

Die  zur  BefCrdenuig  der  Auswanderer 
dienenden  Seeschiffe  müssen  völlig  see- 
tüchtig, vorschriftemässig  eingerichtet,  aus- 
gerüstet und  verproviantiert  sein  (§  33) ;  sie 
unterliegen  vor  Antritt  der  Reise  nach  diesen 
Richtungen  hin  einer  amtlichen  Unter- 
suchung (§  34).  Eine  weitere  Untersuchung, 
welche  durch  einen  von  der  Auswanderungs- 
behörde  zu  bestimmenden  Arzt  stattfindet, 
hat  sich  auf  den  Gesundheitszustand  der 
Auswanderer  und  der  Schiffsbesatzung  zu 
erstrecken  (§  35).  Die  näheren  Vorschnften 
über  diese  Gegenstände  sowie  ül>er  die  Aus- 
sdiliessung  kranker  Personen,  über  das  Ver- 
fahren bei  der  Einschiffung  und  Über  den 
Schutz  der  Auswanderer  in  gesundheitlicher 
und  sittlicher  Hinsicht  erlässt  der  Bundes- 
rat (§  3^.  Aehnüche  Bestimmungen  für 
deutsdie  Schiffe,  welche  von  ausserdeutschen 
Häfen  ausgehen,  können  durch  kaiBerTi<Ae 
Verordnung  mit  Zustimmung  des  Bundes^ 
rates  getroffen  werden  (§  42).  Als  Ans> 
wandemngsschiffe  im  Sinne  des  Gesetzes 
gelten  alle  nach  aussereuropäischen  Häfen 
bestimmten  Seeschiffe,  mit  denen,  abgesehen 
von  den  Kajütenpassagieren,  mindestens  25 
Reisende  befördert  werden  sollen  (§  37). 

8.  AuswandernngHbehörden.  Die  Aus- 
wanderungsbehörden sind  teils  Reiche-,  teils 
Landeabehörden. 

Als  Reichsbehörde  fungiert  zunächst  der 
Reichskanzler  mit  den  in  der  vor- 
stehenden Darstellung  näher  angegebenen 
Befugnissen.    Ihm  zur  Seite  steht  ein  sach' 

■ständiger  Beirat,  welcher  sich  aus 

im  vom  Kaiser  ernannten  Voisitzenddn 
und  14  vom  Bundesrat  auf  2  Jahre  ge- 
wählten Mitgliedern  zusammensetzt.  Diesem 
Beirat  können  vom  Reichskanzler  wich- 
tigere Fragen  auf  dem  Gebiete  des  Aus- 
wanderungBwesens  zur  Begutachtung  vor- 
gelegt werden.  Seine  Anhörung  ist  not- 
wendig vor  Erteilung  der  Erlaubnis  für 
solche  Unternehmungen,  welche  die  Be- 
siedelimg  eines  bestimmten  Gebietes  in  über- 
seeischen LÄndem  zum  Gegenstände  haben, 
sowie  im  Falle  der  Beschifiokung  oder  des 
Widerrufes  der  einem  Unternehmer  erteilten 
Erlaubnis  (§S  38,  39).  In  den  Hafenorten 
übt  der  Reichskanzler  die  Aufsicht  Ober  das 
Auswanderungswesen  durch  von  ihm  be^ 
stellte  Kommissare  aus.  Diese  sind  be- 
fugt, den  Untersuchungen  der  Auswanderer- 
stmiffe  beizuwohnen,  auch  selbständig  solche^ 
vorzunehmen.  Sie  haben  die  Ltuidestehörden 
auf  die  von  ihnen  wahrgenommenen  Mängel 
und  Verstösse  aufmerk^m  zu  machen  und 
auf  deren  Abstellung  zu  drin^n.  Im  Aus- 
lande werden  die  Obliegenheiten  der  Eom- 
misBu«   von    den    Behörden   des    Reiches, 
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nämlich  d^i  CouBuln,  wahi^Dommen,  denen 
uStigen&lls  besondere  EommisBare  als  Hilfs- 
beamte beizugeben  sind  (§  41). 

In  den  Einzelstaaten  haben  die 
Ijandesregieningen  an  denjenigen  Hafen- 
plfltzen,  fflr  welche  die  Zulasoung  von  Unter- 
nehmern erfolgt  ist,  Auswanderungsbehörden 
zu  bestellen,  denen  die  Uebenrachung  des 
Auswanderungsweeena  und  die  Ausführung 
<ler  darauf  bezflgüchen  Bestimmungen  ob- 
üegt  (§  40). 

Littcratar:  O.  Meyer,  Lihrbveh  det  deutechen 
VimeaUungtrrckU»,  Bd.  I,  S.  SSS,  SS9.  ~  E. 
JJO«n.ing,  Lehrbuch  dm  detiUcbrn  Venraltunga- 
rrehlei,  S.  SOS,  SIO.  —  Z«HthoId,  fAutwiem- 
dentngiagenlvTvna  in  ro»  HoUiendotff»  Reehtt- 
Itxiton,  Bd.  I,  S.  X14f.  —  Altttaieirg,  Deut- 
»cke  Aunfandenatgtgetetxgtbung  {Stjl  4  der 
BtÜrüge  mr  fSrderung  der  Betlitbungeji  det 
detittehen  Koki«ialfereiBi),  Beriia  ISKS.  —  von 
Serg-mamn,  Am-  und  EinKandcrangtpolüik, 
bei  SrhSnberg,  4.  Aufl.,  n,  g,  S.  S04ff.  —  rem 
B4UtagUaf  Vermeh  einer  igtteauUiichen  und 
kfitierhen  Daritelhing  <lf»  aügemeiiten  modernen 
Atuieondervug*reehte»,  Trietl  1897. 


n.  ABBwsndemngsgesetzgebnng  in 
Oesterreleh. 

1.  Adtere  Vorschriften.  2.  Das  G.  t. 
21.  Januar  1897.    3.  Weitere  Au^ben. 

1.  Aelt«re  Vorschriften.  Durch  Art.  4 
des  Staat^nindgesetzes  v.  21.  Dezember 
1867  ffi.G.B].  Nr.  142),  welcher  auasprieht, 
ilass  die  Freiheit  der  Auswanderung  von 
Staatswe^n  nur  durdi  die  WehrpfU(£t  be- 
schränkt ist,  wurde  die  Altere  Oeäetzgebung 
Aber  Auswanderung,  die  vomehmhch  in 
'len  beiden  Answanderungspatenten  v.  10. 
AMUst  1784  (Joa.G.S.  Bd.  IV  Nr.  466)  und 
V.  24.  März  1832  (J.G.S.  Nr.  2557)  enthalten 
ist,  Ton  Grund  aus  ge&adert.  Da  jedoch 
das  in  dem  einen  in  Aussicht  gestellte  Gesetz 
Ober  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der 
r«terreicbischen  Staatsbürgerschaft  bisher 
noch  nicht  erlassen  wurde,  so  ist  es  im 
aozelnen  vielfach  zweifelhaft,  welche  Be- 
stimiDungen  der  alteren  Gesetzgebung  heute 
noch  in  Geltung  stehen. 

Von  der  £rn-agung  ausgehend,  dass  die 
Staatsgnmdgeeetze,  indem  sie  die  Freiheit 
der  Amwandemng  als  ein  Eorollar  der  aU- 
genieinen  staatsbQrgerlichen  Rechte  zuge- 
standen, gewiss  nicht  die  Absicht  hatten, 
die  Auswanderung  zu  begflnstigen  und  still- 
Hchweigend  sofort  alle  jene  Schianken 
hinwe^zutfiumen ,  die  iu  einer  frflberen 
Zeit  einer  zu  weit  gehenden  Entwickelung 
des  AnswanderuD^BweaeDB  gezogen  worden 
fond,  erachtete  die  üeterreichiscne  Verwal- 
lungspraxis  auch  nach  Erlaesung  der  Staats- 


grundgeaetae  insbesondere  das  Verbot  der 
Aufst^ung  eigener  Auswandeningsageu- 
turen,  ferner  jene  Bestimmimgen  als  fortan 
üvirksam,  die  grundsStzIich  feststellen,  in- 
wieweit überhaupt  eine  vermittelnde  Thi^ 
tigkeit  in  Auswandern  ngsangelegenheiten 
statthaft  ist  Den  Vorschnften  der  Gew.-O. 
gilt  dieses  Gebiet  gewerblicher  Th&tigkeit 
aus  dem  Gnmde  entzogen,  weil  die  Gew,-0. 
V.  20.  Dezember  18ü9  ^.G.Bl.  Nr.  227)  im 
Art,  V  des  Eundmachungspatentes  von 
ihrer  Wirksamkeit  insbesondere  alle  Uuter- 
nehmui^n  von  Privatgeschäftsvermittelun- 
gen  in  anderen  als  HÜidelsgeechäften  aus- 
nimmt. 

Dasa  die  AufsteUung  von  Agenturen  für 
die  AuBwandenuig  nicht  zulässig  sei,  wurde 
von  dem  Ministerium  des  Innern  in  dem 
Erlasse  v.  23.  Oktober  1852  Z.  2.'.  748 
Hiundgem.  in  dem  steierm&rkiBchen  L.G.B1; 
Nr.  377  von  1862  und  in  dem  salzburgischeii 
L.G.B1.  Nr.  346  von  1852)  mit  der  Been- 
dung auBgesprot^en ,  da8S  die  Errichtung 
von  solchen  igentscbaften,. welche  die  Aus- 
wanderung begünstigen,  mit  dem  Geiste 
der  noch  bestehenden  Auswanderungsgesetze 
nicht  vereinbar  sei.  Demgem9sB  erging 
der  AufUag,  die  Aufstellung  von  Auswan- 
denmgsageaturen  nicht  zu  gestatten,  falls 
Eonzeeaionen  von  einzelnen  Behörden  hierzu 
gegeben  worden  wären,  dieselben  einzu- 
ziehen und  ohne  Konzession  bestehende 
Agenturen  unverzüglidi  aufzuheben.  Gleich- 
zeitig sprach  jedoch  das  Ministerium  gruud' 
B&tzhch  aus,  dass  den  berechtigten  öffent- 
Uchen  Agenten  und  den  PrivatgeBcbj^tsver- 
mittlern  zwar  nicht  verwehrt  werden  könne, 
einzelnen  Parteien  in  Auewanderungsange- 
le^nheiten  gewtinschte  Auskftnfte  zu  er- 
teilen, dass  sie  sich  aber  bei  ihrer  Ge- 
Bchäftsth&tigkeit  eben  nur  dfuwif  zu  be- 
schränken und  insbesondere  jeder  Qe- 
echgftaverbindung  mit  HandlongshSusem 
oder  A^nturen  dea  Auslandes  in  betreff 
einer  Vermittelung  der  Auswanderung  im 
allgemeinen  zu  enthalten  haben.  Was  das 
Institut  der  üffentlichen  Agenten  (geregelt 
mit  Hfkzd.  v.  16.  April  1833,  PoLG.S. 
Bd.  61  Nr.  59)  und  das  der  Privatgeschäfte- 
Vermittler  (geregelt  durch  Staatsministe- 
rialerlass  v.  28.  Februar  1863  Z.  2306) 
anbelangt,  welchen,  wie  erwähnt,  in  sehr 
beschränktem  Dmrange  eine  Mitwirkung 
in  AuswandeniDgsangetegenheiten  gestattet 
wurde,  so  ist  für  die  Unternehmungen  bei- 
der Art  eine  Eonzessian  seitens  der  pohti- 
schen  I«ndesbeb5rde  erforderlich.  Die 
Offentlißhen  Agenten  sind  kautionapQichtig, 
sie  haben  femer  die  Zurücklegnng  der 
recht»-  und  Btaatewissenaohaftlicheii  Studien 
und  eine  mehi^^irige  praktische  Verwen- 
dung nachzuweisen,  endlioh  einer  eigenen 
Früfimg  sich    zu   unterziehen.     Ihr   Wir- 
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kuDgskreis  ist  ein  aUgemeiiter.  Bei  der 
KonzeBBionleruDg  von  Privatgeschäftaver- 
mlttoluiigen  dagegen,  -welche  Oberhaupt  mir 
in  besondere  rücksichtswflrdigen  TÄllen  zu- 
lässig ist,  darf  flie  Konzession  nicht  tdlge- 
raein  erteilt  werden ;  vielmehr  siad  in  der 
Konzession  die  Vermittelungsgeachäfte ,  zu 
welchen  die  Konzession  erteilt  ■wird,  genau 
und  mit  dem  Beisatze  zu  bezeichnen,  daea 


selben  zur  Folge  haben  mOsste. 

Die  eben  gekennzeichnete  Auüasenng  ge- 
langte auch  bei  der  Einreihung  der  Reise- 
bureaus  unter  die  konzessionierten  Gewerbe 
(Min.-V.  V.  23.  November  1895  R.G.B1. 
Kr.  181}  zum  Ausdrucke,  indem  diesen 
Bureaus  die  Anwerbung  von  Auswanderern 
sowie  jede  Förderung  des  Auawanderungs- 
■wesena,  dann  die  Ausgabe  von  Zwischen- 
deckfahrkarten  hier  zum  GeBchäftsbetriebe 
nicht  zugelassener  ausländischer  Schiff- 
fahrtsuntemehniiingen  untereagt  -wurde. 

2.  Das  G.  V.  2h  Januar  1897.  Dieses 
Gesetz  (R.G.Bl.  Nr.  27)  enthält  etrafrecht- 
liche  Bestimmungen  Über  das  Betreiben  der 
Answandeningsgeschäfte.  Wer  ohne  be- 
h&dliche  Bewilligung  Auawanderungsge- 
schäfte  betreibt  oder  vermittelt  oder  bei 
dem  wenn  auch  gestatteten  Betriebe  solcher 
GeschAfte  den  hierfür  bestehenden  Verord- 
nungen zuwiderhandelt,  macht  sich  einer  von 
den  Gerichten  mit  Arrest  bis  ku  6  Monaten 
zu  bestrafenden  Üebertretung  schuldig  (g  1). 
Die  Verleitung  zur  Auswanderung  unter 
Vorspiegelung  falscher  That Sachen  oder  durch 
andere  auf  Täuschung  berechnete  Mittel  ist 
ein  Vei^hen.  Dieses  Vergehen  ist  mit 
strengem  Arreste  zwischen  6  Monaten  und 
2  Janren  und  mit  Geldstrafe  bis  zu  2000 
Gulden,  unter  erschwerenden  Umständen 
mit  strengem  Arreste  bis  zu  :i  Jahren  und 
mit  Geldstrafe  bis  zu  4000  Gulden  bedroht 
(§  2). 

Beachtenswert  ist,  dass  dem  angeführten 
Gesetze  auch  eine  über  das  darin  unmittelbar 
Verfügte  hinausreichende  und  zwar  eine  ver- 
waltungsrechtliche Bedeutung  zukommt.  In 
dem  Berichte  des  Ausschusses  des  At^eord- 
netenhauses,  ans  dessen  Initiative  das  Gesetz 
hen-oi^gangen  ist,  wird  n&nlich  hervorge- 
hobeu,  es  werde  durch  §  1  anerkannt,  dass 
es  zum  Betreiben  und  Vermitteln  der  Aus- 
wanderungsgeschäfto  der  behördlichen  Be- 
willigung bedürfe  und  dass  es  der  Staats- 
verwaltung zustehe,  im  Verordnungswege 
die  näheren  Voraussetzungen  des  Betriebes 
derartiger  Gewerbe  zu  regeln.  Aus  diesem 
im  Zuge  der  parlamentarischen  Verhand- 
lungen un^-idereprochen  gebliebenen  Grunde 
wurde  neben  dem  Justizministerium  auch 
das  Ministerium  des  Innern  zum  Vollzuge 
des  Gesetzes  berufen. 


S.  Weitere  Angaben.  Zugleich  mit 
dem  vorstehend  besprochenen  Gesetze  be- 
schloss  das  Abgeordnetenhaus ,  die  ßegie- 
mng  neuerhch  zur  gesetzlichen  Regelung 
des  Auswanderungswesens  aufzufordern.  Die 
ßegierimg  hat  auch  in  der  Thronrede  des 
Jahres  1897  die  Vorlage  eines  solchen  Gftr 
setzes,  das  in  der  That  eui  Bedürfnis  ist, 
zugesagt,  den  EntAnui  aber  bisher  noch 
nicht    eingebracht.      Ein    Auswanderimgs- 

fisetz  wird  zunächst  verwaltungsreehüiche 
ormen  zu  enthalten  haben,  welche  deu 
Betrieb  der  Auswandern  ngsgeschäfte  nach 
Art  der  konzessionierten  Gewerbe  regeln, 
um  die  volle  Vertrauenswürdigkeit  der 
Unternehmer  imd  eine  intensive  staatliche 
Kontrolle  ihr^  Gebahrens  sieheraustelleu. 
In  dem  Gesetze  werden  aber  auch  privatrechf- 
liche,  mit  der  Kraft  von  Zwangsnormen 
ausgestattete  Bestimmungen  über  den  Aus- 
wandern ngsverfrag  zu  treffen  sein,  damit 
der  Umfang  der  Verpflichtungen,  die  der 
Auswandern  ngs  untern  eil  mer  durch  den  Ab- 
schluss  des  Vertrages  übernimmt  unter  allen 
Umstanden  feststehe  imd  die  naheliegende  Ge- 
fahr einer  Beeinträclitigung  der  wirtschaft- 
lich schwächeren  Auswanderer  durdi 
Wegbedingungon  yon  seiie  der  ihnen  über- 
legenen Unternehmer  im  voraus  ange- 
schlossen sei.  Beschränkungen  des  Ge- 
schäftsbetriebes der  Auswanderungsunter- 
nehmer  düi-ften  sich  flbrigens  auch  noch  in 
einer  anderen  Beziehung  empfehlen.  Es  Ist 
derzeit  vielfach  Üblich,  und  vielleicht  eine 
der  Hauptursachen  der  bedenklichen  Ent^ 
Wickelung  der  Auswandern  ngsbewegung, 
dass  die  Auswandenmgsuntemehmer  in  dei' 
Rolle  eines  Vertrauensmannes  des  Auswan- 
derers für  diesen  eine  ganze  Reihe  von 
Vermittelungsgeschäften  besoi^gen.  Sie  rea- 
lisieren als  seine  Gewalthaber  seine  inlän- 
dischen Vermögenschaften,  sie  besorgen  für 
ihn  Geldwecoslergeschäfte,  sie  liefern  ihm 
Fahrkarten  fiberseei scher  Bahnen,  sie  ver- 
pfliehten  sich,  Landerwerb  oder  Arbeit  am 
Äuswandemngsziele  au  vermitteln  und  der- 
gleichen mehr.  Der  mitunter  sogar  wuche- 
rische Nutzen  aus  allen  diesen  Transaktio- 
nen, zu  dem  dann  noch  die  verschiedensten 
Vennittlei^ebOhren  hinzutreten,  sind  für 
unlautere  Elemente  das  stärkste  Motiv  zur 
Entwickelung  einer  in  den  Mitteln  nidit 
wählerischen,  aber  auch  abgesehen  davon 
verderblichen  Thätigkeit  in  der  Propagierung 
der  Auswanderung.  Nebenbei  sind  die 
Auswandenmgsuntemehmer  aber  auch  mehr 
oder  minder  vereteckt  im  Interesse  einzel- 
ner Scbitfahrtsgescllachaften  thätig,  von 
weiclien  sie  durch  Zusicherungen  von  Pro- 
visionen oder  in  anderer  Weise  für  sich  ee- 
wonnen  werden,  ohne  dass  dies  Awrch  aas 
Gesetz  wirksam  gehindert  werden  könnt*'. 
Mit  Rücksicht  darauf  wäre  es  entschieden 
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zweckmae^ger,  den  Auewandeningsimter- 
aehmem  ganz  offen  und  klar  die  Stellung 
Toa  Agenten  der  Auawanderungsinteressen- 
ten,  namenüich  der  betreffenden  Schiff- 
fahrtsgeäellschaften,  zu  geBtatten,  eventuell 
K^ar  diese  direkt  zum  Erwerb  der  Kon- 
zession für  eine  Ans  wandern  ngguntemeh- 
muDg  zuzulasBen,  ihnen  dagegen  jede  Ver- 
mittlung in  anderen  Geschilften.  die 
mit  der  Answanderang  nur  mittelbar  zu- 
äammenhäugen,  zu  untersagen,  namentlich 
den  Bezog  einer  Provision  von  seit«  des 
Auswanderers  unbedingt  auszuschliessen. 
Der  Auswanilonmgsunternelimer  darf  nur 
der  Vertraue  namann  des  Aiiswaaderungsinte- 
ressenten,  nicht  aber  —  noch  dazu  z\igleich 
—  der  des  Auswanderers  selbst  sein,  dem 
er  vielmehr  nur  als  Kontrahent  oder  als 
Vertreter  des  eigentlichen  Konti-ahenten, 
also  als  Gegenpartei,  gegenüberstehen  soll. 
Schliesslich  wird  ein  Äuswanderungs- 
grsetz  auch  den  Begriff  der  Auswanderung 
zu  pificisieren  haben.  Das  Wort  ist  zu 
»ieldeutig,  als  dass  man  die  genauere  Be- 
griffsbestimmung ausaehliesslich  der  öe- 
setzcean Wendung  ilberlas^n  könnte.  Das 
beweist  schon  der  Bericht  des  Ausschusses 
des  Al^eordnetenhauses  zu  dem  oben  aub  2 
ervfihnten  '  Gesetze.  Dort  l^^ulle  als  Aus- 
wanderung erklärt  »ein  Verlassen  nicht  nur 
des  Wohnsitzes,  sondern  auch  des  Staates, 
welches  einen  derartigen  Chanücter  hat, 
thss  die  Böckkehr  als  etw&i  Unwahrschein- 
liches angesehen  werden  muss«.  Das  be- 
reite erlassene  Strafgesetz  und  der  Versuch 
einer  verwaltungsrechtlichen  Regelung  des 
Ans  Wanderungswesens  müssten  ihren  Zweck 
in  der  Hauptsache  verfehlen,  wenn  man 
den  Begriff  der  Auswandening  in  einem  so 
engen  Sinne  auffassen  würde.  In  einzelnen 
KronlADdem,  so  in  Galizien,  in  Kt^n  und 
in  SQdtirol  ist  es  eine  regelmässige  Er- 
scheinung, dass  Leute  nur  für  eine,  an- 
nähernd sogar  im  voraus  bestimmte,  relativ 
knrze  Zeit  nach  Amerika  gehen,  um  dort 
Arbeit  zn  suchen,  dass  sie  aber  ihre  Familie 
kier  ziuTücklassen  und  auch  ihres  Grundbe- 
sitzes sich  nicht  ent&ussem.  Häufig  ist  ge- 
radezu das  Bestreben,  die  Mittel  zur  Ent- 
lastung eines  verschuldeten  Gutes  zu  er- 
werben, das  Motiv  solcher  Wanderungen.  Dm 
auch  die  eben  besprochenen  Fälle  zu  treffen, 
bei  welchen  die  legislativen  Gesichtspunkte 
ganz  die  gleichen  sind  wie  bei  der  Aus- 
wanderung im  engeren  Sinne,  wird  man 
also  die  strafrechtlichen  und  die  verwaltungs- 
rechtKchen  Beatimmungen  eines  Aiiswande- 
Tungsgegetzes  grundsätzlich  immer  dann  für 
anwendbar  erklären  müssen,  wenn  es  sich 
um  eine  Entfernung  in  das  Ausland,  um 
dort  Erwerb  zn  suchen,  handelt 
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ge*chäjUi;eTTnitttlintg«,  Prag  1868.  —  ManMcht 
GeietKtauigiibe,  Bd.  IX,  7.  Aufi.,  Wien  1881.  — 
MrT\at  Mayrhofer,  Handbveh  filr  den  polili- 
trhea  VencalUingtdirntl,  S.  Au/t.,  Wie»  1S95— 
1897.  —  Ouatav  v.  Fächer,  Di«  Arbeile.i-- 
■leandtrangen  rttiteken  OetlrjTeirh-üngam  und 
NordameTika,  Wien  1807.  —  P.  Prueha,  DIt 
ötlerreicM*rlie  Pollteipraxi* ,  Wien  1877.  — 
Schntld  in  Mitchlen  und  l'lbrich»  Oilemich. 
StaaliKSrterbuch,  W-um  1895—1897,  t.  f.  Au*- 
iratuUniag  mit  teeileren  LUteratarangabea.  — 
Ütenogr.  Prot.  dr>  Abg.-lfiiutei  XI.  Settion  1800. 
Beilnye  -Vr.  U0.1.  Frhr.  v.  Catl. 


III.  AaswanderungSfeHetjEgebung  iu 
Frankreich,  England,  der  Schweiz, 
Belgien,  den  Niederlanden  nnd  Italien. 

Die  Gesetze  der  ausserdeutschen 
Staaten  haben  wescnthch  den  polizeilichen 
Schutz  der  Auswanderer  im  Ai^.  Ihre 
darauf  bezüglichen  Bestimmungen  sind  im 
allgemeinen  mit  den  deutsehen  flbereinstim- 
mend.  Dies  gilt  namentlich  von  dem  fran- 
zösischen G.  V.  18.  Juli  1860  (loi  sur 
römigration),  dem  belgischen  G.  v.  \i. 
Dezember  1876  (loi  reglant  lo  (ransport  des 
emigrants}  mit  Abänderungen  v.  29.  April 
1890,  dem  italienischen  v.  30.  Dezember 
1888  und  dem  schweizerischen  Bundea- 
gesetz  betr.  den  Geschäftsbetrieb  von  Aus- 
wanderungsagenturen, V.  10.  Juli  1888.  Alle 
diese  Gesetze  machen  den  Betrieb  von  Aus- 
wanderungsuntemehmungen  und  Auswande- 
rungsagentiu^n  von  der  Erlangung  einer 
Konzession  abhängig,  gestatten  die  Zurflck- 
nahme  det«elben  aus  bestimmten  im  Gesetz 
vorgesehenen  Gründen  und  verpfhchten  die 
konzessionierten  Personen  zur  Stellung  einer 
Kaution.  Sie  enthatten  nähere  Bestimmungen 
über  die  Verpflichtungen,  welche  der  Aus- 
wanderungsuntemehmer  gegenüber  dem  zu 
Befördernden  übernehmen  muss,  sowie  über 
die  Beschaffenheit  der  Passagierschiffe  und 
ordnen  eine  Ueberwachung  der  letzteren  an. 
^~  Fäne  etwas  abweichende  fiegelung  hat 
das  niederländische  G.  v.  1.  Juni  1861, 
revidiert  am  15.  Juli  1869,  welches  keine 
Konzessbnen,  sondern  nur  die  BesteUung 
einer  Kaution  fordert. 

Nationale  Gesichtspunkte  ähnlich  denen, 
welche  in  Deutschland  massgebend  gewesen 
sind,  traten  noch  am  meisten  in  der  Sdiweiz 
hervor.  Dieselben  zeigen  sich  namentlich  iu 
der  Bestimmung  des  schweizerischenOesetzes, 
dass  Konzessionen  für  die  gescbäftsmäss^ 
Beförderung  von  Auswanderern  solchen  Per- 
sonen nicht  erteilt  werden  dürfen,  welche 
in  einem  Dienst-  oder  Abhängigkeitsverhält- 
nis zu  einer  übei^seeischen  Dampfschiff-  oder 
Eisenbahn  Unternehmung  stehen,  sowie  in 
einem  Bundesmtsbeschlnss  \'om  12.  Febi-uar 
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1689,  iiacli  welchem  Veröffentlichungen  und 
Erteilung  von  Auskunft  Ober  etwaige  vom 
Bundesrate  nicht  für  zulässig  erklärte  Kolon i- 
BfttionsuQtemehmun^n  ztim  Zwecke  der  Pro- 
paganda verboten  Bind  und  nach  welchem 
Aus  Wanderungsverträge  ohne  Bewilligung 
des  Bundesrates  mit  solchen  Personen  nicht 
abgeschlossen  werden  dürfen,  denen  die 
ücberfahrtskoBtenvonfremdenGeseUschaften, 
Regierungen,  Instituten  oder  Unternehmungen 
ganz  oder  teilweise  vorgeschossen  oder  De- 
zahlt worden  sind.  6.  Meyer. 


Ausweisnng. 

1.  Allgemeines.  Die  A.  in  Deutschland. 
2.  Die  A.  m  anderen  Staaten.  3.  Wflrdigiuig 
und  leiten rie  Gesirhtspunkte  der  A. 

I.  Allgemeines.  Die  A.  is  Deutsch- 
land. Ausweisung  ist  ein  Gebietsverbot; 
sie  besteht  in  der  zwangsweisen  Entfernung 
aus  eiuem  bestimmten  Tetritorium  und  findet 
in  der  Regel  nur  Anwendung  ^gen  Aus- 
länder. In  diesem  Sinne  ist  die  Aiiswei- 
Kungsbefugnis  ein  Teil  der  Staalssouveräni- 
tSt  und  UDbegreozt,  soweit  nicht  etwa  Ge- 
setze oder  Vei-tiäge  Schranken  auferl^en. 
Sie  ist  entweder  eine  politische  Mass- 
regel oder  eine  Rechtsfolge  als  Wir- 
kung eines  richterlichen  Ui-teils. 

a)  Als  politische  Massregel  ist  sie 
vOlkerrechUich  allgemein  anerkannt.  Ebenso 
wie  jedem  Staat  da«  Redit  zusteht,  Fremden 
den  Zutritt  zu  seinem  Gebiet  zu  versagen, 
so  hat  er  auch  die  Befugnis,  dieselben  aus 
seinen  Grenzen  zii  entfernen.  Der  Staat 
ist  niemals  dem  Ausgewiesenen  selbst,  son- 
dern höchstens  der  Begienmg  desselben  zu 
einer  Aufklänuig  nach  den  Regeln  der 
comitas  gentium  verpflichtet.  Allgemein 
anerkannt  ist  die  Ausweisung  im  Falle  eines 
Krieges,  seihst  wenn  sie  in  Massen  erfolgt. 
In  Friedenszeiten  dag^wn  beginnt  die  Dok- 
trin sich  gegen  die  Willkflr  der  Massregel 
aufzulehnen  und  zu  verlangen,  dass  sie  nur 
aus  einzelnen  bestimmten  Griliiden  erfolge. 
Als  solche  werden  bezeichnet:  Mittellosig- 
keit, begangene  oder  vorbereitete  Verbrechen, 
Ungehorsam  gegen  die  Gesetze,  Option  für 
eine  fremde  Nationalität,  um  sich  den  hei- 
mischen Pflichten  zu  entziehen,  Ablehnung 
der  Nationalität  des  .Aufenthaltstaates  bei 
dem  ^langel  einer  anderweiten  Staatsange- 
hörigkeit zu  dem  gleichen  Zweck.  Die  Staats- 
praxis  lehnt  jedoch  diese  Beschrftnkungen  ab ; 
sie  verfügt  die  Ausweisung  allgemein  aus 
Gründen  des  öffentlichen  Wohles.  Hiemach 
kann  es  audi  nicht  darauf  ankommen,  ob  der 
Fremde  ungehindert  zugelassen  wnrde  und 
in  dem  Aiifenthaltsstaat  einen  Wohnsitz  be- 
gründet hat  oder  Handel  imd  Geweri)e  treibt, 
.b)  Als  Rechtsfolgeist  dieAusweisung 
die  Wirkung  eines  richterlichen  Urteils,  wel- 
ches darauf  als  Haupt-  oder  Kebensti^afe  er- 


kennt. Als  Hauptstrafe  ist  sie  noch  dem 
französischen  Recht  eigentümlich  (Cod.  p^. 
Art.  8).  Die  Verbannung  (bannissement) 
aus  Frankreich  kann  als  Strafe  auf  die 
Dauer  von  r>  bis  10  Jahren  über  Inländer 
wie  Ausländer  wegen  zahlreicher  Verbrechen 
veriiängt  werden  (Cod.  pen,  Art.  32).  In 
Deutschland  ist  die  Ausweisung  keine 
Strafe  mehr,  auf  die  der  Richter  erkennen 
kann.  Wohl  aber  ist  die  Landespolizeibe- 
hörde  in  einzelnen  Fällen  auf  Grund  richter- 
licher Strafurteile  berechtig,  Ausländer  ans 
dem  Beiclisgebiet  auszuweisen.  Nach  dem 
Strafgesetzbuch  steht  der  Landespolizeibeh 
hörde  dies  Recht  zu  gegenüber  den  Personen, 
welclie  auf  Grund  eines  richterlichen  Urteils 
unter  Pohzeiauf sieht  gestellt  worden  sind 
(§  39)  oder  welche  wegen  gewerbsmässigen 
Glücksspiels  verurteilt  worden  sind  (§  284), 
sowie  endlich  _,  gegenüber  den  Persouen, 
welche  nach  §  IJIil  Ziff.  3 — 8  zu  Haft  vei-- 
urteilt  und  durch  das  Urteil  nach  verbüseter 
Haft  der  Landes  Polizeibehörde  überwiesen 
worden  sind  (§  362). 

Der  Ausgewiesene  muss  von  dem  Staate, 
dem  er  angehört,  wieder  übernommen 
werden.  Zweifel  können  entstehen,  wenn 
der  Ausgewiesene  in  seinem  Ursprungsstaate 
die  Angehörigkeit  nicht  mehr  besitzt.  Hier 
haben  Verträge  dieRückübernahme  fiebert, 
so  zwischen  dem  Deutschen  Räch  und 
Italien,  Dänemark,  Oesterroich-Üngam, 
Schweiz,  Belgien,  Rnssland  und  in  Gemäss- 
heit  des  Gothaer  Vertrages  zwischen  Bayeni 
und  Elsass-Lothringen  einer- und  den  anderen 
Bundesstaaten  und  Luxemburg  andereräeits. 
Vgl.  Cahn,  R,G.  über  Erwerb  und  Veriust 
der  Staatsangehörigkeit  v.  1,  Mai  1870. 
S.  15ff.,  197ff. 

Innerhalb  .des  Deutschen  R^chs  ist 
die  Ausweisung  von  Ausländem  der 
Staatsgewalt  der  einzelnen  Bundesstaaten 
verblieben  und  sie  gilt  auch  nur  für  das  be- 
treffende Staatsgebiet  mit  Ausnahme  der 
auf  Orund  des  Str.G.B.  erfolgenden.  Dia 
letztgedachtrn  Ausweisungen  wirken  für  das 
ganze  Reichsgebiet,  und  die  sie  verfügenden 
Ijandesbehörden .  handeln  als  Organe  des 
Reichs.  Diese  Ausweisimgen  werden  im 
Centi-atblatt  für  das  Deutsche  Reich  bekannt 
gemacht  (Bundesrat-Prot.  von  1873  §§  169, 
209).  Für  diese  Fälle  sind  einzelne  Be- 
schlüsse des  Bundesrats  ergangen,  insbe- 
sondere wegen  der  Art  der  Ausführung  und 
der  Kosten. .  (Bundesratsbeschlüsse  vom  28. 
Februar  1878,  30.  Mai  1891  und  9.  Juli  1894.) 
Jeder  Bundesstaat  hat  die  Kosten  des  Trans- 

Sorts  insoweit  zu  tragen,  als  sie  zur  Beför- 
emng  des  Verwiesenen  durch  sein  Gebiet 
aufzuwenden  sind. 

Die  Ausweisung  von  Inländern 
ist  teils  verfassungsmässig  verboten,  teils 
-folgt  die  Unzidässigkeit  ans  der  Unmöglich- 
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keh  da-  Ansfilhning^,  da  kein  Staat  Eur  Aiif- 
tnhme  eines  Fremden  verpfliclitet  ist  Im 
Devisdieo  Reidi  folgt  die  lostatthafUgkeit 
der  AnsveisDiig  tou  BeichsaDgehOrigen  aiis 
S  1  dee  Fmz^i^eitaeesetzes  vom  1.  No- 
T«nber  1867  (B.G.B.  S.  rü).  Ausnahmen 
finden  statt: 

a)  infolge  des  Umstandcs,  dass  in  Bayern 
lind  Elsas-Lothringen  das  Gesetz  Qber  den 
UoteistQlziuigBTohnsitz  nicht  eiugefohrt  ist, 
diese  Begieniogen  also  verpflichtet  sind, 
hilfebedOrftige  Angehörige  zu  Qbeniehnien, 
welche  die  fibiigen  Bundesstaaten  an  sie 
aufweisen ; 

b)  uach  dem  FreizQgigkeitegesetz  Ji  H 
Alte.  2,  wonach  der  Aufenthalt  gewissen 
polizeiludi  bescholtenen  Peisoneo.  auch  wenn 
sie  Angehörige  des  BoDdesstaates  sind,  rer- 
fagt  weiden  kann; 

e)  nach  dem  FreizQgigkeitsgesetz  §  3, 
CnterstatzungswoliDBitzg^tz  vom  6.  Juni 
l>iiO  §§  6  und  55,  wonach  ein  Hilfsbedflif- 
tiger,  der  in  einem  Bundesstaat  einen  Cnter- 
stützuDgswohnsitz  erworben  hat,  bei  der 
Bückkehr  in  seineu  Heimatsstaat  dem  ver- 
pSitditeteiiAnnen  verband  des  üaterstQtzimgs- 
wohnsitzes  zurückDberwiesen  werden  kann. 

In  allen  diesen  SWen  findet  jedoch  nur 
die  AuBweisong  eioes  BuDde«aageh5rigeD 
aus  dem  eioeu  Staat  in  einen  anderen  Bundes- 
staat, nicht  aber  aus  dem  Seichsgebiet  statt. 
Hieriier  gehören  auch  die  Bestimmungen 
des  Reichsgesetzes  betr.  deu  Orden  der  Ge- 
wUschaft  Jesu  v.  4.  Juli  1872.  Hiernach 
(§  2)  können  die  Angehörigen  des  Ordens 
(kr  GeseUschaft  Jesu  oder  der  ihm  ver- 
wandten Oidea  oder  ordeuBähnlichen  Kon- 
er^atiMieD,  wenn  sie  Ausländer  sind,  aus 
item  Reidisgebiet  ausgewiesen  worden.  Wenn 
rie  Inlflnder  sind,  kann  ihnen  der  Aufent- 
halt in  bestimmten  Bezirken  oder  Orten  ver- 
sagt oder  ai^wiesen  werden  (veigl,  den 
Art.  FreizDgigkeit). 

Zu  erwähnen  ist  hier  noch,  dass  Inländer 
durch  Reichsbehörden  ausgewiesen  werden 
können : 

a)  aus  den  Schutzgebieten,  weil  in 
denselben  die  positiven  für  das  Reichsgebiet 
durch  das  Freizügigheitsgesetz  gezogenen 
Schranken  nicht  bestehen; 

b)  in  den  Cousulargerichtsbezir- 
ken,  wo  die  Rechte  dos  Territorialherm 
g^en  die  exterritorialen  Reichsangehörigen 
auf  das  Reich  überg^angen  sintl,  soweit 
nicht  Herkommen  oder  Verträge  ein  anderes 
bestimmen. 

Die  Verhängung  der  Ausweisung  er- 
folgt teils  durch  die  Central-,  teils  oiuxsh 
die  Ortspolizeibehörde.  Die  AusweisuBg  aus 
■lern  Bundesgebiet  auf  Grund  der  angeführten 
Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  kann 
Bur  durch  die  Landespolizeibehönle  (i 
Preussen  durch  T      " 


verfflgt  werden.  Dag^cu  sind  zur  Aus- 
weisimg  aus  dem  Gebiete  der  einselnen 
Bundesstaaten  auch  die  Ortspoliieibehrndea 
zustandig.  Werden  Reichsan  gehörige  aus 
Preussen  aiiF<gewicsen,  so  kömien  sie  g^en 
die  Verfi^ing  Klage  vnr  den  Vervi-altuug!*- 
gerichten  erheben.  Personen,  die  nicht 
KeichEangehörige  sind,  steht  dagegen  die 
Klage  nicht  zu.  Sie  können  nur  mit  einer 
Beschwerde  an  die  obere  Instanz  sich  wen- 
den (G,  über  die  allgemeine  Laadcs\'erwal- 
tung  V.  30.  Juh  18!S3,  §  i;«  Abs.  3). 

Die  unbefugte  Rflckkehr  nach  der 
Ausweisung  zieht  die  Strafe  der  tJebertre- 
tungen  nach  sich  (RStr.ü.B.  S  361). 

Die  Ansftlhrung  der  Ausweisung  er- 
folgt entweder  mittelst  Transportes  oder 
durch  Erteilung  eines  Zwangspasses  (vgl. 
Bundesgesetz  \om  12.  Oktober  18(17  ^  10 
~  B.G^L  S.  33  — )  oder  durch  Bekannt- 
machung der  Ausweisungsverfügimg.  Wenn 
nichts  Besonderes  bestimmt  ist,  hat  die  Aus- 
weisungsbehörile  die  Behignis,  selbst  die 
Landesgreuze  zu  bestimmen,  über  welche 
der  Ausgewiesene  gebracht  werden  soll. 
Es  wird  dies  in  der  Hegel  die  Grenze  dos 
Heimatstaates  des  Ausgewiesenen  sein.  Ohne 
das  Vorhandensein  besonderer  Gründe  wird 
dem  Ausgewiesenen  die  Wahl  der  Grenze 
überiassen. 

Eine  besondere  Art  der  Ausweisimg  ist 
die  Auslieferung. 


JCayarr  (durrltgfteheH  r 


•  Lomtng). 


2.  Die  A.  in  anderen  Staaten.    Wie 

in  Deutschland  steht  auch  in  allen  an- 
deren Staaten  der  Staatsbehörde  das 
Recht  zu,  Ausländer  aus  dem  Slaat^biet 
auszuweseen.  Der  einzige  Staat,  in  welchem 
die  Staatsregierung  diese  Befugnis  nicht 
besitzt,  und  aus  welchem  demnach  Aus- 
länder nicht  ausgewiesen  werden  können, 
ist  Grossbritannieu.  Nur  ansnaluns- 
weise  und  fttr  eine  kurze  Zeitdauer  ist  die 
Regierung  durch  besondere  Gesetze  ormäch- 
ligt  worden,  Fremde  auszuweisen.  Insbeson- 
dere geschah  »lies  diurch  den  Prevontion  of 
Crime  Act  V.  12.  Juli  1H82  (45  and  46  Vict. 
c.  25),  um  es  der  Regierung  zu  ermöglichen, 
die  amei'ikanischen  Agitatoren,  die  Irland  zum 
offenen  Böigerkrieg  aufstachelten,  dos  LAudes 
zu  verweisen.  Doch  bezog  sicli  das  Gesetz 
nicht  auf  Ausländer,  die  vor  Erlass  des  Ge- 
setzes sich  (li-ei  Jahre  im  Königreich  aufge^ 
halten  haben.  Das  Gesetz  wurde  nur  auf  drei 
Jahi'c  erlassen  und  dann  nicht  mehr  erneuei-t 
Im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  ist  in 
vielen  Staaten-  das  Recht  der  Ausweisung 
in  Gesetzen  ausdrücklich  anerkannt,  aber 
auch  seine  Ausübung  normiert  wollen.  Aus 
Belgien,  dessen  Gesetzgebung  (G.  v.  i'i. 
Septembei'  1B35)  für  andeix:  Staaten  vorbild- 
hcli  geworden  ist,  können  Fiemde,  die  in 
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einer  Gemeinde  eine  XiederiasBiing'  begründet 
nnd  alB  Niedergelassene  (rfeidents)  in  das 
Gemeinderegister  eingetragen  woi-den  aind, 
mir  durch  königliches  Dekret,  das  vorher 
im  Ministerrat  beraten  worden  ist,  ausge- 
■wieseQ  werden,  sofern  sie  die  öffeatliche 
Ruhe  gefährden  oder  strafrechtlicli  verfolgt 
Verden  odei"  im  Auslande  wegen  Verbrechen 
oder  Vergehen  verurteilt  worden  sind.  Doch 
können  nicht  ausgewiesen  werden :  a)  Fremde, 
denen  ausdrücklich  gestattet  worden  ist, 
ihren  Wohnsitz  (domicUe)  in  Belgien  zu  be- 
grflndcn  (eine  solche  Ermächtigung  wird 
aber  nur  selten  erteilt);  b)  Fremde,  die  mit 
einer  Belgierin  verheiratet  sind  und  entweder 
seit  mehr  als  5  Jahren  ihren  dauernden 
Wohnsitz  in  Belgien  haben  oder  ans  ihrer 
Ehe  in  Belgien  geborene  Kinder  besitzen; 
c)  Fremde,  die  in  Belgien  geboren  sind,  bis 
zur  VoUendimg  des  ihrer  \  olljahrigkeit  fol- 
genden Jalires  (G.  V.  12.  Febniar  1897). 
Dagegen  können  Fremde,  die  keine  Nieder- 
lassung in  Belgien  haben,  jeder  Zeit  durch 
die  Polizeibehörde  ausgewiesen  {Dekret  v. 
23.  Messidor  des  Jahres  IJl).  und  wenn  sie 
bettelnd  oilor  als  Landstreicher  betroffen 
werden,  unmittelbar  über  die  Grenze  gefdhrt 
werden  (G.  v.-  17.  November  1891,  Art.  19). 
Zwar  ward  auch  in  Belgien  bis  in  die 
neueste  Zeit  das  Ausweisuugsgesetz  immer 
nur  auf  wenige  .lahre  erlassen.  Doch  ward 
es  nach  deren  Abiauf  re^lmässig  wieder 
erneuert.  Das  gegenwärtig  geltende  G.  v. 
12.  Februai-  1897,  das  mit  unwesentlichen 
Veränderungen  den  seit  1880  erlassenen 
Gesetzen  entspricht,  enthält  dagegen  eine 
solche  zeitliche  Begrenzung  nicht  mehr. 

Wie  in  Belgien,  so  können  auch  in  den 
Niederlanden  (G.  v.  13.  August  1847), 
Lnxembnrg{G.  V.  18.  März  1880),  Dane- 
mark (G.  v.  15.  Mai  1875)  und  Rumänien 
(G.  V.  18.  April  1881)  Fremde,  welche  sich 
dauernd  niedergelassen  haben,  nicht  durch 
die  Polizeibehörden,  sondern  nur  durch  einen 
Akt  der  Staatsr^emng  ausgevneson  werden, 
wenn  sie  die  öffenüiche  Sicherheit  geSlirden. 
Doch  weichen  diese  Gesetze  in  iliren  einzelnen 
Bestimmungen  von  einander  ab.  Nur  in 
den  NiederWden  ist  ein  königliches  Dekret 
erforderlich,  in  Luxemburg  und  Rumänien 
ein  Boschluss  des  Staatsminisferiums,  in 
Danemark  eine  Verfügung  des  Justizministers. 
Aus  den  Niederlanden  können  Fremde  nicht 
ausgewesen  werden,  welche  mit  königlicher 
Ermäch tignng  in  einer  Gemeinde  ihren 
Wohnsitz  genommen  oder  sechs  Jahre  nn- 
imterbrochen  in  einer  Gemeinde  gewohnt 
und  ihre  Absicht,  sich  dauernd  darin  mederzu- 
]assen,angemeldethaben  oder  welcheauB  einer 
Ehe  mit  einer  Niederländerin  Kinder  haben, 
die  im  Königreich  gebaren  sind.  Audi  kann 
die  Ausweiaimg  nur  erfolgen  wegen  Gefähr- 
dung der  öffentlichen  Ruhe.     Oegt  dieser 


Grund  nicht  vor,  so  können  selbst  Personen, 
die  wegen  eines  Verbrechens  strafrechtlich 
verfolgt  werden  oder  verurteilt  worden  sind, 
nicht  ausgewiesen  werden,  Sie  können  nur 
an  solche  Staaten,  mit  denen  Verträge  ge- 
schlossen sind,  ausgeliefert  werden.  In 
Dänemark  imterliegen  der  Ausweisung  nicht 
mehr  Fremde,  die  zwei  Jahre  ununterbrochen 
in  einer  Gemeinde  ihren  Wohnsitz  haben, 
sofern  sie  nicht  wegen  eines  schweren  Ver- 
brechens verurteilt  worden  sind.  Aber  andi 
wenn  dies  dei-  Fall  ist,  können  sie  nach 
einem  fflnfjährigen  Aufenthalt  nicht  mehr 
ausgewiesen  werden. 

In  Frankreich  kann  der  Minister  des 
Innern  nach  dem  G.  v.  H.  Dezember  1849 
jeden  Fremden  ausweisen.  Werden  Fremde, 
die  die  ausdrückliche  Ermächtigung  zum 
Wohnsitz  erhalten  haben,  ausgewiesen,  so 
erlischt  der  Ausweisungsbefehl  nach  Ablauf 
von  zwei  Monaten,  wenn  nicht  inzwischen 
die  Ermächtigung  von  der  Staateregierung 
zuriickgenommen  worden  ist.  lu  den  Grenz- 
departements steht  den  Prtfekten  das  Recht 
zu.  Fremde,  die  nicht  ihren  Wohnsitz  in 
Frankreich  begründet  haben,  auszuweisen. 
Nach  dem  G.  v.  8.  August  1H93  können 
Fremde  ausgewiesen  werden,  welche  bei 
der  zum  Betrieb  eines  Benifes,  eines  Ge- 
werbes oder  Handelsgeschäfts  erforderlichen 
Anmeldung  falsche  Angaben  machen. 

Aus  Italien  können  Fremde,  weldie 
wegen  eines  Delikts  zn  einer  Freiheitsstrafe 
verurteilt  sind,  nach  VerbOssung  der  Strafe 
von  dem  Präfekten  ausgewiesen  werden. 
Andere  Fremde,  mit  Ausnahme  der  vitaliani 
non  regnicoha,  kann  der  Sfinister  des  Innern 
aus  Gründen  der  öffentlichen  Ordnung  (per 
motivi  d'ordine  pubbhco)  ausweisen.  (G.  über 
die  öffentliche  Sicherheit  v.  23.  Dezember 
1888,  Arf;.  90,  91,) 

In  der  Schweiz  kann  jeder  Kauton 
Ausländer  und  kantonsfremde  Schweizer,  die 
sich  in  dem  Kanton  nicht  niedergelassen 
haben,  jederzeit  aus  dem  Kanton  ausweisen. 
Schweizer  die  sich  in  einem  Kanton  nieder- 
gelassen haben,  können  aus  dem  Eantou 
ausgewiesen  werden,  wenn  ihnen  die  bürger- 
liehen Ehrenrechte  aberkannt  oder  sie  wegen 
schwerer  Verbrechen  wiederholt  bestraft 
sind  oder  wenn  sie  dauernd  der  öffentlichen 
Annenpflege  zur  Last  falleu,  sofern  die 
Heimatgemeinde  eine  angemessene  Unter- 
stützung nicht  gewährt.  (BundesverfasBung 
Art.  45).  Der  Bundesrat  kann  jeden  Frem- 
den aus  dem  Gebiet  der  Eidgenossenscltaft 
ausweisen  (Art.  70), 

Aus  Norwegen  kann  jeder  Fremde 
ausgewiesen  werden.  Indes  erwerben  Aus- 
länder schon  dadurch,  dass  sie  in  einei-  Ge- 
meinde ihren  Wohnsitz  begründen,  die  Staats- 
angehörigkeit. Doch  können  sie  auch  dann 
noch   ausgewiesen  werden,  wenn  sie  nicht 
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fflnf  Jahre  im  Reiche  sich  aufgehalten  haben 
lind  oach  Ableistung  des  Verfaasungseides  in 
ilie  Liste  der  stimin berechtigten  Wähler  auf- 
genommen vorden  eind. 

In  OeBterreich(V.v.3.Mail8r>3,§20), 
Schweden,  Griechenland,  Portugal 
und  denVereinigt.  Staatetivon  Nord- 
a  merika  bestehen  gesetzliche  Bestimmnngen 
flberdieÄiisweisung  nicht.  Aberauch in  ihnen 
ist  es  anerkannt,  da.ss  die  Staatsr^ening  das 
Ref^ht  hat,  jeden  Fremden  des  Landes  zu  ver- 
weisen. 

3.  Wördigoig  nnd  leitende  Gesichts- 
pnnktederA.  Sehen  %t-ir  von  Grossbritan  Dien 
ab,  dessen  insulare  Lage  ihm  gestattet,  aUea 
Ausländem  ein  unbeschränktes  Asylrecht  zu 
gewähren,  so  steht  in  allen  Staaten  der  Staats- 
regierung das  Becht  zu,  Ausländem  den  Ein- 
tritt in  das  Staatsgebiet  zu  untersagen  und 
Ausländer,  die  sich  auf  dem  Staatsgebiet  auf- 
halten, auszuweisen.  Selbst  in  den  Staaten,  in 
denen  das  Ausveisungsrecht  gesetzUch  nor- 
miert ist,  (iberlfisst  es  doch  das  Gesetz  im  we- 
senthchen  dem  Ermessen  der  Staatsregiemng, 
dielUlie  zu  bestimmen,  in  denen  sie  von  diesem 
FechtGebrauchmachen^iU.  Dennwennauch 
die  Gesetze  erklären,  dass  die  Ausweisung 
nur  angeordnet  werden  dürfe,  wenn  sie  im  In- 
tereese  der  OffeDtliehen  Ordnung  und  Sicher- 
heit notwendig  erscheine  oder  wenn  Gründe 
der  öffentlichen  Ordnung  sie  erforderlich 
machen,  so  sind  doch  diese  Vorschriften  so 
unbestimmt  und  dehnbar,  dass  dem  Er- 
messen der  Staateregiemng  dadurch  keine 
Schranken  gezogen  sind.  Die  Staatsregiemng 
allein  hat  darüber  zu  erkennen,  ob  derar- 
tige Gründe  vorliegen,  und  von  ihrer  Auf- 
fassung hängt  es  ab,  ob  sie  die  Ausweisung 
verfügen  will  oder  nidit.  Es  ist  unleugbar, 
dass  dadurch  die  MCg^chkeit  gegeben  ist, 
in  willkürlicher  und  barter  Weise  gegen 
Fremde  zu  verfahren  oder  jeden  Fremden 
auszuweisen,  dessen  Aufenthalt  im  Lande 
atis  irgend  einem  Grunde  der  Behörde  nicht 
genehm  ist.  Es  ist  selbst  nicht  ausgeschlossen, 
dass  das  Ausweisungsredit  dazu  benützt 
wird,  privaten  Zwecken  zu  dienen,  die 
persJkibche  Rachsucht  zu  befriedigen  oder 
die  einheimischen  Gewerbetreibenden  und 
KauQeute  von  erfolgreichen  Konkurrenten 
zu  befreien.  Die  Geschichte  weist  zahlreiche 
FUle  eines  solchen  Kissbrauches  des  Aus- 
weisungsrechtes  auf.  In  dem  letzten  Jahr- 
zehnt Lst  deshalb  vielfach  die  Forderung 
au^esteUt  worden,  das  Auaweisungsrecht 
durch  Gesetz  fester  zu  umgrenzen,  um  seine 
gerechte  Handhabung  zu  sichern.  Die  An- 
sichten, wie  dieses  Ziel  zu  erreichen  sei, 
gehen  freilich  anseinandor.  Teils  wird  ge- 
fordert^ dass  die  Ausweisung  nur  durch 
gerichtliches  urteil  angeordnet  werden  könne 
oder  dass  wenigstens  gegen  einen  Auswei- 
sungsbefehl eine  Klage  vor  den  Gerichten 


gegeben  werde,  teüs  sind  die  Bestrebimgeu 
darauf  gerichtet,  durch  genaue  Bestinimimgeii 
des   Gesetzes   die   Voraussetzungen,    unter 
denen  eine  Ausweisung  erfolgen  könne,  der- 
art zu  normieren,  dass  (he  Willkür  der  Be- 
hörden au^^schlossen  werde.    Insbesondert- 
hat  das  bistitut  de  droit  interoatioDal  nach 
langen  und  eingehenden  Verhandlungen  im 
Jahre  l^'92  den  Versuch  gemacht,  in  eiaem 
Oesetzentwiu^  die  Grundsätze  über  Zulassung 
und  Ausweisung  der  Fremden  zusammenzu- 
fassen. Indes  dtlrften  alle  diese  Bestrebungen 
in  absehbarer  Zeit  ihr  Ziel  nicht  erreichen. 
Gerade     in    der    Gegenwart,    in     der    der 
internationale  Anarchismus  den  Mord  predigt 
lud    seine   Lehren   in   Thaten   imizusctzeu 
sucht,  in  der  die  internationale  Sozialdemo- 
kiratie  einen  gemeinsamen  Kampf  gegen  die 
bestehende  Staats-  und  Recht.'wifdnung  aller 
Staaten  zu  oi^^isieren  sich  bestrebt,  kömieu 
die  Staatsregiemngen  das  Aus  Weisungsrecht 
nicht  aufgeben  und  niclit  lieschrfinken.    Aber 
auch   abgesehen  hier\-on   werden   sie  nicht 
geneigt  sein,  eine  Waffe  aus  der  Hand  zu 
geben,  mit  der  sie   sich   ohne  Weiterungen 
derjenigen  Fremden   entledigen  können,  die 
im  Inlaude  eine  den  staatlichen  und  natio- 
nalen Interessen  schädliche  Thättgkeit    ent- 
falten.   Ein  Schutz  gegen  willkürhche  und 
missbräucfaiiehe  Ausübung  des  Äusweisungs- 
reehts   ist  nur  dadurch  gegeben,  dass  der 
Staat,  der  sich  deren   schuldig  macht,  Ver- 
geltungsmassregeln  der  anderen  Staaten  gegen 
seine  im  Auslände  lebenden  Unterthanen  her- 
ausfordert.    Der  Schaden,   den   er  sich  und 
seinen     Angehörigen     dadurch     venußacht, 
wird  den  sdieintören  Nutzen,  den  er  durch. 
willkOrlidie  Ausweisungen  zu  erreichen  hofft, 
weit  Überwiegen,  und  er  würde  dadurch  sehr 
bald  genötigt  werden,  in  seinem  eigenen  Inte- 
resse den  imbescholtenen  Aualftndera,  diesich 
in  seinem  Gebiet  aufhalten  und  keine  dem 
Staate  schädliche  Thätigkeit  ausüben,  den 
riedlichen  Aufenthalt  zu  gestatten. 
Lltteratnr:  Stoerck  in  v.  Holttendtn-ffa  Haii-t- 
buch  dti   VÖlirrrecfiU,  Bd.  II,  S.  6SSß.  —  von 
Bar,    Theorie    «nd    /VnjT«    den    inlemationahn 
PrimtrfchU,    Bd.    I,    S.    292ff.    —    Derselbe. 
Lehrbvrk  dti  itUfmationaUn  Privat-  und  Htm/- 
recht*,  S.  51ff.   —  V.  Martlta,    latemationate 
ÜechtthUSe  in  Slt^tachen,    Bd.  I,    S.  ISff.,  BrI. 
II,  S.  Gtjff.   —  Bia  de  Berc,  De  l'erpuliioi- 
det  ciranger»  (1SS8).  —  Zanghard,  Da«  Reeht 
der  politiichen    J-Vemdenautweuung    inä    br»OH' 
derer    BeräckHchtIgung    der    Schtccii    (ISSl).  — 
Clumtre,  Du  »fjoiir  et  de  l'erpuliion  de»  efraii- 
gen  (1891).   —   Aanttaire   de  l'Inititut  de  droit 
intemalional  XI,  p.  J7SJf.,  XII,  p.  IS^g. 


Am^zug  s.  Altenteil,  Altonteils- 
verträge oben  Bd.  I  S.  276ff. 


Aotorrecht  s.  Urheberrecht. 
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Bftbea^  Fran^ols  No^. 

Rousseau  hatte  die  Gerechtigkeit  für  das 
einzig'  wahre  Fnndamentotprincip  der  Gesell- 
schafüverfaMDng  erklärt  und  die  unbedingte 
rechtliche  Gleichheit  aller  im  StaataletieD  rer- 
hilndet.  Anf  politischem  Gebiete  scharf 
lind  unerbittlich  die  Folgerungen  aus  diesen 
Grntidsätzen  ziehend,  hatte  er  sich  auf  dem 
sozialen  raerkwUrdig  achwankend  gezeigt. 
Bald  wendet  er  sich  mit  EntrQBtuag  gegen  den 
Unterschied  von  Reich  nad  Ann  und  spricht 
empört  von  den  „abscheulichen"  Wort«n  „Mein" 
nnd  „Dein",  bald  wieder  entscheidet  er  sich  in 
aller  Form  für  das  Privateigentum.  Somit 
-  in^a-  sieh  -  zwar  Bozislistüche  Elemente  in 
seinem  System  vor.  aber  sie  sind  nicht  konse- 
«inent  fortentwickelt,  und  vor  allem  sind  sie 
Ton  der  Masse  der  Anhänger  des  grossen  Phi- 
losophen unbeachtet  gelassen  worden. 

Die  franzäsische  Kevolution  brachte  Rous- 
seatis  Ideeen  znr  Herrschaft;  in  der  Verfassung 
von  1798  kam  der  Gedanke  der  politischen 
Gleichberechtigung  bis  in  seine  KusBerst^D  Kon- 
sequenzen zur  Verwirklichung,  nicht  aber  der 
der  sozialen  Gleichheit. 

Derjenige  nun,  der  zuerst  während  der 
Revolution  die  vollkommene  Gleichheit  auch  ^ 
des  Besitzes  als  die  einzig  richtige  und  letzte ' 
Konsequenz  der  Egalität  verkündete,  war  Ba- ' 
beuf.  L'nd  von  der  Wahrheit  seiner  Principien 
fanatisch  überzeugt,  ganz  erfüllt  von  aktiver 
levohitionftrer  Leidenschaft,  in  seinem  Innersten 
zerwühlt  von  Ehrgeii  und  Ruhmsucht,  dazu 
von  Xatur  ausgestattet  mit  einer  siegenden 
Beredsamkeit.  —  unternahm  er  auch  den  Ver- 
such zur  Verwirklichung  seiner  Plane : 
zum  ersten  Male  in  der  Weltgeschichte,  dass 
ein  Anlauf  gemacht  wurde,  um  den  radikalen 
Kommunismna  in  die  Praxis  zu  übertrafen. 

Fran^uiB  Noel  Babeuf  oder,  wie  er  sich  seit 
der  Revolutionszeit  —  gemäss  der  mit  anük- 
rttmischen  L'eberlieferungen  kokettierenden  Ro- 
mantik jener  Tage  —  nannte,  Gracchus 
Babeuf  nnede  1760  in  St.  Quentin  geboren. 
Mit  16  Jahren  als  Schreiber  bei  einem  Feld- 
messer beschüttigt,  wird  er  nachher  Grundbuch- 
kommissar in  Roye  (Picardie),  In  dieser  Stel- 
lung lernt  er  die  schlimme  Lage  des  Volkes 
kennen  und  beschäftigt  sich  bereits  1787,  wohl 
angeregt  durch  die  Lektüre  der  Schriften  Mes- 


lier»,  Morellys  und   Uablfs.   mit  dem  Problem 
der  Abschaffung  des  Eigentums. 

Nach  der  Erstürmung  der  Bastille,  an  der 
er  teilgenommen,  schreibt  er  mancherlei  im 
Sinne  der  Rousseanachen  Principien  nnd  be- 
kleidet nacheinander  verschiedene  Äemter  in 
der  Verwaltung  der  Provinz  und  der  Haupt- 
stadt. Seit  1794  widmet  er  sich  ausschliesslich 
der  Agitation  nnd  begründet  das  „Journal  de 
la  libert^  de  la  presse",  spBter  in  „Tribun  da 
penple"  umgetauft.  Wegen  »einer  Angriffe  auf 
die  Therm idoristen  und  der  Verherrlichung 
ihres  Opfers  Rohespierre  verhaftet  (Februai 
1795),  wird  er  im  Gefängnisse  zusammen  mit 
anderen  radikalen  Republikanem  wohlverwahrt 
gehalten.  Hier  finden  die  Gleichgesinnten  end- 
lich die  erforderliche  Ruhe  und  Müsse,  um  über 
das  Frincip  der  Egalität  nachzudenken,  wozu 
sich   in   dem  GewElhl  und   der  Aufregmig  des 

E alitischen  Lebens  keine  Gelegenheit  geboten 
atte.  Sie  tavischen  ihre  Meinungen  aus ;  sie 
untersuchen,  ob  die  Gleichheit,  so  wie  sie  bis- 
her verstanden  worden,  ein  Grundsatz  sei,  er- 
haben nnd  wahr  genug,  um  Glück  nnd  Leben 
dafür  zu  wagen;  sie  meinen,  daas  das  kahle 
politische  Auom  allein  kein  Ideal  darstellen 
künne,  nnd  sie  ziehen  aus  Rousseaus  Lehre  die 
Eon  Sequenz,  dass  auch  der  Unterschied  des 
Besitzes  ausgeglichen  werden  müsse,  wenn 
anders  die  Egalität  keine  Chimäre  bleiben  solle. 
So  hat  es  die  Ironie  des  Schicksals  gewollt, 
dass  das  Geängnis  die  Gehnrtsstätte  des  ersten, 
unmittelbar  auf  praktische  Realisierung  ge- 
richteten kommunistischen  Systems  geworden  ist, 
Oktober  1796  freigelassen,  agitiert  Babeuf 
für  sein,  übrigens  recht  rohes  kommunistisches 
^Bt«m  (s.  die  Darstellung  desselben  im  Art. 
Kommuniemus],  predigt  es  unermüdlich  im 
„Tribun  dn  peuple"  nnd  in  flffentlichen  Ver- 
sammlungen und  gründet  schliesslich  mit  seinen 
Freunden,  den  „Gleichen",  wie  sie  sich  naunt«n. 
eine  geheime  Gesellschaft,  zunächst  zum  Sturze 
der  direktorial-)  Regierung  und  dann  znr  Ver- 
wirklichung der  neuen  sozialen  Principien.  Da- 
neben wird  eine  Menge  kleiner  Ijlnbs  gestiftet, 
so  dass  die  Anhängerschaft  Babeufs  damals 
17  000  Mann  betragen  haben  soll.  Man  ist  eben 
zum  Losschlagen  bereit,  als  die  Verschwörung 
verraten  und  Babeuf  nehst  seinen  Helfershelfern 
verhaftet  wird  (Mai  1796).  Vor  Gericht  ge- 
stellt, werden  die  hervorragendsten  Verschwörer 


Babetif,  Francis  Noä— M(^ereigen-erbe 


vernrtult.  Babenf  aelbei  mm  Tode,  nachdem  er 
eine  Apotheose  seiner  kommunistiBchen  Lehre 
gefeiert  nnd  der  Begierong'  Eus  bis  zum  letzten 
Atemzuge  zoeeschworen  Satte,  Das  Urteil  iBt 
dttnn  am  27.  Mai  1797  Tollstreckt  worden. 

Babenb  Lehre  ist  1828  von  seinem  Oe- 
Bossen  Bnonarotti,  einem  Nachkommen  Michel- 
angelo«, dargegteUt  worden.  Umgehen  von  dem 
GlUHü,  den  das  Martyrium  ihres  UrheberB  um 
■ie  gewoben,  ist  sie  epSter  das  Evangelium  des 
ntdiulen  Pariser  Proletariats  geworden.  Frei- 
lich gerieten  die  Schlagwort«  des  babouvisti- 
^hen  KommmÜBinns  gerade  damals  auch  in 
bilse  Uände:  sie  mnesten  dazu  herhalten,  am 
die  Berechtjgang  nicht  bloss  der  Revolntion, 
sondern  auch  der  Attentate  zn  erweisen,  wo- 
durch man  die  Doktrin  der  sozialen  Umwttlzong 
direkt  mit  dem  Verbrechen  gattet«. 

Babenf  selber  hatte  dieser  Gedanke  fem 
gelegen.  Wenn  auch  ein  Mann  im  ernstesten 
Siiuie  des  Wortes,  wie  er  in  seinem  Leben  und 
Sterben  bewiesen  hat,  ist  er  trotzdem,  dem 
Ziige  seiner  Zeit  gemiss,  sentimentalen  lie- 
gnngen  nicht  nnzogänglich  gewesen.  Er  hat 
Charakter  nnd  energiscb  ausgeprägtes  Gerech- 
tigkeitsgefühl gehabt,  wenngleich  er  unzweifel- 
haft   auch    von    hochfli^endeu ,     ehrgeizigen 

L    and 

moralischer  Äffektion  neigend  —  die  Maske 
antiker  Heldengrösse  oftenoar  bis  in  den  Tod 
hinein  vorgebunden  hat.  Mit  grosser  Willens- 
kraft ausgerastet,  dazu  ein  Meister  des  Wortes, 
i^t  er  wie  prldestiniert  gewesen  zum  Agitator 
grossen  Stus.  Aber  eine  ungezügelte  Fhantesie 
und  ein  Mangel  hinreichender  logischer  FShig' 
keit  —  Kgengchaften,  denen  die  Schuld  an 
■einer  Verirnmg  zum  brutalsten  Eommonismus 
beiznmessen  ist  —  mnssten  im  Verein  mit  seiner 
wilden  Leidenschaftlichkeit  ihni  auf  die  eine 
(■der  andere  Weise  ein  tranriges  Ende  bereiten 
helfen. 

LIttnmtar :  AdvlelU,  Hüloin  dt  G.  BabetiJ  et 
du  haboiivivHe,,  J  rol-,  Hir«  IS84,  —  Buona- 
rattl,  HUtnin  dt  la  eonjuration  pour  l'egalile, 
diu  de  BläxuS,  2  vol.  ( Hauplirerk),  Brux.  1828. 

—  Iternelbr,  Baten/  etc.,  aree  prtf.  tt  not.  par 
Sane,  Pari»  1869.  —  OmlU«,  Babf^f  und 
•Kr  Veriehirlirung  der  Gttichtn,  dtvürh  tob 
BrratleiTi,  ZBrirh  1887.  —  BOhrtng,  Ge- 
tckiehlf  dtr  SationiüSItonomle,  S.  Atifi.,  Leipiig 

■  187a.  —  a*rbin;  Dit  BabouvitUn  (aui  dem 
Frant.)  Ih  dtr  nZakunßM,  Jahrg.  I,  Berlin  1878. 

—  Otttl/atim«,  Babetif  und  dit  Verichieörniu/ 
dtr  Gleichen,  deuUch  von  Mälberger  in  der 
•ynen  Getellic/iafto,  Jahrg.  I.  Zäriek  1878.  — 
•/iUMCt,  Lei  originet  du  loeinlitme  ronttmporain, 
Pnrii  188.f.  —  Ueht^nberger,  Lt  loriaiiimt 
rl  la  rfiMution  frtin^ite,  Pari»  1899.  —  Jtey- 
ft««id.  Eludt»  rar  let  reformaiear»  conlempff 
ro.B»,  Bnu.  J84-S.  ~  »«In,  Soiialirmtu  und 
JüiaHiHtnirmiit  de*  heutiijea  Frankrtithi,  S.  Avfl., 
Bd.  I,    Leipzig  lSi8.    —    SMlr^,     »Hittoire  du 

,  ä.  id.,  Parit  18511. 

Grorg  Atller. 


Bftekereigewerke. 

1.  Geschichtlichea.  S.  Die  neueren  VerhUt- 
nisse  der  Bäckereien  in  Deutachland.  8.  Sta- 
tistik. 4.  Die  Verhältnisse  der  Bäckereien  in 
ausserdeiitsthen  Ländern. 

1.  Geschichtliches.   Die  Bäckerei  hat 

sich  erst  imLaiif  e  der  Zeiten  zu  einem  beBtimmt 
begrenzten  Handwerk  herausgebildet.  Das  (Ge- 
treide, welchea  man  zuerst  zur  Herstellung  von 
Brot  bezw.  brotartigen  Kuchen  allgemein  be- 
nutzte, war,  wie  aus  dem  alten  Testament 
und  den  ProEanscluiftstellem  des  klassiBchen 
AllertimiB  zu  ereehen  ist,  die  Gerate. 
Ursprünglich  wurde  das  Brot  ■wohl  in  jeder 
Haushaltung  fär  den  Bedarf  der  Fainilie 
durch  Sklaven  oder  Weiber  bereitet,  und 
der  Gebranch  von  HandmÜhlen  zum  Zer- 
mahlen  des  Getreides  war  überall  üblich. 
Jedoch  ist  zu  vermuten,  dass  bereits  bei 
den  Griechen  die  Bftckerei  anfing,  einen 
Erwerbszweig  zu  bilden,  und  oei  den 
Hörnern  wird  sie  gegen  174  v,  Chr,  als 
Gegenstand  eines  selbetändi^n  Berufes  ge- 
nannt. (Phnü  bist,  naturahs,  ed.  Frobeuii 
fol.  BasU.  1525,  lib.  XVffl,  Cap.  11.)  Auch 
in  Deutschland  wurde,  wie  aus  den  Schrift- 
denkmälern des  9.  Jahrhunderts  ersichtlich 
ist,  das  Geschäft  des  Backens  anfangs  von 
Leibeigenen  und  IVauen  betrieben.  An 
Stellen,  wo  grössere  Menschenmengen  sich 
zusammen  fanden,  so  in  KlöetoTi  und 
Wallfahrtsorten,  endlich  in  den  neu  ge- 
gründeten Städten  vnirde  die  Bäckerei  zum 
Handwerk.  Es  ist  naturgemäss,  daee  von 
deirJjeibeigenen,  welche  früher  das  Brot  zu 
backen  hatten,  diejenigen,  welche  sich  durch 
grössere  Geschicktichäeit,  Fleiss  und  Er&n- 
dungsgeist  hervorthaten,  als  Lehrer  für  die 
wenigerGeschicktenoderfürdie  Jüngeren  ver- 
wendet wurden.  Die  Hofmeyer  und  Haus- 
meister bestellten  sie  zu  JHagistri  unter  den 
Knechten,  und  so  bildete  sieh  zuerst  der 
Begriff  »Meisten  aus.  Als  nun  in  den 
Städten  dos  Handwerk  selbständig  wurde. 
entstand  einesteils  ein  neues  "Veiiiältnis 
zwischen  den  Gelernten ,  welche  eigene 
Werkstätten  hatten,  den  Meistern,  .und 
denen,  welche  noch  keine  besassen,  sondern 
Arbeit  nahmen,  den  Gesellen  oder  vielmehr 
den  Bäckerknechlen,  und  endlich  denen,  die 
noch  lernen  mussten,  den  Lehrlingen. 
Andererseits  schlössen  sich  die  Handwerke 
der  einzelnen  Städte  zu  Innungen,  Zünften, 
Güden,  Aemtern  zusammen. 

Der  Lehrling  musste,  wie  bei  andei'en 
ehrsamen  Handwerken,  von  ehelicher  Gebxirt 
sein  und  von  Eltern  stammen,  .die  ein  ehr- 
liches Gescliäft  trieben.  Nacli  einer  Probe- 
zeit folgte  das  Auf  dingen.  Die  Lehrzeit 
dauerte  2  —.  3  Jahre,  während  welcher  der 
Lehrling  unter  der  väterlichjen  Zucht  des 
Meisters   stand.     Der  Meister  musste,  ihm 
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die  BackkiiQst,  so  gut  er  Bie  selbst  kannte, 
in  allen  ihren  Teilen  zeigen,  ihn  erziehen 
und  zum  Besuclie  der  Schule  und  Kirche 
anhalten.  Nach  der  Lehrzeit  kam  das  Frei- 
sprechen, und  mit  Behäudi^iDg  des  Lehr- 
liriefes  war  der  junge  Jlanawerker  ein 
Bäckerknecht.  Der  G  e  s  e  11  e  hatte  .3—5  Jahre 
KU  wandern,  um  Irfuid  und  Leute  und  nicht 
zum  mindesten  neue  feine  imd  schmackhafte 
Gebäcke  kennen  zu  leinen.  Ein  eigentliches 
Meisterstflclt  gab  es  in  den  meisten  Lindern 
überhaupt  nicht.  Um  Meister  zu  werden, 
bedurfte  es  der  Vorlegimg  des  Lehrbriefes, 
des  Nachweises  der  Wanderschaft,  der  Er- 
legung des  Meistei^ldes,  des  Anrichtens 
eines  Meistereseens  und  wohl  auch  eines 
bestimmten  Vermf^ens  (z.  B.  in  Bremen 
^2^^  Mark).  Das  Recht  selbst,  tun  das  Meister- 
werden einkomm  ea  zu  können,  beruhte  häufig 
auf  dem  vorgflngigen  Besitz  eines  mit  der 
Backgerechtigkeit  behafteten  Hauses  oder 
dem  einer  Brotbank.  In  vielen  Städten  war 
der  Besitz  eines  Backhauses,  in  anderen  der 
einer  Verkaufsstätte,  also  der  Brotbank,  die 
Hauptsache.  Nach  der  Aufnahme  des 
jungen  Meistere  folgte  der  Eid  auf  dieBrot- 
orduung.  In  fast  allen  Städten  teilten  sich 
die  Gewerbetreibenden  in  Weiss  -  und 
Schwarztficker  oder  Süss-  und  Sauerbäcker. 
Auch  noch  andere  Trennungen  kamen  vor, 
z.  B.  der  Ijebkdchler  in  Nümbei-g  1543.  Die 
Bacigerechtigkeit  in  den  Städten,  d.  h.  das 
Recht,  Brot  für  den  öffenthchen  Gebrauch 
zu  backen,  knüpfte  sich,  wie  bereits  gesagt, 
bald  au  den  Besitz  eines  bestimmten  Hauses. 
Nun  kam  es  vor,  dass  diurch  irgend  welche 
Ereignisse  die  EinwohneL-zahl  des  Ortes 
stark  zusammenschmolz,  so  dass  der  Brot- 
bedarf ein  erheblich  geringerer  wurde.  Dies 
führte  zu  der  Einrichtung,  dass  die  Bäcker 
nur  abwechselnd  buken.  Und  zwar 
erhielt  sich  das  Verhältnis  des  Wechsel- 
backens auch  dann  noch,  wenn  die 
Zahl  der  Einwohner  wieder  zugenommen 
hatte.  In  einigen  Stallten  wurde  den 
Bäckern  auch  das  Quantum  vorgeschrie- 
ben. Ober  welches  hinaus  sie  nicht  hacken 
durften. 

Die  geschlossene  Macht  der  Innungen, 
die  mit  ihren  Zwangs-  und  Bannrechten 
(s.  d.  Art)  einen  ungehetu«n  Dnick  auf  die 
Bürgerschaft  auszuüben  im  stände  war,  ja 
die  nicht  selten  in  offenen  Trotz  gegen 
Gemeinde  und  Rat  ausartete,  führte  zu  dem 
naturgemAssen  Bestreben,  die  Stellung  der 
Konsumenten  einigermasscn  zu  sichern  und 
den  BäckerinnuHMu  gewisse  Beschränkungen 
aufzuerlegen.  Die  sämtlichen  Rechtsvor- 
schriften bez.  des  Bäckereigewerbes  vom 
Mittelalter  bis  zur  Jetztzeit  zeigen  nichts  als 
ilas  Bestreben,  den  Einkauf  des  wichtigsten 
Nahi^iugsmittels  möglichst  zu  erleichtem 
und  den  Erwerb  des  Brotes  zu  einem  mög- 


lichst billigen  und  vorteilhaften  für  die  Kon- 
sumenten zu  machen. 

Wohl  überall  wurde  aus  diesem  Grunde 
das  Getreide  von  Thor-  und  BrOckenzöllen 
frei  gelassen.  Ferner  wurde,  um  der  Gefahr 
des  Brotmangels  vorzubeugen,  in  \-ioIen 
Stadü-echten  den  Bäckern  zur  Bedingung 
gemacht,  immer  genug  zu  backen.  Wio 
beim  Getreidehandel  war  die  Einfuhr  von 
Brot  begünstigt,  die  Ausfuhr  erschwert.  An 
manchen  Orten  war  es  den  Bäckern  sogar 
imtersagt,  die  Mftrkte  zu  besuchen.  Anderswo 
gab    es    die    Vorschrift,   dass   die    Bäcker 

gegen  Pfänder  Brot  verabfolgen  mnssteu. 
ler  Brotmarkt  und  die  »mnke«,  Tische 
oder  Geräte,  welche  in  HaUen,  Lauben  oder 
bedcdcten  Räumen  au%estel)t  waren  und 
von  welchen  aus  allein  der  Verkauf  statt- 
finden durfte,  gaben  Gelegenheit,  die  Waren 
zu  vei^Ieichen  und  das  Preiswerteste  auazu- 
STichen.  Brotschätzer,  Brotscliaumeister  oder 
Brotherren  hielten  die  Brotschau  ab,  in 
welcher  nicht  nur  das  Gewicht ,  somteni 
auch  die  Güte  \md  Geniessbarkeit  der  Pro- 
dukte geprüft  wurden,  und  das  Augsbnrger 
Stadtrecht  (1276)  wies  den  Biu^grafen  an, 
darauf  zu  achten,  »daz  dem  armen  sine 
nhennige  wider  wärden«,  wenn  ihm  der 
Bäcker  unausgebackene  Ware  verkauft  hatte. 
Die  wichtigste  Massreeel  aber,  um  den  Preis 
des  Brotes  stets  zu  emem  annehmbaren  zu 
machen,  war  der  Erlass  von  Taxen,  d.  h. 
von  obrigkeitlichen  Vorschriften,  die  einen 
Zwangspreis    für    den    Verkauf    der  Wai'en 


Ueber  das  Taxwesen,  welches  sich  auf 
sämtliche  Handwerke  und  Gewerbe  erstreckte, 
wird  in  dem  Aufsätze  über  Preistaxe« 
ausführlicher  gehandelt  werden.  Die  Brottaxen 
sind  neben  den  Fleischtaxen  die  ältesten, 
auf  welche  man  stösst,  weil  die  Ueber- 
teuenmg  bei  Entnahme  der  tit^lich  nötigen 
Lebensbedürfnisse  grössere  wirtscliaftliche 
und  soziale  Missstände  befürchten  Hess,  als 
es  bei  anderen  Waren  der  Fall  war.  Schon 
1272  bestand  eine  Taxe  für  die  Berliner 
Bficker.  Die  Brottaxen  wurden  entweder 
zu  bestimmten  2^iten  emeitert  oder  sie 
waren  immerwährende,  d.  h.  sie  schrieben 
vor,  wieviel  Brot  der  Bäcker  zn  einem  ge- 
wissen Preise  geben  musste,  wenn  der 
Ib^gen  oder  Weizen  so  und  soviel  kosten 
würde.  Die  Aufstellung  der  Taxen  erfolgte 
früher  vom  Bui^grafen,  dann  vom  Rate 
oder  durch  ein  Kollegium  von  BOi^eru  und 
Gewerbetreibenden.  Auch  in  Brandenbm^ 
und  Preussen  wurde  das  Taxwesen  mit 
Vorhebe  gepflegt.  Die  Kurfitatlich  Branden- 
burgische Polizeiverordnung  vom  Jahi«  168S 
ordnete  in  Kap.  XVIIl,  §  7  an,  dass  das 
Brot  von  gewissenhaften  Personen  zur 
I'robe  gewinn,  imd  was  zu  leicht  befunden, 
den  Bäckern    abgenommen  und  den  Annen 
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gt^beo  werden  solle.  In  der  »Öeneral- 
stener-  und  EonBumtionsordnung  in  denen 
StSdten  des  Herzogtums  Ifagdebiirg  von 
16S6<  wurden  die  Magistrate  aufgefordert, 
eine  richtige  Taxe  der  KonsumtibUien  auf- 
znstellen.  Noch  sei  die  »vemenertehÄllische 
Re^^mentsordnungvon  1687*  erwShnt,  welche 
die  Bflcker  mit  scharfer  Strafe  bedrohte, 
wenn  sich  das  Brot  bei  der  Öffentlichen 
WiguDf  als  zu  klein  und  leicht  erweise. 
Auch  die  ßeichspolizelordnung  von  1530 
ordnete  den  Erla^  von  Brottaxen  an  und 
behielt  diese  Vorschrift  bei,  als  sie  unter 
dem  11.  Oktober  1680  erneuert  und  ver- 
bessert viirde. 

2.  Die  neueren  Verhältnisse  der  Bficke- 
reieo  in  Ueatschland.  In  den  Bestrebungen 
narh  m^lichst  ausgedehnter  Oewertiefreiheit 
irShrend  dieses  Jahrhunderts  sind  inPrenssen 
auch  die  Taxen  bis  auf  einen  kleinen  Rest 
v«-loren  gegangen.  Zwar  hielt  das  Allgem. 
lÄudrecht  (Ted  n,  Tit.  8,  §§  199  —  200) 
noch  an  ihiien  fest,  allein  schon  die  Ver- 
ordnung vom  24.  Oktober  1808,  wegen  Auf- 
hebung des  Znnftzwanges  \uid  Verkaufs- 
monopols der  Bäcker-,  Schlächter-  und 
Höktroewerbe  in  den  Städten  der  Provinzen 
OA  '  Westpreussen  und  Litaneu,  beseitigte 
^  monatlichen  Yiktualientaxen.  Weiter 
hob  das  Edikt  vom  7.  September  1811  für  den 
ganzen  damaligen  Un^ng  der  Monarchie 
alle  polizeilichen  Preissätze  für  Lebens- 
mittel, Kaufwaren  und  Bftckerwaren  gftnz- 
hch  auf.  Diese  JUassnahme  entsprach 
jedoch  den  gehegten  Erwartungen  nicht  im 
geringsten,  sodass  die  Allgemeine  Gewerbe- 
ordnung vom  17.  Januar  1845 in  den  §§88  und 
H9  die  Beibehaltung  oder  NeueinfQhning 
von  Brotfaxen  mit  Genehmigung  der  Mi- 
nisterien au  einzelnen  Orten,  wenn  und  so- 
lange dies  durch  besondere  Umstände  ge- 
lecEtfartigt  erschien,  gestattete.  Ausserdem 
wurde  die  Behörde  ermächtigt,  die  Bäcker 
anzuhalten,  monatlich  Preise  und  Gewicht 
ihrer  Backwaren  im  Verkaufslokale  anzu- 
Kchlagen.  Eine  weitere  Kontrolle  brachte 
die  Verordn.  v.  9.  Februar  1849  betreffend 
die  Einrichtung  von  Gewerberäten  und  ver- 
st^üedene  Abänderungen  der  Allgemeinen 
äewerbeordnung.  Sie  setzte  an  Stelle  der 
monatlichen  Selbsttaxen  die  für  einen 
von  der  Polizei  zu  bestimmenden  Zeitraum 
und  imterwarf  diesen  Selbsttaxen  nicht  nur 
die  Bäcker,  sondern  auch  die  Verkäufer 
von  Backwaren.  Sodann  ermächtigte 
"de  «iie  Ortepollzeiobrigkeit  da,  wo  Qber- 
faaopt  die  Einrichtung  der  Sellrättaxen  be- 
ütand,  anzuordnen,  dass  im  Veikaufslokal 
eine  Wage  mit  geeichten  Gewichten  auf- 
gesteUt  imd  deren  Benutzung  dem  Käufer 
zum  Nadi«-iegen  der  verkauften  Bacdiwaren 
gestattet  werde.  Auf  denselben  Boden  hat 
sieh  die  Reichsgewerbeordnung  vom  21.  Juni 


1969  gestellt  iind  zwar  die  eigenüiche  Brot- 
taie  gänzlich  beseitigt,  aber  die  Ortspolizei- 
behflrdo  ermächtigt,  die  Bäcker  iind  Ver- 
käufer von  Backwaren  zur  Normierung  von 
Selbsttaxeu  und  da,  wo  dies  geschieht,  zur 
Aufstellung  einer  Wage  im  Verkaufslokale 
anzuhalten  (§§  73  und  74). 

Diese  Bestimmungen  der  Eeichsgewerbe- 
orduung  blieben  in  der  Praxis  vSDig  ohne 
Wirkung.  Wo  es  zur  Einführung  der  Selbst- 
taxeu lam,  machte  man  die  überraschende 
Erfahrung,  dass  trotz  vorhandener  starker 
Konkurrenz  die  Brotpreise  in  die  HChe 
gingen.  Die  lückenhaften  Normen  des  Qe- 
setzes  konnten  mit  Leichtigkeit  unu;angen 
werden.  Andererseits  fehlte  jede  Möglich- 
keit, eine  wirksame  Kontrolle  auszuüben, 
und  endhch  war  niemand  in  der  Lage,  ohne 
umständliche  Berechnui^  bei  jedem  Einkauf 
zu  ersehen,  wie  teuer  eine  gewisse  Quantität 
Brot  gekauft  war.  Nur  die  Thatsoche  wurde 
überall  konstatiert,  dass  bei  steigenden  Oe- 
treidepreiseu  das  Brot  kleiner,  bei  siakenden 
nicht  oder  nur  allmählich  grösser  wurde. 
Die  Brotpreise  richteten  sich  überhaupt  nicht 
nach  den  Getreidepreisen,  das  Korrektiv  An- 
gebot und  Nachfrage  versagte  seine  Wirkung 
gänzhch. 

So  entstand  in  der  neuesten  Zeit  eine 
Bewegung,  weldie  dahin  geht,  die  Ein- 
richtung der  Gewichtsbäckerei  gesetz- 
lich zu  fordern.  Es  wird  als  vrDnschens- 
wert  hingestellt,  wenn  Brot-  und  Backwaren 
nur  nach  Gewicht  in  gewissen  festzustellen- 
den Abstufungen  (500  g,  1  kg,  2  kg  etc.) 
ausgebacken  werden  dürfen,  so  dass  im 
Gegensatz  zu  den  jetzigen  Verhältnissen 
der  Preis  die  veränderiicho  und  das  Brot- 
gewicht die  konstante  Grösse  dos  Vergleichs 
mit  der  Bewegimg  der  Getreidepreise  bilden 
würde  (vgl.  den  im  Reichstage  unter  dem 
28.  November  1887  eingebrachten,  auf  Ein- 
führung der  Gewichtabäckerei  gerichteten 
Antrag  der  Abgeordneten  Lohren  und  Ge- 
nossen). Auf  diese  Weise  könnte  jeder 
Käufer  wissen,  wie\iel  das  von  ihm  erwor- 
bene Brot  wiegt,  und  so  würde  ihm  zu- 
gleich dos  Urteil  über  die  Angemessenheit 
des  Detailpreises  erleichtert.  Darf  das  Brot 
nur  nach  Gewicht  verkauft  und  muss  es  mit 
einem  dieses  Gewicht  bozeichneuden  Stempel 
versehen  werden,  so  wird  das  Auge  unwill- 
kflrlich  auf  diesen  Stempel  gelenkt,  und  die 
einmal  durch  öfteres  Sehen  err^t«  Auf- 
merksamkeit würde  vielleidit  zur  üeber- 
iepmg  und  Berechnung  selbst  seitens  der 
Wohlhabenderen  führen. 

Die  neueren  Bestimmungen  über  die  S  o  nn  - 
tag  sruhe  (Anweisung  v.  11. März  189."))  ge- 
statten für  das  Bäcker-  und  Konditorgewerbo 
die  Beschäftigung  von  Arbeitern  an  allen 
Sonn-  und  Festtagen  während  10  Stunden. 
Bedingung  hierfür  ist,  dass  jedem  Arbeiter 
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ia  BäckereieQ  an  jedem  Sonn-  und  Festtage 
eine  ununterbrocheoe  Ruhe  von  14  Standen, 
in  Konditoreien  \-on  12  Stimden  zu  gewahren 
ist.  Der  Beginn  dieser  Ruhezeit  ist  in 
B&ckereien  fi-Ohestens  von  12  Uhr  nacdits, 
spätcBtens  von  8  Uhr  moreens,  in  Kondito- 
reien frOhestens  von  13  Uhr  nachts,  spätes- 
tens von  12  Uhr  mittags  ab  zn  rechnen. 
Während  der  gesetzUclien  Ruhezeit  ist  eine 
gewisse  acderweitej  genau  begrenzte  Be- 
schäftigung der  Arbeiter  zulässig.  Die  oben- 
genannte Anweisung  bezeichnet  vorbehalte 
lieh  abweichender  Bestiminung  seitens  der 
h^eren  Verwaltungsbehörde  als  Bäcker- 
ware dasjenige  Backwerk,  welches  her- 
kCmmlich  unter  Verwendung  von  Hefe  oder 
Sauerteig  ohne  BeimischuDg  von  Zucker 
zum  Teig  hergestellt  wird. 

Von  einschneidender  Bedeutung  fOr  das 
Bftckerge werbe  ist  die  viel  angefochtene, 
fOr  das  RäiA  gil%e  Bekanntmachung  vom 
4.  März  1896  (RG.Bl.  S.  55)  geworden, 
welche  den  Betrieb  von  Bäckereien  und 
solchen  Konditoreien,  in  denen  auch  Bäcker- 
waren hergestellt  werden,  sofern  in  ihnen 
zur  Nachtzeit  zwischen  S'/i  Uhr  abends  und 
5*/s  Uhr  morgens  Gtehilfen  oder  Lehrlinge 
beschäftigt  werden,  folgendenBeschrfinkui^en 
unterwirft : 

1.  Die  Arbeitsschicht  jedes  Gehilfen  darf 
tlie  Dauer  von  12  Stunden,  oder,  falls  die 
Arbeit  durch  eine  Pause  von  mindestens 
einer  Stunde  unterbrochen  wird,  einschliess- 
lich dieser  Pause  die  Dauer  von  13  Stunden 
nicht  öberschreiten.  Die  Zahl  der  Arbeite- 
schichlen  darf  für  jeden  Gehilfen  wöchent- 
lich nicht  mehr  als  sieben  betra^n. 

Ausserhalb  der  zulässigen  Arbeitssohichten 
dürfen  die  Gehilfen  nur  zfi  gelegentlichen 
Dienstleistungen  und  höchstens  eine  halbe 
Stunde  lang  bei  der  Herstellung  des  Vor- 
teigs (Hefestficks,  Sanerte^),  im  übrigen 
aber  nicht  bei  der  Herstellimg  von  "Waren 
verwendet  werden.  Erstreckt  sidi  die  Ar- 
beitsschicht thatsächlich  über  eine  kürzere 
Ella  die  im  vorstehenden  Absatz  bezeichnete 
Dauer,  so  dürfen  die  Gehilfen  während  des 
an  der  zulässigen  Daner  der  Arbeitaschicht 
fehlenden  Zeitraums  auch  mit  anderen  als 
gelegentlichen  Dienstleistungen    beschäftigt 


1  je  zwei  Arbeitsschichten  mnae 
den  Gehilfen  eine  ununterbrodiene  Ruhe 
von  mindestens  8  Stunden  gewährt  werden. 
2.  Auf  die  Beschäftigung  von  Lehrlingen 
finden  die  vorstehenden  B^timmungen  mit 
der  Massgabe  Anwendung,  dass  die  zulSss^ 
Dauer  der  Arbeitaschicht  im  ersten  Lehr- 
jahre 2  Stunden,  im  zweiten  Lehrjahre  eine 
Stande  weniger  betraf  als  die  für  die  Be- 
schäftigung von  Gehilfen  zulassige  Dauer 
der  Ärbeitssdiicht  und  dass  die  nach  Ziff.  1 
Abs.   3    zu    gewahrende    ununterbrochene 


Ruhezeit  sich  um  eben  diese  Zeiträume  ver- 


üeber  die  imter  den  Ziff.  1  und  2 
festgesetzte  Dauer  dürfen  Gehilfen  und  Lehr- 
linge beschäftigt  werden: 

a)  an  denjenigen  Tagen,  an  welchen  zur 
Befriedigung  eines  bei  Festen  oder 
sonstigen  besonderen  Gelegenheiten 
hervortretenden  Bedürfnisses  die  un- 
tere Verwaltungsbehörde  Ueberarbeit 
für  zulassig  erklärt  hat: 

b)  ausserdem  an  jährlich  zwanzig  der 
Bestimmung  des  Arbeitgebers  über- 
lassenen  Tagen.  Hierbei  kommt  jeder 
Tag  in  Anrechnmi^  an  dem  auch  nur 
ein  Gehilfe  oder  Lehrhug  über  die 
unter  den  ZifL  1  und  2  festgesetzte 
Dauer  beschäftigt  worden  ist. 

Auch  an  soläien  Tagen,  mit  Aus* 
nähme  des  Tages  vor  dem  Weih- 
nacht«-, Oster-  und  Pfingetfest,  muss 
zwischen  den  Arbeitsscnichten  den 
Gehilfen  eine  imunterbrochene  Ruhe 
von  mindestens  8  Stunden,  den  Lehi^ 
liogen  eine  solche  von  mindestens  10 
iStunden  im  ersten  Lehrjahre,  min- 
destens 9  Stunden  im  zweiten  Lehr- 
jahre gewahrt  werden. 

Die  untere  Verwaltungsbehörde  dar! 
die  Ueberarbeit  (a)   für  höchstens  20 
Tage  im  Jahre  gestatten. 
Diese  Vorschriften  finden  keine  Anwen- 
dung auf  Betriebe,   in   denen   r^^mäss^ 
nicht  mehr  als  dreimal  wöchentlich  gebacken 
wird,  femer  auf  solche,  in  denen  die  Be- 
schäftigung  von  Gehilfen    und   Lehrlingen 
zur  Nachtzeit  lediglich  in  einzelnen  £Meu 
zur    Befriedigimg    eines    bei    Festen    oder 


tretenden  Bedürfnisses  nut  Genehmigung 
der  unteren  Verwaltmigsbehörde  stattfindet. 
Diese  Genehmigung  darf  nur  für  höchstens 
20  Nachte  im  Jahre  erteilt  werden. 

Zur  Ausfühnmg  der  Bekanntmachung 
vom  4.  März  1896,  die  übrigens  noch  weitere 
Bestimmungen,  namentlich  über  die  Beschäf- 
tigung von  Gehilfen  und  Ijehrlingen  an 
Sonn-  tmd  Festtagen,  enthält,  ist  für  Preus- 
sen  die  Anweisung  des  Handelsministers 
vMn  1."».  April  1896  nebst  Brläutemng  (Min.' 
Blatt  S.  84)  er^gen. 

Die  B^ünstigung  des  Innungswesens  in 
der  Neuzeit,  namentlich  seit  dem  G.  v.  18; 
Juli  1881,  hat  auch  dem  Bäckereigewerbe 
zu  engem  Zusammenschluss  verhotfen.  Nur 
verhältnismässig  wenige  Gewerbetreibende 
standen  im  Gegensatz  zu  anderen  Hand- 
werken ausserhalb  der  Innung.  Das  neue 
Innungs-  und  Handwerkergesetz  v.  26.  Jidi 
1897  (R.G.BI.  S.  663)  ist  daher  mrade  hier, 
namentlich  auch  mit  seinen  die  Bildung  vou 
Zwangsinnungen  zulassenden  Vorschriften, 
von  besonderer  Bedeutung. 
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8.  SUtistlk.    Sie  Besnltato   der  all 
meinen    Benifezahlung   vom   5.   Juni   11 
bez.  des  Bäckerei-  und  Konditorgewerbes  möge 
rite  folgende  statistische  Tabelle  wiedergeben. 


StMten  nnd 

^. 

In  den  Haupt- 

Verwftl- 

^^ 

betrieben  beachäftigle 

EÄ 

Personen 

tiuigs- 

h 

becirke 

f 

m. 

w. 

znB. 

OetprensBen 

1433 

1401 

335« 

18S 

3  444 

Westprens- 

sen 

109S 

1063 

259 

2S11 

BrsDdenbnrg 

ID.  Berlin 

4616 

4454 

12064 

1164 

13228 

Pommern 

1946 

1844 

3  972 

194 

4  166 

Pown 

.617 

1535 

3425 

«55 

3680 

-Schlesien 

5440 

4927 

10966 

873 

"839 

SftchBen 

461* 

4290 

873* 

627 

9  359 

Hannover 

4052 

3531 

6876 

4<6 

7292 

Weflttalen 
Hessen- 
.Naosan 

Sao6 

4600 

8722 

379 

9101 

aSis 

2522 

5  537 

450 

5987 

Bheinland 

11696 

10531 

19811 

1165 

20976 

SchlMWjg- 

Holflttin 

2161 

1924 

3958 

273 

4*31 

Hohoizol- 

lern 

»3 

136 

189 

29 

218 

Prenmen 

+6  89i|4a  758 

90099 

6233 

96332 

Bayern 

12062 

10628 

20635 

1795 

22430 

Sachsen 

6594 

6166 

'4497 

1564 

16061 

Württem- 

berg 

6770 

S901 

99^3 

639 

10562 

Baden 

3788 

3*83 

6062 

314 

6376 

B€««n 

2384 

2140 

4107 

163 

4270 

Vecklenb.- 

Schwerin 

841 

8'5 

1738 

82 

Suhaen- 

Weimar 

660 

603 

1069 

59 

1128 

Mecklenb.- 

»trelitx 

179 

177 

317 

7 

3*4 

Oldenburg 

856 

691 

1268 

72 

1340 

Brannach  w. 

742 

689 

1419 

109 

1528 

Saehsen- 

Meiningen 

43a 

402 

668 

lao 

788 

Sachsen- 

Altenborg 

331 

307 

568 

19 

597 

Saduk-Cob" 

Qotha 

38Ö 

331 

677 

66 

743 

Anhalt 

633 

606 

1  141 

46 

1187 

8ehwarab.- 

SMiderah. 

1501      126 

224 

16 

240 

Sfhw«rzb.- 

Bndobtadt 

156       138 

330 

241 

Waldedi 

87 

80 

148 

14 

162 

Beon  L  L. 

126 

112 

219 

17 

336 

ReBM  j.  L. 

329 

»4 

4'4 

3a 

446 

Sthanmh.- 

lippe 

38 

38 

83 

6 

88 

Ä 

200 

i66 
93 

301 
363 

28 
99 

329 
462 

Brenea 

334 

326 

926 

99 

1025 

Lothringen 

470 

4SI 

2087 

282 

3369 

3037 

2876 

5033 

poo 

5  553 

l>taeh.B«icb 

88477 

80117I 

64235 

12402 

76657 

4.  Die  Verhältnisse  derBSckereienin 

ansserdentscben  JÄndem.  Ja  Oester- 
reicli  sindnach§5l  derdurch  die  GG.v.15. 
März  1883  und  8.  März  1885  abgeänderten 
und  ergänzten  Qew.-O.  v.  20.  Dezembei- 
1859  noch  Marimaltarife  für  Backwaren  ziii 
lässig.  Dieselben  werden  für  den  Kleinver- 
kauf auf  Antrag  der  Gemeindevertretung 
und  nach  Einvernehmen  der  Handels-  und 
Gewerbekammer  und  der  betreffenden  Ge- 
nossenschaften von  der  politischen  Landeti- 
behördc  festgestellt.  Auch  hat  nach  §  52 
die  GewerbebehOrde  tiio  Ereich tlichmachung 
der  P^se  mit  Rücksicht  auf  Qualität  und 
Quautität  anzuordnen. 

Beachtenswert  ist  der  Streit,  welcher  vor 
circa  12  Jahren  zwischen  den  Genossen- 
schaften der  Bftcier  und  ZuckerUcker  iu 
Wien  schwebte.  Letztere  nahmen  fflr  sich 
allein  das  Recht  zur  gewerbsmässigen  Er- 
zeugung von  sKrapfen«  in  Ansprach  und 
veriangten  die  Bestrafung  mehrerer  Wiener 
Bäcker  wegen  unbefugten  Hersteilens  und 
YerachleisBens  dieser  Ware.  Nach  Ableh- 
nung des  gesteUten  Antrages  seitens  der 
niederösterreichiBchen  Statthalterei_  l^en 
die  Zuckerbäcker  bei  dem  Uinisterinm  des 
Innern  und  des  Handels  Rekurs  ein,  wurden 
aber  durch  Erlass  vom  25.  Juni  1889  gleich- 
falls zurflckgewiesen.  In  der  Entscheidung 
wnrde  betont,  dass  nach  den  einschlägigen 
älteren  Bestimmungen  den  Zucker-  und 
seihst  den  Kuchenbäckern  niemals  eine  aus- 
schliessliche Berechtigung  zur  JSrzengung 
der  Krapfen  zugestanden  habe  und  so  aucti 
kein  Anlass  vorbanden  sei,  um  den  Bäckeru 

in  Rede  stehende,  nach  dem  Gutachten 
der  niederösterreichischen  Handels-  und  Ge- 
werbekammer seit  langer  Zeit  nur  nebenbei 
ausgeübte  Befugnis  abzubrechen. 

In  Frankreich  behielt  nach  Prokla- 
mation der  Gewerbefreiheit  das  G.  v.  19, 
bis  22.  Juli  1791  die  Brotr  und  Fleischtaxen 

Srovisorisch  bei.  Nach  dem  Verachwinden 
es  Haximumsystems  wurde  das  Bäckerei- 
gewerbe zuerst  in  Paris  ein  Konzrasions- 
gewerbe,  so  dass  nun  die  Taxe  ein  not- 
wendiges Korrelat  gegen  Ausbeutung  des 
Publikums  bildete.  Diese  verbot  zuerst  den 
Bäckern  nur,  ihre  Preise  willkürlich  ohne 
polizeihche  Genehmigung  zu  erhöhen;  als 
man  jedoch  die  Erfahrung  machte,  dass 
diese  in  billigen  Oetreidejahren  viel  zu  hoch 

gewesen  seien,  wurde  1811  die  eigentliche 
rottaxe  eingeführt.  Im  Jahre  1854  wurde 
dann  unter  anderen  Neugestaltungen  eine 
Caisse  de  Service  de  la  boulangerie  ge- 
gründet, eine  eigentliche  Zwangssparkasse, 
in  welche  die  Bäcker  in  billigen  Janren  ge- 
wisse Prozente  ihres  Gewinns  zahlten,  aus 
der  sie  dagegen  in  teueren  ihre  durch  die 
Fixierung  des  Brotpreises  entstehenden  Ver- 
'    '  I  ersetzt  erhielten.    So  kam  es,  dass  in 
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den  Teuenrngsjahrett  von  1854 — 1856  die 
Bevöliemng  von  Paris  kaum  zu  leiden  hatte, 
detm  die  lüisse  leistete  in  dieser  Zeit  nicht 
weni^r  als  ^5  Millionen  Frants  Zuschüsse 
an  die  Bäcker,  eine  Siimme,  welche  sie 
später  nach  und  nach  wieder  einzog.  Dieses 
zwangsweise  Sparsystem  wurde  jedoch  bald 
heftig  angegriffen,  wed  man  es  mit  dem 
Princip  der  Freiheit  nicht  für  vereinbar  hielt 
\md  das  Sparen  nur  als  Sache  und  Pflicht 
der  einzelnen  gelten  lassen  wollt«.  So  er- 
folgte bereits  am  23.  Juni  1863  die  Prokla- 
mierung der  IVeiheit  des  Bäcke^werbes, 
und  damit  schien  auch  die  Taxe  ihre  Exis- 
tenzberechtigung verloren  zu  haben,  denn, 
wie  man  glaubte,  wfirde  die  Aufgabe,  m5g- 
lichst  billige  Brotpreise  zu  schanen,  durch 
den  wohlverstandenen  Eigennutz  der  Ge- 
werbetreibenden und  der  Konsumenten 
hesser  aLi  durch  staatliche  Fürsorge  gelöst 
wenlen.  Die  Aufhebung  der  Taxe  erfolgte 
denn  auch  provisorisch,  allein  es  zeigte  sich 
hi^  ebenfalls  bald,  dass  die  Eonkiurenz 
nicht  zu  einer  Herabsetzung  der  Preise 
-  führte ,  dass  vielmehr  der  Zuschlag  der 
Bäcker  ein  viel  bedeutenderer  wiuTie.  Des- 
halb sprach  sich  noch  am  17,  November  1S84 
der  Pariser  Munizipalrat,  wenn  auch  niu- 
mit  der  geringen  Majorität  von  einer  Stimme, 
für  die  Wiedereinführung  einer  obhgato- 
rischeti  Taxe  aus.  Diesem  Verlangen  Kam 
der  Seinepräfekt  zwar  nicht  naäi,  aber 
er  veröffentlichte  die  seit  1870  nicht  mehr 
angewandte  offiziöse  Taxe  wiederj  welche 
nach  den  Mehlpreisen  und  unter  einem  ge- 
wissen Zuschlage  für  die  Backkosten  den 
angemessenen  Brotpreis  berechnete  und  so 
das  Publikiun  danlber  instruieren  wollte, 
wie  teuer  eigentlich  die  Backwaren  ver- 
kauft werden  mflssten.  Ausserdem  wurden 
die  Bäcker  zum  Anschlage  ihrer  Preise  ver- 
pflichtet. 

Diese  Brotausgleichuug  in  Paris  hat  ihre 
"Vorgänger  in  China  und  Japan  gehabt 
In  China  wimlen  zuerst  57  vor  Christi  die 
Preisausgleichungs  ■  Keisspeicher  errichtet 
und  haben  so  fast  zwei  Jahrtausende  be- 
standen. In  Japan  griff  man  zuerst 
Jahre  76&  nach  Christi  zu  dieser  Massregel. 
Diese  Speicher  wiirden  durch  Ankauf  von 
Reis  in  billigen  Jahi-en  gefüllt  und  durch 
billigen  Verkauf  in  teneren  Jahren  geleert 
Sie  erhöhen  demnach  in  billigen  Jaliren  deu 
Preis  des  Reises  zu  Gimsten  derProdiizenten 
und  ermSssigen  ihn  in  teueren  Jahren  zu 
(runsten  der  Konsumenten. 

Litteratnr:  Berl^ach,  Phroait  vom  ehrbaren 
Bäelcenjeirfrk  (St.  Gnllen).  —  Sehönherg,  Zur 
wirttehafaichrn  Bcdralung  Het  deiitichen  Zunft- 
tcrieru' im  Millrlaller  (Berlin  ISIS).  — SchmoUtT, 
Zur  Gf'rhichlt  der  dtiituchen  Kleingeiterbe  im 
19.  Jahrhundert  (Halle  1870).  —  Bülow-Cum- 
meroir,    Die   M'ihl-  und  Scidaehtarrife,  Heft  1 


der  polititchen  und  finatuitUen  Abhandlungea 
(Berlin  18U)-  —  Jolloa,  Die  BroUaie  in  Pari» 
(Jahrb.  }.  Gel.,  Vera.  «.  Volkaw.,  9.  Jahrg., 
leiptig  IS85).  —  v.  K6fh-Wan»eheid.,  Ueber 
GelreldeiSüe  tum  Srhulz  der  deuUcken  Land- 
teiritehaft  (Augtburg  1885).  —  NtutbHrg,  Zanft- 
gtriehubarkeit  rnid  Zunflrer/aimng  in  der  Zeit 
rom  IS.— 16.  Jahrh.  (Jena  ISSO).  —  Oeunlitg, 
Ueber  die  Verhindenmg  de»  Mangel»  an  Brot- 
getreide, Arehiv  der  poliL  Oetonoraie  unrf  Jbli- 
xeivütemehoft,  If.  F.  Bd.  V!  (Heidelberg  lSi7). 
—  ThKdichttm,  Vnlatuehungen  Ober  die  Nach. 
teile  der  Bodejaer»ptittenmg  und  Ober  die  Frage, 
iBOi  von  Zunflbann  vnd  Politeitaren  t«  haUeii 
»ei  (FhinJcfart  ISS?).  —  Oüntiiefa  Bücher,  a. 
Kondiloneitung ,  Jahrg.  1SS5,  ISS8  und  1887 
(Berlinj.  —  Allgemeine  Bäeter-  und  SondÜor- 
teüung,  Jahrg.  1885  (StvOgart).  —  LeJrU, 
GtiDerlmereina  und  Unlemehmerverbände  i?i 
Franbreith,  Sehr.  d.  V.  f.  Soiiolp.,  Bd.  XVII 
(Leipzig  1379).  —  t).  Rohr»chHat,  Die  Brot- 
taren  und  die  Geurichlibäeierei,  Jahrb.  /.  NaI. 
H.  8tat.I{.F.  15,  S.  45? ff.  (1887).  —Deraelbe,  Die 
I^liieitaxen  vnd  ihre  Stellung  in  der  Beicht' 
geaerbeordnun^  (Berlin  I89S).  —  i>crselbe. 
Vom  Zanjtneange  tur  Getcerbefreiheit  (Berlin 
1898).  —  Mayet,  LandiHrtiEhaftliche  Yereiche- 
mng  (Berlin  iSSS).  —  Die  Benifutatittik  vom 
5.  Juni  1SS2.  Kurt  v,  Rohrachridt. 


Bacon,  Francis,  Baron  von  Ternlam, 
Tlsconnt  von  St.  Alban§, 

geb.  22.  I.  1561  zu  London,  starb  am  9.  IV. 
1626. 

Bacon,  der  Begründer  de«  wiMenschaft- 
liühen  Empirismus,  hat,  mittels  der  dem  Unter- 
BachnngHsystem  dieser  Schule  zu  (jrunde  liegen- 
den methodischen  Induktion,  insbesondere  in  der 
ersteren  der  als  hierher  gehörigen  anten  an£- 
geführtea  Schriften  Bemerknogen  veröffentlicht 
welche  mindestens  eine  Vorahnung  erst  in 
späterer  Zeit  nissenscbaftlich  formierter  Gesetze 
bedeuten. 

So  eifert  er  gegen  die  Plntakratie  nicht 
aus  OeringBchBtzuag  lies  Reichturas,  sondern 
einer  der  wirtschaftlichen  Gerechtigkeit  ange- 
messeneren Verteilnng  der  Güter  wegen,  womit 
seine  Wünsche  zasammenhilngen ,  daaa  die  in 
einer  Hand  koncentrierten  grossen  KeichtDmer 
zerstückelt  und  Über  das  ganze  Land  verbreitet 
werden  möchten  sowie  dass  der  Grossgnmd- 
hesitz  in  Weideland  umgewandelt,  der  oäner- 
liche  Eleingmudhesitz  aber  geschont  werden 
mßge.  Als  Merkantilist  legt  Bacon  grossen 
Wert  auf  den  aus  dem  auswärtigen  Handel  ge- 
zogenen Gewinn,  deu  er  als  Uehrer  des  Kationü- 
vermügenB  ansieht.  Ueber  das  Wesen  der  GUter- 

Siroduktion,  die  für  den  Sxportbandel  arbeitet, 
ehlt  ihm  natürlich  noch  das  richtige  Verständ- 
nis, indem  er  nach  seinem  Satze:  „qnidqnid 
alicubi  adjicitnr,  alibi  detrahitur"  den  handeb- 
politiscben  Änsgleich  sich  in  der  Weise  toU- 
ziehen  lässt,  dass  der  kommerzielle  Gewinn  des 
einen  dem  kommerziellen  Verlast  des  anderen 
Landes  die  Wage  hält.  Als  Kolonialtheoretiker 
(vgl.  Kap.  33    der   Sermones:    „De  plantatio- 
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Als  Zinstheoretiher  {\gl.  Sermone«  Kap.  3S) 
ist  er  in  wesentlichen  Punkten  ein  Yorgän^r 
von  SftlmBsiiu ;  seine  Zinsfrenndliehkeit  versteigt 
(•ich  bis  ZI)  dem  Wunsch,  dass  der  Staat  einen 
Sati  von  ö'/o  für  den  Nichtkanfmann  nnd  einen 
solchen  von  ^/«  fSr  den  spekulierenden  Handels- 
Ht*nd  gesetElich  feststeUen  mSge.  Sein  nn- 
voUendet  gebliebener  Staateroman  ^Nora  At- 
lantis" soll  durch  die  Beschreibnng  der  wissen- 
Rchaftlichen  Institute  anf  der  glückseligen  Insel 
den  Anstoss  zn  der  166Ü  erfolgten  (irttndnng 
der  Royal  Society  in  London  gegeben  haben. 

Von  seinen  Schriften  gehßren  nierfaer :  Essays 
moral,  economical  and  political,  London  1Ö97; 
dai<selbe  in  lateinischer  Uebersetznng  o.  d.  T.: 
Sennones  fideles,  ibid.  1625.  —  On  the  proficience 
and  advaneement  of  learning  etc.,  London  1605 ; 
dasselbe  in  lateinischer  Ueberset^nng  n.  d.  T.: 
I'e  dignitate  et  augmentis  scientiaram ,  ibid. 
IS2Ü.  —  Seine  Werke  erschienen  in  6  Bdn. 
>brsg.  von  Bawlev)  1663,  in  4  bzw.  B  Bdn.  1740 
'ed.M^let|nndl?&3;  in  5  Bdn.  176ö  (ed.  Mallet) 
nnd  1776;  in  10  Bdn.  1803;  in  16 Bdn.  lESg  bis 
»«^»(ed.  Höntague);  in  U  Bdn.  1857-1874  (ed. 
Ellis,  Spedding  nnd  Heatb).  Mit  Ansnahme  der 
erstüi  Amsterdamer  Ausübe  von  1663  er- 
trhienen  die  übrigen  sämtlich  in  London. 

Tgl.  über  Bacon:  de  Vanzelles,  Histoire  de 
In  vie  et  des  onvrages  de  Bacon,  Paris  1833. 
—  John  Campbell,  Lives  of  the  Lord  Chancellots 
(■f  England.  Tot.  ü,  chap,  51,  London  1845.  — 
ftoBcher,  Znr  Geschichte  der  englischen  Tollis- 
wirtschaftslehre,  Leipzig  18öl.  —  de  Bimnsat, 
Baron :  sa  vie,  son  temps,  sa  philosophie  et  son 
inflnence  jnsqa'anos  joars.  3.  ed.,  Paris  1868.  — 
Kono  Fischer,  Bacon  von  Ternlam,  Die  Keal- 
)>hilo«ophie  nnd  seine  Nachfolger,  2.  Aufl.,  Leipzig 
1R75.  —  Spedding,  Acconnt  of  the  life  and  times 
ot  Lord  Bacon,  2  Bde.,  London  1879.  —  Abbot, 
Franeia  Bacon,  London  1885.  —  Hensster,  Francis 
Bacon  nnd  seine  geschieh  tliche  SteUang.  Ein 
analjtiscber  Versnch,  Breslaa  1889.  ~  Reed, 
Bacon  versns  Shakespeare  in  „the  Arena". 
London  1893,  September.  — 


Bagehot,  Walter, 

geb.  am  3.  II.  1826  in  Langport  in  der 
engl.  Grafschaft  Somerset,  »tarb  als  Bankdirektor 
in  London  am  24.  111.  1877. 

Dieser  „letzte  Mann  der  Tor-Hillschen 
Periode",  wie  er  sieb  selber  nennt,  hat  in  seinen 
..Economic  stndies"  (s.  u.)  es  unternommen,  die 
.'^pfa&re  der  rein  abstrakten  Sichtung  der  neuen 
rt>alistischen  Schnle  gegenüber  enger  zu  be- 
grenzen. Er  bezweckte  damit,  die  Anwendong 
gewiaser  Lehren  der  klassischen  Schale  aiu 
geaerelle  wissenschaftliche  Probleme  zu  be- 
!>cbrtiiken,  indem  er  namentlich  bei  Ricardo  der 
Ansicht  zuneigte,  dass  dessen  ganzes  System, 
nasser  den  specifischen  TerULltnisseo  der  Oeld- 
und  Handelsmacht  England,  keinen  konkreten 
Hinteigrnad  habe.  In  der  oben  angezogenen 
Schrift  emancipiert  er  sich  in  verschiedenen 
HsndwörMrbDcti  der  SlaatswIsMiuchafCeD.   ZvslM 


Pnnkten  von  dem  Dogma  der  orthodoxen  Schule, 
EUweilen  gebraucht  er  aber  für  eine  sehr  ein- 
fache Definition  eine  sehr  wortreiche  Um- 
schreibuns',  ohne  das  Postulat  seines  Lehrers 
Ricardo  damit  zn  erschüttern.  So  bezeichnet 
er  im  Gegen&atze  zu  Ricardos  „produktiver 
Artieit  mit  Konsnmtionsverringerung  als  Be- 
dingung der  Eapitalbildnng"  die  Erspantug 
vorgefundener  oder  selbstprodnzierter  Öäter, 
sofern  eine  produktive  Terwendung  des  Ersparten 
stattfindet,  als  Ursache  der  Kapitalbild nng.  Ba- 
gehot  war  eine  Antorltät  im  Geld-  und  Bank- 
wesen, nnd  seine  Bemerkung,  dass  Ricardos 
wissenachaftUche  Abstraktionen  in  einen  genissen 
Eausalnextu  zu  dem  abstraktesten  Zweig  der 
UandelsgeschSfte,  der  Agiotage,  Arbitrage  nnd 
der  BOrse^wkiilation,  zn  bringen  seien,  ist  eine 
indirekte  Huldigung  der  gedrungenen  Diktion 
und  der  scharten  Logik  seines  Lehrers.  Bagehot 
war  übrigens  einer  der  ersten  englischen  Na- 
tionalskonomen,  der  die  Darwinsche  Descendenz- 
lehre  zu  sozialpolitischen  Forschiingen  heranzog. 

Es  genügt,  von  seinen  Schriften  hier  anf- 
zoführen: 

Lombard  Street,  or  a  description  of  the 
money  market,  liOndou  (1873):  dasselbe,  8.  Anfl.  . 
1882;  dasselbe  deutseh,  Leipzig  1874.  EeoDo- 
mic  stndies  (darin  besonders  der  Artikel  „t^e 
growth  of  capital")  London  1880  (nach  seinem 
Tode  veröffentlicht). 

£r  lieferte  ansserdem  zahlreiche  Beiträge 
für  ^the  Economist,  Fortnightly  Review,  National 
Review"  nnd  andere  Zeitschriften. 

Tgl.  über  Bagehot ;  Cohn,  Besprechung  von 
„Economic  Stndies"  in  Jahrb.  f.  Sat.  u.  Stat.  N,  F. 
I.,  Jena  1880,  S.  105  f.  —  Ingram,  History  of 
political  economy.  London  1888,  S.  223  O.  — 
Cohn,  Die  hentige  Nationalökonomie  in  England 
u.  Amerika  im  Jahrb.  f.  Ges.  n.  Verw.,  Jahrg. 
XIII.^  Leipzig  1B89.  S.  19  ff.  —  L.  L.  Price, 
Political  economy  in  England.  London  1891 
eh.  TL  —  H.  d.  St.,  II.  Jena  189X,  S.  10.  — 
Palgrave,  Dietionary  of  political  economy,  vol.  1. 


London  ^894. 


Ll^perl. 


Baknnln,  MIeliael. 

Der  westeuropäische  Sozialismus  machte 
seit  seinem  ersten  Aaftret«n  auf  die  gebildeten 
Kreise  Ruaaknds  einen  tiefen  Eindruck:  die 
neue  Lehre  konnte  auch  in  dar  That  Leuten, 
welche  den  gemeinsamen  Länderbesitz  und  die 
Arbeiterassociationen  als  von  alters  iier  be- 
stehende Institutionen  kannten,  nicht  gar  bu 
fremdartig  erscheinen.  Und  so  kam  es,  dass 
die  Opposition  gegtn  das  zarische  Regime  schon 
in  den  30er  Jahren  neben  der  Idee  des  Libe- 
ralismus zugleich  auch  den  Theorieen  eines 
Saiat-Simon  (b.  d.  ArtO  und  Fonrier  (s.  d.  Art.) 
huldigte.  Ganz  besonders  weckten  die  letzteren 
ein  Echo  in  den  Herzen  der  Moskauer 
Studenten,  welche,  durch  den  Professor  Stanke- 
witsch    zum    Hegelianismus    bek^irt,    nun   — 

rz  wie  so  manch  einer  anf  der  anderen  Seite 
Weichsel  —  in  Demokratie  und  Sozialismus 
nur  die  letzten  politischen  und  sozialen  Konse- 
quenzen dieser  Philosopbie  zu  erkennen  glaubten. 
Aaflag«.    II.  '  9 


Aue  den  dortieen  Stiident«iicirke1n  gingeu  die 
mHssgfebenden  FDhrer  der  radikaleu  OppositdoD 
der  Dächslfin  Epoche  hervor:  vor  aUem  Merzen, 
Ügarew  und  Bttkanin.  Von  dieseQ  dreien  hat 
aber  allein  der  letztere  eine  gewisse  Originalitfit 
in  der  Behandlung  der  Ho^ialen  Prohieme  ge- 
zei^;  er  allein  nat  auch  über  die  Grenzen 
Beinea  Vaterlandes  hinana  für  die  revolutionäre 
ArbeiterhewegTing  im  übrigen  Europa  eine  er- 
hebliche Bedeutung  gehabt. 

Michael  Baknnin,  geboren  1814  in  Tor- 
Hchok,  aufi  vornehmer  Familie,  war  nreprüng'- 
lich  Artillerieoffizier,  nachher  Student  und 
MhUesalich  Litterat.  Seit  Anfang  der  vierziger 
Jahre  in  Westeuropa  lebend,  achlieaat  er  sich 
t»ild  der  extremsten  der  sozialiatiachen  Schulen 
an.  „Die  Zeit  des  parlamentariacheji  Lebens, 
der  AsaembMes  und  Conatitnantes  nationales  etc. 
—  schreibt  er  1848  —  ist  vorüber;  und  wenn 
man  sich  aufrichtig  fragen  wollte,  so  müsate 
ein  jeder  gestehen,  dass  er  eigentlich  gar  kein 
Interesse  mehr  oder  nur  ein  gezwungenes,  ein- 
Erebitdetes  für  diese  alten  Formen  hat;  ich 
glaube  nicht  an  Konstitutionen  und  Gesetze, 
die  beste  Konstitution  würde  mich  nicht  be- 
friedigen künnen.  Wir  brauchen  etwas  anderes: 
Sturm  und  Leben  und  eine  neue  gesetz- 
lose und  dar  u  m  fr  ei  e  W  el  t.  Im  Jahre 
1848  sachte  er  zum  Zwecke  der  Kettung  der 
Revolution  ein  gemeinsames  Vorgehen  aller 
Völker  Deutschlands,  Oeat^rreichs  und  Dngams 
der  Reaktion  gegenüber  herbeizuführen.  Nach 
der  Niederschlagong  des  Dresduer  Haianfstan- 
des  (1849),  an  dem  er  keinen  aktiven  Anteil 
genommen,  wird  er  zusammen  mit  dessen  Führern 
gefangen  genommen.  In  Untersuchnng  gezogen, 
wird  er  von  Oesterreich  wegen  des  jus  primae 
exeontionia  reklamiert;  ausgeliefert,  wird  er 
liier  zum  Tode  verurteilt,  jetzt  aber  von  Rusa- 
land,  dessen  Zar  irgend  einmal  frllher  von  ihm 
lieleidigt  worden  war,  wegen  des  Urrechtes  auf 
»einen  Kopf  reklamiert.  Wiederum  ausgeliefert, 
bleibt  er  bis  18ö7  in  Festungshaft,  um  dann 
nach  Sibirien  verwiesen  zu  werden.  Bndlich, 
1861,  gelingt  es  ihm,  von  hier  zu  entgehen; 
und  a&bald  erscheint  er  in  London,  um  sofort 
die  Führerschaft  der  dortigen  radikalen  russi- 
schen Emigration  zu  übernehmen,  die  dnrch 
Herzens  Wochenschritt  ^Kolokol"  („ülocke") 
einen  grosxen  Einduss  auf  das  gebildete  Bürger- 
tum der  Heimat  ausübte.  Freilich  verlor  das 
,Kolokol"  bald  genug  die  Sympathieen  der 
niasiscben  Gesellschaft,  als  Bakunin  zum  Zwecke 
der  Unterstützung  der  polni.tchen  Insurgenten 
(1863)  Veranstaltnngen  zur  EmpSmng  der  rus- 
siachen  Bauern  traf.  —  Das  Erstarken  der  so- 
zialistischen Bewegung  in  Europa  lud  anch 
Bakunin  zu  erneutem  Studium  der  wirtschaft- 
lichen Probleme  ein.  Und  jetzt  zogen  ihn  vor- 
nehmlich die  Werke  Proudhons  (b.  d.  Art..) 
an.  Hier  fand  er  den  Begriff  der  „Anarchie", 
den  der  Franzose  seines  bisherigen  Inhaltes 
entkleidet  und  —  offenbar  getreu  seinem  Prin- 
eipe  „de  tirer  des  conps  de  pistolet  ponr  amen- 
ter  la  foule"  —  in  die  Welt  geschleudert  hatte, 
um  mit  ihm  das  Schlagwort  für  sein  Ideal  einer 


erzielen.    Mit  Fenereifer  griff  nun  Baknnin  die 
.,Anarchie"  auf  und,  indem  er  den  al 
griff  dieses  Wortes  —  bei   dem  man 


wirren  Zustand  politischer  Kopflosigkeit  dachte 
^-  mit  dem  Proudhon sehen  verband,  gelang 
es  ihm,  durch  dieses  Janushaupt  das  gewollte 
Anfachen  zu  erregen  und  die  Massen  zu  revol- 
tieren. Mit  dem  ganzen  Zauber  Hegelscher 
Dialektik  legte  er  dar,  wie  zunächst  die  be- 
stehende Gesellschaft  in  „Anarchie"  im  alten 
Sinne  des  Wortea  versetzt,  also  alles,  was  be- 
stand, von  Unterst  zu  oberst  gekehrt  werden 
mUsste  und  wie  dann  ans  diesem  sozialen  Chaos 
„mit  Hilfe  der  unverfälschten  Instinkte  des 
Volkes-'  die  ideale  „ Herrschaft slosigk ei t".  dem 
Vogel  Phönix  gleich,  auferatehen  würde. 

Die  Wucht  seiner  ebenso  energischen  wie 
geistvollen  Persiinlichkeit  sowie  seine  rastlose 
und  gexchickte  Agitation  riefen  eine  internatio- 
nale anarchistische  Massenbewegung  hervor,  so 
dass  Bakunin  als  der  eigentliche  Vater  der  an- 
archistischen Partei  beteachtet  werden  musw. 
[Für  deren  Geschichte  und  ebenso  für  die 
weitere  Entwickelung  der  zugehörigen  Theorie 
mnsshierauf  denArt.  AnarchiamusohenBd.I 
S.  296  ff.  verwiesen  werden).  —  Aber  neben  dieser 
internationalen  Wirksamkeit  hat  dann  Bakonin 
EU  Anfang  der  70 er  Jahre  noch  apeciell  einen 
grossen  Einfluss  auf  die  rnssische  studierende 
Jugend  ausgeübt,  die  zu  ihm  wie  zn  einem 
Propheten  aufsah,  und  damit  der  modernen 
„nihilistischen"    Bewegung    mächtig   Vorschub 

?eleistet.  Später  ist  allerdings  anch  hier  sein 
rogramm  aufgegeben  worden.  —  Seit  Ende 
Ifflä  zog  sich  Bakunin,  körperlich  gebrochen, 
nach  Locamo  zurück.  Er  starb  1876  an  Herz- 
verfettung. 

In  aemem  Leben  und  in  seiner  Lehre  ist 
Bakunin  der  Tjpns  des  echten  Russentums.  In 
ihm  finden  wir  so  recht  den  speciflsch  russischen 
Hang  verkörpert,  ohne  Rücksicht  auf  irgend 
welche  Hindemisse  „die  Leine  auszulaufen'-, 
d.  h.  ein  gegebenes  Princip  bis  in  seine  äus- 
seraten  Konsetiuenzen  zu  verfolgen ;  —  ans 
welchem  Grunde  der  Russe  je  nachdem  der 
brutalste  Unterdrücker  oder  der  schlimmste 
Revolutionär,  der  fanatischste  Orthodoxe  oder 
der  rUcksicbtsloseste  Freidenker  ist.  Und  noch 
einen  zweiten,  echt  russischen  Gmudzug  besitzt 
Bakunin ;  die  geistige  Geschmeidigkeit  fremden 
Ideen  gegenüber,  die  Fähigkeit,  moderne  Ge- 
danken des  Anahtndes,  noch  ehe  sie  vielleichi 
selbst  hier  allgemeinere  Billigung  gefunden 
haben,  ganz  in  sich  aufzunehmen,  um  mit  ihnen 
wie  mit  einem  eiarenen  geistigen  Fonds  zn 
schalten  und  zn  walten;  ^  eine  Eigenschaft, 
die  Bakunin  durch  die  Aunahme  der  Hegel- 
sehen  Philosophie  und  die  originelle  Verarbei- 
tung der  Prondhonschen  „Anarwiie"  zur  Genüge 
gezeigt  hat. 

Daneben  hat  sich  Baknnin  Zeit  seines 
Lebens  als  ein  Mann  von  geradem  Charakter 
und  kühnem  Hute  erwiesen.  Wie  schade,  dass 
solche  Eigenschaften  in  den  Dienst  einer  ver- 
fehlten Idee  und  einer  nicht  bloss  nutzlosen. 
sondern  sog-ar  verwerflich  destruktiven  Thätig- 
keit  gestellt  werden  mussten,  statt  der  ernsten 
Sache  praktischer  Sozialreform  zum  wahren 
Segen  der  Menschheit  geweiht  zu  werden! 

Schriften  BaknatMt  Die  KeaUioa  in  l>i-»t.rh- 
Uind  (ptpftd^nym)    in    Rugett    nDtvUchcn  J'ih*'' 

bürhcni«,    Leipiig    1S4^.    —    Sclielling  miil  rfi> 
'^imfinninj    fiinonj/tuj,    Lripzig   184S.   —  Auf- 


«(de  im  "Vonearü!*,  Ihirit  J/Ii4.  —  Ruminnd, 
irir.  a  virtlith  ül,  j/annlifim  1847.  —  Konta- 
tKtv,  PngaUchtiP  utier  l'ftifl  (rtuiUch),  Lanilun 
ISGJ.  —  LrttTtt  ä  un  J-'raiifaii  lur  Ut  erint  iic- 
tHtllt,  Geilere  IS70,  —  l.'rmpirr  tooulo-gmaa- 
niqur,  (im.  1371.  —  La  thnilogir.  potitiqiie  de 
JtaxiiHi,  Gea.  ISTl.  —  SMalllfkkra  und  Anar- 
rHie  (rw**.).  Zürieh  1«71.  —  Alluim  drr  inier- 
HnfMnxifrn  Brüder  in  der  ileHllcken  ,iii*gabe 
der  nL'alliaaee  de  In  dfmorralK  lotialiitei, 
Bntmurhmig  11*74.  -^  L'etatitme  et  fanarrkie, 
Züriek  3ST4.  —  La  eriiniB«He  de  I'liri»  Im 
tTnirailleur*,  Cr».  ]S7li.  —  Dieu  rt  Vftnt, 
den.  ISaj.  —  FeJfralUme,  SorialüiHe  rl  Aiili- 
tbecloffftme.  Pari»  ISUS.  —  Bakunlwt  laiinl- 
poHtiKher  Bri^ftreehtel,  hng.  von  Dragoma- 
noir.  StiUlgarl  laas.  —  Wir  haben  natlirlich 
bloit  die  vifhtigMen   ürhriflrn  angegeben.     Ein 

,  rotUlSndiga  Va^chnü  drr  Sekrifltn  Bahtnim, 
dag  10  thruekteiUH  fiiUt,  gitbt  XeOlau  ia  der 
uBiblioi/Taphie  de  t'Aiiarchie',  fliii»  iS97. 

Littcrmtor  lb«r  BskVltMl  L'Mianee  de  Ui 
demormtit  eorialitle,  deuUehe  Aatg.,  Braun- 
irkireig  1874.  —  (Anonyvt),  .Viehael  Biiiaitiin 
uiui  der  RadikalUmia  in  der  vDtuUehen,  Uuitd- 
tciuu-,  X  u.  XII,  Berlin  1877.  —  (.iHoaym), 
Iva  Xikolna*  1.  »»  .ilr^ader  IIL,  IMptig 
IfiSI.  —  Dtthring,  Krititehe  (leerhichle  der 
XatitmaIGkoaomir,  Leiptig  linn.  —  Oofoirtn, 
Meine  Beziehvagrn  zn  Herten  «nrf  Bntmain, 
Leipzig  18S0.  —  Grün,  Baktmin  (Xetrelogj  in 
der  \iW<ige*,  Berlin  187ß.  —  Lavelfye,  Die 
miiaUn  Parteien  der  llegenrart,  TUb.  IS84.  — 
Jfalon.  HiMoire  da  toeiutieme,  T.  HI,  Ibri» 
JÄ«J.  —  Seltlav,  The  life  ii/  M.  Batounine, 
Bd.  I,  II,  Abt.  1,  prii-alely  prinied  b<j  (*«  aut&or 
(aiitiHfr.).  iMitdon  1896— as.  —  Bermribe,  Ba- 
kunia  ia  den  Jahren  I848—4O  ia  dm  »Holla- 
IMitekea  ManaUheftea-i.,  IV.  Jahrg.,  Berlin  1898. 
—  Oldenhtrg ,  Der  meelicke  Xihillemut, 
l^ipzig  1888.  —  ITtuti,  (ietrh.  d.  rerol.  Beitr.- 
gvngeii   ia  Kuttliind,  I.ei/iiig  188-i. 

Georg  Adln: 


Ubersftzt,  1)477.  ~  Kok  im  dcutscfapu  Keii^hn- 
rerein  zu  DreBden  1876,  Berlin  187<i.  —  Deutiu-h- 
knd  nnd  der  Sozialismu!«,  2.  AaH.,  Leipzig  1878. 

—  Das  fichreiben  des  Reichnkanzlfre  vüm  16. 
XIl.  1878.  Vortrag.  Berlin  187«.  —  Wm 
nna  der  Schutzzoll  bringt.  2.  Aufl.,  Berlin  1873. 

—  Die  kulturgewhiehtliclie  Bedentung  des  So- 
zialistenge stützen,  Vortrug,  Leipzig  1879.  —  Münz- 
reform  nnd  Bankwesen,  Berlin  1880.  —  Die 
Öeiesaion,  i.  Anfl,,  Berlin  1881  [Bawberger  war 
der  liriluder  dieser  liberalen  Gruppe  vod  Parla- 
mentariern]. —  Die  Versehleppnng  der  dentscheii 
Manzreform,  KGln  1882.  —  (iegen  den  f>taatM- 
sozialiamDH,  Berlin  1884.  —  Hie  Schicksale  dex 
lateinischen  MÜnzbandes .  Berlin  1886.  —  Der 
wunde  Punkt,  Berlin  1889.  —  Die  Stichwort*- 
der  Silberiente  begprorben,  6,  Aufl..  Berlin  1893. 

—  Die  neue  t;ilberkomniiHgian,  2.  Anfl.,  Berlin 
1894.  —  Znr  Vorj^eschicbte  der  deutschen  HUnz- 
reform  (enthalten  in  Verhandinngen  der  Kommis- 
sion behufs  Erörterungen  und  Mnssregeln  zur 
Hebung  und  Befestigung  dea  Siih«rwertes,  Kr.  K 1 
Berlin  1894.  ~  Wandlungen  und  Wanderungen 
der  Sozialpolitik,  Berlin  1898.  (Sonderabdruek 
aus  der  >ation,j 

Er  TerSffentlicht«  in  Zeitschriften,  a)  Jahrb. 
f.  Oes.  n.  Verw.:  Die  erste  Sitzungsperiode  des 
Deutschen  Keichstages,  I.  Bd.,  Leipzig  1871.  — 
b)  Viert,  f.  Volksv.:  Die  Anfhebnng  der  indi- 
rekten Gemeindeabgaben  in  Belgien,  Holland 
und  Frankreich,  Jahrg.  1870  iBerlinj.  —  ci 
Preusaiscbfi  Jahrbücher,  Bd.  XXXI:  Die  fünf 
Milliarden,  Berlin  1873.  —  d)  Deutsche  Knnd- 
schau :  Zur  Kmbryologie  des  Bankgesetzes, 
Berlin  1876 ;  Zur  Gebnrt  des  Bankgesetze-t,  ebd. 
1676;  Die  Entthronung  des  Weltherrschers,  ebd. 
1877;  Das  Gold  der  Zukunft^  ebd.  1877. 

Seine  gesammelten  Schriften  erschienen  in 
5  Bänden,  Berlin  1894-98. 

Vgl.  Ober  Baraberger :  0.  Arendt ,  I)as 
goldene  Zeitalter  Ludwig  Banibergers.  5.  Anfl. 
Berlin  189.3.  lAppert. 


Bamlwrger,  Ludwig, 

(leb.  am  22-  Vn.  1823  zw  Mainz,  studiert«  in 
(iiessen,  Heidelberg  und  Gdttingen  die  Kecbte, 
war  drei  Jahre  im  Justizdienst  thätig  und 
redigierte  1848/49  die  ..Mainzer  Zeitung".  1849 
nahm  er  thfitiKen  Anteil  als  Freischärler  an  dem 
hadisohen  Aufstand  und  lebte  nach  dessen  Nie- 
■lerachlagung  als  politischer  FlUchtliuff  in  der 
Schweiz,  England  (London),  Holland  und  Frank- 
reich {ParisK  1867'erfolgte  seine  Kilckkehr  nach 
Dentschland,  imd  seit  1868  gehörte  er,  Ton 
Mainz  deputiert,  dem  Zollparlament  und  bis  zum 
Schluss  der  VIU.  Legislaturperiode  (1893)  dem 
Deutschen  Reichstage  als  Mitglied  der  deutsch- 
freisinnigen  Partei  an.  (Gegenwärtig  lebt  er  in 
Berlin.  Er  veröffentlichte  von  Staats  wissen - 
fehaftlichen  Schriften  in  Buchform : 

Vertrauliche  Briefe  ans  dem  Zollparlament, 
1868—1870,  Breslan  1870.  ~  Die  Arbeiterfrage 
unter  dem  Gesichtapunkte  de»  Vereiasrechtes, 
Stuttgart  1873.  —  Die  Zettelbank  vor  dem 
Keicbstage,  2.  Aufl.,  Leipzig  1874.  —  Beichs- 
gold,  3.  Aufl.,  Iieipzigl876;  dasselbe  ins  Franzoa. 


Bandinl^  Salustlo  Antonio, 

geb.  am  lü.  IV.  1677  in  Siena,  gest.  als 
-Irchidiakonus  1760.  Verfasser  einer  1737  ge- 
schriebenen und  jwflthum  1775  verflffentlichten 
Abhandlung:  „Discorso  economico'',  die  eine 
Bevorzugung  des  Ackerbaus  vor  anderen  NShr- 
zweigen  nem  der  Voreingenommenheit  fOr  eine 
einzige,  dem  alten  Census  nachzubildende  Steuer 
und  für  Verkehrsfreibeit aufweist,  Anschauungen, 
die  Bandini  zu  einem  Vorläufer  der  Physio- 
kraten  in  Italien ,  bingichtlich  des  Alters  der 
Entstehung  Heiner  Schrift,  machen. 

Der  ,J)i8corso"  ist  ahgedmckt  in  dem 
Cnstodisc-hen  Sammelwerk  „Seriitort  claasici 
italiaoi  di  econoraia  politica".  Parte  modema, 
vol.  1,  Mailand  18(6,  in  welchem  Bande  sich 
auch  sein  Nekrolog,  verfasst  von  G.  Gorani,  be- 
findet. 
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I.  Die  Bankgeschäfte  (S.  132).  IL  Allge- 
meine  BankpoliÖk  (S.  147).  IIl.  OeBchicbte 
und  ses^wilrtiger  Znstuid    des    Bankwesens 

IS.  161). 


Die  Bankgesehafte. 

1.  BegriffsbestimmiuiE:  nad  Bniilw«schäfte 
im  allgemeinen.  I.  Geschäfte  der  Banken. 
A.  PaBsiTgescbBfte;  2.  Easaenfahmng.  a) 
EaHsenftUirnii^  im  allgemeinen,  li)  Umschrei- 
bnngen  nnd  Abrechnungen  der  Banken,  c)  Aua- 
dehnnng  des  Systems  der  KagsenfQhnine.  3. 
Banknot«nan8g»be.  Vergleichune  der  Zaolung 
durch  Banknoten  und  durch  Bankanweisnugen. 
4.  Verzinsliche  Depositen.  5.  Ansgabe  von 
longfristigeit  Ohligationen.  B.  AktivgC' 
Schäfte:  6.  Haes  und  Art  der  nutzbaren  Ab- 
lage im  allgemeinen.  7.  Die  einzelnen  Anlage- 
arten.  a)  Diakon tiernng  von  Wechseln,  b) 
Lombarddarlehen,  c)  Vorschüsse  in  laufender 
Bechnung.  d)  Kapitalanlage  in  zinstragenden 
Wertpapieren .  Darlehen  an  den  Staat.  II. 
Volkswirtschaftliche  Bedeutung  der 
Bankgeschäfte.  8.  Leistungen  der  Banken. 
9.  Die  sog.  Geldtheorie  (currency  school).  Hiss- 
braach  der  Banknoten. 

1.  Besriffsbextiminiuig  nnd  Baak- 
eeschäfte    im    aUgemeinei.     Das   Wort 

Bank  wird  in  einem  engeren  und  weiteren 
Sinne  gebrancht.  In  engerem  Sinne  sind 
es  diejenigen  Anstalten,  weldie  die  Eassen- 
roTTftte  lind  andere  QeldsiunineD  sammeln, 
für  welche  der  Eigentümer  eine  kürzere 
Zeit  hindurch  eine  andere  ihm  passende, 
gewinnbringende  Verwendung  nicht  findet. 
Der  Zweck  dieser  EÜnricihtungen  besteht 
einmal  in  der  leichteren  und  besseren  Er- 
ledigung von  Zi^ungen  info^  der  Kassen- 
vereinigung in  der  Bajih,  sodann  in  derNutz- 
barniacnung  eines  Teiles  der  gesammelten 
Geldvorrate.  Die  alten  Qiro^nken ,  wie 
z.  B.  die  Hamburger,  verfolgten  nur  den 
ersten  Zweck,  gegenwärtig  aber  ist  bei 
allen  Bankverwaltungen  die  zinsbare  Anlage 
eines  Teües  der  ihnen  anvertrauten  Geld- 
summen üblich.  In  diesem  en^ren  Sinne 
wird  das  Wort  Bank  vorzugsweise  in  Eng- 
land gebraucht.  Aber  auch  in  Deutschland 
findet  sich  diese  beschrÄnktcre  Anwendung 
des  Wortes,  so  namentlich  in  dem  tech- 
nischen Ausdruck  'bankmässige  Kapitalan- 
lage« für  eine  Anlage,  die  das  Ka;iital  der 
Verfüguög  des  Anlegenden  nicht  auf  län- 
g^-re  Zeit  entzieht. 

Im  weiteren  Sinne  aber  hat  man  gerade 
vorzugsweise  in  Deutschland  alle  Arten 
kreditvermittelnder  Geachäftsanstalten  Ban- 
ken genannt.  Wo  nur  ein  Geschäftsbetrieb 
vorkommt,  der  auf  der  einen  Seite,  in  wel- 
cher Form  auch,  Kredit  nimmt,  auf  der 
anderen   Seite   Kredit    gewälirt    oder    mit 


Kreditpapieren  Handel  treibt,  hat  man  das 
Wort  angewandt.  So  hat  man  auch  als 
Ifankbetrieb  das  Geschäft  der  Aufnahme 
von  Kapital  auf  längere  Zeit  durch  Auagabo 
von  unkündbaren  oder  in  langen  Fristen 
kündbaren  Obhgationen  und  die  Anlagr 
des  so  aufgebniäiten  Ki^itals  in  hjpotho- 
karischen  Darlehen  an  Gnmdeigentümer 
bezeichnet  (Hypothekenbanken).  Femer  hat 
man  diejenigen  Unternehmungen  Banken 
genannt ,  welche  neben  dem  eigenthchen 
Rankgeschäfte  hauptsächlich  den  Abschluss 
grösserer  Darlehn  sgeschäfte  auf  lange  Zeit 
mit  Staaten  und  anderen  Öffentlichen  Kor- 
porationen oder  groasen  Erwerbegesellschat- 
ten  sowie  die  Gründung  von  Aktiengesell- 
schaften betreiben  und  die  Unterbringung 
der  Teilobligationen  der  al^eschlossenen 
Anleihen  oder  der  Aktien  bei  den  Kapita- 
listen bewerkstelligen  (Effektenbanken,  Ko- 
büiarkreditbankenj.  Endlidi  hat  man  sogar 
Gesellscbaflen ,  welche  die  verschiedenen 
Arten  der  Versicheruugsgeschafte  treiben, 
und  zwar  sowohl  die  AktiengesellschaHeii 
wie  die  Gegeoseiti^eitsgesellschafteu ,  mit 
dem  Namen  Banken  bel^.  —  Wir  werden 
in  diesem  Aitikel  nur  von  den  Banken  im 
engeren  Sinne  reden  und  verweisen  für  die 
sehr  verscliiedenartigen  anderen  Kreditan- 
stalten, die  80  benannt  worden  sind,  anf  dio 
betreffenden  besonderen  Artikel. 

I.  Geschäfte  der  Banken. 

Die  Geschäfte  der  Banken  zerfallen  in 
solche,  bei  welchen  die  Banken  Kredit  em- 
pfangen (Fassivgescb&fte)  und  in  solche,  bei 
welchen  sie  E&dit  geben  (Aktivgeschäftc). 

A.  Paseivgeschäfte : 
2.  Kassenfäkmng.  a)  EassenfOh- 
nmg  im  allgemeinen.  Die  Annahmt' 
von  Kassen voirflten ,  £mpfangnahme  un<i 
Leistung  von  Zahlungen  für  den  Kunden, 
der  seinen  Kasseuvorrat  der  Bank  über- 
wiesen hat  (Girokimden).  In  diesem  Ge- 
schäfte wurzeln  die  geschäftlichen  Anfängt^ 
alles  B^ikbetriebes  und  zeigen  sich  wieder 
in  neuester  Zeit  die  grOssten  Fortschritte 
des  Bankwesens. 

Die  Aufbewahiimg  von  Kassenvortftten, 
vie  sie  zu  einem  grösseren  Geschäftsbetrieb 
oder  Yeim^ensver waltung  und  stwar  in 
einer  ^^rüsseren  Haushaltung  notwendig  sind, 
ist  mit  einem  gewissen  Bisioo  und  einer 
Milhvraltung  verbunden.  Noch  mehr  aber 
ist  die  Zahlung  in  barem  Gelde  und  die  ge- 
hörige Beurkundung  derselben  für  Zahlungs- 
empfänger und  Zahlungsleistende  ein  !&" 
tiges  Geschäft.  Gefahr  und  Kühe  treten  in 
älterer  Zeit  bei  gröasei^r  Bechtsunsicherheit 
und  imgeoi-dnetem  Münzwesen  mehr  augen- 
fäUig  iieiTor,  und  daher  gehen  die  Anf&igo 
der  Kaaseu Vereinigung  so  weit  in  der  Gi"- 


Banken  (Bankgescli&fte) 


schichte  zurQck.  In  neuerer  Zeit  igt  es  die 
(OtisBere  Menge  der  Zahluu^n  und  das 
B^tjeben,  aus  der  Hauswirtschaft  einen 
Zweig  nach  dem  anderen  zu  selbständigem 
UeTrerbebetriebG  abzutrennen,  die  wachsende 
Arbeitsteilung,  welche  die  Kassenföhrung 
durch  Banken  immer  mehr  verallgemeinert. 

Mit  der  Kassenfftfarnng  verbindet  sich 
naturgem&ss  die  Besorgung  der  sogenannten 
Incassogeschäfte  seitens  der  Bank  für  den 
Kimden,  d,  h.  die  Einziehung  fälliger  For- 
«leniDgen,  wie  WechseJ,  Zinsscheme  etc. 
lind  Leistung  von  Zalihingen  auch  an  an- 
ilcren  Orten  als  dem  Bankkontor. 

Die  Zahlungsanftmge  der  Eunden  an 
die  kasseführeaden  Banken  geschahen  bei 
<)en  italienischen  Banken  des  Mittelalters  in 
der  Regel  persönlich,  so  dass  der  Zahlende 
und  nur  der  Zahlungsempfänger  sich  zu- 
.i^ammen  zur  Bank  begabeu.  Niu-  Auswärtige 
scheinen  durch  sehnnliche  Anweisung  über 
ihr  Giithaben  verfügt  zu  haben.  Bei  den 
grossen  Girobanken  zu  Amsterdam  und  Ham- 
burg überbrachte  der  Kunde  ebenfalls  per- 
sTinSdi  oder  sandte  durch  eineu  besondere  Be- 
vollroftchtigteD  eine  schriftliche  Aufzeichnung 
der  für  ihu  zn  machenden  Zahlungen.  In 
neuerer  Zeit  hat  sich  ziierst  in  England 
■las  viel  bequemere  System  des  Zahlungs- 
auftrages durch  auf  Ordre  oder  Inhaber 
lautende  schriftliche  Anweisungen,  Checks 
ts.  d.  Art.),  Bankanweisungen,  ausgebildet 
imd  ist  von  dort  in  alle  Eulturstaaten  übor- 
trogea  worden.  Sehr  versohieden  sind  die 
Bedingungen,  imter  denen  die  Banken  die 
Kaasenffihnmg  übernehmen.  'Als  ilegel 
•larf  für  die  Oegenwart  und  insbesondere 
fßr  die  grossen  Banken  wohl  ^Iten,  da^ 
die  Banken  das  Gtithaben  den  künden  nicht 
verzinsen  und  sich  fflr  die  Mühe,  welche 
ihnen  sein  Konto  macht  dadurch  schadlos 
halten,  dass  sie  einen  Teil  des  Guthabens 
zinsbar  anl^en.  Der  Zinegewinn  muss 
ilann  im  Veiilsltoia  zu  der  OrOeae  der  Müh- 
waltnng  stehen.  Einer  der  Direktoren 
der  Bank  von  England  teilte  vor  ca.  l'/i 
Jahnehnten  mit,  dass  dieec  Anstalt  jährlich 
den  Zin^ewinn  berechne,  den  sie  aus  einem 
Outhaben  gebäht  and  denselben  durch  die 
Zahl  der  von  dem  Kunden  gc7.ogenen  Checks 
ilividiere.  Wenn  auf  jeden  Check  dann  nicht 
b  d  Zinsgewinn  kommen,  so  werde  dei 
Kunde  zur  Vergrössening  seines  durch- 
Khmttlichen  Guthabens  veranlasst  oder  die 
Verbindung  mit  ihm  abgebrochen.  Wohl 
alle  anderen  Banken  versehen  diese  Ver- 
richtungen billiger.  Ein  anderes  bei  kleinen 
oDglischeu  Banken  wohl  vorkommendes  Ab- 
ktmiinen  ist,  dass  von  dem  ganzen  Gat^ 
haben  des  Kunden  ein  bestimmter  Betrag, 
iiQler  den  das  Guthaben  nicht  sinken  darf, 
zinslos  bleibt  der  I'eberBchuss  darüber  ver- 
zinFt  wild. 


b)  TJciaohielbungen  und  Abreoh- 
nungen    der    Banken.      Die    Zahlungen 

zwischen  den  Kunden  der  Bank  gestalten 
sich  zu  einfachen  Cm  Schreibungen  in  den 
Bflchem  der  Bank.  Die  zu  zahlende  Siuojne 
wird  dem  Guthaben  des  Zahlenden  abge- 
schrieben und  dem  Guthaben  des  Zahluiigs- 
empfängere  zugeschrieben  (Giroverkehr)  (b. 
d.  Art.). 

Haben  die  Personen,  welche  sich  unter 
einander  Zahlung  leisten  wollen,  verschie- 
denen Banken  ihre  Kassen  fflhrung  (Ibei-- 
geben,  so  pflegen  diese  Banken  mit  ein- 
ander in  \erbmdung  zu  treten  und  Ober 
die  Summe,  welche  sie  einander  im  Auf- 
trag ihrer  Kunden  zu  zahlen  haben,  mit 
einander  abzurechnen  und  nur  von  Zeit  zu 
Zeit  die  bei  der  Abreclmung  sich  eigeben- 
deu  Differenzen  einander  auszuzahlen.  Wo 
nun  an  einem  Orte  mehrere  Banken  neben 
einander  bestanden  haben ,  hören  ■wir  von 
solchen  Abrechmmgen  zwischen  denselben. 
Die  grOsKte  Entwickclung  hat  das  Abrech- 
nungswesen  zwischen  den  Banken  durch 
das  Austaiischsystem  der  Checks  erlangt, 
wie  es  sich  in  dem  Londoner  Clearinghaus, 
gegründet  1774,  zuerst  nur  ffu'  die  Lon- 
doner Banken,  jetzt  für  die  Hanken  des 
ganzen  I^indes  entwickelt  liat.  Nach  dem 
Vorbild  des  englischen  Clearinghauses  sind 
in  anderen  Ländern  ähnliche  »Abrechnimgs- 
stellen"  (s.  d.  Art.  oben  Bd.  I  S.  7  ff.  und  den 
Art.  Clearinghouse)  gegründet  woitlen. 

Die  Äbi'echiiungBSteDcn  vermögen  die 
baren  Ausgleichmigen  zwischen  den  Ab- 
rechnenden völlig  zu  beseitigen,  wenn  die 
abrechnenden  Banken  sämtlich  wieder  ihre 
Kassenvorräte  einer  centralen  Bank  anver- 
traut haben  imd  unter  sich  Zahlimgen  durch 
Anweisung  auf  diese  machen,  bo  ist  es 
bei  dem  englischen  Clearinghaus  und  bei 
den  deutschen  Abrechnungsstellen  der  Fall. 
Die  Saldi  bei  der  Abrechmmg  werden  diu«h 
Anweisungen  auf  die  Bank  von  England 
bezw.  die  deutsche  Rcichsbank  au^ie- 
glichen. 

Auf  diese  Weise  kOnnen  alle  Zahlungen 
zwischen  den  Personen,  die  mit  einer  Bank 
in  Verbindung  stehen,  zuletzt  durcli  Um- 
schreibung oder  Kompensation  von  Forde- 
rungen an  Banken  erledig  werden.  Das 
System  der  Kaascnvereimgung  in  seiner 
vollständigen  Diux;hfülirung  b^itigt  jede 
Notwendigkeit  von  Barzahlungen  zwischen 
den  an  der  Kassenvereinigung  beteiligten 
E]i  nzel  wirtschaften . 

o)  Ausdehnong  des  Byatems  der 
EossenfÜlirung.  Weitaus  am  ausgebil- 
detaten  ist  das  System  In  England.  Fast 
jeder,  der  über  den  Stand  der  handarbei- 
tentlea  Klassen  hörvonagt,  pßegt  seinen 
Bankier  zu  haben,  der  ihm  die  Kasse  fOhrt, 
filr  ihn   Zahlungen   macht   und   empfängt, 
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und  der  bei  weitem  gritesei«  Teil  aller 
Zahlungen  Aber  5  £.  wiiiä  auf  dem  ange- 
gebenen We^  erledigt.  Aber  noch  immer 
(lohnt  sich  von  Jahr  zu  Jalir  diese  ZahhmgB- 
methode  ans. 

Demnächst  sind  es  die  grossen  Stftdte 
und  die  iadnstiicllen  Bezirke  der  Verein igteo 
Staaten  von  Amerika,  in  denen  die  Eastien- 
ftihiimg  diircli  lenken ,  die  Zahlung  durch 
Anwpistuig  auf  dieselben  und  das  Aiistaiisch- 
systcm  der  Bankanweisungen  am  meisten 
ausbildet  ist.  l>er  Mangel  einer  Central- 
bauk  macht  freilich  dort  liäiifig  Zahlnngon 
in  MetallgoJd  oder  Biinknoten  zur  Berichti- 
gnng  der  Saldi  bei  der  Ahrechmmg  not- 
wendig. In  der  Kindheit  aber  ist  diese 
Entwickelnng  nocli  überall  auf  dem  euro- 

C"  clien  Kontinent.  Die  Zahlung  durch 
k'anweisung  beschränkt  sich  dort  noch 
fast  ganz  auf  die  grösseren  Gewerbetrei- 
benden. Sie  hat  unter  diesen  in  Deutsch- 
lanil  sich  in  neuester  Zeit  rasch  verbreitet 
durch  die  Sinrichtimgen,  welche  die  ßeichs- 
liank  für  den  fiiroverkehr  geti^offen  hat  und 
dureli  die  ebenfalls  auf  Anregimg  des  ficiclis- 
baiikdirektoriums  errichteten  Abrechnung,*- 
anstnlten.  Vor  allem  hat  die  Erleichtenmg 
der  Zahlung  von  Ort  zu  Ort,  welche  die 
Rrichsbank  ihi-en  Girokunden  infolge  ihrer 
Ober  ganz  Deutschland  ^-eilireiteten  Zweig- 
anstalten zu  gewähren  im  stände  ist,  zur 
Vei-melirung  der  flirokunOen  im  Reiche  viel 
I>eigetragen.  Aber  die  Durchschnittsbetiäge 
der  im  Giroverkehr  der  Eeichsbank  iimge- 
scluiebenen  Summen  zeigen,  wie  sehr  der 
Verkehr  sich  auf  die  grossen  Zahlungen 
beschrankt.  Im  Jahi-e  1897  kam  auf  jede 
Uebertragung  am  Platze  13831  M.,  auf 
jede  I'eliertriagung  von  anderen  BanksteUen 

r.ewi  M. 

Wie  gross  die  Summen  sind,  welche  den 
Banken  an  Kassenvnnftten  seitens  ihrer 
Kunden  zuQiessen,  das  kommt  nur  bei  den 
grossen  öffentlichen  Banken  zur  aUgemeinen 
Kenntnis. 

Die  aussei-oKlentliche  Steigenmg  dieser 
Summen  im  englisch-amerikani  seilen  System 
ist  dadurch  entstanden,  daes  die  Depositen 
Kiun  weitaus  grössten  Teil  nicht  mehr,  wie 
bei  den  alten  ftirobanken,  durch  bare  Eiii- 
zalüungen,  solidem  durch  das  Gutschreiben 
^■on  Checks  und  diskontierten  Wechseln,  teil- 
weise anch  von  Darlelien  auf  LombaKlkredit 
entstehen.  So  ergab  sich  nach  der  Schätzung 
des  Emnomist  für  die  sämtlichen  Aktien-  und 
PrivatI  Hin  keil  des  vereinigten  Königreichs  zu 
Anfang  des  Jahres  1898  die  ungeheure 
Snmmc  von  780  bis  700  Millionen  i,  fast 
sielieiimal  so  viel  als  der  mutmaissliche 
Goldvorrat  des  Landes.  Nälieres  siehe  in 
dem  Abschnitt  ttber  Bankstatistik. 

3.  Iliuiknotenausgabe.  Vergleichung 
der  Zahlung  durch  Knnknoten  und  dnn-h 


BaBkanweianngen.  Die  Banknoten  sind 
schrifüichc  Zahlimgsvei-spi-echen  einer  Bank 
auf  runde  Geldsummen  ausgestellt,  jederzeit 
durcJi  den  jedesmaU^a  Inhaber  des  Papiers 
einforderbar.  Sie  sind  wahrecheinlich  in 
der  Ai-t  aus  der  Kasaenfühmng  entstanden, 
dass  die  Banken  ihren  Gläubigem  die  Ver- 
fügung Über  ihr  Guthaben  zum  Zwecke  der 
Z^uug  an  dritte  Personen  mögliclist  er- 
leichtem wollten.  An  die  Stelle  des  per- 
sönlichen Erscheinens  oder  der  Ausstellung 
einer  Bankanweisimg,  die  der  bezogenen 
Bank  prfisentiert  werden  muss,  und  der  Um- 
sclu'eibung  in  den  Büchem  der  Bank  tritt 
die  einfache  Tradition  des  Inhaberpapiers, 
Infolge  der  Angabe  von  Banknoten  Kann 
die  Uebertragung  einer  Forderung  an  eine 
Bank  in  viel  weiteren  Kreisen  an  die  Stelle 
der  Barzahlung  treten.  Personen,  die  wegen 
geringer  Wohlhabenheit  oder  aus  anderen 
Grfinden  keine  laufende  Hoc^hnung  bei  einer 
Bank  halten  können,  vermögen  doch  ein- 
ander mit  Banknoten  zu  zahlen. 

Der  wirtschaftliche  Voi^ng  ist  dalier 
bei  der  Zahlung  mit  Banknoten  imd  (\xac\\ 
Bankanweisimgen,  welche  zu  Umschreibungen 
in  den  Büchern  der  Banken  oder  Verrech- 
nungen zwischen  den  Banken  führen,  im 
Grunde  derselbe.  An  die  Stelle  der  Bar- 
zahlung tritt  die  Ossion  einer  Foi-derung 
an  eine  Bank,  als  der  gemeinsamen  Kasse 
der  Zahlenden.  Nur  die  Foi-m,  in  welcher 
die  ('ession  sich  \-ollzieht,  ist  verschieden. 
Die  Banknote  ist  daher  wohl  zu  unter- 
scheiden, nicht  nur  von  dem  e^ntliehen 
Gelde,  den 'Hauptmünzen  des  Liuides,  son- 
dern auch  von  allen  Arten  metallischer  und 
papiemer  Wertzeichen,  insbesondere  dem 
Papiergelde,  insofern  diese  Sachen,  die 
Banknote  aber  eine  Urkunde  Über  eine 
Forderung  ist.  Dieser  wesentliche  Unter- 
schied Avird  auch  nicht  dadm^h  aufgehoben, 
dafis  die  Banknote  zum  gesetzliclien  Zahlung 
mittel  erhoben  wird  (s.  Art.  Bankpolitik 
unten  S.  147  ff.),  ebensowenig  wie  die  Guthaben 
bei  den  Umschreibebanken  aufhörten,  Forde- 
mngen  zu  sein,  dadurch,  dans  für  die  Zahlung 
zwischen  Kaufleuten  nach  den  Gesetzen 
einiger  Handelsstädte  die  Umschreibung  bei 
einer  Bank  vorgeschrieben  war  oder  dat-s 
die  Umschreibung  einer  Zahlung  durch 
bares  Geld  in  ihren  rechtlichen  Wirkungen 
gleichgestellt  wurde. 

Infolge  dieser  Gleichartigkeit  können 
auch  bei  allen  Banken,  die  zugleich  den 
Dmsclireibe-(Giro-)verkelir  haben  und  Bank- 
noten ausgeben,  die  beiden  Arten  von  Foi"- 
dernngen  olme  alle  Schwierigkeiten  ein- 
ander substituiert  werden.  Die  Girokundeii 
der  Bank  von  England  oder  der  deutschen 
Beichsbank,  welche  bei  iliesen  Banken 
Wechsel  diskontieren,  luiben  die  Wald,  ob 
sie   den   erbnlteiien   IWmg    dem    Gii-ocouto 
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zuschreiben  oder  in  Bajiknoten  empfaDgen 
wollen.  Je  nach  den  Personen,  an  weTche 
sie  ihrerseits  zu  zahlen  haben,  werden  sie 
iliTO  Wahl  treffen.  Aber  jederzeit  können 
Noten  in  Giro^thaben  und  tiiit^thabcn 
in  Noten  verwandelt  werden,  ohne  dass  die 
Summe  der  jederzeit  ÖÜligen  "Verpflichtungen 
der  Bank  und  ihre  ganze  Geschäftslage  »ich 
wesentlich  verändert. 

Nicht  minder  sind  in  Bezug  auf  die 
Entstehung  GirogHthaben  und  Banknoten 
gauz  gleichartig.  Man  kann  in  den  Besitz 
sowohl  eines  Girognthabeus  wie  einer  Bank- 
note dadimüi  gelangen,  dass  man  eine  Ein- 
zahlung in  barem  Gelde  bei  der  Bank  macht. 
Das  ist  aber  gegeuwäi-tig  ein  ungewöhn- 
licher "Weg.  In  der  Hegel  werden  die 
Banknoten  aii^^egehen  imd  die  Giroguthahen 
vermehrt  in  Form  von  Darlehen,  sei  es 
Diskoutierungeu  von  Wecliseln  oder  Lom- 
Inrildarlehen  oder  anderen  Yoi-schiisscn. 

Beide  Arten  von  Fonieningen  an  eine 
Bank  können  daher  auch  veigi^issert  und 
lÜHifbeßhigUDg  und  Zahlungsmittel  können 
auf  beiden  Wegen  »(schaffen  werden,  ohne 
dass  das  bare  Geld  im  Bejütz  der  Bank  oder 
der  Kunden  vermehrt  wird.  Das  spricht 
bei  den  Bauknoten  von  selbst  und  wLkI  all- 
gemein anerkannt.  Die  gleiche  8teigenings- 
fShigkeit  des  Giro  Verkehrs  d^^en  wii-d 
noch  sehi-  oft  überselieii  luid  ganz  unhalt- 
Iwe  Untei-scheidnugen  zwischen  »Noten  tmd 
Depositen«  oder  ^Kassee  wei-den  in  dieser 
Beziehung  nicht  selten  aufgestellt.  Aber 
schon  die  alten  Yenetiaaer  wuästen,  dass 
eine  Bank  auch  im  Giroverkehr  mit  einem 
Fe-lei-ziige  ihren  Kunden  Geld  und  allge- 
meine Kaufbefilhigimg  beschaffen  kann, 
und  in  Landern  wie  England  lehrt  die 
oberflächlichste  Beobachtimg  der  Tiiatsachea, 
dass  man  durch  Bankanweisung,  Umschrei- 
bung und  Clearinghouse  gerade  so  gilt  mit 
aiisdehnungsfähigem  Bankkredit  zahlt,  wie 
wenn  man  Banknoten  verwendet.  Die  Be- 
nutzimg der  Banknote  ist  in  England  ver- 
hSlfnismässig  immer  melu-  zurilckgeti-cten, 
wie  sich  schon  daraus  ergiebt.  dass  seit 
einigen  Jahr-en  der  Barvorrat  der  Bank  von 
England  immer  grösser  gewesen  ist  als 
der  Betr^  der  im  Publikum  umlaufenden 
Nuten.  Die  Ansicht  von  dei-  besonderen 
Bedeutung  der  Banknote  als  Umlaufsmittel 
ist  groesenteils  dadurch  entstanden,  dass 
ihre  Anhänger  den  Check  und  die  Note, 
die  beiden  Wertpapiere,  in  ihren  rechtUchen 
Eigenschaften  veiglichen  imd  flbersahen, 
dass  beide  nur  verschiedene  Vehikel  zur 
Cirkiüation  und  Kom[)ensation  von  Fonle- 
riiDgen  an  eine  Bank  sind. 

Auch  die  Deckung  der  Banknoten  tmd 
<1or  Giroguthaben  pfl^t  ganz  gieichmässig 
zu  sein,  wie  sich  hei  Eiörtening  der  Passiv- 
gej^chaftc  der  Banken  näher  ei-gel>eii  winl. 


ThatsSchlich  sind  in  Eui'opa  die  Banknoten 
in  der  B^el  melir  durch  ^rTOiTäte  gedeckt 

als  Giroguthaben.  Mag  das  auch  die  Fole^ 
staatlicher  Einwirkung  sein,  es  ist  kein 
Grund,  das  Abrechnungssystem  als  eine 
Wirtschaft  mit  -Kasse«  oder  »Gelds  dem 
Notensystem  als  einer  Wirtschaft  mit  Krtxüt 
gege  n  überzustellen. 

Ein  wesentlicher  Unterschietl  dagi'Keu 
besteht  erstens  darin,  dass  die  Notent^nken 
nicht  wissen  können,  in  welclie  Hände  die 
Noten  mraten,  wenn  sie  in  Umlauf  gewtzt 
sind.  Die  Bank  dagegen,  welche  laufende 
Becliniingcn  ihrer  Kunden  und  das  Au- 
weismigssystem  hat,  kennt  ihre  Gläubiger 
nud  steht  in  persönlichen  Beziehungen  zu 
denselben.  Mau  kanu  vielleicht  nicht  be- 
haupten, dass  diese  Beziehungen  der  Bau- 
ken mit  Anweisungssystem  mehr  als  die 
Notenbanken  gegen  eine  plötzliche  Zurück- 
ziehung oder  Einscliränkimg  der  Überwiesenen 
Kassenvorräte  scliiltzeu,  aber  sie  gewälutjn 
denselben  eine  vi(>l  günstigere  Stellung  in 
Bezug  auf  Kreditgewähnmg  an  ihre  Kunden. 
Die  kasseführende  Bank  kann  aus  den  Ein- 
nahmen und  Ausgaben,  welche  sie  füi'  ihi« 
Kunden  besorgt,  ziemlich  zuverlässige' 
Schlüsse  auf  ihi-en  Vermögensstaud  sowie 
ihre  wii-tschaftlichcn  Fortschritte  oder  Rück- 
schritte machen  und  deshalb  bei  der  Kredit- 
gewährung an  tlieselben  in  viel  sichererer 
und  freierei'  Weise  vorgehen  als  die  reine  ■ 
Zetteibauk  in  ihren  Geschäften  mit  ilir 
übrigens  fremden  Personen.  Diese  Kennt- 
nis der  Geschäfte  der  GowetlKitreibenden 
seitens  der  Banken  ist  dann  wieder  rück- 
wirkend fftr  jene  ein  Sporn  zu  einer  Ge- 
schäftefOhrung,  welche  Kredit  verdient.  So 
hat  das  ganze  S.\'stem  durch  die  Beziehungen 
zwischen  Bank  und  Kunden  einen  günstigen 
EinflusB  auf  die  Solidität  des  Geschäfts- 
betriebes und  die  Kroditgewähnuig  in  dem- 
selben. 

Auch  die  Sitte,  dass  die  Banken  sich 
an  dem  zinslosen  Genuss  der  Guth^wn 
ilircr  Kunden  filr  die  Mühe  schadlos  halten, 
welche  ihnen  die  Führung  der  Conti  ver- 
ursacht, und  daae  sie  einen  ständigen  Min- 
destbetrag des  Aktivsaldos  des  Kiindeu  vei-- 
langen,  bewirkt,  dass  die  Kunden  eine 
grössere  Kasse  beim  Bankier  halten,  als  sie! 
für  sich  zu  Hause  in  Banknoten  oder  Metall-' 
geld  halten  wCuTlen,  was  ebentaUs  zur  Ei"-; 
höhung  dei'  allgemeinen  geschäftlichen  So- 
lidität beitiä^.  ' 

Andererseits  ist  die  Zahlung  vermiltelst 
Banknoten  einer  Ausdehnung  auf  ärmere 
Völker  und  ärmere  Teile  des  Volkes  &liig 
als  die  Kassenführung  durch  Banken  und 
das  An^eisungssystem.  Das  letztere  ist 
das  kostspieligere  System.  Die  Buchung 
jeder  Zahlung  in  den  Büchci-n  der  Bank, 
der  Austiui.*ch  der  Anwoisiingoii   und   die 
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Abrechnung  zwischen  den  Banken  macht 
viel  mehr  Mühe  als  die  Tradition  der  Bank- 
noten, und  diejenigen,  die  einen  Bankier 
halten,  mfissen  ihn  deshalb  in  irgend  einer 
Weise  fOr  seine  Dienstleistungen  bezahlen; 
ilie  Banknoten  ferner  werden  genommen 
auf  den  notorischen  Kredit  der  Bank,  ■welche 
lue  Noten  ausgegeben  hat  und  jederzeit  einzu- 
lösen bereitist,  bei  einer  ZahlungdurchÄnvei- 
sung  dagegen  giebt  der  ZahlungsempfAnger 
dem  Zahlenden  Kredit.  Derselbe  muss  ihm 
daffir  haften,  dass  die  Anweisung  von 
selten  der  bezogenen  Bank  eiagelöst  wird. 
Deshalb  können  ganz  Unbekannte  nicht 
durch  Anweisungen  zahlen.  £ine  Eisen- 
bafankasse  z.  B.  kann  das  Fahrgeld  nicht 
in  Checks,  wohl  aber  in  Banknoten  an- 
nehmen. 

So  ei^:lärt  sich,  dass,  obwohl  das  An- 
weisungss}-Btem  viel  aller  ist  als  die  Zettel- 
hankoD,  doch  die  letzteren  zuerst  die  Zah- 
lung durch  Ueberweisung  einer  Forderung 
an  eine  Bank  Terallgemeinert  haben.  Das 
orstere  System  war  auf  die  wohlhabenden 
Verkehrs  mittelpunkte  best^hrSnkt,  die  Bank- 
noten haben  im  ganzen  Land  in  allen  Kas- 
sen Aufnahme  gefunden.  Mit '  wachsender 
Wohlhabenheit  und  wirtschaftlicher  Kultur 
pflegt  sich  dann  das  Gebiet  der  Banknote 
wieder  einzuschränken.  Denn  durch  die  "Ver- 
bindung der  im  Lande  zeratreuten  Banken 
unter  sich  und  mit  einer  Centralbank  und 
durch  die  Vervollkommnung  der  Abrech- 
nnngsanstalten  kann  zuletzt  fjir  den 
Zweck  der  Zahlung  durch  Anweisung  die 
Schwierigkeit  der  lokalen  Entfernung  der 
Zahlenden  von  einander  Hberwimden  werden 
und  das  ganze  Land  als  ein  Bankplatz  ci^ 
scheinen.  Diese  Eotwickcluug  bat  sich 
deutlich  in  Qrossbritannien  und  in  den  Ver- 
einigten Staaten  gezmgt,  die  Anfänge  der- 
selben werden  auch  in  Deutschland  be- 
merkbar. 

Zu  der  Ausdehnungsfähigkeit  der  Bank- 
noten cirkulation  auf  weitere  Kreise  und  auf 
kleine  Zahlungen  kommt  endlich  hinzu,  dass 
die  Kreditgewährung  beim  Banknotenverkehr 
eine  viel  weniger  freiwillige  zu  sein  pflegt 
als  beim  Anweisungsverkehr.  Mit  Ausnahme 
der  kurzen  Zeit,  die  zur  Fi^sentation  imd 
zur  Auszahlung,  Gutschrift  oder  Austauscli 
der  Bankanweisungen  erforderlich  ist,  ge- 
■\  währen  die  Personen,  welche  ihre  Zahlungen 
'  durch  Banknoten  ausgleichen,  nur  den  Ban- 
ken Kredit,  welche  sie  sich  selbst  fflr  ihre 
Kaseenffihmng  angesucht  haben,  während 
bei  dem  Banknotensystem  es  vorkommen 
kann ,  dase  ein  grosser  Teil  der  Besitzer 
von  Bimknoton  nur  deshalb  Gläubiger  einer 
Bank  ist,  weil  er  die  Annahme  der  betreffen- 
den Noten  nicht  verweigern  konnte  und  si( 
in  Kürze  wieder  los  zu  werden  hofft.  Zu 
der   Noten    ausgebenden    Bank   steht    ein 


grosser,  in  der  Regel  der  weitaus  gr&sste 
Teil  der  Besitzer  von  Banknoten,  abgesehen 
von  diesem  Besitz,  in  gar  keinen  Beziehungon. 
Er  ist  auch  gar  nicht  im  stände,  die  Kredit- 
würdigkeit seines  Schiüdners  zu  beurteilen. 
Daraus  hauptsächlich  folgt  eine  andere 
Stellung  des  Staates  zu  der  Banknotenaits- 
gabe  als  zu  der  Zahlung  mit  Bankanwei- 
sungen. 

4.  Verzinsliche  Depositen.  Die  Baukon 
nehmen  verzinahehe,  a\d  kürzere  Zeit  dispo- 
nible Kapitaldopositen  an.  Diese  den  Banlien 
zugehenden  scliwebenden  Kapitalien  unter- 
scheiden sich  von  den  bei  ihnen  sich  sam- 
melnden Kassen  Vorräten  dadurcli,  dass  sie 
nicht  zur  Bestreitirag  der  laufenden  Aus- 
gaben in  der  Wirtschaft  der  Deponenten 
bestimmt  sind,  sondern  dass  filr  sio  eine 
nutzbringende,  verzinshche  Anlage  gesucht, 
aber  in  definitiver  Weise  nicht  sofort  ge- 
funden wird.  Von  seineu  Kassen  Vorräten 
kann  niemand  eine  Verainsun^  envarten, 
und  CS  ist  gewiss  zweckmässig,  dass  die 
Banken  dieselbeu  uiclit  verzinsen.  Es  ge- 
hört dagegen  zum  Wesen  des  Kapitals,  dass 
es  eine  Nutzung  abwirft.  Auf  dieselbe  wird 
der  Kapitalbesitzer  nicht  leicht  verzichten, 
die  Bedingung  einer  Anziehung  von  Kapital 
durch  die  Banken  in  gi-Osseren  Beträgen 
über  das  Mass  der  unentbehrlichen  Kasseu- 
vcrräte  hinaus  ist  daher  nucli  ei'fnhnmgs- 
mSssig  eine  wemi  auch  oft  nur  massige 
Verzinsung.  Daffir  kann  denn  die  Bank 
sich  eine  gewisse  Kündigungsfrist  aurf>e- 
dingen,  Ueber  Kassen  Vorräte,  aus  denen 
man  die  laufenden  Zahlungen  macht^  muss 
man  jederzeit  vei-fflgen  können  ;  bei  Kapitalien, 
die  nicht  für  sofort  zu  leistende  Ausgaben, 
sondern  zu  Anlagen  bestimmt  siiiil,  welche 
eine  längere  vorausgehende  Ueberleguug  ge- 
statten, kann  der  Eigentümer  in  eine  ge- 
wisse Kündigungsfrist  willigen.  Indes  wer- 
den in  der  neueren  Zeit  von  vielen  Bauken 
auch  für  stets  fölUge  Depositen  Zinsen  — 
allerdin^  nach  einem  sel^  niedrigen  Satze 
—  bewilligt. 

Ueberhaupt  ist  die  Grenze  zwischen  den 
beiden  Arten  von  Depositen  nicht  scharf. 
Aus  Knssenvonäten  werden  ßeldkapitalien, 
wenn  aus  ii^nd  einem  Grunde,  z-  B.  all- 
mähliche Ersparung,  Zurückziehung  eines 
Kapitals  aus  einem  Geschäftsbetriebe,  die 
Einnahmen  die  Ausgaben  Überschreiten,  und 
umgekehrt  werden  Qeldkapitalienden  Kassen- 
voi^lten  zugeführt,  wenn  sie  zum  Zweck 
der  allmählichen  fixen  Anlage  (Bauten  z.  B.), 
Vei^rösserung  des  wirlschanlichen  Betriebt 
oder  auch  des  p^rsdnlicheu  "Verbrauchs  auf- 
gelöst werden  sollen. 

Aber  doc^  ist  im  ganzen  die  Versoliieden- 
heit  dieser  beiden  den  Banken  zufUessenden 
Arten  von  Fonds»  fth:  den  ßankbetrieb  sehr 
gross. 
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Die  KoGBen Vorräte  nnterliegeo  in  nor- 
malen Zeiten  nur  mflesigen  und  ziemlich 
regelmSssgen  Sc^^antungea,  deren  Bewe- 
^uig  eine  Bantve3m'altung  beobachten  und 
•Inrch  Erfofatung  mit  anntüiemder  Sicherheit 
kennen  lernen  kann.  Denn  das  Bedflrfnia 
iler  Kasse  iat  durch  die  Grösse  und  Art 
des  WirtachaftsbetriebeB  gegeben,  und  über 
•las  RedArfnis  hinaus  \h-ird  kein  väntändiger 
Wirtschafter  nnverzinslich  Summen  in  seiner 
Kapse  liegen  lassen.  Das  Streben  nach  thiin- 
li<diBter  SpoTBamkeit  in  dieser  Beziehving  Ist 
aD^mein  verbreitet.  Xm-  in  Zeiten  allge- 
memer  ErediterschOttemng,  bei  ausbrechen- 
den Kriegen  und  anderen  grossen  politischen 
StüruDgen,  in  Geld-  imd  Handelskrisen 
Stichen  zahlreiche  Wirtschaften  ihre  Eassen- 
vorräte  rasch  und  oft  in  sehr  starkem  Masse 
zn  Teist&ricen.  Aber  selbst  dann  werden 
Rückforderungen  von  eigentlichen  Easaen- 
vonSten  bei  Banken,  deren  Kredit  uner- 
schQttert  ist,  nur  selten  vorkommen,  viel- 
mehr werden  die  Kunden  hänfig  ihren  Aktiv- 
saldo erhöhen. 

Ganz  anders  ist  es  mit  den  versinslichen 
Kajataldepositen.  Fflr  die  Zunahme  und 
Abnahme  dereelben  bestehen  nicht  solche 
im  Bedürfais  der  Bankkunden  ge^beneu 
Grenzen.  Zu  Zeiten  niedrigen  «{inefusses 
und  stockender  gewerblicher  Unternehmungs- 
lust werden  viele  Kapitalisten  und  Gewerhe- 
treibende  sich  gern  mit  ganz  niedrigen  Zinsen 
für  betrachtlione  Kapitalien  belügen,  wenn 
sie  eine  sichere  Anlage  daffir  finden,  welche 
das  Kapital  nicht  auf  lange  Zeit  ihrer  Ver- 
fflgong  entzieht.  Bei  günstiger  Gelegenheit 
zur  anderweitigen  Kamtalanlage  -nrerden 
üolche  Depodten  den  Banken  oft  rasch 
wieder  entzogen.  Bedeutende  Kapitaldepo- 
.■iiten  entstehen  auch  dadurch,  dasa  Besitzer 
von  'Wertpopieisn  diese  bei  günstigen  Kon- 
junkturen verkaufen  und  den  Ertrag  bei  der 
Bank  stehen  lassen;  snftter  aber  wird  bei 
gesunkenen  Kursen,  also  vielleicht  imter 
kritischen  Umständen,  dieses  Guthaben  wie- 
der zum  Aukanf  von  Papieren  verwendet. 
Und  auch  bei  einer  Schwächung  des  Kredits 
d«r  Banken  werden  die  Kapitaldepositen 
leidit  eine  starke  Verminderung  erleiden, 
wahrend  sich  nur  schwer  ein  Giroknnde 
ontGchlieaeen  wird,  in  solchen  Zeiten  sein 
(Hroguthaben  aus  der  Bank  herauszunehmen, 
<iie  fOr  ihn  die  Kasse  führt,  und  dadurch 
die  Yerbindnng  mit  ihr  abzubrechen.  Die 
Sdiwanknn^en  der  vendnalichen  depoeit 
acocnnts  bei  den  engUschen  Banken  pflegen 
•leshalb  viel  grOsser  zu  sein  als  die  der 
unverzinBlicJien  cDrrent  acoounts,  und  in  den 
neueren  Geldkrisen  sind  nicht  selten  in  Eng- 
land und  den  Tereinigten  Staaten  Banken 
durah  massenhafte  KQnd^ng  ufid  Zurück- 
nahme verzinslicher  EapitädOTiouten  in  Ver- 
Ifgnibeiten  geraten  (z.  B.  1857),  ohne  dass 


ihr  Kredit  gelitten  hätte.  Das  Hauptmittel, 
diesem  Wecnsel  zu  begegnen,  sind  geeignete 
Verändenragen  in  der  Höhe  des  Zinsmsses 
fflr  die  Depositen. 

Zum  Teil  wegen  dieser  gefährlichere» 
Natur,  zum  Teil  aber  auch  wohl,  um  nicht 
alle  Zweige  des  Bankgeschäfts  zu  sehr  zu 
centralisieren  und  den  eigenen  Betrieb  allzu 
sehr  auszudehnen,  nehmen  die  grossen  Cen- 
tralbanken.  auf  denen  das  Geldwesen  ganzer 
Länder  beruht,  keine  verzinslichea  Depo-  j 
siten  an.  Bei  den  übrigen  Banken  treten 
diese  Depositen  meistens  als  Kontoknr- 
rentguthaben  der  ständigen  Kunden  auf. 
In  Deutschland  richtet  sich  die  Verzinsung 
dieser  Guthaben  nach  dem  Zinsfuss  der 
Beichsbank,  imd  zwar  beträgt  er  in  der 
Regel  1  ftozent  weniger  als  der  letztere, 
während  für  di&.PassiTsaldi,  1  Prozent  mehr 
als  die  Bankrate  verlangt  wird. 

K.  Ausgaben  von  Luigfrirtigeii  Obli- 
MilioiieB.  Die  Ausgabe  von  selten  des 
Gläubigers  unktlndbfu^r  oder  in  langen 
Fristen  rOckfonlerbarer  Obligationen  ist  ein 
Geschäft,  das  schon  nicht  mehr  zu  den  Bank- 
geschäften im  engeren  Sinne  gehlirt,  von 
denen  hier  gehandelt  werden  sdl.  £s  hat 
fast  nur  für  die  Hypothekenbanken  Bedeu- 
tung, welche  derütige  Obligatiouen  unter 
dem  Namen  Pfandbriefe,  Hypotheken  scheine 
ausgeben  (s.  d.  betr,  Artikel).  Die  Vereuche, 
derartige  Papiere  dureh  ^ektenbanken  zu 
emittieren,  wie  sie  seiner  Zeit  durch  deu 
französischen  Credit  mobilier  gemacht  wur^ 
den,  sind  nicht  geglückt  Dem  eigentlichen 
Bankbetrieb  aber  ist  dies  Geschäft  ganz 
fremd. 

B.  Äklivgeschäfte : 
6.  Mass  und  Art  der  nntzbaren  An- 
lage im  allgemeinen.  Alle  drei  Arten  von 
fremden  Fonds,  über  welche  die  Banken 
verfflgen,  haben  das  Gemeinsame,  dass  sie 
in  kurzen  Fristen  den  Banken  wieder  ent- 
zogen werden  können.  Für  die  Banknoten 
imd  die  tiirc^thaben  kann  jederzeit  Zahlung 
in  barem  Gelde  verlangt  werden.  Für  die 
verzinslichen  Kapitaldepodlän  besteht  häufig 
eine  ^wiase,  aber  üodi  nur  sehr  kurze 
Kündigungsfrist  Aber  die  Grfahnmg  lehrt, 
dass  Rückforderung  bei  uuerschüttertem 
Kredit  doch  nicht  auf  einmal  und  plCtzlidi 
geschieht  Deshalb  ist  es  thunlidi,  einen 
Teil  dieser  Fimde  nutzbar  anzulwen.  Es 
genQ^,  wenn  ein  Teil  in  barem  Gdde  be- 
ständig voäianden  ist  Das  Maas,  in  dem 
nutzbüe  Anlage  und  bare  Bereithaltung  ge- 
wählt wird,  muBs  nach  den  Erfahrungen 
bestimmt  werden,  die  über  die  Forderung 
barer  Auszahlung  gemacht  sind.  Unbedingte 
Sicherheit -für  die  ZukuiA  geben  natädichei-- 
weise  die  aus  der  Vei^ongenheit  entnom- 
menen Erfahrungen  nicht  Deshalb  ist  weiter 
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erforderlich,  dass  die  Aolageart  ftlr  die  nutz- 
bar zu  inaehendeu  Fonds  so  gewählt  wird, 
dass  sie  das  an^lt^e  Kapital  nicht  auf 
lange  Zeit  der  Verfdgiing  des  Anlegenden 
entzieht,  sondern  ihm  die  Einziehung  in 
kurzen  Fristen  gestattet  (baukmässige 
Anlage).  Zu  einer  Verwendung  von  KapitEil 
auf  kurze  Zeit  findet  sidi  vor  allem  im 
AVarenhandel  Gelegenheit.    Jeder  Warenum- 


manns.  und,  wenn  er  den  Ankauf  nicht 
[wiederholt,  so  kann  er  ohne  Verlust  das- 
'f:«ibe  aus  dem  Geschäft  hei-ausziehen.  Er 
wird  daran  auch  nicht  divch  ein  grosses 
unbeweghches  Kapital  gehindert,  welches 
durcli  das  IBnausziehen  des  beweglichen 
zinslos  hliebe.  Je  mehr  sich  ein  Gewerbe- 
l>etrieb  in  dem  Verhältnis  der  Verwendung 
von  fixiertem  und  umlaufendem  Kapitfd 
und  in  der  Dauer  des  Umlanfes  des  letzteren 
dem  Warenhandel  nähert  desto  mehr  ist  er 
in  der  Lage,  Bankkredit  gebrauchen  zu 
können,  desto  mehr  Raum  bietet  er  für  eine 
,liankmäHsige  Anta^  des  Bankfonds.  In  sehr 
'geringem  Masse  ist  das  in  der  Landwirt- 
schaft der  Fall.  Das  Kapital,  welches  der 
Landwirt  in  seinem  Gewerbe  braucht,  so- 
wohl das  bewegliche,  wie  das  unbew^liche, 
kann  fast  seinem  ganzen  Umfange  nach 
dem  Betriebe  entweder  gar  nicht  oder  doch 
nur  mit  schwerer  Schädigimg  desselben  ent- 
nommen weiden.  Fast  nur  im  Sommer  vor 
<ler  Ernte  bis  zum  Verkauf  doi'  geernfeteu 
Produkte  im  Herbst  oder  Winter  und  ferner 
l>ei  einem  Aufschub  des  Verkaufs  derselben 
(Hier  bei  vorzeitigen  Einkäufen  aus  Speku- 
lation bedarf  der  l^andwirt  dos  Kapitals  aiif 
kurze  Zeit. 

Diese  aUgemeinea  Sätze  über  die  Veo 
wondim^  der  den  Banken  zufÜesaenden 
Fonds  sind  auf  Gi-und  \-ieler,  oft  i-eoht  übler 
Erfahnmgoii  in  den  letzten  Jahrhunderten 
immer  mehr  zur  allgemeinen  Anerkennung 
gekommen.  Die  Gesetzgebung  und  die  Ver- 
waltungen der  grösseren  öffentlichen  Banken 
insbesondere  haben  den  früher  hier  und  da 
gehegten  Gedanken  einer  völligen  Bardeckung 
der  in  der  Bank  vereinigten  Kassenvorräte 
fallen  lassen,  dagegen  das  Wesen  der  bank- 
mässigen  Anlage  immer  klarer  erkannt.  In 
den  letzten  Jahrzehnten  ist  freilich  in 
Deutschland  eine  Reihe  von  Theoretikern 
aufgetreten,  welche  für  eine  einzelne  Art 
von  Verpflichtungen  der  Banken,  für  die 
Banknoten,  die  Bei'cchtigimg  der  bankmäe- 
«igen  Deckung  geleugnet  und  volle  Bar- 
deckung verlangt  hat  (Tellkampf,  Geyer, 
einige  Begründer  der  agrarieclien  Partei). 
Es  ist  aber  kein  Grund,  diesen  Unterschied 
/wischen  Banknoten  und  anderen  stets 
fälligen  Pnssi\TS  zii  machen.  Die  wirtscliaft- 
liclic  Oloicliartigkeit  zwisclien  den  Zaltlungen 


durch  Banknoten  und  durch  Bankanwei- 
sungen, welche  zu  Umschreibungen  und  Ab- 
rechnungen führen,  ist  schon  hervoi^hobon. 
Da  durch  die  beiden  Arten,  Fordenmgen  zu 
überweisen,  die  Barzahlungen  in  weiten 
Kreisen  ersetzt  werden,  so  wäre  es  nicht 
nur  vom  privat  wirtschaftlichen,  sondern  auch 
vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  wider- 
sinnige Vergeudung,  noch  dieselbe  Menge 
MetaÜgeldes  im  Lande  aufzuspeichern,  die 
notwendig  wäre,  wenn  alle  Zahlun(?en  mit 
diesem  gemacht  wtlrden.  Wenn  die  Ver- 
wendung eines  Gutes  sich  einschränkt,  so 
genügt  eine  kleinere  Quantität  zur  Erreichung 
des  wirtschaftlidien  Zweckes. 

Wie  gross  der  Teil  der  stets  fälligen 
Verpflichtungen  einer  Banii  sein  soll,  der 
in  barem  Oelde  vorhanden  sein  muss,  da- 
rüber Ifisst  sich  eine  allgemeine  Regel  nicht 
aufstellen,  sondern  muss  nach  der  Lage  des 
einzelnen  Falles  wieder  auf  Grund  der  Er- 
fahrung beurteUt  werden.  Jedenfalls  ist 
unter  den  heutigen  Verhältnissen  auch  bei 
den  Notenbanken  nicht  mehr  ausschliesslich 
das  Verhältnis  des  Ban-orrats  zu  der 
Summe  der  ausgegebenen  Noten  zu  berück- 
sichtigen, sondern  auch  der  Bestand  an  stets 
fälligen  Depositen  in  Betracht  zu  ziehen. 
Im  allgemeinen  wird  das  Mass  des  erforder- 
lichen Barvorrats  ausser  von  dem  Ki'e<lit 
der  Bank  von  dem  Grade  abhängen,  in 
welchem  ihr  Barvorrat  gelegentlich  in  An- 
spruch genommen  wird,  erstens  zu  Sen- 
dungen von  edlem  Metall  ins  Ausland  und 
zweitens  zm-  Lieferung  von  Metallgeld  für 
inländische  Zahlungen,  die  zu  klem  sind, 
um  durch  Anweiauiig  oder  Banknoten  er- 
ledigt zu  werden.  Die  Schwankungen  der, 
iDtemationalen  Zahlungsbilanz  verursachen 
uuregel  massige  Strömungen  von  iield 
zwischen  den  Kulturataateu.  Das  dazu  er- 
forderliche Metall  wird,  da  sonst  in  der 
Volkswirtschaft  disponible  GeldvonSte  nicht 
existieren,  auf  die  eine  oder  die  andere 
Weise  den  Banken  entzogen.  Natürlicher- 
weise sind  diesem  Äbflnss  der  Barvorräte 
vorzugsweise  die  Banken  in  den  grosseu 
Verkehremittelpunkten  ausgesetzt,  und  für 
denselben  FOrsor^  zu  treffen  und  ihn  thun- 
lichflt  zu  regulieren,  ist  eine  besondere  Auf- 
gabe der  Centralbwiken  geworden  (s.  Ai-t 
Bankpolitik).  Dasselbe  lässt  sich  in  be- 
schränkterem Masse  auch  von  der  Hergabe 
von  Metallgeld  fCir  die  Zeiten  gesteigerten 
Verkehrs  st^n,  in  denen  vermehrte  Lohn- 
zahlimgen,  Handel  in  landwirtschaftlichen 
Produkten  u.  dgL  ein  vei-grösscrtes  Bedilrf- 
uis  nacli  kleinen  Zahlungsmitteln  lien-or- 
nift.  Da,  wo  eine  gi'osse  Centralisation  des 
Bankwesens  durcligefühi-t  ist,  besteht  der 
BarvoiTat  der  kleineren  Bank  grösstenteils 
in  Fordeiiiugen  an  die  CenJiTÜbank  (Girogiit- 
haben   oder   Banknoten)  <xlcr  in  Wi.tliseln 


y  Google 


Banken  (Bankgeschäfte) 


luid  "Wertpapieren,  die  bei  der  Centraibank 
(liskoDtiert  oder  beliehen  werden  köoLeu. 
Auf  die  Höhe  und  die  Art  dieser  den  Bar- 
vorrat ersetzenden  Forderungen  wii-d  die 
Politik  der  Centralbank  -wesentÜchen  Einfluss 
aiisttben  kfinaen. 

7.  Die  einxeliien  Anlagearten.  a)  Dis- 
koutienuig  tod  Wechseln.  Die  \)iß- 
kontienwg  vou  kurzfristig  fäUigen  Wechseln 
ist  die  ganz  vorzugsweise  bankmässige 
Anlage.  Es  sind  insbesondere  die  kauf- 
iDänniiichen  Tratten,  welche  für  den  Kauf- 
preis vi>rkaufter  Waren  vom  Verkäufer 
auf  den  Käufer  gezogen  und  von  diesem 
acceptiert  werden,  die  eine  ganz  besonders 
sichere  tatikmäsaige  Anlage  bieten.  Die 
Kreilitgewährung  nir  verkuufte  Waren  und 
snmit  <1ie  Dauer  der  ftlr  den  Kaufpreis  ge- 
zi^nen  Wetjisol  pflegt  sich  im  europäischen 
Haüdel  nicht  über  einige  Monate  hinaus  zu 
•-i^ätreeken.  Der  Aussteller  dee  Wechsels 
und  der  Bezogene  als  Acceptant  liaften  nach 
Wechselrecht  für  die  Erfüllung  des  Wechsel- 
verspreohens.  Die  Bank  kann  die  Natur 
des  Geschäftes,  ans  dem  der  Wechsel  her- 
viiqiegangen  ist,  ob  der  Wechsel  solider  Art 
ist.  demselben  mit  l^eichtigkeit  ansehen.  Die 
in-oSsen  Banken,  welche  zu  einer  genauen 
Pnifiing  nicht  immer  im  stände  sind,  ver- 
langen oft  eine  dritte,  nadi  Wechselrecht 
haftende  rnterschrift.  Dieselbe  kommt  in 
tler  R^el  so  zu  Stande,  dass  der  lokale 
Bankier  die  Wechsel  seiner  ihm  genau  be- 
kannten Kunden  diskontiert  <md  dann  je 
nach  dem  Mass  seines  Geldbedarfs  bei  der 
grossen  Bank  weiter  <liskontiert.  Die  Zu- 
verläf^si^keit  der  Anlage  in  kaufmäntiischen 
Wechseln  im  dann  bei  einiger  Sorgfalt  in 
ihrer  Prüfung  so  gross,  dass  die  \erluste 
au  deibselben  minimale  sind  und  dass  auch 
in  ^hlimmen  Zeiten  auf  üirea  pünktlichen 
Eiiiirans:  gerechnet  werden  darf. 

Xächst  den  kaufmännischen  Wechseln 
k'immen  gute,  nicht  lange  Zeit  laufende  Ge- 
^ligkeitswech^l  in  Betracht.  Dieselben 
können,  wenn  sie  von  zuverlässigen  Häusern 
wzogen  und  acceptiert  sind,  eine  ebenso 
Kichere  Anlage  sein  wie  <lie  kaufmännischen. 
Das  Bankgeschäft  selbst,  z.  B.  die  Kredit- 
ttewähnmg  eines  Bankhauses  an  seine  Kun- 
den giebt  zur  Entstehung  solcher  Wechsel 
Veniulassung.  Aber  es  Gegt  die  Gefahr  des 
Hiüsbranchs  dcrarti^r  Wechsel  nahe,  Ihre 
Entf^ehung  zeigt  lucht  an,  dass  wirkliche 
Hantlebigesehäfte  gemacht  sind,  sondern  dass 
das  Bedilrfois  vorlag,  auf  diesem  Wege  sich 
Geld  zu  verschaffen.  Die  Möglichkeit  ilirer 
V-rmoluiing  ist  daher  nicht  durch  objektive 
ThatBaclu'U  tresehränkt,  sondern  eine  uube- 
im-nüte.  Es  kr>unen  Gefälligkeitswechsel 
zwar  auf  kurze  Zeit  gezogen  werden,  aber 
viir  Verfeillzfit  durch  neue  zu  iluror  Bezah- 
hirs    gf-zflgene    Weclisel     ersetzt    werfen. 


So  werden  durch  gegenseitiges  Aufeinander- 
ziehen  kreditimwürdiger  Personen  nicht 
selten  Wechsel  gescb^en  werdeu,  die  sich 
bei  der  kleinsten  Ki-editei-scliflttenuig  als 
wertlose  Papiere  zeigen. 

Von  dem  Diskontiei-en  der  Wechsel,  die 
am  Orte,  an  welchem  die  Bank  iliren  Sitz 
liat,  aahliai'  8ind{Platzwecliseln),unterscIieidet 
sich  zwar  nicht  in  rechtlicher,  abei-  in  wirt- 
schaftlicher Beziehung  der  Ankauf  von 
Wechseln,  die  an  fremden  Orten  zahlbar  sind 
(Rimessen-   oder    Versandtweehseln).     Jlan 

Eflegt  in  Deutscliland  das  erstere  Gescliäft  als 
liskouto-  imd  das  zweite  als  Wechselgeschäft 
im  engeren  Sinne  zu  bezeichnen,  dabei  ist 
aber  wieder  zwischen  dem  Ankauf  von  im 
Inlande  zaldbaren  (inländischen  Vei'sandt- 
weohseln)  und  von  im  Auslande  zaldbaren 
(auswärtigen,  fremden  Wechseln,  Devieu) 
zu  uuterscheiden.  Der  Ankauf  (inländischer) 
Versandtwechsel  ist  von  der  Diskontierung 
von  Platzwechseln  nur  wenig  verschieden. 
Vür  die  grossen  Centralbanken,  insbesondere 
die  an  verschiedenen  Orten  Bankstelleu 
haben,  versclilägt  es  sehr  wenig,  oh  sie 
Platzwechsel  oder  Wechsel,  die  an  anderen 
Bankstelleu  zahlbar  sind,  kaufen.  Gerade 
ilie  kaufmännischen  Weclisel  wei-den  \-iel 
liänfw^r  Wechsel  sein,  die  von  einem  Orte 
des  Inlandes  auf  einen  anderen  gezogen 
sind,  als  Platzwechsel,  weil  bei  Plntzver- 
käufen  viel  seltenei'  dem  Käufer  für  die 
Zahlung  des  Kaufjjieises  der  Ware  Kretlit 
gewälu-t  wird  als  bei  Verkäufern  von  Ort. 
zu  Ort, 

Bei  dem  Ankauf  ausländischer  Wechsel 
ti-eten  zu  dem  Zwecke  der  Kapitalanlage 
nocli  andere  Ziele  hinzu,  nämlich  die  Speku- 
lation auf  die  zeitlichen  Schwankungen  des 
Wechselkurses  und  die  Ausnutzung  der  ITn- 

fleidiheiten,  die  zwischen  den  Woclisel- 
ursen  der  verschiedenen  Länder  auf  einan- 
der zu  derselben  Zeit  sicli  ergeben  (Arbi- 
tragegesdiafte).  Diese  Geschäfte  werdeu  in 
der  Hegel  von  Häusern  betrieiwu,  welche 
noch  an  dem  internationalen  Handel  mit 
zinstragenden  Wertpapieren  und  der  Besor- 
gung internationaler  Barsendungen  besondei-s 
beteiligt  sind.  Denn  die  verschiedenen  Arten, 
die  internationaien  Zahlungsverpflichtungen 
auszugleichen,  müssen  sica  gegenseitig  er- 
gänzen. Daher  hat  sich  dieser  ganze  Kreis 
von  eigenartigen  iind  schwierigen  Geschäften 
zu  einem  besonderen  Zweige  des  Baiik- 
betiiebes  entwickelt  und  von  der  Kassen- 
fOhrung,  der  Noteuausgabe  und  dem  i'egel- 
mässigeii  Diskoutogesdiäft  getrennt.  Ferner 
hat  ffu-  grosse  Banken,  aus  deren  Bai-vor- 
raten  die  internationalen  fterzahlungon  haupt- 
säcl>lich  geleistet  wei'tleu,  ein  Besitz  von 
auswärtigen  Wechseln  dadurch  Be<leutuug, 
<1nss  durch  Verkauf  dei'sell'Cn  auswärtige 
Zahiungsveriifiicht nagen    ebensogut  gedeckt 
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werden  können  wie  durch  Bai-sendimgen 
imd  alao  ein  Abflugs  des  SarvorrateB  zur 
Tiü-it  einer  ungünstigen  Zahlungsbilanz  ver- 
hindert oder  doch  vermindert  werden  kann. 
Wenn  der  Ankauf  von  diesen  Banken  zum 
Teil  nur  in  beschtlbikter  Menge  betrieben, 
zum  Teil  ganz  vermiedeD  wird,  so  wiid  das 
in  der  besonderen  Ätisbildung  des  eben  er- 
wähnten Bankbetriebes  zu  einem  eigenen, 
mit  verwandten  Geschäften  verbundenen 
OeechäflBbeti-iebe  seinen  Qrund  haben. 
(Durchschnittlich  hatte  die  Beichsbank  an- 
gelegt im  Jahre  1897  in  Wechseln  aufs  Aus- 
land 2411000  M.  gegen  285203000  H. 
in  inländischen  VeTsandtwechseln  und 
.Sr)7149000M.  in  Diskonto-(Platz-)wechseln.) 
b)  Darlehen  gegen  Verpfändung 
von  Waren  mit  Einschluas  der 
edlen    Metalle,    fremder    Münzen, 


Faust 
Pfand).    ■ 

Während  bei  den  Wechseln  der  Kredit 
ausschliesslich  auf  der  Zahlungsfähigkeit  der 
verpflichteten  Personen  bendit,  tritt  bei  dem 
Ix)mbarddarlehen  die  Person  des  Schuldners 
gegenüber  dem  Werte  des  Pfandobjektes 
KiurOck.  Damit  ein  solches  Darlehen  den 
Charakter  einer  bankmässigen  Anlage  trage, 
JBt  daher  vor  allem  erfoiäerlich,  dass  aas 
Pfandobjekt  leicht  verkäuflich  sei.  Waren, 
die  keinen  sicheren  und  grossen  Markt 
haben,  z.  B.  Luxuswaren  imd  viele  feinere 
Fabrikate,  Wertpapiere,  die,  wie  z.  B.  indus- 
trielle Aktien,  zu  Zeiten  schwer  oder  gar 
nicht  verkauft  werden  kOnnen,  sind  kein 
Handobjekt  für  Bankdarlehen.  Femer  dürfen 
die  zu  verpfändenden  Papiere  oder  Waren 
nicht  gewalteamea  und  plötzlichen  Preis- 
schwankungen ausgesetzt  sein.  In  dieser 
Beziehung  behalten  sich  viele  Banken  das 
Recht  vor,  bei  einer  gewissen  Preisvermin- 
derung des  Pfandobjefctes  noch  die  Bestel- 
lung weiterer  Sicherheit  zu  foniem,  oder 
im  Fall  dieselbe  niclit  gestellt  und  auch 
das  Darlehen  nicht  zurücibezahlt  vrird,  zum 
sofortigen  Verkauf  des  Pfandes  schreiten  zu 
dnrfen.  Auch  wird  das  Pfandobjekt  im  all- 
gemeinen nur  bis  zu  einer  gewissen  Quote 
seines  Markt-  oder  Kiu« wertes  beheben, 
deren  nähere  Bestimmung  von  seiner  Quali- 
tät abhängt. 

Das  gestellte  Pfand  muss  in  den  Besitz 
des  Darieihera  ühereehen,  und  dieser  Um- 
stand setzt  der  Beleihnng  von  Waren  oft 
,  grosse  Schwierigkeiten  entgegen.  Es  ist 
wünschenswert,  dass  dm'ch  die  Einffihnmg 
von  Öffentlichen  Lagerhäusern  und  Lager- 
scheinen, die  als  Repräsentanten  der  Waren 
verpfändet  werden  können,  diesem  Cebel- 
stand«  abgeholfen  werde.  Die  Lombard- 
dai-lehen  stehen  den  kurzfälligen  kaufmän- 
nischen Wechseln   als  bankmässige  Anla^ 


insofern  nach,  als  der  B^iehr  nach  solclien 
Darlehen  mitunter  seine  Ursache  hat  in 
einem  stockenden  Verkehr  auf  dem  Waren- 
und  Effekten  maikle,  d.  h.  in  einer  Ueber- 
ladung  mit  Terkaufsobjetteu  im  Verhältnis 
zur  Nachfrage  und  in  einem  zu  hohen,  un- 
haltbar werdenden  Preisstande.  Die  kauf- 
männischen Wechsel  kommen  zu  Staude,  werm 
Geschäfte  abgeschlossen  sind,  die  Lombard- 
darlehen werden  nicht  selten  verlangt,  weil 
die  eigentlich  ziun  Verkauf  bestimmten 
Waren  oder  Effekten  sich  nicht  verkaufen 
lassen.  Besonders  gegen  das  Ende  von 
Ueberspekulationsperioden,  wenn  der  Absatz 
bei  den  hohen  I*reisen  zu  stocken  anfängt, 
suchen  die  Spekulanten  einem  Preisstürze 
wohl  dadurcli  vorzubeugen,  dass  sie,  um 
die  angehäuftön  Warenvorräte  nicht  ver- 
kaufen zu  mflssen,  Darlehen  auf  dlesflbeu 
nehmen.  Dieser  Missbrauch  aber  scMiesst 
nicht  aus,  dass  in  zahlreichen  Fiülen  Lom- 
barddarlehen aus  einem  durchaus  berech- 
tigten Ereditbedflrfnis  entspringen.  Dem 
Lombarddarlehen  verwandt  ist  das  Report- 
geschäft, das  angesehen  werden  kann  als 
ein  von  einer  BCrseuliquidation  zur  anderen 
gewahrtes  Darlehen  auf  Wertiiapiere  (oder 
auch  auf  Warenmengen),  für  welche  diese 
als  Unterpfand  dienen.  Vielfach  werden  aucli, 
als  Ersatz  für  das  Termin^scliäft,  Spekula- 
tionsgeschäfte in  Wertpapieren  in  der  Form 
von  Bargeschäften  gemaclit,  indem  eine 
Bank  Kredit  gewährt  und  die  füi'  den  Kunden 
gekauften  Papiere  als  Sicherheit  zurückhält. 
Auch  dio  von  den  Banken  gegebenen  stets 
fftUigen  (ou  call)  Darlehen,  für  die  meistens 
ebenfalls  ein  Unterpfand  zu  stellen  ist, 
dienen  hänfig  zu  spekulativen  Zwecken. 
Banken  in  \-erantworÜiüher  Stellung,  wie 
die  Notenbanken,  hat>en  sich  von  allen  diesen 
mit  der  Börecnspokidation  zusammeu  hängen- 
den Geschäften  fem  zu  halten. 

o)  Torsohüsse  in  laufender  Beoh- 
nong.  Die  Banken  gewähren  ihren  Kunden 
Darlehen  in  laufender  Rechnung  oder  ge- 
statten ihnen,  was  dasselbe  ist,  durcli  An- 
weisung oder  Wechsel  ihr  Guthaben  zu 
überziehen.  Von  jeher  sind  Privatbanken 
zur  Kreditgewährung  in  KontokoiTent  an 
zuverlässige  Kunden  nicht  selten  bereit  ge- 
wesen, und  eine  überaus  nützliche  Untei-- 
stützui^  ist  so  dem  Gewerbebetriebe  dm'ch 
die  Banken  vielfach  gewährt  worden.  Von 
grösseren  Instituten  sind  es  besonders  die 
schottisdien  Banken,  deren  Bereitwilligkeit, 
derartigen  Kredit  (cash  credit)  zu  gewähren, 
viel  gertlhmt  wird.  Derjenige,  der  eineu 
solchen  Kredit  bei  einer  Bank  besitzt,  kann 
denselben  zu  behehiger  Zeit  und  iu  belie- 
bigen Quoten  benutzen  und  ebenso,  wie  es 
ihm  passt,  üurQckzahlen,  ein  wesentlicher 
Vorzug  vor  den  in  bestimmten  Betiägen  auf 
bestimmte  Zeit  entnommenen  Darlehen.  Alter 
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in  <lieaeiii  Yorzuge  fOr  den  Kreditnehmer 
liegt  auch  die  Gefahr  für  den  Kreditgeber. 
Er  kanu  nicht  zu  bestimmten  Zeiten  auf 
deo  Eingang  der  in  dieeer  Weise  ausstehen- 
den Fonds  rechnen,  nnd  wenn  in  ungüns- 
l^r  Zeit  die  Bank  eine  Elinscliiftukiing 
der  Kreditgewährung  vornehmen  will,  so 
hat  das  oft  grosse  Schwierigkeiten.  Blaiiko- 
kre<Ute  in  Kontokorrent  sind  daher  nicht  xa 
emi>feh]en.  sondern  vorsichtige  Banken  wer- 
den sich  eine  Sicherheit  besteUen  lassen,  die 
dem  wahrscheinhchen  Kreditbedürfnis  des 
Kunden  entspricht  Bei  den  schottischen 
Banken  besteht  diese  Sicheriieit  h&nfig  in 
einer  BOrgschaft. 

d)  Kapitalanlage  in  smatragenden 
Weitpapiersn ,  Darlehen  au  den  Staat. 
Bin  grosser  Teil  der  zinstragenden  Wert- 
papiere ist  an  den  Effekten bOisen  jeder- 
zeit leicht  verkäuflich.  Insbesondere  gilt 
das  von  den  Obligationen  der  grösseren  euro- 
päischen Staaten  mit  geordneter  t^nanzvei^ 
waltong.  Aber  auch  diese  sind  sämtlich, 
wenn  auch  in  sehr  verschiedenem  Hasse, 
Korssch wankungen  ausgesetzt,  und  in  Kriegs- 
zaten  Itann  ihr  Veiiauf  in  der  Regel  nicht 
ohne  erheblichen  Kapitalverlust  geschehen. 
Bie  einzige  Ausnahme  bilden  die  nur  kurze 
Zeit  lautenden  Schatzkammerscheine ,  die 
ähnlich  wie  die  Wechsel  als  eine  eminent 
bonkma&sige  Anlage  bezeichnet  werden 
mflssen,  alier  jetzt  niu-  in  sehr  beschränkter 
Menge  von  den  grossen  Knlturstaaten  aus- 
gf^hen  werden.  In  (Geldklemmen,  welche 
nicht  mit  politischen  Störungen  verbunden 
sind,  sondern  rein  wirtschafulche  Ursachen 
haben,  pfl^  dagegen  die  Freisverminderung 
'ler  Aiit^e  an  der  Schuld  wohlgeordneter 
!jtaaten  nnr  klein  zu  sein,  und  durch  Ver- 
kanf  oder  Verpfändung  derselben  haben  oft 
Banken  grosse  Summen  QOssig  gemacht. 

I'nter  allen  Umständen  aber  hat  iMe  An- 
lage in  diskontierten  Wechseln  gegenDber 
der  in  Staatspapieren  für  Zettelbanken  den 
Vorteil,  dass  sie  durch  die  beständigen,  der 
Bank  fOr  fillige  Wechsel  zu  machenden 
Zahlungen  das  üäckstrOmen  der  Noten  in 
»He  Bvikkassea  erleichtert.  Der  Terkehr 
kann  Noten,  deren  er  nicht  bedarf,  leichter 
aueetoesen ,  wenn  fortwährend  (Gelegenheit 
frebnten  ist.  dieselben  bei  der  Bank  einzu- 
zahlen, als  wenn  die  ilberflflssigen  Noten 
fregen  bares  Geld  um^tauscht  und  tür  diese 
wteder  anderweitige  verwendangen  gesucht 
weiden  mtlssen. 

Bei  dieser  Lage  der  Sache  erscheint  in 
libviem,  welche  einer  Kri^s^fafar  weniger 
angesetzt  sind  vie  die  Vereinigten  Staaten 
011(1  England,  die  Anlage  in  der  Schuld  des 
<>igenen  Staates  als  eine  ftlr  alle  Arten  von 
Banken  in  beschrflnktem  Hasse  zulässige, 
wahrend  auf  dem  europäischen  Kontinent 
Ktaalnpapiere  als  Deckung  fftr  stets  billige 


Forderungen  nicht  unbedenklich  sind.  Mit 
vollem  itecht  hat  die  deutsche  Bankpolitik 
(s.  d.  Art)  diese  Anlageart  als  Baukuoten- 
deckung  verworfen.  Es  kommt  vom  staat- 
lichen Gesichtspunkte  hinzu,  dass  ein  massen- 
hafter Verkauf  von  Staatsmpiereu  seiten,-* 
der  Banken  in  politischen  Krisen  durchaus 
nicht  wünschenswert  erscheint. 

Wenn  schon  die  Anlage  der  Bankfonds 
in  Staatspapieren  ihre  grossen  Bedenken  hat, 
so  ist  das  in  viel  höherem  Masse  der  Fall 
mit  Dailehen  an  den  Staat,  die  eine  reine 
Bnchschtild  bleiben.  Bei  dieser  hat  die 
Bank  keine  i-erkäufliche  Urkunde  in  der 
Hand,  und  da  in  Zeiten  grösserer  Kri«^^ 
und  anderer  politischer  Umwälzungen  der 
Staat  Schulden  abzutragen  nicht  in  der  Lagi' 
ist,  auch  gegen  ihn  kein  Schuldeintrieb  statt- 
finden kann,,  so  sind  derartige  Forderungen 
als  im  Notfall  nicht  realisierbü*  zu  betrachten. 
Die  Geschichte  lehrt,  dass  auf  dem  Konti- 
nent ^'on  Europa  alle  grosseren  Banken, 
welche  ihre  Ba^ahlungen  eingestellt  haben, 
infolge  von  Vorschüssen  an  die  Finanzver- 
wnltungen  in  diese  Verlegenheit  geraten  sind. 

Von  der  für  längere  Zeit  bestimniteu 
Anlage  in  Wertpapieren,  die  nur  rückgangig 
gemacht  wird,  wenn  die  Bank  Verwaltung 
sich  veranlasst  sieht,  Fonds  flüssig  zu  machen, 
ist  der  Handel  mit  Wertpapierou  zu  unter- 
scheiden. Derselbe  erstreckt  sich,  wenn  er 
ein  gewinnbringender  sein  soll .  auch  auf 
weniger  sichere  und  verkäuflicne  Papiere 
imd  ist  mit  grösserem  Bisioo  verbunden. 
Er  ist  daher  für  Banken  als  Sammelstellen 
von  Kassenvorräten  und  scliwebendeu  Kapi- 
talien kesn  geeigneter  Geschäftsbetrieb,  son- 
dern, wie  eingangs  erwähnt,  die  Aufgabe 
von  besonderen  Kreditinstituten  ^worden, 
welche  den  Handel  mit  Werhimieren  und 
insbesondere  das  Emisaionsgescaärt  grössten- 
teils mit  eigenem  Kapital  betreiben.  — 

II.  VolkawirtBchaftliche  Reden- 
tang der  Bankgeschäfte. 

8.  Leletniigen  der  Banken.  Die  Dienste, 
welche  die  Banken  in  der  geseUscbaftlichen 
Wirtschaft  leisten,  sind  doppelter  Art. 

1)  Die  Sammlung  der  KassenvonSta  und 
anderer  schwebender  Kapitalien  und  dir^ 
Nutzbarmachung  eines  T&ieB  derselben. 

Der  grosse  \  orteil,  der  daraus  ents^Mingt. 
dass  das  Gold  und  Silber,  niil  dem  dii^ 
Einzelwirtschaften  ihre  Zahlungen  machen 
und  welches  sie  für  diesen  Zweck  oder  auM 
irgend  einem  anderen  Grunde  in  ihren 
Kassen  bereit  halten,  durch  Forderungen  an 
Banken  ersetzt  wird,  fällt  leicht  in  di>> 
Augen.  Die  Er^tanin^  au  Kapital,  die  da- 
durch bewirkt  wird,  ist  eine  ganz  enorme. 
Das  beste  Beispiel  liefert  Qrossbiitaunien. 
wo  die  Bankdcpositen  mehrere  hunder) 
Hillioueii    £'    betragen     und    denselben    tun 
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Vorrat  an  wirklichiim  (leliie  nur  <ler  Bar-' 
Vorrat  der  Btuik  tod  England  und  die  noch 
kleinere  Menge  der  üeldatiicke  geRenflber- 
steht,  welche  die  einzelnen  Banken  fiir  den 
taglichen  Gebrauch  in  ihren  Kassen  halten. 
Man  wird  hoch  greifen,  wenn  man  die  ge- 
samte Geldreserve  aller  Banken  von  Eng- 
land und  Schottland  auf  4ö  Millionen  £  ver- 
anschlagt. Auf  der  Basis  dieses  Geldvor- 
rates vollzieht  sich  der  ganze  Wertumsatz, 
welcher  durch  ca.  35  Millionen  £  Banknoten 
und  durch  die  Umschreibungen  in  den  Banken 
und  die  Ahrechnungen  zwischen  den  Banken 
vermittelt  wird  (Jahreaimisatz  im  Londoner 
Clearinghaus  ca.  7  Milliarden  £).  Und  doch 
ist  seltet  in  England  der  Geld  ersparende 
Prozess  noch  lange  nicht  abgeschlossen.  Die 
Zahlimg  durch  Anweisiing  nimmt  zu  und 
uird  für  immer  kleinere  Beitrage  bis  unter 
1  £  flblich.  Froher  oder  später  wird  man 
auch  zu  der  Ausgabe  voa  1  £-Noten  über- 
gehen, durch  die,  wie  das  Beispiel  von 
Schottland  zeigt,  auch  ein  sehr  grosser  Teil 
des  im  kleinen  Verkehr  umlaufenden  Gehles 
ersetzt  werden  könnte. 

2)  Die  Bewerkstelligung  der  Zahlungen 
in  \-iel  bequemerer  Art  und  in  einer  den 
wechselnden  Bedürfnissen  des  Verkehrs  sich 
leicht  anpassenden  Weise. 

Die  Bankgeechichte  lehrt,  dass  von  den 
illtesten  Zeiten  an  man  bemfiht  gewesen  ist, 
an  die  Stelle  der  Barzahlnng  ein- 
fachere und  bequemere  Vorgänge 
VM  setzen,  imd  <lass  auch  die  unangenehmsten 
sich  wiederfiolenden  Erfalirungen  über  Miss- 
hraiich  des  Kredits  nicht  von  imnter  er- 
neuten  Versuchen,  auf  seiner  Basis  das 
/ahlungswesen  zu  venollkommnen ,  abge- 
haJten  haben.  Es  bedarf  daher  auch  keiner 
näheren  Darlegimg,  welche  Voraüge  es  hat, 
grössere  Zalüungen  mit  einer  Banknote  statt 
mit  Münzen  zn  machen,  oder  wie  gross  die 
Vorteile  der  Eassenfühning  durch  Banken 
imd  der  Zahlung  durch  Bankanweisimg  sind. 
Dagegen  muss  die  Bedeutung  eines  elasti- 
schen, auf  dem  Ereilit  -  benihendeu  Zah- 
hmgswesena  noch  besonders  hervoi^hoben 

Ueberall  in  den  Kulturstaaten  giebt  es 
•lahreszeiteu,  in  denen  che  Monge  der  Wert- 
umsätze, die  durch  Geld  vermittelt  werden, 
utsch  und  stark  steigt,  und  wieder  Zeiten 
stockenden  Geldverkehrs,  in  denen  die  Menge 
der  2iahinngen  sehr  abnimmt.  Zu  Anfang 
der  beiden  Halbj^ire  z.  B.  werden  in  Deutsch- 
land viele  Zinsen  >md  Dii'idenden ,  Besol- 
dungen und  Renten  aller  Art  tezahlt,  Jahres- 
oder Semesteirechnungen  berichtigt  und  der- 
gleichen melir.  Bald  auf  den  Anfang  des 
Jahres  folgt  dann  ein  gi-osser  Stihstand  in 
den  Wertuni Sätzen  luid  ein  verminderter 
Heiiarf  an  Zahlungsmitt«la.  Ausser  dem 
Aufhören  der  durch  Jahres-,  Semester-  und 


Quartalwechsel  bedingten  Zählungen  macht 
sich  im  Laufe  des  ersten  Quartals  der  Ein- 
fluss  der  winterlichen  Stockimg  der  ThÄtig- 
keit  in  der  Landwirtschaft,  den  Bai^wertwn, 
der  Schiffahrt  etc.  immer  melu"  geltend.  Im 
Spätsommer  und  Herbst  dagegen  veranlassen 
die  Ernte  und  der  Verkauf  der  wichtigsten 
landwirtschaftlichen  Produkte,  Pa<^ht-  und 
Zinszahlungen,  Reiseverkelir  etc.  fast  allent- 
halben in  Europa  einen  erhöhten  Bedarf  an 
Zahlungsmitteln.  In  früheren  Zeiten  waren 
diese  Schwankungen  nicht  entfernt  so  gross 
wie  gegenwärtig,  und  wenn  sie  eintraten, 
so  gab  es  in  den  wohlhabenderen  Wii-t- 
sch^ten  fast  überall  Geldvorräte,  die  einen 
grossen  Teil  des  Jahres  ruhten,  aber  l>ei 
wessen  Zahlungstemiinen  teilweise  für  kui-ze 
Zeit  in  Umlauf  traten.  Jetzt  reduziert  jede 
Wirtschaft  ihren  zinslosen  Bai-vorrat  auf  ein 
möglichst  geringes  Mass,  und  die  plötzliclie 
Beschaffimg  sehr  vermehrter  Zahlnngsmittel 
würde  die  grössten  Schwierigkeiten  haben. 
wenn  nicht  die  Menge  der  umlaufenden 
Banknoten  vergrüssert,  Metallgeld  aus  den 
Barvorräten  der  Banken  in  Cii^datioa  ge- 
setzt werden  und  die  Umschreibungen  und 
Abrechnungen  zunehmen  könnten.  Der  Dis- 
konto würde  enorm  steigen,  und  man  wüi-de 
sich  mit  allen  möglichen  viel  unbeoiiemeren 
und  unsicheren  Zahlungsmitteln,  z.  B.  Wech- 
seln, Zinsconpons  etc.  zu  behelfen  suchen. 
Ebenso  wie  regelmässig  innerhalb  des 
Jahres,  so  schwankt  dei'  Bedarf  an  Zahlun^- 
mitteln  in  den  unrogelmässigen  Perioden,  in 
welchen  sich  in  der  modernen  geseUschaft- 
lichen  Wirtschaft  steigende  Pi'eise,  gewerli- 
licher  Aufschwung,  Untemehmungshii^t. 
Ueberspekulation  und  sinkende  Preise,  De- 
pi-ession  und  stockende  Thätigkeit  zu  fo^n 

Biegen.  Mit  diesem  Wechsel  geht  Hand  in 
and  die  Zu-  oder  Abnahme  in  der  Menge 
der  im  Umlauf  befindlichen,  metallisch  nicht 
gedeckten  Banknoten  und  in  der  Benutzung 
der  auf  dem  Anweisungssystem  beruhenden 
Zi^Iungsmethoden.  In  diesem  Falle  ist 
freilich  <lie  leichte  Ausdehnung  und  Ein- 
schränkung des  Zahlungs Wesens  kein  ganz 
ungeteilter  Gewinn,  ein  Punkt,  auf  den  wir 
noch  näher  eingehen  wenlen,  wenn  wir  zhdi 
Schluss  entgegenstehende  Ansichten  über 
die  Bedeutimg  der  Banknoten  nocli  einer 
kurzen  Besprechung  untei-ziehen. 

Ein  ganz  ausscrordenthdi  heftig  auf- 
tretendes Bedürfnis  nach  vermehrten  Zah- 
lungsmitteln zeigt  sich  in  grossen  Kredit- 
krisen. Die  allgemeine  Erschütterung  des 
Kredits  in  solchen  Zeiten  —  mag  sie  nun 
die  Folge  piötzUcher  Pi-oduktions-  und  Han- 
delskrisen sein,  mag  sie,  was  noch  schlimmer 
ist,  aus  grossen  politischen  Stönmgen  ent- 
springen —  regt  in  vielen  Wirtschaften  das 
Streben  an,  grÖSBere  Vorräte  von  Zahlungs- 
mitteln anzusammeln,  weil  unerwartet  und 
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T  '-'O-  h  ^ii.TriHi'O'le  Zahl  unsfAeipOich  tun  gen 
'r»ATT'M  »a>i^n  I  prrrtestierte  Wf^hsel.  Krie^- 
.— f^-:-  r»E   'iiA  nun  auf  die  Hilfe  des  Elredits 

•  Ut  vii  ki'hten.  Teriiistlasen  Vorkauf  von 
Vj^m-'c^ciJ-sikn  äeb  nicht  filr  Jeo  Fall 
•^i:*«-  0*^  It^iürfniä^ei:  Terlassen  zu  können 
_'li".':t.  Di^  verheerenden  Wirkungen  eines 
-■'.:-^~z.  Tast5>-ben  Schreckens  und  einer  all- 
-■'■-X'^vrD  Jae>f  nach  Geld  künnen  ein  }Shes 
■'iak^Ti  'Jer  Prwe  aUer  nicht  zu  den  nn- 
niin^Iitw  Dv-nreniii^n  l^hensbedürfnissen 
_™^isr.,v^j^„  Waren  und  einen  weit  ver- 
■T*il-rtra  SaU^tand  des  Veriehi's  hervor- 
mfvD  nnd  yf-r  allem  die  schwächeren  Wirt- 
x-hafi-^-n  I  Lohnarbeiter.  KreilitbedOrftige) 
~--bw<Y  7i:jiädis>'n.  Bricht  dann  auch  der 
Kredit  <1^  Banken  znsaniraen,  so  wird  das 
l'ft^l  aiif.serT>rt)entlich  veipitesert.  So  ist 
^  in  früherer  Zeit  mit  den  amerikanischen 
Banken  nnd  den  kleinen  englLschen  LAOd- 
^•anken  mehifeoh  geschehen.  S<^ar  eine 
laoesame  und  \'or^chtige  Liquidation,  wie 
>ie  z.  B.  1^66  Ton  manchen  kleinen  deutschen 
Zetlelbanken  vorgenommen  wurde,  muss 
lUK-fateäig  wiriien.  Denn  sie  ist  natflrlich 
mit  Einschränkung  der  gewohnten  Kredit- 
[rewihmog  nnd  der  dem  Verkehr  gebotenen 
Zahlmie:?mittel  verbunden.  Dagegen  hat  sich 
in  allen  neueren  Krisen  der  Kredit  der 
iTFOca-en  Centralbanken  wohl  erhalten,  und 
-ie  haben  in  denselben  die  gnjssten  Dienste 
'ladnrch  geleistet,  daes  sie  gegen  diskontierte 
Wechsel  und  andere  Sicherheiten  ihren 
Notmumlanf  vermehrten  und  die  Girogut- 
haben ihrer  Ktmden  erhöhten.  Indem  so 
'luH-h  pie  die  Möglichkeit,  gute  Wechsel  zu 
ili:ikoati€Ten ,  aufröcbt  erhalten  wurde,  ver- 
minderten sie  das  nnheilvolle  Streben  nach 
l'lützlicher  Eassenvei Stärkung.  Soweit  das- 
■*lbe  doch  hervortrat,  wurde  ihm  dadurch 
ahgehoifen,  dass  die  verstarWen  Outhabeu 
l>ri  der  Centralbank  und  noch  mehr  und 
allgemeiner  die  vermehrtea  Banknoten  die 
SteUo  vennehrten  Metallgeldes  vertraten. 
-So  wurde  Beruhigung  der  besorgten  Ge- 
lufiter  geschaffen  und  dem  verderbliclien 
Schrecken  gesteuert.  Ist  es  nicht  möglicJi, 
ia  grossen  und  allgemeinen  Erediterschütte- 
nmgen  auf  diese  weise  zu  helfen,  weil  es 
an  einer  Bank  fehlt,  die  als  Eckstein  und 
Stütze  des  Kredits  dienen  kann,  oder  weil 
ihre  Jlittel  für  staatliche  Zwecke  in  finan- 
üeller  Not  zu  sehr  in  Anspruch  genommen 
wi-rt]en .  so  bleibt  nichts  anderes  übrig,  als 
fftr  eine  Zeitlang  die  Barzahlungen  der 
Banken  zu  suspendieren  und  ihren  Noten 
gö^etzlicheu  Kurs  zu  geben. 

Endlich  kann  auf  den  wirtschaftlichen 
i'^twickelungsstufeu ,  welche  die  meisten 
•'uropäischen  Kidturstaaten  erreicht  haben, 
nur  durch  den  Bankkredit  einem  BedOrf- 
niise  an  Geld  zum  Zwecke  der  Berichtigung 

von  Differenzen  in  der  internationalen  Zah- 


lungsbilanz al^holfen  wenleii.  Dorartiiri' 
Stüniögen  in  dem  Gleichge wicht  der  vom 
Auslände  zu  empfangenden  und  ihm  zu 
machenden  Zahltuigen.  welche  dim^  Geld 
ausgeglichen  werden  niüssen.  kommen  im 
internationalen  Verkehr  aus  den  verschie- 
densten Trsacheii  (Weohtiel  im  Ausfoll  d*H- 
Emten,  KapiL-dübertragungen  otc.i  immer 
von  Zeit  zu  Zeit  vor.  Disiionible  Geldvoi-- 
räte,  die  fQr  diesen  Zweck  ver»'eudet  wenlen 
kOnnra.  finden  sidi  iu  den  Einzelwirtschaften, 
wie  schon  otien  erwähnt,  nicht.  Nur  di.' 
grossen  Banken  mit  festgewurzeltem  Kredit 
sind  in  der  Lage,  ilireu  Barvorrat  fflr  einig» . 
Zeit  vermindern  zu  können,  ohne  dass  irgeuil ' 
eine  empfindliche  Störung  des  Geldverkehn-  1 
damit  eutsteht.  Die  Menge  der  umlauEend«^i ' 
Noten  oder  die  Guthaben  der  Girokuiideii 
können  gleichzeitig  unvermindert  bleiben. 
Besitzen  auch  die  Banken  keine  (Usponiblen 
Geldvorräte,  welche  sie  fflr  diesen  Zweck 
entbehren  können,  so  wini  jede  ungilnstige 
Zahlungsbilanz  gegenüb^  dem  Auslande  und 
jede  bannende  Geldansfuhr  flble  Geld- 
klemmen hervomifen.  Denn  diejenigen, 
welche  den  intemationaten  Wechsel-  und 
Geldverkehr  besorgen ,  werden  dann  ver- 
suchen müssen,  diuvh  Anerbieten  hoher 
Zinsen  das  erfonierliche  edle  Metall  in  irgewl 
einer  Weise  aus  dem   Verkehr  zu   ziehen. 

Endlich  ist  anch  hervorzuheben,  dass  der 
Ersatz  des  baren  Geldes  namentlicli  dimJi 
das  Check-  und  Depositensj-steui  die  Preis- 1 
bildung  von  den  Schwankungen  der  Gold- 
produktion in  hohem  Grade  unabhängig 
macht.  Ob  England  bei  seinen  700  Millionen 
£  Depositen  10  oder  20  Millionen  £  melu- 
Oold  erhält,  kann  an  sich  die  Warenprei.'ie 
nicht  wesentlich  beeinflussen,  sondeni  o.< 
wird  dadurcli  nur  das  Deckungsverhältiü^^ 
der  Depositen  und  Noten  verstärkt. 

9.  Die  sof^nannte  Geldtbeorie  (cur- 
rency school).  Missbranch  der  B«nk- 
noten.  Die  im  vorstehenden  entwickelten 
Ansichten  über  die  Funktionen  lies  Bank- 
kredits und  insbesondere  der  Zettelbankeii 
in  der  Volkswirtschaft  sind  aufs  schärfste 
von  den  Anhängern  einer  neueren  Geld- 
theorie,  der  currency  sdiool.  bestritten  worden. 
Die  Lehre  hat  ihre  ersten  Anfänge  in  den 
Kämpfen  der  älteren  Nationalökonomeu  gegen 
das  Merkantilsystem  und  den  VerhandlunKcn 
über  die  englische  Bankrestriktion  (Ricanloi. 
ist  dann  mit  grossem  Scharfsinn  nnd  auf 
Grund  ausgebreiteter  Erfahrung  von  den 
geistigen  Urhebern  der  englischen  Bank- 
gesetzgebung  der  Jahre  18i-i — lS4rt,  an  ihrer 
Spitze  dem  Bankier  Samuel  Jones  Loyd. 
später  Lord  Overslone,  entwickelt  wottlcii 
und  zahlt  in  ihren  Grundzügeo  noch  jetzt 
allenthalben  viele  Anhänger.  In  Deutsch- 
land haben  sie  vor  allem  die  individualisti- 
schen     Freihandelstheoretiker      (Michaelis, 
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Fancher,  Friiice  Smith)  und  Knies  ver- 
fochtea. 

AÜen  Vertreteru  dieser  Richtung  ist  ge- 
meinsam dae  Miestrauen  geeen  metallisch 
nicht  gedeckte  Banknoten  nna  vor  aUem  die 
TerwOTfung  des  Wechsels  in  der  ähb- 
dehnung  ihres  Umlaufs.  Sie  missbilli^Q 
die  Anwendung  dieser  Kreditform  zur  Her- 
stellung eines  elastischen,  sich  den  Bedürf- 
nissen des  Yerkehni  leicht  anschliessenden 
Zahlungsweseus  imd  verlangen  eine  Be- 
stimmung  des  Masses  der  umlaufenden  Noten 
nach  dem  dauernden  Bedürfais.  Im  einzelnen 
weichen  natürlich  die  Ansichten  nicht  selten 
von  einander  ab ,  und  wenn  wir  es  unter- 
nehmen, die  Grundzöge  der  Lehre  kurz 
vorzuführen  und  zu  kritisieren,  so  müssen 
wir  uns  in  erster  Linie  an  die  englischen 
Ausfflhnmgen  halten  und  können  nidit  alle 
Schattierungen  imd  kleineren  Verschieden- 
heiten berücksichtigen. 

Die  wichtigsten  Behauptungen  sind: 

1)  dasB  ein  wesentlicher  Unterschied  be- 
steht zwischen  der  Zahlung  durch  Bank- 
noten und  durch  Un[iBchreibun^n  und  Ab- 
rechnungen der  Banken  und  ein  unwesent- 
licher zwischen  iUetallgeld  und  Banknoten. 
Das  umlaufende  Cleld,  die  currency  eines 
Landes  mit  Zettelbanken,  besteht  daher  nach 
dieser  Ansicht  aus  Metallgeld  lutd  Bank- 
noten. Der  Zustand  wird  als  gemischter 
Geldumlauf  dem  r^n  metallischen,  d.  h.  einem 
Geldwesen  ohne  Zettelbanken  entgegen- 
gesetzt. 

Zu  Anfang  dieses  Artikels  (sub  3  S.  134) 
ist  versucht  worden,  das  Irrtümliche  dieser 
Ansicht  nachzuweisen  und  darzuthun,  dass 
der  wirtschaftliche  Vorgang  derselbe  sei  bei 
der  Zahlung  durch  Banknoten  und  durch 
Bankanweisungen  und  Umschreibungen,  dass 
dagegen  von  der  Zahlung  durch  Ueber- 
tragung  einer  Forderung  sich  die  Zahlung 
durch  UetaUgeld ,  d.  h.  durch  ein  Sachgut 
wesentlich  unterscheide.  Zuzugeben  ist,  dass 
in  den  meisten  Staaten  bei  der  gegen- 
wärtigen Fntwickelung  des  Geldwesens  der 
öeldverdrängungsprozess  durch  Bwiknoteu 
weiter  getrieben  werden  kann  als  durch  die 
anderen  Kreditformen,  aber  das  ist  nur  ein 
quantitativer  und  kein  qualitativer  Cuter- 
sdiied,  und  an  sich  kann  es  kein  Vorwurf 
gegen  eine  Erscheinungsform  sein,  dass  eine 
natuivem&sse ,  auch  sonst  deutlich  erkenn- 
bare Entwickelung  in  ihr  weitergeführt  wird. 

2)  Dass  in  einem  >reia  metallischem 
Geldwesen,  d.  h.  einem  Geldwesen  ohne 
Banknoten,  jede  Vermehrung  oder  Verminde- 
nmg  des  Vorrats  an  edlem  Metall  durch 
günstige  oder  ungünstige  Zahlungsbilanz  zu 
einer  entsprecbeuden  VeiÄuderung  in  den 
Angebot-  und  Naohfrageverhältniasen  mid 
dem  Tauschwert  des  Geldes  führe.  Darauf 
gründet  sich  die  Forderung,  dass  die  Bauk- 


notencirkulation     bei     einem     ungünstigen 

Stande  der  "Wechselkurse  und  bei  einer 
Ausfuhr  von  edlem  Metall  eine  diesen 
letzteren  entsprechende  Verminderung  er- 
fahren müsse,  weil  sonst  ein  Stand  der 
Warenpreise  im  Lande  entstehe,  der  nicht 
im  richtigen  Verhältnis  zu  deren  allgemeiaeni 
Geldwerte  im  Welthandel  stehe. 

Auch  ohne  Gebrauch  der  Banknoten  be- 
steht die  deutlich  erkennbare  Tendenz  des 
Verkehrs,  gelegentlichen  Ab-  und  Zufluss 
von  Metallgeld  durch  wechselnde  Umlaufe- 
geschwindffikeit  des  Geldes  und  durch  ver- 
mehrten oder  verminderten  Gebrauch  der 
übrigen  Ersatznuttel  des  Metallgeldes  aus- 
zugleichen. Die  Geldvorräte  in  den  ein- 
zehien  Kassen  sind  in  einem  solchen  Zu- 
stande sehr  viel  grösser  luid  dieselben 
werden  entweder  bei  kommemellem  Bedarf 
an  edlem  Metall  durch  höheren  Zinsfuss 
hen'orgelockt  oder  durch  Not  und  Steuer- 
druck in  politischen  Notlagen  in  Umlauf 
gebracht.  Ebenso  sind,  wenn  ausnahms- 
weise günstig  Veib&ltnisse  einem  Lande 
edles  Metall  in  u^ewöhnUchei'  Menge  zu- 
führen, zahlretdie  ISazel  wirtschaften  nereit, 
ihre  Vonfite  an  Metallgeld  zu  vermehren. 
Die  verhältnismfissig  grossen  Barzahlungen, 
welche  in  früheren  Zeiten  sich  verschiedene 
Ijänder  einander  machten,  z.  B.  die  franzö- 
sische Kriegskonti-ibiitionsz^ung  1815  und 
die  folgenden  Jahre,  oder  das  Verschwinden 
des  baren  Geldes  und  die  Wiederaufnahme 
der  Barzahlungen  seitens  grosser  Wirtschafts- 
gebiete ohne  merkliche  Einwirkung  auf  die 
Preise  sind  ein  Beweis  für  die  bew^liche 
Grösse  dieser  Geldvorräte  (hoards  in  Eug- 
laud,  Horte  von  A.  Wagner  genannt),  welche 
in  früheren  Zeiten  die  geringere  Elasticität 
des  auf  dem  Kredit  beruhenden  Zahlungs- 
wesens ersetzten.  In  der  Gegenwart  liefern 
Länder  wie  Indien,  China  ein  Beispiel  davon, 
welche  Quantitäten  Metallgeld  bei  einer 
günstigen  Zahlungsbilanz  in  den  Einzelwirt- 
schaften Aufnahme  finden  kßnnen,  ohne 
alsbald  in  Umlauf  zu  treten.  In  Zeiten  der 
Not  oder  auch  bei  steigendem  Zinsfuss 
werden  sie  her^'orgeholt  und  dienen  dann 
kürzere  oder  läEigere  Zeit  als  Umlaufsmittel. 
Wenn  ferner  behauptet  wird,  dass  jede  Geld-  . 
ausfuhr  ein  Zeichen  von  einem  Ueberfluas  i 
an  Zahlungsmitteln  im  Lande  und  einem  zu  ■_ 
hohen  Stande  der  Warenpreise  sei  und  des- 
halb aucli  nur  durch  eme  Verminderuug 
der  Zahlungsmittel  korrigiert  werden  könne, 
so  ist  auf  den  liäufigen  Fall  hinzuweisen, 
dass  eine  ungünstige  Zahlungsbilanz  aus . 
vor  übergehen  den  Vorgängen,  z.  B.  einer 
schlechten  Ernte,  ungewöhnlicli  grossen 
Eapttalanlagen,  Kri^saufwand  im  Auslände . 
entsteht.  Mit  dem  Aufhören  dieser  vorüber- 
gehenden Ursache  hört  ohne  alle  Einwirkmig 
auf  den  aUgemeinen  Stand  der  Warenpreise 
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<ii<!  Geldausfuhr  wieder  auf.  Es  ist  daher 
auch  -wünschenawert,  die  Gegenwirkung  so 
schonend  wie  Ji^nd  mCghti  eintreten  zu 
lassen.  Solche  zufällige  Störungen  in  der 
Zahlungsbilanz  kompensieren  sich  in  längeren 
Zeiträiunen  nicht  selten  gegenseitig  oder 
lassen  sich  durch  einen  gelinden  Druck  auf 
den  Kapitahnarkt  In  wohlhabenden,  dem 
Ausland  nicht  schuldenden  Ländern  mit 
Leichtigkeit  allmfihlich  angleichen. 

Wüßte  man  dachen  m  einem  Lande 
mit  ausgebildeten  Kreditverhältnissen  jeder 
Geldausfuhr,  die  sich  in  einem  abnehmenden 
Barvorrat  der  Banken  äuaeerte,  durch  ent^ 
sprechende  Verminderung  des  Notenumlaufs 
lM>gegnen,  so  wflrde  man  die  störendsten 
und  schädlichsten  Geldkrisen  hervorrufen 
und  dadurch  zwar  wahrsidieinlich  dieWechsel- 
kittse  günstig  stellen,  aber  die  erstrebte 
Terminderung  des  Notenumläufe  doch  nicht 
erreichen.  Demi  mit  aUen  Mitteln  wider- 
strebt der  Verkehr  einer  willküilichon  Ver- 
mindemug  der  auf  dem  Kredit  beruhenden 
Zahlungsmittel,  wenndie  Verminderaagnicht 
abwehrenden  BedOrfiiiseen  des  Verkehrs 
eTitspricht.  Man  sucht  sieh  mit  unbequemen 
und  tmsicheren  Ersatzmitteln  des  Geldes  zu 
hehelfen,  die  bei  den  Banken  deponierten 
Summen  werden,  soweit  irgend  thunhch, 
zortickgezogen  und  in  den  Verkeh)'  gebracht. 
Vor  allem  aber  würde  man  durch  Diskon- 
tienmg  von  Wechseln  imd  durch  Darlehen 
auf  kunte  Zeit  sich  Zahlungsmittel  zu  ver- 
schaffen suchen,  und  wenn  die  Banken  um 
Sil  mehr  ihre  Kreditbewilligung  beschiSnkten, 
^1  wären  schwere  Geld-  und  Kreditkrisen  un- 
vermeidlich. In  dem  Artikel  Bankpolitik 
findet  sich  ein  Beispiel  eines  solchen  Vor- 
ganges aus  den  amcnkanischen  Erfaiiningeu 
fW  Jahres  ISTä  kurz  angefülirt.  Daher  ist 
*¥  Bclir  viel  richtiger,  dem  Verkehre  die 
Zahlungsmittel  zu  lassen,  deren  er  nicht 
entbehren  kann,  und  durch  allmähliche  Er- 
schwerungen der  Kreditbewilligung  die  Geld- 
aiif'fulu-  zu  hemmen. 

Noch  viel  schwerer  als  eine  Einziehung 
von  Noten  bei  jeder  Ausfuhr  von  edlem 
Metall  würtie  es  den  Banken  fallen,  jedes- 
mal wenn  eine  günstige  Zahlungsbilanz 
<ield  ins  Land  führt,  in  entsprechendem 
Masse  die  Menge  der  umlaufenden  Noten 
?M  Tennehren,  wieviel  imverzinsliche  Bank- 
noten jede  Einzelwirtschaft  in  ihrer  Kasse 
haben  will,  das  zu  bestimmen  steht  nicht 
in  der  Macht  der  Banken.  Sie  können  nur 
ihi«  Noten  denienigen,  die  Weclisel  dis- 
kontieren wollen,  zu  mediigcn  Zinsen  an- 
bieten und  versuchen,  sodieUnternehmunga- 
)uBt  anzuregen,  gesteigerten  Verkehr  und 
ein  erhöhtes  Bedürfnis  nach  2iahlui;gsmiiteln 
hervw^orufen.  Die  Erfahrung  lehrt,  dass 
i-in  niedriger  Zinsfuss  diese  Wirkung  keines- 
wegs immer  hat. 

BAndvOrtcrbnch  der  StuiUwlsseiiBcbftften.   Zweite 


^Es  hat  sich  namentlich  in  den  achtziger 
Jaliren  deutlich  gezeigt,  dass  angesehene, 
nroasen  Kredit  geniessende  Zettelbanken  in 
Zeiten  gewerblicher  Depression  und  laug- 
sam wachsenden  Verkehre  ihre  Noten  zu 
sehr  niedrigen  Zinsen  ausbieten,  zu  dis- 
kontierende Wechsel  auf  freiem  Markt  auf- 
suchen, lun  eine  leidliche  Verzinsung  iliros 
Kapitals  zu  erreichen,  und  doch  mcht  im 
sttmdc  sind,  ihre  Notencirkulation  zu  ver- 
gröBseni.  Jahrelang  blieb  der  Notenumlauf 
oft  unter  dem  Masse,  das  den  Banken  ge- 
stattet ist  und  welches  von  den  Bankver- 
waltungen gern  annähernd  erreicht  würde. 
Gelingt  aber  der  Versuch,  durch  niedrigen 
Zinsfuss  und  reichliche  Kreditgewährung 
gewerbliche  Unternehmungslust  hervorzu- 
rufen ,  so  sind  damit  grosse  Gefahren  ver- 
bunden. Für  die  Stetigkeit  der  wirtschaft- 
lichen Entwickelung  muss  es  im  Gegen- 
teil als  ein  grosser  Vorteil  bezeichnet  werfen, 
wenn  die  Banken  nicht  bei  jedem  Än- 
schweDen  ihrer  Barvorräte  sofort  durch 
äusserste  Herabsetzung  des  Diskontosatzes 
die  Menge  der  metaUisch  nicht  gedeckten 
Noten  auf  gleicher  Höhe  zu  halten  ver- 
suchen. ^ 

f\  Sowie  ein  Äbßuss  der  Barvorräte  ohne  w 
entsprechende  Beschränkung  der  Notencirku- 
lation. so  soll  eine  Vermehrung  der  um- 
laufenden Noten  ohne  gleicümässige  Zu- 
nahme des  Barvorrats  in  den  Banken  nach 
Ansicht  der  Geldtheorie  zu  einem  üher- 
triel)enen  und  unhaltbaren  Stande  aller  Geld- 
preise und  vielen  daraus  folgenden  Uebeln 
fahren.  Die  Ausgabe  von  Noten  an  Stelle 
von  kaufmännischen  Wechseln  oder  in  Form 
von  Darlehen  an  Gewerbetreibende  liabe  die 
Tendenz,  eine  übermässige  Menge  von  Noten 
in  Umlauf  zu  bringen.  Fast  immer  seien 
zahlreiche  Gewerbetreibende  geneigt,  auf 
diese  Weise  sich  zu  günstigen  Bedingungen 
Kapital  zu  verschaffen  und  die  Noten  in 
Umlauf  zn  setzen,  die  Bankea  aber  auf 
diesen  Begehr  einzuüben,  weil  denselben 
daraus  ein  leicht  ersichtlicher  Gewinn  ent^ 
springe.  E^  hervorragender  Vertreter  der 
deutschen  abstrakten  Freihandelsschule  ging 
so  weit,  zu  behaupten,  dass  eine  Bank  mit 
schrankenlosem  Hechte  auch  eine  schranken- 
lose Gelegenheit  zur  Notenausgabe  erhalte. 
Die  so  entstehende  flbennässige  Vennehrung 
der  Zahlungsmittel  aber  sei  die  Haupt ursaclie 
der  sich  immer  wiederholenden  unnaltbaren 
Steigerung  der  Preise,  welche  dann  wieder 
von  zunehmender  Anhäufung  unverkäuflicher 
W^aren Vorräte,  Ausfuhr  des  Metallgeldes  und 
endhch  von  Geld-  und  Kreditkrisen  gefo^ 

Auch  in  diesem  Gedankengauge  begegnen 
wir  demselben  Irrtume  über  das  VerMtnis 
der  Banken  zur  Vermehrung  ihres  Noten- 
umlaufs. Nirgendwo  besteht  in  den  Kultur- 
Anflaee.    II.  10 
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vOikern  der  Gegenwart  ein  Bestreben  der 
Einzeiwirtsc-haften,  die  Zahlungsmittel  in  un- 
begrenztem Masse  zu  Termehren,  Niemand 
wird  daher  auch  unyerainsliche  BaJiknoten 
der  Bank  abnehmen  und  dafür  Zinsen  oder 
Diskonto  bezahlen,  weim  niclif  ein  Bedürfnis 
an  Zahlungsmitteln  vorliegt.  Nur  wenn  aus 
anderen  Grönden  vormehrte  inländische  Wert- 
lunsätze  vorgenommen  oder  Zahlungen  ans 
Ausland  gemacht  werden  sollen,  werden  da- 
her die  Wechsel  im  Besitze  der  Zettelbanken 
imd  die  Darlehen,  welche  sie  gewährt  haben, 
einerseits,  die  Menge  der  metallisch  nicht 
gedeckten  im  Umlaui  befindlichen  Noten 
andererseits  zunehmen.  Die  eben  er^'ähnten 
Grfahi'un^i  über  niedrigen  Diskontosatz  und 
gleichzeitige  Abnahme  der  umlaufenden  un- 
gedeckten Noten  bestätigen  diesen  s  priori 
wahrscheinhchen  Satz.  Ist  das  Bedürfnis 
an  Zahlungsmitteln  ein  vorübergehendes, 
strömen,  wenn  dasselbe  vorbei  ist,  bei  einem 
wohlgeordneten  Bankwesen,  bei  welchem 
reiche  Gelegenheit  für  Bückzahlung  der 
Noten  in  den  Bankkassen  besteht,  dieselben 
in  kürzester  Frist  in  die  Bank  zurück.  Der 
Beweis  wird  durch  die  rasche  Abnahme 
des  Banknotenumlaufs  in  den  Jahreszeiten, 
in  denen  die  Wertumaätze  geringer  sind, 
geliefert.  Wenn  dem  Bückflusa  der  Noten 
Schwierigkeiten  entgegenstehen,  z.  B.  Cirku- 
lation  der  Noten  entfernt  von  der  Einlöaungs- 
stelle  und  dem  Geschäftsbetrieb  der  Bank 
oder  geringer  Umfang  der  einer  Bank  zu 
machenden  Zahlungen  und  künstliche  Er- 
schwerung der  Einlösung,  kann  das  Rück- 

.  strömen  sich  vcrzf^rn.  Die  Folge  wird  in 
der  Begel  sein,  dass  andere,  bessere  Zahlungs- 
mittel aus  dem  Verkehre  verdrängt  werden. 

'  Solche  Missstände  aber  muss  und  kann  die 
Bankpolitik  in  erster  Linie  verhindern.  Sind 
dieselben  nicht  vorhanden,  so  erhalten  sich 
die  in  vermehrtem  Masse  ausgegebenen 
Banknoten  nur  so  lange  im  Verkefc-,  als  der 
Bedarf  andauert.  Aber  der  Bedarf  kann 
durch  eine  übciTnass^  und  uniialtbare 
Steigerui^  der  Preise,  übertriebene  Speku- 
lation und  Untern ehmungslu st  veranlasst  sein, 
wie  sie  grossen  Produkt  ionskrisen  voran- 
gehen. Nicht  nur  der  gesunden,  sondern 
nncli  der  krankhaften  Verkehrseutwickelung 
liefert  der  Kredit  die  erforderliclien  Zahlungs- 
mittel. Er  ermöglicht  und  erleichtert  sie, 
aber  er  nift  sie  nicht  hervor,  sondern  es 
t>edarf  dazu  eines  äusseren  Anstosses,  der 
fast  immer  in  einer  grossen,  die  Preiser- 
höhung wichtiger  Waren  gattungen  verur- 
sachenden Verschiebung  der  ftoduktions- 
nnd  Eonsumtionsverhältnisse  liegt  Auch 
wird  nicht  in  erster  Linie  in  solchen  Zeilen 
der  Banknotenkredit  in  Anspruch  genonunen, 
sondern  zunächst  die  anderen  Methoden, 
Zahlimgen  durch  den  Credit  zu  vermitteln. 
Es  steigen  die  Weehselcirknlation,  die  Aus- 


stellung vou  Bankanweisungen,  die  I'ni- 
schreibungen  in  den  Banken  und  die  Al>- 
rechnungeu  zwischen  den  Banken.  Dalier 
hat  es  auch  Ueberspekulatioiisperioden  und 
grosse  Handelskrisen  in  Handelsstädten  ge- 
geben, die  keine  Zottelbanken  kannten  (z.  B. 
iäamburg  1857).  Aber  bei  einer  über  ganze 
Länder  verbreiteten  Steigerung  der  gewcrb- 
lichcu  Thätigkeit,  des  Arbeitslohnes  unil 
aller  Wertiunsätae  im  kleinen  Vcricelir  kann 
man  eine  Vermehrung  der  kleinen  Zahhuigs- 
mittel,  der  Banknoten  oder  des  Papiergeldes 
und  des  Metallgeldes,  niclit  entbenreii,  und 
es  ist  nicht  zu  ieugiien,  dass  vor  allen 
grossen  Prodi  iktionslarisea  der  Neuzeit  die 
Zettelbanken  der  ungesunden  Entwickelung 
dadivch  wesentlichen  Vorschuh  geleistet 
hatten,  dass  sie  diese  Zalüungsmittel  in  ver- 
mehrter Menge  hei^ben.  Entweder  die 
Cirfculation  der  kleinen  Noten  vermehi-te 
sich,  oder  die  Barvorräte  der  Banken  nahmen 
bei  gleichbleibender  Notencirkulation  ab  und 
traten  teilweise  in  Cirkulation,  oder  beide 
Erscheinungen  zusammen  zeigten  sich.  Iii 
jedem  dieser  Fälle  wiiclis  natürlich  die  Oir-. 
kulatiou  der  metailiscli  niclit  gedeckten  Noten 
und  war  es  der  Banknotenkrodit,  welcher 
dem  Verkehr  die  erforderlichen  Zahlungs- 
nüttel  lieferte.  In  der  Regel  brach  dann 
die  Krisis  aus,  wenn  die  Mittel  der  Banken 
der  ErechUpfimg  sich  zu  nähern  schienen. 
In  keinem  Falle  jedoch  lässt  sich  nach- 
weisen, dass  die  vermehrte  Banknotenaus- (' 
gäbe  ursprünglich  Ursache  imd  nicht) 
Folge  der  Ueberspekulation  war,  wemi  die.*' 
auch  vielleicht  durch  die  ünterstfltzniig 
seitens  der  Bauken  weiter  getrieben  wenleii 
konnte,  als  es  sonst  möglich  gewesen  wäre. 
Aber  wegen  dieser  Gcfuir  des  Miss- 
brauchs ^'inl  doch  eiuc  strikte  Beschränkung 
der  ungedeckten  Noten  auf  ein  den  Miss- 
brauch ausschliessendes  Mass  nicht  in  ernste 
Er^'ägung  kommen  können.  Denn  erialirungs- 
mässig  lässt  sich  die  Benutzung  des  Noteii- 
krodits  zu  schädlichen  Zwecken  durch  weise 
Einrichhmg  und  Verwaltimg  der  Banken 
auf  ein  geringes  Mass  einsdiränken,  wähi-end 
die  wichtigen  von  uns  nälicr  dargelegten 
Funktionen  der  Banknoten,  die  nur  durch 
wechselnde  Äusdehimng  ihres  Umlauf.s  er- 
flUlt  werden  können,  in  dem  gegenwärtigen 
Zustande  unserer  wirtschaftlichen  Entwieke- 
lung  geradezu  unersetzlich  sind.  Die  Art 
aber,  zu  finden,  wie  die  nützliche  Verwendimg 
dieser  Kreditform  gesichert  und  zugleich 
dem  Missbrauch  thunlichst  \-orgebeugt  wer- 
den kann,  ist  Aufgabe  der  Banfcpolitik  (s.  d. 
Art.).  S.  auch  die  Artt.  Abrechnungs- 
stellen oben  Bd.  L  S.  7ff.,  Check, 
Clearinghouse,  Gioverkehr. 
LItteratnr:  Auiterden  hetrrffenden  Abtchnittfii  in 
ifsm  Handbuch  der  polit.  Otk.  mn  Sehönberg 
(Ad.  Wagner),  in  den  LekrMlehem  roa  Jln'u 
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imdSotrhei-,  inSltiH.VrnrahHiigilehrf,  und 
I*  den  älli-ren  Sfhrlftfn  .du  P.  J.  Marper- 
ijrr  kW  BBtfh,  vgl.  au»  der  denttehen  I.ille- 
rntnr  der  Irlitea  Jakrifhnir:  O.  M&hner,  Die 
Brntkni,  I^ptig  18S4-  —  A.  irnffner,  BritrSgi 
:«  drr  Irkre  ron  den  Bänke«,  Leipzig  HS?.  — 
l»«"»rtfc*,  Ueld-  und  Krediltheorie  der  Peel- 
'rben  Bantutte,  Wien  1861.  —  DertHb«,  Arl. 
ZettManirn  in  St.n'.li.  von  Slunhckli  taid 
Jtrattr,  XI.  —  Jteraelbe,  Vertfhifdene  Bank- 
iirlitel  ia  Bmliii-h,  JiaHdirüitnbucti  der  V-H-t- 
inrUfioflnlehrr.  —  Dtraetbe,  Üi/itfm  der 
Zrllfibantpolillt,  J.  Auß.,  Fretbtirg  ISTi.  ~ 
B.  yaaae,  AH.  ia  ZeiUrhr.  f.  Staattw.,  12,  S. 
.167 f.,  IS,  S.  Ig.,  il,  S.]2aff.,SS,K4S7ff.,Jahrb. 
f.  Sut.  u.  atat.  II,  S.  1  und  die  Pretatiiehr  Bank, 
Bonn  1866.  —  O.  MtchaeUa.  .Vaf»n  und  De- 
/mtüm  IH  Viert.  /.  VoUuHC.,  1S6Ü ,  S.  rrjf., 
trietter  abgedmcH  in  rolttiP.  Srhriflen,  Bd.  II, 
.S.  323 ff.,  Berlin  IS73.  —  TellkaHtpf,  Frincipien 
drt  Geld-  und  Bantu-etrn;  Berlin  1SG7.  — 
Xax  H'Irf*.  ßandbiirh  den  Bankveteni  (lia«pl- 
tärklirh  Bankttalittik),  S.  Teil  feiner  Grund- 
^je  iler  yattonaifftonomif ,  KSln  1870.  — 
Karl  KnUg,  Der  Kredü,  Berlin  1876—79,  be- 
i"mder»  I.  Hälfle,  Ataekn.  6,  II.  lliUpe,  Ab- 
K-An.  10  u.  U.  —  Die  reiehe  GelegenielUHIU- 
ratur  über  Bnakireeen,  weicke  dttreh  die  ge»eti- 
liehe  Ordnung  den  Bankaeteai  im  VeiiUchen 
Reirb  reranlanet  wurde,  >.  bei  Soetbeer,  Deut- 
«f»»   Bankrerfimtung,   Erlangen   IS7S,   S.   iOIff. 

—  Sattttr,    Die   EffektenbanSren,   Leiptig  1890. 

—  Model,  Die  grotten  Berliner  Effeklen'ba»ten, 
heraat}.  ron  E.  Loeb,  Jena  1S96. 

Au»  der  englitchen  LiUeratur  lind  vor  allem 
lierrortniieben ;  Die  Berichte  königlicher  vnd 
jiarlamentarieeAer  EommietioHeH,  lu  denen  die 
reieh»lrH  Erfahruagen  auf  dem  Gebiete  lUe  Bank- 
•rrtrni  gnamiaett  und  iiiin  Teil  aaeh  ferarbeitet 
•ind.  Wir  nennen  iniibeinudere  Report  o«  Ibe 
high  jirire  of  gold  btillion,  1810.  ~  RepoH  on 
promiiuorg  »ote*  fn  Scoüand  a«d  Ireland  ISjK. 

—  Beport  o»  the  Bank  oj  Enijbiud  eharter  I8SS. 

—  Reportt  I,  II  ua  banki  oj  ieeue,  1840  und 
la41.  —  BeporU  on  eommereial  di*lre»»  I84S.  — 
Reportt  I,  II  on  Ihe  bank  acli.  1S.'7.  —  Report» 
"H  mmmerrial  ditlre»»,  1.1B7.  —  Report»  on 
tk'  bauk  ael»,  1/fSS.  —  I'on  Schriften  Ein- 
:rlner  H.  THomlon,  The  jmper  credit  of  ti'reat 
Britain,  lAmdoa  ISOJ,  deutici  ron  L.  il.  Jakob, 
Halle  180t.  —  Tookf,  A  kittnry  of  pricee  aad 
of  Ihe  »tau  0/  fircukUion  fr.  1791—56,  VIeol». 
lAmdim  täSS — I8.'i7.  Devttche  aaitiig»treiie 
RearbeituHg  ron  Ateher,  J  Bände,  Dretden  1857. 

—  IHc  rer^ehiedenen  SchrifUn  von  Iiord 
Ovfrglotte.  gctammelt  unter  dem  Titel  Tnicl» 
'tntl  olher  publirnliont  on  metaUic  and  paper 
evrrencj/.  Lvndon  18S8.  —  Die  betreffenden  Ab- 
'fhnUte  in  J.  S.  MUM,  Prineiplet  of  politieal 
eronomg,  deultch  ron  üoe^eer,  i.  Auegrün  1864, 
bei.  Baeh  S,  Kap.  11,  IX,  24.  —  FuUarUm, 
On  enrrencji  and  banting,  2.  edit.,  London  IS4S. 

—  iT.  H'.  Gitbart,  A  jtfadical  treati»e  on 
hnnting,  3  foU,  6.  edit.,  London  1856,  auch  in 
den  gemwHoelten  Sebrifleti  de»  Verfa»»ert  ineder 
"bgedmekr.  —  Htnry  Itunltt^  Mnclead,  The 
tieiiry  nnd  prartiee  of  bankiiig,  3.  edit.,  :J  rot», 
pondon  1866.  —  Thomson  Hanleey .  The 
Prineijde»  of  banking,  ÜoTirfon  1867.  —  Walter 
Bm^tlutt,  Lombarditreet,  a  detcription  of  the 
money  market,   London  li<7S,    detitieh  ron  Beta, 


Jjeipiig  1874.  —  H'-  SlaHleff  i/irron«,  Mniieg 
and  the  mechanirm  of  c^ehange,  London  1S7S, 
deut»ch  Geld  und  Geldverkehr,  Leipzig  1S76.  — 
Bonatny  Prtee,  Curmary  and  lianking,  Lon- 
don 1876,  lUutteh  r«n  Hermann  Brefeld,  Berlin 
1877.  —  B.  H.  fM«f{«  PtOgrave.  BanJcrate 
in  EagtoHd,  Franee  «nd  Germany  1844—78 
(Staliftii)  London  1880. 

Ati*  der  fran»ö»i»chen  lAtteratur :  Engiüte  »ur 
le»  principe»  et  le*  fait»  geaeraur,  qui  regiuent 

Tarif  1867,  den  englieehen  rnlertiiehungen  und 
K't/mmi»iioniberiehien  naehgebildrt,  ohne  ihre 
Bmiicbbarkeit  tu  erreichen.  —  Von  .fehriflcn 
Eintelner:  J.  B.  Coureelle  S^euU.  Traitf 
throriqve  et  pratiqHe  de»  Operation»  de»  bnngiie», 
I^irit  187G,  6.  edit.  —  CMmeMl  Jvfflar,  De» 
crite»  pomtnereialet  et  leur  retour  periodiqae, 
/farit  186S.  —  ll'oloiralrl,  La  guettion  de» 
banqvet.  Pari»  1S64  und  J^  ehange  et  Ia  eireii- 
lalioa.  Pari»  1SU7.  —  uT.  F.  Hoiti,  La  libeile 
de»  banquei,  Ptiri»  1866. 

Ferraris,  Principii  di  »rieata  baneariit 
Milano  189t.  —  yeneitr  internationale  StaH*tik 
de»  Bankverkehr»  in  den  ron  Otterreichiichen 
FinannmtiMeTiiaa  herauegegebenen  TiibeUen  lur 
WährvngMatittik,  Wien  1S92—1S96,  7.  H^  1898. 

S.femer  die LiUeralurangabrn  in  denArU.  tur 
Bankgeeeliiehte  timl  in  dm  Aiit.  iiber  da»  Banl- 


11. 

Allgemeine  Baukpoiltlk. 

I.  Aufhüben  nnit  Ziele  der  Bau k- 

politik.  II.  Die  wichtigsten  Sys- 
teme und  Fragen  der  Bankpolitik. 
1.  Freiheit  der  Noteaausgalie.  2.  Beschränkende 
staatliche  Gesetzgebtmg.  3.  Priviiegierang 
einer  oder  mehrerer  Banken.  4.  Staatsbank 
oder  Privatbank.  5.  VorBchriften  Ober  Ausgabe, 
Einlösung  nnd  Deckung  der  Noten:  a)  Gr6a»e 
der  Banknoten,  b)  Annahmepflicht  der  Noten. 
c)  Einlljiniig  nnd  Anstansch  der  Noten,  di 
Bestimmungen  über  Menge  der  Noten,  welche 
eine  Bank  ausgeben  darf,  e)  Anlage  der  nnta- 
bar  zn  mach  enden  Fonds  der  Zettelbanken. 

LAafgaben  nnd  Ziele  der  Bftnk- 
politik. 

Schon  in  den  frühesten  Entwickelungs- 
stufen   des  Baokweeens  b^innt   die  Bank- 

Stlitik,  d.  h.  die  Versuche  der  Btaatlichen 
ewalt,  anf  da«  Bankwesen  einzuwirken 
und  es  zweckmässig  zu  gestalten.  DieBanken 
erscheinen  vor  aJlem  ab  die  Vermittler  von 
Zahlon^B,  und  die  lillrsorge  für  die  Zah- 
lungsmittel gehört  bei  sidi  verbreitendet 
Geldwirtachaft  fast  überall  zu  den  wesent- 
hchflten  Aufgaben  des  Staates.  Glänze  Bücher 
von  Verordnungen  und  Gesetzen,  das  Bank- 
wesen betreffend,  aus  der  zweiten  Hälfte 
des  Mittelalters  lassen   sich  in  einer  Stadt 
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wie  Venedig  zusammenstellen.  Sie  haben 
zum  Ziele  die  Sicherung  einer  zuverlässigen 
Verwaltung  der  den  Banken  anvertrauten 
KassenvoiT&te  und  die  aichere,  ordentliche 
Bowerkstelliguug  der  Zahlungen,  mit  denen 
sie  beauftragt  werden.  Die  Anfänge  der 
Bankpolitik  enden  in  den  italienischen,  nieder- 
I&ndischen  und  deutschen  Handelsstädten 
damit,  da8s  die  städtische  Obii^keit  das 
Bankwesen  selbst  in  die  Hand  nimmt  und 
Vei-such  macht,  städtische  Banken  zu  er- 
richten. Nur  in  den  Mittelpunkten  des 
(leldverkehrs  konnten  aber  damals  Banken 
entstehen  und  aufblühen. 

In  eine  ganz  neue  Periode  tritt  die  Bank- 

Slitik  mit  dem  Aufkommen  der  Banknote. 
e  Zahlung  durch  Banknoten  kann  in  den 
weitesten  freisen  das  Metallgeld  als  Um- 
laufsmittel  ersetzen.  Die  Banknote  wird  in 
Zahlung  genommen  von  zahlreichen  Per- 
sonen, ■welche  nicht  imstande  sind,  die  Kredit- 
würdigkeit der  au^beuden  Bank  zu 
prtlfen,  und  welche  sich  in  Abhängigkeits- 
verhältnissen befinden,  die  sie  hindern,  un- 
sichere oder  unbe<]ueme  Zahlungsmittel  zu- 
rückzuweisen. Die  Banknote  wird  ausge- 
geben von  Banken,  die  ein  mflchtiges  Privat- 
interesse haben,  Noten  in  mögiicbit  grossem 
Betrage  in  Umlauf  zu  setzen  und  zu  er- 
halten, imd  die  nicht  selten  eine  grosse 
Klientel  besitzen,  die  ihnen  zu  diesem  Zweck 
behilflich  sein  kann.  Fast  dieselben  Gründe, 
welche  ffir  die  staatliche  Regelung  des  Münz- 
wesens  sprechen,  fordern  daher  auch,  sowie 
die  Banknote  ein  allgemeines  /^üungsmittel 
wird,  die  staatliche  Ordnung  des  Bank- 
notenumlaufs. 

Aber  das  Zettelbankwesen  hat  sich  all- 
mählich aus  dem  privaten  Bankgeschäft  und 
zwar  bei  Völkern  ausgebildet,  die  vorzugs- 
weise individualistischer  Richhmg  sind,  in 
Enghmd,  Schottland,  den  Vereinigten  Staaten. 
D^ier  hat  es  sich  dort  lange  Zeit  als  eine 
Sache  der  Privatindustrie  in  verhältnismässig 

Süsser  Freiheit  entwickeln  können.  Das 
eispiel  dieser  Staaten  hat  dann  auch  auf 
die  Staaten  des  europJÜschen  Kontinents 
ein^wirkt.  Allmählich  aber  ist  man  über- 
all immer  melir  zu  staatlicher  Regulierung 
der  Notenausgabe  fortgeschritten.  Die  übrigen 
Zweige  des  Bankgeschäftes  dagegen  unter- 
stellt man  in  den  Kulturstaaten  nicht  einer 
besonderen  Aufsicht,  indem  man  von  der 
Ansicht  ausgeht,  dass  bei  denselben  die  Be- 
teiligten ihr  Interesse  selbst  zu  wahren 
im  Stande  seien. 

Es  ist  aber  nicht  nur  die  Sicherung  der 
B.Tuknoten^läubiger,  welche  die  europäischen 
Sti'jiten  mit  ihrer  Bankgesetzgebnng  als  Ziel 
verfolgen,  sondern  man  will  durdi  die  Ein- 
richtung der  Zettelbanken  und  die  Regelung 
ihrer  Notenausgabe  die  Erfüllung  aller  ge- 
meinwirtsehaftliclien  Aufgaben  sichern,  die 


durch  dasBankweseii am  besten  erfüllt  werden. 

Dieselbcnsindindem  Art.  Bankgeschäfte 
obenS.  132 ff.  naher daigelegt   Sie  bestehen: 

1.  in  der  Fürsorge  für  ein  elastisches 
Zahluugswesen,  welches  sich  den  wechseln- 
den Bedürfnissen  des  Gemeinwesens  au  Zah- 
lungsmitteln rasch  und  leicht  anpasst.  E.S 
kommt  dabei  darauf  an,  auf  dem  Kredit  be- 
ruhende Zahlungsmittel   zu   haben,  welche 

a)  entsprechend  dem  wachsenden  und 
nkenden  Vorkelir  in  vermehrtem  imd  ver- 
indertem  Masse  ausg;egeben  und  benutzt 

werden  können.  Die  Vermehrung  soll  legi- 
timen Bedürfnissen  des  Verkehis  g^enüber 
ohne  grosse  Geldklemmen  und  Kreditei-- 
schütteningen  geschehen  können,  aber 
Schwierigkeiten  haben,  wenn  das  gesteigerte 
Bedürfnis  an  Zahlungsmitteln  Folge  einer 
übertriebenen  und  darum  auf  die  Dauer  un- 
haltbaren Erhöhung  vieler  Warenpreise  und 
einer  Ueberapekulation  und  übertriebenen 
Unternehmungslust  ist; 

b)  in  einer  grossen  Ki'editerschüttenmg, 
die  mit  einer  allgemeinen  Jagd  nach  Kaesen- 
verelärkung  verbimden  ist,  <laß  bare  Geld 
in  den  Kassen  vertreten  und  dadurch  Be- 
ruhigung sdiaffen  kSnneu; 

2.  in  der  Soi^  für  einen  disponiblen 
Qeldvorrut,  aus  dem  nötigenfalls  Zahlungen 
an  das  Ausland  ■  gemacht  oder  für  andei*» 
Zwecke  hei^:eKeben  werden  können,  ohne 
dass  schwere  Geldkrisen  oder  eine  allge- 
meine Suspension  der  Barzahlungen  eintreten. 

Alle  diese  Aufgaben  sind  wesentlich  ge- 
meinwirtschaftlicher Natur,  d.  h.  es 
sind  keine  Privatinteressen  vorhanden, 
welche  ihre  Erfüllung  sichernj  und  wenn 
sie  nielit  erfüllt  werden,  so  leidet  tue  ge- 
samte Volkswirtschaft  und  namentlich  die 
schwächeren  Wirtschaften,  die  völlig  ausser 
Stande  sind,  sich  ^gen  die  Hebel  zu  schützen, 
weldie  mit  schbmmen  Geldkrisen  verbun- 
den sind. 

Es  fehlt  vor  allem  ein  Privatinteressi', 
welches  irgend  eine  Einzelwirtschaft  an- 
triebe, ^sse  Barvorräte  Jahrzehnte  lang 
zinslos  hegen  zu  lassen,  um  dann  gelegent- 
lich kurze  Zeit  eine  Verwendung  dafür  zu 
massigen  Zinsen  zu  haben.  Auch  für  Banken 
ist  das  von  privatwirtschaflJiehem  Stand- 
punkt nicht  vorteilhaft.  Sie  gewinnen  viel- 
mehr diux;h  Oekonomie  in  den  unverzins- 
lichen Kasse  nvoiTäten,  und  wenn  dann  häufig'^ 
Geldkrisen  eintreten,  so  sind  dieselben  ffir 
den  Gewinn  der  Banken  viel  eher  vorteil- 
haft als  nachteilig.  Ein  grosser  disponibler 
Barvorrat  ist  aber  auch  für  die  sub  la  und 
b  angeführten  Funktionen  der  Banken  die 
unentbehrliche  Voi-aussetzung.  Nur  auf 
seiner  Basis  kann  eine  Bankverwaltung  mit 
Sicherheit  die  metaUisch  nicht  gedeckten 
Noten  dem  Bedarf  eutapi-echend  vermehren. 
Aber  auch  der  zu  einem  solchen  Verfahren 
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nutige  Kredit  "wird  erfahrungsmässig  nnr 
<la  gewonnen,  wo  eine  Bank  aus  der  privaten 
Stellnng  hinaustiitt  nnd  nnr  nnler  öffent- 
licher Kontrolle  im  gemeinen  Interesse  ver- 
waltet wird. 

Würde  keine  Fürsorge  ilofilr  getroffen, 
tiaas  in  disponiblen  Barvorritten  und  in  fest 
gevm^eltem  Kredit  eine  Omndlage  für  das 
/ahliiDgsweseQ  des  ganzen  Landes  vorhan- 
<ien  wäre,  so  würden  liäufi^  Geldkrisen 
iinveimeicllicli  sein.  Es  ist  em  grosser  Irr- 
tum, zu  glauben,  dass  dieselben,  weil  sie 
sich  zunächst  in  einer  Erhöhung  des  Dis- 
kontos an  den  grossen  Börsen  äugsern,  die 
Börsenki-eise  ausschliesslich  oder  vorzugs- 
weise treffen.  Mangel  an  Zahlungsmitteln 
zeigt  sieh  im  kleinen  Verkehr,  nicht  aber 
zwischen  ^ssen  Banken,  OroBshändleni 
u.  dergL,  flie  sich  durch  Umschreibungen, 
Abrechnungen  wohl  zu  helfen  wissen,  und 
Höhe  des  Zinsfusses  ist  den  schwächeren, 
kapital  bedürftigen  Wirtschaften  viel  erapünd- 
licner  als  den  grossen  Kapitalisten.  Aus 
L-iner  scharfen  Geldklemme  aber  kann  sich 
oine  Kreditkrisis  entwickeln,  die  zahlreiche 
Betriebe  zum  Stillstand  bringt,  Arbeiter 
brotlos  macht  und  mit  ihren  verheerenden 
Wirkungen  die  wirtsehaftliehe  Entwickehmg 
Jahre  hindurch  ItLhmt. 

Dagegen  wird  mit  Unrecht  mitunter  ver- 
langt, asßs  durdi  die  Bankpolitik  in  erster 
linie  für  eine  möglichst  gemeinnützige 
Kreditbewillignng  seitens  der  Btmken  Soi'ge 
getragen  werden  müsse.  Die  Art  und  dos 
Hase  der  Kreditgewährung  muse  dem  eigent- 
lichen Zwecke  der  Zottelbanken,  der  Ord- 
nnng  des  Geld-  und  Zahlungswesens  durch- 
aus untei^geordnet  bleiben.  Denn  während 
iliese  Au%abon  des  gemeinen  Wesens,  ist 
<>3  im  allgemeinen  mcht  die  Obliegenheit 
des  Staates,  dafür  zu  seilen,  dass  die  vor- 
handenen Kapitalien  den  KreditbedOrftigen 
zugeführt  werden,  die  am  meisten  des 
fremden  Kapitals  benStigt  sind  oder  den 
besten  Oebrawch  davon  machen.  Nur  gegen- 
über besonderen  Notständen  ist  ein  Ein- 
greifen der  Staatsgewalt  in  den  Kreilitver- 
kehr  gerechtfertigt,  aber  ftlr  eine  solche 
Uilfe  sind  am  aller  wenigsten  die  Zettel- 
banken die  geeigneten  Institute.  Ihre  Krcdit- 
gew^mng  muss  eine  durchaus  bankmässige 
tiein,  damit  das  ausgeliehene  Kapital  nötigen- 
falls in  kurzer  Frist  wieder  eingezogen  und 
ilie  Einlösbarkeit  der  Banknoten  aufrecht 
erhalten  werden  kann.  Die  Krediteewährung 
ist  ferner  auch  insofern  dem  Hauptzweck 
<]er  Bankpolitik  dienstbar  zu  machen,  als  sie 
als  Wttel  gebraucht  werden  muss,  um  flber- 
triebene  l'reiBsteigeningen  iind  Unterneh- 
mungslust  sowie  einen  allzu  starken  Abfluss 
<ler  Barvorräte  zu  verhindern.  Die  übrigen 
Bankgeschüfte  ausser  der  Notenausgabe 
stehen  einfach  unter  ilem  Handelsrecht  nnd 


sind  nicht  zum  Gegenstand  einer  besonderen 
Gesetzgebung  gemacht  worden.  Man  könnte 
allenfalls  das  G.  v.  5.  Juli  1896  über  die 
Pflichten  der  Kaufleute  bei  Aufbewahrung 
fremder  Wertpapiere  anführen,  das  praktisch 
hauptsächlich  für  die  Banken  von  Bedeu- 
tung ist,  grundsätzlich  aber  sich  auf  alle 
Kaufleute  bezieht  Das  Börseagesetz  vom 
22.  Juni  1896  enthält  beschränkende  Vor- 
schriften für  das  Emissions  Wesen,  das  aber 
nicht  zu  den  Bankgeschäften  im  engeren 
Sinne  zu  rechnen  ist  Im  folgenden  be- 
schäftigen wir  uns  daher  auaschliesslieli  mit 
der  Notenbankpolitik. 

IT.  Die  wichtigsten  Systeme  und 
Fragen  der  Bankpolitik. 
1.  IiYelheit  der  Notenattsgabe.     Nnr 

selten  und  nur  für  kurze  Zeit  hat  dies 
System  in  uneingeschränkter  Weise  be- 
standen. 

In  England  war  die  Notcnau^abe  bis 
zimi  Jahre  1844  einzelnen  Personen  mid 
Gesellschaften  von  nicht  mehr  als  G  3Iit- 
B^iedem  gestattet.  Nur  die  Aiisgabe  von 
Noten  unter  1  *  wai-  seit  177.'»,  die  unter 
5  £  von  1777—97  imd  wieder  von  1829  an 
verboten.  Aber  die  Beschrilnkimg  iler  Mit- 
gUederzahl  der  Bankgesellschaften,  welche 
erst  1826  für  die  von  London  65  bleuen 
und  mehr  entfernten  Orte  aushoben  wurde, 
gab  der  einzigen  grossen  Bank,  der  Bank 
von  England,  ein  entsclieidendes  rebei-- 
gewicht,  welclies  durch  ihre  enge  Vei  bindung 
mit  der  Finanz  Verwaltung  des  Staates  noch 
verstärkt  wurde.  Es  feliltc  ilaher  nicht  an 
einer  Centi'albank,  welche  die  Aufgaben,  die 
im  gemeinen  Interesse  an  ein  wohlgeord- 
netes Bank«'esen  gestellt  werden  müssen, 
zu  erfüllen  strebte.  Freilich  wurde  die  £!■- 
füUung  ihr  nicht  selten  erschwert  durcli 
die  Konkurrenz  der  vielen  kleinen  Banken, 
die  ihren  Notenumlauf  stets  ohne  Rücksicht 
auf  den  Stand  der  internationalen  Zahlimgs- 
bUanz  auszudehnen  bemüht  waren  nnd  zu 
verschiedenen  Malen  in  grösseren  Kiisen  in 
grosser  Zahl  zusaininenbraehen.  Nach  einem 
Versuch,  durch  Gestattung  grösserer  Zettel- 
bankemmd  die  Verpflichtung  zu  periodischer 
Veröffentlichung  ihrer  Bilanzen  dieseu  Uebel- 
ständen  abzuhelfen,  ist  das  Sj'stem  1844 
verlassen  worden,  und  für  seine  Wie<lerher-  | 
Stellung  hat  sich  keine  nennenswerte  Stimme 
erhoben. 

In  Schottland  stand  es  ebenfalls  bis 
1845  jedermann  frei,  Banknoten  auszugeben, 
und  es  bestand  keine  Beschränlnmg  dieses 
Hechts  auf  Gesellscliaften  von  nicht  mehr 
als  6  Personen.  Es  konnten  .sich  daher 
Banken  mit  grösserem  Oesellschaftskapital 
bilden,  aber  die  Mitglieder  der  Gesellscliaf- 
ten,  mit  Ausnahme  von  den  durch  besondere 
Gesetze    inkorporierten,    hafteten    für   die 
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Schulden  der  GescUschaft  mit  ihrem  gAuzcu 
Vermögen.  Seit  1765  bestaad  Rin  Verbot 
der  Äi^frabe  tod  kloinereti  Noten  als  1  £. 
UebereiDkflnfto  Aber  regelmässigen  Aus- 
tausch der  Noten  führten  ein  rasches  Bflck- 
strSmender  Noten  zur  ausgebenden  Bank  her- 
bei (durchschnittlich  blieben  die  Noten  nicht 
länger  als  10—11  Tage  im  Umlaiif).  Trotz- 
dem, dass  die  dortigen  Zettelbanken  grossen 
Kredit  genossen,  sieh  von  grober  Missrer- 
waltung  mit  wenigen  Ausnahmen  frei 
Idelten  und  allen  Zweigen  wirtschaftlicher 
Thatigkeit  im  Lande  mehr  als  ein  Jahr- 
hundert hindurch  bedeutende  Dienste  ge- 
leistet hatten,  ist  auch  dort  das  System 
aufgegeben  worden.  Dass  es  so  lange  Zeit 
vortrefflich  funktionierte,  beruhte  ausser 
auf  dem  traditionellen  Geschick  der  Bank- 
verwaltu  ngen.derunboschrünkteii  Verantwort- 
lichkeit der  Gesellschaften,  dem  nüchternen 
Tolkseharakter,  dem  raschen  und  leichten 
BOckfluas  der  Noten  in  die  llankkassen 
doch  aucli  auf  der  Bank  von  England,  aus 
deren  Barvorrat  ungünstige  Saldi  der  mter- 
nationolen  Zahlungsbilanz  auch  fllr  Schott- 
land ausgeglichen  wiirden.  Der  Vorwiuf, 
dass  der  Verkauf  von  "Wechseln  und  anderen 
Sicherheiten,  den  aus  Mangel  an  disponiblen 
Barvorräten  die  schottisdien  Banken  auf 
dem  Londoner  Markt  in  Geldklemmen  vor- 
nehmen, diesen  empfindlicher  mache  und 
dass  die  Bankverwtutungen  durch  KiMikur- 
renz  verhindert  seien,  einer  eintretenden 
IJeberspekulation  hiulänglicli .  entgegemtu- 
wirken,  waren  die  Hauptursachen  der  ver- 
änderten Gesetzgebung. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
liaben  mehrere  Staaten  vorübergehend  die 
Notenau^abo  fast  ganz  freigegeben,  während 
andere  Zettclbanken  noch  ausschliessüche 
Privilegien  bcsasseo.  In  manchen  der 
ersteren  ist  auf  jener  Basis  der  übelste 
Bankschwindel  entstanden,  der  mit  einem 
nach  \ieleu  Seiten  hin  Verderben  verbreiten- 
den Zusammenbrach  endete.  In  einigen 
nördlichen  Ktaaten  (Massachusetts  z.  B.) 
hatte  sich  ein  Zustand  entwickelt,  der  in 
gewöhnlichen  Zeiten  diuxh  die  aligemeine 
Verbreitung  der  Bankeinrichtungen  als  ein 
Rostiger  erscheinen  konnte,  aber  doch  in 
jeder  grösseren  Krisis  zm-  Einstellung  der 
Barzahlungen  ^itens  der  Hanken  führte. 

2.  Heschränkende  stitatUche  Gesetz- 
gebang.  Während  der  ersten  Jahrzehnte 
dieses  Jahrhunderts  aber  verbreitete  sich 
in  den  wichti^ten  Staat eu  Amerikas  in 
■«■achsendem  Masse  die  Eikenntnie,  dass  es 
unmöglich  sei,  ohne  allgemeine  gesetzUche 
Bestimmungen  den  Baukbetrieb  vor  den 
gröbsten  Slissbräuchon ,  die  NoteiiboMtzer 
vor  imversohuldotem  Scliadon  imd  das  Geld- 
wesen vor  Unordnung  zu  .schützen.  Da 
entschloss  man  sich,  die  Sichenmg  des  all- 


gemeinen Zahlungsmittels  von  Staalswegen 
durch  besondere  öffentliche  Einrichtungen 
unmittelbar  in  die  Hand  zu  nehmen. 

Im  Staate  Kew-Yorit  hat  das  Bankgesetz 
vom  18.  AprU  1838  die  Banken  angehalten, 
für  alle  Noten,  die  sie  ausgaben,  bei  einer 
öffentlichen  Behörde  Sicherheit  zu  bestellen. 
Die  Noten  wurden  von  einem  dazu  bestellten 
Staatskontrolleur  für  alle  Banken  gleich- 
massig  ausgestellt  und  den  einzelnen  Banken, 
die  den  Vorschriften  dos  Gesetzes  genügten, 
ausgeliefert.  Vorfier  aber  musste  die  Bank 
(Gesellschaft  oder  Individuiun)  für  den  Be- 
trag an  Noten,  welche  sie  zu  erhalten  und 
in  Umlauf  zu  setzen  wünschte,  jedoch  nicht 
unter  100000  Dollars,  Staatsschuldscheine 
des  Staates  von  New-York  oder  anderen 
Staaten ,  die  der  Kontrolleiu-  annehmbar 
fand,  hinterlegen.  Nach  dem  ursprünglichen 
Gesetz  durfte  der  Kontrolleur  für  die  Hälfte 
des  Notenbetrages  als  Deckung  auch  Hj'po- 
theken  annehmen,  seit  1852  war  das  nnr 
für  dOOO  Dollars  zulässig.  Die  Banken 
standen  unter  laufender  Aufsicht  des  Kon- 
trolleurs oder  später  des  Bankdepartements. 
Wenn  Noten  von  einer  Bank  bei  Präsen- 
tation nicht  eingelöst  wurden,  so  hatte  der 
Inliaber  derselben  Protest  zu  erheben  uud 
dem  Kontrolleur  Anzeige  zu  machen.  Der 
Kontrolleur  sollte  alsdann  die  Bank  zur 
Zahlung  auffordern,  und  wenn  solche  nidit 
binnen  15  Tagen  erfolgte,  in  der  Staats- 
zeitung  anzeigen,  dass  alle  Noten  aus  dem 
hinterlegten  und  mm  liquide  zu  maclienden 
Sicherheitsfonds  bezahlt  werden. 

Die  New-Yorker  Einrichtungen  wurden 
allmählich  auch  in  manchen  anderen  Staatui 
ngeführt  und  im  wesentlichen  die  Grund- 
Lge  der  Neuordnung  des  Zettelbankwesens  för 
alle  Vereinigten  Staaten  während  des  Bürger- 
krieges durch  die  GG.  v.  1863  und  1864.  Durch 
eine  exorbitante  Besteuerung  wurden  die  älte- 
ren nach  den  Gesetzen  der  Einzelstaaten  ein- 
gerichteten Zettelbanken  zur  Auflösung  oder 
Einstellung  der  Notenausgabe  gez«-ungen. 
Die  unter  dem  neuen  Gesetz  sich  bildenden 
Zettelbanken  müssen  bei  dem  ComptroUer 
of  the  Currency  Schuldscheine  derVereini^ten 
Staaten  hinterlegen  und  zwar  nicht  weniger 
als  4U  OOO  $  und  als  'i'»  ihres  Stammkapilals. 
Sie  erhalten  ^-on  di^ero  Beamten  dafür  Bauk- 
noten in  Blancn  im  Betrage  von  90  "jo  des 
Kurswertes  imd  iiöchstcns  90".'»  des  No- 
minalwertes der  hinterlegten  Papiere.  Jedocli 
kann  eine  Bankgesellschart,  deren  eingezahlte:* 
Stammkapital  nicht  öiKKM*  9  übersteigt, 
nicht  mehr  als  90%,  dereu  Kapital  50000(1 
bis  lOoOOOO  *  l)eti%t,80";o,  (leren  Kapital 
1000000  aber  nicht  3000000»  übeistcipt, 
"ö^/o,  nochpflssereBankeumir60*o ihres  Ka- 
pitals an  ^oten  erhalten.  Die  Noten  werden 
von  dem  Kontrolleiu'  nach  gleichen  Fornm- 
lai-en  auf  Kosten  der  Banken  angefertigt,  den 
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Banken  ausgeliefert  und  mit  der  Unterschrift 
ilei-  ausgebenden  Bankvereehen  von  dieser  in 
den  rmlauf  gebracht.  Das  Gesetz  enthält 
aiissenlem  die  eingehendsf^a  Bestinunungen 
über  Art  und  Weise  des  Bankbetriebes,  Bar- 
<leckiing(ii.  unten sub  5d  S.l!)6ff.)iindEinlÜ' 
siinp  der  Soton  sowie  über  obrigkeitliche  Be- 
aufsichtigung der  Banken.  In  Bezug  auf  die 
EinlGsungspflicht  sind  die  Banken  in  drei 
Klas^n  geteilt,  Banken  der  Stadt  \e«'- 
Voik,  lenken  der  15  nAchstbedeutenden 
StAdle  (reaerve  cities)  und  Banken  aller 
übrigen  Orte  (Landbankeu).  Die  Landban- 
ken  müssen  sich  jode  eini>  Bank  in  einei 
Hescn-estadt  wählen,  bei  welcher  sie  einet 
Teil  ihre»  Banoirats  niederlegen  und  durch 
welche  sie  ihre  Noten  einlösen  lassen.  Die 
Banken  der  Beserrestadte  sind  gehaltei 
dieselbe  Verbindung  mit  einer  Bank  in 
Sew-York  zu  treten.  Endlich  müssen  nach 
'•ioem  EigänziiDgsgesetz  v.  20.JiinilS74  alle 
Banken  dem  Schatzamt  der  YereinigtenStaaten 
0"^  ihrer  umlaufemlen  Notenmenge  in 
barem  Qelde  überweisen  und  dies  Gut- 
tiaben  immer  auf  der  gleichen  H&he  er- 
lialten.  Aus  demselben  Üiet  das  Schatzamt 
auf  Verlangen  die  Noten  der  betreffenden 
Banken  in  Summen  von  lOOÜ  •  oder 
dem  Mehrfochen  <les  Betrages  gegen  bares 
<ield  ein.  Anf  diese  Weise  sind,  was  Form 
und  Einlösung  der  Noten  angeht,  wichtige 
Schritte  ziu-  C^ntralisation  für  das  grosse 
(iebiet  der  Vereinigten  Staaten  geschehen. 
AnfaDcs  war  die  Gesamtmenge  der  auszu- 
gehenden Nationalbanknoten  ^setzlich  fest- 
gestellt und  über  ihre  Verteilung  unter  die 
i'inzelneii  Staate»  und  Banken  genaue  Vor- 
schriften gegeben.  Durch  ein  G.  v.  14 
Jaouar  IVT.'i  ist  diese  Beschränkung  aiifge- 
hoben. 

Der  amerikanischen  Geset^;ebimg  ver- 
wan<)te  Bestimmungen  finden  sich  in  Europa 
nur  in  dem  schweizerischen  Bankgesetz  vom 
K  Mfirz  I8til.  Auch  dort  ist  die  Notenaus- 
gabe jeder  Bankgesellschaft,  die  ein  Stamm- 
k^tat  von  mindestens  üOOtKX)  Francs  be- 
sitzt, gestattet,  wemi  sie  gewisse  gesetzliche 
Erfordernisse  erfüllt.  Unter  diesen  Erfordcr- 
nUisen  ist  das  wicht^te  die  für  die  Noten 
zu  leistende  Ganintio.  Dieselbe  besteht  in 
feinem  Barvorrat,  der  40"«  des  Notenum- 
laufs betragen  muss,  und  für  die  übrigen 
tM»"*  entweder  in  einer  Garantie  des  Kan- 
tons oder  in  hinterlegten  Wertpapieren 
(Hier  in  diskontierten  Wechseln.  Den  Ban- 
ken, welche  die  Garantie  auf  die  letzte  Art  | 
fieilen.  ist  nur  ein  engerer  Gesehäftskreis 
gestattet  als  <lcn  übrigen.  Eine  Besctiraa- 
kuug  der  Notenmenge  besteht  nur  insofern, 
als  keine  Bank  mehr  als  das  Doppelte  Ihres 
•-■ingezahlten  und  wirklich  vorhandenen 
Stammkapitals  an  Noten  ausgeben  darf. 

E<  kann  keine  Frage  sein,  daas  die  Frei- 


heit der  Notenausgabe  in  den  genannten 
Ländern  die  Verbreitung  von  Btmkeinric^- 
tungen  in  allen  Teilen  derselben  mficlitig 
gefördert  liat.  Die  Notenau^;abe  kann  näm- 
lich ein  einti^lichos  Geschäft  in  Verhält- 
nissen sein,  in  wel<^en  die  übrigen  «Zweige 
des  Bankwesens  noch  wenig  lohnend  sind. 
Sie  gestattet  daher  die  Erriätung  von  Ban- 
ken an  Orten,  an  denen  man  sonst  an  die- 
selben nicht  denken  könnte,  und  vermehrt 
die  Zahl  der  Banken  da,  wo  sonst  nur 
wenige  bestehen  könnten.  Durch  die  Sichw- 
heitsbestellnng  ist  auch  ilie  endliche  Be- 
friedigung der  Notengläubiger  einer  banke- 
rotten Bank  auf  Jahr  untl  Tag  gesidieil. 
Es  ist  cndlicli  dm-ch  die  Beschränkung  der 
Notenemission  auf  ein  gewisses  Verhältnis 
zum  Stammkapital  sowie  durch  die  Bestim- 
mungen über  Einlösung,  gegenseitige  An- 
nahme der  Noten  und  durch  die  zu  stellende 
Garantie  roanclien  Uissbräuchen  des  Zettel- 
bankwesens ab^holfen  und  auch  eine  rasche 
und  übermüssigo  Vermehrung  des  Noten- 
umlaufs in  Ueberspekulationsperioden  er- 
schwert. 

Andcron^eits  aber  sind  lücit  nur  einzelne 
Bankbrüche  trotz  allen  gesetzliehen  Vor- 
sieh tsmassi-egeln .  sondern  auch  allgemeine  , 
Einstellungen  der  Barzahlmigen  in  grossen'" 
Krisen  niclit  zu  venueideuj  imd  für  die  Er- 
füllung der  eingangs  bezeielmeten  gemein-  ' 
wirtscIiaftlicJien  Betlürfnissc  auf  dem  Gebiete 
des  Geldwesens  ist  keine  genügende  Für- 
sorge getroffen. 

Die  fi-üheren  Erfahrungen  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  haben  die 
Wahrheit  dieser  Behauptungen  «largethan. 
DosK  auch  das  New  -  Yorker  Deckung 
System  der  Noten  in  dieser  Hinsicht  kerne 
wesentliche  Aenderung  geschaffen,  ze^e 
sich  im  Jahre  1857.  Die  New- Yorker  Banken 
suchten  in  der  Handelskrisis  dieses  Jahres 
durch  äusserste  Beschränkung  der  Kredit- 
gewährung ilu«  Zahlungsfäh^kcit  aufrecht 
zu  erhalten,  der  Diskonto  stieg  auf  mehrere 
Prozent  pro  Monat,  es  wurde  ziüetzt  kaum 
noch  möglich,  gegen  beste  Sicherheit  ge- 
liehen zu  erhalten.  Da  verlangte  zuletzt 
das  öffenthche  Interesse  nocli  mehr  als  das 
der  Banken,  dass  diese  die  Barzahlung  ein- 
stellten und  ihre  Kreditgewährung  wieder 
aufnähmen.  Obschon  für  diesen  Fall_  die 
Verfassimg  des  Staates  die  sofortige  Liqid- 
dation  jetler  nicht  ihre  Noten  in  Metallgeld 
einlösenden  Bank  vorschrieb,  geschah  das 
nicht.  Der  höchste  Gerichtshof  der  Ver- 
einigten Staaten  entschied  vielmehr  im  Ok- 
tober 1857  in  einer  besonderen  Sitzung, 
dass,  wenn  die  Einstellung  der  Bai7.ahlu»geu 
seitens  der  Banken  allgemein  oder  fast  all- 
gemein sei,  dieselbe  nicht  als  Beweis  der 
Zahlungsunfähigkeit  (insolvency)  einer  Bank 
angesehen  wei-den  dürfe,  sondern  daas  bei 
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r'lner  allgemeinen  Zahlungseinstelhiog  eine 
Bank  solvent  sei  und  deelialb  kein  gericht- 
liches Konkursverfahren  gegen  sie  eröffnet 
werfen  dürfe,  wenn  ihr  Vermögen  mehr  als 
ausreichend  sei,  vaa  alle  Gläubiger  zu  be- 
friedigen. Wie  in  früheren  Krisen,  z.  B. 
1837,  so  behalf  man  sich  auch  dieses  Mal 
längere  Zeit  mit  den  nneiii  löslichen ,  gegen 
bares  Geld  etwas  entwerteten  Noten  als 
dem  einzigen  vorhandenen  Zahlungsmittel. 
Die  als  Sicheriieit  bestellten  Staatspapiere 
aber  erwiesen  sich  in  der  Krisis  als  nicht 
verkäuflich.  EHnige  erzwungene  Verkäufe 
brachten  den  Kurs  der  New- Yorker  Obli- 
^tionen  von  110  bis  70  henmter.  Das 
Eesnllat  aber  dieser  und  ähnlicher  Bank- 
gesetze beschreibt  ein  Augenzeuge  (Hunts 
ilerchants  Magazine,  November  1857)  fol- 
gendennassen  r  »Paralyse  alles  Handels  von 
Bangor  bis  New-Orleans,  Zahlungseinstellung 
der  Banken  in  einem  grossen  Teil  der  Ver- 
einigten Staaten,  Entlassung  Tausender  von 
Arbeitern,  Unmögliditeit,  den  grossen  Vor- 
rat unserer  Produkte  anf  den  Markt  zu 
bringen,  Voi-derben  bringender  Diskonto  von 
2— 3"/o  pro  Monat  für  das  sicherste  Pagier, 
eine  Preisvemiinderung  aller  Wertpapiere 
nnd  selbst  der  Wechsel  auf  London. ^  Das 
Gewicht  dieser  älteren  amerikanischen  Er- 
fahrungen Avird  nicht  aufgehoben  durch  die 
Geschichte  der  Nationalbanken,  Denn  diese 
haben  in  deu  ersten  l'/a  Jahrzehnten  ihres 
Bestehens  gewirtschaftet  unter  allgemeiner 
Suspension  der  Barzahlunffon  auf  Gnmd  eines 
unemlGslichen  Papiergeldes,  das  nicht  ex- 
portiert werden  konnte.  In  den  folgenden 
Jahren  aber  hat  das  Schatzamt  dor  Ver- 
einigten Staaten  die  Aufgabe,  einen  dis- 
ponibeln  Barvorrat  zu  halten,  für  das  ganze 
Land  erfflUt  und  durch  gelegentliche  Her- 
gabe von  Geld  aus  diesem  Vorrat  gewalt- 
samen Diskontoschwankungen,  Geld-  und 
Kreditkrisen  vorgebeiigt.  Uebrigens  ist  der 
Notenimdauf  in  den  Vereinigfeu  Staaten  mefar 
unrt  mehr  zusammengeschrumpft,  und  zwar 
nicht  nur  wegen  der  immer  mehr  erhöhten 
Bedeutung  des  Depositensysteras,  sondern 
auch  gerade  infolge  der  Deekmig  durch 
Bundesschuldverschreibungen,  da  diese  jetzt 
hoch  über  pari  stehen,  aber  doch  nur  zum 
Pariwerte  eingelöst  werden,  die  Banken  da- 
her an  den  hinterlegten  Papieren  Verluste 
erleiden  werden.  Eine  grössere  Krisis  ]»at 
ilie  Banken  zuletzt  im  Jahre  1893  betroffen, 
jedoch  stand  dieselbe  mit  der  Notenausgabe 
IQ  keinem  Zusammenhange. 

Das  schweizerische  Bankwesen  hat  nach 
dem  Gesetz  von  1881,  dessen  Beseitigung 
durch  ein  neues  Gesetz  bei-eits  seit  mehreren 
■lahren  im  Werke  ist,  noch  keine  grilssere 
Krisis  bestanden,  und  da  werler  för  dispo- 
nible Barvorräte  noch  für  die  Mi%Lchkeit 
einer   Vermohning    lier   Zahhingsmittel    in 


einei-  Kreditkrisis  hinlänglich  gesorgt  i^t,  so 
steht  dasselbe,  fürchten  wir,  trotz  der  Solidi- 
tät des  Geschäftsbetriebes  und  der  T.^r- 
breiteten  Wohlhabenheit  in  der  Schweiz  so- 
wie der  gtinstigen  politischen  Stellung  des 
Landes  auf  nicht  sehi-  festen  Füssen.  Denn 
die  wichtigsten  der  früher  zu  Tage  ge- 
tretenen Mängel  des  Systems  sind  nicht  zu- 
fälliger Art,  sondern  gehen  aus  der  Natur 
des  Bankbetriebes  her\-or. 

Dass  das  Privatinteresse  der  Zettcllwinkeii 
nicht  ausreicht,  vor  eiuer  Missver^'altnng 
derselben  und  grossen  Unordnungen  im  Geld- 
wesen zu  schützen,  erkennen  die  Urheber 
der  amerikanischen  Gesetzgebung  an.  aber 
wenn  sie  das  fehlende  Privatintei-csse  durch 
allgemeine  gesetzüche  Bestimmungen  zu  er- 
setzen tracht*-!!,  so  übersehen  sie  folgende 
Punkte  r 

1)  Dass  man  durch  ge,Retzliche  Vnr- 
sehriften  keinen  dispouibeln  Ban'orrat 
schaffen  kann.  Man  legt  dadurch  vielmehr 
einen  den  gesetzlichen  Bestimmungen  ent- 
sprechenden Barvorrat  fest,  so  (iass  aucli, 
wenn  der  Kredit  inid  der  Geschäftsiwtrieb 
einer  Bank  die  Veiininderung  derselben  st- 
stattet,  er  doch  nicht  ffli-  Geldausfidir  oder 
fUi'  andere  Zwecke  verwendet  weixleu  kann. 

2)  Dass  mau  die  beständige  Einlüsbarkeit 
der  Noten  nicht  durch  Hinterlegung  von 
Wertpapieren  sicheni  kaim.  Denn  Wert- 
papiere, welcher  Art  sie  auch  sein  mögt>n, 
sind  nicht  plötzlich  gegen  bares  Geld  ein- 
zusetzen, wenn  das  bare  Geld  (iborhaupt  im 
Lande  mcht  i'orhanden  ist. 

3)  Dass  man  bei  einer  allgemeinen  Zah- 
lungseinstellung der  Zeftelbanken  sie  uieht 
zu  einer  raschen  Liquidation  zwingen  kann, 
in  Ermangelung  anderer  Umlaufsmittel,  weil 
die  Banknoten  gerade  dann  als  Zalilungs- 
mittel  schlechtenUngs  unentbehrlich  süid  und 
mau  sich  ihrer  bedienea  muss,  auch  wenn 
sie  nicht  gegen   bares  Geld  einlOsbar  ^^ind. 

4)  Das-s  nicht  dm-ch  ein  allgemeines  Ge- 
setz viele  Zettelbauken  zu  einer  weisen  und 
gemeinnützigen  Ai-t  der  Kreditgewährung 
und  Diskontopolitik  angehalten  werden 
können.  Denn  eine  sol^e  muss  ruiter-  . 
scheiden  zwischen  den  verschiedenen  Ur- 
sachen des  auf  die  Banken  eindringenden 
Geldbegehrs,  den  bei-echtigten ,  aus  einer 
gesunden  Verkelu^entwiekelung  henor- 
gehenden  Bedürfnissen  entgegenkommen, 
den  unberechtigten,  auf  übertriebener  Preis- 
steigerung bei-uheuden  möglichst  entgegeu- 
wii-ken.  Das  Gesetz  aber  vermag  sok-ho 
Untei-schiede  nicht  zu  machen,  das  kann  nin- 
auf  Grund  einer  sorgfältigen  Beobachtung 
des  einzelnen  Falles  mit  Benutzung  der 
durch  lange  Erfahnmg  gewonnenen  Lehi-cn 
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Bank  Verwaltung  im  gemeincB  Interesse 
«chem  kCnuen,  so  bleibt  nur  die  EiTeichnng 
titeaes  Zieles  aiif  dem  Wege  der  Temaltung 
flbrig. 

3.  PriTile^enmeeiiier  oder  mehrerer 
BonkeD.  Da  die  Erreichung  der  Ziele, 
welche  nach  unseren  Äusfaiirnngen  durch 
die  Zettelbankpolitik  zu  erstreben  sind,  nicht 
durch  das  Pnvalinteresse  der  Banken  und 
nidit  durch  aUgemeine  Gesetze,  sondern  nur 
durch  eine  lunsichtige,  im  gemeinen  Interesse 
geffdirte  Baukvcrwaltung  gesichert  wcixlen 
können,  so  ist  es  leichter,  dieselbe  bei  einer 
einzigen  als  \m  vielen  Banken  durchzu- 
fithren. 

Je  geteilter  die  Verantworllichkeit,  desto 
«■eiliger  wird  sie  von  denen  empfunden, 
auf  welchen  sie  ruht.  Eine  grosse  Central- 
l>ank,  selbst  wenn  sie  von  Privatmännern 
im  Auftrag  einer  Privatgesellschaft  geführt 
wird,  kann  sich  dem  Gefülü  öffentlicher 
Pflichten  gar  nicht  entziehen  (Bcisp.  Bank 
von  fkigland),  konkiurierende  kleine  Banken 
werden  kaum  jemals  zu  dem  Bewusstsein 
getanen,  dass  sie  für  die  Gesamtheit  Opfer 
XH  bringen  verpflichtet  sind.  Schon  in  der 
l 'eberwachiing  durch  die  öffentliche  Meinung, 
die  Ei'örterung  aller  Schritte  der  Verwaltung 
durch  die  Presse  li^  ein  Sicherungsmittel 
gegen  Missbräuche,  eine  Nötigung  zu  einer 

S mein  nützigen  Verwaltung  für  eine  grosse 
ndesbuik,  das  bei  vielen  kleinen  Banken 
fast  ganz  fehlt.  Es  ist  femer  auch  leichter 
thuiuich,  die  Verwaltung  einer  einzigen 
grossen  Zettelbank  von  Staats  wegen  zu 
fibemehmen  und  im  gemeinen  Interesse  zu 
führen  oder  doch  in  allen  einzelnen  Mass- 
regeln  unter  eine  öffentliche  Kontrolle  zu 
i4t  eilen. 

Dazu  kommt,  dass  die  privilegierte  Stel- 
hmg  der  ersleren  das  Hallen  ehies  grossen 
Barvorrats  und  Eestriktionen  in  der  Kredit- 
gewährung erleichtert,  während  die  Kon- 
kurrenz sie  den  anderen  erachwerL  End- 
lich zeigt  die  Erfahrung,  dass  viel  häufiger 
grosse  Landesbanien  den  erforderlichen 
Kredit  besitzen,  um  die  in  grossen  Krisen 
im  Kreditwesen  eingerissenen  Lücken  aus- 
zufQUeD,  als  kleinere  Eoukurrieiende  Banken. 
Eine  Vermehrung  der  Notenausgabe  und 
der  Giroguthaben  auf  der  einen  Seite,  der 
Kreditgewährung  auf  der  anderen  mitten  in 
grossen  Kreditkiisen  ist  bis  jetzt  nur  bei 
den  grossen  Centtalbanken  der  europ^schen 
Staaten  üachweisbar.  Die  Erscheinung  er- 
klärt sich  aus  der  schärferen  Eontrolle,  der 
fliese  Banken  unterliegen,  den  grösseren 
Mitteln,  die  sie  besitzen  und  der  Erkenntnis, 
dass  sie  der  Eckstein  des  Kredit-  und  Geld- 
weseng  des  ganzen  Landes  sind. 

G^en  die  Centralisiening  der  Notenaus- 
gabe in  einer  einzigen  Bank  spricht  haupt- 
ttädüich   der  L'mstand,  dass  sie  gegenüber 


unberechtigten  Forderungen  der  Finanzvcr-  i 
waltung  des  Staates  in  der  R^;el  eine  ge-  I 
ringere  "Widerstandskraft  besitzen  wii-d  ab  ,' 
unabhängigere,  meiir  einen  privaten  Charakter  ' 
tragende  Banken.  Aber  auch  diesem  Nach- 
teil steht  der  Vorteil  gegenüber,  den  die 
Verbindung  mit  einer  mächtigen  Baiik^  die 
einen  festgewui-zelten  Ki'cdit  und  Kahh-eiche, 
im  ganzen  I^ande  verbreitete  Geschäfts- 
stellen hat,  für  die  Staatsfinanz  Verwaltung 
haben  kann.  Dem  allgemeinen  Streben  nach 
Kassenvereiniming  uud  Zalilung  durch  Ueber- 
tiagung  von  rorderungen  an  die  gemein- 
same Kasse  kann  sich  auf  die  Dauer  in 
wirtschaftlich  fortschreitenden  Ländern  die 
Staatsfinanzverwaltung  schwerlich  entziehen. 
Sie  muss  niclit  nur  Banknoten  in  Zahlung 
nehmen  und  geben,  sondern  sich  auch  des 
Bankwesens  bedienen,  um  disponible  Kassen- 
Vorräte  des  Staates  fruchtbar  zu  macheu 
und  mit  den  geringsten  Kosten  von  einem 
Orte  nach  dem  anderen  zu  übertragen.  Die 
daiwis  entspringenden  finanziellen  und  volks- 
wirtschaftlichen Vorteile  sind  wieder  in  Eng- 
land vorzugsweise  erkennbar  (s.  Art.  Banken 
in  Groasbritannien).  Fem  er  kann  eine 
Landesbank  mit  ihrem  Barvorrat  imd  ihrem 
Kredit  dem  Staate  in  Zeiten  der  Not  grosse 
imd  uneraetzliche  Dienste  leisten.  In  solchen 
äussersten  Fällen  ist  sogar  eine  vorüber- 
gehende Suspension  der  Barzahlungen  ge- 
rechtfertigt, die  keineswegs  zu  einer  ver- 
derbhchen  Papiergeld  entw^eiiung  f (Ihren 
muss.  Die  Bank  von  England  1797—1819 
und  vor  allem  die  Bank  von  Frankreich  in 
und  nach  dem  Kriege  mit  Deutschland  liefern 
dafür  Beispiele.  Die  letztere  hat  dem 
Staate  daniids  beinahe  IV*  Milliarden  vor- 
geschossen imd  in  allmähhehen  Baten  von 
1873 — 79  zurückerhalten,  ohne  dass  ihre 
durch  G.  V.  12.  August  1870  zu  uneinlüs- 
liohem  Papiei^eld  gemachten  Noten  melir 
als  eine  vorübergehende  Entwei-tung  von 
wenigen  Prozent  erlitten.  Jedenfalls  lehrt 
die  Erfahrung,  dass  die  Hilfe  durch  eine 
Centralbank,  deren  Kredit  im  Frieden  wohi 
begründet  worden  ist,  vor  einer  direkten  ' 
Papiergeldausgabe  durch  den  Staat  riefe 
Vorzüge  hat. 

Aus  allen  diesen  Gründon  haben  fa.st 
olle  europäischen  Staaten  die  Notenausgabe 
entweder  einer  einzigen,  unter  Leitung  oder 
Aufsicht  der  Staatsr^erung  stehenden  Bank 
übertragen,  oder  wenn  geschichtliche  oder 
andere  Gründe  eine  Vielheit  der  Zettel- 
banken notwendig  machten,  doch  eine  dei'- 
selben  mit  besonderen  Privilegien  ausge- 
rüstet und  dadurch  in  den  Stand  gesetzt,  die 
Aufgaben  zu  übernehmen,  deren  Erfüllung 
durch  die  Regidierung  des  Zettelbankwesens 
der  Staat  thunlicbst  sichern  muss.  In 
letzterem  Falle  ist  aber  ein  wachsendes 
Streben  nach  Centralisation  überall  bemerk- 
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bar.  So  sind  in  England  und  Wales  die 
kleineren  neben  der  Bank  von  England  be- 
stehenden Notenbanken  1844  auf  den  Aus- 
sterbeetat geset7.t,  die  französiecheii  Pro\'in- 
zialbanken  IHtö  mit  der  Bank  von  Frank- 
reich, die  Bpanischen  1874  mit  der  Bank 
von  Spanien  vereinigt  worden.  So  hat  das 
Deutsehe  Reich  alsbald  nach  seiner  Wieder- 
aufrichtung  die  deutsche  Reidisbank  er- 
richtet und  mit  wesentlichen  Vorrechten  in 
Bezug  auf  steuerfreie  Notenausgabe  gegen- 
flber  den  Privatbanken  ausstattet.  Nieder- 
land und  Belgien,  Oesterreich  und  Rugsland, 
Dänemark,  Norwegen  u.  a.  L.  haben  immer 
nur  eine  Koten  ausgebende  Bank  gehabt. 

4.  Staatsbank  oder  PrtTatbank.  Die 
»■acheendo  Centralisation  der  Notenausgabe 
und  die  zunehmende  Erkenntnis,  dass  die 

' /ettelbanken  Im  gemeinen  und  nicht  im 
privaten  Interesse  ku  venvalten  seien,  hat 
die  Frage  entstehen  lassen,  ob  die  Noten- 
ausgabe ganz  ziu*  Staate^ache  zu  machen 
una  ^■on  einer  reinen  Staatsanstalt  vorzu- 
nehmen oder  einer  Aktie ngeKellachaft  zu 
überlassen  sei.  Bis  jetzt  sind  auch  die 
grossen  Centndbanken  feist  ausschliesslich 
AktiengeseUi^haften,  die  unter  einem  sehr 
verschieden    bemessenen    Mass     staatlicher 

.Einwirkimg   stehen.     Nur    Kussland    und 

'Schweden   haben   unter    den    europäischen 

'Staaten  reine  Staatsbanken. 

För  die  völlige  Verstaatlichung  des 
Zettelbankwenens  wird  liauptsächlich  ange- 
führt i 

a)  Dass  eine  Bankverwattung  in  ge- 
meinem Interesse  in  einer  Staatst>ank  leichter 
zu  sichern  sei  als  bei  einer  Bank,  die  für 
Rechnung  und  deshalb  mehr  oder  weniger 
auch  im  Interesse  von  Aktionären  Terwaltot 
werde.  Es  ist  indes  möglich,  auch  eine 
Bank,  deren  Kapital  von  emer  Aktiengesell- 
st^haft  aufgcbradit  ist,  ganz  unter  die  Ver- 
waltung von  Staatsbeamten  zu  stellen,  wie 
(las  bei  der  deutschen  Reichsbank  geschehen 
ist.  Bei  der  Bank  von  Frankreiidi  ist  ein 
tiberwiegender  Einfius.t  des  Staates  dadurch 
gesichert,  dass  der  Staat  den  Gouvernenr 
der  Bank,  die  beiden  Sousgouvemeurs  und 
die  Direktoren  der  Succursalen,  die  letzteren 
auf  Vorschlag  des  Gouverneurs,  ernennt. 
Von  den  15  Regenten,  welche  die  Aktionäre 
wählen,  müssen  drei  aus  der  Zahl  der 
Generalsteuereirmehmer  genommen  werden. 
Die  Bank  von  England  ist  ganz  in  der  Hand 

,  einer  AktieiigesellBchaft ,  aber  auch  ihrer 
Verwaltung  ist  in  neuei-er  Zeit  kaum  je- 
mals vorgeworfen  worden,  dass  sie  mehr 
das  Interesse  der  Aktionäre  als  das  gemeine 
Wohl  berück  siehtige. 

b)  Da.ss  der  ans  der  Notenausgabe  ent- 
spiingende  Gewinn  nicht  einer  Ge.tellschaft 
von  Kapitalisten,  sondern  dein  Staate  zu- 
kommen  mtt.'i.se.      Wahrend   in  den  ält^i«!! 


,  Centralbanken  und  manchen  kleineren  privi- 
legierten Banken  allerdings  in  unbilliger 
Weise  die  Vorteile  des  Rechts  der  Noten- 
ausgabeden betreffenden  AktiengesellBchaftcH 
zu  gute  kamen  (die  Aktien  der  Bank  von 
Frankreich  mit  einem  Nominalwert  von 
1000  Fr.  werden  zur  /,eit  mit  mehr  als 
4000  Fr.  bezahlt),  hat  man  diesen  t'ebel- 
stand  bei  neueren  Konzessionen  durch  Ge- 
winnbeteiligung des  Staates  einigennassen 
vorzubeugen  ^ucht.  So  besonders  bei  der 
deutschen  Reiehshank,  welche  ausser  einer 
jährlich  bis  1925  dem  preussischen  Staat 
zu  machenden  Zahlimg  von  1865730  M, 
von  dem  Gewinn,  welcTier  aufkommt,  nach- 
dem die  Anteilseigner  3'j's  "/o  erhalten  liaben, 
die  Hälfte  von  dem,  was  an  Gewinn  übrig, 
nachdem  die  Aktionäre  G^le  erhalten,  '/i  an 
die  Heichskassen  abführt,  Aehnliche  Be- 
stimmungen über  Gewinnbeteiligung  des 
Staates  bestehen  für  die  belgische  National- 
bank und  sind  1888  auch  in  das  Statut  der 
Bank  der  Niederlande  autgenommen  werfen. 
Der  wichtigste  Gnmd  ftlr  Beibehaltung  des 
historisch  gewordenen  Verhältnisses  des .' 
Bankbetriet«  durch  oder  doch  für  Reclmung  i 
einer  Aktiengesellschaft  ist  dagegen  die 
grössere  Selbständigkeit  der  Bankvei-waltung  j 
gegenüber  der  Staatsfi na nz Verwaltung.  Fast  . 
alle  Zahlungseinstellungen  grösserer  Zettel- 
bsnken  in  Europa  sind  durch  übermässige 
Kreditgewährung  an  den  Staat  herbeigefühi-t 
worden.  Gegenüber  bedenklicher  Zum utim^n 
der  Finanz  Verwaltung  aber  wird  eine  reine 
Staatsbank  noch  weniger  Widerstandskraft 
haben  als  die  Verwaltung  einer  Bank,  die 
sich  darauf  berufen  kann,  dass  sie  Privat- 
eigentum verwaltet,  (Die  besonderen  schützen- 
den Bestimmungen  des  deutschen  Reichs- 
bankgesetzes  gegen  bedenkliche  Gescliäfte 
der  Reichsbank  mit  der  Finanz  Verwaltung 
des  Reichs  oder  der  Eiozelstaaten  s.  unteu 
im  Art.  »Die  deutselien  Banken  im  19. 
.lahrhundertc,  sub  4.)  Auch  ist  zu  be- 
rücksichtigen, dass  im  Falle  einer  Invasion 
das  Vormögen  einer  Staatsbank  dem  Feinde 
zur  Beute  fallen  würde,  während  es  als 
Privateigentum  respektiert  werden  milsste. 
So  sind  der  Bank  von  Frankreich  die  in  den 
Succursalen  von  Strassburg  tmd  Metz  von 
den  deutschen  Truppen  zunächst  mit  Be- 
sclilag  belegten  Fonds  sfäter  zmfickei-sfattet 
wonlen. 

Dazu  kommt  endlich,  dass  eine  leine  ' 
Staatsliank  aucli  abhängig  wird  von  den . 
Forderungen  parlamentarischer  Majoritäten, 
in  denen  gewerblicJic  Sonderiuteressen  oft 
viel  mehr  Gevi-icht  haben  als  das  gemeine 
Wohl. 

fi.  Vorschriften  über  Ausgaben,  Ein- 
lösunKandDecknngderNoten.  a)  Orösse 
der  Banknoten.  Die  Bankgesetze  ver- 
bieten  die   Ausgabe   von   Banknoten   unter 
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^üiein  imnünalen  Werlbctrag.  (Iü  Deiitscli- 
laod  100  M„  :Ekiglaiid  und  Wales  5  i,  Schott- 
land 1  £,  Beteien  20  Fr.,  Siederiwide  25  fl., 
Sch\rm  öO  F^.;  der  Betrag  der  kleiosteii 
Noten  dar  Bank  von  Frankreicli,  welcher 
e«t  1>V)7  50  Fr.  betragen  hatte,  war  nach 
der  Suspension  der  Biüzahlungen  succcssiv 
aiif  -"i  Fr.  herahgesefzt  worden.  Die  Noten 
unter  -'i  Fr.  sind  in  den  ietKten  Jahren 
■wieder  eingezogen  worden.)  Slan  geht  bei 
Bemessung  der  Untergrenze  zum  Teil  wohl 
itoch  von  der  Ansicht  ans,  dass  die  Zahlung 
mit  Banknoten  auf  diejenigen  Kreise  be- 
schränkt bleiben  müsse  und  könne,  welche 
die  Kreditwürdigkeit  der  ausgebenden  Bank 
zu  prüfen  im  stände  sind  (nach  Adam  Smith 
auf  den  Verkehr  zwischen  den  Händlern, 
im  Gegensatz  zu  den  Konsumenten),  baupt- 
Rächlicli  aber  ist  iler  Wunsch  massgebend, 
oin  gmssei-es  Mass  von  Metallgeld  im  Lande 
zu  erh^ten  und  chulnrch  dem  Geldwesen 
eine  solidere  Rnsis  zu  gelten.  Beide  Grflade 
dOrfteu  gegenüber  wonlhuidierten  und  gut- 
verwalteten Zett«Ibankeu,  also  insbesondere 
den  [.andesbanken  <1er  europäischen  Staaten 
inil  geordnete«  Finanzen  nicht  zutreffen. 
Denn  der  l'mlauf  ihrer  Noten  ist  ein  ganz 
allgemeiner,  eine  Prüfung  ihrer  Kredit- 
wünl^keit  seitens  der  einzelnen  Empffinger 
koan  auch  liei  grösseren  Betragen  nicht 
stattfinden.  Das  Geldwesen  eines  Landes 
aber  ist  besser  und  fester  begründet,  wenn 
der  Barvorrat  der  Centralbank  gross  ist,  im 
kleinen  Verieiir  aber  man  sieh  der  auf  dem 
Kredit  benihenden  imd  dem  Verkehrsbe- 
dürfnis sich  leicht  anpassenden  Zahlungs- 
methoden bedient,  als  wenn  der  BBr\-orrat 
der  Bank  geringer^  im  kleinen  Verkehr  aber 
ausschliesslich  Metallgeld  umläuft.  Für  die 
periodisch  steigenden  Beditrfnisse  des  kleinen 
inneren  Verkehrs  an  i^hlungsmitteln  mus.'; 
man  im  letzteren  Fall  den  Bar\-orrat  der  Bank 
ai^reifeu.  der  deshalti  viel  liäufiger  einn  Ver- 
minderung erfiUirt.  als  wenn  durch  ver- 
mehrte Ausgabe  kleiner  Xoten  dem  Bedarf 
des  Verkehrs  genügt  wewlen  kann.  Schon 
(ladiiTch  entsteheii  leicht  peiiwlische  Geld- 
klemmen (Herlistbedarf).  Für  die  auswär- 
tigen Zahlungen  al>er  schöpft  man  aus  einem 
kleinen  Vorrat,  und  dadurch  winl  der  Geld- 
markt ebenfalls  \mndiiger. 

b)  Annahmepflioht  der  Noten.  Zur 
Anivihme  der  Banknoten  in  «Zahlungen 
sind  fast  überall,  abgesehen  von  dem  Fälle 
«ler  Papiergeld  Wirtschaft  mit  Banknoten,  die 
Zahlungsempfänger  rechtlich  nicht  verpflich- 
tet. >Mir  England  und  Frankreich  machen 
eine  Ausnahme.  In  dem  ersten  Lande  sind 
•^h  dem  1.  Januar  1834  die  Xoten  der  Bank 
v.jn  England,  so  lange  sie  an  der  Bauk- 
kasse  jederzeit  gegen  bai-es  Geld  einlösHch 
sind,  gesetzliches  Zahlungsmittel  in  allen 
Zahlimgen,  ausgenommen  diojenigeii,  welciie 


die  Bank  von  England  selbst  macht.  In 
Frankreich  bestimmte  das  G.  v.  12.  August 
1870,  tlass  die  Noten  der  Bank  von  Frank- 
reich als  gesetzhches  Zahlungsmittel  (mon- 
naic  legale)  von  den  offen  thchen  luissen 
und  den  Privaten  (et  par  les  particidiers) 
angenommen  werden  sollten,  imd  stis^n- 
dierte  die  Verpflichtung  der  Bank,  ihre 
Noten  ^egen  bares  Geld  einzulösen.  Die 
Suspension  ist  durch  das  G.  v.  3.  August 
1875  aufgehoben  worden,  der  gesetzhchc 
Kurs  der  Noten  ist  geblieben.  Es  winl 
durch  diese  Bcstinunungcn  nur  ein  Verhält- 
nis rechtlich  anerkannt,  welches  thatsächlich 
in  allen  Zweigen  des  Verkehrs  für  die 
Noten  der  grossen  landesbanken  längst  be- 
steht, und  das  hat  den  Vorteil,  dem  sonst  i 
möglichen  chicanöscn  Veihalten  einzelner 
vorzubeugen.  Der  wirtschaftliche  Charakter 
der  Banknote,  als  der  einer  Fonlernng  an 
eine  Bankkasse,  erleidet  dadurch  keine 
Acndenmg.  Die  tlafür  wesentlichen  Eigen- 
schaften, die  Art  der  Ausgabe  und  Deckung, 
die  Einlösbarkeit,  die  Möglichkeit  der  Bück- 
strömung an  die  Bankkassen  bleiben  die- 
selben. 

0)  EinlÖBUBg  und  AuBtauaoh  der 
Noten.  Die  So^  für  beständige  Einlös- 
barkeit der  Noten  ist  besonders  bei  einer 
imter  viele  Banken  zersphtterten  Notenaus- 
gabi'  die  Aufgabe  des  Gesetwebers.  Es  ist 
daliin  zu  viricen,  dass  die  Noten  nicht  nur 
an  kleineren  Orten ,  sondern  an  den  Ver- 
kehrsmittelpunkten des  Landes  einlösbm^' 
sind,  dass  ihre  Einlösimg  immer  ohne  Ver- 
zr^rung  in  den  Hauptmünzen  des  Landes 
erfolge  und  dass  sie  nicht  entfernt  von  den 
Ei  nlusungss teilen  und  dem  Geschäftsbetriebe 
der  ausgebenden  Bank  umlaufen,  weü  das 
alles  die  Einlösung  oder  Rückströmung  er- 
schwert und  eine  T^eberausgabe  der  Noten 
erleichtert.  Denn  die  jederzeitige  sofortige 
Einlösbarkeit  ist  das  wichtigste  Merknial 
der  Banknoten,  auf  dem  ihre  eigentüm- 
liche Funktion  wesentlich  beruht.  Jede 
Ersohwenmg  der  Einlösbarkeit  imd  des 
Bückflusses  giebt  den  Banknoten  etwas  von 
den  Eigenschaften  des  uneinlöshchen  Papier- 
geldes. In  einigen  Ländern  mit  zahlreichen 
verstreuten  Zettelbanken  halien  diese  selbst 
für  erleichterten  Rückfluss  der  Noten  Sorge 
gehagru  diuxih  Einrichtimg  eines  gegen- 
seitigen Austauschsysteme  der  Banknoten 
(z.  B.  in  Schottland)  oder  durcli  Einrichtung 
einer  gemeinsamen  Einlösungskasse  an  einem 
Ceotralpunkt  des  Verkehrs.  (Früher  die 
Suftolkbank  in  Boston  für  die  Neu-England- 
Banken.)  Die  Massr^^eln,  welche  die  Ver- 
einigten Staaten  in  dieser  Beziehung  er- 
griffen haben,  sind  ohon  erwähnt.  Die 
Schweiz  hat  in  dem  Hankgesetz  v.  8.  März 
ISHl  die  i^genseitige  Annahme  ihrer  Noten 
allen  Zett^banken  zur  Pflicht  gemacht  (ohne 


Baakeii  (Bankpolitik) 


Verbot  tler  Wiei.lerau^be).  In  Deutsch- 
land hat  das  Reichsbankgesetz  in  dieser  Be- 
ziehung folgende  Bestiimniingen  getroffen. 
Jede  Bank,  deren  Koten  im  ganzen  Reiche 
umlaufen  dflrfea,  muss  sich  verpftichten, 
ilire  Noten  bei  einer  von  ihr  zu  bezeichnen- 
den Steile  in  Berlin  oder  Frankfurt,  deren 
Wahl  der  Genehmigung  des  Bundesrats 
unterliegt,  dem  Inhaber  gegen  tursfähiges 
bares  Geld  und  zwar  späteslens  am  Tage 
nach  der  Präsentation  einzulösen  (§  44,  4). 
Sie  muss  femer  aUe  deutschen  Banknoten, 
deren  Umlauf  im  ganzen  Reichsgebiet  ge- 
stattet ist,  an  ihrem  Sitze  so'wie  bei  den- 
jenigen ilirer  Z^'eiganstalten ,  welche  in 
StÄoten  von  mehr  als  80000  Einwobuem 
ihren  Sitz  haben,  zu  ihrem  vollen  Nenn- 
wert in  Zahlung  nehmen.  Die  so  ein- 
Kenommenen  Noten  fremder  Banken  dOrfen, 
soveit  es  nicht  Noten  der  Reichsbank  sind, 
nur  entweder  zur  Einlösung  präsentiert  oder 
zu  Zahlungen  an  diejenige  Bank,  welche 
dieselbe  ausgegeben  hat,  oder  zu  Zahlungen 
an  dem  Orte,  wo  letztere  ihren  Hauptsitz 
hat,  Tor\*'endet  werden  (§§  19  und  44,  ü). 
Infolge  der  Verbreitimg  der  Bankstcllen 
der  Beicbsbank,  welche  diesen  Bestim- 
mungen ebenfalls  unterliegt  und  alle  frem- 
den Banknoten  sammelt,  ist  ein  prompter, 
gegenseitiger  Austausch  der  Noten  zwischen 
den  verscliiedenen  Zettel  banken  imd  eine 
lasche  Rückströmung  der  Banknoten  nach 
den  Gesctiäftsgebieten  der  ausgebenden  Bank 
in  Deutschland  gesichert. 

d)  BeBtümnangen  über  die  Uenge 
der  Noten,  welche  eine  Bank  aus- 
geben darf.  Die  gesetzlichen  Vorschriften 
limitieren  entweder  schlechthin  die  Menge 
der  Noten,  deren  Ausgabe  gestaltet  ist,  oder 
setzen  eine  bewegliche,  in  einem  gewissen 
Verhältnis  zum  Barvorrat  stehende  Grenze 
für  den  erlaubten  Notenumlauf  fest.  In 
letzterem  Falle  kann  die  Differenz  zwischen 
Notenumlauf  und  Btu-vorrat,  d.  h.  die  Menge 
der  durch  Barvorrate  nicht  gedeckten  Noten, 
die  sogenannten  ungedeckten  Noten,  wieder 
entweder  fest  bestimmt  sein  oder  unter 
gewissen  Bedingungen  wachsen,  oder  zu- 
nehmen (Quotenaeckung). 

Eine  feste  Bestimmung  der  Maximal- 
summe  aller  lunlaufenderi  Noten  ist  un- 
nötig, wenn  die  Ausgabe  ungedeckter  Noten 
genügend  beschränkt  ist  Es  ist  kein  Grund 
abzusehen,  weshalb  man  nicht  eine  Ver- 
mehrung der  lunlaufenden  Noten  gestatten 
will,  wenn  in  demselben  Masse,  wie  die 
Noten,  der  Barvonat  der  ausgebenden  Bank 
einen  Zuwachs  erhält.  Ein  allgemeines 
Interesse,  zu  veriiindem,  dass  statt  des 
Metallgeldes  die  dattlr  auszugebenden  be- 
([uemeren  Banknoten  umlaufen,  liegt  nicht 
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ken ohne  metiülische  Deckung  auszugeben- 
den Notenmenge  soll  eine  übermässige  Koten- 
ausgabe, welche  einer  ungesunden  Preis- 
steigerung und  UeberspekTifation  die  Wege 
bahnt,  verhindert  werden.  Wenn  sie  dies 
Ziel  erreicht  und  nicht  so  weit  gegriffen 
ist,  dass  .sie  thatsächlich  niemals  die  Bank 
in  der  Notenemission  in  fühlbarer  Weise 
einengt,  so  hemmt  sie  auch  uicht  den  nQtz- 
lichen  Gebrauch  der  Banknote  als  eines  den 
Bedürfnissen  des  Verkehrs  sich  leicht  an- 
passenden Zahlungsmittels  und  ei-schwert 
oder  verhindert  nicht  die  Erfüllimg  der 
Aufgaben,  die  wii-  für  die  Zettelbanlqpolitik 
als  wesentlitdi  aufstellen  zu  müssen  glaubten. 

Je  nach  Zahl,  Ei-edit  und  Vei-vt'altungs- 
art  der  in  einem  Lande  bestehenden  Bauken 
wird  Nachteil  und  Scliaden  sehi-  verschieden 
ins  Gewicht  fallen. 

Bei  zahlreichen  mit  einander  konkurae- 
renden  Bauken  dürfte  in  der  Regel  die 
Bücksicht  auf  die  Gefahr,  dass  ohne  Be- 
scliränkung  des  Reell ts  zur  imgedeckten 
Notenausgabe  ein  Missbrauch  derselben  in 
Spekulationsperiodeh  eintreten  würde,  ent- 
scheidend sein.  Aus  diesen  Gründen  haupt- 
sächlich  hat  mau  in  England  für  die  Piivat- 
und  Jointstockbanken  eine  absolute  Be- 
schi-Änkung  der  Nofeumenge,  welclie  die- 
selben ausgeben  dürfen,  eingeführt  und  auch 
in  Schottland  die  Menge  der  ihuxih  Geld 
nicht  gedeckten  Noten,  dei-en  Ausgabe  ge- 
stattet ist,  gesetzlich  fes^estellt  Aehnliche 
yLxienmgen  kommen  in  vielen  alten  Zettel- 
bankkonzessionen Deutschlands,  der  Schweiz 
und  anderer  Länder  ^-o^  und  bestanden  für 
die  aroerikanisdien  Nationalbanken  bis  zum 
G.  V.  14  Januai-  1875. 

Anders  als  für  eine  Mehraahl  konkiuiie- 
rendor  Banken  liegt  die  Frage  für  die  im 
gemeinen  Interesse  verwalteten  imd  liohen 
Kredit  geniessenden  em^päischen  grossen 
Centi'albauken.  Bei  diesen  ist  der  Uiss- 
braucb  des  Notenkredit'^  wenig  zu  l>efnrch- 
ten,  <lagegen  die  Abhilfe,  wel^e  durch  den- 
selben für  die  sonst  kaum  vermeidlichen 
Missständo  geschaffen  wird,  von  sehr  \iel 
grösserem  Gewicht.  Das  Maximum  des 
Umlaufes  der  metallisch  nicht  gedeckten 
Noten  dieser  Banken  fällt  nicht  in  die  Peri- 
oden übertriebener  Preissleig*'ning  und 
Untern  elunun^lust,  sondern  in  die  Zeiten  der 
schwersten  Krediterschütterungeu ,  in  wel- 
chen die  Vermehnmg  der  Noten  und  der' 
Kceditgewährung  ganz  unersetzliche  Dienste 
zur  Billigung  des  Verkehr«  leistet. 

Der  interessanteste  Vereuch  einer  genauen 
Begrenzung  der  Summe  metallisch  nicht  ge- 
deckter Noten,  welche  eine  grosse  Ceiitral- 
honk  ausgeben  darf,  ist  in  Grossbritannien 
gemacht  worden.  Er  ging  von  der  Schule 
aus,  welche  die  Funktion  der  Banknote,  in 
wechselnder  Menge    den   wechsoltuleu    Be- 
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ilürfoisBen  desVerkehra  an  Zahlungsinittelii 
M  dienen,  schlechterdings  leugnete  und  ver- 
langte, die  Menge  der  eintaufenden  Noten 
sollte  in  demselben  Verhältnis  ab-  und  zu- 
nehmen, wie  eine  rein  metallische  Geld- 
menge ab-  und  zugenommen  haben  würde. 
(Sie^  die  Darl^ung  <ler  Theorie  in  dem  Art. 
Bankgeschäfte  snb'Js.  oben S.  143 ff.  und 
der  zu  diesem  Zwecke  getj^jffeoen  Einrich- 
tungen und  der  gemachten  Erfahningen  in  den 
Ärtt.  ziu-Bankgeschichte.)  Der  Betrag  der  ohne 
metallische  Deckung  auszugebenden  Noten 
wunle  aber  so  weit  gegriffen;  dass  er  för  die 
SdiwankuD^n  des  Bedarfee  in  gewöhnlichen 
Zeiten  völlig  ausreichenden  Spioh'aum  gewährt 
und  von  einer  umsichtigen  Bank  Verwaltung 
nicht  als  störende  Schranke  empfunden  wird. 
Nur  infolge  grober  Miss  Verwaltung,  die  aber 
bei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Erfab- 
niDgen  und  Kenntnisse  im  Bankwesen  kaum  zu 
befürchten  ist,  könnte  in  gewöhnlichen  Zeiten 
die  Bank  die  ihr  gestellte  Grenze  der  un- 
gedeckten Noten cirtulation  erreichen  oder 
übeischreitcu.  Die  einzige  Aiisnahme  bilden 
die  eben  erwähnten  Kroditkrisen.  In  den- 
selben steigt  das  Bedürfnis  an  sicheren 
Zahlungsmitteln  in  dem  Masse ,  dass  die 
Schranke  in  höchst  störender  Weise  em- 
pfunden wird.  Die  Fiircht,  dass  völlige  Er- 
schöpfung der  Mittel,  welche  der  Bank  zur 
Verfügung  stehen,  eintreten  könne,  würde 
die  allgeraeine  KTeditorschütterung  noch 
über  alle  Massen  weiter  gesteigert  haben, 
wenn  nicht  die  beschränkenden  Bestim- 
mungen des  Bankgesetzes  dann  jedesmal 
(1847,  1857,  1866)  suspendiert  worden  wären. 
Da  in  dieser  Beziehung  durch  mehrfache 
Wiederholung  der  Suspension  Sicherheit  ^- 
wonnen  ist,  dass  sie  auch  künftig  in  ähn- 
lichen teilen  nicht  ausbleiben  wird,  so  fühlt 
man  sich  in  England  jetzt  durch  das  Bank- 
gesetz wenig  geniert,  und  die  früher  leb- 
haften Streitverhandlungen  darüber  sind  zu 
fintTu  Stillstand  gekommen. 

Wollte  man  älinliche  Einrichtungen 
anderwärts  einfahren,  so  wäre  zu  bedenken, 
dass  eine  Suspension  wichtiger  Bestimmun- 
gen des  Bankgesetzes  mitten  in  einer  Eredit- 
krtms  leicht  missverstAuden  werden  und 
Misskredit  hervomifen  kwin.  So  errate 
die  Mßssregel  1866  nach  Angaben  des  eng- 
lischen Schatzkanzlers  im  Auslände  Zweifel 
an  der  Aufrechterhalt  ung  der  Barzahlungen 
HÖtcns  der  Bank  und  infolgedessen  einen 
:mn  npon  England*. 

Die  Bank  von  Fnmkreich  hat  bis  zur 
So^fension  der  Barzahlungen  (1871)  kein 
Maximum  der  gesetzlich  erlaubten  Noten- 
emission gekannt  Seitdem  ist  eine  solche 
Greoze  eingeführt,  die  mehrere  Male  erhöht 
worden  ist  und  gegenwärtig  5000  Millionen 
Francs  betragt,  so  dass  sie  in  keiner  Weise  als 
lästige  Schranke  empfunden  wu'd. 


Bei  der  Regulioruug  des  deutschen  Bank- 
wesens hat  man  keine  feste  Grenze  für  die 
metallisch  niclit  gedeckte  Notenemission  der 
doutschen  Zettelbankcn  aufgestellt,  sondern 
nur  jeder  Bank  einen  gewissen  Betrag  von 
Noten  zuee'wiesen,  welclieu  sie  steuerfrei 
ohnejedeBardeckungausgebeudari.  Banken, 
deren  Notenumlauf  ihren  Barvorrat  und 
den  ihnen  zugewiesenen  Kotenbetrag  über- 
steigt, haben  vom  l'eberschusse  eine  Steuer 
von  5".o  an  die  Eeichskaese  zu  entrichten 
(sogenannte  indirekte  Kontingentierung).  Von 
385  Millionen  Mai'k,  die  so  unter  die  einzelnen 
Hauken  verteilt  wurdeu,  billigte  man  der 
ßeichsbank  2W  Millionen  Mark  zu.  Dem  An- 
teil der  letzteren  aber  wachsen  die  Anteile 
anderer  Banken  zu,  welche  aus  iigend 
einem  Grunde  die  Notenaus^be  einstellen. 
Auf  diese  Weise  hatte  das  Kontingent  der 
Reichsbank  an  steuerfreien  Noten  sich  seit 
dem  1.  Jamiar  1894  auf  293400000  M.  er- 
höht. (Von  1901  ab  ist  eine  Erhöhung  des 
Kontingents  auf  4U0  Millionen  Mark  beab- 
sichtigt.) So  wurde  die  Möglichkeit  einer 
Ueberschreitung  der  gezogenen  Grenjre  für 
die  Zeiten  hohen  Zinsfusses  offen  gehalten. 
Einer  vermehrten  Notenemission  würde  da- 
her iro  Fall  einer  grossen  Krediterschtttte- 
rung  und  aJlgomeinen  Strebens  nach  Ver- 
gröSEerung  der  Knssenvorrftte ,  aber  walir- 
scheinlicb  auch  in  fieberhaften  Spekulations- 
perioden die  Kontingentienmg  des  steuer- 
freien Notenbetrages  kein  wesentliches  Hin- 
dernis bereiten.  Denn  in  solchen  Perioden 
pflegt  der  Zinsfuss  ein  ausserordentlich  hoher 
zu  sein.  Die  Bedeutimg  der  Massregei  war 
daher  von  vornherein  eine  sebi"  geringe. 
Sie  ist  noch  kleiner  geworden  dadurch,  dass 
manche  Banken,  vor  allem  die  Bcichsbank 
in  dem  letzten  Jahrzehnt,  den  Giroverkehr 
entwickelt  und  grosse  Giroguthaben  ange- 
sammelt haben.  Die  zur  Deckimg  dieser 
stets  fälligen  Forderungen  unentbehrlichen 
Barvorräte  werden  aber  nicht  gesondert  ge- 
halten, sondern  zu  dem  gesamten  Barvorratt* 
gerechnet  und  mit  diesem  von  der  Menge 
der  umlaufenden  Noten  abgezogen,  um  die 
ungedeckte  Notenmenge  zu  finden,  welche 
von  einer  gewissen  Höhe  ab  der  Steuer 
unterließ  Infol^dessen  erscheiut  diese 
viel  kleiner,  als  sie  erscheinen  würde,  wenn 
die  betreffende  Bank  nur  Zettelbank  wäre 
und  keinen  Giroverkehr  kennte. 

Während  die  bisher  betrachteten  Arten, 
die  Notenausgabe  zu  beschränken,  für  die- 
selbe einen  Botrag  festsetzen,  Ober  welchen 
hinaus  der  Notenumlauf  den  Barvonat  nicht 
übertreffen  darf,  hat  man  noch  viel  häufiger 
bestimmt,  dass  die  Differenz  zwischen  Bar- 
vorrat und  Notenumlauf  mit  der  Höhe 
des  ersteren  steigen  und  abnehmeu  solle. 
Die  Banken  werden  gehalten,  einen  ge- 
wissen Prozentsatz  der  umlaufenden  Noten 
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beständig  iu  barem  Gel  de  vorrätig  zn 
1  laben. 

Derartige  Bestimmungen  finden  sidi  in 
der  Geschichte  des  moderneu  Zettelbank- 
wesens überaus  häufig.  Yor  allem  fehlen 
Hie  kaum  in  den  Stählten  ii^nd  einer 
deutschen  Zettelbant,  und  auch  das  Reichs- 
bankgesetz hat  angeordnet,  daas  die  Noten 
der  Eeiehsbank  luid  die  Noten  anderer  Ban- 
ken, welche  im  ganzen  Reiche  umlaufen 
dürfen,  mindestens  zu  einem  Drittel  durch 
bares  Geld,  Reichskassen  scheine ,  Gold  in 
Bairen  oder  ausländischen  Münzen  gedeckt 
sein  sollen.  In  den  Vereinigten  Staaten  sind 
solche  Vorschriften  ebenfalls  schon  lange 
üblich.  Die  meisten  Einzelstaaten  hatten 
sie  gegeben,  als  noch  die  Zettelbanken  ihre 
besondere  Angelegenheit  war.  Ijonisiana 
verlangte  50  "i'o  Bardeckung  aller  cash  lia- 
bilities  seit  1842,  seine  Banken  stellten  da- 
tier sogar  18Ö1  die  Barzfdilungen  nicht  ein, 
Massachusetts  15  "'o  seit  1857,  Connecticut 
10  "In  etc.  Für  die  Nationalbanken  war  nach 
dem  G.  v.  3,  Juni  1864  vollschrieben,  dass 
sie  15 — 25  "/o  der  Summe  ihres  Notenumlaufs 
und  ihres  Depositenbestandes  in 
gesetzlichem  Gelde  vorrätig  zu  halten  hätten. 
Nach  dem  G.  v.  20.  Juni  1874  ist  diese 
Bestimmung  auf  die  Depositen  allein  be- 
Mchränkf,  und  die  5",ö  ihres  Notenumlaufs, 
die  die  Banken  beim  Schatzamt  als  Ein- 
lösungsfouds  hinterl^ien  müssen,  werden 
auf  jenen  vorgeschriebenen  Barvorrat  mit 
angerechnet. 

Die  Statuten  der  Niederländischen  und 
der  Belgischen  Bank  ordnen  ebenfalls  eine 
Bardeckimg  von  40  bezw.  SS'/s^/o  für  alle 
jederzeit  fälligen  Verpflichtungen  dieser 
Banken  an.  Die  Ausdehmmg  der  Quoten- 
deekimg  dürfte  entschiedene  \orzüge  haben. 
Denn  es  ist  docli  ein  augenfälliger  Unter- 
schied, ob  eine  Bank  ans  ihi-em  Barvorrat 
nur  ihre  Noten  einzxüösen  oder  auch  knrz- 
f.lllige  Depositen  zurückzuzahlen  hat.  Auch 
•Ue  letzteren  müssen  aus  dem  Barvorrat 
bezahlt  werden,  falls  es  die  Gläubiger  ver- 
langen, und  deshalb  kann  eine  Quote  der 
Notenmenge,  die  bei  einer  reinen  Zettelbank 
als  Bardeckung  genügen  würde,  bei  einer 
Zettel-  und  Depositentonk  nicht  ausreichend 
sein,  Niir  das  schweizerische  Bankgesetz 
schreibt  vor,  dass  die  verlangte  Bardeckung 
iler  Noten  (40  ".o)  ausschliesslich  für  die 
Noteneinlöstmg  in  Anspmch  genommen  wer- 
den darf  imd  den  Notoninhabem  als  Speeial- 
pfand  haftet. 

Die  metallreichste  aller  Banken,  die  Bank 
von  Pranki-eieh,  hat  in  Bezug  auf  das  Mass 
der  Melalldeckung  voUe  Freiheit,  imd  ebenso 
ist  das  Princip  der  Quotendeckung  dem 
britischen  Bankwesen  fremd.  Aber  doch  ist 
wahrscheinlich  seine  Kinfühiiing  in  die 
kontinentale  Gesetzgebung  grossonteils  darauf 


zurückzuführen,  dass  es  lange  Zeit  hindiu'cli 
in  Banken  von  England  als  Oi-undsatz  der 
Verwaltung  galt,  die  Bank  müsse  ein  Drittel 
ihrer  Verpüichtungen  (Depositen  mtd  Noten 
zusammen)  immer  in  barem  Gelde  vorrätig 
haben.  Vor  den  grossen  parlamei  italischen 
Komitees  der  Jahre  1832 — 1840  legten  die 
Bankdirektoren  diese  Maxime  eingehend  dar. 
Freilich  is(  der  Uutei-schied  zwischen  einem 
Verftiiltimgsgnindsatz  und  einer  gesetzlichen 
Vorschrift  gross. 

Die  Bestimmung  der  Quoten deckung  ist 
geeignet,  groben  Missbräuchen  in  der  Ver- 
waltung vorziibei^n,  und  hat  vor  der  Fixie- 
rung der  ungedeckten  Notenmeuge  den  Vor- 
zug grösserer  Elasticilät  voraus.  Eä  L'it  in- 
des ein  wesentlicher  Uebelstand,  dass  die 
Grösse  der  festzusetzenden  (,iiiote  immer 
willkürlich  bestimmt  werden  muss.  Für 
das  in  Deutschland  herkOmndiche  Drittel 
kann  ein  innerer  Grund  oder  eine  Lehiu 
der  Erfahrung  ebensowenig  angeführt  wenien 
wie  für  die  amerikanischen  15 — 25  "o.  Der 
Hauptmangel  aber  ist,  wie  oben  sdion  an- 
geführt, dass  disponible  BarvonUte  durch 
die  Vorechrift  nicht  geschaffen  wenien,  viel- 
mehr der  vorhandene  Ban'orrat,  wenn  er 
der  Gesetzesvorschrift  entspricht,  ausdrück- 
lich festgel^  und  die  Bank,  wenn  ein  Teil 
derselben  ihr  entzogen  wii-d,  zu  Einschrän- 
kungen der  Kreditgewährung  in  verviel- 
fiichtem  Masse  gezwungen  wird.  Eine 
wesentliche  Verbesserung  dos  Systems  dürfte 
daher  eine  Bestimmung  des  Statuts  der 
niederländisdien  Bank  sein,  welche  der 
Staatsregiemng  gestattet,  die  an  sich  lioc^h 
bemessene  Bardeckungsiiuolc  unter  T'm- 
ständen  herabzusetzen. 

Eine  indirekte  Limitiemng  der  Noten- 
ausgabe endlich  kami  diurch  Beschi-ätikmig 
deraelben  auf  ein  bestimmtes,  nicht  zn  hoch 
gegriffenes  Verhältnis  zum  Stammkapital 
der  Banken  herbeigefültrt  werden  (s.  oben  S. 
l.'iO  und  151  die  betreffenden  amerikanischen 
und  schweizerischen  Bestimmungen).  An 
sich  ist  kein  innerer  Zusammenliang  zwischen 
Menge  der  umlaufenden  Noten  und  Stamm- 
kapital. Denn  das  grüsste  Stammkapital, 
wenn  es  nnbankmässig  festgelegt  ist.  ver- 
hüll nicht  die  stete  Etnlösbarkett  der  Not^n. 
Ein  zu  grosses  Stammkapital  kann  sogar, 
weil  seine  Verzinsung  Schwierigkeiten  hat, 
eine  Versuchung  zu  unsoliden  Geschäften 
für  eine  Bank  werden.  Nur  als  Mittel  zur 
Verhinderung  allzu  grosser  Konkim'enz  in 
der  Notenausgabe  und  übennässigen  Be- 
strebens zur  \  ermehning  des  Notenumlaufs 
sowie  als  Prämie  für  dio  Erriclitung  grosser 
Bankanstalten,  nicht  aber  zur  Sicherung  der 
beständigen  Einlösbarkeit  der  Bankuoteo  und 
zur  Verhinderung  von  Geldkrisen  kann  daher 
die  Bestimmung  der  Notenmenge  iiacli  der 
Grösse  des  Stammkapitals  in  Betracht  kommen. 
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e)  Anlage  der  nutsbu:  su  machen- 
den Fonds  der  Zettelbanken.  In  dem 
Art.  BankgeBch&fte  sub  6  im<l  T  oben 
8. 137  ff.  igt  nähev  dai^thaii,  äaas  die  Anlage 
der  durch  Banknotenausgabe  aufgebrachten, 
nicht  in  barem  Gelde  peservierten  Fonds,  in 
lAokmäsaiger  Weise,  d.  h.  so  ei-folgen  musa. 
dasa  in  km^en  Fristen  die  Einziehung  der- 
selben erfolgen  kann  und  dass  die  vorzugsweise 
liankmässige  Anlage  die  Diskontierung  von 
falten,  mit  mehreren  soliden  ünteFKclu'ifteQ 
versehenen,  kurzfälligen  "Wechseln  ist.  Da'ä 
deutsche  Bankgeeetz  oat  deshalb  angeordnet, 
daee  die  Reichsbank  und  die  Zcttelbanken, 
ileien  Noten  im  ganzen  ß^che  umlaufen 
dürfen ,  hlr  die  im  Umlauf  befindliclien, 
nicht  bar  gedeckten  Banknoten  diskontierte 
Wechsel,  welche  eine  Verfallzeit  von  höchstens 
drei  Monaten  haben  und  aus  'welchen 
der  Regel  drei,  mindestens  aber  zwei  als 
zahltugsßlhig  bekannte  Yerpflichtetä  haften, 
in  ihren  Kassen  bereit  halten  mOseen.  Solche 
Wechsel  sind,  -wie  alle  Erfahnmgen  der 
neueren  Baokgeschichte  zeigen,  diejenigen 
Fordeningen,  auf  deren  Eingang  unter  allen 
t^mständen  am  ersten  zu  rechnen  ist.  Wie 
«enig  das  Kapital  dabei  festgelegt  wird, 
zeigt  eine  TJebersieht,  welche  die  Reichs- 
bank  jährlich  verüffentlicht.  Nach  deiselben 
waren  von  den  am  31.  Dezember  1H97 
im  Besitz  der  Reicbsbank  befindlichen 
7664403U0  Mark  Wechseln  fällig: 

3z  1106  ZOO  M. 

134574900  „ 
194089400  , 
1 16  440  Soo  ,, 


766440300  M, 

Die  Anl^e  in  Wechseln  gestattet  aber 
auch  den  Banken,  in  der  wirksamsten  und 
unschädlichsten  Weise  einen  Druck  auf  den 
Kapitalmarkt  mid  dadurch  auf  die  Neigung 
zn  kommerzieller  und  gewerblicher  Si>eku- 
lation  wie  auf  die  Wechselkuree  auszuüben. 
Dass  die  Diskontoschratibe  gerade  auf  dem 
Markt  für  kurzfäUige  Kapitalien  angesetzt 
wild,  hat  den  Vorteil,  aass  der  einzelne 
durch  hohen  Zioshiss,  den  er  für  Wechsel 
zu  zahlen  hat,  die  wenige  Monate  laufen, 
nicht  allzu  sehr  bedriickt  wird  und  dass 
tiadnrch  unmitteltiar  gerade  auf  den  Wechsel- 
markt and  die  Kitrse  der  auswärtigen  Wechsel 
tiewirkt  wird.  In  wohlhabenden,  dem  Aus- 
lände nicht  verschuldeten  Ländern  ist  es 
den  grossen  Banken  auch  in  neuerer  Zeit 
immer  gelungen,  durch  scharfe  Diakontoer- 
hühnngen  ungünstige  Wechselkurse  in  gilns- 
tige  zu  verwandeln.  Ein  massenhafter  Ver- 
kauf von  Wertpapieren  oder  eine  umfang- 
reiche Kündigung  von  Darlehen  auf  Wert- 
papiere dag^en  würde  ausBchlieaslich  auf 
den  Effektenmarkt  eine  unmittelbare  Wirkung 
SnFneni  und  nnr  angezeigt  sein,  wenn  dieser 


im  Unterschied  von  anderen  Verkehi'szweigeii 
sich  ausnahmsweise  in  besonders  gesundem 
Zustande  befände  (London  1857).  In  der 
Reeel  aber  wiixl  das  nicht  der  Fall  sein 
und  der  Vorlust,  welcher  einzelne  durcli 
grosse  Verkäufe  von  Staatspapieren  trifft, 
grösser  und  im  I^nde  willkürlicher  verteilt 
sein  als  die  Einbusse  dirn^h  hohen  Diskonto- 
satz. In  politischen  Krisen  aber  könnte  ein 
Slisskredit  des  beti-effenden  Staates  mit  den 
übelsten  Folgen  daraus  entstehen.  Es  ist 
übrigens  den  deutsehen  Zettelbanken  natür- 
licherweise unbenommen,  ihr  Stammkapital 
und  die  bei  ihnen  deponierten  Kapitalien 
ganz  oder  teilweise  in  Staatspapiei-eii 
oder  Darlehen  auf  Staatapapiere  anzu- 
legen, und  sie  machen  auch  von  dieser  Be- 
rechtigung einen  beschränkten  öehrauch. 
Mit  Rücksicht  auf  die  erwähnten  Ausnahme- 
fälle dürfte  eine  solche  Anlage  in  mäsnlgciu 
Umfange  auch  vom  Slaadpuukte  einer  bonk- 
mflssigen  Deckimg  uicht  zu  verwerfen  sein. 
Die  grosse  Mehrzalil  der  Zettel banken  Europas 
hat  denn  auch  den  Gnmdsatz ,  dass  die 
Banknoten  ausser  durch  Barvorräte  durclt 
diskontierte  Wechsel  und  Lombanldarlehen 
gedeckt  sein  müssen,  angenommen,  wenn 
auch  keineswegs  überall  so  strikte  gesetz- 
hehe  Bestimmungen  darüber  bestehen  wie 
in  Deutschland. 

Dasentgegengesetzte  System  der  Deckung 
der  Noten  durch  Staatapapiere  findet  sich 
vor  allem  in  der  amerikanischen  und  eng- 
lischen Gesetzgebung.  Das  amerikanische 
Nationalbankgesetz  sclireibt,  wie  schon  er- 
wähnt, aus-schtiessliche  Deckung  doi-  Bank- 
noten durch  bares  Geld  und  Staatspapien' 
vor,  das  Ausgabedepartement  der  Bank  voji 
England  hat  infolge  der  Peelichen  Gesetz- 
gebung für  die  nicht  durch  Geld  gedeckten 
Banknoten  als  Deckung  die  Schuld  des  Staates 
an  die  Bank  von  England  11015100  £  und 
Wertpapiere  (des  enj^lischen  Staates)  im  Be- 
trage von  Ö784900  i'  in  dem  Ausgabedeim-te- 
ment  hinterlegt. 

Die  vorecbriftsmässige  Decknug  durch 
Staalspapiere  hat  ihren  letzten  Grund  in 
jenen  Staaten  darin,  dass  man  eine  Sichev- 
stellimg  der  Noten  unabliäiigig  vom  Bank- 
betrietie  gesetzlich  vorschreiben  wollte.  Oli 
die  Wechsel,  welche  «ine  Menge  kleiner  Ban- 
ken in  Besitz  hat,  zuverlässig  sind,  das  lilsst 
sich  von  Staatswegen  gar  nicht  kouti'ollieren, 
und  da  man  auf  die  \  erwedtung  zahlreichei' 
im  Lande  zerstreuter  Banken  sich  auch  nicht 
■erlassen  kann,  so  bleibt  in  den  Vereinigten  '' 
Staaten  ein  anderer  Wo^  zur  Sidienmg  der  ' 
Noten  gläubiger  nicht  übrig.  In  England  alier 
entsprang  die  besondere  Deckung  der  Noten 
aus  der  Theorie,  welche  die  Ausgabe  von 
Noten  und  das  Bankgeschäft  völlig  von  ein- 
ander trennen  wollte,  das  nötigte,  auf  bank- 
mässige  Dockung  zu  verzichten. 
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1q  Amerika  aber  sowoh]  wie  in  England 
treiben  die  Zettelbankeu  mit  ihren  anderen 
Fonds  das  Diskontogeachäft  in  groBsem  Um- 
fange und  gebrauchen  hauptsächlich  Ver- 
SndertiDgon  des  Diakon tosatses  als  Mittel  zur 
Beeinflussung  des  Geldmarktes  und  zur  Re- 
gullening  des  Zuflusses  und  Abflusses  in 
ihren  Kassen.  Die  Bank  von  England  besitzt 
ein  Stammkapital  von  14  5ij3  000  £  und  einen 
Bei-servefonds  von  mehr  als  3  Miilionen  S, 
so  daes  die  zur  Notendeckung  gesetzlich 
reservierten  Darlehen  an  den  Staat  und 
andere  Staatspapiere  durch  das  Stamm- 
kapital der  ^nk  und  ihren  Rerservefonds 
beschafft  'werden  und  die  diu^h  Bankbetrieb 
aufgebrachten  Fonds  znr  freien  VertOgimg 
der  Bankverwaltung  sind.  Freilich  hat  sie 
auch  von  dieBen  einen  beträchtlichen  Teil, 
in  diesem  Au^nblick  (Anfang  Dezember  18'J8) 
über  10  Millionen  £  in  Staatspapiei-en  an- 
gelegt, wahrend  die  Anlagen  m  Wechseln 
und  Darlehen  29,4  Millionen  £  betragen.  In 
den  letzten  Jahren  ist  die  Anlage  in  Regie- 
rungssicherheiten  im  Vergleich  zu  der  in 
anderen  Sicherheiten  oft  noch  stärker  ge- 
wesen. Die  Anleihen  des  englischen  Staates 
sind  zwar  eine  mehr  bankmässige  Anlage 
als  die  der  kontinentalen  Staaten  und  zur 
Kapitalbeschaffung  in  Geldklemmen  bessei- 
verwendbar,  aber  doch  ist  es  die  Anlage  in 
Wechseln  und  die  Hestiramung  des  Diskontos, 
durch  welche  die  Bank  ihren  Einfluss  auf 
den  Kapitalmarkt  ganz  überwiegend  ausübt. 
Ohne  diesen  Geschäftsbetrieb  wtirde  sie  die 
Funktionen,  welche  sie  im  englischen  Geld- 
wesen erftUlt,  nieuiEds  versehen  können.  W^ir 
möchten  deshalb  auch  denjenigen  recht  geben, 
welche  in  neuerer  Zeit  darüber  Klage  geführt 
haben,  dass  das  Diskontogeschäft  der  Bimk 
von  England  auf  dem  Londoner  Markte  \-iel 
zu  klein  und  ihr  Einfluss  deshalb  zti  gering 
sei  (vgl.  z.  B.  Sevd  in  dem  Journal  of  the 
Statist  Society  ^J,  S.  40  ff.).  Derselbe 
macht  sich  fast  nur  dann  in  deutlicher  Weise 
bemerkbar,  wenn  die  Wechaelkui-se  un- 
günstig sind  und  man  Geld  aus  dem  Bar- 
vorrat der  Bank  schöpfen  muss.  Eine  un- 
fisimder  Verkehreentwickelung  vorbeugende 
tnwirkiing  kann  daher  die  Bank  von  Eng- 
land viel  weniger  ausüben  als  die  deutsche 
Heichsbank. 

Von  den  wichtigsten  der  übrigen  Central- 
bauken  des  europäischen  Kontinents  stehen 
die  Bank  der  Niederlande  und  die  belgische 
Nationalbank  in  der  Wahl  der  Anlageart  der 
deutschen  Beichsbank,  die  Bank  von  Frank- 
j-eich  der  Bank  von  England  nahe. 

Die  Bank  der  Niederlande  ist  nur  be- 
rechtigt, ihren  Resen^efonds  und  ein  Fünftel 
ihres  Stammkapitals  tn  Staatspapieren  an- 
zulegen, und  vorpfhchtet,  bis  zu  5  Millionen 
Gulden  der  Staatsfinanzverwaltung  in  laufen- 
der Rechnung  und  gewisse  Vorschüsse  zur 


Einlösung  von  Scheidemünzen  und  Beichs- 
kassenscheinen  zu  gewähren.  Im  übrigen 
besteht  ihre  Anlage  in  Wechseln  und  Lom- 
barddarlehen. Die  belgische  Nalionalbank 
kann  von  der  Regierung  die  Erlaubnis  er- 
halten, Staatspapiere  (fonds  publics  y  compris 
des  bans  du  tresor)  bis  zur  Höhe  ihres 
Stammkapitals  zu  erwerben,  doch  besteht 
ihre  Anlage  fast  ganz  in  diskontierten 
Wechseln  und  einem  verhältnismAssig  ge- 
ringen Betrage  von  Lombarddarlehen  auf 
Staatspapiere. 

Die  Bank  von  Frankreich  dagegen  hat 
einen  ihr  Stammkapital  (182  500  000  Fr.)  weit 
überschreitenden  Betrag  dem  französischen 
Staate  geliehen  oder  in  französisclien  Renten 
angelegt.  Das  G.  v.  9  Juni  18-57  verpflichtete 
sie,  100000000  Fr.  in  französischer  Rente 
anzulegen,  die  GG.  v.  10.  Juni  1857  und 
29.  Mai  1878  ordneten  einen  Vorschuss  an 
den  Staat  im  Betrage  von  140  Millionen  Fr. 
an.  Die  Bank  hat  temer  ihre  alte  Reserve 
12  980  TW  in  der  Staatsschuld  angelegt  und 
besitzt  ausserdem  gegenwärtig  ca.  100  Milli- 
onen Fr.  verkäuflicher  Staatsrenten.  Daneben 
aber  verwendet  sie  im  Diskonto-  und  Loni- 
bardgeschaft  Summen,  welche  gi'össer  sind 
als  die  Menge  der  umlaufenden,  metallisch 
nicht  gedeckten  Noten,  und  koncentriert  einen 
grösseren  Ted  des  Diskontogeschäftes  ihres 
Landes  als  die  Bank  von  England.  Bei  den 
ersten  grossen  Anlagen  in  französischer  An- 
leihe ist  nach  übereinstimmenden  Aussagen 
der  Bankdirektoren  vor  dem  Untersuchungs- 
ausschuss  der  Gedanke  mas^ebend  gewesen, 
dass  das  Stammkapital  und  der  Resen-efonds 
der  Bank  von  dem  eigentlichen  Banlqje- 
scliäfte  mißlichst  getrennt,  als  eine  Art  von 
gesondertem  GarantJefonds ,  zn  halten  sei. 
Die  Zweckmässigkeit  dieses  Grundsatzes  ist 
in  Frankreich  oft  bestritten  worden  (u.  a. 
von  Michel  Chevalier),  und  es  ist  in  der 
That  nicht  einzusehen,  warum  nicht  aucli 
für  den  Garantie-  oder  Reservefonds  eine 
Bank  mit  auss(^iesslich  kiu^  fälligen  Ver- 
pflichtungen eine  leicht  realisierbare  Anlage 
in  Wechseln  der  Festlegung  in  Darlehen  an 
den  Staat  vorzuziehen  sei.  —  Was  die  Be- 
schaffenheit der  zu  diskontierenden  Wechsel 
angeht,  so  sind  die  Vorechriften  über  die 
Fälligkeitsdauer  und  die  Zahl  dei-  Unter- 
schriften bei  den  Banken  von  Frankreich, 
Belgien  und  der  Niederlande  denen  der 
deutschen  Reichsbank  ganz  ähnlieh.  Das 
Maiimum  der  Verfallzeit  ist  bei  der  fran- 
zösischen Bank  drei  Monate,  bei  der  bel- 
gischen 100  Tage,  bei  der  niederländischen 
der  bestehende  flandelsgebraucli.  Die  nieder- 
ländische Bank  verlangt  mindestens  zwei, 
die  französische  und  die  belgische  in  der 
Regel  drei  Unterschriften,  jedoch  kann  die 
dritte  Unterschrift  durch  P^dbestellung  in 
Wertpapieren  oder  Waren  ersetzt  weiflen. 
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Im  wesentlichen  besteht  also  in  diesem 
vichtigeQ  Punkte  zwischen  den  bewährtesten 
Instituten  des  Kontinents  fast  völlige  Ueber- 
einstimmung. 

XltUratwr:  Die  LiUenUur  über  Bankpolüik  i.  in 

JtmÄTt.  Bankgetchä/te  oben S.  1461^7 und  in 
den  eimtl'if»  ArU.  dt«  nacbfolgendea  ÄMftrUici 
äbtr  Gathichte  und  gegenieärUgm  Znitnnd  dei 
Banhetitnt,  —  Vgl.  aiirh  noeh  Lote,   Geichichte 

■  H.  Sritit  de»  deiii4i:hea  Bankgeieha.  Leipzig  1888. 

—  Helfferlch,  Die  Enlwickehmg  dee  detUifhen 
^Ofemwisiu  anler  dem  Banigetett  von  1875, 
Jahrb./.  Gentig.  1S9S,  S.  99Bff.  u.  Die  berorilehende 
.Erneuerung  de>  deuiicA««  Bankgeieliee,  ebenda 
S.  lSS7ff.    (aucli   in  Sondtraimgiibe   erichtenenj. 

—  Eine  rortreffticht  aiuiugatceiit  Uebertickt  der 
rn  den  Kvitwrata/ttm  bftlehenden  Oetelte  vnd 
Verordnnngen  über  die  Zettetbanien  enthält  die 
m»  der  Direktion  der  aUgemtinen  Slaliefik  da 
SSnigreicht    Italien    hermuigegebeTie     Sialiiligue 

■  iHUmalionate    det    hanquee    d'ftnittion,     Botat 
lasi  und  ISSi.  B.  Xtuee. 

m. 

(jeschlchte  und  gegenwär- 
tiger Staad  des  Bankwesens. 
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III.  Die  B.  in  den  kantinentAlen  Staaten  im 
18.  Jahrhundert  fS.  174).  IV.  Die  B.  in  GroM- 
britannien  nnd  Irland  {S.  176).  V.  Zur  Statistik 
des  englischen  Bankwesen»  (S.  186).  VI.  Die 
KöniglKhe  B.  in  Berlin  1765—1846  (S.  189). 
Vn.  Die  Deutschen  B.  im  19.  Jahrhundert 
(£.  198).  VUI.  Statistik  des  deutschen  Bank- 
Wesens  seit  1847  (S.  207).  IX.  DieOesterreichisch- 
Dngariache  B.  fS.  222).  X.  Die  B.  in  Belgien 
fS,  256].  XI.  Die  B.  in  Frankreich  (S.  268). 
Xn.  Die  B.  in  lulien  (S.  266).  XIH.  Die  Nieder- 
ländische B.  (S.  28B).  XIV.  Die  B.  in  Russland 
Iß.  290).  XV.  Die  B.  in  der  Schweiz  (S.  305). 
XVI.  Ke  B.  iu  den  Skandinavischen  Staaten 
(3.  310).  XVII.  Die  B.  in  den  Vereinigten 
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L  Die  Banken  im  Altertum. 

Wenn  man  im  Altertum  von  »Banken' 
sprechen  will,  so  ktmn  dies  nur  geschehen 
im  Sinne  von  Instituten,  welche  der  Erleich- 
terung des  Geldverkehrs  dienen.  Wahrend 
die  modernen  Bankanstalten  namentlich  den 
Zwecken  der  kanfmännischep  Kreditvermit- 
telung und  zugleich  als  Organe  der  Cirkula- 
tion  dienen,  fingieren  sie  im  Altertum  als 
Cwtialstellen,  wo  man  0e1d  deponiert  und 
entleiht,  wo  man  Münzen  umsetzt  und  ein- 
taoscht,  durch  die  man  Zahlungen  bewirkt 
Die  Depositen  werden  dai>ei  lu^prflnglich 
gar  nicht  zur  Benutztmg  imd  Vermehring, 
sondern  lediglich  zur  Aufbewahrung  flber- 
geben,  und  wurde  so  die  Bank  insb^ndere 
als  ein  sicherer  Aufbewahrungsort  für  Wert- 
gegenstände  betrachtet  und  behandelt,  so 
lag  es  nahe,  sie  auch  zur  Hinterlegung  an- 
derer Depositen  als  Qeld  zu  benutzen. 

Derartige  Einrichtungen  mussten  sich  bei 
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allen  Tölkem  des  Altertums  finden,  welche 
bald  sesshaft  wurden,  leicht  flüssiges  »Geld« 
sich  anschafften  —  also  die  Periode  des  ei- 
gentlichen Tauschhandels  schon  hinter  sich 
hatten  —  und  in  der  Geschichte  als  Handel 
und  Gewerbe  betreibende  aufü-eteu.  Bei 
den  Israehten,  Indem,  Persem,  wo  diese 
Bedingungen  nicht  alle  zutrafen,  fehlen  da- 
her die  Nachrichten,  ja  zum  Teil  sind,  wie 
bekanntlich  in  der  mosaischen  Gesetzgebung 
(2.  Mose  22.  24;  3.  Mose  25,  36  ff.:  5.  Mose 
23,  20.  21  ete.),  Spuren  einer  starken  Reak- 
tion ge^en  das  Baukgewerbe  vorhanden,  so 
daas  em  Aufkommen  des  letzteren  unmög- 
lich war.  Dagegen  werden  Phönizier,  Kar- 
thager und  Egypter  entsprechende  Einrich- 
tungen besessen  haben.  Bekannt  sind  solche 
nur  aus  Babylon  vom  sechsten  Jahiltuu- 
dert  V.  Chr.  an.  In  noch  früherer  Zeit  lassen 
sich  nur  HandelsgeseUsduiften  nachweisen, 
80  ca.  2300  V,  Chr.  für  ChaldÄa  durch  die 
Urkunden  von  Warka  (Hevüloiit  275  ff.).  In 
den  babylonischen  (Revillout  374  ff.) 
spielt  das  Bankhaus  der  Igibi  die  Holle  der 
modernen  Rothschild s,  dessen  Chef  Sula  um 
581  V.  Chr.  pestorhen  ist.  Es  hielt  sich  eine 
Generation  hindurch  (Kohler  und  Peiscr  IV, 
21  ff.).  Seine  Geschäfte  waren  verechie- 
denster'Art:  es  werden  Zahlungsaufträge 
übemommea  nnd  ausgeführt  {Revillout  3^ 
403,  Kohler  und  Peiser  I.  19.  30  IV.  U), 
Sfters  tritt  der  Bankier  als  Z  wischen  kAuf er 
auf,  um  einem  Kunden  den  Besitz  einer 
Sadie  zu  sichern,  wobei  meistens  die  Hälfte 
des  Kaufgeldes  als  Schuld  der  Bank  stehen 
bleibt,  bis  der  wahre  Käufer  bezahlt  hat 
(Revillout  412).  Die  Bank  nimmt  Geldein- 
lagen zur  Verzinsung  an,  sie  öffnet  ihre 
Vierer  Speicher  anderen  Depositen  und  lässt 
sich  darär  bezahlen  (Revillout  402),  sie  giebt 
verzinsliche  Darlehen  gegen  Schuldsäiein 
und  gegen  Pfand,  insbeBondere  findet  sioh 
auch  das  autichretische  Pftuid,  indem  der 
Pfand^ubiger  ermächtigt  wird,  zur  Ernte- 
zeit die  Früchte  des  verpfändeten  Grond- 
stücks  statt  der  Zinsen  nach  einer  be- 
stimmten Schätzung  sioh  anzue^nen  (Peiser, 
keilinschrittliche  Aktenstücke  1889  S.  101). 
Daneben  kommen  auch  Garantiegeschäfte 
vor,  indem  die  Bank  z.  B.  als  Mitsehuldner 
in  einen  Kontrakt  eintritt  (Revillout  387), 
imd  von  besonderem  Interesse  sind  die  unter 
dem  Namen  hudii  erhaltenen  Bankbillets, 
welche  an  den  Vorweisenden  zur  Auszah- 
lung gelangen  und  insofern  den  Wert  barea 
Geldes  repräsentieren  (Revillout  467,  Kohler, 
Jurist.  Excuis.  8).  Auch  das  Kommendage- 
schäft  findet  sich  in  der  Weise,  dass  der 
Bankier  der  Kommanditist  ist,  mit  dessen 
Gelde  der  Gerant  auf  Gewinnteilung  und 
aizf  seine  Gefahr  Handel  treibt  (Kohler  und 
Peiser  HI.  46,  IV.  78).  Selbst  minder  an- 
ständige Geschäfte,  mit  Societat  zum  Gewinn 
Ancags.  II.  11 
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aus  Proetitutiou ,  werden  nicht  versclimälit 
(daselbst  IV.  28  ff.).  SchliessHch  ist  darauf 
aufmerksam  zu  machen,  dass  der  Bankier 
bereite  in  Babylon  in  der  Rolle  eines  Ver- 
trauensmannes oIb  Bedaktor  von  Urkunden 
erscheint,  die  bestimmt  sind,  fremde  Ter- 
tragsverhÄltnisse  zu  reguliei«D,  ohne  dass  ihm 
selbst  ein  ersichtliches  geschäftliches  Inte- 
resse an  denselben  nachgewiesen  werden 
könnte  (Revillouf  378  ff.). 

Er^ebiger  fliessen  die  grieehiscfaen 
Quellen.  In  Hellas  werden  die  Trapeziten 
jedenfalls  im  vierten  Jahrhundert  v.  Chr. 
erwähnt  \md  man  fiihrt  ihre  Etablierung 
bereits  auf  die  Epoche  des  grossen  kommer- 
ziellen Aufschwunges  zurück,  den  das  Land 
vor  der  Periode  der  Perserkrie^  (490 — 449) 
aufzuweisen  hatte.  Aber  es  gab  dort  Ban- 
kiers verschiedener  Art  je  nach  den  Ge- 
schäften, welche  sie  betrieben.  Die  eigent- 
Ucheu  »Trapeziten«  zeichnen  sich  besondere 
durch  das  Depositengeschäft  aus:  es  werden 
von  den  Privatpersonen  Geldsummen  bei 
ihnen  eingelegt,  namentlich  zu  dem  Zwecke, 
1UU  Zahlungen  an  Dritte  daraus  zu  vermitteln. 
Insofern  fungiert  die  Bank  als  Giiobauk, 
Aber  nicht  Qelddepositen  allein,  auch  Kon- 
traktsurkunden ,  streitige  Summen  werden 
bei  ihr  hinterlegt,  um  dieselben  zu  sidiern, 
imd  auch  der  griecliische  Trapezit  dient  als 
Konzipient  ziu  Abfassung  von  Vertrags- 
lirkunden. —  Eine  andere  Kategorie  von 
BankierB  waren  die  äfyvfafiotfioi  oder  koUv- 
^lezai,  auch  «fe/inrinrm'  genannt,  die  sich 
nur  mit  dem  Qeldsortengeschift  abgaben : 
Köi,l.vßot  oder  »iw,  die  kleine  MQnze,  aber 
auch  ß'UayTj,  xatailay^,  inotatalXay^  htess 
nämlich  das  Agio,  welches  sie  beim  T7m- 
wechaeln  berechneten.  Diese  Wechsler  wiu^ 
den  zugleich  als  Autoritfiten  in  l>etreff  der 
MflnzprQfung  angegangen  imd  betrachtet, 
wozu  sie  ihr  Beruf  befähigte,  ohne  dass  sie 
abrigens  einen  amtiidien  Charakter  in  dieser 
Hingeht  hätten  in  Anspruch  nehmen  können. 
—  Endlich  gab  es  noch  eine  Kategorie  der 
vom  Geldausleihen  lebenden  Wechsler;  die 
Saviiarai,  ttnueTai  oder  ifi<f^oi.  Sie  liehen 
entweder  in  kleineren  Beträgen  und  auf 
kOrzere  Fristen  ^gen  Faustpfand  (Lombard- 
geechäft)  oder  sie  gaben  grössere  Kapitalien 
zu  industrieUen  Unternehmungen  her.  Im- 
merhin, da  der  Zinsfuss  gesetzlich  freige- 
geben war  und  usuell  zwischeu  18  und  12^/0 
achwankte ,  war  ihr  Geschäft  ein  sehr  ein- 
trägliches, und  siem^en  daher  namentlich 
von  dem  Odium  betroffen  worden  sein,  mit 
welchem  das  Volk  die  Wuchergeschäfte  be- 
ichte und  dem  es  in  den  Spottnamen 
ößolodTÜTtti ,  ä^y>iQo*iini}i.oi  (Kleinigkeit  8- 
kriUner)  Tiinaoämitaitai,  zonoylvipai  (Zinsen- 
schnitzler)  Ausdruck  gab  —  ein  Spott,  der 
in  den  Komödien  des  Plautns  seinen  römi- 
schen Nachklang    findet  (Costa,  il  diritto 


priv.  Rom,  neUe  coraedie  lU  Plauto  1890 
p.  313). 

Der  griechische  Bankier  arbeitete  nicht 
mit  eigenem  Betriebskapital,  sondern  fast 
ausschliesslich  mit  den  fremden  (leidem, 
die  bei  ihm  eingelegt  wurden  oder  die  er 
selbst  von  Kapitelisteii  aufnehmen  musste. 
So  hat  der  berOhmte  und  geachtete  Trapezit 
Pasion  in  Athen,  als  er  wegen  AHters  sein 
Geschäft  seinem  ehemaligen  Sklaven,  dann 
Freigelassenen  und  Geschäftsführer  Fhormio 
verpachtete,  sein  eigenes  Vermögen  erst 
herausgezogea  und  eich  selbst  als  Schuldner 
der  Bank  auf  11  Talente  bekannt,  um  diese 
aus  den  Depositen  der  Bank  auf  Grund- 
stücke und  Häuser  ausgeliehene  Summe  dem 
Phormio  zu  sichern,  dem  als  Nichtbürger 
und  Metöken  der  Grundkredit  nichts  genfitzt 
haben  würde.  Jenes  dgene  Vermögen  hatte 
übrigens  Fasion  zum  Teil  auch  in  Grund- 
stücken (20  Talente)  und  in  einer  Schild- 
fabrik, deren  Jahresertrag  auf  1  Talent  (= 
ca.  4700  M.)  angesetzt  wird,  angelegt.  Phor- 
mio zahlte  für  das  Bankgeschäft  l*/3  Talent 
an  jährlicher  Pacht.  —  Welche  Höhe  öftere 
die  Einlagen  erreichten,  die  auch  der  ge- 
meine Maim  zu  machen  pflegte,  da  er  der 
Sicherheit  wegen  nur  die  unentbehrlichsten 
Summen  im  Hause  behielt,  während  er  alles 
Entbehrliche  zum  Bankier  trug,  zeigt  das 
Beispiel  des  Themistoklos,  der  beim  Korin- 
thier  Philostephanos  ein  Guthaben  von  70 
Talenten  gehabt  haben  soll. 

Das  privatim  betriebene  Bankgewerbe 
galt,  wie  bemerkt,  in  Griechenland  und  im 
ganzen  Altertum  im  allgemeinen  als  ein 
wenig  angesehenes.  Fremde,  Metöken,  Frei- 
gelassene waren  seine  Vertreter,  imd,  wenn 
es  dennoch  einzelnen  Persönlichkeiten,  wie 
dem  erwähnten  Pasion,  gelang,  sich  ein 
wahres  Vertrauen  beim  Publikum  zu  er- 
werben, so  lag  der  Grund  dazu  in  dei'  Macht 
der  ludividu^tät  und  in  der  Macht  des 
Kapitals,  Dass  man  mit  ihnen  Verträge 
ohne  Zuziehung  von  Zeugen  abscliloss,  wie 
dies  berichtet  wird,  war  in  der  That  ein 
Zeichen  solchen  Vertrauens.  Aber  auf  der 
anderen  Seite  verlangte  von  ihnen  nicht 
selten  Sicherheitsleistung  durch  Bürgsch^, 
wer  sein  Geld  der  Bank  anvertraute. 

Die  Trapeziten  haben  in  Atlien  ilucn 
Platz  auf  dem  Markte  (daher:  Sl  äyopSs  — 
avppölaiov  die  vom  Trapeziten  ausgestellte 
Urkunde,  vgl.  noch  Justinian  nov.  136  Kap. 
5  pr.).  Ihre  Gehilfen  sind  entweder  mit  imi- 
faasender  Vollmacht  ausgestattete  ^winoö-ii- 
luvni  (^  assessores  seil,  ^wi  iijs  ijowftijE) 
oder  Beauftragte  für  einzelne  Geschäfte: 
vi/Eüßevtai,  imgerechnet  die  gewöhnlichen 
Diener  (jtaidis),  welche  meist  Sklaven  waren. 
Pasion  wie  Phormio  haben  sich  selbst  aus 
solchen  untei^geordneteu  Stellungen  zu  lui- 
gesehenen  Bankiers  emporgearbeitet. 
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Die  Führung  von  Handel  sbilchem  steht 
fest.  Man  buchte  insbesondere  die  Depositen 
sunt  dem  Namen  des  Deponenten  und  des 
RQckempfaiigsberec^tigten.  Was  den  letz- 
teren anlangt,  so  irurde  genau  die  Legiti- 
mation desselben  geprflft,  nnd  alle  hierauf 
bezfl^lichen  Daten,  namentlich,  falls  der 
Bankier  den  Kückfordemden  nicht  persön- 
lich kannte,  der  Name  von  Kekognitionsper- 
Bonen  oder  die  Angabe  besonderer  Kenn- 
zeichen, standen  in  den  Bflchem.  Der  Rflck- 
empf&nger  hatte  sich  oft  durch  Torzeigune 
einer  schriftlichen  Anweisung,  auch  'wohl 
durch  Vorzeigen  des  Sie^lnoges  des  De- 
ponenten zu  le^timieren.  Erfolgle  eine  Aue- 
zahlimg  fOr  den  Kunden,  so  wurde  sie  eben- 
falls gebucht,  und  so  konnten  durch  Ab-  und 
AnB(£reiben  (Qiro)  Zahlnngen  unter  den 
Kunden  selbst  vermittelt  werden.  Ton  die- 
ser Umschreibung  gewann  der  Ausdruck 
tiayoäipitr  die  Bedeutung  von  Bezahlen.  — 
Im  fllüigen  sind  wir  fiber  die  Einrichtimg 
der  griechischen  HandelsbOcher  wenie  unter- 
richtet und  erfahren  nur  noch  vei^chiedene 
Namen  ffir  dieselben :  t^nonvijfiaia,  iq>r)/ttQiti 
yfäfiiuita,  ein  Unterschied,  welcher  vermute 
lieh,  wie  nachher  in  Hom,  auf  eine  Ver- 
schiedenheit des  Inhalts  zunlckzufQhren  ist 
Auch  fiber  das  Schriftwesen  der  Bauken 
fehlt  es  im  ganzen  an  Nachrichten.  Die 
Existenz  von  eigentlichen  Wechselbriefen 
wi^d  wohl  mit  Recht  in  Abrede  gezogen, 
dagegen  scheinen  sich  Kreditbriefe,  d.  h. 
tictuiftliche  Zahlungsanweisungen  an  die 
Bank  bestätigt  zu  fmden. 

Charaktenstisch  ist  das  öffentliche  Inte- 
resse, welches  das  Gemeinwesen  oder  die 
OlHigkeit  an  den  Banken  nahm,  ohne  dass 
man  gerade  von  einer  Staatsaufsicht  zu 
sprechen  berechtigt  sein  mag.  In  manchen 
Städten  wird  das  Bankgewerbe  verpachtet: 
so  in  Bfzanz.  Audei-e,  wie  Ephesus  {a.  8? 
V,  Chr.  s.  Recueil  des  inscriptions  juridiciues 
grecques  I.  27  g  8),  begnfi^n  sich,  durch 
gesetzliche  Vorschnften  die  Rechte  und 
I'fhchten  der  Frivatbanken  zu  regeln, 
wahrend  die  Stadtgemeinde  selbst,  wie  in 
«irchomenos  (a.  223—192  v.  Clir.:  daselbst 
II.  286, 302  ff..  Vgl.  Zeitschr.  d.  Savigoystift. 
,\.  l«89S.363ff.,  C.J.Gr.  Septentrion.  3172, 
Wochenscbr.  f.  class.  Phil.  1893  S.  642  ff.), 
fich  ihrer  Dienstleistungen  versicherte. 

Noch  im  Anfang  des  3.  Jahrhunderts  n. 
i'hr.  ist  zu  Hj'lasa  in  Carien  die  Verpach- 
timg nachweisbar  (ifi^viopa  der  ßovlij  und  des 
A,:iu,t  daselbst:  Nouv.  rcv.  histXXD.  1898 
p,  5 — 26).  Wer  hier  ohne  Befiignis  Bank- 
geschäfte trieb,  der  konnte  populär  bei 
.Irchonten  und  Rath  verklagt  werSen,  ver- 
fiel, wenn  er  >mit  adUv^oc*  gehandelt 
hatte,  fiffentlichcr  Geldstrafe,  und  m  jedem 
Kalle  konnte  der  berechtigte  Trapezit  den 
Verdienst  vnu  ihm  einziehen. 


Neben  den  Privatbanken  muas  es  aber 
aucli  schon  in  alter  Zeit  Staatsbanken  ge- 
geben Ilaben,  wie  der  inschriftlich  Qber^ 
lieferte  Ausdruck  Stiiioeia  ipiixcrfa  beweist, 
welcher  für  Athen,  Kyzikos,  Ihon  und  die 
Insel  TenoB  iiachweisbEU*  ist.  (A.  M.  Büchsen- 
Bchütz,  Besitz  imd  Erwerb  1869  S.  506). 

Auch  Gesell  Bchaftsbanken  (die  Gesell- 
schafter heissen  tuiozoi)  kamen  vor,  und  be- 
sonders beachtenswert  ist  die  Konkuirenz, 
welche  schon  seit  alter  Zeit  den  Privat- 
bankiers  in  den  Tempelbanken  erwuchs. 
Die  grossen  Heiligtümer  von  Delphi  und 
Ephesus,  auf  Delos  und  Samoa  heben  die 
Kapitalien  ihres  Tempelschatzes  an  Privat- 
personen wie  zum  Zwetäce  öffentlicher  Unter- 
nehmungen aus  und,  wie  es  scheint,  nicht 
immer  zu  besonders  hohen  Zinsen ;  es  wird 
einmal  von  einer  Delischen  Emissiou  zu  lO**/« 
auf  5  Jahre  erzOhlt.  Zu  dem  Darlehensge- 
schäft trat  dann  noch  der  sehr  bedeutende 
Depositenverkehr.  Denn  die  Tempel  galten 
infolge  ihrer  religiösen  DuTerletzlichkeit  als 
besonders  sichere  Eiuterlegungsorte  imd,  wie 
dies  der  Gnmd  gewesen  sein  wird,  wesh^b 
namentlich  der  Staat  seine  Aktivbestände 
mit  Vorliebe  in  Tempeln  unterbrachte,  eo 
haben  auch  Städte,  einzelne  Herrscher,  aber 
auch  Privatleute  ihre  baren  Vorräte  den 
Tempelkassen  anvertraut  Man  hielt  sich 
dabei  nicht  immer  an  die  Heiligtümer  des 
eigenen  Landes,  sondern  hess  über  die  Aus- 
wahl des  Hinterlegungsortes  nur  die  Rück- 
sicht auf  grössere  Sicherheit  entscheiden. 
Ob  freilich  die  Tempelkassen  aus  den  Depo- 
siten Gewinn  zogen,  ISsst  sic^  so  wenig  be- 
antworten als  die  Frage  nach  der  Verzin- 
sung der  bei  ihnen  deponierten  Werte.  Dass 
die  Geschäfte,  welche  die  Tempel  machten, 
jedoch  für  die  damalige  Zeit  nicht  unbe- 
deutende waren,  zeigt  z.  B.  die  Berechnung 
für  Dolos,  wo  einmal  etwa  40  Talente  aus- 
standen, während  die  grosse  Bank  des  Fasion 
bei  der  Uebereabe  derselben  an  Phormio 
auch  nur  50  Talente  zinsbar  belegt  hatte. 

In  Aegypteiiist  zur  Ftolemäerzeit  das 
Bankgewerbe  vollkommen  in  den  griechischen 
Formen  nachweisbar.  Zahlreich  sind  die 
Urkunden  über  Geschäfte  der  Privatbanken, 
durch  die  (Jiä  rijs rgoxrCris  —■  Gegensatz: 
itä  xi'fns  H  otkov)  sehr  häufig  Zahlungen 
vermittelt  werden.  Besonders  spielt  hier 
die  Bankanweisung  (Jioypogiii)  mit  Unter- 
schrift des  Angewiesenen  eine  RoUe  (s. 
Aegyptische  Urkunden  —  nach  der  Zeit- 
folge: a.  46—201  n.  Chr.  —  Nr.  177.  U  = 
415.  196.  70.  645.  697.  472.  88.  78  ^  445. 
468.  702.  427.  607.  156  cf.  auch  193.  281. 
Corpus  Papyrorum  Raineri  I.  p.  45 — 48). 
Daneben  finden  sieh  STifioaiui  rpuwtfoi/Aegjpt 
ürk.  Nr.  25.  41.  42.  652.  653.  707.  GrenfeU 
and  Hunt,  the  OxjThynchus  Papyri:  I  Nr. 
Gl.  84),  auch   ein  Trapezit  des   loyiati^fftop 
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(Oberrechnungskammer)  kommt  vor(Aeg.Urk. 
Nr.  466),  und  vor  allem  machten  sicti  die 
Herrscher  selbst  das  Bankgeschäft  dort  zu 
nutzen.  Nicht  bloss,  dass  sie  es  verpachteten, 
■wobei  sie  eine  offizielle  Taxe  für  den  Münz- 
■wert  vorschrieben,  wie  der  neuerdings  ge- 
fundene Papyrus,  welcher  ^isn  den  Etn- 
kflnften  des  Königs  PtolemÄus  Philadelphus 
handelt,  zei^  (GrenfeU,  Hevenue  Lawa.  1896 
p.  54  col.  73  sij.):  sie  hielten  auch  ihre 
eigenen  iköniglichen  Banken*  (cf.  Aegypt. 
Urk.  Nr.  321).  An  der  Spitze  der  letzteren 
stand  ein  ipoK^fir«  oder  auch  mehrere  zu- 
gleich, welche  öftere,  raAnchmal  jährlich 
-wechselten;  der  Chef  hat  neben  sich  einen 
Stellvertreter:  6  ^a^d  (Untergebener  in  Dorf- 
filialen? Giitt.  Gel.  Anz.  1895,  I.  156), 
ausserdem  wird  noch  ein  jEjpiatrJs  genannt, 
rmd  so  scheint  ein  fest  organisiertes  Bank- 
personal  bestanden  zu  haben.  Die  Bauk 
dient  zur  Einziehung  der  öffentlichen  Ab- 
gaben,  der  Zehnten  etc.,  der  Kaufpreise  für 
versteigerte  Staatsgrundatücke,  der  Pacht- 
gelder der  Syollpächter,  deren  Eautions- 
Bcheine  bei  der  Bank  deponiert  werden; 
auch  der  Ertrag  königlicher  Fabriken,  wie 
der  Oelfabrik  zu  Theben,  füesat  der  dortigen 
Bank  zu.  Andererseits  dient  die  Bank  aber 
auch  dem  »budget  passif-^.  Neuere  Entziffe- 
rungen CWilcken,  S.  49  ff.)  haben  ergeben, 
daas  die  Trapeziten  den  Truppensold,  in 
■Geld  und  Getreide  bestehend,  an  die  Inten- 
danten (rpow"""«)  und  Zahlmeister  (üi'jefrat) 
der  einzelnen  Truppenteile  abzufflhren  hatten, 
tmd,  wie  z.  B.  an  die  königliche  Bank  In 
Theben  die  EinkOnfte  der  dortigen  Oelfabrik 
gelangten,  so  hatte  andererseits  die  Bank 
die  Auslagen,  etwa  für  Transportspesen  fOr 
dieses  Unteroehmen  zu  begleichen.  Dabei 
ist  es  bemerkenswert,  wie  die  Formalitäten 
för  Auszahlimgsgesehäfte  weit  geringer  ge- 
wesen zu  sein  achcioen  als  diejenigen  fdr 
den  Geldemptang;  zu  letzterem  bedurfte  der 
Trapezit  erst  ausführlicher  schriftlicher  Er- 
inäditigung  seitens  anderer  Beamter.  — 
Solche  »königliche  Banken«  gab  es  in  Theben, 
Diospolis  Magna,  in  Hermonthis,  Memphis, 
Syene,  Ärsinoe,  Krokodilopolis  (?)  und  für 
den  Nomos  Oxyrhynchns,  aber  auch  Filialen 
in  Dörfern.  Die  bekannt  gewordenen  Namen 
der  Bankbeamten  sind  ^t  samthch  grie- 
chische, was  »ieder  für  den  geschichtlichen 
Zusammenliang  dieser  Institute  einen  Finger- 
zeig giebt 

In  Rom  finden  sich  die  Trapeziten  unter 
dem  Namen  argentarii  erst  am  spätesten. 
Beim  Dichter  Terenz  (f  159  v.  Cbr.)  Äommen 
eie  noch  nicht  vor,  während  der  etwas  ältere 
Plautus  sie  lüs  »danistaei  und  »tarpezitae« 
auftreten  lässt.  Eine  der  frühesten  sicheren 
Spuren  ihrer  Existenz  ist  die  Nachricht,  dasa 
im  Jahre  210  v.  Chr.  die  von  ihnen  inne- 
gehabten »Tabemen«   auf  dem  Forum  ab- 


gebrannt seien  (Liv.  26,  27,  2).  Ein  höheres 
A5ter  lässt  sich  niu-  für  die  viri  mensarii  in 
Anspruch  nehmen,  welche,  zuerst  im  Jahre 
351  V.  C!ir.  als  Vviri,  dann  im  Jahre  216 
als  III\-iri  von  der  Gemeinde  erwählt  wur- 
,  Tim  durch  Ausleihen  von  Staategeld 
oder  umgekehrt  durch  Anleihen  bei  der 
Bürgerschaft  die  Staatsfinanzen  zu  verbessern. 
Diese  Illviri  waren  noch  a.  210  in  Thätig- 
keit,  aber  sie  erscheinen  dann  nur  noch  als 
Hilfsbeamte  für  die  gewöhnlichen  Geschäfte 
des  Aerarium«  {Mommsen ,  Staatsrecht  II, 
642),  und  tlberbaupt  scheint  ihre  Ernennung 
zu  den  ausserordenthchen  Maasregeln  ge- 
hört zu  haben,  wie  sie  noch  einmal  von 
Kaiser  Tiberius  berichtet  wird  (Tacit.  ann.  6, 
17)  imd  zweifelsohne  mehr  dem  Interesse 
des  Publikums  als  dem  des  Staates  diente. 
Demnach  steht  nur  soviel  fest,  dass  im 
dritten  Jaliriiuudert  v.  Chr.  die  Argentarier 
in  Kom  als  Gewerbe  auftraten,  welchem  für 
seinen  Geschäftsbetrieb  eine  bestimmte  Öffent- 
liche Lokalität  zugewiesen  war.  Die  Lokali' 
täten  waren  (wahrscheinlich  massiv  gebaute) 
Ijäden  (tabemae)  am  Forum  beim  Janua 
Medius,  welcher  den  Vious  Tuscua  zwischen 
dem  Tempel  des  Castor  und  der  Basilika 
Juha  überspannte  (später  tabemae  novae  ge- 
nannt), aber  auch  in  anderen  Strassen  ^a. 
RichteTj  Topographie  von  Rom  S.  68  und  ein 
später  im  Südwesten  der  Stadt  in  der  regio 
XII  gegenüber  der  piscina  publica  dun^ 
einen  Sklaven  belrietenea  Bankgeschäft  bei 
Neumann,  Der  röm.  Staat  1890,  S.  88).  Daher 
rührt  die  Bezeidmung  in  den  Inschriften: 
Ar^ntarius  post  aedem  Castoris,  ab  sex 
areis,  de  foro  vinario,  nummularius  de  Circo 
Flaminio,  de  baaihca  Julia  u.  dgL  (CJJj.  Yl, 
363.  9177—85),  welche  nur  ja  nicht  mit  dem 
Begriff  unserer  »Firma«  verwechselt  werden 
darf,  denn  niemals  haben  die  Römer  das 
»Geschäft«  personifiziert  etwa  in  den  Per- 
sonen seiner  aufeinanderfolgenden  Inhaber, 
sondern  sie  fassten  nur  die  tabema  unter 
dem  Gesichtepunkte  einer  universitas  (rerum) 
zusammen.  —  Von  dem  Standorte  lommt 
auch  die  römische  Bezeichnung  des  Bank- 
bruches  her:    während    die    Griechen    von 

reden,  heiast  ea  in  Kom :  foro  cedere,  abire, 
mergi,  a  foro  fugere.  Das  Rechtsverhältnis 
an  den  öffentlichen  Tabemen  war  das  der  so- 
genannten superficieg(Zeit«chrift  der  Savignv- 
Stiftung  XI.  133.  D.  18,  1,  32  Ulpian). 

Wie  in  Oriechenland,  bo  gab  es  auch  in 
Rom  unter  den  Priratbankiers  verschiedene 
Kategorieöu  nach  den  Geschäften,  welche 
sie  betlieben.  Von  den  eigentliehen  Argen- 
tariem  werden  die  nummul^i  unterschieden, 
während  menaarii,  menaularii  (in  der  Kaiser- 
zeit) lediglich  eine  Uebersetzung  des  grie* 
chiflchen  Tponiftra  zu  sein  scheint  Die 
nnmmniarü  werden,  ähnlich  den  griechischen 
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if-pf'ßoipoi,  in  besonderen  Zusammenhang 
mit  der  Münzprobe  gebracht:  sie  ■werden 
zoeezogeD,  wenn  es  gilt,  die  Echtheit  der 
Geldstücke  festzustellen,  'n-äs  bei  der  Un- 
sicherheit der  antiken  UünzverhältniBse  eine 
ebenso  wichtige  als  häufige  Auf^be  gewesen 
sedn  wird.  Jedoch  muss  man  sich  einerseits 
davor  hüten,  sie  mit  den  ebenfalls  nummu- 
larii  genannten  Arbeitern  der  kaiserlichen 
Münze  zu  yerwechseln  (0,  Hirschfeld,  Unter- 
snchungen,  I,  95  fg.),  andererseits  ist  es 
w^ien  der  später  eingetretenen  sjjrachlichen 
Vennen^ung  mit  den  Argentaiiem  nicht 
leicht,  die  Geschäftskreise  beider  Kategorieen 
zu  sondern.  (Zeitsehr.  d.  Sav.  Stift.  XIX. 
•203). 

Die  Geschäfte  der  rQmischen  Bankiers 
innfassen  ausser  dem  Geidsortengeschäft, 
d.  h,  dem  Ein-  und  Verkauf  fremder  Münzen 
irad  der  Umwechselung  einheimischer  Sorten, 
Aktiv-  und  Passiveeschäfte,  Bar-  und  Ordte- 
geschUte  verschiedenster  Art  ZudenPassiv- 
geech&ften  in  Bar  ^hört  die  Annahme  von 
Depositen.  Es  wird  allerdings  nur  von 
Geldeinlagen  berichtet,  über  die  der  Bankier 
einen  Schein  ausstellt,  um  dem  Kunden 
^esen  Rückgabe  desselben  die  Abhebung 
jed^zeit  zu  erm^hchen  (Dig.  16,  3,  24), 
gelegentlich  verbunden  mit  ausdrücklichem 
Zinsversprechen  bis  zur  erfolgten  Zurück- 
oalune  des  Geldes  (Dig.  16,  3,  26,  1).  Ferner 
hat  man,  freilich  ohne  überzeugenden  Beweis 
(Heck  in  Zeifschr,  der  Sa\ignj- -Stiftung,  X, 
äO.  101).  behauptet,  die  sogenannte  fiducia 
com  amico  sei  eine  gerade  bei  den  Ai^n- 
taiiem  übliche  Hinterlegung  von  Faust- 
pOndern  gewesen,  welche  der  Sicherheit 
anderer  Personen  dienten  imd  wobei  der 
Atgenlarins  lediglich  die  Rolle  eines  »Treu- 
hflndersc  gespielt  habe.  Jedenfalls  gehörte 
zu  den  Passtvgeschäften  die  Geldatimahme 
für  längere  Termine  als  verzinsliches  An- 
lefacn  der  Bank,  wobei  wiedenun  Zinsen 
schriftlich  zugesagt  zu  werden  pflegten 
(Dig.  13,  5,  24,  Dig.  16,  3,  28).  Nament- 
lich tritt  der  riJmische  Bankier  häufig  als 
Gaimit  für  fremde  Verbindlichkeiten  ein  in 
den  verschiedenen,  nach  römischer  Rechts- 
ordnung zu  Gebote  stehenden  Formen.  Er 
leistet  nicht  bloss  Büi^schaft  für  seine  Kun- 
den, soudem  er  tritt  auch  als  Selbstschuldner 
ganz  an  deren  Stelle  (Brief  hierüber:  Dig. 
13^  5,  26).  Ein  noch  nicht  ganz  zweifel- 
heies  Geschäft  dieser  Art  war  dos  soge- 
nannte receptum  ai^ntarü,  mit  dessen  Aus- 
gestaltung sich  das  prätcrische  Edikt  be- 
fuate  (vgl.  Schulin,  Lehrb.  der  Gesch.  d. 
rflm.  R.  409,  Aidurio  giur.  XLV.  3—83. 
ÜS&—OÖ9  und  Kaitewa,  ROm.  Recht^e- 
HChichte  II,  ?Ü8  ff.).  IMes  Geschäft  bestand 
ta  einem  Zahlungsversprechen  seitens  des 
Bankiers,  und  die  ans  demselben  zuständige 
iäage   (actio  recepticia)   hatte    die   Eigen- 


tümlichkeit, von  dem  Vorhandensein  einet 
Zahlungspflicht  zwischen  Auftraggeher  und 
Empfänger,  von  Empfang  einer  Valuta  u.  dgl. 
^nzlich  unabhängig  zu  sein.  Die  wirkliche 
Zahlungsleistung  an  den  Dritten  im  Auf- 
trage des  Kunden  hiess  de  mensa  solvere 
gegenüber  dem  Zahlen  aus  eigener  Tasche 
(de  domo)  und  war  besonders  gebrÄuehlich, 
wie  in  Griechenland,  wenn  man  bares  Geld 
in  der  Bank  Hegen  hatte.  —  Besonderes 
Interesse  erheischt  auch  noch  die  s<^enamite 
permntatio  pecuniae.  Cicero  bereits  erkun- 
digt sich,  da  er  seinem  Sohne  Geld  nach 
Athen  zu  schicken  beabsichtigt,  ob  dies 
nicht  auf  dem  Wege  der  permntatio  zu  be» 
werksteUigen  sei  (ad  Att.  12,  24,  1).  Er 
meint  damit  offenbar  ein  der  oben  erwähnten 
griechischen  Zahlun^nweisung  entsprechen- 
des Rechtsverliältnis :  der  ^nkier  erhält 
Valuta  am  Orte  seiner  Niederlassung  oder 
er  kreditiert  und  giebt  dafür  einen  Brief, 
in  welchem  ein  auswärtiger  Geschäftsfreimd 
angewiesen  wird,  Zahlung  zu  leisten.  Wie 
das  receptum  dem  Locogeschäft,  so  dient 
die  permutatio  im  wesentlichen  dem  Distanz- 
geechafte;  nur  wäre  es  unrichtig,  in  der 
permutatio  etwa  bereits  einen  »Wedisel«  er- 
blicken zu  wollen. 

Von  denjenigen  Bankgeschäften,  die  man 
heutzutage  den  AktivgeschSften  zuredmet, 
betrieb  der  römische  Bankier  nur  das  Dar- 
leihen, sei  es  gegen  Faustpfand  (Tjombard- 
geschäft)  oder  auf  Immobilien  (Hypotheken- 
ges(^iäft).  Auch  das  Vermittelungsgeach&ft 
gehörte  zum  Kreise  seines  Gewerbes.  Aber 
eine  besondere  Thätigkeit  entwickelte  er 
durch  die  Uebemahme  der  (schon  zu  repu- 
blikanischer Zeit  so  genannten)  »Auktionen«. 
Es  hat  über  den  Umfang  dieser  Thätigkeit 
namentlich  der  reiche  Fund  von  Quittungs- 
tafeln im  Hause  des  pompejanischen  Bankiers 
Cädhus  Jucundus  im  JuL  1875  Ijicht  ver- 
breitet (C.  J.  L.  IV  Siipplem.  1898).  Diese  Quit- 
tungen sind  zum  Teil  solche  der  Gemeinde 
Pompeji  über  Pacht^lder,  welche  Jucundus 
für  gepachtete  Gememdegrundstücke  bezahlt 
hat,  und  sie  zeigen,  dass  auch  solche  Kapital- 
anlage den  Argentariero  nicht  fremd  war, 
aber  den  hauptsächlichen  Bestandteil  des 
Fundes  bilden  doch  die  Empfangsbestätir 
guogen,  welche  Jucundus  für  abgelieferten 
Auktionserlös  von  seinen  Auftraggebern  sich 
ausstellen  liess.  Die  öffentlichen  Versteige- 
rungen nahmen  sicherlich  im  antiken  Ge- 
schäftsleben eine  wichtige  Stelle  ein.  Die 
Argentarier  hatten  zum  Zweck  derselben 
eigene  Lokale  (atria  auctionaria)  zur  Auf- 
bewahrung der  Gegenstände  und  zur  Ab- 
haltung der  Auktionen  und  sie  besassen 
ferner  dafür  ein  eigens  geschultes  PersonaL 
Zu  letzterem  mag  der  mehrerwähnte  »coactor< 
gehört  haben,  dessen  Hauptaufgabe  in  dem 
Mntreiben  der  ausstehenden  Eaufgelder  be-^ 
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standen  haben  wird.  Aber  auch  der  Argen- 
tariüB  selber  wird  als  coactor  bezeichaet, 
und  ee  iet  nicht  unwahrscheinlich,  dass  hier~ 
mit  wieder  eine  besondere  Kat^rie  Ton 
Personen  des  Bankgewerbes  gemeint  ist,  die 
nur  gegen  bar  verfitei^rten  imd  die  Eanf- 
gelder  sofort  einkassierten.  Bei  solchen 
Auktionen  wird  das  von  Gaius  (i,  126  a} 
flberlieferte  Proklama  üblich  gewesen  sein: 
ne  ante  emptori  res  traderetur  quam  si 
pretium  solvent.  Das  Auktionshonorar 
(merces)  bestand  ^wohnlich  in  1  "/o  '  des 
Eau^reises,  und  dieses  sowohl  wie  die  an 
den  Staat  abzuführende  Auktionssteuer  von 
ebenfalls  l^/o,  welche  Oktavian  vielleicht 
nach  griechisch-ägyptischem  Vorbilde  einge- 
fOhrt  hatte  (Wilckeu  S.  40),  musste  der 
Käufer  erlegen. 

Im  römischen  Staate  bestand  bei  den 
Banken  ein  offenbar  sehr  weil  entwickeltes 
Buchwesen,  über  welches  nur  leider  die 
bisherigen  Aufklärungen  noch  spärhch  sind. 
Der  römische  Bankier  führte  zunächst  ein 
Memorial  für  die  augenblicklichen  Notizen, 
das  adversarium  (von  adreraus  =  immer 
zur  Hand)  oder  die  ephemeris,  von  diesem 
erfolgte  dann  zu  gelegener  und  angemessener 
Zeit  der  Uebertrag  ins  Hauptbuch,  den  codei 
rationum  mensae  oder  ai^ntariae.  Hier  in 
dem  letzteren,  das  auf  Vachstafeln  (tabutae) 
oder  (später?)  auf  »Membranen«  geschrieben 
war,  welche  zu  einem  Konvolut  (codex)  zu- 
sammengelegt wurden,  hatte  jeder  Kunde 
seine  ratio,  sein  Conto^nd  hierauf  bezogen 
sich  die  eingehenden  Vorschriften,  welche 
das  prätorisäie  Edikt  in  betreff  der  Vor- 
legepflicht der  Argentarier  aufstellte  (Dig. 
2,  13  de  edendo).  Der  Ai^nlariiis  mu&s 
das  ganze  Blatt,  welches  sich  auf  den  Edi- 
tionsberechtigten  bezieht,  la  capitc  im  Ori- 
ginal vorlegen  oder  ausschreiben,  die  Ein- 
träge sollen  mit  Datum  veisehen  werden, 
während  eine  Uuterschrift  des  Bankiera  für 
entbehrlich  erklärt  wiuile.  So  dienten  diese 
Bflcher  einem  ausgedehnten  Kootokorreot- 
verkehr :  jeder  Kunde  besass  darin  sein  Soll 
und  Haben  (expenanm  ferrc  ■ —  acceptum 
ferre),  für  jede  dieser  Rubriken  wohl  eine 
Blattseite,  und  hier  wurdedenn  umgeschrieben, 
zu-  und  abgeschrieben  (transscribere,  per- 
wribere  in  dem  Sinne  von  Bezahlen,  gleich 
dem  griechischen  iiayfötpsiv)  je  nach  Be- 
darf. Aus  diesen  Bachern  wurden  auf 
Wunsch  des  Kunden  Kontokorrentabschlflsse 
erteilt,  welche  den  Saldo  eventuell  als  neue 
Schuld  feststellten  (z.  B.  Dig.  2,  14,  47,  1. 
Dig.  14,  3,  20). 

Der  Handlungsbücher  gedenkt  noch  Jus- 
tinlan  in  seinen  auf  die  Argentarier  bezüg- 
lichen Sondergesetzen  (ed.  9,  2,  1.  7,  1). 

Ein  Charakteristikum  des  rßmischen  Bank- 
wesens bilden  die  zahlreichen  Eechtsvor- 
echriften,   mit  welchen  Gesetzgebung  und 


Jurisprudenz  die  Argentarier  umgeben  hat. 
Meistens  handelt  es  sich  dabei  um  odiose 
Privilegien.  So  beginnt  schon  in  republi- 
kanischer Zeit  (Cic.  ad  Herenn.  2,  13,  19) 
die  Tendenz ,  Argentariersodetäten  dem 
Publütuni  gegenüber  solidarisch  haftbar  zu 
machen;  eine  Nei^ug,  welche  aucli  in  dei' 
Behandlung  von  Nicht-socii,  die  gemeinsame 
Geschäfte  machen,  zu  Tage  tritt  (Dig.  2, 14, 
9,  p.  D.  4,  3,  34  p.).  Nach  dem  bekannten 
Bericlit  des  Geüus  (4,  64  ff.)  konnte  der 
Argentarius  im  Schriftform elprozess  nm:  auf 
den  Saldo  gegen  seinen  Schiüduer  klagen, 
er  musste  ilessen  Gegenforderungen  aus  den 
gegenseitigen  Geschäftsbeziehungen,  soweit 
sie  sich  zur  Kompensation  eigneten,  aus- 
drücklich in  Abzug  bringen,  wollte  er  nicht 
riskieren,  den  Prozess  für  immer  verloren  zn 
liaben.  In  der  Kaiserzeit  traf  mau  ferner 
Vorkehrungen  dagegen,  daes  der  Bankier 
sich  durch  Benifimg  auf  die  Existenz  von 
Gesclülftsfilialen  dem  Prozess  am  Gericht 
seines  Hauptniederiassungsortes  entziehen 
kCane  {Dig.  2,  13,  4,  5.  D.  5,  1,  19,  1. 
45  p.),  und  gab  den  Depositen  im  Konkurs 
des  BanMere  ein  Vorzugsrecht  vor  anderen 
Passiven  desselben  (Fuchs  im  Archiv  für 
civilist.  Prax.  LXU  1879  S.  183  ff.)  Noch 
Justinian  hatte  bei  manchen  seiner  gesetz- 
lichen Neuenmgen  die  Argentarier  von 
Rechtsvorteilen  ausgeschlossen:  so  bei  der 
Aufhebung  der  actio  receptitia  (C.  4,  18, 
2  a.  531),  bei  Anordnimg  sekundärer  Haf- 
tung der  Bürgen  (nor.  4,  3,  1  a.  535).  I^ 
gegen  zeigt  sich  gerade  dieser  Kaiser  in 
seinen  auf  die  Argentarier  bezüglichen  Son- 
deigesetzen  auf  besondere  Petitionen  hin 
geneigt,  ihnen  auch  Becbtsvorteile  einzu- 
räumen. Er  nimmt  die  Bestimmung  der 
nov,  4,  3,  1  zurück,  gewährt  ihnen  besondere 
Vorrechte  am  Vermögen  ihrer  Schuldner 
(nov.  136  a.  536  oder  a.  541|  ed.  9  a.  536?; 
ed.  ?  a.  542),  räumt  ihnen  ein  hOhei-es  ge- 
setzliches Zinsmaximum  ein  (C.  4,  32,  26, 
2  a.  528)  etc. 

Geschäfte  durch  Monopolisierung  des 
Bankgewerbes,  wie  im  Osten  geschah,  scheint 
der  römische  Staat  niemals  gemacht  zn  ha- 
ben. Auch  einer  Staatskontrolle  werden  die 
Banken  erst  in  der  Kaiserzeit  unterworfen. 
Auf  Kaiser  Hadrian  geht  dieselbe  für  die 
Hauptstadt  Rom  zurück,  und  zwar  ist  es  der 
praefectus  urbi,  welchem  sowohl  Argentarien 
im  engereu  Sinne  als  Niunmuhuien  unter- 
stellt werde  u  (Dig.  1,  12,  1,  9  fr.  2).  Diese 
Einrichttmg  bestand  noch  am  Ende  des  4. 
Jahrhunderts,  wie  die  Relationeu  des  Sym- 
machus  ergeben  (rel.  39),  während  in  den 
vor-diokleftanischen  »Prorinzen«  die  Statt- 
halter gleiche  Funktion  ausgeübt  haben 
mögen  (Suet.  Galba  9).  Die  justinianischen 
Gesetze  kennen  zwar  auch  noch  die  Qe- 
richtslMrkeit  des  praefectus  lu^t  (ed.  9,  5), 
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im  öteigen  wendet  sich  aber  der  Kaiser  an 
seine  comites  lai^tiomim,  um  diese  mit  der 
AusfDhnmg  seiner  gesetzlichen  Neuerungen 
za  beauftragen  (nov,  136  cit),  und  er  setzt 
dieselben  geradezu  als  Eichter  in  Argen- 
tarierangelegenbeiten  ein  (pd.  7,  6). 

Die  spätere  Gesetzgebung,  seit  dem  Her- 
ten Jahrhundert.  beschMtigt  sich  mit  deii 
Aigientariem  meistens  in  ihrer  Zusammen- 
fassime  als  hauptetfidÜBche  Korporation.  Hier 
erscheinen  sie  unter  dem  Kamen  des  corpus 
collectarionim     in  justiniani sehen     Erlassen 

als  iii«tj]fiti,  umfiarftov  öfyvgaBfaimv   —  Be- 

zeichnimgrii,  welche  am  besten  dem  älteren 
»coactoF'  entsprechen.  Diese  spätert:  Ge- 
setzgebung, vor  Justinian,  betritft,  soweit 
«e  flberhefert  ist  und  hier  interessiert , 
meistens  'las  Münzsortengeschaft.  Gratian 
hat  ihnen  den  Kurs  des  Solidus  voige- 
schrieboQ,  spater  gehen  sie  den  Stadtprä- 
fekten  (S.vmmach.  1.  cit.)  an,  diesen  Kurs 
zeitgemSsa  zu  erhöhen;  ein  Gesetz  vom 
Jahre  445  (nov.  Valent  III  tit.  14  c.  1)  sieht 
dch  dagegen  veranlasst,  den  staatlichen 
Nennwert  der  Münze  gegen  zu  billigen 
Tertanf  derselben  in  Schutz  zu  nehmen. 
Das  Geschäft  der  Münzprobe  hatte  Kaiser 
Julian  {a.  363)  einem  Einzelbeamten  Eiir  jede 
Gemeinde  übertragen,  welchen  er  Cvjoarät^s 
(libripens)  nennt  (C.  Th.  12,  7,  2);  gegen 
MiBsbräuehe  dieser  Beamten  in  Aegj-pten, 
besonders  in  Alexandria,  bestehend  in  einem 
bis  zu  12'.s<*'o  gesteigerten  und  ö|3puf«  ge- 
nannten Agio,  richtet  sich  noch  ein  justinia- 
nifiches  Edikt  (a.  5r>9  ed.  11). 

Die  anf  Inschriften  sich  findenden,  zur 
funilia  Augusti  gehörigen  argentarü,  ab  ar- 
gento  ete.  (C.  I.  L.  YI,  8727  ff.)  —  auch  eine 
■rgentaria  kommt  vor  (ib.  .5184)  -^  werden 
Bedienstete  in  der  kaiserlichen  Silberkanuner 
oder  in  der  Münze  gewesen  sein. 

Utt«rKl«rt  FürBabglon;  E.  B^vtUouU  Lrs 

obiigalioia  m  divü  Kffi/plirn  aimpnri  aux 
autrr»  droiu  de  l'iiatvjuite,  PtirU  ISSS,  p.  374 
tq.  —  Kohler  V.  PeUmr,  Am  dvm  babyloni- 
trken  Stelitidthm  I—W,  1890—1893.  —  Koh- 
t^r,  Jitriitütfitr  Ercur»  lu  Pn»er,  Babsloniiche 

rmrOge,  1890.  —  FBr  Griechenland:  K. 
F.  Hrfmiann,  Lehrbitek  der  griechUehen  Anti- 
guUaten  IV  (3.  Aufi.  ISSX)  /  4S.  Zu  den  dor- 
tigen CitaUn  t.  noch:  thatteK)  in:  11  Poli- 
Uenieo  (lerir    V.    flirtr    UlUrario-iirieatifica,  vol. 

V),  Ixe*,  S.  iSS—iM.  —  Bemadaiela  in: 
Jtmnuü   dti    fctmomiifri,   itrie   IV,   annit  IV, 

(MW  xir,  p.  sse—sii-  xv,  p.  ist— in  assi). 

—  Beatifhtt,  hülm're  du  droit  priai  de  ta 
reputliqv*  AMnienne  IV,IS97,p.  4S,4  (Zeugen, 
SSeitr)  SSS  tq.  (Depotiten),  46S  (Büryen)  B06 
tq.  (ZnUiHtgen}  SIS,  618  (Compen»alion,  Dele- 
gaUoti). —  UdirrA  egypten:lMm,brmo,Eecher- 
ehtt  mr  l'ieoTiomit  politique  de  I'Egypte  -loiu 
leä  Lnpidei  (1870)  p.  .ISO— SSS.  —  V.  Wilken 
in  :  Abhandlungen  der  küniglithen  Akademie  der 
Wiwnurftf^feii  lu  Berlin,  1886.  miotaphiaeh- 
kiHoriteh»  Ahhandluagen,  Abth.  I.  —  Deraelbe 


in  Gott.  Gel.  Aat.  1S9S,  L  1550.  —  Uebm- 
Rom:  M.  Voigt  in:  Abhandlungen  der  philo- 
logitch-hitloritchen  Kliute  der  legt.  iSehsiechen 
GetelUchafi  der  WiMentehqflen,  Bd.  X  A'r.  VI/ 
(1887).  ~  Marquarat,  Römitehe  Staatner- 
Wallung  II  (S.  A<ifi.  1834),  '^^  6iS9.  —  Zu 
Voigt:  Nlcmeyer  in  der  Zeiluchrifi  der  Sa- 
vignyetifliiHg  XIII,  1390,  H.  Sit— SSS.  —  Ueber 
argcntarii  aiuterdem  :  Abel  WoM-mann,  ibtde 
ntr  le»  argriilarii  il  Borne  (tkftej,  Paris  1874, 
p.  7 — 89.  —  Le  Seeq  DeloumeUea,  det.  a. 
(Theia)  BoT-mr-Seinr  ISSO.  —  AnL  BeUniaie, 
Ifi  manieuri  d'argent  ä  Borne  1800,  S^'{dU.188S. 
—  A,  F.  JRoseKo :  argentarii  I,  7Sp.  189!.  — 
Pauly,  Beiü-Encgelopädir.  der  cUua.  ÄUtrlum*- 
leittenieh.  A'eii^  Bearb.  II,  1896,  S.  706 — 710 
(Oehler).  —  Im  Allgemeinen:  Ouat.  Cohn. 
Syttem  der  SaÜonaiölamomie  III,  189S,  S.  560 
hw  SSS.  —  üfeurtlent  (Deiember  1398}  :  MUtet», 
in  Zeitechr.  d.  San.  Stifl.  XIX.  198— S60:  »IVo- 
peiitiia«.  —  Auch  BUleter,  Getchichle  de* 
Zintfiutet  im  Altertum  (1893),  S.  58 ff.  über  dir 
detiKhe  Tempetbant;  Aegypt.  i'rk.  jVr.  741: 
noUvßtaTiKi}  tpiijrtfu  firi>  Corp.  Pap.   Saia.  I 
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II.  Die  Banken  rom  11.  hls  zum 
17.  Jahrhundert. 

1.  Daa  Mittdalter.  2.  Das  16.  Jshrhmidert 
3.  Bie  featliiiidiiichen  Girobanken.  4.  Die  An- 
fänge des  englischen  Bankwesens. 

1.  Das  Mittelalter.  Der  Entwickeluiu; 
des  altrOmischen  Bankgeschäfts  wurde  durch 
die  Völkerwanderungen  ein  Ende  gemacht, 
und  seitdem  gab  es  bis  zu  den  Ereuzzügen 
nur  eine  Art  berufsmässiger  Vermittler  des 
Geld-  und  Kreditverkehrs;  das  waren  die 
Geldwechsler.  Die  zahlreichen  kleinen 
Münzgebiete,  die  häufigen  Aenderungen  im 
Münzftisse,  die  ungenauen  Prägnngen,  das 
Beschneiden  der  Münzen  il  s.  w.  — 
alles  das  machte  Personen  unentbehrlich, 
die  sich  berufsmässig  damit  beschäftigten, 
Gewicht  und  Feingebalt  der  Münzen  fest- 
zustellen und  diese  gegen  andere  Münzen 
umzutauschen.  Auch  die  Fürsten  und  Städte 
bedurften  ihrer  zur  Anschaffimg  von  Präee- 
material  und  zur  leichteren  Verwertung  aer 
neugepr^^ten  Geldsorten.  Oftmals  wurde 
daher  das  Wechslergeachftft  mit  dem  Mflnz- 
r^gale  verbunden  oder  doch  strengen  Be- 
stimmungen unterworfen;  vielfach,  oaiaent- 
tich  in  Itahen,  schlössen  sich  die  Wechsler 
auch  zu  ansehnlichen  KOrperachaften  zu- 
sammen und  betlieben  ihr  Gewerbe  nach 
eigenen  Statuten,  üeberall  aber  vermittelt««! 
sie  zunächst  nur  den  Zahlungsverkehr, 
und  zwar  dienten  sie  Jedenfalls  bis  zn  den 
Kreuzzügen  nur  der  Erleichterung;  des  ei- 
gentlichen Münzvei^ehrs.  Das  Zeitalter  der 
KreuzzQge,  der  Ausgangspunkt  für  die  ganze 
höhere  geld-  und  l^editwirtschaftliohe  Ent- 
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wickeluDg  des  späteren  Mittelaltere,  hat  fOr 
daB  Bankwesen  nach  zwei  Richtungen  epoche- 
machend gewirkt:  einerseits  durch  die  Ent- 
stehung- von  Klassen  bernfemässiger  Geid- 
l^er,  andererseits  dadurch,  daas  sich  bei 
den  Wechslern  die  Vermitteln ng  des  lokalen 
Depositen-  und  Geldverkehres  sowie  doE 
interlokalen  Wechselbrieh'erkehres  ent- 
wickelte. 

Die  eisten  berufsmäsR^n  Geldleiher 
waren  die  Juden.  In  der  Diaspora  (nicht 
in  ihren  iiraprilnglichen  Wohnsitzen)  von 
jeher  hanpteflchlich  auf  den  Handel  ange- 
wiesen, zumal  unter  den  Germanen  und  den 
nicht  am  Mittelmeere  wohnenden  Bomanen, 
die  stÄter  als  die  Mittelmeervölker  Eigen- 
haadel  im  grossen  Umfange  zu  betreiben 
anfingen,  waren  die  Juden  allen  diesen  Völ- 
kern Jahrhunderte  lang  für  den  Warenhandel 
imentbehrlich ,  was  zu  ihrer  relativ  güns- 
-tigen  Lage  im  früheren  Mittelalter  gewiss 
(las  meiste  beigetragen  bat.  Aber  seit  den 
Kreuzzügen  entwickelte  sich  der  eigene 
Warenhiuidel  der  abendländischen  Völker  zu 
glänzender  Blüte,  und  die  Juden  wurden 
für  diesen  Handel  überflüssig.  Zugleich 
entfesselte  der  niedere  Klerus  gegen  sie  den 
Fanatismus  der  Massen.  So  verloren  sie 
ihre  günstige  Stellung  und  wurden  rechtlos, 
wurden  abhängig  von  der  Willkür  der  Lan- 
desherren, die  sie  schützten,  preisgaben  oder 
selbst  plünderten,  je  nachdem  das  eine  oder 
andere  Verfahren  ihnen  grössere  Vorteile 
darbot.  Jetzt  erst  wendeten  die  Juden  sich 
den  Geldleihge  Schäften  zu,  in  deren  Be- 
triebe die  christlichen  Kaufteute  noch  nicht 
ausreichend  bewandert  und  auch  durch  die 
kirchliche  Wucherlehre  einstweilen  noch 
star^  behindert  waren.  So  mw^hten  sie  sich 
aufs  neue  unentbehrlich.  Sie  gewährten 
zwar  hauptsächlidi  sehr  riskanten  und  da- 
her hohe  Zinsen  erfordernden  Konsumtiv- 
kredit,  was  den  Hass  gegen  sie  wesentlich 
steigerte ,  und  nur  insoweit  man  sie  durch- 
aus brauchte,  entgingen  sie  der  Ausrottung 
und  Vertreibung.  Aber  ihre  wirtschaftliche 
ünentbehrUchkeit  verloren  sie  auch  auf 
diesem  Gebiete  nur  ganz  allmähUch  durch 
ilas  Wachstum  der  wirtschaftlichen  Tüchtig- 
keit unter  den  christlichen  Geschäftsleuten. 

Die  erste  und  lange  Zeit  nahezu  einzige 
Konkurrenz  erwuchs  den  Juden  in  den  Ita- 
lienern. Italien  gdangte  am  fnibesten 
■wieder  zur  wirtschaftlichen  Blüte,  und  der 
italienische  Handel  war  es  vor  aUera,  der 
zunächst  für  seinen  eigenen  Bedarf  die  erate 
wirkliche  Bemfsoiganisation  des  Geld-  und 
Kreditverkehrs  ins  lieben  rief,  wobei  ihm 
freilich  der  internationale  Geldverkehr  der 
rOmiBchen  Kurie  sehr  zu  statten  kam.  »In 
Italien  bildeten  ach  damals  die  Gmndzüge 
des  modernen  Bankwesens  aus,  dessen  Ge- 
«ciiichte  sich  Überhaupt  in  zwei  Perioden 


zerlegen  lässf:  in  der  ersten  erfolgt  die 
Hauptentwickeiung  auf  italienischem,  in  der 
zweiten  auf  englischem  Boden«  (Nasse). 

Am  besten  sind  wir  bisher  unterrichtet 
über  die  Entstehung  des  Bankgeschäfts  in 
Genua;  doch  scheint  der  Verlauf  in  an^ 
deren  itabenischen  Städten  ungefähr  der 
gleiche  gewesen  zu  sein:  Die  Geld- 
wechsler,  welche  in   Genua   bereits   im 

12.  Jahrhundert  den  Namen  »Bancherii« 
fülirten,  (von  ihren  auf  einem  freien  Platze 
in  der  Stadt  aufgestellten  Wechselbänken), 
ei«cbeinea  gleich  darauf  auch  schon  als 
wirkliche  B^ikiers  im  modernen  Sinne:  sie 
nahmen  Depositen  an  von  den  Kaufleuten 
Genuas  und  erteilten  diesen  dagegen  Darlehen, 
besondere  zum  Betriebe  überseeischer  Ge- 
schäfte (»Seedm-lehem ,  cambia  maritima), 
an  denen  sie  sich  auch  durch  die  »com- 
mendai  genannte  Gesellschaftsform  betei- 
ligten; für  ihre  Kunden  übernahmen  sie  die 
I^istung  ÖrÜicher  Zahlungen  auf  dem  Wege 
der  Ueberweisung  und  Kompensation  (Giro- 
verkelii-),  und  ebenso  vermittelten  sie  durch 
ihre  auswärtigen  Faktoren  und  Geschäfts- 
freunde interlokale  Zahlungen,  d.  h.  sie  stell- 
ten Wechselbrieto  aus. 

Mit  diesen  Funktäonen  befriedigte  der 
Bankier  dringende  Verkehrsbed  Orfnisse.  Ei- 
nerseits die  grosse  Zunahme  des  Zahliiu^- 
imd  Kreditverkehrs,  andererseits  die  Schwie- 
rigkeit, sich  überall  und  immer  die  zur  Z^- 
lung  geeigneten  Münzsorten  zu  verschaffen, 
der  Wunsch ,  sich  von  den  vielen  Schwan- 
kungen der  Münzpreise,  von  den  grossen 
Mühen,  Kosten  und  Gefahren  der  Aufbe- 
wahrung und  Versendung  barer  Geldsummen 
zu  entlasten  —  das  waren  die  Hauptmotive, 
welche  die  Ausbildung  des  Bankgeschäfts 
bis  zum  17.  Jahrhundert  veranlasst  haben. 
Durch  die  Annahme  von  Depositen  erlaugten 
die  Bankiers  andererseits  die  Mf^lichkeit, 
die  wachsenden  Kredit bedürfnisse  zu  be- 
friedigen, zunächst  insbesondere  dem  Handel 
Produktivkredit  in  steigendem  Masse  zu  ^- 
währeo,  dann  auch  die  Juden  allmälüieh 
ans  den  sonstigen  Kreditgeschäften  grösseren 
Stils  zu  verdrängen. 

So  entwickelte  sich  das  Baniigesehäft 
zunächst  in  den  Mittelmeerplätzen,  nament- 
lich in  Italien.    Aber  schon  im  Anfange  des 

13.  Jahrhunderts,  \ieUeicht  noch  früher,  be- 
gannen italienische  Geschäftsleute,  auch  jen- 
seits der  Alpen  Geldgeschäfte  zu  machen. 
Anfangs  waren  es  besonders  Bewoluier 
lombardischer  Städte,  daneben  eine  Zeit 
lang  Bürger  von  Cahors  in  Südfrankreieh. 
die  als  erste  berufsmässige  Kreditvermittler 
christlichen  Glaubens  in  Frankreich.  Eng- 
land und  Deutschland  auftraten,  und  so 
gross  war  der  Eindruck,  den  das  hervor- 
brachte, dass  seitdem  an  allen  diesen  süd- 
\bidischen  Geschäftsleuten  gleicher  Art. die 
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Namea  »LtmibardeD*  tmd  >Caorsinen«  haften 
blieben.  Diese  wurden  im  13.  Jahrhuadert 
durch  Toekaner,  im  14,  namenüicli  durch 
Fl<Mreiitiner  venu^n^,  aber  noch  jetzt  ei> 
tnnert  >Lombard  Street«,  der  heutig  Mittei- 
ptiokt  des  europäischen  Geld-  und  Krp<lit- 
verkehrs,  an  dessen  erete  Begründer. 

Die  Italiener  errichteten  in  den  grossen 
Städten  überall  Filialen,  ihre  Faktoren  be- 
reisten ganz  Europa,  wobei  sie  sich  der 
wirksamsten  DnferstOtziing  der  römischen 
Kurie  erfreuten,  die  sie  für  die  Einsammlung 
'ler  Kirch ensteiiem  brauchte  nnd  die  sich 
dafür  dankbar  erwies,  indem  sie  ihnen  half, 
die  Juden  aus  den  oberen  Schic'hten  des 
GeldgeschAfts  zu  verdingen;  wurden  die 
Itahener    doch    geradezu    lUBurarü    Fapae> 

feoannt.  lleberml  führten  sie  die  Wechsel- 
riefe (iLitterae  Lombardonim«  Messen  sie 
vielfach)  ein  und  ebenso  ihre  ganze  sonstige 
GeschSftstechnik,  wussten  sich  aber  zunficlist 
ihrerseits  das  Monopol  dieser  Geschäfte 
Jahrhunderte  lang  zu  aichern.  Die  vielen 
ihnen  zufhessendcn  Depositen  ermöglichten 
es  ihnen  schon  im  14.  Jahrhundert,  den 
Königen  von  Frankreich  und  England  die 
grÖBsten  Geldsummen  vorzustrei^en  und 
diese  Länder  wirtschaftlich  zu  beherrschen. 
Freilich  erraten  sie  liierdurch  den  Haas 
der  Völker  nicht  minder  als  früher  die 
Jnden;  aber  sie  üeascn  sich  nicht  so  leicht 
verdringen.  Wahrend  die  Jnden  am  Ende 
des  Mittelalters  fast  überaU  langst  zn  unter- 
geordneten Kreditvermittlern  (P^dleihorn 
niederer  Ordnung  u.  dgl.)  herabgesimken 
waren,  erreichte  die  italienische  Geldmacht 
gegen  Ende  des  Mittelalters  im  Hanse  der 
Medici  eist  seine  stärkste  YerkOrpening, 
und  ihre  Verdrängung  b^ann  erst  im  16. 
Jahrtiundert 

Ausser  diesen  Frivatbankiers  gab  eR  in 
einigen  Städten  des  Mittelmeeres  auch  schon 
öffentliche  Banken.  Zwar  auf  diesen 
Namen  haben  keinen  vollen  Aofipmch  die 
altitalienischen  »Monti«,  Steuerpacht-Gesetl- 
schaften  von  Staatagläubigern,  Zwitteivcbilde, 
•iie  indes  zweifellos  schon  einige  Funktionen 
unserer  heutigen  Banken  veraidien,  mindes- 
tens wenn  man  das  Bankwesen  im  weiteren 
(fe^landischen)  Sinne  versteht,  sc  daes  es  die 
Kreditvermittelung  zwischen  dauernder  Ka- 

fiitalanlage  und  KapitalhedUrfnis  ftlr  öffent^ 
iche  Zwecke  mit  imifasst;  denn  gerade 
eine  solche  Organisation  bildeten  die  Monti, 
wie  denn  auch  deutsche  Städte  eine  Art 
Ban^escbäft  in  diesem  Sinne  betrieben. 
^later  verwandelten  sich  die  Monti  zum 
Teil  sogar  in  wirkliche  Depositen-  und  Giro- 
banken ;  insbesondere  die  iierOhmte  Casa  di 
St.  Giorgio  in  Genua  betrieb  solche  Bank- 
geschäfte seit  1407. 

In  Barcelona  entstand  femer  bereits 
1401    eine   wirkliche  öffentliche   Wechsel-, 


Depositen-  und  Girohank,  die  >Taula  de 
cambi«  (Tabida  cambionmi),  tmd  ähnliche 
Anstalten  wunlen  auch  in  Valencia  und 
Saragossa  begnlndet,  Sie  waren  die  Tor- 
läufer der  im  16.  und  17.  Jahrhundert  ent- 
standenen öffentlichen  Banken  von  Venedig, 
Mailand,  Aniätei-dam,  Hamburg  und  Nürn- 
berg (s.  u.). 

Kine  wesentlich  andere  Ai-t  mittelalter- 
Ucher  Buiken  wai-en  die  »Montes  Pie- 
tatis<  .  gemeinnlltzige  Stiftungen  von  vor- 
zugsweise kirchlichem  Charakter,  welche  die 
Minderbemittelten  aus  den  Klauen  der  Pfand- 
wucherer befreien  sollten;  aus  ihnen  sind 
dann  die  mwlenien  Leihhäuser  hervor- 
gegangen. 

2.  Dem  16.  Jahrbnndert  Die  grossen 
Entdeckungen  veranlassten  eine  Verschiebung 
des  Weltverkehrs  vom  Mittelmeere  nach  dem 
Atlantischen  Oceaiie.  Zugleich  nahm  der 
Geld-  und  Ki-etlitverkehr  aiuiserordentlich  zu 
und  risa  l>ald  alle  Schranken  nieder,  die  ihn 
im  Mittelalter  eingeengt  hatten.  Mit  dieser 
Zunahme  tles  Verkehi-s  hielt  die  Entwicke- 
lung  de»  Geldes  nicht  gleichen  Schritt 
Zwar  veimelule  sich  die  Masse  des  mn- 
laufendeu  Geldes  ganz  bedeutend,  aber  we- 
niger die  GoI<lmünze,  die  in  den  letzten 
Jahrhunderten  des  Mittelalters  die  Haupt- 
rolle im  Gross  verkehre  ^spielt  hatte,  als 
vielmclir  die  filr  ihn  nicht  so  geeignete 
SUbermünze.  Die  Jlflnzverechlechtenmg  und 
Münzdifferenzierung  nahjn  infolge  der  rfiii- 
berischen  Münzpolitik  immer  grössere  Di- 
mensionen an.  DeutMihland  erlebte  in  den 
ersten  Jahrzehnten  des  17.  Jahrhunderts  das 
Elend  der  Kipper-  und  Wipperzeit,  Spanien 
mit  seinen  silborreiohen  Kolonieen  sank 
schliesslich  gm-  bis  zur  KupferK'ährung  her- 
ab. Noch  immer  wurde  das  ganze  Zahlungs- 
weseu  unaufhörlich  gestört  durch  neue  Münz- 
emiiisionen  nnd  Herabsetzungen  der  Mflnz- 
preise,  der  Verkehr  von  Ort  zu  Ort  durch 
Kaub  und  Krieg.  Unter  solchen  Umständen 
muBste  die  glänzende  Verkelirsentwickclung 
zu  weiterer  Aiisdelmtmg  des  vom  Mittelalter 
übernommenen  Systems  der  Geldsurro- 
gate drängen,  des  lokalen  Depositen-  und 
Giroverkelirs  sowie  des  interlokalen  Wechsel- 
briefhandcls.  Doch  behielten  diese  Zahlungs- 
mittel zuuäclist  noch  ihre  mittelalterliiäie 
Gestalt:  nur  verloren  die  Italiener  das  Mo- 
nopol der  Vermittel  ung :  das  Bankwesen 
wurde  ein  Gemeingut  der  europäischen 
Kultui-welt. 

Gleichzeitig  nahm  der  Bclarf  an  Leih- 
kapitalien gewaltig  zu,  sowohl  wegen 
der  Ausdehnung  des  Handels,  wie  nament- 
lich auch,  weil  die  Fürsten  dm'ch  Entwickcr 
lung  der  Soldheere  nnd  Feuerwaffen  zur 
Aufwendung  weit  grösserer  Kapitalien  für 
Kriegszwec-ke  gezwungen  wunlen  als  im 
Mittelalter.   Andererseits  wuchsen  auch  die 
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verfflgbaren  Geldkapitalien  und  zwar  zn- 
nSchst  vorzuerweise  bei  den  bisherigen  Han- 
delsvölkern,  den  Italienern  und  Deutschen,  die 
ihren  Waren handcl  grösstenteils  verloren, 
dagegen  im  Geldgeschäfte  noch  eine  glän- 
zende Nachblute  erlebten.  Doch  erfuhr 
ihre  Thätigkeit  eine  örtliche  Begrenzung 
durch  den  wellgeschichtlichen  Kampf  der 
Dynastieen  Habsbiu^  und  Valoia.  indem  die 
Oberdeutschen  und  Genuoser  hauptsflchlich 
das  Haus  Habsbui^,  die  Florpiitiner  Frank- 
reich mit  ihren  Kapitalion  unterstützten. 

Diese  grossen  Geschäfts]  eute  hiessen  ge- 
wOhnhch  nicht  Bankiers,  soudeni  Finanziers 
oder  dei^leichen.  Thatsächlich  aber  waren 
OS  KreditvtaTnittler  ersten  Ranges,  die  meist 
mit  sehr  bedeutenden  fremden  Kapitahen 
arbeiteten;  ihre  Depositen  überstiegen  je 
länger  desto  mehr  ihre  eigenen  Mittel,  und 
wahrend  die  Depositen  kiffzfiistige  Forde- 
rungen waren,  datierte  es  im  besten  Falle 
viele  Jahre,  ehe  die  "Vermittler  die  von  ihnen 
den  Fürsten  geheheiien  grossen  Geldsummen 
wieder  erlangten.  Diese  Unkenntnis  ratio- 
neller Banktecbnik  rächte  sich  schwer,  wie 
es  infolge  desselben  Fehlers  schon  im  14.Jahr- 
handert  den  Florentinern  widerfahren  war. 

Nun  gingen  aber  überdies  die  Geld- 
geschäfte weit  Aber  das  vernünftige  Mass 
hinaus.  Die  ersten,  welche  sich  darauf  ein- 
gelassen hatten  (vor  allem  die  Fu^er),  er- 
warben grosse  Reichtümer;  dadrirch  wurden 
immer  weitere  Kreise  verfühit,  ihnen  zu 
folgen.  Die  Fürsten  beförderten  diese  Ent- 
wickelung.  Mittelst  geschickter  Finanzleiite, 
die  sie  dem  Kreise  jener  deutsch-italienischen 
Geschäftswelt  entnahmen,  wussten  sie  die 
Kapitahen  von  allen  Seiten  nach  den  grossen 
"Weltbörsen  Antwerpen  und  Lyon  zu  ziehen, 
wo  sich  ein  Kapitalverkehr  von  überschweng- 
lichen Dimensionen  entwickelte. 

Das  Ende  war  eine  tolle  Ueborepannung 
des  Kredits  und  eine  allgemeine  eurojrfüsche 
Kriflis.  Die  fürstlichen  Schuldner  mussten 
ihre  Zahlungen  einstellen,  zuei-st  1557  gleich- 
zeitig die  Könige  von  Frankreich,  Spanien 
und  Portugal.  Eine  ganze  Reihe  weiterer 
Staatsbankerotte  folgte,  welche  zusammen 
mit  jahrzehntelangen  Religionswirren  in 
Frankreich  tmd  den  Niederianden  die  Blüte 
der  beiden  Weltbörsen  Antwerpen  und  Lyon 
sowie  den  Wohlstand  der  beteiligten  Ge- 
Bchäftalente   und  Kapitalisten    vernichteten. 

üebrig  blieben  einige  Jahrzehnte  lang 
nur  die  Genuesen,  die  erst  verhältnis- 
mSssig  spät  zu  den  Geldgeschäften  ttber- 
{T^sngeu  waren  und  denen  es  Jetzt  gelang, 
durch  ausserordentlich  feine  Emtwickelung 
der  Technik  ihrer  Geschäfte  fast  das  Monopol 
der  internationalen  Zahlnngs-  und  Kredit- 
Tennittelung  gerade  in  der  schhmmsten 
Srisenzeit  zu  erlangen. 

Ihr  Hauptmittel  bildeten  die  Genuesor 


Wechselmessen.  die  in  der  Geschichte 
des  Bankwesens  einen  Ehrenplatz  verdienen, 
als  der  erste  Mechanismus  eines  hochent- 
wickelten internationalen  Clearingverfahrens. 
Yiermal  jährlich  kamen  an  irgend  einem 
Orte  in  ^voyen  oder  Oberitalien  50  bis  60 
Genueser  Bankiers  zusammen,  jeder  mit 
einem  kleinen  Fapierbuche,  und  beuchen 
fast  ohne  Bargeld  die  Geld-  und  Kredit- 
geschäfte des  grössten  Teils  von  Europa, 
während  rings  umher  das  ganze  bisherige 
System  dieses  Verkehre  in  Trümmern  ging- 
Gerade  hierdurch,  diffch  die  heillose  Zer- 
rüttung des  eiuY)päischen  Zahluogs-  und 
Kreditwesens,  wurden  die  Genuesen  ge- 
zwungen, die  Organisation  ihrer  Messen  so 
zu  gestalten,  dass  ihre  Technik  und  die 
Solidaritäl  ihres  Besuches  den  bisherigen, 
weit  unvollkommeneren  Mechanismus  er- 
setzte und  der  Krisis  mit  Erfolg  wideratehen 
koimte. 

Zu  dem  Zwecke  führten  die  Genuesen 
für  ihre  Messen  die  reine  Goldwährung  ein 
und  ersetzten  zugleich  die  Barzahlung  durch 
ein  System  ineinander  ^ifender  Geld- 
snrrogate.  Sie  waren  die  Bankiers  des 
spanischen  Hofes,  der  damals  jahraus  jahr- 
ein viele  Millionen  gebrauchte  zur  Bekämpfung 
des  Aufstands  in  den  Niederlanden  und  zur 
Beherrschung  Italiens.  Die  hierfür  bei  den 
Genuesen  aufgenommenen  Anleihen  wareik 
stets  in  den  Niederlanden  und  Italien  zahl- 
bar, sollten  dago(!;en  in  Spanien  und  zwar 
meist  erst  erheblich  später  zurückgezahlt 
werden.  Die  Genuesen  mussten  mithin  so- 
wohl als  Kredite  wie  als  internationale 
Zahlungsvermittler  dienen.  Sie  kauften  nun 
in  der  nächsten  Messe  Wechsel  auf  die 
Niederlande  bezw.  Italien  (oder  auch  auf 
einen  Zwischenplatz,  wenn  das  vorteilhafter 
war,  imd  von  dort  aus  wieder  auf  die  Nieder- 
lande bezw.  Italien)  und  bezahlten  diese 
Wechsel  mit  ihren  Tratten  auf  S^nien  (oder 
auf  einen  Zwischenplatz).  Bei  Verfall  der 
Wechsel  machten  sie  das  Geschäft  in  um- 
gekehrter Richtung  u.  s.  f.,  bis  ihr  Vorechoss 
von  der  Regierung  gedeckt  wurde.  Durdi 
diesen  .Ricorsawechsel'-Verkehr  (wir 
würden  »Reitwechsel*  sagen)  beschafften  sie 
die  für  ihre  Geschäfte  nötigen  Kapitalien, 
besorgten  ihre  Geschäfte  ohne  Barsendungen 
und  verdienten  ausserdem  oft  gehörig  durch 
Arbitrage  mit  den  Wechselkursen. 

WÜirend  sodann  früher  jeder  Wechsel 
nur  einmal  gedient  hatte,  ftkhrten  dir 
Genueser  jetzt  das  Wechselgiro  ein, 
wodurch  sie  nicht  nur  die  Ausstellung  vieler 
Wechselbriefe  sparten,  sondern  auch,  was 
anfangs  das  Eaupteiotiv  war  durch  die 
Sohdüritat  aller  Giranten  dem  Wechael  eine 
sehr  viel  höhere  Sicherheit  verliehen.  Erst 
das  Giro  beähigte  den  Wechsel,  das  wich- 
tigste BankpBpier  zu  werden. 
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Endlich  vervoUkommneten  sie  das  schon 
in  den  mittelalterlichen  Hlessen  (atich  be- 
reits durch  Bankiers)  eingebflrgerte  Ver- 
fahren, am  Schlüsse  der  Messe  möglichst 
viele  Zahluog«ii  mittelst  OiroOberweisiingen 
nod  EompeosatioDen  zu  leisten,  derart,  dass 
fast  jede  Bm-zahlung  flberflflsRlg  wiirde. 
Dieses  »Mess-Scontro«  wurde  dann  nicht 
nur  in  den  anderen  MesBen  itbemommeD, 
sondern  es  ist  auch  daraus  das  Liquidations- 
verfohren  beim  Termingeschäfte  unserer 
modernen  Börsen  hervorgegangen. 

"W^iÜirend  so  die  Qenueser  Messen  den 
grCesten  Teil  des  internationalen  Zahlmigs- 
imd  Ereditverkehi«  in  sich  koncentrierten, 
fiden  die  alten  lokalen  Depositen-  und 
OiiobankleTS  überall  der  Krisenzeit  zum 
Opfer.  Nur  einige  öffentliche  Banken 
(in  Genua,  Barcelona,  Saragossa)  rettoten, 
zum  Teil  mit  knajiper  Not,  ihr  Dasein. 
Doch  kamen  jetzt  einige  weitere  Öffentliche 
Banken  hinzu,  die  —  gleich  den  Genueser 
Messen  —  gerade  der  Zerrüttung  des  Geld- 
wesens ihre  Entstehung  verdankten. 

8.  Die  featländischen  Girobanken.  Die 
vielen  Fallimente  von  Privatbankiers  gaben 
Anlass  zu  Erörtenuigen  über  einige  Grund- 
fragen der  Bankoreanisation  und  fiatiktechnik, 
■wie  sie  gelegenüich  auch  schon  früher  {so 
1548/51  in  Nürnberg)  vorgekommen  waren. 
Besonders  lebhaft  waren  diese  EriJrteningen 
in  Venedig,  wo  schon  im  14.  und  ITj.  J^r- 
hondert  den  Bankiers  verboten  worden  war, 
Warenhandel  zu  treiben,  was  sie  indes  trotz- 
dem gethan  hatten.  Als  niui  1582  die  letzte 
der  grossen  Privatbanken,  die  der  Fisani, 
infolge  der  allgemeinen  Krisis  üiisammen- 
biach,  wurde  nach  längeren  reiflichen  Er- 
wägungen beschlossen,  die  Errichtung  von 
Prnat^mkcn  zu  verbieten  und  eine  Staats- 
bank zu  errichten. 

In  den  damaligen  Debatten  wurde  hervor- 
gehoben, dass  der  venetianischc  Handel  des 
Giroverkehrs  und  des  Bankkredits  bedfirfe; 
aber  fliesea  GeschÄft  Privatleuten  zu  über- 
lassen, sei  zu  gefährlich,  da  man  auf  solche 
Weise  schwfer  realisierbare  o<ler  riakante 
Äktivecschafte  nicht  wirksam  vorhindern  und 
das  kleinste  Sfisstraucn  dos  schwerste  Un- 
heil veranlassen  kßnnc.  Daher  müsse  man 
eine  öffentliche  Bank  begründen,  die  auch 
dem  Staate  grosse  finanzielle  Dienste  leisten 
würde. 

So  wurde  demi  1587  (frühere  Projekte 
von  1584  und  1585  kamen  nicht  zur  Aus- 
fOhning)  der  »Banco  di  Rialto^  errichtet 
un<)  1694  für  alle  Wechselzahlungen  ohli- 
gatorist^  gemacht;  doch  vw  die  Einrich- 
tung noch  mangelhaft,  und  1619  musste  statt 
dessen  eine  andere  Bank,  der  »Banco  del 
8iro-,  begründet  werden,  der  bis  1806  be- 
standen hat.  trotz  zeitweilig  sehr  schlechter 
Verwalt\mg  und  tiefer  V^strickimg  in  die 


finanziellen  Verlegenheiten  des  Rtaalest,  wo- 
durch die  Bank  zu  wiederholten  Zahlnngs- 
einslellungen  gezwungen  imd  das  venetia- 
nisclie  Geldwesen  oft  ganz  zerrilttet  wurde. 

Im  Jahre  1593  wurde  femer  in  Mailand 
auf  Antrieb  des  Kaufmanns  Zerhi  der  >Baaco 
di  Sant'  Ambrogio«  errichtet,  sowohl  für 
finanzielle  wie  für  kommei-zielie  Zwecke. 
Vor  der  Begründung  kam  e.<  wie  in  Venedig 
zu  lebhaften  Deljatteii,  in  denen  die  Vorteile 
einer  wohlgeoitineten  Bank  snhon  gtmz  ähn- 
lich daigestellt  wurden  wie  in  der  eng- 
lischen Banklitteratiu"  unseres  Jahrhunderts. 
Auch  wirkte  die  Bank  zunächst  vortrefflich, 
wurde  aber  ebenfalls  in  langwierige  Finanz- 
geschÄfte  mit  der  Stadt  Mailand  verwickelt, 
bis  deren  Schuld  bei  der  Bank  1650  auf 
über  40  Millionen  Lire  angewachsen  war. 
Die  Bank  musste  ihre  Zahlungen  einstellen 
und  wimle  erst  1662  rekonstruiert  Sie 
verlor  indes  seitdem  ihre  kommerzielle  Be- 
deutung und  scliliesslich  ^vurde  sie  aueh 
durch  die  Napoleonische  In\'asion  hinweg- 
geschwemmt. 

Viel  günstiger  war  die  Entwickeln ug 
der  »Amsterdamsche  Wisselbanks 
die  dem  nicderlftndisclien  Handel  die  grüseten 
Dienste  geleistet  hat  und  deren  Oi^anisation 
und  Kredit  —  wenige  kurze  Perioden  ab- 
gerechnet —  bis  1790  unangetastet  geblieben 
ist.  Im  Anfange  des  17.  Jahrhunderts,  als 
der  holländische  Handel  im  ersten  Aufblühen 
begriffen  war,  dienten  den  Amsterdamer 
Kaufleuten  als  Bankiers  ihre  eigenen 
Kassierer,  die  für  eigene  Rechnung  Geld 
in  Aufbewahrung  und  darauf  Anweisungen 
entgegennahmen.  Die  Kassierer  machten 
sich  diese  Stellung  und  die  allgemeine  Münz- 
verwimmg  zu  nutze,  indem  sie  die  schweren 
Münzen  emsehmolzen  und  nur  die  leichteren 
wieder  ausgaben.  Femer  fühlte  das  fort- 
wahrende lleberweisen  der  Zahlungen  von 
einem  auf  den  anderen  —  überhaupt  ein 
mangelhafter,  doch  immer  wiederkehrender 
Notbehelf  zwLschen  Bar-  und  Bankzahlung 

—  zu  zahllosen  Streitigkeiten.  Deshalb  ver- 
bot die  Stadtobrigkeit  den  Kassierern  jene 
Geschäfte  und  errichtete  selbst  1609  eine 
Öffentliche  Bank.  Allerdings  verwandelten 
sich  die  Kassierer  nun  völlig  in  selbständige 
Bankiers,  imd  ihre  Checks  blieben  noch  lange 
Zeit  Zahlungsmittel.  Aber  die  Gnmdh^ 
der  Amsterdamer  Handels  Währung  bildete 
fortan  das  Bankogeld  der  Weehselbank,  das 

—  wie  bei  allen  diesen  Baidten  —  für  die 
grösseren  kaufmänuisclien  Zahlungen  Zwauga- 
kurs  erhielt.  Die  Basis  der  Bankwährung 
war  der  von  den  Amsterdamer  Eaufleuten 
bei  der  Bank  dauernd  de])onierte  Schatz 
vollwichtiger  Silbermflnzen.  Die  somit  ge- 
bildete Werteinheit  blieb  von  allen  starken 
Schwankungen  verschont ,  ausser  in  dem 
Unglücksjahre  1672.  Niw  durch  den  Wechsel 
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von  Angebot  und  NacbfragB  sowie  durch 
Aenderungen  im  SUberpreise  wurde  auch 
die  AmeterdameF  Bajikwährung  berührt,  aber 
das  woUte  nicht  viel  besagen  gegenüber  dem 
Vorteile,  dass  sie  von  allen  willkürlichen 
Aenderungen  der  Uünze  unabhängig  ge- 
worden war.  Erst  als  die  Franzosen  1795 
Holland  eroberten  und  der  holländische 
Handel  vernichtet  wurde,  verlor  auch  diese 
Bank  ihre  Bedeutung. 

Noch  dauerhafter  war  die  im  Jahre  1619 
b^ündete  Hamburger  Bank;  sie  hat 
bis  1873  in  Ehren  bestanden.  Auch  sie 
wurde  durch  die  Verwirrung  der  Kipper- 
und Wipperzeit  vei-anlaßst.  Die  Hambui^;er 
Kaufleute  hinterlegten  bei  der  Bank  voll- 
wichtige Reichathaler,  wogegen  sie  fast  den 
ganzen  Orosszahliuigsverkehr  des  Platzes 
übernahm;  Die  ^Mark  Bauko«  wurde  die 
Oroashandels Währung  Hamburgs,  im  Gegen- 
satz zur  allgemeinen  Währung,  der  >Mark 
('ouranti.  Die  Mark  Banko  war  eine  ideale 
Werteinheit  in  Höhe  von  h's  eines  voll- 
wichtigen Reichsthalers  von  26  gr  Fein- 
silber, also  8','3  gr  Feinsilber.  Als  im  18.  Jahr- 
hundert der  MünzfusB  des  Reichsthalers 
stark  verschlechtert  wurde,  ging  die  Bank 
zur  reinen  Barrenwährung  über:  nur 
Silberbarren  von  einem  gewissen  Feingehalt 
wurden  als  Deposita  angenommen.  Dieser 
Bankfonds  stieg  von  etwa  1  Million  Mark 
(nadi  heutiger  Beichswährung)  bis  auf  30 
Millionen  Mark  vom  Jahre  1873 ;  der  Öe- 
samtiunsatz  betrug  1873  etwa  3'/2  Milliarden 
Mark.  Doch  bheb  auch  die  Hambui^r 
Bank  nicht  von  einzelnen  schweren  Krisen 
verschont  so  1672  und  1755,  als  sie  unvor- 
sichtige Eredit^Bchäfte  gemacht  hatte,  so 
1766  infolge  jener  Verschlecbtei-ung  des 
Thalers,  und  1813,  als  Marschall  Davoust 
der  Bank  ihren  Gesamtfonds  raubte.  Aber 
stets  wurde  ihr  Kredit  rasch  wieder  her- 
gestellt. Erst  1873  wiuile  die  Bankvaluta 
abgeschafft  und  statt  dessen  unsere  heutige 
Rachswährung  eingefOhrt,  die  Bank  selbst 
aber  in  eine  Zweigniederlassung  der  Reichs- 
bank  verwandelt. 

Ein  ähnliches  Institut  war  der  1621  be- 
gründete Banco  Publieo  in  Nürnberg, 
der  indes  viel  geringere  Bedeutimg  hatte 
und  bis  1827  bestanden  hat. 

Alle  diese  Girobanken  gediehen  nur, 
so  lange  sie  sich  auf  die  Zahlungsver- 
mittelung  beschränkten.  Wenn  sie  auch 
■aktive  Kreditgeschäfte  in  grösserem  Masse 
zu  machen  begannen,  gerieten  sie  bald  auf 
Abwege  und  schliesshch  ins  Verderben,  wenn 
aienichtrechtzeitigumkehrten.  IhreExistenz- 
berechtigong  lag  hauptsäehhch  in  den  schlech- 
ten Mün  z verbal tuissen ;  um  ihnen  entgegen- 
zuwirken, schufen  sie  besondere  Grosa- 
handelswährungen,  deren  l!n Veränderlichkeit 
den  Hauptdienst  bildete,  den  sie  dem  Ver- 


'  kehre  leisteten.  Sollte  diese  Grundla^  nicht 
'  ins  Schwanken  geraten,  so  musste  die  Bank 
sich  ängstlich  von  allen  Gesdiäften  fern- 
halten, die  möglicherweise  ihren  Kredit 
irgendwie  einmal  schädigen  konnten.  Am 
bräten  hielten  sie  sich  von  allen  aktiven 
Kreditgeschäften  fem. 

Durch  die  allgemeine  Verbesserung  des 
Mflnzwesens  ist  diese  Hauptfunktion  der 
Girobanken  Überflüssig  geworden.  Ihre 
anderen  Funktionen  aber  (Depositen-  und 
Girovei^ehr)  können  besser  von  Banken  be- 
sorgt werden,  die  auch  aktive  Kreditgeschäfte 
betreiben.  Der  rationelle  Betrieb  dieser 
Banken  ist  erst  ein  Erzeugnis  der  letzten 
zwei  Jahrhunderte  und  zwar  hauptsächlich 
der  englischen  Erfahrungen. 

4.  Die  Anfänge  des  eDKÜBchen  Bank- 
wesens. Die  B^eutung  der  Italieuer  für 
das  englische  Geld-  uud  Kreditwesen  ver- 
schwand erst  im  Zeitalter  der  Elisabeth, 
unter  wesentlicher  Mit*'irkung  der  Regierung, 
vor  allem  ihres  kaufmännisch  -  finanziellen 
Beraters,  des  grossen  Thomas  Gresham, 
Indes  dauerte  es  dann  noch  geraume  Zeit, 
ehe  sich  eine  zweckmässige  uiul  kräftige 
nationale  Organisation  der  Zahlung»-  und 
Kredit vermittelung  bildete. 

Die  Engländer  haben  diese  Entwickelung 
bis  zur  Begründung  der  Bank  von  England 
bisher  nicht  richtig  erfasst  und  dai^steDt. 
Man  kann  geradezu  von  einer  Legende 
sprechen,  \,dche  sich  tünsichtlich  der  Ent- 
stehung des  englischen  Bankgeschäfte  ge- 
bildet nst  und  die  immer  ein  englischer 
Schriftsteller  gläubig  vom  anderen  Uber<- 
nimmt.  Der  Kern  dieser  Legende  besteht 
darin  dass  die  allgemeine  Unsicherheit,  die 
zur  Zeit  der  englischen  Büi^rkriege  ge- 
herrscht haben  soll,  die  Londoner  Kaufleute 
veranlasst  hätte,  ihre  baren  Gelder  bei  den 
dortigen  Goldschmieden  zu  deponieren, 
die  sich  infolgedessen  zu  Bankiers  ent- 
wickelt haben  sollen.  Das  ist  eine  inige 
Darstellung,  Die  ganze  Entwickelung  be- 
gann vielmehr  schon  geraume  Zeit  vor  den 
Bürgerkriegen  und  wurzelte  ^n  den  näm- 
lichen YernältniBsen,  welche  damals  auch 
die  Entstehung  der  festländischen  Girobanken 
veranlasst  hat,  nämlich  in  der  aUgemeinen 
Münzverwirrung,  Dazukam  als  sekuUf 
däres  Moment  das  steigende  Bedthrfnis  nach 
flüssigen  Geldkapitahen,  besonders  die  Fi- 
nal iznot  der  Stiles. 

Das  englische  Münzwesen  .  war  156i> 
durch  Gresham  gründüch  reformiert  worden, 
kam  aber  unter  Jakob  I.  wieder  in  die  ber 
denklichste  Unordnung:  massenhaft  cirku- 
lierten  unterwertige  Münzen,  die  der  Ver- 
kehr nach  Möglichkeit  zurückwies.  Wie 
anderwärts  begann  mau  daher  auch  hier  im 
Gtri^B verkehre,  thuidichst  viele  Zahluugeo 
durch     Anweisungen    zu    leisten;     Bai^eld 
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suchte  man  raHOh  wieder  los  zu  wer- 
den. Nur  sine  Klasse  von  Geschäfts- 
leuten hatte  umgekehrt  ein  lebhaftes  Inte- 
resse daran,  viel  Bargeld  in  ihren  Händen 
zu  koncentriereQ ,  das  waren  die  öoid- 
Bchmiede,  die  zugleich  als  Geld- 
wechsler fungierten.  Sif  varen  jederzeit 
in  der  Lage,  Schrot  und  Eom  der  Münzen 
festzustellen,  und  machten  von  dieser  Sach- 
kenntnis natflrlich  eifrig  Gebrauch  zum  ei- 
genen Vorteile:  sie  schmolzen  die  gut«n 
Hanzen  ein  und  gaben  nur  die  schlechten 
wieder  aus.  Dm  nun  das  Publikum  anzu- 
reizen, m^lichst  viel  Bargeld  bei  ihnen  zu 
\rechseln,  begannen  einzelne  Goldscluniede 
für  Depositen  Zinsen  zu  zahlen  und  diese 
Gelder  für  aktive  Kreditgeschäft«  zu  ver- 
%renden.  Schon  1619  wird  darüber  geklagt, 
dass  die  Goldschmiede  auf  solche  Weise 
viel  Geld  in  ihren  Händen  koncentrierten. 
Die  Kegierung  suchte  zwar  1637  das  mittel- 
alterliche Wechseliegal  wieder  einzuführen, 
iras  aber  nicht  gelang.  Das  Geldwechsel- 
geschäft  blieb  in  den  Händen  der  Gold- 
schmiede, die  in  London  hauptsächlicli  iu 
Lombardstreet  und  Cheapside  wohnten. 
Dass  sie  die  englische  Münze  mit  Präge- 
material versorgten,  erhöhte  jedenfalls  ihre 
Bedeutung;  sodann  aber  wussten  sie  sich 
tler  Begierung  als  Kreditvermittler  nnent- 
behriich  zu  machen.  Sie  kamen  den  Stuarts 
in  ihren  unaufhörlichen  Fioanznßten  zu 
Hilfe,  und  selbst  Oromwell  verschmähte  es 
nifdit,  bei  ihnen  Anleihen  aufzunehmen. 
Die  Mittel  hierfür  verschafften  sie  sich  durch 
Vermehrung  der  Depositen,  die  nun  auch 
i&nger  in  ihren  Händen  blieben.  Sie  be- 
gannen femer,  nach  Einführung  des  We(^- 
selgiros  Wechsel  zu  diskontieren  und  das 
Gheckgeschäft  auszubilden. 

Aber  avich  die  Goldschmiede  ent^ngen 
nicht  dem  Widerwillen  des  Volkes,  den 
alle  derartigen  Geschäftaleute  iu  älterer  Zeit 
zn  erdulden  hatten.  Besondere  machte  man 
sie  verantwortlich  für  das  Verschwinden  des 
guten  Geldes,  imd  die  hohen  Zinsen  ihrer 
aktiven  Krediteescbäfte  waren  ebenfalls 
G^nstand  vider  An^iffe,  Diese  lang- 
bistigen,  zum  Teil  riskanten  Geschäfte 
machten  sie  nicht  selten  unfähig,  ihre  Ver- 
pflichtungen zu  erfüllen,  was  namentlich  bei 
der  berüchtigten  »ScfallessuDg  der  Staats- 
kasse« im  Jahre  1672  schwere  Folgen  nach 
sich  zc^. 

Damals  schuldete  die  Krone  den  Gold- 
schmieden etwa  IVs  Millionen  £  und  war 
ansser  stände,  diese  Summe  zuückzuzahlen. 
Sie  mnaate  ihre  Zahlungen  einstellen,  wo- 
durcä  der  Bankerott  einer  Anzahl  der  be- 
deotendsten  Goldschmiede  herbeiführt  wurde. 

Infolge  dieser  Katastrophe  entstand 
eine  leUufte  Bewegung  für  Gründung  einer 
Sffentlichen  Bank.     Schon  seit  einem 


Jahrhundert  war  eine  grosse  Zahl  von  Pro- 
jekten für  Begründung  einer  solchen  Bwik 
entworfen  worden,  aber  immer  bald  wieder 
verschwunden ;  auch  nach  dem  Staatsban- 
kerotte von  1673  dauerte  es  noch  32  Jahre, 
ehe  die  Bank  begründet  wurde,  und  in- 
zwischen muBsten  die  Stuarts  vertrieben 
werden,  musste  die  moderne  englische  Ver- 
fassung entstehen  Die  Tones  sagten  da- 
mals, um  die  Bank  zu  bekämpfen,  ein  sol- 
ches Institut  könne  nur  in  einer  Republik 
existieren,  mit  einer  Monarchie  sei  es  nicht 
vereinbar.  Was  daran  richtig  war,  sprach 
für  die  Bank;  denn  sicherlich  hätte  sie  in 
einer  Monareliie,  wie  es  die  der  Stuarts 
war,  nicht  bestel^n  kl^nnen,  in  einem  Staats- 
wesen, dessen  Monarch  das  Becht  bean- 
spruchte, die  Gesetze  durch  Verordnung  auf- 
zuheben, nnd  der  durch  Geldnot  zum  Wort- 
britch  genötigt  wurde,  in  einem  Staate,  wo  die 
öffcnthche  Gewalt  der  Gegenstand  unauf- 
hörlicher Kämpfe  zwischen  Krone  und  Volk 
war.  Erst  die  Revolution  gab  dem  eughachen 
Staatswesen  die  nötige  Festigkeit  und  — 
ein  weiteres  wichtiges  Moment  —  dem  er- 
werbsthätigen  Büigerstande  den  nötigen 
Einfluss. 

Die  Bank  von    England  ist  eine  Grün- 
dung  der  Whigs,    deren   Hauptstärke  in 
den   Kaufieuten,  Industriellen  und  in  den 
mit   ihnen    eng    verbundenen    Teilen    der 
Gentry  wurzelte,  Sie  entstand  dadurch,  dass 
das   Interesse   dieser  Bevölkeruugschichten 
zusammentraf  mit  dem  Interesse  des  geld- 
bedürftigen Staates.     Die  Acte,  welche  1694 
die  Bank  begründete,  war  ein  gewöhnliches 
Finanzgesetz,  das  gewisse  Abgaben  anordnete 
imd  denen,  welche  auf  diese  Abgaben  dem 
Staate  1200000  £  vorstrecken  würden,  das 
Privilegium  zusicherte,  eine  Bank  unter  dem 
Titel  >The  Govemor  and  Company  of  the 
Bank  of  Englands  errichten  zu  aürfen.     Die 
gleiche  Acte  erlaubte  der  Bank,  Edelmetall- 
und    Wechselbrief handel    zu    treiben,   Vor- 
schüsse auf  Waren  zu  gewähren  und  Bank- 
noten auszugeben.     Damit  war  endlich  der 
Typus  der  modernen  Nationalbank  gescdiaffen, 
die  sowohl  dem  Staate  me  der  wirtschaft- 
lichen Produktion  dient  nnd  die  Mittel  hier- 
ftlr  sich  durch  Annahme  von  Depositen  nnd 
durch  Ausgabe  von  Banknoten  verschafft. 
LItteratnr:  Endanann,  Studien  mderronum. 
kancniit.    WirUehafta-   und   SeehUlekre,    Bd.  I. 
(1874),  S.  itJff.,  IL  (ISSi)  fSBff.  —  I..  Oold' 
aofrfnidl,     ühiteriatgeich.    d,    Hand^tneMi  I. 
(1S91),    ISSff.,    S19,    SXSff.    —    Eheberg,    Dai 
aUtre    dertUeha    ßfünruitnn    uTuf    die     Hautgt- 
nctimicIu^Un,     1879    (SekmoOeri    Forte/uingen 
II,  S).   —   R.  Ehrenberg,   Dat  Zeilaller   der 
Fugger,  S  Bde.,  1596.  —  Bexatco,  Dition.  del 
ling.  Hol.  stör,  ed  amrainitlr.  (1831)  i.  o.  banco, 
eanbio,  monti  etc.  —  Cuneo,  Mam.  topra  l'aiMeo 
debita  pabbUeo,  muim,   eompere   t   baneo  ü  S. 
Qioryio  *n  Gttunia.  —  Latte»,  La  liberlA  dtät 
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banrhc  a   Veneiia  dal  tef.  XIII  al  XVII,  ISt 

—  Verrara,  DoCKmaiU  per  itrvire  alia  itoi 
di  banehi  rriieiiani  (Arth.  vrueto  eoI  I  1871. 
¥trrara   i»   Jiiora   AiOo^o^   XVI,   1S71. 
E.    SoM*,    Dm  reael.   Banbvmn    im  14.,  1 
16.  Jahrh.  (Jahrb.  /.  Xat.  u.  Slot.  S4,  S.  iS9ff.). 
VigtlMb  bti  SrmiJtitknrr,  SrUiaa  di  eommereio 
I844  (Sber   diu  tpätrrt  teiiel.  Bankaie^en  betttr 
tatterriehttnd  ah  LaUet,  Fermra  «.  Hatte).  — 
JPenurt,  Stör,  di    coiamertio  c  di  banrhieri  di 
ifireme,  1S6S.  —  Tortora,  11  bann  di  Xapoli 
ISSS.  —  Gl'tppi,    II  banro  di  Sani'  Atnbrogio, 
1883  (Arch.    Her.    Lomb.    X).    —    Xee»,   Proere 
rrnef  getrhiedenti  ran  hcl  bankieeKn  in  Ntder- 
Itmd,  1838.  —  Soefbttr,  Eine  gttehiehä.  Skiate 
in   Vieri.  /.   I'clkttr.  XV,  21g.   XVUI,  Iff.   — 
vtMi  Haue,  Die  Hamburger  Girobank   vnd  ihr 
Autgattg,    ISUI.    —    Ititdlnff,    Annal»    of  the 
roinage  ef  Grtat  Britaiit,  pattiiu.  -^  Malynea, 
Lex  Mercatoria  (1812)  III  l.  9.  tO.  —  Robln- 
aon.    Engtaad*   tajtty  in  tradet    Mureatr,    1641, 

—  VarranUm,  Englandi  improeement  by  lea 
and  land,  1677.  —  tmbnrUiOthUi,  Hittory, 
prineiplet  and  praetiee  of  banking  (1896)  rot  1. 

—  JPrfee,  A  handbook  of  London  baiikeri,  t. 
td.  ISSO'91  (GrtehiehU:  der  rimelnen  Sanihäuter). 

Richard  Skrettberg, 


III.  Die  Banken  ia  den  kontinentalen 
Staaten  im  18.  Jahrhandert. 

lieber  die  Eulwickehing  des  Bankwesens 
in  den  anderen  Staaten  Europas  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  s.  d. 
besonderen  Ai-tt,  Hier  sei  nur  erwähnt, 
dass  der  Versuch,  die  in  England  und  Schott- 
land aufgekommenen  Zettelbankea  nach  dem 
Kontinent  zu  verpflanzen,  welcher  in  Paris 
auf  Anr^ing  des  Schotten  J. Law  (s.d.  Art.) 
ia  deu  Jahren  1716 — 20  gemacht  wurde,  sehr 
^iel  dazu  beigetragen  hat,  die  Entstehung 
von  Zettelbaiiien  auf  dem  Kontinent  von 
Enropa  zu  hemmen.  Die  schnöde  Missver- 
waltung der  Bank,  die  mit  ihrer  Errichtung 
verbundene  Gründung  schwindelhafter  Ak- 
liengesellscliaften ,  die  mit  deu  Aktien  ge- 
triebene Agiotage  imd  der  nach  kurzer  Frist 
erfolgende  Zusanunen brach  aller  Cntoraeli- 
mungen  mussten  bei  allen  Besonnenen  um 
60  mehr  Misstranen  gegen  diese  Kretiitform 
erregen,  als  der  traurige  Voigang  in  der 
Hauptstadt  des  grünsten  und  einflussi'eicnsten 
Staates,  an  einer  Stelle,  auf  welche  aUe 
Blicke  gerichtet  waren,  sieh  abspielte.  Es 
kam  dann  ferner  hinzu,  dass  alle  Zcttel- 
Ijanken,  welche  weiter  im  Laufe  des  18.  Jahr- 
hunderts in  kontinentalen  Staaten  enichtet 
wimlen.  sich  früher  oder  später  in  Fabriken 
von  Staatspapiergeld  verwandelten.  So  wurde 
für  Dänemark  und  Norwegen  1736  die  so- 
genannte Couiuntbank  mit  5  Millionen  Thlr. 
uäD.  Coiu-.  als  auf  40  Jahre  privilegierte 
Assignationswechsel-  und  Leihbank  gegrün- 
det,  die   auch   Noten  in   Abschnitten   von 


mindestens  10  Thlr.  ausgeben  durfte.  Sie 
machte  längei-e  Zeit  glanzende  Geschäfte, 
spätei-  aber  geriet  sie  durch  die  Gewährung 

fi'osser  Darlehen  an  den  Staat  in  eine  so 
ritischc  Lage,  dass  1757  die  EinlOslichkeit 
ihrer  Noten  suspendiert  werden  musste  und 
dieselben  Zwang^kurs  erhielten.  Im  Jahre 
1760  wurde  ihr  Kapital  um  2  Millionen  Thlr. 
erhobt  und  ihr  die  Befugnis  gegeben,  auch 
Noten  unter  10  Thlr.  auszugeben.  Im  Jahre 
1773  übernahm  der  Staat  die  Bank  unter 
Abfindung  dei'  Aktionäre  mit  Schuldver- 
schreibungen. Der  Notenumlauf  betnig  da- 
mals 5700000  Thlr.  und  stieg  nun  bis  1790 
auf  15650000  Thlr.,  während  das  Silberagio 
sich  auf  20 — 25  "/o  stellte.  Ziu-  Wiederhea^ 
Stellung  des  zeiTütteten  Geldwesens  wurde 
1791  die  dänische  und  norwegische  SpezJes- 
bank  gegründet.  —  In  Stockholm  war  sclion 
1056  eine  privilegierte,  aber  private  I^eih- 
und  Wechselbank  gegi-üudet  worden,  die 
1668  von  den  BeicKsetänden  übemonunen 
wiUTle.  Seit  dem  Jahre  1700  geriet  die 
Bank  in  Verlegenheiten,  und  die  danials  ein- 
geführten  ■iTransportzettel«  nahmen  all- 
mäldich  den  Charakter  eigentlicher  Bank- 
noten an.  Von  1726  an  wurden  dieselben 
niu"  noch  in  Kupfer  eingelöst,  und  1745 
wurde  die  Bank  ermächtigt,  die  Einlösung 
ganz  einzustellen.  Die  Noten  erhielten 
ZwangskuTB,  und  ihre  Menge  schwoll  euonu 
an,  zeitweise  sogar  bis  600  Millionen  Knpfer- 
thaler.  Die  Kupferraünzzettel ,  von  denen 
uiBprüngUch  9  Tnlr-  auf  einen  Speziesthaler 
gehen  sollten,  sanken  schliesshch  auf  ein 
drittel  dieses  Kui-ses.  Die  Beform  b^;ann 
1762,  die  Notenmenge  wiirde  vermindert, 
auch  die  Sdiuld  des  Staates  an  die  Bank 
seit  1773  teilweise  abgetragen,  und  eine 
königliche  Verordnimg  von  1776  bestimmte, 
dass  die  Back  von  1777  ihre  Kupfermünz- 
noten gegen  neue,  in  Speziesthaleni  eiulös- 
liclic,  im  Verhältnis  von  18  zu  1  eintauschen 
und  weiter  keine  mehr  ausgeben  soDe.  Aber 
im  Jahre  1780  begann  wieder  eine  neue 
Papiergeldperiode.  —  Die  1768  von  der 
Kaiserin  Katharina  II.  in  Petersburg  imd 
Moslfau  gerundete  Assignationsbaiik  hatte 
hauptsächlich  den  Zweck,  ein  Papiei^ld  an 
die  Stelle  des  unbequemen  Kupfeigeldes  zu 
setzen.  Seit  1786  stand  eine  ^Eeiclisleih- 
bimk«  mit  derselben  in  naher  Verbindimg. 
Gegen  Silber  vei-loren  die  Rubelassignaten 
1790  schon  15  und  1800  53  «/d,  und  später 
ging  die  Entwertung  noch  bedeutend  weiter. 
—  Ueber  die  Aufangspcriodo  der  königlichen 
Bank  in  Berlin  und  die  1776  in  Paris  ge- 
gründete Diskontokasse  fol^n  unten  aus- 
führlichere Mitteilungen.  Die  so  zahlreichen 
schlimmen  Er&hrungen  hatten  in  der  Gffent- 
heben  Meinung  überall  einen  Widerwillen 
gegen  Banknoten  hervorgerufen.  Erst  die 
Gründung  der  Bank   von   Frankreich   und 
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ihre  Tortreffliehe  Verwaltung  sowie  die  ge- 
nauere EenatDifi  des  eogliBchen  Bankwesens, 
welche  durch  die  aUgemeine  Bewunderung 
des  englischen  Gemeinwesens  in  der  ersten 
Hälfte  dieees  Jahrhunderts  befördert  wui'de, 
hat  jenes  Vorurteil  allmählich  beseitigt. 

Aber  auch  die  Kaaseufühning  durch 
Banken  und  die  Zahlung  durch  Umscnreibung 
hat  seit  der  B^ründung  der  grossen  städti- 
schen Girobanken  zu  Anfang  des  17.  Jahr- 
hunderts keinen  Fortschiitt  auf  dem  Eouti- 
nent  gemacht  Im  Gegenteil  an  manchen 
Orten,  an  denen  derartige  Institute  frflher 
bestanden,  Nümbei^  z.  B.,  gerieten  dieselben 
in  dieser  Periode  mehr  und  mehr  in  Ver- 
fall. Die  Hambmf^  Bank  geriet  durch  die 
Verschlechterung  der  Speziesthaler  in  den 
If^achbargebieten  in  Verlegenheiten,  die  — 
aus  VeranlaBsnng  eines  Hinweises  auf  China 
—  dazu  fahrten,  daes  man  statt  der  Spezies- 
thaler  feine  Silberbarren  als  Grundlage  der 
Baukwährune  annahm,  und  zwar  nach  einem 
Rata-  und  BQi^rschluss  vom  18.  Januar 
1770  nach  dem  Wertverhältnis  von  27  Mark 
10  Shill.  B.  beim  Mnganre  und  27  Mark 
12  Shill.  heim  Au^ange  für  die  feine  köl- 
nische Mark.  Die  Spezieskasse  wurde  1790 
ganz  aufgehoben  imd  die  Barrenwähruug 
aoBBchliesalich  angenommen,  die  bis  zum 
15.  Februar  1873  in  Geltung  bUeb  {Ham- 
burger G.  V.  12.  .November  1872).  Die  Auf- 
hebung der  Bank  erfolgte  am  31.  Dezember 
1875k  und  an  ihre  Stelle  trat  eine  Heichs- 
banUtaiiptstelle. 

In  Oeateireioh  imd  einigen  deutschen 
Territorien  entstanden  Institute,  denen  man 
den  Xaroen  Landbanko  oder  Stadtbanko  bei- 
l^:te.  die  aber  anseer  diesen  Nomen  mit 
dem ,  was  die  wirtschaftlich  entwickelten 
und  handeltreibenden  Völker  unter  dem 
Kamen  Btuik  seit  langer  Zeit  verstanden 
haben,  sehr  wenig  Aehnlichkeit  hatten.  Es 
waren  im  wesentlichen  Inatitute  zur  Auf- 
nahme, Verainsung  und  Tilgung  von  Staats- 
oder Landesschulden  und  Buchführung  über 
die  Personen  der  Staats-  oder  Landes- 
glftubiger.  FOr  ihre  Ausgaben  wurden  ihnen 
in  der  Regel  gewisse  öffentliche  Einkünfte 
besonders  überwiesen,  und  in  dieser  '•Dotie- 
rung* sowie  in  der  vom  übrigen  Staatshaus- 
halte gesonderten  Verwaltung  lag  eine  Büi^- 
schaft  für  die  Staatsgläubiger,  welche  einen 
erhöhten  Eredit  für  die  Anleihen  des  LAnd- 
banko  g^enäber  den  einfachen  Liandeean- 
leihen  bewirkte.  Die  Institute  waren  daher 
>len  itaUenischen  Anleihe-Montes  verwandt, 
wahrscheinlich  denselben  nachgebildet.  Viel- 
kricht  haben  sie  von  diesen  auch  den  Namen 
bancu  Obemommen.  Denn  wie  oben  er- 
wähnt ,  ^nd  infolge  des  mit  der  Staats- 
schuldenverwaltung verbundenen  Bankbe- 
triebes manche  italienische  Gesellschaften 
von  Staatsglaubigem  (insbesondere  die  casa 


dl  S.  Giorgio)  auch  als  Banken  bezeichnet 
woi-den.  Maiperger  nennt  unter  den  ver- 
schiedenen Arten  von  Banken,  die  er  auf- 
führt, den  öffentlichen  =General-LBnd-Banko, 
an  einigen  Orten  Landschaftskasse«  genannt, 
an  erster  Stelle.  Er  rechtfertigt  die  Bei- 
legung des  Namens  Bank  damit,  dass  solche 
Ijandschaftskaasen  Eapitalien  von  Privat- 
personen annähmen  und  verzinsten.  Als 
Tjpus  dieser  Art  von  Kreditanstalten  kann 
die  170.3  gegründete  Wiener  Stadtbank  gelten. 
DerGesoniehtsschi-eibor  dei-selben  Jiiderman  n , 
sagt,  sie  habe  folgende  Funktionen  gehabt: 
1)  diente  sie  als  eine  Anstalt  zur  Tilgung 
und  regelmässigen  Verzinsung  der  Staats- 
schulden, 2)  nalun  sie  von  Privatinteressenten 
kündbare  Zuschüsse  an,  um  auf  diesem  We(fe 
einen  Fonds  zu  sammeln,  mittelst  dessen  Sie 
dann  3)  dei-  Regierung  diux;h  bare  Darlehen 
zu  Hilfe  kam.  Die  im  Interesse  der  Staats- 
gläubiger  eingerichtete  Leitung  der  Bank 
durch  die  Stadt  Wien  ist  denn  auch  all- 
mählich mehi-  und  mehr  aufgegeben  und 
die  Anstalt  ist  eine  Staatsaustalt  geworden. 
Vom  Jahre  1759  an  hatte  sie  von  einer 
Bank  und  von  der  Stadt  Wien  niu-  noch  den 
Namen.  Wir  erwähnen  hier  nur  noch,  dass 
sie  seit  1762  Xoten  ausgab,  dereu  Einlösung 
1797  suspendiert  wiuxle.  Zugleich  wurde 
die  Menge  derselben  Übermässig  vermehrt 
und  in  den  Kriegen  von  1805  und  1809  sank 
ihr  Kurs  gegen  Metall  immer  tiefer,  so  dase 
1811  100  Gidden  in  Münze  gleich  1300 
Gulden  Papier  standen.  Auf  Irrund  einer 
V.  V.  20.  Februar  1811  wurden  sie  im  Ver- 
hältnis von  ö :  1  gegen  ein  neues  Papiere 
geld,  die  Einlösungsscheine  (Wiener  Wllh- 
nmg),  umgewechselt,  die  Übrigens  ihren 
Nominalwert  gegen  Metall  ebenfalls  nidit 
behaupten  konnten. 

Waren  die  Landbanken  den  Anleihe- 
Montes  ähnlich,  so  waren  die  Lehn-  oder 
Leihbanken  den  montes  pietatis  nachgebildet. 
Sie  nahmen  verzinsliche  Kapitaldepositen  an 
und  liehen  auf  Faustpfand,  m  EiTuangelung 
von  Gelegenheit  zu  Lombarddarlehen  au(£ 
auf  Hypothek  aus.  Sie  sind  aber  in  den 
vorigen  Jahrhunderten  überaus  selten  zu 
irgend  einem  Gedeihen  und  grösserer  Ge- 
stääftsthätigkelt  diesseits  der  Alpen  gelangt 
Ein  Beispiel  dieser  Art  von  Banken  kann 
die  preiissische  B^dc  von  ihrer  Entstehung 
1765  bis  1806  sein.  Allerdings  sollte  sie 
auch  Girobank  sein  und  Noten  ausgeben. 
Beide  Geschäftszweige  kamen  aber  ni<£t  zur 
Entfaltung,  und  auch  für  kaufmännische 
Kreditgewährung  fehlte  es  an  hinlänghchem 
Baume  in  dem  gewerblich  und  kommeiziell 
wenig  entwickelten  Lande,  so  dass  die  Bank 
in  HTOotheken  und  Darlehen  an  den  Staat 
ihre  Fonds  festlegte  und  dadurch  ihre  Zah- 
lungseinstellung im  Jahre  1806  vorbereitete. 

Erst  als  man  in  den  kontinentalen  Staaten 
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si(dL  von  den  veralteten  itaJienischen  Tradi- 
tionen und  Vorbildern  befreite  und  die 
Tonnen  lind  Arten  des  Bankbetriebes  an- 
nahm und  'weiter  ausbildete,  welche  in  Eng- 
land und  Schottland  entstanden  waren,  be- 
rano  eine  neue  Epoche  für  das  kontinentale 
Baakwesen. 

Lltteratar:    Paul    Jacob    Marperget- ,    Be- 

lehrtänmg  dtr  Bankvn,  Haue  nnd  Leiprig  1717. 
—  Heitirritih  v.  PoacMnger,  Die  Bafakmt  im 
DeuUehen  Reieke,  OeiltmicK  und  der  Schmeii, 
I.  Bd.  K.  Bayern,  II.  Bd.  Sachten,  Erlangen 
1874ff.  —  Kersetb«,  Baahweien  mid  Bank- 
'polÜOc  in  AvMum,  S  Bde.,  Bariin  ia7a\79.  — 
a.  ■J.  Btacrmaim,    Die    Wiener    Sladtbani, 

■  fArf  EnMekung,  «Ära  Einieitiatg  und  Wirlutan- 
keit,  ihre  Sehicktale  (aue  dem  Archiv  für  Kunde 
Siterreiehieeher  OetehiehttguelUn  betonderi  ab- 
gedruekt),  Wien  ISSS.  —  HUbner,  Die  Banken, 
Leiptig    1864.    —    Boetbeer,    Die    Hamburger 

'  Bon*  1619—1866,  Viert,  f.  Voikevi..  Jahrg.  1866 
wnd  1867.  —  Levi  V.  BaUe,  Die  Hamburger 
OireiKxak  und  ihr  Avegang,  Bertin  1891. 
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IT.  Die  Banken  in   Grossbritannien 
and  Irland. 

1.  Die  eogliscben  nnd  schottischen  Zettel- 
banken bis  zur  Bankrestriktion  1T9T.  2.  Die 
britiachen  Zett«lbankeii  von  1797—1814.  3.  Die 
britischen  Zettelbanken  seit  der  Gesetzeebnng 
yo-a  1844.  4.  Die  Bntwickelung  der  Kaaaen- 
ftümmg,  der  Umschreibnsgen  nnd  Abrech- 
aongeu  durch  die  Banken  in  England. 

1.  Die  englischen  nnd  schottischen 
Zettelbanken  big  zur  Bankrestriktioii 
1797.  Die  Verluste,  welche  durch  schleehle 
GeechäflsfQhrung  der  kasseführeiiden  Gokt- 
Bchmiede  und  durch  gelegentliche  AneigQiing 
ihrer  Barvorräte  seitens  der  Staatsregierung 
den  Gläubigern  derselben  entstanden,  sowie 
das  Beispiel  der  grossen,  damals  noch  fast 
allgemein  bewunderten  Banken  von  Venedig 
und  Amaterdam  veranlassten  seit  Mitte  des 
17.  Jahrhunderts  lebhafte  Verhandlungen 
über  die  Gründung  einer  gros.sen  öffentlichen 
Bank.  Das  Resultat  war  die  Errichtnng  der 
Bank  von  England  im  Jahre  1694  fnach  einem 
von  W.  Paterson  aufgestellten  Plane)  durch 
G;.  Y.  25.  April  und  Charter  v.  27.  Juli  16Ö4. 
Sie  untersciiied  sich  von  den  grossen  Banken 
der  kontinentalen  Handelsstädte  zunächst 
dadurch,  dass  sie  nicht  von  einer  städtischen 
Behörde,  sondern  von  einer  privaten  Korpo- 
ration {The  govemor  and  Company  of  the 
Bank  of  England)  gegründet  wurde  und  dass 
der  Zweck,  für  die  Staatskasse  Fonds  dar- 
lehnsweise  zu  erhalten,  unverhüilter  hervor- 
trat. Sie  war  eben  zunächst  eine  Korpo- 
ration von  Staatsgläubigem,  die  ihr  ganzes 


Kapital  von  1200000  £  dem  Staat  darleihen 
sollte.  Dafür  erhielt  sie  das  Recht,  Bank- 
geschäfte zu  treiben,  jedoch  sollte  sie  nicht 
mehr  Geld  aufnehmen  oder  schulden  als 
den  Betrag  ihres  Kapitals,  und  wenn  dies 
dock  geschehe,  so  sollten  die  einzelnen  Mit- 
glieder nach  ]yias8gahe  ihrer  Anteile  fflr  den 
Ueberschuss  haften.  Der  Staat  Itezahlte  an- 
fangs für  das  Darlehen  8"/«  Zinsen  und 
4000  £  Verwaltungskoaten.  Der  Betrieb  von 
Handelsgeschäften  wurde  der  Bank  verboten 
mit  Ausnahme  des  Handels  mit  Weclisebi, 
Gold  und  Silber  und  des  Verkaufs  der  Pro- 
dukte der  eigenen  Ländereien  und  der  nicht 
eingelösten  Pfänder.  Im  AnscbluBS  an  die 
Gewohnheiten  der  Goldschmiede  g^b  die 
Bank  für  bei  ihr  erworbene  Guthaben  schrift- 
liche,  jederzeit  einforderbare  ZahlunMver- 
spreehen  aus.  Anfangs  mussten  diese  Noten 
indossiert  werden,  aber  schon  1697  wurden 
sie  zu  Inhaberpapieren.  In  diesem  Jahre 
geriet  die  Bank  infolge  des  langsamen  Fort- 
schreitens dra:  Umprägung  der  schlechten 
Münzen  in  Verlegenheit,  und  ihre  Noten 
verloren  15 — 20''i'o,  da  die  Einlösung  der- 
selben zeitweilig  besdiräukt  werden  musste. 
Ihr  Kapital  wm^ie  durch  eine  neue  Sub- 
skription um  1 001 171  £  erhöht,  und  auch 
ihr  Noten  emissionsrecht  um  diesen  Betr^ 
erweitert,  unter  der  Bedingung,  dass  die 
Noten  jederzeit  dem  Inhaber  eingelöst 
würden.  Doch  blieb  eine  Art  Indossierung 
der  Noten  noch  lange  Zeit  üblich.  Durch 
dasselbe  G,  v.  1697  erlangte  die  Bank  das 
Privilegium,  dass  keine  andere  Bankgesell- 
schaft  durch  Farlamentsakte  im  Königreiche 
errichtet  werden  solle,  und  1708  wurde  fest- 
gesetzt, dass  keine  Person  und  keine  private 
Gesellschaft  von  mehr  als  6  Personen  Bank- 
gescliäfte  treiben  und  Noten  ausgeben  dürfe, 
die  jederzeit  oder  in  einer  kürzeren  Frist 
als  6  Monate  zahlbar  seien.  Die  Notenaus- 
gabe der  Bank  von  England  entwickelte  eich 
indessen  doch  nur  ganz  allmählich.  In  der 
ersten  Hälfte  des  18.  JahriiundertB  hat  sie 
keine  Noten  in  Betragen  unter  20  £  emittiert. 
Erst  1759  schritt  sie  zur  Ausgabe  von  10  £-, 
1793  von  5  £-Noten.  Neben  der  Bank  aber 
entstanden  allmählich  kleine  private  Buiken, 
welche  die  Notenemission  niit  grösserem 
Eifer  und  Erfolge  betrieben.  Das  Wachsen 
ihrer  Zahl  war  anfangs  langsam,  1776  wird 
dieselbe  auf  ca.  150  geschätzt,  1790  war  sie 
in  der  Periode  des  Aufschwunges  nach  dem 
amerikanischen  Kriege  auf  350  gestiegen. 
Sie  gingen  dazu  über,  auch  ganz  kleine 
Banknoten  in  Umlauf  zu  setzen,  so  dass  die 
Geset^bung  dagegen  einschritt.  Im  Jahre 
1775  wurden  die  Noten  unter  20  sh.,  1777 
die  Noten  unter  5  £  verboten.  Es  scheint 
keine  Frage  zu  sein,  dass  der  Beiz  der 
Notenausgabe  ungemein  dazu  beigetragen 
hat,  Bankeinrichtungen  und  Bankkredit  im 
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I^mde  zu  verbreiten.  Aber  zuei-st  im  Jahre 
1T92;93  zeigte  sich  Ihre  Unfähigkeit,  einer 
(.Tüsseren  Eripis  zn  w-iderstehen.  Ungefähr 
hundert  Privatbanken  »interJagen  dem  gegen 
sie  damals  einbrecheoden  Misstrauen. 

Fast  gleichzeitig  mit  der  Bank  von  Eng- 
land (1695)  wurde  die  Bank  von  Schottland 
aiif  ähnlichen  OrundJagen  durch  Gesetz  er- 
richtet. Ihr  folgten  im  folgenden  Jahr- 
hundert zwei  andere  Banken  mit  Korpo- 
raüonsrechten,  1727  die  Royal  Bank  of  Scbt^ 
land  und  1746  die  British  Linen  Company 
und  eine  Beihe  anderer  von  nicht  inkorpo- 
i-ierten  Gesellschaften  errichteter  Banken. 
Die  Haftbarkeit  der  mitunter  sehr  zahl- 
reichen Teilnehmer  an  den  nicht  inkoi^x>- 
rierten  Banken  war  eine  nnbeschränkte. 
Die  schottischen  Banken  haben  rascher  als 
die  englischen  die  Banknoten  zu  ein 
allgemeinen  Zahlnngsmittel  gemacht  Be- 
i^its  1704  gab  die  Bank  von  Schottland 
Noten  im  Betrage  von  1  £  aus.  Bir  folgten 
dann  die  anderen  Banken  nicht  nur,  sooaem 
.sie  verkleinerten  im  vorigen  Jahrhundert 
zeitweise  die  Appoints  noai  viel  mehr  ' 
zu  einem  SchiUug  und  SO^r  bis  zu  einigen 
Pence  herunter  {Rep.  on  Promissory  Xotes 
in  Ireland  and  Scotland  1827  p.  161).  Ein 
Gesetz  (5  Georg  HI  c.  49)  üiat  aber  im 
Jahre  1765  diesem  Verfahren  Einhalt  imd 
normierte  den  Betrag  der  kleinsten  Note 
für  Schottland  auf  1  £.  Noten  von  1  £ 
haben  seitdem,  soweit  es  sich  verfolgen  lässt, 
immer  den  grösseren  Teil  der  schottischen 
Notencirkulation  ausgemacht.  Eine  weitere 
Eigentflnüichkeit  der  schottischen  Banken, 
wache  sich  schon  früh  in  der  ersten  Hälfte 
des  vorigen  Jahrhunderts  bei  denselben 
findet,  war  die  Gewährung  von  Kredit  in 
laufender  Rechnung  (cash  credits).  Es  wird 
von  allen  Seiten  gerühmt,  welchen  ^nstigen 
ESnflu£s  sie  dadurch  sowie  durch  die  Heran- 
ziehung aller  mflssigen  Eapitahen,  deren 
Deponenten  sie  massige  Zinsen  gewährten, 
aiii  die  Entwickeluug  des  Landes  gehabt 
haben.  Ihre  umsichtige  Verwaltung  hat  sie 
vor  verlustbringenden  Zahlungsein steUuneen 
mit  ganz  seltenen  Ausnahmen  bewahrt.  Da- 
ttel kam  ihnen  aber  wesentUch  zu  statten, 
dass  sie  im  Fall  eines  ausserordentHchen 
Bedarfes  an  edlem  Metall  auf  die  Vorräte 
der  Bank  von  England  rekurrieren  konnten. 
Sie  hielten  Wedisel  auf  London  und  andere 
in  London  leicht  realisierbaren  Sicherheiten. 
in  Reserve,  um  sie  im  Notfall  dort  zu  ver- 
ilusseni  nnd  ihre  Geldbeständo  zu  ver- 
T-tärken  oder  auswärtige  Zahlungsverpflich- 
tnugen  zu  decken. 

2.  Die  britischen  Zettelbanken  von 
1797—1844.  Im  Jahre  1797  sah  sich  die 
Bank  von  England  genßtigt,  ihre  Barzahlungen 
•'inzustellen.  Sie  hatte  der  Staatsregierung 
imtz   wiederholter  Gegenvorstellungen   der 
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Bankdirektoren  in  den  vorangehenden  Jahren 
erheblicJie  Darlehen  machen  mitssen.  Von 
den  AktivTS  der  Bank  im  Gesamtbetrage 
von  17  923920  £  waren  im  Februar  1797 
11714431  £SchuldscheineodcrBuchschulden 
des  Staates.  Dieser  Cmstand  wQrde  an 
sich  die  Lage  der  Bank  kaum  gefährdet 
haben,  wenn  nicht  die  Staatsi-egierung  für 
Eri^szwecke  und  Subsidien  in  den  Jahren 
1794^96  ca.  34^*  MiUionen  £  im  Auslande 
verausgabt  hätte  und  gleichzeitig  auch  für 
fremdes  Getreide  info%e  schlechter  Ernten 
erhebliche  Zahlungen  zu  machen  gewesen 
wären.  Und  doch  schien  die  üeberwindung 
dieser  Schwierigkeit  durch  sdiarfe  Kredit- 
restriktion und  Beschränkung  des  Noten- 
umlaufs der  Bank  zu  gehngen.  Die  Wechsel- 
kurse waren  wieder  günstig  geworden,  als 
im  Winter  1796/97  ein  Schrecken  vor  einer 
vermeintlich  drohenden  feindlichen  Invasion 
durchs  Land  ging  und  info^  desselben 
zuerst  mehrere  Landbanken  um  Auszahlung 
von  Noten  und  Guthaben  bestürmt  wurden. 
Ihr  Fall  vermehrte  die  KrediteischütteruDg 
und  die  Neigung  zur  Ansammlung  ^-on  Bar- 
vorräten, zu  deren  Beschaffung  der  sdion 
stark  verminderte  Geldvorrat  der  Bank  von 
England  von  allen  Seiten  in  Ansprach  ge- 
nommen wurde.  Die  Bank  suchte  sich  ver- 
S bei  IS  durch  weitere  Einschränkung  der 
jlehen  und  der  Notencirkulation  zu  retten, 
und  als  der  Barvorrat  infolge  des  beständigen 
Abflusses  nach  den  Landdistrikten  auf 
1086170  £  bei  einer  Notencirkulation  von 
9  674780  £  und  4891530  £  in  Depositen 
gesunken  war,  erschien  am  26.  Februar  eine 
Verordnung  des  Geheimen  Rates,  welche 
ihr  weitere  Bfu-zahlungen  verbot.  Ein  G.  t. 
3.  Mai  (37  Öeoi^  III  c.  45)  bestätigte  die 
Verordnung.  Gleichzeitig  wurden  die  Ge- 
setze suspendiert,  welche  in  England  und 
Schottland  den  Betrag  der  kleinsten  Note 
festgesetzt  hatten,  damit  kleine  Banknoten 
an  die  Stelle  des  verschwundenen  baren 
Geldes  treten  könnten.  Das  Verfahren  der 
Bank  ist  steter  getadelt  worden.  Mau  hat 
gemeint,  die  Einstellung  der  Barzahlungen 
sei  nicht  notwendig  gewesen  (Thornton, 
Tooke).  Da  die  Wechselkurse  günstig  ge- 
worden waren,  so  würde  der  Barvorrat 
wieder  angewachsen  sein,  wenn  die  Bank 
weiter  bor  gezahlt  hätte.  Dem  AbQuss  der 
Barvorräte  nach  dem  Innern  und  dem  pani- 
schen Schrecken  hätte  man  dinx;h  Noten- 
'ermehrung,  nicht  durch  Noteneinziehuug 
steuern  müssen  und  k&nnen.  Ein  ähnliches 
Verfahren  hat  sich  in  späteren  Krisen  be- 
währt. Es  ist  aber  die  Frage,  ob  der  Kredit 
der  Noten  damals  schon  soweit  gefestigt 
war,  dass  man  eine  so  kühne  Politik  wagen 
konnte,  und  ob  nicht  bei  der  in  den  folgen- 
den Jahren  immer  ■wieder  eintretenden  un- 
günstigen Zahlungsbilanz  gegen  das  Aus- 
AnflBKe.    II.  1^ 
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land  <)ie  Äufrechterlialtung  der  Barzahlungen 

seitens  der  Bank  zu  sobr  schlimmen  Geld- 
krisen geführt  hätte.  Die  Bank  konnte  nach- 
weisen, das«  ihr  Vermögen  nach  Abzug  aller 
Schulden  15513690  £  betrug,  und  eine  Ver- 
Bammliing  der  angesehensten  Eaufleiitc  und 
Bankiers  in  dem  loangionhause  erklärte  feier- 
lich die  Bereitv,-iDigkeit  aller  Teilnehmer, 
die  Banknoten  auch  femer  in  allen  Zahlungen 
anzunehmen  und  auf  ihre  Annahme  in  allen 
anderen  Kreisen  hinzuwirken.  Die  Erkläning 
tend  allgemeine  Zustimminig,  und  obschon 
die  Banknoten  nicht  die  Eigenschaft  eines 
gesetzlichen  Zahlungsmittels  erhielten,  nahm 
und  gab  man  sie  in  allen  Zahlungen  statt 
baren  Geldes.  Das  Gesetz  bestimmte  nur, 
dasB  Zahlungen  in  T^Toten  den  Zahlungen  in 
barem  Gelde  in  ihi-en  rechtlichen  Wirkungen 
gleich  seien,  wenn  die  Noten  in  Zahlung 
genommen  seien.  Da  nun  weder  der  Kredit 
der  Bank  noch  der  des  enghschen  Staates 
-wesenüich  gelitten  hatten  und  eine  Ver- 
mehrung der  Noten  fast  niu-  vorgenommen 
%^'urde,  soweit  sie  zum  Ersatz  des  aus  dem 
Verkehr  verschwundenen  baren  Geldes  in 
kleinen  Appoints  notwendig  war,  so  erlitten 
die  Noten  eine  Zeit  lang  keine  Wertver- 
minderung gegen  das  bare  Geld.  Aber  die 
Krie^fühnnig  im  Auslände,  Subsidien  an 
kontinentale  Macht«,  stockender  Absatz  eng- 
lischer Produkte  und  schlechte  Ernten  hatten 
allmählicli  doch  eine  Differenz  des  Wertes 
zwischen  Papier  und  edlem  Metall  zur  Folge, 
die  ihren  Höhepunkt  während  des  peninsu- 
laren  Krieges  und  der  deutschea  Befreiungs- 
kriege erreichte.  Im  Jahre  1812  galten  100  £ 
in  Noten  durchschnittlich  75  £  5  sh.  3  d. 
in  Gold,  1813  nur  71  £  2  sh-,  1814  74  £ 
17  sh.  6  d.  Die  Erscheinung  veranlasste 
lebhafte  Debatten  über  ihre  Crsachen,  welche 
die  Kenntnisse  von  der  Natur  eines  unein- 
löslichen  Papiergeldes  und  der  internationalen 
Zahlungsbilanz  wesentlich  gefördert  haben, 
An  den  Streitverhandlungen  beteiligten  sich 
nicht  nur  die  hervorragendsten  National- 
ökonomen der  Zeit,  sondern  es  wurde  zu 
ihrer  Erörtei-ung  auch  ein  Komifee  des 
Hauses  der  Gemeinen  eingesetzt,  dessen  be- 
rühmter Bericht  (bullion  report  von  1810) 
die  Reihe  von  lehn^ichen  Berichten,  welche 
in  diesem  Jahrhundert  über  Bankfragen  in 
England  von  königlichen  und  parlamentari- 
schen Auaschüasen  erstattet  sind,  eröffnet. 
Nach  Beendigung  des  Krie^  n^erte  sich 
der  Kurs  der  Noten  bald  wieder  dem  Pari- 
stande (100  £  in  Noten  galten  durchschnitt- 
lich 83  £  5  sh.  9  d.  in  den  Jahren  1815 
imd  16,  97  £  6  sh.  10  d.  1817  und  18, 
95  £  11  sh.  1819,  97  £  8  sh.  1820).  Ein 
Gesetz  vom  Jahi«  1319  (Peels  act  gewöhn- 
lich genannt)  59  Geo.  III  c.  78  ordnete  die 
volle  Wiederaufnahme  der  Barzahlungen  für 
das  Jahr  1823  an,  aber  schon  vor  diesem 


Termine,  vom  1.  Mai  1821  an,  war  die  Bank- 
■erwaltung  in  der  ]jage,  alle  Verpflichtungen 
!i  Gold  erfüllen  zu  können. 

Die  kleinen  Landbanken  hatten  sich  wäh* 
rend  der  Bankrestriktion  und  der  französi- 
schen Kriege  ganz  ausserordentlich  vermehrt. 
Die  grossen  Gewinne,  welche  die  Landwirte 
bei  den  hoch  gestiegenen  Preisen  der  land- 
wirtschaftlichen Produkte  gemacht  hatten, 
sowie  die  i-aeehe  industnelle  Entwtckelung 
des  Landes  scheinen  ausser  dem  Reiz  der 
freien  Banknotenausgabe  auf  die  enorme 
Eutwickelung  des  I^dbankwesens  in  der 
damaligen  Zeit  hauptsächlich  hinge\\'irkt  zu 
haben.  Aber  das  Sinken  der  Preise  aller 
Produkte  nach  hergestelltem  Frieden  und 
die  damit  in  Verbindung  stehende  landwirt- 
schaftliche und  gewerbliche  Krisis  bewiiMeii 
in  den  Jahren  1814 — 16  den  Zusammen- 
bruch vieler  dieser  Anstalten,  Nicht  weniger 
als  240  Landbanken  stellten  damals  ihre 
Zahlungen  ein,  natürlich  zum  Schaden  des 
lindes.  Diieselbe  Erscheinung  wiederiiolte 
sich  in  der  grossen  Handelsknsis  von  132."). 
Während  des  derselben  vorangehenden  ge- 
werblichen Aufschwungs  waren  die  Banken 
aufs  neue  in  der  I^age  gewesen,  ihren  Um- 
lauf besonders  an  kleinen  1  £-Noten  auszu- 
dehnen. In  der  Krisis  aber  wurden  im  Ver- 
lauf von  6  Wochen  ca.  70  Banken  zahlungs- 
unfähig. Die  Entwertung  der  von  ihnen 
au^gebenen  Noten  verursachte  eine  Lflcke 
im  ZÄhingswesen,  welche  den  allgemeinen 
Misskredit  sehr  verschlimmerte  imd  noch 
üblere  Folgen  geiiabt  hätte,  wenn  sie  nicht 
durch  die  reichliche  Kreditgewährung  und 
die  vermehrte  Notenausgabe  der  Bank  von 
England  ausgefüllt  worden  wäre.  Dieselbe 
hatte  seit  1821  ihre  1  £-Note!i  eingezogen, 
während  die  Ijsndbanken  fortgefahren  hatten, 
kleine  Appoinfs  auszuüben.  Es  wii'd  be- 
richtet, dass  man,  als  die  Noten  der  letzteren 
ihren  Kredit  verloren,  glücklicherweise  in 
der  Bank  von  England  noch  einen  Vorrat 
eingezogener,  aber  noch  nicht  vernichteter 
1  £-Noten  aufgefunden  liabe,  dureh  deren 
Ausgabe  mau  dem  drückenden  Mangel  an 
kleinen  Zahlungsmitteln  abhalf.  In  dem 
kritischen  Monat  Dezember  1835  wuchs  die 
Cirkulation  der  Noten  der  Bank  von  Eng- 
land folgendermassen : 


10. 


31. 


Dezember  17477290  £ 

„  18037960  „ 

„  33942810  „ 

„  35  611  800  „ 

„  35709410  „ 


Der  Barvonat  nahm  ebenfaDs  infolge  dos 
plötzlich  gesteigerten  inländischen  Bedürf- 
nisses an  Zahlungsmitteln  gleichzeitig  ab 
und  erreichte  sein  Minimum  am  24  Dezember 
1825  mit  1027000  £,  -weniger  noch  ris  bei 
der  Einstellung   der  Barzahlungen  am  26. 
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Febmar  1797.  Diese  Erfahrungen  führten 
zu  einer  Äenderung  in  der  Qesetzgebung. 
Die  Ausgabe  von  Noten  unter  Ti  £  ■wurde 
(r.  Tl.  ApU  1829  an)  verboten  {7  Geo.  IT 
c.  b.).  D^egen  wurde  erlaubt,  Notenbanken 
mit  einer  grOfiaeren  Anzahl  als  sechs  Mit^ie- 
(lem (Joint stock banks),  aber  nicht nftherals 65 
engliachen  Meilen  von  London  zu  errichten. 
Niclit  Noten  ausgebende  Bankgeschfifte 
durften  auch  in  London  von  grßeaeroD  Ge- 
eellsdiaften  betrieben  werden  (7  Geo.  IV 
t.  46).  So  wurde  zwar  für  die  Hauptstadt 
das  ausschliessliche  Notenjirivileg  der  Bank 
von  England  in  dem  bisherigen  Umlang 
gewährt,  aber  fflr  die  übrigen  Teile  von 
England  die  Errichtung  grosser  kapital- 
reicher  Zettelbanken  ermMicht  Anderer- 
seits wurde  die  Bank  von  England  ermäch- 
tigt, Zweiganstalten  in  den  grösseren  Städten 
des  lindes  auzul^n. 

Bei  der  bald  darauf  stattfindenden  Er- 
neuerung des  BankprivUcgiums  im  Jahre 
1S33  erhielt  die  Bank  noch  ein  wcitercB 
weseutlidies  Vorrecht  dadurch,  dasa  ihre 
Koten,  Bo  lange  dieselben  gegen  bares  Geld 
einlösbar,  zu  einem  gesetzlichen  Zahlungs- 
mittel (legal  tender)  in  allen  Zahlungen  in 
England  gemacht  wurden.  Nur  die  Bank 
von  England  selbst  ist  verpflichtet,  auf  Ver- 
langen in  gesetzlichem  baren  Gelde  statt 
in  Noten  zu  zahlen  (3,  4  William  IV  e.  98). 
Auf  den  Erlass  dieser  Bestimmung  war 
nicht  ohne  Einflnss,  dass  in  den  Kämpfen 
nm  die  Beformbill  die  Opposition  einmal 
ilor  Regierung  dadurch  Verlegenheiten  zu 
bereiten  suchte,  dass  sie  kOnstuch  eine  all- 
gemeine BeetOrmung  der  Bank  nm  Ein- 
lösang  ihrer  Noten  zu  erregen  suchte. 

Schon  in  der  Krisis  von  1825,  noch 
mehr  aber  in  den  im  nächsten  Jahrzehnt 
18-T7  und  1839  folgenden  wurde  der  Bank 
von  England  vorgeworfen,  dass  sie  zu  lange 
gezfigert  habe,  der  Ueberspekulation  und 
dem  Abfluss  ihrer  Barvorräte  durch  Dis- 
kontoerhShnngen  oder  andere  Ereditbe- 
Echiftnknngen  entg^enzuarbeiten.  Dadurch 
sei  ^iie  krankhafte  Entwickelimg ,  welche 
ZOT  Eriab  fOhite,  wenn  nicht  hervot^rufen, 
eo  doch  vargtflasert  und  verlängert.  Schon 
(lailnrch  sei  die  Krisis  verechlimmert  wor- 
den. Aber  dazu  sei  der  Schrecken  gekom- 
men, den  nach  Ausbruch  derselben  der  ge- 
ringe Barvorrat  der  Bank  und  die  daraus 
entsprii^nde  Furcht,  dass  die  Mittel  der 
Bank  ganz  zu  Ende  gehen  würden,  verur- 
M^t  habe.  Es  ist  wohl  nicht  zu  leugnen, 
<la£8  diese  Yorwfirfe  b^ündet  waren.  In 
der  Periode  der  üeber^kulation ,  welche 
der  Krisis  von  1825  voranging,  hatte  die 
Bank  vom  Frühling  1824  bis  1825  ihre 
Ki«ditbewilligung  an  Private  und  an  den 
Staat  und  die  Menge  ihrer  durch  Metali 
sieht  gedeckten  Noten  stark  vermehrt   Von 


da  au  steigt  zwar  die  Kapitalanlage  der 
Bfuik  nicht  mehr  erheblich  imd  die  Noten- 
menge  nimmt  etwas  ab,  aber  infolge  eines 
fortdauernden  Abflusses  der  Barvorräte  und 
der  Depositen  ti-at  sie  mit  ganz  ungewöhn- 
lich niedrigem  Metallvorrat  in  die  kritische 
Periode  ein.    Die  Bankausweise  ergaben: 

Banknot«ii  Depoaiten  Sicher-    Bar- 
in Umlauf    in  100  £   Iteiten  Vorrat 
28.11.      1824    19737       10098     18872    13810 
28.11.      1825  20754       10169     »4951     8779 
31.  VIII.  1826    [9399        6411     25106     3634 

Audi  in  den  Jahi-en  1835—36  hat  die 
Bank  ihre  Darlehen  zu  niedrigem  Zinsfusse 
vermelut,  und  als  ein  gefahrarohender  Ab- 
Quse  der  Ban'onSte  entstand  nicht  energisdi 
genug  wieder  eingeschränkt.  Bei  emem 
BanlKinsfuss  von  S^'i''k  imd  einem  Bar- 
vorrat von  nur  6 — 7  Millionen  £  wuchs  die 
nutzbare  Anlage  der  Bank,  die  securiäes, 
von  25  G78  000  £  im  Juni  1835  auf  31 954  000  £ 
im  Januar  1836,  Während  aber  für  diese 
Zeit  einige  Entschuldiguiigsgründe  für  das 
Verhdiren  der  Bank  angeführt  werden 
können ,  fehlt  es  an  denselben  TÖUig  fOr 
das  Verhalten  im  Jahre  16.S9.  Als  nach 
einer  schlechten  Ernte  und  bei  bedeutenden 
Kapitalanlagen  im  Auslande,  die  ca.  10  Mil- 
lionen £  an  edlem  Metall  dem  Lande  ent- 
führten, der  Barvorrat  der  Bank  von 
9794000  £  am  18.  Dezember  auf  4445000  £ 
am  30.  April  sank,  liess  die  Bank  ihren 
Diskonto  unverändert  auf  i°io.  Am  16.  Mai 
bei  einem  Barvorrat  von  4117000  £  schritt 
sie  zu  der  ersten  ungenügenden  Diskonto- 
erhOhung,  die  den  AbQuas  der  Barvonftte 
verminderte,  aber  nicht  aufhob.  Auch  die 
folgenden  Gegemnassregeln  (SVt*/))  am  30. 
Juni,  6%  am  1,  August)  wurden  so  zögernd 
und  in  unzureichendem  Masse  ei^nffen, 
dass  der  Barvorrat  am  3.  Oktober  auf 
2406000  £  sank.  Die  Bank  rettete  sich, 
bei  sonst  gesundem  Zustande  des  inländi- 
schen Kredits,  durch  Anleihen,  die  sie  im 
Betrage  von  2500000  £  in  Paris  und  Ham- 
burg abschlose.  Die  Nachteile  aber,  weltÄc 
durch  ihr  Verhalten  und  den  durch  die 
schwindenden  Barvorräte  hervorgerufenen 
Schrecken  venirsacht  wurden  ,  waren  nicht 
gering. 

Die  Landbanken  haben  sich  in  den 
Krisen  der  dreiss^r  Jahre  viel  besser  ge- 
halten als  in  friueren  Perioden  Ahnlicner 
Art.  Es  war  das  wohl  eine  Folge  der  Er- 
richtung grösserer  Jointstockbanken  mit  be- 
deutenderem KapitaL  Aber  doch  wurde 
ihnen  voigeworfen,  dass  sie  zur  Zeit  der 
Uel>erspekulation  und  nngünstiger  Wechsel- 
kurse ihren  Notenumlauf  vermehrt  und  da- 
durch die  Aufgabe  der  Bank  von  England, 
ungesunder  Preissteigerung  und  übermässi- 
gem Abfluss  des  Barvorrats  vorzubeugen. 
12* 


ISO 


Banken  (Orossbritaamen) 


erschwert  liitten.  Die  absolute  Venneli- 
mag  ihres  Noteniunlaufs  war  freüicb.  mir 
gering,  ■wieviel  sie  aber  im  VerhftltniB  zu 
ihrem  Barvorrat  betrug  (ungedeckter  Noten- 
umlauf) ^-issen  wir  nicht 

3.  Die  britischen  Zettelbanken  seit 
der  Gesetzgebung  von  1844.  Die  'wie- 
derholten üblen  Erfahrungen,  welche  in  der 
ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts  gemacht 
wurden ,  bewirkten ,  dass  die  englischen 
StaatsrnSimer  der  Lehre  Gehör  scheniten, 
wdche  alle  Schwankungen  im  Gebrauch 
des  Notenkredits  für  schädlich  erklärt  und 
durch  staathche  Einrichtungen  möglichst  ver- 
hindem  wiD.  Die  currency  Bchool  {b.  d.  Art, 
Bankgeschäfte  eub  9  oben S.  143 ff.)  hatte 
damals  einen  besonders  tüchtigen  Vertreter  in 
Samuel  Jones  Loyd,  später  Ijord  Overstone. 
Derselbe  wurde  von  emigen  einfluBsreichen 
Bankdiiektoien  und  Schülern  Ricardos  unter- 
stützt, und  mit  dieser  Hilfe  ^lang  es  ihm, 
fOr  seine  Pläne  den  einflussreichsten  Staats- 
mann der  Zeit,  Sir  Robert  Peel,  zu  gewinnen. 
Der  Grundgedanke  dieser  Männer  war,  daes 
ein  rein  metallisches  Geldwesen  das  sicherste 
und  vollkommenste  sei,  nur  aus  Sparsam- 
keit und  der  Bequemlidikeit  halb^  seien 
Banknoten  neben  dem  Metallgelde  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  gerechtfertigt  Die 
Menge  derselben  aber  müsse  in  demselben 
Ternältnia  zunehmen  und  abnehmen,  wie 
das  Metallgeld  im  Lande  ab-  und  zunehmen 
würde,  wenn  keine  Banknoten  existierten. 
Deshalb  beschlossen  sie,  die  Ausgabe  von 
Banknoten  von  dem  Bankgeschäfte,  soweit 
als  es  auf  dem  Boden  der  gegebenen  Zu- 
stände thunlich  erschien,  zu  trennen.  Durch 
das  Gesetz  7  und  8  Yict.  c.  32  (19.  Juli 
1S44)  wurde  für  die  Notenausgabe  der 
Bank  von  England  ein  eigenes  Departement 
geschaffen  (issue  department).  Dasselbe 
übergiebt  dem  Bankdepartement  für  14  Mil- 
lionen £  sichere  Wertpapiere  (securities) 
den  gleichen  Betrag  an  Banknoten.  Da- 
rüber hinaus  darf  das  Departement  Bank- 
noten niu:  ausgeben,  wenn  dafür  der  gleiche 
Betrag  von  englischem  Gold  oder  an  edlem 
Metall  (höchstens  ^/s  in  Silber)  deponiert 
wird.  Man  nahm  an,  da^  unter  die  Summe 
von  14  Millionen  £  die  inländische  Noten- 
cirkulation  niemals  sinken  könne  mid  dass 
ein  Banknotenumlauf  bis  zu  dieser  HOhe 
durch  den  inländischen  Bedarf  immer  hin- 
länglich gesichert  sei.  Wenn  man  also  für 
einen  weiteren  Betrag  jederzeit  bares  Geld 
vorrätig  halte,  so  sei  Einlöebarkeit  der  Noten 
unt«r  aüen  Umständen  gesichert.  Das  Eecht 
aller  anderen  Banken  in  England  und 
Wales,  die  bisher  Noten  ausgegeben  liaben, 
wurde  begrenzt  auf  den  Betrag  an  Bank- 
noten, welchen  sie  in  12  Wochen  vor  dem 
27.  Apiil  1844  durchsehnitüicli  in  Umlauf 
gehabt   hatten.    Neue  Zettelbanken   dürfen 


nicht  mehr  errichtet  werden,  alte,  die  aus 
irgend  einem  Grunde  ihre  Notenausgabe 
aufgeben,  verlieren  das  Ausgaberecht  für 
immer.  Die  Regierung  kann  im  letzten 
FaDe  dem  Ausgabedepartement  der  Bank 
von  England  gestatten,  fOr  ^/s  des  Betrages 
des  erloschenen  Notenausgaberechts  mehi' 
eigene  Noten  gegen  entsprechende  Vermeh- 
rung der  hinterlegten  Wertpapiere  auszu- 
geben. Es  ist  der  Bank  von  England  auch 
erlaubt,  mit  den  privaten  Zettelbanken  Ver- 
träge zu  schheasen,  nach  welchen  diese  auf 
ihr  Notenrecht  zu  Gunsten  der  Bank  von 
England  gegen  eine  von  dei-selben  zu  zah- 
lende Vergütung  verachten.  Der  so  den 
kleineren  Banken  zugestandene  Betrag  in 
Noten  belief  sich  für  die  Aktienbanken 

(Joint  stock  banks)     auf  3495000  £ 

für  die  Privatbanken  auf  5153000  £ 
zusanmien  also    S  648000  £ 

Durch  Eingehen  von  Banken  oder  Auf- 
gabe des  Notenaufgaberechts  war  die  Be- 
rechtigung ztu-  Notenausgabe  bis  Ende  1888 
vermindert 
für  die  Joint  stock  Banks  2110000  £ 
Private  Banks  3170000  £ 

zusammen  also    5280000  £ 

Seitdem  ist  diese  Summe  auch  weiter 
zurückgegangen.  Dagegen  ist  die  Ausgabe 
von  Noten  gegen  Wertpapiere  durch  das 
Bankdepartement  bis  1898  nur  auf  16800000 
vermehrt  worden,  da  die  Bank  von  ihrer 
Berechtigung  bisher  nicht  vollen  Gebrauch 
gemacht  hat 

Ebenso  wie  in  England,  so  war  auch  in 
Schottland  durch  das  erwähnte  Gesetz  die 
Errichtung  neuer  Zettelbanken  verboten 
worden.  Die  weitere  Regelung  der  Noten- 
ausgabe in  diesem  Lande  erfolgte  im  fol- 
genden Jahre  durch  das  Gesetz  8  und  9 
Victoria  c.  38  (21.  Juli  184.")).  Man  gab 
jeder  Bank  das  Reclit,  soviel  Noten  ohne 
Bardeckung  auszugeben,  als  sie  im  Jahre 
vom  1.  Mai  1844  bis  30.  April  1845  diuxi- 
schnitUich  im  Umlauf  gehabt  hatte.  Darüber 
hinaus  dürfen  die  Banken  nur  für  den  Betrag 
baren  Geldes  Noten  ausgeben,  den  sie  in 
ihren  Kassen  vorrätig  haben.  Die  schotti- 
schen Banken  behielten  femer  im  Untei^ 
'on  den  englischen  das  Recht^Noten 
1  £  herunter  auszugeben.  Damals 
gab  es  19  Zettelbanken  in  Schottland,  wel- 
chen in  Gesamtheit  das  Recht,  für  3  087  209  £ 
durch  Barvorräte  nicht  gedeckte  Banknoten 
auszugeben,  zugebiUigt  wurde.  ö«^n- 
wärtig  sind  dieselben  auf  10  zusammenge- 
schmolzen, welche  zusammen  die  Berechti- 
Ausgabe  von  2676350  £  in  un- 
Noten besitzen. 

Die  wirklich  in  Umlauf  befindlichen 
Noten  der  englischen  Aktien-  und  Privat- 
banken  bleiben  natOrlich   infolge   der   ge- 
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troffeaen  Bestimmungen  immer  unter  der 
gesetzlich  ihnen  gestatteten  Notenausgabe, 
die  der  schottischen  tibetsteigen  das  gesetz- 
lich für  die  ungedeckten  Noten  festgesetzte 
Quantum.  Der  monatliche  Durchschnitt  der 
in  Umlaut  befindlichen  Noten  menge  der 
engüschen  Provinzialbanien  schwankte  z.  B. 
im  Jahre  1897  zwischen  1286000  und 
1482000  £,  die  der  schottischen  bewegte 
sidi  zwischen  6712000  und  7875000  t, 
die  der  irischen  zwischen  'i  863  000  ond 
6568000  £. 

Es  kann  wohl  keinem  Zweifel  unter- 
liegen, dass  der  m^prüngliche  Zweck  dieser 
G^tzgebung  nicht  erreicht  worden  ist. 
Die  Menge  der  wirklich  cirkuiiereuden, 
d,  h.  in  den  Händen  des  Pnbhkums  befind- 
lichen Noten  der  Bank  von  England 
schwankt  auch  gegenwärtig  keineswegs  in 
dem  Masse,  in  welchem  ihr  Barvorrat  ab- 
nnd  zimimmt.  Zwar  werden  von  dem  Äus- 
gabedepartement  für  alles  eingehende  Gold 
Noten  ausg<^ben,  aber  ein  grosser  Teil 
dieser  Noten  bleibt  als  Eassenreserre  in 
dem  Bankdepartemeat  liegen,  und  diese 
nicht  in  Uniianf  befiudhcne  Nofenreserve 
«-Sehst  in  Zeiten,  in  denen  der  gesamte 
Barrorrat  gross  ist,  sie  TCrmindert  sich  bei 
nogOnstigen  'Wechselkursen  und  abfliessen- 
den  BanrorrRten,  Die  Schwankungen  der 
wirklichen  Notencirkulation  der  Bank  von 
England  haben  ihre  Ureache  und  ihre  Er- 
klärung in  den  BedQrfniseen  des  Verkehrs, 
nicht  in  der  Zunahme  oder  Abnahme  dos 
Barrorrats  oder  der  Willkür  der  Bank- 
direktoren. Die  Barvorrate  der  Bank  da- 
gegen sind  jetzt  wie  frtther  der  Fonds,  aus 
dem  edles  Metall  bei  einem  plötzlichen  Be- 
dllrfnisse  zur  Ausfuhr  geechSpft  wird.  Bei 
einer  Vennindemng  der  Barvorräte  greift 
man  zu  einer  Erhöhung  des  Diskontos,  nicht 
zu  einer  Verminderung  der  in  den  Händen 
des  Publikums  befindlichen  Noten.  Die 
letztere  steht  gar  nicht  in  der  l^^ht  der 
Bontverwaltung.  Bei  einem  dahin  zielen- 
den Versuche  wörde  der  Betrag  der  ein- 
gezogenen Noten  sofort  den  Depositen  wieder 
entnommen  werden ,  w^tl  nicht  mehr  Noten 
in  Umlauf  sind,  als  der  Verkehr  notwendig 
1>e<l2D-f. 

In  der  ersten  Zeit  nach  Erlass  des  (Je- 
setzes  hat  die  Bank  wohl  noch  sich  bemüht, 
bei  der  damals  unter  günstigen  Wechsel- 
kursen stattSndenden  vergrösserung  ihres 
Barvorrates  mehr  Noten  in  Umlauf  z\i  bringen. 
Sie  setzte  zu  diesem  Zwecke  ihren  Diskonto 
tiefer  herunter,  als  das  früher  geschehen 
war,  und  man  hat  sie  beschuldigt,  dadurch 
die  flbertriebene  Unternehmungslust  befördert 
zu  haben,  welche  z\i  der  Xrisis  von  1847 
führte.  Schon  1857  erklarten  die  Bank- 
direktoren vor  dem  parlamentarischen 
Komitee,  dass   sie  keinen  Einflnss  anf  die 


Menge  der  is-irklich  im  Umlauf  liefindlichen 
Noten  hatten  und  dass  dieselbe  vor  und 
nach  dem  Gesetze  durch  dieselben  Momente 
bestimmt  worden  sei.  Nur  darin  hat  das 
Gesetz  von  1844  eine  praktische  Bedeutung, 
dass  es  für  die  Benutzung  des  Notenkredits 
eine  feste  Grenze  setzt.  In  Zeiten  wachsen- 
der Spekulationssucht  und  ahfliessender  Bar- 
vorräte bildet  diese  Schranke  doch  immer 
ein  Zwangsmittel  für  eine  ganz  leichtsinnige, 
eine  Stütze  für  eine  ganz  schwache  Bank- 
verwaltung gegenüber  dem  in  solchen  Perio- 
den immer  lebhaften  Verlangen  nach  Kredit- 
hewiUigung.  Seit  1844  hat  denn  auch  die 
Bankvorwdtung  niemals  den  Barvorrat  so- 
weit sinken  lassen  wie  in  den  früheren 
Krisen.  Während  182.'»  das  Minimum  auf 
1261000  £,  1837  auf  3831000  £,  1839  auf 
2  40G000  £  fiel,  war  in  den  wichtigsten 
Krisen  seit  Erlass  des  Bankgesetzes  der 
kleinste  Barvorrat  1847  8313000  £,  1857 
6080000  £,  1866  11 850000  £.  Natürlicher- 
weise befördert  eine  sehr  starke  Verminde- 
rung der  Barvorräte  in  der  Spekulations- 
firiode  die  Spekulation  und  lähmt  in  der 
risis  die  ünterstfltznngsfäldgkeit  der  Bank. 
Zweifelhaft  könnte  nur  sein,  ob  in  der 
jetzigen  Zeit,  nachdem  die  Kenntnis  der 
Bewegungen  auf  dem  Geldmärkte  eventuell 
zugenommen  hat,  die  Bankverwaltung  noch 
eines  solchen  Zwangsmittels  bedarf.  Wie 
es  scheint,  sind  aber  die  Leiter  der  Bank 
von  England  in  ihrer  grossen  Mehrzahl  in 
neuerer  Zeit  noch  immer  der  Ansicht  ge- 
wesen, dass  eine  Aufhebung  der  Schraube 
nicht  wünschenswert  sei. 

Sie  hat  sich  freilich  in  sehr  störendej 
und  schÄdlicher  Weise  schon  bald  nach  Er- 
lass des  Gesetzes  im  Jahre  1847  fühlbar 
gemacht.  In  der  ersten  Geld-  und  Kredit- 
Krisis,  welche  im  Oktober  dieses  Jahres  auf 
dem  Londoner  Markt  herrschte,  erregte  es 
den  grössteu  Schrecken  in  der  ganzen  Ge- 
schäftswelt, als  man  die  Reserve  des  Bank- 
deparfements  sich  rasch  vermindern  und  am 
16.  Oktober  auf  2  630000  £  sinken  sah. 
Dieser  Schrecken  trug  viel  dazu  bei,  den 
ftlisskredit  imd  die  allgemeine  Jagd  nach 
barem  Gelde  zu  vermehi-en,  die  in  der  fol- 
genden Woche  die  übelsten  Wirkungen  an 
der  Börse  ausübten.  Die  Krisis  wiurde 
immer  schlimmer,  und  ihre  Folgen  drohten 
immer  veriicerender  zu  werden,  bis  am  2ö. 
Oktober  die  Regienmg  eine  Verordnung  er- 
liess,  welche  das  Gesetz  von  1844,  soweit 
es  die  Notenausgabe  beschränkt,  suspendiei-te 
und  der  Bank  gestattete,  mit  vermehrten 
Noten  zu  eiaen|  Zinsfusa  von  nicht  weniger 
als  8  "o  weitere  Diskontionmgen  vorzunehmen 
und  Lombarddarlehen  zu  ge\\-Ahren.  Die 
gewährte  Erlaubnis  beseitigte  sofort  den 
manischen  Schrecken  und  leitete  die  allmäh- 
icho   Wiederiieratellimg   des    Ki-eilits   imd 
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r^eliuässigen  Yerkelir  ein.  Sowie  man 
wieder  die  Gemssheit  hatte,  gegen  gute 
Sicherheit  Geld  erlangen  zu  können,  hörte 
das  Streben,  sich  bare  ZahlnogEniittel  mit 
den  grössten  Opfern  zu  verschaffen  und  die 
eilaagtea  soviel  als  irgend  möglich  zurück- 
zuhalten, wieder  auf.  Die  rJeberschreitucg 
der  durch  das  Gesetz  filr  die  metallisdi 
nicht  gedeckten  Koten  gezogenen  Schranke 
betrag  nicht  mehr  als  400000  £.  Die  da- 
mals gemachten  Erfahrungen  haben  die 
enghsche  Regierung  veranlasst,  in  den  beiden 
folgenden  Knaen  lSä7  und  1866  denselben 
Schritt  ohne  eo  langen  Aufschub  zu  thun, 
und  man  wird  künftig  in  allen  ähnlichen 
Fällen  dieselbe  Ma^i-egel  mit  Sicherheit  er- 
warten. Dass  die  Bank  jemals,  solange  noch 
erhebliche  Barvorräte  vorhanden,  nur  um 
dem  Gesetz  zu  genügen,  ihre  Thüre  zu- 
schlieaaen  und  weitere  Kreditgewährung  ver- 
sagen werde,  glaubt  jetzt  niemand,  und  schon 
1857  gaben  die  Bankdirektoren  zu,  dass  ihr 
Verhalten  ohne  die  Zuversicht  auf  die  nötigen- 
falls nicht  ausbleibende  Suspension  des  Bank- 
gesetzes ein  ganz  anderes  hätte  sein  müssen. 

Auf  diese  Weise  ist  die  Bedeutung  des 
viel  besprochenen  Gesetzes  doch  nur  eine 
geringe.  Es  hemmt  eine  vorsichtige  Ver- 
waltung in  ^wohnlichen  Zeiten  so  gut  wie 
gex  nicht,  wird  im  IMl  der  Not  aufgehoben, 
bietet  aber  für  eine  schwache  Banfcverwal- 
tung  dodi  eine  Stütze  gegenüber  unberech- 
tigten Anforderungen  in  Bezug  auf  Kredit- 
gewährung und  Notenemission. 

4.  Die  Entwickeliuig  der  Kassen- 
fttbrnng,  der  UnischreibiuiK6ii  und  Ab- 
rechnnnKeii  durch  die  Banken  in  Eng- 
land. Die  Sitte,  alle  Geldvorräte  oiner 
Bank  zu  überweisen  und  Zahlungen  durch 
Anweisungen  auf  dieselbe  zu  machen,  scheint 
in  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts 
in  London  schon  verbreitet  gewesen  zu 
sein.  Sie  hat  sicli  seitdem  allmählich  imd, 
wie  es  scheint,  Eaat  kontinuierlich  auf  immer 
weitere  Kreise  ausgedehnt.  Diese  Entwicke- 
lung  im  einzelnen  zu  verfolgen,  ist  für  die 
früheren  Zeiten  ausserordentlich  schwierig, 
und  die  zerstreuten  Daten  zu  sammeln,  hier 
nicht  der  Ort 

Die  wichtigsten  gerade  in  neuerer  Zeit 
wieder  besonders  hervortretenden  Züge  die- 
ser Entwickelung  dürften  sein: 

1,  Die  waf£aende  Centralisation  der 
Kassenvereinigung  und  des  auf  sie  gegrün- 
deten ZahlungBwesens.  Dieselbe  vollzieht 
sich  einmal  dadurch,  dass  die  Privatbankiers 
gegenüber  den  gr<^ren  auf  Aktien  ge- 
gründeten Banken  in  London  mehr  und 
mehr  zurücktreten.  Die  grossen  Londoner 
Banken  aber  errichten  immer  zahlreichere 
Zweiganstalten  in  den  Vorstädten  von  Lon- 
'lon  und  in  den  Provinzen,  Noch  wichtiger 
dürfte  sein,  dass  die  Pronnzialbankcn  aU- 


gemein  genötigt  sind,  einen  Agenten  in  Lon- 
don zu  halten,  der  für  sie  die  dortigen  In- 
caasc^eschäfte  besorgt,  Zahlungen  leistet, 
Wechsel  zum  Diskonto  auf  den  Markt  bringt, 
vom  Markte  nimmt  etc.  Viele  Londoner 
Banken  fungieren  so  als  Agenten  der  Pro- 
vinzialbanken.  Danus  folgt  eine  Kouceu- 
tration  der  Reserven  in  London,  denn  die 
Provinzialbanken  müssen  immer  ein  gewisses 
Guthaben  bei  ihren  Ijondoner  Agenten  haben, 
damit  derselbe  daraus  ihre  Anweisungen 
bezahlt  und  in  ilirem  Auftrage  andei-e  Zah- 
lungsverpflichtungen in  London  erfüllt.  Für 
die  Londoner  Bwiken  aber  ist  wieder  die 
Bank  von  England  die  >Bank  der  Banken^ 
geworden.  Bei  ihr  haben  alle  anderen 
Banken  in  London  laufende  Rechnung  und 
ihr  Oberweisen  sie  ihre  Kassen  Vorräte,  so- 
weit sie  dieselben  nicht  für  ganz  kleine 
Zahlungen  notwendig  liabeu.  Die  Bank  von 
England  ist  aber  auch  die  allgemeine  Staats- 
kasse, bei  der  jede  Centralverwaltung  ilir 
Conto  hat  und  die  durch  ilire  Zweiganslatten 
die  Einkünfte  in  den  Provinzen  sammelt 
und  Zahlungen  für  die  Regienmgen  in  den- 
selben macht.  Alle  Zaldungen  zwischen 
den  Centi^behörden  der  Staatsverwaltung 
unter  sich  sowie  an  oder  von  denselben  au 
andere  Personen,  die  ein  Conto  bei  der 
Bank  von  England  haben,  werden  daher 
durch  einfache  Umsdireibungen  in  den 
Büchern  der  Bank  von  England  bewirkt. 
Bei  weitem  der  grOsste  Teil  der  Zinszali- 
lungen  der  Staatsschuld  (im  Jalii-e  1857 
schon  */3)  geschieht  durch  Umschreibung 
von  dem  Conto  des  Staates  auf  die  der 
Londoner  Banken.  Die  Zahlungen  zts-ischeu 
dea  Staatskassen  und  solchen  Personeu.  die 
kein  Conto  bei  der  Bank  haben,  werden 
zum  grössten  Teil  durch  Wechsel  und  An- 
weisungen bewerksteUigt  Die  Anweisungen 
führen  aber  keineswegs  immer  zu  baren 
Abhebungen  und  Einzahlungen,  sondern 
werden,  da  auch  diese  Personen  mit  Banken 
in  Verbindung  zu  stehen  pflegen,  durch  Ab- 
rechnung und  Umschreibung  erledigt, 

2,  Die  Vervollkommnung  des  Abi-edi- 
nun^wesens  zwisdien  den  Banken. 

Die  Londoner  Privatbanken  scheinen  von 
dem  Rechte,  Banknoten  auszugeben,  welches 
ihnen,  im  Fall  sie  nicht  mehr  als  6  Teil- 
nehmer hatten,  bis  1844  zustand,  wahrschein- 
lich schon  in  der  ersten  Hälfte  des  vorigen 
Jahrhunderts  keinen  Gebrauch  mehr  gemacht 
zu  haben.  Dafür  bildeten  sie  das  Zalilimgs- 
system  durch  Bankanweisungen  aus,  führten 
Checkbüdier  ein  und  gründeten  zum  be- 
quemen Austausch  und  zur  Verrechnung 
der  Bankanweisung  im  Jahre  1775  das  sog, 
Clearinghaus.  Jeder  Kunde  einer  Bank 
konnte  infolge  dieser  Einrichtung  und  der 
Sitte,  Bankanweisungen  auf  den  Inhaber  zu 
stellen,  Bankanweisungen  auf  die  verschie- 
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ilenen  anderen  Banken  in  Zahlung  geben. 
Ohae  sicli  mit  dem  Incaeso  derselben  zu 
bemOhen,  sendet  er  sie  &a  seine  eigene  Bank, 
lind  diese  «"ieder  tauscht  die  ihr  von  ihren 
Kunden  zugehenden  Anweisungen  auf  fremde 
Banken  mit  denen  aus,  die  auf  sie  selbst 
von  ihren  Kunden  gezogen  in  Händen  frem- 
der Banken  sichansommeln  (s.  d.  Artt.  Clea- 
ringhouse,  Bankgeschäfte).  Die  TeU- 
iiabme  an  der  Abrechnung,  die  sich  ausser  auf 
eigentliche  Checks  auch  auf  fällige  Wechsel 
und  alle  Arten  zahlbarer  Effekten  erstreckte, 
liescbrAnkte  sich  längere  Zeit  auf  die  Ban- 
kiers der  City  von  London,  erst  im  Jahre 
]8r>4  wurden  die  Jointstockbanken  7.uge- 
laeeen,  1864  trat  die  Bank  von  England  bei, 
und  in  neuester  Zeit  sind  auch  die  im  west- 
lichen Stadtteil  gegründeten  Banken  zuge- 
treten. Die  bei  der  Abrechnung  sich  er- 
gebenden Differenzen  wurden  anfangs  in 
\oten  und  Geld,  seit  etwa  30  Jahren  durch 
Anweisung  auf  die  Bank  von  England  und 
Umschreibung  in  den  Bilcbern  derselben 
erledigt. 

Sach  dem  Vorbilde  der  Londoner  Banken 
haben  sich  auch  in  den  grosseren  Fro^inzial- 
stAdten  die  Bauken  Qber  regelmässigen  Aus- 
tauscb  und  Vermehrung  der  Checks,  Wech- 
sel etc.  geeinigt,  in  einigen  (Manehester, 
Newcastle)  sind  eigene  Clearinghäuser  ei^ 
richtet.  Ztun  Austausch  und  zur  Verrech- 
nung der  übrigen,  in  den  Provinzialstädten 
zahllaien  Checks  etc.,  fOr  welchen  solche 
«lirekte  Verbindungen  fehlen,  ist  der  Ab- 
rechnung zwisdien  den  Ixindoner  Banken 
eine  Landabrechnung  (eounti>'  Clearing)  Mitte 
der  60  er  Jahi«  zur  Seite  gestellt  worden. 
Die  Laudbanken.  bedienen  ^ch  dabei  der 
Vennittelung  ihrer  Londoner  Agenten,  denen 
sie  die  einzuziehenden  Anweisungen  und 
Wechsel  zuschicken,  von  denen  sie  die  zu 
zahlenden  zur  Prüfung  und  Anerkennung 
liezw.  ZorückrechnuDg  erhalten  und  die  sie 
mit  den  nötigen  Mitteln  zur  Bezahlung  der 
nicht  durch  Kompensation  erledigten  Beträge 
versehen.  Der  ganze  Unterschied  von  der 
Londoner  Abrechnung  besteht  in  der  etwas 
Iflugereii  Dauer  des  Verfahrens,  weil  es 
inear  Zeit  kostet,  die  Anweisungen  etc.  an 
die  bezogenen  Banken  nach  der  Provinz 
als  nach  London  zu  schicken. 

Durch  diese  Einrichtungen  ist  eixeicht, 
dass  sich  alle  Personen  in  England,  die 
laufende  Rechnung  bei  einer  Baök  haben, 
tmter  ein^mder  durch  Anweisung  zahlen 
kfiunen. 

3.  Die-  fortwährende  Ausdehnung  der 
Sitte,  die  KaeeenfOhrung  einer  Bank  zu 
überbagen  nnd  Zahlungen  dtm:h  Bankan- 
weisung zu  machen  und  die  daraus  sich 
ergebende  abnehmende  Bedeutung  der  Bank- 
note als  Zahlungsmittel. 

Im  Jahre  1H44  liezeichnetc  Tooke  noch 


folgende  7  Arten  von  Wertumsätzen  als 
solche,  bei  denen  noch  grössere  Beträge 
von  Banknoten  verwandt  wurden. 

1)  Einsammlung  der  Staatseinkünfte  und 
Anzahlung  derselben  in  die  Schatzkammer. 
Jetzt  werden  grosse  Betrflge,  z.  B.  Zoll, 
welchen  die  Importhäuser  für  eingeführte 
Waren  entrichten,  durch  Check  berichtigt, 
nnd  die  Steuereinnehmer  führen  ihre  Kasseu- 
überschOsse  dureh  Wechsel  oder  Checks  an 
die  Bankkassen  ab. 

!)  Zahlungen  bei  Verkäuten  und  Ver- 
pfändungen vom  Gnmdeigentum.  Schon  vor 
dem  Bankkomitee  von  1858  erklärten  die 
Sachkundigen,  dass  diese  Zahlungen  fast 
nie  mehr  in  Xoten,  fast  immer  durch  Checke 
bewerkstelligt  werden. 

3)  Zinsen,  Renten  etc.  an  Personen,  die 
keinen  Bankier  haben. 

4)  Zahlungen  für  Schulden,  wenn  der 
Schuldner  kernen  Bankier  hat  oder  seiner 
Anweisung  auf  einen  solchen  kein  Kredit 
geschenkt  wird. 

Man  darf  sagen,  dass  geradein  den  landwirt- 
schaftlichen Distrikten,  Tinter  den  Gewerbe- 
treibenden derVorstädte  und  kleineren  Städte, 
den  kleineren  Rentnern  etc.  Kassenführung 
und  Zahlung  durch  die  Banken  in  neuerer 
Zeit  ausserordentlich  zugenommen  hat.  Päch- 
ter, die  keine  50  £  jütrlich  Pacht  z^len, 
glauben  schon  lange,  ohne  einen  Bankier 
nicht  auskommen  zu  können.  Die  Angaben 
einiger  Bankiers  vor  der  Gold-  und  Silber- 
kommission (1888)  weisen  eine  ganz  enorme 
Vermehrung  gerade  der  klein^i  Bankan- 
weisungen (zum  grossen  Teil  unter  10  £, 
zum  Teil  unter  1  £)  auf,  die  den  betreffen- 
den Banken  ans  den  Voratädten  Londons 
und  aus  der  Provinz  zugingen. 

5)  Zahlungen  von  geriditlich  streitigen 
Geldern  an  GerichtshSfe. 

6)  Reserven  von  Banken,  besonders  der 
am  Clearinghaus  nicht  beteiligten  Jointstock- 
und  Weatendbanken. 

7)  Berichtigung  der  Bilanzen  im  Cleaidng- 
baus.  Die  beiden  letzten  Verwendungen 
sind  d\irch  die  erwähnte  Ausdehnung  der 
Abrechnungen  grösstenteils  QberfiOssig  ge- 
worden. 

Dass  der  Gebrauch  der  Banknote  als 
Zahlungsmittel  relativ  abgenommen  hat, 
zeigt  em  Blick  auf  die  Menge  der  umlaufen- 
den Noten  in  verschiedenen  Zeiten. 

Monatlicher  Durchschnitt  des  XotennmlaufH ') 
der  Bank  von    der  englischen 
England  Landbanken 

In  tansend  £ 
März  1834  18743  10348 

Jnni      „  1867a  10075 

Sept.     „  18570  loasa 

"7  3'3  10 '71 


')  Die  Zahlen  sind  mm  Teil  dem  Report 


Itankcn  (GrossbritaDnien) 


der  Bank  von 

der  engrlischeii 

England 

Landbanken 

In  tausend  £ 

der  4  Wochen  endend 

März  1844 

M842 

8480 

Jörn      . 

M634 

8408 

Sept.     , 

aiaS^ 

7  497 

D^z.      . 
März  1864 

20986 

7529 

22376 

6  888 

Juni      „ 

6780 

Sept.     , 

30650 

6  579 

20298 

6922 

März  1864 

20603 

5968 

Mai       ., 

21427 

621S 

Sept.     „ 

21  160 

5746 

Dez.      , 

20330 

5813 

März  1874 

2.^  .170 

4983 

Juni      „ 

26375 

4946 

Sept.     „ 

27054 

4635 

Dez.      „ 

26147 

4827 

März  1884 

24621 

3042 

Juni      „ 

3070 

Sept.     „ 

25S84 

3930 

Dez.      . 

24812 

3 '3' 

MUrz  1888 

23  J79 

2393 

Jnni       j. 

24346 

2442 

Sept.     „ 

24671 

2282 

Dez.      „ 

23987 

2524 

Mftrz  1896 

25087 

1657 

Jnni      „ 

26237 

1721 

Sept.     „ 

27403 

1392 

De>.      „ 

36148 

1483 

Mars  1897 

25087 

1  415 

Joni      „ 

27326 

1482 

Sept.     , 

278S5 

12B6 

25.  Dez. 


27263 


1434 


Der  Notenumlauf  in  England  und  Wales 
war  also  im   Jahre   1897   durch  schnitüich 

geringer  als  63  Jahre  vorher,  obwohl  die 
Bevößterung  der  beiden  lAnder  sich  in  dieser 
Zeit  beinahe  verdoppelt,  der  Wert  der  aus- 
gefübi'ten  britischen  Produkte  sich  mehr  als 
verfünffacht  hatte.  Üeberdies  aber  sind  seit 
1894  die  nicht  metallisch  gedeckten  Koten 
der  Bank  von  England  thatsächlich  aus  der 
Cirkulatioa  gftnzlich  verechwunden, 

4.  Die  Arbeitsteilung  im  englischen  Bank- 
wesen. In  keinem  anderen  Lande  hat  sich 
der  Bankbetrieb  in  so  verschiedene  Zweige 
geteilt.  Die  Grösse  des  Marktes  schafft 
auch  in  diesem  Falle  die  Teilung  der  Arbeit. 

Die  erste  Klasse  der  Banken  sind  die 
Banken,  welche  das  Geschäft  der  Kassen- 
fnhrung  besorgen,  die  eigentlichen  Banken 
im  en^isclien  Sinne  mit  mannigfachen  Ab- 
stiiftmgen  oder  Unterarten.  Je  nach  dem 
Orte  (Tes  Betriebes  sind  die  in  den  Graf- 
schaften zcrati-euten  Landbanken,  die  Banken 
der  City  und  des  Westendes  von  London, 
je  nach  der  Person  der  Unternehmer  die 
giflsseren  Jointstoekbanken  und  die  Privat- 
liankiers  zu  untei-scheiden,  und  je<le  dieser 
Unterarten  des  Bankbetriobes  liat  ihre  be- 


L  1857, 


ti  Teil  dem 


sonderen  E%entümlichkeiten.  An  der  Spitze 
dieser  ganzen  Klasse  von  Banken  alter  steht 
die  Bank  von  En^nd,  die  in  der  schon 
em'9hiiten  Weise  als  Bank  der  Banken 
fungiert. 

Die  zweite  Klasse  sind  die  auslandLscheu 
uud  die  kolonialen  Banken  (Foreign  and 
colonial  banks),  deren  Geschäft  in  dem  Handel 
mit  auswärtigen  Wechseln,  auswdrtigeu 
Staatsanleihen,  Ärbitrageoperationen,  inter- 
nationalem Gold-  und  Silberhandel  etc.  be- 
steht. Sie  führen  englisdies  Kapital  kapital- 
armen  Ländern  zu  und  besorgen  die  Aus- 
gleichung der  internationaicn  Zahlungebilan):. 
Auswärtige  Geschäflsverbindungen,  Filialen 
und  Agentm«n  in  überseeischen  Plätzen 
sind  eine  HauptbeiÜH^iig  dieses  Geschäfts- 
betriebes. Die  ausländischen  Banken  wenden 
sich  dabei  mehr,  obwohl  keineswegs  aus- 
scliliesalich,  der  Xegociierung  von  Staatsau- 
leihen  und  dem  Handel  mit  auswärtigen 
Effekten  zu,  die  kolonialen  der  Ereditge- 
wähning  in  Handel  und  Gewerbe.  Die 
letzteren  machen  z.  B.  Vorsch(ls.se  auf  die 
zur  Verschiffung  bestimmton  oder  verschifften 
Exportartikel  der  Kolonieen  und  gewähren 
Bankkredit  an  Kaufieute  und  Gewerbetrei- 
bende dieser  Länder  etc.  Einige  dieser 
Banken  treiben  nebenbei  auch  Wai-enhandel 
in  Kommission  oder  auf  eigene  Rechnung 
(Foreign  bankers  and  commission  merchant«). 

Eine  dritte  Art  von  Geschäftsbetrieb, 
welche  der  Sache  nach  als  Bankbetrieb  be- 
zeichnet wenlen  mnss,  wenn  sie  auch  den 
Namen  nidit  trägt,  ist  die  der  Wechsel- 
makler- oder  Diskontohäuser  (billbrokers  or 
discount  houses).  Uisprilnglich  aus  dem 
reinen  Maklergeschäft  hervoi^egangen,  trei- 
ben sie  jetzt  wohl  ausschlietÄich  Geschäfte 
auf  eigene  Rechnui^  und  Gefahr.  Sie  nehmen 
auf  der  einen  Seite  Kapital  zu  niedrigem. 
rasch  wechselndem  Zinsfuss  auf  unter  der 
Verpflichtung,  dasselbe  jederzeit  (on  call) 
oder  mit  ganz  kurzer  Kflndigim^frist  zurflck- 
zuzahlen.  Namentlich  tiberweisen  ihnen  die 
Banken  einen  grossen  Teil  der  Fonds,  die 
sie  in  Kreditgewährung  an  ihre  Kunden 
anzidegen  keine  Gelegenheit  haben.  Die 
Banken  im  Westende  von  London  und  in 
den  Ijanddistrikten  sind  vorzugsweise  oft 
in  <ler  Lage,  einen  solchen  Kapitalliber- 
schuss  zu  haben.  Andererseits  disVontieren 
die  Wechselmakler  Wechsel  und  gewähren 
Ijorabarddarlehen.  Banken  der  beiden  zuerst 
bezeichneten  Klassen  sind  auch  fftr  die  Aktiv- 
geschäfte ihre  besten  Kunden.  Kapitalbedfirf- 
tige  Banken  vor  allem  in  den  industrieUeii 
und  kommerziellen  Städten  erleichtem  ihr 
zu  sehr  angeschwoUenes  Wechselportefeuille 
dadurch,  dass  sie  einen  Teil  bei  den  Wechsel- 
maklem  weiter  diskontieren,  oder  verschaffen 
sich  diu-ch  Aufnahme  von  Darlehen  auf  Wert- 
papier« oder  Waren  Kapital  auf  kurze  Zeit 
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von  denselben.  Früher  haben  die  Wechsel- 
makler  urohl  häufiger  die  bei  ihnen  diskon- 
tierten Wechsel  noch  ■weiter  begeben,  ent- 
weder an  die  Banken  mit  Kapitalüberflnss 
odei-  besonders  in  Zeiten  der  Not  an  die 
&nk  von  England.  Jetzt  ist  die  Be^l, 
dass  die  Banken  mit  tlberschRsBigem  Kapital 
dasselbe  den  Wechselmaklem  überweisen, 
ohne  dafür  Wechsel  zn  bekommen,  als  ein- 
faches Darlehn  und  dass  die  Wechselmakler 
die  Wechsel   bis  znm  Yerfalltage   behalten. 

Die  Wediselmakler  oder  Diskontohanser 
dienen  also  gewissermassen  alsEanäle,  welche 
<las  Kapital,  das  sich  in  manchen  Banken 
im  Veberschnss  sammelt,  den  kapitalbedOrf- 
tigen  Kreisen  der  Volkswirtschaft  zuführen. 
Ihre  Tt^tigkeit  ist  bedingt  durch  den  be- 
schrankten Geschäftskreis  jeder  Rank  der 
ersteren  Klasse,  welche  tlber  den  Kreis  ihrer 
Kundschaft  nicht  leicht  lü  nanszugehenpflegen . 
Sie  selbst  teilen  sich  aber  auch  wieder  in 
die  Arbeit,  insofern  jedes  Diskontohaus  vor- 
zugsweise Wechsel  aus  gewissen  Geschäfts- 
kreisen und  Gegenden  diskontiert.  Daduroh 
wächst  natilrlich  ihre  E^higkeit,  die  Kredit- 
würdigkeit der  Wechsel  zu  prüfen. 

In  den  letzten  Geld-  und  Kreditkriaen 
hat  sich  jedesmal  gezeigt,  dass  die  Diskonto- 
häuser ihr  Geschäft  in  der  Hegel  mit  einem 
verhältnismässig  kleinen  Kassenvorrat  be- 
treiben. Sie  geraten  dann  leicht  in  Ver- 
legenheit, wenn  ihnen  die  auf_  kürzeste 
Kilndigung  überwiesenen  KapitaUen  abge- 
fordert werden,  imd  von  ilinen  werden  dann 
Wechsel  in  grossen  Quantitäten  bei  der 
Bank  von  En^nd  diskontiert.  Ohne  die 
Hilfe  dieses  Instituts  hätten  1857  und  1866 
diese  empfindlichsten  Organe  des  englischen 
Banksystems  ihren  Dienst  gänzlich  versagt 
imd  wäre  eine  überaus  verderbhche  Stockung 
des  ganzen  Getriebea  eingetreten.  Es  ist 
aber  3er  grosse  Vorteil  der  ganzen  Oi^nisa- 
tion,  dass  die  Summen,  welche  in  solchen 
Zeiten  die  Bank  von  England  den  Wechsel- 
nutklern  vorechiesst,  nicht  hinter  Schloss 
und  Rie^  verschwinden,  sondern  sofort 
wieder  der  Centralbai^  durch  die  lokalen 
Banken  znfliessen. 
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V.  Zar  Statistik  des  englisdien  Bank- 
wesens. 

1)  Hanptposten  der  Aktiva  und  Passiva  der 
Bank  von  England  am  31,  August  der  an- 
geführten Jahre  (in  Millionen  £). 
Unter  Privatsicherheiten  sind  Wechsel  imd 
Lombardfordemngen ,  unter  staathchen  Si- 
cherheiten Schatzscheine,  Eonsols  und  andere 

Forderungen  an  den  Staat  zu  verstehen. 
Jahr     Metall-      Sicherheiten       Not«n-    Depo-, 

Vorrat  staatliche  private  Umlauf    Biteu 
1780       3,5»        9,'S  1,76        8,4"        4,7* 

1790       8,39       10,05  1.96      11,43        ö,ao 

1796  2,12       10,88  6,15        9,3^        6,66 

1797  4,09        8,77  9,50      u,ii        7,77 

1798  6,5q       10,93  6,4a      ia,i8        8,30 

1799  7,00        9,45  7,48      13,39        7,64 

1800  5,15       13,59         8,55      15,06       8,33 

1801  4,34        :i,93         10,28       "4.56         8,13 

1802  3,89        13,53         '3,58       i?,'«         9,74 

1803  3,59       13,34        13,58      15,98        9,8* 

1804  5,88       14,99        10,83      17,15        9,71 

1805  7,Ö3       11,41        "6,3Ö      '6,39      14.05 
1H06        6,22       14,17        is,3i      2",03        9,64 

1807  648  13,41  16,53  19,68  11,79 

1808  6,02  14,96  14,29  I7,u  13,01 

1809  3,6^  "5,31  18,13  19,57  12,26 

1810  3,'9  "7,2°  33,78  24,79  13,6z 

1811  3,24  21,89  15,20  23,29  11,08 

1812  3,10  21,70  17,01  23,03  11,85 

1813  2,71  25,59  14,5'  24,83  "1,16 
18U  2,jo  35,«>  13,36  28,37  '4,85 

1815  3,41       24,19        20,66      27,35       12,70 

1816  7,56       26,10        11,18      26,16      11,86 

1817  1 1,67       27,10  S.51      29,54       9,08 

1818  6,36  37,a6  5,1 1  26,20  7,93 

1819  3,60  25,42  6,3a  25,2";  6,30 

1820  8,21  19,17  4,67  24,30  4,42 
1822  10,10  13,67  3,62  17,46  6.40 

1824  11,79       14,65  6,26      ao,i3        9,68 

1825  3,63       17,4"  7,69      '9,40       6,41 

1826  6,75       '7,7'          7,37      "',56        7,ao 
1830      11,15       20,91  3,65       ■"    '       


1,07      17,89      [3,74 

1836  5,27       14,78        13-20      18,16      12,28 

1837  6,67       13,76        11,65      18,74      10,38 

1838  9,55       '3,55  8,12      19,75        8,63 

1839  2,40       13,52        12,58      17,83        7,80 

1840  4,29       14,34        .7,53      17,00       6,31 
1844      15,31       14,00  7,87      21,49      12,14 

Tn  der  obigen  Tabelle  sind  hauptsächlich 
die  Perioden  der  Bankrestriktion  und  dei- 
Krisen  von  182r)  und  1835—39  beriicksich- 
tigt.  Im  Jahre  1844  beginnen  die  Wochen- 
ausweise  der  Bank  von  England  nach  der 
dnreh  die  PeeJsche  Bankacte  bedingteu  Form. 
Die  folgenden  Zahlen  beziehen  sich  auf  den 
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urchsc-hnittliclien  Stantl  iler  Attiv- 
inil Passivposten  der  Bank  vonEngland  nach 
ilten  Form  im  letzten  Viertel 
s  jeden  Jahres,  bei  dem  Noten- 
umlauf der  englischen  Provinzialbanken  und 
1er  schottischen  Banken  aber  auf  den  Durch- 
schnittsstand  im  Dezember.  Die  privaten 
md  staatlichen  »Sicherheiten»  sind  m  einen 
Posten  zusammengezogen. 

!)  Fortsetzung  der  Uebersicht  der  Haupte 
K)Sten  der  Aktiva  und  Passiva  der  Bank 
on  England  nebst  An^be  des  Notenumlaufs 
1er  englischen  Provinzialbanken  (Pr.  B.)  und 

der  schottischeu  Banken  (Seh.  B.). 
ohr  Met.  SicherL  Depos.  Noten    Pr.B  Sch.B. 


1845 

13,74 

37,77 

16,11 

22,15 

7,79 

3,80 

1846 

15,09 

»5,77 

15,99 

21,39 

7,79 

4,00 

1817 

9,8o 

*9,49 

15.57 

20,06 

6,27 

3,73 

1848 

13;89 

23,63 

15,31 

i8;74 

6,43 

3,57 

1849 

i6,oS 

34,06 

17,55 

19,39 

6,38 

3,50 

1860 

15,95 

»5,97 

18,39 

20,39 

6,14 

3,35 

1861 

15,9» 

»5,10 

17,09 

20,75 

6,05 

3,36 

18Ö2 

»1,37 

25,56 

19,46 

24,30 

6,56 

3,76 

1863 

15,46 

29,40 

18,23 

23,37 

6,89 

4,11 

1864 

13,** 

25,33 

■4,76 

31, 00 

6,92 

4,33 

1866 

11,30 

28,63 

16,26 

20,43 

6,90 

4,40 

1866 

29,48 

■5,60 

20,73 

6,74 

4,35 

1867 

'8J9 

35,03 

19,30 

21,07 

5,80 

4J1 

1858 

18,99 

26,10 

20,49 

31,44 

6,30 

4,36 

1869 

17,00 

30,12 

21,52 

22,41 

6,50 

4,59 

1860 

14,01 

39,43 

18,75 

21,48 

6,31 

4,69 

1661 

14,6s 

27,99 

.8,13 

31, iS 

626 

4,65 

1862 

'5,35 

30,96 

21,99 

21,13 

6,08 

4,57 

1863 

13,93 

31,78 

20,81 

21,73 

612 

4;64 

1864 

13,64 

29,57 

19,07 

20,77 

5.8. 

4,63 

1866 

13,60 

30,61 

18,37 

31,83 

5,77 

4,90 

1866 

17,48 

33,11 

22,74 

23,73 

5,'o 

4,97 

1867 

«,56 

29,96 

23,8s 

34,71 

5,19 

5,06 

1868 

18,98 

33,94 

22,41 

24,34 

5,10 

5,14 

1869 

18,83 

32,37 

21,31 

23,91 

4,90 

5,29 

1870 

",31 

29,5' 

24,20 

24,54 

5-04 

5,65 

1871 

33,83 

28,01 

25,63 

5,03 

524 

1872 

34,47 

36,65 

25,98 

4,97 

5:63 

1873 

20,87 

33,63 

25,08 

26,33 

5,05 

5,93 

1874 

21,03 

32,68 

33,74 

26,88 

4,83 

6,21 

1876 

33,58 

34,13 

26.27 

28,36 

4,7« 

6,28 

1876 

3i,a7 

33,44 

33,04 

»8,57 

4,64 

6,6l 

1877 

>3,13 

32,95 

25,19 

27,76 

4,46 

6,40 

1876 

"5,5° 

38,33 

30,32 

30,28 

4,07 

6,30 

1879 

30,04 

37,03 

35,65 

38,30 

3.54 

5,83 

1880 

36,40 

34,84 

31,35 

26,83 

3,47 

6,03 

1881 

30,88 

37,io 

28,63 

26,24 

3,39 

6,07 

1882 

30,7S 

36,15 

37,41 

26,35 

3,47 

6,37 

1883 

aa,36 

35.67 

29,21 

25,68 

3,29 

6,54 

1884 

20,36 

36,34 

29,35 

25,22 

3.13 

6,40 

1865 

20,83 

34,64 

29,34 

34.62 

2,85 

6,37 

1886 

19,93 

33,90 

37,04 

34,69 

2.75 

6,23 

1887 

20,24 

32,51 

26,93 

24,21 

2.56 

6,25 

1888 

19,46 

35,98 

29,28 

24,41 

2,52 

6,40 

1889 

19,71 

36.30 

39,84 

24,46 

3,49 

6,75 

1890 

21,82 

39,17 

35,41 

24,73 

2,42 

7,04 

1891 

»3,16 

38,6. 

34,83 

25,51 

3,29 

7,30 

1892 

»4,99 

36,8. 

34,37 

26,04 

2,06 

6,71 

1893 

»5.87 

35,54 

34,20 

25,78 

1,94 

6;83 

1894 

35,=6 

32,94 

41,61 

25,53 

',77 

6.91 

1«9& 

42,47 

41,00 

56,35 

26,09 

'i75 

7,33 

1896 

35,9' 

42,39 

50,57 

26.67 

1.48 

7,48 

1897 

31,83 

42,34 

45,60 

27,42 

',43 

7.67 

Der  Notenumlauf  der  englischen  Proviu- 

zialbankeu  kommt  seit  1878  zu  beinahe  glei- 
chen Teilen  auf  die  t)erechtigten  Privatbaüen 
und  Jointstock-Banien,  -während  friüiev  die 
ersteren  etwas  mehr  das  Uebergewiclit  be- 
sassen.  Seit  1890  g«ht  der  Notenumlauf 
der  Pri\-atbanken  noch  stärker  zurück  als 
der  der  Jointstockbanken.  Im  Dezember 
jenes  Jahres  betrug  er  noch  10900ftO  £ 
gegen  l.S3ij000  £  Noten  der  Jointstock- 
banken; im  Dezember  1896  aber  war  die 
erste  Summe  auf  456000  £,  die  letztere 
aber  nur  auf  1027  000  £  gesunken.  In 
Schottland  zeigt  sich  aucli  noch  in  den 
letzten  Jahrzehnten  eher  eine  Neiguug  zu 
ausgedehnterer  als  zu  abnehmender  Ver- 
wendung von  Noten.  Uebrigens  ist  in  Schott- 
land die  Diu^;hschnittscirKulation  im  De- 
zember fast  immer  betrtlchtlich  höher  als  im 
März. 

In  Irland  macht  sich  eine  gewisse  Ab- 
nahme des  Notenumlaufs  bemerklich,  je<loch 
bei  weitem  nicht  in  dem  Grade  wie  bei  den 
englischen  ProWnzialbanken.  Die  Cirkulation 
der  Bank  von  Irland  betrug  z.  B.  im  De- 
zember 1870  3219000  £,  im  Dezember  1897 
aber  2r)33000  £,  und  beiden  irischen  Joint- 
stock-Banken  waren  die  entsprechenden 
Ziffern  4357  000  und  393.">000  £. 

3}  Hauptposten  der  Aktiva  und  Passiva  der 

Etenk  von  England  nach  den  letzten  'W'ochen- 

Busweisen  emes  jeden  ■Vierteljahres  in  den 

Jahren  1897  und  1898. 

Tag  Met.        Not       Sicherh.      Dep. 

1897 

31.  März         39,34        27,36       44,83        '^4,7 

30.  Juni  36,88        28,49       49,32        s6,73 

29.  Sept.         38,53        28,26       46,28        55,49 

29.  Dez.  3°,4S        37,35       47,56        49,64 

1898 

30.  Mftri  39,46  27,60  53,25  ';6,43 
29.  Jnni  38,';3  28,36  46,38  ■;5,49 
28.  Sept.  33,18  27,51  43,13  47,17 
2&  Dez.          39J4       27,31  42,36  43,4i 

In  dem  Met&llvorrat  ist  auch  das  in  der 
Kasse  des  Bankdepartements  vorliandene 
MelaUgeld  mit  einbegriffen.  Die  Total- 
reaerve  des  Bankdepartements  findet  man, 
indem  man  zu  dem  Metallvonat  16.8  Milli- 
onen addiert  und  von  der  Summe  den  Be- 
trag der  umlaufenden  Noten  abzieht.  Dem* 
nach  betrug  die  Resen-e  am  31.  Mäi-z  1897 
28,88  Millionen  und  am  28.  Dezember  ISQH 
18,83  Millionen.  Früher  hatte  die  Bank  die 
Regel,  den  Diskont  zu  erh&hen,  wenn 
die  Reserve  des  Bankdepeitements  unter  ein 
Drittel  des  Betrages  der  Depositen  (staat- 
hche  und  private)  sank.  In  der  neuesten 
Zeit  sucht  sie  dieselbe  mindestens  auf  der 
Hälfte  der  Depositenstunrae  zulialten.  Der 
Betrag,  um  den  die  Resen'e  das  feste  Kon- 
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tingeDt  iler  metallisch  nicht  getleckten  Noten 
von  16,8  Millionen  Überschreitet,  ist  gleich 
<lem  CeberschiiBS  des  MetallTorrats  über  die 
Summe  der  im  Publikiim  umlaufenden  Noten. 
Ein  solcher  Ueberechuss  ist  seit  1894  forf- 
wUhiend  und  ziun  Teil  in  sehr  beträchtlicher 
Hohe  {wie  am  31.  März  1897  mit  12,08  Mill.) 
vorhanden  ge^'esen  und  wird  wahrscheinlich 
auch  in  der  Zukunft  aufrecht  erhalten  werden. 
Unter  ^Sicherheiten»  sind  in  den  obigen 
Tabellen  nur  die  Wertpapiere,  Wechsel  etc. 
des  Bankdenartementa  verstanden,  nicht  aber 
<iie  16,8  llillionen  zur  Notendeckuiig  im 
Em  issionsdepai-tement 

Als  Beispiel  der  wöchentlichen  Bankans- 
weise möge  der  folgende  vom  21.  Dexeniber 
Lsas  angeführt  werden. 


Einissiottadepart 

ement. 

Aktiva.  ■ 

(Alt«)  Schold  des  Staates 
Andere  Sicherheiten 
Goldmfluien  nnd  Barren 
Silberbarren 

uoi5ioo£ 
5784900  „ 
38684415  .. 

Summe 

45484415   « 

Passiva. 

Ausgegebene  Noten 

45484415    n 

Bankdepartem 

ent. 

Aktiva. 

StaatUrlie  Sicherheiten 
Andere  Sicherheiten 
Noten  (Iteserve) 
Gold-  nnd  SUbermOnzen 

1 1  299  535  ^ 
379S0689   „ 
'80643*5  . 

pMsiva. 

ürandkajäul                                     i4  553o«>  „ 

Ptaatlicbe  Depositen                        7  089  885  „ 
Andere  Deponten                             34  37»  633   „ 
Siebentage-Noten                                   107614  „ 

Die  alte  Staatsschuld  und  die  sonstigen 
Sicherheiten  (Staataschiildverschreibiingen)  in 
den  Uftnden  des  Emissionsdepartements 
machen  nisammen  16800000  £  aus,  so  viel 
als  gegenwärtig  das  Kontingent  der  nic^t 
metuliÄch  gedeckten  Notenau^be  betrigt. 
Der  bei  weitem  grCeate  Teil  dieser  Noten- 
ausgabe befindet  sich  aber  stets  in  den 
HSnden  des  Bankdepartements  als  soge- 
nannte Notenreeerve,  im  obigen  Beispiele 
15125615  £.  Die  Summe  der  wirklich, 
nlmllch  im  Publikiun  lunlanfenden  Noten 
betmg  also  an  jenem  Tage  nur  45484415 

—  18064325:3^  27  420  090  £  oder  96  0/0  des 
HetallTonata  des  Auagabedepartements  und 
nnrOU ".'o  des  Barvomts  beider  Departements 
nrnrnmen.  Die  Totslreeene,  der  flüadge 
Betiiebefonds  des  Bankdepartements,  stdlt 
«ich  in  dem  obigen  Beispiele  auf  19970417  £. 

—  Die  Siebenti^Xoten  Wessen  früher  Post- 


noten,  weil  sie  haupts3chlicli  bei  Wertsen- 

(liingen  mittelst  der  Post  benutzt  werden, 

4)  Höchster  imd  niedrigster  Stand  der  Noten- 

reserve  in  der  Mitte  der  Monate  und  Durch- 

schnittsstond  des  Diskontsatzes  in  denselben 

Monaten. 

Noten-    Tii=t      ir.„=.     Noten- 


Monat 


Diak.     Monat 


DUk. 


ISTODez.  14,19  a'/i  1884Juni  14,40  4 

Ang.    9,45  5  Nov.    8,80  3 

ISTlDez,  14,99  3'/.  ISBöJnni  17,01  2 

Febr.  3,75  ^'U  Nov.  10,76  a"»/^ 

1872J8n.   13,85  3  1886Mirz  13,39  a 

Okt.    8,08  s»(,  Okt     9,30  i'U 

1873Febr.i4,M  3Vt  1887Män;  14.54  3Vi 

Nov.     7,67  8','s  Jan.     9,60  5 

1874  März  12,31  3'/t  1888  Harz  1 4,94  z 

Nov.     8,3S  4'/t  -iug.    9,6"  2*i'a 

1876Sept  14,89  2  1689März  14,14  3 

Mai      7,99  3'/.  Okt.     9,80  5 

18768ept.  21,30  8  1890Dez.  15,90  s'/i, 

Jan.     8,25  4*/»  Okt    9,77  5 

1877Jan.    14,05  a  1891Jan.   17,60  3'/» 

Okt.    8,76  4'/,  Okt.  12,77  3 

1878  Febr.  12,22  2  1892Sept.  15.88  2 
Aug.    7.91  4'/i             Jan.   13,19  3'/ 

1879  Sept.  20,23  2  1893  Jan.    17,76  3 
Jan.     9,69  4'/»             Nov.  14,06  3 

1880Mftra  15,71  3  1894  Sept  28,73  3 

Dez.   12,87  a'/a  J*n.    14,89  3 

1881  MKrz  16,46  3  189ÖDez.  33,61  2 

Okt.    9,21  3'/ij  Jan.  22,91  2 

1883  Jnni  12,59  3  1896  Mttrz  38,08  3 

Febr,  8,90  5'»/,a  Nov.  23,19  4 

1883Sept,  13,71  3'*/,.  1897M8n27,8i  3 

Mai     9,27  3";„  Okt.  18,75  "'(. 

Die  Totalreserve,  die  ausser  der  Noten- 
reserve auch  den  Qeldbeetand  des  Bank- 
deiwrtements  umfasst,  ist  nodi  um  1 — 1'.'» 
Millionen  grOsser  als  die  oben  angegebenen 
Summen.  Im  Laufe  des  Jahres  1898  ist 
die  Reserve  im  ganzen  zurückgegangen,  und 
Ende  Dezember  betrug  sie  insgesamt,  wie 
wir  oben  erwähnt,  nur  noch  18,83  Millionen. 
Die  Wirkung  des  Standes  der  Reserve 
auf  den  Diskontsatz  tritt  nicht  immer  scboa 
in  demselben  Monat,  sondern  h&ufig  erst  iin 
folgenden  hervor, 

Diskontsätze  in  kritischen  Perioden. 
(Von  1863  an  sind  die  moiiBtlichen  Dnrch- 

Rchnittssätce  angegeben.) 
18*7  16.  I.        3'/.  29-  IX.     5 

23  I.        4  6-  X.       5Vi 

10.  rv.      5  20.  X.  6  n.  7 

7  Vin.  s'.'a  1866  24.  V.        6 

23.  X.       8  31.  V.       5 

20.  XI,      7  28.  VI.     4'/, 

4.  Xn.    6  27.  IX.     5 

25.  xn.    5  4.  X.  6  n.  7 

1848  22.  I.        4  16-  XL      7 

10.  VI.     3",  29.  XI.     6'/» 

28.  X.       3  13.  Xn.    6 

1855  16.  VI.     3't  1867    1.  IV.     6'/, 

8.  IX.     4  16.  VI.     6 

16.  IX.     4'',  16.  VII.    n'/. 
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1872  Sept. 
Okt. 
Nov. 


1857  8.  X. 
12.  X. 
19.  X. 
5.  XI. 
9.  XI. 
26.  XII. 
18Ö8  7.  I. 
14.  1. 

1863  Joni 
Nov. 
Dez. 

1864  Febr. 
Mitrz 
April 
Mai 

Aug. 
Sept. 


Okt.  7 

Seit  1873  hat  der  Diskoateatz  der  Baok 

von  England  nie  mehr  6".'o  überschritten 
nnd  diese  Höhe  nur  noch  viermaJ,  nftmlich 
im  Dezember  1H74,  im  Februar  1882  imcl 
im  Januar  und  November  18SJ0  erreicht. 
Wir  lassen  auch  noch  die  ifthrlichen  Durch- 
:>chnitt3sätze  des  Diskonts  nier  folgen: 


1861 
1862 

1863 
1864 


ik 


1872 

1873 

4»/ 

11*74 

Vf 

1876 

1876 

^% 

1877 

1878 

■\'l 

1879 

2\ 

1880 

^•l 

1KH1 

iV. 

1882 

4'' 

1883 

n 

Im  Jahre  1898  ging  der  Diskont  von 
S^.'o  im  Januar  ziu^Qck  anf  2''h''li)  im  Juli, 
stieg  dann  Ende  September  auf  3  und  im 
Oktober  auf  4'/o. 

UeberdenGesehaftsbetrieh  der  Jointstock- 
baiiken,. mögen  sie  Noten  ausgeben  oder  nicht, 
^ebt  der  Eoonomist  seit  1878  zweimal  jähr- 
lich eine  Debersicht.  Das  gezeichnete  Kapital 
<iie5er  Banken,  die  nur  teilv.-eise  als  ei^nt- 
liche  Aktiengesellschaften  zu  bezeichnen  sind, 
betrug  im  Juli  1898  in  England  und  Wales 
nebst  der  Insel  Man  bei  einer  Gesamtzahl 
von  93  Gesell  Schäften  mit  Einschluss  der 
Bank  von  England  215,7  Millionen  £.  von 
^^■elche^  Summe  aber  nur  60,5  Millionen 
eingezahlt  waren.  Bei  den  11  schottischen 
Banken  betrag  das  gezeichnete  Kapital 
29 152  00(1  *,  das  eingezahlte  9  311 000  £,  bei 
den  9  irischen  das  ei-stere  25r)49000,  das 
letztere  71251WI  £. 


Wir  lassen  nun  die  Gesamtsumme  der 
■«■ichtigsten  Aktiv-  und  Passivposten  dieser 
Banken  für  drei  Jahre  in  Millionen  £  hier 
folgen,  wobei  die  Bank  von  England  ausge- 
schlossen bleibt.  Auch  die  Kolonialbanken 
(1898:29  mit  36,3  Millionen  £  eingezahltem 
Kapital)  und  die  sogenannten  auswärtigen 
(foreign)  Banken  {1898 ;  23  mit  25,2  MUlionen 
£  eingezahltem  Kapital)  sind  weggelassen. 


Banken 


Depo- 


Easse 


Wech-  Dar- 


89  englische,  Jiüi  1898  541,3 

11  BcEottiBche  „  „      96,6 

9  irische          „  „      46,1 

110  englische     ,  1888309,9 

10  Ncbottische  „  „      Ss,4 

9  iriscbe          „  „      35,3 

79  englische     „  1879  198,5 

10  schottische  „  „      6S,ö 

8  irische        „  •  „      17,5 


70,1     43,9    196,5 


9A 


■  Untei-  »Kasse«  sind  auch  die  bei  der 
Bank  von  England,  den  DiskontohAusern  und 
anderen  Banken  stehenden,  jederzeit  ocler 
auf  ganz  kurze  Frist  fälligen  Guthaben  ein- 
begriffen. Die  Trennung  von  Wechseln  und 
Darlehen  ist  in  vielen  Bankberichten  nicht 
diu-chgeführt ;  die  Summen  unter  der  letz- 
teren Rubrik  schliessen  tlaher  aucli  den 
gröseten  Teil  der  Wechselbestände  ein.  —  Die 
Gesamtzahl  der  englischen  Jointstockbanken, 
die  der  Economist  im  Jalire  1879  auffflhrt, 
betrug  ausser  der  Bank  von  England  116, 
mit  einem  gezeichneten  Kapital  von  107,8 
Millionen  und  einem  eingezahlten  von  33,4 
Millionen  £.  Von  37  Banken  aber  {mit  6,2 
Millionen  eingezahltem  Kapital)  w-urden 
damals  keine  Ausweise  veröffentlicht  In  der 
jüngsten  Zeit  hat  die  Zahl  der  Banken 
namentlich  infolge  von  Fusionen  sich  ver- 
mindert, während  die  Gesamtsumme  des 
Kapitals  erheblich  gestiegen  ist  —  Die  kolos- 
salen Depositensummen  sind  natflrlich  haupt- 
sächlich durch  Gutsclirift  von  diskontierten 
Wechseln  entstanden.  Zu  den  oben  ange- 
führten kommen  noch  40  Millionen  £  bei 
Privatbankiera,  die  Ausweise  bekanntmachen, 
imd  nach  der  Sollätzung  des  Economist  nocli 
15 — 20  Millionen  bei  anderen  Bankiers.  Die 
Gesamtsumme  der  im  vereinigten  Königreich 
bei  den  Jointstockbanken  und  Privatbaukiers 
ausstehenden  Depositen  schätzte  der  Eco- 
nomist für  Jidi  1889  {mit  Einschluss  von 
35  Millionen  hei  der  Bank  von  England)  auf 
620—630  Mdl  nen  £  fir  Jul  1898  abe  a  f 
800—810  MiUi  nen  m  t  Ein    hl  ou 

Millionen  be    ie    Ba  k    on  England 

Ijnellen  und  Llttoratnr    Sia     q        le 

»ah  de>  bangu  n  G  a  d   B   lag 
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V^J\.'V_'vIC 


Banken  (Statistik  des  englischen  Bankwe^wns — K&nigliche  Bank  in  Berlin) 


JtimMortbanken.  Statintical  Abttraelf  /ar  the 
l'niled  kingdom.  1SS9—189S.  —  Struck,  Der 
intemaiionalt  GrMmartt  im  Jahre  IS88  (')""' 
früher)  in  Jahrh.  /.  fc>».  «.  Vene.  IS.  Jahrg. 
S.  1131  g.  I^oeU. 


n.  Die  Könlgliclie  Bank  in  Berlin 
(1765—1846). 

1.  Schwierigkeiten  des  Anfangs.  2.  Ton 
1768—1806.  3.  Von  1806-1817.  4.  Von  1817 
bis  1846. 

L  Schivierigkeiten  des  Anfangs.  Fried- 
rich der  Grosse  beschäftigte  sich  schon  in 
den  ersten  Jahren  seiner  B^giening  mit  dem 
Plane  einer  Bankgrflndung.  Mehrere  Ent- 
würfe ■wnrUen  üim  vorgelegt,  von  denen  ein 
von  Qranmann  herrührender  der  Ausführung 
am  nAcbeten  kam,  da  unter  dem  33.  Sep- 
tember 1753  auf  Grund  deseelben  ein  könig- 
liches »Octroy  für  die  in  Berlin  zu  erridi- 
tende  Qiro-  und  Wechselbankc  ver6ffenthcht 
wurde.  Ke  Aktienzeichnung  ist  aber,  ivie 
scheint,  gar  nicht  eröffnet  worden,  und  der 
König  liese  das  Projekt  vorläufig  'wieder 
fallen.  Eret  nach  dem  siebenjährigen  Kriege 
nahm  er  den  Plan  im  Zusammenhange  mit 
seinen  übrigen  Massregeln  zur  Hebung  des 
tief  zerrütteten  Volkswohlstandes  wieder 
auf,  unglücklicherweise  jedoch  ohne  das 
Untemehmen  in  die  Hand  geeigneter  Persön- 
lichkeiten legen  zu  kdnnen.  Der  italienische 
Projettenmacher  di  Calzabigi,  der  auch  das 
Lotto  in  Preussen  einführte,  schlug  die 
Qründun^  einer  grossen  Handelskompagnie 
vor,  die  in  sehr  bedeuklicher  Weise  an  das 
Law'scbe  »System»  erinnerte,  da  sie  mit 
der  Notenausgabe  und  den  Übrigen  Bank- 
geschäften auch  den  Betrieb  grosser  Handels- 
untemehmungen  und  des  Versicherungsge- 
Echäftes  sowie  die  Ausnutzung  verschiedener 
Monopole  vereinigen  sollte.  Zur  Vorberei- 
tung der  Gründung  wurde  im  Oktober  1764 
eine  Bankokommisaion  niedergesetzt,  welche 
die  Zieichnungen  auf  das  Aktienkapital  er- 
öffnete, das  25  Millioneo  Thlr.  oetragen 
sollte.  Die  Geschäfts«-elt  brachte  indes  dem 
Projekte  sehr  wenig  Tertrauen  entgegen  — 
was  Calzabi^  als  Renitenz  bezeicbnete  — , 
und  die  Zeichnungen  erreichten  bis  Ende 
des  Jahres  kaum  1  Million  Thlr.  Der  eigent- 
liche Plan  Calzabigis  musste  daher  aufge- 
geben werden,  nnd  im  Januar  1765  ge- 
nehmigte der  König  nach  dem  Yorschlag 
der  mnkokommission  die  Ersetzung  der 
einen  grossen  Gesellschaft  durch  eine  An- 
zahl kleinerer  mitepeciellen  Geschäftskreisen, 
die  auch  ins  Leben  traten,  jedoi^  meistens 
nur  kurie  Zeit  bestanden  haben.  Zu  den 
erfolgreicheren  gehörte  die  Emdener  Herings- 


fischercigesellschaft  und  die  noch  jetzt  als 
Staatsanstalt  bestehende  Seebandlungs-Socie- 
täL  Der  endlich  durch  ein  Edikt  vom  17. 
Juni  1765  gegründete  »Königliche  Giro-  und 
Lehnbauko  in  Berlim  war  ebenfalls  gewisser- 
massen  eine  Ausscheidung  aus  dem  Calza- 
bigischen  Projekt,  wenn  er  auch  in  eiuem 
der  wichtigsten  Punkte  von  demselben  ab- 
wich. Denn  es  wurde  nicht,  wie  Calzabigi 
wollte,  eine  Zettelbank,  sondern  eine  Gii'O- 
bank  geschaffen,  die  >zu  mehrerem  Vorteil 
des  Conunercii«  mit  einer  Diskonto-  und 
Lehnbank  verbunden  war.  Dieselbe  sollte 
eine  reine  Staataanstalt  sein  und  mit  einem 
Kapital  von  8  Millionen  Thlr.  aus  dem 
Scnatze  ausgestattet  werden.  In  Wirklich- 
keit erhielt  sie  jedoch  nur  400000  Thb-. 
und  auch  diese  nur  als  Vorschuss.  Ah 
Bankgeld  wurde  ein  neues  Rechnun^sgeld 
eingeführt,  das  Bankopfimd,  das  den  vierten 
Teil  eines  Friedrich  sd'or  dareteUte.  Alle 
könighchen  Kassen  und  alle  in  Berlin  an- 
sässi^n  Kaufleute  sollten  nach  dieser  Geld- 
einheit rechnen  und  ihre  Bücher  führeu, 
alle  Wechsel  über  mehr  als  100  Thk.  soll- 
ten in  Berlin  und  an  den  übrigen  in  Aus- 
sicht genommenen  Bankplätzen  durch  die 
Bank  bezahlt,  von  den  Bewohnern  der  an- 
deren Orte  aber  stets  auf  einen  Bankplatz 
domiziliert  werden.  Auch  die  von  auswärts 
auf  Inländer  gezogenen  Wechsel  sollten 
snach  englischem  Brauch«  auf  Bankopfunde 
lauten  imd  durch  die  Bank  bezahlt  wordeu. 
Wer  Bankgeld  auf  sein  Folium  haben  wollte, 
konnte  dies  durch  Einzahlung  von  Friedrichs- 
d'or  oder  auch  von  grobem  Sübercourantgeld 
erlangen,  wobei  aber  der  Kurs  des  letzteren 
gegen  Gold  zu  vereinbaren  war.  Das  Wäh- 
rungsmetall für  die  Bank  war  also  Gold. 
Man  konnte  aber  auch  dadurch  Bankgeld 
auf  dem  Folium  erhalten,  dass  mau  es  sicli 
auf  Grund  von  Diskontierungen  oder  Lom- 
bardierungen seitens  der  Lehnbank  gut- 
schreiben liess.  Es  lag  also  diesem  Ver- 
fahren die  später  im  enghschen  Banksystem 
zu  so  grossartiger  Entwickelun^  gelangte 
-    —    Qmnde,    die    stets    fälligen   Giro- 


depositen, über  die  durch  Anweisungen 
(CnecJts)  verfügt  werden  kann,  durch  Gut- 
schrift von  aiskontierten  Wechsel u  und 
Lombarddarlehen  zu  bilden  imd  den  Vei-kelir 
in  dem  —  hier  allerdings  zwangsweise  er- 
weiterten Kundenkreise  —  wo  möglich  ganz 
ohne  bares  Geld  durch  Uebertragung  der 
den  Couteninhabem  zustehenden  liquiden 
Forderungen  an  die  Bank  zu  unterhalten. 
Die  Herausziehung  von  barem  Gelde  war 
nur  soweit  gestattet,  als  der  Bankkunde 
solches  selbst  eingel^  hatte  und  auch  in 
diesem  Falle  nur  mit  Abzug  einer  Gebühr 
von  Vi  "lo.  Für  die  Eröffnung  eines  Bant- 
foliums  musste  der  recht  hohe  Betrag  vou 
50  Tblr.  und  für  jedes  Folium  (mit  20  Postent 
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iälirlich  5  Thlr.  bezahlt  werden.  Durch  ein 
Reglement  vom  21.  Juli  1765  wurde  auch 
für  Breslau  eine  »Giro-  und  Lehnbank«  mit 
einem  Fonds  von  75000  Thlr.  als  selb- 
stAndige  Anstalt  geschaffen,  die  jedocli  in 
einer  gewissen  Unterordnung  imter  der 
Berliner  stand,  —  Im  ersten  Jahre  ihrea 
Geschäftsbetriebes  gestalteten  sicli  die  Ver- 
hältnisse der  neuen  Bank  indes  so  wenig 
gUnstig,  dasB  man  sich  bald  zu  einer  Neu- 
ordnung derselben  genCtigt  sah,  die  durch 
das  Edikt  vom  29.  Oktober  1766  erfolgte. 
Unter  Beibehaltung  ihrer  bisherigen  Eigen- 
schaft als  Giro-  und  Lehnbank  erhielt  die 
Bank  nunmehr  auch  das  Becht  der  Ausgabe 
von  Noten,  die  auf  10,  20,  50,  100,  500  und 
1000  Bankopfunde  lauten  imd  mit  den  Gold- 
und  Sübennünzen  zugleich  kuraieren,  jedoch 
keinem  Gläubiger,  der  uacl»  Vertrag  oder 
sonst  bares  Geld  zu  fordern  berechtigt  ■wäre, 
gegen  seinen  Willen  an  Zahlungsstatt  ge- 
geben werden  sollten.  EKe  öffentlichen  Kassen 
mussten  diese  Noten  fflr  alle  in  Silber  zu 
leistenden  Zahlungen  und  Gefälle  zu  dem 
festen  Kurse  von  131'/*  Thlr.  Courant  gegen 
lOO  Pfund  Banko  annehmen.  Ebenso  wurden 
sie  auf  Bankfolien  fOr  den  Giroverkehr  an- 

genommen,  dagegen  fand  anfangs  eine  Ein- 
Isung  derselben  seitens  der  Bank  nicht 
Statt,  sondern  diese  war  einem  besonderen 
noch  zu  erwähnenden  Kontor  übertragen. 
Der  eben  angegebene  feste  Wert  des  Btmk- 
geldes  gegen  Silber,  bei  dessen  Bestimmung 
ein  Goidagio  von  S^/o  angenommen  ist, 
bildete  eine  Neuerung  durdi  welche  der 
"Wert  des  Silbers  gegen  Gold  gehoben  werfen 
sollte.  Das  neue  Reglement  enthielt  noch 
eine  Reihe  weiterer  Atänderungen  des  ältei-en : 
die  Rechnung  der  königlichen  Kassen  nach 
Bankpfunden  wurde  aufgehoben,  dieselben 
mussten  aber  bei  Zahlungen  Aber  100  Thlm, 
ausser  Banknoten  auch  Giroasaignationen 
annehmen;  der  Zwang  zum  Gebrauch  des 
Bankgeldes  bei  kaufmännischen  Geschaffen 
wurde  auf  Berlin  und  Breslau  beschränkt, 
der  Zwang  zur  Domizilierung  der  Wechsel 
auf  Bankplätzo  aufgehoben,  die  Diskontie- 
rui^  auf  solche  "Wechsel  beschränkt,  die 
drei  Giranten  hatten  und  nach  höchstens 
zwei  Monaten  fälhg  waren.  Die  Eröffnungs- 
gebühr  für  ein  Giroconto  wurde  auf  1  Fried- 
richsd'or,  die  Jahreagebühr  für  jedes  Folium 
auf  1  Pfund  Banko  herabgesetzt.  Im  engen 
Anachluss  an  die  Bank  wurde  imter  der 
Firma  des  Holländers  Ph.  Clement  ein  be- 
sonderes Kontor  gekündet,  welches  sich 
namentlich  mit  dem  Handel  mit  Edelmetall 
und  auswärtigen  Wechseln  und  mit  dem 
Vertrieb  der  Noten  im  Auslände  befassen 
sollte  und  ausserdem  die  Verpflichtung 
übernahm,  die  Banknoten  und  das  Girogeld 
auf  dem  Parikm-se  zu  erhalten  imd  dasselbe 
für  die  königlichen  Kassen  in    bar  einzu- 


lösen. Die  Einlösuug  der  in  den  Händeu 
des  Publikums  befindlichen  Noten  imd  Giro- 
asaignationen  wurde   ihm   erst   im   Januar 

1767  übertragen,  und  zwar  sollte  dieselbe 
unter  Abzug  einer  Provision  von  '  i  "/o  er- 
folgen. Diese  Verbindnag  der  Bank  mit 
dem  Clementachen  Kontor  erwies  sich  indes 
als  sehr  unzweckmässig  und  wurde  schon 
im  August  1767  wieder  aufgelöst,  indem 
die  Bank  beauftragt  wiu^le,  die  BeaUsation 
ihrer  Noten,  deren  im  ganzen  für  300  000 
Thlr.  ausgegeben  waren,  selbst  zu  Über- 
nehmen, wozu  sie  aber  erst  vom  1.  Januar 

1768  ab  im  stände  war.  Die  Einlösung 
fand  nur  in  Berlin,  nicht  auch  in  Breslau, 
statt  und  vurde  jetzt  ohne  Provision  ge- 

2.  VoD  1768—1806.  Mit  dem  Jahre 
1767  beginnt  nun  endlich  für  die  Bank 
eine  Penode  ruhiger  und  fortschreitender 
Enlwickelung.  Von  besonderer  Wichtigkeit 
waren  für  sie  die  Instruktionen  vom  IS. 
Juli  1768  und  vom  31.  März  1769,  durch 
welche  die  Anlegung  der  Depositengelder 
der  Gerichte  und  Vormundachaftsbehörden 
und  die  verfügbaren  Gelder  aller  Stiftungen, 
Spitäler,  Kirchen  etc.  fortan  bei  der  Bank 
zu  mäsaieen  Zinsen  allgeaiein  vorgeschrieben 
wurde.  Eine  weitere  Verstärkung  erhielten 
ihre  Betriebsmittel  dadurch,  dasa  der  König 
die  sogenannten  Magdebm^r  Fouragegelder 
bei  ihr  deponierte.  Die  Anaahme  verzins- 
licher Depositen  wurde  so  zum  Hauptzweig 
der  Passivgeschäfte  der  Bank.  Die  Giro- 
einlagen  und  der  Giroverkehr  sanken  auf 
geringfügige  Ziffern  herab,  und  auch  die 
Notenausgabe  hUeb  in  sehr  bescheidenen 
Grenzen,  da  sie  in  den  siebziger  Jahreu  nur 
800000  Thli-,  betrug,  von  welcher  Summe 
aber  immer  ein  Teil  in  den  Händen  der 
Bank  selbst  war.  Bald  fand  die  Bank  in 
dem  kaufmännischen  Wechsel-  und  Lom- 
bardgeschäft nicht  mehr  genügende  Unter- 
kunft für  die  immer  grösser  werdende 
Kenge  der  bei  ihr  hinterlegten  Kapitalien 
und  sie  verwendete  dieselben  daher  mehr 
und  mehr  zu  hypothekarischen  Dar- 
lehen. Namentlich  geschah  dies  seit  1795 
in  den  erworbenen  Provinzen  Süd-  und  Neu- 
ostpreussen,  wo  die  Bank  unter  dem  Ein- 
fluss  der  allgemeinen  Staatepolitik  zur  Vei^ 
bessemng  der  zerrütteten  Verhältnisse  des 
Grundbceit^es  beinahe  10  UÜlionen  Thaler 
in  Hypotheken  feaü^e.  Wiüirend  des  18. 
Jahrhunderta  bUeb  die  Bank  von  bedeuten- 
den Erechütterangen  verachont  und  wurde 
auch  während  des  Koatitionskriegs  von 
Seiten  des  Staates  nicht  in  erheblichem 
Masse  zur  Gewährung  von  VorschOaaon  in 
Anspruch  genommen ,  wenn  sie  auch  im. 
Jahre  1793  für  525000  Thlr.  neue  Noten 
ausgab. 

Am  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  1805.06 
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belief  sidi  die  Oesamtsiimme  der  Noten  auf 
1 325000  Thlr-,  von  denen  sich  674 121  Tlilr. 
in  der  Kasse  der  Bank  selbst  befanden.  Der 
Barvoirat  di«egen  betmg  8976018  Thlr., 
von  welcher  Summe  5524410  auf  die  Haupt- 
baok  io  Berlin  und  der  Rest  anf  die  Kon- 
tore in  Breslau,  ESnigsberg,  Elbing,  Emden, 
Magdeburg,  Frankfurt  a.  0.,  Minden,  Stettin, 
Mflnster,  Ansbach  und  Cleve  kam.  Die  flbri- 
ECn  Passivposten  waren:  Königliche  Fonds 
(Tresorkonto)  328561  Thlr.;  Depositen  von 
Staatskassen  S 891 028  Thlr.;  Depositen  aus 
dem  itgelmSssigen  Verkehr  (gegen  Ausgabe 
Tou  Bankobligationen)  29438989  Thlr.;  sons- 
tige Schulden  1096839.  Die  übrigen  Aktiv- 
posten: Zinstragende  Öffentliche  Papiere 
663763  Thlr.:  Darlehen  an  Staatskassen  und 
Institute  6079919  Thlr.;  Darlehen  an  Kre- 
dit\-ereinc  und  Kommimah'erbande  1 403 165 
Thlr.:  Hypothekendarlehen  12998124  Thlr.: 
Wechsel  und  Iximbarddarlehen  10321400 
Thlr.;  sonstige  Fordenin^eu  1142672  Thlr. 
Im  ganzen  flbeistiegen  die  Aktiva  die  Pas- 
siva tun  1178764  Thlr.  Vom  1.  Juli  1771 
bis  zum  1.  Juni  1806  hatte  die  Bank 
8982949  Thlr.  aus  Ihrem  Gewinn  an  die 
kf^oiglichen  Kassen  abgeführt 

8.  Von  1806— 1817.  Die  aus  den  obigen 
Zahlen  sich  ergebende  Lage  der  Bank  Avar 
nnr  scheinbar  eine  befriedigende :  ihre  Aktiv- 
bestände waren  grösstenteils  festgelegt,  ihre 
Schulden  dagegen  zum  grössten  Teil  binnen 
acht  Tagen  rückzahlbar.  Der  unglückliche 
Krieg  von  1806  rausste  also  notwendig  eine 
Katastrophe  herbeifflhren.  Der  grösste  Ver- 
lust entstand  dadurch,dasä  die  warschauisch- 
sftchsifiche  Begierni^  auf  Grund  einer  1808 
mit  Napoleon  zu  Baj-onne  at^schlossenen 
Konvention  die  in  dem  ehemaligen  Süd- 
imd  NeuostpreiKsen  ausstehenden  Kapitalien 
der  Bank  (wie  auch  anderer  Institute)  im 
■Widerspruch  mit  dem  TUsiter  Frieden  kon- 
fiszierte. Nach  der  Vernichtung  des  Her- 
zogtums -Warschan  wurde  die  Konvention 
^on  Bajonne  allerdings  annulliert,  ein  Teil 
der  belasteten  Güter  fiel  mit  der  Provinz 
Posen  wieder  an  Preussen;  wegen  des  an- 
deren verständigte  man  sich  mit  der  rus- 
nsc^-poliÜEchen  Regierung,  trotzdem  aber 
ergab  sich  am  Schlüsse  einer  mehr  als 
zwaDzigjahrigen  Regolieruagsarbeit  auf  die 
Süd-  und  neuostpreussischen  Hypotheken- 
fordeningen  ein  Verlust  von  5750000  Thlm. 
Im  ganzen  muasten  von  den  alten  Forde- 
rungen der  Bank  (22  Millionen),  die  1818 
iß  den  Btlchem  standen,  7300000  Thlr. 
deßnitiv  abgeschrieben  werden ;  eine  ebenso 
grosse  Summe  war  anfangs  noch  ertraglos 
tumI  konnte  erst  allmählich  wieder  fruchtbar 
gemacht  werden. 

4  Vdb  1817—1846.  Unter  der  Leitung 
dea  Prtsidenten  Friese  (1817—1837)  gelang 
es  der  Bank,  bald  wieder  ihren  Kredit  fest 


zu  begründen  imd  befriedigende  Gewinne 
zu  erzielen,  die  Ereilich  bis  1845  als  Deckung 
der  früheren  Verluste  behandelt  wurden. 
Die  Ausgabe  eigentlicher  Banknoten  wai- 
1806  eingestellt  worden,  da  man  neben  den 
staatlichen  Treeorsdieinen  imd  den  spfttereu 
Kassenanweisungen  ein  weiteres  SlmlicIieM 
Dmlaufsmittel  für  unzweckmaesig  hielt.  Doch 
begann  man  1820  wieder  mit  der  Ausgabe 
sogenannter  Bankkassenscheine,  wie  sie  auch 
schon  von  1798  bis  1808  in  Uralauf  ge- 
wesen waren.  Es  waren  dies  Depositen- 
scheine in  nmden  Sunmien  von  wenigstens 
100  Thlr.  Von  denselben  waren  durch- 
schnittlich im  Umlauf  1820:  195000  Thlr.; 
1825:  972100  Thlr.;  1830:  3447600  Thlr.: 
1831:  2 141 600  Thlr. ;  1836:  4514300  TWr. 
Eine  Kabinetsordre  vom  5.  Dezember  1830 
verfügte  jedoch  im  Int«%sse  der  Einheit- 
hchkelt  des  Papierumlaufs  die  Einziehung 
der  Bankkassenscheine  wie  auch  der  Kassen- 
scheine der  Seehandlung  und  der  Noten 
der  pommerschen  ritterechaftlichen  Privat- 
bank. Als  Entschädigung  wurden  der  Bank 
3  Millionen  Thaler  in  Staatspapiergeld  (Kas- 
senanweisungen) gegen  Hinterlegimg  eines 
gleichen  Betrages  in  Staatsschuidverschrei- 
bimgen  überwiesen,  mit  der  VerpOiehtimg, 
diese  Scheine  auf  Variangen  einzulösen.  In 
den  Jahren  1837—1840  wurde  die  Summe 
der  der  Bank  übertragenen  und  durch  hinter- 
legte Staatspapiere  gedeckten  Kassenanwei- 
sungen bis  auf  G  Millionen  Thaler  erhöht. 
Die  Rechnung  nach  Bankopfnnden  hatte 
sich  auch  im  vorigen  Jahrhimdert  im  Ver- 
kehr nie  fest  eingebürgert;  die  Bank  führte 
sie  nur  der  Form  wegen  neben  der  Silber- 
courantrechnung  bis  1818  fort  und  gab  sie 
dann  ebenfalls  auf. 

Eine  Uebersicht  über  die  allgemeinen 
Verhältnisse  der  Bank  in  ihrer  letzten  Pe- 
riotle  giebt  die  folgende,  auf  Seite  194 
obenaastehende  Tabdle  (in   1000  Thkn.). 

Die  Verwandlung  des  Akfivüberechusses 
in  ein  Deficit  ist  nur  scheinbar  und  durch 
die  Abschreibungen  auf  dem  sogenannten 
vermischten  Conto  aus  dem  alten  Verkehr 
entstanden.  Der  oben  nicht  näher  bezeich- 
nete Best  der  »festgelegten  Fonds»  bestand 
grösstenteils  aus  Staats-  und  Kommunal- 
papieren. 

Der  Gesamtbetrag  der  (zu  2,  2'.i  und 
3''/o)  verzinslichen  Depositen,  die  stets  den 
HauptteU  der  Passiva  DÜdeten,  war  in  1000 
Thlrn.: 
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Die  höchsten  )in<)  niedrigsten  Diskonto- 
sätze der  Hauptbank  'waren : 
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In  den  folgenden  Jahren  zeiete  der  Dis- 
konteatz  eine  weit  grössere  Festigkeit.  Von 
1831^1836  bewegte  er  sich  nur  zwischen 
ao/o  (Oktober  1835)  und  S'/s'/o  (Juni  1832) 
und  \'on  1837 — 1845  wurde  er  fast  unver- 
änderlich auf  i"!«  gehalten,  indem  nur  im 
Oktober  1844  eine  Erhöhung  auf  4Vi  und, 
nachdem  der  Satz  seit  Mai  1845  wieder 
4''/o  gewesen,  im  Oktober  1845  eine  Steige- 
nmg  auf  ü*/o  stattfead.  Bei  den  Provinzikl- 
kontora  galten  besondere  und  grösseren 
Verandeningen  unterworfene  Diskontsätze. 
—  Der  hudimfissige  Nettogewinn  der  Bank 
betrug  von  1819—1845  im  ganzen  7  038206 
Thlr.  Unter  MOOOThh-.  saiik  er  niu-  ic  den 
Jahren  1824  (47  506  Thlr.);  1832  (41169 
Thlr.);  1834  (29008  Thlr.);  am  höchsten 
stand  er  in  den  Jahren  1844  (457  761  Thlr.) 
und  1845  (517  552  Thlr.).  Wenn  man  be- 
denkt, dass  die  Bank  fast  ohne  eigene  Be- 
triebsmittel begonnen  hat  und  während  der 
letzten  dreissig  Jahre  ihrea  BeRtandes  als 
reine  Staat&anstalt  an  der  Deckung  eines 
(geheim  gehaltenen)  Deficits  zu  aibeiten 
hatte,  so  wird  man  die  erreichten  Eesultate 
als  höchst  bedeutend  anerkennen  müssen. 
Die  Neugestaltung  der  Bank  in  ein  ge- 
mischtes Institut  mit  staatlicher  Verwaltung 
imd  privatem  Kapital  nebst  einem  Kapital- 
anteil des  Staates  und  mit  dem  auch  vorher 
I)rineipiell   nie   als   erloschen   betrachteten 


Bechte  der  Notenausgabe  erfolgte  durch  die 
Kabinettsordre  vom  11,  April  1846  und  die 
Bankordnung  vom  5.  Oktober  1846. 

LIHeratnr:  Getchiehle  ärr  KSniglichen  Rani  in 
Berlin,  yixeh  amtliehen  Quellmi.  Berlia  IX4S. 
fAuf  Anardmang  du  SlaaltminUlen  rn«  Sothtr, 
teil  1837  Che/  dtr  Bank,  von  Siebuhr  btarbeitel). 
—  JaM).  für  die  amtliche  Slatittik  dm  prrut*. 
tifiatu  IL  Berlin  1SS7.  S.  iSff.  —  lote, 
Geeehiehte  und  Itrilit  de*  deultehen  Jlnntr/e- 
telttt  Kon  1S7S,  IMptig  1S9H,  N.  äff.  WeiUre 
Lilteralamugabi-n  ;  unten  S.  Sn7. 


TU.  Die  deutschen  Banken  Im 
19.  Jahrhundert. 

1.  Anfänge  dea  deutacbes  Notenbankwesens 
bis  inr  Grund  img  der  preusaischen  Bank  (1846). 
2.  Die  Periode  von  1846—1866  (GrQndung  des 
norddeutfichen  Bundes).  3.  Von  1866— 187Ö 
lEinftihrnng  des  deutschen  Bankgesetzes).  4. 
Das  deutsche  Bankg«setz  vom  14.  Mgrz  18?5 
nnd  seine  Wirksamkeit  bis  1889.  5,  Bank(reseta- 
novelle  vom  18.  Dezember  1889  und  seitlierige 
Entwiekelung. 

Auf^be  der  nachstehenden  D.arsteJluHg 
ist  die  Erörterung  des  Noteubankwesens  in 
Deutschland.  Mehr  als  irgend  ein  anderes 
wirtschaftliches  Thatigkeitsgebiet  i.st  der 
Gang  des  deutschen  Noten  bankwesens  diuvh 
die  Politik,  d.  h.  durci  die  Einflussnalmic  der 
Staatsgewalt  und  durch  den  Fluss  der  ur- 
spriSnglich  dcceutralisierenden,  später  centra- 
lisicreudeu  staalsrechüichen  lieignisse  in 
seiner  Hichtung  bestimmt  worden.  Die  Ge- 
samteutvrickdung  vollzog  sich  unter  stetiger 
Mitwirkung  und  Oberleitung,  teilweise  unter 
direkter  Beteiligung  der  Limdesregienm^n, 
später  des  Reiches.  Wesentlich  wai-  diese 
Entwickeluc^  nutbeeinfiusst  durch  den  Gang 
der  münzpoh tischen  Erei^isse.  Die  Schul- 
doktrin der  Notenbankfreiheit,  wie  sie  sich 
in  anderen  Ländern  wohl  einbürgerte,  ge- 
wann in  Deutschland,  von  eini^n  agitato- 
i-ischen  Anläufen   abgesehen,  nirgends  und 
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x.n  keiner  Zoit  festen  Boden.  Die  deutschen  |  geseUschaft  ohne  direkte  staatliche  Beteili- 
R^erwngen  betrachteten  lange  Zeit  den  gvvag  g^jflndet,  jedoch  unter  Staatsaufeicht 
mittelst  Notenausgabe  ins  Werk  gesetzten  gestellt.  DeAgleichon  trat  in  Sachsen  eine 
Buikbetiieb  nngeMir  unter  gleichem  Ge- 1  private  Zettelbank,  die  Leipziger  Bank,  1838, 
üiehtswinkel  wie  die  Ausgabe  von  Staats-  j  ms  Leben,  ebenfalls  unter  standiger  Beauf- 
japiergeld,   als   Ausfluss   der  Finanzhoheit  sichtigung  der  Regierung,     Die  Entwicke- 


iind  als  Zwillingsschwester  des  Münzrogals. 
Wegen  dieser  innren  Verbindung  des  Xoten- 
Uuurweäena  mit  den  deutschen  Regierungen 
bilden  die  politischen  Marksteine  Deutsch- 
lands fast  ebenso  viele  Etappen  der  Noten- 
bankentwickelung.  Im  allgemeinen  igt  es 
der  Gang  aus  der  Zersplitterung  kut  Ver- 
ä  der  Decentralisation 


hing  sowohl  der  bayerischen  als  der  säch- 
sischen Bank  war  eine  günstige.  Inzwischen 
war  auch  in  Prenssen  durch  die  Un7.uläng- 
lichkeit  dei'  KöniglicJien  Bank  die  Bankfrage 
brennend  geworden,  und  es  kam  dort  zur 
Beorganisation  der  Notenanstalt  und  zur 
Gründung  der  preußsischen  Bank  1846. 
2.  Die  Periode  von  1846—1866  (Grün- 


allmfihlichen  Centralisiening,  unter  gleich- 1  dnng   des   norddeutschen  Bundes).     In 
zeitiger   Vereffliiimg    des    staatlichen   Ein- 
flosses  und  der  staatlichen  Beteiligimg.   Aus 
kleinen  Anfängen,  die  sich  auf  territorialem 
Gebiet  laugsam  und  mflhselig  entwickelten. 


hat  eich,  zumeist  im  Laufe  der  letzten  Jahr- 
zehnte, das  deutsche  Notenbankwesen  zu 
»nem  mAchtigen,  festgeffigten  Bau  gestaltet, 
za  einer  EauptsBule  des  deutschen  Mobiliar- 
kredits und  au  einem  Machtmittel  ersten 
Ranges  fflr  dea  neugeschaffenen  deutschen 
Nationalstaat. 

LAuÄo^des  deBtecheaNoteDbank- 
we»eBB  bis  kof  Grändnag  der  prenssi- 
rtcbeii  BaiA  (1846).  Die  Auffinge  des 
dentechen  Notenbankwesens  fallen  eigentlich 
eist  in  das  neunzehnte  Jahrhundert.  Zwar 
kennt  das  achtzehnte  Jahrh\indert  eine  Reihe 
\-oo  Bauk^EÜndungen,  welche  auf  Veran- 
laasung  emz^er  lÄndesfflreten  versucht 
worden,  ohne  daes  sich  dieselben,  wenigstens 
als  Notenbanken,  auf  die  Dauer  behaupten 
konnten.  Die  erste  deutsche  Anstalt,  wdche 
als  Notenbank  eine  gewisse,  allerdings  nicht 
nnnnterforachene  Kontinuität  behauptete,  ist 
■üe  voD  Friedrich  dem  Grossen  1765  begriln- 
deteK<Jui^i^  Bank  in  Berlin  (s.  d.  Art.  oben 
S.  189ff.),  aas  welcher  1846  die  preussische 
Bank,  1875  die  deutsche  Reichsbank  hervor- 
giog.  Auch  die  1824  b^i;rQndetc  rittersohaft^ 
liebe  Prrratbiuik  zu  Stettin,  eine  auf  privater 
GmndlsgB  ruhende  Anstatt,  war  mit  einem 
Nntenansgaberecht  bis  zu  euiei-  Million  Thaler 
»isg'efltattet  Mitte  der  dreissiger  Jahre  aber 
verschwand  die  Banknot«  wiederum  aus 
Prenssen.  Die  Gesetzgebung  war  der  Insti- 
tntion  abtiold ;  Rücksichten  auf  den  beträcht- 
licfaea  Papieröeldnmlauf,  der  aus  der  Napo- 
leMiiscfaen  BediSngnis  herrOhrte,  veran- 
lasaten  die  R^erung,  die  Banknote  vSllig 
zit  besdügeu,  um  für  das  staatliche  Pa- 
piergeld, £e  Kassenanweisungen,  Baum  zu 
licfaufen. 

Zur  ^leicben  Zeit,  1834,  erfolgte  in 
Bayern  die  Gründung  der  bayerischen  Hypo- 
theten-  and  Wechs^wnk  in  München  durch 
König  Ludwig  L  Notenemission  srecht  acht 
MUHoaen  öolden,  sp&ter  auf  12  Millionen 
vo-meliEt.      Die  Anstalt  wurde    als  Aktien- 


Preussen  begannen  sich  Bestrebungen  geltend 
zu  machen,  welche  auf  private  Notenbank- 
gründimgen  abzielten.  Die  Regierung  brach 
denselben  die  Spitze  ab  diu^  Errichtung 
einer  Bank,  welche  dem  Staate  zwar  die 
"Vorteile  einer  Staatsbank  sicherte,  hinsicht- 
lich des  Grundkapitals  aber,  abgehen  von 
einem    Staataeinsdiuas    von     einer    Million 


Thaler,  auf  privater  G^^undlage  ruhte. 
Leitung  der  also  organisierten,  mit  einem 
privaten  Kapital  von  10  Millionen  Thaler 
ausgestatteten  preussischen  Bank  war  eine 
rein  staatliche,  durch  Staatsbeamte.  Die 
preussische  Btuik  begann  Ihre  Gesohftfte  am 
1.  Januar  1847.  Dem  kaufm&nuiscben  Ele- 
ment wurde  bei  X^eitung  der  Bank  Bechnung 
getragen  durch  die  Organisation  des  aus 
gewerbetreibenden  Interessenten  zusammen- 
gesetzten tCentralausschussesx,  welchem 
analoge  lokale  Kollegien  bei  den  Zweigan- 
stalten zur  Seite  standen.  Es  stellte  sich 
demnach  die  preussische  Bank  als  eine  unter 
staatlicher  I^eitung  stehende  Aktiengesell- 
schaft dar,  mit  halb  staaüichem,  halb  privatem 
Charakter.  Der  Gewinn  wurde  nach  Vor- 
i^nahme  einer  Dividende  für  die  Aktionfire 


zwischen  Staat  und  Aktionären  geteilt.  Diese 
gesamte,  technisch  vorzOghche  Organisation 
der  preussischeu  Bank  war  fOr  die  1875  aus 
ihr  hervorgehende  deutsdie  Reichsbank  vor- 
bildUch. 

Die  HauptgeschSftszweige  der  preus- 
sischeu Bank  waren  Edelmetallhandel,  Qiro- 
gescb&ft,  Diskonto-  und  Lombardgeschäft 
Zugleidi  fungierte  sie  als  Gehilfin  der  staat- 
lichen Kassenverwaltung. 

Ihre  Befriebanütfel  waren  das  Grund- 
kapital, die  gerichtlichen  Depositen,  femer 
die  Banknotenausgabe.  Letztere  war  vorerst 
auf  21  Millionen  Thaler  bemessen.  Die 
Noten  sind  in  Berlin  unbedingt,  bei  den 
Zweiganstalten  nach  Thunlichkeit  gegen  Beu^ 
^Id  einlCsbar.  Ein  Zwang  zur  Annahme 
im  PrivatveAehr  «dstiert  nicht  Mindestens 
ein  Drittel  aller  umlanfenden  Noten  muss 
bar  gede<it  sein ,  st^nannte  »Drittels- 
deckung«. 

Die  preussische  Bank  dehnte  auf  diesen 
'tHtaBchaften.    Zweite  AnOaBe.    II.  IS 
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Onindlagen   ihre  Geschälte  rasch  ans  und 
etablierte   durch   die   gaoze  Monarchie   ein 

Netz  von  Zwe^;anstalten. 

Die  Bestrebungen  nach  GrQadun^  von 
Privatnoten  banten  neben  der  preiissiachen 
Bank  erhielten  durch  die  Ereignisse  von 
1848  neue  Nahrung.  Es  kam  zum  Krlass 
der  pi-eussischen  Nonnati vbedingungen  vom 
15.  September  1848,  worin  die  Errichtung 
von  Privatnotenbankeii  principiell  zuf^stan- 
deu  war.  Die  Summe  der  an  preuasißche  Privat- 
iiotenbankenzugewährendenNotenemiBsionen 
wurde  insgesamt  auf  7  Millionen  Thaler  fest- 
gesetzt. Auf  (Jruud  dieser  Normativhctdin- 
giingeu,  denen  sieh  die  ritterschaftliche 
Privatbank  in  Stettin  und  der  Berliner  Kassen- 
vereiu  unterwarfen,  etablierten  sich  später, 
Mitte  der  fünfziger  Jahre,  die  Kölnische 
Privatbank,  die  Magdebui^r  Privatbank, 
die  Könwsberger  Privatbank,  die  Danziger 
Privataktienbank,  femer  die  Bank  des  Gross- 
herzogtums  Posen. 

Auch  ausserhalb  Preussens,  welches  in- 
dessen Privalanstalten  auf  dem  Gebiete  des 
Notenbankwesens  nie  sonderlich  ^wogen 
■wai-,  gewann  die  Privatbankenentwickelung 
an  Umfang.  Die  untemehmun^ustige  Zeit 
von  1853—1857  begünstigte  solche  Projekte. 
Naraentlich  waren  es  die  kleinstaathchen 
Regierungen,  welche,  von  den  verschiedensten 
Erw^ungen  geleitet,  mit  der  Eonzessionie- 
rung  von  Notenbanken  äusserst  liberal  ver- 
fuhren. Eine  stattliche  Anzahl  solcher  In- 
stitute trat  ins  Leben:  die  Bank  für  Süd- 
deutschland (Dannstadt),  die  Frankfurter, 
die  Gothaer,  Geraer,  Weimarische,  die 
Thtkringiscbe  Bank,  die  Niedersächsische 
Bank,  die  Mitteldeutsche  Kreditbank,  femer 
Banken  in  Bremen  und  Lübeck,  in  Braun- 
schweig, Hannover  und  in  anderen  mittel- 
deutschen Ländern.  Das  vielfach  geübte 
Bestreben  dieser  mitteldeutschen  ^nken, 
ihre  Nachbargebiete  nach  Süden,  mehr  aber 
noch  nach  Norden,  ziunal  nach  Preussen, 
mit  Noten  zu  überschwemmen,  führte  zu 
Verkehrsbeläsägungen  und  zu  Abwehrmass- 
regeln,  die  in  den  namentlich  von  Preussen 
und  den  grösseren  süddeutschen  Regierungen 
erlassenen  Notenverboten  gipfelten.  Diese 
Verbote  schufen  eine  Art  von  Kriegszustand, 
der  auf  die  Länge  unerträghch  wiuxle. 

Inzwischen  arbeitete  diepreussische  Bank- 
politik an  einer  Befestigung  und  Ausdehnung 
der  Stellung  der  preussischea  Bank.  Letztere 
erhielt  1856  ein  unbeschränktes  Notenemis- 
sionsrecht und  verscliiedene  B^ünstigungen 
anderer  Art,  namentlich  das  Recht,  kleinere 
Notenabschnilte  auszugeben.  Die  Organi- 
sation der  Anstalt  wurde  nicht  geälndert: 
ihre  DoppelsteUun^  als  halb  staatHdies,  halb 

Srivates  Institut  bheb  erhalten.    Das  private 
apifal  wuKle  auf  15  (1866  auf  20)  Millionen 
Thaler  erhöht. 


Die  über  Deutschland  1857  herein- 
brechende Handelskrisis,  zu  welcher  Zeit 
30  Zettelbanken  in  20  deutschen  Territorien 
Noten  ausgaben,  führte  zu  einer  völligen 
Diskreditierung  der  kleiuei-en  Banken  in  der 
öffentlichen  Meinung  und  ziun  Streben,  ein- 
heitliche Onmdsätze  in  das  deutsche  Bank- 
wesen zu  bringen.  Nachdem  es  aber  zur 
Zeit  noch  an  einer  hierzu  tauglichen  Centnü.- 
gewalt  fehlte,  offenbarte  sich  dieses  Streben 
zunächst  in  eingehenden  theoretischen  Er- 
örtenmgen  iind  Agitationen,  deren  Mittel- 
punkt dei-  nKongresa  deutscher  Volkswirte<f 
wurde.  Die  Fragen  über  Bankenmehrheit 
oder  Bankmonopol,  Ober  Note  ndecknug,  femer 
über  Zweckbestimmung  und  Zulässigkeit  der 
metallisch  \mgedeckten  Banknote  überhaupt, 
fanden  Bespr^ung  und  teilweise  Klärung. 
Aber  erst  der  Krieg  von  1866  schuf  die 
staatsrechtliche  Grundlage,  auf  welcher  das 
deutsche  Notenbankwesen  seiner  allmäh- 
lidien  Rekonstruktion  und  Vereinheitlich  img 
entgegengehen  konnte. 

S.  Von  1866—187»  (Eiofühmn^  des 
deutschen  Baakgesetze»).  Die  Ereignisse 
von  1866  waren  für  das  deutsche  Noten- 
bankwesen insofern  von  grösster  Bedeutung, 
als  einerseits  durch  das  erfolgreiche  Wirken 
der  preussischen  Bank  während  der  Erisis 
die  Wichtigkeit  und  Erspriesslichkeit  eiuer 
grossen,  möglichst  centralen  Bank  dargetiian 
wurde  und  andererseits  durch  die  Schöpfung 
des  norddeutschen  Bundes  die  Angelegen- 
heit endlich  in  die  Hand  der  deutschen,  vor- 
erst freihch  nur  norddeutschen  Oentralle^s- 
lative  gelangte.  Um  den  weiteren  partiku- 
lären Ausbaii  des  Notenbankwesens,  wie  er 
sich  in  Sachsen  und  Oldenburg  dim;h 
Schaffung  neuer  Bankeu  zeigte,  zu  hemmen, 
erliess  der  norddeutsche  Bimd  das  G. 
V.  27.  März  1870,  durch  welches  die  Ent- 
stehung künftiger  Notenbanken  von  der  Bun- 
desgesetzgebung abhängig  gemacht  wurde. 
Diesem  sogenannten  Biuiknotensperrgesetz 
folgte  am  16.  Juni  1870  das  Gesetz,  welches 
den  Einzelstaaten  künftig  die  Ausgabe  von 
Staatspapiergeld  untersagte.  Mit  diesen 
beiden  einschneidenden  Massregeln  war  der 
kommenden  Reicbsgesetzgebung  wirksam 
vorgearbeitet. 

Das  Jahr  1870  und  die  seinen  welthisto- 
rischen Vorgängen  entstammende  Reichsver- 
fassung brachten  das  deutsche  Notenbank- 
wesen unter  die  Aufgaben  der  Reichsgesetz- 
gebuug.  Letztere  bekam  indes  erst  am  1. 
Januar  1872  freie  Hand,  indem  erst  zu  diesem 
Termin  die  Ausdehnung  des  Banknot«u- 
aperrgesetzes  auf  Süddeutschland  verfüg 
wurde.  Inzwischen  hatten  in  Jiller  Eile,  die 
zwölfte  Stunde  benutzeud,  Baden,  Württem- 
bei^  und  Hessen  teils  durch  Neugründungen, 
teils  durch  Erweiterung  bestehender  Ein- 
richtungen ihr  partikuloJes  Bankwesen  noch 
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Bayern  allein  beliess 
ee  bei  seiner  bisherigen  Notenbank,  der 
bayerischen  Hypotheken-  und  Wechselbank, 
welche  über  ein  relativ  geringfügiges  Noten- 
recht von  nur  12  Millionen  Gulden  verfügte. 

Es  sind  noch  eine  Beihe  von  Vorent- 
wickelungen  kurz  zu  berOhrcn,  welche  sich 
abspielten,  ehe  die  Reichsgesetzgebung  per- 
fekt wurde.  Das  deutsche  Wirtschaftsgebiet 
war  noch  durch  die  Verschiedenheit  des 
MÖDzfuBfies  in  zwei  wirtschaftliche  L^ger 
geteilt.  Die  SchwerfiÜJigkeit  der  Silber- 
wähnuig  hatte  das  Anschwellen  des  Bank- 
notenumlaufes  begünstigt.  Zugleich  bestand 
die  BefOrchtting ,  dass  durch  die  kleine 
A  ppointierung  umlaufender  Papiergeld  zeichen 
die  neuen  Ooldmfinzen  ins  Ausland  gedrängt 
wflrden.  Es  wurde  deahalb  in  die  Münz- 
ordnung eine  Bestimmung  eingefügt,  welche 
die  Appointierung  der  nach  dem  1.  Januar 
1S76  umlaufenden  Banknoten  auf  100  Mark 
festsetzte.  Inzwischen  war  die  Lösung  der 
Bankfiage  noch  durch  ein  weiteres  Moment 
erschwert  worden.  Die  Krisia,  welche  durcli 
die  SpefcuJationsperiode  1871 — 73  über 
Deutschland  herembrach,  wurde,  und  zwar 
vielfach  mit  Unrecht,  mit  dem  deutschen 
Kotenbankwesen  in  Verbindung  gebracht. 
Man  warf  den  Notenbanken  vor,  durch  zu 
viele  Ausgabe  von  Banknoten,  durch  leicht- 
sinnige Diskontierung  und  Lombardierung 
die  unsolide  Spekulation  imterstützt  und 
durdi  Vermehnmg  der  papiemen  CirkuJa- 
tionsmittel  eine  künstliche  Steigerung  aUer 
Preiss&tze  bewirkt  zu  haben. 

So  sah  sich  die  Gesetzgebung  schwierigen, 
zum  Teil  t«ndenzi6s  verdnnkäten  Verhält- 
nissen g^enflber.  Es  kam  in  erster  Linie 
ilarauf  an,  an  historisch  begründete  imd 
rechtlich  sanktionierte  Zustände  anzuknüpfen. 
Im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches  bestan- 
den 33  mit  der  Befugnis  zur  Notenausgabe 
privilegierte  Bankinstitute,  deren  statutarische 
Gmndlagen  in  den  wesentlichsten  Punkten 
TOB  einander  abwichen.  Die  wichtigsten 
Bestimmu^n,  als  da  sind :  Deckung,  Stücke- 
lung und  sSnlSsung  der  Noten,  Verhältnis- 
i^ü  der  Noten,  Geschaftfikreis,  Privilegiums- 
dauer,  waren  durchgängig  verschieden  nor- 
miert und  noch  verschiedener  war  die  RoDe, 
welcte  die  einzelnen  Institute  im  Öffent- 
lichen Verkdirsleben  ausfüllten.  Während 
ohne  die  erspriessliche  Thätigkeit  einzelner 
KotentMuiken  das  Sch^i-imgrad  unserer  auf 
Kredit  basierenden  Produktion  sich  nicht 
im  Gange  hätte  eriialten  kSnnen,  war  die 
.sogenannte  Unterstützung  von  Handel  und 
Industrie  fOr  andere  nur  das  glänzende  Aus- 
hängeschikl  zur  Ausbeutung  eines  zinslosen 
KrMits  und  zur  Verfolgung  spekulativer 
Sonderinteressen,  welche  mit  den  voikswirt- 
^hafthcAen  Bedürfnissen  und  Porderungen 
nichts  gemein   hatten.     Ganz  ungleichartig 


war  die  Stellung  der  einzelnen  Zettelbanken 

zu  den  betreffenden  Staatsgewalten  geregelt : 
die  einen  hatten  onerose  Verpflichtungen  zu 
Gunsten  des  Fiskus  oder  der  einheimischen 
Volkswirtschaft  übernommen  und  erfüllt, 
andere  hinwiederum  erschienen  als  rein 
private  Institutionen  losgelOst  von  jeglicher 
Verbindung  mit  dem  Staat  und  niu"  einer 
mehr  oder  minder  problematischen  Kontrolle 
seitens  der  Hegierungsgewalt  unteistellt 

Der  Notenumlauf  im  allgemeinen  und 
damit  zugleich  die  Masse  der  ungedeckten 
Noten  war  von  Jahr  zu  Jahr  gewachsen. 
Während  zu  Anfang  der  50  er  Jahre  der 
durehachnittliche  Betrag  der  in  ganz  Deutsch- 
land in  Umlauf  befindiichen  Banknoten  mit 
130  Millionen  Mark  {wonmter  nur  etwa  15 
Milüonen  ungedeckt)  vermutlich  eher  zu 
hoch  als  zu  niedrig  veranschlagt  werden 
kann,  erreichte  der  Lmlauf  der  ungedeckten 
Noten  der  deutschen  Zettelbanken,  abgesehen 
von  Bayern,  nach  den  Monatsbilanzen  be- 
rechnet, durchschnittlich: 

im  Jahre  1867  30339600a  H. 

,       „      1868  z37  5940oo„ 

„      1869  288  561  000  „ 

„       „      1870  342  543  000  „ 

„       „      1871  372  366  cx)o  „ 

„       „      1872  423001000  „ 

„      1873  400184000  „ 

Ende  1874  ca.  480000000  „ 

Gleichzeitig  hatte,  im  ganzen  genommen, 
auch  die  Masse  des  Ijandespapiergeldes  in 
mehreren  deutsehen  Staaten  zu^nommen 
und  im  Jalu«  1873  zusammen  die  Siunme 
von  180  Millionen  Mark  tlberschritten.  Die 
Zahl  der  verschiedenen  Arten  von  Papier- 
wertzeichen —  Banknoten  und  Papiergeld 
in  ihren  verschiedenen  Abschnitten  —  welche 
im  Jahre  1873  im  Deutschen  Beiche  um- 
liefen, betrug  mehr  als  140! 

Die  Gesetzgebung  stand  einem  Chaos 
gegenüber,   imd   es  war  keine  Idchte  Auf- 

Ebe,  der  spröden  und  widerstrebenden 
iterie  Ordnung  und  Einheit  zu  verleihen. 
Die  vor  Erlass  des  Bankgesetzes  auf  dem 
Gebiete  des  deutschen  Notenbankweaens 
herrschende  Vielgestaltigkeit  und  Zerrissen- 
heit wird  am  besten  durch  die  nachstehende, 
auf  Seite  196,  von  Soetbeer  zusammen^ 
stellte  Tabelle  illustriert.  " 

Der  im  Dezember  1874  dem  Bundesrate 
und  s^ter  in  ziemlich  unveränderter  Fassung 
dem  Eeichstage  vorlegte  Entwurf  eines 
Bankgesetzes  vermochte  nicht  aUgenteüi  zu 
ent^rechen.  Die  Zettelbanken  sahen  sich 
in  demselben  nahezii  als  gefährliche  Insti- 
tutionen behandelt,  deren  möglichste  Ein- 
schränkung und  schliesshche  Beseitigung 
anzubahnen  sei.  Ihre  Erträgnisse  waren 
mit  einer  Steuer  bela.'^tet,  welche  von  einer 
solchen  nm-  den  Namen  trug,  in  Wirklichkeit 
13* 
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ahor  eine  Teilhaberschaft  der  Feichs^walt 
an  den  BantertrO^issen  daistelltc.  Ihre 
Ocschäftsgebiete  waren  eng  begrenzt,  ihre 
wnhlenvorbenen  Rechte  ohne  Ereatz  f^- 
sphmälcrt.  Der  rein  formelle  und  nivellie- 
reode  !Uassstab,  welcher  an  die  einzelnen 
Instittite  ohne  jegliche  Rflcksicht  auf  deren 
Yerkehreleistungen  gelegt  wurde,  erwies  sich 
als  eioe  treffende  iQnstration  des  summum 
ius  summa  injuria.  Der  Entwurf  war  keiner 
Partei  zu  Gefallen  gemacht.  WÄhrend  ihn 
die  fanatischen  Gegner  der  Notenbanken  für 
zu  uiild  hielten,  betrachteten  Einsichtsvollere 
daü  Gesetz  als  den  Vorlaufer  geßlhrlicher 
Krisen  und  bcdaiierlicher  Zerrüttungen  des 
nationalen  Wirtwhaftplebena.  Der  Entwiuf 
wäret  gleichwohl,  trotü  seinen  wirtscliaft- 
lichen  Bedenklichkeiten,  eine  vollendete  ge- 
setzliche Thataache  geworden,  hfttto  nicht 
in  weiten  Kreisen  des  Volkes  die  Ueber- 
ceugung  geherrscht,  dass  diesmal  eine  cen- 
trale Reii^bank.  welche  der  Entwurf  nicht 
kannte,  geschaffen  werden  mflssc.  Diese 
Keichshonk  wurde  im  eminentesten  Grade 
als  eine  wirtschaftliche  Institution  im  Dienste 
eines  politischen  Princips  gedacht  und  ge- 
for<lert.  Es  mnsste  die  staatlichen  Funda- 
mente verstärken,  wenn  die  junge  Beichs- 
eewalt  den  Zauberstah  des  Kredits  in  die 
fiftude  bekam.  Zu  diesen  politischen  Be- 
trachtungen gesellte  sich  ziu-  ITnterstQtzung 
dee  Reichsbankgedankens  noch  die  wirt- 
schaftliche Erwägung,  dass  der  diwch  die 
langsame  und  verfehlt  angebfdinte  Einleitimg 
der  Hünzreform  drohende  Verlust  des  Reichs- 
geldes nur  durch  die  regulierende  Zins- 
pohtik  einermSchtigen  Centrelbank  verhindert 
werden  könne. 

Die  Oppositioa  gegen  die  Vorlag  der 
vetWindeten  R^ieningen  gelangte  in  der 
Oeoeraldebatte  des  deutschen  Reichstages 
ilber  das  Bankgesetz  im  November  1874  so 
irnzweideutig  zum  Durchbruch,  dass  der 
Bundesrat  dem  ausgesprochenen  "Wunsche 
der  Mehrheit,  der  Heicosbank  iigend  eine 
praktische  Gestalt  zu  geben,  entgegenkam, 
und  nach  gepflogener  Vereinbarung  mit  der 
preussischen  Regienin^  beti-,  I.'eberleitung 
der  preuBsifichen  Bank  m  eine  Ecichsanstalt 
dem  Reichstage  eine  neue  Vorlage  znstelltc, 
welche  in  ihrer  Gnmdlage  unverändert  zm- 
Annahme  gelangte.  Damit  war  das  heute 
Doch  massgebende  Bankgesetz  r.  14.  März 
lS7,"i  geschaffen. 

4.  Das  deutsche  Bank^setz  vom  14. 
März  1825  und  seine  Wirksamkeit  bi»< 
1889,  Als  die  Angelpunkte  des  Bankgesetzes 
können  bezeichnet  werden:  Die  Rchaffimg 
einer  t.'entralbank  mit  Beibehaltung  der 
I.andesbanken ,  die  indirekte  Kontingentic- 
nmg  des  metallisch  ungedeckten  Bank- 
nritenumlaufes  durch  die  üprozentige  Steuer, 
omllich    die   Aufstellung    von    Normativbe- 


dingungen fflr  die  irodalitäteu  der  Koten- 
emmission  und  den  Geschäftskreis  der 
Zettelbanken. 

Das  Gesetz  zerfallt  in  5  Titel  und  66 
Paragraphen.  Titel  I  handelt  von  allgemeinen 
Bestimmungen,  Titel  II  von  der  Reichabank, 
Titel  III  von  den  Privatnotenbanken,  Titel  IV 
enthalt  StrafbcstimmuDgen,  Titel  V  Schlus-s- 
bestimmungen. 

Als  Verfasrier  des  Gesetzentwiufes  gilt 
Michaelis,  in  der  Kommission  unil  im  Reicus- 
tage  waren  Ludwig  Bambei'ger,  im  Bundes- 
rat der  bayeiTsche  Bevollmächtigte  v.  Riedel 
tonangebend.  Die  genannten  drei  Männer 
dürfen  als  die  Väter  des  jetzigen  Rankge- 
setzes gelten. 

Wir  geben  nachfolgend  den  Hauptlnlialt 
des  Gesetzes  wortgetreu  wieder. 

Die  Befngnis  xur  .Vosgabe  von  BankDDt«n 
kann  nnr  durch  lUichagesetz  erworben  oder 
über  den  bei  Erlags  des  ge^renwärtigea  Gesetzes 
znläsaigen  Betrag  der  Notenanagabe  hinam 
erweitert  werden. 

Eine  Verpflichtung  lar  Annahme  von  Bank- 
noten bei  Zanlongen,  welche  gesetzlich  in  Geld 
zu  leisten  sind,  findet  nicht  statt  und  kann 
anch  für  Staatskassen  durch  Landesgesetz  nicht 
begründet  werden. 

Banknoten  dtlrfen  nnr  Buf  Beträge  von 
100,  200,  500  und  1000  M.  oder  einem  Viel- 
fachen von  1000  H.  ausgefertigt  werden. 

Jede  Bank  ist  verpflichtet,  ihre  Noten  so- 
fort auf  Präsentation  zum  vollen  Kennwerte 
einzultieeD,  auch  solche  nicht  nnr  aa  ihram 
Hauptsitz,  sondern  anch  bei  ihren  Zweigaa- 
stalten  jederzeit  zum  Tollen  Neaawette  in 
Zahlung  anzunehmen. 

Der  Aufruf  nnd  die  Einziehung  der  Noten 
einer  Bank  oder  einer  Qattong  von  Banknote 
darf  nnr  ant  Anordnung  oder  mit  Genehmigung 
des  Bnndesmtefl  erfolgen. 

Den  Banken,  welche  Noten  ausgeben,  ist 
nicht  gestattet ; 

1.  Wechsel  zu  acceptieren, 

2.  Waren  oder  knrshabende  Papiere  tUr 
eigene  oder  für  fremde  Rechnnng  auf 
Zeit  za  kanfen  oder  auf  Zeit  zu  ver- 
kaufen, oder  für  die  Erfüllung  solcher 
Kaufs-  oder  VerkanfsgescliäCte  Bürgschaft 
zu  übernehmen. 

Banken,  welche  Noten  ausgeben,  haben 
1.  den  Stand  ihrer  Aktiva  und  Passiva  vom 
7.,  16.,  23.  und  letzten  jeden  Honats, 
apätfistens  am  fünften  Tage  nach  diesen 
Terminen  und 

3.  spätesten»  drei  Monate  nach  dem  Scbluss 
iedea  Geschäftsjahres  eine  genaue  Bilanz 
ihrer  Aktiva  und  Pafsiva  sowie  den 
Jahres« bschluss  des  Gewinn-  und  \'er- 
]uHtkant«>< 

dnrch  den  .Beichsaiizeigpr"  auf  ihre  Kosten  zu 
verüffeuthcben. 

Die  wüc.hentliohe  Verüffentlichnng  miiss 
angeben 

1.  auf  seilen  der  ra-^niva: 
das  Grundkapital, 
deii  Reservefonils. 
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Banken  (Deutsche  Sanken  im  19.  Jahrhnndert) 


[len  Betrag  der  nmlanfendeii  Xoten, 
die   aoaetigen    tllglich    flUligen    Yer- 

liadlichkeiten, 
die  an  eine  KUndignngsfriat  gebundenen 

Ve  rbindlicb  keiteu , 
die  sonstigen  Passiva; 
2.  auf  Seiten  der  Alctiva: 

den   Metallbestand   (den  Bestand    an 
knrsffthigem  dentschen  Oelde  und  an 
Gnid  in  Barren  oder  auslilndischen 
Münzen,  das  Pfund  fein  zu  1392  M. 
berechnet), 
den  Bestand  an  Beichskassenacheinen, 
an  Nuten  anderer  Banken, 
an  WeehBeln, 
an  Lombardfordemngen, 
an  Effekten, 
an  sonstigen  Aktiven. 
Banken,  deren  Notenumlauf  ihren  Barvorrat 
nnd  den  ihnen  nach  Massgabe  der  nach-' 
folgenden    Tabelle   zugewiesenen    Betrag 
übersteigt,  haben  vom  1.  .fannar  1876  ab  von 
dem  Ueberscbusse  eine  Stener  von  jährlich  fflnf 
vom  Hundert  an  die  Reichskagse  xn  entrichten. 
Als  Barvorrat  gilt  bei  Feststellung  der  Steuer 
der  in  den  Kassen  der  Bank  befindliche  Betrag 
an   knrsßlhigeni   dentschen   (ielde,   an   Beichs- 
kassenacheinen ,    an    Noten    anderer    dentBcher 
Banken  nnd  an  Goldbarren  oder  ansl Indischen 
Münzen,  das  Pfund  fein  zu  1392  M.  berechnet. 
Erlischt  die  Befugnis  einer  Bank  zur  Noten- 
aosgabe,  so  wächst  der  derselben   zustehende 
Anteil  an  dem  Gesamtbeträge  des  der  Steuer 
nicht  onterlieeenden  ungedecKten  Notenumlaufs 
dem  Anteile  der  Reichsbank  zu. 


Bezeichnung  der  Bank 


1.  Reichsbank 

2.  Ritterschaftliche  Privatbank  in 

Pommern  (Stettin)    .     ,    .    . 

3.  Sttldtische  Bank  in  Brestnn     . 

4.  Bank  des  Berliner  Kasaenver- 

5.  Kölnische  Bank 

6.  Magdeburger  Privathank     .    . 

7.  Danziger  Privat-Aktienhank   . 

8.  Proviiizial  -  Aktienbank     des 

Grossberaogtums  Posen.     .     . 

9.  Kommnnalständische  Bank  tflr 

die    preussische    Oberlausitz 
(Görlitz) 

10.  Hannoversche  Bank    .    .    .    . 

11.  Land^äflicb  hessische  konzes- 

sionierte Landesbank   ,    .    . 

12.  Frankfurter  Bank 

13.  Bayrische  Banken 

14.  Silchsische  Bank  zu  Dresden  . 
16.  Leipziger  Bank 

16.  Leipziger  EassenvereJn  .    .    . 

17.  Chemnitzer  Stadtbank     .    .    , 

18.  WUrttembergiBche  Notenbank . 

19.  Badische  Bank 

20.  Bank  für  Süddentschlaiid    .     . 

21.  Rostocker  Bank 

22.  Weimarisehe  Bank     -    .    .    . 

23.  Oldenburg! sehe  Landet<bank 


ReEeichnung  der  Bank 


t.  Braunschweigische  Bank     .    . 
25.  Mitteldeutsche   Kreditbank    in 

Meiningen 

Privathank  zu  Gotha.    .    .    . 

27.  Anhalt-DessaniscbeLandeebank 

28.  Thüringische    Bank    (Sonden- 

hausen)    

29.  Geraer  Bank 

30.  Nieders&chaiscbe  Bank  (Bflcke- 

bnrg)  

„  Lübecker  Privatbank  .... 

;.  Kommerzbank  in  Lübeck    .    . 
I.  Bremer  Bank      .    .    .    .    .    . 

Znsammen 


3850. 


Zum  Zweck  der  PeststeUnng  der  Steuer 
hat  dio  Verwaltung  der  Bank  am  7.,  1"),, 
23.  und  letzten  jerten  Monate  den  Beti'ag 
des  Barvorrats  und  der  umlaufenden  Soten 
der  Bank  festzustellen  und  diese  Feststelluiig 
an  die  AufEiichtsbehOrde  einziireiehen. 

Ausländische  Banknuten  oder  sonstige  auf 
den  Inhaber  lautende  iinverzinsüche  Schiiidver- 
schreibungen  ausländischer  Korporationen,  Ge- 
sellschaften oder  Privaten  dürfen,  wenn  sie 
ansschliesalich  oder  neben  anderen  Wertbe- 
stimmungen in  Keichswährnng  oder  einer  deut- 
schen Landeswährung  ausgestellt  sind,  inner- 
halb des  Reichsgebietes  zu  Zahlungen  nicht 
gebraucht  werden. 

Unter  dem  Namen 

„Reichsbank" 
mrd  eine  unter  Aufsicht  und  Leitung  des 
Reiches  st«hende  Bank  errichtet,  welche  die 
Eigenschaft  einer  juristischen  Person  besitzt 
und  die  Anfgalie  hat,  den  Geldumlauf  iin  ge- 
samten Reichsgebiet  zu  regeln,  die  Zahiniig»;- 
aosgleichnngen  zu  erleichtern  nnd  fUr  die  Xntz- 
banuachung  verfügbaren  Kapitals  zu  sorgen. 

Die  I^ichebank  hat  ihren  Hauptsitz  in 
Berlin.  Sie  ist  berechtigt ,  aller  Orteu  im 
Reichsgebiet  Zweiganstalten  zu  errichten. 

Der  Bundesrat  kann  die  Errichtung  solcher 
Zweigan  stalten  an  bestimmten  Plätzen  anordnen. 

Die  Reichsbank  ist  befugt,  folgende  Ge- 
schäfte zu  betreiben: 

1.  Gold  und  Silber  in  Barren  und  Münzen 
zu  kaufen  und  zu  verkaufen; 

2.  Wechsel,    welche    eine    Verfallzeit    von 
hijchstens  drei  Monaten  haben  nnd  aus 


Verpflichtete  haften,  fcmer  Schuldver- 
schräibungcn  des  Reiches,  eines  deutschen 
Staates  oder  inländischer  kommunaler 
Korporationen,  welche  nach  3pltestens 
drei  Monat«n  mit  ihrem  Nennwert«  fäUig 
sind,  zu  diskontieren,  zu  kaufen  und  zu 
verkaufen ; 
3.  zinsbare  Darlehen  auf  nicht  länger  als 
drei  Monate  gegen  bewegliche  Pfänder 
zu  erteilen  (Lombardverk^),  und  zwar: 
a)  gegen  Gold  nnd  Silber,  gemOnzt  und 
nuge  raunst; 
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Banken  (Deutsche  Banken  im  10.  Jahihnndert) 


Ülige 
Inhaber  lautende  Schnldverachreibiui- 
gen    des    Reiches,    eine«    denUchen 
Staates  oder  inlSodiacher  kammilnaler 

Korporationen,  oder  j^egeniioBtrB^nde 
anf  den  Inhaber  lanteude  Schuldrer- 
echreibnng^n,  deren  Zinsen  Tom  Reich 
oder  Ton  einem  Bundesstaate  garan- 
tiert sind^gen  volleingeEahlCe  Stamm- 
nnd  StammprioritütHaktiea  nnd  Prio- 
ritatsobligationen  deutscher  Eiaenbahn- 
gesellHchHiteD,  deren  Babnen  in  Betrieb 
befindlich  sind ,  sowie  ffegen  Pfand- 
briefe landschaftlicher,  kommanaler 
oder  anderer  nnter  staatlicher  Anf- 
sicht  stehender  Bodenkreditinntitnte 
Deutschlands  und  dentacher  Hypothe- 
kenbanken auf  Aktien,  zu  hlk:hateDs 
drei  Viertel  des  Kurswertes; 

c)  liegen  zinntragende,  auf  den  Inhaber 
lautende  Schuldrerschreibnngea  nicht 
deutscher  Staaten  sowie  ^e^en  xtsat- 
lich  gtirantiertr  aiislünduche  Kisen- 
bahuprioritatsobUgalionen  zn  bGchstens 
ÖO"',  deR  Kurswertes : 

d)  gegen  Wechsel,  welche  anerkannt  so- 
lide YerpBichtete  aufweisen,  mit  einem 
Abschlage  Ton  mindestens  ö",,  ibren 
Kurswertes; 

e)  gegen  Verpfändung  im  Inlande  In^em- 
der  Kaufmannswareu  biicbatens  bis  zu 
iwei  DritteUen  ihres  Wertes; 

4.  SchnldTerschreibungen  der  vorstehend 
nnter  3b  bezeichneten  Art  za  kaufen 
und  zu  verkaufen ;  die  Geschäfts  an  weisung 
fUr  das  Reichsbankdirektorinm  wird  fest- 
stellen, bis  zu  welcher  Hübe  die  Betriebs- 
mittel der  Bank  in  solchen  ^Schuldver- 
schreibnngen  angelegt  werden  ■dürfen; 

5.  für  Rechnung  von  Privatpersonen,  An- 
stalten nnd  Behörden  IncaKsos  zu  be- 
sorgen und  nach  vorheriger  Decl<ung 
ZahlnngeD  zn  leisten  und  Anweisungen 
oder  Ueber Weisungen  auf  ihre  Zweigan- 
etalten  oder  Korrespondenten  auszu- 
stellen ; 

6.  für  fremde  Rechnung  Effekten  aller  Art 
sowie  Edelmetalle  nach  vorheri^erDeckung 
sa  kaufen  und  nach  vorheriger  Ueher- 
lieferung  zu   verkaufen; 

7.  verzinsliche  und  unverzinsliche  Gelder  im 
Depositengeschäft  und  im  Giroverkehr 
anzunehmen  j  die  Summe  der  verzins- 
lichen Depositen  darf  diejenige  des  Qrnnd- 
kapitals  nnd  des  Reservefonds  der  Bank 
nicht  abersteigen; 

8.  Wertgegenstände  in  Verwahrung  und 
Verwaltung  zu  nehmen. 

Die  Reicbsbank  ist  verpflichtet,  Barrengold 
zum  festen  Satze  von  lil92  M.  für  das  Pfund 
fein  gegen  ihre  Noten  nnizutanschen. 

Die  Reichsbanli  hat  jeweilig  den  Prozent- 
satz Sffentiich  bekannt  zu  macheu,  zn  welchen 
hie  diskontiert  oder  zinsbare  Darlehne  erteilt. 

Die  Reichsbank  hat  das  Recht,  nach  Be- 
dürfnis  ihres  Verkehrs  Banknofn   auszugeben. 

Die  An-  und  Anafertigung,  Einziehung  und 
Vernichtung  derselben  erfolgt  nnter  Kontrolle 
der  ItoichsschnMenkommission.  welcher  zn  die- 


sem Zwecke  ein  vom  Kaiser  ernanntes  Mit- 
glied hinzutritt. 

Die  Reichsbank 

ag  ihrer  im  Umla 

jederzeit  mindestens  ein  Drittel  in  kursRLhigem 
deutschem  Gelde,  ReichskasBenscheinen  oder  in 
Gold  in  Barren  oder  auslAndischen  Mflnzen,  das 
Pfund  fein  zu  13B2  H.  gerechnet,  nnd  den  Rest 
in  diskontierten  Wechseln,  welche  eine  Verfall- 
zeit von  höchstens  drei  Monaten  haben  nnd  ans 
welchen  in  der  Kegel  drei,  mindestens  aber  z 


Die  Reichsbank  ist  verpflichtet,  ihre  Xoten ; 
ai  bei  ihrer  Hanptkassa  in  Berlin  sofort  anf 

Präsentation,  "■ 

hl  bei  ihren  Zweiganstalten,  soweit  es  deren 
Barbestände  und  üeldbedDrfnisse  ge- 
statten, dem  Inhaber  gegen  knrsfähiges 
dentscbes  Geld  einznlCüen. 

Die  Keichxbank  ist  verpflichtet,  die  Noten 
der  vom  Reichskanzler  bekannt  gemachten 
Privatbanken  sowohl  in  Berlin  als  ancb  bei 
ihren  Zweiganstatten  in  St&dten  von  mehr  als 
80Ü0Ü  Einwohnern  oder  am  Sitze  der  Bank, 
welche  die  Noten  ausgegeben  hat,  zum  vollen 
Nennwerte  in  Zahlung  zu  nehmen,  so  lange  die 
ausgebende  Bank  ihrer  Noten  ein  lesnnga  pH  icht 
pünktlich  nachkommt.  Die  anf  diesem  Wege 
angenommenen  Banknoten  dürfen  nur  entweder 
zur  Einlösung  präsentiert  oder  zu  Zahlungen 
an  diejenige  Bank,  welche  dieselben  ansgegeoen 
hat  oder  zu  Zahlungen  an  dem  Orte,  wo  letz- 
tere ihren  Hauptsitz  hat.  verwendet  werden. 

Die  Beichsbauk  ist  ermächtigt,  mit  anderen 
deutschen  Banken  Vereinbarungen  über  Ver- 
zichtleistnug  der  letstieren  auf  das  Recht  zur 
NoteuBUsgaoe  abznschliessen. 

Die  Heichabank  nnd  ihre  Zweigaastalten 
sind  im  gesamten  Reichsgebiete  frei  von  staat- 
lichen Einkommen-  und  Gewerbeste aern. 

Die  Kei<^sl>ank  ist  verpflichtet,  ohne  Ent- 
gelt für  Rechnnng  des  Reiches  Zahlungen  an- 
zunehmen nnd  bis  auf  Hfihe  des  Keichsgut- 
habens  zu  leisten. 

Sie  ist  berechtigt,  die  nämlichen  Geschäfte 
für  die  Bundesstaaten  zu  Übernehmen. 

Das  Grundkapital  der  HeichalMink  besteht 
ans  einhundert  und  zwanzig  Hillionen  Mark, 
geteilt  in  vierzigtansend  auf  Namen  lautende 
.Anteile  von  je  dreitausend  Mark. 

Die  Anteilseigner  haften  persünlich  für  die 
Verbindlichkeiten  der  Reicbsbank  nicht. 

Aus  dem  beim  Jabresabsch hisse  sich  er- 
gebenden Reingewinn  der  Beichsbank  wird : 

1.  zunächst  den  Anteilseignem  eine  ordent^ 
liehe  Dividende  von  vier  und  ein  halb  Prozent 
des  Gnuidkapitals  berechnet,  sodann 

2.  von  dem  Mehrbetrage  eine  Quote  von 
20''/o  dem  Reservefonds  zugeschrieben,  so  lange 
derselbe  nicht  ein  Viertel  des  Grundkapitals 
beträgt, 

3.  der  alsdann  verbleibende  L'eberrest  znr 
Hälfte  an  die  Anteilseigner  und  zur  Hälfte  an 
die  Keichskasse  gezahlt,  soweit  die  tiesamt- 
dividendeder  Anteilseigner  nicht  8"n übersteigt. 
Von  dem  weiter  verbleibenden  Reste  erhalten 
die  Anteilseigner  ein  Viertel,  die  Reichskasse 
drei  Viertel. 

Erreicht  der  Reingewinn  nicht  volle  vier 
nnd  ein  halb  Prozent  des  Gnindkapitals.  so  ist 
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du   Fehlende    huh  dem   ReservefoudH    za 
gILazea. 

Das  hei  Begebung  vou  Anteilssiheinen  der 
Beicbflbank  etwa  zn  gewinnende  Angeld  flierat 
dem  Beaerrefonda  zu. 

Die  dem  Reiche  zustehende  Aufsicht  über 
die  Reichsbank  wird  von  einem  Bankknratorium 
Busgeüht,  welches  ans  dem  Reichskanzler  als 
Vorsitzenden  und  vier  Mitgliedern  besteht. 

Die  dem  Reiche  zustehende  Leitung  der 
Bank  wird  vom  Reichskanzler  und  unter  diesem 
Tom  Reichsbankdirektorium  ausgeübt. 

Dhh  üeichsbankdirektorium  ist  die  ver- 
waltende und  ausfahrende  sowie  die  die  Reichs- 
bank  nach  anssen  vertretende  Beh/irde. 

Die  Beamt«n  der  Reichsbank  haheu  die 
Rechte  und  Pflichten  der  Reicbsbeamt*!). 

Die  Rechnungen  der  Reichsbank  unterliegen 
der  Revision  durch  den  Rechnungshof  des 
Dentschen  Reiches. 

Die  Anteilseigner  üben  die  ihnen  zustehende 
Beteilignug  an  der  Verwaltung  der  Reichsbank 
durch  £e  Generalversammlung,  ansserdem  dnrch 
einen  ana  ihrer  Hitte  gewählten  stSndigen  Cen- 
tralaugscfansR  nach  Massgabe  der  nachfolgenden 
BeRtimmuDgen  ans. 

Der  ('eatralansschnss  ist  die  ständige  Ver- 
tretung der  Anteilseigner  gegenüber  der  Ver- 
waltung. Er  besteht  ans  fünfzehn  Mitgliedern, 
neben  welchen  fünfzehn  Stellvertreter  zu  wählen 
sind.  Die  Mtt|:liMer  und  die  Stellvertreter 
werden  von  der  General versammlnng  ans  der 
Zahl  der  im  Besitze  von  mindestens  je  drei  auf 
ihren  Namen  lautenden  Anteilscheinen  befind- 
lichen Anteilseigner  gewählt. 

Der  OentralauBscnuss  versammelt  sich  unter 
Vorsitz  des  Präsidenten  des  Reichsbankdirek- 
toriums wenigstens  einmal  monatlich,  kann  von 
demselben  aber  anch  ausserordentlich  berufen 
werden. 

Dem  Cenlralansschuss  werden  in  jedem 
Monat  die  wdchentUchen  Xachweianngen  über 
Diskonto-,  Wechsel-  und  Lombardbestände,  den 
Notenumlauf,  die  Barfonds,  die  D^ositen,  Über 
den  An-  und  Verkaut  von  Gold,  Wechseln  nnd 
Effekten,  Über  die  Verteilung  der  Fonds  auf 
die  Zweiganstolten  xnr  Einsicht  vorgelegt,  und 
zugleich  die  Ergebniaae  der  ordentlichen  und 
ausserordentlichen  Kassenrevisionfln  sowie  die 
Ansichten  und  Vorschläge  des  Reichsbonkdirek- 
torinms  Über  den  Gang  der  Geschäfte  im  all- 
gemeinen und  Über  die  etwa  erforderlichen 
Mass  regeln  mitgeteilt. 

Die  Mitglieder  des  Ceotralansschusses  be- 
ziehen keine  Besoldung. 

Die  tortlaufende  specielle  Kontrolle  über  die 
Verwaltimg  der  Reicbsbank  üben  drei  von  dem 
CentralHiisschnsse  aus  der  Zabl  seiner  Mitglie- 
der auf  ein  Jahr  gewählte  Deputierte  des  ('en- 
tralausschuBses,  beziehungsweise  deren  gleich- 
zeitig zu  wühlende  Stellvertreter. 

Geschüfte  mit  den  Finanz  Verwaltungen  des 
Reiche»  oder  deutscher  Buniiesa tasten  dürfen 
nur  innerhalb  der  BestiTnmungen  dieses  Ge- 
setzes und  des  Bankstatuts  gemacht  und  mtissen, 
wenn  andere  als  die  allgemein  geltenden  Be- 
dingungen des  Bankverkebrs  in  Anwendung 
kommen  sollen,  zuvor  zur  Kenntnis  der  Depu- 
tierten gebracht,  imd  wenn  auch  nur  einer  der- 
selben darauf  anträgt,  dem  l'entralausüchnss 
vorgelegt  werden. 


Aosserhalb  des  Hanpttitzes  der  Bank  sind 
an  vom  Bundesrat  zu  bestimmenden,  grösseren 
Plätzen  Reichshank-Hanptstellen  zu  errichten, 
welche  unter  Leitung  eines  ans  wenigstens  zwei 
Mitgliedern  bestehenden  Vorstandes  und  unter 
Aufsicht  eines  vom  Kaiser  ernannten  Bank- 
kommissoriux  stehen. 

Bei  jeder  Beichshankhauptatelle  soll,  wenn 
sich  daselbst  eine  hinreichende  Zahl  geeigneter 
Anteilseigner  vorfindet,  ein  Bezirksausschusx 
bestehen,  dessen  Mitglieder  vom  Reichskanzler 
aus  den  vom  Bankkommissar  und  vom  Ceatral- 
ausschuss  aufgestellten  Vorschlagslisten  der  am 
Sitz  der  Bankhanpts teile  oder  in  dessen  un- 
mittelbarer Nähe  wohnhaften  Anteilseigner  aus- 
gewählt werden. 

Das  Statut  der  Reicbsbank  wird  nach 
Massgabe  der  vorstehenden  Vorschriften  vom 
Kaiaer  im  Einveniehnieu  mit  dem  Bundesrate 
erlassen. 

Das  Reich  behält  sich  das  Recht  Vor,  zu- 
erst am  1.  Januar  1891,  alsdann  aber  von  zehn 
zu  zehn  Jahren  nach  vorausgegangener  ein- 
jähriger Ankündigung,  welche  auf  kaiserliche 
AnaiSanng,  im  Einvernehmen  mit  dem  Bundes- 
rat, vom  Beichskanzler  an  das  Reichsbank- 
direkturium  zn  erlassen  nnd  von  letzterem  zn 
verSlTentlichen  ist,  entweder 

a)  die  auf  Grund  dieses  (üesetzes  errichtete 
Reichsbank  aufzuheben  und  die  Grund- 
stücke derselben  gegen  Erstattung  des 
Buchwertes  zu  erwerben  oder 

b)  die  sämtlichen  Anteile  der  Beichsbank 
mm  Kennwerte  zn  erwerben. 

In  beiden  Fällen  geht  der  bilanzmässige 
Reservefonds,  soweit  derselbe  nicht  zur  Deckung 
von  Verlusten  in  Anspruch  zu  nehmen  ist,  zur 
einen  Hälfte  an  die  Anteilseigner,  znr  anderen 
Hälfte  an  das  Reich  über. 

Znr  Verlängerung  der  Frist  nach  Inhalt 
des  ersten  Absatzes  ist  die  Znstimniung  des 
Reichstages  erforderlich. 

Banken,  Privatnotenbanben,  welche 
sich  hei  ErJass  dieses  Gesetzes  im  Besitze  der 
Befugnis  znr  Kotenau^abe  befinden,  dürfen 
ausserhalb  desjenigen  Staates,  welcher  ihnen 
diese  Befugnis  ei'teilt  hat,  Bankgeschäfte  durch 
Zweiganstalten  weder  betreiben  noch  dnrch 
Agenten  für  ihre  Rechnung  betreiben  lassen 
noch  als  Gesellschafter  an  Bankhäusern  sicli 
beteiligen. 

Die  Noten  einer  Bank,  welche  sich  bei  Er- 
lass  dieses  Gesetzes  im  Besitze  der  Befugni» 
znr  Notenausgabe  befindet,  dürfen  ausserhalb 
desjenigen  Staates,  welcher  derselben  diese  Be- 
fugnis erteilt  bat,  zu  Zahlungen  nicht  gebraucht 

Der  Umtausch  solcher  Noten  gegen  andere 
Banknoten,  Papiergeld  oder  Münzen  unterliegt 
diesem  'N'erbote  nicht. 

Die  im  vorletzten  Absätze  enthaltenen  be- 
scbränkendenBestimmungen  finden  auf  diejenigen 
Banken  keine  Anwendung,  welche  bis  zum  1. 
.Januar  1(576  folgende  Voraussetzungen  erfüllen : 

1.  Die  Bank  darf  ihre  Betriebsmittel  nur 
in  den  fltr  die  Reichsbank  unter  1  bis  4  be- 
zeichneten Geschäften,  und  zwar  zu  4,  hUchstens 
bis  znr  Höhe  der  Hälfte  des  Gnindkapitals  der 
Bank  nud  der  Reserven  anlegen. 

Sie  hat  jeweilig  den  ProKentsatz  ßffentlich 


v^j\.'v_'viC 


Banken  (Deutsche  Banken  im- 10.  JahrliHndei't) 


bekftnnt  tn  machen,  za  welchem  sie  dUkoutiert 
iider  zinsbare  Darlehen  grewähit. 

2.  Die  Bank  legt  von  dem  sich  jährlich 
über  dad  Maas  von  iVt":«  des  Grundkapitals 
hinans  erg'ebenden  Reingewinn  jährlich  min- 
dest«iiä  äO%  so  lange  zur  Ansammlung  eines 
Beaervefonds  zurück,  als  der  letztere  nicht  ein 
Viertel  des  Omadkapitals  beträct. 

ä.  Die  Bank  veiri&ichtet  sich,  fUr  den  Be- 
trag ihrer  im  Umlauie  befindlichen  Banknoten 
jederzeit  mindestens  ein  Dritteil  in  kursfahigem 
dentschen  Gelde,  KeichskaBsenscheinen  oder  in 
Gold  in  Barren  oder  ausländischen  Münzen,  das 
Pfund  fein  zu  1393  M.  gerechnet,  nnd  den  Rest 
in  diskontierten  Wechseln,  welche  eine  Verfall- 
seit  von  hOrhsteits  drei  Monaten  haben  und  aus 
welchen  in  der  Regel  drei,  mindestens  aber 
zwei  als  zahlnngsfahig  bekannte  Verpflichtete 
haften,  in  ihren  Kassen  als  Deckung  bereit  zn 
halten. 

4.  Die  Bank  vei'pflichtet  sich,  ihre  Noten 
bei  einer  von  ihr  zu  bezeichnenden  Stelle  in 
Berlin  oder  Frankfurt,  deren  Wahl  der  Geneh- 
migung des  Bundesrates  unterliegt ,  dem  In- 
bftber  gegen  kurstähiges  deutsches  Geld  einzii- 
ICoen. 

Die  Einlösung  hat  spätestens  vor  Ablauf 
des  auf  den  Tag  der  Präsentation  folgenden 
Tages  zn  erfolgen. 

5.  Die  Bank  verpflichtet  sich,  alle  deutschen 
Banknoten,  deren  Umlanf  im  gesamten  Reichs- 
gebiete gestattet  ist,  an  ihrem  Sitze  sowie  bei 
denjenigen  ihrer  Zweiganstalten,  welche  in 
St&dten  von  mehr  als  80000  Einwohnern  ihren 
Sitz  haben,  zu  ihrem  vollen  Nennwerte  in 
ZahlnnK  zn  nehmen,  so  lange  die  Bank,  welche 
solche  r^oten  ausgegeben  hat,  ihrer  NoteinlB- 
snngspflieht  pünktlich  nachkommt.  Alle  bei 
einer  Bank  eingegangenen  Nuten  einer  anderen 
Bank  dürfen,  soweit  es  nicht  Noten  der  Reichs- 
bank  sind,  nur  entweder  zur  Einlösung  prKsen- 
tiert  oder  zu  Zahlungen  an  diejenige  Bank, 
welche  dieselben  anggegeben  hat,  oder  zn  Zah- 
IsBgen  an  dem  Orte,  wo  letztere  ihren  Hanpt- 
rits  bat,  verwendet  werden. 

6.  Die  Bank  verzichtet  auf  jedes  Wider- 
spmchsrecht,  welches  ihr  entweder  gegen  die 
Eiteilnng  der  Befugnis  zur  Ausgabe  von  Bank- 
|kot«n  an  andere  Banken  oder  gegen  die  Auf- 
hebimg  einer  etwa  bestehenden  Veniflichtnng 
der  Landem-egiemng,  ihre  Nuten  in  den  Sffent- 
itcben  Kassen  statt  baren  Geldes  in  Zahlung 
nebinen  zu  lassen,  znsteben  möchte. 

t.  Die  Bank  willigt  ein,  dass  ihre  Befugnis 
zur  Ausgabe  von  Hanknoten  zu  den  für  die 
Reieh»ibHuk  analog  bestimmten  Terminen  durch 
Bei>ehlius  der  Landesregierung  oder  des  Bundes- 
rats mit  einjähriger  Kündigungsfrist  an^- 
boben  werdeu  künne,  ohne  dass  ihr  ein  An- 
cpriKh  auf  irgend  welche  Entschädigung  zu- 

\'on  Seiten  des  Bundesrats  wird  eine  Kün- 
digung nnr  eintreten  zum  Zwecke  weiterer 
einheitlicher  Regelung  des  Notenbank wesens 
oder  wenn  eine  Notenbank  den  Anordnungen 
gegenwärtigen  (Gesetzes  zuwider  gehandelt  hat. 
Ob  diese  Voraussetznngen  vorliegen,  entscheidet 
der  Bundesrat. 

Einer  Bank,  welche  die  vorstehend  unter 
1  bi^  7  bezeichneten  Voraussetzungen  erfüllt 
hat.    kauu    der    Betrieb    von   Bankgeschäften 


diu-ch  Zweiganstalten' oder  Agenturen  ausser- 
halb ihres  Landesgebietef  auf  Antrag  der  für 
den  Ort,  wo  dies  geschehen  soll,  zuständigen 
Landesregierung  durch  den  Bundesrat  gestattet 
werden.  ■ 

Banken,  welche  bis  zum  1.  Januar  1876 
nachweisen,  dass  der  Betrag  der  nach  ihrem 
Statut  oder  Privileg  ihnen  gestatteten  Noten- 
ausgabe '  auf  den  Betrag  des  Grundkapitals 
eingeschränkt  ist,  welcher  am  1.  Januar.  1874 
eingezahlt  war,  sind  von  der  Erfüllung  der 
unter  2  bezeichneten  Voraussetzung  entbunden 
und  erlangen  mit  der  Erstattung  des  Umlaufs 
ihrer  Noten  im  gesamten  Reichsgebiete  zugleich 
die  Befugnis,  im  ffesamten  Beicnsgeblete  durch 
Zweiganstalten  oder  Agenturen  Bankgeschäfte 
zu  betreiben.  Dem  Bundesrat  bleibt  vorbe- 
halten, diesen  Banken  einzelne  der  durch  die 
Bestimmungen  unter  1  ausgeschlossenen  Formen 
der  Krediterteilung,  in  deren  Ausübung  die- 
selben sich  bisher  befunden  haben,  auf  Omnd 
des  nachgewiesenen  besonderen  Bedürbiisses 
zeitweilig  oder  widerruflich  auch  femer  zu  ge- 
statten und  die  hierfür  etwa  notwendigen  Be- 
dingungen festzusetzen. 

Banken,  welche  sich  den  Bestimmungen 
des  Gesetzes  unterwerfen  wollen,  haben  dem 
Seichskanzler  nachzuweisen: 

1.  dass  ihre  Statuten  den  au^estellten 
Voranssctzongen  entsprechen; 

2.  dass  die  erforderliche  Einljjsungsstelle 
eingerichtet  ist. 

Kann  die  Dauer  einer  bereits  erworbenen 
Befugnis  zur  Ausgabe  von  Banknoten  durch 
eine  vom  Staat«  oder  einer  öffentlichen  Behörde 
ausgebende,  an  einen  bestimmten  Termin  ge- 
bundene Kündigung  auf  eine  bestimmte  Zeit 
beschränkt  werden,  so  tritt  diese  Kündigung 
zu    dem   frühesten    zulässigen    Termine    kraft 

fegenwärtigen  Gesetzes  ein,  es  sei  denn,  dass 
ie  Bank  den  zulässigen  Betrag  ihrer  Noten- 
anagabe auf  den  am  1.  Jannar  1874  eingezahlte» 
Betrag  ihres  Grundkapitals  beschränkt  nnd  sich 
den  obigen  Bestimmungen  unter  1  nnd  9  bis  7 
unterworfen  hat. 

Jede  Abänderung  der  Bestimmung  des 
Grundgesetzes,  Statuta  oder  Privilegiums  einer 
Bank,  welche  die  Befugnis  zur  Ansgabe  von 
Banknoten  bereits  erworben  hat,  bedarf,  solange 
der  Bank  diese  Befugnis  zusteht,  zn  ihrer 
Giltigkeit  der  Genehim^ung  des  Bundesrats, 
sofern  sie  das  Grundkapital,  den  Reservefonds. 
den  Geschäftskreis  oder  die  Deckung  der  aus- 
zugebenden Nuten  oder  die  Dauer  der  Befugnis 
zur  Notenausgabe  znm  Gegenstände  bat. 

Die  bayerische  Regierung  ist  berechtigt, 
bis  zum  Höchstbetrage  von  70  Hill.  Mark  die 
Befugnis  zur  Ausgab  van  Banknoten  für  die 
in  Bayern  bestehende  Notenbank  zu  erweitern 
oder  diese  Befugnis  einer  anderen  Bank  zu  er- 
teilen, sofern  die  Bank  sich  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  unterwirft. 

Der  R«ichskaDzler  ist  jederzeit  befugt,  sich 
nötigenfalls  durch  kommissarische  Einsicht- 
nahme von  den  Biicheru,  Geschäftslokalen  und  ■ 
Kassenbeständen  der  Not«n  nnsgebenden  Banken 
die  t'eberzengung  zu  verschaflen,  dass  dieselben 
die  durch  Gesetz  wler  Statut  festgestellten  Be- 
dingungen und  Beschrünkungen  der  Notenaus- 
gabe innehalten. 
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Daa  Aufsichterecht  der  LandesregiemngeD 
ytird  durch  diese  BeBtimmune  nicht  Mrtlhrt. 

Die  Befufpiia  zur  Ausgabe  von  Banknot«! 
geht  verloren: 

1.  ilorch  Ablauf  der  Zeitdauer,  fBr  welche 
sie  erteilt  ist; 

2.  durch  Verzicht; 

3.  im  Falle  de«  Kouknraes  durch  Eröffnung: 
des  Verfahrens  gegen  die  Bank; 

4.  dnroh  Entciehung  kraft  richterlichen 
Urteib; 

5.  durch  YerfU^ong  der  Landeavgiernn^ 
nach  MasBgabe  der  Statoten  oder  Pn- 
vilecien. 

Die  Entziehnng  der  Befn^is  zor  Noten- 
anxgabe  wird  auf  Klage  de»  Reichskanzlers  oder 
der  Kegiemng  des  Bundesstaates,  in  welchem 
die  Bank  ihren  Sit2  hat,  darch  gerichtliches 
Urteil  ausgesprochen : 

1.  wenn  die  Vorschriften  der  Statuten,  des 
Privilegiums  oder  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  Über  die  Deckung  fOr  die  um- 
lautenden Xoten  verletzt  worden  sind 
oder  der  Xotenninlauf  die  durch  Statut, 
Privilegium  oder  Gesetz  bestimmte 
Grenze  überschritten  hat; 

2.  wenn  die  Bank  vor  Erlasa  der  oben  er- 
wähnten Bekanntmachnog  des  Reichs- 
kanzlers ausserhalb  ihres  Landesg'ebietes 
die  ihr  untetBagten  Geschäfte  betreiht 
oder  ausserhalb  ihres  Landesgebietes 
ihre  Noten  vertreibt  oder  vertreiben  lässt; 

8.  wenn   die   Bank   die  Einlösiing   präsen- 
tierter Noten  nicht  bewirkt 
aj  an  ihren  Sitzen  am  Tage  der  Fräsen- 

b)  an  ihrer  Einlüsnngsstelle  bis  znm 
Ablaufe  des  auf  den  Tag  der  Präsen- 
tation folgenden  Tages; 

c)  an  sonatigen  durch  die  Statuten  be- 
stimmten Einlösungsstellen  bis  zum 
Ablaufe  des  dritten  Tages  nach  dem 
Tage  der  Präsentation; 

4.  sobald  das  Grundkapital  sich  durch  Ver- 
luste um  ein  Drittel!  vermindert  bat. 


Schreibungen  ansgiebt,  wird  mit  einer  Geld- 
strafe bestraft,  welche  dem  Zehnfachen  des  Be- 
trags der  von  ihm  ausgegebenen  Wertzeichen 
gleichkommt,  mindestens  aber  fünftausend  Mark 
beträgt. 

Mit  Geldstrafe  bis  zu  einhundertfünfzig 
Mark  wird  bestraft,  wer  der  Verbotsbestimmung 
zuwider  Noten  inländischer  Banken  oder  Noten 
oder  sonstige  Geldzeichen  inlHndiacher  Korpo- 
rationen ausserhalb  desjenigen  Landesgebietes, 
für  welches  dieselben  zugelassen  sind,  zur 
Leistung  von  Zahlungen  verwendet. 

Mit  Geldstrafe  von  fünfzig  Mark  bis  2u 
fünftausend  ilark  wird  bestraft,  wer  der  Ver- 
botabestimmung  zuwider  ausländische  Bank- 
noten oder  sonstige  anf  den  Inhaber  lautende 
nn verzinsliche  Schuld verachreibungen  auslHndi- 
scher  Korporationen,  Gesellschaften  oder  Pri- 
vater, welche  ausschliesslich  oder  neben  andern 
Wertbeatimmnngen  in  Reich  sivährung  oder 
einer  deutschen  Landes währnng  ausgestellt  sind, 
zur  Iieistnng  von  Zahlungen  verwendet. 

Geschieht  die  Verwendung  gewerbsmäs- 
sig,  so   tritt   neben   der   Geldstrafe   Gefängnis 


bis  zu  einem  Jahra  ein,  Der  Versuch  ist 
strafbar. 

Mit  Geldstrafe  bis  zu  tUnItansend  Hark 
wird  bestraft,  wer  den  Verbotsbestimmnngen 
zuwider  für  Rechnung  von  Banken  als  Vor- 
steher von  Zweiganstalten  oder  als  Agent 
Bankgeschäfte  betreiht  oder  mit  Banken  als 
Geselbchafter  in  Verbindnng  tritt, 

Uie  Mitglieder  des  Vorstandes  einer  Bank 
werden : 

1.  wenn  sie  in  den  vorgeschriebenen  Ver- 
üffentjichungen  wissenüich  den  Stand  der 
Verhältnisse  der  Bank  unwahr  darstellen 
oder  verschleiern,  mit  Gefängnis  bis  zu 
drei  Monaten  bestraft ; 

2.  wenn  sie  durch  unrichtige  Anfstellnng 
dervorgeschriebenenS  tenemachwe  igungen 
den  steuernflichtigen  Notenumlauf  zu  ge- 
ring angeoen,  mit  einer  Geldstrafe  be- 
straft, welche  dem  Zehnfachen  der  hinter- 
zogenen  Steuer  gleichsteht,  mindestens 
aber  öOO  M.  betrm; 

3.  wenn  die  Bank  mehi  Noten  ausgiebt.  als 
sie  auHzugeben  befugt  ist,  mit  einer 
Geldstrafe  bestraft,  welche  dem  Zehn- 
fachen des  zuviel  ansgegebenen  Betrages 
gleichkommt,  mindestens  aber  6000  Mark 
betraf. 

Der  Reichskanzler  wird  ermächtigt,  mit 
der  königlich  prenssischen  Regierimg  wegen 
Abtretung  der  preussischen  Bank  an  das  Reich 
auf  folgenden  Grundlagen  einen  Vertrag  abzu- 
sch  Hessen : 

1.  Preussen  tritt  nach  ZurBckziehnng  seines 
Einechuaakapitals  von  1906SOO  Thalern  sowie 
der  ihm  zustehenden  Hälfte  des  ReBer%efonda 
die  Prenssische  Bank  mit  allen  ihren  Rechten 
und  Verpflichtungen  mit  dem  1.  Januar  18T6 
unter  den  in  nachstehenden  Ziffern  ä  bis  6  be- 
zeichneten Bedingungen  an  das  Reich  ab.  Das 
Reich  wird  diese  Bank  an  die  nach  Manisgabe 
der  Bestimm nugen  des  Bankgesetzes  zu  er- 
richtende Reichsbank-  übertragen. 

2.  Preussen  empfängt  für  Abtretung  der 
Bank  eine  Entschädigung  von  fQufzehn  Millionen 
Hark,  welche  ans  den  Mitteln  der  Reichsbank 
zu  decken  ist. 

3.  Den  bisherigen  Anteilseignem  der  Preus- 
sischen Bank  wird  die  Befugnis  vorbehalten, 
gegen  Verzicht  auf  alle  ihnen  durch  ihre  Bank- 
Butcilscheine  verbrieften  Rechte  zu  Gunsten  der 
Reichs bank  den  Umtausch  dieser  Urkunden 
gegen  Anteilscheine  der  Reichshank  von  gleichem 
Nominalbeträge  zu  verlangen. 

4.  Die  Reichsbank  hat  denjenigen  Anteils- 
eignern ,  welche  nach  den  BesCimmnngen  der 
gS  16  und  19  der  Bankordnung  vom  Ö.  Oktober 
1846  die  Heranszahlung  des  eingeschossenen 
Kapitals  und  ihres  Anteils  an  dem  Reserve- 
fonds der  Preussischen  Bank  verlangen,  diese 
Zahlung  zu  leisten. 

5.  Die  Reichsbank  wird  ziir  Erfüllung  der 
von  der  Preussischen  Rank  dnrch  Vertrag  vom 
28.(31.  Jannar  1SÖ6  hinsichtlich  der  Staatsan- 
leihe von  sei'fazehn  Millionen  fünfhundert  neun 
und  achtzig  Thalem  übernommenen  Verbind- 
lichkeiten an  Preussen  fär  die  Jahre  1876  bis 
einschliesslich  1925  jährlich  621  »10  Thaler  in 
halbjährigen  Raten  zahlen.  Wird  die  Kon- 
zession der  Reichsbank  nicht  verlängert,  so 
wird  das  Reich  dafür  sorgen,  dass,  solange  keine 
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andere  Bank  in  diese  Terpflichtnnz  eintritt, 
die  Rente  bis  sn  dem  ebengeäftchten  Zeitpunkte 
der    prensoischen    Stafttshasae    nnTerkUrzt   m- 

Hiesse. 

6.  Eine  AnHeinandersetsung  zwischen 
Preussen  und  der  Reichsbnnk  we^en  der  Grnnd- 
KtOcke  der  Prenssischen  Bank  bleibt  vorbehalten. 

Die  Bestimmungen  des  Handeisgesetzbuches 
fiber  die  Eintragong  in  das  Handelsregister 
lind  die  rechtlichen  Folgen  derselben  finden  auf 
die  Jieichsbank  keine  Ann-endang. 

Dies  der  Hauj>tinhalt  des  deutschen 
Bankgesetzes.  Dasselbe '  erscheint  als  eine 
kluge  Verbindung  der  Centralisation ,  wie 
sie  der  Heichsgedanke  fordert,  mit  der  De- 
centralisierung ,  wie  sie  den  geschichtlich 
ilberkoramenen  Verhältnissen  und  den  bei 
Schaffting  des  Bankgesetzes  formal  zu  Eecht 
bestehenden  Privilegien  entsprach ;  jedenfalls 
eine  Bankverfassung,  welche  mit  früheren 
ZufitSnden  verglichen  einen  ungeheueren 
volkswirtschaftlichen  Fortschritt  darstellt.  In 
den  Grnndzflgen  richtig  organisiert,  mit  Vor- 
sicht geleitet  und  von  der  Oeffentlichkeit 
genauestens  Oberwacht,  so  ftingiert  die  Ge- 
samteioriehtung  in  entschiedeD  zweckmässi- 
ger Weise  und  mit  Nutzen  für  das  öffent- 
liche "Wohl.  Hierbei  darf  freilich  nicht  ilber- 
sehen  werden,  dass  unser  Geld-  und  Kredit- 
wesen seit  Schaffung  des  Bankgesetzes  ohne 
anffSllige  Krisen  und  Schwankungen  im  all- 
gemeinen seine  normalen  Bahnen  wandelte. 
Solche  Zeiten  normalen,  stellenweise  sogar 
sta^erenden  Geschäftsganges  sind  nicht 
gende  diejenigen,  in  welchen  Banktechnik 
imd  Bankorganisation  ihre  Triumphe  feiern 
(xler  ihre  Schäden  offenbaren  können. 

Das  System  der  »indirekten  Kontingen- 
tieninei,  d.  h.  die  Bemessung  des  steuerfrei 
zulässigen  Umlaufes  metallisdi  ungedeckter 
Noten  n\r  sämtliche  Banken  auf  385  Millionen 
Mark,hierton  Zuteilung  eines  Betrages  von  250 
MUlionen  an  die  Reichsbank  und  Verteilung 
des  Kestesan  die  einzelnen  Landesbanken  nach 
dem  Massstabe  der  Beviilkerungszahl  und  der 
Verkehrsentwickelung;  ferner  fünfjirozentige 
Bestenening  der  über  obigen  Betrag  allen- 
falls ansgegebenen  Noten  —  dieses  der  eng- 
lischen Peel-Acte  nachgebildete,  aber  dehn- 
barer als  diese  eingerichtete  System  des 
deutschen  Bankgesetzes  besteht  seit  14  Jahren 
in  Wirksamkeit,  ohne  dass  die  von  der  Ein- 
schränkung des  Notenumlaufes  vielfach  be- 
fürchtete Schädigung  der  deutschen  Volks- 
wirtschaft eingetreten  wäre.  Die  Erwartung, 
daes  durch  die  Goldwährung  und  die  feinere 
Ausbildung  der  girotechnischen  und  kredit- 
wirtschaftlichen  Einrichtungen  eine  fort- 
schreitende Ersparnis  an  papierenen  Umlaufs- 
mitteln  sich  werde  erzielen  lassen,  hat  sich 
vollauf  erföllt.  Nur  äusseret  selten  sah  sich 
die  Reichsbank  zwischen  1874  und  1889  ver- 
anlasst,  die  Steuergrenze   zu   flberschi-eiten ; 


nnd  filnfprozentig  besteuerte  Noten  auszu- 
geben, und  auch  in  diesen  seltenen  lallen 
war  die  Ziffer  der  Ueberachi'eitung  keine  sehr 
beträchtliche.  Die  durch  das  riesige  Giroge- 
schfift  der  Reichsbank  erzielte  Ansammlung 
von  Barmitteln  fnhrte  im  G^^nteil  dahin, 
daaa  ungemein  häufig  ungedeckte  fteicha- 
banknoten  f\berhau[)t  nicht  im  I'mlanf  sich 
befanden.  Auch  die  Kontingente  der  Privat- 
banken wurden  nur  selten  und  vorfibergehend 
überschritten,  am  häufigsten  bei  der  säch- 
sischen Bank.  Aus  den  Erfahrungen  des  be- 
sprochenen Zeitraums  diuite  geschlossen 
werden,  dass  in  regelmässigen  Zeiten  der 
ausgeworfene  Betrag  mehr  als  genflgend  hin- 
reicht. I'nd  für  löi tische  Tage  liegt  die 
eigeniliche  Kreditreserre  Deutschlands  nicht 
innerhalb,  sondern  ausseriialb  des  steuer- 
freien Kontingents.  Diese  Reserve  steht  der 
deutsdien  Geschäftswelt  jeilei-zeit  und  zwar 
in  beliebigen  Beträgen  zur  Vei-fügimg,  so- 
bald sie  sich  einen  höheren  als  einen  fünf- 
prozentigen  Zinsftiss  gefallen  lässt.  Die  Vor- 
teile dieser  elastischen  Ein  rieh  timg  sind 
augenscheinlich. 

Das  »gemischte  Banksystem-.,  d.  h.  das 
Nebeneinanderbestehen  derKeichsbiuik  neben 
den  Privatbanken,  hat  sich  de^leichen  voll- 
ständig bewälitt.  Die  Reichsbank,  diese  cen- 
tralisierende  Krfinnng  des  gesamten  Bank- 
systems, trägt  in  der  That  alle  Züge  einer 
Centralbank  und  hat  sich  nach  Organisation 
und  Leitung  ihren  Aufgaben  vollkommen 
gewachsen  gezeigt:  ihre  Stellung  darf  in 
allen  Teilen  Deutschlands  als  ^leichmässig 
befestigt  betrachtet  werden,  imd  die  Geschäfts- 
welt erblickt  in  ihr  eine  unentbehrliche  Ein- 
richtung. Abgesehen  von  ihrer  vorsichtigen 
und  erfolgreichen  Diskontopolitik,  die  der 
deutschen  Volkswirtschaft  einen  billigen, 
möglichst  stabilen  Zinsfiiss  sichert,  vei-diuikt 
die  Reichsbank  ihre  Beliebtheit  in  ei-ster 
Linie  ihrer  Verzweigung  über  das  ganze 
Reich  und  femer  ihrem  ausserordentlich  vor- 
teilhaft wirkenden,  zeitgemäss  umgestalteten 
und  mehrfach  verbesserten  Oiroverkelir. 

Neben  der  Reichsbank  als  obereter  Geld- 
nnd  Kredilinstanz  Deutschlands  hat  das  Bank- 
gesetz die  Privatnotenbanken  unter  vielfachen 
i&eschrilnkuugen  in  Thätijrkeit  belassen.  Ihre 
Stellung  und  Aufgaben  sind  territoriale  und 
lokale:  sie habenais Landesbanken  die Reiclis- 
hank,  der  naturgcmäss  die  Fllhrenwlle  zufällt, 
zu  ergänzen  und  zu  unterstützen.  Sämtliche 
Institute,  mit  Ausnahme  der  Braunschweiger 
Bfuik,  unterwarfen  sich  entweder  den  Be- 
stimmungen des  Gesetzes,  soweit  sie  es  nicht 
gleich  bei  dessen  Erlass  voirzogen,  auf  die 
Notenausgaben  Verzicht  zu  leisten.  Die  Zalü 
dieser  teils  sofort,  teils  zwischen  1874  nnd 
1889  ertolgten  Verzichtleistungen  stieg  derart, 
dass  von  den  32  im  Bankgesetz  aufgeführten 
Privatinslititten  1889   nur  noch  13  auf  dem 
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Plan  standen.  Die  Quoten  der  Übrigen  fielea 
der  Reichsbank  zii,  deren  steuerfreies  Kon- 
tingent sich  Mei-durch  auf  286  799  000  Mark  er- 
höhte. Die  Quote  der  noch  thätigen  Privat- 
banken betrug  98201 000  Mark.  Die  nocli  be- 
stehenden Privatbanken  waren  damals  die 
folgenden:  Städtische  Bank  in  Breslan,  Dan- 
ziger  Privataktie  nbanJc,  Pronnzialaktienbank 
des  QroasherzogtuniB  Posen,  Magdeburger 
Privatbank,  Frankfurter  Bank,  Bayerische 
Notenbank,  Sächsische  Bank  zu  Dresden, 
Leipi^iKer  Kassenperein,  Cliemnitzer  Stadt- 
bank,  WürttembergischeNoteiibauk,  Badische 
Bank,  Bank  für  Sfiddeutschlaud ,  Braun- 
schweigische  Bank.  Im  wesentlichen  stellt 
das  Bankgesetz  den  Privatnote nbauken  zur 
Aufgabe:  territorial  begrenzte  Handhabung 
des  Notenausgaberechtes  unter  Unterstützung 
der  Diskontopolitik  der  Central hank,  Befriedi- 
gung und  Deberwachung  des  prerinzialen 
und  lokalen  Kreditwesens,  Organisation  von 
Verkehrserleicbterungeu ,  Pflege  des  Depo- 
siten wesens.  Soweit  die  Privatbanken 
noch  bestanden,  hatten  sie  ihi-e  Nfltzlich- 
keit  und  dauernde  Lebensfähigkeit  vollauf 
bewiesen. 

4.  Bank^setznovetle  vom  18.  Dezem- 
ber 1889  nnd  seitherig  Entwlckelnng. 
Die  von  den  gesetzgebenden  Faktoren  des 
Reiches  im  Spätherbst  1889  behandelte  Zu- 
kunftsfrage  des  deutschen  Notenbankwesens 
lag  in  formaler  Beziehung  falgendermassen : 
das  Reich  hatte  sich,  zuerst  zum  1.  Januar 
1891,  alsdann  aber  von  zehn  zu  zehn  Jahren, 
das  Recht  vorbehalten,  entweder  die  Reichs- 
bank aufzuheben  oder  die  sämtlichen  Reichs- 
hankanteilscheine  zum  Neunwert  mit  Zu- 
schlag einer  auf  den  Eigner  entfallwiden 
Reservefondsquote  zu  erwerben.  Den  Privat- 
notenbanken  kann  zu  denselben  Terminen 
ohne  Anspruch  ihrerseits  auf  Entschädigimg 
gekündigt  werden.  Diese  Kfindigun^  soÖ 
nur  eintreten  zum  Zwecke  weiterer  einheit- 
licher Regulierung  des  Notenbankwesens, 
oder  wenn  eine  Bank  den  Anordmmgen  des 
Bankgesetzes  zuwider  gehandelt  iiat.  Üb 
diese  Voraussetzungen  vorliegen,  entscheidet 
iler  Bundesrat.  Wie  eisichtlich,  sind  diese 
sämtUchen  Bestimmungen  derart,  getroffen, 
dass  keine  wie  immer  beliebte  Neuregelung 
der  Verhältnisse  iigeiidwclchen  foi-malfn 
Schwierigkeiten  begegnet.  Nachdem  die 
Kündi^ng  der  bisherigen  Verhältnisse  au 
eine  einjährige  Frist  geknOpft  ist,  rausstcn 
die  Oigane  des  Reiches  bereits  im  Laufe 
des  Jahres  18S9  die  Frage  erwägen  und  ent- 
scheiden, ob  nicht  schon  am  erstmöglichen 
Termin  Verändenmgen  aneezeigt  seien. 
ürundstürzende  Refoi-men  galten  zwar  von 
vornherein  als  ausgeschlossen,  da  die  be- 
stehenden Eiurichtungen  vorti-efflich  hmk- 
tionierteii  und  die  gegenwärt^  Bank  Ver- 
fassung iiistorisch.  politisch  imd  volkswirt- 


BchaftKch  dem  föderativen  Charakter  des 
Reiches  glücklich  angepasst  erschien.  In 
den  Vorstadien  der  Beratung  zeigte  es  sich 
namentlich,  dass  die  sQddeutschen  Re^e- 
rungen,  voran  Bayern  und  Sachsen,  die  Er- 
haltung ihrer  von  den  kompetenten  Organen 
der  Verkehrswelt  als  unentbehrlich  bezeich- 
neten Landesbankeu  nachdrücklich  wünsch- 
ten. Schon  aus  diesem  Girunde  war  ein 
Festhalten  an  dem  bisherigen  gemischten 
Banksystem  geboten.  So  beschränkten  sich 
denn  die  Beratungen  innerhalb  der  ver- 
bündeten Regierungen  im  wesentlichen  auf 
die  Besprechung  der  elementaren  Beschaffeit- 
heit  der  Reichsbank,  speciell  auf  die  Frage, 
ob  derselben  das  private  Grundkapital  auch 
künftig  zu  belassen  sei  oder  ob  dasselbe 
zurückgezahlt  und  durch  Staatskapital  ersetzt 
werden  solle.  Mit  Rücksicht  auf  die  ver- 
schiedenen Gefahren  und  Haftungen,  welche 
eine  reine  Staatsbank  für  den  Reichafiskus 
mit  sich  brächte,  entschied  man  sich,  auch 
hinsichtlich  der  Beschaffenheit  des  Gnind- 
kapitals,  für  die  Beibehaltung  des  bisherigen 
Verhältnisses.  Dage^n  wurde  es  für  an- 
gemessen erachtet  die  fiskalischen  Anforde- 
nmgen  au  das  Centralinstitut  zu  stei^rn 
imd  den  vom  Reich  zu  beziehenden  Gewinn- 
anteil an  den  Erträgnissen  der  Heichsbank 
zu  erhöhen. 

Aus  diesen  Erwägungen  ging  die  im 
Spätherbst  1889  dem  Reichstage  vorgelegte 
BankgesetznoveUe  hervor,  deren  Wortlaut  un- 
verändert zur  Annahme  gelangte  und  unterm 
18.  Dezember  1889  Öesetzestiraft  erhielt. 

Diese  Novelle  lautet  wie  folgt: 
Art,  1.    Der  g  24  des  Battkgesetzes  vom  14. 
MSrz  1876  (E.  G.  Bl.  8.  177)  wird  durch  fol- 
gende Bestlmmniigen  ersetzt: 

Aus  dem  beim  J&lireBabsclilusge  sich  er- 
gebenden Beingewinn  der  Keicbabank  wird: 

1.  zunächst  den  Anteilseigneni  eine  ordent- 
liche Dividende  von  S^W'a  des  Gnmdkapitals 
berechnet,  sodann 

'i.  von  dem  Mchrertrage  eine  Quote  von 
20  7o  dem  Reservefonds  zugeschrieben,  solang 
derselbe  nicht  ein  Viertel  des  Grundkapitals 
beträgt, 

8.  der  alsdann  verbleibende  Ueberrest  zur 
Hälfte  an  die  Anteilseigner  nud  zur  Hälft« 
an  die  Beichaknsse  gezahlt,  soweit  die  Ge- 
samtdividende der  .uiteilseigner  nicht  6",,, 
Übersteigt.  Von  dem  weiter  verbleibenden 
Reste  erhalten  die  Anteilseigner  ein  Viertel, 
die  R«icbskasse  drei  Viertel. 

Erreicht  der  Reingewinn  nicht  volle  9'',"!^ 
des  Grundkapitals,  so  ist  den  Fehlende  aus  dem 
Reservefonds  zu  ergänzen. 

Das  bei  der  Begebung  von  Anteilscheinen 
der  Keiohsbank  etwa  zu  gewinnende  Aafgelil 
fliesst  dem  Reservefonds  zu, 

DividendenrUokstände  verjähren  binnen  vier 
Jahren,  von  dem  Tage  ihrer  FäHigkeit  an  ge- 
rechnet, zum  Vorteil  der  Bank. 

Art.  2.  Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Januar 
1891  in  Kraft. 
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Nacti  i  41  des  BankeeBetzes  vom  14.  Mftre 
ISJb  hat  das  Reich  sich  das  Itecht  Torbebalten, 
zuerst  zum  1.  Jannar  1891,  alsdann  aber  von 
sehn  zn.  zehn  Jahien  nach  vorauafifegangener 
einj&brifeF  Ankündigung  die  Hämtlichen  Anteile 
der  Eeicnshank  zum  Nennwerte  zu  übernehmen. 
Die  Erwägungen,  weiche  anf  Grund  dieser  Ge- 
setzeaheatimmung  über  die  zu  fassenden  Ent- 
!v;hliessnngen  angestellt  sind,  haben  zu  dem 
Ergebnis  geführt,  dass  es  —  mindestens  für 
den  bevorstehenden  Kündigungstermin  —  ge- 
raten ist,  die  jetzige,  durch  eine  langjährige 
Erfahrung  bewährte  Organisation  der  Reichs- 
bank in  der  Hauptsache  beizabehalteo,  mithin 
die  Beichsbank  in  ihrer  ge^nwärtigen  Gnind- 
verfassong  als  ein  zwar  mit  Privauaintal,  ie- 
doch  unter  der  Verwaltung  und  Aufsicht  aes 
Seiches  betriebenes  Bankinstitut  bis  auf  weiteres 
ta  belügen.  Allerdings  wird  dies  mit  einer 
MasBeabe  in  Auidcht'  zn  nehmen  sein,  welche 
sich  aaraus  ergiebt,  dass  beachtenswerte  Gründe 
dafür  sprechen,  die  Bestimmungen  des  Bank- 
gesetzes über  die  Verteilung  des  Gewinnes 
einerseits  an  die  Bankanteilseigner  nud  anderer- 
«its  an  das  Reich  einer  Aendernng  zu  nnter- 

Ueber  die  Verteilnnp  des  beim  Jahres- 
schhiBS  sich  ergebenden  Reingewinnes  ist  in  dem 
g  24  des  Bankgesetzes  dahin  Bestimmung  ge- 
troffen, dass 

1.  zunfichst  den  Anteilseignem  eine  ordent- 
liche Dividende  von  4'/i%  des  Gnmdkapit&ls 
berechnet,  sodann 

2.  von  dem  Mehrbetrag  eine  Quote  von 
20<*/a  dem  Reservefonds  zngeschrieben  wird,  so- 
lange derselbe  nicht  ein  Viertel  des  Grundka- 
pitals betrigt,  und 

3.  der  alsdann  verbleibende  Ueherrest  zur 
HSlfte  an  die  Anteilseigner  nnd  znr  Hälfte  an 
die  Beichskasse  gezahlt  wird,  soweit  die  Oe- 
samtdividende  der  Anteilseigner  nicht  S'/g  über- 
steigt. Von  dem  weiter  verbleibenden  Rest 
erbäten  die  Anteilseigner  ein  Viertel ,  die 
Reicbskasse  drei  Viertel! 

Die  seit  dem  Erlass  dieser  Bestimmungen 
eingetretenen  wesentlichen  Veränderungen  des 
k'ajitalriiiafn  —ft»  rechtfertigen  es,  die  nach 
ZUter  1  den  Anteilseignern  zugesicherte  ordent- 
liche Vordividende  anderweit  auf  den  Betrag 
von  3Vi%  2u  bemessen  und  den  Betrag  des- 
jeni^^en  Prozentsatzes  (Ziffer  3) ,  nach  dessen 
Erreichung  eine  Gewinnbeteiligung  des  Reiches 
ZD  *'4  eintritt,  von  8  auf  6%  herabzusetzen. 
Eine  derartige  Abänderung  wird  im  gegen- 
wärtigen Zeitpunkte  noch  besonders  durch  den 
Umstand  nahe  gelegt,  dass  der  Reservefonds 
der  Beiclisbank  seinen  gesetzlichen  HOchstbe- 
trag  von  30  Millionen  Hark  am  Schlüsse  des 
Jaä'es  1890  nahezu  —  mit  etwa  26 — 27  Millionen 
—  erreicht  haben  wird  und  dass  der  bald  dar- 
auf eintretende  Fortfall  der  bisherigen  Ab- 
schreibungen von  SO'/a  des  Gewinns  für  den 
Reservefonds  (oben  Ziffer  2)  eine  nicht  unbe- 
trächtliche Steigerung  der  Dividende  der  An- 
teilsei^er  zur  Folge  haben  würde,  üeber  die 
biahen^en  finanzienen  Erträgnisse  der  Beichs- 
baak  ist  die  aulie^nde  Zusammenstellung, 
deren    Inhalt    für    die    Beurteilung    der    ein- 


schlägigen Fragen  von  Interesse  erscheint,  bei- 
gefügt. 

Eine   Unbilligkeit  den  Bankanteilseignem 

gegenüber  wird  in  der  vorgeschlagenen  Abän- 
derung der  Gewinnverteilung  nicht  erblickt 
werden  können,  da  ein  Papier,  für  welches  eine 
3'.'s  prozentige  Verzinsung  unbedingt  gesichert 
ist  und  eine  nicht  unbeträchtlich  höhere  Divi- 
dende mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  in  Aus- 
sicht st«ht,  einen  im  Verhältnis  zu  den  gesetz- 
lichen AbändungsansprUchen  der  Anteilseigner 
sehr  erheblichen  Wert  repräsentiert.  Dieser 
Wert  würde  den  bei  der  Rückzahlung  des 
Grundkapitals  nnd  Ausschüttung  des  Reserve- 
fonds (§  41  -ibs.  2  a.  a.  O.j  sich  ergebenden 
Betr^  von  etwa  111"'«  des  Nennwertes  der 
Anteilscheine  ohne  Zweifel  übersteigen. 

Die  gegenwärtigen  Inhaber  von  Sankanteil- 
Bcheinen  kijnnen,  solange  dss  Reich  nicht  von 
der  im  ^  41  vorbehaltenen  Befugnis  Gebranch 
macht,  die  Fortge Währung  der  im  g  24  vorge- 
sehenen Dividende  verlangen.  Es  wird  ilmen 
deshalb  Gelegenheit  zur  Beschlnssfiissung  dar- 
über zn  gebrai  sein,  ob  sie  sich  der  veränderten 
Gewinnverteilung  unterwerfen  wollen.  Zu 
diesem  Zwecke  wird  die  Generalversammlung 
zn  einem  geeigneten  Zeitpunkt  berufen  werden 
müssen.  Erklärt  die  Generalversammlung  ihr 
Einverständnis  nicht,  so  wird  von  der  im  g  41 
vorbehaltenen  Eündigungsbefugnis  Gebranch  zn 
machen  und  sodann  weiter  zu  erwägen  sein, 
unter  welchen  Massgaben  die  Reichsbank  von 
neuem  einzurichten  sein  wird. 

Nach  vorstehenden  Gesichtapunkten  ist  der 
vorliegende  Gesetzentwurf  aufgestellt  worden. 
durch  dessen  Annahme  zugleich  der  Vorschrift 
im  letzten  Absatz  des  §  41  a.  a.  0.  Genüge  ge- 
leistet werden  würde,  dass  znr  Verlängerung 
der  Frist  des  ersten  Absatzes  die  Zustimmang 
des  Reichstages  erforderlichist.  Soweit  die  Modve. 

Nach  der  dem  Entwurf  beigegebenen  ,,Ueber- 
sicht  des  Gewinnes  der  Reichsbank  in  den 
Jahren  1876  bis  IHSS"  belief  derselbe  sich  auf 
181 901 076  M.  67  Pf.  [im  Durchschnitt  10146237 
M.},davon«!rhielien  die  Anteilseigner  94 874000M. 
[im  JahresdtDx:h schnitt  in  Prozenten  des  Grund- 
kapitals 6,08%),  der  Reservefonds  12340216  M. 
8  Pf.,  das  Reich  24680430  M,  32  Pf.  Die  Di- 
vidende und  der  Anteil  des  Reiches  wUrden. 
wenn  Zuschreihnu^  an  den  Reaervefouds  nicht 
zn  machen  nnd  die  neu  vorgeschlagenen  Pro- 
zentsätze über  die  Verteilung  in  Geltung  ge- 
wesen wären,  in  derselben  Zeit  91396650  M. 
hezw.  40505526  M.  betragen  haben.  Im  Durch- 
schnitt würde  die  Dividende  sich  dann  jährlich 
auf  7030427  H.  oder  etwa  5,ä6%  des  Grund- 
kapitals, der  Anteil  des  Reiches  jährlich  aiit 
3H5810  statt  wie  wirklich  1898945  M.  be- 
ziffert haben. 

Die  Verhandlungen  des  Reitlistages,  wel- 
cher, wie  bereits  erwilhat,  die  BimdesratB- 
vorlase  unverändert  annahm,  ei^ben,  dasa 
die  jTehrfaeit  der  Volksvertretung  den  Stand- 
punkt der  verbündeten  Heg^ieruii^en  teilte. 
mdem  die  von  agrarisoh-konseri'Btiver  Seite 

f  {Stellten  Anti^ge  auf  VerstaatlichuDg  des 
niiidluq)itals  der  Keicbsbank  keine  Majori- 
tät fanden.    Desgleichen  wurde  ein  Antrag 
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abgelehnt,  welcher  eine  über  die  Kegierunvs- 
vorlage  noch  liinausgebeDde  weitere  Be- 
schränkung der  Dividende  der  Reichshani- 
an teilseigner  bezweckte.  Das  gemischte  Bank- 
system, das  Beetehpu  der  Privatbanken  neben 
der  Reichsbank,  wurde  auch  im  Beichetae 
von  keiner  Seite  angefochten;  im  Gegenteil 
betonten  selbst  die  üegner  der  Nobile,  dass 
Eie  an  dem  Bestand  der  Ijandesbanken  nicht 
zu  rütteln  beabsichtigten.  Einer  Monopoli- 
sierung der  Notenausgabe  wurde  von  nie- 
mandem das  Wort  geredet 

Somit  ist  das  deutsche  Notenbankwesen 
bis  zum  Ablauf  des  Jahres  1900  auf  den 
bisherigen  erprobten  Grundlagen  erhalten 
geblieben.  Ob  und  welche  "Veränderungen 
ab  1901  stattfinden  werden,  lässt  sich  heute 
noch  nicht  voraussagen.  Radikale  Aen- 
derungen  sind  schon  deshalb  unwahrsdiein- 
lich,  weil  gerade  auf  den  Gebieten  der 
öffentlichen  Kieditgabe,  des  Geldimilauf s  und 
der  Währuiigs Verhältnisse  mehr  als  auf 
irgend  einem  anderen  eine  gewisse  nihi^ 
Stetigkeit  und  dauernde  Unvemlckbarkeit 
der  principiellen  und  gesetzlichen  Grund- 
lagen geboten  erscheinen. 

Immerhin  ist  es  nötig,  an  dieser  Stelle 
einiger  im  letztverüossenen  Jahrzehnt  aufge- 
tretener oder  ziu-  Verstärkung  gelangter 
Züge  Erwähnung  zu  thun,  die  das  Gesamt- 
bild im  einzelnen  nicht  unwesentlich  ver- 
ändern. Zuvörderst  ist  in  tiatsäehlicher 
Beziehimg  festzustellen,  dass  seit  1889  von 
den  damals  noch  bestehenden  13  Privat- 
banken weitere  6  auf  ihr  Notenrecht  ver- 
zichteten. Der  AusscheidiingsproKess  der 
kleinen,  lediglich  lokalen,  einer  jeden  wirt- 
schaftspolitischen Bedeutung  entbehrenden 
Noteninstitute  ist  mit  diesen  Verzichtieis- 
toDgen  endgültig  abgeschlossen.  Das  steuer- 
freie Notenkontingeat  der  Reichsbank  hat 
sich  auf  Mk.  29340000(1  erhöht,  während 
die  7  resthchen  I'rivatbanken  —  Bayerische 
Notenbank,  Sächsische  Bank,  Frankfurter 
Bank,  Wfirttem bergische  Notenbank,  Badische 
Bank,  Bank  für  Silddeutachland ,  Brauo- 
schweig^he  Bank  —  insgesamt  noch  über 
ein  Kontingent  von  91 600000  Mark  verfugen. 
Äl^esehen  von  der  Braunschweigischen  BaJik , 
die  dem  Reichsbankgesetz  nicht  uuferateht, 
läuft  das  Privilegium  dieser  Privatbanken 
reichsgesetdich,  gleich  dem  der  Reichsbank, 
bis  ultimo  1900.  Sie  haben  sich  innerhalb 
25  Jahi'en  als  wirtschaftlich  nützlich  und 
lebenskräftig  erwiesen,  und  es  besteht  kein 
Zweifel,  dass  die  beteiligten  Regierungen 
im  volkswirtschaftlichen  Interesse  ihrer 
Territorieu  mit  allem  Nachdruck  den  Fort- 
bestand ihrer  '  Mittelstaatsbanken  <  fordern 
und  wohl  auch  durchsetzen  werden.  Die 
Entscheidung  hierttber  liegt  nach  den  bank- 
gesetzUcheu  Bestimmungen  beim  Bundes- 
rat,  nicht   beim   Reichstag.    Eine  Störung 


der  Zirkel  der  Reiclisbaak,  beziehungsweise 
eine  Durchkreuzung  der  Reichsbaukdiakonto- 
politik  ist  seitens  der  Privatbanken  um  so 
weniger  zu  befürchten,  als  letztere  mit  der 
Reiciisbank  ein  Kartell  behufs  einheitlicher 
Dtskontopolitik  abgeschlossen  haben. 

Weiter  ist  festzustellen,  dass  der  durch- 
schnittliche Reichsbankzinsftiss  innerlialb 
der  letzt  verflösse  neu  Periode  sich  um  einen 
Bnichteil  höher  stellte  als  frQher  imd  dass 
die  Ueberschreitungen  des  steuerfreien  Kon- 
tingents liäufiger  und  die  Ueberschreitungs- 
beträge  beträcntlicher  waren,  Hiefür  sind 
zwei  Ursachen  massgebend:  die  erhebliche 
Bevölkerungszunahme  seit  1874 ,  welche 
grfesere  UnilaufsmittBl  bedingt,  dann  die 
zeitTi-eilige  Prosperität  von  llandel  und  In- 
dustrie,' die  gleichfalls  eine  den  Geldpreis 
steigernde  Inanspruchuahme  von  ümlaufs- 
mitteln  mit  sich  bringt.  Auf  Grund  dieser 
Verhältnisse  werden  Stimmen  laut,  die  bei 
künftigen  Verhandlungen  über  das  Bankge- 
setz eine  Erhöhut^  des  steuerfreien  Noten- 
kontingents der  Reichsbank  für  angezeigt 
erachten. 

Endlich  ist  zu  erwälinen,  dass  die  Be- 
wegung, die  bereits  1889  die  völlige  Ver- 
staatlichung der  Reichsbtuik  forderte,  seither 
nicht  zum  Stillstand  gekommen  ist  Dass 
sie  zu  Ende  des  Jahrhunderts  erfolgreicher 
sein  werde  al^  1889,  ist  indessen  kaum  an- 
zunehmen. Von  der  Reichsbankleittuig  wurde 
in  den  letzten  Jahren  wiederholt  in  über- 
zeugender Weise  dargethan,  dass  die  von 
agrarischer  Seit«  behauptete  Vernaclüässi- 
gung  der  landwirtschaftlichen  Interessen 
seitens  der  Reichsbank  nicht  existiert,  die 
Reichsbank  vielmehr  diesen  Interessen  bis 
zur  Grenze  des  für  eine  Notenbank  TAüg- 
lichen  und  Zulässigen  entgegenkommt  Es 
gilt  heute  noch  mit  Hecht  in  Fachkreisen 
als  Axiom,  dass  die  Rücksichten  auf  die 
Liquidität  der  Reichsbank,  auf  die  Aufrecht- 
haltung  der  Wälirungs Verhältnisse  und  die 
Sicherheit  der  Bank  im  Kriegsfall  die  Bei- 
behaltung der  gegenwärtigen  Beichsbank- 
verfassung  erheischen.  Nicht  ausgeschlossen 
dagegen  erscheint  es,  dass  die  bevorstehen- 
den Verhandlungen  über  das  künftige 
Schicksal  der  Beiäisbank  insofern  mit  einem 
Kompromisa  widerstreitender  Meinungen  en- 
digen werden,  als  möglicherweise  der  Reiciis- 
bank eine  Vermelming  ihres  Grundkapitals 
auferlegt  oder  hinsichtlich  der  Gewimiver- 
leilung  eine  noch  weitere  Verschiebung  zu 
Gunsten  des  Reichsfiskus  beliebt  wird.  Auch 
eine  Vermehrung  des  Notenkontingents  der 
Reichsbank  liegt  im  Bereicli  der  Mögliclikeit, 

Nachtrag. 
Unmittelbar  vor  Drucklegung  dieses  Auf- 
satzes, Januar  1899,  Mfird  der  Wortlaut  der 
vom  Bundesrat  au  den  Reichstag  geleiteten 
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BankgesetznoveUe  bekanut.  Aus  ihr  ergiebt 
sich,  dasB  in  der  Tbat  die  Reichsregieniug 
Abandeningen  des  Bankgesetzes  in  den  eben 
als  vahischeinlicti  bezeichneten  Gichtuttgcn 
p]ant.  Das  Onmdkapital  iler  Reichst»uk 
soll  von  120  auf  150  MilUonea  erhöht 
Verden,  wobei  den  Altionftren  das  Bezugs- 
rechl  der  neuen  Aktien  zu  vom  Reichs- 
kanzler n(x^  festzusetzenden  Bedin^ngen 
offeriert  wird.  Das  stenerfreie  Noteniontin- 
eent  der  Reichsbank  wird  auf  400  Millionen 
Mark  erhöht  Der  Gewinnanteil  des  Reiches 
wird  in  der  Weise  gesteigert,  dass  schon 
nach  fflufprozentiger  Gesamtdividende  der 
Anteilseigner  die  Eedchskasse  mit  drei  Vier- 
teilen an  dem  weiteren  Erträgnisse  parti- 
dpieTt.  Die  PriTatnotenbanken  erliaiten  | 
keine  Kontineentsvermehning,  dage^n  aber  [ 
eine  Verschlechterung  ilirer  Existenzbe- 
dingungen insofern,  als  sie  künftig  ge- 
halten sein  sollen,  nicht  unter  dem  Satz 
der  Reichfiliank  zu  diskontiren.  Privat- 
notenbanken ,  die  sich  dieser  Bedingung 
nicht  unterwerfen,  soll  das  Privilegium 
noch  im  Laufe  des  Jahres  1899  goktlndigt 
werden.  Die  erwähnten  Veiändenmgen  des 
Bankgesetzes  sollen  am  1.  Januar  1901  in 
Kraft  ti'eten.  Dies  die  Hauptpunkte  der 
Xrjvelic,  die  alle  Aussieht  hat,  der  Haupt- 
sache nach  bei  der  Majorität  des  Reichstages 
keinen  Widerspruch  zu  finden.  Im  ganzen 
be<leutet  die  Novelle  einen  Schritt  vorwärts 
zur  Centialisierung  des  deutschen  N^oten- 
bank^'esens.  indem  die  central!  sierenden 
Kräfte  und  Elemente  des  Gesetzes  gestärkt 
und  befestigt,  die  föderativen  und  partiku- 
lären dagegen  zurückgedrängt  werden.  Im 
allgemeinen  werden    die   bewährten,   laug- 

CTg  erprobten  Grundlagen  der  deutschen 
kverässung  von  der  Novelle  nicht  atte- 
liert;  namentlich  wurde  auch  diesesmal, 
und  hoffentlich  endgiltig,  vom  Projekt  einer 
noch  weitergehenden  Verstaatlichung  der 
Centi-albank  Abstand  genommen, 

Ueber  die  bei  Abechluas  dieeeB  Artikels 
noch  schwebenden  Verhandluuf^en  bezüglich 
äeT  VeTl&nrernng  des  Privilegiuma  der  Reifha- 
bank  wird  in  einem  Nachtrag  berichtet  werden. 

Utteratnr:  H.  v.  PoacMnger,  Banbirfsm  und 
Banl^Uik  in  Preutten,  Berlin  lS7/ltlS7S.  — 
OerMetbr,  Die  Banken  i'ni  deiUaehen  Reiche, 
ihtttrreieh  und  der  Sehweii,  Erlange«  1876, 
Jtaa  1877.  —  O.  jBftbn«r,  Die  Baitkat,  Leiptiij 
1853.  ~  XUhlmr,  Geachiehu  der  tgl.  Bank  in 
Berlin,  Berlin  1854-  —  Max  WtrOi,  Hand- 
btifh  de»  Bankaetens,  KSln  ISSS.  —  Adolf 
Wagiter,  Sgittm  da-  ZeUelbankpolüik,  Freiburg 
1S7S.  —  LuduHg  Bamtterger,  Die  Zellelbank 
ror  dem  Beiehstag,  Leipiig  IS74-  —  Adolf 
Soetbeer,  Druttehe  Bankreifanuag,  Erlangen 
1875.  —  Slevoalr  Dat  Notenrerht  der  Reifht- 
baak,  Leiptig  1S76.  —  S.  Koeh,  Die  Reieht- 
geeeUg'rimng  über  Mäm-  und  Bantwete»,  BeAin 
ISSS.  —  Mottbl  Str9ll,    l>ber  Grgeuiearl  und 


Zutunft  det  deuUchen  Xotenbanktrenm,  Lriptig 
18SG.  —  a.  Ja<obtf,  Die  deaUrke  Zrtielhank- 
reforai  im  Jnhre  18111,  Manfkeu  1SS7.  —  WtU- 
(A«i-  X/Oli,  Getehiehte  uad  Kritik  det  deuUrkrii 
Bankgriitit',  IMptig  1888.  —  Eneln  IfaMie, 
Die  KHudigung  de*  PrirSlegt  der  Rririuhiink 
nnd  der  Pririitniitenbaokeu ,  Prenntiechr  Jahr- 
bücher, Bd.  63,  Hfft  n.  —  Härtung,  Die  A'n- 
tenhauteH  uuier  dem  Banigeäelt,  Jahrbücher ). 
NalionalBtonumie  und  fHalittlk,  drille  FiAge.  J. 
Band.  —  J.  FtHtdrirh,  Die  WHhruugi-  und 
IHtmntopolilik  d.  ReiebriKiak,  Bretlau  189-'i.  — 
Helfferlrh,  Dat  Sgiteia  der  KoHliiigrnlirrHng 
de»  Nolrnumlavfi,  Finnnmrchiv  ron  Sfhaiii, 
XIII.  Jahrgang.  —  KaeeMH*rer,  Srlfhibant 
und  Geldumlauf,  Berlin  1897.  —  Watther 
LiOt».  Der  Slreil  um  die  Verilaatliehiing  der 
Reiehlbaut,  Jlilurheii  1S9T.  —  Zur  Eniearrung 
de»  deiilteken  Bnnk'je»eltet,  Leipzig  18'.I'J. 

Moritz  Sli-eil. 


VIII.  Statistik  des  dentächeu  Bank- 
wesens seit  184T. 

1.  Die  Preugsische  Bank  1847—1875.  2. 
Die  Übrigen  dentachen  Notenljunkeu  1861--187Ö. 
3.  DiP  Reichsbank  seit  1876.  4.  Die  Privat- 
notenbanken.  ö.  Bankgesellschaften  ohne  Noten- 
ausgabe. 

1.  Die  Preoasische  Banh  1R47— 1875. 

1)  Wir  Stelleo  im  folgenden  zunächst  die 
wicht^ten  Zalilen  zusammen,  die  zur  Clia- 
rakterisierung  des  allgemeinen  Geschäftri- 
gMiges  der  Preussischen  Bank  dieneu. 


dl 

m 

11! 

m 

SS 

■2 

1 

Mill.Thlr. 

Mill.Thlr. 

Mill.Thlr 

1847 

lOJJ 

48.1 

5 14,0 

4,as 

5, '25 

8o,5 

64,6 

28,6 

368,5 

8»,5 

38,6 

5'5,9 

4,00 

4.900 

35,7 

472,5 

4,00 

5,' 50 

iKfia 

'03,S 

44,6 

5865 

4,00 

68,2 

853,3 

6.000 

174.0 

41,9 

883,3 

4,1t. 

6,16; 

IHht. 

«8,1 

1085,9 

4,08 

330-6 

56,9 

1461,4 

4,94 

8,500 

1867 

4;,.6 

57.9 

1678,1 

■^.rö 

»,550 

3»l,4 

51,1 

1410,7 

4.29 

7.400 

377.S 

45,7 

1529,3 

6,750 

35',  ■ 

36,a 

'375,7 

4,30 

5,200 

'j  Der  Betrag  der  diskontierten  und  ange- 
kauften imd  auch  der  zm'  Einziehung  Über- 
nommenen Wechsel.  Die  letzteren  bilden  nur 
TerlittltniBinäBsig  kleine  Summen,  s,  nnten  „Koni- 
raissionswechser'. 

*)  Nur  die  wirklich  auage führten  Geschäfte, 
nicht  auch  die  sonstigen  Buchungen  miifasseiid. 


Baukon  (Statistik  des  •leiitschen  Bankwesens  seit  1847) 


1873 
1874 
1876 


3^ 

MiU.Thir. 


370,7 
427,3 
521,9 

S40,2 

603,4 

585,4 
5*4,6 
59^,^ 
697,9 
789,7 
881,3 
'327,5 


274,9 

247.4 
i65,a 


1399,7 

iSSij 

1970,2 
2273,6 
2304,4 
2044,3 
2378,9 
3648,9 
3333,4 
3978,9 
5991,5 
Si6ö,8 
5746,6 
5819,4 
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Die  obigen  Zahlen  spiegln  de  allge- 
meinen  Gang  der  wirtschaftlichen  Entw-icke- 
hing  Pi'euBBenB  in  jener  Periode  deutlich 
wieder.  Die  politische  Bew^iag  der  Jahre 
1848  nnd  1849  flbt  einen  höchst  ungflnstigea 
Einfluss  auf  die  Geschäfte  aus;  ebenso 
zeigt  sich  ein  Bfickschlag  im  Jahre  18ü8 
als  Folge  der  Erisis  von  1857,  die  der 
Hchon  1856  eröffneten  Spekulationsperiode 
ein  Ende  machte.  Das  Kriegsjahr  1866 
bringt  einen  ungewöhnlich  hohen  Diskont- 
satz, die  Nachwehen  in  den  GeschAften 
treten  abei'  erst  im  folgenden  Jahre  voU- 
Ht&tdig  hervor.  Die  GrAndnugsperiode  nach 
dem  £j:i^e  von  1870/71  endlicn  bringt  den 
Geschllftsverkehr  auf  die  H&he,  die  der 
neuen  Phase  der  deutschen  Volkswirtschaft 
entspridit  und  von  welcher  aus  die  Reichs- 
bank als  Erbin  der  Preussischen  Bank  ihre 
fortschreitende  Entwiekelung  begonnen  hat. 

2)  Wh'  fflgon  noch  eine  Zusammen- 
Klellnng  der  DiskontÄnderungen  in  den  mehr 
oder  m-enigei-  kiitischen  Jahren  bei; 


1856    7.  I. 

6.  V. 
3.  IX. 

22.  IX. 
1867    9.  ni. 

18.  vin. 

19.  IX. 
3.  X. 

7.  XI. 
21.  XII. 

1858    5.  I. 
Iß.  I. 


1868  13.  XII. 

1864  3.  V. 
8.  IX. 
fi.  X. 
5.  XU. 

1865  14.  I, 
18.  II. 

4.  IX. 

3.  X. 

10.  X. 

1866  22.  II. 

4.  V. 

11.  V. 

13.  vn. 


18G6  la  VII. 

7 

1873 

1.  IV. 

^ 

26.  VII. 

6 

3.  V. 

6 

3.  VIII 

5 

18.  VII 

29.  X. 

4V1 

8.  viir.    4'.. 

13.  XII. 

4 

27.  X, 

5 

1870  16.  11. 

1874 

6.  I. 

4',t 

16.  VII. 

6 

19.  I. 

4 

18.  VII. 

8 

13.  X. 

19.  vm 

6 

23.  XI. 

6 

6.  IX. 

5 

1875  11.  r. 

1871 

20.  n. 

4'/. 

26  IV. 

4    ■ 

6.  ni. 

4 

13.  vn 

1872  16.  IX. 

28.  IX. 

1873  20.  I. 

4','. 

22.  XI. 

7.  II. 

4 

Der  LombardzinshisB  stand  meistens  i/j^/o 

höher  als  der  Diskontsatz. 

3)  Durchschnittlicher  Bairorrat  und  Noten- 

umlauf der  Preussischen  Bank  in  Millionen 

Thalem : 

Jahr 

Bar- 

Notea- 

Jahr 

Bar- 

Soten- 

vorrat 

Umlauf 

nmlanf 

1847 

ia,7o 

12,03 

1862 

87,47 

106,51 

1848 

i.:^ 

'4,95 

1863 

71,73 

i«»,83 

1849 

17,23 

■6,4i 

1864 

65,46 

116,13 

18&0 

19:46 

■  8^7 

1865 

66,63 

119,22 

1861 

20,08 

18,86 

1866 

66,01 

122,61 

1862 

n,s6 

19,99 

1867 

83,86 

128,13 

1863 

16,99 

18,83 

1868 

90,05 

139,91 

1864 

19,75 

19,86 

1869 

84,46 

145,10 

18Ö6 

24,36 

1989 

1870 

86,29 

163,26 

1866 

19,49 

31,86 

1871 

120,73 

ao2,35 

1867 

30,91 

60,09 

187« 

172,87 

253,18 

1868 

45,04 

67,73 

1873 

223,61 

290,49 

16^ 

52,50 

75,»7 

1874 

228,81 

377,47 

1860 

69)48 

81,39 

1876 

184,69 

351,43 

1861 

85,95 

95,07 

Das  niedrigste  Durchschnittsverhältnis 
der  Bardeckung  der  Noten  ßUlt  also  in  das 
Jahr  1870  uud  betrag  noch  immer  52,8*0 
des  durchschnittlichen,  jedoch  nicht  des 
gleich  zeitiffen  Notenumlaufs.  Die  im  Jahre 
1R56  erfolgte  Aufhebung  der  frilheren  Be- 
schränkung dei'  Nofenaw^abe  auf  höchstens 
21  Millionen  Thaler  übte  raach  dne  bedeu- 
tende Wirkung  aus. 

4)  Depositen  bei  der  Preussischen  Bank 
am  Ende  jedes  Jahres  in  Millionen  Thalem : 


Jahr 

Ä 

Jahr 

D«po. 
aiten 

Jahr 

Depo- 
siten 

1847 

1867 

"8,94 

1867 

19,15 

1H48 

'8,53 

1858 

19,68 

19,73 

184» 

1859 

20,6» 

18fi(l 

22,74 

1860 

31,85 

1870 

15,77 

1861 

22,80 

1871 

IHhK 

18^ 

1872 

1863 

34,02 

1863 

25,54 

39,01 

18M 

34,08 

1664 

32,65 

1856 

186Ö 

30,10 

33,77 

1«Ö6 

20,76 

'7,55 

Die  Depodten  bestanden  hauptsächlich 
aus  Mündelgeldern,  gerichtlichen  Hinter- 
legungen und  Kapitalien  von  Kirchen,  Sdf* 
tungen  etc.,  die  mit  2,  2Vs  imd  S^-o  ver- 
üinäich  waren.    Die  Zprozentigen   (in  den 
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Baokeii  (Statistik  des  deutschen  Bankwesens  seit  ld47) 


letzten  Jahreo  6—7  Millionen ,  früher  2—4 
Hillionen  Thaler)  waren  meistens  tfiglich 
rfickz^lbar.  Unverzinsliche  Depositen  (aus- 
serhalb des  Qiro Verkehrs  und  gcf^n  be- 
sondere Bankobligationan),  welche  die  Bank 
flberhaupt  erst  seit  1846  anoehmen  durfte, 
kommoQ  anfangs  nur  in  unbedeutenden  Be- 
tiägen  vor.  Nur  ausnahmsweise  erreichten 
sie  Ende  1871  die  Höhe  von  2Ü19597  und 
1873  die  von  936500  Thlro.  Sie  sind  in 
den  obigen  Summen  mit  einbegriffen.  Da- 
gegen bilden  die  Guthaben  der  Behörden 
und  der  Girokunden  besondere  Paasivposten 
der  Bank.  Die  eigentlichen  Oiroguthaben 
belicfen  sich  bis  1870  durchschnittlich  nur 
auf  250-  bis  500000  Thk.,  ausserdem  aber 
gab  es  (seit  1842,  statt  der  1838  einge- 
fahrten  Oiroqiiittimgcn)  von  der  Bank  accep- 
tierte  Giroanweisungen  mit  seohsmonatlicher 
deren   durchschnittlidier   Be- 


stand 1 — 2  Millionen  Thalcr  Iwtrug.  ^it 
187U  verschwinden  diese,  und  es  tntt  jetzt 
ein  bedeutendes  Anschwellen  der  Gim- 
guthaben  ein.  Dieselhon  belicfen  sich  E>ide 
1870  auf  133171  Thh-,,  1871  auf  108.'Ö313 
Tblr.,  1872  auf  31504284  Thlr.,  1873  auf 
81003661  Thlr.,  1874  auf  13484477  Thlr., 
1875  auf  6330000  Thh-.  Die  eigentliclie 
Entwickelung  des  neueren  Oiittverkehrs 
fallt  jedoch  ei-st  in  die  Periotle  der  Reiclis- 
bank.  Bis  1870  betrug  die  Summe  der 
jährlichen  Gutschriften  nur  .30—40  Millionen 
Thaler;  187(1  stieg  sie  auf  69,38,  1871  auf 
127,23,  1872  auf  364,77,  1873  auf  561,42 
Millionen  Thaler,  sank  dann  aber  1874  wie- 
der auf  174,53  Millionen. 

r>)  Betrag  der  Wechselbestände  und  Ixim- 
bardfordenmgen  der  Preussischen  Bank  am 
Endo  des  Jahres  in  Millionen  Thalern : 


Jahr 

|1 
^1 

lii 

iii 

i|l 

II 

,.h. 

3  * 

1 

1Ä47 

15,70 

3,96 

0,13 

ISSä" 

33,90 

25,42 

0,64 

1,86 

6,06 

1848 

9,06 

ils« 

14^20 

1863 

42,81 

31,12 

0:8. 

1,96 

8,28 

1819 

j\6g 

a,39 

OAI 

10,76 

18C4 

37,34 

25,55 

2,94 

2,25 

10,50 

1850 

7,21 

4,59 

0,66 

0.83 

10,53 

1865 

47,76 

32,99 

2,04 

2,24 

1900* 

18äl 

6,91 

4.19 

o;84 

0,69 

9,77 

1866 

41,12 

25,81 

5.16 

3.35 

15,96* 

1852 

8,26 

6,08 

1,32 

0,83 

9,72 

1867 

39,67 

27,03 

5,35 

2,46 

l8,21* 

1803 

■■,58 

g,8i 

0,63 

1,04 

11.48 

1868 

40,81 

32,01 

7,03 

2,38 

13,07* 

18M 

■3,70 

10,35 

0,78 

1,43 

8,88 

1869 

47,94 

41,89 

2,90 

2,37 

21.63* 

1865 

ao,zs 

16,4a 

0,14 

1.39 

8,84 

1870 

53,3' 

45, '6 

2,63 

a8.z2* 

18Ö6 

26;i4 

'7,78 

o,a8 

'^S 

1871 

52,5  s 

59,83 

2I6S 

6;6o 

23,62* 

1857 

34,47 

34,1a 

0,84 

2,19 

Tifil 

1872 

So,22 

100,37 

2,96 

10,74 

3 ',67« 

1SÖ8 

36.32 

24,53 

0,40 

2,27 

12,07 

1873 

71.99 

97,46 

2,86 

35,13 

30,66* 

18Ö9 

30,60 

'9,78 

0,76 

2,02 

12,05 

1874 

52,38 

68,96 

i;82 

4,27 

2267- 

1860 

37,84 

19,78 

0,73 

1,82 

8,72 

1876 

63,10 

90,84 

1,76 

*,50 

18,  i8* 

1861 

27,72 

20,58 

0,95 

1,90 

7,3o 

2.  Die  Sbrigen  dentschen  Noten- 
iMnken  1851 — 1876.  Die  preussischen  Nor- 
mativ liestimmungeu  vom  15.  November  1848 
Hessen  die  Notenausgabe  von  selten  pri- 
vater Banken  nur  in  sehr  engen  Grenzen 
zu.  Der  Gesamtbetrag  solcher  Noten  im 
Staate  sollte  7  Millionen  Thaler  nicht  Ober- 
steigen. Die  Konzession  durfte  keiner 
Notenbank  auf  länger  als  10  Jahre  gewährt 
werden;  keine  durfte  mehr  als  1  Million 
Ornndkapitol  haben  und  fflr  mehr  als  den 
Betrag  ihres  Kapitals  Noten  ausfertigen. 
Ee  waren  Noten  zu  10,  20,  50,  lOiJ  und 
200  Thlr.  gestattet,  die  beiden  ersteren  Ka- 
tegorieen  jedoch  nur  bis  zur  Höhe  von  je 
4>inem  Zehntel  des  Kapitals.  Ein  Drittel 
der  Noten  musste  in  bar,  ein  Drittel  in 
diskontierten  Wechseln  gedeckt  sein,  ausser- 
dem hafteten  die  Lombardforderungen  und 
alle  übrigen  Aktiven  f(ir  die  Einlösung  der 

')  Nur  die  mit  *  bezeiuhueten  Loinbardforde rangen  beziehen  sich  auf  den  Stand  am  31. 
Desember;  die  übrigen  Zahlen  dieser  Reihe  geben  den  jährlichen  Darchschnittsstand  an. 
HsadwBrterbuGb  der  SUauwIsasnachatteD.   Zwelle  AaSsge.    II,  14 


Noten.  Die  zu  diskontierenden  "Weelisel 
musstcn  wenigstens  drei  gute  ITnterBchriften 
tragen  und  durften  höc'hstons  noch  drei 
Monate  Umlaufzcit  haben.  Die  Lombard- 
darlehen durfton  nur  auf  drei  Monate  ge- 
währt werden.  Ausser  diesen  Geschäften 
war  den  Notenbanken  nur  noch  der  Handel 
mit  Münzen  und  edlen  Metallen,  der  An- 
kauf von  Wechseln  auf  das  Ausland,  die 
Besoi^mg  der  Einkassierung  von  Wechseln, 
Äuweisuiigcn,  Rechnungen  etc.  am  Sitzi' 
der  Bank  oder  im  Bereiche  ilu'cr  Agen- 
turen und  dioÄncahme  unverzinslicher 
Kapitalien  ohne  Verbriofnng  gestattet.  Die 
Annahme  verzinslicher  Depositen  war  den 
Piivatnotenbanken  (mit  Ausnahme  der  schon 
1824  errichteten  RitterschaftMchen  Bank  in 
Pommern)  anfangs  untersagt  und  wurde 
erst  bei  den  Statutenrevisionen  von  18ö6 
und    IK67    gestattet.     Dass   unter   solchen 


lOOg  Ic 


Banken  (Statistik  de»  deutsclien  Bank*-eBene  seit  1847) 


Tlmständen  in  den  ersten  Jahren  nach  Er- 
läse der  Normativbestimmnngen  nur  zwei 
Notenbanken  —  und  diese  von  besonderem 
Charakter  —  in  PreusBen  gegründet  wurden, 
kann   nieht  auffallen.    Im   ganzen   gab   es 


deren  im  Jahre  1871  ausser  der  Freussischen 
Bank  im  früheren  Staatsgebiet  nur  neun, 
1)  Hauptposten  der  Bilanzen  der  deut- 
schen Kettel&nkea  (ausser  der  Preussifichen) 
im  Jahre  1851  in  1000  TWr. 


"ä1 


?«i 


■r-a 


Wechaelbestande  .... 
Lombarddarlehen .... 
JLanfende  Forderungen 

Effekten 

Barvorrat 

Kotennmlauf 

Depositen 

Giro-  und  Kontokorr.-Saldi 
Eingrezabltes  Kapital  .  . 
Reserve 


Die  nmden  Zahlen  des  Notemunlaufs 
der  drei  preussischeu  Banken  steUen  ohne 
Zweifel  nicht  die  Summe  der  wirklieh  im 
Verkehr  befindlichen,  sondern  die  der  über- 
haupt ausgefertigten  Noten  dar;  die- 
jenigen, welche  die  Bank  noch  selbst  in 
Händen  hat,  sind  dann  im  Eassenvorrat  mit 
eingerechnet  In  den  Bilanzen  der  Leipziger, 
Dessauer,  Eostocker  und  Lübecker  Bank 
sind  die  Beträge  der  voniltigen  eigenen 
Noten  angegeben,  und  diese  sind  in  der 
obigen  Ueberaicht  ztu"  Feststellimg  des  wirk- 
lichen Umlaufs  von  den  Summen  der  aus- 
gefei-tigten  (bezw.  7,6  Mill.,  2,5  Mill.,  0,5 
Mill.  und  0,32  Mill.)  abgezogen.  Der  Haupt- 
teil der  Aktiva  der  Bayerischen  Hj'potheken- 
und  Wechselbank  bestand  aus  Hypothekar- 
forderungen  im  Betrage  von  8729854  Thlr. 
Äueh  die  »Land ständische  Bank  zu  Bautzen« 
(durch  ein  G.  v.  13.  August  1844  bestätigt) 
ist  hauptsächlich  Hypothekenbank  und  sie 
hatte  Ende  1851  Hypol  hekenf ordern  ogcn  im 
Betrage  von  862615  Tlilr,  erworben.  Das 
Hecht  der  Notenausgabe  bis  zur  Höhe  von 
500000  Thlrn.  wurde  ihr  erst  durch  eine 
V,  V.  17.  April  1850  gewährt  und  später 
bis  auf  eine  Jlillion  Thaler  j  •    .      t 


4«,7 

3  234,ä 

649,4 

666.3 

s?;» 

333,3 

705,4 

lb,o 

446;? 

000,0 

1500,0 

" 

",a 

den  Jahren  1853 — 57  entwickelte  sich  in 
Deutschland  eine  bis  dahin  nicht  gekannte 
(hilndungsthätigkeit ,  die  sich  iiesouders 
auch  der  Erriditung  von  Notenbanken  in 
deutschen  Kleinstaaten  zuwandte.  Letztere 
erteilten  mit  unbeschr&ikter  Ausnutzung 
ihrer  Souveränitätsrechto  Konzessionen  zur 
Notenausgabe  auf  90  oder  100  Jahre,  die 
neuen  Banken  aber  waren  natürlich  von 
vornherein  darauf  angewiesen,  ilu-e  Noten 
ausserhalb  ihres  kleinen  Konzessionsgebietes 
zu  vertreiben.  Zur  Abwehr  wurde  in  PreTis- 
sen  das  G.  v.  14.  Mai  1855  erlassen,  welches 
fremde  Banknoten  sowohl  wie  fremdes  Pa- 
piergeld in  Stücken  von  weniger  als  10  Thlr. 
als  Zahlungsmittel  ausschloss.  Achnliche 
Verordnungen  erfolgten  noch  in  demselben 
Jahre  in  Sachsen  und  Bayern;  Baden  ver- 
bot alle  auswärtigen  Banknoten  ausser  den 
preussischen,  bayerischen,  nassauischen  und 
Frankfurtern. 

2)  Debor  die  allgemeinen  Geschäfts  Ver- 
hältnisse der  älteren  wie  der  in  jener  Pe- 
riode und  später  entstandenen  Zettelbankeu 
am  Ende  der  Jalire  1861  und  1871  giebt 
die  folgende  Tabelle  Auskunft.  (Die  Sum- 
men in  Millionen  Thaler.) 


DepoMt«n, 
Girognt^ 
haben  ete. 

Noten- 
nmlanf 

Ka««en- 

beatand 

Wechsel- 

beatand 

Lombard- 
forde- 
rungen 

Effekten 

1861|187I 

1861 

1871 

1861  1  1871 

18Ö1 

1871 

1861 

1871 

1861 

1871 

Berliner  Kaasenverein  .    . 

.,28 

1,46 

7,06 

1,08 

0,00 

0,02 

Breslauer  Bank    .... 

0,24 

l,of 

1.0* 

0,96 

0,3b 

0,66 

1,80 

0,4s 

1,16 

o,b\ 

Danziger  Bank     .... 

Kitterachaftl.  Bank  in  Toin- 
utem  (Stettin)  .... 

o,Si 

1,40 

",9S 

0,95 

0,43 

0,37 

1,99 

2,07 

°,i<' 

0,38 

0,03 

0,04 

2,18 

^M 

°fl7 

0,91 

o,<!6 

0,48 

l,>8 

o,';4 

0,48 

0,0z 

0,42 

0,01 

»m 

0,37 

0,07 

1,52 

0,19 

0,57 

1,01 

0,00 

0,13 

yClOOglC 


Banken  (Statistik  des  deutschen  Bankweseo:-  seit  lt>47) 


De^siten 
Girognt- 


Lombard- 

niQgen 
18611 1871 


roseoer  Bank  .  .  . 
Gtlrlitzer  Bank  .  . 
Magdebarger  Bank  . 
Kölner  Bank  .  .  . 
HannoTersche  Bajik  . 
Nassanigche  Biink 
HombUTEer  Bank.  . 
Ka jerisclie  Hypotheken-  u. 

Weduelbank  .  .  . 
Leipziger  Bank  .  .  . 
Ldpnger  Hassen  verein 
^arhsisclie  Bank  .  .  . 
Baatzener  Bank  .  .  . 
WQrttembergische  Bank 
Kadische  Bank  .  .  . 
Rank  für  Süddeutschland 
Kostocker  Bank  .  .  . 
Oldeubarger  Bank  .  . 
Weimariache  Bank  .  . 
Xeininger  Bank  .  .  . 
Ciothaer  Bank  .... 
Brannschweiger  Bank  . 
Desaaner  Bank  .  .  . 
Gerser  Bank  .... 
Bank  zo  SondershaDsen 
Bfickebnrger  Bank  .  . 
I-Vankfurter  Bank  .  . 
Bremer  Bank  .... 
Lflbecker  Privatbank  . 
I.Qbecker  Komni.-Bank . 
Liixembnrger  Bank  .    . 


0,90 

o,34* 

0,97 

1,0* 

0,43 

,!,■;■; 

0,65 

0,50 

o,*9 

0,03 

6,9* 

i^T 

4,lfo 

3,80 

V 

o,»S 

a,77) 

- 

6.S0 

o,'5 

0,46 

2,0« 

!,«> 

8,0« 

0,34 

,,»0 

4.« 

0,33   1 

0,07  ! 

lo* 

0,02  ! 

l,o* 

0,02 

5,04 

7,3s  1 

■;," 

','3 

0,14 

0.19 

1,0: 

0,03 

- 1(3,03) 

—  I  8,69 
0,53  7.69 
0,401  0,66 


I„ 

Dindenden  in  Prozent 

1 

la 

0,09 

B 

18661  1869 

187U 

1Ö71 

1Ö72 

1873 

1H74 

1875 

Bert.  Kassenverein 

«,« 

«.So 

u,.. 

1200 

=,.v. 

Iianziger  Bank 

0,07 

0,03 

°,U 

6,04 

5,5<i 

6,W 

t,v 

7,00 

7,7"; 

b,oc 

7,00 

Kitt«TBchiifU.  Bank 

in  Pommern    .    . 

0,96 

0,03 

0,44 

(,»» 

5,°o 

5>40 

&,« 

b.^o 

»,11 

9-0O 

9,l6 

9,50 

Posener  Bank  .    . 

6,,o 

6,40 

6,ac 

7,W. 

Külner  Bank     .     . 

0,03 

o,V 

6,00 

7,0t 

6,4c 

ö,SC 

6,66 

Äagdebnrger  Bank 

,,60 

S,Sc 

b,13 

Ran  no  verscheBank 

4,84 

4,~> 

S,6o 

6,60 

7,bo 

6,67 

6,47 

Frankfurter  Bank 

0.34 

0,06 

0,61 

0," 

S.70 

6,30 

7,0c 

9,9c 

10,0c 

8,17 

9,33 

[fombnrger  Bank 

0,37 

0,02 

0,31 

^oo 

v 

''fit 

0S2 

7,9«. 

6,16 

B8yer.H.Tpothek.n. 

0,19 

— 

— 

»,43 

4,45 

5,90 

S,°° 

5.50 

5,87 

ft,25 

0,48 

6,44 

befindlichen  Koten  ein.  { 

Die  Zahlen  nnter  dpr  Kubrik  1871  A-}-B  (nacb  Ad.  Wagner)  nmfasBeu  nicht  nur  die 
Kantokorrentgnthaben  nnd  Grundstücke,  sondern  auch  die  etwaigen  sonstigen  Aktiva.  Bei  der 
Bayeriacken  Hj^tbeken-  und  Wecbselbank  sind  die  Gmndstiicke  mit  den  Hypotheken  vereinigt, 
und  daher  ist  der  Posten  ß  auch  schon  für  1861  hier  ganz  weggelassen  worden. 

Öie  eing^lammerten  Zahlen  für  die  Wiirtt«mberpsche  Bank  beziehen  sich  nicht  auf 
Ende  1871,   sondern  auf   den   31.  März  187S,  da  diese  Bank  erst  im  Jahre  1871  gegründet 

14* 
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Batiken  (Statistik  des  <leiit3(iheu  Haukwäseiis  seit  1S47) 


DivideudeD  ia  ProEent 


o,<^ 

7,10 

^06 

i9 

1870 

1871 

1872 1 1873  1 1Ö74  1 1875 

0,71 

6,00 

8,60 

8,18 

10,40 

9,.0 

7..0 

6,66 

6,70 

6,00 

b,a.; 

o,?-; 

7^V 

7,30 

b.oo 

7.BS 

9,00 

9,00 

lü.tX) 

10,  w 

10,00 

z 

_ 

i,90 

_ 

_ 

z 

z 

S.oo 

6;^ 

5.S«. 
7,00 

7,00 

0,33 

5,75 

0,W 

0,03 

^ÜA 

t.,S2 

6,00 

7,00 

0.7  s 

8,00 

7,üo 

7.30 

ö,SO 

S-as 

0,02 

6,50 

0,5": 

6,« 

4,0c 

o.S! 

6,7-; 

11,35 

i^6j 

I8.7S 

11, ^c 

u,6b 

*,8l 

0,04 

4,21 

5,24 

4.S0 

I.SO 

7,00 

S.oo 

■i,^^ 

3,19 

0,M 

»,^0 

io,oo 

13,00 

4,0c 

3,00 

O.Ol 

8,0c 

8,7^ 

»,7^ 

B.oc 

o,:i 

>,7ö 

4,74 

7,00 

8,5c 

«,St 

9,« 

6,66 

l,öl 

0,02 

■  ,li 

5. '9 

4,00 

7.00 

s::? 

la,i;c: 

U,ü<. 

10,50 

9,5c 

0,8, 

0,«. 

a,2t 

0,44 

öiS° 

12,00 

il,ÜO 

8.S0 

8,00 

6,00 

0-59 

0,01 

4,50 

4,00 

4,00 

4,01 

14,01- 

5,00 

0,30 

0,01 

o,4i 

7,14 

li,oo 

10,00 

10,0c 

S,oc 

8,66 

0.16 

0,0a 

6,01 

6,00 

S,bc 

7,0c 

6,n 

0,25 

7,10 

6,iq 

■;.7o 

8,00 

9,0c 

s,-i.i 

10,ÖC 

9,0c 

o,ÖJ 

A^t 

6,12 

8,  SC 

6,0c 

0,33 

0,03 

2,93 

7,07 

10,00 

H,00 

10,00 

13,00 

l»,00 

8,50 

9,00 

0,50 

Leipziger  Bank 
Leipzig.  Kassen ver. 
SächBische  Bank    . 
Württeraberff.Bank 
Badtsche  Bank  .     . 
Bank  f.  SUddeuUchl. 
Rostocker  Bank    . 
Oldenburger  Bank 
WeimariBche  Bank 
Heininger  Bank 
Oothaer  Bank  . 
Brounschw.  Bank 
Dessaaer  Bank 
Oeraer  Bank 
Bank  zu  Soudersh. 
BUckebnrg-er  Bank 
Bremer  Bank    .     . 
LübeckerPriv.-Baiik 
Lübecker  Komm.-B. 
Luxemburger  Bank 


Eine  eigontflmlicho  Stellung  nahm  die 
Chemnitzer  Stadtbank  eio,  die  durch  einen 
königl.  Erlass  v.  9.  August  1848,  anfangs 
nur  auf  drei  Jahre,  konzessioniert  wunle 
und  das  Becht  erhielt,  unter  Garantie  der 
Stadt  Chemnita  300000  Thlr.  in  Ki-edit- 
scheinen  zu  1  Thlr.  anazugeben.  Diese 
Scheine  hatten  mehr  den  Charakter  von 
Papiergeld    als   von    Banknoten,    und  daher 


wurde  die  Bank  vor  1875  meistens  nicht 
zu  den  Zettelbanken  gereclinet,  nach  dem 
Reichsbankeeselz  aber,  das  ilir  ein  steuer- 
freies Kotenkonfingent  von  441000  M.  bewil- 
ligte, gehörte  sie  zweifellos  zu  den  Privat- 
notenbanken. 

8.  Die  Reichebank  seit  1876.  1)  Ileber- 
siclit  der  Geschäftsergebnisse  der  lleichs- 
bank  in  Millionen  Mark: 


Jahr 

Üesamt- 

omB&tze 

An 

Platz- 
wechseln 

[kaufe  von 

Versandt- 
wechseln 

anal. 
Wech- 
sebi 

Lom- 
bard- 
dar- 
leben 

Gold- 
känfe 

Giro- 

Bätze 

Zab- 

Inngen 

fOrBeich 

und 

Bnndes- 

Ver- 
wal- 

tungs- 
kosten 

Zu- 
gang 

Re- 
aerve- 
fonda 

Divi- 
dende 

% 

1876 

36685 

I   107,2 

3015,7 

'7,6 

467,2 

46,4 

16711 

2071 

5,40 

0,98 

6','. 

1877 

47  542 

1  128,4 

2695,3 

18,7 

492,8 

177,2 

27032 

2149 

5,65     1,07 

6,29 

1878 

44355 

1066,5 

3  289,4 

40.3 

535,8 

97,7 

37393 

■  9b5 

5.44  j   ',08 

6,30 

1879 

47  459 

1  054,7 

2314,8 

39,3 

628,4 

84,0 

30410 

1553 

5,33  '  0,30 

5 

1880 

52194 

i  034,1 

2  450,7 

57,4 

S39.7 

46,2 

35334 

1372 

5,40 

0,90 

6 

1881 

56336 

io8a,i 

2  579,7 

56,6 

1046,6 

47,1 

37  459 

1824 

5,44 

1,30 

6';a 

1882 

5600Ö 

1  164,8 

a  835,9 

43,8 

900,9 

110,9 

36190 

1  818 

5,51 

1.53 

7,05 

1683 

62620 

1  101,9 

3698,3 

45,8 

704,3 

55,9 

43  794 

1890 

5,80 

1.05 

6,25 

1884 

71591 

1  194,9 

2585,0 

43,6 

765,3 

'3.5 

53638 

2256 

5,93 

1,05 

6>5 

168Ö 

73199 

1  146,6 

2412,7 

77,3 

740,0 

129,7 

53847 

2807 

6,03 

1,04 

6,24 

1886 

llfi 

1  177,0 

2  382,2 

105,3 

775,8 

130,3 

57230 

2669 

6,1' 

0,47 

5,29 

1887 

I  252,3 

2701,3 

66,6 

690,3 

172,3 

58843 

2944 

6,28 

6,30 

1888 

84338 

1  368,9 

2  649,3 

54,8 

709,6 

235,9 

63835 

3079 

6,49 

0^54 

5,30 

1889 

99709 

1  605,0 

3031,3 

61,6 

1  045,5 

75676 

3350 

6,80 

7 

1890 

108595 

'  847,5 

3  578,0 

64,0 

1315,3 

SS^o 

79750 

4055 

7,43 

3!ö7 

8,8. 

1891 

109933 

1  837,0 

3576,8 

78,3 

1  308,1 

176,5 

81013 

4211 

7,81 

1,00 

7,55 

1892 

104489 

1  768,0 

3057,5 

68,5 

907,0 

61,5 

78215 

4  396 

8,31 

6,38 

1893 

110942 

1993,7 

3367,1 

67,2 

1  054,4 

137,0 

8*363 

442' 

8,65 

7.53 

1894 

110784 

1790,6 

3  939.6 

5»,7 

825,0 

241,1 

84450 

4194 

9,07 

6,36 

189Ö 

131313 

3  "44,1 

54,0 

1  110,9 

55,3 

93698 

4233 

9,69 

5,88 

1896 

131499 

3491^3 

3  743,0 

54,4 

1  438,2 

62,0 

98249 

11558 

9,53 

7,;o 

1897 

142  111 

2569,2 

4037,8 

54,1 

1  553,0 

1*4,0 

103903 

'S 'SS 

io,»6 

~ 

7.92 

Diglizecb,  Google 


üftnken  (Statistik  des  deutsche»  Bankwesens  seit  1847) 


213 


Die  UmBBtzziffeni  des  Giiriverkehrs  «m- 
bssea  die  Einnahmen  Trie  die  Ausgaben 
aiif  Girokonto. 

2)  Durch  sehn  itUich  er  Bostimd  des  Metall- 
vorrats, des  Notenumlants,  der  Girogiithaben, 
der  Ijombarddarlehen  und  der  angekauften 
in-  und  ausländischen  Wechsel  in  Millionen 
Mark. 

J,ir  »«tan-  Noten-  ^^^'j^^_  Lomterd- Wech- 
Vorrat    Umlauf  y^Jt:^   dftrlehen      sei 

187ß    sio,6       684,9      aiM  51,0      4C«,9 

1877  523,1       694,9       177,6  49,3      364,9 

1878  494,1       622,6       184,7  52,5      340,9 

itfra    534,2     667,8     199,9        53,0     328,4 

1880  s6',7  755,8  i8s,5  62,7  357,2 

1881  556,1  764,a  181,1  73,7  360,5 

1882  547,3  771,3  171,7  67,4  3S6,7 

1883  600,1  759,9  204,0  53,8  381,5 

1884  591,7  73^,9  223,0  49,2  410,8 

1886  586,1  727,4  235,6  52,5  372,8 
1B86  693,1  802,2  »84,6  50,1  397,1 

1887  772,4  860,6  352,3  51,1  443,7 

1888  903.4  933,0  381,8  53,0  430,9 

1889  871,6  987,3  385,5  69,9  S'o,3 

1890  801,0  983,9  361,5  89,4  534,1 

1891  893,8  971.7  464,1  99,0  5=5,8 

1892  942,1  984,7  511,9  97,6  541,7 

1893  841,7  984,8  453,4  93,8  581,8 

1894  934,3  1000,4  49«,3  81,1  547,5 
Ißflö  iou,8  1095,6  499,5  83,2  573,9 

1896  892,0     1083.5      484,3         to6,o      646,3 

1897  871,5  10857  471,4  108,3  644,8 
Etwa  zwei  Drittel  der  stets  Migen  Ver- 
bindlichkeiten bestehen  aus  Oiroguthaben 
der  Bankkunden.  Diesolbeu  beliefen  sich 
dtuvIiBchnittlich  mit  Ausschluss  derjenigen 
»lerHeichß-  und  Staatskassen  1895  aut  290,0 
MiUioneD,  1896  auf  239,0  Millionen  und  1S97 
anf  235,4  Millionen  Mark.  In  dem  letzteren 
Jahre  war  der  höchste  Stand  290,2  MiUionen, 
der  niedrigste  199,4  Millionen. 

Bei  der  Berechnung  der  steuerfreien 
Sotenreserve  werden  be&nntlich  die  Reichs- 
kaesenacheine  und  die  Noten  anderer  Banken 
mit  zum  Barvorrat  gezählt.  Der  durch- 
schnittlicbe  Kassenbestand  an  ersteren  belief 
nch  1880  auf  42,2  Millionen,  an  letzteren 
aof  23,4  MDlionen  Mark,  beide  Summen 
aber  nahmen  in  der  Folgezeit  ziemlich  stetig 
ab,  und  die  entsprechenden  Zahlen  betrugen 
1897  mir  22,1  und  11,8  Millionen  Mark.  Die 
fttr  die  Beurteilung  der  Lage  der  Bank  sehr 
wichtige  Teröffentlichung  der  Zusammen- 
setzung des  Metallvorrats  aus  Gold-  und 
Silber  findet  erst  seit  1894  statt.  Es  waren 
TOTfaanden  am  ,S1.  Dezember  an  Millionen  Mark 
1894  1895  1890  1897 
rteutsehe  Goldmtliizeii  292,0  200,9  ^17,0  263,2 
Somtiges  0«ld  423,4  570,0  314,4   304,9 


._!  Gold  714,4  s7o,9   531,4  568,1 

Thiler  214,3  «04,3    195,6    189,4 

Scbridonfliizen  85,8     77,9     77,6     69,1 

DerMetallvorrat  erreichte  seinen  höchsten 

Stand  am  15.  Februar  1895  mit  1112.1  Mil- 


lionen Mark.  Jedoch  war  er  ani  Hl.  De- 
zember desselben  Johi'es  wieder  auf  853,1 
Millionen  gesunkeu.  Im  Jahre  1896  schwankte 
er  zwischen  804,2  Millionen  (am  7.  Oktober) 
und  965,0  MUhonen  (23.  Februar),  1897 
zwischen  748,2  Millionen  {7.  Oktober)  und 
940,8  MiUionen  (23.  Juni).  Der  Noten- 
umlauf bewegte  sich  1895  zwischen  968,2 
Millionen  (28.  Februar)  und  1320.1  Millionen 
(31.  Dezember),  1896  zwischen  973,5  Milli- 
onen (23.  Februar)  und  1257,9  Millionen 
(31.  Dezember)  und  1897  zwischen  948,4 
Millionen  und  1320,0  Millionen  (31.  Dezember). 
Am  31.  Dezember  1898  stand  er  auf  1356,4 
Millionen  bei  einem  Mclallvorrat  von  807,4 
Millionen  und  einem  Barvorrat  von  839,6 
Millionen.  —  Wiederholt  ist  der  Notenum- 
lauf unter  dem  Metallvorrat  gobüeben :  so  vom 
7.  Mai  bis  zum  23.  Juni  1888  (höchster  Metall- 
überschnss  137,2  MiUionen),  am  1.  März  1889 
um  .53,9  Millionen,  v.  23.  Januar  bis  23. 
März  1895  (höchster  Mefallüberschusa  142,5 
MiUionen). 

Das  steuerfreie  Notentontigeut,  lu^prQng- 
lich  250  Millionen  Mark,  wurde  Amch  Zu- 
rflcktreten  von  14  Privatbauken  schon  im 
jBhrel876auf272720000M.  erhöht;  im  Jahre 
1877  8ti^  es  auf  27387ri000  M^  1886  auf 
274834000  M.,  1887  auf  276085000,  1889 
auf  286585000,  1891  auf  292117000  und 
1894  auf  293400000  M.  Das  Kontigent  ist 
häufig  überschritten  worden:  zuerst  am  31. 
Dezember  1881  um  26,1  Millionen  Mark 
(Steuer  27179  M.),  dann  am  30.  Septem- 
ber und  7.  Oktober  1882  um  19,2  Ww. 
12,2  MiUionen  Mark  (Steuer  32718  M.),  am 
31.  Dezember  1884  um  32,7  Millionen  Mark 
(Steuer  34040  M.),  am  7.  Januar  1885  um 
2,6  MiUionen  Mark  (Steuer  2724  M.),  am 
31.  Dezember  1886  um  34,2  Millionen  Mark 
(Steuer  35585  M.),  am  30.  September  1889 
um  71,8  MiUionen,  am  7.  Oktober  um  45,2 
MiUionen,  am  31.  Dezember  1889  um  109,5 
MUUoneu  Mark  (Steuer  235966  M.).  Am  7. 
Februar  1890  betrug  die  üeberaehreitung 
noch  50,4  MiUionen;  vom  7.  Oktober  bis 
zum  31.  Oktober  bewegte  sie  sich  von  104,2 
bis  18,9  MiUionen  und  am  31.  Dezember  er- 
schien sie  nochmals  mit  26,2  Millionen.  Die 
Steuer  belief  sich  in  diesem  Jahr  auf 
338628  M.  1891  und  1892  fand  keine 
üebwschreitung  statt;  1S93  betrug  sie  am 
30.  September  38,5  Millionen  Mark  (Steuer 
40 123  M.),  1894  wieder  0,  1895  am  30.  Sep- 
tember 46,1  MiUionen,  am  7.  Oktober  20,7 
Millionen,  am  31.  Dezember  148,3  MiUionen 
(Steuer  224042  M.)  1896  am  7.  Januar  35,8 
Millionen,  am  31.  März  44,0  Millionen,  am 
30.  Juni  34,3  MUhonen,  am  30.  September 
119,6  MUhonen,  am  7.  Oktober  78,3  MUlionen, 
am  31.  Dezember  134,1  Millionen  (Steuer 
464801 MA  1897  am  7.  Januar  31,3  MOUcnen, 
am  31.  März   12,2  MiUionen,  am   30.  Juni 
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28,2  Millionen ;  am  : 
wieder  dieUeberschreitung  mit  20ö,S  Millionen 
und  dauerte  fort  bis  zum  7.  November,  an 
■welchem  Tage  sie  noch  7,1  Millionen  Mark 
betrug;  nochmals  trat  ^e  dann  am  31.  De- 
zember mit  172,8  Millionen  Mark  auf. 
Stener  erreichte  in  diesem  Jahr  deo  früher 
unerhörten  Betrag  toji  767916  M.  Auch 
im  Jahre  1898  war  die  TJebei'Schreitung  des 
Kontingents  sehr  bedeutend  und  sie  behauptete 
sich  namentlich  im  November  und  Dezember 
gegen  einen  Diskont  von  6  Prozent  mit 
grosser  Hartnäckigkeit.  Äm31.Dez.betnig6ie 
283  MiUionen  itärk.  Das  Kontingent  -wird 
also  in  den  letzten  Jahren  immer  häufiger 
und  starker  üliersclmtten,  was  geltend  ge- 
macht wird,  um  eine  Erhöhung  desselben 
zu  rechtfertigen,  indem  man  nich  zugleich 
auf  die  ausserordentliche  Entwicklung  der 
Produktion  und  des  Handels  in  Deiitschland 
seit  1876  benift.  Indes  ist  diese  Entwicke- 
hmg  an  sich  kein  Grand  zu  einer  Ver- 
grÖBserung  des  ungedeckten  Xotemunlaufs, 
der  in  England,  wie  schon  erwähnt,  gänz- 
lich verschwnmden  ist  Vielmehr  hätte  man 
erwarten  soDen,  dass  mit  dem  ökonomischen 
Fortschritt  aiich  der  Goldvorrat  der  Bank 
sich  entsprechend  vermehrt  und  namentlich 
dass  das  Check-  und  Abrechnungssysfem 
nach  englischem  Muster  eine  noch  grössere 
Ausdehnung  gewonnen  hätte.  In  WirUichkeit 
bedeutet  die  Geldknappheit  in  Deutschland 
Oberhaupt  nicht  einen  Mangel  an  Umlaufs- 
mitteln, sondern  an  flüssigem  Kapital,  und 
diesem  abzuhelfen  ist  nicht  die  Aufgabe  der 
Reichsbank.  Die  Diskontändemngen  bis 
ziun  Ende  des  Jahres  1897  giebt  die  folgende 
TTebersicht  an: 


Datum 

1876  3.  I. 
19.  I. 

4.  II. 
18.  V. 
11.  VII. 
25.  X. 

1877  6.  I. 

11.  V. 
16.  VI. 

12.  IX. 
a  X. 

12.  XI. 
3.  XII. 

1878  21.  I, 

29.  vni. 
n.  xn. 

1879  11.  I, 

21.  in. 

13.  viri. 

11.  X. 
10.  XII. 

1880  18.  VIII. 

4  IX, 


Datum 
1881  26.  Vlir. 
5.  X. 


X 


3.  III. 

10  III. 

8.  IX. 

1883  18.  I, 

1885  10.  m. 

4.  IV. 

11.  V. 

1886  22.  1. 

IV, 

20.  II. 

18.  X. 

3'A 

I.  XI. 
18.  XII. 

1887  18.  1. 
11.  V. 

1888  17.  IX. 

6.  xn. 

1889  12.  I. 

4.  n. 

4.  IX. 
8.  X. 

1890  21.  II. 


Datum 

«■ 

Datum 

1890  26.  IX. 

1894  5.  II. 

10.  X. 

1'/. 

1895  11.  XI. 

1891  12.  I. 

1896  12.  IT. 

3.  IL 

7.  IX. 

15.  V. 

10.  X. 

1892  11.  I. 

1897  19.  I. 

28.  X. 

26.  II. 

1893  17.  I. 

30.  IV. 

12.  V.  ■ 

e.  IX. 

11.  vni. 

11.  X. 

1894  9.  I. 

Im  Jahre  1898  ging  der  Diskont  in  den 
ersten  Monaten  \-oq  5bis3*/o  zui-ück,  dann 
stieg  er  wieder  auf  4%,  am  10.  Oktober 
auf  5"/o,  am  9.  November  aiif  .')'/s''/o  und 
am  19.  November  auf  6  %,  auf  welchem 
Satze  er  sich  bis  zum  17.  Januar  1899 
behauptete.  Zum  ersten  Jlale  war  der  Dis- 
kont in  dieser  Zeit  bei  Ueberschreitung  des 
Kontingents  höher  als  der  Prozentsatz  der 
Steuer. 

Der  Lombardzinsfuss  stand  bislhlärz  18^4 
fast  immer  um  1  "/o  höher  als  der  Wechsel- 
diskont. Dann  wurde  er  bei  Beteihung  von 
Reichs-  und  deutschen  Staatsschuldverschrci- 
hungen  um  's "/o  herabgesetzt,  seit  dem  1. 
Juli  1898  aber  ist  diese  Unterscheidung 
wieder  weggefallen. 


Aktiva 
Gold  iu  Barren  und  ansl.  MUnzen 

das  Pfund  fein  zn  1392  M. 
Kursfähige«  deataches  Ge\A 
BcichskaHsenscheine     .     .    . 
Eigene  Banknoten  .... 
Not«n  anderer  Banken     .     . 

Platz  wcchgel 

Wechsel  auf  deutsche  Pl&tze 
Wechsel  a.  ausserdentachePlätze 
Lombardfordrgn.  auf  Edelmetall 
„  Effekten 

Effekten     ...".... 
Kontokorrentguthaben     .    . 
Fällige,  unbez.  geblieb.  Wechsel 
Grundstücke    .... 
Verschiedene  Aktiva    . 

Pasxiva 

Grundkapital 

Reservefonds  (voll) 

Iteaerre  f.  zweiielb.  Forderungen 
In  Betrieb  gegebene  Banknoten  » 
Giro-  u.  Eonüikorrentgathaben   . 
Depositen  (unverzinBlich)     .     . 

Kotenstener 

Verschiedene  Passiva  .... 

Heingewinn  fOr  das  Reich  .    . 

„  f.  d.  Anteilsinhaber 


4,39      304,87 

0,3>        513,69 

6,31        15,66 


192,7* 

4,48 
6.4* 


0,49 
0,46 
8,13 


167,97 
4,69 
37.81 
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19396832.  Davon  gingen  3';*",'«  des  Grund- 
kapitals (statt  der  früheren  4',<'"o),  also 
4200000  M.,  die  bereits  bezahlt  waren,  als 
Nonna3di\-idende  für  die  Anteilseigner  ab. 
Der  Rest  von  13209232  bezw.  151968.12 
3t  bildete  den  in  der  Bilanz  angeführten 
Beingew-inn,  der  zwischen  dem  Reiche  und 
den  Änteüseigaern  nach  den  Beatimmungen 
des  G.  V.  18.  Dezember  1889  zu  verteUen 
war.  Zunäclmt  erhielten  demnach  das  Reich 
Tind  <he  AnteilBeigner  je  2'.'ä"/o  des  Grand- 
kapitals,  also  je  3000000  M.,  wodurch  die 
Dividende  auf  6  "■<>  gebracht  war.  Ton  dem 
UebersclixiBse  im  Betrage  von  7  209  232  bozw. 
9196832  il.  erhielten  die  Anteilseigner  noch 
ein  Viertel,  nämlich  1802.308  bezw.  2299208 
31, (nebst  einem  kleinen  im  Vorjahre  unverteilt 
geblict»eQmi  Reat),  das  Reich  aber  drei 
Viertel,  also  54i)ßS24  bezw.  6897  634  M. 
Im  übrigen  machen  wir  zu  diesen  Bilanzen 
noch  folgende  Bemerkungen; 

Der  Effektenbesitz  der  Bank  bestand  fast 
nur  aus  diskontierten  Schatzanweisimgen. 
—  Von  den  aufgeführten  74,3  Millionen  und 
104.9  jUiUionen  an  »verschiedenen  Aktiven» 
bestand  der  grösste  Teil,  nämlich  .')9,4  luid 
r]S,03  Millionen,  aus  zum  Umlauf  nicht  mehr 
geeinieten  und  deshalb  von  den  Eassenhe- 
stiUiden  al^;esetzten  Banknoten,  also  nur  aus 
einem  fiktiven  Wert,  der  dui-ch  die  ent- 
sprechende Vergrösserang  der  Summe  der 
sin  Betrieb  gegebenen«  (nicht  nur  der  wirk- 
lich umlaufenden)  Noten  auf  der  Passivseite 
ausgeglichen  wird.  —  Die  verzinslichen 
Depositen,  die  bei  der  I'reussischen  Bank 
eine  so  grosse  Rolle  spielten,  sind  aus  den 
Passivposten  der  Reiclisbank  seit  1880  ganz- 
lich verschwimden.  —  Was  die  Stückelung 
der  Xoteu  betrifft,  so  wai-cn  am  31.  De- 
zember 1897  408.'>610(M)  M.  in  Abschnitten 
von  1000  M.,  422  0(  Kl  M.  in  solchen  von  500  M. 
und  909262000  M.  in  solchen  von  100  M., 
ausserfem  173242."»  M.  in  Thalernoten  im 
Umlauf. 

4.  Die  Privatnotenbanken.  Von  den 
in  der  oben  angestellten  Tabelle  enthaltenen 
Zettelbanken  ausser  der  Preussischen  Bank 
verior  die  Luxemburger  1867  ihren  Charakter 
als  einer  deutschen  Anstalt;  die  Noten  der 
^assanischen  Ijandesbank ,  eines  reinen 
Staat9ii)9tituts,  wurden  von  Prenssen  dundi 
G.  Y.  29.  Februar  1868  als  Staatspapiergeld 
flbemommen  nnd  die  Bank  in  eine  kommu- 
nalstandische  Kreditanstalt  verwandelt.  Die 
Königsberger  Privatbank  hat  1871  freiwillig 
liquidiert,  und  die  Lands tändische  Bank  zu 
Bautzen  (mit  dem  Recht  einer  Notenausgabe 
von  3  MillioDen  Mark  auf  zweijfthrige  Kün- 
digung) ist  im  Bankgesetz  von  1875  nicht 
mit  in  die  Zahl  der  Anstalten  aufgenommen, 
unter  welche  das  steuerfreie  Noten  Kontii^nt 
von  385  Millionen  Hu-k  (mit  fiinschluss  des 
der  Seichebank)   verteilt  wurde.     Dagegen 


befindet  sich  unter  diesen  Banken,  wie 
schon  erwähnt,  die  in  den  obigen  Tabel- 
len fehlende  Chemnitzer  Stadthank.  An 
Stelle  der  Bayerischen  Hj-potheken-  und 
Wecbselbank  trat  die  1875  gegründete 
Bayerische  Notenbank  in  die  Reihe  der  im 
Gesetze  als  bei'echtigt  angcfflhrteu  Fiivat- 
bankcn  ein,  deren  es  also  uraprflnglich  32 
gab.  Von  diesen  verzichteten  aber  die  fol- 
genden schon  im  Jahre  1876  auf  jhr  Noten- 
recht:  DessaiierLandcsbank,  Berliner  Kassen- 
verein, Oberlausitzer  Bank  in  Görlitz,  Geiaer, 
Gothaer,  Leipziger,  Meiiiinger,  Weimarer 
Bank,  Thüringer  Bank  in  Soiidershausen, 
Lübecker  Privatbank,  NiH{lei'sachsische  Bank 
in  Bilckobui^,01denbui^f:'!r  Bank,  Ritterschaft- 
liche Privat^uk  in  Stcti  in,  Koinburger  Bank. 
Im  Jahre  1877  that  die  Rostocker  Bank 
dasselbe;  dann  blieb  die  Zalil  der  Privat- 
banken bis  1886  auf  1  '  stehen,  bis  im  letzteren 
Jalire  die  Lübecker  Kimimei-zliank  ihr  Noten- 
recht  aufgab ;  diee(-iu  Beispiele  folgten  1889 
auch  die  Hannoversche  und  die  Bremer 
Bank,  nachdem  ausserdem  1887  die  Kril- 
nisthe  Privatbank  durch  freiwillige  Liqui- 
dation eing<^ngeu  war.  Mit  dem  Ende 
des  Jahi-es  1890  verloren  die  Magdebui^r 
Privatbank,  die  Provinzialaktienbank  in  Posen 
und  die  Danziger  Privatbank  ihi'  Notenrecht 
und  der  Leipziger  Kassenverein  löste  sich 
auf.  Im  Jahre  1891  folgte  der  Verzicht  der 
Chemnitzer  Stadtbank.  Das  Noteuprivile- 
gium  der  Breslauer  Stadtbank  wurde  nicht 
erneuert,  jedoch  T*7u:de  ihr  eine  dreijährige 
Uebergangsperiode  bewilligt,  während  der 
die  ihr  gesetzHch  gestattete  Notenemission 
von  3  Slillioncn  Mark  jährlich  mn  eine 
Million  vermindert  wurde.  Seit  dem  1.  Ja- 
nuar 1894  ist  das  Notenrecht  dieser  Bank 
ebenfalls  gänzlidi  erloschen,  imd  es  bestehen 
also  neben  der  Reichsbank  nur  noch  7 
Privatnotenbanken,  unter  denen  nur  eine 
praussische,  nämhcli  die  Frankfurter,  dei- 
übrigens  1891  ebenfalls  die  Entziehung  des 
Notenprivilegiums  in  Aussicht  gestellt  wor- 
den war.  Die  Kontingent«  der  imgedeckten 
Notenbeträge  füi-  diese  7  Banken  betragen 
zusammen  91,6  Millionen  Mark.  Davon 
kamen  auf  die  Frankfurter  Bank  II)  Milli- 
onen, auf  die  Bayerische  Notenbank  32  Milli- 
onen, auf  die  Sächsische  Bank  16771000, 
auf  die  Württembergische,  die  Badische  und 
die  Bank  für  SOddeutschland  je  10  Millionen 
und  auf  die  Braun  Schweiger  2829000  M. 
Von  allen  Privatbanken  hat  allein  die  Braun- 
schweiger sich  den  Bedingungen  des  §  44 
des  Bankgesetzes  nicht  unterworfen,  was 
zur  Folge  hat,  dass  ihre  Noten  nur  inner- 
halb des  Herzogtums  Braunschweig  um- 
laufen dürfen^ 
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_  1)  Hanptposten  der  Aktiva  und  Passiva  der  Privatiiotenbankeii  (soweit  sie  noch  das 

Sotenrpcht  besassen)   nach  dem  mittleren  Stande  in  den  Jaliren  1879,  1888   und  1897 

in  lliUionen  Mark. 


Bank 

NotenumUut 

Metallvorrat 

Kassenscbeine  und 
Noten  and.  Banken 

Wechsel 

1879 

1888 

1897 

1879 

1888 

1897 

1879 

1888 

1897 

1879  1  1888 

1897 

Breslftoer 

3,6t 

_ 

_ 

4,81 

6,io 

_ 

Magdeburg. 

3,48 

2,45 

0,91 

0,9s 

0,46 

0,41 

5,27 

4,9S 

Danziger 

'.74 

ä,74 

0,79 

0,34 

0,49 

6,3' 

4,00 

1,76 

0,Ö4 

0,87 

Honnov. 

1,96 

0,36 

I7,ö8 

io,93 

H,« 

U,oi 

4,86 

1,08 

bb.2^ 

64,4-; 

bl,«4 

14,80 

33,30 

li,i8 

2.95 

3,43 

35,5' 

43,27 

46,77 

Sächsische 

38,42 

41,96 

17.91 

4,10 

Lp.Kaa9.-V. 

Chemnitzer 

^M 

1,06 

0,66 

0,76 

1,06 

4,00 

0,50 

0,50 

0,32 

0,21 

0,14 

0,12 

Wflrttanb. 

■■»,64 

8,32 

30,6S 

M,78 

1,6g 

.4,98 

■6,84 

21  18 

dentscbld. 

11,44 

'3,91 

14,07 

4,01 

5,'3 

4,90 

0,16 

0,30 

0,1: 

I6,60 

18,70 

19,61 

BretmKhw. 

3,49 

2,93 

3,U 

0,76 

0,57 

0,20 

0,14 

0,15 

8,Hi 

8,70 

5,99 

Bremer 

Lübecker 
Kommerzb. 

'■71 

1,65 

0,12 

0^ 

- 

32,72 

26,35 

~ 

0,83 

- 

- 

0,39 

- 

„ 

o,»3 

- 

~ 

3,81 

- 

Bank 

Lombarddarlehen 

Tttglich  ttllige 
.  Verbmdlichkeitea 

Dwtnten  mit 
lOndignng 

Sffekten  nnd 
sonstige  Aktiva 

1879 

1888 

1897 

1879 

1888 

1897 

1879 

1888 

1897 

1879 

1888 

1897 

Breslauer 

3,96 

3,64 

_ 

_ 

_ 

„ 

Magdeburg 

0,94 

0,98 

Danjager 

o,»o 

3,39 

0,39 

0,60 

3,78 

5,03 

0.79 

4,35 

Posener 

1,1« 

1,16 

HannoT. 

0,61 

0,63 

3,02 

6,81 

.96 

0.35 

8,7" 

6  71 

Frankfurt. 

4,64 

8,82 

6,07 

4,83 

8,16 

6.^3 

9,68 

104fr 

2,69 

7,69 

0,00 

3.77 

.1,96 

1,08 

6,67 

18,22 

6,8. 

16,30 

6,94 

Chemnitzer 

1.59 

o,9S 

1,57 

0,18 

0,39 

«.3° 

o,u 

0,39 

o,oS 

3,5" 

0,60 

Württemb. 

0,40 

0,74 

M2 

0,29 

0,58 

2,29 

0,07 

0,04 

0,13 

1,06 

0,74 

','7 

',°9 

3,63 

Bankf.Sfld- 

0,b9 

0,38 

o,.6 

0,00 

6,67 

5,65 

Branuschw. 

1,97 

2,26 

'.65 

I9fi 

S.'o 

3,36 

1,58 

».52 

1.19 

^62 

9.97 

98fi 

Bremer 

4,48 

Kommerzb. 

0,33 

— 

— 

1,09 

— 

— 

a,33 

— 

— 

a.»3 

— 

— 

)  Beserrefonds  der  Privatnotenliankeu  im  mittleren  Stande  des  Jahres  1 
Dividenden  von  1876—1897 


Bank 

Reserve- 
fonds 

Dividenden  in  Prozent 

1888 

1897 

1876 

1877 

1878 

1879 

1880 

1881 1 1882 

1883 

1884  188S 

1886 

1887 

1888 

Magdeh. 

0,60 

__ 

6 

5,9 

6.1 

^V. 

5V, 

5Y. 

6 

(V,. 

4,9 

<•/.. 

4.7 

Ä 

47? 

Danziger 

u,75 

7 

5 

5'/h 

5'/, 

9 

^'U 

(.'/, 

7V. 

TU 

ii 

fl. 

»V. 

i% 

<■/, 

<•: 

l-'I 

6 

6 

t:t 

t'l. 

l'l. 

HannoT. 

I,30 

— 

5:933 

6 

5V. 

4'/. 

5'/. 

si 

sV. 

sV. 

S,76 

5 

5 

»v. 

"lOOglc 
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Bank 

Beserre- 
fonds 

Diiidemlen  in  Prozent 

18881897 

1876 

1877 

1878 

1879 

1880 

1881 

1882 

188311884 

ISSö 

1886 

1887 

1888 

Frmmkf. 

4,05,  4,8o 

6V1» 

6  Vi» 

4*/. 

0/. 

6,1 

6»'„ 

4'/i 

I,M    3,01 

q 

9'i 

7 

7 

7 

.SirhsiBch. 

« 

6 

6"» 

SV»  IsV. 

Kaasenv. 

0,15  [    - 

4»',n 

V/, 

1',; 

WOrttem- 

berger 

0,60 

0,81 

5''ie 

s'.'« 

^V. 

5  Vi 

6", 

1»,'. 

1.11 

1,« 

4 

4'/, 

4't 

s'.'. 

6.1 

4 

4 

Bnan- 
»chweig. 

1,79 

5'/4 

5"/. 

S'l, 

5'/. 

5'/. 

sV. 

5V« 

4.7 

4'/t 

S'/s 

3,53 

3,7 

0,48 

0,74 

1 

.M 

4'/, 

4*'i 

5 

■;''. 

5 

4*/,    Is'.'. 

4"» 

4Vt 

4V. 

Bremer 

0,0s 

'■A' 

a". 

1.1 

Labecker 

Eomm.-B. 

- 

- 

* 

4 

5';i 

5-;. 

6 

6 

6 

5V'. 

5"i 

0 

'^ 

5* 

6V,* 

Bank 

Diridenden  in 

Proaent  (nacb  Erlöschen  den  SotenrecbM  mit 

♦  bezeichnet) 

1889 

1890 

1891         1892 

1893 

1894 

189Ö 

1896 

1897 

Xagdeborgei 

i;;; 

*V'. 

5* 

6* 

S 

3'/i' 

Daariffer 

»Vi 

7''.' 

9* 

h* 

6V 

6 

6''i 

PJ^ 

4» 

HannOTerech 

^'C 

i.* 

5*> 

Frankfurter 

6'/.. 

7 

6,43 

W,, 

8'/, 

BaniKbe 

7 

6 

7"/. 

6 

6 

6 

67. 

Wfirtemb. 

4V4 

S'/i 

3't 

si 

6 

sV's 

6 

B.  fBr  Sttd- 

4eiitat-hUDd 

474 

3'/io 

4'/» 

Bnniurbff. 

5'/.. 

5'/. 

s% 

5 

4°/.« 

5 

4';i 

s'!t 

SV. 

Die  mit  *  bezeicbneten  Banken  gaben  bis  1879  Noten  ans  (Hitteldentscbe  Kreditbank, 
frflher  Meiningei  Bank).  —  Da«  Geschättsjabr  der  Bostocker  Bank  endigt  mit  dem  31.  Jnni, 
nieiit  mir  dem  31.  Deaember  des  Kalenderjahres. 


Die  Grösse  des  Qnmdkapitale  nach  dem 
Stande  von  1873  und  des  steuerfreien  Noten- 
kontiDgenta  der  einzelnen  Banken  ist  si^on 
in  dem  Artikel  Über  die  deutBchen  Banken 
im  19.  Jahrhundert  angegeben  (cf.  S.  196). 
Seit  1S73  sind  jedoch  folgende  Eapitalrer- 
nündernngen  vorvekommen :  bei  derBädisohen 
Bank  von  19  Millionen  auf  9  Millionen  Mark 
(1877);  bei  der  Bank  fflr  Stlddentschland 
IDarmstadt)  von  22389000  auf  15672300 
Mark  (1876);  bei  der  LObecker  Kommerz- 
bank bald  nach  der  Aufgabe  des  Notenrechts 
von  2400000  auf  1920000  M.  (1887).  Die 
Bayerische  Notenbank  hat  ein  Kapital  von 
1!)  Millionen  Mark,  von  dem  aber  nur  die 
Hälfte  eingezahlt  ist  Von  den  30000  Aktien 
hat  die  bayerische  Regierung  5000  und  die 
Baverische  Hypotheken'  und  Wechselbank 
nac-h  einem  Vertrag  mit  dem  Staate  v.  20. 
Mliz  1875  ebenfalls  ."lOOO  flbemommen.    Da 


die  Bayeiische  Notenbank  berechtigt  ist,  weit 
Ober  den  Betrag  ihres  eingezahlten  Kapitals 
hinaus,  uOmlich  bis  zu  70  Millionen  Mark 
Noten  aiKZUgeben  (bei  einem  steuerfreien 
Kontingent  von  32  Millionen),  so  darf  sie 
ausserhalb  Bayerns  keine  Zweigansbdten 
oder  Agenturen  errichten.  Ebenso  sind  die 
Sächsische ,  die  WArttembergische,  die  Ba- 
dische,  die  Dannstädter  und  die  Frankfurter 
Bank  nach  g  44  des  Bankgesetzes  in  ihrem 
Agenturbetrieb  aiif  ihren  Heimatstaat  be- 
scnrankt,  da  sie  an  dem  Rechte,  eine  ihr 
Qrundkapital  aberateigendeNotensummo  aus- 
zugeben^ festgehalten  haben. 

Schliesslich  lassen  wir  noch  ffir  die  Ge- 
samtheit der  Notenbanken  mit  Einschluse 
der  Heichsbank  eine  Uebersicht  des  Noten- 
umlaufs und  der  Bardeckung  am  Jahres- 
schlüsse, seit  1890  im  Durchschnittsbettag. 
folgen  (in  Millionen  Mark): 


iglizecby  Google 


Bauken  (Statistik  des  tleutschon  Bankwe: 


Jahr 

III 

Notenn 
ganzen 

miaut 
d^kt 

1876 

6io,9 

46.23 

35,5' 

989,2 

296,5 

542,a 

43,24 

27,31 

305,3 

1878 

17,-8 

20,79 

8S7,8 

239,6 

626,4 

40,65 

31,60 

614,9 

37,38 

42,70 

1007,7 

312,7 

596,6 

3'.54 

36.80 

1058,0 

393,0 

642,4 

i9,zo 

602,1 

18,19 

43,57 

1061,6 

400,8 

1885 

701,0 

ai,63 

1061,6 

17,28 

849,2 

■8,57 

30,5s 

309,7 

938,1 

1288,3 

484,3 

872,0 

10,41 

27,85 

1 197,0 

276,8 

1891 

965,0 

21,51 

1179,4 

169,0 

1  017,5 

24,5' 

27,01 

1194,0 

:i6:7 

1893 

92 ',7 

24,81 

.158.1 

I  013,5 

25,97 

20,74 

1173,6 

107,4 

Ip 


Kotennmlanf 

im       luwe- 

gaazen  deckt 


24,77     32,13      1273,8    124,7 
23,21      26,7a     1261,6    240,0 
1897        952,9    23,08     26,54     1266,4    264,2 
5.   BankgesellHchoften    ohne    Noten - 
aoH^abe.    Ueber  ilie  zum  Teil  ausserordeot- 
lich     bedeutende     Geechäftsthätigkeit     der 
privaten  BaiücMuser  lässt  sich  natOrlich  kein 
statistisches  Material  beibringen.     Nur  die 
Aktien-    und    Kommandit^sell schien    auf 
Aktien,  die  Jahresberichte  und  Bilanzen  ver- 
öffentlichen, gewähren  nns  die  Möglichkeit, 
die    Eatwickelung    des    Bankwesens     aiicli 
ausserhalb    des    Bei'eichs    der   Notenbanken 
einigermasseD    zn    beurteilen   nnd   zn   vei-- 
folgeii.     Wir  begnügen   uns   hier,   für  die 
wichtigsten    dieser    Gesellschaften    ■ —   mit  . 
AusDjdime  der  Hypotheken-  uod  Bodenkredit- 
banken —  die  Hauptposten  der  Bilanz    am 
Schlusse  des  Jahres  1897  zusammenzustellen. 


1)  Aus  den  Bilanzen  dei'  Banken  mit  mehr  als  20  Millionen  >fark   Kapital  Ende    1897. 
(Summen  in  1000  Mai-k) 


^ 

tr- 

-1:- 

l--^ 

S^ 

" 

Kapital 

im 

'C 

-S 

1 

Wech- 
sel') 

1" 

Effek- 
ten") 

c 

Bank  f.  Handeln.  Industrie 

105  000.) 

17517 

34687 

13184 

314*0 

18155 

100878 

9133 

904B 

BergiBch-Märkische  Bank 
Berl  Handel8geaeUach.b) 

40000 

9677 

184S6 

16065 

25  74a 

25*5': 

77  15? 

6801 

2896 

So  000 

65230 
2I906 

45061 

18600 

30000 

315; 

145M 

2304a 

22551 

10197 

32  404  d 

$i>4 

Dentache  Bank«) 

101  701 

E  81  78t 

15810 

1168750 

48841 

Deutsche    Effekten-     nnd 

Wechselbank 

16  543 

8581 

27  476 

i486 

260^ 

406c 

13115 

2352? 

1473= 

ioV 

5  575*1 

3418 

Dentaehe  Vereinsbank 

8177 

4748c 

1197M 

78824 

26310 

Dresdener  Bank 

2750c 

37  425 

13642a 

19689: 

654050 

16842 

Essener  Kreditanstalt 

462^ 

as8c 

Sooc 

Hamb.Komm.-  u.Diskontob. 

50000 

24480 

198c 

54Ö1 

54616 

3898 

8052 

3096 

313c 

4  3«: 

32  88s 

1870c 

2348: 

3i6t 

5874 

48000 

3665C 

20411 

67  4»! 

3076 

36000 

304c 

29995 

39246 

13  ^8^ 

7263: 

4224 

1954 

4348 

Mationalbank  für  Deutschi. 

600000) 

64662 

5814^ 

320c 

17 15! 

21025 

1204c 

35  99t 

7953 

2782 

Schaafhansensch,  Bankver. 

2Sf2 

38  87- 

1,6  2Tf 

17  128 

Schlesischer  Bankverein 

27000 

31 

3996 

18956 

12580 

22321 

12247 

92B4 

1  507 

')  Unter  dieser  Rubrik  sind  die  statutarischen,  Extra-,  Special-  and  sonstigen  Reserven 
ZUgammeDgefasst,  mit  Ausschluss  jedoch  des  Delcrederekontos.  —  '}  Mit  Ansschlnss  der  Avals. 
soweit  diese  unterschieden  sind,  in  einigen  Fällen  mit  Einachluss  von  im  Umlauf  befindlichen 
Checks.  —  *]  In  diese  Enbrik  sind  aufgenommen  die  in  den  Bilanzen  ausdrücklich  als  Depositen 
bezeichneten  Summen  und  ferner  die  Koutokorrentschniden  mit  Kündigungsfristen,  soweit  diese 
in  den  Bilanzen  unterschieden  sind ;  in  einigen  FsUen  anch  die  Einlagen  auf  Checkconto.  — 
*)  Umfasst  hauptsächlich  die  stets  fälligen  Giro-  und  Kontokorrent  Verbindlichkeiten,  in  einigen 
Fällen  voQ  den  anderen  Depositen  nicht  getrennt.  —  ')  In-  und  auslündische  Wechsel.  —  ')  Lom- 


Google 


Banken  (Statistik  dp«  «klitschen  Bankwesens  seit  1S4TI 


Diese  Bauken  haben  in  <len  letzten  whn 
Jahren  mit  Ausnahme  der  Deutschen  Vernns- 
haok  eftintlich  ihr  Kapital,  und  zum  Teil 
sehr  bedeutend  erhöht.  Im  Jahre  1888  be- 
trug das  Kapital  der  Bank  für  Handel  und 
Industrie  (der  so^nannten  DarmstädtcrBank) 
60  Millionen  Mark,  der  Bergiscli-Markischen 
Bauk  ir>  Millionen,  der  Berliner  Handols- 

Cllschaft  40  Millionen,  der  Breslauer  Dis- 
obank  10,5  Millionen,  der  Deutschen 
Bank  7.")  Millionen,  der  Deutschen  Effekten- 
und  Weehselbank  12  Millionen  (eingezahlt), 
rfer  Deutschen  Genossensehaftahank  ir>  Mil- 
lionen, der  Diskontogesellaehaft  ÖO  Millionen, 
der  Dresdener  Bank  48  Millionen,  der  Essener 
Kreditanstalt  10,5  llillLonen,  der  Hambiu^r 
KommerZ'  und  Diskontobank  311  Millionen, 
der  Hamburger  Vereinsbank  12  Millionen, 
i\&r  I^eipziger  Bank  18  Millionen  (IftST: 
.H2  Millionen),  der  Mitteldeutschen  Kre"'!'- 
hank  30  Millionen  dei'  Nationalbank  ;~ir 
Deutschland  18  Millionen,  der  Rheinls- hon 
Kre<litbank  12  Millionen,  dos  Schaafhauson- 
schea  Bank\-ereins  36  Millionen,  des  Schlesi- 
schen  Bankvereins  18  Millionen  Mark. 

Im  Vergleich  mit  den  englischen  Ver- 
lUÜtinsfien  erscheinen  die  Siunmon  der  Oiro- 
kontokorrent-   luid    sonstigen   Depositen   bei 


ilen  grossen  dentschen  Banken  noch  sehr 
mäs.Mg.  Auch  venu  man  die  entspreclien- 
don  Konten  der  Reichshank  und  der  tlhr^'ii 
AktienlMuken  hinznnimmt,  Betrftchtlieh  alx'r 
ist  im  Vci'pleich  mit  den  KoiitokoiTentgitt- 
lia1)en  und  De|K)siten  die  Summe  dei-  Ac<^pt«, 
die  vielfach  zur  Beschaffung  von  ßeld  zu 
fipekulationszweckeii  lienutzt  wui-den.  Xarh 
den  jährlich  vom  jDeutselieu  Oekononüst< 
zusammengestellten  Teliei-s  tobten  der  Hauiit- 
bilauzposteu  fast  sftmtlieher  deutschen  KrOHiit- 
haiikcn  (mit  Ails.scIUuss  der  Notenlaidien) 
li-'lrug  die  Gesamtsumme  der  Kontokorrent- 
ftc. -Guthaben  und  Depositen  in  Millionen 
Mark  am  Jahresselilnsse : 


Jkhr 

Zahl 
B.S.. 

IieiHHlItu 

Jahr 

Banken 

IRWt 

1SW 

.* 

1627,9 

1S86 

lti95 

94 

1769.4 

1889 

93 

1391,1 

IKStß 

98 

1868,2 

1692 

94 

1333,9 

189V 

1069,7 

Bei    den    Berliner  Banken    allein    beüof 

sich   die   entspnn.heude   Suinnie   189i    auf 

1143,9  Millionen  Mark. 

Ferner   lx>tnig   bei  diesen   Banken   die 

Summ 

c.  der 

JrfV    '■ 

Aucepte 

Kassen- 

bestSnde 

Wfchsel 

Ixiiiibaril- 
■iHrlehen 

Effekten 

Deliitur 

188»  . 

516,0 

192,2 

584,1 

362.S 

1426,1 

534,4 

194,6 

737.1 

36!,4 

346.6 

"  450,9 

la» 

6'3,i 

33S,6 

469.3 

163'. 4 

1896 

706,1 

334,1 

764,3 

450.1 

434,9 

1992,7 

1886 

236,0 

855.' 

458.1 

462.. 

189J 

«35.4 

"57,1 

957.6 

563.9 

506.1 

2351,8 

Wildaitehen,  gedeckte  und  uiigederkt«  Kontokorrentgu (haben,  Ueiwrt«,  in  einigen  Fällen  auch 
Gatluben  bei  Bankiers.  —  'J  Teilweise  auch  Konsortialeont^ü,  mit  AuMtchluss  jedoch  von  Htäo- 
digeii  Kummandit-  und  ähnlichen  BeteiligiuiKen.  —  ')  In  mehreren  Fällen  ausser  den  eigenen 
anch  reportierte  EQekten  nnd  schon  verkauite  and  abzuliefernde  enthaltend ;  in  anderen  auch 
Effekten  aus  Künsurtialbeteilignngen  ;  ausgeschlosseii  sind  die  den  Peiisionstonda  und  besonderen 
aaderen  Fonds  gehörenden  Eltekt«n.  —  ")  Mit  Einschluss  des  Girognthaben»  bei  der  Reichs- 
bank,  der  fremden  HUnzea,  Coupone  und  verlosten  Effekten. 

a1  Erst  von  Hai  1898  ab;  vorher  80  Millionen  Mark.  Zu  den  .^.ktiven  gehüren  u.  a.  noch 
ü64S0777  M.  Bet«iligangen  an  industriellen  Unternehmungen  nnd  7853665  M.  Kommanditbe- 
teiligungen.  —  bj  Kommanditgesellschaft  a.  A.  Unter  den  Aktiven  n.  a.  nocli  eine  Eoinmaii- 
ditbeteiligTing  von  14500000  M.  —  c)  Darunter  für  21036323  M.  verkauft«  und  noch  abzu- 
lieferadJe  Effekten.  ~  d)  Darunter  för  27137449  M.  reportierte,  —  e)  Das  Kapittl  am  20.  Angmit 
1897  nm  50  Hill.  M.  erhöht  zntn  wahlfreien  Umtaasch  gegen  Aktien  der  Bergisch-Hfirkischen 
Bank  und  des  Schlesischen  Bankvereins.  Zu  den  Aktiven  gehören  u.  a.  noch  47946310  H. 
an  Kommanditen  und  festen  Beteilignngen  an  anderen  Unternehmungen  (wie  die  Bergisch- 
M&rkische  Bank),  20863570  M.  an  Vonchllssen  für  Waren verschiffn  11  een  und  KreditbestätigQngen, 
316,34568  M.  an  Konsortialbetcüigungen.  —  f)  Darunter  für  8777.^421  M.  reportierte.  —  ft) 
70-  Pnweot  de»  gezeichneten  Kapitals  voa  30  Hill.,  6  Hill,  ^ind  erst  im  Jannar  1898  eingenUt 
worden.  —  h)  Darunter  für  13671764  M.  reportiert.  —  k)  Darunter  für  4124639  M,  reportierte. 
Unter  den  Aktiven  u.  a.  noch  4798048  H.  Beteiligungen.  —  I]  Darunter  für  46970043  M. 
eigene  Effekten  und  Konsortialbe («iliKunsen.  Unter  den  übrigen  Aktiven  u.  a.  46T69208  M, 
dauernde  Beteilignngen,  darunter  40(XX)<XX)  bei  der  Xorddentscbeu  Bank.  ~~  m)  Mit  Einschluss 
der  Konsortialbeteiligungen  nnd  der  Guthaben  bei  den  eigenen  Wechaelstnben  in  Dresden  und 
Berlin.  ~  nl  Darunter  Ar  41964112  H.  reportierte.  —  oj  Erst  vom  März  1898  ab;  vorher  46 
Hill.  —  p)  Darnnter  tflr  3021S4Z8  reportierte.  —  q)  Mit  nnt«r  „Wechsel"  einbegriffen. 
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Banken  (Statistik  dee  dcutschoD  Bankwesens  seit  1847) 


Zu  den  Effekten  sind  hier  auch  die 
Konsortialbcteilipnragea  und  die  (nic-lit  bc- 
dentenden)  Hypotheken  gerechnet. 

Das  Kapitä  dieser  Banken  und  ihre 
Reservefonds  lietnipen  im  ganzen  in  Mil- 
lionen Mark 


Jahr   Kapital  Reserve     Jahr    Kfl))it«l  H^serre 
1883      705,6         90,9      1894      1067,6       199,9 

1888  772,4        115,3      18S5     2134,8      210,6 

1889  981,5        156,1      1896      1240,3       135.3 

1890  1054,3       187,9      1897      1418,1       a!70,8 
Die  Berliner  Banken  aJleiji  hatten  Ende 


)  Dividenden  von 

30  Bankgesellschaften. 

■1 

Dividenden  in  Prosent 

Bank 

^1 

1            1            1 

1871 

1872 

1873 

1874 

1876 

1876 

1877 

1878 

1879 

Aarhener  IMskontoluiBk 

1872 

6 

6'/. 

ö','« 

1" 

.11 

4 

5 

5 

*Bank  des  Berl.  Kassenver 

1850 

i^'/b 

s9'/,o 

29 

19 '/a 

8'/» 

8".. 

8»/, 

Bank  f.Handeln.  Industrie 

1863 

15 

6 

6'/r 

6':v 

9'/. 

Banner  Bankverein            1 1867 

vv. 

9 

3 

»Vt 

4 

4'/i 

6V. 

B«r^Rcli-Härkisehe  Bank  ,  1871 

6^ 

4 

'V,. 

3 

4 

6 

6'/. 

BrannHchw.  Kreditanatalt 

1866 

(•Vt 

7 

5 

^ 

1871 

s'* 

0 

4 

4*/» 

4''« 

Breelaner  Diskontobank 

1870 

13,037 

ä'r'l 

4 

4 

3 , 

3 

SV« 

Brealauer  WechseHank 

1871 

i'k 

4 

sVi 

Deutsche  Bank 

1870 

8 

8 

4 

s 

3 

6 

6','» 

Dentsehe    Effekten-     und 

Wechselbank                   1 1872 

13'/. 

8'/. 

6Vi 

7'/« 

8'', 

9';» 

'4'/« 

DeatscfaeGenoBsenHchafUb.  1864 

lo'/. 

lo*/. 

3 

6 

S'k 

l'ls 

5% 

sv' 

Dentsche  Nationalbank        1871 

5 

5''* 

3Vt 

Dentflche  Vereinsbank        ;  1871 

la 

3'/; 

4'/» 

8 

3 

DiskontogeaellBchaft           1 18&6 

»4 

87 

14 

7 

4 

5 

6';. 

Dresdener  Bank                  '.  1872 

'V. 

6 

5 

sV« 

6V, 

7 

Essener  Ereditnnstnlt        1 1872 

21^.1 

4 

4 

4 

4'/. 

Hamb.Komm..n.I>i8kontflb.'  1870 

7*.'9 

S'i 

3','. 

4% 

6 

6 

6". 

Hambniver  Vereinsbank    1 1866 
Kölner  Wechsel-  und  Korn-' 

"'/* 

13'* 

10% 

ii'/I 

9% 

10»', 

7'/. 

missionsbank                   ,  1871 

7Vto 

5 

4'/. 

4'/» 

4v; 

5 

Maedebnrger  Bankverein    1867 
*Mrtt«ldeat«cheKreditbaDk!  1856 

sV. 

5V. 

5% 

ä 

6 

9% 

5 

4  Vi 

4'/. 

5 

5'/* 

4';'o 

4 

3 

•NiedersRcbsische  Bank       1856 

s 

9','i 

8'/. 

i'- 

3"» 

4<' 

Norddeutsche  Bank            '  1856 

13';. 

'O*/. 

6' 

8'* 

8*/. 

Rheinische  Kredithank        :  1870 

io,;j6 

5 

6 

6\\ 

5 

•Rostocker  Bank                ,  1850 

7;/, 

7''i 

6'/, 

4 

4 

4 

4 

4'/. 

Schaafhausensch.Baiikvr.')  1848 

■4 

S 

3 

>4 

6 

6 

5 

5 

5 

5 

6 

•Weimarische  Bank 

1853 

7 

8 

5 

sV» 

5 

*Baak  des  Berl,  KassenTCr. 
Bank  f.  Handel  u.  Industrie 
Banner  Bankverein 
BergiHch-MSrkische  Bank 
Berliner  Handel  sKeselläcb. 
Brannschw.  Kreditanstalt 
Breslaner  Dishontobank 
Breslaner  Wechsel  bank 


«•/in 

lÖ'.'j 

10 

.V, 

';'/■' 

'•i'U 

4V. 

6  Vi 

6 

ti 

5',' 

4'L 

4'/. 

6 

7 

6% 

7''i 

7'.; 

6V, 

S'/t 

7 

9 

9 

6 

6 

6 

fi 

5'/. 

■iVs 

6 

5'/. 

e'/. 

(•'U 

f% 

"5% 

5'/. 

4'/. 

6 

')  Im  Jahre  1877  wurden  die  Aktien  v 
vidende  nominell  erhöht  worden  ist. 
*  Vergrl.  Anm.  auf  S.  217. 


)  auf  450  M.  herabgesetzt,  wodurch  die  Di- 
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1880 

1881 

1882 

1883 

1884 

1885 

188fi 

1887 

1888 

1889 

Dentwhe  Bank 

lO 

10" 

10 

9 

9 

9 

9 

9 

9 

10 

Dentwhe   EHekten-   und 

WechselboBk 

137> 

9 

9 

.8 

8 

7 

II 

7'/. 

8 

7'/* 

tV. 

8 

6';. 

6';'j 

7 

7','t 

8 

Dentoche  Naüonalbank 

40 

40 

7 

5 

4'(i 

4 

4'i 

5'/. 

Deotsche  Vereiosbank 

K'^ 

S'Jt 

3j, 

4'('9 

S 

5 

4V1 

6 

7 

14 

Dresdener  Bank 

9 

8'" 

8* 

7','- 

7';'i 

7 

7^, 

9 

Essener  Kreditenatalt 

sV. 

4 

■; 

6 

6 

5 

6 

67. 

Hamb.  Komm.-n.Diskontob. 

9 

7'/. 

6*/a 

6":. 

6', 

6'r'a 

6" 

7'ia 

7V. 

Hamburger  Vereinsbank 
Kölner  Wechsel-  und  Kom- 

8'/« 

8 

7 

775 

7V. 

7'ii 

9  Vi 

»V. 

6 

sV. 

5'/* 

5  Vi 

^ 

4V1 

6 

UsgSebuigtT  Bankverein 
*M)tteMeDtscheSreditbank 

5% 

4 

6 

5'.; 

6 
6 

6 

6 
6 

6 

4'/» 

6 

6 
6 

6 
6 

5''i 

5V* 

5 

5 

4''i 

6 

7 

7 

6"> 

5';'« 

3' 

6 

9 

*NiadersSch3ische  B>ink 

sV. 

6 

6  " 

6 

6 

4 

4 

3 

sV. 

Norttdentsche  Bank 

lO'/j 

8".'j 

s',; 

8 

Ö'/lO 

7 

8', 

Bheiniwhe  Kreditbank 

'ö'/. 

7 

6 

6 

6 

6 

6 

6 

6 

■Bortocker  Rank 

4"/. 

47. 

sV. 

SVa 

5';s 

4'/- 

5 

37. 

3-/. 

4 

4  , 

4^ 

4 

4' 

5 

6 

6 

6 

7 

8 

Wörttemb.  Vereinsbank 

8 

9 

7';* 

7' 

h\l 

ö 

ö'' 

6 

6';3 

7Vt 

Fortsetmug. 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

isaö 

1890 

1897 

Aachener  Diskontobank 

5V. 

6 

6 

67. 

6',. 

6'; 

7 

7  Vi 

7  Vi 

67* 

4''« 

5  7. 

i"''! 

6>', 

6',. 

Buik  f.  Handel  a.  Industrie 

9 

s'l 

57. 

5  Vi 

7 

8 

8 

Banner  Bankverein 

6 

6 

67. 

67. 

67. 

6';« 

7 

77i 

Brndecb-Markische  Bank 

7 

7 

7 

7 

7 

7'/a 

7'/. 

77. 

97. 

77. 

6 

5 

7 

8 

9 

9 

67. 

6'/. 

SV» 

6 

S';'. 

s7, 

6 

Breslaner  Diskontobank 

6 

475 

5 

5 

ö'!'! 

7  , 

6''. 

7 

Breslauer  Wechselhank 

6 

47» 

4'.'ä 

SVi 

S"i 

Dentsche  Bank 

9 

8 

8 

9 

Dentwbe    Effekten-    nnd 

Wechselbank 

8 

4 

s 

67'.; 

77j 

7 

7 

7 

6 

4",'s 

5 

5 

6 

6 

6 

Dentsche  Sationaibank 

SVs 

5  Vi 

5 

6 

67. 

6 

7 

7 

Dentache  Vereinsbank 

7 

5 

5Vi 

6 

S.V. 

11 

8 

6 

8 

7 

7 

3V. 

8 

8 

8 

9 

EsMoer  Kreditanstalt 

7 

7 

7 

7 

7 

7 

7 

77. 

Hamb.  Komm.  n.  Diakontob. 

5 

4 

4 

6 

7Vj 

7 

8 

Hambureer  Vereinsbank 
Külner  Wechsel-  nnd  Kom- 

9'k 

t7i 

8','. 

8 

8'., 

9 

9 

5'/. 

S 

47i 

5 

5 

?Ve 

sV* 

Kfiai^berger  ^'e^eillsbank 
LdpBKerBaQk 
XagdebaTKer  Bankverein 

5 

4';< 

5 

6'/. 

67. 

6 

6 

6 

7V. 

9' 

6 

6 

4'/» 

47. 

5 

5',. 

Hineldentsche  Kreditbank 

6 

47i 

5 

i'^ 

6 

6 

üationalbank  für  Deutachl. 

9 

6';. 

5  , 

47. 

6';. 

8V. 

8'^. 

6 

57. 

6 

6 

4 

5 

Rbeiwche  Kreditbank 

6 

6 

6'' 

6 

6 

6 

6 

67. 

6 

6 

6 

6 

6V, 

7 

77. 

S 

SoUesiacher  Bankverein 

7 

57. 

SVe 

5 

sV> 

7 

7 

7 

7','» 

67. 

6','. 

6V, 

7 

7 

7 

7 
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RankeD  (Statistik  i}ss  deutschen  Bankwesens  t^eit  1847 — Oesterreich-l'ugarn) 


Im  allgemeinen  bemerkt  ninii,  Oass  die 
obigen  Banken  im  Vergleich  mit  iten  Noten- 
banken in  einzelnen  Jahren  zwar  erheblich 
grössere  Gewinne,  aber  auch  stärkere  Bftck- 
schl^c  auf^A'eisen. 

((DeUcn  nsd  Litteratar:  «übner.  Jahrbuch 
fiir  YolkttrirUrhafi  und  SliUitlib,  Jteriin  I8SS 
bü  1K6.1.  —  Dtrwelbe,  Die  Banken,  Lripiig 
l!)64.  —  Jahrbnrh  für  <lie  amtliche  SUUietik  dei 
preutiüchrn  Stiuilti,  II.  Jahrg.,  Berlin  1867: 
IV.  Jahrg.,  Bcriia  1876.  —  Ad.  Wagner, 
üj/ttem  der  ZetteUmnkpUiUk,  Freib.  18?i.  —  Sla- 
titti^ie  internatiimaU  den  Banquee  d'fmiftion. 
AÜenagtie,  Ruine  IXIfO.  —  Statut.  Jahrbuch  ßlr 
dät  lieutirhe  Seich,  Berlin  18S0 — ISGK.  — 
IMaehow,  Der  getarnte  (letrh^fiecerke/tr  dei 
Keichtbauk,  S.  Avfi.,  Berlin  und  Draden  IS89.  — 
Verwfallungiberieht  der  Sricliibank  ßir  1897  tum 
frühere  Jahre.  CcHtralblatl  ßlr  rfn«  Deutich, 
Reich,  1S9S,  und  frühere  Jahrgänge.  Salingi 
BSrtenpapiere  für  1898199,  Berlin  1898.  Dei 
deuteehe  Oekimomitt,  Aiigutt  1898.  —  Model, 
JHe  grtitten  Berliner  Effektenhunken,  hei-autgeg. 
CO»  F..  Lrvb,  Jeun  189f!.  LetrU. 


VI.  Oesterrelcbisch-nngarische  Bank. 

1.  Die  Errichtung;  der  privilegierten  i5ster- 
reichischen  Nationalbank.  2,  Die  Geschäfte  der 
Biuik  mit  der  StiiatsTerwaltung'.  3.  Das  zweite 
Privilegium  der  Nationolbank.  i.  Die  National- 
bank von  1848-1869.  5.  Das  dritte  PrivUegri- 
um  der  Bank  vom  27.  Dezember  1862.  6.  Die 
UDrchfllbrnnif  des  Uebereinkominens  vom  Jahre 
1S62,  Die  Staat Hnotenau&^abe.  Statntenände- 
mngeu  bis  1872.  Suspension  der  Bankakte  im 
Jahre  1873.  7,  Die  Beziehnngen  der  Bank  zu 
Ungarn  1867—1878,  die  Umwandlung  der  Na- 
taonalbanh  in  die  önteireichisch-nngarische  Bank. 
8.  Das  zweite  Privilegium  der  österreichisch - 
nngarischen  Bank  1887.  9.  Die  Bank  noch  An- 
bahnangderUoldwährungin  Oesterrei  eh-Ungam ; 
ihr  drittes  Privilegiam. 

1.  Die  Errichtnii];  der  privilegierten 
öeterr.  Nationalbank.  Die  österreichisdi- 
ungarische  Bank  ist  im  Jahre  187S  aus  tlci-  pii- 
vUegierten  Östen-eichischen  National  bank  her- 
vorgegangen ;  diese  wieder  wurde  im  Jahre 
1816  ins  Leben  gerufen,  haiiptsÄchlich  da- 
mit sie  die  Beseitigimg  des  damaligen 
flsterreichischen  Staatspapiergoldes  besorge. 
Dieses  Papiergeld  bestand  aus  den  soge- 
nannten Einlösiiiigsscheineu,  die  auf  Qrnnd 
des  kaiserlichen  Patentes  v.  20.  Februar  1811 
ausgegeben  worden  waren,  um  die  Banko- 
zette!  im  Umlaufe  zu  ei-aetzen ,  ihr  gesamter 
Betrag  en-eichte  208715925  fl.,  und  aus  den 
>Anticijiationsscheinen« ,  die  zunächst  auf 
lirund  des  kaiserlichen  Patentes  v.  16.  April 
1813  im  Betrage  von  45  Millionen  Gulden 
zur  Ausgabe  kamen  und  dann  bis  in  das 
Jahr  I8\ii  durch  nicht  bekanntgegebene  Ver- 
mehningen  die  Stunme  von  470  Millionen 
(dulden  erreichten.  Die  Einlüsungssclieine 
wimlen  im   Gesetze   selbst   ^Wiener  "Wüh- 


ruDg«  genannt ;  die  Anddpationsscheine  waren 
gesetzlich  den  Einlösungsscheinen  gleidi- 
gestellt ;  beide  Geldsorten  hatten  Zvangs- 
kiirs,  tei  keiner  bestand  eine  Einlösuugs- 
pflicht  des. Staates,  beide  uuterlageu  dem 
jiämlichen  Disa^o,  das  z.  B.  im  Monate  Mai 
1816  dtirdischnittlich  sich  so  stellte,  dasa 
100  Gulden  EonventionsmQnze ,  die  5ster- 
reichisehe  Wähniugsmßnze  (20  Gulden  aus 
einer  kölnischen  Mark  feinen  Silbers),  346  fl. 
Staatspapiergeld  kosteten,') 

In  den  amtlichen  Erörterungen  wegen 
Beseitigung  dieses  Papiergeldes,  die  alsbald 
nach  der  Besiegimg  Napoleons  I.  bei  der 
ßstoiTeicbischen  rinanzvem'altung  begannen 
vertrat  einer  der  Mitarbeiter  Stadions,  des 
damaligen  Finanzministers,  Pülersdorf,  scdion 
im  Mai  1814  den  Plan,  das  gesamte  Staats- 
papiergeld gegen  Ausgabe  einer  2Vsprozenti- 
gen  Staatsschuld  einzuziehen,  daneben  sollte 
ein  neu  zu  errichtendes  Bankinstitut  Darlehen 
in  jederzeit  gegen  Münzen  einwechselbaien 
Noten  erteilen.  Die  beiden  kaiseilicheu  Fa- 
tente  V.  1.  Juni  1816,  welche  die  freiwillige 
gänzliche  Einziehung  des  Staatspapietveldes 
sowie  die  Errichtung  einer  Notennank  vor- 
fflgten  und  deren  Organisation  bestimmten, 
verwirklicliten  iudessen  nicht  den  Plan  Pil- 
lersdorfs,  wie  sich  sogleich  zeigen  wird.  Die 
Einlösung  des  Papiergeldes  konnte  allein 
bei  dieser  neuen  Notenbank,  die  sofort  mit 
dem  Namen  »privilegierte  österreiehiadie 
Nationalbank»  helegt  wurde,  erfolgen  tmd 
zwar  auf  zwei  Wegen :  erstens,  Papiergeld- 
beträ^  von  140  fl.  oder  die  durch  140  teil- 
bar smd,  tonnte  der  Inhaber  zu  fflnf  Sie- 
benteln des  Nominalbetrages  gegen  Ipro- 
zentige  in  Konvention  smünze  ver/.inslicUe 
Staatsschuldversclireibungen  (imd  zwar  für  je 
100  fl.  aus  140  fl.  eine  Staataobligation 
ä  100  fl.)  und  zu  zwei  Siebenteln  des  No- 
minalbetrages gegen  Banknoten,  die  jeder- 
zeit von  der  Nationalbank  in  kUngender 
Münze  ausbezahlt  werfen,  umtauschen;  oder 
zweitens,  gegen  Brlegimg  von  2000  fl.  in  Pa- 

Eiergeld  und  200  fl.  Konventionsmünze 
ounte  man  eine  Aktie  der  Nationalbank 
erwerben,  solange  nicht  alle  r>0000  Aktien 
von  der  Bank  verkauft  waren.  Die  auf  beiden 
Wegen  eingelaufenen  Mengen  an  Papiei^d 
sollten  vernichtet  worden,  und  es  war  der 
Bank  für  das  in  Papiergeld  einbezahlte 
Aktienkapital  ein  alsbEud  zu  erwähnender 
Ersatz  zH  leisten.     Die  Bank  solle  in  Wirk- 

')  Die  Snmme  der  ausgegebenen  EinlOeungs- 
und  Auticipationsscheine  nach  den  Angaben 
Beer'a  (Die  Finanzen  Oegterreichs  im  19.  Jahr. 
1877,  S.  395—397.  Die  Ziffer  vom  6.  Januar 
1816  soll  wohl  auf  S.  396  richtig  20  statt  der 
an^fUbrten  30  lauten.)  Das  Stantspapiergeld 
beider  Arten  wird  im  folgenden  zur  Unter- 
scheidung von  den  Banknoten  „Papiergeld"  ge- 
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eamkeit  treten,  sobald  1000  Aktien  eiube- 
zahit  Bind;  sie  wird  aber  schon  vorher  und 
Kv»r  vom  1.  Juli  1816  an  unter  einer  provi- 
sorisdien,  vom  Staate  eingesetzten  Verwal- 
tang  ihre  Thftti^eit  beginnea  und  demnach 
Piqnergeld  gegen  Ausübe  TOn  Staat  aechiild- 
N'eischreibnngen  und  Banknoten  einziehen, 
Banknoten  K^en  UOnze  eiiilßBen,  zur  Ein- 
tCenng  d^  Banknoten  bestimmte  Münze  an- 
nefamen,  Banknoten  heratellen,  Aktien  gegen 
Einzahläag  der  genanntea  Betrage  ausgeben, 
(>ndli<ji  die  eingegangenen  Fapiergeldmengen 
vernichten.  Die  provisorische  Direktion  wird 
ihre  ThAtigkeit  einstdien,  sobald  die  nach 
dem  eist  noch  zn  verfassenden  Begloment 
der  Bank  vorgesehene  end^tige  Verwaltung 
eingesetzt  aem  wird.  Die  Einlösung  der 
Banknoten  in  Münze  muss  sofort  mit  ihrer 
Ausgabe  beginnen,  es  sollen  nie  mehr  Koten 
aufig^eben  werden,  als  der  Metallvorrat  ge- 
<ttaUet ;  es  wird  im  ersten  der  beiden  kaiser- 
lichen Patente  v.  1.  Juni  1816  erklKrt,  dass 
der  Bank  zur  MnlSstmg  ihrer  bei  der  Ein- 
ziehung des  Fapiei^ldes  ausg^ebenen  Noten 
alle  »traktatenmässigen  Zahlungen  fremder 
MSchte  imd  die  disponiblen  Metallmünzvor- 
rÄte  der  Staatskassen«  flbei^hen  werden 
sollen,  mid  im  zweiten  Patente  wird  be- 
stimmt, dass  die  vom  Staate  der  Bank  zum 
Behufe  der  Einlösung  des  Papiergeldes  über- 
gebenen  Münz  Vorräte  nicht  ziirOckgezahlt 
werden  sollen. 

Der  Wirkungskreis  der  Nationalbank  um- 
fafiste  neben  der  Knißsung  des  Papieigeldes 
imd  der  Verwaltung  eines  Tilgungsfonds  für 
(lie  bei  Einlösung  des  Papiergeldes  ausge- 
gebenen Staatsschuldverschreibungen,  das 
Eskompte-  und  eventuell  das  Hypothekar- 
kredit^schsf t ;  die  Erzählungen  von  je 
300  fl.  £onventionsmÜnze  pro  Aktie  sollten 
den  Fonds  für  diese  Geschäfte  bieten,  mit 
dem  Hypothekaikieditgescbäfte  war  aber 
erst  zu  oeginnen,  wenn  das  Eskompto- 
gesehäft  im  Gange  ist  und  dabei  enthehr- 
Bohe  Münzvonftte  vorhanden  sind.  Die 
Aktionäre  wurden  indessen  nicht  allein  auf 
die  ErtrSgnisBe  des  Eskompteg<?schitftGK 
angeft-iesen ;  die  Bank  empfing  für  die  bei 
Einzahlung  der  Aktien  eingegangenen  Papier- 
p'hil)etrÄge  vom  Staate  deren  Nominalbefrag 
in  2'/»  prozentigen,  in  Konventionsmünze  ver- 
zinslichen, in  jährlichen  Raten  rückzahlbaren 
Obligationen,  und  die  Zinsen  kamen  den 
AktionSren  zu  gute. 

Die  Nationalbank  wui-de  diux;h  die  beiden 
Patente  vom  1.  Juni  1810  mit  beträchtlichen 
Privil^en  ausgestattet  Sie  allein  besitzt 
■tas  Recht,  Banknoten  auszugeben,  welche 
'iie  B^tinstigung  geniessen,  dass  sie  nach 
ihrem  hennwerfe  bei  allen  SffenÜichon  Kassen 
angenommen  werden ,  bei  der  Zahlung  ein- 
zohier  Abgaben  verwendet  werden  müssen 
und  welche  »durch  eine  Spmalhypothek  auf 


die  gesamten  Bergwerke  des  Staates  .... 
sichergestellt  werden c  (nach  dem  ersten 
Pateute  vom  1.  Juni  1816  i^iirde  übenUes 
>der  Zettelbanki  eine  »besondere  Hypothekf 
auf  die  Ausbeute  dieser  Bergwerke  einge- 
räumt). Das  Privilegium  zur  Ausgabe  solöner 
Banknoten  bezieht  sich  wold  auf  die  gesamte 
Monarchie.  Der  Staat  erklärt,  dass  die  bei 
den  Staatskassen  ein  fliessenden  Banknoten 
nicht  zur  Einlösung  piHsentiert  werden  soll^i. 
Die  Bank  hat  femer  *aUein  das  Recht  Filial- 
bankanstalten oder  Eskontokassen  da,  wo  ee 
ihr  nützlich  scheint«,  nach  kaiserlicher  G&- 
nehmiguiig  zu  errichten,  während  es  keiner 
anderen  Gesellschaft  gestattet  ist,  eine 
uEskontoanstaltc  zu  errichten.  Auch  diese 
Rechte  und  BescbiUnkungen  gelten  wohl 
für  die  ganze  Monarchie.  Der  Bank  wird 
dagegen  die  Noteneinlösung  zu  jeder  Zeit 
als  strengste  PfUcht  allgemein  voi^eschrie- 
ben,  die  Noten  dürfen  bloss  zu  den  in 
den  beiden  Patenten  vom  1.  Juni  1816 
genannten  Zwecken  und  nie  ohne  sorgfSltige 
Rücksicht  auf  die  disponiblen  Münzvorrftte 
»md  die  volle  Sicherheit  ihres  Wertes  au»- 
gegeben  werden,  die  Aktionäre  haften  fflr 
die  Einlösung  (:>filr  die  richtige  imd  un- 
unterbrochene Sicherstellung»)  der  Noten 
mit  dem   ganzen   Betrage   ihrer  Einlagen; 

genaue  Bestimmungen  über  die  metallische 
eckung  der  Noten  felden. 
Da  die  Regienmg  mit  der  Einlösimg  des 
Papiergeldes  nicht  bis  zur  endgiltigen  Kon- 
stituierung der  Nationalbank  warten  wollte, 
wurde,  wie  erwähnt,  angeordnet,  dass  »eine 
einstweilige  Verwaltung  im  Namen  der 
künftigen  Bankgesellschaft«  am  1.  Juh  1816 
mit  der  Einlösung  nach  beiden  oben  be- 
schriebenen Arten  vorgehe.  Die  Finanz- 
verwaltung stellte  die  Münzvorräte  und  die 
Banknoten  bei  (diese  wai-en  vom  1.  Juli  1816 
datiert  und  für  die  ^österreichische  National- 
zettelbauk"  von  einem  Eassendirektor  unter- 
fertigt), und  der  Staat  tnig  die  Kosten  des 
Betriebes.  Es  war  nun  von  äusserster 
Wichtigkeit  für  das  Gelingen  der  Aktion, 
dass  die  provisorisclie  Bankdirektion  vom 
Staate  sofort  bei  der  Eröffnung  der  Anstalt 
und  in  der  ersten  Zeit  ihrer  Wirksamkeit 
mit  sehr  beträchtlicihen  VonÄten  an  Kon- 
ventionsmünze  ausgestattet  werde.  Der  Staat 
hatte  den  Papiergeldbesitzern  ungewöhnhche 
Vorteile  bewilhgt.  Bei  der  Einzahlung  von 
Aktien  erhielt  die  Bank  für  je  2000  fl.  Papier- 
geld 2000  fl.  2'.'sprozentige  in  Konvenüons- 
münze  verzinsliche  Staatsschuld  verschrei- 
bungen,  also  weit  mehr  als  den  Durch- 
schnittfikursen  der  Monate  Mai  und  Juni  IS^S 
(346  fl.  und  2aS  fl.  für  100  fl.  Konvenfions- 
mflnze)  entsprach;  durch  dieses  wohl  ^Izu 
generöse  Entgegenkommen  sollte  das  Publi- 
kum bewogen  werden,  die  Aktien  zu  kaufen 
und  100  Millionen  I^piergeld  einzuliefern. 
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Bodenkliolier  w-ar,  daas  das  Abgeben  des 
Papiergeldes  zu  fünf  Siebenteln  g'^en  1  pro- 
zentige  Staatssclnildverachreibungen  und  zu 
zwei  Siebenteln  gegen  Baiiknoteu  grossen 
Oewinn  bracbte;  man  empfing  für  14U  fl. 
Papiergeld  eine  1  prozentige  in  Konventions- 
münzö  verzinsliche  Obligation  und  40  fl.  in 
Bwiknoten,  die  die  Bank  jederzeit  ie  Münze 
voll  einzulösen  veraprocben  hatte.  Nimmt 
man  an,  dasa  diese  Obl^tion  20  fl.  Kon- 
ventionsmünze  wert  war,  so  empfing  man 
für  140  fl.  Papiergeld  60  fl.  Kocventioos- 
mOnze,  was  einem  Kurse  von  233','3  ent- 
sprach; nimmt  man  an,  dass  diese  Obli- 
gation um  15  fl.  Konvention  smüDze  verkauft 
werden  konnte,  so  empfing  man  filr  140  fl. 
Papiergeld  55  fl,  Konventionsmünze,  was 
einem  Kureo  \'oq  254,5  entspracL  Nun  be- 
trug der  Kiu«  der  Konventiousmdnze  am 
29.  Mai  1816  327  fl.;  im  Monate  Juni  1816 
war  er  allerdings  auf  261  herabgesunken, 
aber  die  Abgabe  des  Papiergeldes  gegen 
1  prozentige  Staatsschuld verschreibungeu  und 
40  fL  Banknoten  für  je  140  ü.  Papiergeld 
brachte  noch  Gewinn,  und  eine  sofortige  starke 
Einlieferung  von  Papieigold  bei  der  Bank 
musste  erwartet  werden,  selbst  wenn,  was 
gar  nicht  zu  gewärtigen  war,  wirklich 
alle  50  (XN)  Bankaldien  alsbald  verkauft 
worden  wären.  Man  erhielt  für  das  Pa- 
piergeld keinen  bestimmten  Betrag  an 
Konventionäinünze ,  sondern  das,  was  man 
im  ganzen  dafür  empfing,  hing  ab  vom  je- 
weiligen Börsenkiuse  der  1  prozentigen  Staats- 
schuld verechreibungen ;  es  hätten  sich  wohl 
bei  forteesetzter  Aufrechter haltung  der  Ein- 
lösung des  Papiei^ldes  wie  der  Banknoten 
die  Schwankiuigen  der  Börsenkurse  der  Kon- 
ventionamünze  verringert:  allein  wRre  es 
nicht  auch  unter  solchen  IJmständen  wahr- 
scheinlich gewesen,  dassdasPublikiuii  Papier- 
geld in  grossen  Mengen  bei  der  Bank  gegen 
Banknoten  und  Staatsschuldverschieibungen 
eintauschen  würde  ?  Es  bot  sich  doch  das  erste 
Mal  die  Gelegenheit,  das  uneinißsliche  Papier- 
geld in  beliebigen  Mengen  gegen  einlösliche 
Banknoten,  also  gegen  Münze  und  auf  Münze 
lautende  Staatsschuld  verechreibungen  abzu- 

g^ben,  und  mau  konnte  annehmen,  dasa  das 
ublikuin  das  achleditere  Geld  behalten 
werde?  Andererseits  war  es  fest  sicher, 
daes  viele  die  bei  der  Abgabe  des  Papiergeldes 
empfangenen  Banknoten  sofort  zur  Ein- 
ICeung  in  Konventionsmünze  präsentieren 
würden,  denn  die  nodi  nicht  existierende 
Bank  war  eine  unbekannte  tirOsse,  und  man 
konnte  nichts  verlieren,  wenn  man  Münze 
nahm  und  wartete,  bis  die  Banknoten  sich 
das  allgemeine  Terü'auen  erworben  haben 
würden. 

Die  Vorkehrungen  der  Finanzverwaltung 
bei  Eröffnung  der  Nationalbank  am  1.  Juli 
1816  tntgen  diesen  Möglichkeiten  nicht  ge- 


ni^nd  Rechnui^.i)  Die  provisorische  Direk- 
tion empfing  vom  Staate  12340000  fl.  Kon- 
vcutionsmünze ;  da  indessen  sofort  Papier- 
geld in  beträchtlichen  Mengen  zur  Einlösung 
abgegeben  und  die  emittierten  Banknoten 
selbst  wieder  sofort  in  grossen  Mengen  g^n 
Münze  eingetauscht  wurden,  so  war  die  Bank- 
verwoltnng,  da  ihr  keine  genügenden  Münz- 
vorrüte  zur  Verfügung  gestellt  worden  waren, 
genötigt,  die  Einlösung  des  Fapieigeldes  dn- 
zuschiänkeu.  Vom  8.  Juli  an  wurden  von  einer 
Partei  nicht  mehr  als  7000  fl.  Ps^iergeld  zur 
Einlösung  angenommen ;  da  dadurch  die  >die 
Onlnung  so  sehr  störende  Hast«,  mit  der 
sieh  die  Leute  zur  Einlösung  drängten,  nicht 
ab-,  sondern  zunahm,  wurde  verfügt,  dass  vom 
5.  August  an  um  die  Einlösung  schnfttich  anzn- 
Bucheusei;  am  18.  Augustwurdedieunmitlel- 
bare  Einlösung  bei  der  Bank  überhaupt  einge- 
stellt und  der  Ankauf  des  Papiergeldes  vom 
26.  August  an  im  Namen  der  Bank  an  der 
Börse  angeordnet  (monatlich  waren  höchstens 
2  Millionen  Onlden  in  Banknoten  und  6 
Millionen  Gulden  in  1  prozentigen  Staats- 
schuldverachreibungen zum  Ankaufe  zu  ver- 
wenden). Diese  Ankäufe  währten  bis  zum 
25.  Januar  1817  und  wurden  nacli  diesem 
Zeitpunkte  nie  wieder  aufgenommen.  Die 
Regierung  traf  vielmehr  schon  im  Ok- 
tober 1816  eine  Verfügung,  welche  ein  Ab- 
gehen von  dem  in  den  Patenten  vom  1.  Juni 
1816  festgesf^Uten  Plane  der  Einlösung  des 
Papiergeldes  bedeutete:  die  Ausschreibung 
des  sogenannten  Arrosierungsanlehens  (kaiser- 
liches Patent  vom  29,  Oktober  1816),  durch 
das  bis  zn  seinem  Abschlüsse  (im  AprU 
1818)  131439000  fl.Papiergeld(na(A  Beer, 
eine  andere  Quelle  giebt  den  Betrag  mit 
129  379  000  fL  an)  eingezogen  wurden.  Im 
ganzen  wiurden  durch  Ausgabe  von  Bank- 
noten und  1  prozentigen  Staatssdiuldver- 
sehreibungen  46325234,30  fl.  P^ieigeld 
eingezogen  (davon  20013914,30  fl.  an  der 
Börse,  wobei  die  Banknoten  und  die  Staats- 
schuld verachreibungen  getrennt  und  zu 
den  Böraenkursen  verniuft  wurden;  der 
Einkauf  an  der  Börse  ergab  eine  Minderaus- 
gabe von  3941755  fl.)»). 


')  Die  Fintuizverwftltung  glaubt«,  dftfts  dsf 
in  Heinem  Schicksale  gesichert«  Pupiergeld  an- 
nächat  nicht  In  grossen  Mengen  zur  EmlOsung 
gebracht  werden  dürfte,  ebensowenig  erwartete 
sie,  dass  viele  Banknoten  gegen  HOnzen  einge- 
wechselt werden  würden ;  eine  metallische  Drittel- 
decknng  der  bei  der  Eiolöanng'  des  Papiergeldes 
ausgegebenen  Banknoten  wnrde,  wie  es  scheint 
für  genäffend  gebalten,  wonoeh  die  Kosten  der 
Papiergeldeinziehnng  für  die  Staatsverwnltnng 
sich  hätten  niedrig  stellen  müssen.  (S.  Beer, 
1.  c.  S.  456ff.  und  96ft.) 

*)  Diese  kurze  EinlGsung^aktion  bewirkte 
grosse  Schwankungen  des  Knrses  der  Kon- 
Teutionsmünze  im  Zettranme  weniger  Wochen. 


Banken  (Oesterreich-Ungarn) 


Die  ErrichtitDg  der  NaHonalbank  wurde 
dagegen  ganz  im  Sinne  der  Patente  vom 
I.  Jnni  1816  betrieben.  Da  bis  Ende  Juli 
1816  bereits  1909  Aiitieii  verkauft  worden 
wuen,  ei^ing  an  die  Aktionäre  am  1.  Angnst 
1816  die  Aufforderung,  einen  Ausschuss  der 
Bank  eu  wählen ;  nach  Tollzogener  Wahl  ot~ 
nannte  der  Aiissdiusa  ans  seiner  Uitte  am 
23.  September  eine  Kommission  von  12  Per- 
sooen,  die  mit  einem  EommisBOr  der  t'inanz- 
venraltung  das  K^lement  der  Bank  aus- 
arbeiten sollten.  Dieses  wai'  in  den  beiden 
Fotentoi  vom  1.  Juni  1816  vorgesehen  und 
sollte  die  Einzelheiten  über  die  ^^Beprfisen- 
tation  der  Bankgesellschaft  .  .  .,  die  Art  der 
Tenraltung  und  Leitung  des  Bankinstituts« 
enthalten,  die  in  jenen  Patenten  fehlten; 
fibenlies  sollte  diese  Kommission  n&here 
Bestimmungen  über  das  Eskompte^schaft 
voraohlagen.  Die  seit  der  fehlgeschlagenen 
EtnlOsongaaktion  vOllig  veränderten  Ter- 
hältnisse  machten  jedoch  eine  umfassendere 
Arbeit  nötig;  die  in  den  grundlegenden 
Bitenten  vom  1.  Juni  1816  gegebene  Ord- 
nung der  Nationalbank  sollte  nicht  bloss  er- 
bost, sondern  sie  musste  in  wesentlichen 
Punkten  abgeändert  werden,  d.  h.  es  war 
ein  neues  Bankstatnt  auszuarbeiten,  das  dann 
die  Onmdlage  eines  neuen  Reglements 
varden  konnte.  Die  Kommission  beendigte 
ihre  Beratungen  im  MRrz  1817,  die  ent- 
worfenen Statuten  wurden  mit  mehreren 
Abänderungen  am  15.  Juli  1817  sanktioniert, 
das  Reglement  erhielt  am  17.  Dezember  1817 
die  Bestätigung  des  Finanzministers,  und  am 
19.  Januar  1818  Übernahm  die  nach  den 
Statuten  gewählte  Bankdirektion  die  Leitung 
derOeechäfte  von  der  pro^•iso^isohen  Direktion. 

Das  neue  Statut,  aus  einer  Vereinbarung 
der  Staatsverwaltung  mit  der  Vertretung 
der  Aktionäre  hervoi^^angeu ,  ist  nun 
sowie  das  Reglement  kurz  zu  erOrtern. 
Unter  den  Geschäften  der  Bank  wird  die 
Einlösung  des  Papiergeldes  nicht  mehr  ge- 
nannt; £e  Kommission  hatte  beim  Finanz- 
minister angefragt,  ob  im  Statute  auf  die 
Eättlflsnng  des  Papiergeldes  Aiiich  die  Bank 
Bedacht  zu  nehmen  sei,  aber  eine  verneinende 


Am  13.  Mai  1816  betrag  der  Kurs  352%,  am 
22.  Mai  343,  am  29.  Mai  327,  am  5.  Jnni  (die 
Patente  vom   1.  Jnni  erschienen  in  der  k.  k. 

Eriv.  Wiener  Zeitang  am  4.  Juui)  309*4;  bis 
nde  Joni  sank  er  auf  261,  am  1.  Jnli  auf 
249*/. :  vom  4.  bis  mm  9.  Juli  stieg  er  von 
25S';,  anf  291'J,  nnd  ftchlowi  am  31.  Juli  mit 
S83't.  Im  Angoat  steht  er  biä  znm  39.  fast 
taglieh  Ober  290,  aber  unter  300.  Die  Kurse 
Tu»  28.  bb  31.  Angnat  waren:  296'/b,  310, 
327*,',, 315,  Die Iprozentigeu Obligationen  hatten 
am  1.  Juli  den  Knrs  von  IB'.',  nnd  schwankten 
his  Ende  August  iwischen  167«  nnd  12"/,,; 
eta  Knrs  von  flber  16  wurde  in  diesem  Zeit- 
Tnme  bkM  am  1.  und  2.  Jnli  verzeichnet. 


HaDdwSrUrbDcb  dnt  StaaUwIneiucbBtlen.    ZwelU  ADflage.    II. 


Antwort  erhalten:   die  Einlösung  sei   eine 

Massregel  des  Staates,  dieser  habe  die  Mittel 
aufzubnngen;  die  Bank  kQnne  als  Bevoll- 
mächtigter einschreiten,  es'genUge,  in  das 
Statut  den  Grundsatz  aufzunehmen,  dass  die 
Bank  durch  ein  Uebereinkommen  auch  fflr 
den  Staat  Geschäfte   zu  übernehmen   habe 

g3eer).  So  verlor  die  Bank  die  Funktion; 
erentwegen  der  Staat  ihre  Errichtung  aii^ 
geordnet  hatte,  und  es  wurde  im  §  41  im 
Sinne  des  Wunsches  des  Finanzministers  ver- 
fügt, »über  Geschäfte,  welche  die  Bank  fflr 
die  Staatsverwaltung  ühemimmt,  ist  zwischen 
dieser  und  der  Btuikdirektion  jedesmal  ein 
eigenes  Ueberelnkommen  zu  treffen.!  Zum 
Eakompte-  und  HypothekarkreditgeschSft 
wimien  im  neuen  Statute  zngefOgt  als  Ge- 
schäfte der  Bank:  die  Ausgabe  und  Ein- 
lösung von  Anweisungen  der  Bank  auf  sich 
selbst  (Banknoten),  das  Girogeschäft ,  das 
Depositengeschaft  und  die  Erteilung  von 
Vorschüssen  und  Darlehen  auf  bewegliche 
Güter.  Das  Eskomptegeschäft  war  bescbribikt 
auf  Wechsel,  die  auf  Wien  gezogen  oder  in 
Wien  zahlbar  waren,  ferner  auf  bolawechsel 
für  Waren ;  die  Wechsel  sollten  mindestens 
auf  300  ft.  lauten  und  keine  längere  Lauf- 
zeit als  drei  Monate  liaben.  Die  Festsetzung 
des  Zinsfiisses  war  unter  Umständen  den 
Censoren  überlassen,  die  zur  Begutachtung 
der  Wechsel  berufen  werden  raussten,  lag 
aber  später  auf  Grund  einer  VerfÜEiing  der 
Regierung  vom  10.  Febniar  1820  allein  der 
Bankdirektion  ob.  Das  Qiro^schäft  wurde  von 
der  Bank  wSlirend  der  Dauer  des  ersten 
Privilegiums  nicht  betrieben.  Die  ausge- 
gebenen Noten  sind  sofort  auf  Variangen 
des  üeberbringers  in  Konventionsmüoze 
auszuzahlen:  die  frühere  Bestimmung,  in 
welchen  Geschäften  Noten  ausgegeben  werfen 
dürfen,  ist  entfallen,  ebenso  die  Anorfnung, 
dass  die  Noten  nie  ohne  sorgfältige  Rüdc- 
sicht  auf  die  l^lünzvorräte  ausgegeben  weilen 
dürfen.  Dagegen  wird  im  Statute  von  der 
»vollen  Bedeckung«  der  Noten  gesprochen 
und  im  Reglement  von  der  »slatutenmässigen 
vollen  Bodeckunge  der  Noten,  aber  die  Art 
dieser  Bedeckung  ist  nicht  angegeben.  Ein 
ziffermSssigcs  Verhältnis  der  ausgegebenen 
Noten  zum  Metallschatz  ist  nicht  erwähnt 
und  von  einer  bankmäss^n  Bedeckung 
der  Banknoten  ist  keine  Rede.  Darlehen 
erteilen  diufte  die  Bank  bei  VerpOndung 
von  Gold-  und  Silberbarren,  Geräten  aller 
Art  aus  Edelmetall,  Münzen,  die,  ohne  ge- 
setzlidien  Umlauf  zu  besitzen,  von  dem 
Verkehre  nicht  ausgeschlossen  sind,  und 
von  inländischen  in  Kouventionsmanze  ver- 
zinslichen Staatspapieren  (die  Beschränkung, 
dass  die  Verzinsung  der  Staatspapiere  in 
Konvention smOnze  erfolgen  müsse,  entfiel  im 
Febrnar  1819).  Die  längste  Frist  der  Darlehen 
war  drei  Monate.    Die  Bank  ist  berechtigt,  bei 
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diesen  Darlehen  6*/o  Zineen  zu  verlangen,  ein 
höherer  Zinsfuss  wai-  nur  nach  einer  be- 
eonderen  kaiserlichen  tienehmigung  zulässig. 
Die  Erteilung  von  Hypothekardarlehen  war 
einer  späteren  Zeit  vorbehalten.  Endlich 
betrieb  die  Bank  das  Änweisungsgeschäft, 
das  im  Statute  nicht  unter  den  Geschäften 
der  Bank  angeführt  ist.  Die  Zahlungsmittel 
der  Bank  sind  die  gesetzlichen  Silbermttnzen, 
Banknoten   und  die  Scheidemünze;   sie  em- 

g^gt  und  leistet  alle  Zahlungen  in  der 
onventionamünz'wahruDg. 
Das  Aktienkapital  der  Bank  wurde  gegen- 
über der  ersten  Festaetzui^  nicht  verändert, 
aJlein  die  einzelne  Aktie  auf  1000  Q.  Papier- 
geld nnd  100  fl.  Eonventionsmünze  redu- 
ziert, womit  eine  Verdoppelung  der  Aktion- 
zahl verbunden  war.  Es  verbDeb  auch  da- 
bei, dass  die  Bank  für  die  in  Papiei^eld 
geleisteten  Aktienein  Zahlungen  2V8prozentige 
m  Silber  verzinsliche  Staatsobligationen  er- 
hielt, dieselben  waren  unveräusserlich  und 
jährlidi  durch  eine  Zahlung  von  500000  fl. 
m  Eonventionsniflaze  an  die  Bank  derart  zu 
tilgen,  dass  dafür  1  lUillioa  Gulden  in  Ob- 
ligationen von  der  Forderung  der  Bank  ab- 
zuschreiben waren ;  die  Zinsen  der  getilgten 
Obligationen  wurden  fortbezahlt  und  zur 
weiteren  Abtragung  der  Schuld  im  selben 
Verhältnisse  verwendet.  In  der  Verfügung 
über  den  Reim^winn  war  die  Bank  nicht 
frei:  30  fl.  KonventionBmÜnze  sind  jähr- 
lich als  gewöhnliche  Dividende  zu  ver- 
teilen, ist  dann  noch  ein  Keingewinn  ver- 
fügbar, so  muss  die  Hälfte  desselben  zur 
Qrilndung  eines  Eeservefonds  verwendet 
werden.  Nach  einigen  Jahren  bereits,  als  die 
Bank  mit  dem  Staate  in  innigen  Gesdiäfts- 
beziehungea  stand,  wurde  diese  Beschränkung 
beseitigt,  und  für  1820  sowie  weiterhin  galt 
die  !Norm,  daas  nach  vorläufiger  Rücksprawie 
der  BankdirektioQ  mit  der  Finanz  Verwaltung 
der  Aussdmss  die  Dividende  festsetzte.  Die 
Verwaltung  der  Bank  war  von  der  Direktion 
zu  besorgen,  die  aus  dem  Gouvemeiu"  und 
dessen  Stellvertreter  (beide  vom  Kaiser  er- 
nannt) und  12  Direktoren  bestand,  di«  der 
Ausschuss  aus  den  Aktionären  zu  wAhlen 
hatte.  Der  Ausschuss  bestand  (nach  Bin- 
zahlnng  von  mehr  als  der  Hälfte  der  Aktien) 
aus  jenen  100  Aktionären,  die  6  Itfonate  vor 
nnd  zur  Zeit  der  Einberufung  des  Aus- 
sdiusses  nachweislich  die  grösste  Anzahl 
Aktien  besassen.  Der  Ausschuss  bt  für  ein 
Jahr  unveiänderlichj  er  versammelt  sich  in 
der  Regel  einmal  im  Jahre  und  zwar  im 
Januar;  seine  Kompetenz  besteht  in  der 
Vornahme  der  Wahlen,  in  der  Prüfimg  der 
Bechnuugsabschlüsse  und  der  Qebahiung  der 
Direktion,  in  der  Beschliessung  von  Aende- 
rungen  des  Statuts  und  des  Reglements 
(welche  die  Direktion  vorschlagt),  in  der 
Erörterung    von     Anträgen     der    Direktion 


w^n  Erneuerung  und  Auflösung  der  Bank, 
endlich  kann  er  von  der  Direktion  Auf- 
klärungen verlangen  'über  den  Zustuiddes 
Bankfonds  und  über  die  ordnungsmässige 
Verwendung  desselben«.  Die  vom  Aus- 
schüsse genehmigten  Bechnungsabsdilflssc 
sind  öffentlich  kundzumachen.  Die  Be- 
stimmung des  Statuts,  dass  das  Amt  des 
Gouverneurs  nach  zwei  Jahren  immer  wieder 
auf  den  Stellvertreter  übergeht,  wui-de  schon 
im  Februar  1S20  aufgehoben  und  angeordnet, 
dass  der  Gouverneur  sein  Amt  dauernd  be- 
halten könne.  Dem  Ausschüsse  wie  der 
Direktion  können  nur  österreichische  Staats- 
bfirger  angehören.  Der  für  die  Geschäfte, 
die  für  den  Staat  zu  besor^n  waren,  wich- 
tige §  41  wurde  oben  citiert;  die  einbe- 
k^nte  Auisioht  des  Staates  wird,  wie 
nach  dem  zweiten  Patente  vom  1,  Juni  181^ 
durch  einen  Kommissär  ausgeübt,  dieser 
durfte  in  den  Beratungen  des  Ausschusses  mid 
der  Direktion  seine  Ansicht  äussern ;  sein 
Einspruch  gegen  eine  Statuten  widrige  oder 


nähme  der  Bank  hatte  eine  aufhaltende 
Wirkung;  der  Eonuniss&r  musste  »insbe- 
sondere unter  seiner  Venuitwortung«  darüber 
wachen,  dass  die  Banknoten   limmer  ihre 

volle  Bedeclnmg  haben«.  Das  Notenauagabe- 
und  das  EskomptierungsprivUe^um  der  Bank 
vrurden  sehr  at>ge3ehwächt ;  die  Bank  hat 
im  ganzen  Ummnge  der  Monarchie  das 
Recht,  Banknoten  auszugeben^  aber  k^n 
ausschliessliches  Recht ;  di^  kernen  Zwaugs- 
kurs  besitzenden  If^oten  werden  bei  allen 
öffentlichen  Kassen  nach  ihrem  Nennbeträge 
für  Konventionsmünze  angenommen;  die 
Bank  ist  ferner  berechtigt,  innerhalb  der 
Monarchie  Filialbanken  zu  errichten,  >uud 
wenn  sie  von  diesem  Rechte  Gebranch 
macht,  so  soll  keiner  anderen  Anstalt  ge- 
stattet werden,  an  dem  Orte,  wo  sie  eine 
Filialbank  cirichtet,  eine  Eskontoanstalt  ein- 
zusetzen oder  Noten  auszugeben«.  Audi 
hierhcikeine  Ausschliesslichkeit.  Die  übrigen 
Vorrechte  der  Bank  (Steuerfreiheit.  Gerichts- 
stand ,  Verfolgung  von  Ansprüchen  aus  den 
Baükgesciiäfteii ,  von  Fälschung  der  Bank- 
noten, Bankaktien  und  Depositenscheine 
u.  s.  w.)  werden  weder  hier  noch  bei  den 
späteren  Privil^eu  zu  erörtern  sein.  Das 
ftivilegium  soll  mit  allen  durch  dasselbe 
der  Bank  verUehenen  Vorrechten  durch 
fünfundzwanzig  Jahre,  eventuell  bis  zur 
völligen  Tilgung  der  '2Vs  prozentigen  Obliga- 
tionen dauern. 

Die  Anordnnngen  des  Statut«  vom  15. 
Juli  1817  und  die  Abänderungen  desselben, 
die  bis  zum  nächsten  Privilegium  der  Bank 
verfügt  wurden  (einige  sind  oben  erwähnt 
worden),  waren  allein  für  die  Bank  mass- 
gebend bis  zum  28.  Oktober  1841,  au  wel- 
chem Tage  ein  neues  Privilegium  in  Wiik- 
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Bunkeit  trat.  Die  Aendenmgen  der  Patent«! 
vom  1.  Juni  1816  durch  das  Slalnt  vom 
15i  JuJi  1817,  wie  sie  dargeetellt  wurden, 
haben  sich  in  der  Folge  nidit  als  so  wichtig 
erwiesen,  wie  man  ^uben  möchte*  denn 
die  Bank  genoss  als  Notenbank  in  Wirklich- 
keit die  VorteiJe  der  feiktischen  Eonkur- 
renzloeigkeit,  obwohl  sie  (bis  1847)  keine 
E^lialen  errichtete,  andererseits  übernahm 
sie  die  ESnlSsnsg  des  P^iergeldes  des 
Staates  schon  im  Jahre  1820  freiwillig  und 
hat  in  dieser  Aktion  kolossale  Hengen  ihrer 
Noten  ausgegeben, 

2.  Die  Geschäfte  der  Bank  Biit  der 
StaatsverwaHnng.  Als  die  aniF  Grund  des 
Statuts  vom  15.  Juli  1817  erwählte  Direktion 
am  18.  Januar  1818  die  Yerwaltun^  der 
Bank  übernahm,  war  infolge  des  Einwirkens 
der  oben  erwShnten  Kommission  von  12 
Uitgliedem  das  Eskomptegeachaft  bereits  im 
Ctange  (seit  dem  27.  Januar  1817);  die  Ei^ 
tiSgoisse  desselben,  andere  geringfügige  Zu- 
flüsse, hauptsflchhch  aber  die  2  Vi  prozentigen 
Zinsen  der  Staatsobligationen,  welche  die 
Bank  an  Stelle  des  in  Papiei^ld  gezahlten 
Aktienkapitales  erhalten  mtte,  bildeten  die 
SSnnahmen  der  Unternehmung,  aus  denen 
Iflr  1816  und  1817  Dividenden  an  die  Aitio- 
oSre  verteilt  worden  waren.  Die  Bank- 
direktioD  b^nn  nun  den  Betrieb  der  übrigen 
statutenrnSesi^n  Geschäfte  der  Bank  (mit  Aus- 
nahme des  Giro-  und  des  Hypotbekkrkredit- 
geechäftes)  und  das  Aiiweisungsgeachäft  Ton 
grCester Wichtigkeit  für  dieBank  und  für  alle 
vCTBchiedenartigeD  Interessen,  die  an  der  No- 
tenbank beteiligt  sind,  waren  aber  nicht  diese 
nonnalen  Bankgeschäfte,  sondern  jene,  die 
sie  für  die  Staatsverwaltung  besoigte  und 
mit  dieser  atechloss.  Die  ersten  Einleitungen 
XU  diesen  Transaktionen  wurden  schon  im 
Jahre  1819  getroffen;  es  sind  dies  die 
Cebemahme  der  Einlösung  des  Papiergeldes 
dnrch  die  Bank  und  die  Eskomptierung  von 
Anweisungen  der  Staatscentralkasse  durch 
die  Bank ;  mit  dem  ersteren  Geschäfte  hing 
dann  auch  die  Sistierung  der  Begebung  fast 
der  Hälfte  der  Aktien  der  Bank  zusammen, 
die  mit  Ende  1819  eintrat,  nachdem  die  An- 
zahl der  b^^benen  Aktien  50621  erreicht 
hatte.!) 

Die  Staatsverwaltung  hatte  seit  1817 
keine  Massnahme  wegen  Beseitigtmg  des 
Fainergeldes  getroffen ;  im  Jahre  1819  wurdte, 
nachdem  man  die  Baiik  für  gemtgend  er- 
starkt hielt,  der  ursprüngliche  Plan  der  Ein- 


^)  In  der  Zeit  vom  26.  Jannar  1817  bis  20. 
November  1817  war  ea  plattet,  die  inKonven- 
tmumftnze  m  leistenden  Eiszahlnngen  auf  Aktien 
in  P«pierre]d  mid  zwar  im  Verhältnisse  von  200  fl. 
PapiCTgeld  ftlr  100  fl.  EonventionsniBiize  zn  ent- 
riehten.  Anf  diesem  Wege  wurden  287720  fl. 
Papergeld  eingezogen. 


lüsiing  des  Papiergeldes  dmtli  die  Bank 
wieder  aufgenommen,  wobei  die  Bedingungen 
der  Einlösung  und  die  gegenseitigen  Ver- 
pflichtungen des  Staates  und  der  Bank 
anders  als  in  deu  Patenten  vom  1.  Juni 
1816  festgesetzt  werden  mussten.  Das  erste 
Uebereinkommen  in  dieser  Sache  datiert  vom 
3.  März  1820  und  war  im  Sinne  des  g  41 
der  Statuten  zwischen  der  Staatsverwaltung 
und  der  Bankdirektion  abg^hlossen  worden. 
Demnach  vorpflichtete  sich  die  Bank,  die 
Einlösung  des  Papiergeldes,  welche  ohne 
Zwang  nach  dem  von  seile  der  Staatsverwal- 
tung äs  unabänderlich  festgesetzten  Verhält- 
nisse von  lOOfl.Konventionsmflnze  für250  fL 
Papiei^ld  zu  erfolgen  hatte,  für  Rechnung 
des  Staates  zu  besorgen.  Die  Summe  des 
zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  umlaufen- 
den Papiei^ldes  wurde  von  der  Iinanzver- 
waltiing  mit  449715925  fl.  angegeben  und 
zum  Behufe  der  Berechnungen  mit  der  Bank 
auf  450000000  fl.  abgerundet  Die  Staats- 
verwaltung ihrerseits  übernahm  die  Ter- 
pflicbtungen :  l)deoimgetilgtenEestder2  V»- 

Srozentigen  StaatSöbligationen  von  23232000 
-  in  Konventionsmüuze  sogleich  zu  be- 
richdgen ;  2)  die  noch  nicht  hinausgegebenen 
49379  Aktien  der  Bank  zum  Preise  von 
610  fl.  Eonventdonsrnfioze  für  jede  Aktie  (da- 
von 10  S.  für  den  R^ervefonds  der  Bank),  also 
im  ganzen  um  30121190  fl.  Konventions- 
münze zu  übernehmen ;  3)  der  Bank  sofort  nach 
geschbssenem  Vertrage  10  Millionen  Gulden 
KonventionsmOnz«  und  in  den  Bedilrfnissen 
der  Bank  und  dem  Fortschreiten  der  Kn- 
lösung  entsprechenden  Baten  weitere  30 
Millionen  Gulden  Konventionsmünze  als  bare 
Dotation  zu  bezahlen;  4) für  die  übrigen  140 
Millionen  Gulden  (180  Millionen  Giilden  waren 
erforderhch,  um  450  Milhonen  Gulden  Papier- 
geld zum  Kurse  von  100  :  250  einzulösen)  der 
Bank  4prozentdge  unveränsserHche  Staats- 
schuldverschreibungen und  zugleich  als  Subsi- 
diarhypothefc  öprozenti^,  unter  bestimmten 
Bedingungen  veräusserhche  Obligationen  zu 
übci^ben,  derart,  daes  die  Bank  für  jede 
Porderung  von  70  fl.  Konventionsmünze 
100  fl.  5prozentige  Obligationen  zu  erhalten 
hatte;  6)  zur  allmählidien  Tilgung  der  140 
Millionen  Gulden  der  Btmkeineaurdi  denZu- 
schlag  der  Zinsen  (der  getilgten  Obligationen) 
zu  vermehrende  Beute  von  jährlichen 
1400000  fl.  vom  1.  JanuM- 1821  zu  bezahlen. 
Sollte  in  den  von  seite  des  Staates  zuge- 
sicherten Zahlungen  eine  Stockung  eintreten 
oder  die  Einwechselung  der  Bwknoten  in 
Münze  die  Aufbringung  eines  grösseren 
MOnzvorrates  notwendig  machen  und  die 
Staatsverwaltung  nicht  im  stände  sein,  der 
Bank  die  ertorderlichen  Summen  auf  eine 
andere  Weise  zuzuwenden,  so  durfte  die 
Bank  die  5prozentigenObligationenveräu8sem. 
"     jei  zur  Vervollständigung  noch  beigefügt. 
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dass  es  der  Bauk  vorbelialten  blieb,  die 
Zahlungea  auf  jene  23^32000  fl.  und 
30121190  0.  in  Teilbeträgen  »Dach  Masa- 
gabe  des  Bedarfes  und  der  Eonvenienz  der 
Bank«  zu  verlangen  und  dass  die  4prozentigen 
sowie  die  5  prozeatigon  Staatsschuld  verschrei - 
bungen  erst  daQn  und  iu  dem  Masse  der 
BanJt  übergeben  werden  sollten,  als  dieselbe 
nadigewieaen  haben  würde,  dass  die  bare 
Dotation  von  4U  MiDionea  Gulden  »durch 
die  bereits  bewerkstelligte  Einlösung«  (wohl 
des  Papiergeldes)  »erschöpft  und  die  Bank 
zur  Verwendung  ihrer  eigenen  Mittel  ge- 
schritten sei" ;  endlieh  hatte  der  Bezug  der 
Zinsen  sowie  der  Tilgungsrente  derS'/s  prozen- 
tigen  Obligationen  vom  1.  Januar  1820  an 
aufzuhören. 

Nach  dieser  Abniacliuug  zahlte  die  Staats- 
verwaltung die  erste  Rate  von  10  Millionen 
Onlden  im  Jahre  1820,  den  Rest  von  30 
Millionen  Gidden  und  jene  23232000  fl. 
bis  Ende  1823,  wodurch  jede  der  50621 
Aktien  auf  6i>0  fl.  Konvention smfluze  ge- 
bracht wurde. 

Die  Bank  begann  sogleich  mit  der  Ein- 
lösung des  Papiergeldes  und  zog  davon  nodi 
ini  Jahre  1820  69289950  fl.  und  im  Jahre 
1821  76911 G25  fl.  Wr.  "Whg.  ein.  In  den 
Jahren  1821  und  1822  wurde  aber  das  Ab- 
kommen V.  3.  März  1820  in  wichtigen  Punkten 
abgeändert  Im  Jidire  1821  verschlechterte 
«dl  infolge  eines  imerwarteten  Militärauf- 
wandes  in  Italien  die  Lage  der  Staatsfinanzen, 
imd  die  Finanz  Verwaltung  strebte  danach, 
die  Lasten  des  Vertrages  vom  3,  März  1820 
zu  verringern.  Zunächst  wurde  die  Ab- 
machung wegen  üebernahme  der  49  379 
Aktien  derBaiäseitensder  Staatsverwaltung, 
rückgängig  gemacht  durch  ein  Uebereinkom- 
men  mit  der  Dkektion  vom  18.  Oktober  1821 ; 
die  Aktien  blieben  im  Besitze  der  Bank;  es 
war  »dem  Urteile  der  jeweiligen  Ijeitung 
des  Institutes  überlassen«,  diese  Aktien  aus- 
zugeben. Endlich  wurtle  zur  Verminderung 
der  Last  der  Staatsfinanzen  der  Vertrag  vom 
30.  November  1822  geschlossen.  Bis  zu 
diesem  Zeitpunkte  hatte  die  Bank  rund  185 
Willionen  Gulden  Wiener  Whg.  eingelöst  und 
dafür  74  Millionen  Gulden  Banknoten  ausge- 
geben ;  vom  Staate  hatte  sie  40  Mill.  fl.  K.  M. 
zu  einem  TeUe  bereits  erhalten,  der  andere 
Ted  war  ihr  auf  Grand  eines  abgeschlossenen 
Anlehens  sicher,  überdies  waren  Ihr  60  Milli- 
onen fl,  K.  M.  4prozentiger  Schuldverschrei- 
bungen überlassen  worden,  so  dass  sie  an 
Zahlungen  imd  Deckung  um  26  Millionen 
Gulden  K.  M.  mehr  empfangen  hatte,  als 
der  damali^n  Einlösung  des  Papiergeldes 
entsprach;  im  ganzen  hatte  die  Bank  in 
jenen40  Millionen  Guidenbarund  60 Millionen 
Gulden  Staalsobhgationen  die  Deckung  für250 
Millionen  Gulden  Wr.  Whg,in  Händen;  für  die 
restUehen  200  Millionen  Gulden  Wr.  Whg. 


hatteihr  die  Staatsverwaltung  Buccessive  noch 
80  Millionen  Gidden  Iprozentige  Staats- 
schuld verachreibun  gen  zu  geben.  Um  den  Auf- 
wand für  diese  Verzinsung  zu  vermeiden. 
entschloss  sich  die  Finanz  Verwaltung,  der 
Bank  30  Millionen  Gulden  Konventions- 
münze, die  zum  Behufe  der  Deckung  der 
bei  der  Papiergeld  einlösung  auszugebenden 
Banknoten  zu  verwenden  waren,  zu  zahlen 
dagegen,  dass  die  jährliche  Tilgungsrate 
von  1400000  fl.  samt  den  Zinsen  von  den 
mittelst  dieser  Baten  getilgten  Schuldver- 
schreibungen bis  zum  Jahre  1837  sistiert 
wird  (vom  Jahre  1837  an  sollte  die  ver^ns- 
liehe  wie  die  sogleich  zu  erwähnende 
unverzinsliche  Schuld  durch  die  Rente  von 
1400000  fl.  und  die  Zinsen  der  getilgten 
Obligationen  jjüirlich  vermindert  werden), 
ferner  d^;egen.  dass  die  Bank  die  zur  Ein- 
lösung des  Papiergeldes  noch  weiter,  über 
130  Hillionen  £1.  Konventionsmünze  aufzu- 
wendenden Summen  als  dem  Staate  gewährtes 
unverzinsliches  Dai-lehen  behandle,  welches 
demnach  höclistens,  d.  h.  wenn  das  gesamte 
Papiergeld  zur  Einlösung  präsentiert  wCTden 
sollte,  50  Millionen  Gulden  betragen  konnte. 
Der  verzinsliche  Teil  der  Sehidd  des  Staates 
wurde  also  um  20  Millionen  Gulden  Konven- 
tionsmiinze  über  der  damaligen  Menge  der 
bei  Einlösung  des  Papiergeldes  ausgegebenen 
Banknoten  festgesetzt  Auch  für  die  un- 
verzinslichen Schuld  vereclireibungen  wurden 
der  Bank  5prozentige  ObUgationen  als  Sub- 
aidiarhypothek,  die  (wie  ich  annehme)  unter 
den  nämlichen  Voraussetzungen  veräiissert 
werden  konnten  wie  die  neben  den  4pro- 
zentigen  Schuldverschreibungen  gegebenen, 
ausgefolgt.  Das  Facit  der  Abmachungen 
mit  der  Bank  betreffend  die  Einlösui^  des 
Papiergeldes  war  also:  die  dabei  äuasersten 
Falles  von  der  Bank  aufzuwendende  Summe 
von  180  Millionen  Gulden  war  dur(^  die 
Zahlung  von  70  Millionen  Gulden  Eou- 
ventionsmünze  und  durch  Ereierung  einer 
Schuld  von  110  Millionen  Gulden  Kon- 
ventionsmüQze  beglichen,  von  der  60  Mil- 
lionen zu  4%  verzinslich  nnd  50  Milli- 
onen anverzinslich  waren  und  die  (bis  auf 
die  bereits  getilgten  2,97  Millionen  Gulden 
der  verzinslichen  Schiild)  von  1837  an 
in  dem  dargestellten  Ausmasse  zurückge- 
zahlt werden  sollte.  Jene  30  Mdlionen 
Gulden  erhielt  die  Bank  in  den  Jahren  1824 
bis  1826.  Die  Papiergeldeinlösung  war  nmi 
dauernd  geordnet  und  sie  setzte  sich  mit 
von  Jahr  zu  Jahr  abnehmenden  Ziffern  fort 
Die  eingezogenen  Papiei^ldmengen  wurden 
mit  Ausnahme  jener  Beträge,  die  zur  Zah- 
lung von  auf  Wiener  Währung  lantend^i 
Staatsschiddenzinsen  unentbehrlich  waren, 
vernichtet^) 


■)  Durch  den  Vertrag  vom  3.  MSrs   1820 
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Dae  andei«  Geschäft  -war  <lie  Eskomp- 
tierung  von  Änweisiinpcn  der  Staatacontnu- 
kasae  durch  die  Bank.  Dn  Staatsansgabeo 
damals,  wie  heute,  oft  zu  einer  Zeit  ^macht 
werden  miisstea,  ehe  die  Siaataeiiinahmen.  <lie 
sie  decken  sollen,  eingeflossen  sind,  nnd  in 
jener  Zeit  überdies  die  in  den  Provinzialataats- 
kassen  sich  sammelnden  UeberschQsse  nicht 
schnell  genug  der  Staatscentralkasse  zur  Ver- 
fügung gestylt  werden  konnten,  so  musste 
die  Knanzrerwaltnng  für  eine  Ueberwin- 
dnng  dieser  geringfilgigen  Schwieiigkeiton 
.«orgen,  und  der  Gedanke,  hierfür  die  Hülfe 
der  Bank  z\i  benutzen,  lag  sehr  nahe.  Die 
ilurch  "Vertrag  vom  28.  Februar  1822  verein- 
barte Form  war  die,  daes  die  Bank  An- 
weisungen der  Staatscentralkasse  aiif  die 
EinDahmskasseh  in  Wien  und  in  den  Pro- 
vinzen, wo  >Bank-Verwechslnngskassen< 
-  bestanden,  eskomplierte  und  zwar  zum  ge- 
wöhnlichen Eskomptezinshisse,  falls  die  An- 
weisungen auf  keine  3  Monate  überschrei- 
tende Frist  gestellt  waren. ')  Aus  dieser 
Geschäftsbeziehung,  die  normal  darauf  be- 
niht,  dasB  die  SdiiUd  immer  wieder,  weil 
im  Jahre  zeitweise  die  Staatseinnahmen  die 
Staatsaußgaben  übersteigen,  aus  den  lanf en- 
den Einnahmen  getilgt  werden  kann,  ent- 
wickelte sich  alsbald  ein  dauerndes  Kchuld- 
verhSltnis  des  Staates  gegenüber  der  Bank, 
weil  die  Staatseinnahmen  die  Staafsausgaben 
nicht  deckten ;  es  cr^ab  weh  ein  unter  der  Form 
des  dreimonatlich  immer  wieder  erneuerten 
Eskomptegeschäftes  verborgenes  Änlehen  des 
Staates  bei  der  Bank.  Der  Betrag  des  der 
Staatsverwaltung  derart  eröffneten  Kredites 
stieg  von  6  Slillionen  Gulden  im  Jahre  lft22, 
anf  10  Millionen  GiÜden  im  Jahre  1823,  auf 
20  Millionen  Gulden  im  Jahre  1826,  auf  30 
Millionen  Gulden  im  Jahre  1835,  in  den 
Jahren  1842  und  1843—1845  wurde  er 
mit  je  24  und  20  Millionen  fl.  in  Anspnich 
genommen,  im  Jahre  1846  trat  wieder  eine 
Erhöhung  auf  30  Millionen  Gulden  und 
1847   eine  Erhöhung   des  Kredites  auf  50 


var  die  Ordnung  des  ästerr.  GeldwesenB  an- 
gebabnt;  xofeni  die  Bank  ihre  Noten  einlöste, 
war  der  Giilden  Wr.  Whg:.  gleich  24  Kreuzer 
KoDTentiongmQnze.  Das  kaia.  Patent  vum  20. 
Februar  1811  hatte  dem  Gulden  in  Noten  der 
Wr.  Whg.  dieselbe  Zahlkraft  wie  der  Gulden- 
mitnze  der  Kunv.-Whg.  beigelegt.  Der  Zwang, 
VertrSge  anf  Wr.  Währung  zn  schlieBBen  (der 
Haoptaache  nach  galt  dies  anf  Gmnd  des  eben 
geuannten  Patentes)  war  ichon  in  den  Jahren 
1816  und  1817  beseitigt  wurden. 

')  Diese  Kassen  wurden  Tom  Jahre  1818 
an  in  den  grüBseren  Provinzialstädten  zur  Ein- 
wechglung  der  Banknoten  errichtet,  sie  besorgten 
ftnch  dae  AnweisnngBgeBch&ft  nnd  seit  1620  die 
EinlOBtmg  des  Papiergeldes.  Sie  waren  Ab- 
teitnngen  der  Staatskassen. 


Millionen  Gulden  ein ;  die  Verainsnng  betrug 
1822  r,o:<,,  1823  4».o  und  von  lKt4  an  S^o. 
Beide  Geschäfte  waren  für  die  Bank 
Äusserst  ertragreich.  Von  den  4prozentigen 
Obli^tionen  empfing  die  Bank  von  1823 
bis  Ende  183G  eine  jährliche  Rente  von 
2231 190  f].,  die  dann  mfolge  der  Tilgungen 
seit  Anfang  18:^7  auf  1646941  fl.  im  Jahre 
1847  sank:  aus  dem  Eskompte  der  Staats- 
kasseanweisungen  bezc^  die  Bank  eine 
Jahresrevenuo ,  die  von  19583  fl.  im  Jahre 
1822  auf  612141  fl.  im  Jahre  1826,  auf 
1046909  n.im  Jahre  1839  stieg,  von  1826 
bis  Ende  1847  mit  Ausnahme  von  zwei 
Jahren  nie  weni^r  als  600000  fl,  betrug. 
Die  glänzenden  Erträgnisse  der  Bank  in 
der  Zeit  bis  1848  sind  allein  auf  die 
Zahlungen  zurückzuführen,  die  der  Staat 
der  Bank  leistete,  wie  dies  noch  nätier  an 
der  Hand  der  Ziffern  unten  nachgewiesen 
werden  wird.  Soweit  waren  also  die  Ge- 
schäfte mit  dem  Staate  für  die  Aktionäre 
geradezu  erwünscht;  beachtet  man  aber 
andererseits,  dass  die  Bank  der  Volkswirt- 
schaft ein  Cirkulationsmittel  znr  Verfflgimg 
zu  stellen  hatte ,  dessen  EinlOsbarkeit  in 
Münze  sie  unter  allen  Umständen  aufrecht 
erhalten  musste,  so  sind  die  Geschäfte  mit 
dem  Staate  nicht  zu  rechtfertigen.  Die 
Bank  wurde  durch  dieselben  genötigt  Bank- 
noten in  beträchtlichen  Gesamtsummen  aus- 
zugeben ,  die  nicht  in  kurzen  Eristen  bei 
Bezahlung  ihrer  Forderungen  zu  ihr  zurück- 
strömen mussten :  zur  Deckimg  der  bei  Ein- 
ziehung des  Papiergeldes  ausgegebenen 
Noten  erhielt  sie,  wie  erwähnt,  Staatsschuld- 
verschreibungen;  die  Schuld  des  Staates 
sollte  aber  erst  von  1837  an  getilgt  wer- 
den. Im  zweiten  Geschäfte  mit  dem  Staate 
hatte  die  Bank  für  ihr  Darlehen  über- 
haupt keine  reali^erbare  Sicherstellung,  denn 
die  Centralkassean Weisungen  waren  kein 
Gegenstand  des  allgemeinen  Verkehres  und 
für  eine  Tilgung  derselben  war  Oberhaupt 
keine  Vorsoi^  getroffen.  Allerdings  war  der 
Bank  im  Verträge  vom  3.  Mära  1820  vor- 
behalten worden,  5  prozentige  Obligationen  zu 
verkaufen,  wenn  der  Staat  nicht  in  der  Lage 
sei,  der  ^nk  die  erforderliche  Deckung  zu- 
zuwenden, die  sie  infolge  einer  stärkeren 
Einlösung  der  Banknoten  benötigte;  femer 
war  die  Bank  seit  dem  Vertrage  vom  12, 
Oktober  1826  berechtigt,  »falls  die  Verhält- 
nisse und  der  Stand  der  Zahlungsmittel  der 
Bank  eine  Verminderung  des  dem  Staate 
eröffneten  Anweisungskredites  wünschens- 
wert machen  sollten  .  .  .,  sich  hierwegen 
unverzüglich  an  die  llnanzverwaltune  zu 
wenden^,  (Ijcderer),  Allein  konnte  hieroiirch 
in  kürzester  Frist  im  Falle  einer  politischen 
oder  wirtschaftlichen  Krise  Hilfe  geschaffen 
werden  i*  Das  Verhältnis  zwischen  Münz- 
vorrat und  Banknotennmlauf  von  Ende  1823 
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bis  Ende  1S41  war  nacli  den  Jahresab- 
scblfissen  so  beschaffen,  dass  es  in  dieser 
Zeit  uientals  eine  Dritteldeckiing  gab;  mit 
Aiisnahrao  von  vier  JahresabschJilssen  war 
nicht  einmal  eine  Vierteldeckiing  vor- 
handen, nnd  wir  finden  VerhilltnisKahlen 
des  Mflnzvorratos  zum  Notenumläufe 
wie  1:6,37,  1:7,10,  1:Ö,C8  nnd  1:10,77. 
Mit  Rücksicht  aber  auf  die  Thatsache  dei- 
Ausgabe  des  grössten  Teiles  der  Banknoten 
in  den  Gescläften  mit  dem  Staat  durfte 
selbst  eine  Drittoldeckung  nicht  genügen. 
Wenn  die  Staatsverwaltung  die  Zahlungen 
auf  Gnnid  der  Ueberein  kommen  aus  den 
Jahren  1820  nnd  \S2'i  an  die  Bank  in 
Münze  geleistet  haben  sollte,  so  würde  der 
ausserordenüieh  niedrige,  von  Ende  1824 
bis  Ende  1832  bestandig  hinter  dem  Aktien- 
kapital ziuflckUeibende  Betrag  des  Metall- 
scuatzes  beweisen,  dass  die  Bank  beträcht- 
liche Siunmeu  ihrer  Noten  gegen  Abgabe 
von  Münze  einlösen  musstc. 

Was  konnte  imter  aolchen  ITmständeu 
verfügt  wonlen,  lun  in  Zeiten  politischer 
Beunruhigung  oder  wirtschaftlicher  Krisen 
die  Situation  der  Bank  rasch  zu  verbessern? 
Ansserotdeatliche  Hflckzahlun^n  der  Staats- 
verwaltung fanden  selbst  in  den  schwierig- 
sten Zeiten,  die  die  Bank  bis  1841  durdi- 
machtc,  nicht  statt;  namentlich  konnte  die 
Finanz venvaltiing  Münzvorrätc  aus  ihrem 
Kassenbesitze  in  ausserordentlichen  Bedarfs- 
fällen um  so  weniger  zur  Verfügung  stellen, 
als  die  in  den  Staatskassen  sicli  ansammeln- 
den Münzvorrftte  ohneliin  regelmilssig  der 
Bank  gegen  Noten  übergeben  wunlen.  In 
einem  Falle  besonderer  Bedrängnis  kaufte 
die  Staatsverwaltung  durch  ein  Konsortium 
von  Bankiers  auf  Grund  einer  Abmncliung 
vom  Juni  1S31  Silberbarren,  die  sie,  nach 
ihrer  Ausprägung  im  Betrage  von  12o8.">897 
Q.  in  SUbei-mfinzen,  der  mnk  gegen  Noten 
überliess,  die  Bezugsspesrn  von  490617  fl. 
trug  der  Staat.  Die  Abliefenmg  der  Münze 
zog  sich  durch  drei  Semester!')  Wenige 
Jalire  später  bezog  die  Bank  selbst  durch 
<1asse]l>e  Konsortium  aus  dem  Auslände  auf 
Grund  ciues  Vertrages  vom  22.  Oktober 
1840  in  der  Zeit  bis  März  1841  SUberharr«n, 
die  der  Staat,  ohne  eine  Trägegebühr  ein- 
zufordern, zu  6008380  fl.  ausmünzte:  die 
Spesen  von  201 265  fl.  trag  die  Bank. ' 

Die  nächstliegende  Massnahme  zur  Stär- 
kung des  Barschatzes,  die  Ausgabe  der 
restlichen  493(0  Aktien  der  Bank,  konnte 
nicht  verfügt  werden,  da  sie,  zumal  in  nn- 

')  Da  die  Bank  zur  Erieichterimg  des 
Silberbezugea  im  zweiten  Semester  1831  grosse 
Voraclittsse  in  Noten  leistete,  ergab  sich  Ende 
1831  statt  einer  ^'erbesaerniiÄ  eine  Verschlech- 
ternng  der  metallisehen  Bedeckung  (1  :  9,7  eeeen 
1 :  8,68  Ende  Juni  1830). 


ruhigen  Zeiten,  den  Kredit  der  Bank  er- 
schüttert haben  würde.  Denn  die  Grösse 
des  Bai-schatzcs  sowie  des  Notenumlaufes 
der  Bank  und  die  ziffermSssigen  Ausweise 
Über  ihre  gesamte  GebahruDg  waren  zu  jener 
Zeit  nicht  einmal  dem  Ausschüsse  der  Bank 
bekannt,  sondern  sie  bildeten  das  Amtsge- 
heimnis der  Direktion  sowie  einzelner  Be- 
amten der  Bank  und  der  Finanzverwaltung. 
Bloss  in  seinen  Berichten  über  die  Jahre 
1818  und  1819  teilte  der  Bankgouverneur 
dem  Au.sschusBe  mit,  wieviele  Noten  gegen 
Münzen  und  ^vieviele  Münzen  gegen  Noten  bei 
der  Bank  nmgewechselt  worden  waren;  in 
den  Berichten,  die  seit  dem  Beginne  der 
Papiergeldeinlösun^  erstattet  ^vu^dcn,  kom- 
men solche  Mitteilungen  nicht  melir  vor, 
obwohl  der  meines  Wissens  nicht  vor 
dem  Jahre  1841  abgeänderte  §  47  des  Bank- 
reglements ausdrücklich  vorschreibt,  dass 
dem  Ausschusse  jährüch  ein  Totalausweis 
»über  den  effektiven  Stand  der  Ausweohs- 
liuigskasseQ  an  kouventionsmässigen  Silber- 
mflnzeni  vorgelegt  werden  müsse.  Unter 
solchen  Umständen  hätte  die  Ausgabe  der 
49379  Aktien  die  Ansicht  hervorgerufen, 
dass  die  Bank  keine  genügende  metallische 
Deckung  der  Noten  besitze.  Es  sei  hier 
beigefügt,  dass  der  Gouverneur  in  seinen 
Vorträgen  an  die  Jaiires Versammlung  des 
Ausschusses  über  die  mit  dem  Staate  ab- 
geschlossenen Geschäfte  sich  teils  gar  nicht, 
teils  in  ungenügenden  Andeutungen  äusserte. 
Die  Eskomptiening  der  Staatskasscanwei- 
sungrn  wurde  in  diesen  Vorträgen  über- 
haupt nicht  behandelt;  die  Einlösung  des 
Papiergeldes  konnte  in  denselben  nicht 
mit  Stillschweigen  übergangen  werden,  da 
doch  im  März  1820  die  Einlösung  des 
Papiergeldes  durch  die  Bank  ziim  Kurse 
von  250:100  im  Wege  einer  Kundmachung 
der  Oeffentliclikeit  mitgeteilt  werden  musste; 
30  wurde  vom  Gouverneur  die  Thatsache 
hen'orgehoben ,  dass  darüber  ein  Vertny; 
mit  der  Staatsverwaltung  abgesclilosaen  wor- 
den sei,  allein  dessen  Inhalt  wurde  niclit 
genau  bekannt  gemacht;  dass  die  Staats- 
verwaltung der  Bank  grössere  Zahlungen 
infolge  der  übernommenen  Papiei'geldein- 
lösimg  geleistet  habe  oder  leisten  werde 
(die  in  den  Verträgen  über  die  Papiergeld- 
einlösung aus  den  Jahren  1820  nnd  1822 
vorgesehen  waren),  wird  in  den  Vorträgen 
nicht  verachwi^n:  die  vom  Staate  für  die 
Voi-schOsse  bei  der  Papiergeldeinlösnng 
gezahlten  Zinsen  wurden  m  den  veröffent- 
lichten Answeiseo  über  die  Ertragnisse  der 
Bank  ^Zinsen  vom  übrigen  fruchtbringenden 
StammvcrmOgen  der  Baiikic  genannt,  während 
die  Zinsen  für  die  Darlehen  gegen  Erlegung 
von  Centralkassean Weisungen  in  den  un- 
geschiedenen Erti-ägnissen  des  Eskompte- 
gescMftes  enthalten  waren.   Als  in  der  Ver- 
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saroinlung  dee  ÄtiBschusseg  vom  13.  Januar 
1823  ein  Mitglied  wegen  eines  Details  Aber  die 
neuen  Abmachungen  mit  der  Regierung  (die 
dem  Ausschüsse  nicht  genau  bekannt  gegeben 
worden  waren)  eiae  Anfrf^  stellte,  beschloss 
die  Vereammliing  mit  allen  gegen  drei  Stim- 
men, nachdem  der  landesfürstliche  Kommissär 
auf  die  Bedonklichkeit  der  Erteilimg  von 
Antworten  ani  solche  Fragen  aufmerksam 
gemacht  hatte,  dass  wettere  Aufkläningon 
nicht  notwendig  seien.  Kurz,  man  behan- 
deite  die  Oesäiäfte  mit  dem  Staate  nach 
§  41  des  Statutes,  als  solche,  welche  den 
Ansschnss  nichts  angingen. 

Noch  eine  Bemerkung  sei  Aber  die  Frage 
««stattet,  wie  es  zu  der  Abmachung  über 
die  FapiergeldeinlOsuQg  gekommen.  Es  ist 
sicher,  da^  die  Bankdlrcktion  schon  1819 
eine  Vermehrung  der  Aktien  Aber  die  damals 
eingezahlten  hinaus  nicht  wallte  und  deshalb 
sowie  wegen  Abschlusses  von  Geschäften  mit 
dem  ätaate  an  die  Finanzverwaltiing  heran- 
getreten war.  Dasa  sie  dabei  die  Papiergcld- 
einlösnng  erwfthnt  hatte,  ist  nicht  unwahr- 
scheinlioli.  Andererseits  glaube  ich,  dass  der 
Finanzminister  Stadion  den  Gedanken,  diese 
Einlösung  diuish  die  Bank  vornehmen  zu 
lassen  imd  die  finanzielle  Last  des  Staates 
durch  Benutzung  des  Kredites  der  Bank  zu 
erleichtern,  nach  dem  Scheitern  der  Eia- 
insungsaktion  vom  Jahre  1816  nicht  aufge- 
gegeben,  vielmehr  den  geeigneten  Zeit- 
punkt at^wartet  habe,  um  diese  Aktion 
mit  Aussicht  auf  Erfolg  zu  beginnen.  Da- 
fflr  spricht  die  kimstvolle  Verfassung  des 
Statutes  vom  15.  Juli  1817,  das  die  Papier- 
geldeinli'isnng  mit  keinem  Worte  erwähnt, 
aber  im  §  41  die  Direktion  allein  zum  Ab- 
schluss  von  «fOr  die  Staatsverwaltung ^  zu 
fibemehmenden ,  nicht  nllher  bezeichneten 
Geschäften  ermächtigt :  femer  eine  Note 
des  Finanzministers  an  aie  Bank  vom  27.  No- 
vember 1H17,  worin,  nachdem  die  Möglich- 
keit der  Aktienein  Zahlung  in  Papiergeld 
statt  Konvention sm Unze  aistiert  wunle,  der 
Minister  sich  vorbehielt,  "die  EinlCeung  des 
Papiei^ldos  nach  erfol^r  definitiver  Kon- 
'stituierung  des  Bankinstitutes  wieder  aufzu- 
nehmeni,  d.  h.  wohl  durch  die  Bank;  end- 
lich winl  in  der  Note  des  Finanzministers 
an  die  Bank  vom  29.  Febniar  1820  klar  aus- 
gesprochen, er  habe  die  Konsolidierung  der 
Bank  at^wartet,  um  ihr  eine  entscheidende 
Mitwirkung  bei  der  Papiergeld  ei  nlösung  an- 
xavprtraiien,  die  Vorsicht  habe  es  rülich 
^macht,  >die  Kiftfte  eines  neuen  Institutes 
in  der  ersten  Zeit  seiner  Einrichtung 
2D  schonen« ;  denn,  so  sagt  der  Finanz- 
minister,  »die  Naüonalbank  war,  wie  es  ihre 
BeneaiiuDg  bezeichnet  und  wie  es  bei  ihrer 
ersten  Einsetzung  feierlich  ausgesprochen 
wurde,  von  jeher  bestimmt,  sich  nicht  bloss 
auf  die  Befriedigimg  einiger    aus  merkan- 
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zu  beschiSnken,  sondern  ihre  höhere  und 
wichtigere  Bestimmung  besteht  darin,  dem 
Staate  die  Herstellung  einer  festen  Ordnung 
im  Geldwesen,  die  dauerhafte  Konsolidierung 
des  öffentlichen  Haushaltes  und  des  Staata- 
krcdites  zu  erleichtern«. 

3.  Das  zweite  PrivileKiniu  der  Na- 
tionalbank. Die  Bank  betrieb  bis  1841 
die  statutcninässigon  Geschäfte,  mit  Aus- 
nahme des  Girogeschäftes ;  diesem  widmete 
sie  sieh  erst  im  Jahre  1842,  sie  hob  dabei 
keine  Gebühren  ein  und  ihre  Aktion  be- 
schränkte sich  fast  allein  darauf,  für  eine 
geringe  Anzahl  von  Kunden  Wechsel  ein- 
zukassieren und  Zahlungen  zn  leisten; 
Überdies  betrieb  sie  das  in  den  Statuten 
von  1817  nicht  genannte  Änweisungsgeschäft 
Die  grösste  Wichtigkeit  hatten  selbstver- 
ständlich das  Eskompte-  und  Darlehensge- 
schäft; das  erstere  ganz  abgesehen  von  den 
Anweisungen  der  Staatscen^^kasse  ^).  Das 
Darlehensgeschäft  erstreckte  sich  ausnahms- 
weise und  gegen  die  Statuten  in  den  Jahren 
1823  und  1820  auch  auf  die  Aktien  der 
Bank.  Der  Zinsfnss  im  Eskomptegesohäft 
betrag  zu  Beginn  desselben  am  27.  Ja- 
nuar 1817  G^/o  und  wurde  bis  18.  Januar 
1818  auf  S^/o  herabgesetzt,  noch  im  .selben 
Monate  auf  6%  erhöht  und  im  Mai  1818 
wieder  auf  y"/»  reduziert;  dabei  verbheb 
es  bis  zum  Oktotwr  1829,  wo  er  dann 
auf  4''/o  vermindert  wurde;  im  März 
1831  fand  eine  Erhöhung  auf  5%  statt, 
im  April  18.33  eine  Herabsetzung  auf  4''/o ; 
allo  diese  Aendorungen  von  der  des  Jahres 
1829  an  erfolgten  auf  Wunsch  der  Finanz- 
verwaltung ;  im  Darlehensgeschäfte  wurde 
der  ZinsfuBS  im  Juni  1819  von  6  auf  ö  "/o  re- 
duziert und  folgte  dann  immer  den  Aende- 
rungen  des  Eskomptezinsfusses ;  sder  Zins- 
fuss  für  Vorschüsse  auf  Gold«  wurde  »immer 
mit  Berücksichtigung  der  eigentümlichen 
Verliältnisse  und  Fluktuationen  dieses  Ver- 
kehres bomessenn    (Lederer). 

Auf  die  Veränderungen  des  Wechsel- 
eskomplegoschäftes  der  Bank  seit  1835  muas, 
da  sie  filr  dieses  Institut  von  grosser  Be- 
deutung geworden  sind,  mit  einigen  Bemer- 
kungen eingegangen  werden.  Der  Wechsel- 
eskompte  der  in  der  Zeit  bis  Mitte  1835 
nach  den  Semestralabschlflssen  sich  zwischen 

')  Neben  diesen  AnweiBnnKen,  die  nie  einen 
Q«genatand  des  Verkehre  bildeten,  emittierte 
die  Finanirerwaltnn^  für  den  Verkehr  Central- 
koBseanweigongen ,  die  die  Bank  seit  1826  es- 
komptierte,  weim  ihre  BDckzahlmig  durch  die 
Finanzverwaltnns  innerhalb  dreier  Monate  m 
erfolgen  hatte.  Im  Jahre  1842  emittierte  die 
Finanz  Verwaltung  3proMntige  Centralkasae- 
anweianngen;  die  Bank  besorgt«  komraisgions- 
weiBe  und  ohne  EntmhSdigmig  die  Ausgabe, 
EinlSmmg  and  Zarttckeskompliening  ders^ben. 
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741 897  und  6,4MimoiieüO\ilden  bewegt  hatte, 
erreichte  Ende  1835  die  Höhe  von  B.9  Milli- 
onen Gii3den  und  Ende  1836  die  Höhe  von 
19,3  Millionen  Gulden ;  am  30.  Juni  und  am 
31.  Dezember  1836  -waren  im  Eskompte- 
und  Darlehensgeschäfte  ausgegeben  20,5 
und  27,7  Millionen  Gulden  Noten,  während 
der  Barvorrat  20,2  und  2r),2  Millionen 
Gulden  betrug  und  der  gesamte  Notenum- 
lanf  ir>4,3  und  153,7  Millionen  Gulden 
ausmachte.  Zunächst  gelang  es  der  Bank- 
direktion, ohne  Zinsfusserhühung  bis  Ende 
1837  den  Eskompte  auf  10,5  Millionen  Gulden 
zu  reduzieren,  vielleicht  hatte  sie  vertraulich 
auf  die  grossen  Kunden  der  Bank  dahin  einge- 
wirkt, ach  im  Eskompte  einzuschränken,  zumal 
im  Jahre  1836  die  Fmanz Verwaltung  die  pre- 
käre Luce  der  Bank  zum  Gegenstande  einer 
Verhandlung  mit  der  Direktion  gemacht  hatte. 
Allein  binnen  Jahi-esfrist  ergab  sich  wie<ler 
eine  starke  Krhöfaung  des  Wechseleskomptes ; 
zu  Eade  1H38  waren  dafür  26,3  Milhonen 
GuMen  ausgegeben,  die  dann  auf  35,1  Milli- 
onen Gulden  Mitte  1840  stiegen.  Oleich- 
zeitig  war  der  Ban-orrat  von  31,8  Millionen 
Gülden  Ende  1837  anf  21  Millionen  Gulden 
Ende  Juni  lä40  und  15,5  Millionen  Gulden 
Ende  1840  gesunken ;  im  Weehseleskompte 
wareni  31,3  Millionen  Gulden  ausgt«eten, 
Ende  1839  und  1840  überstieg  die  im 
Weehseleskompte  allein  verweadetc  Koten- 
menge den  Metallschata  um  nind  7  und  15,8 
Millionen  Gulden. 

Dies  die  Sachlage.  Die  Bankdirektion 
hatte,  da  in  den  Geschäften  mit  dem  Staat« 
sehr  beträchtliche  Notenmengen  ohne  Mög- 
lichkeiteiner bankmässigenBilckstrOmung  und 
ohne  genügende  metaUische  Bedeckung,  aller- 
dings mit  grossem  Gewinn,  ausgegebeo  worden 
waren,  wegen  der  Sicherheit  der  Einlösbar- 
keit  der  Noten  sich  eine  gewisse  Reserve  im 
Weehseleskompte-  und  Darlehensgeschäfte 
auferlegen  müssen.  Von  dieser  Heaerve  war 
aber  seit  1835  nichts  zu  bemerken.  Die 
Kreise,  die  die  genaueren  Ziffern  der  Bank- 
ausweise kannten,  mussten  bei  unparteiischer 
Beurteilung  die  neue  Praxie  des  Wechseies- 
komptegeschäft«s  um  so  mehr  verwerfen,  als 
man  überzeugt  war,  dass  die  Direktion  dabei 
wenige  grosse  Ge8(^iilftshäuser  bevorzugte, 
die  geschäftliche  Widmung  der  hierbei  aus- 
gegebenen Noten  nicht  prüfte  und  absicht- 
lich zum  Vorteile  der  grossen  Kunden  der 
Bank  den  Zlnsfuss  auf  einem  niedrigen 
Stande  festhielt.  Auch  sollten  die  IHnge  im 
Jahre  1840  nicht  so  glatt  ablaufen  wie  im 
Jahre  1SS6,  Zunächst  demissionierte  der 
Hofkammeniriisident  Freiherr  von  Eichhoff 
(25.  November  1840),  weil  er,  einig  mit  der 
Bankdirektion  sich  gegen  die  Erhebung  des 
Zissfiisses  und  gegen  jede  Einmengung  in 
die  Oebahrung  der  Direktion  ausgesprochen 
hatte  und  damit  in  einen  Widerspruch  zu 


den  Auffassungen  der  ihm  Ubergeordnetou 
Stelle  geraten  war,  welche  die  Erhöhung 
des  Zinsfusses  und  die  Einschränkung  des 
Wechseleskompteceschäftes  für  notwendig 
hielt.  Sein  Nachfolger  Freihetr  von  Eübeck 
drängte  die  Direktion  nicht  nur  sofort  mir 
Einschränkung  des  Eskomptegeschäftes,  son- 
dern er  zog  aus  der  Sachlage  weifreichende 
Konsequenzen.  Ihm  lag  nämlich  umuittel- 
bar  nach  seinem  Amtsantritte  die  Erledigung 
der  Vorschläge  der  Bankdirektion  betrefiend 
die  Emeuenmg  des  1817  er  Privilegiums  ob ; 
er  unterzog  diese  Vorschläge  einer  Umarbei- 
tung in  dem  Sinne,  dass  die  Bank  in  ihrer 
gesamten  wesentlichen  Gebahning  der  Auf- 
sicht der  Finanzbehörde  unterstellt,  und  die 
GLtigkeit  der  wichtigsten  Beschlüsse  der 
DirektioLi  und  des  Ausschusses  von  der  Ge- 
nehmigung derselben  Behöi-de  abhängig 
gemacht  wurde.  Diese  üntererdmmg  ist  im 
neuen  Privilegium  vom  1.  JiUi  1841  zum 
Ausdnicke  gekommen  und  für  dieses  cha- 
rakteristisch. 

Das  neue  Statut  wurde  am  2.  Oktober 
1S41  vom  Ausschusse  angenommen  tmd  trat 
am  28.  Oktober  1841  in  voUe  Wirksamkeit; 
es  macJite  ein  neues  Reglement  notwendig. 
Die  darin  enthaltenen  Abänderungen  des 
Statuts  imd  des  Reglements  aus  dem  Jahre 
1817,  aus  denen  die  eben  erwähnte  Unter- 
ordmmg  hervorgeht,  sind  die  folgende :  Die 
Direktion  der  Bank  ist  verpflichtet,  von  Zeit 
zu  Zeit  ffir  das  Eskompte-  und  Darlehens- 
geschäft bestimmte  Summen  auszusetzen, 
aber  die  Einhaltimg  dieser  Summen  hat  ein 
dem  Hofkommissär  neu  beigegebener  zweiter 
Kommissär  zu  kontrollieren;  derselbe  neue 
Kommissär  wurde  aiich  mit  der  Aufgabe 
betraut,  »das  Eskompte-  und  Uarlehensge- 
schäft  in  Absicht  auf  die  Ziüässigkeit  der 
eingereichten  Effekten ,  auf  die  Unpartei- 
lichkeit des  Verfahrens  in  der  Kreditbe- 
willigung zu  überwachen«,  er  hatte  im  Falle 
> eines  Anstandest  darüber  dem  Hofk(mi- 
missär  zu  berichten,  der  die  Angelegenheit; 
vor  die  Direktion  bringen  konnte,  »vor  und 
gegen  deren  Entscheidung  in  der  Sftdie 
nicnt  vorgegangen  werden  durfte^.  Der 
Direktion  wurde  femer  die  Pflicht  fiber- 
tragen, »von  Zeit  zu  Zeit  ein  solches  Ver- 
hältnis der  Notenemission  zu  dem  Mönz- 
stande  festzusetzen,  welches  die  vollständ^ 
Erfüllung  dieser  Verpfhchtung«  (der  5än- 
lösung  der  Noten  zum  Nennwerte  in  Silber- 
münze »auf  jedesmaliges  Verlangen«)  »zu 
sii^em  geeignet  ist« ;  aber  die  Festsetzung 
sowie  jeile  Abänderung  dieses  Verhält- 
nisses musste  von  der  Finanzbehürde  ge- 
nehmigt werden,  und  der  Hofkommisaftr 
hatte  unter  seiner  Verantwortung  darüber 
zu  wachen,  dass  dieses  Verhältnis  nicht 
überschritten  werde  und  die  Noten  stets  »ihre 
volle  Be<leckungo  haben.     Die  Festsetzung 
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nnd  Aldudening  des  Zinsfusses  fflr  das  Es- 
kompte-  und  Darlehensgeschäft  bedurfte  nun- 
mehi  nicht  minder  der  Genehmigung  der 
Finanz  Verwaltung,  und  alle  ausserordeot- 
liehen  Maasregeln  zui'  Verstärkung  des  Me- 
taltschatzes konnten  nicht  ohne  dieselbe  Zii- 
stimmuDg  durdw^führt  werden. 

Die  neuen  Einschränkungen  der  Kom- 
petenz des  Ausschusses  bestanden  darin, 
dass  er  die  Direktoren  nicht  mehr  wählen 
sollte,  sie  waren  nunmehr  vom  Kaiser  auf 
Orund  der  Wahllisten  betreffend  die  Vor- 
sclUäge  des  AusschiiE&es  für  die  Besetzmig 
dieser  Stellen  zu  ernennen;  die  Festsetzung 
der  ausserordwttichen  Dividende  (von  mehr 
als  30  fl.  für  tlie  Aktie)  sowie  die  Verwen- 
dung des  Resen'efonds  und  seiner  ZuQtlsse 
bedürfen  der  Genehmigung  der  Finanzver- 
walttmg;  das  Recht  des  Ausschusses,  >über 
den  Zustand  des  Bankfonds  und  über  die 
ordntmgsmässige  Verwendung  desselben  von 
der  Direktion  die  nötigen  Aufklärungen  zu 
verlangen«  entfiel ,  was  vielleicht  gleich- 
giltig  -war,  da  er  das  Becht  behielt  die 
RechDUDgsabschlllsse  zu  prüfen  imd  zu  be- 
urteilen ;  die  längst  nicht  mehr  eingehaltene 
Anordnung  des  §  47  des  Reglements  vom 
Jahre  1817,  dass  die  Totalausweise  über 
die  ausg^^beneu  und  zurückgeflossenen 
Beträge  von  Banknoten  und  über  den  Münz- 
vorrat mit  Jahresschluss  dem  Ausschusse 
vor^l^  werden  sollen,  wurde,  allerdings 
allem  wegen  der  seit  1820  b^onnenen  Ge- 
schäfte mit  dem  Staate,  beseitigt 

Von  den  übrigen  Neuerungen,  die  das 
1641er  Statut  brachte,  seien  noch  folgende 
erwähnt:  Die  Bank  erhielt  nunmehr  das 
ansschliessbche  Recht  der  Notenausgabe  im 
caazen  Umfange  der  Monarchie,  und  ihre 
Noten  genossen  die  auschliessliche  Begfins- 
tigoiig  der  Annahme  zum  Nennwerte  bei 
aUen  Öffentlichen  Kassen ;  die  Beschränkung, 
dass  an  Orten,  wo  die  Bank  Filialanstalten 
einriditet,  keine  anderen  Eskompteanstalten 
beendet  werden  dürfen ,  entfiel ;  in  die 
Hetfae  der  Geschäfte  der  Bank  wturde  das 
Anweisungsgeachäft  an^nommen ,  aus  ihr 
die  Erteilung  von  Darlehen  auf  Realitäten 
aaegesdüeden.  Bezüglich  der  Geschäfte  mit 
dem  Staate  sei  erwähnt,  dass  das  neue 
Statut  an  der  bev^hrten  Fassung  des  älte- 
rra  Statutes  festhielt;  es  bestand  also  nach 
wie  vor  f(ir  die  Direktion  weder  ein  Zwang 
noch  eine  Hinderung,  solche  Geschäfte  ab- 
EOBtdtliessen.  Das  neue  Fiivilegium  sollte  bis 
Bade  1866  dauern. 

Zur  Erklärung  der  Veränderungen,  die 
in  Bezug  auf  die  Bankverwaltung  durdi  das 
Statut  vom  1.  Juli  1841  eingefOnrt  worden 
sind,  kann  vielleicht  die  Erwägtmg  bei- 
tragen, dasa  die  Feetsetzimg  einer  bestimm- 
ten metallischen  und  bankmässigen  Deckung 
der    Noten    im     Statute    unthunlich      war 


imd  dass  andererseits  eine  Verbesserung 
der  Verhältnisse  der  Bank  durch  eine 
starke  Verminderung  der  Schuld  des  Staates 
nicht  in  sichere  Aussicht  genommen  werden 
konnte;  demnach  mag  die  Regierung  ziur 
Einsicht  gelaugt  sein,  dass  die  Ueber- 
wachuDg  und  teilweise  die  Bestimmung 
der  Gebohrung  der  Bank  ihreraeits  das  alleiu 
erübrigende  Sicherheitsraittel  seL  Ein 
solches  Verhältnis  erfordert  eine  allein  ans 
dem  Wesen  einer  Notenbank  geschöpfte, 
höchst  sachkundige  und  intensive  Thätigkeit 
der  Regierun gsoi^ne  oder  die  Fähigkeit 
derselben,  sieh  einer  solchen  Thätigkeit  der 
Bank  Verwaltung  anzupassen.  Es  darf  nicht 
verkannt  werden,  dass  der  damalige  Hof- 
kammerpräsJdent  Kübeck  die  Fälligkeit  und 
die  Enec^e  besass,  die  Lage  der  Bank, 
soweit  dies  die  eben  erwähnten  Umstände 
gestatteten,  zu  verbessern.  Seiiie  wieder- 
holten imd  drin^nden  Aufforderungen 
an  die  Bankdirektion  und  ein  Befehl  des 
Kaisers  bewirkten  schon  im  Jahre  1841 
eine  starke  Vennindening  des  "Wechsel- 
eskomptegesohäfts{auf  13,1  Millionen  Gulden), 
die  ohne  Erhähune  des  Zinsfusses  durch 
vertrauliche  Abmattungen  mit  den  grossen 
Kunden  der  Bank  bewerkstelligt  wurde. 
Im  Januar  1841  bewog  er  die  Direktion, 
die  Festsetzung  einer  unUberschreitbaren 
Grenze  der  Notenemission  in  Erw%ung  zu 
ziehen;  das  hatte  zur  Folge,  dass  die  Di- 
rektion an  dem  Verhältnisse  des  Metallvor- 
rates  zur  Notenmenge  wie  1:6  als  an  einem 
unUberschreitbaren  festzuhalten  besdüoss, 
dies  aus  der  Erwägung,  dass  erfahrungs- 
gemäss  in  allen  Fällen  der  Ueberechreitung 
dieses  Verhältnisses  die  Noten  in  veretäric- 
tem  Masse  zur  Einlösung  gebracht  worden 
sind,  was  auf  eine  Ueberfülle  der  inländi- 
schen Cirkulation  und  auf  die  Tendenz, 
Münze  ins  Ausland  zu  bringen,  ziuUckge- 
führt  wurde.  Er  verminderte  ferner  die 
durch  Eskomptierung  von  Staatskassean- 
weisungen  eatstandene  Schuld  des  Staates 
auf  20  Millionen  Gulden  von  Ende  1841 
an ;  er  hess  die  in  den  Staatskassen  sich  an- 
sammelnden Münzvorräte  in  er^ebigen 
Summen  der  Bank  übergeben  (g^en  Baitk- 
noten),  und  so  erklärt  sich  wohl  auch,  dass 
der  Metallschatz  der  Bank  von  Ende  1840 
bis  Ende  1841  um  24,4  Millionen  Gulden 
auf  39,9  Millionen  Gulden  gesti^en  war. 
Wenn  sich  der  Metallschatz  von  Ende  1841 
bis  Ende  1845  in  unausgesetzten  Steige- 
rungen weiter  auf  95,1  Millionen  Gulden  er- 
hob, so  ist  dies  wohl  darauf  zurückzuführen, 
dass  die  Finanzverwaltung  1841  und  1843 
zwei  Staatsanleihen  von  mehr  als  82  Milli- 
onen Gulden  abschloss,  und  das  hereioge- 
strömte  Silber  vom  Staaite  oder  von  Privat^i 
zum  Teile  gegen  Banknoten  bei  der  Naüonat- 
bank  erlegt  wurde.   Die  Wechselkurse  wtuea 


Tiankeu  (Oesterreicli-Ungarn) 


TOB  1841  bis  1846  güns%  für  Oesterreieh. 
In  deo  Jahren  1846  und  1847  sank  der 
Barvorrat  aUerdings  wieder  und  stellte  sich 
Ende  1847  auf  70,2  Jlülionen  Guldeu;  in 
diesea  beiden  Jahren  nmssfe  TTie<ler  durch 
Eekomptierung  von  Anweisnngen  der  Staats- 
centrauaSBe  die  Bank  in  erhöhtem  Äusma&se 
in  Anspruch  genommen  werden,  indem  dieser 
Kredit  schliesslich  auf  50  Millionen  Guldea 
erhöht  wurde,  haiiptsäclilich  \i-egen  des 
Geldbedarfes  der  1847  von  der  Fiuauzver- 
waltung  zur  Hebung  des  stark  gesunkenen 
Euises  der  österreichischen  Eisenbalmeffok- 
ten  geschaffenen  ausserordentlichen  Kredit- 
kasse; auch  das  Eskomptcgcschäft  hatte 
sich  bis  Ende  1847  auf  43,6  MiUionen  Gul- 
den gehoben.  Trotzdem  vermochte  die 
Bank  zu  dieser  Zeit  den  Nolennmlauf  von 
218,9  Millionen  Giilden  noch  im  Verhältnisse 
von  1:3,12  metalliseh  zu  decken,  so  dass 
man  von  der  unübei-schreitbaren  Grenze 
von  1:6  noch  sehr  "weit  entfernt  war.  — 

Mit  Ende  1847  schlössen  dreissig  Jahre 
der  Ver^'altung  der  Bank  durch  ihre  eigene 
Direktion  nnd  nicht  ohne  Befriedigung 
konnten  die  Akttonäi-e  und  die  Bcvölkemng 
auf  die  offenkun<ligen  Erfolge,  die  in  dieser 
langen  Zeit  erzielt  worden  waren,  zurück- 
blicken. Die  Bank  liatte  der  Bevölkerung 
ein  Cirkulationsmittel  zur  Verf  iJgimg  gestellt, 
dessen  Ein  löslichkeit  in  diesen  3U  Jahren 
nie  unterbrochen  war;  durch  ilire  Mitwir- 
kung -wurden  die  Staatsnotou  dei"  Wiener 
Währung  zn  einem  festen  Kurse  fast  ganz 
eingezogen,  so  dass  das  österreichische  Geld- 
wesen derart  sieit  182(t  geordnet  wai'.  Da- 
bei hatte  die  Bankimteniehmiing  glänzende 
Ertragnisse  erzielt,  schon  ftü-  1822  vorteilte 
sie  fast  3  Millionen  Gulden  an  Dividende, 
imd  diesen  Betrag  liat  die  Jahresdividende 
von  1824:— 1847  nie  nnterschritten ;  in  fünf 
Jahren  kommen  Di\idcnden  von  nichr  als 
4  Millionen  Gulden  vor;  das  Aktienkapital 
von  3037200  fl.  verzinste  sich  also  mit 
mehr  als  10  "/o,  und  die  Aktie,  die  der  Staat 
und  nicht  die  Einzahlungen  der  Aktionare 
auf  600  fl.  K.  M.  gcbraclit  hatte,  stieg 
schon  1820  auf  1200  H.,  stand  seit  1837 
auf  über  14IX)  fl.  nnd  seit  1840  auf  Aber 
1500  fl.  Allein  eine  nähere  Betrachtung 
der  Ziffern  hinterlSsst  woiigcr  erfreuliche 
Eindrflcke.  Die  Beziehungen  des  Staates 
zur  Bank  stellen  ach  als  verfehlte  dar. 
Hatte  der  Staat  die  Bank  zur  Einziehung 
iler  Wiener  Währnng  benutzt,  so  war  es 
seine  Pflicht,  die  daraus  entstandene  Schuld 
alsbald  zurilckzu zahlen ;  das  that  er  nicht 
QUr  nicht,  sondeni  er  sistierte  die  Rück- 
zahlung 14Jahro  hindurch  und  nahm  überdies 
noch  bei  der  Bank  eine  andere  Schuld  von 
vielen  Millionen  Gulden  auf.  Die  Regierung 
hat  nicht  etwa,  wie  es  der  hohen  Bedeu- 
tung   eines     geordneten     Geldwesens    ent- 


sprochen haben  würde,  die  Staatsfinaozen 
stark  in  Anspruch  genommen  ^  um  die 
Schiild  an  die  Bank  rasch  zu  tdgen,  son- 
dern sie  machte  die  Bank  den  Staatsfinanzen 
durch  Aufnahme  eiuei-  neuen  Schuld  dienst- 
bar; die  Direktiou  erhob  dagegen  keinen 
Einwand  und  setzte  das  Interesse  der  Akti- 
onäre ober  das  der  Allgemeinheit;  vom 
Erti-tojisse  dieser  30  Jahre  hatte  den  gröas- 
ten  Teil  der  Staat  als  Zinsen  seiner  Scliuld 
bezahlt.  Durch  dieses  beidereeitig  verfehlte 
Terfaliren  konnte  es  geschehen,  dass  die 
Schuld  des  Staates  von  1830  bis  1845  nicht 
nennenswert,  ^sunken  ist  Selbst  bei  dem 
verhältnismässig  gdostigen  Stande  zu  Ende 
1847  waren  i^i  einem  Notennralaufe  von  218,9 
Millionen  Gulden  bloss  53,7  Mill.  fl.  im  norma- 
len Eskompte-  und  im  Darlehensgeschäfte 
ausgegeben  woi^len,  126,8  Millionen  Gulden 
betrug  die  Schuld  des  Staates;  mit  Rück- 
sicht auf  die  Modalitäten  der  Ausgabe  der 
meisten  Noten  erscheint  der  Barvorrat  von 
70  Millionen  Gulden  als  nicht  betrftchtlicli. 
Wenu  die  Bank  in  diesen  3<t  Jahren,  meist 
bei  einem  viel  ungflnsti^ren  Staude  und 
einer  oft  unrichtigen  Zinsfusspolitik  die 
Barzahlungen  aufrecht  erhalten  konnte,  so 
lag  dies  daran,  dass  die  Bankausweise  ge- 
heim gehalten  ^v^uxle^  imd  keine  lange  an- 
dftuei-ndo   politische  Krisis  eintrat. 

L'eber  den  Stand  der  Bank  in  der  Zeit 
von  1818  bis  Ende  1847  geben  die  folgen- 
den Ziffern  Auskunft; 


jlillionen  Gulden  Konv.-MQnxt 


43,6 


■t.7 

lOA 

26,7 

19,2    o,3 

34,2 

S',9 

29,4  .    2,3 

i9,o    3,2 

io,<j 

io8,o 

111,9 

■7,5,  3,3 

t,u 

34,6  1  3,3 

126,1 

iz,b 

106,-, 

214,7 

95,1     3,6 

120,7 

218,9 

70.2     4,4 

Dag  Aktienkapital  betrog  303726008.  E.H. 
verlegt  in  50621  Aktien  äi  600  fl.  K.  M.  Die 
Darlehea  bei  Eakomptierung  von  Staatskasse- 
xnweianngen  sind  in  den  Ziffern  der  Schuld  ie» 
Staates  enthalten,  DiTidende  nnd  Zinsen  für 
dsa  ganze  Jahr  angegeben. 

4.  Die  Nationalbank  voi  1S48  bis 
1869.  Die  Jalire  von  1848  bis  1859  waren 
die  bewegtesten  im  Leben  der  Bank.  In- 
folge der  Revolution  und  des  italienischen 
Krieges  musste  sie  die  allgemeine  Barein- 
lösung ihrer  Noten  emstellen,  sie  wurde  von 
der  Staatsverwaltung  wiederholt  mit  grossen 
Darlehen  in  Anspruch  genommen.    Ke  von 
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der  Re^eniDg  aus  allgcmeüien  Gründen 
und  wegen  der  geplanten  handelspolitiechen 
iSmguDg  mit  dem  deutschen  ZoD verein 
angestrebte  Äuftiahmo  der  BarcinlOsung, 
die  die  starke  Yennindemng  der  Schuld 
des  Staates  an  die  Bank  vora\isBetzte,  konnte 
trotz  der  grossen  Zalüvmgen,  die  die  Staats- 
verwaltung immer  wieder  leistete ,  nicht 
dauernd  erreicht  werden,  da  die  auswärtige 
Politik  nnd  dann  der  unglKckliche  Krieg 
von  1859  starke  Geldanf Wendungen  not- 
wendig machten,  für  die  die  Bankdirektion 
die  Bank  dienstn-illig  zur  Terffigiing  stellte 
oder  stellea  mnsste. 

Anfang  März  1848  bcsdiloss  die  Direktion 
mit  Zustimmung  der  Finanz  Verwaltung,  um 
das  infolge  politischer  Ereignisse  erschütterte 
Vertrauen  in  die  Bank  zu  hoben,  von  mm 
an  monatlich  einmal  den  Stand  der  Bank 
nffentlich  bekannt  zu  machen.  Die  erste 
Veröffentlichung  erfolgte  am  5.  März  und 
lietiaf  den  Stand  vom  29.  Febniar ;  es  wurde 
der  Barschatz  mit  65,  die  Schuld  des  Staates 
mit  81,3  und  der  Notenumlauf  mit  214,1 
Millionen  Gulden  angegeben;  vereehwiegcn 
wurtlc,  dass  unter  den  eskomptierten  Effek- 
ten sich  45  MUlionon  Gidden  der  hier  viel- 
fach erwähnten  Staatskassean  Weisungen 
befanden.  Allein  auch  das,  was  mitgeteilt 
wurde,  genügte,  um  zu  beweisen,  dass  die 
Bank  die  ausgegebenen  Koten  ohne  pasche 
imd  ausgiebige  Hilfe  des  Staates  einzidSsen 
nicht  im  stände  sei.  Die  von  der  Direktion 
imd  der  Regiening  erwartete  Bei-uhigiing 
der  (iemilter  konnte  demnach  nicht  ein- 
treteiij  rielmelu-  wurden  immer  mehr  Noten 
zur  Mnl5sung  präsentiert,  und  Anfang  April 
war  der  Barecliatz  auf  48,G  Millionen  Gul- 
den gesunken.  Unter  solchen  umständen 
richtete  die  Direktion  -wiederholt  dringende 
Ersuchen  an  die  Finanz  Verwaltung,  die  der 
schweren  Situation  entsprechemten  Mass- 
nahmen zu  treffen ;  zimächst  wurde  demge- 
mäss  nach  einer  Anregimg  der  Direktion  ein 
Verbot  der  Ausfuhr  ösleiTeichi scher  Silber- 
und  Goldmünzen  verfügt  (2.  und  4.  April), 
dessen  sichere  Wirkimg,  eine  Steigimg  der 
Wechselkurse  weit  über  den  normalen  Aus- 
fohrpunkt,  sofort  eintrat  Am  21.  Mai  verfflgto 
die  Staatsregierun^  ferner,  wieder  auf 
Wimsch  der  Direktion,  dass  die  Bank  be- 
rechtigt sei,  bei  der  Einlösung  der  Noten 
BeediränknngcQ  eintreten  zu  lassen,  <len  No- 
ten wurde  der  Zwangskiu^  zum  Nennwerte 
beigelegt,  bloss  in  Fallen,  wo  die  Zahlung 
in  aneUbidiECher  Gold-  oder  Silbermünze 
vca^nbart  war,  nahm  man  so  weit  Rück- 
fächt,  dass  der  Schuldner  entweder  in 
der  betreffenden  Münze  oder  in  Banknoten 
zom  Kurse  der  Milnzen  am  Zahlungstage 
zu  zahlen  halte ;  endlich  wurde  die  Bank 
ennftiätigt,  Noten  zu  einem  und  zu  zwei 
Gulden   auszugeben   (Erlasse    vom  21.    Mai 


nnd  22.  Mai  und  kaiserliches  Patent  vom 
2.  Juni  1348).  Die  Beschränkungen,  die 
am  22.  Mai  in  Wirksamkeit  ti'aten,  be- 
standen zunächst  darin,  dass  gnindsätzlidi 
jode  Partei,  die  sieh  meldete,  bloss  für  25 
fl.  Banknoten  Münze  erhielt;  allein  auch 
von  dieser  Erleichteiiing  musste  alsbald  ab- 
gegangen werden  (am  31.  Mai  1848).') 

Zur  Bestreitung  der  enorm  angewachsenen 
ausserordentlichen  Staatsausgaben  in  den 
Jahren  1848  und  1849,  wohl  auch  zur  Ergän- 
zung der  abnelmieiiden  ordentlichen  Staats- 
einnahmen machte  die  Staatsverwaltung 
Darlehen  bei  der  Nationalbank.  Die  Bank- 
dircktion  gab  vor  und  nach  der  Einstellung 
der  NotenoinlOaimg  w-illig,  was  verlangt 
wurde.  Im  Jahre  1849  emittiei-te  die  Staats- 
verwaltung Staatspapiei^ld,  das  zunächst 
wieder  besonders  die  Bank  belastete,  indem 
es  sich  in  ihren  Kassen  ansammelte.  Der 
gesamte  Betrag  der  1848  und  1849  bis  zum 
18.  September  neuei-waclisenen  Schuld  des 
Staates  an  die  Bank  samt  dem  in  den  Bank- 
kassen befindlichen  Staatspajiiei^lde  belief 
sich  auf  99591048  fl.-) 


')  Dass  die  Einstellnng  der  Kinlöäuug  der 
Noten  zu  spfit  verfügl  warde,  kann  wohl  nicht 
bezweifelt  werden,  üebrigens  waren  selbst 
noch  im  Hai  die  Yorbereitungen  nicht  ge- 
troffen, die  die  Geldordnnng  nnter  dem  unver- 
meidlichen Disagio  erforderte.  Dass  die  Süber- 
courantmÜDüen  (gesetzlich  gab  es  deren  bis  zu  3- 
KreuzerstUeken  berab,  die  siimieiat  verwendet« 
Courantmünze  waren  die  „Zwanziger'^)  alsbald 
aus  der  Cirkulation  verachnindeu  wUrden,  war 
mit  Sicherheit  zu  erwarten,  nnd  es  mnsxte,  da 
die  geringste  Banknote  auf  5  II.  lautete,  vom 
22.  Hai  an  wohl  sofurt  ein  Vacnniii  in  der 
Cirkulation  der  Milnzen  entstehen,  für  dessen 
Ausfüllung  durch  geeignetes  Kreditgeld  vnrzn- 
sorgen  war.  Die  .Ausgabe  von  Noten  ä  2  nnd 
1  tl.  erfolgte  am  26.  Mai,  die  von  ScheidentDnzen 
k  6  und  2  Krenzer  erst  im  Septeml)er  1848,  nnd 
da  auch  die  dabei  ausgegebenen  6-Kreazerstttcke 
ans  Silber  wegen  ihres  zu  starken  Feingehaltes 
bei  stei^cudeni  Agio  ans  der  l'irknlation  ver- 
schwanden, wurde  im  .Tnni  1840  die  Ausgabe 
entsprechend  geringhaltiger  solcher  Stücke  und 
der  „Münzscheine"  zu  lU  nnd  6  Kreazem  ver- 
fügt. In  der  Zwischenzeit  half  sich  die  Bevöl- 
kerung dnrch  Zerschneidung  der  l-fl.-Noten  in 
zwei  oder  vier  Teile  {die  die  Bank  dann  gegen 
ganze  Noten  eintanscnte)  und  dnrch  Privatgäd- 
noten  z.  B.  zn  lU  und  20  Kreuzern,  welche  von 
Händlern,  Wirten,  Fabrikanten,  aber  auch  von 
Stadtverwaltungen  ausgegeben  wurden  und  die 
die  Hegierung  schliesslien  verbot.  Han  darf 
fibrigens  nicht  glauben ,  dass  die  Bank  nun- 
mehr ihre  Noten  Qberhanpt  nicht  mehr  einlSate, 
sie  tiiat  es  nnter  Umständen  zu  Gunsten  der 
Staats  Verwaltung ,  von  Gemeinden ,  Korpora- 
tionen nnd  Privaten,  und  die  Summe  der  durch 
Noteneinllisung  von  1848—1865  ansgegebenen 
Münzen  beträgt  fast  lüü  Millionen  Gulden.  Das 
Ansfnhrverbot  vom  April  1898  wurde  im  Sep- 
tember 1849  aufgehoben. 

')  Ant  die  verschiedenen  Arten  der  Auf- 
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Nach  Beendigung  des  italienischen  Krieges 
lind  B«sie^ing  des  tingarischen  Aufstandcs 
im  Jahi'e  1849  -wiirdo,  nachdem  in  dem 
kaiserliehen  Patent  vom  26.  Juni  1849  die 
von  der  Bank  dem  Staate  geleisteten  »sehr 
wichtigen  Dienste«  anerkannt  worden  waren, 
am  6.  Dezember  1849  ein  Abkommen 
zwischen  der  Finanzverwaltung  iind  der 
Direktion  betreffend  die  Bilckzahlnng  der 
neuerwachsenen  Schidd  nach  dem  Stande 
vom  18.  September  1849  abgeschlossen. 
Ans  dem  Betrage  von  99  591 048  fl.  wiunlen 
ausgeschieden  .1,8  SliUionen  Gulden,  die 
den  Staat  mir  eventuell  trafen;  auf  842  280 
Gulden  Silberbezxigsapesen  verzichtete  die 
Bank,  imd  so  verblieben  96948768  fl.  Die 
einzelnen  diese  Simime  bildenden  Bchiild- 
posten  wtinlen  zu  einer  Schuld  vei'schmolzen, 
dieselbe  war  vom  18.  September  1849  an 
mit  2''.'o  zu  verzinsen  und  derart  zu  tilgen, 
liass  (iO  Millionen  Gulden  ans  dem  Ertrage 
des  am  22.  September  1849  eröffneten  4'  s- 
prozentigen  Anlehens  imd  24  Millionen 
Gulden  aus  der  von  der  sardinischen  Re- 
giening  zu  entrichtenden  Kriegsentschädigung 
gezahlt  werden  sollten;  über  die  Rück- 
zahlung des  Restes  von  12948768  fl.  war 
ein  nach  einem  Jahre  zu  seh  li  essend  es  neues 
Tcberein kommen  zu  treffen.  Es  wurde 
auch  vereinbart,  daas  die  von  der  Bank 
nach  dem  28.  September  1849  bezahlten  Zinsen 
der  Sprozenttgen  Oentralkasseanwelsungen 
vom  Jahre  1842  und  der  Partialhypothekar- 
anweisimgen  von  der  t■in»n^ver^vaJtung  am 
Schlüsse   eines   jeden  Sfotiats  bar   vergütet 

Doinne  dieser  Schuld  darcli  VorgchtlBse  auf  ueu- 
kreierte  Staatspapiere,  z.  B.  Partialhypothekar- 
■umsisiingen,  adcd  Salinenscheine  genannt,  wie 
anf  ältere  (KaasennweiHimgen,  im  Jahre  1842 
emittiertL  dnrch  nnbedeckte  verzinHliche  wie 
nnverzinaliche  Kredite  kann  ith  hier  nicht 
eingehen;  ebeniowenig  auf  die  einander  folgen- 
den Arten  von  StaatBpapiereeld  ohne  und  mit 
ZwAüKskimt.  S.  Über  beide  Punkte  die  im 
kaia.  kgl.  Finanzministeriiini  vertasate  „Denk- 
schrift über  das  I'apiergeldweaen  der  Oester- 
reichisch-üngarischen  Monarchie",  Wien  1892, 
S.  Iff.  Von  den  Schulden  sei  bloss  eine  Post 
erwähnt  Die  Bankdirektion  kaufte  mit  Zu- 
Htimmnng  der  Segiernng  1848  und  1849  im 
-Vuslande  Silber,  da  die  Staatsverwaltung  für 
das  ^Militär  SilbermllnEen  und  zur  AuHprigiing 
von  Scheidemünzen  Silier  benüligt«.  Die  Er- 
werbnngen  betrugen  1848  in  Barren,  fremden 
und  Qaterreicbigchen  .Silbermünzen  22,4  Millionen 
(inlden  und  im  Jahre  1Ö49  6  Millionen  Gulden. 
Für  die  sehr  beträchtlichen  Ausiagen  für  Wet.hsel- 
koradifferenzen  und  den  Trans]rart  iö,8  Millionen 
Qnlden)  hatte  vertragsmäsKig  teilweise  die 
.'Staatsverwaltung  aufzukommen,  ebenso  für  die 
Prägekogten.  £s  sei  hier  bemerkt,  dass  das  Agio 
derSilberguldeBiniJahreie48  17' „erreichte,  für 
die  Jahre  1849  bis  1857  hetrng  es  dnrchschnittlicli 

Sro  Jahr  13.85,  19,85,  26,06,  19,46,  10,67,  27,85. 
J,90,  4,64,  5,50. 


wcixien  sollten.  Die  älteste  Schidd  aus  der 
Einziehung  der  Wiener  Währung  wurde  in 
die  Yerhandlungen  nicht  einbezogen,  sie 
sollte  nach  wie  vor  diuxdi  die  regelmässigen 
Tilgungen  verringert  werden;  über  die  50 
Millionen -Schuld  (auf  Gnind  der  seit  1822 
ständig  gegebenen  Darlehen  an  den  Staat 
in  Form  des  Eskomptes  von  Staatscentral- 
kasseonweisungen)  wiu^le  gleichfalls  nichts 
verein  bart- 

Die  Schuld  von  96,9  Millionen  Giddeü 
wurde  nicht  bloss,  wie  vereinbart,  auf  12,9 
Millionen  Gulden,  sondern  bis  Ende  1851 
auf  7,5  Millionen  Gulden  durch  Rück- 
zahlungen reduziert.  Die  Staatsverwaltung 
gab  neben  den  Zuflüssen  aus  dem  oben 
erwähnten  Anlehen  und  der  Kriegsent- 
schädigung noch  ri,4  Millionen  Gulden. 
Femer  wiude  im  Jalire  1851  die  eben  er- 
wähnte Schidd  von  ,tü  Millionen  Guldeu 
durch  Ausgabe  von  Salinen  scheinen  auf  37 
Millionen  Gulden  vermindert.  Im  Februar 
1852  erfolgte  dann  die  zwoite  Vei-schmelzung 
der  Fordei-uugen  der  Bank  an  den  Staat. 
Die  verbliebenen  7,ü  Millionen  Gulden,  die 
eben  erwähnten  37  Millionen  Gulden  und 
das  in  den  Bankkassen  befindliche  Staata- 
papiergeld  im  Betrage  von  272687070.  w\ir^ 
den  nach  Begleichung  von  268  707  fl.  zu  einer 
einheitlichen  mit  2  "/o  verzinslichen  Schuld  t<»i 
71,5  Miüionen  Gulden  zusammengezogen^ 
als  Sicherstellung  wurden  vonlbei^nend  die 
Seinen  in  Gmunden,  Aussee  und  Hallein 
gewährt;  die  Rückzahlung  sollte  ei-folgen, 
sowie  die  Verhältnisse  der  Staatsfinanzen 
es  gestatteten.  Die  Vorscliüsse  der  Bank 
bei  Besorgung  des  Geschäftes  der  3%igeü 
Anweisungen  vom  Jahre  1842  und  das  in  den 
Bankkassen  sich  ansammelnde  Staatspapier- 
geld  sollten  monatlich  von  der  Finauzvei^ 
waltung  in  Banknoten  bezahlt  werden.  Die 
Rückzahlungen  auf  die  Schuld  von  71,5  Mil- 
lionen Gulden  beliefen  sich  bis  Ende  1853 
a\if  16,5  Millionen  Oulden,  soda^  55  Milli- 
onen Gulden  noch  unbezahlt  aushafteten ; 
15  von  den  16,5  MiUIonen  Guldeu  zahlte 
der  Staat  aus  dem  Ergebnisse  des  Anlehens 
des  Jahres  1852. 

Der  Ordnung  des  Geldwesens  stellte 
sich  seit  längerer  Zeit  der  grosse  Umlauf 
von  neuem  Staatspapiergeld  entgegen.  Ee 
war  zwar  bestimmt  worden  (kaiserliches 
Patent  vom  15.  Mai  1851),  dass  das  mit 
Zwangskiu«  ausgestattete  Staatspapiai'^d 
200  Millionen  Gulden  nicht  überschreiten 
solle,  aber  auch  die  Beseitigung  des  diese 
Grenze  nicht  überschreitenden  Staatspapier- 
geldes war  eine  schwierige  Aufgabe  für  die 
Staatsfinanzen.  Die  geeigneten  5lassnahmen 
wurden  im  Jahre  18.54  getroffen.  Zunächst 
schloBS  die  FinanzveiTV-altung  mit  der  Bank- 
direktion den  Vertrag,  dass  die  Bank  das 
gesamte  mit  Zwangskurs  versehene  Staats^ 
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I  gegen  Banknoteii  einlSsen  solle, 
feine  Verzinsung  der  demrt  ausgegebenen 
Bankaoten  sollte  nicht  stattfinden,  bloss  die 
Kosten  der  Notenheistelluiig  tn^  die  Staate- 
verwaltung. Die  Rückzahlung  der  Schuld 
sollte  in  jährlichen  Baten  von  mindestens 
10  Millionen  Gulden  gtattfinden,  imd  es 
wurde  der  Bank  *die  Anweisung  auf  die 
Zolleinklinfte«  gewahrt  bis  zur  Höhe  von 
10  Millionen  Gulden,  wobei  die  Raten,  wie 
die  ZoIleingSage  in  Münzen  stattfanden,  auch 
in  Münzen  zahlbar  waren.  Alsbald  folgte 
4ber  eine  durchgreifende  Massregel  zur 
Heilung  des  Geldwesens,  also  zur  Wieder- 
anfniüime  der  Einlösung  der  Banknoten. 
Durch  das  kaiserliche  Patent  vom  26.  Juui 
1854  wurde  zu  dem  genannten  Zwecke  (aber 
auch  zur  Bedeckung  ausserordentlicher 
Staatsbedür&iisse)  ein  freiwilliges  Anlehen 
(Nationalanlehen)  von  mindestens  350  und 
höchstens  500  Millionen  Oulden  au^elegt; 
aus  den  Gingangen  auf  dieses  Anlehen  soDte 
der'  Bank  (wie  alsbald  festgesetzt  wurde,  bis 
Sum  24  August  1858)  soviel  bezahlt  werden, 
daSB  in  Verbindung  mit  den  regelmässigen 
Tilgungen  der  ältesten  Schuld  und  den 
Jährlichen  ZoUeingSngcn  von  10  Millionen 
Gulden  die  gesamte  Schuld  des  Staates 
auf  80  Millionen  Gulden  lierabgeniindert 
werde.  Innerhalb  der  Zeit  bis  zum  24. 
^ügust  1858  sollte  die  Ban^  an  einem  vom 
Finanzministerium  festzusetzenden  Termine 
die  NoteneinlöBung  wieder  aufnehmen. 

Nach  kurzer  Zeit  stellte  sich  indessen 
heraus,  dass  auch  durch  diese  grosse  Mass- 
regel das  angestrebte  Ziel  der  Wiederauf- 
nahme der  Barein  lösung  nicht  erreicht 
werden  würde.  Die  Staatsverwaltung  hatte 
für  Milit&^ufstellnngen  infolge  des  orienta- 
lischen Krieges  einen  sehr  betrilchtlichen 
Geldaufwand  zu  machen  und  sie  entlieh 
von  der  Bank  im  Jahre  1854  80  Millionen 
Gulden  und  im  Jahre  1855  20  Millionen 
Giiiden,  die  letzteren  gegen  VerptänduDg 
von  Staatspapieren  des  Tilgungsfonds  und 
zu  4'*/o.  Der  geplanten  Rttckzahhing  von 
134,5  Millionen  Gulden  aus  dem  National- 
änlehen  allein  war  also  eine  neue  Schuld 
Von  100  Millionen  Gulden  gegeuübergestellt 
worden,  und  die  Sanierung  des  Österreichi- 
Bchen  Geldwesens,  die  das  gelungene  Nationat- 
aniehen  gesichert  hatte,  war  vereitelt!  Der 
neue  Finanzminister  Frh.  v.  Brück  musste 
also  wieder  mit  der  Ordnung  dos  (Jeld- 
wesens  beginnen.  Es  ik-iirden  zunächst 
auf  Örund  des  üebereinkommens  vom  18. 
Oktober  1855  die  aus  der  zweiten  Schiüd- 
zuaammenziehun^  verbliebenen  55  Millionen 
Gulden  und  die  neuen  bei  der  Bank 
au^nommenen  100  Millionen  Gulden  zu 
öner  unverzinslichen  Schuld  in  der  Höhe 
von  155  Millionen  Gulden  zusammenge- 
zogen;   der    Bank    wurden    Staatsgüter    im 


Wei-te  von  mehr  als  156  Millionen  Oulden 
überwiesen,  damit  sie  aus  deren  Erträgnissen 
und  beim  Verkaufe  dei-aolben  aus  ihrem  Er- 
löse die  Forderung  von  155  Millionen  Gul- 
den verringere.  Auch  die  Ende  185G  der 
Bank  Überwiesenen  Zinsen  der  Grundent- 
lastungsobligationen der  verp^deten  Staats- 
güter mussten  zur  Verminderung  der  For- 
deniuB'  der  Bank  verwendet  werden.  Die 
Schuld  aus  der  Einlösung  dM  Wiener 
Währungapapiei^Ides  blieb  m  ihien  Rflck- 
zahlungsbedingungen  unbenihrt ,  die  aus 
der  Einziehung  des  neuen  Sfaatspapiergeldes 
noch  aushaftende  Forderung  der  Bank  in 
der  Höhe  von  44,2  Millionen  Gulden  sollte, 
wie  dies  im  Jahre  1854  bestimmt  worden 
war,  aus  den  Iilingängen  auf  das  National- 
anlehen  zurückgezahlt  werden.  In  derThat 
wiirde  diese  Forderung  bis  zum  Jahre  1857 
aus  dieser  Quelle  getilgt.  Diese  Abmachung, 
welche,  wie  die  ErfaluTing  zeigte,  zu  einer 
äusserst  langsamen  Verminderung  der  Schuld 
von  155  Millionen  Gulden  führte,  war  für 
die  Bank  höchst  imgünsti^,  doch  bereitete 
die  Direktion  in  dieser  Epoche  der  Staats- 
verwaltung keine  Schwiengkeiten. 

Eine  zweite  >las3 nähme  wai'  dagegen 
allertUnga  geeignet,  die  künftige  Einlösung 
der  Banknoten  näher  zu  rücken.  Sie  be- 
stand in  der  1855  eingeleiteten  Vermehrung 
des  Aktienkapitals  durcli  Ausgabe  von 
.50000  Aktien,  auf  deren  jede  700  fl.  in 
Silberraünze  oiler  in  Banknoten  mit  dem 
jeweiligen  Aiitgeld  für  Silber  einzuzahlen 
waren.  Bereits  im  Jahre  1853  hatte 
die  Bank  das  Aktienkapital  durch  Ausgabe 
der  auf  die  ursprünglichen  lOOOlXI  Aktien 
fehlenden  49879  Stück,  welche  zum  Kurse 
von  800  fl.  in  Banknoten  einzuzahlen  waren, 
vermehrt.  Das  derart  in  starkem  Masse  ge- 
stiegene Aktienkapital  sollte  nun  um  85 
Millionen  Gulden  in  Silbermünze  erhöht 
wer<len,  denn  die  Einzahlungen  in  Bank- 
noten wurden  zum  Ankaufe  von  Silber 
verwandt.  Die  Aiisgabe  der  neuen  Aktien 
—  we  fand  statt  in  Verbindung  mit  der 
1855  von  der  Regierung  angeordneten  Er- 
richtung einer  Hypothekar-Ki-ecütabteilung 
der  BanK  —  führte  zu  einer  sehr  beträchtlichen 
Vermehrimg  des  MOnzvorrates ;  er  ist  für 
Ende  1856  mit  87,2  Millionen  Gulden  aus- 
gewiesen, wozu  noch  10,9  Millionen  Gulden 
Weelisel  auf  auswärtige  Plätze  kommen. 

■  Nunmehr  glaubte  der  Finanzminister, 
dass  für  die  Aufnahme  der  Einlösung  der 
Banknoten  ein  naher  Zeitpunkt  bestimmt 
werden  solle.')  Im  Münzvertrage  vom  24. 
Januar  1857,  abgeschlossen  zwischen  Oester- 
reich    und  den  durch  die  Münzkonvention 


')  Im  Februar  1856  wurde  verfQgt,  dass 
der  Schuldner  vertra^mässig  verpflichtet  wer- 
den künne,  Darlehen  in  HUnze  zurttckzuzahlen. 
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vom  30.  Juli  1838  unter  sich  verbundenen 
iietitBcln>n  ZoUvereinssfaaten  (vgl.  Art  19 
des  Handelsvertrages  mit  Preussen  vom  19. 
Februar  1853)  wurde  im  Art.  22  bestimmt, 
dass  keiner  der  Tertragsohliessenden  Staaten 
berechtigt  ist,  Papiergeld  mit  Zwaogskurs 
auszugeben  oder  ausgeben  zu  lassen,  falls 
nicht  Einrichhmgen  getroffen  sind,  dass  es 
jederzeit  gegen  voDwerlige  Silbermflnzen  auf 
VerlaDgen  der  Inhaber  umgewechselt  werden 
kOnne.  Die  in  dieser  Beziehung  etwa  be- 
stehenden Ausnahmen  waren  längstens  bis 
1.  Januar  1859  zur  Abstellung  zu  bringen. 
Nun  mussten  Verfügungen  getroffen  werden, 
um,  was  kühn  versprochen  worden  war,  treu 
zu  erföEen.*) 

Die  entsprechenden  Verfügungen  ergingen 
durch  die  kaiserl.  V.  v.  30.  August  1858. 
Der  Nationalbank  wurde  darin  aufgetragen, 
vom  1.  November  1858  an  niu-  auf  öster- 
reichische "Währung  lautende  Noten  zu  1000, 
100  und  10  Gulden  auszugeben ;  es  bleibt  ihr 
aber  freigestellt,  solche  Noten  schon  vor 
dem  I. November  zu  verwenden  j  dieNational- 
bank  wird  ferner  vei-pfhchtet,  ihre  auf  öster- 
reichische Währung  lautenden  Noten  anl 
Verlangen  der  Inhaber  bei  ihrer  Uauptkasse 
in  Wien  jederzeit  gegen  vollwertige  Silber- 
münze einzulösen ;  von  den  auf  österreichische 
Wahnmg  lautenden,  im  Umlaufe  befindlichen 
Noten  musB  wenigstens  ein  Drittel  mit  ge- 
setzlicher Silbermünze  oder  Silberbarren 
oder  —  nadi  Umständen  und  mit  Bewilli- 
gung des  Finanz  minister«  —  teilweise  auch 
m  Goldmünzen  oder  Goldbarren,  der  Best 
aber  mit  Statute  nmässig  eskomptierten  oder 
beliehenen  Kreditseftekten  bedeckt  sein.  Die 
Noten  der  österreichischen  Währung  sind 
bei  allen  öffentlichen  Kassen  nach  dem 
Nennwerte  anzunehmen  und  haben  Zwangs- 
kurs  bei  allen  in  Österreichischer  Währung 
zu  leistenden  Zahlungen  nach  ihrem  vollen 
Nennwerte;   nach   Massgabe  ihrer  Ausgabe 


')  Durch  den  Jlünzvertrag  wurde  in  der 
ttaterreichiachen  Monarchie  der  45-Gnldenfusa 
eingeführt;  ein  kalBerliches  Patent  vom  19. 
September  18ö7  ordnet  die  AnaprSgus^  der 
dem  Münzvertrage  entsprechenden;  Münzen  an. 
Der  MUnzfnsB  war  der,  dass  aas  einem  Pfände 
(=  500  g)  feinen  Silbers  46  fl.  auszuprägen 
waren.  Die  noch  diesem  Münzfues  ausgeprfi^en 
LandesmQnzen  bilden  die  Csterreichische  Wah- 
nmg. Durch  das  kaiiierliche  Patent  vom  S7. 
Apnl  1858  wurde  die  österreichiache  Währung 
vom  1.  November  1858  an  im  ganzen  Reiche 
eingeführt.  Das  Verhältnis  znr  Konventions- 
münze  ist  100  fl.  Konventionsmünze  =  105  11. 
Bsterreichische  WShnmg.  In  den  folgenden 
Auseinandersetzungen  bedeutet  der  Gulden  vom 
Jahre  1869  an  den  Onlden  Österreichischer 
Währung,  bis  1859  bedeutete  im  Vorstehenden 
„Golden-  den  der  Kouventionswabrungi  der 
Gnlden  Wiener  Währung  wurde  als  aoldier  be- 
aeichoet. 


sind  die  im  Umlaufe  befindlichen  auf  Kon- 
ventionsmüuze  lautenden  Noten  einzuziehen 

(in  verschiedenen  Fristen  bis  zimi  31.  Oktober 
1859);  die  auf  Konvention smünze  lauten- 
den Noten  zu  5,  2  und  1  Gidden  sind  mit 
thunlichsler  Beschleuni^ng  auf  den  Betrag 
von  höchstens  100  Millionen  Qidden  heiab- 
zumindem ;  der  Zeitpunkt  ihrer  Einberufung 
wird  nachträghch  festgestellt  werden, '^) 

ImSinnedieserkaiserl.Verordiiungmusste 
die  Bank,  da  sie  am  6.  September  1858  die 
ersten  Noten  österreichischer  Währung  aus- 
gab imd  diese  aliein  einlösbar  und  in  der 
erwähnten  Weise  metallisch  und  bankmäasig 
zu  bedecken  waren,  auf  deren  Bareinlösung  ge- 
fasstsein.  NochvorJahresschluss  wurde  aber 
durch  die  kaiserL  V,  v.  26,  Dezember  1858 
ein  weiterer  Schritt  zur  IhirchfQhrung  der 
österreichischen  Währung  und  damit  zur 
Einlösbarkeit  aller  Noten  der  Nationalbank 
gethan.  Diese  Verordauug  verfügte  die  Ein- 
ziehung der  auf  Eonveutionsmünze  lautMi- 
den  Noten  zu  5,  2  und  1  Gulden  und  äas  Auf- 
hören ihres  Umlaufes  nach  dem  31.  Dezember 
1859;  die  Nationalbank  wurde  ermächtigt, 
an  Stelle  dieser  Noten  solche  ä  1  Gulden  öster- 
reichischer Währung  bis  zum  Betrage  von  100 
MiUionen  Gulden  auszugeben,  die  bezüglich 
ihrer  Annahme  den  anderen  Banknoten 
gleichgestellt  waren.  Auf  diese  Noten  bezog 
sich  die  Bestimmung  bezüglich  der  metalli- 
schen Drittel-  und  der  baukmässigen  Deckung 
nicht,  sie  fanden  ihre  Sicheratellung  iu  den 
der  Bank  übeigebenen  Staatsgütern  und 
sollten  durch  deren  Ertragnisse  und  Ei-löso 
ihre  Tilgung  finden ;  die  Buik  war  indessen 
verpflichtet,  sie  jederzeit  einzulösen.  MitEück- 
sicnt  auf  diese  erhöhte  Einlösungspflicht 
hielt  sich  der  Finanzminister  für  verpflichtet, 
die  Schuld  des  Staates  an  die  Bank  zu  ver- 
mindern; es  wui-don  ihr  durch  ein  Ueber- 
len  V.  26.  Dezember  1858  30  MiUioneQ 
Gulden  östeiTciehischer  Währung  in  klingeu- 
der  Münze  zahlbare  Kaufschi]  llngsi-aten  der 
südlichen  Staats-,  lombardisch-venotiani  scheu 
und  centralitalienischen  Eisenbahngesellschaft 
überwiesen,  welche  Raten  v,  I.  November 
'"""  bis  l.Novemberl864  jährlich  abzutragen 
n,  femer  von  Staatsgütern  herrührende 
(}nindentlastungsobligatiouen  im  Betrage  voo 
23  Millionen  Gulden  österreichischer  Wäh- 
rung. Dagegen  verzichtete  die  Bank  auf 
ForacruDgen  an  den  Staat  im  Betrage  von 
943000  Gulden. 

Ob  die  der  Bank  damals  zur  Verfügung 
stehenden  Mittel  genügend  waren,  die  No- 
teneinlösung  aufrecht  zu  erhalten,  konnte 
sich  nicht  erweisen,  da  diese  infolge  des 
itahenischen   Krieges   am    29.   April    1859 

')  Da»  Papiergeld  Wiener  Wähnuig  wurdo 
vom  1.  Juli  18Ö8  ab  ausser  Erna  gesetzt.  (K. 
V.  V.  27.  April  1868). 
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zeitweilig  eingesteUt  wunle.')  Die  Bestini- 
mniigen  der  bBieerl.  V,  v.  3ü.  Äiigust  IBoS 
bexflglicli  der  metallischen  und  bankmSssigen 
Bed^bung  der  Noten  ■wurden  aber  nicht 
alteriert.  Dnrch  eine  kaiserl.  V,  v.  29.  April 
1859  wurde  die  Aufnahme  einer  sehr  be- 
trSchtlichen  Summe  bei  der  Mationalbank 
Terfflgt;  es  sollte  ein  Anlehen  von 
Millionen  Gulden  Oeteireichischer  Währung 
io  5piozeatigea  Staatsschuldverschreibungen 
hieben  werden ;  da  dessen  Eealisierung  zur 
Zeit  nicht  thunlich  iA-ar,  so  wurde  der 
Finanzminister  beauftragt,  nach  Massgabe 
der  eingetretenen  BedOrfnisse  die  Belehnung 


des  Nominalwertes  bei  der  Bank  einzuleiten  _ 
sn^eich  wurde  die  Bank  ermächtigt,  zu  diesem 
Zwecke  Noten  zu  fünf  Gulden  öBterreichi- 
scher  Wahrung'  auszugeben,  denen  die  An- 
nahme bei  allen  OffeDtllchen  Kassen  imd 
der  Zwangskiirs  zum  Nennwerte  verliehen 
wnrda  Im  Sinne  dieser  Anordnung  entlieh 
die  Staatsverwaltung  von  der  &nk  im 
Jahre  1859  133  MiuTonea  Gulden.*)  Neben 
diesen  133  Millionen  Gulden  entlieh  die 
Staatsverwaltung  bei  der  Bank  20  Millionen 
Gulden  in  klingender  Münze  unTerzinslich 
and  gab  der  Bank  als  Deckung  3  Millionen 
Pfand  Sterling  des  in  London  au^elegten 
Anlehens  vom  Jahre  1859. 

Der  nnglOckiiche  Ausgang  des  Krieges 
Teiiudderte  zunächst  die  ROckzahlung  dieser 
Summen.  Sollte  weiterhin  die  Notenein- 
ICsung  auf  gesicherterer  Grundlage  anfge- 
Bommen  werden,  als  die  im  Jahre  1858  ge- 
sdiaffene  war,  so  musste  nebea  der  Rf\ck- 
zahlong   der  neuerwachsenen   Schuld    des 


*)  Die  Bank  hatt«  mit  der  EinlSsung  am 
6.  September  1668  begonnen,  von  dieaem  Tage 
bi«  Ende  186S  verrinfferte  sich  ihr  Müuzvorrat 
ma  10,8  Millionen  Gmden,  und  vom  1.  Januar 
bis  25.  April  1869  um  weitere  2,2  MiUionen 
Ouldeu.  Dabei  hatt«  die  Bank,  abgesehen  von 
kleineren  Posten,  in  der  letst«n  Dezember- 
woche  1868  4/  HiUionen  Gulden  K.  M.  vom  1. 
Januar  bia  10.  Jannar  1859  4,1,  im  Febmar  1 
SliUion  und  noch  im  H&nO,9  Hillionen  Golden 
Ö.  W.EdelmetaU  emphneen.  Während  der  Bar- 
einlffsnng  im  Jahre  lf£8  war  das  Agio  fast 
verBchwunden.  Im  Jabre  1859  stieg  es  anf  53,20, 
tat  die  Jahre  1860—1862  sind  die  Jahresdnrch- 
BchnittMifiern  des  Agio  3232,  41,26  und  28,07. 

*)  K»  BedecknngfrverhAltniiae  der  Bank- 
noten warm  demnach  die  folgenden :  fQr  Noten 
bis  CO  10  fl.  herab  war  die  metallische  Drittel- 
deckuag,  im  übri^n  die  hankmilssige  Bedechnng 
vorgesdiriebea.  Die  Noten  ä  1  fl.  im  Betrage 
v<A  lOOOMüOO  fl.  waren  durch  Staategflter, 
die  133000000  fl.  i  5  fl.  durch  das  1869er 
nicht  begebene  Anlehen  bedecbt.  Wäre  die 
Siatiening  der  EinlOsong  der  Noten  entfallen, 
so  Utte  die  Bank  die  Verpflichtung  gehabt, 
die  sftmtlichen  ausgegebenen  Noten  jederzeit 
bei  ihrer  Hanptkasse  emznlGKn. 


Staates  auch  eine  starke  Beduktion  seiner 
älteren  Schuld  an  die  Bank  veranlasst  werden. 

Uober  den  geschäftlichen  Stand  der  Bank 
im  Zeiträume  von  1848—1859  sei  erwähnt, 
dass  durch  Grdndimg  von  Filialen  in  den 
meisten  Landeshauptstädten  und  in  Ungarn 
eine  Erleichterung  der  Inanspruchnahme  der 
Bank  und  auch  eine  Vergröeserung  ihrer 
Geschäfte  herbeigeführt  wurde.i)  Auch 
davon  abgesehen,  haben  die  aligemeüien 
wirtschaftucheu  Verhältnisse  bis  zum  Jahre 
1857  zu  einer  Vermehrung  des  Eskompte- 
geschäftes  gefOhrt  Auffallend  ist  die  starke 
Zunahme  des  Darlehensgeschäftes,  welches  bis 
Ende  1857  eine  Höhe  von  86,2  Millionen 
Gulden  erreichte,  »Die  Vermehrung  der 
Staatsschuld,  die  mit  der  Entlastung  des 
Bodens  verbundenen  Kreditopera ttonen  und 
die  Schwierigkeiten,  welche  der  Begebung 
solcher  Effekten  hindernd  in  den  Weg  traten^ ' 
waren  zunächst  Anlass  hiezu<  (Lucam).  Bei 
den  Kredit^währungen  der  Bank  wurde 
viel  I^tektioa  geflbt,  eine  alte  Klage,  die 
schon  im  Zeiträume  vor  1848  erhoben  wurde. 
Im  Jahre  1856  wurde  der  seit  1833  geltende 
4prozenlige  Zinsfuss  für  das  Eskompte-  und 
mrlehensgeschäft  auf  5'*lo  erhöht  Im 
ganzen  stieg  von  1853  beginnend  bis  1858 
das  Bnittoerträgnis  und  der  gesamte  Betrag 
der  Dividende,  doch  sinkt  wegen  des  er- 
höhten Aktienkapitals  von  1S54  ah  die  auf 
die  einzelnen  Aktien  entsende  Dividende  von 
85GuldenKonventionsmünze  auf  60,57  Gulden 

Jahre  1859.  Beachtenswert  ist  die  fflr 
die  Jahre  von  1849  bis  1852  bewirkte  Er- 
höhung des  Reservefonds  um  5,2  Mil- 
lionen Gulden.  Die  übrigen  den  Noten- 
umlauf bestimmenden  Verhältnisse  sowie 
jene,  welche  den  Metallschatz  in  der  hier 
m  Frage  stehenden  Zeit  verändert  haben, 
wurden  bereits  erwähnt.  Das  einzelne  zeigen 
die  am  Schlüsse  des  Artikels  gegebenen 
TabeUen. 

6.  Daa  dritte  PriTileginm  der  Buik 
vom  87.  Dezember  1862.  Zunächst  be- 
gann die  Regierung  im  Jahre  1860,  ihre 
Schuld  an  die  Bank  zu  verringern,  diese 
empüng  laut  Uebereiu  kommen  vom  1. 
April  1860  aus  dem  Ende  1859  anf- 
gelösten  Tilgnngsfonds  Wert»kpiere,  die 
eine  Verminderung  der  (mit  2'vo  verains- 
lichenj  Schuld  von   133   Millionen   Guldea 

34  Millionen  Gulden  bewirkten.  Ferner 
wurde  die  Begebung  der  1859er  Anleihe 
in  Form  einer  verzmslichen  mit  Prämien 
rückzahlbaren  Schuld  im  März   1860   ver- 


')  Die  erste  Eskomptefiliale  wnrde  1847  in 
Prag  errichtet,  1851  folgte  die  Errichtung  einer 
Eskomptefiliale  in  Pest,  die  Errichtung  von 
Filialen  zur  Erteilung  von  Vorschüssen  g^en 
statutenm^sige  Pfänder  begann  im  Jahre  lra4, 
Ende  1859  bestanden  15  Fuialanstalten. 
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fOgt,  die  dabei  nicht  l)Gg«bciieD  123  Milli- 
onen Gulden  Oblimtionen  erhielt  die  Bank 
alB  Pfand  für  die  Forderung  im  Restbetraj^ 
von  99  Millionen  Gulden.  Das  waren  die 
lebtten  Thaten  Brucks  in  der  Banksadie.  Sein 
Nachfoleei-  im  Amte,  Edler  von  Piener,  nahm 
die  Ordnung  des  Geldwesens  energisch  in 
Angriff;  allein  dafdr  waren  alsbald  neue 
Kompetenzen  geschaffen  worden ;  denn 
der    durch    das     kaiserhche    Patent    vom 

26.  Februar  1861  eingesetzte  Reichsrat 
(bestehend  aus  dem  von  den  Landtagen 
zu  wählenden  Abgeordnelenhause  und  dem 
Herrenhauße)  hatte  hierüber  die  der  Sank- 
tion durch  den  Kaiser  zu  unterbreitenden 
Beschlüsse  zu  fassen.  So  kam  es  zu  einer 
Regierungsvorlage  Aber  die  Ordnung  des 
Banknoten  wesens  und  nach  langen  parl^men- 
tarischen  Beratungen   zu  dem  Gesetze  vom 

27,  Dezember  1862  dessen  Bestimmungen 
anch  der  Bankausscbuss  angenommen  hatte. 
£b  war  ftir  das  ganze  Beich  gültig  und  er- 
uSchtigtden  Finanzminister,  mit  der  National- 
bank  das  dem  Gesetz  angeschlossene  Ueber- 
einkommen  Ober  die  Verlftngerung  ihres 
Privilegiums,  über  neue  Statuten  und  ein 
neues  Reglement  derselben,  endlich  über  die 
Regelung  des  Schuldverhältnisses  zwisdien 
Staat  und  Bank  abzuschhessen.  Das  Gesetz 
trat  am  6.  Januar  18&3  in  Kraft 

DagUebereinkommenüberdftsSchuldver- 
hiütiiis  Ewischen  Staat  und  Bank  setzt  folgendes 
fest;  Die  ans  der  Einlüaung  des  Wiener  Wäh' 
inne«papiergeldes  am  29.  Kovember  1862  ver- 
bleibende Schuld  von  36914954  R.  wird  mit 
2"/,  verzinst  und  in  i  gleichen  Jahresraten  von 
Ende  Dezember  1863  bis  Ende  Dezember  1866 
getilgt.  Die  Schold  dea  Staates  an  die  Bank 
Im  Betrage  von  20000000  fl.  in  Silber  bleibt 
unveTzinBUch  und  wird  in  SilbermUnze  oder 
in  Devisen  so  ztirtlckgezahlt ,  da«B  die  erste 
Hfilfle  längBt«iis  bis  Ende  lH6ö,  die  zweite  bis 
Ende  1866  berichtigt  ist.  Im  übrigen  schuldete  der 
Staat  der  Bank  nach  dem  Stunde  vom  29, 
November  1862  77,8  Millionen  Gulden  (da- 
meds  gedeckt  durch  das  Anlehen  ans  dem 
Jahre  1860) ')  und  87  Millionen  Gulden  (durch 
Staatsguter  gedeckt].  Ans  dem  Oesamtbetrage 
dieser  beiden  Forderongen  wurde  die  Summe 
von  80  Millionen  Gnlden  ause^schieden  und 
TOD  der  Bank  dem  St&ate  als  Darlehn  bis  zum  Ab- 
laufe dieses  Privileginms  QberksBOn,  für  welches 
der  Staat  vom  Anfang  1863  an  eine  jährliche  Pau- 
schalsumme von  lMill.fi.  insofprn  entrichtet,  als 
dieses  zur  Ergänznng  der  unter  die  Aktionäre  zn 
verteilenden  Dividende  auf  l"!^  notwendig  ist, 
BezHgticb  des  Bestes,  der  von  den  genannten 
zwei  Forderun^ien  nach  Abzug  der  80  Millionen 
Onlden  erübrigt,  erfolgt  die  Tügnng  dnrch 
Eingange  anf   das  Anlehen   vom   Jahre  1860, 

')  Im  Jahre  1863  wurden  83  Millionen  be- 

fsben,  nnd  den  GO  Hillionen  Dbersteigenden 
rltJH  erhielt  die  Bank;  der  »m  29.  November 
1862  resultierende  Best  von  77,8  Millionen 
Onlden  erklärt  rieh  aus  den  vorausgegangenen 
Zuflüssen  ans  dieser  Begebung, 


durch  die  Erträgnisse  nnd  die  Verkaufserlöse 
der  der  Bank  durch  Uebereinkommen  vom  18. 
Oktober  185Ö  Überwiesenen  Staatsgüter,  endlich, 
soweit  diese  nicht  zureichen,  durch  Zahlungen 
der  Finanz  Verwaltung,  so  dass  bis  Ende  1866 
auch  diese  Schuld  vollständig'  bezahlt  sein 
mnss.  Die  Bank  wurde  veninichtet,  die  eur 
Zeit  in  ihrem  Eigentnme  beftbdlichen  Effekten 
mit  Auraahme  jener  des  Reaervefondsnnd  der 
Schnldverschreibungen  der  Earl-Lndwigsbahn 
innerhalb  des  Zeitraumes  der  Rücksahlnngen 
des  Staates  in  jedem  Jahre  nach  dem  Verhält- 
nis dieser  Bückzahlnngen  zu  veräusaern.  Die 
dnrch  die  BUckzahlungen  der  Staatsverwaltnng 
und  durch  die  VeräuBsernngen  der  Wertpapiere 
eingehenden  Beträge  mnssten  in  der  Weise  lor 
allmählichen  Vernngerung  des  Notenumlaufes 
verwendet  werden,  dass  bis  Ende  1866  die 
statutenmäasige  Bedecknng  der  Koten  (von  der 
alsbald  die  RMe  sein  wird)  hergestellt  ist.  Die 
Wiederaufnahme  der  Silberzahlimgen  der  Bank 
hat  im  Jahre  1867  zu  erfolgen;  die  näheren 
Bestimmungen  werden  dnrch  ein  in  der  Reichs- 
ratssession 18G6  zu  erlassendes  Gesetz  festge- 
stellt werden. 

Aus  den  neuen  Statuten  der  Bank  sei 
folgendes  hervorgehoben;  Die  Verfasanng  der 
Bank  erfahr  eine  Aendernng  zunächst  darin, 
dass  der  auf  Grund  der  frieren  Frivilegiex 
bestehende  Ausschnss  von  100  Mitgliedern  be- 
seitigt wnrde.  An  dessen  Stelle  trat  die 
Generalversammlung  jener  Aktionäre,  die  üster- 
reichische  Unterthnnen  sind  und  sich  über  einen 
Besitz  von  20  Aktien  rechtzeitig  ausweisen. 
Die  Generalversammlung  wählt  ans  ihrer  Mitte 
14  DirektJ^reu  mit  Sjäbrii^  Fouktionsdaner, 
deren  Bestätigung  dem  Kaiser  vorbehalten  ist. 
Diese  Direktoren  bilden  mit  dem  tionverneor 
die  Bankdirektion,  welche  die  Verwaltung  des 
Bankvermögens  besorgt.  Die  Generalversamm- 
lung bat  ferner  aus  ihrer  Mitte  einen  Ausschnss 
mit  einiäbrt^er  Fnnktionsdaner  zu  wählen,  der 
aus  12  Mitgliedern  besteht.  Die  MiU-Iieder  des 
Ausschusses  haben  u.  a.  an  den  Beratungen 
der  Bankdirektion  über  die  Veränderungen  des 
Zinsfusses  mit  entscheidender  Stimme  teilzu- 
nehmen. Die  Generalversammlung  hat  endlich 
die  Mitteilungen  der  Direktoren  über  die  Gte- 
bahrnng  des  Bankinstitutes  sowie  die  Berichte 
des  Ausschusses  über  die  BechnungBabschlflsae 
entg^nzu nehmen  und  darüber  zu  beschlieesen. 
Der  Gouverneur  wird  vom  Kaiser  ernannt,  die 
beiden  Stellvertreter  des  Gouverneurs  werden 
von  den  Direktoren  aus  ihrer  Mitte  anf  3  Jahre 
gewählt.  Das  Aktienkapital  der  Nationalbank 
wurde  mit  110260000  fl.  festgesetzt. 

Die  Bank  ist  während  der  Dauer  des  neoen 
Privilegiums,  das  ist  his  Ende  1876  ansscbliess- 
lich  berechtigt,  „Anweisungen  auf  sich  selbst, 
die  nnver^inshch  und  dem  Ceherbringer  auf 
Verlangen  zahlbar  sind",  auszugeben.  Diese 
Noten  dürfen  anf  keinen  niedereren  Betrag  als 
10  fl.  lauten.  Doch  bleibt  die  Bank  znnächat 
berechtigt,  Noten  zu  1  und  5  fl.  im  Unüanfe 
zu  halten.  Der  Zeitpunkt  für  die  Einziehung 
dieser  Noten  wird  durch  besondere  Gesetze  b^ 
stimmt  werden.  Die  Bank  ist  inr  EinlOsong^ 
ihrer  Noten  ea  ihrem  vollen  Nennwerte  gegen 
gesetzliche  Silbermflnze  verpflichtet.  Jener 
Betrag,  um  welchen  die  Summe  der  umlautenden 
Noten  200  Millionen  Gulden  übersteigt,   m^ 
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in  gesetzlicher  SilbennQiue  oder  Silberbarren 
▼ornuidea  sein;  jener  Betrag,  um  weli^hen  die 
nnüanfenden  Noten  den  TorbandeneQ  Bürvorrat 
Sberateigen,  miias  bedeckt  aein  mit  statutcn- 
m&uig  ei^omptierten  oder  beliebenen  Effekten 
oder  mit  eingelösten  verfallenen  Conpoos  von 
Grandeotlaetiiiigsobligationen  dnnnmitatatnten- 
vlMig  eingelÜBteii  nnd  znr  WiederreraiiBsernng 
eeeii^eten  Pfandbriefen  der  Bank,  welche  je- 
doch den  Betrag  von  20  Hillionen  Golden  nicht 
llbersteigen  dürfen  and  nnr  mit  %  des  Nenn- 
.wertes  zar  Bedeckung  dienen  können.  Bis  znr 
Hßbe  des  4.  Teiles  des  Metallvorrates  kann 
Gold  in  Münzen  oder  in  Barren  anstatt  des 
Silbers  znr  Bedeckung  verwendet  werden.  Den 
Noten  der  Bank  wnrde  für  den  ganzen  Umfang 
der  Honarcbie  mit  Ananahme  des  lombardisch' 
venetianischen  EüBi^reichea  der  Zwangsknrs 
nun  Jlennwerte  verliehen. 

In  der  Beihe  der  Geschäfte  der  Bank 
wurde  nen  genannt  die  Anschaffung  und 
der  Verkauf  von  Gold,  Silber  nnd  Wechseln  auf 
an^wärtige  Plätze,  ferner  ist  bervorzuheben  die 
Bestimmung,  dass  die  Bank  von  den  im  OirO' 
sieachäfte  an  sie  gelangenden  Beträgen  nur  die 
Hälfte  in  ihren  anderen  Geschäften  verwenden 
darf.  Die  Bank  ist  verpflichtet,  gesetzliche 
SilbermDnze  nnd  Silberharren  mit  4ö  fl.  für  das 


Jie  Prägekosten  in  Abzug  bringen.  BBim  Es- 
kumptegeschäfte  wurde  der  Minimalbetrag  der 
znro  EBkompte  geeigneten  Wechsel  nnd  Ef- 
fekten (im  EeglementJ  auf  100  fl.  festgesetzt. 
Die  statnlenmassige  Belehnung  von  Gold  and 
Silber  war  bis  znr  Aafnahme  der  BareinlQsungen 
Terboten.  Die  Aasweise  Über  den  Aktiv-  nnd 
PasuTgtand  der  Bank  sind  monatlich  zu  ver- 
dffentlicben.  Eine  vSllige  Veränderung  erfuhren 
die  Bestimmungen  über  die  Beziehungen  zur 
Staatsverwaltung.  Die  StaaUanfsicht  beschränkt 
rieb  nnr  darauf,  dass  ein  Kommissur  durUber 
wacht,  ob  die  Bank  sich  dem  Statnt  nnd  dem 
Itegleuent  gemäss  benimmt.  Die  möglichen 
Geschäfte  zwischen  Staats  Verwaltung  und  Bank 
kSnnen  nnr  darin  bestehen,  dass  die  Bank  die 
Ton  der  Finanzverwaltung'  eingereichten  Wechsel 
fltatntenniSssiK  eskomptiert  und  dass  sie  kom- 
miwionaweise  Geschäfte  fUr  Rechnung  des  Staates 
.besorgt.  Die  ans  der  letzteren  Besorgung  sich 
ergetenden  Gntbnhen  sind  am  Schlüsse  jedes 
Monats  bar  zn  begleichen. 

Die  erste  parlamentarische  Oi-dnung  der 
Bankangelegeoheiten,  die  sich  Im  Q.  v.  27. 
Dezember  1862  vorfmdet,  darf  man  als  ge- 
lungen bezeichnen.  Das  Banl( Statut  war 
äa  Rir  jene  Zeit  modernes  Work;  man  hat 
die  Gesellschaft  mit  den  bei  einer  Noten- 
bank angebrechten  Kautelon  richtig  oi^ani- 
dert,  ihren  UeschätekreiB  zutreffend  abge- 
grenzt, für  Oeffenllichkeit  der  Ergebnisse 
der  Bankgebahning  vorgesorgt,  und  (was 
schon  der  Finanzminister  vorgeschlagen 
hatte)  durch  die  Erfahrungen  belelut,  dio 
Bank  vom  Staate  unabhäugig  gestellt  sowie 
die  Oeschfittsbeziehiuigen  mit  dem  Staate 
auf   ein    Minimum   reduziert.     Die   VerfQ- 

Haiidw6rtcifaneh  der  StaBlswlBHiiHcbaften.    Zweite 


guogen  betreffend  die  metallische  Bedeckimg 
der  Noten  waren  zwar  strenge,  aber  man 
einigte  sich  darauf,  nach  Verwerfung  der 
vom  Finanzminister  proponiertea  steigenden 
Quotendeckmig ,  um  dadurch  die  Solidität 
der  Bank  Ober  jeden  Zweifel  sieher  zu 
stellen;  sie  waren  für  den  damaügen  Ge- 
schäftsbetrieb ausreichend.  Zur  gross  teil 
Vorsicht  wurde  für  den  Fall,  dass  sich  der 
Betrag  der  bloss  bankniässig  bedeckten  Noten 
als  unzulänglich  erweisen  sollte,  der  Natio- 
nalbank das  Becht  vorbehalten,  in  Bezug 
auf  die  Notendeckung  der  Finanzverwtütimg 
Anträge  zu  stellen  und  deren  verfassungs- 
massige Behandlung  zn  verlangen.  Daa 
Oebereinkommen  zwischen  der  Staatsver- 
waltung und  der  Bauk  ist  gerecht.  Die 
gegenüber  den  Vorschlägen  des  Flnanz- 
ministers  beschlossene  Abkürzung  der  Ab- 
zahlungfitermine  der  Schuld  des  Staates  hat 
sich  nach  gemachten  Erfahrungen  als  durch- 
führbar erwiesen.  Dass  mit  einer  Ausnahme 
die  Schuld  des  Staates  an  die  Bank  bis  zu 
ihrer  Hückzahlimg  für  unverzinslich  erkl&i 
wurde  und  dass  man  ein  pennanente^  der 
Hauptsache  nach  wohl  auch  unverzinsliches 
Darlehen  zu  Gunsten  des  Staat««  beliess, 
war  billig.  Man  hat  bezHghch  der  Dnver- 
zinslichkeif  zu  bedenken,  dass  der  über- 
wiegende Teil  dieser  Forderungen  an  den 
Staat  zu  einer  Zeit  entstanden  war,  wo  die 
Bank  ilire  Noten  nicht  bar  einlöste,  und  es 
ist  nicht  erwiesen,  dass  bei  Eingehen  dieser 
Forderungen  durch  die  dabei  geschehene 
Ausgabe  von  Noten  der  Bank  ein  Nachteil 
in  ihrem  normalen  Geschäfte  zugefügt  wor- 
den sei,  für  den  sie  nicht  entsprechend 
entschädigt  worden  wäre.  Ueberdies  hatte 
die  Bank  für  das  ihr  verliehene  Privilegium 
dem  Staate  ein  Entgelt  zu  leisten,  und 
dieses  Entgelt  wird  durch  das  permanente, 
der  Hauptsache  nach  unverzinsliche  Dar- 
lehen gebildet.  Vor  dem  neuen  Statut  er- 
teilte die  Staatsverwaltung  der  Bank  die 
Privilegien  und  nützte  dann  ihren  Kredit 
für  Zwecke  aus,  die  vielleicht  dem  Interesse 
der  Staatsfinanzen  entsprachen,  aber  mit 
den  Aufgaben  einer  einlösenden  Notenbank 
nicht  flbereinstimmten ;  dafür  gewährte  der 
Staat  der  Bank  grosse  finanzielle  Vorteile. 
Nun   wurden    solche   Geschäftsbeziehungen 

rtzlich  ausgeschlossen,  und  es  war  richtig, 
das  unter  solchen  Umständen  erteUte 
Privilegium  ein  Entgelt  festzusetzen.  Das 
G.  V.  27,  Dezember  18ti2  gereicht  dem  ersten 
Reichsratc  seit  1849,  naraentllch  dem  da- 
maligen Abgeonlnetcnhause  und  unter  dessen 
Mitgliedera  besondei-s  dem  Referenten  Dr. 
Herbst,  zur  Ehre.  Allerdings  war  die  Be- 
schliissfassung  erleichtert  durch  die  lebliafte 
Diskussion  der  einschlägigen  Fragen  seitens 
der  Wissenschaft  (so  hat  namentlich  Adolf 
Wagner  damals  eine  Reihe  wichtiger 
Ann»e«.  n.  16 
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Schriften  über  die  österreichische  Banfcfrag;e 
herauagegeben)  und  seitens  der  FresBe. 

6.  Die  Dnrchführnng  dea  Ueberein- 
bommens  vom  Jahre  1862.  Die  Staats- 
not«Daii9gabe.  Statntenänderaiigeii  bis 
1872.  Snapension  der  Baokahte  wäh- 
rend der  1878  er  RriBe.  Die  im  üeber- 
einkonunen  vom  27.  Dezember  1862  festge- 
setzten Zahlungen  der  Pinanzverwaltun^  an 
die  Bank  und  Verkäufe  von  Wertpapieren 
seitens  der  Bank  wurden  genau  eingähalten. 
Es  war  noch  im  April  1866  sicher,  dass  bei 
weiterer  ordnungsmässiger  Abwickelung  des 
Uebereinkommens  vom  37.  Dezember  1863 
die  Barzahlungen  im  Jahre  1867  angenom- 
men werden  können '),  Nach  begründeten 
Berechnungen  w&ren  Ende  1866  bei  einem 
Metallschatz  von  148^  Millionen  Gulden, 
298  Millionen  Gulden  Noten  im  Umlaufe 
gewesen,  was  nach  Statuten  massiger  Be- 
deckung noch  eine  Notenreserve  von  49,8 
Millionen  Gulden  ergeben  hatte.  Der  Bank- 
notenumlauf war  schon  bis  Ende  April  1866 
auf  337,9  Millionen  Onldan  reduziert  und 
zeigte  ^e^ea  Ende  1862  eine  Abnahme  um 
88,9  Millionen  Gulden,  trotz  einer  starkeu 
Ausdehnnug  des  Eskompt^eschäftee  in 
dieser  Zeit  "Wenn  nun  trotz  der  ordnunga- 
mAasigen  DurchfObrung  des  Uebereinkom- 
mens die  für  das  Jahr  1867  in  Aussicht 
genommene  Aufnahme  der  SSnlOsung  der 
Banknoten  nicht  erfolgte,  so  war  «larui  die 
im  Jiüire  1866  wegen  des  Kriege  gegen 
FreuBsen  und  Italien  verfügte  Ausgabe  von 
UDeinl6slichen  mit  Zwangskuis  ausstatteten 
Staatsnoten  schuld,  die  dann  weiterhin  im 
Umlaufe  erhalten  wurden.  Die  Enussion 
voDzog  sich  in  folgender  Weise:  Das  G.  v. 
5.  Mai  1866  erkll&te  die  im  Umlaufe  be- 
findlichen Banknoten  zu  1  und  5  fl.  als 
Staatsnoten  mit  Zwangekurs  und  enthob 
die  Nationalbank  der  Verbindlichkeit,  seiner- 
zeit diese  Notenkategorieen  gegen  Silber  ein- 
zulösen. Die  MaximaleesamthShe  der  Noten 
zu  1  und  5  fl.  wurde  auf  150  Millionen 
Gulden  festgesetzt  und  die  National  bank 
verpflichtet,  das  Aequivalent  für  die  vom 
Staate  übernommenen  Noten  demselben  in 
Banknoten  höherer  Appoints  zu  leisten. 
Durch  das  G.  v.  7.  Juli  1866  wurde  femer 
dem  Finanzminister  ein  Kredit  von  200  Mil- 
lionen Gulden  eröffnet  und  der  National- 
biuik  aufgetragen,  die  erforderlichen  Geld- 
mittel, bis  die  Umstände  es  gestatten  wer- 
den, ein  Anieiien  zu  realisieren  oder  förm- 
liche Staatsnoten  auszugeben,  nach  Mass- 
gabe des  Staatsbedarfes  vorlAufig  bis  zum 

')  Durch  das  kaiserliche  Honifest  vom  20. 
September  1866  wurde  die  WirkBamkeit  der 
0«t«rreichiBchen  Staatagrundgeactze  gistierC.  Die 
parlamentslou  Zeit  dauerte  bis  zum  30,  Mai 
1867.  I 


,  60  Millionen  Gulden  in  Bank- 
noten gegen  Eraatz  der  Fabrikationskosten 
voran  Bchiessen,  welche  Vorschüsse  längstens 
in  einem  Jahre  nach  abgeschlossenem  Frieden 
in  Banknoten  ziuilckzuzahlen  seien.  Bis 
zur  Rückzahlung  dieser  Vorschüsse  an  die 
Nationalbank  wurden  diejenigen  Bestim- 
mungen ihres  Statute,  mit  welchen  dieses 
Gesetz  nicht  im  Einklänge  steht,  einschlieRS- 
lich  der  Verpflichtung  der  Nationalbank 
zur  Wiederaufnahme  der  Barzahlungen,  sus- 
pendiert Endlich  erfloss  das  G.  v.  25. 
August  1866;  es  verfügte  eine  weitere 
Vermehrung,  aber  auch  die  Begrenzung 
des  StaatsBOtenumlaufes.  Der  Finanzminister 
sollte  nach  diesem  Gesetze  auf  Grund  des 
Kredites,  der  ihm  durch  das  G.  v,  7.  Juli 
eröffnet  worden,  noch  90  Millionen  Gulden 
Staatsnoten  zu  1  fl.  und  5  ü.  ausgeben, 
femer  jene  60  Millionen  Gulden,  welche 
auf  Grund  des  G.  v.  7.  Jidi  die  National- 
bank gegeben  hatte,  in  Staatsnoten  zu- 
rückzahlen und  zwar  in  Noten  zu  1  fL 
Da  die  laut  G.  v.  5.  Mm  1866  zu  emittie- 
renden  Staatsnoten  150  Millionen  Gulden 
betnigen,  so  ergab  sich  als  Gesamtsumme 
der  Staatsnoten  300  Millionen  Gulden.  IKe 
Ausgabe  »förmlicher  Staatsnoten«  wurde 
angeordnet,  ihnen  die  Annahme  bei  allen 
öffentlichen  Kassen  ziun  Nennwerte  und  der 
Zwan^ura  zum  Nennwerte  zugesichert 
und  ihr  Höchstbetrag  auf  300  MUlionea 
Gulden  festgesetzt  mit  der  Abweichong, 
dass,  wenn  der  Umlauf  der  Fartialhypo- 
thekaranweisungen  unter  den  Höchstbetrag 
von    100   Millionen    Gulden    sinken   sollte 

iwas  durch  Bückzahlungen  bei  ihrer  S%11^- 
:eit  eintreten  kann),  das  Minus  durch  Ver- 
mehrung der  Staatsnoten  über  300  Millionen 
Gulden  aufgebracht  werden  solle.  (Bei 
dieser  Anordnung  ist  es,  abgesehen  von  der 
Erhöhung  des  Staatspapiei^ldumlanfes  um 
12  Millionen  Gulden,  bis  zum  G.  v.  9,  Juli 
1894  verblieben.)  Auf  Grund  dieser  Ver- 
fügungen wurde  in  der  That  die  Forderung 
der  Bank  von  60  Millionen  Gulden  im  Jahre 
1867  in  Staatsnoten  bezahlt,  so  daes  damit 
die  Staatsschuld  an  die  Bank  auf  80  Mil- 
lionen Gulden  reduziert  war.  Es  ist  noch 
zu  beachten,  dass  zur  Bezahlung  der  Kriegs- 
entschädigung au  Preussen  30  Millionen 
Gulden  in  Sdber  im  Wege  des  Wechaei- 
eskomptes  durch  ein  Konsortium  von  Finanz- 
männern  von  dor  Bank  zu  Gunsten  des 
Staates  beschafft,  aber  auch  rechtzeitig  an 
die  Bank  ziirückbezahlt  wui-den.  So  hatte 
der  ungltlckliche  Krieg  die  unmittelbar  be- 
vorstehende Ordnung  des  österreiciiischen 
Geldwesens  vereitelt.  ■■) 

■)  f>aa  Agio  der  SUbergnlden,  das  von  1868 
bis  Febr.  1866  von  28,07  auf  5^  gesuiken 
war,  stieg  1866   auf  29,76.    Die  Jahresdurch- 
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Durch  diese  Ausgabe  von  Staatsnoten 
vurdeQ  die  Statuten  und  die  K^^te  der 
Bank  aus  dem  G.  v.  27.  Deüember  ] 
onstreitiß  empfindlich  verletzt.  Durch  das 
Eweiseitig  verbindliche  Uebereinkommen,  wie 
es  in  jenem  Gesetze  vorliegt,  hatte  die 
Bank  sich  eine  Verminderung  der  Zinsen 
von  ihren  Forderungen  an  den  Staat  ge- 
fallen lassen,  auf  die  Rflckzablung  eiaee 
betrSchtlicheii  Teiles  ihrer  Forderung  ver- 
achtet, dies  alles,  '^eil  sie  das  fflr  das 
ganze  Reich  irirksame  ausschliessliche  Recht 
erhalten  hatte,  Noten  auszuüben.  Nun 
wurde  die  Bank  offenkundig  m  jenem  Er- 
werbe verkürzt,  auf  den  sie  nadi  dem  Q. 
V,  27.  Dezember  1862  während  der  Dauer 
ihres  Privil^ums  rechnen  konnte  und  der 
sie  veranlasst  hatte,  die  ebenerw&hnten 
Opfer  zu  bringen.  Diese  Erwerbsverkürzunff 
imblge  des  Staatsnotennmlaufes  trat  alsbald 
hervor.  Das  Eskompte-  imd  Darlehensgo- 
scb^t  vrarninderte  sich  sieht  nur  im  Jahre 
1866,  was  auf  die  KriegsereigniBse  zurück- 
gefohrt  werden  kann,  sondern  auch  im  Jahre 
1867  sank  es  bis  Ende  Juli,  obwohl  der 
ZinsfuBS  herabgesetzt  worden  war.  Für  das 
Jahr  1867  war  die  Nationalbank  zum  ersten  Mal 
seit  dem  Jahre  1819  nicht  in  der  Lage,  den 
Aktionären  eine  Tprozentige  Dividende  zu 
zahlen,  xmd  nahm  vom  Staate  die  Zuschuss- 
zahlung  in  der  Hohe  von  1  Million  Oulden 
in  Ansprach,  welche  auch  geleistet  wurde.') 
VUirend  dieser  Abnahme  des  fiskompte- 
geschAftes  söeg  der  Staatsnotennmlauf  un- 
ausgesetzt. Eb  ist  be^ifUcb,  dass  unter 
Machen  Umstfinden  die  Bankleitung,  die  von 
vornherein  die  Staats notenausgabe  als  eine 
Verletzung  ihrer  Rechte  erklfirt  hatte,  schon 
1867  Entschädigungsansprüche  erhob.  Auf 
Conen  billigen  Ausweg  aus  dieser  Situation 
deutete  der  Beschluss  der  Geneiutversamm- 
fang  vom  16.  Januar  1868  hin,  durch  wel- 
chen die  Direktion  und  der  Bankansschuss 
ermSchtigt  wurden ,  mit  dem  Ministerium 
nicht  Dor  Aber  die  Bemessung  und  Zahlung 
der  angesprocheDen  Entschädigung,  sondern 
auch  über  Aenderungen  der  Statuten  und 
des  üebereinkommens  vom  Jahre  1363  eine 
nriäufige  Vereinbarung  zu  treffen,  das 
beiaet,  man  dachte,  zum  mindesten  durch 
Statutenänderungen  die  Erträgnisse  der  Bank 
zu  steigern,  wobei  man  auf  das  Entgegen- 
kommen der  Re^erung  um  so  mehr  rech- 
nen zu  können  glaubte,  als  diese  doch  die 


schnittaziffem  des  Agio  für  1867—1873  sind 
23,95,  14,43,  21,02,  21,89,  2038,  9,27  und  8,14. 
■)  Auch  Rtr  1868  erg^b  sich  keine  7«<gig6 
Dividende.  Da  die  Begiemn^  die  geforderte 
ErgiiunngBzakiQng  nicht  leistete,  beschritt  die 
Buk  den  Prozessweg.  Der  BechtuBtreit  wurde 
durch  du  Uebereinkommen  vom  27.  Juni  1678 
durch  Yerzicht  der  Bank  beendigt. 


jährlichen  Zahlungen  der  zuschüssigen  Sum- 
men, wenn  die  Dividende  7°r'o  nicht  er- 
reichte, vermeiden  wollte.  Die  gewünschte 
Modifikation  des  Uebereinkommen  s  sollte  die 
feste  Verzinslichteit  der  80  Millionen-Schuld 
bringen. 

Als  das  Eigebnia  der  demnach  mit  der 
Regierung  eingeleiteten  Verhandlungen  sind 
m  betrachten  das  G.  v.  30.  Juni  1868,  der 
auf  Grund  desselben  erfloasene  Erlass  des 
Finanzministeriums  vom  30.  Oktober  1868 
und  das  G.  v.  13.  November  1868.  Die- 
selben verfügen  die  Verminderung  des  Aktien- 
kapitals auf  90  Millionen  Gulden,  die  Be- 
seitigung der  Widmung  von  40  Millionen 
Gulden  für  das  Hypothe^kredilgeaciiäft,  die 
Verringerung  der  in  den  Heservefonds  za 
erlegenden  Quote  von  25  auf  10"/»;  fOTner 
wurde  Ijestimmt,  dass  die  Bank  bereditigt 
Bei,  bares  Geld  gegen  Verbriefui^  mit  und 
ohne  Verzinsung  anzunehmen  und  im  Giro^ 
geschäfte  Zinsen  zu  gewähren.  Das  Dar- 
lehensgeschäft wurde  ausgedehnt,  u.  a.  auf 
Edelmetalle  und  ausdrücklich  audi  auf  un- 
garische Wertpapiere,  dazu  kamen  Elrweite- 
rungen  des  Eskompte-  und  Kommi8si(Mis- 
geschäftes  {Eskompte  auf  offenem  Markte, 
von  Wechseln  unter  100  Gulden  und  ge- 
wisser kurzfflliger  Effekten  und  Coupons). 
Die  Beediränkung  wegen  Verwendung  der 
im  Girogeschäfte  der  Bank  zugekommenen 
Beträge  entfiel.  In  die  bankmässig  zu  be- 
deckende Banknotenmenge  sind  die  gegen 
Verbriefung  oder  in  laufender  Rechnung  mit 
oder  ohne  Vcrainsung  in  der  Nationalbank 
hegenden  fremden  Gelder  und  in  die  bank' 
massige  Bedeckung  die  Wechsel  auf  aus- 
wärtige Plätze  einzul>eziehen. 

Waren  diese  Statutenänderungen  Wir- 
kungen der  Verringerung  der  Erträge  der 
Bank  infolge  der  Au^iabe  von  Staatsnoten, 
so  folgten  nach  1868  Statutenänderungezi, 
bleibende  wie  vorübergehende,  die  auf  die 
verstärkten  Ansprüche  des  kreditsuchenden 
Publikums  an  die  Bank  zurückzuführen  waren. 
Seit  1868  zeigte  sich  in  Verbindung  mit 
dem  be^nendien  volkswirtschaftlichen  Auf- 
schwünge in  Oesterreich  eine  Zunahme  ihres 
Eskomptegeschäftes,  das  sich  bis  Ende  1873 
in  unauageeetzt  steigenden  Jahresziffem  be- 
wegte. Die  Bank  war  unter  solchen  Um- 
ständen genötigt,  ihre  Mittel  zu  mobilisieren 
und  alles  vorzukehren,  um  für  einen  grossen 
Umlauf  an  Banknoten  die  statutenmässige 
metallische  Bedeckung  zu  beschaffen.  So 
sah  sie  sich  im  Jahre  1870  veranlasst,  zum 
Behufe  der  Erhöhung  ihres  Edehnetallbe- 
sitzee  Devisen  zu  begeben,  da  diese  in  die 
metallische  Bedeckung  nicht  eingerechnet 
werden  durften;  (der  Besitz  der  Bank  an 
Devisen  bewegte  sich  von  1866  bis  1870 
zwischen  den  Jahresendziffem  von  43,5 
und  30  Millionen  Gulden).     Da  diese  Be- 
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gebviiig  -wegen  des  deutsch  -  franzödschen 
Krieges  sich  sehr  schwierig  gestaltete,  rich- 
tete die  Direktion  der  Bank  das  Ansuchen 
an  die  Österreichische  Regiening,  provisorisch 
die  Einrechnung  des  Devisenbesitzes  in  den 
Metallschatz  zu  gestatten.  Diese  Gestattung 
erfolgte  durch  die  kaiserL  V.  v.  28.  Juli 
1870  für  den  Höchsthetrag  von  33  Millionen 
Gulden,  und  dabei  verblieb  es  bis  zum  11. 
Mära  1871. 

Als  im  Jahre  1871  an  die  Veräusserung 
der  Devisen  geschritten  wurde,  fand  es  die 
Bankleitung  fQr  richtig,  für  die  verkauften 
Devisen  wie  auch  für  einen  Teil  ihres  Silber- 
besitzes Gold  anzuschaffen.  Bei  dieser 
Transatlion  war  aber  die  Bankleitung  durch 
die  Bestimmung  des  §  14  der  Statuten  be- 
schränkt, dass  bloss  bis  zur  H3he  des  vierten 
Teiles  des  Metallvorrates  Gold  anstatt  des 
Silbers  zur  Befleckung  verwendet  werden 
könne.  Diese  Anordnung  war  wohl  so  aus- 
zulegen, dass  bloss  der  vierte  Teil  der  jeweilig 
Statute nmässig  erforderlichen  metailischen 
Bedeckimg  der  lunlaufendeu  Noten  in  Gold 
vorhanden  sein  dürfe,  nicht  etwa  der  vierte 
Teil  des  Metallschatzes  überhaupt ;  doch 
selbst  bei  dieser  Auslegimg  miisst«  die 
Bankloitung  alsbald  die  Grenze  für  die  zu- 
läfis^en  Golderwerbimgen  finden.  Da  sie 
nun  aber  das  grCsste  Gewicht  darauf  legte, 
einen  beträchthchen  Goldbesitz  zn  erwerben, 
wandte  sie  sich  schon  im  September  1871 
an  die  Regierung  mit  dem  Ersuchen,  die 
erwühote  Besciiränkung  im  §  14  auf  gesetz- 
lichem Wege  zu  beseitigen.  Unterstützt 
wurde  dieses  Ansuchen  durch  ein  Ein- 
schreiten mehrerer  grösserer  Wiener  Banken, 
welche  dieselt«  Beschränkung  beseitigt 
wissen  wollten,  da  sie  sie  bei  den  ziim  Be- 
hüte der  Beschaffung  von  Banknoten  er- 
wünschten Belehnungen  von  Gold  durch 
die  Bank  behinderte.  Die  Bankdirektion  be- 
gründete ihr  Ansinnen  durch  den  Hinweis, 
dass  Oesterreich  im  Jahre  1867  ans  dem 
deutsdien  Mflnzverbande  ausgetreten  sei, 
dessen  Gnindgedanke  die  Festhallung  der 
Silberwährung gewesen;im  Zoll- und  Handele 
bftndnis  der  beiden  Reichsteile  vom  24.  Dezbi 
1867  seien  die  Vorlagen  zur  Einführung  der 
Goldwährung  nach  den  Gnindsätzen  der  Pa- 
riser MUnzkonferenz  für  beide  Keichshälften 
in  Aussicht  g*«tellt  worden,  auch  haben  die 
Gesetzgebungen  die  Äusprägimg  neuer  Gold- 
münzen zu  8  und  4  fl.  (gleich  20  und  10 
Francs)  anordnet ;  die  oi-wähnte  Bcsehrän- 
kimg  sei  bis  zur  Aufnahme  der  Bai-zahlun- 
gen  bedeutungslos.  Ob  man  seinerzeit  zm 
Gold-  oder  zu  einer  gemischten  Wähning 
übergehen  weiile,  das  von  der  Bank  zu 
eruerbende  Gold  konnte  nur  znr  Erleich- 
tcning  einer  künftigen  Aufnahme  der  Bar- 
zahlungen dienen.  Im  Sinne  dieser  An- 
regimg  erfloss   das   G.  v.   18.  März  1872, 


durch  welches  die  mehrfach  erwähnte  Be- 
schränkung derZusantmcnsetzungdes  Metall- 
Schatzes  nach  g  14  der  Statuten  beseitigt  wurde. 
Diese  Statutenänderung  hat  sich  als  Ober- 
aus richtig  erwiesen.  Die  Bankleitung  hat 
im  Sinne  des  neuen  Gesetzes  ihren  Gold- 
besitz  weiter  unausgesetzt  vermehrt,  bis  im 
Jahre  1875  der  Rückgang  des  Silberpreises 
die  Bank  zur  Einstellung  der  Golderwer- 
bungen veranlasste.*) 

Der  in  Oesterreich  im  Jahre  1868  ein- 
setzende Volks  wirlschaftliche  Aufschwung 
führte  bekannüich  Anfang  Mai  1873  zu 
einer  Börsen  katastrophe ,  die  sich  zu  einer 
Volks  wir  tscha  Etlichen  Krisis  ausgestaltete. 
Die  Anforderungen  an  die  Bank  waren  un- 
ausgesetzt ^:estiegenj  imd  am  13.  Md  1873 
verfügte  sie  bei  einem  Notenumlauf  von 
329,8  Millionen  Gulden  über  eine  Reaen-e 
13,3  Millionen  Gulden.  Die  Thatsache, 
dass  die  Bank  ausser  stände  sei,  bei  Ein- 
haltung ihres  Statutes  weiteren  Kredit  selbst 
den  kreditwürdigsten  Personen  und  selbst 
auf  Grund  der  sichersten  Wei-tpapiere  zii 
geben ,  hätte  das  ohnehin  auf  das  tiefste 
erschütterte  Vertrauen  völlig  zerstört.  Cm 
dieser  Katastrophe  voi-zubeugen ,  sah  sich 
die  österreichische  Regierung  veranlasst, 
durch  eine  kaiseri.  V.  v.  13.  Mai  1873  die 
Bestimmung  des  §  14  der  Statuten  über  die 


')  Ende  1869  begass  die  Bank  116,6  MillioDen 
Gnlden  SUber,  2B4960  fl.  Oold,  10,2  UilUouen 
Gatden  Silberdeviaen  und  20.2  Millionen  Gnlden 
Golddevuen;  Ende  1870  besass  sie  66,5  Millinnen 
Gulden  Silber,  ß7.8  Millionen  Gulden  Gold  und 
11,3  Millionen  Gnld'^n  Ootddevisen.  Da  sich  im 
Besitze  der  Bank  Ende  186»  4!J  Millionen  Gulden 
au  Ssterr.  Vereins thalem,  SilberkurantmAnze 
nnd  SU  l)erile Visen  der  seit  18T1  dem  deutschen 
lieiche  angehGrigen  Staaten  befanden,  so  bätt« 
eich  ihr  Besitz  an  im  Verhältnis  von  1 :  lä'fi  in 
Guld  um  wechselbare  u  Münzen  nnd  Devisen  durch 
Zuwarten  infolge  der  rlentschen  Münzrefurm 
auf  69,ö  HilliunGu  Gulden  erhüht.  Allein  die 
Baukleitun?  konnte  doch  auch  von  vornherein 
eine  Vermehrung  ihres  Goldbesitzes  hintanhalten. 
Wenn  sie  dementgegen  ihren  Besitz  an  Oold 
und  Oolddevisen  anf  ö2  Millionen  Gulden  Ende 
187L  und  auf  74,1  Eudb  1872  brachte  also  ihre 
Golderwerbungen  dem  weit  überwiegenden  Teile 
nach  noch  vor  dem  deutschen  G.  v.  iJ  Juli  1U73 
altsuhloss  und  namentlich  die  üsterr.  Vereins- 
thaler  abirah ,  deren  Einlti.inng  durch  das 
Deutsche  Reich  doch  nicht  si<'her  war,  su  haben 
wir  es  mit  einer  zielbewnsst«u  Massnahme  der 
Bankleitung  zu  tbun.  Sie  ist  der  Initiadve 
des  damnligen  General xekretärs  der  Bank  Ritter 
V.  L  u ca m  zu  verdanken ,  der  die  Leitung 
dieses  Instituts  von  IKöH — 1878  mit  gTÜ.-st«r 
Sachkenntnis  und  Begabung  und  unbengsjiner 
Festigkeit  fahrte.  S  v.  Hecenseffy  ..Bericht 
über  den  Goldt^esitz  der  Österreichisch-ungari- 
schen Bank-'  Wien  1897,  8  6ff  und  .,Die  Agio- 
leserve  der  fisterreichifich-nngariBcben  Bank'' 
Wien  18518,  S.  99  ff.  und  12  ff. 
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metallieclie  Bedeckung  der  Noten  aufzu- 
beben. Diese  b^serllclie  Verordnung  wurde 
am  11.  Oktober  1874  ausser  Kraft  gesetzt, 
nachdem  ia  der  Z wischen zoit  wiederholt 
UeberschreitiiQgeu  der  statu  tenmfisBigon  me- 
tallischen Bedeckung  vorgekonimeu  sind. 

In  den  folgenden  Jahren  des  Volkswirte 
Schaft  liehen  Niedei^ngca  sank  das  Es- 
komptegesehäft  der  Bank  und  zwar  auf 
117,1  Millionen  Guldeu  Ende  1875  g«en 
181,7  iüllionen  Giddeu  Ende  1875.  Die  Er- 
trägnisse der  Bank  waren  mit  der  steigen- 
den loaiiEpruchualunö  von  186d  bis  1873 
unausgesetzt  gestiegen  bis  auf  11,17  **/(>  des 
Aktienkapitals,  um  dann  auf  8,33  ''!a  für  das 
Jahr  1875  zu  sinken.*) 

Es  war  in  der  vorstehenden  Darstellung 
der  Bankangelegenheiten  von  1866  an  von 
der  Regelung  des  österreichischen  Geldwesens 
nicht  die  Rede;  fanden  die  hierauf  ge- 
richteten, früherhin  so  eifrigen  Bemühungen 
der  Regierung  in  dieser  Zeit  keine  Fort:- 
aetzungV  Die  L^islativeu  waren  mit  Ge- 
setzentwflrfen  aber  diese  Sache  nicht  be- 
scJiäftigt,  obwohl,  wie  wir  sahen,  der 
Cebei^ng  ztur  Goldwähnmg  von  den  Regie- 
ruagen  geplant  wnrde.  Vom  Standpunkte  der 
dainals  gesetzlich  ^Itenden  Süberwähnmg 
ausgebend,  war  die  Regelung  des  öster- 
reichischen Geldwesens  eine  allein  staats- 
Gnanzielle  Fi'age,  sie  setzte  die  Einziehung 
der  Staalsnoten  durch  Silbergeld  voraus,  da 
die  Bank  zur  Aufnahme  der  Einlösung  ihrer 
Noten  jederzeit  bereit  war.  Zunächst  mochten 
die  ungünstigen  Finanzen  beider  Staaten  die 
Regierungen  abgehalten  haben,  die  Kosten 
der  Ordnung  des  Geldwesens  oder  eiiier 
'Währungsänderuug  zu  flbernehmen;  in  den 
siebziger  (wie  au(£  in  den  achtziger)  Jahren 
war  überdies,  da  die  ünthunlichkeit  des 
Beibehaltens  der  Silberwährung  klar  ge- 
worden, die  nicht  leichte  Wahl  des  künfti- 
gen Währungsmetall  es  zu  treffen.  Es  währte 
bis  1892,  ehe  die  Gesetzgebungen  den 
üebergang  zur  Goldwährung  beschlossen. 

7.  Die  Bexiehnngen  der  Bank  zu 
UBgarn  1867—1878,  die  Uuiwandlnng 
der  Xationalbank  ia  die  öateireichigch- 
nagarisc^e  Bank.  Im  Jahre  1867  wurde 
der  sogenannte  Ausgleich  zwischen  Oester- 
reieh  und  den  I,ändem  der  ungarischen 
Krone  abgeschlossen.  Durch  dieses  Gosetz- 
gebongswerk  wurden  die  legislativen  Konipe- 
tenzeo,  wie  sie  im  Patent  vom  26.  Februar 
1861   festgesetzt  worden  waren,   gründlich 


■]  S.  die  ErSrtemn?  der  GeschSftafDhmng 
der  Bank  in  dem  volkswirtschaftlich  Bo  bemer- 
kennwertea  AbBchnitte  18G8-1874  bei  R.  v. 
L  n  c  a  m ,  „Die  öaterreichiache  Nationalbank 
während  der  Bauer  des  dritten  Privileginms'' 
Wien  1876. 


verÄndcrt.  Da  nach  der  neuen  Ordnung  daa 
Münz  Wesen  imd  der  Geldfuss  von  den  Legis- 
lativen der  beiden  Reichateilc  von  Zeit  zu  Zeit 
nach  gleichen  Grundsätzen  zu  regeln  war, 
wurde  in  den  Ausgleichsgesetzen  bestimmt, 
dass  die  östeiTeiehische  Währung  bis  zu  ihrer 
gesetzlichen  Aeuderung  die  gemeinsame  Lan- 
deswährung bleiben  solle.  Die  in  Staalsnoteu 
bestehende  Schuld  wurde  als  eine  gemein- 
same unter  die  soliiUrische  Garantie  der 
beiden  Reichsteile  gestellt.  Das  Zettelbank- 
wesen  ^hörte  nicht  zu  den  in  beiden 
Reichstellen  nach  gleichen  Gnmdsätzen  zu 
regelnden  Angelogenlieiten ,  und  die  Aus- 
gleich^esetze  erwähnen  weder  die  neben 
dcQ  Slaatsnoten  mit  gleichen  Umlaufsbegüiis- 
tigungen  cirkulierendcn  Banknoten  noch 
das  für  das  ganze  Reich  bis  Ende  1876 
erteilte  Privilegiitm  der  Bank  noch  die  Be- 
teiligung I'ngarns  an  der  80  Millionen  Giüden- 
Schidd  und  an  den  eventuellen  jährlichen 
ZiiEchflseen  bis  zur  Hohe  von  1  Million 
Gulden.  Ein  Abkommen  war  aber  unerläss- 
lich,  und  wirklich  bildete  die  Bank  den 
Gegenstand  von  Abmachungen  der  Öster- 
reichischen und  ungarischen  Regierung  aus 
Anlass  des  Abschlusses  des  Ausgleichs, 
wie  sich  später  herausstellte.  In  einem 
Ueberein  kommen  der  Ministerien  beider 
Reichsteile  vom  12.  September  1867  über- 
nahm das  ungarische  Ministerium  die  Ver- 
bindlichkeit, solange  als  im  gemeinschaft- 
lichen Einverständnis  nicht  neue  gesetzliche 
Bestimmungen  über  das  Bank-  und  das 
Zettelwesen  der  Monarchie  getroften  werden, 
in  Ungarn  eine  Zettelbank  nicht  zuzulassen, 
den  Banknoten  in  Ungarn  den  Zwangskurs 
und  die  Annahme  bei  allen  Staatskassen 
wie  bisher  zuzugestehen,  wobei  die  aus- 
drückliche Bedingung  gestellt  wurde,  da.«s 
die  Nationalbank  verpflichtet  wirtl,  die  von 
der  ungarischen  Regiening  filr  nötig  er- 
achteten Filialen  zu  errichten,  dieselben  ent- 
sprechend zu  dotieren  und  auf  Effekten  der 
beiden  ReichshlÜften  sowie  auch  auf  andere 
solide,  an  der  Börse  notierte  Wertpapiere 
Darlehen  zu  leisten.  Von  dieser  VereinWmng 
wurde  die  Bank  zunächst  nicht  verständigt, 
sie  erhielt  erst  Anfang  1870  schriftliche 
Mitte Lung  über  den  Inhalt  dei-selben. 

Diese  Abmachung  fShrto  zu  einer  sich 
immer  mehr  steigernden  Komplikation  der 
Bankfrage.  Zunächst  erklärte  <lie  ungarische 
Regierung,  dass  sie  den  ungarischen  Reichs- 
tag nicht  mit  jenen  Abänderungen  beschäf- 
tigen werde,  die  an  den  vom  Österreichischen 
Reichsrate  1862  beschlossenen  Statuten  der 
Bank  vorgenommen  werden  sollten;  in  der 
That  liat  sie  die  ungarische  Legislative  an- 
läs.slieh  der  oben  erwähnten  Modifikationen 
der  Bankstatuten  von  1868—1872  nicht  zur 
Beschlussfassung  herangezogen ;  es  wurde  je- 
doch die  Zustimmung  des  ungaiischen  Finanz- 
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ministersvor  derEinbring^uüg  der  bezüglichen 

Gesetzentwürfe  im  österreichischen  Parla- 
mente und  auch  vor  Erlassuug'  der  er- 
wähnten kalBerliclien  V,  v.  13.  Mai  1873 
eingeholt.  Später  madito  die  ungarische 
Begierung  geltend ,  die  Abmachung  vom 
12.  September  18C7  sei  als  eine  bedingte, 
für  Ungarn  bloss  bei  Erfüllung  der  Be- 
dingungen durch  die  Bank  wirksam ,  wo- 
gegen, diese  auf  dem  Kechtsstandpunkte  ver- 
harrte, jene  oline  ihr  Wissen  getroffene  Ver- 
eiubamiig  könne  ihre  gesetz-  und  verirags- 
mässig  enn'orbenen  Rechte  weder  ändern 
noch  schmälern.  Hierauf  wurde  seitens  der 
ungarischen  Regierung  ausgesprochen,  Un- 
gara  sei  (schon  seit  Ende  18ö9)  an  jene 
Abmachung,  weil  die  Nationalbank  die  darin 
enthalteuen  Bedingungen  nicht  als  bindend 
anerkannt  habe,  auch  nicht  mehr  gebunden. 
Trotz  dieserBestreitung  des  unausgesetzt  aus- 
geübten Privilegiums  der  Bank  in  Ungarn 
wurde  die  Bankdirektion  immer  wieder  von 
der  ungarischen  Regierung  autgefordert,  die 
Dotation  der  ungarisolien  filialeu  zu  erhöhen. 
Bezüglich  der  80  Millionen-  imd  der  even- 
tuellen Ein-MilUonenschuld  bestritt  die  unga- 
lische  Regiening  die  Verpflichtung  Ungarns 
zu  einem  Beitrage.  Auf  die  Details  der  bis 
Aufwig  1872  sich  hinziehenden  Behandlung 
dieser  Streitfragen  kann  hier  nicht  einge- 
gangen werden.  Schliesslich  sah  sich  die 
ungarische  Regienmg  veranlasst,  im  März 
1872  schrifthche  Verhandlungen  mit  der 
Bankdircktioa  wegen  Oi'dnung  der  Bank- 
frage einzuleiten,  und  nachdem  die  Direktion 
den  Autrag  abgelehnt  hatte,  dass  das  Baok- 
privilegium  in  Ungarn  bis  Ende  1876  an- 
erkannt werden  sollte,  wenn  die  Dotation 
üngai-ns  auf  eine  hohe  Ziffer  äxiert  und 
eine  mit  ^ssen  Kompetenzen  ausgestattet« 
Direktion  in  Budapest  errichtet  werden  würde, 
einigte  man  sich  dahin,  das.':  zwischen  beiden 
Regierungen  und  der  Bankleitung  Verhand- 
liuigen  über  eine  endgültige  Ordnung  der 
Bfmkfrage  zu  eifjffnen  seien.  Die  Bank  be- 
willigte gleichzeitig  infolge  wiederholter  Auf- 
forderungen seitens  des  ungarischen  und  einer 
Aufforderung  des  Österreichischen  Finanz- 
ministeis  entsprechend  eine  starke  Erhöhuug 
der  Dotation  der  ungarischen  Filialen,  die 
im  Zuge  des  Streites  über  den  Bechtsbestaud 
des  Bankprivüegiums  in  Ungarn  zurück- 
geblieben war. 

Die  beiden  Regienmgen  gelangten  erst 
im  Mal  1876  zueinerprincipiellen  Einigung 
über  die  Lösimg  der  Kuibfrage.^)  Bei  Wah- 
rung des  Rechts  jeder  Reichshälft« ,  selb- 


difipen  un^itchen  Notenbank  durch  aiuländi- 
si^ea  Kapital  und  auch  durch  die  Nationalbauk 
berbeizniBbren  gesucht. 


ständige  Koteubauken  zu  en-ichteu,  soUte  für 
die  nächsten  10  Jahre  unter  der  princ^ielleD 
Anerkennung  der  Notwendigkeit  der  Einheit 
der  Note  in  beiden  Ländei-gebieten  zur  aus- 
schliesslichen Ausgabe  von  Bauknoten  von 
den  beiden  Regierungen  nm-  eine  Bank- 
gesellschaft mit  zwei  gleichberechtigten  in 
Wien  und  Budapest  zu  errichtenden  Bank- 
anstalten imd  mit  einem  paritStiBch  zu- 
sammengesetzten Centi-alorgan  ermächtigt 
werden,  dessen  Attribute  auf  jene  Agenden 
beschrankt  werden,  die  aus  der  Einheit 
der  Note  und  der  Verwaltung  des  Bankver- 
mögens mit  Notwendigkeit  folgen.  Von  der 
statutenmässig  emittiei'ten  Notenmenge  wären 
70  "/o  der  Bankanstalt  in  Wien,  30  dei-  Bank- 
anstalt in  Budapest  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Die  Rep:ierungen  gingen  nun  daran,  nach 
diesen  änmdsätzen  Statuten  der  Bank  aus- 
zuarbeiten, und  übei-gaben  ihr  im  Ofctobei' 
187G  das  Elaborat  zm'  Äeusserung;  die 
Bankdirektion  lehnte  indessen  durdi  ein- 
stimmigen Beschluss  im  November  1876  das 
entworfene  Statut  ab,  das,  ^vie  hier  nicht 
dargestellt  werden  kann,  die  Idee  der  Pari- 
tät beider  Reichshälften  bezüglich  der  Bank- 
verwaltung in  höchst  ungeeigneter  Weise 
verwirklichen  wollte.  Es  folgten  hierauf 
Beratungen  der  Kegierungeu  und  der  Bank- 
leitung  über  einen  vom  (feneralsefcretär  der 
Bank  R.  v.  Lucam  ausgearbeiteten  Statuten- 
entwurf. Schliesslich  Icam  nach  langen  Be- 
ratungen und  nach  einer  Sliiüster&ise  in 
Ungarn  (wegen  der  paritätischen  Znsammen- 
setzung des  Generalrates  der  Bank)  durch 
übereinstimmende  Beschlüsse  der  Legislativen 
beider  Beichsteile  das  G.  v.  27.  Juni  1878 
(ungarischer  XXV.  Gesetzai-tikel  vom  Jahre 
187S)  zu  Stande,  wonach  unter  Verzicht  für 
die  Dauer  der  nächsten  zehn  Jahre  auf  daa 
beiden  Teilen  der  51onarchie  zustehende 
Recht,  selbständige  Zettelbanken  zu  er- 
richten, die  österreicliiscli-uu^iarische  Bank 
geschaffen  und  ihr  für  die  Zeit  vom  I.Juli 
1878  bis  Endo  1887    das  dem  Gesetze  an- 

Chlossene  Statiit  verliehen  wiirde.  In 
Miidung  mit  dem  neuen  Statut  fand  eine 
Ordnung  der  80  MiUionen  Guldeu-Sohold 
und  der  Dotation  der  ungarischen  Bank- 
plätze statt. 

Nach  dem  Statute  wird  die  Nationalbaok 
in  die  „Oesterreichisch-nngBriBche  Bank"  nm- 
sewandelt.  An  der  Spitze  des  Institates  steht 
der  Oeneralrat.  DemselbeD  gehören  an  der 
vom  Kaiser  auf  gemeinschaftlichen  Vorschla|f 
beider  Finanzminister  emaiinte  Gouverneur,  ein 
Osterreichigcher  VioegouTenienr,  der  Ssterreichi- 
Bcher  Staatsbürger,  ein  ungarischer  Gouverneur, 
der  nngariBcher  StoatsbürKer  eein  muM,  beide 
vom  Kaiser  ernannt  Dach  Temavorv^hllg^n  der 
Generalnraammlnnf.  Die  übrigen  12  QenenU- 
räte  werden  von  der  QeneraJversamiulung  ga- 
wBblt,  und  zwar  je  2  bus  den  von  den  Dirak- 
tionen  in  Wien  und  Budapeat  vorgeschlagennt 
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Kandidaten,  die  Übrigen  8  nnmittelbar  ans  Mit- 
gliedern der  Generalverraminlung.  Die  Oeneral- 
rite  sind  vom  Kaiser  zu  bestätigen.  Die  Koni' 
petenc  des  GeneraSratea  n-arde  wie  folgt  fest^ 
gesetzt:  Der  Geaeralrat  vertritt  die  Bank  nach 
anssen,  leitet  und  überwacht  die  Verwaltnng 
des  VermSgens  nnd  den  e'e«amten  Geachüftsbe- 
trieb  der  Banli,  beatimmt  die  jedem  einzelnen 
0«ecli8ftazweig  zuzuwendenden  Geldmittel,  setzt 
die  Gescbttfubedingangen  fest,  ferner  die  eJlge- 
meiiien  Ornndsätze  tül  die  Geschäfts fUhmng, 
eilSsst  die  jeweiligen  notwendigen  besonderen 
Weisongen,  überwacht  nnd  üchert  deren  Be- 
folgung und  entscheidet  Über  die  Errichtung 
Ton  Fialen.  In  Wien  nnd  Bndapeat  besteht 
je  eine  Direktion.  Jede  derselben  hat  8  Hit- 
elieder  [Staatsangehörige  der  betreffenden  Reich  s- 
fiiUfte}.  Ded  Vorsitz  führt  der  betreffende  Vice- 
gonTemeor.  Je  2  Direktoren  sind  auf  Vor- 
schlag der  Direktion  von  der  General  Versamm- 
lung erwählte  GeneralrSte ,  die  tibrigen  sechs 
werden  vom  Generalrate  gewählt;  die  Agenden 
der  TMrektiooen  sind :  Verteilung  der  Dotation 
anf  die  BankplStze  des  betreffenden  Beichsteiles, 
Bemessung  des  individuellen  Kredits  nnd  Er- 
nennung von  Censoren,  vorbehaltlich  des  Veto 
deg  Generalrates,  Die  Oberleitung  sämtlicher 
Geschäftszweige  führt  der  Generalsekretär.  Die 
Parität  beider  Beichsh&lften  tritt  in  mannig- 
bcben  Bestimmungen  des  uenen  Statuts  hervor, 
so  in  jenen  betretend  die  Bankürma  und  den 
Text  der  Noten.  Selbstverständlich  sind  Aende- 
mn^n  der  Statuten  nur  bei  Zustimmung  beider 
Legislativen  möglich.  Die  den  Banknoten  er- 
teilten AunahmebegüDBtignngen  gelten  für  das 
ganee  Reich.  An  dem  vor  dem  1.  Juli  18Tä  gel- 
tenden Statut  wurde  femer  folgendes  geändert : 
Znr  bankmässigen  Bedeckung  dürfen  ausser  ev 
humptierten  Wechseln  nnd  Enektcn,  beüehenem 
£delmetatl  und  Wertpapieren  sowie  üevuien 
noch  dienen  gewisse  eingelüste  verfallene  Effek- 
ten ani  Coupons.  Die  Steatsnoten  waren  in  die 
lisnkmSflsige  Bedeckung  einzubeziehen ;  die 
üeberufthme  von  Geld  gegen  Verbriefnng  durfte 
nnr  unverzinslich  al;attfinden,  die  Bank  dnrfte 
Wertpapiere  anch  zur  Verwaltnng  übernehmen. 
Durch  tranaitoriHche  Bestimmungen  wurde  an- 
geordnet, dasB  die  Ausschliesslichkeit  der  den 
Banknoten  eingeräumten  Ann  ahm  ebegUnstig  äu- 
gen durch  die  Staatsnoteu  beschränkt  sei  und 
dass  bis  zur  Aufhebung  des  Zwangsknrses  der 
Staatenoten  in  beiden  Reichsteilen  die  Einlüsnng 
der  Bauknoten  suspendiert  werde.  Ken  war 
die  Beteiligung  der  beiden  Reichshälften  am 
Gewinn  der  Bank,  Dieselbe  ist  mit  der  Ord- 
nung der  80  Hillionen  Onlden-Schuld  in  Ver- 
bindung zu  bringea.  In  dieser  Beziehung 
wurde  durch  ein  zweites  ß.  \.  27,  Juni  1B78 
bestimmt,  dass  zur  Tilgung  jenes  Teils  dieser 
Staatsschuld,  welcher  nach  Ablauf  des  Privi- 
legiums der  Bank  noch  ungetilgt  fortbesteht, 
die  Länder  der  ungarischen  Krone  in  der 
Weise  beitragen,  dass  dieselben  einen  Betrag 
in  der  Höhe  von  30%  des  noch  nicht  getilgten 
Bestes  in  50  gleichen  unverainslicheu  Jabres- 
nten  an  die  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reiche nnd  Länder  entrichten.  Die  Schuld  ist 
demnach    eine   CsterTeichische.     Während    der 


g«winn    der   Bank    allmählich   in    verfingen 


Der  Anteil  der  Staaten  ergiebt  sich  durch  fol- 
gende Rechnung.  Vom  Gesamtjahreserträgnis 
der  Geschäfte  nnd  des  VennGgcns  der  Bank 
gebühren  den  Aktionären  nach  Abzug  aller 
Auslugen  zunächst  ^"0  des  eingezahlten  Aktien- 
kapitels; hierauf  werden  vom  Reste  10"  0  in 
den  Reservefonds  hinterlegt  und  von  dem,  was 
verbleibt,  die  Dividende  auf  7%  des  einge- 
zahlten Aktienkapitals  ergänzt.  Von  dem  so- 
nach erübrigenden  Teil  des  Gewinnes  ist  die 
eine  Hälfte  der  für  die  Aktionäre  entfallenden 
Dividende  zuzurechnen,  die  andere  Hälfte  fällt 
den  beiden  Staatsverwaltungen  zu  und  zwar  in 
der  Weise,  dass  ?0",o  der  üsterreichischea  nnd 
30'/,  der  ungarischen  Staatsverwsltung  zu  gute 
kommen.  Das  Darlehen  von  80  Millionen  Gul- 
den wurde  für  die  Dauer  des  neuen  Privi- 
teginms  unverzinslich  dem  Staate  weiter  be- 
lassen. Endlich  wurde  durch  ein  L-ebereio- 
kommen  mit  beiden  Finanzministerien  vom  29. 
Juni  1878  die  Dotation  der  angarischen  Bank- 
plätze für  das  Etikonipte-  und  Darlehnsgesehäft 
auf  50  Millionen  Gulden  festgesetzt,  deren 
Ueberschreitung  selbstverständlich  zulässig  war. 
Xacb  wurden  Bestimmungen  wegen  neu  zu  er- 
richtender Filialen  getroffen. 

Bei  lion  äiisserst  langwieri^n  Beratungen, 
(leren  Äbwchluas  <las  PrivUe^uin  der  Tstei'- 
reichiseh-ungari sehen  Bank  vom  27.  Juni  187S 
bildete ,  war,  wie  gezeigt,  nicht  die  Lösiuig 
banktechnischer  Fragen,  sondern  die  An- 
passung der  Kankorganisation  an  die  im 
Jahru  ISüT  geschaffenen  staatsrechtlichen 
Verhältnisse  die  L'rsache  aller  Schwierig- 
keiten. Die  beidoi\  Regiemngen  hatten  be- 
reits im  Jahre  1876  die  GnindsÄtze  der 
Gleichberechtigung  beider  Heichsteile  be- 
r.flglich  der  gemeinsamen  Bank  und  die 
paritätische  Zu sanimen Setzung  des  Ceutial- 
Organs  derselben  als  tilr  die  künftige  Or- 
ganisation der  Bank  massgebend  festgelegt, 
allein  von  der  Bank  waren  die  demn&ch  aue- 
gearbeiteten  Statuten  als  mit  einer  richtigen 
Leitung  des  Instituts  unvereinbar  abgelehnt 
worden.  Wie  haben  nun  die  1878er  Gesetze 
die  Gleichberechtigimg  beider  Keichsteile 
und  die  Paritat  verwirklicht?  5Ian  brachte 
sie  in  der  Hauptsache  ziu-  Geltung,  indem  mau 
gesetzlich  den  gleichen  Einfliias  jeder  der 
beiden  Regiei-ungeii  auf  die  Bank,  die  gleiche 
Ziisammensetzung  der  beiden  dem  Central- 
organe  untergeordneten  mit  ^leiclien  Kompe- 
tenzen ausgestatteten  Direktionen  feststellte 
und  Bestimmungen  traf,  um  die  gleich- 
massige  BerQcksichtiguDg  des  Kreditbedarfs 
der  Bewohner  beider  Heichsteile  zu  be- 
wirken. Beim  Generalrate,  der,  wie  sein 
Wirkungskreis  festgesetzt  worden  wai',  die 
Bankverwaltwng  beherrschte,  war  für  die 
paritätische  Ziisammensetining  nicht  toi^- 
Borgt.  Dem  Generalrate  mussten  mindest«na 
zwei  östcri-eichische  und  zwei  ungarische 
Staatebürger  angehören ,  aber  die  übrigen 
acht  konnten  die  Mitglieder  der  General- 
versammlung aus  ihrer  )ütte  wählen,  ohne 
ROcksicht    auf    ihi-e    östeiTeichische    oder 
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iincarische  Staatsbürgerschaft.  Es  war  aber 
WEinrschemlidi ,  daes  diese  Wahl  auf  öster- 
reichische Staatsbürger  faUen,  dasa  also  die 
ßsterreichiscbeStaatsbÜrgerachaft  im  General- 
rate die  Majorität  haben  ivüiile.  So  ist  es 
auch  gekommen,  uud  soweit  gab  es  keine 
Parität.  Diese  geistreiche  Lösung  der 
Schwierigkeit,  weldie  den  Aktionären  der 
Bank  scbliessHch  die  Entscheidung  über  die 
Zusammensetzung  des  Generalrats  beliess, 
hat  sicli,  wiewohl  die  Repemngen  durch 
die  Bank  Verwaltung  derart  von  ihrem 
früheren  Standp\mkte  in  Bezug  auf  Gleicii- 
berechtigiing  und  Parität  abgedrSngt  worden 
waren,  in  der  Praxis  vollkommen  bewährt; 
das  demnach  errichtete  Staliit  besteht  länger 
als  20  Jahre  auch  zur  Zufriedenheil  der  in 
diesen  Fragen  äusserst  empfindlichen  Ungarn. 
8.  Das  zweite  Privilegium  der  öBter- 
reichisch-nngarischen  Bank  1887.  Aus 
der  Zeit,  die  dem  ersten  Privilegiimi  der 
österreichisch-ungarischen  Bank  folgte,  ist 
zunächst  hervorzuheben  die  starke  Ver- 
inehi-ung  des  SUberbesitzes  der  Bank,  der 
von  70  Millionen  Gulden  Ende  1877  fast 
stetig  ansteigend  Ende  1887  die  Ziffer  von 
145,1  Millionen  Gulden  erreichte  und  auch 
uadiher  noch  weiter  stieg.  Die  Erklärung 
dieser  Erscheinung  liegt  in  folgendem:  Mit 
dem  Sinken  des  Silberpreises  seit  1873  sank 
auch  das  Agio  der  Silbergulden^),  und  die 
Arbitrageure  importierten  schon  seit  1877 
Silber  nach  Oesterreich-Ungarn ,  um  es  da 
ausprägen  zu  lassen,  eine  Einfuhr,  die  na- 
mentlidi  in  den  Jahren  1878  und  1879  sehr 
hohe  Ziffern  erreichte.  Die  Bank  warstatuten- 
mäesig  verpflichtet ,  Silberbarren  mit  45 
Giilden  Banknoten  für  das  Mflnzpfund  feinen 
Silbers  jederzeit  einzulösen,  sie  hatte  das 
Becht,  eine  Provision  und  die  Prägiings- 
kosten  in  Alraug  zu  bringen.  Schou  im  Jtüi 
1876  hatte  die  Bankleitung  aus  Anlass  einer 
vorkommenden  Offerte  wegen  Einlösung  von 
Silberbarren  diese,  unter  Hinweis  darauf, 
dass  das  Münzamt  in  Wien  zur  Zeit  nicht 
in  der  Lage  sei,  die  Ausprägung  vorzu- 
nehmen, abgelehnt  und  blieb  ständig  bei 
dieser  Praxis.  Im  Statute  vom  Jahre  1878 
wurde  diese  Einlilsungsveroflichtung  bezüg- 
lich der  Silberbarren  an  uie  Voraussetzung 
geknüpft,  dass  sie  nur  dann  statthabe,  wenn 
die  Ausprägung  von  Silbergulden  nicht  ein- 
gestellt ist.  Diese  wurde  aber  erst  im  März 
des  Jahres  1879  eingestellt,  es  mussten  je- 
doch die  zu  diesem  Zeitpunkte  Übernom- 
menen nicht  effektuierten  SUberprägtmgen 
für    PriTatrechnung   durchgeführt  werden. 

')  £b  betrug  im  Jahresdurchsclinitt  von 
1874—1878  5,25,  3,40,  4,60,  9.36,  3,15  und  ver- 
schwand Ende  1878.  Eine  gleiche  Bewegung 
der  in.  Ggteneichiachem  Papiergeld  anagedrilck- 
ten  Goldkorse  trat  begreiflicherweise  nicht  ein. 


Da  auch  nach  Einstellung  der  Silberpiägang 
für  Private  die  beiden  Staaten  SUter  aus- 
prägten, vermehrte  sich  der  Bestand  aa 
Silbergulden  imausgesotzt  von  Jahr  zu  Jahr, 
und  sie  strömten  in  die  Bank,  weil  der 
Verkehr  damals  die  Siltiergulden  ablehnte. 
Die  Bank  selbst  war  bemüht,  bei  günstigen 
Konjunkturen  Silber  zu  verkaufen.  Allein 
der  ZuQtiss  an  Süber  war  grosser  als  der 
Abfluss.  Zweifellos  wäre  es  richtig  gewe- 
sen, wenn  die  österreichische  Regierimg  im 
Jahre  1876  einer  Anregung  des  damaligen 
Generalsekretärs  der  Bank  Folge  geleistet 
und  die  EinlCsungE Verpflichtung  bezüglich 
der  Silberbarren  bis  zur  Wiederaufnahme  der 
Barzahlungen  überliaupt  suspendiert  liätte. ') 
Während  der  Dauer  des  ersten  Pri\'i- 
legiums  der  österreichisch -ungaiischen  Bank 
machte  man  die  Beobachtung,  dass  das  der 
Bank  nach  den  gegebenen  Verhältnissen  zur 
Notenausgabe  allein  verfügbare  Kontingent 
von  200  Millionen  Gulden  nicht  ausreichte, 
indem  wiederholt  die  Notenreserve  auf  ein 
Minimum  herabsank,  ja  zeitweilig  die  Noten- 
ausgabe nur  so  stattfinden  konnte,  dass  man 
vom  Ea])ital  des  Reservefonds  zufällig  nicht 
fruchtbringend  angelegte  Beträge  im  Kredit- 
geschäfte der  Bank  verwendete.  Das  Es- 
komptegescliäft  der  Bank  zeigte  von  1880 
bis  1884  eine  starke  Steigerung;  die  neu 
errichteten  Filialen  und  Banknebenstellen 
führten  zu  einer  Erweiterung  des  Geschäftes, 
und  unter  solchen  umständen  konnte  die 
Bank  wegen  ihres  gegebenen  Notenausgabe- 
reehts  den  Anforderungen  kaum  genügen. 
Die  Bankleitung  regte  demgemäss  an,  die 
Bestimmungen  über  die  metallische  Be- 
deckung der  Banknoten  vom  Jahre  1878 
abzuändern  und  das  System  zu  acceptieren, 
welches  bei  der  deutschen  Reichsbank  ^t, 
Sie  proponierte  femer,  dass  die  im  Besitze 
der  Bank  befindlichen  Staatsnoteo  vom  Bank- 
notenumlaufe  in  Abzug  gebracht  werden 
sollen.  Als  bei  Herannäien  des  Endtermins 
des  1878er  Privilegiums  eine  neue  Ordnung 
des  Notenbankwesens  zu  treffen  war,  be- 
stand zwischen  beiden  Regierungen  üeber- 
eiostimmung  darüber,  dass  das  Privil^ 
der  öeterreichisch-imgarischen  Bank  zu  veiy 
längern  sei,  bei  Aufroch terhaltung  ihrer 
Oi^nisation,  die  also  den  ungarischen  Aii- 
sprOcheu  genügte.  Der  Motivenbericht  zur 
ungarisclien  Hegienrng^vorlage  über  die  Ver- 
längerung des  BaukprivUeginmB  konstatiert 
Bü^ar  die  allgemeine  Ueberzeugungin  Ungarn, 
dass  die  Bank  den  Erwartungen  in  Tollem 
Masse  entsprochen  und  duich  Ihre  Ober 
die  übernommenen  Pflichten  hinansgehende 


')  S.  C.  Menger,  Bei  tröge  zur  Wähnings- 
frage  in  Oeaterreich-Ungam,  Jens  1892,  niid  die 
Scbrift;  -Die  Agioieserve  der  üet.-nng.  BMk", 
S.  Ö5if.  -6  . 
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Praxis  Anerkennung  und  Dank  zu  erringen 
verstanden  habe.  Unter  solchen  Umständen 
war  hauptsächlich  der  banktechnische  Teil 
des  Statuts  Oegengtand  der  Beratung;  die 
B^erungeu  unterbreiteten  denn  auch  den 
Le^lativea  Vorl^^n,  durch  welche  die 
Verlängerung  des  1878  er  Privilegiums  bis 
Ende  1897  mit  hauptsächlich  banktechnischen 
Veränderungen  bezweckt  wut^e,  und  so  kam 
^  zn  dem  G.  v.  21.  Mai  1887  (iingar.  G.A. 
XXVI  aus  1887).  Die  wichtigste  Aendening 
betraf  die  Notendeckung.  Nach  der  neuen 
Ordnung  'war  der  gesamte  Betrag  der  um- 
laufenden Banknoten  mindestens  mit  -/j 
durch  Silber  oder  Gold,  der  Rest  zuzflglich 
der  sofort  zur  Rückzahlung  fälligen,  gegen 
Verbriefung  oder  in  laufender  Rechnung 
fibemommenen  fremden  Gelder  bankmässig 
zu  bedecken.  Wenn  der  Umlauf  der  Bank- 
noten den  Barvorrat  um  mehr  als  200  Mil- 
lionen Gulden  übersteigt,  so  hat  die  Bank 
Tom  üeberschusse  eine  Steuer  von  jährlich 
ö^/o  an  die  beiden  StaatsverAaltnngen  <md 
zwar  in  der  Weise  zu  entrichten,  dass  70% 
der  ÖBterreichischen  und  30%  der  ungari- 
Bchen  Staatsverwaltung  zukommen.  Die  neue 
Steuer  ist,  mit  der  Gewinnbeteiligung  der 
Staatsverwaltungen,  zur  Tilgung  derSOMil!.- 
Schuld  zu  verwenden.  Ferner  wurde,  solange 
der  Zwangskurs  der  Staatsnoten  in  beiden 
Teilen  des  ReicJis  nicht  aufgehoben  ist, 
der  Bank  gestattet,  ihren  Besitz  an  Wech- 
Beln  auf  answärtige  Plätze,  soweit  dieselben 
in  effektiver  Metallwährung  zahlbar  sind, 
bis  zum  Höchstbetrage  von  30  Millionen 
Oulden  in  den  Bestand  ihres  Barvorrats  ein- 
zurechnen. Diese  Bestimmung  hatte  den 
Zweck,  die  Verwertung  des  wie  erwähnt 
sehr  angewachsenen  Metallvoirats  zu  ermög- 
lichen und  den  gesunkenen  Ertrag  derBank- 
untemehmung  zu  heben.  Auch  mit  dieser 
Statatenänderung  hatte  man  einer  Anregung 
der  Bankleitung  i'olge  gegeben.  Der  Wunsch 
der  Bank  wegen  des  Abzuges  ihres  Staats- 
notenbesitzes  vom  Banknotennmlaufe  wurde 
erfüllt.  Die  Abmachnngen  über  die  Tilgung 
der  ehemaligen  80  Millionen  Gidden-Sdiuld 
nnd  Qber  die  Dotation  der  ungarischen  Bank- 
rdatze  wurden  auf  die  Dauer  des  neuen 
Privilegiums  verlängert  Um  eine  raschere 
Beendigung  der  Beratungen  über  die  Ver- 
längerung des  Bankprivdegiums  im  Aus- 
schüsse des  Ssterreicbischen  Abgeordneten- 
hauses zu  erzielen,  sah  sich  die  Bank  ver- 
anlaset, ihre  Bereitwilligkeit  zu  erklären, 
eine  Anzahl  von  Filialen  neu  zu  errichten; 
de  aktivierte  ausserdem  in  rascher  Folge  an 
mehreren  Orten  mit  grösserem  Gesehäfts- 
Tcrkehr  BauknebensteÖen,  endlich  traf  sie 
Veranstaltungen,  um  den  nicht  in  dentscher 
Sprache  an  die  Bank  herantretenden  Sun- 
den in  dieser  Beziehung  den  Verkehr  zu  er- 
leichtem.   Es  kann  hier  noch  erwähnt  wer- 


den, dass  im  Sinne  des  G.  v,  21.  Mai  1887, 
vom  1.  Januar  1888  angefangen,  das  Privi- 
legium der  Bank  auch  auf  Bosnien  und  die 
Herzegowina  ausgedehnt  wui'de.  ^) 

Im  Zeiträume  der  Geltung  lies  zweiten 
Privilegiums  der  österreichisch-ungarischen 
Bank  nahm  der  Geschäftsbetrieb  zu,  und  die 
Erträgnisse  erhöhten  sich.  Berechnet  man 
zunächst  die  Durchschniltsziffern  für  die 
beiden  Epochen  von  1878  bis  1887  und  von 
1888  bis  1897,  so  erhöhte  sich  das  Eskompte- 
geschäft  von  123,1  auf  1.^,3  Millionen  Gul- 
den, das  Darlehensgeschäft  von  24,1  auf 
26,1  Millionen  Gidden;  vom  Gesamt-Es- 
kompte  entfielen  auf  OesterTei«di  in  der 
ersten  Epoche  73,74«;*,  auf  Ungarn  26,26  "/o,- 
in  der  zweiten  auf  Oesterreich  64,34  "(O,  auf 
Ungarn  35,06  °/a,  Infolge  der  Zunahme  des 
Eskorapte-,  Darlehens-  sowie  des  Kommis- 
sions- und  DepositengeschäfU  und  durch 
die  Steigerung  des  Dcvisonbesitzes  konnte 
der  Reingewinn  von  6,1  Millionen  Gidden 
im  Durchschnitt  des  Decenaiums  1878^1887 
auf  6,9  Millionen  Gidden  im  Decennium 
1888—1897  erhöht  werden  imd  die  Divi- 
dende stieg  von  41,57  Gulden  im  Durch- 
schnitt der  ersten  Periode  auf  43,64  Gidden 
im  Durchschnitt  der  zweiten  Periode.  Ueber- 
schreitimgen  des  steuerfreien  Notenkontin- 
gentes ftwden  in  sechs  der  zehn  Privilegial- 
[ahre  statt.  Endlich  sei  betont,  dass  die 
Bank  seit  dem  1887  er  Statute  auf  eine 
Vermehrung  ihres  Girogeschäfts  hinwirken 
konnte ;  die  Veränderungen,  die  bezüglich  der 
metallischen  und  bankmässigen  Bedeckung 
1887  herbeigeführt  wurden,  ermßghchten  in- 
terlokale Ueberweisungen  von  Platz  zu  Platz; 
es  wurde  verfügt,  dass  jeder,  der  bei  der 
Bank  um  Wechsele skompte  einschreitet,  ein 
Girokonto  bei  der  Bank  besitzen  solle ;  auch 
durch  Entgegenkommen  bei  der  Festsetzung 
des  Miuimalgnthabena  wurde  auf  die  Ver- 
mehrung des  Girogeschäftß  hingewirkt 

9.  Die  Baoh  nach  AnbaJinanK  der 
Goldwährang  in  Oeaterreich  -  Ungarn ; 
ihr  drittes  Privilegitun,  Nachhaltige  Wir- 
kungen übte  auf  die  Bank  die  im  Jahre 
1892  gesetzlich  in  beiden  Reichshälften  be- 
schlossene Anbahnung  der  Goldwährung  aus 
[s.  hierilber  den  Artikel  Papiergeld  (Oes- 
terreich)]. 

Zum  Behufe  der  Durchführung  derselben 
wurde  die  Hilfe  der  österreichisch-ungari- 
schen Bank  in  Anspruch  genommen,  und  es 

')  Im  neuen  Statute  war  die  Bestimmnng 
beaeitigt,  dasa  auf  bankmäsBigen  Wechseln  eine 
protokollierte  Firma  vorkommen  müsse,  femer 
wurde  das  Darlehen sgeschafc  auf  bis  zu  6  Mo- 
naten lautende  Wechsel  ausgedehnt.  Aus  den 
folgenden  Jahren  bis  1893  ist  noch  hervorzu- 
heben, dasB  durch  ein  G.  v.  12.  Juni  1890  die 
Bank  berechtigt  wurde,  LBgerpfandacheina 
(Warrants)  zu  eskomptieren. 
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ergab  aich  die  Notwendigkeit,  die  Statuten 
in  einzelnen  Funkten  abzuändern  und  ii 
der  Bankbilanz  UmrecluiuDgeii  und  Um 
Schreibungen  vorzunehmen,  Zunäckst  wiu^li 
eine  Znfügung  zum  Artikel  87  der  Statuten 
Toi^enomraen.  Die  Bank  wurde  verpflichtet, 
gesetzliche  Goldmünze  zum  Kennwerte  und 
Goldbarren  gemäss  dem  gesetzlichen  Münz- 
fuss  der  Kronenwährung  gegen  Banknoten 
bei  ihreu  Uauptanstalteit  in  Wien  und  Buda- 
pest auf  Verlangen  jederzeit  einzulösen ;  die 
Bank  darf  hierbei  die  Goldbarren  auf  Kosten 
das  Äbgebers  prüfen  und  scheiden  lassen 
und  die  festgesetzten  Prägungsgebflhron  io 
Abzug  bringen.  (Die  Prägunmgebühren  wur- 
den für  die  Bank  mit  4  Kronen  für  das 
Kilogramm  Feingold  festgesetzt.)  Diese  An- 
ordnung hatte  den  Zweck,  vor  Aufnahme 
der  Barzahlungen  den  Zufluss  von  Gold  nach 
Oesterreich  bei  gtinsti^m  Goldkurs  zu  er- 
leichtern. Die  Bankleitung  veröffentlichte, 
nacidem  die  Abänderung  des  Artikels  87 
Gesetzeskraft  erlangt  hatte  (11.  August  1892), 
den  Tarif  ftir  den  Ankauf  von  Goldbarren 
sowie  von  ausländischen  und  Handelsgold' 
mflnzen,  und  sie  kam  sofort  in  die  Lage, 
nach  ihrem  Tarif  Gold  auKukaufcn:  später- 
hin haben  sich  diese  Ankäufe  wiederholt. 
Im  ganzen  erwarb  die  Bank  durch  tarif- 
mässigen  Änka\if  in  den  Jahren  1892  40.392 
Millionen  Gulden,  1893  2000  Gidden,  1895 
1000  Gulden,  1896  16,6  MUlionen  Giüden, 
1897  69,373  MilHonen  Gulden  und  1898 
100000  Gulden.  Die  Bank  verpflichtete 
sich  ferner,  ohoe  Znstimmnng  beider  Regie- 
rungen vom  statutenmässicen  Eechte  zum 
Ankaufe  von  Silberbarren  Keinen  Gebrauch 
zu  machen,  solange  die  Silberprägiingen 
eingestellt  bleiben.  Eine  weitere  Wirkung 
des  Uebeiganges  zur  Goldwährung  war  die 
Umrechnung  des  Goldes  und  der  Devisen 
der  Bank  nach  der  Kronenwahrun^  in  Gul- 
den österreichischer  Wähnmg.  Diese  Um- 
rechnung bestand  darin,  dass  das  Gold,  wel- 
ches nach  dem  Verhältnis  1  :  lö'.'s  zum 
Silbergulden  öst.  Whrg.  in  die  Bilanz  auf- 
genommen worden  war,  nunmehr  nach  dem 
Verhältnis  1  :  18-,9  im  Sinne  der  Relation 
der  neuen  Währungsgesetze  in  die  Bilanz 
zur  Einstellung  gelange.  Da  die  General- 
versammlung der  Bank  beschlossen  hatte, 
dass  die  Bank  bereit  sei,  aufVerlanpen  der 
beiden  Fiuanzminister  mit  ausdrücklichem 
Vorbehalt  ihres  auBSchliesslichRU  und  unein- 
geschränkten Eigentumsrechts  an  ihrem  der- 
zeitigen, künftig  wie  immer  bewerteten, 
Gold-  und  Devisenbesitz  den  durch  eine 
andere  Bewertung  desselben  resultierenden 
Kursgewinn  in  Devisen  anzulegen,  dem  Re- 
serveionda  zuzuschreiben,  ohne  ihn  in  den 
Metallvorrat  einzurechnen  und  ihn  derart 
biß  zur  end^tigen  Entscheidung  Ober  die 
Erneuerung  ihres   Ende    1897   ablaufenden 


Privilegiums  intakt  zu  erhalten,  wurde  der 
hei  der  am  11.  August  1892  voi^nommenen 
Umrecbnimg  resultierende  Kursgewinn  von 
13  525166,25  Gulden  dem  Reservefonds  zu- 
geschrieben und  ein  gleicher  Betrag  in  D^ 
Visen  auf  »Effekten  des  Resen'efonds«  über- 
tragen.') 

Im  Jahre  1894  wurde  die  Bank  bei  der 
Einziehung  von  Staatsnolen  in  Anspruch  ge- 
nommen. Auf  Grund  zweier  gleichlauten- 
den Gesetze  der  beiden  Eeichshälften  vom 
9.  Juli  1894  und  Gesetzesartikel  XXIV  vom 
Jahre  1894  sollten  Staafsaoten  bis  zum  Be- 
trage von  200  JVIiUioQen  Giilden  znr  Ein- 
lösung gelangen  und  zwar  bis  zum  Höchst- 
betrage  von  160  Millionen  Gulden  gegen 
Silber^den  und  Banknoten.  Diese  sollten 
sich  die  beiden  Regierungen  von  der  Bank 
beschaffen,  indem  sie  ihr  im  Verhältnis  von 
70  :  30  bis  zu  160  Millionen  Gulden  in 
20  Kronenstücken  übergeben.  Die  überge- 
benen  20  Kronenstücke  sind  in  dem  Metäl- 
schatze  einzurechnen ;  insoweit  für  dieselben 
jedoch  Banknoten  gegeben  worden  sein 
sollten,  durften  die  erlegten  20  Eronenstücke 
nur  zur  Bedeckung  dieser  Banknoten  dienen ; 
die  Regierungen  behielten  sich  das  Recht  vor, 
die  flheigebenen  Goldmünzen  unter  Umstän- 
den von  der  Bank  gegen  Rückstellung  der 
übergebenen  SUbergulden  oder  Banknoten 
zurückzuverlangen.  Auf  Grund  dieses  Ge- 
setzes haben  die  beiden  Regieruugen  von 
1894  bis  Ende  1896  bei  der  Bank  159  241 650 
Gulden  erlegt  und  dafür  bis  Ende  1898 
38 66.S 393  Gulden  in  Silber  und  120486710 
Gidden  in  Bankooten  behoben.  Diese  Erle- 
gitng  seitens  der  beiden  Regierungen  sowie 
die  obcnorwähnfen  tarifmässigen  Ankäufe  er- 
klären die  Vermehrung  des  öoldbesitzee  der 
Bank.  Allein  die  Baük  beschränkte  ^ch 
nicht  auf  den  Ankauf  von  Gold  nach  dem 
Tarife,  sondern  sie  b^ann  seit  1896,  Gold 
und  Devisen  zu  dem  Zwecke  zu  verkaufen, 
um  jede  stärkere  Abweichung  des  Kurses 
von  der  im  G.  v,  2.  August  1892  festge- 
setzten Relation  zii  verhindern.  Es  ist 
ihrem  Einwirken  gelungen,  indem   sie   der 


')  Mit  sehr  beachtenswerten  Argnmenten 
vertritt  0.  Wittelsliöfer  {„Der  Kursgewinn 
der  Bsterr.-ung.  Bank  an  ihrem  Cfoldacbatze", 
tteratnr)  den  Standpunkt,  dass  der  Knr»ge- 
.  nach  den  Statuten  als  Reinerträgnis  des 
JahreB  1892  zn  behandels,  ateo  zur  Hälfte  den 
beiden  Staatsverwaltungen  zuzuweisen  gewesen 
wäre.  Diese  Anfbasune  wird  bekämpn  dnrch 
V.  Mecensetfy  .Bericlit  über  den  Goldbesitz 
der  Ost.-ung.  Bank"  und  in  der  Schrift  -Die 
Agioreserve  der  3Bt.-Dng.  Bank".  Die  SteUan^ 
des  öaterr.  Finanzministeriams  wird  dargele^ 
in  den  .grundsätzlichen  ErlButenmcen"  zn  den 
neuen  Bankvorkgen  (s.  Litteratur).  NBh««s 
hiertlber  anten. 
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Nachfrage  durch  die  Ät^be  von  GrolJ  und 
Devisen,  unter  Umständen  auch  in  sehr  he- 
tr3ditlichem  Atismasse,  entgegen  kam,  den 
Goldkure  in  der  Nähe  der  Helatiou  zu  er- 
halten. Die  Bank  nimmt  ferner  bei  der 
Festsetzung  des  Zlnsfusses  vegen  der  Be- 
lation  auf  die  Wechselkurse  Bedacht  Es 
mag  dabei  erwähnt  werden,  dass  die  Bank 
seit  Mitte  April  1893  Valuten,  Devisen  luid 
andere  Fordenmgen  auf  das  Ausland  ver- 
leiht, femer  Checks  auf  auswärtige  Plätze, 
Valuten  und  Banknoten  im  Wege  des 
Tausches  oder  auf  Zeit  dem  Markte  zur 
Verfilgung  stellt. 

Ende  1897  war  das  Privilegium  der 
österreichisch-ungarischen  Bauk  abkaufen. 
Obwohl  die  Verl^ndlungeu  der  Kegienmgen 
mit  der  Bank  wegen  Erneuenmg  des  Pri- 
vile^iuns,  Ordnnng  der  Restschuld  des 
Staates,  Errichtung  von  Filialen  und  einige 
aus  der  Wähnmgsordnuiig  henorgehende 
Angel^enheiten  bereits  Mitte  Mfirz  1897 
zum  Abschlüsse  gelangt  waren,  ^nd  sie 
bis  zum  heutigen  Tage,  obgleicli  sie  den 
beiderseitigen  Abgeordneten  hftusern  voi^- 
legt  worden  sind,  wegen  des  Stillstandes 
der  pailamentarkchen  Thätigkeit  in  Oester- 
reich  gesetzlich  nicht  festgosteUt.  Da  es 
als  wahrscheinlich  gelten  kann,  dass  die- 
selben in  der  vorliegenden  Fassung  zur  end- 
gültigen EinfQhnmg  gelangen  werden,  so 
ist  es  zweckmässig,  auf  die  vorgeschlagene 
neue  Ordnung  der  österreichisch-ungarischen 
Bank  einzugehen.*) 

Unter  Anfrechterhaltung  des  Rechtes  d«r 
beiden  Staatsgebiete,  selbständige  Zettelbauken 
zn  errichten,  soll  das  der  Gsterreichisch-iuga- 
riflchen  Bank  erteilt«  PririlegiBm  bis  31.  De- 
zember 1910  verlängert  werden.  An  dem  Statut 
der  Bank  aus  dem  Jahre  1887  wurden  we«ent^ 
liclie  VerSndernncen  vorgeuommen.  In  der  ¥er- 
waltimg  der  Bank  wird  DunmehT  die  so^nannte 
Paritfit  voll  dnrcbgefUlirt.  Der  Qeueralrat  bleibt 
das  oberste  Verwaltung Borgaa  der  Baot ;  seine 
Zosammensetznng' wird  jedoch  im  Sinne  derPari- 
titverlndert.  Ihm  gehören  an  der  anfVomcblag 
der  beiden  Finanzmmister  Tom  Kaiser  ernannte 
Oauvemeur,  der  üsterr.  Vicegouvemeurnnd  dessen 
Stellvertreter,  beide  auf  Vorschlag  des  Üaterrei- 
chischen  Finanzmi nisters  vom  Kaiser  ernannt, 
dann  der  anf  Vorschlag  des  nngarischen  Finanz' 
ministen  vom  Kaiser  ernannte  ungarische  Vice- 
gnnvemeur  und  dessen  ebenaoemannterStellveT- 
treter  sowie  12  ans  den  AktiouSren  für  i  Jahre 

rwihlte,  wieder  wählbare  Generalräte  von  denen 
itatareicbische  und  6  ungarische  Staataange- 
hOrige  Kein  müssen.  Der  Seterr.  Vicegouvemeur 
iud  dessen  Stellvertreter  mUssen  (wterreichische, 
der  nngarische  Vicegouvemeur  und  dessen  Stell- 
vertreter mSssen  nngariache  Staatebflrger  sein. 
per  österreichische  Vicegonvemenr,  dessen  Stell- 
vertreter nnd  die  6  Generalräte  üsterreichischer 
Staatsbüj^rschaft  bilden  die  Direktion  in  Wien; 

*)  Das  ftivilepinm  vom  Jahre  1887  wurde 
IndMMm  zweimal,  zuletzt  bis  Ende  1899  pro- 
longiert. 


die  anderen  Geueralräte  mit  dem  ungarischen 
Vicwonvemeur  und  dessen  Stellvertreter  die 
Direktion  in  Budapest.  Die  Kompetenzen  dee 
Generalrats  und  der  Direktionen  sind  verschoben. 
Der  Geuerslrat  ist  nunmehr  zu  allen  Verftt- 
gnngen  berechtigt,  welche  nicht  der  General- 
versammlung oder  der  Direktion  ansschliesslicb 
vorbehalten  sind.  Den  Direktionen  ist  aber  aus- 
schliesslich vorbehalten,  den  Bankkredit  im  Es- 
kompte-  und  Darlehensgeschäft«  in  dem  betref- 
fenden Staatseebiete  zu  Deniesseo  nnd  dieOreuze 
festzusetzen,  b[s  zu  welcher  dieser  Bankkredit 
von  einzelnen  Finnen  und  Personen  benatzt 
werden  kann.  Sie  ilberwachen  die  Benntznng 
dieses  Kredites.  Die  Direktionen  shid  berech- 
tigt, Banknebeastellen  für  das  Eskomptegeschtlft 
zn  errichten  und  aufzulösen,  endlich  die  Oen- 
BOren  zn  ernennen.  Im  Sinne  der  Parität  wurde 
bestimmt,  dass  das  Exekutivkomitee  nnd  die 
geschaftäordnnngsmfissigen  Komitees  des  Gc- 
neratrats  gleichmässig  aus  österreichischen  und 
ungarischen  Alitgliedern  zusammengesetzt  sehi 
müssen.  Die  Funktionsdaner  der  vom  Kaiser 
ernannten  Funktionüre  endigt  mit  dem  Tage 
der  6.  nach  ihrer  Ernennung  abgehaltenen  regel- 
mässigen Jahressitzungderlreiieralversammlnng: 
ihre  Wiederemeunung  ist  möglich. 

Bemerkenswert  sind  die  Bestimmungen, 
durch  welche  der  EiuHuss  der  Kegienmgen  anf 
die  Bank  erhöht  wird.  Jeder  der  beiden  Be- 
gierungskommissäre  hat  unnmehr  neben  dem 
Sechte  der  Prüfang,  ob  die  Bank  dem  Statute 
nnd  dem  Gesetze  gemäss  vorgeht,  auch  das 
Recht,  EU  prüfen,  ob  die  Beschlüsse  der  General- 
versammlnug,  des  Geueralrsts,  der  stündisren 
Komitees  des  Generalrates  oder  der  Direktion 
mit  den  Interessen  des  betreffenden  Staatsge- 
bietes vereinbar  seien  oder  nicht.  Eine  Em- 
apraclie  des  Kommissärs   aus   irgend   einer   der 

fenannten  Veranlassungen  hnt  aufhaltende  Wir- 
ung, und  wenn  es  sich  um  mit  den  Interessen 
des  einzelnen  Staatsgebietes  nicht  vereinbar- 
liche  Beschlüsse  handelt,  entscheidet  in  letzter 
Instanz  das  GesamtminiBterium  der  betreffenden 
Beichshälfte.  Doch  sindvouIetzteremEinaprnehs- 
rechte  ausgenommen  die  Festsetzung  des  ein- 
heitlichen Zinsfusses  im  Eskompte-  nnd  Dar- 
lehensgeschäfte, die  Bestiiumungen  betreifend 
die  Dienstverhältnisse  nnd  BezGge  der  Beamten 
(mit  Ausnahme  von  Aeudernngen  des  Systems 
der  DienstbezUge  und  Pensionen),  endlich  der 
Bericht  des  Generalrats  an  die  Generalver- 
sammlung. Die  Beschlüsse  des  Generalrata  so- 
wie der  ständigen  Komitees  des  Oeneralrats 
bedürfen  (mit  Ausnahme  der  Berichte  au  die 
GenetBiliersammlnng)  der  Approbation  des  Gou- 
verneurs. In  Fällen  besonderer  Dringlichkeit 
kann  der  Goavemeur,  wenn  eine  EinbemfanB: 
einer  Sitzung  des  Exekutivkomitees  nnmS^ch 
ist,  selbst  die  erforderliche,  unaufschiebbare  ver- 
fHgnng  treffen.  Ebenso  bedürfen  die  Beschlüsse 
der  Direktionen  zn  ihrer  Ausführung  der  Appro- 
bation de«  Vorsitzenden. 

Die  Veränderungen,  welche  bezüglich  der 
Ban^ehahrung  festgesetzt  worden  smd,  er- 
klären sich  aus  der  Annahme,  dass  die  Bank 
während  der  Daner  des  neuen  Privilegiums  die 
Einlösung  der  Noten  in  Gold  aufnehmen  dürfte. 
Es  war  von  den  beiden  Begiernngen  geplant, 
gleichzeitig  mit  den  neuen  Bankstatnten  die 
obligatorische  KronenwShnmg  einzuffihren.   Die 
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Stfttnt«u  Würden  also  für  eine  unter  der  Herr- 
gchaft  der  Kronen  Währung  ihre  Noten  einlüseude 
Zettelbaok  gemacht,  wahrend  transitorische  An- 
ordnungen für  die  Zeit  bis  zur  Aufnahme  der 
BareinIBsnng  Vorsorgen,  Die  Aufnahme  der 
Barzahlungen  hUnnen  die  beiden  Legiatativen 
nach  Aufhebung  des  Zwangsliuraea  aller  Staata- 
noten  verfügen.  Die  nichtigsten  Aenderungen 
der  gelteuden  Bestimmungen  über  die  Bank- 
geschäfte nnd  die  Not«ndecknng  sind  die  fol- 
genden. Das  DarlehensgeschlUt  wurde  auch 
anf  Devisen  und  auf  im  Geltungsgebiete  der 
Statuten  zahlbare  Wechsel,  die  nicht  auf  Kronen- 
währung lauten  und  eine  Verfallzeit  von  höch- 
stens 6  Monaten  haben,  ausgedehnt;  ferner 
wnrde  die  Bank  berechtigt,  Geld  in  Noten  oder 
MünzeugegenVerzinsungzu  Übernehmen,  Checks 
auf  auswärtige  Plätze  sowie  anatändische  Noten, 
femer  im  Geltungsgebiete  der  Statuten  zahl- 
bare, nicht  auf  Kronenwährung  lautende  Wechsel 
anzuschaffen  und  zu  verkaufen ,  Checks  und 
Anweisungen  auf  auswärtige  Plätze  abzugeben, 
im  Auslände  Incassi  zu  besorgen,  Zahlungen 
für  fremde  Sechnnug  zu  leisten  und  die  zur 
Führung  dieser  Geschäftszweige  erforderlichen 
Guthaben  im  Auslande  zu  halten.  Der  im 
-Tahre  1892  dem  Art.  87  der  Statuten  beige- 
fügte Zusatz  betreffend  die  Verpflichtung  der 
Bank  zu  Goldübemahmen  wurde  in  das  neue 
Statut  hetUhergenommeu ,  dagegen  darf  die 
Bank  Silber  nur  mit  Genehmigung  der  beiden 
Finanz  Verwaltungen  belehnen  und  kaufen.  Beim 
Eskomptegeschfift  wurde  beigefügt,  dass  auch 
Personen,  die  mit  den  tandwirtHchaftlichen  Ver- 
hältnissen des  Platzes  vertraut  sind,  zu  Cen- 
soren  ernannt  werden  sollen.  Das  System  der 
Minimaldotationen  der  einzelnen  Bankplätze  für 
daa  Eskompte-  und  Lumbardgeschäft  wurde  auf- 
gegeben. In  die  bankmäasige  Bedeckung  der 
Noten  und  aller  sofort  fälligen  Verbindlichkeiten 
dürfen  nunmehr  auch  ausländische  Koten  ein- 
bezogen werden.  Die  in  die  hankniässige  Be- 
deckung einzubezieheuden  Devisen  dürfen  keine 
6  Monate  überschreitende  Verfallszeit  haben  und 
müssen  Überdies  denselben  Anforderungen  ent- 
sprechen wie  die  statntenmäsaig  zu  eskomp- 
uerenden  Wechsel.  Die  metaüische  Bedeckung 
hat  BUS  gesetzlichem  Metallgeld  Österreichischer 
oder  ungarischer  Prägung  nach  seinem  Nenn- 
werte, aus  inländischen  Handelsgoldmünzen 
oder  ausländischen  Goldmünzen,  Gold  in  Barren 
nach  dem  Gewichte  zum  gesetzlichen  Münzfuss 
der  Kronenwähmng  unter  Abzug  der  Präge- 
gebühr  zu  bestehen.  Im  übrigen  bleiben  die 
älteren  Anordnungen  über  die  metallische  nnd 
bankmäasige  Deckung  der  Noten  unberührt. 
Ebenso  bleiben  die  Annahmebegünstigungen  der 
Banknoten  unverändert.  Es  sollen  jedoch  von 
dem  Zeitpunkte  an,  wo  gesetzlich  die  Barein- 
lüsung  der  Noten  in  beiden  Staatsgebieten  der 
Sfonarcbie  eingeführt  ist,  die  Noten  auf  keinen 
niedereren  Betrag  als  50  Kronen  lauten.  Bis 
dahin  darf  die  Bank  anch  auf  2Ü  Kronen  lau- 
tende Banknoten,  aber  nur  in  einem  von  den 
beiden  Finaniministem  zn  bestimmenden  Ge- 
saratbetrag ausgeben.')    Bis  zu  demselben  Zeit- 

')  Die  Bank  soll  auch  ermächtigt  werden, 
10  Kronen-Banknoten  in  bestimmtem  Ausmasae 
auszugeben;  nähere:!  unten  im  Texte. 


punkt  gilt  die  Einrechnnng  von  30  Millionen 
Gnlden  in  Devisen  oder  in  ausländischen  Noten, 
die  in  Gold  oder  in  mit  Gold  gleichwertiger  effek- 
tiver Metallwähnmg  zahlbar  sind,  in  den  Bar- 
schätz,  doch  müssen  die  Devisen  länsstens  in 
drei  Monaten  fällig  sein.  Wichtig  ist  anch 
die  neu  in  die  Statuten  aufgenommene  Bestim- 
mung, dass  die  Bank  verpflichtet  wird,  für 
Kechnung  jeder  der  beiden  Finanzverwaltnngeu 
Gelder  zu  übernehmen  und  bis  zur  Höhe  des 
Guthabens  Zahlune^n  zn  leisten;  die  Bank  hat 
für  diese  Mühewaltung  keinen  Anspruch  auf 
Kommission  nnd  Ersatz  der  Kosten. 

Endlich  sind  die  finanziellen  Abmachungen 
zwischen  den  beiden  Rp.giernngen  und  der  Bank 
von  Wichtigkeit.  Bezüglich  der  80  Millionen 
Gulden-Schuld  wurde  festgesetzt,  dass  die  öster- 
reichisehe  Re^erung  30  Millionen  Gulden  Öster- 
reichischer Währung  in  Landesgoldmünzen  der 
Kronenwährung  an  die  Bank  zurückzahlt.  Die 
verbleibende  Kestschuld  ist  dann  sofort  durch 
.^.bschreibung  aus  den  Mitteln  des  Reservefonds 
der  Bank  auf  30  Millionen  Gulden  öster- 
reichischer Wahrung  herabzumindern  und  nird 
dem  Staate  bis  Ende  1910  zinsenfrei  gestundet. 
Von  diesen  30  Millionen  Golden  bezahlt  die 
ungarische  Hegierung  der  österreichischen  SO^/^ 
in  50  gleichen  Jahresraten  ohne  Verzinsnug 
des  jeweiligen  unbezahlten  Eestes.  Die  Ver- 
wendung des  Anteils  der  beiden  Begierungen 
am  Beingewinn  der  Bank  zur  Tilgung  der  ehe- 
maligen 60  Millionen  Gulden  entfällt.  Dieser 
Anteil,  ebenso  anch  die  Notenateuer  fallen  den 
Staatsverwaltungen  zur  freien  Verwendung  zu. 
Die  Anteile  selbst  sind  zu  Gunsten  der  Staats- 
verwaltung erhöht  worden.  Vom  Jahreserträg- 
nisse der  Geschäfte  nnd  des  Vermögens  der 
Bank  empfangen  die  Aktionäre  zunächst  4''/o  des 
Aktienkapitals;  vom  Reste  werden  10"/^  in  den 
Reservefonds  nnd  S"/,,  ev.  4";,,  in  den  Pensionsfonds 
hinterlegt. ')    Von  dem  dann  erübrigenden  Teile 

')  Seit  1878  fand  eine  Dotierung  des  Re- 
servefonds aus  den  Jahreserträgnissen  der  Bank 
nur  einmal  statt,  er  überstieg  sonst  20%  des 
Aktienkapitals.  Wenn  die  Gesetzentwürfe  be- 
treffend die  Ordnung  der  Bankangele^nheiten 
Gesetzeskraft  erhalten,  wird  die  Zuweisung  der 
im  Text,  genannten  Quoten  an  den  Eeservefonds 
notwendig  sein,  da  dieser  durch  Abschreibung 
von  rund  15  Millionen  Gulden  zum  Zwecke  der 
Verringerung  der  Schuld  des  Staates  (80  Millio- 
nen-Schuld) und  durch  Uebertraguug  von  16 
Hillionen  Gnlden  in  Devisen  ans  dem  Reserve- 
fonds in  den  Barschatz  Ende  1899  auf  3,6  Mil- 
lionen Gnlden  reduziert  würde.  Andererseits 
müsste  er  sich  infolge  der  vereinbarten  Er- 
höhung des  Buchwertes  der  Immobilien  und 
des  fundus  instructus  der  Bank  um  1,5  Millio- 
nen Onlden,  die  dem  Reservefonds  zuznschrei- 
hen  wären,  auf  4  Millionen  Gulden  erhöhen, 
.^uch  diese  Vereinbarung  wird  erst,  nachdem 
die  gesamten  Bankvorlagon  Gesetzeskraft  er- 
halteu,  bindend.  Die  Dotierung  des  Pensions- 
fonds mit  2,  eventuell  4%  ans  dem  nach  Ab- 
zug der  vierproz entigen  Dividende  der  Aktien 
näre  bleibenden  Gewinne  ist  insofern  kein  No- 
vum,  als  ein  gleich  hoher  Abzng  seit  dem 
1887er  Statut  nach  Berechnung  «ner  Öligen 
Aktieudividende  gilt. 
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dee  Oewümes  ist. 'insolan^e  die  GesamtdiTidende 
ff'ia  des  eLDgezaiilt€n  Aktienkapitals  nicht  Uber- 
Bteigt,  die  eine  HHIfte  den  Xktionäien  zozn- 
rechnen,  während  die  andere  HiUft«  den  beiden 
SUataverwaltnn^en  zufällt;  von  dem  weiter 
erübrigenden  Teile  des  Gewinnes  ist  ein  Dritt- 
teil den  Aktionären  zazurechnen  und  'i,  fallen 
wieder  den  beiden  Staatsverwaltungen  zn.  Die 
■Verteilung  des  Anteils  der  beiden  Staatsver- 
waltnngen  am  Erträgnisse  der  Bank  und  der 
Kotenateuer  erfolgt  nach  Hassgabe  des  Keiner- 
^fignissea  der  in  dem  einen  und  in  dem  anderen 
Staatsgebiete  bestehenden  Bankanstalten  und 
fttr  das  Hjpothekarkreditgescliäft  nach  Moss- 
ffabe  der  in  jeden  Reicbsteile  am  Schlüsse  des 
Jetreffenden  Gescbäftsjahree  ansständigen  Hj;- 
pothekarkapitalf orderungen  der  Bank.  Die  Divi- 
dende der  Aktionäre  soll  verbessert  werden,  in- 
dem das  Aktienkapital  der  Bank  von  90  aaf 
105  Millionen  Gnlden  hinanf^etzt  wird;  zn 
letzterem  Behnfe  sind  lä  Millionen  Gulden  vom 
Xeservefonds  ab-  und  dem  Aktienkapital  zu- 
zDficbreiben ,  gleichzeitig  sind  Devisen  im  Be- 
trage von  lö  Uillionen  Gulden  einschliesslich 
der  dem  Reservefonds  EUgeschriebenen  Devisen 
im  Betrage  von  13620166  Gulden  55  Kreuzer 
in  den  Bestand  des  Metallvorrats  zn  Dber- 
tragen.')  Endlich  ist  hervorzuheben,  dasn  die 
beiden  Regiemngen  sich  vorbehalten ,  einver- 
ständlich, mit  Genehmigung  der  Gesetz- 
Übungen,  nach  Abiauf  des  Privilegioms  oder 
im  Falle  der  Änflüsung  der  Bank  vor  Er- 
Ifischen  des  Privilegiams  das  gesamte  den  Ue- 
genstand  des  Privilegiums  bildende  Bankgeschäft 
unter  Abtrennnng  des  Hypothekarkreditge- 
schäftes, welches  der  Bankgesellachaft  verbleibt, 
zu  Bberuehmen.  In  diesem  Falle  ist  den  Aktio- 
nären der  Bank  für  jede  Aktie  sofort  der  Be- 
trag von  15SÜ  Kronen  binaaszubezahlen.  Ausser- 
dem haben  die  Aktionäre  den  Betrag  der  noch 
sieht  zur  Verteiinng  gelangten  Dividenden  und 
den  Reservefonds  in  Anspruch  zu  nehmen.  Wird 
vom  Uebernahm »rechte  kein  Gebrauch  gemacht, 
so  hat  die  Bank  das  Recht,  zu  beschjiesaeu,  nach 
Ablauf  des  Privilegiums  als  Akriengesellschaft 
inuD  Betriebe  des  Bank-  nnd  Hypothekarkredit- 
geschäftes ohne  Notenausgabe  fortzubestehen. 
Der  EntiÄTirf  eines  neuen  Bankslatutes 
enthält ,  wie  die  vorstehende  Darlegung 
zeigt,  wichtige  Aenderungen  des  gegenwar- 
tigen Zustandes.  Die  Bank  wird  in  Voraus- 
sicht der  bevorstehenden  Einführung  der  Gold- 
wähniDg  auf  diese  durch  zahlreiche  bank- 
technische Neuerungen  eingerichtet,  und 
einige  gleichzeitig  mit  dem  genannten  Ge- 
setzesvorschiage  den  beiden  Abgeordneten- 


')  Der  oben  erwähnte  Motivenbericht  be- 
merkt, dass  beide  Regierangen  van  vornherein 
den  Kursgewinn  nicht  zum  Gegenstände  » 
materiellen  Aufteilnng  machen,  soudero  ihn  der 
banktechnischen  Verwendung  zuführen  wollten; 
die  Währungsreform  mosste  jede  Schwächung 
der  Bank  ausschlieasen  „Der  sich  nach  den 
.  .  .  Statuten  für  den  Staat  e^ebende  Rechts- 
anspruch auf  die  Hälfte  dieses  Kursgewinnes  ist 
während  der  Verhandlungen  über  die  Privile- 
giums Verlängerung  von  den  beiderseitigen  Re- 
ineningen  .  .  .  entsprechend  gewahrt  worden." 


hiltisem  voi^legteii  Gesetzentwilrfe  be- 
zwecken eine  Stärkung  des  Goldbesitzee  der 
Bank,  um  ihre  Widerstandskraft  nach  Auf- 
nahme der  Goldeinlöaung  zu  erhöhen. 

Dies  soll  in  folgender  Weise  bewirkt 
werden.  Von  der  gemeinsamen  Staats- 
ßotensehuld  im  Betrage  von  312  Millionen 
Gulden  vnirtien,  wie  oben  erwähnt   Staats- 

n  bis  zu  200  Millionen  Gulden  einge- 
zogen, und  zwar  40  Millionen  Gulden  durch 
Ausgabe  von  Ein  krönen  stücken  und  der  Best 
durch  Ausgabe  von  Silbergulden  und  Bank- 
noten, welche  die  beiden  Staatsverwaltungen 
gegen  Erlegung  von  Zwanzigki-onenstöeaen 
von  der  Bank  erhielten.  Die  weiteren  112 
Millionen  Staatsnoten  sollen  durch  die  Bank 
eingezogen  werden,  und  zwar  bis  zur  H0he 
von  32  Millionen  Gulden  durch  Ausgabe 
von  Fünfkronenstflcken ,  die  als  Teilungs- 
mUnzen  bloss  bei  Zahlungen  bis  zu  2!>0 
Kronen  im  Privatverkehr  angenommen  wer- 
mttssen.  Das  Silber  für  diese  Aue- 
pdtgung  beschaffen  sich  die  beiden  Staats- 
verwaltungen von  der  Bank,  welche  32  Mil- 
lionen Sili>eiviilden  gegen  Erlegung  von  32 
Millionen  Gmden  In  Zwanzigkroneu stocken 
abgiebt.  Diese  Summe  ist  zur  metallischen 
Bedeckung  der  Banknoten  genau  so  zu  ver- 
wenden, wie  die  abgegebenen  Silbeignlden 
verwendet  worden  sind,  doch  gehen  sie 
erst  von  dem  Tage  ange^ngen  in  das  Eigen- 
tum der  Bank  über,  an  welchem  die  Statuten- 
massigen  Bestimmungen  aber  die  Barein- 
lösnng  der  Noten  von  den  Gesetzgebungen 
in  Kraft  gesetzt  wei-den.  Dieselbe  Bestim- 
mung wird  auch  für  jene  (Joldkronenerle- 
gtmgen  getroffen,  welche  aiüässlicli  der 
melirfach  erwähnten  Einlösung  von  160 
Millionen  Gulden  Staatsnoten  bei  der  Bank 
erfolgten. 

Die  zu  312  Jlillioneu  Gulden  noch  feh- 
lenden 80  Millionen  Gulden  Staatsnoten 
sollen  durch  Ausgabe  von  Banknoten  zu  10 
Kronen  eingelöst  werden.  Die  beiden  Be- 
ffleningen  erlegen  bei  der  Bank  SO  Millionen 
Gulden  in  Goldmünzen  der  Kronenwährung 
(hier  wie  bei  allen  früher  genannten  der- 
artigen Erlegungen  leistet  Oesterreich  70  "/o, 
Ungarn  SO".'!));  sie  dienen  zur  speciellen 
Deckung  der  Noten  zu  10  Kronen  und 
können  zunächst  nicht  zur  Statuten  massigen 
Deckung  des  übrigen  Banknoten  Umlaufes 
verwendet  werden.  Die  Gesamtausgabe  der 
Noten  zu  10  Kronen  ist  auf  160  Millionen 
Kronen  bestimmt,  doch  darf  die  Bank  bis 
auf  weiteres  je  nach  Bedarf  höchstens  20 
Millionen  Kronen  gegen  Zurückhaltung  des 
gleichen  Betrages  von  Silbermünzen  zu  5 
Ki-ouen  behufs  Einlösung  von  Staatsnoten 
ausgeben.  Die  beiden  Finanz  minister  können 
die  letztgenannte  Emission  untersagen ;  sie 
sind  auch  nach  gesetzlicher  Autorisation  be- 
rechtigt, die  gänzliche  oder  teilweise  Ein- 
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ziehvmg  dei-  Noten  zw  10  Kronen  jederzeit 
zu  veitQgen,  nnd  haben  in  diesem  FaUe  der 
Bank  die  hierzu  erforderlicbeu  Mittel,  jedood 
bloss  bis  zur  gesetzlichen  Aufnahme  der 
BareinlOsung,  znzu^'eisen.  Die  erlegten  (rold- 
münzen  der  Kroneuwähmng  im  Höchstbe- 
trage  von  160  Jlillionen  Kronen  gehen  gleich- 
falls erst  mit  dem  Tage,  an  welchem  die 
statutenmfißsigo  BareinlOsung  der  Noten  von 
den  Gesetzgebungen  in  Erait  gesetzt  wird, 
in  das  Eigentum  der  Bank  Ober.  Gleich- 
zeitig entfällt  die  gesonderte  Bedeckung  der 
Zehdrronennoten  und  die  Mögiichteit,  solche 
Noten  gegen  Zurflckhaltimg  von  Fünftronen- 
stücken  auszugeben ;  die  Bank  hat  fflr  die 
Enziehung  der  Zehnki-onennoteu  selbst  auf- 
zukommen, es  steht  ihr  jedoch  frei,  für  die 
aiiStellevonFünfki'onenTnQiizenausgegebcnen 
Zehnkronennoten  die  zur  Einziehung  er- 
forderlichen Mittel  von  den  beiden  Fmanz- 
ministeiii  g^n  Abgabe  der  eotsprechenden 


Für  den  Fall  der  gesetzlichen  Bareinlösung 
der  Noten  ste^  der  der  Bank  gehörige 
Goldschatz  infolge  der  Erlegiuigen  der  beiden 
Reichsteile  um  272  Millionen  Oidden;  dazu 
kämen  dann  die  Rückzahlung  von  30  MilHoueu 
Gulden  in  Gold  seiteus  Oesterreichs  und  die 
dem  Reservefonds  zu  entnehmenden  15  Mil- 
lionen Gulden  in  Go!dde\'isen.  Fflr  die  312 
Millionen  Guldeu  flberetei^nde  Staatsno 
drkulatioa  bat  Oesterreich  allein  aufzu- 
kommen. Diese  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  vorzuuehmende  Einziehung  berührt  die 
Österreichisch-ungarische  Bank  nicht 

Ein  Novtun  ist  gogenflber  der  im  1862  er 
Statute  der  Staatsgewalt  auferlegten  und 
seither  festgehaltenen  strengsten  Abstinenz 
von  jedem  Einflüsse  auf  die  Bank,  die  den 
beiden  Hegierungen  nun  beigelegte  grosse 
Macht  gegenüber  den  leitenden  Organen  der 
Bank.  Von  grösster  Widitigkeit  ist  dea 
weiteren  die  paritätische  Zusammensetzung 
des  Generalrates,  sie  wurde  vereinbtu^;,  ob- 
wohl der  ungarische  Finanzminister  nodi  im 
Motivenbericnt  zur  neuen  Bankvorlage  her- 
vorhebt, dasa  die  Bankverwaltung  in  Ungarn 
tadellos  gewirkt  habe.  So  wird  das  obereta 
VerwaltimgBOrgan  der  Bank,  vom  Gouver- 
neur abgesehen,  sich  aus  der  gleichen  Zahl 
von  Angehrirlgen  jedes  der  beiden  Staaten 
zusammensetzen,  die  die  österreictusch-iin ga- 
rische Monarchie  bilden.  Neben  der  Parimt 
im  Generalrate  sind  die  Zusammensetzung 
und  die  Kompetenzen  der  Direktionen  neu 
bestimmt  Endlich  ist  das  den  beiden 
Staats verwaltim gen  vorbehalteue  Recht,  die 
Bank  mit  Ausnahme  ihi-es  Hypothekar- 
geschäftes zu  den  oben  angegebenen  Zeit- 
piunldeii  zu  übern elunen ,  neu.  Es  bandelt 
sich  dabei  bloss  um  die  gemeinsame  TJeber- 
nafmie  der  Bank,  die  Entscheidungen  über 
die  künftige  Ordnung  des  Zettelbankweaena 


weiiJen  seinerzeit  die  Iteiderseitigen  Oeaete- 
^bungen  zu  treffen  h^>en,  und  diesen  ist 
in  keiner  Weise  prftjudiziert.  Beide  Staaten 
behalten  freie  Hand. 

Der  Entwurf  des  neuen  Bankstatutes  ist 
in  Oesterreich  seit  längerer  Zeit  Gegenstand 
öffentlicher  eingehender  Kritik.  Besonders 
werden  gegen  die  paritätische  Zusammen- 
setzung des  Generalrates  und  gegen  die  Zu- 
sanunensetzung  und  die  Kompetenzen  der 
Direktionen  sachliche  Bedenken  erhoben, 
die  mir  überzeugend  zu  sein  scheiueii.  Das 
voreeschiagene  Statut  ^Tirde  femer  auch  in 
banktechnischer  Beziehung  kritisiert  Auf 
eine  Erörterung  des  Gesetzentwurfes  Met 
einzugehen,  halte  ich  nicht  fflr  angebracht; 
dessen  Inhalt  anzugebeUj  sclüen  dagegen  rat- 
sam zu  sein,  da  er  die  Richtungen  kenn- 
zeichnet, in  denen  sich  die  Notenlünkpolitik 
der  beiden  Begiei-ungen  Oesterreich-UngamB 
dei'zeit  bewegt 

StatiHtiache  Uebersit^ten. 
1.  Bankplätze. 
Oesterreich  Ungarn 
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I  Oesterreich  1 :    die  im   Bdcharate   ver- 
tretenen Königreiche  und  I^der. 

»üngaiuc:  die  Länder  der  ungarischen 

2.  Geschäftsbewegung  der  Bank 

von  1848—1885. 
g     Eb-  DftT-  Schuld  Noten-  ^        D&-  Divi- 
a  kamp-  le-      dea       um-    _„i,„,"     vi-    den 
^      te     hen    Staat,     lauf   ^"^"""^  gen     de 
MiUionen  Gulden  (S.  W.  (bis  1856  fl.  E.  H.) 


1848 

30,7  14,4 

178,6 

212,9 

30,4  — 

3," 

1850 

37,5  20,0 

121,6 

=55,3 

3^,3   — 

3,» 

1865 

86,7  79,0 

253,5 

377,8 

49,4  ~ 

7,3 

1860 

58.1  54,a 

»57.0 

474,8 

89,1   6,3 

8,4 

1865 

106,8  43,a 

'44,1 

35'>> 

■  21,5   8,2 

7.9 

1870 

109,6  41, a 

80 

296,8 

'»4,3  33,0 

7,8 

1875 

117,'  3a,i 

80 

286,2 

W^  11,3 

7,5 

1880 

139,1  zo,9 

79,7 

3>8,6 

173,3  i4,a 

5,7 

1S8Ö 

»36,4  27,» 

79,4 

363,6 

198,7  «o,a 

5,8 

Beriektirusen:  S.  224,  1.  äp.,  Z.  15  v. 
i.  lie«:  könnt«  man,  Btatt:  mui  konnte.  —  S. 
35,  r.  Sp.,  Anm.  Z.  3  v.  u.  lies:   1848,  statt: 
1  V.  n.  Uet: 
i.  239,  1.  Sp-, 

_. ,.  _.  nach  „Gnlden"  einznsuialten : 

I  ffanien  nm  9,ö  Mill.  Gnlden  ö.  W.  —  8.239, 
8u.,  Z.  23  V.  n.  lies  :  1858,  statt :  1859.  -  S.  289, 
Sp.,  Anm.  Z.  1  v.  u.  lies :  19,  statt:  16. 
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Das  Aktienkapital  der  Bank  betrug  Ende 
1855:  69875800  Ü.  K.  M.,  Ende  1860: 
109384  500  fl.  5.  W..  Ende  1865:  110250000 
fl.  imd  Ende  1870:  90  Millionen  fl.  Auf 
dieser  Höhe  ist  es  bis  heute  geblieben. 

3.  Gesehäftsbewegiingder  Oesterr.- 

üngariachea  Bank  toh  1888—1898. 

Hillionen  Gnlden  6.  W. 


1888  167,8  31^  435,6  213,0 

1889  178,8  36,6  434,6  ai6,4 

1890  166,6  4i,3  445,9  219,5 

1891  190,1  33,3  455,»  2ai,o 
181»  171,9  a8,9  477,9  27a,i 
1883  171,6  43,3  486,6  a63,8 
18U  iSo>  38,5  507,8  294,5 

1895  319,4  46,2  6i9,S  370,6 

1896  ai7,5  33,4  659,7  404,9 

1897  206,9  27|8  699,9  487,1 

1898  258,4  34,5  737,4  483,3 


13,6  6,5 

6,5  7,0 

8,3  7,0 

9,9  6,3 


4.  Öesamt-E 

Bkompte 

Gesunt-   Oesamt- 

Frozentm. 

Frozentm. 

JahreL 

Oerter-       in 

ftmjteaamt 

a  «asmt. 
Kskompte 

reick      Ungarn    Eskompte 
Mfllionen  Gulden 

1877 

511,0        135,3 

79,07 

20,93 

1880 

496,3        i6a,4 

75,34 

24,66 

1886 

499,5        a2i,4 

69,29 

30,71 

1890 

663,3        277,5 

70,46 

»9,54 

1831 

634,3        336,4 

65,34 

34,66 

1882 

563^       325,8 

63,36 

36,64 

1893 

612,0       427,5 

58,80 

41,20 

18H 

643,0       433,0 

59,76 

40,24 

1896 

774,1        476,2 

61,91 

38,09 

1896 

744,7        456,0 

6a  ,02 

37:98 

1897 

782,5         434,9 

64,28 

35,72 

1B96 

900,7         510,4 

63,83 

36,17 

5.  Barst 

hatz 

Ende 

Gold 

SUber 

Devisen 

Hillionen  Gnlden 

1865 

',5 

120,0 

8,a 

1870 

M 

112,9 

33,0 

1876 

67,8 

66,5 

'1.3 

1880 

6s;o 

108,2 

14,2 

1886 

69,0 

129,7 

10,2 

1890 

S4,o 

165,4 

24,9 

1891 

54,4 

«66,5 

24,8 

1892 

103,2 

168,9 

16,9 

1893 

loTls 

161,9 

'44 

1894 

'55,3 

»39,1 

'2,4 

1896 

244,0 

is6,6 

6,8 

1896 

302,1 

i'5,7 

ao,3 

1897 

363,7 

123,3 

18,8 

1898 

359,4 

"3,9 

6,7 

Seit  1875  bloM  DeviBcn  in  Gold. 

Ton  1892 

>b  wird 

der  Qoldschat« 

Goldkronen  ^2  Kronen  ^ 

fl.  C.  Whg.)  nnd  Gold 

in  Buren.  an«L  nnd  Handels  -  Goldi 

n Unzen  zn 

1638  fl. 

pro  Kgr.  (ein. 

erpfliehtig 

er    Sotenumlaut 

Ende 

.      NotenBtener 

Sept.      Okt. 

SoT.     Dez. 

MUlionen  Golden                    Gnlden 

-          23,2 

~         —        49652 

5,8          ",9 

-         1,9        45  785 

6,7 

-         -          1669s 

—             2,0 

—               —                    2  129 

6,7        37,9 

lo,6      31,2        196429 

—               7,2 

—         6,5          34318 

8,0         40,2 

9,0      44,9       214683 

Dot  Reservefonds  der  Bank  betrug 
am  Jahresschlüsse  1847  :  5,  1852:  10,3,  1860: 
10,9,  1870:  15,5,  1880:  18,  1890:  18,9,  1898: 
32,5  Millionen  Gulden  (in  der  letzteren  Ziffer 
ist  der  Enrsg«wiim  von  13,5  Millionen  Gulden 
enthalten). 

Die  Gironrasatze  der  Bank  stiegen 
von  817,4  MllioDen  Gulden  im  Jahre  1887 
auf  3044,6  Millionen  Gulden  im  Jahre  1888 
und  auf  9867,1  Millionen  Gulden  im  Jahre 
1898. 

Der  ZinsfuBS  im  Eskompte-  und  Dar- 
lehensgeschäfte wurde  von  1847  bis  Sej>- 
tember  1856  nicht  geSndert,  und  erst  m 
diesem  Zeitt)untte  von  4  auf  5%  erhöht. 
Seither  sind  ZiasfussSnderungea  h&ufiger, 
und  alsbald  stellt  sich  der  Darlehnszinsniss 
höher  als  derEskomptezinsfosa;  der  letztere 
erreichte  in  den  Jahren  1870,  1872  und 
1873  6  %,  im  Jahre  1871  &lt  *>/»,  im  flbrigea 
bewegte  er  sich  zwischen  4  und  6'lt^lo; 
der  lÄrlehenszinsfuss  erreichte  in  den  Jahren 
1872  und  1873  7''/o  und  1871  7'.'a%,  davon 
at^esehen  schwankte  er  seit  1857  zwischen 
5  und  61/s  0/0. 

Im  Eypothekorkrediteeechäfte  waren 
Ende  1898  Darlehen  im  Bettage  von  139j5 
Millionen  flxüden  anhaftend,  und  zwar  in 
den  im  Beichsrate  vertretenen  Königreiche 
imd  LOndem  18,5  imd  in  den  L9ndem  der 
ungarischen  Erene  120,9  Mülionen  Gnlden. 
Das  Ertragnis  ergab  sich  mit  1006563 
Gulden,  davon  enuieien  auf  das  ungarische 
Geschäft  872680  Gulden. 


LItt«rmtnr;    Kai-l   Frhr.    v.    Lederer,    Die 

pric.  ästcTT.  Naiimudbanh,  ihre  Grändung,  ihre 
EnlTcickelung  und  ihr  Wirken,  Wien  1847.  Der 
Verf.  mar  Gmivemair  der  Bank;  lein  Werk  i»t 
ent  nach  IS47  in  vetteren  Xreitea  bekariTU  ge- 
worden. —  Derselbe,  Die  priv.  ö»terr.  NoHonai- 
bank  in  den  Jahren  lSi6  bu  ISfQ  (die  Setiriß 
liegt  in  litliagrapkierlen  Broichüren  vor).  — 
Ztmschicerdt,  Da»  Banlairtten  ttnd  die  priv. 
ötterr.  2<alwnaüiank,  Wien  18SS.  —  Die  Ötterr. 
A'alionalbank  teit  ihrer  Orändum/  W>  heute, 
Wien  1S61  (eine  offiiüise  Schrift).  —  Seer, 
Die  Finanitn  Oetlerreiclu  im  19.  Jahrh.,  1877. 
—  ,S.  noch  Tebeldi,  Die  Geldangelegenheiten 
Oetlerreir.h»,  Leiptig  lSi7,  und  Tegoborgici, 
Ueber  die  Finaraen  etc.  Oetterreidu,  Wien  I84S, 
1.  Bd.  —  Für  die  Zeit  ron  IS4S  bii  1860  iet 
die   bette   Quall«    'Die   iieterreieh.   NationMank 
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und  ihr  VerMltnü  tum  Staate«,  Wttn  1861. 
Die  Schrift  i»l  von  B.  v.  latcam  verfaml.  — 
A.  Wagner,  Die  UtraUllang  der  Xatioiial- 
bank  etc.,  Wien  186i.  ~  Die  beanlraglea 
Aendtrungen  de*  Uebereiatomment  zvCicArit  dem 
Staate  taid  der  Nalionalbank,  Wien  1S6S  (von 
K.  «.  lAtcam  terfaett}.  —  Die  beantragten  Aende- 
naigen  an  den  Statuten  und  dem  Reglement  der 
6*terr.  Xationalbant,  Wien  ISßÜ.  —  Der  Werl 
de»  Banhprivilegiuau,  Wien  1862.  —  Für  die 
Zeit  bi*  1862  inkl.  tind  die  im  Drack  vorliegen- 
den Vorträge  der  Gouremeure  anJäitlieh  der  Atu- 
eekuefverlaniml'unge«  der  AkliOTiäre  der  BanJi  von 
groaier  Wichtigkeit.  —  R,  v.  lAtcam,  Die  Siterr. 
Jfaiionalbank  während  ihrei  dritten  I'riviUgiume, 
Wien  1876.  —  Nemcirth,  Bankakte  und  Bank- 
ttreit  in  Oeilerreieh- Ungarn  186! — tS7S,  Leipzig 

1875.  —   L/fnyay,    Die   Banl^rage,    Bwiupeel 

1876.  —  Lieonhardt,  Die  Venocätang  der 
ötlerr.imgar.  Bank  1878—1885,  Wien  1886.  — 
Denkechrift  über  da»  Papiergeldweeen  der  ötlerr.- 
angar.  Sfonarehie,  verfajst  im  k.  k.  österr.  Fi- 
lUiTiiminielerium,  Wien  lS9t  (ealMlt  eine  Ge- 
»chichte  der  Bank  ron  l8i8—lS90}.  —  wm 
Mecenseffv  (d.  i.  GeneraUekreiär  der  Bank), 
Wert  und  Preis  de»  tVivilegiunu  der  6»terr.- 
wtgar.  Bank,  Wien  1894.  —  Deraelbe,  Die 
Verwaltung  der  ögterr.-ungar.  Bank  1SS6—1895, 
Wien  1896.  —  Dettelbe,  Da»  VenaSgen  der 
daterr.-iingar.  Bank,  Wien  1S97.  —  Derselbe, 
Bericht  über  den  Goldbetiti  der  li»terr.-utigar. 
Bank,  Wien  1897.  —  Otto  WitteUMfer,  Der 
Kuragemnn  der  Btterr.-ungar.  Bank  an  ihrem 
OotdtchaUc  (Zeitechrift  f.  Volkeic.,  Sotiaip.  vnd 
VemoUung,  4.  Bd.).  —  Die  Agioreeerre  der 
«tterr.-ungar.  Bank,  Wien  1898  (die*e  Schrift 
iet,  wie  mir  milgeteHl  wurde,  von  dest  Sekretär 
der  ä*lerreiehi»cA-ungari»clieit  Bank  JPrtedrtch 
Sehmid  verfallt).  —  Brdf,  Oat.-ung.  Bank, 
im  diterr.  SlaattwSrterbwch  von  Miichler  dt  UUirieh, 
1.  Bd.  Ueber  da*  Silerr.  Geldieeten  »eit  Be- 
ginn dieiei  Jahrhundert*  1.  A.  Wagner,  Zur 
Geichichte  und  Kritik  der  Ötterr.  BankazetteU 
Periode,  Zeitechr.  f.  d.  gi.  Stic.,  Bd.  17  und  19. 

—  Pfaff-Hofmanti,  Kommentar  zum  Bärgerl. 
Getettbueh,  1.  Band.  —  HaMer,  Beiträge  2ur 
Geschiehte  der  Silerr.  Finamen,  Wien  I848.  — 
JEraitMif,  Da*  Papiergeld  in  Oeiteireich  leit 
ISiS,  Leipzig  1886.  —  Dann  die  Artt.  von  Von 
Ern»t,  Carl  Menger  wnd  v.  Men»l  im  Saterr. 
Staaliwörlerbuehe  von  Minchler  und  UUirieh,  1. 
Bd.  (i.  V.  Geld).  —  C.  Menget;  Beiträge  lur 
Währungafrage  in  Oeil.-Ungam,  Jena  189i.  — 
Tabellen  nrr  Wältrung/ifrage  der  öilerreichiieh- 
ungar.  Monarchie,  ttrfaiil  im  k.  k.  FiTointmi- 
meterium,  Wien  1892.  —  IMellen  tur  Wäh- 
rungiilatittik,  verfallt  im  k.  k.  I-Hnamminieteri- 
um  (ericheinen  »eit  1893  heflurtteej.  —  Ueber 
die  Anbahnung  der  Goldwährung  in  Oeilerreich- 
Ungarn  1.  den  einiehUfgigen  Art.  die»e*  Werke*. 

—  Für  die  Zeit  von  186S  bit  1898  und  die  Be- 
richte über  die  Generalvereammlungen  der  Ak- 
iiontire  der  Bank  »oicie  die  Recknungeabtchlüite 
xti  beachten.  —  Eine  Angabe  der  Regierungevor. 
läge  und  K6mmiiiion*beric/ite ,  die  in  beiden 
JUiehileilen  die  Bank  betreffend  der  Legietativen 
vorgelegt  worden  lind,  tind  der  Nr-  der  Ver- 
handlungeprolokotle,  in  denen  »ich  Debntlen  der 
Verlretangakärper  über  die  Bank  vorfinden,  mu*i 
ich  untcrlaiaen.  Bio»  beiilglich  der  neue*ten 
Enltellrfe  lei  ericähnt,  da»»  afe  famt  Begründung 


und  »tatiitiichen  Tibellen  »üb  Nr.  1  der  Beilagen 
lu  den  itenogr.  Protokollen  dei  üeterr.  Abgh, 
XV.  Seilion  t'orkommen. 

Zucker  fcand  (. 


X.  Die  Banken  in  Belgien. 

1.  GeBchichtliches.  3.  Die  gf^uwärtige 
Organisation  der  belgischen  Nationalbank. 

I.  Geachichtliches.  Das  wichtigste  Bank- 
institut Beizens  war  lange  Zeit  hindnrcli 
die  1S22  mit  einem  Gnindkapital  von  50 
Millionen  Gulden  gerundete  >Soci6t6  g6n6- 
rale  pour  favoriserl'indiistrie  nationale«.  Sie 
hatte  das  Recht  der  Notenausgabe  bis  zu 
21  JtfUIionen  dulden,  sie  war  Eagsierer  des 
Staates,  Depositenb^k  der  Sparkassen  und 
VersorgungBanstalt.  Wenig  verträglich  mit 
den  daraus  erspringenden  Aufgahen  waren 
ihre  ausgedehnten  iWlehen  auf  Qrundbesitz 
sowie  ihre  Beteiligung  an  zahlreichen  in- 
dustriellen Unternehmungen.  Zu  dieser  Bank 
trat  1835  die  »Banque  belgique«  mit  wesent- 
lich gleichartigen  Aufgaben  und  Rechten. 
Ihr  Grundkapital  betrug  20  Millionen  Francs. 
Die  Art,  wie  dasselbe  festgelegt  war,  wird 
gekennzeichnet  durch  ihre  Lage  in  der  Krise 
des  Jahres  1838,  in  welcher  es  der  Society 
gönörale  gelang,  das  Konkurrenzinstitut  durch 
eine  im  Laufe  von  wenigen  Tagen  erfolgte 
Präsentation  von  Banknoten  im  Betrage  von 
2Vi  Millionen  Francs  zur  Zahlungseinstellung 
zu  zwingen.  Durch  staatliche  Unterstützung 
gelang  ee  der  Bank,  ihre  Stellung  wieder 
zu  erhalten.  Trot^  dieser  Erfahrung  änderte 
keine  der  Banken  ihren  Geschaftskreis ,  so 
dass  sie  im  Jahre  1848  alle  beide  die  Ein- 
lösung ihrer  Noten  einstellen  mussten.  Die 
beideu  Banken  konnten  nur  dadurch  auf- 
recht erhalten  werden,  dass  der  Staat  ihren 
Noten  Zwangskiu«  verlieh.  Die  Regienmg 
musste  selbst  ein  Diskontkontor  errichten, 
das  Weclisel  diskontierte  und  Torschüsse 
auf  Unlerfifand  gab.  In  dieser  Lage  dachte 
die  Regierung  an  eine  eigene  Notenbank. 
Durch  Ucbereiukunft  v.  15.  Dezember  und 
18.  Dezember  1849  mit  der  Banque  belgique 
bezw,  der  Sociale  genöiale  ei-wirkte  sie 
einen  Verzicht  der  beiden  Banken  auf  ihr 
noch  bis  1860  währendes  Notenausgaberecht 
Die  Einlösung  der  noch  im  Umlauf  befmd- 
lichen  Noten  erfolgte  seitens  der  Banrgne 
belgiqne  durch  diese  selbst  für  die  Societfe 
gönärale  durch  das  neue  Bankinstitut,  die 
Banque  nationale. 

Die  Organisation  und  der  Geschäftskreis 
der  Banque  nationale  ruhte  auf  den  G(J.  v. 
5,  und  lu.  Mai  1850.  Das  erstere  ist  das 
Onmdgesetz  der  Bank,  das  letztere  flber- 
tnig  ihr  die  Central  Kassengeschäfte  des 
Staates.  Zur  Entachädigimg  ftlr  die  Anf^be 
ihres  Notenausgaberechtes  war  den  beiden 
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früher  erwfthnten  Banken  die  Aufbringung 
des  Aktienlnpitals  im  Nominalbetrag  von 
25  MillioneD  Francs  Oberlassen  worden,  wo- 
von '/s  anf  die  Banquc  belgique  und  */s  auf 
die  Sod6tg  generale  entfielen.  Eiabezahlt 
imrdeD  zunächst  nur  15  Millionen  Francs. 
Die  Geschäfte  der  neuen  Bank  waren  genau 
um  schrieben  worden.  Sie  durfte  SÖiatz- 
scheine  aowie  Wechsel  und  andere  kauf- 
mänDische  Papiere  kaufen  und  diskontieren, 
Qold  und  Silber  kaufen  und  verkaufen  aowie 
belehnen,  in  EontokorreDt  und  in  Depot 
Wertpapiere,  edle  Metalle  luid  Gold-  und 
Sitbermünzen  annehmen,  in  Kontokorrent 
und  auf  kurze  Termine  gegen  Hinterlegung 
staatlich  garantierter  Papiere  Torschüsse 
gewähren.  Alle  anderen  Geschäfte  waren 
üir  auedrQcklich  untersagt  Die  von  der 
Baok  siiBziigebenden  Noten,  welche  an  den 
Staatskassen  an  Zahlungsstatt  angenoinmen 
wMden,  sind  durch  leicht  realisierbare  Werte 
zu  decken,  Vs  der  umlautenden  Noten  und 
Depositen  muss  bar  gedeckt  sein.  An  der 
Spitze  der  Bank  stand  ein  vom  Könige  auf 
5  Jahre  ernannter  Gouverneur,  die  Geschäfte 
der  Bank  wurden  von  einem  Regierungs- 
kommissfir,  zum  Teil  vom  Finanzministerium 
fibervacht.  Für  Besorgung  des  staatlichen 
Kassengeschäftes  erhielt  die  Bank  jährlidi 
200000  JVancs,  doch  fiel  andererseits  dem 
Staate  '/s  des  Heingewinas  der  Bank  zu. 

Die  Dauer  der  Bank  war  auf  25  Jahre 
—  bis  Ende  1875  —  festgesetzt  worden. 
Auf  Grund  des  G.  v.  20.  Mai  1872  ist  ihr 
Bestand  neuerlich  auf  einen  Zeitraum  von 
30  Jahren  —  bis  Ende  1903  —  verlängert 
-worden.  Dies  letztere  Gesetz  giebt  nun- 
mehr die  rechtliclie  Grundlage  der  Banque 
nationale  und,  da  es  ausser  ihr  keine  Noten- 
bank in  Belgien  giebt,  die  des  belgischen 
Banknoten  Wesens  überhaupt. 

2.  Die  gegeowSrlige  Oivanisation 
der  belgischen  NationalbaDk.  Die  Banque 
nationale  hat  nicht  das  ausschüessliche  Recht 
der  Notenausgabe,  fiechthch  besteht  viel- 
mehr auch  in  dieser  Hinsicht  Banktreiheit, 
doch  kann  das  Recht  der  Notenausgabe  nur 
durch  ein  Gesetz  verliehen  werden.  Allein 
die  Banque  nationale  übt  durch  ihre  die 
fibriffen  Banken  überragende  Stellung  im 
Ktedil verkehr  und  durch  ihre  Beziehungen 
zum  Staate  ein  that sachliches  Monopol  aus. 
Sie  ist  eine  Aktiengesellscliaft  mit  einem 
Kapital  von  50  Millionen  Francs.  An  ihrer 
Spitze  stehen  ein  Gouverneur  und  ein  Viee- 
gouvemeur,  beide  vom  Könige  ernannt, 
weiche  während  ihrer  Ämtsdauer  keiner  der 
beiden  Kammern  angehören  können,  sowie 
sechs  von  der  Qeneralversammlimg  gewählte 
Direktoren.  Von  seilen  der  Regierung  wird 
die  Führung  der  Bankgeschäfte,  insbesondere 
des  Eßkompte-  und  Noten  geschaltes  dim;h 
onen  Rc^rungskommissär  überwacht,  wel- 


che jederzeit  von  dem  Stande  der  Geschäfte, 
der  Bücher  und  Kassen  Kenntnis  nehmen 
und  den  Versammlungen  der  Anteilsdgn^ 
wie  der  geschäftsführenden  Bankorgane  mit 
beratender  Stimme  beiwohnen  kann. 

Die  von  der  Bank  zu  betreibenden  Ge- 
schäfte sind  genau  umschrieben,  Sie  darf 
hinneu  100  Tagen  fällige  Wechsel  und  an- 
dere Handel spapiere  sowie  Schatzscheine 
eskomptieren,  Wechsel  einkassieren,  Handel 
mit  Gold  und  Silber  treiben,  Gold-  und 
Silberbairen  oder  -münzen  belehnen,  Gelder 
in  Kontokorrent,  Gelder,  Wertpapiere  und 
edle  Metalle  in  Depot  übernehmen,  öffent- 
liche oder  vom  Staate  garantierte  Wert- 
papiere auf  die  Dauer  von  vier  Monaten 
belehnen.  Die  der  Bank  zum  Eskompte 
überreichten  Wechsel  oder  Midcre  Handels- 
papiere müssen  in  der  Regel  drei  Untei^ 
Schriften  haben.  Unter  besonderen,  vom 
Finanzministerium  zu  genehmigenden  Be- 
dingungen  genügen  zwei  Unterschriften. 
Eine  Sicherstellung  durch  Warrants  oder 
Waren  vermag  eine  Unterschrift  zu  ersetzen. 
Die  in  Schalzscheinen  anzulegende  Snmme 
ist  auf  10  Millionen  beschrilnkt.  Dm«h  die 
Regierung  kann  die  Bank  ermächtigt  wer- 
den, Effektenkäufe  zu  machen,  doch  nur  be- 
züglich Öffenthcher  Wertpapiere  und  niemals 
über  die  Höhe  des  Gruiidkapitals  hinaus. 
Alle  übrigen  niclit  aufgeführten  Geschäfte 
sind  der  Bank  auBdrücklieh  verboten. 

Wie  das  Gesetz  vom  Jahre  1850,  60  hat 
auch  jenes  vom  Jahre  1872  das  Noten- 
geschäft in  freier  Weise  geordnet  Die 
Grösse  der  Notenausgabe  ist  nicht  be- 
schränkt; doch  muss  jeweils  der  gesamte 
in  Cirkulation  befindliche  Betrag  durch 
leicht  reahsierbare  Werte  gedeckt  sein. 
Ausserdem  ist  ein  Drittel  der  ausgegebenen 
Notenmenge  und  der  sonstigen  täglich  fäl- 
ligen Verbindlichkeiten  bar  zu  decken,  doch 
kann  die  Höhe  der  MetaUdcckung  unter  ge- 
wissen, vom  Finanzministerium  zu  geneh- 
migenden Bedingimgen  auch  ermassigt  wer- 
den. Die  Stückelung  der  Noten  geht  bis 
zu  20  Francs  herunter.  Sie  haben  keinen 
Zwangskiirs,  werden  aber  bei  den  Staats- 
kassen in  Zahlung  angenommen. 

Zur  Diirchfühnrng  der  ihr  vom  Staate 
übertragenen  Kassengeschäfte  hat  die  Bank 
an  den  Hauptplätzen  aller  Verwaltimgsbe- 
zirke  und  ausserdem  an  allen  von  der  Re- 
gierung dazTi  bezeichneten  Orten  Bankagen- 
tm^n  zu  errichten.  Diese  stehen  in  Ver- 
bindung mit  einem  Agenten  des  Schatz- 
amtes, diuvh  welchen  die  staatlichen  Eiu- 
nahmen  der  Bank  Oberwiesen  und  Zahlungen 
auf  die  Bank  angewiesen  werden.  Zu  den 
Kosten  dieser  Staatsbeamten  hat  die  Bank 
bis  zu  175000  Francs  beizutragen.  Ausser 
mit  der  laufenden  Kassen verwaltur.g  ist  sie 
betraut  mit  der  Aufbewahrung  Öffentlicher 
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Fonds  <ler  Staatskasse  und  der  Depositea- 
koBse,  der  Kautionen  etc. ,  mit  der  Aufnahme 
der  Wertpapiere  der  Staatsschuld,  welche 
bestimmt  sind,  auf  den  Namen  übertragen 
zu  werden ,  mit  der  Aufbewahrung  des 
Portefeuilles  der  Sparkassen  des  I>andes. 
Die  disponiblen  Fonds  der  Staatskasse  über 
das  nächste  Bedür&iiB  des  Staates  hinaus 
werden,  soweit  sie  5  Millionen  Francs  über- 
steigen, von  der  Bank  in  Handelawerten 
angelegt  Die  hierbei  auflaufenden  Kosten 
sowie  Gewinne  gehen  auf  Hechnung  der 
Staatskasse.  In  aUen  auf  diese  staatUche 
Kassenverwaltun^  Bezug  habenden  Gegen- 
ständen steht  die  Bank  in  laufender  un- 
mittelbarer Verbindung  mit  dem  Finanz* 
miaisterium ,  dessen  Anweisungen  sie  zu 
folgen  hat. 

Die  Verteilung  der  Reineinküzifte  der 
Bank  geschieht  halbjährig  in  folgender  Weise: 
Den  Aktionären  werden  zunächst  3  "la  Divi- 
dende zugewiesen.  Vom  UeberBchuase  er- 
halten der  Staat  25  "/o,  der  Reservefonds 
15  "/o,  die  Administratoren  und  Censoren 
der  Bank  7,5%,  den  Best  die  Aktionäre 
nach  Abzug  von  V.«/«  für  Wohlthatigkeita- 
zwecke.  Kttröge  die  den  Aktionären  zuzu- 
weisende halbjährige  Dividende  nicht  2V2  */o, 
so  wird  sie  aus  dem  Reservefonds  gegen 
Bückerstattung  in  späteren  Semestern  auf 
diese  H5he  ergänzt.  Ausser  dem  erwähnten 
Anteile  an  dem  Beinertrage  fliesst  dem 
Staate  noch  zu  der  Ertrag  aus  dem  Eskompte- 
imd  Darlehensgeschäft  der  Bank,  der  sich 
aus  einer  Erhöhung  des  Bankzinsfusses  über 
ö^/o  eigieht.  Diese  auf  dem  G.  v.  5.  Mai 
1865  benihende  Bestiinmung  soll  die  Er- 
höhung des  Bankzinsfusses  aus  anderen  als 
im  aUgemeinen  Interesse  hegenden  Gründen 
veriiflten.  Ferner  hat  die  Baiik  halbjährig 
V4''/o  von  dem  mittleren  Betrage  einer  die 
Hohe  von  275  Millionen  Francs  Qberschrei- 
tenden  Notencirkulation  als  Steuer  zu  ent- 
richten. 

Ueber  die  Grösse  der  Geschäfte  der  Bank 
giebt  die  folgende  Uebersicht  Aufklärung. 
Die  für  die  Jahre  1851— 1S70  den  Beilagen 
der  offiziellen  Denkschrift  Banque  natio^e 
de  Belgique  entnommenen  Zahlen  drücken 
die  mittlere  Grösse  der  einzelnen  Passiv- 
und  Aktivposten  für  die  angegebeneu  Jahre 
ans.  Die  Nachweisun^n  von  1875  ab  sind 
dem  Annuaiie  statistique  de  la  Belgi(xue 
entnommen. 

Die  Angaben  bedeuten  Millionen  Francs. 
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XI.   Bftoken  in  Frankreich. 

1.  Die  Vorläufer  der  Bank  von  Franbreieh. 
2.  Von  der  QrttndnDg  der  Bank  von  Frankrekh 
bis  enr  KoBStitniemng  ihres  Honopola  (1800  bis 
1848).  3.  Die  Sntwickäung  der  Bank  von  Frank- 
reich von  1848  ii»  znr  Gegenwart.  4.  Die  ge- 
g«iwärti^  Organisation  der  Bank  von  Fraui- 
reich:  a)  Die  Organisation  der  Centrale,  b)  Vit 
Organisation  der  Zweiganstalten,  c)  Die  6e- 
schfifte  der  Bank.    Lasten  nnd  Bilanz. 

1.  Die  Voriäofer  der  Bank  top  Prsnlt- 
reiclL  Die  grosse  Erschütterung  des  Geld- 
und  Kreditwesens  durch  die  Lawsche  Krisis 
hatte  auf  lange  Zeit  die  Gründung  einer 
Bank  in  Frankreich  unmöglich  jgemacht. 
Eine  solche  erfolgte  erst  wieder  im  Jahre 
1776  unter  der  BezeichnungCaissed'escompte. 
Sie  gab  Noten  aus,  eskoinptierte  Wechsel 
und  andere  kaufmännische  Papiere  zu  einem 
ihr  gesetzlidi  vorgeschriebenen  Zinsfuss, 
trieb  Handelsgeschäfte  mit  Gold-  und  Silbw- 
barren  und  besorgte  Eassegesch&fte  für 
Private.  Die  Aufnahme  von  Trieben  gegen 
Zinsen,  das  Eingehen  anderer  als  stets 
fälliger  Verbindlichkeiten,  die  Anlage  ihrer 
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Ka{ätalien  in  anderen  als  den  ^oanuten 
Geschäften  war  ihr  vea-boten.  Das  Recht 
der  Notenausgabe  war  ihr  nicht  ausdrück- 
lich TerUehen  worden.  Nach  der  Meinung 
der  Zeit  bedurfte  es  hierzu  keines  Privi- 
lefpoms.  Das  Kapital  der  Bank  helief  sich 
auf  15  Millionen  Francs,  von  welchen  aber 
mir  5  Uülionen  in  den  Oeschaften  der  Bank 
angelegt  wurden,  während  10  Millionen  zur 
Stäerstellung  ihrer  Verbindlichkeiten  beim 
Staatsschatze  hinterlegt  wurden  und  im 
Laufe  von  13  Jahren  in  gleichen  Baten  zur 
Rtkäzahlnng  kommen  sollten.  So  war  schon 
TOQ  Tomherein  eine  Verbindung  mit  dem 
StaatBSchatze  geschaffen  worden,  welche  der 
Buk  auf  die  I^uer  gefahrlich  werden  sollte. 
Btre  Oeschäfte  entwickelten  sich  bis  zum 
Jahre  1783  ruhig  und  in  stetem  Fortschritte, 
wie  die  fo^nde  Uebersicht  ze^. 
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Im  Xexäe  des  Jahres  1783  aber  wurde 
ihr  fiorrorrat  durch  ein  der  Hegierung  ge- 
währtes Darlehen  von  6  Millionen  derart 
eesdtwätdit ,  dass  sie  einer  vermehrten 
Präsentation  ihrer  Noten  nicht  stand  halten 
konnte  und  ihre  Zahlungen  einsteBen  muaste. 
Die  Krisis  ging  indes  rasch  vorüber,  indem 
m  Wechsel  im  Finanzministerium  eintrat 
und  der  Bank  das  Darlehen  zurOckeezahlt 
wnrde.  1787  aber  wiederholte  sich  die  An- 
fwdenmg  der  R^enmg  und  zwar  in  ge- 
steigertem Masse.  Das  Kapital  der  Btuik 
wniäe  auf  lOU  Millionen  erhöht,  von  weichen 
7Ü  MiUionen  der  Begierung  als  in  halb- 
jUmgea  Baten  rQc£zahlbares  Darlehen 
T^^fsa  5*Vo  flbei^hen  wurden.  Gleichzeitig 
würde  ihr  ein  ausschliessliches  Privilegium 
ffir  30  Jahre  rerhehen.  Die  Bank  sollte 
(las  Ende  dieses  Zeitraumes  nicht  erleben. 
Die  Begiening  sachte  den  Kredit  der  Bank 
Ifir  ilie  finanziellen  Interessen  des  Staates 
EU  benutzen  und  erluigte  auch  im  Laufe 
dee  Jahres  1789  weitere  Darlehen,  weldie 
die  Bank  schliesslich  zimi  Oläubigsr  des 
Staates  für  einen  Betrag  von  240  Millionen 
machten.  Im  nächsten  Jahre  wiederholten 
KLch  die  Darlehen  Monat  für  Monat,  so  dass 
sie  im  Oktober  1790  bereits  400  Millionen 
Eo  fndem  hatte.    Bis  dahin  hatte  sie  fort- 


gefahren, ihre  Noten  bar  einzulösen,  obw(Al 
ihr  1788  —  gegen  ihren  Willen  —  das 
Recht  verliehen  worden  war,  ihr  Wechsel- 
portefeuille  dazu  zn  benutzen.'  Ira  Mai  1790 
begann  der  Staat  seine  Schuld  an  die  Bank 
in  Assignaten  zu  bezahlen,  wogten  sie  er- 
mächtigt wurde,  auch  ihrers^ts  ihre  Noten 
mit  Assignaten  einzulCsen.  Immer  uo^l 
hätte  die  gut  verwaltete  Bank  den  wirt- 
schaftlichen Interessen  des  Landes  dienst- 
bar sein  kOnnen,  wenn  nicht  der  fort- 
schreitende Zerfoll  der  staatlichen  Ordnung 
auch  ihr  den  Untergang  bereitet  hätte.  Nai^- 
dem  schon  das  G.  v.  7.  August  1792  In- 
haberpapiere und  auf  Sicht  lautende  Bank- 
biUete  für  unzulässig  erkUrt  hatte  hob  das 
Dekret  vom  24.  August  1793  die  Caisse 
d'esoompte  auf,  ohne  dass  man  eine  bestimmte 
Klage  gegen  »e  hätte  erheben  können. 

Nach  Verlauf  mehrerer  Jahre  entstanden 
neue  Bankinstitute.  1796  wurde  die  Caisse 
des  comptes  courants,  1797  die  Caisse 
d'esoompte  du  commerce,  1800  das  Comptoir 
commercial  gerundet,  welche  sämtlich  das 
Kotengeschäft  betrieben.  In  den  Provinzen 
war  nur  eine  Notenbank  zu  Ronen,  die 
Societö  gönöraie  de  commerce  de  Ronen, 
entstanden  (1798).  Alle  diese  Bankanstalten 
haben  aber  nur  eine  kurze.  Dauer  gehabt, 
da  schon  1800  die  Oründung  einer  grossen 
privü^erten  Oentralbank  erfolgte. 

S.  Von  der  GrfiDdniig  d«r  Bank  von 
Frankreich  bis  zur  Konatitniemiig  ihres 
Monopols  (1800—1848).  Die  Grflndung 
eines  neuen  Noten  bankinstituts  erfolgte  auf 
Anregung  der  Regierung  und  mit  Hilfe  der 
Cwsse  des  comptes  coutants,  indem  diese 
sich  aufiSete  und  in  die  am  13.  Februar  1800 
neu  gegründete  >Banque  de  Pranoe«  aufging. 
Die  Bank  überragte  die  noch  bestehenden 
Notenbanken  sowohl  durch  die  Grösse  ihi«s 
Aktienkapitals  (30  MiUionen  Francs)  wie  durch 
die  engen  Beziehungen ,  welche  sie  von 
vornherein  zur  Regierung  besass.  Auf  ihre 
Entwlckelungkoncentricrt  sich  in  der  nächsten 
Zeit  die  ganze  Ban^olitik  der  R^^iemng, 
und  sie  bleibt  anf  ifie  Dauer  das  eins^ 
Institut,  das  zur  Notenausgabe  berechtigt 
ist.  Die  ihr  gestatteten  Geschäfte  waren, 
ausser  dem  ^ndel  mit  Gold-  und  Silber- 
barren: die  Diskontierung  von  nicht  über 
90  Tage  laufenden  Wechseln  mit  'wenigstens 
drei  Unterschriften  notorisdi  zahlungsfähiger 
Personen;  der  Einzug  und  die  Belehnung 
von  Schuldforderungen ;  die  Uebemahmevon 
Depositen  imd  Kontokorrentgeschäften;  die 
Notenaosgabe ;  die  Errichtung  einer  Spar- 
kasse. SpecieUe  Vorschriften  für  die  Noten- 
deckung gab  es  nicht,  doch  war  sie  im  all- 
gemeinen gehalten,  ein  solches  Verhältnis 
zwischen  Noten,  Barvorrat  und  Wedisel- 
portefeuüle  zu  wahren,  dass  die  EinlQsbar- 
keit  der  erstgenannten  nicht  ge&hrdet  sei. 
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Eid  von  der  Generalversammlung  ^wiUilter 
DirektioDBrat  von  15  Mitg-liedern  filhrte  die 
Yei"waltnng,  drei  Mitgliedei"  des  Direktions- 
rates, von  diesem  gewählt,  die  oberste 
Leitung.  Drei  von  der  Generalversammlung 
gewählte  Cenaoren  über^'achten  die  Führung 
der  Gescliäfte. 

Schon  im  Jalire  ilirer  Gründung  wurde 
die  Bank  mit  Kassengescliäften  des  Staates 
betraut  und,  nachdem  letzterer  selbst  Aktio- 
när geworden  war,  verhalten,  bis  zur  H5he 
dieses  Aktienbesitzes  —  Aber  die  bei  ihr 
liegenden  Staatageldor  hinaus  —  Zahlungen 
zu  leisten.  Die  ihr  dadurch  eingeräumte 
AusnabmestelluDg  den  Übrigen  Bauken  gegen- 
über wurde  diurcn  G.  v,  14.  April  18U3  noch 
erhSht.  Durch  dasselbe  wiu^e  ihr  ein  aus- 
Bchliessliches  Privilegium  zur  Ausgabe  von 
Banknoten  fHr  15  Jalue  verliehen;  jedoch 
behielt  sich  die  Regierung  vor,  unter  Um- 
BtAnden  auch  anderen  Instituten  ein  solches 
Privilegiimi  zu  verleihen.  Die  Bedeutung 
dieser  Bestimmung  1^  daher  nicht  in  der 
—  geeigneten  Falles  aufhebbaren  —  Aus- 
schliesslichkeit der  Notenausgabe,  sondern 
darin,  daas  dieses  Bankgeschäft  niu-  mehr 
kraft  besondei'6  verliehenen  Rechtes  der  Re- 
gierung betrieben  werden  konnte,  wälurend 
bis  dahin  von. irgend  einer  Beschränkung 
in  der  Notenausgabe  keine  Rede  war.  Zu- 
nächst aber  wurde  der  Bank  auch  die  Aus- 
schliesslichkeit der  Notenausgabe  gesichert, 
indem  die  bisher  noch  in  Paris  bestandenen 
Notenbanken  durch  das  genannte  Gesetz  ge- 
halten wurden,  binnen  gegebener  Frist  ihre 
Noten  einzuziehen  uud  weiterhin  keine  mehr 
auszugeben.  Einen  weitereu  Schritt  ziur 
Centralisation  des  Kredits  that  das  Gesetz 
dadurch,  daas  die  Errichtung  von  Banken 
in  den  Departements  an  die  Erlaubnis  der 
Regiening  geknüpft  wurde.  Somit  war  die 
Monopolisierung  der  Bank  von  Frankreich 
gesichert.  In  der  Filhraug  der  Bankgeseliäfto 
machte  sich  der  hicidurch  bedingte  Eiufluss 
des  Staates  alsbald  geltend.  Wiederholte 
Darlehen  an  die  Regierung  hatten  ihren 
B,irvorrat  im  Jahre  1805  so  sehr  erschöpft, 
dass  am  24.  November  782000  Fr.  einem 
Notenumlauf  von  63  Uillionen  und  Depositen 
im  Betrage  von  10  Millionen  gegen  über- 
standen. Nur  durch  eine  mit  Hilfe  der  Re- 
gierung in  Scene  gesetzte  geschickte  Ver- 
suhleppimg  der  Koten  einlös  ung  konnte  sich 
die  Bank  halten,  bis  es  ihr  nach  mehreren 
Monaten  gelang,  grössere  Summen  vom 
Staate  zurückzuerhalten.  Die  Folge  dieses 
Ereignisses  war  nicht  etwa  eine  L/vsung  der 
Beziehungen  des  Staates  zur  Bank,  sondern 
im  Gegenteil  eine  neuerliche  Reoiganieation 
der  Bank  durch  das  G.  v.  22.  April  1806, 
welches  einen  vermehrten  Staatseinüuss  her- 
stellte. Die  oberste  Leitung  wurde  nun- 
mehr in  die  H&ide  eines  Gouverneurs  ge- 


legt, dem  zwei  Vicegouverneure  zur  Stite 
standen.  Ihre  Ei^iennung  hatte  durch  das 
Staatsoberhaupt  zu  erfnigen.  Dem  Gouver- 
neur stand  ein  unbedingtes  Vetorecht  zu, 
keine  Entscheidung  des  Direktionsrates,  in 
welchem  nunmehr  drei  Generalsteuerein- 
nehmer sitzen  mussten,  konnte  ohne  seine 
Zustimmung  erfolgen.  Das  Kapital  der  Bank, 
das  schon  1803  auf  45  Millionen  erhöht 
worden  war,  wurde  nnuroehr  verdoppelt, 
die  Errichtung  von  Zweiganstalten  nach  der 
freien  EntschliesRung  der  Bank  oder  auf 
Grund  einer  sich  ergebenden  wirtschaft- 
lichen Notwendigkeit  voi|;eseheu.  Das  vom 
Kaiser  bestätigte  Statut  der  Bank  von  1808 
■eicht  in  Bezug  auf  die  Abgrenzimg  der 
jesehäfte  uur  wenig  von  der  ersten  Ord- 
nung derselben  ab.  Die  Funktion  der  Bank 
als  Sparkasse  ist  aufgehoben.  Die  Organi- 
sation der  Zweiganstalten  (comptoirs  d'es- 
compte,  succiu^iles)  ist  diirch  ein  kuser- 
liches  Dekret  vom  18.  Hai  1808  geregelt. 
Auf  Grund  dieses  Dekrets  erfolgte  die  Er- 
richtung von  Zwoiganstalten  in  Lyon  und 
Ronen,  später  in  Lüle. 

Nach  Wiederherstellung  des  Kßni^tums 
suchte  die  Bank  grössere  Unabhängigkeit 
von  der  R^ening  zu  erhalten,  vor  allem 
durch  Aufhebung  der  Stelle  des  Gouver- 
neurs. Dies  gelang  ihr  jedoch  nicht,  und 
nur  die  Auflösung  der  Zweiganstalten,  um 
welche  die  Bank  gleichfalls  gebeten  hatte, 
wurde  1817  bewilligt.  Die  Bank  hatte  sieh 
zu  dieser  Zeit  aus  den  Schwierigkeiten 
wieder  emporgearbeitet,  in  welche  die 
steigenden  Anforderungen  des  ersten  Kaiser- 
reiches, zumal  in  den  letzten  Jahren,  üe 
gesetzt  hatten.  1814  hatte  sie  einer  Zahlungs- 
einstellung nur  mit  Mühe  ausweichen  können. 
Beschränkung  der  täglichen  Noteneinlösung, 
Erhöhimg  des  Diskontsatzes  und  Herab- 
setzung der  Umlaufszeit  der  diskontierliaren 
Wechsel  halfen  ihr  über  die  Krisis  hinw^. 
Nunmehr,  im  Jahre  1817,  wiuden  ihre 
Mittel  von  neuem  für  die  Interessen  des 
Staates  in  Anspruch  genommen.  Dunrh  G. 
V.  25.  iiärz  war  der  Finanzrain  ister  er- 
mächtigt worden,  mit  der  Bank  einen  Ver- 
tn^  abznschliessen  zur  Uebemahme  der  aus 
der  Staatsschuld  hervorgehenden  Zahlimgen. 
Da  der  Bank  die  dafür  nötigen  Mitlei  ans 
Staatseinkünften  aichergesiellt  wunien,  er- 
gaben sich  fQr  sie  aiis  dieser  bis  1827 
währenden  Verbindung  keine  Nachteile. 
Schwierig  aber  wiu^e  ihre  Lage  dadurch, 
dass  der  Staat  in  diesen  Jahren  einen  starken 
Wecliselkredit  in  Anspruch  nahm  und  sie 
zur  Zahlung  der  Enegsentschädigung  aa 
die  Alliierten  Rilfe  gewäiiren  musste.  Ende 
Oktober  1818  war  daher  ihr  Barvorrat  auf 
37  MiUioaen  gegen  165  Millionen  Noten- 
umlauf und  Depositen  gesunken.  Es  gelang 
ihr,  diese  Klemme  zu  überwinden,  indem 
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äe  wieder  das  Mittel  einer  Abktirzung  der 
Umlatifszeit  der  zu  diskontierenden  Wßclise! 
(von  90  auf  45  Tage)  ei^ff. 

DieEntwickoliing  der  Bank  in  der  nächsten 
Zeit,  viMt  der  vornbergehenden  Anspannung 
ihrer  Kräfte  zur  Bekämpfung  der  wirtschaft- 
Hdien  Krisis  1830  al^eschen,  weist  keine 
aoBSerordentlicheD  Momente  auf.  Von  Be- 
deutong  werden  erst  ihre  Bemflhnngen  in 
der  zwdten  Hälfte  der  dreissi^er  Jahre, 
ihren  Einfluss  auch  auf  die  Provinzen  aus- 
zudehnen. In  Ronen,  Nantes  und  Bordea)ix 
waren  schon  in  den  Jahren  1817  und  1818 
Notenbanken  errichtet  worden,  welche  ihre 
Geschäfte  mit  gutem  Erfolge  betrieben.  Der 
wachsende  wirtschaftliehe  Wohlstand  rief 
mit  der  Zeit  auch  in  anderen  Stfidten  das 
Bedürfnis  nach  Kreditanstalten  hervor,  und 
in  den   Jahren   1835— 18;i8  entstanden   die 


ihrem  Sitze  und  an 
.  den  Statuten  ausdrücklich  be- 
zeichneten Plätzen.  Sie  diirften  im  übrigen 
dieselben  Geschäfte  betreuten  vie  die  Bank 
TOD  Frankreich,  doch  dm^ten  ihre  Ver- 
pflichtimgen  niemals  das  Ih-eifoche  ihres 
Barvorrates  überschreiten  — ■  eine  Vorschrift, 
welcher  die  Bank  von  Frankreich  nicht 
natcrworfen  war.  Die  staatliche  Aufsicht 
fiber  sie  wurde  seitens  des  Präfekten  gedbt. 
Die  Bank  von  Frankreich  scheint  sich 
zuD&chst  durch  die  Grßndung  von  Frovinziat- 
notenbanken  keineswegs  beengt  gefühlt  zu 
haben.  Sie  hatte  zum  Teil  selbst  geholfen, 
de  hervorzurufen,  durch  Weigerung  der  Er- 
richtung von  Zweiganstatten.  Auch  die  Re- 
gierung seiden  das  ^mischte  System  an- 
aehmen  zu  wollen,  indem  sie  auch  nach 
1835,  in  welchem  Jalire  die  Oentralbank 
wieder  an  die  Orflndnne  von  Zwei^nstalten 
peBchritten  war,  noch  I^vinzialbanken 
konzeesionierte.  Vom  Jahre  1839  ab  aber 
machte  sie  Schwierigkeiten  und  wollte  weitere 
Gründungen  mu-  imter  so  lästigen  Be- 
dingimgen  zulassen,  dass  die  Orflnder  auf 
die  Dnrehfülmmg  inrea  Unternehmens  ver- 
zichteten. Die  Bank  von  Frankreich  hatte 
onterdessen  vier  Filialen  errichtet  und  dachte 
an  eine  weitere  Ausbreitung.  Es  mt  nicht 
onwahrscheinhch,  dass  damit  der  Umschwimg 
in  d^  Stellung  der  Regierung  ztisammen- 
hSogt,  denn  schon  1838  trat  der  Direktione- 
lat  der  Bank  mit  ihr  in  Verbindung  w^en 
Emeuenmg  ihres  Privilegiiuns.  Dieselbe 
erfolgte  auch  durch  Q.  v.  21.  Mai  1840  bis 
zum  31.  Dezember  1867.  Das  Aktienkapital 
der  Bank,  das  durch  Selbstkänfe  auf  67,9 
UillioDen  Francs  vermindert  worden  war, 
wurde  in  dieser  Höbe  anerkannt.  Jede  Ver- 
minderung oder  Erhöhung  sollte  mu-  durch 
Qesetz  g^chehen.  Die  Ordnung  ihres  Ge- 
schäfts blieb  im  wesentlichen  dieselbe.   Eine 


bedeutimgsvolle    Xeuennig   war    die    Ver- 

[iflichtimg  zu  di-eimonatlieher  Verflffent- 
ichung  des  Bankstatuta.  Die  Ei-richtiing 
von  Füialen  sollte  diurih  königliche  Verord- 
mmg  geschehen  können,  die  Orilndiing  von 
sei  bstäad  igen  I'rovinzialbanken  mir  durch 
ein  Gesetz.  Zahlreiche  von  den  bestehenden 
Provinzialbanken  vorgebrachten  W  (In  sehe 
blieben  unberncksidiögt.  Die  Bank  von 
Frankreich  strebte  wohl  damals  schon  da- 
nach, das  einzige  Noteninstitut  Frankreichs 
zu  werden.  Die  Krisis  des  Jahres  1848  bot 
ihr  dazu  Gelegenheit.  Im  Febniar  dieses 
Jahres  war  sie  genötigt  —  ziun  erstenmjj 
seit  ihrem  Bestände  —  von  der  Re^enmg 
die  Aufhebung  ilu^r  EintÖsungsveipflichtung 
zu  erbitten.  In  der  That  erhielten  ihre 
Noten  durch  Dekret  der  previsorisdien  Be- 
gienmg  vom  15.  März  Zwangsktirs  gegen 
die  Veipflichtung,  dass  der  Notenumlauf  der 
Centi'alstelle  imd  ihrer  nnnmehi-  auf  15  an- 
gewachsenen Filialen  350  Millionen  nicht 
übersteige.  Gleichzeitig  wurde  <Iie  Minimal- 
grüsse  der  Noten  von  2ilO  aiif  101)  Fr.  er- 
niedrigt und  der  Bank  wöchentliche  Ver- 
üffentlichimg  ihrer  Bilanz  aufgetragen.  Am 
25.  März  erfolgte  eine  ahnliche  Verfügung 
zu  Gunsten  der  Departemeolsbanketi,  welche 
sich  bei  der  Enge  ihres  Wirkimgskreises  in 
einer  noch  schwierigeren  Lage  befanden. 
Allein  während  die  Noten  der  Bank  Ton 
Frankreich  ihren  Kredit  behielten,  war  jener 
der  Departementsbanknoten  schwankend,  zum 
Teil  wurde  ihre  Annahme  ver^'eigert.  Diese 
I.age  wurde  von  der  Bank  von  Frankreich 
benutzt ,  um  den  Departementsbanken  die 
Vereinigung  vorzuschlagen.  Dieselbe  er- 
folgte m  der  That,  nnd  seit  2.  Mai  1848 
ftingieren  die  9  früheren  selbst&idigen  Pro- 
vinzialbanken als  Zweiganslalten  der  Bank 
von  Frankreich ,  welche  sich  nun  eines  un- 
bestrittenen Monopols  erfi-eut. 

Einen  ziffermSasigen  L'cberblick  über  die 
Geschäfte  der  Bank  von  Frankreich  und  der 
neun  Provinzialbanken,  ausschliesslich  der 
Beziehungen  zur  Regierung,  geben  die  fol- 
genden auf  S.  2tJl  stehenden  Tabellen.  Die 
Beträge  sind  jeweils  in  Millionen  Francs 
angegeben. 

3.  Die  fintwickelnng  der  Bank  von 
Frankreich  von  1848  bis  znr  Gegen- 
wart Infolge  der  Vereinigung  der  De- 
parfementfibanken  mit  der  Bank  von  Frank- 
reich stieg  das  Aktienkapital  der  letzteren 
auf  93'/i  Millionen  und  die  Maximal  grenze 
ihres  Notenumlaufs  wurde  auf  452  Miflionen 
erhöht.  Diese  Ausdehnung  ihrer  Mittel  so- 
wie die  ihr,  nachdem  die  Krisis  überwunden 
war,  in  reichlichem  Masse  zuströmenden 
Eapitahen  veranlassten  sie,  dem  Drängen 
der  Regierung  nachzugeben  und  derselben 
wiederholt  grössere  Beträge  als  Darlehen 
zur  Verfügung  zu  stellen.     Ebenso  unter- 
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Bant  von  Franlcreioh  (nach  A.  Courtois). 
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stützt«  sie  versciiiedeiifi  Städte:  Paris,  Jlar- 
seille,  das  Departement  de  la  Seine  etc. 
durch  Darlehen.  Die  Ausdehnung  ihrer  Be- 
ziehungen in  dieser  Rtchtnug  beweist,  dass 
ihre  Stellung  als  Central  kreditinstttut  eine 
anerkannte  und  befestigte  war.  Die  Wirkung 
des  Ansehens,  welches  die  Bank  genoss,  er- 
streckte sich  auch  auf  die  Stellung  der  Re- 
gienii^  zum  Notenumlauf  der  liank.  Schon 
im  Jahre  1849  wurde  die  Maximalgrenze 
desselben  auf  525  Millionen  erhöht,  im  fol- 
genden Jiihre  am  5.  August  überhaupt  jede 
Beschränkung  sowie  der  Zwaugskiirs  ihrer 
Noten  aufgehoben.  Zwei  J^u;e  darauf  er- 
langte die  Bank  die  Entfernimg  einer  Klausel 
im  G.  V.  30.  Juni  1840,  welche  der  Re- 
giening  die  Möglichkeit  gab,  das  Privil^um 
der  Bank  nach  dem  Hl.  Dezember  1855  ab- 
zuändern oder  aufzuheben.  Dire  Existenz 
war  daher  bis  Ende  1867  gesichert.  Nichts- 
destoweniger ^Tirde  schon  1857,  am  9.  Juni, 
ein  neues  Gesetz  erlassen,  dui-ch  welches 
das  Pririleginni  der  Bank  um  30  Jalire.  bis 


Ende  1887,  verifiugett  und  ihi-  Kapital  ver- 
doppelt wurde.  Femer  wurde  ihr  das  Kedit 
erteilt,  Koten  im  Mindestbetrage  von  50  Fr,, 
statt  wie  bisher  von  20ü  Fr.,  auszuüben, 
und  das  noch  gewichtigere  Bedit  verheben, 
ihren  Zinsfnss,  dei-  bisher  einer  Maximal- 
grenze von  C.'o  unterworfen  war,  über  ö"/» 
zu  erheben  unter  der  Bedingung,  daas  die 
hienlui-eh  sich  ergebenden  Gewinne  einen 
eigenen  Resei-\-efonds  zu  bilden  haben.  Die 
He^enmg  walirte  sich  in  dem  Gesetze 
zwei  Vorteile.  Sie  konnte  vom  Jahre  1867 
ab  die  Errichtung  von  Zweiganstalten  fordern. 
Diese  Bestimmimg  hat  dui-ch  das  O.  v. 
27.  Januar  1873  ihre  Auefühnmg  erhatten, 
indem  auf  Grund  desselben  25  Filialen  bis 
1877  eixichtet  worden  sind.  Die  Bank  hatte 
femer  dem  Staate  ein  Darlehen  von  lOU 
Millionen  zu  3*.'o  nnd  zum  Kiu'se  von  min- 
destens 75  —  bei  einem  Stande  der  Rente 
zu  71  —  zu  gewähi-en.  In  dieser  Bestim- 
mung Megt  wotd  der  Schlüssel  zu  der  ganzen 
vorzeitigen,  fili-  die  Bank  so  gflustigen  Ei^ 
neuemng  ihres  Piivil^ums.  Ilu^  Ver- 
bindimg mit  den  Staatsfmanzen  besclufinkte 
sich  übrigens  uicht  hierauf.  Auf  Giimd 
eines  Vertrages  vom  10.  Juni  1857  zwisdieu 
der  Bank  und  dem  FinwizininiBter  ver- 
pflichtete sich  die  ei-stere,  dem  Staatsschätze 
Vorschüsse   zu   machen   nach   Mass   seines 

ß weiligen  Bedarfes  bis  zur  Höhe  von  60 
illionen.  Der  vom  Staate  zu  bezahlende 
Zins  regelte  sich  nach  dem  Diskontsatze, 
durfte  jedoch  niemals  über  3*/o  betragen 
und  hatte  nur  für  jenen  Betrag  einzutreten, 
um  welchen  die  von  der  Bank  gewährten 
Vorschüsse  jeweils  das  Gutliaben  des  Staates 
im  KontokoiTent  überschritten. 

Die  nächsten  Jahre  haben  trotz  wieder- 
holter Krisen  in  Europa  und  Amerika,  weidie  ■ 
ihren  Rückschlag  auch  auf  Frankreich  aus- 
geübt haben,  keine  au3.se  rge wohnlichen  l^iss- 
nahmen  zu  Gunsten  oder  zum  Nachteile  der 
Bank  zur  Folge  geliabt.  Nach  der  Aimexion 
von  Savoyen  (ISGO)  liatte  sie  wähi-end  kurzer 
Zeit  die  Koukun-euz  der  daselbst  bestandeneu 
Bank  von  Sa^'oren  auszuhalten,  welche  an 
ihrem  Notenprivilegium  italienischen  Ur- 
sprungs festhielt  und  die  Ausdehnung  des- 
selben auf  alle  Städte  Frankreichs,  in  welolien 
keine  Filialen  der  Bank  von  Frankreich  be- 
standen, beanspruchte.  Es  gelang  jedoch 
der  letztei'Cü,  1864  ein  Uebereinkominen  zu 
erzielen  und  die  Bank  von  Savoyen  gegen 
Uebeniahme  zweier  ihrer  Filialen  als  FilialeD 
der  Bank  von  Franki'eieh  und  Zahlung  von 
4  Millionen  zur  Aufgabe  des  Noteniechtes 
II  bewegen.  Die  beheirschende  SteUnng 
er  Bank  von  Frankreich  war  nunmehr  vor 
'citei'en  Störungen  gesichert,  nachdem  auch 
ie  im  Febniar  1865  eröffnete  und  Juli  186« 
geschlossene  Enquete  über  die  Haltung  der 
Bank   liezw.   über  die    Bedingungen    eines 
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P^emildamlaiifs  überhaupt,  welche  eine 
loche  Menge  Materials  and  ge^DSELtzlicher 
MednuDsen  zu  Tage  geförd^  hatte,  ohae 
prabtischeBi  Erfolg  geblieben  -war. 

Von  grosser  Bedeutung  für  Volkswirt- 
»diaft  and  Staat  erwi^  sich  die  Bank  wäh- 
rend des  Elises  1870/71  sowie  nach  dem- 
eelben  zur  Ordnung  der  gestörten  staat- 
lichen i'inanzen.  Iiiolge  der  Kriegsereig- 
nisse  war  durch  G.  v.  12.  AiigUBt  1S70  ein 
Wediselmoiatorium  erlassen  Würden.  DieB 
lag,  da  hierdurch  der  Wech Beibestand  der 
BfUik  mit  1216  Millionen  gebunden  war,  die 
Aufhebung  der  EinlSsungs Verpflichtung  der 
Bank  sowie  den  Zwangskurs  ihrer  Noten 
nach  Ench,  obwohl  ihre  Ijage  an  nich  keine 
Veranlassung  dazn  geboten  hUtte.  Bei  Aus- 
bruch de»  Eü^es  hatte  sie  einer  Noten- 
ciitoilation  von  1450  Million  en  einen  Bar- 
vMTst  von  1245  Millionen  gegenüberzustellen. 
Gleichzeiti"  wTirde  der  Miudestbetrag  der 
^nzelnen  Note  auf  25  (lom  12.  Dezember 
lt*70  ab  auf  20)  ¥t.  und  eine  Maximalgrenze 
<tes  ganzen  Notennmlanfs  zunächst  mit  1800 
Millionen,  ein^  Tiwe  später  mit  2400  Mil- 
lionen festgesetzt  Mit  Hilfe  dieser  starken 
Ansilehnung  ihres  Notenumlaufs  war  die 
Bank  in  der  La^  den  Darlehensforderungen 
des  Staates  zu  genügen,  der  im  zweiten 
Halbj^tre  187U  von  ihr  415  Millionen,  im 
ranzen  TOm  Juli  1870  bis  Juli  1871  1470 
MillioneD  geliehen  erhielt.  In  den  Juni  1871 
fiel  die  erste  Offenthche  Anlehensauf nähme 
von  zwei  Milliarden.  Der  Staat  »klärte 
Donmehr  seine  Schuld  an  die  Bank  in  jikhr- 
licfaen  Katen  von  200  Millionen  tilgen  zu 
wollen,  was  denn  auch  zur  Ausfüh- 
rung kam.  Die  Aufnahme  der  Milliarden- 
anlmhe  und  deren  Vem'endung  vor  allem 
mr  Zahlung  der  Kriegsentschädigim^  be- 
dingte eine  weitere  Ausdehnung  des  Isoten- 
uiQikafe  zimi  Ersätze  des  selten  werdenden 
Bargeldes.  Die  Maximalgrenze  wurde  im 
Dezember  1871  auf  2800  MiUionen  erhöht 
und  die  Ausgabe  von  5  und  10  Franos- 
nol^n  angeordnet.  Gleichzeitig  mit  der  Auf- 
nahme der  zweiten  Drei-MiOiardenanleihe 
erfolgte  durch  Q.  v.  15.  Juh  1872  die  Er- 
höhung des  gestatteten  Notenumläufe  auf 
321»  Millionen.  Die  Bank  hat  diese  Grenze 
niemals  erreicht  Der  höchste  Satz  der 
Notenausgabe  war  der  vom  31.  Oktober  1873 
mit  3'J72  Millionen.  Nachdem  die  Krie^ 
«ntBchAdigong  gezahlt  war,  hob  sich  in 
Bftlde  der  Barrmrat  der  Bank.  Die  mittlere 
tirtflse  dessriben  betrug 

im  Jahre     HUI.  Fr.     im  Jahre      HtU.  Fr. 
55'  1874  1130 

7»8  1876  1541 

763  1876  1987 

Ae  Aufhebung   des  Rechts 
die  EinlOsnng  iluer  Noten  zu 
rerweigerD,  sollte  nadi  dem  G.  v.  3.  Augnet 


1675  erfolgen,  sobald  die  Schuld  des  Staates 
an  die  Bank  aiif  300  MillioneD  herabgemindert 
war.  Das  war  der  Fall  Ende  1877,  und  vom 
1.  Januar  1878  an  war  die  gesctzhche  Pflicht 
ziu'  Einlösung  wieder  hergestellt.  Mit  der 
Einlösung  der  Noten  hatte  die  Bank  aber 
thalsächljch  schon  früher  begonnen.  Vom 
7.  Mai  1874  ab  löste  sie  die  Fünf-  und 
Zehnfrancsscheine  ein,  vom  November  1874 
ab  anch  die  zu  zwanzig  Francs.  Der 
acours  IfwU«,  das  gesetzliche  Zahlungsrecht, 
ist  den  Noten  der  Bank  aber  verbliebeu, 
desgleichen  die  Beschränkung  der  Ausgabe 
auf  ein  Maximum,  das  diuMh  G.  v,  29.  De- 
zember 1883  mit  3500  Millionen  bestimmt 
wurde.  Die  Schuld  des  Staates  aus  dem 
Kriege  war  im  März  187!»  getilgt.  Die 
kreditwirtschaftlichen  Beziehungen  aus  der 
laufenden  Kassen  Verwaltung  des  Staates  aber 
blieben  bestehen.  Der  Vertrag  vom  Juni 
1857  war  dim;h  einen  solchen  ram  29.  März 
1878  ersetzt  worden,  welcher  den  Kredit 
des  Staates  bis  zu  140  Millionen  erhöhte. 

Die  Entwiekelungder  Geschäfte  der  Bank 
von  Frankreich  mit  Privaten  in  der  Zeit  von 
1848  bis  zur  Gegenwart  zeigt  die  folgende 
nacli  A.  Courtois,  von  1880  ab  nach  dem 
Annuaire  Statistiijiie  de  la  France  zusammen- 
gestellte Uebersiclit.  Die  Beträge  zeigen 
Millionen  Francs  an. 


1871 
1872 
1B73 
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Wir  fügen  noch  eine  Üebereicht  der  Zu- 
sammensetzung des  Barvorrats  aus  Gold  imd 
Silber  zu  vereehiedenen  Zeiten  bei,  und  zwar 
fflr  die  früheren  Jahre  die  (für  die  beiden 
Metalle  nicht  zusammen  fallen  den)  Maxinsal- 
oder  Miuimalziffom ,  von  1879  an  aber  die 
Anfang  Januar  bezw.  Ebde  Dezember  gleich- 
zeitig vorhandenen  Summen. 
Jahr  OoM  Silber 


1848  Min. 

o,4  Mai. 

140,8 

1848  Mas. 

9,9  Hin. 

46,9 

1869  „ 

229,9  n 

60,9 

1863  „ 

»37,  >    n 

I34,0 

lJ-69  „ 

730,7  „ 

473,0 

1871  Min. 

3S9,9  Mai. 

131,7 

1671  Max. 

593,6  Min. 

35,9 

1873  „ 

691,2  „ 

114,2 

1875  „ 

1176,1   „ 

309,2 

1876  „ 

1544,8  „ 

494,5 

1877  „ 

'5S6,S   „ 

637,1 

1878  „ 

i««i4   „ 

860,9 

1879  Januar 

961,6  Januar 

1065,0 

1880   „ 

1237,5 

1312,8 

1881   „ 

1882   „ 

1149,1 

1883   , 

954^4  l 

1079,5 

1885  „  1000,1         „  1027,4 

1886  „  1150,0  „  1082,2 
im  „  .2,7.5  „  1138,3 
JfS  "  "'5,3  „  1194,3 
xbSQ  „  1261,6  „  1242,3 
1891  31.  Deabr.  1 120,2  31.  Deabr.  1240,8 
1893  „  1702,5  „  1261,3 
18B4  „  2060,8  „  1238,0 
1896        „            1950,3          n  1234,6 

1896  „  1912,0         „  1227,5 

1897  „  "945,5  n  1205,2 
4.  Die  gegenwärtige  Organisation  der 

Bank  von  Frankreich,  a)  Die  Organi- 
sstLon  der  Centrale.  An  der  Spitze  der 
Bank  steht  der  Gouverneur  mit  zwei  Sub- 
gouveraouren ,  -welche  alle  drei  auf  Vor- 
schlag des  Finanzministers  durch  Dekret 
des  Präsidenten  der  Bepublik  ernannt  sind. 
Dir  Amt  ist  seit  dem  Gesetz  von  1897  in- 
compatibel  mit  dem  Mandat  in  einen  gesetz- 
gebenden Karper.  Dem  Gouvemeiic  zur 
Seite  steht  ein  Dircktionarat  (conseil  de 
r^nce)  von  15  Mitgliedern  und  3  Censoren. 
Diese  ■werden  von  der  General versammlimg 
auf  3  Jahre  gewählt  Drei  Direktoren  müssen 
ans  den  Generalzahlmeistem  der  Fiuanzen, 
fünf  andere  sowie  die  Censoren  aus  dem 
Industrielten-  und  Kaufmannsatande  gewählt 
werden.  Gouverneure,  Direktoren  und  Cen- 
Borea  bilden  den  >  conseil  gßnöral  de  la 
Baaque«,  welcher  alle  GescMfte,  die  ihm 
vom  Gouverneur  zugevdesen  werden,  zu  be- 
raten hat.  Die  Censoren,  deren  Aufgabe  die 
der  Uebenvachung  ist,  nehmen  nur  als  be- 
ratende, nicht  als  stimmberechtigte  Organe 
teil.  Die  Vertretung  nach  aussen  sowie  die 
letzte  Entscheidung  in  wichtigeren  Fragen, 
_  Ti  rr.i  ■   jg  jjffejjfg  zum  Eskompte 


steht  dem  Goavemeur  zu.  Die  15  Direktoren 
und  3  Censoren  bilden  zur  Ueberwaehung 
und  Leitung  der  Bankgeschäfte  6  besondere 
Komitees  (für  das  Eskomptcgeschäft,  das 
Notengeschäft,  die  Beziehungen  der  Bank 
zur  Regierung,  zur  Prüfung  der  Kassen,  der 
Bücher  und  des  Portefeuilles,  zur  Ordnung 
der  Verhältnisse  der  Zweigaustalten),  in 
welchen  stets  der  Gouverneur  oder  ein 
Stellvertreter  den  Vorsitz  führt.  Zui-  Mit- 
beratimg  und  Prüfung  der  zum  E^ompte 
eingereichten  Papiere  besteht  noch  ein  be- 
sonderer conseil  d'escompte  aus  12  von  den 
Censoren  auf  Vorschlag  des  conseil  g6a6ral 
ernannten  Geschäftsleuten.  Alle  bisher  ge- 
nannten Personen  mftssen  im  Besitz  von 
Bankaktien  sein,  deren  Zahl  von  10  bei  den 
Mitgliedern  des  conseil  d'escompte  bis  zu 
100  beim  Gouverneur  schwtuikt  Dieselben 
sind  während  der  Amtsdauer  ihrer  Besitzer 
uoveräusserlidi. 

b)  Die  Orstuiiaation  der  Zveig- 
anstalten.  Die  Organisation  der  Zwdg- 
anstalten,  welche  heute  auf  der  V.  v.  25.  Mai 
1841  ruht,  ist  jener  der  Centrale  nachge- 
bildet Zweiganstalten  können  nur  durch 
Dekret  des  Staatsoberhauptes  gebildet  oder 
aushoben  werden.  An  der  Spitze  steht 
ein  von  der  Begieruug  auf  Vorschlag  des 
Fiuanzmin  isters ,  dem  hierzu  seitens  des 
Gouverneurs  drei  Personen  präsentiert  wer- 
den, ernannter  Direktor,  ihm  zur  Seite  ein 
Verwaltungsrat  (conseil  d'administration)  aus 
in  der  K^;el  12  Mitgliedern,  welche  vom 
Gouverneur  aus  einer  durch  den  conseil 
g6n6ral  präsentierten  Liste  ernannt  werden. 
Unter  gewissen  Bedingungen  treten  dieser 
Liste  Vorschläge  von  Aktionären  am  Sitze 
der  Zweiganstalt  bei.  Die  Ueberwaehung 
der  Zweigaustalten  wird  durdi  3  Censoren 
besorgt,  die  der  conseil  gön^raJ  ernennt  Die 
Ernennung  der  Genannten  mit  Ausnahme 
des  Direktors  erfolgt  auf  3  Jahre.  Der  Be- 
sitz einer  kleineren  Anzahl  von  Aktien  ist 
auch  hier  voi^eschrieben.  Dem  Direktor 
steht  die  Ausführung  der  Verfügungen  des 
conseil  gän6ral  sowie  der  Instruktionen  des 
Gouverneurs  zu,  er  vertritt  die  Zweigan- 
stalt nach  aussen.  Er  führt  den  Vorsitz  im 
Verwaltungsrat  und  den  aus  demselben  ge- 
bildeten Komitees  der  Kassen,  Eskompte, 
Bücher  imd  Portefeuilles,  ohne  seine  Zu- 
sttmmung  darf  kein  Effest  zum  Eakompte 
zugelassen  werden,  kurz  er  hat  inneihalb 
der  Zweiganstalt  die  Stellung  des  Gouver- 
neurs zur  Bank.  Ein  den  Zweigaustalten 
eigentümliches  Amt  ist  das  der  Inspektoren, 
welche  vom  Gouverneur  ernannt  die  Buch- 
führung der  Anstalt  überwachen  müssen. 

o)  Die  Geschäfte  der  Bank.  lAsteu 
und  BUaoB.  Die  allgemeine  Abgrenzime 
der  Geschäfte  der  Bank  durch  Gesetz  und 
Statut  entspricht  noch  immer  dem  Gee^ 


Banken  (Franki-eich) 


von  1800.  Auch  im  einzelnea  kt  wenig 
geSudert  vorden.  Die  Notenausgabe, 
Teiche  im  Laufe  des  ganzen  Jahrhrniderts, 
mit  Ausnahme  der  Jahre,  in  welchen  die 
Regierung  den  Zwangskurs  zu  dekretieren 
geuötigt  war,  1848  und  1870,  eine  unbe- 
achrfinkte  war,  ist  nunniehr  durch  eine 
Haximalgrenze,  die  1897  auf  5000  Millionen 
Francs  erhöht  wurde,  eingeschränkt  In 
Bezug  auf  das  YerhlÜtnis  zum  Barvorrat 
bestehen  keine  Bestimmnng|eD.  Die  Stücke- 
lung der  Noten  sowie  den  in  den  einzelnen 
Rufen  angegebenen  Betrag  Ende  1897  zeigt 
folgende  üebersicht 


ia72,o 
1836,0 


Zum  Eskomptel3sst  die  Bank  folgende 
Papiere  zu:  1)  Handelspapiere  auf  Paris 
oder  Plätze  mit  Zweiganstalten.  2)  Warrants 
mit  mindestens  zwei  Unterachriften.  3)  Unter 
gewissen  Bedingungen  Checks,  welche  am 
Orte  der  E^lligkeit  prflsentiert  werden. 
4)  SchatzBcheine  und  bons  de  mounaie.  Die 
Lsnfzett  der  zu  eskomptierenden  Papiere 
mufis  mindestens  5  Tage  betragen  und 
wenigstens  10  Centimes  für  jedes  Effekt 
einbringen.  Ihre  EekomptetÜtigkeit  ist 
durch  das  Oesetz  von  1897  d^n  bestimmt 
w«den,  dass  sie  eskomptieren  kann  alle 
von  Handeltreibenden,  landwirtschaftlichen 
oder  anderen  Syndikaten  und  von  aUen 
anderen  notorisch  zahlungs&higen  Personen 
ausgestellten  Wechsel  und  andere  auf  Ordre 
laatendea  Handelspapiere  mit  nidit  längerer 
als  SmonatUcher  Laufzeit 

Für  Wechsel  von  Zweiganstalt  zu  Zweig- 
anstalt  ist  eine  Laufzeit  von  8  Tf^n  vor- 
geschrieben. Die  früher  bestandene  Be- 
achiftokODg  in  der  Höhe  des  Diskontsatzes 
ist  seit  18o7  w^gefallen. 

Die  Eröffnung  von  Giroconten  (comp- 
tes  oourants)  erfolgt  in  zweifacher  Weise, 
Das  einfache  Giroconto  (c.  c.  simple)  giebt 
das  Recht  zur  Hinterlegung  von  Geldern 
(dute  Zinsvergütung  und  zur  freien  Yer- 
ffignng  darüber  durch  rote  Anweisungen 
(bmis  de  virements  ronges),  zur  Uebertragung 
von  Summen  auf  andere  Giroconten  am 
Platze  oder  durch  Checks,  welche  bald  auf 
den  Inhaber,  bald  auf  Ordre  lauten.  Das 
Giioconto  mit  dem  Rechte  des  Eskomptes 
gewahrt  axtaaer  den  Vorteilen  des  einfachen 
GiroGontos  noch  das  Becht,  Papiere  zum 
lUkompte  präsentieren  zu  dtlrfen.  Auch 
hier  werden  k^ne  Zinsen  vergütet  Gegen 
~'  leKommissioDSgebührübeminunt  die  Bank 

~  hloi^en  fOr  Girokunden  an  anderen 
,  welchen  sie  daselbst  die  Be- 


trage gutschreibt  Sie  übernimmt  femer 
die  Einkassierung  von  ihr  übergebenen 
Handelspapieren,  gleichfalls  gegen  eine  noch 
dem  Werte  des  Papiers  sich  richtende  Ge- 
bühr. —  T^in  Conto  von  besonderer  Wichtig- 
keit ist  jenes  des  Finanzministeriums,  Über 
welches  die  Direction  du  mouvement  g6n6ral 
dos  fonds  die  oberste  VerfOgimg  hat.  Als 
Regel  werden  sowohl  in  Pans  wie  in  den 
Provinzen  durch  die  Geueralein  nehmer  alle 
im  Augenblicke  nicht  benötigten  Staats- 
gelder auf  dieses  Conto  bei  der  Bank  ein- 
gezahlt, wahrend  andererseits  wieder  seitens 
der  Centialstellen  bis  zur  Höhe  des  jeder 
einzelnen  zustehenden  Kredite  von  diesem 
Conto  Gelder  abgehoben  werden  können, 
auch  wenn  am  Zahlungsorte  kein  Guthaben 
des  Staates  bestünde.  Jeden  Tag  werden 
diese  Summen  bilanziert,   wobei   die  Bank 

g'.at&sä  dem  Vertrage  von  1878  bis  zur 
öhe  \'on  140  Millionen  und  seit  dem  Ge- 
setz von  1897  ausserdem  noch  mit  40  Mil- 
lionen Francs  dem  Staate  Kredit  gewahrt. 
Die  so  Yoi^eatreckten  Summen  werden  gegen- 
wärtig nicht  mehr  vei-zinst,  die  Bank  ist 
auch  nicht  berechtigt,  während  der  Dauer 
ihres  Privilegiums  die  Rückzahlung  zu  for- 
dern. Am  31.  Dezember  1897  endigte  das 
Privilegium  der  Bank.  Durch  G.  v.  17.  No- 
vember 1897  wurde  es  aber  für  23  Jahre 
bis  zum  31.  Dezember  192U  verlängert  Doch 
kann  im  Laufe  des  Jahres  1911  durch  Gesetz 
die  Endigiing  des  Privilegiums  auf  den  31.  De- 
zember 1912  ausgesproäien  werden. 

Zur  Lombardierung  gelangen  ausser 
französischen  Renten,  fiisenbahnaktien-  und 
-Obligationen ,  Obligationen  der  Stadt  Paris 
und  anderer  Städte  etc.  und  Gold-  and 
Silberbarren  sowie  ausländisches  Gold-  und 
Silbergeld.  — 

Die  Bank  von  Frankreich  hatte  bisher 
für  ihr  Privilegium  keine  besondere  Ver- 
gütung zu  leisten.  Sie  hatte  nur  die  all- 
gemeinen direkten  Steuern  von  Ihrem  Ge- 
schäftsbetrieb und  die  Stempelsteuer,  der 
alle  Handels-  und  Kreditpapiere  unterworfen 
sind,  von  ihren  Noten  zu  bezahlen.  Die 
letztere  Steuer  wurde  durch  G.  v.  13.  Juni 
1878  für  die  Bank  in  der  Art  individuali- 
siert, dass  man  von  der  mittleren  Grösse 
ihres  jährliches  Notenumlaufs  den  dem  Bar- 
vorrat entsprechenden  Teil  als  unproduktiT 
in  Abzug  brachte.  Nur  der  Rest  ward  nut 
der  bisher  üblichen  Steuer  von  50  cts.  für 
1000  Pr.  belegt,  während  von  dem  »un- 
produktiveni  Notenumlauf  nur  20  cts.  xa 
bezahlen  waren.  Auf  Orund  des  Gesetzes 
von  1897  ist  dem  Staate  aber  vom  1.  Jannar 
1897  ab  von  der  Bank  halbj^irlich  ein  Be- 
trag zu  bezahlen,  der  entspricht  einem  Achtel 
des  Ertrages  des  Eskomptesatzes  von  der 
Ziffer  des  produktiven  Noten imilaufs,  jedoch 
niemals  weniger  als  2  Millionen   betragen 


Banken  (Fianlo^ich — Italien) 


dari.  Auch  die  Nicht/j^ung  von  Zinsen 
fOr  die  oben  erwähnten  Vorschüsse  der  Bank 
bedeuten  natürlieh  einen  finanziellen  Vorteil 
für  den  Staat.  Ausserdem  ■wurde  1897  der 
Kaseendienst  der  Bank  für  den  Staat  ver- 
mehrt, uiBbesoudere  durch  die  von  der  Bank 
Qbemommene  kostenlose  Zahhiug  der  Renten- 
coupoDB  und  die  Emission  der  Rente. 

Einzelheiten  Aber  die  wichtigsten  fran- 
zösischen Aktienbanken  ohne  Notenausgabe 
findet  man  in  dem  Artikel:  Aktiengesell- 
schaften in  Frankreich  oben  Bd.  IS.  228  ff. 

Litteratnr:  J.  O.  Com-ceUe-Seneullf    Tmüf 
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XU.  Banken  In  Italien. 

(19.  Jahrhundert). 

Ä.  Die  Zettelbanken.  I.  Die  Ent- 
wickelnng  des  ItalieaiBcben  Bank- 
wesens nnd  die  Bankpolitik  bis  Ende 
1892.  1.  Vorbemerkan^.  2.  Nationalbank  im 
Königreich.  3.  Toskaiiiscbe  Nationalbank.  i. 
Toskanische  Kreditbank  für  die  Industrie  und 
den  Handel  Italiens.  6.  BOmische  Bank.  6. 
Bank  von  Neapel.  7.  Bank  von  Sicilien. 
8.  Aufgehobene  Zettelbanken.  9.  Die  Geaetz- 
gebnng  vom  Jahre  1866  bis  znm  Jahre  19d2. 
U.  Die  Bankpolitik  seit  1893  nnd  die 
hentige  Bankverf&ssung.  lü.  Die  Ur- 
saclien  der  neuen  Gesetzgebung.  IL  Wesen 
nnd  innere  Einrichtung  der  Zett«lbanken, 
12.  Snccursalen  nnd  Korrespondenten.    13.  Ka- 

?ital  nnd  Yermtigen.  U.  Die  NotenauBgabe. 
5.  Der  Legalknra  der  Banknoten  und  ihr  Ans- 
tausob  unter  den  Zett«1banken.  Dauer  des 
Bechtes  der    NotenaOBgabe.      16,    Aktiv-  nnd 


PassivgeachUte.  Diskontosatz  nnd  ZinasttB. 
17.  HeservefondH.  18.  Verhältnisse  zum  Staate. 
Steuer  nnd  Gebühren.  OeffentUchkeit.  19.  Sta- 
ÜBtik.  —  B.  Die  anderen  Banken.  20. 
üebersiebt.  21.  Die  ordentlichen  KreditgeseD- 
schaften. 

A.   Die  Zettelbamke«. 

I.   Die  EntwickeloDg   des  italienischea 

Bankwesens  und  die  Bankpolitik 

bis  Ende  1892. 

1,  Vorbeinerknng.  Die  Geschichte  des 
italienischen  Bankwesens  vor  der  Gründang 
dos  heutigen  Königreichs  und  ihrer  ToUen- 
dung  im  Jahi-e  ISTO  wird  fast  voUst&ndig 
mit  der  Darstellnng  der  Entwickelnng  der 
2fettelbanken  erschöpft,  da  diese  entweder 
die  einzigen  oder  einzig  l)edeutenden  Ere- 
ditanstalten  der  frfthereu  Einzelslaaten  waren 
oder  alle  die  frilheren  erwähnungswerten 
Anstalten  in  sich  aUmählich  auteenommen 
hatten,  so  dass  die  Geschichte  jeder  Zettel- 
bank auch  die  Eredit^schichte  des  Landes- 
tciles,  wo  sie  entstanden  ist,  mit  enthält. 

Wir  werden  zuei-st  die  Aktienbanken 
Ober-  und  Mittelitaliens,  dann  die  Banken 
von  Neapel  und  Sicdlien.  'welche  als  Staats- 
anstalten entstanden  sind,  in  ihrer  Geschichte 
darstellen,  die  au^bobenen  Zettelbuiken 
erwähnen,  dann  die  Baidcpolitik  und  die 
Gesetzgebiing  in  ihrer  Entwickelnng  sum- 
marisch verfolgen;  da  mit  dem  Jahr  1893 
eine  neue  Periode  brennen  ist,  so  wird  die 
Darstellnng  in  diesem  Abschnitt  mit  dnn 
Jahre  1Ö92  abgeschlossen. 

2.  Nationalbank  im  Königreich  (Banca 
nazionale  nel  Segno).  Die  sardinische  Be- 
gicmng  hat  im  Jahre  1844  die  GrQndnng  - 
einer  Diskonto-Depositen-  und  Kotenhank  in 
Genua  und  im  Jahre  1847  die  einer  Ähn- 
lichen in  Turin  autorisiert,  beide  mit  einem 
Ka})ital  von  4  Millionen  LJre.  Durdi  das 
kOnigl.  Dekret  v.  14.  Dezember  1849  und 
'  6.  T.  9.  Juli  1850  wurde  die  Vt^ 
einigling  beider  Banken  in  eine  einzige 
Anstalt  (Hanptsitz  in  Genua),  die  Banca 
nazionale,  mit  8  Millionen  KajütaJ,  dem 
Monopol  der  Notenausgabe  und  einer  Dauer 
von  HO  Jahren,  gestattet.  Im  Jahre  1A52 
wurde  das  Kapital  auf  32  Millionen  eiiiJUit, 
und  die  Bank  begann,  Succuisalen  zu 
gründen :  dos  Heglement  für  dieselben  wuido 
am  24.  April  lÜSi  erlassen. 

Im  Jalire  1859  hat  sie  ihre  Thätigbeit 
auf  die  befreite  Lombardei  auagedehnt 
Durch  kÖnigL  Dekret  (mit  Gesetze^cr^ 
V.  1,  Oktober  1859  wurde  ein  neues  Statut 
der  Bank  bestätigt  und  das  Eapit^  aaf 
40  Millionen  gebraucht  Im  Jahre  1B61  hi^>ea 
sich  zwei  Zettelbanken,  die  Bank  der  par- 
mensischen  Staaten  und  die  Bank  für  die 
Vier  Legationen  (s.  unten  sub  8)  mit  ifar 
vereinigt,  während   sie   neue   Hanptkontore 


niul  Succursalen  in  den  neapolitanisclien 
nnd  Eidlianischea  Frovinzen  eröffnete  und 
deiclizeit%  den  Titel  Banca  nazionale  nel 
FJegBO  annahm.  Im  Jahre  1865  wurde  ihr 
£apital  auf  100  MUlioiien  erhöht ;  sie  pTfin- 
dete  ein  Hauptkontor  in  der  aouen  Haupt- 
stadt Florenz  und  später  Sucouisalea  in 
anderen  tjtsdten  von  Toskana.  In  den 
Jahren  1866 — 67  that  sie  dasselbe  in  den 
befreiten  renotianiBchen  Provinzen  und  nahm 
in  äch  eine  andere  Zettelbank  auf.  das 
Stabtlimento  MprcantiJe  Veneto  zu  Venedig 
(E.  unten  sub  8):  endhch  im  Jahre  1871 
gTÖndete  sie  ein  Hauptkontor  in  der  neuen 
Hauptstadt  Rom,  und  im  Jahre  1872  wurde 
ihr  p%tattel.  ihr  Kapital  auf  200  Millionen 
zu  bringen,  von  denen  nur  ir>0  eingezahlt 
Tfnrden. 

So  hat  sicii  die  kleine  Bardiuische  Bank, 
indem  sie  alle  Zettelbanken  OberitalienR  an 
sich  mg  und  Hauptkontore  und  Succuraoleu 
an  vielen  bedeutenden  Orten  des  ganzen 
liSndes  erßffuete.  zur  mäohtiesten  Kredit- 
anstalt des  uenen  KCnigreiciiB  empoi^e- 
sehirungen. 

Seit  1885  verwaltete  sie  auch  eine  ^ross- 
artige  Orundkreditanstalt  mit  Pfaiulbrief- 
aus^bc. 

8.  Tot^anische  Nationalbank  (Banca 
Nazicnalo  Toecana).  Durch  Dekret  v.  31. 
Dezember  1816  hatte  die  grossherzogliche 
Regieron^  eine  öffentliche  Diskontokasse  in 
Toskana  gegründet  Das  Kapital  wurde  vom 
'Staate  vorgeschossen,  und  die  Bank  erhielt 
das  Kecht  zur  Notenausgabe.  Aber  zehn 
Jahre  spSter  wurde  sie  au^elOst,  und  am 
1.  Januar  1827  trat  an  iiire  Stelle  eine 
Diskontobank  mit  Sitz  in  Florenz,  einem 
K^tal  von  1  Million  losk.  Lire  imd  dem 
Hecht  ZOT  Emissimi  von  Noten,  welche  der 
Staat  garantierte,  bis  zum  Dreifachen  des 
Kafttate.  Im  Jahre  1836  wurde  sie  fOr 
weitere  zehn  Jahre  bestätigt,  und  so  nach 
und  nach,  bis  ihre  Dauer  bis  zum  31.  De- 
xember  1K"»8  verlängeit  und  ihr  Kapital  auf 
12ö<»00li  toek.  Lire  criiöht  wurde. 

Am  .SU.  MSrz  18:i7  entstand  in  Livomo 
eine  Diskontobank  (Aktiengesellschaft)  mit 
(noem  Kmital  von  2  Millionen  tosk.  Lire 
imd  dorn  Hecht  ziu-  Notenausgabe  bis  zimi 
Dreifachen  desBelbcji.  Dire  Dauer  war  auf 
■20  Jahi«  berechnet,  doch  wurde  sie  8]iatei' 
Ins  znm  31.  Dezember  18ri8  prorogiert. 

Im  Jahre  1841  wurde  die  Hank  von 
•Siena  cißffnet,  eine  Aktiengesellschaft  mit 
liXPOtHf  toBk.  Lire  Kapital,  dem  Hecht  der 
NotenemiSMon  bis  zu  demselben  Befrage 
oad  einer  Dauer  bis  zum  30.  April  5862. 

Am  27.  April  1846  bestätigte  die  tos- 
-baniMhe  Rcgienmg  das  Statut  der  Bank 
T<m  Arezzo,  einer  Aktiengesellschaft,  mit 
eöum  Kapital  von  120000  toek.  Lire  und 
dem  Recht   der  Emission  von  Noten  bis  zu 


demselben  Betrage,  welchen  sie  nie  erreichte. 
Sie  sollte  bis  zum  Jahre  1866  dauern. 

Die  Bank  von  Pisa.  Aktiongesellschaft, 
entstand  im  Jahre  1847  mit  einem  Kapital 
von  150OU0  tosk.  lire,  welches  bald  ver- 
doppelt wurde.  Hie  war  auch  Zettelbank, 
und  die  Noteu  konnten  nie  den  Betrag  des 
Kapitals  Übersteigen :  thatsächlich  wurdr 
kaum  die  Hälfte  dieser  Summe  ausgegeben. 
Sie  sollte  im  Jahre  1867  aufhören. 

Im  Jahre  184!)  wurde  die  Bank  von 
Locca  gegründet;  sie  begann  ihre  Tliäügkeit 
am  l.  Juli  18.VI.  Ihr  Kapital  war  299  6(J6 
tosk.  Lire.  Sie  konnte  Noten  bis  zum 
Doppelten  dieses  Betrages  ausgeben .  da- 
nmter  ganz  kleine  Stücke;  ihre  Dauer  war 
bis  aufs  Jahr  1809  berechnet. 

So  hatte  man  in  Toskana  6  Zettelbankeu ; 
ausserdem  betrieb  die  Florentiner  Diskonto- 
geschäfte, die  von  Livorno  Diskontogeschäfte 
und  MQnzhandeJ ;  die  übrigen  Diskonto-  und 
Depositengoschfifte ;  die  vonSieoaundArezzo 
auch  Pfand  leih  geschäfte.  Zur  gegenseit^n 
Aouahmc  der  Noten  waren  sie  nicht  ver- 
pfüchtet. 

Auf  Grund  des  Dekrets  v.  8.  Jiüi  1857 
wurde  aus  der  Vereinigung  der  Banken  wn 
FloreuK  und  Livorno  die  toskanische  Na- 
tionalbank, Banca  nazionale  Toscana,  ge- 
bildet, mit  zwei  Hauptkontoren  in  jenen 
Städten.  Ihr  Kapital  würde  auf  8  Miüioneu 
tosk.  Lire  festgesetzt,  mit  einer  Erhöhung 
von  einem  Drittel  jedes  fünfte  Jahr.  Daß 
Statut  wurde  am  30,  Dezember  ISfi?  von 
der  Begicning  bestätigt  und  am  4.  August 
desselben  Jahres  auch  das  Pteglement  für 
die  Filialen ;  die  bestehenden  Übrigen  vier 
Zcttelbanken  konnten  die  Stelle  von  Filialen 
annehmen,  was  thatsächlich  durch  besondere 
Konventionen  am  23.  Januar  1860  für  die 
Banken  von  Siena,  Pisa  und  Lucca  und  am 
18.  März  1860  fllr  die  Bank  von  Arezzo 
geschah. 

So  war  das  Kapital  der  Bank  auf 
9410000  tosk.  Lire  gestiegen;  es  wurde  am 
16.  Dezember  1860  auf  10  Millionen  itol. 
Lire  gebracht.  Im  Jahre  1864  gründete  sie 
eine  SuccursaJe  in  Pistoja,  im  Jahre  1873 
eine  andere  in  Grosseto;  inzwisclien  war 
(1866)  ein  Entwurf  zur  Vereini^ng  der 
Bank  mit  der  italienischen  Nationalbank 
misslungen.  Das  G.  v.  18.  August  1870 
autorisierte  die  Bank  zur  Verlängerung  ihrer 
Dauer  und  ztu-  ErhOhimg  ihres  Eapiüds  bis 
zur  Maximalgrenze  von  50  Millionen,  und 
durch  das  königl.  Dekret  v.  20.  November 
IH70  wurde  ilire  Dauer  bis  auf  den  31. 
Dezember  188i)  verlängert  und  ihr  Kapital 
nach  den  Beschlüssen  des  Verwaltungsrates 
nur  bis  zu  30  Millionen  ital.  Lire  (von  denen 
21  Millionen  eingezahlt  worden)  fixiert.  In- 
folge des  G.  V.  30.  April  1874  (a.  unten) 
wiffde  im  Jahre  1 875  eme  Generaldirektion 


(Italien) 


mit  Sitz  in  Florenz  eingerichtet  und  ver- 
schiedene andere  SuccurBalen  eröffnet.  Das 
letzte  Statut  wurde  diirch  königl.  Dekret  v, 
14  Januar  1875  bestätigt. 

4.  Toskanische  Kreditbank  für  die 
Indnstrie  und  den  Hände]  Italiens  (Banca 
Toscana  dl  Credito  per  le  induslrie  e  il 
commcrcio  d'  Italia).  Diese  Anstalt  wurde 
durch  Dekret  v.  12.  März  1860  der  pro- 
visorischen toskanischen  Regierung  errichtet. 
Ihr  Kapital  war  auf  40  Millionen  ital.  Lire 
berechnet,  aher  nur  5  wurden  wirklich  oin- 
Kezahlt  Sie  wurde  zu  jeder  bankmAssigcn 
Operation  und  auch  zur  Ausgabe  von  Kassa- 
zetteln (buoui  di  caasa)  bis  zum  Dreifachen 
des  eingezahlten  Kapitals  autorisiert.  Sie 
begann  ihre  Thatigkeit  im  Jahre  1863,  hatte 
ihren  Sitz  in  Florenz  und  keine  Filiale, 
obgleich  sie  zur  Gründung  von  solchen  be- 
rechtigt war.  Daß  letzte  Statut  war  vom  12. 
Ufirz  186(1  mit  einigen  durch  das  Dekret 
V.  20.  Juni  18Ö7  eingeführten  Vertnde- 
rungen. 

5.  Römische  Baok  (Banca  Bomana). 
Schon  im  Jahre  1833  wurde  eine  Römische 
Bank  geendet:  aber  nach  einem  nicht 
sehr  thätigen  Leben  trat  durch  Dekret  der 
jÄpstJichen  Regierung  v.  29,  April  1850  die 
^Össere  Bank  des  Kirchenstaates 
(Banca  dello  Stato  pontificio)  an  ihre  Stelle. 
Das  Statut  wurde  am  6.  Mai  1S51  bestätigt, 
und  am  1.  Juli  1851  begann  sie  in  Rom 
und  in  zwei  Succursalen,  zu  Bologna  und 
Ancona,  ihre  Operationen.  Ihr  Kapital  sollte 
1  Million  Scudi  (5375000  ital.  lire)  er- 
reichen, aber  nur  600000  waren,  als  sie  er- 
öffnet wurde,  eingezalilt.  Sie  hatte  das 
Monopol  nicht  nur  der  Notenausgabe  (in 
Stücken  von  100,  50,  20,  10  und  1  Scudo 
und  mit  Dritteldeckimg),  sondern  auch  aller 
Bankgeschäfte.  Ihr  Privilegium  sollte  Ende 
1881  hinfällig  sein. 

Die  Succursalen  wurden  im  Jahre  1857 
aufgehoben,  imd  an  ihre  Stelle  trat  die 
Bank  für  die  Vier  Legationen  (Banca 
per  le  (Juattro  TjCgazioni).  welche,  wie  wir 
schon  bemerkt  haben,  im  Jahre  1861  mit  der 
italienischen  Nationalbank  sich  vereinigte. 

Die  Verwaltimg  der  Bank  des  Kirchen- 
staates war  nichts  weniger  als  mustergültig, 
80  dasB  durch  Dekret  v.  4.  Oktober  1866 
die  ^psÜiche  Eegiening  ihr  Bürgschaft  für 
die  Noten  gewähren  miisst«.  Ende  1869 
stand  ihr  Noteniunlauf  auf  30,7  Millionen  ital. 
Lire  und  die  Deckung  auf  10,9  Millionen. 

Als  im  Jahre  1870  Rom  die  Hauptstadt 
des  Königreichs  wurde,  gewährte  das  königl. 
Dekret  v.  13.  Oktober  den  Noten  der  Bank 
den  Legalknrs  (s.  )inten  sub  9)  für  die 
Provinz  von  Rom,  und  mit  dem  köni^. 
Dekret  v.  2.  Dezember  gab  man  ihr  em 
neuee  Statut  und  den  Namen  Rdmische 
Bank  (Banca  Romana).    Sie  entsagte  ihrem 


obenerwähnten  Monopol  ge^n  eine  Ge- 
samtentschädigung  von  2  Millionen  Lire,  die 
von  jenen  Kreditiwi stalten  zu  zahlen  war, 
welche  in  Rom  sich  gründen  oder  Filialen 
eröffnen  wollten:  der  Betn^  jeder  Anstalt 
wurde  von  der  Regierung  in  jedem  beson- 
deren Falle  festgestellt 

Das  G.  V.  30.  April  1874  peatattete  die 
Erhöhung  des  Kapitals  der  Bank  auf  15 
Millionen  Lire,  welche  vClhg  eingezahlt 
wurden,  und  hob  jede  Bfli|;schaft  der  Re- 

flerung  für  ihre  Noten  auf.  Von  dem  Reckte, 
ilialen  zu  gründen,  hat  sie  keinen  (Sebrauck 
gemacht 

6.  Bank  von  Nea4)el  (Banco  di  Napoli). 
Seit  der  letzten  Hälfte  des  16.  JahriinndertB 
bestanden  im  Königreich  Neapel  grosse 
Pfandleihhäuser,  deren  Venni^n  von  der 
bourbonischen  Regierung  im  Ifri^e  g^en 
die  französische  Revolution  benutzt  wurae. 
Die  französische  R^enmg  verbuchte  mit 
dem  G.  t.  11.  Juni  1806  eine  der  alten 
Banken,  die  von  San  Giacomo,  für  den  Hof- 
imd  Staatsdienst  zu  erhallen  und  eine  Bank 
für  die  Privaten  zu  gründen,  imd  dann  mit 
dem  G.  v,  6.  Dezember  1808,  beide  in  eine 
Bank  beider  Sieilien  umzuwandeln: 
aber  die  Kapitalien  fehlten.  Der  im  Jahre 
1809  erneuerte  Versuch  misalang  wieder; 
aber  die  restaurierte  bourbonisdie  Regierung 
konnte  wirklich  mit  dem  Dekret  v,  12.  De- 
zember 1816  die  Bank  beider  Sieilien  ins 
Leben  rufen.  Sie  wurde  mit  zwei  Kaesen 
eingerichtet:  die  Hofkasee  zum  Dienst 
des  Staatssdiatzes  und  die  Kasse  der 
Privaten  für  Depositen  und  Pfandleih- 
geschäfte.  Die  erste  war  vom  Finanzminister 
abhängig,  die  zweite  von  der  Regierung  Obeo-- 
wacht;  beide  übrigens  von  Regieningsbe- 
amten  verwaltet.  Die  Gründung  einer  dritten 
Kasse  für  Diskontogeschäfte  war  voraus- 
gesehen; sie  wurde  mit  einem  vom  Staate 
vorgeschossenen  Kapital  durch  das  Dekret 
V.  23.  Juli  1818  eingerichtet  und  war 
eigentlich  nicht  mehr  als  eine  Abteilung  der 
Hofkasse  und  immer  mit  den  Staatsschatz^ 
Operationen  verwickelt  Die  Regierung  ver- 
fuhr auch  etwas  willkürlieh  in  der  Rf^ung 
des  Diskontosatzes  und  in  der  Anwendung 
der  Bestimmungen  des  Reglements.  Trotz- 
dem genossen  chese  Kreditwistaiten,  welche 
Übrigens  die  einzigen  der  Art  waren,  in  der 
Bevölkerung  grosses  Ansehen  und  wurdet 
in  bedeutendem  Umhnge  benutzt  Eine 
neue  Abteüung  der  Staatskasse  wurde  in 
Neapel  selbst  im  Jahre  1824  eröffnet;  Ede 
war  bestimmt,  einigen  spedellen  Zweigen  der 
Staats-  und  Lokalverwaltung  und  den  Wolil- 
thätigkeitsanstalten  zu  dienen;  aber  aucii 
den  Privaten  wurde  gestattet,  sie  zu  be- 
nutzen, so  daBB  der  oben  dargestellte  Untec^ 
schied  zwischen  der  Hofkasse  und  der  Kasse 
für  die  Privaten  thatsächlich  aufhörte.    EÜoe 


Banken  (It^iea) 


Shnliche  Abteilung  der  Stoatakasse  vurde 
■nsl  später  auch  in  Bari  durch  Dekret  v. 
18.  Mai  1857  eingerichtet. 

Die  charakleristieche  Operation  der  Bank, 
velche  ihr  auch  die  Volks^iuBt  zuwandte, 
war  das  Depositenzeschfift ,  der  sogenannte 
lamo  apodiaaario.  Die  ziu:  Beurkundung  der 
Depoeiten  emittierten  fedi  di  credito  waren 
mitlndossament  abertragbar.  Darüber  konnte 
man  gesetzinSssige  und  vollkommen  gültige 
Tertrfige  unter  den  Privaten  ohne  Stempel- 
gebühr Bchieiben,  die  dann  nach  der  Zurück- 
gabe der  Urkunde  infolge  der  Zurückoahme 
der  Depofiiten  von  der  Bank  bewahrt  waren. 
Die  fede  di  credito  konnte  vom  Einleger  mit 
mehreren  Depositen  in  eine  madre-fede  in 
den  Bankregistem  verwandelt  werden;  so 
hatte  man  ein  wahres  Kontokorrent  zwischen 
dem  Deponenten  und  der  Anstalt,  und  der 
Deponent  konnte  mit  einem  Zettel,  polizza, 
zu  Gunsten  eines  Dritten  von  seinem  Gut- 
haben zum  Teil  oder  im  ganzen  verfügen. 
Da  eine  besondere  Bemerkung  darüber  in 
der  madre-fede  nOtlg  war,  so  wurde  der 
Zettel  polizza  notata  genannt  Zu  demselben 
Zwecke  dienten  auch  die  auf  den  Namen 
eines  Dritten  lautenden  Zahlungsan Weisungen, 
mandati  Bei  kleineren  Summen  wiu^en  die 
Depositen  dturch  kleineZetteL  die  sogenannten 
polizziui,  die  der  Deponent  redigierte  und 
der  Kassierer  beglaubigte,  beurkundet.  Die 
fedi  di  credito,  polizze  und  polizzini  wurden 
als  gesetzliches  Zahlungsmittel  benutzt  und 
bei  den  Steuerfimtem  in  Münzen  eingelöst; 
aUe  dienten  sowie  auch  die  mandati  zur 
Sendnng  von  Geldsummen,  und  diese  Eigen- 
schaft war  in  einer  Zeit  mit  sehr  unvoll- 
kommenen Verkehrsmitteln  hdchst  oQlzlich 
und  stdifttzenswert :  daher  waren  jene  Ur- 
kunden im  neapolitanischen  Königreich  sehr 
verbreitet.  Die  italienische  Regierung  regelte, 
insbesondere  durch  die  Dekrete  v.  30.  No- 
vember 1860,  27.  April  1863,  14.  Januar  1864 
und  11.  August  1866  die  Anstalt  unter  dem 
Namen  Banco  di  Napoli,  nahm  ihr  den 
Charakter  einer  Staatsbank  und  verwandelte 
cie  in  eine  selbständige,  von  der  Regierung 
flberwaclite  Eredilkorporation  mit  eigener 
Verwiütiing.  Im  Jahre  1866  begann  die 
Bank,  ohne  Indossament  übertragbare  und 
anf  den  Namen  des  Kassierers  lautende  fedi 
di  credito  von  festem  Werte  auszugeben, 
welche  wahre  Noten  zu  nennen  sind,  und 
in  demselben  Jahre  wurde  nach  der  Ein- 
fübning  der  Papierwährung  den  fedi  di 
credite  und  den  polizze  der  Legalkurs  (s. 
noten  sub  9)  in  den  Provinzen  des  früheren 
neapolitanischen  KQuigreichs  gewfihrt. 

Inzwischen  b^ann  die  Bank,  Succursalen 
EU  gründen,  und  von  diesem  Hechte  hat  sie 
seitdem  einen  ausgedehnten  Gebrauch  ge- 
macht. 

Das  grundlegende  Reglement  wurde  durdi 


das  kOni^.  Dekret  v.  30.  März  1871  bestätigt, 
und  das  G.  v.  30.  April  1874  endlich  gab 
der  Anstalt  den  Charakter  einer  wahren 
Zettelbank,  obgleich  sie  auch  ein  Pfandleih- 
haiis,  eine  Sparkasse  (seit  1862),  eine  Grund- 
kreditanstalt  (seit  1866)  und  eine  Agrar- 
kreditanstalt  (seit  1888)  verwaltete.  Zu  der 
Notenausgabe  wurde  durch  das  königl,  Dekret 
v.  23.  September  1874  ein  Vermögen  von 
48750000  Lire  angewiesen. 

7.  Bank  von  Sicilien  (Banco  di  Sicilia). 
Mit  dem  königl.  Dekret  v,  7,  Mai  1843  wurden 
zwei  Hofkassen,  die  eine  in  Palermo,  die 
andere  in  Messina,  gegründet:  sie  waren 
Dependenzen  der  Bank  von  Neapel,   die  zu 

Sner  Zeit,  wie  wir  oben  bemerkt  haben,  den 
ameuBank  beider  Sicilien  trag.  Die 
Revolution  von  1848  hatte  diese  Verhältnisse 
unterbrochen,  so  dass,  nach  der  Restau- 
ration der  boiirbonischen  Regienmg,  die 
Trennung  der  sioilianischen  Hofkassen  von 
der  Bank  beider  Sicilien  durch  das  kOnigL 
Dekret  v.  27.  September  1849  vollzogen 
wurde.  Die  beiden  Kassen  wurden  zu  einer 
besonderen  Anstalt,  mit  dem  Titel  »König- 
liche Bank  für  die  königl.  Gebiete  jenseits 
der  Meerenge«  (Banco  Regio  dei  reali  Do- 
mini al  di  lä  del  Faro)  diu^h  das  königl. 
Dekret  v.  13.  August  1850  eingerichtet. 

Die  Anstalt  hatte  die  Aufgabe,  auf  Rech- 
nung des  Staates  und  der  Privaten  Depo- 
siten anzunehmen.  Wie  in  der  Bank  von 
Neapel  waren  die  einfachen  Depositen  mit 
fedi  di  credito,  welche  mit  Indossament  über- 
tragbar waren,  beurkundet,  und  man  konnte 
über  die  Depositen  in  Kontokorrent  {d.  h.  mit 
Hilfe  von  madre-fede)  mit  polizze  notate  (kurz 
polizze  genannt)  verfügen.  Die  polizze  »ind 
die  fedi  di  credito  dienten  als  gesetzliohe 
Zahlungsmittel  und  als  Mittel  zur  Sendimg 
von  Geld  und  waren  auf  Bedürfnis  von  den 
Steuerämtern  in  Münze  zu  wechseln.  Die 
Bank  war  endlich  Kasse  der  Finanz-  und 
Schatzverwaltung  von  Palermo  und  Messina, 
und  als  Bdi^schaft  für  die  Depositen  waren 
zu  ihren  Gunsten  die  Do maniaJ guter  in 
Sicilien  mit  Hypothek  belastet 

Mit  königl.  Dekret  v.  23.  Juli  1857  hatte 
man  in  den  beiden  genannten  Städten  eine 
Anleihekaese  für  die  öffentlichen  Beamten 
errichtet:  diese  wurde  durch  ein  Dekret 
V.  27,  Dezember  1858  in  zwei  mit  beson- 
derem Vermögen  au^estaltete  neue  Diskou- 
tokassen,  weiche  den  Hofkassen  beigesellt 
vnirden,  verwandelt 

Die  Ereignisse  von  1860  wwen  für  alle 
diese  Anstallen  sehr  schädlich;  ein  grosser 
Teil  ihres  Vermögens  wurde  zu  Kriegskosten 
benutzt.  Nach  allmählicher  Zunickgabe  der 
Fonds  konnten  sie  wieder  Bankgeschäfte  be- 
treiben, bis  das  G.  v.  11.  August  1867  sie 
in  die  heutige  Bank  von  Sicilien,  Banco  di 
Sidlia,   verwandelte,    die   eine    öffeutliche 


Koiporfktion  und  nicht  mehr  Staalsan statt 
wunie.  Durch  das  Dekret  t.  Hl.  Jtmnar  1869 
wiirde  ein  neues  Statut  bestätigt,  und  ein 
Dekret  v.  3.  Juli  1872  gestattete,  Succur- 
soleu  zu  grtliKlen. 

Im  Jahre  1870  begann  die  BaDk,  wirk- 
liche Noten  auszugeben.  Sie  liatten  die 
Form  von  fedi  di  credito,  aber  sie  waren 
von  festem  nominellen  Werte,  ohne  Indossa- 
ment übertragbar  und  lauteten  auf  den  Namen 
<les  Kassierers.  Dann  vollzog  das  0.  v,  30. 
April  1874  die  Verwandlung  der  Anstalt 
in  eine  Zettelbank,  und  mit  dem  königl. 
Delcret  v.  23.  September  1874  wurde  zur 
Notenausgabe  ein  v  ermögen  von  12  Hülionen 
Lire  beetimmt.  Seit  1871  verwaltete  sie 
auch  eine  Orundkreditanslalt,  imd  im  Jahre 
1888  hatte  sie  eine  Anetdt  für  den  Agrar- 
kredit eingerichtet, 

H.  Atägehobene  Zettelbanken.  Wie 
in  der  vorhergehenden  Darstellung  (sub  2) 
hervoi^hoben  wurde,  bestanden  vor  der 
OrQndung  des  neuen  Königreichs  drei  Zettel- 
banken, welche  mit  der  grossen  itaticniachen 
Nationalbank  sich  vereinigten.  Wir  teilen 
hier  einige  Notizen  über  dieselben  mit. 

1)  Bank  der  parmensischen  Staa- 
ten (Banca  degli  Stati  parmengi)  zu  Parma. 
Sie  hatte  ein  Kapital  von  üOOOOl)  Lire,  von 
denen  30(1000  eingezahlt  waren.  Ende  1860 
war  der  gesamte  Betrag  ihrer  Depositen 
262729  Tire,  ihi-er  Noten  77800  Lire  und 
der  diakontierten  Wechsel  42100«  Lire.  Die 
Fusion  mit  der  Nationalbank  wurde  mit 
königl.  Dekret  v.  24.  Februar  1861  be- 
stätigt 

2)  Bank  für  die  vier  Legationen 
(Banca  per  le  fjuattro  Legazioni)  zu  Bologna. 
Wie  wir  oben  bemerkt  haben,  entstand  sie 
im  Juli  1857  an  Stella  der  Succursalen  der 
Bank  des  Kirchenstaates.  Ihr  Kapital  war 
200000  römische  Scudi.  Ausser  den  ge- 
wöhnlichen Aktiv-  und  Passivgeschaften 
hatte  sie  das  Recht,  Noten  zu  100,  50.  20, 
10  und  1  Scudo  auszugeben  mit  Drittel- 
dectauig. 

Die  Generalversammlungen  der  Aktionäre 
V.  15.  Februar  imd  1.  März  1861  beschlossen 
die  Vereinigimg  mit  der  italienischen  Na- 
tionalbank, und  so  wurde  die  Anstalt  auf- 
gelöst. 

3)  Die  Venetianische  Handelsanstalt  (Sta- 
bil im  ento  Mercantile  Veneto)  zu  Venedig 
hatte  ein  Kapital  von  2100000  fl.  ü.  W. 
Sie  t>etrieb  Wechseldiskontierung,  Lombard- 
geschäfte, Depositeiigeschäfte  und  hatte  eine 
mittlere  jährliche  Emission  von  Kassazetteln 
(Boni  di  Caasa)  von  1200000—1500000  fl. 
Sie  beschloss  am  20.  November  18C6  ihre 
Vereinigung  mit  der  italienischen  National- 
bank, doch  hat  sie  selbst  ihre  Noten  ein- 
gelöst, so  dasB  am  30.  Juli  1867  der  Be- 
ttag derselben  auf  65875  fl.  gesunken  war. 


Im  Jahre  1851  war  auch  ein  kledoe 
Zettelbank  in  Savoyen  gegründet  worden: 
seit  der  Vereinigung  dieser  Provinz  mit 
Frankreich  gehörte  sie  nicht  mehr  zum  ita- 
lienischen Bankwesen. 

9.  Die  G«BetEgebaiie  vom  Jahre  1866 
bJB  Kam  JaJire  1892.  Mit  königl.  Dekret 
V.  1.  Mai  1866  wurde  der  Zwan^kurs  der 
Noten  der  italienischen  Nationalbank  einge- 
führt, imd  diese  Anstalt  gewährte  zugleich 
dem  Staate  eine  Anleihe  von  250  Millionen 
Lira  für  den  bevorstehenden  Krieg  g^en 
Oesterreich.  Den  übrigen  Banken  (den  von 
Ne^>el  undSicilienundden  zwei  toskanischen) 
wurde  die  Ausgabe  von  Noten,  Kasaazettdn 
(buoni  di  caesa),  fedi  di  credito,  polizze 
weiter  gestattet  und  auch  diesen  Schuld- 
titeln der  Legalkure  weiter  gewährt,  d.  h. 
sie  blieben  gesetzliche  Zahlungsmittel  in 
jenen  Provinzen,  wo  sie  früher  als  solche 
galten.  Doch  blieben  die  Banken  immer 
verpflichtet,  sie  gegen  Münze  oder  Noten  der 
itahenischen  Nationalbank  einzulösen.  So 
entstand  der  in  der  italienischen  Ban^e- 
schichte  so  oft  vorkommende  Unterschied 
zwischen  Zwangskure,  corso  forzoso,  und 
Legalk  ure,  coiso  legale. 

Die  italienische  Nationalbank  hatte  so 
eine  Ausnahmestellimg  erhalten,  deren  sie 
würdig  war,  da  sie  schon  das  Netz  ihrer 
Hauptkontore  und  ihrer  Succursalen  nber 
das  gesamte  Gebiet  des  Königreichs  aus- 
gebreitet hatte.  Ende  1873  hatte  die  Bank 
790  Millionen  Lire  in  Umlauf  auf  Bechnung 
des  Staates  (so  weit  war  die  Bankschuld 
desselben  vorgeschritten)  und  353,3  Millionen 
auf  eigene  Rechnung:  sie  hatte  auch  39,5 
Millionen  den  anderen  Anstalten  geliehen, 
die  eine  entsprechende  Summe  Metallgeld 
iii  ihren  Kassen  immobilisiert  hatten.  Die 
gesamte  Summe  der  Banknoten  ohne  Zwang»- 
kurs  (die  Banknoten  der  im  Jahre  1871  in 
das  italienische  Banksystem  aufgenommenen 
Kömischen  Bank  mit  eingerechnet),  der 
pohzze  luid  der  fedi  di  credito  im  t'miauf 
war  zu  dereolben  Zeit  733,2  Jlillionea  Lire. 
So  war  die  gesamte  Summe  der  Zahlmittel 
in  Papier  aiif  1562,7  Millionen  lire  gestiegen. 

Obgleich  darunter  auch  Stücke  von  ganz 
kleinem  Werte  (zu  50  Centimes,  1  und  2 
Lire)  füi-  einen  Betn«  von  101,3  Millionen  sich 
befanden,  waren  doch  an  Stelle  der  ver- 
schwundenen Scheidemflnze  seit  1866  auch 
kleine  Zettel  von  Hilfskassen,  Gemeinden, 
Wohlthiltigkeitsanstalten,  Sparkassen,  Volks- 
banken, Handedsfirmen  und  Privaten  aus- 
gegeben worden:  Ende  1873  war  diese 
letztere  Summe  33,3  Millionen  Lire, 

Die  Notwendigkeit,  diesen  Missbrauch  zu 
beseitigen,  eine  gewisse  Feindschaft  in  poli- 
tischen, Bank-  und  Handelskreisen  gegen 
die  privilegierte  Stellung  der  itaUeniBchen 
Nationalbank  und  das  Bedibrfnis,   die  Emis- 
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sum  der  Bimkea  von  N'eapel  und  Sidlien 
mt  emer  gleichmässigea  GrundlaKe  mit  den 
wdereD  A^talten  zn  regeln,  brachten  das  G. 

c.  30.  April  1874  zu  stände,  i^s  ist  überflOsBig, 


n  besprechen,  Bier  sei  nur  bemerkt,  dasB 
die  l^tionalbank  und  die  fiLof  übrigen 
BaiLben  in  ihren  Rechten  und  in  den  Pflichten 
:  wurden:    aus  allea   6  wurde 


ttem  Staate,  anstatt  des  bisherigen  Vor- 
Sf^osses  der  Nationalbank ,  eine  Milliarde 
Uie  in  so^nannten  Eonsortialnoten  (bielietti 
«xiaoniali)  zur  Verfügung  zu  stellen  natte. 
Dieee  Eonsortialnoten  (im  Werte  von  50 
CentiiMS,  1,  2,  5,  10,  20,  100  250  und  1000 
I^)  lüldeten,  ala  uneinlOslicoeB  Papiergeld, 
die  Onudlage  des  gesamten  Umlaufs  und 
wurden  mit  Zwsngskurs  Tereehen.  Die 
Ciifailation  der  Konsortialnoten  d.  h.  auf 
Reohnung  des  Staates,  stieg  Ende  1875  auf 
940  Hillionen,  und  diese  Summe  vurde  nicht 
m^tt  DbeiBduitten ,  indem  der  Staat  von 
aänen  Becbte,  eine  Milliarde  auszugeben, 
kemm  vollen  Gebrauch  machte.  Die  Sinken 
ktnnten  Noten  zu  50,  100,  200,  500  und 
1000  Lire  bis  zum  Drei&chen  des  einge- 
cahlten  Kapitals  (fitr  die  vier  Aktienbanken) 
oder  dee  fes^esteUten  TermOgens  (für  die 
Banken  von  Nea^  und  Sidlien)  und  g^en 
Sritteldeckung  in  Sf&nze  und  Eonsorbal- 
notcD  ausgeben,  zahlbar  an  den  üeberbringer 
anf  Sicht  mit  Kons(»tialnoten ;  der  Eassar 
bestand  in  Metallgeld  k<«inte  nur  in  be- 
EODdereo,  in  Münze  zahlbaren  Schuldtiteln 
ai^ele^  werden.  Diesen  Banknoten  winde 
der  Legallcura  unter  besonderen  Bedingungen 
gew&hrt.  Die  Ausgabe  von  Zetteln  wurde 
den  Privaten  und  den  Anstalten  jeder  Art 
streng  verboten  und  in  wenigen  Jahren  die 
niosbrftachliche  Cit^ulation  verdr9DgL 

Das  G.  V.  7.  April  1881  und  die  dazu 
eriassenea  Anaführnngsbestlmmungen  zur 
AnfhebUBg  des  Zwangskurses  habräi  dieses 
EonaorÜiun  der  Zettelbanken  aufgelöst.  Das 
durch  eine  Anleihe  verschaffte  Metallgeld 
wrade  zur  Einziehung  der  Eonsortialnoten 
voirendet.  Es  wurde  zu^eich  die  Aus- 
gabe von  340  Millionen  Lire  Staatspapier- 
geÜ  zu  5  Lire  (100  Millionen)  und 
ZQ  10  Lire  (240  Millionen)  verordnet: 
SDOBt  wurden  die  kleinen  Zettel  bis  zu 
2  lire  dtuch  sübeme  Scbrädemünze  er^ 
setzt.  Das  Recht,  Noten  auszugeben,  sollte 
am  31.  Dezember  1889  für  aUe  6  Banken 
hi^Mlig  werden.  I^  Regierung  war  er- 
■Iclitigt,  den  Banken  die  Au^;abe  von 
Noten  entweder  zu  20  oder  25  Lire  zu  ge- 
statten: durch  das  kOnigL  Dekret  v.  1.  März 
1883  wurde  die  Stückelung  zn  25  Lite 
gewählt. 

Der  Zvrangskurs  endete  am  12.  April 
l^B.     Nach   dem  obengenannten   Gesetze 


muBste  die  fiai-deckung  der  Not^  aus- 
schliesslich in  Xelallgeld  bestehen:  das 
kanigl.  Dekret  v.  13.  August  1883  verordnete, 
dass  dieselbe  '';s  Gold  und  nicht  mehr  ak 
Vx  Silber  enthalten  könnte.  Dooh  thatsäcblich 
wurde  das  Staatspapiei^ld  beiden  Metallen 
gleichgestellt,  da  es  jederzeit  an  der  (Jentral- 
tresorerie  des  Staates  an  den  Üeberbringer 
auf  Sicht  in  Münze  zahlbar  war. 

Seit  1874  war  der  Legalkurs  der  Baak- 
Doten  jährlich  verlängert  worden,  was  Ge- 
legenheit bot,  Verbesserungen  in  den  Bank- 
einrichtungen vorzunehmen;  bemerkenswert 
ist  das  G.  V.  30.  Juni  1878,  welches  einige 
Aktivgeschäfte  besser  regelte. 

Das  obengenannte  Gr.  v.  7.  April  1881 
hatte  den  Legalturs  für  Ende  1883  für 
aushoben  erlQärt;  aber  da  die  Sache  un- 
möglich erschien,  wurde  die  Aufhebung 
wieder  auf  aadertiiaib  Jahre  veracboben. 

Das  G.  V.  28.  Juni  1885  hat  den  Legal- 
kurs  auf  ein  weiteres  Jahr  verlängert,  aber 
da  das  Gesetz  von  1881  jede  Interventi<m 
der  Regierung  in  der  ßegelung  des  Diekosto- 
satsefi  nach  der  Aufhebung  des  Zwangs- 
kurses  verboten  hatte,  wurde  ihr  durch  uaa 
genannte  Gesetz  von  1885  diese  Aufgabe 
während  der  Dauer  des  Legalkurses  wieder 
gestattet  und  auch  das  Re<^t  wieder  vorbe- 
halten, den  wechselseitigen  unmittelbaren 
Austausch  der  Noten  (die  sogen,  riacontrat^ 
unter  den  Zettelbanken  zu  regeln. 

Nachdem  die  GG.  v.  30.  Juni  1887  und 
30.  Juni  1888  auf  weitere  zwei  Jahre  den 
Legalkurs  verlängert,  hat  das  G.  v.  30,  Juni 
1889  die  Vorschriften  des  G.  v.  28.  Juni 
1885  bestätigt  und  den  Legalkurs  bis  Ende 
1889  weiter  gestattet;  da  aber  am  31,  De- 
zember 1889  nicht  nur  der  Legalturs,  sondern 
auch  das  Recht  der  Notenausgabe  ftberhaupt 
für  alle  Zettetbanken  erlöschen  sollte,  so 
haben  das  G.  v,  25.  Dezember  1889  das 
Recht  der  Notenausgabe  und  den  LegaJkura 
derselben  bis  Ende  Juni  1891  und  das  G. 
V.  30.  Juni  1891  dieses  Recht  bis  Ende  1892 
abermals  verlängert. 

II.  Die  Bankpolitik  seit  1898  und  die 
heutige  Bankverfassong. 

10,  Die  Ursachen  der  neuen  GesetE- 
gebung.  Alle  jene,  welche,  frei  von  jedem 
poütiswien  oder  doktrinären  Vorurteil,  den 
Gang  der  italienischen  Zettelbankpohtik  be- 
obachteten, hatten  auf  die  dringende  Not- 
wendigkeit einer  gründlichen  Reform  hin- 
gewiesen. Das  italienische  Zettelbanksystem 
war  eine  ganz  sonderbare  Mischuiv;  von 
Monopol  und  Pluralität,  welche  alle  die 
Nachteile  und  keine  der  Vorteile  dieser 
Systeme  hatte.  Die  Eonkurrenz  der  sechs 
das  Emissionsrecht  ausschliesslich  besitzen- 
den Zettelbanken,  welche  alle  Stufen  der 
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Qkonoimschen  Macht  darstellten ,  hatte  tm 
einer  flberrafissigen  Vermehrung  des  Noten- 
umlaufs geführt,  zur  Unterstützung  von  Bau- 
Bpekulation  in  grossen  Städten,  insbesondere 
in  der  Hauptstadt  und  Neapel,  zur  Begüns- 
tjgimg  von  künstlichen ,  lebensonfflhigen 
iLdustriellen  Unternehmungen  und  von 
schlecht  geleiteten  Kreditanstalten,  zur  Yer- 
schwendung  des  Geldes,  um  auf  den  Gang 
der  Gesetzgebung  in  den  die  Banken  be- 
treffenden Beratungen  Einfluss  zu  üben. 
Die  am  meisten  ökonomisch  und  moralisch 
verdorbene  Anstalt  war  die  Römische  Bank, 
die,  schon  von  der  päpstlichen  Regierimg 
gemissbraucbt  j  ein  gesundes  Leben  auch 
unter  der  nationalen  Regierung  nie  ^habt 
hat  und  das  wahre  Gift  des  italienischen 
Kredits  wurde.  Ihre  zerrüttete  Lage  ■wnarde 
Anfang  1893  von  einer  auf  Wunsch  di^ 
Abgeordnetenhauses  angeordneten  Enquete 
vollständig  ans  Licht  gebracht.  Dire  Auf- 
hebung wurde  unvermeidlich,  und  da  auch 
die  Zustände  der  übrigen  Anstalten  keine 
günstigen  waren,  so  sollti^  das  Parlament 
endlich  zur  Beiatung  einer  ziemlich  radikalen 
Reform  sich  entschliessen ,  und  so  kam 
das  G.  V.  10.  Anglist  1893,  Nr.  449,  zu 
Stande. 

Dieses  Gesetz  hat  die  Fusionierung  der 
toskanischen  Nationalbank  und  der  toskani- 
schen  Kreditbank  mit  der  Nationalbank  im 
Königreich  bestätigt:  die  so  entstandene 
Anstalt  hat  den  Namen  »Bank  von  Italien« 
erhalten.  Die  Eö mische  Bank  wurde  in 
Liquidation  gesetzt,  und  so  sind  nur  drei 
Zettelbanken  geblieben:  die  Bank  von  Italien, 
die  Bank  von  Neapel  und  die  Bank  von 
Sicüien. 

Dann  kamen  die  GG.  v.  22.  Juli  1894, 
Nr.  339,  und  v,  8.  August  1895,  Nr.  486, 
welche  die  zwei  letzten  Banken  als  öffent- 
liche^  autonome  Kreditanstalten  uoter  der 
Aufstellt  der  Regierung  erklärten,  der  Bank 
von  Italien  die  Liquidation  der  römischen 
Bank  anvertrauten  und  wichtige  Ver- 
änderungen des  G.  V,  10.  August  1893 
brachten. 

Auf  Grund  dieser  drei  Gesetze  wurden  neue 
Statuten  sanktioniert;  für  die  Bank  von 
Italien  durch  königl.  Dekret  v.  26.  April 
1896,  Nr.  126-  für  die  Bank  von  Neapel 
durch  königl.  Dekret  v.  15.  Oktober  1895, 
Nr.  19;  für  die  Bank  von  Sicüien  durch 
königliches  Dekret  v.  15.  Oktober  1895, 
Nr.  620.  Trotzdem  haben  die  drei  Banken 
ihre  Zueiände  nicht  viel  verbessern  können. 

Die  Grundursachen  des  Uebels  sind  zwei 
gewesen. 

Eine  erosae  Menge  von  Wechseln,  welche 
von  zu  Gninde  gegangenen  oder  in  Ver- 
legenheit geratenen  IMvaten  und  ünter- 
neiimungen  zum  Diskonto  präsentiert  worden 


waren,  blieb  unbezahlt,  und  die  ] 
um  ihre  Forderungen  einzuziehen,  sollten 
viele  Wertpapiere  und  Immobilien  sich  ao- 
eignen. 

Weiter:  da  sie  nicht  nur  Zettelbanken, 
sondern  auch  Grundkreditanstalten  waren, 
mussten  sie,  wegen  der  dauernden,  tiefen 
landwirtsdiaftlichen  Depression,  viele  Grund- 
eigentümer enteignen  und  so  eine  neue 
grosse  Masse  von  Grundstücken  und  Ge- 
bäuden erwerben.  Es  ist  wahr,  dass  die 
Grund kreditoperationen  einem  besonderen, 
formell  getrennten  Verwaltungszweige  der 
Anstalten  auvertraut  worden  waren:  aber 
die  eigentliche  BankabteUung  der  Anstalten 
gab  in  laufender  Rechnung  jenem  Ver- 
waltungszweige immer  neue  VorsehüBSe, 
und  da  diese  Grundkreditoperationen  immer 
neues  Kapital  an  sich  gezogen  und  ver- 
schwendet haben,  so  ist  jenes  Kontokorrent 
eine  grosse  und  nicht  leicht  einzuziehende 
Forderung  der  BankabteUung  geworden; 
z.  B.  eine  fast  dem  ganzen  Gnmdvermögen 
der  Bank  von  Neapel  entsprechende  Summe 
wurde  allmählich  von  der  Gruudkreditver- 
waltung  aufgesogen,  und  nichtsdestoweniger 
ist  diese  letzte  am  Rande  des  Bankrotts  an- 
gelangt! 

Diese  zwei  Kategorieen  von  schlechten 
Aktiva  bilden  in  den  Bilanzen  der  Banken 
die  sogenannten  immobilisierten  Pos- 
ten (partite  immobilizzate),  und  es  kommen 
hinzu  die  gesetzlich  nicht  mehr  gestatteten 
Aktiva,  die  vor  dem  G,  v.  10.  August  1893 
erworben  wiirden.  Der  gesamte,  sehr  be- 
deutende Betrag  dieser  Posten  ist  aus  der 
am  Ende  (siib  19)  angeführten  Tabelle  er- 
sichtlich. 

Der  Hauptzweck  der  neuesten  Gesetze, 
insbesondere  jener  v.  17.  Januar  1897,  Nr. 
9,  und  3.  März  1898,  Nr.  47,  ist  daher  ge- 
wesen, die  gefährlichen  Folgen  jenes  un- 
haltbaren Zustandes  zu  vermeiden  und  ihn 
so  schnell  und  so  weit  als  möglich  zu 
heilen. 

Die  schon  begonnene  Liquidation  der  mit 
den  drei  Zettelbanken  zusammenhängenden 
Gnmdkreditanstalten  wurde  endgültig  sank- 
tioniert und  Vorkehrungen  ^troffen,  um 
dieselbe  mit  dem  möglich  kleinsten  Verlust 
seitens  der  Banken  und  der  Gläubiger  zu 
Stande  zu  bringen.  Auch  für  die  Liquidation 
oder,  wie  gesagt  wurde,  für  die  Mobilisierung 
der  immobilisierten  Posten  der  Bilanzen  sind 
Erleichterungen  aller  Art,  insbesondere  fis- 
kalische und  zeitliche,  gestattet  worden. 
Eine  Darstellung  jener  Massregeln  wäre 
doch  nicht  leicht  verständlich  zu  machen, 
ohne  in  Einzelheiten  einzudringen:  und  da 
sie  auch  keine  principielle  Bedeutung  haben, 
so  kann  hier  die  Darstellung  wegbleiben, 
und  vir  werden  im  folgenden  nur  die 
eigentliche  Buikverfasaung  berückaichtigen. 
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Deher^cbt  der  gesetzlich  bestehenden 
VoTTChiiften.i) 

1.  G.  T.  10.  Anciiat  1893,  Nr.  449. 

2.  G,  V,  22.  Juli  1894,  Nr.  339,  TeJtt  und  An- 
hange D,  E,  F,  G,  I. 

3.  G.  V.  8.  AnguBt  189ö,  Sr.  486,  Text  und 
Anhange  N,  O,  P,  Q,  R,  S,  T. 

4.  GO.  \.  2.  Jnü  1896,  Nr.  253  und  Nr.  265. 

5.  a.  V.  17.  Januar  1897,  Nr.  9. 

6.  G.  T.  3.  März  1898,  Nr.  47. 

Hit  diesem  Gesetze  wnrde  die  Begienmg 
uToächtigt,  alle  bestehende  gesetzUche  Vor- 
schriften in  einem  einheitlichen  Gesetzestext  zn 
kodifisieren:  doch  hat  die  Regiernncr  his  jetzt 
(Angnst  1898)  diese  Antoriaation  noch  nicht  be- 
nutzt, was  die  folgende  Banrtellnng  sehr  er- 
schwert. 

Es  kommen  folgende  königliche  Dekrete 
nnd  Keglements  hinzn: 

1.  V.  27.  Februar  1894,  Nr.  58  (Anstausch 
der  Banknoten  unter  den  Banken). 

2.  ».  18.  AprU  1895  Nr.  132  (Gebühr  fBr 
die  Aofsichtsanagabenl. 

3.  T.  10.  Oktober  1896 ,  Nr.  627  (Wechsel 
BO&  Ausland  nnd  Kontokorrents  im  Aos- 
laade  als  Teil  der  Metallreserve). 

4.  T.  15.  OkWber  1895,  Nr.  619  (Statut  der 
Bank  von  Neapel). 

5.  Y.  15.  Oktober  1895,  Nr.  620  (Statut  der 
Bank  TOn  Kcilien). 

6.  V.  2S.  Oktober  1895,  Nr.  639  (besonderer 
Diskontosatz  fDr  bestimmte  Wechsel). 

7.  T.  26.  AprU  1896,  Nr.  126  (Statat  der 
Bank  Ton  Italien). 

a  T.  31.  Oktober  1886,  Nr.  506  (Fabrikation 
nnd  Erneuerung  der  Banknoten). 

9.  T.  22.  April  1897,  Nr.  141  (besondere 
Toi»chriften  für  die  Bank  von  Neapel). 

10.  ■».  1.  Jnni  1897  Nr.  211  (Aufgaben  der 
ständigen  Aufeichtskommission). 

11.  T.  3.  August  1898,  Nr.  392  (BUdung  der 
onTerm  inderbaren  Hetallieserve). 

12.  T.  26.  Okt  1898,  Nr.  455  (Form  der  perio- 
dis^en  Answeise  der  Zettelbanken}. 


■)  Die  italienischen  Gesetze  nnd  Verord- 
nnngai  worden,  seit  1861  bis  Ende  1890,  nach 
lOiUrigen  Folgen  (Serie)  numeriert  (1861  70, 
1871— M),  18H1— 90}.  Da  diese  Numerierung 
sehr  onbeqoem  erschien,  so  hat  das  königliche 
D^ret  vom  19.  Dezember  1890.  Nr.  7336  Tor- 
g«Khrieben,  dass  sie  seit  dem  1.  Januar  l''"! 
nor  noch  einjähriger  Folge  stattfinde.  —  Gesetze 
und  Verordnnnren  werden  im  Haaptteil  der 
offiziellen  Samnunns  mit  arabischen  Ziffern, 
im  Snpplementart«]!  mit  rOmischen  ZiEFem 
TBTzeiclmet.  Als  kSnigliche  Dekrete  wer- 
den jene  Verordnungen  bezeichnet,  welche  ein- 
befae  HsHsregeln  der  Exekutivgewalt,  als 
Bagleraents  jene  kSniglichen  Dekrete,  welche 
dw  AnsfUunngBbestimmnngtsi  der  Gesetze  ent- 
liiilten.  In  Italien  wird  sehr  oft  die  Regiemng 
von  Parlament  enn&chtigt.  verschiedene  be- 
stehende Gesetze  über  denselben  Gegenstand  zn 
kodifizieren.  Das  so  entstandene  Gesetz  wird, 
nach  AnbBniDg  des  Staatsrates,  mit  königlichem 
Dekrete  publiziert  nnd  tT&gt  die  Bezeichoang: 
heg^  (lesto  nnico),  d.  h.  Gefletz  (einheitlicher, 
eioaig  geltendem  Text]. 

HkBdvOrtaTbaeh  dar  Slaotawlaaenschafteii.   Zweite 


lt.   Wesea   nnd   innere   Einrichtung 

der  Zettelbanken.  Ä.  Die  Bank  von  Ittdieo 
ist  eine  Aktiengesellschaft  Die  Aktien  zu 
800  Lire  nominellen  Wertes  tatiten  auf 
Namen:  davon  ■wurden  600  Lire  eingezahlt. 
Froher  waren  die  Aktien  zu  1000  Lire 
nominellen  Wertes :  aber  im  Jahre  1894 
wurden  sie  auf  900  Lire,  im  Jahre  1897 
auf  800  Lire  erniedrigt:  auf  jede  Aktie 
wurden  700  Lire  bezahlt,  aber  es  werden 
nur   600  Lire  berechnet  (g.   unten  sub  13). 

Sie  hat  ihre  Genemldireklion  und  Ceatral- 
verwaltung  in  Rom  und  viele  Hanptkontore, 
Succursalen,  kleine  Eontore  etc  fs.  unten 
aub  12). 

Die  Generaldirektion  besteht  aus  einem 
Generaldirektor,  zwei  Generalvicedirektoren 
und  einem  Generalsekretilr.  Alle  werden 
vom  Oberrate  der  Bank  gewählt  und  ent- 
lasnen,  aber  die  drei  ersten  BoUeü  von  der 
JEtegieniDg  bestätigt  werden. 

Der  öberrat  (Consiglio  siiperiore)  wird 
jährlich  in  fol^nder  Weise  gew^t,  Der 
Verwaltungarat  jedes  Haiiptkontors  boKeiclinet 
auB  seiner  Mitte  zwei  Oberrftte;  vier  andere 
Oberräte  werden  von  der  Generalversammlung 
der  Aktion&re  aus  den  übrigen  Mitgliedern 
der  Verwal tun  gerate  der  Hauptkontore  aus- 
erwählt  Dem  Oberrat«  gehört  der  General- 
direktor mit  Stimmrecht  an;  die  beiden 
General vioedirektoren  können  den  Sitzungen 
ohne  Stimmrecht  beiwohnen:  jedoch  steht 
einem  Genendvicedirektor,  wenn  er  den  ab- 
wesenden Generaidirektorvertritt,  das  Stimm- 
recht zu. 

Die  Generaldirektion  und  der  Oberrat 
besorgen  die  aUgemeioe  Verwaltung  der 
Bank.  Die  Deberwachung  darflber  gehOrt 
den  Sindaci,  welche  al^Ahrlich,  in  Zahl  von 
drei  oder  fünf  noch  Gutdnnkeu,  von  der 
Generalversammlung  der  Aktionäre  gewShlt 
werden. 

Die  Generalversammlung  der  Aktionäre 
findet  in  ordentlicher  Weise  einmal  jährlich 
in  Hom  und  in  ausserordentlicher  Weise 
mit  Erfftllung  besonderer  statutarischer  Vor- 
schrifteQj  wenn  es  nötig  erscheint,  statt 

D^i  jeilem  Hauptkontor  (sede),  dessen 
Leitung  ein  Direktor  hat,  besteht  ein  Ver- 
waltim^rat  (Consiglio  di  reggenza)  mit  je 
acht  bis  zwölf  Eiäten  und  vier  Censoren. 
Die  genaue  Zahl  der  Räte  wird  vom  Ober- 
rate beBtiromt,  welcher  auch  den  Direktor, 
auf  Vorschlag  des  Generaldirektors,  eraennt 
Die  Räte  und  Censoren  werden  von  der 
bei  den  Hauptkontoren  dazu  einberufenen 
Generalversammlung  der  Aktionäre  auf  6 
Jahre  gewählt ;  die  Hftlfte  scheidet  jedes 
dritte  Jahr  aus.  Die  Sache  ist  so  einge- 
richtet, dass  die  Generalversammlung  der 
Aktionäre  einmal  jedes  dritte  Jahr  bei  jedem 
Hauptkontor  stattfindet.  Bei  jedem  Haupt- 
kontore hat  man  acht  bis  fünfzehn  auf  2  Jaoie 
Atta*««.  II.  18 
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ernanote  Dkkoutotäte :  die  Hälfte  scheidet 
iähriich  aus,  und  die  Eraennimg  besorgt 
der  Yenvaltungsiat  des  Eauptkontors  aufi 
einem  doppelten  vom  Generaldirektor  be- 
stätigten verzeiobnis;  die  Diskontokommis- 
aion iivird  vom  Direktor,  zwei  Verwaltungs- 
raten  und  einem  Diskontorate  gebildet 

Bei  jeder  Succut^e  hat  man  einen  vom 
Oberrate  auf  "Vorschlag  des  Generaldirektors 
ernannten  Direktor,  einige  Censoren  (nicht 
mehr  als  vier),  welche  vom  Oborrato  ernannt 
nnd  von  den  Sindaci  bestätigt  werden,  und 
je  ider  bis  acht  auf  zwei  Jahre  vom  Ober- 
rate gewählte  DiskontoT&te  (die  Efilfte  schddet 
jedes  Jahr  auE)j  die  Diskontokommisaion 
wird  von  dem  Direktor  und  zwei  Diskonto- 
ifiten  ^bildet 

Bei  jedem  kleinen  Kontor  (agenzia)  ist 
ein  vom  Oberrate  auf  YorscUag  des  General- 
direktors ernannter  Agent  bestellt 

B.  Die  Bank  von  Neapel  ist  eine  autonome, 
öffentliche  EredilanstaLt  unt«r  der  Aufsicht 
der  Begierung ,  mit  eigenem  YermAgen. 
Ihre  Centralverwaltung  ist  In  NeapeL 

Sie  hat  einen  in  eigentümlicher  Weise 

C"  "deten  Oeneraliat  (ComgUo  generale), 
selben  gehören  an:  a)  für  Neapel:  der 
Bürgermeister  der  Stadt,  der  Vorsitzende 
der  Provin  zial Vertretung ,  der  Vorsitzende 
der  Handelskammer,  ein  Delegierter  der 
Gemeindevertretung ,  ein  Delegierter  der 
Provinzialvertretung ,  ein  Delegierter  der 
Handelskammer ;  b)  ein  Delegierter  der  Ver- 
tretung der  Provinz  Bari  und  ein  Delegierter 
der  Handelskammer  dieser  Stadt;  c)  ein 
Dotierter  der  Vertratung  von  jeder  der 
folgenden  Provinzen:  Aquila,  Avellino,  Bene- 
ventu,  Campobasso,  Caserta,  Catanzaro,  Cbieti, 
Cosenza,  Foggia,  Lscce,  Potenza,  Beggio- 
Calabna,  Salerno  und  Tenuno;  d)  ein  Dele- 
gierter für  jede  andere  Provinz  des  König- 
reichs, wo  <ue  Bank  ein  Hauptkontor  besitzt ; 
e)  der  Generaldirektor  una  die  zwei  von 
der  Begierung  ernannten  Verwaltnngsi^te. 
Die  Delegierten  werden  auf  zwei  Jahre  ge- 
wählt. Der  Oenerolrat  hält  seine  ordent- 
liche Versammlung  in  Neapel  einmal  in  den 
ersten  drei  Monaten  jedes  Jahres,  und  kann 
in  ausserordentlicher  Weise  und  mit  Er- 
fOllung  besonderer  statutarischer  Vorschriften 
auch  später  berufen  werden.  Seine  Funk- 
tionen entsprechen  im  allgemeinen  jenen 
der  Gencralversaminlung  der  Aktionäre  in 
den  BankaktiengeseUschaften. 

Die  Leitung  der  Anstalt  steht  dem  Ver- 
waltungsrat  (Consiglio  di  amministrazione) 
zu,  welchem  angehören:  a)  der  General- 
direktor, welclier  von  dor  Begiemng  durch 
königl.  Dekret  ernannt  wird ;  b)  di-ei  ordent- 
liche Del^erte  und  ein  Supplent,  welche 
jährlich  vom  Generalrate  unter  seinen  Mit- 
gliedern ernannt  werden;  c)  zwei  von  der 
Begienmg  durch  königl.  Dekret  ernannte  Ver- 


waltungsiite;  einer  scheidet  jedes  zweite 
Jahr  auB  und  ist  wieder  emennbar. 

Der  Generalsekretär  der  Bank  wird  vom 
Minister  des  Staatsschatzes  aus  drei  vom 
Yerwaltungsrat  vorgeschlagenen  Personen 
und  so  werden  auch  die  Direktoren  der 
Hauptkontore  (sedi)  ernannt ;  die  Direktoren 
der  Succursalen  dagegen  ernennt  der  Ver- 
waltungsrat. 

Bei  jedem  Hauptkontor  und  jeder  Succur- 
sale  stehen  acht  bis  zwölf  vom  Verwaltun^- 
rate  auf  ein  Jahr  ernannte  Dlskontokommis- 
säre ;  die  Diskontokommission  wird  aus  dem 
Direktor   und    zwei  Kommissären  gebildet 

Die  Bank  verwaltet  auch  eine  Spariiasse 
und  ein  Pfandleihhaus. 

0.  Die  Bank  von  Sidlien  ist  eine  auto- 
nome, öffentliche  Kreditanstalt  unter  der 
Aufsicht  der  Regierung,  mit  eigenem  Ver- 
mögen.    Ihre  Centralverwaltung  ist  in  Pa- 

Sie  hat,  wie  die  Bank  von  Newel,  einen 
Oeneralrat  (Consiglio  generale],  welchem  au- 
gehören :  a)  für  Palermo :  der  Bürgermeister 
der  Stadt,  der  Vorsitzende  der  Provinzial- 
vertretung, der  Vorsitzende  der  Handels- 
kammer, ein  Delegierter  der  Gemeindever- 
tretung, einer  der  Provinzialvertretung  und 
einer  der  Handelskammer;  b)  die  BUi^er- 
meifiter  von  Messina,  Catania  und  Girgenti, 
ein  Delegierter  der  Handelskammer  imd  einer 
der  Provinzialvertretung  derselben  Orte; 
c)  ein  Delegierter  der  Provinzialvertretung 
vonCaltanissetta^^SiraciisanndTrapani;  d)  ein 
Delegierter  der  Handelskammer  der  anderen 
Provinzen,  wo  die  Bank  ein  Hauptkontor 
emchtet  hat;  e)  der  Generaldirektor  mid 
die  zwei  von  der  R^erung  ernannten  Ver- 
waltungsräte. Die  Wahlen  der  Dele^erten 
finden  jedes  zweite  Jahr  statt. 

Der  Generalrat  hält  seine  ordentliche 
Versanmilung  in  Palenno  einmal  in  den 
ersten  drei  Monaten  jedes  Jahres  nnd  kfmn 
in  ausserordentlicher  Weise  und  mit  Er- 
füllung besonderer  statutarischer  Vorschriften 
auch  später  berufen  werden.  Seine  Funk- 
tionen entsprechen  im  allgemeinen  jenen  der 
Generalversammlung  der  Aktionäre  in    den 


Die  Anstalt  wird  vom  Verwaltungsrate 
(Consiglio  di  amministrazione)  geleitet,  wel- 
chem angehören:  a)  der  GeneraldireJrtor, 
welcher  von  der  Regierung  durch  königl. 
Dekret  ernannt  wird;  b)  drei  oi'dentli<me 
Dele^erte  und  ein  Supplent,  welche  jähr- 
Hch  vom  Generalrate  unter  seinen  Mitgliölem 
ernannt  werden ;  c)  zwei  von  der  Regierung 
durch  königliches  Dekret  ernannte  Verwal- 
tungsräte ;  einer  ■scheidet  jedes  zweite  Jahr 
aus  und  ist  wieder  emennbar. 

Der  Generalsekretär  der  Bank  wird  vom 
Schatzminister  aus  drei  vom  Ver\i'altnngs- 
rate  vorgeschlagenen  Personen,  imd  so  wer- 
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den  auch  die  Direktoren  der  Haiiptkontore 
(sedi)  ernanot;  die  Direktoren  der  Succiir- 
ealen  dagegen  ernennt    der  VerwaltiiGgsrat, 

Bei  jedem  Hauptkontor  und  jeiier  Suc- 
OiTSale  stehen  acht  biß  zwölf  vom  Verwal- 
tungsrate auf  ein  Jahr  ernannte  Uiskonto- 
kommissäre;  die  Diskontokommission  wird 
ans  (lern  Direktor  imd  zwei  Eominissären 
gebildet 

Die  Bank  verwaltet  auch  eine  Ägrarkredit- 
austalt  (8.  unten  sub  20). 

12.  Sttccnrsaleit  und  Korrespondenten. 
Den  Zettelbanken  ist  gestattet,  Hauptkontore, 
Snccursalen,  kleine  Kontore,  Korrespondenten 
und  Vertreter  zur  Einlösung  der  Noten  zu 
haben. 

Die  Hauptkontore  (sedi)  sind  jene  Suc- 
cursalen,  wcdche  entweder  in  den  grösseren 
StSdten  sind  oder  die  grüeste  Summe  von 
Qeecbäften  aufweisen.  Diese  zwei  Bedin- 
gungen faUen  feist  immer  zusammen. 

Die  kleinen  Kontore  (agenzie)  sind  jene, 
welche  von  der  Bank  auf  ihre  Kosten  und 
mit  eigenem  Personal  errichtet  werden,  um 
die  Einkassierung  der  Wechsel,  die  Bezah- 
lung der  Bankanweisungen^  va^lia  cambiarü 
(s.  unten  sub  16),  und  die  EmlOsung  der 
^oteu  zu  besorgen. 

Die  Bank  von  Italien  soll  entweder  ein 
Hauptkontor  oder  eine  Succursale  in  jedem 
Hanptort  der  69  Provinzen  haben;  ausser- 
dem hat  sie  Snccursalen  auch  in  anderen 
Städten  gegrOndel  Zur  Eröffnung  und  Auf- 
hebung von  Hauptkontoren  und  Succursalen 
und  zurVerwfmdlung  dieser  letzten  in  kleine 
Kontore  braucht  sie  die  Bestätigung  der 
Re^erun^,  welche  ganz  einfach  mit  minis- 
terieller Verfügung  g^eben  wird.  In  der 
Errichtung  nnd  Äwhebung  der  kleinen  Eon- 
tore ißt  sie  ganz  frei. 

Die  Bank  von  Neapel  und  die  Bank  von 
Sicilien  können  die  be^henden  Hauptkon- 
lore und  Succursalen  aufheben  oder  neue 
in  den  Hauptorten  der  Provinzen  errichten ; 
aber  die  Errichtung  und  Aufhebung  gesctüebt, 
auf  Vorschlag  des  Generaldirektors  nach 
Zustimmung  des  Generalrates,  nur  durch 
königL  Debet  Zur  Errichtung  der  kleinen 
Konlore,  auf  Vorschlag  des  Generaldirek- 
tors nach  Zustimmung  des  Generatrates,  ist 
ein  Dekret  des  Schatzministers  nötig. 

Die  Korrespondenten  sind  jene  Kredit- 
anstalten und  Privatbanken  (im  e.  S.  des 
Wortes);  welche  auf  Rechnung  der  Zettel- 
baak  die  Einkassierung  der  Wechsel,  die 
Bezahlung  der  Bankanweisungen  etc.  be- 
soreeo. 

Dieselben  Kreditanstalten  und  Privat- 
banken sowie  die  Sparkassen  können  (ge- 
wOhnlitdi  in  grosseren  Stfidten),  nacli  vor- 
hergehender Mitteilung  an  die  Begieron^, 
VOT>  den  Zettelbanken  beauftragt  werden,  die 
£SnlöEnng    ihrer   Noten    zu   besoigen;    in 


diesem  Falle  wird  ihnen  von  der  Zettelbank 
die  sogenannte  Vertretung  ziir  Einlösung, 
rappresentanza  pel  cambio,  onvertiaut.  Dieses 
geschieht  gewöfinhoh  in  jenen  Provinzen, 
wo  die  Zettelbank  keine  der  drei  obeuge- 
nannten  eigenen  Stellen  besitzt;  da  wählt 
sie  einen  Vertreter,  dessen  Sitz  gewöhnlich 
der  Hauptort  der  Pronnz  ist;  doch  kann 
die  Bank  melirere  Vortreter  in  derselben 
Provinz  haben.  Die  Zettelbanken  können 
sich  gegenseitig  diesen  Dienst  erweisen; 
z.  B,  hat  die  Bank  von  Neapel  die  Ver- 
tretung jener  von  Sicilien  an  menreren  Orten. 
Die  Zahl  der  Hauptkontore,  der  Snccur- 
salen, der  kleinen  Eontore  imd  der  Ver- 
tretungen zur  Einlösung  am  31.  Dezember 
1897  fflr  jede  Zettelbauk  ist  aus  folgender 
Uebersicht  zu  ersehen. 


Die  Korrespondenten  sind  sehr  zahlreich ; 
alle  Zettelbanken  zählen  sie  zu  Himderten; 
auch  sind  solche  in  ganz  kleinen  Orten  zu 
finden,  und  ihre  Zahl  wächst  mit  den  fort- 
während stattfindenden  Gründungen  von 
neuen  kooperativen  Kreditgesellschaften, 
ordentlichen  Ereditgesellschaften  und  Privat- 
banken {s.  auch  unten  sub  16). 

18.  Kapital  und  VermSgen.  KM>ital 
und  Grundvermögen  der  Banken  sind  in 
folgender  Uebersicht  zusammengestellt: 

1.  Bank  von  Italien  (Aktienbank). 
Nominelles  Kapital    ....    240000000  Lire 
Eingezahltes  Kapital     .     .    .    180000000    , 

2.  Bank  von  Neapel  (öff.  Kreditanstalt). 
Ständiges  VermOfren   ....    B5OÜ00O0  Lire 

3.  Bank  von  Sicilien  (Off.  Kreditanstalt). 
Ständiges  VennSgen    ....    12000000  Lire 

Das  nominale  Kapital  der  Bank  von 
Italien  ist  in  300000  Aktien  verteilt  Das 
eingezahlte  Kapital  beträgt  eigentUch  210 
Millionen  Lire,  d.  h.  über  jede  Aktie  wurden 
700  Lire  eingezahlt;  aber  lun  eine  grossere 
Quote  der  jährlichen  Nettogewinne  zur  Ver- 
ijessenmg  inrer  durch  die  schlechten  Aktiv- 
geschäfte  und  Gnmdkreditoperationen  (s.  oben 
sub  10)  verdorbenen  Lage  verwenden  zu 
können,  wurde  jenes  Kapital  um  30  Milli- 
onen, also  auf  180  Millionen  herabgesetzt, 
d.  L  fflr  jede  Aktie  werden  nur  600  statt 
700  Lire  als  eingezahlt  berechnet  Doch 
wird  die  Bank  nach  einer  von  1893  beginnenden 
Minimalfrist  von  15  Jahren,  wenn  sie  ihre 
gesetzlichen  Pflichten  erfüllt,  ermächtigt  sein, 
18» 
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in  ishrlicli^o  Qiioteu  von  nicht  mehr  nJs  6 
Miflioaen  ilireii  Aktionäreii  jene  HO  Millionen 
zurUckzuerstatteD.  Die  jährliche  Dividende 
für  jede  Aktie  L-um  nicht  40  Lire  ilber- 
stei^D. 

Da,  wie  oben  (sub  10)  gesagt  wurde, 
aiich  die  Banlreii  von  Neapel  und  von  Sicilien 
einen  Teil  ihres  Vermögens  in  scUechten 
Aktivgeschäften  und  (Jnmdkreditoperationeu 
tmgel^  haben  und  die  oben  angeführten 
Zahlen  grösstenteils  {wenigstens  für  die 
Bank  von  Neapel,  die  von  Sicilien  ist  in 
etwas  besserer  Lage)  ein  nicht  bestehendes 
Vermin,  sondern  niir  eine  Fordening  der 
Bankabteiliing  gegenüber  der  Gnmdkredit- 
abteilung  der  Anstalt  {s.  sub  10)  darstellen, 
so  sollen  künftigbin  jene  zwei  Banken  für 
eine  Frist  ron  15  Jahren  alle  Nettogewinne, 
mit  Ausnahme  des  zur  Erfüllung  verttags- 
mäEsiger  VerpflichtuDgen  bestimmten  Teiles, 
zu  ihrem  Vermögen  itiischlagen. 

Die  Frist  von  15  Jahren,  von  denen  eben 
die  Rede  war,  niirde  gewölilt,  weD  man 
hofft,  dass  alle  drei  Banken  in  dieser  Zeit- 
periode alle  immobilisiertea  und  nicht  mehr 
gestatteten  Aktiva  liquidiert  haben    werden. 

14.  Notenausgabe.  DaaBecbt  der  Noten- 
au^be  ist  den  genannten  Anstalten  aus- 
schliesslich und  zwar  für  eine  20j&lirige 
Periode  gewährt  (s.  unten  sub  15). 

Die  Banken  haben  als  Hauptaufgabe, 
Noten  für  die  Bedürfnisse  des  Handels  aus- 
zugeben, und  diese  Notenausgabe  heisst  die 
normale  oder  die  auf  Rechnung  des 
Handels.  Ihre  Maximalgrenze  ist  aul 
folgende  Beträge  für  das  Jahr  1898  bestimmt : 
Bank  von  Italien  .  .  .  766,0  Millionen  Lire 
Bank  von  Neapel  .  .  .  336,8  , 
Bank  von  Siciüen  .    .    .      53.9        ,, 


Im  ganzen  '056.7  MiUiouen  Lire 
Aber  alle  Zettelbanken  sollen  eineu  Teil 
dieser  Banknoten  einziehen,  um  den  gesamten 
Umlauf  zu  vermindern :  die  Bank  von  Italien 
einen  Betnw;  von  17  Millionen  jährlich,  die 
Bank  von  Neapel  5,2  Millionen  jährlich  und 
die  Btuik  der  Sicilien  1,1  Millionen  jährlich ; 
die  künftig^  Maximalgrenze  der  normalen 
Notenemission  ist  auf  folgende  Beträge  fest- 
gesetzt worden: 

Für  die  Bank  von  Italien  auf  630  Million.  Lire 
n      ■        n        n    Neapel 
„    SiciQei 


Im  ganzen  anf  S64  Million.  Lire 
Die   erste  Bank  wird   diese  Girenze  am 
Ende  des  Jahres  1905,  die  zwei  anderen  am 
Ende  des  Jalires  1906  erreichen, 

Die  Bardeckung  soll  mindestens  40  "/o 
des  Wertes  der  ausgegebenen  Noten  betragen. 
Die  Banken  können  jedoch  mit  voller  Bar- 
deckung immer  jene  Maximalgrenze  über- 


Da  aber  die   Bwiken   verpfliditet  sind, 


dem  Staate  Summen  vorzuscUiessen  (jetzt 
bis  125  Millionen  Lire ;  s.  unten  sub  18),  so 
ist  die  entsprechende  Notenausgabe  nicht  in 
der  Maximalsumme  der  normaJen  Ausübe 
einbegriffen,  und  für  sie  genügt  eine  Bar- 
deckung von  33"^- 

Die  Bardeckung  oder  MetallreseiTe  soll 
mindestens  zu  ^'4  aus  Goldmünzen  und 
Goldbarren  und  für  das  übrige  ^.'i  aus 
Silbermünzen  des  lateinischen  Münzbundes, 
zu  ^i<x»  Fein,  bestehen:  aber  wenn  Gold 
und  Sillyer  in  genügender  Menge  nicht  voi^ 
banden  sind,  dann  werden  dem  Metall  die 
in  Gold  oder  in  SÜbermünzen  (zu  ^"/iqoo  Fein) 
des  lateinischen  Münzbundes  zahlbaren: 
a)  Wechsel  auf  das  Ausland ;  b)  Schatz- 
scheine  der  ausländischen  Staaten ;  c)  Certi- 
fikate  über  in  Kontokorrent  bei  ausländischen 
Banken  hinterlegten  Simimen,  gleichgestellt. 
Diese  dem  Metalle  gleichgestellte  Quote  der 
Bardeckung  soll  nie  folgenden  Betrag  Ober- 
steigen: bei  der  Bank  von  Italien  ll*/o  dw- 
gesamten  Bardeckung,  bei  der  Bank  von 
Neapel  7  "/o,  bei  der  Bank  von  Sicilien  lö'/o. 
Ausserdem  sollen  die  in  der  Metallreserve 
eingerechneten  Oertifikate  der  in  Konto- 
korrent bei  den  ausländischen  Banken  hinter- 
legten Summen  nie  mehr  als  3h'i°'o  des 
gesamten  gesetzlich  erlaubten  Notenumlaufs 
betrafen. 

Die  so  gebildete  Bardeckung  oder  MetaU- 
reserve  darf  unter  keinen  Umständen  unter 
die  folgende  Minimalsimime  fallen : 
Bei  der  Bank  von  Italien  300,0  Millionen  Lire 
„      „        „        „    Neapel     90,5        „  „ 

Diese  Metallreserve  soll  von  den  übrigen 
Aktiva  der  Bank  vollkommen  gelrennt  ge- 
lialten  werden,  und  der  Staat  soll  in  l)eson- 
derer  Weise  über  die  Erhaltung  derselben 
seitens  der  Banken  eine  beständige  Aufsicht 
führen.  Diese  garantiert  die  Banknoten ;  da 
aber  die  Besitzer  cüeser  Noten  in  keiner 
Weise  davon  Nutzen  ziehen  können,  weil 
eine  Einlösung  aus  jener  Resen'e  weder 
jetzt  noch  künftighin  stattfinden  wird,  wie 
wir  später  zeigen  werden,  so  hat  man  ihnen 
ein  Vorzugsrecht  (diritto  di  prelazione)  auf 
folgende  Aktiva  der  Bank  gestattet: 

a.)  auf  die  Goldmünzen,  Goldbarren  undge- 
setzkchen  SilbermQnzen  im  Besitz  der  Bank, 
welche  weder  zur  genannten  unverminder- 
baren  Metallreserve  angehören  noch  zur 
Deckung  der  stets  fälligen  Verbindlichkeiten 
(s.  unten  sub  16)  bestimmt  wurden; 

b)  auf  die  von  den  Banken  erworbenen 
italienischen  Staatskassasclteine,  Staatsschatz- 
scheine und  andere  vom  itaUenischen  Staate 
emittierten  oder  verbürgten  Wertpapiere; 

c)  auf  die  auswärtigen  Wechsel  und 
Staatsschatzscheine,  welche  als  Teil  der 
Metallreserve  nicht  betiachtet  werden; 

d)  auf  die  Forderungen,  welche  vom  Lom 
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bardgescbaft  aiif  "Wertpapiere  heiTÜhren  und 
liurch  diese  gesichert  sind;  darunter  and 
auch  die  Fomei-ungen  gegen  den  Staat  fOr 
die  ihm  geleisteten  Voi-schüsse  und  die 
Wertpapiere,  welche  der  Staat  zur  Sichening 
d^setben  hinterlegt  hat  {s.  unten  sub  IS), 
einbegriffen ; 

e)  auf  die  inlandischen  Wechsel,  welche 
nicht  zu  den  immobilisierten  Posten  (s.  oben 
f^b  10)  gerechnet  ^nd. 

Wir  werden  mit  einem  Beispiel  die  Sache 
erklaren. 

Die  Bank  von  Italien  hatte  am  31.  Mai 
1898  eine  gesamte  Notenausgabe  von  Lire 
732  W»  160,5(1. 

Bis  zum  Betrag  von  3(H)  Millionen  Lii-e 
waren  diese  Banknoten  von  der  obenge- 
nannten imverminderbaren  Metallreserve  ge- 
deckt: es  blieben  fo  Lire  43230616U,Ö0; 
zur  BQrgschaft  für  <liea(i  waren  folgende 
Werte  angewiesen: 

Lire 
ai  Gold  und    gesetxhche  Silber- 

mfinzen Sl  942021,87 

hl  italienische Staatskassflsi'heinp, 
Staatflschatzocheine ,       andere 
staatliche  oder  vnm  Staat  ver- 
borgte Wertpapiere    .    .    .    .  208  429  403,22 
c)  ausländische  Wechseln.  Staats- 

gchatzsoheine S92  653,44 

dl  vom  Lombardgeschäft'  herrüh- 
rende Fordernngen     .    .    .    .     16  633  350,93 
e)  iBÜndische  Wechsel   .    .    .    .  114408730,04 


Gesamtatunme  43^  3°6  160,50 

Diese  432,3  Millionen  Werte  stellen  die 
Aktiva  dar,  auf  welche  die  T'eberbringer 
der  Banknoten  das  genannte  Vorzugsrecht 
am  31.  Mai  189S  hatten.  Natürlich  dienen 
auch,  wie  wir  sagten,  die  oben  erwähnten 
3*10  Slillionen  der  Metallreserve  zur  Siche- 
rung der  Banknoten :  aber  es  ist  fast  ge- 
wiss, dass  der  wirkliche  Notennmlauf  der 
Bank  von  Italien  in  ruhigen  Zeiten  nie  so 
niedrig  sein  wird,  und  so  werden  jene  3iX) 
Millionen  Banknoten  niemals  zur  Einlf>suog, 
auch  wenn  diese  wieder  stattfinden  wird, 
prSeentiert  werden;  im  Fall  eines  Krieges 
wird  der  Staat  jene  Metallreserve  sich  an- 
eignen  und  die  entsprechende  Summe  von 
Banknoten  mit  Zwangskurs  versehen.  Die 
Sache  ist  in  ganz  gleicher  Weise  auch  für 
die  fibrigen  zwei  Banken  eingerichtet.') 


')  Nebenbei  sei  bemerkt,  da«  die  Bank  von 
Neapel  faat  die  Hälfte,  d.  h.  45  Millionen  Lire, 
ikreronTermiKderbarenOoldreserve  von  90,6  Hill. 
bei  dtr  Kaase  der  Begienmg  hinterlegt  hat. 
Die  Begiemng  hat  ihr  datOr  46  Mill.  an  Staats- 
papier^ld  gegeben.  Mit  diesen  kanfte  die  Bank 
ituknische  Staatetit«!  ond  mit  den  Zinsen  dieser 
ätaatstitel  kauft  nie  allmählich  ihr  Gold  inrück, 
wilnend  der  Staat  eine  diesen  RHchkänfen  ent- 
•precbende  Menge  von  Staatapa^iiergeld 
■Helltet.    Nach  etwa  18  Jahrea  wird  die  Bank 


Die  Banken  sind  nicht  verpflichtet,  so 
lange  das  Staatspapiergeld  (s.  unten)  unein- 
lösbar  ist,  ihre  Banknoten  einzulösen.  Sie 
können,  wenn  sie  wollen,  dieselben  mit 
Staats])apiergeld  (was  gewöhnlich  geschieht) 
und  auch  aus  dem  Metallgeld  beti-age,  welcher 
die  obenerwähnte  Mininialsumme  übersteigt, 
einlösen:  aber  in  diesem  zweiten  FaDe  haben 

äaa  Becht,  vom  Ueberbringor  die  Zah- 
lung des  Agios,  welches  an  jenem  Tage  an 
der  nächsten  Börse  festgestellt  wurde,  zu 
verlangen. 

Das  eigentliche  Staatspapiergeld  ist  in 
Stücken  zu  5,  10  und  25  Lire  ausgegeben, 
seine  gesamte  Summe  kann  600  Milli- 
onen Lire  nicht  überschreiten  (am  31.  Mai 
1898  waren  454,3  Millionen  ausgegeben). 
Es  kommen  die  sogenannten  Kassascheine 
(bnoni  di  cassa)  zu  1  und  2  Lire  hinzu; 
ihre  Ausgabe  kann  nicht  HO  Jlill.Lire  flber- 
steigeu.  Dieses  staatliche  Papiei^Id  ist 
uneinlOsbar  und  demnach  mit  Zwangakurs 
versehen ,  aber  man  hofft  in  kurzer  Zeit  die 
Kassascheine  zurückzuziehen  und  an  ihrer 
Stelle  wieder  die  silberne  Scheidemünze  in 
Umlaui  zu  setzen.') 

Die  Stackeliing  der  Banknoten  ist  auf 
folgende  Wertbeti-Oge  beschränkt:  50,  10«, 
r.OÜ  und  lOtX)  Lire;  die  Banken  sollen  die 
alten  Noten  zurückziehen  (am  30.  Juni  1904 
werden  diese  veijährt  d.  h,  ohne  Wert  sein) 
und  mit  neuen  stufenweise  ei-set^en. 

Die  Summe  der  am  31.  Mai  1898  um- 
laufenden Banknoten  an  der  gesetzlichen 
Stückelung  war  die  folgende: 


durch  dies  Mittel  wieder  im  vollen  Besitz  ihrer 
Goldreserve  sein  und  ausserdem  4ö  Mill.  italie- 
nischer Rente  besitzen,  die  die  Verluste  an 
ihren  Immobilisationen  decken  und  in  ihrem 
Vermügen  zugeschlagen  sein  werden.  Wenn 
man  bedenkt,  dasa  die  nn verminderbare  Reserve 
nicht  zDr  EinlüBOng  der  Noten  dient,  daas  der 
Nütenumlflnf  der  Bank  von  Neapel  voraiissicht- 
lich  nie  nnter  90.5  Mill.  fallen  wird  nnd  dua 
im  Falle  eines  Krieges  die  Regierang  jener 
Metallreserve  sich  bemächtigen  und  axe  ent- 
sprechende Snmme  Noten  mit  Zwangsknrs  ver- 
sehen wird,  so  erscheint  es  ganz  gleichgiltig 
für  die  Besitzer  der  Noten  ob  jene  tfetalT- 
reserve  in  den  Kassen  entweder  des  Staats  oder 
der  Bank  sich  findet. 

')  Die  Übrigen  Staaten  des  lateinischen 
MOnzbnndes  haben,  anf  Vorschlag  der  italieni- 
schen Regierang,  erklärt,  dass  sie  die  italieni- 
schen silbernen  ScbeidemQozen  nicht  mehr  bei 
ihren  Kassen  annehmen  werden :  so  werden  die 
italienischen  Scheidemünzen  ein  ansschliesstich 
nationales  Umlaufsmittel  bleiben ,  und  nicht 
mehr,  wie  früher,  ansgefilhrt  werden.  Dieses 
wird  der  italienischen  Begiemng  erlauben,  die 
ans  dem  Auslände  znrückgekanften  and  in 
ihren  Kassen  befindlichen  Scheidemünzen  wieder 
in  Umlauf  zu  setzen  nnd  die  entsprechenden 
Kassascheine  znrUchzuziehen. 
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Gesamtbetrag  ii 


173900000 
143444000 

126667900 
0693450 


653  704  35° 

Es  bleiben  ausserdem  im  Umlauf  viele 
alte  Noten  in  derselben  Stückelung,  aber  in 
einer  nicht  mehr  erlaubten  Torm  und  viele 
Noten  in  der  nicht  mehr  eriaubten  {z.  B. 
zu  200  und  250  Lire)  Stückelung;  so  stellt 
die  Uebersicht  nicht  die  genaue  Verteilung 
der  Stücke  im  gesamten  Umlauf  dar,  ■wel- 
cher, am  31.  Mai  ISflS,  10üS,-2  Millionen 
betrug. 

Die  Form  der  Banknote  in  jeder  Stücke- 
lung wird  durch  Dekret  des  Scnatzmi nisters 
bestimmt;  so  auch  rUe  Zahl  der  Stücke, 
■welche  bei  jeder  Fabrikation  heimstellt 
■werden  soll.  Die  Fabrikation  der  neuen  und 
die  Vernichtung  der  allen  oder  verdorbenen 
Banknoten  findet  luiter  beständiger  Aufsicht 
des  Schatzministen  ums  statt  Die  Fabrikation 
ist  so  eingerichtet,  dass  ohne  Teilnahme  der 
Zettelbank  und  der  Regierung  keine  Bank- 
note vollständig  hergestellt  werden  kann. 
Die  nicht  ausgegebenen  Noten  werden  in 
einer  speoielleu  Kasse  aufbewahrt,  und  jede 
Heranziehung  der  Noten  aus  dieser  Kasse, 
um  sie  in  Umlauf  zu  setzen,  wie  jede 
Hinterl^ing  der  für  den  Umlauf  unnfttigen, 
findet  unter  der  Aufsicht  der  Staatsinspek- 
toren statt 

15.  Der  Legalknrs  der  Banknoten 
und  ihr  Aastansch  unter  den  Zettel- 
banken. Daner  des  Rechte»  der  Noten- 
anegabe.  1.  Die  Banknoten  haben  den  Legal- 
knrs,  d.  h.  sie  sind  gesetzliches  Zahlmittel 
in  jenen  Provinzen,  ■wo  die  Bank  ent'tt-eder 
ein  Hauptkontor  oder  eine  Succursale  oder 
ein  kleines  Kontor  oder  eine  Vei-tretung  zur 
Einlösung  der  Noten  hat. 

Augenblicklich  haben  die  Noten  aller 
drei  &nkon  den  Legalkure  im  gesamten 
Königreich. 

Nach  freiwilligen  Vereinbarungei«,  ■welche 
von  der  Regierung  bestätigt  werden  soUen, 
kann  jede  Anstalt  sich  verpflichl«:n .  die 
Noten  einer  anderen  Anstalt  wieder  in  ihren 
Zahlungen  in  Umlauf  zu  setzen. 

Da  aber  wegen  des  Legalkurses  jede 
Anstalt  gezwungen  ist  die  ^oten  jeder  an- 
deren Anstalt  anzunehmen  und  aucli  im 
Falle,  dass  eine  Anstalt  die  Noten  der  an- 
deren in  den  Zahlungen  benutzt,  in  der 
Kasse  der  ersten  eine  gewisse  Menge  der 
Noten  der  anderen  bleiben  kann,  so  ist  es 
nötig  gewesen,  den  wechselseitigen  unmittel- 
baren Austausch  der  Noten  {die  sogenannte 


riscontrata)  unter  den  Zettelbanken  zu  regeln ; 
diese  Aufgabe  ■wurde  gesetzlich  der  Ke- 
gienmg  vorbehalten,  ■welche  folgende  Vor- 
schriften ci'lassea  hat. 

Am  lü.,  am  20.  und  am  Ende  jedes 
Monats  teilt  jede  Anstalt  der  anderen  mit, 
wie  viele  Banknoten  und  andere  auf  Sicht 
zahlbare  Wertpapiere  (z.  B.  Bankanweisungen : 
8.  unten  sub  16)  sie  von  dieser  letzten  be- 
sitzt. Von  dem  fünften  Tage  nach  der  Mit- 
teilung hat  diese  letzte  Anstalt,  d.  h.  der 
Sdiiddner,  das  Recht,  ihre  eigenen  Noten 
imd  Wertpapiere  mit  Noten  imd  Wertpapieren 
der  ereten  Anstalt,  d.  h.  des  Gläubigers,  und 
mit  anderen  gesetzlichen  Eiiüösungsmitteln, 
z.  B.  mit  Staatsp^iei^ld  oder  Münze,  ein- 
zuwechseln. Wenn  der  Schuldner  die  ganze 
Summe  der  eigenen  Noten  imd  Wei-tpapiere 
auf  solche  Weise  nicht  zurücknehmen  kann, 
so  bleibt  der  übrige  Teil  bei  dem  Gläubiger, 
welcher  die  Summe  in  einem  besonderen 
Kontokorrent  zur  Last  des  Schuldners  ein- 
schreibt: für  dieses  Kontokorrent  kann  der 
Gläubiger  einen  Zins,  welclier  nicht  höher 
als  '/s  des  offiziellen  Diskontosatzes  (s.  unten 
sub  10)  sein  soll,  Verlanen.  Die  Liqui- 
dation des  Kontokorrents  findet  Ende  Jiini 
und  Ende  Dezember  jedes  Jahres  statt. 
Jedenfalls  kann  der  Schuldner  während  des 
Ijegalkurses  nicht  gezwungen  werden,  in 
dem  Austausch  der  Noten  und  in  der  Liqui- 
dation des  Kontokorrents,  ausser  den  Noten 
des  Gläubigers,  auch  andere  gesetzliche  Ein- 
lösungsraittel  lüi'  eine  den  zwanzigsten  Teil 
ihrer  gesamten  gestatteten  Notenausgabe 
übei-steigende  Summe  zu  verwenden:  er 
kann  dagegen  mit  Wechseln  von  nicht 
längerer  als  fünfzehntä^ger  Fälligkeit  und 
mit  Staatsschuld  titeln  seine  Übrige  Schuld 
abtragen. 

TM  aber  die  Bank  ron  Italien  den  Zah- 
lungsdienst des  Staates  im  ganzen  König- 
reich (s.  unten  sub  18)  besorgt  und  so  eine 
grosse  Menge  von  Banknoten  der  anderen 
z^wei  Anstalten,  welche  zur  Steuerzahlung 
gebraucht  werden,  sammelt,  so  ist  zu  Gunsten 
dieser  letzton  vorgeschrieben  worden,  dass 
die  Bank  von  Italien  die  Rücknahme  der 
von  ihr  gehaltenen,  aber  von  den  Banken 
von  Neapel  und  von  Sicilien  emittierten 
Noten  nur  in  jenem  Betrage  seitens  der- 
selben verlangen  kann,  in  welchem  diese 
zwei  Banken  Noten  der  Bank  von  Italien 
ifl  ihren  Kassen  haben. 

So  sind  die  oben  dargestellten  Vor- 
schriften nur  in  sehr  beschränkter  Weise 
auf  die  Bank  von  Italien  anwendbar  und 
nur  für  die  Banken  von  Neapel  und  von  Si(ä- 
lien  in  voller  Geltung. 

Der  Legalkura  der  Banknoten  soll  Ende 
1899  aufhören,  aber  es  ist  leicht  vorauszu- 
sehen, dass  KU  jener  Zeit  eine  Verlängerung 
noch  nötig  sein  wird. 
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2.  Jenen  Anstalten,  welche  zur  Yerfall- 
leit  des  zwanzigjährigen  Rechtes  der  Noten- 
emissioD,  d.  h.  am  10.  Ängust  des  Jahres 
1913,  die  gesetzlichen  Pfliäiten  genau  er- 
füllt haben  werden  wird  die  Dauer  des 
PriTÜegiiiins  bis  Ende  des  Jahres  1933  zu- 
geeichert. 

Zwei  Jahre  vor  dem  genannten  Termin 
80ll  eine  Kommission  die  Zustände  der  Ban- 
ken prüfen,  um  festzustellen,  ob  sie  den 
gesetzlichen  Bedingungen  zur  Verlängerung 
des  Privile^ums  voilkoraraen  entsprechen; 
die  Kommission  soll  aus  zwei  vom  Senat, 
zwei  vom  Al^eordnetenhause  und  drei  durch 
kao^lic^es  Dekret  nach  Anhörung  des  Ui- 
niBterrates  toq  der  R^erang  ernannten 
Uit^edem  gebildet  werden. 

16.  Aktiv-  and  Passivgesclüft«.  Dis- 
koBtosatz  nnd  Zinssatz.  1.  Ausser  der 
Ausgabe  von  Banknoten  sind  die  Zettel- 
banken zu  folgenden  Geschäften  bereditigt: 

a)  Diskontierung  von  Wechseln  imd 
Cbe<^  mit  höchstens  4  Monaten  ITälligkeite- 
tennin  nnd  mindestens  2  Unterschriften,  von 
Staatsschatzscheinen,  von  Pfand ooten  (War- 
rants) der  öffentlichen  Lagerhäuser  (ma- 
gazöni  generali),  von  Coupons  der  Kredit- 
painere,  anf  welche  Vorschüsse  (s.  aub  b) 
emubt  sind. 

b)  Yoiatdiflsse  (anticipazioni ,  Lomhard- 
eest^iäfte),  mit  höchstens  6  Monaten  Fällig- 
keitstennlQ,  auf  Staatschutdtitel,  Staatsschatz- 
scheine (auf  diese,  wenn  ihre  Verfatlzeit 
eeia  lang  ist,  kann  der  Vorschuss  auf  zwei 
Jahre  verlängert  werden)  und  vom  Staat« 
franuitierte  Papiere,  auf  Verschreib« ngen  der 
Gmndkreditanstalten ,  auf  Papiere,  welche 
in  tiold  zahlbar  sind  und  von  ausländischen 
Staaten  aiisg^eben  oder  garantiert  wurden, 
auf  Gold-  und  Silbcrmttnzen,  auf  Seide,  anf 
Warenordres,  ordini  in  derrate  (Wechsel  mit 
der  Verpflichtung  zur  Liefening  einer  ge- 
wissen Uenge,  zu  einer  fixierten  Zeit,  einer 
bestimmten  Art  Ware),  auf  Depoaitscheine 
der  öffentlichen  Lagerhäuser,  etc.  Die  Vor- 
schüsse auf  Wertpapiere  können  nach  der 
verschiedenen  Art  derselben  entweder  dem 
ganzen  nominellen  Werte  oder  nur  *li  oder 
'U  oder  Vi  desselben  entsprechen. 

c)  Kauf  und  Verkauf  von  ausländischen, 
in  Oold  zahlbaren  Wechseln  mit  mindestens 
zwä  gutan  Unterschriften  und  höchstens 
3  Afonaten  Fälligkeitstermin. 

Alle  übrigen  beweglichen  und  nnbeweg- 
lichen  Güter,  welche  insbesondere  als  Be- 
zahlung von  Qeldforderuugen  in  Besitz  der 
Banken  gelangen,  sind  in  2  Jahren  zu  vei^ 
kaufen:  doch  können  die  Banken  ihre  ver- 
fügbaren Mittel  in  Staatsschuldtiteln  oder 
Tom  Staate  verbürgten  Wertpapieren  bis  zu  fol- 
genden Summen  anlegen:  die  Bank  von 
Italien  bis  75,  die  Bank  von  Neapel  bis  30, 
die  Bank  von  Sicilien  bis  S  Millionen  Lire. 


Die  aktiven  unverbüi^n  Kontokorrents 
sind  nicht  gestattet;  die  Grundkreditopera- 
tionen sind  verboten  und,  wie  oben  (s.  snb 
10)  bemerkt  wurde,  sind  die  mit  den  Zettel- 
banken zusammenhauenden  Grundkredit- 
anstalten jetzt  in  Liqiudatlon. 

Den  Banken  ist  erlaubt,  verzinsliche  De- 
positen in  passivem  Kontokorrent  anzuneh- 
men: der  Zins  kann  nicht  hoher  als  ein 
Drittel  des  Diskontosatzes  sein.  Wenn  der 
Betrag  jener  Depositen  in  der  Bank  von 
Italien  130  Millionen  Lire,  in  der  Bank  von 
Xeapcl  50  Milüonen,  in  der  Bank  ^-on  Sici- 
hen  15  Millionen  übersteigt,  soll  der  Noten- 
umlauf vermindert  werden:  die  Verminde- 
rung soll  einem  Drittel  der  die  genannten 
Grenzen  überschreitenden  Summen  der  De- 
positen entsprechen. 

Die  Banken  empfangen  auch  einfache, 
d.  h.  unverzinshche  Depositen  und  können 
assegni  bancarii  (Checks)  auf  eigene  oder 
eines  Dritten  Heelinung  aitfs  Ausland,  man- 
dati  (Zahlungsanweisungen)  etc.  ausstellen. 

Specieil  hervorzuheben  sind  die  zur  Be- 
nrkundung  der  Depositen  zum  Giroverkehr 
sehr  verbreiteten  Bankanweisungen,  vaglia 
cambiari.  Man  kann  sie  für  jede  beliebige 
Summe  ausstellen  lassen;  sie  lauten  auf 
den  Namen  des  Einlegers  oder  einer  von 
ihm  bezeichneten  dritten  Person:  diese 
können  die  Anweisung  mit  einfacher  Unter- 
schrift oder  mit  Indossament  an  andere 
übertragen,  welche  ihrerseits  dasselbe  thnn 
können.  Die  Anweisung  ist  bei  jedem  Eontor, 
Suecursale  oder  Korrespondent  der  Bank 
zahlbar  und   nur  in  fünf  Jalireu  verjährbw, 

Erwähnenswert  sind  weiter  folgende  zur 
Beurkundung  der  verzinslichen  oder  unver- 
zinshchen  Depositen  von  den  Banken  von 
Neapel  und  vonSicihen  gebrauchten  Papiere : 

a)  fede  di  credito.  Es  wird  dem  Ein- 
leger gegeben,  wenn  man  ihn  für  ein  De- 
positum von  mindestens  50  Lire  akkreditiert 
und  ist  durch  einfache  Unterschrift  oder 
Indossament  übertragbar. 

b)  polizzino.  Es  ist  eine  für  ein  De- 
positum von  weniger  als  50  Lire  ausgestellte 
fede  di  credito;  es  wird  vom  Einleger 
selbst  vorbCTeitet  und  von  der  Bank  be- 
glaubigt und  ist  auf  dieselbe  Weise  über- 
tragbar. 

c)  pohzza  notata.  Wenn  auf  eine  fede 
di  credito  mehrere  auf  einander  folgende  De- 
positen verzeichnet  werden,  so  wird  die- 
selbe in  eine  nicht  mehr  übertragbare  ma- 
drefede  verwandelt,  weil  sie  mehrere  De- 
positen beurkundet,  und  nimmt  den  Charakter 
eines  wiüiren  Eontokorrentbuches  an;  die 
auf  Verlangen  des  Einigers  ausstellte 
Urkunde,  mit  welcher  er  über  sein  Gut- 
haben im  ganzen  oder  teilweise  verfügen 
will,  heisst  pdizza  notata,  weil  sie  eine  be- 
sondere Anmerkung  in  der  madrefede  verf 
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anlasst;  die  polizza  ist  auf  dieselbe  Weise 
■wie  die  fede  di  credito  fibertragbar. 

Die  Bank  von  Neapel  hat  uire  Eones- 

CdenteE  ermächtigt ,  auf  sie  in  den 
nzen  einer  Tertr^mSssig  vorausbe- 
stimmteD  und  verbfli^en  Summe  assegni 
bancarii  (Checks)  zu  ziehen.  Dieselbeu  sind 
bei  jedem  Kontor  und  jeder  Succiu^e  der 
Baok  zahlbar,  aber  nur  für  eine  Dauer  von 
15  Tagen:  diese  kürzere  Verfallzeit  unter- 
scheidet diese  Urkunde  von  der  obeo^- 
nannten   Bankanweisung  (vaglia  cambiano). 

Auch  die  Bank  von  Italien  hat  zu  den- 
selben Bedin^mgen  ihre  Korrespondeuten 
ermfichtigt,  diese  assegni  bancarii  auf  sie  zu 
ziehen,  aber  nur  auf  ein  bestimmtes  Haupt- 
kontor oder  eine  bestimmte  Suceursale  und 
auf  fegte  kurze  Zeit ;  so  ist  diese  Urkunde  von 
der  Bankanweisung  in  doppelter  Beziehung 
(durch  den  bestimmten  Ort  der  Zahlung 
und   die  kurze  feste  Verfallzeit)  verschieden. 

Für  alle  Verbindlichkeiten,  welche  stets 
fällig  sind  (die  sogenannten  debiti  avista), 
sollen  die  Banken  eine  Bedeckung  von  40% 
in  den  Kassen  behalten:  dieselbe  soll  ganz 
wie  die  Bedeckung  für   die  Notenausgabe 


Die  Gesetze  bestimmen  mit  ausfOhriichen, 
hier  nicht  darzustellenden  Vorschriften,  wie 
die  frtther  eingegangenen,  nicht  mehr 
erlaubten  Geschäfte  liquidiert  werden  sollen. 
Eine  schwierige  und  schwerwiegeode  Ope- 
ration für  die  Anstalten! 

Um  die  Missbiäuche  der  Vei^ngenheit 
zu  vermeiden,  wurde  die  Hegierung  er- 
mächtigt, mit  den  Verwaltungen  der  drei 
Anstalten  Vereinbarungen  za  treffen  und 
gleichmSasige  Normen  zu  bestimmen  für 
tlie  Kompilation  der  Verzeichnisse  der  Per- 
sonen und  Handelsfirmen,  denen  Kredit 
(mit  der  Bemerkung,  bis  zu  welcher  Maxi- 
malsiunme)  gewährt  wird,  für  den  wechsel- 
seitigen Austausch  unter  den  Anstalten  oder 
teilweise  Hitteüun^  des  Inhaltes  dieser  Ver- 
zeichnisse, für  dJe  Wahl  der  Korrespon- 
lenten  etc. 

Die  Anstalten  nehmen  endlich  Hinter- 
legung von  Wertpapieren,  von  Edelmetall- 
Rachen,  von  Geld,  auf  Rechnung  des  Staates, 
der  Priititen,  der  Aktiengesellschaften  (erste 
Einzahlungen  des  Gnlnduugskapitals)  an, 
zur  Aufbewahrung,  zur  Bflrgsch^  etc. 

Nebenbei  sei  erwähnt,  da£s  die  Anstalten 
nach  den  durch  königliches  Dekret  vorzu- 
Bchi-eibenden  Nonnen  Abrechmmgsstellen 
(stanze  di  compensaziono)  gründen  und  ver- 
walten kQnnen. 

2.  Während  der  Geltung  des  Legalkurse» 
soll  der  normale  Diskontosatz  so  wie  der 
Zinssatz  auf  die  VoTschUsse  für  alle  Zettel- 
bankeu  gleich  sein,  und  sie  können  dieselben 
ohne  Genehmigung  der  Regierung  nicht  ver- 
ändern.   Doch  können  sie  den  Diskontosatz 


bis  zu  1  °/«  in  Darlehen  gegen  Wedisel  er- 
mässigen,  aber  nur  zu  Gunsten  von  Yolks- 
banken,  Agraricreditanstalten  und  gewöhn- 
lichen Kreditanstalten,  die  besondere  in  dem 
Gesetze  vorgeschriebene  Bedingimgen  er- 
füllen (Unterstützung  des  Kleinhandels,  IHs- 
kontierung  von  Warrants  der  öffentlichen 
Lagerhäuser).  Dieser  Diskonto  heisst  sconto 
di  favore.  Die  dazu  verwendbare  Summe 
ist  auf  70  Millionen  Lire  für  die  Bank  von 
Italien,  auf  21  Millionen  für  die  Bank  von 
Neapel  und  auf  G  Millionen  für  die  Bank  von 
Sicilien  beschränkt. 

Ausserdem  ist  der  Schatzministei-  «■- 
raächtigt,  durch  ein  Dekret  von  dreimonat- 
hcher  Dauer  und  wenn  die  e^samte  Noten- 
ausgabe die  Maximalgrenze  nicht  überschntten 
hat,  den  Zettelbanken  zu  gestatten,  untei 
dem  normalen  Diskontosatz  Wechsel  von 
Handelsfirmen  und  Bankhäusern  ei'steo. 
Ranges  mit  höchstens  dreimonatlichem  i^Lllig- 
keitstermin  zu  diskontieren.  Dieser  Diskonto 
heisst  sconto  a  saggio  ridotto.  Es  ist  ver- 
boten, diese  Begünstigung  zu  benutzeu,  um 
Wechsel  im  ganzen  oder  zum  Teil  zu  ea^ 
neuem;  ausgeschlossen  bleiben  auch  die 
Wechsel,  welche  zur  Tilgung  einer  vtaliBr- 
gehendeo  Wechselschuld  gesäiaffen  werden. 
Die  Diskontokommissionen  (s.  oben  sub  11) 
sollen  ihre  Beschlüsse  über  diese  Wechsel 
mit  absoluter  Mehrheit  der  Mitglieder  fassen 
und  besondere  Buchfühi-ung  darüber  lialt^i; 
ausserdem  sollen  die  so  diskontierten  Weobael 
in  einem  besonderen  Portefeuille  aufbewahrt 
werden  und  so  nicht  nurvon  den  zum  normalen 
Diskontosatz  diskontierteu  Wechseln,  sondern 
auch  von  den  obengenannten  mit  emiedngtem 
Diskontosatz  diskontierten  Wechseln  der 
Volksbanken,  Agrarkredit&n stalten  etc.,  v(ä- 
ständig  getrennt  bleiben,  weil  sie  einer  be- 
sonderen Aufsicht  seitens  der  Regierung 
unterliegen.  Das  ministerielle  Dekret  be- 
stimmt auch  für  diese  Wecliael  den  Diskooto- 
satz,  welcher  nie  unter  3^h%  falleu  darf. 

So  hat  man  drei  Diakontos&tze ,  den 
normalen,  auch  offizieUeu  genannten  Satz, 
den  Satz  für  den  sconto  di  favore,  den  Satz 
für  den  sconto  a  saggio  ridotto  (s.  die 
zweite  Tabelle,  unten  sub  19). 

Mit  besonderen  hier  nicht  näher  darzu- 
stellenden Bestimmungen  hat  man  auch  eine 
Emiedrigimg  des  normalen  Zinssatzes  für  die 
Vorschüsse  auf  einige  Wertpapiere  und 
Waren  (Seide)  gestattet 

17.  Reservefonds  (fondo  di  n8er\-a  o 
masSB  di  rispettoj.  1.  Bei  der  Bank  vou 
Italien  soll  der  Betrag  des  ReseiTefouds 
dem  fünften  Teile  des  nominellen  Kapitals 
entsprechen.  Es  wird  mit  der  Reserrieniiig 
des  20ten  Teiles  der  jährlichen  Nettogewinne 
gebildet.  Wenn  die  jährlichen  Nettogewinne 
5  %  des  eingezahlten  Kapitals  übersteigen, 
so  werden  aus  dieser  übrigen  Summe  nodi 
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andra«  20  "/o  abgezogen  und  dem  Reeene- 
fonda  angewiesen. 

Wenn  derfieaervefonds  den  statutarischen 
Betr^  in  solcher  Weise  erreichen  wird, 
kann  die  Oeneralveisauiinlung  der  Aktionäre 
beschliessen ,  das»  ein  ausserordentlicher 
Reservefonds,  maasa  di  rispetto  atraordinaria, 
mit  einem  weiteren  Teile  der  Nettogewinne 
angesammelt  werde. 

Die  verfflgbaren  Summen  des  Resen-e- 
fonds  (ein  Teil  ist  noch  als  Bttrgschaft  ffir 
die  Operationen  der  Gmndkre<Utabteilun^, 
jetzt  iD  Liquidation,  festgesetzt)  werden  in 
vom  Staate  emittierten  oder  verbürgten 
Wertpapieren  angelegt. 

Die  mehrmals  erwähnten  schlechten  Aktjv- 
geech&fte  und  Omndkreditoperationen  haben 
die  Kegiening  und  die  Bank  gezwungen, 
Itaesregeln  zur  Liquidation  derselben  zu  er- 
rreifen.  Um  die  zufälligen  aus  diesen 
(Operationen  sich  ergebenden  Verluste  aus- 
zugleichen .  wtu^e  die  Bildung  eines  be- 
sonderen  Hesenefonds  verordnet.  Von  den 
jähiiichen  Qewinnen  werden  li  Millionen 
Eiire  jährlich  dazu  angewiesen;  sie  heissen 
fondi  accantonati,  und  die  jährlichen  Netto- 
gewinne, von  denen  oben  die  Rede  war, 
werden  uur  dann  festgestellt,  wenn  diese 
ti  MiUionen  abgezt^n  sind.  Diese  fondi 
aocantonati  hatten  am  Ül.  Mai  1898  die 
Somme  von  22,3  Millionen  Lire  erreicht. 

2.  Die  Banken  von  Neapel  und  Sicilien 
haben  keine  Aktionäre;  daher  wurde  der 
jährliche  Nettogewinn  teilweise  zu  gemein- 
nützigen Zwecken  und  teilweise  zur  Bildung 
des  Heservefonds  verwendet:  so  war  dieser 
letzte  schon  auf  eine  beträchtliche  Summe 
(die  H^fte  des  ständigen  Vermögens)  ge- 
sti^en.  Aber  auch  fOr  diese  Banken  sind 
die  schlechten  Aktivgeschftfte  und  Qnind- 
kreditoperationen  verhängnisvoll  geworden: 
der  Reservefonds  sollte  äst  vollständig  bei 
der  Bank  von  Neapel  und  zu  einer  beträcht- 
lichen Summe  (2Vs  Millionen  Lire)  bei  der 
Bank  von  Sicilien  zur  Verminderung  der 
Scfaiüden  der  Anstalt  für  jene  Operationen 
angewiesen  werden.  Doch  sind  gegenwärtig 
die  Zustände  beider  Banken  ziemlich  ver- 
schieden: in  der  Bfmk  von  Neapel  ist  der 
Reservefonds  auf  eine  sehr  niedrige  Summe 
zuBammengesohnmipft  (s.  die  erste  Tabelle 
imteo  Bub  19);  dagegen  ist  in  der  Bank  ^'on 
Sicilien  die  Wiederherstellung  des  Vermögens 
(s.  oben  eub  13)  so  weit  gediehen,  dass 
ein  Teil  der  Nettogewinne  wieder  dem 
Reeen'efonds  zugeschlagen  werden  konnte, 
öebrigens  ist  bei  diesen  beiden  Anstalten, 
<la  sie  keine  Aktionäre,  sondern  ein  eigenes 
Vermögen  habe  n,  die  Unterseheid  ungzwischen 
Verrai^n  und  Reservefonds  von  unterge- 
ordneter Bedeutimg  ;  eigentlicb  ist  der  Reserve- 
fonds nur  ein  rechnuncsmässig  isolierter 
Teil  des  Vermögens,  und   beide  werden  in 


dem  gesetzlichen  Spracligebrauch  bisweilen 
uur  mit  dem  Worte  Vermögen,  patrimonio, 
bezeidinet. 

18.  Verhältnisse  znni  Staate.  Steuer 
and  GebfihreD.  Oeffentlivhkeit  DieZettel- 
banken  sind  vcrpQichtet,  gegen  liinterle^ng 
von  Staatsschiudtitelii  oder  Staat8S<£atz- 
scheinon,  zum  festen  Zinssatz  von  1,50% 
Lire  netto ,  dem  Staate  Summen  vorzu- 
schiessen. 

Der  Maximalbetrag  dieser  VorsehOsse  ist 
fftr  die  Bank  von  Italien  auf  115  Millionen 
Lire,  für  die  Bank  von  Sicilien  auf  lOMÜhonen 
liire  festgcsteUf. 

Die  Bank  von  Neapel  wurde  ihrer  un- 
günstigen   Lage   wogen   von    dieser  Pflicht 

Der  Zahlungsdienst  des  Staates  wurde 
seit  dem  1.  Febntar  1S95  für  das  ganze 
Gebiet  des  Königreichs  der  Bank  von  Italien 
anvertraut.  Die  Bank  leistete  dafür  in  Staats- 
schuldtiteln eine  Bürgschaft  von  öü  Millionen 
Lire,  welche  in  6  Jahren  auf  90  Millionen 
gebracht  werden  soll.  Als  Bürgschaft  dienen 
auch  die  zur  AtiRgleichung  der  zufälligen 
Verluste  in  der  Liquidation  der  schlechten 
Aktiva  bestimmten  sogenannten  fondi  accan- 
tonati, von  denen  oben  (s.  sub  17)  die 
Rede  war. 

Die  Aufsicht  über  die  Zettelbankeu  steht 
dem  Ministerium  des  Staatsschatzes  zu.  Zu 
diesem  Zwecke  bestehen  bei  diesem  ein 
Inspektionsccntralamt  imd  eine  ständige 
Kommission.  Das  Centralamt  besorgt  aae 
Ausführung  der  Aufsicht.  Ein  Regierungs- 
inspektor  wohnt  den  Sitzungen  der  Oeneral- 
vereammlung  der  Aktionäre  und  des  Ober- 
rates der  Bank  von  Italien,  der  GenerabUe 
und  der  Central^-erwaltimesiäte  der  Banken 
von  Neapel  und  von  Sicihen  bei  und  kann 
in  einer  fünftägigen  Frist  gegen  etwaige 
ungesetzliche  Besdilüsse  sein  Veto  einlegen ; 
zugleich  erstattet  er  dem  Schatzminister, 
welchem  die  endgült^  Entscheidung  zu- 
steht, einen  Bericht.  Er  soll  übrigens  un- 
mittelbar über  alle  Beschlüsse,  auch  über 
jene,  gegen  welche  er  das  Veto  nicht  er- 
hoben mtt,  berichten,  und  auf  Grund  des 
Berichtes  kann  der  Schatzminister  ungeeetz- 
hebe  Beschlüsse  (auch  solche,  gegen  welche 
der  Inspektor  kein  Veto  erhoben  hat)  in  einw 
fünftägigen  Frist  aufheben.  Das  Centralamt 
kontroUiert  aust^erdem  den  Zahlirngsdieost 
auf  Rechnung  des  Staates  und  verordnet 
periodische  und  ausserordentliche  Prüfungen 
des  Kassabestandes ,  der  Bardeckung,  der 
Notenausgabe,  des  Portefeuilles,  insbesondere 
für  ausländische  Wechsel,  und  überwacht 
im  allgemeinen  den  Gang  der  Verwaltung 
und  die  Gesetzmässigkeit  der  Geschäfte. 
Die  ständige  Kommission  giebt  der  Regienmg 
Gutachten  über  wichtige  Fragen,  die  Bank- 
gesetzgebung und  ihre  Ausführung,  die  Bank- 
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Verwaltung  und  die  BanMnspelition  betreffend. 
Sie  wild  aus  drei  vom  Senat  und  drei  vom 
Abgesrduetenhause  aus  ihreo  eigenen  Mit- 
gliedern eraauntea  Kommissaren  und  aus 
vier  Delegierten  der  Regierung  gebildet. 
Die  Delegierten  der  Regiening  sollen  sein: 
der  PrSsident  oder  ein  Mitglied  des  Staats- 
rates; der  Präsident  oder  ein  Mitglied  des 
Rechnungshofes;  der  Gen  erat  direktor  des 
Staatsschatzes;  der  Direktor  der  Kreditab- 
teilung im  Handelsministerium. 
Die  Banken  unterliegen 

a)  der  allgemeinen  Mobüiarcinkommeii- 
steuer; 

b)  einer  Gebühr  für  die  stets  fälligen 
Verbindlichkeiten : 

c)  einer  ordentlichen  oder  iionnaloii  Um- 
laufssteuer (tassa  di  circolazione)  von  1  % 
auf  den  mittleren  Betrag  der  jährlichen 
{mit  einer  unten  zu  erwähnenden  Reduktion) 
gesetzlichen  Notenausgabe.  Mit  der  Erfül- 
lung ihrer  gesetzlichen  Pflichten,  was  die 
Verminderung  ihrer  immobilisierten  und 
gesetzlich  uiclit  mehr  gestatteten  Aktiva 
betrifft,  geht  paraüel  eine  graduelle  Er- 
leichterung dieser  Umlaufssteuer,  welche  am 
Ende  nur  ein  '.  lo  "lo  der  mittleren  jähr- 
lichen Notenausgabe  betragen  wird; 

d)  einer  ausserordentlicheu  Umlaufssteuer, 
■wenn  die  Kotenausgabe  die  gesetzliche 
Maximalsiunme  oder  das  vorgeschriebene 
Verhältnis  zur  Bardeckung  Übersteigt. 

Die  ausserordentliche  L  mlauf ssteuer,  mit 
Einschluss  der  ebengenannten  ordentlichen, 
beträgt '/»  des  normalen  Diskontosatzes,  wenn 
der  flberschflasige  Notenumlauf  nicht  höher 
ist  als  45  Millionen  Lire  für  die  Bank  von 
Italien,  14  MÜhonen  für  dio  Bank  von 
Neapel  imd  3,5  Millionen  für  die  Bank 
von  Sicilien.  'Weiui  jener  überschüssige 
Notenumlauf  höher  ist  als  diese  Beti-äge, 
aber  das  doppelte  nicht  erreicht,  so  ist  der 
Satz  der  ausserordentlichen  Steuer,  immer 
die  ordentliche  raitgereclinet ,  dem  vollen 
Diakontosatze  gleich :  wenn  jener  Notenumlauf 
das  doppelte  erreicht,  so  steigt  der  Steuer- 
satz zum  doppelten  des  Diskontosatzes. 

Von  der  ordentlichen  imd  der  ausser- 
ordentlichen ümlaufssteuer  bleibt  der  Betrag 
an  Noten  frei,  welcher  der  Bardeckung 
und  den  dem  Staate  geleisteten  Vorachflssen 
entspricht;  weim  man  den  von  der  Umlaufs- 
steuer betroffenen  Notentuiilauf  bestimmen 
will,  wird  vom  gesamten  Notenumlauf  jener 
Betrag  in  Abzug  gebracht  und  nur  das 
übrige  als  steuerbar  betrachtet; 

e)  einer  besonderen,  wenn  ich  mich  so 
ausdrücken  darf,  Strafsteuer  für  gesetzHch 
unerlaubte  Geschäfte;  sie  beträgt  das  Drei- 
fache des  Diskonto-  oder  Zinssatzes  des  be- 
treffenden Geschäftes: 

f)  einer  Au  tsichtsgebflhr :  d,  h.  die  Banken 
sollen   die    Kosten    der  Regierungsaufsicht 


tragen;  ge^nwärtig  bezahlen  sie  dazu  folgende 
Summen  jilhrlich: 

die  Bank  von  Italien    70000  Lire 
„        ,       „    Neapel    zi  000,   „ 
„       „      ,',    Sicilien    5000    „ 

g)  Die  Bank  von  Italien  bezahlt  auch 
die  gewöhnliche  Umsatzsteuer  auf  ihre 
eigoueu  Aktien,  welche  den  Besitzer  wechseln, 
und  die  Banken  von  Neapel  und  von  Sicilien, 
als  Anstalten  von  ewiger  Dauer  mit  eigenem 
Vermögen,  bezahlen  die  8(^nannte  tassa 
di  manomorta,  d.  h.  Gebühr  (besser  Steuer) 
von  toter  Hand. 

AVir  haben  oben  gesagt,  dass  mit  der 
progressiven  Verbesserung  der  inneren  Lage 
der  Anstalten  eine  graduelle  Erleichterung 
der  ordentlichen  Umlaufssteuer  stattfindet, 
so  dass  dieselbe  am  Ende  nur  Vio  "lo  des 
ungedeckten  und  nicht  dem  Staate  vorge- 
schossenen Notenumlaufs  betr^en  wu-d. 
Wenn  dieser  Zustand  erreicht  sein  wird,  so 
ist  dem  Staate  als  Anteil  zugesichert: 

a)  ein  Drittel  der  jährlichen  Nett<^;e- 
winne,  welche  ö^/o,  aber  nicht  C'/o  des 
Kapitals  bezw.  Vermögens  übersteigen; 

b)  die  Hälfte  der  jälirlichen  Nettc^winne, 
welche  jene  6  ^lo  übersteigen. 

Es  ist  zu  bemerken,  dass  dann  die 
Nettogewinne  bei  der  Bank  von  Italien  nur 
in  prozentualem  Verhältnis  ziun  eingezahlten 
Kapital  und  nachdem  der  zu  den  -obener- 
wähnten (sub  17)  drei  Eesen'efonds  ange- 
wiesene Teil  abgezogen  ist,  berechnet  werden. 
Dagegen  werden  bei  den  Banken  von  Neapel 
und  von  Sicilien  (he  Nettogewinne  in  prozen- 
tualem Verhältnis  zum  gesamten  Betrag  des 
Vermögens  nebst  den  Reservefonds  berechnet, 
weil,  wie  wir  oben  (sub  17)  bemerkten, 
bei  diesen  Anstalten  der  R©ser\'efonds  eigent- 
licli  nur  Teil  des  Vermögens  ist 

Am  10.,  am  20.  und  am  Ende  jedes 
Monats  sollen  die  Banken  einen  ausführ- 
lichen Ausweis  über  ihre  Lage  dem  Schatz- 
ministerium einsenden.  Die  Form  des  Aus- 
weises ist  durch  königliches  Dekret  bestimmt. 
Alle  Ausweise  vreitlen  in  der  offiziellen 
Staatszeitung  und  die  vom  Ende  des  Monats 
vom  Schatzministerium  auch  in  einem  be- 
sonderen Bulletin  veröffentlicht  Dieses 
Buüetin  enthält  ausserdem  die  monatlichen 
Angaben  über  die  emittierten  und  zurück- 
gezogenen Banknoten,  den  Betrag  der  Dis- 
konto- und  Vorschussgeschäfte  nei  jedem 
Kontor  und  jeder  Snccursale  der  Banken, 
das  Staafspapiergeld  u.  a.  w. 

19.  Statistik.  Der  Zustand  der  Zettel- 
banken erhellt  aus  folgenden  Tabellen: 
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2.  Barbesland  in  Goldratozen  und  (Jold- 1  neten  ausTrärtigen  Wechsel  und  WertttMiere 
barren,  und  Silber  zu  '"/looo  Fein,  der  Ee-  (Millionen  Lire)  —  Diskontosatz  für  Weiäisel 
eerve  und  Betrag  der  als  Eeserve  berech- 1 
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B.  Die  anderen  Banken. 

20.  Vebersicht    'M&n  hat  in  Italien: 

1.  Kooperative  EreditgeseUschaften  imd 
Volksbanken  (Sodetä  cooperative  di  credito 
e  Bauche  popolari).  Mit  diesem  zweiten 
"Worte  weixlen  in  der  offiziellen  Statistik 
jene  Kreditgenossenschaften  bezeichnet, 
■welche  vor  dem  1.  Januar  1883  gegründet 
wurden  und  die  Vorscliriften  des  H.G.B.s 
vom  2.  April  und  31.  Oktober  1882  nicht 
angenommen  haben ;  sie  sind  nicht  zahlreich 
und  weichen  von  den  anderen  nur  in  sekun- 
düren  Punkten  ab. 

Beiläufig  sei  bemerkt,  dass  alle  diese 
kooperativen  Kreditgenossenschaften  sehr 
Btarlc  sich  vermehrten:  Ende  1866  8,  Ende 
1877  118  (eingezahltes  Kapital  37  Millionen), 
Ende  1887  641  (Kapital  ö'i  MUhonen),  Endo 
1890  738  (Kapital  92  Millionen),  Ende  1895 
709  (Kapital  85  Millionen). 

2.  Qnindkredilan  stalten  (Istituti  di 
credito  fondiario)  nach  den  G(J.  vom  22.  Fe- 
bruar 1885,  Nr.  '2922,  17.  Juli  1890,  Nr.  6955, 
8.  August  1895,Nr.519,4.Juni  1896,  Nr.  183. 

3.  Agrarkreditan  stalten  (Societü  ed  Isti- 
tuti di  Credito  agrario)  nach  den  GG.  v.  23. 
Januar  1887,  Nr.  4276,  26.  Jidi  1888,  Nr.  5558 
und  30.  März  1890,  Kr.  6790. 

4.  Sparkassen  (Casse  di  risparmio),  welche 
von  den  GG.  v.  15.  Juli  1888,  Nr.  5546,  und 
17.  Juli  1898,  Nr.  311,  geregelt  sind. 

5.  PrivnttKUiken  im  engeren  Sinne  des 
"Wortes;  sie  sind  von  den  Civil-  und  Handels- 
gesetz büchera  geregelt. 

Alle  diese  Anstalten  gehören  nicht  in 
unsere  DarsteUung. 

21.  Die    ordentlichen    KredilgeseD- 


schaften.  "Wir  beschi'äaken  uns  demuadi 
auf  die  sogenannten  ordentlichen  Kredit^ 
sellscliaften,  Societä  ordinarie  di  Credito. 
Ueber  dieselben  sind  die  Notizen  bis  zum 
1  Jahre  1863  sehr  dürftig,  da  nur  eine  in 
Mittel-  und  keine  in  Unteritalien  bestand, 
und  auch  in  Oberitahen  waren  sie  sehr 
spärlich  vertreten. 

Neue  Kreditgesellschaften  b^anneii  im 
Jahre  1863  zu  entstehen:  doch  Ende  1866 
war  ilire  Zahl  nur  15,  Ende  1869  nur 
19.  Dann  sind  sie  sehr  rasch  infolge  d^ 
Spekulation  gestiegen:  Ende  1871  55  (103 
Millionen  Lire  eingezahltes  Kapital),  Ende 
1872  101  (Kapital  291  Millionen),  Ende  1873 
143  (Kapita!  366  Milüonen).  Es  folgte  eine 
Kreditknsis,  insbesondere  in  Genua ;  viele 
Gesellschaften  verschwanden,  andere  fneio- 
nierton  sich.  Ende  1874  bestanden  noch 
121  (eingezahltes  Kapital  306  Millionen).  Ende 
1876  111  (Kapital  239  Millionen),  Ende  1879 
101  (Kapital  170  Millionen).  Dann  vermehrten 
sie  sich  wieder:  Ende  1880  107  (Kapital 
182  Millionen),  Ende  1885  125  (Kapital  236 
Millionen),  Ende  1887  158  (Kapital  ?70  Milli- 
onen), Ende  1890  159  (Kapital  281  Millionen). 
Seitdem  sind  einige  gefallen,  und  Ende  1895 
war  ihre  Zahl  auf  153  (Kapital  271  Millionen) 
gesunken. 

Sie  sind  alle  Aktiengesellschaften,  und 
daher  verweisen  wir,  was  ihre  Gründung 
und  Auflösung,  innere  Einrichtimg,  Veranl^ 
wortHchkeit  der  Verwaltungsorgane  etc.  be- 
trifft, auf  den  besonderen  Artikel  ober  die  Äk- 
tiengesellschaft«n  in  Italien  oben  Bd.  I S.  224  ff. 

Sie  betreiben  die  ordentlichen  Bankge- 
schäfte. Da  die  Notenausgabe  und  der 
Grund-  und  Agrarkredit  mit  Pfondbrie&tus- 
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gahe  besonderen  Änstaltea  unter  speciellen 
Oesetzen  anvertraut  ist,  so  bleiben  ihnen 
solche  Geschäfte  verboten.  Sie  können  auch 
nicht  als  Sparkaseen  auftreten,  weil  be- 
sondere Gesetze  tind  specielle  Vorschriften 
darQber  eriassen  wurden;  doch  könuen  sie 
Spareinlagen  aufnehmen. 

Unter  ihren  Äktivgeschäften  sind  be- 
sonders zu  nennen  die  Wechseldiskontierung, 
die  hypothekarischen  Anleihen,  das  Effekten- 
und  Differenzgeschilft,  die  Mobiliar-Kredit- 
geschftfte,  das  Waren-LombardgeschäEt,  die 
vorschäsae  anf  Wert-,  insbesondere  Staats- 
papiere und  der  direkte  Ankauf  deiselben. 
Unter  den  FassivgeschAften  stehen  obenan: 
die  verzinslichen  und  unverzinslichen  Depo- 
siten in  laufender  Rechnung  und  die  Spar- 
einlagen, welche  Depositen  mit  besonderen 
Bedingun^D  über  Zins,  FalUgkratstermin 
'  ood  Haumalbetrag  sind. 

Was  die  Oeffentüchkeit  betrifft,  unter- 
scheiden  Gie  sich  von  den  übrigen  Aktien- 
gesellschaften nur  in  der  Verpflichtung,  am 
Side  jedes  Monates  ihren  Ausweis  dem 
Kreisgericht  und  dem  Ministerium  für  Acker- 
bau, Gewerbe  und  Handel  vorzulegen.  Die 
Schemata  der  Ausweise  sind  durch  kOnigl. 
Dekret  genau  voi^eschrieben. 

Utteratnrt  Quarta,  La  legge  mäa  drcolaivnu 
tartaeea  i  U  »ei  banehe  äi  aminione  annolata 
(limno  ISSO).  —  OrdinamenLo  degli  Iititati  di 
Ewüttiont :  ditegno  di  legge  (mit  autjührtichen 
MfiUven}  pre^entalo  alla  Camera  dei  Deputati  ü 
n  yorejabre  1883  (Dnicktache  N.  15^  der  pari. 
/feenoK  IS8S — 8S).  —  Jt^axüme  «uil'  andamtnto 
dtgU  Iitituii  di  enisnon* :  jäkrlieher  offititUer 
Beriehl  ttit  1375:  der  erUe,  im  Jahre  187S  er- 
jeMcNAU,  enMOl  rtic  teertvoUe  Geiehiehte  da 
Zmaugtttirtet  und  der  Enttlehimg  det  G.  v,  SO. 
AprU  1874-  DUeer  Bericht  murde  /rüher  im 
jrMitenun  Jür  Aclxrbau,  Oetnerbe  unii  ßan- 
det  Beifattt,  jeUt  aher  trird  er  im  Jfi'nülcnufn 
dee  Staattehatit»  bearbeilet  und  trägt  den  Titel 
Ftima,  teevnda,  tena,  eec.  Memoria  prteeTUaia 
aÜ'  OK.  Oanmiäriime  permanente  di  vigilaiaa 
»uBa  eireoiaxione  e  tugli  Jttüuli  d'emiaione.  — - 
Boiiettirto  menwüe  deUe  sü/uaxioni  dei  conti  degli 
utilHtt  di  eminione  ecc.  (offizielle  PuUitatüm, 
Jriiier  dei  JlaiuUleminieteritimM,  jetzt  de*  Schats- 
mintJlerium»),  —  Eine  Teichhaitige ,  doch  vo- 
voUttändige  und  t.  T.  veraltete  Hammiung  der 
GeteUgebung  etiih/Ut  die  folgende  oJfitieUe  Publi- 
taüon  de*  ilaltenitchen  JfinufsriunM  für  Acker- 
Avil,  Geteerbe  und  Sandele  Riordinamento 
degli  iMtituH  di  EmiteioTu  e  prowedimenH  re- 
lativi  atla  drcoiatione  (Bd.  SS  der  Annati  dal 
Ortdilo  e  delta  Previdema),  Jtoma  IS94.  — 
Siehe  auch  die  lelaUn  Jahrgänge  det  offiiiMtn 
BaBettino  di  Sotixie  lul  C^diKt  e  la  Pretiidenia 
vom  danfelben  ifiniturium,  100  mehrere  hierher 
gtäSrigt  parlamenlariiche  Berichte  abgedruckt 
tind-  —  Eine  grOndliche,  groite  Litteratur-  und 
feitaue  Sachienntmi  bekundende  DanteUang  der 
Mmt^rage  m  iltUten  enthält  da-  At^taU  von 
~~      ~  Geechiehlt    du   italieniiehtn 
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Valuta,  »m  Fia.-Areh.,  XI.  Jahrg.  (1894),  eriter 
Band,  S.  77— -Hl.  —  S.  auch:  L.  Sachs,  Da* 
Finamiiie»cn  Slalietvi  im  Jahre  1894,  ebenda- 
»elbtl,  XII.  Jahrg.  (ISOS),  nreittr  Band,  S.  IS4 
bis  141,  und  C.  Mühling,  Da»  Finantvieten 
Italienii  in  den  Jahren  1895 — 9S,  ebendaielbet, 
XIV.  Jahrg.  (1S97),  sieeiter  Band,  S.  tSl—t41. 

—  Die  neveelen  iüüieniechcTi  Bearieitungen  der 
BanigMeltgelrung  enthalten :  Salvloni,  Banehe 
(Sonderabdruck  au*  der  Encidopedia  giitridiea 
italiana.    Vol.  S,  ParL  I).  Milaao  1894  (Kap.  V). 

—  Supino,  Sloria  detla  circolazione  bancaria 
in  lnüia  dal  1S60  al  I894.  Toniio  1S9S.  — 
Monxim,  Note  e  docunimCt  per  la  eloria  deile 
bofichc  di  cmieiione  in  Italia.  Cilld  di  Otiteüo 
1S96.  ~  Sittt,  n  »aggio  dello  «conto  e  le  im- 
po*te    *ulia    circolazione   bancaria.  Ifapoli   1S93^ 

—  Annvaiio  slatietico  itaiüwut  1S9S.  Borna  1898. 
Fadua.  CarUt  F.  Ferrari». 


XIU.  Niederländische  Bank. 

Die  Centralnoteubank  der  eurap&isdien 
Niederlande,  die  ^Nederlandsche  Bank«  zu 
Amsterdam,  wurde  durch  königl.  Dekret 
vom  25.  März  1814  errichtet.  Durch  die 
V.  V.  21.  August  1838  und  durch  die  GG. 
V.  22.  Dezember  1863  und  7.  August  1888 
wurden  ihre  Verhältnisse  neu  geregelt  Die 
jetzige  Verfassung  der  Bank  datiert  vom  27. 


Das  Privilegium  der  Bank  wurde  1814 
auf  25  Jahre  erteilt  und  1838  und  1863 
jedesmal  um  25  Jahre  verlängert.  Das  G. 
T.  7.  August  1888  hat  das  Privilegium 
zunSchst  nur  für  15  Jahre  erteilt,  die  am 
31.  März  1904  ablaufen.  Wird  nicht  2  Jahre 
vor  diesem  Termin  von  der  Bogierung  oder 
von  der  Bank  gekündet,  so  läuft  das  Privi- 
legium 10  Jahre  weiter. 

Die  Niederländische  Bank  ist  eine  Aktien- 
gesellschaft mit  dem  Sitze  in  Amsterdam.  Die 
Bank  hatte  nach  der  Verordnung  von  1814 
das  Recht,  auch  in  anderen  Plätzen  dnroh 
Korrespondenten  oder  Kommissare  ihre  Ope- 
rationen zu  betreiben.  Die  Verordnung  von 
1838  schrieb  die  Errichtung  einer  >Beibank< 
in  Botterdam  vor.  Trotzdem  geschah  in 
den  ersten  5  Jahrzehnten  der  Baukthätigkeit 
nichts  für  die  Errichtung  von  Zweigansi^ten, 
Erst  die  strikten  Vorsdiriften  des  Bankge- 
setzes  von  1863  brachten  die  Sache  in  Fluas. 
Am  31.  März  1898  hatte  die  Bank  eine  Bei- 
bank in  Rotterdam,  16  Agenturen,  2  Subagen- 
turen,  48  Korrespondentschaften  1.  Klasse, 
13  Korrespondentschaften  U.  Klasse,  10  Kor- 
respondentschaften  HL  Klasse  und  ein  Um- 
wechselungskoutor,  zusammen  also  91  Zweig- 
anstalten.  Die  Befugnisse  der  einzelnen 
Gruppen  von  ZweigansbJten  sind  verschieden 
geoidiiet. 

Die  Niederländische  Bank  hatte  uraprün^ 
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lieh  ein  wirklichem  Notcunionopol  fOi- 
das  europäische  Gebiet  der  Nie<terlande. 
Denn  die  verordnuQgen  von  1814  und  1838 

schiiessen  für  die  nächsten  2ri  Jahre  aus- 
drücklich aus,  dass  einer  anderen  Bank  das 
Not«nrecht  verhehen  wird.  Die  Bankgesetze 
von  1863  und  1888  haben  dies  Monopol 
formell  beBeiligt;  sie  lassen  zu,  dass  d\irch 
Spedalg^esetze  noch  andere  JJotenbanken  in 
den  MederJandon  errichtet  werden  bezw. 
dass  der  Umlauf  ausländischer  Noten  ge- 
stattet wird.  Indes  ist  von  dieser  Befugnis 
nicht  Gebrauch  gemacht,  so  dass  das  Noten- 
wesen  der  Niederlande  vollkommen  centra- 
iisiert  ist.  [Filr  Niedevländisch-Indien  er- 
scheint die  'Javasche  Bank«  zu  Batavia 
und  fllr  NiederlÄndisch-Guayana  die  »Suri- 
naamsche  Bank'  als  Central  notenbank.  Jene 
nurde  1827,  diese  1864  errichtet.] 

Die  Niederländische  Bank  hatte  sich  in 
der  ersten  Zeit  noch  verschiedener  Vor- 
rechte neben  dem  Notenprivilegium  zu 
erfreuen.  Uebcrdiea  T.vurden  der  Bank 
kostenfrei  staaüiche  Gebäude  znm  Gebraiich 
OberJassen,  und  von  dem  Grundkapital  über- 
nahm die  Rflgieniug  1  Million  Gulden,  eine 
■wertvolle  Hilfe,  da  die  Zeichn\ujg;  des  Gnmd- 
kapitals  anfangs  auf  Schwierigkeiten  stiess. 
Die  Vorrechte  wurden  1838  wesentlich  be- 
ßchränkt  und  1863  bis  auf  die  Befreiung 
der  Banknoten  von  der  Stempelsteuer  ganz 
beseitigt.  Der  kostenfreie  Gebrauch  der 
Staate^bände  wurde  1864  aufgehoben.  Die 
Bet^ligung  des  Staates  am  Grundkapital 
war  schon  vorher  (1847)  abgeschafft  wonien, 

Gegenleistungen  hatte  die  Bank 
anfan^  gar  nicht  zu  Qbemehmen,  und 
ünanztelle  Vorteile  zog  der  Staat  zunächst 
nur  aus  seinem  Aktienbesitz  und  aus  der 
imentgeltlichen  Wahrnehmung  der  Funk- 
tionen eines  Agenten  der  Staatskasse  seitens 
der  Bank. 

Das  Gesetz  von  1863  fügte  weitere  Gegen- 
leistungen hinzu.  Kieniadi  konnte  die  Bank 
durch  königl.  Veroi-dnung  mit  der  unent- 
gelüichen  Wahrnehmung  der  Funktionen 
des  Staatskassierers  zu  Rotterdam  und  an 
anderen  Bankagentnrplätzen  belastet  werden 
imd  war  dafür  dem  Finanz  minister  ver- 
antwortlich. Durch  Gesetz  konnte  ihr 
sogar  der  ganze  Dienst  der  Staatskasse 
unter  besonderen  Bedingungen  übertragen 
werden,  eine  Vorschrift,  die  1871  diirch 
Zahlung  von  100  OOU  Qulden  jährlich  an 
die  Staatskasse  abgelöst  wurde.  Femer  war 
die  Bank  nach  dem  Gesetz  von  1863  vei^ 
pfUchtet,  bei  Anfertigung,  Au^;abe  und  Ein- 
üehuDg  der  Münzschcine  (Papiergeld)  un- 
entgelÜich  mitzu^virkea,  solange  deren  Ge- 
samtbetrag 15  Millionen  Gulden  nicht  über- 
schreitet Endlidi  behielt  sich  die  R^erung 
vor,  die  nach  diesem  Gesetz  neu  auszugeben- 
den 1000  Aktien  (=  1  Million  Gulden)  selbst 


einzuzahlen  und  dann  öffentlich  zu  verkaufen, 
wobei  der  erzielte  Gewinn  der  Staatskasse 
zufliessen  sollte. 

Das  Postsparkassen  gesetz  vom  25.  Mai 
1880  übei-trug  der  Bank  die  unentgeltliche 
Wahrnehmung  der  Funktionen  des  Kassierers 
der  sRijks-post^spaarbankr. 

Das  Bankgeaetz  von  1888  sieht  nodi 
weitere  Gegenleistungen  vor.  Die  Bank 
wird  durch  dieses  Gesetz  verpflichtet,  die 
Funktion  des  Staatskassierers  zu  Amsterdam, 
Rotterdam  und  an  anderen  Bankagentur- 
plätzen sowie  die  Bewahrung  der  allge- 
meinen Staatskasse  in  Amsterdam  unent- 
geltlich zu  Übernehmen,  Für  den  Fall,  daas 
Holland  sich  eiaer  Doppelwährungsunion 
anschliesst,  soll  die  Bank  durch  Gesetz  ver- 
pflichtet werden  kennen,  das  ihr  zum  Kauf 
angebotene  MOnzmetall  zum  Mflnzpreise  zu 
kaufen,  sofern  in  den  anderen  ünionsländem 
den  flauptnotenbanken  eine  entsprechende 
Verpflichtung  auferlegt  wird. 

Das  Gesetz  von  18^  verpflichtet  die  Bank, 
auch  dem  Staat  Vorschüsse  im  Eontokorrent- 
verkehr  bis  zum  Betrage  von  5  Millonen 
Gulden  gegen  den  gewöhnlichen  Beleihungs- 
zins  und  gegen  Unterpfand  von  Staatekassen- 
Bcheinen  zu  geben,  sofern  der  Finanzminister 
das  zur  zeitweiligen  Veretärkung  der  Staats- 
kasse für  nötig  hält  und  solange  der  ver- 
fügbare Metallsaldo  der  Bank  nicht  imter 
10  Millionen  Gulden  sinkt. 

Femer  wird  die  Bank  für  »befugt«  ei> 
klärt,  dem  Staat  Vorschüsse  im  Eontokor- 
rentverkehr  zur  Einwechselung  der  Münz- 
scheine  gegen  Stwidardmftnze  zu  leisten  gegen 
Unterpfaad  desjenigen  Kapitals,  welches  als 
Fonds  zur  Sicherstellung  dieser  Umwechse- 
lung  in  das  Staatsschuld  buch  eingetragen 
ist.  Die  Befugnis  hört  auf,  wenn  der  Staat 
mehr  als  15  Millionen  Gulden  in  MOnz- 
scheinen  auszugeben  beachhesst. 

Einen  einmaligen  finanzielle u  Vorteil 
sichert  das  Gesetz  von  1888  dem  Staat  dadurch. 
dass  das  Aufgeld  von  25  "la,  mit  welchem  die 
nach  dem  Gesetz  auszugebenden  4  Millionen 
Gulden  neuer  Aktien  von  den  bisherigen 
Aktionären  übernommen  werden  konnten, 
dem  Staat  zufUesscn  musste  und  dass  voa 
dem  Aufgeld,  das  bei  dem  öffentlichen  Ver- 
kauf der  von  den  alten  Aktionären  nicht 
übomommenen  Aktien  erzielt  wurde,  eben- 
falls 25*'/o  des  Nennbetrages  der  Staatskasse 
auszuzahlen  waren.  Daraus  erwuchs  der 
Regierung  ein  Gewiun  von  1  Million  Mark. 
Weiter  sieht  das  Gesetz  dem  Staat  Anspruch 
auf  die  Hälfte  des  Mehrbetrages  des  Reserve- 
fonds am  31.  März  1904  gegen  den  31.  MSrz 
1889,  sofem  1904  das  Bankprivilegium  nicht 
erneuert  werden  sollte. 

Endlich  sicherte  sich  der  Staat  durch 
das  Gesetz  von  1888  auch  einen  ständigen  (Ge- 
winnanteil.   Geht  der  Reingewinn  über  b^lo 
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dee  GrmidliapitalB  hiuang,  so  eihaJten  die 
AktioiiSre  zunSch&t  5  %  des  Kapitais.  ^)  Vom 
UeberschuBB  ^eht  i/io  an  den  Keservefonds, 
bis  dieser  25  "/o  des  Eapitala  erreicht.  Yon 
dem  Rest  ällt  die  eine  HOlfte  an  den  Staat, 
die  andere  an  die  Aktionäre,  bis  deren  Divi- 
dende 7  "lo  des  Kapitals  erreielit.  Verbleibt 
jetzt  nocb  ein  veiterer  Reingewinn,  so  ge- 
bflhrt  dieser  zu  */s  dem  Staat  und  zu  Vg 
der  Bank.  Die  Oewinnanteüe  des  Staates 
hOren  auf,  wenn  der  Staat  einer  anderen 
Bank  gestattet,  Noten  in  Umlauf  zu  bringen, 
oder  wenn  er  besctiliesst,  mehr  als  15  Müli- 
onen  Qulden  Mtlnzscheine  auszugeben.  Der 
30  berechnete  Qewinnanteil  des  Staates 
steUte  sich  für  1897/98  auf  1598962,03 
Oulden. 

Die  Aufsicht  über  die  Bank  wird  seit 
1863  durch  ^en  k6nigl,  Kommissar 
an^edbt,  dessen  Besoldung  die  Bank  zu 
zahlen  hat.  Die  Leitung  der  Bank  liegt 
in  d^  Band  eines  Bankvoralandes,  der  aus 
dem  PrSsidenten,  5  Direktoren  und  einem 
Sekretfir  besteht.  Piftsideut  und  Sekretär, 
die  als  ständige  Oigane  eracheinen,  werden 
vom  König  ernannt  und  abgesetzt.  Die  5 
Direktoren  werden  nach  dem  Gesetz  von  1888 
TOD  dea  Akdonären  gewählt  auf  5  Jahre 
und   8ch€dden  in  bestimmtem  Tunms  aus. 

Die  Qesamtheit  der  Aktionäre 
wird  seit  1863  durch  Oeneralversammlung 
vertreten;  das  Stimmrecht  beginnt  dabei 
«rst  mit  dem  Besitz  von  5  Alktien.  Die 
Generalversammlung  wählt  mindestens  15 
Bankkommissare,  die  etwa  die  Stellung  des 
Aufsichtsrates  haben,  auf  5  Jahre;  jedes 
Jahr  scheidet  Vs  dieser  Kommissare  aus. 
(Vor  1863  wurden  6  Bankkommissare  von 
i  AusechusB  gewählt,  der  aus  den  50 


oluug  existierte  damals  nicht.) 
Der  Baokvorstond  und  die  Bankkommissare 
erhalten    u.  a.  einen  bestimmten  Anteil  am 
Reingewinn. 

I^  Grundkapital  der  Bank  betrug 
anfangs  5  Uillionen  Gulden.  Es  wurde  er- 
hiAt  durch  V.  v.  27.  MSiz  1819  auf  10 
Hinionen,  durch  Y.  t.  7.  April  1840  auf  15 
Millionen,  durch  G.  t.  22.  Dezember  1863 
auf  16  und  durch  Q.  v.  7.  August  1888 
auf  20  Hilllonen  Qulden.  Eine  weitere  Er- 
bOhong  kann  nach  letzterem  Gesetz  nur  auf 
gesetzlichem  W^e  eriolgen,  wfihrend  frilher 
der  Kfioig  eine  Erh&hung  anordnen  konnte. 
E^  ftlnftel  des  Grund^pitals  kann  nach 
dem  G.  v.  7.  Aueust  1888  in  Niederlän- 
discher Staataschuld  und  in  sonstigeu,  in 
Amsteidam     oder     anderen     europäischen 


')  Wenn  der  Oewinn  zu  einer  Dividende 
rtm  b'\t  nicht  snareicht,  wird  er  aus  dem  Be- 
MTTefonds  e^nzt,  der  aber  nicht  unter  lÖ^'lii 
de*  AktienkajätaU  zinken  darf. 


HauptbOrsen  gangbaren  Obllgationeu  angelegt 
werden.  Die  Liste  der  letzteren  Papiere 
wird  von  der  Bankdirektion  und  den  Bank- 
kommissaren festget^tellt. 

In  derselben  Weise  ist  der  Roserve- 
fonds anzulegen.  Der  Reservefonds  ist 
erat  durch  das  G.  v.  7.  August  1888  für 
obligatorisch  erklärt  worden  und  muss  bis 
auf  25%  des  Gnmdkapitals  gebracht  wer- 
den. Am3LMärzl898betrugor5201479,40 
Gulden.  Vor  1888  beruhte  die  Reserren- 
ansammlung  auf  dem  freien  Entschluss  der 
Bank.  Doch  wurden  1852  und  1863  schon 
Vorschriften  über  die  Anlage  der  I 


Die  Grösse  der  einzelnen  Bank- 
noten war  in  den  Verordnungen  von  1814 
und  1838  auf  25,  40,  60,  80,  100,  200,  300, 
500  und  1000  Gulden  festgesetzt.  Seit  1863 
ist  nur  noch  die  Mindestgrenze  (25  Gulden) 
fes^elegt-,  im  übrigen  hat  der  Bankvorstuid 
dieGrCsse  der  einzdnen Noten  zu  bestimmen. 
Am  31.  März  1898  waren  iu  Umlauf: 


igi  150  Noten 

zu     asGnlden 

54'  539      „ 

460 162      „ 

17      « 

^      40      „ 

«    80    „ 

4*7909      „ 
84063      „ 

„    "»     » 

58759    „      „   300    „ 

la      B        ,.     5<»      - 
45309      „        »  1000      „ 

DieGesamtmeugeder  auszugeben- 
den Note  n  war  nach  den  Verordnungenron 
1814  und  1838  durch  die  Regierung  zu  be- 
stimmen unter  BerQcksichtiguDg  der  that- 
sächlichen  Kapitalien  und  Fonds  der  Bank. 
Erst  1847  machte  die  Regierung  hiervon 
Gebrauch  und  setzte  das  NotenmaxJmnm 
auf  52  Millionen  Gulden  fest.  Durch  V.  v. 
15.  Februar  1849  wurde  die  Grenze  auf  72 
Millionen  Gulden,  durch  V.  v.  18.  Oktober 
1849  auf  122  Millionen  Gulden  erhöht  mit 
der  Massgabe,  doss  52  Millionen  Gulden  zu 
40%,  der  Dberschiessende  Betrag  aber  zu 
100  o/o  bar  gedeckt  sein  muss.  Am  27.  Ok- 
tober 1855  wurde  die  Grenze  auf  150  Milli- 
onen Gulden  festgestellt,  wovon  die  ersten 
50  Millionen  Gulden  zu  40%,  die  zweiten 
50  Millionen  Gulden  zu  60%  und  der  Rest 
zu  100%  bar  zu  decken  waren.  Am  23. 
Oktober  1857  wurde  die  Bardeckung  ftlr 
die  ersten  100  Millionen  Gulden  auf  40% 
festgesetzt.  Das  Gesetz  von  1863  beseitigte 
das  Notenmaximum  ganz  und  flberliess  die 
Festfitellimg  der  Grenze  für  die  Baideckuog 
einer  kflnigl.  Verordnung.  Die  V.  t.  16.  AprU 
1864  schrieb  dann  fOr  die  Noten  und  f&r 
alle  anderen  stets  fälligen  Verhindlichkeiteii 
eine  Bardeckung  von  40%  vor.  Der  Rest 
der  Noten  wird  durch  Wechsel  und  Lom- 
barddarlehen sichei^eetellt  Die  Noten  der 
Bank  spielen  unter  den  Cirkulationsmitteln 
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des  Landes  eine  grosse  ßnlle.  Am  31.  De- 
zember 1897  warea  ausser  den  MilnzscheineD, 
deren  Höchstbetrag  auf  15  Millionen  Gulden 
festgesetzt  ist,  23  Millionen  Giüden  Gold- 
mOnzen  und  57,76  Mülionea  Guldeu  Silber- 
mOnzen  ausserhalb  der  Back  in  Umlauf, 
■wahrend  der  Notenumlauf  im  Durchschnitt 
des  J^res  1897.'98  205,'_'4  Millionen  Gulden 
betrug.  Die  Noten  sind  bei  der  Hauptbank, 
der  Beibank  und  den  Agenturen  bei  der 
Vorzeigimg  täglich  —  mit  Ausnahme  der 
Sonntage  und  der  allgemein  anerkannten 
chrisüichen  Feiertage  —  bar  einzulfisen. 
Doch  können  die  Agenturen  eventuell  die 
Einlösung  verschieben,  bis  von  der  Haupt- 
bank die  erforderliche  Münze  eingegangen 
ist  Die  Noten  sind  bei  den  Staatskassen 
als  Zahlungsmittel  zugelassen  und  unter- 
liegen der  Stempelsteuer  nicht.  Für  Verlust 
oder  Vernichtung  der  Noten  kommt  die 
Bank  nicht  auf,  Z\ir  Prüfiuig  der  Berechti- 
gung des  Inhabers  der  Note  ist  die  Bank 
nicht  verpflichtet,  sie  kann  aber  bei  einem 
entsprechenden  Ersuchen  der  Interessenten 
oder  beim  Verdacht  eines  Verbrechens 
Quittung  und  Unterschrift  desjenigen  ver- 
langen, welcher  die  Noten  zur  Einwechse- 
lung anbietet. 

Seit  1863  kann  die  Bank  Anweisungen 
an  Oi'dre  von  einem  Backkontor  auf  das 
andere  ziu-  Erleichterung  des  Zahlungsver- 
kehrs und  der  öeldversendungen  zwischen 
den  einzelnen  Bankplätzen  ausgeben.  Nur 
die  KorrespondentBchaften  HI.  Klasse  sind 
davon  ausgeschlossen.  Der  Gesamtbetrag 
der  Anweisungen  ist  zu  40  "-o  bar  zu 
decken. 

Die  Anwendung  dieser  Anweisungen 
wurde  lange  Zeit  durch  den  Wertetempel 
von  5  Cents  für  je  100  Gulden,  der  von 
jeder  Anweisung  zu  entrichten  war,  in  engen 
Grenzen  gehalten.  Seit  1.  Januar  1883  ist 
statt  des  Wertstempels  ein  Fixstempel  von 
6  Cents  für  jede  Anweisung  zu  entrichten. 
Die  Umlaufezeit  der  Anweisungen  wurde 
gleichzeitig  auf  8  Tage  festgesetzt.  Der 
Gebrauch  der  Anweisungen  bat  sich  seitdem 
erheblich  gesteigert  1897/98  wurden  38463 
Anweisungen  im  Betrage  von  253,86  Milli- 
onen Gulden  abg^eben. 

Der  Geschäftskreia  der  Niederlan- 
dischen Bank  war  1814  auf  folgende  Zweige 
erstreckt  worden: 

1.  Diskontieren  von  Wechseln, 

2.  Effekten  und  Warenlombard, 

3.  Münz-  und  Edelmetallhandel, 

4.  Kontokorrentverkehr. 

Diese  Geschäftszweige  sind  auch  später 
beibehalten,  aber  vielfach  erweitert  worden. 

Zum  Diskontieren  wurden  1838  auch 
sonstige  Handelspapiere  auf  Namen  oder 
an  Ordre  mit  zwei  oder  mehr  guten  Dnt«r- 
Bchriften  zugelassen.    1863  wurde  die  Vor- 


schrift beseitigt,  dass  diese  Handelspapiere 
auf  Namen  oder  an  Ordre  lauten  mässen, 
aber  erklärt,  dass  sie  die  handelsübliche 
Umlanfszeit  haben  müssen.  Nach  dem.  Gesetz 
von  1888  sind  diskontierbar  »Wechsel,  An- 
weisungen imd  Ordrebriefe«  mit  höchstens 
6  Monaten  Umlanfszeit  Seit  1863  ist  das 
Disko ntgeschflft  ausgedehnt  auch  auf  die 
im  Inlande  binnen  3  Mouaten  ablösbaren 
oder  verfallenden  Schuldbriefe  und  Renten- 
titres  in-  und  ausländischer  Staatsmächte 
und  auf  gleichartige  Papiere  privater  Körper- 
schaften oder  Gesellschaften. 

Die  Promessen  imd  iulRndischen  Wechsel 
dürfen  nach  den  jetzt  gültigen  Bestimmungen 
längstens  3^;  Monate  und  Wechsel  von 
Europa  auf  Amerika  längstens  3  Monate 
nach  der  Diskontienmg  zahlbar  sein.  Wechsel 
aus  China,  Sumatra,  Britisch  Indien  und 
Australien  müssen  längstens  in  6  Monaten 
nach  der  Acceptation  zahlbar  sein. 

Für  Fromessen  imd  für  InlMidswecbsel 
mit  mehr  als  3  Monaten  Verfallzeit  wird 
ein  in  der  Regel  um  '.'j  "In  höherer  Diskont 
gefordert  als  für  sonst^re  Wechsel. 

Seit  1.  Oktober  1885  sind  Wechsel,  die 
durch  Agenten  der  Handels-  und  Kredit- 
einricktungen  in  Niederländisch-Indien  (mit 
Ausnahme  der  Niederländischen  Handels- 
gesellschaft) auf  die  Kontors  dieser  Gesell- 
schaften in  Holland  gezogen  werden,  nur 
dann  diskontierbar,  wenn  sie  längstens  10 
Tage  nach  Sicht  oder  2  Monate  nach  der 
Ausstellung  zahlbar  sind. 

Alle  zu  diskontierenden  Pikiere  müssen 
von  einer  Person  oder  Firma  in  Holland 
oder  den  Kolonieen  gezeichnet  und  an  einem 
der  91  BankplAlze  zahlbar  sein.  Papiere 
auf  die  71  Nebenplätze,  in  denen  die  Bank 
nur  durch  Korrespondentschaften  vertreten 
ist,  müssen  ausser  dem  Diskont  noch  einen 
»Platz Verlust«  von  ^/b^/o  zahlen. 

Das  Lorabardgeschäft  eratreckte 
sich  1814  nicht  auf  ausländische  P^iere. 
1838  wurden  gewisse  und  1352  alle  sonst 
geeigneten  ausländischen  Papiere  zngelaBsen. 
Seit  1838  können  auch  Münzen  und  Münz- 
material lombardiert  werden.  Anfangs  war 
für  die  Beleihungen  ein  notarieller  Akt  vor- 
geschrieben, was  1838  fortfiel.  Der  Beleihungs- 
zins  durfte  nach  der  Verordnung  von  1814 
höchstens  auf  5  %  festgesetzt  worden.  1838 
wurde  dieses  Zinsmaximum  beseitigt  Da 
indes  das  Wuchergesetz  vom  3.  Sep- 
tember 1807  auf  den  Lombardverkehr  An- 
wendung fand,  konnte  nach  1838  der  Lom- 
bardsatz  nicht  über  6%  hinausgebracht 
werden.  Durch  das  G.  v.  22.  Dezember 
1857  wurde  diese  Schranke  abgeschafft 

Die  Beleüiungea  erfolgen  in  der  K^^. 
auf  3  Monate,  doch  ist  seit  1874  beim  Ef- 
fektenlomtnrd  eine  Verlängerung  auf  3  Üo- 
nate  zulässig,     Seit  1866  sind  auch  »kurze 
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Beleihungen«  von  Effektea  und  Waren  auf 
8  Tage  znlftssig. 

Beim  Edelmetalthandol  Ist  der 
Bank  kein  fester  ADkanbpreis  Torgcschri^ien. 
Die  Bank  kaufte  seit  1!^5  das  Kilogramm  fein 
Gold  zu  1845  Gwlden.seit  1879  zu  If>17  GiUden, 
seit  1881  zu  1648  Guldou,  während  inna  bd 
der  Mtlnze  nach  Abzap  der  Pi-ägirngskosten 
1647,87  Oulden  für  1  kg  fein  Go]d  erhalt.^} 
Der  seit  1881  festgehaltene  hlihere  Preis 
der  Bank  hat  die  Goldzufuhr  in  der  Haupt- 
sache zur  Bank  hingelenkt,  so  daas  die  Gold- 
wumöfKttngeB  in  HirilaRd  fest  ausädüieeH- 
lich  fOr  Rechnung  der  Bank  ausgeführt 
Verden. 

DerKontokorrentTerkehr  der  Bank 
-war.  1814  auf  Galilur  des  Staates  und 
öffentlicher  Autoritäten  beachrfinkt  wor- 
den. 1838  wurde  diese  Beschrtnkung  Jie- 
Beitigt;  doch  beteiligte  sicli  das  rdvatpubli- 
knm  auch  epätcr  niQ-  wenig  an  dem  KonM- 
korrentverkenr,  da  derselbe  nicht  besonders 
erleichtert  war.  Erst  in  der  neuesten  Zeit 
igt  die  Beteiligung  der  Privaten  leb- 
hafter. 

Zu  den  erwähnten  4  Geschäftszweigen 
fOgte  das  Gesetz  von  1863  noch  hinzu  den 
Depositenverk  ehr,  der  seit  1869  durch- 
geführt wird.  Anfangs  waren  Dur  »ge- 
schlossene Depositen«  zulässig,  d.  h.  ver- 
siegelte Pakete  von  höchstens  50  kg  Ge- 
widit  und  höchstens  0,7  m  Höhe,  0,7  m 
I^ge  und  0,5  m  foeite.  Seit  1.  Dezember 
1880  Bind  auch  »offene  Depositen«  zugelassen, 
d.  h.  Effekten  in  losen  Stücken.  Bei  den 
<^enen  Depositen  übernimmt  die  Bank  seit 
1887  auch  die  Sealisiemng  der  Coui 
ge^Q  eine  besondere  Provision  von  ^l- 
Seit  1890  kann  in  diesem  Falte  der  Betrag 
dpr  Coupons  kostenlos  in  Kontokorrent 
emgezahlt  werden.  Die  Gebühren  für 
den   Depositenverkehr  sind    seit   1885  er- 


Der  Veitehr  in  geecblossenen  Depositen 
war  anfangs  nur  bei  der  Hauptbank  zulässig. 
Seit  IS81  ist  er  auch  bei  der  Beibank  in 
Botterdam  und  seit  1890  auch  bei  der 
Agentur  in  Ha^  tmd  seit  1897  auch  bei 
der  Agentur  in  Groningen  gestattet  Offene 
Depositen  können  bei  der  Haiiptbank,  bei 
der  Beibank,  bei  den  Agenturen  und  Sub- 
agentureu  niedergelegt  werden. 

Ein  sechster  Geschäftszweig  wurde  durch 
dasOesetz  von  1888 hinzugefügt,  nämlich  der 
An-  und  Verkauf  von  im  Auslande 
lahtbaren  Wechseln  und  sonstigen 
Auslaudspapieren  mit  2  oder  mehr 
soliden  Unterschriften  und  mit  de 


■)  Seit  IS.  Februar  1898  wird  fUr  denisclie 
und  franzMiMbe  GoldmUnzou  16öO  Golden  fUr 
1  kg  fein  gezahlt. 

Haadwteterbucti  dar  StsatowlaciwchafMn.    Zvalta 


bandelsahlichen  Umtaufszeit.  IMe 
Summe  der  Gelder,  die  in  stdcfaen  An»- 
landspapieren  angel^  ist,  dasi  nicht  länger 
als  14  Tage  hinteroiuander  den  verfUgb^n 
Metallsaldo  Qberachreiten. 

Sonstige  Operationen  sind  der  Bank  ver- 
boten. — 

Die  Thätigkeit  der  Bank  war  bis  1848 
sehr  wenig  ausgedehnt.  Seitdem  entwickelte 
sich  unter  dem  Einfluss  des  neuernannten 
Sekretärs  und  spÄteren  Piäsidenlen  Dr.  W. 
0.  Mees  und  infolge  der  1847 — 1852  durch- 
gefflhrten  MfinzreForm  und  Papiergeld  ver- 
raindening  und  der  EinfUhning  einer  be- 
scluÄnkten  Ocffontlichkeit  (18,')^)  der  Ver- 
kehr etwas  lebhafter.  Bis  1863  blieb  indes 
die  Bank  doch  mir  eine  lokale  Amsterdamei 
Einrichtung.  Mit  der  Begrilndimg  von 
Zweiganstalten,  die  durch  das  Gesetz  von  1863 
vorgeschrieben  waren,  beginnt  eine  neue 
Entwickelnngsperiode,  in  deren  Verlauf  sidi , 
die  Niederländische  Bank  eine  sehr  wichtige 
Stellung  im  Geld-  und  Kreditwesen  des 
lindes  erworben  hat. 

Die  Ent Wickelung  der  Bankthätigksit 
auf  den  Haiiptgobicten  seit  18Ü3  wird  durcll 
die  auf  S.  29(1  stehende  üebereicht  venm- 
schaulicht. 

UtterAtnr:  Die  y^UrleHändüehc  LiUeraiur  über 
die  Nlederländüehe  Banl  Ut  lehr  au^idcknt, 
betchältigt  nch  inda  zum  grikiUn  TtÜe  mit 
der  ErSrta-ang  dtr  Streitfragen,  die  durch  die 
Bankgetetieabailrfe  in  den  Vordergrand  ge- 
leAnben  vurdn.  Ueöer  die  getchiehüieie  Ent- 
teiektUing  geben  namenitieh  faUjeadt  Arbeiten 
Atukunft:  j;  F.  B.  Batsrt,  MidedeUngen.  be- 
treffende de  Nederlandtehe  Bank  (in  vStaalkun^ 
dig  en  itantthuiikoudkundig  Jaitrboetje«,  Jahrg. 
JS64,  IS6S,  1877,  imS  und  in  «Sijdragen  vaa 
Art  tiatittiteh  Inntituuti,  Jahrg.  1SS(>).  —  C. 
V.  VerriUen,  De  Nedertaadacbe  Bank,  haar 
verCeden  en  hanr  laelcomel,  Anrnterdam  ISSS.  — 
W.  E.  Moltaer,  Bijdrage  tot  de  gaehiedenlt 
van  de  Nederlandtehe  Bani  in  eijferi  Im  »»taat- 
Icimdig  en  elaatkuiahoitdtundig  jaarboetje, 
Jahrg.  ISßi-  S.  «9».  -  S.  U.  Pterson,  Bank- 
Vitien,  lerugblict  op  let  jaar  I864  in  -nde  Ehrt- 
nomistic,  Jahrg.  18H5,  fortgeteUl  bia  Jahrg.  1S68. 
—  Berntlbf,  Leueittberieht  ran  Mr.  ff.  C. 
Meet  (ttil  1S6S  Prdtident  der  Bank)  im  «jaar- 
boet  van  de  koninkl.  Akademie  van  Welen- 
ichappena  pir  1884,  S.  S8  ^lal.  —  Visarrlng, 
De  IVederkmdiehe  Bank  gudurende  haar  vijftig- 
jaarig  btrlaan  in  »de  Gidfa,  Jahrg.  I86S,1I.  — 
StattBtique  iniemationate  det  banque»  d*imi*9ian, 
Payt-Baa,  11.  mpplxmtnu  d  la  tlalittiipie  de  ia 
banijae  de*  Payi-Ba»,  veri^tntl.  vom  iial.  ttoL 
Bureau.  —  N,  P.  von  den  Berg  ijetit  Fräti- 
dent  der  Bank),  die  regeliag  van  de  bank-biljütea 
emittie  hier  te  lande,  Amiterdam  !8'J6.  —  tt, 
van  d^r  BorgM,  fiietory  of  Banking  in  the 
JVeiherlonde  in  i^hitlory  of  Banking  in  alt  the 
teading  nattonta,  heraiitg.  vom  « Journal  t^  com- 
wieree  and  ammerrial  baUetin«,  Bd.  IV,  Ifrw- 
York  1396.  —  Deraelbe,  Ucber  hoUändUche 
IfntenbankpoliUi,  m  njahrbueh  der  inlemaliO' 
nalen     Vereinigung   für    vergleiehMtde    Eeelüt- 
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Eiitw-ickeliing  der  Niedeiländisclieii  Bank. 


*)  Nea  bewilligte  und  verlän^iirerte  Beleihnngen. 

•)  Dividende  von  1814|16-18ß3|64:  bM%;  6"L;  6'L;  7'L;  10„39»L;  4»L;  SI,\;  i%; 
B,50j„;  6,ö<'L;  1%;  e.ßoio;  5»L;  3,6 "k;  4A\;  6ß\i  6,S\;  5,5 "L;  4,2%;  l,?"!,;  M^L; 
ä'lo;  1,S\;  SßoL;  7,4  "L  ;  e,^!«;  Ö,4''|«'  5,4*f«;  6,0%;  7,31,.;  ^%;  ^A%;  M"!.;  ^fiX^ 
iX;  3\;  0,6%;  5,60|o;  9,80|,;  i5  2«|o;  13,5%;  8,&%;  8,5%;  8,8%;  11,3%;  16,3%;  16,5% 

*)  Einschl.  der  im  Auslände  zahlbBrea  Papiere. 


witiennchnfl  ^md  VolitwirUchafUUhreii ,  Jahrg. 
1897  S.  Iß",  —  Jahreibtriehtf  der  J^iedtriändi. 
nhen  B<infc  >*il  IS64I6S. 

B.  van  der  Boi-ght. 


XIY.  Die  BankeB  in  Rot^laDd. 

L  Die  rasaischen  Banken  im  all- 
gemeinen. 1.  Geschichtliches.  2.  Die  Beicbs- 
bank.  3.  Die  Stadthommnnalbanken.  4.  Privat- 
haitdelsbanken  (AktiengeselUiL'haft^n).  5.  Die  auf 


Ge^nseitigkeit  gegründeten  KreditgeseUachaf- 
t«D.  6,  Liquidation.  7,  Andere  Banken.  S.Besteofr- 
rung.  9.  Statiatiaches.  II.  Die  gegenwlr- 
ligen  Verbältnisse  der  Reichsbank. 
1.  Die  neuen  Statuten  der  Reichsbank.  2.  Die 
Wiederaufnahme  der  Barzahlungen.  3.  Die 
Lage  seit  189T. 

I.  Die  ruBtiischen  Banken  im  all- 

Eem  einen. 
1.   (iescliichuicheg.      Das   Geburt^jatir 
des  modei-neti  Bankw-esens  in  Kueslaiid  iat 
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(lae  Jahr  1860.  Am  1.  Juli  a.  St.  d.  J.  er- 
öffnete die  durch  Dkas  vom  30.  Mai 
gründete  BeichBbouk  ihre  Thiüigkeit. 
beBtandcD  freilich  schon  früher  staatliche 
wie  anch  konununale  Kreditanstalten,  aber 
mit  primitiver  Organisation  und  begrenzter 
Wirksamkeit.  Die  ersten  Institute  dieser 
Art  varen  die  von  der  Kaiserin  Elisabeth 
1754  ins  Leben  gerufenen  Adelsbanken  in 
8t.  Petersburg  und  in  Uoskau,  dereu  Zweck 
die  Beleihuiig  von  besiedeltem  Lande  war, 
sowie  die  Kommerzbank  zur  Beleihung  von 
Waren.  Die  Kaiserin  Katharina  n,  errichtete 
1772  Depositen-  und  Leihkassen  bei  den 
PupillenrAten  in  den  beiden  Residenzen, 
1775  die  Kollegien  der  allgemeinen  Ffiraorge 
in  den  Gouvemementastfldten  i)  nnd  1786 
die  Leihbank.  Nach  einigen  Umgestaltnngen 
der  Kreditanstalten  unter  Alexander  I.  war 
ihr  Stand  vor  der  Reform  unter  Alexander  II. 
folgender.  Ea  bestanden:  die  dem  Finanz- 
ministerium unterstellte  Leih-  und  die  Kom- 
merzbank, die  unter  dem  Ministerium  des 
Innern  stehenden  Kollegien  der  all^meitien 
FliTsorge  und  die  erwähnten  Depositen-  und 
Leihkasseu,  ausserdem  die  1828  gegründete 
Polnische  Bank  mit  mehreren  f^liaten  und 
einige  städtische  imd  korporative  Banken, 
von  denen  nur  einige  wie  die  Handelskasse 
U736)  imd  die  Diskontokasse  (1794)  in  Riga 
«nige  Bedeutimg  für  den  Eandelplatz  hatten. 
Was  die  Ojjerationen  jener  staatlichen  Bank- 


gegennahme  von  ELuTagen  zwecks  Verzin- 
sung wie  auch  zxiin  Transfert  sowie  im  Ge- 
wShren  von  Darlehen  gegen  Wechsel  und 
Waren,  während  die  Iieihbank,  dieDepositen- 
kassen  und  die  Kollegen  der  allgemeinen 
FflrsoTge  des^eichen  Emlagen  seiteuB  Frirat- 
personen  und  Regierungsinstitutionen  ent- 
g^;ennahmen  und  im  Aktivgeschaft  langter- 
minierte, bis  auf  37  Jahre  laufende  Dar- 
lehen auf  slAdtiscbe  und  landliche  Lie$;en- 


')  IKe  eigeutliche  Aufgabe  der  KoUegien 
der  allgemeinen  FOrsorge  bestand  resp.  beateht 
in  der  Emchtong,  Dnterhaltimg  von  Wohl- 
tltätigbeitsanstaltea,  Waisen-,  Kranken-,  Amien- 
arbeitfibäaseni,  auch  von  Zwangsarbeitshäusem 
etc.,  in  der  Entrichtung  von  Beitrüigen  znm 
Unterhalt  von  Erziehungs-  und  Lehranstalten. 
Dementsprechend  hatten  sie  die  Yerwaltnng 
4er  Kapitalien,  die  ihnen  von  der  Regierung 
wie  von  Privatpersonen  zu  den  bezeichneten 
Zwecken  zugingen.  Hieran  knüpfte  sich  dann 
die  Verpflichtung  der  Gerichte  nnd  anderer 
BefaOrden,  die  bei  ihnen  liegenden  Sunmen  bis 
ZOT  Eotncbeidung  der  Sache  oder  bis  aof  Forde- 
rung dem  betrefienden  EoUeginm  zufliessen  zu 
laasen,  sowie  das  Recht  der  Kollegien,  Einlagen 
i-ntgegennniebmen  (hervorgerufen  durch  den 
Maogel  an  sonstigen  Kreditanstalten).  Und  so 
InUet«  sich  dM  Kr«ditge8cb&ft  dieser  Kolle- 


schaften,  wobei  in  betreff  der  1 
leihimg  die  Zahl  der  bei  dem  betreffenden 
Landgut  angeschriebenen  Leibeigenen  zur 
Gnmdlage  der  Sicherheit  genommen  wtud, 
und  kurzterminierte  auf  Faustpfand  (Gold, 
Silber  etc.)  verabfolgten.  Auch  die  Reich»- 
kaßse  bezog  Darlehen,  ebenso  Städte  eto, 
selbst  ä  conto  der  landschafte-  (d.  i.  Pro- 
vinzial-)steuem  wurden  diese  Kreditanstalten 
in  Anspruch  genommen.  Der  Geschäfts- 
betrieb nahm  nachstehenden  Umbog  an: 
Die  Leihbank 
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1817 

31,5a 

__ 
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Die  Kommerzbank 

Einlagen          Weohseldi*-     gegen 

Stand  am  Schlosse    kontierung    Waren 

des  Jahres        im  Laufe  des  Jahres 

1818                z,9S                   io,9S             MS 

1820               i7,i6                  3B30             0% 

1825               28,07                  34,»S             0,82 

1B30              +4,66                   13,74             0,61 

1835               65,89                    9,a3             0.74 

1840              95,77                   12,78             0,70 

1846             135,72                   ia,25             0,60 

1850             175,00                  31,66             0,87 

185Ö             215,95                   17,80             8,16 

1856             241.12                   17,64             1,35 

1857             240,09                  ao,8s             1,98 

1858             iv,3'                  26,89             2,10 

1869 

98,06 

47.63 

4,73 

In  den  letzten  5  Jahren  ward  zurQ(äge- 
zahlt  1855: 47,79;  1856:64,76;  1857:9421; 
1858: 108,61;  1859: 110,99  Millionen  Rubel. 
Depositen-  und  Leihkassen. 

Einlagen  mit  den  anf- 

gelanfenen  Zinsen,  mit    eigenes  Darlehw 

Einschl.  d.eig.  Kapitals  Kapital 
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In  den  letetö»  JaJiren  ausgezahlt;  1805: 

,89^2;  1Ö26:    125,37:   1857:  128,15;    1858: 

135,01  Millionen  Bubel. 

■   Die  Kollegien  der  allg^nieiiiert  Fürsorge. 

•      ^Xef"       Einlagen  Darlehen 

1843  4',09 

18*fi  46,42         (1849:  61,68) 

1860  63,79  75,85 

1865  88,sa  103,76 

"  Ii3,as 


1857 


110,9» 
113,09 


"24,5" 

1*8,71 


Demnach  in  Summa  in  diesen  Kredit- 
anBfalten 

^  kommen  zahlt  a^g^j^hen 

1853    786.53  202,69  198.59  863,47 

1853  806,08  242,43  212,87  893,13 

1854  848,42  206,76  201,21  941,14 

1855  872,98  223,89  191,47  1008,64 

1856  924,68  286,68  234,18,  1039,69 

1857  1002,64  288.65  199,95  1010.21 
1868  1012,87  302,81  35S,6i  1037,85 
1859    970,74       "99,77      304,19  1081,60 

Die  Daten  der  letzten  Jahre  zeigen,  in 
-welche  Erisis  das  Bank^'e^eo  geraten  war, 
und  decken  den  Grundfehler  der  ganzen 
Organisation  desselben  auf,  der  in  dem  irra- 
tioaelleai  Verhältnis  dee  Passiv-  zu  dem 
Aktivgeschftft  hestand :  Einlagen,  die  fais  aiif 
einen  geringen  unkündbaren  Teil  (ewige 
EiDla^nt  jederzeit  erhoben  1*601611  konnten, 
und  IJarlehcn,  die  zum  grössten  Teil  auf 
lange  Zeit  festlagen.  Als  nun  1855  einer- 
seits die  Handelsumsätze  infolge  des  Krim- 
ktieges  sich  Tcrringerten,  andererseits  wioder- 
liolte  Emissionen  von  Ereditbillcten  erfolgten, 
begann  der  Qeldzufluss  solche  Dimensionen 
aozuDehmen,  dass  im  Jahre  1857  die  Ein- 
lagen eine  Höhe  von  1276  Millionen  Biibel 
einreichten,  wovon  ca.  180  Millionen  Hnbel 
umsatzlos  blieben.  Das  Wesen  der  Erschei- 
nnng  ward  nicht  erkannt.  Statt  durch  ein 
Anlehen  die  Banken  von  dem  Ueberschuss 
zu  befreien  und  dadurch  auch  unser  &eld- 
■wesen  zu  konsolidieren  (Einziebiing  von 
KreditbiUeten),  richtete  sich  die  Aufmerk- 
samkeit nur  darauf,  dio  Banken  vor  bedeu- 
tenden Zinsverlusten  zu  schützen.  Durch 
Dkas  vom  20.  Juli  18.57  ward  der  Zinsfuss 
tÜT  Einlagen  von  i  auf  3  herabgesetzt,  den 
Kreditnehmern  4  statt  Ö^/o  für  Dariehen 
berechnet  Ward  nun  auch  die  Gefahr  einer 
grOBseren  Rückforderung  ins  Auge  gefasst 
und  demgemäsB  bestimm!,  dass  die  einzelnen 
Kreditiuistalten  sich  gegenseitig  aiiBhelfen 
sollen,  ward  auch  der  Fi nanzmin ister  beanf- 
tnigt,  erforderlichenfalls  diese  dnruh  Oewah- 
lUQg  von  Darlehen  zn  unterstützen,  so  nahm 
docti  der  AbQuBB  weit  gröseere  DimeosioneB 


an,  als  man  erworteai  zn  können  meinte: 
von  Anglist  1857  bis  zmn  ScUiiss  des  Jahre« 
wurden  üb^  48  Uillionen  Bubel,  im  Jahr? 
18r>8  ca.  110  Uillionen  den  Banten  eatzogen. 
Jetzt  ward  die  Notwendigkeit  einer  kimü- 
nolen  Befoi-m  des  Bankwesens  eiiannt  und 
fOrs  erste  einige  vorbereitende  Masan ahmen 
getroffen:  divch  Ukas  vom  13.  M&rz  1860 
ward  die  Emiesion  von  »4  "'o-Iaskriptions- 
scheineui  angeordnet,  gegen  wekihe  die 
3  "/«-Depositäoschdne,  die  wie  bares  0«ld 
oiri^ttlierten,  umgetauscht  werden  konnten: 
diese  zu  spät  erfolgte  Maasregel  hatte  nor 
geringen  Erfolg,  da  jetzt  Mideie  Staats- 
liapiere  an  der  Börse  zu  Preisen  erworben 
werden  konnten,  die  mehr  als  4»/o  trugen. 
Durch  Ukas  vom  16.  April  1859  wurde  die 
Verabfolgung  von  Darlehen  auf  besiedeltie 
L&ndereien  inhibiert,  durcb  einen  anderen 
vom  1.  Sertember  desselben  Jahres  wurden 
auch  die  Depositenkassen  uiid  die  Kollegien 
der  allgemeinen  FDreorge  dem  Finanzminis- 
tmum  unterstellt,  zugleich  die  Verabfoi- 
guog  von  Darlehen  auf  LiegNischaften  und 
die  Aun^me  von  Einlagen  in  den  Bankin- 
gtituten, mit  alleiniger  Ausnahme  der  Kom- 
meczbank  allendlich  eingesteUt,  welch  lets- 
terer  bis  1860  gestattet  wurde,  Einlagen  zu 
2  "i'o  anzunäbuien ;  zu  gl^cher  Zeit  erfolgte 
die  Genehmigung,  die  Billele  aller  der  be- 
stehenden Kreditinstituta  gegen  5%  Reichs- 
bonkbillete  einzutauschen. 

a.  Die  Relohsbaak.  Die  definitive 
_. -Organisation  der  Banken  erfolgte  in 
der  Ali,  dass  der  durch  Gesetz  vom  31.  Mai 
1860  gegründeten  Reiohri»nk  ausser  den 
Operationen  der  aufgehobenen  Kommerzbank 
lind  anderen,  bis  dahin  den  staatlichen 
Banken  nicht  lukomnienden,  weiter  unten 
anzugebenden  Bankgeschäften  noch  die  Ab- 
rechnung mit  den  Depositoren  der  Leihbank, 
der  Depositen kaseen  und  der  Kollegien  der 
allgemeinen  Füreorge  übertragen  wurde, 
während  die  beiden  letztgenannten  Kredite 
institute  nur  noch  die  Geschäfte  mit  ihren 
Kreditnehniern(hjpothekarisohe  Beleihungen) 
abzuwickeln  hatten,  wobei  der  St.  Peten- 
bui^er  Depositen  kasse  noi^h  die  Abrechnung 
der  atis  der  aufgehobenen  IjeihbanW  verab- 
folgten Darlehen  auferlegt  ward.  Die  grosse 
Schuld  der  Beichskasse  an  diese  (350  Milli- 
onen Bubel)  ward  in  den  ersten  Jaliren  voll 
eetilgt  Diu^  G.  v.  16.  Oktober  1862  er- 
folgte die  Beot^nisalion  der  Sparkassen,  die 
bei  den  De^o^tenkassen  und  den  Koliken 
der  allgemeinen  Fürsorge  bestiuiden.  nm  sie 
auch  den  weniger  Bemittelten  zugänglich 
zu  matten;  sie  sind  allmählich  in  den 
mdsten  Städten,  vielen  Flecken  etc.  eröffnet; 
sie  stehen  in  engster  Beziehung  zoi  Reichs- 
bank- 

Die  Reichsbank  mit  ihren  «Kontoren« 
imd  >AbteüuDgen(   ist  ein  rein   staatliehfls 
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Institut:  sie  steht  direkt  unter  dem  Finanz- 
minister,  dem  die  Oberleitung'  ihrer  Qeachafte 
ziiBteht  Als  sie  ins  lieben  trat,  »aren  ihre 
Noten  tmeinlOfiliches  Papiergeld.  Ein  von 
dem  ])Iiakter  I^manski  1863—63  geniaehter 
VersDch  zur  'WiederherBtelhin^  der  Valuta 
misslang,  unä  «^  1897  ist  dieses  Ziel  er- 
rcöcht  ■worden. 

Das  Gnindk^ital  der  Reichsbank  betrog 
arsprDngilich  nur  lö  llillionen  Rubel  und 
wurde  nebst  einem  Keservekapital  von  1 
Uilüon  Rubel  den  Kapitalien  der  Kommerz- 
nnd  Leihbank  entnommen.  Aus  dem  Rein- 
gewinn, ilhriich  bis  zu  '  »  deÄselbäi,  werde 
ersteres  zunächst  auf  25  HiUiouen,  letzteres 
auf  das  gesetzliche  Maximum  von  3  Millionen 
gebracht;  ausserdem  wurde  der  Reichsbank 
(las  Beaitetum  der  durch  O.  t.  3.  Juni  1885 
mit  ihr  vereinigten,  vorher  selbständig  da- 
stehenden Polnischen  Bank  (Grundkapital 
S  kliJlionen,  Reservekapilal  ^i  Million)  zu- 
geführt Durch  das  e.  t.  6,'16.  Juni  1894 
wurde  die  Erhebung  des  Kapitals  bis  50 
Millionen  und  die  des  Reservefonds  bis  5 
Mülionea  Rubel  vorgesehen.  Dieses  Gesetz 
hatte  fiberhaupt  die  Bedeutung  eines  neuen 
Statnts  fttr  die  Bank,  und  ee  wird  wegen 
des  Inhalts  desselben  und  der  Wiederanf- 
nahme  der  Barzahlungen  seitens  der  Bank 
anf  den  besonderen  Abschnitt  (unten  sub  II) 
ondanf  den  Artikel  Papiergeld  verwieeen. 

8.  Me  HtadtkomnniBalbankei).  Dnrch  0. 
V,  MX  Jnni  3859  wurden  die  beetehenden 
ätadtbanken  reoi^anisiert  und  anf  Omndlage 
desselben  eitüge  neue  gegründet  (zusunmen 
21).  EÜnen  grosseren  Aufschwung  nahm 
dieses  Kreditwesen,  nachdem  das  xformal- 
Statut  fOr  Stadtkommunatbanken  v.  6.  Fe- 
braar  1862  erschienen  war,  welches  durch 
0.  T.  30.  November  1870,  insbesondere  aber 
dnrch  G.  v.  26.  April  1883  —  zur  Verhin- 
draung  der  in  diesen  Instituten  ans  Ta^s- 
licht  getretenen  Missbiftndie  —  Modifika- 
tionen, insbesondere  in  betreff  einer  wii^- 
samer^i  Kontrolle,  erfahren  hat.  Den  vor 
Ausgabe  des  Normalstatuts  bereit«  bestehen- 
den Banken  ward  gestattet,  um  ihre  Um- 
wandlung auf  Grund  dieses  Statuta  einzu- 
knnmea,  was  bst  attenahmslos  auch  von 
aUen  ausgefflhrt  wurde,  da  die  nene  Ge- 
staltung mehr  Freiheit  der  Bewegung  imd 
der  Oparationen  gewährt. 

Die  Gründung  solcher  BaukMi  erfolgt 
auf  Gnmd  des  Normalstatuts  mit  den  Ab- 
weichungen, die  Ortliche  Bedingungen  ver- 
taogen.  Die  Besi^tignng  gesclüefat  durch 
den  lÜnanzminiBter  im  Ein  vernehmen  mit  dem 
IGnister  des  Innern ;  aber  die  Grflndnng  einer 
jedsn  Bank  hat  eine  Publikation  duräi  den 
Senat  za  erfolgen.  Fun  kaiserlicher  Befehl 
ist  mir  über  solche  Punkte  erfoiderlich,  in 
betreff  deren  Qberhaupt  ein  soldler  gesetzlich 
Teriangt  wird   imd  äta  Nonnalstatut  nichts 


bestimmt  hat.  Auch  können  solche  Banken 
in  Dörfern,  die  einen  städtischen  Charakter 
gewonnen  haben,  enichtet  werden  mit  den 
Abweichnngen  vom  Normalatatiit,  die  die 
genannten  Minister  fOr  erforderlich  erachten.' 
Das  Grundkapital  einer  zu  gründenden 
Bark  hat  mindestens  10000  Rubel  zu  be- 
tragen; dieselbe  steht  unter  der  Aufedcht 
der  Stadtverordneten veraammlung,  die  die 
Direktion  der  Bank,  d.  i.  einen  Direktor  mid 
zwei  Gehilfen,  auf  4  Jahre  (mit  Auasohei- 
dnng  }e  zweier  nach  je  zwei  J^iren)  wfihlt, 
sie  ddrfen  weder  ein  Amt  in  der  Stadtver- 
waltung (auch  nicht  als  Stadtverordnete)  noch 
auch  in  einem  anderen  Kreditinstitute  haben 
noch  in  verwandtschaMicher  Beziehimg 
zu  einem  Gliede  des  Stadtamtes  (Exokutiv- 
(»^an)  stehen  noch  unteroinandcr  verwandt 
sein.  Kakontkomitees  (untei'  Vorsitz  des 
Direktors  und  unter  Beteiligung  einer  seiner 
Gehilfen  und  mindestens  dreier  ad  hoc  Er- 
wählter) können  errichtet  werden.  Revisi- 
onen der  Buik  erfolgen  monatlich  durch  daa 
Stadthaupt  und  zwei  Glieder  des  Stadtamtes, 
ausserdem  iii  jeder  Zeit  nach  Belieben  der 
StadtverontnetenveTsammlung,  die  hierzu  die 
Personen  erwählt.  Die  Jahresrechenschafta- 
berichte  gelangen  dnrch  das  Stadtamt  an 
die  Stadt-V.-V.,  die  zur  Prfifimg  derselben 
eine  Revisionskommission  ernennt.  Der  Be- 
richt mit  dem  Gutachten  dieser  Kommission 
und  dem  hieran  sich  knOpfendCn  eventuellen 
BeschluBS  der  Stadt-V.-V.  wird  dem  Finanz- 
minister und  dem  den  Innern  zugestellt  und 
in  dw  betreffenden  Goirvemementszeitnng 
veröff enthebt.  Eine  Revision  seitens  der 
Regienmg  (Finanzministerium)  erfolgt  so- 
wohl auf  Antrag  des  Gouvemeiu«,  der  sich 
auf  einen  bezüglichen  Beschluss  der  »öou- 
vemementsbchörde  für  atädtiBche  Angelegen- 
heiten« atfltzt,  wenn  die  Stadt-V.-V.  sie  zur 
Beseitigung  von  Miesbräncben  beantragt  hat, 
Eds  auch  auf  Initiative  des  Finanzministers  im 
Einvernehmen  mit  dem  Minister  deslnnem- 
2U  solchen  auBserordenÜichen  Revisionen  sina 
atier  auch  Vertreter  der  Stadt-V.-V.  heran- 
zuziehen. Für  Verluste  der  Bank,  die  aus 
Pflicht  Versäumnis  entstehen,  gilt  pereOnlichB 
und  vermflgensrechtliche  Haftung.  Den 
Banken  sind  nachfolgende  Operationen  ge- 
stattet: 1)  Entg^nnahme  von  Einlagen. 
2|  WechBeldiskontjerüng  (auf  nicht  über  9 
Monate).  3)  Darlehen  gt^n  Sicherfaeit 
(Wertpapiere,  Waren,  Liegenschaften) 
und  (fie  Eröffnung  von  laufender  Rechnung 
gegen  Hintariegung  von  Staats-  oder  vom 
Staate  garanlierlen  Wertpapieren.  4)  Bin- 
kassieruDg  von  Wechseln  und  anderen  termi- 
nierten Papieren  im  Auftrage  Dritter,  5)  Trans- 
fert  von  Summen,  die  effektiv  eingezahlt 
sind,  an  alle  Orte,  wo  die  Bank  KOTTe8pca>- 
denten  hat  6)  Kanf  und  Verkauf  von  wert- 
papieren  aller  Art  in  Kommission.     7)  Fßr 
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eigene  RechDung  aur  von  Staats-  und  vom 
Staate  garantierten  Papieren.  8)  Kauf  und 
Verkauf  von  Edelmetall  {Münae  und  in 
Barren)  für  eigene  wie  für  fremde  Eech- 
oung.  -9)  Verpfandung  von  eigenen  Wert- 
papieren der  Bank  bei  anderen  Instituten 
und  10)  "Weitcrverpfäüdmig  der  bei  ihr  ver- 
pSndeten  Wertpapiere,  aber  nur  mit  Eia- 
TÜligung  der  Besitzer.  Bei  Gründung  einer 
Bank  wird  eatsprechend  den  vorhandenen 
Mitteln  und  den  lokalen  Bedingungen  be- 
stimmt, welche  dieser  Operationen  zu  ge- 
statten und  auf  ■welche  Wertpapiere  Dar- 
lehen zu  erteilen  sind.  Die  Siunme  aller 
Verpflichtungen  der  Bank  sowohl  iu  betreff 
der  Einlagen  und Weiterbegebimg  von  Wech- 
seln, als  auch  in  betreff  aller  anderen  Ope- 
rationen darf  nicht  das  FQnffache  des  eigenen 
(Onmd-  und  Beserve-)  Kapitals  überragen. 
Niemandem  kann  ein  grösserer  Kredit  (gegen 
Wechsel  und  gegen  Pfand)  als  Vio  des 
eigenen  Kapitals  der  Bank  bewilligt  werden. 
Den  an  der  Verwaltung  der  Bank  Befeüieten 
wie  auch  dem  Stadthaupt  und  den  Gliedern 
des  Stadtamtes  wird  em  Kredit  nur  unter 
sehr  beschränkenden  Bedingungen  gewährt. 
Der  Barbetrag  der  Kasse  darf  zusammen 
mit  den  in  der  Beichsbank  resp.  ihren 
Filialen  auf  laufende  Beclmimg  stehenden 
Summen  nicht  unter  10  "/o  aller  Verpflich- 
tungen der  Bank  betragen.  Der  Raum  ge- 
stattet nickt  ein  Eingehen  auf  die  zahl- 
reichen Detailbestinunimgen,  die  die  Bank 
wie  ihre  Gläubiger  vor  Verlust  schütten 
Rollen.  Wir  heben  nur  die  wichtigeren 
hervor.  Das  G.  v.  26.  April  1803  verlangt 
von  der  Stadt  die  Bezeichnung  eines  be- 
stimmten städtischen  Vermögensobjektes,  das 
ausser  dem  Bankkapital  die  Einlagen  sidier- 
stellt  —  an  Stelle  der  durch  das  Normal- 
statut verlangten  Garantie  des  unbestimmt 
gelassenen  Begriffs  der  stjtdtischen  Gemeinde 
(ob  das  städtische  Korporationsvermögen 
oder  das  Besitztum  der  sBUi^r«  oder  gar 
der  kommunal  berechtigten  Stodtttewohner?) ; 
die  vor  dem  Erschemen  dieses  genannten 
Gesetzes  ins  Leben  getretenen  Banken 
können  mit  Genehmigung  des  Ministers  die 
letztere  Garantie  durch  die  eretere  ersetzen. 
Darlehen  gegen  Verpfändung  von  Liegen- 
schaften sind  auf  solche  in  der  betreffenden 
Stadt  und  dem  EJeiae,  in  welchem  diese 
li^,  beschränkt  und  sollen  im  allgemeinen 
auf  nicht  über  3  .fahre  laufeiL  können  jedoch 
für  Steingebäude  bis  auf  8  Jahre,  für  länd- 
lichen Gi-undbesitz  bis  auf  12  Jahi-e  gewährt 
werden  j  Darlehen  auf  8—12  Jahre  sind 
nicht  wie  die  auf  kürzere  Zeit  ai^gereichten 
in  einer  Summe  zurückzuzahlen,  sondern 
kßnnen  bei  8  Jahren  nach  Ablauf  der  3  ersten 
Jahre  jährhch  mit  Vi,  bei  län^i-er  Frist 
nach  Ablauf  der  2  ersten  Jahre  im  gleichen 
Betrag  jährlich  getilgt  werden. 


Von  der  Reineinnahme  werden  10—20% 
dem  Reservefonds,  bis  dieser  die  bei  Grtin- 
dung  der  Bank  iionnierte  Hölie  erreicht  hat, 
zugefülirt.  Ein  Teil  derselben  kann  aucli 
dem  Grundkapital  einverleibt  werden.  Das  ge- 
samte ßeservekapital  ist  entweder  der  Reichs- 
bank  i'esp.  einer  Filiale  deraelbeu  zu  über- 

g>ben  oder  in  Staatspapieren  aufzubewaliren. 
ie  restierende  Reineinnahme  kann  zu  städ- 
tischen Bedürfnissen  und  zur  Errichtung 
und  Unterhaltung  von  Wohltliätigkeitsao* 
stalten  verschiedener  Art  verwandt  werden; 
der  nicht  verausgabte  Betn^  wird  dem 
Grundkapital  zugeschi-iebeu.  Die  Stadt  sdbst 
kann  in  keiner  anderen  Art  vom  Grund- 
kapital entnehmen  douu  als  Darlelien  unter 
ihrer  Haftung. 

4.  Privathandelsbanken  ( Aktleneesell- 
schatten).  Nach  Durchfühning  der  Reform 
des  staatlichen  Bankwesens  stattete  und 
föi-derte  die  Staatsregiemng  m  der  eisten 
Zeit  die  Enichtuug  vou  pnvaten  und  kom- 
munalen Banken.  Die  wichtigste  Fonn  der 
privaten  Banken  ist  die  der  Aktiengesell- 
schaft; die  ei-ste  Bank  dieser  Art  ist  die 
1864  gegründete  St.  Petersburger  Privat- 
haiidelsbank,  zu  deren  Unterstützung  die 
Regienu^  ^'3  der  Aktieu,  d.  i.  1  Million 
Rubel,  übernahm.  Der  schnelle  Erfolg  dieser 
Bank  rief  bald  die  Gründung  solcher  Unter- 
nehmungen in  den  beiden  Hesideuzen  luid 
in  anderen  Städten  hervor,  die  grössten  sind 
die  1869  gekündete  Internationale  Handels- 
bank und  die  selir  l>ald  darauf  ins  Leben 
getretene  St  Petersburger  Diskontobank. 
Der  fieberiiafte  Spekulatiousdi'aug  nach  neuen 
Banken,  das  sich  hieraus  entvi-ickelnde  und 
weit  um  sicli  gieifende  Börsenspiel,  die 
schwindelhaften  0])erationen  so  mancher 
Banken  führten  zum  G.  v.  31.  Mai  1872, 
das  die  Gründung  neuer  Aktienbanken  iu 
den  Residenzen  und  in  denjenigen  Städten, 
welche  bereits  eine  Privathank  besassen, 
einstweilen  inhibierte.  Jedoch  folgten  bald 
wieder  neue  Gröuduiigen  und  gegenwartig 
beträgt  die  2^ahl  der  eigentlichen  Aktien- 
banken, abgesehen  von  der  Zweigaustalt  des 
Credit  Lyonnais,  37. 

Die  Gründung  vou  solchen  Banken  er- 
folgt auf  Grundlage  der  Normalbestimmungen 
dos  G.  V.  5.  April  18&S  durch  Bestätigung 
seitens  des  Finanzministers:  werden  abwei- 
chende Bestimmungen  (z.  B,  ein  grösseres 
Grundkapital  als  5  Millionen  Rubel]  ge- 
wünscht, so  erfolgt  die  Genehmigung  auf 
gesetz^berischeni  Wege  (durch  den  Beidia- 
rat  mit  kaiserhcher  Bestätigung).  Die  wich- 
tigeren Normalbestimmungeii  sind:  die  Zahl 
der  Gründer  muss  mindestens  ffinf  betragen, 
das  Grundkapital  nicht  über  5  Millkuiea 
Rubel,  von  welchem  die  Hälfte  sogleich  hä 
Zeichnung  auf  die  Aktien  einzuzahlen,  ist, 
die  andere   Hälfte   aber  int  Laufe   voa.  6 
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;  die  gewährten  Blfmkokredite  dflrfen 
nicht  Vw  des  eingezahltea  Grund-  vmd  des 
Beaervekapitals  überragen  und  nicht  über 
30  Tage  laufen;  die  fianbverpflich hingen 
äflrfeit  nicht  über  das  Fünffache  des  Grund- 
nnd  Eeser^'ekapitals  gehen;  die  Barsumrae 
der  Kasse  mit  Einschiiiss  der  der  Keichsbank 
und  ihren  Filialen  auf  laufende  Rechnung 
gegebenen  Summe  müssen  beständig  mindes- 
tene  10  "'o  der  Veroflichtiingen  betragen. 
Nur  auf  den  Namen  lautende  Eink^jescheine 
böuoen  ausgereicht  werden.  Die  Glieder 
der  Verwaltung  (wie  auch  die  Angestelltenj 
haben  keinen  Wechßelkredit  bei  der  Bank 
und  dürfen  nicht  an  der  Verwaltung  einer 
anderen  Bank  beteiligt  sein.  Das  besondere 
Besen-ekapital  wird  aus  der  Hälfte  des  ober 
W.'a  betragenden  Beingewinnes  gebildet, 
bis  es  die  Hohe  des  Grundkapitals  erreicht, 
es  katiu  aber  ein  Teil  dieses  besonderen 
Beeervekapitals  nach  Bestimmung  der  Oe- 
DenÜTeisammlung  zur  Erhöhung  der  Divi- 
dende auf  8°Io  verwandt  werdeu.  Der  dritte 
Teil  dieses  besonderen  Eeservekapit&Is  ist 
in  dei-  Beichsbank  resp.  ihren  Filialen  in 
Staats-  oder  vom  Staate  garantierten  Wert- 
p^ieren  aufzubewahren.  Auf  der  General- 
versammlung kann  kein  Aktionär  mehr  als 
'.  10  der  auf  ihr  vorhandenen  Stimmen  auf 
sich  vereinigen.  Eine  Revision  der  Bank 
seitens  der  JRegierung  erfolgt  auf  Beschluss 
der  Generalveisamnüuiig  oder  auch  einer 
Hinoritftt  derselben,  wenn  diese  mindestens 
':3  der  vorhandenen  Stimmen  und  mindestens 
}.b  des  Grundkapitals  repräsentiert  Auch 
Bonet  stehen  diese  Banken  unter  der  Kon- 
trolle der  Regierung  und  den  Bestimmungen 
aber  die  Liquidation. 

5.  Die  auf  Gesenseitigkeit  gegrün- 
dfltoa  KredltgeBellachaften.  Die  erste 
dieser  Art  wurde  1862  in  St  Petersbiug 
gegründet,  um  den  Handel-  und  Gewerbe- 
Irabenden  Hilfe  zu  leisten,  welche  unter 
der  in  jenem  Jahre  statf^fundeneu  ver- 
heerenden Feuersbninst  gelitten  hatten. 

Sie  treten  ins  Leben  mit  Bcstätigm^  des 
flnanzminieters  und  haben  gewissen  Norm- 
bestjnunnngen  und  dem  Muster  gewisser 
bestehrader  Gesellschaften  (zu  Pensa,  War- 
schau, zweite  Oharkower  und  zu  Nowo- 
tscherkask)  zu  entsprechen.  Bis  sm  10% 
des  Garantiekapitals  ist  einzuzahlen;  die 
grfiaete  Einzahlung  eines  Uitgliedes  darf 
nicht  das  15  fache  der  geringsten  Einzahlung 
übeirsgen.  Niemand  darf  melireren  Gesell- 
BcliafteD  dieser  Art  angehCren.  Kit  Er- 
laabnis  des  Fioanzminiaters  kJ^men  länd- 
lichea  Gemeinden  und  bäuerlichen  Genossen- 
flchafttai,  auch  wenn  diese  nicht  Mitglieder 
der  Gesellachaft  sind,  Darlehen  gewährt 
werfen.  Du  G.  v.  14.  Februar  1884  giebt 
der  GeiwralveiBammlung  das  Recht,  mit 
Gawhinigung  des  Finanzminiaters  ihre  Hechte 


einer  Bevollmächtigteuversanunlung  zu  ttbei^- 

tragen,  welche  aus  mindestens  3G  mit  ein- 
facher Stimmenmehrheit  erwählten  Personen 
zu  bestehen  hat  Der  Wablmodus  ist  das 
Dreiklassensjstem,  wobei  jede  Klasse  Vs  der 
Summe  der  Einzahlungen  repräsentiert  und 
'..1  der  Zahl  der  Bevollmächtigten  (aus  der 
eigenen  oder  aus  einer  anderen  Klas8e)wählt, 
wobei  jedes  Mitglied  in  der  Klasse  das 
gleiche  Stimmrecht  ausübt.  Auch  kann  der 
Finanzminister  aus  eigener  Machtvollkom- 
menlieit  die  Ersetzung  der  Generalversamm- 
lung durch  die  Bevollmächtigten  Versammlung 
anordnen.  Veranlasst  wurde  die  Stdiaffung 
der  Bevollmächtigtenversammlung  durch  die 
giTisse  Mitgliederäahl  mancher  Gesellschaften 
(in  der  St  Petereburger  ca.  6000),  die  eine 
gemeinsame  Verhandlimg  zur  Unmöglichkeit 
machte.  > 

Endlieh  sei  noch  erwähnt,  dass  (G.  v. 
17.  Mai  1871  und  v.  31.  Mai  1872)  den 
Gouvernements-  und  den  Kreie- 
landschafteu  (Sei  bstver  waltun  gskÖrperJ 
schatten)  gestattet  ist,  sowohl  Bodenkredit- 
banken nach  dem  Muster  bestehender  als 
auch  Kreditinstitute  zur  Entgegennahme  von 
Einlagen  und  zur  Gewälirung  kurztermi' 
nierter  Darlehen  auf  Wechsel  imd  untw 
Verpfändung  von  beweglichen  Venni^iens- 
objeKten  zu  errichten  mit  Bestätigung  des 
Ministers  der  Finanzen  und  des  Innern.  Die 
Statuten  letztgenannter  Institute  sind  den- 
jenigen der  letztbestätigten  Aktisnbanken 
oder  Gesellschaften  gegenseitigen  Kredits 
nachzubilden,  Abweichungen  nur  auf  geset»* 
geberischem  Wege  zu  erreichen.  Solche 
Kreditanstalten  giebt  es  nur  wenige;  sie 
fallen  in  eine  dieser  beiden  Eat^rieen 
(Aktienbanken  oder  gegenseitige  Kreditgesell- 
schatten). 

6.  Liqoidatioii.  Durch  G.  v.  22.  Mai 
1884  werden  in  betreff  der  behandelten  drei 
KatE^rieen  von  Kreditinstituten  besondere 
Bestimmungen  getroffen  über  das  Verfahren 
bei  der  Liquidation,  die  einzutreten  hat, 
wenn  das  Grund-  resp.  Aktien-  resp.  An- 
toilskapital  durch  Verluste  bis  zu  dem  Be- 
trage verringert  ist,  bei  welchem  laut  Statut 
des  betreffenden  Instituts  die  Thätigkeit  ^- 
zustellen  ist,  resp.  wenn  keine  Beetiramung 
hierüber  enthalten,  bis  zu  '/s  des  Kapitals, 
wie  audi  über  das  Verfahren  beim  Eintritt 
der  Zahlungsunfähigkeit. 

7.  Andere  Buiken.  Es  bestehen  noch 
einige  Banken,  die  in  keine  der  drei  Kat»- 

rieen  passeu:  die  Alexander-Adel8^ 
ttk  in  Nishniuowgorod,  von  der  Adele- 
korporation  dieses  Gouvernements  ins  Leben 
gerufen,  bestätigt  am  30.  Oktober  1841,  mo^ 
difiziert  diuxih  das  am  22.  Oktober  1868 
bestätigte  neue  Statut;  zu  dieser  Zeit  be^ug 
das  Grundkapital  1  Milhon  Rubel.  Ueee 
Bank  hat  heben  den  gewöhnlichen  k 
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2ddlen  Opemüouen  das  Becht  der  Darleheas- 
^währung  auf  l&ndlicho  Li(>genschaften 
im  Gouvernement  Niehninowgorod  und  auf 
städtische  in  dieser  Stadt,  jedoch  das  Becht 
der  Wechseldiskontierung  ^ht  ihr  nicht  zn. 
Die  Rigaaohe  Bftrsenbank,  errichtet 
von  der  Börsenkanfmanuschaft  dieser  Stadt, 
■weldic  die  Garantie  in  betreff  der  Verbind- 
lichkeiten der  Bank  trägt,  bestätigt  am  3. 
Jnni  1863,  ins  Leben  getreten  3.  Mftrz  1864. 
Das  Grundkf^itfd,  das  von  der  BOrsenkouf- 
mannschaft  dargebracht  ward,  lietnig  100000 
Eobel ;  wn  1,  Januar  189H  war  es  auf  2 191 000 
Rubel  nebst  einem  Reservefonds  von  3,3 
MiUionon  gestiegen;  eine  Reihe  von  Insti- 
tutionen kaufmKunischen  Charakters  wie  ge- 
meinnatziger  Art  erhalten  Subsidien  aus  den 
Reineinm^men.  Äehnlich  igt  die  1891  mit 
einem  Kapital  von  100000  Rubel  (wozu 
gegenwartig  100000  Riibel  Reserve]  ge- 
gründete Libauer  Börsenbank.  Zwei  alte 
etftndische Banken  inRiga,  die  Diskonto- 
kasso, gegründet  1794,  und  die  Hand- 
1  ungs kass e ,  gegründet  1736 .  sind  ku 
StadtJtommunaJbanken  (mit  abweichendem 
Statut)  umgewandelt.  Die  Bodenkreditbanken, 
nämlich  die  staatliche  1885  gegründete  Adels- 
bank  und  die  damit  verst^molzene  frühere 
gegenseitige  Bodenkreditanstalt  und  die  Bau- 
embank,  sowie  drei  Gegenseitigkeitegesell- 
sdiaften  und  zehn  Aktienbanken  sind  hier 
nicht  weiter  zu  bfirücksiohtigen. 

8.  Besteaemng.  Die  Banken  imtci^ 
hegea  den  allgemeinen  Handelssteuerii. 
haSen  (G.  v.  5.  Jimi  1884)  entsprechend 
dem  Betrage  ihres  effektiven  Kapitals  (Grund-, 
Keserve-  und  andere  Kapit^en)  einen  Schein 
L  Oilde  (565  Rubel)  zu  lösen,  wenn  dieses 
50000  Rubel  übersteigt,  einen  solchen  II. 
Gilde  (je  nach  den  5  Klassen  resp.  Ort- 
ßdiaften  120  resp.  95,  75,  55,  40  Rubel), 
wenn  das  Kapital  10—50000  Rubel  beträgt 
und  bei  gerin  serem  Kapital  nur  einen 
Schein  für  Kleinliandol  (je  nach  den 
5  Haßsen  35,  resp.  25,  20,  15,  10  Rubel). 
Für  städtische  und  provinziale  Bedürf- 
nisse wii-d  eine  ZusclüagsstBuer  biß  zum 
Bebage  von  16".'»  der  Scheine  der  ersten 
und  zweiten  Gilde,  lO^/o  aller  anderen,  auch 
der  weiter  unten  anziigebenden  Handels- 
dokumente erhoben.  Durch  daa  G.  v.  15. 
Januar  1Ö85  wurden  u.  a.  auch  die  Banken 
einer  ei^änzenden  3  ''/i>-Steuor  (vom  Heinge- 
winn) unterworfen,  das  G.  v.  19.  Mai  1887 
eAOhte  die  Zahlung  für  den  Sdi«n  erster 
6ilde  für  korporative  Erwerbsgesellschaften 
^er  Art,  also  auch  Buiken,  durch  eine  Er- 
dnzungssteuer  von  635  Rubel  (also  zusammen 
1200  Rubel),  die  jedoch  von  dwi  Instituten 
nicht  EU  entrichten  ißt,  welche  mehr  als 
lehn  Scheine  zu  lösen  haben.  Dm«h  das 
G.  V.  21.  Dezember  1892  (a.  8.)  wurde  die 
ergänzende  Beptenernng  des  Reingewi 


3*/o  auf  S^/o  eriiOht  —  Ausserdem 
unterli^ea  die  Banken  der  LOsimg  toq 
Handelsbilleten,  deren  Zahl  sich  nach  Aee 
Zahl  und  der  Beschaffenheit  der  eingenom- 
menen Räumlichkeiten  richtet:  Steuerbetrag- 
iro  Billet  zu  einem  Schein  I.  Gilde  (je  nach. 
len  5  Klassen)  55,  45,  35,  25  oder  20  Rubd, 
zu  einem  Schein  11.  Gilde  35,  25,  20,  15 
oder  10  Rubel,  zu  einem  Kleinhandelsscheia 
10,  8,  6,  4  oder  2  Rubel,  sowie  auch  der 
Lösung  von  Kommissdieinen  für  die  Ange- 
stellten: erster  Ordnung  35,  zweiter  Ord- 
nung 6  Rubel. 

Die  Stempelsteuer  trifft  die  Banken  in 
zweifacher  Beziehung:  die  Bank  selbst  als 
Elrwerbsunternehmer  und  die  Operationen. 
In  ersterer  Beziehung  sind  die  Aktien,  An- 
teilscheine etc.  mit  der  Stempelsteuermarke 
zu  SO  Kopeken,  wenn  sie  auf  50  Rubel  und 
mehr  lauten,  zu  15  Kopeken,  wenn  aia  auf 
weniger  ausgestellt  sind,  zu  versehen  (durch 
Q.  V.  19.  Mai  1887  sind  die  Sätze  zu  diesen 
Betr^en,  die  bis  d^n  60  resp.  10  Kopien 
betrugen,  erhöht).  Die  Operationen  (Qüit- 
tiuigen  etc.  über  geleistete  und  empfangene 
Zahlungen,  Ausstellimg  von  Zahlungsver^ 
bindlidikeiten  etc.)  werden  je  nach  ihrer 
Grösse  und  ihrem  Charakter  mit  der  ein- 
fachen Stempelsteuer  (bis  zu  5  Kopeken 
herab),  resp.  mit  der  proportionalen  (Wecheel- 
steuer,  Leihbriefsteuer)  besteuert.  Insbe- 
sondere weisen  wir  auf  die  Kontokorrenfr- 
steuer  hin,  die  an  Stelle  der  proportionalen 
Stempelsteuer  durch  G,  v.  21.  Dezember 
1887  getreten  ist:  sie  wird  von  dem  sogen. 
specieOen  Kontokorrent  (gegen  Versatz  von 
Wertpapieren  etc.)  erhoben  und  zwar  ent< 
spreonend  der  Höhe  und  der  Dauer  der 
Dnrteheassummen  zum  Betiage  von  0,216% 
jährlich;  behufe  Befechnui^  der  zu  erb^eo- 
den  Steuer  werden  diese  Kontokorrente  aof 
nicht  länger  als  halbjährige  Fristen  abge- 
schlossen. Befreit  von  der  proportionajea 
Stempelsteuer  sind  die  in  den  Grenzen  des 
Reichs  ausgest«ilten  Kassenordres  und  Ober- 
haupt die  Transferte,  welche  in  fünf  Tagen 
nach  Vorweisung  zahlbar  sind. 

9.  StatiatischeB.  Die  Haupblaten  der 
kommerziellen  Operation«!  der  Reidisbauk 
in  früheren  Jahren  sind  im  folgenden  xa- 
sammengestellt.  Angaben  Aber  die  neueste 
Zeit  finden  sich  im  zweiten  Absdmitt  ÜS' 
betrug  am  1.  Januar  (in  Millionen  I^bel): 
(Siehe  nebenstehende  Tabelle  auf  S.  297.) 

Das  offiziell  gesammelte  atatistische  Ua- 
terial  in  betreff  der  Operatioaen  der  städti- 
schen Banken  und  der  gegenseitigen  Krecdt- 
geeeUschaften  ist  lac^nhaftj  es  umfasst  bei 
weitem  nidit  alle  Kreditinstitute  und  reicht 
nidit  aber  das  Jahr  1881  hinaus.  Bs  oei 
noch  bemerkt,  dass  nicht  alle  bestSti^t^- 
Institute  wirklich  ins  Leben  getreten  aind. 
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von  denjenuren  aber,  die  ihre  ■Wirkaamieit 
eröffnrt:  haben,  ein  Teil  ihre  Thib^ceit 
bereits  eingeateUt  haben  —  auch  hierüber 
fehlt  es  an  iimfessendcn  Zusammenstellungen. 
Einig©  summarisehe  ZneaffintenstelkiDgea 
ans  spftleror  Zeit  fügen  wir  hiniu. 
(S.  TabeUe  auf  S.  2<)8.) 

Es  sei  noch  bemerkt,  ilase  nicht  alle 
diese  Banken  alle  bezeichneten  Operationen 
ansMhi-en. 


Pri  vatliaii  delsbaolie 

am  1 

Januar 

(in  MiUiwien 

Rubel 

1886 

1890    1898 

Caase     

iMt 

]iold,  Silber  und  aiislSn- 

diBche  Wechsel    .    .    . 

I»,(W 

Effekten 

39,4-; 

■;7,8i   ii8,ia 

Wechsel  mit  2  ünterachr. 

144,90 

167,4a  3SM5 

Andere  knvzfrlBtig^  Wert« 

.,»1 

»,06      3,81 

[jornbarddarlehen    .    .    . 

68.84 

3edeckte  iqiecielle  Kouto- 

borre  ntfordemnsreu 

76,17 

ioa,87  M$,a& 

Aktiva  b.  Korrespondent. 

M.6K 

Kapital      

101,90 

iS,46 

Sontokorrent^chnlden    n. 

Depositen 

PsBWvab,  KorreBpondent, 

83,05 

114,85  309,57 

Die  Zahl  der  Aktienbanken  betrug  1885 
und  1890  32  und  zn  Anfang  dea  Jahrea 
1898  37.  In  der  letzten  Colonno  der  obigen 
ZuBammenstellung  sind  aber  anch  die  Bilanz- 
posten der  nicht  als  Aktiengesdlst^iafteH, 
sondern  als  Korporationen  konstituierten 
Bj^senbanken  in  Riga  und  libau  —  und  mit 
Ausnahme  der  Angaben  Aber  Kapital  und 
Reserven  —  der  Zweiganstalt  des  CrMit 
Lyonnais  in  Petersburg  mit  enthalten. 

Die  Petersburger  und  Moskaaer  Aktien* 
bsnken  tmd  die  PrOTinzialhaaken  mit  5 
Millionen  Rubel  und  mehr  Kapital  sind  fol- 
gende : 


Pri- 


Dia- 


Petersbnrger 
TBthank 

Petersburger 
koBtobank.    .    .  1009    iu< 

Peterabni».  Inter- 
nationale Bank  .  1876   34  < 

Wolga-    V.  Eama- 
Bank     ....  1871 

RUBsische  Bank  fflr 
aoHwBrt.  Handel.  1871 

Petersboreer  -Mos- 
kauer EaDdelab.  1884 

Petersburg- Aaof- 
sche  Handelshk.  1887 

Rosa,  Bank  f.  Han- 
del n.  Industrie    1800 

ZwefgSQitalt  des 
Cr^dH  Lf  oniuÜB  1879 


1864    11856  3671      — 


10000  4099    301 


Kjlizecby  Google 


Banken  (Ruasland) 


Stadtkommunalbanken  am  1.  Januar  (in  Millionen  Rubel). 


Zahl  der  Banken,  die  berücksichtigt  sind       .... 

Zahl  der  Batiken,  die  die  resp.  Berichte  nicht  zuge- 
stellt haben       ) 

Eigenes  Kapital  [Gnrnd-,  Eeaerve-  u.  speciellea  Kapital. 

Verzinsliche  Einlagen 

Diskont  von  Wechseln  nnd  anderen  kurz  befriüteten 
Wertzeichen 

Darlehen  auf  Wertpapiere 

Darleben  auf  Waren  nnd  Kostbarkeiten 

Darleben  anf  Liegenschaften 

Reineinnahme  des  vergangenen  Jahres 


134,77 
106,76 


^"    Kapital  ^f/f  ^Special- 
em?'lOfc  B.  lä  Reserve 


Moskauer   Eanfm. 

Bank     .    .    .    .  1 
Hoskaner  Diskont«- 


bank 1870     2000 

946 

74 

MoikanerHandelsh.  1872     5  °°o 

B356 

Hoak.  intemat.  Bk.  1884    10  000 

3502 

350 

Warschaner    Bank  1811    10 106 

3  943 

250 

Isof-Donsche  Bank  1871     7  5«> 

3  7SO 

382 

Industriebk.  i.  Kief  1871     5000 

1394 

13 

Handetgbk.  in  Lodz  1873     5  000 

2500 

40 

Orelsche  Handelflb.  1872     5  000 

46 

Am  Ende  des  Jahres  1897 

ist  noch  eine 

Russisch -Koreasche   Bank   gegründe 

den,  die  den  Verkehr  zwisclien  Russland  und 

Korea  und  Ostasien  flbei^upt  befördern  soll. 

ten  am 

1.  Ja- 

nuar  (in  Millionen  Rubel). 

1874 

1876 

1882 

Zahl  der  behandelten  Ge- 

aellBchatten     ....  46 

84 

108 

Zahl  der  MitgUeder    .    .  37,504 

60,624 

Laufende    Rechnung    bei 

anderen  Banken       .    .    4,04 

5,35 

6,73 

Diskont  Ton  Wechseln  n. 

anderen  kurz  befristeten 

Wertzeichen    ....  48,0a 

74,08^ 

Ausserdem      Solawechsel 

\ 

100,17 

mit  Sicherheit     .    .    .  19,11 

16,84/ 

Darlehen  a.  Wertpapiere  49,7 

50,35 

26,62 

Darlehen  anf  Waren  und 

Kostbarkeiten      .    .    .    0,53 

1,04 

',38 

Darlehen  a.  Liegenschaft.     1,3 

o;87 

0,72 

Betriebskapital  .    .    .    .  i8,SS. 

33.89 

23.93 

1,09 

Einlagen  (verzinsliche)    .  30,08 
Kontokorrent      ....  55,71 

49.38 

63,18 

57,91 

56,66 

Spec.  Kontokorrent     .     .      — 

21,76 

1,86 

3,35 

Im  Jahre  1897  betrug  die  Zahl  der  gegen- 
seitigen EreditgesellBchaften  99  mit  66S93 
Mitgliedern  und  31,8  Millionen  Rubel  Kapital 
Die  Depoeiten-  nnd  Kontokorrentschiüden 
derselben  beliefen  sich  auf  139  Millionen, 
die  diskontierten  Wechsel  auf  73  Milhonen, 


die  Lorabarddarlelien  auf  19,4  Millionen,  die 
speciellen  Kontofcoi-reutfordemngon  auf  45 
Millionen  Rubel. 

Litteratnr :  Ueber  die  tleachicliu  da  Banbtuetem 
I.  den  im  .Jahrbuth  de»  Fmaturnitätlerittiiu 
(niifiack  und  franxStUcli)  gnehienenen,  in  der 
y>Suttiechea  Are»««,  Bd.  XVIII  und  XIX,  1S81 
übertettUn  UeberUitk  über  xdie  WirksantleÜ  dei 
FinammiaitteTinnu  in  den  Jährt»  1S5S — lS30n, 
auch  «Die  ttitdMiiehen  Komiitinuübanken  in 
Raitland«  in  der  •.Rutritchen  Rerucu,  Bd.  II 
1S7S,  «OpenUioneii  der  ruerincliea  Kontmanal- 
banten«,  datilbal,  Bd.  XIX,  1S81.  Slalittüchet 
neben  kttnen  ZutammeHttellungen  in  der  lettl- 
heteiehnelen  Zrilechrifl  aveh  in  dem  Jakrimdi 
det  FinantminiileriHme ;  lodann  (nur  ruteitch) 
in  den  PiMikationtn  de*  centraUtatittiteh&n 
Komitees  (Serie  II,  Liderung  9  und  11,  ho»  J. 
SauSmaan);  da*  tijahrburli  der  ruttiKkea  XH- 
ditantUaten^.  1877— ISSl.  —  Av^fOhHidte  »a- 
tUlik  der  Aktiei^nken  in  >iAI;ti<»iemoJe  djelo  te. 
RoitUa,  II  1,  PeUnbierg  1397.  —  Bulletin  Rtu*r. 
de  Slatittiqnefina'aei^  et  de  ligielatiim,  1898,  p. 
614  m.  —  Vgl.  aueh  A.  RaffalovUh,  I^ 
laai-chefinaiieier  en  1897 — 9S.  Pari»  139S,  p.  36'J. 
iTofi.  )'.  Kaisaler. 


1.  Die  neuen  Stataten  der  Reicha- 
bank.  Fflr  die  ruasisclie  Reichsbank  sind 
neue  Statuten  aufgestellt  wonlen,  die  am 
6./ 18.  Juni  1894  die  kaiserliche  Oenehrai- 
gung  erbalten  haben.  Ihre  Hauptbestim- 
mungen sind  folgende. 

Das  Kapital  der  Bank  (bisher  2ä  Milli- 
onen Rubel)  katm  bis  auf  50  Millionen  Rubel 
und  der  Reservefonds  (bisher  3  Millionen) 
bis  auf  5  Milhonen  crhQht  Verden.  Bis 
diese  GreEizen  erreicht  waren,  sollten,  abge- 
sehen von  etwaigen  besonderen  Zuschüssen, 
von  dem  iahrlit^en  Gewinn  10*/o  zur  Ver- 
mehrung des  Kapitals  und  5%  zur  Ver- 
grösserung  des  Reservefonds  verwendet  wer- 
den.    Etwaige   Verluste   der  Biuik   sollen 
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aas  dem  Reservefonds  geileckt  und  even- 
tu^  nach  Erschöpfnng  doBSclbon  dem 
Staatsschatz  zur  Lost  geschrielcn  werden, 
dem  anderei-seitü  nach  den  eben  erwfthnten 
jährlichen  Ziiwendungea  an  die  Bank  nnd 
weiteren  Abzügen  für  Oiatifikationen  und 
Ruhegehälter  der  Beamten  anah  der  flbrig 
bleibende  Reingewinn  zufüesst.  Die  Bank 
steht  immittelt^  ant«r  dem  Finanzminieter, 
der  ihre  oberate  Leitung  hat.  Die  Central- 
verwaltung  derselben  besteht  ans  einem 
Diiektionsrat  und  einem  Gouverneur  nebst 
zwei  Untei^uvernenren.  Als  Filialen  hat 
sie  erstens  Kontore  und  »weitens  Succiir- 
salcn  zweiter  Klasse.  Bei  jeder  BankstcUe 
besteht  ein  Anssdmsn  für  Diskontienmgen 
und  Darlehen,  der  die  Sicherheiten  zu  prüfen 
und  «las  Maximum  der  Kreflitbewilii^mg 
für  jeden  Kunden  festzustellen  liat.  Die 
Bank  befasst  sich  mit  folgenden  Geschäften : 
de  diskontiert  Wechsel   und  andere  "Wert- 

gpiero  mit  fester  Verfallzeit;  sie  gewälirt 
irlflhen  und  eröffnet  Kredite;  sie  nimmt 
(tetddepositen  und  Depots  zur  Anfhewahrung 
an;  sie  kauft  nnd  verkauft  Wechsel  und 
andere  Wei-tpapiere ;  sie  gjebl  ZahJungsan- 
veisuDgen  von  einem  Platz  auf  den  anderen 
imd  macht  EommissionsgescliOfte.  Es  wer- 
den dann  Einzel  vorschrlfteu  über  diese  Ge- 
schäfte aufgestellt,  die  num  Teil  sehr  1*- 
merkenswert  sind.  Die  Wechsel,  ilie  die 
Bank  diskontiert,  können  gezogene  und 
eigene  luid  im  Inland  oder  im  Auslände 
ansgesteltt  sein;  doch  müssen  sie  an  einem 
Bankplatze  zahlbar  sein,  mindestens  zwei 
gute  Unterschriften  tragen  und  dilrfen  nicht 
mehr  als  sechs  Monate  von  ihrer  Yei-fallzeit 
entfernt  sein.  Es  können  anch  solche 
"Wechsel  angenommen  werden,  die  nicht  auf 
einem  voUendeten  Handelsgesdiäfte  beruhen, 
Eoadem  fOr  die  Zwecke  künftiger  kommer- 
zieiler  oder  indiistrieUer  Unternehmungen 
bestimmt  sind.  Der  von  der  Bank  erhobene 
Zinssatz  winl  wenigstens  einmal  in  jedem 
Vierteljahr  festgesetzt  und  kann  für  ver- 
schiedene Geschflftsarten  und  Plätze  ver- 
schieden sein.  Der  Finanzmin ister  kann 
aiKuahmsweise  für  die  Zahlung  von  protes- 
.  tierten  oder  nicht  prolestierton  Wechseln 
einen  Aufschub  oder  mehrere  Fristen  fflr 
Ratenzahlungen  bewilligen,  jedoch  nur,  wenn 
in  Qmadatücken  oder  beweglichen  Pfaud- 
sttlcken  eine  nach  dem  Ennessen  des  Direk- 
tionsiatcs  genügende  Sicheriieit  ^stellt  ist. 
Die  Bank  giebt  sogenannte  mdustrielle 
Darlehen  und  eröffnet  deigieichen  Kredite 
gegen  eigeue  Wechsel  mit  alleiniger  Unter- 
schrift des  Schuldners,  die  gesichert  sind 
1)  durch  Hypotheken  oder  2)  durch  Ter- 
p&ndung  von  landwirtscdiaftlidiem  oder  in- 
anstriellem  Inventar  oder  3)  durch  Bürg- 
schaft oder  4)  durch  andere  vom  Finanz- 
minister  als    genOgend    anerkannte  Sicher- 


heiten. Wenn  es  eich  um  nicht  mehi-  als 
300  Rubel  handelt,  können  solche  Eiedite 
dra-ch  Beschluss  des  Direkt  ionsmts  des  be- 
treffenden Kontors  auch  ohne  diese  be- 
sonderen Sicherheiten  gewährt  wei-dcn.  Die 
indiistrieUen  Kredite  müssen  eJne  von  dem 
Kreditnehmer  ausdi-ücklich  anzugebende  be- 
sondere Bestimmung  haben  und  dürfen  nur 
dienen,  um  Betriebsfonds  oder  das  nötige 
Inventar  zu  beschaffen  für  landwiitschan- 
hche  und  indiistrielle  Unternehmungen,  für 
Handwerker  und  Haiisge werbetreibende  imd 
für  Kleinhändler.  Inventarstücke  (Maschinen, 
Geräte  et<!.),  die  als  Unterpfand  dienen  sollen, 
müssen  von  nissischer  Fabrikation  herrühren. 
Ausnahmen  können  jedoch  in  gewissen  Fällen 
<om  Finanz  minister  oder  von  diesem  und 
dem  Ijuid wirtschaftsminister  bewilligt  wer- 
den. Für  dioselle  industrielle  Unternehmung 
soll  die  Kredit bewilligimg  den  Betrag  von 
ÖOO  000  Rubel  und  für  Kieingewei^treibende 
nicht  die  Summe  von  600  Rubel  überschreiten. 
Die  Darlehen  zur  Anschaffung  von  Inventai- 
Mtücken  werden  auf  höchstens  drei  Jahre 
^willigt.  Wenn  die  Frist  sechs  Monate 
überschreitet,  miiss  die  Rückzahlung  abge- 
.stiift  in  vorher  festzusetzenden  Baten  er- 
folgen. Die  Darlehen  dürfen  nidit  mehr 
als  50  "-0  des  geschJUzten  Wertes  der  ver- 
schriebenen Invcntaistücke  betiBgen.  Dar- 
lehen dieser  Art,  die  als  Betriebsfonds 
dienen,  dfkfen  nicht  mehr  als  7ö°/d  des  zur 
Führung  des  Unternehmens  erforderlichen 
Betriebdcapitals  betragen.  Der  Kreditnelimer 
mnss  sich  durch  ein  besonderes  Schriftstück 
verpfhchten,  das  empfangene  Geld  nur  seiner 
Bestimmimg  gemäss  zu  verwenden  und  die 
Pfandgegenstände  in  ihrem  Werte  zu  er- 
halten. Bei  Verpfändungen  dieser  Art  kommt 
die  schon  in  §  H  des  Regulativs  der  Bank 
allgemein  zugestandene  Befugnis  zur  An- 
wendung, unter  gewissen  Vorsichtsmass- 
regeln die  ihr  bestellten  Pfänder  in  den 
Händen  und  im  Gewahrsam  der  Kredit- 
nehmer zu  lassen. 

Die  Bank  gewährt  ferner  Kredit  auf 
dauerhafte  Waren  russisclien  Ursprungs, 
Warrants,  Konnossemente  etc.  Darlehen  auf 
ausländische  "Waren  können  nur  auf  Grund 
einer  vom  Finanzniinister  bestätigten  Ent- 
scheidung des  Bankrates  gewährt  werden.  Dar- 
lehen auf  Waren  und  Lagersclieine  können  nur 
auf  höchstens  9  Monate,  solche  a»if  Konnos- 
semente und  Ladescheine  nur  auf  3  Monate, 
solche  auf  Metalle  nur  auf  Ifi  Monate  ge- 
währt werden.  Aufschub  für  Rückzahlungen 
von  Darlehen  auf  Waren  kann  bis  zu  3 
Monaten  zugestanden  werden.  Die  BeleUinng 
von  Wai-en  darf  '/s  des  vom  Darlehensaus- 
schuss  geschätzten  Wertes  nicht  überschreiten. 
Für  I jagerscheine,  Warrants  und  sechs- 
wöchige Darlehen  auf  Eisenbahnladescheine 
ist   tlas   Maximum    80  "/o,     Verschlechteri» 
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äch  die  hintedegten  Wareü  oder  sinkt  ihr 
Preis  um  IS"/»  unter  den  gesohätiten  Wert, 
HO  muas  der  Schiildner  auf  Verlimgea  der 
Bank  einen  entaprechendon  Teil  des  Dar- 
lehens zurückEahlea  oder  ■weitere  Sidier- 
heiten  Btollen.  Wena  jedoch  der  Preis  infolge 
auBBergewöhnlicher  Umstände  gesunken  ist, 
so  kann  der  Bankrat  Zahlungsfristen  ge- 
wahren oder  von  der  teüweisten  Rückzidi- 
lung  oder  der  Stellung  weiterer  Sicherheiten 
überhaupt  absehen.  Für  Personen,  die  das 
unbedin^e  Vertrauen  der  Bank  haben  Ji&nnen 
anch  Waren  die  nicht  in  der  vom  Bankrat 
aufzustellenden  Liste  enthalten  sind,  beliehen 
werden;  femer  können  die  Waren  im  Ge- 
wahrsam der  Darlehensnehmer  gelassen  und 
die  Beleihung  bie  auf  75*/o  des  "Wertes  ausge- 
dehnt werden. 

Die  Bank  beleiht  auf  0  Monate  Staats- 
papiere bis  90 "o  des  Wertes,  Pfandbriefe 
bis  80  "/o,  andere  vom  Bankratc  genehmigte 
Papiere  bis  75«/».  Nach  Ablauf  der  Frist 
kann  das  Darlehen  auf  höchstens  3  Uonate 
erneuert  wei-den.  Die  Bank  eröffnet  Special- 
kontokorrenta  gegen  Hinterlegung  von  Wert- 
papieren, auf  Grund  welcher  der  Hinterleger 
Deilcbige  Summen  bis  zu  einem  bestimmten 
Hasimum  entnehmen  kann  und  nur  deu- 
jeni^en  Betrag  zu  veraneen  hat,  den  erje- 
iredlig  wiiMch  der  Bank  sohuldet  Die 
Bank  kann  audi,  soweit  ihr  noch  verfüg- 
bare Mittel  bleiben,  den  Provinzen,  Kreisen 
und  Städten  Kredite  eröffnen,  Sie  kaim 
auch  durch  Vermittler  Kredit  gewähren 
an  kleine  Landwirte,  Bauern,  Pächter  uud 
Handwerker  gegen  Verpfändung  von  Er- 
zeugniseen  derselben,  sowie  auch  Vorechüsae 
äur  Anschaffung  von  Inventarstücken  und 
zur  Bildung  eines  Betriebsfonds ;  femer  auch 
auf  Waren,  die  unterwegs  sind  oder  ver- 
sendet werden  sollen.  Als  Vermittler  können 
auftreten  die  Provinzial-  und  Kreisversarom- 
lungen, die  Kreditanstalten,  Kreditgenossen- 
Bchaftea  und  Artelle,  sofern  ihre  Statuten 
von  der  Regiemng  bestätigt  sind  und  sie 
sich  allen  vorgeschriebenen  Bedingungen 
und  Kontrolle  seitens  der  Bank  imterwerfen : 
endlich  auch  Privatpersonen,  die  von  den 
Einwohnem  ihres  Wohnorts  gewählt  sind 
und  das  Vertrauen  der  Bank  geniessen.  Als 
Vermittler  für  die  Belrihung  der  Transport- 
wares  dienen  die  Eis^ibahuen  und  Trans- 
portun temehmungeu.  Die  Vermittler  fllier- 
nehmen  die  volle  Haftpflicht  für  die  ihnen 
YOD  der  Bank  übergebenen  Sutumen.  Die 
Laudscliaften  (Semstwos)  jedoch  können  sich 
mit  Genehmigung  des  Finanzministers  darauf 
beschränken^  für  die  Erhaltung  der  als  Pfand 
bestellten  Waren  zu  haften. 

Die  Bank  nimmt  sowohl  st^s  fällige 
Gelddepositcn  als  auch  solche  mit  bestimraten 
Fälligkeitsterminen  an;  ferner  auch  Depo- 
siten in  Goldmünzen  oder  in  auf  Qold  lau- 


tend^i  Bons  des  Münzhofs,  und  zwar  gegen 
EmpfimgEsdieine,  die  jeder  Zeit  in  Gold- 
münzen oinlöalidi  Bind.  Die  Bedingungen 
für  die  Annahme  von  Depositen  werden  vom 
Bankrat  mit  Zustimmung  des  Finanzministets 
geregelt,  und  etwiüge  Acnderungen  müssen 
einen  Monat  vorher  bekannt  gemacht  wer- 
d«i.  Die  Deponenten  verfügen  Ober  ihr 
Guthaben  durch  Checks  oder  Anweisungen. 

Keine  andere  Staatsanstalt  hat  bisher 
den  Vorsuch  gemacht,  der  Landwirtschaft 
wie  der  Industrie  und  den  grossen  wie  den 
kleinen  Betrieben  mit  sol^er  Leichtigkeit 
und  mit  so  grosser  Nachsicht  bei  Zahlungs- 
schwierigkeiten Kredit  zu  gewähren.  Im 
ganzen  hat  die  Bank  von  diesen  Befugnissen 
nur  einen  massigen  und  voisichtieen  G&- 
brsuch  gemacht.  Am  23.  Oktober  (i  Nov.) 
1898  z.  B,  betrugen  die  Vorschüsse  an  Grund- 
besitzer 10,62  Millionen  Hubel,  an  Fabri- 
kanten 6,05  Millionen,  an  Handwerker  639  000 
Rubel,  für  Atischaffting  von  Maschinen  und 
landwirtschaftlichen  Geräten  1344  000  Eub^ 
an  Vermittler  150000  Kübel.  Satdem  die 
Bank  die  Barzahlimgen  wieder  aufgenommen 
imd  für  stete  Eiulöslichkeit  ihrer  Noten  zu 
sorgen  hat,  muss  sie  um  so  mehr  darauf 
bedacht  u^uueii,  daes  sie  ihre  Mittel  uidit 
in  Anlagen  festig;!,  die  für  eine  Notenbank 
IUI  geeignet  sind. 

2.  Die  WiederanfDahme  der  Bftr- 
zahluugen  auf  der  Basis  der  Goldwährung 
seitens  der  Bank  ist  nadi  mehrjähriger  Vor- 
bereitung durch  die  Energie  des  Finauz- 
miiiisters  Witte  trotz  bedeutender  Wider- 
stände auch  in  weiten  Kreisen  der  öffent- 
lichen Meinung  mit  vollem  Erfolge  dnrch- 
geführt  worden. 

Zunächst  handelte  es  sich  darum,  die 
Menge  der  nndaufenden  Noten  zu  vermindem 
imd  den  GoldvoiTat  der  Bank  iind  dee 
Staates  zu  vermehren.  Die  Ausgabe  der 
Kreditbillcts  war  früher  von  den  Handds- 
operationen  der  Bank  gescdiieden,  so  dass 
man  fast,  wie  bei  der  Bank  von  Engfand, 
von  eijiem  Emissions-  und  einem  Bauk- 
departement  hätte  sprechen  können.  Jedoch 
waren  auf  Hochnung  der  Handelsabteilui^ 
während  des  orientalischen  Krieges  417  Milli- 
onen  Rubel  an  Kreditbillets  ^zeitweilige  aus- 
g€^ben  worden,  von  denen  1891  noch 
266263146  Rubel  in  Umlauf  waren,  den«i 
als  Aktiva  173  528  555  Rubel  in  Staatssohuld- 
versohreibungen  und  für  den  Rest  Fede- 
rungen an  Privatkunden  gegenOberstandMi. 
Durch  Ukaa  vom  28.  Juli  1891  wurden  für 
die  Emissionsabteilung  75  MiUionea 
zeitweilig  ausgegeben,  gleichzeitig  aber  der 
Einlösungsfonds  um  den  gleichen  Nominid- 
betrag  in  Goldrubeln,  die  der  Kasse  der 
Handelsabteilung  entnommen  wurden,  ertiöht. 
Der  Einlösungsfonds  wurde  dadurch  auf 
285379000  Rubel  nominell  in  Gold  nebst 
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1126000  Bubel  in  Silber  gebracht,  welcher 
8amme  damals  in  der  EmisBionsabteilung 
eine  deünitire  Ausgabe  von  78O01S004J  irnd 
die  neue  temporäre  Aiiügabe  von  75  Milli- 
onen gegenübeifltand.  Der  Ukas  vom  9,  De- 
zembei*  1894  ^'erfügte  dann  weiter,  dass  die 
366263146  Rubel,  die  als  temporäre  Aue- 
gsbe  onter  den  Passiven  der  lundelsabtei- 
batg  standen,  anf  die  EnuBsioneabteilun^ 
flbeitrageD  verden  nnd  daura^d  im  Umlauf 
Ueiben  soUten.  Die  als  Deckung  d»Belben 
dienenden  b^lo  StaatBSchiüdversdireibnn^n 
floUteii  venrichtet,  und  für  den  Beat  der 
Decknng  (92734591  Rubel|  soUte  ein  nach 
dem  Kurse  gleicher  Wert  in  Gold,  nimlich 
6&433601  Rnbel  nonuDell  der  Emissionsab- 
teiJiirg  flberwieeen  «'erden.  So  stieg  der 
Ooldbesfand  des  letzteren  im  ganzen  auf 
360813041  Bubel  nomineU,  bei  einer  defi- 
nitiven fknissÜHi  vcm  1046  282  ÜOO  und  einer 
t^apocftren  von  75  Millionen  Rubel.  Durch 
Ukas  Tom  15.  März  1895  vnrden  femer 
9806127C  Ooldrubel  aun  dem  Staats- 
BchatEe  dem  DecknngsfondB  der  Kmifisions- 
abteUnng  flberwiesen,  wodurch  dieser  für 
die  definitive  Emission  auf  375  und  im 
ganzen  auf  4ö0  Millionen  stie^,  da  zugleich 
auch  der  Silberbestand  von  1125682  Rubel 
dun±  den  gleichen  Nominalwert  in  Gold  er- 
setxt  wuide. 

Eine  weitere  Erhöhimg  des  ESnlöeungS- 
liMida  um  50  HUlion^i  Goldnibel  erfoli^e 
am  1.  Januar  1896^  und  der  Ukas  vom  2'6. 
Februar  1896  endlich  verft^e,  dass  diesem 
FtmdB  die  Hftlfte  der  zur  Deckung  der  tem- 
porftmt  Notenaiis^be  von  1891  dienenden 
Summe  von  75  Millionen  Knbel  Gold  zuzii- 
acfalagen  sei^  während  zugleich  die  antorisiortc 
KotenemisstOQum5'J'/i  Millionen  Kreditrubel, 
Rimlicb  von  1121,28  Mitliunra  auf  1068,78 
Millionen  herabgesetzt  wurde.  i}erDeckung;s- 
fonds  war  somit  auf  462 '/g  Millionen  alte 
Ooldrubel  gebracht.  Mittlerweile  war  schon 
im  Hertet  1895  der  Halbimperial  (5  Gold- 
nibel) anf  7,50  Kreditnibel  tarifiert  worden, 
nnd  dieaer  Knre  wurde  durch  Ukas  vom 
8./20.  August  1896  bis  auf  weitere  Verord- 
nung festgelegt.  Die  Reic^bank  gab  zu 
diesem  IVeise  ohne  Anstand  Gold  gegen 
I^iiriergeld  aK  Der  Ukas  vom  3./ 15.  Januar 
1897  führte  eine  neue  Münzeinheit  in  Gold 
«n,  indem  die  QoldmiTnzen  von  dem  Ge- 
iricfat  nnd  der  Feinheit  der  Imperialen  und 
Halbimperialen  nunmehr  die  Aufschrift  15 
Rubel  tind  7Vs  Rubel  erhielten.  Gleich- 
zeitig machte  die  Kdohsbaok  bekannt,  dass 
ÖB  tu  AusfOhrune  des  Ukas  vom  8i20. 
Aneiist  1690  zu  dem  festge&ftzten  Kivse 
Goldmflnzen  kaufe,  verkaufe,  annehme 
und  in  Zahlung  gebe.  Danüt  war  that- 
aichlicb  die  Wiederaufnahme  der  Barzah- 
Itmgen  roliaidet  Das  nähere  siehe  in  dem 
Art.  Papiergeld;  hier  sind  nur  noch  die 


Verhältnisse  der  Reichsbank  näher  zu  be- 
trachten. Dass  die  Reform  so  glänzend  in 
RuBslond  gelungen  ist,  während  sie  z.  B.  in 
Oesterredch  noch  immer  nicht  zum  Abechlufie 
gebracht  werden  konnte,  ist  vor  allem  der 
Ansammlung  eines  enormen  Golrtvorrates  zu 
verdanken.  Nach  einer  gefälligen  Mitteilung 
von  Prof.  H.  v.  Kauffmann  in  Petersbui^ 
war  der  Goldbesitz  der  Reichsbank  mit  Ein- 
schlnss  der  Goldgulhaben  im  Auslände,  der 
anf  Gold  lautenden  Devisen  und  des  der 
Bank  zur  Aufbewahrung  fibergebenen  Goldes 
der  Reiohskasse  am  1.  ^nuar  in  HilUonen 
Rubel,  wenn  der  Imperial  zu  15  Bubel  zu 
2,16  M.  gerechnet  wird: 


1885 


ZairachE 
297,63  — 

303.36  5,73 

366,53  63, '6 

1887  38 ',94     <S.44 

1888  389,40      7,43 

1889  439,93  40i93 

1890  475,19  45,37 

1891  575.80  100,61 

1892  643,14  66,34 

1893  851,74  109,60 


',57 


43,1' 
16,77 


Die  Vermehrung  seit  1884  betrug  also 
m<^t  weniger  als  847,25  Millionen  neue 
Rubel  oder  2259if'3  Millionen  Francs.  Der 
Vorrat  am  8./20.  September  1897  stellt  3053 
Millionen  Francs  dar,  die  grfissfe  jemals  da- 
gewesene Goldansammhmg. 

Diese  enormo  Summe  von  1144880000 
Rubel  in  Gold  setüte  sich  nach  der  vor 
dem  Ukas  vom  29.  Aiiffust  (10,  September) 
1897  bestehenden  Einteilung  am  8J20,  Sep- 
tember  1897   auf    folgende  Art  zusammen: 

1)  Einlösungsfonds  der  Emissionsabtei- 
]ung  (wie  wir  der  Kürze  wegen  sageu): 
462  500000  (alte)  Rubel  Gold. 

2)  Deckungsfonds  für  die  zeitweilige 
Nolenaii^iabe  von  1891,  nacli  der  erwähnten 
Verminderimg  nur  noch  37'/»  Millionen 
Rubel  Gold. 

8)  Der  Staatskasse  gehörendes  bei  der 
Bank  hintcriegtos  Gold  und  zwar  75  Milli- 
onen Rubel  ßuld,  die  nach  dem  Ukas  vom 
8.  Jidi  1896  zur  Vermindenmg  der  Nolen- 
sohidd  des  Staats  bestimmt  waren,  nnd 
75045754  sonstiges  Gold.  Dieses  225,07 
Millionen  neue  Rubel  darstellende  Gold  der 
Staatskasse  wurde  bis  zum  29.  August  1897 
neben  dem  Bankausweise  besoudere  aufge- 
führt. 

4)  Goldmünzen  in  der  Kasse  der  Handels- 
abteilung der  Bank:  50,79  Millionen  (neue) 
Rubel. 

5)  Anderes  Gold  im  Besitze  der  flandela- 
abteiluiig  81,17  Hillitmen  Rubel. 
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6)  Dem  Staate  gehöremles  Gold  im  ITünz- 
hofe:  2-ißi)  Millionen  (neue)  Kübel. 

7)  Goldgiithabeii  dpr  Bank  im  Auslände 
13,12  Millionen  Knbel.  Das  unmittelbar  dem 
Staat  gehörende  Ooldgnthaben  im  Ausland 
nicht  eingerechnet. 

8)  Ausländische  Goldweclise!  im  Besitze 
der  Bank  92328  Bnbel. 

Aiiseerdem  ]^n  bei  der  Bank  noch 
83345  Rnbel  in  Goldmilnzen  als  Deckung 
der  noch  ausstehenden  Depositeuquittungen 
für  Zollzahlungen. 

8.  Die  Lage  seit  1897.  Im  Anschluss 
an  den  Ukas  vom  29.  August  189?  liat  die 
Bilanz  der  Bank  seit  dem  8.,20.  September 
1897  eine  ganz  andere  Gestalt  erhalten.  Die 
KechnuDg  wird  ausschliesslich  in  neuen 
Rubeln  geführt,  und  die  462,5  +  37,5  = 
.WO  Millonen  (alte)  Rubel  Gold,  die  frtther 
als  Decknngsfonds  für  die  definitive  imd 
zeitweilige  Notenemission  erschienen,  wur- 
den nun  mit  dem  neuen  Werte  von  750 
Millionen  Bnbel  eingestellt.  Sie  werden 
aber  nicht  mehr  besonders  aufgefflhrt,  son- 
dern sind  mit  dem  früher  ausserhalb  der 
Bilanz  stehenden  Golde  der  Staatskasse  (am 
B.  September  22ri,l  Millionen  neue  Rubel) 
vereinigt.  Als  Kassenbestand  werden  aus- 
geschieden die  nach  dem  3.  Januar  189? 
geprägten  nenen  Goldmünzen,  das  übrige 
Gold  wird  in  besonderen  Posten  aufgeführt. 
So  finden  wir  in  der  Bilanz  vom  8.  Sep- 
tember nach  der  neiien  Vorwdirift  (för 
Centialbank  und  Zweiganstalten)  als  Aktiva: 

KreditbiUets 57,ai  Hill.  Rnbe! 

Nene  Goldmünzen      .    .    .     104,49    „  „ 

Silber-  und  Kupfermftnaen       43,03    „  „ 

Alte  n.  fremde  OaldmUnien, 

Barren,  Hünzscheine       .  1037,19    „  ,, 

Gold  aJfi  Decknng  für  Depo- 

eitenqoittvDg'en       .    .    .        0,08    „  „ 

Gold     im    Auslände     (der 

Bank  gehörend)      .    .    .      13,12    „  , 

Aueländiflche  Goldnechael  .        0,09    „  „ 

Uiujredeckte  Notenschnld  des 

Btaat^achatzes    ....    206,28    „  „ 

Diskontierte  Wechsel,  Lora- 

bardforderongen  and  an- 
dere Debitoren   ....    342,28    j,  „ 
Die  Hanptposten  der  Passiva  sin<l: 
Emittierte  Koten  ....  1068,78  Mill.  Enbel 
Umlaofende  Depositenqnit- 

tnnges o,oS    „  „ 

Gesamtkapital  der  Bank    .      53,00    „  „ 

KoQtokorrentgnthabeo    des 

Staates 239,41     „  „ 

Andere  Depositen  ....    405,11     „  „ 

Ton  der  Bank  anf  das  Ann- 

land  gezogene  Wechsel  .        2,04    ,  „ 

Die  imgedeckte  Kotenschuld  des  Staates, 
die  vorher  bei  einer  Emission  von  1068,78 
Millionen  mit  568,78  Millionen  Rubel  be- 
ziffert wurde,  ist  also  hier  auf  206,28  Milli- 
onen herali^bracht,  indem  die  500  Millionen 


alte  Rubel  Gold  des  Deckungsfonds  zu  750 
MiUioneu  neue  Rubel  bei-echnet  und  aussei- 
dem  die  oben  erwähnten  75  Millionen  alta 
Rnbel  Gold  in  112^-«  Millionen  neue  Rubel 
ihrem  Zwecke  gemäss  verwendet  wurden. 
Das  übrige  dem  Staate  gehSrende  Gold, 
nämlich  75,05  ]l!illionen  und  (im  Münzhofe) 
24,05  Millionen  alte  Rubel  Gold,  ist  dem 
Staate  in  laufender  Rechnung  gutgeschri^ten 
und  ist  andererseits  mit  in  dem  Gesamt- 
goldbestande  der  Bank  enthalten.  Nur  das 
immittßlbare  Goldguthaben  des  Staates  im 
Auslände,  dessen  Grösse  nicht  mitxctrält 
wird,  bleibt  also  noch  ausserhalb  des  Itank- 
ausweises. 

Um  den  Betrag  der  vrirklich  im  Publi- 
kum umlaufenden  Ifoten  zu  erhalten,  muss 
man  von  der  Emissionssumme  die  in  der 
Kasse  der  Bank  und  ihrer  Zweiganstalteu 
und  der  Renteien  befindliehen  BetrSge,  am 
H.  September  1897  also  57,21  Mdlionen 
Rubel,  abziehen,  imd  es  ei-geben  sich  dann 
für  diesen  Tag  1011,57  Millionen  RubeL 

Die  Gesamtsumme  des  Geldvorrates  der 
Bank  war  am  8.  September  189?  um  76 
Millionen  grOsser  als  die  autorisierte  und 
um  132  MUlioaen  grCsser  als  die  im  Publi- 
kum umlaufende  Notensumme.  Allerdings 
muss  dieses  Gold  zugleich  zur  Deckung  der 
Offen tlichen  und  privaten  Depositen  dienen:, 
doch  stellt  sich  auch  bei  Berücksichtigung 
dieser  Thatsache  das  Verhältnis  niclil  un- 
günstig. Mehr  als  ein  Drittel  der  gaazen 
üepositensumme  besteht  übiigens  aus  dem 
EontokoiTentguthaben  des  Staates,  das  zu- 
gleich die  ungedeckte  Notensdiuld  des 
Staates  mehr  als  aufwiegt 

Was  die  künftige  Sichenmg  der  £inlOe- 
lichkeit  der  Noten  betrifft,  so  schreibt  der 
Ckas  V.  29.  August  (10.  September)  1897  top: 

Die  Kreditbillets  werden  unter  Sicher- 
stelltmg  durch  Gold  von  der  Reichsbank  in 
einem  streng  nach  dem  notwendigen  Bedarf 
des  Geldmarktes  beschränkten  Masse  aus- 
gegeben. Der  Goldbetiag,  der  zur  Sicher- 
stelluug  des  Kreditbillets  dient,  muss  gleich 
sein  der  Hälfte  der  ausg^ebenen  HUets, 
wenn  dieser  Betrag  die  Summe  von  600 
Millionen  Rubel  nicht  überschreitet.  Der 
Ueberschuss  der  umlaufenden  Billets  über 
600  >Iillionen  Rubel  muss  mindestens  Rubel 
für  Rubel  durch  Gold  gedeckt  sein,  d.  h. 
jedp  15  Rubel  Kredit  müssen  durch  wenig- 
stens einen  Impeiial  gedeckt  sein. 

Praktisch  läuft  dies  darauf  hinaus,  dass 
die  Bank  berechtagt  ist,  300  Millionen  Rubel 
ohne  metallische  Deckung  auszugeben.  Nach 
dem  ursprünglichen  Entwurf  des  Befonn- 
gesetzes  war  dieses  Kontingent  höher,  näm- 
lich auf  400  Millionen  Rubel  festgesetzt,  da 
bis  zu  einer  Emission  von  800  Millionen 
Rubel  die  Hälfte  imd  der  Ueberschuss  da- 
rüber hinaus  voU  gedeckt  sein  sollte. 
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Bin  Utas  vom  14.  (26.)  November  1897 
be&hl  die  PrSgung  von  Ftbiimbel  stücken  in 
Qold  nach  dem  neuen  Fusee,  und  ein  anderer 
TOD  demBelben  To^  brachte  die  Reform  auch 
formell  zum  Äbscmuss,  in  dem  er  veroidnet, 
daes  die  Reichsbank  die  Kreditbületa  unbe- 
schränkt in  Oold  einzulösen  habe  und  daes 
die  Iänl56ung  derselben  durch  die  ^samten 
HiUsqneUea  des  Staates  gewährleistet  sei. 
Die  Noten  blieben  übrigens  gesetzliches 
ZahlungsmitteL  Ein  ükas  vom  27.  MOrz 
(8.  Ai^)  1898  endlich  setzte  das  Maximum 
der  Süberprtgungen  auf  3  Rubel  für  den 
Kopf  der  Bevölkerung  und  beBchr&ckte  die 
Zanlungsbraft  der  vollwertigen  SUbermönzen 
auf  36  Rubel.  Die  rollwichtigen  Silber- 
Qkflnzen  und  die  kleinen  SüberscheidemOnzen 
tud  Eupferm&nzen,  von  denen  die  Bank  am 
&/20.  September  1897  27,82  bezw.  15,21, 
im  ganzen  also  43,03  Millionen  Rubel  be- 
«ass,  werden  —  im  Dnterediiede  von  dem 
Vn^ahreo  bei  der  deutschen  Reicfasbank  — 
fOr  die  Notendeckung  nicht  in  Anrechnung 
gebimcht 

Im  Lmfe  des  Jahres  1898  hat  sich  die 
Id^  der  Bank  mxäi  weiter  verbessert,  indem 
ÖDenetls  die  Clesamtanmme  der  ausgegebenen 
Ki«ditfailleta  und  andererseits  aucn  die  un- 
gededte  Schuld  des  Staates  bei  der  Bank 
mefar  mid  mehr  vermindert  wurde.  Die 
Haii^itposten  am  1.  (13.)  Juli  und  am  23. 
Desember  1898  (4.  Januar  1899)  waren  fol- 
geode  in  Millionen  Rubel  (zu  2,16  M.). 

n«i«  A.Jnli  23.Dez. 


a)  KreditbiUets      .... 

b)  GflldnflnBen 

c)  Vollwertix^  SilbennOnzen 
a)  Kleinere  Scheidemünzen 

BaokBchnld  des  Staates     .    . 
Oold  in  alten  oder  fremden  HOn- 

zen,  Barren,  MUnzaclieineD 
Gnthabm  im  Auslände  .  . 
AuwArtige  Wechsel  .  .  . 
Dbk<mtierte  Wechsel  .  .  . 
KoBtokorreBt-  n.  andere  Darleben 
SffekteiL  der  Bank  gehörend 
Konto  der  Adebbank   nnd   t 

derer  StAatsanstalten     .    . 
Passiva 
^hraune  der  Kreditbillets   .    . 
Kapital  nnd  Beeervefonds 


Sl,4 

40,9 

»51,0 

1^4,9 

*6,7 

«.,0 

lö,-; 

l.l,.1 

i7S,o 

100,0 

8ll,T 

850,3 

16,1 

0,6 

134,0 

i=;6,i 

87,8 

io6,s 

29,5 

2Hfl 

KoBtokorrenteutJiaben  d.  Staates  9oi,i    285,^ 

Andere  Oflentfiche  Kontokorrent- 
gBthaben 353,8    173,1 

Kimtokorrentgutiiabenv.PrivateD  110,4      ^,9 

KoBtokorrentgnthaben  der  Eisen- 
bahnen       27,1      17,0 

Tratten  der  Bank  anf  das  Ausland      5,0        5,1 
Die  Veiminderung  der  Notenausgabe  ist 

baaptsftchlich  durch  fiiaziebang  von  1-  und 

3-Rnbelnoten  erfolgt,  an  deren  Stelle  mehr 

nnd  mehr  SübermOnzen  treten  sollen.     Die 


Notenbankschuld  des  Staates  ist  in  den  12 
Jahren  von  1887—1898  um  439,9  Millionen 
Rubel  durch  baie  Zahlung  vermindert  wor- 
den, womit  eine  entaprediende  Einziehung 
von  Kreditbilleta  zusammenging.  Die  An- 
leiheu,  die  der  Staat  in  dieser  Periode  auf- 
genommen hat,  sind  demnach,  wie  der 
Finanzminister  in  s^nem  Bericht  über  das 
Budget  von  1899  hervorhebt,  nicht  etwa  zur 
Herstellung  des  Budget^ieichgewichts  nötig 
gewesen,  sondern  für  die  Reform  des  öelif 
Wesens  verwendet  worden. 

Die  g^;enwärtige  Hohe  der  Notenbuik- 
schuld  des  Staates  —  100  Millionen  Rubel 
—  ist  allerdings  noch  immer  beträchtlich, 
imd  wenn  man  an  die  Schwierigkeiten  denkt, 
die  in  Oesterreich  aus  der  bisher  noch 
wenig  verminderten  80  Mitlionenschuld  des 
Staates  entstehen,  so  könnte  man  diesen 
Posten  auch  unter  Bilanz  der  russisoben 
Raichsbank  für  bedenklich  halten.  Dem 
»^nHber  aber  ist  auf  die  bedeutende  Uelier- 
deokung  der  gesamten  Notenemission  durch 
Gold  hiDzuweisen:  Ende  1898  waren,  da 
die  Bonkkaase  40,9  Millionen  Rubel  in  Kredit' 
billeta  enthielt,  nur  684,1  Millionen  Rubel 
in  Noten  in  Umlauf,  denen  ein  Ooldvoirat 
in  neuen  und  alten  Münzen  und  Barren  von 
975,9  Millionen  gegenüberstand.  Nimmt 
man  zu  den  umlaufenden  Noten  die  Summe 
der  öffentlichen  und  privaten  stets  Mligea 
Depositen-  und  Eontokorrentschulden  dear 
Bank,  so  ergeben  sich  für  Ende  1898  im 
ganzen  1288  älillionen  an  stets  falligen  Yer- 
bindlichkeiten  (da  für  28  Millionen  lJ«po6it^ 
Kündigungsfristen  bedungen  ware^  die 
allein  durch  Gold  in  Münzen  und  Bairen, 
also  abgesehen  von  den  Scheidemünzen  und 
den  in  Gold  zahlbaren  Wechseln  auf  das 
Ausland,  zu  76  Prozent  gedeckt  waren.  Die 
oben  erwähnten,  für  eine  Notenbank  nicht 
empfehlenswerten  Arten  von  YorschOsseo 
blieben  in  massigen  Grenzen  und  haben  seit 
1897  abgenommen.  Wenn  der  Goldt)estand 
in  der  eigentlichen  Kasse  der  Bank  in  der 
zweiten  Hälfte  des  Jahres  1898  sich  ver- 
mindert hat,  so  ist  dies  nicht  etwa  durch 
Goldausfnhr,  sondern  durch  Abfluss  von 
Gold  in  den  inneren  Verkehr  verursacht 
worden.  Ke  Wechselkurse  waren  fort- 
während für  Russland  so  gtlnstig,  dass  eine 
Goldauafuhr  nie  lohnend  war.  Zu  dem 
Bankvorrat  an  Gold  kommt  noch  der  Gold- 
besitz des  Staateschatzes,  und  beides  zu- 
sammen machte  nach  dem  Bericht  des 
Finanzministers  Ende  1898  1146  Millionen 
aus,  gegen  1305  Millionen  im  Jahre  1897. 
Da^^cn  war  der  Betrag  des  im  Verkehr 
befmdlichen  Goldes  von  155  Millionen  auf 
445  Millionen  gestiegen.  Man  sucht  den 
wirklichen  Umlauf  des  Goldes,  dem  das 
Publikum  sich  anfangs  wenig  genügt  zeigte, 
möglichst  zu  befördern. 
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Von  Gegnern  der  Hefomi   ist    zui-   Die- 

kreditiorung  derselben  die  Verdächtigung  Ter- 
breitet  worden,  dass  in  Wirklichkeit  eine 
ireit  gröseere  Samme  in  KreditbiUets  aus- 
gegeben worden  sei  fJs  die  autorisierte  und 
«ffizieil  bekannt  gemachte.  Angeblich  sollen 
diese  geheimen  Emiesionen  mittetet  des  bo- 
genannten  Röserveeinwechselungsfonds  statte 
gefunden  haben.  Dieser  aus  Noten  bestehende 
foads  ißt  aber  led^Uch  bestimmt  2iu-  Ein- 
wechselung der  abgenutzten  Noten  und  der 
ans  dem  Verkehr  üu  ziehenden  Typen  gegen 
neue  Noten  BO'U'ie  anch  2um  ümtEusch  von 
Abschnitten  verschiedenen  Nennwertes  gegen 
^nander.  Er  liann  schon  deswegen  nicht 
,2U  einer  geheimen  Notenemissioa  miss- 
farancht  werden,  weil  über  seine  Verwaltung 
JJfteutlich  €dn  genauer  Bericht  erstattet  wird, 
allerdtngB  nicht  in  den  Wochenausweisen 
d»  Bank,  f&r  die  eine  solche  Vcröffent- 
licikUng  gar  kein  Interesse  haben  würde, 
sondern  in  den  gedruckten  Jahresberichten, 
».  B.  in  dem  für  1896  Abachnitt  2  S.  6  und 
7  in  einer  auBfOhrlichen  Tabeüe  (Hasmonnyi 
fsaKujnyi]  kapital  kreditnych  beletov).  Am 
1.  Januar  1896  enthielt  dieser  Fonds  bei 
der  Centralbanlc  und  den  Zweiganetalten 
mit  Einechluae  der  unterwegs  befindhchen 
Noten  746,6  Millionen  Rubel,  darunter  40,7 
Uillioncn  in  unbrauchbaren  Noten.  Am  1. 
Januar  war  sein  Seeland  832,7  Millionen 
mit  Einschluss  von  69,3  Millionen  in  im- 
brauchbareQ  Noten.  £s  ist  nicht  einzusehen, 
wie  man  auf  den  Gedanken  kommt,  dass 
dieeer  Bestand  die  geheime  Emission  dar- 
stelle, da  derselbe  weder  geheim  noch  emit- 
tiert ist,  sondern  sich  bei  der  Bank  befindet 
Auch  ist  es  nicht  richtig,  dase  der  Fonds 
immer  mmehme,  denn  die  obigen  Zahlen 
sind  kleiner  als  die  von  Bortkewitsdi  für 
den  1,  Januar  1895  angegehepue  Summe  von 
869,7  Milhonen  Rubel.  Der  Bedarf  ist  eben 
ein  wechselnder.  Am  1.  Januar  1886  betmg 
dieser  NotenvMrat  mir  239,7  Millionen,  am 
1.  Januar  1888  344,9  Miilionon,  und  wenn 
er  am  1.  Januar  1889  auf  696,0  Miilionon 
und  spftter  noch  höher  gestiegen  war,  so 
lag  die  Ursache  hauptsächlich  darin,  dass 
seit  1887  die  Muster  aller  EreditbUiete  von 
1 — 25  Rubel  geändert  wnrden,  ausserdem 
aoch  in  der  Vermehrung  der  Z^  der  Bank- 
filialen und  ihrer  Umsätze.  Die  Abnutzimg 
der  Kreditbtllets  ist  bei  der  niedrigen  Kultur- 
stufe der  Masse  der  Bevölkerung  eine  enorm 
grosse,  so  dass  jährlich  5 — 600  Millionen 
Rubel  erneuert  -werden  müssen.  Der  ge- 
aamte  Umsatz  des  Beserveeinwechselungs- 
fonds  aber  betrSgt  jährüch  einige  Milliarden, 
ohne  dass  aber  desw^;en  auch  a\a  1  Rubel 
mehr  ausserhalb  der  Bank  in  Umlauf  kommt, 
als  gesetzlich  genehmigt  ist. 

So  betrug  die  Summe  der  Eingänge  im 
Jahre  1896  im  ganzen  3637,6  Millionen,  die 


der  Ausgfti^  3451,5  Millionen,  der  Bestand 
hatte  sic^  also,  wie  auch  aus  den  obigen 
Angi^n  hervorgeht,  um  86,1  Millionen  ver- 
mehrt. Dieser  Zuwachs  war  dadurch  ent- 
standen, daas  die  Bank  668,3  Millionen  Rubel 
neu  heimstellten  Noten  erhielt,  während 
u'  582,2  Millionen  Rubel  (darunter  schon 
1,3  MillioneL  in  dem  Muster  von  1894)^  ver- 
brannt wurden.  Der  Ueberschuss  war  abär 
nicht  ausgegeben,  sondern  in  den  Händen 
der  Bank,  die  am  1,  Januar  1897  anch,  wie 
erwähnt,  69^  Millionen  Rubel  in  unbrauch- 
baren, zum'  Verbrennen  bestimmten  Noten 
beeasB.  Die  Gesamtsumme  der  gegeneinander 
nmgetanschten  Noten  von  verschiedener 
Stückelung,  die  natürlich  einea  dtirchlaufon- 
den  Posten  in  Einnahme  und  Ausgabe  bildet, 
belief  nuh  auf  1008,1  MillionHi  Rubel.  Auch 
die  übrigen  in  der  AufgteUuug  verkommea- 
den  Posten  erscheinen,  ricbtig  zusammen- 
g^asst,  als  durchlaufende,  unter  ihuen  be- 
finden Kch  diejenigen,  gegen  die  J.  Bortke- 
wilHch  in  einer  Bcoscttüre  flbor  die  Wftfe- 
ruDgsreform  hauptsächlich  seine  Kritik 
riolitet,  nämlich  die  Uebertragungen  aus  dem 
umlaufenden  E^ital  in  den  Eraa^onds  und 
umgekehrt  Es  ist  dies  eine  eigentümiicfae 
Einrichtung,  die  den  Zweck  hat,  die  Ver- 
sendungen von  Ereditbillets  auf  das  kleinste 
Mass  herabzu  bringen.  Nach  einer  gefälligen 
jÄitteiiung  von  Professor  H.  v,  ^iiffmann 
ist  der  Sachreriialt  folgender.  Versendimgen 
von  Noten  dürfen  nur  zwischen  der  Haupte 
bank  und  den  Zweiganstalten,  nicht  aber 
von  einer  Zweiganstalt  zur  anderen  statt- 
finden. Wenn  die  Filiale  A  aus  ihren  Depo- 
siten 1  Million  Bubel  in  ihrer  Kasse  zur 
Verfügung  hat,  und  diese  in  ihrem  eigenen 
Betriebe  nicht  verwenden  kann,  dag^en  die 
Filiale  B  diese  Million  brancht,  so  wird  die 
Filiale  A  von  der  Hauptverwaltung  beauf- 
tragt, ihre  Million  an  ilu^n  Ersalzvorrat  ab- 
zugeben, wälirend  die  Filiale  B  telegrsphisch 
die  Ermächtigung  erhält,  1  Million  aus  ihrem 
Ersatzfondfi  für  das  BetriebakaiHtal  zu  ent^ 
nehmen.  Die  Gesamtsumme  der  umlsuien- 
deu  Kreditbilleta  bleibt  bei  diesem  VerWiren, 
wie  überhaupt  bei  der  ganzen  Verwaltung 
des  Ersatz-  oder  Reserveoinwechselungsfonds 
gänzlich  ungeändert      Siehe  auch  den  Art 
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Lltteratur:  BuiUlin  de  »UUiitiqve  el  dt  Ugit- 
lation  comparU  lS9i  II  p.  181a.  —  Baffai4>' 
rieft,  Le  mariM  financier  du  1896—97,  p.  S49 
et  665,  1807  93.  p.  366  u.  Bulieim  Ruttt  * 
Slatittique  finaiidire  et  de  legiilati(m,  St.  Fiten- 
boiirg  1897  el  1398.  —  Dm  rvMÜche  ifüntr^onn- 
projeti  von  1396  (anongmj,  Leiptig  1396.  — 
Kramar,  Die  rutiiiche  Vatutar^orm,  Wieu 
1396.  —  OUthtt  gof)idaifliui«nti.ägo  batüca  la  1896 
god,  Pelertburg  1897.  IttnaU, 
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XV.  Die  Banken  In  der  Schweiz. 

1.  Geschichte  und  Geschäftsbetrieb  der  B. 
2.  Die  Notenbanken.  3.  Notenbttnkgesetzgebnng 
i.  Die  Notenbanken  nnter  dem  Gesetz  von  1881. 
5.  ß«fonnbeatrebiuigen  und  Retormakte. 

1.  Geschichte   and   Geschäftabetrieb 

der  B.  Bis  ia  die  Mitte  unseres  .Talir- 
hUDderts  lagen  in  der  Schweiz  fast  nur 
Private  dem  Bankgeschäfte  ob,  nud  erst 
1834,  1836,  1837  -n-urden  grossere  Banken 
in  eini^n  Handelsrantren  (Beraer  Eaatonal- 
bank,  Bank  in  Zürich,  Bank  in  St.  Galleu) 
enichtet  (die  erste  Hypothekenbank  »Leu 
k.  de."  in  Zürich  als  eiste  auch  in  Eoropa 
schon  1755).  Die  anderen  heute  tonangeben- 
den Bankinstitute  sind  allm^ich  im  Laufe 
des  ffinften,  sechsten  und  sieboiteii  Jahr- 
zehnts ins  Leben  genifen  worden,  während 
die  debuger  und  achtziger  Jahre  nur  noch 
venige    Gründungen    ersten    Ranges    auf* 

Ene  für  Ende  1883  von  privater  Seite 
aa^nommene  zuverlftssige  Statistik  nennt 
110  Handelsbanken  (bezw.  Diskontobanken 
lind  Bulben  mit  gemiaclitem  Qeschäftsbetrieb) 
fOr  die  Schweiz  mit  46  Filialen  und  einem 
eingezahlten  Kapital  von  263,9  MiUionen 
Francs,  so  dass  sich  auf  die  Bank  im  Durch- 
schnitt ein  Kapital  von  3,16  Milhonen  Francs 
berechnete.  Die  grOsste  Zahl  Handelsbanken 
besass  zu  dieser  Zeit  der  Eanton  Bern, 
nSmüch  16,  sodann  Qenf  )ind  St.  Giallen  mit 
je  12 ;  die  g)ri^ten  Kapitahen  dagegen  waren 
durch  die  Handelsbanken  des  Eantons  Zürich 
vertreten,  wo  8  Banken  ein  eingezahltes 
E^ital  von  68,2  Millionen  Francs  nach- 
iriesen.  Es  folgten  die  Genfer  Banken  mit 
35  Hillionen  und  sodann  jene  der  Kantone 
Basel-Stadt  und  Bern  mit  je  32,8  und  32,4 
Millionen  Francs.  Beine  Hypotheken- 
banken wurden  zn  gleicher  Zeit  15  gezählt 
nit  53,6  Millionen  Fmnes  eingezahltem  Kapl- 
taL  Doch  wird  das  Hypothekengeschäft 
aodi  von  der  Mehrzahl  der  Handelsbanken 
and  der  Spor^mssen  betrieben.  Das  sind  im 
gBDzea  um  grossen,  wenn  schon  im  ein- 
zelo^i  verändert,  die  Terhältnisse  anch 
faeote. 

Vieäe  von  den  nOssten  Banken  üben 
lacht  das  Becht  der  Notenemission  aus,  so 
die  Schweizerische  Kreditanstalt  in  Zürich, 
dae  bedeutendste  schweizerische  Kredit- 
ioBtitnt  mit  einem  Aktienkapital  von  40 
Millioii^i  Francs,  so  der  Stdiweizerische 
Bankverein  mit  35  Millionen  Francs,  die 
EidgenOesiscfae  Bank  mit  25  Millionen  Freies 
u.  a.  m. 

Dff  von  den  Notenbanken  durch  das 
Omn  ihres  Diskoutokoinitees  veröffentlichte 
omkielle  Diskontosatz  war 
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im  Jahr  Durchschnitt  Maximum  SDnimnm 

18»4           3,i7'/«  4,00"/,        a,«»»;, 

1895  3,37  „  4,50  „          2,50  „ 

1896  3,94  „  5,00  „  3,50  , 

1897  3,92  „  4,50  „          3,50  „ 

Der  schweizerische  Diskontosatz  ist  da- 
nach nicht  unerheblich  höher  als  jener  der 
für  die  Qeldverhältnisse  der  Schweiz  hanptr 
sächlich  in  Betracht  kommenden  LSnaer 
Frankreich,  Deutschland,  Belgien  und  Bio- 
land, Gegenüber  dem  französischen  Dis- 
kontosatz der  letzten  Zeit  zeigt  er  sich  fast 
doppelt  so  hoch. 

S.  Die  Notenbanken.  Auch  die  Bank- 
not« war  in  der  Schweiz  vor  Beginn  unseres 
Jahrhunderts  kaum  gekannt  Zuerst  gaben 
dann  einige  Privatbankiers  Banknoten  aus, 
doch  kehrten  dieselben  sehr  rasch  zu  den 
Kassen  derselben  zurück  und  versagten  also 
den  Dienst  als  unver^insHche  Anleihe.  In 
den  dreissiger  Jahren  ergriffen  die  damals 
gegründeten  Bankinstitute  die  Initiative  zur 
Einführung  der  Note.  1840  hatten  die  be- 
stehenden 3  Notenbanken  ca.  3  Millionen 
Francs,  1848  8  Notenbanken  ca.  7  Millionen 
Francs  in  Cirkulalion. 

Immerhin  kamen  1848  auf  100  Millionen 
FrancB  Münzen  in  Cirkulation  nur  etwa 
6  Millionen  in  Banknoten  In  kantonaler 
Währung  ausgestellt,  von  verschiedener  Ge- 
stalt, ohne  Kontrolle  des  Staates,  vermochtMi 
sie  sich  meist  bloss  in  dem  speciellen  Oe- 
Gchäftskreise  der  emittierenden  Institute  zn 
erhalten. 

Aber  doch  war  der  mit  der  Emission 
verbundene  Vorteil  gross  genug,  um  die  neu 
kreierten  grosseren  Banken  in  der  Regel 
zu  Nofeneraiseioosinatituten  werden  zu  lassen. 
1860  zählte  man  bereits  15,  1864  21  Noten- 
banken mit  einer  Cirkulation  von  etwa  10 
und  12  Millionen  Francs.  1852  hatten  zum 
ersten  Mal  die  Bank  in  Basel  und  die  Bank 
in  Zürich  Vereinbamngen  getroffen,  um  die 
Cirkulation  ihrer  Noten  mindestens  in  das 
Gescbaftsgebiet  der  anderen  Bank  hinüber 
zu  sichern.  Später  schlössen  die  Emissions- 
institute auf  den  Plätzen  Genf,  Basel,  Bern, 
Züricli  und  St  Gallen  ein  B<^nanntes  Kon- 
kordat zum  Zwecke  der  Ee^lierung  und 
Erleichterung  des  wechselseitigeii  Noten- 
verkehrs, und  die  Banken  der  vier  letzteren 
Plätze  fanden  es  sodann  auch  zweckmässig, 
für  gewisse  Appoints  eine  uniforme  Note  zu 
erstellen.  Endlich  wurde  1873  ein  all- 
gemeines Konkordat  ins  Leben  gerufen, 
das  gleichzeit^  auch  den  Mandat-  und  den 
Incassoverkehr  regulierte. 

Ende  1897  erstreckte  sich  das  Emis- 
sionsrecht  der  bestehenden  34  Notenbanken 
auf  222,75  Millionen  Francs.  10  Mil- 
lionen Francs  und  mehr  dürfen  emittieren 
die  Züricher  Kantonalbank,  nämlich  30  Mil- 
lionen Francs,  die  Banque  du  commerce  in 
AnflaffB.   II.  so 
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Genf  (24),  die  Baok  io  Basel  (24),  die  Bemer 
Eantona)bank  (20),  die  Bank  in  St.  Gallen 
(18),  die  St.  Gallische  Kantonalbaok  (14),  die 
Banque  cantonale  vaudoiec  (12  Millioaen 
Francs).  TOn  Emissionsrecht  für  5  bis  excl. 
10  Millionen  Francs  haben  7  Banken,  ein 
solches  ftlr  2 — ä  Millionen  10,  eines  für 
IVi  Million  3  und  eines  für  1  JMion  7  Banken. 

Was  die  übrigen  Mittel  der  Eraissions- 
banken,  ihre  geschäftliche  Gebahrung  und 
deren  Ergebnisse  betrifft,  so  standen  ihnen 
Ende  1807  164275000  Fr.  Aktienkapital 
wnd  32484000  Fr.  an  Reseryen  zur  Ver- 
fügung. Auf  das  im  Jahre  1897  gewinn- 
berechtigte Kapital  von  1552501X)0  Fr.  ent- 
fiel im  Jahre  1897  ein  Bruttogewinn  vot 
18522000  Fr.  ^  11,93%  (1896:  12,126%). 
Die  Terwaltungskosten  betrugen  4,222  000  Fr, 
—  2,72  "Io,  die  Steuern  1 523000  Fr.  =  0,98  %, 
die  VerluHte  und  Absehreibungen  1,546000 Fr. 
■.^  1  "/o ,  der  verbleibende  Reingewinn 
also  11 232  000  Fr.  =:  7,235  °h  (1896 :  6,20  "Jo). 
Als  Dividenden  gelangten  9054000  Fr.  ■-= 
5,834 "/o  zur  Auszahlung;  der  Kest  fiel  an 
die  Reserven. 

Die  am  reichsten  mit  Kapital  ver- 
sehenen Emissionsinstitute  der  Sehweiz  sind 
die  Züricher  Eantonalbank  mit  20,  die  Banque 
de  l'Etat  de  Fribourg  mit  15  und  die  Banque 
du  conunerce  in  Genf,  die  Baiik  in  Basel 
imd  die  Banque  cantonale  vaudoise  in  Lau- 
sanne mit  je  12  Millionen  Francs  Aktien- 
kapital. Bei  weiteren  6  Banken  bctrflgt  das 
eingezahlte  Aktienkapital  mindestens  5  Mil- 
lionen ,  bei  12  Banken  liegt  es  zwischen 
2  und  5  Millionen.  6  Bauken  habeu  nur 
1  bis  noch  nicht  2  Millionen,  3  Banken 
700000,  750000  und  800000,  2  Banken 
500000  Fr. 

Der  von  den  vei-scliiedenen  Banken  ei^ 
zielte  Reingewinn  variiert  erhebhch.  Eine 
Bank  (mit  2  Millionen  Francs  eingezahltem 
Kapitid  und  Emission  vom  dopi>elt«n  Be- 
trage) erzielte  l&,i%  Heiögewinn,  eine 
zweite  mit  um  die  Hälfte  grösseren  Mitteln 
14,89  "Io.  Der  durchschnittliche  Reingewinn 
von  7,24%  deutet  jedoch  au,  dasa  die 
grossen  Banken  gleiche  oder  auDäliemd  hohe 
Gewinne  nicht  erzielen.  Den  vorhin  aus- 
gewiesenen höchsten  Gewinnsätzen  folgen 
zunächst  ^ier  Fälle  von  11,98  bezw. 
10,5%  dmchaus  bei  kleinen  imd  kleinsten 
Banken.  4  Banken  erzielten  8  bis  noch 
nicht  10  ".'o,  10  Banken  6  bis  noch  nicht 
8  % ,  10  Banken  5  bis  noch  nicht  6  % ,  3 
Banken  endlieh  von  4,14  bis  4,98%.  Im 
allgemeinen  ist  also  die  Rentabilität  der 
Scliweizer  Emissionsinstitutc  eine  befriedi- 
gende. 

S.  Notenbankgesetzgebiiii^.  Erst  1881 
wurden  die  Notenbanken  der  Schweiz  unter 
ein  eidgenössisches  Gesetz  gestellt.  Ueber 
die  Tonlom    bestandene   kantonale   Ge- 


setzgebung fehlen  genauere  Daten.  Docli 
scheint  es  eine  solche  nur  in  den  wenigsten 
Kantonen  gegeben  zu  haben.  Mas  Wirth  in 
seiner  1871  herausgegebenen  Statistik  der 
Schweiz  registriert  nur  ein  Notenmonopol 
für  Aargau  und  eine  Gesetzesbestimmung 
für  Zürich,  durch  welche  die  Notenemission 
von  der  Erlaubnis  der  Regierung  abhängig 
gemacht  und  unter  deren  Aufsidit  geetält 
war.  In  den  übrigen  Kantonen,  sagt  er, 
bestehen  keine  Gesetze  über  die  Ausgabe 
von  Banknoten.  Audi  die  Statuten  der 
Banken  gewährten  den  Noteninhabem  nur 
sehr  mangelhafte  Garantieen,  die  Geschäfts- 
führung jedoch  war  in  der  Regel  eine  solide. 

Eine  erat«  Anregung,  das  Notenbank- 
wesen der  Gesetzgebung  des  Bundes 
zu  unterstellen,  soll  schon  1848,  gelegent- 
lich der  Vereinheitlichung  der  Münze,  ge- 
fallen, jedoch  gänzhch  tmbeachtet  geblieben 
sein.  Ein  zweites  Mal  wurde  der  Gedanke 
1865,  anläsfilich  einer  partiellen  Revision 
der  Bundesverfassung,  von  einem  Mitglied 
des  Ständerates  aufgenommen  —  auch  dies- 
mal ohne  Erfolg.  Es  bedurfte  der  Geld- 
klemme, von  welcher  zu  Beginn  des  deutsch- 
französischen Krieges  1870  die  Schwm 
schwer  betroffen  wurde,  um  für  das  Publi- 
kum die  Notwendigkeit  gesetzlicher  und  ein- 
heitlicher Regelung  des  Banknoten weseos 
überzeugend  darzuthun.  Am  6.  Dezember 
1870  beantragte  der  Bundesrat  die  Auf- 
nahme eines  Artikels  in  die  Bundesver- 
fassung, durch  welchen  dem  Bunde  die  Be- 
fugnis zugesprochen  werden  sollte,  allge- 
meine Vorschriften  über  Ausgabe  und  Um- 
lauf der  Banknoten  aufzustellcD.  Die  Bundes- 
versammlung genehmigte  den  Antrag  mit 
der  Einschränkung,  dase  ebensowenig  ein 
Monopol  für  die  Ausgabe  von  Banknoten 
statuiert  wie  eine  Rechtsverbindlichkeit  für 
die  Annahme  der  Banknoten  ausgesprochen 
werden  dürfe.  Unterm  16.  Juni  1874  legte 
der  Bundesrat  sodann  einen  Gesetzentwurf 
vor.  Von  der  Bundesversammlung  nach 
Anbringung  wesentlicher  Aenderungen  gut- 
geheissen,  gelangte  er  am  2;^.  April  1876 
an  das  Volk  ziu-  Abetimmwig.  Hier  wuide 
er  mit  einer  Mehrheit  von  73000  Stimmen 
verworfen. 

Immerhin  war  dem  Publikum  die  Bauk- 
note inzwisdien  vertrauter  geworden.  Der 
Banknotenumlauf  war  in  der  Zeit  von  1871 
bis  1875  von  9,25  auf  28,10  Fr.  pro  Kopf 
gestiegeu!  Auch  brachten  die  Banken,  um 
den  immer  erneuten  Rufen  nach  buudes- 
gesetzlicher  Regelung  die  Spitze  abzubrechen, 
unterm  8.  Juli  1876  ein  Konkordat  zu 
stände^  welches,  viel  weiter  reichend  als  die 
bishengen,  24  von  im  ganzen  35  Koten- 
banken und  durchwegs  die  bedeutenderen 
zu  einem  Garantieverbande  zusammenschloss. 
Allerdings    waren    die    Bestimmungen    des 
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Konkordats  mehr  auf  dcu  äusseren  Eindruck 
als  auf  die  Herstellung  einer  ganz  Kicliereu 
FuDdierung  der  Noten  gerichtet.  Es  ver- 
|)fliditete  jede  Konkordatsbank ,  insoweit 
ihre  verfflgboreD  Mittel  dieses  gestatten, 
und  für  80  lange,  als  die  Bank,  welche  die 
Noten  au^^ben  hat,  ihren  Verbindlich- 
keiten pnnKÜich  nachkommt,  die  Noten  von 
."lO  Fr.  und  darüber  aller  anderen  Konkor- 
datebanken  im  "Verkehr  mit  Dritten  au  ihrer 
Hauptkasse  ohne  Abzug  als  Zahlung  zu 
nehmen     bez^'.     gegen     Barschaft     einzu- 

Das8  liier  die  Banknoten  von  unter  M  Fr. 
von  der  Cirkulation  auggesctdosseo  wmtlen, 
dase  weiter  die  Oeffentliehkeit  und  eine 
gegenseitige  Prtlfnng  der  Oesehftftsgehahnmg 
gesichert  var^  durfte  dem  Publikum  zu 
•>iniger  Beruhigung  (Uenen.  Andererseits 
hatte  man  aber  j»i\vede  obligatorische  Bestim- 
mung ober  die  bereitzuhaltenden  Deckunga- 
mittel  und  Aber  die  buch  massige  Unter- 
scheidung der  Teraehie<ienen  Forderungen 
vermieden.  Das  Konkordat  litt  sodann  auch 
HU  dem  Fehler,  dass  Banken  auf  verschie- 
denen Stufen  der  Solidität  ffir  einander  tiie 
gleiche  Garantie  übelnahmen.  Nur  allzu 
erklärlich  war  es  danach ,  dass  zwischen 
Mitgliedern  des  Konkordats  Mis-'^Htimraungeii 
hiu  und  wieder  Platz  griffen  imd  einmal 
nur  mit  MOhe  der  Austritt  gerade  best- 
herufener  Banken  verhütet  werde»  konnte. 

Wohl  hatten  inzwischen  auch  die  meisten 
Kantone  die  Ausgabe  von  Noten  von  der 
Uenehmigung  der  betreffenden  Regie- 
rung abhängig  gemacht,  aber  für  die  Auf- 
stellung eigentlicher  Kontrollen  wiirde  jenes 
Kecht,  die  Befugnis  zm'  Notenemission  zu 
versagen,  noch  iumier  nicht  benutzt.  In 
einzelnen  Kantonen  bestand  sogar  die  alte 
Notenfreiheit.  Dass  in  anderen  die  Kantonal- 
bank mit  dem  tliatsäcblicheii  (wenn  auch 
nicht  formellenj  Notenmonopol  ausgestattet 
war  und  an  einem  drillen  Orte  die  Noten 
der  Eantonalbank  s(^ar  gesetzliehen  Kurs 
genossen,  änderte  nichts  an  der  Uohaltbar- 
keit  des  Zustandes.  Diese  Auffassung  war 
auch  in  sachrerEtandigen  Kreisen  die  all- 
gemeine, und  die  Protokolle  der  Bundes- 
versammlung verzeichnen  demgemäss  seit 
1876  eine  Keihe  vou  Enunciationen  einzelner 
Mitglieder,  welche  auf  diese  oder  jene  Weise 
den  ünztitömmlichteiten  abz\ihclfen  sich  be- 
mühen. 

Immerhin  ist  den  .Schweizer  Banken  auch 
für  diese  Zeit  dos  ridimliche  Zeugnis  nicht 
zu  versagen,  dass  sie,  den  Grundsätzen  nach- 
lebendj  welche  seit  jeher  die  Gebahrung  des 
Schweizer  Kaufmanns  ausgezeichnet  haben, 
mindestens  zu  einem  ^kimi  nie  Änlass 
gaben.  Das  gilt  selbst  für  jene  Banken,  die, 
ausserhalb  des  Konkordats  stehend,  beson- 
ders  durch    kleine   Noten,   die    sie  —  in 


Stücken  von  20,  10,  auch  5  Fr.  - 

ten.  sich  unliebsam  bemerkbar  machten. 

In  der  Junisossion  1879  erhielt  der  Bundes- 
rat von  der  Bundesversammlung  den  Auf- 
trag, einen  neuen  Gesetzentwurf  betreffend 
die  Ausgabe  und  Einirenng  \-on  Banknoten 
vorzidegen.  Zu  gleicher  Zeit  wurde  von 
einigen  demokratischen  Mnnopolsteunden 
eine  Volksbewegung  für  die  Errichtung  einer 
eidgenüBsischen  Staatsbank  in Scene 
gesetzt,  und  fast  57  000  Unterschriften  für 
die  Forderung  einer  Volksabstimmung  zu 
Stande  gebracht.  Am  31.  Oktober  1880  fand 
dieselbe  statt,  doch  wunle  die  Staatsbank 
mit  einer  Melirheit  von  139000  Stimmen 
verworfen. 

Inzwischen  hatte  der  Bundesrat  den  ihm 
aufgetragenen  Gesetzentwurf  fertiggestellt 
Die  Bundesversammlung  nahm  ihn  sofort 
in  Beratung  und  bi'achte  im  Kreuzfeuer  einer 
grossen  Zahl  von  Amendementsantifigett 
weseutliche  Slodifikationen  an  ihm  an.  In. 
so  veränderter  Gestalt  trat  er  als  G.  v. 
8.  ilfirz  1881  am  1.  Januar  1882  ins  Leben. 
Dieses  Gesetz  —  es  gilt  noch  heute  —  enthält 
folgende  Bestimmungen   als  wesentlichsle : 

AIlgemeineB.  Art  2.  Die  Ermächti- 
gung znr  Anagabe  von  Banknoten  wird  vom 
BuadeBrate  erteilt.  —  Art.  i.  Abgesehen  voa 
der  bezüglichen  Yerpflicbtung  der  EmisHions- 
anstalten  aelbst  ist  niemand  gehalten,  Bank- 
noten an  Znhlnngsstatt  anzunehmen. 

Bedingangen  der  Notenansgabe. 
Ans  Art.  7.  Nur  solche  Finanzanstalten  kOnnen 
znrNotenatisgabeermächtigt  werden,  welche.... 

ein effektive» Kapital  von  mindesteng 

500000  Fr.  besitzen.  —   Art.   8.     Die  Noten- 
emigsion   einer  Bank    darf   nicht    mehr  als  daa 

Doppelte  ihres Kapitals  betragen.  —  Aus 

Art.  9.     Der   Bundesversammlnng    bleibt    das 

Recht   vorbehalten, die   Emissionsbeträge 

der  einzelnen  Banken  zu  bestimmen. 

Deckung  nnd  Garantie.  Ana  Art. 
10.     Vierzig   Prozent   der  jeweiligen  Notencir- 

knlation railsaen  stets  dnrch  einen  Vorrat 

an  Bamcbaft  gedeckt  sein,  der  von  Jen  ttbrigen 
KassatiestAnden  der  Bank  getrennt  gehalten 
wird.  Diese  Bardeckung haftet  den  Noten- 
inhabern als  SpecialFonoa.  ~  Aus  Art.  12  und 
IB.  Sechzig  Prozent  der  Notenemission  sollen 
eredeckt  tiein  entweder  durch  Hinterlage  von 
WertHchriften  oder  durch  Garantie  des  Kan- 
tons ....  oder  durch  das  Wechselportefenille, 
sofern  die  betreffende  Anstalt  sich  dem  in  Art. 
Ifi  erwähnten  beschränkten  Geschäftsbetriebe 
unterzieht.  —  Art.  16.  Den  Emissionsbanken, 
welche  weder  Sicherheit  dnrch  Hinterlage  von 
Wert  Schriften  leisten  noch  die  Garantie  eine« 
Kantons  beibringen,  sind  nntersagt :  a)  Ge- 
währung von  luigedecktem  Kredit ;  b)  Eanf 
und  Verkauf  von  Waren  oder  Wertpapieren  für 
eigene  oder  fremde  Rechnung  auf  Tennin  oder 
Gntsprache  für  die  Erfüllung  solcher  Geschäfte; 
c)  Erwerb  von  Grnndeiß-entnm ;  d)  indus- 
trielle, gewerbliche  und  Handelsnntemehmungen 
und  Gründungen . . .  . ;  e)  Versichenmgsgeschäft« ; 
f)  Aktien-  und  Anleihensemissionen  mit  Ueber- 
20" 
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nahmapflicht.  ausgenoiamen  fUr  schweizerisrhe 
Staat«-  und  Gemeindeanleihen ;  g)  B«teiliKung' 
bei  Firmen,  welche  solche  nntersa^e  Ctescnäfte 
betreiben. 

Betrag  and  Formnlare  der  No- 
ten, Art.  17.  Es  dürfen  nur  Noten  vm  50, 
100,  500  und  1000  Fr.  ausgegeben  werden. 
Die  Noten  von  Fr.  50  dürfen  hiSchBtenB  den 
vierten  Teil  des  EmiaatonsbeCra^B  einer  Sank 
ansmachen.  —  Aus  Art.  18.    Die  BeBchaffnuc: 

der  Notenfonnnlare geschieht dnrch 

den  Bund. 

Umlaut  nnd  Einlösung,  Art,  20. 
Alle  Emiseionsbanken  sowie  ihre  Zweiganstalten 
aind  verpflichtet,  Jederzeit  ihre  eigenen  und  die 
Noten  anderer  aehweizerischer  EmiaBiunsbanken, 
solange  letztere  ihre  eigenen  Noten  pünktlich 
einläaen,  vollwertig  als  Zahlung  anzunehmen. 

Art,  22,    Jede  Emisaionabank  ist  gehalten, 

ftlr  ihre  Noten,  welche  eine  andere  Bank 

ala  Zahlung  angenouinien hat,  dieser  Bank 

den  Qegenwert  in  bar  oder  in  Noten  derselben 
einznliefem. 

EontTDile  des  Bundes.  Ans  Art 
42.    Die  Deberwachnng  des  Geschäftsbetriebes 

der  Emissionshanken liegt  dem  Bundesrate 

ob.  Ans  Art.  43.  Die  Emissionsbanken  haben 
dem  Bundesrate  . , . ,  einzusenden:  a)  Jeden 
Montag:  die  Situation  der  vorhergehenden 
Woche,  b)  bis  zum  15.  jeden  Monats  die  Bilanz 
des  vorhergehenden  Monats,  c)  bis  znm  1,  April 
die  Bechnung  des  vorhergehenden  Jahres,  Aus 
Art.  44.  Der  Bundesrat  ordnet  Jährlich  wenig- 
stens einmal Inspektionen  der  Fmissions- 

bankeu  an, 

KontrollgebUhren  undBeateu- 
e  r  n  n  g.  Aus  Art.  4ö.  Die  Emissionsbanken 
haben  dem  Bunde  eine  Jährliche  Kontrollgeblihr 
von  Eins  vom  Tausend  ihrer  Notenemission  zu 
entrichten.  Art,  46,  Die  Banknatensteuer  zu 
Händen  der  Kantone  darf  sechs  vom  Tausend 
der  Emission  nicht  Übersteigen, 

Nähere  Bestimmungen  bezilglich  der 
AuefOhruDg  des  Gesetzes  traf  eine  Yoll- 
ziehungsverordnuDg  vom  21.  Dezember  1881. 
Dieselbe  setzte  u.  a.  fest,  daas  die  Ueber- 
watihiing  des  Bankootenwesens  ia  dea  Oe- 
Schafts bereich  des  eidgenössischen  Fioanz- 
departemeuts  fäUt,  In  welchem  zu  diesem 
Zwecke  ein  besonderes  KontroUbureau  ein- 
zurichten sei,  an  dessen  Spitze  ein  »Inspektor 
der  Emissionsbanken  E  (gewöhnlich  *Bank- 
noteninspektor«  genannt)  gestellt  werden  solle. 

4.  Die  NoteDbaoken  imter  dem  Gesetz 
von  1881.  Indem  das  Gesetz  eine  ein- 
heitliche Note  schuf  und  die  Banken 
gegenseitig  zur  Eininsung  verpflichtete, 
machte  es  die  Emissionsinstitute  in  deo 
Äugen  des  Puhlikiuns  zn  einem  einheit- 
lichen Körper.  Denn  nun  werden  die  Noten 
verschiedener  Banken  nicht  nach  der  Bonität 
des  Emissionsinstitutes  angesehen,   sonderQ 

gde  Note  gilt  genau  so  viel  wie  die  andere, 
as  centraJistische  Gewand,  das  dem  föde- 
rativen Organismus  um^than  wurde,  hat 
denn  auch,  verbunden  mit  der  fortschreiten- 
den Erweiterung  des  Geldbedarf nisses,  die 


Noteiicirkulation  mit  jedem  Jahre  grösseren 
Umfang  gewinnen  lassen.  Gefördert  wurde 
diese  Entwickelung  durch  ein  neues  Kon- 
kordat, welches  die  grössere  i^ahl  der 
Notenbanken  unterm  10.  Juni  1883  einging. 

Die  Ausscheidung  der  nun  bestehenden 
34  Emissionsbanken  nach  dem  von  ihnen 
gewählten  Deckungsmodus  zeigt  auf  Jahr^- 
schluas  1897,  dass  20  Banken  mit  57  °!o  der 
gesamten  Emission  kantonale  Garantie  be- 
nutzen, 9  Banken  mit  S'^/o  durch  Hinter- 
lage von  Wertschrifleu  ihrer  Garantiever- 
pflichtung nachkommen,  5  Banken  mit  35  "/o 
den  »beschränkten  Geschäftsbetriebe  mit  dem 
WechselportefeuiUe  als  Deckung  neben  dem 
Barbestand  aeceptieren. 

Es  mnss  hier  fibrigens  bemerkt  werden, 
dass  im  Falle  der  Zwan^liquidation  einer 
Bank  die  Noteninbaber  immer  das  Recht 
haben,  vorweg  au:*  der  voriiandenen  Bar- 
schaft und  dem  WechselportefeuiUe,  eventneli 
der  Wertschriftenhinterlage,  befriedigt  zu 
werden.  Auch  bei  den  Banken  der  ersten 
nnd  zweiten  Kategorie  ist  also  das  Wechsel- 
portefeuiUe thatsäclUich  Bestandteil  derNoten- 
garantie;  nur  ist  dasselbe  bei  den  Banken 
der  dritten  Kategorie  von  zuverlässigerem 
Wert  und  eventuell  umfangreicher. 

Von  den  emittierten  Noten  entfielen 
Ende  1897  8,0  %  des  Betiages  auf  Noten 
zu  1000  Fr,,  14,0%  auf  Noten  zu  500, 
55,20/0  auf  Noten  zu  100  und  22,8  "/o  auf 
solche  zu  50  Fr.  Die  Banken  haben  selbst- 
veretändlich  ein  Interesse  daran,  möglichst 
viel  kleine  Noten  im  Verkehr  zu  erhalten,  da 
diese  bekanntlich  nicht  sobald  zurltckströmen. 
Mit  Bezug  auf  die  Noten  zu  ÖO  Vt.  hat  das  Ge- 
setz, solches  voraussehend,  eine  Grenze  ge- 
zogen (Art.  17)  nicht  so  aber  für  jene  zu 
100  Fr.  Das  Hauptgewicht  der  Emission 
fällt  daher,  soweit  man  nicht  Scheine  zu 
50  Fr.  emittieren  kann,  auf  100  Fr.-Billete. 

Vom  ersten  Kalenderjahr  seit  Inkraft- 
treten des  Banknotengesetzes  (1883)  bis  1888 
betrugen  effektive  Cirkulation  und  Bairoirat 
im  Durchschnitt  der  Wochensituationen : 


Effektive 

Durchachn,  Barvorrat 

Cirkulation 

Prozent  der 

Tansende  Ft. 

Cirkulation. 

91325 

63 

105  940 

60 

114451 

57 

116510 

57 

112786 

62 

126308 

59 

133175 

57 

140  597 

58 

148642 

57 

149566 

154056 

158719 

58 

167913 

56 

177  657 

54 

185  795 

54 
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Ad  der  Bardeckung  war  das  Gold  1883 
mit  62''/o,  1897  mit  öffo/g  beteiligt. 

6.  Reformbestrebniigeii  und  R«tonn- 

akte.  So  gross  der  Fortschritt  ■war,  den 
das  Gesetz  von  1881  gegen  die  frilhere  ge- 
setzlose Zeit  gebracht  natte,  so  wenig  steÖto 
es  doch  mit  der  Yielheit  der  Notenbanien, 
die  es  fQr  die  kleine  Schweiz  gestattete, 
eine  endgiltige  Lösung  dar.  Eine  einheit- 
liche ffiskontopoUtik ,  deren  gerade  die 
Schweiz  w^en  ihres  Verhältnisses  zu  Frank- 
reich bedarf,  welches  ihr,  da  sie  ia  dem- 
selben passiv  ist,  immer  neu  Franken- 
wahrungsgeld entzieht,  liess  sich  mit  den 
Aber  SO  Notenbanken  im  Lande  immC^ 
hob  Ige  Werk  setzen;  tlbeitlies  blieb  die 
Entwickeiung  der  Zahltmgsfoimen  auf  einem 
Qberiebten  Standpunkt  stehen,  der  Girover- 
kehr, die  dem  modernen  Betlilrfnis  adäquate 
Form  der  Zahlungsleistung,  vermochte  be- 
hoTBchende  Bedeutung  mit  drei  Dutzend 
Banken  niemals  zu  gewinnen. 

Der  1863  schon  von  dem  Genfer  Pictet, 
dann  1865  vom  Baseler  Btirckhardt- 
Bischoff  angeregte  Fian  einer  einheit- 
lichen Ifotenbank  wurde  darum  vom  Züricher 
Cramer-Frey  neu  aufgenommen,  Julius 
"Wolf ,  damals  in  ZOricli,  schlug  in  Voraus- 
sicht der  Schwierigkeiten ,  denen  eiue  ein- 
heitliche Notenbank  begegnen  wflrde,  1888 
eine  eidgenössische  Giro  stelle  vor.  Als 
Cramer-^^j"  1885  eine  »Motion« ,  zielend 
anf  eine  Sensioo  der  Bundesverfassung  im 
Sinne  der  Schaffung  einer  Centi-alnotcnbanh, 
im  Nationalrat  einbrachte,  war  dieser  nicht 
dafOr  zu  haben,  und  erst  die  daraufhin  von 
Cnmer-Frey  entfachte  Agitation  im  Lande 
Teiaolasste  den  NatioDalrat  1890,  von  dem 
iiTsprQnglich  eingenommenen  Standpunkte 
abrägehen  uad  den  Bimdesrat  aufzufordern, 
eine  Revision  des  Art.  89  der  Bundesver- 
Eassnng  in  dem  Sinne  vorzubereiten ,  dass 
dem  Biiode  das  ausscbllessUche  Recht  der 
KoteaeinisBion  zustehe,  wobei  »er  dieses 
Recht  einem  zu  sdiaffeuden  centralen  Bank- 
institute übertragen  kOnne«.  Dieser  Auf- 
forderung kam  der  Bundesrat  noch  im 
gleichen  Jahre  1890  nach,  imd  sein  Entwurt 
erhielt,  nachdem  er  die  Bundesversammlung 
passiert  halte,  durch  eine  Volksabstimmung 
vtnn  18.  Oktober  1891,  welche  sich  mit 
231000  g^n  158000  Stimmen  fOr  ihn  ent- 
schied, die  Sanktion  des  »Souverains«. 
Alt.  39  der  Bundeeverfassimg  lautet  nun- 
mefar  (in  dem  für  uns  hauptsachlich  in  Be- 
tracht kommenden  Teil): 

„Das  B«cht  Eur  Ausgabe  von  Banknoten 
und  anderen  gleicäartiKen  Geldzeichen  steht 
aOMchliesslicb  dem  BnndR  zu.  Der  Bund  kann 
das  ansKhlieaaliche  Hecht  znr  Anagabe  von 
Banknoten  durch  eine  unter  gesonderter  Ver- 
waltonv  stehende  Staatsbank  aoBÜben  oder  es, 
Torbdaltlkl)  des  Rückkanfsrechts,  einer  zn  er- 


richtenden ceutrflien  Aktienbank  üh ertragen, 
die  unter  seiner  Hitwirkung  und  Aufsicht  ver- 
waltet wird." 

Die  Verfassungsbestimmung  liess  die 
Frage  l'rivat-(Aktien-)Bank  oder  Staatsbank 
offen.  Für  das  eine  oder  das  andere  hattrai 
sich  nun  zunächst  der  Bundesrat  und,  auf 
eine  von  jlmi  zu  machende  Vorlage  hin,  die 
Bundesversammlung  zu  entscheiden.  Ln 
Bundesrat  kam  mit  4  gegen  3  Stimmen  die 
Staatsbank  zur  Annahme,  und  diese  wurde 
dann  auch  in  beiden  eidgenössischen  Bäten 
durehgedrdckt.  Der  Sitz  der  Bank  sollte 
Bern  sein,  ihr  Gnmdkapital  von  zunächst 
25  Millionen  J'Yancs  zu  */j  vom  Bund,  zu  ^/j 
von  den  Kantonen  gezeichnet,  das  Direktorium 
der  Bank  vom  Bundesrat  ernannt  werden. 

Die  Gegner  der  Staatsbank  ergriffen 
gegen  den  Beschluss  der  Bundesversamm- 
.  iung  sofort  das  Referendum,  d.  h.  sie  riefen 
{ die  Volksabstimmung  an.  Am  28.  Februar 
1897  erfolgte  dieselbe,  das  Staatsbank- 
projekt  wurde  mit  256000  gegen  196000 
Stimmen  verworfen. 

Das  ist  der  Stand  der  Dinge  heute.  Die 
siegreichen  Freunde  der  PriTOtbank  haben 
seitdem  den  Entwurf  eines  auf  eine  solche 
zielenden  Gesetzes  ausgearbeitet  und  zur 
öffentlichen  Kenntnis  gebracht.  In  den  Er- 
läuterungen zu  dem  Entwurf  wird  ausge- 
sprochen :  »Man  wird  kaum  fehlgehen,  wenn 
man  das  Scheitern  des  Bundesbankprojekts 
zunächst  auf  die  Abneigung  eines  grossen 
Teils  des  Volkes  gegen  die  finanzielle  Haft- 
barkeit des  Bundes  und  gegen  eine  Ver- 
kettung des  Kredits  des  Bundes  mit  dem 
der  Bank  zurückführt." 

Der  vorerwähnte  Entwurf  aber  ist  (Oktober 
1898)  zum  Ge^usfand  der  Beratung  durch 
eine  Expertenkommission  in  Bern  gemacht 
worden,  aus  deren  Verliandlungen  nunmehr 
ein  »officiösei«  Entwurf  hervorgegangen  ist 

Diesem  zufolge  soll  das  Gniudkapital 
der  neuen  Bank  60  Millionen  Francs  be- 
tragen, wovon  30  Millionen  auf  den  Zeit- 
punkt der  Gescliäftseröffnung  einzuzahlen, 
während  für  den  Rest  Verpflichtungsscheine 
auszustellen  sind.  Ein  Drittel  des  Kapitals 
übernimmt  der  Bund ,  ein  Drittel  wird  den 
Kantonen  und  Kautotialbanken  und  ein  letztes 
Drittel  der  Öffentlichen  Subskription  vor- 
behalten. Die  von  den  anderen  Participanten 
nicht  gezeichneten  Quoten  fibernimmt  der 
Bund. 

Die  Anteilscheine  des  Bundes  und  der 
Kantone  bezw.  Kantoualbanken  lauten  auf 
10000  Fr.  Sie  sind  unflbertragbar  ausser 
auf  eidgenössische  und  kantonale  Verwal- 
tungen. Die  Anteilscheine  der  Privaten 
lauten  auf  1000  Francs  und  Namen.  Die 
Höhe  der  Notenemission  soll  sich  nach 
dem  Bedürfnisse  richten.  Die  Noten  werden 
in  Abschnitten  von  50, 100,  500  und  1000  Fr. 
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ausgegeben.  Die  Bundesversammlung  kann 
in  ausserordentlichen  Fällen  die  Ausgabe 
in  kleineren  Abschnitten  vorübergehend  be- 
willigen. Die  MetaUi-eserve  soll  mindestens 
40  "/o  der  in  Umlauf  befindlichen  Noten  be- 
tragen. 

Aus  dem  Jahreseitrögnis  werdeu  vorab 
15  "/o  dem  Reservefonds  zugeschrieben.  Der 
ganze  Best  nach  Verzinsung  des 
Grundkapitals  mit  4*^/1)  ist  unter  die 
Kantone  nach  Massgabe  ihrer  Wohnbe- 
völkerung zu  verteilen. 

Der  »Bankratr  soll  aus  75  Mitgliedern 
bestehen,  wovon  25  dureh  den  Bundesrat, 
25  durch  die  Kantone  imd  25  durch  die 
Privaten  gewählt  werden.  Es  werden  keine 
Intompatibili täten  aufgestellt,  wohl  aber  soll 
der  allgemeine  Grundsatz  einer  angemessenen 
Berücksichtigung  von  Handel,  Industrie,  Ge- 
werbe und  Ijaudwii-tscliaft  aufgenommen 
werden,  früsident  imd  Vicepräsident  sind 
durch  den  Bundesiat  zu  Itezeichnen.  Der 
»BankauBSchuas«  besteht  ans  G  Mit- 
gliedern. Abgeaeheu  von  Präsidenten  und 
vicepräsidenten  des  Banlirates,  welche  dem 
Ausschuss  von  Amts  wegen  angehören,  er- 
folgt die  Wahl  der  übrigen  ;{  Mitglieder  und 
der  Ersatzmänner  durch  den  Baukrat.  Auch 
bei  der  Wahl  des  Baukauaschnsaes  sollen 
die  verschiede  neu  Interessentenkreise  be- 
rücksichtigt werden.  Die  Kompetenzen 
der  Vertreter  des  Privntkapitals 
aollen  auf  die  freie  Wahl  der  ihnen  zu- 
stehenden Veilreter  beschiilnkt  werden, 

Uebrigens  bestreben  sieh  die  Banken  seit 
längerer  Zeit,  ganz  aligesehen  von  der 
Bundesgesetzgebung,  um  eine  einheitlichere 
Organisation.  Wenn  gegen  die  bisherige  De- 
centralisation  voraüghch  zwei  Klagen  erhoben 
wurden:  der  Mangel  einheitlicher  Diakonto- 
politik und  der  Mangel  einer  Dmschreibe- 
(Giro-)  Oiganisation ,  so  ist  nunmehr  seit  4 
Jahren  ein  Komitee  von  B^ken  derr>Haupt- 
pl&tze  gebildet,  dessen  Angabe  es  ist, 
wöchentlich  über  den  officiellen  DiskOD- 
tosatz  zu  beraten,  imd  in  neuerer  Zeit 
wird  weifei'  die  Eniehtuug  einer  eidge- 
nOseischen  Girostclle  unter  Aufsiclit  des 
Bundes  angestrebt. 

UtteratMr;  Bibiiogi'opliK  rfpr  ««/iwciiemcA*!! 
Zandeihinde.  Art.  Bantiresea  t>.  WUh.  Spet- 
aer.  —  Mar.  It'lrth,  Atigetncint  Betehrtürmig 
mid  Slati4tlk  der  Sehtcefi,  Zürich  1S71,  S.  SSOff. 

—  O-aMei'-Ft-ey,  Die  Begulierung  da  Bank- 
notenteettH»  In  du-  Sehieeii,  Zäneb  1880,  S.  69 ff. 

—  Atrrei«  VoltttHrltchaJtiiUiihm  der  ScJiveit, 
ArL  »BmihfcKTHi,  fEpiUtioiubanixna.  —  Da» 
tehieelttrisclie  Banknoltn'aetea,  QuUichten  da 
tcAveiieritchen  SaiideU-  und  Indutlrievereint, 
ZüHck  I88I.  —  Jitllua  Wolf,  Ztir  R^orm  da 
tekatitrrUeht«  Xottnbantireteiii.  Ein*  ridge- 
nCnitdu  GirottrIU  alt  Lotung.  ZSrich  1888.  — 
ZeiUehr^  /.  aliv-eit.  SuUitllk,  Jahrg.  ISSSjg. 
mü  ÄHikeln  ron    W.   Sptl»er   ii.  a.   —   A'eue 


Zürcher  Zeitung  1X04  •"'(  -Ir«. 
Frey,  J  ll'o^  «.  n.  —  Allg.  Schieeixer  Zty. 
ISH  mit  Art.  von  H'.  Speliei;  J,  Steiner 
H.  o,  —  Art.  tiBanke»  in  der  Schiceiia  von 
Oeorg  Adler  im  Siippl.  Bd.  I.  d.  Handle., 
1.  Atifi,,  N.ISßff.  —  Jahreaheriehlt  da  ichvitixr- 
riiehenllatuUlii-undlTUtiutrierereiHt,  —  JShHiehf 
GetehäflAerichtc  det  eidgenütiiechm  Finam-und 
_  it»,  im  lekKeiterliehea  BundeMall. 

Ebendatelbtl    tiiinUifhe     Vorlngeu    mit    Bf- 
ndvufi. 

Julius  Wolf. 


Die  Banken   in  den  Skandina- 
Tischen  Staaten. 


I.  Die  Banken  in  DSnemark. 

Die  jetzige  Bankorduung  ist  in  solcliem 
Grade  mit  den  Verhältnissen  verknüpft, 
unter  wetclien  die  jetzige  >Nationalbank«  enl^ 
standen  ist,  dass  diese  kurz  berührt  werden 
müssen.  Dm^h  Octroi  vom  29.  Oktober 
1736  'R^l^dc  in  Kopenhagen  eine  sehr  be- 
günstigte private  »Assignations-,  Wechsel- 
und  Leihbankf  (die  später  gewOhiüich  nach 
dem  dann  geltenden  Münzfnsse  als  die 
'Conrantbank«  bezeichnet  wurde)  mit  einem 
Aktienkapital  von  '.'i  Million  Beichsthaler 
Courant  gegründet.  Da  die  Octroi  keine  Bestim- 
mung über  das  Verhältnis  zwischen  Zetteln 
und  Metall  enthielt,  wurde  sehr  schnell  eine 
so  grosse  Menge  von  Banknoten  ausgegeben, 
dass  die  Bankverwaltung  schon  1745  Dis- 
pensation von  der  EUnlOsnngspflicht  nach- 
suchen musste  (welche  l'/s  Jahre  dauerte). 
Dieselbe  Dispensation  wurde  wieder,  da  die 
Bank  der  Regiening,  mehreren  Handels- 
kompagniee»  und  andere  grosse  Anlehen  ge- 
geben hatte,  durch  V.  v.  (>.  Oktober  1757 
verliehen  —  und  von  dem  Augenblick  an 
wurden  die  Bankzettel  nie  mehr  einlöshch. 
Um  die  Bank  noch  besser  der  Staatskaswe 
zu  Hilfe  kommen  zu  lassen,  übernahm  die 
Begienmg  iiän  1778  die  Bank  als  Staats- 
bank; nun  aber  wurde  die  Zettelmenge 
bald  so  vermehrt,  dass  sie  von  ca.  6  MUlionen 
Rthlr.  C.  (—  ca.  19  Millionen  Kronen), 
welciies  schon  übermässig  war,  1783  aiif 
15','i  MiUioncn  Rtlilr.  C.  (:-^  ca.  50  Milli- 
onen Kr.)  stieg,  uud  zu  dieser  Zeit 
standen  die  Zettel  schon  10 — 15*/e  unter 
■Pari.  Um  die  Verhältnisse  zu  bessern,  «lüde 
1788  eine  »Speciesbanki  in  Altena  fOr 
die  Henw^tümer  Schleswig  und  Holstein  er- 
richtet, welche  dui-ch  Emission  einlöslicher 
Spedeszettel  iMese  von  den  Coiu-antzetteln 
befreite.  Der  Veisuch,  auch  dem  ESoig- 
reich    duiiili    Errichtung    eiuer    ähnlichen 
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Speciesbank  (1791)  zu  helfen,  misslang  aber 
gOnzlidi-,  und  während  des  Krieges  1807 
Ins  1814  war  die  Zettelfahrikation  die  haupt^ 
sBchliche  Hilfsquelle  der  Hegierung,  bo  dass 
riie  Zetfelmengp,  weiche  sich  schon  1807 
aiif  die  übennflseige  Menge  von  27  Millionen 
Rthlr.  C.  (==  ca.  86  Millionen  Ki.)  beUef, 
am  Schlüsse  des  Jahres  1812  auf  ca.  142 
Millionen  Ethlr.  C.  (=  ca.  454  Millionen  Kr.) 
gesti^en  war.  Der  Kure  der  Zottel  war 
(lamale  1760  (Parikurs  125,  d.  h.  125  Rthlr. 
C.  —  100  Species),  ein  Speciesthaler  (Silber), 
der  —  Vit  Kthlr.  C.  sein  sollte,  wurde  also 
mit  17  bis  18  Rthlr.  C.  (in  Zetteln)  bezahlt 

Durch  V.  V.  5.  Januar  1813  machte  der 
Staat  dann  Bankerott ;  eine  »Reichsbank« 
wurde  errichtet  und  ein  neuer  Mitnzfuss,  nach 
dieser  Reiebshankmilnze  genannt,  ein- 
gefOhrt  Der  Reichsbankthaler  sollte  —  Vi 
^>eciesthalcr  sein,  also  ^1»  Rthlr.  C;  mit  1 
Reichsbankthaler  (in  Zetteln  der  neuen  Reichs- 
bank)  soUte  man  aber  6  Rthlr.  C.  (in  Zetteln) 
einlesen  können.  Die  Conrantzettel  wiurden 
also  auf  ca.  ^.'lo  reduziert  und  dabei  die 
Staatsschuld  im  selben  Verhältnis.  Im  ganzen 
sollte  die  Heichsbank  46  Millionen  Bbthlr. 
in  Zetteln  emittieren  (wovon  27  Millionen 
znr  Einlösung  der  Courantzettel  und  der  noch 
in  den  Herzogtflmem  cirkuherenden  unein- 
iGelichen  Zettel  verschiedener  Art),  welche 
in  Dänemark  mit  den  Herzogtümern  und 
Mtarwegen  drkulieren  sollten.  Die  Herzog- 
tflmer,  deren  Geldwesen  im  wesentlichen 
sdion  durch  die  Spedesbank  in  Ordnimg 
gebracht  war,  protestierten  aber,  und  ein 
offener  Brief  vom  30.  Juli  1813  versprach 
ilann,  dass  SilbennQnzen  dort  das  einzige 
l^ale  Zahlungsmittel  sein  sollten,  welches 
durch  V.  V.  19.  Oktober  1813  naher  geordnet 
wurde.  Als  mm  Norwegen  durch  den  Frieden 
zn  Kiel  1814  von  iKlnemark  getrennt  wurde, 
fiel  die  ganze  Zettelmengc  mit  Ausnahme 
der  schon  ia  Norwegen  emittierten  ca.  8 
Millionen  Rbthlr.  auf  das  Königreich  Däne- 
mark allein  mit  einem  Belaufe  von  ca.  38 
Millionen  Rbthlr.  (=  76  Mülionen  Kr.),  und 
der  Kars  der  neuen  Beichsbankzettel  war 
daher  im  Anfonge  sehr  schlecht  (1814  ca. 
.V»  i  600;  Panknrs  200  Rbthlr.  ==  100 
SpedesV 

Es  war  die  Aufgabe  der  neuen  Reichs- 
bank, diese  grosse  Zcttelmenge  zu  reduzieren. 
Die»  konnte  aber  nnr  nach  und  nach  durch 
ihre  Einnahmen  geschehen ;  denn  Silber  besass 
die  neue  Bank  nicht  The  Zettel  wurden 
dagegen  auf  Friorit&tsforderungen 
fundiert  Aiif  alle  Eigentümer  und  Nutz- 
meeser  von  OrmdstQcken  wurde  eine  Ver- 
haftung (>die  Bankveiliaftnngo)  von  Q^la  des 
Wert«  gelegt,  welche  allen  Prioritatsver- 
haftnngen  vorausgehen  und  mit  6  V^  "h  p.  a 
Teninä  werden  sollte.  Diese  jllhrliclie  Ein- 
nahme sollte  die  Bank  teils  zur  Tilgung  der 


Bankzettel,  bis  deren  Anzahl  für  die  Ver^ 
hältnisse  des  Landes  passend  wiude,  teils 
zur  Bildung  eines  Silberfonds  anwenden. 
Die  Bankveiliaftung  war  so  berechnet,  dass 
der  Gesamtbelauf  der  Verhaftungen  nnge^ 
ahr  den  46  Millionen  Rbtlür.  in  Zetteln 
eutspre<^en  und  somit  als  Fundierung  dieser 
dienen  sollte.  Da  aber  Norwegen  von  Däne- 
mark getrennt  wimle,  stand  einer  Zettel- 
menge von  ca.  38,8  Millionen  Rüiir.  ein 
Bankverhaflungsbelauf  von  kaum  33  Millionen 
Rthlr.  (ca.  19  Millionen  im  Königreich,  ca. 
14  Millionen  in  den  Herzogtümern)  ge^n- 
flber  und  selbst  dieser  Belauf  musste  fakiiisck 
bedeutend  verringert  werden,  da  die  Land- 
eigenttlmor  zu  gedrückt  waren,  um  diese 
nene  Last  tragen  zu  können.  Durch  V.  v. 
9.  Juli  1813  bekamen  sie  daher  die  sehr 
bedeutende  Erleichterung,  dass  ihnen  */6  der 
jährlichen  Zinsen  in  den  Stoatssteuem  liqui- 
diert werden  sollten.  In  der  That  wurden 
daher  die  Landeigentümer  und  Zehnten  nur 
mit  '.'h  der  Bankverhaftung  (im  Gesamtbe- 
la\if  von  ca.  2"2  Millionen  Bthlr.)  belastet, 
w{Uu«ud  der  Staat  selbst  jährlich  der  Bank 
ca.  820000  Rthlr.  von  den  Steuern  zur 
Tilgung  der  Bankzettel  fibei^b.  Nur  auf 
den  Städten  haftete  die  Bankpriorität  in 
ihrer  ursprünglichen  Grösse  (zusammen  ca. 
3,88  Millionen  Bthlr.). 

Bei  Errichtung  der  Reichsbank  war  in- 
dessen versprochen  worden,  dass  die  Bank 
späterhin  eine  Privatbank  werden  sollte, 
damit  eine  Wiederholung  der  übermässigen 
Zettelemission  nicht  stattfinden  solle.  Dies 
Versprechen  wurde  durch  Octroi  vom  4. 
Juli  1818  in  der  Weise  erfüllt,  dass  jeder, 
auf  dessen  Eigentum  eine  Bankpriorität  haf- 
tete, in  demselben  ümbnge  Aktionär  sein 
sollte.  Da  indessen  die  Haftpflichtigen  in 
den  Herzc^ümem  zum  grössten  Teil  nicht 
in  dieser  Weise  in  Verbindung  mit  der  Bank 

treten  wünschten,  wiude  ihnen  gestattet, 
den  auf  die  Herzogtümer  fallenden  Teil  der 
Zettel-  und  Obligationsschuld  zu  tilgen  und 
sonst  ausser  Verbindung  mit  der  Bank  zu 
bleiben.  Das  ganze  Aktienkapital  war 
so  gegen  8  Millionen  Rthlr.  (davon  1,6 
Millionen  in  den  Herzogtümern).  Da  es 
aber  gestattet  war,  die  Bankverhaftungen 
durch  kontanteEnzahlung  in  mndenSummen 
zu  anpplieren,  nm  einen  entsprechenden 
runden  Aktienbelauf  zu  erhalten,  und  der 
Be«^  der  Aktien  sich  später  sehr  vorteil- 
haft erwies,  wurde  nach  und  nach  das 
Aktienkapital  durch  solche  Einzahlungen  um 
ca.  bVt  Millionen  Rthlr.  vermehrt.  Das 
Aktienkapital  beträgt  jetzt  genau  27  Milli- 
onen Kronen.  Der  jätu-liche  ZuMhuBs 
von  den  Staatesteuem  (s.  oben)  wwde  durch 
einen  VeiKleich  lasS  auf  ca.  324000  Rthlr. 
herabgesetzt  und  hörte  ovt  187G  auf. 

Am  1.  August  1818  g^ng  dann  die  Reichs- 
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bank  mit  allen  Aktiven  und  Passiven  (die 
Zettelschuld  war  damals  schon  auf  ca.  31 
Millionen  Rthlr.  henintei:gebradit)  in  die 
»Nationalbanki  über,  eine  Privatbank, 
die  ganz  iiaabhilngig  von  der  Begiening  ist, 
jedoch  unter  deren  Kontrolle  von  einer 
Direktion  (statiitenmäsaig  von  5,  seit  187A 
mir  4  Mitgliedern  bestehend)  verwaltet  wird ; 
allein  1  Mitglied  wird  von  der  Regiening 
ernannt,  die  anderen  werden  von  den  In- 
teressenten der  Bank  (durch  lü  BeprSsen- 
taaten  vertreten)  erwählt.  Dem  Jiistizminis- 
ter  liegt  es  ob,  darauf  zu  achten,  dass  die 
Statuten  genau  befolgt  werden. 

Die  Nationalbank,  der  dicsellien  Aufgaben 
wie  der  Reichabank  gestellt  wurden  und  die 
ein  Zettelmonopol  für  90  Jahre  (bis 
1908)  erhielt,  setzte  mit  grosser  Enet^gie  die 
Tügung  der  Bankzettel  fort,  besondera  durch 
ein  Darlehen  im  Jahre  1820  v.  ca.  6  Millionen 
Ebthlr.  in  Zetteln,  die  sofort  getilgt  wiirden. 
Damit  war  die  Zettekchuid  auf  24  Millionen 
Bbthlr.  gesunken  und  der  Kurs  auf  260 
(Parikurs  200)  gebracht  Erst  im  Oktober 
1838  wiu^e  Parikurs  notiert  und  von  dem 
Augenblick  an  eingehalten.  Im  Jahre  1845  war 
die  Zettelmenge  auf  16,5  Millionen  Rthlr. 
(33  Millionen  Kr.)  reduziert,  und  die  Zettel 
wurden  dann  wieder  —  nach  88  Jahren  — 
fOr  einlCslich  erklärt,  indem  diese  Zetiel- 
menge  als  Maximum  bezeichnet  wurde, 
1347  wirde  jedoch  das  Maximum  auf  20 
Millionen  Kbthk.  (40  Millionen  Er.)  gesetzt; 
dazu  sollte  die  Bank  einen  Silbmonds  von 
10  MiUionen  haben,  wovon  indes  V4  in  ä 
vista-Wechseln  auf  Eambui^r  Banko  be- 
stehen konnte.  1854  wurde,  als  sowohl  die 
Bevölkerung  als  der  Wohlstand  stieg,  die 
Zetfelmenge  zu  24  Millionen  Bthk.  (48 
Millionen  Kr.)  normiert,  wovon  lO^ii  Milli- 
onen mit  Metall  (effektiv)  gedeckt  sein  sollten, 
also  13  h'i  Millionen  nur  mit  Effekten  ver- 
schiedener Art  gesichert.  1859  ei-wies  sieh 
auch  dies  Zettelmaximum  zu  eng  und  es 
wurde  der  Bank  erlaubt,  Aber  dieses  Masimuni 
zu  gehen,  aber  nur  g^^  voUe  Deckung  mit 
Metall  (Silber).  So  blieben  also  femer  13'/» 
MiUionen  Rthlr.  ungedeckt;  darüber  liinaus 
konnte  die  Zettelmenge  ins  TJnb^reuzte  ver- 
mehrt werden,  allein  nur  g^:eu  iünterlegung 
von  Silber.  1873  wiirde,  als  man  zum  Gold- 
fuEse  übei^ing,  der  Silberfonds  in  Gold  ver- 
wandelt, und  mit  KOcksicht  auf  die  immer 
wachsende  Bevölkerung  imd  deren  Bedarf 
wurde  die  Grenze  der  imgedeckten  Zettel 
1877  auf  30  Millionen  Kr.  (statt  27)  gesetzt 
und  wieder  1897  auf  33  Millionen.  Kr.  er- 
höht. Was  darüber  geht,  soll  (Euudgebung 
V.  20.  Dezember  1873)  mit  Me^J  in  der 
Weise  gedeckt  werden,  dass  der  Metallfonds 
—  der  immer  wenigstens  */8  der  Zettelmenge 
decken  soll,  so  daas  eine  ungedeckte  Zettel- 
menge  von   33   MiUionen  Kr.  eine  Zettel- 


ciikulatiou  von  52,8  Millionen  Kr.  voraas- 
setzt  —  teils  aus  gangbaren  Münzen  des 
Ixodes  (Gold  oder  Silber),  wenigstens  12 
Millionen  Kr.,  teils  aus  Goldburen  und 
fremden  Goldmünzen  bestehen  soll;  er  kann 
zwar  bis  zu  '/a  aus  Silberbarren  und  fremden 
Silbermünzen  bestehen,  aber  dies  ist  faktisch 
nicht  mehr  der  Fall  (31.  Januar  1898  besass 
die  Bank  nur  1,8  Millionen  Kr.  in  skandinavi- 
schen Silbermünzen).  Doch  ist  es  (Kundgebung 
V.  19.  Februar  1886)  gestattet,  die  nicht 
zinsentrageuden  ä  vista-Foi-dorungen  der 
Bank  auf  die  Bank  Norwegens  und  die 
schwedische  Seichsbank  zum  Metallfonds 
zu  rechnen,  wogegen  ihre  gleichartigen  Ver- 
pflichtungen diesen  Banken  gegenüber  vom. 
Metallfonds  abgerechnet  werden.  (Aehnliche 
Bestimmungen  gelten  in  Norwegen  und 
Schweden.)  In  gleicher  Weise  hat  Knnd- 
^bun^  v.  25.  Juni  1897  der  Bank  erlaubt, 
ihre  mcht  zinsentragenden,  auf  Anforderung 
durch  die  Filialbank  in  Flensburg  zahl- 
t)aren  Forderungen  auf  Girokonto  der 
deutschen  Rciclisbank  so  wie  die  in  der 
Filialbank  beruhenden  deutschen  Reichs"- 
banknoten  und  Reichskassenscheine  zum 
Metallfouds  zu  rechnen.  Der  kleinste  Zetted 
lautet  auf  10  Kronen  und  wird  vou  der  Be- 
völkenmg  so  sehr  vor  den  Goldmünzen  be- 
vorzugt, dass  die  Goldcirkulation  sehr  gering 
ist  Inklusive  der  eigenen  Kasse  d^  Na- 
üonolbank  igt  das  Minimum  der  Zettelmeuge 
daher  seit  1872  nicht  unter  54  Millionen 
Kr.,  seit  1880  nicht  unter  70  MiUionen  Er. 
(also  ca.  35  Kr.  pr,  Kopf)  gewesen,  wahrend 
das  Maximum,  das  bis  1870  nicht  54  MUlioneu 
Er.  überstieg,  1871  61  MiUionen,  1873 
74  Mülionen,  1881  84  Millionen,  1894 
90  Millionen  und  1895  96  Millionen  (ca.  4i} 
Kr.  pr.  Kopf)  erreichte.  Eundgebuug '^'-  27. 
Dezember  1897  hat  der  Bank  die  tknisaion 
von  5-Eronenzetteln  erlaubt)  solche  siud 
unter  Arbeit  und  sie  werden  die  cirkulierraide 
Zettelmenge  aller  Wahrscheinhehkeit  nach 
noch  vergrösaern.  Der  durchschnittliclie  Stand 
sowie  der  Stand  am  31.  Dezember  der  Zettel- 
cirkulation  und  des  Metallfonds  war: 


Durchschnitt  t.  das  Jahr 

Stand  am 

31.  Deabr 

Zettel 

Metall 

Zettel 

MetaU 

MUl 

Kronen 

MUl. 

Kronen 

1860 

48 

48 

1870 

48,05 

ca.  31 

53 

26 

1878 

66,a8 

40,5 

76 

49,6 

1877 

61,95 

35,5 

67 

37,4 

1880 

7^,33 

45,' 

84 

55,4 

188* 

72,83 

43,9 

79 

49.5 

1887 

77,58 

49.5 

86 

57.4 

1889 

77,83 

49.4 

88 

60,. 

1892 

80,9 

5»,7 

87 

58.a 

1894 

8o,a 

53.3 

90 

62,0 

1896 

865 

58,7 

95 

666 

1897 

88,8 

60,1 

97 

64,5. 

Der  MetaUfonds   wird   also  verhfiltois- 
mäseig  grösser  mit  der  wachsenden  Zett^- 
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emifision ;  bei  eiDer  Emission  von  48  Millio- 
nen soll  er  ca.  44  %  sein,  bei  75  dagegen 
56  o/oj  bei  100  sogar  67  "!<,. 

Die  Fundierungabestimmungen  der  rlSni- 
schen  Nationalbank  sind  im  wesentlichen 
den  Prindpien  der  englischen  Bankakte  ent- 
lehnt, doch  mit  einigen  nicht  unwesentlichen 
HodiiikatioDen.  Erstens  wiid  der  Betrag 
der  nicht  metaUisch  gedeckten  Zettel  von 
Zeit  zu  Zeit  eiliöht,  wenn  der  Zuwachs  der 
BeTÖlkerung  und  der  wachsende  Wohlstand 
eine  stetige  VergrOsBeriing  der  Umlaufs- 
mittel  erfrädem.  Von  35  Millionen  Kr.  i.  J. 
1847  ist  er  allmShUch  bis  auf  33  Millionen 
Kr.  i.  J.  1897  erhöht  worden.  Demnächst 
machen  die  oben  genannten  Bestimmungen 
von  1886  und  1897  es  möglich  fttr  die 
Bank,  eine  Erweiterung  der  Zcttelcirkulation 
von  kürzerer  Dauer  ohne  vorhei^hendfi 
Herbeischaffung  von  Geld  eintreten  zu  lassen 
und  die  Oold Versendung  gänzlich  zu  er- 
sparen, wenn  die  Cirkulation  nach  kiu^er 
&it  wieder  zum  nonnalen  Standpunkt  zu- 
rückkehrt. Und  endlich  ist  es  zwar  der 
Bankdirektion  zur  Pflicht  gemacht,  den 
FundierungsbeatimmungeD  genau  zu  folgen, 
und  namentlich  Über  den  Stand  der  Zetfel- 
menge  und  des  Metallfonds  dem  kßnigl. 
BankkommiBsär  (dem  Juatizmioister)  Be- 
richt abzUlfXeD^  aber  fOr  den  Fall,  dasK 
dieser  Bericht  jemals  igegen  Erwaitung» 
äae  Abweichung  von  den  Bestimmungen 
zei^n  sollte,  wird  es  nur  der  Direktion  &\s 
Pflicht  auferlegt,  >späte6tens  vor  dem  Aus- 

Cg  des  nächsten  Monats  dem  Bonk- 
imissfir  darznthun,  dass  das  normale 
Verhältnis  ganz  restituiert  ist>.  Unter  ähn- 
lichen VerMltniaaen  wie  die,  weiche  die 
SuBpension  der  englischen  Bankakte  dreimal 
veranlasst  haben,  würde  also  die  Bank- 
direktioQ  auf  eigener  Verantwortlichkeit  die 
Zettelmenge  Ober  die  normale  Grrenze  fOr 
einige  Wochen  erweitem  kennen;  die  Di- 
rektion hat  indessen  dies  bisher  niemals 
gethsn. 

Al^esehen  von  der  monopolisierteu  Zettel- 
emissioD  steht  es  in  Dänemark  allen  —  ein- 
zelnen Personen  sowie  Aktiengesellschaften 
—  frei,  Bankgeschäfte  zu  machen,  und 
ausser  derOctroi  der NationaJbank 
giebt  es  kein  besonderes  Bankge- 
setz —  und  auch  kein  besonderes 
Aktiengesetz.  Bis  1846  war  jedoch  die 
Nationalbank  die  einzige  Bank  Dänemarks; 
dann  wurde  in  Odense  eine  kleine  Bank 
(>Kyns  Stifts  Dis^outokasae*)  mit  einem 
Kapital  von  kaum  Vt  Million  Rthlr.  ge- 
grfindet.  Voiiier  hatte  die  Nationalbüik 
selbet  in  Aariius  1837  ein  Filialkontor  er- 
ri(4itet.  Bis  zur  Mitte  des  Jahrhunderts 
waren. aber  anch  die  Ökonomischen  Verhält- 
nisse Dfinemarte  so  einiatdi  und  wenig  ent- 
wickelt und  der  Kajatalreichtum  so  gerijig, 


dass  man  nur  wenig  das  Bedürfnis  nach 
Bankinstituten  fühlte.  Die  Wirksamkeit  der 
Nationalbank  war  auch  —  besonders  mit 
Rücksicht  auf  die  kommerzielle  Entwickelung 
—  sehr  begrenzt,  solange  die  Zettel  nidit 
einlöslich  waren  sowie  auch  die  Depositen 
verhältnismäüwig  klein  waren.  1846  war 
das  Geschäftskapital  der  Nationalbank  ca. 
26  Miliioneu  Rthlr.  {Aktienkapital  ca.  13,4Mil- 
lionen,  ungedeckte  Zettel  ca.  7,3  Millionen, 
Obligatio nsschuld  ca.  2.4  Mühonen,  Schuld 
an  die  Staatskasse  1,3  Millionen,  Depositen 
ca.  '  4  Milhonen,  Verschiedenes  ca.  1  Aüllion); 
davon  waren  6' s  Millionen  in  einer 
Staatsobligation,  die  erat  in  30  Jahren  ab- 
getragen  werden  sollte,  11,2  Millionen  in 
Priontäten  und  Aolehen  g^n  Pfand  ge- 
bunden und  nur  5'ii  Millionen  Rthlr.  zn 
Wechseldiskontierungen  angewendet.  Im 
Laufe  des  Jahres  waren  ffb'  19  Millionen 
Rthlr.  Wechsel  diskontiert  worden.  Von 
dieser  Zeit  stieg  aber  die  eigentliche  bank- 
massige  Wirksamkeit  mehr  und  mehr, 
und  in  den  Jahren  1854 — 57  wurden 
13  Provinzbanken  —  zum  grOsaten  Teil 
aber  mit  nur  geringem  Kapital  —  gegründet ; 
1857  wurde  die  "Privatbank*  in  Kopen- 
hagen ins  Leben  gerufen.  Die  Krise  in 
1857  wirkte  aber  sehr  störend  auf  diese 
Entwickelung,  und  erst  1870  fand  ein  neuer 
Aufschwimg  statt.    187Ü— 76  wurden  22  Pro- 


I^vatbanken  gegründet  (die  ^Landmands- 
bank«  mit  einem  Aktienkapital  von  12  Mil- 
lionen Kj-.  1886  zu  24  Millionen  Kr.  er- 
weitert, tmd  die  »Handelsbank«,  eben- 
falls mit  12  MiUionen  Kr.,  1898  zu  16  Mil- 
lionen Kr.  erweitert),  während  die  »Privat- 
bank« ihr  Kapital  auf  12  Millionen  Kr.  ver- 
melirte.  Seit  1890  ist  wieder  eine  grCesere 
Anzahl  von  —  meistens  kleinen  ■ —  Banken 

gegründet  worden,  daninter  die  »Leih-  und 
iäkoniobank  Kopenhagens«  (1895),  Kapit^ 
2  Millionen  Kr.,  und  die  ^Gmndejerbank 
Kopenhagens«  (Sept.  1898).  Abgesehen  von 
eimgen  kleinen  Kreditinstitutionen  bestehea 
demnach  jetzt  (1898)  in  Kopenhagen  9 
Banken,  ausser  den  sechs  genannten  die 
»private  Leihbankn  (seit  1854) ,  Kapital 
4  Millionen  Kr.,  die  »Juduatriebank«  (seit 
1862),  Kapital  2  Millionen  Kr.,  und  die  »Ai^ 
beiterbank«;  (seit  1872),  Kapital  ca.  IV*  Mil- 
lionen Kr.;  die  Wirksamkeit  der  letzten  ist 
doch  von  mehr  specieller  Art  und  sie  ist 
daher  in  der  folgenden  Statistik  nicht  inbe- 
griffen. Das  Wachstum  der  älteren  6  Haupt- 
Banken  sowie  dei'  Provinzbanken  wird  aus 
folgenden  Zahlen  erhellen,  von  denen  die 
erste  Kolonne  unter  »eigenem  Kapital*  so- 
wohl Aktienkapital  als  Reservefonds  und 
die  ungedeckte  Zettelmenge  der  National- 
bank (27  bis  33  MiUionen  Kr.)  umfasst: 
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Wie  mau  sieht ,  bezeiclinen  tlie  Jahre 
1875 — 80  eine  Periode  der  Stwkung,  teil- 
■weise  des  Rückgangs.  1876 — 77  verlor  die 
>lDdugtriebank<.  ihr  halbes  Aktienkapital 
<1  MUJion,  Kr.),  welches  April  1S98  aufe 
neue  eingezahlt  ist,  und  <lie  »Privatbank« 
ihren  ganzen  Reservefonds  (2  Millionen  Kr.), 
während  zwei  Privatbanken  (Volksbanten) 
faUiert«n. 

Neben  den  Kopenhagener  Banken  müssen 
noch  die  zwei  grossen  »Sparkassen«^  daselbst 
(>EjObenhavns  Sparekasse>  und  >Bikiiben«) 
erwfthnt  werden,  welche  zum  Teil  bank- 
mäsaige  Geschäfte  treiben.  Die  Depositen 
derselben  waren  zu  denselben  Zeiten :  1870 : 
30,7  Älillionen  Kr.,  1875:  52,0,  1886:  78,.->, 
1885:  89,0,  1890:  129,2,  1895:  160,0,  1898: 
175,8  Mililionen  Kr.  In  gleicherweise  wir- 
ken mehrere  der  Provinzsparka.'^sea,  beson. 
ders  in  den  Stadteu,  wo  keine  Bank  ist,  als 
Banken.  Die  Depositen  waren  in  denselben 
i.  J.  1897  OL  m2  Stilüonen  Kr.  [Die  Dopo- 
^ten  in  sämthchen  selbstfindigen  Sparkassen 
waren  1860:  56  Millionen  Kr.,  1870:  118, 
1880;  2.->4,  1890:  415,  1897:  508  Millionen 
Kr.  (auf  788,000  Conti  verteUt)].  Drei  der 
Eopenhagetier  Bauken  haben  Vilialkontore 
ausserhalb  Kopenhagens,  zusammen  18  in  15 
veiBchieilenen  Städten,  von  welchen  7  auch 
selbständige  Banken  haben.Ton den  75StAdten 
Dänemarks  sind  jetzt  oa.  .^mit  Banken  oder 
Bankkontoren  verseheu,  nnd  dazu  kommen 
nodi  einiee  Landbanken.  Es  kommen  ca. 
32000  Einwohner  mf  jede  Bank  oder 
PiUalbank. 

Die  Verhältnisse  der  Kopenhagener  Banken 
und  die  Entwickelung  der  späteren  Jahre 
werden  aus  folgenden  Zahlen  (für  31.  Xll.t 
erhellen.    (S.  Tabelle  auf   nebenst.  Spalte.) 

Die  Zahlen  für  1888  sind  nicht  ganz 
normal,  indem  sie  von  den  vielen  Zinskon- 
vertierungen der  letzten  Jaltre  beeinflusst 
sind.  Die  Zinsverhältnisse  werden  die  Dis- 
kontosätze  der  Nationalbank  für  beste  "Wechsel 
kennzeichnen;  sie  waren  im  Durchschnitt 
für  1876—77:  5,32  —  1878:  4.41  —  1879 
bis  81 :  3,37  —  1882—84 :  4.13  — 1885—86 : 
3,62;  vom  17.  Juni  1886  bis  16.  Oktober  1889 
war  der  Diskont  3"i):  daim  ist   er  wieder 


u-  dm^ihschnittlicli  1890  3,70 
nnd  1891  —  95  3,67  "/o,  1896  3,52,  1897 
4,41  ».'»,  1898  4,28  "/o. 


II.  Die  Batiken  iii  Nonregeu. 

Die  Bank  Verhältnisse  in  Norwegen  sind 
wesentlichen  Punkten  denen  Dänemarks 
ähnlich,  was  sich  aus  ihrer  Entwickelung 
leicht  erklärt.  Die  erste  norwegische  Bank 
war  uämlich  eine  Abteilung  der  1813  ge- 
gnlndeten  dänischen  Reichsbank,  imd  da- 
dureh  Avnrdo  sowohl  das  Sj-stem  der  Baok- 
verhaftimgen  aht  die  Reich  sbankthalerzettel- 
cirkulation  auch  auf  Norwegen  ausgedehnt 
1814  wurde  vom  Storthing  bescliloascn,  dass 
die  Reichsbaukabteilung  zu  einer  nor- 
wegischen Reichabank  werden  sollte,  und 
die  dänischen  Bankzettel  wurden  mit  neuen 
norwegischen  Bankzettelu  eingelöst.  Von 
den  letzteren  waren  schon  1815  ca.  25  Mil- 
lionen Rbthlr.  emittiert,  was  so  übermässig 
wai-,  dass  der  Kurs  im  Januar  1816  nur 
19  "io  betrug.  Dureh  G.  vom  14.  Juni  1816 
inirde  sowohl  das  Bank-  als  das  Geldwesen 
geordnet  Eine  neue  Bank,  »Norges  Bankc 
(<lie  Bank  Norwt^ens)  wurde  in  Trondhiem 
errichtet,  welche  die  vorige  ablösen  sollte; 
sie  wm-de  mit  einem  Grundfonds  von  2  Mil- 
lionen Speciesthaler  {—  8  Millionen  Kr.), 
welche  wie  eine  Vermögenssteuer  ausge- 
schrieben wurden,  gegründet;  später  ist  er 
erweitert  imd  im  G.  v.  23.  April  1892  (s. 
tmteu)  auf  12'  3  Millionen  Kr.  festgestellt, 
welche  in  Aktien  von  mindestens  100  Kr. 
■erteilt  sind.  Ton  den  Zetteln  sollten  so- 
gleich 2  Millionen  Btlilr.  ebenfalls  durch 
eine  Steuer  eingelöst  werden,  die  übrigen 
23  Millionen  1818  durch  ein  Anlehen,  aber 
nur  mit  12  (statt  32)  Schilling  für  jeden 
Rthlr.,  also  nur  mit  37,5  »/o  (mit  ea.  3,8  Mil- 
honen  Species  =  ca.  15j2  Millionen  Kr.). 
Die  neue  Bank,  die  das  Zettelmonopol 
behielt  und  deren  Zettel  v.  1.  Januar  1819  ein- 
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löslich  seb»  aollten,  von  welcher  Pflicht  sie 
jedoch  durch  ein  &.  v.  13.  August  1818 
befreit  wurde,  durfte  doppelt  so  viel 
Zettel  emittieTen,  als  sie  Silber  besass.  Da 
die  Bank  dies  Recht  etets  benutzte,  wnchs 
die  Zettelmenge  flbermässig  und  der  Kurs 
■\-er3cluecliterle  sich,  je  grösser  der  Silber- 
fondR  wiirdp.  Erst  1842  wurden  daher  die 
Zettel  einiöslich  gemacht  und  gleich- 
zeitig neue  Fundiemngsregeln  gegeben,  die 
zienuich  kompliziert  waren,  indem  die  Bank 
auf  Grundlage  des  Aktienkapitals  (welches 
auf  2,5  Millionen  Spcoiee  —  10  Millionen 
Kr,  erweitert  war)  *.'»  mal  Zettel  (also 
6,25  Millionen  Spociea)  emittieren  durfte, 
auf  Grund  anderer  Mittel  aber  in  verschiede- 
nen Veriiältnissen  (^/i,  ^li  und  '/i  mal).  Da 
indessen  die  Fonds  znm  grössten  Teil  statio- 
när waren,  konnte  man  (nacli  1875,  da 
der  Goldfuss  eingeführt  wurde)  un- 
gefähr sagen,  dass  die  Bank  mit  einem 
Sietaüfonds  von  ca.  16,ö  Mülionen  Kr.  in 
allem  ca.  35,1  Millionen  Kr.  emittieren 
durfte,  also  ca.  18,6 Millionen  Kr.  ungedeckt; 
was  mehr  emittiert  wimle,  musste  metallisch 
gedeckt  werden.  Es  musa  aber  noch  be- 
merkt werden,  dass  die  Bank  berechtigt 
ißt,  bis  '3  dos  Metallfonds  im  Auslande  zu 
deponieren,  so  dass  für  diesen  Teil  eigent- 
lich  Anforderungen    auf    Debitoren    in 


Jahres  war 

MetollfondB  Zettelcirknl.  davon  ungedeckt 

1860  i4^MiU.Kr.  35,8MiU.Kr.  11,4  MiU.  Kr. 

1870  16,6      „  28,3      „  11,7      „ 

1875  »5,3      „  37,2      „  11,9      „ 

1880  33,7      „  38,7      „  5,0      „ 

1886  ag,7      ,.  37,1      „  8,4      „ 

1887  40,0      „  40,0      „  0,0 
1890  38,8  49,6      „  10,8      ,. 

In  der  Ci^Aulation  ist  aber  nicht  die 
Zettelreserve  der  Bank,  welche  ihre  Kasse 
bildet,  mitgerechnet,  diese  entspricht  also 
der  Differenz  zwischen  der  faktisch  unge- 
deckten Zettelmenge  nnd  der  Menge,  welche 
die  Bank  aof  der  betreffenden  Metallbasis 
emittieren  darf,  ah»  z.  B.  1885  ca.  10  Mil- 
lionen Kr.  ,1890  ca.  8  Millionen  Kr.  Rechnet 
man.  wie  in  DSnemark,  diese  Zettelreserve 
■üt  xnr  Ciikulation,  so  bleibt  diese  doch 
bedmtend  geringer  als  in  Dfinenmrk,  ob- 
d^h  ^e  Bevölkerung  ungefAhr  dieselbe 
mCeee  liat  nnd  man  in  Norw^;en,  wo  der 
Uänste  Zettel  nar  halb  so  gross  (5  Kr.)  als 
in  Ittuemark  ist,  f^easft  wie  hier  die  Zettel 
dem  Golde  vorzieht  Pro  Kopf  war  die 
Cirkulation  (incl.  der  Kasse  4w  Bank)  1870 
CS.  30  St.  (gegen  ca.  30  Kr.  in  DX  1880 
ca.  28  Kr.  gegen  ca.  42  Kr.,  18H>  ca. 
^  Kr.  g^^  ca.  40  Er. 

^  Gesetz  vom  23.  April  1892  hat 


jetzt  die  Zcttelemission  so  geordnet, 
dass  die  Bank  so  viel  Zettel  ausgeben  kann, 
als  sie  Gold  besitzt  (wovon  doc;h.  wie  bevor, 
'.'3  im  Auslande  deponiert  seiu  kann  —  siehe 
oben  —  und  ausserdem  noch  bis  3  Millio- 
nen Kr.  in  Staatsbauken  in  Ländern,  mit 
welchen  Norwegen  gemeinsames  Mflnzsystem 
hat)  —  und  ansseiilem  (metallisch  nicht  ge- 
deckt) bis  24iyiillioneu  Kr.  So  lange  die  Zettel 
auf  Anfoi'denmg  einlSslich  sind,  gelten  sie 
als  Geld  imd  sindgez^^'nugenesZahlungsmittel. 
Das  Gesetz  enthält  indessen  eine  ganz  Ähn- 
liche Bestimm nng  wie  die  Fimdierangs- 
regeln  der  dänischen  Nationalbank  fllr  den 
Fall,  dass  der  monatliche  Bericht  eine 
grössere  Zettelmenge  als  die  erlaubte  aus- 
weist (s.  oben);  doch  ist  hier  zugleich  be- 
stimmt, dass  eine  Abgabe  zur  Staatskasse 
von  6  "'0  p.  a.  von  der  illxinna.'isigen  Zettel- 
menge erlegt  werden  soll. 

In  einer  Beziehung  zeigt  sich  jedoch  ein 
wesentlicher  Unterachied  zwischen  den  Na- 
tionalbauken  Dänemarks  und  Norwegens: 
während  die  dänische  Bank,  solange  die 
Octroi  dauert,  vom  Reichstage  ganz  unal^- 
hängig  ist  und  die  Regierung  nui-  durcli 
die  Wahl  eines  Direktors  (von  4  oder  Ti) 
Einfluss  anf  die  Ijeituug  derselben  liat,  ist 
die  norwegische  Bank  dem  »Storthiuge>;  fast 
ganz  untoi-geben,  indem  dieser  sämtliche  Jlit^ 
glieder  der  Direktion  sowie  auch  die  Ad- 
ministratoren der  Filialen  wählt  (für  eine 
Zeit  von  6  Jahren).  Auch  sollen  die  Bücher 
der  Bank  jedes  Jahr  den  vom  Storthinge 
erwählten  Dntersnchungskomitees  vorgelegt 
werden.  In  diesen  Bestimmungen  liat  das 
Gesetz  von  1892  die  Teränderung  gemacht, 
dass  der  Präsident  der  Direktion  i-om  König 
ernannt  wird;  aber  andererseits  bestimmt 
das  Gesetz,  dass  auch  die  15  Repräsentanten 
vom  StorÜiinge  gewäldt  werden.  Die  Aktio- 
näre haben  somit  gai-  keinen  Einfluss  auf 
die  Vei-waltung  der  Bank. 

Das  Gesetz  hat  den  Staat  an  der  Gewinn- 
verteilung beteiligt.  Vom  jährlichen  Ueber- 
schuss  erhalten  die  AktionSro  erat  bis  6  ".'0 
des  Aktienkapitals;  von  dem  Restgewinn 
werden  danach  bis  10  ".o  zum  Reservefonds 
hingelegt,  wenn  diesei'  nicht  5  Mülionen  Kr. 
betlägt;  das  Ohrige  ^-ird  zwischen  dem 
Staat  und  den  Aktionären  verteUt  mit  der 
Hälfte  für  jeden  Part,  bis  die  Aktionäre  im 
ganzen  10  "'n  des  Aktienkapitals  ertialt«n 
haben ;  dann  nimmt  der  Staat  *.  1,  die  Aktio- 
näre ''1  von  dem  Rest. 

Ein  Gesetz  vom  27.  Juli  1896 
hat  den  Hauptsitz  der  Bank  nach  Christiania 
(vom  1.  Januar  1897)  verlegt  und  statt  dessen 
eine  »Bankabteilungs  in  Trondhjem  errichtet. 
Die  Bank  hat  jetzt  12  >  Abteilungen  c. 

Bis  1848  hatte  Norwegen  nur  diese  wn- 
ögG  Bank  mit  ihren  Filialen  (»Abteilungen«). 
1M8  wurde  die  erste  Privatbank,  in  Christi- 
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ania,  gegründet;  1856 — M  weiter  drei  und 
1865—70  fünf;  1874—96  t=ind  weiter  31 
private  Banken  gegründet  worden,  während 
2  ihre  WirksamEeit  eingeBtellt  haben.  Eine 
besondere  Gesetzgebung  besteht  für  diese 
BanlLen  nicht,  auch  nicht  ein  besonderes 
A^engesetz.  Die  meisten  dieser  Banken 
haben  nur  einen  geringen  Gnindfonds;  niu- 
für  sechs  übersteigt  Aas  einbezahlte  Aktien- 
kapital 1  Million  Kr.,  und  die  grösste,  "die 
norwegische  Kreditbank«,  hat  nur  einen 
Grundfonds  von  3,2  Millionen  Ki'.  mit  einem 
Reservefonds  von  1,7  Jlillionen  Kr.  Zusammen 
haben  die  38  Privatbanken  (189 G)  einen  einbe- 
zahlten Grundfonds  von  17^  Millionen  Kr. 
und  einen  Reserve-  nnd  Delcrederefonds 
von  9,4  Millionen  Kr.  Die  Entwickelnng 
dieser  Banken  sowie  jene  der  nBank  Nor- 
wegens« wird  aus  folgenden  Zahlen  er- 
heUen: 
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Der  Unterschied  zwischen  den  kleineren 
Aktienbanken  und  den  grosseren  Spar- 
banken  ist,  wie  in  Dänemark,  ziemlich 
flüssig,  da  die  letzteren  ein  durch  ihre 
Wirksamkeit  nach  und  nach  erworbenes 
eigenes  Vermögen  haben,  das  öfters  dem 
einer  Aktienhank  gleiehkommt.  Das  Ge- 
samtvermögen  der  Sparbanken  war  1896: 
31,7  Millionen  Kr.,  die  deponierten  Mittel 
waren  am  31.  Dezember  1896  ca.  220  Mil- 
lionen Et. 

Eine  besondere  Aufgabe  liat  die  vom 
Staate  1852  errichtete  Hypothekenbank 
des  Königreichs  Norwegen,  welche 
nur  Darlehen  gegen  Priorität  an  Grund- 
eigentümer giebt.  Ihr  vom  Staate  gegebener 
Grundfonds  ist  jetzt  14  Millionen  Kr,  (Re- 
servefoudBlMillionKr.);  auf  diesem Gnmdfonds 
kann  die  Bank  bis  8  mal  so  viel  Obii^tiO' 
nen  emittieren,  durch  deren  Verkauf  sie  die 
Mittel  zum  Ausleihen  bekommt  (1896: 
115,2  MiUionen  Kr.).  Diese  Obligationen 
sollen  in  30 — 80  Jaliren  amortisiert  wei'den 
(G.  V.  28.  Juni  1887  §  8);  der  Zinsfuss  der 
bis  1884  aufgenommenen  Serien  war  4'.'i, 
in     1885/86    4.    in     1887     3,2    "o,    später 


I  oder  4  '^'o.  In  der  letzten 
Zeit  sind  einige  private  Hypothekenbanken 
errichtet  worden. 


III.  Die  BaDken  in  Sehvedeu. 

Die  BankverliältniBse  Schwedens  sind 
von  denen  Dänemarks  und  Norwegens  sehr 
verschieden.  Wie  bekannt,  wurden  die 
ersten  Banlczettel  in  Stockholm  von  der 
1656  von  Palmstruch  gegründete  a  Bank, 
welche  1668  von  den  Reichsständen  als 
Staatsbank  ilbernomjnon  wurde,  emittiert 
Da  die  Bank  kein  Kapital  besass,  soudera 
nur  gewisse  Staateeinnabmen,  wurden  die 
Zettel  von  1745—76  uneinlösUch ,  1776 
falUerle  sogai'  die  Bank,  der  Garantie  der 
Reicbsstände  zum  Trotz,  indem  die  Zettel 
mit  50  "lo  eingelöst  wurden.  Dies  wieder- 
holte sich  später  in  diesem  Jahrhundert, 
indem  die  Zettel  wieder  von  1818—34  für 
uneinlöslich  erklärt  und  dann  1834  mit  37,5 "/» 
eingelöst  wurden.  Vom  jährlichen  »l'eber- 
schusse«  ( Jahres vertlien  st)  der  Bank  war  ein 
Teil  stets  dem  Kontor  zur  Tilgung  dei- 
Reichsschuld  (i>Riks^dskontoret<)  Ober- 
wiesen, und  das  übnge  wurde  der  Bank 
»resenüerta ;  daraus  wurde  nach  und  nach 
ein  Bankkapital  gebildet,  dessen  Grösse  1830 
auf  25  Millioaen  Kr.  —  mit  5  Millionen 
Kr.  als  Reservefonds  —  normiert  wurde, 
aber  1834  niu  7,5  Millionen  Kr,  und  1845 
ei-st  das  doppelte  erreichte;  erst  1864  war 
die  normale  Grösse  erzielt.  Später  ist  nach 
und  nach  der  Grundfonds  auf  40  Millioneu 
Kr.,  mit  5  Millionen  Kr.  Reservefonds,  er- 
höht worden ;  1889  wiu>ie  es  vorgeschlagen, 
den  Grundfonds  auf  45  Millionen  Kr.  zu 
steigern,  da  die  »resenierten  MitteU  gegen 
8  MillionenKr.  Ober  Grundfonds  und  Reserve- 
fonds hinaus  betrugen,  und  jetzt  ist  im 
neuen  Bankgesetz  v.  12.  Mai  1897  der  Gnuid- 
fonds  auf  iW  Millionen  Kr.  festgestellt,  ab- 
gesehen vom  Gi-uiideigentum  (das  Bankge- 
bäude). 

Im  Jalure  1830  war  bestimmt  worden, 
dass  *ii  der  Bankzettel  metallisch  gedeckt 
sein  soUten;  dies  geschah  aber  nicht,  imd 
noch  1843  waren  von  ca.  35  Millionen  Kr. 
Zettel  nur  12  Millionen  Kr.  metallisch  ge- 
deckt. 1845  wurden  dann,  unter  Einwirkung 
von  Peels  Bankakte,  neue  Fundierungsregeln 
gegeben:  die  Bank,  die  immer  wenigstens 
10  Millionen  Kr.  Metall  in  Vorrat  haben 
sollte,  durfte  unter  dieser  Bedingung  bis 
30  Millionen  Kr.  metallisch  ungedeckte 
Zettel  ausgeben.  Es  muss  aber  hierbei  be^ 
merkt  wei-den,  dass  es  erlaubt  wurde,  Wechsel 
auf  Hamburg,  bis  67  Tage  laufend,  später 
alle  Wechsel  auf  das  Auäand,  bis  90  Tage 
laufend,   zum  Metallfonds  zu  rechnen,   und 
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dabei  erhielt  die  Bank  noch  das  fiecht, 
einen  ausländischen  Kredit,  für  welchen  der 
Staat  als  Garant  betrachtet  -werden  miisste, 
bis  12  Hillionen  Er.  zu  haben.  Die  Wiricungen 
dieser  Best  immun  gen  /«igten  sich  bei  der 
Krise  Ton  1857.  Als  der  Metallfonds  vom 
Juni  1856  bis  Juni  1857  um  ca.  40%  (18 
Hillionen  Er.)  aboahm  —  vom  Dezember 
1855  bis  Jnni  1857  fiel  er  so^  von  53 
auf  25  Millionen  Er.  —  und  die  Bank  da- 
bei gezwungen  war,  ihre  Diskontierungen 
und  Darlehen  einzuschränken,  soll  der  Metall- 
ibnds  in  der  "Weise  Termehrt  worden  sein, 
daas  einige  EauQeute  Wechsel  zu  diesem 
Zwecke  auf  einen  schwedischen  Kaufmann 
in  Hamburg  z(^n,  welche  die  Bank  dis- 
kontierte und  dann  zum  Metallfonds  le^. 
1872  wurde  jedoch  dies  Recht  auf^hoben; 
dagegen  war  es  noch  gestattet,  nicht  nur 
das  im  Aaslande  deponierte  Gold  und 
Hilber,  sondern  auch  »andere  in  auslfindischen 
Banken  oder  HEUidelsh&usem  angelegte 
(>inne« tuende °)  Mittel'  zum  Metallfonds  mit- 
zurechnen: 1887  wurden  jedoch  die  Worte 
>in  laufender  Rechnung^  hinzugesetzt 
Andererseits  wurden  aber  bis  1887  zu  den 
Bankzetteln  nicht  nur  »Postremisswechseli, 
sondern  auch  die  auf  Bantfolio  eingesetzten, 
nicht  zinsentragenden,  Depositen  gezählt 
1879  wurde  die  Summe  der  metallisch  un- 
gedeckten Zettel  vom  1.  Januar  1880  ab  auf 
35  Millionen  Kr.  gegen  ein  Minimum  von 
15  Millionen  Kr.  in  Metall  erhöht,  1887  auf 
45  Millionen  Kr.,  doch  unter  der  Bediogring, 
dass  die  wirkliche  >metaUische  Kassa«,  d.  h. 
eemfinztes  und  ungemünztes  Gold  (zu  *ls 
der  Kasaa)  und  skandinavische  Silbermünzen 
—  die  nach  1873  geprägten  nur  zu  90  "lo 
des  PrägungBwertes— wenigstens  18MUIionen 
Kr.  betrage.  Absolutes  Minimum  der  umetal- 
lischen  Eassar  war  15  Millionen  Kr.;  dabei 
konnten  35  Millionen  Kr.  metaUiscb  unge- 
deckte Zettel  emittiert  werden;  für  den 
daritber  hinausgehenden  Belauf  sollte  die 
Kasse  mit  wenigstens  30  "/o  vermelut  werden. 
Der  Belauf  von  ungedeckten  Zetteln,  welchen 
die  Bank  emittieren  konnte,  wechselte  hier- 
nach z.  B.  in  der  letzten  Hälfte  von  1888 
zwischen  45  Mühonen  Kr.  (Juli)  und  41 
Maiionen  Kr.  (November).  Die  Bank  be- 
nntzte  indessen  gewöiinlich  l>ei  weitem  nicht 
dies  Recht  bis  zur  äussereten  Grenze  und 
hatte  in  der  Regel  eine  bedeutende  ZetteJ- 
reserve  (unbenutzte«  Emissionsrecht).  Die 
Zettelcirkulation  ist  im  Laufe  der  Jahre  sehr 
wechselnd  gewesen:  wÄlirend  sie  1834 — 52 
nie  53  Millionen  Kr.  erreicht  hatte,  war  sie 
am  31.  Dezember  1855  58,5  Millionen  Kr,, 
war  aber  schon  1858  wieder  auf  37  Millionen 
Kr.  gesunken,  fiel  in  den  60er  Jahren  weiter, 
war  1865  auf  28,8,  1869  sogar  auf  23,8 
Hillionen  Kr.  henÄgegangen  (in  diesem 
Jahre  ging  der  Metatlfonda  unter  10  Millionen 


Kr.),  war  am  31.  Dezember  1870 r  23,9, 
1871:31,2, 1875:  36  und  1878:  26,9  Millionen 
Kr.,  ist  also  in  diesen  Jahren  geringer  ge- 
wesen, als  die  ungedeckte  Zettelmenge  allein 
sein  durfte.  Folgende  Zahlen  (in  Millionen 
Kr.)  für  die  Penode  1877—97  werden  die 
Verhältnisse  hinlänglich  charakterisieren. 
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Zwischen  den  drei  Nationalbanken  Dftae- 
marks,  Norwegens  und  Schwedens  ist  im 
Novemlier  1885  eine  Uebereinkunft  geschlos- 
sen worden,  wodurch  die  kostspielige  Hin- 
und  Hersendung  von  Gold  von  einem  fluide 
zum  anderen  durch  stetige  Zwiseheurech- 
nungen  und  Lir[uidationen  zu  bestimmten 
Zeiten  ttberfltissig  gemacht  sind  (cfr.  olien, 
unterDänemark(S.  312)  Kundgebungv.  19.  Fe- 
bruar 1886).  Jede  der  3  Etetnken  hat  den 
zwei  anderen  ein  Konto  eröffnet,  auf  welches 
diese  Anweisungen,  auf  Anforderung  zahlbar, 
ausstellen  knnnen ,  selbst  wenn  sie  keine 
Forderung  auf  die  betreffende  Bank  haben. 

Die  oben  erwähnte  wechselnde  Grösse 
der  Zettelmenge  steht  zum  Teil  im  Zu- 
sammenhange mit  der  Grösse  der  Zettel 
(bis  184y  wurden  nämLch  Zettel  bis  V*  Kr. 
ausgegeben,  dann  nur  bis  1  Kr.,  seit  1875 
ist  der  kleinste  Zettel  5  Kr.),  zum  Teil  aber 
auch  mit  den  zu  verschiedenen  Zeiten  für 
das   Emissionsrecht   der    privaten   Banken 


Noch  bevor  die  Zettel  der  Reichsbanfc 
i.  J.  1834  wieder  fOr  einlöslich  erklärt  worden 
waren,  wurde  es  —  1824  —  erlaubt,  zettel- 
eraittierende  Privatbanken  zu  er- 
richten, jedoch  nur  nach  besonderer  Konzes- 
sion für  jede.  18.H1  wurde  die  erste  Bank 
dieser  Art  (»Ensküdai  —  d.  h.  private  — 
•  Banker')  in  Skaane  errichtet,  und  bis  1850 
noch  11  andere,  alle  nach  dem  allgemeinen 
schwedischen  Aktiengesetz  mit  solidarischer 
Verantwortung  sämtlicher  Aktionäre.  Zu 
dieser  Zeit  wurde  ni«i  geneigt,  die  Zettel- 
endssion  zu  monopolisieren,  und  1849 — 55 
wurde  keine  Konzession  gegeben.  Dagegen 
wurden  in  diesen  Jahren  sogenannte  ■FUia]- 
banken*  errichtet,  private  Banken  ohne 
Zettelemission ,  die  aber  berecht^i^  waren, 
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Assignationen  zu  eiiioni  gowiescn  Belaufe 
a»if  <lie  Hek'hshank  zu  emittieren,  die  •ma 
Zettel  eirknii erteil.  Von  solchen  Filialbankeo 
*iirden  1852 — 69  22  enichtet;  nach  dem 
neuen  Bankgesetze  von  lSti4,  dass  die 
ZettelemJssion  der  Privatbanken  regelte,  ^g 
man  aber  von  diesem  Piano  wieder  ab;  ihre 
Zahl  wurde  nacli  und  nach  ven-ingert,  und 
mit  dem  neuen  Baukpesetze  von  lti/4  hörten 
täe  ^luzlieh  auf. 

Das  Hauptinteresso  kiiflpft  sich  daher 
an  die  jEnsHilda  Bankern  d.  h.  private 
Zettelbanken,  deren  VoihÄltnisse  nicht  diu^^h 
eigenflithe  Gesetze,  sondern  durch  ^könig;- 
YiQhe  Knndmacliungen«  geregelt  sind,  von 
<leuen  die  letzte  vom  12.  Jnni  lS7i  jedoch 
erst  vom  ReicUstage  behandelt  wurde  und 
in  der  von  diesem  genehmigten  Gestalt  er- 
schien, so  wie  die  vorher  geltende  vom  20.  Mai 
18,64.  Jene  königi  Kundgebung  von  1874 
wurde  dnrt:li  die  Einfflhnmg  der  Gold- 
währung i.  J.  1873  veranlasst  und  ihr  Haupt- 
ziel war,  eine  stärkere  metallische  Deckung 
durchzuf Ohren.  Nach  diesen  Gesetzen  ge- 
hört zur  Erriehtang  einer  :>£nBkilda  Bank^^ 
eine  königl.  Konzession,  die  nur  auf  je 
zehn  Jahre  erteilt  wird.  Die  eigentlichen 
Mitglieiler  emer  Enskildabank  müssen  schwe- 
dische Untertbauen  sein  imd  mit  ihrem 
ganzen  Hab  und  Gut  für  alle  Verbind- 
lichkeiten solidarisch  haften;  ihre  Zahl 
soll  wenigstens  30  sein,  faktisch  ist  aber 
das  llinimuin  der  Teilhaber  ca.  150.  Ein 
Teilhaber  kann  nur  mit  Zustimmung  der 
General versamrahmg  seine  Aktien  anderen 
nbertragen.  Es  ist  erlaubt,  bis  50  "/o  des 
von  den  solidarischen  Teünehmem  einge- 
zahlten Stammkapitals,  Aktien  an  beschränkt 
haftbare,  aber  auch  von  jeder  Beteiligung 
an  Be8chlussfa.<«snngen  ausgeschlossene  Kom- 
mauditäi'O  abzugeben;  von  diesem  Rechte 
haben  doch  nm'  drei  Banken  ~-  die  eine 
filr3MillionenKr.,die  zweianderen  jede ffli- Vi 
Million  Kr.  —  Gebrauch  gemaeliL  Das 
Minimum  des  iätammkapitals  ist  auf  1  Million 
Kr.  festgesetzt.  Zur  Ei-öffnung  der  Geschäfte 
wird  bai«  Einzahluiig  von  10°.'o  des  Stamm- 
kapitals und  füi-  die  übrigen  90  "!«  Einlage 
sicner  garantierter  Verpflichtungsscheine  von 
Seiten  der  Teihiehmer  gefordert,  zur  Noten- 
ausgabe Depositiou  von  wenigstens  tiO  "/d 
des  Stammkapitals  unter  öffeutlidie  Obhut. 
Ein  Hesei-vefonds  soll  nai.^h  und  nach  ge- 
bildet wei-den. 

Die  königl.  Kundgebung  von  1874  — 
welche  beabsichtigte,  den  Zetteln  der  Piivat- 
banken  ein  wirkliches  Metallfiindament  zu 
geben,  während  sie  nach  der  königl. 
Kundgcbimg  von  1304  auf  Keichsbankzettclu 
—  die  gesetzliches  Zahlungsmittel  sind  — 
fundiert  sein  konnten,  —  hatte   über  die 


höchstens  den  Gesamtwert:  b)  de^  imtcr 
Öff entliehe  Obhut  deponierten  Teils  des 
Stammkapitals  (»Gninufoudshypothekf)  und 
b)  des  Eesei-x'efonds;  c)  ihrer  Forderungen 
bis  ziun  Beti-age  von  50  ".'e  des  Stamm- 
kapitals, aber  nur  unter  der  Bedingung, 
dasB  10  *'o  derselben  sich  in  der  Form  von 
gesetzlichen  Fordern  n^n  im  Hauptkontor 
befinden ;  d)  der  über  diese  10  */o  des  Stamm- 
kapitals hinaus  im  Hauptkontor  befindlichen, 
der  Bank  ^hörigen  Goldmünzen  und  Barreu. 
Die  Ecskildabanken  sind  unerlfisslich  ver- 
pfliclitet,  ihre  Noten  mit  Gold  einzulösen. 
Minimum  der  Banknoten  war  ibis  auf 
weiteres«  5  Kr. 

Es  wild  leicht  in  die  Augen  fallen,  dass 
die  Gold  fundierung  ziemlich  schwacli  war. 
Mit  einem  Stammkapital  von  z.  B.  1  Million 
Kl',  konnte  eine  ^nk,  die  kein  einziges 
Gtoldstück  besaas,  doch  üOOOOOKr.  in  Zetteln 
ausgeben,  die  auf  einer  jOrundfoudshyi^theke 
fundiert  waren,  von  der  die  Hälfte  aus 
Priori tfitsobligationen  bestehen  konnte,  und 
mit  nur  100  000  Kr.  in  Gold  in  der  Kasse 
konnte  dieselbe  Bank  1,1  Millionen  Kr.  in 
Zetteln  ausgeben.  Am  31.  August  1877 
konnten  28  Enskildabanken  mit  einem  ge- 
samten Grund-  und  Besen'efonds  von  ca. 
66,3  Millionen  Er.,  wovon  ca.  40,0  Millionen 
Kr.  als  »GiTiud-  und  Resen'cfondshypothdtc 
deponiert  waren,  bei  einer  Goldkasse  von 
nur  824  Millionen  Kr.,  nicht  weniger  als 
79,7  Millionen  Kr.  in  Zetteln  ausgeben. 
Davon  wareu  jedocli  nur  54,2  Millionen  Kr. 
ausgegeben ;  dazu  kamen  aber  29,0  Millionen 
Reichsbankzettel  bei  einer  «metallischen 
Kasse»  von  12,1  Millionen  Kr.  —  zusammen 
also  ca.  83  Millionen  in  Zetteln  ^egen 
einen  l^fctallfonds  von  kaum  20</i  Millionen 
Kr.,  auf  welchen  noch  andere  30  Millionen 
Kr.  in  Zetteln  konnten  ausmgeben  werden 
—  in  allem  wäre  also  eine  Zettelcirkulation 
von  105  MUlionen  Kr.  m<1glich  gegen  einen 
Mctallfonds  von  kaum  20  Millionen  Er., 
während  dio  dänische  Natioualbank  einer 
solchen  Zettelcirkulation  gegenüber  einen 
MetaUfonds  von  75  Millionen  Kr.  liaben 
sollte  —  Zahlen,  weldie  die  Fehler  beider 
Fundierun  gssysteme  lunUlngUcb  charakteri- 
sieren. In  der  Ei-keuntnis  dieser  Schwäche 
suchte  man  1879  die  Zcttelcukulation  der 
Ensküdabauken  dadurch  zu  begrenzen,  dass 
man  ihnen  verbot,  vom  1.  Januar  1830,  .">- 
Ki-oneiizettel  {die  im  Belaufe  von  mehr  als 
17  Millionen  Kr.  cirkuliei-ten)  auszugeben; 
zur  selben  Zeit  wimle  daim  {s.  oben) 
das  Minimum  der  »metallischen  Kasse«  der 
Reichsbank  auf  15  Millionen  Kr.  gesetzt, 
aber  auch  die  ungedeckte  Zettelmengc  dieser 
^nk  auf  35  Millionen  Kr.  erhöht  Dadurch 
wurden  jedoch  die  Verhältnisse  nicht  wesent- 
lich geändert  (der  Belauf  <ier  lO-Kronen- 
zettel  stieg  nämlich  infolge  des  Wegfallens 
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der  5-Kroneiizettel  mit  ca.  1-t  Millionen  Kr.); 
am  30.  Juni  1886  war  z.  B.  die  Goldtasse 
der  Ekiskildsbanb  7,8  Millionen  Kr.  und  die 
erlaubte  Zettelcirkulation  73,4  Millionen  Kr., 
-wovon  48,9  Millionen  Kr.  ausgegeben  waren 
—  ungemir  dieselben  Zahlen  wie  i.  J.  1877. 
Cnd  dabei  hatte  die  Beichebant  mit  einer 
■>meta]Iiflchen  Kasse«  von  15,14  Millionen 
Kr.  eine  Zettelcirkulation  von  42,8  MÜlioDen 
Kr^  —  zusammen  also  91,7  Millionen  Kr, 
Zettel  gegen  24,2  Millionen  Kr.  Metall.  In 
den  drei  skandinanschen  Ländern  finden 
wir  zu  diesem  Zei^uiürte: 
in  Dänemark   77.0  Mill.  Kr.   in  Zettel  gegen 

49,8  Mill.  Er.  in  MetaU:  Sip'"^  Deckung; 
in  Norwegen  39,3  Mill.  Kr.  m  Zetteln  g^^n 

27,5  MiB.  Kr.  in  MetaU:  70,1%  Deckung; 
in  Schweden  91,7  Hill.  Kr.  m  Zetteln  gegen 

24^  Hill.  Kr.  in  Metall:  24,4« „  Deckung 
und  mit  dieser  Metalldeckimg  konnten  in 
Schweden  noch  32,9  Millionen  Kr.  ausge- 
geben werden,  während  in  Norwegen  nur 
ea.  8  und  in  Dänemark  nur  2,8  Millionen 
Kr.  weiter  ausgegeben  werden  konnten. 

Diese  Lage  der  Dinge  brachte  die  Präge 
der  UnterdnlckuQg  des  ZcttelemisBionsreclits 
der  Enskildabanken  oder  doch  wenigstens 
der  Erlaubnis,  10-Eronenzettel  auszugeben, 
so  dass  der  kleinste  Zettel  auf  50  Kr.  uuten 
sollte  (1886  waren  von  48,9  Millionen  Kr. 
ca.  27  Millionen  lO-Kroneiizettel),  auf  die 
Tagesordnung.  Man  schreckte  indessen 
lange  davor  znrQck,  da  die  Terteidiger  der 
Banken  geltend  machten,  dass  es  nur  das 
Emis^Misrecht  (und  dabei  besonders  der  10- 
Kronenzettel)  ist,  welches  den  Enskildar 
hankcD  mißlich  macht,  Filialkontore  in  einer 
Menge  kleiner  Ortschaften  zu  haben,  die 
solche  nicht  entbehren  können  und  bis  zu 
denen  es  bei  der  jetzigen  Organisation  der 
Reicfasbaok  dieser  unmöglich  ist.  ihre  Ab- 
teänngekontore  auszudehnen.  Die  LOsnng 
der  Frage  wurde  noch  dadurch  schwieriger 
gemacht,  dase  man  von  der  anderen  Seite 
auch  eine  Refonn  der  Reichsbank  ver- 
langte, wodurch  diese  unabhängiger  vom 
Reichstage  gestellt  und  der  Kontrollo  der 
Regierung  teOweise  unterworfen  würde. 
Obgleidi  die  schwedische  Reichsbank  eine 
Staatsbank  ist,  ist  sie  nänüich  von  der 
Regierung  unabhängig,  dagegen  der  flacht 
des  Reidista^ea  ganz  unterstellt.  Jedes 
Jahr  wätilte  dieser  elaen  Ausschtiss  (>Ban- 
kutskotletc),  aus  8  Mitgliedern  von  jeder 
Kammer  bestehend,  welche  die  Aufeicht 
und  Leitung  der  Bank  haben  und  dem 
Reichstag  Vorechläge  zur  Anwendung  der 
jährlichen  CeberschüKc  machen.  Und  jedes 
Jahr  wählte  der  Reichstag  7  i>Bankfullmäk- 
tige<,  die  wieder  aus  ihrer  Mitte  2  »Depii- 
fierte«  wählen,  welche  die  eigentlichen  Di- 
nktoren  der  Bank  sind  (seit  1894  gelten  jedoch 
'liese  Wahlen  fOr  3  Jahre).    Dm  dodi  eine 


solche  Beform  des  ganzen  Bankwesens 
möglich  zu  machen,  wurden  die  Konzes- 
sionen sämtlicher  27  Enskildabanken  nicht, 
wie  zuvor,  jede  auf  10  Jahre  gewährt, 
sondern  so  gestellt,  dass  sämtliche,  da  die 
Retormbewegung  von  1886  scheiterte,  1893 
ablaufen  würden. 

Das  Resultat  der  Verhandlungen  von 
1886  wai-  nur  ein  neues  Gesetz  {y.  19.  No- 
vember) über  die  nicht- zetlelenuttierenden 
Banken:  'Aktieubankenn  mit  begrenzter 
Terantwortlichkeit  der  Aktionäre,  deren 
Verhältnisse  bisher  durch  eine  kOnigL  V. 
V,  6,  Oktober  1848  geregelt  waren,  weQche 
noch  für  die  bis  1886  errichteten  Aktien- 
banken geltend  ist  Auch  die  ganz  kleinen 
»Volksbanken«  gehören  nicht  imter  das 
neue  Gesetz.  Nach  diesem  gehört  zur  Er- 
richtung einer  Aktienbank  königl.  Sank- 
tion, die  nur  nach  genauer  Früfong  der 
Statuten  und  für  höchstens  je  20  Jahre  er- 
teilt wird.  Die  Aktionäre  sollen  schwedi- 
sches Bürgerrecht  haben  imd  wenigstens 
20  an  der  Zahl  sein;  das  Minimum  des 
Stammkapitals  ist  1  Million  Kr.,  welche  im 
Laufe  eines  Jahres  eingezahlt  sein  sollen; 
der  Bedarf  darf  nicht  ohne  erneute  Konzes- 
sion auf  mehr  als  das  doppelte  vermehrt 
werden.  Der  König  kann  jedoch  den  Um- 
ständen nach  das  Minimum  bis  auf  200000 
Kr.  herabgehen  lassen.  15  %  des  jährlichen 
üeberschusses  sollen  zumR 


werden,  bis  dieser  50  "/o  des  Stammkapitals 
erreicht.  Auch  Über  den  Charakter  und 
Umfang  der  Geschäfte  giebt  das  Gesetz  be- 
schränkende Bestimmmigen. 

Es  bestanden  i.  J.  1886  schon  15  Aktien- 
banken (die  erste  wurde  1863  errichtet. 
1872  beslanden  4,  1876  10  1877  15);  1889 
bis  97  sind  noch  15  Banken  dieser  Art  ent- 
standen. Der  einbezahlte  Grundfonds  sämt- 
licher 30  Banken  war  am  31.  Man  1898 
59  Millionen  Kr.,  der  Reservefonds  18,17 
Millionen  £r. 

Um  die  Zettelemissionsfrage  zu  lösen, 
wurde  am  5.  Oktober  1889  eine  Kommission 
ernannt,  die  schon  am  30.  Januar  1890  ihr 
Gutachten  abgab,  von  fünf  Gesetzesvor- 
schlägen  begleitet,  welche  daranf  zielen,  das 
Zettelemisaionsrecht  der  privaten  Banken 
aufzuheben  und  die  Zettelenussion  als  Monopol 
der  Beichsbank  vorzubehalten  nnd  dabei  die 
zu  diesem  Zwecke  nötigen  Veränderungen 
in  der  Ordnung  der  Reichsbank  sowie  in 
der  Yer&issung  durchzufOhren.  Erst  nach 
sieben  Jahren  ist  es  gelungen,  diese  Vor- 
schläge im  wesentlichen  durchzuführen,  so 
dass  die  Veränderungen,  die  schon  1894 
hätten  eintreten  sollen,  jetzt  erst  mit  dem 
Jahre  1899  anfangen  werden,  und  erst  vom 
I.  Januar  1904  wird  das Zettelmono- 
pol  der  Reichsbank  durchgeführt 
werden. 
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Das  Gesetz  für  die  Seiclisbank 
Schwedens  v.  12.  Mai  1897  bestimmt, 
dass  die  Seichsbank  allein  berechtigt  sein 
soD,  Bankzettel  auszugeben,  welche  —  auf 
5,  10,  50,  KH)  und  1000  Kr.  lautend  —  ge- 
setzliche Zahlungsmittel  sein  sollen  und  auf 
Anforderung  am  Haiiptkoutor  der  Eeichs- 
bank  mit  Gold  eingelöst  werden  sollen. 

Die  »metallische  Kasse  c  der  Reichsbank 
besteht  aus  allen  der  Bank  gehörenden  und 
im  Lande  selbst  befindlichen  schwedischen 
nud  auslftodischen  Goldmünzen  sowie  un- 
geprSgtem  Gold  unter  denselben  Bedingungen 
und  soll  wenigstens  25  Millionen  Kr.  aus- 
nüichen.  Als  Mefalldeckung  wird  jedoch 
auch  gerechnet  1)  alles  der  Rink  gehörende 
geprägte  oder  ungeprägte  Gold,  welches 
im  Auslände  deponiert  ist  oder  unter  Transport 
vom  Auslände,  wenn  gegen  Seegefahr  rer- 
sichert,  und  2)  die  in  ausländischen  Banken 
oder  Handelshäusern  in  la\ifender  Rechnung 
stehenden  {»innestäende«)  Mittel,  üeber 
diese  >Metalldeckungi  hinaus  darf 
die  Bank  noch  bis  100  Millionen  Kr. 
emittieren,  wenn  die  Bank  einen  entsprechen- 
den Belauf  von  a)  leicht  veräuseerlichen 
aiiBltlndiBchen8taatspapieron,b)auslllDdischen 
Staatsobligationen  oder  Obligationen  der 
»Allmänna  Hypotheksbank*  oder  anderer, 
welche  an  ausländischen  Börsen  notiert 
werden,  und  e)  in-  und  ausländischen  Wech- 
seln hat.  Doch  dürfen  bei  einer  »metalli- 
schen Kasse«  von  25  Millionen  Kr.  nur  bis 
60  Millionen  Kr.  gegen  solche  Effekten- 
deckung emittiert  werden  ■  bei  einer  grösseren 
Emission  dieser  Art  soll  die  metallische 
Easse  mit  30  %  des  Belaiifes  vermehrt  sein. 
Mit  einer  metallischen  Kasse  von  37  Millionen 
Kr.  kann  aber  die  Bank  137  Millionen  Kr. 
in  Zetteln  ausgeben. 

Diese  bedeutende  Erweiterung  der  metal- 
lisch nicht  gedeckten  Zettel  —  von  45  bis 
auf  100  Millionen  Kr.  — ,  welche  am  1.  Janiiar 
1899  wie  die  übrigen  Bestimniun^n  des 
neuen  Gesetzes  in  Kraft  tritt,  ist  in  dem 
Aufhören  der  Zettelemissions- 
rechte der  privaten  Banken  (deren 
Zettelmenge  am  31.  Dezember  1897  ca.  72,2 
Millionen  Kr.  war)  befindet  Dies  Recht 
hört  indessen  erst  mit  dem  Ausgange 
des  Jahres  1903  auf.  Um  indessen  die 
»Enskildabanken"  zum  früheren  Aufhören 
zu  ermuntern,  ist  es  bestimmt,  dass  jede 
solche  Bank,  welche  das  Recht  des  Zettel- 
emi ttierens  freiwillig  aufgiebt  —  voraus- 
gesetzt, dass  sie  keines  Ou-er  »Abteilungs- 
tontoren«  einzieht  — ,  das  Hecht  haben  soU, 
ein  Kassakreditiv  bei  der  Reichsbank  zur 
Hälfte  ihrer  Zettelcirkulation  am  1.  Janiiar 
1896  zu  benutzen  ohne  besondere  Abgabe 
und  gegen  einen  Zins,  2*/o  niedriger    ' 

feltendes  Diskonto  für  Wechsel  auf  3  Moi 
och  wenigstens  2'^/o  p.  a.,  und  weiter 


ihre  Wechsel  zur  H&lfte  jenes  Belaufes  ia 
der  Reiohsbank  gegen  ein  Diskonto  gleich 
^/a  des  geltenden  Diskontos  zu  rediskontieren. 
Dasselbe  Recht  zum  Rediskontieren  —  jedoch 
nur  bis  zu  40  "/o  des  Belaufes  der  Zettel- 
cirkulation  am  1.  Januar  1896  —  soll  nach 
dem  Anfange  des  Jahres  1904  bis  zum 
Schluss  des  Jatires  1908  jede  »Enskilda- 
bankx  haben,  welche  keines  der  den  1.  Januar 
1896  bestehenden  «Äbteilungskontoreni!  (im 
ganzen  143)  eingezogen  hat. 

Durch  diese  Bestimmungen  hofft  man. 
einerseits  den  Zeitpunkt  hervorzurOcken,  da 
die  privaten  Bankzettel  verschwinden  werden, 
andererseits  die  Bankfilialen  in  kleinen  Ort- 
schaften, die  eben  durch  das  Emissions- 
recht hervorgerufen  waren  (s.  oben),  zu  be- 
wahren. 

Der  jetzige  Zustand  der  Zettelemission 
geht  aus  folgenden  Zahlen  für  den  31.  M&rz 
1898  hervor: 

Beichs-    Eoskilda-    Zusam- 

bank       Banken       nten 

Mill.Er.    Mill.Er.    UilLEr. 

Gold  29,32  8,30  37,52 

Zett«lciTknIation        ^,93  7^,5'        137,45 

Unbenntxtea 

BmmiBsiODBrecht     33.05  I9i37  S'M 

Das  Bestreben,  der  Regierung  einen 
bedeutenden  EinfluBB  auf  die  Verwaltung 
der  Beichsbank  zu  geben,  welches  um 
30  mehr  berechtigt  war,  als  der  König 
sein  bisheriges  Recht,  Privatbanken  Eonzes- 
sionen zur  Zettelemission  zu  verleihen,  auf- 
geben sollte,  hat  nur  wenig  Erfolg  gehabt. 
Alles,  was  erreicht  ist,  ist,  dass  der  Vor- 
sitzende der  «Fullml^rtigeo ,  welche  der 
Verwaltung  der  Bank  vorstehen,  vom  Könige 
ernannt  werden  soll;  sonst  bleibt  die  Ver- 
waltung ganz  wie  bisher  dem  Reichstage 
uuteistellt 


Die  Mittel,  mit  welchen  sämtliche  schwedi- 
scheu  Banken  —  lUksbanken,  E^oskilda- 
banken  (jetzt  27)  und  Aktienbanken  (jetzt 
30)  —  wirken,  und  deren  Wadistum  in 
späterer  Zeit  erhellen  aus  folgenden  Zahlen 
(in  Millionen  Kr.): 
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Wechsel- 

Dar- 
lehen 

EaeM- 

^DiUe 

kredi- 
tiv 

31.  Dezember  1876      113,0 

91,1 

86,5 

1883     20o,a 

133,6 

83,a 

1888      197,6 

169:« 

67:7 

18a3     137,1 

214,1 

75J 

1897     305,7 

350.3 

84,7 

N^eben  den  genannten  Banken  giebt  es 
auch  hier  wie  in  Dänemark  und  Nurwegen 
noch  Sparbanken,  die  teilweise  als  Ban- 
ken fungieren.  Es  bestanden  lfS!i6  372  Spar- 
banken mit  mehr  ale  1  Million  Conti,  auf 
denen  360  Millionen  Kr.  standen.  Nebenbei 
bestanden  24  Volksbanken  nüt  ca.  26  000 
Interessenten,  deren  Dcposita  3,39  Millionen 
Kr.  ausmachten. 

Die  vom  Staate  IHGI  errichtete  allge- 
meine Hypothekenbank  hat  die  Auf- 
gabe, den  Hypotheken  vereinen  die  Mittel 
zum  Ausleihen  durch  die  Aufnahme  grosserer 
Anlehen  im  In-  oder  Auslände  zu  ver- 
sebaffen. Seit  1861  dürfen  alle  Hypotheken- 
Vereine  nur  nuf  diesem  Wege  ilure  Mittel 
eiiialten :  von  den  alteren  Änlchen  restierten 
am  31,  Dezember  lHi)6  nur  noch  ca.  1,3 
Millionen  Kr.  Die  durch  die  allgemeine 
Hypothekenbank,  zu  deren  Grundfonds  der 
Staat  30  Millionen  Kr.  in  Obligationen  hin- 
gegeben bat,  aufgenommenen  Anlehen  sind 
1861—83  zu  4,  4';a  und  5  "/o  kontrahiert, 
sind  aber  später  konvertiert  worden  und 
geben  jetzt  nur  3"^  und  3'.'4*.'o.  Es  cirk«- 
fierten  am  31.  Dezember  1896  Obligationen 
zum  Belaufe  296,2  Millionen  Kr. 

Llttenituri  V.  Falbe- Hanattnu.  WtlLSehar- 
«JH7,  Danmarti  SkUütit  III.  S.  «79—360  (IS78) 
und:  Danmark  i  1S90  (Supplimeiil).  —  A.  X. 
Kiär,  Om  Seddelbanlitr,  Chrittiania  1X77.  — 
•r.  A.  L^ler,  Die  Mckicediachen  ZtUelbanhrn, 
Leiptig  1876,  £.  Aufl.  1879, 
Kopenhagen.  WUllam  SeharUng. 


XVn.  Die  Banken  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika. 

1.  Die  Zeit  eiuzelslaatlicbea  Papiergeldes 
bifl  cur  Gründung  der  Bank  von  Nordamerika, 
1690 — 1782.  2,DieCentrah8iening8bestrebuugen 
der  Union Bverfassnng  (1787)  und  dex  ersten 
Kongresses  (1701).  Die  Bank  der  Vereinigten 
Staaten  (1791—1810)  nnd  die  »taatenbankeu  bis 
Iblfi.  3.  Der  Kampf  ewincben  Ceiitralisatiau 
des  Noten bankwe-'eDS  und  der  Nutenbankfreiheit. 
Öründong'  nnd  Untergang  der  zweiten  Bank 
der  Veremigten  Staaten,  1816— 1Ö.W.  4.  Die 
Zeit  der  B.inkfreiheit  bi«  zuni  Erlas»  eines 
National bankgesetzes  1836 — 1863.  ö.  Die  henlige 
Organisation  nnd  Lage  der  Nationaltranken  in 
den  Vereinigten  Staaten. 

1.  Die  Zeit  einzelstaatlichen  Papier- 
geldes bis  znr  Gründung  der  Bank  von 

HandwötMrbscb  der  Stasisiriiseniobaften,    ZwMt 


Nordamerika,  1«90— 1782.  Vor  der  Ei^ 
richtung  einer  Notenbank  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika   und   demgemfiss 

vor  der  Periode  einer  eigentlichen  Bank- 
pnlitik  liegt  ein  ausgedehnter  Zeitraum,  in 
welchem  die  künftigen  Staaten  der  Union 
die  Wirkungen  eines  nur  auf  Papierscheinen 
beruhenden  Umlaufes  hatten  erproben  kön- 
nen. Da  dieser  nicht  ohne  Einfluss  ge- 
wesen ist  auf  die  (äründung  einer  Noten- 
bank und  auf  die  Stellung,  welche  die  g«- 
setzget>eiiden  Gewalten  und  die  Öffentliche 
Meinung  ihr  gegenüber  einnahmen,  so  ist 
hier  in  Kürze  darauf  einzugehen.  Der  an- 
gedeutete Zeitraum  reicht  vom  Jahre  1690 
bis  1782.  Er  umfasst  bis  zum  Jahre  1775 
die  Geltung  einzelgtaatUchen  Papiergeldes. 
Jede  der  noch  nicht  durch  ein  staatsrecht- 
liches Band  gecinigten  englischen  Eolonieen 
in  Nordamerika  beansprucht«  das  Recht, 
Papiergeld  in  beliebiger  Menge  ausgebea 
und  zimi  gesetzlichen  Zahlungsmittel  er- 
klÄren  zn  dürfen.  Den  Beginn  hatte  Massa- 
chiisetts  gemacht,  als  es  1690  durch  die 
gegen  Frankreich  nach  Acadien  und  Kanada 
gerichtete nExpeditionen  in  finanzielle  Schwie- 
rigkeiten geraten  wai'.  Es  dauerte  nicht 
lange,  so  folgten  die  andereu  Kolonieen 
naclL  Die  Ausgabe  des  Papiergeldes,  welche 
sich  immer  von  neuem  wiederholte,  scheint 
—  zum  grössten  Teil  allerdings  unter  dem 
Druck  der  Verhältnisse  —  ohne  alle  Rück- 
sicht auf  einen  gesunden  Geldumlauf  ge- 
schehen zu  sein,  denn  in  der  ersten  Hälfte 
des  vorigen  Jahrhundorts  hatten  Handel  und 
Verkelir  unter  der  Vielheit  imd  den  Wert- 
schwankungen des  Papiergeldes  schwer  zu 
leiden.  In  den  meisten  Staaten  war  es,  in 
der  Regel  dauernd,  um  100"/«,  in  einzelnen 
bis  zu  1000  °li>,  ja  einmal  sogar  um  1400  % 
entwertet  Wiederholte  Akte  des  englischen 
Parlamentes  (1751,  1761,1773)  suchten  ver- 
geblich diese  Ausgabe  von  Papiergeld  in 
den  Kolonieen  zu  regeln  bezw.  zu  verhin- 
dern. Mit  der  UnabhängigkeitserklÄnmg 
nnd  den  sich  daran  anschliestionden  Kämpfen 
beginnt  eine  zweite  Pcrio<le  des  amerika- 
nischen Papiergeldes,  indem  eieich  auf  <lem 
zweiten  Kongi-esse  (1775)  als  finanzielles 
Mittel  zur  Führung  dos  Krieges  die  Aus- 
gabe von  Pap  [erscheinen  durch  den  Kongress 
bezw.  die  Central  Verwaltung  beschlossen 
»^l^de,  Der  Kongress,  dem  es  an  einer 
Finanzhoheit  gebrach,  konnte  allerdings  die 
Einlösung  dieser  Scheine  nicht  selbst  vor- 
nehmen, doch  versprauh  er,  dase  sie  binnen 
drei  Jahren  eingelöst  werden  würden.  Zu 
diesem  Behnfe  wurden  den  einzelnen  Staaten 
verhältnismässige  Beträge  überwiesen,  für 
deren  Einlösung  sie  Sorge  zu  tragen  hatten. 
Damit  hatte  der  Kongress  zum  erstenmal 
sein  Rei;ht  betont,  in  Sachen  des  wirischaft- 
lichen  Veriiehrs  Massregeln  zur  Durchfüh- 
Aoflage.    II.  31 
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ning  zw  briogen,  die  bisher  als  AusQuss 
<]er  Machtsphai«  der  einzelnen  Staaten  er- 
schienen waren.  Von  einem  Gegensätze, 
wie  er  sp&ter  in  dieser  Pi-age  zn  Tage  trat, 
konnte  -inr  Zeit  allerdings  keine  Bede  sein, 
da  eine  Abgrenzung  der  Rechte  der  Union 
und  der  einzelnen  Staaten  noch  nicht  statt- 
gefunden hatte.  Dieses  Cnionpapiergeld  — 
Kontinentalgeld  genannt,  wie  der  es  aus- 
gebende Eongress  selbst  den  Namen  eines 
kontinentalen  fflhrte  —  wai-  mehrere 
Jahre  zum  Paiifeurs  im  Umlaufe,  Aber  be- 
reits 1777  begannen  sich  Preiserhöhungen 
aller  Güter,  was  man  auf  die  veränderten 
ZufiihrverfaSJtnisse,  sowie  ein  IMsagio  gegen- 
über dem  Bargelde  bemerkbar  zu  machen, 
was  man  auf  eine  Werterhöhung  des  letz- 
teren schob.  AUe  auch  schon  bei  früheren 
Gelegenheiten  gewählten  Mittel:  Erklärung 
ziun  gesetzlichen  Zahlungsmittel,  AufsteUung 
von  MaximaltarUen  für  die  Gilterpreise, 
Strafen  etc.  versagten.  1780  war  der  "Wert 
des  Papiergeldes  so  tief  gesunken,  dass,  wie 
Washington  erklärte,  ein  Wapen  mit  Papier- 
geld kaum  genügte,  einen  Wagen  Lebens- 
mittel einzukaufen.  1781  stand  Papier  au 
Bargeld  wie  500:1.  Da  beschloss  derKon- 
gress  die  weitere  Änegabe,  ebenso  aber  auch 
die  Einlösung  des  ausgegebenen  Papiergeldes 
einzustellen,  ohne  dass  den  Inhabern  eine 
Entschädigung  irgend  welcher  Art  gegeben 
worden  war.  Es  war  der  glatte  Staats- 
baukerott,  den  man  damit  besiegelt  hatte. 
Gleichzeitig  beschloss  man  aber,  uro  dem 
Verkehr  die  VorteOe  eines  Papiei^ldum- 
laufes  nicht  zu  nehmen,  die  Errichtung  einer 
Notenbank,  deren  Noten  von  den  staatlichen 
Kassen  in  Zahlung  angenommen  werden 
sollten.  Bei  weitem  der  grOsste  Teil  des 
GnmdkapitaJs  dieser  »Bank  von  Norfame- 
rika«  —  330000  von  400000  9  —  wurde 
von  der  Union  selbst  eingezahlt.  Es  ist 
nicht  zu  verwundem,  dass  die  Erinnening 
an  das  Kontinentalgeld  für  die  Umlaiiffähig- 
keit  der  Noten  der  Bank  verderblich  wurde. 
Es  gelang  ihr  schwer,  sie  in  den  Verkehr 
zu  bringen.  Auch  die  Erweiterung  ihres 
Grandkapitals  durch  Einzahlungen  von  Pri- 
vaten hob  das  Slisstrauen  nicht,  imd  im 
Frühjahr  des  Jahres  1785  erfolgten  so  zahl- 
reiche Präsentationen  von  Noten  zur  Ein- 
lösung, dass  die  Bank  zur  Vermehi-ung  ihres 
Bai-vorrates  den  Einzug  ihrer  Ausstände  in 
Eile  betreiben  mnsste.  Die  Folge  war  eine 
augenblickliche  Lähmung  des  Geld-  und 
Kredif^-erkehrs ,  angesichts  deren  sich  die 
Einwohner  verschiedener  Landschaften  zu 
einer  Petition  um  Zurücknahme  des  Bank- 
freibriefes vereinigten.  Dieselbe  erfolgte 
auch,  doch  wnnlo  der  Bank  auf  ihren  Pi-o- 
test  schon  1787  ein  neuer  Freibrief  seitens 
des  Kongresses  aiif  14  Jahre  \-erliehen. 
Gleichzeitig  Hess  sich  die  Bank  aber  auch 


vom  Staate  Penusylvanien  Koi-porationsrecht 
verleihen,  wodurch  sie  bei  gleichzeitiger 
Lockerung  ihrer  Beziehungen  zur  Union  den 
Charakter  einer  Unionsbank  oder  Natio- 
nalbank, wie  man  die  vom  Eongress  be- 
gründeten Bankinstitute  nannte,  verlor  und 
immer  mehr  den  einer  Staatenbank  an- 
nahm. Derartige  Staatenbanken,  weldie  in 
der  Folgezeit  in  einen  schroffen  Gegensatz 
zu  den  Nationalbanken  treten  sollten,  gab 
es  zur  Zeit  nur  wenige.  Neben  der  ^nk 
von  Nordamerika  bestand  eine  zu  New-Ymlc, 
eine  zu  Boston  und  eine  im  Staate  Mary- 
land. Ihr  Umfang  war  kein  bedeutender, 
das  Grundkapital  der  ersteren  drei  Banken 
zusammengenommen  tlberatieg  nicht  2  Mil- 
lionen £. 

2.  Die  CeDtraliaiemngsbeetrebiuigeD 
der  Union sverfasaiing  (1787)  nnd  des 
ersten  Kongresses  (1791).  Die  Bank 
der  Vereini^n  Staaten  (1791— ISIO) 
und  die  Staatenbanken  bis  1816.  War 
es  bisher  jedem  einzelnen  Staate  überlassen 
gewesen,  die  Bedingungen  für  Erriclitnng 
von  Banken  festziistellen ,  so  wurde  daran 
auch  durch  die  Verfassung  der  Union  von 
1787  nichts  geändert.  Sie  hatte  zwar  die 
Frage  nach  der  Ordnung  der  Umlailfsmittel 
geregelt,  nicht  aber  die  der  Organisation 
des  Kredits.  In  crsterer  Beziehung  enthielt 
die  Verfassung  die  auch  heute  noch  zu 
Recht  bestehende  Bestimmung,  dass  kei- 
ner der  einzelnen  Staaten  Münzen  aus- 
prägen, Ereditbilleta  ausgeben  oder  etvas 
anderes  als  Gold  und  SUber  zum  gesetz- 
lichen Zahlungsmittel  für  Schulden  machen 
soLe.  Der  Papiergeldwirtschaft  der  Staaten 
war  damit  em  Riegel  vorgeschoben,  aber 
nicht  der  Papiergeldwirtschaft  in  den 
Staaten,  da  es  denselben  imbenommen  blieb, 
Banken  mit  dem  Rechte  der  Notenausgabe 
ins  Leben  zn  rufen.  Dies  gab  sogar  direkt 
Gelegenheit,  jene  Verfassungsbestimmung  zu 
■umgehen,  indem  die  Banknoten,  auch  wenn 
der  Staat  allein  Besitzer  sämtlicher  Aktien 
einer  Bank  war,  doch  nicht  als  «bills  of 
credit«  im  Sinne  der  Verfassung  galten. 
Die  Staaten  empfanden  jene  Verfassungs- 
bestimmiing  jedenfalls  als  eine  Schmälenmg 
ihres  Rechts  und  suchten  sich  auf  dem 
verbliebenen  Gebiete  des  Bankwesens  schad- 
los zu  halten,  indem  sie  hier  Centrahsienmgs- 
bestrebungen  lebliaften  Widerstand  entgegen- 
stellten. Dies  äusserte  sich  zunächst  im 
Jahre  1791,  als  von  dem  ersten  Sekretär 
des  Schatzes,  Alesander  Bamilton,  dem 
Eongresse  die  Eirichtung  einer  Bank  vor- 
geschlagen wurde.  Bestimmend  für  diesen 
Vorschlag  war  die  Lage  der  Finanzen.  Die 
Union  hatte  eine  Schidd  von  52  Millionen 
Dollar,  an  deren  Verminderung  man  zur 
Zeit  nicht  denken  konnte.  Im  Gegenteil, 
Schuldaufnahmen   gehörten   zu   den   regel- 
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massigen  Eianahiueii.  Ein  I>oi1eiiteii(lor  Be- 
trag jener  Unionsschiild,  13  Millionen,  waren 
im  Auslände  au^nommen  vonlcn.  Sich 
in  dieser  Beziehung  unahhftiigig  zu  machen 

lind  der  Öffentlichen  Schultl  im  eigenen 
Lande  einen  besseren  Boden  zu  schaffen, 
war  der  eine  Gedanke,  von  dem  Hamilton 
aiiEging.  Sodana  aber  hatte  er  von  der 
volliawiitschaftlichen  Beileiitnng  einer  Bank 
Qberbaiipt  eine  hohe  Meinung,  da  eine 
wiche,  wie  er  in  seinem  Berichte  erklärte, 
das  produktive  Kapital  des  Landes  ver- 
mehre, da  sie  ja  doch  eine  griissere  Menge 
Kapitals  in  Cirkulatlou  zu  halten  viTmfige, 
als  ilirem  Barvorrat  entspi-äehe.  War  Ha- 
milton sonach  auch  in  dem  alten  von  Mac- 
ieod  später  wieder  unterstützten  Wunder- 
glauben von  der  Kapital  schaffenden  Kraft 
der  Banken  befangen,  so  war  er  doch  in 
Hinsicht  auf  die  Notenausgabe,  welche  der 
Bank  gestattet  werden  sollte,  viel  klarer 
blickend  als  ;:.  B.  Fi-anklin,  der  eine  Sicher- 
stellimg  der  Banknoten  durch  Gnuid  tmd 
Boden  für  durchaus '  zulässig  erachtete. 
vWenn  die  ausgegebenen  Noten  (der  Bank),< 
erklltrt  er,  »nicht  in  klingender  Münze  auf 
Verlangen  oiler  wenigstens  nach  kurzer 
Frist  zahlbar  wären ,  so  würde  dies  auf 
nichts  anderes  hinauslaufen  als  auf  eine 
Wiederholung  der  Papiergeldaiisgabe,  welche 
jetzt  von  der  allgemeinen  Meimmg  ver- 
dammt ist.»  Die  Antiföderalißten ,  welche 
einer  Feetigirag  der  Souveränität  des  Bun- 
des über  die  Einzplstaaten  widerstrebten, 
suchten  mit  allen  Mitteln  das  Baniprojekt 
zu  FaUe  zu  bringen  und  erklärten  es  fflr 
verfassungswidrig,  da  die  Verfassung  dem 
Koogress  nicht  das  Recht  gegeben  habe, 
GesellBchaflen  mit  Körperseh^tsrechtec  aus- 
zustatten. Nichtsdestoweniger  wimle  der 
Gesetzentwurf  angenommen  imd  die  Bank 
auf  Gnmd  der  GG.  v.  25,  Februar  und  3. 
März  1791  (Act  of  the  first  Congiess  of  the 
I'nited  States  chartere  84  und  85)  errichtet. 
Das  Grundkapital  dieser  »Baut  der  Ver- 
einigten Staaten«  sollte  nicht  über  30  Mil- 
lionen Dollars  betragen,  und  seitens  der 
Subskribenten  sollte  der  Anteils.schein  zu  Vj 
in  Gold  und  Silber,  im  restlichen  Betrage 
in  Bprozentigen  Schxüdverschreibungen  der 
Vereinigten  Staaten  eingezahlt  werden.  Wie 
seiner  Zeit  in  England  bei  den  Inkoiporie- 
nmgen  Öffentlicher  Gesellschaften,  insbe- 
sondere der  Bank  von  England,  war  auch 
hier  die  ßankgrflndung  ein  Mittel,  den  öf- 
fentlichen Kredit  zu  heben.  Die  Grösse  des 
Gnmdkapitnls  bildete  zugleich  die  Schranke 
für  die  Ober  die  Barvorräte  der  Bank  hin- 
ausgehenden Schidd  Verpflichtungen.  Damit 
war  sowohl  einer  übermässigen  Notenans- 
gabe  wie  allzuweitgehenden  Spekulationen 
der  Bank  eine  Grenze  gezogen,  aber  aller- 
dings in  sehr  mechaniscJier  Weise,  die  eine 


gewisse  Aehnlichkeit  mit  den  Bestimmungen 
der  Peelschen  Akte  hat.  Eine  l'elwrsohrei- 
tnng  dieses  Maximalbetiages  nicht  bar  ge- 
deckter Schulden  war  nur  durch  Gesetz 
ziüassig.  Im  Falle  eines  Zuwiderhandelns 
gegen  diese  Bestimmimg  haftete  nicht  bloss 
das  Vermin  der  Korporation,  sondern 
auch  das  der  Direktoren.  Die  Bank  durfte 
Teile  der  öffentlichen  Schuld,  aus  welcher 
ihr  Grundkapital  bestand,  verkaufen,  aber 
nicht  erwerben.  Dire  Geschäfte  waren  be- 
schränkt auf  Wechsel eskomnfe,  Handel  mit 
Gold-  und  Silberbarren,  Verkauf  von  ver- 

g'ändeten  und  nicht  rechtzeitig  eingelösten 
Qtem.  Sie  dm'fte  keinen  höheren  Zins 
als  b":!)  fordern,  der  Bundesregierung  nicht 
mehr  als  bis  zu  100000  $,  keinem  der 
Einzelstaaten  mehr  als  bis  zn  rtOOCM)  $ 
leihen. 

Neben  dieser  vom  Kongresse  errichteten, 
mit  der  Verwaltimg  der  Bundesfinanzen 
dim;h  Hinterlegung  von  Bundesgeldem  in 
Verbindung  stehenden  Bank  entwickeln  sich 
nun  zahlreiche  Banken  in  den  einzelnen 
Staaten.  Mit  Ausnahme  der  drei  Jahre 
1797—1799  vergeht  kein  Jahr,  in  welchem 
nicht  eine  oder  mehrere  Banken  entstanden 
wären,  so  dass  bis  Ende  des  Jahres  ISIO, 
als  die  Ei-neuerung  des  auf  2)1  Jahre  ^- 
währten  Freibriefes  der  Bank  der  Vereimg- 
ten  Staaten  in  Erwägung  gez<^eii  werden 
musste,  bereits  H2  BÜiken  errichtet  worden 
waren.  Der  Bestand  dieser  Staatenbanken 
machte  seinen  EinQuss  gegen  die  Unions- 
bank, deren  Konkurrenz  imliebsam  empfun- 
den wimie,  bei  Gelegenheit  der  Freibrief- 
emeiierung  geltend.  Einen  äusseren  An- 
haltspunkt zu  Angriffen  gegen  die  Bank 
besafis  man  in  der  angeblichen  Verfasaimgs- 
widrigkeit  ihrer  Entstehung.  Und  endLch 
war  das  Bedürfnis,  dem  sie  ihren  Ursprung 
verdankte,  nicht  melir  so  mächtig.  Die  von 
den  Staatenbanken  ausgegebene  Notenmetige, 
30  Millionen  Dollars  hei  36  Millionen  Dollars 
Gnindkapital  genügte  dein  Bedürfnis  nach 
einem  bequemeren  ümlaufsmittel.  Der  Staats- 
kredit schien  die  Bank  nicht  mehi-  zu  be- 
nötigen. 1791  hatte  unter  Hinzurechnung 
der  Bflckständo  die  Unionsschiüd  75,5  Mil- 
Honen  Dollai-s  betragen,  mehr  als  die  HfUfte 
der  jähi'lichen  Einnahmen  war  aus  Schulden 
geflossen.  181 1  war  unter  den  ungünstigsten 
äusseren  Verhältnissen,  der  Handelssperre, 
den  Wirren  mit  England  und  Fiankreicli 
und  nachdem  die  Union  WÜ3  von  Frank- 
reich Louisiana  für  15  Millionen  DoUai-s 
gekauft  hatte,  die  öffentliche  Schuld  anf  48 
Millionen  vermindert  Anleihen  als  Ein- 
nahmeviuelle  waren  fast  ganz  verschwunden, 
die  onlentlichen  Staatseinnahmen  hatten  sich 
4,4  auf  14,8  Millionen  Dollars  erhöht. 
Unter  diesen  Umständen  gelang  es  der  Bank 
nicht,  eine  VerliUigenmg  ihres  Freibriefes 
21* 
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zu  erhalteu,  nicht  einmal  für  eine  kurze 
Zeit  zur  langsamen  Abwickelnng  ihrer  Gc- 
Bchäfte.  Im  Bericlit  der  KommisBion  des 
Bepr9sentantenha)ises  wiiiile  darauf  hiuge- 
wiesen,  dasses,  ^venn  die  Errichtung  der  Bank 
nicht  verfassimgemässig  gewesen  sei,  nicht 
möglich  wäre,  eine  auch  noch  so  kurze 
Verlängerung  ilu-es  Freibriefes  zu  gewähren, 
ohne  cUeseU«  Verfassuiigsverletzxmg  zu  be- 
gehen. Die  Bank  liquidierte  daher  sofort 
und  zwar  so  günstig,  dass  ihren  Anteils- 
eignern ein  grosser  üeberschuss  Ober  die 
eingezahlten  Betrage  verblieb. 

Die  Staatenbanken  hatten  mm  freies 
Feld.  Auch  ihnen  war  es  gelungen,  ausser- 
ordentliche Geschäfte  zu  machen,  was  bei 
der  Freigebigkeit,  mit  der  die  Notenausgabe 
ohne  genügende  Sicherstellung  durch  Me- 
talldeckung erfolgte,  nicht  Wunder  ne]m[iea 
kann.  Nach  Macleod  zeigte  es  sich  bei 
einer  1809  zusammengebrochenen  Bank,  dass 
sie  kein  genaues  Buch  Aber  ihre  ausgege- 
benen Noten  gefflhrt  hatte,  dass  aber  bei 
ihrem  Zusammenbruch  einem  Umlauf  von 
648000  «  nur  eine  Bardeckung  von  86  » 
gegen  ülKtretand.  Ea  gab  keine  beachränkeu- 
den  und  regulierenden  Voi-sclirÜten  für  die 
Notenau^abe,  und  die  Spannkraft  des  mäch- 
tigen, das  ganze  I^and  beherrschenden  Un- 
ternehmungsgeistes verschaffte  solchen  ephe- 
meren liOistungen  oft  eine  Iwige  Dauer. 
Die  Theorie  Hamiltons,  dass  die  Banken 
das  Kapital  des  Landes  vermehrten,  fand 
noch  gegenwärtig  im  Laude  reichliehen  An- 
klang, und  in  dem  Masse,  als  im  Osten  die 
Städte  zugleich  mit  der  Entwickelung  vou 
Banken  aufbltthten  und  die  Vermehrung  des 
Reichtums  bemerkbar  war,  glaubte  mau  da- 
rin die  segensreichen  Wirkungen  der  letz- 
teren erblicken  zu  können.  Dies  führte 
zu  einer  so  bedenklichen  Ausdehnung  der 
Bankgeschäfte,  dass  1810  von  Pen nsy Ivan ien 
ein  Gesetz  erlassen  wiu^e,  wonach  allen 
nicht  oder  zu  anderen  Zwecken  inkorpo- 
rierten Gesellschaften  der  Betrieb  von  Bank- 
geschäften untersagt  wimle.  Vergebens. 
Die  Banken  schössen  auf  wie  die  Pilze  und 
die  *wild  cat  cutrency« -Periode  lebt  noch 
heute  im  Andenken  des  Volkes  fort.  In 
der  Session  1812 — 13  wurden  in  Pennsyl- 
vanien  allein  2&  Banken  iiikorporieit,  in  der 
nächsten  Session  37  von  41  ansuchenden 
Gesellschaften.  Nur  iu  Neu-England  hatte 
man  einen  Einfluss  auf  die  Notenausgabe 
gewonnen,  indem  deren  Nichteinlösung  mit 
Strafe  belegt  war.  Es  sclieint,  dass  diese 
Massregel  günstig  gewirkt  hat ,  denn  bei 
der  in  der  nächsten  Zeit  erfolgten  starken 
Ausdehnung  des  Kotenumlaufes  blieb  Neu- 
England  von  den  üblen  Wirkungen  ver- 
schont. Die  Erhöhung  der  Güterwerle  oder 
die  Entwertung  des  Papioi^ldes  —  welche 
von  den  beiden  Erklärungen  man  aunelunen 


sollte,  war  <lan)a]s  auch  in  den  Vereinigten 
Staaten  stiittig  —  drüiAte  die  Kaufkraft  der 
Noten  der  Banken  in  den  übrigen  Staaten 
bis  auf  .50 "-0  herunter.  Das  mrgeld  war 
durcli  die  Ziivielausgabe  der  Noten  ver- 
schwunden und  die  Möglichkeit  der  Ein- 
lösung auch,  so  dass  im  August  imd  Sep- 
tember 1814  alle  Banken  der  Vereinigten 
Staaten  mit  Ausnahme  jener  von  Neu-^^- 
land    die   Ztddungen  einstellten.    Die   un- 

S Instige  "Wendung,  welche  der  Krieg  gegen 
ngland  genommen  hatte,  die  schwere 
Schädigini  g  aller  Handel  siuteressen  trug 
nicht  wenig  dazu  bei,  die  Lage  schwierig 
zu  gestalten.  Der  Umlauf  beschiÄnkte  sidi 
auf  uneinlüsbare  Noten  der  Banken,  welchen 
man  in  diesem  Augenblick  allgemeiner  Ver- 
wirrung keine  Vorschriften  bezOgUch  der 
Ordnung  ihrer  Geschäfte  auferlegen  könnt«, 
Mussten  doch  kleine  Noten  in  Bruchteilen 
von  Dollars  angegeben  werden  und  Private 
wie  Korporationen  sich  durcli  Au^;abe  iier- 
sTinlicher  Anweisungen  helfen.  Angesichts 
dieser  schwei-en  Uebelstände  imterbreitete 
SchatzsekretÄT  Dallas  schon  im  Oktober  1814 
dem  Kougresö  den  Plan,  neuerlich  eine 
Unions-  oder,  wie  sie  von  jetzt  ab  hiess, 
eine  Nationalbank  zu  gründen.  Durch 
das  Veto  des  Präsidenten  Madison,  der 
sclion  1791  als  Antiföderalist  die  Bank  der 
Vereinigten  Staaten  bekämpft  hatte,  sehei- 
terte er.  Aber  sclion  nach  einem  Jahre 
war  der  Präsident  selbst  genötigt,  in  seiner 
ßotscliaft  an  den  Kongross  die  Aufmerk- 
samkeit der  Gesetzgebung  auf  den  unerti^- 
lichen  Zustand  der  Unüaufsmittel  zu  lenken 
und  zu  eriüären,  dass,  wenn  die  Staaten- 
banken ihn  nicht  bessern  könnten,  die 
Tfaätigkeit  einer  Nationalbank  in  Erwägung 
gezogen  zu  werden  verdiente.  Zu  den  all- 
gemeinen volkswirtschaftspolitischen  Grün- 
den waren  noch  fiuanzpuUtische  hinzuge- 
kommen. Die  Bundesregierung  hatte  zur  Li- 
quidation rückständiger  Kriegskosten  Schatz- 
scheine ausgegeben,-  welche  zwar  keinen 
Zwangskiu^  besassen,  aber  an  dem  allge- 
meinen Disagiö  der  papierenen  Umlaiüs- 
mittel  gegen  Gold  teilnahmen  und,  was 
noch  vei-derbliclier  für  die  Führung  der 
staatlichen  Geldgeschäfte  war,  in  den  ein- 
zelnen Staaten  zu  verschiedenen  Kursen 
genommen  wurden.  Vergeblich  verfügte  der 
Schatzsekrotär,  um  die  Schatzscheine  im 
Werte  zu  erhalten,  dass  die  Staatskassen 
vom  1.  August  1815  an  unbedingt  die  Noten 
jener  Banken  zurückzuweisen  liätten,  welche 
sich  nicht  zur  Annahme  der  Schatzscheine 
al  pari  verbindlich  erklärten.  Es  gelang 
ihm  nicht,  die  Parität  oder  auch  nur  einen 
gleichen  Kure  innerhalb  der  Staaten  zu  er- 
zwingen, und  das  letzte  Atiskunftsmittel 
schien  in  einer  mit  dem  Schatze  in  Ver- 
bindimg stehenden  Nationalbank  zu  liegen. 
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Die  Lage  war  denn  auch  überzengend  ge- 
nag,  und  durch  G.  v.  ID.  April  181«  (Act 
1816  c.  44)  wurde  die  neue  °Bank  der  \  ei^ 
einigten  Staaten«  errichtet. 

8.  Der  Kampf  zwischen  Centrallaation 
des  Notenbank  wen  ens  und  Notenbank- 
freiheit. Gründung  und  Untergang  der 
zweiten  Bank  der  Vereinigten  Staaten, 
1816—1836.  Die  neue  Bank  der  Vereinigten 
Staaten  wnrde  mit  einem  Grundkapital  von 
35  Millionen  Dollars  errichtet,  von  welchem 
der  fünfte  Teil  seitens  der  fiegiening  in 
SchuldveiBchreibungen  der  Union  eingezahlt 
wxirde.  Auch  von  den  restlichen  28  Milli- 
onen waren  nur  7  Millionen  bar  einzuzahlen, 
der  Heet  in  Schuldverschreibungen  der 
Staaten.  Einer  Ausdehnung  des  Gnind- 
kapitals  war  eine  teste  Grenze  gesetzt,  in- 
dem dasselbe  55  MUUonen  Dollars  niemals 
überschreiten  diuite.  In  Bezug  auf  ihre 
räumliche  Ausdehnung  waren  der  ftank  keine 
Schranken  gezogen,  andererseits  musste  sie 
aber  auch  in  jedem  Einzolstaate ,  wo  min- 
destens 2000  Aktien  gezeichnet  sind,  auf 
Verfangen  des  gesetzgebenden  Körpers 
dieses  Staates  Zweigan  stalten  errichten.  Der 
G«schäftsfcreis  der  Bank  war  im  wesent- 
lichen «äe  frtliiei-  geregelt  worden.  Neu 
war  die  Bestimmung,  dass  keine  Note  auf 
weniger  als  5  S  lauten  dörfe.  Die  Hank 
hatte  alle  ihre  Verpflichtungen  in  barer 
Mtlnze  zu  begleichen.  Wenn  sie  dies  je- 
mals verweigerte,  hatte  sie  von  dem  schul- 
digen Betrag  12".'»»  Verzugszinsen  zu  be- 
zahlen. Solange  sie  aber  ihre  Noten  auf 
Verlangen  bar  einlöste,  wurden  (beselben 
von  allen  Kassen  der  Union  als  Zahlung 
angenommen.  Ein  weiteres  Privilegium  war 
ihr  mit  Bezug  auf  die  Kasseubestände  der 
Union  verliehen,  indem  dieselben  am  Sitze 
der  Bank  sowie  ac  allen  Orten,  wo  sie 
Zwe^nstalten  besass,  bei  ihr  zu  deponieren 
waren.  Nur  über  besondere  Weisung  des 
Schatzsekretars  konnten  sie  ihr  entzogen 
werden,  und  es  musste  sodann  der  letztere 
diese  seine  Massregel  unverzüglich  vor  dem 
Kongresse  rechtfertigen.  Darlehen  durfte 
die  Bank  an  auswärtige  Staaten  überhaupt 
nicht,  an  die  Einzelstaaten  nur  bis  zu  50000, 
»n  die  Union  mw  bis  zu  TjiXIÜOO  *  gewäh- 
ren. FOr  die  Verleihung  ihres  bis  zum 
Jahre  1836  laufenden  Privüe^ums  hatte  sie 
aber  die  Summe  von  l'/a  Millionen  Dollars 
an  den  Bund  zu  bezahlen. 

So  hatte  das  Princip  einer  Oentraltwuik 
noch  einmal  den  Sieg  über  die  widerstreben- 
den Elemente  der  Einzelstaaten  davonge- 
tragen. Es  kann  aber  keinem  Zweiiel  nnter- 
lie^n,  dass  dieH  nur  den  finanziellen  Schwie- 
ri^eiten  der  Union  und  der  Hartnäckigkeit 
zu  verdanken  war,  mit  der  die  bestehenden 
Staatenbanken  den  lüssbrauch  ihres  Noten- 
rechtes weiter  betrieben.    In  beiden  Rich- 


tungen konnte  die  neu  errichtete  National- 
banic  nützlich  wirken  und  hat  sie  auch 
zweifellos  nützlich  gewirkt.  Ihre  Gi-Qndung 
saugte  einen  nicht  imbett^htliclien  Teil  der 
Unionsschuld  auf,  der  Kaufpreis  für  das 
Privilegium  bildete  eine  willkommene  Ein- 
nahme, die  Verwaltung  und  kostenlose  ört- 
liche Ueberweisung  der  Unionsgelder  sicher- 
ten der  Rnanz  vor  waltung  neben  anderen 
Vorteilen  das  Gleichgewicht  im  Werte  der 
ausgegebenen  Schatzscheiue.  Den  Staaten- 
baiiken  gegenüber  bildete  tue  Nationalbank 
ein  KontrolUnstitut.  Am  I.  .lanuor  1817 
hatte  sie  ihre  Thätigkeit  begoimen  und  bis 
Mitte  des  Jahres  besass  sie  bereits  18  Zweig- 
anstalten, mit  deren  Hilfe  sie  auf  die  übrigen 
Banken  Einfluss  gewinnen  konnte.  Die  Ban- 
ken, deren  Nf>ten  anzunehmen  sie  ver- 
eigerte,  verloren  ihi-rn  Kre<lit.  Von  nicht 
geringer  Brtleutung  waren  auch  ihre  aus- 
wärtigen Bezielumgen ,  mit  deren  Hilfe  es 
ihr  gelang,  bis  Ende  1818  über  7  Millionen 
t  Oold  aus  Eurm«  herflberzuschaffen.  Aber 
die  Vorwaltung  der  Bank  zeigte  auch  schwere 
Schattenseiten,  und  die  öffentliche  Meinung 
stand  keineswegs  immer  auf  ihrer  Seite,  Im 
Gegenteil.  In  den  ganzen  20  Jahren  ihres 
Bestehens  hat  sie  heftige  Anfeindungen  zu 
erfahren  gehabt,  die  nidit  immer  bloss  ans 
wenig  aciitungswcrten  Motiven  von  Neidern 
und  Konkuirenten  henorgingen.  Schon  der 
Beginn  ihrer  Geschaftsthätigkeit,  die  raten- 
weise Einzahlung  ihres  Gnuidkapilals  wies 
einen  schweren  Fehlei-  aiif,  indem  sie  die 
sjAteren  Einzaldungen  in  ihren  Noten  ge- 
stattete, deren  Ausgabe  gegen  Verpfändung 
der  Anteils-scheine  erfolgte.  Auf  diese  Weise 
soll  ein  ganzes  Dritteil  ihres  Onindkapitalä 
eingezahlt  worden  sein.  Hausse-Spekulation 
mit  ihren  Anteilsscheinen,  parteiische  Unter- 
stützung zalilungsun  fälliger  Stsatenbanken, 
Uebemiass  des  Diskontierens  und  der  Noten- 
ausgabe und  dagegen  wieder  ydOtzliches  Ein- 
schenken der  Ki-edite  und  Eintreiben  der 
Aussffinde  sind  weitere  Vei^hen,  welche  man 
ihr  mit  mehr  oder  weniger  Recht  voi-warf, 
Je<lenfa]ls  steht  die  Thatsache  fest,  dass  dei' 
unbefiiedigende  Znstand  der  öff entheben 
l'mlaufsmittol  und  die  lauten  Anklagen, 
welche  gegen  die  Banken  im  allgemeinen, 
insbesondere  aber  gegen  die  Nationalbank 
erhoben  wurden,  den  Kongi-esa  im  Novem- 
ber 1818  veranliBsten,  eine  Kommission  zur 
Prüfung  der  Verhältnisse  der  Bank  einzu- 
setzen, welche  im  Jamiai-  1819  unter  An- 
fflhnmg  einzelner  Thafsachen  berichtete,  dass 
die  Bank  ihren  Freibrief  verletzt  habe,  und 
beantragte ,  dass  ihr  derselbe  entzogen 
werden  solle.  Dieser  Antrag  ging  allerdings 
nicht  dureh,  doch  bewirkte  die  Veröffent- 
lichung des  Berichtes  ein  jähes  Sinken  des 
Kurses  der  Bankaktien  imd  einen  Wechsel 
in  der  Leitung,  welcher  die  Bank,  die  schon 
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dem  Bankerotte  nahe  stand ,  wieder  in  die 
Hölie  brachte.  Von  1820  ab  seheint  die 
Thittigkeit  der  Bank  eine  geordnete  und 
rühmenswerte  gewesen  zu  sein.  Aber  neben 
ihr  entwickelte  sicii  eine  Schar  von  Staateu- 
banken,  deren  oft  unheilvolle  Thfltigkeit  dem 
Bankwesen  überhaupt  den  un^nstigsten 
Huf  vei-schafftej  so  dass  in  Verbindung  mit 
anderen,  poHüschen  und  wirtscliafthchen, 
Sonderinteressen  die  in  späteren  Jediren  von 
Präsident  Jackson  aufgerufene  Gegnerschaft 
awch  ^gen  die  Bank  der  Tereinigten  Staaten 
mäditig  wurde.  Die  Zahl  der  Bauken  hatte 
seit  1811,  dem  Erlöschen  des  Freibriefes  der 
ersten  Nationalbaiik,  ungemein  zugenommen. 
Von  1811 — 1815  waren  nicht  wenigei'  als 
120  neue  Banken  mit  40  Millionen  <  Kapital 
neu  entstanden.  Der  Schatzsekretär  Craw- 
ford  schätzte  die  Notencirkulation  dieser 
Institute  im  Jahre  1816  auf  100  Mdliouen  $, 
wogegen  die  Metalldeckung  nur  etwa  11 
Millionen  $  betragen  haben  möge.  Bis  1820 
vermehrten  sich  die  Banken  auf  307  mit 
102  Millionen  f  Kapital.  Die  Zahl  sinkt  in 
den  nächsten  Jahren,  so  dass  fOr  1629  nur 
2S1  angegeben  wei-den.  In  das  Jahr  1829 
fällt  der  Beginn  der  ersten  Präsidentschaft 
Jacksons,  dessen  i-ilcksichtslosem  Voi^gehen 
die  Nationalbank  zum  Opfer  EäUt.  Neben 
wirtschaftlich  spekulativeu  Momenten  mag 
auch  sein  Kampf  g^en  das  Centralinsütut 
niclit  ohne  Etnfluss  auf  das  Entstehen  von 
kleineren  Banken  in  den  Einzelstaaten  ge- 
wesen sein.  Im  Jalire  ISai  ist  die  Zahl 
der  Banken  ij06  mit  200  Millionen  $  Kapital, 
einei'  Notencirkulation  von  95  Millionen  luid 
75  Millionen  |  Depositen.  Dieser  grossen 
Zahl  von  Noten  ansgcbenden  Banken  gegen- 
über bewahrte  die  Bank  der  Vereinigten 
Staaten  nocli  immer  eine  hervorragende 
Stellung.  Es  betrugen  ihr«  Verbindlich- 
keiten m  Millionen  f  nach  den  Geschäfts- 
aus  weisen : 


1,  Jaunar      1832      21,3  22,7 

1.  Januar      1833      17,1;  13,5 

1.  November  1834      i6,ö  0,0 

In  der  abnehmenden  Grösse  des  Noten- 
nmlaufs  imd  der  Depositen  drückt  sich  ohne 
Zweifel  bereits  der  Einfluss  aus,  welchen 
die  gegen  die  Bank  gerichtete,  von  Jackson 
geleitete  Bewegung  ausOhtc.  Bereits  in  seiner 
ersten  Botschaft  vom  9.  Dezember  1899  be- 
tonte er,  dass  er  nicht  zu  früh  das  zu  er- 
wartende Gesuch  der  Bank  um  Erneuerung 
ihres  Freihriefes  der  sorgfälligen  Erwägung 
des  Kongrosses  vmd  des  Volkes  empfäilen 
könne.  »Sowohl  die  Verfassungsmässigkeit 
als  die  Zweckmässigkeit  des  Gesetzes,  wel- 
ches die  Bank  schuf,  werden  von  einem 
grossen  Teil  imserer  Mitbiii^r  bestritten,  und 
;eben,  dass  sie  den  grossen 


Zweck  nicht  eiiüllt  Iiat,  ein  gleicliföi-miges 
und  gesundes  Papiei'geld  zu  Ijesehaffen.« 
Das  Komitee  der  Mittel  mid  Wege  begrfln- 
dete  die  entgegengesetzte  Ansieht.  Nichts- 
destoweniger wieoei'holte  der  Präsident  in 
den  beiden  nächsten  Jahresbotschaften  die 
gleiche  Empfehlung.  In  das  Jalu-  ias2  fiült 
die  NeuwaiJ  des  Präsidenten.  Die  Freunde 
der  Bank  glaubten  sich  ihi-er  Sache  so  sicher, 
dass  sie  "Ei-haltnng  der  Bankt^  als  Sclüag- 
wort  gegen  die  "Wiedei-wahl  Jacksons  aus- 
gaben imd,  obwohl  der  Freibrief  der  Bank 
ei-st  in  5  Jahi-en  erlosch,  ilu-  rieten,  gegen- 
wärtig bereits  luu  die  Erneuenmg  einzii- 
komnien.  Man  täuschte  sicli  nicht  in  der 
Stimmung  des  Kougi-esses,  wohl  aber  liatte 
mau  die  Energie  des  Präsidenten  imter- 
schätzt  Der  Kongi-ess  bewilligte  tlie  Vei^ 
längei-ung  auf  15  Jalire,  Jackson  al>er  legte 
sein  Veto  ein.  Die  vei-fassm^widrigc  Be- 
gründung seines  an  sich  berechtigten  Vetos 
liess  die  Fieunde  der  Bank  ihjtes  Sieges 
gewiss  sein.  Allein  Jackson  hatte  durch 
sein  Veto  die  Bankfrage  zm*  Parteifrag« 
gemacht  und  damit  manche  seiner  Anliänger, 
welche  Verteidigei-  der  Bank  wai"en,  zu  sich 
herübergezogen.  Andererseits  appellierte  er 
an  die  breiten  Schichten  der  Bevölkei-ung, 
welchen  er  den  Freibrief  als  ein  ausschlieBS- 
liclies  Pri\-ilegium  schilderte,  das  darauf 
ausgehe,  »die  Reichen  reicher»  »md  die 
»Mächtigen  mächtiger«  zn  maclien,  und 
danim  »den  nietlereu  Mitgliedern  der  Gesell- 
schaft, den  Fanneni,  Handwerkern  und  Ar- 
beitern, die  weder  Zeit  noch  die  Mittel  haben, 
sieh  dieselbe  Begilnstigiuig  zu  verschaffen, 
ein  Hecht  gebe,  sich  über  die  Ungerechtig- 
keit ihrer  Regierung  zu  beklagen<;.  Jat^son 
wurde  mit  ungeheuerer  Majorität  vrieder^ 
gewälüt.  Noch  in  demselben  Jahre  empfahl 
er  dem  Kongi'ess,  die  staaUichen  Depasiten 
aus  der  Bank  zu  ziehen.  Der  Kongress 
■er warf  den  Plan.  Desgleichen  stiess  er 
nnerhalb  der  Regienmg  selbst  auf  Wider- 
stand Tiud  zwei  Scliatzseki-etäre  musstc  er 
fallen  lassen,  bis  er  den  Mann  fand,  der 
sich  dazu  enischloss .  ohne  Ermächtigung 
durch  den  Kongi'ess  den  Entzug  der  Depo- 
siten zu  verfügen.  Dies  verfassungswidrige 
Verfahren  zog  ihm  zwar  eine  Rüge  seitens 
des  Senates  zu,  doch  wiuxle  dieselbe  kurze 
Zeit  nachlier  wieder  zurückgonommen  imd 
1836  der  Freibrief  der  Bank  tliatsächlich 
nicht  verlängert.  Sie  erhielt  einen  solchen 
seitens  des  Staates  von  Peniisylvanien  und 
wirkte  noch  durch  mehrere  Jahre  in  aller- 
dings niclit  glückhclier  Weise,  bis  sie  in  der 
Krisis  von  1889  zusammenbrach. 


scheinlich  nicht  zum  geringsten  Teil  poK- 
tißcher  Natur.  Das  Vergehen  der  Bank  war, 
de  Calhoun  erklärte,  'lücht  das,  dass  sie 
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gich  in  die  Politit  ^men^,  sondern  dass 
sie  sich  nidit  auf  die  Seite  der  Macht  in 
dieselbe  mengen  woUte. er  Allein  zum  anderen 
und  wohl  nicht  zum  geringsten  Teil  waren 
©6  wirtBchaftliche  Gründe,  welche  Jackson 
zum  Gegner  uicht  hloss  dieser  einen  Bank, 
sondern  des  ganzen  Bankwesens  machten, 
wie  es  zur  Zeit  in  den  Vereinigten  Staaten 
bestand.  Beweis  dafür  ist  der  Antrag  beim 
Knngress  1836,  dass  bei  deu  Staatskassen 
nur  Edelmetall  a)s  Zahlung  angenommen 
-werden  solle.  Die  Ausgabe  von  Noten, 
namentlich  der  kleinen  ^Toten,  habe  zu  einer 
schweren  Si:hädigung  des  Publikums  ge- 
führt. Die  I'reise  für  öffentÜche  Ländereien 
seien  durch  bereitwilligst  gewährte  Noten- 
kredite zu  unvorhergesehener  Höhe  empor- 
gehoben worden  zum  grossen  Nachteile 
reeller  Käufer,  während  die  Spekulation  hier 
und  allObera]]  dadurch  reiclie  Nahrung  er- 
halten habe.  Der  Kongress  verwarf  den 
Antrag,  Jackson  aber  trsi  eigenmächtig  die 
Verfügung.  Noch  in  einer  Abschiedsadresse 
an  die  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  be- 
rührt er  die  Bank-  und  Umkufsfrage.  Gold 
und  Silber  liabe  die  Verfaasung  als  Um- 
lauf smittel  zu  sichern  beabsichtigt  Die 
Bankpolitik  der  Tnion  und  der  Einzeistaaten 
habe  an  dessen  Stelle  Papier  gesetzt.  Aber 
wenigstens  sei  durch  den  »Sieg«  Über  die 
Nationalbank  das  eine  erreicht  worden,  dass 
an  Stelle  des  Monopols  die  Konkurrenz  rectit- 
lich  gleichgestellter  Banken  getreten  sei. 

WshrsobKnllch  hat  Jackson  die  Bedeutung 
dieses  >3IoDopols<  überochätzt  Er  bekämpfte 
es  in  der  festen  Ueberzeugung,  der  drohenden 
Gefahr  der  Bildung  herrschender  Geldm&chte 
iDoerhalb  des  Staates  entgegenzutreten.  Die 
thalsSchliche  Entwicketung  hat  gezeigt,  dass 
diese  Gebhr  nicht  von  den  Banken  allein 
dndtt.  Und  sicherlich  hat  Jackson  das  aller- 
<iiags  schwache,  aber  doch  Immerhin  vor- 
bandene  regiüierende  Princip  im  Bestände 
einer  Nationalbank  unteischätzt.  Sowohl  eng- 
lifiche  wie  amerikanische  Schriftsteller  haben 
den  günstigen  Einfluss  der  Bank  der  Ver- 
einigten Staaten  in  den  letzten  10  Jahren 
ihres  Bestandes  behauptet.  Mit  ihrem  Falle 
war  die  vollkommene  »Freiheit'  auf  dem 
Gebiete  des  Bankwesens  wieder  hei^gestellt 
nnd  sie  wurde  denn  auch  im  laufe  der 
nSchsten  2'>  Jahre  redlich  benutzt 

4.  Die  Zeit  der  Baabtreiheit  bis  zum 
Eriass  eines  Nationalbankgesetzes,  1836 
bis  1863.  Während  bisher,  bis  zum  Jahre 
1836,  die  Organisation  der  Banken  dem  Ein- 
flasse  der  republikanischen,  centrahstisch 
gesinnten  Partei  unterworfen  war,  überwiegt 
tu  der  Folgezeit  bis  zum  Jahre  1860  jener 
der  demokratischen ,  anti  Föderalistischen 
PaiteL  ThatsAchlich  oder  rechtlich  privile- 
gierte Banken  verschwinden,  und  Banken 
treten   ia   den    einzelnen   Staaten   an   ihre 


Stelle,  die  \-ielfacli  in  ihrem  Notenausgabe- 
redite  völlig  unbelündert  waien.  Ihre  Zahl 
hatte  sclion  zur  Zeit  des  Bestehens  der 
letzten  Nationalbank  bedeutend  zugenommen, 
wie  die  folgende  üebersieht  zeigt. 

1811    1816  1820  1830 

Zahl  der  Banken          89     347  308  319 

Kapital  (in  Hill.  $)     53,6  124,8  136,7  145,2 

Noteimmlaiiffi.Mill.*)  28,1     68,0  44,8  6t.6 

Barvorrat  (in  Hill,  tj  15,4     19,0  19.S  33^1 
Verhältnis  d.  Barvor- 
rats zum  Xotennm- 

lauf  nie  1  zn  ;           1,83    3,60  3,23  2,80 

Es  nimmt  aber  das  Bankwesen  in  der 
Folgezeit  noch  erhebhch  zu.  Es  betnigen 
nämlich : 

1835  l&W  1&15  1850  1860 
Zahl  der  Banken  704  90]  707  834  1563 
Kap.  (in  Hill.*)  231,2  358,5  206  317  431,8 
Notenuml.  (i.M.*)  103,7  iÖ6,9  89,6  131,3  307,1 
Barvorr.(i  Mill.S)  43,9  33,1  44.3  4<;,4  83.6 
Verhältnis  d,Bi»r- 

vorrats     znm 

Notenamlsiif 

wie  1  zn  :  2,34    3,24    2,03     2,89      a,47 

An  dieser  sich  insbe-sondei'c  im  Laufe 
des  Jahrzehntes  18'jO — 60  steigernden  Bank- 
eutwickolung  liat  der  Staat  New- York, 
dessen  übeiTagende  Bedeutung  für  die  wirt- 
schaftliche Entwickeil  mg  der  Vereinigten 
Staaten  bereits  in  den  ersten  Jahrzehnten 
dieses  Jahrhunderts  hervortrat,  den  bedeu- 
tendsten AiiteiL  Bei  einer  GesamtbevSlke- 
rung  der  A^ereinigten  Staaten  im  Jahre  1790 
von  3,ä  Millionen  entfielen  auf  den  Staat 
New- York  nur  .S40UO0.  Im  Jahre  1830  aber 
besass  der  letztere  eine  Bevölkei-ung  von 
1 918  000  Seelen  bei  einer  Gesamtbovölkerung 
der  Vereinigten  Staaten  von  12,8  Millionen. 
Einen  besonderen  Einfluss  hat  New-York 
in  der  Bankent Wickelung  nocii  insbesondere 
dadurch  zur  Geltung  gebracht  dass  hier 
zuerst  die  Banknotenausgabe  einer  einheit- 
lichen gesetzhchen  Regelung  unterworfen 
worden  ist,  welche  nach  und  nach  von  den 
übrigen  Staaten  nachgeahmt  wurde  und 
schliesslich  die  Grundlage  für  das  die  ^nze 
Union  umfassende  Bankgesetz  vom  Jahre 
1862  abgaben  hat. 

Neue  Banken  mussten  im  Staat  New- 
Toik  bereits  nach  einem  G,  v.  2.  April  1829 
an  einen  unter  staatlicher  Verwaltung  stehen- 
den Reservefonds  jährlich  ^; i  "lo  ihres  Aktien- 
kapitals entrichten,  weldier  dazu  bestimmt 
war,  im  Falle  der  Zahlungseinstellung  eine^ 
solchen  Bank  ihre  Noten  einzidOsen  und  an- 
dere Verbindlichkeiten  zu  decken.  Diese  Be- 
stimmungen wurden  erweitert,  als  iin  Jahre 
1837  eine  grosse  Krisis  618  Banken  zur  Zah- 
lui^seiustellung  nfitigte.  Es  wurde  unterm 
18.  April  1838  ein  neues  Bankgesetz  er- 
lassen, dessen  wesentlichste  Bestimmungen 
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mit  den  Ih-gänzungen  vom  25.  Äpti],  20. 
Mai  18i0,  10.  April  imd  7.  Mw  1851  die 
folgenden  sind.  Eb  ist  jedermaan  gestattet, 
Banknoten  zum  Betrieb  von  Bankgeschäften 
in  ümlanf  zu  setzen.  Jedoch  veiden  die 
Noten  von  einem  hierzu  ernannten  Staats- 
kontrollor  för  alle  Banken  auf  den  Namen 
einer  jeden  gleichförmig  ausgestellt,  nume- 
riert und  regisbiert,  imd  muss  jeder  für  den 
Betrag,  den  er  in  Umlauf  setzen  will,  jedoch 
nicht  unter  100000  $  Staatsschuld  scheine 
der  Vereinigten  Staaten  oder  eines  Einzel- 
gtaates,  sofern  sie  der  KontroUor  annehmbar 
findet,  deponieren.  Ausnahmsweise  kann 
auch  eine  Hypothek  auf  Onind  und  Boden 
im  Staate  New- York  ziur  Hälfte  ihres  Wertes 
als  Sicherheit  angenommen  werden.  Die 
sodanii  zur  Notenausgabe  berechtigten  An- 
stalten oder  Personen  dürfen  Wechsel,  Noten 
und  andere  Schuldtitel  diskontieren,  De- 
positen annehmen,  in  Gold-  und  SilberbaiTen 
und  Münzen  handeln,  Geld  auf  Beal-  oder 
Personalsicherheit  leihen  und  die  zu  diesem 
Geschäftsbetrieb  nötigen  "Verfügungen  treffen. 
Grundbesitz  dürfen  sie  niir  zum  eigenen 
Gebrauch  haben  bezw.  aus  ihren  Darlehens- 
geschäften erwerben.  Bei  Nichteinlösung 
der  Noten  beim  Vorzeigen  stehen  dem  Be- 
rechtigten 14— 20"/i»  Vei-zugszinsen  zu,  und 
ausserdem  wird  alsogleich  vom  Kontrollor 
das  Verfahren  gegen  die  Bank  auf  Zahlung 
eingeleitet,  eventuell  nach  15  Tagen  jede 
Note  der  betreffenden  Bank  aus  den  in  seinem 
Verwahr  befindlichen  Staatspapieren  einge- 
löst Im  Jahre  1851  wurde  zur  Beaorgmig 
dieser  staatlichen  Aufsicht  ein  eigenes  Bank- 
dejiartement  eingerichtet,  dessen  Kosten 
seitens  der  Bankeu  zu  tragen  waren. 

Dieses  System  wurde  von  iaS8— 1858 
von  12  Staaten  für  ihre  Banken  angenommen. 
Dieselben  vertraten  ein  E£q)ital  von  53  imd 
einen  Notenumlauf  von  97  MÜlionen  f,  so 
dass  schliesslich  die  Hälfte  und  mehr  des 
ganzen  Notenumlaufes  diu^  Hinterlegung 
von  Staatspapieren  sichergestellt  war. 

Das  Bestreben  nach  einer  Sicherung  des 
Notenumlaufes  filhrte  noch  zu  anderen  Ver- 
suchen einer  Regelung.  So  behauptete  sich 
in  den  Neu-Englandstaaten  das  sogenannte 
Suffolksystem ,  das  aus  Schottland  über- 
nommen war.  Eine  selbständige  Bank,  die 
Suffolkbank  in  Boston,  löste  die  Xoten  aller 
lÄudesbanken  auf  Voraeigen  al  pari  ein, 
welclie  bei  ihr  3000  *  bar  gegen  14tägige 
Kündigung  zineenlos  deponierten  und  im 
Verhältnis  zum  Betrage  der  eingelösten  Noten 
allwöchentlich  Barzahlung  leisteten.  Die  Vor- 
teile, welche  mau  diesem  System  nachrtihmte, 
lagen  in  der  Steigerung  des  Kredits  der 
Notenbanken,  weldie  sich  ihm  anschlössen, 
in  der  längeren  Cirkulation  ihrer  Noten 
sowie  in  der  Ausbildung  eines  Clearing- 
Systems  durch   die  Suffdkbank.    Ihre  Be- 


deutung zei^  sich  in  der  Steigerung  der 

eingelösten  Noten,  dei-eu  Zahl  von  76  Milli- 
onen t  im  Jahre  1834  auf  230  Millionen  im 
Jahre  1850  gestiegen  ist.  Ein  weiterer  Aus- 
druck des  Bedürfnisses  nach  einer  Kegelnng 
des  Notenumlaufes  war  das  Bankgesetz  von 
Massachusetts  von  1851,  das  in  einer  Nach- 
bildung des  New- Yorker  Gesetzes  bestand. 
Auch  hier  erfolgte  die  Sichers tellung  der 
Noten  durch  Hinterlegung  von  Staatspapieren 
bei  dem  EÄuditor  of  accouutso.  Der  zu 
hinterlegende  Betrag  wurde  auf  ein  Viertel 
des  Grundkapitals  und  wenigstens  50000  t 
festgesetzt,  wofür  ein  gleicher  Betrag  in 
Noten  mit  dem  Stempel  des  Auditors  ver- 
sehen der  Bank  verabfolgt  wurde.  Die  Zahl 
der  eine  Notenbank  bddenden  Pereonen, 
wenigstens  50,  die  Grösse  ihres  Grund- 
kapitals im  Minimum  und  Maximum,  die 
Art  der  ihnen  gestatteten  Geschäfte  etc. 
waren  gesetzlich  geregelt,  ein  Bankdeparte- 
ment mit  weitgehenden  Aufsichtsrechteu 
überwachte  den  Gang  der  Geschäfte. 

Ihren  Zweck,  den  Besitzern  von  Noten 
deu  Wert  ihrer  Forderung  zu  sichern  und 
dadurch  ein  wichtiges  Umlaufsmittel  des 
lindes  ohne  Störungen  im  Gange  zu  er- 
halten, haben  diese  Bankvorschriften  nicht 
erfttllt.  Weder  im  Jahre  1837  noch  ia39, 
nicht  1847  und  nicht  1857  haben  sie  die 
vollständige  oder  teilweise  Einstellung  der 
Barzahlungen  verhindert,  obwohl  doch  in 
dem  letztgenannten  Jahre  die  New-Yorker 
Bestimmimgen  schon  weite  Verbreitung  ge- 
funden hatten.  In  den  Krisen  dieser  Jahre 
waren  es  immer  wieder  die  Banken,  welchen 
man  mit  Recht  eine  Ueberspannung  der  Kre- 
ditgewährmig  zum  Vorwurf  macheu  konnte 
und  welche  dadurch  einen  Anstoss,  wenn 
nicht  die  Ursache  zur  Entstehung  der  Krisen, 
gegeben  hatten.  Waren  die  die  Kotonaus- 
gabe  einschränkenden  Bestimmungen  noch 
nicht  genügend?  Doch,  Den  Zweck  einer 
Verminderung  der  ausgegebenen  Notenmenge 
hatten  sie  erreicht.  Wie  die  oben  gegebenen 
Nachweisimgen  zeigen,  war  das  Verhältnis 
von  Barvorrat  und  Noten  kein  ungünstiges. 
Es  variierte  auch  in  der  Aufeinanderfolge 
der  Jahre  nicht  bedevitend,  wie  die  folgende 
Uebersicht  Ober  die  fünf  bewegten  Jahre 
1856—1860  zeigt.  Es  war  für  alle  Banken 
auf  1.  Januar  der 


Notenum- 


1857   1858   1859   1860  1861 
214,8  155,3  193,3  207,1  20i     ] 


rat  58,3    74,4  104,5    83,0    87,7     „     „ 

Das  Deckungs Verhältnis  ist  also  nur  ein- 
mal 1 : 4,  sonst  erhebt  es  sich  weit  aber  die 
Dritteldeckimg.  Für  die  einzelnen  Banken 
war  die  Sachlage  ja  eine  verschiedene,  im 
allgemeinen  aber  hatten  die  massgebenderen 
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risQicbeD  Banken  noch  weit  gOnstiEere  Ver- 
hältnisse aufzuweisen.  Es  war  also  nicht 
die  Qbermfi&sige  Kotenausgabe,  durch  welche 
lue  Banken  Krisen  herbeiführten  oder  be- 
sdüeunigten.  Ein  genaueres  Eingehen  auf 
den  Stand  der  Banken  beim  Äusbrneh  der 
Krisis  18b7  zeigt,  dosg  ea  vor  allem  das 
Uebermass  übernommener  Depositen  ,bei  zu 
geringem  Barbestände  war  das  sie  an  der 
Erfallun^  ihrer  Verbindlichkeiten  hinderte. 
Nach  einem  dem  Finanzdepartement  ge- 
machten Bericht  tlber  die  Li^  der  Banken 
in  den  verschiedenen  Staaten  war  im  Januar 
1857  der  Barbestand  der  Banken  aller 
Staaten  583  Millionen  |,  der  Notenumlauf 
214,7  Millionen  und  der  Beirag  an  Depositen 
230.4  Millionen.  Das  Deckungsvernältnis 
fdr  Noten  und  Depositen  war  daher  l:7Vs, 
10  Jahre  früher  war  es  doch  noch  1:5  ge- 
wesen. Nichtsdestoweniger  wandte  man  sich 
auch  diesmal  nur  gegen  die  Notenausgabe, 
imd  Präsident  Buchanan  erklärte  in  seiner 
Botschaft  Tom  5.  Dezember  1857,  wie  seiner 
Zeit  Jackson,  dass  es  das  extravagante  imd 
fehlerhafte  Papiergeld-undBankkreditsystem 
sei,  welches  das  Volk  zu  wilder  Spekulation 
und  zum  Börsenapiel  ermtmtere.  Er  appel- 
lierte an  die  Einzelstaaten  und  wflnschte 
seitens  des  Kongresses  nur  die  Aufstellung 
eines  aUgemeinea  Konknisverfahrens  ftür 
jede  ihre  Zahlung  einstellende  Buik,  durch 
welches  dieselbe  genötigt  wunle  zu  liqui- 
dieren. Noch  kam  es  aber  zu  keiner  Mass- 
regel,  und  erst  die  Schwierigkeiten,  die  der 
BOrgerkrieg  auch  aut  wirtschaftlichem  und 
finanziellem  Gebiete  hervorrief,  drängten 
neuerlich  zu  einer  einheitlichen  Begelung 
des  Bankwesens. 

Die  finanzielle  I^age  der  Union  war 
gleich  bei  Ausbruch  des  Sti-eites  zwischen 
den  Nord-  und  Südslaaten  anlässlich  der 
Wahl  Lincolns  im  Herbst  1860  eine  be- 
drängte. Angesichts  des  Abfalles  der  Süd- 
staaten war  der  Kredit  der  Union  so  ge- 
sunken, dass  von  den  beschlossenen  not- 
wendigen Anlehen  nur  ein  kleiner  Teil  über- 
haupt untergebracht  werden  konnte,  im 
FrDniahre  1861  konnte  der  Schatzsokretär 
nur  durch  Hilfe  der  Bmiken  der  drei  grossen 
Städte  New- York,  Philadelphia  und  Boston 
die  notwendigsten  Mittel  eriialten.  Das 
Finanzjahr  1860/61  schloss  mit  einer  Staats- 
schuld von  90,9  Millionen.  Die  ordentlichen 
^ESnnahmen  hatten  nur  41, ä  die  Au^aben 
83,4  Millionen  |  betragen.  Juli  1861  wurde 
der  Schatzsekretär  zur  Aufnahme  eines  An- 
lehens  von  250  Millionen  f  ermächtigt.  Unter 
den  verschiedenen  Formen,  welche  ihm  zur 
Aufbringung  desselben  gestattet  waren ,  waren 
auch  unverzinsliche  Schatzsoheine,  nicht 
unter  10  und  nidit  Über  50  |,  weiche  bei 
veradiiedenen  Staatskassen  auf  Sicht  zahlbar 
sein   sollten  und   bis  zum  Betrage  von  50 


Millionen  ausgegeben  werden  konnten.  Es 
war  dies  einfach  ein  Unionspapiergeld.  Der 
übrige  Betrag  sollte  durch  verschiedene 
Arten  verzinslicher  Schuld verechreibuDgen 
hereingebracht  werden.  Allein  verschiedene 
Ursachen  machten  es  auch  diesmal  unmög- 
lich, eine  öffentliche  Regelung  durchzu- 
setzen, und  wieder  waren  es  die  Banken, 
welche  der  Union  zu  Hilfe  kamen  und  für 
die  Unterbringung  der  Schuldverschrei- 
bungen soigten,  wogten  die  Regierung  die 
Gelder  bei  den  Banken  belassen  und  nur 
nach  Bedarf,  jedoch  nie  mehr  als  5  Milli- 
onen pro  Woche  beheben  sollte.  In  gleicher 
Weise  verfuhr  man  im  Herbste  desselben 
Jahres.  Die  Banken  der  drei  Städte  mit 
einem  Kapital  von  120  Millionen  9  hatten 
auf  diese  Weise  146  MiUioiien  in  Staats- 
papieren angelegt,  von  welchen  nur  50  Milli- 
onen verkauft  waren,  während  der  Best  nur 
schwer  und  unter  dem  übernommenen  Werte 
begebbai-  wai'.  Aus  Besorgnis  vor  der  Lage 
dieser  Banken  entzog  ihnen  in  der  nächsten 
Zeit  das  Publikum  deu  grössten  Teil  der 
Depositen,  so  dass  sie  derart  von  baren 
Mitteln  cntblOsst  wurden,  dass  sie  im  Januar 
1862  die  Barzahlungen  einstellen  mussten. 
Diese  von  New-York  ausgehende  Krise 
breitete  sich  in  kürzester  Zelt  auf  die  übrigen 
Städte  aus,  und  binnen  wenigen  Wochen 
war  im  Bereiche  der  ganzen  Union  der 
Metallumlauf  eingestellt.  Unter  diesen  Um- 
ständen war  an  eine  Begebung  neuer  An- 
lehen nicht  zu  denken,  und  es  bheb  der  Union 
nichts  anderes  übrig  als  die  Hinausgabe  von 
Papiergeld  mit  Zvrangskurs,  zu  welchem 
Mittel  dann  auch  wiederholt,  den  Bedürf- 
nissen entsprechend,  gegriffen  wurde.  Das 
Nebeneinanderbestehen  der  zweierlei  papie- 
renen Zahlungsmittel,  der  Banknoten  und 
der  Staats  noten,  brachte  aber  mancherlei 
Uebelstände  mit  sich.  Beide  waren  be- 
deutend unter  Pari  dem  Metallgelde  gegen- 
über, und  der  Si^iatzsekretär  Chase  sah 
keinen  anderen  Ausweg,  den  Kurs  des  Staats- 
papiergeldes wieder  zu  heben,  als  indem 
er  deu  Vereuch  machte,  sieh  die  Banken 
dienstbai-  zu  machen.  Seiner  Meinung  nach 
lag  nicht  in  der  Papiei-wähmng  an  sich, 
sondern  in  der  unkontrollierten  Emission 
von  tausenderlei  Noten  der  Uebelstand,  und 
er  glaubte,  der  Wert  des  Pajjieigeldes  würde 
sich  wie<Ier  heben,  wenn  einmal  die  Bank- 
notenausgabe eine  einheitliche,  iu  allen  Teilen 
der  Uiuon  in  gleicher  Weise  beaufsichtig 
gewoi'den  sein  wOi-de.  Er  bemühte  sich 
demgemäss,  vom  Kongresa  die  Votierung 
eines  seinen  Zielen  entsj^echenden  Gesetzes 
zu  erhalten,  und  am  15.  Februar  1863  wurde 
da.SE!elbe  sanktioniert  imter  dem  Titel  >an 
act  to  proviile  a  national  ciirrency«.  Da- 
nach sollten  fortan  Bewilligimgen  zur  Er- 
richtimg von  Nationalbaiiken  erteilt  werden, 
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irelche  unter  den  Sclmtz  und  die  Aufsicht 
der  Centralgewalt  gestellt  sind.  Ihre  Noten 
aind  ausscliliesstich.  in  der  Yaliita  zahlbar, 
■weiche  der  Kongress  für  gesetzlicli  erklärt. 
Ein  Kontrollor  derUiulaufsmittel,  dem  Schatz- 
amt untei^eordnet,  leitet  die  Ueberwachung, 
die  sich  auf  Errichtuug  und  Geschäftsfüh- 
rung der  Bankeu  erstreckt.  Dieselbe«  depo- 
nieren wenigstens  ein  Drittel  ihres  Kapitals 
in  Staatspapieren  und  künnen  dagegen  im 
Verhältnis  von  90:100  des  BöjBenkuises 
der  Papiere  Noten  ausgeben,  welche  vom 
Staate  gedruckt  und  mit  der  Unterschrift 
des  Kontrollora  versehen  für  alle  Banken 
gleich  aind.  Die  gesamte  Notenmeng«,  welche 
von  allen  Natiorialbanken  ausgeben  werden 
diuite,  wurde  gesetzlich  fixiert. 

Dies  sind  die  wesentlichsten  Bestim- 
mungen des  Grundgesetzes  auch  noch  des 
Banknoten  Wesens  der  Gegenwart  Es  fUlirte 
nicht  zur  Aufhebung  der  iVeiheit  der  Bank- 
notenausgabe, aber  doch  zu  einer  gleichför- 
migen  Ke^lung  derselben.  Es  war  selbst 
nicht  nötig,  dass  eine  Banknotenbank  sich 
als  NationsJbank  konstitmerte.  That  sie  dies 
aber  nicht,  so  wurde  sie  allerdings  von  ge- 
wissen Nachteilen  getroffen.  Sie  war  einer 
hohen  Besteuerung  unterworfen  imd  konnte 
keine  Staatsdepositcii  erhalten.  So  ging  all- 
mahhch  die  Umwandlung  aller  Banknoten- 
banken in  Nationalbaakeu  vor  sich.  Das  Ge- 
setz vom  Jahre  1863  seilet  wurde  im  Laufe 
der  Zeit  abgeändert  durch  jene  vom  3.  Juni 
1864,  3.  März  1860,  5.  Dezember  1873.  14. 
Januar  1875  imd  12.  Juli  1882.  Diese  Gesetze 
bilden  die  Gnmdlagen  der  im  folgenden  zu 
schildernden  gegenwärtige  ii  Oi^;anisation  der 
Notenbanken. 

6.  Die  heutige  Organisation  und  Lage 
der  Notenbanken  in  den  Vereinigten 
Staaten.  Gesellschaften  ziu"  Betreibung  von 
Bankgeschäften  nach  dem  Bankgesetze 
können  von  jeder  beliebigen  Zahl  von  Per- 
sonen, jedoch  wenigsteas  fünf,  gegründet 
werden.  Der  Gesellschaftavertrag  muss  ent^ 
halten  den  der  Bestätigung  seitens  des  Kon- 
trollors  der  Umlaufsmittel  unterliegenden 
Namen  der  GeseUschaft,  die  Angabe  ihres 
OeschäftBsitzes,  des  Betrages  des  Grund- 
kapitals uud  fler  Zaiil  der  Aktien,  in  weiche 
dasselbe  geteilt  werden  soll,  Namen  und 
Wohnsitz  der  Aktionäre  unter  Angabe  der 
Zahl  der  Aktien,  welche  jeder  von  ihnen 
hat,  die  Erklärung  der  Gesellschafter,  dass 
sie  auf  Grund  des  Bankgesetzes  ihre  Ge- 
schäfte betreiben  wollen.  Das  Gmndkimital 
muss  im  all^raeineo  wenigstens  100000  » 
betragen;  nicht  weniger  als  50000  *  in 
Orten  bis  6000  Einwohnern,  nicht  weniger 
als  200000  «  in  Orten  mit  mehr  als  üOtXIO 
Einwohnern.  Die  Öesehäftsthätigkeit  darf 
begonnen  werden,  sobald  wenigstens  50% 
des  Grundkapitals  eingezahlt  sind  nnd  die 


Erfüllung  der  übrigen  zum  Bankbetriebe 
vorgesciuiebenen  Bedingun^n  seitens  des 
Eontrollors  bestätigt  ist  Diese  Bestätigung 
kann  verweigert  werden,  w^enn  der  Kon- 
trollor, dem  ein  weitgehendes  Prüfungsrecht 
eingeräumt  ist,  die  Ueberzeugimg  gewonnen 
hat,  dass  nicht  alle  Vorbedingungen  erfüllt 
sind  oder  die  Gesellschaft  andere  als  die 
erlaubten  Bankzwecke  ausführen  will.  Die 
Bankgeschäfte  im  allgemeinen  sind  nicht 
besonders  geregelt,  nur  die  Notenausgabe 
ist  eingehenden  Bestimmungen  imterwoifen, 
und  gewisse  allgemeine  Vorschriften  sind 
erlassen  zur  Erhaltimg  der  Zalilungsßlhig- 
keit  der  Banken. 

Die  1863  ein^fOhrte  gesetzliche  Fest- 
stellung des  Maxiinalbetrages  ausziehender 
Noten  sämtUcher  Banken  ist  aufgehoben. 
Jede  Bank  kann  Noten  ausgeben,  so  viel 
sie  will  —  innerhalb  der  durch  ihr  Kapital 
und  das  beim  Schatzamt  zu  hinterlegende 
Depositum  gezogenen  Schranken.  Banken, 
deren  Gnindkanital  unter  TAlO  000  *  ist, 
können  einen  ^fotenum]auf  von  90 '/o  ihres 
Kapitals  haben.  Der  Prozentsatz  sinkt  mit 
zunehmender  Eapita^iTösse.  Kr  betriiet  bei 
einem  Kapital  zwischen  '<«  und  1  Million  ¥ 
80  "/u,  zwischen  1  und  3  Millionen  70  "/o  und 
wird  verringert  auf  60°.'<i,  wenn  das  Kapital 
3  Millionen  übersteigt.  Nationalbanken, 
welche  nach  dem  G.  v.  12.  Jidi  1870  ent- 
standen sind,  können  keinen  ÖOOIXKI  *  flbei^ 
steigenden  Notenumlauf  hal>en.  Zur  Siehei"- 
stellung  filr  die  bis  zu  diesen  Grössen  aus- 
zugehenden Noten  hat  jede  Gesellschaft  beim 
Schatzamt  zinstragende  Vereinigte  Staaten- 
Bonds  zu  iiinterlegen  in  einem  Betrage  von 
nicht  weniger  als  ^  4  des  Grundkapitals, 
wenn  dasselbe  unter  150000  $  beträgt,  von 
öOOOO  S  in  jedem  anderen  Falle.  Eine  Er- 
höhung des  Grundkapitals  muss  von  einer 
parallel  laufenden  Erhöhung  dieses  Deposi- 
tums begleitet  sein,  bei  einer  Verminderung 
kann  auch  nach  Rücklieferung  des  ent- 
sprechenden Wertes  in  Noten  das  Depcwitum 
vermindert  werden.  Eine  Erhöhung  hat 
ferner  im  Falle  einer  Wertsenkung  der 
Staatspapiere  zu  erfolg«u.  Im  Betiage  von 
90  "/o  des  Marktwertes  der  so  abertragenen 
Vereinigten  Staaten-Bonds  können  sodann 
die  Banken  vom  Kontrollor  der  Umlaufs- 
mittel die  von  ihnen  auszugebenden  Noten 
beziehen.  Die  hinterlegenden  Bankeu  be- 
ziehen die  Zinsen  ihrer  Depots,  diese  selbst 
aber  dienen  als  Sicherstellung  für  die  mög- 
lichenfalls seitens  der  Banken  nicht  einge- 
lösten Noten.  Die  Banken  sind  verpflichtet, 
ihre  Noten  jeweils  ia  gesetzlichem  Gelde 
einzulösen  sowie  sie  gegenseitig  in  Zahlung 
zu  nehmen.  Die  Noten  haben  Zahlungsrecht 
auch  den  Staatakassen  gegenüber,  ausge- 
nommen bei  Zollzahlungen.  Eine  Central- 
einlösui^stelle  ist  dadnrch  geschaffen,  daas 
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jole  Nationalballt  ä^/o  ihres  Noteminüautes 
II)  gesetzlichem  Gelde  der  Vereinigten 
Staaten  im  Schatzamte  zur  Verftlg:iing  liaben 
mnss,  iromit  daselbst  etwa  präeentierte 
Noten  eingelöst  WArden.  Auf  örund  ihres 
Notenumlaufes  sonst  noch  eine  Barschaft  zu 
haltCD  siod  die  Banken  nicht  vei-pflichtet, 
dieselbe  hat  sich  Tielmehr  ansschliessiich 
uach  den  Depositen  zu  richten.  Sie  muss 
25 ''.'o  dieser  sowie  ihres  passiven  Kouto- 
koiTents  in  den  Hauptplätzen  der  Vereinigten 
Staaten,  15°a  in  den  übrigen  Städten  um- 
fiifisen.  Die  Anlage  eines  Reservefonds  ist 
Torgeechrieben,  und  zwar  ist  jeweils  Vio  des 
Beinec^'inQes  als  solcher  anzulegen,  bis  er 
die  Höhe  des  fünften  Teiles  des  Grund- 
kapitals erreicht  hat.  Ftlr  sämtliche  Ver- 
bindlichkeiten der  Gesellschaft  haftet  jeder 
Aktionär  individuell  mit  dem  doppelten  Be- 
trage der  auf  die  Aktien  eingezahlten  Summe. 
Die  Beziehungen  der  Nationalhankeu  zur 
Fnioneregieruug  sind  dreifaclier  Natur.  Sie 
unterliegen  ihrer  Aufsicht  in  der  Pei-soii  des 
KontroUors  der  Umlaufsmittel;  sie  dienen 
als  Depositorium  von  Staatsgeldem  und  sie 
haben  endlich  gewisse  finanzielle  Verpflich- 
tungen der  Union  gegenüber  zu  erfüllen. 
Des  KontroUors  (Comptrolier  of  the  Currency) 
«iirde  bereits  gedacmt.  Er  sieht  an  der 
Spitze  eines  eigenen  Departements  des  Schatz- 
amtes, wird  auf  Empfehlung  des  Schatz- 
Sekretärs  auf  5  Jahre  Tom  Präsidenten  unter 
ZuBtimmung  des  Senates  ernannt  und  darf 
■weder  direkt  noch  indirekt  bei  irgend  einer 
Nationalbank  beteiligt  sein,  Sow<^  Errich- 
tung wie  Geschäftsführung  der  National- 
baoKeD  Bind  seiner  genauen  Au&icfat  unter- 
worfen, die  er  in  jedem  Augenblicke  zur 
Untersuchung  der  Lage  irgend  einer  Bank 
ausdehnen  kann.  Er  unterbreitet  alljährlich 
dem  Kongress  einen  Jahresbericht,  weicher 
zu  enthalten  hat:  einen  summarischen Ueber- 
blick  über  Stand  und  Verhältnisse  jeder 
UeseÜBchaft  mit  einem  Auszi^  vom  ganzen 
Betrag  ihrer  Schulden  und  Verbindlichkeiten, 
den  Betrag  der  ausstehenden  Noten  imd 
den  ganzen  Betrag  ihres  Vermögens  und 
ihrer  Hilfsmittel ;  eine  Angabe  der  Gesell- 
ecbaften,  deren  Geschäft  im  Laufe  des  Jahres 
geschlossen  worden  ist,  mit  dem  Betrage 
der  eingelösten  und  ausstehenden  Noten ; 
Abänderungen  des  Bankgesetzes;  einen  be- 
sonderen Bericht  über  die  Banken  und  Spar- 
kassen, welche  unter  den  Gesetzen  der  ein- 
zelnen Staaten  errichtet  sind;  endlich  Aii- 
^ben  Qber  Personalien  und  Kosten  des  Bank- 
departements. Zur  Erstattung  dieses  Be- 
rüailes  dienen  dem  Kontrollor  die  Berichte, 
K-eldte  ihm  die  Nationalbanken  fünfmal  im 
Jahre,  auwer  den  Semestralbilanzen,  über- 
reichen müssen.  Der  staatliche  Kassendien  st, 
XU  welchem  Nationalbanken  herangezogen 
werden  können,  ist  nicht  durch  das  Bank- 


gosetz  geregelt.  Er  geschieht  ohne  besondere 
Vergütung  seitens  der  Regierung,  al>er  auch 
olme  dass  die  Banken  für  die  Depositen 
einen  Zins  zu  zalilen  liMten.  Die  Abgaben, 
welche  sie  an  die  Union  zu  entrichten  haben, 
betragen  'i^'.o  von  dem  Notenumlauf,  ^'t".'o 
von  dem  mittleren  Stande  der  Depositen 
imd  ein  weiteres  '  i  *.o  von  dem  der  mittleren 
Grösse  des  nicht  in  Veieinigten  Staaten- 
Bonds  angelegten  Kapitales. 

Welche  Entwickelung  die  Nationalbanken 
unter  dem  Einflüsse  dieser  gesetzHchen  Be- 
stimmungen genommen  haben,  zeigt  die 
folgende  Uebersicht,  welche  denAusweis  in  der 
Eeget  nach  dem  Stande  von  Anfang  Oktober, 
für  einige  Jalire  von  Ende  September  aii- 
giebt.  Sie  ist  den  Berichten  des  Comptrolier 
of  the  CuiTency  entnommen  und  giebt  die 
Zahlen  unverändert  wieder.  Sie  sind  inso- 
fern nicht  vollkommen  aufklärend,  als  unter 
dem  Ban-orrat  auch  die  im  Besitze  dei-  ein- 
zelnen Banken  befindliclien  Noten  anderer 
Banken  nachgewiesen  werden,  um  weldien 
Betrag  eigentlich  der  Notenumlauf  zu  ver- 
mindern gewesen  wäre.  Als  durclischnitt- 
liche  QrOsse  dieser  Summe  lässt  sich  der 
Betrag  von  20  .Millionen  $  anführen.  Häufiger 
reicht  <lie  Ziffer  danmter,  als  dass  sie  ihn 
;,       (S.  Tab.  I.  auf  folg,  Seite.) 

Die  "Hedeutxmg  dieser  Uebersicht  liegt 
III  dem  durch  sie  gegebenen  Nachweise 
eines  vollkommenen  Umschwunges  in  der 
Stellung  der  Nationalbanken.  Sie  spielen 
ihre  Rolle  im  wirtsch^ichen  Verkehr  nicht 
mehr  als  Noten-,  sondern  als  Depositen- 
banken. Seit  20  Jahren  nimmt  der  Noten- 
umlauf stetig  ab,  wälu-aid  die  Depositen 
sich  in  derselben  Zeit  mehr  als  vei-doppelt 
haben. 

Die  Ui-sachen  dieses  Rückganges  im  Bank- 
notenumlaufe  und  der  Vermehrung  der  De- 
positen liegen  einesteils  in  der  steten  Vei^ 
minderung  und  dem  gleielizeitig  hohen  Preise 
der  Schuldverschreibungen  der  Union,  an- 
demteilB  in  der  starken  Vermehning  der 
Umlaufsmittel  überhaupt.  Auf  Ende  187« 
wird  der  gesamte  Betrag  von  Münze, 
Uünzscheinen  und  Papiergeld  in  der  Union 
auf  797  SÜllionea  $  geschätzt,  der  Bank- 
notenumlauf der  Nationalbanken  umfasste 
33  "/d  davon.  Im  Jahre  1897  beträgt  die 
gesamte  Geldmenge  17Ü8  Millionen  9,  die 
Summe  der  Banknoten  193  Millionen  $,  also 
nur  ll'i'i  "/o.  Die  Berichte  des  KontroUors 
weisen  seit  Jahren  einen  Rückgang  im 
Notengeschafte  auf,  indem  der  Gewinn  aus 
diesem  den  Verlust  nicht  zu  decken  ver- 
mag, den  die  Bank  bei  der  Einlösung  der 
hinterlegten  Schuldverschreibungen  zum 
Nennwerte  erleidet.  Zumal  dann,  wenn, 
wie  dies  häufig  geschah,  der  Hinterlegungs- 
betrag  geborgt  war.  Seineu  Höhepunkt 
hatte   der  Notenimilauf   im  Jahre  lS7ä   er* 
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Tabelle  I. 
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■§""    depositen 
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Jahr 
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P 

in 

g  g     n.SUats- 
■g-    depositen 

Millionen  S 

1863 

ä6 

7,3 

_ 

8,5 

1,4 

1881 

2.64 

465,9 

3*5,2 

iu5,o 

198a 

1864 

508 

86,8 

45,3 

122,2 

44,8 

1882 

2308 ;  484,9 

3'5,4 

1080,3 

200,6 

1865 

'S'3 

393.2 

"71,3 

549,1 

208,1 

1883 

2529     511,8 

305,1 

1120,2 

224,0 

1866 

1644 

415,5 

290,0 

595,0 

232,4 

1884 

2664 

5*4,1 

280,4 

1002,0 

238,9 

1867 

1642 

420,1 

298,0 

568,3 

131,3 

1885 

2732 

529,4 

367,6 

1126,5 

258,8 

1868 

1643 

420,6 

298,7 

602,1 

119,6 

1886 

aB75 

SSo,7 

1.87,7 

263,1 

1869 

1617 

426,4 

296,0 

523,0 

129,6 

1887 

3070 

580,7 

165,0 

1278,7 

258,6 

1870 

1648 

435,4 

198,3 

517,5 

126,0 

1888 

3140 

592,6 

■518 

1406,5 

280,8 

1871 

1790 

460,2 

320,1 

616,8 

138.7 

1889 

3290 

612,6 

128,5 

1522,0 

272,0 

1872 

1940 

482,6 

337,8 

611,1 

'43,3 

1890 

3540 

650,4 

123,0 

1594.2 

295,0 

1873 

1976 

490,0 

342,4 

553,0 

159,3 

1891 

3677 

677,4 

131,3 

1608,6 

301,1 

1874 

2027 

495,8 

332,0 

693,9 

130,0 

1892 

3773 

686,6 

'43,4 

1779,3 

333,0 

1875 

20B6 

505>5 

3  =  5,7 

629,4 

107,9 

1893 

3781 

678,5 

183:0 

1465,4 

361,8 

1876 

2082 

497,5 

292,6 

620,8 

117,9 

1894 

3755  1  668,9 

17*,3 

1742,1 

376.4 

1877 

2074 

477,1 

299,7 

614,8 

'*4,5 

1895 

3713  \  657,1 

1715,2 

305,6 

1878 

2055 

404,9 

303,7 

642,5 

«18,9 

1896 

3676  1  648,5 

209,9 

1631,1 

329,3 

1879 

2052 

454,5 

322,3 

766,3 

'So,5 

1897 

3610  i  631,5 

198,9 

1869,5 

367,a 

1880 

2095 

458,5 

3.7,7 

.017,8 

188,3 

reicht,  als  1976  Banlten  mit  490  Millionen 
Kapital  341  Millionen  in  N^oten  ausstehen 
hatten.  Die  nächsten  Jahre  -weisen  sodann, 
namentlich  unter  dem  Einflüsse  der  Wieder- 
aufnahme der  Barzahlungen  seilen b  der 
Unioa  (1879)  manchen  "Wechsel  auf.  Nach 
dem  Jahre  1879  aber  nehmen  Zahl  der 
Banken,  Depositen,  Darlehns-  imd  Weehsel- 
geschait  rapid  zu ,  der  Notennmlauf  aber 
bedeutend  ab.  Die  Zunahme  der  Zahl  der 
Banken  von  1879—1897  beträgt  75  "/oj  die 
ihres  Kapitals  .?9  "/o.  Die  Depositen  stiegen 
um  143  "/o,  der  Notenumlauf  hingegen  nahm 
um  62  "Jo  ab.  Dabei  hatte  er  sich  1897 
schon  wieder  etwas  gehoben.  Zur  Zeit  des 
grßssten  Tiefstandes,  1890,  betrug  er  nur 
7ht  °k  der  gleichzeitigen  UMositensdiuld. 
Da  die  Unionsschnld  bis  zum  Jahre  1907  ge- 
tilgt sein  soU,  niüsste  bis  dahin  der  Bank- 
notenumlauf verschwunden  sein.  Schon 
jetzt  aber  ist  der  Gewinn  aus  dem  Noten- 
geschäft ein  minimaler.  In  dem  Bericht 
des  KontroUors  der  Umlaufsmittel  für  1897 
wird  der  Gewinn  aus  dem  Notengeschäft; 
für  eine  Bank,  welche  100000  »  ui  Slaats- 

Sapieren  deponiert  hat,  je  nach  der  Gattung 
ieser  letzteren,  berechnet  mit  0,5,  0,4,  (J,2, 
0,3  oder  0,7  *;*. 

Unter  diesen  Umständen  verdient  das 
Depositen  System  der  Nationaibanken  erhöhte 
Anfmcrksamkcit.  Wie  oben  erwähnt ,  sind 
sie  verpflichtet,  ihre  Depositen  in  einem 
bestimmten  Verhältnis  gedeckt  zn  halten. 
Die  Nationalbanken  in  New- York  Chißigo 
und  St  Louis  müssen  25  **/o  ihrer  Depositen 
bar  d.  h.  in  Gold  oder  anderem  gesetz- 
lichen Gelde  gedeckt  haben.  In  einigen 
anderen   Städten   müssen  die   Banken    das 


I  gleiche  Verhältnis  der  Reser\-e  einhalten, 
können  aber  die  Hälfte  davon  bei  clen 
Banken  der  früher  genannten  Hauptstädte 
halten.  Die  beiden  Gruppen  von  Städten 
heissen  Teserve-citiee«,  Reserve-Städte,  die 
Banken  reserve-agents.  Alle  anderen  Naüo- 
nalbanken  müssen  eine  Reserve  von  15°/o 
halten,  können  aber  */5  davon  bei  den  He- 
aervetenken  deponieren.  Sobald  die  Reserve 
tmter  die  festgelegten  Grenzen  gefallen  ist, 
dürfen  die  mnken  keine  Darlehen  mehr 
gewähren,  der  Kontrollor  der  Umlanfsmittel 
hat  sie  zu  erinnern  nnd  kann,  wenn  sie 
nicht  binnen  .^0  Tagen  ihre  Reserve  erhöht 
haben,  ihre  Schliessung  verfügen.  Al&o 
auch  hier  besteht  ein  staiTes,  jeder  Elasti- 
cität  entbehrendes  System.  Es  kann  in  der 
Wirklichkeit  nicht  eingehalten  werden,  uud 
die  besten  Banken  sind  oft  genötigt,  zumal 
ihnen  die  Möglichkeit  einer  Ausdehnung 
des  Notenumlaufes  fehlt,  unter  die  Grenze 
ihrer  Re8er%-e  herabzugehen,  wenn  der  Geld- 
bedarf ein  dringender  ist.  Dies  geschieht 
namentlich  in  den  Hauptreservestäaten,  ^-o 
die  wirklich  gehaltene  Heserve  von  der  ge- 
setzlich vorgeschriebenen  wenig  abweiiäit, 
während  in  den  anderen  Eteservestädten  und 
in  den  Städten  ausserhalb  dieser  die  Banken 
stets  einen  grösseren  Prozentsatz  der  H»- 
serve  aufweisen,  als  das  Gesetz  veriangt, 
wobei  allerdings  zu  beachten  ist,  dass  hier- 
von immer  der  gesetzlich  erlaubte  Teil 
nicht  unmittelbar  zur  Verfügung  steht,  son- 
dern bei  den  Beservebanken  deponiert  ist. 
Die  folgende  TJeber»cht  zeigt  d^  VerfaälU 
nis  der  gebotenen  und  der  wirklichen  Re- 
serve am  5.  Oktober  1897. 
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Ansserbalb  d.  Beaerve-Stfidt«      3376  9^5,5 

Von  den  wirklich  gehalteoen  I{esei-\'ea  ent- 
fielen Uillionen  Dolmre  auf 

tresetzliclies        "/«       Forderungen  Bardepot 

Geld  z.  Ter-    d.Depo-     »n  Beserre-  beim 

fSgung  der     positen        agenten  Schatzamt 

Bank 

i8a,6             28,3              —  1,0 

94,5              'ö.'             '°4,5  ',8 

111,8              11,6             192,5  7,2 

Wie  man  sieht,  ist  der  unmittelbar  zur 
Deckung  der  Depositen  etehende  Betrag 
ausserhalb  der  Hanptreserveatädte  verhältnis- 
mUssig  gering.  D^  Verhältnis  von  Bargt;ld 
zu  anderem  gesetzlichen  Gelde  war  in  den 
Hauptreservest£dten  106,4  Millionen  *:76,1 
MüliODen  9,  in  den  Beservestädten  56|5  Mil- 
lionen :  38  MÜlioDen,  in  den  Übrigeo  Slfidten 
76,4  :  35,3  Millionen  ».  Die  bare  Gold- 
bedecknng  betrug  daher  nur  16,5  "/o,  9,6  *'.'o 
und  7,9  %  der  jeweils  gehaltenen  Depositeu. 
IMe  Folgen  eines  solchen  Zustandes  treten 
in  kritischen  Zeiten  scharf  hervor,  wie  die 
Geldkrisis  des  Sommers  und  Herbstes  1893 
beweist,*)  Diese  Kriais  wurde  bekanntlich 
hauptsächlich  der  Sherman-Äkte  zur  Last 
gel^t,  sie  hing  aber  thataäohlich  nur  in 
untergeordneter  Weise  mit  diesem  Gesetze 
Eusammen,  nämlich  insofern,  als  durch  dieses 
die  Ooldausfuhr  einigermaseen  begflnstigt 
wurde.  Man  konnte  sieh  ja  durch  Verkauf 
von  Silber  an  den  Bund  Schatznoten  ver- 
schaffen, die  gesetzlich  zwar  nicht  nur  in 
Oold,  Bondem  auch  in  Silberdallars  einlos- 
lieh  waren,  thatsächlich  aber  zur  Aufi-echt- 
erhaltung  ihres  Kredits  in  Oold  eingelöst 
wurden.  Dadurch  wurde  die  Goldbeaehaf- 
fung  für  die  Ausfuhr  allerdings  sehr  be- 
quem, aber  sie  hätte  auch  ohne  diese  Er- 
leichterung auf  die  eine  oder  andere  Art 
stattfinden  mfissen,  weil  die  2jahlungsbilanz 
des  Landes  eine  starke  Guldansfuhr  unum- 
gänglich machte.  In  dem  am  30.  Juni  1893 
endenden  Finanzjahr  überstieg  die  Ausfuhr 
die  Einfuhr  von  Gold  um  87 '/a  Millionen  *, 
dagegen  waren  vom  1,  Mai  189!^  bis  zum 
15.  Juli  1893  nur  49  Millionen  «  in  Schatz- 
noten von  1890  gegen  Gold  eingewechselt 
worden.  Aber  das  Schatzamt  hatte  auch 
■viel  Gold  durch  Einübung  von  gewöhnlichem 
Bundespapiergeld  (Greenbacks)  verloren,  so 
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28,4 
34,2 
3»>3 


•)  Die  folgende  Benrteiltmg  der  Erisis  ans 
Leita  Art.  Banken  in  den  Ver.  Staaten,  Snppl. 
Bd.  I,  (1.  Aufl.)  des  Handw.  d.  SCaatsw.,  S.  181  ff. 


daas  schliesslich  die  Goldreserve  von  100 
Millionen  S,  die  bis  dahin  als  unantastbare 
Deckung  des  Papiergeldes  betrachtet  wor- 
den war,  angegnften  werden  musste.  Zu- 
gleich nahmen  die  Goldzahlungen  bei  den 
Einnahmeu  der  Bundeskassen  in  bedenk- 
lichem Masse  ab,  während  Silbergeld  und 
Silbemoten  einen  immer  meiir  steigenden 
Prozentsatz  derselben  ausmachten.  Ein  ge- 
wis.ses  Misstrauen  hinsichtlich  der  I%higkeit 
des  Bundes,  seine  sämtlichen  auf  Gold  lau- 
tenden Verpflichtungen  dauernd  zti  erfilllen, 
hätte  also  wohl  entstehen  können,  gleich- 
wohl aber  lag  darin  nicht  die  Ursache  der 
Krisis,  denn  während  derselben  wurde  jetle 
Art  von  Zahlungsmitteln,  mochte  es  Gold-, 
Silber-  oder  Papiergeld  sein,  mit  gleicher 
Dringlichkeit  gesucht,  und  ein  eigentliches 
Goldagio  gegenüber  den  anderen  Geidarten 
ist  nie  entstanden.  Daher  war  es  auch  eine 
Illusion,  wenn  man  von  der  Aufhebiuig  der 
Sherman-Akle  eine  sofortige  Bessemng  der 
Lage  erwartete.  Die  Krisis  entsprang  we- 
sentlich aus  den  Bank-  und  Ereditzuständen 
im  Zusammenhang  mit  den  lange  kQnstlich 
aufgehaltenen  Katastrophen  einer  Reihe 
grosser  Eisenbahnen  j  in  den  Staaten  mit 
grosser  Silberproduktion  wie  Colorado  wtu^e 
sie  natürlich  auch  durch  den  nach  dem  26. 
Juni  1893  eingetretenen  enormen  Preissturz 
des  Silbers  befördert,  wie  sich  in  dem  Zu- 
sammen bn  ich  mehrerer  dortiger  Banken 
zeigte.  Viele  Banken  fingen  schon  während 
der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1893  an,  ihre 
Kreditgewährungen  einzust;hränken.  So  be- 
tragen die  DarleJien  und  diskontierten 
Wechsel  bei  den  Vereinigten  New-Yorker 
Banken  am  1.  März  1893  458,6  Millionen, 
am  1.  Juni  aber  niu*  noch  418,7  Hillioiien  $, 
während  sie  an  demselben  Datum  des  Vor- 
iahroB  sich  auf  49'2,7  Millionen  belaufen 
liatlen.  Bei  der  Gesamtheit  der  Nalional- 
banken  venninderte  sich  dieser  Bilanzpasten 
von  Mai  bis  Jiiü  1893  um  141  MiUionen  und  bis 
Oktober  noch  weiter  um  177  Millionen  «, 
Seitdem  trat  wieder  eine  langsame  Zunahme 
ein,  doch  war  im  Oktober  1894  der  frühere 
Stand  noch  nicht  wieder  eireicht.  Vor 
allem  äusserte  sich  die  Krisis  in  der  massen- 
haften Zurückziehung  der  Deposifen  bei  den 
Banken.  So  sank  denn  auch  bei  den  Na- 
tionalljanken  die  Gesamtsumme  der  Privat- 
depositen von  Mai  bis  Oktober  1893  um 
299  Millionen  $,  und  nach  12  Monaten  war 
dieser  Kdekgang  noch  nicht  vollständig  aus- 
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geglicheu.  Der  fiesamtbeBtand  an  ZaUnngs- 
mitteln  dw  vei-schieilenen  Ai'ten  erreichte 
sein  Minimum  im  Juli  1893  mit  289'/i  Mil- 
lionen 9  unil  Bticg  (laou  stetig  bis  Mai  1S94 
auf  452  Millionen,  woraiif  -wieder  eine  mBs- 
üge  Vermiudemng  folgte.  Die  Zahl  der 
Nationalbaoken  verminderte  steh  vom  Mai 

1893  bis  ziim  2.  Oktober  1894  um  75. 
Diurch  fi'eiwillige  Liquidation  lösten  sich " 
den  12  letzten  Monaten  dieses  Zeitraumes 
79  auf,  eine  grössere  Zahl  als  in  irgend 
einem  fnlheren  Jahre  mit  Ausnalime  von 
188.^;  aussei-tlem  wiirtlen  in  diesem  Jahre 
21  ^Nationalbanlien  mit  einem  Gesanitkapital 
von  2770fK)0  »  insolvent.  Die  Ungunst  der 
Zeit  zeigte  sicli  aucli  in  dem  geringen 
Diirchschnittsatz  der  Dirälenden  der  Natio- 
iialbanken^  der  nur  ."»"/o  betrug  und  niedriger 
war  als  m  aDeu  früheren  Jahren  ausser 
1878  und  1879.  —  Im  ^nzen  hat  diese 
Krisis  wieder  beslÄtigt,  dass  der  gegen- 
wärtige Zustand  des  amerikanischen  Noten- 
bankwesens unzweckmässig  ist  und  einer 
Reform  bedarf.  Die  Notenausgabe  ist  immer 
mehr  zusammengeschrumpft,  weil  die  ge- 
setzlich vorgeschriebene  Hinterlegung  von 
Bundesobligationen  zur  Deckung  der  Noten 
fflr  die  Banken  bei  dem  jetzigen  sehr  hohen 
Kurse  dieser  nur  zum  Paiiverte  rückzahl- 
baren Bonds  eine  bedeutende  Verlustgefahr 
einschlieest.  Daher  war  die  Gesamtsumme 
der  ausgegebenen  Banknoten,  die  Ende  Ok- 
tober 1884  noch  291,8  Millionen  9  betrug, 
1890  auf  125  Millionen  gesunken.  Im  Ok- 
tober 1891  stand  sie  auf  137  Millionen,  ein 
Jahr  später  auf  142  Millionen  und  auch 
während  der  Krisis  konnte  sie  trotz  des 
grossen  Bedai-fs  an  Zahlungsmitteln  nur 
sehr  massig  —  schliessKch  bis  180  Millionen 
—  vermehrt  werden.     In  der  im  Dezember 

1894  erlasseneu  Botschaft  des  Präsidenten 
Cleveland  war  eine  Reform  der  Notenbank- 
gesetzgebung voi'geschlagen  worden,  die 
das  System  der  Notendeckung  durch  Bun- 
desschuldverschreibungeu  ganz  aufgab:  die 
Nationalbanken  soUten  das  Recht  erhalten, 
Noten  bis  zum  Betrage  von  75"/o  ihres  ein- 
gezahlten Kapitals  (nach  dem  jetzigen  Stande 
also  ungefähr  bis  zur  Höhe  von  470  Millionen 
Sj  auszugeben,  je<loch  sollten  SO^/o  dei'aus- 

g;gebenen  Summe  durch  Hinterlegung  von 
undespapiergeld  beim  Schatzamt  ge- 
deckt sein.  Ein  Fonds  für  die  laufende 
Einwechselung  der  Noten  in  Gold  sollte 
wie  bisher  beim  Schatzamt  zu  halten  seiu 
und  eine  gewisse  Solidarität  zwischen  allen 
NationaJbanken  dm-ch  die  Gründung  eines 
Sicherheitsfonds  aus  regelmässigen  Beitr^en 
der  Banken  hergestellt  wertlen.  Ferner 
aber  sollte  auch  den  Staatenbanken  unter 
ähnlichen  Be<lingungen,  namentlich  in  Bezug 
auf  das  Verhältnis  der  Noten  zum  Kapital 
und  der  Deckung  derselben  durch  Green- 


backs  <lie  Notenausgabe  gestattet  werden, 
die  gegenwärtig  bestehende  prohibitive 
Steuer  von  10  "/o  also  wegfallen.  Nach 
diesem  Plane  wäre  also  ein  grosser  Teil  des 
Bundespapiergeldes  thatsächticJi  aus  dem 
Verkehr  gezogen  und  durch  Banknoten  er- 
setzt worden.  Er  scheiterte  jedoch  sclion 
im  Repräsentantenliause,  und  ein  neuer 
Vorschlag  des  Präsidenten  ging  nun  dahin, 
dass  der  Schatzsekretär  zu  ermächtigen  sei, 
so  riel  Dollars  in  Bundes-  und  Sehatznoten 
einzuziehen,  als  die  Nation albanken  von  den 
neu  auszugebenden  Sprozentigen  Bonds  dem 
Nennwert  nach  hinterlegen  würden;  zu- 
gleich sollte  die  Notensteiier  vou  Vi  auf  Vi  "/o 
herabgesetzt  w^erden.  Aber  die  Reform  kam 
nicht  zustandcj  weil  die  Silt)erpartei  durdi- 
setzte,  dass  eine  nicht  auf  Gold,  sondern 
auf  >Coin«  lautende  4prozentige  Anleihe 
Aber  Pari  ausgegeben  wurde. 

Unter  den  Banken  ausserhalb  des  Krei- 
ses der  Nationalbanken  hat  die  Knsis  von 

1893  grössere  Verwüstungen  angerichtet 
In  den  ersten  acht  Monaten  des  genannten 
Jahres  fielen  nämlich  nicht  weniger  als  172 
Staatenbanken  (d.  h.  unter  der  Gesetzgebung 
der  Einzelstaaten  organisierte  Bankgesell- 
schaften), 47  Sparbanken,  13  Leih-  und 
Tnistgesellschaften,  6  Hypothekenkreditge- 
sellschaftcD  und  177  PrivatbankgeschlUte, 
zusammen  also  415.  Die  Verluste  bei  diesen 
Zahlungseinstellungen  waren  jedoch  nicht 
bedeutend,  da  einer  Gesamtsumme  von 
97  194000*  an  Verbindlichkeiten  94219000* 
Aktiva  gegenüberstanden.  In  den  ersten  acht 
Monaten  des  Jahres  1894  gingen  die  Insol- 
venzen nicht  über  die  normale  Zahl  hinaus; 
sie  betraf  27  Staatenbanken,  9  Sparbanken, 
5  Leih-  und  Trustgesell  schaffen,  3  H^po- 
thekenkreditgesellschaften  und  21  Pnvat- 
banken,  zusammen  also  65.  Die  Summe 
der  Passiva  betrug  44900000,  die  der  Aitiva 
39  589000  «. 

Die  Gesamtzahl  der  am  1.  Juli  1894  in 
Betrieb  stehenden  Staatenbanken  betrug 
4359,  die  der  unter  der  Autorität  der  Ein- 
zelstaaten oi^nisierten  Sparbanken  694, 
die  der  Pri\-atbankcn  3858.  Der  gegen- 
wärtige Comptroller  of  the  Ciurency,  Herr 
J.  H.  Eckeis,  hat  umfassende  Untersuchun- 
gen über  die  Ausdehnung  des  Depositen- 
wesens  und  die  Verbreitung  des  Gebrauchs 
des  Checks  bei  Zahliuigen  im  Detailverkehr 
angestellt  und  in  seinem  Jahresbericht  fOr 

1894  veififfentlicht.  Die  3650  National- 
banken, die  den  Fragebogen  beantworteten, 
hatten  1647  Millionen  4  Depositen,  die 
1929340  Konteninhabern  gehörten.  Von 
diesen  hatten  172iÜ77  Guthaben  von  we- 
niger als  loOO  *  und  zwar  im  ganzen  293'.'* 
Millionen.  Die  nacl^wieseue  Siunme  von 
Depositen  bei  dcu  Staatsbanken  betrag 
658,1  MiUionen  «,  bei  224  Leih-  und  Trust- 
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gesellschaften  tind  904  FiiTatbankgeBell- 
schafteu,  die  Mitteilungen  gemaclit  hatten, 
belief  sie  sich  auf  471,3  bezw.  66,1 
Millionen  Dollar,  und  die  Zahl  der  Depo- 
nenten, die  diesen  di-ei  Summen  entspiidit, 
^rird  von  dem  Comptroller  auf  über  1 400000 
Schätzt.  Die  nachgewiesenen  Depositen  der 
teils  auf  O^enseitigfceit,  teils  auf  Aktien  ge- 
gründeten Spai-banken  betrugen  1 747  961 00t 
S  nnd  TCrteilten  sich  auf  4778687  Einleger 
Jedoch  dürften  diese  als  Grundlage  des 
Checfcverkehre  nicht  mit  in  Betracht  konunen. 
Die  Umfra^  Über  diesen  richtete  sich  nur 
an  die  Nationatbauken,  und  2465  von  3774 
gaben  die  gewünschte  Antwort.  Es  war 
anzugeben,  wie  viel  an  einem  Abrechnungs- 
taige  im  Juni  1894  von  den  Detailhandel 
treibenden  Spezereihändlern ,  Keischern, 
Kleidermachem,  Möbelhändlern  und  Kohlen- 
händlern auf  ihr  Bankkonto  in  den  ver- 
schiedenen Geldaiten  und  in  Checks  ein^ 
zahlt  würde.  Diese  Analyse  erstreckte  sich 
im  ganzen  auf  eine  Summe  von  6  Millionen 
f,  und  es  ergab  sich,  dass  58,9  %  in  Checks 
and  ähnhchen  Anweisungen  und  nur  41,l''/o 
in  Geld  bezahlt  wurden.  Die  Zahlung  durch 
Kredithilfsmittel  ist  in  Amerika  also  auch 
im  ffleinverkehr  schon  hoch  entwickelt,  und 
bemerkenswerter  Weise  stehen  keineswegs 
die  im  übrigen  am  weitesten  fortgeschrittenen 
Snzelstaaten  in  dieser  Beziehung  obenan. 
Denn  während  z,  B,  der  Staat  New-Yark 
nur  57,5 '/o,  also  nicht  ganz  den  Durchschnitt 
an  Checkzahliuigen  aufweist,  beträgt  diese 
Quote  in  Colorado  70,5  in  Montana  72,7, 
in  Vii^inia  74,8,  in  Neu-Mexiko  83,6".'o. 
Am  höchsten  steht  Mississippi  mit  66,5%. 
Unter  den  Torschlägen  zur  Heform  des 
Banknotenwesens  verdient  noch  der  des 
KoDtnillors  der  ümlaufamittel  im  Jahres- 
bericht für  1888  gemaditfi  hervoi^hoben 
zu  -werden,  der  ^eich  dem  vom  Schatz- 
wkretär  Carlisle  in  der  Bolschaft  Clevelands 
geplanten  auf  eine  Heduktion  des  Umlaufes 
v<m  Bundespapiergeld  ausgingen  war.  Es 
soUte  danach  das  ganze  Dnionspapieigcld, 
die  Greenbacks,  aus  dem  Umlauf  gezogen 
und  durch  Banknoten  ersetzt  werden.  Inner- 
halb dreier  Jahre  soll  diese  Papioreeldschuld 
in  eine  fundierte  21/2  "/oige  Schuld  verwan- 
delt werden.  Sie  soll  nur  an  Banken  gegen 
Etnlieferung  von  Greenbacks  zur  Ausgabe 
gelangen  und  von  ihnen  nur  zur  Hinter- 
legung gegen  Gewähnmg  des  Hechtes  der 
Notenausgabe  im  Nominalbetrag  der  Schidd 
verwendet  werden  können.  Die  bestehen- 
den Banken  sollten  verhalten  werden,  wenig- 
stens den  Minimalbehw,  den  sie  zu  hinfer- 
I^en  verpflichtet  sind,  in  den  bisherigen 
Formen  der  Unionsschuld  zu  halten.  Jede 
Vermehmog  sowie  die  Hinterlegung  seitens 
jeder  neu  hinzutretenden  Bank  sollte  nur 
in  der  neu  zu  gründenden  2'.2  ".'oigen  Schuld 


^sehehen.  Auf  diese  Weise  könne  mit 
einer  verhältnismässig  geringen  Ausgabe  — 
Verzinsung  der  Schuld  — ,  welche  dvrch  die 
l^.'oige  Steuer  auf  die  Notenaiisgabe  noch 
dazu  gemindert  wenle,  das  staatlJdie  Papier- 
geld aufgehoben  und  der  Union  dauernd 
ein  gesunder  Btuiknoteniimlauf  gesidiei-t 
werden. 

Ein  anderer  Vorschlag  ist  der  des  soge- 
nannten Baltimore  Plan.  Er  wurde  im 
Oktoker  1894  von  Mr.  Chas.  C.  Homer,  Prä- 
sident der  Second  National  Bank  in  Balti- 
more, der  American  Bankers  Association 
imteitreitet  und  von  dieser  angenommen. 
Das  National  bankengesetz  sollte  in  £raft 
bleiben  bis  auf  folgende  Aenderungen:  Von 
der  JTordenmg  eines  Depots  von  Unions- 
schuld verschreibungeu  zur  Sichening  der 
Noten cirkulation  ist  abzusehen.  Die  Banken 
können  bis  zur  Höhe  von  50  "Id  ihres  ein- 
gezahlten Kapitals  Noten  gegen  eine  Steuer 
von  ','ä  ".'0  des  durchschnittlichen  jährlichen 
Umlaufs  ausgeben,  eine  weitere  Ausdehnung 
des  Notemunlaufs  in  der  Höhe  von  25  "lo 
d^  EapitalE  ist  zulässig,  doch  ist  davon 
ausser  der  halbprozentigen  noch  eine  weitere 
nnd  zwar  hoch  zu  fixierende  Steuer  zu  ent- 
richten. Die  gegenwartige  f/oige  Steuer 
bleibt  zur  Deckung  der  Kosten  des  Amtes 
des  Kontrollors  der  ÜmlaufsmitteL  Die 
Zusohlag&steuer  zu  der  halbprozentigen  von 
dem  50  "lo  des  Kapitals  übersteigenden 
Notenumlauf  wird  in  einen  »Öarantiefondsa 
gezahlt.  Dieser  Garantiefonds,  aus  dem  die 
Noten  insolventer  Banken  eingelöst  werden, 
wird  ausserdem  gespeist  durch  allmähliche 
Einzahlungen  der  Banken,  bis  die  einge- 
zahlten Summen  5  %  ihres  Notenumlaufes 
erreicht  haben.  Die  Banken  haben,  wie 
jetzt,  einen  Betrag  von  ü  "io  ihier  umlaufen- 
den Noten  in  gesetzliehem  Gelde  beim 
Schatzamt    zu    deponieren    als    Einlösungs- 

Lltteratur:  r.  Q.  BaU,  Xalional  Sankt,  Chi- 
cago ISSl.  —  H.  C.  Carey,  The  credit  tytleia 
of  France,  Great-Britain  and  Unüed  State*  1833. 

—  Charte«  A,  Canattt,  The  National  Sank 
Currency  (in  BidUlin  dt  l'lntlitut  de  StaHttique, 
Rome  IS95).  —  CoH>-cet(«-Sen«utI,  tmite 
Ihforiqut  et  pratiqae  dei  opirationt  de  bangue, 
flin>  1876.  —  R  Foumler  de  FUtIX,  Ui 
banquet  aui  6latt-Unia  (im  «Journal  de»  Eeo- 
wrmittet-  ISSS,  19.  Bd.).  —  J.  W.  Gtlbart, 
Ihe  Hittory  of  Banking  in  Amerika,  Zondon 
1837.  —  W.  3f.  Gonge,  A  thort  hittory  of 
paptr  money  and  bvnking  in  ihe  Uniled  SÜüet, 
Philadelphia  ISSS.  —  Freiher»*  von  Hoek, 
Die  Finamen  und  die  Finamgetchichte  der 
Vereinigten  Staaleii  ron  Amerika,  SliUlgart  1861. 

—  -i-oM  HoUt,  Verfaemng  und  Demokratie  der 
Vereinigteia  SUtaten  von  Amerika,  I.  Bd.  1373, 
II.  Sd.  1878.  -^  J.  E.  Hom,  Bankfreiheit, 
Stuttgart  and  Leiptig  1867.  —  O.  Häfrtter, 
Die  Saaten,   Leipzig  ISH-  —  Clement  Juff- 
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lar,  ün  nDictonnaiTi  dee  Financet»,  ParltlSSi, 
Art.  Banqva.  —  J.  J.  Knox,  United  Slata 
Sotei,  I884.  —  Mac  Culloch,  Geld  und  Bunten 
(üben,  Fön  Stiyiuf  und  Teltkampf),  Leipzig 
1869.  —  M.  D.  Mael«od,  elHctiimarg  0/  I\)- 
litical  Economyi-,  l'ol.  /■  Art.  Banbing  in  Ame- 
riaa,  London  1S6S.  —  Edw.  8.  Meade,  Depo- 
lit-SeieTve  Sytlem  i^f  the  Itaiioiial  Bank  Law  (in 
l&s  Jotimat  of  Bblitical  Economy,  March  1898). 
—  D.  H.  Meier,  Zur  Oetchichte  und  Kritik 
da  amurik.  Bankieetem  (in  der  » Vierteljahr»- 
lehrifl  ßir  Voihntirtachaft  und  KultUTgeichichte", 
Berlin  ISSS,  22.  Bd.).  —  Da»  Jfationalbantgetcti 
der  Vereinigten  Staaten  ntbsl  den  tugehörigen 
Verindemngen  und  Naehtraggetelzen  IS?i — IS7S 
Bern  1881.  —  A,  D.  Noyea,  The  Bank»  and 
Üit  Panic  of  1893  (in  PoUtical  Science  Quar- 
lerly  Mareh  1894).  —  Beporl  ofthe  Complroller 
vf  the  Currencg,  Wathington  (jährlich  teit  1864). 
— •  R.  Scitramtu,  Die  amerikanischen  Nalio- 
nalbanien  und  die  deiMehe  Bankfrage  (in  Jahrb. 
j.  Not.  u.  Stat.,  Jena  1K7S,  20.  Bd.).  —  WO- 
Uam  Graham  Summer,  A  Hittory  of  Ban- 
king in  the  United  Slates  (in  A  Hittory  of 
Banking  in  all  the  leading  Nationa,  Nevr-York 
1896,  Vol.  L)  —  E.  O.  Spaulding,  BitUtry 
of  Legal  Tender  Paptr  JObney,  S.  ed.  Baßalo 
1875.  —  W.  G.  Summer,  A  Hittory  °S  ■*'"'- 
rican  Currency,  New- York  1874-  —  J".   K.   Üp- 
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H'lrth,  Handbuch  des  Banhcetent  (Grundiüge 
der  NationalökoncnaU  S.  Bd.)  S.  Avfi.,  KSIn 
1883.  —  Beraelbe,  Geiehichte  der  MandeU- 
krinen,  3.  Aufl.,  Franl^urt  a.  M.  1S33.  —  H. 
White,  the  tuture  <rf  Banking  in  the  United 
Staate»   (in   »Frdilieal   Science   Quatcrlyn  1S86). 

—  Derselbe,  Money  and  Banking.  lUuttroted 
by  Aviericaai.  Uiitory,  Boeton  and  London,  1897. 

—  Woloumhl,  Ja  gnestion  de»  banguei,  Pari» 
1864.  «■  PhiUppovlch. 


Bankerott 
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Bannrechte,  Bannmeile 

.  Zwangs-  und  Bannrechte. 


Barren,  Barrenbandel 

s.  Gold,  Silber. 
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Bastiat,  FrM^ric, 

Bastiat,  der  bekannte  französische  Volks- 
wirt, dessen  Wirken  sieb  hauptsächlich  auf  die 
BekSinpfang  dcB  ProtektianismuB  nnd  des 
Sozialiamos  erstreckte,  wurde  am  30.  VI.  1801 
zn  Bayonne  als  der  einzige  Sohn  eines  anee- 
seheaen  Geschäftsmannes  geboren.  Er  verlor 
bald  Beine  Eltern  nnd  genoHs  dann  die  Er- 
ziehung durch  Heine  Tante.  Ursprünglich  dem 
kaufmännischen  Beruf  gewidmet,  Obernahm  er 
spiter  die  Verwaltung  des  ererbten,  in  Mugron 
gelegenen  Qut«s;  1831  verheiratete  er  sich. 

Schon  von  Anfang  an  zeichnet«  sich  Bastiat 
dnrch  Liebe  zum  Stndinm  aus  und  betrieb  mit 
Eifer  Sprachen,  Philosophie,  Geschichte,  Natdonal- 
Ckonomie;  in  der  Folge  widmete  er  sich  auch 
vollständig  litterarischen  Arbeiten  nnd  dem 
SfFentliehen  Leben.  Seine  erste  Schrift  ist  das 
1830  erschienene,  an  die  Wähler  des  Landes- 
deparCements  gerichtete  Manifest ;  sie  true  ihm 
die  Erwählung  znm  Eriedensrichter  im  änton 
Mugron  ein,  und  später  (1832)  gelangte  er  anch 
in  den  Generalrat  des  Departements.  1834 
folgten  die  Rfflexions  snr  les  p^titions  de 
Bordeaux,  Le  Eavre  et  Lyon,  concemant  les 
douaues;  Bastiat  wendet  sieb  darin  j^egen  die 
Empfehlung,  den  Schutz  ftlr  die  landwirtschaft- 
lichen Erzeu^isse  aufzuheben,  indem  er  die 
Notwendigkeit  der  Ergänzung  einer  solchen 
Massnahme  durch  die  Beseitigung  des  Schutzes 
für  die  gewerblichen  Erzengnisse  behaupt«t. 
Nach  mehrjähriger  Pause  folgen  Schnften 
lokalen  Inhalts  (Le  fisc  et  la  vigne,  1841; 
Memoire  sur  la  question  vinicole,  1843;  De  la 
r^partition  de  l'impöt  foncier  dans  les  Landes, 
1Ö41). 

Im  Jahre  1844  sandte  Bastiat,  der  in- 
zwischen mit  der  Thätigkeit  Cohdens  (s.  d.) 
und  der  Liga  (s.  den  Art.  Anti-com-Law-league, 
oben  Bd.  I.  S.  411)  bekannt  geworden  war,  an  das 
Journal  des  Economiates  einen  Änfsatz :  De 
rintluence  des  tarifs  fran^ais  et  anglais  snr 
l'avenir  des  dem  peuples.  Derselbe  erschien 
Oktober  1844,  eröffnete  die  Verbindung  Bastiats 
mit  dieser  Zeitschrift  und  erregte  lebhafte 
Beachtung.  Gewissermassen  datiert  von  ihm 
Bastiats  schriftstellerischer  Ruf.  Der  Erfolg 
veranlasste  ihn  inr  Fortaetznng,  nnd  es  ent- 
standen mehrere  Anfsätze,  die  dann  später 
(1845)  zn  den  Sophismes  6conomiques,  einem 
viel  gerühmten  Bache,  ergänzt  nnd  vereinigt 
wurden.  Die  Sophismen  gehören  jedenfalls 
zuseineu  bekanntesten  und  wirksamsten  Schriften 
imd  wurden  iu  mehrere  Sprachen  übersetzt. 
(Es  achloss  sich  ihnen  18J8  noch  eine  zweite 
Serie  an ,  Aufsätze  enthaltend ,  die  znm  Teil 
im  Journal  des  Economistes  und  dem  Blatte 
Le  Libre  Echange  eraehienen  waren;  nach  der 
Bemerkung  von  Paülotet  hätte  noch  ein  dritter 
Band  folgen  sollen)  In  demselben  Jahre  wie  die 
erste  Serie  der  Sophismen  kam  auch  Cobden  et 
la  Ligne  ou  l'agitatioo  anglaise  pour  la  libertö 
des  echanges  heraus,  ein  Buch,  das  nach  einer 
Einleitung  die  Reproduktion  von  Beden  von 
Cubden,  ßright,  Fox  u,  a.  enthält;  es  lenkte 


die  Aufmerksamkeit  des  franzöfnschen  Publikums 
auf  die  Liga  und  verhalf  seinem  Verfasser  znr 
Würde  eines  korrespondierenden  Mitgliedes  des 
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Institute«.  fAnrh  dieses  Werk  hätte  sp&ter 
noch  eine  Fortsetznng  erhalten  sollen,  die  jedoch 
unvollendet  blieb ) 

Die  im  iDtereHse  des  Freihandels  entfaltete 


xtger.  1816  entsteht  zneret  zn  Bordeaux^  dann 
EU  Paris  die  Association  fQr  die  Freilieit  des 
Handell :  Bastiat  wird  ihr  Generalsekretär. 
Daneben  ist  er  in  ansgedehntem  Hasse  schrift- 
stellerisch thätig,  er  arbeitet  für  diu  Journal 
des  Economistes  und  fUr  mehrere  Zeitungen  und 
ftthri  die  Redaktion  des  Journals  Le  Libre- 
Echange,  welches  das  Motto  trägt:  man  soll 
nur  dem  Staate  Steuern  zahlen.  Eine  wesent- 
lich veränderte  Sitnation  wurde  jedoch  dnrch 
die  Februarrevolution  geschaffen ,  indem  sich 
dadurch  neue  Probleme  an  die  Spitze  der 
Tagesfngen  drängten.  Bastiat  wen^t  sich  in 
der  Folge  auch  immer  mehr  der  Bekämpfung 
der  Sozialisten  zn.  Die  in  diese  Epoche  fallenden 
kleineren  Schriften  sind :  Propri^te  et  Loi  [Jour- 
nal des  Economistes,  Mai  1B48;.  Justice  et  Fra- 
temit£  (ibid.  Juni  1848)  Propnet^  et  Spoliation 
{Jonmal  des  Debat»,  .inli  1&18),  ViUt  (ibid. 
September  1848),  Baccalaur^at  et  Socialisme 
(1848),  ProtectioniBme  et  Communisme  (1849) 
Mandit  argent  (Journal  des  Economistes.  Apnl 
1849),  (.'apital  et  Rente  (1849),  Spoliation  et  Loi 
iJoamal  des  Economistes,  Mai  1860),  La  Loi 
'  1860).  Be.sondere  Beachtung  fand  die  mit 
Chev*  und  Proudhon  1849—50  geführt«  Pole- 
mik, die  von  Bastiat  vereint  unter  dem  Titel 
Oratoit*  du  crMit  herausgegeben  wurde.  Im 
Jahre   18Ö0  erschien  auch  das  Buch  Ce  qu'on 

Im  April  1848  war  Bastiat  vom  Landes- 
departement  in  die  konstituierende  Yersammlung 
mtsendet  und  in  der  Folge  in  die  gesetz- 
trebeude  Versanunlnng  wiedergewählt  worden; 
doch  war  seine  Wirksamkeit  als  Deputierter 
nur  eine  beschränkte  Schon  von  früher  Jugend 
an  hatt«  Bastiat  Ober  eijie  schwächliche  Brost 
zn  klagen,  die  Emsigkeit  seines  Schaffens  ver- 
mochte den  Fortschritt  des  Leidens,  das  sich 
daraus  entwickelte ,  nur  zu  beschleunigen. 
Seine  Krankheit  veranlasste  ihn,  zn  dem  iQd- 
licben  Klima  Italiens  Zuflucht  zu  nehmen,  wo~ 
Klbst  er  am  24.  XII.  18ö0  seinem  Leiden  erlaf. 
Sein  Freund  Paillottet  war  noch  zu  ihm  geeilt 
und  beschrieb  die  letzten  Tage  ihres  Beisammen- 
MioB.  Ein  zur  dauernden  Erinnerung  an  ihn 
m  MngTon  errichtetes  Monument  wurde  am 
äS.  IV.  1878  eotbailt;  L«on  Sa;  hielt  die 
Gt^ichtninTede  (Jonmal  des  Economistes,  Mai 
1878 1.  — 

Das  Hauptwerk  Bastiats  „Les  harmonies 
rconomiqnes''  blieb  unvollendet.  1850  erschien 
davon  ein  Band,  dem  noch  mehrere  andere 
bitten  folgen  sollen;  nach  des  Verfassers  Tode 
konnten  ans  den  nachgelassenen  Manuskr^ten 
■och  einige  Kapitel  hinzugefügt  werden.  Aoch 
bei  Lebzeiten  des  Verfassers  wurden  von  dem 
amerikanischen  National Skonomen  C'arej  (s.  d.) 
IMorititsanaprDche  erhoben.  Carej  behaa^itete 
Bämlich,  das«  die  in  den  Harmonies  ^conomiqnes 
entwickelten  Theoricen  ilber  die  Harmonie  der 
Interessen  und  Ober  den  Wert  von  Grund  und 
Boden ,  ja  selbst  die  Einteilung  des  Stoffes 
Mhon  fn  dem  1837  publizierten  ersten  Bande 
räaer  Principle»  of  political  economy  formuliert 
Handwarterbneh  der  StaaliwUMOccbafMa.   Zweite 


worden  seien,  und  begründete  diesen  Anspruch 
in  einem  an  den  Heransgeber  des  Journal  des 
Economistes  gerichteten  Briete,  der  sich  1851 
im  Januarhefte    dieser   Zeitschrift  abgedrackt 
vorfindet.    Derselbe  war  schon  vor  seinem  Er- 
scheinen  Bastiat  mitgeteilt  worden,   dar,   ^ 
totkranker  Mann  ausser  stände,  ausfuhrlich  zn 
antworten,  eine  nur  kurze  und  wenig  in  die 
Sache  eingehende  Entgegnung  verfasste.     Sie 
ist  ans  Rom  v.  8.  XII.  lÖoO  datiert  und  wurde 
gleichfalls  in  dem  schon  genannten  Hefte  ab- 
gedruckt   Eine  Replik  von  Carey  findet  sich 
im  Maihefte  des  Journal  des  Economistes  1851. 
Die  verschiedenen  Schriften  Bastiats  sind 
gesammelt    in:   Oeuvres    compl^tes,   herausge- 
geben   von    Paillottet    (mehrere    Ausmben    in 
8"  und  12*,  bei  Guillaumin  und  Cie,  Paris). 
Lltterator:  R.  dePont^may,  XoUce  mr  lavie 
et  Ui  f-criU  de  Battiai  im  enten  Bande  der  ge- 
nannten Sammiung,  ~  G.  de  Xoltnart,  Jour- 
naX  dei  EconomüUi,  Februar  ISSl. — PrM4rUi 
Paairy,   Notiee  biograpkique  lur  Fr.  B.  (Ertraü 
de    la    Rente    mnUmpoTaint,    September    1S5S), 
Pari»  1867.  —  A.  CÖurtois,  Journal  de»  Eeo- 
nomiiUi,    Februar    1888.    —    A.     de    PoviU«, 
Fredtric  Bastiat  (Ririt}.   —  Vergl.  auch  die  ÄrU. 
Baiiiat    im    Dictionnaire    d'eeonomie    poiilique, 
ISSi,    (AtnbroUe    Clement),    im  Staatilfiikaa 
der   Gärret-GteelUehafl  I,  isas,  fWetnand),  im 
Xouveau  dietioanaire  d'eemiomic  potiliqtie,  1891, 
(FovUle)  towie  in  Folgrare't  Didionary  oj  poli- 
tical economy  1, 1894,  (f^>vUUi  und  Edgeworth), 
dann  F.  Ferrara,  Biblioteca   degli  tfonomitii 
(auck  Eeaaie  itorieo   di   Eetmoniiti   e   dottriae 
eeonomiche  det  teeoto   XVIII  e  prima  metä  del 
XIX,  Turin  issa). 

Victor  Matma. 


BAndrillurt,  Henri,  Joseph,  L^n, 


Soll 
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Generalinspektor  der  Bibliotheken,  1681  Professor 
der  politischen  Oekonomie  an  der  Ecole  des  ponts 
et  chauss^es^  in  welcher  Stellung  er,  als  Hitglied 
der  Academie  des  sciences  mora^es  et  politiqnes, 
(seit  1863)  in  Paris  am  24.  I.  1892  starb, 

Das  moralphüosophiscbe  Element,  das 
Baudrillart  in  verschiedene  seiner  national - 
Ökonomischen  Schriften  hineintrug,  kann  für  die 
Wissenschaft  einen  nur  geringen,  für  erziehe- 
rische Zwecke,  denn  er  schrieb  diese  Bücher  für 
seine  ZuhSrer,  einen  um  so  höheren  Wert  be- 
anspruchen. Seine  Monographie  über  Jean  Bodin 
trug  ihm  1853  den  Preis  Montyon  ein. 

seinen  zahlreichen  Schriften  vermSgen 
die  drei  unten  aufgeführten  Werke  als 
höchst  verdienstvolle  Scblipfungen  bleibenden 
Wertes  heranazugreifen :  Jean  Bodin  et  sou 
temps,  tableau  des  tbfories  politiques  et  des 
id^es  iconomiquee  du  XVIp  siede,  Paris  1853. 
—  fiistoire  du  laxe  jirive  et  public  depuis 
Tantiquit^  jusqu'a  nos  jours,  4  vols,  Paria  1878 
bis  1880.  —  Les  populations  agricoles  de  la 
France;  sfirie  I— III.,  Paris  1888-93.  (Die  zwei 
ersten  Serien  umfassen  die  alten  franzüsischen 
Provinzen  Nonnandie,  Bretagne,  Maine.  Anjon, 
Tourraine,  Poitou,  Ftandre,  Artois,  Picarale, 
AnfiaRB.    II.  22 


Jle-de-France ;  die  dritte  Serie  ist  nach  Bau- 
drillarts  Tode  von  seinem  Sohoe  Alfred  be- 
arbeitet und  ninfagst  die  alten  Provinzen  Fro- 
Tence,  cotnt^  de  Nice,  comtat  VenaJBBin,  Boiu- 

ullon,  comte  de  Foix,  Langnedoc.  Nach  der 
Vorrede  zu  dieser  3.  Serie  würden  zur  geo- 
graphiBcb  -  demographischen  Vollendung-  des 
Werkea  noch  die  Bearbeitung  der  alten  fran- 
.  EßBiachen  Central-  und  Ostprovinzen  erforderlich 
sein.  In  dieser  von  der  Äcad^mie  des  eciences 
moralea  et  politiqueB  yeranstalteten  Enquete, 
mit  deren  ÄurfUbmnf  Henri  Baudrllart  betraut 
war,  wird  u.  a.  auch  die  Lage  der  Ifindlichen 
Arbeiter,  ihre  LChnnngs-,  Bekästigunes-,  und 
Wohn  Verhältnisse  einer  gründlichen  Unterau- 
ehnng  unterzogen.)  Aach  für  Zeitschriften  und 
Encyblopädieen  bat  BandrillartBeiträgc  geliefert, 
z.  B.  fUr  das  ^Journal  des  Economistes"  und 
den  „DOuvean  dictionnaire  de  l'iconomie  politi- 
que",  par  L&on  Say  et  Job.  Charley. 

Vgl.  über  Baudrillart:  H.  d.  St.  n.  Jena 
1891,  S.  177.  —  G.  de  Molinari,  BaudviUart. 
fNekrolog.)  [Jonmal  d.  Economistes,  LI.  Jahrg.] 
Paris  1SJ2,  S.  254  60.  —  Blenck,  Baudrillart 
(Nekrolog.)  [Zeitschr.  d.  k.  prenss.  statistischen 
Bureaus,  Jahrg.  XXXÜO  Berlin  1892,  S.  277. 
lAppert. 


(Allgemeine  geschieht]]  che  Skizze.) 
1.  :.  Jahrb.  v.  Chr.  bis  7.  Jahrb.  n.  Chr. :  Lob- 

git  und  Volksfreiheit.  2.  7.  Jahrb.  bis  12.  Jahrb.: 
rundherrschaft  und  Grund  boldentum.  B.  1 3.  bis 
14.  Jahrb.:  Pacht-  bezw.  Zinsgut  und  bäuerliche 
Standesfreiheit.  4.  16  bis  1»,  Jahrb. :  Gutsherr- 
lichheit  und  Leibeigenschaft.  5.  19.  Jahrh. : 
Freies  Eigen  und  staatsbürgerliche  Freiheit. 

1.  L  Jahrh.  v.  Chr.  bis  7.  Jahrh.  n. 
Chr.;    Losgnt    und   Volksfreiheit     Die 

germanische  Urzeit  wie  die  ihr  folgende 
Periode  des  merowingittchen  Stammesreichea 
führt  iu  ein  Zeitalter  absoluter  Natural- 
wirtschaft, tleseen  Anfänge  sogar  noch  viel- 
fach diirch  üeberlebsel  eines  soeben  erst 
Überwundenen  Nomadentums  charakterisiert 
werden.  Rein  Wliierliclie  Interessen  werden 
eist  seit  etwa  dem  5.  Jahrh.  massgebend; 
vor  dieser  Zeit  liegen  uns  noch  bekannte 
5 — 6  Jalirhnndei-te,  in  denen  Gnmdbesitz 
nnd  LandniitziiQg  grundsätzlich  mir  als 
Atlribiit  iwlitischer  Rechte,  Völkerschaft  I  icher 
Vollfreiheit  erscheinen. 

In  dieser  Fröhzeit  war  der  Germane 
vor  allem  Krieger,  seine  Staatsverfassung 
eine  auf  Fried ensxw ecke  angewandte  Heeres- 
verfaspung  mit  genealogischer  Grundlage, 
Beine  Freiheit  ein  Erzeugnis  gemeinsamer 
imd  gegenseitig  gleichartiger  kameradschaft- 
licher Würdigung.  Auf  Gnmd  des  Beute- 
rechtes  bcsasa  jeder  freie  Krieger  in  gleicher 
Weise  ein  Anrecht  auf  Gnmd  und  Boden, 
nur   militärische   Führer    und    Helden    er- 


hielten das  mehrfache  Anrecht  c 
freien.  Wirksam  wurde  dies  Anrecht,  wie 
iedea  Beuteredit,  durch  Verteilung  des 
kriegsgewonnenen  Bodens.  Die  Verteilung 
fand  aber  anfangs  nicht  individuell  statt 
sondern  nur  an  die  Hundertschaften,  die 
militärischen  Untereinheiten  des  vOJker- 
schaftlichen  Staates  und  Heeres.  Und  auch 
als  die  Hundertschaften,  völlig  sessliaft  ge- 
worden in  einer  Mark  des  völkerschaftltchen 
Gebietes,  ttber  ihren  Landteil  selbständig 
verfügten,  gewährten  sie  jedem  kriegeri- 
schen Hausvater  nur  einen  gleichen  Er^ 
tragsanteil  an  dem  gemeinsam  a: 
Boden  und  seiner  Ernte,  i 
noch  immer  zum  Aufbruch  und  weiterem 
Zuge  gerüstet,  sass  eine  Anzahl  germani- 
scher Generationen  auf  kriegerisch  okkupier- 
tem Boden. 

Allein  die  ursprünglich  nur  provisorisch 
gedachten  Verhältnisse  befestigten  sich 
schon  froh ;  der  kriegerische  Benif  des 
Freien  trat  ziurOck,  der  wirtschaftliche  er- 
starkte: der  germanische  Krieger  ward  zum 
Bauer  der  fränkischen  Stammeszeit  Eine 
Umwälzung  von  den  weitreichendsten  Folgen. 
Das  bisherige  Nutz  im  gsan  recht  auf  einen 
Ernteertrag,  der  für  den  Unterhalt  der 
Familie  ausreichte,  verdeutlichte  sich  zum 
vollen  Besitz  bestimmter,  greifbarer  Aecker, 
welche  mit  den  Aeckern  der  gemeinsamen 
Dorf  genossen  zusammen  in  der  Flur  des 
Dorfes  lagen ;  und  neben  sie  und  die  ihrem 
Umfange  entsprechenden  Nutzungen  an 
Wald  und  Weide  trat  bald  noch  durch  Ro- 
dung gewonnenes  Land  im  Urwald,  als  ein 
frei  vererbliehes  und  frei  veränderliches 
Eigen. 

2.  7.  Jahrh.  bis  lä.  Jahrh.:  Grond- 
herrschaft  und  Grnndboldentnm.  Bei 
aller  militärisch-kameradschaftlichen  Anlage 
hatte  schon  die  Urzeit  eine  Ungleichheit 
des  Besitzes  gekannt,  ja  eine  höhere  Dota- 
tion hervorragender  Krieger  und  Führer 
eben  vom  militärischen  Gesichtspunkte  aus 
gefolgert.  Dem  grösseren  Besitz  entsprach 
aber  keine  höhere  Organisation  des  techni- 
schen Betriebes;  Groasgrundbet riebe  sind 
erst  das  Produkt  geJdwirtscliaftlicher  Ein- 
wirkung auf  die  Landwirtschaft  nnd  treten 
in  der  deutschen  Eutwickelung  ausge- 
sproclieoermassen  nicht  vor  Ende  des  14 
Jahrhimderls  aiif.  Der  grössere  Besitz  der 
Urzeit  wie  des  eigentlichen  Mittelalters 
konnte  daher  nur  in  der  Form  der  Leihe 
zu  bäuerlichem  Betriebe  gegen  Zinsung  von 
Naturalproduklen  und  Leistung  von  Arbeits- 
diensten in  Haus  und  Feld  des  Leihherm 
befriedigt  werden.  Das  war  auch  der  schon 
in  der  Urzeit  eingeschlagene  Weg.  Da  in- 
des <ler  Germane  in  jeder  regelmä.'^igeü 
privaten  (wie  auch  öffentlichen)  Leistung 
eine  Minderung  seiner  Freiheit  erblickte,  so 


Trar'  eine  solche  Betriebsleihe  nur  für  Un- 
freie mS^lIch.  Diese  wurden  auf  dea  einzel- 
B6D,  meist  wohl  zeratreuten  AateÜen  der 
^rfesereD  Laud berechtigten  angesetzt;  und 
iD  ihrer  Wirtschaft  den  Freien  gleich,  dem 
Herrn  nach  Sachenrecht  unterworfen, 
austen  und  tagewerkten  sie  nach  dessen  Hofe. 

Weit  mehr  ausgedehnt,  im  Gruade  aber 
eicht  eigt!nt]ich  umgestaltet  wurde  dies 
äjiStem  bei  denjenigen  Stämmen,  welche 
seit  Beginn  des  5.  Jahrhunderts  die  römi- 
BdKa  Provinzen  Oermaoleug  uad  Galliens 
danemd  fiberfluteten;  nur  der  königliche 
Fiskus  hat  es  hier  meist  zu  räumlich  ge- 
S(diloBseDem  Besitz  gebracht  und  getegenthch 
wohl  auch  an  einer  einheitlicheren  Guts- 
Verwaltung  festgehalten.  Nötig  wurde  indes 
eine  Ausdehnung  insofern,  als  bei  grösserem 
nnd  zerstreuterem  Gnmdeigen  zwischen  die 
Zinahebestelle  am  Herrenhofe  und  die  ein- 
zelnen abhän^gen  Güter  Zwischenhebestellen 
für  einen  jeweilig  um  sie  herum  liegenden 
Bezirk  geschoben  wurden:  die  sogenannten 
HeieriiOfe.  Auf  sie  und  das  ihnen  zu^ 
hj^ge  I^nd  wurden  dann  auch  die  unfreien 
Arbeitsdienste  der  Umgegend  geworfen. 

Wahrend  diese  Vorsage  dem  Groas- 
gruadeigen  eine  immerhin  wirksamere  Aus- 
DDtznng  des  Grundes  und  Bodens,  des  ein- 
zigen Machtmittels  dieser  Frühzeit,  gestatte- 
ten, ging  der  mittlere  Besitz  und  mit  ihm 
die  urzeitliche  Freiheit  ihrem  Huin  ent- 
gegen. 

Das  alte  gegenseitige  Verhältnis  zwischen 
Ijuidnutzung  und  müitärLsch  -  politischen 
Rechten  hatte  langst  aufgehört  zu  bestehen. 
Nur  vereinzelt  und  nur  fttr  solche  Krieger, 
welche  die  Heimat  verliessen,  bestand  noch 
ein  Ztisammenhang  zwischen  der  kriegeri- 
schen Dienstpflicht  und  einem  Anteilrccht  auf 
loadbeute.  Die  meisten  Freien  dagegen 
waren  Bauern  mit  einem  Grundbesitz  ge- 
worden, dessen  Ertrag  den  kargen  Vor- 
stelluDgen  urzeitlicher  Lebenshaltung  ent- 
sprach. Jetzt  aber  standen  sie  zum  grossen 
Teil  nicht  mehr  isoliert  auf  dem  Niveau 
durdiaus  gleichartigen  und  primitivsten 
L^>en8;  waren  sie  in  die  Provinz  ^wandert, 
SU  erhoben  sich  neben  ihnen  die  tausend 
individiialisieiien  und  individualisierenden 
Wirtscbaftserscheinungen  der  römischen 
Ktillnr;  waren  sie  jenseits  des  Rheines  ge- 
blieben, so  nahten  sich  ihnen  Christentum 
und  Kirche,  Kunst  und  Bildung,  und  damit 
Fermente,  welche  intensiv  und  dauernd  auf 
eine  Zersetzung  der  ursprünglich  gleichar- 
tigen und  rollen  materiellen  Kultur  hinwirk- 
ten. So  waren  die  Ersehe inun^n  bald 
Qberall  ^nlich:  einzelne  Freie  stiegen  an 
Besilz  und  Ehren,  die  Mehrzahl  sank  gegen- 
über so  übermächtigen  und  unvermittelt 
auftretenden  Einflössen;  die  alte  Gleichheit 
des  Besitzes  war  verloren. 


Gleichwohl  blieben  die  staatsbürgerlichen 
Pflichten  und  Rechte  die  alten,  so  wie  sie 
einst  Anlass  gegeben  hatten  zur  Verteilung 
der  Landnutzung  und  wie  sie  späterhin  auf 
dieser  Land  nutz  un^  beruht  hatten.  3bm 
hielt  die  Gerichtspflichten,  die  kriegerischen 
Dienstpflichten,  die  ReprasentationspÖichten 
der  Freien  ao  aufrecht,  wie  sie  in  der  Ur- 
zeit gewesen  waren,  aber  der  urzeitliche 
Staat,  der  sie  veranlasst,  der  urzeitliche  Be- 
sita,  der  sie  ermöglicht  hatte,  waren  ver- 
schwunden. Die  Folge  dieser  Fiktionen, 
an  welchen  noch  Karl  der  Grosse,  wenn 
auch  unter  manchem  Entgegenkommen,  fest- 
hielt, konnte  nichts  anderes  sein  als  ein  un- 
geheuerer Zusammenbruch. 

Er  erfolgte  im  Laufe  des  8.  und  9. 
Jahrhunderts.  Vor  der  Wucht  der  staat^ 
liehen  Lasten  suchte  die  Mehrzahl  der 
Freien  einen  sozialen  Unterschlupf  unter  die 
Macht  der  gnKisen  Griindherren,  indem  sie 
diesen  im  Besitzfall  ihr  Gut  auftnigen,  im 
Nichtbesitzfall  ein  solches  von  ihnen  zur 
Leihe  nahmen:  in  beiden  Fallen  gegen  Ent- 
gelt der  Ue  bernahme  ihrer  politischen 
Pflichten.  Hierdurch  gelangten  sie  schon 
in  eine  pseudostaatiiche  Abhängigkeit  von 
den  Qnmdherren;  denn  diesen  miisste  es 
leicht  sein,  die  politische  Vertretung,  welche 
sie  nach  aussen  hin  übernahmen,  nach  innen 
dureb  die  Fordenmg  einer  gewissen  Unter- 
ordnung positiv  zu  ergänzen.  Schlimmer 
war  es,  dass  die  Freien  durch  Uebernahme 
oder  freiwillige  Stipulation  von  Zinsen  und 
Lasten  räch  zugleich  der  Ztnshebeorganisation 
der  grundherrlichen  Unfreien  anschlössen: 
denn  es  war  natürlich,  doss  der  Grundherr 
die  freien  Zinse  von  den  gleichen  Vertretern 
heben  Hess  und  in  gleicher  Weise  nutzte 
wie  die  unfreien. 

Die  Folge  dieser  und  einer  Anzahl  min- 
der wichtiger  Zusiimmenhänge  war  es,  dass 
seit  Schluss  des  9.  Jahrhunderts  die  freien 
und  die  unfi-eien  Hintersassen  immer  mehr 
zu  der  einen  Klasse  der  grundholden  Bauern 
verechmolzeii ,  einer  Klasse,  in  welcher 
die  ursprüngliche  Rechtslosigkeit  der  Un- 
freien und  die  absolute  Rechtsfülle  der 
Freien  zu  einem  neuen,  halbfreien  Rechte 
diirehdran^en.  Dies  Hecht  ist  das  eigent- 
lich Bezeichnende  für  das  Dasein  der 
grossen  Mehrzahl  deutscher  Bauern  vom 
10.  bis  12.  Jahrhimdert.  Es  setzt  den  Ah- 
schluss  der  Griindholden  zu  eigenen  Oe- 
richtsgemeinden  voraus,  begründet  straf- 
rechtlich eine  gewisse  Selbständigkeit  dieser 
Gemeinden  gegenüber  der  Disciplinai^walt 
des  Herrn  und  seiner  Vertreter,  ordnet  das 
Erbrecht  der  griindholden  Familien  nach 
Analogie  des  Rechtes  der  gemein  freien 
Bauern  unter  Ausschluss  allzu  grosser  Zer- 
sphtterung  der  Güter,  beschränkt  die  Wir- 
kungen    mmilien  rechtlich  er    Beetimmungea 
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auf  den  Kreis  gleichherrlicher  Gerichtsge- 
meindea  aad  setzt  die  Höhe  der  grundheir- 
lidien  Oerechtaame,  der  grundhOrigen  Lasten 
im  Sinne  materiellen  Hechtes  fest  Im 
ganzen  begründet  es  ein  bäuerliches  Standea- 
bewuseteein,  dessen  Äeusserungen  im  allge- 
meinen  als  wesentlicher  Fortschritt  gegen- 
flber  der  Vergangenheit  begrOsst  werden 
müssen,  und  ennöglicht  den  Eintritt  der 
unfreien  Klassen  in  die  nationale  Entwicke- 
lung. 

3.  12.  bia  14.  Jahrb.:  Pachte  bezw. 
Zin^TOt  und  bänerliche  Standeafreiheit 
Die  Blüte  der  Gnmdherrechaft  ßlUt  ins  10. 
und  11.  Jahrhundert.  Mit  dem  12.  Jahr- 
hundert beginnt  ihr  Organismus  zu  erstarren, 
indem  sich  die  (Jrunaherreu  zum  grössten 
Teile  der  tJiätigen  Mitwirkimg  am  landwirt- 
schaftlichen Betriebe  entziehen.  Die  geist- 
lichen Glnmdherrschaften  wie  der  hohe  Adel 
hatten  das  vielfach  schon  früher  gethan, 
jetzt  folgte  auch  der  niedere  AdeL  Zufolge 
der  Wandlungen  der  Heeres  Verfassung  ward 
der  freie  und  edle  Grundherr  wie  bald  dar- 
auf auch  der  kleine  grundherrliehe  Dienst- 
mann zum  Erieger;  er  zog  aus  dem  Dorfe 
auf  das  nächste  Bergeshaupt,  baute  eiue 
Burg,  starb  den  agrarischen  Interessen  ab 
und  lebte  nur  dem  Schüdesamt.  In  ähn- 
licher Wdse  entzogen  sieh  die  Meier  der 
mit  ihrer  Hufe  verbundenen  grondherrlichen 
Wirtschaft^  Bie  wurden  zu  blossen  natnral- 
wirtschaftlichen  Finanzbeamten.  So  verfiel 
zumeist  die  ^mdherrüche  Eigenwirtschaft ; 
die  grossen  Rottatrecken,  auf  welchen  sie 
betrieben  worden  war,  wurden  an  die  Grund- 
holden  verpachtet,  und  deren  Arbeitsdienste 
erschienen  damit  natürlich  als  gegenstands- 
los. Die  Bionahmen  des  Grundherrn  be- 
standen nunmehr  ganz  überwiegend  nur 
noch  aus  Zinsen  und  Pachten ;  aus  der  Be- 
triebsgrundherrschaft  des  frtUieren  Mittel- 
alters erwächst  die  Reatengrimdherrschaft 
des  13.  und  folgender  Jahrhunderte. 

EHialten  blieb  das  alte  System  aus- 
nahmsweise ma  vielfach  in  Bayern  und 
hier  und  da  zerstreut  in  den  unztigängliche- 
ren  deutschen  Mittelgebirgsgebieten.  Aber 
auch  in  Niedersachsen  hat  der  alte  Gnmd- 
herr  des  Mittelalters  noch  im  18.  Jalirhun- 
dert  einen  landwirtschaftlichen  Betrieb,  den 
er  mit  Frondiensten  grundhoider  Bauern  be- 
wirtschaftet —  bis  er,  nicht  selten,  diesen  Be- 
trieb verpachtet  und  vom  Hittersitz  in  die 
Stadt  zieht. 

Im  ganzen  aber  wurde  mit  der  Zerstö- 
rung des  alten  grundherrlichen  Betriebes  im 
12.  und  13.  Jahrhundert  die  persönliche 
Bindung  der  Grundholden  stark  gelockert; 
denn  ihr  bezeichnendster  Ausdruck,  der 
i'^elmikssige  Arbeitsdienst,  fiel  vielfach  hin- 
weg. Eine  weitere  Entwickelungsreihe  trug 
dazu    bei,    das    Gnmdholdentiun    vielfach 


gänzlich  zu  beseitigen.  Die  Zinse,  welche 
im  9.  oder  10.  J;^himdert  für  die  einzelnen 
grundholden  Güter  eingeführt  worden 
waren,  entsprachen  zu  dieser  Zeit  im 
wesenüichen  einem  Pacht  Schilling,  also  dem 
Jahresertrage  der  Grundrente.  Dies  war 
nun  im  12.  Jahrhundert  keineswegs  mehr 
der  Fall.  Vom  10.  bis  ]2.  Jahrhundert  war 
der  Anbau  des  Landes  ohne  Uuterlass  ge- 
sti^en,  hatte  die  Intensität  des  BetrieBes 
aiif  dem  alten  Kultiu-land  steta  zugenommen, 
war  mithin  die  Höhe  der  Grundrente  be- 
deutend gewachsen.  Nicht  so  die  der  Zinse. 
Die  Zinse  bildeten  nach  Höhe  und  Veran- 
lagung einen  Teil  des  gruudholden  Rechtes, 
ihre  einseitige  Erhöhung  durdi  den  Grund- 
herrn ward  als  Bechtsbruch  empfunden. 
Die  Folge  war,  dass  im  12.  Jahrhundert  die 
Zinshöhen  in  keinem  Veriiältnis  mehr  zur 
Gnmdrente  standen ;  die  önmdherren  war^i 
teilweise  enterbt,  die  Bauern  im  Qenuss 
rasch  steigender  Einnahmen;  es  nahten  die 
Zeiten  bäuerlichen  Debermutes  (Meier  Helm- 
brecht) und  ritterlichen  Neides  gegenüber 
stolz  zur  Schau  getragenen  bäuerlichen 
Eeichtümern  (Neidhart  von  Reuental).  Das- 
natürliche  Sireben  der  Grundherren  mnsste 
demgegenüber  dahin  gehen,  sich  wieder  in 
den  Vollgenuss  der  Gnmdrente  zu  setzen. 
Andererseits  schätzte  der  reiche  Bauer  die 
Freiheit  hoch  genug,  um  gegen  Ablösung 
der  Grtindhörigkeit  höhere  Rente  zu  zahlen. 
So  kam  es  zum  Bruche  mit  den  alten  Ver- 
hältnissen. Dieser  Bruch  vollzog  sich  um 
60  eher,  als  sich  inzwischen  für  den  Nen- 
brueh,  wie  er  mit  dem  letzten  Ausbau  der 
deutschen  Mittelgebirge  des  Mutterlandes 
seit  dem  12.  Jahrhundert  wieder  sehr  zu- 
nahm, freiere  Land nutzungs Verhältnisse  ent- 
wickelt hatten,  deren  Typus  die  sogenannte 
lÄudsiedelleihe  war,  eine  freie  Pacht  auf 
mehrere  Generationen  als  Erbpacht.  Nach 
dem  Vorbilde,  scheint  es,  dieser  Ijandsiedel- 
verträge  löste  sich  auch  das  Grundholden- 
tum  jetzt  in  eine  Ftllle  von  EinzelvertzSgen 
auf  zu  Gvijisten  freier  Erbpacht,  Vitalpaäit, 
Zeitpacht:  mit  der  "Wende  des  12.  und  13, 
Jahrhunderts  war  auch  auf  altem  grund- 
herrlichen Boden  ein  neuer  Stand  freier 
bäuerlicher  Pächter  geschaffen. 

War  dies  die  Lösung  in  den  höchst- 
kultiviorten  Teilen  des  Reiches,  vomehmlicli 
in  den  Rheingegenden,  so  nahm  ihre  Stelle 
in  den  mehr  östlich  gelegenen  Teilen  des 
Reiches,  sicher  wenigstens  in  Niedersachsen, 
eine  andere  Einrichtimg  ein.  Hier  wurden 
vielfach  die  frei  werdenden  Grundholden- 
güter,  zumeist  in  der  Zahl  von  vier  Laten- 
hufen,  zu  grösseren  Gütern  zusammengelegt, 
die  dann  in  die  Hände  der  hier  noch  nicht 
vöDig  selbständig  und  ritterhch  gewordenen 
Meier  als  Erbpäditer  gelangten,  während  die 
ausziehende  alte  Bevölkerung  Unterkunft  teils 


im  Ausbau  des  MutterlaDdes,  teüs  in  der  Enlo- 
Uffilttoti  des  Osteas  gefunden  zu  haben  scheint 

Denn  der  Lösune  der  unfreien  "VeihSlt- 
nisse  auf  dem  alten  Kulturboden  der  Heimat 
entnahm  der  deutsche  Bauer  die  Spannkraft 
in  der  gewaltigsten  und  dauerndsten  Äus- 
-dehnuDg  deutschen  Weseoa,  welche  die  Ge- 
echichte  kemit  Nicht  bloss'  im  Mutterland e 
wnide  jetzt  auf  Grund  freier  Erbpacht-  und 
LandleiiivertrAge  noclunals  eine  ^sse 
Epoche  letzten  Ausbaus  begonnen:  die  be- 
freite Enei^e  des  Bauerntums  ergoss  sich 
vor  allem  nach  Osten ,  in  die  alavischen 
lAider  jenseits  der  Elbe.  Ein  ununter- 
brocheoer  Strom  von  Ansiedlern  flutete 
mehr  als  zwei  Jahrhunderte  hindurch  nach 
den  Q^ienden  zwischen  Oder  und  Elbe 
und  darüber  hinaus  an  die  Gestade  der 
Ostsee  bis  über  die  Weichsel,  in  das  platte 
Land  bis  sOdhch  zum  Jablontapass,  ver- 
drfingte  zum  grossen  Teile  die  Slavea,  be- 
setzte alle  Dörfer,  schuf  neue  Ansieflelungen 
nach  deutschem  Recht,  begründete  ein  freies, 
erbzinsliches  Leihverhältais,  gewann  über 
ein  Drittel  des  heutigen  Deutschlands:  es 
war  die  grosse,  heroische  Zeit  des  deutschen 
Baaemtums. 

4.  15.  bis  18.  Jahrb.:  Gntsherrlich- 
keit  und  Leibeigenschaft  Mit  dem  14. 
Jahihtmdert  achloss  die  Periode  der  Koio- 
meation  im  Osten.  Der  poUtiache  Einüuss 
der  Deutsdien  im  slavisehen  Gebiet«  er- 
lahmte; im  15.  Jahrhundert  begann  auf  einige 
OwieratioDec  ein  grosser  nationaler  Auf- 
schwung der  Böhmen  (Hussitenkriege,  Ge- 
org Podtebrad),  der  Polen  (Ladislaus  d.  Gr.), 
der  Ungarn  (Mathias  Corvinus).  So  stauten 
sich  die  Berölkerm^selemente,  welche  sich 
bisher  nach  dem  Osten  Abzug  verschafft 
hatten,  in  Altdeutschland.  Fast  gleichzeit^ 
hörte  in  der  alten  Heimat  der  weitere  Aus- 
bau des  lAudcs  auf,  rentabel  zu  sein ;  schon 
der  SchluBS  des  13.  Jahrhunderts  kennt  fast 
alle  heute  bestehenden  Dörfer,  und  eine 
grosse  Anzahl  damals  noch  darüber  liinaus 
gegründeter  AnsiedGlungen  ist  späterhin  in- 
to]ff!  iinwirtechaftlicher  Anlage  wüst  ge- 
wOTden.  So  faud  die  siedelungsge wohnte 
BerOlkerang  jeden  Weg  zur  Kolonisation 
verschlossen;  und  auch  der  Zuzug  in  die 
nflSBereD  Städte,  bis  lum  Schlüsse  des  13. 
Jahriiunderts  Tennutlich  bedeutend,  begann 
naclizulassei].  Bald  drSngte  sich  infolge 
dieser  Vorginge  auf  dem  platten  Lande 
eine  ObeiKchQssige  Menge,  der  gegenüber 
auch  die  aeit  dem  13.  Jahrhundert  begin- 
nende Hufenteilung  und  GnindstSckspar- 
lelherung  auf  die  Dauer  die  Bildung  eines 
Iftadlichen  Proletariats  nicht  verhinderte. 
Schon  im  Begimie  des  15.  Jahrhimderte 
finden  sich  hier  uad  da  landfahieode  'arme 
Lentec  in  grSsseren  Mengen,  seit  Mitte  des 
15.  JahiltuDderts  werden  sie  zur  Landplage, 


fassen  revolutionäre  Ideen  und  verbinden 
sich  mit  dem  gleiclizeitig  heranwachsenden 
Proletariat  der  grossen  Städte.  Sie  setzen 
sich  zusammen  einmal  aus  vogelfreien 
Leuten,  die  keinen  besonderen  Herrn  be- 
sessen, dann  aber  vor  idlem  aus  Leuten,  die, 
grundsätzlich  dem  Grundholdentum  ange- 
hörend, dennoch  wegen  des  Schlusses  der 
Landgüter  (meist  liess  man  nur  Viertelung 
der  alten  Hilfen  zu)  vom  Herrn  keinen 
Grund  und  Boden  melir  angewiesen  erhal- 
ten hatten  und  ihm  nun  bei  einem  blossen 
Ko^fzins  und  einigen  anderen  Ab^ben 
hOngen  Charakters,  namentlich  dem  Best- 
haupt, als  »leibeigen«  dienten. 

Die  Gnindlierren  wie  die  Inhaber  der 
neuerwachsenden  Territorialgewalten  be- 
sannen sich  gegenüber  diesen  verzweifelten 
Zuständen  auf  ihre  alten  Rechte.  In  der 
übei-w  legenden  Zahl  der  FäDe  hatten  die 
GnmdheiTen  aus  ihrer  Herrlichkeit  tlber  die 
Mehrzalil  der  Genossen  einer  Dorfmark  eine 
Gnindherrschaft  über  die  Dorfmaii  Ober- 
haupt entwickelt;  wo  sie  fehlte,  da  hatten 
die  Landesherren  auf  Grund  des  alten 
königlichen  Bodenregals,  das  an  sie  über- 
gegangen, die  MaiUierrlichkeit  in  Anspruch 
genommen.  Diese  Eechte,  anfangs  nur  ge- 
braucht, um  herrschaftliche  Eoduagen  und 
anderweite  Nutzungen  in  der  Mark  zu  mo- 
tivieren, wurden  nun  zur  Begründung  eines 
vollen  Markdominiums  im  Sinne  römischen 
Rechtes  ausgenutzt.  Der  Grund  und  Boden 
des  Dorfes,  seine  Gebäude,  seine  Einwohnet 
erschienen  als  im  Eigentum  des  Dorfherm 
befindlich;  man  hielt  sich  berechtigt,  für 
die  Nutzung  der  Allmende  wie  für  den  Auf- 
enthalt im  Dorfe  Obeihaupt  ungemessene 
Zinse  und  Dienste  zu  fordern.  Es  wm' 
eine  Bewegung,  deren  letzte  Gründe  auf 
völlig  masslose  Ziele  wiesen;  deren  lang- 
sames Anwachsen  während  des  15.  Jahr- 
hunderts zu  den  Bauemunruhen  dieser  Zeit, 
der  mittel-  und  süddeutschen  agrarischen 
Revolution  des  Jahres  1525  führte.  Aber 
die  Revolten  -ft-uiden  blutig  niedei^eschlagen, 
und  das  System  grundherrhchen  und  um- 
desherrhchen  Druckes  dauerte,  bald  mehr 
bald  minder  streng  gehandhabt,  bis  zum 
Beginn  des  19.  Jahrhunderts. 

Anders  als  im  südlichen  und  mitUeren 
Altdeutechlaad  verlief  die  Periode  im  nörd- 
lichen It&tteldeutschland  und  auf  kolonialem 
Gebiete,  wäirend  im  Süden  die  Grund- 
herren seit  dem  13.  Jahrhundert  im  allge- 
meinen an  der  Hentengrundherrschaft  fest- 
hielten, nicht  selbst  wirtschafteten  und  des- 
halb den  Bauern  im  wesentlichen  nur 
Zinse  und  allenfalls  Luxusfronden  (zur 
Jagd,  ZQ  Bauten  etc.)  auferlegten,  begründe- 
ten die  Gründherren  vor  allem  der  Kolonial- 
gebieie  eigene  grosse  Guts  wirtschaften.  Der 
Torgang  ist  nach    der  agrargeschichtlich™ 
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Seite  hin  noch  nicht  genfigend  aufgeklärt , 
in  (lea  meisten  Fällen  scheint  es  sich  nicht 
um  Anlagen  auf  Ällmenderotfland  zu  han- 
deln. Die  Fo]^  dieser  grOsaeren  Gutsorga- 
nisationen sowie  des  üebei^angs  landesherr- 
licher Rechte  an  die  Gutsherren  ■war,  daas 
die  Bauern  nicht  hloss  mit  Zinsen,  sondern 
noch  viel  mehr  mit  Arbeitsleistungen  in 
den  Dienst  der  GnuidheiTea  gezogen  wiu^ 
den  und  dass  mit  dem  stets  steigenden 
Bedarf  landwirtschaftlicher  Arbeit  ihre 
Stellung  immer  drückender  ward.  Zugleich 
lag  in  der  Begründung  grösserer  Betriebe 
der  Anreiz  zur  Einverleibung  immer  grösse- 
rer Landstrecken  in  den  gutsheiThchcu  Be- 
sitz; um  ihm  nachkommen  zu  können,  be- 
urteilte man  das  alte  I^and siedelrecht  der 
Bauern  nach  den  Grundsätzen  der  römischen 
Emphyteuse,  sah  es  unter  Umständen  für  zu- 
rücknelimbar  an  und  kassierte  (legte)  eine 
grosse  Anzahl  bäuerlicher  Stellen  zu  Gunsten 
gutsherrlicher  Arrondierung  und  Vergrösse- 
rung.  Erst  die  populationistischen  Lehren  des 
17.  und  18.  Jahrhunderts  haben  diesen  Mass- 
nahmen wenigstensteilweiseeinEnde  gemadit. 
6.  19.  Jahrh. :  Freies  Eigen  und 
staatsbürgerliche  Freiheit.  Die  Lösung 
aus  den  leibeigenen  Fesseln  des  vorigen 
Jahrhunderts  verdankt  der  Bauernstand  ne- 
ben den  populationistischen  Lehren  vor- 
nehmlich der  AufkläniQg  dos  vorigen  Jahr- 
hunderts, d.  h.  den  neuen  sozialen  und 
politischen  Anschauungen  des  Bürgertums, 
die  sich  seit  etwa  1730—1750  der  Köpfe 
der  Regierenden  zu  bemächtigen  begannen 
und  die  in  der  französischen  Revolution 
nicht  bloss  für  Frankreich  siegten,  sondern 
in  Deutschland  schon  vorher  hier  und  da 
zu  praktischen  Lösungen  der  Bauernfra^ 
^fährt  hatten,  so  namentlich  in  Holstem 
mi  Anschiuss  an  dänische  Vorgänge.  Für 
die  volle  Liquidation  der  natural  wirtschaft- 
lichen Yerhältnisse  auf  dem  platten  Lande 
und  die  dauernde  Aufrechterhaltung  der 
Eauernfreiheit  aber  ist  neben  der  immer 
stärkeren  Wirkung  eines  individuahstischen 
Wirtschaf tsbetriebes  dann  namentlich  die 
Einfflhniug  der  allgemeinen  Dienstpflicht 
von  Bedeutung  gewesen :  denn  einem  Stande, 
dem  die  gröseten  staathchen  Pfhchten  auf- 
erlegt werden,  lassen  sich  staatliche  Rechte 
auf  die  Dauer  nicht  vorenthalten  (Eingehen- 
deres s.  i.  d,  Art  Bauernbeireiung 
imten  S.  343  ff.). 

Iiitteratnr:  Hanmm,  Agrarhi»toriiche  Abhand- 
lungen, tl  Bde..  1S80,  ISSi-  —  Bentnan  W. 
Roaa,  The  early  huitny  qf  land-hoiding  ataong 
Ihe  Germaiu,  ISSS.  —  midebratid,  Recht  und 
tiiUe  auf  den  rertchiedenen  Kirtachafllichen  Kui- 
lurttu/en,  Bd.  1,  189G.  —  Thudlchum,  Die 
Galt-  tiiid  Marteerfaiguiig  in  Dmluchland,  . 
—  MeUxen,  jlnrierfelunj  und  AgrarvieKn  der 
Vtutgermancn  und  Oifgtnnanen ,  der  Kelten, 
Bi'rm/r,   Finnoi   and   Utaten,   i  Bde.  mit  AlUu, 


1898.  —  1-.  Inama-Stera«gg,  Da»  HoftyUrt 
im  MA.  1871.  —  Deraelbe,  Die  ATUbildang  der 
groMenGrundlien-icti^fieninDetiUe/dandviäln-end 
der Karoiingeneü  (StaaU-  u.  eoiialwiu.  FartcKI, 
1}  1879.  —  Derselbe,  DeuUche  WirUr-haJUge- 
/chichle,  S  Bde.,  1S79—98  (WirUchaft,  in  J^iub 
GrundrUi  der  German.  Philologie,  !.  Avfi.,  1897). 

—  von  Jftmrer,  Einleitmig  lur  Geschichte  der 
Mari-,  Dorf-,  Huf-  «.  Siadtverfauvng  u.  der  Bßtnt- 
liehen  Gemalt,  ISSi;  neueAuig.  von  Cunoa,  1896. 

—  Beraelbe,  Geacli.  der  Markenverfat»»ng  i* 
DeiiUchland,  ISBS.  —  Beraelbef  Geich.  der 
Froak^e,  der  BauenikS/e  und  der  JTofver- 
fiueung  in  DeiiUchland,  i  Bde.,  1S6S—6S.  — 
Geich.  der  Dorfverfattung  in  DetiUchiand,  S  Bde., 
ISSS— 1866.  -  iMmprecht,  Deuteeliet  Wirt- 
ichafiileben  im  MiltelaUer,  4  Bde.,  1886.  — 
Gotheln,  Wiritehqflegeechichte  de*  Sckwvirz- 
tmldet,  Bd.  1,  189X.  —  v.  JlflfufctncvJci,  Die 
Verfaetung  der  Land-,  Alpen-  und  ForilariTUebaß 
der  devltchen  Schmeii,  1873.  —  Detvelbe,  Die 

ec/iweäeritche  AUmend,  1879 Hanauer,  Lei 

eoiiatUuHonf  de  campagnei  d'AUace  au  tn.-i!., 
136i.  ~  Bereelbe,  Le>  paysam  d'Altaee  au 
m.-ä.,  1865.  —  OotAefn,  Die  Lage  de»  Baaa^' 
tUmdet  am  Ende  dei  MittelaUfr»,  vornthiidieh 
in  Südtüelldeuttehland  (WeetdeuUehe  ZUehr.  IV). 

—  jMdwtg,  Der  badiarhe  Bauer  im  18.  Jahrh. 
(Abh.  am  dem  jS<»"a»»6.  Staattwisietuch.  Alemtnar 
XVl),  1896.  —  Ij/kwe,  Die  rechdiche  SleUung 
der   Jränkiaehen   Bauern    im   MiUeUUler,   1883. 

—  lÄtmpretht,  Knütictelung  dei  rheinüebeu 
Bauermtandei  während  de»  Jfitlelattfrt  (Weil- 
deuleehe   ZUehr.   VI;   vgl.  Preiue.  Jahrb.  LVI). 

—  Kindlinner,  Geechichte  der  deuteehen 
nSrigkeit,  1818.  —  StOve,  Welen  iinrf  Ver- 
Jaitung  der  Landgemeinden  in  Westfalen  und 
Ifiederiaehien,  1857-  —  JVittUih,  Die  Orvnd' 
herrieliaft  in  Nordmeildeiitiehland ,  1896.  — 
Pleite,  De  regUtoetland  der  marken  in  Xeder- 
land,  1379.  —  Haxthauaen,  Veber  die  Agrar- 
rerfaeiang  in  Norddeuüchland.  lSi9.  ■—  Mett- 
xen,  Der  Boden  und  die  landicirtechafiliehen 
Verh/Ulnitee    det    preuttiichea   Staaü  I,   SiSff. 

—  Knapp,  Die  Bauenü>efreinng  und  der  Ur- 
sprung der  Landarbeüer  in  den  äUeren  TeÜen 
Preuitent,  2  Bde.,  1887.  —  Derselbe,  Die 
Landarbeiter  in  KnechUchafi  und  FreiheÜ,  1891. 

—  Derselbe,  Grundhemchafi  und  Bittergut, 
1897.  —  Kell,  Die  Landgemeinde  in  den 
SMlieken  Pivriraen  Preii^ent  (Züchr.  d.  Ver. 
f.    Soiialpolitlk    XLIII),     1890.    —     Hmm, 

Bauer  und  Guleherr  in  Sachten,  1S93.  — 
Kom,  Oeechickte  der  bäuerlichen  Beehlner- 
häUniite  in  der  Mark  Brandenburg  (^tehr. 
/■  Becldsgetch.  XI j.  —  aroasniann,  UiAer 
die  guUherrlich-bäuerliehen  BechUrerhäUnieft 
in  der  Hart  Brandenburg  vom  16.— 13.  Jahrh. 
(.Slaai»-  u.  lozial«!.  F\»-tch.  IX,  4),  1890.  — 
SUbermatin,  Der  Geeindezwangidtenft  in  der 
Mark  Brandenburg,  1897.  —  BoehlaH,  Ueber 
Unprung  vnd  Weien  der  L»ibeigen»ehafl 
in  Mecklenburg  (Zeehr.  f.  SerhUgeteh.  X).  — 
FU«hft,  Der  Untergang  det  Bauermlandra  wid 
dat  Atifkomtnen  der  Guttherrtclu^en  ih  Neu- 
Vorpommern  und  Rügen,  1888.  —  V.  BrünneeK, 
Die  Leibeigentehi^  in  Pommern  (Zltchr.  f, 
Sechlegetch.  XXII).  —  Dei'selbe,  Die  Leib- 
eigentchaft  in  Otipreatten  (ZIeehr.J.  Seehltgetch. 
XXJ).  —  Zur  Getchichle  det  Gmndeigentuna 
in  On-  vnd  Wetipreutien,  1891  f.  —  OofhHn, 
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AgrarffeKhidUlieht  Fortrhnnge»-  der  Gegfaieari 
(Münckener  Aäg.  Ztg.  lS9i,  JA-.  «44,  24S,  S49, 
t64.  S76).  —  FHcha,  Artl.  iiBauen  und  «BttH- 
emfc^frWiiHjii  im  WSrterbvfh  drr  VolittrirUeh/ifi, 
189S. 

Z.amprefhL 


Bänerliche  Lasten  s.  Bauembefreitmg. 


Baaenibefreinng. 

I.  B.  in  Preowen  (S.  343).  JI.  B.  in  Süd- 
deatecblaiid  (S.  3M).  UI.  B.  in  Oesterreicb- 
Ungarn  (S.  360).  IV.  B.  in  Belgien  und 
den  Niederlanden  Iß.  371).  V.  B.  in  DäRemark 
(3.  37Ö).  VI.  B.  in  Frankreich  (S.  380).  VII. 
B.  in  Grossbritannien  {S.  388).  VIII.  B.  in 
Norwegen  (S.  392).  IX.  B.  in  Rnmänien  (S. 
393).  X.  B.  in  BassUnd  (S.  399).  XI.  B.  in 
Schweden  (S.  423).     XII.  B.  in  Japan  (3.  424). 

I.  Die  BAaernbefreiuBginden 

östlichen  Provinzen  des 

prenssischen  Staates. 

1.  HerrecliRftlirher  Gutsbetrieb  und  bäner- 
liche Unfreiheit.  2.  Befreiung  der  Dom&nen- 
tMoera.  3.  Befreiung  der  Privatlianeni  bis 
mm  Rocktritte  Steins.  4.  Die  Reguliernng  (bei 
schlechtem  BesitErecht)  in  Prenssen,  Pommern, 
Brandenhnrg  nnd  Schlesien.  6.  Die  Ablösung 
der  Renlluten  (bei  gntem  Besitirecht).  6.  Be- 
MHldere  GesetEe  filr  Poaea.  T.  AbBciüms  der 
Refomige«etEe  and  Statistik.  8.  AVirknngen  der 
Reform. 

L  Herrschaftlicher  (jntsbetrieb  und 
b&nerliohe  Unfreiheit  Als  Bauernbe- 
freiung bezeichnet  man  eiDe  Reihe  von 
Haasregeln  der  Verwaltung  und  der  Gesetz- 
gebung, wodurch  für  die  herrschaftlichen 
BanenifolgeDdeZieleen-eichtwerden  sollten: 
1)  Aufhebung  der  Erbunterthänigkcit ;  2)  Auf- 
bebung der  bSnerlichen  Frondienste;  3)  Ver- 
irandlung  des  verschiedenartigenBesitzrechtes 
der  Bauern  in  Eigentum;  4)  Ablösung  der 
auf    dem  Eigentnm    der    Bauern    ruhenden 


Man  kann  nicht  behaupten,  dass  es  in 
den  Setlichen  Provinzen  in  der  Mitte  des 
18.  Jahriiunderts  nur  herrschafüiche  Bauern 
icegeben  habe;  es  karoea  vielmehr  auch 
Freibauern  vor  (z.  B.  die  nach  knlmischem 
Recht  ratzenden  sogenannten  Efilmer  in  Ost- 
mcnssen):  doch  waren  die  herrschaftlichen 
Bauern  weitaus  häufiger.  Wir  nennen  sie 
00,  weil  eine  Herrschaft  über  ihnen  steht: 
eine  Grundfaerrscfaalt,  wenn  das  VerhiHtnis 
Doch  mittelalterlich  ist;  eine  Gutsherrschaft, 
wenn  das  Verhältnis  räch  bereits  neuzeitlich 
aosgestahet  hat  In  ereterem  Falle  tritt 
mehr  das  Obereigentum  hervor,  in  letzterem 


Falle  kommt  daneben  auch  die  Dienstpflich- 
tigkeit des  Bauern  zu  höherer  Entwickelung. 

Wenn  die  Herrschaft  fibor  die  Bauern 
dem  König  zusteht,  so  hat  man  es  mit  Do- 
manial-  oder  Anitsbaueni  (d.  h.  unter  dem 
königlichen  Amte  stehenden)  zu  thun ;  wenn 
die  Herrschaft  Privaten  zusteht,  redet  man 
von  Privatbauem.  Als  private  Herrschaft 
treten  mitunter  Körpei-schafteu  auf  (z.  B. 
Klöster,  Stadtmagistrate  etcX  aber  die  wich- 
tigsten unter  den  privaten  Herrschaften  sind 
die  Rittergutshesitzer. 

Bei  der  Bauernbefreiung  handelt  es  sich 
um  die  Lösung  des  Bandes,  welches  bis 
dahin  die  Bauern  mit  ihrer  Herrschaft  ver- 
bunden hat.  Wie  diese  Verbindung  ent^ 
standen  ist,gehört  nicht  hierher{Tergl.  die  Artt 
Grundherrsehaft,  Gutsherrschaft, 
R  i  1 1  e  r  g  u  t),  nur  ist  fest  zuhalten,  dass  dieselbe 
in  der  dem  Osten  eigentümlichen  Form  nicht 
sehr  alt  ist:  ^e  setzt  eine  au%edehnte  imd 
nachdrückliche  Gutswirtschaft  der  Herrschaft 
voraus.  Bei  Domänen  und  bei  <Ion  Privat- 
gütei-n  von  Körperschaften  wird  diese  Outs- 
wirtschaft  von  einem  Pächter  auf^übt,  bei 
Rittergütern  meist  vom  Giilsherrn  selber. 
Darin,  dass  eine  ausgedehnte  und  nachdrück- 
liche GutßwirtschMt  westlich  der  Elbe 
sich  nicht  so  allgemein  entwickeln  konnte, 
liegt  der  Grund,  weshalb  im  Westen  weder 
Erbunterthänigkcit  noch  unerblich-lassitischer 
Besitz  sich  finden,  sondern  bei  Moierrecht 
nur  massige  Dienste  imd  Reallasten.  Diö 
BauembefreiuQg  im  Osten  ist  daher  auch 
nicht  Zorstönmg  mittelalterlicher  Ueberrest© 
(wie  es  im  Westen  der  Fall  ist),  sondern 
Aufliebung  einer  neuzeitlichen,  erst  nm  die 
Zeit  der  Befonnation  (etwa  1550)  einge- 
führten Verfassung  des  landwirtschaftlicheu 
Grossbelriebs :  doch  ist  eben  niu-  die  frühere 
Verfassung,  nicht  aber  der  Urossbetrieb 
selber  aushoben  worden. 

Derherrschaft liehe  Gutsbetrieb 
im  Osten  entstand  dadurch,  dass  der  Grund- 
heiT  möglichst  viele  der  von  ihm  abhängen- 
den Bauerngüter  in  eigene  Bewirtschaftung 
nahm  (Auskaufen  der  Bauern,  'Legon«, 
d.  h.  niederlegen  der  Bauemstellen)  nnd  die 
Arbeit  von  den  tlbrig  gebliebenen  Banem 
verrichten  liess.  Die  vertriebenen  Bauern 
zogen  vielfach  in  die  Städte,  nur  ein  kleiner 
Ted  mag  als  Arbeiter,  ohne  Landbeatz,  ee- 
blieben  sein  (etwa  als  -'Insteni).  In  der 
Hauptsache  mnssten  die  im  Besitze  ihrer 
Höfe  gebliebenen  Bauern  für  die  Arbeit  in 
der  herrechaftliehen  Gix)sswirtschaft  aiif- 
kommen,  indem  die  Frondienste,  welche  als 
Reallsst  auf  den  Stellen  ruhten,  stark  ver- 
grössert  und  indem  die  heranwachsenden 
Bauemkinder  dem  Zwangsdienst  als  Gesinde 
anf  dem  Herrenhofe  unterworfen  wurden. 
Damit  der  Bauer  sich  diesen  Zumutungen 
nicht    entziehen   konnte,    war   er   *an    die 
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Scholle  gebuuden<,  d.  b.  unfi-ei:  er  durfte 
den  Giitebezirk,  zu  dem  er  durch  Geburt 
gehörte,  nicht  ohne  EinwiUigting  des  Guts- 
herrn verlasseu  und  konnte  zur  Annahme 
eines  fronpflichtigen  Hofes  gezvningeo  wer- 
den. Nimmt  man  noch  hinzu,  dass  die  berr- 
Bchaftlichen  Güter  gemäss  ihrer  Entstehung 
aus  zerstreut  liegenden  Aeckern,  die  mit 
denen  der  Bauern  im  Gemenge  lagen  be- 
standen: so  hat  man  ein  Bild  des  herrecnaft- 
lichen  Gutes  in  der  Mitte  des  18.  Jahi^ 
hunderts  und  der  aus  dieser  Gutsverfassung 
entspringenden  »gutsherrl  icli-bauerlichenVer- 
hältttissec :  der  Bauer  sah  im  Gutsherrn 
seinen  Ärbeitsherrn,  an  den  er  durch  die 
Gebiurt  für  sein  ganzes  Lelien  gefesselt  war. 

Dazu  kommt  noch,  dass  das  Besitzrecht 
der  Bauern  an  ihren  Höfen  in  vielen  Ge- 
genden ein  sehr  schlechtes  war.  Zwar 
kommen  Eigentum,  Erbziiis  und  Erbpacht- 
recht  vor,  aber  bei  herrechaftlieheu  Bauern 
bat  man  meistens  lassitischen  Besitz  (Lassit 
ist  derjenige,  welchem  ein  Grundstück  zur 
Kultur  und  Benutzung  gegen  gewisse,  dem 
Eigentümer  vorheb  altene  Vorteile  eingeräumt 
ist;  er  kann  Otier  dasselbe  in  der  Regel 
nicht  frei  verfügen),  und  dieser  ist  nioit 
einmal  immer  ein  erbbcher.  An  sehr  vielen 
Orten  hatte  der  Bauer  nur  lebenslänglichen 
Besitz;  in  anderen  Gegenden  wieder  Konnte 
der  Gutsherr  dem  Bauern  halbjährig  ktln- 
digeu.  In  letzteren  T^en  hiesseri  die 
Bauern  oft  Pächter,  aber  man  darf  hierbei 
nicht  an  römisch-rechtliche  Pächter  denken, 
die  sich  bestimmte  Dauer  —  meist  schriftlich 
—  ausbedungen  haben  und  in  keinem  »guts- 
herrlich-bäuerÜchen  Verhältnis»  stehen.  Der 
strengere  Spraehgebraueh  fasst  den  Begriff 
des  lassitischen  oder  Lass-Besitzes  so  weit, 
dass  die  sogenannten  Pächter  mit  hinein 
gehören,  die  römisch-rechtlichen  Pächter 
aber  angeschlossen  sind. 

In  Bezug  auf  die  Besitzrechte  herrschen 
grosse  Vei'schiedenheiten  je  nach  den  Lan- 
desteilen. In  Kiedersehlesien  werden  die 
herrschaftlichen  Bauern  als  Eigentümer  t)e- 
zeichnet;  in  der  Mark  Brandenbui^  und  in 
Altvorpommem  scheinen  sie  vorwiegend  erb- 
liche Lassiteii  gewesen  zu  sein.  In  Ober- 
BchleMen,  Hinterpommem  und  Ostpreusseu 
war  der  unerbhcb-Iassitische  Besitz  vor- 
herrschend. Dagegen  hs,ben  sich  in  Neuvor- 
pommerD,  unter  schwedischer  Herrschaft,  aus 
den  Lassiten  römisch-rechtliche  Pächter  ent- 
wickelt. 

Der  herrschaftliche  Gutsbetrieb  bei 
Bchlechtem  Besitzrechte  und  starken  Fronen 
der  Bauern  findet  sich  besonders  da,  wo  die 
Landbevölkerung  slaiisch  geblieben  ist,  und 
bei  deutscher  I^ndbevölkemng  da,  wo  der 
dreissigjährige  Krieg  am  stärksten  gewirkt  hat 

unabhängig  von  dem  Besitzrechte  ist  die 
Unterscheidung  der  Bauern  nach  der  Grösse 


des  Besitzes.  Hier  kommt  es  wesentlidi 
darauf  an,  zu  beachten,  dass  eine  grosse 
Zahl  von  bäuerlichen  Besitzern  so  gerin^n 
Landbesitz  liatte,  dass  sie  nur  ganz  wemge 
oder  wohl  gar  keine  Zugtiere  mehr  hielten ; 
sie  waren  dann  auch  nicht  zu  Spanndiensten 
veipflichtet,  sondern  m\i  zu  Handdiensten 
während  ^ssei«  Bauern  stellen  sowohl 
ISpann-  als  Handdienste  leisten  mussten. 

Die  Kossäthen  imterscheideu  sich  von 
den  Bauern  engsten  Sinnes  dadimdi,  dass 
ihnen  nur  einzelne  Gnuid stücke,  aber  idcht 
eine  Hufe  (das  heisst  ein  Komplex  von  Gnind- 
stücken  und  Nutzungen  in  herkömmlicher 
Grösse)  vom  Gnmdherra  überlassen  sind. 
Daher  kommt  es,  dasa  ihr  Land  meist  nicht 
im  Gemenge  auf  der  Flur  liegt,  daher  auch 
nicht  der  Nutzung  nach  gemeinschaftlichem 
Plane  unterworfen,  sondern  Gartenland 
(Wiuth)  ist.  Meist,  aber  nicht  immer,  haben 
sie  kleineren  Besitz  als  die  Bauei-n,  sehr 
oft  sind  sie  nicht  spaunfäliig,  in  der  Regel 
sind  sie  zu  Handdiensten  verpflichtet. 

Leute,  die  zwar  noch  ein  Stück  Landes 
besitzen,  aber  niu*  sc  wenig,  dass  es  eben 
niu-  als  Stütze  ihrer  Wirtschaft,  nicht  mehr 
als  Grundlage  eines  laudwirtschafüicben 
Betriebes  in  Betracht  kommt,  luid  die  dabei- 
meist  von  Arbeitsverdienst  leben,  me  Büdner, 
Eäthner,  Häusler  u.  dei'gl.,  gehören  nicht  zu 
den  Bauern. 

Die  Erbunterlhänigkeit  (Gebun- 
denheit an  die  Scholle,  Zwangsgeände- 
dienst  der  Heranwachsenden,  Zwang,  Baoei' 
KU  werden)  kommt  bei  den  verschiedensten 
Besitzrechten  vor;  da,  wo  sie  sich  mit  un- 
erblichem Lasebesitze  verbunden  findet,  er- 
scheint sie  im  gehässigsten  Lichte,  und  diese 
Verbindung  wird  von  den  preussischen 
Königen  als  «Leibeigenschaft«  bezeichnet, 
während  die  lechtskuudigen  Behörden  z.  B. 
in  Ostpreusseu  stets  nur  von  Unterthänigkeit 
reden.  Auch  die  Leibeigenschaft  der  pom- 
meischen  Bauern  ist  —  trotz  weitergehen- 
der theoretischer  Ansprüche  der  Stände  — 
im  wesentlichen  nur  die  oben  gekennzeichnete 
Verbindung,  weiche  sich  von  der  Leibeigen- 
schaft im  Sinne  der  Sklaverei  dm'ch  zweierlei 
streng  unterscheidet:  1)  der  Erbunterthau 
ist  mcht  als  Pei«on  veräusserlich,  er  gehört 
zum  Gute  und  wechselt  nur  mit  dem  Gute 
seinen  Herrn ;  2)  der  Erbunterthau  hat 
Privat^-e^mögen,  auch  da,  wo  der  Uim  Über- 
tragene Landbmtz  unerblich  ist. 

Es  wBig  sein,  dass  üebergriffe  der  Herren 
hier  und  da  vorkamen  (persönliche  Ver- 
äuBsenmg  von  Ujiterthanen  iin  schwedische« 
Neuvorpommem ;  Ansprüche  auf  die  Hinter- 
lassenschaft in  Ostpreusseu) ;  ^»r  im  groesen 
und  ganzen  ist  die  Ertjuiiterthänigkeit  um 
1750  ein  von  der  Sklaverei  völlig  verschie- 
denes HerrschaftsverliAltnis.  das  auch  nicht 
aus  der  Sklaverei   entstanden   ist,  sondern 
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«IS  der  Heranziehung  ursprflnglich  freier 
Bauern  zitrArt)eit  auf  dem  lienichaftlichen 
Gute. 

Eiue  oft  augeführte  Stelle  im  ÄUgemeinen 
Landrecht,  das  vom  1,  Juni  1794  an  galt 
<TeU  n,  Titel?,  ^  147 ff.:  -Es  fmdet  daher 
die  ehemalige  Leibeigenschaft  als  eine  Art 
der  persönlichen  Sklaverei,  auch  in  Ansehung 
der  unlerthfinigen  Bewohner  des  platten 
Landes  nicht  statt«)  darf  daiier  nielit  so  auf- 
gebest werden,  ais  wOre  dadurch  eine  früher 
allgemeine  eigentliche  Ijeibeigenschaft  in 
Erbunterthäntgkeit  verwandelt  worden.  Die 
Erbunterthänigkeit  war  schon  vorher  vftUig 
ausgebildet  und  verbreitet,  und  Leibei^n- 
schaft  im  Sinne  der  Sklaverei  war  nicht 
vorhanden.  Kinige  AohiUichkeit  zwischen 
Siitunterthänigkeit  bei  uns  und  Negerskla- 
Terei  in  Zucker-  und  Baumwollenplan  tagen 
l>esteht  allerdings:  beide  Zustande  der  Un- 
fireiheit  sind  im  IB.  Jahrhundert  entstanden 
und  beide  wurzeln  im  Grossbetrieb,  der  da- 
mals aufkam  und  gewaltc>am  Arbeitskräfte 
an  sich  z<^.  Freie  Arbeiter  waren  weder 
hier  noch  dort  denkbar,  weil  es  keine  hin- 
länglich zahlreiche  Menschenklasse  gab,  die 
bereit  gewesen  wSi-e,  die  Arbeiten  freiwillig 
und  g^en  Lohn  zu  verrichten. 

Durch  den  Mangel  an  Freiheit  entstand 
bei  deD  Baaem  eine  klägliche  Unaelbstän- 
fltändigkeit  imd  Sorglosigkeit  —  denn  sie 
waren  audi  berechtigt,  vom  Gutsherrn  jeden- 
&üls  den  notdürftigsten  Unterhalt,  besonders 
in  Krankheit  und  Alter,  zu  fordern;  durch 
den  verbreiteten  uuerbÜchen  Besitz  konnte 
der  Bauer  nicht  sicher  darauf  rechnen,  seinen 
Hof  den  Kindern  zu  hinterlassen;  durch 
den  Zwangsgesindedienst  fühlte  der  Bauer 
dch  als  em  Wesen  von  tiefer  stehender  Art 
als  der  Gutsherr:  durch  die  Frondienste, 
die  möghchst  lAssig  abgeleistet  wurden,  ent- 
eland  die  Gewohnheit  liederlicher  Arbeit, 
nnd  bftufig  wurde  die  eigene  Wirtschaft 
stark  vemachlfiEsigt. 

So  regte  sich  bereits  früh  im  18,  Jahr- 
hundert bei  tiefer  denkenden  und  feiner 
fühlenden  Naturen  das  Bedürfnis  nach  Ab- 
bilfe.  Aber  aus  der  damaligen  I^andesver- 
fasBUDg  ergiebt  sich,  dass  der  Kfinig  nur 
iDr  die  Domanialbauern  freie  Hand  hatte; 
für  die  Piivatbauern  war  die  Mitwirkung 
der  Stande  kaum  zu  umgehen,  jedenfaUs 
war  auf  die  Interessen  der  Gutsherren  Hück- 
flicht  zu  nehmea.  Daher  ist  in  der  Ge- 
BChichte  der  bauerlichen  Reformen-  stets  der 
zweibche  Anlauf  zu  bemerken:  zuerst 
kommen  die  DomAnenbauem,  dann  die  Prirat- 
Irnoem  an  die  Reihe. 

2.  Befreiiug  der  DonäDCBbanera. 
■Am  bekanntesten  sind  die  Yeisuche  des 
lÜhiigB  Friedrich  Wilhelm  1.,  der  seine  ost- 
preusBiBchen  Domanenbauem  1716  und  die 
pommerschen  1719  aus  der  *  Leibeigenschaft  c 


herausheben  wollte :  aber  dabei  wird  wesent- 
lich an  Einführung  des  crblidien  Besitzes 
gedacht;  ganz  imd  gar  ausgeschlossen  war 
das  Aufliören  der  Frondienste,  auch  an  Frei- 
zügigkeit wurde  gar  nicht  gedacht,  da  die 
Bauern  —  statt  durch  Geburt  —  nun  durch 
einen  besonderen  Eid  zum  Bleiben  ver- 
pfliclitet  werden  sollten.  Nur  ganz  wenige 
Bauern  liatten  Lust,  sidi  auf  das  neue  Ver- 
Itaitnis  einzulassen,  und  ho  bleibt  denn  dieser 
Veisuch  —  bei  welchem  es  auffallt,  dass 
man  zuei-st  an  Bessening  des  Besitzrechtes 
denkt  —  wesentlich  merkwürdig  wegen  der 
eigenartigen  Lebhaftigkeit,  mit  der  der 
König  ilin  bebüeb.  Dagegen  wurde  aller- 
dings das  Dienstwesen  der  Bauern,  wobei 
viel  Willkür  und  »Bediiick'^  stattfand,  im 
Ijaufe  der  Zeit  geordnet  und  so  weit  ein- 
geschränkt, dass  die  Domänen  bauem  dabei 
bestehen  konnten. 

Die  allgemeine  Einführung  des  erblich- 
lassitischen  Besitzes  statt  des  bis  dahin  un- 
erblichen erreichte  Friedrich  H.  1777  durch 
eine  Kabinettsordre,  ohne  dass  dabei  sonst 
gnmdsatzlieh  die  Verfassung  ge&ndert  wor- 
den wäre :  Frondienste  (Scharwerk)  und  Erb- 
unterthänigkeit blielten  bestehen.  Die  ge- 
nauere Ordnung  des  bäuerUchen  Besitz- 
rechtes goBchali  durch  eine  unterm  2-">.  MSn 
179U  erlassene  Deklaration  zu  jener  Kabinetts- 
ordre, die  zwar  von  Friedrich  Wilhelm  IL 
erlassen  ist,  aber  unter  seinem  grossen  Vor- 
gÄneer  schon  völlig  vorbereitet  war. 

Die  Erbunterthänigkeit  verschwand  in 
Ostpreussen  und  Litauen  dadurch,  dass 
Friedrich  II.  1763  den  Domäne npächtem 
verbot,  Ton  der  Pflicht  der  Unterthanen 
zum  Gesindcdienst  Gebrauch  zu  machen. 
Da  hierdurch  das  sichtbarste  Merkmal  der 
UnterthSnigkeit  wegfiel  und  noch  die  üeber- 
liefening  von  1718  lebendig  war,  wonacli 
der  damalige  König  »Freibauern«  hatte  haben 
wollen  so  galt  die  Unterhftnigkeit  für  that- 
sachlich  weggefallen:  18<)4  wurde  dies  für 
Ost-  und  Westpreussen  ausdrücklich  anei- 
kannt  {nicht  aber  erst  eingeführt). 

In  Pommern,  in  der  Neumark  und  Kur- 
mork  fand  Aufhebung  der  Erbunterthänig- 
keit vertragsmAssig  bei  denjenigen  Bauern 
statt,  welche  sich  1799  bis  1800  auf  die 
Dienstaufhebung  (vergl.  unten)  einliessen: 
es  mögen  wesenthch  die  grosseren  Bauern 
gewesen  sein. 

Die  bekannte  V.  v.  28.  Oktober  1807, 
wo<lurch  die  etna  noch  bestehende  Erb- 
unterthänigkeit der  Domanialbauern  in  Bran- 
denburg, Pommern  und  Schlesien  aufgehoben 
wird,  ist  fflr  Schlesien  —  wo  es  aber  nui- 
wenige  Domanialbauern  gab  —  zwar  die 
erste  Massregel  dieser  Art;  für  Bnmden- 
burg  und  Pommern  kamen  aber  nur  noch 
diejenigen  Bauern  in  Betracht,  welche 
1799  bis  ISOij  nicht  auf  die  voi^schlagenen 
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Neuerungen  eingegangen  waren,  also  wohl 
die  kleineren. 

Im  Jahre  1799  hat  endlich  der  König 
Friedrich  Wilhelm  III.  angeordnet,  dass  den 
Domanialbauern  die  >töglichkeit  der  Dicnst- 
ablCsuDg  gegeben  werde.  Diejenigen  Bauern, 
welche  den  Frondienst  los  sein  wollten, 
durften  eine  Oeldentschädigung  an  das  Amt 
leisten  (die  aber  nur  so  hoch  gegriffen  wurde, 
dass  die  Kammer  bei  der  Neuordnung  keinen 
Schaden  hatte);  denn  es  mnssten  nun  die 
Domänenpächter  in  den  Stand  gesetzt  wer- 
den, mehr  eigene  Zugtiere  zu  halten  und 
Häuser  fAr  eine  Anzahl  von  Arbeiterfamilien 
zu  erbauen.  Man  hatte  damals  die  Domänen- 
güter auf  je  sechs  Jahre  verpachtet;  sobald 
ein  solches  Amt  in  dem  Zeiträume  von  1799 
bis  1805  pachtfrei  wurde,  trat  man  in  Unter- 
handlungen mit  den  Baueni  ein.  In  Preussen 
war  es  der  Minister  Frlii'.  von  Schroetter, 
in  Pommern  und  den  Marken  von  Voss,  die 
diese  Massregel  dmxüifflhrten.  Ueberall  han- 
delt es  sich  nur  lun  die  Aufhebung  der 
Dienste  der  Bauern,  nicht  um  die  der  Eigen- 
kätbner  imd  der  Insten,  welche  ja  keine 
Muerliehe  Wirtschaft  führten;  in  Pommern 
hat  man  sogar  die  Eossäthen,  obgleich  sie 
eine  wenn  auch,  kleine  Wirtschaft  föhreii, 
im  alten  Verhältnis  gelassen.  So  sind  die 
Spanndienste  und  die  UanddJenste  bei  den- 
jenigen Domänenbauem,  welche  die  Um- 
wandlung vorteilhaft  fanden,  in  Wegfall  ge- 
kommen, woltir  sie  allerdings  ein  jajurliches 
Dienstgeld  übernahmen  und  Nebenvorteile 
verloren, 

Zi^leich  mussten  sich  die  ablesenden 
Domänenhauem  in  Pommern  und  in  der 
Kurmark  verpflichten,  ihren  bisher  zwar 
erblichen,  aber  noch  lässitischen  I^andbesitz 
als  Ei^ntum  anzunehmen.  Die  Verleihung 
des  Eigentums  an  die  Douiänenbauem  ist 
vielfach  ganz  falsch  aufgefasst  worden :  es 
Jtadert  sich  im  Besitzstande  nichts,  nur  der 
fiechtstitel  wird  geändert  Für  die  Erwer^ 
bung  des  besseren  Rechtes  an  dem  auch 
vorher  besessenen  Boden  zahlt  der  Bauer 
ein  Einkaufsgeld  von  100  bis  200  Tbalern, 
an  die  Kammer;  ein  weiterer  Vorteil  der 
Kammer  ist  aber  der,  dass  die  bisher  übliche 
weitgehende  Unteretützung  der  Bauern  (Er- 
satz der  Holwehr  und  des  Zugviehes  nach 
Unglücksfällen,  Liefenmg  von  Saatkorn  und 
Brotkorn,  wenn  Mangel  eintrat;  Berechti- 
gung zum  Bezug  von  Brennholz  und  Bau- 
holz aus  den  Domanial Waldungen  u.  dergl) 
in  dem  Augenblicke  wegfieL  wo  der  Bauer 
das  Eigentum  annahm.  Daner  drängte  die 
Kammer  ganz  besonders  auf  diese  Acnde- 
rung:  nur  unter  dieser  Bedingung  wurden 
die  den  Bauern  willkommenen  Dienslab- 
Uteungen  gewährt.  —  In  der  Provinz  Preussen 
waren  17i)9  bis  1805  die  Bauern  ziu"  Zahlung 
des  Einkaufageldes   zu   sehwach   gewesen; 


daher  konnte  unter  Steins  Ministerium   im 

Jahre  1808  die  Massregel,  die  Domänen- 
bauem zu  Eigentümern  zu  machen,  neu  an- 
geregt und  durcbgefllhrt  werden :  man  hoffte, 
dadurch  den  Bauern  Kredit  zu  verschaffen 
(denn  erst  als  Eigentümer  durften  sie  nfitdgen- 
lalls  zur  Veräusserung  schreiten)  und  sie 
auf  eigene  Fasse  zu  stellen;  der  W^fall 
der  Unterstützungen  war  für  die  Kammer 
so  beträchtlich,  dass  sie  kein  Einkaufsgeld 
fonlerte  und  dennoch  sich  erleichtert  fand. 
Auch  muBsten  hier  alle  Bauern  das  Eigen- 
tum annehmen,  während  in  Pommern  und 
der  Kurmark  das  Verbleihen  in  der  alten 
Verfassung  möglich  w^. 

Bei  der  Neuordnung  der  Verhältnisse 
der  Domanialbauern  hat  deren  Onmdherr- 
herrschaft  (der  königliche  Fiskus)  niemals 
Abtretung  von  Land  gefordert;  die  früheren 
Domänenbauem  treten  also  mit  ungeschmä- 
lertem Landbesitz  in  die  neue  Verfassung 
ein.  (Bei  den  Privatbauern  war  das 
anders.) 

Mitbin  waren  die  Domänenbauem  in  der 
Hauptsache  zwischen  den  Jahren  1777  und 
1808  stufenweise  in  den  neuen  Zustand  über- 
geführt; das  gutsherrlich-l)äuerliche  Verhält- 
nis ist  gelöst,  die  früheren  Verbände  sind 
zerfallen,  der  einzelne  ist  mit  seinem  Gtnmd- 
e^ntum  auf  friedlichem,  gesetzniässigem 
Wege  in  den  freien  Verkehr  gestellt:  seine 
Dienstbarkeit  faUt  weg,  mit  ihr  aber  auch 
der  wirtschaftliche  Rückhalt,  den  ihm  bis- 
her die  Herrschaft  geboten  hatte. 

S.  Befreiung  der  Privatbauen  bis 
zam  Rücktritte  Steins.  Bei  den  Privat- 
bauern treten  die  Neuordnungen  alle  viel 
später  auf,  weil  erst  der  Staat  gegenüber 
den  Ständen  erstarken  musstc,  ehe  er  an 
die  Rechte  der  privaten  Gnmdherren  zu 
rühren  wagte.  Daher  kommt  es  im  18.  Jahr- 
hundert zwar  zu  einer  sehr  wichtigen,  aber 
doch  nur  vorbereitenden  Massregel:  es  wird 
der  s<^nannte  Bauemsohutz  eingeführt  und 
nach  etlichen  Versuchen  (1709,  1714,  1739) 
durch  Friedrich  U.  1749  mid  besonders 
1764  verwirklicht.  Es  ist  dies  nicht  etwa 
der  Schutz  des  einzelnen  Bauern  in  seinem 
laudtiesitze  durch  Verbesserung  seines  Be- 
sitzrechtea;  es  ist  vielmehr  eine  nur  polizei- 
liche Massregel,  welche  dem  Bauernstände 
im  ganzen  den  Besitz  —  gleichgültig  in 
weldiem  Eeditsverhältnisse  —  des  Bauem- 
landes  gewährleistet,  dadurch,  dass  es  ver- 
boten war,  das  Land  von  Bauemstellen  zum 
Gutßlande  einzuziehen ;  jede  eingehende 
Bauemstelle  musste  im  Falle  der  Erledigung 
wieder  mit  einem  Bauern  besetzt  werden. 
Als  ßi-Oude  wurden  angeführt:  das  Land 
sollte  nicht  entvölkert  werden ;  gutsherrliche 
und  Nachbarlasten  sollten  nicht  steigen ; 
man  wünschte  Rekruten  aus  den  Itesitzen- 
den  Klassen ;    man    fürchtete   EiBchwerun; 
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der  Einqiiartierang,  ■wenn  die  Dörfer  ver- 
schwänden. 

IMese  VorBChrift  galt  zwar  auch  für  die 
Domaoialbauem,  wurde  aber  viel  wichliger 
fOr  die  Privatbanem,  weil  die  privaten  Guta- 
herrea  damals  weit  mehr  nach  Vergrösse- 
mng  ihres  Betriebes  sfrebteii. 

In  Ostpreuaaeii  blieb  die  Maseregel  fast 
ganz  luiausgeführt ;  in  den  anderen  Provinzen 
(Hark  Brandenburg,  Schlesien,  Pommern ; 
von  1772  an  auch  VV estpreussen)  gelang  es 
dem  preusaischen  Staate,  die  weitere  räum- 
liche Ausdehnung  der  Giitsbotriebe  auf 
Kosten  der  bäuerlichen  Stellen  hictanzuhal- 
ten,  so  da&s  der  Zustand  des  Jahres  1756 
festgehalten  wurde,  bis  die  Schutzwehren 
im  Jahre  1807  bedingirngsweise  und  im 
Jahre  1816  schlechtweg  beseitigt  wurden. 
Der  Bauenischutz  war  also  fOnfzig  Jahre 
lang  streng  wirksam,  während  in  den  Nach- 
bemndem  Mecklenbui^  im  Östlichen  Hoi- 
steiD,  im  schwedischen  Neuvorporamem  imd 
RQgen  gerade  in  dieser  zweiten  Hälfte  des 
18.  Jahrnimderts  die  stäikste  Minderung  des 
bauerlichen  Besitzes  stattfand.  Eine  weitere 
"Wirkung  war,  dass  nnn  den  Gutsherren  die 
dgene  Xutznng  des  Landes  ihrer  Bauern 
verboten  war;  der  Gutsherr  mochte  sich  als 
Obereigen tflmer  betrachten,  aber  Eigentümer 
war  er  gewiss  nicht,  so  sehr  er  seit  dem 
16.  Jahrhundert  gestrebt  hatte,  gerade  dies 
zu  werden.  Die  spätere  Gesetzgebimg  hat 
üch  stark  auf  diese  Sachlage  gestützt 

Zu  den  Masaregeln  der  blossen  Erhaltimg 
des  Beateheuden  gesellen  sich  zwei  miss- 
^Qckte  Versuche  der  Neuordnung.  Fried- 
rich II.  wollte  im  Jahre  1763,  dass  in  Pom- 
mern sabsohit  und  ohne  das  geringste  Bai- 
sonnieren  alle  Leibeigenschaften  von  Stund 
an  gänzlich  al^;eschaffet  werden:  —  aber 
da  er  keinen  genaueren  Plan  hatte,  so  ge- 
lang es  dem  beauftragten  Fioanzrat  von 
Brenckenhoff,  im  Einverständnis  mit  den 
pommetschen  Standen,  die  Vorschriften  so 
^anfassen,  dass  die  Unfreiheit  und  das 
schlechte  Besitzrecht  der  Bauern,  also  gerade 
das,  was  der  £6nig  hatte  beseitigen  wollen, 
unangetastet  blieben.  Im  gleichen  Jahre 
versuchte  der  König  in  Oberschlesien  den 
DDerbUdien  Besitz  der  Pri\-atbauem  in  erb- 
HctieD  oder  gar  in  Eigentum  zu  verwandeln ; 
aber  trotz  des  geringen  Einkau&preises 
lehnten  vielfach  me  Bauern  die  Umwand- 
hmg  ab,  weil  sie  die  Steuervertretung  und 
die  Ballhilfe  des  Gutsherrn  nicht  verlieren 
wollten;  wo  es  aber  gelang,  da  machten 
meist  die  Gutsherren  die  Einrichtung  nach 
dem  Tode  des  Königs  wieder  rückgängig. 

Twn  König  Friedrich  Wilhelm  ni.  steht 
es  fest,  dass  er  bereits  1798  und  1803  an 
die  AoOiebung  der  Erfauaterthänigkeit  dacht«, 
vx  faoA  aber  die  Mittel  nicht,  bis  der  tiefe 
Fall  des  preussischen  Staates  im  Jahre  1807 


zu  grossen  Neuerungen  nötigte.  Zunächst 
handelte  sich  es  nur  um  Ostpreussen,  dessen 
zerrütteter  Zustand  zu  heilen  war:  konnte 
man  von  den  verarmten  Gutsherren  verlaogeo, 
dass  sie  den  bestehenden  Gesetzen  gemäss 
ihre  noch  elenderen  Bauern  wieder  aufrich- 
teten? Und  sollte  nicht  der  freigewordene 
Bauer,  auf  eigene  Füsse  gestellt  eher  wieder 
in  Ordnung  kommen?  Das  vertrauen  axd 
die  wohlthätige  Wirkimg  der  Freiheit  des 
einzelnen  beherrschte  damals  alleGebildeten, 
auch  den  Miuister  Frhrn.  von  Schroetter 
und  das  Mitglied  der  Imraediatkommission 
Herrn  von  Schön;  beide  haben  gleichzeitig 
die  Aufhebnng  der  Erbunterthäm^keit  vor- 
geschlagen, und  das  auf  alle  Provinzen  aus- 
gedehnte Edikt  dieses  Inhalts  wurde  durch 
den  damals  eintretenden  Minister  Frhrn.  vom 
Stein  dem  König  vorlegt  der  es  unterm 
9.  Oktober  1807  vollzogen  hat. 

Der  ostpreussische  Adel  hatte  gehofft, 
dafür  die  freie  Verfügung  tlber  das  Bauem- 
land  zu  erlmigen ;  man  kann  si^  vorstellen, 
dass  die  F^laubnis  imbegrenzter  Einziehung 
von  Bauemland  etwas  wert  war,  da  die  von 
ihrem  unerblichen  Besitz  verdrängten  Leute 
sich  als  Arbeiter  anbieten  mussten.  Das 
hat  der  Frhr.  vom  Stein  verhindern  wollen, 
während  es  bald  darauf  liem  Herrn  von 
SchSn  gelang,  den  Grundsatz  durchzusetzen, 
dass  dem  Gntsherm  eriaubt  sei,  weni^tens 
einen  Teil  des  Bauemland  es  einzuziehen, 
wenn  der  andere  Teil  zu  erblichem  Besitz- 
rechte ausgethan  werde.  Hierdurch  war 
der  Bauemschutz  aus  den  Zeiten  Friedrichs 
des  Grossen  durchbrochen.  Die  erste  der 
•drei  Verordnungen*,  worin  dies  Zugeständ- 
nis enthalten  ist,  galt  für  Preussen  (noch 
von  Stein  gegengezeichnet  14  Februar  1808) ; 
die  zweite  galt  für  Schlesien  (27.  März  1809); 
die  dritte  für  Pommern  und  die  Marken 
(9.  Januar  1810). 

4.  Die  Regulienuig  (bei  schlechtem 
Besitzrecht)  in  Preasaen,  Pommern, 
Brandeuborg  und  Schlesien.  Für  die 
nun  freigewordenen  Privatbauem  bestehen 
aber  die  Frondienste,  da  sie  nicht  persön- 
hche,  sondern  auf  der  bäuerlichen  Stelle 
lastende  Pflichten  sind,  noch  fort;  und  eben- 
sowenig haben  sich  die  Besitzrechte  geändert 
In  dieser  Beziehung  ist  erat  durch  die  so- 
genannte Regulierung  der  gutsherrlidiea 
und  bäuerlichen  Veriiältnisse  "Wandel  ge- 
schaffen worden.  Obgleich  die  DienstablÖ- 
sung  bei  den  Domänenbauem  1799  bis  1805, 
weil  ebenfalls  mit  Verbesserung  der  Besitz- 
rechte  verbunden,  etwas  ganz  AehnUches  ist, 
wurde  doch  der  Ausdruck  »Regulierung«  erst 
für  die  Privatbauem  gebiancfat 

Als  der  Frhr.  von  Hardenbere  1810  SG- 
nister  geworden  war,  wurde  die  Regulierung 
durch  den  Herrn  von  Baumer  (den  Histo- 
riker, der  damals  Begierungsrat  war)  stai^ 


348 


Bauernbefreiung  {Preussen) 


empfohlen;  seine  Eatwürfe  gingen  der  da- 
jtuäs  einberufenen  Yersammlung  von  Landes- 
repiSsenta,nten  zur  Beratung  zu,  nahmen 
d^ielbst  aber  eine  völlig  neue  Gestalt  an 
und  wittden  dann  durch  den  Kriegsrat 
Scharnweber  ausgearbeitet  zu  dem  Edikt 
vom  14.  September  1811  (sogenanntes  Regu- 
lienmgsedikt).  Der  ausbrechende  Krieg  hess 
dies  Edikt  nur  -ivenig  ziu-  Anwendung  kom- 
men. Da  zugleich  manches  Wichtig  dariu 
übersehen  war,  wurde  eine  Deklaration  des- 
selben schon  1812  vorbereitet;  die  Gutachten 
der  LandeHiepräsentanten  wiirden  nochmals 
eingefordert,  woraus  sich  eine  neue  Beratung 
über  das  bereits  verkündete  Gesetz  ent- 
wickelte; das  Ei^bnis  war  die  sogenannte 
Deklaration  vom  29.  Mai  181«  zum  ßegu- 
lierungsedikt,  auf  welche  Schamweber,  vom 
Minister  von  Schuckmanii  absichtlich  fern- 
gehalten, nur  noch  bei  der  allerletzten  fie- 
oaktion  ein^n  Einfluss  l\beu  konnte.  Nach 
der  Deklaration  von  1816,  eigentlich  einem 
neuen  Gesetze,  sind  die  meisten  Regulie- 
rungen vollzogen,  und  zwar  nach  folgenden, 
gegen  1811  sehr  viel  ungünstigeren  Bedin- 
gungen: 

Nur  diejenigen  lassitiachen  Bauern-  und 
Eossfithenhöfe  sind  regulierbar,  welche  fol- 
gende Eigenschaften  haben:  sie  müssen 
spannffihig,  kataslriert  imd  alten  Bestandes 
sein. 

Dadurch  wurden  ausgeschlossen,  also  in 
der  alten  Verfassung  (was  Fronen  und  Be- 
ätzrecht  betrifft)  gelassen :  1)  die  s{«unlosen, 
d.  h,  die  kleinen  Bauemetellen ;  sie  leisten 
in  der  Regel  Handdienste,  und  die  Gutsherren 
wollen  weder  noch  können  sie  diese  Dienste 
entbehren,  wenn  dei'  grosse  Gutsbetrieb  fort- 
dauern (und  nicht  et^va  wie  im  östlichen 
Holstein  in  kleine  Betriebe  zerschlagen  wer- 
den) soll;  2)  diejenigen  spann  fähigen,  welche 
nicht  kataslriert  sind;  es  sind  dies  die  auf 
Ritteracker  errichteten  und  daher  den  bäuer- 
lichen Steuern  nicht  unterworfenen  Bauem- 
stellen,  selbst  dann,  wenn  der  König  zur 
Wiederaufrichtung  derselben  Geld  zuge- 
schossen hatte;  3)  diejen^n  spannffthigen 
und  katastrierten  Bauemstellen.  welche 
neuen  Bestandes,  d.  h,  in  Erfüllung  der 
strengen  "Vorschriften  über  den  Bauernschutz 
wieder  errichtet  waren;  dies  hat  zur  Folge, 
dass  zur  Regidienmg  nur  so  riele  spann- 
Ahige  katastnerte  Stellen  gelangen  können, 
wie  in  dem  für  den  Bauernstand  ungüns- 
tigsten Zeitpunkte,  d.  h.  im  Jahre  1763,  \-or- 
handen  waren. 

Für  die  regulierbaren  Bauern  entsteht 
folgender  Zustand: 

Wo  der  Bauer,  unzufrieden  mit  den  alten 
Terfaältnisseu,  eine  Neuordnung  für  vorteQ- 
haft  hält,  kann  er  dieselbe  durch  einen  An- 
trag bei  den  Behörden  herbeiführen,  ohne 
dass   der   Gutsherr   zuzustimmen    braucht; 


ebenso  kann  der  Gutsherr  es  thun  ohne  Zu- 
stimmung des  Bauern ;  wo  beide  Teile  die 
alten  Verhältnisse  erträglich  finden,  bleibt 
es  beim  alten.  Eine  Fnst,  bis  zu  welcher 
der  Antrag  gestellt  sein  müsste,  giebt  es 
nicht ;  daher  der  überaus  schleppende  Fort- 
gang des  Geschäftes,  das  sogar  1S48  noch 
nicht  überall  durchgeführt  war. 

Wenn  die  Regulierung  eintritt,  so  be- 
deutet dies,  dass  sowohl  der  Gutsherr  ge- 
wisse Rechte,  die  er  gegenüber  dem  Bauern 
hatte,  als  auch  der  Bauer  gewisse  Rechte, 
die  er  gegenüber  dem  Gutsherrn  hatte,  auf- 
giebt 

Die  Rechte,  die  der  Gutsherr  aufgiebt, 
sind: 

1)  Er  ist  von  da  an  nicht  niehi-  Ober- 
eigentümer der  bäuerlichen  Stelle,  da  der 
Bauer  nun  Eigentümer  im  vollen  Sinne  des 
Wortes  wird. 

2)  Die  Dienste  des  Bauern,  und  zwar 
sowohl  die  Spanndienste  als  die  Uanddienste 
(stets  nur  diejenigen,  welche  auf  der  regu- 
lierten Stelle  nmten),  kann  der  GutsheiT 
nicht  mehr  fordern. 

3)  Die  bis  dahin  üblichen  Geld-  und 
Naturalabgaben  (Eier,  Hühner  u.  dergl.)  wer- 
den dem  Gutsherrn   nicht  weiter  geleistet. 

4)  Die  Hof  wehr,  wo  sie  bisher  dem  Guts- 
herrn gehört  hat,  geht  nun  an  den  Bauern 
Ober. 

5)  Die  Berechtigungen,  die  der  Gutsherr 
auf  den  Grundstücken  der  Bauern  ausübte 
(z.  B.  die  bäuerlidien  Aecker  in  Brach-  und 
Stoppelzeiten  durch  seine  Schafe  beweiden 
zu  lassen),  fallen  weg. 

Andererseits  giebt  aber  auch  der  Bauer 
eine  Reihe  von  Rechten  auf: 

1)  Der  Bauer  verliert  den  Anspruch  auf 
Uoterstützun?  in  Unglücksfällen  (z.  B.  nach 
Misswachs  oder  Viehsterben). 

2)  Er  verhört  den  Anspruch  auf  Raff- 
und  Leseholz,  Bauholz  und  Waldstreu,  was 
alles  er  bis  dahin  aus  dem  gutshetrUchen 
Walde  teUs  umsonst,  teils  zu  sehr  massigen 
Preisen  beziehen  durfte, 

3)  Er  kann  nicht  mehr  yerlangen,  dass 
der  Gutsherr  ihm  die  Gebäude  neu  herstelle 
oder  ausbessere. 

4)  Er  kann  nicht  fordern,  dass  der  Giits- 
lierr  für  die  Steuern  und  andere  öffentlicdien 
Abgaben  und  Leistungen  bei  entstehendem 
Unvermögen  des  Bauern  aufkomme. 

5)  Der  Bauer  verliert  die  Hütnn^  und 
Waldgerechtsame  (er  darf  nun  z.  B.  sein 
Vieh  nicht  mehr  in  den  gutsherrhchen  Wald 
treiben). 

Die  beiderseitigen  Verluste  werden  aber 
nicht  als  gleichwertig  betrachtet,  sondern 
der  Bauer  muss  dem  Gutsherrn  noch  ^ 
Entschädigung  geben  (und  dies  ist  der  Haupt- 
gedanke, den  die  LandesreprSsentanten  be- 
reits im   Jahre  ISll    durchgesetzt  haben): 
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nn  Drittel  seines  Landes,  veun  er  erblicher 
Bcaitzer  -war;  und  st^r  die  Hälfte  des 
Ixodes,  venu  er  unerblicfaer  Besitzer  war. 
Wenn  sich  Landabtretimg  als  zu  störend 
iflr  die  'Wlrtsf'iiaft  des  Bauern  erwies,  konnte 
der  Bauer  eine  an  den  Guteherm  zn  zahlende 
Rente,  in  Geld  oder  in  Körnern,  übemekmeD. 
In  besonderen  Tällen  konnte  unter  diese 
Sorm^enlschfidigTing  hinab  oder  über  die- 
selbe hinauf gegnffen  werden. 

Die  Deklaration  Toa  1S16  hebt  endlich 
auch  den  im  Jahre  1807  übrig  gelassenen 
Best  des  Bauemschutzes  vGlUg  auf,  giebt 
also  dem  Gutsherrn  die  nnbediogte  Freiheit, 
Bauemstellen  privatrechüich  zu  erwerben, 
auch  bevor  die  fiegidierung  eingetreten  ist 
Dies  ist,  nel>eu  der  Einectüftnkung  der  Re- 
nükrlMrlEeit,  der  grosse  Erfolg  der  Guts- 
l^ren  im  Jahre  1816  und  zugleich  die 
Töllige  Verläugnung  des  im  Jahre  1809 
(ion^Ältenstein  und  Dohna  ausgesprochenen 
Grondaatzes:  »Erst  musa  man  den  Bauem- 
ätand  durch  Einführung  des  Eigentums  er- 
stM-ken  lassen,  ehe  er  die  vöUige  Freiheit 
desYei^ehrs  vertragen  kann.«  (Kn^pII,211). 
Demnach  erkaufen  die  Bauern  die  Frei- 
heit von  Diensten  und  die  Verbesserung  des 
Besitzrechtes  an  dem  ilinen  verbleibenden 
Lande  keineswegs  nur  durch  einen  Verzicht 
auf  früher  genossene  Vorteile,  sondern  auch 
durch  Abtretung  eines  bedeutenden  Bruch- 
teils (Vg  resp.  Vs)  des  vorher  besessenen 
Landes  oder  Uebemahme  einer  entsprechend 
hohen  Rentenschuld.  Die  d»m;h§eführte  Re- 
^nliemn^  ergiebt  also  einen  weit  grosseren 
Landbesitz  bei  den  Gutsherren,  einen  weit 
geringeren  bei  den  Bauern  als  vorher.  Da- 
gegen ist  alleidings  der  Besitztitel  der 
ßauern  an  ihrem  verkleinerten  Lande  nun 
ein  besserer.  Dies  ist  der  Sinn  der  nun 
eii^tretenen  sandeimi Verteilung*  desEigen- 
lums. 

Die  oberschlesischeu  Gutsherren  er- 
reichten es,  dass  ein  besonderes  Gesetz  für 
iliren  Landestdl  (vom  13.  Jidi  1827)  er- 
lassen wurde,  wonach  die  Spaonfähigkeit 
nicht  aosreichte,  sondern  Verpflichtung  zu 
Spanndiensten  und  Be^tz  von  25  Uor^n 
lind  voritaoden  sein  musste,  um  B^ulier- 
barkeit  zu  begründen.  Dadurch  -wurden 
Tansende  von  spannhaltenden,  aber  nur  zu 
Uanddiensten  verpflichteten  kleineren  Bauern 
imd  Gärtnern  (Kossäthen)  von  der  Regulie- 
mng  au^eschloBsen.  —  In  Niederschlesien 
!nb  es  fast  keine  lassitischen  Beeitzrechte  der 
Hanem  (vei^L  Knapp,  Onmdherrsciiaft  und 
Rittergut  ^ite  27);  daher  ist  für  diesen 
lAndesteil  die  R^juliening  nicht  wichtig, 
wolil  aber  die  Äblfeung. 

&.  Die  AblÖHuii^  der  Reallosten  (bei 
ItBteiB  Begitsrecfat).  Da  es  sich  bei  der 
Keguliemog  stets  mit  um  Verbesserung  des 
Besitzrecbtes   bandelt,   ist   diese   Massregel 


nicht  anwendbar  auf  Bauern,  welche  ach 
bereits  im  Genüsse  guten  Besitzrechtes  be- 
finden, und  als  solche  gelten  die  Eigentümer, 
die  Erbzinaleute  und  die  Erbpächter.  Aber 
auch  bei  ihnen  kommen  Dienst\-erpfUchtungen 
gegen  den  Gutsherrn  und  andere  Reallasteu 
vor;  es  ist  die  Aufgabe  der  AblOstmgsord- 
nung  vom  7.  Juni  1821,  die  Bauern  mit 
gutem  Besitzrechte  frei  von  solchen  Diensten 
und  Leistungen  zu  machen.  Auch  hierbei 
^vird  voraosgesetzt,  dass  einer  der  beiden 
Teile  einen  Antrag  stellt;  geschieht  dies,  so 
tritt  die  Ablesung  ein,  gleichgültig,  ob  der 
andere  Teil  znetimmt  oder  nicht  Die  Ab- 
lösungsflrdnung  gilt  gleichm&ssig  für  Doma- 
nial-  und  Priva^uem. 

Sollen  andere  Leistimgen  als  Dienste  ab- 
^l9st  werden,  z.  B.  jahrlich  fällige  Abgaben 
in  Körnern  oder  in  Gelds  oder  BesitzOnde- 
rui^;8abgaben,  die  nur  in  gewissen  Fallen, 
nicht  jahrlich,  eintreten,  so  wird  die  Leis- 
toing  in  eine  jährliche  Rente  verwandelt  und 
der  Verpflichtete  kann  sich  von  derselb^i 
dadurch  befreien,  dass  er  auf  einmal  den 
25  fachen  Betrag  au  den  Berechtigten  aus- 
zahlt 

Sollen  Dienste  abgelöst  werden,  so  ist 
dies  nur  denjenigen  Bauern  gestattet  welche 
spannfähig  sind  (also  nur  den  grosseren 
Bauern,  ganz  entsprechend  der  Regulierung; 
auch  aus  dem  gleichen  Grunde:  um  die 
Handdienste  der  kleineren  Bauern  und  be- 
sonders der  Kossäthen  festzuhalten);  der 
Bauer  muss  dem  Gutsherrn  dann  für  den 
wegfallenden  Dienst  Entschädigung  in  Land 
oder  Rente  gewähren.  Die  Rente  ist  wieder 
durch  einmalige  Zahlung  des  25  fachen  Be- 
trages ablösbar. 

Hieraus  eraiiebt  sich,  dass  die  in  Niedet^ 
Schlesien  so  häufigen  spannlosen  Gärtner 
oder  Kossfitheo,  welche  gutes  Beaitzrecht 
hatten,  aber  zn  Diensten  verpflichtet  waren, 
keinen  Gebrauch  von  der  Ablösungsordnung 
machen  konnten,  denn  sie  wM«n  nicht  spann- 
fähig.  Allerdings  konnten  anch  die  Guts- 
herren nicht  auf  Ablösung  der  Gärtnerdieuste 
antragen.  Bald  stellte  sich  heraus,  dass  die 
Dienste   der  Gärtner  mit  staken  Berechti- 

fangen  derselben  beim  Dreschen  des  guts- 
emichen  Getreides  verbunden  waren  (der 
Drescher  erhielt  Über  ö'/o  des  Erdrusches), 
dass  es  also  im  Interesse  des  Gutsherrn 
lag,  diese  Art  von  Arbeitern  abzustossen; 
daher  wurde  durch  G.  v.  31.  Oktober  1845 
für  Schlesien  die  Ablösbarkeit  dieser  Dienste 
auch  für  spannlose  Gärtner  eingeführt,  we- 
niger damit  sie  selbst  als  damit  ihr  Guts- 
herr von  dem  neuen  Gesetze  Gebrauch 
machen  und  gewöhnliche  Arbeiter  an  Stelle 
der  Gärtner  anstellen  konnte. 

Die  beiden  Specialgesetze  zu  Ungunsten 
der  kleineren  Bauern  Schlesiens  von  1827 
und  1845  erklärten  die  besondere  Verstim- 
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miing   der   genaunten    Provinz    im    Jahre 

1848. 

6.  Besondere  Gesetze  ffir  Posen. 
Ganz  andere  steht  es  mit  der  Provinz  Posen; 
hier  war  ein  besonderer  Akt  der  Gesetz- 
gebung nötig,  weil  das  Gebiet  im  Jahre 
1807  und  1811  nicht  zum  Königreich  ge- 
hörte, sonderQ  erst  1815  wieiler  erworben 
wurde.  Rücksichten  auf  die  meist  polnischen 
Gutsherren  wru'den  hier  durchaus  nicht  ge- 
nommen. Die  Eri)unterthänigkeit  wurde 
durch  die  Verfassung  des  Herzogtums  War- 
schau V.  22.  JuH  1807  aiifgehoben,  also  froher 
als  im  Königreich  Preussen.  Dabei  war  ao 
die  Erhaitimg  der  nun  frei  gewordenen 
Bauern  in  ihrem  Besitze  nicht  gedacht  wor- 
den, so  daS3  die  Gutsherren  aufingeo,  den 
Bauern  aufzukündigen.  Die  preussische 
HegieruDg  erÜess  daher  unterm  6,  Mai  1819 
die  Verordnung,  dass  den  Bauern  nicht  be- 
liebig, sondern  nur  nach  den  im  Allgemeinen 
Lan^echt  aufgeBtellten  Grundsätzen  gekün- 
digt werden  dürfe;  hiermit  war  also  der 
Bauemschutz,  bald  nach  der  Befreiung,  neu 
eingeführt  (wfthrend  er  in  den  altländischen 
Provinzen  seit  1816  ganz  aufgehoben  warl). 
Dann  eischien  unterm  8.  April  1823  Aan 
Gesetz,  welches  die  Regulierung  und  die 
Ablösung  für  Posen  ordnet.  Ausgenommen 
von  der  Regulierung  imd  Ablösung  sind 
nach  einer  Deklaration  vom  10.  Juh  1836 
jedoch  auch  hier  die  kleineren  Stellen  (unter 
25  Morgen)  und  die  spannlosen. 

Eioen  Normalsatz  für  die  Entschädigung 
giebt  es  in  Posen  nicht;  auch  keinen  grund- 
sätzlichen Unterschied  für  die  Behandlung 
erblicher  und  unerbHcber  Steilen;  vielmehr 
werden  überall  Leistungen  und  Gegenleis- 
tungen gegen  einander  abgewogen  und  danach 
festgestellt,  was  der  Bauer  zur  Entschädi- 
gung zu  geben  hat  Die  Durchfahrung  war 
eine  sehr  rasche  und  wiwde  überall  mit 
Zusammenlegung  verbunden,  so  dass  die 
posensche  Gesetzgebung  sich  durch  ihre 
Schneidigkeit  vor  der  altländischen  aus- 
zeichnet. 

7.  Abschltiss  der  Refonngeaetze  und 
Statistik.  Da  der  sdileppende  Gang  der 
altländischen  Reformen  zur  Folge  hatte,  dass 
das  Jalir  1848  noch  erhebliche  Reste  der 
alten  Zustände  (z.  B.  Fronen  und  auch  Lass- 
besitz)  antraf,  so  gehörte  die  Wegräumung 
dieser  Ueberbleibsel  zu  dem  Programm  der 
damals  entstehenden  hberaien  Bewegung; 
besonders  in  Schlesien  erschien  dies  dringend 
notwendig.  Es  war  der  Ministerverweser 
Herr  v.  Patow,  der  schon  am  20.  April  1848 
mit  den  Vorbereitungen  zu  einer  neuen 
fiegulierungs-  und  Ablösungsgesetzgebnng 
begann.  Um  keine  Zeit  zu  verlieren,  wurde 
zunächst  für  Schlesien  ein  Gesetz  fih-  interi- 
mistische Auseinandersetzungen  gegeben  ('20. 
Dezember  1848),  und  uach  langen  Verhand- 


lungen mit  den  Kammern  gelang  es  endlich 
dem  Minister  Frhr.  von  Manteuffel,  die  beiden 
GG.  V.  2.  Mära  18!Xl  zu  stände  zu  bringen. 
Das  eine  handelt  von  den  neuen  Grundsätzen 
für  Regulienmg  und  Ablösung,  das  ande>re 
'on  der  Errichtung  einer  Rentenbank.  Das 
richtigste  ist,  dass  man  die  durch  Dekla- 
rationen nachtrfighch  gemachten  Ausnahmen 
beseitigte  und  ähnliche  Grundsätze  wie  in 
Posen  aufstellte.  Vor  allem  war  nun  die 
Regidierung  bezw.  die  Ablösung  erreichbi^ 
audi  für  spannlose  kleine  Stellen,  doch  blieb 
nach  wie  vor  alles  davon  abhängig,  ob  von 
der  einen  oder  anderen  Seite  ein  Antrog 
gestellt  wurde.  Verwaltungsrechtlich  ist 
die  Gesetzgebung  von  1850  sehr  anerkennens- 
wert; da  aber  nur  nocii  wenige  Stellen  laa- 
sitischer  Art  übrig  waren,  die  davon  Ge- 
brauch machen  konnten,  so  ist  die  sozial- 
politische Wirkung  des  neuen  Reguhenmgs^ 
gesetzes  nicht  so  sehr  gross  gewesen:  sehr 
bedeutend  dürfte  aber  die  der  neuen  Abiö- 
sungsgrundsätze  (anwendbar  auE  Stellen  mit 
besserem  Besitzrechte)  gewesen  sein. 

Einen  neuen  Bückschritt  brachte  die 
Deklaration  vom  24.  Mai  1853,  wodurch  für 
die  Regierungsbezirke  Stettin,  Köslin  und 
Danzig  als  Bedingung  für  die  Begidiemng 
gefordert  wurde,  dass  auf  den  bäuerlichen 
Stellen  die  Verpflichtimg  zu  einer  an  den 
Staat  zu  entrichtenden  Steuer  ruhe  (ähnlich 
wie  1816  niu-  die  katastrierten  Stellen  zu- 
gelassen wurden). 

Im  Jahre  1857  wurde  das  sogenannte 
Präklusionsgesetz  groben  (vom  16.  März): 
danach  mussten  Anträge  auf  Elegiüierung 
von  der  einen  oder  anderen  Seite  bis  zum 
31.  Dezember  1858  gestellt  sein,  oder  es 
erlischt  der  Anspruch  auf  Regulienmg.  Elier- 
durch  ist  Beschleunigung  in  all  den  Fällen, 
die  als  unbequem  empfunden  wurden,  ein- 
getreten; dass  der  lasaitische  Beatz  aber 
rechtlich  aufgehoben  sei,  kann  man  nicht 
sagen :  es  ist  denkbar,  dass  Reste  noch  fort- 
bestehen. 

Die  Ablö3ung^;esetze  von  1850  gelten 
auch  in  Neuvorpomraern  (dieses  Gebiet  ist 
erst  1815  erworbenl,  aber  die  ReguUerungs- 
gesetze,  alte  sowolil  als  neue,  gelten  da- 
selbst nicht,  angebhch  weil  dort  keine  las- 
sitischen  Bauern  mehr  waren.  Es  sind  aber 
1850  noch  Reste  von  solchen  dagewesen; 
in  der  Hauptsache  allerdings  waren  dort  die 
Früher  lassitischen  Bauern  in  römisch-recht- 
liche Pächter  verwandelt  worden,  für  welche 
auch  in  den  altländischen  Teilen  die  Regu- 
henmg  nicht  anwendbar  ist. 

Auch  ist  zu  merken,  dass  die  BeguUe- 
ning  nii^nds  anwendbar  ist  auf  Tagelönner^ 
stellen.  Die  ganze,  vom  Geiste  des  18. 
Jahrhunderts  erfüllte,  Gesetzgebuug  bezieht 
sich,  abgesehen  von  der  Freilassimg,  nur 
auf  die  Leute,  welche  eino  Landwirtschaft 
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treiben ;  auf  Landarbeiter  bezieht  sie  sich 
nicht.  Es  schwebt  immer  nur  die  Äende- 
nmg  Ton  RecbtsTerhftltnissen  vor,  welche 
dea    landwirtschaftlichen    Betrieb   lündcrn. 

Eine  genaue  Statistik  flber  diegc  Re- 
formen fehlt.  In  den  Pro^iozen  Preussen, 
Pomraern  {ohne  den  Reg.-Bezirk  Stralsund), 
fiiandenbur^,  Schlehen,  Posen  soll  es  im 
Jahre  1816  tresp.  in  Posen  1823)  gegeben 
haben: 

274  704  spaonfthige  bäuerliche  Nahrungen. 
Darunter  durften  gewesen  sein : 

99 146  mit  lawitischem  (also  etwa  */u), 

175  5Ü8  mit  besserem  Besitzrechte  (also 
etwa  ''In). 

Die  99146  lassitischea  spannfähigcn 
Stellen  lieferten  83285  regulierte  Steilen 
(davon  70.'i79  nach  deu  alten  Gesetzen, 
iresentlich  also  nach  der  Deklaration  von 
1816,  und  nur  12706  nach  dem  neuen  Ge- 
setz vou  1850). 

Unter  den  173558  Stellen  mit  besserem 
Besitzrecht,  die  es  1816  (resp.  1823)  gab, 
befinden  sich  die  von  1799  bis  1805  rcgu- 
iiertea  DomaneiibauerstelleD ;  aber  es  sind 
auch  diejenigeu  Stellen  daninterj  die  —  wie 
die  Freibauern  —  von  vornherein  ein  gutes 
Besitzrecht  halten;  doch  bilden  die  regu- 
lierten DornSnenbauern  wohl  die  Mehrzahl. 

Zweifellos  haben  unter  den  spannflüiigen 
Bauern  diejenigen  mit  schlechtem  Besitz- 
recht vor  dem  Jahre  1799  weitaus  die  Mehi'- 
zahl  gebildet;  als  aber  die  Domanenbauem 
reguliert  waren,  machtea  im  Jahre  1S16 
(reap.  1823)  die  Ijossiten  höchstens  noch 
vier  Elftel  der  spannfähigen  Bauern  aus. 
Seitdem  sind  sie  thatsächlich  wohl  ganz  ver- 
schwunden. Auch  die  Ablösungen  dürften, 
wo  sie  nötig  waren,  überall  vollzogen   sein. 

8.  Wirkiingeii  der  Reform.  Danach 
lassen  sich  die  Wirkungen  der  Bauernbe- 
freiung ermessen.  Beginnen  wir  mit  den 
Bauern  selbst,  so  sind  dieselben,  nach  Diirch- 
ffthrung  der  Reform  gesetze,  weniger  zahl- 
reich als  im  Jahre  1756,  höchstens  so  zahl- 
reich wie  am  Ende  des  haneruzerstörenden 
»ebenjahrigen  Krieges  (1763).  Es  ist  ein 
Irrtum,  zu  glauben,  in  den  östlichen  Teilen 
Freussens  sei  durch  jene  Reformgeselze  die 
Zahl  der  Bauern  vermehrt  oder  gar  der  Zu- 
stand vor  der  Errichtung  ausgebreiteter 
Outsbezirke  wiederhergestellt  worden.  Die 
noch  vorhandenen  Bauern  haben  von  ihren 
Stellen  einen  erheblichen  Teil  des  Landes 
an  die  Gutsherren  abgetreten  oder  beträcht- 
liche Renlenschnlden  Obern ommen.  Alle 
Bauern  haben  also  einen  Vermögensteil,  ent- 
sprechend ihren  frtlheren  Mehrleistungen, 
an  den  Gutsherrn  abgetreten.  Der  freige- 
wordene in  seinem.  Vermögen  verkleinerte 
Baner  ist  aber  aus  der  rechtlichen  Verbin- 
dung mit  dem  Gutsherrn  gelöst,  nur  noch 
dessen   Nachbai-  geblieben   und   völlig  auf 


eigene  Füsse  gestellt.  Die  Klüftigeren  haben 
davon  Vorteil  gehabt,  die  Schwächeren  sind 
zu  Fall  gekommen. 

Uebemll,  wo  Verleihung  des   Eigentums 

Bauern  stattfand  (sowohl  hei  Domanial- 
als  Privatbauem)  fiel  zugleich  das  Ä  n  - 
erbenrecht,  welches  bei  der  ^teren 
Verfassung  tlberall  üblicli  gewesen  war,  und 
wiutle  durch  das  gemeine  Erbrecht  ersetzt 

Die  Gutsherren,  ursprünglich  den  Neue- 
rungen abhold,  haben  einen  unerwarteten 
Nutzen  daraus  gezogen:  dim^h  empfangene 
Landentschädigung  und  durch  freihändigen 
Erwerb  von  Bauemstellen  nach  Wegfall  des 
Bauern  Schutzes  haben  sie  ihr  Giitsland  völlig 
nach  Wunsch  vergrössem  können;  durch 
den  Wegfall  der  Fronen  und  Einsatz  derselben 
durch  Lohnarbeit  erhielten  sie  Arbeitskräfte, 
mit  denen  ein  geschäftsm&ssiger  Betrieb 
an  Stelle  des  verrotteten  herkömmhchen 
eingeführt  werden  konnte.  Dies  ward  er^ 
leichtert  durch  die  gleichzeitigen  technischen 
Reformen  der  Feldmarken  (Gemein he itstei- 
Inng,  Zusammenlegung)  und  verstärkt  durch 
neu  errichtete  gewerbliche  Anstalten  (beson- 
ders Brennereien).  Die  Landarbeiter  haben, 
soweit  sie  frOher  Erbunterthanen  waren, 
zwar  die  Freiheit  erlangt,  aber  dafür  auch 
allen  rechtliehen  Rückhalt  verloren,  den  sie 
früher  bei  ihrem  Erbherm  genossen  hatien. 
Ihre  Zahl  hat  sich  beträchtlich  vermehrt, 
indem  die  Besitzer  von  kleijieren,  früher 
lassitischen  Bauemstellen,  denen  die  Regu- 
lierung nicht  gestattet  war,  in  den  Tage- 
löhnerstand übertraten.  Nur  der  kleinere 
Teil  der  Twelöhner  im  Osten  hat  einige 
Morgen  Land  zu  eigen ;  der  weitaus  grössere 
Teil  hat  kein  Grundeigentum  und  findet 
st^ar  Schwierigkeilen,  solches  zu  erwerben. 
Die  meisten  stehen  in  einem  kündbaren  Ver- 
tragsverhältnis zu  emem  Gutsherrn,  der 
ihnen  die  geleistete  Arbeit  zum  geringen 
Teil  in  Geld,  zum  grösseren  Teil  in  Natu- 
ralien und  in  Landnutzung  bezahlt.  Die 
2^hl  der  Landarbeiter  muss,  gegen  die  Zeit 
vor  der  Reform,  gewaltig  gestiegen  sein. 

Im  ganzen  haben  also  diese  Reformen 
keineswegs  allein  zur  Befreiung  der  Bauern 
gedient;  vielmehr  sind  durch  dieselben  auch 
die  Gutsherren  von  den  ihnen  lästigen,  weil 
hochberechtigten,  tiäuerlichen  Arbeitskräften 
befreit  und  zugleich  der  Schranken  entledigt 
worden,  welche  der  Vergrössernng  des  guts- 
herrlichen Landes  entgegengestanden  hatten ; 
endlich  wurde  auch  bei  dieser  Gelegenheit 
die  Bedingung  geschaffen,  von  der  die  Ein- 
führung der  Lohnarbeit  statt  der  Fronarbeit 
abhängt:  eine  zahlreiche  Klasse  besitzloser 
Landleute,  die  sich  nach  dem  Lohn  Verdienste 
hindrängt. 

Anmerkung.  Ziun  Östliclien  Teile  der 
Monarcliie,  nach  den  Grenzen  von  1816,  ge- 
hört noch  die  Prerinz  Sachsen:  aber  diese 
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Pro\'inz  hat   die  ländliiihe  Verfassung   des 
mittlereu  luid  ■westlichen  Xüixldeutschiands; 
es   bestand   daselbst  keine  Ei-bunterÜiänig- 
keit,   es   konnte    also    eine   Erldfining   der 
Bauern  zu  freien  Leuten,  wie  sie  im  Osten 
1S(I7  stattfand,  gar  nicht  in  Frage  komi 
Die   im  Westen  (Westfalen)  mitiinter  vor- 
handene  Leibeigenschaft  ist  ein  Ueberbleibsel 
weit  älteren  Ursprungs  als  die  5slliche  Erb- 
«nterthtoigkeit,  nicht  so  verbreitet  -wie  diese 
und  ohne  erhebliche  Bedeutung  für  die  da- 
malige wirtschaftliche  Verfassung;   wie    hat 
mit    der    sogen  au  nten    Iäi  beigen  schaff     im 
Osten  nur  den  Xamen  gemein.     Die  bäuer- 
lichen   Reformen    im    Westen    bestehen    in 
der  Hauptsache    nur   in    der  Venvaiidiung 
schlechterer  Besitzrecht©  in  Eigentum  und 
in    der  Ablösung   von   Reallasten,    die   aiif 
bäuerlichen  Gfltem  ruhten. 
Lftt«rstar:    I>if.   Si-hrifi  ron  Georg  Hanmrn. 
Außfbiing    drr    Lribeignufhaft    vnd    dir    Vm- 
•jttlalliiug    der    gultirrrllfh-bihirrliehtn    VrrMII- 
N(«R    iibrrhaapi  In  dru  HmogtritBrrn  Sehlnirig 
iiud  Hohtein,  .St.  Petmburg  1861,    itl,    obglfieh 
fit  iiirM  preuttürkf  (Irbirle  bfiaadtit,  für  liiia 
VmliiiidnU  der  Bauernbrfrriung  bahnbrfekend.  — 
Da«  Werk  ron  DOnnigeg,  Dir  LandkidturgfttU- 
grbung  Preunrnr,  drei  B/Inde  in  4*,  Zieritrr  Ab- 
rfrt.fi,    Berlia  ISiS  bin  IS45,  itl  einr.  mll  irrrl- 
iW/ffn  EHäuIrnrngen  ernflinir  MalrrUiliammlung, 
irorin  die  Getfligeb.  von  ISOr  an  brhandeU  wird; 
Itl»  ForUrliung  enehiraron  drmnlbm  TerfUtner; 
Die   nruitte  prfat*i*rlir    Geieltgrbnng  ilbtr   die 
ßr/rriuiu/  dn  Oruadbf/iltrt  elr.,    in  i",    Seilin 
lSi9  und  IKSn.  —  ln  der  Moteriattammhing    ron 
A,  Lette   und  JL    ron  JMnne,    Ihr.   Landet- 
tHllurgptelzgebiiiig  dfi  prenttttrhr»  Staatet,   drei 
BOndt,  Berlin  18S3—1SS4,   leelehe  auch  ertt  mit 
drn  Gftrlie»  mii  IS07  anjangl,  beßndet  nieh  (im 
»rfttu   Bande)   rine   noeh  jeltt  McMlibarr   Ein- 
MlHHg  ron  A.  J>ffr,  irort«  aueh  die  »etüifhta 
Proriaztn  berärtticbli'gl  «-rrden.  —  Eine  gant  aiit 
deu    Akten    gefrho^e    DartteUHHg    der    gaaieu 
EatirifkflHHg  bietet  da«   Wert:    «.   P.  Knapp, 
Die  Bauernbefreiung  und  der  Vrtpmng  der  J/a»xd- 
arhriter  in    den    /Illeren    TeUea  Preu»«eu«,    zwei 
Blinde,  Ijlpzig  1K87  (eitler  Band ;  Dartlelinng ; 
xteeiltr    Band:    Antaig     der    Akten).  ~  Daran 
«ehliettl  lifh  J.   V.  FvthH,   Der  Untergang  de« 
Bnnenulande«    und    da«   Av/toinmen    der    Gult- 
hrrrtclwfie» ,    nach   arehinilieehen    Quellen   ans 
yenrorpommern  iiad  Bilgen,  .Stmttbiirg  1883-  — 
Eener:   O.    K    Knapp,   Die   Landarbeiter  in 
Kneehltehtifi.  und  Freiheit,  Vier  Vortrilge,  Leipzig 
18!>I.  —  Bergelbt,  Umudhrmrliafi  vnd  BlUergut, 
VorMIge,  Leipzig  1897,  n'otelbut  avfh  Litleralur- 
naehu-eit'.  —  Vrati*  aiit-adee,  Der  Bauer  in 
Paeen  (Zeitiehrifl   der  Jfitloriiehtn   (SetellKhaft 
/är  Paten,  Bd.  XIII,  18118). 

U.   F.   Knapp. 
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1.  Art  nnd  Inhalt  der  grnndherTlicheii 
Rechtaverhältiiisse.  Nach  dem  bayerischen 
Landesrecht  können  Wer  (rattnngen  ^und- 
herrlicher  Rechtsverhältnisse  am  Boden 
unterschieden  i*'erden:  Erbrecht,  Leibrecht, 
Xeustift  und  Freistift.  Beim  Erbrecht 
ging  das  verliehene  Gut  auf  die  Erben  und 
Xachkommeu  des  Grundholden  über,  und  es 
durften  die  nach  Erbrecht  besessenen  Öuts- 
tei)e  nur  mit  grundherrlichem  Konsens,  der 
jedoch  ohne  erhebhche  Ursache  nicht  ver- 
weigert -werden  diu-fte,  verkauft,  verpfftndet 
oder  wie  immer  veräussert  werden.  Beim 
Besitz  nach  Leibrecht  war  die  Ver- 
leihung auf  die  Lebensdauer  des  Grund- 
holden  bescnränkt;  umgekehrt  erstreckte 
sich  bei  dem  Neustift  die  Verleihung 
um:  auf  die  Lehzeit  des  Grundherrn, 
während  beim  Ereistift  dem  Grundherrn 
die  Abstifhing  (Äbmeierung)  des  Grund- 
holden  jederzeit  freistand,  wobei  aber  dem 
Grundholden  der  s.  Z.  entrichtete  Handlohn 
nebst  den  Meliorationen  zm^ckzuerstatten 
war.  —  Die  Reichnisse  (Abgaben) 
waren,  wie  anderwärts  auch,  teils  stän- 
diger, teils  unständiger  Art;  diestSn- 
digen  Abgaben  in  Geld  hiessen  »Stifte 
oder  "Zins»,  jene  in  Getreide  »Gilt«,  die 
tlbrigen  Naturalleistungen  von  land^virt- 
schaftlicheu  Nebenprodukten  wurden  unter 
dem  Namen  »Klein-  oder  Küchendienst* 
zusammengefasat.  Die  unständigen  Ab- 
gaben ummssten  im  wesentlichen  die  Be- 
sitz verändenmgsabgaben,  wobei  Handlohn 
(bei  erbrechtigen  und  freistiftigen  Gfltem) 
undLeibgeld  (bei  leibrechtigen  und  neu- 
sfiftigen  Gütern)  zu  unterscheiden  sind.  — 
Neben  dem  Ansprach  auf  Abgaben  stand  dem 
Gnmdherrn  auch  das  Recht  zu,  Dienst- 
leistungen mannigfachster  Art  von  den 
Gnindholden  v.n  fordern  (im  bcsondem  zu 
land-  und  foi-st  Wirtschaft  liehen  Zwecken, 
für  Bauzwecke,  fflr  Jagdzwecke,  ftlr  Bedürf- 
nisse des  Hofdienstes  etc.);  und  endlicli 
schlössen  die  gutsherrlichen  Rechte  bestimmte 
Vorrechte  in  Kirchen-  und  Schulsachen, 
femer  niedere  Gerichtstiarkeit  und  Polizei- 
gewalt sowie  einzelne  nutzbare  Regalien 
(insbesondere  Jagdrecht,  Fischerei-,  mitunter 
auch  Berg-  und  Forstrecht)  in  sich.  —  Zu 
den  maunigfachen  gniadherrlichen  Abgaben 
und  Dienstleistungen  gesellte  sich  der 
Zehent')  in  seinen  verschiedenen  Formen 

'j  Die  Schreibweise :  „Zehent"  ist  der  baye- 
rischen Gesetzessprache  entnommen. 
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(Getreide-^  Blntzehent  etc.),  der  vorwiegend 
■a  die  Eirche  nnd  deren  Rechtsnadifolger 
KU  entrichten  war.  —  Die  persönliche 
Freiheit  der  Onindholden  war  mannig- 
fachen Beschi&nkun^ti  unterworfen  (Be- 
schiftnhnngen  der  Abznmfreiheit ,  Zwang 
Xnm  Oeeindedienet)  nnd  das  Verh&ItniB 
tarn  Grundherm  nahm  deshalb  nnd  im 
Einblick  anf  besondere  Arten  von  Abgaben 

—  Leibzins  —  sowie  im  Hinblick  auf  die 
beechiflnkte  Erwerbs-  nnd  VererbungsfAhi^- 
keit  —  Anspruch  des  Gutsheim  an  die 
Veriassensdtoft  des  Grundholdeo,  mortnarium 

—  vidfach  die  Form  der  Leibeigen- 
icbaft  an. 

'  2.  Die  B.  d«r  filteren  Zeit  Wie 
andwwSrts  war  auch  in  Bayern  das  Be- 
etreben d«r  Staatsgewalt  darauf  gerichtet, 
die  läge  der  in  einem  AbhAngigkeitsvo:- 
hSltnis  vom  Staat  Eelber  be&ndliohen 
Orandholden  zu  bessern,  in  welcher  Be- 
siehang  folgende  AnordnuDgea  erwfttanens- 
«ert  sind:  das  ohurbayerische  Mandat  v. 
3.  Mai  1779,  wodurch  den  Staatsgnmdholden 
die  Umwandlimg  aller  Arten  von  Glmndge- 
recfatigkeiten  in  «Erbrecht«  ermöglicht 
und  zugleich  gestattet  wurde,  die  hergebrach- 
ten Besitzveränderungsafagaben  an- 
statt der  jedesmal^n  baren  Abfflhrung  >in 
einer  wohl^Bchwinglichen  illhrlichen  Frist 

—  der  sog.  Uaiersdiaftsfrist  —  neben  den 
anderen  Onmdabgaben  zu  entrichten« ;  femer 
die  V.  V.  21.  Juni  1803,  wodurch  den  Glrund- 
hdden  der  säkularisierten  Klöster 
die  Ut^hchkeit  eröffnet  ward,  das  an  den 
Staat  abei^^ang^ne  Obereigentum  abzu- 
lösen und  freies  Eigentum  zu  erwerben, 
Ton  weichem  fernerhin  niu-  nodi  die  ausser- 
dem auf  dem  Oute  haftenden  ISinsen,  Gilten 
nnd  Dienste  «unter  der  TeiAnderten  Be- 
nennuDg  mnes  Bodenunses  oder  Censos« 
m  leisten  waren.  In  der  Konstitution  vom 
1.  Mai  1808  wurde  sodann  die  Leibeigen- 
schaft, soweit  sie  noch  bestand,  gflnzlich 
wilgehoben  nnd  die  näheren  Ausfäirungs- 
TOiBchriften  durch  Ediht  v.  20.  August 
1808  (G.B1.  S.  1933)  erteUt,  wobei  mit  der 
Zurückgabe  der  persönlichen  Freiheit  an 
die  Leibeigenen  (u.  a.  OewAhrleistui^  des 
Bechta  der  >StandeeTerftnderui]g€ ;  Verbot 
der  TeiAuaeerang  des  Leibeigenen  durch 
den  vorigen  Leibberm)  auch  die  eigentlichen 
XjeibeigeDBchaftsabgaben  (Leibzinsen ,  Ab- 
zngsgdder,  Mortuarien),  aber  auch  nur 
diese,  nicht  soosUge  Gmndabgaben  und 
Omnddienste  beseit^  wurden.  —  In  diese 
gnts-  und  grundherrlichen  Rechte 
griff  das  fast  gleidizeitig  erlassene  Edikt 
V.  28.  Juli  1808  (G.  Bl.  S.  1833)  neuordnend 
tan:  dorch  genauere  Umschreibung  des 
Rechts  der  Erhebung  der  Besitz verftndenmgs- 
ab^iaben,  durch  Abschaffung  der  >Heimf5llag- 
keit  zur  Strafe«  (Cadncität)  und  des  guts- 


herrlichen Mnstandsrechts,  vor  allem  durch 
Umwandlung  der  ungemessenen  Fronen 
und  Schanrerksdienste  in  gemessene  nnd 
bestimmte  Dienste.  Zugleich  vrurden 
—  übrigens  bedingt  durch  beiderseitiges 
Einverständnis  —  alle  Grundrenten  in 
Geld  oder  Fruchten  für  ablösbar  erklärt. 
In  Beilage  VI  der  Verfaasungsurkunde  von 
1818  {G.  BIS.  222  ff.)  sind  diese  gnmd- 
legendenBestimmungen  übergegangen,  welche 
indes  bei  der  Schwierigkeit,  eine  Einzug 
Über  die  Art  der  Ablösung  zwischen  den 
Beteiligten  herbeizuführen,  znnAchst  von  ge- 
ringer praktischer  Bedeutung  blieben.  Auf 
die  Pfalz,  hinsichtlich  deren  ee  bei  den 
Ergebnissen  der  französischen  Revolution 
verblieb,  fanden  diese  Bestimmungen  der 
Verfaseungsurkunde  durchweg  keine  An- 
wendung. —  Ein  weiterer  Schritt  auf  dem 
Wege  zur  Beseitigung  der  Orundlasten  ge- 
schah durch  die  zwei  W.  v.  8.  Februar  1825 
und  13.  Februar  1826,  in  denen  die  Be> 
dingungen  bekannt  g^eben  wurden,  unter 
denen  der  Staat  seinen  eigenen  Grund- 
holden die  Fizjenmg,  Umwandlung  und 
Ablösung  ihrer  ständigen  und  unstAndigen 
Grundat^ben  und  Dienste  gestattete. 

3.  Die  B.  der  Jahre  1848  und  1872. 
Eine  allgemeine  und  grundsAtzliche 
Regelung  der  gutsherrUchen  Verhältnisse 
im  Sinne  einer  Beseitigung  der  auf  dem 
Grund  uad  Boden  zu  Gunsten  Drittberech- 
tigter haftenden  Lasten  erfolgte  erst  durch 
d^  der  politischen  Bewegung  jener  Zeit 
seine  Entstellung  verdankende  G.  v.  4.  Juni 
1848  (G.BL  T.  1848,  S.  97 ff.),  die  Aof- 
hebnng  der  Standes-  und  gntsherr- 
lichen  Gerichtsbarkeit,  dann  die 
Aufhebung,  Fixierung  und  Ablö- 
sung von  Grundlasten  betreffend, 
dessen  weseiitüuher  Inhalt  der  folgende  ist: 

a)  Die  standesberrliche  und  gutsherrliche 
Gerichtsbarkeit  geht  —  unter  bestimmten 
Entschftdigungsleistungen  —  an  den  Staat 
über  (Art  1). 

b)  Alle  Naturalfronden  —  gemessene  nnd 
uneemessene  —  und  rein  persönliche  (nicht 
auf  dem  Grund  und  Boden  haftende)  Ab- 
gaben, sodann  gewisse  im  Gesetz  besonders 
genuinte  Lasten  (Besthaupt,  Blntzehent,  Neu- 
bnichzehent  unter  gewissen  Voraussetzungen 
auch  der  Eleinzehent) ,  femer  "Weiderecnte 
auf  Aeckem  während  ihrer  >Fruktifikation« 
und  auf  Wiesen  während  der  >Begezeit« 
werden  ohne  Entschfidigung  aufge- 
hoben (Art.  2—6). 

c)  Alle  nach  dem  Gesetz  nicht  ohne 
weiteres  au^hobenen  unständigen  Gefälle 
nnd  Zebenten,  dann  alle  Besitzverändemngs- 
abgaben  müssen  fixiert  d.  h.  in  eine 
jährliche  unveränderiiche  Abgabe  umge- 
wandelt werden  (Art.  8  ff,). 

d)  Mit  der  Fixierung  der  Besitzverflnde- 
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ningsabgabe  tritt  die  Konsolidation  des 
vollen  EigeQtumE  in  der  Person   des 

Qrundholden  kraft  Gesetzes  einj  die  Enidi- 
tuDg  neuer  Grund  dienslbarkeitsverhaitnisse 
(Verleihung  unter  Vorbehalt  des  Obereigen- 
tuotE:  Leibrecht,  Meustift,  Freistift,  Erb- 
recht) ist  verboten  (Art.  15  u.  16). 

e)  Alle  fixen  Gniodge&lle  des  Staats, 
der  Privaten,  der  Stiftungen,  der  Gemeinden 
kSnnen  von  den  Pflichtigeu  abgelöst 
'werden ;  der  AblOsungsbetrag  besteht  in  dem 
ISfachen  des  bisherigen  Ät^benbetrags. 
Statt  der  Ablösung  ist  in  bestimmten  Fällen 
auch  die  Umwandlung  in  festen  Bodenzins 
statthaft;  die  Abtragung  der  Ablösung  und 
Bodenzinskapitahen  imn  in  Annuitäten 
geschehen  {Art  21—24;  29—32). 

f)  Hinsichtlich  der  im  Eigentum  von 
Privaten,  Stiftungen  und  Gemein- 
den befindlichen  Grundgefälle  übernimmt 
der  Staat  die  Vermittlung  der  Ablösung 
durch  Errichtung  einer  AblösungskaBse, 
velche  den  20fachen  Betrag  der  fixen 
Renten  in  4prDzentigen  AblSsungsschuld- 
briefen  nach  dem  Nennwert  an  die  Be- 
rechtigten auszahlt  (Art  7  u.  Art.  25  ff., 
Art.  33  ff.). 

f)  Ueberweisungsfähig  an  die 
Osungskasse  mit  den  im  Gesetz  be- 
zeichneten Wirkungen  sind  nur  die  eigent- 
lichen Grundlasten,  d.  h.  die  aus  gute-, 
grund-,  üins-  und  zehentherrlichem  Ver- 
band herrührenden  Ab^ben  und  auch  diese 
nur  a)  nachdem  ihre  Fixierung  eingetreten 
ist;  h)  wenn  die  Ueberweisung  bis  zu  einem 
bestimmten  Termine  (nachträglich  auf  30. 
September  1861  ersb-eekt)  vollzogen  ist  — 
Abgaben  (Bodenzinse) ,  für  welche  ein  be- 
stimmtes Ablösungskapital  bereits  vor  Er- 
lassung des  Gesetzes  festgesetzt  war,  femer 
Boden  zinskapilalien ,  die  im  Anschluss  an 
Besitzändorungsabgaben  nach  Art  15,  Abs. 
4  festgesetzt,  und  Zinsen  (Renten),  welche 
an  andere  als  Private,  Gemeinden,  Stiftungen 
KU  entrichten  waren  (vgl.  Art.  29  des  Ge- 
setzes), sind  nicht  flberweisungs- 
fähig. 

h)  Nadi  Art.  34  des  G.  v.  4.  Juni  1848 
werden  dauernde  Lasten,  welche  auf  den 
Grundrenten  ruhen  (es  kommen  hierbei  na- 
mentlich die  auf  dem  Zehentbezug  lasten- 
den kirchlichen  Baidasten  in  Betracht),  zu 
Kapital  angeschlagen  und  sind  dann  durch 
Erlegung  des  Kapitalwertes  in  bar  oder 
in  Ablüsungsschuldbriefen  der  staatlichen 
AblöBungskasse  ablösbar.  Die  näheren  Äus- 
führuags Vorschriften  hierzu  brachte  das  G. 
v,  28.  Mal  1852,  betr.  die  Sicherung,  Fixie- 
rung und  Ablösung  der  auf  dem  Zehent- 
reeht  lastenden  kirchlichen  Baupfli<^t 
(G.Bl.  V.  1852,  S.  702ff.);  inhaltlich  des- 
elben  kann  statt  der  Ablösung  der  Bau- 
flicht diese  auch  als  Reallast  auf  Grund- 


besitz radiziert  oder  in  einen  ständigen 
jährlichen  Baukanon  umgewandelt   werden. 

Zum  Vollzug  des  Gesetzes  erging  eine 
Minieterialinstniition  v.  17.  Juni  1848  (G. 
EL  V.  1848,  S.  649  ff.)  sowie  eine  Heüie 
weiterer  Vollzugsanordnungen. 

Da  die  staatuche  Ablösungskoase  für  die 
ihr  überwiesenen  Grundrenten  den20fachen 
Betrag  der  fixen  Jahresrenteu  zu  ver^ten 
hatte,  von  den  Pflichtigen  aber  nur  den 
ISfachen  Betrag  zurDckerhält,  so  mussten 
im  Vollzug  des  Ablösungs wertes  aus  der 
bayerischen  Staatskasse  Zuschflsse  ge- 
leistet werden,  deren  Höhe  den  Betrag  von 
rund  26  bis  27  Millionen  Mark  erreicht  hat 

Eine  wichtige  Ergänzung  fand  das  G.  v. 
Jahre  1848  in  dem  G.  v.  28.  April  1872,  die 
(Jrundentlastung  betreffend  {QJSi.  v.  1871/72, 
S,  349  ff.),  dessen  Zweck  war,  das  durch 
eine  Anzahl  nicht  sehr  glflcklicher  Vor- 
schriften des  lS48er  Gesetzes  ins  Stocken 
geratene  AblOsungswerk  in  absehbarer  Zeit 
zu  Ende  zu  fQlu«u.  Dem^mäss  wurden 
neue  präjudizielle  Fristen  für  die 
durch  Ablauf  der  früher  gesetzten  Frist 
verwirkt«  Anmeldung  von  Grundlasten 
zur  Ablösungskasse  gesetzt  und  dabei  auch 
solchen  Gmndlasten,  die  bis  dahin  nicht 
überweisungsfäbig  zur  AblSsungskasse  waren 
(s.  oben  suh  g),  diese  Ueberweisungs- 
fähigkeit  nunmehr  zuerkannt  Sodann  aber, 
und  dies  ist  die  wichtigste  Vorschrift  des 
Gesetzes,  wurde  betreffs  der  zur  Ablösungs- 
kasse  fUessenden  Grundgefälle  im  Gegen- 
satz zur  1848er  Gesetzgebung  der  Grund- 
satz der  Zwangsverbindlichkeit  zur 
Ablösung  ausgesprochen;  d.  h.  die  Grund- 
gefälle der  Ablösungskasse  sollen  bis  zum 
Jahre  1934  zur  Ablösung  gebracht  sein,  die 
kleineren  durch  Erlegung  des  Ablösungs- 
kapitals,  die  grösseren  dumk  Erhebung  eines 
Zuschlags,  d.  h.  im  Wege  der  Annuitäten. 
Zu  bemerken  bleibt,  dass  die  bei  der  Deber- 
nahme  der  Grundlasten  auf  die  Ablösungs- 
kasse nach  dem  G.  v.  1848  zugestandeneu 
Vergünstigungen  (Vei^tung  derselben  nach 
dem  20fachen  Jahreswert  —  s.  oben  suh  f) 
hinsichtlich  der  durch  das  G.  v.  1872 
zugelassenen  nachträglichen  Ueberweisun- 
gen  nicht  ziigest^den  wurden ;  die 
Uebernahme  erfolgte  vielmelir  nur  zum 
18fachen  Betrage  des  Jahreawerts  (bezw. 
zum  Nennwert  des  festgestellten  Bodonzins- 
kapitals),  und  es  wurden  ausserdem  zur 
Bestreitung  der  Verwaltungskosten  von  dem 
üeberweisimgswerte  2''.'o  in  Abzug  gebracht 

4.  Neuest«  Gesetz^bong  über  Ab- 
lösung der  Grandlasteu.  j^  hängt  mit 
dem  vorstehend  (sub  3)  gezei(±neten 
Gang  der  Ablösnngsgesetzgebimg  zusammen, 
dass  in  Bayern  bis  in  die  Gegenwart  hin- 
ein nocli  eine  grosse  Menge  von  Grund- 
lasten der  alten  Zeit  auf  dem  landwirtschaft- 
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liehen  Grand  und  Boden  haften,  ja  dass  es 
noch  in  weitem  Umfang  Grandgeßllle  giebt, 
dieiweildieerforderlichen  Anmeldefristen  a.Z. 
veraftumt  \^^u^^e^,  nicht  im  Zustand  der 
Tilgung  sich  befinden,  Eondern  dauernd  in 
<ier  ursprOnglichen  Höhe  fortzuen  triebt  en 
sind.  Man  pf^gt  diese  den  verschiedensten 
Becbtstiteln  (lehens-.  grundherrlicher  und 
Zinsherren -Verband,  Zdienlverpflichtungen, 
Schenkungen,  Stiftungen,  Eauf&chillingsrest 
etc)  entspningenen  GrundgeMle  unter  dem 
Sammelnamen  >Bodeiizlase<  zusammen- 
zufassen, und  amtlichen  DarsteUungen  ist  zu 
entnehmen ,  dass  die  zur  allgemeinen 
Staatskasse  geschuldeten  Bodenzinse  sich 
dermalen  {1897)  auf  6,S  Millionen  Mark, 
diejenigen  zur  AblOsungskaase  auf  6,3  Milli- 
onen Mark,  diejenigen,  welche  unmittelbar 
an  Stiftungen,  Gemeinden,  Private  abzuführen 
sind,  auf  620000  Mark  benfferu,  mithin  im 
ganzen  den  landwirtschaftlichen  Grund  und 
Boden  in  Bayern  mit  einer  Jahresleistung  von 
rund  13,8  MiÜionen  Mark  belasten,  dem  ein  Ge- 
gamtbodenzinskapital  von  327  Millionen  Mark 
entspräche.  Von  839380  Gnmdsteuerpflich- 
ti^n  künnen  rund  590000  als  bodcn- 
ziDSpflichtig  gelten,  darunter  weitaus  die 
meisten  indessen  mit  sehr  unbedeutenden 
Jahresleistungen  (307 652  Pflichtige  mit  1—10 
Stark;  235155  mit  10—100  Mark;  26687 
mit  100  Mark  und  mehr).  WeU  der  Ent- 
ütehuu^ggrund  dieser  Bodenzinse  dem 
Gedächtnis  der  jetzt  lebenden  Generation 
meist  entschwunden  ist,  hat  sich  seit  Be- 
ginn der  neunziger  Jahre  eine  lebhafte, 
die  alsbaldige  Beseitigung  dieser  Bodenzinse 
anstrebende  Bewegung  entwickelt,  und  es 
hat  diese  Bewegung  1897  zu  einer  Oesetzes- 
Torlage  geführt,  die  die  Ablösung  der 
Bodenzinse  unter  namhafter  Beteili^mg  der 
Staatskasse  in  Aussicht  nimmt.  Niöht  nur, 
daes  die  Jahresleistungen  der  Pflichtigen 
ztir  Staats-  wie  zur  Ablöaungskasse  um  den 
achten  Teil ,  d.  h.  Ton  -t  aul  3  '/s  "h  herab- 
gesetzt und  dass  die  im  Jahre  1872  verfügte 
Zahlung  von  Zuschlagsreuten  ziir  Ablösung 
kasse  (behufs  Beschleunigung  der  Tilgtuig) 
von  der  Staatskasse  übernommen  werden 
soll,  es  ist  auch,  um  die  alhn&hltche  Tilgung 
<ler  Bodenzinse  zur  Staatskasse  hert^izu- 
führen, ein  Arno rtisationgfondsgebüdet 
worden,  der  vorläufig  mit  jährlich  5  Millionen 
Hark  ausgestattet  wurde  und  der,  sobald 
er  durch  die  Jahresdotationon  und  durch 
Zinszuwachs  die  Höhe  der  Bodenzinskapi- 
talien erreicht  hat,  unbesclirilnktes  Staats- 
t-ennt^n  wird,  wahrend  zur  selben  Zeit 
die  Verpflichtung  zur  weiteren  Entrichtung 
der  Bodenzinse  nufhOrt  Endlich  kOnnen  bis 
KU  fiOOOOO  Mark  jährlich  aus  Staatsmitteln 
Sachläuse  an  Boden  zinsschuldigkeiten  (in- 
folge unverschuldeten  Unglücks,  großer 
H&ne  der  Bodenzinse  etc.)  gewährt  werden. 


fi.  AblÖBimg  der  Lehen,  Anthebniig 
der  Jagd-  and  Weiderechte.  1)  Die  Ab- 
lösung der  Lehen.  Das  Q.  t.  4  Juni 
1848  (G.Bl.  S.  121  ff.)  betr.  die  Ablesung 
des  Lebenverbandes  gestattet  die 
»Befreiung  sämtlicher  Lehen  vom  Lohen- 
verband« gegen  Erlegung  bestimmter  Pro- 
zentsätze des  Lehen fassions wertes  und  unter- 
wirft die  auf  den  Lehengütem  ausser  den 
gesetzlichen  Ijehengcb Ohren  haftenden  an- 
deren Reichnisse,  wie  Kanon,  Gilt  etc.  den 
Bestimmungen  des  allgemeinen  Ablösungs- 
gesetzes. Ausgenommen  von  der  Allodifi- 
kation  bleiben  die  thronlehenbaren  Würden 
und  die  auf  königlicher  Dotation  oder  auf 
Staatsverträ^en  beruhenden  Lehen,  sofern 
denselben  nicht  ein  lästiger  Bechtstital  zu 
Gnmde  liegt. 

3)  Die  Aufhebung  des  Jagd  rechtes. 
Dieselbe  erfolgte  durch  das  G.  v.  4.  Juni 
1848,  betr.  die  Aufhebung  des  Jagd- 
rechtes  auf  fremdem  Grund  und  Boden 
(G.B1.  S.  129ff.),  inhaltlich  dessen  für  die 
bayerischen  Gebietsteile  rechts  des  Rheins 
(für  die  Pfalz  war  die  Gesetzgebung  be- 
reits in  diesem  Sinne  geordnet)  Jagdrecht 
auf  fremdem  Grand  und  Boden  nicht  mehr 
bestehen  kann  und  die  Berechtigung  zur 
Jagd  als  Ausfluss  des  Eigentumsrechts  an 
Grand  und  Boden  erklärt  wird.  Die  Aus- 
übung des  Jagdrechtes  selbst  fand  ihre 
nähere  Regelung  in  dem  G.  v.  30.  März 
1850  (G31.  S.  117)  im  Sinne  der  üebei^ 
Weisung  des  Ausflbungsrechts  an  die  Ge- 
meinde, welche  dasselbe  durch  Verpachtung 
nützt,  während  der  Grundbesitz  selbst  nur 
von  einer  bestimmten  Grösse  ab  (240  bezw. 
400  Tagewerke,  je  nachdem  im  Flachlande 
oder  Hochgebirge  gelegen)  das  Jagdaua- 
übungsreeht  dem  Besitzer  gewährt, 

3)DieAblösungderWeiderechte. 
Das  G.  V.  28.  Mai  1352,  betr.  die  Ausübung 
und  Äblijsung  des  Weiderechts  (G.BL  S. 
602ff.),  unterscheidet  a)  zwischen  einsei- 
tigen, zn  Gunsten  einzelner  Personen  be- 
stehenden Weidedienstbarkeiten ,  deren  Ab- 
lösung von  der  Mehrheit  der  Verpflichteten 
beantragt  und  zwangsweise  durchgeführt 
werden  kann  (Entschädiping  durch  Leistung 
einer  Bodenat^be  oaer  eines  Kapitals 
gleich  dem  20  fachen  des  ermittelten  Rein- 
ertrages der  Berechtigung,  Uebemahmeder 
Entschädigungssumme  dumi  die  staatliche 
Ablösungätasse) ,  und  b)  zwischen  den 
gegenseitigen  Weidedienstbarkeiten  der 
Grundbesitzer  einer  Gemeinde,  hinsiditlich 
deren  die  Aufhebung  der  Gemeinschaft 
durch  Mehrbeitsbeschliiss,  in  bestimmten 
FäUen  auch  der  einseitige  Austritt,  zuge- 
lassen ist.  Eine  Anzahl  Bestimmungen  des 
Gesetz«»  berühren  das  Landeskultur- 
interesse,  indem  sie  jede  Art  der  Weide 
auf  bestellten  Aeckem  und  auf  Wiesen  wäh- 
23* 


BauembefreiuDg  (Süddeutsche  Staaten) 


lend  der  Hegezeit,  d.  h.  ?om  1.  April  bis 
zum  Sude  des  letzten  Schnittes  untersagen. 
Die  Bestellung  neuer  Weiderechte 
als  Dienstbarkeit  ist  untersagt.  — 
Für  Entscheidung  von  Hechtsatreittgkeiten 
beim  Vollzug;  des  Weidegesetzea  ist  soweit 
nicht  Zuständigkeit  der  btli^riichen  Ge- 
richte Platz  greift,  nunmehr  gemäss  G.  v. 
8.  Angust  1878,  Art.  8  Ziffer  12  der  Ver- 
Taltungsrechtsw^  eröffnet 

Lltter&tur:  L.  Hausmann,  Die  Grundentlai- 
tang  in  Bayern,  Slraiiburg  189t.  —  Z-  Pre- 
nUx«r,  Handbitch  der  guttheniichsn  Rechte  mid 
der  g\Utherrlichen  GerichUbarkeit  in  Sayem, 
Regeniburg  IS4  7.  —  r.  Stengel,  Die  Grandenl- 
lattung  in  Bayern,  Würtbnrg  1874.  —  Seydel, 
Da»  SlaaUrechi  de»  Königreich»  Bayern,  tn  Haiut- 
baeh  dt»  äffenllichen  Steht»,  krrati»gegeben  von 
Marqvardaen,  III.  Bd.,  J,  1,  S.  iSGff.  — 
Verhandlungen  de»  bayerischen  Landtag»  1896.96 
■and  lS97j98.  Buchanberger. 


B.  Die  Baoernbefretang  In  Württem- 
berg. 

1.  Die  B.  Tor  1848.  2.  Die  B.  des  Jahres 
1848  and  der  folgenden  Jahre.  3.  Aufhebung 
bezw.  Ablttaung  der  Jagd-  und  Weiderechte. 

1.  Die  B.  vor  1848.  Die  Oniudkge  der 
vQrttembergischen  äusserst  verwitäelteu 
AbI9eung8g^tzgebung  bildet  das  II.  Edikt 

T.  18.  November  1817  (R.B1.  S.  541  ff.), 
■welches  die  »Personal-  und  Lokal-Lei beigen- 
schaftc  V.  1.  Januar  1818  ab  aufhob,  den 
»BUllehenbesitzem«  das  Hecht  einiftumte, 
gegen  Entschädigung  des  Lehnsherrn  das 
Lehen  in  freies  Eigentum  zu  verwandeln 
und  den  »Erblehens  die  Eigenschaft  blosser 
Zinsgüter  zusprach,  endhch  eine  AblOabar- 
keit  einer  Anzahl  Ommlabgabea  (Laudemien, 
EQchengefalle,  Blutzehnten)  zusicherte,  die 
Umwandlung  der  ungemessenen  Fronden  in 
gemessene  vorschrieb  und  die  Auflegimg 
neuer  Gmndabgaben  untersagte.  Eine  prak- 
tische Wirkung  dieser  Bestimmungen  trat 
indes  im  wesentlichen  nur  in  Bezug  auf  die 
Feudalrechte  der  Staatsfinanz Verwaltung  und 
der  königl.  Hofdomänenkammer  ein,  da  in- 
folge ernobenen  Einspnichs  der  Standes- 
herren die  Ablflsungsvorechriften  auf  den 
standesherrlichen  Qiltem  suspendiert  wurden 
und  auf  anderen  Gütern  grundherrüchen 
Verbandes  beim  Mangel  entsprechender 
ÄuBfOhnragBvorBchriflen  der  Vollzug  äusserst 
langsame  Fortschritte  machte.  In  neuen 
Flnss  kam  das  AbtSsungswerk  erst  wieder 
durch  die  Gesetzgebung  des  Jahres  1836, 
wobei  zu  erwähnen  ist:  1)  das  G.  v.  27. 
Oktober  1836  betreffend  die  Beden  (R.  Bl. 
S.  545 ff.),    welches  eine  Anzahl  Abgaben 


mehr  steueiartigea  Charakters  teils  aufhob, 
teils  fOr  ablösbar  erklärte;  2)  das  Oeeetz 
betreffend  die  Fronen  v.  28.  Oktober  1836 
(ß.Bl.  S.  555 ff.),  welches  Ober  die  Ablös- 
barkeit  der  persönlichen  wie  der  dinglichen 
Fronen  Bestimmungen  traf  und  die  ^o- 
fOhrung  neuer  Fronen  und  >Fronsurrogat6c 
verbot;  31  das  G.  v.  29.  Oktober  1836  in  be- 
treff der  leibeigenschaftlichen  Leis- 
tnugen  (Leibeigen schaftszinsen ,  Abgaben 
im  Fall  der  Verheiratung  und  auf  den 
Todesfall),  das  die  den  Gutsherrachaften  im 
Edikt  von  1817  vorbehaltene  Entschädigung 
fflr  diese  Abgaben  im  20  fachen  Betrag  des 
Keinertrages  auf  die  Staatskasse  über- 
nahm, dabei  aber  hiusiditlich  der  Anmel- 
dung einen  Ausschlusstermin  mit  Bachts- 
wirkung  sowohl  gegenüber  den  Berechtigten 
wie  gegenüber  den  Pflichtigen  festsetzte, 
wodurch  abermals  eine  glatte  Abwickelung 
dieser  Verhältnisse  erschwert  wurde.  Für 
die  Ablösung  der  Beden  und  der  persön- 
lichen Fronen  hatten  die  Pflichtigen  den 
lOfachen,  für  die  dinghcheu  Fronen  den 
16fBChen,  für  Bauchhühner  und  dergl.  den 
20  fachen  Betrag  des  Jahieswertes  zu  ent- 
richten, während  die  Berechtigten  den  22- 
bis  20Vi  fachen  Betrag  erhielten,  indem  die 
Staatekawe  den  Mehrbetrag  zule^.  Die 
Summe  der  hierdurch  sowie  durch  die  Ueber- 
nahme  der  Entechädigungsteistungen  aus 
Anlass  der  Beseitigimg  der  Leibeigenschafts- 
gef^e  erwachsenen  Opfer  der  Staatskasse 
ist  auf  rund  2000000  Gulden  zu  beziffern. 
2.  Die  B.  des  Jahres  1848  nDd  der 
folgenden  Jahre.  Die  völlige  Beseitigung 
der  noch  vorhandenen  Grundlasten  führte 
erat  das  von  den  Stürmen  des  Jahres  1848 
gezeitigte  G.  v.  14.  April  1848  (RBL  S. 
165  ff.)  herbei.  Dasselbe  verordnete  die 
Zwangsablösuug  aller  aus  dem  Lehen- 
und  Grundherrlichkeitsverbande 
entspringenden  bäuerlichen  Rechte  einschliess- 
lich der  Blufzehnten,  hob  den  Neubnieh- 
zehnten  ohne  Entschädigung  auf  und  er- 
klärte die  Auflegung  neuer  Qnindlasteu 
sowie  die  Bildung  neuer  Bauemiehen  für 
unatatthaft  Das  Entschädigimgskapital 
wiud.e  bei  Besitz  veränderungsgebühren,  Teil- 
gebühren und  Blutzehnten  auf  den  12  fachen, 
bei  allen  übrigen  Ab^i)en  uud  Leistungen 
auf  den  16  fachen  Betrag  des  jährlidien 
Reinertrages  festgesetzt  und  eine  25jährige 
Tilgim^eit  für  die  Zahlung  gestattet, 
deren  vermittelung  zwischen  Berechtigten 
und  Verpflichteten  eine  staatliche  Äb- 
lOsungskasse  übernahm.  Die  näheren 
Bestimmungen  Über  die  Ablösung  der  eigent- 
lichen Zehnten  bheben  vorbehalten.  ^Toll- 
zugsanweisungen  zu  dem  Gesetz  erschienen 
unterm  25.  Mai,  1.  September  und  23.  Ok- 
tober 1848,  RBL  S.  254ff.,  Ä  413ft, 
S.    509ft).     Die    auf    die    Ablösung   d« 
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Zehnten  bezOgUchen  Vorschriften  wurden 
in  den  beiden  GG.  v.  17.  Juni  1849  (R-B). 
S.  181  ff-,  S.  313 ff.)  gegeben  mit  der 
Massgabe,  daas  das  ÄbTösun^^apital  auf 
den  IGfachen  Betrag  des  ermittelten  Hein- 
ertisgcs  festgesetzt  und  dessen  Tilgung  in 
25]&hrigen  Annuitäten  unter  Inanspruch- 
nahme der  Termjttelnden  Thatigkeit  der 
durch  G.  v.  14.  April  1848  geschaEfenen 
AUOsungskasse  gestattet  wurde;  fflr  privat- 
recliüicbe  Terbindlichteiten  zu  besonderen 
Leistungen,  welche  auf  dem  Zehntbezug 
haften  {Kompetenzen  von  Geistlichen,  Leh- 
rern etc.,  Baulichkeiten  von  Pfarrkirchen, 
SchnlLAnsem  etc.,  Faselviehhaltimg  etc.), 
sollte  bei  der  Ablöenng  eine  Abfindung  aus 
dem  AblGsungskapital  im  I6fachen  des  zu 
Geld  wigeschlageneD  Jahresbetrages  der 
Leistung  geschöpft  werden.  (VoUzugsinstruk- 
tlott  zum  Gesetz  unterm  21.  Jnli  1849,  R. 
Bl.  S.  2(>ätf.). 

Zor  Ei^lnzung  des  Ablösungsgesetzee 
vom  16,  Apnl  1848  wurden  weiter  erlassen: 
1)  das  G.  vom  24.  August  1849  (R.Bl.  S. 
480),  betr.  die  Beseitigung  der  üeberreste 
älterer  Abgaben,  aureh  welches  insbe- 
sondere eine  Anzahl  Grundlasten  und  Grund- 
abgaben s  t  eu  e  rar  t  ige  n  Charakters,  welche 
nicht  unter  das  Beaengeaetz  vom  27.  Ok- 
tober 1836  bezw.  das  £rongesetz  vom  28. 
Oktober  1836  fielen  oder  doch  nicht  zur 
Ablfieung  gelangt  waren,  teils  ohne  Ent- 
schädigung (wie  Bargerannahraegebtlhren, 
Rek<^nitionsgebnhren,  Schutz-  und  Schirm- 
gelder wie  überhaupt  alle  aus  der  Patri- 
monialpolizei  flieasenden  persönlichen  Ab- 
raben,  ferner  Jagdfronen  etc.),  teils  gegen 
Entiichtung  des  10  fachen  B^ertiages,  wie 
Oewerbezinse ,  Waseerwerkskonzessionsge- 
bObrea  etc.  aufgehoben  wurden.  2)  Das  G. 
V.  13.  Juni  1849  (R.  Bl.  S.  I77ff.), 
dae  den  Zwang&charakter  der  staat- 
lichen AblöEungskaase  beseitigte  und 
den  Berechtigten  und  Pflichtigen  für  die 
Ablösnne  ihrer  Grundlasten  die  Inansprucb- 
nahme  der  Dienste  dieser  Easee  freistellte. 
3)  Das  G.  V.  24.  August  1849  (RBl.  S. 
48Ö),  das  einige  im  Vollzug  des  Gesetzes 
V.  IH.  April  1848  aufgetretene  Ünklaiiieiten 
beseitigte,  indem  es  u.  a.  den  Vorschriften 
des  leteteren  auch  die  durch  Vertrag 
konstituierten  unablßslichen  Beuten,  welche 
anf  dmifen  Grundstücken  und  Bealitäten 
haften  (Vogtrechte,  Messnergarben,  Lftut- 
when,  I^utlHY>te  etc.),  unterwarf.  4)  Das 
G.  V.  a  Juni  1849  Ober  Bannrechte  (B. 
BL  S.  159),  welches  diese  ausser  Wirkung 
setzte  oad  zwar,  soweit  sie  dem  Staat,  ein- 
KJnra  Gemeinden  oder  f&r  all^meine 
fiffentfiche  Zwecke  bestehenden  Stiftungen 
zustehen,  ohne  Entschädigung,  die  anderen, 
insbeeondere  die  durch  privatrechtliche  Titel 
eoljtandeD«ti  oder  erworbenen  gegen  Ent- 


schädigung der  Hälfte  des  ermittelten  Miu- 
derwertes  der  Gewerbeanlage,  unter  Deber- 
nahme  dieser  Entechädigung  zur  H&Ifte  anf 
die  Staatskasse,  zur  Hälfte  auf  die  Kasse 
der  Gemeinde,  auf  welche  das  Bannrecht 
sich  erstreckte.  5)  Das  G.  v.  4.  Juni  1849 
(RBl.  S.  269ff.),  welches  die  Patrimo- 
nialgerichtsbarkeit und  Polizei  ein- 
schliräslich  der  Forstgerichtsbarkeit 
und  Forstpolizei  ohne  Entschädigung 
aufhob.  6)  Das  G.  v.  19.  April  1865  (aBL 
S.  Slff.)  betr.  die  Ablösung  von  Leis- 
tungen für  öffentliöhe  Zwecke; 
diese  Leistungen,  insbesondere  >fUr  Kirche, 
Schule  imd  Annen unterstfitzung,  welche  mit 
dem  Besitz  einzelner  oder  verbundener 
Vermögensge^nstände  als  bleibende  Lasten 
verknüpft  sind*,  sollten  auf  Verlangen 
der  Berechtigten  oder  VerptUchteten  der 
Ablösung  unterliegen,  wobei  das  Ablösnnga- 
kapital  auf  das  Ifi&che  des  Jahreswertes  aer 
Leistungen  festgesetzt,  tQr  die  Ablösung  von 
Neubau  Verbindlichkeiten  aber  ein  besonderes 
Ermittelungs  verfahren  vorgeschrieben  ist 
Durch  Abtretung  der  mit  der  Leistung  be- 
lasteten Vermögensteile  kann  der  Pfliditigo 
seiner  Verbindlichkeiten  sich  entled^n. 
Leistungen  zu  Besoldungen  von  Kirchen- 
und  Schuldienera  sowie  zur  baulichen  Unter- 
haltung Ton  Amtswohnungen  der  Geistlichen 
und  deren  Znbehßrden  gehen  gegen  Deber- 
weifiung  der  Ablösung^pitaUen  auf  das 
Staatslrämmei^t  über,  vorbehaltlich  der 
Verbindlichkeit  der  Gemeinden,  die  durdi 
die  Ablösung  herbeigeführten  Ausfälle  an 
den  Schuldienerbesoldungen  bis  zum  gesetz- 
mässigen  Minimum  des  Einkommens  zu  er- 

rien.  —  Im  Jahre  1873  war  die  Aufgabe 
Ablösungskasse  beendet,  und  somit  kann 
von  da  ab  der  Grund  und  Boden  in 
Württemberg  als  vöUig  frei  von  Grundlasten 
bezeichnet  werden. 

8.  Aofhebong  bezw.  AblSsong  der 
Jagd-  und  Weiderechte.  1)  Durch  das  G. 
v.  17.  August  1849  über  das  Jagdwesen 
(R.B1.  S.  466)  wurden  die  Jagdrechte  auf 
fremdem  Grund  und  Boden  au^ehoben,  die 
Bestellung  neuer  Jagd-Gnindgerechtigkeiten 
untersagt  und  über  die  künftige  Art  der 
Jagdausflbung  regelnde  Vorechrirten  gegeben 
(Üeberlassung  der  Ausübung  des  Ja^drechts 
an  die  Gemeinde,  soweit  nicht  eine  zu- 
sammenhängende Grundfläche  von  50  Morgen 
=  15,76  ha  diese  Ausübung  dem  Inhaber 
selbst  zugesteht).  2)  Nach  dem  G.  v,  9. 
April  1828  (R.B1.  S.  177  ff.)  bezw.  nach 
dem  an  dessen  Stelle  tretenden  späteren 
G.  V,  26.  März  1873,  betr.  die  Ausübung 
und  Ablösung  der  Weiderechte  auf 
landwirtschaftlichen  Grundstücken  sowie 
die  Ablösung  der  Waldweide-,  Waldgräserei- 
und  Waldstrenrechte,  unterliegen  die  privat- 
rechtUcheu  Weiderechte,  worunter  das  Ge- 
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setz  die  den  (Jemeinden  als  solchen  oder  die 
den  Güterbesitzern  gemeinsam  zustehenden 
Weiderechte  (Doppelrechte)  nicht  begreift, 
ebenso  wie  die  Grüserei-  und  Streurechte 
in  Waldungen  auf  Antrag  der  Berechtigten 
oder  Belasteten  der  Ablösung  gegen  Er- 
legung des  "iOfacheQ  Betrages  des  Jahrcs- 
reinertrages ;  über  Fortbestand  oder  Auf- 
hebung der  Gemeindeweiden  oder  der 
gemeinschaftlichen  Weiden  dagegen 
beschüesst  je  nach  Umstanden  das  Gemeinde- 
kollegium oder  die  Mehrheit  der  beteiligten 
Grundbesitzer.  Im  übrigen  ist  der  leitende 
Gesichtspunkt  des  Gesetzes,  dass  durch  die 
Art  der  Ausübung  des  Weidereehts  die 
Freiheit  des  land-  oder  forstwirtschaftiichen 
Bebiebes  nicht  beeinträchtigt  werden  dürfe, 
ein  Grundsatz,  der  in  einer  grossen  Anzahl 
Einzeibestimmungen,  u.  a.  auch  diu^ih  Auf- 
hebung des  Weiderechts  der  Wander- 
Bchafherden,  Ausdruck  gefunden  hat. 

Iiltteratnri  Schwarz,  Ahlümngtgiietzgr.bung  coa 
WürUemberg,  l^uttgaH  1(149  bei  Sieiniopf,  i  Bde.; 
Stetnhetl,  Garti  iccgea  AblSiuiig  von  I/dttungen 
flir  öffentliche  Zirrete  r.  19.  IV.  1S6S,  SliiUgart 

1866.  Buclienbeiver. 


C.  Die  Baiiernbeft:«inng   In  Baden. 

Die  Giimdeiitlastung  in  diesem  Lande, 
-welche  ebenfalls  in  einer  grossen  Anzahl 
von  Specialgesetzen  zum  Ausdruck  gelangt, 
beginnt  mit  dem  von  Markgraf  Karl  Fried- 
ri»3i  unterm  23.  Juli  1783  erlassenen  Edikt, 
welches  in  den  seiner  damaligen  Landes- 
hoheitunterworfenen Orten  die  Leibeigen- 
schaft aufhob,  demgcma^s  die  UntertJumen 
für  leibesfrei  erklarte  und  alle  Leib- 
eigenscliaftsabgaben  (Abzug,  Landscbafts- 
geid,  LeibschiUiug,  Abgaben  vom  Todesfall, 
Bauptrecht  oder  Boslhaupt)  ohne  jede 
Gegenleistung  beseitigte.  In  den  später 
durch  die  Fnedensschlüsse  im  Anfang  des 
Jäüu-hunderts  erworbenen  GebietateUen  be- 
stand im  Hinblick  auf  die  den  Stwides-  und 
Grimdherren  im  Kheinischen  Bundesvertrag 
gewährleisteten  Rechte  die  Leibeigenschaft 
noch  einige  Zeit  fort,  wurde  aber  im 
sechsten  der  ziu"  Neuordnung  des  Staats- 
wesens erlassenen  Konstitutiousedikte 
endgültig  beseitigt,  indem  daselbst  nur  noch 
(las  Institut  der  »ErbpfUchtigkeit«  als 
zu  iteeht  bestehend  anerkannt,  aber  weitere 
Ausflüsse  auch  dieses  Bcchts Verhältnisses 
nicht  gestattet  wurden  als  die  damit  seit 
alter  Zeit  verbunden  gewesenen  Dienste 
(Fronden)  und  Abgaben;  ein  neues  Ver- 
hältnis der  Erbpflichtigkeit  gegenüber  einem 
Erbfreien  zu  hegrilnden ,  wai-  untersagt.  — 
Im  Übrigen  ist  hinsichtlich  der  Beseit^:uiig 


der  hiei-nach  noch  verbliebenen  bäuerlichen 
Lasten  folgendes  zu  erwähnen: 

1)  Die  Aufhebung  der  Reallasten 
(Zinsen,  Gülten,  ehemaliger  Leibeigen schafte- 
und  anderer  Abelen)  wurde  eiageleitet 
durch  zwei  GG.  v.  3.  Oktober  18211 
(R.B1.  v.  1820  Nr.  XT),  von  denen  das 
erste  die  persönlichen  Leibeigenschafteab- 
gaben gegen  volle  Entschädigung 
ans  der  Staatskasse  aufhob,  das  zweite 
die  Ablösung  der  Gülten  (;Abgaben  in 
Bodenerzeugnissen)  und  Erbzinsen  (Ab- 
gabe in  Geld  oder  Tieren),  ferner  der 
Drittelspflichten,  d.  h.  der  Besitzver- 
änderuDSsabgaben  (Währschaft,  Handlohn, 
KauJE^d)  regelte  in  der  Welse,  dass  Be- 
rechtigte wie  Pflichtige  die  Ablösung  sollen 
fordern  können  und  zwai-  gegen  Erlegung 
eines  Ablösungskanitals  im  neun-  bis  acht- 
zehnfachen des  Jahreswertes,  unter  Um- 
ständen auch  unter  Umwandlung  dos  Ab- 
lösungskapitals in  eine  öprozentige  Geld- 
rente. Von  diesem  Ablösungsrecht  wurde 
indes  nicht  überall  Gehrauch  gemacht,  und 
dieser  umstand  wie  die  Bewegungen  des 
Jahres  1848  zeitigten  das  G.  v.  10  April 
1848  über  die  Aufhebung  der  Feu- 
dalrechte (R.BL  T.  1848  Nr.  XXm), 
welches  übrigens  nicht  bloss  a  1 1  e  A  b  g  a  be  i, 
gutsherrliclier  Art  mit  einem  Schliß  be- 
seitigte, sondepi  auch  mit  allen  noch  vor- 
hmidenen  Erbdienstbarkeitsrechten 
(namenUich  Bannrechte  und  Abzugsreehte) 
aufräumte  und  weiterhin  auch  die  grund- 
herrlichen Jagd-  und  Fischereirechte 
aufhob.  Den  Berechtigten  A\-urde  eine 
>  billige  1^  Entschädigung  zugesichert  und 
diese  durch  G.  v.  13.  Februar  1351  (R.B1. 
V.  18.">1  Nr.  XV)  im  zwölffacheu  Betrage 
der  ermittelten  Entscliädigungsrente  auf  die 
Staatskasse  überall  da  übernommen,  wo 
nicht  ein  privatrechtlicher  Entstehungs- 
grund  der  Berechtigung  nachgewiesen  wer- 
den konnte. 

2)  Ablösung  des  Zehnten.  Der 
Geldwert  der  Zehntlast  in  Baden  zu  Anfong 
dieses  Jahrhunderts  darf  zu  3600000  Mark 
angenommen  werden,  wovon  auf  den  grossen 
oder  Fruchtzehnten  Gl  ".'o ,  auf  den  kleinen 
(vorwiegend  Heu-)Zehnten  25''.'o,  auf  den 
Weinzehnten  14 ".o  entfielen;  beteUigt  an 
der  Erhebung  erschienen  das  Domänenftrar 
mit  !tO*/o,  die  Standes-  und  Grundherren 
mit  20*  0,  Pfarr-  und  Schuldienste,  Stiftungen 
mit  etwa  30  "/o.  Auf  dem  Zebntbezu^  ruhten 
übrigens  erhebliche  Lotsten,  namenthch  Bau- 
lasten ^ür  Kirchen,  Pfair-  und  Schulhäuser), 
femer  Kompetenzen  der  Pfarr-  und  Schul- 
stellen, Leistungen  zu  Kirchen-  und  Schul- 
bedürfnissen etc.,  die  insgesamt  zu  640000 
Mark  jährlich  und  18"'»  des  Zehntertrages 
veranschlagt  wurden.  Den  Anfang  mit  der 
Beseitigung  der  Zehntlast  machte  das  Q.  t. 
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28.  DeEember  1831  (RBl.  v.  1832  Nr.  I), 
welches  den  Nenbrucn-,  Blut-,  Bienen-  und 
Honigzehnt,  ersteren  ohne,  letztere  unter 
Qev&hning  einer  Entschädigung  {15faGher 
Betrag  des  Heinertrages)  aufhob ,  v^obei 
Staat  und  Gemeinde  sich  b&lftig  in  die 
Entschädigung  zu  teilen  hatten.  Ihm  folgte 
jwei  Jahre  später  das  eigentliche  Zehnl- 
ablösimgsgesetz  v.  15.  NoTember  1833 
(B.B1.  V.  1833  Nr.  XLIX),  inhaltlich  dessen 
onter  gewissen  Voraussetzungen  PÜichtigen, 
Berechtigten  und  der  Gemeinde  aJa  solcher 
das  Recht,  die  Ablösung  zu  fordern ,  einge- 
räumt ist  mit  der  Massgabe,  dass  die  Ab- 
lösung immer  nur  für  die  ganze  Gemarkung 
erfolgen  kann,  das  AblSsungskapital  auf  das 
SOfache  der  reinen  Zehnteln  nähme  zu  be- 
messen und  dasselbe  in  höchstens  5  Jahres- 
gütem  zu  entrichten  ist.  Zur  Erleichterung 
der  Ablfisung  war  bestimmt,  dass  der  Staat 
nicht  nur  ein  Fünftel  der  AbtöBungs- 
Bumme  (rund  14000000  Mark)  zu  über- 
nehmen, sondern  auch  durch  Errichtimg 
äner  Zehnt  schulden  tilgungskaase 
den  Pflichtigen  die  Abtragung  ihrer  Schul- 
digkeit mittelst  Annuitäten  zu  ermög- 
lichen hatte.  Betreffs  der  auf  dem  Zehnt- 
bezng  seither  ruhenden  Lasten  (siehe 
oben)  -«Tirde  Regelung  dahin  getroffen,  dass 
ans  dem  Zehntablösungskapitsd  ein  der  Last 
entsprechendes  Kapital  auszuscheiden  und 
zur  kfinftlgen  Bestreitung  der  betreffenden 
Bedürfnisse  in  Verwaltung  der  zuständigen 
Behörden  zu  nehmen  ist.  —  Bis  auf  kleine 
Betiäge  sind  dermalen  die  Zehntschuld  rer- 
bindüchkeiten  völlig  abgetragen. 

3)  Die  Beseitigung  der  gutsherr- 
lichen Fronden  wurde  durch  das  G.  v. 
5.  Oktober  1820  (B.Bl.  Nr.  XV)  eingeleitet 
■welches  die  Möglichkeit  der  Ablösung  auf 
Antrag  der  Pflichtigen  vorsah,  aber  —  wegen 
der  hoch  bemessenen  Ablösungssumme  — 
nur  geringen  äusseren  Erfolg  hatte,  daher 
es  durch  G.  v.  28.  November  1831  (R.Bl. 
■V,  1832  Nr.  I)  ersetzt  Tvurde,  welches  alle 
Eerrenfronden  aufhob  und  Staat  und  Ge- 
meinde einen  Teil  der  den  Berechtigten  zu- 
erkannten Entschädigungssumme  (das  18- 
fache  bei  -walzenden,  d.  h.  auf  Gütern  haf- 
tenden, das  10  fache  bei  persönlichen  Fronden) 
Tiur  Uebemahme  zuwies.  —  Die  sog.  Staats- 
'fronden  wurden,  und  zwar  die  Flussbau- 
fponden  durch  Edikt  t.  14.  Mai  1816  (R. 
Bl.  V.  1816  Nr.  XVII),  die  übrigen  (MUitär-, 
Gerichtafronden)  durch  G.  v.  28.  Mai  1831 
(RBl.  Nr.  IX)  ohne  Entschädigung  aufge- 
-hobea. 

4)  DieAblösungder Weiderechte 
imd  zwar  nicht  bloss  der  gutsherrlichen, 
Sondern  anch  der  der  Gemeinde  als 
«ofcher  kraft  Bann- und  Gemarkungsrechtes 
zustehenden  erfolgte  durch  G.  v.  31.  Juli 
1848  (R  Bl.  Nr.  LV);  die  Ablösung  kann 


nur  der  Belastete,  nicht  auch  der  Berechtigte 
verlangen:  auch  wenn  nur  ein  Teil  der 
Belasteten  die  Ablfisung  fordert,  ist  das 
Verfahren  einzuleiten:  die  Entschädigung 
besteht  in  dem  l.ö  fachen  des  ermittelten 
Reinertrages;  neue  Weiderechte  als  Dienst- 
barkeiten dürfen  nicht  bestellt,  sonstige 
Weiderechto  nicht  länger  als  auf  9  Jahre 
eingeräumt,  auch  darf  auf  das  Recht  zur  Ab- 
lösung eines   Weiderechts  nicht   verzichtet 


5)  Jagd-  und  Fischereiberechti- 
gungen auf  fremdem  Gnmd  und  Boden 
wurden  durch  G.  v.  10.  April  1848,  betr. 
die  Aufhebung  der  Feudalrechte,  (s.  oben 
sub  1)  ebenäls  beseitigt  Die  kraft  der 
neuen  Gesetzgebung  in  das  Recht  ziu"  Aus- 
übung der  Jagd  und  der  Fischerei  Eintre- 
tenden hatten  die  früher  Berechtigten  zu 
eutschädigen ,  in  welcher  Beziehung  die 
nähere Regelungdurch die  GG.  v.  2, Dezember 
1850  (R.Bl.  Nr.  LVIII)  und  29.  März  1852 
(Rüi.  Nr.  XX)  erfolgt  ist. 

fi)  In  den  Rahmen  der  Ablüsungsgesetz- 
gebung  fällt  endlich  die  Beseitigung  der 
aus  der  ehemaligen  Lehens  Verfassung  kom- 
mendenInstitiitederBauernlBhen(bchupf- 
lehen  und  Erblehen,  je  nachdem  Besitz  und 
Genuss  im  wesentlichen  nur  auf  Lebzeit 
oder  unter  Einschluss  der  Nachkommen 
eingeräumt  ist) ,  betreffs  welcher  das  G.  v. 
21.  Aprü  1849  (R.BL  Nr.  XXV)  die  Mög- 
lichkeit der  Umwandlung  in  freies  Eigen- 
tum durcli  Erlegung  eines  Ablüsungslrapi- 
tals  schuL 

7)  Die  Aufhebung  der  Patrimo- 
nialgerichtsbarkeit erfolgte  durch  die 
Edikte  vom  22.  April  1824. 

Lltteratur:  Buchtnberger,  J)ai  Vcriralluiiyi- 
rreht  der  Laiidvrirttcliafi  und  die  Pfirgc  dtr 
Landieirltchofi  im  Qmah.  Baden,  Taiiberbitchofi- 
heim  IS87,  *'.  17  ff.  Buchenberger. 


D.  Die  BaaerDbefreiniig  In  Hes86a. 

Den  Ausgangspunkt  der  hessischen  Ge- 
setzgebung bUdet  das  G.  v.  25.  Mai  1811, 
welches  die  Leibeigenschaft  und  die 
eigentlichen  Leibeigenschaftsabgaben  aufhob, 
ein  Rechtszustand,  den  Art,  25  der  Ver- 
fassungsurkunde bestätigte.  Die  Umwand- 
lung der  Zehnten  in  ablösbare  Grund- 
renten verfügten  die  GG.  v.  15.  August  1816, 
V.  13,  März  1824  und  20.  Juni  1839,  wah- 
rend die  allgemeine  Ablösung  der 
Grundrenten  durch  die  GG.  v.  27.  Juni 
1836  und  (für  Rheinhessen)  v.  2.  Februar 
1841  angebahnt  wurde:  alle  bestehenden 
oder  durch  gesetzliche  Verwandlung  anderer 
Lasten  (z.  B.  Zehnten)  entstandenen  Geld- 


lOOg  Ic 
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tmd  Natoralgnindreaten  (GrundziDseti^  Bind 
hiernach  z'wangs'welse  ablOebar,  iadom 
jeder  Teil  die  AblösiuiK  verlangen  kann  und 
die  Minderheit  an  die  zustimmende  Uehr- 
heit  gebunden  ist :  das  Ablöenogskapital  be- 
tragt den  18  fachen  Betrag  der  Jahresrente; 
dasselbe  iBt  nach  Wahl  des  Berechtigten 
entweder  bar  abzuführen,  oder  es  bleibt  bei 
der  Slaatsschuldentilgungskasse  ge^n  4% 
Yernnsong  und  allmähliche  Tilgung  stehen , 
eine  weitgehende  VennittelungsuiAtigkeit 
dieser  Easse  zur  Abtia^ong  der  Ablßsungs- 
wahl  ist  TOrgeaehen.  Die  ÄblOebarkeit  einei 
Reihe  nicht  unter  das  1836  er  Gesetz  fallen- 
der Lasten  (Besoldungs-  und  andere  Lasten 
zu  Quasten  von  Kirchen-  und  Schuldiensten, 
Eirchenbautasten,  FaselviehJasten  etc.)  regelte 
das  G.  T.  3.  Oktober  1849. 

Die  fiskalischen  und  gutsherrlichen  Fron- 
den wurden  durch  die  GG.  v,  25.  Mai  1811, 
a  April  1819  und  6.  MSrz  1824  (Jagd- 
fronden) beseitigt. 

Die  Ablösung  der  Weiderechte  ward 
durch  das  G.  t.  7.  31ai  1848.  die  Aufhebung 
der  .Jagdberechtigungen  auf  fremdem 
Grund  und  Boden  durch  G.  v.  26,  Juli  1848, 
die  Allodifikation  der  Lehen  durch  die 
T.  T.  26.  November  1819  und  G.  v.  2.  Ma 
1849,  jene  der  Erbleihen  und  Land 
aiedelleihen  durch  G.  v.  6.  August  1848 
hertieigefabrt  Fflr  Rheinhessen  waren 
die  Lasten  grundherrlicher  Art  s&mtlich 
durch  die  französische  Gesetzgebung  der 
Revolutionszeit  (G.  v.  17.  Juli  179.^  und 
Reglement  v.  6,  Genn.)  beseitigt  worden; 
ebräfio  die  Jwdberechtigungeu  auf  fremdem 
Grund  und  Boden  auf  Grund  der  GG.  v, 
4.  und  II.  August  1789,  22.  u.  30.  April 
1790.  —  Gleiches  gilt  fflr  die  Reiehslande 
GlsasB-Lothringen. 

Litteratnr:    W.   Ooldwuinn,    Getettgebnng  dt* 
Orotih.    Hetten    in    Hettig    tnif    Befreurng    de* 

Otundeigenttitnt  und  der  Pertonen  rem  Lauten  und 
Betchränkungen,  Darmttadt  !S31.  —  W.  Zeller, 
Maiuünieh  der  Ver^fagmng  und  Vencaiitmg  im 
Orouhenogtum  Heuen,  Darmtladl  1886,  II.  Bd., 

8.  et  ff.  Btiehaibetiim: 


m.  Die  Bauernbefreiniig  in 
Oesterreich- Ungar  Q. 

1.  Ueberblick  über  die  ländliche  VerfaBsmig 
im  18.  Jahrhundert.  2.  Begimi  der  ataatlicliBii 
Eingriffe  in  die  giitaherrlich-bftDerlicheii  Verhält- 
niBse.  Ihre  GenesiB.  Ihr  Umfang.  Ihr  Charakter 
bis  in  die  vorthereBianiscbe  Zeit.  '6.  Die  there- 
BJajUBcben  Agrarreformen.  4.  Die  joBefiniadie 
Zeit.  5.  Die  nachjoBeflniscbe  Zeit  bis  1848. 
6.  Die  Revolution  von  1848,  die  Befleidgnn^ 
dea  Unt«rthftnigkeit«Terbande8  nncl  die  Grnnd- 
cntUstDDg. 


L  Ueberblick  aber  die  ISodllohe  Yer- 
fassuiig  im  18.  Jahrhoiidert  Die  Ünder, 
aus  denen  die  habsburgische  Monarchie 
zusammengewachsen  ist,  haben  weder  poli« 
tisch  noch  wirtschafthcJi  die  gleiche  Ent- 
wickelung  erfahren.  Insbesondere  ist  auch 
die  l&ndhche  Verbssung  Iti  denselben  nie- 
mals eine  einheitliche  gewesen.  Es  hat 
vielmehr,  I>evor  die  üb^ale  Gesetzgebung 
im  Anschlüsse  an  die  Revolutionsbewegung 
von  1846  die  alte  Ordniuig  zur  AuflSauug 
gebracht ,  hat ,  fast  ebenso  viele  A^frarver- 
lasBungen  gelben  als  EronlAnder.  Und 
wenn  man  sie  auch  einerseits  bei  aller 
Mannigfaltigkeit  im  einzelnen  auf  gewisse 
Gruppen  mit  im  grossen  und  ganzen  eioT 
heitlicher  Struktur  zurückzufOhren  vermag, 
so  steht  es  doch  andererseits  fest,  dass  der 
Rechtszustand ,  in  dem  die  bäuerliche  Be- 
vfilkenrng  vor  1848  lebte,  oft  sogar  in  dem- 
selben &onlande  von  G>egend  zu  Gegend 
verschieden  gewesen  ist. 

Als  typisch  kann  man  vor  allem  fOr  das 
18.  Jahrhundert  festhalten,  dass  Oberall  in 
Oeeterreich-Üngam ,  wie  immer  auch  im 
übrigen  die  Agrarverfassungen  der  einzehiea 
Gebiete  beechaffen  gewesen  sein  mOgeu,  das 
UoterthänigkeitBverhältnis  (nezug 
subditelae)  bestanden  hat.  Das  Wesen 
desselben  erblicken  wir  daiin,  daas  die 
teuerlidie  Bevölkerung  (Grund-  oder  Guts-) 
Herrschaften  —  oder  wie  sie  in  Oesterreich 
heissen :  Grundobrigkeiten  (Dominien) 
~  untersteht,  welche  nicht  bloss  alB  privat- 
berechtigt  auftreten,  sondern  auch  mitHerr^ 
schaftsbefugniBBen  öffentlich-rechtlichen  Cha- 
rakters (Patrimonial  herrlich  keit)  aus- 
gestattet erscheinen.  So  vor  allem  mit  der 
Handhabung  von  Justiz  und  Polizü  sowie 
mit  der  Durchführung  einer  Reihe  adminis- 
trativer Aufgaben  fOr  den  Staat.  Nur  in 
Tirol  wo  die  Bauernschaft  sogar  die  Stuid- 
schaft  auf  den  Landtagen  genoss,  gab  es 
keine  Patrimonialherrlichkeit  im  eigentlichen 
Sinne  des  Wortes  und  hat  man  es,  wo  uns 
trotzdemHerr8chaftE-(Dyna8tial-)Genchte  ent- 
gegentreten, in  der  Kegel  mit  der  AusDbung 
eines  au  den  Besitz  luidesherrlichei  Pfand- 
herrschaften   geknflpften  Rechtes  zu  thun. 

Uebrigens  gab  es  überall  auch  Frei- 
bauern. Ihre  Zahl  war  jedoch  uireends  be- 
deutend und  txat  hinter  der  Hasse  der 
ünterthanen*  vollständig  zurtlck. 

FrOft  man  die  l&ndbchen  Yerfassungen 
der  einzelnen  Kronländer  auf  das  Chararae- 
ristikum  der  privaten  Berecht^ungen  der 
Grundobrigkeiten  gegen  ihre  Ünterthanen, 
80  springt  es  Bofort  in  die  Augen,  dass  in 
einigen  Provinzen  die  Frondienste  der  Ter- 
pfhchteten  gegenüber  den  Natnralabgabea 
derselben  gar  nicht  in  Betracht  kommet^ 
während .  in  anderen  das  Umgekehrte  der 
Fall  ist    Dort  haben  wir  es  dum  mit  \emsr 


BanerabefreiuDg  (Oesterreich-Üngam) 


Ponn  ■wirtschaftlicher  Ausnutzung  des  Gross- 
grmidbeaitzeB  zu  thun,  die  man  als  >Onmd- 
Kerrschaft«  zu  bezeichnen  pflegt;  hier  mit 
der  »Gutsherrechaft«.  Dort  liegt  der  Haupt- 
nftchdnick  sal  dem  Oberei^ntum  der  Qruad- 
obrigkeit  an  a&mtUchen  in  ihrem  Bereiche 
befindlichen  unterthflnigen  ÄnBAasigkeiten 
und  bilden  die  aua  dem  Titel  dieses  Ober- 
^entoms  geforderten  and  entrichteten 
(Geld-  und  Natur&l-)Älwaben  und  Zlnsungen 
die  HaupteiDuahmequ^e  des  Grundherrn; 
hier  hingegen  tritt  uns  ein  für  den  Absatz 
«zeugender  landwirtschaftlicher  Grosebe- 
Qrieb  entg^en,  und  dieser  erscheint  als  die 
eögentiic^  Einkommensquelle  derEerrst^iaft 

Unter  diese  B^prifte  gebracht,  stellen 
Bidi  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien^  Kiedei^ 
Oeteireioh,  Erain,  Galizien  und  die  Buko- 
wina als  Gebiete  gutsherrlich-bftuerlicher 
Verfassung  dar.  Salzbui^g  und  Deutsch- 
Tirol  dagegen  sind  so  recht  eigentlich  Länder 
der  Grundherrschaft  Eine  Mittelstellung 
nehmen  Oesterreich  ob  der  Enns,  Steier- 
mark und  £ämthen  ein.  Sie  weisen  beide 
fenannte  Typen  wirtschafthcher  Ausnutzung 
es  GroB^rundbesitzes  neben  einander  aut 
Das  gleiche  kann  man  von  ün|am  sagen. 
Keiner  dieser  Gruppen  sind  schhesalich  zu- 
zurechnen: das  Küstenland  und  Wälsch- 
Tirol,  welche  den  üebei^ang  zum  italieni- 
sehen  Colonensysteme  reprSeentieren. 

Auch  in  den  Ländern  mit  Unterthänig- 
keitsverfasBung  kann  nicht  jeder  Unter- 
thanen  haben.  Die  Unterthänigkeit  kommt 
nur  auf  nhenschaftliclienc,  oder  wie  sie  in 
manchen  lAodem  —  weil  in  die  Landtafel 
eingetragen  —  heissen:  >landt&flichen< 
Gflt«m  vor,  von  deren  Besitz  Bfliverliche  in 
der  B^el  ausgeschlossen  sind.  Ob  übrigens 
die  Herrschaft  dem  LandesfOrsten ,  einem 
einzelnen  Privaten  oder  einer  (ständischen, 
geistlichen  oder  städtischen)  Korporation  zu- 
steht, ist  an  sich  gleichgUtig.  Ein  Unter- 
schied zwischen  >DomaniaI«-(>Amtst-)Bauem 
und  Frivatbauem  wird  nirgends  gemacht. 
Bechtlich  und  thatsächlich  ist  die  Stellung 
des  LandesfOrsten  zu  den  Untertbanen  auf 
seinen  Gutem  keine  andere  als  die  jeder 
sonstigen  FriTatobrigkeit  Ebensowenig  be- 
g^nen  wir  irgend  einem  ^undsätzlichen 
üntersdüede  in  der  Art,  wie  Domanial-  und 
Privatgüter  verwaltet  werden.  Yerpachtung 
und  Adminietiatiottswirtschaft  kommen  auf 
beiden  Eategorieen  vor. 

Die  Intensität  des  UntertMnigkeitsver- 
hältnisses  ist  nicht  Qberall  dieselbe. 

Immer  allerdings  ist  der  Unterthan  —  ob 
er  nun  angesessen  ist  oder  nicht ;  ob  er  als 
>BuBtikali8t*  mit  mannigfach  al^stuftem 
Besitzrecht  anf  >Bauemland'  baust  oder  als 
»Draninikalisti  auf  iHerrenlandi,  das  ihm 
im  Wege  besonderer  Verträge  überlassen 
wnrdej  ob  er  als  Bauer  wii^cbaftet  oder 


als  Häusler  —  an  die  Scholle  gebunden,  in 
der  freien  Benifewahl  beschränkt,  bei  der 
Eingehung  einer  Ehe  an  den  herrschaft- 
hchen  Konsens  gebunden  und  mancherlei 
anderweitigen  Einschränkungen  seiner  pri- 
vaten Handlungsfähigkeit  (z,  B.  in  Bezug 
auf  Einscbuldungs-  und  Testirfreibeit  sowie 
auf  die  [aktive  und  passive]  Prozessfäh^keit 
anderen  Personen  als  der  eigenen  Herr- 
schaft gegenüber)  unterworfen.  Ebenso 
finden  wir  regelmässig  die  Zwangsgeunde- 
dienste,  d.  h.  die  Veipfhchtung  der  noch 
in  Brot  und  Gewalt  der  Eltern  stehenden 
diensttauglichen  Unterthanenkinder,  auf  Ver- 
langen der  Herrschaft  in  deren  Dienst  zu 
treten.  —  Damit  und  dass  der  Uuterthan 
seiner  Gmndobrigkeit  gegenüber  zu  Treue, 
Gehorsam  und  Ehrerbietung  verpflichtet  er- 
scheint, ist  aber  keineswegs  gesagt,  dasa 
seine  Personen quah tat  aufgehoben  war.  Er 
war  kein  Verkehrsobjekt,  und  seine  privat- 
rechtliche Persönlichkeit  wurde  nach  allen 
wesentlichen  Bichtungen  hin  anerkannt. 
Seiner  SchollenpfUcht  entsprach  auch  ein 
Scholleniecht.  War  auch  seine  Bewegungs- 
freiheit aufgehoben,  so  konnte  er  doch 
andererseits  von  der  Scholle,  deren  ZubehOr 
er  bildete,  nicht  getrennt  werden.  Er  war 
ferner  Subjekt  von  Vermögens-  und  Familien- 
rechten. Er  erwarb  für  sich,  varäusserte 
und  vererbte  das  Erworbene  mit  Bechta- 
wirkung,  trat  zu  seiner  eigenen  Herrschaft 
in  vermögensrechtliche  Beziehungen  und 
hatte  der  letzteren  gegenüber  grundsätzlich 
und  von  Rechtswegen  Ansprum  auf  öffent- 
lichen und  civilen  Bechtsschutz  sowie  auf 
ProzesBvertretung  durch  Fiskal-  oder  eigens 
zu  diesem  Zwe<^e  bestellte  Oigane  (Unter- 
thansadvokaten).  —  Freilich  gilt  das  Gesagte 
nur  von  den  älteren  deutsch-slavischen  ESrb- 
tändem.  Viel  schlimmer  lagen  die  Dinge 
in  den  bei  der  Teilung  Polens  seit  1772  er- 
worbenen Gebieten  sowie  in  Ungarn.  In 
der  polnischen  iTunkerrepublik  war  der  Bauer 
immer  absoluter  Willkür  der  Herrschaft  aus- 
geliefert gewesen.  Und  nicht  anders  war 
es  seit  der  Niederwerfung  des  grossen 
Bauernaufstandes  von  1514  in  Ungarn,  das 
ja  schliesslich  auch  eine  Art  von  Junker- 
republit  bildete.  —  Uebrigens  setzten  sich 
die  Grundohrigkeiten  auch  anderwärts  that- 
aächlich  oft  genug  über  die  Bechte  ihrer 
Unterthanen  hinweg  und  übten  die  gröbsten 
Uissbräucbe.  Aber  selbst  in  den  böhmischen 
Ländern,  wo  dies  am  häufigsten  und  inten- 
sivsten geschah,  hat  eine  grundsätzliche 
Herabdrücknng  der  Rechtslage  der  Unter- 
thanen unter  das  oben  umscnriebene  Mass 


Die  Verschiedenh^t  des  Druckes,  der 
im  westlichen  Teile  der  Monarchie  auf  der 
unterthänigen  Bevölkerung  lastete,  erklärt 
sich  BUS  der  Verschiedenheit  der  ländlichen 
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Verfassungen  in  deu  einzelnen  Eronländern. 
Er  konnte  dem  Wesen  dor  Dingo  nach 
Biemalß  bedeutend  sein,  wo  die  önindheir- 
schaft  bestand.  Er  steigerte  sich  uraao- 
mehr,  zu  je  bestimmterer  Ausbildung  der 
gutsherrliche  Betrieb  gelangt  war. 

Auf  die  treibenden  Ursachen  der  Ent- 
stehung des  letzteren  kann  hier  ebensowenig 
eingegangen  wei-den  wie  auf  die  ältere  Ge- 
schichte der  ländlichen  Verfassung  über- 
haupt, i)  Festeehalten  muss  nur  werden, 
dass  sich  die  Sache  äusserlich  in  Form  von 
Legungen  bäuerlicher  Ansässigkeiten  durch 
deu  CFrundherm  abspielte.  Der  letztere 
schaffte  sich  so  und  erweiterte  nachher  die 
räumliche  Unterlage  für  landwirtschaftlichen 
Eigenbetrieb.  Seine  wirtschaftliche  Politik 
foMerte  offenbar  gebieterisch  die  Herab- 
drüiiuDg  der  Besitzrechte  aller  im  Bereiche 
seiner  Herrschaft  befindlichen  Wirte.  Nicht 
bloss,  weil  er  so  freie  Hand  zu  jeder  ihm 
nötig  erscheinenden  räumlichen  Erweiterung 
seines  Eigen betriebes  gewann,  sondern  auch, 
weil  mit  der  Verschlechterung  der  Besitz- 
rechte die  wirtschaftliche  Abhängigkeit  der 
*Tinterthänigen  "Wirte  von  der  Herrschaft  und 
die  Möglichkeit  stärkerer  Inanspruchnahme 
ihrer  ^-beifskraft  in  geradem  Verhaltnisse 
zunahm. 

Betrachtet  man  nun  die  Unterthanen 
nach  ihren  Besitzrechten ,  so  scheiden  sie 
sich  vor  allem,  wie  schon  oben  erwähnt 
wurde,  in  =  Rustikalisten«  und  »Donünika- 
listen«.  Jene  sind  auf  imtertliänigen  oder 
Kustikalgründen  angesessen,  welche  in  den 
Steuerkataslem  als  der  ordentlichen  Kontri- 
bution unterworfen  verzeichnet  sind;  diese 
sind  die  emphyteutischen  oder  pachtweisen 
Besitzer  von  (gnindsätzlich  steuerfreiem) 
Herreuland.  Für  die  sozialpolitische  Be- 
trachtiug  haben  die  Duminikalisten  keine 
"Wichtigkeit,  da  ihi-e  Schuldigkeiten  ver- 
tragsmässig  festgesetzt  waren  und  ein  Zwang 
zur  üebernahme  von  Vorwerksland  durch 
Unterthanen  nicht  bestand.  ^  Was  aber  die 
"HuBtikalisten  betrifft,  so  sind  sie  entweder 
»eingekauft"  oder  »u  neingekauft  f.  Die  letz- 
teren sind  bloss  »Wirte  bis  weiter«.  Ihre 
Nutzung  am  öi-unde  ist  allerdings  regel- 
mässig eine  lebenslängliclie.  Sie  geht  auch 
—  in  derselben  Art  wie  bei  ein^kauften 
Stellen  —  in  der  Kegel  auf  die  Kinder  des 
Stell enbesitzers  über.  Beides  aber  nur  that> 
sächhch  und  nicht  von  Kechtswcgen.  Der 
uneingekaufte  Rustikalist  ist  sdso  jeglicher 
TVilikür  der  Herrschaft  ausgesetzt  und  in- 
sofern rechtlich  schlimmer  daran  als  jeder, 
"wenn  auch  nur  zeitpacht weiser  Besitzer  von 
Hoftand,  da  dieser  sich  auf  seinen  Vertr^ 
'stützt.  —  In  \iel  geschützterer  Rechtslage 


befindet  sic'h  der  eingekaufte  Rustikalist. 
Allerdings  sind  die  Besitzrechte  derselben 
nichts  Einheitliches,  sondern  von  ganz  un- 
gleicher Stärke.  Allen  gemeinsam  ist,  daas 
in  der  Regel,  ausgenommen  wegen  lieder- 
licher Wirtschaft,  Uebersehuldung  oder 
Krimi n alverbreclien ,  eine  Abstiftung  des 
Wirtes  nicht  stattfinden  darf,  das^  wider 
dessen  Willen  kein  anderer  Wirt  auf  seine 
Stelle  kommen  kann  und  dass  der  Herr- 
schaft über  die  letztere  auch  sonst  weder 
im  ganzen  noch  teilweise  ein  Verfflgungs- 
recht  zusteht.  Dagegen  treten  uns  in  be- 
treff der  Dispositionsbefugnis  des  Stelleu- 
besifzers  unter  Lebenden  und  auf  den  Todes- 
fall sowie  in  Bezug  auf  die  Vererbliehkeit 
der  Stelle  auch  ab  intestato  die  manuig- 
fachsten  Aletufungeii  entgegen. 

Nach  dem  oben  Gesagten  ist  es  nur 
selbstverständlich,  dass  die  Zahl  der  unein- 
gekauften  Wirte  in  umgekehrtem  Verhält- 
nisse zur  EntwickeluDg  des  giitsherrlichen 
Betriebes  steht,  wobei  die  Muerlichen  Be- 
tricbsunifiingsklassen  für  die  Stärke  des  Be- 
sitzrechtes vollkommen  gleichgiltig  sind,  so 
dass  es  auf  derselben  Herrschaft  eingekaufte 
Häusler   und   uneingekaufte  Bauern   geben 

In  eine  Aufzählung  der  verechiedenen 
ausserordentlich  mannigfaltigen  grundherr- 
lichen Abgaben  und  Zinsungen  emzugehen, 
ist  unmSghch.  In  den  Ländern  der  Guts- 
herrschaft spielen  sie  eine  verhältnismässig 
sehr  geringe  Bolle  und  treten  hinter  den 
Frondiensten  (oder  wie  sie  in  Oesterreicli 
mit  einem  ^vischen  Worte  bezeichnet 
werden ;  RoboteiO  vollständig  zurück.  In 
den  böhmischen  Ländern,  wo  die  Gutsherr- 
schaft zu  tj-pischer  Ausbildung  gelangt  ist, 
aber  auch  anderwärts,  verschmähen  aller- 
dings die  Grundobrigkeiten  und  ihre  Wirt- 
schaftsbeamten auch  allerlei  andere  Mittel, 
den  Bauern  zu  schinden,  nicht.  Sie  massen 
sich  ein  Vorkaufsrecht  in  beti-eff  seiner  Elr- 
Zeugnisse  an  (^ Abdruckung  unterthäniger 
Feilschaften«).  Sie  zwingen  ihn  zur  kauf- 
weisen Abnahme  ihrer  Ei-zeugnisse  (*Auf- 
dringung  obrigkeitlicher  Feil  schatten  i).  Sie 
Oben  in  rücksichtslosester  Weise  im  Zu- 
sammenhange mit  dem  letzteren  Missbrauche 
ihr  Bier-  und  Branntweinerzeugungs-  sowie 
das  Schankrecht  aus.  Sie  Übervorteilen  ihn 
beim  Salzverkauf  u.  a.  m.  "Vor  allem  eher 
steigern  sie  ^  und  müssen  im  Verhältnisse 
zm'  Zunahme  ihres  gutsherrlichen  Betriebes 
steigern  —  die  Anforderungen  an  die  unter- 
thänige  Arbeitskraft  bis    ins   Unerträgliche. 

2.  Beginn  der  Btaatlichen  Ein^iffe 
in  die  gntsherrlich-bänerUchen  VerhSlt- 
niase.  Ihre  Genesis.  Ihr  Umfang.  Ihr 
Charakter  bis  in  die  vortlieresiaDiache 
Zeit.  Das  Vorhandensein  von  Üebelständen 
allein  zieht  noch  keineswegs  mit  Notwendig- 
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keit  staatliche  Eingriffe  zu  ihrer  Beseiti^ing 
nach  sich.  Und  jedeofalls  genügt  es  keines- 
wegs, das6  erleuchtete  Köpfe  diese  Uohel- 
St&nde  aiif7«igen  und  ihre  Abstellung  fordern, 
so  wenig  mau  ini  übrigen  diesen  Faktor 
unteiBch&tzen  darf.  So  bedeutsam  die  ethi- 
schen Momente  bei  jeder  ßtaatlichen  Reform- 
thfttigkeit  sind,  häufig  genug  wird  die 
letztere  in  erster  Linie  durch  materieUe 
Interessen  hervoreerufen.  Ausserordeothch 
lehrreich  ist  in  dieser  Beziehung  die  Ge- 
schichte der  Bauernbefreiung  in  Oesfcrreich. 
DrspningHch  wendet  der  Staat  den  ünter- 
thaoBTerbältnissen  Oberhaupt  gar  keine  be- 
soudere  gesetzgeberische  Aufmerksamkeit  zu. 
Die  Unterthänigkeit  und  die  auf  derselben 
beruhende  ländliche  Yerfassung  bilden  einen 
Teil  der  Landesverfassung  ilberhaiipt.  An 
diese  wird  aber  ander«  als  zur  Stärkung 
der  monarchischen  Centralgewalt ,   aus  rein 

Klitischen  Gründen  also,  nicht  getastet. 
T  Staat  betrachtet  vielmehr  die  ■wirt- 
aehaftlichen  Beziehungen  zwischen  Gutsherr 
und  Bauer  als  eine  innere  Angelegenheit 
dieser  beiden.  Nicht,  dass  dies  zu  klarem 
Bewiisstsein  käme.  Noch  weniger  wird  es 
snsdrflcklich  ausgesprochen.  Thatsächlich 
aber  wird  es  so  gehalten.  Die  gering  ent- 
'wickelteo  Machtbefugnisse  des  Staates,  der 
noch  in  der  allgemeinen  Vorstellung  mit 
der  Pereon  des  Landesfürsten  zusammen- 
fitlt,  lassen  ein  anderes  Verhalten  vorlaut 
auch  gar  nicht  zu.  Der  Staat  begnügt  sicJi 
also  damit,  wie  allen  anderen,  so  auch  der 
ODterthänigen  Bevölkerung  innerhalb  seines 
HachtkreiscB  und  der  zu  Recht  bestehenden 
ländlichen  Verfassung  Rechtsschutz  zu  ge- 
TrShren  —  wenn  und  soweit  derselbe 
angerufen  wird.  Aus  eigener  Initiative 
greift  der  Staat  nicht  ein.  Er  kümmert 
Bich  auch  nicht  darum,  ob  und  warum  in 
ihren  Rechten  gekränkte  Unterthanen  den 
Prozessweg  nicht  beschreiten.  Ebensowenig 
danun,  ob  —  falls  dies  geschieht  —  das, 
■was  durch  die  Behörden  als  rechtabeständig 
festgestellt  wird,  die  Ausbeutung  der  Unter- 
thanen durch  die  Herrschaften  und  den 
»irtschaftUcAen  Niedereang  der  ersferen 
sanktioniert  oder  herbeiführt.  Ebensowenig 
schliesslich  darum,  ob  bedrückte  Unter- 
thanen, wenn  sie  als  Kläger  auftreten,  auch 
die  ihnen  gerichtsordnungsni&ssig  obhegende 
Beweislast  in  betreff  des  Elageanspruches 
m  erbringen  im  Stande  sind  und  dass  der 
ihnen  gewährte  Rechtsschutz  meist  nicht 
nnr  illusorisch  bleibt,  sondern  sogar  zur 
Aneriunaung  und  Stärkung  des  herrschaft- 
lichen Unrechts  führt. 

Nur  sehr  langsam  verlässt  der  Staat 
diesen  Standpunkt  Und  als  er  es  thut, 
geschieht  es  nicht  bewusst  und  in  Voraus- 
sicbt  dessen,  wohin  der  neue  Weg,  den  er 
betreten  hat,  führen  wird.    Denn  wie  diese 


Erkenntnis  fehlt  auch  die  Absicht,  einen 
neuen  Weg  zu  betreten.  Massgebend  sind 
vieiraehr  augenhHckliche  EnväKungen  und 
Rücksichten  rein  fiskalischer  Natur. 

Oben  schon  wurde  darauf  hingewiesen, 
d^TSS  nur  das  »Bauernland«  der  ordentlichen 
Kontribution  unterworfen,  das  Herrenland 
dagegen  grundsätzlich  kontributionsfrei  war. 
Der  Staat  ist  natürlich  daran  interessiert, 
dass  ihm  sein  Steuerobiekt  nicht  abhanden 
komme.  Anderei-seits  aber  hat  in  den  Län- 
dern des  gutshcrrlichen  Betriebes  das  Herren- 
land  —  dem  Wesen  der  kapitalistischen 
Produktionsweise  entsprechend  —  die  Ten- 
denz, sich  fortwährend  auszudehnen.  Dies 
ist  wirtschaftlich  nur  auf  Kosten  des  Bauem- 
landes  möglich.  Denn  Neurodungen  sind 
zu  kostspielig.  Wir<l  nun  eine  gelegte 
Bauemstelle,  vermöge  der  Thafsache  ihi-er 
Zuschlagung  zum  heiTSchafthchen  Vorwerks- 
land, kontributionsfrei?  Die  Dominien  be- 
jahen natürlich  diese  Frage.  Der  Staat  ver- 
neint sie.  Er  sucht  daher,  zunächst  reh» 
mechanisch ,  sein  Steuerobjekt  dadurch  zu 
erhalten,  dass  er  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
17.  Jahrhunderts  sämtliche  Bauemstellen  in 
nachher  wiederholt  revidierton  und  richtig 
gestellten  Katastern  verzeiclioet.  Das  nützt 
aber  nichts.  Denn  die  Dominien  benutzen 
das  ihnen  nach  der  Landesverfassung  zu- 
stehende Recht  aur  Repartierune  und  Ein- 
hebung der  Kontribution  dazu,  die  letztere 
von  den  gelegten  auf  die  verbleibenden  unter- 
thänigen  Stellen  zu  überwälzen.  Natürlich 
äussert  sich  dies  in  einer  Minderung  und 
in  der  Unsicheriieit  der  Steuereingänge. 
Der  Staat  sucht  sich  nun  dadurch  zu  helfen, 
dass  er  die  Steuerpflicht  von  Bauernlsnd 
—  in  wessen  Händen  immer  es  sich  be- 
finden möge  —  gesetzhch  festlegt.  Das 
hindert  aber  weder  die  Legungen  noch  die 
Steuerüberwälzungen.  Da  man  sich  nun 
ernsthafter  und  durch  die  Erfahrung  belehrt 
mit  diesen  Thatsachen  zu  beschäftigen  an- 
fängt, entdeckt  man,  dass  der  Rückgang  der 
unterthflnigen  Steuerkraft  nicht  nur  durch 
die  widerrechtlichen  Erhöhungen  der  Stener- 
quoteo  von  seilen  der  Dominien,  sondern 
auch  dadurch  verursacht  wird,  dass  jede 
Legung  einer  Bauemstelle  eine  vermehrte 
Kräfteaiisbeutung  der  verbleibenden  fron- 
pfhchtigen  Wii-te  zur  Folge  liat.  Denn  mit 
der  Zunahme  des  Herrenlandes  imd  in  ge- 
radem Verhältnisse  zu  derselben  wäcQist 
eineraeits  der  gutsherrliche  Anspruch  an  die 
untertliänige  Arbeitskraft,  während  anderer- 
seits in  gleichem  Masse  das  verfügbare 
Quantum  dieser  Arbeitskraft  abnimmt.  WiD 
also  der  Staat  seine  Steuereingänge  sichern, 
so  muBS  er  auch  zu  dieser  Thatsache  Stellung 
nehmen,  und  er  wird  dann  immer  weiter 
gedrängt:  von  Versuchen,  zunächst  wieder 
rein    mechanisch    die   Anforderungen    der 
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Dominien  an  ihre  Unterthanen  in  einer  für 
diese  erträglichen  und  damit  mittelbar  für 
sein  Steuennteresse  förderlichen  Art  zu  be- 
Bchränken,  zu  organischen  Yorkehruagen, 
welche  die  Ueoerlastung  des  Uatertnans 
durch  fortwähreude  AusdehnuDg  des  guta- 
herrlichen  Betriebes  auf  Kosten  des  Bauern- 
landes und  der  unterthanigen  Arbeitskraft 
unm&gllch  macbeu  sollen. 

Ist  man  erst  einmal  soweit,  so  wirken 
a/och  bereits  für  Art  und  Umfang  der  Staate 
liehen  Intervention  neben  den  fiskalischen 
Erw&gungen  andere  Faktoren  mit :  die  natur- 
rechthchen  und  physiokralischen  Lehren, 
die  Bestrebun^n  des  aufgeklarten  Absolutis- 
mus, die  politische  Machtstellung  der  Stände 
zn  untei^rabcn  und  das  Staatswesen  durch 
Heranzidiun^  der  grossen  Hassen  auf  eine 
breitere  Basis  zu  wirken,  der  Impuls  von 
ßeformideeen  erfailter  Individuahtäten. 

Halt  man  das  Gesagte  fest,  so  wird  es 
ohne  weiteres  klar,  dass  die  staatliche  Inter- 
vention in  die  Beziehungen  zwischen  Unter- 
thanen und  Hen'schaft  ihre  eigentliche  Heimat 
in  den  LBndern  der  Gutsberrlichkeit  haben 
muss.  Und  wir  begreifen  dann  auch  voll- 
kommen, dass  sie  zuerst  und  am  schärfsten 
in  den  böhmischen  Ländern  einsetzt,  um 
dann  für  die  übrigen  Teile  der  Monarchie 
vorbildlich  zu  werden. 

Nicht  Bauerahefr.eiung  aber,  d.  h. 
die  Auflösung  des  Unterthäiiigkeitsverbaades 
ist  ihr  Ziel,  sondern  lediglich  Bauern- 
schutz.    Es  handelt  sich  bei  demselben 

1)  um  die  He^liening  der  unterthanigen 
Schuldigkeiten  an  die  Onmdolmg- 
keiten ; 

2)  um  die  Besserung  der  unterthanigen 
Besitzverhai  tnisse ; 

3)  imi  die  Hebung  der  peraSnlicheu 
Kechtästellung  der  Unteruianen; 

4)  um  staatliche  Massnahmen  zur  Er- 
haltung des  Bauernstandes  und  alles 

'  Bauernlandes  iu  bäuerlichen  Händen, 
also  im  Kleinbetriebe. 

Eine  Eigentümlichkeit  des  Bauemschutzes 
—  wie  übrigens  auch  später  der  Bauern- 
befreiung —  in  Oesterreich  ist  der  allge- 
meine Charakter  der  zu  seiner  Durchführung 
bestimmten  Qesetzgebung.  Alles,  was  in 
dieser  Richtung  gesciüeht,  ist  iuris  communis. 
En  Unterschied  zwischen  Privat-  und  Amts- 
bauem  viid  ~  mit  einer  einzigen,  später 
zu  besprechenden  Ausnahme  —  nicht  ge- 
macht. 

Dem  ersten  der  eben  erwähnten  Zwecke 
des  »Bauemschutzes«  dienen  vornehmlich 
die  Kobotpatente ,  deren  für  Böhmen  (imd 
Mahren)  in  der  vortheresianischen  Zeit  drei 
erlassen  worden  sind:  vom  28.  Juni  1680, 
vom  22.  Februai-  1717  und  vom  27.  Januar 
1738.  Das  erste  derselben  wurde  durch 
einen  gewaltsamen  Ausbruch  der  gequälten 


böhmischen  Bauernschaften,  der  die  Gefahr 
ähnlicher  aufständischer  Bewegungen  auch 
in  den  benachbarten  Provinzen  ziemlich  nahe 
rückte  imd  nur  mit  Anwendung  bedeutender 
Waffengewalt  niedergeworfen  werden  konnte, 
veranlasst.  Und  auch  zur  Erlaasung  des 
zweiten  sah  sich  die  Begierung  durch  Un- 
ruhen und  Bauern  taustietungen',  oder  wie 
wir  heute  sa^n  würden :  Slrikes,  auf  ein- 
zelnen bShmischen  Henechaften  veranlasst 
Beide  Patente ,  welche  übrigens  jeglicher 
Sanktion  entbehrten,  blieben  vollständig 
wirkungslos.  So  wurde  denn,  im  An- 
BchliiBse  an  eine  Enquete  Über  die  Ursachen 
des  Kontributioasrückganges  in  Böhmen,  für 
dieses  Kronland  und  für  Mähren  1738  ein 
neues  Patent  erlassen,  das  dann  bis  zum 
Jahre  1775  in  Geltung  blieb.  Auch  dieses 
will,  wie  schon  die  früheren  —  nur  mit 
gr6s£»rem  Ernst  und  Nachdruck  —  die  alte 
Arbeiteverfassung  durch  Beseitigung  ihrer 
är^ten  Auswadise  bloss  ausfhcken  imd 
keineswegs  eine  neue  einführen.  Keines 
von  ihnen  will  das  »Wieviel*  der  unter- 
thanigen Schuldigkeiten  bestimmen.  An 
eine  allgemeine  Untersuchung  des  Rechts- 
bestandes  dieser  letzteren  und  insbesondere 
der  Frondienste  wird  ^  nicht  gedacht. 
Nach  wie  vor  befasst  sich  der  Staat  mit 
einer  solchen  nur.  wenn  er  hierzu  durch 
die  Klage  eines  in  seinen  Rechten  Ver- 
letzten provoziert  wird.  Ea  findet  vielmehr 
bloss,  in  überraschender  Analogie  mit  unseren 
modernen  Ar beiterschutzgeset^ebungen,  eine 
detaillierte  Reglementierung  der  unter- 
thanigen Boi)otleistung  statt.  Es  werden 
Bestimmungen  getroffen  Ober  die  Normal- 
daner  des  Arbeitstages  und  die  Folgen  von 
Arbeits veraäumnissen,  über  ausBeroiiientli<^e 
Dienste  und  weite  Fuhren  sowie  über  die 
den  Fröneni  hierbei  gebfihrenden  Ent- 
schädigungen (lErgOtzlichkeiteni);  es  wird 
die  Sonn-  und  Feiertagsniho  statuiert;  die 
zwangsweise  Verhaltung  der  L'nterthanen 
zum  Kaufe  herrschaftlidier  Wirtschafteer- 
zeugnisse wird  verboten;  eine  Reihe  bloss 
chibinöser  Abgaben  (»Ehrungen»)  wird  ab- 
gestellt ;  es  findet  eine  Regelung  des  unter- 
thanigen Beschwerdeweges  statt  u.  a.  m. 

Auch  das  Patent  von  1738  verf^ta 
seinen  Zweck,  da  es  dos  Uebel,  zu  dessen 
Bekämpfung  es  bestimmt  war,  nicht  an  der 
Wurzel  fa^e,  ja  dies  nicht  einmal  beab- 
sichtigte. I^  Bauernland  schmilzt  also 
weiter  zusammen.  Die  Zahl  der  kontri- 
butionspfUchÜgen  Bauemwirte  sinkt  unauf- 
hörlich. In  demselben  Masse  steigt  die 
Steuerlast  derselben.  Stets  unertxS^lidiw 
wird  die  Bürde  ihrer  Frondienste.  Sie  ver- 
armen immer  mehr,  Ihre  Steuerkraft  nimmt 
ab.  Die  Steuerrüdcstäode  mehren  sich.  Ver- 
geblich entsendet  der  Staat  ausserordent- 
liche Kommissare,  die  dem  Gesetze  Achtung 
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Teischaffen,  die  fi^alischen  Interessen 
wahren,  für  die  Burchfflhrung  der  Ärbeiter- 
■ohiitzgesetzgebung  Sorge  tragen  sollen. 
Alles  bleibt  vei^bticta.  Neben  allem  anderen, 
veil  es  an  einer  staaüicheu,  pflichtgetreuen, 
dem  gemeinen  Wesen  allein  oieDStbaren  und 
Ton  dem  Bewusstsein  hiervon  erfflllten  Be- 
amtenschaft fehlt,  die  dauernd  und  flbetaU 
sogleich  die  EHnhaltun^  der  Qeaeti«  Uber- 
vacben  und  Ansschreitungen  g^en  die- 
selben zu  unterdrücken  hat  Anders  wird 
es  eist  unter  Maria  Theresia. 

S.  Die  theresianiflchen  Agrarreform 
■ea.  Die  erste  Hftlfte  der  thereeianischen 
Periode  var  der  DurchfOhrung  einer  Reihe 
o^aniaatoriacher  Beformen  gewidmet,  welche 
die  finanzielle  und  militftrische  Stellung  der 
Monarchie  stSi^en,  eine  schfirfere  und  nm- 
faSEendere  Verwaltung  ermöglichen  und  diese 
lugleidi  von  den  bishengen  st&ndJschen 
I^desbeamten  und  Landeeverwaltnngen  un- 
abhSogig  machen ,  die  Provinzen  in  eine 
RfiBsere  AbhAn^gkeit  vom  Uittelpuette  des 
Beiches  laringen,  eine  festere  Ordnung  und 
einen  rascheren  Öang  der  Oeach&fte  herbei- 
fflhren  sollten.  Alles  das  nahm  die  Auf- 
merksamkeit und  Tbfitigkeit  der  Kaiserin  so 
Tollst&ndi^  in  Anaprucn,  dasa  sie  natur- 
gem968  nicht  auch  zagleich  an  unmittelbar 
EU  Oonsten  der  unterthfinigen  Bevölkerung 
bestimmte  Massregeln  denken  konnte.  Mittel- 
fcar  aber  musste  schon  die  Verwaltungs- 
reform von  günstigen  Reflexwirkungen  für 
die  Unterthanen  b^leit«t  sein.  Die  zwischen 
1747  und  1756  teila  neugeschaffenen,  teils 
leoiganisiertenEreisämt er  waten  so  recht 
eigeotiich  die  mit  der  Aufsicht  über  das 
Unt^thanenveeen  und  mit  dem  Schutze 
der  bSuerlichen  Bevölkerung  gegen  ihre 
Herrechaftea  betrauten  BehOraen  und  lebten 
ncfa  immer  mehr  in  ihre  Aufgabe  hiuein. 
Die  Steuerrektifikation  (seit  1748)  führte  zur 
Hiteinbeziehung  des  Dominikalbesitzes  in 
die  Kontributionsbel^ung ,  wenn  derselbe 
auch  in  Bezug  auf  die  QrOese  der  Steuer- 

C»  und  die  Art  ihrer  Einbringung  dem 
tikalberätz  gegenüber  sehr  begünstigt 
Uieb.  Im  Anachluaee  an  die  Bemühungen, 
seine  Koutributionseing&nge  auszudehnen 
und  zu  sichern,  befugte  sich  der  Staat 
nicht  mehr  bloss  wie  früher  mit  der  Be- 
stimmung, dasB  auch  gelegte  Unterthans- 
gründe  der  CM^entUchen  Kontribution  untere 
worfen  bleiben  sollten  und  eine  Steuerab- 
wUznng  von  denselben  nicht  sollte  statt- 
finden dürfen.  Er  ging  viel  weiter.  Erst 
Terixjt  man  (Reskript  v.  31.  Juli  1750)  jede 
dgenroftcblige  Vertausdiuog  unterthamger 
Gründe  durch  die  Herrschaften  ohne  l^t- 
BcbidigDDg  der  betreffenden  Wirte  >ia 
qnanto  et  in  muli*  und  ohne  vorherige 
)  an  das  Ereisamt  und  bedrohte  Zu- 
indelnde   nicht   bloss   mit  der  Ver- 


pflichtung zur  Zurückerstattung  der  wider- 
rechtlich vertauschten  Gründe,  sondern  auch 
der  »poena  dupli».  Ein  Jahr  darauf 
erklärte  man  aber  auch  die  Einziehung 
unterthAn^r  Gründe  zTim  herrschaftlichen 
Vorwerksland  nur  unter  den  gleichen  Voraus- 
setzungen für  zulässig  und  bürdete  den  Do- 
minien die  Haftung  für  die  Eontribution 
von  wüsten  Bauerostellen  auf  (Reskript  v, 
23.  Januar  1751).  Damit  war  die  HOglich- 
kät  einer  weiteren  AusdehnuDg  des  Herren- 
landes auf  Eosten  des  Bauenilandes  end- 
giltig  unml^lich  gemacht  und  wenn  auch 
die  Gründevertauschungs-  und  Einziehungs- 
verbote anfänglich  nicht  streng  gehandhabt 
worden  sein  m(^n,  seit  1775  etwa  wurden 
sie  mit  um  so  grosserem  Nachdruck  durch- 
geführt und  sind  Ms  zum  Jahre  1847  in 
Geltung  geblieben. 

Erst  nach  Beendigung  der  E&mpfe  um 
den  Besitz  Schlesiens  und  nach  Vollendung 
ihrer  Verwaltungsreoi^anisation  und  Steuer^ 
rektifikation  wendet  sieh  die  Kaiserin  un- 
mittelbaren Eingriffen  in  die  Verhältnisse 
zwischen  Herrschaften  und  Unterthanen  zu. 
Dieselbe  b^nnt  diesmal,  und  zwar  wieder 
unter  dem  Eindrucke  von  Bauemunruhen, 
iu  Schlesien  mit  dem  für  dieses  Land  allein 
erlassenen  Hauptpatent  vom  6.  Juh  1771. 
Dieses  Gesetz  ist,  mit  einigen  Aenderungeu 
aus  dem  Jahre  1775,  bis  zur  Grundent^ 
lastimg  in  Kraft  geblieben.  Es  wurde  aus 
landesfüisl  lieber  Alacht Vollkommenheit  er- 
lassen. Die  Stände  vrurden  nicht  gefragt, 
und  ihr  Widerstand  blieb  vergeblich.  — 
Diese  Reform  hatte  den  Stein  ins  Rollen 
gebracht.  Ihr  schloss  sich  auch  vor  allem 
eine  solche  in  Böhmen  und  Mähren  an. 
Bereits  1771  -«-urde  für  Böhmen  eine  Ur- 
barialkommission  zur  Regulierung  der  unter- 
thSnigen  Schuldigkeiten  eingesetzt  Aller- 
dings ging  die  Sache  hier  nicht  so  ^tt 
von  statten  vrie  in  Schlesien.  Die  Stände 
leisteten  hartnäckigsten  Wideretand  und 
brachten  gar  oft  die  eingeleiteten  Reformen 
zum  Stillstand.  Sie  ganz  aufzuhalten,  ver- 
mochten sie  aber  nicht  Hauptsächlich  war 
es  ihnen  darum  zu  thun,  den  Zwangs- 
charakter der  Regulierung  zu  verhindern. 
Die  letztere  sollte  vielmehr  im  Wege  frei- 
will^r  Vereinbarungen  zwischen  Herr- 
schaften und  Unterthanen  stattfinden.  Da- 
bei, wurde  behauptet,  werde  auch  jede  Un- 
billigkeit zu  Ungunsten  des  einen  oder  de» 
anderen  Teiles  am  ehesten  vennieden  werden 
können,  da  die  luteressenten  am  besten  in 
der  Iflge  wären,  auf  die  Besonderheitea 
eines  jeden  einzelnen  Falles  Rücksicht  zu 
nehmen.  Die  Regierung  ging  auch  hierauf 
ein  —  aber  nur  zum  Teil.  Sie  publizierte 
mit  V.  V.  7.  April  1774  den  sogenannten 
»Unterrichte,  in  welchem  die  Schuldi^aiteit 
der  einzelnen  Unterthanenklassen  nach  d«r 
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Höhe  ihrer  Eontribution  aleistiing  festeele^ 
waren.  Dieser  Uoterricht,  der  vorläufig 
keiaerlei  verbindhche  Kraft  hatte,  sollte, 
falls  üicht  innerhalb  einer  Präklusivfrist  von 
6  Monaten  freiwillige  Vereinbarungen  über 
ilie  künftigen  Schuldigkeiten  der  Uiiter- 
thanea  zwischen  diesen  und  den  Herr- 
schaften zu  Staude  kämen,  zur  aUeinif^en 
obligatorischen  Richtschnur  dieser  Schuldig- 
keiten genommen  wertlen.  Natürlich  kamen 
unter  solchen  Verhältnissen  nirgends  Ver- 
gleiche zwischen  deu  Interessenten  zu  stände. 
Und  als  ^r  die  Regierung,  statt  nach  Ab- 
lauf des  Präklusivtermins  den  »Unterricht» 
zi^-angsweise  durchzufahren,  an  eine  neuer- 
liche Erörterung  der  Angelegenheit  ging, 
festigte  sich  in  den  Unterthanen  immer  mehr 
die  üeberzeugung,  dasa  die  Stände  die 
Kaiserin  verhindern  wollten,  ihnen  zu  helfen. 
Es  kam  zu  ernsthaften  Bauemunruheu  und 
schliesslich  unter  deren  Druck  zur  Kund- 
machung des  Patentes  vom  13.  August  1775 
für  Böhmen,  das  unter  dem  7.  September 
1775  auch  auf  Mähren  ausgedehnt  wurde. 

In  alleu  drei  Pi'ovinzea  wurde  bei  dieser 
Heguheruug  festgehalten,  dass  xuiter  keinen 
Umständen  eine  Erhöhung  der  —  etwa  gegen 
das  Patentausmass  geringeren  —  alten  Schul- 
digkeiten, sondern  nur  eine  Herabsetzung 
derselben  stattfinden  dürfe.  In  Böhmen  und 
Mähren  fand  dieselbe  für  die  angesessenen 
Unterthanen  nach  Massgabe  ihrer  Kontri- 
butionsloistung  statt.  In  allen  drei  Ländern 
fand  schliesshch  durch  eigene  Hofkommis- 
sionen  eine  Aufzeichnung  der  regulierten 
Uuterthansschuldigkeiten  in  »Urbarien-»  und 
lEobot^'erzeichniasen«  statt,  die  bereits  im 
Märzl77Sbecndigtwar.  Ueberdies  enthielten 
die  neuen  Robotpatente  eine  durchgi-eifende 
Yerbesserung  der  schon  in  den  aJten  Pa- 
tenten enthalten  gewesenen  Bestimmungen 
arbeitcrschutzgesetzlichen  Charakters. 

In  ähnlicher  Weise  wurden  die  Robot- 
verhältnisse auch  in  2iiederösterreich  durch 
das  Robotpatent  v.  6.  Juni  1772  georduet, 
dem  \mtcr  dem  12.  Juni  und  24.  Oktober 
1772  zwei  Erläutenmgspatente  folgten. 

Auch  in  Ungarn  versuchte  die  Kaiserin, 
den  auf  den  Unterthanen  lastenden  Druck 
KU  mindern.  Ihi-e  Reformbestrebungen 
stiessen  jedoch  auf  den  lebhaftesten  Wider- 
stand des  Reichstags  (1704—65).  Sie  ent- 
schloss  sich  daher,  auch  hier  aus  landes- 
fürstlicher Machtvollkommenheit  vorzugchen 
xmd  licss  in  den  Jahren  ITGÜ — 1768  durch 
Hofkomm issiouen  ein  sUrbarium«  einrichten, 
das  aber  erst  1790  —  und  auch  späterliin  nur 
von  Landtag  zu  Landtag  —  von  den  Ständen 
bloss  provisorischanerkanntwurde.  Praktisch 
ist  es  so  gut  wie  vollständig  wirkungslos 
geblieben,  da  der  Adel  seiner  Durchführung 
andauernden  und  systematischen  Widerstand 
entgegensetzte.     Immerhin   ist  es  bis   zum 


Jahre  1836  das  einzige  Oesetz  zum  Schutze 
des   imgarische n   Bauernstandes    geblieben. 

Schliesslich  wurden  auch  die  Unter- 
thanen in  den  neuerworbenen  polnischen 
Provinzen  der  ihnen  bis  dahin  ganz  unbe- 
kannt gebliebenen  Wohlthaten  ausgiebigeren 
Eechtaschutzes  gegen  die  gutßherrhchen  Be- 
drückungen teilhaftig.  Die  zu  ihren  Gunsten 
ergriffenen  Schutzmasaregeln  erscheinen  in 
dem  josefinischen  ßobotpatent  v.  16,  Juni 
1786  zusammen gefasst  und  in  ein  System 
gebracht. 

Neben  den  Hobotreguherimgen  treten 
unter  Maria  Theresia  in  stark  betonter  Art 
auch  die  Bemühungen  hervor,  das  Bauem- 
land  in  den  Händen  des  Bauernstandes  zu 
erhalteu.  Zwar  hatte  das  Bestreben  nach 
Wiederbesetzung  gelt^er  bäuerlicher  Stellen 
keinen  Erfolg,  wohl  aber  dasjenige,  die  Be- 
sitzrechte  der  Unterthanen  zu  stärken. 

Schon  im  schlesischen  Hauptpatent  und 
ebenso  durch  das  Einkaufsgesetz  v.  25.  Januar 
1770  für  Böhmen  und  Mähren  wird  den 
Unterthanen  die  Möglichkeit  geboten,  durch 
Zahlung  eines  Eiokaufsgeldes  sieh  das  Erb- 
eigentum an  ihren  Gründen  zu  sichern ;  und 
im  Anschlüsse  daran  wird  dann  die  Erb- 
folge in  eingekaufte  unterthänige  Stellen 
reguliert  und  jede  wLUkürhohe  Einfluss- 
nanme  der  Herrschaften  auf  dieselbe  beseitigt 
(Hofd.  V.  20.  Dezember  _1770  für  Böhmen, 
unter  dem  10.  Oktober  1/S3  auf  Mähren  und 
Schlesien  ausgedehnt). 

In  ähnliclier  Weise  wie  in  den  Ländern 
der  böhmischen  Krone  bethätigte  sich  die 
Gesetzgebung  in  der  Richtung  einer  Besse- 
rung und  Festigung  der  imterthänigen  Be- 
äitzrechte  auch  in  den  anderen  Erbländem. 

So  wmde  in  Kämthen  nach  Keseitigung 
des  grundherrhchen  Vorkauf-  mid  Einstands- 
rechts  den  zu  »Kaufrecht«  (»Biu^recht«, 
»Baurecht")  angesessenen  Unterthanen  im 
Jahre  1773  die  freie  Verfügung  über  ihre 
Stellen  unter  Lebenden  und  auf  den  Todes- 
fall eingeräumt  und  gleichzeitig;  bestimmt, 
dass  bei  Abgang  einer  Jetztwilligen  Tei^ 
fQgimg  die  nächsten  Blutsverwandten  ein- 
treten sollten,  während  früher  der  Herr- 
schaft das  Heim  fallsrecht  zustand,  falls  der 
Wirt  keine  zur  Kaclifolge  ab  intestato  be- 
rufene Person  hinterliess.  Mit  Patent  \. 
21.  Oktober  1766  wurden  femer  die  frei- 
stifthchen  Verleihungen,  d.  h.  die  üeber- 
lassung  von  Grund  und  Boden  zu  lebens- 
läiigliclier  Nutzung  des  Wirtes  allein  für 
die  Zukunft  untersagt  Die  Patente  v.  8. 
August  1769  und  6.  Februar  1770  empfahlen 
die  Kaufrechtliehmachung  der  iFreiatifte« 
auf  das  dringlicliste.  Als  dies  aber  nichts 
nutzte,  wurde  mit  Patent  v.  13.  November 
1774  (imd  den  NaclitrSgen  zu  demselben 
von  1774  und  1783)  die  Aufhebung  der 
Freistiftsverleihimgen  mid  deren  Verwand- 
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luDg  in  £anfrechle  g:egea  Erleg^ung  von  Vi  des 
ScnÜtzwertes  dnrch  die  danüdigen  Besitzer 
aiisgesprocheD. 

AehnlicheYerbältui^e  'walteten  in  Steier- 
mark, in  Erain  und  in  einzelnen  Teilen  des 
Küstenlandes.  Ein  imperatives  Eingreifen 
hat  jedoch  hier  'weder  unter  Maria  Theresia 
noch  später  stattgefunden. 

So  wohltbAdg  die  theresianischen  He- 
formea  für  die  imterthänige  Bevölkerung 
gewesen  sind,  so  darf  man  bei  ihrer  Wür- 
digung niemsJe  ausser  acht  lassen,  dass  sie 
nidit  die  Aufhebung,  sondern  die  Eonser- 
vierung der  alten  landlichen  Verfassung 
unter  Abmildemi^  und  Beseitigung  ihrer 
Auswflchse  bezweckten.  In  ihren  letzten 
Begierungsjahren  hat  sich  allerdings  die 
Eaiseiin  zu  -weitergehenden  Massnahmen 
entschlossen  ^  jedoch  nur  insoweit,  als  sie 
als  >Orundfrau<,  d.  h.  als  Herrschaft  auf 
ihren  Domänen  und  den  der  Staatsverwal- 
tung unterstehenden  Gütern  freie  Hand  hatte. 
Sie  b^innt  mit  der  vollständigen  Aufhebung 
der  Erbunterthänigkeit  sowie  mit  der  Be- 
seitigung der  unfreien  Zwangsarbeit  imd 
Yerwandlung  der  unterthänigen  Schuldig- 
keiten in  feste  Geld-  oder  Getreiderenten. 
Sie  leitet  so  die  Aufhebung  des  gutsherr- 
lichen  Groesbetriebes  ein.  Dag  ist  ja  der 
Sinn  und  Inhalt  des  "Domänen zerstückelungs- 
und  Robotablösungssystems«,  das  seit  1775 
unter  der  Leitung  des  Domänendirektore 
von  Raab  in  Böhmen  und  auch  anderwärts 
dorchgefChrt  wird.  Immer  aber  muss  fest- 
gehalten werden;  die  Raabschen  Reformen 
bezogen  sich  nur  auf  die  Domänenbauem. 
Allerdings  hoffte  man  —  und  hie  und  da 
nicht  ganz  veigebiich  —  dass  sie  auch  bei 
den  Privatobrigkeiten  Nachahmung  finden 
irarden.  An  emen  Z-wang  gegen  diese  zu 
denken,  davon  war  man  jedoch  weit  ent- 
fernt 

4.  Die  josefinische  Zeit  Erst  mit 
Josef  n,  beginnt  eine  ihrem  Wesen  nach 
revolutionäre  Agrarpolitik,  deren  letztes  Ziel 
also  nicht  mehr  die  Verbesserung  sondern 
schlechtweg  die  BeseitiguDg  der  alten  länd- 
lichen Verraseung  und  deren  Ersetzung  durch 
eine  nene  war. 

Vor  allem  setzt  Josef  mit  einer  aus- 
§^bigen  Hebung  der  persönlichen  Rechtg- 
slellnng  der  Dnferthanen  ein.  Durch  das  be- 
rOhmte  >Leibeigenschaftsaufhebung8patent< 
V.  1.  November  1781  wird  die  Ate  Erb- 
unterthänigk^t  in  den  deutsch  -  slavi sehen 
Krbländem  vollständig  umgestaltet  Wohl 
bleiben  damacb  die  ünterthanen  auch  für 
die  Ziikunft  den  Herrschaften  zu  Gehorsam 
verpflichtet.  Allein  sie  können  fortan  sich 
gegea  blosse  Anzeige  bei  der  Obrigkeit, 
worüber   ilinen    eine  Bescheinigung  unent- 

Slthch  auszufolgen  ist,  verehelichen:    sich 
indwerken,  £flnsten  und  Wissenschaften 


widmen,  ohne  hierzu  eines  obr^keiUichen 
Konsenses  zu  bedürfen ;  ebenso  ihrem  Nah- 
nmgsverdienste  nachgehen,  wo  sie  ihn 
finden,  und  unter  Beobachtung  der  Tor- 
schriften über  das  Werbebezirkasystem  aus 
dem  Gutsbezirk  auch  gänzlich  wegziehen 
und  sich  anderwärts  häuslich  niederlassen. 
Doch  bedürfen  sie  hierzu  eines  obrigkeit- 
lichen Koasensea,  der  ihnen  ebenfalls  un- 
entgelthch  auegefolgt  werden  muss.  Im 
übngen  sollte  also  zwischen  der  Entlassung 
von  einer  Herrechaft  zur  anderen  und  in 
völlige  Freiheit  kein  Unterschied  gemacht 
werden.  ■) 

Die  Zwangsgesindedienste  werden  auf- 
gehoben. Jfur  sollen  auch  in  Zukunft  heider 
Eltern  vei-waiste  Kinder  (von  ihrem  14Lebens- 
jahre  an)  auf  jenen  Herrschaften,  wo  dies 
bisher  hcrkömnüich  gewesen  (gegen  den  ge- 
wöhnlichen Lohn)  schuldig  sem,  höchstens 
drei  Jahre  auf  dem  Hofe  abzudienen.  — 
Von  kaum  geringerer  Tragweite  sind  das 
sogenannte  Lnterthan-  und  das  Strafpatent 
V.  1.  November  1791,  durch  welche  einer- 
seits die  unterthänige  Bechtsverfolgung  neu 
geregelt  und  erieichtert  und  andererseits 
die  Sfrafgewalt  der  Herrschaften  bedeutend 
eingeschränkt  und  strengster  Eontrolle  der 
politischen  Behörden  (Kreisämter)  unter- 
stellt wurde.  —  Auch  in  Siebenbürgen  und 
Ungarn  wurde  luiter  dem  16.  August  1783 
resp.  22.  August  1785  die  lieibeigenschafts- 
aufhebung  verfügt 

Keine  grfesere  Rücksicht  auf  die  Inte- 
ressen der  Obrigkeiten  als  bei  der  Reform 
der  Erbunterthänigkeit  verrät  es ,  wenn 
Josef  n.  die  gruiidherrüchen  Einstandarechte 
ganz  allgemein  beseitigt  (1781 — 1786),  in 
den  böhmischen  Ländern  die  unterthänigen 
Bauernwirte  aus  willkürlich  abstiftbjKen 
»Wirten  bis  weiter«  mit  Hofdekret  v.  7. 
Januar  1785  zu  lelrenslängHch  Nutzungs- 
berechtigten macht  und  ihnen  im  Jahre  1789 
sogar  ein  Intestaterbrecht  an  ihren  Stellen 
einräumt,'  dabei  aber  die  Unterstützungs- 
und  Baupflicht  der  Gutsherren  weiterbe- 
stehen lässt.  —  Auf  diese  Art  werden  die 
ehemaligen  Lasswirte  zwar  noch  immer 
nicht  volle  Eigentümer  —  im  römischen 
Sinne  des  Eigentiuns  —  aber  was  ihnen 
fehlt,  sind  doch  im  wesenthcheu  nur  noch 
die  Lasten  des  Eigentums,  während  sie  sich 
bereits  der  Vorteile  der  ErbHchkeit  erfreuen. 
—  Ein  ähnliches  imperatives  Eingreifen 
ward  auch  für  andere  Provinzen  zu  allge- 
meiner Herbeiführung  des  Erbeigeiitums  in 
Aussicht  gestellt,  unterblieb  aber  thatsäch- 


')  Nor  in  Galizien,  wo  das  Leibeigcnschafts- 

anfhebnngspBtent  erst  nnter  dem  6.  April  1783 

erlaaaen  wurde,  sollte  der  nneingekanlte  Wirt 

~~"  dem  Abzug«  einen  ttichtigen  Ersatzmann 

atellen  verpflichtet  bleiben. 
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lieh.     Man  begnügte  sich  vielmehr  damit, 
die    Einkaofe vertilge    auf   alle    Weise    zu 
fördern    und    die   Begebung    heimgefallener 
"Wirtschaften  zu  anderem  als  Kaufrecht 
untersagen. 

Am  schärfsten  Jedoch  Äussert  sich  das 
Bestreben  des  Kaisers,  die  Beziehungen 
zwischen  Gutsherr  und  Bauer  auf  ganz  neue 
Ch^indlageti  zu  stellen  in  der  sogenannten 
Steuer-  und  Urbarialregidierung,  die  seil 
1783  von  Josef  11.  in  unermüdlicher  Weise 
betrieben,  mit  dem  Patent  v,  10,  Februar 
17S9  zum  Abschlüsse  gelangte. 

Der  Inhalt  dieses  ausserordentlich  widi- 
tigen  Q^setzes  ISsst  sich  auf  folgende  ein- 
lache Sätze  zurückfuhren.  An  Stelle  der 
alten  Kontribution  sollte  eine  allgemeine 
Grundsteuer  im  Betrage  von  13'/s  "/o  des 
Jahres- Bruttoertrages  der  Gründe  treten.  Die 
Schuldigkeiten  der  Rustikalisten  aber  —  und 
zwar  nur  dieser  und  nicht  auch  der  Domini- 
kalisten  — ,  deren  Jahreskontribution  über 
zwei  Gulden  betrug,  sollten  fortan  höchstens 
17*/»*'o  des  Jahresbnittoertrages  von  ihren 
Rustikalgrflnden  ausmachen.  Der  üeber- 
schuss  wurde,  ohne  dass  die  Herrsclkaften 
irgendwie  für  li^  Ausfall  entschädigt  wurden 
und  ohne  dass  eii'<«  Erhöhung  der  etwa  im 
Vergleiche  mit  den^ieuen  geringeren  alten 
Schuldigkeiten  zugelassen  wurde,  einfach 
ahgesteDt  Es  wurden  also  aUe  Dienste  und 
uideren  Prästationen  der  Gpterthanen  zu- 
nächst in  Geld  abgeschätzt  und  ihr  Schätz- 
wert auf  das  erwähnte  Prozent  herabgesetzt. 
Die  Dominien  hätten  auf  diese  Art  in  den 
Ländern  des  gutsherrhchen  Betriebes  meist 
die  Hälfte,  oft  auch  zwei  Drittel  der  bis 
dahin  bestandenen  Frondienste  verloren.  — 
Kun  kommt  aber  erst  das  in  Bezug  auf  die 
Privatbauem  völlig  Neue:  auch  was  den 
Grundobrigkeiten  nach  der  Reform  blieb, 
sollte  fortan  nicht  mehr  in  natura  gefordert 
werden  dürfen  und  geleistet  werden  müssen, 
sondern  nur  in  Geld.  Zwangsver- 
wandlung  also  aller  herrschaft- 
lichen Ansprüche  in  eine  einheit- 
liche Geldloistung.  Mit  anderen  Wor- 
ten: Die  ürbarialreguliening  wollte  1)  die 
nnterthänigen  Leistungen  dem  Masse  nach  ver- 
mindern und  2)  sie  derForm  nach  verwandeln. 

Das  Kegulierungsgesetz  sollte  mit  dem 
1.  November  1790  in  Kraft  treten  und  er- 
streckte sich  auch  auf  Ungarn.  Es  stiess 
jedoch  überall  auf  erbitterten  Widerstand 
der  Herrschaften  und  Stände  und  auf  ge- 
ringes Verständnis  bei  den  Bauern.  In  jedem 
Falle  war  es  hastig,  übereilt  und  berück- 
sichtigte nicht  die  realen  Verhältnisse.  Be- 
sonders heftig  äusserte  sich  der  Widerstand 
gegen  die  B^iüierung  in  Ungarn,  wo  Josef 
selbst,  wenige  Tage  vor  seinem  am  20.  Februar 
1790  erfolgten  Tode  mit  Reskript  v.  28.  Januar 
1790  alle  seine  Reformen,  ausgenommen  die 


zurücknahm. 
Nach  seinem  Tode  beeilte  sich  sein  Nach- 
folger, die  Steuer-  und  ürbariälregulierung 
auä  für  die  deutsch-slavischen  Länder  auf- 
zuheben (seit  dem  April  1790),  so  daes 
in  dieser  Beziehung  alles  wieder  auf  den 
Stand  vor  dem  1.  November  1789  zurück- 
kehrte. Nur  in  dieser  Beziehung  jedoch. 
Die  übrigen  Reformen  Josefe  II.  wurden, 
ausgenommen  die  Einr&nmung  der  Vererh- 
lichkeit  ab  intestato  bei  uneingekauften 
Gründen  j  trotz  des  ständischen  Anaturms 
vollständig  aufrechterhalten. 

ft.  Die  nachjosefinische  Zeit  bis  1848. 
Mit  Josefe  n.  Tode  hört  alle  agrarreforma- 
torische  Thätigkeit  für  fast  ein  halbes  Jahr- 
hundert auf.  Wohl  steht  die  Regierung  audi 
noch  weiterhin  den  Frondiensten  feindae% 
gegenüber  und  wünscht  deren  Ablösung. 
Sie  unterhandelt  auch  viele  Jahre  hindurch  mit 
den  Ständen,  damit  diese  einen  Frraiab» 
lösungsplan  ausarbeiten.  Die  Stände  ver- 
sprecmen  dies  auch.  Sie  denken  jedoch 
niemals  ernsthaft  daran,  ihre  Zusage  einzu- 
halten. Der  Regierung  bleibt  so  nur  der 
Weg  des  Zwanges  offen.  Diesen  zu  be- 
schieiten,  kann  sie  sich  aber  nicht  ent- 
schliessen.  So  verlauft  denn  schliesslich 
die  ganze  Aktion  im  Sande.  Das  Ende  ist 
das  Ahlösun^gesetz  v.  1.  September  1798, 
welches  die  Zulässigkeit  von  freiwilligen 
Fronablöaungsverträgen  ausspricht  und  die 
Art  ihrer  Durchfübnmg  näher  regelt 

Durch  fast  zwei  Jahraehnte  nehmen  dann 
die  Kriege  gegen  das  revolutionäre  und 
kaiserliche  Frankreich  alle  vitalen  Kräfte 
der  Monarchie  in  Anspruch.  Nach  ihrer 
siegreichen  Beendigung  macht  sich  eine 
tiefe  Erschlaffung  bemerkbar,  wie  nach 
jeder  ungeheuren  Kraf  tan  strengung.  Zu- 
gleich aber  tritt  am'h  herrschend  hervor 
und  drängt  alles  andei-c  ziu^ck  eine  konser- 
vative Strömung  im  missverstindlichen  Sinne 
des  Wortes,  der  jede  Reform  als  gefährlich 
erscheint,  weil  sie  am  Alt«n  rüttelt.  So 
geriet  denn  Oesteireich,  nachdem  es  auf 
dem  Gebiete  der  Agrarreformen  im  18.  Jahr» 
hundert  allen  anderen  Staaten  voruigegangen 
war  und  den  nachhaltigsten  und  ausge- 
dehntesten Bauern  schütz  in  Europa  ver- 
wirklicht hatte,  allmählich  immer  mehr  in 
die  zweite  Linie,  und  zuletzt  erschien  es 
anderen  Staaten  gegenüber,  die  dem  Geiste 


der   Zeit   besser   zu    fol^n    wussten, 
durchaus  reaktionär  und  jeder  vem fluni j 
modernen  Reform  unzugänglich. 

In  Ungarn  kam  allerdings  im  Jahre  1836 
ein  neues  >Urbariumc  zu  stände,  diuch 
welches  die  Verliältnisse  der  Uhterthanen 
in  einer  den  böhmischen  anzogen  Weise 
geordnet  wurden.')    Allüberall  sonst  geschah 


)  Gesetsartikel  IV,  V,  "VT,  YII,  Ym,  IX, 
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aber  nichts,  und  die  uofreie  Arbeit  sowie 
die  Belastimg  des  untcrthäaigen  Unmdes 
Dod  Bodens  blieben  die  iiDgeheuGrste  Hegel, 
obwohl  die  WisseDBchaft  sie  allgemein  als 
der  üebung  des  Nationalwohlstandes  hinder- 
lich Terdammte,  die  Be^eniti^  diese  Auf- 
&8snag  teilte  und  auch  die  übn^eiten  fort^ 
vfthrend  Ober  den  geringen  Ertrag  der 
I^ndienste  schalten.  AllerdingB  waren 
sowohl  der  Zinseiakauf,  d.  h.  die  dauernde 
Verwandlung  der  Noturschuldigkeiten  in 
jAhrliche  Getreide-  oder  Geldzinse  zulässig 
als  auch  der  bare  Einkauf,  d.  h.  die  voll- 
Btindige  Ablösnng  der  Urbarial Schuldigkeiten 
durch  Ansbezahlting  ihres  kapitalisierten 
Jahreewertes,  so  dass  dann  der  betreffeude 
üuterthan  nur  noch  nersönlicb  der  Qe- 
richtsbai^eit  der  Obrigkeit  unterstand,  im 
dbrigeii  aber  wirtschaitlich  und  rechtlich 
Tollkommen  frei  war.  Alleia  derartige  Bar- 
eiakflnfe  waren  selten  und  wurden  von  dea 
Ständen  so  tmgem  gesehen,  dass  dieselben 
in  den  böhmischen  Ländern  den  —  aller- 
dings Teigcblichen  ~  Yersuah  machten,  ein 
allgemeines  gesetzliches  Verbot  derselben 
»a  erwii^en,  weil  derartige  Verträge,  wenn 
sie  allgemein  würden,  den  Unterthänigkeits- 
verband  zur  AuflOeung  brächten.  Dak  war 
«ich  theoretisch  vollkommen  richtig.  Prak- 
tisch freilich  war  die  Gefahr  nicht  gross. 
Deon  es  fehlte  den  Unterthaneu  an  ^ 
uflgenden  Kapitalien.  Auch  die  Ziusein- 
käufe  waren  nicht  häufig,  weil  die  Guts- 
herren im  Interesse  ihres  gutsherrlichen 
Betriebes  auf  die  Naturalarbeit  nicht  ver- 
zichten wollten  und,  wenn  sie  sich  dazu 
doch  entschlossen,  allzu  hohe  Ablösungs- 
summen forderien. 

f>a  kommt  im  Frflhjahre  1846  ein  Bauem- 
anfstand  in  Galizien  zum  Ausbnich.  Die 
B^iening  hat  allen  Orund,  ein  Weitei^ 
Unreifen  der  Bew^^ng  nicht  nur  in  Galizien 
selbst,  sondern  auch  ihr  Uebergreifen  auf 
andere  Provinzen  zu  befürchten.  In  aller 
Eile  weiden  daher  mit  Patent  v,  13.  April 
1846  die  dringendsten  Beschwerden  der  von 
den  Herrschaften  auf  das  brutalste  ausge- 
beuteten Unterthanen  abgestellt  und  der 
Schutz  der  letzteren  auf  das  Niveau  der 
westlichen  Provinzen  gebracht.  Doch  nicht 
daiKof,    sondern    in    erster    Linie    auf  eine 


in  FUlen  des  Wegziehena  der  UntertDanen  zu 
beobachten  ist,  und  von  den  Folgen  dieser  Frei- 
zDgigkeit.  —  Von  dem  Bestände  der  Ansässig- 
keit (Session).  —  Ton  dem,  was  ausser  der  Nutz- 
Bit^mng  der  ADsäasigkeit  zn  deu  Vorteilen  der 
Unterthanen  gehört.  —  Von  den  Schnldigkeiten 
der  DntsTthanen.  —  Von  den  Urbarial koutrukten. 

—  Von  der  inneren  Verwaltung  der  Öemeinden. 

—  Vmi  der  gmnd  herrlichen  Gerichtsbarkeit  und 
dem  UrbarialprozesB.  —  lieber  dos  den  Nicht- 
addi^mi  zu  verleihende  Elagerecht." 

EUadwOTtcrbnch  dar  8UkUwlMBiuefa>tteii.    Zvelte 


Regelung  der  Robotfrage  kam  es  an.  Im 
Schosse  der  Regierung  wurde  über  dieselbe 
auch  weit  wendig  beraten.  Das  Ergebuis 
war  jedoch  so  gut  wie  Null.  Zu  einem 
imperativen  Vorgehen  mochte  man  sich 
nicht  entschliessen.  So  erklärte  man  denn 
mit  Hofkanzleidelcret  v.  18.  Dezember  184G 
etwas ,  was  ohnehin  von  jeher  Rechtens 
war.  für  zulässig:  nämlich  die  Ablösung  der 
Schuldigkeiten  im  Wege  freiwilliger  Ver- 
einbanmgeu  zwischen  Herrschaften  und 
Unterthanen.  Das  einzig  gegen  früher 
wesentlich  Neue  bestaad  in  der  Gestattung 
der  Verwendung  von  Bauemland  als  Ab- 
löBungaäqulvalent ,  im  Aufgeben  des  seit 
1750  festgehaltenen  Schutzes  des  Bauem- 
land es  also. 

Thatsächlich  ist  das  G.  v.  la  Dezember 
1846  nie  zur  praktisdien  Geltung  gelangt.  Es 
bat  keinen  einzigen  Ablösimgsvertrag  zur 
Folge  gehabt.  Wohl  aber  trieb  es  die 
Bauern,  die  so  ihre  Hoffnungen  auf  ein 
imperatives  Eingreifen  der  Regierung  zu 
ihren  Gunsten  vereitelt  sahen,  in  das  Lager 
der  Revolution,  welche  ihnen  ihrerseits  die 
Erfüllung  dieser  Hoffnung  versprach  und 
deren  ^eigentliche  Stärke  sie  sodann  aus- 
machten. 

6.  Die  Revolation  von  1848,  die 
Beseitigang  des  Unterthänigkeitsver- 
bandes  nnd  die  GrondentlastaDg.  Der 
Ausbruch  der  revolutionären  Bewegung  fand 
die  Regierung  vollständig  unvorbereitet.  Sie 
konnte  sich  weder  zu  energischem  noch  zu 
einheitlichem  Vorgehen  entschliessen.  Wäh- 
rend mit  V.  V.  17.  April  1848  für  GaUzien 
und  die  Bukowina  «alle  Roboten  und  unter- 
thänigen  Leistungen  gegen  eine  künftig  zu 
ermittelnde  Entsch&digimg  auf  Eosten  des 
Staates'  v.  15.  Mai  resp.  1.  Juli  1848  auf- 
gelassen wurden,  wurde  in  anderen  Pro- 
vinzen die  Verbindlichkeit  zur  Robotleistiuig 
bis  zum  31.  März  1849  resp.  bis  zum  1.  Januar 
1849  aufrech terliallen,  inzwischen  auf  Robot- 
ablösungs vertrage  hingewiesen  und  die  ge- 
setzliche Regelung  der  Entachadigungafra^ 
für  die  Zukunft  in  Aussicht  gestellt  That^ 
sächlich  hörten  die  unterthänigen  Leistungen 
überall  sofort  auf,  und  allüberall  forderten 
die  Bauern  auch  die  sofortige  gesetzliche 
Lösung  des  mit  der  alten  Ärbeitsverfassiing 
zusammenhängenden  Fragenkomplexes.  Die- 
selbe erfolgte  auch  durch  Initiative  des  kon- 
stituierenden Reichstags,  in  welchem  der 
Abgeordnete  Hans  Eudlich  am  36.  Juli 
1848  einen  dahin  abzielenden  Antrag  ein- 
brachte, mit  G.  v.  7.  September  1848. 

Dieses'  hochwichtige  Gesetz,  welches 
einen  Wendepunkt  in  der  österreichischen 
Geschichte  bedeutet,  verfügt  principiell: 

Die  UnterihäoigKeit  und  das  schutz- 
obrigkeitliche Verhältnis  ist  samt  allen  diese 
Verhältnisse  normierenden  Gesetzen  au^e- 
Anflkg*.   II.  24 
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liobea.  —  Grund  und  Boden  ist  zu  ent- 
lasten; alle  Unterschiede  zwischen  Domini- 
kal-  und  Rustikalgrfinden  werden  au%e- 
hoben.  —  Alle  aiK  dem  UnterthftnigkeitB- 
verhältnisae  entspringenden ,  dem  unter- 
thSnigen  Qrunde  anklebenden  Lasten,  Dienste 
leißtungen  und  Giebigkeiten  jeder  Art  so- 
wie alle  aus  dem  grundherrlldien  Obereigen- 
tume,  ans  der  Zehent-,  Schutz-,  Vogt^  und 
(Wein-)  Bergherrlichkeit  und  aus  der  Dorf- 
obrigkeit herrührenden,  toü  den  Grund- 
besitzungeu  oder  Ton  rerBonen  bisher  zu 
entrichten  gewesenen  Natural-,  Arbeits-  und 
Geldleistungen,  mit  Einschluss  der  bei  Be- 
sitzTerftnderungen  unter  Lebenden  und  auf 
den  Todes&il  zu  zahlenden  Gebühren,  sind 
von  nun  an  aufgehoben.  — ■  Für  einige 
dieser  aufgehobenen  Lasten  soll  eine  Ent- 
schädigung geleistet  werden,  für  andere 
nicht.  —  Für  alle  aus  dem  perBönlicheu 
ünterthansrerbande ,  aus  dem  Schutzver- 
hältnisee,  aus  dem  obri^eitlichen  Juris- 
diktion srechte  und  aus  der  Dorfberrlichkeit 
entspringenden  Rechte  und  Bezfl^  kann 
kane  Entachädigung  gefordert  werden,  wo- 
gegen auch  die  daraus  entspringenden  I^tea 
aufauhören  haben.  —  Für  solche  Arbeits- 
leistungen, Natural-  und  Geldabgaben,  welche 
der  Besitzer  eines  Grundes  als  solcher  dem 
Guts-,  Zehent-  oder  Vogtherm  zu  leisten 
hatte,  ist  baldigst  eine  billige  Entschädigung 
auBzumitteln.  —  Die  Holzunga-  und  Weide- 
rechte BO'wie  die  Servitutsrechte  zwischen 
den  Obrigkeiten  und  ihren  bisherigen  Unter- 
thanen  sind  entgeltlich,  das  dorfobrigkeit^ 
liehe  Blumensuch-  und  Weiderecht  sowie 
die  Brach-  imd  Stoppelweide  unentgelthch 
aufzuheben.  —  Auen  der  Wein-  und  Bier- 
zwang hören  auf.  —  Eine  aus  Abgeordneten 
aller  Provinzen  zu  bildende  Kommission 
sollte  ein  Dnrchfühningsgesetz  ausarbeiten. 
>>chliesslich  sollten  die  Patrimunial behörden 
die  ihnen  zugewiesenen  Justiz-  und  Ver- 
waltungsgeschäfte  bis  zur  Einführung  laudcs- 
ftlreflicüer  Behörden  auf  Kosten  des  Staates 
fortführen. 

Das  G.  V.  7.  September  1848  bUdet  die 
einzige  bleibende  Tnat  des  konstituierenden 
Reichstags,  der  schon  am  7.  März  1849  auf- 
gelöst wurde.  Die  Aufgabe,  es  durchzu- 
führen, fällt  schon  wieder  dem  siegreichen 
Absolutismus  zu,  der  sie  denn  auch  nach 
allen  Richtungen  hin  mit  grösster  Energie 
und  mit  ausserordentlichem  Erfolge  in  ver- 
hältnismässig sehr  kurzer  Zeit  gelöst 
hat. 

Die  gesetzlichen  Gmndlagen,  auf  welchen 
das  System  der  Grundentlastung  beniht, 
bildeten  die  Patente  v.  7.  September  1848 
nnd  4.  Mäni  184i),  die  Patente  für  Galizien 
V,  17.  April  1848  und  15.  Augnst  1849  sc^- 
wie  eine  ganze  Reihe  von  Dim:hfühi-ungs- 
verordnungen,  in  denen  auf  die  provinziell 


Terschiedeneu   YeiiiältniBse    Rücksicht   ge- 
nommen wurde. 

Danach  zerfallen  die  Lasten  in  drei 
Kategorieen.  Die  einen  wurden  ohne  Ent- 
s<Maigung,  die  anderen  gegen  billige  Ent- 
schädigung aufgehoben,  während  die  dritte 
Gruppe  vollständig  abgelöst  werden  sollte. 
Die  Lasten  der  ersten  Kategorie  sind  im 
Patent  v.  7.  September  1848  aufgezählt 
Hierzu  kamen  dann  noch  Jagdfrooden  und 
andere  für  Jagdzwecke  bestimmte  Prflsta- 
tionen  sowie  das  —  nicht  vertragsmSsaige  — ■ 
Jagdrecht  auf  fremdem  Grund  und  Boden. 
—  Eine  billige  Entschädigung  wurde  ge- 
währt fOr  alle  Urbarialgiebigkeiten,  Ap- 
beiten,  Geldleistungen,  Prästationen  aus 
Reluitions-  und  Abolitionsverträgeu  —  zu 
deren  Bezug  die  Herrschaften  gegen  den 
Besitzer  einer  unterthänigen  Realität  als 
solchen  aus  dem  Titel  des  obrigkeitlichen 
Verbandes  oder  Obereigentums  berechtigt 
waren.  —  Als  >ablGsbar<  schliesslich  waren 
erklärt  worden:  die  Leistungen  aus  den 
emphyteutischen  und  anderen  Vertrfeeit 
über  die  Teilung  des  Eigentums;  alle  Na^ 
turaUeistungen ,  welche  nicht  info^  de6 
Zehentrechts  von  den  Grunderträgnissen  und 
Früchten,  sondern  als  unveränderliche  Giebig- 
keiten an  Kirchen,  Schulen  und  Pfanm 
oder  zu  anderen  Gemeindezwecken  ent- 
richtet wurden.  —  Was  nun  die  Vei^tung 
an  die  Bezugsberechtigten  betrifft,  so  iat 
folgendes  festzuhalten:  Vergütet  wurden 
die  Schuldigkeiten  nur  iü  dem  Aus- 
masse, als  sie  »rechtlich  gebühr- 
te n«,  d.  h.  weder  dem  thatsflchlichen  und 
unbestrittenen  Besitzstande  vor  dem  Jahre 
1848  noch  gesetzlichen  oder  vertrags- 
mässigen  Vorschriften  und  Bestimmungen 
zuwiderliefen,  und  zwar  in  der  Regel 
nur  mit  zwei  Dritteln  ihres  reinen 
Wertes.  —  Die  Durclifühmng  der  Grund- 
entlastung erfolgte  durch  Bezirkskommissio- 
nen  unter  der  Leitung  von  Landeskommis- 
sionen. Von  Amtswegeü  erfolgte  nur  die 
Ausmessung  der  >bilhgen  Entschädigung'. 
Eine  Ablösung  der  unveränderlichen  Ab- 
gaben zu  Gemeindezwecken  fand  nur  Ob« 
Parteienbegehren  statt  —  Von  dem  er- 
mittelten Lastenwerte  wurde  der  der  Ge^n- 
leistiingen  abgezogen ,  ferner  vom  remen 
Werte  '/a  als  l'auschalausgleichung  für 
Steuern ,  Kosten  etc.  Von  den  zwei  rest- 
lichen Drittehi  hatte  im  Falle  der  billigen 
Entschädigung  der  Verpflichtete  nur  eines 
zu  entrichten,  das  andere  hatte  das 
Land  aufzubringen.  Im  Fail^  der  Ab- 
Ifoung  hingegen  musste  der  Verpflichtete 
beide  Drittel  entrichten.  —  Die  zulöten  der 
Verpflichteten  ermittelte  Jahresrente  wurde 
im  zwanzigfaciten  Betrage  kapitahsiert  und 
als  eine  auf  dem  entlasteten  Grundstücke 
haftende,  mit  der  gesetzhchen  Priorität  Tur 
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allen  anderen  Hypothekeiüasten  zu  Gunsten 
der  GniDdentlastungskasse  beeteheade  Last 
mit  dem  Vorrecht  der  landeafQrBtJichen 
Steuer  erklärt  —  Behufs  Befriedigung  der 
Berechtigten  trat  der  Staat  als  Vennittler 
zwischen  diesen  und  den  Verpflichteten  ein. 
—  Im  Jahie  1851  wurden  in  den  einzelnen 
Provinzen  Landeskreditanetalten  unter  dem 
Namen  Grund  entlastuDgefonds  ins  Leben  ge- 
rann. Dieselben  traten  gegenQber  den  ent- 
iafitet«n  Grundbesitzern,  dem  Kronlande  und 
dem  Staate  {bezüglich  der  Verilnderungs- 
gebühren)  als  Gläubiger  auf,  gegenüber  allen 
BezQgsb€a[%chtigten  aber  cds  Schuldner. 
Jedem  der  letzteren  stellten  sie  bis  zur  HDhe 
seiner  EntschfidigiingsaDsprfiche  SchuldTer- 
sdueibungen  (OrundentlaetungsobligatioDen) 
ans,  die  mit  5  "/o  verzinslich  und  durch  Ver- 
lOBUDg  zu  tilgen  waren.  Dieselben  waren 
vom  Gesamtreiche  verbürg  und  genossen 
aÖe  Vorztlge  der  Staatspapiere.  Nur  Reet- 
betrtge,  welche  hinter  aem  Nennwerte  der 
niedrigsten  Schuld  verSchreibungen  (50  Gulden 
C,-5£.)  zurückblieben,  gelangten  zu  sofortiger 
Baianszahlung.  —  Die  Tilgung  der  Gnmd- 
entlaatungsschnld  sollte  inneraalb  40  Jahren 
in  Verlosung  erfolgen. 

Auf  die  Länder  der  ungarischen  Krone 
worden  diese  Massregeln  erst  mit  den  Pa- 
tzten V.  3.  Mära  1853  R.G.B.  Nr.  38—41 
und  V.  21.  Juni  1854,  B.G.B.  Nr.  151  aus- 
gedehnt. Hier  griff  jedoch  eine  Bevor- 
zugimg der  ehemaligen  Dominien  ge^nüber 
dem  westlichen  Teile  der  Monarchie  inso- 
fern Platz,  als  der  Drittelabzug  vom  er- 
mittelten Lasten  werte  nicht  stattfand. 

Die  Grundentlastungsarbeiten  wickelten 
sich  in  den  50  er  Jahren  mit  grosser  Schnellig- 
keit ab.  Verhältnismässig  auch  mit  geringen 
Kosten.  Denn  die  Liquidierungsoperationen 
erforderten  bloss  einen  Aufwand  von  etwa 
4500000  Gidden  C.-M.  Die  Auflösung  der 
mit  dor  Liquidierungsoperation  betrauten 
Kommissionen  konnte  schon  nach  drei  bis 
vier  Jahren  erfolgen.  Gegenwärtig  ist  die 
Tilgung  der  Grundenüastungsschulden  voll- 
ständig durchgeführt. 

Lltteratnr:  Carl  Orönberu,  Die  Bauernbe- 
freiung und  die  AuJUiautig  del  giiUherrlirh- 
bäuerliehea  l'erhullnieie»  in  Bölimen ,  3lähren 
vnd  Schlesien,  2  Bde.,  Leipzig  lS9Sl9i  (erster 
Band:  DartteVung,  luieiteT  Band:  AtiiTug  aut 
den  Akten).  —  Deraelbe,  Studien  tvr  /liier- 
reichiecken  AffrargetchielUe  und  Agrarpotiiii : 
I.  Beniiflungtt^eang  vnd  bäutrUchet  Erttreeht  vor 
1868  (i.  Jahrb.  f.  Ge».-Verw.,  XX.  Jahrg.  S.  23 
Ine  SS);  II.  Die  Gruadeigenfun^fUhigieii  in  den 
hdhmitehen  Ländern  vor  ISiS  (ebenda,  XXI. 
Jahrg.,  S.  135—199}.  ~  Derselbe,  Die  Gnind- 
tnOattung  (im  I.  Bd.  S.  ISO  de»  Jiibilättmi- 
tterkee  »Geiehichle  der  Land-  und  Forilairl- 
Kkaft  in  Oetlerreich  »eil  1848,  Wien  1899, 
Zum  erilgertannUn  iVerke  tind  von  den  im 
tehlunt    an    dateeibe    eriehi4»enen    uthlreichen 


Artikeln  hat^Uächlieh  /olgeiuU  tu  vergleiehen  : 
a.  F,  Mnapp,  Die  Bauernbefreiung  in  Otiler- 
reich  und  Preueien  (i.  Jahrb.  f.  Get,  «.  Yerv. 
XVIIL  Jahrg.,  S.  69—91).  —  Georg  Jelll- 
nek  i.  d.  Wiener  nA'riien  dreien  Preeiei:  virm 
??.  Juni  1894.  —  Blehard  Tlbtng,  Gegen- 
reformation und  Bauernbefreiung  in  Bobinen, 
Mähren  und  SeMetien  (i.  d.  Wiener  ZeiUchrift 
•,DeuUcheWoTte'V.1894.S.61S—SS9u.B??~S38j; 
Dr.G.L.  (i.  d.  ■>  Wiener Zeitungn  r.  *«.,  S9.tt.S0.  No- 
vember 1894.)  —  Jostf  SmUIoü,  LeibeigentiAafi 
find  Bauernbefreiung  in  Oetterreieh  (i,  d,  Zeit- 
echrifl  f.  Soxiat-  und  Kirttchnjtegeichiehte  v. 
1895,  S.  258—280).  —  iMMchtn  van  £ben- 
greuOt  (i.  d.  K'trtMr  uZeiUehrffi  f.  Volke»., 
Soeialpolüik  u.  VeraaUungt  r.  1897,  S.  315  bi* 
Sit).  —  J.  KaiiA,  Lid  »elikg,  jeho  pomba  a 
vynaneni  v  temieh  ceetyeh  (i.  d.  etech.  Zeüi^r. 
•<yati  deba«  v.  1895,  S.  97-109,  tlS-ttt,  80i 
bi»  SIS).  —  Femer  tind  auuer  den  Ge*eUee- 
eammlungen  lu  vergleichen :  Die  £ompiiati(»ien 
der  polililchen  Geeetxe  von  de  ZMca,  Jlro- 
pataehek,  KotteUky,  v.  Barth-Bar-thcn- 
h«4m,  die  Verhandinngen  dti  komtitutertn- 
den  6*terTeichitchen  Beichilagei  und  die  Land- 
lagtr:erhandlwngen.  —  Oeorg  -fellinek,  Art. 
Bauemb^freiitng  in  Ö.-Ü.  in  der  I.  Aufi.  diete* 
HambBÖrterbucht  Bd.  3,  S.  198ff.  —  (Aturnym), 
Da»  Urbarialgetela  des  letxlen  Vngari»eken  Beicht- 
taget,  hielmiich  und  politiech  erläutert  oder  Ver- 
gangenheit, GegeHwarl  und  Zukunft  det  tmgari- 
»eben  Bauern  inteinem  VerhällMiue  iur(rrundherr- 
lehaft,  Leiptig  13SS.  —  Johann  6raf  MHU- 
lath,  Da*  ungaritehe  UrbariaUytetn  oder  det 
Grundherren  und  de*  Bauern  Wethielverhällnie 
in  Ungarn,  Fat  und  Leipxig  1838.  —  Carl 
Prhr.  V.  Cxoemig,  OeaUrreicht  Nevgtitaltung, 
Stuttgart  und  Avgtburg  ISöS.  —  Ä'ot  vn^  Hilfe- 
ruf der  Gemeinden  det  Moldauitch-Gampuiunger 
Okolt  in  der  Bukowina,  dargelegt  in  eintr 
aktenmätiig  begründeten  Pelilion  an  Se.  JUajeilät 
den  Kaifer  Franz  Joeef  L,  Wien  1861.  — 
V.  Beckh-WidinannKteaer,  Zur  Vorgeerhiehte 
der  Grundentlatlung  (i.  d.  «Oetlerr.  ZeiUebr^ 
für  VerwallHngu  Nr.  4—6),  1889.  —  Oraf  von 
Boatmormcmlcl,  Die  Enl/aicielunj)  der  Miwr- 
licken  VerhäUniue  im  Königreieh  Polen  im  19. 
JahrhuTulert ,  Jena  1896.  —  Ignaa  Beidtel, 
Geechichle  der  ötterreieltitel'en  Staaltfemiiütung 
(1740— ISiS),  hertg.  rou  Alfont  Huber,  2  Bde., 
iBvtbniek  1896,  1S9S.  —  Walter  Schiff,  Oetter- 
reicht  Agrarpolitik  «eil  der  Grundentlailung,  Tü- 
bingen 1898.  —  Weitere  Litteroturangaben  in 
den  Eingang»  rilirlen  Schriften  con  Grünhm^. 
Carl  Grünberg. 


IV.  Die  Bauernbefk-eiuog  in  Belgien 
ond  den  Niederlanden. 

Vorbemerkung.  1.  Untreiheit  und  Hof- 
hürigkeit,  2.  Herrliche  Cijnsen,  tijnsen,  Dienste 
und  naastingB-Reclite.  3.  Naasting.  4.  Herr- 
liche Dienste,  Corveen  (corveea,  corweyden, 
corvadae,  Hand-  und  Spanndienste).  6.  Bonn- 
rechte,  banalitfB.  6.  Beden,  tftilles,  oides.  7, 
Zehnten.  8,  Abgaben  von  staatsrechtlichem 
und  kontraktlichem  Charakter. 
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Vorbeiuerbmi^  Vor  dem  12.  Jahr- 
hundert waren  wenigstens  nach  dem  jetzigen 

Stande  unserer  Kenntnis  die  Agrarverhält- 
nisse in  den  Gegenden,  welche  aas  heutige 
Holland  und  Belgien  ausmachen,  nicht  ver- 
schieden von  denen  des  flhrigen  Nord-  und 
Westeuropa.  Nach  dieser  Zeit  entstehen 
Abweichungen,  welche  nach  und  nach  durch 
die  Verschiedenheit  der  geschicliUichen  Ent- 
wickelung  zu  völlig  selbständigen  Zustünden 
fahren.  Innerhalb  der  Grenzen  der  werden- 
den Nationalität  aber  bewahren  die  von  ver- 
schiedenen Richtiingen  in  die  oordweslliche 
Ecke  des  europäischen  Festlandes  zusammen- 
gedrängten Stämme  Gewohnheiten  und  Cha- 
rakterzQge,  welclie  die  politischen,  sozialen 
und  Ökonomischen  Verhältnisse  vielfach  be- 
herrschen. 

Die  Friesen  verbreiteten  sich  an  den 
Nordseekflsten  entlang  bis  zur  Scheldej  die 
Sachsen  bevölkerten  überwiegend  die  lefzi- 
gen  Pro\'inzen  Gclderland  und  Overijsel;  in 
Brabant  —  im  belgischen  SUdbraliant  eben- 
sowohl  wie   im  holländischen   Nordbrabant 

—  werden  rein  fränkische  Ziislände  ange- 
troffen, obwohl  auch  nördlich  von  der  Maas 
und  wahrscheinlich  sogar  in  Drenthe  und 
Groningen  der  Einfluss  des  fränkischen 
Rechtes  und  die  fränkischen  Sitten  sich 
kräftig  geltend  machten.  Flandern,  westlich 
der  Scheide,  verblieb  nach  dem  Vertrage 
von  Verdun  (843)  bei  Frankreidi.  Die  Ein- 
wohner haben  sich  zwar  den  Charakter  der 
freiheitliebenden  und  kräftigen  Stämme  zu 
wahren  gewiisst,  welche  steh  ursprünglich 
dort  angesiedelt  hatten,  doch  sind  sie  an- 
dererseits stark  von  französischem  Einfluss 
betroffen,  einem  Einfluss,  der  selbst  über 
Zeeland  bis  weit  nach  Holland  hinein  ver- 
breitet und  durch  die  Roeierimg  der  henne- 
gauischen  und  burgtmdischen  gräflichen 
Hauser  noch   bedeutend   gesteigert  wui-de. 

—  In  den  wallonischen  Provinzen  Namur, 
Luxemburg,  dem  Hennegau,  Lilttich  behielt 
das  gallische  lUement  mehr  Ucbergewicht, 
und  da  auch  die  Boden  beschaffen  heit  ganz 
anders  geartet  ist,  findet  man  dort  noch 
lange  nach  dem  Ende  des  Utttelaltei^ 
wesentlich  andere  Verhältnisse. 

1.  Unfreiheit  und  Hofhörigheit. 
ist  bekannt,  da&s  die  Friesen  schon  in  alter 
Zeit  einen  bedeutenden  Grad  von  Freiheit 
zu  behaupten  wussten.  Zwar  ist  die  lange 
festgehaltene  Ansicht,  als  hätten  dieselben 
niemals  Leibeigenschaft  oder  Hufhörigkeit 
gekannt,  imrichtig.  Allein  thatsäclüich  waren 
die  Reste  der  Unfreilieit  schon  im  13.  Jahr- 
himderl  geringfllgig,  wie  denn  auch  der 
Feudalismus  in  Friesland  und  Groningen 
niemals  fest  Wurzel  gefasst  hat.  Thatsäch- 
lich  war  schon  damals  der  grösste  Teil  des 
lindes  freies  Eigentum  der  landbautreiben- 
den  Bevölkerung:   der  Edlen  und  Bauern. 


Die  Dörfer  hatten  sich  —  besonders  woM, 
weil  die  GefE^iren  der  See  die  Notwendige 
keit  gemeinsamen  Hiuidelos  nahelt^^n  — 
zu  Gnippen,  Grietenijen,  vereinigt;  die 
Bewohnerwählten  selber  ihren  Grietman, 
dem  an^edehnte  richterliche  und  Verwtil- 
timgsbefugnisse  zueitannt  waren.  Ueber 
die  ganze  nördliche  Gebend  hin  war  eine 
gewissermassen  repubbkanische  Konföde- 
ration zu  Stande  gebracht,  die  ihre  Abgeord- 
neten nach  Aurich  zum  Opstalboora 
sandte.  1417  wurden  die  Privilegien  und 
Freiheiten  der  Friesen  durch  Kaiser  Sigis- 
mund  ausdrücklich  anerkannt  Und  wenn 
auch  später  die  politische  Freiheit  schwand, 
so  blieben  doch  die  Agrarverhältnisse  wesent- 
lich unverändert  und  die  pei«önliche  Unab- 
hängigkeit bewahrt 

in  der  Grafschaft  Holland  und  Zeeland, 
wo  freilich  die  Siteren  Verhältnisse  sehr 
verwickelt  imd  wenig  bearbeitet  sind,  scheint 
im  12.  Jahrhimdert  die  Leibeigenschaft  all- 
mählich in  Hofhörigheit  verwandelt  worden 
zu  sein.  Im  14.  und  15.  Jahrhimdert  waren 
noch  zahlreiche  Spiu^n  der  früheren  Un- 
freiheit vorhanden.  Der  Cntei-schied  zwischen 
Freien  imd  Dienstleuten  war  im  14.  Jahr- 
hnndert  noch  von  Bedeutung.  Die  Kurmede 
oder  beslerfte  (beste  pand,  beste 
hoofd,  doodenpand,  beste  catteel) 
existierte  im  14.  Jahrhimdert  noch  allge- 
mein, doch  viele  Hofhörige  waren  freige- 
lassen und  die  Eurmede  abgekauft.  Die 
Loskaufrenten  bildeten  eine  regelmässige 
Einnahme*iuelle  der  holländischen  Gi-afen, 
die  für  die  Einziehung  dereelben  besondere 
Beamten,  >ontvangers  der  Eeurme<le<,  an- 
gestellt hatten. 

In  Flandern  war  schon  zu  Anfang  des 
12.  Jahrhunderts  die  Leibeigenschaft  wenn 
nicht  ganz  verschwunden,  so  doch  gewies 
eine  Ausnahme.  Unter  dem  Einfluss  des 
früh  aufbldhenden  Gewerbes  in  den  schnell 
sich  entwickelnden  Städten  wunle  auch  die 
HüfhOrigkeit  bald  selten  und  war  schon  da- 
mals das  Qeldpachtsystem  selir  verbreitet 
Dnreh  das  Edikt  des  Guido  von  Flaudem 
aber  wurden  1152  alle  Frondienste  aufge- 
hoben, und  von  der  Hufliörigkeil  blieb  niir 
die  »haefdeelinghe*  übrig,  welches 
Beeht  jedoch  in  das  »droit  de  meillenr 
Ca t teil  überging  und  später  d^reh  eiae 
Geldsatzung.  )e  droit  de  maiumorte, 
ersetzt  win-de.  Mehrere  Städte  waren  schun 
früher  emaocipiert  —  In  Brabant  gab  es 
im  11,  und  12,  Jahrhundert  auf  den  zahl- 
reichen gnuidherrlJchen  Gütern,  die  teils  in 
freiem  Eigentum  besessen,  grossfinteila  aber 
in  Lehen  und  Afterlehen  gehallen  wurden, 
sowie  auf  den  Giltern  des  Hei-zogs  selbea- 
noch  viele  Leibeigene.  Heinrich  IL  aber 
befreite  im  Jahre  1247  alle  auf  seinen  eigenen 
Domänen    Ansässigen.      Seine        "  '     '  ' 
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scheinen  viele  andere  Gnindherren  gefolgt 
m  sein.  Auch  die  Buchte  auf  die  (rüter 
der  Hörigen  wurden  in  Zinsen  verwandelt. 

In  den  östlichen  Gegenden  waren  die 
Verhältnisse  wesentlich  andere.  In  den 
Provinzen  Geldern  und  Overijsel  ist  die 
HofhOrigkdt  noch  lan^  bewahrt:  geblieben; 
ide  war  im  16.,  17.,  ja  selbst  noch  bis  ins 
18.  Jahrhundert  in  voller  Kraft.  Wahi»>hein- 
lich  waren  noch  Mitte  des  16.  Jahrhunderts 
wirkliche  Leibeigene  in  Overijael.  —  Noch 
immer  findet  man  in  diesen  Provinzen  grosse 
Güter,  wo  die  Herren  residieren  und  über 
ihre  Pächter  eine  ^triarehalische  Aufsicht 
auBÜbenj  und,  obgleich  alle  Pachten  im  Ver- 
laufe dieses  Jahrhunderts  Geldpachten  ge- 
worden sind,  erinnern  nodi  manche  Oc- 
)x&iche  an  die  alte  Hörigkeit.  —  In  Luxem- 
burg gab  es  noch  bis  zur  Mitte  des  17, 
Jahrhunderts  »Leibeigeuachaftleiith»,  »Schaff- 
leuth»,  »Dienstleutho,  weiche  weder  heiraten 
noch  das  Herrengut  verlassen  durften  ohne 
Zustimmiiug  des  Hemi.  Durch  Ludwig  XIV. 
wurde  Itiöü  die  pereöidiche  Unfreiheit  auf- 
gehoben. Im  Hennegan ,  in  Namur  und 
Lattich  hatte  die  Leibeigenschaft  schon  frilh 
eine  mildere  Form  als  in  Luxcmbui^  ange- 
nommen. Doch  waren  auch  dort  Unfreie 
(les  serfg)  noch  bis  ins  15.  und  16,  Jahr- 
hundert vorhanden.  Sie  waren  entweder 
laillables  ou  corveahles  ä  merci  oder  zu 
festen  Diensten  verpflichtet.  Ausserdem 
finden  sich  noch  die  homines  advoca- 
titii,  hommcs  d'avouerie  und  die 
Saincteurs,  serfs  d'egliae,  welche 
frei  waren,  auch  ihr  Verm(iigen  ihren  Kin- 
dern hinterlassen  konnten,  aber  bei  Heirat 
and  Ableben  verschiedene  Abgaben  zu  ent- 
richten hatten.  Allmählich  ist  die  jrersön- 
liche  Unfreiheit  versehwunden,  teils  im  16. 
und  17.  Jahrhundert  abgekauft,  teils  ausser 
Branch  gekommen.  Viele  Leibeigene  waren 
zu  mainmortableK,mortainablea  ge- 
worden; manche  hatten  dabei  persönliche 
Dienste  zu  leisten,  w&hrend  anderen  nur 
stoffliche  Terpflichtimgen  oblagen  (morte- 
main.  meilleur  cattel).  Auch  diese  Abgaben 
wurden  vielfach  in  jährliche  Renten  lunge- 
wandelt  —  AllmÄhlich  wurde  dabei  auch 
das  Precarium  zur  Erbpacht. 

2.  Herrliche  Cijnsen,  tijnBen,  Dienste 
und  naastinga 'Rechte.  Gegen  Ende  des 
Mittelalters  war  die  landbautreihende  Be- 
völkerung der  Niederlande  grossenteüs  frei. 
—  Ausser  dem  zienüich  ausgedehnten  Stand 
der  freien  Bauern  eigen  tum  er  waren  die 
meisten  I^ndleute  Pächter.  Viele  Ländereien 
aber  waren  mit  zahlreichen  Geld-  und  Na- 
turalabgaben belastet  (Getreide,  Hühner, 
E^iaunen,  Wachs  —  woher  cerocensuales 
— ,  Pfeffer  etc.).  Ueber  den  Ursprung  all 
dieser  Leistungapflichten  ist  noch  keine 
völlige   Sicheriieit  erlangt.    Teilweise  sind 


sie  aus  alten  Hörigkeitsverhältnissen  ent- 
standen, idele  aber  sind  bei  der  Aufnahme 
von  Freien  als  Grundholden  der  Gutsherren 
festgestellt,  bei  der  Ueberlassung  von  Boden 
an  Meier  in  Erbpacht  vorbehalten  oder  bei 
der  Uebertragung  des  eigenen  Gutes  in  den 
Schutz  von  Klöstern  oder  Herren  ausbe- 
dungen. —  Ueberdiea  wurden  DCrferu  und 
Städten  von  den  Herren  gegen  Zinsen  und 
Nahiralabgaben,  die  bei  späterer  Verteilung 
auf  die  Speoialerl)en  Übergingen ,  Gemein- 
gnmdstilcke  geschenkt.  Im  lö.,  16.  und  17. 
Jahrhundert  sind  diese  Verpflichtungen  vei^ 
teilt,  übertragen  und  ausgedehnt.  Nicht 
wenige  sind  bei  Verteilung  und  Verkauf 
verloren  gegangen.  In  Holland  z.  B.  mussteu 
die  Staaten  mehrmals  ilie  Verordnungen  auf 
das  Angeben  von  zinstragenden  Gütern  bei 
Veräuseerung  erneuern.  Ein  »placaeti  der 
Staaten  von  Holland  von  Ki.'iS  bat  übrigens 
alle  zu  den  Domänen  sowie  zu  den  Städten, 
der  Universität  Ije^vden  und  den  Stiftungen 
(godshuizen)  gehöngen  Renten,  Erbpachten, 
Cijnsen  und  tijnaen  ablösbar  gemacht. 
Bei  Veräussenmg  von  Zinsgütem  war  viel- 
fach ein  lauderaiiun ,  bei  Erbpachten  ein 
irecht  voor  verbouckeu»  (in  Flandern  z.  B. 
Peertcoor)  verschuldet.  Es  ist  nicht  im- 
wahrscheinlich ,  dass  im  Zusammenhange 
mit  diesen  herrlichen  Zinsen  das  Beklem- 
recht  steht,  das  in  Groningen  von  der 
Revolution  vereehont  geblieben  ist  und  noch 
nach  alten  Gebräuchen  ausgeübt  wird.  Eis 
ist  ein  erbliches  \md  veräusserliches ,  aber 
unteilbares  l'achtrecht  gegen  unveränder- 
lichen Pachtschilling  imd  Geschenke  an  den 
Eigentümer  (Propinen),  wenn  das  Gut  in 
andere  Hände  flbei^ht.  Es  darf  aber  nicht 
unerwähnt  bleiben,  dass  dieses  Recht  auch 
aus  einer  entarte teu  Zeitpacht  at^leitet 
wird. 

8.  Naasting.  Unter  den  Personen,  welche 
nach  älterem  niederländischen  Rechte  die 
Befiignis  hatten,  unter  gewissen  Bedingungen, 
bei  Verfiussernng  von  Immobilien  anstatt 
des  Käufers  das  verkaufte  Gut  zu  Hber- 
uehmen  (Retrait  lignager,  naerhede  van 
bloede  en  ten  goede ;  retrait  partiaire,  naer- 
hede van  gemeensaemheiidt ;  naerhede  van 
grondswegen;  retrait  de  boiui^eosie,  retrait 
feodal  etc.)  ww  auch  der  Grundherr.  —  In 
vielen  Domänen  war  dem  Herrn  aus  alten 
Hörigkeila  Verhältnissen  ein  Naastings- 
recht  (naerhede  ^'an  den  beere,  Retrait 
seigneiuial)  Übrig  gebheben.  Aber  es  waren 
auch,  jedenfalls  in  Holland,  noch  im  17.  und 
18.  Jfdirhundert  einzelne  Gnmdstücke  oder 
Gebäude  mit  solchen  Nachkaufsrechten  be- 
lastet (Pachten  mel  den  Houde,  Houwheeren). 

4.  Herrliche  Dienste,  Corveen  (Cor- 
veea,  Corweyden,  Corvadae,  Hand-  und 
Spanndienste).  Die  persönlichen  Dienste 
waren    entweder    von    Hörigen    oder    Erb- 
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^chtem  verschuldet  oder  auch  von  allen 
Unterthanen  des  Herrn,  Im  15.,  16.  und 
17.  Jahrhundert  Twiirden  diese  leteterwähnten 
Dienste  alimählich  eingeschränkt  und  auf 
altes  Herkommen  beschränkt.  (In  Flandern 
z.  B.  durch  Edikt  vom  30.  Jiili  1672.)  In 
Holland  ■waren  sie  im  16.  Jahrhundert  meia- 
tens  abgekommen  oder  abgelclst.  Auf  einigen 
Domänen  wurden  noch  lange  Zeit  nachher 
Loekanfrenten   eingezogen   (Kiemen  Zweep- 

fdden).  In  den  Provinzen,  welche  dem 
ißchof  von  Utrecht  gehorcbten,  waren 
ebenfalls  die  Dienste  der  Freien  im  16. 
Jahrhuudert  abgekauft  (Zettelgeld).  Von  den 
Drosten  (Amtsmännern)  wurden  dagegen 
vielfach  Dienste  gefordert ,  welche  nicht 
Bechtens  geschuldet  waren  und  1783  abge- 
schafft wurden.  Die  Hand-  imd  Spann- 
dienste, welche  noch  jetzt  in  vielen  Ge- 
meinden, in  Geldern  und  Overijsel  und  viel- 
leicht auch  nocli  anderswo  von  aUen  Ein- 
wohnern bei  dem  Unterhalt  von  Wegen  und 
Strassen  gefordert  werden,  stammen  wahr- 
scheinlich nicht  aus  grundherrlichen  oder 
feudalen  Rechten,  sondern  aus  der  alten 
Marken  verfassun  g. 

fi.  Bannrechte,  banalit^s.  Der  Rechts- 
^Tund  derBannrechle(Baanrod8Chap),  welche 
in  den  Niederlanden  ilbQrhau|pt,  dodi  meis- 
tens in  den  südlichen  Provinzen  bekannt 
waren,  ist  un^wiss.  In  einigen  Fällen  war 
das  Recht  bei  der  Gründung  einer  Mühle 
oder  Bierbrauerei  vorbehalten,  in  anderen 
ausdrücklich  verliehen,  meistens  aber  wurde 
es  wahrscheinlich  willkürlich  beansprucht 
■ —  Es  war  meistens  ein  Monopol  von  Mühle, 
Brauerei  ete,  (tnnloir,  pressoir,  brasserie). 
In  Flandern  wurden  noch  durch  Edikt  von 
1628  die  Bannrechte  gehandhabt,  für  Brüssel 
durch  Edikt  von  1618.  In  den  nördlichen 
Provinzen  sind  diese  Rechte  schon  früher 
ausser  Brauch  geraten.  Doch  wurden  noch 
im  17.  Jahrhundert  viele  sogenannte  Zwangs- 
mfihlen  ,  in  den  Dörfern  gefunden.  Schon 
viel  früher,  sogar  im  14  J^rhundert,  waren 
die  meisten  Meinen  regalia  an  die  Städte 
verkauft  oder  geschenkt.  In  mehreren  pla- 
cseten  im  16.  und  17.  Jahrhundert  wurde 
den  Bauern  bei  Strafe  verboten,  auf  dem 
Lande  oder  in  den  Dörfern  Korn  zu  ver- 
kaufen. Das  Recht  ist  im  18.  Jahrhundert 
abgekommen, 

6.  Beden,  twiles,  aide».  Abgaben  in 
Oetd  blieben  auch  nach  Aufhören  der  Hörig- 
keit in  vielen  Gegenden  dem  Herrn  seitens 
der  Ijandbesitzer  veiBChiUdet.  Dazu  kam, 
daes  die  Herren  sich  die  Beden  bei  dem 
Verleihen  von  Privilegien  an  Städte  oder 
Dörfer  vielfach  vorbehalten  hatten.  In  Hol- 
land imd  Zeeland  hatten  die  Grafen  im  14. 
Jahrhundert  vielen  Ed  eilen ten  und  geist- 
lichen Herren  einen  Anteil  an  den  Beden 
geschenkt.    Die  Grafen  selbst  bezogen  ^-on 


ihren  Domänen  ausser  den  gewölinlichen 
Beden  das  Schot.  Das  ganze  Land  war 
schotpflichtig  mit  Ausnahme  der  Edelleiile, 
Geistlichen  und  Freigeboreneu.  Im  14.  Jahr- 
hundert wurde  diese  Pfiidit  zur  Grundlast, 
und  schotbaar  Land  wurde  Mr  schot- 
baar  gehalten,  in  welche  Hände  es  auch 
flbeigehen  mochte.  Aus  dem  Schot  ist 
wahrscheinlich  später  die  Grundsteuer  ent- 
standen, —  Ausser  den  gewöhnlichen  Beden, 
tailles,  hatten  die  Bauern  noch  vielfach  die 
aides  zu  entrichten,  Abgaben  bei  Heirat, 
Ritterschlag,  feierlichem  Einzug  etc.  (Gas 
feodaux).  Diese  Abgaben  waren  von  den 
Herren  aus  den  I^nverhältnissen  über- 
nommen und  wurden  als  rein  gutsherrliche 
Rechte  behauptet.  —  Im  17.  Jahrhundert 
■waren  in  den  südlichen  Niederlandon  diese 
Abgalten  noch  TÜcht  ganz  verschwundeEL 
In  Namnr  -wurden  sie  u.  a.  1626  aufgehoben. 
Auch  in  den  Provinzen  des  Bischofs  von 
Utrecht,  z.  B.  in  OveriJBel,  wui-de  im  16. 
und  17.  Jahrliundert  noch  vielfach  den 
Herren  Schot  bezahlt  Zu  welcher  Zeh 
diese  Abgaben  vei-schwunden  sind,  ist  mir 
nicht  bekannt. 

7.  Zehnteo.  Die  Zehnten  waren  in  den 
Niederlanden  ursprünglich  teils  der  Kirche, 
teils  den  Landesherren  zu  zahlen.  Dase  die 
Zehnten  der  Ijandeshen'en  ehemals  Zehnten 
der  Kirche  gewesen  sind,  ist  eine  uner- 
\Tiesene  Beiuiuptung.  Allerdings  hatten  viele 
geistliche  Herren  das  Zehntreeht  von  den 
Füreten  und  Grafen  erhalten.  Im  13,  Jahr- 
hundert waren  alle  Ackergfltcr  in  Holland 
und  Zeeland  dem  Grafen  zehntpflichtig,  in 
Utrecht  dem  Bischof.  —  Allein  schon  da- 
mals wurden  die  Zehnten  vielfach  ver- 
schenkt und  verkauft.  In  den  südlichen 
Niederlanden  sind  die  Zehnten  im  13.  Jahr- 
hundert grossenteiJs  in  das  Eigentum  der 
Klöster,  Abteien  und  Pfarreien  zurückge- 
kehrt. —  Die  Zehuten  wurden  nach  und 
nach  stark  vermehrt  und  bildeten  eines  der 
grössten  Hemmnisse  für  den  Fortschritt  der 
Landwirtscliaft.  Wirklich  segensreich  waren 
die  Edikte  vom  Oktober  1520  und  März 
J523,  in  welcJien  Karl  V.  allen  weltlichen 
und  geistlichen  Personen  ausdrücklich  ver- 
bot, jemals  irgend  welche  Zehnten  zu  for- 
dern, welche  nicht  seit  40  Jahren  in  dem 
i)etreffenden  Dorfe  oder  Kirdispie!  gefordert 
wurden.  Nur  in  I,üttich  blieb  das  alte 
kanonische  Recht  geltend.  —  In  den  süd- 
lichen Provinzen,  namentlich  im  Hennegau 
und  in  Flandern,  kannte  man  noch  andere 
Grundrechte,  die  mit  dem  Zehntrecht  nahe 
verwandt  sind,  terrage,  champart,  schoof- 
reeht.  Sie  sind  von  den  ältesten  Zeiten  her 
bis  ins  18.  Jahrhundert  in  stand  geblieben. 
In  Artois  und  einigen  anderen  Gegenden 
war  noch  eine  besondere  Abgabe  den  Klös- 
tern vorbehalten,  nämlich  gaveune,  gare 
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S.AIwBbeBTon  BtaatsrechÜichem  and 
k«atrakuichem  Charakter.  Diese  Ab- 
gaben gehören  ebenBoweaig  wie  die  LeheuB- 
pQichten  zu  den  Laeten,  wovod  ia  diesem 
Artikel  die  Bede  ist  Es  ist  aber  nicht 
immer  leicht,  in  vielen  F&llen  geradezu  un- 
mfl^ich,  zu  entscheiden,  ob  Zinsen,  Tijns, 
Erbpachten,  Urundrenten  auf  rein  kontrakt^ 
liebem  W^e  zu  stände  gekommen  sind  oder 
nicht 

Alle  feudalen  Rechte  und  alle  herrhchen 
Hechte  und  Privilegien  winden  abgeschafft 
durch  die  französischen  OQ*.  v.  4.  August 
1789,  15.  Mara  1790,  25.  August  1792  imd 
17.  Juli  1793,  welche  in  Belgien  für  exe- 
cutair  erklärt  wurden,  durch  das  G.  v.  5. 
November  1795  (14  brumairean  lY).  Durch 
diese  Gesetze  im  Ziisammenhaüg  mit  den 
GG.  T.  14.,  20.,  22.  April  1790  wurden  auch 
die  Zehnten  aufgehoben.  —  Von  den  Rechten 
ohne  feudalen  Charakter  wird  indes  ange- 
nODun^,  dass  äe  von  diesen  Bestimmungen 
nicht  betroffen  worden  sind.  —  Die  den 
belgischen  Domänen  verschuldeten  Grund- 
renten und  Naturalabgaben  waren  indes 
schon  durch  das  G.  v.  13.  Oktober  1755 
ablösbar  gemacht  und  demzufolge  gro^en- 
teÜB  verschwunden.  —  Die  Banalites  sind 
mit  den  feudalen  Rechten  abgeschafft.  — 
ESn  avis  du  Conseil  d'Etat  vom  15.  Oktober 
1805  erklärte,  dass  dieselben  auch,  insoweit 
sie  durch  Kontrakt  ins  Leben  getreten  waren, 
fflr  abgeschafft  zu  gelten  hätten. 

In  den  vereinigten  Provinzen  wurden  in 
Alt.  25  der  >algemeene  beginselen 
vooropgesteld  aan  de  Staatsregeling  van 
1798.,  alle  »Tiend,  Chyns  of  Thyns,  Na- 
koopE,  Afstervings  en  Naastingsrecliten«  ab- 

Chafft,  ebenso  alle  anderen  Rechte  und 
^iflichtungen,  welche  aus  dem  Lehns- 
'weeen  und  dem  Lehnrechte  herrilhron  und 
nicht  auf  einem  g^enseitigen  freiwilligen 
und  gesetzlichen  Kontrakte  beruhen.  Die 
VoUtsvertretung  sollte  die  Art  des  Abkaufs 
fflr  alle  diejenigen  Rechte  und  Reuten  näher 
bestimmen,  welche  als  Frucht  wirklichen 
ESgentnms  zu  bettachten  sind.  Es  ist  fiag- 
]i<£,  ob  die  Bestimmung  von  Art.  25,  da 
dieselbe  nicht  in  der  Verfassung  selbst  vor- 
kommt, an  sich  gesetzliche  Kiaft  habe. 
EbeoEo  igt  es  strittig,  ob  unter  den  abgc- 
Bchafflen  Rechten  rein  giitsherriiclte  Rechte 
mit  einb^riffen  seien.  In  Art  16  der  Verfas- 
sung von  1801  und  Art  9  der  Yerfossung  von 
1805  wild  das  Lehnrecht  gänzlich  abge- 
Bdiafft  und  alle  Lehngüter  weiden  als  ailodial 
betiBchtet  Gesetzlich  sollte  die  Entschfldi- 
gaag  der  Grundbesitzer  fixiert  werden. 
Durdi  Eriasa  des  souveränen  FDrsten  vom 
26.  Min,  und  28.  September  1814  (Statsbld. 
46  imd  102)  werden  gewisse  herrliche  Rechte 
wieder  aoadrUcklich  anerkannt  Die  Kon- 
sthatk»!  \oa   1848  sduuFfte  die   herrlichen 


Hechte  in  Bezug  auf  Voischlag  und  Ernen- 
nung von  Personen  zu  öffentlichen  Aemteni 
ab  und  übertrug  die  Aufhebung  der  übrigen 
herrhchen  Rechte  dem  Gesetzgeber.  In- 
zwischen hat  ein  G.  v.  13.  Juni  1857  den 
Abkauf  des  Jagd-  und  Fischrechts  und  ein 
G.  V.  12.  April  1872  den  Abkauf  aller  vor 
Einführung  des  Civilgesetzbuches  bestehen- 
den Zehntrechte  geregelt  — 

Lttteratnr:  Niederlande.-  Blök,  EcHC  Hol- 
landiclie  ttad  in  de  Middeneetiipe»,  'iGraven- 
hage  1SS3.  —  Be*emer,  Bijdrage  tot  de  ien-nii 
van  hei  oude  Cijnten  ffrondrerUenncht,  Lei- 
den 1839.  —  A.  KluU,  Hitlorie  der  Hol- 
bmdtehe  Staaliregelisg.  Arn*lerdam  ISOS.  — 
van  Look,  Ahnde  regeenngerorm  in  HolUmd. 
—  JFVobf,  Jia  agrarmm  Foederati  Belgii, 
Franeq.  1751 — 1754.  —  Koen«»,  De  Nederland- 
»che  boereruUtnd  kUtorueh  betehreren.  —  Ferner 
veriehiedene  nichtige  Arbetten,  die  Heh  in  Zeil- 
tehriften  itrstrcut  finden,  namenllieh  in  den 
vBijdragen  vom-  raderlandtehe  getehiedeni*  m 
oudheidxkundt'  van  Dr.  K.   VmUt. 

Belgien:  BrttnUf  Enal  hiitorique  mr 
ia  Condititm  de>  daiiei  rvmlee  en  Beigigue 
jutqn'A  ta  fin  du  XVIII  »iide.  —  Britx,  Hit- 
toire  de  ta  Ifglelaiion  et  de  la  juritprudence 
de»  pTovincee  Belgiquei,  BruieÜe»  1847.  — 
Hefacqz,  Anden  Droit  Belgiqae,  BruxeUet  IS4G, 
137S.  —  PouU^t,  Hitloire  poliliqiie  nationale, 
Loftvai-n  188S  (mit  reifhhaltigem  JAUeratarver- 
lexckniij.  —  Saep&aet,  Oeuvrei  complitet.  — 
Wamkitnig,  Flaniiritehe  Staate-  und  Reehtt- 
getchichU,  S  Bde.,  Tübingen  l8SS~i2.  —  Die 
LiUeralur,  ^reiche  eich  a»f  einzelne  Provinxeit 
oder  Gegenden  betchrünkt,  itt  hier  nicht  ange- 
geben, ebenicnctnig  wie  die  Werke  der  äiUmi 
Jttritlen,    Zljpaeus,     Qrotitta,   v.   Le^Hieen, 

Oroviagen.  Coft  i-an  der  Cftuton. 


T.  Die  Banembefk'eiung 
in  Dioemarli. 

1.  Znatand  und  Lasten  der  Banem  1770— 
1780.  2.  Die  Banernbefreinng  in  der  Beform- 
periode  17»4— 1807.  3.  Die  iweite  Heform- 
Periode  1846-1861. 

LZnatand  nadLasteo  derBaaem  1770 
—1780.  Ungefähr  in  der  Zeit  von  1770— «I 
waren  die  soziale  Stellung  und  Ökonomische 
Verhältnisse  der  Bauern  die  schlechtesten, 
die  sie  je  gewesen  sind.  Zwar  war  die  An- 
zahl der  Freisassen  (sSelvejerbönderfl) 
durch  Terkaiif  mehrerer  Uomänengüter  et- 
was grösser  als  vor  1750,  aber  nodi  waren 
von  ca.  65000  Bauern  kaum  10000  Frei- 
sassen, und  die  Stellung  dieser  war  nicht 
viel  besser  als  die  der  Pachtbauern 
(^Fästeb5nder<),  da  auch  sie  zum  groesw 
Teile  Frondiensten  unterworfen  waren  sowie 
der  zu  dieser  Zeit  sehr  drückenden  Pflicht 
zur  Wegearbeit  auf   den  neuen  ChauaaeSn 
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lind  anderen  schweren  Steuern.  Der  früher 
zwischen  den  Freisassen  und  den  Pacht- 
hauem  auf  den  Inseln  (nicht  in  Jütlaud) 
bestehende  Unterschied,  dass  die  letzteren 
Leibeigene  (»Vornedei)  waren,  hatte  durch 
die  Auftiebtmg  der  Jjeibeigenschaft  i.  J.  17Ü2 
aufgehört.  Da  indessen  die  ökonomische 
Stellung  der  Bauern  in  mehreren  Ortschaf- 
ten so  elend  war,  dass  es  den  Gutsbesitzern 
oft  schwer  wui-de,  Pächter  zu  den  Bauern- 
höfen zu  finden,  und  viele  Höfe  sogar  öde 
lagen,  weil  die  jungen  Bauern  lieber  ihre 
Heimat  verhessen  und  sich  in  die  Städte 
oder  anderswohin  flüchteten,  als  dass  sie 
sich  entschlossen,  einen  verfallenen  Pacht- 
hof zu  Obernehmen,  so  wurden  1733  die 
militärpflichtigen  Bauern  an  die  Scholle  ge- 
bunden (»stavnsbundne«)  —  eine  Veran- 
staltung, die  also  in  ihrem  Omnde  nicht 
müitänsch,  sondeni  agrarpohtisch  war.  Die 
Veranlassung  gab  aber  die  Militärpflicht, 
indem  die  Aushebung  von  Rekruten  den 
Gutsbesitzern  überlassen  war,  die  verpflichtet 
waren,  eine  gewisse  Zahl  von  Rekruten  von 
ihrem  Chite  zum  sechsjährigen  Uihtärdienste 
einzusenden,  selbst  aber  wählen  konnten, 
welche  Personen  sie  wollten.  Es  wurde 
ihnen  jetzt  das  Recht  gegeben,   alle  dienst- 

S flichtigen  Personen  im  Älter  von  14 — 35 
ahren  —  später  zu  den  Altersklassen  14 
bis  40  Jahren  erweitert  —  auf  dem  Gute 
zurückzuhalten  und ,  infolge  einer  Verord- 
nung von  1746,  ihnen  nacn  Belieben  einen 
Pachthof  aufzuzwingen,  den  der  Betreffende 
oft  höchst  vernaclilässigt  und  in  sclüechtes- 
tem  Zustande  empfing  mit  der  Verpfhch- 
tung,  ihn  in  ordentlichem  und  gutem  Zu- 
stande ^vieder  abzugeben. 

Die  Pachtabgaben  selbst  waren  zwar 
nach  Gehrauch  in  der  Gegend  festgestellt 
und  verhältnismässig  klein,  und  sehr  oft 
kosteten  die  Pachthöfe  den  Gutsbesitzern 
ebensoviel  oder  mehr,  als  die  Abgaben  ein- 
brachten. Den  eigentlichen  Vorteil  hatten 
die  Gutsbesitzer  von  dem  Frondienste, 
der  ganz  unbestimmt  war  und  nach  imd 
nach  von  sehr  bedeutendem  Umfange,  als 
die  Felder  der  Gutsbesitzer  besser  und 
besser  bebaut  wurden  und  der  Gutsbezirk 
durch  gesetzwidrige  Niederlegimg  von 
Bauernhöfen  und  deren  Einziehung  ver- 
grössert  wurde.  Im  iVondJenste  waren  die 
Bauern  der  Wilikürlichkeit  des  Oberbedien- 
ten (oFogeds)  der  Gutsbesitzer  ganz  preis- 
gegeben, indem  diesem  sogar  das  Strarrecht 
üt«r  sie  zugestanden  war.  Neben  dem 
Frondienst,  den  Steuern  und  dem  vorher 
berührten  Wegebau,  der  an  manchen  Stellen 
von  jedem  Baiier  drei  Ta^  Arbeit  wöchenf^ 
lieh  den  ganzen  Sommer  hmdurch  erforderte, 
oft  in  bedeutendem  Abstände  vom  Hofe, 
waren  die  Zehnten  dazu  geeignet,  jeden 
F<HrtBohritt   in   der  £ultiir  der  Bauernhöfe 


zu  verhindern-  denn  nicht  nur  würde  jede 
Vermehrung  der  Ernte  auch  die  Zehnten 
vermehren,  sondern  die  Erhebung  derselben 
geschah  obendrein  in  der  Weise,  dass  der 
Berechtigte  auf  dem  Felde  seine  Zehnte  — 
jede  zehnte  Garbe  —  auswählen  konnte. 
Der  Baner  durfte  daher  die  Ernte  nicht 
ins  Haus  führen,  bevor  die  Herren  nach 
ihrer  Bequemlichkeit  die  Zehnten  hatten 
herausnehmen  lassen,  die  der  Bauer  dann 
oft  ziemlich  lange  Woge  heimzufahren  ver- 
pflichtet war.  Noch  mehr  wurde  aber  jeder 
Fortschritt  durch  die  Feldergemein- 
schaft (iJordfälleskabt,  Gesamtbesitz  aller 
zu  einer  Kommune  gehörenden  Felder)  ver- 
eitelt; denn  nicht  nur  wurden  dadurch  alle 
die  einzelnen  Felder  in  ebensoviele  Teile 
zerstückelt,  als  es  Bauernhöfe  im  Dorfe 
gab,  so  dass  jeder  Hof  seine  Felder  auf  20, 
3U  oder  mehr  verschiedenen,  oft  weit  ent- 
fernten Aeckeni  hatte,  sondern  jeder  war 
genötigt,  seine  Aecker  ganz  so  wie  sein 
Nachbar  zu  bebauen,  und  eine  ganz  be- 
stimmte Kultur  war  damit   festgeschlagwi. 

Zu  den  hier  nur  kurz  angedeuteten  Ver- 
hältnissen gesellten  sich  noch  die  Uebel 
einer  immer  wechselnden  (lesetzgebnng 
über  Ein-  imd  Ausfuhr  von  Kom  (von  1735 
bis  1771  wurden  die  Bestimmungen,  Ein- 
fulir  und  Ausfuhr  von  Kom  betreffend^  40 
mal  verändert ,  was  einen  regelmässigen 
Kornhandel  unmöglich  machte),  sowie  über 
das  Recht  zum  Einstallen  und  die  Ausfuhr 
des  Viehs,  welche  es  den  Bauern  fast  un- 
ra^lich  machte,  die  Viehzucht  in  rechter 
Weise  zu  entwickeln  — ■  ganz  abgesehen 
davon ,  dass  eine  mehrmals  wiederholte 
Rinderpest  in  der  Periode  Hi'V— 80  das 
Land  furehtbar  verheerte.  Das  Hauptresul- 
tat aller  dieser  Umstände  war:  eine  allge- 
meine Verarmung  und  dabei  noch  eine 
moralische  Herabdrückung  des  Bauernstan- 
des sowie  allgemeines  Elend  um  eine  sehr 
geringe,  nach  und  nach  noch  veiklein^te 
ProdiiktioD.  Die  Ernte  war  in  der  R^el 
nur  3 — 4  mal  so  gress  wie  die  Aussaat,  in 
schlechten  Jahren  noch  geringer,  und  die 
Ausfuhr  war  verschwindend  gering  und  das 
Kom  von  sehr  schlechter  Qualität. 

2.  Die  Bauembefreians'  in  der  Re- 
fnrmperinde  1784—1807.  Das  allgemeine 
Elend  unter  der  Landbevölkerung  und  das 
geringe  Resultat  der  Ackerbanproduktion 
erweckte  die  Aufmerksamkeit  der  Oelehrten 
und  der  Staatsmänner  und  rief  in  den  70er 
Jahren  eine  ganze  agrarische  Litteratur  her- 
vor. Es  wurde  besonders  nachgewiesen, 
dass  die  Frondienstarbeiten  der  Bauern  weit 
mehr  kosteten,  als  sie  den  Gutsbesitzern 
wert  waren,  und  einige  praktische  Versuche, 
die  von  einzelnen  Gutsbesitzern  (dieKOnigin- 
Witwe  Sophie  Magdalena  auf  dem  ihr  ge- 
hörenden Hirachhmmgute  schon  1761,  Graf 
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Benistocff  anf  eeinein  Gute  in  der  Nähe 
Kopenhagens  1764  u.  a.)  sowie  auf  einigen 
veniauften  Krondoniäneu  gemacht  wurdeu, 
zeigten,  dass  der  llebergang  der  Pachthclfe 
zu  Erbpachthöfen  mit  festen  Abgaben  und 
die  Ablösung  des  Frondienstes  eben  falls 
durch  feste  Abgaben,  sowohl  fflr  die  Unts- 
besitzer  als  für  die  Bauern  selir  voiteilhaft 
v&iea  und  die  Produktion  bedeutend  stei- 
gerten. In  der  letzten  Beziehung  war 
eine  V.  v.  23.  April  1701  von  Bedeu- 
tung, die  die  Beseitigung  der  Fel- 
dergemeinschaft beabsichtigte  und  zu 
diesem  Zwecke  jedem  Eigentümer  das  Recht 
gab,  die  Aufhebimg  des  Oesamtbesitzcs  in 
der  Weise  zu  fordern,  dass  er  seine  Felder 
gesammelt  anf  höchstens  zwei  oder  drei 
Steilen  bekam  und  sie  dim^h  Zaun  einfrie- 
digen konnte;  die  Kosten  sollten  e&mt- 
liche  Eigentnmabeaitzer  in  der  Kommune 
mit  ihm  teilen.  Da  indessen  die  Kosten, 
soweit  sie  Pachthöfe  betrafen,  dem  Guts- 
besitzer auftagen,  war  die  unmittelbare  Wir- 
kung der  sonst  sehr  wohl  durchdachten 
Verordnung  vorläufig  nicht  gross. 

Als  aber  Kronprinz  Friedrich  (später 
Friedrich  IV.)  1784  die  Regierung  über- 
nommen hatte,  wunle  —  besonders  unter 
Mitwirkung  und  Leitung  von  Chr.  Colbjöm- 
sen,  Graf  A.  P.  Beinstorff  und  Graf  C.  D. 
F.  Rewentlow  —  mit  einer  plaomässigen 
Beform  der  Agrarverhältnisse  begonnen. 
Sm^  ein  Kommissorium  vom  3.  November 
17S4  wui-de  der  Auftrag  Graf  Reweutlow 
u.  a.  gegeben,  die  —  ca.  13iX)  —  Pacht- 
höfe der  Krone  in  Nordseeland  (Frederiks- 
boi^  und  Kronborg  Ämter)  ans  der  Felder- 
gemeinschaft einzulösen  und  eine  passende 
Zahl  der  Höfe  in  Auasenäcker  zu  verwan- 
deln,  damit  sie  in  der  Nähe  der  ihnen  zu- 
geledten  Felder  liegen  konnten  —  was  aUes 
anf  Kosten  der  königlichen  Kasse  bewerk- 
stelligt wurde  und  schon  1790  durchge- 
führt war  — ;  daneben  wurde  der  Frondienst 
ganz  abgeschafft  gegen  eine  feste  jährliche 
Geldabgabe  (es  wurde  nachgewiesen,  dass 
das  Ernten  jedes  Fuders  Heu,  das  man  für 
10 — 13  Mark  bar  kaufen  konnte,  den  Bau- 
ern 19  Mark  kostete),  und  wenn  alles  dies 
Cin  war,  wurde  der  bisherige  Paehthof 
Bauern  als  Erbpachthof  ohne  Erhöhung 
der  trüheren  Abgaben  aberlassen  —  also 
in  der  That  als  ganz  freies  Eigentum,  nur 
mit  einer  ein  für  allemal  festgesetzten  jährli- 
chen Abgabe. 

Schon  während  dieser  Versuch,  der  sehr 
bald  die  schönsten  Resultate  hatte,  durch- 
gefOhrt  wurde,  ward  im  Jahre  1786  eine 
grosse  Kommission  (»Landbocommissi- 
onen«)  ernannt,  die  einen  Vorschlag  aus- 
arbeiten sollte,  wonach  ähnliche  Reformen 
f&r  das  ganze  Land  durchgeführt  werden 
konateo.    E^e  ganze  fiethe  von  wichtigen 


Veranstaltungen  und  Gesetzen  war  das  Re- 
Biütat  der  Wirksamkeit  dieser  Kommission; 
hier  werden  wir  nur  die  wichtigsten  von 
denen  nennen,  welche  die  soziale  und  öko- 
nomische Befreiung  der  Bauern  zum  Ziel 
hatten. 

Der  Kern  der  Reform  war  die  Aufhe- 
bung des  »Stavnsbaandi  (der  Gebun- 
denheit an  die  Scholle)  durch  die  V.  t. 
20,  Juni  1788,  welche  allen  Bauemper- 
sonen  unter  14  und  über  ;i6  Jahre  so- 
gleich, allen  anderen  nach  erffUltem  36, 
Jahre  oder  spätestens  am  i.  Januar  1800, 
volle  persönliche  IVeiheit  gab,  wobei  die 
Pflicht  zum  Militärdienst  statt  reell  (auf 
dem  Gute  als  solchem  lastend)  persönlich 
wurde,  jedocli  noch  immer  —  bis  1848  — 
dem  Bauernstände  allein  auferlegt.  Zwei 
gleichzeitige  W.  v.  6.  Juni  und  11.  Juni 
1788  machten  den  Kornhandel  frei  und 
gaben  allen  das  bisher  den  Gutsbesitzern 
allein  zukommende  Hecht,  Vieh  im  Stalle 
zu  mästen  und  solches  gegen  einen  ge- 
mässigten Ausfuhrzoll  auszuführen.  Da- 
mit war  die  soziale  und  ökonomische 
Freiheit  des  Bauern  principieU  anerkannt; 
es  galt  aber  noch,  die  Stellung  der  I^cht- 
bauem  zu  verbessern  und  sie  womöglich 
in  freie  Besitzer  ihrer  Höfe  zu  verwan- 
deln. Zu  diesem  Zweck  war  schon  1786 
eine  Kreditkasse  mit  einem  Kapital  von 
3/i  MiU.  Thir.  Cour.  (2,7  Mill.  Rmk.)  errich- 
tet, die  den  Bauern   und  Gutsbesitzeni  bil- 


28  Jahren  getilgt  wurde)  geben  sollte,  teils 
zur  Durchfilhrung  von  Verbesscnmgen,  be- 
sonders zur  AufliJBung  des  Gesamtbesitzes 
und  Einfriedigimg  der  Felder  sowie  zum 
Ausziehen  der  Höfe  aus  den  Dörfern,  teils 
zum  Ankaufe  der  Höfe,  Circa  8iX)  Pacht- 
bauem  wurden  mit  Hufe  dieser  Kasse  Frei- 
sassen: der  Krieg  1807 — 14  nötigte  aber 
ihre  Wirksamkeit  einzustellen.  Der  Ver- 
kauf der  Bauernhöfe  wurde  auch  dadurch 
erleichtert,  dass  es  den  Gutsbesitzern,  deren 
PrivUegien,  besonders  Steuerfreiheit,  davon 
abhing,  dass  sie  ein  .komplettes.x  Gut  (200 
»Tonnen  Hartkom.)  besassen,  erlaubt  wurde, 
die  Pachthöfe  den  Besitzern  als  freies  Ei- 
gentum zu  überlassen,  ohne  die  Privilegien 
zu  verlieren,  —  eine  Freiheit,  die  so  stark 
benutzt  wurde,  dass  sie  1807  wieder  auf- 
gehoben wurde. 

Die  Stellung  der  Pachtbaueru 
wurde  in  mancher  Richtung  sehr  verbes- 
sert. Eine  V.  v,  8,  Juni  1787,  die  u. 
a.  den  Gutsbesitzern  das  Strafrecht  bei 
Ausübung  des  Frondienstes  benahm,  be- 
stimmte, dass  die  Pachthöfe  immer  nur 
nach  gesetzlicher  Besichtigung  den  Pächtern 
Obei^ben  werden  sollten  und  nur  in  dem- 
selben   Zustande    zurUckgehefert   gefordert 
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■werden  konnten;  für  neue  Gebäude  soUte 
den  Pachtern  Ersatz  g^egeben  wefden.  Die 
■wichtigen  W.  vom  19,  März  1790  imd 
15,  Juni  1792  liest  im  mten,  daes  ein  Bauern- 
hof —  auch  wenn  er  einem  Bauern  gehörte, 
der  ihn  nicht  selbst  bewirtschaften  wollte 
—  immer  nur  in  Pacht  gegeben  werden 
durfte  entweder  fQr  die  Lebenszeit  des 
Fachtbauem  und  seiner  Witwe  oder,  —  und 
nur  wenn  der  Hof  aus  der  Feldei^mein- 
schaft  gelöst  war  —  für  die  Jjehenszeit 
zweier  oiler  mehrerer  Pereonen  oder  a\if 
bestimmte  Zeit  von  wenigstens  50 
Jahren  (diese  letzte  Pachtform  wurde 
später  durch  zwei  Gesetze  von  1870  und 
1872  verboten).  Die  V.  v.  15.  Juni 
1792  förderte  auch  die  Auflösung  der 
Feldei^meinschaft,  indem  sie  den  Guts- 
besitzern erlaubte,  die  Kosten  den  betreffen- 
den Pachthrtfen  aufzulegen ;  von  diesem 
Augenblick  wurde  die  Auflösung  allgemein 
■mid  die  Einfriedigung  der  Felder  et>enso  durch 
eine  V.  T.  29.  Oktober  1794  geregelt  und 
befohlen.  Auch  der  Frondienst  wurde 
beschränkt  (V.  vom  25.  März  1791),  und  die 
Betreffenden  wurden  zur  freiwilligen  Ueber- 
einkonft  über  die  Art  und  den  Umfang  des 
Frondienstes  ermahnt;  zwei  Kommissionen, 
eine  ftlr  die  Inseln,  die  andere  fQr  Jfltlaud, 
wurden  ernannt,  welche  solche  Ueberein- 
kOnfte  zu  Stande  zu  bringen  suchen  tmd 
nötigenfalls  dureh  ihre  Entscheidungen  den 
umfang  feststellen  sollten;  eine  V.  v.  6. 
Dezember  1799  beetimrate  weiter,  dass  der 
Umfang  des  Frondienstes  übci-all  genau  be- 
stimmt sein  sollte  —  nnd  zwar  so,  dasa  er 
einen  guten  Betrieb  des  Bauernhofes  nicht 
hinderte  und  nie  vergrßssert  wcnlen  dürfte. 
Da  die  Gutsbesitzer  selbst  jetzt  den  Scha- 
den des  übertriebenen  Frondienstes  und 
Beinen  geringen  Wert  für  sie  einsahen, 
■wurde  das  VerlAltaiB  feist  überall  durch 
freiwillige  Uebereintunft  geordnet  Zu  der- 
gleichen Uebereinkünften,  beti-effenrt  die 
Leistung  der  Zehnten  in  natura  und  de- 
i-en  Ablösung  durch  eine  bestimmte  Quan- 
tität von  Korn,  ermahnte  eine  Verordnung 
Ton  1796 ;  da  indessen  eine  Verordnung  von 
1810  den  Berechtigten  gestattete,  die  Leis- 
tung aus  Rücksicht  auf  die  durch  event 
Verbesserungen  eintretende  Vermehnmg  der 
Zehnten  mit  Zuschlag  von  '/lo  zu  ver- 
gröBsem,  hinderte  diese  Forderung  in 
manchen  F^len  eine  Uebereinkunft.  — 
Endlich  wurde  1793  der  Wegebau  so 
geordne!,  dass  er  den  gehörigen  Betrieb  der 
Bauernhöfe  nicht  mehr  stören  konnte. 

Die  Wirkungen  aller  dieser  Reformen 
waren  sehr  gross  und  überaus  günstig,  in- 
dem gute  Herbstjahre  und  steigende  Korn- 
preise  eben  zu  dieser  Zeit  den  Bauern  die 
Benutzung  der  dargebotenen  Verbesserun- 
gen   ermi^lichten.     Die   Gesamtproduktion 


erhöhte  sich  bald  (eine  Mittelernte  konnte 
1770  kaum  zu  6  Millionen  Tonnen  veran- 
schlagt ■werden,  ■wurde  aber  1803  zu  8,4, 
1820  zu  10  Millionen  Tonnen  berechnet), 
die  Qualität  derselben  besserte  sich  aiisser- 
ordenthch,  und  allgemeiner  Wohlstand  fing 
au.  das  frühei'e  Klend  ahzidOsen.  Diesem 
grossen  und  allgemeinen  Fortschritte  wurde 
erst  durch  den  Krieg  von  1807 — 14,  nach* 
her  durch  den  Staatsbankerott  1813,  durch 
das  gestörte  Geldwesen  und  besonders  durch 
die  überaus  niedrigen  Kornpreise  in  den 
20or  Jahren  Einhalt  gethan,  und  die  volle 
Wirkung  trat  daher  eret  später  ein,  beson- 
ders als  eine  neue  Reformperiode  mit  dem 
Jahre  1848  begann  nnd  das  in  der  ersten 
angefangene  Werk  vollendete. 

8.  Die  seweite  Reformperiode  1848 
— 1861.  Zu  gleicher  Zeit,  als  in  Dänemark 
eine  freie  Verfassung  vorbereitet  und  diwch- 
gefflhrt  wurde  (1848—49),  -wurde  die  Voll- 
endung der  Baiiernbefreiung  wieder  auf  die 
Tagesordnung  gebracht,  und  eine  neue 
Agrarkommission(>LandbocommiBsion*)wur' 
de  ernannt,  besonders  um  Vorschläft  zur 
Förderung  des  Ueberganges  der  Pachtbanem 
zu  Preisassen  (»Selvejere»)  zu  machen,  '/i 
der  Bauernhöfe  waren  nämlich  noch  Pacht- 
höfe, und  obgleich  die  früheren  Missbiäuche 
in  allem  wesentiichen  abgeschafft  waren,  war 
man  doch  fast  allgemein  der  Anschauung, 
dass  das  freie  B^itztum  einen  besseren 
Hetrieb  der  Bauernhöfe  sehr  fördern  würde. 
Auch  waren  die  früheren  Lasten,  obgleich 
bede\itend  beschrftnkt,  noch  nicht  ganz  ver- 
schwunden (1849  waren  ca.  13  "/o  noch  dem 
Frondienste,  davon  wieder  Vs  vollständigem 
Frondienst  unterworfen,  und  ca.  10  "/o  leis- 
teten noch  Zehnten  in  natura).  Nach  Ein- 
führung der  allgemeinen  Wehrpflicht  {Sep- 
tember 1848)  und  des  allgemeinen  Stimm- 
rechte (Grimdgesetz  vom  5.  Jimi  1849)  war 
die  politische  und  soziale  Gleichstellung  der 
Bauern  mit  allen  anderen  Staatsbüi^em 
festgestellt;  jetzt  suchte  vaaa  die  letzten 
Ueberreste  des  früher  auf  dem  Bauernstände 
lastenden  Drucks  zu  beseitigen.  —  Das  Q. 
V.  8.  April  1851  bestimmte,  daes  alles 
dem  Staate  gehörende  Bauerngut  den 
Pachtern  in  der  WMse  verkauft  werden 
sollte,  dass  die  bisherigen  Al^ben  kapitali- 
siert und  dafür  eine  PrioritätBobligation 
ausgestellt  würde.  Aehnliche  Bestimmun- 
gen wurden  (G.  v.  3.  März  18."i2)  für  das 
der  Universität  und  der  Akademie  zu  Sot4t, 
ebenso  (G.  v.  24.  Aprü  1860)  für  das 
den  meisten  öffentlichen  Stiftungen,  HoBjä- 
tälem,  Kirchen  und  dgl.  gehörende  Bauern- 
gut gegeben.  (Infolge  dieser  Bestimmungen 
wurden  1850—68  von  3130  dem  Staate 
und  diesen  Stiftungen  etc.  gehörenden  Bau- 
ernhöfen mit  ca.  18  570  >Tonnen  Hartkom« 
[sc  Steueieioheitsmass]   2680  Höfe  mit  ga- 
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gen  15000  Tonaea  Hartkom  verkauft}. 
Ein  G.  V.  21.  Juni  1854  gab  allen  Be- 
sitzern von  Lehen  und  Stammhäusern 
die  Erlaubnis,  das  Bauerngut  zu  verkaufen, 
und  ermunterte  hierzu  durch  die  Bestim- 
mung, dass  12  ".'o  der  Kaufsnnune  freies 
ISgentiim  der  Verkäufer  wurde.  (Infolge 
dieses  Gesetzes  wurden  von  ca.  10  KtO  Bau- 
ernhöfen mit  ca.  54500  Toanen  Hartkom 
1850— 6H  4700  mit  24000  Tonnen  Hartkoin 
veiiaiift.j  Endlich  wurden  durch  G, 
V.  19.  Februar  1861  die  privaten  Guts- 
b^tzer  zum  Verkauf  ihrer  Pachtbauemhöfe 
dadurch  ermuntert,  dass  es  ihnen  gestattet 
wurde,  weun  sie  je  9  solcher  Höfe  an  die 
Kehter  oder  ihre  Erben  verkauft  hatten, 
so  viel  als  ^ »  der  verkauften  Felder  aus 
den  übrigen  Banernfeldem  bei  Pachtle<lig- 
keit  zur  freien  Disposition  zu  nehmen.  (In- 
folge dieses  Gesetzes  wurden  IHOI — 96  ca. 
8600  Pachthöfe  mit  ca.  46000  Tonnen  Hart- 
kom verkauft.)  Äudererseits  suchte  dies 
Gesetz  die  letzten  Reste  der  Unsicherheit 
und  des  RisicoB,  die  einem  Pachtverhältnis 
auf  Lebenszeit  ankleben,  zu  entfernen,  in- 
dem teils  genauere  Regeln  für  den  Ersatz 
für  Neubauten  sowie  andere  Verbesserun- 
gen (Drain^e  etc.)  gegeben  wurden,  teils 
Bestiinmt  wurde,  dass,  wenn  der  Pächter 
und  seine  Frau,  beide,  bevor  30  Jahre  ver- 
laufen waren,  starben,  eine  entsprechende 
Quote  der  bei  Uebemahme  des  Hofes  er- 
l^ten  Summe  (»IndfSatning«)  zurtickbexahlt 
"»erden  sollte.  Endlich  wurde  bestimmt, 
dase,  wenn  ein  Bauernhof  20  Jahre  hindurch 
in  freiem  Besitz  des  Eigentümers  gewesen 
sei,  die  Pflicht  wegfalle,  einen  solchen  Hof, 
wenn  er  nicht  vom  Eigentümer  selbst  be- 
wirtschaftet werde,  in  Pacht  auf  Lebenszeit 
des  I^hters  und  seiner  Witwe  zu  geben, 
eine  Verpflichtung,  welche  bis  dahin  allen 
Bauernhöfen  auferlegt  war  (» Fastet  vang«, 
Fachtzwang). 

Die  Wirkung  aller  dieser  Gesetze  war, 
dass  das  Pachtverhältnis  und  der  Pacht- 
Ewang  jetzt  auf  ein  Minimum  reduziert 
ißt.  Während  1850  von  ca.  6800(1  Bauem- 
hOfen  mit  ca.  296000  Tonnen  Hartkom 
20300  mit  108000  Tonnen  Hartkom  oder 
ca.  30%  Pachthöfe  waren  (und  alle  die  an- 
deren dem  Pachtzwange  unterworfen  waren), 
so  waren  1895  von  73300  Bauernhöfen 
(durch  Teilung  ist  die  Anzahl  hierauf  ge- 
stiegen) nur  4300  mit  21000  Tonnen  Hart- 
kom oder  nur  kaum  ö^/o  Pachthöfe,  wäh- 
rend der  Pachtzwang  ausser  diesen  nur 
noch  ca.  4000  Bauernhöfen  (die  jedoch  zum 
gröasten  Teil  binnen  10  Jahren  davon  be- 
freit werden)  auDiegl.  und  dass  nicht  noch 
mehr  Pachthöfe  verkauft  sind,  hat  wenig- 
stens zum  Teil  seine  Ursache  darin,  dass  die 
I^hter  nicht  kaufen  wollen,  da  besonders 
anter  der  Agnubisis   der  letzten  Zeit  die 


Stellung  der  Pachtbauem  als  hesser  und 
mehr  geschätzt  als  die  der  Freisassen  au- 
gesehen wird.  Ja,  es  ist  sogar  vfirgekom- 
mea,  dass  die  letzteren  ihre  Höfe  dem  Guts- 
besitzer zum  Wiederkaufe  angeboten  liaben, 
um  sie  danach  als  l'achthüfc  wieder  zu 
übernehmen. 

Die  früher  auf  den  Pachthöfen  mhenden 
Lasten  sind  nämlich  auch  so  gut  wie  ver- 
scliwunden  nach  den  in  dieser  ßeformperi- 
ode  emanierten  Gesetzen,  Infolge  G. 
V.  4.  Juli  1850  konnten  sowohl  der  Be- 
rechtigte als  die  Verpflichteten  —  die  letz- 
teren iodocli  nur,  wenn  '3  der  zu  einem 
Gute  Frondienst  Ijeistenden  darin  einig 
waren  ^  die  Ablösung  des  Fi-ondienstes 
foi'dera  und  zwai'  zu  dem  Werte,  den  er 
für  den  Berechtigten  hatte,  nicht  nach  dem 
Umfange,  in  welchem  er  die  Fronpfüchtigen 
belastete.  Ueberall  ^lutlen  Kommissionen 
ernannt,  die  das  Verhältnis  zu  ordnen  auto- 
risiert waren.  Schon  1861  wurde  demnach 
voUer  Frondienst  nur  noch  von  13  Paeht- 
baiiera  geleistet,  —  jetzt  nir  nicht  mehi-; 
teilweise  sind  jetzt  noch  3  Höfe  fronpflich- 
lige,  während  von  ca.  300  Höfen  einzehie 
Fronleistungen  noch  prästiert  werden.  — 
Ein  G.  V.  14.  April  1852  bestinmite 
endlich,  dass  alle  Eorazehnteu  in  natura 
spätestens  am  1.  Janiiar  1850  abgeacliafft 
sein  und  zu  festen  jährlichen  Koraabgaben 
verändert  werden  sollten,  wobei  die  frilhere 
Bestimmung  von  einem  Zuschlage  von  ^'m 
der  Zehnten  wegfiel.  Das  Feld,  das  18')« 
nicht  zehntpflichtig  war,  konnte  es  nimmer 
werden ,  imd  infolge  eines  G.  v.  23. 
Dezember  1863  wurde  die  Zehntabgabe  je- 
des zehntpflichtigen  Eigentums  in  den  Hy- 
potheknrotoknllen  als  eine  Reallast  notiert, 
über  deren  Grösse  somit  nie  mehr  dispu- 
tiert werden  kann.  Aehnliche  Hostinmiun- 
gen  wurden  durch  ein  G.  .v,  19. 
Febniar  1801  über  alle  anderen  Art«ii 
von  Zehnten  (besonders  von  Vieh)  getroffen. 

Seit  IHÖl  kann  demnach  der  Pachtbauer 
als  ebenso  frei  und  selbständig  als  der  Frei- 
sasse betrachtet  werden,  und  auch  das  frü- 
her mit  einem  Pachtverhältnis  auf  Lebens- 
zeit verbundene  Risico  ist  im  wesentlichen 
weggefallen,  besonders  nachdem  einige  noch 
ziuTlckgebliebene  Uidtl arbeiten  durch  ein 
G.  v.  9,  März  1H72  beseitig  worden 
sind.  —  In  politischer  und  sozialer  Bezie- 
hung sind  sowohl  der  Paehlbauer  als  der 
Freisasse  seil  1849  allen  anderen  Staats- 
bürgern ganz  gleichgestellt. 

Litteratun  A.  f.  Bergsie,  ürext  Chr.  Biüei< 
J-y.  KeveHÜovi  Virkntnhed.  Kbhn.  ISST,  I.  — 
H'tU.  ScharUng,  Ptjtgtna  tynkeitdt  Vatrdi, 
Kbinx.  1809.  —  r.  Falbe-Hansen  «.  Wia. 
ScharUng,  Da»mark<  StatMik,  Bd.  II,  Kbk«. 
1337 ;  Hauptquelle  iai  Nr.  1.  —  Hoch  kikmeti 
dlierl   verdot   alu   Haupttchriftcn:   B.    fToIm, 
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Karnpeti  om  Laadboifjormtrnt  177S — 91,  Ebhn. 
1888  und  V.  Falbe  Hangen,  StariitbaamU- 
Löaningtn  og  Landbor^ormemc.  Set  fro  Xalio- 
naKkoBomien  Standpunkl.  Tiden,  pa  17SS—1S07 . 
Kbhn.  1888  {FttUehriflen  tur  Sätulatfeitr  der 
Ldmmg  d«  «UlarnabaamU).  Vgl.  auth  Schriften 
dt»  Vereftw  fiir  Soiialpolitit  LIX,  S.  39S—40O. 
Kopenhagen.  Wtll.   SehafUttg. 


VI.  Die  Btraernbeft-eiung  in 
Frankreich. 

1.  Die  Loge  des  BaiiemHUndeH  im  Hitt«l- 
iilt«r.  2.  Die  allinühlicbe  Befreinng  der  Bauern. 
3.  Die  Aufhebung  des  Regime  feodal  durch  die 
EeTolution.  4.  Die  gegenwärtige  Lage  des 
Bauematandes. 

1.  Die  liRjce  des  Baaernatandes  im 
Mittelalter.  Die  Unfreien  des  Mittelallers 
haben  offenbar ilie  servi  rustJci  uod  die 
coloni  aus  der  letzten  Zeit  des  römischen 
Eeiehes  zu  ihren  Vorfahren  gehabt.  In- 
dessen ist  diu^cb  das  Hinzutreten  sehr  vieler 
anderer  Ui-sachen  ihre  Zahl  allmählich  ver- 
grössert  und  die  Unterwerfung  der  länd- 
lichen Klassen  zu  einer  allgemeinen  gewor- 
den. Das  Institut  der  patrocinia  vico- 
rum,  ZuBuchtstätten,  welche  den  von  ihren 
Herren  oder  der  Staatsgewalt  während  der 
Rechtslosigkcit  des  4.  und  ö.  Jahrhunderts 
verja^n  Landleuten  seitens  der  Mächtigen 
eingeräumt  wurden,  sowie  das  imter  der 
fr&nkischen  Monarchie  gebräuchliche  A'er- 
fahren  der  Bekomniendation,  welches 
etwa  denselben  Charakter  trägt,  hatten  das 
allmähliche  Verachwinden  der  Klasse  der 
freien  Leute  znr  Folge,  wälirend  zugleicli 
die  Praxis  der  Verleihung  zu  Preka- 
rienrecht  das  freie  Grundeigentum  mehr 
und  mehr  beseitigte.  So  entstanden  inner- 
halb der  Masse  der  ländlichen  Bevölkerung 
schichtenweise  übereinander  gelagert  die 
Klassen  der  Unfreien,  Koloiien,  Liten,  Halb- 
freien,  die  aber  dm^h  oft  unbegreifliche 
Abstufungen  von  einander  geschieden  waren. 

Mit  dem  Beginn  des  Mittelalters  machen 
sich  zwei  gleich  starke  Strömungen  in  ent- 
gegengesetzter Richtung  geltend,  nämlich 
einerseits  eine  allmähliche  Hebung  der  Lage 
der  alten  servi  nistici  imd  andererseits  eine 
Verschlechterung  der  Lage  der  alten  freien 
önindeigentilmer. 

Zunächst  bessert  sich  die  Lage  der  servi. 
Die  charakteristischen  Eigenttlmlichkeiten 
der  persönlichen  Sklaverei  verschwinden  vor 
und  nach,  um  den  der  Gebimdenheit  an  die 
Scholle  Platz  zu  machen.  Der  servus 
gründet  einen  Herd,  eine  Familie  und  legt 
damit  den  Keim  zu  jedem  weiteren  Fort- 
schritt. Ein  gewisser  Teil  derselben,  ins- 
besondere die  servi  des  Staates,  erwerben  sogar 


ligentliche  Grundeigeatumsrechte,  und  ihre 
Lage  erscheint  keineswegs  ungünstiger  als 
die  der  Kolonen.  Die  Freilassungen  mehren 
sich,  wie  zahlreiche  Urkunden  der  fränki- 
schen Monarchie  ims  bezeugen  (Formeln, 
Polyptychen.  —  V^ergl,  a\ich  Zeumer  und 
Fournier  unten  sub  Litteratur),  Wenn  in 
dem  Polyptychon  des  Abtes  Irminon  (9.  Jahr- 
hundert) von  lG4(i  maosi  nur  191  als  ser- 
viles und  1430  als  ingenuiles  bezeichnet 
werden,  so  berechtigt  dies  dodi  wohl  zu 
einem  sicheren  Sehluss  zu  Gunsten  der  pei^ 
sönlichen  Freiheit  auch  schon  wälirend  jener 
Epoche. 

Dem  entgegen  aljer  gingen  währeud  der 
vor  der  Ausbildung  des  Lehnswesens  herr- 
schenden Gesetzlosigkeit  \'iele  Freie  ihrer 
Stellung  verlustig.  Dieser  Umschwung 
macht  sieh  freilich  im  Norden  Frankreichs 
entschiedener  geltend  als  im  Süden,  der  mit 
Stolz  den  Namen  der  Mater  allodiorum 
trägt,  indessen  zeigt  er  sich  auch  hier.  Die 
einen  begetjeu  sich  freiwillig  unter  den 
Schutz  eines  Herrn  (advocati) ;  andere  werden 
demselben  infolge  von  Ucberl istung  oder 
Gewalt  uiitereteUt,  und  indem  man  sie  mit 
den  Grundzinsen,  in  welche  sie  im  Augen- 
blick der  Gefahr  eingewilligt  hatten,  ner- 
nach  auf  immer  belastet,  werden  sie  wohl 
oder  übel  in  consuetudinarii  umgewan- 
delt; wieder  andere  endlich,  welche  dch 
als  Fremde  niederlassen,  werden  über  Jahr 
und  Tag  die  Mannen  des  Lebnsheim,  und 
wenn  gar  das  Grundstück,  auf  dem  sie  sich 
angesiedelt  haben,  ein  Leibeigenschaftsland 
ist,  werden  sie  zu  wirklichen  Unfreien.  ^ 
Alle  diese  mehr  oder  weniger  freien  bezw. 
unfreien  I>eute,  >couchauts  et  levauts  snr 
lea  terres  du  seignem"«,  werden  von  Beau- 
manoir  als  hommes  de  poCete  oder  auch 
vilains  (Hörige)  bezeichnet  Aber  zweifel- 
los tragen  sie  ihren  Namen  hommes  de 
pof'sfe  nicht,  wie  Beaumanoir  annimmt,  des- 
halb, weil  »ihnen  völlig  frei  steht,  zu  thun, 
was  ihnen  beliebti^  sondern  ganz  im  Gegen- 
teil deshalb,  weil  sie  der  Gewalt  Ihres  Herrn 
imterworfen  sind  (Potestas  ^  Gutsherrschaft). 

Indessen  unterscheiden  sich  die  hommes 
de  ^oöste  oder  vilains  durch  einige  ziemll(di 
bestinmite  juristische  Merkmale  von  den 
Uiifi-eien,  und  diese  letzteren  selbst  müssen 
in  zwei  Klassen  uatei^chleden  werden,  die 
der  Leibeigenen  (serfs  de  corps)  und 
die  der  Unfreien  der  toten  Hand  (serfs 
de  main  morte),^) 

Der  Leibeigene  steht  in  der  unumschränk- 
ten Gewalt  seines  Herrn,  nämhch  1)  ist  ihm 
untersagt,  seinen  Wohnplatz  zu  wechseln ; 
verlässt    er  die  SclioUe,   so  kann    ihn    sein 


')  Diese  beiden  Kategorieen  von  UnfrwMi 
finden  sich  anch  im  Süden  Frankreicha  (Statuta 
Petri  de  Ferrariis  —  Dekret  von  1298). 
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Herr  zraogsveise  zurückfilhren,  weahalh 
man  ihm  auch  wohl  die  BezeichiiuDg  serf 
de  ponreiiite  beilegt;  2)  er  kann  nach  Ghit- 
dflDsen  des  Herrn  in  Haft  genommen  und 
gehalten  werden  (vergl.  BeaiimaDOir,  Kap.  45, 
Nr.  31);  3)  er  ist  steuerpflichtig  *hoch  und 
niedrig«,  wie  die  Texte  es  aiisdrflcken,  d.  h. 
sein  Herr  kaon  ihm  jede  beliebige  Art  von 
Onmdzinsen  auferlegen,  —  Der  Unfreie  der 
toten  Hand  wird,  nach  Beaumanoir,  »milder 
behandelt'.  1)  Er  kann  stets  seinem  Herrn 
entsagen  unter  der  Bedingung,  dass  er 
die  Scholle  Teriässt;  ein  Verfolgungsrecht 
kann  gegen  ihn  nicht  geltend  gemacht  wer- 
den (vergl.  Beaumanoir,  Kap.  45);  er  ist 
somit  nur  durch  eiu  rein  dmglicbes  Band 
mit  der  Gutsherrsohaft  verknüpft;  2)  die 
Stenem  und  Grundzinsen,  welche  er  dem 
Herrn  entrichten  mass,  sind  insgemein  im 
TOraus  bestimmt,  so  das3  er  sich  einer  ge- 
■wissen  Sicherheit  erfreut.  —  Aber  die  Un- 
freien der  toten  Hand  besitzen  ebenso  ■wie 
die  Leibeigenen  kaum  mehr  als  den  Schatten 
TOn  Familien-  und  Eigentumsrechten.  Und 
zwar:  1)  sie  kCnnen  sich  ausserhalb  der 
Omndherrschaft  {und,  wie  es  scheint,  ur- 
EjBÜnglich  sogar  innerhalb  derselben)  nicht 
TOrheiraten,  ohne  dem  Herrn  die  Abgabe 
des  forntariage  bezahlt  zu  haben;  2)  sie 
kennen  kein  Testament  errichten,  es  sei 
denn  'zu  Gunsten  ihres  Seelenheils  und  bis 
Bir  Hohe  von  5  Sohdi*,  femer  keinerlei 
natürliche  ßrben  einsetzen  da  ihr  Nachläse 
auf  Gmnd  des  Heimfallsrechta  dem 
Herrn  gehQrt.  Eben  deshalb  heissen  sie 
Lente  der  toten  Hand  (main-mortables) ;  3) 
ihre  bewegliche  Habe  (soweit  sie  überhaupt 
solche  berässen)  dürfen  sie  verkaufen  oder 
verschenken,  in  keiner  Beziehimg  iedoch 
fiber  ihr  GnmdstQck  verfügen ;  4)  sie  können 
weder  gegen  ihren  Herrn  noch  auch  selbst 
gegen  einen  Freien  vor  (jericht  auftreten 
(vergl.  Boutillier,  s.  unter  Littoratur),  eben- 
sowenig vor  Gericht  als  Zeugen  ei'scheinen. 
Die  rechtücte  Lage  des  vUain  oder 
homine  de  poSste  ist  eine  günstigere,  inso- 
fern ihm  wenigstens  theoretisch  Familien- 
und  Eigentumsrecht  ^tnstehen.  Er  kann  eine 
bleibende  Wohnstätte  gründen  und  nach 
Belieben  sich  verheiraten;  er  kann  legitime 
nnd  selbst  testamentarische  Erben  haben. 
£r  darf  sc^ar  sein  Landgut,  seine  tenure 
frei  verflussem:  das  dem  Herrn  uraprilng- 
üch  zustehende  RQckkaufsrecht  hat  sich  m 
den  IZndem  des  Gewohnheitsrechts  nicht 
allgemein  ertialten  und  ist  in  eine  eingehe 
fiskalische  Besitzweohselabgabe  umgewandelt 
worden.  Er  hat  keine  anderen  Steuern  oder 
Orandzinsen  zu  entrichten  als  diejenigen, 
welche  mit  der  Gnmdstficksflbertragung  be- 
stimmt werden  oder  gewohnheitsrechtlich 
feststehen,  und  die  zeitgenössisdien  Autoren 
etUSren,  dass,  wenn  der  Herr  mehr  fordert. 


er  es  nimmt  »gegen  den  Willen  Gottes  und 
auf  die  Gefeihr  seiner  Seele  hini  (vergl,  de 
Fontaines,  s.  unter  Litteratur).  Man  muss 
jedochanerkennen,  dasethataächlich  jene 
Eechte  nicht  gewährleistet  sind  und  der 
Hßrige  fast  ganz  der  Willkür  seines  Herrn 
unterworfen  ist.  und  üwar  aiis  dem  sehr 
einfachen  Grunde,  weil  er  keinen  anderen 
Richter  hat  als  seinen  Herrn  selbst  oder 
dessen  Vogt,  ohne  irgend  eine  andere  In- 
stanz anrufen  zu  können.  »Nach  unserem 
Brauche!,  sagt  de  Fontaines,  «giebt  es 
zwischen  dem  Herrn  und  seinem  vilain 
keinen  Richter  ausser  Gott«. 

2.  Die  allmähliche  Befreiung  der 
Bauern.  Hier,  wie  im  erelen  Abschnitt, 
unterscheiden  wir  zwischen  Unfreien,  Eigen- 
leuten  (serfs)  und  Hörigen  (vilains). 

A.  Die  Unfreien.  Die  privatrecht- 
liche Stellimg  der  Unfreien  bessert  sich  nur 
langsam.  Indessen :  1)  das  Yerfolgungsrecht, 
das  härteste  von  allen  grundherrlichen 
Rechten,  verschwindet,  in  dem  Sinne  wenig- 
stens, dass  der  Leibeigene  nicht  mehr 
zwangsweise  auf  seine  Scholle  zurückge- 
bracht werden  kann,  aber  er  bleibt,  wo  er 
sich  auch  aufhalten  mag,  an  die  Verpflich- 
tungen g^enflber  seinem  Herrn  gebunden; 
2)  das  Steuer-  und  Fronrecht  ist  auf  ein 
billiges  Mass  beschränkt :  es  wird  zugestan- 
den, dass  der  Unfreie  nicht  öfter  als  einmal 
jährlich  und  nicht  mit  mehr  als  einem 
Fünftel  seiner  beweglichen  Habe  znr  Be- 
steuerung herangezogen  werden  darf,  imd 
die  Frontage  sind  auf  jährlich  12  beschränkt, 
wobei  der  Gutsherr  verpflichtet  ist,  wShrena 
der  Zeit,  wo  der  Fronpflichtige  bei  ihm  ar- 
beitet, ihn  zn  bekOetigen.  Das  Erbrecht  des 
Herrn  (Helmfallsrecht)  bleibt  bestehen,  aber 
es  gelangt  viel  seltener  zur  Anwendung  imd 
zwar  inrolge  der  Ansbildung  einer  sehr  be- 
merkenswerten sozialen  Erachemung,  näm- 
lich der  Genossenschaften  von  Bauern, 
welche  »aus  demselben  Topfe  und  am  selben 
Herde  leben«  (soci6t6s  taisibles).  Da  das 
Eigentum  in  diesen  Genossenschaften  ein 
gemeinsames  ist,  so  steht  beim  Tode  eines 
der  Mitglieder  dem  Grundherrn  keinerlei 
Anspruch  auf  seine  Habe  zu;  nichts- 
destoweniger standen  diese  Genossenschaften 
im  allgemeinen  bei  dem  Herrn  durchaus  in 
Gunst,  da  sie  nicht  allein  die  angemessene 
Ausnutzung  des  Gutes  förderten,  sondern 
zugleich  auch  die  Beitreibung  der  Steuern 
erleichterten. 

Es  darf  jedoch  der  grossartige  Um- 
schwung nicht  so  sehr  in  der  B^senmg 
der  Lage  der  Unfreien  als  vielmehr  in  der 
allmählichen  Beseitigung  der  Unfreiheit  selbst 
gefunden  werden,  und  gerade  von  diesem 
Gesichtspimkte  aus  war  der  Fortachritt  ein 
sehr  entschiedener. 

Auf  der  einen  Seite  ging  die  £ntwicke- 
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luDg  dahin,  dass  die  Ursaclien,  welche  zur 
Vermehning  der  Zahl  der  Unfreien  geführt 
hatten,  mehr  uad  mehr  verschwandeD.  Bald 
ergänzte  sich  die  Klasse  der  Uafreieo  nur 
noch  auf  eine  Weise,  ntoüich  durch  die 
Geburt,  und  selbst  hier  trat  an  die  Stelle 
des  alten  germanifichcn  und  des  klonischen 
Rechts,  -weiche  verlanffteo,  dass  bei  unglei- 
cher Stellung  der  Elfern  das  Kind  der 
niederen  folgte,  der  humanere  Gh'undsatz 
<les  römischen  Rechts,  nach  welchem  das 
Kind  in  jedem  Falle  der  Stellung  der  Mutter 
folgen  soll. 

Auf  der  anderen  Seite  mehrten  sich  die 
zur  Freilaesung  führeuden  Ursachen  seit 
dem  zwölften  Jahrhundert  beständig,  '■)  Die 
hauptsächlichste  war  das  Interesse  der  Grund- 
herren selbst;  sie  sahen  wirklich  sehr  bald 
ein,  dass  es  fflr  die  Ausnutzung  ihrer  Güter 
weit  förderlicher  sein  wflrde,  sie  mit  freien 
Leuten  als  mit  unfreien  zu  besiedeln,  zumal 
sie  in  deren  Fi'eilassung  nur  um  einen  mög- 
lichst hohen  Preis  einwilligten.  Die  auf 
uns  gekommenen  Freibriefe  sind  sehr  zahl- 
reich, die  ihnen  zu  Grunde  liegenden  Motive 
besonders  bezeichnend.  So  heisst  es  in 
einem  Freibriefe  für  die  Eigenleutc  von  Gy 
von  Hugo  von  Tienne,  Erzbischof  von  Be- 
samen :  sdass  in  Anbetracht  des  fruchtbaren 
Rodens  und  des  milden  Klimas  die  Grund- 
herrschaft ansehnlich  sich  bevölkern  wird, 
sobald  nm-  die  Freilassung  der  toten  Hand 
allgemein  bekannt  gewoi^en  ist,  so  dass, 
ohne  die  Bevölkerung  in  irgend  einer  Weise 
leiden  zu  lassen,  die  Gerechtigkeit  und  die 
geringeren  Rechte  des  Herrn  mehr  wert 
sein  werden  als  jetzt  die  grösseren;  . . .  dass 
die  main-mortables  ISssig  in  der  Arbeit  sind, 
da  sie  dieselbe  f  üi"  andere  verrichten ;  dass 
säe  aus  diesem  Grunde  den  Boden  ver- 
schleclit^rn  und  sich  nicht  darüber  beun- 
ruhigen, was  nach  ihrem  Tode  geschieht; 
dass  sie  abei'  eine  ganz  andere  Thätigkeii 
entwickeln  wenlen,  wenn  sie  die  Gewißheit 
haben,  dass  ihre  Habe  auf  die  nSchsten  Ver- 
wandten fibei^ht ..."  1)  Die  französischen 
Könige  besonders  venudassten  zahlreiche 
Freilassungen  auf  ihren  Gütern.  Schon 
Ludwig  vll.  befreite  vor  seinem  Tode  die 
Eigenleute  von  Orleans,  im  .lahre  1298  er- 


')  Nach  Delisle  war  die  Unfrüheit  in  der 
Normandie  seit  dem  11.  Jahrhundert  verscliwim- 
den :  durch  Zahlnng  einea  einfacheii  Lehngeldes 
(droit  de  relief)  konnten  die  Bauern  ihre  Grund- 
stücke erblich  übertragen. 

■)  Olim  V.  J.  1276.  —  Vgl.  auch  die  Ur- 
kunde aus  dem  Jalire  1379  von  Marguerit«  von 
Saligny,  Preilassung  der  Eigenleute  aus  dem 
Grunde,  weil  „unsere  Ländereien  stark  ent- 
völkert und  nohewohnt  sind  und  nneere  Steuern 
und  aonati^en  Renten  geschmälert  und  fast 
verschwunden  sind". 


folgte  die  Freilassung  deijenigen  von  Lan- 
guedoc,  1315  und  1318  wurde  allen  ISgeu- 
leuten  der  königlichen  DomAaen  das  Reiche 

Anerbieten  gemacht,  freilich  um  den  Preis 
einer  Geldzahlung.  In  der  That  spielt  das 
fiskalische  Interesse  bei  jenen  Freilassungen 
eine  hervorragende  Rolle,  indessen  darf  man 
auch  den  humanitären  Kinflusa  der  Redita- 
gelehrt«n  dabei  nicht  ausser  acht  lassen, 
der  demjenigen  ähnlich  war,  welchen  die 
römischen  Jiu^skonsulten  auf  die  Hebung 
der  läge  der  Sklaven  ausübten.  >Nach 
dem  Naturrechts,  sagt  Beaumanoir,  »ist  jeder 
frei«.  —  Eine  andere  Ursache  der  Freilas- 
sung war  die  Gründung  von  hoatiaes,  einer 
Art  von  Freistätten,  welche  die  Grundherren 
die  Bischöfe  nnd  besonders  die  Könige  auf 
ihren  Gütern  dadurch  begründeten,  dass 
sie  allen,  die  sich  dort  niederlassen  wiliden, 
Befreiung  von  Ab^ben  versprachen  und 
dass  sie  auf  diese  Weise  durch  das  Lock- 
mittel der  Freiheit  die  Leute  der  anderen 
Herrschaften  heranzuziehen  suchten.  Viele 
Städte  Frankreichs,  die  noch  jetzt  den  Kamen 
»Villefranche«  oder  »Villeneuve«  tragen, 
weisen  hierauf  als  ihren  Ursprung  zurück. 
Obwohl  sich  die  Gnindherren  d^e^en 
verwahrten,  orteilten  die  französischen  Könige 
allen  Leuten  und  selbst  Unfreien  das  Rfli^er- 
recht,  falls  sie  sich  in  einer  königliiä^i 
Stadt  niederliessen.  Alles  in  allem  hat  es 
nach  einer  feinen  Bemerkung  Douiols  aller- 
dings den  Anscliein,  »dass  die  Freiheit  weit 
eher  dargeboten  ist,  als  sie  verlangt  wurde». 
Hat  man  unter  den  Ursachen  der  B'rei- 
lassung  aucti  den  Einfliiss  der  Kirc^  auf- 
zuführen? Oime  Zweifel  haben  christliche 
Empfindungen,  namentlich  auf  dem  Stei'be- 
bette,  zahlreiche  Freilassungen  im  einzelnen 
zur  Folge  gehabt;  aher  die  Kirche  selbst,  in 
ihrer  Eigenschaft  als  weltliche  Macht,  hat 
aiif  ihren  Gütern  weit  weniger  Freilassungen 
veranlasst  als  die  Könige  imd  die  Grund- 
herren, und  weim  sie  skA  zu  solchen  her- 
beilässt,  geschieht  es  unter  solchen  Vorbe- 
halten onerandae  liberiatis  causa,  dass  die 
Nachkommen  selbst  der  befreiten  colliberti 
unter  strenger  Schutzherrschaft  verbleiben. 
Die  Erklärung  dieses  Verfahrens  fällt  nicht 
schwer.  Der  der  Kirehe  eigene  Gnind  und 
Boden  ist  unveräusserlich  und  soll  es  bleiben; 
jede  Loslassmig  eines  Unfreien  ist  nun  eine 
Verminderung  des  Bodenwertes  und  folglich 
in  Bezug  auf  die  Unfreien  der  Kirche  eine 
Verletzung  des  Gnindsaties  der  Ciiveräusser- 
lichkeit.  Auch  im  18.  Jahrhundert  und  bis 
zum  Vorabend  der  Revolution  waren  gerade 
auf  den  kirchlichen  Gütern  die  Unfreien 
noch  am  zahlreichsten,  und  gtmz  besonders 
mit  Rücksicht  auf  die  Unfreien  der  Abtei 
von  St.  Claude  schrieb  Voltaire  jene  Flug- 
schriften, welche  die  öffentliche  Meinung 
hohem  Masse  erregten  und  die  end- 
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gUtjge  AbsdiaffuDg  der  Unfreiheit  vorbe- 
reiteten. 

Diese  gesetzliche  Abediaffimg,  welche 
Ton  den  Oeneralataoden  bereits  1676  und 
1614  gefordert  worden  war,  wurde  durch 
das  Edikt  Ludwigs  XVI.  vom  Jahre  1779 
teilweise  verwirklicht.  Dasselbe  beseitigt 
1)  die  Unfreiheit  auf  sämtlichen  königlichen 
Dom&nen,  2)  das  Verfolgungsrecht  zu  Ounsten 
der  Herren  im  ganzen  Königreich,  indem 
es  XDgleich  festsetzt,  dass  jeder  Unfreie,  der 
seinen  Wohnsitz  ändern  und  an  einem  freien 
Orte  eich  niederlassen  will,  vOUig  frei  sein 
soll,  nicht  nur  hinsichtlich  seiner  Person, 
aondem  auch  sein^  Mobiliarbesitzes,  ja 
selbst  bezQglich  seiner  Immobihen,  soweit 
letztere  nii£t  der  toten  Hand  unterstellt 
Bind.  Das  Edikt  eii^rt  endlich  3)  zur  Be- 
förderung der  Freilassungen,  daaa  die  letz- 
teren in  Zukunft  von  jeder  königlichen  Qe- 
nehmi^usg  und  jeder  Bteuerlichen  Abgabe 
frei  sein  soUen.  —  Das  Edikt  hatte  indessen 
keinen  grossen  Erfolg,  und  zur  Zeit  der 
fievolution,  1789,  gab  es  in  Frankreich  noch 
«ne  recht  ansehnliche  Zahl  von  Unfreien. 
Clerget  schätzt  ihre  Zahl  auf  IVi  Milhonen. 
B.  Die  Hörigen.  Die  genossen achaft- 
liche  Vereinigung  war  das  bedeutsame 
Kittel  zur  Hebung  der  Lage  der  HGrigen. 
Schon  gelegentlich  der  Unfreien  sprachen 
wir  von  jenen  Dorfgemeinschaften,  von  denen 
einige  das  ganze  Mittelalter  überdauert  und 

Xr  bis  auf  unsere  Tage  sich  erhalten 
D,  namentlich  im  Elsass,  in  Bourbounais 
und  Nivemais.  Der  geschichtliche  Ursprung 
dieser  Vereinigungen,  die  Frage,  ob  sie  auf 
fribikischelnstitutiDnen  zurückzuführen,  muss 
hier  dahingestellt  bleiben.  Ebensowenig 
kann  hier  in  die  Beantwortung  der  Frage 
eingetreten  werden,  ob  gewisse  im  gemein- 
samen Interesse  gesdiaffene  Anlagen,  welche 
man  BaoQre<^te  (baoalitSe)  nannte,  wie  der 
Backofen  und  die  Uflhle,  durdi  jene  Oe- 
oossenschaften  ins  Leben  gerufen  und  her- 
nach von  dem  Grundherrn  zu  eigener 
Natzong  in  Beschlag  genommen  sind  oder 
ob  de,  wie  andere  annehmen,  der  Initiative 
des  örondherm  ihre  Entstehung  verdanken. 
Wie  dem  auch  sei,  jedenfalls  sieht  fest,  dass 
diese  Vereinigiuigen  wirkliche  Genosaen- 
ac^iaften  ziim  Betriebe  von  Unternehmungen 
im  Gesamtinteresse  gebildet  haben,  in  denen 
ein  jeder  entsprechend  seinen  Mitteln  bei- 
steuern musste  und,  wie  in  den  heutigen 
Genossenschaften,  die  Majorität  die  Füiirung 
hatte.  Ihre  politische  Bolle  war  analog  der 
der  Gemeinden,  wenn  man  auch  zwischen 
<liesen  beiden  Strömungen  wohl  zu  scheiden 
hat  Sie  hatten  zur  Folge,  dass  den  Hörigen 
die  BetaOrdenwahl  zugestanden  wurde,  ^)  hie 

•)  Vgl.  du  von  Wilhehn  von  Champagne 
für  Beanmont  erlassene  Gesetz  von  1182,  welchei) 


und  da,  wie  in  der  Picardie,  der  i^ormandie 
und  Orlöanais  (vergl.  Viollet,  Etablissements 
de  St  Louis,  I.  p,  213),  die  Errichtung 
eigentlicher  Geschworenengerichte,  wenig- 
stens an  bestimmten  Orten  eine  gewisse 
Beteiligung  an  der  Verwdtung  des  guts- 
herrlichen Gerichtswesens  (verel.  Boutillier, 
I,  Kap.  13).  —  Jene  ländlichen  Vereinigungen 
verbinden  sieh  sogar  imtereiuander  zur  Be- 
kämpfung von  Missbräuchen,  zui-  Verhinde- 
rung der  unrechtmassigen  Wegnahme  ihres 
Geö^ides,  ihres  Weines,  ihrer  Pferde,  und 
es  verdient  bemerkt  zu  werden,  dass  mehrere 
Verordnungen  der£ranzß9iBchenKönige(1356, 
1367)  sie  ausdrücklich  dazu  ermächtigen, 
sich  »auf  Ausrufen,  GlocklSuten  oder  sons- 
tige Zeichen  hin«  zu  versammeln.  Währwid 
der  Bauernaufstände,  seit  demjenigen  der 
»Pastoureaux»  bis  zu  der  »Jacquerie«  des 
14.  Jahrhunderts  mussten  sie  eine  wichtige 
Rolle  spielen,  ohne  jedoch  die  Kräfte  zu 
haben,  dieselben  zurückzuhalten  oder  zu 
leiten.  Im  15.  Jahrhundert  machten  sidi 
die  Genossenschaften  die  durch  den  hundert- 
jährigen Krieg  veranlasste  Schwächung  des 
Adels  zu  nutze  und  gewannen  dadurch  so 
sehr  an  Bedeutung,  dass  sie,  wenn  auch 
nur  vorübereehend  zu  politischem  Leben 
berufen  wurden;  tnatsächlich  wurde  ihnen 
das  Becht  zugestanden,  zu  den  Geneial- 
ständen  von  1484  Deputierte  zu  wJÜüen. 

Diesem  Aufschwünge  wurde  jedoch  bald 
Einhalt  gethan  und  zwar  hauptsächlich 
durch  das  Königtum.  Jene  Genossenschaften 
wurden  bald  seitens  der  Regierung  als  Mittel 
benutzt,  um  die  den  ländhcheu  Klassen  auf- 
erlegten Lasten,  wie  die  Steuern,  die  Fron- 
dienste und  die  (erst  unter  Ludwig  SIV. 
fest  begründete)  Wehrpflicht  noch  zu  ver- 
stärken, —  eine  ähnliche  Erscheinung  wie 
bei  den  Kurialen  des  oströmischen  Reiches. 

Ohne  Zweifel  konnte  der  Hörige  Eigen- 
tum erwerben,  wenn  auch  nicht  rechtlich, 
so  doch  thatsächlich ;  er  besass  das,  was 
man  domaine  utile*)  nannte,  während  der 
Grundherr  nur  das  domaine  direct  behielt. 
Diese  unmittelbare  Grund herrlichteit  besteht 
freihch  nur  aus  fiskalischen,  allerdings  sehr 
drückenden  Gerechtsamen,  und  zwmt  siud 
dies  hauptsächlich  folgende:  1)  der  Grund- 
zins (cens),  eine  Abgabe,  welche  auf  allen 
als    zinsbar    bezeichneten    Grundstücken') 


seitdem  aof  mehr  ale  fünfhaxdert  Dorfschaftan 
des  Ostens  nnd  Nordoatens  ansgedehnt  wurde 
(cfr.  Bonvalot  imten  sub  Litteratur), 

*]  FotMer  sogt,  dass  das  domaine  utile  Eigen- 
tam  bedentet  l'ß'aite  du  domaine,  Nr.  3:  Trut^ 
des  fiefs,  Nr.  20). 

')  Der  bail  &  cens  unterschied  sich  von 
dem  bail  &  fief  dadnrch,  daaa  dieser  gewisse 
Hoheitsrechte  übertrug  und  nnr  „la  foi  et 
rhommage"    nud    „droits    caaueb"    vettangte, 
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lastete  und  oine  sehr  massige  war;  indessen 
ist  zu  bemerken,  dass  zu  dem  gewöhnlichen, 
aJs  chef-cens  oder  menu-cens  bezeichneten 
Zins  sehr  häufig  eine  beträchtlichere  Abgabe 
als  gros-cens  ergänzend  hinzutrat;  2)  Be- 
sitzwechselabeaben  (droits  de  muta- 
tion),  welche  für  die  Lehen  unter  Ijebenden 
und  von  Todes  wegen  (»droit  (ie  relief» 
und  »droit  de  quint«,  d.  h.  ein  Fünftel  des 
Wertes)  und  anch  für  die  zinsbaren  Grund- 
stücke »Lods  et  ventes«,  nur  verkanfswegen 
(gewöhnlich  ein  Zwölftel  des  Wertes),  zu 
zahlen  waren;  3)  Rückkauf  arechte 
(droits  de  retrait),  welche  gewöhnlich  nvu- 
auf  die  Lehen  (retrait  f6odal),  in  den  Pro- 
vinzen des  mittleren  Frankreich  aber  auch 
auf  die  zinsbaren  Grundstücke  (retrait  cen- 
Buel)  Anwendung  fanden  und  die  infolge- 
dessen bis  zu  einem  gewissen  Grade  die 
Grundstücke  dem  Handelsverkehre  entzogen. 
—  Zu  diesen  dem  domalne  direct  entsprin- 
genden Geiechtsamen  treten  dann  weitere, 
noch  drückendere  Lehen sgerechtigkeLten,  wie 
die  iagd-,  Tauben-,  Wein  bann-,  Bröcken- 
und  Wegegerechtsamen,  sowie  diejenigen, 
welche  auf  die  gutsherrliche  GerichtabarKeit 
eich  gründeten,  wie  die  Oeldbusscn.  Selbst 
von  gewissen  zinsbaren  Grundstücken  konnten 
die  Grundherren  noch  die  Steuern  (tailles, 
t^es  aux  quatre  cas)  iwd  lYonden  bean- 
spruchen. Auch  die  »dlme«  der  Kirche 
kommt  hier  in  Betracht.  Endlich  hatte  aus 
Gründen,  deren  Aufaählung  hier  zu  weit 
führen  würde,  der  Vertrag  der  »dauernden 
und  unabiDsbaren  Gnindrente«  in  der  Praxis 
eine  derartige  Verbreitung  gefunden,  dass 
anf  den  meisten  Gnindstücken  auch  noch 
diese  Grnndabgaben  lasteten. 

Auf  dem  Ei^atum  ruhte  infolge  so  vieler 
Lasten  ein  um  so  grösserer  Druck,  als  die 
Teilung  bereits  sehr  stark  vorgeschritten 
war;  thatsächlich  bildete  nämlich,  viel  vor 
dem  Code  Napolfion,  die  gleiche  Erbteilung 
für  alle  nicht  adeligen  Grundstücke  die 
B^el.  Viele  CoutumeB  (Contumes  d'ögalit^) 
gingen  von  dem  Gnmdsatze  ans,  dass  der 
Ascendent  das  Erbrecht  seiner  Descendenten 
quantitativ  nicht  verändern  dürfe  imd  dass 
>nid  ne  peut  §tre  h&itier  et  16gataire  oder 
donataire  ensemble«.  Auch  wurde  die  Loge 
der  Bauern  gegen  das  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderte eine  sehr  elende.  Die  Zeugnisse 
von  La  Bruyere  1689)»),  St.  Simon  (1725), 


während  jener  nnr  Privatrechte  erteilt«  und 
einen  jährlichen  Oeldsins  forderte. 

')  Üebernll  findet  man  die  berühmte  Stelle 
ans  La  Bruyere  citiert:  „L'on  voit  certains 
animani  faronches,  des  lo&les  et  dea  femeUes, 
t^pandna  par  la  carapagne,  noirs,  livides  et  tont 
br^6s  du  Boleil,  attach^s  a  la  terra  qu'ila  funil- 
lent  et  qa'ila  remnent  avec  one  opiniätrete  in- 
vincihle:  iln  ont  comme  nne  voix  articnl^e  et 
qnaad  ils  se  Uvent  sur  lenre  pieda,  ila  montreat 


MassilloQ  (1740)  stimmen  darin  übereÜL  fb 
ist  übrigens  möglich,  dass  sich  in  der  zweiten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  die  Verhältnisse 
ein  wenig  verändert  haben,  da  die  Aussagen 
einiger  Ausländer  wie  Walpole  und  später 
Arthur    Yoang    eine     ziemlich     erhetuiche 


bekunden  scheinen.  Doch  selbst  wenn  man 
ziigiebt,  dass  jene  Besserung  eine  sehr 
wesentliche  gewesen  sei,  so  war  sie  doch 
jedenfalls  nicht  geeignet,  bemhig^id  zu 
wirken.  Alle  Beobachter  sind  dann  einig, 
dass  die  Feudalherrschaft,  wenn  sie  auch  in 
anderen  Ländern  drückender  gewesen  sein 
könnte  als  in  Frankreich,  doch  nit^nds 
mit  solcher  Ungeduld  ertragen  worden  sei. 
Der  Grund  hiervon  liegt  mr)glicherwei8e  in 
der  Abwesenheit  der  Herren,  welche  am 
Hofe  lebten,  sich  dort  zu  Grunde  richteten 
und  sich  um  ihre  Besitzungen  nur  insoweit 
kümmerten,  als  sie  die  At)gaben  einzt^n, 
zu  welchem  Zwecke  de  nodi  Vermittler  io 
Gestalt  von  Steuerbeamten  verwandten,  die 
bei  der  Blintreibung  der  Abgaben  mit  der 
grössten  Strenge  zu  Werke  gingen  —  ein 
Zustand,  der  vielleicht  mit  dem  des  heutigen 
Irland  verglichen  werden  darf. 

Schon  lange,  seit  den  Generalstftnden  von 
1614,  forderten  die  edel  denkenden  Geister 
eine  Bodenreform,  man  wagte  jedoch  nicht, 
an  einen  so  verwickelten  Bau  zu  rühreo. 
Im  Jahre  1775  veröffentlichte  Boncerf  auf 
Tiirgots  Tenuilassung  sein  Opuscide  siu-  les 
inconvänients  des  Droits  f^odaux,  in  welcheoi 
er  eine  ^gemeine  Ablösung  aller  jener  Qe- 
recht^eiten  durch  den  Staat  verlangte;  anf 
Grund  eines  Pariamen  tsbeschlnsscs  aber 
wurde  dieses  Buch  durch  Henkers  Hand 
verbrannt! 

8.  Die  Anfhebang  dea  Regime  t£odal 
durch  die  Revolation.  Die  Cabiers  der 
am  5.  Mai  1789  in  die  Generalstände  Ge- 
wählten Abgeordnelen  des  dritten  Standes 
sind  voll  von  Beschwerden  ober  die  Feudal- 
rechte  und  Grandlasten.  König  Ludwig  XVL 
giebt  jedoch  am  23.  Juni  die  feierhche  Rr- 
klärnng  ab,  dass  er  »die  ünverJetzUchkeit 
der  Feudalrechte  bestehen  lassen  wolle«. 
Aber  die  Ereignisse  drängen  sich,  die  Banem 
verweigern  die  Zahlung  der  Abgaben,  hie 
und  da  verbrennen  sie  die  Urkunden,  ja 
sogar  die  Schlösser,  und  das  Dekret  vom 
4.  AugiiBt  1789  verfügt  in  seinem  ersten 
Artikel:  »L'Assemblfe  Nationale  d^tniit 
entiöreraent  Ie  rögirae  f^odal«. 

Diese  Eikläriing  war  jedoch  nicht  roll- 
ständig genau,  Thatsächlich  wollte  die  Vei^ 
Sammlung  zwischen  zwei  itechtskategorieen 
unterscheiden:   1)  die  eigentlichen  l!eudal- 


nne  face  hnmaine:  et  en  effet,  ila  aont  des 
hommes."  Vgl.  Les  Caract^res,  K^.  IX, 
De  rhomme. 
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lachte,  d,  h.  alle  diejenig«n,  welche  die 
'Oberherrschaft  einer  Person  Über  eine  andere 
'beerflodeo  (serrage,  main-morte),  und  solche, 
^ireidie  als  das  Attribut  der  öffentlichen 
Gewalt  zu  betrachten  sind  (fw>dalit6  domi- 
'iutnte)  (Oerichtsbarkeit,  Ja^;drechte)  werden 
ohoe  EnlschAdigung  ahgeechafft;  2)  die 
'Graadgerechtiglietten,  d.h.  diejeni^n, welche 
•als  rertragsmissi^  begründet  und  durchaus 
nicht  ala  auf  politischen  Einrichttu^n  be- 
ruhend angeBehen  werden  kSnnea  (föodalitä 
'OOD&actante),  werden  einfach  für  ablösbar 
.erUSrl  Es  Btellt«n  sich  aber  zwei  sehr  be- 
<deatende  SchwierigkeiteD  entgegen,  Dämlich 
einmal   zwischen  jenen  beiden  Rechtakate- 

r'  ^n  genau  zu  unterscheiden  und  sodann 
Ab]öeungsbedinguag>en  zu  regeln.  Die 
konstituierende  Versammlung  bemühte  sich 
dra«h  Dekrete  t.  15.  MUrz  1790,  v.  3.  Mai 

1790,  T.  29.  Dezember  1790  und  v.  7.  Jtt'ni 
.1791  jene  fast  unentwirrbaren  Probleme 
durah  eine  R^be  vom  juristischen  und  histo- 
Twchen  Standpunkte  aus  sehr  interessanter 
Unteracheidungen  und  Yomnssetzungen  zu 
ISsen,  welche  aber  in  so  unrnfaiger  Zeit 
keinerlei  Eigebnis  haben  konnten.  Die  Ab- 
Ifisungsfrage  insbesondere  konnte  nur  da- 
diBTch  gelöst  werden,  dass  man  der  Able- 
sung emen  kollektiven  und  obligatorischen 
^hüakter  verlieh,  d.  h.  dass  man  sie  diireh 
-den  Staat  ins  Werk  setzte,  was  man  jedo<^ 
wahrschdniich  wegen  des  Zustandes  der 
^oaiizen,  nicht  zu  thun  wagte.  Die  hoch- 
Uütige  Wiener  Erklärung  vom  3.  Dezembei 

1791,  in  welcher  die  verbtlndeten  Mftehte 
»die  Wiedereinsetzung  der  Beteiligten  in 
den  Oenuss  der  ihnen  entzogenen  Rechte« 
T^-langten,  erleichterte  jene  Operationen 
nicht,  und  die  gesetzgebende  Tertiammlung 
antwortete  darauf  durch  Dekrete  vom  18. 
Juni  und  20.  und  29.  Au^st  1792,  welche 
die  Frage  durch  die  Bestimmung  zur  Ent- 
scheidung (»achten,  daes  jede  Rente  allein 
deshalb,  weil  sie  einem  Qnindherm  oder 
Lehnseigentümer  zustehe,  als  Feudalrecht 
anzuflehen  und  deshalb  ohne  Entschfidigimg 
aufzuheben  sei.  Alle  anderen  Feudal-  oder 
Zinsrechte  sollten  nur  in  dem  Falle  noch 
bestehen,  wenn  sie  auf  einer  ursprünglichen 
Verleihung  Ton  Orund  und  Boden  beruhten 
und  dieselbe  durch  die  ursprünghche  Ver- 
leibungsur künde  selbst  bewiesen  werden 
konnte.  Vollendet  wurde  das  Werk  der 
Revolution  durch  ein  Dekret  des  Konvents 
T.  17,  Jidi  1793,  welches  alle  Feudal-  oder 
Zioarechte  ohne  Entschädigtmg  beseitigte 
und  die  Verbrennung  der  Suhuldtitel  an- 
otdnete,  sowie  durch  ein  solches  des  Direk- 
t(»iunis  vom  29.  Flor^  des  Jahres  II, 
welches  bestimmte,  dass  allein  schon  dieThat^ 
eacbe  der  Anwendung  des  Grundhermtitels 
in  eisern  Renten  vertrage  für  die  mutmassliche 
Lebeasheirlichkeit  entscheidend  sein  sollte. 

tUadwÖrtcrbacb  dar  StaatiwlMeiuctiaften.    Zweite 


4.  Die  gegenwärtige  Lage  dea  Baaent- 
staades.  Man  hat  lange  Zeit  hindurch  ge- 
lehrt, dass  die  Revolution  von  1789  es  war, 
welche  in  Frankreich  den  Kleingrundbesitz 
geschaffen  und  das  Land  den  Bauern  hin- 
gegeben habe.  Obwohl  dieser  Gedanke 
unter  den  Gebildeten  keinen  Boden  mehr 
hat,  30  ist  er  für  die  ländlichen  Klassen  ein 
Glaubensartikel  geblieben  und  sichert  in 
erster  Linie  den  •GrundsStzeu  von  89«  eine 
nicht  zu  erschütternde  Popularität  Es  ist 
indessen  zweitellos,  dass  das  kleine  Grund- 
eigentum in  Frankreich  schon  vor  der  Revo- 
lution stark  verbreitet  war;  in  dpr  That 
sahen  wir,  dass  das  Gesetz  der  gleichen 
Erbteilung  schon  für  die  nicht  adebgen  Be- 
sitzungen (tenes  roturieres)  galt  und  das 
System  der  Abtretung  gegen  »h  long  terme« 
Rente,  weit  entfernt  die  Entwickelung  des 
kleinen  Grundeigentums  zu  hindern,  dieselbe 
vielmehr  erleichterte,  da  es  den  Erwerber 
von  der  iiihlung  des  Kapitals  entband.  1)  Die 
typischen  Eigenschaften  des  französischen 
Bauern,  über  welche  eine  ganze  Litteratur 
sich  gebildet  hat  (Balzac,  George  Sand, 
Zola  u.  a.),  die  Anhänglichkeit  an  seinen 
Besitz,  seine  Gewinnaucht,  seme  Nüditem- 
heit  und  seine  Arbeitszähigkeit  sind  Tolks- 
eigentümlichkeiten.  die  offenbar  weit  in  die 
Vergangenheit  zurückreichen  und  nicht  erst 
unser  Jahrhundert  abgewartet  haben,  um 
ihre  Früchte  zu  zeitigen.  Lavotsier  schätzte 
die  Zahl  der  kleinen  Grundbesitzer  auf  nur 
450000,  ohne  jedoch  alle  die  Zinsbauem, 
Bentenpächter  u.  a.  einzurechnen,  welclie, 
ohne  völlig  gesetzlich  Eigentümer  zu  sein, 
thatsfichlicli  doch  als  solche  betrachtet  wer- 
den konnten  und  deren  Zahl  jedenfalls  sdbr 
beträchtlich  war,  Nach  der  Annahme  Arthur 
Youngs  vom  Jahre  1787  umfasst  das  kleine 
Grund  ei^ntum  ein  Drittel  des  gesamten 
Terrilonums. 

Das  Eigebnis  der  Revolution  bestand 
weit  mehr  in  der  Befreiung  des  kleinen 
Grundeigentums  von  den  auf  ihm  ruhenden 
Lasten  als  in  der  Vermehrung  der  i^hl  der 
kleinen  Besitzer.  Dadurch,  dass  die  Güter 
der  Geistlichkeit  und  des  ausgewanderten 
Adels,  die  noch  einen  Wert  von  mehr  als 
einer  Milliarde  repräsentierten,  um  ein  ^»tt- 
geld  feilgeboten  wurden,  musste  die  Revo- 
lution allerdings  jene  Zahl  in  gewissem 
Grade  steigern;  es  ist  jedoch  keineswegs 
sicher,  dass  hauptsächlich  die  Bauern  aus 
jener  Hinterlassenschaft  Nutzen  zogen. 

Die  Zahl  der  Bauern  in  Frankreich 
scheint  weniger  beträchtlich,  als  man  sie 
allgemein    annimmt     Nach   der   tandwirtr 


')  Als  Beweis  hierfOr  kann  der  Umstand 
dienen.  Aaes  man  in  Dentschtand  das  „Renten- 

fnt"  als  wirksames  Mittel  zur  Vermehrong  das 
leinen  ßrondeig^entnins  gepriesen  hat. 
Aufläse.    I.  2Ö 
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schafUichen  Statistik  (Statisüqne  agricole) 
von  1892  betrug  die  Zahl  der  Besitzer,  die 
:ieelbBt  bauen*,  ohne  bezahlte  Dienste  zu 
verwenden,  2183129.  Diese  Erklärung  ist 
aber  etwas  eng,  und  man  kann  offenbar 
unter  die  Kategorie  der  »Banerncr  eine  gute 
Anzahl  derer  rechnen,  die,  obwohl  sie  ein 
oder  zwei  bezahlte  Arbeiter  verwenden,  auch 
selbst  arbeiten,  und  die  Ziffer  würde  sich 
dann  auf  3  bis  4  Millionen  erhohen,  was 
mit  den  Familienmitgliedern  Vt  bis  ^/s  der 
französischen  Bevölkerung  ereeben  würde. 
Es  ist  jedoch  zu  beröcksichtigeu ,  dass 
von  jenen  4  Millionen  ungefähr  die  Hälfte 
nur  im  Besitz  von  PaizeUen  von  weniger 
als  1  ha  sich  befindet,  welche  deshalb  nur 
von  Lohnarbeit  (als  Tagelöhner)  leben  kann. 
Ihr  Eigentum  ist  aber  wenigstens  ein 
tmbedingt  freies,  iudem  alle  jene  verwitielten 
Besitzverhaltnisse  früherer  Zeiten  verschwun- 
den sind,  ils  giebt  keine  Erbpacht,  keine 
Emphyteuse  mehr.  Die  Bentenpacht  ist 
ewar  nicht  untersagt,  jedoch  stets  ahlGshar 
(Art.  530  des  Code  civil);  auch  kommt  diese 
Art  des  Vertrages  mehr  und  mehr  ausser 
Qebrauch.  Die  ländlichen  Servituten  bestehen 
nur  noch  in  der  Ausühimg  gewisser  den 
Nachbarn  zustehender  Beehte  imd  begrün- 
den nicht  mehr  irgend  welche  HeiTschaft 
des  einen  Gutes  über  das  anders  (Art.  638 
des  Code  civil).  Auf  dem  Grundeigentum 
ruhen  keine  anderen  lAsten  als  die  der 
Steuer  und  der  Hypotheken  schuld,  und  trotz 
aller  lebhaften  Reklamationen  erscheint  keine 
von  beiden  unerträglich,  obgleich  sehr  hoch. 
Der  Betrag  der  Grundsteuer  einschliesslich 
der  Zuschlagscentimes  (d.  h.  des  auf  die 
Gemeinden  und  Departements  entfallenden 
Anteils)  bewirkt  eine  "Vorwegnahme  von 
ungefähr  12''lo  des  Reinertrags,  wenn  man 
den  gegenwärtigen  Betrag  der  Steuer  auf 
unbebaute  Grundstücke,  246  Millionen  (1897), 
und  die  Verminderung  um  ungefähr  eine 
halbe  Milliaide  auf  den  Beinertrag  seit  etwa 
15  Jahren  (die  Statistik  von  1882  hatte  ihn 
auf  2645  Millionen  geschätzt)  in  Rechnung 
zieht.  Freilich  kommen  noch  die  *Pres- 
tationen«  hinzu,  Tagesarbciten  zur  Instand- 
haltung der  Strassen  und  Wege,  welche 
als  Erinnerung  an  die  ehemaligen  Fronden 
betrachtet  werden  können,  die  aber  für  einen 
ziemlich  massigen  Preis  durchweg  ablösbar 
sind  (die  Statistik  von  1882  führt  sie  mit 
einem  Betrage  von  59  Millionen  Francs  auf), 
und  das  ist  nodi  das  thatsächliche  Ergeb- 
nis im  Jahre  1894.  Weiterhin  ist  richtig,  dass 
die  Gmndsteuerin  ausserordentlich  ungleicher 
Weise  verteilt  wird,  so  dass  sie  je  nach  den 
Gemeinden  zwisclien  2  und  30  "/o  schwanken 
kann,  —  endlich  auch,  dass  dicimmobiliar ver- 
kaufe von  äusserst  hohen  Besilzwechselab- 
gaben  getroffen  werden,  <Iie  bis  auf  8  oder 
10  °!o  ansteigen  (sogar  noch  höher,  wenn  das 


Immobiliar  geringwertig  ist)  und  die  dem 
freien  Grundstücksverkehr  besonders  hin- 
dernd im  Wege  stehen.  —  Der  Betrag  dw 
Hypotheken  schulden  ist  im  Jahre  1876  auf 
19270  Millionen  Francs  berechnet:  man 
meinte  damals,  man  müsse  davon  5  bis  6 
Milliarden  verjährter  und  nicht  gelöschter 
Hypotheken  abziehen;  andererseits  hat  aber 
der  Betrag  der  Hypothekenschuld  seit  187S 
um  eine  etwa  gleiche  Siunme  wachsen 
mOssen,  so  dass  man  sie  heute  auf  unge&hr 
20  Milliarden  Francs  berechnen  kann.  Es 
handelt  sich  aber  hier  um  alle  Hypotheken, 
die  Immobilien  betreffen:  man  müsste  also 
den  Anteil  kennen,  der  den  ländlichen  Grund- 
besitz belastet.  Wir  haben  hierfür  keine 
genaue  Grundlage;  doch  kann  man  als  sicher 
annehmen,  dass  er  die  Hälfte  der  Total- 
summe, nicht  übersteigt,  also  etwa  zehn 
Milliarden  Francs,  wenn  man  ihn  mit  dem 
Wert  des  ländlichen  Grundbesitzes  vergleicht, 
der  im  Jahre  1879  auf  91  Milliaiden  Francs 
geschätzt  wurde,  der  aber  seitdem  auf  75 
oder  80  Milliarden  gefallen  ist,  so  dass  die 
Hypotheken  sdiuld  eine  Belastung  von  12 
bis  13°/o  daratellt,  was  nicht  übermässig 
ist  In  andei'en  Ländern  ist  das  Veiiiftlliiis 
weit  ungünstiger:  in  England  hat  man  sie  auf 
58  "/o  g^chätzt ;  freilich  würde  man  bei  Heran- 
ziehung des  Zinsbetrages  anstatt  des  Kapitals 
zu  einem  wesentlich  ungünstigeren  Er^bnis 
gelangen.  Nichtsdestoweniger  ist  die  auf 
dem  kleinen  Grundeigentum  ruhende  Hypo- 
thekenschuld keineswegs  grösser,  sondern 
so^  noch  geringer  als  i£e  des  grossen. 
Beim  französischen  Bauern  kommt  nicht 
sehr  oft  schuidenhalber  Zwangsversteigerung 
vor.  Der  Wucier  richtet  auf  dem  Lande 
vielleicht  weniger  Unheil  an  als  in  anderen 
Staaten. 

Der  ländhche  Grundbesitz  ist  in  Frank- 
reich wie  in  ganz  Europa  sehr  beeinträch- 
tigt durch  die  Konkurrenz  der  übersee- 
ischen Produkte  oder  sogar  durch  die  ge- 
wisser europäischer  Völker  (die  Normanoie 
hat  z.  B-  zum  grossen  TeU  den  englischen 
Markt  für  ihre  Butter  eingebüsst  infolge 
der  Konkurrenz  von  Dänemark).  Indes  der 
bäuerhche  Besitz  leidet  weniger  darunter 
als  der  Grossgrundbeaitz,  aus  dem  ganz  ein- 
fachen Grunde,  weil  ersterer  den  grSssten 
Teil  seiner  Produkte  konsumiert,  ohne  üch 
um  den  Marktpreis  zu  kümmern  und  weil 
er  mur  eigene  und  nicht  bezahlte  Arbeits- 
krätto  verwendet. 

Wir  glauben  daher  auch  nicht,  dass  d*» 
kleine  Grundbesitz  dem  Bilde  entspricht, 
das  die  Sozialisten  uns  zu  entwerfen  be- 
lieben, wenn  sie  ihn  hinstellen  als  VMi 
Steuern  erdrückt,  von  Zinsen  aufgefressen, 
durch  auswärt^  Konkurrenz  zu  Grunde 
gerichtet  und  als  unwiderruflich  verdammt 
avadi  die  Unmöghchkeit,  sich  dem  Vorgehen 
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der  OrosspToduktioD  anzupaesen.  Dies  hin- 
dert tlbrigens  die  EoUektivistcn.  nicht,  in 
doem  Wideraprueh,  aof  den  mit  Hecht  auf- 
mertsam  gemacht  vorden  ist,  sich  für  die 
wahiea  und  einzigen  Verteidiger  des  bäuer- 
lichen KleiagniodbeBitzes  auszugeben.  Der 
bäuerliche  Oniodbesitz  igt  aber  gar  nicht 
so  leideod,  wie  sie  denken,  und  verteidigt 
fflcb  sehr  vohl  ganz  allein. 

Einerseits  hat  die  Anzahl  der  kleinen 
Onmdbesitzer  und  der  kleinen  ländlichen 
Wirtschaften  gar  nicht  das  Beatreben,  sich 
zu  Terringern,  die  Statistiken  im  Gegenteil 
thnn  ein  unbestreitbares  Wachstum  in  ihrer 
Zahl  dar.  Wenn  wir  also  die  durch  die 
landwirtschaftlichen  Statistikeu  von  1882 
und  1892  gelieferten  Resultate  vergleichen, 
so  sehen  wir,  daes  die  Zahl  der  ländlichen 
Wirtschaften  von  einer  Ausdehnung  von 
weniger  als  zehn  Hektaren  in  diesem  Zeit- 
nnm  von  zehn  Jahren  von  4802  697  auf 
4852963  gestiegen  ist:  d^s  ist  eine  Yer- 
mehniDg  von  ungefähr  50  000  und  mehr  als 
1  •/•.  Aber  die  Zahl  der  Wirtschaften  von 
^er  Ausdehnung  Ober  zehn  Hektare  ist  von 
869310  anf  849789  znröckgegangen :  das 
ist  rane  Verminderung  von  2Vs''/o. 

Andererseits  hat  sich  der  Klein-  oder 
Orofis^ruud  besitz  selbst  seit  zehn  Jahren  ein 
mftditiges  Hilfsmittel  der  Verbesserung  und 
der  Selbsthilfe  geschaffen  unter  der  Form 
derlandwirtschaftlichenSyndikate, 
die,  schon  1700  au  Zahl,  sich  zum  grßssten 
Teil  in  Kreisverbänden  oder  in  weiteren 
Verbindungen  gmppieien  und  die  in  den 
verschiedensten  Üntemehmimgen  eine  ge- 
meinsame Thatigkeit  entfalten,  nicht  nur  in 
Bezug  auf  Kin-  und  Verkauf  und  auf  ge- 
noeeenschaftliche  Produktion,  sondern  auch 
anf  dem  Gebiete  der  Versicherung,  gegen- 
seitiger Unterstfltzuag,  des  Kreditwesens 
und  der  persCn liehen  Bildung.  Direkt  oder 
indirekt  sind  seit  1894  (1897  :  75]  eine  grosse 
Anzahl  ländlicher  Kreditkaesen  gegründet 
worden,  imd  ein  (noch  nicht  genehmigter) 
Oeaetzentwurf  dotiert  diese  Kreditanstalten 
mit  einem  Kapital  von  40  Millionen  und 
einer  Jabreszahluog  von  2  Millionen,  zahl- 
bar durch  die  Bank  von  Frankreich  als  Ge- 
bühr fdr  die  Erneuerung  ihres  PriTilegs. 

Uttcrator:  Babeau,  Le  Viüage  loua  l'ancien 
rtgimt.  -^  BaudrlUart,  Eiiqugleiurlacondition 
rff«  popuiatioHi  ruraiet  de  ia  Fronet.  —  Beartne, 
Ixt  rondillon  de>  pertonntt,  Am  ISSS,  1  vol. 
—  Beuilant,  La  tratuformationt  juTidigae» 
it  Ia  pTOprifle,  dam  le  droit  intermidiairt, 
J^rU  inao.  ~  Blane,  Enal  hUloriqtte  *ur  U 
oJoiuit,  Parit  187S.  —  Btmeerf,  Lti  inoon- 
rrni«nti  dtt  droit»  fiodavx.  —  Bonnetnire, 
Ilüfyire  df>  p/iytati»,  Parti  1857.  —  Bonvalot, 
Le  Tiert-Etat  d'apri*  Ia  eharte  de  BeaunuiiU, 
l^rlt  ISSi.  ~  Boutillier,  La  Sommt  rvrale, 
Lktc  I,  TU.  9,  Jhri»  1609.  ~-  Champlonntire, 
Dt  Ia  proprifli  dtt  «OKI  ^mranlet,   FOrit  184G- 


—  Chaeain,  L'EglUe  et  le»  dfiitien  irrfi.  Pari* 
ISBO.  —  CMnon,  Ijtt  demtmhnmenU  de  Ia 
proprUli  /oiiciirr  aramt  tl  <fcpttt>  1789,  Arw 
ISSl.  —  CoHrt^od,  Bibliothiqne  de 
l'Eeole  de*  Charte»,  Tome  XXX.  Pari*  ISea. 

—  Coqyi^Xle,  ItutUtUiott  ait  droit  franpiü  rl 
enulume»  du  Xicemai»,  /tarö  180S,  2  vol.  — 
Bareatt  de  Ia  Chavanne,  Hüloire  de»  trauet 
agrieolf»  en  JWiiice,  ««  idilbia,  Pari»  1858.  — 
DeHsle  (Ltopold) ,  Hitlaire  de  Ia  eonditüm 
de  l'agrifuUare  H  de  Ia  elaue  nirale  en  Nor- 
mandie  au  moyen-dge.  Pari*  last.  —  IHtnUtl, 
Hittoire  dt»  eta»m  mraltt  tn  Fi-ancr,  1*"  idüion. 
Pari»  1867.  —  Bert^be,  La  BiT/^vlionfran^aite 
et  Ia  fiodaliii,  Ptiri»  1874.  —  Dumoa,  Traiti 
de  Ia  Sfain-Mortt ,  Pari»  17S0.  —  ä'Eaptnay, 
La  ßodalüe  et  Ic  droit  riiiii  fran^ii,  Savtnur 
186S.  —  Fernand  Afau>to«,  La  Bijanae 
Agraire ,  Pari*  1X87.  —  Flach ,  Lei  origine» 
de  l'aneienne  Fromre,  Tnm.  I,  Ärw  18S6.  — 
de  Fantaln^a,  Con»eÜ  d  ti»  ami  (Edition 
Mamirr)  ,S.  iliff.,  Ptirit  ISfG.  —  FoumUn; 
Bibliothfque  de  l'Ecole  de»  flau«* 
Etudei,  6iF>»  fofctcide.  Pari»  1S8S.  —  Ber- 
Mtbe,  Lee  affranchieftmenl*  du  F""  au  XITI'*' 
tiiele,  Bevue  Hittoriqiie,  Tome  XXI,  Ptirii 
1382.  —  de  Fovai«,  Lr.  MorceHevieat,  PaH»  183S. 

—  Gide,  Le  yio-Calteetieitme  Rertte  d'Econo- 
mie  politique  1894  S.  423.  —  Orandmalaon  et 
Salmon.  Le  Uvre  de»  »eyf»  de  Marmovtier», 
Toter»  1SS4  (limeXVLdt  laSoeifte  archin. 
logiq«e  de  TonraineJ.  —  Oarmmnet, 
nittoire    de*   loraliim»  perpitvrlle» ,    Pari*  1878. 

—  Otuqu«t,  Priei*  de»  ituHtutl/m»  pt^itigtie» 
et  »oeitdet  de  Vancimtne  Franee,  Hiri»  18SS.  — 
(itt-y,  Bibliothique  de  l'Ecole  de» 
Charte»,  Tome  XLII,  Pari»  1S81.  ~  Olataon, 
Hi»loire  du  droit  et  de»  inttittitiun»  de  Ia  France, 
Tome  IT,  FitH*  1S8S.  —  Gu^i-ard,  Carlulaire 
de  Sblre  Dame  de  Pari»,  Intmduelioit,  J>in> 
ISSO,  4  rol.  —  JMrsefbe,  Ihlyptigu»  d'Irminon, 
ProUgomine* ,  Pari»  I84J.  —  OulUoiMtrd, 
Bulletin  de  Ia  Sociiti  de»  Antiquaire» 
de  Normandie,  Tome  IX und  X,  1878— 1880. 

—  Hanauer,  Le»  paytan»  de  l'AI*ace  au 
Mogen-dge,  Pari»  1S65.  —  Lampfe^ht ,  Bei- 
träge lur  Oeiehiekle  de»  framS».  Wirttehaft»- 
lebeni  im  elften  Jahrh.,  Leiptig  1878.  —  De»"- 
aelfte,  Etüde  tur  l'ltal  fcmnmique  de  Ia  Hance 
pendani  Ia  premiere  parlie  du  mayenSge,  Edition 
de  JUarignan,  Pari»  1889.  —  XrfiMohe,  Sapport 
nir  Ia  r/Jortne  de»  Preelalian»  Sinat  annexe»  1S9S 
jYr.  27  und  1897  Sr.  87.  —  Levttateni',  Hittoire 
de»  elfi»»e»  ouvi-iiret,  3  vol..  Pari»  18S9.  —  de 
Xom^nte ,  Le»  droit*  feodaux  et  Ia  Kerolution. 

—  iMchaire,  Mitloire  de»  intlitution»  mon- 
arckique»  tou»  U»  preniier»  Capititm,  S  vol.. 
Pari»  1888.  —  Meyer  et  Ardant,  La  qtieeiion 
agraire,  Etüde  tur  l'hietotre  potitique  de  Ia  petitf 
proprike,  Ptiri»  1887.  —  Dieselben,  Le  motivf- 
mtrat  agraire,  1  vol.,  l^ri»  1889.  —  Jtf<Mtte(t 
(Ale^Ha  de),  IIi»toire  de»  froiifow  de»  diaer» 
elal»,  6  rol.,  Pari»  18S3.  —  Le»  Ouvrirr» 
EuTopee  «»,  ilouographietdenfttmitliaouvjih-c» 
publice»  par  Le  Itag,  2^4  fdilimi,  5  rol.,  Art« 
1877.  (Zahlreiche  Monographieen  über  Bauern- 
/amUien,  intbeioadere  eine  »olehe  Ober  die  Bauern 
roa  Lavedan  /Haute»  Pgrenee»/  Tome  IV.}  — 
Le»  Ouvrieri  de»  Deux  Monde»  (Fort- 
»eliung  der  Ouvrier»  Europfen»).  B  Bände  4e- 
reit»  er»chieucn,  der  7.  im  Erecheinen  begriffen. 
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Ririt,  Finiiiii  lUdol.  (Zahlreiche  MoaogmphieeH 
ilbfrßautra  veivehifilr.Hrr  Provhar«  Franireichi.} 
—  de  Paatoret,  Ihe  coatributioia  et  rtdecaitm 
poyeet  aur  irigtieani.  Ordo«nauceM  du 
Luuvre,  Tom  XVIII.  —  P(c*(,  Ilüloire  du 
ElaU-Gfnirauz,  4  rui.  —  Rf/omt  Sociale 
(laj,  Semie  de  l'Eeoie  de  la  Play  1S31—1SS9. 
(Zaktreicke  Arlitel  über  die  Lage  dei  Baiiera- 
tlandet  ttnd  der  tleiiiea  Orundelgeulümer  unter 
dem  AticUii  Sfgiuu;  and  der  Herrnebafi  de»  Code 
eicH.)  —  Renauldtn,  Trailf  hiitorique  et 
pnttique  de»  droit»  teigueuriaiii ,  176S.  — 
Schttffner,  Getchichle  der  Bechttrerfateting 
Frankreich»,  J.  Aiugaiie,  Fraiilffarl  a.  M.  1SS9, 
i  Bde.  -^  Setgnolm»,  Le  rigime  /eodal  m 
Bourgogae ,  Fai-i».  —  Socielf.  d'Eronomie 
tociitle,  Bulletin  tlejiiii*  1/175.  (Zahlreiche 
fHudiea,  iatbttondtre ;  IIi»toire  rfcente  d'une 
/amiUe  de  paj/»aHi  ton»  U  regime  dn  Code  dcil, 
jxir  Demolin»,  Tome  V,  S,  303.  Le  dotnaitte 
du  pay»an  dtrant  la  eoiilume  el  le  Code,  par 
FociUon,  Tome  IX,  S.  91.  BUloire  d'une  an- 
cieane  comavuaiil^  eii  Auoergae  par  Eltard, 
Tome  VI,  S.  ii6.)  Iftatietiqae  Agricole 
de  la  France,  ptMie  par  le  Mini»th-e  de 
l'AgrifuIture,  Pari»  1898,  1  ruf.  —  Taine,  Le» 
origiuet  de  la  France  cottlemporaiTie ,  4  ^"1., 
Pari»  1881SS.  ~  La  Terre  aux  payiant, 
Journal  Organe  de  la  lUforme  Agroire  (er»cheint 
»eil  1887},  Pari»,  Thfvenel.  —  ThUaty 
(Avvu»Un},  E»»ai  »nr  t'hi»tuire  du  Tia-»-Etai, 
S  toi..  Pari»  1S56—1S58.  —  de  Toequ^viU*, 
L'ancien  regime  et  la  Hrvoliitioa,  Pari»  1856.  — 
Tovbeav,  La  repaiiiliim  metrique  de»  impSti, 
S  vol..  Pari»  1880.  —  VloUet,  Prfcit  de  rhi»loire 
d'i  droit  franpiii  S.  158  ff.,  Pari»  1884.  - 
VoUaire,  Oeuvre»  complele».  Vergl.  inibeaondere : 
Coulumei  de  Fratiehe-Comte.  Supfdigue  de»  tcTfi 
de  Sl.  Claude.  Requete  au  rot  potir  lei  terf»  de 
St.  Claude.  Kemontraiteet  du  pay»  de  Oei.  la 
voix  du  eure;  EMrail  d'an  mfmvire  pour  l'enliere 
abolüvm  de  la  »ercHudt.  —  Wamkiinig, 
Franzö».  StaaUge»ebichte,  Baul  I846,  t  Bde.  — 
Tcmowaki,  De  l'abolilion  de  l'e»ciarage  anciem 
an  noyen-äge  el  de  la  lran»/ofmalioa  en  lervi- 
lud»  de  la  glibe,  Rtrii  1860.  ArOmr  Yottng, 
Voyage»  ni  Fraace  peudaiU  le»  annee»  1787,  88, 
SS  et  90,  S  Tol.  —  Zeumer,  Ueber  die  Be- 
erbftng  der  FreigeltitteHen  durch  den  Fi»liua  naeh 
Frank.  Recht,  1882. 

Pari*.  Paul  Camri». 

Montpellier.  Charlea  aide. 


TU.  Die  Bauernbeft-elnng  in  Gross- 
britannlen. 

1.  Die  nafreie  Laffe  des  Bsuernstandes. 
2.  Der  ümschwniig  in  den  landwirtsch&ft lieben 
VerhÜtniBsen  wahrend  dea  Mhtelalterg.  3.  Die 
veränderte  La^e  de«  BEtiiemstandes  und  seine 
weitere  Eot Wickelung. 

1.  Die  unfreie  La^  des  Bauern - 
stände a.  Einer  n&heren  ErflrtQning  der 
Bchwierigen  Frage,  durch  welcherlei  Ur- 
eachen die  Bevötkcrung  Englands  vor  und 
nach  in   den   Zustand    der   Unfreiheit   ge- 


langte, bedarf  es  an  dieser  Stelle  nicht.  Die 
gutsherrliche  Verfassung,  mag  sie  sich  mm 
aus  dem  Znstand  freier  Feldgemeinschaft 
heraus  entwickelt  haben  oder  aber  von 
gleichem  oder  grosserem  Älter  als  diese  ge- 
wesen sein,  war  gegen  Ende  des  13.  Jahr- 
hunderts im  ganzen  Lande  verbreitet  (Für 
die  erstere  Ansicht  vergl.  Waitz,  Uaurer, 
Stiibbs  Const  Bist,  und  insb^ondere  E. 
Nasse,  Ueber  die  mittelalterliche  Feldge- 
meinschaft eto^  EQr  die  letztere  insbesondere 
F.  Seebohm  and  W.  v.  Ochenkowski,  Eng- 
lands wirtBchafÜiche  Entwicketung  etc.). 
Aber  wenn  auch  der  Bauernstand  unfrei 
war,  so  befand  er  sich  doch  nicht  in  eigent- 
licher persönlicher  Knechtschaft.  Wirkliche 
Eigenleute  gab  es  natilrlich.  Aber  diese 
Leibeigenen,  xvilleins  en  gross«,  wie  sie  ge- 
nannt wurden,  bildeten  höchst  wahrsf^ein- 
lieh  nur  einen  geringen  Beetandteil  der  Be- 
völkerung, Der  grössere  Teil  derselben,  die 
>villcins  regardant«,  waren  an  die  Scholle  ge- 
bundene Hörige,  sie  kormten  mit  dem  lande 
zugleich  verftussert  werden,  durften  zwar 
nicht  g^^nüber  den  Gutsherren  selbst,  ab^ 
g^en  alle  anderen  lieute  ihre  Rechte  geltend 
machen.  Sogar  in  ihren  gutsherrlichen  Be- 
ziehungen 'ft'aren  sie  indessen  nicht  gftnzlicli 
aller  Rechte  bar.  Soweit  man  urteilen  kann, 
besassen  sie  Anrechte  auf  dos  Oemeindegut, 
wenn  auch  in  dieser  Hinsicht  Ausnahmen 
bestanden  haben  mögen.  Sie  bildeten  die 
Qutsgerichte  und  waren  als  Körperschaften 
organisiert,  welche  Eigentum,  wie  einen 
gemeinsamen  Pflug  etc.,  besassen.  Zweifel- 
los waren  sie  thatsSchlich  weder  frei  nDcfa. 
auch  völlig  unfrei.  Sie  bildeten  einen  Be- 
standteil des  GKites.  Im  Besitze  von  Rechten 
standen  diesen  doch  gewisse,  dem  Outa- 
herrn  zu  leistende  Dinge  gegenüber.  D^ 
allgemeinen  Regel  nach  b^tand  der  Zins, 
den  sie  fflr  ihr  Land  und  ihre  Vonre<^te 
zu  zahlen  hatten,  in  Arbeitsleistungen,  In 
dieser  Lage  befand  sich  die  ackerbautrei- 
bende Bevölkenmg  Englands.  In  die  StSdte 
war  eine  grössere  iiVeiheit  eingezogen,  wenn 
dieselben  aneh  auf  den  Gfltern  irgend  einee 
grossen  Herrn  oder  eines  Klostere  gegründet 
und  ursprünglich  von  den  Unfreien  gebildet 
waren ,  welche  von  diesem  oder  jenem  ab- 
hingen. Gilden  waren  geschaffen  und  Frei- 
briefe bewilligt,  so  dass  das  Wohnen  in 
einer  Stadt  so  aufgefasst  wiirde,  als  ob  man 
der  Unfreiheit  entronnen  sei,  und  in  der 
That  war  dies  auch  der  Fall. 

S.  Der  UmschwoD^  io  den  luidwiit- 
schaltlichen  Verballnissen  während  des 
Hittelalters.  Es  sind  nunmehr  diejentgeD 
Mittel  und  Wege  zu  betrachten,  welche,  wie 
man  sagen  darf,  die  Bevölkerung  aus  der 
Unterthanenschaft  dea  Gutes  herausführten. 
Die  Ursachen,  welche  diesen  Umschwung 
zur  Folge   hatten,  sind  freilieb  etwas  ver- 
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wickelt,  indem  sie  aiif  einander  einwirkten 
iiDtl  sich  gegeneoitig  verstärkten.  Es  waren 
ihrer  drei  an  der  Zahl. 

1)  Zunächst  hatte  das  Eni[rorblflhen  der 
Sttdte  mit  der  ^ehning  der  ihren  Bewoh- 
nern xn  teil  werdenden  IVeiheit  einen  Ein- 
flass  auf  lue  allgemeinere  La^  der  Bevöl- 
kening  des  platten  Jjandes,  und  zwar  so- 
w<4ü  direkt  wie  indirekt  Mancher  Unfreie, 
der  vom  Herrenhofe  entflohen  war,  suchte 
und  fan^\.  trotz  der  gesetzlichen  Beatim- 
mnngen,  unter  dem  Sehotze  einer  Stadt 
und  einer  Öüde  die  ei-sehnte  Freiheit.  Da- 
neben blieb  der  Einflnss,  den  das  Beispiel 
einer  in  der  Nähe  befindlichen  freien  Be- 
vGlkening  aiiBtlbte,  nicht  ohne  Folgen. 

2)  Die  vorgenannte  Ursache  indessen  war 
in  geringerem  Masse  wirksam  als  die  nun  zu 
betrachtende.  Jenes  Moment  herOhrte  nur 
einige  wenige  Batieni,  <lieses  hingegen  die 
bäuerliche  Etevölkenmg  als  besonderen  Stand. 
Es  scheint,  als  ob  einige  Zeit  vor  dem  Auf- 
treten des  schwarzen  Todes  eine  wichtige 
Verändening  in  der  lieziehimg  der  l'nfreien 
zu  ihren  Herren  im  Werden  begriffen  war. 
lAngsam,  aber  sicher  bildete  es  sich  her- 
ans,  <lass  fegtbestinimte  Geld2ahlungen  an 
die  Stelle  der  Arbeitsleistungen  oder  Dienste 
traten,  welche  ursprünglich  seitens  des  einen 
für  den  anderen  zu  verrichten  waren.  Es 
ist  überdies  walirscheinlich ,  dass  auf  der 
anderen  Seite  die  Arbeiter  eine  Lohnerhöhung 
verlangten :  es  wurde  nämlich,  wie  wohl  zu 
beachten  ist,  im  Laufe  der  Zeit  notwendig, 
Arbeitskräfte  zu  mieten  zur  Ergbizung  der 
von  den  Bauern  des  Gutes  zu  verrichtenden 
Dienstleislungen.  Die  Thatsachc  dieser  letzt- 

Cannten  Neuem  ng  steht  zwar  weniger 
.  Es  ist  wirklich  niclit  mOgüch  zu  sagen, 
ob  dieselbe  zu  jener  Zeit  eine  weite  Ver- 
breitung erlangt  hat 

Hinsichtlich  der  Bedeutsamkeit  jenes 
ersteren  ümstandes  kann  jedoch  kein  Zweifel 
(^walten,  da  er  die  Strenge  jener  persön- 
lichen Beziehungen  milderte,  auf  denen  die 
mittelalterliche  Wirtschaftsordnung  aufgebaut 
war.  Zu  dieser  Zeit,  wo  solche  Bestrebungen 
sich  bekundeten,  trat  der  schwarze  Tnd  auf. 
Er  war  von  grossen  und  weithin  wirksamen 
Folgen  begleitet.  Hierdber  kann  man  sich 
freilich  nicht  wundem,  wenn  man  die  durch 
ihn  hen-orgenifene  ungeheure  Sterblichkeit 
in  Betracht  zieht.  Das  erste  Eindringen 
desselben  begann  etwa  am  1.  August  1348, 
•ausgehend  von  den  Seestädten  *-on  Dorset- 
shire,  Devonshire  und  Somersetshire , 
wo  er  aufwärts  nach  Bristol  zog,  von  dort 
nach  Oxford,  um  etwa  am  1.  November 
London  zn  erreichen  und  sich  endlich  über 
ganz  fk^land  auszubreiten^  (Barnes,  His- 
toiy  of  Edward  m.  S.  43'.  und  436;  Seyes, 
History  of  Bristol  etc.).  Es  sind  drei 
gioese    Pestaiisbrflche    voigekommen    fdei 


erste  war  der  verderblichste),  nämlich  vom 
August  1348  bis  zimi  Sommer  1349  vom 
August  l.%1  bis  zum  Mm  1362  und  vom 
Juli  1368  bis  MichaeUs  13«9.  Ueber  die 
Gritee  der  durch  den  schwarzen  Tod  ver- 
iffsachten  Sterblichkeit  wird  vielfach  ge- 
stritten. Der  Verlust  an  Menschenleben  in 
Europa  belauft  sich  nach  ungefährer  Schät- 
zung aiif  25  Millionen  (Hecker),  obwohl  mit 
Hücksicht  auf  England  selbst  fast  zeitge- 
nössische Bei-echnungen  zu  Ergebnissen  ge- 
langen, welche  nur  als  Uebertreibungen 
angesehen  werden  können,  wie  z.  B.  die 
Angabe  des  Adam  von  Usk,  welcher  be- 
hauptet, dass  nach  dem  Erlöschen  der  Pest 
nur  ein  Zehntel  der  fi-flherca  Bevölkerrmg 
am  Ijeben  gewesen  sei.  Die  Grösse  der 
Sterblichkeit  ist  eben  unsicher,  wenn  auch 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  die  Hälfte  der 
BevGlkenmg  der  Pest  zum  Opfer  fiel.  (Ro- 
gers, HistoiT  of  Agriculture  and  Prices; 
Fortnightly,  Re^■iew,  Band  II,  III  und  VI, 
insbesondere  D,  SS.  149,  268 ;  Hecker,  Epi- 
dcnües  of  the  Middle  ages.)  Der  Verlust 
eines  grossen  Teiles  der  Bevölkerung  musste 
fflr  die  wirtschaftliehe  Ent Wickelung  des 
Landes  notwendigerweise  von  tiefgreifen- 
der Bedeutimg  sein.  Die  schon  im  Werden 
begriffenen  Veränderungen  wurden  beschleu- 
nigt und  gefördert,  llit  verstärktem  Eifer 
suchten  die  Bauern  Geldzahlungen  an  die 
Stelle  der  persönlichen  Dienstleistungen 
treten  zu  lassen,  eine  Neuerung,  die  natür- 
lich dadurch  ihnen  um  so  wünschenswerter 
erechien,  als  der  Preis  für  die  gedungene 
Arbeit  im  Steigen  begriffen  war.  In  dieser 
Hinsicht  trat  die  Wirlnmg  der  wirtschafte 
liehen  Gesetze  von  Angebot  und  Nachfrage 
bald  sichtlich  zu  Tage.  Auf  seilen  der  Ar- 
beiter macht  sich  die  Forderung  nach  höhe- 
ren Löhnen  sowie  die  Neigung  geltend,  der- 
selben durch  Vereinigung,  ^aliances"  und 
»congregations" ,  Sachdruck  zu  verleihen 
(vgl,  später  1  Rieh.  II  c.  6),  während  die 
Grundeigentflmer  ihrerseits  wie  vordem  Ar- 
beit brauchten,  aber  nicht  in  der  Ijage  waren, 
sie  zu  den  alten  Preisen  sich  zu  beschaffen. 
SVirklich  waren  die  Geldzalilungen,  die  ihnen 
statt  der  Arbeitsleistimgen  zuflössen,  völlig 
unzureichend  zur  Anwerbung  von  Arbeitern, 
welche  gegen  Lohn  jene  Dienstleistungen 
zu  vemchten  hätten  (vgl.  als  Beispiel  Ar- 
chaeobgia ,  Bd.  XI).  Infolge  dieser  Bewe- 
gungen imd  ihrer  Ei-gobnisse  wurden  Ver- 
sTiche  gemacht ,  den  drückenden  Verlegen- 
heiten der  Ijage  zu  tiegegnen. 

a)  Die  Gesetzgebung  griff  helfend  ein. 
Bislang  waren  die  Lohnsätze,  wenn  über- 
haupt, so  in  den  Gutsgerichten  oder  durch 
die  Gilden  und  Korporationen  festgesetzt 
worden.  Jetzt  aberverfflgto  eine  königliche 
Verordnung  von  1349  (28  Einard  III),  »dass 
alle  köqierlich  rüstigen  Öesindeleute  ihren 


<k 


390 


lUuernb&freiung  (Grossbritaunleu) 


Hen-en  dienen  sollten,  oder  falls  sie  von 
diesen  nicht  in  Ansprucli  genommen  würden, 
ii^nd  einem  anderen,  der  ihrer  begehren 
würde,  und  zwar  zu  dem  gleichen  Lxihne, 
■wie  er  vor  der  Pest  üblich  war«  (Knighton; 
vgl  auch  sonstige  Statuten,  wie  25  Edu- 
ard m,  12  Eichard  U,  7  Heinrich  IV  c.  17). 
Die  Gesetzgebung  erwies  sich  jedoch  als 
unwirksam,  denn  die  knapper  gewordene  Ar- 
beit war  im  Werfe  gestiegen, 

b)  Die  Gutsherren  suchten  zu  der  alten 
Ordnung  mit  ihren  Dienstleistungen  zurück- 
zukehren. Sie  wünschten  die  Wiederher- 
stellung der  früheren  persönlichen  Verpflich- 
tungen nach  Beseitigimg  der  neuen  ^eld- 
wirtscliaftlichen  Gruiidl^.  Infolge  dieses 
Versuches  imd  der  ihn  bogleitenden  Um- 
stände wurde  das  ganze  Land  in  einen  Zu- 
stand grosser  wirtsehattlieher  Unordnung 
hinein  getrieben.  Sie  gipfelte  in  dem  Bauern- 
aufstände von  1381,  der  in  der  Hauptsache 
ff^;en  die  Etlckkehr  zu  don  Verhäitiiisaen 
des  friiheren  Wirtschaftslebens  gerichtet 
war,  wie  aus  der  gänzlichen  Venlichtung 
der  Gntsakten  durch  die  Aufständischen  zu 
entnehmen  ist.  Diese  wollton  jede  Urkunde 
über  die  etwa  von  ihnen  zu  leistenden 
Dienste  zei-stören.  Allerdings  wurden  nach 
UntenirÜckung  des  Aufstandes  die  den 
Bauern  eingeräumten  Zugestand oisso  aufge- 
hoben; ihre  Ansprüche  nach  dieser  Richtung 
hin  wurden  aber  seitdem  nicht  mehr  wii'k- 
lich  bestritten.  An  der  Praxis  der  Um- 
wandlung hielt  man  fest,  Dazu  ist  es  wahr- 
scheinlich, dass  die  Geldleistungen,  welche 
schon  vor  dem  schwarzen  Tode  vermindert 
worden  waren,  auf  vielen  Gütern  eine  Hor- 
abeetzung  erfuhren.  So  war  denn  das  zweite 
Mittel  zur  Beseitigimg  deijenigen  Folgen, 
welche  hauptsächlich  durch  die  von  der 
Pesl  hervorgerufene  Sterblichkeit  bedingt 
waren,  fehlgeschlagen,  und  die  wirtschaft- 
lichen Gesetze  behaupteten  ihre  Miicht.  Ihi-e 
Ei^ebnisse  waren  augenschehilich.  Die  Ren- 
tabilität des  herrschenden  Ackerbausystems 
war  abhangig  von  dem  Vorhandensein  euier 
grossen  Menge  hilliger  Arbeitskräfte.  Der 
Gang  der  Üieignisse  liatte  den  Wert  der 
Arbeit  gesteigert  und  damit  eine  Aenderung 


Wechsel  in  den  BetriebsTOrhältnissen  und 
that  das  I^and  derart  aus,  dass  wir  jetzt 
von  farming  leases  sprechen  würden  (Ro- 

f.-ß,  Historj'  of  Agriculture  and  Prices,  Bd. 
S.  24).  Eine  durchgreifende  Veränderung 
der  Sachlage  bedeutet  dies  jedoch  nidit, 
denn  die  Pächter  wai-en  nicht  minder  ausser 
stände,  sich  hinreichend  billige  Arbeitskräfte 
zu  beschaffen.  Aber  eine  gründliche  Um- 
gestaltung lag  naiie.  Das  Land  kannte  auf 
andere  ^'eise  als  für  den  Ackerbau  nutzbar 
gemacht  werden. 


3)  Die  andere  Nutzung,  zu  der  das  Land 

hei^richtet  werden  konnte,  wird  begreif- 
lich, wenn  man  die  Gewerbepolitik  berück- 
sichtigt, welche  von  Eduard  111.  eingeleitet 
und  von  dessen  Nachfolgern  fortgeführt 
wurde.  Diese  Politik  bestand,  kurz  gesagt, 
in  der  Förderung  der  Wolle  nindustrie  und 
des  Wollen haudels.  Zu  diesem  Zweck  er- 
schienen Massregolu  der  verschiedensten 
Art  erforderlich.  Sie  können  in  folgender 
Weise  zusammengefasst  wenlen. 

a)  Die  Niederlassnng  auslandischer  Weber 
wurde  durch  Schutzbriefe  etc.  begünstigt; 

b)  das  Tragen  aualändLsclien  Tuches 
wurde  verboten ; 

c)  die  Ausfulir  von  Wolle  ohne  beson- 
dere königliche  Ermächtigung  wurde  unter- 
sagt; 

d)  den  Aussenhandel  suclite  man  ins 
Leben  zu  rufen  durch  Begünstigung  des 
Stapelhandels  und  der  Haudelskompagnieen 
sowie  der  kaufmäimischen  Spekulanten; 

e)  ab  und  zu  geschahen  Vei-suche  znr 
£rilftigun^  der  Handelsmarine. 

Die  eingehendste  Belehrung  über  die 
Wiclitigkeit  dieser  neuen  Handeispolitik  er- 
teilt das  Libel  of  English  Policy.  Ein 
näheres  Eingehen  auf  das  Weseu  und  den 
Erfolg  dieser  PoHtik  erscJieiut  liier  über- 
flüssig. Wichtiger  für  die  vorliegende  Be- 
trachtung sind  die  Wirkungen  dereelben. 
Durch  sie  wurde  ein  neues  Gewerbe  neben 
dem  landwii-tscbaftlichen  gross  gezogen  und 
zwar  ein  solches,  das  als  Bedingung  für 
sein  Gedeihen  die  Unterhaltung  grosser 
Schafherden  zur  Voraussetzung  hatte. 

Infolge  der  gemeinsamen  Wirksamkeit 
der  drei  im  Vorstehenden  namhaft  gemachten 
Ursachen  entwickelte  sich  nun  eine  ent- 
schiedene Neigung,  dasjenige  Land,  welches 
früher  als  Gemeindeland  liegen  gelassen 
oder  als  Ackerland  verwandt  worden  war, 
nnnmehi-  als  Weide  zu  benutzen.  Bei  dieser 
Weidewirtschaft  bedurfte  es  auf  dem  Lande 
mir  geringer  Arbeitskräfte.  Ueber  die  Ent^ 
schiedenheit,  mit  welcher  diese  Bestrebungen 
sich  äusserten ,  giebt  die  überaus  rasche 
Vermehrung  der  Schafe  auf  den  verschie- 
denen Gütern  hinreichende  Aufklärung.  Es 
ist  ferner  ein  direktes  Zeugnis  vorhanden 
Über  den  Verlauf  und  die  Ergebnisse,  welche 
jene  Entwickelung  auf  dem  I^ande  nahm. 
In  J.  Rowe's  Historia  Regum  Angliae  (ed. 
Hcame,  S.  113)  findet  eich  eine  eingehende 
Schilderung  des  trostlosen  Zustandes  von 
Warwickshire,  Dörfer  werden  beschrieben 
als  völlig  verTKlet  infolge  der  allgemein  ein* 
getretenen  Umwandlung.  (Dieselbe  mag  in 
jenem  Distrikte  1449  oder  gar  früher  statt- 
gefunden haben.)  Im  Laufe  der  Zeit  stieg 
der  Umfang  des  zur  Weide  benötigten  Lan- 
des so,  dass,  um  dem  wachsenden  Bedürf- 
nisse   entgegen   zu   kommen,    Einhegungen 
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von  (jemeiDdolond  hAnGger  wurden,  wäh- 
lend zugJeich  aach  die  Niederlcmiag  tod 
Ackerland  zu  Weide  zunahm.  (Leber  die 
Ausdehnung  dieser  Umwandlung  liefern  die 
Werke  von  Liatimer,  Starkey,  Stafford,  Har- 
rison  n.  a.  untrügliche  Beweise.)  Beschleu- 
nigt wurde  der  Vorgang  überdies  durch  die 
Steigerung  der  Wollen  preise. 

3.  Die  veränderte  Loge  des  Baaern- 
Standes  und  seine  weitere  Entwiche- 
Inng.  Wenn  nun  in  der  beschriebenen 
Weise  ein  Umschwung  in  den  Wirtschafts- 
TeriiiUtnissen  des  Landes  sich  vollzog,  so 
entsteht  weiter  die  Frage  nach  dem  EinÜUBS 
desselben  auf  die  Lage  des  Bauernstandes. 
Jene  beiden  gekennzeichneten  Yerftndcmn' 
gen  tragen  da^u  bei,  die  Bauern  vom  Grund 
und  Boden  zn  trennen:  Die  KiofOhning  der 
Qeldzalüungen  an  Stolle  der  persöuhchen 
Dienste  hatte  das  Band  gelockert,  welches 
die  Bauern  mit  dem  Herrengute  verknöpfte; 
die  Umwandlung  des  bebauten  Landes  in 
Weide  verbannte  sie  von  diesem.  Die  Un- 
freiheit nähert  sich  ihrem  Ende.  Die  Leib- 
eigenfichaft  hatte  zu  einer  früheren  Zeit  be- 
reit« aufgehört  (vgL  Sir  Thomas  Smith, 
Commonwealth,  Buch  lU,  Kap.  10).  Die 
Gebundenheit  an  die  Scholle,  »villejnage  re- 
gaidaati,  geht  während  des  15.  und  16.  Jahr- 
hnnderts  sehr  schnell  verloren.  Andere 
Kiktoren  traten  zu  den  genannten  hinzu, 
um  diesen.  Wechsel  herbeizuführen. 

a)  Das  zunehmende  Humanitätegefühl 
erscheint  wirksam  in  den  Freibriefen  (Char- 
ters of  mannmission) ,  wie  diejenigen  von 
Madoi  Form.  Anglicanum:  Bischof  Sher- 
bornes  B^ister  at  Chichester  (v^.  Smith, 
Commonw^th,  S.  251);  vgL  die  Freibriefe 
der  Herredier;  Rymer,  Foedera,  underyears 
1514  and  1574 

b)  Die  durch  die  LandQbertragnng  aus 
den  kirchlichen  in  die  weltlichen  Hände 
hervorgerufenen  bedeutsamen  Umwandlungen 
griffen  in  jenen  Prozess  mit  zerstörender 
Gewalt  ein.  Die  alte  Ordnung  der  Dinge 
machte  der  neuen  Platz,  und  alte  Bande 
wmden  gelCat.  (Vgl.  Smith,  Commonwealth.) 

c)  Machte  ein  Bauer  auf  ^-olle  Freiheit 
Anspruch,  so  schoben  die  Gerichtshöfe  die 
Beweialast  den  Herren  zu  (s.  State  Trials, 
XX,  8.  38  und  39).  Natürlich  hatte  dieser 
Umstand  einen  lediglich  ei^änzenden  Ein- 
Snss,  welcher  dahin  wirkte,  die  schon  in 
nschem  Fortschritt  begriffene  Umwandlung 
m  vollenden. 

Unter  tUeoen  VeriiAltniBsen  kann  es 
aicht  befremden,  dass  gegen  Ende  der  Tu- 
dorperiode  die  Berichte  über  villeinage  re- 
cudaot  nahezu  aufhfiren.  Während  des 
letzten  Tdtes  jener  Periode  kommen  Bei- 
^liele  ihrer  Fortdauer  allerdings  gelegent- 
lich vor,  (Debertragongen  von  Unfreien  act 
Philip  ft  Mary,  Notes  and  Queries,  First 


Seriea,  Bd.  lU,  S.  327.1  Sie  sind  jedocai 
gering  an  Zahl,  Ein  letztes,  wahrscheinlich 
das  letzte  Beispiel  rührt  von  1617  her,  doch 
scheint  es  sich  nur  um  eine  übri^ebiiebene 
Gebundenheit  zu  bandeln,  die  lediglich  no- 
minell geworden  war,  (Norden,  Survey  o£ 
certain  erown  manots  —  manor  of  Fauner, 
SuBsex:  >three  bondsmen  of  blonde  belon- 
^ng  unto  this  maDor^ ;  Notes  and  Queries, 
First  Series,  I,  S.  139:  vgl.  auch  Noy, 
Law  reports,  S.  27;  State  Trials,  XX,  S. 
41  und  42 :  Notes  and  Queries,  Second  Se- 
ries, VUL,  'S,  360  und  361.) 

Aber  wenn  auch  infolge  dieser  Ent- 
wickelung  dos  hergebrachte  Band,  welches 
den  Bauernstand  an  den  Boden  Imüpfte, 
zerrissen  wurde,  so  blieb  dennoch,  wie  be- 
tont werden  muss,  in  rielen  Fällen  die 
ländliche  Bevölkerung  unter  drückenden 
Pachtverhältnissen,  Dabei  ist  nattlrlich  zu 
imterscheiden  zwischen  freien  Leuten,  wel- 
che dos  Land  zn  unfreien  Pachtbedingimgen 
(villein  tenure)  inne  hatten,  und  den  mit 
Land  angesessenen  Unfreien,  Die  Verän- 
derungen, welche  diese  letzteren  betrafen,  be- 
rührten in  gewissem  Grade  auch  jene.  M. 
a.  W. :  die  ländliche  Bevölkerung  vermin- 
derte sicli,  und  der  Boden  wurde  in  Weide- 
land umgewandelt  oder  durch  Pächter  be- 
wirtschaftet Dies  war  jedoch  keineswe^ 
allgemein  der  Fall;  und  diejenigen,  welche 
durch  copyhold  oder  durch  Herkommen 
vom  Herrengute  abhängig  bheben,  waren 
verbunden,  die  verschiedenen  ihnen  abge- 
forderten Dienste  sowie  bestimmte  Natutal- 
leistungen  zu  entrichten,  und  blieben  zu 
mancherlei  alten  lehnsherrlichen  Zahlungen 
verpflichtet  Von  der  Befreiung  von  diesen 
Lasten  wurden  sie  besondei^  ausgenommen, 
wenn  durch  12  Karl  H.  Kap.  24  alle  ritter- 
lehnrechüichen  Besitzarten  (tenures  by 
knight's  Service)  sowie  der  Erträge  und 
Wirkungen  aus  königlichen  Lehen  (teuures 
in  capite)  beseitigt  wurden  und  aller  Be- 
sitz von  erblichen  Gütern  in  den  Händen 
von  Privatpersonen,  ausgenommen  co- 
pyhold tenures,  in  freies  Eigentum 
(free  and  common  socage)  verwandelt  wurde. 
Unter  copyholda  versteht  man  lÄudgüter, 
die  ehemals  unfrei  waren  (vgL  Coke,  On 
Littieton,  58a,  61b;  Wrwhts  Tenures,  3. 
AufL  S,  215).  Die  copynold  tenures  mit 
allen  ihren  besonderen  E^ntümlichkeiten 
bheben  bestehen,  und,  wie  ein  Gewährs- 
mann aus  dem  Jahre  1S51  mitteilt,  gab  es 
eben  zu  jener  Zeit  Pächter,  welche  zu 
Dienstleistungen  verpflichtet  waren  in  Ge- 
stalt von  ein-  bis  viertägiger  Emtearbeit, 
Lieferungen  von  Eohlenladungen  in  be- 
stimmter Anzahl  fOr  den  Gebrauch  des 
Gutsherrn  und  von  einer  gewissen  Zahl 
Metzen  Hafer  (2 — 10)  für  seine  Pferde  (s, 
Select  Committee    on    the  Enfranchisement 
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of  Copyhold  BiU,  Evidence  Qs  1553,  ir>5i 
et&).  Solche  Dienste,  boon  oder  diie  Ser- 
vices, "wie  sie  genannt  wurden,  waren  in 
den  meisten  Fällen  ausser  Qebrauch  ge- 
kommen, indem  sie  fiir  eine  kleine  Geld- 
zahlung abgelöst  wurden.  Infolge  von  Ge- 
setzen aus  dem  letzten  halben  Jahrhundert 
Bind  copyhold  tenures  aus  neuerer  Zeit,  ein 
Denkmal  imfreier  Padit Verhältnisse  und 
mehrlfistig  als  drficbend,  in  die  fi-eien  (Mter 


Aber  selbst  wenn  die  Eigeotflmlichlteiten 
des  copyhold  tenure  streng  zur  Durchführung 
gelangt  wären  und  der  Umfang  des  unter 
dieser  Form  besessenen  Landes  bedeutender 
gewesen  wäre,  als  es  in  der  That  der  FaU 
war,  so  würde  die  Lage  des  Bauernstandes 
als  solcher  nicht  emsthch  davon  betroffen 
worden  sein.  Wie  schon  bemerkt,  war  seine 
Verbindung  mit  dem  Grund  und  Boden  ge- 
ltet, während  zugleich  ein  mehr  systemati- 
scher Anbau  geboten  schien.  Von  dieser 
Zeit  datiert  der  Ursprung  einer  besoudei-en 
Klasse  von  Gutspächtem  {tenant  farmers), 
welche  das  Land  ent>vedor  mit  dem  Rechte 
der  Fachtaufhebnng  zu  beliebiger  Zeit  (at 
willj  oder  mit  Kontrakten  auf  längere  iest- 
bestimmte  Zeit  (by  lease)  innehaben  und 
Arbeiter  gegen  Qeldlohn  b^chaftigen.  Wenn 
auch  dieser  Umschwung  in  der  Art  der 
I«ndbebauung  vielleicht  nicht  in  jedem 
einzelnen  Falle  durch  die  gedachten  £reig- 
n^ae  verursacht  war,  so  erlangte  dieser 
doch  infolge  derselben  und  der  Bedürfniese 
des  15.  und  16.  Jahrhunderts  eine  hervor- 
ragende Ausdehnung.  Während  des  letz- 
teren machte  die  Enföhrung  des  wissen- 
schaftlichen Landwirtschaftsbetriebes  einen 
bedeutenden  EinfluBS  in  gleicher  Richtung 
geltend  (vgL  u.  a.  Fitzherberts  On  Sur- 
veyenge,  desselben  Husbaudry;  Blythee 
Bngland'a  Improvement).  Andererseits  haben 
wir  ein  gleiches  Zeugnis  für  das  Vorhan- 
densein einer  besonderen  Klasse  landwirt^ 
schaftlicher  Tagelöhner  in  den  Statuten  und 
Verordnungen,  die  zum  Zweck  der  Regelung 
ihrer  Lohn-  und  Bechtsverh&ltnisse  erlassen 
wmden. 

Man  muss  sich  flbrigens  vor  dem  vor- 
(HÜgen  Schlüsse  hüten,  dass  die  Befreiung 
der  Bauern  sie  etwa  aller  Mflhsal  und  I^ast 
ftberhoben  habe.  Freilich  wurden  sie  aller 
drückenden  Forderungen  nnd  der  Verpflich- 
tungen der  Dienstb^keit  ledig.  Zugleich 
wurden  dann  aber  ihre  Ansprüche  auf  ir- 
gend ein  Eigentumsrecht  am  Gi-und  und 
Boden,  von  welchem  dieMehisahl  von  ihnen 
ihren  Unterfialt  bezog,  zurückgewiesen.  Bis 
EU  einem  gewissen  Grade  wurde  diesem 
DebeJstande  durch  das  Vorgehen  der  elisa- 
hethinischen  Regierung  ab^holfen,  welche 
mehr  Stetigkeit  m  die  VerliBKiiiaBe  zn  brin- 
gen suchte,  nicht  nur    durch  die  Regelung 


des  Lohnes,  der  Preise,  der  Dieostbedio* 
gungen  etc.,  sondern  audi  durch  die  be- 
röhmte  Poor  Ijaw  act  von  IGOl.  Weiterhin 
wird  die  mit  dem  Emporblöhen  der  Ge- 
werbe Hand  in  Hand  gehende  wachsende 
Arbeitsgelegenheit  nicht  wenig  dazu  beige- 
tragen haben,  die  gänzliche  Abhängigkeit 
zu  mildern,  indem  den  einen  volle  Arbeit, 
den  anderen  Nebenbeschäftigung  beim 
Spinnen,  Weben  etc.  zu  teil  wurde  (v^t 
die  Schilderung  von  W.  Radcliffe,  Origm 
of  the  new  6y8t«ra  of  manufacture).  Die- 
jenigen aber,  welche  unberOhrt  blieben  von 
diesen  beiden  Einflüssen,  von  denen  der 
ei^te  nui-  kurze  Zeit  Bestand  hatte,  währrad 
der  andere  seiner  Natur  nach  nur  teilweise 
sich  äussern  konnte,  befanden  sich  in  einer 
sehr  wenig  beneidenswerten  L^ge.  Uit 
kargem  Liohn,  schlechter  Wohnimg  und 
ohne  die  Mittel  gemeinstunen  Zusammen- 
schlusses sanken  sie  in  den  von  den  Paria^ 
mentsberichten  anschaulich  ges(^dertea 
trostlosen  Zustand  hinab  und  fielen  nicht 
selten  den  gang-raasters  zum  Opfer  (s.  den 
Report  on  the  employment  of  women  and 
children  in  agricultui«,  1843). 

Lltteratar:  Bletint,  Tenara  of  Land  end 
Cwilonu  of  manar»  (Ed.  JTaxlilt),  London  1S?4.  — 
C.  Jt  Denton,  England  in  theßfUenlA  Ontury, 
London  18S8.  —  H.  EtUa,  General  Introdiutim 
to  Domttday,  Liriidmi  18SS.  —  Elton,  On  Cops^ 
hoJdi,  London.  —  T^user,  Five  Hnndred  poiat» 
if  JTiutmndr!/,  London  1873.  —  E.  Nam^  Utber 
die  mittelaUerliirhe  Feldgemeintchiift,  Bonn  1S69, 

—  Seport  of  Srlecl  CommiUeis  ob.  BiU  for  the  En- 
franehiwment  of  CopyhoUl,  London  ISSI.  — 
Report  on  Employment  of  women  and  chüdrtn 
in  agrievlture,  London  IS4S.  —  W.  Stubba,  Cbn- 
•tittttional  Hiilory,  Oxford  1873.  —  F.  Serbohnt, 
The  Englith  Village  Community,  Landern  ISSlf 
üben,    von    Th.    v.  Stinten,    Heideibrrg  188S. 

—  Sir  Thomaa  SmUh,  The  ComaumveaUh  of 
England,  London  1989  tind  npäler  wirderholi 
abgedruekt. 

Literpool.  B.  C.  K.   Oonner. 


VIII.  Die  Banembefreinng  in 
Norwegen. 

Für  eine  Bauembefi-eiung  im  strengen 
Sinne  des  Wortes  war  in  Norwegen  kein 
Platz,  indem  die  norw^ischen  Bauern  im 
grossen  und  ganzen  immer  frei  waren.  Die 
letzten  Spuren  der  Sklaverei  waren  schw 
vor  Ende  des  12.  Jahriinndeits  verschwun- 
den, und  da  es  überhaupt  nur  Haus aklaven 
gab,  konnte  sich  aus  der  Stellung  derselben 
eine  Leibeigenschaft  nicht  entwickeln.  fW< 
lieh  waren  die  Freigelassenen,  von  denen 
viele  —  wie  man  annehmen  darf  —  ala 
Pachtbauem  lebten,  in  gewissem  Grade  an 
die  Scholle  gebunden,  aber  auch  die  hietiit 
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liegenden  Eeime  einer  Entwickelung  der 
LtHbeigenschaft  verhflmmerten  weniirstenB 
bald. 

Die  Yerh&ltnisse,  die  späterhin  in  Dtoe- 
mark  vie  in  Nord-  luid  ÖBtdentscliland  die 
Cnfreilteit  des  Bauernstandes  förderten,  fehl- 
ten in  Norwegen  fast  gSnzlicJi.  Die  Be- 
völkerung war  spÄrlich,  die  Abstände  gross, 
die  HerrengOter  an  Zahl  gering.  Die  Erb- 
bauem  (lOdelsbönderc)  blossen  ihren 
Orund  mit  einem  eelbBtAndigeD,  unbeschr&nli- 
ten  Kechte,  dem  in  den  Feudalländem  nichts 
entsprach;  und  das  in  dem  Erbeigentiim 
(>Odel<)  liegende  Wiederkaufgrecnt  der 
Verwandten  des  Verkäufers  erschwerte  über- 
aus das  Aufkaufen  von  Bauernhöfen,  um 
Herrengüter  zu  bilden.  So  finden  wir,  dass 
in  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderta  die  Erb- 
bauem  von  dem  knlÜTlertea  Boden  fast 
eb^BOviel  wie  der  Staat,  die  Kirche  und 
der  Adel  zusammen  besassen. 

Die  Hehrheit  der  Bauern  waren  freilich 
von  den  ältesten  Zeiten  bis  g^:en  den 
Schluss  des  17.  Jahrhunderts  nicht  Besitzer 
des  Bodens,  sondern  Pachtbauern  (»Lei- 
ISndinge«).  So  rechnet  man  um  die  Mitte 
desselben  Jahrhunderts  ca.  11000  Erbbauem 
aeben  25 — 30  000  Fachtbauem.  Von  diesen 
'wurden  weniestens  ^.'5  des  Bodens  i}ebaut. 
Das  Verhältnis  zwischen  den  Pachtbauem 
nad  den  Eigentümern  war  aber  immer  ein 
freies  Vertragsverhältnis.  Cnd  wenn 
Hissbränche  dadurch  zwar  nicht  verhindert 
werden  konnten  (wir  sehen  z.  B.  im  16.  und 
17.  Jahrhundert  Spuren  you  drückenden 
FnmdienBten),  so  konnten  doch  andererseits 
diese  Missbräuche  gewisse  Grenzen  nicht 
leicht  übersdueiten,  da  kein  Band  das  Recht, 
den  ICietvertrag  zu  kündigen,  und  den  freien 
^ig  der  Bauern  beschränkte.  Die  Fron- 
dienste fielen  auch  in  der  letzten  Hälfte  des 
17.  Jahrhtmderts  iast  gänzlich  weg.  Die 
Gesetzgebung  des  16.  und  17.  Jahrhunderts 
war  den  norwegischen  Pachtbauem  fiber- 
baopt  sehr  gflnstig,  suchte  die  Lasten  der- 
selben zu  erleichtern  und  ihre  Stellung  zu 
sicbeni  durch  Einführung  leben aläoghcber 
Pat^t  und  Erbpadit,  wodurc^h  jedoch  nur 
ein  Recht,  aber  keine  Pflicht  für  den  Pacht- 
boaern  eängeführt  wurde. 

Als  im  vorigen  Jahrhundert  die  Militär- 
pflicht auf  die  Bauern  aus^dehnt  wurde, 
* — -' ~"   lotwendig,  die  Freizügigkeit 


und   i 


der  militänifUchtigen  Bauern  zu  beschrän' 
ken,  eine  Beschränkung,  die  im  Jahre  1799 
vieder  wegfiel  und  mit  der  privatrecht- 
licbeo  adscriptio  glebae  nidit  zu  Ver- 


la diesem  Jahrhundert  hat  dch  die  An- 
lahl  der  Pachtgrundstücke  in  starker  Pro- 
pessioD  vermindert,  und  das  Areal  dieser 
Gnmdstflcke  wird  wahisoheinlich  bald  nur 
*te  des  bebauten  Bodens  betragen.  — 


Littsn^rt  Snr»,  yorge  nnder  FortKiagen  «ted 
Daniaark,  .Ton/M  Utiirenmu-TidtttHft  (IVorw. 
w/rArenrf  d'r  Vrrbiiulung  mit  Dänemark,  Nord. 
t'nii'frtilältzeiturhrift)  VT,  1860.  —  AtichelKmo, 
Slnl^orfalniagen  i  yorge  oij  Danmark  indlä 
I8I4  (Dir  Verf.  yoTiregen»  und  DSmmarhl  bit 
zvm  Jährt  ISli),  Kri»tbinia  1866,  ü.  307,  415  ff. 
—  Brandt.  FnrelaeintingBr,  ortr  den  nonite  SeU- 
hittorif.  (Vorleniugen  über  die  nora.  Beehiagt- 
»ch  ifhtf),  Krittiaaia  iSSO,  1,  H.  ÜSS  ff.  —  Avbm^ 
Den  nortke  (MIgatiotareU  npedelle  Del  (Drr 
tpeiltUe  Tfil  du  «onr.  ObUgalioaenTecliU), 
KH^iania  !S90,  I,  S.  tlOff.  —  Kaurer,  Dir 
FreigelatKiifn  nark  alhxordiiThrmJteehlf,  SiUungt- 
hrrirhle  der  Milnrheiirr  Atadrmif.,  1873,  S.  SS  ff. 
Kriilianla.  Bredo  MorgenaMemr. 


IX.  Ble  Banernbeft-eiang  in 
Bam&uien 

(den  Fflretcntflmern  Moldau  und 
Walachei). 
1.  Einleitendes.     Die  Periode  bis  znr  Anf- 
hebong  der  Leibeigenschaft  (Üitte  des  18.  Jahr- 

hundertg).  2.  Die  Periode  bis  zum  B^glement 
organique  (1831).  3.  Das  R^^ement  organique 
a)  fUr  die  Moldau,  b)  fBr  die  Walachei.  4,  Das 
.\gTargesetE  Joan  Cnzae  vom  14./26.  August 
1864  und  die  Beseitigung  der  Bobot. 

1.  Einleitendes.  Die  Periode  bis  xaf 
Auüiebung   der  Leibeigenschaft  (Hitte 

des  18.  Jahrb.).  Es  kann  hier  nicht  meine 
Aufgabe  sein,  ein  zuverlflssiges  Bild  den 
alteren  ländlichen  Verfassung  in  den  Donau- 
fürsfentümem  zu  geben.  Es  fehlt  hierzu  an 
allen   wissenschafüichen   Vorarbeiten,     Be- 

Sögen  wir  uns  also  damit,  festzuhalten, 
BS  die  adterbautreibende  Bevölkerung  dar 
heute  zum  Königreich  Rumänien  vereinigten 
Ftlrstentflmer  Moldau  und  Walachei  von  jeher 
—  abgesehen  von  den  Grossgrundbesitzern 
(Bojaren)  natürlich  —  in  zwei  Kat^prieen  zer- 
fiel. Es  gab  einerseits  freie  Kleingnind- 
bositzer,  die  sich  in  freilich  immer  kleine 
wenlender  Zahl  durdi  alle  Zeit  hindurch 
eriudten  haben.  Sie  hiessen  mosnenl  (spr. 
moechneni)  oder  knezi  in  der  Walachei, 
me^aai  (spr.  medschiaschi)  oderrezesi  (spr. 
reseschi)  in  der  Moldau.  Die  grosse  Masse 
der  ländlidien  Bevölkerung  ab^  setzte  sich 
ihrerseits  wieder  aus  zwei  Klassen  zusammen, 
die  beide  das  gemeinsam  hatten,  dass  sie 
keinen  Grund  und  Boden  erwerben  durften, 
Die  einen  jedoch  waren  unfrei,  die  anderen 
freL 

Die  ersten  waren  de  jure  an  die  Scholle 
gebunden  und  wurden  mit  dieser  übertragen 
und  erworben.  Sie  hatten  ihren  Ursprung 
teils  in  fremden  Eoloneu,  welche  die  Boja- 
ren  in    das  menschenarme   L^nd   geac^en 
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und  dann  ihre  wirtschaftliche  Abhän^^- 
keit  missbraiichend  allmählich  in  die  Erb- 
nnterthäuigkcit  heral^edrilckt  hatten:  teils 
in  ehemals  Freien,  welche  infolge  der 
fortwährenden  Kriege  wirtschafüich  zu 
Grunde  gegaügen  waren  und  aus  diesem 
Grunde  oder  um  den  mächtijren  Schutz 
der  Grossen  zu  erlangen,  die  für  sich 
nnd     ihre     lAndereien     die     Steuerfreiheit 

gnoßsen,  sich  und  ihre  Familien  Ter- 
uft  hatten.  Man  bezeichnete  diese  Klasse 
in  der  Walachei  als  romani,  in  der  Moldau 
als  vicini  (spr.  widschini  -=  Landbewohner, 
vom  lat  Ticus).  Ihr  Yerhältois  zu  den 
Grundherrn  —  den  Boiareu  und  dem  Klerus 
—  war  dureh  die  Gewohnheit  geregelt. 
Sie  raussfen  von  den  Qmndherren  mit  Acker- 
werkzeugen vorsehen  und  in  der  Not  er- 
halten werden.  Wie  schölle  npflichtig,  so 
waren  sie  auch  schoUenbcrecntigt.  Denn 
sie  konnten  nicht  abgesondert  von  der  Scholle, 
auf  der  sie  saesen,  veräussert  werden;  und 
ebensowenig  hatte  der  Grundherr  das  Recht, 
sie  zu  tSten.  Die  Tütung  eines  Erbunter- 
thanen  wimle  vielmehr  als  Mord  mit  dem 
Tode  bestraft  und  machte  das  Weib  und 
die  Kinder  des  Opfers  frei.  Der  Grundherr 
hatte  allerdings  ein  Erbrecht  nach  seinem 
unbeerbt  verstorbenen  Leibeigenen ;  zu  dessen 
Lebzeiten  aber  durfte  er  ihm  nicht  will- 
kOrlich  sein  Vermögen  an  Geld,  Tieren  und 
Ackerwerkzeugen  nehmen.  Durch  den  Co- 
dex Basile  (in  der  Moldau)  und  den  Codex 
Bessarab  oder  Indrejitare  legei  (in  der 
Walachei)  wurden  im  Jahre  1646  resp,  1652 
diese  Verhältnisse  gesetzUeh  fixiert  und  zu 
Gunsten  der  Grundherren  auch  die  Bestim- 
mung getroffen,  dass  die  Aufnahme  eines 
flflchtigen  Leibeigenen  harte  Geldstrafen 
nach  sich  ziehen  soUte.  Die  Dienste  der 
Erbunterthanen waren  ungemessen  mid  hingen 
vom  Belieben  der  Grundheiren  ab. 

Neben  diesen  an  die  Scholle  gebundenen 
Zwangsarbeitem  gab  es,  wie  schon  erwähnt, 
Freie,  die  eigenen  Grund  und  Bodea  weder 
besassen  noiÄ  erwerben  durften.  Sie  waren 
also  genötigt,  sidi  auf  fremden  ländereien 
gegen  Leistung  einer  vertragsmässig  fest- 
gesetzten Abgabe  in  natura  (dijma  [spr. 
dischma]  --  deeima)  oder  eines  Ärbeits- 
quantums  (claca)  anzusiedeln.  Sie  waren 
demnach  freie  Pächter,  deren  Verhäilnia 
zum  Grundherrn  kontraktlich  geregelt  wurde. 
Da  sie  aber  in  vollständigster  wirfschaft- 
lieher  Abhängigkeit  von  dem  letzteren  lebten 
und  sich  audi  auf  solchen  Gütern,  wo  un- 
freie Bauern  sassen,  nicht  niederia^n  durf- 
ten, so  waren  auch  sie  thateächlich  an  die 
Schollen  eebimden  imd  mussten  notwendiger- 
weise mit  der  Zeit  in  die  Erbunterfhänig- 
keit  herabsinken.  Sie  hiesseo  in  der  M.oldau 
pluguri,  in  der  Walachei  slobozi.  laturasi, 
domnesti  (spr.  laturaBchi,  domnesenti). 


Zu   Beginn    des    17.    Jahrh.  wurde  auc^ 

diese  Klasse  gesetzlich  an  die  Scholle  ge- 
fesselt Fflr  diese  Massregel,  die  sich  an 
den  Namen  des  Fürsten  Mihai  Viteazu 
knüpft,  waren  einerseits  fiskalische  Rück- 
sichten, andererseits  aber  das  Interesse  der 
grossgrundbesitzenden  Klassen  entscheidend. 
Es  sollte  hierdurch  namentlich  die  in  dieser 
Zeit  ununterbrochener  Kriege  immer  mehr 
überhandnehmende  Kntvölfcenmg  des  Landes 
durch  Auswanderung  aulgehalten  werden, 
welche  nicht  nm  die  Entwertung  des  Grund- 
besitzes, sondern  auch  eine  Verminderung 
der  Sfeuereingänge  zur  Folge  hatte,  da  es 
die  bäuerhche  Bevölkerung  war,  die  fast 
die  ganze  Steuerlast  zu  tragen  hatte,  wäh- 
rend der  Grossgrundbesitz  (Bojaren  und 
Klöster)  gesetzlich  der  Steuerimmunität  sich 
erfreiiten. 

Reit  dieser  Zeit  horte  jeder  Unterschied 
zwischen  freien  und  unfreien  landlosen 
Bauern  auf.  Gleichzeitig  begann  jedoch  die 
Gesetzgebung,  die  Regelung  der  RechtsvOT- 
hältnisse  zwischen  diesen  und  den  Gnind- 
herren  in  die  Hand  zu  nehmen  — -  selbst- 
veretändlieh  ohne  grossen  Erfolg. 

Die  massloso  Ausbeutimg  der  ländlichen 
Arbeiter  führte  zu  einer  sich  immer  mehr 
steigernden  Aus  Wanderungsbewegung.  Die 
Bauern  zogen  es  vor,  Haus  und  Herd  zu 
verlassen  und  Über  die  Donau  zu  gehen 
oder  als  Wegelagerer  sich  herumzutreiben, 
statt  länger  die  Bedrückung  durch  die  Quta- 
herrschaft  zu  ertragen.  Dieses  grosse  Flüch- 
ten wird  am  besten  durch  folgende  That- 
sache  gekennzeichnet.  Als  der  Fürst  Kon- 
stantin Maurokordato  im  Jahre  1741  in  der 
Walachei  eine  Zählung  vornehmen  Hess, 
fanden  sich  noch  147  000  Bauernfamilien. 
174G  betrug  ihre  Zahl  nur  noch  70000. 
1757  war  sie  auf  35000  gesunken. 

2.  Die  Pertode  bis  znm  Reglement 
organiqiie  (1831).  Der  Ernst  dieser  Um- 
stände zwang  den  Fürsten  und  die  Gmud- 
herren  zu  Zugeständnissen.  So  wurde  denn 
zuerst  in  der  Walachei  im  März  1746  den 
flüchtigen  Landarbeitern  für  den  Fall  der 
Rückkehr  die  pereönliche  Freiheit,  eine 
sechsmonatliche  Steuerexemption  und  die 
Freizügigkeit  versprochen.  Gleichzeitig  wurde 
ihre  Robotpflicht  mit  6  jährlichen  Arbeits- 
tagen fixiert  nnd  bestimmt,  dass  sie 
von  den  ihnen  zur  Bebauung  überlassenen 
Grundstücken  dem  Grundherrn  weiter  Vio 
des  Ertrages  abliefern  sollten.  Im  August 
desselben  Jahres  wurde  diese  Massrwel 
auch  auf  die  anderen  bisher  an  die  Sdiolle 
nicht  gebundenen  Bauern  ausgedehnt  und 
allen  das  Recht  eingerSumt,  sicm  gegen  Zah- 
lung von  10  Lei  per  Kopf  loszukaufen.  — 
Schlimmer  noch  ^s  in  der  Walachei  hatte 
sich  die  lAge  der  landlosen  Landarbeiter  in 
der  Moldau  gestaltet.    Hier  hatte  sich  that- 


Bauenibefreiuii^  (Rumänien) 


sSchlich  die  ErbuntertbSnigbeit  allmählicli  io 
eine  wahre  Leibeigenschaft  umgewandelt, 
indem  der  Misshiaudi  eingerissen  war,  die 
bätaerÜchen  Arbeiter  arich  abgesondert 
von  den  Ländereien,  auf  denen  sie  sassen, 
SU  verkaufen,  nach  Belieben  von  einem  Oute 
auf  das  andere  zu  versetzen,  Eltern  und 
Kinder  willkürlicli  aus  einander  zu  rcissen. 
Die  Wii^Dgen  waren  nicht  anders  als  in 
der  Walachei.  So  wurden  denn  auch  hier 
im  Jahre  1749  die  Leibeigenen  für  persön- 
lich frei  erkllLrt  imd  ihre  VcrpQichtungea 
vM^nflber  der  Heiischaft  mit  Vi  jfthr- 
fichen  Arbeitstagen,  im  Qbrigen  aber  im 
grossea  und  ganzen  wie  in  der  M'alachei 
fixiert  Die  Freizügigkeit  '»Tirtle  ihnen  hier 
iedoch  nicht  zugestanden. 

Diese  £mancipation  nützte  jedoch  den 
Bauern  nichts,  und  das  Gesetz  wurde  in 
Wirklichkeit  gar  nicht  gehandhalt  Das  Ver- 
bot, Grundeigentum  zu  erwerben,  blieb  in 
beiden  FOretentümern  aufrecht.  Die  Frei- 
zQgigkeitwarin  der  Moldau  nicht  zugestanden, 
Inder  Walachei durcli  eine  Menge  erschweren- 
der Vorschriften  geradezu  illusorisch  gemacht. 
Die  Grundhcn-cn  waren  der  Pflichten,  die  sie 
frOher  gegen  ihre  Erbunterthanen  gehabt 
hatten,  den  Emancipierten  gegenüber  ledig. 
Da  überdies  eine  gesetzliche  Verpflichtung  der 
Qrnndherren,  den  Bauern  Land  zu  gewänren, 
anEangs  nicht  bestand,  so  befanden  sich 
diese  in  der  denkbar  Tollständigsten  Ab- 
häng^keit  und  wurden  wom^lich  noch 
mehr  ausgebeutet  als  früher.  Die  gesetzlich 
fixierte  Anzahl  der  Frontage  wurde  in  der 
missbrfiuchliclisten  Weise  itberschritten  und 
bald  wieder  auf  36  hinaufgeschraubt.  Die 
Klagen  der  Bauern  hierüber  hörten  nicht 
auf,  die  Auswandenrngsliewegung  kam  nie- 
mals ganz  zum  Stillslande. 

Der  Kampf  der  Fürsten  und  der  Gesetz- 
gebung gegen  diese  Ausbeutungsgelüste  der 
Herreehaften  war  vergeblich. 

Erst  1770  wurde  in  der  Moldau  grund- 
sätzlich die  gesetzliche  Verpflichtung  der 
letzteren,  den  auf  ihren  Gütern  ansässigen 
BaoemLSndereien  zuzuweisen,  ausgesprochen 
und  im  Jahre  1790  das  Ausmass  derselben 
mit  höchstens  '/s  der  betreffenden  Güter 
fixiert  In  demselben  Jahre  wurde  durch 
das  ürbarium  des  Fürsten  Moruzzi 
das  Mass  der  Pflichten  der  Bauern  in  nach- 
fdgender  Weise  festgestellt.  Sie  mussten 
im  Frühling  oder  Herbst  80  Ruten  (ä  5,S47 

S)  bearbeiten,  15  Ruten  ausgäten,  von  30 
ten  die  Ernte  besorgen  und  das  Getreide 
einbringen;  auf  einer  falcie  (spr.  faltschie 
—  1,43  ha)  Heu  machen  und  dasselbe  ein- 
bringen; bei  der  Herrichtung  von4andei-en 
Heuschobern  Hilfe  leisten ;  zwei  Holz- 
fohren  machen;  zui-  Errichtung  und  Aus- 
beeeeruDg  der  Mühlen  und  Deiche  beisteuern ; 
auf  je  50  Bienenschwärme  dem  Outsherm 


einen  sowie  '.'lo  aller  landwii-tscliaftlichen 
ErtrSgnisse  mit  Ausnahme  derjenigen  aus 
den  zu  den  Wohnungen  gehörigen  Gärten 
abtiefeni;  die  znr  Auflxiwahrung  des  Miüs 
notwendigen  Oebäude  herrichten  und  die 
Transporte  dahin  bewerkstelligen. 

Die  I jandbe Völkern np  zerfiel  nach  dem 
citierten  Ürbarium  in  4  Kategorioen.  Soweit 
die  den  Bauern  gesetzlich  zuzuweisenden  */s 
des  Gutes  reichten,  sollten  die  Angphörigen 
der  ersten  Kategorie,  fnintasi  (fnintaschi)  je 
4  falcie  (ä  1,4H  ha),  die  der  zweiten  Kate- 
^rorie  midloei  (mislotschi)  je  3  falcie,  die 
der  dritten,  codaai  (kodaschi)  je  2  falcie,  die 
der  vierten  Kategorie  endlich  je  1  cdcie 
Ackei'^,   Wiesen-  und   A\'eideland  erhalten. 

Die  Bauern  waren  nach  diesem  Gesetze 
berechtigt,  ihrer  Robotiiflirht  durch  gedungene 
Tagelöhner  zu  genügen.  Cmgekelirt  waren 
sie  anch  verpflichtet,  dem  finmdherm  auf 
dessen  Verlangen  den  Zehnten  mit  je  H 
Piaster  (2  >'rs.  22  Cent.)  pro  falcie  abzu- 
lösen. 

In  der  Walacliei  erhielt  sich  das  Gesetz 
des  Konstantin  Maiirokoniato  mit  einigen 
durch  Alexander  Qhika  getroffenen  Abände- 
rungen von  1746  bis  zur  Regierung  Carad- 
jas  (177H).  Dieser  Fürst  verschlechterte  die 
liBge  der  Bauern  bedeutend,  indem  er  — 
was  allerdings  auch  bis  dahin  thatsächlich 
herrschender  Zustand  gewesen  war  —  die 
Zahl  der  Robottage  mit  12  fixierte  und  jede 
auf  eine  Herabsetzung  dei-ssolben  gerichtet«! 
Vereinbarung  für  nichtig  erklärte.  Die  12 
Tage  wiurden  ihrerseits  sellistverst&ndlicli 
bedeutend  überschritten  und  bedenteten  im 
übrigen ,  da  —  seit  1790  gesetzlich  —  au 
jedem  Tage  ein  bestimmtes,  unverhältnis- 
mässig  grosses  Arbeitsquantum  abgeleistet 
werden  musste,  mindestens  36  Tage.  Femer 
musste  der  robotpflichti^  Bauer  Überdies 
für  den  Gi-undherrn  im  Frflliling  oder  Herbst 
einen  Tag  arbeiten  und  ihm  zu  Weihnachten 
eine  Holzfuhre  >-schenken^  und  dieselbe  auch 
ans  einer  Entfernung  von  nicht  über  sechs 
W^iestunden  transportieren. 

Eine  gesetzliche  Fixierung  des  Ausniasses 
der  den  Bauern  znzuweiseuden  Ijändereien 
ist  in  der  Walachei  niemals  erfolgt  Die- 
selbe blieb  vielmehr  stets  der  freien  Ver- 
einbarung zwischen  Gnindherren  und  Jjand- 
arbeitem  überlassen. 

Die  ersteren  Überschritten  übrigens  die 
ihnen  vom  Gesetze  gezogenen  (Jrenzen  fort- 
während und  in  der  miasbräuchlichsten 
Weise,  bis  im  Jahre  1831  durch  das  unter 
den  Auspicien  dos  nissischen  Generals 
Kisseletf  zu  stände  gekommene  Rt^lement 
organifjue  eine  Neuordnung  der  agrarischen 
Verhältnisse  erfolgte. 

Es  ist  vielfetch  behau|>tet  worden,  dass 
dies  in  einem  den  ländlichen  Arbeitern  im 
Verhältnis  zu  früher  ungünstigen  Sinne  ge- 
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schehen  Bei.  Und  es  ist  ja  auch  richtig, 
das6  die  Bestimm  im  gen  des  unter  dem  aus- 
schliesslichen EinüiiBse  und  der  Aufsicht 
RuseJands  abgetaestea  organischen  Statutes 
durchaus  nicht  liberal  waren.  Es  darf  je- 
doch andererseits  nicht  vergessen  werden, 
daes  dasselbe  -wenigstens  den  üebergriffen 
und  der  WiUkflr  der  Grundbesitzer  feste 
Grenzen  zog. 

3.  Das  R^lement  orgaaiqne  ^  für 
die  Uoldau.  Nach  dem  organischen  Statut 
zerfielen  die  ländlichen  Arbeifer  in  drei 
Klassen,  je  nachdem  sie  vier  Ochsen  oder 
nur  zwei  oder  endlich  gar  keine  resp.  bloss 
eine  Kuh  besaesen. 

Das  organische  Statut  fflr  die  Moldau 
verpflichtete  die  Gnindherren  (Bojaren  und 
Klöster),  den  auf  ihren  Gütern  ansässigen 
Bauern  Ländei'eien  im  Höchstausmasse  von 
*/s  des  Gesamtareals  ihrer  Ufiter  zum  Anbau 
zu  überlassen.  Und  zwar  erhielt  jedes 
Familien haiipt  ohue  Rttcksicht  auf  die  Grösse 
seines  Viehstandes 

10  pnljini  -.  17,875  ar  für  Wohniuig,  Hof 

und  Garten. 
Vh  faicic    -  214,5  ar  Ackerland, 
20  prtjini  ^^  35,75  „  WeidelatuI, 
40       „      ^       71,5  „  Wiesen. 

üeberdies  erhielt  jede  Familie  för  je  2 
Stück  Hornvieh  —  jedoch  nie  mehr  als  fflr 

2  Paar  Ochsen  —  weitere 

60  präjini  ~  107,25  ar  Weideland  und 
60       „      =  107,25  „  Wiesen. 

Das  Ausmass  des  Ackerlandes  blieb  also 
für  alle  3  Klassen  das  gleiche,  und  ein 
Familienhaupt  erhielt  demnach  zusammen 
mindestens  333,9  ar  und  hiTchsteus  768,6  ar 
{Art  118,  125). 

Als  Gegenleistung  hatte  der  Bauer  zu 
prftstieren : 

12  Arbeitstage  (Landarbeiten)  jährlich, 
nämlich  je  4  im  Frfihjahr,  Sommer  und 
Herbst  und  zwar,  wenn  er  Zugtiere  besass, 
mit  diesen;  sonst  mit  der  Hand; 

1—2  Fidiren,  je  nachdem  die  Entfernung 
von  dem  Gute,  wo  er  sass,  bis  zu  dem  Be- 
stimmungsorte 8—16  oder  bloss  1— +<  Weg- 
stunden ausmachte,  was  niao  mindestens 
mit  weitereu  4  Tagen  veranschlagt  wer- 
den muss; 

2  Holzfuhren,  welche,  da  das  Holz  event. 
auch  auf  eine  Entfernung  von  4  Wegstun- 
den geholt  werden  miisste,  mit  wenigstens 

3  Tagen  veranschlagt  werden  müssen; 

4  Ta^  zur  Besoi^ing  der  auf  dem  Gute 
notwendigen  Beparaturen. 

Die  Zahl  der  gesetzlichen  Robot- 
tagc  beti-ug  also  zusammen  mindestens  23. 

Es  muss  jedoch  berücksichtigt  werden, 
dass  das  vom  Gesetze  bestimmte  Normal- 
i;iaantum  der  an  einem  Tage  abzuleistenden 


Arbeit  abermässig  gross  war.  So  musste  in 
Gemässheit  des  Art.  118  c.  I^lII  de3  0igB>- 
nischen  Stahites  für  die  Moldau  jeder  Bauer, 
der  ein  Paar  Ochsen  besass,  im  Tage  14 
pritjini  (25  ar)  urbar  gemachten  und  9  präjini 
(17  ar)  jungfräulichen  Boden  ackern,  besäen 
und  eggen;  wer  zwei  Paar  Ochsen  besass,. 
eine  doppelt  so  grosse  Fläche.  Ebenso 
mussten  12  präjini  =  22  ar  nn  einem  Tage 
aiisgegfitet  werden.  Das  Heumachen  und 
das  Einbringen  des  Heus  von  einer  falme 
(1,43  ha)  zählte  als  4  Arbeitstage.  So  kann 
man  denn  die  Zahl  der  12  jährlichen  Robot- 
tage mindestens  mit  dem  dreifachen  Betrage 
vei-anschlagen. 

Ausser  den  aufgezählten  Arbeitsleistungen 
hatte  der  Bauer  der  Gutsherrschaft  auch 
noch  '/lo  des  Ertrags  der  ihm  zugewiesenen 
Grundstücke  abzuliefern  und  mussten  je  35 
Familien  einen  Mann  zum  persünhchen 
Dienste  heim  Gutsherrn  für  deis  ganze  Jahr 
stellen,  was  mindestens  weitere  15  Tage  im 
Jahre  für  jedes  Familienhaupt  ausmacht 

Summiert  man  sämtliche  Frontage,  so 
erhält  man  etwa  67—70,  d.  h.  gegen  45  "io 
des  Ackerbaujahres.  Denn  dieses  beträgt 
in  Rumänien  nur  210  Tage,  von  denen  rund 
30  für  Sonn-  und  Feierlage  und  nodi  einige, 
an  denen  wegen  schlechten  Wettere  etc. 
keine  Feldarbeiten  besoi-gt  werden  können, 
in  Abzug  zu  bringen  sind. 

Beanspnichte  der  Grundherr  mehr  Arbeit 
oder  der  Bauer  mehr  Land,  so  blieb  dies 
der  freien  Vereinbarung  beider  Teile  über- 
lassen. Ebenso  war  der  Grundherr  beredi- 
tigt,  die  robotpflichtigen  Bauern  auch  wif 
einem  anderen  Gute,  eJs  auf  dem  sie  sasBen, 
wenn  es  nicht  mehr  als  4  Wegstunden  von 
diesem  entfernt  war,  arbeiten  oder  sich  voa 
ihnen  für  den  Eobotentgang  entschädigen 
zu  lassen,  um  Streitigkeiten  zu  vermeiden 
und  im  Falle  von  solchen  den  Gerichten 
einen  festen  Massstab  zu  gewähren,  sollten 
die  durchschnittlichen  Arbeitslöhne  jedes 
Jahr  durch  die  Land  es  Versammlung  unter 
Berücksichtigung  der  besonderen  örtlichen 
Verhältnisse  in  einer  Tabelle  festgestellt 
werden  (Art.  122). 

Die  Freizügigkeit  wurde  zwar  aufrecht 
eriialten,  die  Uebersiedelung  eines  Bauern 
von  einem  Gute  auf  ein  anderes  aber  von 
der  Etiaubnis  des  Kreisvorstehers  abhän^ 
gemacht  Um  diese  zu  erhalten,  musste  je- 
doch der  letztere  sowohl  als  auch  der 
ßnindherr  6  Monate  vor  Geoi;gi  von  der 
üebersiedelungsabsicht  verständigt ,  dem 
Gnmdhenn  das  Aequivalent  der  Arbeit  und 
der  sonstigen  Leistungen  für  ein  ganzes  Jahr 
und  der  KommunalkBsse  des  alten  Wohn- 
ortes das  Aequivalent  einer  vollen  Jf^ueS' 
Steuer  bezahlt  werden.  Fand  die  üeber? 
siedelung  statt,  obwohl  der  Gutsherr  den 
Bauern  das  gesetzliche  Auamass  an  Ornndt 
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stocken  einrfinmte,  so  Selen  ihm  die  iUelio- 
mtiooeu  des  bisherigen  Besitzers  und  dessen 
Haua  anheim;  sonst  durfte  sie  dieser  ver- 
kaufen. Der  Grundherr  hatte  dann  das 
VorhfHiferecht  (Art.  124). 

fand  die  Üebereiedelung  eines  Bauern 
auf  Anstiften  eines  fremden  Onindheim  statt, 
so  wurde  dieser  dem  Heim  des  Gutes,  wo 
der  betreffende  Bauer  sass,  scbadeoersatz- 
pfUohtig  (Art.  125). 

Der  Grundherr  konnte  Übrigens  wider- 
spenstige und  SU  bordlnationa  widrige  Bauern 
nach  Toriiergeganeener  Gmonatlidier  Elln- 
digung  und  Benachrichtigung  des  Ereisvrtr- 
stehere  von  seinen  Gutem  entfernen. 

Noch  hinzuzuffl^n  ist,  dass  zu  Gunsten 
der  Gnindherren  die  mannigfachsten  Bann- 
rechte bestanden.  So  durften  nur  sie  allein 
Branntwein,  Wein,  Fleisch  und  andere  Feil- 
EChaften  Yerachleissen.  Ferner  hatten  sie 
ein  ausschliessliches  Recht  auf  alle  Teiche 
und  Wälder  und  übten  auch  den  Mdhlzwang 
aus  (Art.  129). 

b)  für  die  WalsoheL  Dieselben  Bestim- 
muDgen  init  unwesentUchen  Abänderungen 
traf  das  oi^ganische  Statut  fflr  die  Walachei, 
nur  dass  das  Mass  der  den  einzelnen  Familien 
zugevieseoeD  Ländereien  ein  viel  geringeres 
war.  Es  erhielt  nämlich  jedes  Familienhaupt 
in  der  Ebene  400,  in  den  Bergen  300  Qua- 
dratbääen  —  15,7  resp.  11,8  ar  lür  Wohnung, 
Hof  und  Garten;  je  ''s  pogon  =  25  ar 
Weide  für  jedes  Stück  Hornvieh,  höchstens 
aber  2Vi  pogon  —  125  ar  zusammen;  je  ^h 
pogon  ;=  30  ar  Wiese  für  jedes  Stück 
Horavieh,  höchstens  aber  3  pogon  ^  150 
ar  zusammen;  endlich  3  pogon  —  150  ar 
Ackerland.  Die  einer  Faniilie  zugewiesene 
GeauntQSche  betrug  also  höchstens  441  und 
mindestens  217  ar. 

Die  Auswahl  der  den  Bauern  anzu- 
«dsenden  Grundstücke  blieb  in  beiden 
FürEtentamem  der  Gutsherrschaft  überlassen. 

Die  der  letzteren  zu  prSstierendeD  Leis- 
tun^D  waren   in   der  Walachei  im  allge- 
meinen  dieselben  wie  in  der  Moldau,  d. 
msetzlich   nominell  23  Bobottage,  '/lo  i 
Ertrag«  etc. 

Zu  den  aufgezählten  kamen  auch  die 
dem  Staat  imd  der  Kommune  zu  pr&stieren- 
den  Leistungen :  nämlich  eine  Jahreskopf- 
steucr  von  30  Piaster  {11  Frs.  10  Cent.) 
auf  jedes  Famllienobethaupt  und  eine  Jahres- 
kommunalsteuer  von  3  Piastern  (1  Frs.  11 
Cent.),  die  in  ausserordentlichen  Fällen 
auf  das  Doppelte  erhöht  werden  konnte; 
dann  5  Piaster  18 '/i  Paias  (ca.  2  Frs.)  an 
Schul-  und  Hilitäreini^uartierungsnml^n, 
zusammen  also  Lseten  im  Betrage  von  41'/i 
Piaster  (15  *.'»  Fre.)  jährhch. 

Der  eben  dargelegte  Zustand  dauerte  mit 
estiogen^    für  die  Walachei   durch  ein  G. 


vom  23.  April  1S51  herbeigeführten  Modi- 
fikationen bis  18ti4. 

4.  Das  Agrar^setz  Joan  CoKas  von 
14./26.  AnguBt  1864  und  die  Beseiti^Dg 
der  Robot.  Im  Jahre  18(J4  oktroyierte 
der  damalige  Ffirst  Joau  Cuza  auf  Grund 
des  Art.  46  der  Pariaer  Konvention  v.  9. 
August  1859 ')  gegen  den  Willen  der  gesetz- 
gebenden Körperschaften  und  trotz  ihres 
heftigen  Widerstandes  im  Wege  eines  Staata- 
Btreich.es  für  beide  damals  durch  Personal- 
union verbundenen  Donaufürstentümer  eiu 
Agrargesetz  (Lege  nirala  v.  14./2C.  August 
1864).  Durch  dasselbe  wurden  die  Gross- 
grundbesitzer  eines  Teiles  ihrer  Güter  zu 
Gunsten  der  bisher  robotpflichtigen  Land- 
bevölkenuig  expropriiert,  und  die  letztere 
erhielt  nach  Maesgabe  dos  Gesetzes  das 
_  mtum  an  dea  Ländereien,  auf  denen  äß 
sass  (Art.  1).  Gleichzeitig  wiurde  die  Robot 
für  den  ganzen  Umfang  der  beiden  Fürsten- 
tümer aufgehoben.  Verträge  Über  Land- 
arbeiten sollten  nur  noch  für  die  Dauer  von 
höchstens  5  Jahren  abgeschlossen  werden 
können. 

Nach  Art  1  betrug  nun  das  Augmass 
der  jeder  Familie  ausser  dem  Räume,  den 
sie  im  Dorie  für  Haus  und  Garten  inne 
hatte,  zugewiesenen  Grundstücke:    ■ 

a)  in  den  Dejwitements  diesseits  des 
Milkov  (Walachei):  1)  für  Baueru,  die  4 
Ochsen  imd  1  Kuh  besasseu,  11  pogon  =-- 
550  ar,  2)  für  Bauern,  die  2  Ochsen  und 
1  Kuh  besassen,  7  pogon  11  präjini  ~  372 
ar,  3)  für  Bauern,  die  nur  ein  Stück  oder 
gar  kein  Hornvieh  besassen,  4  pogon  15 
präjini  =  230  ar. 

b)  In  den  Departements  jenseits  des 
Milkov  (Moldau):  1)  für  Bauern,  die  4  Ochsen 
und  1  Kuh  besassen,  5'.'s  falcie  =  786Vs 
ar,  2)  für  Bauern,  die  2  Ochsen  und  1  Kuh 
besasseu,  4  falcie  =  572  ar,  3)  für  Bauern, 
die  nur  ein  Stück  oder  gar  kein  Hornvieh 
besassen,  2''s  falcie  =  357'.'i  ar. 

c)  In  den  Departements  jenseits  des 
Pruth  (dem  damals  zu  Rumänien  gehörigen, 
seither  1878  wieder  an  RitsslaDd  gefallenen 
Bessarabien) :  für  den  Besitzer  von  4  Ochsen 
und  1  Kuh  6  falcie  30  präjini;  für  den  Be- 
sitzer von  2  Ochsen  und  1  Kuh  4  falcie  30 

ErSjini;   für  den,  der  nur  1  Kuh  oder  gai 
ein  Hornvieh  besass,  2  falcie  70  präjini. 
Das  Agrargesetz  von   1864  ging  somit, 
ebenso  wie  das  organische  Statut  von  1832, 


')  Derselbe  lant«t:  Lea  Moldavea  et  les  Va- 

laqaes  sont  toos  £gauz  devant  les  lois 

Tons  \ee  friyäkges,  exemptiona  et  monopoles 
dont  joniBsent  encore  certainea  classee  eeront 
abolia:  et  il  sera  procMä  Bans  retard  ä  la  r6- 
Vision  de  la  loi  qm  r^gle  lea  rapports  des  pro- 

Sri£tatres  dn  sol  avec  les  cnltivateuTB  «n  vne 
'un61iorer  l'Mat  des  pajiBOB. 
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von  der  Drci^las&enteilaDg  der  Landbevölke- 
rung nacn  der  Grösse  des  "Viehetandes  aus. 
Das  Mass  des  Ackerlandes  Wieb  für  alle 
Klassen  dasselbe,  nämlich  in  der  Walachei 
3  j)ogon  i-  150  ai-,  in  der  Moldau  und  in 
Beseiuabien  IVs  falcie  =  214,5  ar,  wie  ja 
Oberhaupt  das  Agrargesetz  die  bisher  land- 
losen Bauern  zu  freien  Eigentümern  jener 
Ctrundstücke  machte,  die  sie  in  GemOsslieit 
des  organischen  Statuts  innegehabt  hatten. 

Nach  Art  2  sollte  denjeni^n,  die  nicht 
schon  bitther  das  in  Art.  1  fixierte  Aiismass 
besassen,  dasselbe  aus  den  Staatsgütern  (Art. 
5  und  ti)  ergänzt  werden,  da  die  Expropria- 
tion der  Gruudherren  sich  nur  auf  höchstens 
*/3  ihrer  (lüter  erstreckte  (Art,  3), 

Art.  4  bestimmte,  dass  kinderlose  Witwen, 
Arbeitsunfähige,  dann  die  Nichtrobotpflich- 
t^n,  welche  keinen  Landbwi  trieben  oder 
auf  (irund  besonderer  Verträge  mit  den 
Herrschaften  bloss  Haus  und  Garten  im 
Dorfe  beeassen,  nur  die  für  das  Haus  und 
den  Garten  bestimm tea  Grundstöcke  tm 
eigen  erhalten  sollten.  Jedoch  ^ben  die 
Artt,  5  und  6  diesen  sowie  den  im  Art  2 
Genannten  das  ßecht,  die  Zuweisung  von 
Ländereieu  in  dem  im  Art.  1  vorgesehenen 
Ausmasse  auf  den  Staatsgütern  zu  verlangen. 
In  Art.  54  ff.  wurde  die  Hegierung  er- 
mächtigt, au  dieselben  Parzellen  im  HOclist- 
ausmasse  von  je  12  pogon  =  600  ar  zu 
dem  in  15  Jahrearenten  zahlbaren  Preise 
von  5  Dukaten  (;-  62'/*  Frs.)  pro  50  ar 
zu  verkaufen. 

Die  Artt  7  und  57  entziehen  den 
mit  Land  Beteilten  rücksichtlich 
den  Käufern  von  Landlosen  in  Ge- 
mässheitderArtt  5,  6,  54für30Jahre 
von  der  Verlautbarung  des  Gesetzes  resp. 
vom  vollzogenen  Kaufe  au  gerechnet,  die 
Befugnis,  ihr  Immobiliareigentum 
durchRechtsgeechäfteunterLeben- 
den  oder  auf  den  Todesfall  ausser 
an  die  Gemeinde  selbst  oder  an 
einen  anderen  Dorfbewohner  au 
veräUBsern  oder  zu  verpfänden.  Nach 
Ablauf  von  30  Jahren  entfiült  diese  Be- 
schiftnkung.  aber  auch  dann  noch  hat  die 
Gemeinde  das  Vorkaufsrecht  Dagegen  eot^ 
hält  das  Gesetz  keine  Beschränkung  der 
Freiteilbarkeit     im    W^;e     des     Erbüber- 


Die  expropriierten  Grundherren  wurden 
durch  den  Staat  entschädigt  Die  Beitrags- 
leistung,  zu  welcher  die  neuen  Kleingrund- 
besitzer  nach  aji.  22  herangezogen  wurden, 
aoUte  in  15  an  den  Staat  zahlbüen  Jahres- 
renten entrichtet  werden.  Die  Höhe  der 
letzteren  richtete  sich  nach  der  Grösse  des 
Viehstandes. 

Sämtliche  zu  Gunsten  der  Gutsherrschaf- 
ten best^idenen  Banurechte  und  Monopole 
wurden  aufgehoben. 


Von  besonderer  Bedeutung  ist  audi 
Art.  9  des  Agrargesetzes.  Derselbe  lautet: 
>Das  Recdit  auf  die  Wälder,  welches  den 
auf  den  moldauischen  Qflteru  ansässigen 
I^andleuten  nach  Art  44  des  (übrigeua  fOr 
4  Departements  in  Geltung  gewesenen) 
^setzes  (lege  munlelui),  sowie  den  auf 
in  der  Walachei  befindlichen  OQt«m 
ansässigen  Landleuten  in  Gemässheit  des 
Art.  140  §  4  des  G,  v.  23.  April  1851») 
bisher  zustand,  bleibt  auch  für  die  Zukunft 
unbenlhit  Nach  15  Jahren  jedoch  sollen 
die  Gutsherren  berechtigt  sein,  in  gericht- 
lichem oder  aiissergerichtlichem  Wege  die 
Befreiimg  ihrer  Wälder  von  den  obgedach- 
ten  Servituten  zu  verlangten,« 

Thatsächlich  haben  die  Grundherren  von 
dieser  ihnen  eingerSumten  Befugnis  vollsten 
Gebrauch  gemacht,  so  dass  das  in  Art  9 
des  AgiTu^selzcs  den  Bauern  gewShrte 
Recht  des  Hoizbozugcs  aus  den  gntsherr- 
schaftlichen  Waldungen  fast  Oberall  au^e- 
bört  hat 

Artt  18  und  19  wahrten  den  Grund- 
herren  das  Eigeutum  arecht  an  den  Teichen 
innerhalb  des  Bereiches  der  Dörfer,  gewährten  - 
jedoch  andererseits  den  Dorfbewohnern  die 
Befugnis,  gegen  die  Verpflichtung,  zugleich 
mit  dem  Gutsherrn  zur  Erhaltnng  der 
Dämme  und  der  Tränke  beizutragen,  ihr 
Vieh  in  denselben  zu  tränken. 

Es  versteht  sich  von  aeltet,  dass  die 
mosneni  oder  rezesi,  die  schon  vor  1864 
vorhandenen  Klein grundbesitzer,  durch  das 
Agrargesetz  vom  ]4.,'26.  August  1864  in 
keiner  Weise  berührt  wiffden. 

In  Gemässheit  dieses  Gesetzes  erhielten 
a)  in  der  Walachei:  64930  FamilienhAupter, 
die  je  5  Stück  Hornvieh  besassen,  zusammen 
701830  po^n  (350915  ha),  138970 Familien- 
häupter,  die  je  3  Stück  Hornvieh  besassen, 
zusammen  1033000  pogon  (616500  ha), 
74600  Familienhaupter,  die  je  nur  1  Stü(i 
oder  kein  Hornvieh  besasBen,  zusammen 
330000  pogon  (165000  ha), 

b)  In  der  Moldau :  6700  Familienhäupter, 
die  je  5  Stück  Hornvieh  besassen,  zusammea 
36000  falcie  (51480  ha),  59000  Familien- 
häupter, die  je  3  Stück  Hornvieh  besassen, 
zusammen  234000  falcie  (334620  ha),  58000 
FamUienhäupter,  die  je  nur  1  Stück  oder 
kein  Hornvieh  besassen,  zusammen  124000 
falde  (177  320  ha). 

In  beiden  Füretentümem  erhielten  somit 
rund  71600  FamUien  der  ersten  Eat^tnie 
zusammen  402400  ha,  198000  Familien  d&t 
zweiten   Kategorie    zusammen   851100  ha, 


')  Derselbe  lautet«:  Auf  denjenigen  OBteni, 
wo  sich  Waldungen  befinden,  wird  der  Grund- 
herr den  Landlenten  erlanben,  abgestandenes 
Holz  zu  sammeln  und  das  notwendige  Banhols 
zn  ßilen.    Analog  Art.  44  der  lege  munteliiL 
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132600  Familien  der  dritten  Kategorie  zu- 
eammen  342300  ha.  Die  Zahl  der  rabot- 
pflichtigen  Bauern  betrug  1864  550  000,  die 
Zahl  der  mit  Land  Beteilten  402  000  j  es 
verblieben  eoTnit  rund  150  000  Familien 
nach  wie  vor  landlos,  von  denen  allerdings 
ein  grogser  Prozentsatz  (ca.  30  °k)  in  Gte- 
misäbeit  spaterer  ÄuefOhrungsgesetze  zu  den 
Artt.  &,  6,  54  des  Agrargesetzes  von  1864 
Giundbedtz  erworben  haben. 

AbIwbk.  Vorstehend  ist  die  Befrei- 
ung der  bäuerlichen,  d.  h.  der  ackerbau- 
treibenden Bevölkerung  skizziert  worden. 
Neben  dieser,  die  sich,  rechtlich  wenigstens, 
im  Zustande  der  Erbunterth&nigkeit  befand, 
hat  es  jedoch  in  den  Donaufürstentflmem 
bis  zum  Jahre  1856  auch  noch  ca.  200000 
wirkliche  Sklaven  gegeben  —  nämlich  die 
Zigeuner.  Den  Eigentflmem  stand  über  die- 
selben ein  un beschränktes  jus  vitae  necisque 
and  ein  Verffigungsrechl  wie  über  andere 
VenuE^nsg^en Blande  zu.  Ja  ein  Zigeuner 
konnte  nJcht  einmal  freigelassen  werden. 
Denn  durch  die  Freilassung  wSre  er  eine 
hörrenlose  Sache  geworden,  die  jeder  Bojar 
ädtt  bitte  aneignen  dürfen.  Als  im  Jahre 
17M  die  DonaufOrstentflmer  vorObergehend 
durch  die  Oesterreicher  besetzt  wurden,  dachte 
die  kaiserliche  Begierung  einen  Augenblick 
daran,  die  Sklaverei  der  Zögeuner  aufzu- 
beben, liess  jedoch  dann  die  Sache  auf  sich 
beruhen.')  Die  Zigeuner  wurden  hauptsäch- 
lich als  Hausgesinde  verwendet  und  ans 
ihrer  Mitte  die  Köche,  Kutscher,  Aufseher, 
MuBikanten  etc.  entnommen. 

Die  Außiebung  der  Zigeunersklaverei  hat 
sieb  in  folgender  Weise  vollzogen :  Zuerst 
wurden  die  Domanial-  und  Klosterzigeuner 
für  frei  erklärt,  und  zwar  in  der  Moldau 
durch  den  Fürsten  Kichael  Sturdza  im  Jahre 
1844,  in  der  Walachei  durch  den  Forsten 
Alexander  Ghika  im  Jahr  darauf.  Man  er- 
wartete, dasa  die  Privateigentümer  dem 
Beispiele  des  Staates  folgen  würden.  Diese 
Erwartung  erfüllte  sich  jedoch  nicht.  So 
worden  denn  auch  die  Frivatzigeuner  im 
Oe8et^ebungsw»;e  für  frei  erklärt,  und 
Ewar  in  der  Moldau  durdi  Gesetz  v.  10. 
Dezember  1855,  in  der  Walachei  durch  Gesetz 
Y.  8.  Februar  1856. 
Utteratnr:  fi.  JUeanault,  Bütoire  potüigut  et 

toeialt  da  prineipauUi  DannuWennw,  Parit  1855. 

—  Not-  und  Hilferuf  der  Gemeinden  det' 
Moldaaitch-CaMptdaagtr  OkoU  üi  der  ßutoviina, 
JaryeUgt  in  einer  aUenmättig  begründelsji  Pe- 
lilioH  an  ü.  Jfaj.  den  Kalter  Fram  Jotef  I., 
Wien  1861.  -^  A.  J>.  Xenopol,  Ittoria,  Ro- 
wtoniUr    rfi'n     Daeia     Trajana,    G   Bde.,    Jaiey. 

—  jn«o(<M  BlaraTnberg,  Eiiai  armpari  mr 
te»  inttUtUiom  et  Um  loit  de  la  SouTnanie  depuii 


')  Vgl.  Akt«n  im  Wiener  k.  k.  Archive  des 
Wnirterinins  des  Iimem  snb  IV  E.  2  (Tlnter- 
'  n,  Anfhebmig  der  Leibeigeosch&ft). 


le*  (emp*  iu  phu  remlit  jutgu'ä  no»  jourt,  Bit- 
careit  1S8B.  —  Miehatl  KogtHniceaimt,  Die 
Befreiaivj  der  Zigeuner  eirti  der  Leibeigentchafi, 
die  LStchang  der  Prti-ileijien  de«  Bojarentumt 
lind  die  Emaneipalton  dei  Bavemitandet  in 
Eumätiiea  (i.  d.  MoniiUiehrift  MRmnänitche 
Sewe«,  VIII.  Jahrg.  IS9S,  S.  99—108  und  18B 
bit  SU).  —  Karl  Orünb&rg,  Die  ramOttiecke 
Agrargeietigebung  im  Binbiick  auf  ihre  R^bm 
(in  BrtiMnt  aArchiv  für  mtiale  Gtteüg^mng  wnd 
SULUiHk;  III.  Bd.  18SB).  —  ßeraelbe,  La 
queiticm  agraire  et  lee  projeU  de  reforme 
UffTaire  eti  Soumanie  in  Gide»  iiEevue  d'teo- 
nomie  poUtiqucn,  18S0,  S.  Ißlff.  «.  Jfi5/.  — 
C.  S.  Oebleaeo,  La  propriiU  ntrale  ä  Rome, 
en  France  et  en  Soumanie,  Fari»  189S,  S.  3tS 
bit  361,  —  I/eotttda  €}ol«aeu,  Getehichte  dee 
rumänitchen  Steuerrveien»  in  der  Epoche  der 
Fanarioten  (1711—1831),  München  1897  (dtuelbH 
avch  einige  teeilere  LiUenUura-ngabeTi).  —  Die 
lege  ruraia  vom  ti.jZe.  Augv^t  1864  i*t  ™  — 
aäerdingt  ntehl  lehr  guter  ■ —  deuticher  Ueber- 
icliung  abgedruckt  in  Rudolf  Mayert  iiZfetm- 
tlStten  und  andere  WirtechafUgeieUe  etc.«,  Berlin 
1883. 

lL«erl  erünbtrg. 


X.  Die  Banembefreinng  in 
Bassland. 

1.  Die  Entstehung  der  Leibeigenschaft.  2. 
Die  Ansbildim?  der  Leibei^nscnaft.  3.  Die 
Vorg-eachichte  der  Banernbe&einne;  in  der  Ge- 
setzgebnng  und  I.itt«rator.  4.  Das  Emanci- 
patiunswerk.  5.  Die  bänerlichen  Landanteile 
and  FachUcablangen.  6.  Die  AblOgnng  das 
Banenilandes.  7.  Die  Apanagenbanem.  b.  Die 
Domänenbaaem.  9-  StatintiKhe  Ergebnisse  der 
Banembefreinng.  10.  Abschlnsa  des  Emanci- 
pations Werkes.  11.  Die  gegenwärtige  Lage  des 
russischen  Banemstandes.  12.  Die  Banembe- 
freinng  in  Polen  und  in  den  Ostaeeprovinzen. 

1.  Die  Entstehung  der  Leibeigen- 
schaft In  dem  alten  Moskauer  Staate 
war  der  gesamte  Grundbesitz  in  »weisses« 
und  ^schwarzes«  Land  geteilt.  Dnter  weissem 
Lande  verstand  man  die  fürstlichen  Domänen, 
die  Bojarengüter  und  den  Grundbesitz  der 
Geisthchen.  Das  weisse  land  war  teil- 
weise, und  manchmal  auch  ^nz,  von  allen 
Steuern  befreit,  je  natdi  den  Privilegien  der 
betreffenden  Besitzer.  iSchwarzes  Land« 
nannte  man  das,  auf  dem  die  Bauern  an- 
sässig waren.  Der  Bauer  war  frei,  auf  ihm 
hauptsächlich  aber  lasteten  alle  Steuern  und 
Abgaben.  Nicht  alle  Bauern  eassen  auf 
dem  schwarzen  Ijande.  Ein  grosser  Teil 
der  Bauernschaft  war  als  Pächter  auf  dem 
gutsherrüchen  »weissen«  Lande  ansässig; 
aber  auch  das  schwarze  Land  war  nicnt 
voUes  Privateigentum  der  Bauern.  Der 
oberste  Grundherr  der  schwarzen  lilnde- 
reien  war  der  Fürst  oder  der  Zar.    Er  war 


lOOg  Ic 
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der  EigeQtQmer  des  Bauemlandee  im  staats- 
rechtlichen, nicht  im  privatrechtlichen  Sinne 
des  "WorteB.  Privatrechtlich  war  der  i'ürst, 
oder  spater  der  Zar,  nur  Eigentümer  seiner 
Dom&aen.  Der  Besitztitel  des  bäuerlichen 
Orundeigeotümers  findet  seinen  Ausdruck 
in  der  offiziellen  Formel:  »des  Zaren  and 
des  Örossfürsteo  schwarzes  steuerpfhchtiges 
Dorf  und  mein  und  meines  Vaters  Besitz«. 
Da  die  Haupteinnahmequelle  des  Fiskus 
das  schwarze  steuerpflichtige  Bauemlatid 
war,  90  war  der  Fiskus  sehr  interessiert, 
dasB  dieses  Land  im  Besitze  des  Bauern 
blieb.  So  suchte  die  Ägrarpohtik  des  XIV, 
Jahrhunderts  noch  den  Ankauf  des  Bauem- 
landee eeiteos  der  piivü^erten  St^de  zu 
verhindern.  Aber  st^on  im  15.  Jahrhundert 
BchlAgt  diese  Agrarpolitik  In  ihr  Gegenteil 
um.  Der  Staat  bedarf  der  Leistungen  der 
Dienstmanneu,  und  so  wird  das  Bauernlaud 
von  dem  Zaren  als  Dienstgut  verliehen. 
Im  16.  Jahrhundert  ist  das  schwarze  Bauern- 
Jand  in  den  centralen  Provinzen  des  Staates 
schon  nirgends  mehr  zu  finden.  Das  Bauern- 
land ist  an  die  Bojaren  und  Dienstmannen 
verschenkt  und  verliehen ,  und  es  blieb 
hauptsächlich  nur  in  den  Oegenden  des 
äussersten  Nordens,  in  den  gegenwärtigen 
Qouvememeats  Archangelsk,  Olonec,  Wologda 
erhalten. 

Der  gutsherrliche  Grundbesitz  zerfiel 
in  4  grosse  Kategorieen :  Elosterland.  Füreteu- 
laud;  Dienstgut  und  Summet.  Diese  vier 
.Eat««orieeQ  wurden  verschieden  besteuert. 
Die  Bauern  auf  dem  FOrstenlande  zahlten 
weniger  Steuern  als  die  auf  dem  Bojaren- 
lande.  Die  Bauern  auf  den  Dienste  und 
Erl^tem  waren  wiedenim  leichter  be- 
steuert als  die  auf  den  Gütern  der  Geiat- 
lidiieit.  Bis  auf  das  16.  Jahrhundert  war 
das  allgemein  verbreitete  VerhAltnis  der 
Bauern  zu  dem  Gutsbesitzer  das  der  »Po- 
■lownild«,  der  Hftlftner.  Die  Hälftner  waren 
Bauern,  die  fOr  die  Nutzung  des  gutsherr- 
lichen Grund  und  Bodens  dem  Gutsherrn 
einen  durch  üebercinkunft  festgesetzten 
■Teil  der  Ernte  abzugeben  hatten.  Der  zu 
entrichtende  TeÜ  war  ganz  verschieden,  er 
schwankte  zwischen  '/*  und  ','ä  des  ge- 
samten Bodenertrages.  Dieses  fiälftner- 
system  war  bereits  im  17.  Jahrhundert  in 
allen  centralen  Provinzen  des  Moskauer 
Staates  durch  das  ■Obrok-System«,  d.  h. 
durch  die  Pacht  verdrängt  worden.  Der 
:<Obrok<  war  die  ausbedungene  Rente,  die 
der  Gutsbesitzer  zum  Teil  in  Naturalien, 
zum  Teil  in  Geld  von  deu  Bauern  erhielt. 
Auf  den  Elosterglltem  bildet  sich  eine 
dritte  Verhältnisform  des  Bauern  zum  Grund- 
besitzer, die  des  Frondienstes.  Die  Pacht 
■wird  in  Frondiensten  ausgedrückt,  aber 
nicht  dureh  eine  bestimmte  Zahl  von  Arbeits- 
tagen,  sondern  durch   die  Grösse  der  für 


den  Qut^erm  zu  bebauenden  Landstflcke 
normiert  In  reiner  Form  kam  aber  selten 
eine  der  drei  Yertragsarten  vor;  allgemein 
verbreitet  sind  die  Kombinationen  von  zwei 
oder  sogar  von  allen  drei  Vertragsartea. 
—  Die  Bauern  waren  aber  nicht  nur 
I^hter  der  Gutsherren,  sondern  meistens 
auch  deren  Schuldner,  denn  sie  hatten 
selten  £apjtal  genug,  um  eine  Wirtechaft 
selbständig  zu  befunden  und  bis  zur  ersten 
Ernte  das  Leben  zu  fristen.  Ohne  die 
Schuld  und  die  Zinsen  bezahlt  zu  haben, 
hatte  der  Bauer  kein  Becht,  das  Land  seines 
Herrn  zu  verlassen.  Aber  trotz  der  Ver- 
schuldung war  der  Bauer  in  der  Lage,  von 
seinem  Bechte  der  Freizügigkeit  in  hoh^n 
Iktasse  Gebmuch  zu  machen,  da  er  stets 
einen  neuen  Herrn  finden  konnte,  der  für 
ihn  gern  die  Schuld  bezahlte,  um  ihn  zu 
sich  herüber  zu  locken.  Dieses  Hin-  und 
Herziehen  der  Bauern  war  noch  dadurch 
erieichtert,  doss  der  Vertrag  zwischen  Bauen 
und  Grundherren  nur  auf  ein  Jahr  geschlossen 
zu  werden  pflegte  und  zwar  gewOtmlicb  zum 
Uerbst-Geor^tag  (24.  November)  kündbar. 

Diese  Freizügigkeit  der  Bauern  war  für 
die  reichen  Gutsherren  sehr  günstig;  denn 
diese  hatten  Geld  genug,  um  die  Schulden 
fremder  Bauern  zu  bezahlen  und  diese 
durch  Vorschüsse  zu  sich  zu  locken.  Ausser- 
dem waren  die  reichen  Bojaren  privilegiert; 
sie  zahlten  gerii^^ere  Steuern  und  konnten 
infolgedessen  den  Bauern  günstigere  Be- 
dingungen stellen  als  deren  ärmere  Nach- 
barn. Die  reichen  Gutsherren  hatten  des- 
halb ein  Interresse  an  der  Erhaltung  der 
Freizügigkeit.  Umgekehrt  suchten  die  ärmeren 
Gutsbräitzer,  denen  die  Bauern  von  den 
reichen  weggelockt  wurden,  mit  allem  ihnen 
zu  Gebote  stehenden  Einfluss  die  Hörigkeit 
der  Bauern  zu  bewirken.  Die  Erhaltung 
des  kleinen  Dienstadels  war  für  den  Uoe- 
kauer  Staat  eine  Lebensbedingung,  und  so 
muBste  der  Staat  gegen  die  Freizügigkeit 
Massregelii  treffen.  Dazu  kam  noch,  dass 
am  Ende  des  16.  Jahrhunderts  durch  Ejie^ 
und  ausserordentKch  drückende  Steuern  die 
Bauern  zu  einer  förmlichen  Flucht  vom 
flachen  Lande  veranlasst  wurden.  Sie 
flüchteten  an  den  Don,  an  den  Di^,  naoh 
Sibirien. 

Om  dieser  epidemieartigen  Flucht  der 
Bauernschaft  ein  Ende  zu  machen,  wurde 
am  31.  November  1597  ein  Ukas  erlassen, 
der  zwar  das  Freizügigkeitsrecht  der  Bauern 
nicht  ausdrücklich,  aber  thatsSch- 
lich  aufhob:  dieser  Ukas  ignoriert  förmlich 
das  Recht  des  Bauern,  seine  Scholle  zu 
verlassen,  und  stellt  diejenigen,  die  mit 
oder  ohne  Kündigung  ihre  Herren  verlassen, 
als  Flüchtlinge  hin.  Uit  diesem  Ukas 
wurde  ein  Anfang  zur  Einführung  der 
Hörigkeit  gemacht    Der  Schlussetein  wird 
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dooli  daB  Gesetzlnioli  vom  Jahre  1649  ge- 
legt. Der  prifatrechtliche  Charakter  .  der 
H&igkeit  bekommt  eine  staaterechthche 
Saaktioa,  und  die  Leiheigeaschaft  wird  zur 
loetitatioD  des  russiauhen  Staatsrechtes. 
Dardi  den  ükas  v.  21.  November  1597 
wird  der  Vertrag,  deo  der  Bauer  mit  dem 
Qntsherm  Keechlossen  hat,  unkflndbar,  nach 
dem  Qerichtebuche  vom  Jahre  1649  ent- 
schied kein  Verti^  mehr  über  die  Hörig- 
Icrät,  sondern  die  Eintragung  in  die  Land- 
-nnd  Stenerrollen,  also  die  Regierung  als 
solche  ex  officio. 

l  Die  AnabildoDK  der  Leibeigen- 
schaft. Das  18.  Jahmimdert  war  ange- 
brochen, und  Peter  der  Qroese  organisierte 
das  msGifidie  Beich.  Härten  und  Gtraosam- 
keiten  varen  bei  dieser  Arbeit  unvermeid- 
bdi,  nod  die  Lage  der  Bauern  verschlimmerte 
aich.  Früher  bestand  ein  Unterschied  zwi- 
acjten  AckertiBU  treibenden  hörigen  Bauern 
Bod  den  Sklaven  (den  sogenannten  Choh>pen 
nad  Hofesleuten).  Dieser  UnteTschied  wurde 
verwischt,.  aUe  Bauern  wurden  zu  Leib- 
eigenen. Die  alte  Orandsteuer  wurde  in 
Kopfsteuer  verwandelt  Bei  der  Orond- 
Steuer  hatte  der  Jf^us  ein  Interesse  daran, 
die  Bauern  zu  sdiützen.  Bei  der  Kopf- 
er und  bei  der  Verantwortlichkeit  dee 
Ontsbesitaars  fOr  dieee  und  fOr  die  Stellung 
von  Rekruten  wurde  die  de  facto  schon 
irOber  bestehende  Ctewalt  des  Qutsbesitzers 
aber  den  Bauern  notwendig  zum  Teil  lega- 
lisiert, zum  Teil  do<^  erweitert.  Schon 
derUkas  v.  24.  April  1713  verordnete,  dase 
die  Bauern,  die  gegen  den  Qutsherrn  sich 
auflehnen,  nach  Angabe  dee  Jetzteren  mit 
Knute  bestraft  werden  sollen.  Längst 
hatten  die  Outsherren  solche  Strafen  noch 
o^enem  Enneeaen  verhängt.  Der  frühere 
Missbranch  wird  aber  durch  diesen  Ukas 
znm  fiechte.  Die  vom  Staate  zu  exeku- 
tierende Strafe  wird  fjeselzlich  vom  Quta- 
herni  diktiert,  die  UrteüsfäUnng  wird  rechte 
licfa  dem  Outsherra  flbertn^n,  und  er  wird 
»setzlich  zum  eiDzigen  Richter  seiner 
Ballon. 

Der  Baum  erlaubt  uns  nicht,  die  einzelnen 
Dkase  und  die  immer  grausamere  Aua- 
bilduog  der  Lelbe^nschäft  xu  verfolgen. 
Unter  Katliarina  II.,  der  >Fhilosophin  auf 
dem  Throner,  hat  die  russische  Leibeigen- 
schaft die  Form  der  kraasesten,  brutalsten 
und  grausamsten  Herrsciiaft  des  Menschen 
tlb^  seinen  Mitmenschen  angenommen,  wie 
es,  wie  ProfeeecH'  Eugelmann  mit  Recht  be- 
buptet,  in  keinem  anderai  Lande  der  Fall 
war.  Um  die  iRechte«  der  Bauern  zor 
Zeit  der  vollen  Ansbildung  der  Leibeigen- 
flduft  unter  Katharina  11  zu  charaklerisieren. 
wird  es  genügen,  wenn  wir  nur  einige 
Puokte  hervorheben.  Der  Leibeigene  war 
verpflichtet,   seinem  _Herm  absolut  zu  ge- 


horchen, insofern  dessen  Befehle  nicht  im 
Widerspruch  an  den  geltenden  Staatsgesetzes 
standen.  Er  hatte  kein  Recht,  ohne  Erlaub- 
nis seines  Herrn  zu  heiraten.  Die  Fron- 
dienste, persönliche  Leistungen  und  Oeld- 
at^ben  hingen  vollstäiidiK  von  dem  Er- 
messen der  Gutsherren  ab.  Dieser  hatte  auch 
das  Recht,  die  Ackerbauern  zu  Hofknechten 
zu  machon  und  die  Hofknechte  zur  Feld- 
arbeit zu  schicken.  Er  durfte  die  Banem, 
ob  mit  oder  ohne  Grund  und  Boden,  ver- 
kaufen. Alle  Streitigkeiten  zwischen  den 
LeibeigenKi  wurden  von  dem  Gutsheixn 
endgültig  entschieden.  Er  hatte  die  Befi^nis, 
kSrperhdie  Strafen  zu  verhängen;  nnr 
diulte  er  seine  Leibeigenen  nicht  tüt^i. 
Er  konnte  einen  jeden  Bauern  zum  Militär- 
dienst abgeben,  noch  Sibirien  verbannen 
und  zu  Zwan^^beiten  in  Sibirien  verur- 
teilen. Die  Leibeigenen  hatten  kein  Bacfat, 
g^^n  ihre  Herreu  bei  Gericht  zu  klagen. 
Sie  durften  keinen  Onind  und  Boden  er* 
werben.  Das  ganze  Eigentum  des  Bauern 
war  vor  den  Ansprüchen  des  Gutsbesitzers 
nicht  gesichert 

8.  Die  Vorgeadiichte  der  Banera- 
befreinng  in  der  Gesetzgebnng  und 
Utteratnr.  Die  Epoche  der  Aufklärung 
hat  auch  auf  Bussland  eingewirkt ;  diese 
Wirkung  äussert  sich  aber  nur  in  der  Litte- 
ratur,  ohne  das  Volksleben  zu  berühren. 
Eine  eifrige  Anhängeriu  der  Aufklänmg 
war  auch  Katharina  IL  Noch  bei  Lebzeiten 
der  Kaiserin  ElisabeLh  schrieb  Katharina 
als  Prinzessin:  »Es  ist  dem  christlichen 
Glauben  und  der  Gerechtigkeit  zuwider,  ans 
Menschen  Sklaven  zu  machen;  alle  werden 
frei  geboren  I  und  sprach  von  der  Absdutf- 
fung  der  Feldgemeinschaft  Aber  wenn  auch 
der  EiuQusB  der  Aufkl&ning  auf  Katharina 
gross  war,  so  war  der  Eiofluss  der  russiacdien 
herrschenden  Klasse  der  Grundbesitzer  aus- 
schlaggebend für  sie;  deshalb  hat  sie  nicht 
niu-  die  Bauern  nicht  befreit,  sondern,  den 
Forderun^n  des  Adels  naciigebend,  die 
die  Leibeigenen  sogar  aiisseriiatb  des  Rechts- 
schutzes geetellt  uud  die  Leibeigenschaft  audi 
in  Kleinnissland  eingeführt  Ein  Verdienst 
Katharinas  IL  ist  aber  nicht  za  leugnen: 
sie  hat  die  DiskiisBion  Über  die  Verbesse- 
rung der  Bauemlage  und  über  die  Ab- 
schaffung der. Leibeigenschaft  eröffnet  durch 
die  Einrichtung  der  »Kaiserlichen  freien  öko- 
nomischen Gesellschaft  c  und  durch  ihre 
persönliche  Anregung.  —  Der  Einfluss  der 
Aufklärung  auf  Kat^irina  äussert  sich  be- 
sonders in  ihrer  Instniktion,  (dem  «Nakaz«) 
zum  Entwurf  eines  neuen  Gesetzbuches  auf 
»fester,  unbestreitbarer,  rationeUer«  Basis. 
Diese  Instniktion  besteht  aber  meistens  aus 
vagen  Phrasen.  Katharina  r^^  aber  auch 
17b6  die  neu  errichtete  >Küserliche  freie 
ökonomische  Gesellschaft«  zur  Stellung  der 
AdB)««.   II.  26 
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hOchst  bedeutsamen  Freisaufgabe  an: 
es  für  die  Oeeellschaft  von  grOiserem  Nutzen, 
dass  der  Bauer  uur  bew^liches  Eigentum 
oder  auch  Grundbesitz  habe,  und  vie  veit 
solien  ä(ii  seine  Rechte  auf  das  eine,  'wie 
auf  das  andere  erBtröcken?^  Als  beste 
Antwort  vm-de  die  Schrift  von  Beardö  de 
l'Abay  gekrOnt,  deBsen  Stelhiug  zur  Fijtfce 
Bcbon  durch  sein  Motto  chuiikterisiert  wird; 
>in  favorem  libertatis  omnia  juiacdaroant,  m  a  i  s 
est  modus  in  rebus*. 

unterdessen  blieb  das  Volk  eine  Antwort 
auf  die  Einführung  der  kraBseaten  Form 
der  Leibeigenschaft  nicht  schuldig.  Die 
Antwort  war  der  grosse  Bauernkrieg,  die 
Pugatscheffsche  Revolution. 

Schon  in  den  Jahren  1760—1764  kamen 
die  BauernuDrubon  allgemeiner  und  häu&ger 
vor,  und  endlich  brach  der  grosse  Aufstüid 
unter  der  Fütirung  Pugalsciieffs  aus.  Wie 
bekannt,  erklärte  Pugatscheff,  er  sei  der 
Mann  Satbarinas,  den  sie  umbringen  wollte, 
imd  also  Russlands  recblmfissiger  Kaiser. 

Selbstredend  war  die  Person  des  Kosaken 
Pugalscbeff  nur  ein  elendes  Werkzeug,  zu 
dem  die  Massen  in  Ermangelung  eines 
besseren  griffen.  General  BibikoH,  der  be- 
auftragt wurde,  den  Aufstand,  zu  unter- 
drQcken,  hat  ihn  richtig  zu  schätzen  ver- 
standen. »Nicht  Pugatscheff  ist  wichtig, 
■wichtig  ist  der  allgemeine  Grol),«  äusserte 
er.  Sie  Aufständischen  rückten  degreicb 
vor,  die  Massen  der  Bauernschaft  au  üch 
redssend  und  grausam  den  Adel  ausrot- 
tend. Am  31.  Juli  1774  erliess  Puga- 
tscheff ein  ^iManifestc,  in  dem  er  die  Leib- 
eigenen zu  freien  Kosaken  erklArte,  sie  von 
der  Kopfsteuer  und  andereu  Geldabgaben 
be&eile  und  ihnen  den  Grundbesitz  des 
Adels  schenkte.  Natflrbch  mussten  endlich 
die  Bauemhorden  dem  disciplinierten  Militär 
unterUegen,  und  der  Aufstand  wurde  in 
Blut  ertränkt  Der  Adel  forderte  Rache 
und  Bestrafung  für  dieses  »allgemeine  Ver- 
brechen« der  Bauern.  Aber  es  fand  sich 
auch  ein  Staatsmann,  Jakob  Johann  von 
Sievers,  der  Nowgoroder  Oeneralgouvemeur, 
der  den  Ausland  in  seiner  ganzen  weit- 
tragenden Bedeutung  auffassle  und  im 
Jahre  1775  die  Küserin  darau  erinnerte, 
eine  wie  grosse  Anzahl  von  Unterthanen 
ihre  Gnade  nie  erfahren  habe.  Er  forderte, 
dass  den  Bauern  das  Recht  der  freiwilligen 
EhesdüiessuDg  gewährt  wurde,  und  protes- 
tierte entschieden  gegen  das  Hecht  des 
Gutsbesitzers,  seine  muem  nach  Sibirien 
zu  verschicken. 

Die  schärfste  Kritik  fand  dio  Leibeigen- 
schaft in  den  Werken  Radischtscheffs. 
Kadischtacheff  führte  eine  feurige,  freiheit- 
hche  Sprache,  die  gegenwärtig  die  russi- 
sche Ceu.'iur  nie  erlaubt  lifltte.  Seine  posi- 
tiven Forderungen  waren:  allmählich  solle 


die  Leibeigenschaft  at^eschafft,  sofort  aber 
den  Bauern  die  Freiheit  der  Ebescbliessung, 
des  Eigentums-  und  SelbBtverwaItuttg8re<dite 
und  das  Recht,  sich  freiwillig  für  eine  be- 
stimmte Summe  loszukaufen,  gewährt  werden. 
Für  diese  seine  mutige  Sprache  wurde 
Radischtscheff  zum  Tode  Tcrurteüt,  voa 
der  Kaiserin  aber  zur  Verbannung  nach 
Ostsibirien  begnadigt 

Nach  Eatharinae  Tode  fingen  in  17 
grossrusfsischeu  Gouvernements  die  bäuer- 
Bcben  Unruhen  wieder  an,  die  mit  Waffeu- 
gewalt  unterdrückt  werden  mussten.  Kai- 
ser Paul  machte  den  ersten  Ver- 
such, die  gutshorrlicbe  Gewalt  r.u 
beschränken,  und  führte  das  Gesetz  (5. 
April  1797)  von  der  dreitägigen  Fronarbnt 
und  der  Sountagsruhe  ein.  Diese  gesetz- 
lichen Bestimmungen  blieben  aber  tote 
Euehfllaben,  von  Bedeutung  war  dagegen 
eine  andere  Bestimmung  Pauls,  die  sicti 
aber  nur  auf  Kleinrussland  eistrec^te:  das 
war  das  Verbot,  die  Bauern  getrennt  von 
Grund  und  Boden  zu  veriiaufen.  —  Pauls 
Nachfolger,  Alexander  I.,  war  Anfangs  eia 
entschiedenei-  Gegner  der  Leibeigenschaft 
Bald  nach  seiner  Thronbesteigung  richtete 
er  ein  lunoffizielles  Komitee«  ein,  in  dem 
die  Frage  über  die  Beschränkung  der  Leib- 
eigenecnaft  eifrig  diskutiert  Wurde.  Das 
Leitmotiv  dieser  Diskussionen  war  der 
Konflikt  zwischen  der  Furcht  vor  den 
Bauern  und  der  Furcht  vor  dem  besitzen- 
den Adel.  So  schloss  einmal  Alexander  L, 
der  in  diesem  Komitee  den  YorsitK  führte, 
eine  Rede:  »Man  muss  die  Volksmasseu 
befriedigen,  denn  sie  können  gefährlich 
werden,  wenn  sie,  ihrer  Macht  bewusst, 
sich  empSren  werden.«  Einige  Mitglieder 
betonten  demgegenüber,  doss  man  auch  den 
Adel  nicht  verletzen  dürfe,  da  auch  er  eine 
grosse  Masse  bilde.  Und  so  blieb  auc^ 
unter  Alexander  L  die  Leibeigenschaft  un- 
angetastet, und  die  gutsherrliche  Gewalt 
über  die  Bauern  wiu-de  sehr  wenig  beschrankt 
Die  nennenswerten  Massregeln  zu  Gunsteu 
der  Leibeigenen  beschränken  sich  auf  fol- 
gendes :  Die  Bauern  konnten  auf  Grund 
eines  besonderen  Vertrages  mit  dem  Guts- 
besitzer ihre  persflnüche  Freiheit  und  ihren 
Grundbesitz  ablösen ;  lun  dem  sehr  ver- 
breiteten Rekrutenhandel  ein  Ende  zu  machen, 
wurde  es  verboten,  die  Leibeigenen  einzeln 
zu  verkaufen.  In  Gnisien  (Kaukasus)  wurde 
den  Bauern  erlaubt,  bei  Versteigerung  eines 
Gutes  sieh  loszukaufen.  —  Nur  in  den  Ost- 
seoprovinzen  wurde  die  Leibeigeuscbaft  auf- 
Fihoben,  worauf  wir  später  näher  eingehen 
erden. 

Wenn  aber  auch  die  Leibeigenschaft 
durch  die  Gesetzgebung  nicht  im  wesent- 
liclien  beschränkt  wurde,  so  haben  doch  in 
der   Wissenschaft   und   der  Litteratur  der 
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AlexandiimBcheii  Epoche  die  abolitionisti- 
BdieD  Ideeen  feste  Wnizeln  ^Easst  Die 
roBBiBcheD  Dichter  der  Zeit,  wie  Batjusch- 
koff,  PiiBohkin,  W)azeuiBld  und  Gribojedoff 
reisseltea  aÜa  die  Leibeigenschaft,  soweit 
die  Censur  es  erlaubte;  die  Censur  er^ 
babt«  aUerdiogs  Dicht  viel.  —  Freier 
toonte  man  ia  wissenschaftlichen  BOchern 

rchen.  Die  erate -wissenschaftliche  Schrift, 
entschieden  für  die  Aufhebung  der  Leib- 
dgenschaft  in  Russlaud  auftrat,  war  eine 
Gottin  ger  Dissertation  von  ÄndreasEaisearoff, 
<Ue  Alexander  I.  gewidmet  war.  Gegen  die 
Leibeigeoschaft  kAmpfton  auch  der  frflhere 
Hallenser  und  ^tere  Prcrfessor  au  der 
mamschen  Universit&t  Charkow,  L,  H.  Jacob, 
ftofessor  Schad,  Professor  Arsenieff  und 
N,  J.  Turgenieff.  —  Zur  Charakterisierung 
der  Alexandrinischen  Epoche  sei  noch  be- 
merkt, dass  die  meisten  Teilnehmer  an  dem 
Dezemberauf  stand  1826  fflr  die  Aufhebung 
der  Leibeigenschaft  waren.  Jakuschkin  und 
Turgenieff  betrachteten  sogar  die  Aufhebung 
der  Leibeigenscbaft  als  die  Hauptau^be 
der  Bewegung. 

Die  letzten  Jahre  der  Alexandrinischen 
Epoche  und  die  R^emngszeit  Nikolaus  I. 
ist  dne  Zeit  der  schwSrzesten  Reaktion. 
Der  Dezemberanfstand  ward  im  Blute  er- 
tr&nkt,  die  Mftnner,  die  an  der  Spitze  der 
geistigen  Bewegung  standen,  wurden  ge- 
Kangt  oder  zur  Zwangsarbeit  in  Sibirien 
verüleilt  Mit  Nikolaus  L  fing  jene  Epoche 
an,  in  der  nach  zutreffender  Charakteristik 
»der  bl(»se  Gedanke  als  Frechheit  und  das 
schüchterne  Wort  als  Verbrechen«  galt. 
Aber  nichtsdestoweniger  konnte  man  die 
BSder  der  Geschichte  nicht  zurfickdrehen, 
and  die  abolitionistischen  Ideeen  und  die 
äonomischen  Fhänomene,  die  auf  Ab- 
schaffung der  Leibeigenschaft  drÄngten,  ent- 
wickelten sich  weiter.  Unter  NUcolaus  I, 
mad  nur  wenig«  Massregeln  zur  Einsckritn- 
knng  der  Leibeigenschaft  getroffen.  Aber 
dass  sie  abgeschafft  werden  müsse  und 
dass  die  Abschaffung  nur  eine  Frage  der 
Zeit  sei,  dieser  Gedanke  hat  überall  feste 
Worzel  gefasst.  Fast  die  ganze  Regiemngs- 
Kdt  Xikolaus  L  hindurdi  tagten  geheime 
Komitees,  die  zur  Lösnng  der  grossen  Fra^ 
berufen  waren.  Eine  Menge  Ükaee,  die  die 
gotsheTrlicben  Rechte,  eine  Menge,  die  die 
otellnng  der  Leibeigenen  betreffen,  wurden 
erlassen.  Nennenswert  sind  aber  nur  wenige. 
Unter  Alexander  L  wurde  der  ükas  über 
die  freien  Ackerbauer  erlassen.  Nach  diesem 
Dkas  konnten  die  Outsherren  auf  Grund 
eines  besonderen,  von  der  Kegierung  zu 
genehmigenden  Vertrages  mit  den  Bauern 
a«iedben  für  ein  bestimmtes  Entgelt  die 
pereOnliche  FreDieit  und  den  Grundbesitz 
überlassen.  Unter  Nikolaus  I.  wurde  am 
2,  Apnl   1842  ein  ükas  erlassen,  der  nur 


als  Rückschritt  zu  betrachten  ist.  In?  ihm 
heisst  es,  dass  es  für  den  Staat  notwendig 
sei,  dass  der  Grundbesitz  in  den  Händen 
des  Adels  verbleibe,  und  deshalb  wird  es 
den  Gutsbesitzern  gestattet,  auf  Grund  eines 
besonderen  Vertrages  nur  die  Nutzung  des 
Grund  und  Bodens  für  bestimmte  Abgaben 
und  Ijcistungen  abzutreten.  Diese  Bauern 
wurden  in  der  Kanzleisprache  »Verpflichtete 
Bauems  genannt.  Von  diesem  Ukas  ist 
ein  sehr  geringer  Gebrauch  gemacht  worden : 
in  der  ganzen  Regienmgszeit  Nikolaus  I, 
sind  nur  24708  Bauern  zu  »Verpflicditeten« 
gemacht  worden. 

In  Grusien  bekamen  die  Banem  unter 
Alexander  L  das  Recht,  sich  bei  einem  Ver- 
kaufe oder  einer  Versteigerung  des  betref- 
fenden Gutes  loszukaufen.  Dim-h  den  Ukas 
Tom  8.  November  1847  wurde  dieses  Gesetz 
auf  alle  Bauern  Russlands  verallgemeinert, 
aber  schon  im  Jahre  1849  wiu^e  es  auf 
Drftngen  des  Adels  zurückgenommen.  In 
den  zwei  Jahren  seiner  Gültigkeit  haben 
sich  nur  964  Banem  lo^ekauft 

Unter  Nikolaus  I.  wurden  noch  viele 
Güter  von  dem  Staate  aufgekauft  und  die 
Leibeigenen  in  Staatsbauem  verwandelt, 
femer  wurden  Gesetze  erlassen,  wonach  die 
Trennung  von  Familienmitgliedern  beim  Ver- 
kaufe verboten  wurde.  Was  die  Lage  der 
Leibeigenen  anbetrifft,  so  wird  sie  genügend 
charakterisiert  durch  jenen  Paragraphen  des 
Strafgesetzbuches  vom  Jahre  184Ö,  wonach 
ein  jeder  Bauer,  der  gegen  seinen  Herrn 
vor  Gericht  klagt,  mit  5Ü  Prügek  bestraft 
wird.  Nur  Denunziationen  wegen  Verheim- 
lichung von  »Seedenc  bei  der  Zählung 
(Revision)  und  Denunziationen  wegen  Koch- 
verrat v^erden  entgegengenommen  und  be- 
lohnt. 

Die  Regierung  hat  nichts  zur  Mildemng 
der  Leibeigenschaft  beigetragen,  und  du 
Volk  protestierte  gegen  die  Ketten  der 
Sklaverei  in  seiner  Weise.  In  den  Jahren 
1836—1854  sind  144  Gutsbesitzer  und  29 
Verwalter  von  den  Bauern  getCtet  worden. 
Diese  Mordthaten  sind,  wie  es  die  betreffen- 
den Untersuchungen  gezeigt  haben,  meistens 
durch  Grausamkeit,  Habsucht  oder  Aus- 
schweifungen der  Gutsherren  hervorgerufen 
■worden.  Häufiger  aber  als  zu  Verbrechen 
ent  chlossen  6i<£  die  Bauern  zu  organisiertem 
Widerstand,  zu  Massenbewegungen.  Manch- 
mal haben  an  derartigen  Unruhen  bis  20000 
Bauern  teilgenommen.  Die  Zahl  derartiger 
Bauemunnüien  betmg  1830/34  46,  1835/39 
59,  1840/44  101,  1845/49  172,  1850/54  137. 

Die  Regiemng  und  Nikolaus  I.  sahen 
ein  dass  die  Leibetgensdiaft  auf  die  Dauer 
nicht  aufrecht  zu  erhalten  sei.  aber  nichts- 
destoweniger, oder  vielleicht  eben  destudb, 
wurde  ein  jedes  Wort  über  die  Abschaffung 
der  Leibeigenschaft  in  der  Litteratur  und 
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Wissenschaft  unterdrüett.  Trotz  aDerCensar- 
Bchwierigkeiten  haben  aJle  berühmten  nissi- 
BcheD  Schriftateller  der  40  er  Jahre  (mit 
AusDahme  des  am  Ende  seines  Lebens  wer- 
rflckt  gewordenen  Oogois)  wie  ein  Mann 
gegen  die  Leibeigenschaft  gekämpft  Der 
Bauer  und  seine  Leiden  war  der  Slittel- 
pnnkt  der  Novellen  von  Grigorowitsch,  der 
■Dichtkunst  Schewtschenskos  und  Nekrassows, 
mit  der  Leibeigenschaft  laagea  bis  auf  den 
Tod  Herzen  und  Bielinafci.  Was  Iwaa  Serge- 
jewitsch  Turgenieff  von  sich  sagte,  kann 
als  GnindstimmuDg  der  damaligen  nissi- 
Bchen  Lilteratur  gelten:  »Ich  konnte  nicht 
atmen  in  derselben  Luft,  ich  konnte  nicht 
bleiben  in  der  Nahe  von  dem,  was  ich 
hasste  ...  In  meinen  Augen  hatte  mein 
Feind  eine  bestimmte  Gestalt,  er  tnig  einen 
bestimmten  Namen  —  dieser  Feind  war 
die  Leibeigenschaft.  Unter  diesem  Worte 
kODcentrierte  sich  alles,  womit  ich  bis  zum 
Ende  meines  Lebens  kämpfen  wollte,  mit 
dem  ich  schwur,  mich  nie  zu  versöhnen 
'Es  war  mein  Hannibalsclkwur,  und  nicht 
allein  habe  ich  damals  diesen  Süd 
■schworen  .  ,  ,  ,i 

Die  Wirkung  der  nissischen  Lttteratur 
blieb  nicht  aus.  Alexander  II.  behauptete, 
seit  er  Turgenieffs  >Memoiren  eines  Jägers» 
gelesen,  habe  ihn  der  tiedanke  von  der 
NotwendigkeitderBauememancipation  keinen 
Augenblick  verlassen. 

4.  Das  Emancipatiouswerk.  DerErim^ 
krieg  zeigte  die  völlige  üniialtbarkeit  des 
bisherigen  Regimes  und  die  Notwendigkeit 
■durchgreifender  Reformen.  Diese  Reformen 
hat  auch  Alexander  II.  im  Manifeste  auf 
-AnJass  des  Pariser  Friedens  angedeutet  Eine 
Ergänzung  fand  dies  Manifest  in  der  Rede 
des  Käsers,  die  er  bald  darauf  in  Moskau 
vor  den  Delegierten  des  Adels  hielt,  »Es 
ifit  besser,  sagte  er,  die  Lei  beigen  sei  laft  von 
oben  abzuscliaffen  als  die  Zeit  abzuwarten, 
wo  sie  sich  selbst  von  nuten  abschaffen 
wird.«  —  Ein  festes  Programm  liatte  aber 
die  Regienmg  nicht  und  so  blieb  sie  bei 
■der  alten  Methode:  es  wurde  ein  geheimes 
Komitee,  das  unter  dem  Vorsitze  des  Etusers 
stand,  eingesetzt:  am  3.  Januar  1857  hielt 
dies  Komitee  seine  erste  Sitzung  ab.  Die 
Majorität  der  Mitglieder  des  Komitees  mit 
dem  Fürsten  Orloff  an  der  Spitze  waren 
Anhänger  der  alten  Ordnung  \md  wollten 
im  Aussersten  Falte  die  Leibeigenschaft  niir 
Bchrittweise  aufheben.  Sachkenntnisse  hatten 
die  Mitglieder  des  Komitees  nicht  Den 
jiächsien,  tiiatsächlich  wirkuugs vollen  Anstoss 
bekam  das  Emancipationswerk  von  einer 
ganz  anderen  Seile,  —  von  dem  litauischen 
Adel,  —  Waiu^nd  der  Krönung  Alexanders  II. 
■wurde  der  Minister  des  Innern  beauftragt, 
mit  den  Adelsmarschällen  zu  verhandeln, 
um  den  Boden  zu  sondieren  und  über  das 


Verhalten  des  Adels  zur  geplanten  Reform 
sich  Klarheit  zu  verschaffen.  Die  Resultate 
waren  trostlos.  Samtliche  Adelsmarschalle 
verhielten  sich  ablehnend  zur  Sache,  JSne 
ganz  andere  Stellung  aber  nahmen  die  Ver- 
treter des  litauischen  und  kleinrussisclien 
Adels  dazu  ein.  Kulturell  höher  stehend 
und  politisch  gebildeter  als  die  inerte  Masse 
des  grossrussischen  Adels,  sahen  die  Litauer 
in  dem  Vorschlage,  die  Initiative  in  der 
Bauememancipation  zu  ergreifen,  etwas  für 
den  Adel  sehr  günstiges.  Denn  sie  sahen 
darin  die  Möglichkeit,  ihre  eigene  Stellung 
zu  befestigen,  dagegen  befürchteten  sie,  dass. 
wenn  die  Regienmg  selber  die  Initiative  und 
Leitung  der  Sache  übernehme,  die  Reform 
viel  eher  ungünstig  für  sie  ausfallen  könnte. 
Der  litauische  Adel  zeU:te  sich  deshalb  sehr 
entgegenkommend,  und  der  Oeneralgoiiver^ 
neur  von  Wilno,  Nazimoff,  wurde  beaiiftragl:, 
weitere  Verhandlungen  mit  dem  örtlichen 
Adel  zu  fübren.  Zur  Zeit  tagten  in  den 
litauischen  Provinzen  Inventarkommisaionen. 
Diese  stellten  Anträge,  die  auf  pereönliche 
Freiheit  hinausliefen.  Der  Vorscnlag  einer 
landlosen  Bauernbefreiung  fand  aber  zum 
Glück  eine  starke  Opposition  in  Petersburg. 
Die  Antwort  auf  diese  Anträge  war  das 
Allerhöchste  Reskript  vom  20.  November  1857 
an  den  Qeneralgouverneur  Nazimoff.  Dieses 
Reskript  befiehlt,  vorbereitende  Komitees  in 
Kowuo,  Wilno  und  Orodno  und  eine  allge- 
meine Kommission  in  Wilno  zu  errichten. 
Die  Gouvernement komitees  sollen  für  jedes 
litauische  Gouvernement  einen  Entwurf  zur 
'  Verbeesenmg  der  Lage  der  guts herrlichen 
Bauern«  ansarbeiten.  Diesen  Entwürfen 
müssen  folgende  Principien  zu  Gninde  liegen : 
Der  Outsherr  behält  als  Eigentum  das  ge- 
samte Ijand,  den  Bauern  aber  wird  ihr 
Wohnsitz  und  das  Gehöftland  überlassen, 
das  sie  im  Laufe  einer  bestimmten  Frist 
durch  Ablösung  als  Eigentum  erwerben. 
Ausserdem  wird  dem  Bauern  das  nach 
hikaleu  Verbältnissen  zur  Sicheretellun^  ihrer 
Existenz  und  zur  Erfüllung  ihrer  Pflichten 
der  ßegiening  und  dem  G-utsbesitzer  gegen- 
über nötige  Land  zur  Niitzniessung  über- 
lassen, wofür  sie  dem  Gutsherrn  Pacht 
(Obrok)  zahlen  oder  Frondienste  leisten. 
Die  Bauern  werden  in  Gemeinden  eingeteilt, 
dem  Gutsbesitzer  verbleibt  die  giitsherrüche 
Polizei  Verwaltung.  Dieses  Reskript  und  ein 
erläuterndes  Sclireibeu  des  Ministers  wurden 
allen  Gouvemenreu  und  AdelsmarschäUea 
Russlands  mitgeteilt  für  den  li'all,  dasii  der 
örtliche  Adel  ähnhche  Bestrebungen  wie 
der  litauische  ha\jea  sollte.  Ein  ähnliches 
Reskript  wurde  auch  auf  den  Namen  des 
Petersburger  GeneralgouverneurB  Ignatieff 
ausgefertigt,  da  der  Petersbur^r  Ada  noch 
vor  dem  ütautscheu  ähnliche  Absichten  ge- 
äussert hatte.    Der  grossrussische  Adel  be- 
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harrte  aber  In  Beiner  oppositioneUeQ  Stellung 
und  erst  unter  dem  Drucke  der  Begieruug 
fühlte  er  aich  endlich  veranlasst,  enjaneipa- 
loiiBche  Adressen  an  den  Kaiser  zu  richten. 
Am  8.  Januar  18r>8  wurde  das  ^helme 
Komitee  offiziell  in  das  Hauptkomitee  för 
Baiiemangelegenheitea  umgewandelt,  üeber- 
haapt  entechloss  sich  die  B^iening,  jetzt 
endlich  mit  der  Sache  in  die  Öeffentlichiceit 
la  treten.  Alle  Reskripte  wurden  in  den 
Zeitungen  veröffenthcht.  Die  konnervative 
Gutebröitzerpartei  betrachtete  aber  ihr  Spiel 
noch  nicht  für  verloren,  Sie  strebte  danach, 
das  Wei^  entweder  Tollstäadig  Ids  Stocken 
m  bringen  oder  wenigstens  die  Befreiung 
der  Leibeigenen  ohne  Land  und  mit  Ent- 
Gcbädignng  für  die  peisfinliche  Freiheit  der 
Bauern  durchzusetzen.  In  den  errichteten 
GouvememeDtskomitees  machte  sich  aber 
auch  die  liberale  Minorität  geltend,  die  gegen 
die  einseitigen  Interessen  des  Adele  aufüat 
bn  OouTemement  Twer  gewann  die  liberale 
Partei  die  Oberhand,  und  ein  Mann  wie 
Unkowski  stand  als  Adelsmarschall  an  der 
Spitze  des  Twerechen  Ckiuvernemeotskomi- 
tees.  Unkowsld  war  der  erste,  der  den 
Antrag  stellte,  das  Bauemlaad  durch  eine 
finanzielle  AblOsungaoperation  den  befreiten 
Bauern  in  Egentum  zu  übergeben.  Dieser 
Ansicht  neigte  sich  anch  das  Ministerium 
des  Innern  zu,  in  dem  der  bauemfreundliche 
Staatsmann  N.  Milutin  mehr  und  mehr  Ein- 
fluss  geiFann.  —  Im  ganzen  gab  es  4ä 
Oonvemementskomitees,  die  1377  Mitgüeder 
■Xhlten;  diese  waren  teils  vom  Adel  er- 
wählte, teils  von  der  R^erung  ernannte 
tintabeeitzer.  In  Provinzen,  wie  Archangelsk, 
Olonec,  Wjatka  und  Fenn,  wo  es  keine 
adlige  Korporationen  mb,  ernannte  die  Be- 
ejerung  die  sämtlichen  Mitglieder  der  Qouvei^ 
nementakomitees.  Diese  Oonveraements- 
btinitees  hatten  die  Aufgabe,  auf  tirundlage 
der  von  der  Begierung  anfgestellten  früher 
erwShiit^n  allgemeinen  Glrundsätze  Projekte 
der  Bauememandpation  zu  entwerfen.  Am 
17.  Februar  1859  wurden  die  Bedaktions- 
jkommissionen  errichtet,  und  der  Qeneral- 
adjotant  Bostcwcew  wimle  vom  Kaiser  zum 
Voreitzenden  dieser  Kommissionen  ernannt 
Keae  Redaktionskommissionen  bestanden  aus 
Staatsbeamten  und  aus  Eb^perten  aus  den 
Hilgliedem  der  Gouvemementskomiteee  und 
anderen  erfahrenen  Gutsbesitzern.  Die  Be- 
daktloDBkommissionen  hatteu  die  Aufgabe, 
die  OoDTeraementsentwÜrfe  zu  be^tadtten 
and  önheitlich  zu  kodifizieren.  Eine  Kom- 
nisBioD  sollte  die  allgemeinen  Bestimmungen 
^t&esen,  die  andere  Kommission  hatte  die 
Aufgabe,  die  lokalen  Momente  zu  berück- 
"'  " "  'jn  29.  Juni  1859  wurde  neben 


dieaeB  zwei  Uedaktionskommissionen  eine 
KnanzkommiBSOB  errichtet  —  Die  Errich- 
tang  der  BedoktionskommisHlonen  unter  dem 


Prfsidium  des  bauemfrenndlichen  Bostow- 
oew  bedöTitete  eine  sehr  radikale  Wendung 
des  Emancipations Werkes.  Denn  das  Haupt- 
komitee vertrat  entschieden  die  Interessen 
der  Grund besitzerpartei ;  und  nun  wurde  der 
Gang  der  Sache  aus  den  HSndon  des  Hanpt- 
komitees  in  die  der  Bedaktionskommissionen 
gelegt. 

Ende  Juli  1859  waren  die  Arbeiten  der 
Gouvemementskomitees  beendigt,  uud  der 
Minister  charakterisierte  in  einem  geheimen 
dem  Kaiser  vorgelegten  Gutachten  folgender- 
massen  die  Gouvemementsentwürfe :  Die 
Gouvemementskomitees  und  deren  Arbräten 
Kategorieen,  Zur  ersten 
Kategorie  gehört  die  grosse  Majorität;  es 
sind  Korporationen,  die  sich  zu  den  Ab- 
sichten der  Regierung  ablehnend  verhalten 
imd  ä  tont  prix  die  Leibeigenschaft  beibe- 
halten wollen.  Zur  zweiten  Kategime  ge- 
hören Komitees,  wie  das  St  Petersburger, 
die  die  Bauern  befreien  wollen,  fOr  den  Adel 
aber  Hechte  und  Privilegien  der  Anglo- 
B&chsischen  Aristokratie  in  Anspruch  zu 
nehmen  streben.  Zur  dritten  Kat^;orie 
gehören  liber^e  Komitees,  wie  die  des 
Gouvernements  Twer  imd  Charkow,  und  die 
Minoritäten  der  Komitees  von  Nishni-Now- 
gorod,  Ssimbirsk,  Seamara,  Tula,  Wladimir, 
Jaroalaw,  Kaluga,  Wjatka  etc.,  die  nach  Mög- 
lichkeit die  Regierung  bei  der  Durchführung 
der  BauememancLpation  unterstützen  wollen. 
Dieses  Gutachten  des  Ministers  Lanskoj  ver- 
fehlte seine  Wirkung  nidit  Nach  dem  ur- 
sprünglichen Plan  sollten  die  Deputierten 
der  Qouvememeatskoraitees  auch  als  Mit- 
glieder der  Bedaktionskommissionen  mit- 
arbeiten. Ihre  Thfltigkeit  war  nun  auf  die 
der  Experten  beschrankt.  Nach  den  ersten 
Manifesten  des  Kaisers  soUte  die  Beform 
vom  Adel  selbst  aii^hen,  ihm  allein  wurde 
es  überlassen,  die  vom  Kaiser  festgestellten 
GrundBätze  auszuführen,  und  nun  entzog  die 
Be^erung  diese  Arbeit  dem  Adel,  dessen 
Maioritftt  sich  als  Feind  der  Beform  heraus- 
stellte, —  Im  Februar  1860  starb  der  von 
der  Gutsbeeitzerpartei  zu  Tod  gehetzte 
Generaladjutant  Bostowcew,  und  an  seiner 
Stelle  wurde  zum  Präsidenten  der  Redak- 
tionskommissionen Graf  Panin,  der  reak- 
tionärste Gegner  der  Bauernbefreiung,  er- 
nannt. Er  war  aber  nicht  im  stwide,  prin- 
cipielle  Toränderungen  im  Emancipations* 
werke  zu  bewirken.  Am  10.  Oktober  wurden 
die  Arbeiten  der  Bedaktionskommissionen 
beendet,  und  an  demselben  Tage  be«ami«i 
die  Beratungen  des  Entwurfes  im  Haupt- 
komitee, zu  dessen  Vorsitzenden  Grossfürst 
Constantin  ernannt  worden  war.  Im  Haupt- 
komitee  geizig  es  den  Anhängern  der  Qutsi 
besitzerpartei,  den  Landaateil  des  befreiten 
Bauern  zu  verkleinern  und  deu  Fachtaas 
m  28,  Januar  1861  ging  daa 
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EmaDcdpationswerk  in  äea  Beichsrat  Über. 

Prineipiello  Abaadcrungen  Torzunehmen  er- 
laubte der  Kaiser  mcht.  Am  15.  FebruEir 
schloss  der  Reicharat  seine  Verhandlungen, 
die  Bedaktion  des  Manifestes  wurde  ]tlilutin 
übertragen,  und  nachdem  der  Metropolit 
Philaret  aus  Moskau  mauche  Wendungen 
darin  im  kirchlichen  Geiste  verändert  hatte, 
■wurde  es  vom  Kaiser  am  19.  Februar  1861 
unteizeichnet.  Am  2.  Mäiz  wurde  das  Mam- 
fest  in  der  Plenarversaramlung  des  Diri- 
^erendeo  Senats  und  am  5.  März  in  allen 
Kirchen  des  niasischon  Kelches  publiziert. 
Die  Peison  des  Bauern  wurde  für  frei 
erklärt  Das  Land  blieb  Eigentum  des  Onts- 
herm,  aber  den  Bauern  wurde  das  beständige 


Grösse  von  der  Gesetzgebung  bestimmt 
wurde,  zuerkannt.  Für  dieses  Nutzniessiings- 
recht  wurden  dem  Bauern  bestimmte  Pacht- 
Zahlungen  resp.  Naturalleistungen  auferlegt 
Das  Gehöftland  konnte  zu  einem  von  der 
Gesetzgebung  normierten  Preise  vom  Bauern 
abgelöst  imd  zu  Eigentum  erworben  werden. 
Zur  Ablösung  des  Ackerlandes  bedurfte  der 
Bauer  der  Zustimmung  des  Gutsherrn.  Die 
Leibmgenen  wurden  durch  das  Gesetz  zu 
zeitwedig  verpflichteten  Bauern  gemacht. 
Mit  der  Ablösung  des  Lsndanteils  seiteus 
der  Bauern  hörten  die  verpflichteten  Be- 
siehungen zum  Gutsbesitzer  auf,  und  sie 
wurden  freie  landliche  Bauern  giitsbesitzer. 
Nach  freiwilliger  Uebereinkunft  mit  den 
Bauern  konnte  der  Gutsbesitzer  '/*  dos 
Masimallandan teils  denselben  schenken  und 
dadurch  alle  weiteren  gebundenen  Bezie- 
himgen  mit  den  Bauern  lösen. 

5.  Die  bäuerlichen  Landantoile  and 
Fochtzahlnngen.  Schon  in  dem  ersten 
Baskript,  das  der  Kaiser  an  den  Qeneral- 
gouvemeur  Naämoft  am  20.  November  1857 
erlassen  hatte,  gelangte  der  Grundsatz  zum 
Ausdruck,  dass  das  nach  lokalen  Bedin- 
gungen zur  Sicherung  der  Existenz  und  der 
Pflichterfüllung  dem,  Staat  und  dem  Guts- 
besitzer gegenüber  erforderliche  Land  den 
Bauern  zur  Nutzung  überlassen  werden  solle. 
Die  Stellung  der  Gouvemeraentskomitees  zu 
diesem  Grundsatz  war  verschieden.  Die 
einen  beantragten  die  Aufstellung  bestimmter 
und  fester  Normalgrössen,  die  anderen  Ko- 
mitees traten  ein  für  die  Belassung  des  von 
ihnen  bis  dahin  genutzten  Landaateils  an 
<lie  Bauern.  Die  Norraalgrßsse,  die  von  den 
GouvemementBkomitees  aufgestellt  waren, 
wurden  von  den  Gouverneuren  zumeist  als 
unzureichend  erklärt,  und  die  Agrarabteilung 
des  Ministeriums  des  Innern  äusserte  ihre 
Ansicht  dahin,  dass  die  Verringerung  des 
LuidanteUs  die  I.^e  der  Bauern  nur  ver- 
schlechtern könne  imd  dem  Bauern  keine 
Möghchkeit  böte,  seinen  Verpflichtungen 
nachzukommen.  Die  Baais  für  die  Normierung 


der  Grösse  des  Landanteils  sah  das  Minis- 
terium in  dem  bestehenden  Landant^ 
dessen  Grösse  von  dem  Gutsbesitzer  fest- 
gestellt worden  war,  als  seine  Gewalt  eine 
unbeschi-änkte  war.  Nacli  der  Ansicht  des 
Ministeriums  konnte  es  nur  eine  Frage  geben : 
In  welchen  Fällen  und  inwiefern  könnte  der 
bestellende  t)äuertiche  IjandanteU  verringert 
werden? 

Derselben  Ansicht  waren  die  BedaktionB- 
kommissionen.  Da  aber  manche  Gutsbesitzer 
aus  Grossmut  oder  aus  anderen  Motiven  den 
Bauern  ansserordentUch  viel  I^nd  über- 
liessen  und  sehr  viele,  die  Abschaffung  der 
Leibeigenschaft  voraussehend,  den  Bauern 
alles  oder  fast  alles  Land  entzogen ,  so 
forderte  nadi  der  üeberzeugiing  der  Bedak- 
üonskommissionen  die  Gerechtigkeit  die 
Normierung  eines  Maximums  und  Minimums 
der  bäuerlichen  Landanteile.  Das  Minimum 
des  LandanteUs  wimie  von  den  Bedaktions- 
kommissionen  auf  Vs  des  Maximums  normiert 

Gleichzeitig  mit  dem  tdlgemeinen  G.  v. 
19.  Febniar  1861  wurden  die  4  Lokalgesetze 
erlassen.  Das  erste  Lakaigesetz  erstreckt 
sidi  anf  Gross-,  Neu-  und  einen  Teil  von 
Weissnissland.  Die  Feldgemeinscliaft  ist 
hier  fast  die  alleinige  bäuerliche  Grund- 
besifzform.  —  Dieses  Gebiet  wurde  behufs 
Normierung  der  bäuerlichen  Landanteiie  in 
4  Zonen  zerlegt,  innerhalb  dieser  Zonen 
werden  wiederum  die  einzelnen  Ortschaften 
unterschieden.  Der  Maximallandanteil  der 
ersten  nördlichen  Zone  sch^vankt  zwischen 
3 — 7  Dessjatinen  Land,  in  der  zweiten  Zone 
(Gebiet  der  Schwarzerde)  schwankt  das  Maxi- 
mum je  nach  den  Ortschaften  zwischen 
2^/4 — 6  Dessjatinen.  Das  Itlinimum  betriigt 
überall  ^/s  des  Maximums.  Für  die  dritte 
Zone  (Gebiet  der  Steppe)  schwankt  das  Maxi- 
mum zwischen  3 — 12  Dessjatinen.  Diese 
Sätze  treten  in  Rechtskraft,  erst  wenn  eine 
gütliche  Uebereinkunft  zwischen  den  Bauern 
und  GufBherren  nicht  stattgefunden  hat 
Unter  das  Minimum  darf  aber  auch  die  frei- 
willig vereinbarte  Grösse  des  Landanteils 
nicht  sinken,  mit  Ausnahme  des  sogenannten 
»Bettel landanteils«,  der  nur  '4  des  Minimal- 
satzea  beträgt,  für  den  aber  der  Gutsbesitzer 
seitens  der  Bauern  keine  Entschädigung  er- 
hält und  der  nur  mit  Zustimmung  der 
Bauern  denselben  geschenkt  werden  darf. 
Im  allgemeinen  haben  die  Bauern  An- 
spruch auf  das  von  ihnen  bis  dahin  genutzte 
I^and,  dessen  Eürzuiw  der  Gutsbesitzer  ver- 
langen kann,  wenn  dessen  Grösse  das  fest- 
gestellte Maximum  überschreitet  Umge- 
kehrt können  die  Bauern  die  Elrweiterttug 
der  bis  dahin  genutzten  Landanteile  fordern, 
falls  diese  geringer  als  das  lokal  festgestellte 
Minimimi  sind.  Der  Gutsbesitzer  hat  das 
Recht,  bis  zu  1/3  seines  Landbesitzes  zu  be- 
halten, falls  dadurch  die  bäueriichen  Ijuid- 
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urteile  nicht  uoter  die  Hlnimalnorm  herab- 
cedrflckt  werden.  Im  Steppengebiet  hat  der 
OotBberr  das  Recht,  Vt  des  geeantten  Nutz* 
loodee  des  Gutes  zu  behalten. 

Fflr  das  den  Bauern  flberlasfiene  Land 
vmden  ihnen  Zahlungen  und  Leistungen 
zu  Gunsten  des  Outetteira  auferlegt.  Eb 
vmden  4  Fachtsätze  pro  Hazimallandanteil 
je  nach  der  Ortschaft  aufgestellt:  12,  10,  d 
und  8  RnbeL  Der  Pachtsatz  von  1^  Rubeln 
pro  Mazimalanteil  gilt  nur  für  die  Oüter, 
die  nidtt  Aber  25  Werst  von  St  Petersburg 
cntfeTnt  sind.  Diese  Pachtsfttze  gelten  fOr 
die  Uaxinullandan  teile,  die  Berechnung  dee 
Fachlsatzes  für  die  den  Bauern  wirklich 
mgeteilten  Landanteile  wurde  folgender- 
massen  bestimmt :  In  der  ersten  Zone  (nörd- 
lich vom  Schwarzerdegebiet)  wird  die  eiste 
Desnatine  mit  der  Hälfte  des  Pachlsatzea 
pro  Maxi  mal  anteil  belastet,  die  zweite  Dess- 
ntine  mit  V*  des  Maximalpachtsatzcs,  der 
Best  des  lAndanteils  wurde  mit  dem  pro- 
portionellen  TeU  des  Heetea  des  Maximal- 
pochtsatzes  belastet  Je  geringer  also  der 
Idndanteil  der  Bauern  war,  proportionell 
um  80  höher  waren  seine  Zaldungen,  Diese 
sonderbare  und,  wie  sich  sp&ter  erwiesen 
bau,  TeriifingnisvoUe  Bestimmung  des  Oe- 
eetzee  bemht  auf  der  falschen  Yoraussetzung, 
dass  der  Bauer  wenig  Land  besser  su  be- 
baoeo  im  stände  sei  und  infolgedessen  aus 
einer  Dessjatine  veriU^tnismassig  grösseren 
Nutzen  erzielen  kann  als  aus  3  oder  4 
DesBJatineu.  Dieee  Yoraussetzuag  ist  natOr- 
licii  völlig  falsch,  denn  der  £Mrag  einer 
Zwergwiiteobaft  ist  verhältnismässig  viel  ge- 
ringer als  der  dues  vollen  Bauerugntea  — 
In  der  zweiten  und  dritten  Zone  fOebiet 
der  Schwarzerde  und  der  Steppe)  oetifigt 
derFachtsatz  bdm  Marimallandanteil&  Rubel, 
die  erste  Dessjatine  hat  4  Rubel  zu  tragen, 
das  ttbrjge  I^md  das,  was  pro  Dessjatine  beim 
Haximailandanteile  zu  zahlen  wftre.  Bei 
IbtniaUeistuDgen  wird  die  Frone  im  Steppen* 
«biet  auf  40  mfinnliche  und  30  weibliche 
jubätstage  oonnieit,  wobei  aber  der  Outs- 
heiT  nicht  mehr  als  ^/s  der  Sommerarbeits- 
tage  in  Anspruch  nehmen  darf.  Wo  die 
fiwterii  keinen  Maximallandanteil  ertialten 
baben,  wird  die  Frone  nach  einer  vom  Oe- 
«otie  feetgestellten  Tabelle  berechnet  Die 
Dauer  des  Arbeitstages  ist  im  Sommer  12 
Stondeo,  im  Winter  9'  Stunden. 

Im  ^Igemeinen  wird  aber  vom  Gesetze 
die  fWte  als  ein  provisorischer  Zustand 
bebrachtet,  und  der  üebei^ang  zur  Qeldpacht 


Das  Lokalgesetz  fflr  die  kleinrussisohen 
O^oremements  (Techeniigow,  Poltawa  und 
«in  TeU  des  Ooovemements  Charkow^  stellt 
■b  MaximallandanteU  den  zwischen  2'lt  Us 
4*/!  DeB^iitiaea  adiwankenden  Satz  auf,  das 
1  bcMgt  die  HlUte  des  Maximnms. 


Die  Geldpacbt  wird  auf  5  Rubel  pro  Dess- 
jatine GdiSftland  und  1,4  bis  2,8  Rnbel  pro 
Dessjatine  übrigen  Landes  normiert  Mit 
obrigkeitlicher  G^ehroigungkann  aber  dieser 
Pachtsatz  unter  gOnstigen  lokalen  Wirtechafts- 
bedingungen  bis  auf  10%  erhöht,  bei  un- 
günstigen Bedingungen  um  ebensoviel  Pro- 
zente ermflssigt  wenlen. 

Das  Lokfugesetz  für  das  sfldweaüiche 
Gebiet  (Gouvernements  Kiew,  Podolien  und 
Wolynien)  überlftsst  den  Bauern  das  von 
ihnen  früher  nach  den  Inventarregeln  ^ 
nutzte  Land.  Efiiziingea  können  nach  freier 
YereinbaniDg  der  Bauero  mit  dem  Gutsherrn 
eintreten,  aber  nur  soweit  es  sich  imt  das 
»ZuschlagslandchaQdelt  Die  Pachtzahlungen 
betragen  5  Rubel  pro  Dessjatine  Gehöftlüid, 
für  das  flbrige  Land  schwankt  der  Fachtsatz 
zwischen  1,35  bis  3,3  HubeL 

Das  vierte  Lokalgesetz  für  die  nordwest- 
lichen Gouvernements  (Wilno,  GrodncEowno, 
Minsk  und  ein  Teil  des  Gouvernements 
Witebsk)  überlässt  den  Bauern  das  bisher 
genutzte  Land.  Eine  Kürzung  kana  zwangs- 
weise nur  erfolgen,  wenn  dem  Gutsbesitzer 
weniger  als  ^.'a  des  Gesamfgutes  verbleibt 
Die  Kürzung  des  Baucrnlandcs  darf  aber 
nicht  Vg  desselben  übersteigen.  Die  Zah- 
lungen und  Naturalleistungen  werden  mit 
gewissen  Ermässigungen  nach  den  alten  In- 
ventarregeln berechnet 

6.  Die  AblSsnng  des  BsaernlaBdea. 
Nach  dem  G.  v.  19.  Februar  1861  wurdo) 
alle  von  der  Leibeigenschaft  befreiten  Bauern, 
die  fflr  die  ihnen  zugewiesenen  landanteile 
dem  Gutsbesitzer  eiaen  bestimmten  Pacht- 
satz  zu  zahlen  hatten,  »zeitweilig-verpflicb- 
tete«  Bauern  genannt  Sie  wurden  aber  zu 
freien,  aller  Pflichten  dem  Gutebesitzer 
gegenüber  entbundenen  Ackerbauern: 

a)  Sobald  sie  nach  üebereinkunft  mit 
dem  Gutsbesitzer  von  ihm  das  ganze  oder 
einen  Teil  des  den  Bauern  zugewiesenen 
Landes  gekauft  haben.  Dabei  stand  den 
Bauern  das  ÄblOsungsgesetz  zur  Seite. 

b)  Die  Ablösung  des  Bauemlandes  konnte 
auch  auf  einseitiges  Yerlangen  des  Qnts- 
besitzers  stattfinden,  wobei  ebenso  die  zei^ 
weilig  verpflichtetea  Beziehungen  des  Bauern 
zum-Gutsnerm  aufhörten. 

b)  Nach  freiwilliger  üebereinkunft  mit 
den  Bauern  kiHinte  der  Gutsbesitzer  den 
Bauern  '.'4  des  Maxi mallandanteils  schenkea. 
Durch  diesen  Akt  hörten  auch  die  zdtweilig- 
verpflichteten  Beziehungen  der  Bauern  zum 
Gutsbesitzer  aut 

Die  Ablösung  des  GehOftlandes  zu  for- 
dern, haben  die  Bauern  ein  Recht  Das  Ab- 
lOsongsgeld  betragt  den  mit  6°!o  kapit&U- 
siert^i  Fachtsatz,  und  diese  Summe  ist  sofort 
im  ganzen  zu  entrichten.  Das  (Ibrige  Bauem- 
land  kann  nur  mit  Zustimmung  oder  auf 
inseitige  Forderung  des  Ontshom  «bgeUst 
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Verden.  In  beiden  F^eh  gewILhrt  der  Staat 
Hilfe  durch  Kapitolauskehningin  5prozeDtigen 
Staatspapieren.  Der  Staat  entrichtet  dem 
Chitsbesitzer  80  "lo  der  mit  6  %  kapitaligiertoa 
Geldpacht,  wenn  die  Bauern  den  voUen 
Landanteil  erhalten  haben  und  Tö^/o  bei 
geringeren  Landanteilen.  Geschieht  die  Ab- 
JöBung  auf  einseiliges  Verlangen  des  Guts- 
besilzers,  so  ist  diimi  diese  80%  resp,  7b''lo 
der  kapitalisierten  Geldpacht  das  Bauemland 
vollstXndig  abgelöst  Bei  Ablösung 
anf  beidereeitigen  Wunsch  haben  die 
Bauern  den  Rest  der  kapitaUsierten  Gold- 
pacht nach  einer  vereinbarten  Zahlungs- 
modatitat  zu  entrichten.  Nach  der  Land- 
ablSsuDg  haben  die  Bauern  49  Jahre  dem 
Staate  6"/«  (Zinsen  und  Tilgung)  des  Schuld- 
kapitals  zu  zahlen.  YortiäTninliche  Abtra- 
gun^j  der  Schuld  ist  gestattet  und  durch  die 
BesSmmung  erleichtert,  dass  die  unter  pari 
stehenden  .^  prozentigen  Staatsjtapiere  bei 
Tortenninlichen  Zahlungen  zum  Nominal- 
wert von  der  Staafsrentei  angenommen 
■werden. 

Obgleich  die  Landablösung  vollständig 
von  der  Einwilligung  der  Gutsbesitzer  ab- 
hängig war,  ging  sie  rasch  vor  sich.  Im 
hohen  Maese  wurde  die  Ablösung  des  Bauem- 
landes  durch  die  Vei-achuldung  der  Gufs- 
beeitzerklasse  gefördert.  Dazu  trat  noch  der 
Umstand,  dass  die  alten  staatlichen  Kredit- 
institute reorganisiert  werden  faollten.  Im 
Jahre  1859  waren  44166  Güter  mit  einer 
Summe  von  425503061  Rubel  von  diesen 
Kreditinstituten  beliehen.  Und  nun  durften 
nach  dem  Ukas  t.  16.  April  18.59  diese  In- 
stitute keinen  Kredit  mehr  gewähren,  da  sie 
reoT^gauisiert  werden  sollten.  Privatbanken 
gab  es  damals  nicht,  die  erste  private  Kredit- 
anstalt wurde  im  Jahre  1864  erflffnet.  Die 
Kreditnot  der  Gutsbesitzer  war  deshalb  sehr 
stark,  und  die  verstocktesten  Gegner  der 
Bauemeroandpation  suchten  jetzt  von  dem 
Ablöeungsgesetze  Gebranch  zu  machen,  um 
Geld  zu  nekommen.  Aus  den  bis  zum 
1.  Januar  1877  in  39  Gouvernements  al^e- 
achlossenen  61784  AblösungsvertrSgen  be- 
ruhen 21598  (30%)  auf  Debereinkunft  der 
Bauern  mit  den  Gutsbesitzern  und  40186 
(65°/o)  auf  einseitigem  Verlangen  der  Gats- 
hetren. 

7.  DteApanageBbanem.  DieAp^agen- 
gOter  bestanden  hauptsftdüich  aus  den  früher 
8(^DanDten  ^Schlo^gfitemo^  d.  h.  aus  Erfo- 
gfllem  der  Zarenfamilie,  die  in  der  vor- 
petrinischen 2^it  von  dem  sogenannte^ 
'Pritaz  des  grossen  Schlosses«  verwaltet 
wurden.  Unter  Peter  dem  Grossen  wnirde 
dieser  iPrikazi  in  die  HauptschlosskBnzJei 
umgewandelt  Im  Jahre  1782  abei^ab  die 
Kaiserin  Katharina  ü.  die  Verwaltong  der 
Sdüossgüter  den  Instituten,  die  die  ^ichs- 
domfinen  zu  verwalten  hatten.    Dutch  den 


ükas  V.  5.  April  1797  wurde  die  Verwaltung; 
der  Apanagengflter  wiedenim  einem  speci- 
ellen  neugesdiaffenen  Verwaltungsorgan,  ge- 
nannt ^Institution  der  kaiserhchen  Familiecr 
Üb^tragen. 

Schon  im  Jahre  1858  wurde  eine  Kom- 
mission niedergesetzt,  die  sich  mit  der 
Emancipation  der  DomSnen-  und  Apanagen- 
bauern zu  befassen  hatte.  Die  Arbeiten 
dieser  Kommission  konnten  aber  nicht  vor 
der  Emancipation  der  gutsheniichen  Bauern 
abgeschlossen  werden.  Deshalb  hat  das  Ge- 
setz, das  die  ländlichen  Verhältsiisse  der 
Apanagenbaiiem  regelte,  erat  zwei  Jahre 
nach  dem  Befreiungagesetze  v.  19.  Febmar 
1861  erscheinen  können.  Die  persönliche 
Leibeigenbchaft  aber  der  Apanagenhauem 
wurde  schon  durch  die  Ukase  v.  20.  Juni 
1858  und  26.  August  1859  aufgehoben.  Nach 
der  Behciung  der  gutsherrlichen  Bauern  am 
19.  Februar  wiude  sofort  am  5.  MArz  1861 
ein  ükas  erlassen,  wonach  die  Stellung  der 
Apanagenbauern  znm  Landanteile,  den  wo 
nutzten,  ihre  Leistungen  und  ilire  Selbst- 
verwaltung revidiert  und  endgil%  geregelt 
werden  sollten.  Ehircb  denselben  Ukas  v. 
5.  Uftrz  1861  wimlen  die  Apanagenbanem 
von  allen  Frondiensten  (die  »obsclitscheet- 
wennyja  zapaschkii  betrachten  wir  in  diesem 
Falle  als  I<rone)  befreit,  und  auch  die  Er- 
hebung des  >0brok8<,  des  Pachtzinses  von 
den  Apanagenbauem,  die  kein  Apanagenland 
nutzten,  wurde  untersagt.  Das  G.  v.  26.  Juni 
1863,  das  diese  Angelegenheiten  regelte,  ist 
verhältnismässig  zu  Gunsten  der  Bauern  auB- 
gefalten.  Das  gesamte  Land,  das  die  Bauern 
ä-Oher  nutzten,  wurde  ihnen  anf  Glmndlage 
einer  obUgatonschen  Ablösung  als  Eigentum 
Oberlassen.  In  49  Jahren  soüte  dieses  Land 
abgelöst  werden,  wobei  die  früheren  Zah- 
lungen der  Apanagenbauern  nicht  eihOht 
und  ein  Teil  als  Ablösungszahlung  berechnet 
wurde.  Der  Bauemlandanteil  durfte  haupt- 
sächlich nur  dann  verkürzt  werden,  wenn 
er  den  für  die  gutsherrlichen  Bauern  Qni> 
mierten.  MaximaUandanfeil  überschritt 

8.  Die  DomänenbaaerB.  Die  altruasi- 
Bchen  freien  tschwarzem  Gemeinden,  deren 
Land  vom  Staate  an  Dienstleute  nicht  ver- 
schenkt oder  verliehen  worden  war,  bildeten 
den  Grundstock  der  sogenannten  Staats-  oder 
DomSnenbauem.  Diese  Bauern  waren  nr-. 
sprOnglich  frei;  aber  parallel  mit  der  Ana- 
bildungder  Leibeigenschafbsuchte  der  Staat 
diese  Bauern,  deren  Becht  ignorierend,  in 
dasselbe  Rechtsverhältnis  zum  F^skns  bo 
steUen,  in  dem  die  leibeigenen  Ackerbauern 
zum  Gutsherrn  standen.  Bekannthoh  be- 
seitigte Peter  der  Grosse  die  alte  Grund- 
steuer und  ersetzte  sie  durch  eine  Kottf- 
Bteuer.  Diese  Kopfsteuer  war  für  dis 
Staatsbauem  erhebhch  htäisr  als  für  die 
gntsherrlichen     Baaem     normiert      Diese 
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Differenz  trug  den  Charakter  einer  Facht- 
■teno'  filr  das  im  Eigentum  des  Staates 
befindliche  und  den  Bauern  zur  Nutzung 
flberiaseene  Land.  Dieser  Bstraziischlag 
Turde  ausdrücklicli  vom  Gesetze  als  eine 
Pachtsteiier  erüutert,  »welche  die  anderen 
Bauern  zu  entrichten  haben:  die  Apanagen- 
baiiern  dem  Apanagen hof,  die  Sjnodalbauern 
dem  Synod,  die  giitsherrlichen  Bauern  an 
den  Qutsherm.  Dieser  Zuschlag  zur  £opf- 
gteuer  wurde  immer  gesteigert,  so  im  Jahre 
1761  auf  einen  Rubel,  1768  auf  zwei  Rubel, 
1783  auf  drei  Rubel.  Durch  das  Gesetz 
vom  18.  Dezember  1797  wurden  die  Pro 
nnieil  des  Reiches  in  4  Klassen  geteilt,  und 
zwar  wie  der  ükas  lautet:  >je  nach  der 
Beschaffenheit  des  lindes,  der  OrOsse  des 
im  Beütze  der  Bauern  befindlichen  Landes, 
je  nach  den  lokalen  Nebenerwerben  durch 
Arbeit  und  Gewerbe.« 

Der  Zuschlag  zur  Kopfsteuer  als  Pocht- 
zins  für  das  Domanenland  betrog  für  Klasse 
I  5  Rubel  10  Kopeken  pro  Revision sseele, 
fiir  Elaese  II  4  Rubel  69  Kopeken,  für 
Klasse  ni  4  Rubel  8  Kopeken  und  für 
Elafse  IV  3  Rubel  57  Kopeken.  Dieser 
Pachtäns  wiude  im  Jtdire  1810  für  Klasse 
1  auf  8  Rubel,  Klasse  D  auf  ?  Rubel, 
Klasse  m  auf  6  Rubel,  Klasse  IV  auf  5 
Rubel  50  Kopeken  erhöht  —  Im  Jahre 
1812  wurden  diese  ausserordenthch  hohen 
Steuersfttze  nochmals  um  2  Rubel  gleich- 
masBtg  für  alle  Klassen  erhöht.  Ea  ist  klar, 
dass  dermassen  hohe  Steuersätze  nicht  allein 
die  Grnndrenle,  sondern  die  ArbeitskTaft 
des  Bauern  besteuerte,  sie  belastete  nicht 
•Oeiii  seine  Iftndliche  Arimit,  sondern  auch 
seine  gewerblichen  Nebenv^ienste. 

Mit  dem  Jahre  1837  tritt  eine  neue 
Paiiade  in  der  Geschichte  der  Staatsbauem 
ein.  Es  wird  ein  Domänenministerium  er- 
richtet, und  an  seine  Spitze  wird  KisseJeff, 
aper  der  weitUickendsten  Staatsmänner 
■einer  Zeit,  gesteift.  Die  rein  fiekalischen 
Interessen  des  Staates  treten  in  der  Do- 
mSaenvenraltnng  unter  Graf  Eisseleff  etwas 
in  den  Hintergrund,  und  es  wird  mäir 
Sorge  getragen  fOr  die  Hebung  des  Wohl- 
standes der  Staatsbauem. 

S^tdem  eine  ergftuzende  Steuer  zu  der 
Sopfsteoer  fOr  die  Staatsbauem  eingeführt 
vollen  ist,  wurde  sie  derartig  ejhoben,  dass 
der  St«aerbetrag  mit  der  Zahl  der  Ravi- 
«omacolen  einer  Gemeinde  multipliziert  und 
die  aiif  solche  Weise  gewonnene  Summe 
der  BoltdariBch  haftenden  Gemeinde  aufer- 
legt vnirde.  Die  Härten  dieses  rein  arith- 
utetiBcben  Verfahrene,  das  keine  Rflcksicht 
auf  die  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen 
Steuerzahler  nahm,  wurde  zum  Teil  durch 
die  brän  OemeiDoebedta  flbliche  Art  der 
StenerverteUung  at^escbwächt.  Wenn  aber 
inneriialb   einer  Gemeinde   eine  gerechtere 


Verteilung  der  Pachtsteuer  noch  mfigjioh 
war,  so  UiebeQ  doch  die  verschiedenen  Ge- 
meinden ungleich  belastet  Denn  es  liegt 
auf  der  Hand,  daes  bei-  der  grossen  Ver- 
soMedenartigkeit  der  klimatischen  und  sons- 
ti^n  natürlichen  und  wirtschaftlichen  Be- 
dingungen Russlands  die  Teilung  des 
grossen  Reiches  iu  4  Klassen  eine  zu  me- 
chanisch rohe  war.  Um  dieser  Ungleich- 
mässigkeit  in  der  Besteuerung  entgegen  zu 
wirken,  entschloss  sich  die  Regierung  zu 
einer  Kataatrierung;  zu  greifen.  Aber  trota 
der  verechi edenartigsten  Katasüieruugsver- 
suche,  trotz  aller  Reglements  und  Instruk- 
tionen vom  Jahre  1842,  1843,  1848,  1851 
gelang  es  Act  Regiening  nicht,  eine  Gleich- 
mässigkeit  in  der  Belastung  der  Staats- 
bauem zu  erreichen.  So  richtet  das  Ministe- 
rium selber  im  Jahre  1853  die  Aufmerksam- 
keit darauf,  dasB  die  Pachtsteuer  der  Staats- 
bauern in  den  Gouvernements  Woronesh 
und  Twer  9h'i°iti,  in  dem  Gouvernement 
Nowgorod  14  "/o,  im  Gtouveroemeut  Charkow 
16  "/o,  im  Gouvernement  Kursk  20"/«  ihres 
Reinertrages  betrüge. 

Im  Jahre  1857  wurde  an  Stelle  des 
Grafen  Kisseleff  Graf  Murawiew  DomAnen- 
minister,  und  nun  machte  sich  das  Bestre- 
ben geltend,  die  Einkünfte  aus  den  Keichs- 
domänen,  die  bis  dahin  nur  27  Millionen 
Rubel  betnigen,  ohne  Rücksicht  auf  das 
Wohl  und  Wehe  der  Staatsbauem  zu  er- 
hSheu,  So  wurde  in  erster  Linie  der  Be- 
völkerungszuwachs zur  Steuer  herangezogen ; 
es  wurde  femer  die  Pachtsteuer  nur  als 
eine  auf  den  Normal  landan  teil  sich  be- 
ziehende Steuer  erklärt;  das  überschüssige, 
iu  Nutzung  der  Bauern  befindliche  Land 
wurde  mit  einer  besonderen  Steuer,  die 
den  lokalen  Fachtsätzen  entsprechen  sollte, 
belastet;  es  wurde  indirekt  eine  neue  Wald- 
steuer eingeführt,  und  endhch  wurden  die 
einen  Gouvernements  und  Distrikte  in  die 
hühere  Steuerklasse  versetzt,  in  den  ande- 
ren wurde  die  Steuer  um  .'i"/»  erhöht  — 
Wir  wollen  hier  nicht  alle  fisi^alischen  und 
sonstigen  Ifassregeln  derRegiemng  in  betreff 
der  Staatebauem  aufzählen.  Die  wichtigste 
Bestimmung  ist  die  vom  Jahre  1859,  wo- 
nach die  Pacht  Steuer  von  den  anderen 
Steuern  gesdiieden  und  so  normiert  wonlen 
sollte,  dass  deren-  Kapitalisierung  dem 
Gnindwerte  entspräche.  Diese  Bestimmung 
wurde  für  den  Fall  einer  eventuellen  späte- 
ren Landablösung  getroffen.  Die  Schätzung 
wurde  derartig  gehandhabt,  dass  die  Pacht- 
steuer wiederum  enorm  gesteigert  wurde. 
Am  31.  Dezember  1861  erfolg  noch  eni 
Ukas,  wonach  die  Fachteteuer  lu  den  kataa- 
trierten  Gouveraemente  um  ö^/o,  in  den 
nicht  katastrierten  um  10%  erhöht  wuidej 
und  ein  Jahr  darauf,  am  35.  Dezembec 
1862,  folgte  noch  ein  Ukas,  der  eine  weitere 


410 


Banenibefrdung  (Bussland) 


^hOhuDg  der  Paclitsteuer  nach  der  Leis- 
tongEähigkeit  der  Steuerzahler  anordnete. 
Auf  Grundlage  des  G.  v.  19.  Februar 
1861,  das  die  gutsherrhchen  Bauern  be- 
freite, sollten  auch  die  Verhältnisse  der 
Staatsbatiem  geregelt  werden,  und  schon 
sm  5.  März  1861  wurde  dem  Reichsdo- 
mänenministerium  befohlen,  einen  Entwurf 
über  die  Anwendung  der  Omndprinci^ien 
des  Befreiungsgesetzes  *uf  die  Verhältnisse 
der  Staatsbauern  auszuarbeiten,  insofern  di^ 
Eäch  als  mSglich  und  notwendig  heraus- 
stellen sollte,  um  die  wirtschaftliche  Exis- 
tenz der  Staatsbaucm  zu  sichern.  Am  28. 
Januar  1863  wurden  vom  Kaiser  die  Grund- 
principien  bestätigt,  aber  eret  am  24.  No- 
vember 1866  erfolgte  das  Gesetz,  das  die 
OmudbcsitzTerhältnisse  der  Staatsbauem 
regelte.  Die  am  28.  Januar  1863  vom 
Kaiser  bestätigten  Orundaätze  waren  fol- 
gende: 

1.  Das  Domäuenland,  das  von  den  Bau- 
ern genutzt  wird,  ist  Eigentum  des  Beiches ; 
die  Bauern  behalten  das  beständige  Nut- 
zungsrecht auf  das  betreffende  Land. 

2.  Die  Pachtsteuer,  die  von  den  Bauern 
fOr  das  Land  gezahlt  wird,  ist  auf  20  Jahre 
festzustellen;  Sie  Bauern  erhalten  auf  ihren 
Landanteil  ein  Wackenbuch.  Von  der 
Fachtsteuer  abgesehen,  werden  die  Staate- 
bauern in  betreff  der  Steuerzahlung  der 
sonstigen  ländlichen  Bevölkerung  gleichge- 
stellt 

3.  Den  Staatsbauem  wird  gestattet,  den 
zugewiesenen  Landanteil  nach  den  bestehen- 
den Bankregeln  abzulösen. 

4.  In  administrativer  Hinsicht  werden 
die  Staatsbauem  den  allgemeinen  Instituten 
unteigeordnet .  in  Bezug  auf  persönliche 
Bechte  und  kommunale  Verwaltung  wird 
das  0.  V.  19.  Februar  1861  auf  die  Staats- 
batiem ausgedehnt 

Die  Gmndsfttze  sollten  von  einer  spe- 
deUeo  Kommission  unter  dem  Yoi^itze  des 
Senators  Hahn  dem  Gesetzentwürfe  zu 
Grunde  gelegt  werden.  Am  18.  Januar 
1866  wurden  die  administrativen  Bestim- 
mungen des  allgemeinen  G.  v.  19.  Februar 
1661  auch  auf  die  Staatsbauem  auegedehnt, 
und  am  24  November  1866  erfolgte  endlich 
»das  Gesetz  flber  die  ehemaligen  Staats- 
bauem«, das  endgOitig  die  Grandbesitzver- 
hUtnisse  der  Staatsbauem  im  Sinne  der 
angeftlhrten  Grundsätze  vom  28.  Januar  1863 
regelte. 

Wie  wir  scdion  erwähnt  haben,  stand  es 
den  Bauern  frei,  ihre  Seelenanteüe  abzu- 
lösen, dabei  wurde  die  Fachtsteuer  mit  S'/o 
kapitalisiert,  und  diese  Eapitalsnmme  musete 
der  Staatsbauer  entweder  auf  einmal  be- 
fahlen oder  er  konnte  auch  ^!b  der  Summe 
sofort  und  den  Best  binnen  20  Jahren  mit 
ö^/o  Verzinsung  abzahlen. 


Dae  erste,  was  die  neue  Banemordnung 
mit  sich  brachte,  war  die  Erhöhung  der 
Fachtsteuer  für  22  Gouvernements  um  6 
bis  14*/o.  Die  gesamte  Pachtsteuersumme 
wurde  um  2006145  Bubel  erhöht  Nichts- 
destoweniger ist  dae  Beeultat  dieeer  Neu- 
regelung der  Grundbesitz-  und  Steuerver- 
hältaisee  der  Staatsbauem  ftlr  die  Bauern 
viel  günstiger  ausgefallen  als  die  Besnltate 
der  BauememancipatiDn  für  die  ehemaligen 
giitsherrlichen  Bauern.  Die  Staatsbauern 
haben  im  allgemeinen  Landauteile  erhalten, 
die  grösser  als  die  Maximalanteile  der  ehe- 
maligen gutsherrlichen  Bauern  waren,  und 
die  Pachtsteuer  war  in  den  entsprechenden 
Gouvernements  um  2 — ^2^/*  mal  geringer 
als  die  ÄblÖsungszAhlungen  der  ehemaligen 
gutsherrhchen  Bauem. 

Eines  der  wichtigsten  folgenden  Ge- 
setze war  das  vom  4  Juni  1871  über  die 
Kegelung  der  Grundbesitz  Verhältnisse  der 
sogenannten  Kolonisten.  Das  sind  meistens 
Nachkommen  der  deutschen  Einwandere 
in  den  Gouvernements  St  Peteraburg, 
Nowgorod,  Samara,  Saratow,  Worone^ 
Tschemigoff,  Poltawa,  Jekaterinoslaw,  Cher- 
son,  Taiirien  und  Bessarabien.  Mit  Aus- 
nahme der  Menoniten  wurden  bei  diesen 
Kolonisten  die  Landanteile  und  die  Pacht- 
steuer nach  deneelben  GrundsStzen  normieit 
wie  bei  den  Staatsbauem.  In  den  genann- 
ten 8  Gouvernements  gab  ee  358  Kolonis- 
tengemeinden mit  einer  BevClkerung  von 
181736  männlichen  Seelen.  Sie  bekamen 
als  Laudanteü  1808  398  Vi  Dessjatinen  kul- 
tur&higen  urd  333397  Dessjatinen  nicht 
kulturähigen  Bodens.  Die  genannte  Facl^ 
steuersumme,  die  den  Kolonisten  auferl^ 
wurde,  betrug  775740  BubeL  Der  durch- 
schnittliche Seele  nanteil  betrug  ungefähr 
10  Dessjatinen,  im  Gouvernement  Samare 
12  ^/<  Dessjatinen.  in  den  Gouvernements 
St.  Petersburg  und  Woronesh  4V»  —  4'/» 
Dessjatinen.  Die  Pachtsteuer  betrog  durch- 
schmttlich  2  Rubel  59  Kopeken  pro  Seele, 
im  Gouvernement  Jekatennoslaw  6  Bubd 
89  Kopeken,  in  St  Petersburg  ungeffihr  3 
bis  4  Rubel  Die  Menoniten  von  Jekaten- 
noslaw und  die  evangelischen  Brfldeige- 
meinden  von  Sarepta  konnten  von  diesem 
Gesetze  nicht  getroffen  werden;  da  sie  im 
Besitze  alter  ftivüe^en  waren,  so  durften 
auf  Grand  dieser  Privilegien  die  Menoniten 
nicht  mehr  als  15  Kopeken  (ungefähr  30 
Pfenn^)  Pachtsteuer  pro  Dessjatine  zahlen 
und  die  evangelischen  Brüder  nur  7^/4  Ko- 
peken pro  Dessjatine. 

9.  statiatische  E^^bnisee  der  Ban- 
embefreiiuig.  Die  Zahl  der  befreiten  Bau- 
em und  deren  Auteilland  verteilt  sich  nadi 
den  einzelnen  Bauemkat^iDrieen   folgender- 
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Zahl  und  \ 

der 
Oememden 


Zahl  und  "/, 
der  Re- 

visionaaeelen 


Zahl  ood  "/, 

der 
DessjadDen 


1.  Ehemalige  gntsherrliche  Banem 

2.  Ehemalige  Äpanagenbaneni 

3.  Ehemalige  Staatsbanern  .    .     . 
4  Andere  Baaernkategorieeii  .    . 


Insgesamt 


91475 
65,5% 
5,5^7 
4.o% 
36.7*3 

^A 
5,900 


43- 1\ 
1  801  777 


33  755  759 
a8,9»(o 
4  333  a6» 

3,7% 
57  130  141 

48,9'', 
21635694 


116854855 


10.  Abschlnsfl  des  £mancipation8- 
wcrkes.  Der  Ornadgedaake  der  InaDgriff- 
lubme  der  Bauernbefreiung  war,  nicht  nur 
die  Person  des  Bauern  zu  befreien,  sondern 
seine  Existenz  und  seine  Verpflichtungen 
dem  Staate  und  dem  Giitabesitzer  gegen- 
über dimih  einen  ausreichenden  Landanteil 
aidier  zu  stellen.  Dieser  Grundsatz  ist 
«ueResprocheD  in  den  Reskripten  des  Kaisers 
an  Nazimoff  und  Ignatieff ;  dasselbe  besagt 
der  Artikel  3  des  >Ällgemeinen  Gesetzes« 
Tom  19.  Februar.  Diese  Aufgabe  hat  das 
Befreinngsgeeetz  nicht  erfQllt  Daa  Bauem- 
kod  vnrae  dimiJi  das  Gesetz  in  den  meis- 
tsi  BUlen  stark  beschnitten.  In  vielen  Ge- 
«nden  Rusalands  hat  die  Durcbfflhrung  des 
Emanräpationsgeaetzes  sogar  ernste  Bauern- 
auistSuae  hervorgerufen,  die  in  Blut  erstickt 
worden. 

Was  die  auferlegten  Zahlungen  anbe- 
triftLao  flbena^n  sie  vielfach  den  Ertrag 
des  Bodens.  Sie  bedeuteten  deshalb  thatr 
BSchlich  nicht  nur  eine  Entschädigung  fflr 
die  befreite  Person  des  Leibeigenen,  son- 
dern auch  eine  Ablesung  des  Landanteils. 
Tiel  Aufsehen  errate  seiner  Zeit  das  be- 
rOhmte  Werk  von  Professor  Janson  über 
die  b&nerlichen  I^ndanteile  imd  Zahlungen. 
Man  war  erstaunt  und  entrüstet  Über  die 
EirgebaiSBe  der  Jansonschen  Untersuchung, 
doäi  Tar  es  nur  eine  Verarbeitung  des 
offizielleD  statisliscfaen  Uaterials  über  die 
biuerlichen  Zahlungen.  Nach  dieser  Unter- 
suchung ergab  sim,  doss  die  obliegenden 
ZahlnDgen  meistens  den  £rtrafi^  des  Land- 
antdls  fiberrogeo.  So  z.  B.  betragen  die 
ZahlnDgen  im  Gouvernement  Nowgorod 
bdm  Haximalaoteil  180—210  "k  des  Boden- 
ertiags,  bei  kleineren  Anteilen  375 — 565%. 
SaA  den  Untereuchungen  der  Petersbiu-ger 
I^udachaft  betragen  die  AblOeun^zahlungen 
76 — 131  "/o  des  Bodenertrasa,  die  gesamten 
obli^enden  Zahlungen  und  Steuern  128  bis 
150>Tt'/«j  in  Gouvernement  Hoekan  be- 
tragen die  b&ueriichen  Zahlungen  diurih- 
•duiittlicii  205%,  im  Gouvernement  Twer 
2fö<V«,  im  Oouveraement  Ssmolensk  220o/o, 


Kostroma  240  "/o,  Pskow  213  "/o,  Wladimir 
276%,  Wjatka  200%  u.  s.  w. 

Eine  derartig  grausame  Belastung  de." 
Bauernstandes  hatte  zur  Folge,  dasB  in  den 
70er  Jahren  in  den  13  Gouvernements:  St, 
Petersbui^,  Pskow,  Nowgorod,  Ssmolensk, 
Twer,  Jaroslaw,  Kostroma,  Wjatka,  Wladi- 
mir, Moskau,  Kaluga,  Nishiii-Nowgotod  nnd 
Wologda  die  landwirtschaftliche  Kultur  der- 
artig zurDckgegangen  war,  dass  sich  die 
Aussaat  um  14,6%,  die  Ernte  um  27,8%, 
der  Viehstand  nm  17,6%  verringert  haben. 
Die  Zunahme  der  Bevölkerung  betnig  6,6  %. 

Bei  einer  Untersuchung  der  Lage  der 
Bauern  in  den  Gouvernements  der  Schwans- 
erde  kommt  Professor  Janson  zu  dem  trau- 
rigen Schluss,  dass  zur  Zeit  der  Leibeigen- 
schaft die  Bauern  materiell  viel  besser 
standen. 

Bei  einer  derartigen  Belastung  des  Bau- 
ernstandes ist  es  ganz  begreiflich,  wenn  die 
Rtlckat&nde  jährlich  in  erschreckendem 
Uasse  zunahmen,  trotz  der  strengsten  Mass- 
r^eln,  die  die  Be^erung  zu  deren  Bei- 
treibung eigriff.  Die  Regierung  sah  sidi 
endlich  gezwungen,  die  nauerlichen  Zah- 
lungen zu  erm&saigen.  So  wurde  im  Jahre 
1871  der  erate  schüchterne  Schritt  in  dieser 
Richtung  gethan:  in  4  Gemeinden  des 
Kreises  Ardatow  (Gouv.  Simbirsk)  wurden 
nach   dem   ükas   v.  4.  November  1871  die 

i' Ehrlichen  AblOsungSzahlungen  erm&ssigt  — 
n  den  westlichen  (litaiuBchen)Gouvemem6nte 
erfolgte  eine  Ermässigung  der  bäuerlichen 
Zahlungen  noch  im  Jahre  1863  (die  Ckase 
V.  1.  S&rz,  30.  Juli  und  2.  November  1863). 
Aber  es  geschah  aus  politischen  Gründen, 
um  den  au&tändischen  polnischen  Adel  zn 
schwächen.  Die  Zahlungen  wurden  nicht 
nur  ermäseigt,  sondern  auch  das  Banem- 
land  erheblich  auf  Kosten  des  gutsherrlichen 
erweitert  Ansserdem  wurde  die  Zwangs- 
ablOeuDg  des  Bauemlaudes  für  die  wrät- 
lichen  Gouvernements  dekretiert 

Inzwischen  wuchsen  die  Rückstände 
immer  mehr  an,  und  die  R^ienmg  wusste 
sehr  wohl,    dass  jeder  Rubel,    den  sie  bm 
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den  Bauern  eintriebe,  für  den  Bauern  einen 
Verlust  [lieht  von  einem  Rubel,  sondern 
von  mehreren  bedeute.  Denn  um  die  Zah- 
lungen rechtzeitig  zu  entrichten,  sah  eich 
der  Bauer  gezwungen,  seine  Produtte  und 
seine  Arbeitskraft  zum  niedrigsten  Preise 
zu  verkaufen.  Ausserdem  wirkten  die 
RQckstäcde  dahin,  dass  dem  Bauern  sein 
Wirtschaft  sin  ventar  verkauft  imd  durch  die 
■Verweigerung  eines  Passes  ihm  die  freie 
Bewegung  zur  Auffindung  eines  lohnenden 
Nebenerwerbes  genommen  ■wurde.  Eine 
EnnassigUDg  der  bäuerlichen  Zahlun^n  er- 
folge aber  lange  Zeit  nicht,  da  die  ver- 
raemtlichen  Interessen  des  Orosegrundbe- 
sitzee  auasdilaggebend  waren.  Und  die 
Grofisgrundbesitzer  dachten,  dass  sie  nur  so 
lange  über  billige  Arbeitskräfte  ver- 
ffigen  konnten,  als  der  Bauer  durch  den 
Drück  der  Steuern  gezwun^n  wilre,  seine 
Arbeitskraft  zu  jedem  Preis  dem  Gutsbe- 
sitzer zur  Yerftigung  zu  stellen.  ländlich 
erfolgte  am  28.  Januar  1881  der  Ukaa, 
durch  den  die  AbliJsungszahluQgen  ermässigt 
wurden.  Und  zwar  erfolgte  eine  doppelte 
ErmSfisigimg:  eine  allgemeine  und  eine 
specielle.  Ausserdem  wurden  durch  diesen 
ukaa  die  Ablösung  des  Landes  und  die 
Aufhebung  der  zeitweilig  verpflichteten 
Beziehungen  der  ehemSigen  gutsherr- 
lidien  Ijeibeigenen  zu  ihrem  Gutsherrn  v. 
1.  Januar  1883  obligatorisch.  Die 
Kpeeielle  Ermassiguag  bezog  sich  nur  auf 
wejent^n  Bauern  gemeinden ,  deren  Wirt- 
schaft m  Verfall  geraten  war.  Die  gesamte 
Ermässigung  der  AblSsungszahlungen  in 
den  39  GouvemementB  wurde  auf  10965474 
Rubel  normiert,  was  im  Durchstdmitt  2T>lo 
der  frQberen  Jahresraten  der  AblGeungs- 
zahlungen  betrug.  In  den  einzelnen  Gouver- 
nements schwankte  diese  Ermässigung 
zwischen  92  »/o  (Olonec)  und  16  "/o  (Cheiv 
aon).  Ans  den  10965474  Rubel  der  Er- 
mfissigungBSumme  feUen  58  "/o  (oder  6  382  204 
Hnbelj  auf  die  allgemeine  und  42  "/o  (oder 
1583270  Rubel)  auf  die  specielle  ErmSssi- 
guog. 

Gleichzeitig  mit  der  Ermässigung  der 
AblQsungezahlungen  verordnete  der  erwähnte 
ükae  die  obligatorische  Ablßsung  des  Bau- 
enüandes.  Diese  sollte  am  1.  Januar  1863 
in  Kraft  treten;  dadurch  wurde  also 
der  Rest  der  zeitweilig  verpflichteten 
Bauern  zu  freien  Bauemgutsbedtzem  ge- 
macht, die  ihren  Landantcil  im  Laufe  von 
48  Jahren,  also  bis  zum  Jahre  1932,  voll- 
ständig abzulösen  haben.  Die  Majorität 
der  Banemgemeindeu  haben  mit  Qenehmi- 
gung  oder  auf  einseitiges  Fordern  der 
Ouäherren  schon  fnlher  mit  der  Ablösimg 
des  Tandanteils  begonnen,  manche  sogar 
sdwa  im  Jahre  1861.  Im  Laufe  der  J^re 
1910—1932  wird  also  der  gesamte  Önmd- 


besitz  der  ehema%en  gutsherrlidien  Bauam 
abgelöst  werden.  Das  G.  v.  14.  Juü  1888 
verordnete  die  Ablösung  des  gutsherrlichen 
Bauemlaudes  in  Bessarabien.  Das  G.  t.  12. 
Juni  1886  dekretierte  die  ZwangaablOsung 
der  Landanteile  für  alle  ehemaligen  Staats- 
bauern. Die  Schuldtilgimg  ist  bei  den 
Staatsbauem  auf  44  Jahre  berechnet,  so' 
dass  im  Jahre  1931  auch  die  Staatsbauem 
ihre  Landanteile  völlig  abgelöst  haben  wer- 
den. Das  Motiv  zum  0.  v.  12.  Juni  1886 
w^  die  endgültige  Abschaffung  der  Kopf- 
steuer. Schon  die  GG.  v.  18.  Mai  1882  und  18, 
Mai  1883  beseitigten  die  Kopfsteuer  fflr  einige 
Bauemgruppen  und  ermflssigten  dieselbe 
für  alle  anderen  Bauern.  Das  G.  v,  28. 
Mai  1885  befreit«  endgUtig  alle  Bauern  mit 
Ausnahme  der  sibirischen  von  der  Kopf- 
steuer. Dies  Gesetz  sollte  für  die  Pacnt- 
steuer  zahlenden  Staatsbauem  un  1.  Januar 
1887  in  Ki-aft  treten,  von  allen  anderen 
Bauemkategorieen  sollte  die  Kopfsteuer 
schon  vom  1.  Januar  1886  ab  nicht  mehr 
erhoben  werden.  Diese  Abschaffung  der 
Kopfsteuer  bedeutete  aber  für  den  Fiskua 
einen  Ausfall  von  19  Millionen  Rubel,  und  so 
handelte  es  sich  jetzt  um  die  Erfindung  einer 
Massregel,  die  dieses  Deficit  im  Budget 
decken  sollte.  Eine  solche  Maesr^el  bg: 
auf  der  Hiuid.  Die  ehemaligen  gutsherr- 
heben  und  Apanagenbaucm  waren  bereits 
auf  Grund  der  Zwaiigaablösungsgesetze  za 
GnindeigentOmem  geworden.  Nur  die  ehe- 
moli^n  Staatsbauem  sind  durch  die  Eman- 
cipaöon  nicht  zu  Qnmdeigentflmem  gft- 
macht,  sondern  blieben  Erbp&chter.  und 
nun  trat  noch  ein  Umstand  dazu:  im  Jahre 
1886  war  die  20jährige  Frist  zu  Ende,  die 
Dauer,  auf  die  dem  G.  v.  24.  November 
1866  gemäss  die  Fachtzahlungen  der  Staats^ 
bauem  normiert  waren,  und  so  sanktionierta 
der  Kaiser  den  Reichsratsbeschluss  v.  28. 
Mai  1885,  wonach  vom  1.  Januar  1887  dio 
Pachtsteuer  der  Staatsbauem  in  AblOsu^a* 
Zahlungen  umgewandelt  werden  sollte,  uetr 
Betrag  der  jäbrlichen  AblOsungszablungeo, 
ist  auf  49.03  MiUionen  Rubel  normiert  vori 
den.  Frflner  zahlten  die  Bauem  an  Padit- 
steuer  33,84  Millionen  Rubel.  Die  AW6- 
sungszahlungen  fibertrafen  um  45,0%  diese 
Paontsteuer.  Wenn  man  aber  die  Abschaf- 
fung der  Kopfsteuer  berücksichtigt,  dsnit 
haben  sich  die  Gesamt  Zahlungen  der  Staats- 
bauem von  52,93  Millionen  auf  49,03  lUilU- 
ODcn  Rubel,  d.  h.  um  einen  Beti^  von  3,9 
Millionen  Rubel  verringert.  —  fie  Abl&- 
sungszahlungen  der  ehemaligen  gutsh«rrii- 
chen  Bauern  nach  dem  0.  v.  28.  ianaas 
1881  verhalten  sich  durchsdinittlioh  für  die 
46  Gouvernements  des  europäischen  Bobs- 
land  zu  den  Ablöaungszahlungen  der  et»* 
malisen  Staatsbauem  wie  1,31 :  0,83  Rubel 
pro  Dessjatine. 
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..ie  vir  gesehen  habea,  Dicht  mir  die  Per^ 
'SOD  des  Leibeigenen  zu  befreien,  sondern 
«ich  Beine  Existenz  und  die  ErfOlJung 
flöner  Pflichtea  dem  Staate  und  dorn  Oiits- 
herrn  g^nüber  diircli  einen  genügenden 
Landanteil  sichereustellen.  Wir  sahen 
aber,  dass,  an  diesem  Massstabe  gemessen, 
das  EmandpationBgesetz  seine  Aufgabe  bei 
weitem  nioht  erfüllt  hat  Wenn  wir  uns 
-nun  der  f^egenwfirti^n  Lage  des  Bauern- 
standes znirenden,  die  ■wir  hier  nur  ia  aJler 
'Kürze  zusammenfassend  behandeln  können, 
-»  stehen  wir  in  erster  Linie  vor  der  Frage: 
-Wie  verhaltea  sich  die  bänerlichen  Landan- 
■Uäie  zu  deren  Kahningsbedarf,  oder,  wie 
inaa  zu  ^igen  pQegt,  zu  dem  physiologi- 
Bchen  Existenzminimum  der  bAiierUchen 
BevOikening?  Diese  grosse  statistische  Auf- 
gabe wurde  jetzt  im  Jahre  1897  gelöst;  dae 
tmter  A.  J.  Tschuproffs  und  A.  S.  Fossnl- 
koffe  Eedaktüin  vom  Finanzministerium 
boatisg^ebene  Werk  ^)  giebt  uns  Aufechliiss 
fiber  die  uns  interessierende  Frage.  —  Durch- 
^echnittlich  sind  es  pro  Eopf  19  Pud  Oe- 
tteide,  die  die  Ernährung  oet  bSueriichen 
-Bevölkerung  und  7,5  Fad  Getreide,  die  das 
-Tiefafntter  erfordeni.  Und  nun  ergab  die 
-Dutersuchong,  dasa  in  40  Oonvernements 
des  europäischen  Russland  das  bftuerliche 
Anteilland  den  bäuerlichen  Nahiungsbedarf 
nicht  zu  decken  vermag. 

Dieses  Deficit  deckt  zum  Teü  das  von 
den  Bauern  gekaufte  und  gepachtete  Land. 
Aber  die  P^ht  ist  fflr  die  oSnerlidie  Wirt> 
-echaft  eigentlich  nur  für  9  Gouvernements 
-im  G^iete  der  Schwarzerde  von  Bedeutung. 
Und  wenn  man  auch  das  gekaufte  und  ge- 
pachtete Bauemland  berücksichtigt,  so  stellt 
sich  heraus,  dass  nur  in  22  Gouvernements 
die  bftuerltt^e  Wirtschaft  den  eigenen  Con- 
BUm  zu  decken  im  Stande  ist,  in  den  übrigen 
28  Gouvernements  bleibt  ein  beträchtliches 
Deficit  besteheu.  Zieht  man  noch  den 
bAnerlichen  Bedarf  an  Viehfutter  in  Betracht, 
■0  weisen  nur  die  Gouvemeraeiits  Bess- 
■nbien,  Jekaterinoslaw,  Taimen,  Tambow, 
Oreuburg  ond  das  Torritorium  des  kosaki- 
sdieo  Heeres  kein  Deficit  auf. 

Natürlich  ist  die  Grösae  der  bäuerlichen 
Xwidanteile  auch  in  einem  tmd  demselben 


')  Der  Einflngfi  der  Ernten  nnd  der  Ge- 
treidepreise  anf  einige  Seiten  der  muischen 
Volk  ■Wirtschaft  UnterHnchaii)ren  von  Annenski, 
Origorieff,  Prof.  KaUukoff,  Prof.  Karjacbeff, 
L.  N.  Marees,  Osflipoff,  Plotnihotf,  Pokrowski, 
Biehter,  Prot  Fortnnatoff,  Prof,  Technprotf, 
StMherbiiia.  unter  der  Redaktion  von  Prof. 
Tichnproff  und  A.  8.  Poflnikoff.  8t.  Peteraborg 
1»7.  Bd.  I  —  S8.  LXIV  +  M8,  Bd.  U  —  S. 
VIU  -(-  381  +  9a. 


Gouvernement  ausserordentlich  verschieden, 
und  infolgedessen  haben  die  einen  Ueber- 
BchOsse,  die  anderen  grössere  oder  geringere 
Deficits.  Wenn  man  nun  die  gesamte 
Bauernschaft  nach  dem  Ertrage  ihres  Anteü- 
landes  ^uppiert,  so  erhalten  wir  drei  grosse 


I.  Bauern,  die  von  ihrem  Laadanteil 
weniger  als  l9  Pud  Getreide  erzielen  und 
ihren  eigenen  Nahningsbedarf  nicht  decken 
können  —  45358078  oder  70,7  o/o  der  ge- 
samten bäuerlichen  Bevölkerung. 

n.  Bauern,  die  zwar  den  eigenen  Nah- 
runesbedarf,  aber  nicht  den  vollen  Bedarf 
an  Viehfutter,  wob  sich  zusammen  in  26,5 
Pud  Getreide  ausdrückt,  von  ihrem  Land- 
auteil  erzielen  können  —  13083401  oder 
20,4  o/d  der  gesamten  Bauern  bevölkerung. 

m.  Bauern,  die  mehr  als  26,5  Pud  Ge- 
treide pro  Kopf  liaben  von  ihrem  Landanteil 
—  r>715513  Bauern  oder  8,9''/o. 

Einen  geringen  Teil  dieser  Deficits  decken 
das  gekaufte  und  das  gepachtete  Land. 
Nur  ist  natDrlicb  Land  zu  saufen  oder  auch 
nur  zu  pachten  jener  Teil  der  Bauernschaft 
un  wenigsten  im  stände,  der  dieser  Hilfa- 
quellen  am  meisten  bedarf. 

Schon  die  angeführten  Ziffern  besagen, 
dass  der  russische  Bauernstand  in  einem 
derartig  traurigen  Zustande  sich  befindet, 
dass  die  Not  s^ber  die  Aufrechterhaltung 
dieses  Zustandes  auf  die  Dauer  unmöglich 
macht  Andererseits  r^en  diese  Ziffern 
die  Frage  an:  wie  ist  es  möglich,  dass  eine 
derartig  existenz  unfähige  Zwerg  Wirtschaft 
entstehen  und  bestehen  konnte?  Die  Ant- 
wort liegt  in  der  eigentümlichen  Rechts- 
ordnung, in  der  Feldgemeinschaft,  in  dem 
Mir  (s.  Art  Mir^.  Nicht  dem  Bauer, 
sondern  der  Gemeinde  gehört  der  Grund 
und  Boden,  der  einzelne  Bauer  ist 
nur  der  Nutzniesser  desselben,  er  hat  das 
Recht  auf  Land.  Wir  können  oatürlidi  hier 
auf  die  Institution  des  nissischen  Mlrs 
nicht  eingehen,  aber  der  Leser  versteht, 
dass  die  notwendige  Folge  jener  Rechts- 
ordnung, die  »das  Aufkommen  des  Prole- 
tariats verhindern  soUte< ,  das  al^meine 
immer  tiefere  Sinken  des  russischen  Bauern- 
standes schon  allein  infolge  der  Bevölke- 
rungszunahme imd  der  sich  immer  mehr 
und  mehr  verringernden  Laodanteile  sein 
musste.  Natürlich  sprechen  auch  andere 
Momente  mit  GewUs  kann  die  üebervSlke- 
rung  auf  dem  flachen  Lande  in  Bussland 
nur  ein  relativer  Begriff  sein.  Durch  den 
Uebergang  zu  einem  intensiveren  Acker- 
bausystem könnten  leicht  sogar  beträchüictie 
Ueberscbüsse  über  den  bäuerlichen  Konsum 
von  dem  Bauemlande  erzielt  werden.  Aber 
ein  derartiger  Uebergang  zu  einem  intnt- 
siveren  Acfcerbausystem  ist  von  vielen  um- 
ständen abhängig.    Es  kommt  hier  der  all- 
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gemeine  KulturzuBtand  ebenso  in  Betracht 
wie  ein  gewisser  Kapitaüenvomit,  den  ein 
derartiger  üebergang  erfordert.  —  Bedin- 
gnngea  also,  denen  der  masischo  Bauer  im 
allgemeinen  vorläufig  nicht  entspricht 

Will  maa  die  gegenwärtige  sogenannte 
Bauemfrage  untei«uuheD,  so  ist  e&  unmCg- 
licb,  die  Feldgemeinschaft  dabei  ausser  acht 
zu  laeeen.  Deshalb  steht  auch  die  Frage 
nach  Beibehaltung  oder  Abschaffung  dieser 
Instiliitioa  in  dem  Mittelpunkte  aller  Be- 
trachtungen über  die  Lage  der  niasischen 
Bauern. 

Wenn  wir  sagen,  dass  die  gegenwärtige 
Bauernlage  eine  Ckonomische  UnmOgUchkeit 
ist,  Bo  ergiebt  sich  daraus  die  Frage :  weldie 
grossen  sozialen  Phänomene,  welche  Massea- 
ersdieinungen  sind  im  bäuerlichen  Leben 
g^;enwärtig  zu  verzeichnen,  welche  Ten- 
denzen weisen  diese  Phänomene  auf,  wie 
wirken  sie  auf  die  Verändening  der  kon- 
kreten ßechtfiordnung  ein,  und  welche  Auf- 
gaben hat  die  Gesetzgebung  diesen  Massen- 
eischeinuDgen  gegenüber? 

Der  lÄndmangel  hat  in  erster  Linie  die 
Folge,  dass  die  Bauern  die  Unbaltbarkeit 
des  feldgemeinschaftlichen  > Rechtes  auf 
Land'  mehr  imd  mehr  einsehen  und  sich 
von  der  Notwendi^eit  der  Aufhebung  dieses 
Hechtes  überzeugen.  Der  Landmangel  for- 
dert zwingend  ein  Veto  auf  die  weitere 
Teilung  des  Bodens.  Dieselben  umstände, 
die  in  Deutschland  auf  Einführung  des  An- 
erbenrechtes drängen,  fordern  in  Russland 
den  üebergang  von  der  Feldgemeinschaft 
mit  seinen  periodischen  proportionellen  Land- 
umteilungen  zum  Hofbesitz  mit  einem 
Landkomplex,  der  von  einer  weiteren,  durch 
Umteilungen  venn-sachten  Kürzung  ge- 
schützt ist  —  Lehrreich  sind  in  dieser  Be- 
ziehung die  Schicksale  der  deutschen  Kolo- 
nisten im  Gouvernement  Samara  und  in 
Sfldrussland.  Im  Gouvernement  Samara 
haben  die  Kolonisten  die  nissische  Feldge- 
meinschaft mit  ihrem  Rechte  eines  jeden 
auf  Land  bei  sich  eingeführt  Die  Folgen 
schildert  uns  die  lokale  landschaftliche  Sta- 
tistik, die  von  den  Kolonisten  des  Kreises 
Nikolajew  z.B.  (Gouvernement  Samara)  berich- 
tet dass  die  Hälfte  derselben  auf  ihrem  eigenen 
I^ndanteile  nicht  selbständig  wirtschaften 
kennen,  dass  sie  voUständig  überschuldet 
sind  und  ein  elendes  Dasein  führen.  Die 
sfldrussifichen  deutschen  Kolonisten  dagegen 
haben  fest  und  unerschütt  erheb  an  der  Un- 
teilbarkeit des  Hofbesitzes  festgehalten.  Und 
darin  sieht  W.  E.  Postiiikotf,  der  die  afld- 
nissische  Bauernwirtachaft  untersucht  hat, 
die  Ursache  der  ausserordentlichen  Wohl- 
habenheit derselben.  »Es  stellte  sich  heraus, 
eagt  W.  E.  Postnikoff,  dass  auch  die  land- 
losen Kolonisten  wohlhabender  sind  als 
unsere  (russischen)  Bauern  mittleren  Wohl- 


-  Aber  der  äasserete  lÄndmangel 
selber,  die  Herabsinkung  des  Landanteuee 
unter  ein  gewisses  Minimum  hat  eine  Er- 
schwerung, wenn  nicht  Abschaffung  weiterer 
Landumteiliingen  zur  Folge.  Denn  die 
voUends  proletarisierlen  Bauern,  die  von  der 
I^tnd Wirtschaft  überhaupt  nicht  mehr  leben 
können,  verlieren  das  Interesse  an  weitere 
Neuumteilnngen  des  Landes,  während  die 
noch  Existenzfähigen  auf  Leben  und  Tod 

fig&a  eine  Neuumteilung,  d.  h.  eine  weitere 
Qrzung  des  Iiandanteils  kämpfen.  Denn 
eine  derartige  UmtcÜung  muss  die  wohl- 
habenderen Bauern  ruinieren,  kann  aber  die 
völlig  verarmten  Wirtschaften  nicht  mehr 
heben.  —  Und  so  etgiebt  sich  aus  der  Thab- 
sache  des  äusseretcn  Landmangels  die  Ten- 
denz  der  Aufhebimg  weitörer  Landum- 
teilungen. 

In  der  russischen  litteratur  ist  aber  die 
Keinung  vertreten,  dass  Hussland  mit  eeinea 
unermeseUchen  dünnbevölkerten  Oebieteo, 
mit  seinem  Turkestan,  mit  seinem  Kaukaans 
und  hauptsächlich  mit  seinem  Sibirien,  durch 
eine  energische  Kolonisation spohtik  die  bäuOT- 
liche  Bevölkerung  von  dem  Luidmaagd 
spielend  leicht  befreien  kann.  Tbatsachen 
haben  uns  des  Besseren  belehrt,  die  Unteiv 
suchungen  lokaler  Statistiker  und  haiqit- 
sächlich  die  Schriften  unseres  hervonagend- 
sten  Sibirienfoischers  Alexander  A.  Kauf- 
mann, zeigten  uns,  wie  utopistisch  alle  der- 
artigen Hoffnungen  sind.  Selbst  die  Regie- 
rung hat  sich  seit  dem  Anfang  des  sibi- 
rischen Eisen  bahnbaues  von  den  übertrie- 
bensten Hoffnimgen  verleiten  lassen,  aber 
eine  eingesetzte  Specialkommission  brachte 
die  Ueberzeugung  bei,  dass  der  Kolonia»- 
tionsfonds  Sibiriens,  den  man  für  unerschöpf- 
lich hielt,  verhältnismässig  sehr  gering  ist 
und  bei  einer  Freilassung  der  Auswanderung 
nach  Sibirien  die  Nach&age  durchans  nicht 
decken  kann.  Geheimrat  Tichejeff  und 
Staatssekretär  Kulomsin,  die  Sibirien  bereist 
haben,  musstcn  dies  offiziell  anerkennen. 
Ein  Rundschreiben  v.  20.  Februar  1897  be- 
auftragt die  Gouverneure,  für  die  Verminde- 
nmg  der  Auswaadererzahl  Soige  zu  tragen 
und  eine  durch  die  wirtschaftliche  lÄge 
nicht  gerechtfertigte  oder  durch  Armut  und 
Mangel  an  persönlichen  Arbeitskräften  aus- 
siditslose  Auswanderung  nicht  za  gestatten. 
—  Der  ärmere  Teil  der  bäuerlichen  Bevöl- 
kerung ist  also  überhaupt  von  dej  Aus- 
wanderung ausgeschlossen,  und  dies  selbst- 
redend weniger  durch  das  Rundschreiben 
vom  20.  Februar  1897  als  durch  die 
Thatsachc  der  Armut  und  der  Unähig- 
keit,  a\ich  mit  der  geringen  Unterstützung 
der  Regierung  eine  Wirtschaft  zu  grQnden 
und  zu  führen,  »unter  den  Auswanderern,' 
sagt  Alesander  A.  Kaufmann,  »wie  ziffer- 
mässig  bewiesen  werden  kann,   besteht  die 
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Uefarheit  aus  BeprftaentaDten  mittlerer  (nach 
dem     nissiecheo     Massstabe)    WohlBtands- 

giippen,  die  Wohlhabendereo  haben  weniger 
rund  nadL  Äuswanderuii^  zu  trachten  die 
Aermeren  haben  nicht  die  dazu 
nOti^enMitteLt  Früher,  wo  die  besseren 
TeiTamB  noch  nicht  occupiert  wurden,  konnte 
manchmal  auch  der  ganz  mittdlose  Bauer 
auf  das  wirtschaftliche  Gelingen  seiner  Aub- 
wanderting  rechnen ,  bei  den  heuti^n  Be- 
dingungen aber  bann  er  in  Sibinen  nur 
derselt«  Proletarier  bleiben,  als  der  er  seine 
Heimat  verlassen  hat  Dasselbe,  was  Kauf- 
maan  von  Sibirien  behauptet,  gilt  in  noch 
hlSierem  Masse  von  den  anderen  Eolonisa- 
tionsgebielen.  Dazu  haben  die  südlichen 
nnd  BfldCstlichen  Steppen  ebenso  wie  der 
Kaukasus  bei  der  heiröchenden  extensiven 
Wirtschaft  die  Bolle  eines  Eolunieationsge- 
bietes  im  allgemeinen  schon  auBgeepielt,  und 
die  Steppen  Turbestans  scheinen  zur  Koloni- 
sation wenig  gedgnet  zu  sein.  —  Und  eo 
sind  alle  optimistischen  Hoffnimgen  auf  die 
£o]oniBationB|K)litik  unbegründet  —  Und 
die  Kolonisation  kann,  um  mit  den  Worten 
Saufmaans  zu  spredien,  gewissermassen  die 
Oekonomie  eine«  Dorfes,  einer  Gruppe  von 
JXriem,  vielleicht  eines  ganzen  Kreises  be- 
dnflussen,  die  einen  betrachtlichen  Teil 
ihrer  Bevölkerung  auf  die  Auswanderung 
entseDden  ...  sie  ist  aber  nicht  fähig,  den 
i^t Wickel  ung^ang  der  nissischen  Volks- 
wirtachaft  auf  ir^d  welche  Weise  zu  be- 
einflusaeik,  sie  ist  kein  aktives  Element 
dieser  Entwickelung,  wie  viele  zu  glauben 
geneigt  eind,  Bondem  nur  ein  Symptom, 
das  in  gemein verst&ndlichcr  Sprache  Zeug- 
nis giebt  von  dem  ungesunden  Zustande  der 
natjonalen  Wirtschaftsoi^ganiBation.« 

Wir  haben  so  lange  bei  der  Bedeutung 
der  Kolonisation  verweilt,  weU  gerade  in 
den  letzten  Jahren  auch  in  ernsten  Büchern 
tie  als  einzige  Kettung  ans  der  S'ot  ange- 
seben  wurde.  Diese  Hoffnungen  sind  hm- 
BUig,  ebenso  wie  diejeni^n,  die  die  rus- 
Bisi^e  Litteratur  seiner  Zeit  auf  die  Bauem- 
bank  h^te.  Diese  sehr  nützliche  Insti- 
tution ist  durch  das  0.  v.  18.  Mai  1882 
ina  Leben  gerufen  und  hatte  zur  Äufgal)e 
die  Gewahrleiatung  von  Kredit  an  die 
Baoem,  um  diesen  die  Erwerbung  von 
Orundbeeitz  zu  erleichtern.  Wie  vorauszu- 
■efaen  var,  konnte  zwar  diese  Bank  den 
wirtscfaaftsKMgen  Bauern,  die  genügendes 
Inventar  und  sonstige  zur  2s'eugrQndimg 
einer  Wirtschaft  nötigen  Kapitalien  besassen, 
sdir  zu  gute  kommen,  für  die  gesamte 
Banemschait  war  aber  diese  Bank  von 
mioiinaler  Bedeutung.  Die  im  Jahre  1895 
veiStiderten  Statuten  der  Bauembank  stellten 
derselben  versuchsweise  für  eine  fünfjährige 
Periode  11  Millionen  fiubel  zur  Verfügung, 
damit  die   Bank  auf  eigene  Becbnung  für 


die  Bauern  Land  ankaufen  solle.  Es  unter- 
liegt keinem  Zweifel,  dass  diese  Bestimmung 
sehr  lobenswert  ist,  wir  glauben  aber  kaum, 
dass  jemand  ernstlich  der  Meinung  sein 
köimte,  dass  mit  2^  Millionen  Rubel  jähr- 
lich der  russischen  Bauernschaft  im  grosBen 
und  ganzen  ii^nd   wie  geholfen    werden 

Es  ist  nicht  der  Mühe  wert,  die  Irrele- 
vanz aller  derartigen  sozial-politischen 
Massnahmen,  wie  Bauembank,  Kolonisation 
etc.  für  die  uns  interessierende  Eardinal- 
frage  nachzuweisen.  Es  wäre  schon  eine 
Utopie,  zu  wähnen  j  dass  alle  diese  Mass- 
regeln auch  nur  die  Hälfte  des  jährhchen 
bauerlichen  Bevölkerungszuwachses  befrie- 
digen könnten.  Die  gegenwärtige  Bauero- 
lage  kann  aber  im  grossen  und  ganzen 
durch  diese  Massnahmen  Di(^t  geändert 
werden,  und  da  dieser  Zustand  unhaltbar 
und  wirtschaftlich  unerträglich  ist,  so  sind 
Massregeln  nicht  zuMlig  und  nadi  subjek- 
tivem mehr  oder  weniger  wohlwollendem 
Ermessen  zu  treffen,  sondern  es  sind  in 
erster  Linie  die  grossen  sozialen  Phänomene, 
die  innerhalb  des  russischen  BauenUebens 
dch  abspielen,  zu  verstehen  und  zu  berück- 
sichtigen. 

Dos  durchgreifendste  soziale  Phänomen, 
daB  Bich  vor  unseren  Augen  abqiielt,  dae 
dem  ganzen  nissischen  wirts^Jiaftlichen 
Leben  einen  Stempel  aufdrückt  und  mit 
dem  in  der  neueren  nissischen  Baiiemge- 
schichto  eine  neueAera  beginnt,  istdieDIfferen- 
zierung  des  russischen  Bauemslandes.  Die 
Feldgemeinschaft,  die  in  der  russischen  Litte- 
ratur seit  einem  halben  Jahrhundert  unauf- 
hörlich als  ein  Bollwerk  gegen  die  Ent^ 
stehiing  des  Froletareats  gepriesen  wurde, 
sie  besteht,  —  wenigstens  aer  Form  nach 
— ,  ihre  Wunder  aber  blieben  ans.  Denn 
das  Proletariat  wächst  imd  vermehrt  sich, 
und  der  Prozess  der  Differenzierung  der 
Bauernschaft,  der  Scheidung  in  Arm  und 
Reich,  in  Wirtschafts^h^  und -unfähig  geht 
unaufhaltbar  vor  sich. 

Gewiss  ist  im  sozialen  Leben  das  Recht 
das  primäre,  denn  nur  auf  seiner  Grund- 
lage und  in  seinen  Schranken  kann  sich 
das  wirtschaftliche  Thun  und  Lassen  ab- 
spielen. Und  80  wirkt  die  FeldgemeiuBChoft 
dahin,  dass  die  Elassenbildung  innerhalb 
des  russischen  DorfoB  einen  etwas  anderen 
Charakter  aufweist  als  in  den  Ländern  mit 
einer  entwickelten  kapitalistischen  Wirt- 
schaftsordnung. Die  lÄhnorbeiter ,  die  in 
der  Ferne  ihren  Unterhalt  zu  verdienen 
suchen,  sollten  ja  zweifelsohne  zu  dem 
Proletariat  gerechnet  werden,  in  Russland 
gehört  aber  ein  grosser  Teil  von  diesen  zu 
derselben  Zeit  der  Kategorie  der  Bauern- 
wirte an.  Diese  ErBcheinung  ist  durch  das 
Bestehen  der  patriarchalischen  Groesfamilie 
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zu  «lUSren:  bei  zwei  arwacheeiien  männ- 
Hchea  Arbeiten  kann  einer  das  Feld  bebauen, 
während  der  andere  in  der  Feme  Lohn- 
arbeiter ist  Ist  aber  in  der  Familie  nur 
eine  erwachsene  männliche  Arbeitskraft 
imd  ist  diese  dnrch  die  Yerh&ltniBSG  aus 
■der  Gemeinde  auf  den  weiten  Arbeitsmarkt 
MnauBgeworfen ,  dann  muss  dieser  Bauem- 
-hof  das  selbständig  Wirtschaften  aufgeben. 
Aber  auch  weoa  sie  nicht  mehr  ihre  Land- 
auteile  selbständig  (»bauen,  wenn  sie  zur 
Fristung  ihrer  Existenz  nur  auf  Lohnarbeit 
aogdwiesea  sind,  wenn  sie  städtische  Fabrik- 
arteiter oder  ländliche  Tagelöhner  sind, 
bleiben  sie  doch  infolge  der  feldgemein- 
echaftlichen  Oi^nisation  dee  Dones  zur 
selben  Zeit  auch  Grundbesitzer.  Und  da 
äe  kein  Arbeitsvieh  haben,  so  verpachten 
sie  ihre  Landanteile  oder  sie  lassen  ihren 
Landanteil  durch  Lohnarbeit  bebaueo.  Und 
BO  sind  sie  selbt  Lohnarbeiter,  zugldch  aber 
Ariieitgeber. 

Wenn  niaa  nun  dea  russischen  Bauem- 
Btand  in  Klassen  teilen  wollte,  so  halten 
•wir  die  Klassifikation  von  J.  A.  Hourvich 
fOr  die  geei^etste.  £r  teilt  die  Bauem- 
sdiaft  in  drei  Hauptkategorieen : 

L  Die  Bauern,  die  von  ihrer  Wirtschaft 
einen  zur  Deckung  der  Ausgaben  (Steuern 
■mit  eingerechnet)  genügenden  Reinertrag 
beziehen  und  desbalo  zur  Lohnarbeit  nicht 
zu  greifen  brauchen. 

II.  Bauernwirt«,  die  zur  selben  Zeit  als 
Lohnarbeiter  iu  der  Landwirtschaft  oder  im 
Gewerbe  funktionieren. 

III.  Proletarier  d.  h.  Bauern,  die  ihre 
lAndanteile  nicht  mehr  bebauen  und  die  ihr 
Leben  ausschliee^ch  durch  Lohnarbeit 
fristen. 

Die  Merkmale  der  Klasse  I  sind: 
Wirtschaft  von  nicht  weniger  als  15  Dessja- 
tinen  Land  mit  mindestens  2  Arbeitspferden. 
Meistens  gehOren  zu  dieser  Ba\iernklaBse 
die  grosseren  ungeteilten  patriarchalischen 
Familien.  Das  Merkmal  der  Proletarier- 
klasse ist  der  völlige  Mangel  an  Arbeitsvieh 
und  ein  Wirtschaftskomplex  von  weniger 
als  5  Dessjatinen.  Die  Hanpterwerbsqiiäle 
ist  fflr  diese  Bauern  die  Lohnarbcitj  die  Ein- 
■  nahmen  von  ihrem  Gnmdbesitz  spielen  eine 
sekundäre  Rolle  und  reichen  vielfach  kaum 
zur  Bestreitung  der  Steuern  und  Zahlungei 
ans.  Da  aber  ein  Teil  der  landwirtschaft- 
lichen Produkte  ihnen  auch  als  Lebens- 
mittel dienen  können,  so  ist  es  für  einen  der- 
artigen landhohen  Proletarier  von  Vorteil, 
seinen  Landanteil  von  gemieteten  Lohn- 
arbeitern mit  gemietetem  Gespann  bestellen 
zu  lassen.  Deshalb  ist  ein  Teil  der  länd- 
lichen Proletarier  zur  sell-en  Zeit  auch 
Arbeitgeber,  Den  Mittelstand,  der  zwischen 
der  selbständigen  Bauernklasse  und  dem 
ländlichen    Proletariat    steht,     bilden    die 


Bauemwirte,  die  zugleich  Arbeitgeber  und 
Lohnari>eiter  sind.  Die  Lohnarbeit  ist  fflr 
diese  Klasse  von  derselben  Bedeutung  wie 
die  Landwirtschaft,  an  die  sie  sich  noch 
klammem-  ihre  Tendenz,  ins  Proletariat 
herabzusinken,  ist  uDvermcddbar. 

Diese  eigenartigen  Klassen  unterschiede 
sind  fflr  das  gesamte  russische  Bauem- 
ieben chaiakteristisch.  Die  vorhandene  Sta- 
tistik gentigt  nicht,  um  die  gesamte  bäuer- 
Uche  Bevölkerung  des  eiunpiüschen  Enae- 
lands  nach  den  oben  erwähnten  Merkmalen 
Klassen  einzuteilen;  audi  würde  es 
weit  führen,  uns  hier  auf  die  Resnltate 
der  von  den  landwirtschaftlichen  Slatistikem 
untersuchten  Gebiete  einziüateen.  Wenn 
wir  beispielsweise  die  915140  tmtersuchtan 
Bauernhöfe  des  Gebietes  der  südlichen 
Schwarzerde  mit  Dreifelderwirtsohaft  (Gon- 
vernements  Charkow,  Woronesh,  Poltawa, 
Saratow  und  Kursk)  betrachten,  so  stellt 
sich  heraus,'  dass  230  086  Wirtschaften  oder 
25,1%  kein  Arbeitsvieh  haben,  231569 
Wirtschaften  oder  2äS''h  nur  ein  Stück 
Arbeitsvieh  besirzen  und  4E3485  oder 
49,6%  aller  Wirtschaften  2  uad  mehr 
Stflck  Zugvieh  haben.  Aus  der  Gesamtheit 
dieser  Wirtschaften  sind  im  stände,  ihren 
Landanteil  selbständig  zu  bebauen,  mir 
62,2%,  und  38%  haben  teilweise  schon 
mit  der  Landwirtschaft  gebn>chen,  und  wo 
nicht,  müssen  sie,  wie  Skworeoff^)  mit 
Recht  tetont,  früher  oder  spJUer  aus  der 
Landwirtschaft  scheiden.  Die  Angaben  der 
landwirtschaftlichen  Untereuchimgen  sind 
verhältnismässig  älteren  Datums,  unterdessen 
nahm  die  Zahl  der  Bauernhfffe  ohne  Gespann 
in  erschreckender  Weise  zu.  Der  Prozent- 
satz der  Bauernhöfe  ohD&  Arbeitspferde  betrug 
im  Jahre 

186S  1891 

Astrachan 3°  %  37,3*/. 

BesMrabien A>An  4^riR 

Wiatk» ii,6„  15,9, 

J^aterinoslaw 41,9  „  41,4  . 

Kasan '9-°  n  ^>7  ■ 

Kolroma '9,^  n  ^'fi* 

Nishni-Nowgorod  ....    30,5  „  33,8  , 

Olonec 15^  B  lööi, 

Orenbnr^ ■"<<  n  '^i^  * 

PeuBa 19,7  „  36,3  „ 

Sninara >  >i^  n  >9>o  n 

Sarat«w 21.7  „  »Siin 

SimbirBk i9fi  „  ^SiS  n 

Tannen z3-3  b  "&i' n 

Ufa 15.4»  17,9» 

(Jheraon 44,7  „  38,5  „ 

Nach  diesen  uns  zu  Gebote  .stehenden 
Angaben  hat  die  Zahl  der  pniletaridierten 
Bauernhöfe  Überall,  mit  Ausnahme  des 
Gouvernements  GheiBon,  stark  zugenommen. 

')  Vergl.  P.  Skworcnff  im  „Tnriditschecki 
Wiestnik^  189L  Nr.  6  nnd  6  pag.  168—163. 


Bauernbefreiung  (Rnsslaad) 


'  Der  Ranm  gestattet  ons  nicht,  hier  auf 
die  bKnerlichen  Paohtungea  einzugehen. 
Aber  auch  ohne  zilFennaseige  Belege  muss 
ee  dem  Leser  klar  sein,  dass  bei  eiaer  derartigen 
Differenzienuig  der  Bauern  dieselben  nicht 
glächniftssig  Land  zu  pachten  im  stände 
Aid,  und  dadurch  muBe  die  Pacht  Tiedenim 
'diffet«nziereGd  wirken.  Nun  tritt  noch  hin- 
tXt  die  Pacht  des  feld  gemein  schaftlichen 
AstdUandes.  Diese  Pachtungen  haben  eine 
putenneri  differenzierende  Bedeutung;  denn 
qer  Gemeindegenosse  vergrOssert  ]a  seine 
j&ckerflScbe  am  Kosten  des  anderen  in  un- 
*gfln8tigere  Verhältnisse  gestellten  Oemeinde- 
genossen.  In  3  Kreisen  Taiiriens  hat  eine 
Enquete  -vom  Jahre  1884—1886  festgesteilt, 
dass  '/i  des  gesamten  Anteillandes  von  den 
'wohlhabf'ndeD  Bauemgnippen  bei  den  ärme- 
rtoGemeiDdegenossengepachletwird.  Wenn 
in  Hittelrussland  die  Pachtung  des  Anteil- 
landes  rieileicht  auch  nicht  so  verbreitet 
ist.  so  ist  sie  doch  von  grosser  Bedeutung. 
-Auf  eine  Seite  des  bäuerlichen  Lebens 
Utiibt  uns  noch  hinzuweisen :  auf  die  Haus- 
industrie. Wir  haben  ^^esehen ,  dass  die 
Landanteile  derartig  genng  sind,  dass  bei 
der  g^enwärtig  herrschenden  extensiven 
Enltor  nur  ein  geringer  Teil  der  bäuer- 
lichen Bev&lkerung  Im  stuide  ist,  aus- 
«ctüiesslidi  von  der  Landwirtschaft  sein 
Leben  zu  fristen. 

~  Um  die  hohen  Steuern  und  Ablösungs- 
Zahlungen  entrichten  zu  können,  um  die 
6eie  Zeit  und  Arbeitskraft,  die  die  Zwerg- 
virtschaft  nicht  in  Anspnieh  nehmen  kann, 
•Aszuontzen ,  ist  die  Hausindustrie  die 
Houptbil^uelle  des  nisoischen  Bauern. 
Sieae  Hausindustrie  und  insbesondere  ihr 
-Dfitergang  im  Konkurrenzkampf  mit  dem 
{atoikinassigen  Grossbetrieb  giebt  dem  Ent^ 
"wickelungsprozess  der  mseischen  Bauern- 
schaft einen  akuten  Cliarakler.  In  mannig- 
fboher  Weise  wirkt  die  Hausindustrie  auf 
das  bäuerliche  Leben  ein,  und  alle  die 
IVirkungcn  lassen  sich  nicht  in  einer  Formel 
«üBdrflcken.  Eiü  Fall  ist  der,  dass  mit  der 
KoDcentriemng  eines  Teiles  der  Gemeind&- 
«Doesen  auf  irgend  ein  Gewerbe  sich  auch 
die  Landwirtscliaft  specialisiert.  Die  acker- 
bautreibenden Bauern  pachten  den  Hans- 
induBtriellen  ihre  Landanteile  ab  und  suchen 
Wirtschafts komplexe  in  ihren  Händen  zu 
konoentrieren,  bei  denen  ihre  landwirtsohaft- 
licb«  Thätigkeit  geoflgende  Erträge  abwirft 
1^  Koncentration  der  Landanteile  wird 
dann  kut  wichtigen  Erscheinung  des  Burf- 
lebens.  Dies  ist  aber  diux^us  nicht  immer 
der  Fall  Gewiss  wird  der  Bauer  seine 
sanze  Zeit  jener  Beschäftigung  zuwenden, 
die  seine  Arbeit  besser  belohnt.  Aber  daraus 
folgt  leider  nicht  immer,  dass  der  Bauer 
Bidi  auf  Landwirtscliaft  oder  Industrie  kon- 
oentrierüD  kann.  Denn  meistens  ist  es  so, 
Bandwätterbach  der  StuUBwltsenaobarun.    ZwBiu 


dass  der  Landanteil  und  das  Gewerbe  ihn 
häufig  kaum  vor  dem  Hunger  schQtzt.  Li 
einzelnen  Fällen  hängt  natariich  das  Ver^ 
hältnia  der  landwirtschaftlichen  zur  indus- 
triellen ThätU;keit  des  Bauern  vollständig 
von  den  konkreten  Bedingungen  ab.  1^ 
liegt  aber  in  der  Natur  der  Industrie,  dass 
die  einen  zu  Unternehmern  und  Arbeit- 
gebern erhoben,  die  anderen  zu  Lohnarbeitern 
herabgodröckt  werden.  Diese  Tendenz  be- 
wirkt eine  potenzierte  Klassenscheidung 
innerhalb  der  Dorfgemeinde,  und  selbstver- 
ständlich ist  es,  dass  die  Ungleichheit  der 
Bauern  in  ihrer  industriellen  ThStigkeit 
die  Differenzierung  derselben  Bauern  als 
Lwidwirte  verstärkt  und  befördert 

Von  aussohla^ebender  Bedeutung  für 
die  weiteren  Schickeale  der  russischen 
Bauernschaft  ist  die  Verwandlung  der  zer- 
splitterten Hausindustrie  in  den  Fabrik- 
ttetrieb. 

In  vielen  Branchen  ist  der  Hnt«rgangs- 
prozess  der  Hansindugtrie  sdion  zu  Ende, 
in  anderen  fängt  er  jetzt  an.  Nun  aber 
sehen  wir,  dass  der  Baner  ohne  seine  haus- 
industriellen Verdienste  nicht  auf  dem 
Ijande  bleiben  kann,  weil  der  Landanteil 
ihn  nicht  ernähren  kann.  Ihm  bleibt  ^so . 
nichts  übrig,  als  die  Landgemeinde  zu  ver- 
lassen, mit  der  Landwirtscl^ft  vollständig  zu 
brechen  und  allmählich  in  die  indiBtriellen 
Gentren  üb ereu siedeln  ^  wo  er  als  Fabrik- 
arbeiter doch  auf  einem  kulturell  tmd 
wirtschaftlich  hölierem  Niveau  steht  als 
die  überwiegende  Majorität  unserer  rnssi- 
schea  bäuerlichen  > Grundbesitzers ! 

Wir  sehen,  dass  ein  grosser  Teil  der 
Bauern  auf  dem  Lande  überflüssig  igt;  wir 
sehen,  dass  die  Landumteilungen  auch  die 
existenzMiipen  Bauern  wohl  ruinieren,  die 

Eroletarisierten  Bauernwirte  aber  nicht  rettea 
Ounen.  Wir  sahen ,  dass  von  dem  Staat 
zu  beanspruchen,  er  solle  die  Hälfte  des 
russischen  Bauernstandes  mit  Land,  mit 
Inventar  und  mit  sonstigem  nötigen  Kapital 
versehen,  —  eine  kindische  Utopie  ist.  Dann 
bleibt  uns  nichts  übrig  als  die  Hoffnung 
auf  die  Differenzierung  dernissischen  Bauern- 
schaft in  einen  existenzfähigen  Bauernstand 
und  in  ein  Proletariat,  das  nicht  an  seine 
Scholle  gefesselt  grosse  wirtschaftliche  und 
politische  Aufgaben  in  Russland  zu  verwirk- 
lichen hat. 

Die  Gesetzgebung  hat  aber  die  Aufgabe 
einzusehen,  dass  die  Feldgemeinschaft  mit 
ihren  periodischen  Umteüungen  ein  Hinder- 
nis auf  dem  Wege  zu  einer  Gesimdung  des 
nisstschen  Bauernstandes  ist,  dass  ein  grosser 
Teil  der  physischen  und  sittlichen  Kräfte 
des  Volkes  auf  die  Kämpfe  um  die  Neu- 
umteiluDgen  des  Landes  unnfltz  vergeudet 
werden  ....  Alles  dies  haben  einzelne 
hervorragende  Staatsmänner,  wie  der  Minifiter 
Annage.    II.  27 
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Jenuoloff,  vdbl  eingesehen,  die  Schritte  der 
Qeselzgebimg  aber  in  der  Angelegeabeit  der 
Ue^ilieruDg  des  bäuerlichen  Grundbeoitzes 
sind  in  vielen  Punkten  als  reaktionär  und 
unzweckmSssig  zu  beiieichnen. 

Die  Gesetze,  die  fQr  uns  in  Betracht 
kommen,  eind :  das  Gesetz  Über  die  Familien- 
teilungen vom  18,  März  1886,  das  Gesetz 
über  die  feldgemeinscliaftiichen  Landum- 
teilungeu  vam  H.  Juni  lg93,  das  Gesetz 
über  die  Ablösung,  Verausserung  und  Schiild- 
belastung  des  bäuerlichen  Gnindbesitzes  vom 
14.  Dezember  1893. 

Das  erste,  vaa  der  kapitalistischen  Ent^ 
Wickelung  Russlands  zum  Opfer  fiel,  war  die 
barbarische  Institution  der  patriarchalischen 
Ij'amüie.  Mit  der  Entwickehing  des  Dunpf- 
b'ansportes  und  dem  gesteigerten  EinfluBS 
der  städtischen  Kultur  entwiäelte  sich  auch 
im  Bauern  das  persönliche  Selbstbewusst- 
sein  und  der  Individualismus ,  der  mit 
der  bäuerlichen  patriarchalischen  Gross- 
familie  sich  nicht  mehr  vertragen  konnte. 
Die  Folge  davon  wu-  die  immer  wachsende 
Zahl  der  Familien teilun gen  d.  h.  der  Teilungen 
der  GrossfamiUen  in  individuelle  Einzel- 
funilien.  Nach  dem  Art.  51  §  5  des  G.  v. 
19.  Februar  1861  sollten  die  Familienteilungen 
nur  mit  Erlaubais  der  Gemeindeversamm- 
lung stattfinden.  Aber  die  Individualisierung 
der  Familie  hat  sich  als  ein  derartiges  6e- 
dOrfnis  der  Zeit  herausgestellt,  diss  in  46 
Gouvernements  des  europäischen  Russland 
sich  2371 248  Banemfamilieu  in  der  Feiiode 
1861 — 1882  geteilt  haben;  und  von  diesen 
FamUienteilungen  waren  nur  12,8%  von 
den  Gemeindeversammlungen  bewilligt.  Diese 
Familien teilungen  hatten  die  Zersplitterung 
der  ParzeDen,  die  Vermehrung  der  Zwor^ 
wirtschaften  und  die  gesteigerte  Froletan- 
deruug  der  bäuerlichen  Bevölkerung  zur 
Folge. 

Wenn  gegen  die  Zersplitterui^  des  bäuer- 
lichen Gnmdbesitzes  in  Ländern  mit  indivi- 
duellem Grundbesitzrechte  im  Anerbenrecht 
Abhilfe  gefimden  werden  kann,  so  hegen 
in  Bussland  die  Yerhältnisse  ganz  anders. 
Hier  verlangt  der  vorheiratete  Bauer  eine 
Ausscheidung  des  in  väterlicher  Nutzimg  be- 
findlichen Grundbesitzes  nicht  auf  Grund  des 
f^milienrechtee,  sondern  auf  Grund  seines 
Gemeinderechtes.  Als  Gemeindege- 
nosse hat  er  das  £echt  auf  Land,  und  der 
Wirlschaftekomplex  eines  Bauernhofes  be- 
sieht aus  den  Seelenanteileu  der  einzelnen 
FamilienmilgZieder.  Somit  ist  die  Ver- 
hütung der  wachsenden  Parzellienrag  des 
bäuerlichen  Grundbesitzes  nur  in  dem 
Uebergang  zum  Hofrecblbesitz  zu  finden 
oder  bei  der  Beibehaltung  der  Feldgemein- 
schaft nur  in  dem  Verbot  oder  in  der  Er- 
schwening  der  Familienteilungen.  Welche 
demoralisierende    Bedeutung     das    zwangs- 


weise   Verbot    «ner   Familienteilung    hat, 

brauchen  wir  hier  kanm  auseinanderzusetzen. 

Das  6.  V.  la  März  1886  bai,  den  letzteren 

Weg  eingesehlagen. 

Eine  Familienteilung  kann  nach  diesem 
Gesetze  nur  durch  ^'s-MajoritSt  der  G«- 
meindeversommlunggestattetwerden.  Wider 
Willen  des  Vaters  oder  des  Hauptes  der 
Familie  darf  die  Gemeinde  nur  bei  er- 
wiesener Verschwendung  oder  unmoralischer 
Führung  desselben  die  Teilung  erlauben. 

Die  Gemeinde  darf  die  Familienteilung 
gestatten,  nur  wenn  folgende  Bedingungen 
zutreffen:  1.  hinreichende  Veranlassung  zur 
Teilung;  2.  hinreichende  wirtschaftliche  und 
physische  Mittel  und  Kräfte  zur  aelbständi^i 
Wirtschaftsführung  der  sich  teilenden  Fftr 
milien,  die  ausserfem  das  rechtzeit^  Ent- 
richten der  laufenden  Abgaben  und  Zah- 
lungen nicht  gefährdet  erächeinen  lassen; 
3.  hinreichende  Möglichkeit,  ein  neues  Ge- 
höft für  die  sich  abteüende  Familie  nadi 
den  Regeln  des  Baustatuts  zu  errichten. 

Trotz  aller  strengen  Eontrolle  über  die 
Familienteilungen ,  die  der  Minister  des 
Innern  durch  das  Rundschreiben  vom  4.  April 
1866  den  betreffenden  Lokalbehörden  auf^ 
erl^  hat,  ist  dieses  Gesetz  glücklicher- 
weise ein  toter  Buclislabe  geblieben.  —  B^ 
der  Beurteilung  dieses  Gesetzes  achrieb 
Johann  v.  Keussler  im  Jahre  1887 :  ». . .  So- 
mit werden  wir  zu  dem  Schluss  gedrängt, 
dasß,  so  lange  das  Recht  auf  Land  in  Rrut 
besteben  bleibt,  der  Zersphtterung  des  Grund- 
besitzes kein  Damm  entgegengestellt  werden 
kann,  der  nicht  schlimmere  Wirkungen  zu 
zeitigen  vermag  als  die  ZerspUtterUDg  des 
Grundbesitzes.« 

Er  hatte  vollständig  recht:  dies  Oeaetz 
musste  in  einzelnen  Fällen  die  sdilimmsten  ' 
moralischen  Folgen  zeiti^n,  im  Kampfe 
aber  mit  den  grossen  sozialen  Phänomenea 
der  Zeit  blieb  es  zugestandenermaasen  voll- 
ständig wirkungslos.  —  Von  grösserer  Be^ 
deutung  dagegen  ist  das  G.  v.  8.  Juni  1893 
über  die  Umteilnngen  des  Gemeindelandes. 
Die  hauptsächlichen  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  sind  in  folgenden  zwei  Paragr^^en 
enthalten : 

§  5.  Die  Umteilungafrist  wird  auf  zwölf 
oder  mehr  Jahre  festgesetzt. 

Anmerkung.  Die  durch  diese  Regel  aus- 
gesprochenen Bescliränkungen ,  betreff^id 
die  UmteüuDgsfrist ,  erstrecken  sich  nic^t 
auf  Fälle,  wo  die  Umteilung  des  Gemeinde- 
landes zum  Zwecke  der  definitiven  Teilung 
desselben  in  konstante  erbliche  Anteile  vor- 
genommen wird. 

g   9.     Bei    jeder    Umteilung   wird    den- 
jenigen   Bauern,   welclie   die    Bonität   ihres 
Lalldanteils  durch  Düngung,  Entwässerung,    ' 
Irrigation  oder   auf   irgend  welche   andere 
Weise  melioriert  haben,  gleichwie  den  Rechts-    ■ 
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nachfolgen  dieser  Bauern,  der  Landanteit 
nach  Möglichkeit  auf  der  früher  Ton  ihnen 
benutzten  Stelle  zugewiesen.  Wenn  dieses  un- 
ml^lich  ist,  erhalten  die  genannten  Personen 
nntw^er  einen  Landanteil,  welcher  von  der 
gleichen  Bonität  ist  wie  der  früher  ^nutzte, 
oder  eine  Entschädigung,  die  in  einer  ent- 
Hprechenden  Kürzung  der  Abgaben  besteht 
oder  auf  andere  Weise  effektniert  wird. 

Dies  sind  die  zwei  wiihtjgstea  Bestim- 
mungen des  genannten  Gesetzes.  —  Obgleich 
wir  der  Tendenz  dieses  Gesetzes  vollstftndig 
znsümmen  und  in  ihm  den  ersten  gesetz- 
geberischen Versuch,  den  Schäden  der  Feld- 
gemeinschaft zu  steiiei-n,  erblicken,  glauben 
wir  nicht,  dass  mit  derartigen  halben  Mitteln 
etwas  aiwgerichtet  werden  kann. 

Einen  Fehler  hat  dae  Gesetz  begangen, 
indem  ew  Neuveriosungen  von  partiellen  Um- 
teüungen  des  Landes  gar  nicht  geschieden 
hat.  Während  die  eine  [Jmteilungsart  nur 
technische  arrondierende  Zwecke,  um  der 
Gemengelage  zu  steuern,  verfolgt,  wollen 
die  allgemeinen  Umteilungen  das  Recht  a\if 
I^nd  nach  dem  Modus  der  betreffenden 
lokalen  VerteiluDgseinheit  verwirklichen. 

Was  die  EutschAdigimg  fOr  getroffene 
Meliorationen  anbetrifft,  so  stOsst  dieses 
Ptwöp  in  praxi  a\if  grosse  Schwierigkeiten. 

Wir  gehen  auf  dieses  Gesetz  nicht  weiter 
einj  weiles  speciell  die  Feldgemeinschaft 
in  ihren  Einzcdbüten  betrifft ;  und  diese  Er- 
Srterun^n  sind  hiw  nicht  am  Platze.  Im 
allgemeinen  ist  dieses  Gesetz  principiell  als 
äa  Fortschritt  zu  begrflsseo,  ot^leion  prak- 
tische nennenswerte  Erfolge  voa  ihm  durch- 
aus nicht  2U  erwarten  sind. 

Eine  ^mz  andere  Tendenz  weist  das 
Ö.  V.  14.  Dezember  1893  über  die  Unver- 
ftusBerlichkeit  des  Bauernlandes  auf. 

§  1  laatet:  Der  Verkauf  von  Bauemland 
durdi  ganze  Gemeinden  wird  nicht  anders 
als  auf  Grund  eines  besonderen  Gemeinde- 
bescblusses,  ge&sst  mit  nicht  weniger  als 
*/s-Maiorität  allor  auf  der  Gemeindever- 
sammlung stimmberechtigten  Bauern  und 
best&tigt  vom  Gouvemementskollegium  resp. 
vom  Oouvemementflkollegiiim  fflr  bäuerliche 
Angel^enhelten,  zugelassen.  Wenn  der  Wert 
des  zur  Verftuseerung  gelangenden  Gnmd- 
stOckes  5<~H)  Kübel  übersteigt,  so  ist  zum 
Verkauf  erforderlich  die  Genehraigitug  des 
Ministers  des  Innern,  erteilt  im  Einveratflnd- 
nis  mit  dem  Finanzminister  und  in  t^len 
der  Veräusserung  von  Grundstücken  zu 
bei^baulichen  Zwecken  auch  im  Einverständ- 
nis mit  dem  Minister  für  Reichsdomänen. 

Es  is  anzunehmen,  dat-s  dicKC  Massregel 
getroffen  ist,  um  die  seltenen  Fälle  der  Aus- 
beutung der  Dorfgemeinden  seitens  einzelner 
Landwucherer  z.\i  verhüten.  Dazu  ist  aber 
dnrchaus  der  schwerfällige  Apparat  der 
miDisterielten  Genehmigimgeo,  deren  Wert 


und  Kosten  nur  der  Russe  zu  würdigen 
weiss,  entbehrhch.  Die  biireaukratische  Be- 
vormundung Tind  Knebelung  einer  jeden 
freien  Bewegung,  sei  es  des  Einzelnen,  sei 
ee  der  Gemeinden,  die  administrative  Will- 
kür, gej^n  die  wir  keine  Garantieen  haben, 
stellt  sich  den  Bauern  iedcnfalls  teurer  als 
aUe  gegen  Treu  und  Glauben  vorkommen- 
den Ausbeutungen ,  gegen  die  noch  dazu 
die  bestehenden  Gesetze  den  russischen 
Bauern  durchaus  nicht  zu  schützen  wissen. 

g  2  lautet :  Die  Gnindstücke  des  Bauem- 
landes,  welche  von  einzelnen  Bauern  er^ 
werben  sind  oder  in  erblicher  Nutzung  der 
einzelnen  Höfe  sich  befinden,  dürfen  im 
W^B  der  Schenkimg  und  des  Verkaufes, 
sowohl  des  freiwilligen  als  auch  des  zwangs- 
weisen wegen  Rüästände  in  AblOsunga- 
Zahlungen  (Äblösimgsordnung  g  133 — 138), 
nur  an  Personen,  welche  zu  einer  Landge- 
meinde gehören  oder  bei  dieser  Gelegenheit 
in  eine  Gemeinde  eintreten,  veräussert  werden. 

Das  politische  Motiv  dieser  Bestimmung 
ist  die  Erhaltung  der  ständischen  AV^e- 
schiedenheit  der  Bauernschaft  Vom  wirt- 
schaftlichen Standpimkte  aus  betrachtet, 
giebt  diese  Massregel  den  reichen  Bauen! 
das  Monopol,  die  schwierige  Laigfi  ihrer 
StEuidesgenossen  unter  relativem  Ausschluss 
der  Konkurrenz  auszubeuten.  Wollte  man 
durchaus  den  Debergang  des  bäuerlichen 
Landes  an  Personen  anderer  Stände  nicht 
dulden,  so  kOnnte  man  ohne  Schaden  für 
den  Verkäufer  höchstens  der  Gemeinde  oder 
den  einzelnen  Gemein üegenossen  das  Vor- 
kaufsrecht gewähren.  —  Diese  Masaregel 
hat  schon  Johann  von  Keussler  längst  vor- 
geschlagen. 

§  3.  Den  bäuerlichen  Gemeinden  und 
den  einzelnen  Bauern  wird  verboten,  das 
Bauemland  mit  Hj-potheken  zu  Gunsten  von 
Piivatpersonen  nnif  Prii-a(  Instituten  zu  be- 
lasten, selbst  wenn  das  auf  diesem  Lande 
lastende  Ablösungsdarlehen  bereits  getilgt 
ist.  Der  Verkauf  solchen  Landes  im  Exe- 
kutionswege  auf  Grund  gerichtlicher  Urteile 
ist  zulässig,  nur  wenn  es  sich  um  Forde- 
rungen auf  Pfandbriefe  handelt,  welche  in 
der  Zeit  vor  der  Veröffentlichung  dieses 
Gesetzes  in  gesetzUch  vorgesdiriebener  Weise 
ausgegeben  worden  sind. 

Durch  diese  Massregel  hat  die  ßegtenmg 
dem  Bauern  den  Hypotheken kredit  abge- 
schnitten d.  h.  ihn  auf  den  viel  teuereren 
und  gerade  im  russischen  Bauernleben  gc- 
fährhchen  Personalkredit  angewiesen. 

Aber  auch  der  bäuerliche  Grundbesitz 
ist  diu-chaus  durch  dieses  Gesetz  nicht  ge-" 
schützt,  ja  gerade  im  Gegenteil  gefährdet. 
Denn  durch  alle  die  erwähnten  Massregeln 
muss  der  Bauer  notwendig  in  die  Hände 
der  Wucherer  getrieben  werden,  deren  Spe- 
cialität  es  ist,  die  Gesetze  für  eine  ent- 
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sprechende  lU^coprämie  zu  urageheu.  lu- 
dern z.  B.  der  Bauer  oder  die  Gemeinde 
ihren  Grundhesitz  regelrecht  mit  einer 
Hypothek  nicht  belasten  darf,  wenien  sie 
ihrLand  zu  verpfänden  gezwungen  und 
zwar  in  der  Weise,  dass  die  Gemeinde 
einem  Wncherer  ihr  Land  auf  eine  lange 
Frist  äusserst  billig  verpachtet  und  bei 
demselben  das  eigene  Laud  zu  einem  un- 
verhaitniemflssighOheren  Zins  ziirückpachtet. 
Und  derartiger  Kniffe  könnte  man  Dutzende 
aufzählen.  l)ie  Abschaffung  des  Hypothekar- 
tredils  wird  ferner  dem  BauernBland  die 
notwendigen  Meliorationen  durchzuführen 
sehr  erschweren,  und  ausserdem  wird  durch 
diese  Massregel  der  Untergang  der  ärmeren 
Baueruklasse  zu  Gunsten  der  wohlhabenderen 
ausserordentlich  befördert 

Eine  grosse  Freude  bereitete  den  Fana- 
tikern der  Feldgemeinschaft  der  Art.  II  des 
G.  V.  14.  Dezember  1893;   derselbe  lantet: 

Bis  zur  Einzahlung  des  AblOsungsdar- 
lehens  ist  die  Auescheidung  der  LandanteÜe 
der  einzelnen  Hotwirte  aus  dem  von  der 
Gemeinde  erworbenen  Grundbesitze  imd  die 

Gesonderte  Ablösung  der  Landanteile  vor 
em  allgemeinen  Termin  nicht  anders  zu- 
lässig ds  mit  Einwilligung  der  Gemeinde 
und  unter  Bedingungen,  welche  in  einem 
Beschlüsse  der  botreffenden  Gemeindover^ 
Sammlung  anzugeben  sind. 

Diese  Bestimmung  annulliert  den  §  165 
der  »AblöBirngsordnimg«,  dessen  Wortlaut 
folgender  ist:  »Bis  zur  Abzahlung  des  Ab- 
lösungEdarlehens  ist  die  Ausscheidung  der 
Anteile  der  einzelnen  Hofwirte  aiis  dem 
von  der  Gemeinde  erworbenen  Lande  nur 
bei  Zustimmung  der  Gemeinde  zulässig,  aber 
wenn  ein  Wirt,  welcher  aus  der  ieldge- 
meinschaft  ausscheiden  will,  bei  der  Rente 
das  ganze  auf  seinem  Anteile  lastende  Ab- 
IdsimgBdai-lehen  einzahlt,  so  ist  die  Ge- 
meinde verpflichtet,  dem  Bauern,  welcher 
eine  solche  Zahlung  gemacht  liat,  einen  ent- 
sprechenden Landanleii  auszuscheiden,  wo- 
möglich arrondiert  an  einer  Stelle;  die 
Auswahl  derselben  wird  dem  Gutdünken 
der  Gemeinde  überlassen ;  bis  zur  erfolgten 
Ausscheidung  nutzt  der  Betreffende  das  von 
ihm  erworbene  Gnindeißck  als  Teil  der  Ge- 
rn ein  demasse,  ohne  die  Ablösungszahlungen 
zu  entrichten.« 

Auf  Gnmd  dieses  §  165  konnte  also 
eine  »einmalige  separate  Ablösimg  vor  dem 
allgemeinen  Termin«  gtatlfinden.  Obgleich 
bis  zum  1.  Januar  1890  nur  639276  üess- 
jatinen  von  den  Bauern  vor  dem  Termin 
abgelöst  wonlen  sind,  was  nur  0,6.')  "M  des 
gesamten  AnteUlaiides  der  ehemaligen  leiti- 
eigenen  Bauern  ausmacht,  sind  die  Anliänger 
der  Feldgemeinschaft  in  Busslaiid ,  deren 
Zatd  Legion  ist,  nicht  müde  gewerden,  von 
der  »künstlichen.  Auflösung  der  Feldgemein- 


schaft seitens  der  Gesetzgebung  zu  «sprechen. 
Dieser  §  165  war  das  einzige  Rechtsmittel, 
dessen  sich  wohlhabende  ^uern  bedienen 
konnten,  um  den  ruinierenden  allgemeinen 
UmteUnngen  zu  entgehen ;  wenn  dieses 
Rechtsmittel  so  selten  angewendet  wurde, 
so  ist  das  dadurch  zu  erklären,  dass  das 
em  Einzelnen  keinen  Schutz  gegen 
die  Willkür  und  Gewissenlosigkeit  des  Küre 
bei  der  Ausscheidung  aus  der  Feldgemein- 
schaft gewährte.  Es  wird  dem  Ausscheid 
denden  möglichst  schlechtes  Land  zugeteilt, 
und  ausserdem  sucht  der  Mir  dem  Aus- 
scheidenden überhaupt  durch  alle  erlaubten 
und  unerlaubten  Mittel  das  Ijcben  sauer  zu 
machen.  Professor  Skworcoff  hat  deshalb 
mit  Recht  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass 
der  genannte  §  165  nur  dann  segensreich 
wirken  wird,  wenn  die  Gemeinde  dem  aus 
gemeinschaft  Ausscheidenden  einen 
Landanted  zuzuweisen  verpQichtet  sein  wird, 
der  dem  früher  in  Gemengelage  genutzten 
gleichwertig  ist. 

Mit  der  sidi  immer  verringernden  Ab- 
lösungssiimme  durch  das  sich  nahende  Ende 
der  AblOsungsoperation  hatte  der  §  165  Auf- 
sicht gehabt,  in  viel  hßherem  Masse  ange- 
wandt zu  werden,  als  es  bis  jetzt  der  lall 
war.  Dnd  so  wurde  dieser  §  165  zur  Ziel- 
scheibe aller  Freunde  der  Feldgemeinschaft, 
bis  er  durch  das  G.  v.  14.  Dezember  1893 
aufgehoben  wurde. 

und  so  ist  das  ganze  G.  v.  14.  Dezember 

3  politisch-reaktionär,  volkswirtschaftlich 

schäduch  und  im.  ^nzen  unheilvoll.  Aber 
die  kapitalistische  Entwiokeliing  Russlands 
kann  durch  derartige  Gesetze  nicht  aufge- 
halten werden,  und  von  dieser  Ent wickehing 
hat  auch  jener  Teil  der  nissischen  Bauern- 
schaft, der  in  ein  städtisches  und  ländliches 
Proletariat  umgewandelt  werden  wird,  alles 
zu  gewinnen,  weil  er,  wie  wir  gesehen  haben, 
nichts  zu  verlieren  hat. 

12.  Die  Baaernbef  reiuDg  in  Polen  nnd 
in  den  Osteeeprovinzen.  Am  22.  Jidi 
1807  gab  Napoleun  I,  dem  neugegrilndeten 
Warscliauer  Herzogtume  eine  Konstitution. 
Der  Artikel  4  dieser  Konstitution  lautet: 
iL'esdavage  est  abolL  Tous  les  citoyens 
sont  ^ant  devont  la  loi;  l'ötat  des  persones 
est  sous  la  pnrtection  des  tribunaux.«  So 
wurde  die  Leibeigenschaft  in  Polen  aufge- 
hoben, aber  eine  Verbesserung  der  ökono- 
mischen Lage  der  Bauern  bedeutete  diese 
Befreiung  kaum.  Der  Gnindbesitz  verblieb 
dem  Adel,  und  das  Recht  auf  ihre  Land- 
anteÜe verloren  die  Bauern  mit  der  Be- 
freiung. Jetzt  fing  der  Adel  an,  das  Bauem- 
land  mehr  und  mehr  einzuziehen,  bis  diesem 
>Legen«  von  Bauernhöfen  durch  das  G.  t. 
26,  Mai  1846  eine  Grenze  gezogen  wurde. 
Dieses  Gesetz  untersagte  die  Verdr&igung 
der  Bauern  von  ihrem  Lande  und  versuchte, 
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die  bBiierlichen  Lasten  zn  normieren.    Doctt 

gelang  es  dem  Adel,  die  geselzlichcD  Be- 
BtiiDiniiDgeD  zu  umgehen,  und  die  kOmraer- 
liche  I-age  der  Baiiern  dauerte  fort  bis  auf 
das  G.  T.  19.  Februar  1064,  das  durch  die 

Slniache  Kevolntion  hei-vorgenifen  wurde, 
eses  Gesetz  nebst  den  nadifolgenden  Kr- 
gftnzungen  verfolgte  durchaus  politische 
Zvecke.  Es  wollte  den  revolntion&ren  pol- 
mschen  Adel  schwachen.  Diese  Absichten 
der  Re^emng  kamen  dem  Bauernstande  zu 
gute.  Die  wider  das  Gesetz  vom  Jahre  1846 
eingezogenen  Bauernhöfe  wurden  wieder 
hergestellt ,  eine  grosse  Anzahl  landloser 
Bauern  bekamen  auf  den  konfiszierten  geist- 
lichen und  sonstigen  Gütern  Onmd besitz. 
Das  Bauemland  musste  zwangsweise  abge- 
ISsf  werden,  und  die  Ablösungszahlungen 
wurden  (im  Gegensatz  zu  den  Ablösimgs- 
xahlungen  in  den  russischen  Provinzen) 
äusserst  niedi-ig  normiert. 

In  den  Ostseeprovinzen  fand  die  Ab- 
schaffung der  Leibeigenschaft  auch  nicht 
auf  Grund  des  Be&^iungsgesetzes  v.  19. 
Februar  1861  statt. 

Die  Lage  der  Leibeigenen  in  Livland 
nnd  Estbland  war  stets  eine  viel  bessere  als 
in  Russland.  Durch  die  GG.  v.  20.  Febmar 
1804  und  27.  Oktober  1804  wurden  die 
Rechte  und  Pflichten  der  Bauern  in  diesen 
zwei  Provinzen  reguliert,  den  Bauern  wurde 
das  unentziehbare  erbliche  Nutzungsrecht 
auf  ihre  Landaateilc  zuerkannt  imd  ihre 
Leietimgen  gesetzhch  normiert.  Die  Ritter- 
schaft fiberzeugte  sich  aber  bald,  dass  sie 
besser  daran  wäre,  hätte  sie  das  Bauernland 
eingezogen  und  den  Bauern  die  peisOnliche 
Fredieit  gewährt.  Auf  Onmd  der  GG.  v.  23. 
Hai  1816,  25.  Oktober  1817,  26.  Juli  1819 
wurde  in  Estbland,  Kurland  und  Livland  die 
persönlidie  Freiheit  der  Bauern  und  das 
freie  Venragarecht  eingefObrt  und  das  un- 
einziehbare erbliche  N  u  tz  un  gsrecht  der  Bauern 
aufgehoben.  Die  ökonomische  Lage  der 
Bauern  hat  sich  durch  diese  Befreiung  der- 
inassen  verschlechtert,  dass  die  Gesetzgebung 
wiederum  eingreifen  mueste,  und  die  Unein- 
ziehbarkeit  des  Banemlandes  in  seinem  Be- 
stände vom  Jahre  1^04  wurde  durch  die  neuen 
Bauern  Verordnungen  festgestellt.  I 
Bauemverordnnngen  wurden  erlassen 
9.  Juli  1849  för  Uvland,  am  5.  Juli 
fflr  Esthland,  am  19.  Febniar  1868  für  die 
Insel  Oesel,  am  6.  September  1863  fflr  Kur- 
land. Das  G.  T.  23.  April  1868  hat  in  aUen 
drei  Provinzen  jegliche  Fron  dien  st  vertrage 
endgiltig  angehoben ;  diese  wurden  durch 
lue  Geldpacht  ersetzt.  —  Was  die  Agrar- 
gesetzgebung der  baltischen  Provinzen  haupt- 
sächlich von  der  Bauernbefreiung  in  anderen 
Teilen  Russlands  unterscheidet,  ist  das  Fehlen 
des  Princips  der  Landablösung.  Statt  der 
L^dablSsung  findet   hier   der   freihändige 


Kauf  statt,  der  durch  Beleihungen  der  ritter- 
schaftliehen Bodenkreditbanken  ('/s — f't  des 
Wertes)  erleichtert  wird. 

Lttteratnr:  Eimelmann,  Gnchichtt  der  Ltib- 
eigeruehaft  in  Kuialand.  Eine  rechUhUtantehe 
Studie.  Leiptig  IS84.  —  Ttchltaetitrrin,  AH. 
Leä>eigenMchaft  in  Rutilaitd,  SloaltwSrieriiueh 
von  ßlunttchli  und  Brater,  Bd.  VI,  p.  SSSff.  — 
Kmreltn.  Einiget  über  die  rutiitche  Dor/ge- 
meinde.  Tübinger  ZetUchrifi  für  <lei.  .StaaU- 
vfacn  XX.  —  V.  Buschen.  Die  Freibauern 
Sutttandt.  Ebrnda,  Bd.  XV.  —  Der&elbe, 
Uebertieht  über  die  EBltlekuHg  u.  >.  lü.  der  Ldb- 
rigentehaH.  Ebenda.  Bd.  XVII.  —  Joh.  vom 
KeuMUr,  Zur  (Setebiehte  «ntt  Kritik  (U»  bSutr- 
liehen  Grmeindebeeitiet  in  Rnttland,  THi  I, 
Riga  1876,  Teil  II,  St.  Pelertburg  1883— SS, 
Teil  III  1887.  —  Demelbe,  Die  Formierung 
det  BauernUindet  und  der  bäurrlirhen  LeittAivgen 
in  den  Vorbemlungcn  i«r  Etnancipation  der 
gulikerrUthen  Bauern,  -Runieehe  Revue-,  Bd. 
XIX.  —  Beriteibe,  Die  Erm/iitiijung  der  Ab- 
lätungiiahlungen  und  die  ZwangeablSttmg  in 
RuetUnd.  DateUut,  Bd.  XX.  —  Bertelbe, 
Der  Abtehltin  den  grotern  Emancipalio7i*tperkf 
fom  19.  I-ibruar  1861.  Ebenda  Bd.  XXIII.  — 
Bertelbe,  Getehiekte  der  DomänentuHiempachl 
in  <!.  Sehana  Finaniarchie.  Jahrg.  3,  Bd.  I. 
■—  Bertelbe,  Die  Bauenibe/reimig  in  Bwitlaad, 
in  Handle,  d.  Slaatnr.,  I.  Au/I.  Bd.  II,  S.  3SSff.  — 

A.  V.  HaxOtauaeH,  Studien  Ober  die  innere» 
ZutlSnde,  ■  da»  Volttteben  und  die  ländlichen 
Einriehlungen  Sutilandt,  S  Bde.,  1847—1851.  — 
Bertelbe,  Die  ländliche  Verfiunmg  Siutlande, 
ihre  Enlvictebing  und  ihre  Fetttteüwng  in  der 
Geteligebung  von  1861.  Leiptig  1866.  —  Ko- 
icdln,  Der  bäuerliehe  Genteindebetilz  in  Run- 
hind,  deiiUche  VebmeUung  von  Jtran  Taranoß. 
I^ptig  1887.  —  Anatole  Len^-BeauUea, 
J/empire  dei  Ttart  et  lei  Ritniet.  Tome  I. 
Pari*  1881.  DeuUche  Ueberteltfing  rim  Fettotd, 
BerHn  1884.  —  -«.  P-  B.  de  Paatenana, 
La  Ratrie  et  l'adarage  dam  leuri  rapporlt 
avec  la  dviliaaliou  enropfenne  ou  de  l'infiuenee 
de  la  tervitude  tur  la  vie  doiaetiiqju  de»  rti»te», 
lar  ieur  exitlence  drUe,  morale  et  poliUgve  et 
tnr  le»  dettmiei  de  l'Europe.  S  rot.  Pari»  18ti. 
—  a.  Plechatunc,  N.  G.  Tichernytchetciki, 
eine  litleraritche  Studie.  .StuUgaH  ISÜi-  — 
5p«}»nl«lc,  The  Auwian  Itaraatry.  London 
1888.  DeuUehe  Vebeneliung  iron  Dr.  V.  Adler. 
Stuttgart  1893.  ~-  N.  Totirgueneff,  La  Ru»*ie 
et  le»  Rtueet,    3  vol.    Pari»    1847.    ~-   Wallate 

B.  MaekenjAe,  Ruieia  3lh.  Edii.  London 
1885,  Tauehniix  EdOwn  Leipzig  1S78.  Sketche» 
0/  Rneiian  life,  b^ore  and  during  tht  emanei- 
palion  0/  tbe  terfi,  Editel  by  Henri/  Morley. 
London  1866.  —  J.  H.  Sehnileler,  Le»  In- 
ilii-ulioTi»  de  la  Riaiie  depui»  lei  Reforme»  de 
l'Emperacr  Alexander  II.  J  vol.  Pari»  1886. 
Affianchiitement  de»  lerf».  Erpo»i  »ommaire 
de»  droit»  et  obligotion»  de»  paygan»  et  gen»  de 
la  domeilicile  affranehit  du  »errage.  St.  Peter»- 
burg  lasi.  —  •/.  Echardt,  Riasland»  läniaiebe 
Zuitände  »eil  Aufhebung  der  Leibeigentchafi. 
Leiptig  1870.  —  8ch£do-FerroH  (Baron 
Firek»),  Etüde»  »ur  l'avenir  de  la  Ru»»ie,  X 
et.  le  patrim.  da  peuple.  Berlin  1868.  — 
AdoUph  Wanner,  Die  Abtcha^vtig  de»  pri- 
vaten   GrundageTittini».       Leiptig     1870-    —    R 
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B.  Lanln,  Busiüche  ZuUSnde,^  1 — IT.  Dret- 
<Un  189S  9J.  —  Beaobraaoff,  Müde»  tur  l'ico- 
lumie  nationale  df  la  Ruttir.  S  Tataei  en  Spart. 
Sl.  Petersburg  ISSSISti.  —  Klau»,  Studien  und 
Materialien  tar  Geichithte  und  StatUtil:  der 
au4ländi*eben  Sölonieatiaa  in  Sueiland.    L'eber- 

,  eettt  CO»  Tihe».  Odeua  1387.  —  r.  Samaon- 
Himm^atjenia.  (V.  Frank),  Vrrlumjmng 
rffli  Bauern  und  dei  Adel»  in  Riatland  nach 
U»pen»ki  und  Terpigoriea  bearbeitet.  Leipzig 
189!.  —  Katvelin,  Die  Baueraeviaacipation, 
au»  dem  Ru»»iichcn  iiberteüt  von  Bauer.  Reval 
1884.  —  'HftAons  Than,  LandicirUichafi  und 
Gewerbe  in  MUtelSa»ila»d,  in  Schmoller»  For- 
»etamgen ,  Bd.  JH.  Zeipxlg  1881.  —  J,  A. 
BourvU^,    The  Eeonomie»    of  the  riittiaH  vü- 

.  Inge.  NewYork  189«.  —  W.  O.  Stmkho- 
tcitaeh,  Die  lotial-l/konoiairchen  Lehren  der 
nu»itchen  jVttrodntti.     Coivmd»  JahrblUher  1897. 

—  P.  8.,  Dit  -neuere  m»ti»eKe  Getetisebuag 
Hber  den   Oemeindebetitt.     Bravni   Archiv  für 

.  toiiale  Gc»etzgebuttg  und  .SlatleCii,  Bd.  VIT.  — 
A.   laaa^ew,    Gegenwart   uiul  Zulninft  der  ru»- 

.    titchen   Volktwirlechaft.     PreaiHtche  Jahrbücher 

,  1896.  —  f,  SehuUee-  aa«femiU,  Der  Xatio- 
tuUiemu»  in  Jiv»»land  und  »eine  leirUchafilichen 
Träger.  Preu»»i»che  Jahrbücher  189^.  —  AUit. 
Xaufnutnrt,  Die  innere  Kolonisation  und  Eo- 
ltmi»ation»polUik  Rut»laTid»  nach  der  Bauembe- 
fieiiaig.  Conrad»  Jahrbilcher  1838,  III.  FUge, 
Bd.  SV.  -^  Oacar  Jtfrrtens,  Butalandt  Be- 
deutung /är  den  Weii-GetreidemarkL  v,  Mayn 
Slalittitehe»  Arehiv  1891— 9i.  —  Oraf  Bo»t- 
■woroi^Kki,  Die  Entaickehmg  der  bäuerlichen 
Verhältnitee  im  KSnigräeh  Palen.  Conrad» 
Samniiung  natii>nal~Skonomi»rher  Abhandtungen. 
Jena  1SS8.  —  Maeeiewakt,  Hyiloria  coloidan 
t  »totvntoic   ich  politirjnych,  »polecznych  i  eko^ 

.    nomieingch  ktöre  ittnialy  od  ««(HO  najdauraie- 

.  j»ryth  ai  do  drugiej  potovy  XIX  wiclni,  War- 
»taaa   1874.   —    W-  JUJakoUn,   Die   Bauem- 

.  frage  in  Polen  lur  Zeit  der  Teilungen.  Sl. 
Petereburg  1889  (ru»ri»eh).  ■ —  u.  Sievera,  Ge- 
ichichte  der  Bauen\freiheit  in  Unland.  Riga 
1879.  —  ZMentng,  Die  B^reiung  de»  Bauern- 
ttanda.  Riga  1S80.  —  J.  Bckat-dt,  Livland 
im    18.    Jahrhundert,    1S7S.    —    IHeOerictu, 

.  Merkel  ui*  Bekämjffer  der  Leibeigenechaft  und 
»eine  Vorgänger.  Baltische  .Wonatescitrifl,  1870. 
Neae  Folge,  Bd.  I.  —  Dr.  Chi-taHan  Valen- 
tin Merkel,  Polititche  und  Camerali»che  Auf- 
Wliung  derjenigen  Pmitfrage,  Vielehe  die  Erlauchte 
ea>nomi»che  GeldUchafi  tu  St.  Peler^urg  in 
Ruulatid  iceitlich  aufgegeben  hat.     Leipiig  I7E8. 

—  Santeon  von  mmtneUt/em.  Hi»tori»cher 
Vertuch  Hber  die  Avfh^ung  der  Leibeigen»chn/1 
m  den  Oit»eeprorinxeii,  in  beeonderer  Betiehiung 

,  nvf  da»  Hertogtum  lArland,  18S8.  —  Baron 
■  S.  Bruiningk,  Liciäiidieche  Rück»chau.  Riga 
1379.  —  Baron  a.  Cainpkausen,  Bauem- 
,  landverkaj^  auf  den  PrivalgHtem  Kurland». 
Mitau  1878.  —  V.  Jung-SUlUng,  Stali»litekei 
Material  lur  Beleu^tung  Uvländiicher  Bauern- 
verhältni»H.  SL  Petereburg  1867.  —  JE.  iMe- 
nlng ,  Die  Befreiung  de»  Hauem»tandei  in 
DeutecMand  niul  tn  Livland.  BaUi»che  Mo- 
HOUtchrfft,  Bd.  XVII.  —  E.  V.  Saniaon.  Ein 
Beitrag  lur  iMtofuttjb  de»  Bauemlandrerkauf»  in 
Etäand.  Ebenda,  Bd.  XXX  und  XXXI.  — 
Tobten,  Zur  Ge»chiehle  der  Bawa^ienuHKipation 
Jn  Livland.     Ebenda.  Bd.  XXVII,  XXVIII  «. 


XXIX.  ~  i:  r^rMUI,  Einige  Grundlage 
e»äändi»c}i-baUiecher  JgrarenUcicietung.  Äi- 
»elb»t  XX  VII.  —  Au»  der  gro»»en  LiUeralur  in 
rutri»cher  Sprache  enrüMen  wir  nur:  Blela- 
ieff,  Die  Banem  in  Rueeland.  Moel«iu  1891 
(1.  Aufl.)  —  TerhtUchertn,  Studien  über  die 
rueeitche  Rechtegetchichte.  Motkau  18ö8.  — 
Alexandra  J^menha,  li\n-»ehungea  über 
da»  Volteleben.  Motkau  ISSi.  —  F.  Soteo- 
lotcsht,  Eine  Sludie  Ober  die  Geiehichte  der 
Landgemeinde  in  Xordruillaud.  St.  Petereburg 
1877.  —  Bertelbe,  Da»  Wirtechafttleben  der 
liiTidlichen  Bevölkerung  Ru»»liind»  und  die  Eo- 
lonieaHon  der  »UdiMlieken  Steppen  vor  der  Leib- 
eigentcliaft.  St.  Feiereburg  1878.  —  K.  Ka- 
\ceUn,  Die  Landgemeinde  im  allen  Rutitand. 
n  Wie»tnlk  Jeieropg»,  1877,  Bd.  HI.  —  P.  SB- 
Inlcoff,  Finanxgetchiehllirhe  Streitfi-agen  dt» 
Motiauer  Staate».  St.  Petersburg  1892.  — 
Beraelbe,  Die  ra«>i»ehe  Ajgrarpuliiik  de»  vori- 
gen JahrAundert»  in  uRuttkaja  Myttu,  1890, 
Bd.  V.  —  W.  ■!.  SemeroaM,  Die  Bauemfrage 
in  Sa»»land  im  13.  und  in  der  er»leH  HOlfU 
de»  19.  Jahrhundert»,  i  Bde.  St.  Pftertburg 
1888.  —  i>er«eUte,  Die  Bauern  unter  der  Re- 
gierung Xalharina4  IL,  Bd.  I.  St.  Petereburg 
1331.  —  Alexander  SIereMUki,  Die  Bauern- 
emancipalion  unter  der  Regierung  Alexander»  IL, 
4  Bde.  Bonn  a.  Sh.  138^11868.  —  N.  P. 
Semencff,  Die  Bauernbefreiung  unter  der  Re- 
gierung AUraniUr»  11-,  3  Bde.  St.  Pttertburg 
1SS9—9I.  —  tT.  iTanson,  Vertuch  einer  ttalii- 
tiechen  [fnter»uehu»g  Sber  die  bäuerlichen  An- 
teile  u.  Zahlungen..     S.  Petenburg  1881  (t.Aufl.) 

—  Staliititcht  Zeit»chrift  de»  ruttitchen 
Reiche»,  Serie  III,  Lieferung  10.  St.  Peler^urg 
188G.  —  parat  A.  WaaatltacMlooff,  Dar 
Grundbe»ilz  und  der  Ackerbau,  2.  Bd.  St. 
Petereburg  1831  (i.  Äufi.)  —  L.  Chodskl,  Der 
Boden  und  der  LandwiH,  Bd.  II.  St.  Peter»- 
burg  1891.  —  J.  ItBaaJukoff,  Der  Verfall  der 
Leibeigen»chaft  in  Ru»»land.    St.  Petereburg  ISSt. 

—  M,  K.a\Belin,  Die  Bauernfrage,  n  Wiettnik 
Jewropya.  1381.  —  .1.  •/.  Taehuproff  und  A. 
S.  Poanikoff,  Der  Einfiue*  der  Gelreidepreiec 
auf  einige  Seilen  der  rutHfchen  Volkrurirttehi^, 
«  Bde.  Si.  Ptlenburg  1897.  —  Die  Reiul- 
late  der  ökonomiicben  Erfortchvng 
Rumlaiid»  nach  den  Angaben  der  landtcht^fi- 
lichen  SüUietik,  Bd.  I:  W.  W.  fWoron- 
xofft,  Die  bäuerliche  Gemeinde.  Motkau  139t: 
Bd.  IT:  NlkolaJ  Karyaeh^.  Die  bäuer- 
lichen Hichtungen.  Dorpal  1393.  —  N.  Blago- 
vjeatachenaky,  Recueil  Staiitligue  du  menagr 
de»  pay»ant  de  la  Btutie.  Enquete»  de»  zeiut- 
unu  {»taii»ti»che  liibetlen  tnit  rtt»ri»eliem  und 
fraH»ö»i»chem   Text),   X   Itde.     Mo»kau   1S9S,  — 

W.  E.  Poatnikoff,  Die  iUdra»n»che  Bauem- 
u>irt»chafl.  Mo»kau  1891.  —  (JermoUtff),  Die 
Mi»»ernle  und  die  Volktnot.     St.  Petereburg  1891. 

—  A.  Wolgin,  Die  Begründung  der  yarod- 
niUeheiltiio  in  den  Werken  de»  Serm  Wortm- 
coff.  St-  Petertburg  1896.  —  A.  J.  SfcHTOrMdTt 
Oekonomiecie  Studien  I:  Die  wirtiehaftlicheu 
ürtachen  der  HungertnSte  tn  JtuMlond.  rSC- 
Petereburg  1894.  —  OoUlbtff,  Die  Steuern  und 
die  biliterliche  \Virl»chaft,  tRu»»kaja  My»U  1S96. 
-—  Deraelbe,  Zur  Frage  über  die  CTrtncAen  de» 
äk07tomi»chen  Niedergänge»  der  bSuertichen  Be- 
völkerung vnd  der  gul»herrtichen  Wirltehi^, 
»Juriditreheeki    Wiettniki,    I89X.    —    K.    Bru- 
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'  aehlntn,  Die  juriMlitehe  Suüang  dtt  Baaem- 
Mtattda.  St.  IHtTtbKeg  18S7.  —  F&rat  Seha- 
choteahaä ,  Da*  landairUehafÜirke  Wanöer- 
gaiptrbt.  Motto«  1S9G.  —  P.  SleuJvreoffa 
(Tnitrtiie/Hiiigen  über  die  hätKrUehe  Wirlufliaß 
H>  T-JaridiUcItetbi  WittlHtk« ,  1891,  Nr.  6—6, 
lS»a,  Nr.  4,  9  vnd  11.  —  Materialien  zur 
riiaraiterittik  uiuerer  teirUehafllichen  Em- 
■»iekelang.  Sl.  Peleriburg  1896  (von  der  Regie- 
rung tonfiniert,  da»  Britith  Mnteant  itt  im  Betitle 
-rUM  Exenplart).  —  Wladimir  Gr.  Sttukko- 
leitach,  Die  Feidgemeiatchajt  in  JtuieUmd. 
Jnm  1898. 

niaaimir  Gr.  Blmkhowlfflt. 


XI.  Die  Banembeft'eiiiiig  in  Schweden, 

Weil  in  Schweden  weder  die  Leibeigen- 
schaft noch  der  eigentliche  Frondienst  exis- 
ti^  hat,  kann  von  einer  Bauernbefreiung 
in  ge^rOhnlichem  Sinne  nicht  geredet  wer- 
den. Bestrebungen,  das  eine  oder  das  andere 
Dach  auslflndischen,  meist  däni  sehen  und 
deutschen  Yorbildem,  einzuführen,  haben 
jedoch  nicht  gefehlt.  —  Von  der  Mitte  des 
14.  Jahrhunderte  an,  als  die  Grossen  das 
einheimische  KGnigtum  durch  ein  auslän- 
disdies  vertauscht  hatten,  wurde  die  Frei- 
heit des  Bauernstandes  vielfach  bedroht; 
durch  die  siegreiche  Bauembewegung  unter 
fkigelbrecht  (t  143G),  die  zunftchst  zur  Ab- 
setzung Eriks  von  Pommern  führte  (1439), 
wurde  sie  aber  fOr  die  folgende  Zeit  ge- 
acbert  Die  Baiiern  ei^mpften  sich  hier- 
mit als  Stand  fdr  immer  eine  poHtiBche 
SteDoD^,  die  ihnen  in  dem  in  dieser  Zeit 
entstehenden  allgemeinen  Reichstage  den 
vierten  Platz  gewährte.  Zum  zweiten  Male 
ward«  die  soziale  und  politische  Stellung 
der  Bauern  im  17.  Jahrhundert  bedroht ; 
jedoch  am  Ende  desselben  für  alle  Zeit 
sidiergestellt.  Die  Entwickelung  und  der 
Vertauf  dieser  Ereignisse  gestalteten  sich 
fnlgead^rmassen. 

Sach  dem  Besitzer  waren  Qrund  und 
Boden  schon  seit  dem  Mittelalter  verteilt  in 
'Skatt^munan«,  »Kronohemman«  und 
>Fräl8ebemman<.  »Skattehemman«  waren 
die  fmen  BauemgQter,  >KroQohemmaB<  die 
der  Krone  KehSrigen  Güter,  endlich  »Frillse- 
bemmane  die  Oflter  des  ÄdeJs  und,  vor 
ffiS?,  der  {katholischen)  Kirche.  Hiemach 
Terteihen  sieh  die  Bauern  in  >Skattebi^nder<, 
die  auf  Eigenem  sassen,  iKronobOnder«  und 
lAAleebOader'.  Die  beiden  letzten  Eate- 
gosieen  waren  die  auf  den  Gfltem  der  Krone 
umI  d«a  Adels  seeshaften  Bauern.  Zwischen 
fluten  and  dem  ^SgentOmer,  der  Krone 
httw.  dem  Adeli|:en,  beetuid  ein  im  allge- 
netnen  Gesetze  geregeltes  Pachtverhältnis, 
das  jedodi  auf  den  Adelsgatem  durch  die 
adelten  Prinl^iea  viel&ch  zum  Nachteile 


der  Bauern  umgestaltet  wurde.  Die  Adels- 
privilegien von  1562,  1569  und  1617,  die 
teils  Ute  Rechte  bestätigten,  teils  sehr  weit- 
gehend neue  verliehen,  machten  die  Adels- 
gdter  ganz  oder  teilweise  steuerfrei  g^en- 
über  der  Krone.  Die  fiskalisohen  Rechte 
der  Krone  gingen  somit  auf  den  adeligen 
Eigentümer  über,  der  also  die  Stenern,  Ab- 
gaben und  Dienstbarkeiten  seiner  Bauern, 
die  sonst  der  Krone  zukamen,  für  sich  nahm. 
Die  Stellnng  der  •FriÜsebönderc  wurde  da- 
durch oft  sehr  drückend,  dass  der  Gutsherr 
mehr  forderte  als  gleichzeitig  die  Krone 
und  schliesslich  die  Bauern  ganz  wie  seine 
Hausknechte  sich  dienstbar  zumachen  suchte. 
Solange  der  Besitz  des  Adels  nidit  all- 
zu gross  war,  machten  sich  die  hieraus  ent- 
stehenden Uebelstände  minder  bemerkbar. 
Seit  dem  ersten  Viertel  des  17.  Jahrhunderts 
ging  aber  mehr  und  mehr  von  dem  Gruad 
und  Boden  in  die  H&nde  des  Adels  über. 
Die  grossen  Bedürfnisse  der  Krone  infolge 
der  Kriege,  insbesondere  des  .^Oj&hrigen, 
führten  zu  Verkauf  und  Verpfändung  zuerst 
der  Krongüter  (»Kronohemman«),  dann  der 
der  Krone  zukommenden  Renten  und  Ab- 
gaben der  freien  Bauerngüter  (>Skattehem- 
maut:).  Zu  diesem  notgedrungenen  Handel 
kamen  unter  der  Königin  Christine  (selbst- 
regierend  1644 — 1654)  verschwenderische 
Schenkungen,  die  Güter  und  Renten  rück- 
haltslos  dem  Adel  übergaben.  Dieser,  der 
1566  ungefShr  22  "/a  des  Bodens  (>hemman>) 
als  eigen  besass,  hatte  hundert  Jahre  spätei' 
30 — 40  "/o  als  Pfand  oder  Lehen  von  der 
Krone,  im  ganzen  gegen  60%,  inne.  Hier- 
durch ward,  wenn  nicht  die  Freiheit,  so 
doch  der  freie  Besitzstand  der  Bauern  aufs 
höchste  bedicht  Es  war  zu  befürchten, 
dass  die  Bauern  zum  grGssten  Teile  iFi41»e- 
bOnder«,  also  dem  Adel  unterthan  würden. 
Die  Forderung  einer  Reduktion,  wodurch 
die  Krone  ihre  Güter  und  Renten  wieder 
bekäme  und  die  Bauern  von  dem  ihnen 
drohenden  Schicksal  befreit  würden,  wurde 
Jahr  für  Jahr  lauter.  Die  Opposition  gegen 
den  Adel  war  insbesondere  bei  dem  BeicDs- 
1650  sehr  lebhaft.  Sohon  1655  wurde 
infolgedessen  eine  kleinere  Reduktion  be- 
schlossen, worauf  von  1680  ab  die  grosse, 
die  für  immer  die  Skonomische  üebermacht 
des  Adeb  brach,  durchgeführt  ward.  Als 
Resultat  derselben  ver&nderte  dch  der  Be- 
sitzstand von  Grund  und  Boden  so,  dass  im 
Jahre  1700  die  auf  Eigenem  sitzenden  Bauern, 
der  Adel  und  die  Krone,  beinahe  je  ein 
Drittel  davon  beeassen,  ungefähr  21 000  bexw. 
22000bezw.  21000  «hemman«.  Umdieselbe 
Zeit  wurde  die  kamerale  If^atur  der  ver- 
schiedenen Güterklassen  insofern  fisdert,  dass 
nachher  kein  Gut  (>hemman<)  von  den  auf 
ihm  lastenden  und  jetzt  genau  beeümmten 
Renten  und  Lmstongen  frei  werden  konnte. 
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Der  Vermehrung  des  privilegierten  Bodens 
war  hiermit  ein  Ende  gemacht 

Die  Stellung  der  »Krono-  uoe  Frälse- 
bönder«  gestaltete  sich  nachher  in  folgender 
Weise.  Die  Kronbaueru  wurden  »Skatte- 
bönder*,  indem  sie  die  Gnmdstfleke,  -worauf 
sie  Sassen,  durch  ein  kleines  Kaufgeld  zu 
eigen  erwarben.  Diese  Umwandlung  be- 
gann um  1701,  ging  aber  erst  von  1789  ab 
rasch  weiter  imd  kat  jetzt  dazn  gelOhrt, 
daes  beinahe  alle  oder  19400  ErongQter 
dieser  Art  in  die  Hände  der  darauf  sitzen- 
den Bauern  gekommen  sind.  Die  auf  den 
adeligen  (rütera  sesshaften  Bauern  sind  nach 
der  Fixierung  der  bestehenden  Abgaben 
nur  als  gewöhnliche  Pächter  anzusehen, 
wiewohl  die  Pacht  lange  noch  meist  durch 
Ifaturalprästationeu  und  Die»  st  barkeiten 
voUbracnt  wurde.  Erst  in  diesem  Jahr^ 
hundert  ist  allmählich  da,  wo  noch  Ver- 
hältnisse dieser  Äit  blieben,  zur  Qeldpacht 
übergegangen  worden.  Am  längsten  haben 
die  Reste  älterer  Zustände  in  den  von 
Dänemark  übernommenen  Provinzen,  inebe- 
aondere  in  Skäne    sich  erhatten. 

Fflr  die  Stellung  der  sFrÄlsebönder*, 
wie  für  den  Bauernstand  überhaupt,  ist  auch 
von  grosser  Bedeutung  gewesen,  dass  das 
Recht  TFrälsehemmani  zu  besitzen,  allen 
zu  teil  ward,  zuerst  durch  die  Verordnun- 
gen Oustavs  III,  1789,  dann  in  Bezug  auf 
die  bestprmlegierten  Güter  durch  freiwil- 
liges Zugeständnis  des  Adels  1809.  Hier- 
auf folgte  ein  sehr  schneller  Besitzwechsel, 
so  dass  bald  eine  Menge  »Fräisehemman« 
den  Bauern  gehörte. 

Von  einer  Aufhebung  oder  Ablösung  der 
lÄuerlichen  Lasten  kann  unter  diesen  Ver- 
hältnissen in  Schweden  nicht  geredet  wer- 
den. Die  neuzeitliche  Bewegung,  die  auf 
den  iSkattehemman«  ruhenden  Grundsteuern, 
wozu  die  Anschaffung  luid  Montiemng  der 
Soldaten  gehören,  »abzuschreiben«,  d,  h.  zu 
beseitigen,  hat  nichts  damit  gemein.  Der 
Umstand,  dass  diese  Grundsteuern  einmal 
specifisch  bäuerliche  Lasten  waren,  kann 
sie  nicht  mehr  als  solche  charakterisieren. 
Die  betreffende  »Abschreibimgt  ist  im  Jahre 
1885  mit  ;-lU%,  eine  jährliche  Summe  von 
ungeÄhr  3  .Millionen  Kronen  repräsentierend, 
angefangen  worden.  Nachher  wurde  im 
Jahre  1892  die  vollständige  BeseitiguDg 
dieser  Steuern  beschlossen  mit  dw  Bestim- 
mung, dass  sie  in  12  Jahren  (bis  1!)04) 
volltracht  sein  sollte.  "Wie  gesagt,  haben 
doch  diese  JUassregeln  nichts  mit  der  his- 
torischen Banernbefreiung  zu  thun. 

Lltteralnr:  Ämter  den  GeeehiehUaerken  ran 
E.  G.  aetjer,  A.  VryxeU.  und  F.  F.  Carl- 
aon:  S.  S.  Sordatröm,  Bidrag  tili  ÄoerMto 
tatBhSU^rfattiiingetu  hüloria,  1839—40.  — 
C%r.  SaivmMnn,  Sveriget  Slat^GrJaUningträu 

,    I  (äremkn  staujSrfattningen»  kitloriska  vintdc- 


Ung),  1879.   —   B.    L,  Formel,   Simriget  *w. 

kittoria  frhn  Guilaf  l,  1869—75.  —  Stalte- 
Tugleringikomitint  Jielänbande,  188S. 
—  Sam,  Claaon,  Till  Iteduktioneni  FSrhittoria, 
1S9S.  —  E.  HlUlebrand,  Svemia  S»altJBij<Ht- 
ningeTU  kiiU>ri4ka  vtvecHing,  1896. 

Lund.  PontUM  E.  Fahlbetile. 


XII.  Die  Bauernbeftreiimg  In  Japan. 

Einleitung.  1.  Der  Bauematand  im  Hittel- 
alter (7.  Jahrb.  bis  zum  12.  Jahrb.).  2.  Feadal- 
zeit«n  (12.  Jahrh.  bis  zum  Jahre  1671).  3. 
Keues  E^me  seit  lö68  bezw.  1071.  4.  Gegen- 
wärtige Lage  des  Bauernstandes. 

EinleitmiK.  Soweit  die  Geschichte  und 
Sage  Japans  zurücl^reicht,  findet  man  den 
Japaner  sich  mit  dem  Landbau  beschäfti- 
gend. Sptiren  der  Jäger-  und  Hirtenzeitea 
sind  nur  in  den  archäoli;^schen  Funden  .an^ 
gedeutet  Es  wird  die  Vermutung  ausg&r 
sproclien,  dass  die  eiste  Begründung  die? 
Keidies  unter  Zimmu,  660  v.  Chr.,  in  ihreni 
Charakter  und  Wesen  feudal  war,  in  dem 
Sinne,  dass  er  als  Kaiser  den  Thron  bo^ 
stieg,  auf  die  besiegten  Führer  der  Volk&r 
Stämme  als  Unterthaneu  herabsah  imd  deuT 
selben  oder  seinen  Generiilen  verschiedene 
Landesteile  zur  Bewahrung  gegen  weitere 
Angriffe  zuvries.  Doch  war  damals  die  I^ge 
des  Landbauers  noch  keine  schlimme. 

Höchst  wahrscheinlidi  haben  unsere  Voi^ 
ahnen  den  Ackerbau  mit  der  Feldgemein- 
schaft angefangen ;  dafür  fehlen  aber  noch 
genügende  historische  Beweise.  Interessante 
Üeberreste  dieses  Verfahrens  waren  noch 
in  unserer  Zeit  in  einzelnen  Gegenden  zu 
finden,  so  namentlich  in  der  Provinz  Etsigo, 
woselbst  es  unter  dem  Namen  Waritsi 
(LandeinteiluDg)  bis  in  die  siebziger  Jahre 
im  Gange  war.  In  den  Zeiten  der  Feld- 
gemeinschaft war  freilich  von  einem  oigent^ 
heben  Bauernstände  keine  Bede.  Jeder 
StaatsbÜJ^r  war  im  Besitz  eines  Grund- 
stücks und,  was  noch  besser  war,  seiner 
Freiheit  Dieser  fast  paradiesische  Zustand 
hat  sich  aber  gegen  den  Fortschritt  der 
Sozial-  und  Vermöge  Qsnngleichheiten  nicht 
behaupten  können,  welche  ans  körperlichen 
und  geistigen  Ungleichheiten  hervorgegangen 
■waren. 

Schon  in  frühesten  Zeiten  ist  der  Un- 
freie, der  »Senmini  (wörtlich:  gemeines 
Volk)  erwähnt  worden;  aber  er  darf  nicht 
mit  dem  Bauernstände  identifiziert  werden. 

Das  frühere  lose  Staatssystem  hatte  nar 
türlich  dem  Emporkommen  der  Stärkeren 
und  dem  Eeraogehen  der  Schwächerea 
uiehf  entgegentreten  können.  So  ateigertett 
sicli  die  Ungleichheiten  im  Volks vermögeii 
und  in   den  Volksschichten  gewaltig,   bi« 
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znerfit  im  7.  Jahrhundert  ]tfasBr^;eln  da- 
gegen ergriffen  wurden. 

1.  Der  BanerDstand  im  Hittelalter 
(7.  Jahrhuodert  bis  znm  12.  Jahrhundert). 

iW  im  7.  Jiihrhiinderl  kommen  grosse  po- 
litische und  soziale  Reformen  vor,  welche 
diesem  Zeitalter  in  der  Geschichte  des  ja- 
panischen Staates  grosses  Interesse  ver- 
leihen. Unter  diesen  Reformen  'waren  solche, 
welche  die  hage  des  BBuemslandes  aufs 
tiefste  beeinfliisst  haben.  Man  schreibt 
diesem  Jahrhimdert  den  Anfang  der  Ab- 
sonderung zwischen  militärischen  und  land- 
wirtschaftlichen Klassen  ziu  Eine  neue 
Stenerform  wurde  auch  zu  gleicher  Zeit 
duTchgefflhrt.  Da  der  Ackerbau  nebst  dem 
iletnea  Handwerk  die  einzige  produktive 
Thfitigkeit  war,  lag  fast  die  ganze  Steuer- 
pflicht  dem  Landmanne  ob.  Zur  Entschä- 
digung dafür  ist  er  wenigstens  vom  Kriegs- ' 
dienste  einlgermassen  befreit  worden. 

Eine  andere  und  wichtigere  Neuerung 
dieser  Zeit  war  das  sog.  »Akatsi-la« -System. 

Sew5hnlidi  unter  der  Bezeichnung  »Han- 
ent  bekannt.  Nach  den  im  TaihC-Kodex 
p02  n.  Chr.)  enthaltenen  Vorschriften  bil- 
dete der  sog.  »MiradanteiU  (Eu-bun-den  ge- 
nannt, vas  den  altdeutschen  >Hufena  nahe- 
kommt) das  wesentliche  Merkmal  des  Akatsi- 
la-Syetems.  Der  Unudanteil  der  männlichen 
Personen,  freien  oder  unfreien,  die  das  5, 
Lebensjahr  QberBchritten  haben,  belauft  sich 
auf  2  Tan  (1  Tan  =  Vw  ha),  der  der  weib- 
lichen auf  zwei  drittel  davon.  Zwei  Tan 
bildeten  das  Anamass,  'welches  damals  für 
ausreichend  galt,  um  einen  Mann  zu  er- 
oShren  und  demselben  ausserdem  die  Mög- 
lichkeit, jährlich  eiue  Steuer  von  5°/o  zu 
leisten,  darbot 

Die  Durchführung  des  Akatsi-ta  erfolgte 
in  wenigen  Provinzen  und  zwar  meist  in 
der  Nähe  der  kaiserlichen  Residenz.  Regel- 
miesig  hat  die  Durchführung  desselben  nur 
siebenmal  stattgefunden;  das  erste  Mal  im 
Jahre  645  und  das  letzte  Mal  im  Jahre  687 ; 
nachher  'wurde  sie  häufig  vernachlässigt  und 
in  der  Mitte  des  10.  Ja&hnnderta,  während 
i^ier  unruhigen  Zelt,  wurde  das  System 
Abeihaapt  nidit  mehr  angewandt 

Der  Tai-h5-Kodex,  welchem  das  Akatsi-ta- 
System  entnommen  war,  hat  ausser  dem  Mund- 
anteile verschiedene  Besitzarten  festgestellt. 
Hier  erwfthnen  wir  a)  >Adelsgmndbeütz< 
(I-den.  wörtlich  übersetzt  Rangfeld).  Ferner 
giebt  es  b)  die  den  betreffenden  Aemtem  ent- 
«precbenden  sogenannten  iDienstländereienc 
^KAnibun-den).  Eine  andere  Schenkung 
Desteht  c)  in  dem  »ernannten  >Yerdienst- 
land*  (KöAlen).  Femer  finden  'wir,  dass  es 
in  dem  Kodex  d)  »Staatsländereien*  (Shi- 
den)  giebt  auf  denen  fOr  je  zwei  ha  eine 
Knh  gehalten  werden  muee.  Ausser  den 
ang^ebeneo  Besitzarten  dienen  e)  besondere 


Ländereien  (On-tsi)  zum  Anban  von  Uaul- 
heer-  und  I^tckbftumen. 

Insoweit  als  sein  charakteristisches 
Merkmal  im  »Mundanteilet  bestand,  dürfte 
das  Akatsi-ta  auf  dem  Priucip  beruhen,  dass 
das  Land  Japans  seinen  Bewohneiu  gehöre, 
und  dürfte  praktisch  befolgt,  worden  sein, 
um  die  wirtschafthche  Ungleichheit  zu  be- 
seitigen. Dies  sieht  man  deutlich  in  der 
Einteilong  der  Akatei-ta.  Nach  derselben 
wird  zuerst  das  Volk  in  zwei  Klassen  ge- 
teiltj  die  steuerpflichtige  und  die  steuer- 
freie. Jede  dieser  Klassen  hat  man  wie- 
der in  die  der  Armen  und  die  der  Wohl- 
habenden eingeteilt  und  hierbei  stets  die 
■wirtschaftlich  Schwächeren  berücksichtigt 
und  begünstigt 

Dies  wäre  sehr  schön  gewesen,  aber 
schon  im  Tai-hO-Kodex  war  ein  Keim  zur 
Ungleichheit  enthalten.  Denn  was  waren 
die  anderen  Besitzarten  ausser  dem  Mund- 
anteile  anderes  als  FeudalgQter,  die  noch 
dazu  unter  sich  vollständig  un^eich  waren? 
So  ist  klar,  dass  diese  beiden  Begriffe  Feld- 
gemeinschaft (Akatsi-ta)  und  Feudalismus  in 
diesem  Funkte  geradezu  einander  entg^en- 
stehen. 

Die  zwei  entgegengesetzten  Begriffe  des 
Onindeigeotums,  einmal,  dass  das  Land  dem 
Volke  und  dann,  dass  es  dem  feudalen 
Slaatsoberhaupte  angehöre,  sind  beide  zur 
Geltung  gekommen  in  einem  festgestellten 
(rrundsatz:  der  Souverän  ist  die  Personifi- 
kation des  Staates.  In  seiner  Person  ist 
Staat  und  Volk  verschmolzen.  So  entstand 
die  »asiatische  Auffassung«  vom  k^serlichen 
Obereigentumsrechte  über  Grund  und  Boden. 
Von  dieser  Zeit  an  kannte  man  kein  anderes 
Land  als  terra  regis. 

Die  Schenkungen  der  Ländereien  sollen 
in  der  Zeit  der  Kaiserin  Dsitö  (690),  gleiche 
zeitig  also  mit  dem  Verfall  des  Akatsi-ta, 
immer  allgemeiner  geworden  sein. 

Die  Geschichte  meldet,  dass  im  Anfang 
des  8.  Jahrhunderts  häufig  lebenslänglicher 
oder  erbhcher  Niessbrauch  des  erworbenea 
Grundstücks  zugesichert  wurde  und  dass 
dies  zu  bedenklichen  Ungleichheiten  im 
Volfesvermögen  geführt  hat  So  ist  es  leicht 
begreiflich,  dass  die  Kluft  zwischen  Armen 
und  Reichen,  zwischen  den  Starken  und 
Schwachen  immer  schroffer  wurde.  Die 
gesellschaftlichen  Gegensätze  fanden  ihre 
Anerkennung  in  dem  kaiserlichen  Erlass 
vom  Ende  des  8.  Jahrhunderts,  welcher  be- 
stimmte, dass  das  Volk  in  3  Klassen,  ein» 
militärische  und  eine  bäuerliche,  eingeteilt 
wurde. 

Die  EutwickeluDg  des  Forstbesitzes  be- 
stätigt ebenfalls  das  schnelle  Wachstum  des 
Privateigentums  an  Grund  und  Boden.  Wohl 
waren  schon  im  Anfange  des  8,  Jahrhunderts 
Privatforsten  erlaubt,  aber  nur  in  unmiUelT 
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barer  Nfthe  von  Wohn-  und  Begräbnisplfltzen 
und  nur  in  höchst  beschrftaktem  Umfange. 
Dass  Rcbon  in  jener  Zeit  die  VermögenKun- 
gleicfaheiten  bedenklich  geworden  sind,  kön- 
nen wir  mit  Bestimmtheit  aus  dem  Edikt 
des  Jahres  706  schJiessen,  in  welchem  der 
gemeinBame  Charakter  des  Waldes  und  das 
Recht  der  Kleinen  stark  betont  wurde.  Et- 
wa 90  Jahre  später  wurde  wiederum  eine 
Verordnung  erlassen,  dass  aller  Wald,  sei 
er  durch  Kauf  oder  Geschenk  erworben, 
dem  Staate  als  öffentliches  gemeinntltziges 
Eigentum  zurückgegeben  werden  mflsse. 
Auch  nachher  im  i>.  und  10.  Jahrhundert 
wurde  wiederholt  die  gemeinsame  Benutzung 
des  Waldes  hervorgehoben. 

Die  Ungleichheiten  im  Grundbesitz  und 
die  hiermit  natflrlich  verbundenen  Ungleich- 
heiten der  Stände,  die  Latifundienbildung 
(Shö-yen)  seitens  der  buddhistischen  Klöster, 
der  Hofgünstünge  und  der  kriegerischen  Ade- 
ligen machten  im  9.,  10.  und  11.  Jahrhundert 
giwaltige  Fortschritte  (Beneficium),  und  diese 
errschaflen  genosseu  sogar  Autonomie  auf 
ihren  eigenen  Gütern.  Massregeln  hier- 
gegen und  sogar  Reunionen  wurden  wohl 
von  einten  Kaisern,  z.  B.  in  den  Jahren 
888,  902,  1044,  1071  etc.  veranstaltet,  doch 
hatten  sie  nur  wenig  Erfolg. 

Viele  Bauern  stellten  ihre  Gfiter  unter 
die  Herrschaft  der  eiuQiissreichen  Grossen, 
einmal  um  die  Staatssteuem  zu  um^hen, 
und  dann  auch,  um  unter  den  mächtigeren 
S<Autz  der  Grossen  zu  kommen  (Commen- 
datio).  So  wuchs  bei  den  reichsten  und 
mächtigsten  Sen^chaften  die  Zahl  der  Ab- 
hängigen immer  mehr  und  mehr.  Durch 
diesen  Machtzuwachs,  der  haupfsächllch  die 
Priester  und  Adeligen  betraf,  wurde  natür- 
lich —  wie  dies  auch  in  Europa  der  Fall 
zw  sein  pflegte  —  die  Centralgewalt  des 
Essers  immer  schwächer.  Das  Uebel  er- 
reichte seinen  Höhepunkt  im  12.  Jahrhun- 
dert, wo  die  verhängnisvollen  Kriege  zwi- 
schen den  Manamoto-  und  TEÜrafamihen  mit 
Becht  als  eine  Fehde  zwischen  zwei  Lati- 
fundienbesitzem   betrachtet  werden  kOnnsn. 

2.  Fendidzeiten  (IS.  Jahiiinndert  bis 
Kam  Jahre  1871).  Die  Verwirrung  und 
das  Blutveigicssen  hörte  erst  am  Ende  des 
12.  Jahrhunderts  auf  durch  das  Auftreten 
des  Yoritorao,  welcher  als  der  eigentliche 
Grflnder  des  japanischen  Lehnswesens  an- 
zusehen ist 

Das  freie  Schenken  yon  Ländereien  und 
der  freie  Handel  mit  denselben  —  beides 
von  Yoritomo  begünstigt,  —  hat  uuter  der 
Herrschaft  der  nachfolgenden  Dynastie  von 
HCjO  grelle  Unteisdiiede  im  Volksvermf^en 
zur  Folge  gehabt.  Aber  eben  durch  diese 
Uotersfiaiede  wurden  neue  Rodungen  ge- 
fordert. Von  ihren  Burgen  aus  setzten  die 
Magnaten  ihre  Leute  auf  Urwälder,  um  die- 


selben urbar  zu  machen.  Urbarmachung 
allein  ohne  Erlaubnis  vorzunehmen,  hatten 
die  Bauern  weder  Recht  noch  Macht.  So 
ist  der  Ausbau  des  Landes  in  diesem  Züt- 
raume  beträchtlich  gewesen.  Nichtsdesto- 
weniger sank  die  soziale  SteUung  der  Bauern 
immer  tiefer.  Ihre  lasten  drücklen  sie 
schwerer  und  schwerer;  80 "/o  der  Ernte 
hatten  sie  nun  dem  Landesherrn  zu  liefern. 

I^aturgemäss  wuchs  in  diesem  Zeitalter 
die  Macht,  das  Ansehen  und  die  Zahl  der 
DaimiOs  (Lehnsfürsten)  und  der  Samurai 
(niedriger  Adel)  empor,  und  ihr  Wachstum 
war  gleichbedeuteud  mit  dem  Niedergang 
des  Ansehens  des  Kaisers  ein^seits  und 
der  bOrperlichen  Stände  andererseits.  Da- 
rum kein  Wunder,  dass  um  die  Mitte  des 
13.  Jahrhunderts  der  Krieger  sich  ^nz  und 
gar  von  den  Übrigen  Klassen  der  Bevölke- 
rung absonderte  und  sich  zum  mächtigen 
Stande  ausbildete. 

Bei  dem  Uebergauge  der  Macht  vom 
Kaiser  auf  den  Shdgun  (der  an  die  Ge- 
schichte des  major  domus  erinnert)  hat 
dieser  nadi  eigenem  Belieben,  jedoch  im 
Namen  des  Kaisers,  das  Land  unter  scone 
eigenen  Anhänger  verteilt,  und  diese  gaben 
es  ihren  Vasallen  (Sumurai)  wieder  in  Lehen. 
Letztere  hcssen  ihre  Gflter  von  den  Bauern 
bearbeiten.  Die  Güter  waren  einfach  Sam- 
melstellen für  Zinsen  und  At«aben. 

Kurz,  es  bildete  sich  der  Staat  der  aus- 
gebildeten Naturalwirtschaft,  in  welchem 
alle  öffentlichen  Dienste  durch  Verieihung 
von  Grund  und  Boden  oder  dessen  immittel- 
baren Ertrag  bezahlt  wurden. 

Je  vollständiger  die  Autonomie  der  Dai- 
miös,  um  so  geringer  die  Steuereinnahme 
des  Kaisers;  je  schroffer  die  Kluft  zwischen 
den  Kriegern  und  Bauern,  um  so  schlimmer 
die  Lage  der  letzteren. 

Im  Anfange  des  17.  Jahrhunderts,  bei 
dem  Auftreten  Dyeyasus,  des  Gründers  der 
letzten  Dynastie  von  Shögun,  war  sowohl 
die  civile  als  auch  die  müitärische  Macht 
des  Kaisers  gänzlich  gesunken.  Dabei  war 
aber  der  Grundsatz  des  Feudalismus  keines- 
wegs geändert,  im  Gegenfeil,  er  wurde  nur 
weiter  und  schärfer  entwickelt.  Es  gab 
etwa  260  Feudalherrschaften  im  I^nde. 

Unmittelbar  unter  den  Daimi6s  stand 
die  Mihtärklasse ,  der  niedrige  Adel,  Sa- 
murai oder  Shizoku  genannt.  Sie  machte 
durch  ihre  kri^erischen  und  geistig^ 
Leistungen  den  tüchtigsten  Teil  der  Be- 
völkerung aus  und  bildete  die  Stütze  des 
japanischen  Staates,  wenn  sie  auch  wirt- 
schaftlich unthatig  war.  Die  Anzahl  der 
Samurai  betrug  im  ganzen  etwa  zwei  Hil- 
lionen  eiuBchhesslich   Frauen  und   Kinder. 

Wenn  auch  die  MilitOrklasse  von  dem 
Bauernstände  durch  keine  unüberwindliche 
Scheidewand  getrennt  war,  so  entsttuid  doch 
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ffir  den  Samurai  die  Gewoholieit,  keinen 
Ackorliau  zu  treiben.  Allerdings  konnte  er 
in  miuidien  Diamäten,  Tomehmlich  in  Tosa 
und  Satzuma,  nihig  auf  dem  Felde  arbeiten, 
ohne  eich  etwas  zu  vei^ben. 

Fassen  wir  nun  die  stufenweise  Ordnung 
des  Orundbesitztums  ziiBammea,  so  stand 
■n  der  Spitze  der  Kaiser  als  der  alleinige 
Herrscher  und  Herr  des  Onmd  und  Bodens; 
nnter  ihm  der  ShOgtm  als  sein  gehorsamer  ^ 
in  Wirklichkeit  aber  selbstsüchtiger  ~  Ma- 
jor domuB;  von  diesem  wiederum  wurden 
die  Dnimiös  mit  Lftndereien  von  verschie- 
üeo^n  umfange  oder  mit  bestimmtem  jähr- 
hdiea  Sold  an  Reis  belehnt:  es  folgten  die 
ijamurai,  und  zuletzt  kam  das  gemeine  Volk. 
Das  letztere  bestand  aus  drei  Klassen 
und  zwar  je  nach  dem  Charakter  der  Er- 
werbethatigkeit,  NS  (Bauer),  K6  (Haud- 
werker)  und  ShO  (Kaufmann).  Die  Stellung, 
die  diese  drei  Klassen  oder  BenifsstHnde  in 
der  Ächtung  der  Gesellschaft  einnahmen, 
war  in  derselben  Ordnung,  wie  sie  oben 
g^iannt  wurden,  NO  oder  Hyakusho  bil- 
dete den  bedeutendsten  Teil  der  BevOlke- 
ning,  nicht  bloss  wegen  seiner  Überragen- 
den numerischen  Stärke,  sondern  auch 
wegen  der  Unentbehrlichkeit  seines  Benifes. 
Daher  wurde  er  auch  in  mancher  Weise 
bevorzugt  Obgleich  an  die  Scholle  gebun- 
den waren  die  Bauern  weder  Leibeigene 
noch  Sklaven ;  persAnlich  blieben  sie  immer 
beL  In  manchen  DiamAten  (Feudalstaaten) 
lag  kein  Hindernis  für  sie  vor,  sich  anderen 
Boufen  als  der  Landwirtschaft  zu  widmen 
oder  sogar  sich  mit  Samurai  zu  vermählen. 
Der  Uebergang  resp.  das  Emporsteigen  vom 
Bauern-  zum  Somuntistond  war  nicht  sehr 
schwer;  mancher  tdchtige  Bauer  wurde  inden 
Samunüstand  erhoben.  Das  Eigentumsrecht 
war  bestimmt  anerkannt  Allerdings  war 
dieses  Recht  kein  absolutes ;  das  Qrund- 
«gentuiDsrecht  war,  wie  bemerkt  worden, 
ein  vom  Kuser  at^leitetes  und  abgestuftes. 
Der  Bauer  konnte  seine  GrundstQcke  ver- 
pfSnden,  verpachten  oder  durch  Zukauf  ver- 
mehren, jedoch  geschah  dies  in  der  R^el 
unter  der  Au&icht  einer  Behörde.  Die 
Mertunale  der  Hörigkeit,  sei  es  Leihzins 
oder  mortuariom.  kannte  er  nidit.  Zum 
grtestea  Teile  natten  die  Bauern  sogar 
oelbstverwaltung  in  ihren  Gemeinden.  Sie 
hidten  ihre  Versammlungen  und  wählten 
ihre  Vertreter  zur  Lokalvorwaltun  g.  Üeber 
die  Angelegenheit^)  ihres  Qemeindevei^ 
raCgens  hatten  sie  die  Bestimmung;  Ge- 
meiDdegiit  war  damals  reichlich  vorhanden. 
Trotz  dieser  Rechte,  die  den  Zustuid 
d«  japaniadien  Bauern  gegenüber  seinen 
tnittduterlichen  eurojdischen  Berufsgenoesen 
in  ein  gUnstl^  Licht  stellten,  ist  sein  Leben 
deanoät  kern  beneidenswertes  gewesen. 
Seine  Lasten  waren  kdneswege  leidit    Die 


Staatseinnahmen  bestanden  fast  einzig  und 
allein  aus  dem  Ertrage  der  Gnmdsteuem, 
und  dies  erklärt  die  di-Qckenden  Lasten, 
welche  auf  dem  Bauernatande  ruhten,  der 
die  Haifte,  nicht  selten  zwei  drittel,  mit- 
unter sogar  vier  fünftel  der  Ernte  in  Na- 
turalform  (Reis)  in  die  Speicher  der  Feudal- 
herren abzidiefern  hatte,  so  z.  B.  im  13. 
und  Anfang  des  14.  Jahrhunderts.  Solange 
die  Bauern  diese  ihre  Pflichten  erfüllten, 
konnten  sie  in  ihrem  Rechte  ziemlich  un- 
bekümmert schalten  und  walten.  Aber 
leider  entsprachen  die  wirklichen  That- 
sachen  nicht  immer  den  zu-  und  auerkannten 
Rechten.  Durch  die  Verwaltung  waren  ihre 
Befugnisse  nach  mancher  Richt\mg  hin  ge- 
sdmifilert  Besonders  war  der  patrimoniale 
Feudalstaat  bestrebt,  die  Bauern  einerseitf. 
von  jedem  Luxus  fem  zu  lialten,  damit  sio 
stets  arbeitsam  und  bescheiden  blieben,  an- 
dererseits ihnen  die  volle  geistige  Erziehung 
zu  verweigern,  damit  sie  Gehorsam  und 
blinde  Zufriedenheit  in  ihrer  Lage  behielten. 
So  waren  ihnen  in  Kleidung,  im  Bau  ihrer 
Wohnungen,  in  der  Wahl  des  Berufs,  in 
dem  Dnterrichtswesen ,  in  Kauf  und  Ver- 
kauf, in  Pachtung  und  Verpachtung  dei' 
Liegenschaften  mancherlei  Beschränkungen 
auferlegt  Die  patrimoniale  Regierung  des 
Tokugawa  verbot  die  Verpfändung  der 
Grundstücke  über  10  Jahre  als  unzulässig, 
ebenfalls  die  Uebertragung  derselben  _  aut 
unbeschränkte  Zeitdauer.  Die  Teilimg  dieser 
Liegenschaft  unter  1  Cho  (ca.  1  ha)  wai' 
verboten,  überhaupt  war  das  Recht  derürb- 
verteilung  in  mancher  Weise  gehemmt.  In 
einigen  Feudatstaalen  ging  die  Bevoi-mun- 
diiDg  des  Bauernstandes  durch  E}inzelgesetze 
bis  in  die  kleinsten  Details,  und  die   von 


oft"  von  eigenmächtigen  Iiandesherren  be- 
droht und  illusorisch  gemacht  Dazu  be- 
sassen  die  Bauern  praktisch  nicht  das  Recht, 
bei  den  höheren  Behörden  über  ihre  Landes- 
herren Beschwerde  zu  fuhren.  Das  einzige, 
was  sie  thun  konnten,  war,  unter  der  Stiuh- 
falme  der  Bambuslanzen  ihre  Zuflucht  zu 


In  den  Tokugawa-Zeiten  war  die  Tral- 
barkeit  keine  freie.  Sie  war  durch  mancher- 
lei Hindemisse  bedingt;  so  z.  B.  ein  Grund- 
stück, das  weoüer  als  ein  Cho  nmfasBto, 
durfte  mcht  uideis  als  unter  die  Erben 
verteilt  werden. 

In  einx^nen  Feudalstaaten,  wie  z.  B.  in 
Mito,  durfte  man  vor  etwa  fünfzig  Jahren 
einen  Besitz  in  einzelnen  Stücken  verkaufen, 
aber  nur  so  lange,  als  man  noch  Stücke  von 
Über  30  Koku  (ungefähr  ein  Cho)  im  Besitz 
behielt  Wer  das  Gmndstflok  noch  weiter 
ver&ussern  wollte,  musste  vor  der  Obi^keit 
genügende  Gründe  dafür  angeben.  Je  naott 
Bedürfnis  wurde  dem  Betreffenden   durc^ 
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Anleihe  von  Staate  wegen  sna  "Verlegen- 
Leiten  geholfen.  Andererseits  durfte  kein 
bäuerliches  Besitztum  ein  gewisses  Uasimum 
überschreit«)!. 

Es  sei  hier  bemerkt,  dass  in  neueren 
Zeiten  das  G.  v,  September  1872  den  Mi- 
nimalumfang  der  teilbaren  Ackerfläche  auf 
100  tsubo  (h,3  ar)  festgesetzt  hat,  dass  aber 
unbeschränkte  Teilbarkeit  durch  das  G.  v. 
ö,  Mai  1875  wieder  gestattet  wurde. 

Die  enonne  ParKeÜiening  scheint  jedoch 
in  manchen  Gegenden  seit  den  letzten 
Jahrzehnten  immer  allgemeiner  geworden 
zu  sein. 

Geldsleuer  gab  es  nur  in  wenigen  Dis- 
trikten. Ebenso  kamen  auch  Fronden  (Bu- 
yaku),  aber  in  sehr  verschiedenen  Formen 
und  UmfaDg,  vor.  Besonders  waren  die 
Fronden  driickend  bei  Gelegenheit  der  Reise 
des  LandcsheiTn  oder  seiner  Beamten,  wo- 
bei die  Wegverbessei'uneen ,  die  Beherber- 
guDg  des  Personals,  Kofrertransport  etc.  und 
mannigfache  willkOrliche  Ansprüche  viele 
Zeit  und  Arbeit  erheischten.  In  alter  Zeit 
musste  man  in  einem  Jafare  10  Tage  Fron- 
dienste leisten ;  später  iu  eineoi  Mouale  drei 
Tage.  Seit  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  stieg 
die  Zahl  der  Erontage  bis  zu  8  Tagen  mo- 
natlicii.  Doch  war  diese  Zahl  an  den  ein- 
zelnen Orten  sehr  verschieden. 

8.  Nenes  Regime  seit  1868  bezw. 
1871,  Mit  der  Wiederherslellung  der  Kaiser- 
herrschaft  im  Jahre  1868  tmteu  mannig- 
fache politische  und  soziale  Umwälzungen 
ein.  Die  wichÜKste  derselben  war  die  Ab- 
schaffung des  1<  eudal Wesens  im  Juli  des 
Jahres  1871,  Dieselbe  berührte  natOrhch 
alle  Elemente  der  Bevölkerung  gewaltig. 
Terfolgen  wii-  in  kurzen  Zflgea,  wie  die 
Abschaffung  des  Feudalismus  in  allen  Teilen 
des  Volkes  grosse  Verändemngen  in  den 
Grundbesitz  Verhältnissen  hervorgebracht  bat. 

Was  zunächst  die  bisherigen  I^andes- 
herren,  d.  h.  den  Feudaladel,  die  Militär- 
klasse, die  Shinto-Priester  und  buddhisti- 
schen Klöster  anbelangt,  so  wurden  sie  alle 
ent8ch&<ligt  durch  eine  Pension,  die  einem 
Zehntel  ihres  kapitalisierten  bisheiigen  Ein- 
kommens entsprach. 

Die  Daimiös  erlitten  durch  die  Abschaf- 
fung keine  besonderen  pekimiären  Nach- 
teile, denn  sie  wurden  durch  dieselbe  von 
der  Verpflicbtung  befreit,  auf  eigene  Kosten 
ein  Heer  und  öffentliche  Beamte  zur  "Ver- 
waltung ihres  Landes  unterhalten  zu  müssen. 
Es  wurden  sogar  die  von  ihnen  kontrahierten 
Schulden  vom  Staate  übernommen.  Seitens 
der  Regierung  war  dies  ein  MeisteiBtück 
von  Centralisation.  Zur  Zeit  ihrer  Mediati- 
sierung  waren  die  Daimiüs  etwa  277  an 
der  Zahl.  Die  Militärklasse,  die  ebenfalls 
auf  die  Pension  Anspruch  hatte,  umfasete 
ca.  402  000  Familien.     Die   Entschädigung 


für  die  DaimiAs  und  Samurai  allein  belief 
eich  auf  etwa  174  Millionen  Ten  (1  Yen  = 
ge^nwärtig  3  M.),  diese  werden  in  30  Jahren 
getilgt  werden.  Alles  iu  allem  gerechnet, 
was  man  die  ^historische  Vergangenheit  zu 
liquidieren«  und  eine  einst  verloren  ge- 
gangene Centralgewalt  wieder  herzusteUeti 
nötig  hatte,  würde  die  Summe  von  240  Mil- 
lionen Yen  beanspruchen. 

Dia  Pensionäre  wurden  in  vier  Klaseea 
geteilt  nach  der  GrCsse  ihres  Anspruches. 
Sie  erhielten  Schuldscheine,  die  zu  5,  6,  7 
und  10%  verzinslich  waren.  Jedes  Jahr 
wird  eine  bestimmte  Zahl  dieser  Schuld- 
scheine eingelöst  und  der  betreffende  In- 
haber derselben  durch  einmalige  vollständige 
Kapitalzahlung  befriedigt 

Aehnlich  der  Qrundentlastung  der  deut- 
schen Staaten  oder  vielmehr  der  russischen 
Loakaufsoperation  ist  bei  uns  der  Staat  in 
der  Ablösung  als  Bankier  zwischen  Berech- 
tigten (Bauern)  eingetreten.  —  Anstalt  von 
Bauern  Zinsen  und  Amortisationsquoten  zu 
nehmen,  erhebt  der  Staat  eine  einheitliche 
Grundsteuer,  und  gerade  hier  kommt  eine 
wichtige  Frage  in  Betracht,  nämlich  ob  wir 
unsere  heutige  Grundsteuer  teUs  als  eine 
Beute  oder  nur  als  eine  reine  Steuer  an- 
sehen mflssen. 

Was  die  sozialen  Folgen  der  Umwäl- 
zungen anbetrifft,  so  haben  die  Mitglieder 
der  Militärklasse  am  meisten  gelitten.  Es 
blieb  ihnen  nur  noch  der  leere  Titel  von 
Shizoku  (Samurai).  Da  mm  nach  den  An- 
schauungen des  niederen  Adels  das  Kauf- 
mauQsgewerbe  als  unehrenhaft  galt,  hin^^en 
die  Landwirtschaft,  ausser  dem  öffentlichen 
Dienste,  als  einziger  anständiger  Erwerb  an- 
gesehen wurde,  legten  einige  Samurai  nadi 
den  F^reignissen  von  1868  ihr  Vermögen  — 
vorausgesetzt,  dass  dasselbe  dazu  ausreichte 
—  in  Grund  und  Boden  an.  Früher  kam 
es  nicht  häufig  vor,  wie  schon  angedeutet, 
dass  die  Angehörigen  der  Samiuuiklasse 
einen  eigenen  Gutsbetrieb  hatten.  Nim  aber 
mnssteu  die  ärmeren  Samurai  selbst  zu 
Spaten  und  Hacke  greifen. 

Seit  September  1878  wurden  die  Ab- 
Itisungsschiild  scheine ,  die  bisher  iinver- 
äiisserlich  waren,  verkäuflich  gemacht,  und. 
etwa  174  Millionen  Yen  Papiergeld  wurde 
auf  einmal  in  Umlauf  gesetzt.  Natürlicher^ 
weise  folgte  dieser  Finanzoperation  das  ra- 
pide Sinken  der  P^ierwerte,  welches  einige 
Jahre  anhielt.  Um  den  Samurai  zu  helfen, 
wurden  mehrere  Versuche  gemacht,  so  z.  B. 
Kolonisation  und  Urbarmachung,  Verteilung 
der  Staatsforsten,  Eapitalanleihen  zu  indus- 
triellen Unternehmungen  etc.  Bis  jetzt  aber 
haben  diese  Versuche  nur  sehr  wenig  Er- 
folg gezeitigt. 

wie  hat  nun  das  neue  Benme  auf  den 
Bauernstand  gewirkt?  —  Zur  Beantwortung 
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dieser  Frage  kommt  vor  allem  die  Orund- 
Bteoerreform  vom  Jnli  1873  in  Betracht  Der 
Qniudg^anke  dieser  Reform  "war  die  Eia- 
fOhniDgeiner  einheitUcheo  Staatsgnindsteuer, 
Diese  Steuer  muBste  in  Geld  aostatt  in 
Beta,  wie  es  früher  der  Fall  war,  entrichtet 
KfffdeD,  je  nach  dem  Eatasterwcrt  der 
GrendstacEe.  Unter  Umstanden  aber  war 
es  ziü&Bsig,  dass  man  d^  Steuer  in  Reis 
ahlte,  eine  Bestimmung,  die  durch  dae  0. 
T,  26.  September  1889  {^nzlich  aufgehoben 
▼nrde.  Zuerst  wurde  der  Satz  auf  3  "It 
bestimmt,  doch  setzte  man  ihn  am  4.  Januar 
1877  auf  2Vj  "lo  herab.  Es  durfte  die  Lokal- 
■Icnier  ein  Drittel  der  Staatssteuer  nicht 
flbeisehreiten. 

So  hatten  nun  die  Äckersleute,  anstatt 
dem  LehnsfQrsten  die  Eauptsteuer  in  natura 
10  zahien,  dieselbe  dem  Staate  nach  dem 
Bataeterwerte  ihrer  OOter  in  Geld  zu  eot- 
lichten.  Hit  anderen  Worten,  die  Steuer- 
reform entband  die  Bauern  jeder  Verpflich- 
toDg  gegen  ihre  früheren  Herren.  Nun 
mm  ereten  Male  seit  dem  Mittelalter  hat  der 
Bauer  die  eigene  Scholle  gepflügt;  nunmehr 
tomnte  er  über  sie  frei  verfügen.  Scheu 
das  0.  T.  15.  Febniar  1872  hat  den  freien 
Umsatz  des  Omnd  und  Bodens  allen  Klassen 
ohäe  Unterschied  gestattet  Seit  dem  Jabre 
1875  ist  jede  Beschränkung  der  Teilbarkelt 
der  Grundstücke  abgeschafft.  Auch  die 
Verpftndimg  und  'Vertttichtung  wiutlen  nun 
freigegeben,  allein  Erb-  und  Afterpadit  ist 
geeet^ich  verboten. 

So  hat  auch  Ostasien  einen  Beitrag  zur 
Oeecbichte  der  Bauernbefreiung  geliefert, 
wdche  diesem  Jahrhundert  in  Europa  und 
Amerika  so  viel  Ehre  gemacht  hat. 

Wenn  die  Baiiem  befrei  iing  in  Eimipa 
von  Schattenseiten  nicht  verschont  geblieben 
ist  so  ist  dies  in  Japan  nicht  weui^r  der 
Fall. 

In  Japan  vollzog  sieh  die  Sache  folgender- 
massen :  durch  die  nlötzliche  Erhöhung  vom 
abhfiugigea  zum  selbständigen  Stande  ver- 
wirrt und  von  der  nicht  geträumlen  Frei- 
heit geblendet,  stürzten  sich  die  Bauern 
vielfach  leichtsinnig  in  Schulden,  was  natür- 
lich den  Verlust  der  geschenkten  Grund- 
Btfioke  zur  Folge  hatte.  In  dieser  Weise 
Kukea  viele  von  Grimdltesitzern  wieder  zu 
Hchtero  herab.  Die  offiziellen  Enqueten 
vwn  Jahre  1885,  welche  allerdings  sehr 
pessimistisch  gefärbt  sind,  teilen  uns  mit, 
äaae  in  fast  allen  Landesteilen  die  Mehrzahl 
—  in  einzelnen  Provinzen  sogar  bis  neun 
Zehntel  —  der  bäuerlichen  Gnindbesitzer 
hypothekarisch  verschiddet  seien  und  dass 
ihre  Existenz  nur  eine  Frage  der  Zeit  sei. 

Dae  dnrch  das  Sinken  des  Wertes  des 
Paniergeldes  venirsachte  Teueningsjahr  1881 
ffiUte  zwar  des  Liandmanns  Kasse  vorüber- 
gehend,   aber    seine    Schuldenlast    wurde 


schliesslich  doch  nur  vermehrt  dadurch,  dass 
es  ihm  Kredit  schuf  und  ihn  zum  Luxus 

anstachelte.  Man  bezweifelt  sogar,  dass  die 
Herabsetzung  des  Grundgteuerfusses  von  3 
auf  2V8%  eine  ähnliche  Folge  gehabt  hätte, 
nämlich  einen  solchen  Missbrauch  des  da- 
durch ersparten  Einkommens ;  der  Landmaon 
dürfte  ebenfalls  von  der  Teilbarkeit  und 
Mobilisierung  des  Landes  keinen  richtigen 
Gebrauch  gemacht  haben.  Die  ungeheuere 
Parzellierung  scheint  vielfach  eine  moderne 
Erscheinung  zu  sein. 

Als  eine  schlimme  Wirkung  des  neuen 
Regimes  wird  oft  die  Thatsache  bezeichnet, 
dass  die  Qualität  des  Reises  sich  bedeutend 
YCrscfalechtert  hat  Denn  sobald  die  obrig- 
keitlichen Prüfungen  aufgehört  hatten,  die 
in  den  Zeiten  der  Naturalwirtschaft  stets 
ausgeführt  wurden,  kümmerte  sich  kein 
Bauer  mehr  lun  irgend  welche  Prüfung. 
Heutigen  Tages  ist  er  nur  bestrebt,  em 
möglichst  grosses   Quantum   aus   dem  ge- 

fibenen  Areale  herauszuziehen,  ohne  jede 
Ücksicht  auf  die  Qualität.  Nicht  allein 
der  Reis  als  rohes  Produkt  des  Landes, 
sondern  auch  seme  Bearbeitung  nach  der 
Ernto ,  sein  Trocknen  und  Verpacken ,  ja 
selbst  die  Säcke,  in  welche  er  getlian  wird, 
sind  seitdem  geringerer  Qiialität  geworden. 

Dazu  kommt  noch  eine  andere  Schatten- 
seite der  Öeldsteuer,  dase  nämlich  der  Bauer 
den  Ertrag  seiner  Reisemte  so  schnell  als 
mOglich  auf  den  Markt  bringt  und  dadurch 
settet  die  Ursache  eines  Preisrückganges 
wird.  Fniher,  von  alters  her  bis  zum  Jt^re 
1882,  wurde  dieses  letztere  Bedenken  da- 
durch beseitigt,  dass  die  staatlichen  Reis- 
roagazine  (Jobi-so,  Gi-sO)  bei  niedrigen  Preisen 
des  Reises  densellien  durch  Einkauf  erhöhten 
und  bei  höheren  Preisen  durch  Verkauf  der 
Magazinvorräte  erniedrigten.  —  Ein  anderes 
Bedenken  des  neuen  Regimes  war  die  Ver- 
staatlichung vieler  Gemeindeforsten  bei  Ge- 
legenheit der  Katastriening. 

Angesichts  dieser  Schattenseiten  der 
Agrarreformen  Japans  ist  oft  von  den  Ein- 
geborenen sowohl  als  auch  von  Fremden  die 
Meinung  geäussert  worden,  dass  die  Reformen 
verfrüht  waren.  Solche  grossartigen  Refor- 
men können  aberihre  eigentlichen  Früchte  erat 
nach  einer  Reihe  von  Jahren  bringen.  Und 
darum  meinen  wir,  dass  das  ungünstige  Ur- 
teil der  Kritiker  über  die  Reformen  z.  Z. 
nicht  berechtigt  ist.  Wir  müssen  der  libe- 
ralen Gesetzgebung  Frist  gewähren,  sich  zu 
bewähren. 

4.  Gegenwärtige  Lage  des  Banem- 
standes.  Die  Bauernbevölkerung  umfasst 
nach  der  Statistik  von  1886  etwa  5518040 
Familien  bezw.  Betriebe  oder  71,23  "/o  der 
Gesamtbevölkemng  nach  Familien-  (nicht 
nach  Kopf-)  zahl.  Davon  sind  3121075 
oder  57,0  "/•  Eigentümer  und  Selbetbewirt- 
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schaftendc  und  2396965  =^  43%  Pächter. 
Von  den  gaozen  landwirtschsftlicheu  Be- 
trieben sind  3689852  :^  66  "/o  als  Haupte, 
16295Ü3  oder  29,5"/»  als  Nebenberuf  ange- 
führt, -während  die  übrigen  198685  -= 
3,5%  mit  JTischerei  verbunden  sind.  —  Das 
Ackerland  besteht  aus  2795707  Cho  (1  Cho 
^  99,17  ai-)  Eeisfeld  (Ta)  und  1813465  Cho 
Trockeafeld  (Eata),  also  ziisammen  4609  173 
Cho  oder  nur  etwa  16%  dea  altiapanischen 
Öesamtareals.  Das  ganze  Areal  AJtjapans 
|d.  h.  die  In»eln  Hokkaido  oder  Yego  und 
lUukiu  ausgeDOmmen)  beträgt  ca.  28,8  Mil- 
lionen Cho  \ind  wird  voiks wirtschaftlich  in 
Staatsland  (Kwan-j-fl-tsi) ^-  5713683  Cho  und 
PriTSthmd  (]aD-y&-bi)  lä  181 000  Cho  ein- 
geteilt. Die  flbrig«n  7  Millionen  Cho  fallen 
vinter  die  Kategorie  von  Oed-  und  Unland, 


fläche,  Dünen  und  dei'gleichen.  Das  Acker- 
land zählt  natürlich  zu  dem  Privatbesitz. 
—  Es  ist  aus  der  Anzahl  der  Betriebe  und 
dem  Umfange  des  Ackerlandes  ersichtlich, 
daes  die  Betriebsfläche  eine  sehr  kleine 
sein  ninss,  und  so  ist  es  auch  in  der  That. 
Die  durchschnittliche  OrOsse  eines  Betriebes 
umfasat  0,48  Cho  dea  Reia-  und  0,32  Cho 
des  Trockenfeldes,  also  zusammen  0,8  Cho 
des  Ackeriandes,  Wiesen  und  Weiden  spielen 
keine  nennenswerte  Rolle  in  der  jaranjschen 
Oekonomie,  Einen  Betrieb  von  3  Cho  kann 
man  sdion  als  einen  grossen  bezeichnen. 
Die  auffallend  kleino  WirtBchaft  bringt  eine 
groase  Intensität  der  Kultur  mit  sich  und 
zwar  Ar be ilainten sität.  Zerstückelung  und 
Pachtung,  selbstverständlich  Parzellenpach- 
tung, sind  die  natürlichen  Folgen  der  Pul- 
veriaierung.  Was  die  eretere  anlangt,  ao 
kommen  AckerstOckc  vor,  die  leicht  unter 
einem  Regenmantel  vorsteckt  werden  könnten ! 
Der  ungeßUire  Durchschnitt  einer  Parzelle 
ist  etwa  0,05  Cho ;  doch  sind  solche  von  3 
ar  keine  Seltenheiten.  Nach  der  Erfahrung 
soll  ein  2  Cho  umfasaendos  AckerstQck  am 
rationellsten  bewirtschaftet  werden  können. 
Seit  kurzem  ist  die  Frage  der  Zuaammen- 
legimg  (Totsi-shiil-go)  in  Anregimg  gebracht, 
imd  in  einzelnen  Oegenden  sind  audi  schon 
praktische  Vorauche  angestellt,  ohne  jedoch 
das  Gewollte  zu  leisten.  —  Was  die  Pacht 
betrifft,  so  ist  der  Teilbau,  der  Entwickelung 
des  japanischen  Agrarwesens  entsprechend, 
fast  die  einzige  Form  beim  Reisfeld,  während 
beim  Trockenfeld  Geldpacht  die  Regel  bildet. 
So  verschieden  sind  iti  verechiodenen  Teilen 
des  Landes  die  üblichen  herkömmlichen 
Paehtsysteme ,  dass  der  Staat  noch  keine 
einheitliche  Forderung  in  dieser  Beziehung 
gewagt  hat.  In  den  meiaten  Landosteilen 
■wird  der  Pachtvortrag  mündlich  abge- 
schlossen und  von  Jahr  zu  Jahr  erneuert. 
Diese  Frist  ist  eine  kurze  und  läuft  ge- 
wöhnlich   H    bis    5  Jahre.     Der    Pachtzins 


d.  h.  beim  Teilbau  die  abzugebende  Qnote 

des  Reißfeldes,  richtet  sich  nach  der  orts- 
üblichen Gewohnheit  oder  wird  nach  dem 
Elrtrage  vei^ngener  Jahre  bemessen  und 
beträgt  gewöhnlich  die  Hälfte,  manchmal 
sogar  zwei  Drittel  der  Ernte.  Jedoch  ge- 
schieht die  Entrichtung  des  Pachtzinses 
nicht  immer  in  natura,  sondern  meistens  in 
Geld  nach  Masagabe  der  fest^fesetzten  Preise. 
—  Oft  wird  die'  Pacht^juote  durch  r^e 
Konkurrenz  der  Pächter  zu  einer  iinrationetlen 
Höhe  getrieben. 

Die  eeschäftliche  Beziehung  zwischen 
dem  Pächter  und  Verpächter  ist  viel  mehr 
eine  peiaOnliche  ala  eine  rechtliche;  die 
Folge  davon  ist,  dass  Streitigkeiten  nicht 
so  oft  vorkommen,  als  man  bei  ao  loeem 
nnd  nnbeetimmtem  Vertrage  erwarten  könnte. 
Man  hört  ja  mihmter  von  einer  gespannten 
Beziehung  zwischen  iKcittBni  und  Verpäch- 
tern, welche  zuweilen  in  lokalen  Unruhen 
hervorbrechen,  aber  dies  sind  ^eigiÜBe, 
die  auf  kurze  Zeit  und  kleinen  Raum  be- 
schränkt sind. 

Die  heutigen  Lasten  des  Bauernstandes 
sind  zum  grossen  Teile  üeberbleibsel  ans 
der  Zeit  des  alten  Regimes.  Oben  ist  von 
der  physiokratisch-ausachliesslichen  Beeteue- 
rung  des  Grundeigentums  die  Rede  gewesen. 
Dieser  Finanzzuatand  dauert  noch  in  der 
Hauptsache  fort  Von  rund  80,7  Millionen 
Yen  (1  Yen  ca.  3  Mark)  Staatseinnahme 
{1888/89)  Oberhaupt  werden  in  der  Fonn 
der  Grundsteuer  42  Millionen  oder  52,5% 
eingenommen.  "Von  der  letzteren  wird  nur 
ein  geringer  Bruchteil  (773000  Yen)  von 
städtischer  Grundsteuer  gedeckt  Wenn  wir 
dazu  noch  die  Lokalsteuem  in  Betracht  zi^en, 
so  belaufen  die  Lasten  sich,  welche  die  Bauern 
zu  tragen  haben,  auf  mehr  als  80  °/o  aämtUcher 
Landessteuern.  Nicht  selten  beträgt  die 
Steuerhöhe  ein  Drittel  des  Bruttoertrages 
eines  Betriebes.  Der  Steuersatz  beträgt  2  V»%, 
obgleich  das  Bestreben  und  das  Verapredien 
der  Regierung  dahin  ging,  daaa  derselbe 
bis  auf  ein  ftozent  erniedrigt  werde.  Ke 
Steuereinheit  bildet  der  Katastralwert  des 
Grundstücks,  der  in  das  Parzellarkataster 
(Tsi-ken)  eingetragen  wird.  Allerdings  ist 
diese  Art  der  Dokumentierung  durch  das 
G.  V.  22.  Märe  1889  abgeschafft  und  an 
seine  Stelle  daa  Grundbuch  gesetzt.  Der 
Gesamtkatastralwert  (1887)  des  Reis-  nnd 
Trockenfeldes  war  rund  1481  Millionen  Yen 
oder  der  des  ereteren  1215  MÜlionen  und 
der  des  letzteren  266  Millionen  Yen  oder 
durchschnittlich  458  bezw.  140  Yen  pro 
Cho.  Durch  daa  G.  v,  26.  August  1889 
wurde  der  Wert  des  Ackerlandes,  d.  h,  des 
Reis-  imd  Trocken  feldes  auf  rund  1200 
Millionen  Yen  herabgesetzt.  Diese  Herab^ 
Setzung  hat  als  letzten  Zweck  die  Erniedrigung 
der  Grundsteuer  und  ergiebt  zugleich  die 
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Ans^eichnng  dereelbeo,  velche  oft  ungleich 
verteilt  var.  Ausser  den  Steuern  bat  der 
Landmann  heutzutage  kaum  ir^nd  eine 
Verpflichtung  gegen  den  Staat,  die  andere 
filaseen  nicht  zugleich  zu  tragen  hätten. 

£e  unteriiegt  keinem  Zweifel,  daes  die 
soziale  Stellung  des  Bauernetandes  sich  seit 
der  länfiihrnng  dea  neuen  Regimes,  wenn 
auch  nicht  in  dem  Masse  wie  seine  recht- 
liehe, doch  bedeutend  gebessert  hat  l>asB 
ab^  die  wirtschaftliche  Lage  keine  glänzende 
VerbesEerung  erfahren  hat,  steht  ebenfalls 
ausser  Zweifel.  Es  ist  dies  hauptsächlich 
auf  die  herhßmmliche  Betriebsweise  zurück- 
zuführen,  die  den  veränderten  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen  der  Gegenwart  gar 
nicht  angepasst  ist  Was  schh^slich  die 
Tb&tigkeit  des  Staates  in  dieser  Sache  be- 
trifft, so  ist  sie  eine  sehr  wohlwollende  und 
seit  kurzem  eine  sehr  eingreifende  und  an- 
erkennenswerte. Frtiher  war  die  Öesetz- 
gebnng  zwar  eine  energische,  aber  leider 
oft  TGoiehlte  und,  was  noch  schlimmer  war, 
eine  zu  oft  schwankende.  Der  Staat  hat 
aber  durch  Ertahrang  und  üeberl^ung  lang- 
sam aber  stetig  den  Bauernstand  zu  heb^ 
gelernt  Indessen  sind  die  erforderlichen 
Bedingungen  zum  gesunden  Gedeihen  der 
Volks-  bezw,  I^ndwirtschaft  in  erfreulieber 
Verwiitlichung  begriffen.  Das  Insleben- 
treten  eines  besonderen  Ministeriums  des 
Ackerbaus  und  Handels  (NO^fr-mu-shO)  im 
Jahre  1881,  die  Heranziehung  der  in  der 
londwirtschafüidien  Fmxis  oder  Winsen- 
sdiaft  tüchtigen  Kräfte  in  dieses  Uinieterinm, 
die  Errichtung  der  höheren  landwirtschaft- 
lichen Schulen  lassen  gute  Erfolge  von  dem 
Staate  erwarten.  Die  eifrige  Anforme  der 
Statistik  und  Enqueten  liefert  eine  fegte 
Gniodlage  für  die  zukünftige  Agrarpolitik. 
Mit  dem  Steigen  der  Zölle,  der  Einkommen- 
steuer und  dergleichen  wird  die  Grund- 
steuer allmähli(£  minder  drückend;  schon 
ist  man  auf  dem  'Wege  zu  dieser  Befonn. 
Der  wachsende  Auasennandel  und  die  damit 
verbundene  Erweiterung  des  Absatzgebietes 
Bowcdil  als  auch  die  Verbessening  der  in- 
Iftodischen  Verkehrsmittel  vor  allem  durch 
die  Eisenbahn,  die  Verwertung  der  Haschinen 
u.  a.  werden  die  Thünenschen  Kreise  der 
Landwirtschaft  bedeutend  erweiteni. 

Die  Einführung  des  Schul zwanges  seit 
1871,  die  Verbreitung  des  niederen  land- 
wirtschaftlichen Unterrichts-  und  Vereins- 
wesens auf  dem  Lande,  die  Wiederherstellung 
der  Selbstverwaltung  durch  das  G.  v.  17. 
A{ml  1888,  die  Erleichterung  des  Steuerdrucks, 
wenn  nicht  direkt  durch  das  Herabsetzen  des 
Steuerfiisses  oder  Bodenwertes,  so  doch 
direkt  dnrch  das  Schaffen  anderer  Erwerbs- 
quellen für  die  ländliche  Bevölkerung,  die  Auf- 
munlemng  der  Viehzucht,  die  Aufforstung  des 
Oed-  und  Unlandes  und  zuletzt,  aber  keines- 


wegs von  minderer  Bedeutung,  die  Koloni- 
sation von  Hokkaido  (Yesso),  alles  dies  ge- 
wShrt  dem  japanischen  Bauernstände  eine 
erfreuliche  Aussicht  für  die  Zukunft 

Lltteratir:  Alu  japanitrie  CtuelUn;  RUi-no 
Glge ,  EommeyUar  tii  dm  GtitUen,  10  Bde., 
7t0.  —  Kempi  ShiriO,  Urkunden  der  ReekU- 
flormen.  Hemiugtggbm  vom  kaiserlichen  Justiz- 
mirtiMeTiuiR,  37  Bda.,  I8S4.  ~-  Tokuigama, 
Ktnrt-KA,  Verbot  tmd  Gebot  wUer  Tbkagavia. 
Jirrttutffegebfn  vom  iBoisertiehen  Jii^tiaaini^eriian 
1S7S~~1SSS.  —  Konkon.  Den  »4,  Geiehiehi«  d«r 
ÄgraTvirfattvng,  Maniaileript.  —  TaT-ritig,  Land, 
I\<ivition»  of  the  Taihö-RiS,  Proctedingt  q/  Ü\e 
Atiatic  Soc.  of  Japan,  Yokohama,  Bd.  8, 
H.  liS.  —  YoBhlda,  GesekichÜicKe  EtUviickehnig 
drr  StantJiverfaxtung  und  dea  Lehntvjeueju  vofi 
Japan,  Haag  1890.  — lÄebaehvr,  Japwr  la>id- 
wirtüchafäielu  umd  u  lt)iuHii<ini*frtre Ao^JcAa  Ver- 
hättnitK,  Jena  188«.  —  Mayet,  Japanüclu 
Slaatuchtdd,  Yokohama  and  BerUn  lg79.  — 
GritiU,  Mikado!  Empire,  S  Ävfi.,  Sev-York 
1886.  —  Le  OenAre,  Progrettive  Japan,  Yoko- 
hama vnd Neai-York  1873.  —  Rein,  Japannack 
Reiten  «md  Stfulien,  Leipzig,  Bd.  I  1881,  Bd. 
II  1886.  —  K»oe  Iktn,  VoIkmnrtechafOicha 
Enqvttt.  Heratugegeben  vom  katterUehen 
Minitltrium  da  Adcerbana  und  Han4tit,  Tokio 
1S8S.  -  Ota-lfltobe,  Udttr  <fen  Japan.  Orund- 
be*itx,  BTÜa  1890. 

Tokio.  Intum  OUt'Sitob«     • 


Banerngnt  nnd  Baaernfttand. 

I.  Historisch-rechtUch  (8.  4SI).  H.  Statis- 
tfsdi  (S.  437). 

I. 

Hl  B  tortgeh- rech  tlieli. 

1.  MarkgenöiBiiche  Hufe  der  Ur- 
zeit 1.  EntstahHBif  derselben.  2.  Charakter 
der  urzeitliclien  Hofe.  3.  Spätere  Geschichte 
des  Hnfenbe^riftes.  U  Hnfengnt  und  Kott- 
land  vom  5.-8.  Jahrhundert  4.  Enfen- 
eigentum  in  der  frBhesten  Zeit  voller  Sesshaftig- 
keit.  5.  Entwickelong  des  Sottlwdes.  B.  Bofen- 
eigentnm  im  f>.— 8.  Jahrhundert  HI.  Das 
gruHdboldeGnt  vom  8— Ig.  Jahrhundert. 
7.  EntBtehnng  der  Qrnndherrschaft.  8.  Be^t 
liehe  Lage  des  gmndholden  Gutes.  IV.  Das 
Zins-  und  Pachtgnt  vom  12.— 14.  Jahr- 
bnndert  9.  Aufkommen  der  Zins-  nnd  Facht- 
gUter  in  Altdentschland.  10  Ne  11  brach  sleihen 
in  Altdeutschi  and.     11.  Das  bänerliche  Kolosial- 

fut  des  Oslenn.  V.  Das  Banerngnt  unter 
er  Qntsherrschaft,  15.— 18.  Jahrhun- 
dert 12.  Bechtslage  des  Baaemgut^ia  in  Alt- 
dentschland.  13.  Rechtslage  des  Banemgntei 
im  Eotonialgebiete. 

I.  Markgenössische  Hufe  der  Urzeit 

1.  EntstehuDK  derselben.    Die  Gkku* 

pation  des  heimaUichen  Bodens  erfolgte  in 
der  Urzeit  (Cäsar,  Tacitus)   durch   Viakei^ 
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schatten,  Meine  staatliche  Eörper  von  hOch- 
Bfens  etwa  30000—50000  Seelen,  über 
welche  iiinaus  nur  eine  unbestimmte  An- 
schauung voD  nationaler  Einheit  bestEUid,  die 
ihrerseits  auf  mythologiBch-genealogischen 
Ueberliefeningen  berahte.  Aber  auch  die 
"Völkerschaften  waren  schon  zusammen- 
gesetzte KSiper.  Sie  bestanden  aus  einer 
Anzahl  von  HuüdertBchaften .  die  nur  im 
Sinne  eines  Bundesstaates  durch  die  obersten 
Cb^ne  einer  allgemeinen  Kriegs-  und  Rats- 
versEunmlung  aller  Freien  sowie  eines  durch 
die  Himdertachaftsältesten  gebildeten  Exe- 
tutivkollegiums  verbunden  waren.  Die  Hun- 
dertschaft war  somit  das  eigentliche  GefSss 
des  politischen  wie  gemeindhchen  Lebens 
überhaupt  Sie  sollte  der  Begel  nach  aus 
etwa  120  Familienvätern  nebst  ihren  Ange- 
hörigen bestehen,  und  sie  benihte  auf  der 
ursprünglichen  Grnudlage  gemeinsamer  Ab- 
stammung. Im  Bahmen  der  Hundertschaft 
wurden  somit  die  militärischen,  gerichtlichen, 
wirtschaftlichen,  kurz  alle  gemeinsamen  Auf- 
gaben urzeitlichen  Daseins  gelöst:  sie  war 
Heeres  verband,  Gerichtsverband,  Wirtschafts- 
verband; imd  die  Völkerschaft  griif  durch 
ihr  Exekutivkollcgium  und  durch  die  allge- 
meine Versammlung  aUer  Volksgenossen  in 
das  Leben  dieser  Urverbände  nur  dann  ein, 
wenn  es  sich  um  gegenseitigen  Ausgleich 
und  höhere  Zusammenfassimg  handelte. 

Letzlere  kam  namentlich  im  Kriege,  also 
auch  bei  kriegerischer  Okkupation  einer  neuen 
Beimat  -  in '  Frage.  Dei  heimatliche  Boden 
wurde  dann  ursprQnglich  durch  das  Kolle- 
gium der  Hundertschaffeältealen  an  die  ein- 
zelnen Hundertschaften  zur  Nutzung  verteilt, 
und  längere  Zeit,  gewiss  während  der  ganzen 
für  uns  voigeschichtlichen  nomadischen  Pe- 
riode, wird  sich  der  Brauch  gehalten  haben, 
diese  Verteilung  nicht  endgültig  vorzunehmen, 
sondern  vielmehr  die  eiazehien  Hundert- 
schaften unter  den  Revieren  des  Völker- 
Bchaftsgebietes  von  Jahr  zu  Jahr  wechsein 
zu  lassen:  so  wurden  am  besten  die  An- 
eprQche  der  einzelnen  Himderlschaften  auf 
gleichen  Genuss  befriedigt.  Reste  dieses 
Zustandes  beschreibt  Cäsar  noch  als  zu  seiner 
Zeit  bestehend. 

Indes  begreift  sich,  dass  dieser  Wechsel 
aufhören  mnsste,  sobald  der  Weidewirtschaft 
ein  intensiverer  Ackerbau  zur  Seit«  trat. 
Dann  musste  es  sich  um  ständige  Fest- 
setzung der  Hundertschaft  in  einem  bestimm- 
ten Gebiete  des  VölkerBcliaftsbezirks  handeln ; 
der  alte  Turnus  musste  veralten,  in  Ver- 
gessenheit geraten.  Dies  war  schon  zur  Zeit 
des  Tacitus  der  Fall.  Der  rasche  Fortschritt 
der  4  bis  5  Generationen  zwischen  Cäsar 
und  Tacitus  wurde  vermuthch  dim;h  di 
Stauung  der  germanischen  VölkerweUe  ai 
Khein  seitens  der  Römer  veranlasst. 

Am  Schlüsse  des  1.  Jahrh,  n.  Chr.  sasse 


also  die  Hundertschaften  fest  in  einern  be- 
stimmten Gebiete,  dessen  Grenzen  freilich  in 
den  meisten  Fällen  noch  unvermerkt  in  Drl- 
wald  oder  Wüstenei  verliefMi.  Zweifelhaft 
erscheint  es,  ob  sie  der  Regel  nach  auch  ia 
er  einzigen  Ansiedelung  wohnten.  Es  ist 
bedenken,  dass  sie  nicht  die  ersten  Okku^ 
panten  waren ;  sie  konnten  sich,  wenigstens 
zwischen  Weser  und  Rhein,  keltische  Vor- 
kidtur  zu  nutze  machen  und  haben  dies  aOer 
Wahrscheinlicbkeit  nach  gethan  (Hofs.ystem 
Westfalens,  des  Niederrheins,  der  Nieder^ 
maas).  Anderewo  sdieint  es  ebenfalls  viel- 
fach zu  mehreren  Ansiedelungen  gekommen 
zu  sein,  denn  die  ältesten  Dörfer  umfassen 
nur  selten  die  einer  Hnndertschaft  adäquat« 
Zahl  von  Hofstellen.  Uofibte  aber  die  erste 
dauernde  Festsetzung  eine  oder  mehrere 
Siedelungen  oder  eine  Anz^  von  Eiuzel- 
hfifen  umiassen,  niemals  ging  damit  das 
Eigentum  am  Himdertschaftsbezirk  ohne 
weiteres  an  partikulare  Gebilde  über.  Viel-: 
mehr  hielt  die  Hundertschaft  als  solche  das 
Eigentum  an  allen  gemeinsam  genutzten 
Flächen,  Wald,  Weide  und  anfangs  audi 
Aeckera  fest  Nur  die  Hofraithen  wurden 
auseerhundertschaftlichcs  Eigen  der  Be^tzer, 
aber  auch  nur  in  beschränkter  Weise  (8.  unten 
sub  II,  4),  tmd  die  einzelnen  Dorfgemeinden 
entwickelten  an  dem  von  ihnen  zeitweilig 
bebauten  Acker  ein  zeitweüiges,  von  uiemand 
bestrittenes  imd  ausschliessliches  Nutzungs> 
recht  Es  ist  dasselbe  Nutzungsrecht)  das 
der  einzelne  Genosse  nach  den  Bestimmungen 
der  Lok  Salica  noch  an  Bäumen  des  ge- 
meinen Waldes  geltend  machen  kann  :  versieht 
er  sie  mit  einem  Zeichen,  so  bleiben  «e 
auf  gewisse  Zeit  ihm  ausschliesslich  zur 
Verfüsiing. 

Älhnählich  befestigte  sich  indes  das 
Nutzungsrecht  der  einzelnen  Dorfgemeinden 
an  den  Feldäckern.  Je  mehr  diese  nicht 
bl<»S  in  ii^nd  einem  langjährigen  Tiirniis 
aufgewonnen  wurden,  sondern  dauernd  zum 
Ackerbau  bestimmt  erschienen,  je  mehr  sich 
für  sie  eine  bestimmte  Feld  er  Wirtschaft  ent- 
wickelte, um  so  mehr  gingen  sie  aus  dem 
Eigen  der  Hundertschaftsmarkgenossenschaft 
in  daa  Eigen  der  Dorfgemeinde  über.  Gleich- 
zeitig entwickelte  die  Dorfgemeinde  an  dea 
ihren  Feldero  zunächst  gelegenen  Teilen  der 
Hundertscfiaflsmark  in  Weide  und  Wald  ein 
näheres  Nutzungsrecht  als  die  sonstigen  Ge- 
nossen der  Uundertschaftsmark,  und  auch 
dieses  Recht  verstärkte  eich  allmälilich  zum 
Dorfge meineigen.  Damit  war  eine  Dorf* 
mark  gewonnen,  und  die  Dorfgemeinde  als 
Dorfmarkgenijssenschaft  in  wesentlichen  Be^ 
Ziehungen  aus  den  Zusammen  Itängen  der 
Hundertschaftsmarkgenossen  Schaft  ausge- 
schieden. Zwar  blieben  gewisse  Interessen 
bestehen,  soweit  noch  gemeinsamer,  nicht  an 
Dorfeenossenschaften   verteilter  Wald-  und 
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Weidebeätz ,  gemeinBame  Wasserallmende 
vnd  dergleichen  vorikanden  waren ;  im  ganzen 
aber  ging  die  Weilerbilduog  der  Wirtachafts- 
TerfasBang  des  platten  LAndes  ui  die  Dorf- 
narkgenoBsenBchaftcn  Qber,  -wahrend  fOr  Be- 
richts- und  Heeresverfassung  einstweilen 
der  Rabinea  der  Hundertschaft  noch  mass- 
gebend blieb. 

So  der  einfachste  Hergang,  wie  er  sich 
im  wesentlichen  wohl  schon  ma  zum  5.  Jahr- 
hundert vollzog.  Dieae  Zeitgrenze  schUesst 
nicht  ans,  dase  sich  späterhin  die  Marken- 
teilDi^  vielfach  wiederholte,  indem  auf  dem 
Bering  der  Urdorfmarken  neue  Dörfer  ent- 
st«iden,  welche  nun  wiederum  aus  dem  ür- 
dnrfvermnde  ausschieden,  und  so  fort:  so 
das8  sich  eine  förmliche  Staffel  allmählich  aus- 
«nuider  entwickelter  Markverhältaisse  schon 
QberaU  in  der  deutschen  Etuserzeit.  siAtestens 
im  14  und  15.  Jahrtiundert  nachweisen  lilsst 

Bfit  der  lokalen  Äusscfaeidungwurden  zu- 
gleich die  hauptsächlichsten  Verfassungs- 
formen  derUnnark  in  die  neuen  BUdui^n 
hcarObei^Dommen.  Yor  allem  in  der  Urzeit. 
Wie  die  VSlkerecbaft  die  Besitznahme  der 
ger^elt  hatte,  so  regelten 
dk  Besitznahme  der  Dorfgenossen- 
ten,  und  die  Dorfcemeinden  bestimmten 
wiederum  in  gleicher  Weise  die  Besitznahme 
der  Familienvater.  Massgebend  für  die  Besitz- 
nahme war  dabei  durchgehends  der  mili- 
tSrieche  Gesichtspunkt  gerechter  Beutever- 
teiluDg.  Jede  Hundertschaft  erhielt  gleiche 
Nutzung  vom  Volke,  jeder  Krieger  mit  seinen 
Söhnen  von  der  Hundertschaft;  oder  dem  Dorfe. 
Und  auch  fflr  den  wirtschaftlichen  Betrieb 
galt  der  militArisch-organlsatorische  Gesichts- 
punkt Man  rodete  höchstwahrscheinlich  ge- 
meinsam, and  darum  baute  man  gemeinsam, 
erntete  geroeinsam  und  verteilte  erst  den 
Ertrag. 

Das  Anrecht  der  einzelnen  Famihe,  ver- 
treten durch  den  Familienvater,  auf  das 
aatäi  gemeiner  Anschauung  zum  Leben  nOtige 
Quantum  solcher  agrarischer  Nutzungen  ist 
4las  Hufeorecht. 

8.  Charakter  der  urseitlichen  Hufe. 
Nach  dem  Gesagten  ist  die  Hufe  ursprüng- 
lich der  Komplex  von  Rechten  auf  die 
a^:Tarischen  Lebensansprtlche,  vornehmlich 
fiie  Acker-,  Weide-  und  Waldnutzung  einer 
Familie ;  greifbar,  individualisiert  ist  an  ihr 
aar  der  ^sitz  der  Fsmilienwohnstätte  und 
«ines  mit  dieser  meist  zusammenhangenden 
Baomg&rtens:  beides  zusammen  bildet  den 
Hot  Nur  in  den  Gegenden  des  Hofsystems 
kam  hierzu  noch  der  individuale  Besitz  der 
dem  Hofe  n&chstgelegenen  LSndereien. 

Aber  wohl  schon  im  Laufe  der  ersten 
J^irhunderte  n.  Chr.  nahmen  die  Hufenrechte 
greifbarere  Form  an.  Als  in  gemeinsamer 
Rodung  die  kulturfeindlichen  Elemente  des 
Bodens  bezwungen,   in  längerem,   gemein- 
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samem  Anbau  die  Kraft  des  Rottlandes  ge- 
klärt und  erschlossen  war,  auch  die  alten 
militärischen  Interessen  der  Urzeit  zurilck- 
zutreteu  begannen,  da  hatte  die  gemeinsame 
Nutzung  keinen  Sinn  mehr.  Man  teilte  die 
gemeinsam  aufgewonnenen  Flurstdcke,  die 
Gewannen,  in  Morgen,  und  jedem  Hcrfgut 
wiurde  der  Kegel  nach  je  em  Morgen  in 
jeder  Gewanne  zugesctuagen.  Die  Hufe 
ward  zu  einem  realen  Bauerngut  mit  einem 
Stieubesitz  von  Ackerstüoken  in  der  Flur 
und  mit  Nutzungsrechten  in  der  gemeinen 
Mark,  welche  dem  Bedürfnis  der  für  die 
Hufe  jeweils  bestehenden  Wirtschaft  eaU 
sprachen. 

3.  Spltere  G«8diichte  des  Hnfenbe- 
Riffes.  Aus  der  Entstehung  der  Hufe  er^ 
^ebt  sich,  dass  sie  zunächst  kein  Landmasa 
m  unserem  Sinne  war,  wohl  aber  im  Smae 
der  frühesten  germanischen  Zeit  und  noch 
später  der  deutschen  Rechtsanechauung.  Ihr 
sind  alle  Masse  valuabel,  unterliegen  dnem 
Mehr  oder  Minder  je  nadi  begleitendcD  Um- 
ständen, namentlich  je  nach  der  Gtröese  der 
Energie,  womit  sie  angewendet  werden  (vgl. 
Lamprecht,  D.  M'irtschaftaleben  Bd.  2,  3  ff.). 
In  diesem  valuablen  Sinne  ist  die  Hufe  voa 
jeher  ein  Landmass  gewesen:  das  Mass 
dessen,  was  eine  deutsche  Bauernfamilie  zum 
Leben  bedurfte.  Da  dies  aber  in  den  ein^ 
zelnen  Gegenden  nach  Klima,  Bodenart  und 
Landeskonfiguration  sehr  verschieden  viel 
war,  so  zeigen  schon  die  ältesten  Hufen  eine 
etn-a  zwischen  30  und  40  Morgen  schwan- 
kende Ausmessung  der  Feldstücke. 

Noch  mehr  schwankte  die  HufengrBöse 
in  der  Folgezeit.  Nachdem  die  älteren  Hufen 
infolge  längerer  Kultur  zu  einer  Klärung 
ihrer  Feldstücke  gelangt  waren,  welche  schon 
intensiveren  Antau  gestattete,  konnte  man 
neue  Hufen  auf  Bottland  nicht  in  der  unge- 
fähr gleichen  Grösse  der  alten  Hufen  an- 
legen ;  sie  hätten  dann  mit  diesen  nicht  kon- 
kurrieren können.  Auch  musste  die  schwierige 
AnfräumuDg  von  Neuland  schon  an  sich 
durch  grösseres  Ausmass  des  Gutes  belohnt 
werden.  So  kam  es,  dass  die  im  Urwald 
angelegten  Kolonialhufen  seit  der  Karolinger- 
zeit nicht  ein  Durchschnittamass  von  30  bis 
40,  sondern  von  60—120  Morgen  erhielten, 
im  allgemeinen  die  doppelte  Grösse  der 
sonst  in  der  Gegend  gebräuchhchen  Hufen. 
Ihr  Mass  wurde  gefunden,  indem  man  zur 
Absteckung  eine  doppelt  grosse  Rute  an- 
wandte; und  da  der  Urwald,  in  dem  sie 
angelegt  wurden,  um  diese  Zeit  zimieist 
schon  Königsforst  war,  so  nannte  man  die 
Rute  virga  rcgalis,  die  neue  Hufenform 
Königshufe  (maneus  regalis).  In  diesen 
Hufen  hat  sich  u.  a.  die  gesamte  Koloni- 
sation des  slavischen  Ostens  seit  dem  13. 
Jahrhundert  vollzogen. 

Im  späteren  Mittelalter,  noch  mehr  seit 
Anfla««.    II.  28 
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Iteception  des  rOmischen  Bechts,  ging  der 
a]1e  MaesbegTÜf  in  der  Hufe  dann  iÄerhaupt 
verloren :  die  Hufengflter  waren  teilweia 
parzelliert,  teilveis  Tergrössert,  bo  dass  ihr 
FeldbehOr  nunmehr  ein  sehr  verschiedenes 
war;  zudem  war  der  deutachrechtliche 
Masebegriff  veraltet.  Gleichwohl  bednrfte 
man  eines  sicheren  Eufenbe^riffes  zur  Ra- 
diziernng  der  BeaUaaten  wie  der  Steuern 
der  neuen  Landesgewalten.  Er  wimie,  an- 
schliessend an  das  alte  ungefShre  Mass,  in 
einer  geometrisch  sicheren  Begrenzung  der 
Hufe  gefunden.  Diese  Begrenzung  schwankte 
dann  n«ilich  noch  lange  nach  den  einzelnen 
Gegenden  (Hufen  von  30 — 60  Morgen),  bis 
sieh  schliesslich,  wenigstens  für  Altdeutsch- 
land^  die  Hufe  von  30  Mot^n  als  gemeiu- 
gflldg  festsetzte. 

n.  Hafengut  und  Rottland  vom  5.-8. 
Jahrhundert 

4.  Hufeneigentnm  in  der  trShesten 
Zeit  voller  Segahaftigkeit  FOr  die  Be- 
BtimmuDg  des  Eigentums  am  Eufengute 
dieser  Zeit  sind  zwei  Gesichtspunkte  vor 
allem  massgebend.  Das  Hufengut  war  zu- 
nächst das  der  Beute  entnommene  Landlos 
des  Kri^ers.  Soweit  es  daher  ein  Erbrecht 
an  ihm  gab,  mussten  die  Weiber  von  ihm 
ausgeschlossen  sein.  Femer  war  das  Out 
der  Beoteanteil  des  kriegerischen  Familien- 
^ters.  Nur  die  Familie  hatte  deshalb  ein 
Redit  au  ihm;  war  eine  solche  nicht  da, 
80  trat  ein  Anrecht  der  gesamten  Oenossen- 
Bchaft,  der  Hundertschaft,  ein.  Aus  beiden 
Gesichtspiinkten  ergiebt  sich  folgendes  Erb- 
recht: bei  kinderlosen  Hufenbesitzem, 
^eichgültig,  ob  sie  Hagestolze  oder  beweibt 
sind,  erbt  die  Hundertschaft  bezw.  die 
Dor^ar^enossenschaft ;  wo  £inder  vor- 
handen sind,  nur  die  Söhne:  de  terra  nulla 
in  muliere  heredilas  (L.  Salica).  Spftterhin 
werden  wohl  auch  Enkel  zugelassen. 

Bei  dem  vermutlich  grossen  Kinderreich- 
tume  diesei-  Frühzeit  sowie  aus  anderen  bald 
zu  besprechenden  Gründen  verbüasste  all- 
mählich das  Erbrecht  der  Markgenossen- 
schaft; es  kam  thatsächlich  nur  selten  zum 
Heimfall  von  Hufen  an  sie,  und  ein  nicht 
ansgeHbtes  Recht  ist  nach  altdeutscher 
Seditsauffassung  kein  Becht.  Doch  haben 
sich  Spuren  des  Heimfallrechtes  in  Retrait- 
rechten  (der  sog.  Marklosuog  u.  a.  m.)  noch 
bis  über  die  Earolingerzeit  hinaus  er- 
halten. 

6.  EntwickelnDg  des  Bottlandee. 
Hachdem  die  ursprünglichen  Ansit'delungB- 
vorgäoge  zum  Stillstände  gekommen,  konnte 
neues  Ackerfeld  nur  durch  Rodung  einzel- 
nergewonnen werden,  sei  ee,  dass  sie  allein 
rodeten  oder  andere  für  sich  roden  liessen 
—  ausgenommen  der  Fall,  dass  eine  ganze 


Genossenschaft  zur  Aufnahme  eines  neuen 
Dorfes  in  den  Urwald  20^,  wo  sich  dann 
die  urzeitlichen  Beäedelungsvorgfinge  wieder- 
holten. Bei  einer  Rodung  des  einzelnen 
aber  fielen  die  rechtlichen  Voraussetzungea 
weg,  welche  für  die  Hufenanlage  maasge- 
bend  gewesen  waren.  Es  huidelte  sioh 
hier  weder  um  Landleute  noch  um  hundert- 
stdiaftlich  geordnete  Rodung.  Ein  neues 
Recht  an  wohlgewonnenem  Gnmdeigen 
muBste  somit  entstehen.  Dies  Recht  konnte 
weder  ein  Anrecht  der  MarkeenoBsenBchaft 
auf  Nachfolge  im  unbeerbten  To<les&ll  nodi 
den  Ausschluss  der  Weiber  aus  der  Fcdge- 
ordnung  anerkennen.  Das  letztere  nidit^ 
weil  für  die  Bodung  keinerlei  spedfisdie 
männliche  Voraussetzungen  galten,  das  era- 
lere  nicht,  weil  jedes  Stück  der  gemeinen 
Mark  durch  Umfangen  mit  Zaun  und  H«g 
und  darauf  folgende  Rodung  endgültig  in 
das  Frivateigen  des  Ariieitenden  einfiat. 
Nun  wurde  aber  seit  dem  5.  und  6.  Jahr- 
himdert,  mit  dem  Beginne  geordneterer  Zui- 
stände  unter  den  Merowingen,  ausserordent- 
lich viel  gerodet,  und  bald  erhielt  das  Eii>- 
recht  des  Rottlandes,  weil  jeder  fortschrei- 
tenden Entwickelung  gflnstiger,  starken 
EinfluBS  auf  das  alte,  m^kgenOBsische  Hufeu- 
erbrecht 

6.  Hnfeneigentiim  Im  6.-8.  Jalir- 
fanndert.  Das  alte  Erbredit  in  Hufengut 
—  die  früheste  Form  eines  Immobiliarerb- 
rechts  —  war,  soweit  die  Folgeordnui^  in 
Betracht  kommt,  unter  dem  Einfluse  der 
markgeuCsaischen  Erbansprüche  und  unter 
Weg^  der  Weiber  aus  dem  viel  älteren, 
schon  vorgeschichtlichen  Erbrecht  in  Fahr- 
habe entwickelt  worden.  Dies  Erbrecht  in 
Fahi^tabe  war  weiter  im  weeenthchen  vor- 
bildlich geworden  für  das  Erbrecht  in  wohl- 
gewonnenes  Rottland.  Die  Grundsätze  des- 
selben Erbrechts  begannen  jetzt  auch  in 
das  Eufenerbredit  vorzudringen.  Weiber 
wurden,  bald  mehr  bald  minder  weitgäiend, 
zugelassen.  Das  Erbrecht  der  lltfarkgenossen 
wurde  fast  ganz  abgeschüttelt  Die  Grund- 
gedanken der  Succession  in  Fahrhabe  wur- 
den schliesslich  fast  durchaus  Gmni^edan- 
ken  der  Hufenerbfolge.  Damit  siegte  in 
der  Geschichte  des  Bauerngutes  das  Fami- 
lienrecht über  das  öffentliche  Bedit ;  es  war 
vergebens,  dass  Karl  der  Grosse  noch  ein- 
mal (vermutlich  nur  in  einzelnen  Landee- 
teilen)  den  Zusammenhang  zwischen  Hufen- 
gut  und  Heeresdienst  herzustellen  bezw. 
aufrecht  zu  erbalten  sudite. 

Das  I^unilienrecht  aber  bÜeb  für  das 
Hufengnt  wie  das  demselben  nunmehr 
gleicfagesteUte  HotÜand  auch  ausnahmslos 
und  obligatorisdi  entscheidend.  Der  Satz 
der  Germania  mullum  testamentumi  gilt 
noch  fast  absolut  für  die  EaroUngerzeit 
Das  Grundeigen  gehörte  der  Familie,  dem 
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Geschlecht;  die  einzelnen  sich  folgenden 
Generationen  "warea  nur  Nutznieeser.  Eb 
hen«:Jite  eine  fideikommUsartige  Oebimden- 
heit  der  Güter;  der  gesetzliche  Erbe  konnte 
Verpflichtungen  auf  Zeit  eingehen  auf  das 
fon  ihm  noch  zu  erwartende  Erbgut.  Diese 
BindsDg  lOste  sich  erst  eehr  langsam 
▼fthrend  der  Kaiserzeit  (10. — 13.  Jahi-hun- 
decrt)  und  zwar  zunächst  und  zu  Ounsten 
gewisser  Privilegierter,  namentlich  zum  Yor- 
teH  der  Kirche.  Denn  die  Kirche,  welche 
den  einzelnen  als  Individuum,  mit  Rücksicht 
avf  sein  Seelenheil,  ergriff,  letzteres  aber 
mit  sdir  massiven  Opfern  der  zu  rettenden 
Seele,  Landschenknngen  u.  d^.,  erreichen 
m  klWen  glaabte,  konnte  auf  eia  Familien- 
redit  nicht  Bücksioht  nehmen,  welches  das 
frrie  Vrarffi^^ungsrecht  des  einzelnen  Aber 
das  Qnmdeigen  noch  immer  verneinte. 

Doch  brw^  mit  dem  12.  und  13.  Jahr- 
hundCTt  aus  GrOndeUj  die  hier  nicht  zu  ver- 
folgen sind,  das  obhgatorische  Erbrecht  in 
OruDdeigen  zusammen,  wenn  es  auch  noch 
Über  das  Hittelalter  hinaus  in  mannigfachen 
Retrakirechten  nSchststehender  Erben  nach- 
wirkte. 

Bei  obligatorischer  £rbfo^  in  Gnmd- 
eigea  nnd  gleicher  Berechtigung  gleich  naher 
Erben  hatte  man  schon  in  spätmerowingischer 
und  karolingischer  Zeit  eine  grosse  Zer- 
Bplittenin^  der  Hufengfiter  erwarten  kfionen. 
^  ttat  mdes  nicht  ein  infolge  einer  Sitte, 
wekhe  spftter  in  dem  Uechtsinstitute  der 
Ganerfaechaften  fortlebte.  Die  gleich  nahen 
firben  pfle^n,  wenigstens  wenn  sie  Brüder 
mtd  S«äiweBtem  waren,  das  Out  in  unge- 
teilten) Betriebe  zu  bewirtschaften ;  heiraten 
Sdiwestem,  so  wurden  sie  nach  Volksrecht 
kb^ch  au^^tattet,  sicherUch  nicht  aus- 
gelünft.  War  die  Mehrzahl  der  Brüder  er- 
wachasOj  so  zog  sie  zu  Neubruch  in  den 
Wald ;  die  nAchstkommende  Generation  fand 
w<dil  meist  das  Gut  wieder  geeint  in  einem 
figen.  Die  Folge  war,  wie  die  nrkund- 
licEen  Nachrichten  beweisen,  dass  verhftlt- 
oism&asig  nnr  wenig  freie  Hufen  zersplittert 
waren:  erat  mit  der  Abnahme  der  Koloni- 
sation in  den  Bergw&tdern  und  Sumpf- 
niedemngen  seit  den  Ottonea  beginnt  die 
sOikere  Zersplitterung  des  noch  vorhandenen 
freien  Grundbesitzes. 

m.    Das   grondholde   Gut  Tom   8.— 12. 
JaJirbiindeTt 

7.  Entstehiuig  der  GrDodlMiTBchaft 
T^  Art.  Bauer  sub  2  oben  Bd.  n  S.  338  ff. 

8.  Rechtliche  Lage  des  gmndholden 
Gutes.  IMe  rechtlicheLage  des  grundholden 
Gutes  wnide  bestimmt  einerseits  durch  seinen 
wirtschaftüchea  Charakter,  andererseits  durch 
die  Becbtalage  des  grandholden  Bebauers. 

rde  je  Ifinger  um  so  mehr  mass- 


gebend,  da  seit  dem  11.  Jahriiundert  die 
indung  des  Bebauers  an  die  Scholle  znr 
Begel  ward. 

Die  Beditalage  der  grundhOr^n  Be- 
völkerung (s.  oben  den  Artikel  Bauer  sub  3) 
war  seit  dem  10,  Jahrhundert  im  wesent- 
lichen eine  einheithehe;  unfreie  und  freie 
Hintersassen  der  Karolingerzeit  waren  zu 
dem  neuen  Stande  der  Grundholden  ver- 
schmolzen, und  die  vorhandenen  unterschiede 
hatten  weniger  in  den  Stsadesverschieden- 
heiten  der  Vergangenheit  als  in  dem  ab- 
weichenden Charakter  der  einzelnen  Grund- 
herren (EöDig,  Kirche,  Laienadel)  ihre  Ur- 
sache, Für  die  Schicksale  des  Bauerngutes 
aber  war  namentlich  das  Familien-  und  Erb- 
recht der  Grundholden  von  Bedeutung.  Ein 
Erbrecht  festen  Charakters  bestand  ursprOng- 
hch  für  den  Grundbesitz  nicht;  ja  der  Herr 
konnte  den  grundholden  Familienvater  (we- 
nigstens soweit  er  ans  unfreien  YerhÄlt- 
nissen  kam)  auch  bei  Lebzeiten  je  noch  Ge- 
hllen  bald  hier,  bald  dort  ansetzen.  Anderer- 
seits aber  bestand  die  Pflicht  des  Grund- 
herrn, seinen  Grundholden  zu  versorgen, 
und  das  war,  abgesehen  von  den  Hofminis- 
terialen, nur  durch  Ansetzung  mfiglic^ 
Unter  diesen  YerhAltnissen  war  es  das 
Natürlichste,  wenn  Sohn  auf  Tat«?  im 
gleichen   Gute   foljfte;    und  die   Sitte   des 

10.  Jahrhunderts  m  dieser  Hinsicht  wich 
schon  im  11.  Jahriiundert  dem  ziemlich 
sicheren  Rechte  der  ScholleDbindung.  Es 
ist  selbstveistftndlich,  dass  die  ad^^ptio 
glebae  somit  zur  Zeit  ihrer  Be^rOndung 
einen  sehr  wesentlichen  Fortechritt  darstellte. 

Die  Erbfolgeordnung  der  Gmndholden 
bildete  üch  nunmehr  im  wesentlichen  nach 
Analogie  der  Succession  in  freies  Grund- 
eigen  aus.  Doch  führte  der  Wirtschafta- 
charakter  der  grundholden  Güter  wenigstens 
eine  wesentliche  Abweichung  herbei.  Da 
nOmlich  von  den  Gütern  eine  Masse  von 
Zinsen  und  Arbeitsdiensten  an  den  Grund- 
herrn erfloBs,  so  konnte  dieser  gegen  eine 
beliebig  weit  gehende  Teilung  des  Gutes 
nicht  gleichgiltig  sein.    Anfangs,  im  10.  und 

11.  Jahrhundert,  scheint  freihch  diese  Frage 
noch  von  geringer  Bedeutung  gewesen  zu 
sein,  vermutlich  weil  die  grundholde  Familie 
nach  Weise  der  Freien  ihr  Gut  ganerb- 
sdiafüich  bewirtschaftete,  wobei  denn  die 
auch  bei  diesem  System  schliesslich  über- 
scbiessenden  m&nnÜchen  Kräfte  von  den 
Grondherren  in  dem  grossen  Ausbau  der 
Heimatsfluren,  wie  er  w&hrend  des  11.  Jahr- 
hunderts begann,  neu  angesetzt  werden 
konnten.  Als  aber  die  gan  erbschaftliche 
Bewirtschaftung  mit  dem  11.  Jahrhundert 
etwa  aufhörte,  da  wurde  die  Frage,  inwie- 
weit gnindholde  Hufen  geteilt  werden 
könnten,  dringHch.  Der  Entscheid  fiel  da- 
hin,  dass   nur  Drittelung  oder  Viertelung 
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zugelassen  ■wurde,  dasB  feruer  der  Inhaber 


als  sogenannter  Hauptmann  ftlr  Leistung 
der  Zinse  und  Arbeiten  aller  Teile  dem 
Grundlierni  gegenüber  verbindlicli  Wieb. 
Die  Fo^  war  sine  rascli  Torschreitende 
ZerspUtteruti^  der  alten  grundholdea  Hufen 
in  EuJb-,  Drittel-  und  Viertelliufen ;  in  ein- 
zelnen Ge^nden  war  schon  im  13.  Jahi^ 
hundert  die  Tieiielliufe  das  typische  Qut 
(Schwaben:  Schupposen;  Pfalz  und  Rhein- 
heeeen). 

Erinnern  wir  uns,  dass  um  die  "Wende 
des  13.  und  13.  Jahrlumderts  zugleich  das 
obligatorische  Erbrecht  der  Freien  anfing 
gebrochen  zu  werden,  nachdem  ihr  ganerb- 
schäfüicher  Betrieb  läo^t  aufgehört,  dase 
weiterhin  um  diese  Zeit  etwa  der  Ausbau 
der  Fluren  in  Altdeutschland  abschloss,  so 
werden  wir  das  13.  Jahrhundert  als  die 
erste  grosse  Periode  der  Güterteilung  und 
Parzellienmg  in  Altdentschland  bezeichnen 


IV.  Das  Zios-  und  Pachtet  toid  12.— 14. 
Jahrirnndert. 
9.  Aufkommen  der  Zins-  und  Pacht- 
güter in  Altdentschland.  Die  Gnindherr- 
echaften  waren  schon  im  Beginn  des  13.  Jahr- 
hunderts in  dem  imbefriedigenden  Zustande 
der  Veraltung;  die  Arbeitsgrvuidherrschaft 
begann  zur  Renten gruudherrschaft  zu  werden. 
Genaueres  vgl.  darüber  im  Art.  Bauer  sub  3 
oben  Bd.  II S.  S4D.  War  damit  zugleich  der  Ar- 
beitsdienst im  grundheiTlichen  Wirtschafla- 
betriebe veraltet,  so  galt  dies  nicht  minder  von 
dem  grundherrlichen  Zin.'ibezuge  aus  den 
grundholdeu  Gütern.  Die  Zinse,  m'sprtlngüch 
wohl  nahezu  ein  Aequivalent  der  Grund- 
rente, also  Pachtschillinge  in  unserem  Sinne, 
waren  der  Hauptsache  nach  im  10.  Jahr- 
hundert, wenn  nicht  früher,  festgesetzt, 
wurden  von  Grundholden  wie  Grundherren 
als  Teil  des  materiellen  Rechts  betrachtet 
und  konnten  demgemäss  nur  uuter  Rechts- 
bruch  erhöht  werden,  Sie  waren  somit  im 
12,  Jahrhundert  noch  wesentlich  dieselben 
wie  zwei  Jahrhunderte  früher.  Wie  aber 
war  seitdem  die  Gnmdrente  gestiegen!  Im 
"Vergleich  zu  ihrer  Höhe  erschienen  die 
Grundherren  durch  den  fortdauernden  Be- 
zug früher  festgesetzter  Zinse  ausseroi-dent- 
licn  benachteiligt  Dieser  missliche  Zustand 
konnte  nur  durch  gütlichen  Vergleich  mit 
den  Grundholden  beseitigt  werden.  Der 
Grundholde  erhielt  die  Freiheit,  ward  Erb-, 
Vital-  oder  Zeitpächtcr  seines  früheren  Herrn 
und  zahlte  nun  einen  der  Grundrente  an- 
gemessenen PachtschiJling.  In  diesem  sich 
massenhaft  und  überall  wiederholenden  Vor- 
gang wurde  das  alte  grundholde  Gut  zum 
&eien  Zins-  oder  Pachtgut,    entstand  eine 


Schicht  freier  Pachter,  die  nunmehr  gastes- 
weise im  Lande  einherfuhren  und  die  beste 
Nahrung  suchten,  Völlig  ausgebildet  war 
dieser  Stand  in  den  ersten  Jahrzehnten  des 
13.  Jahrhunderts. 

Das  Recht  der  neuen  PachtgQter  war 
ein  freies;  nur  vor  den  ordentÖchen  Ge- 
richten konnten  wesentliche  Differenzen 
zwischen  Pachtherr  und  Pächter  entschieden 
wenlen.  Doch  blieb,  im  Anschluss  an  die 
frühere  grundherrliche  Organisation,  los- 
weüen  noch  ein  sogenanntes  Bauding  be- 
stehen, eine  Jahresveraanunlung  der  Pachter 
des  gleichen  Herrn,  in  der  geuossenschaft- 
heh  über  Deterioration  der  Pachtgüter,  Paoht- 
rQckstände,  Nachlass  we^n  Hagels  und 
KriMsschadens  und  dergleidien  entschieden 
ward.  Auch  erhielten  sich  hier  und  da 
einzelne  Ijeistun^en,  welche  au  die  frühere 
Gebundenheit  erinnern,  so  die  Zahlung  einer 
Abgabe  (vorijnre)  beim  Handwechsel  m  Erb- 
pacht und  dergleichen.  Im  ganzen  aber  war 
ein  vertragsmässiges,  freies  Pachtrecht  ge- 


10.  Neubmchsleilien  in  Altdeutsch- 
land.   Das  neue  Pachti'echt  war  vorbereitet 

durch  die  letzte  grosse  Aiisbaubew€^ung, 
welche  im  alten,  iiichtkolonialen  Deutschlüid 
mit  dem  Schluss  des  11.  Jahrhunderts  be- 
gonnen hatte.  Es  waren  Landsiedelleihen 
und  andere  Pachtformen  unter  verwandtem 
Namen  namentlich  in  der  Weise  entstanden, 
dass  dem  Rottbauer  5  bis  7  Jahre,  von  Neu- 
bruch an  gerechnet,  Zinsfreiheit  zugesprochen 
wurde,  worauf  eine  wirtschaftlich  vrie  recht- 
lich milde  Erbpacht  Platz  griff.  Diese  Erb- 
pacht aber  nahm  ihrerseits  wieder  eine  Form 
au,  welche  schon  früher  vom  Westen  her  in 
Deutschland  Eingang  gefunden  hatte,  die 
des  Teilbaues. 

Der  Teübau,  jetzt  bekanntHch  noch  in 
Frankreich  und  Itaüen  weit  verbreitet, 
scheint  auf  römische  Zeit  zurQdaugehen ; 
in  Nordfrankreich  mag  er  auch  schon  frflh 
mit  der  Teilabgalie  aus  dem  Bodenregal, 
dem  Terragiiun  oder  Landrecht,  zusammen- 
^gangen  sein.  In  Deutschland  drang  er 
in  Verbindung  mit  dem  Weinbau  ein ;  sdton 
die  weinbauenden  Grundholden  zinsen  gern 
die  zweite  bis  fünfte  Traube,  Vor  allem 
behebt  war  er  in  Weingegenden  für  den 
Terraasenbau,  der  seit  dem  12.  Jahrhundert 
lebhaft  betrieben  ward ;  und  von  hier,  vom 
Rottweingut,  mag  er  an  das  Rottgut  Über- 
haupt gelangt  sein.  Später,  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert, gelangt  der  Teilbau  in  der  Form 
der  Halfen  Wirtschaft  dann  auch  fUr  nicht 
gerodete,  grössere  Landgüter  vielfach  zur 
Verwendung. 

11.  Das  bäuerliche  KoloniaJgut  dea 
Ostens.  Eine  ausserordentliche  Verbreitung 
fand  die  Landsiedelleihe  des  heimischen 
Neubruchs  in   den  grossen  slavjschen  Ge- 
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bieten  jenseits  (ler  ElbCj  ivelche  seit  dem 

13.  Jahrhundert  und  bis  ms  14.  Jahrhundert 
hinein  von  den  Deutschen  kolonisiert  wurden. 
Nach  dem  eewChnlichen  Yerfahren  vurden 
hier  entweder  iiltslavische  DGrfer  in  ein- 
gehen sogenannten  Landhufen  odsr  Neu- 
bmchsland  in  Könie^uien  mit  Deutschen 
beeetEt  In  beiden  liallen  flbereab  der  Heir 
des  Landes  das  Geschäft  einem  Untcniehmer, 
welcher  die  nfitige  Zahl  freier  Siedler  aus 
Altdeutschland  beschaffte.  Der  TTotemehnier 
mass  weiterhin  die  Hufen  aus,  trennte  das 
lisnd  fOr  die  Kirche  so^e  die  Hufen  des 
ihm  zufallenden  Schvdzengutes  ab  und  Über- 
gab darauf  die  Hauptmasse  der  Hufen  den 
einzelnen  Siedlern.  Letztere  setzten  sich 
nach  Landsiedelleihe :  bei  Rottland  hatten 
sie  5 — 7  Jahre  Freifrist,  dann  begann  ein 
mSsBiger  Kanon  oder  Erbzins,  der  durch 
den  Schulzen  eingefordert  ward.  Im  Hbrig^n 
waren  die  Güter  frei  vererblich  und  frei 
veränsserlich. 

V.  Das  Banerngnt  unter  der  Gntaherr- 
schaft,  Ifi. — 18.  Jahrhundert. 
IS.  Rechtslage   des  Banerngntes  in 
Attdeatschland.     31it   dem   Schlüsse    des 

14.  Jahrhunderts  tritt  in  den  bäuerhchen  Ver- 
hSItnissen  AltdeutAchlands  eine  Rückbildung 
ein,  ober  deren  Ursachen  im  Art.  Bauer  sub  4 
oben  Bd.  II  8. 341  gesprochen  ist.  Lande^c- 
walt  und  Grundherradiaft  bedrftngeu  die  noch 
vorhandenen  GmndhoJden,  aus  deren  Heihen 
sich  ein  landliches  Proletariat  rekrutiert; 
und  auch  die  freien  Pachter  werden  viel- 
fach wieder  botmassig  gemacht.  Das  Mittel 
iHeten  hierzu  vor  allem  die  an^blichen 
grandherrlich^i  bezw.  landesherrlichen  All- 
Dteode-  und  Obennfirkerrechte ,  aus  deren 
Bestand  ein  privatrechtliches  Domhiiiun  Ober 
die  Dorfnia»en  und  ihre  Güter  gefolgert 
wird.  Der  materielle  Verfall  des  Adels  seit 
Gp&testens  dem  14.  Jahrhundert,  seine  Ent- 
warnung von  praktischer  Landarbeit,  femer 
das  landesherrliche  intensive  Geldbedflrfuis 
zwingen  dazn,  dies  Donuniiun  immer  mehr 
in  Zinsen  und  Lasten  zu  entwickeln.  Die 
Baueni  reagieren  in  verschiedenen  unglück- 
lichen AuM&nden,  deren  letzte  christhch- 
wmaliBtischen  Charakter  annehmen.  Die 
Folge  ist  eine  nur  noch  stflrkere  Betonung 
der  bäuerlichen  Abh&ngigkeit,  für  deren 
lurifitische  Formulierung  das  rCmische  Recht 
in  AnBpnudi  genommen  wird. 

Das  Bauerngut  erscheint  nicht  mehr  als 
avndholdes,  freizinslicbes  oder  pachtweisee 
nlignt,  tondnn  als  jure  emphvtentico  ver- 
liehen, der  Bauer  unter  gewissen  Bedingungen 
WBOvibeL  Soweit  das  Hnfengut  Allmende- 
redite  dnsf^esst,  wird  aus  ihnen  eine 
bndeaherriiche  bezw.  grundheirliche  unge- 
nessene  IHenstbaikeit  für  Jagd-,  Bau-  und 


sonstige  Landesfronden  gefolgert,  gleichzeitig 
aber,  unter  Betrachtung  der  Allmenderechte 
im  Sinne  von  Grundgerechtigkeiten,  das  volle 
Eigentum  der  Herren  am.  Gemeindebesitz 
auch  jiuistiBch  durclweführt. 

18.  Rechtslage  des  Banemgntea  im 
Kolonialgebiete.  Wahrend  in  Alfdeutsch- 
land  die  mittelalterhche  Grundherrschaft  als 
Rentengrundhen-schaft  verkümmerte  und  im 
wesentlichen  nur  diu«h  das  Mittel  der  Äll- 
mendeherrschaft  auf  die  bäuerlichen  Ver- 
hältnisse driickte,  entwickelten  sich  im 
Eolonialgebiete  und  auch  diesseits  der  Elbe 
in  Kord  (Teutschland  seit  dem  15.  Jahi-hundert 
grosse  Gutsherrschaften  in  Verbindung  mit 
Markgrun  dherrschaft. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  uisprün^ch 
nach  Landsiedelleihe  ausgethimen  Bauern- 
güter unterlagen  damit  gnmdstürzenden 
Aenderungen.  Durch  die  Markgrundherr- 
schaft wimlen  sie  zunäclist  in  die  Lage  der 
altdeutschen  Bauerngüter  gebracht ;  sie  wm^ 
den  niu-  ais  emphj-teutische  Güter  ange- 
sehen, ihre  Markgerechtsame  erscheinen  als 
Servituten,  oft  niu-  als  gewohnheitamässiger 
Missbrauch.  Ceber  die  altdeutschen  Ver- 
haltnisse hinaus  ging  die  Bedrückung  durch 
Arbeitsdienste,  für  deien  ungemessene  Forde- 
rung das  Arbeitsbedfirfnis  der  grossen  Onts- 
wirtschaften  sprach  mid  deren  Berechtigung' 
man  aus  der  Leibeigenschaft  der  Bevölke- 
rung unter  Herbeiziehung  rSmisch-rechtlich^ 
Begriffe  fo^rte.  Das  Genauere  siehe  in  den 
Artt.  Bauernbefreiung. 
Litteratnr  tühe  ArliM  Bauer  obea  Bd.  II 
S.  S4?liS.  Lamrttcht. 


Statistisch. 

1.  Wesen  des  Bauerngutes.  2.  Der  Banem- 
Btand.  3.  Der  Bauer  gegeoDbet  dem  Qntebe- 
aitzer.  4.  Der  bäuerliche  gegenüber  dem  land- 
wirtBchftfÜichen  ZwergbetriebB.  5.  Die  Gefahr 
der  Temichtong  des  BaaemstandeB.  6.  Has»- 
re^eln  zur  Erhaltung  des  Banemstandes.  7. 
Statisik.  a)  Belgien,  b)  Holland,  c)  Frank- 
reich, d)  EnffUnd.  e)  tiland.  f)  OeBterreich, 
g)  Italien.  h)DSnemark.  i]  Schweden,  k)  Nor- 
wegen.   1)  Vereinigte  Staaten,    m)  Deutacbland. 

1.  Wesen  des  Banemgntea.  Bauern- 
gut  ist  das  Landgut,  welches  die  genügende 
Grßsse  hat,  um  den  Inhaber  mit  seiner 
Famihe  ausreichend  zu  beschäftigen  und  zu 
ernähren,  dessen  Grösse  aber  nicht  gent^^ 
um  den  Bewirtschaftenden  allein  für  die 
Oberleitung  in  Anspruch  zu  nehmen,  Ewn- 
dem  wo  von  ihm  praktische  Mitarbeit  ver- 
langt wird,  und  dessen  Ertrag  nicht  aufr- 
reicht,   um  damit  ohne  einen  weiteren  Zu- 


Bauemgiit  nnd  Baiierastaad  (Statistisch) 


schuss  hShereu  Ansi)rücheD  gemäss  zu 
leben.  Das  Bauerngut  ist  damit  Kegenflber- 
ziiflteilen  der  Parzelle,  dem  HäuBler- 
besitz  oder  £ossäteu^Fuadstück, 
dessen  Inhaber  noch  anderweitige  Beschäfti- 
gang  und  Verdieost  suchen  rauss;  es  steht 
dem  Gute  oder  Gutsbesitz  gegenüber,  welches 
die  Kräfte  des  Inhabers  allein  durch  die 
Oberleitung  genügend  ausnutzt  imd  bei  Ver- 
pachtung den  Besitzer  auch  ohne  weitere 
ThÄtigkoit  in  höherer  Lebensstellung  ange- 
messen zu  ernähren  vermiß. 

Es  sind  in  früherer  Zeit  allgemein  zwei 
Arten  der  Bauerngüter  unterschieden;  die 
eine  ist  das  Gut  des  Vollbauern,  Gespann- 
bauern,  Vollhflfnors,  für  welches  in  Nord- 
deutschland  Haltung  eines  Pferde-  oder 
Oehseugesijaiines  erforderlich  ist  und  wel- 
ches man  im  Äu^  zu  haben  pQegt,  wenn 
ohne  nähere  Bezeichmmg  von  emem  Bauem- 
gute  die  Rede,  ist  Dazu  rechnete  man  bei 
den  älteren  Ei'bebungen  mindestens  30 
Moi^n  (8  ha),  ausnahmsweise  aber  auch 
nur  20  Morgen  (5  ha)  und  darunter.  Ihm 
steht  das  Gut  des  Kleinbauern  gegenüber, 
welches  nicht  genügend  Land  zur  Gespimn- 
haltuhg  umfasst.  In  westlichen  und  sQd- 
liehen  Gegenden  oder  überhaupt,  wo  der 
Wein-  lujd  Gartenbau  eine  grössere  Rolle 
ERiielt  oder  Weidenutzung  überwiegt,  ist  die 
Geepannhaltnng  aber  für  die  Unterschei- 
dung nicht  massgebend,  sondern  der  Ertrag 
oder  auch  die  Zahl  der  nötigen  menschlichen 
Hilfskräfte,  wobei  freilich  eine  scharfe  Ab- 
grenzung nicht  zu  machen  ist. 

Aus  dem  Gesagten  geht  bereits  hervor, 
dass  die  Grösse  des  Grundstücks  auch 
nicht  als  das  allein  Entscheidende  aufge- 
stellt werden  kann,  wenn  auch  för  bestimmte 
Gegenden  mit  gleichartigen  natürlichen  Ver- 
hältnissen und  gleicharti^r  Bewirtschaftung 
annähernd  die  Grösse  wird  angegeben  wer- 
den können,  welche  ein  Bauerngut^  und 
ebenso,  welciie  einen  Vollbauern  oder  Klein- 
bauern bildet.  Man  hat  eben  kein  anderes 
Unterseheid  (mgsmittel ,  da  die  Ertraga- 
achätznngen,  abgesehen  yim  der  meist  ver- 
alteten Orimdsteuereinschätzun^,  nicht  sta- 
tistisch verwert bai'  sind.  Meistens  findet 
daher  in  der  neueren  Zeit  die  Scheidung 
in  zwei  oder  dreiGrßssenketegorieen  statt, 
die  -wir  gleichfalls  acceptieien.  Es  fragt 
Eich  nur,  welche  Fläche  man  dafür  als 
massgebend  annehmen  soll. 

In  der  Russischen  offiziellen  Statistik 
<s.  Statist.  Handb.  für  den  preuss.  Staat, 
Bd.  9,  Berlin  1888,  S.  192,  wie  in  der  olf. 
Statistik  des  deutschen  Seiches  K.  P.  Bd. 
112,  Berufs-  und  Gewerbezahlung  vom  14. 
Juni  1895,  Die  Landwirtscht^  im  Deutschen 
Beiche.  Berlin  1898)  sind  als  bäuerliche 
Wirtscnafteu  dieienigen  zusammengeäisst, 
welche   5 — 20   ha   umfassen,    als   Gross- 


bauerwirtsehaften  diejenigen  von  20 
bis  100  ha,  während  als  Kieinwirlschaft 
gezeichnet  sind  Anwesen  von  2 — 5  ha,  so 
dasB  als  Bauerngüter  nur  Grundstücke 
zwischen  5  mid  100  ha  augesehen  werden. 
Unter  den  493254  Kleinwirtschaften  in 
Preussen  nach  der  Zählung  von  1882  be- 
fanden sich  damals  aber  160  ^6  oder  23,6<'/o, 
welche  Pferde  oder  Ochsen  oder  beide 
zur  Äckerarbeit  verwenden,  und  nicht  weni- 
ger als  Hl  663  Pferde  wiuden  darauf  zur 
Ackerarbeit  benutzt.  Hiemach  muss  man 
annehmen,  dass  mehr  als  der  5.  Teil  der 
Anwesen  dieser  Kategorie  mit  einer 
durchschnittlichen  Anbaufläche  von  3,25  ha 
thatsächlich  Gespannbauemgflter  repräsen- 
tieren. Diese  Pferdehaltiing  ist  am  meisten 
vertreten  in  Rheinland,  erat  demnächst  in 
Ostpreussen,  spielt  aber  in  allen  Provinzen 
eine  gewisse  Rolle;  allerdings  findet  sich, 
dass  von  Jenen  Kleinbesitzern  42  213  noch 
nebenbei  Tagelöhnerei  treiben  und  hiernach 
dem  Charakter  des  Bauern  nicht  entsprechen, 
aber  dies  sind  nur  8,6"/!),  imd  wenn  man 
hierzu  noch  die  ausserdem  in  der  Industrie 
Beschäftigten,  die  Schank-  und  Gastwirte, 
Fuhrleute  imd  kleinen  selbständigen  Gewer- 
betreibenden, unter  denen  sich  sicher  viele 
eigentliche  Bauern  befinden,  zuzählt,  so  er- 
hebt sich  der  Prozentsatz  nur  auf  33,3  "/o. 
Es  will  uns  danach  scheinen,  dass  in  dieser 
Giössenkategorie  der  Banenichaiakter  noch 
80  überwiegt,  ■  dass  wir  sie  bei  unserer 
statistischen  Betrachtung  mit  als  Bauern- 
güter berücksichtigen  müssen.  Sicher  wäre 
es  richtiger,  erst  mit  3  ha  zn  beg^nen, 
doch  hat  die  Statistik  diese  Unterscheidung 
nicht  aufzuweisen.  Noch  in  der  folgenden 
Kategorie  mit  5 — 10  ha  sind  45566  Bauran, 
wel<£e  nebenbei  obige  Nebenbeschäftigung 
treiben,  und  daninter  8330,  welche  Tage- 
löhner oder  Hilfsarbeiter  in  der  Industrie  sind. 
Mit  Gütern  von  10 — 20  ha  finden  sich  Über 
1?  342  Schankwirte,  Gewerbetreibende  etc. 
und  über  700  Tagelöhner  etc.  Selbst  unter 
den  Bauern  mit  20 — 50  ha  sind  Aber  5000 
Schankwirte  und  69  Geweriiegehilfen. 

Noch  weit  unsicherer  als  die  Hinimal- 
gröBse  ist  die  Maximalgrösse  eines  Bauent- 
gutes anzugeben.  In  den  östlichen  Ptovin- 
zen  wie  auch  in  Westfalen  haben  Güter 
von  200  ha  noch  oft  ausgesprochen  bäuer- 
lichen Charakter,  wUuend  am  Rhein, 
in  Süddeutschland  schon  oft  Besitznagen 
unter  100  ha,  namentlich  wenn  Weinbau 
damit  verknüpft  ist,  ihrer  Bewirtschaftong, 
ihres  Ertrages  und  ihrem  Werte  nach  znm 
OroBsgnmdbesitz  gehören.  Man  wird  daher 
unter  Annahme  der  Maximalgrenze  von 
200  ha  entschieden  zu  viele  Güter  einbe- 
greifen, während  mit  100  ha  die  Zahl 
zu  klein  erscheint  Die  letztere  Aiw^ie 
dürfte    aber  immerbin    die  richtigste   üo- 
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terit^  für  die  deutschen  Terhfiltnisse  ge- 
irahren. 

Nach  dem  Gesagten  bebandeln  vir  für 
Deotechland  in  dem  folgenden  als  Bauem- 
irater  alle  diejenigen  landwirtBchaftliofaen 
GnutdstQcke,  welche  zwischen  2  und  100  ha 
nm&SBen  nnd  suchen  fOr  das  Ausland  ähn- 
Ucfae  Äbteilnngen  aufzustellen.  Dieselben 
aeri^en  wir  in  drei  Kat^orieen  von  2 — 5 
ha  als  Weine,  von  5—20  ha  als  mittlere, 
von  20 — 100  ha  als  grossere  Bauerngater. 

2.  Der  Banemstand.  Die  BaiiemgQter 
sind  K)wohl  in  politischer  wie  wirtechaft- 
Hcher  Biuücht  ffür  d^  Gedeihen  des  Staats- 
lebens von  höchster  Bedeutung.  Der  auf 
ihnen  wirtschaftende  Bauernstand  bil- 
det den  physisch  gesundesten  und  kräftig- 
sten Teil  der  Bevölkerung,  aus  dem  sidi 
inebesondere  die  Städte  fortdauernd  neu  zu 
rekratieren  haben.  Sobald  ihm  die  Zeit- 
verfa&ltnisse  einigennassen  günstig  sind, 
lebt  er  in  einer  der  körj)6rlichen  Entwicke- 
luDg  förderlichsten  Weise  und  bildet  da- 
durch einen  erfreuhchen  Gegensatz  zu  dem 
Dasein  der  Stadter  und  durch  seine  wesent- 
lich hessere  Era&hrung  einen  ebensolchen 
mm  ländlidien  Art>eiter.  Weun  auch  in 
neuerer  Zeit  manche  Cebertreibungcn  in 
dieser  Beziehung  stattgefunden  bähen  (s. 
Geawg  Hansen,  Die  3  Bevölkeningsatufen, 
Mfinchen  1689),  so  ist  dieser  Satz  doch  mit 
aller  Schärfe  zu  betonen.  Der  Bauernstand 
bildet  daher  den  Kern  des  Heeres  und  ist 
auch  nach  dieser  Richtung  hin  von  höchster 
Bedeutung. 

In  politiBcher  Hinsicht  ist  er  durch  seine 
SesahatUgkeit  und  Anhänglichkeit  an  die 
Scholle  die  Grundlage  eines  gedeihlichen 
Ifindüchen  Gemeindewesens  und  ist  als 
Hittel^ed  zwischen  dem  Groesgrondbe- 
sitzer  und  dem  einfachen  Arbeiter  in 
gtflsBeren  Distrikten  wichtig.  Der  Bauern- 
stand ist  zu  allen  Zeiten  das  konservativste 
EUement  des  Staates  gewesen,  der  mit  Be- 
batrlichkeit  am  Alten  hängt  und  für  dae- 
adbe  mit  der  grOssten  Energie  eintritt  Die 
"Wardignng  dee  Besitzes,  die  Liebe  zur 
Heimat  macht  ihn  zum  natürlichen  Gegner 
stftdtiacfaer  Sevolutionsideen  und  zum  fegten 
Dwnm  e^en  sozialdemokratische  Bestrebun- 
gen. 3Laa  hat  ihn  deshalb  nicht  mit  ün- 
raclit  als  die  festeste  Säule  eines  jeden 
gesnoden  Staatswesens  bezeichnet,  und  bei 
dem  rapiden  Anwachsen  der  grossen  Städte 
irird  <ne  Wichtigkeit  des  Bauernstandes 
«ine  immer  ^^tasere.  Abgewäiffächt  wird 
4er  gflnstige  fenflnmi  wesentlich,  wenn  der 
Bauer  nickt  mehr  Eägentümer,  aondem  nnr 
K(Ater  des  von  ihm  bewirtschafteten  Gnmd 
■ad  Bodfflis  ist,  wie  das  im  britiachen  Reiche 
d^  Fall  ist  Deber  die  Ausdehnung  der 
Pacht  in  Deotsäiland  imd  anderen  Indern 
■.  «nten  nib  7  (Statistik). 


Freilich  zeigt  der  Bauernstand  oft  wenig 
Verständnis  für  die  Entwickelung  der  Zeit 
und  fttr  notwendige  Neuerungen.  Viel  Sinn 
für  EuQst  tmd  Wissenschaft  ist  bei  ihm  nicht 
zu  erwarten.  Die  Herrschaft  des  Bauern 
winl  deshalb  sein  Bedenklidies  haben,  wie 
man  g^enwärtig  besonders  bei  der  däni- 
schen Volks  Vertretung  und  vielfach  in  ein- 
zelnen Kantonen  der  Schweiz  und  in  Nor- 
wegen beobachten  kann. 

Die  wirtschafthche  Bedeutung  des  Bau- 
ernstandes und  der  Bauerngüter  ist  na- 
tuTgemäss  je  nach  der  Eiutuistufe  des 
Landes  eine  ausserordentlich  ungleiche. 

3.  Der  Bauer  j^egenäber  dem  Gnts- 
besitzer.  Die  alte  Annahme,  dass  die 
kleineren  Grundstücke  wohl  geringeren 
Gein-,  aber  höheren  Rohertrag  abwerfen  als 
die  grösseren,  ist  heutigen  Tages  unter  un- 
seren Verhältnissen  siclier  nicht  allgemein 
zutreffend,  sondern  höchstens  dort,  wo  die 
Intelligenz  und  Wirtschaftsmethode  die 
gleiche  ist  In  den  Gegenden  Deutschlands, 
wo  die  grossen  Güter  neben  den  bäuerlichen 
in  grosserer  Zahl  vorhanden  sind  und  in- 
tensiver Betrieb  herrscht,  ist  der  Bauer 
aber  in  dieser  Hinsicht  bedeutend  zurück- 
geblieben, so  dass  auch  der  Rohertrag  auf 
grösseren  Gütern  im  Durchschnitt  ein  grösse- 
ler  zu  sein  pflegt. 

Ueberall,  wo  persönliche  Fürsorge  von 
besonderer  Bedeutung  ist,  dagegen  bedeu- 
tendere Mittel  und  Intelligenz  nicht  zur 
Geltung  kommen  kOnnen,  wo  es  gilt,  den 
teueren  Grund  und  Boden  mit  besonderer 
Sorgfalt  intensiv  auszunutzen  oder  auf  einem 
leichteren  in  hergebrachter  Weise  einen 
mittleren  Viehstapel  zu  verwerten,  wird 
sich  der  Bauer  dem  Gutsbesitzer  flberl^ea 
zeigen. 

Der  bäuerhche  Betrieb  eignet  sich  nach 
allem  besonders  für  die  Viehzucht,  wo  die- 
selbe nicht  besondere  Ansprüche  an  Intelli- 
genz und  Geldmittel  macht,  vo  es  üch 
nicht  um  edleres  Zuchtmaterial  handelt. 
Die  weltberühmte  Pferdezucht  in  Ostpreussen 
ruht  hauptsächlich  in  der  Hand  des  Bauern, 
aber  die  edelsten  Tiere  werden  in  den  Mar- 
ställen  des  Staates  und  der  grossen  Grund- 
heiren  gezo^n.  Ebenso  ist  es  in  England 
der  Fall.  Die  Hauptrindviehzucht  findet  in 
Preussen  auf  den  Bauerngütern  statt,  die 
Veredelung  der  Zucht  geht  aber  von  den 
Qutsbesitzeni  aus.  Weniger  ist  dies  zn 
sagen  von  der  Schafzucht,  die  vorwiegend 
der  grösseren  Landwirtschaft  zufällt.  Be^ 
Bond^  wo  es  darauf  ankommt,  edlere 
Wolle  oder  viel  Fleisch  zu  erzielen,  präva* 
liert  der  grOesere  Beeätzer  unbedingt.  Dia 
Schweinezucht  nimmt  besonders  mit  der 
Kleinheit  der  Grundstücke  zu,  das  fmnste 
Fleisch  wird  aber  auf  den  Qfitem  er- 
zielt .    . 
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Die  üeberiegenhät  des  Bauern  zeigt 
aich  bei  dem  Bau  des  gewöhnlichen  Ge- 
müses, der  Obstkultur,  dann  bei  der  Öe- 
flOgelzncht,  bei  einigen  HandelsgewäcfaBen, 
wi&  namenüicb  dem  Tabaksbau.  Er  steht 
im  Nachteil  auch  hier,  wo  es  sich  um 
edlere  Gewächse  handelt,  dann  wo  die  Ver- 
wertung iu  kleineren  Farüeen  auf  besondere 
Schwierigkeiten  stösBt.  Das  ist  bei  der 
SamenkuTtur,  das  ist  auf  der  luidereD  Seite 
der  Fall  bei  den  tierischen  Produkten, 
Üeisch,  Milch,  ESse  eta,  solange  die  Bauern 
sich  nicht  zu  AssociatioDen  zur  gemeinsamen 
Verarbeitung  und  Verkauf  demselben  ver- 
einigen. Wo  die  Zeitverhaltnisse  wesent- 
liche Aenderungen  im  WirtBchaftssystem 
verlangen,  wo  es  gilt,  neue  Errungenschaf- 
ten der  Wissenschaft  und  Erfahrungen  des 
Auslandes  zu  benutzen  oder  gOnatige  Eon- 
junkturen  wahrzunehmen  und  Edleres  zu 
schaffen,  um  höheren  Ansprachen  der  Kon- 
sumenten zu  genügen,  da  zieht  der  Banern- 
stand  den  kürzeren. 

In  allen  Zeiten  rapider  Eutwickelung 
liegt  deshalb  die  Gefahr  vor,  dass  der  Bauer 
von  dem  grösseren  Nachbar  ausgekauft 
wird.  In  frühereu  Zeiten  erieiditerte  ein 
hoher  Arbeitslohn  ihm  die  Konkurrenz,  weil 
er  selbst  mit  seinen  Angehörigen  mitar- 
beitend fremder  Hilfe  verhftltnismäsBig  we- 
niger bedarf.  In  der  neueren  Zeit  ist  das 
in  dem  Masse  nicht  mehr  der  Eall,  weil 
der  Gutsbesitzer  mehr  Ersatz  durch  Ma- 
eohiuen  findet  und  durch  bessere  Arbeits- 
teilung und  sonstige  Organisation  der  Arbeit 
die  menschlichen  Krftfte  besser  ausnutzen 
kann.  Je  mehr  das  Ehigefahl  der  arbeiten- 
den Klasse  entwickelt  istj  je  weniger  Auf- 
sicht dieselbe  bedarf,  um  ihi«  Schuldigkeit 
zu  thun,  um  so  weniger  fällt  die  Mit^beit 
des  Unternehmers  und  die  damit  verbundene 
beständige  Kontrolle  ins  Gewicht.  Das 
Sanemgut  beansprucht  mehr  Kapital  fOr 
die  Gebäude  im  Verhältnis  zur  Fläche,  be- 
sonders in  Gegenden  mit  rauherem  Klima. 
Je  höher  die  Baukosten  und  je  höher  der 
Zins  ist,  um  so  b«Jeutender  wird  dieser 
Nachteil,  der  Oberhaupt  die  Neuschaffung 
von  Bauemstellen  aus  grossen  Gütern  we- 
sentlich erschwert 

In  Zeiten  ungünstiger  Konjunkturen  bat 
der  Bauer  wiederholt  eine  grössere  Wider- 
standskraft bewiesen  als  der  Gutsbesitzer, 
weil  er  in  der  Lage  ist,  sich  in  höherem  Masse 
einzuschränken  als  jener  mit  seinen  grösse- 
ren Lebensansprüchen.  Und  da  er  einen 
geringeren  Prozentsatz  seiner  Emt«  verkauft 
und  übeiiiaupt  mehr  Naturalwirtschaft  treibt, 
ist  er  unabhängiger  von  den  Preisen,  was 
ihm  gerade  in  der  neueren  Zeit  zu  gut« 
gekommen  ist.  In  Deutschland  kommt  hinzu, 
dasB  er  weniger  verschuldet  ist,  und  deshalb 
zeigte  er  mm  der  Knsis  mehr  gewachsen. 


4.  Der  blnerliche  gegenöbeF  dem 
landwirtschaitlicheD  Zwergbetriebe.  Das 

Bauerngut  hat  aber  noch  cUe  Konkurrenz 
aufzunehmen  mit  der  Parzellenwirtschaft, 
und  diese  ist  ihm  vielfach  noch  verhängnis- 
voller geworden. 

Je  höher  die  Preise  des  Grund  und 
Bodens  infolge  der  Kulturentwickelung 
steigen,  um  so  mehr  liegt  bei  sonst  gleich 
gebliebene  a  Verhältnissen  das  Bestreben 
vor,  die  Grundstücke  zu  verkleinem.  UDi 
die  Flächo  mit  Hilfe  von  mdir  Arbeit  und 
Kapital  in  hOherem  Masse  auszunutzen, 
event  mit  dem  Spaten.  Dies  kommt  auf 
der  einen  Seite  dem  Bauern  zu  gut«  durch 
Abzweigung  entfernt  gelegener  Grundstücke 
des  Gutsbesitzes.  Dies  wirkt  zugleich  aber> 
darauf  hin,  dass  Bauerngüter  zerschk^n 
werden,  um  bei  wachsender  BevSikenmg 
einer  wachsenden  Nachfrage  zu  genügen. 

Die  Preise  der  kleineren  Grundstücke 
sind  stets  erheblich  höher  als  die  der 
grösseren,  weil  eine  weit  grössere  Zahl 
zahlungB&lhiger  Käufer  dafür  vorhanden 
ist,  denen  es  auf  eine  angemessene  Ver- 
zinsung des  Anlagekapitals  oder  auf  mit- 
sprechenden Lohn  für  die  aufgewendete 
Arbeit  nicht  ankommt,  sondern  die  vlelfacäi 
nur  eine  Gelegenheit  zur  Nebenbeschäftigung 
suchen.  So  verwandeln  sich  Gespannbaueni 
in  Kleinbauern,  Kleinbauern  in  Parzellen- 
wirte. In  EnglMid  schätzte  A.  Toungl771 
im  nördlichen  England  die  mittlere  Grösse 
der  Pachtung  auf  114,  im  Östlichen  auf  139. 
Sinclair  meinte  1621,  dass  mit  80  ha  schon 
die  grossen  Güter  anfingen,  während  Mac- 
culloch  den  Durchschnitt  der  Pachtungen  in 
England  mit  65  ha  annahm  (Boscher  TL, 
S.  170).  Auch  iu  Belgien  läset  sidi  die 
Verkleinerung  der  Güter  in  den  letzten  30 
Jahren  nachweisen.  In  Preussen  hat  die 
Zahl  der  Gespannbauem  iu  den  Ostliclieu 
Provinzen  abgenommen,  und  überall  würde 
sich  in  den  letzten  Decennien  eine  bedeu- 
tendere Abnahme  der  Zahl  der  Bauera- 
stellen  kundgeben,  wenn  nicht  durch  Zer- 
schlagung der  grösseren  imd  Neubildung 
der  kleineren  ein  Ausgleich  herbeigeführt 
wäre. 

Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  dass 
unter  ganz  bestimmten  Verhältnissen  .die. 
Vorteile  des  bäuerlichen  Betriebes  in  den 
Vordergrund  treten,  unter  anderen  dagegen 
wieder  zurüi^lxeten.  Das  letztere  war  ia 
den  ei'sten  75  Jahren  dieses  Jahrhunderts  der 
Fall.  WÜirend  am  Rhein  und  einigen 
Teilen  Süddeutschlands  infolge  der  grossei» 
Intensität  des  Betriebes  der  Bauernstand 
einer  grösseren  Parzellierung  verfiel,  wurde 
er  im  Osten  mehr  von  den  grossen  Gutem 
aufgesc^n,  weil  bei  der  rapiden  Entwidte- 
liing  der  Landwirtschaft,  dem  Umsichgreifen 
der  landwirtschaftlichen  Industrie  and  der 
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soEgedehnten  UaschiiienanveudnngderBauer 
im  Ertrt^  ziirilckblieb.  In  dem  letzten 
ViKteljahrhiuidert  hat  sicli  das  Bktt,  wenn 
anck  langsam,  zu  wenden  begonnen.  Der 
Baaer  macht  Fortschritte  und  sieht  ein,  dasa  es 
mit  dem  alten  Schlendriaa  nicht  geht  Das 
ÄBBodationsveaen  greift  mehr  und  mehr  um 
aichj  welches  ihm  viele  Vorzüge  des  Grosa- 
betnebes  vetschaffen  kann.  Auf  der  ande- 
ren  Seite  ist  der  grosse  Wirtschaftskomplex 
nur  aufrecht  zu  erhalten  in  Verbindong  mit 
landwirtschaftlicher  InduBtrie,  während  sonst 
b^  Verteuerung  der  Arbeitskräfte,  der  Preis- 
emiedrignng  der  Feldprodukte  die  Kultur 
TMD  Hofe  entfernter  gelegener  Aecker  sich 
nicht  mehr  bezahlt  macht,  so  dass  das  Zu- 
kaufen bäuerlicher  Grandstflcke  mehr  tmd 
mehr  aufhCit,  sich  dagegen  die  Notwendig- 
keit hentuBstellt ,  die  größeren  Güter  zu 
verkleinem,  sei  es  durch  Verkauf  abgelege- 
ner Stücke  oder  durch  ^nzHche  Zerschla- 
gung, wie  das  die  Statistik  Deutschlands 
von  1882  und  1895  (S.  d.  folg.  Statistik) 
deuthch  ergiebt  (S.  Verhandlungen  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  in  Frankfurt  1883. 
Leipzig,  Dunker  &  Humblot.)  Im  Gegensatz 
EU  der  Auffassung  Kautsky's  (Agr^frage, 
Stuttgart  1899)  ist  zu  sagen,  dass  mit 
£ntwickelung  der  Kultur  und  der 
Zunahme  der  Dichtigkeit  der  Be- 
Tölkerung  die  Ueberlegenheit  des 
kleineren  landwirtschaftlichen  Be- 
triebes über  den  grSsseren  immer 
mehrhervortritt,  wo  nicht  exceptionelle 
Verhältnisse  vorli^en. 

5.  Die  Gefahr  der  VemichtnnK  des 
Banemstaiides.  Die  Entvickeiung  des 
Bauernstandes  in  der  neuereu  Zeit  Ifisst 
och  statistisch  leider  nicht  genauer  ver- 
folgen. 

In  Eaglaiid  weiss  man,  dass  in  der  2. 
HUfte  des  vtnigen  Jahrhunderts  der  selb- 
EtSndige  BauerTistand  immer  mehr  und 
mehr  verschwand,  weil  die  grossen  Kapi- 
talisten den  Grund  und  Boden  aufkauften, 
nm  mit  demselben  höhere  politische  Recht« 
nt  erwerben.  Blr  wurde  in  der  Hand  der 
Kfiufer  eriialten  durch  die  gesetzliche  Be- 
gfinstigimg  eines  einzelnen  I^ben,  hohe  Ab- 
gaben auf  jeden  Verkauf  nnd  die  über- 
mSsHige  Steigranng  des  Omndwertes,  welche 
ane  angentessene  Verzinsung  des  in  Grund 
and  Bouen  angelegten  Kamtals  nicht  zu- 
liesB.  Dabei  sind  aber  die  Wirtechaftskom- 
plexe  oder  Betriebe  (farms)  in  angemesse- 
aer  groesbäuerlicher  Ausdehnung  erhalten. 
1b  ftankreicb  hat  nach  allen  Berichten 
efaia  ranebmende  Parzelherung  stattgefun- 
den, ohne  darum  die  bfiuerhchen  Güter  im 
Oebomass  zu  veidifingen. 

In  dem  alten  Prenssen,  exkl.  der  Rhein- 
raovinz,  ist  die  Zahl  der  spannffthigen 
BaneniCrDter   von   1810—1869   von  351607 


auf  344737  zurückgegangen,  also  um  6870» 

d.  s.  1,95  "/o,  die  betreffende  FUche  von  34,4 
MjU.  Molken  auf  33,5  Mill.,  genau  um 
927  298  Moi^D,  d.  8.  um  2,46  "/o.  Da  zur 
Beiben  Zeit,  wie  Nasse  mit  Becht  hervoi^ 
hebt ,  durch  die  Qemeinheitst eilung  dem 
bäuerlichen  Besitz  Flachen  zugeflossen  sind, 
so  steigert  sich  der  Prozentsatz  der  wirk- 
lichen Abnalmie  noch  um  einige  Prozent. 
Dieser  Verlust  ist  zum  grössten  Teil  dem 
grösseren  Besitze  zu  gute  gekommen  (s.  Mi- 
askowski,  Das  Erbrecht  und  die  Grund- 
eigen  tumsveiteilimg  im  Deutschen  Beiche, 
Leipzig  1882,  I,  8.  148  ff.).  Am  stärk- 
sten war  die  Eünbusse  an  spannfähigen 
bäuerlichen  Anwesen  in  Pommern,  7^7 "/o, 
und  Sachsen,  5,32  "/o,  wähi-end  sie  in  West- 
falen sich  der  Zahl  nach  fast  gar  nicht 
verändert  hatte,  der  Fläche  nach  aber  von 
1816 — 59     nicht    unbedeutend    gewachsen 

Dem  gi-össerea  statistischen  Werke  des 
pi-euseischen  statistischen  Bureaus  Nr.  103 
»Orundeigentiun  und  Gebäude  im  preusä- 
schen  Staate  auf  Qnmd  der  Materianen  der 
GebSudeateuerreviaion  vom  Jahre  1878<  ent- 
nehmen wir  das  folgende:  An  ländlichen 
Privatbesitzungen  im  preuBsischen  Staate 
alten  Bestandes  ergaben  sich  in  den  beiden 
Jahren  1868  und  1S78  filr  die  verschiedenen 
GrOssenkategorieen  folgende  Zahlen: 

Die  ländlichen  ftivatbesitzuagen  von 
1858  und  1878  im  preussischen  Staate  alten 
Bestandes  nach  den  entsprechenden  Grossen- 


7  11«U. 

Weat- 

B«it£- 

Prov. 
PreuB- 

Bheta- 

ÜbeXlm 

hebniig 

luid 

SCosM 

BiB  5  Morgen  1858 

283103 

590223 

873  3^5 

Bis  1,26  ha      1878 

194596 

.45896 

34049a 

Von  6  bis  30 

Morgen          1868 

270777 

»51  »57 

52a  034 

Von  1,26  bis 
7,6  ha           1878 

»99  711 

177644 

477  355 

Von  30  bU  300 

Moreeu          1858 

Von  7>  bis 

271  a6i 

35980a 

631063 

76  ha            1878 

278432 

368426 

646858 

Von  300  bis  800 

Morgen         1858 

II  179 

2897 

14076 

Von76— 160ha  1878 

1199* 

aaas 

14227 

Ueber  600Mrg.  1858 

15337 

ao84 

17421 

Ueber  160  ha  1S78 

14056 

161 

14117 

Die  Zahlen .  für  das  Jahr  1858  entstam- 
men der  preussischen  Gewerbetabelle,  wel- 
che die  land-  imd  forstwirtschaftlich  nutz- 
baren Grundstücke  des  flachen  lindes  ent- 
hält Die  Zahlung  von  1878  umfasst  da- 
gegen nur  die  ländlichen  Privatbesitzungen, 
wache  man  versucht  hat  dtvch  Inteipolatioo 
zu  ergänzen,  um  sie  mit  den  Zahlen  von 
1858  vergleichbar  zu  machen,  wodurch,  wie 
es  in  der  Schrift  selbst  heisst,  die  Q^;w^ 
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fiberstellung  nicht  ganz  ein  wand  Erei  ist 
Dies  bezieht  sich  aber  haiiptsAchlich  auf 
die  kleinen  Grundstücke  und  besonders  auf 
die  westlichen  Provinzen,  bedeutsam  scheint 
es  uns  hiemach,  dass  in  den  östlichen  Pro- 
vinzen gemde  der  bäuerliche  Besitz  von  5 
bis  300  Moi^n  reap.  von  1,25  bis  75  ha 
nicht  nur  nicht  ab-,  sondern  sogar  zuge- 
nommen hat,  TOS  542038  auf  578143,  so 
dass  ein  Zuwachs  um  36 105  zu  Terzeichnen 
ist,  d,  i.  in  20  Jahren  um  fast  7  "Id,  auch 
die  Besitzungen  von  75  bis  150  ha  haben 
sich  etwas  vermehrt,  w&hrend  dagegen  die 
von  mehr  als  50  ha  sich  um  1281  veraain- 
dert  haben:  d.  i,  in  20  Jahren  um  8"/o. 
Wir  möchten  diesen  Angaben,  welche  sich 
auf  bestimmte  Grösscnverhältoisse  beziehen, 
mehr  Gewicht  beilegen  als  jenen,  die  von 
den  spannfälligen  Nahrungen  ausgehen, 
weil  dieser  Begriff  ein  mehr  oder  weniger 
willkOrKcher  ist,  der  40  Jahre  stdter  natur- 
gemSss  anders  aufgefasst  wurde.  Wir  be- 
merken noch,  dass  auch  die  grosseren 
bftuerlidien  Höfe  von  7,5  bis  75  ha  in  den 
7  östlichen  Provinzen  um  7000  zugenommen 
haben ;  eine  Verringerung  ist  zu  beobachten 
in  Ostpreussen  und  Posen,  während  in 
Sdilesien  eine  eihebliche  Zunahme  statt- 
fand, dann  in  Pommern  um  g^en  S"/«,  iin- 
bedentender  in  den  übrigen  östlichen  Pro- 
vinzen. Auch  in  Westfalen  hat  nur  bei 
den  kleinen  Gehöften  eine  in  Betracht  kom- 
mende Verringerung  stattgefunden,  bei  den 
grösseren  lag  ein  Stillstand  vor. 

Die  später  folgende  Statistik  ergiebt 
ausserdem  zur  Genüge,  dass,  abgesehen  von 
Pommern  und  MecHenburg,  noch  Überall 
in  Preussen  und  Deutschland  ein  ausreichen- 
der Bauernstand  vorhanden  ist,  mid  in  der 
neuesten  Zeit  die  entschiedene  Tendenz  zu 
einer  Vermehrui^  zu  Tage  tritt.  Wenn  auch 
somit  gegenwärtig  nicht  in  Deutschland,  so 
ist  an  und  für  sich  die  Gefahr  einer  Ab- 
nahme desselben  nicht  abzuleugnen,  wo  die 
Konjunkturen  ihm  nicht  günshg  sind,  und 
die  Pflicht  eines  jeden  Staates  ist  es,  die 
Vei^demngen  im  ländlichen  Besitzstande 
genau  zu  verfolgen,  da  der  Bauernstand, 
wie  oben  gezeigt,  ein  unentbehrliches  Ele- 
ment im  Staatsoi^nismus  ist 

Der  Bauernstand  ist  gefährdet  noch 
obigem  durch  den  Grossgrundbesitzer,  der 
sich  angemessen  arrondieren  will,  oder  durch 
den  Kapitalisten,  der  sich  ein  grösseres 
Gut  zusammen  zu  kaufen  strebt.  Besonders 
zur  Zeit  ungünstiger  Konjunkturen  wo  der 
Bauer  sich  in  Verlegenheit  befindet,  ver- 
liert er  durch  diese  leicht  an  Terrain. 
Bessern  sich  die  Zeiten,  so  ist  es  für  ihn 
schwierig,  dasselbe  zurück  zu  gewinnen,  da 
zur  NeugrflnduDg   von  fiauemstellen   eine 


entsprechend  ans  dem  Ertrage  des  lAuer- 
lichen  Betriebes  zu  verzinsen  ist.  Dies  ist 
der  Grund,  weshalb  die  FarzeUiemng 
grösserer  Güter,  namentlich  preussischer 
Domänen,  in  früheren  Decennien  keinen 
günstigen  Erfolg  hatte.  Aus  demsdbea 
Gntnde  ist  es  auch  schwierig,  aus  Parzellea 
einen  Bauernhof  zusammen  zu  kaufen.  Daza 
kommt,  dass  der  Grund  und  Boden  in  Pai^ 
Zellen,  wie  oben  ausgeführt,  verhältnis- 
mässig am  teuciBten  ist  Eine  eingetretene 
Farzculiemng  kann  daher  nur  sehr  langsam 
und  mit  erheblichen  Opfern,  also  nur  böi 
besonders  günst^^n  Konjunkturen  rück- 
gängig gemacht  werden.  Jede  Steigerung 
der  Bevölkerung,  jede  Ausbreitung  von 
Städten  und  S'abrikorten  wird  VeranlaSBung 
zur  ParzelUerung  geben,  die  noch  oft  von  ge- 
werbsmässigen Gutsschlächtern  in  die  Hajid 
Smommen  und  in  übertriebenem  Masse  zur 
urchführung  gebracht  wird. 
Ueberall  und  zu  allen  Zeiten,  wo  der 
Bauer  sich  in  pekuniär  gedrückter  Lage 
befindet,  werden  obige  Ge&hren  für  ihn  in 
erhöhtem  Masse  atmreten.  Das  wird  vor 
allem  bei  hoher  Verschuldung,  besonders 
bei  Kündbarkeit  der  Darlehen  und  bei  Ver^ 
breitung  des  Wuchers  der  Fall  sein.  Wie 
der  Wucher  sich  als  erfolgreichster  Feind 
des  Bauemstwides  ergeben  hat  ist  am  klar- 
sten durch  die  unten  angegebenen  Enqueten 


Alle  zuletzt  angegebenen  Momente  wer- 
den unterstützt  durch  das  Frinup  der 
gleichen  Erbteiluug  welches  besonders  seit 
der  französischen  Revolution  immer  allge- 
meiner zur  Geltung  gekommen  ist 

Bei  dem  in  der  Regel  grossen  Kinder- 
reichtum der  Bauern  bleibt  im  Erbfall  unter 
diesen  Umständen  nur  die  Wahl  1.  der 
Z^Tleilung  des  Grundstücks,  was  z.  B.  in 
Baden  und  in  einzelnen  Teilen  Thüringens 
etc.  Brauch  ist,  wodurch  eine  übermässige 
Budenzersplitt«ning  angebahnt  wird,  oder 
2.  die  üeberlastung  mit  Schulden  für  den 
Uebernehmer,  oder  3.  der  Verkauf.  Das 
letztere  Voi^hen  und  damit  der  häufige 
Wechsel  des  Besitzers  muss  naturgemftsa 
dem  Bauernstände  ein  Hauptmoment  seiner 
Bedeutung  rauben;  die  Anhänglichkeit  aa 
die  Scholle  und  an  die  Gemeinde  wird  Va- 
loren gehen,  ebenso  das  Bewnsstsein  des 
Wirtschaftenden  nicht  nur  für  sich,  sondeon 
insbesondere  auch  für  seine  Nachkommen 
zu  arbeiten,  die  dort  emt«n  sollen,  wo  er 
gesäet  bat.  Der  Dsus  der  hypothekarischen 
Verschuldung  behufs  Abfindung  der  Hit- 
erben hat  bisher  besonders  den  Grossgrand- 
besitz  gefährdet  und  ihm  seine  Solidität 
genommen,  es  steht  zu  befürchten,  dasa  der-  - 
selbe  Brauch  mehr  und  mehr  auch  dem 
Bauernstände  verhängnisvoll  wird. 

6.  Haasregeln    mr  Erhaltung    des 
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Die  Bitenntnis  der  oben 
angegebeoeQ  Thatsache  bat  in  Preiiseen  zu 
O^tenmassre^n  geführt;  insbesondere  zu 
einer  Erweitening  des  Änerbearechtg  {s.  d. 
Art  oben  Bd.  I  S.  328  ff.l,  um  dem  Ceber- 
nehmer  des  Gutes  bei  dem  Fehlen  eines 
Testamentes  einen  Vorzug  bei  der  Erbteilung 
zu  verschaffen. 

Es  ist  dies  unzweifelhaft  das  müdeste 
und  sehr  empfehlenswerte  direkte  Mittel, 
den  Banemstand  zu  erhalten.  Doch  machen 
die  Bauern,  wo  nicht  die  Sitte  dasselbe  be- 
g4biBtigt,'  HOT  ur^enflgend  davon  Gebrauch. 
Hiaakovski  a.  a.  0.  erstrebt  die  Beseitigung 
des  PflichtteUs  im  ErbfaUe,  um  dem  Erb- 
laeeer  freie  Hand  zu  lassen,  einen  Erben 
im  weitesten  Hasse  zu  bevorzugen.  Doch 
ist  das  dem  Zeit^eiste  durchaus  zuwider. 
Der  Bauer  macht  in  den  meisten  Gegenden 
sehr  ungern  ein  Testament.  Gerade  für  den 
mittleren  und  kleineren  Grundbesitz  wflrde 
von  dem  Rechte  nur  selten  angeraessener 
Gebrauch  gemacht  werden.  Bedeutsam 
wSre  dagegen  schon,  wenn  bei  Erbteilungen 
an  Grund  und  Boden  statt  des  Kauf  wertes 
allein  der  Ertragswert  zur  Bertlcksichti- 
gnngund  dasRentenprincip  zurÄnwen- 
anng  käme. 

Eine  zweite  Uassregel,  die  von 
SchBffle  und  fjorenz  von  Stein  befflr^ 
wortet  wuide,  Iflge  in  der  Erechwening  der 
Schuldaufnahme  reep.  in  dem  Verbot  der 
hypothekarischen  Verpfändung  eines  Gnmd- 
St&cks  für  restieronde  Kauf-  und  Erbgelder. 
Indessen  steht  zu  bezweifeln .  dass  der 
Baner  in  unserer  Zeit  ohne  Nachteil  den 
flypothekarkredit  in  dieser  Weise  entbehren 
kann,  und  bei  dem  wachsenden  Steigen  des 
Grundwertes  ein  grosserer  imverschuldeter 
Besitz  mit  bäuerhchem  Charakter  sich  be- 
wahren lOsst.  Die  Folge  wflrde  sein,  dass 
der  Bauer  immer  allgemeiner  aus  einem 
Besitzer  zum  P&aht«r  würde,  womit  ihm 
tön  grosser  Teil  seiner  Bedeutung  genommen 
wäre.  Darauf  geht  drittens  direkt  das 
Streben  nach  Verstaatlichung  des  Grundbe- 
stzes  hinaus,  welches  nicht  nur  in  Amerika 
(Henry  George)  und  in  England,  sondern 
auch  in  Dentscliland  (Stamm,  FIflischeim, 
V.  Helldorff-Baumersroda)  Vertreter  gefun- 
den hat. 

ScUieBsUch  käme  in  Betracht  die  Qe- 
echloBSenerklärung  derjenigen  Zahl  von 
BanemBt«llen,  die  man  für  wünschenswert 
hält,  —  eine  Massre^l,  die  in  der  Gegenwart 
unzweifelhaft  nur  im  ftiissersten  Notfalle 
anamten  wftie,  früher  aber  in  den  H5fe- 
gUtem  sehr  ausgedehnt  bestenden  hat 
Bei  rapider  Verminderung  der  Bauem- 
BteOen,  besonders  durch  Aufsaugung 
durdk  den  gTDeseren  Grundbesitz,  kann 
der  Staat  aber  wohl  berechtigt  und 
BOgar  veipflichtet  sein,  hierzu   zu  greifen. 


Vor  allem  aber  ist  erforderlich,  dass  der 
Staat  genau  statistisch  die  Vcrändemugen 
in  den  Grössenverhältnissen  <ler  Güter  ver- 
folgtj  um  fortdauerad  ein  Urteil  zu  haben, 
ob  eine  Gefahr  vorliegt  oder  nicht  Und  in 
dieser  Beziehung  haben  die  Regierungen 
erst  in  neuester  Zeit  ilu-c  naheliegendste 
Pflicht  erfüllt. 

In  den  Ländern,  wo  der  Staat  noch 
einen  ausgedehnten  Domanialbesitz  in  Händen 
hat,  wie  z.  B.  in  PreuBsen,  liegt  es  nahe, 
denselben  zu  benutzen,  um  die  Verteilung 
der  GrGfisenverhältnisse  angemessen  zu 
unterstützen.  Mehrfach  ist  auch  in  Preussen 
der  Versuch  mit  Parzellierung  grosserer 
Domfinen  gemacht,  doch  bisher  mdit  mit 
wesentlichem  Erfolg.  Weitergehend  hat 
die  preussische  Regierung  t>cgonnen,  in  deu 
polnischen  Gegenden  l'osens  imd  West- 
preuiisen»  Gflter  aufzukaufen  und  sie  in 
grösseren  und  kleineren  Bauerngütern  an 
deutsche  Kolonisten  wieder  abzngeben. 
(S.  Art.  Anaiedelungsges-preuss.  oben 
Bd.  I  S.  376ff.) 

Ergänzende  Massregehi  bdden  gesetz- 
liche Bestimmungen  gegen  die  Güter- 
schlächterei  (s.  dort),  ges.  Erleichterung 
der    Abzweigung    von    Besitzstücken    von 

Cseren  Gütern  (in  Preussen  G.  vom  3. 
i  1850  nnd  2i.  Juni  1860).  Hierher 
gehört  auch  die  Wiedereinrichtung  der 
Erbpacht-  und  Hentengüter  ts.  dort) 
und  die  Durchführung  des  von  Roabertus- 
Jagetzow  Vorgeschlagrenen  Hentenprin- 
cips,  d.  h.  die  alleinige  Gestattung  der 
hypothekarischen  Eintragung  einer  Rente 
statt  der  eines  Kapitals,  welches  indes  nnr 
für  den  Erbfall  zu  empfehlen  ist  Dagegen 
ist  die  Verbreitung  der  tandwirtschafwoneu 
Kreditanstalten,  welche  dem  Bauer  unkünd- 
bare hypothekajische  Darlehen  gegen  Amor- 
tisation in  Annuitäten  und  angemesseneu 
Personal kredit  gewährt  und  ihn  damit  dem 
Wucher  entzieht,  ein  unbedingtes  Erfordernis 
zur  Ertialtung  des  Bauernstandes.  Ebenso 
die  Erweiterung  des  Genosseuschaftswesens, 
wodurch  am  besten  der  Bauer  dem  Gross- 
grundbesitzer gegenüber  konkurrenzöhig 
werden  kann.  Das  Hauptmittel  ist  aber 
unzweifelliaft  die  Hebung  der  allgemeinen 
nnd  der  technisclien  Bildimg  des  Bauern 
durch  Aukerbauschiüen ,  Wanderlehrer  und 
Aussteltungen,  um  seine  Leistungs&higkeit' 
dem  des  grösseren  Besitzers  näher  zn  bringen. 
7.  Sta^tJk.  a)  Belgian.  Die  vor- 
treffliche SteÜstik  Beldens  giebt  uns  eine 
Ueberaicht  über  die  Zahl  der  bäuerlichen 
Betriebe  bereite  im  Jahre  1846,  dann  wieder 
1866  und  1880.  Die  betreffenden  Zahlen 
sind  in  der  folgenden  kleinen  Tabelle  zu- 
sammengestellt. 
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Betriebe 

1846 

1866 

1680 

2  ha  u.  darnnter 

3  ha  bia  5  ha 

20  l    „ÖQ  „ 
50  „   und  darüber 

400517 
83384 
69332 
14998 

4  333 

5^7915 

Ml  853 
82646 
15066 

5527 

709566 

109871 

3403 

von  2  ha  bis  ÖO  ha 

512  5S4 
167  70+ 

743007 
209565 

909399 
196403 

In  Prozenten  der  Summa: 


Betriebe 

18« 

1866 

1880 

2  ba  xt.  darunter 
2  „  bis  5  ha 
6    n    „20  „ 

20   ,    ,60   „ 

50   ,    n.  daninter 

66,9 

■4,6 
ia,i 

71,1 
15,1 
i:,i 
2,0 
0,7 

78,0 

% 

',3 
0,4 

von  2  ha  bis  50  ha 

29,3 

28,2 

„,6 

Summa 

loo.o 

100,0 

100,0 

Differenz  zwisclien: 


18i6  nnd  1880 

1866  nnd  1880 

Proz. 
1846 

PlM 

Hiuiu 

Fing 

HinuB 

1866 

1680 

S051 

3gl2 

160 1S4 

1^2 
8  273 
2880 

'3",8 
134,3 
119,3 
100,4 

177,2 
131,9 
107,3 
81,2 

— 

930 

— 

2124 

.28,6 

79,1 

33684s 
28729 

— 

16639* 
1313s 

129,8 
1*4,9 

.58,8 
117,1 

Leider  ist  die  fiachenauBdehnung  nicht 


in  Betracht  gezo^n,  welche  die  einzelnen 
GrCasenkategoiieea  okktipieren ;  wena  maii 
aber  nach  der  Durehschnittagrösse  derselben 
die  OeBamtüHchen  durch  Multiplikation  mit 
der  Zahl  der  Betriebe  berechnet,  welclLea 
onnAhemd  wohl  richtig  Beiu  wird,  so  eriifilt 
man  folgende  Zahlen: 


•/. 


Betriebe  unter  2  ha       mit  455  "«>  h 

„       von    2—  6  ha   „    349  *»  . 

.      5—20  „     „    447800  , 

20-50  n 


von    2— 6Q  hft    „  I  i6o  700  ha    58,6  , 


Oesamt^umma    1983570  „    100,0  „ 

Es  ergiebt  sich  hiernach^  dass  über  die 
Hälfte  der  EläclLe  in  b&uerlichen  Betrieben 
kultiviert  wird,  wahrend  die  grossen  Wirt- 
schaften nur  von  untergeordneter  Bedeutung 
sind. 

Eine  grosse  Bolle  spielt  gerade  in  diesen 
bftuerlitdien  Betrieben  das  Pachtsjjatem.  Im 
ganzen  sind  1 434445  ba  durch  die  Besitzer 
bewirtschaftet,  1 270511  ha,  also  nur  wenig 
unter  der  Hälfte,  dureh  Pächter.  Seit  1866 
hat  sich  dies  VerhÄltnia  etwas  zu  Gunsten 
der  Besitzer  verschoben.  In  diesen  Zahlen 
befindet  sich  aber  noch  das  OehOlz.  Be- 
scdirankt  man  die  Untersuchung  auf  die 
landwirtsohaftLich  benntzte  Ft&die,  so  ver- 
schiebt sich  das  Verhältnis  erheblich  zu 
Ungunsten  des  Betriebes  dei  Besitzer,  niir 
713059  ha  werden  durch  die  Besitzer  selbst 
bewirtschaftet,  1270511  ha  durdi  Pächter. 
Aber  auch  hier  haben  seit  1866  die  Pach- 
tungen nicht  unbedeutend  nämlich  um 
53Ü00  ha  ab-,  der  Betneb  durch  Be- 
sitzer um  70000  ha  zugenommen.  Di& 
Zahl  der  Betriebe  verteilt  sich  hierbei  wie 
folgt: 


BeütEverbältaisse 

Bla2  ha 

S-5ba 

6-20  ha 

20-60  ha 

50ha  nnd 
darüber 

Summa 

Gnudbesitz  ohne  Pacht 
«nmdbeaitE  mit  weniger  ab  die 
EUfte  Pacht 

177  779 
4036s 

20878 
»0414 

isaai 
14092 

»443 
1317 

799 
216 

217  120 
76404 

erundbesiteer 

218114 

41292 

29313 

3760 

1015 

293  5*4 

Pächter  ohne  Gnmdbeaitz 
Pächter  mit  weniger  als   die 
B&lfte  Oraudbesitz 

381  31* 

in  107 

34103 
33846 

23214 
21846 

S«5 

1674 
714 

44SSa« 
1713« 

Pächter 

492419 

67949 

4So6 

8426 

2388 

616872 

Sumina 

710563 

109341 

74373 

I2IS6 

3403 

91039* 
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BsBitzrerhältniBie 


Gmndbedts  ohne  Pacht 
GnutdberitE  mit  weniger  als  die 
Hüfte  Facht 

81,5 
i8,S 

50,5 
A9A 

5«,9 
48.1 

64,3 
3S,7 

79,9 
ao,i 

73,9 
36,1 

30>7 

37.8 

39ri 

30,8 

39,9 

3*.* 

Picht«  ohne  GnindbesiU 
Plchter    mit    wenigei    als    die 

77,4 

33,6 

49,8 

S>,5 
48,5 

62,2 
37,8 

69,8 
30,3 

7»,» 
»7,8 

Pachter  von  der  Summa 

69,3 

62,2 

6o,ö 

69,3 

70,1 

67,8 

Snnuna 

100^ 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

b)  In  Holland  ist  nur  die  Zahl  der 
EelbeUndi^n  Landwirte  nach  den  QrOBsen 
Hirer  Betnebe  in  eine  AnzaU  Kateeorieen 
eii^eteilt.  Ganz  ausser  acht  ist  leider  die 
Zahl  der  Inhaber  von  GrOssen  unt«r  1  ha 
geblieben.  Ausserdem  ist  noch  der  Unter- 
schied ^macht,  ob  die  Betriebe  in  Händen 
Von  Besitzern  oder  Pächtern  sind.  Dagegen 
tehlt  wieder  die  Einteilung  nach  Flächen. 
Das  Material  genagt  daher  leider  nicht,  um 
einen  lieferen  Einolick  in  die  Verhältnisse 
m  thun. 


Die     Gesamtfläche     Holkuds      beträgt 
3295279  ha;  davon  sind 

AckerfUche     .    .    .      860186  ha 
WeideflSche    ...     1  138  933   „ 
Znsammen.    .    .    .    1999118ha 
Hiervon  sind  149600  ha  oder  4,5  »/o  in  Be- 
trieben Ton  1  ha  und  darunter,  1 849  500  ha 
in  Betrieben  von  mehr  denn  1  ha,     In  wie- 
viel Stöcken  das  erstere  zerleg  ist,   wird 
uns    nicht    mitgeteilt      Für    die    grösseren 
Betriebe  erveben  sich  dagegen  für  das  Jahr 
1887  die  folgenden  Zahlen: 


Snmme 
ha 

Eigen- 

tltmer 

ha 

Pachter 

ha 

Von  1—6  ha 

ElgentlPicbt« 

Von  6— 20  ha 

Elftent.  Pächter 

Von  ^100  jj^^  joo  ^ 

ElK6nt,IPäcbter  Eigent.  Pächter 

Snmme 

ElsenLlPSohtu 

1849500 
=»100 

1033600 

55,3% 
(163  75S 

825900 

44,7% 
=  100) 

70039 

59,S%|40,5% 
44,62% 

63913 

6i,3%i38,80(„ 

39,2% 

25590                   213 

5i,3%|48,8%  66,o»/,|34,o% 
15,8%             0,2% 

163  755 

S8,9%[4i,i% 

100,0 

c)  In  Frankreich  sind  die  bäuerlichen 
Verhältnisse  eist  in  der  neuesten  Zeit  mit 
crQGserer  Sicherheit  statistisch  festgestellt. 
In  Deutschland  ist  man  noch  gegenwärtig 
säir  allgemein  der  Ansicht,  dasa  es  einen 
Banerostand  daselbst  Oberhaupt  nicht  gebe, 
weil  der  Boden  viel  zu  sehr  parzelliert  sei 
gegenüber  einer  ^ssen  Eoncentrierung  in 
wenig  Händen.  Die  neueren  Erhebungen 
haben  diese  Auffassung  wideriegt,  indem 
^ie  zeigen,  dass  landwirtschaftliche  Betriebe 
in  aogemessener  GrCsae  daselbst  ebenso 
verbreitet  wie  in  Deutschland  sind  und  da- 


von gleichfalls  der  ^össte  Teil  sich  in  der 
Hand  selbständiger  Besitzer  befindet  Be- 
sonders ist  es  der  Enquete  von  1881/82  zu 
verdanken,  dass  wir  auf  die  Hauptfragen 
eine  klare  und  bestinunte  Antwort  geben 
köonen.  Sie  ist  ergänzt  durch  die  Erhebung 
von  1892,  die  niedergelegt  istinderStatistique 
agricole  de  la  France.  RfeuJtats  g^n^raux 
de  l'enquöte  dooennaile  de  1892.  Introduo 
tion.     Paris  1897. 

Die  Orössenverhältnisse  der  landwirt- 
schaftlichen Betriebe  gestalteten  sich  wie 
folgt: 


Die  Zahl  der  Wirtschaftscomplexe  in  Franlcreich 

1882  1895 

nnto      1ha  2168000    38,13'/,  2,235,405    39,21% 

m      1 — 6        .  1866000^    .    ,  i,S39,2S9\    . 

,        fr-lO      :  769000)*^'**-  ySS^wl«.'«" 


lOOg  Ic 


Bauern^t  und  Bauernstand  (St&ÜBtiach) 


1882 

1896 

von    10-20    ha 

431000                         4^9,407! 

„      20-30      „ 

198000    13,81%           189,664 

«,74*/, 

„      30—40      , 

98000                           9".o47i 

,      40-60      „ 

56«»                           53^431 

,      50—100    . 

57  000                           51,048 

„    1Ü&-200    „ 

21000      a,5i„             M,777 

«.4», 

-    200-300    . 

6000                             6,aa3 

über    800    „ 

2000                      4:»aoJ 

1882               d.— . 

169Ö 

dur^hschB. 
GrORse 

unter  1  ba 

1  083  800  ha           0,50  ha 

a,i9%            I  3*7  300  ha 

0,59  ha 

3,«*/. 

1-10    „ 

11366300  „            4,31    „ 

33,9»  „           11844700  „ 

4,*9  , 

aa,77» 

10—10    „ 

14  845  600  n          «\4i    „ 

a9,93„           14313400  „ 

*o,i3  „ 

»8,99, 

über«    „ 

«»96100  „         156,71    „ 

44,96,           32493400  , 

i6a,ai    „ 

45.56, 

49  591  800  „            8,74   „ 

100  „           49  378  800  „ 

ifiS    n 

'00  „ 

Im  ganzen  weicht  die  Verteilung  der 
Betriebsgr&Bsen  in  Frankreich  nicht  wesent- 
lich TOD  der  DeutgchlandR  ab.  Der  kleine 
Bauer  mit  1 — 10  ha  reprSeenti^  fast  die 
Bälfte  aller  Belbständigen  Landwirte  mit 
33  "/o  der  Fläche.  Der  grOssere  Bauer  mit 
10—40  ha  tritt  mit  aQO/o  der  Flache  hinzu, 
BD  dass  beide  zusammen  Ober  die  Hälfte 
der  Fläche  einnehmen.  Das  Verhältnis 
wtlrde  sich  noch  günstiger  stellen,  wenn 
wie  in  Deutschland  nur  die  land wirtschafte 
lieh  benutzte  Fläche  in  Betracht  ß;ezogen 
wBre.  Seit  1882  hat  der  Bauer  m  alleii 
Eategorieen  an  Zahl  und  Territorium  einge- 
bflsst  aber  nur  unbedeutend,  um  2,b^la. 
Sowohl  der  Parzellen-  wie  der  Grossbetrieb 
haben  sich  daran  bereichert.  Das  ist  die 
entgegengesetzte  Tendenz  wie  in  Deiitsch- 

22,15'»/(.  der  Grundstöcke  ist  für  Geld 
verpachtet  7,18%  in  Halbpacht  ausgegeben. 
Bei  dem  Bauern  ist  die  Pacht  seltener  als 
bei  dem  Grossgnmdbesitz,  wie  dies  allge- 
mein beobachtet  wird.  Der  Oebianch  der 
Verpachtung  nimmt  zu. 

d)  In  England  wird  seit  1886  eine 
eingehende  Betriebsstatistik  veritffentlicht, 
welche  uns  in  erfreulicherweise  Äufsdiluss 
über  die  Verteilung  der  Tersobiedeoen 
GrOBsenkat^orieen  —  mit  Ausnahme  der 
kleinsten  —  giebt  und  in  den  >ÄgricnlturaI 
■■  enthalten  ist,  denen  wir  das  fol- 
üm  die  neuere  Entwicke- 


lun^  zu  verfolgen^   führen    wir  «ne  Tot- 
gleichung  der  Zahlen  pro  1886 — 95  dnirfi, 
80  weit  mch  dies  thun  lAssL 
Zahl    der  landwirtschaftlichen   Bebriebe  ia 
Grossbritannieu 


1—5 

_ 

_ 

117968 

_ 

33,68 

5—20 

2-8 

148  S06 

149  S18 

38,60 

20-60 

8-20 

84149 

8S661 

■tT 

•647 

60—100 

20-40 

6471s 

ia>i 

100-300 

79  573 

81  34s 

171 

iS,te 

über  300 

überl20) 

19364 

18787 

475 

3,6« 

FUh^eninhalt  der  Bebridw 


1-6 

_ 

36679» 

6-20 

i  656  837 

1667647 

%', 

20-60 

3  834  5»? 

3864976 

60-100 

13658495 

13  875  914 

4»,59 

Ober  300 

9371091 

_2L37 

33577513     100 

Es  ergiebt  sich,  dass  im  britisdien 
Reiche  der  BauemstaDd  eine  groBSe  Ver- 
breitung hat.  Die  Grösse  von  &— lOOaosB 
=  2 — 40  ha  AUt  ihm  zu,  während  Grund* 
stücke  von  100 — 300  acres  bei  dem  hohen 
Werte  der  äusserst  intensiven  Enltor  schon 
dem  Gutsbesitze  nach  unseren  Begrifien 
zuzuteilen  sind.    Wir  finden  in 


England 
Walea    .    . 
Schottland . 


5—100 
acres 

217  165  mit  6692430  K 
41186    „    1384489 
43  755    n     1340907 


dasn  TOB 
100-800 
acres 
8     603S1  mit  1043413S  acres 
7896    „       1338569      , 
13968    „      3303307       „ 


a  248446SS  acTM 
=  838359     , 
4894466     „ 


In  England  haben  die  Bauern  27  "/o  der 
landwirtschaftlichen  Fläche  inne,  diejenigen, 
wdche  auf  der  üeherganggstufe  zum  Guts- 
betriebe  stehen  aber   42 'Vo.     Sie  sind   es, 


welche  die  Hauptbedeutung  in  der  englisdieii 
Landwirtschaft  haben.  In  Wales  nat  der 
Bauer  allein  46 '^/o  der  Fläche  in  der  Hand, 
die  nächst  höhere  Kategorie   noch  43^«,  so 
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dass  fOr  die  anderen  Eategoriea  nur  noch 
S^/o  Obri^  bleiben.  In  Schottland  sind  die 
VeriiSltniszahlen  27,7  "/o  und  45'>/o.  Das 
VetMltnis  ist  also  dasselbe  'wie  in  England, 
der  Panner  mit  100—300  acres  oder  40  las 
120  ha  hat  fast  die  HOlfte  des  Landes  in 
der  Hand. 

Der  Orossgrundbesitz  mit  mehr  als  1000 
aoes,  d.  e.  Ober  400  ha,  ist  in  Qrossbritan- 
uflQ  noch  603  mal  vertreten  mit  801852 
acxee,  d.  ß.  2,5**/b.  Der  mittlere  Betrieb  ist 
d<Ht  mithin  BtSrker  vorhanden  als  in  Preussen, 
nnd  zwar  ist  es  der  grossere,  wohl  arrondierte 
Ibnner,  der  die  Landwirtschaft  beherrscht. 

Von  den  Orundstflcken  sind  84,5  ^'/o  ge- 
pachtet, 11,3  "In  vom  Besitzer  bewirtschaftet, 
3,8<*/o  sum  Teil  mit  Pachtland  bewirtschaf- 
tet, zum  Teil  mit  eigenem  lAnd,  Das  Ver- 
hsttnis  ist  in  den  verschiedenen  OrßsBeu- 
Uaseen  gleich,  nur  bei  den  grCeseren  Wirt- 
echaften  tlberwi^  das  eigene  Land  und 
die  teilweise  Pacht 

In  GroBsbritannien  kommen  nach  der 
SQÜüung  von  1S86,  welche  die  letzte  in 
dieser  Hinsicht  ist,  auf  1000  acres  Land : 


in  Betrieben 

■s 

f 

£ 

•§ 

if 

von 

s 

a 

äi 

1 

At 

677 

■;» 

1V> 

765 

19s 

^26 

^4 

284 

910 

460 

4Q 

243 

779 

79 

■wa 

l<* 

46 

H 

81 

1094 

26 

ani 

Je  p'Osser  die  Fann,  um  so  weniger 
Vieh  wird  auf  der  Flfiche  gehalten,  nur  die 
Kategorie  von  500—1000  acrea  macht  eine 
Ausnahme  durch  erhöhte  Schafhaltung. 
Die  Viehhaltung  ist  aberhaupt  eine  weit 
stärkere  als  in  Deutschland.  In  der  Kate- 
gorie von  5—300  acrra  =  2 — 120  ha  kom- 
men hier  auf  1000  ha  ca.  1050  ESupter 
Oroesvieh,  in  Dentschland  nur  B26.  Baden 
kommt  dagegen  dem  britischen  Reidie  in 
dieser  Hinädit  nahe. 


e)  In  JOand 

war  die  VerteUung 

des  Omnd  und  Bodens  im  Jahre  1887 

folirende: 

Bis  1 

Ober 
1—6 
»eres 

Über 
6—16 
acres 

Aber 
16—80 
acrea 

ttber 
30-60 
acrea 

Aber 
BO-100 
acre« 

Aber 

100-200 

acres 

Über 
200-600 

«ber 
600 

acres 

Total 

Zahl  der  Betriebe 
In  Frozenten 

1,n 

60834 

•SPf. 

134879 

llX 

% 

22871 

4,i\ 

8317 

■>5% 

iS 

563475 
100,00 

5o  1231  56  6721140  312]  121,0721  67  494]  53  680 
ii,3'>/J  10,6^1  a6,3"/J  «,7%l  ",7"/J  io,i»/. 


2486  I     8981 


.^•/. 


3  325  [533  043 


i,7\   \  0,4     \if 


In  I  r  1  a  n  d  machen  die  bäuerlichen  Qrund- 
stflcke  189G  74,8  "/o  aUer  aus  gegen  75^"/» 
1887.  Dagegen  ist  die  Zahl  und  der  Pro- 
zentsatz der  ganz  kleinen  Grundstücke 
wieder  erheblich  gestiegen.  Ueber  die 
FUchenverteilung  und  das  Pachtverhältnis 
liegen  keine  Angaben  vor. 

f)  In  Oeeterreioh  wie  g)  in  Italien 
sind  nur  die  grossen  Durchschnitte  für  das 
ganze  Land  verOFfenÜicht,  so  dass  sich  ftlr 
die  Verteilung  des  Orund  imd  Bodens  und 
namentlich  des  bäuerlichen  Besitzes  nichts 
daraus  entnehmen  l&ESt. 

FOr  Ungarn  ist  nur  eine  Schätzung 
voriianden.  Die  Oesamtzahl  der  Grundbe- 
sitzer ist  auf  2486265  angegeben  mit  einem 
durchschnittlichen  Besitz  von  12  ha.  Diese  Be- 
ätzer  verteilen  sidi  nach  der  Grösse  wie  folgt : 
OrOsBe:  Zahl  der  Eigentümer 

5-30         Joch  2348610 

30—200  „  118981 

200-1000        „  13748 

1000—10000       ,  4695 

nehr  als  10000       „  331 

2486265 


h)  In  Dänemark  ist  im  Jahre  1873 
eine  Einteilung  der  Betriebe  nach  Tonnen 
Eartkom  aufgestellt,  welche  sich  zwar  mit 
jenen  dei  übrigen  Ünder  nicht  ver^eichen 
lässt,  aber  do<£  von  Interesse  ist  Das  ge- 
wählte Mass  berOcksichti^  sowohl  die 
Quantität  wie  die  Qualität,  indem  geschStzt 
wird,  wieviel  Land  zur  Produktion  einer 
Tonne  Eartkorn  erforderhch  ist  Eine  Tonne 
Land  ist  gleich  0,55  ha  zu  rechnen.  Von  dem 
besten  Boden  sind  5*^/7  Tonnen  lAod  zur 
Lieferung  einer  Tonne  Hartkom  erfordert 
lieh;  von  dem  schlechtesten  Boden  dagegen 
bis  100  Tannen  Land.  Ganz  Dänemark 
umfasst  ländliche  Besitzungen  mit  369161 
Tonnen  Hartkom,  die  sidi,  wie  folgt,  ver- 
teilen: 

Besitzungen  in  Dänemark  exkl.  Bomholm 


To.  Hartkom 

Zahl 

To.  Hartkom 

1—2 

21184 

33373 

67645 

4—8 

3663 

34433 

12  u.  mehr 

2033 

56934 

"lOOglc 
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Bauemwirtechaften  dürften  diejenigen 
von  1 — 8  Tonnen  Hartkom  sein,  also 
68195  mit  232S70  Tonnen  Hartkom,  d.  s. 
63,8  "/o  der  Gesamtheit.  Die  fol^nde  Klasse 
Ton  8 — 12  Tonnen  Hartkom  tritt  event.  mit 
9.5  "/o  hinzu,  bevor  der  Groasgmndbeatz 
beginnt  Der  Bauernstand  ist  in  Dänemark 
mithin  gut  vertreten. 

i)  In  Sohweden  liegen  Angaben  für 
1896  vor  (BidH«  1U  Sveriges  oö.  Stöt 
Tordbruck    och    Boatapskötael,    Stockholm 


7.). 


Zahl  der  Betriebe    Proz. 


imter  2      ha 

48,76 

2-20     „ 

2i6  650 

44,Ko 

20-100   „ 

O.W 

Aber    100  „ 

3211 

o,6s 

in  Pachteski. 

Depntanten 

13,06"/, 

13,53 
30,13 
36,97 


492  473 


Da   die  Flache    d 
nicht  ang^eben  ist,  30  geiirinnt  man  keinen 
tiefem  Ei[n>li(^  in  die  Verhältnisse. 

k)  Norwegen;  daselbst  hat  1896  eine 
Erhebung  stattgefunden,  deren  Ei^bnisse 
in  der  Noi^es  officielle  Statistik  Ko.  344, 
Eristiania  1896  niedergelegt  sind.  Der 
Maesstah  ist  die  Steuereinheit  (Skyldmark 
r=  2000  Mark),  so  dass  nicht  die  Fladie, 
sondern  der  Wert  für  dio  Einteilung  mass- 
gebend ist.    Hiemach  gehören  zu  den 


Parzellen- 
betrieben   0,50  Skjldmark 
Eleinbetr.  0,5—5        n 
Mittelbetr.    5— ao      „ 
Qrosabetr.  20—100    „ 
„  Über  loa 


28538 
94659 
13418 


148854 


»  40.95 
i  42,27 
9  14,48 
I     0,98 


Es  ergiebt  sich  daraus  ein  starkes  Vor- 
wiegen des  Kleinbetriebes,  dem  dann  der 
Mittelbetrieb  zur  Seit«  tritt.  Dage^n  spielt 
der  Grossbetrieb  nur  eine  untei^eordjiete 
Rolle. 

Die  gesamte  katastrierte  TlOche  umfasst 
6848145  Tonnen  Land  =  37,755  Quadrat- 
meilen, so  dass  durchschnittlich  auf  die 
Tonne  Hartkom  18,0  Tonnen  I^nd  hUen 
oder  ca.  10  ha. 

1)  Vereiniste  Staaten  von  ITord* 
amerLka.  Der  OensuB  bietet  seit  1880 
Angaben  Aber  die  CtrCssönverhflltnisse  der 
Betriebe,  so  dass  man  schon  einen  Anhalt 
zur  Beurteilung  der  Entwickelung  gewinnen 
kann,  indem  man  die  Zahlen  von  1880  und 
1890  vei^leicht.  leider  sind  die  Grund- 
stöcke mit  einem  geringeren  Wert  als  500  D. 
nicht  berücksichtigt. 


Betriebe 

nget  F^chen- 

1880 

1890 

1880 

1890 

verhältnb 

unter  10      acres 

unter  4      ha 

139  241 

150  194 

3.5 

li) 

o,6% 

10-20 

4-8       „ 

254  749 

265559 

6,3 

20-50 

8-20     „ 

781  574 

902777 

ili 

19,8 

4      r 

50-100        . 

20—40     - 

I  032810 

I  >2i  485 

24:6 

10,4  „ 

100-600        „ 

40-200   „ 

1  695  983 

2008694 

42,3 

44,0 

73     „ 

600-1000      - 

200-400  „ 

75972 

84395 

',9 

',8 

8     „ 

1000  u.  mehr  „ 

400  hau.  mehr 

2g  578 

31546 

°,7 

0,7 

4     r 

Da  die  Flächenverhältnisse  nicht  ange- 
geben sind,  so  müssen  wir  uns  mit  einer 
annähernden  Berechnung  hchelfen,  indem 
■wir  die  ungefähren  Durchschnittsflächen 
jeder  Grössenklasse  mit  der  Zahl  der 
Grundstücke  und  danach  das  Verhältnis 
feststellen,  das  jede  Klasse  an  Territorium 
einnimmt.  Es  ergeben  sich  daraus  die  bei- 
gegeboncn  Ziffern.  Es  tritt  darin  scharf 
hervor,  dass  bei  weitem  die  gi-össte  Bedeu- 
timg im  Lande  die  Gnindatücke  mit  40  bis 
200  ha  haben,  die  fast  '/s  der  nutzbaren 
Fläche  umfassen.  Demnächst  die  Grösse 
von  20 — 40  ha,  der  Bauer,  erst  dann  kommt 
der  grössere  Besitz  in  Frage,  der  aber 
hauptsächlich  im  Westen  Bedeutung  hat, 
wo  der  Wert  ein  geringerer  ist.  Die  Lati- 
fundien treten  nur  vereinzelt  im  Westen  auf 
und  vermindern  sich,  sobald  die  Besiedelung 
eine  stärkere  winl  und  die  Preise  des  Grund 
und  Bodens  steigen. 


Von  1880—1890  hat  nur  eine  geringe 
Verschiebung  stattgefunden.  Allein  die 
Klasse  400 — 500  acres  ist  im  Verhältnis 
noch  gewachsen.  Sämtliche  Klassen  haben 
naturgemäss  einen  Zuwachs  erfahren. 

m)  DeutBoMand  hat  seit  der  Erhebung 
von  1882  und  1895  unbedingt  die  beste 
Agrarstatistik,  welche  ein  tieferes  Eingeben 
auf  die  bäuerlichen  Zustände  auf  statisti- 
schem Wege  gestattet,  weshalb  wir  dahü 
etwas  länger  verweilen. 

In  ganz  Deutschland  gab  es  1882 
2189522  Bauerngüter  mit  der  von  uns  als 
massgebend  angenommenen  Grösse  von  2 
bis  100ha  nutzbarer  Fläche,  1895:  2296889. 
Die  Zahl  hat  sich  mithin  um  107  367  ver- 
mehrt. Am  stärksten  war  die  Zunahme  der 
mittleren  Grösse  um  72199,  d.i.  um  7,8%, 
was  nicht  unbedeutend  ins  Gewicht  föllt. 
Die  bäuerhchen  Betriebe  machen  41,3"/« 
sämtlicher  Betriebe  aus.    Sie  nehmen  dem- 


und 


(StAtiatUoh) 


149 


nadk  in  Deutschland  einen  hervorragenden 
Platz  ein ;  dos  tritt  noch  schärfer  hervor,  weoQ 
man  die  Fl&che  in  Betracht  zieht,  welche 
dieselben  okkupieren.  69,9  "/a  der  Flfiche 
ist  in  bäuerlicnen  Händen,  und  fast  der 
vierte  Teil  der  Bevölkerung  fällt  auf  bäuer- 
liche Familien.  Diese  Fläche  ist  in  den 
letzten  13  Jahren  um  ^094  550  ha,  d.  i.  um 
Tiö"/«,  geetiegen,  80  dase  der  Zuwa(^  ein 
sehr  erheblicher  ist.  In  den  eineelDen 
Landesteilea  zeigen  sich  nicht  unbedeutende 
Verschiedenheiten,  aber  auch  in  Prenssen 
siod  37,5%  der  Betriebe  bäiierlicher  Natur, 
■welche  62,6  "/o  der  Fläche  einnehmen,  so 
dass  die  Zahlen  nicht  sehr  ertieblich  hinter 
Dentscdiland  zurückbleiben.  Auffallender- 
weise ist  hier  der  Prozentsatz  gegen  1882 
trotz  der  Bildung  der  Rectengflter  etwAs 
gesunken,  das  ist  aber  nur  darauf  znrflck- 
tnfOhren,  dass  eben  die  Gesamtzahl  der 
Betriebe  noch  erheblicher  gewachsen  ist. 
Die  kleinen  Betriebe  wuchsen  in  den  13 
Jahren  In  Preussen  um  29  526,  die  mittleren 
um  54342,  die  giflaseren  um  1156.  Sämt- 
liche ergaben  einen  Flächen  Zuwachs  von 
1231162  ha  Gesamtfläche  und  493747  ha 
landwirtschaftlich  bewirtschafteter  Fläche  d.  s. 
3,6%.  Den  grCesten  Prozentsatz  der  bäuer- 
lichen Betriebe  finden  wir  in  Bayern,  64,2, 
den  niedrigsten  IVozentsatz  in  MEwklenburg- 
Schwerin  mit  19,8  "/o,  Hannover,  Westfalen, 
JRheloIaDd  erheben  sich  nur  Wenig  über  30  %  ; 
ebenso  die  Provinz  Sachsen.  £lsaa&-IiOtb- 
ringen  zeigt  38,9%,  Württemberg  46,4  "/o. 
Dot  Fläche  nach  steht  wiedemm  Bayern 
voran  mit  93,3%,  Württemberg  folgt  mit 
89  %,  Baden, WeatMen,  Hannover,  Rheinland, 
HeseeD-Nassau  haben  gleichfalls  über  80''/a, 
EISBts-Lothringen  80,2  %,  während  die  noch 
nicht  erwähnten  preussischen  Provinzen 
sich  zwischen  50  und  einigen  60  %  bewegen, 
nur  Posen  sinkt  auf  4!),1,  Pommern  auf 
42%,  Meeklenbuig-Schwerin  auf  36%  her- 
ab, die  aber  in  den  letzten  13  Jahren  alle 
drei  erheblich  an  IlTäche  gewonuen  haben. 
Der  Überwiegende  Grasgrün dbesitz  jener 
O^^enden  tritt  in  diesen  ^hlen  scharf  her- 
vor. Ancb  in  dem  grössten  Teile  von 
Prenssen  aber  Ist  den  Bauern  noch  der 
grteste  Teil  des  Landes  vorbehalten. 

Ein  unterschied  liegt  indes  vor  nach 
deneinzelDeDOrOssenkalegorieenderBauern- 
wirlschaften.  Der  groeae  bäuerliche  Besitz 
ist  in  Deutschland  281767  mal  vertreten, 
mit  einer  landwirtschaftlichen  Fläche  von 
9,8  Millionen  ha  oder  fast  einem  Drittel 
der  ganzen  Fläche.  Gerade  hier  bleibt 
Preussen  kelnesw^s  zmrück,  sondern  steht 
noch  Ober  dem  erwähnten  Durchschnitt. 
Iq  Sdtleswig-Holstein  steigt  der  Prozent- 
satz auf  61,3%,  ist  in  Hannover  42,4,  in 
Ostpreufisen  39,4.  Mit  diesen  hohen  Zahlen 
steht  in  engstem  Zusammenhange,  dass  ge- 
HandwATtaitneli  der  St»tHVlvro«cbafMn.    Ziriite 


rade   in  diesen  Provinzen   die  Pferdezucht 

in  besonderer  Blüte  ist  Sehr  niedrig  ist 
der  Prozentsatz  dagegen  in  Heeeen-Nassau 
mit  18,0,  Pommern,  Posen,  Schlesien, 
Eheinland  mit  einigen  20  %,  Auch  In 
Baden  und  Hessen  nimmt  diese  Kategorie 
nur  11,6  und  li,8'>lo  in  Änspnjch.  In  El- 
sasB-Lothringen  20,3,  ebenso  Württemberg. 
Bayeru  zei^t  dagegen  31,1,  Sachsen  30,4*'/e, 
so  dass  hier  der  grössere  Bauer  in  erfreu- 
licher Welse  im  Vordergrunde  steht.  Vgl. 
auch  die  Tabelle  auf  S.  450/51. 

In  der  Personenzahl  nehmen  die  kleinen 
Bauern  In  Deutschland  fast  die  Hälfte 
sämtlicher  Bauern  ein  und  bleiben  auch  in 
Preussen  mu:  wenig  dahinter  zurück  wäh- 
rend in  der  Fläche  naturgemäss  die  Bedeu- 
tung derselben  geringer  ist.  In  ganz 
Deutschland  10",'»,  in  Preussen  7,8  "/o.  Dei- 
Unterschied  zwischen  den  einzelnen  Lan- 
desteUen  ist  hier  besonders  gross.  In  El- 
sass-Lothringen  22,8  ",'o,  in  Baden  sogai- 
29,4  "/o.  Auch  iii  Württemberg,  der  Khem- 
provlnz,  Hessen-Nassau,  Hessen  finden  wir 
einen  höheren  Prozentsatz  als  20.  In  den 
Östlichen  Provinzen  Preussens  dagegMi  re- 
duziert er  sich  auf  weoig  über  S^/o,  wäh- 
rend Hannover  und  Westfalen  11,8  und 
13,6%  aufzuweisen  haben.  Bald  ist  es  die 
dichte  Bevölkerung  und  die  damit  verbun- 
dene intensive  Kultur,  bald  speciell  Wein- 
und  Gemüsebau,  welche  den  kleiaen  Be- 
trieb begünstigen. 

Von  besonderem  Interesse  ist  es,  den 
Viehatand  des  Bauerngutes  nSner  zu 
beobachten.  Ausser  in  England  ist  es  aber 
nur  Deutschland,  welches  hierfür  die  nötige 
Statist  ische  Unterlage  bietet,  und  zwar  mit 
grosser  Detaillierung. 

Um  einen  besonderen  Uebcrblick  über 
die  Vieiistands Verhältnisse  zu  erlangen,  iät 
es  nötig,  die  verschiedenen  Viehgattungen 
auf  eine  Einheit  zu  reduzieren,  und  wir 
thun  das  nach  dem  Vorgange  der  preussi- 
schen Statistik,  Indem  wir  ein  Pferd  gleich 
'/i  Haupt  Grossvieh,  ein  Rind  gleich  1,  10 
Schafe,  4  Schweine  und  14  Ziegen  gleidi  1 
setzen.  Hiernach  werden  auf  bäuerlichen 
Grundfitücken  in  Deutschland  20,5  Millionen 
Haupt  Grossvieh  gehalten,  während  das 
ganze  Reich  zur  selben  Zeit  1895  26976340 
zählte.  Der  Bauer  ist  es  mithin,  der  bei 
weitem  den  grössten  Teil  des  Viehes  zieht, 
nämlich  '/*  des  ganzen  Bestandes.  Auf 
1000  ha  landwirtschaftlich  benutzte  Fläche 
fallen  in  ganz  Deutschland  durchschnittlich 
829,6  Haupt  Grossvieh.  Auf  den  Bauem- 
gütem  dagegen  treffen  wir  896,  also  eine 
grössere  Zahl,  Der  Diu«hschnitt  wird  da- 
durch herabgedrückt,  dass  auf  den  grösse- 
ren Gütern  verhältnismässig  weniger  Vieh 
gehalten  wird,  auf  solchen  von  hundert  und 
mehr  ha  nur  481,7  Haupt  Grossvieh.    Die 
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100  ha 

ten 

Von  2—100  ha 



_  - 

Davon  racn 
in  Proien 

1  !J 

•2b 

OeMSit- 

wirt- 
Bchafts- 

Landwirt- 
MhiJÜich 
bewirt- 

GeMmt- 
vieh- 

ll|^ 

Zahl  der 

Pferde 

OroM- 

vieh 

I| 

II 

Baneni 

c 

flfiche  der 
Hanpt 
betriebe 

schaftete 
Flüche 

haltang 
Hanpt 
GrossTieh 

P 

inr 
Äcker- 
arbeit 

Ist 

li 

|| 

pro  lODO  ha 

landwjrt- 
Bchaftlich  be- 

.a 

wirtschafi 

en 

ha 

ha 

natzte  Fläche 

j| 

41, 81 

8,06 

4,34 

2,01 

I  677  030 

1432755 
1  485  7*5 

1049896 

71806 

196116 

3867 

73«,7 

136,9 

85,43 

39,36 

11,88 

5,05 

i;87 

'  745  446 

i«>3  337 

76540 

119  oSo 

5  954 

809^ 

147,5 

85:12 

33^ 

12,44 

7,01 

3,92 

981  107 

810576 

521  127 

37903 

100444 

2899 

642,9 

123,9 

81,62 

y,7i 

ia,20 

8,38 

3.39 

1110642 

890456 

1  335  580 

43037 

HO  577 

4570 

732,— 

124,2 

80,18 

35,37 

15,75 

7.67 

3,64 

1  727  657 

848856 

69179 

133508 

6741 

635,6 

99,2177,31 

34,58 

'3,49 

10,15 

4,19 

»902  »54 

1362933 

948598 

68963 

138290 

8764 

696,- 

ioi,5i7i,65 

«.8s 

'7,31 

11.74 

8,49 

935318 

791  013 

520827 

41978 

81769 

2818 

658,4 

103,4,84,57 

M,8a 

23,15 

13,68 

9,33 

1030843 

855431 

627  149 

46716 

87947 

5882 

733.1 

103,882,98 

19,88 

9,93 

3,50 

3,75 

968865 

865521 

584553 

51014 

91599 

305a 

675,4 

1058 

S:il 

«>,49 

»3,76 

5,09 

3,53 

1  106698 

939  399 

711384 

54  774 

101  6t8 

5  161 

757.3 

108,1 

>2% 

'5,37 

686 

3:36 

1762876 

1546942 

'37100H 

88180 

146601 

15597 

886,3 

948 

87,75 

21,54 

17,05 

8.21 

3,55 

1  941  732 

1587  213 

1436268 

89921 

'52051 

11429 

904,9 

95,8 

«>,74 

35,78 

32,37 

12,63 

6,30 

1339098 

1  148  »78 

812470 

49214 

107486 

8985 

707,8 

93,6 

8J,7S 

34,97 

23,61 

14,51 

6,57 

1  397  728 

1  144318 

91a  141 

48992 

112016 

8167 

797,1 

97,9 

S.« 

61,47 

.8,56 

IMS 

9,00 

I  325  898 

1  162533 

898745 

41678 

102663 

5670 

773,1 

88,3 

87,68 

61,31 

22,42 

12,87 

9,81 

1  345  636 

.  i8i  905 

I  031  530 

40790 

104 550 

5010 

872,8 

M,S 

87,83 

44,53 

»7,26 

8,5' 

7,80 

2  430 1 13 

1456512 

1  283  366 

73149 

146711 

12339 

881,1 

100,7 

59,94 

42,41 

31,89 

11,33 

10,23 

2  534  775 

1510558 

1  485  177 

74150 

151545 

9  449 

983,2 

100,3 

59,59 

37,10 

17,31 

8,70 

7,15 

1  321  761 

874447 

705684 

48808 

88132 

9132 

807- 

100,9 

Ml6 

36,59 

21,47 

11,45 

8,52 

1  371  144 

918287 

821140 

46442 

84354 

8448 

895,3 

91  ;8 

»97 

.8,87 

11,59 

6,64 

14,26 

666194 

598738 

548692 

34019 

44030 

6112 

9 '6,4 

73.6 

SsW 

.8,02 

12,32 

7,33 

6,88 

770  528 

614869 

622945 

3177" 

43  345 

6865 

1013,1 

70,5 

79,80 

20,66 

14,26 

'4,07 

28,05 

■  386  826 

1  140072 

I  041  610 

98204 

98684 

8847 

913,6 

86,5:82,21 
77,8  77,89 

!0,99 

15,31 

■5,64 

26,13 

1489352 

t  160118 

1  174618 

87833 

90253 

11730 

ioi«,5 

19,13 

9,71 

5,99 

11,25 

59676 

53 '78 

51863 

3  5'6 

4417 

700 

975,3 

83,1 

89,11 

'9,47 

9,47 

5,03 

14,30 

66801 

58619 

57137 

3255 

4111 

270 

974,7 

70,1 

87,75 

3i,76 

16,67 

8,67 

6,53 

16582419 
17813581 

13216145 

10238693 

^'708  648 

1  341  219 

85659 

774,7 

ioi,s 

79,70 

3*,oi 

'9,37 

10,44 

7,10 

13709892 

1 1  683 127 

713184 

1  399  639 

91699 

852,2 

102,1 

76:96 

32,34 

6,26 

2,51 

2,46 

5273712 

4012074 

3618347 

24389s 

363  351 

19088 

901,9 

65,6 

76,08 

31," 

6,3a 

2,36 

'•n 

5  455  +43 

4  05a  502 

3861634 

237495 

265  225 

16679 

953,9 

65,4 

74,"8 

30,53 

'3."3 

3,92 

5,78 

935  552 

793738 

752  235 

42854 

75  452 

5145 

947,7 

95,1 

84,84 

30,43 

"1,51 

4,49 

5,58 

1053976 

801540 

794881 

44  5*4 

83591 

3428 

99' ,7 

103,0 

76,05 

20,S7 

8,23 

4,40 

7,58 

1  11S821 

987  231 

972079 

60553 

69780 

6758 

984,7 

70,7 

«8», 

'9,83 

6,86 

3,76 

6,00 

1*99034 

1028839 

1094786 

58879 

72809 

4527 

1064,1 

70,8 

79,!8 

'3,51 

17,19 

8,13 

14,08 

768096 

624713 

631960 

43893 

45267 

3275 

1011,6 

72,5 

8.,33 

'^,56 

15,39 

6,94 

9,63 

841310 

623481 

68.485 

37261 

30065 

3568 

1093,— 

48,2 

74,11 

",29 

'7,25 

10,6z 

16,41 

395067 

359  833 

337742 

13112 

33010 

3165 

938,6 

91,7 

91,08 

11,77 

17,42 

n,64 

12,03 

434350 

362  313 

372 142 

24043 

36510 

2385 

1027,1 

83,4. 

27,55 

29,66 

2l:?l 

n,9o 

419736 

377811 

254868 

13376 

35301 

1836 

674,6 

93,4 

90,01 

27,— 

46,85 

..,08 

482694 

380288 

283  497 

14.259 

48075 

2725 

745,5 

100,1 

78,78 

20,68 

18.94 

17,75 

47,79 

650887 

607593 

523  124 

43838 

83352 

6510 

861,— 

1*7,2 

93,35 

20,36 

18,92 

17,02 

39,32 

714710 

615822 

566910 

42980 

77073 

6665 

920,6 

125,2 

86116 

34,29 

21,22 

9,92 

13,07 

1  596  092 

1  277  633 

1070039 

60358 

101  573 

.064. 

837,5 

79,5 

80,05 

34,09 

22,07 

10,72 

'2,37 

1  741  834 

1303017 

1215736 

61009 

110396 

9821 

933,0 

84.6 

74,81 

31,09 

14,61 

7,25 

7,09 

27740382 

22256771 

18399077 

1140627 

2048106 

141077 

826,7 

92,0 

8o,»3 

30,35 

15,93 

8,17 

7,22 

29  836  932 

22877696 

20  554  300 

1233635 

2112383 

141  497 

898:4 

92,3 

76,68 

.Google 
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Parzellenwirtschaften  stehen  in  der  Vieh- 
haltung noch  fiber  den  Iduerlichen  "Wirt- 
schaften mit  1465  Haupt  Grossvieh.  Frei- 
lieh handelt  es  sich  hier  vielfach  um  eine 
Viehhaltung  für  andere  gewerbliche  Zwecke 
ala  allein  ftlr  den  landwirtschafUiehen  Be- 
trieb, was  indes  nur  bei  der  Pferdehaltung 
erheblich   ins   Gewldtt   fallen    kann.     Im 


ganzen  kann  man  den  Satz  aufstellen,  dass 
je  grösser  die  Wirtschaft,  um  so  geringer 
die  Viehhaltting  ist.  Dieser  Satz  lisst  eich 
in  der  gleichen  Weise  in  den  verschie- 
densten Gegenden  Deutschlands  nachweisen. 
Die  stärkste  Viehhaltung  finden  wir  in 
Süddcutschland,  besonders  in  Baden  und 
Warttemberg,  auf  bauerlichem  Besitz,  1093 


in  den  Betrieben  der  OrQgsenkUssen  Ton 

Provinzen 

nnd 

Jahr 

unter 

von 

6-20 

20 

2-100 

aber 

über- 

Staaten 

2  ha 

2— 6  1ia 

ha 

Mb 
100  ha 

ha 

100  ha 

haupt 

Oetprenssen 

1882 

.io8,s 

1  030,3 

851,8 

668,0 

732,7 

504,' 

675.T 

1895 

2  466,1 

1091,5 

886,3 

752,3 

809,2 

523,5 

7354 

1882 

2  073,4 

916,3 

724,4 

583,» 

642,9 

4J4,6 

581,8 

1895 

2  367,3 

1040,5 

79 ',8 

666,4 

732,0 

473,0 

664,5 

18b2 

1  3'2,5 

933,0 

74 ',1 

536,3 

635,6 

411,6 

sä«;» 

BerUn 

1895 

1511,6 

I  025,3 

803,3 

580,7 

696,0 

393,7 

622,9 

Pommern 

1882 

2008,9 

917-9 

723,2 

580,(1 

658:4 

423,0 

560,9 

1895 

2  133,9 

1  056,4 

805,2 

635,0 

733,1 

426,7 

605,5 

Posen 

1882 

I  938,3 

904,7 

753,3 

562,6 

675,4 

428,5 

573,9 

189Ö 

2  340,* 

985,1 

831,1 

641,4 

757,3 

43 ',3 

632,0 

Schlegien 

1882 

135',7 

1088,3 

902,7 

768,9 

886,3 

529,5 

786,4 

1896 

J  356.6 

1    I03.3 

919,2 

785,3 

904,9 

520,4 

795,7 

Sachsen 

188^ 

967,0 

825,6 

739,7 

662,6 

707,8 

476,8 

659J 

1896 

i  144,9 

963,8 

844,7 

731,2 

797,1 

485,7 

733,5 

Schleawig-Holstfiin 

1882 

I  573,8 

96j,2 

853,0 

740,2 

773,1 

590,7 

759,0 

1895 

1885,1 

'  i3',3 

970,1 

830,8 

872,8 

654,8 

8i8;ö 

Hannover 

1882 

1  241,3 

1  lQO,7 

940,0 

786,6 

88i;i 

585)4 

1896 

'S"-4 

1  259,4 

1  055,2 

851,9 

983,2 

595,8 

990,5 

Wentfalen 

1882 

1  391,5 

1  036,1 

871.2 

664,4 

807,0 

532,9 

842,7 

189ä 

■  570,5 

I  192,4 

956,3 

726,8 

895,3 

483,0 

939,6 

HesBen-NaBSBU 

1882 

I  242,5 

I  02D.3 

913,3 

730,8 

916,4 

569,1 

927,7 

1895 

1  301,8 

1221,9 

1009,0 

781,5 

1013,1 

550,7 

1009,9 

Bheinland 

1882 

1  410,9 

I  14',3 

897,0 

719,9 

913,6 

562,1 

967,4 

1895 

1  462,4 

1  238,8 

1  010,5 

777,7 

1  013,5 

496,7 

1 050,6 

nohenzollern 

1882 

1  320,1 

I  183,4 

923,3 

854,2 

975,3 

594,0 

989J 

1895 

1097,1 

1211,6 

933,9 

798,6 

974,7 

763,4 

977,5 

KOnigr.  Preussen 

1882 

1342,1 

1  037,3 

839,0 

667,9 

774,7 

466,4 

709,8 

1896 

1  631,0 

1  139.4 

914,9 

734,2 

852,2 

473,4 

772.7 

„        Bajern 

18h2 

1  261,3 

i  072,1 

920,3 

807,4 

901,9 

503,1 

911,5 

1895 

1316,2 

■  '58,5 

963,5 

353,4 

952,9 

503,4 

956,2 

„        Sachsen 

1882 

922,6 

1  016,2 

987,8 

875,2 

947,7 

611,4 

897,9 

1895 

955,6 

1  052,3 

I  027,8 

924,6 

991,7 

625,7 

938.3 

.        Württem- 

1882 

1008,7 

1  105,8 

987,9 

842,8 

984,7 

594,4 

979,6 

berg 

1895 

1005,2 

i  205,9 

1067,6 

889,4 

1064,1 

581,0 

1048,1 

Baden 

1882 

1  233,2 

I  194,9 

986,4  ■ 

701,0 

1011,6 

428,7 

1031,1 

1895 

1  235,1 

1  397-7 

1  057,6 

73-',3 

1093,0 

263,0 

1086,4 

Heesen 

1882 

1  137,7 

1094,9 

935,4 

677,9 

938,6 

442,8 

936,2 

1895 

1  179,8 

I  197,3 

1017,9 

757,5 

1  027,1 

448,7 

1  016,8 

Mecklenbnrz-Scbwe- 
rin  und  StreUtz 

1892 

2090,6 

1005,6 

799,4 

619,4 

674,6 

475,6 

610.5 

1896 

2  395,0 

1  163,8 

912,2 

735,9 

745,5 

500,6 

657,7 

EIsaaa-Lothringen 

1882 

1264,0 

1071,0 

870,5 

609,4 

861,6 

494,9 

888.5 

1895 

1  316,7 

i  149,1 

934,5 

637,8 

9JO,6 

528,1 

928,5 

1882 

1093,7 

965,5 

842,5 

792,3 

821,8 

564,1 

822.5 

1895 

'  235,4 

1081,0 

935,1 

884,3 

933,0 

583,0 

911,5 

1882 

1333,8 

1058,1 

879,9 

702,9 

826,7 

473.2 

769,4 

1895 

I  465,0 

I  '55,4 

947,0 

76s,» 

898,4 

48.,7 

829,6 

,gtize=b,  Google 
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und  1064  Haupt  Grossvieh  auf  1000  ha 
laudwirtschaftlica  benutzter  Flache,  die 
niedrigste  Viehhaltung  liegt  in  den  öet- 
licheu  Provinzen  Preusseua  vor,  in  Wesf- 
preuasen,  Brandenburg,  Pommern,  Posen 
696—509  pro  lOOÜ  ha.  Um  den  Unter- 
schied der  Viehhaltung  zwischen  grösseren 
und  kleineren  Ofltem  klar  zu  legen,  und 
zugleich  die  Entwictclung  seit  1BS2  zu 
zeigen ,  haben  wir  nebenstehende  (S,  452) 
Tabelle  aufgestellt. 

Die  folgende  Tabelle  auf  HS.  454  und 
455  zeigt  die  verschiedenen  Viehgattungen 
pro  1000  ha  auf  den  Gnuidstflcken  der  drei 
Orflasenkategorieen.  Hier  ergiebt  sich  nun 
mehriach  eine  Abweichung  der  obigen  Hege!. 

Pferde  sind  in  der  Parzellenwirtschaft 
natflrlith  weniger  vertreten  als  iu  grösseren 
Wirtschaften.  Der  l)ftuerlii;he  Betrieb  aber 
steht  auch  hier  dem  grossen  bedeutend  voran. 
Die  stärkste  Ffenlebaltung  auf  Bauemgfltem 
wie  auf  den  (Ibrigen  Betrieben  zeigt  Oat- 
preiiBseu  mit  199  auf  UMMi  ha,  gegen  118 
auf  den  grösseren,  9*i  auf  den  klemeren  Be- 
sitzungen. Das  Minimum  hat  Sachsen ;  niu- 
10  auf  den  Parzellen,  109  bei  den  Bauern, 
82aiif  den  Oross^indbesitzungen.  Li  Bayern 
gestalten  sich  die  Zahlen:  Hf»;  79;  59.  In 
ElsaBS-Lothringen :  TA:  i~)7;  IW. 

Die  Rindviehbaltung  ist  gerade  auf 
dem  Parzellen  besitz  besonders  gross,  unter 
2  ha  vielfach  doppelt,  mitunter  dreimal  so 
^BS  als  iu  der  folgenden  Grössenkategorie. 
Da  am  stärksten  der  Bestand  bei  einer 
QrOsse  unter  2  ar,  170  a\if  HX)  ha  ist,  so 
ist  anzunehmen,  dass  dies  auf  die  grosse 
Zahl  Gutetagclöhnei-,  Deputanten,  dann  auf 
Hiußler  zurflckzuführen  ist,  welche  das 
Futter  nicht  selbst  erzeugen,  sondern  in 
der  einen  oder  anderen  Form  gcliefci-t  er- 
halten. Fast  allgemein  ist  sie  hier  zurück- 
gegangen, was  in  vielen  Fällen  berechtigt 
sein  wird,  weil  noch  vielfach  ein  tiaurigea 
Durchhungern  des  Viehes  auf  Kosten  der 
Gemeinde-  oder  Gutsweide  verbreitet  ist. 
Der  Rückgang  ist  aber  auch  \-ielfach  zurück- 
zufahren auf  eine  Einschränkung  der  Na- 
turalwirtschaft, besonders  der  Gewährung 
von  Futter  für  eine  Kuh  an  die  Tagelühncr 
auf  den  grosseren  Gütern.  Oft  winl  ihnen 
von  der  Gutsherrschaft  ein  Quantum  Milch 
dafür  geliefert,  oder  man  weist  sie  auch  auf 
Ziegen  an,  was  aber  mehr  vereinzelt  vor- 
kommL  Es  zeigt  sich,  dass  noch  jetzt  die 
Kuhhaltung  der  kleinen  Leute  am  verbrei- 
tetsten  ist,  wo  grosse  Gtlter  überwi^en,  in 
Ost-  and  Westprenssen,  Posen,  Fommem 
und  Mecklenburg  1000— i;-MH>  pro  lOOll  ha, 
gegen  448  in  Sachsen.  SSii  in  Thüringen 
etc,  645  in  Hessen,  77."»  in  Württemberg. 
Dort  ist  aber  auch  der  Rückgang  am  be- 
deutendsten; in  Ostpreussen  von  1400  im 
Jahre    1882  auf   1291 ,    in   Pommern    von 


1181  auf  10ir>,  in  Schlesien  von  1055  auf 
867.  In  der  Provinz  Sachsen  ist  die  Kuh- 
haltung der  Tagelrihner  meist  schon  früher 
beseitigt  gewesen,  daher  schon  1882  nur 
noch  259,  die  aber  neuerdings  noch  auf 
186  herabgeilrückt  sind.  Es  wäre  aber  sehr 
falsch,  dies  allgemein  als  ein  grosses  Cebel 
anzusehen,  denn,  wie  angedeutet,  der  Ver- 
lust für  die  Tagelöhner  war  vielfach  nur 
ein  unbedeutender,  die  Nutzung  der  kleinen, 
schlecht  gehaltenen  Tiere  war  meist  eine 
sehr  geringe  und  ist  in  den  meisten  FäUen 
in  anderer  Weise  ausreichend  ersetzt.  Mit- 
unter wird  er  freilich  auf  eine  Verminde- 
ning  der  MUchnahrung  hingewirkt  haben, 
und  wünschenswert  wäre  es  gewesen,  dass 
die  Güter  den  Arbeitern  reichlicheres  Futter 
als  bisher  gewährt  und  dadurch  den  Müoh- 
konsum  erhöht  hätten.  Rein  wirtschaftlich 
ist  jene  Reduktion  zu  rechtfertigen,  weil 
der  Gutsherr  in  der  Regel  das  Dreifache 
und  mehr  von  der  Kuh  erzielt  als  der 
Tagelöhner  und  das  bisherige  Quantum  an 
MiJdi  demselben  mit  Gewinn  abtreten  kann, 
wenn  er  das  Futter  nicht  mehr  zu  liefern 
braucht  Üb  dieses  sozial  schädlich  ist, 
hängt  davon  ab,  was  für  einen  Ersatz  der 
Tagelöhner  noch  für  die  Neben  einnahmen 
aus  der  Kuh  erhält.  Meistens  ist  dieser  in 
der  erweiterten  Schweine-  und  Geflügelhal- 
tung Überreichlich  geboten. 

Auf  den  bäuerlichen  Gnindstflcken  wer- 
den durchschnittlich  gegen  600  Stück  auf 
IfWO  ha  gehalten,  gegen  250  auf  den  Gütern 
und  782  auf  den  Parzellen.  Am  stärksten 
ist  die  Haltung  auf  Grundstücken  von  2  bis 
5  ha  8iM)~9<)ft,  von  5— IU  ha  702,  10—20 
ha  59;-i,  20—50  ha  497,  50—100  ha  404, 
20(t— 51)0  ha  259.  über  11X10  ha  185  Stück. 
Die  Abstufung  ist  hier  weit  grösser  als  bei 
HauptgrosBvieh. 

In  den  östlichen  Pi-ovinzen  ist  die  Rind- 
viehhaltiiug  am  schwächsten  380 — 44U,  uur 
in  Schlesien  üW,  in  Bavera  713,  Wflrttem- 
beig  823,  Baden  8;-Jl,  Elsass-Lothringen  nur 
Ö73.  Fast  überall  ist  eine  erfreuliche  Zu- 
nahme zu  beobachten.  Auf  den  grösseren 
Gütern  ist  der  ITnterscUed  nicht  so  gross. 
Der  Bestand  schwankt  zwischen  183  in 
Pommern,  461  iu  Schleswig-Holstein,  und 
bewegt  sicli  meistens  zwischen  250  und  3.")0 
Stück  pro  liXN)  lia.  Gerade  hier  ist  die 
Zunahme  am  bedeutendsten,  von  197  auf 
2^0.  In  Westprenssen  stieg  sie  von  149 
auf  214,  in  Schlesien  von  276  auf  341,  was 
hauptsächlich  die  Folge  der  Einschränkung 
der  Schafhaltung  ist.  Wenn  in  Baden  ein 
erheblicher  Rückgang  vorliegt,  so  ist  das 
bei  der  geringen  in  Betracht  kommenden 
Fläche  bedentungslos  und  kann  auf  zufälli- 
gen Umständen  beruhen. 

Auf  den  Rückgang  der  Schafhaltung 
machten  wir  Iwreits  aufmerksam;  pro  lOi") 
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Viehstand  auf  1000  ha 


Provinzen  uuA 

Staaten 


Schafe    Schwei- 
inkl. 


Betriebe  mit  0—2  ha  Areal 


Betriebe  mi 

182,2 

363,3 

198,9 

397^2 

154,0 

324,5 

■S8,9 

386,8 

116,4 

36',' 

122,0 

402,0 

120,2 

340,8 

Ostpreussen 

Westprensaen 

Brandenburg  mit 
Berlin 

Pommern 

Posen 

Schlesien 

Snchsen 

Schles  wig-Holatei  n 

Hannover 

Westfalen 

Hessen-Nassau 

Bheinland 

Hohenzollecn 


1400,4 
I  291,4 

1  387,0 
I  Z4S>9 
586,1 

5' 5,9 


783,0 
676,3 
55M 
767,5 
t  090,6 


1  480,1  ,  2  155,0  I 
i  359,1  3  493.7  | 
466,7  I  2  01:6,6  I 

244.3  3  506,9  I  1 

354.4  I  1  970,5  l  1 
!  769,41  3 


1611,6 


.  "85,1  !  3341,7  ' 
123,9  \  1  721,2  I 
49,9  I  3  384.0  ; 


785,9 
677,5 
196,5 


1644,6 
763,7 

1  322,9 
719,9 


1  256,6 
1  404,5 
1  768,7 
I  449,9 
I  670,0 
1  239,8 
1  596,3 
lo8^,2 
1338,8 
737,5 
632,3 


131,5 

382,3 

140,2 

440,4 

651,3 

116,4 

643,1 

107,6 

409,8 

116,0 

465,4 

uo,g 

126,3 

568,4 

661,3 

739,7 
739,3 


431,5 
341,6 
384,5 


781,4 
469,3 
360,9 


967,9 
651,7 

7954 
474,7 
264,9 


KönigT.  Prenasen 

„      Bayern 

„      Sachsen 

„      Württem- 
berg 

Heasen 

Mecklenbni-g-Schw 

u.  Strelitz 
ElaaBB-Lothringen 

üebrig.  Deutschland 

Deutsches  Beich] 


49,1 


1  056,5 
953,2 
576,1 
448,5 


1  132,3 

83817 
502,7 
383,2 
884,2 
782,6 


'  371,9  ■ 
i  361,6, 
578,2 


1  377,9     1 
273,8 

472,1  I 
633,0  I 


946,0 
619,9 
283,2 


835,5 
861,3  I  1474,7 
[  205,8  I  1  822,0 
1642,7  ;  701,0 
5982,1  866,1  I 
816,7  403,4  ; 
967,5  !  510,5  I 
1 408,3  I  2  070,8 
!  326,2  I  2441,4  j 
L  141,2  1082,1  I 
1916,6  I  1374,3  ! 


78,9  735,3 
102,1  713,7 
109,6  705,9 
8j,2  755,1 
"  "  822,9 
770,6 


573,6 
546,8 
607,1 
552,7 
598,0 


92,7 

165^6 
464,9 
267,3 


ha  von  663  auf  387.  In  Posen  von  1008 
auf  396,  in  Schlesien  von  ."^6  auf  199.  Im 
Rheinland  von  2&7  auf  139,  im  Königreich 
Sachsen  von  171  auf  93,  ■welches  der  nie- 
drigste Schafbestand  ist,  den  deutsche 
Länder  aufweisen.  Hier  ist  der  Bestand 
bei  den  Bauern  am  gerinjjsten,  mit  2ß6 
gegen  314  im  Parzellen  betrieb  und  787  im 
<}rossbetrieb.  Der  Rflckgang  ^va^  auf  dem 
letzteren  am  grössten. 


Die  Erscheinung  köunte  als  besorgnis- 
erregeiid  angesehen  werden,  wenn  nicht  im 
Rindvieh,  mit  Auenabme  wohl  der  ganz 
leichten  Bodenarten^  Ersatz  gefunden  wer- 
den könnte  und,  mit  oben  gemachter  Ein- 
schrftnkung,  gefunden  ist.  Daes  aber  die 
Ursache  desselben,  der  gewaltige  Bflckgang 
der  Wollpreise,  der  Landwirtschaft  emeb- 
hche  Wunden  geschlagen  hat,  ist  nicht  zu 
beatreiten. 
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Jandwirtacbaftlich  benutzter  Fl&die. 


Schw'ei- 

Pferde 

Rind- 

Schafe 

Sehwei- 

Pferde 

Rind- 

Schafe Schwei- 

neinkl. 

Zie^ 

inkl. 

Tieh 
inkl. 

inkl. 
LBra- 

ne  ükkl 

Ziegen 

inkl. 

vieh 
inkl. 

;^J,-«inkl  .Ziegen 

Ferkel 

FoUen 

Kälber 

mer 

Ferkel 

Fohlen 

Kalber 

mer    [Ferkel 

__._ 

lia  Areal 

Betriebe  über  100  ha  Areal 

Betriebe  überhaupt 

211,8 

,  , 

108,0     iao,8 

1086,0 

49,0 

0,2 

1(2  0 

330,1 

706,0  i   190,0 

3.3 

317,1 

2^9 

1 18,2      a74,3 

493.8 

89,6 

°,7 

i64!6 

369,4 

425,6;  303,0 

8,6 

193.9 

6,4 

82,0      149,0 

1  502,0 

S4,o 

0,5 

117,0 

268.8 

913,8,    176.0 

21,7 

330,0 

13,1 

96,3      214,0 

848,4 

118,6 

0.6 

«39,5 

335.3 

^02,0 

328,0 

39,2 

233,4 

16,2 

58,0  ,    150,3 

1624,8 

47.0 

0,5 

92,2 

393.5 

859,8 

228,7 

86,1 

347,8 

35.0 

63,8 

183.6 

945,9 

78,8 

0,7 

99.7 

330.0 

473," 

353,3 

112,4 

134,6 

7,3 

65.0 

121,7 

1887,0 

59.0 

86,0 

238.0 

1  439,0 

199,0 

22,8 

417,3 

71,2 

183,4 

1023,4 

136.7 

1^3 

9i;6 

298,5 

796.0 

349.3 

36,2 

189,4 

"!9 

74,0 

160,2 

lS4'.o 

46,0 

0,5 

97,0 

288,7 

1  008,0 

146,0 

21,9 

361,8 

25.7 

85,0 

217,2 

634,0 

90,4 

0.9 

198.8 

350.0 

396,5 

302.6 

48,4 

244,8 

33.4 

70,0 

376,1 

1414,0 

30,0 

92.0 

540,3 

536,0 

58,7 

354,3 

42,6 

73,8 

341,1 

55',o 

50,0 

98.9 

547,8 

'99,4 

296.5 

76,6 

303,9 

43,9 

61,0 

222,4 

i  437.0 

78,0 

90.0 

3^0,2 

791,0 

336,0 

[66,1 

489,9 

52,9 

63,7      252,2 

1094,1 

i'3,9 

1$ 

97,4 

388,9 

■138,7 

527,5 

192.3 

IS*.9 

2,2 

75,0  i   416,6 

323,0 

0,2 

104,0 

534,9 

332,0 

179,0 

34,3 

280,5 

4.8 

81,4  1  461,1 

2198,0 

196.7 

0,5 

113,7 

579.3 

246,5 

3 '8,9 

27,3 

337,6 

134 

77,0  ,   258,0 

1  77 '.0 

136,0 

0,6 

111,0 

5H.6 

406,0 

112,7 

609,4 

15,9 

79,1   1   321,2 

1  020,9 

215,0 

0,9 

117,9 

555.9 

679^8 

732,0 

130,7 

334,0 

20,2 

68,0      205,0 

1943,0 

135,0 

0,3 

104.0 

536.1 

454,0 

415,0 

167,6 

577,2 

19,3 

64.3       329,3 

1  041,6 

213,3 

1.7 

103.8 

295.0 

760,5 

180.2 

334,8 

33,8 

82,0      239,5 

i  756,0 

121,0 

78,0 

622,9 

840,0 

368,0 

163,0 

,8^,0 

47,3 

96,6      288,2 

809,2 

206,4 

l'6 

80,7 

687,5 

486,1;   5?i,3 

208,9 

307,9 

29,1 

80,0      352,9 

639,0 

99.0 

88,0 

707,9 

267,01  355,0 

'63.4 

450,5 

31,8 

78,6  j   321.6 

303,7 

145,8 

4,2 

89,3 

755-3 

139,5     535,3 

190,8 

376,0 

27,7 

77,0      293,6 

1  674,0 

76.0 

93,0 

749,6 

230,0,  387,0 

76,5 

397,8 

■  9,3 

81,1  ;  418,4 
1 

'883,1 

U2,3 

" 

83.6 

730,5 

i?2,3.   4i',o 

1 

.  ^54,5 

18,1 

75,0  1  192,2 

1  478,0 

5S,o 

0,6 

103,0 

409.6 

785,0 

347,0 

73,1 

414,5 

23,8 

83,0 !  346,9 

756,7 

104.8 

1,0 

110,9 

452,9 

435,1 

414,0 

90.4 

■  237,1 

14,9 

58,0 

319.3 

701.0 

103,0 

1,8 

77.0 

703,5 

285,0 

250,0 

44,8 

307,1 

ai,o 

59,4 

336,7 

421.6 

143,7 

2,2 

76,7 

734,0 

214,9 

326,7 

57,3 

294,0 

S4,5 

68,0 

370,3 

[007,0 

150,0 

3,6 

92.0 

656,9 

171,0 

309,0 

46a,a 

58,5 

81,9 

397,8 

568,0 

193,1 

3.3 

101,0 

647,8 

93,6 

476,9 

'43,8 

219,5 

13,' 

65,0 

313.9 

1.689.0 

53,0 

77,0 

755,0 

503,0 

222,0 

47,4 

342,5 

16,3 

67,5 1  350,7 

1  079,9 

86,4 

hO 

76,7 

801,4 

338.3 

349,5 

64.0 

367,3 

40,2 

52,0  1   247,9 

854,0 

71,0 

1.7 

80,0 

785,5 

168,0 

398,0 

138,4 

468,3 

41,1 

31,9  '    171,2 

291,3 

59.5 

0,9 

81,6 

105,2 

5'l,o 

145,0 

404,8 

50r+ 

61,7  1   247,4 

746,0 

112,2 

',9 

96.9 

636'i 

286,7 

443,3 

212,7 

511,2 

64,2 

67,6  1   267,3 

332,3 

186,5 

2,6 

103,0 

ÖSOJ 

167,3 

583,. 

268,0 

"3,8 

3,6 

78,8  .    168,6 

1  687,6 

79,8 

0,3 

90,8 

366,8 

1  218,0 

231,6 

28,9 

393.9 

3,9 

87,7    1    212,2 

1  159,7 

150,4 

0,4 

98,8 

327,3 

822,9 

390,2 

34,8 

343,8 

13,3 

169,0        188,7 

293,0 

94,0 

o;6 

161,0 

530,6 

153,0 

389,0 

64,2 

406,5 

16,4 

158,7        241,9 

'95,6 

114,1 

1,3 

'43,7 

582,2 

116,, 

454,8 

76,9 

340,i 

49,6 

70,4        363,0 

'664,3 

115.5 

87,8 

437,3 

708,2 

393,2 

'95,6 

521,7 

60,8 

75,3     307,8 

116,4 

183.1 

94,' 

551,8 

468,4 

6l6,6 

335.5 

363,6 

75,0      '97,5 

'47'.o 

62,0 

0,7 

98^0 

484,9 

663,0 

265,0 

77,0 

40a,  1 

36,7 

83.1 

249.9 

787.3 

'13,5 

'03.S 

524,4 

387,3 

417,1 

95,5 

Die  Schweinehaltung  ist  von  26."»  auf 
415  pro  1000  ha  gewaclisen.  Sie  ist  am 
KrGsetea  auf  den  FarzeDen:  18H2  1141, 
1895  1916,  bei  den  Bauern  dagegen  2Ö3 
und  402,  von  2—5  ha  7(«i,  5—10  ha  497, 
10—20  ha  38.'>,  50— HHI  ha  201,  100—500 
ha  dagef^n  nur  135  Stück.  Der  kleine 
Mann,  vielfach  der  Tagetöhuer  ist  es,  der 
aus  den  Schweinen  einen  erheblichen  Neben- 
verdienst und  zugleich  fOr  sich  die  erwei- 


terte Fleischnahrung  bezieht.  Eine  Zunahme 
ist  hier  sicher  noch  möglich  und  wHuschens- 
wert 

Die  Ziegenbaltung  steht  hinter  dem  Er- 
örterten so  erheblich  zurück,  dasa  wir  sie 
nur  kurz  berühren.  Nur  bei  dem  Parzellen- 
betrieb tritt  sie  den  anderen  ebenbürtig  zur 
Seite,  mit  1374  Stück  auf  1000  ha  gegen 
1082  im  Jahre  1S!)5.  Auf  den  bäuerlichen 
Oütem  mit  267. 
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Banerngnt  und  Bauenistaad  (Statistisch) 


Besondere    Aiifmerksamkeit   ist   in    der 

Statistik  noch  dem  Zugvieh  gewidmet 
Dasselbe  ist  naturgemäss  nur  schwach  auf 
den  Parzellen  vertreten,  mir  in  9,r)0/o,  auf 
GnindstQcken  von  2 — ,>  ha  schon  Tlji^/o, 
wfthi-end  es  in  den  grSssereii  nur  unter 
anssei^ewöhnlichen  Verhältnissen  fehlt.  Nur 
Pferde  verwenden  von  den  Parzellenbetrieben, 
die  Oberhaupt  Zugvieh  gebrauchen,  12,3*>.'o, 
82,1  */o  nnr  Kahe.  Bis  zu  20  ha  werden 
noch  häufiger  Kflhe  allein  verwendet,  von 
2—5  ha  in  09,5  »/o,  von  5—20  ha  in  20,3  ".'o. 


Der  gpösaeje  Bauer  bedient  dch  öfter  aus- 
schliesslich der  Pferde  in  76,3  */o,  von  Guts- 
beeitzem  nur  50  "lo,  wo  auBBerdem  sonst  no(^ 
Ochsen  benutzt  wei'den.  Selbst  auf  diesen  soll 
nach  der  Statistik  noch  öfters  in  1,1  "/o  die 
Euh  zum  Zuge  gebnucht  werden.  Im 
ganzen  werden  Aber  1  Million  £ühe  ange- 
spannt Am  meisten  ist  die  Sitte  in  Sfld- 
deutschland  verbreitet. 

Auf  100  ha  landwirtschaftlicher  Fläche 
sind  th&tig 


8,14  Pfe 

auf  Grundstöcken  nuter  2  ha 

Ostprenssen 

5^84  ; 

Preusaen 

Bayern 

a,6o     , 

Anhalt 

3,48     . 

Elaaea-LotlinDgfen 

3.34       , 

Es  ergieht  sich  hiernach  eine  ausser- 
ordentliche Verschiedenheit  in  der  Be- 
nutzung der  tierischen  Hilfe  zur  Beacke- 
mng.  Je  zersplitterter  der  Boden  ist,  um 
so  mehr  wird  mit  dem  Spaten  gearbeitet 
und  Zi^ere  kommen  weniger  zur  Anwen- 
dung. 

In  Anhalt  wird  ausnahmsweise  wenig  Zug- 
vieh gehalten,  in  Ostpreiissen  dagegen  sehr 
viel ;  in  Westfalen  gleichfalls  wenig,  in 
Bayern  auffallend  mehr.  Das  kann  seinen 
Grund  in  einer  sehr  grossen  Zersplitterung 
oder  in  der  mehr  gärtnerischen  Benutzung 
des  Landes  haben,  wo  natui^mäss  die  Hand- 


i,Si 


18,67 
13,43 
14,83 
53,40 
16,44 
1,96 
'6,45 


arbeit  melu:  flbernehinen  muss,  Zu^eh  nicht 
so  viel  Anwendung  finden  kann  wie  im  land- 
wirtschaftlichen Beiriebe.  Das  letztere  fällt 
mehr  ins  Gewicht  als  das  erstere.  In  An- 
halt und  namenüich  in  Westfalen  nimmt  der 
gärtnerische  Betrieb  einen  erhebiidien  Pro- 
zentsatz der  landwirtschaftlichen  {lache  ein, 
5  und  12%,  in  Ostpreussen  nur  1,2  "/o, 
Bayern  2,53  "/o. 

In  Anhalt  überwiegt  zugleich  die  ganz 
kleine  Parzelle  unter  1  ha  mit  66  "/o  gegen 
44  ".'0  in  "WesWalen,  35%  in  Bavem,  ^er- 
(lings  52  ".'0  in  Sachsen,  55  "/o  in  Ostpreussen. 
Was  in  Bayern  mit  den  Kflhen  geschafft 


Pa 

rzellen 

nnter  !  von  ö 

20  bis 

fiObis 

1— 2  a 

Snmma 

6a 

bis  20a 

60a 

100  a 

0-2  ha 

ha 

ha 

ha 

ha 

ha 

ha 

.4.nhalt 

Lttndwirtsch.ben.Fläche 

3»7 

8a6 

2544 

3  799 

3590 

10790 

V.  d.  Fläche  unter  2  ha 

0,29 

7,65 

33,58 

35,ai 

33,31 

da V. gärtnerisch  benutzt 

"3,1 

60 

125 

157 

"71 

536 

i.''/„d.landw.ben.F!&che 

43,6 

7,26 

4,91 

4,'3 

4,73 

4,88 

OstpreuHteu 

Landwirtach.  ben-Fläche 

160 

2769 

16183 

13719 

a7ao6 

60037 

V.  d.  Fläche  nnter  2  ha 

0,27 

4,61 

a6,95 

33,85 

45,33 

dar.gärtneriachbenatzt 
i.o/od.landw.ben.Fläche 

62 

334 

188 

368 

754 

5^06 

2,22 

1,45 

i>37 

0,96 

1,26 

Westfalen 

Lan  d  wirtBCh.ben  .Fläche 

894» 

12909 

33247 

59913 

106030 

V.  d.  Fläche  unter  2  ha 

0,96 

8,43 

ia,i7 

21,93 

56,5- 

da  V  .gärtnerisch  benntzt 
i.\J.landw.ben.Fläche 

658 

4535 

a6ii 

23*1 

3  184 

13309 

64,57 

50,72 

20,23 

9,98 

•^,31 

'^.55 

Bayern 

Landwirtach.ben.Fiäche 

384 

3937 

16374 

41  208 

115756 

177659 

V.  d.  FlSche  nnter  2  ha 

0,32 

1,22 

9,22 

23,19 

65,15 

da  V.  gärtnerisch  benutit 
i.o'„d.landw.hen.FUche 

175 

55» 

83a 

i  177 

176s 

4501 

45,57 

14,02 

5,°8 

2,86 

',53 

a,53 

Sachren 

LaDdwirtsch.ben.Fläche 

35a 

3123 

io639 

35455 

27844 

57413 

V.  d.  Fläche  unter  2  ha 

0,61 

5,44 

18,53 

26,92 

48,50 

dav. gärtnerisch  benntzt 
i.'>;,d.landw.ben.Plächt 

95 

330 

559 

736 

795 

3515 

36,99 

'°,57 

5,25 

4,76 

«,85 

4,38 
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wird,    macht    man    in    Ostpraussen     mit 
Pferden. 

Der  Banernstand  hat  in  DevitBchland  das 
TOD  ihm  bewirtschaftete  Land  zum  grOssten 
Teile  selbst  im  Eigentum.  Wahrend  im 
^nzen  16,2  "le  der  landwirtschaftlicheu 
Fläche  Fachtland  sind,  so  von  dem  in  der 
Hand  des  kleinen  Bauern  15,93 '*/<),  also 
nicht  viel  unter  dem  Durchschnitt,  so  ist  es  bei 
dem  mittleren  und  grossen  Bauer  dagegen 
nur  die  HÄlfte,  8,17  und  7,22<*/(i.  Seit 
1882  ist  dieser  Prozentsatz  etwas  gesti^en. 
Am  meisten  ist  das  Pachtwesen  in  Elsass- 
Lothringen  verbreitet,  wo  die  Qrossbauem 
39,32 ''/o  des  Landes  nur  gepachtet  haben. 
Auch  im  Rheinland  sind  es  26  "/o,  doch  hat 
sich  das  Verhältnis  in  beiden  Gegenden  seit 
1882  gebessert  Dies  tritt  noch  schtofer 
in  Hessen-Nassaa  hervor,  wo  es  nach  den 
Angaben  der  Statistik  von  14  auf  7  ".'o  herab- 
g^iangen  ist.  HeBsen-Naßsau  zeigt  14,26  "/k, 
und  fast  ebensoviel  zeigt  Baden.  Bezeichnend 
ist  es,  dass  in  den  erwähnten  Landesteilen 
der  Orossbauer  mehr  auf  Fachtland  ange- 
wiesen ist,  als  der  mittlere  und  kleine  Bauer. 
Die  Ursache  ist  darin  zu  sehen,  dass  die 
grossen  Orundherren,  Gemeinden,  Korpora- 
tionen ihr  Land  in  solchen  Gütern  zerteilt 
besitzen  und  es  nur  zum  kleinsten  Teile 
selbst  bewirtschaften,  während  in  den 
liehen  Provinzen  Preussens  der  Adel 
der  Staat  grössere  Güter  besitzt  und  d 
verpachtet,  der  Bauer  aber  dort  wie  in  Bayern 
und  Württemberg  auf  seinem  ererbten  Grund 
und  Boden  sitzt,  besonders  der  Gespann- 
bauer. Kleinere  Grundstücke  werden  weit 
häufiger  in  Pacht  gegeben  und  genommen. 
Das  letztere  ist  besonders  in  den  Provinzen 
Sachsen  und  Hannover  der  Fall,  wo  die 
Rüben  bauenden  Güter  solche  Grundstücke 
in  grosser  Zahl  pachten,  da  sie  dieselben 
besser  auszunutzen  vermögen  als  der  Bauer 
selbst  Weit  stärker  ist  die  Verpachtung 
bei  den  Parzellen  verbreitet  In  den  öst- 
Mctiea  Provinzen  Preussens  ist  der  Gespann- 
bauer nur  selten  Pächter.  Je  kleiner  das 
Grundstück  ist,  um  so  häufigei*  besteht  es 
aus  Paditland.  In  Ostpieussen  sind  in  der 
Hand  des  Grossbauern  nur  2''<o  Pacht- 
land, des  mittleren  5,1  "-'o,  des  kleinen 
12*/o,  von  der  ganzen  landwirtachafthch 
benutzten  Fliehe  sind  8,4  ".'o  verpachtet 
In  Westpreussen  sind  die  betreffenden 
Zahlen  3,4''/o,  8,4%,  12,2%,  10,2''/o;  in 
Pommern  9,3  "/o,  13,7  ».'o,  23,1  "/o,  im  ganzen 
aber  22  "/o,  weil  dort  viel  grosse  Güter  in 
Pacht  vergeben  sind.  Das  Pachtweseu  hat 
aber  nicht  unbedeutend  an  Ausdehnung  ge- 
wonnen. 

Aus  allem  ergiebt  sich,  dass  im  deutschen 
Bauernstände  durchaus  gesunde  Verhältnisse 
obwalten,  und  die  in  der  neueren  Zelt  mehr- 
.  fach  wachgerufenen  Befürchtungen   w^en 


eines  Rückganges  desselben  sind  für  jetzt 
durchaus  g^;en standslos.  Der  Bauernstand  ge- 
winnt vielmehr  gerade  in  der  neueren  Ent- 

ickelung  anTerrün.  Aber  auchhiermüssen 
alle  Veränderungen  sorgsam  überwacht 

■erden,  denn  gerade  aus  diesen  ist  weit 
melu-  zu  ersehen  als  aus  den  thatsäehhchen 
Verhältnisseu  in  einem  gegebenen  Momente. 
Die  Statistik  giebt  uns  auch  in  Deutsch- 
land noch  keine  Auskunft  über  die  auf  den 
verschiedenen  Grösse nkategorieen  der  "Wirt- 
schaften lebenden  und  daselbst  landwirt- 
schaftlich thätigen  Personen,  so  interessante 
Aufschlüsse  wir  dadurch  auch  über  den 
Gegensatz  der  grossen  und  kleinen  Wirt- 
schaften erhalten  kannten. 

Lltteratar:  Badm.  Erktbungtn  über  die  Lage 
der  LandairUchaft  im  Grotthenogliim  ISS3,  ver- 
anilaiM  durch  dai  grotih.  Jfinwferium  det  Tn- 
Tiem,  4  Bde,,  Karltnibe  1883.  —  Bänerliche 
Zutlände  in  DeuUclUand,  BeriehU  reröffenUicIit 
vom  VerHa  für  Soiialpolilik ,  3  Bdt.,  Leiptig 
188S  (Sehr.  d.  V.  /.  Soiialp.  it,  X3,  ti).  — 
Bayern,  Die  LaadxrirUchafi  in,  Dealaehrijt 
nach  amüicken  QiiflUn  bearbeitet,  München  1800. 
—  Bernhardt.  Vermth  einer  Krilit  der 
Gründe,  die  für  jroetet  «nd  kleinet  Gnauleigen- 
tvm  angeßlhrl  ieerden,  Ptteriburg  IS^B.  — 
Broärifk,  Etiglith  Land  and  tnglith  Land- 
lordi.  —  Cairid,  Jamet,  the  landed  iniertit, 
London  1SS3.  —  Eheberg,  Agrttrieehe  Ziutände 
in  Italien  (Sehr.  d.  V.  f.  SoHalp.  S9J,  Leiptig 
1886.  —  Eliaft-Lotkringen.  Bericht  der 
Etiquitekomaiittlon  über  die  Lage  der  Land-- 
tnrttelut)t,  Stnutbary  1887.  —  A.  de  Foville, 
Le  mm-celUment,  Pttrit  1885.  —  Grundeigen- 
tum un<I  Gebäude  int  prtuetiechen  Staate 
auf  Grund  der  Materialien  der  Gebäudeileuer- 
revitim  rom  Jahre  1S7S  (Preutt.  Slatittik,  hrtg. 
vom  pretit).  »tatittiiirli.  Bnreav),  Berlin  1889.  — 
Seiten.  Bericht  der  Enquetekontmittiim,  X 
Bde.,  DanMladt  1384—1886.  —  Kolonita' 
tio»,  tur  inneren]  in  DeiMchland,  Erfahrangett 
und  VoTtehläge  heravtg.  im  Auftrage  det  V.  f. 
Soiiaip.,  Leiptig  1886  (Sehr.  d.  V.  f.  Soiialp. 
St).  ■ —  Verhandluiigen  auf  der  Generalvereamm- 
l„ng  det  V.  f.  Soiialp.  (Sept.  1886)  aber  innere 
ÄblOTiwofton  mt(  KOektirhl  auf  die  ErhaUung 
und  Vermehning  de>  mitäeren  und  kleineren 
ländlichen  GrundbetiUiet  (Sehr.  d.  V.  f.  Soäalp. 
SS,  S.  7  7  ff.),  Leipiigissr.  —  Läonee  de  La- 
vei-gne,  Eiiai  mr  t'iconomie  rurale  de  l'An- 
gleterre,  ita™  1858.  —  Lette,  Verteilung  det 
Grundeigentum*  im  Ziieanimeoltang  mit  der  Ge- 
tcbichfe  der  folkeiutUiade,  Berlin  1853.  —  A. 
V.  .VtoskOIMM,  I>at  Erbrecht  und  die  Grund- 
gigenlrimmerteilHHg  im  Deultehen  Seiehe,  1.  AbL 
(Sehr.  d.  y.  f.  Soiialp.  10),  Leiptig  188t.  ~ 
Koste  und  Reltxeitetein,  Agrariteie  Zustand» 
in  Frankreich  und  England  (Sehr.  d.  V.  f.  Sor 
*ialp.  t7),  Leipzig  183i.  —  Rattlnger,  Die 
Erhaltung  dei  Bauemtlandet,  J'Veiburg  JS83.  — 
Jtetche7t«perger,  Die  Agrarfrage  aut  dem  Ge- 
lichltpunkte  der  2iationaläkoHomie,  KSln  IS43. 
—  Frhr.  V.  Bettaenateln ,  Agrariiehe  Zu- 
ttände  in  Fraiüareich,  Leiptig  1834.  —  SeMU, 
l'eber  den  Einfhui  der  Verleilung  det  Omnd- 
eigentamt  auf  dat   Volk*-  und  StaattUben,  183S-. 


Bauerngut  uud  Bauernstand  (SlaüstiBdi) — ^Bauernkrieg 


—  Slatitl't  dti  Dtaüchtn  Reicht  X.  F.  Bd. 
r,  Berlin  1885.  —  Beruft-  und  Gevtrbe- 
lählung  rom  I4.  Juli  1S9S  der  Landtrirtachafi 
im  Dtuttchen  Stiche,  A'.  F.  Bd.  lli,  Berlin  1S9S. 

—  Statittiqve  agricoU  de  In  Fninee,  -Vihiit/ 
1837,  pitbl.  par  le  Min.  de  l'agrieiiüure,  und 
Riri»  1897.  —  ?'erA«in/iunj«n  <f«r  Okt. 
1881  abgeh.  Generalvertammlung  de*  Y,  f.  Ho- 
ziaip..  Ober  (trundeigentumtrrrtrüuTtg  und  Erb- 
nehtm^orm  (Sfhr.  d.  V.  f.  Sotiatp.  gl.  S.  Sff.). 
Leiptig  188t.  ~  Dattelbe  von  OH.  ISSi  über 
Mtutrageln  der  Guetigebang  «nd  VenBoUimg  tur 
ErhaUiing  det  b/iuerlirhen  Griindbetittet  (Sehr. 
lt.  V.  f.  Sotialp.  tS,  S.  3ff.),  Leiptig  I8S4.  ~ 
Württemberg,  Ergebnitie  der  Erhebungen 
äi«r  die  Logt  der  t^iiaiichen  Landieirttchafl 
in  6  Gemeinden  det  KSnigreieht,  Stutlgari  1886. 
S.  SUiHttiiehe  LiUeralur  bei  den  Ära.  Ägrar- 
ttatittik  oben  Bd.  I  S.  liijiS  md  Agrar- 
kritit  oben  Bil.  I  S.  n<>:M 

Jf.   Conrad. 


Banerakrlefl. 

1.  Einleitung.  S.  Veranlasaung.  3.  Tra- 
gende Kraft  der  Bewegung.  4.  Vurapiele.  6. 
Verlanf  des  B.     6.  Sehluag. 

l.Einleitnng.  Solange  sich  die  Forachung 
mit  dem  Zeitalter  der  Reformation  beschäf- 
tigt hat,  hat  sich  in  der  Darstellung  der 
GegensatzderzweiWeltanscliauungennieder- 
geacldagen,  von  denen  die  eine  die  be- 
stehenden Verhältnisse  als  unangreifbar  be- 
trachtet die  andere  mit  der  Reformbedörftig- 
keit  jeder  menschlichen  Ordnung  rechnet. 
Und  unter  allen  Erscheinungen  der  Refor- 
matioDSzeit  hat  der  Bauernkrieg  mit  am 
meisten  unter  der  Verechiedenartigkeit  dieser 
Denkrichtungen  leiden  müssen.  Leo|>old  tod 
Ranke,  der  seine  »deutsche  Geschichte  im 
Zeitalter  der  Reformation"  mit  grösserer 
innerer  Teilnahme  geschrieben  hat  als  seine 
anderen  Werke,  bezeichnet  den  einen  Pol 
der  Auffassung,  Johannes  Janssen  in  seiner 
mit  glühender  Begeiatemng  für  die  katho- 
lische Kirche  verfassten  »Geschichte  des 
deutschen  Volkes  seit  dem  Ausgange  des 
Mittelalters'  den  anderen.  Immerhin  steht 
Ranke  nicht  auf  dem  Boden  der  einseitig 
protestantischen  Legende,  die  in  dem  Bauern- 
kriege nur  die  Erhebung  einer  für  die  reü- 
S'Qeen  Fragen  der  Zeit  verständnislosen 
asse  erkennt,  sondern  glaubt  in  der  ihm 
eigentflmlichen  Verknüpfung  politischer  und 
allgemein  kultureller  Verhältnisse,  dass  je 
mehr  ein  Zusammengehen  der  Reichsregie- 
rung mit  Luthers  gemässigten  Tendenzen 
zur  l'nmöglichkeit  wurde,  auch  um  so  mehr 
die  seit  1522  niedergekämpften  Dmstura- 
theoneen  wieder  hervorbrachen.  Nach  Jans- 
sen ist  der  Bauernkrieg  im  tiefsten  Grunde 
ein  Rehgionskrieg ,   ein   Kampf   gegen   die 


römische  Kirche,  dem  die  AVIrksamkeit  der 

Reformatoren  »den  Charakter  ihrer  Allge- 
meinheit und  unmenschlichen  Furchtbarkeitc 
gegeben  hat  Die  dem  gegenüber  rastlos 
schaffende  historische  Einzelforschuog  ar- 
beitete an  dem  wahren  Bilde  der  grossen 
Bewegung,  das  Bensen  und  Zimmermann  in 
den  vierziger  Jahren  unseres  Jahrhunderts 
mit  möglichster  Gei'echtigkeit  zu  klären 
suchten  und  das  dann  Egelliaaf  wesentlich 
erweitert  und  vertieft  hat,  während  W.  Vogt 
die  Anschauungskreise  untersuchte,  die  auf 
die  Atmosphäre  der  bäuerlichen  Gedanken- 
gänge von  Einfluss  geworden  sind.  Leider 
aber  ist  der  von  Janssen  tendenziös  einge- 
schlagene Weg  bis  jetzt  nicht  weiter  verfolgt 
und  in  objektiver  Weise  geklärt  worden, 
d.  h.  ohue  religiöse  und  konfessionelle  Vor- 
eingenommenheit der  wirtschafthche  Zustand 
der  deutschen  Bauernschaft  vor  dem  Kriege 
an  der  Hand  der  bäuerlichen  Rechts-  und 
Wirtsch&ftsaufzeichnui^n  systematisch  ver- 
folgt worden.  Denn  ^ein  in  einer  solchen 
Erforschung  kann  die  Erklärung  der  grossen 
sozialen  Erhebung  gefunden  werden,  die 
sicherlich  eine  erschöpfende  Untersuchung 
nicht  mit  Ijassalle  als  eine  Reaktion  im 
Geiste  des  Mittelalters  bezeichnen  dürfte 
(Ärbeiterprctframm),  wenigstens  in  dem 
Sinne,  wie  Lassalle  das  Mittelalter  auffasst 

S.  Veraolaasnng.  Die  Veranlassung  des 
Bauernkrieges  ist  in  den  allgemeinen  *-irt- 
schaftlichen  Notständen,  die  im  Beginn  des 
Jahrhunderts  der  Reformation  vorlagen,  ge- 
geben. 

Die  deutsehe  Bauernschaft,  seit  frühesten 
Zeiten  der  stärkste  Teil  der  Bevölkerung, 
hatte  viel  von  ihrem  wirtschaftlichen  Halt, 
den  sie  an  der  Familiengenossenschaft  besass, 
eingebüsst,  als  die  Grossgrundherrschaft  seit 
dem  9.  Jahrhundert  immer  mehr  in  das 
Wirtschaftsleben  der  Nation  bestimmend 
eingriff.  Die  Agrarkrisen  des  früheren 
Mittelalters,  mindestens  ebenso  häufig  wie 
in  späteren  Zeiten,  sind  aber  doch  unter 
Beihilfe  der  Kirche  immer  wieder  gemildert 
worden.  Indem  sie  opferwillig  die  vom 
Gute  aus  unbe(^uem  zu  bewirtschaftenden 
AuBsenschlä^  zur  Ansiedelung  von  Klein- 
bauern bestimmte  und  deren  soziale  Lage 
beständig  zu  heben  suchte,  hat  die  kindi- 
hche  O^nisation  den  durch  die  Qroas- 
gnindherrschaft  allzu  gelockerten  Bestand 
eines  gesunden  kleintäuerhchen  Standes 
wieder  herzustellen  gestrebt  und  zudem 
durch  die  Kolonisationsnntemehmungen  der 
Bischof skirchen  und  vor  allem  der  Mönchs- 
orden der  wachsenden  Bevölkerung  einen 
erweiterten  Nahrun  gsspielraum  eröffnet  In 
dem  eigentlichen  deutschen  Kolonisations- 
laude  des  Mittelalters  aber  wurde  von  ÄnEang 
an  die  dem  Zuzug  tüchtiger  Arbeitskräfte 
günstige   soziale   und   rechtliche  Idge  des  . 


Baiterukrieg 


Sauernstandes  wohlthStig  empfundoii,  und 
hier  kam  zudem  kein  klaffenaer  Qegensatz 
iwigchen  Giossgrundbesitz  und  ländlichem 
Proletariat  in  Frage,  die  unmittelbare  Unter- 
ordnuDg  des  Bauern  unter  den  landesherr- 
lichen Gerichtsstand  festigte  seine  rechtliche 
Stellung  ebenso  wie  in  den  geistlichen 
Tetriforien  des  Stammlandes.  Genug,  hier 
wie  dort  bereitete  sich  jene  im  Grunde 
vort^hafte  L^i;e  vor,  deren  sich  der  deutsche 
Bauernstand  im  13.  Jahrhundert  erfreute. 
Ib  ist  der  Höhepunkt  der  freiheitlioheu 
Entfaltung  der  jetzt  erreicht  wurde  und 
der  in  Neidbarta  =  Höfischer  Dorfpoesie« 
und  in  der  flberkecken  Dorfgeschichte  vom 
Heier  Hehnbrecht  seinen  littemrischen  Aus- 
druck und  Niederschlag  gefunden  hat.  Unter 
der  Einwiitung  der  fast  modernen  B^e- 
ruDgsv'eiae  des  staufischen  Herrschcige- 
Gchlechtes,  den  mancherlei  sozialen  Ver- 
KQnstigungeii  im  Gefolge  der  Kreuzzüge  und 
der  b^tändigeu  Erveiterung  des  Nahnmgs- 
spielraomeii  des  Volkes  durch  die  Eoloni- 
sation  schwindet  allenthalben  Hörigkeit  und 
wirtschaftliche  Not.  Aber  jede  freie  Ent- 
fesselung 'wirtschaftlicher  Kräfte  enthalt  die 
Keime  zu  neuen  Verwickelungen.  Das  zeigte 
sich  wie  in  den  Zeiten  der  Stammeswande- 
mng  auch  jetzt  an  der  Wendung,  die  im 
Hochmittelalter  die  deutschen  AgrarverhiUt- 
nisee  nahmen.  Und  we  so  oft  in  der  Wirt- 
schaftsgeschichte war  auch  diesmal  die  Ver- 
mehrung der  in  glücklichen  Umständen 
iieian  wach  senden  Besölkemng  die  letzte 
ÜiEacbe  einer  neuen  eigenartigen  Entwicke- 
limg^') 

Das  oatQrlidie  Wachstum  der  ländlichen 
BevSlkerung  wurde  nun  dadurch  für  diese 
noch  unheilvoller,  als  es  zusammentraf  mit 
den  schfldj^nden  Einflüssen  der  Ausbreitung 
der  Geldwirtechaft. 

Auf  der  einen  Seite  eiug  so  die  alte 
Vollhufe  von  30  Morgen,  die  m^prflngliche 
Wirtschaftsgrundlage  der  Familie,  dahin.  Die 
Separationen  veränderten  den  bisherigen 
B^tzstand  zumeist  in  einer  Weise,  die  weit 
über  das  Mass  des  wirtschaftlich  Zulässigen 
fainaosging  und  den  Ertrag  des  kultur&higen 
Bodens  keineswegs  zu  steigern  vermochte. 
Und  Qberdem  erlaubten  auch  die  Lasten, 
wie  sie  die  Kirche  und  die  unheilvolle 
Beichspoiitik  dem  libidlichen  Besitzer  auf- 
gezwungen hatten,  diesem  nicht,  sein  freies 
echtes  Eigen  des  vollfreien  Besitzes  au  be- 
wahren. 

Auf  der  anderen  S^te  fOhrte  die  Ent- 


')  Dies  Wachstum  der  BevUlkerong  kon- 
statiert Lamprecht  von  einer  üntersnchnnir  der 
lmitdwiitachaftlichenBodenbeetedelniiKans(%'irt- 
ai^ftalebeij  IC),  und  ich  fand  die  Reichen  £r- 
^idiae  durch  eine  Betraehtun«:  der  ZoUtarilie- 
nuig.    S.  meine  „RfaeinsOHe",  S.  42. 


I  Wickelung  der  Geldwirtachaft  ein  Heer 
'  von  Nachteilen  über  das  flache  Land  herauf. 
Einmal  die  Geldwirtscliaft  in  Deutschland 
selber.  Die  Stadt  entzog  demXiande  tüchtige 
Arbeitskräfte  und  Erwerbszweige,  und  die 
Verknücherung  der  Zünfte  beseitigte  die 
Freizügigkeit  des  früheren  Mittelalters.  Das 
romische  Recht  durchsetzte  die  bäuerlichen 
Verliältnisee,  ohne  der  alten  Gemeindefreiheit 
und  dem  alten  Erbgange  des  Landes  gerecht 
werden  zu  können.  Schliesslich  war  die 
Stadt  auch  darin  dem  Ijande  voraus,  das.« 
sie  sich  seit  dem  Siege  der  Zünfte  einer 
Gemeinde  und  eines  Gemeindeorgaus  ei^ 
freute,  während  die  Bauernschaft  nicht  in 
der  Lage  war,  bei  der  Erledigung  ihrer 
heiligsten  Angelegenheiten  mitzuarbeiten. 

Ebenso  nachteilig  wie  die  Ausbreitung 
der  Geldwirtschaft  im  Heimatlande  wirkte 
die  Entwickelung  der  Weltwirtschaft  auf 
die  deutsche  Landwirtschaft.  Der  Metall- 
zufluss  aus  den  Minen  von  Peru  und  Mexico 
traf  zusammen  mit  einer  reichen  Ergiebig- 
keit der  deutschen  Bergn^erke  und  musste 
bei  dei-  trostlosen  Zerrissenheit,  Venvirrung 
und  Unsicherheit  der  deutsclica  MCInzver- 
hfiltnisse  besonders  empfunden  wci-den.  Die 
Edelmetallpreise  sanken,  bis  um  die  Mitte 
des  16.  Jahi'hunderts  stieg  die  Minderung 
des  Geldwertes  um  50 '^/o,  damit  im  Zu- 
sammenhange stand  die  allgemeine  Freis- 
steigerung, z.  B.  dei'  Wollenpreise  in  Thü- 
ringen um  das  doppelte,  der  Güterpreise 
im  ganzen  um  das  fünffache.  Dem  ent- 
sprach nun  weder  eine  Erhöhung  der  Paclit 
noch  eine  Steigerung  der  Löhne,  dagegen 
verstanden  es  die  Grundbesitzer  und  nament- 
lich die  Kirche,  ihre  Einbiisse  durch  ausser- 
ordeutliche  Steuerumlagen  auszugleichen. 
Ausländische  Handelsgewächse  und  Manu- 
fakturen drangen  in  Deutschland  ein,  die 
thüringische  und  rheinische  Wmdprodufction 
wiu^le  durch  den  Indigo,  der  Keimes  dun^i 
die  Cochenille  verdrängt,  und  die  heimische 
Schafzucht  litt  unter  dem  Import  der  im 
Auslande  gefertigten  Tuche  imd  Sammet- 
arten. 

Nicht  der  letzte  Feind  des  deutschen 
Bauernstandes  war  die  erstarkende  Terri- 
torialmacht. Die  Gruodherren,  oft  iden- 
tisch mit  den  Landesherren,  waren  an  vielen 
Stellen  im  Besitze  der  höchsten  Gewalt  in 
der  Mark,  des  Obermärkeramtes,  der  Wal- 
dungen und  Allmenden  und  übten  diese 
OewaJt  in  der  fortwährenden  Auflage  zahl- 
loser Lasten  auf  die  Schultern  der  Bauern. 
Die  Benutzung  von  Wald  und  Weide  war 
nur  noch  gegen  die  drückendsten  und 
raffioiertesten  Zinsabgaben  gestattet,  das 
persönliche  Leben  von  der  Wiege  bis  zum 
Grabe  unterlag  den  Zwangs-  und  Bannrechten 
der  Qrundherren.  Und  zu  allen  landes- 
herrlichen und  grundherrlichen  Lasten  kamen 


cUe  ReichsBteiierD,  deren  Eintrdbuog  in  ge- 
'wiBseoloser  Weise  ausgebeutet  wurde  und 
die  meist  unter  der  EinvirkuDg  der  die 
Steuer  beratenden  Stände  eine  diesen  güns- 
tige Tendenz  erhielten  und  in  keiner  Weise 
auf  die  Steuerkraft  des  armen  Mannes  Rück- 
sicht nahmen.  Zündstoff  war  also  genug 
da,  um  die  Bauern,  die  keineswegs  feige 
diesen  Schicksalsweg  gegangen  ■waren,  zur 
Selbstbefrei iiug  zu  treiben,  wenn  nur  andere 
Umstände  diesen  Versuch  begünstigten. 

3.  Tragende  Kraft  der  Bewe^ng. 
Wie  man  bei  Betrachtiing  der  französischen 
Revolution  die  nächste  Veranlassung  (die 
feudalistische  Produktion)  und  den  idealen 
Einschlag  der  Bewegimg  (die  Ideeen  von 
Freiheit,  Gleichheit  und  Brüderlichkeit)  zu 
unterscheiden  hat,  so  muss  man  auch  beim 
Bauernkrieg  von  der  Veranlasaung  die 
tragende  Kraft  trennen.  Die  Idee  eines 
Gottesreiches  der  IVeiheit  und  Gleichheit 
war  seit  den  Tagen  Äugustins  in  der  Christen- 
heit mächtig  gewesen,  wenn  auch  dieoffizielle 
Kirche  keineswegs  überall  solche  Gesinnungen 
teilte.  Der  Gedanke  einer  Befreiung  aJler 
Sklaven  und  Hörigen  ist  von  kommunistiiicher 
Grundlage  aus  ja  bereit*  von  den  Gnostikern 
verfochten  woraen.  Von  einem  Zeitalter 
des  Geistes,  das  die  Arbeit  von  Jahrtausenden 
belohnen  imd  die  Annen  und  Enterbten 
zn  Besitzern  der  Erde  erhöhen  werde,  weiss 
das  Evangelium  aoternum,  wie  es  der  Cister- 
cienscrabt  Joachim  von  Floris  in  Calabrien 
Ende  des  12.  Jahrhimdert«  verfocht'),  und 
diese  Gedanken  fanden  unter  dem  Kreis 
der  Franziskaner  manchen  Anhang,  Gerade 
inmitten  der  niederen  Volksschichten  hat 
dieser  dem  Ideal  apostolischer  Eigentums- 
iosigkeit  huldigende  Bettelmönchsorden  aller- 
hand Abelglauben  und  auch  »die  Hoffnung 
auf  eine  herrliche  Zeit  nach  vöihger  gewalt- 
samer Umkehr«  zu  verbreiten  gewusat 
Aehnlichen  Ideeen  huldigte  auch  die  im  ali- 
gemeinen unklar  gewordene  Scholastik  des 
ausgehenden  Mittelalters,  selbst  ihr  be- 
dentendsfer  Vertreter,  Gabriel  Biel,  Professor 
der  Theologie  au  der  Universität  Tübingen, 
erkennt  in  dem  Privateigentum  eine  Folge 
des  Sündenfalles  imd  hält  fest  an  der  ur- 
sprünglichen Gleichheit  aller  Glieder  des 
Menschengeschlechts  (Collectorium  senten- 
tianim  questio  11  und  V),  Wenn  selbst  in 
den  wissenschaftlichen  Kreisen  solche  Lehren 


')  VergJ.  Reuter,  Geschichte  der  religiösen 
Aufklärung  im  Mitt«lalt«r,  1Ö77.  Schneider,  J. 
T.  F.  nnd  die  Apokoljptiker  des  Mittelalters, 
1873.  Preger,  das  Evangelium  aeternum,  1874. 
Gieaeler,  Kirchengeschichte,  2.  Auagahe  II,  2. 
S.  358.  Joachim  bezeichnet  gerade  als  Eigen- 
tümlichkeit der  dritten  zukünftigen  Weltpenode 
„necesse  est,  nt  anr^edat  similitudo  vera  apos- 
toljcae  vitae,  in  qua  non  acqnirebatnr  possessio 
terrenae  hereditatts,  sed  rendebator  potina". 


vertreten  wurden,  wie  viel  mehr  mögen  die 

freien  religiösen  Genossenschaften  der  Spiri- 
tuellen und  ajwkalypti sehen  Fraticellen,  der 
Brüder  des  freien  Geistes  und  selbst  einzelne 
Mystiker  ebenso  wie  die  versprengten  Reste 
der  im  Beginn  des  14  Jahrhunderts  nieder- 
geworfenen oberitalischen  Bauern  revolution 
ihre  kommunistischen  Ideeen  in  die  unteren 
Schichten  des  Volkes  getragen  haben.  Seit 
dem  Anfang  des  15,  Jahrhunderts  schlugen 
dann  Funken  des  hussitiseh  -  taboritis(£en 
Kommunismus  hinüber  in  die  schon  mannig- 
fach erregte  Stimmung  des  deutschen  Bauern- 
standes. Hussitisehe  Reiseprediger  und  die 
Söldnerscharen  der  Hussitenkriege  verpflani- 
ten  nach  Mittel-  und  Süddeutsäiland,  nach 
Franken  und  der  Eegensburger  Gegend  ihre 
utopischen  Lehren  von  Freiheit  und  Gleich- 
heit, von  Einziehung  dos  Kirchengutes  und 
Abschaffung  des  Zehnten.  In  dieser  Ein- 
wirkung des  HuBsitismuB  auf  die  Ideeen  der 
bäuerlichen  Eriiebung  in  Deutschland  findet 
man  auch  eine  Ermrung  dafür,  dass  ein 
%)ruch,  der  zur  Zeit  der  Bauemuoruhen 
Wiclifs  und  der  Empörung  Wat  Tylers  in 
England  1381  lunlief,  im  schwäbischen 
Bauernkrieg  des  16.  Jahrhunderts  wieder 
zur  Verbreitimg  kam: 

>wheu  Adam  delved  and  Eva  span, 
Who  was  then  the  gentleman?* 
Nodi  Wachsmuth,  Escher  und  Contzen') 
wussten  für  diese  Wiederaufnahme  keine 
Erklärung.  Nachdem  aber  Loscrth*)  end- 
gültig erwiesen  hat,  dass  Wiclif  auf  die 
böhmisclien  Vorreformatoren  in  den  80er 
Jahren  des  14.  Jahrhunderts  von  grossem 
Einfluss  geworden  ist,  hat  sich  die  Kette 
der  Bezienimgen  geschlossen.  Durch  Ver- 
mittelung  des  Hussiti&mus  hat  der  deutsche 
Bauernaufstand  auch  wiciifitische  Gedanken- 
gänge übernommen.  Alledem  verbanden  sich 
dann  die  in  den  gärenden  Massen  besonders 
wirksamen  Weissagungen  und  Prophezei- 
ungen einer  fanatisch-phantastischen  Astro- 
logie, die  für  die  zwanziger  Jahre  des  16. 
Jahrhunderts  Revolution,  Aufruhr  und  Mord, 
aber  auch  Besserung  und  Reform  voraiw- 
sagten.  Und  endhcn  haben  die  uoklwen 
revolutionären  Schwarmgeistereien  von  Män- 
nern wie  Karlstadt  und  Thomas  Münzor, 
den  die  Vertreter  der  heutigen  Sozialdemo- 
kratie so  gerne  als  den  eigentlichen  deutschen 
Reformator  bezeichnen,  ebenso  auf  die  Massen 
gewirkt  wie  unbestreitbar  auch  Luthers  Wort 
von  der  Freiheit  eines  Christenmen  sehen. 
Was  künunerte  sich  das  Volk  um  den 
Sinn,   in   dem   der  Refc»inator   sein  Wwt 


')  Wachsmuth  in  Itaumers  Taachenbaeh  5, 
S.  376  (1634).  Eacher,  Handbuch  der  prakt 
Politik  1663,  S.  321.  Contzen,  Gesch.  d.  toUu- 
wirtsch.  Litteratur  im  Mittelalter,  2.  Aufl.,  S.  33: 

')  Loserth,  Biu  und  Wiclif,  Prag  1884. 
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OT^iraDglich  gesprochen  hatte!  »Die  Frei- 
heit eines  Chnstenmeiisehem  war  unter  der 
damaligen  Bauernschaft  ebenso  die  'Parole 
wie  heutzutage  *die  Einteignung'  der  Ent- 
ogner«  bei  der  Sozialdemokratie.  Genug, 
der  eigentliche  ideale  Einschlag,  die  tragende 
und  treibende  Kraft  des  Bauernkrieges  ist 
die  Idee  der  Preiheit  und  Q-leichheit;  sie 
wurzelt  aber  in  dem  Boden  des  Christen- 
tams  uad  Dicht  wie  später  im  Naturrecht 
'  4.  Vorspie)«.  Ab^eseheuyondemBauem- 
anfstand  in  Oberitalien  im  Anfang  des  14. 
jahrfanoderts  hfiren  wir  in  Deutschland  bis 
tur  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  von  einigen 
SxcesBen  der  Bauern  gegen  die  Juden,  um 
die  drOckenden  Schulden  los  zu  werden  und 
denn  Reichtum  zu  erlangen:  so  in  Gotha 
im  Ji^ire  1391  und  in  Worms  im  Jahre 
1431.  Die  Erhebung  des  Pfeifers  von  Niklaa- 
hauaen,  der  Gl^chheit  aller  Menschen,  Ge- 
meinsamkeit von  Wald,  Weide  und  Wasser, 
Abochaffung  tüler  Z6Ue,  Steuern,  Zehnten, 
Bonden  und  Zinsen  verlangte  und  ausrief, 
es  mflsae  noch  dahin  kommen,  dase  Fürsten 
und  Herren  um  Tagelohn  arbeitetca,  wmde 
1476  von  dem  Bischof  von  Würzborg  die 
gewaltsame  Bewegung  der  Allgäuer  Bauern 
und  in  der  Abtei  Kempten  im  Jahre  1492 
vom  Bchwähificheu  Bunde  niedergeschlagen, 
nitd  auch  die  niederländischen  KSsebrodter 
1491  hatten  ein  gleiches  Schicksal  Dass 
aich  im  Zusammenhang  mit  der  Ausbreitung 
der  oben  skizzierten  Ideeen  seit  dem  Anfang 
des  16.  JsJirhanderts  in  den  kleinen  reichs- 
nnmittel baren  Gebieten  Süddeutschlands  die 
Baueroaufstände  mehrten,  liegt  auf  der 
Band.  Schon  die  elsässische  !&hebun^  des 
Jahres  1493  stellte  christlich-soziahstische 
Giuodsfttze  gegeii  herrschende  kirchliche 
Gmndb^riffe  auf  dramatischem  und  wirt- 
Bcliaftlichem  Gebiete  auf,  und  nach  einem  Auf- 
stand der  Bauern  gegen  den  Abt  von  Ochsen- 
haasen  im  Jahre  1500  bildete  sich  im  Bistum 
Speyer  eine  bauerliche  Verbrüderung,  die 
nach  dem  Vorbilde  des  Eemptener  Prole- 
tariates den  Bundschuh  als  Feldzeichen  auf- 
pflanzte. Aber  im  Gegensatz  zu  der  Lehre 
des  Pfeifers  von  NikWhausen,  der  nicht 
nur  gegen  Grafen,  Fürsten  und  Herren, 
sondern  auch  gegen  Kaiser  und  Papst  wetterte, 
tritt  hier  zum  eisten  Male  jener  nachher 
Ton  den  Bauern  verfocbtene  unbedingt  ceutta- 
listiache  Gedanke  auf,  mit  Hilfe  des  Kaiser- 
tums die  Befreiung  von  aller  Herrschaft 
dnrdizneetzen.  Immer  weiter  wurde  der 
Bundschuh  gepredigt,  aber  alle  Eriiebungeu, 
mochten  sie  sich  an  Schlettstadt  (1493)  und 
Btiichaal  (1502)  oder  an  Freiburg  (1513)  als 
OperatioDsgrundlage  anschlieseen .  wurden 
durch  Verrat  unterdrückt  Gegen  die  Steuer- 
erpressimgen  Herzog  Ulrichs  von  Württem- 
b^  bracn  der  Aufstand  des  sogenannten 
•armeo  Eonrad*  im  Jahre  1514  aus,  der 


sich  vom  Remsthal  durch  die  Neckargegend 
bis  zum  Schwarzwald  verbreitete,  aber  eben- 
so wie  der  windische  Bauembuiid  in  Krain. 
Kämthen  und  Steiermark  (1515)  von  Landes- 
herren und  Adel  bewältigt  wurde.  Die  20er 
Jahre  des  16.  Jahrhunderts  sehen  dann  deu 
letzten  grossen  Versuch  der  bäuerlichen 
Selbstbe&ciung,  luiklar  und  blutig  nach  Ziel 
und  Verlaui 

5.  Verlauf  des  B.  Im  südlichen 
Schwarzwald  begann  die  grosse  bäuer- 
liche Erhebung  der  20  er  Jahre  des 
16.  Jahrhunderte.  Die  Hassen,  die  unter 
der  Leitung  Hans  Müllers  von  Bulgenbach 
standen,  mit  dem  Proletariat  innerhalb  der 
Städte  Verbindung  erstrebten  und  dem 
schwäbischen  Bunde  gegenüber  sich  nicht 
unrOhmtidi  hielten,  breiteten  sich  mit  wach- 
sender Gewalt  über  Schwaben,  Südwest- 
deutschhmd,  Elsass  und  Franken  aus,  wesent- 
lioh  gefördert  durch  die  Bestrebungen  des 
vertriebenen  Württembei^r  Herzogs  Ulrich, 
mit  Hilfe  der  Bauern  sein  Land  zurflckzu- 
gewinnen. 

Die  Grundlage  des  Aufstandes  war 
ein  Wirtschaftsprogramm,  das  in  deu  so- 
genannten zwölf  Artikeln  enthidten 
war.  Viel  ist  Ober  deu  Verfasser  dieser 
Artikel  gestritten  worden,  Baumann  hielt 
den  Feldschreiber  Sebastian  Lotzer  für  den 
Verfertiger  einer  im  Zusammenhang  mit 
den  Artikeln  stehenden  Eingabe  der  Mem- 
minger  Bauern  an  den  Bat  der  Stadt,  Vogt, 
Bessert  und  Badlkofer  glaubten  in  Lotzer 
auch'-den  Urheber  der  Artikel  gefunden  zu 
haben,  w^irend  Stern  ursprünglich  dem 
durch  Thomas  Münzer  beeinflussten  Walds- 
huter  Prediger  Balthasar  Hubmaier,  dann 
nach  einem  archivaliachen  Fund  Stieves 
dem  Eompagniegescbaft  von  Hubmaier  und 
dem  Memminger  Prediger  Schappeler  die  Ver- 
fasserschaft zuwies.  Auch  nach  einer  Disser- 
tation von  Lehnert  ist  die  Frage  nicht  end- 
gültig geklärt,  es  ist  danach  nur  sehr  un- 
wahrscheinhch,  dass  Hubmaier  und  Scb^>- 
peler  inFrage  kommen,  dagegenLotzers  Autor- 
schaft mcht  gänzlich  abzuweisen.  Man  kann 
unter  den  Forderungen  der  zwölf  Artikel 
solche  wirtschaftlicher,  sozialer  und  religiöser 
Natur  unterscheiden.  Unter  den  wirt- 
schaftlichen Forderungen  finden  sieh 
einige,  die  nur  auf  Abstellung  bestehender 
U  nzutrfigtichkaiten  sich  erstrecken  (Min  derung 
des  Zinafu-sses,  der  Frondienste  und  Gerichts- 
strafen),  andere  aber  erstreben,  eine  völlige 
Wiederherstellung  der  alten  deutschen  Wirt- 
Bchaftazustände,  imter  deren  Herrschaft  der 
Bauernstand  sich  glücklich  befunden  hatte. 
Nichts  Geringeres  wird  hier  verlangt  als 
Herstellung  der  Markgenossenschaft  und  der 
altgermanischen  FreiBeit  von  Wild,  Weide 
und  Wald.  Der  Gemeinde  soll  das  ihr  ent- 
fremdete Wiesen-  und  Ackerland  zurückei-- 
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stattet  -n-erden.  ebenso  die  nicht  durch  Katif 
aeiteaa  0er  Gruüdherrachaft  ennorbeneu 
WslduDgen,  deren  unentgeltliche  Nutzung 
den  Gemeindegliedero  gewährleistet  -werden 
muss.  Nur  den  von  Gott  selbst  festgesetzten 
grossen  Zehut  an  die  Kirche  (von  allem, 
was  in  die  Weiden  gebunden  wird)  wollen 
die  Bauern  entrichte»,  dagegen  den  kleinen 
Z^nt  von  allen  anderen  Fi-üchten  und  den 
Blutzehnt  als  eine  von  Menseben  erdichtete 
unziemliche  Abgabe  nicht  ferner  zahlea. 
Die  soziale  Beform  soll  in  der  Aufhebung 
der  Ijeibeigen Schaft  ^pfeln,  weil  Christus 
alle  Menschen  mit  seinem  Blnte  erlCst  hat, 
aber  Gehorsam  der  von  Gott  gesetzten 
christlichen  Obrigkeit  aufrecht  erhalten.  Als 
einzige  religiöse  Foidemng  kommt  in 
Betracht:  "Wahl  der  Pfarrer  durch  die  Ge- 
meinde und  Verpflichtung  der  Seelsorger, 
das  Evangelium  lauter  und  wahr  zu  predigen, 
wie  ja  auch  die  Artikel  selbst  an  den 
Lehren  der  heiligen  Schrift  geprüft  werden 
sollten. 

Genug,  die  zwClf  Artikel,  im  einzelnen 
oft  geftndert  und  für  den  Augenblick  zu- 
rechtgestutzt, bezweckten  eine  grundsätzliche 
ßefonn,  BHckkehr  zu  der  einstigen  Yoll- 
bewertung  der  ländlichen  Arbeitskraft  in 
der  freien  Itlodlichen  Genossenschaft,  zu  der 
alten  Anschauung,  wonach  Wiese  und  Wald 
Gemeingut  sind  und  in  Oemeinnutzung 
stehen,  und  BQckkehr  zu  der  iu:sprün^lichen 
Bedeutung  des  Grundbesitzes  im  nationalen 
Wirtachaftsdasein ,  ehe  noch  die  Geldwirt- 
schaft die  Froduktions-  und  Absatzverhalt^ 
lÜBae  umgestaltet  hatte.  Aber  auch  Rück- 
kehr zu  der  alten  einfachen  Form  des  Ur- 
christentums, }a  der  venneintHchen  Urform 
aller  menschlichen  Gesellschaft,  der  durch 
Christus  wieder  hergestellten  Gleichheit  und 
]*Veiheit  alles  dessen,  was  Menschenantlitz 
trigt  So  gemässigt  und  eiuleuditend  alle 
Forderungen  erscheinen,  so  enthalt  doch 
gerade  dieses  letzte  Verlangen  eine  unklare 
Verquickung  von  zwei  Lebensgebieten,  der 
g^nüber  Luthers  Einachreiten  und  Stellung- 
na£ine  erkliLriich  und  notwendig  erscheint 

Schon  der  unmittelbare  Fortgang  der 
Bew^ung  im  Odenwald,  in  Franken  und 
am  Mittelriiein  zeigte  indessen,  dass  bei 
einer  grossen  Volkserhebung  die  MBssigung 
nie  in  der  Praxis  aufrecht  zu  erhalten  ist 
Jene  Haufen,  die  von  dem  fiallenberger 
Wirt  Georg  Metzler,  von  Florian 
Geyer,  Wendel  Hippeler,  Jäcklein 
Bohrbach,  ja  selbst  von  Götz  von 
Berlichingen  zeitweise  befehligt  wurden, 
haben  in  Mord-  und  Zerstflmngslust  ZUgel- 
losigkeiten  begangen,  von  denen  die  grau- 
same Niederwerfung  des  Grafen  von  Heifen- 
stein  am  bekanntesten  ist  (16.  April  1525). 
Im  Beginn  des  Monats  Mai  des  Jahres  1525 
ist  die  bewaffnete  Erhebung  in  ganz  Ober- 


deutschland in  siegreicher  Stellung  gegen- 
über dem  Adel  der  Nation:  die  BiscnSfa 
von  Bambere  und  Spever^  die  Aebte  tmi 
Herefeld  und  Fulda,  der  Kurfürst  von  der 
Pfalz  und  der  Hauptmann  des  schwftbisdies 
Bundes  museten  in  Zugestitaidniasen  manni^ 
facher  Art  die  Gesetze  der  Bauern  aner- 
kennen, und  auch  nicht  wenige  St&dte, 
grfiss^«  und  kleinere,  Reichs-  und  BiaoboSB' 
Städte  gesellten  sich  zur  hduerlichea  Sache. 
Der  fi^kische  und  schwäbische  Stamm  war 
in  einer  Erregung,  wie  kaum  seit  dea 
Zeiten  des  grossen  Bürgerimegea  unter 
Hedmich  IV. 

Die  BevoluttDD  hatte  ihren  Höhepunkt 
erreicht,  und  jetzt  traten  zu  dea  bisher^o 
sozialen,  wirtschaftlichen  und  religiösen 
Forderungen  politische  Ziele  hinzu.  Dar 
bisherige  Gang  der  Entwickelnng  hatte  räch 
in  seinem  theoretischen  Mederachlage  dez 
im  Abschnitt  2  geschilderten  wirtschaftüohea 
Notlage  zu  erwehren  gesucht,  nuionehr 
unternahmen  es  die  Bauern,  ihren  oben 
gekennzeichneten  politiachen  Gegner  nieder- 
zuwerfen, das  Territorialftlrstentuin.  Dw 
Plan  einer  Neuordnung  der  gesamten 
Reichsverfassung,  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert immer  wieder  beraten,  erst  in 
bflrgerlichem  Sinne,  dann  in  fflietenfreund* 
lieber  Weise  fort^tührt,  tauchte  wieder  ttat 
und  bezweckte  diesmal  eine  Mindemng  des 
fürstlichen  Einflusses,  eine  Krfiftigimg  der 
Reichsgewalt  auf  Kosten  der  Territorial- 
herrschaften, ein  Gedanke,  wie  ihn  der 
Speyerer  Aufstand  im  Anfange  des  Jahr- 
hunderts vertreten  hatte.  Wie  man  später 
im  Beiohsdeputationshauptschluss  von  1S03 
das  Kirchengut  als  Entschfidigungsmaterial 
für  die  Veriuste  der  deutschen  F^ten  auf 
dem  linken  Rheinufer  bestimmte,  so  sollte 
nach  diesen  bauerlichen  Reformplänen  die 
Säkularisation  zur  Entschädigung  der  welt- 
lichen Herren  für  die  Beseitigung  der  Feudid- 
lasten  verwandt  werden.  Unter  dem  Schutze 
eines  durch  eine  einzige  Steuer  gestützten 
Kaisertums  mUssten  dann  —  nach  dem  Vor- 
schlage von  Wendel  Hippel  und  Friedrich 
Weigant  von  Miltenberg  —  die  Reformen 
durchgeführt  werden:  Einheit  von  GewicJit 
imd  Münze,  Aufhebung  der  Zölle  und  Ge- 
leite, Beseitigung  des  Wuchers,  Einführung 
des  deutschen  Bedites  und  Besduänkung 
des  römischen  Rechtes  auf  die  Universitäten ; 
Ideeen,  die  zur  Durchführung  nur  zweier 
Voraussetzungen  bedurft  hätten:  dass  nicht 
ein  Karl  V.  die  Kaiserkrone  trug  und  dass 
nicht  das  Territorialfürstentiun  die  Macht 
besass,  die  es  thatsSchlich  seit  einem  Jiüir- 
hundert  zur  Geltung  zu  bringen  bemüht  war. 

Das  Temtorialfürstentum,  in  seiner  Exis- 
tenz bedroht,  suchte  denn  von  diesem  Augen- 
blicke an  die  ihm  so  gefährliche  Bewegung 
völlig  niederzuwerfen  und  wurde  in  dieser 
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Abrächt  bestftrM  durch  Lathpr,  der  an- 
eeeichta  der  famatisinten  Massen  Thomas 
HQiuei«,  die  vom  Thüringer  "Wald  bis  zum 
Harz  hin  Bhil  nnd  Verwüßtiing  verbreiteten, 
energiscfa  eingriff.  Luther  hatte  seiner  Zeit 
in  seiner  zwischen  dem  17.  imd  20.  April 
1525  ersehieoenen  »EnnahnuDg  zum  Frieaen 
auf  die  12  Artikel  der  Bauernschaft  in 
Schwaben«  klar  geschieden  zwiecben  be- 
rechtigten christiichen  Forderungen  (Wahl 
der  Pfarrer  durch  die  Gemeinde,  Freigabe 
des  Evangeliums)  und  solchen,  darüber  aBein 
die  BechtsyerstSndigen  zu  befinden  hätten 
(die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Forde- 
rungen). Es  war  die  Unterscheidung,  deren 
Erkenntnis  dem  Mittelalter  versagt  geblieben 
war,  die  klare  Trennung  zwischen  den  ver- 
sdiiedenen  Sphären  des  Olaubens  und  dee 
Rechtes,  die  in  Luthers  Ermahnung  in  die 
Erscheinung  trat  Jetzt  aber,  gegenüber 
den  weiteren  Fortschritten  der  Revolution 
und  namentlich  ^^nOber  Münzen  fanati- 
aerter  und  utopistischer  Schwann^eisterei 
erkannte  der  Reformator  d«i  gemeinsamen 
Gnmdzug,  den  diese  mit  den  apokalyptiechen 
Schwirmeicden  dee  Mittelaltere  teUte.  Hatten 
schon  die  12  Artikel  im  Namen  des  Evan- 
geliums imd  des  Christentums  wirtschaft- 
hdie  Freiheit  und  Gleichhdt  veriangt,  ein 
Gebahren.  das  nach  Luther  heisat  ichrist- 
ikhe  Freineit  ganz  fleisdilich  machem,  so 
sdiritt  die  neuere  Entwickelun^  zu  dem 
Plan  einer  völligen  gesellschafthchen  Nou- 
grflndung  vor,  die  den  Umsturz  von  Staat 
und  Ein^e,  Eigentum  und  Familie  bezweckte. 
So  Hess  Luther  denn  jetzt  am  6.  Mai  1625 
seine  Schrift  >  Wider  die  mOiderischen  und 
illuberischen  Rotten  der  Bauern«  eichen, 
in  der  er  mit  der  ihm  eigenen  Gewalt  einer 
heftigen  leidenschaftlichen  und  zornigen 
Sprache  die  Fürsten  zum  Dreinechlagen  auf- 
rief: »Steche,  schlage,  wQrge  hier,  wer  da 
kann.  Bleibst  Du  darunter  tot,  wohl  Dir, 
seligeren  Tod  kannst  Du  nimmermehr  über- 
kommen!« 

Die  Vereinigimg  der  Territorialherren 
führte  dann  die  von  Luther  gebilligte  Unter- 
drückung des  Aufstandes  zum  Ziele.  Den 
verbündeten  Waffen  des  Kurfürsten  Johann, 
der  Herzöge  Georg  von  Sachsen,  Heinrich 
von  Braunschweig,  des  Landgrafen  Philipp 
von  Hessen  und  des  Grafen  von  Mansfeld 
eilagen  Münzers  Mordscharen  am  15.  Mai 
1525  bei  Frankenhausen,  im  Elsass  wurden 
einige  Tage  sjAter  die  Unruhen  durch  den 
Herzog  Anton  von  Lothringen  gedämpft,  der 
schwäbische  Bundeshauptmann  brach  den 
"Wideretand  der  württembergischen  Bauern 
6ist  mühelos.  Die  alsdann  vereinigten  Streit- 
kräfte des  schwäbischen  Bundes  und  des 
Kurfüreten  von  der  Pfalz  siegten  am  2.  Juni 
über  die  Odenwälder  bei  Königshofen ,  am 
4.  Juni   wurden   die   Rothenbui^r   autge- 


rieben. Am  längsten  dauerte  die  Niedei> 
werfnng  am  Ober-  und  Mittelrhein  und  in 
den  Alpen,  aber  auch  dort  wurden  die 
Rotten  schliesslich  Oberall  zersprengt  und 
zerstreut.  So  war  das  alte  Stanunland  des 
deutschen  Volkes  von  der  furchtbaren  Be* 
w^ung  heimgesucht,  aber  auch  wieder  be- 
freit worden,  und  onr  das  Kolonialland  des 
deutschen  Mittelalters  im  Osten  hatte  weder 
Aufruhr  noch  blutige  Unterdrückung  gesehen. 
Hier  waren  eben  die  Unarten  und  Sünden 
dee  alten  Regime  nie  so  fühlbar  geworden 
wie  in  den  Landee^ebieten ,  wo  die  wirt- 
schaftlichen und  polittBchen  Zwitt^büdungen 
von  Jahriiunderten  gerade  den  ei^ebigsten 
Boden  bildeten  für  jene  aufkeimende  Saat 
von   Unzuhriedenheit  und   aaeschwdfenden 


Der  Ansgtuig  des  Bauern- 
krieges war  für  dos  Schicksal  des  deutschen 
Bauemstiindes  unendlich  beklagenswert  Die 
siegreiche  Reaktion,  masslos  und  unerbitt- 
lich, liess  die  Besiegten  die  ganze  gmusaine 
Härte  des  Kriegsrechtes  empfinden,  und  im 
allgemeinen  wurde  nur  der  Druck  noch 
Bthrker  als  zuvor.  Kur  in  einzelnen  Aus- 
nahmefällen wurde  reftnmiert,  so  in  Baden 
und  in  Tirol.  Dort  hat  der  Erlass  des 
kleinen  Zehnten ,  hier  die  unter  der  Ein- 
wirkung der  Tiroler  LandatAnde  bewilligt« 
lAndesordnung  einige  Erleichterungen  ge- 
währt. Und  im  ^gemeinen  Leben  der 
Nation  hat  sich  die  Unklarheit  und  Zer- 
fahrenheit, die  der  ganzen  Bewegung  an- 
haftete, bitter  gerächt  in  neuer  Zemssen- 
heit  und  Depression  des  nationalen  Fühlens 
und  Wollens.  Die  Reformation  Überdies, 
deren  Qnindsfttze  ja  unzweifelhaft  von  ge- 
wieser Einwirkung  auf  die  Gmndstimmnng 
der  bäuerlichen  Eriiebung  rewesen  waren 
und  die  nachher  jeden  Zusammenhang 
zwischen  der  neuen  Lehre  und  den  auf- 
rührerischen Massen  untergrub,  hat  auf  der 
einen  Seite  es  sich  gefallen  lassen  müssen, 
dass  sie  für  die  Revolution  verantwortlich 
gemacht  wurde,  und  wiederum  den  Vor- 
wurf der  Hartherzigkeit  imd  Füistendiener- 
scbaft  auf  sich  gezogen:  in  keinem  Falle, 
weder  damals  noch  heute,  hat  sie  A'orteile 
vom  Bauernkriege  gehabt.  Eins  ist  freilich 
gerade  nach  den  Untersuchungen  von  Egel- 
haaf  nicht  abzuweisen :  die  keineswegs  völlig 
unterdrückte  und  beständig  drohende,  all- 
gemein verbreitete  Sehnsucht  nach  Umge- 
staltung aller  Dinge  war  vielleicht  mit  eine 
Mahnung  an  die  Einzelre^erungec,  die  neue 
evangelische  Oi-dnung  einzufühlen  und  zu 
festigen.  Die  'Sehnft  der  evangelisdien 
Stände  wider  den  Papst  und  seinen  Anhang« 
(Egelhaaf  II,  143)  besagt  ausdrückhch:  »Und 
haben  also  die  Bauern  selbst  zu  der  Sache 
griffen  und  Verändenmg  fümehmen  wollen 
imd  im  Schein  des  Evangeliums  gleichwohl 
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dasselbe  miesbraucht ,  darum  Qott  anch 
vielleicht  seine  Strafen  (Iber  sie  verhäng 
iiad  der  Schuldig  mit  dem  Unschuldigen 
hat  leiden  mQssen.  Deshalb,  weil  die  Ver- 
gleichung  bisher  ins  siebte  Jahr  venogen 
wird,  haben  etliche  Stände  selbst  der  Cere- 
monien  halb  Ordnung  fQrgenommen.i 

Wie  unerforechlich  und  wunderbar  aber 
die  Wege  der  geechichtlichen  Ent»-ickelung 
laufen,  sieht  man  daraus,  ~  und  auch  das 
darf  zum  Schlüsse  nicht  ohne  Erwähnung 
bleiben  — ,  dass  gerade  das  Territorialfürafen- 
tum  es  si^terhin  war,  das  alle  Fordenm^n, 
die  im  mi  1525  Wendel  Hippel  und  Fned- 
lich  Weigant  io  antifürstUchem  Sinne  pro- 
klamiert hatten,  zur  Durchführung  bracnte. 
Denn   Preuasen    hat    durch   seine   Bauern- 
befreiung  den  AnstoBS   gegeben,   dass   die 
Leibeigenschaft  und   soziale   Rechtlosigkeit 
des  Bauernstandes  dahinschwand,  und  hat 
durch  die  BegrQndung  des  Zollvereios  jene 
Sehnsucht  von  1525  nach  Einheit  tou  Mass 
mid  Sewicht  zur  Erfüllung  gebracht.    Frei- 
li^   diese   Territoiialmacht   des   19.   Jahr- 
hunderts hatte  ein  Ziel  gemeinsam  mit  den 
aufständischen  Bauern  aus  der  Beformations- 
zeit:    die    Einheit    dee    ganzen  Yaterlandes 
imd  eine  siarke  kaiserliäie  Macht. 
Iiltteratar;  I:  Oothein,  DU  Lage  det  Bauern- 
tianda  am  Ende   du  MMelaUen   (Wetldmtiehe 
Zeiuckrifl    }V] ,    und    FoUtüche    und    religiöts 
Folksbetcegvngen  ror  der  RtJornMü^,  2873,   — 
.    SmnmerlaU,    Die    virUcliaftiiche    und    eoeiaU 
BedeutuT^g   der   deuUchen  B^ormation  (devUeh' 
evangeliiche     Blätter     XX).     —     Liamprecht, 
Ländüche*  Datein    tm    l^.  und  15.  Jahrhtmdfrt 

■  (Z.  W.  G.  S,  1S9).  —  Derselbe,  Do»  Sehicktal 
det  deultcheji  Bauemttandet  bis  lu  den  agrari- 
lehen  Unnthea  det  IS.  und  16.  Jahrhundert* 
CiVeuM.  Jahrb.  1885,  Augutt).  —  Kaai 
Ueber  die  Lage  der  oberkrainitehen  Bauemtekifi 
beim  Auigang  det  15.  und  in  Anfang  da  iS. 
JahrhvnderU.  —  Wtebe,  Zur  Getchichte  der 
Rtitrevolulüyn  det  IS.  unJ  17,  Jahrhundertt 
(c.  Miatkoiriti,  Slaalt-  und  lotialunttentcka/U. 
Beiträge  II,  t),  1895.  ~-  Glerke ,  Genoiten- 
lehafltrtchi  J,  GSiff.  ~~  Snaipp,  Die  Bauern- 
befreiung und   der    Urtprung   der  Land/uteiter 

■  H>  den  äUeren  ZWJen  Preutiene,  1887. 
Haftaaen,  Die  Aekerjlur  der  Däifer,  Agrarhj 
Abhandlungen  II,  179ff.  —  II:  Queüen  lur 
Oetchiehie  det  Bauernkrieget  in  Obenchtcaben 
ed.  Baumann,  1S76.  —  Quellen  tur  Getchichte  aut 
ICotenburg  ed.  Baumann,  1878.  —  Urhaidenbuch 
der  Stadt  Freiburg  i.  B.  ed.  Sfhreiber,  JV.  F. 
Der  deultehe  Bauemltrteg,  Freiburg  189S — 1866. 
-  Har^elOer,  Akten  tur  Getchichte  det 
Bauamkrieget  in  SOddeaUchland  (Zeittchr,  f. 
Geteh.  d.  Oberrheint  39,  4).  —  Mone,  QueUen- 
tamnUwag  lur  Baditehen  Landetgetchiehle  II.  — 
ZCUner,  Zur  Vorgetehichte  det  Bauernkrieget, 
Dretden  1872.  —  A.  Stern,  Ueber  die  12  Ar- 
tikel der  Bauern  aui  dem  Jahre  ISIS,  1868  (vgl. 
Fortehungen  nr.  S6ß,  XII).  —  Vogt,  Zviei 
obertchicäbieche  Latenprediger  (Luthardtt  ZUehr. 
für  kirchl.  fVittmtehqH  VI,  ISSS,  S.  US  und 
479).  —  Bof^t,  Sotlenburg  am  Neckar  (Blätter 


ßir  würtletabergitche  Kirehangetehiehle  II,  1387). 

—  RaMkofer,  Johann  Eberlin  ton  GÜnti- 
bürg,  1SS7.  Entttehung  und  AutorttJuift  der  li 
Artikel  (Zlschr.  det  hUlor.  Vereint  f.  ächwabeti 
und  ffeuburg  XVI,  1889.  —  Lehnert,  Studien 
j.  Gtscb.  der  1*  Artikel,  Haue,  Ditt.,  189i.  — 
W.  Vofft,  Die  Vorgetehichte  det  BauerTikriegci, 
1887.  —  Sold«,  Jfarttn  lAtther,  1889,  II,  140ff. 
Luther  über  EmpBrungen,  AUenburg  1881.  — 
Vorrelter,  Luthert  Ringen  mit  den  antiehritt- 
Uehen  Prineipien  der  BeBotution,  1860.  —  IIIs 
Oeehale,  Beiträge  tur  Getchichte  det  Bauen- 
krieget  in  den  »ch-aabiech.fr/inkitchen  Gegenden, 
ISSO.  ~  Deuber,  Getchichte  der  Bauernkriege 
in  Tealtchland  und  der  Schadt,  1883.  —  Beü- 
aen,  Getchichte  det  Bauernkrieget  in  Oiffranken, 
1840.  —  ZOpfl,  Die  Sauptmannichnft  de»  OdU 
«on  Bertiekingea  im  grotten  Bauernkriege,  18S0. 

—  Jürg,  DetOtchiand  tn  der  RevoluliiMepeTiade 
15tl—t6,  18ig.  —  ZlmmennaNn,  GetchidOe 
det  Bauernkrieget,  1864.  —  Comeliu*,  Studien 
lur  Getchichte  det  Bauernkrieget,  1861.  — 
Prledrieh,  Attrologie  und  S^ortnoiion  oder 
die  Astrologen  alt  Prediger  der  Reformation  und 
Urheber  de»  Bauernkrieget,  I864.  —  Baumann, 
Die  obertehvräbteehen  Bauern  im  Märt  IStS  und 
di»  M  Artikel,  1873.  —  A.  Bebet,  Der  deuteehe 
Bauernkrieg  mit  BerHektiehttgung  der  haaipl- 
täcMOhtten  torialen  Belegungen  det  MUtelaltert, 
1876.  ~  Seidetnann,  Beiträge  zur  Getehieiie 
det  Bauernkrieget  in  Thüringen  (Fortehungen 
VT.  ses,  XI,  XIV).  ~  Fries,  Die  Getchichte  det 
Bauernkriege»  in  Oitfranien.  1877—1883.  — 
W.  Vogt,  Die  bayerieche  Ihlitii  im  Bauern- 
kriege, 188S.  —  HarQ'elder,  Zur  Geechichle 
det  Bauernkrieget  in  Sädvieiläeut»chland,  1884 
(vgl.  WeMd.  Zieehr.  «r.  S94.  I.;  Foridiungm 
nr.  S66,  XXIII).  —  «licJcmJMrfncr,  PhMpp 
der  Grottmütige  m»  Bauernkriege,  1887.  — 
Oronthat,  Dte  Stadt  Wilriburg  im  Bauern- 
kriege, 1887.  —  Vllmann,  Rani  BSheim  von 
Nitla»hau»en,  ein  Vorläufer  det  Bauernkriege» 
(Beil.  I  eu  deeten  B^ormatoren  vor  der  R^or- 
mation  I,  4tlff.)  —  Merx,  Thomae  MOnter 
und  Heinrich  Pfeifer  IStS—tS,  1889.  —  Eget- 
hfOnf,  Deultehe  Geichiehle  im  16.  Jahrhundert, 
1889.  —  Eiben,  VorderCtterreich  und  teine 
Schutxgebieli»  im  Jahr»  Itti,  1889.  -  Cternifi, 
Der  raeUe  Bauemaufttand  in  Oberöiterreieh 
1S95—IS97.  Lim  1890.  —  Vogt,  Die  Bodentee- 
bauem  und  ihr  Hauptmann  Dietrich  Hurleaagen 
(Augtburg.  Progr.  ISOtj.  —  Lampreeht,  Devt- 
teht  Getchichte,  V,  1,  I894.  —  t.  v.  Bänke, 
Deultehe  Oetchiehie  im  Zeitalter  der  B^ormalion. 
e.  AufL,  1881,  II,  1H—15S. 
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Baugenossenschaften. 

1.  Allgemeines.  S.  Building  Societies  in 
England.  3.  Bnilding  Socicties  in  Amerika.  4. 
Land  and  Building  Socieües  in  England.  5. 
BtngenoBHnschaften  in  Dentschland.  6.  BaS' 
genoasenschaften  in  Oeaterreich.  7.  Bangeaogaen- 
■diaften  in  B&nemark.  8.  Bangenoasenscbaften 
in  Holland.  9.  BangenoBgenachaften  in  Fnmk- 
leidt  oud  Italien. 

L  Allgemeinea.  BaugenoBBenschaften 
find   (unter  Zugnmdelegiing  der  Begriffs' 


1.  Mai  1889)  Gesell  aehaften  von  nicht  ge- 
schloesener  Mitgliederzahl  ziir  Uerstellung 
Von  Wohnnn^n  mittelst  gemeinsch&ftlichen 
Gfscdi&ftsbetnebs  der  Mi^lieder;  entweder 
werden  die  Wohnun^n  {Häuser)  ziir  Deber- 
hssung  an  die  Mitglieder  zu  Eigentum  oder 
ZOT  Vennietung  hergestellt,  es  kQnnen  und 
«erden  auch  beide  Zwecke  durch  eine 
Oenoseen Schaft  verfolgt;  Verkauf  oder  Ver- 
mietang  aD  Niehtmltglieder  würden  den 
GenoeseD Schäften  leicht  den  Charakter  von 
Erwerbsinstituten  geben,  nur  ausnahmsweise 
kommt  eine  solche  Ausdehnung  des  Oe- 
todiäftsbetriebeB  vor.  Zu  den  Bangenoaaen- 
achaften  kennen  noch  die  Oesellsclrnften  ge- 
rechnet werden,  die  zur  Befriedigung  des 
WohnangebedfirfniBsee  der  Hit^eder  diese 
Aateibe  dmxili  Oew&hrung  von  V  onchflssen 
an  die  Hitglieder  (auf  Hypothek)  zum  selb- 
ständigen Bau  oder  lilrwerb  eines  Hauses 
erfOllen. 

Die  Baagenoseenschaften  unterscheiden 
sich  von  den  ~  b&ufig  unrichtigerweise  als 
>  gemein  nOtzig«  bezeicltneten  — Aktiengesell- 
schaften (8.d.  Art.  Wohnungsfrage)  zum 
Bau  von  Arheiterhäueem  dadurch,  dass  sich 
Ihre  Mitglieder  zum  gröesten  Teil  aus  den 
Wohnnogsbedilrftigen  zusammensetzen,  die 
eich  seltet  die  Wohnung  verschaffen  wollen, 
während  zu  den  letzteren  Kapitalisten  zu- 
sammentreten, um  der  Wohnungsnot  anderer 
abzuhelfen. 

Die  Wohnungsnot  des  Proletariats  wird 
in  der  R^el  nur  mit  Hilfe  der  letzteren 
Geeellschatten  beseitigt  werden  kOnnen,  im 
flbrigen  aber^  wenn  es  sich  danun  handelt, 
für  Arbeiter,  kleine  Gewerbetreibende,  Hand- 
werker u.  R.  w.  billige  und  gesunde  Woh- 
nungen zu  beschaffen,  verdient  die  Bau- 
genoeeensch^  entschieden  den  Vorzug,  die 
dem  WohnnngsbedürftigeQ  die  Möglichkeit 
bietet,  seihst  mitzuschaffen  an  der  Be- 
friedigung seines  Wohnungsbedürfoisses,  und 
daher  sein  Interesse  an  dem  Institut  dauernd 
wach  hält,  sie  l&ast  vor  allem  auch  nicht  in 
ihm  den  Gedanken  aufkommen,  dass  er  der 
EmpAnger  von  Woblthaten  ist  So  kann 
denn  wohl  behauptet  werden,  dass  die  Ban- 
gmosseoschaft  in  der  Regel  ein  wirksameres 
Mittel  zur  Befriedigung  des  Wohnunge- 
bedfirfniaees    der    oben    bezeichneten    Be- 

HkiidwSrtnbiicta  der  Bta&laffliMEucbknen.    Zw«il« 


vSlkerungsklasse  ist  als  die  gemeinnützige 
Aktiengesellschaft,  ausgenommen  den  Fall, 
dass  es  sich  um  sclueunige  Beseitigui^ 
eines  Notstandes  handelt. 

Sparsamkeit  der  Wohnungsbedllrftigeu 
möchte  man  als  eine  erste  Vorbedingung  für 
Gründung  und  Entwickelung  der  Bauge- 
noseeBschaften  bezeichnen,  und  da  sich  die 
Sparsamkeit  der  arbeitenden  Elaasen  am 
leichtesten  und  besten  in  den  wirtschaft- 
lichen Ausgaben  ze^  und  bethäti^  kann  der 
Konsumverein  hier  eine  willkommene 
Unterstützung  bieten,  indem  den  anscheinend 
zu  Ersparaissen  un&higen  Klassen  Gelegen- 
heit geooten  wird,  durch  bilhgere  Lebens- 
einrichtung,  ohne  von  dem  meifit  kärglichrä 
Lohne  bindere  Bücklagen  machen  zu 
müssen,  kleine  Summen  zu  erübrigen,  die 
nach  Jahren  sie  in  den  Stand  setzen,  sich 
an  Genossenschaften  zu  beteiligen,  die  wie 
z.  B.  Baugenossenschaften  grossere  Anforde* 
rui^n  an  ihre  Leistungsfähigkeit  stellen. 
Eine  direkte  Verbindung  der  Konsumvereine 
mit  den  Auf^ben  der  Baugenossensdisften 
hat  vielfach  m  England  slatt^funden.  Die 
Baugenossenschaft  ist  nur  eins  der  vielen 
Mittel  zur  Befriedigung  des  Wohnungsbe- 
dürfnisses.  Wirkt  sie  auch  zunächst  nur 
für  die  Mitglieder,  so  kann  sie  mittelbar 
unter  kleineren  lokalen  Veriiältnissen 
auch  einen  Einfluss  auf  die  Wohnnn^ver- 
hältnisse  am  Orte  Oberhaupt  ausüben,  indem 
sie  die  Preise  regiüieren  hilft  und  leere 
Wohnungen  für  die  Nicht  beteiligten  schafft 
Allerdings  sind  die  Erfolge  der  Baugenoasen- 
schaften  nur  langsame,  denn  nur  allmählich 
können  durch  sie  dort,  wo  sie  ihre  Stütze 
allein  in  den  Kreisen  der  weniger  bemittel- 
ten Wohnungsbedürftigen  finden ,  die  not~ 
wendi^n  Häuser  hergestellt  weiden;  wo 
aber  die  Elemente  zur  (h-flndnng  einer  Bau- 
genossenschaft vorhanden  sind  —  und  es  wird 
wenige  Orte  geben,  wo  dies  nicht  der  Fall 
ist  —  verdient  dieselbe  vor  allen  anderen 
den  gleichen  Zweck  verfolgenden  Dntemeh- 
mungen  in  demselben  Masse  den  Vorzug 
wie  die  Selbsthilfe  vor  der  Unterstützung. 
und  sei  die  letztere  auch  in  der  passendsten 
Form  gewährt:  die  Baugenossenschaft  stärkt 
durch  ihre  Erfolge  nicht  nur  in  den  be- 
teiligten Arbeiter-  und  Handwerkerkreisen 
das  Zutrauen  zur  eigenen  Kraft,  sond^n 
sie  erweckt  auch  iu  den  tiefer  stehenden 
Klassen  den  Ehrgeiz;  fast  höher  noch  als 
der  praktische  Nutzen  steht  oft  ihr  morali- 
scher Einfluss. 

Geht  auch  Jules  Simon  (Le  travail)  zu 
weit,  wenn  er  sagt  >La  propriöt6  est  si 
pr^  du  prol^taire,  m@me  le  plus  pauvre, 
qu'il  liii  Buffit  de  a'aasoder  avec  d'aussi 
pauvres  que  lui,  et  de  vouloir  gtre  proprio 
taire  pour  le  devenir«,  sind  vielmehr  die 
Schwierigkeiten  bei  Gründung  und  Leitung 
Anamge.   IL  30 
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einer  Bai^enoBsen Schaft  ganz  gewiss  sehr 
gross,  80  beweiaea  doch  die  Erfahrungen, 
die  mit  derselben  gemacht  Eiad,  daes  jene 
Schwieri^eiten  zu  fiberwinden  tdud. 

Die  Eatwickelung  der  BaugenossenBchaften 
ist  nicht  bloss  naäi  den  Resultaten  in  den 
einzelnen  Ländern  eine  sehr  verschiedene, 
sondern  auch  nach  der  Art  und  Webe  des 


Es  siod  dabei  insbesondere  zu  unter- 
scheiden die  BangenossenschafteD,  die  ihren 
Uitgliedem  Yorechüsse  zum  Erwerb  eines 
Hauses  gewfthren  (Building  SocietieB  in  Eng- 
land und  Amerika),  und  die,  welche  selbst 
bauen:    «Bangenossenschaltm«    (Land   and 


Die  Heimat  der  ersteren  ist  England, 
wo  man  sie  aJleidings  nicht  zu  den  ^uge- 
noeaensuhaften  rechnet,  sie  sind  Olier  als  die 
BaugenoBsenBchafteu  im  engeren  und  eigent- 
lichen Sinn,   und  wir  be^nnen  dah^  mit 

8.  BnUdii«;  Bodetiee  in  EngloBd.  Die 

Bnilding  Societies  waren  ursprünglich  Spar- 
▼ereine,  zu  denen  sich  die  Mitglieder  zu- 
aammenthaten ,  um  einander  vermOge  der 
gemeinschaftlich  angesammelten  Sparein- 
lagen zum  Erwerbe  eines  Haiiees  lu  ver- 
heu«i.  Die  Heihenfolge  der  Verausgabung 
der  YorschflsBe  wurde  durdi  das  Los  be- 
stimmt. Die  Än&nge  dieser  Vereine  sollen 
dch  bis  in  das  vorige  Jahrhundert  aurücker- 
atrecken,  der  älteste  bekannte  Verein  ist 
ein  Dorfklub  zu  Eirkudbrigbt  in  Scbottiand, 
1815  gerundet  Mit  der  Zeit  sonderten 
sich  zwei  Elaesen  von  Mitgliedern:  Ein- 
leger und  Darlehnsaehmer. 

Durdk  a  T.  14  Juni  1836  (6  und  7 
William  IV  cu).  32)  wurden  diese  Oenossen- 
schaften  rechtlich  ger^elt,  indem  dasselbe 
die  Gesetze  lOGeca^  IV  cap.  56  und  4 
und  5  William  cap.  40  über  die  Friendly 
Societies  auf  sie  für  anwendbar  erklärte. 
Das  Gesetz  gestattete  die  Bildong  von  üe- 
Qossenschaften,  um  dun^  Ansammlung  von 
Kapital  vermittelst  periodischer  Einzahlungen 
der  Mitglieder  diesen  den  Erwerb  eines 
Hauses  zu  ermSgücfaen.  Die  Genossenschaften 
erhielten  fortan  die  Bezeichnung  >benefit 
Building  Societies'.  Die  Statuten  mussten 
dem  Begistrar  der  Friendly  Societies  einge- 
reicht werden.  Der  Anteil  durfte  nidit 
mehr  als  150  £  betragen,  und  die  monat- 
lichen oder  anderweiten  Einzahlungen  auf 
denselben  sollten  nicht  1  £  üb^etelgen 
dürfen.  Das  Gesetz  gestattete,  von  den 
Mitgliedern,  welche  vor  der  Vollzahlung 
ihres  Anteüs  einen  Yorschnss  nahmen,  einen 
»Preis*  zu  erheben,  dessen  Höhe  unabhängig 
von  den  Zinsgesetzen  war.  Zulässig  war 
auch  die  Einführung  von  Anteilen  mit  ver- 
schiedenen Hechten,  wovon  ei"giebiger  Ge- 
brauch gemacht  wurde,   da  die  Aufnahme 


von  Anleihen  diesen  Gesellschaften  ursprüng- 
lich nicht  gestattet  war  (bis  1869).  Dies 
Gesetz  von  1836  war  mangelhaft,  seine  Un- 
klarheiten waren  gross,  1874  wurde  daher 
ein  neues  Gesetz  erlassen,  das  1875  amen- 
diert  wurde  (37  und  38  Vict.  cap.  42):  Act 
to  consolidate  and  amend  the  Laws  lelatiag 
to  Building  Societies  v.  30.  JoH  1874,  mit 
einer  unwesentlichen  Abäadenmg  v.  22.  April 
1875.  Das  Gesetz  hebt  die  Act  of  benefit 
Building  Societies  auf,  lässt  die  bestehenden 
Genossenschaften  unberührt  und  stellt  den- 
selben anfaeim,  sich  unter  dem  neuen  Gesetz« 
eintragen  zu  lassen,  iahe  ihr  Statut  mii 
demselben  übereinstimmt.  Als  Zweck  der 
Genossenschaft  bezeichnet  §  13:  »iSne  Aj^ 
zahl  Personen  kann  eine  Oenossensdiaft  aul 
Zeit  oder  unbeschr&drt  zum  Zwecke  der 
AnHftmnnliing  eines  Kapitals  durch  Einzah- 
lungen dn^itelieder  bilden,  ans  dem  diese 
gegen  Yerpftedung  von  Grund  und  Boden 
Vorschüsse  ^laugen  kOnnen  . . .  Eine  eolcfae 
Genossenschaft  soll  zu  dem  gedachten  Zwecke 
Idud  besitzen  kfinnen,  Anleihen  aufnehmen 
dürfen  durch  Ausgabe  von  Aktien  von  ein- 
fächern  oder  mehrtachcm  Betrage,  entweder 
sofort  voll  oder  periodisch  oder  auf  andere: 
Art  einzahlbar,  die  Genossenschaft  kann  diese 
Aktien  mit  oder  ohne  Zuschreibung  von 
Zinsen,  wenn  das  Geld  nicht  mehr  g^rsui^t 
wird,  zurfickzahlen.i 

Die  Haftpflicht  der  Mitglieder  ist  nat^ 
§  14  des  Gesetzes  auf  die  Anteile  beschiflnkt, 
welche  nicht  beliehen  sind,  auf  die  geleisteten 
Einzahlungen,  auf  die  Rückstände  und  auf 
den  Betrag,  welcher  ausgeliehen  ist 

Im  Jahi^  1893  gerieten  eine  Anzahl  der  Ge- 
sellschafteu  infolge  umfangreicher  Betarflge- 
rmen  in  VermSgensverfall.  Eine  förmliolie 
Panik  brach  aus,  und  die  seitens  des  Begistnus 
angestellten  Erhebungen  ei^ben,  dtaa  muß 
tnDsse  Anzahl  der  Gesellschaften  den  durch 
Gesetz  auferlegten  Yerpflichtui^en  nicht 
nachgekommen  war.  Von  466  Gesell- 
schaften z.  B.  kamen  die  Briefe  als  unbe- 
stellbar zurück,  sie  bestanden  seit  Jahren 
nicht  mehr.  Der  Begistrar  Bisbrook  hob 
bei  seinen  Untersuchungen  hervor,  daaa 
nicht  das  Princip  der  BaugesellBchaften  an 
der  Erisis  die  Schuld  trage,  sondern  ihre 
fehlerhafte  Organisation.  Durch  Gesetz  von 
1894  (57  und  58  Vict  cap.  47)  fand  die 
notwendige  Aenderung  des  Gesetzes  voa 
1874  statt. 

Die  YoTschnssgewähruiig  in  den  Building 
Societies  erfolgt  nach  folgenden  Grunds&txen. 
Ein  Mitglied,  welches  einen  Vorschuss  haben 
will,  muss  so  viele  Anteile  zeichnen,  wie 
ziu"  Deckung  des  VorschusseB  erforderlich 
sind.  Die  Höhe  des  auf  den  Anteil  zu  ge- 
währenden Vorschusses  beruht  auf  der 
Annuitätsrechnung,  nach  weltdier  regel- 
mBssige  monatliche  Einzahlungen,  zu  Zinae»* 
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□08  gerechnet,  wahrend  einer  bestimmten 
Anum  Jahre  die  Hohe  des  Kapitals  erreichen. 
Dw  auf  den  Anteil  zu  gewährende  Vorschuas 
besteht  aus  der  Snmme  der  bereits  geleisteten 
Einzahlungen  auf  denselben  und  dem  zeitigen 
Werte  der  noch  za  leistenden  Einzahlungen. 

Die  Bullding  Societies  sind  also  in 
Wahrheit  Bealkreditbanken ,  die  die  aus- 
nlieheuen  Vorschflsse  durch  AmortiBation 
tilgen  lassen. 

Die  YoredifiBBe  werden  unter  den  Be- 
werbern entweder  verlost  (Ballet  soc.)  oder 
veHuuft  (Säle  soc),  oder  es  wird  abwechselnd 
ein  VorBchoBS  verlost  und  einer  verkauft 
(ballot  aad  sale  soc.). 

Znr  Deckung  der  Yerwaltungsnnkosten 
ond  mr  Dotierung  des  Beservefonds  dienen  i 
die  Strafgelder  und  die  irrdBe«  beim  Yer- 1 
kaufe  eines  Yorschuases.  Es  wird  fOr  jeden 
Toncbius  ein  Preis  verlang,  der  entweder 
TOD  vornherein  bestimmt  ist  und  um  eo 
garinjier  wird,  je  lAnger  der  Betieffende 
Hit^ed  ist,  oder  der  sich  durdi  >Yer^ 
Btejgemng*  des  YorBchusseB  an  die  Dai^ 
MnsBucher  eigiebt;  es  wird  alsdann  n&m-i 
boh  d^  Yorscbuas  in  einem  bekannt  ge-  j 
machten  Termine  auageboteu  uud  dem  zu-' 

Sesdilagen,  der  den  Eöchst«n  Preis  bietet,  j 
Se  Uitglieder,  die  keinen  YorschuBS  er- 
halten haben,  bekommen  ihre  Einzahlungen 
nebst  ZinsesziDS  zurück,  fflr  sie  ist  der  Yerein 
dne  Sparkasse,  in  der  sie  ihr  Geld  zu 
höherem  Zins  anlegen,  als  es  ihnen  sonst 
mO^di  ist. 

IHe  Oenoaeenschaften  waren  ursprOnglich 
alle  zeitiich  baprenzt  und  hatten  eine  ge- 
■dilossene  Mitgliederzahl  (terminatiu^  soc.), 
in  den  40er  Jahren  entstanden  die  idauem- 
d«ti  Oenosaenschaften  (permanent  soc) ;  die 
terminating  sog.  erhielten  sich  ihrer  ein- 
fachen und  billigen  Verwaltung  wegen  nnt«r 


der  arbeitenden  Klasse,  die  anderen  wurden 
mehr  zu  Bankinstituten. 

Eine  besondere  Art  der  Building  Societies 
sind  die  Bowkett  Societies  (nach  Dr.  Bowkett), 
sie  verhmgen  regelmlssige  Einliven  und 
Rückzahlungen  der  YorsMÜsse  ohne  jede 
Verzinsung,  die  Einzahlungen  werden  lort- 
^lesetzt,  bis  der  letzte  Vorschuss  gezahlt 
ist  Der  Vorteil  dieser  Bowkett  Socdeties 
ist  für  die  Uitglieder  sehr  verschieden,  je 
nach  der  Zeit,  in  welcher  sie  zum  YorBchusa 
gekommen  sind. 

Eine  Unterart  sind  die  Starr-Bowkett 
Sodetiea  (nach  Mr.  Stair),  in  denen  die 
Mitglieder,  welche  ihren  Vorschusa  zurück- 
gezahlt haben,  zu  grosseren  Einlagen  ver- 
pflichtet werden,  um  die  Genossenschaft 
Bchneller  zu  Ende  zu  brin^n. 

Die  Building  Societies  m  den  veiBchie- 
denen  Unterarten  haben  in  England,  Irland 
und  Schottland  eine  ganz  ausserordentliche 
Verbreitung  gefunden. 

Die  unter  dem  Gesetze  von  1874/1894 
eingetragenen  Building  Sodeties  sind  gesetz- 
lich verpflichtet,  ihre  Äbscblflsse  dem  Be- 
gistrar  einzureichen,  und  dieser  legt  sie  zu- 
sammengestellt in  den  Betums  dem  Hause 
der  Gemeinen  vor,  gleichzeitig  mit  den 
>Beporte*,  welche  eine  gedrängte  Bearbeitung 
der  Beturos  und  eine  Angabe  der  neuesten 
wichtigsten  Entscheidungen  enthalten. 

Nachstehende  Tabelle  bezieht  sich  auf 
die  unter  dem  G.  v.  1874/1S94  eingetragenen 
Building  Sodeties.  Die  Zahlen  sind  teils 
den  ßetnms,  teils  denBeports  entnommen; 
können  sie  auch  nicht  auf  absolute  Bichtig'- 
keit  Anspruch  erheben,  da  die  englische 
Statistik  m  frfiheien  Jahren  nicht  fehlerErei 
ist,  so  bieten  sie  doch  ein  Bild  von  dem 
Unifange  und  der  Th&tigkeit  dieser  Genossen- 
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6054^1 

36  3i3S'S 

.5606308 

50  363  684 

3  497  939 

in:| 

1891 
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3842953 

1896 

3072 

3635 

635  716 

34845318 

ig  030  342 

43350439 
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Die  >AiideFen  Änla^n«  umfassen  den 
Kaasenbestand  und  die  nicht  auf  Hypotheken 
ausgeliehenen  Gelder. 

Nach  den  erzielten  Hesiiltaten  sind  die 
Building  Societies  ein  höchst  beachtenswertes 
Moment  für  die  Beschaffung  von  B&usem. 
Die  Beporta  sind  voll  Lobes.    Dass  es  auch 


Banken  ^ebt,  die  den  Aktiengesellschaften 
sehr  nahe  gekommen,  die  auf  hohe  Dividende 
arbeiten  und  das  Interesse  der  Mit^glieder 
vemachUsaigen,  ist  natürlich.  Das  liegt  an 
der  Leitung,  mcht  an  dem  Grundgedanken 
der  Genossenschaften.  Man  hat  daher  auch 
1894  bei  der  Krisis  von  ausserordentlichen 
30* 


MasBnahmeQ  abgesehen  und  sich  auf  Aeade- 
ruDgen  in  der  Oi^niaadon  beschränkt  Heute 
sind  die  Verh£ltniase  meder  durdiaus  ge- 
ordnete. 

Nach  den  Erfol^n,  welche  die  Building 
Sodeties  thatsächlich  in  England  zu  ver- 
seichnen  haben,  —  nnd  in  demselben  Masse 
in  Amerika,  —  ist  zu  bedauern,  dass  in 
Deutschland  nur  ein  einziger Vereuch  (Breslau) 
gemacht  ist,  Baugenossenschaften  nach  en^- 
Bschen  Grundsätzen  zu  gründen.  £s  ^t 
anch  heute  noch,  waa  Huber  1865  schrieb, 
indem  er  die  Verschiedeoheit  zwischen  deut- 
schen und  englischen  Yerhältnissen  aner- 
kannte: Wie  dem  auch  sei:  >ein  Verfahren, 
dem  in  England  binnen  kaum  zwei  Jahr- 
zehnten gegen  80  000  Arbeiterfamilien  eigenen 
Herd.nad  den  so  tief  ersehnten  Antäl  an 
dem  Lande  verdanken,  dürfte  anch  bei  uns 
mehr  nähere  und  ernstere  Beachtung  ver- 
dienen, als  ihm  bisher  zugewendet  worden 
zu  sein  scheint«. 

Auch  in  den  englischen  EoloDieen  Queens- 
land, Victoria,  Canada  haben  die  Building 


8.  Bnilding  Societies  in  Amerika.  Sehr 
grosse  Verbreitung  haben  die  Building  Socie- 
ties  in  den  Staaten  Nordamerikas  dort  ge- 
funden, wo  eine  Boshafte  ArbeiterbeTölfce- 
mng  vorhanden  ist  Städte  wie  Philadel- 
phia, St  Faul,  Minneapolis  sollen  den  Buil- 
ding Sodeties  ilir  Geprtge  verdanken.  Auch 
in  Amerika  sind  die  Building  Sodeties 
Bealkreditkassen ,  ihre  Geschäftegrunds&tze 
weichen  freilich  vielfach  von  den  englischen 
Building  Sodeties  ab. 

Ueber  die  Geschichte  dieser  Gesellschaften 
entnehmen  wir  dem  Bericht  des  Statistischen 
Amts  in  New-Jersey  für  1890; 

Die  erste  derartige  Gesellschaft  ist  im 
Jahre  1831  in  einer  Vorstadt  von  Fhiladel- 

?hia  gegründet.  Bis  zum  Jahre  1845  fand 
iea  Beispiel  nur  in  sehr  wenigen  Rillen 
Kachidiraung;  von  1845 — 1850  wimlcn  dann 
aber  allein  in  Philadelphia  30  Gesellschaften 
ins  Leben  gerufen.  Pennsylvanien  hat 
bis  heute  von  allen  Staaten  die  grßasten 
Erfolg  mit  diesen  Baugenossenschaften  zu 
verzeichnen.  Ihre  Ausbreitung  von  Philadel- 
phia aus  war  das  Besultat  der  Auswande- 
rung; Handwerker  und  Handlungsgehilfen, 
die  nach  einem  andern  Orte  zogen,  begründeten 
dort  bald  eine  gleiche  Genossenschaft,  wie 
sie  dieselbe  in  ilu«r  Heimat  kennen  gelernt 
hatten.  Die  Personen,  die  auf  diese  Weise 
die  LeitTing  übernahmen,  hatten  oft  von  den 
Einzelheiten  der  Verwaltung  nur  eine  \m- 
genügende  Kenntnis,  uud  dadurch  entstanden 
eine  Eeihe  Verschiedenheiten  in  dem  System. 
An  einer  gesetzlichen  Grundlage  fehlte  es 
zimadist  überaU.  Die  ersten  Gesetze  über 
diese  Genossenschaften  wimien  1847  in 
Hew-Jersey  und  Uaryland  erlassen;  in  New- 


York  wurde  erst  1851  ein  Gesetz  ange- 
nommen, daselbst  wurden  nun  bis  1853  72 
Gesellschaften  be^^det  und  zwar  mit  allen 
mGglidien  neuen  Methoden  im  Geschäfts- 
betrieb, auf  diese  überhastete  Bewegimg 
folgte  dann  auch  1854  der  Rückschlag,  und 
zwar  derart,  dass  fast  alle  diese  Genossen- 
schaften verachwanden;  erst  seit  1885  ist 
wieder  eine  nennenswerte  Anzahl  entstanden. 

Der  Bürgerkrieg  wirkte  dann  Üt)endl 
hemmend  auf  eine  weitere  Verbreitung  der 
Baugenossenschaften.  Von  allen  Staaten  hat 
Massachusetts  mit  Bezug  auf  systematisches 
und  erfolgreiches  Verfäiren  diesen  Gesell- 
schaften die  zweckmässigste  gesetzliche 
Grundlage  gegeben  und  die  Geschäftsmetho- 
den geregdt.  Die  Gesellschaften  heiasen  in 
diesem  Staate  'Kooperative  Banken'.  IHe 
Organisation  ist  derart,  dass  einmal  die 
Mitglieder  zum  Sparen  und  dann  zum  Haus- 
erwerb angehalten  werden.  In  den  Süd- 
staaten ist  die  Ansdehnung  dieser  Genosaen- 
Bchaften  langsamer  als  in  den  Nordstaaten 
gewesen,  ab^ auch  dort  haben  sie  in  mehreren 
Staaten  Verbreitung  gefunden. 

Die  Bau-  und  DEihrlehnsgesellschaft  hat 
grosse  Popularität  gewonnen.  In  zehn  oder 
mehr  Staaten  sind  Ligen  gebildet,  die  vier- 
mal das  Jahr  Versammlungen  halten  und 
die  aus  Vertretern  jeder  Oi^nisation  be- 
stehen, die  zur  Liga  gehören.  WenigsteoiB 
ein  Dutzend  Or^e,  die  ihre  Interessai 
vertreten,  erscheinen  jetzt.  Viele  tägliche 
Zeitungen  geben  ein  gut  Teil  Raum  den 
Nachrichten  Ober  diese  Gesellschaften. 

Es  ist  nur  annähernd  bisher  gelungen, 
die  Zahl  der  bestehenden  (im  Jahre  1890) 
echten  Bau-  und  Darlehn sgesellBchaften  fest- 
zustellen. Der  Bericht  giebt  folgende  Ziffern : 

Pennsylvania laoo 

Ohio 800 

lUinois 600 

Indiana 400 

New-York 475 

New-Jersey 330 

Delaware  nnd  Haryland aaj 

MaBsacbnaetts 100 

Die  Übrigen  Staaten  von  New-England  .  75 

Wisconsin 55 

Hicbigan       65 

Minnesota ~ 150 

Nebraska-Jova 300 

Eaiisas 135 

Kentrcky       aao 

Missouri 200 

Tennessee 75 

Südwestliche  Staaten 350 

Ändere  südliche  Staaten too 

California 105 

Andere  westliche  Staaten 300 

5S00 

Ziun  grossen  Teile  beschränken  die 
Gesellschaltea  ihre  Thätigkeit  auf  einen  be- 
stimmten  Bezirk,  lokale  Gesellschaftea  im 


Gegensatz  zu  Dationalen  Oesellscbafteo,  letz- 
tere Dicht  zu  verwechseln  mit  den  National 
Bnildiag-Ingtituten,  die  als  Oe^er  der  Sassen 
zu  betrachten  aind. 

Ein   anschauliches  Bild  über  die  Bau- 


Labor  CarroU  D. 
"Wright  (1893).  Die  Gesellschaften  köonen 
in  drei  Klassen  geteilt  werden,  je  nach- 
dem sie  Asteilsoheine  ausgeben  :  Serienffesell- 
schatten,  permanente  Gesellschaften  und  zeit- 
lieh begrenzte  Gesellsehaffen.  Die  ältesten 
Gesell  Schäften  gaben  nur  eine  Serie  Anteil- 
scheine aus.  Wer  später  eintrat,  war  ver- 
pflichtet, die  seit  Eröffnung  der  Gesellschaft 
TOD  anderen  Mitgliedern  auf  ihre  Anteile 
bereits  eingezahlten  Siunmen  nachzuzahlen, 
damit  alle  Genossen  gleichberechtigt  wären 
und  jeder  Genosse  dann  nachher  gleiche 
Beiti%e  per  Anteil  zahlte. 

Gdder  wurden  nur  an  Mitglieder  aus- 
gegeben, and  somit  endete  die  Oesell- 
schaft,  wenn  die  Aktien  oder  Anteile  durch 
fSnzahlungen,  Gewinne,  Zinsen  etc.  ihren 
Nominalwert  erreicht  hatten. 

Diese  Gesellschaftsform  nennt  man  >ter- 
minatingo  oder  zeitlich  begrenzte  Gesell- 
schaften. Drei  Fehler  haften  ihr  an:  1.  die 
Gesellschaft  hßrte  zu  existieren  auf,  wenn 
die  Anteile  voll  eingezahlt  waren,  2.  der 
hohe  Betrag,  den  derjenige  vorweg  nachzu- 
zahlen hatte,  der  nach  Eröffnung  der  Gesell- 
schaft in  dieselbe  eintreten  wollte,  und  3. 
die  Bestimmung  über  diese  zwangsweise 
aufgedrungenen  Darlehen. 

Um  diese  Fehler  zu  beseitigen,  wurde 
das  Seriensystem  eingeführt.  Nach  diesem 
System  wurde  mit  jedem  Bechnungsjahr 
oder  Semester  eine  neue  Serie  eingeführt. 
ESne  dritte  Form  der  Bau-  und  Dariehens- 
genoGsenschaften  giebt  Anteile  aus,  wenn 
dieselben  verlangt  werden.  Diese  wird  die 
penoanente  genannt. 

Von  den  5598  Lotalgenossenschaften 
arbeiten  (nach  dem  "Wrignlschen  Buche) 
56,6«/o  nach  dem  Seriensystem ,  29,8"/» 
nach  dem  permanenten  und  13,fi''/o  nach 
dem  zeitlich  begrenzten.  Von  den  240 
nationalen  Genossenschaften  57,5 ''/o  nach 
dem  Serien-,  42,1%  nach  dem  permanenten 
und  Dur  eine  nach  dem  zeltlion  begrenzten 
System. 

Einzelne  Gesellschaften  haben  eine  be- 
Boodere  Sorte  Anfeile  für  solche  Mitglieder 
ein^iefOhrt,  die  ihre  Einzahlungen  beziehungs- 
weise Schulden  bei  der  Gesellschaft  ver- 
sicheni  wollen.  In  diesen  fWeo  hat  sich 
die  GeseUschaft  mit  einer  Lebensversiche- 
nmgsgesellschaft  geeinigt  und  müssen  sich 
Hitglieder,  die  sich  dieses  zu  Nntzen  machen 
wouen,  erstens  einer  ärztlichen  Untersuchung 
unterwerfen  und  neben  ihren  sonstigen  Bei- 


tragen eine  nach  ihrem  Alter  bemessene 
Extraprftmie  zahlen. 

Deber  die  Anzahl  der  durch  die  Thätig- 
keit  der  Qeseilachaft  erbauten  Häuser  be- 
richteten 4444  Graellschaften,  dass  im  ganzen 
314755  Heimstätten  von  Ihnen  geschaffen 
wurden,  davon  290803  dureh  lokale,  23952 
durch  nationale  Genossenschaften.  Ausser- 
dem wurden  noch  28459  andere  nicht  als 
Heimstätten  (home)  zu  betrachtende  Gebäude 
beschafft 

Soweit  es  sich  durchführen  liess  (bei 
921  lokalen  mit  159223  Genossen  und  12 
nationalen  mit  15547  Genossen)  wurde  der 
Beruf  der  Mitglieder  zu  erfahren  g^ucht, 
es  ergab  sich,  dass  bei  den  lokalen  69,96%, 
bei  den  nationalen  54,06  "lo  wirklich  ^  Ar- 
beiter zu  betrachten  waren,  nämlich  Commis, 
Handwerker,  MaschiniBten,  Gärtner,  Farmer, 
Fabrikarbeiter,  Verkftiifer,  verkäufermnen  etc. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  seheint  das 
sc^nannte  Dayton-system  der  Bau-  und  Dar- 
lehnsgenossenschaft,  das  von  einzelnen  so- 
gar als  Modell  hingestellt  wird  und  das 
seinen  ürspnuig  und  seine  Ausbildung  den 
bei  der  Mutual  Home  &  Sarings  Association 
in  Dayton,  Ohio,  gesammelten  praktischen 
Erfahrungen  verdankt,  und  weil  es,  aus 
Bedürfnissen  entspningen,  praktisch  erfolg- 
reidi  durehgeführt  ist,  für  besonders  empfen- 
lenswert  erächtet  wird. 

Das  System  lässt  sich  nur  bei  permanenten 
GeseUschaften  anwenden  und  unterscheidet 
sich  von  anderen  Systemen  in  vier  wesent- 
lichen Punkten: 

1.  Hitglieder  kSnncD  jederzeit  eintreten, 
ohne  Nachzahlongen  leisten  za  müssen. 

2.  Voll  eingezalilte  Anteile  werden  aasge- 
geben. 

3.  Das  Prämiensyetem  ist  vCllig  abgeschafit. 
Hitglieder  erhalten  Gelder  nach  der  Beiken- 
folge  der  eingelanfenen  Anträge  in  Zinsen,  die 
von  dem  Direktionakomitee  von  Zeit  zn  Zeit 
bestimmt  werden. 

4.  Der  Verdienst  wird  nicht  nnr  halbjährig 
festgestellt  imd  verteilt,  sondern  kann,  wenn. 
er  kreditiert  ist,  ebenso  wie  Einzahlungen  ab- 
gehoben werden. 

Die  Litteratur  über  diese  Genossen- 
schaften ist  sehr  umfangreich,  sie  ist  in 
dem  Jahresbericht  von  New-Jersey  für  1888 
S.  511  verzeichnet 

4.  Land  and  Buildio^  Societies  in 
England.  Die  sLand  and  Building  Sodeties« 
haben  nicht  die  Ausdehnung  erlangt  wie  die 
Building  Societies,  sie  bUden  im  Verhältnis 
zu  der  übrigen  genossenschaftlichen  Be- 
wegung nur  eine  kleine  Gruppe.  Dies  aber 
sind  die  eigentlichen  Bau^nossenschaften, 
welche  den  weniger  bemittelten  Ständen 
den  Erwerb  eines  eigenen  Heims  dadurch 
ermöglichen,  dass  sie  selbst  Land  erwerben 
und  Häuser  bauen,  um  an  beiden  den  Mit- 
^edem  den  EigentumsenA'erb  zu  erleichtem. 


üangeuossenscbaften 


In  den  40  er  Jahi-eu  suchte  die  =  Anti-Coru- 
Law-League^.  durch  Schaffung  von  »Free- 
holderatelleni  in  den  Grafschaften  Stimmen 
zu  gewinnen  und  bediente  sich  zu  diesem 
Zwecke  der  Parzellierung  im  Wege  der 
BaugenosseuBchaft.  Aus  dieser  Bewegung 
ging  die  National  Freehold  Land  Society 
hervor,  der  bald  eine  konservative  Gesell- 
schaft folgte.  Mit  den  politischen  StrGmiua gen 
verschwanden  auch  jene  Gesellschaften,  und 
die  Land  and  Building  Societies  haben  es 
nicht  vermocht,  unter  den  Genossenscliafteii 
Englands  eine  hervorragende  Stelluug  zu 
gewiu'uen.  Diese  Genossenschaften  unter- 
stehen  dem  allgemeinen  für  solche  Vereini- 
gnngen  geltenden  Gesetze:  der  Industrial 
and  Pro\'ident  Societies  Act  v.  \2.  September 
1893,  die  das  G.  v.  11.  August  1876  aufhob. 
Der  Geschäftsbetrieb  dieser  Genossenschaf- 
ten bezieht  eich  auf  Kauf  von  Land,  Bau 
von  Häusera,  Verkauf,  Miete  (unter  den 
verschiedenen    in  England  zulässigen  For- 


men) und  auf  Gewälming  von  Hypotheken- 
kredit. 

Die  Gencffisenfichaften  sind  verpflichtet, 
die  ihnen  vom  Kegistrar  zugesandten  Tabellen 
auszufallen.  Die  von  dem  Begistrar  auf- 
gestellte Statistik  giebt  jedoch  kein  klares 
Bild,  waa  daher  kommt,  dass  in  England 
bis  1884  die  Baugenossenschaften  dieselben 
rormiüare  wie  die  Konsumvereine  erhalten 
haben.  Die  offizielle  Statistik  für  Schott- 
land und  die  für  England  bis  1884  führt 
die  Baugenossenschaften  mit  den  übrigen 
Genossen  schaflsarten  nach  Gi-afscliaften  ge- 
ordnet diutheinander  auf. 

Die  Berichte  werden  in  den  Hetmus  und 
Reports  zusammengestellt,  und  ferner  bringen 
nach  diesen  amtlichen  Berichten  die  jährudi 
erscheinenden  umfangreichen  englischen  Ge- 
nossenschafts-Kongressberichte  statistisches 
Material. 

Die  nachstehende  Tabelle  ist  nach  den 
Eongressberichten  zusammengestellt : 


Jahr 

Vereine 

in          ^ 

Mit- 
glieder 

ElnnahmeTi  aus 

Land.HäoMra, 
BQB  mrackge- 
EBblKn  Vor- 
Bcbii»aon  etc, 
£ 

Un- 
kosten 

incl. 

ZiDHen 

£ 

Ge- 
scbiUts- 

anteile 

£ 

Schulden 
(An- 

CS- 

ten  etc.) 

Wert  V. 
Landu. 

SC 

£ 

Gewinn 
£ 

VeHoBt 

£ 

1896 
1698 
1889 
1886 
1883 

in    ;    96 

82     !      83 

73    i    61 
64    1    56 

—         53 

iiocS 
8739 
7083 
679S 
4907 

lai 590 

106603 
82928 
7062s 
424z: 

14783 

174504 

150659 
90192 

3 '5  628 
266033 
237802 
213568 

14377s 

537310 
491  356 
376820 
343  588 
339  7'6 

37 '39 
23026 

4190 

4808 
3855 

Folgende  Tabelle,  die  nach  den  Konwessberichten  zusammengestellt  ist,  giebt  die 
Entwickdung  der  Baugenossenschatten  in  England  von  1877—1882 : 


Jahr 

Verl 

An- 
Eahl 

Be- 
richte 

Mit- 
glieder 

Sestand 

der 
Immo- 
bilien 
£ 

Unkosten 
incl. 
Zinsen 

£ 

Geschäfts- 
anteile 

£ 

Anleihen 

£ 

Auf 

Hypothek 

ansge- 

Ueben 

£ 

Gt- 
winn 

£ 

ID» 

£ 

1882 
1881 
1880 
1873 
1878 
1877 

82 

62 
48 

49 
49 

6372 
5371 

5486 
4948 

2306 

42336 

37  347 

9063 

3295 

38496 

130  943 
11773t 

100  481 

184018 
221  512 

38«7 

ssSo 
1778 

169* 

_ 

Die  Ausbreitung  der  Baugenossenschaften 
in  Schottland  ist  geringer,  wie  folgende  Ta- 
belle auf  S.  471  zeigt: 

Aus  Irland  liegt  seit  1897  nur  der  Bericht 
einer  Land  and  Building  Society  vor,  es 
besteht  auch  nur  diese  eine  GeseUsohaft. 

6.  Ban^nosseiiBchaften  in  Deutsch- 
land. In  Deutschland  beetebt  unseres 
Wißsena  zur  Zeit  keine  Baugenossenschaft  im 
Binne  der  englischen  Buildii^  Societies.  Ein 


Versuch  wurde  in  Breslau  *)  gemacht,  wegen 


*)  Die  Breslaner  Bau-  nod  i 
ftchaft  e.  G.,  1868  gegrUndM  nnd  18! 
qnidatioa  geMngen,  „banptaSchlich  weil  dw 
BerGIkerang  Bein  genügendes  VerstfindniA  fBr 
die  Zwecke  der  Genossenschaft  zeigte,  and  in- 
folgedessen diese  nur  in  sehr  beschrankten 
Masse  erreicht  worden ". 

IHe     Ratenzablnngen   fflr    die    ^währten 
VorschOwe   waren  so   beatiini  '     '        »•     ■• 
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1 

1. 

II 

1 

11  jS 

11 

0 

1 
3 

& 

£ 

£ 

£ 

IfSK 

,, 

as82 

laooii 

1S92 

16 

5100S 

1B89 

15 

3500 

141  gao 

49875 

6747c 

1886 

1180 

50071 

18664 

1883 

i<;26 

3=986 

14303 

IHM 

870 

35910 

34021 

15705 

9 

I9SI 

17707 

33152 

18T7 

5 

1431 

— 

15913 

24734 

ungenügender  BetoUigang  aber  aufgegeben. 
Die  deutschen  Baiigenossenschaften  bauen 
selbst  oder  kaufen  Häuser  und  bezwecken, 
die  Mitglieder  zu  Eigentümern  der  von 
ihnen  erbauten  Häuser  zu  machen  oder 
ihnen  Mietswohnungen  zu  schaffen. 

Die  Wohnnnrafi^e  kam  in  Deutschland 
1865  in  Fluss,  ^s  der  ^Eongress  deutscher 
Tolkswirte«,  der  »Vereingtag  deutscher  Er- 
\rerbs-and  WirtsciiaftsgenoBsenschafteni  und 
der  >VereinBtag  deutscher  Arbeitervereine " 
dieselbe  anf  üire  Tagesordnungen  setzten.  Die 
sOndige  Deputation  des  Kongresses  deutscher 
Volkswirte  trat  zu  gemeinschaftlichen  Be- 
ratungen zusammen  mit  dem  Vorstand  und 
AuesctmsB  des  »Central vereine  in  Prenssen 
für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen«.  Dae 
Resultat  der  Beratungen  war  die  Herausgabe 
Toa  7  Berichten  (n.  a.  von  Huber,  Klette, 
FarisiuB)  unter  dem  Titel  »Die  Wohnungs- 
frage mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  ar- 
beitenden Klassen«  (Berlin,  Janke  1865). 
Auf  dem  Kongress  zu  Nürnberg  kam  die 
Wohnungsfrage  auf  Grund  dieser  Vorlage 
zur  VerbandinDg.  Dia  daselbst  angenom- 
menen Resolutionen  gingen  u.  a.  auf  Frei- 
gabe des  Baugewerbes,  Ausschluss  der  Wohl- 

Id  18  Jahren  zurückgezahlt  sein  rougateu.  Die 
VorscbÜBse  wurden  regelmfiBsig'  geg^n  hypothe- 
karische Sicherheit  ausgeliehen  —  Pergonal- 
kredit  wurde  nnr  aiunäimRweise  gewährt  — . 
Der  Oescli&ftsanteil  betrog  ÖOO  Thlr.,  die  Raten- 
■afilimgen  waren  verschieden  je  nach  den  Pe- 
riodoi  (4),  in  denen  iu  Ifitglied  den  Gesch&fts- 
uteil  voU  erwerben  wollte.  Die  Siniahinng 
auf  je  einen  OeschäftsanteU  dnrch  6  Monate 
bereditigt«  höchstans  m  einem  Yorschnss  von 
600  Thlm.  Nor  znr  ersten  Stelle  im  Hypo- 
thekenbncb  worden  VoriKh&sse  ^wKbrt  Für 
^  BDckzablong  de«  Vonichnssea  war  eine  Ta- 
belle anfgeatellt  auf  die  Zeit  von  6 — 18  Jahren. 
Von  jedem  VorschiuB  wurde  eine  Gebühr  von 
2*lf  ntr  den  Beaervefonds  in  Abzug  gebracht. 
Ba  Gewährnng  des  Vorschnsae«  duften  die 
borgenden  Mitglieder  die  Einzahlungen  auf  die 
von  ihnen  beim  Eintritt  in  die  Genossenschaft 
geaeäehaeten  Oeach&ftianteUe  aussetzen  und  das 
■niTMmmnltr  Onüiaben  nebst  Zinsen  und  Di- 
-vHaadoB  in  Empfang  nehmoi. 


thätigkmt   aus  den  Baug03ellschftft«n,  Em- 

S fehlung  von  Bauten  kleiner  HSuser  durch 
ie  auf  SelbBthfUfe  beruhenden  Baugenossen- 
schaften. 

Der  allgemeine  Verband  der  deutschen 
Genossenschaften  trat  der  Ftage  der  Bau- 
genossenschaften zuerst  auf  den  allgemeinen 
Vereinstagan  zu  Mainz  (1864)  und  Stettin 
(1865)  näher,  auf  letztcrem  erstattete  Pari^us 
Bericht  über  das  Wesen  und  die  Einrich- 
tungen der  Baugenossenschaften  (abgedruckt 
in  »Innung  der  Zukunft«  Ko.  14  und  15 
von  1865).  Der  Vereinstag  zu  Stettin  be- 
Bchloss  u.  a. :  »dem  Mangel  an  guten,  ge- 
sunden Arbeiterwohnungen  können  in  der 
Hegel  auf  dem  Principe  der  Selbsthülfe  be- 
ruhende Baugenossenschaften  abhelfen,  so- 
fern dieselben  kleine,  für  je  eine  Familie 
beetimmte  Hänser  bauen  und  ihren  Mitglie- 
dern gegen  ein  Kaufgeld,  welches  durch 
terminliche,  auf  eine  Reihe  von  .lahren  zu 
verteilende  Raten  amortisiert  wird,  zu  aus- 
sclüiesalicheni  E^tgentume  überlassen.«  Auf 
denselben  Standpunkt  stellte  sich  eine  Ver- 
sammlung der  deutschen  Oewerkvereine,  im 
Jahre  1871  (Berlin),  sie  verlangte  in  ihier 
Resolution  von  den  Arbeitern  die  Gründung 
Baugenossenschaften,  von  den  Arbeit- 
gebern Unterstützung  der  Baugenossen- 
schaften durch  Gewähnmg  langbefristeter 
Darlehen,  Einführung  kürzerer  Arbeitszeit, 
um  das  entferntere  Wohnen  zu  ermöglichen, 
event,  Bau  von  Arbeiterwohnungen  —  von 
Kommunen  und  dem  Staate  sanitAts- 
polizeiliche  Vorschriften  für  die  Wohnhäuser, 
Beseitigung  der  das  Bauen  von  kleinen 
Häusern  hemmendfinPolizeivor8chriften,Ver- 
mindemng  der   Stempelabgaben,   Begflnsti- 

ging  der  Baugenossenschaften,  Bau  von 
äusem  zur  Unterbringung  der  Gemeinde- 
und  Staatsbeamten.  Im  Gegensatz  zu  diesen 
Versammlungen  erklärte  eine  um  dieselbe 
Zeit  von  der  Berliner  Sozialdemokratie  ein- 
berufene Volksversammlung^  dass  nur  der 
sozialdemokratische  Staat,  m  dem  Grund 
und  Boden  Gemeingut  sei,  die  Wohnungs- 
not beseitigen  könne.  Im  Juni  1872  fEind 
auf  Einladung  der  Berliner  Ortsvereine  eine 
Versammlung  im  Berliner  Handwerkerrerein 
statt,  in  der  Schulze-Delitzsch  seine 
Ansichten  über  die  Beseitigring  der  Woh- 
nungsnot entwickelte  :  Hinüberleiten  der  Frage 
aus  dem  Bereiche  blosser  Sonden nteressen 
einiger  industrieller  Etabhssemente  und  aus 
dem  Bereiche  rein  humanen  Strebens  auf 
das  allgemeine  wirtschaftliche  Feld,  dies  sei 
der  Zweck  der  Baugenossenschaften. 
Die  Entwickelung  der  Baugenossenschaften 
begann  damals  reger  zu  werden;  1870  gab 
es  nur  3  Baugenossenschaften,  1871  waren 
ihrer  bereits  17.    Schulze-Delitzsch  trat  für 
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Schäften  mit  grossen  Kapitalien  b^innen 
mÜBSten,  iiiu  Erfolge  zu  erzielen.  um 
die  Kapitalien  in  weitestem  Umfange  zu 
dem  Zwecke  der  BaugenosBenschaften  zu 
gewinnen,  wai  sein  Plan  folgender: 
Gründung  einer  EapitalgenosBenschaft  als 
Unternehmer  und  emer  Personal^nossen- 
sdiaft  als  Kunde.  Beide  sollen  sich  selb- 
ständig konstituieren.  Die  Kapitalgenosseo- 
schaft  (Aktiengesellschaft)  hat  »zvar  Aufgabe 
möglichst  zweckmässige  EiTt-erbung  grosser 
Baukomplexe,  die  Personalgenossenschaft  die 
Sammlung  you  Kapitalien  unter  ihren  Mit- 
gliedern. Eintritt  in  ein  freies  Kontrakts- 
verhättnis  ziu*  Kapitalgenos&enschaft  über  den 
Bau  von  Arbeiterwoniumgen  resp.  über  die 
Erwerbung  derselben  * ;  »  den  Besitzern  grosser 
BauteiTains  muss  es  angenehmer  sein,  mit 
einer  Genossenschaft  zu  kontrahieren,  deren 
sämtliche  Sütglieder  nicht  bloss  mit  einer 
bestimmten  Summe,  sondern  mit  ihrem 
ganzen  Vermögen  für  die  eingegangenen 
Verbindlichkeiten  haften,  als  mit  einzelnen 
Peisonen.  Eine  Arbeitergenossenschaft  ist 
nicht  dazu  geeignet,  sich  in  grosse  Unter- 
nehmungen einzulassen,  luu  ein  Risico  zu 
überaehmen.  Dagegen  kann  auf  der  anderen 
Seite  der  Unternehmer  sich  nicht  mit  der 
Einsammlung  von  kleinen  Kapitalien  ab- 
geben, welche  am  besten  von  der  Arbeiter- 
genossenschaft in  monatlichen  oder  wöchent^ 
üchen  Beiträgen  angesammelt  werden.» 

Schul  ze-Delitzsch  erklärte  sich  principiell 
für  den  Bau  kleiner  Iläuser,  erkannte  aber 
unt«r  Umständen  auch  die  Notwendigkeit 
nnsser  Miethäuser  an.  (Vgl.  Blätter  fOr 
Genossenschaftswesen  No,  33  von  1872.) 

Die  »"Wohnungsfrage«  ist  seitdem  nicht 
von  der  Tagesordnung  versdiwunden,  sie 
ist  im  Gegenteil  eine  last  noch  dringendere 


Bedeutung  der  SelbsthOlfe  der  wohnnngs- 
bedürften  Klassen  in  der  genossensch^t- 
lichen  Organisation  wird  heute  wohl  allge- 
mein  gewürdigt  und   die  Ansichten,   wie 


In  der  verdienstvollen  Enquete  des  Ver- 
eins für  Sozialpolitik  »über  die  Wohnungs- 
verhältnisse der  ärmeren  Klassen  in  den 
Grossstädtem  ans  dem  Jahre  1886  wird  die 
SelbsthüJfe  der  WohnungsbedOrftigen  von 
den  einzelnen  Referenten  kaum  ^s  Hülfe 
erwähnt  In  den  Verhandlungen  des  Ver- 
eins war  es  allein  BaffalovicJ\,  der  an  der 
Hand  der  von  den  Building  Societies  in 
Amerika  eirielten  flesultate  für  die  auf 
Selbsthüife  beruhenden  Baugenossenschaften 
eintrat  Anders  steUte  sich  die  Kommission 
der  Gewerbekammer  für  die  Prorinz  Schles- 
wig-Holstein (1887)  zu  der  Frage  der  Ver- 
besserung der  Wohnungsverhältnisse  der 
arbeitenden  Klassen  iii  Schleswig-Holstein, 
sie  gab  dem  genossenschaftlichen  Bauver- 
eine vor  der  gemeinnützigen  Baugesell schaff 
den  Vorzug. 

Jene  Enquete  blieb  ohne  praktischen  Er- 
folg. Seit  jenei'  Zeit  ist  aber  ein  merkbarer 
Cms<diwung  der  Ansichten  eingetreten; 


gehen  auf  anderen  Gebieten  auseinander. 

Nicht  mehr  dreht  sich  der  Streit  darum, 
ob  Baugenossenschaft  oder  gemeinnützige 
Gesellschaft  oder  staatliche  bezw.  kom- 
munale Massnahmen:  Die  Baugenossenschaft 
wird  überall  als  der  bessere  und  zuverläs- 
sigere Weg  zur  Befriedigung  des  Wohnungs- 
b^ürfnisses  anerkannt  Daneben  werden 
direkte  staatliche  oder  kommunale  Eingriffe 
in  der  Regel  nur  zur  Beseitigung  von  Not- 
ständen gefordert,  oder  im  Interesse  sanitärer 
Massnahmen  (Wohnungsgesetzgebung),  oder 
von  Staat  und  Kommime  als  Arbeitgeber 
für  ihre  Arbeiter.  Der  Streit,  der  die  Bau- 
genossenschaften heute  trennt,  dreht  sich 
um  zwei  Fragen:  Soll  die  Genossensfdiaft 
ihre  Mitglieder  zu  Eigentümern  machen 
o<ler  ihnen  Mietswohnungen  bieten  — femer 
wie  soll  die  Kapitalbeschaffung  seitens  und 
für  die  Baugenossenschaft  geregelt  werden? 

Künsthch  hat  man  einen  Gegensatz 
zwischen  »Baugenossenschaften«  und  »Bau- 
und  Sparvereinen«  hervorgerufen,  erstere 
Benennung  soll  die  Baugenossenschaften  für 
Ejgentumserwerb,  letztere  die  für  Miets- 
wohnungen bezeichnen.  Schon  dieser  Unter- 
schied ist  willkürlich.  Denn  thatsächlich  bauen 
'Baugenossenschaften  <  auch  Häuser  mit 
Mietswohnungen  wie  »Bau- und  Sparvereine« 
Häuser  zu  Eigentumserwerb,  Unrichtig  ist 
audi  die  mehrfach  verbreitete  Ansicht,  dass 
»Bau-  und  Sparvereine«  (für  Miets- 
wohnungen) eine  völlig  neue  Organisation  dar- 
stellten, die  in  dem  1889  gegründeten  Han- 
noverschen Bau-  und  Sparverein  ihr  Vorbild 
habe.  Derartige  Bau-  imd  Sparvereine  haben 
bereits  in  den  70er  Jahren  bestanden.  Wenn 
diese  Baugenossenschaftsart  in  den  letzteren 
Jahren  grössere  Verbreitung  fand ,  so  ist 
dies  auf  die  Zulassung  der  Bildung  von 
Genossenschaften  mit  beschränkter  Haft- 
pflicht durch  das  Genossen schaftsgesetz  von 
1889  zurückzuführen,  die  sich  für  diese  Ge- 
nes sensehaftsart  besser  eignet  als  die  Ge- 
nossenschaft mit  unbeschrtlnkter  Haftpflicht 
—  und  forner  auf  die  Unterstützung  der  Ge- 
nossenschaften durch  die  Alters-  und  In- 
vahditäts-Versicheningsan stalten.  Die  Vei^ 
treter  der  sog.  »Bau-  und  Spai-vereine«  (in 
dem  engeren  Sinne)  behaupten  von  den 
»Baugenossenschaften«  (im  engeren  Sinne) 
dass  sie  Haustyrancen  züchten  und  neue 
Ge^nsätze  zwischen  »Eigentümern»  und 
»Mietern«  schaffen ,  dass  bei  ihnen  das 
Solidaritätsgefühl  der  Mitglieder  nicht  ge- 
pflegt werde.  Alle  diese  Behauptungen 
widerlegen  sich  selbst  durch  die  Thatsachen. 
Der  Gegensatz  liegt  auch  auf  anderem  Ge- 
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Inete.  Die  Fflhrer  der  Bewegung,  die  auf 
die  GrdaduDg  von  Bange  noBaenschaften  zur 
Beschaffung  unkündbarer  Uiets Wohnungen 
geriditet  ist,  haben  die  Bodenbesitzfr^e  im 
Änge,  ihr  Ziel  ist  Beseitigung  des  fiivat- 
eigeotums  am  Qnind  und  Boden  und  Er- 
setzung desaelben  durch  sogenanntes  Oa- 
meineigentum.  Zu  dieser  Aufgabe  sollen 
die  Genossen  Schäften  dienen,  obgleich  man 
weder  rechtlich  noch  ■wirtsch^tlich  das 
fSgentum  der  Gesellschaft  als  Oemeinaigen- 
tum  der  Mitglieder  bezeichnen  kann.  Hier 
werden  nicht  zusammengehörige  wirtscbaft- 
liche  Fragen  verquickt,  und  dies  wird  der 
Baugenossenschansbewegung  nicht  f Örderhch 
sein.  Sehr  richtig  hat  der  Neustadter  Qe- 
aossenschaft&tag  (1898)  des  allgemeinen  Ver- 
bandes der  deutschen  Erwerb  und  Wirt- 
stdiaftsgcnofisenschaften  in  einem  Beschluss 
den  Wunsch  ausgesprochen: 

dass  es  gellngeu  werde,  eine  Äteondcmng 


von  unkündbaren  Mietswohnungen  von  den 
Baugenossenschaften  zur  Erleichterung  des 
ESgentumaerwerbs  der  Mitglieder  zu  ver- 
hfiteo,  da 

1.  jede  der  beiden  Genossen  schaftsarten, 
■wenn  richtig  den  örtlichen  Verhältnissen 
augepasst  und  nach  genossenschaft- 
limen  Gnindsätzen  geleitet  und  ver- 
waltet, wirtschaftlich  und  sozial  der 
anderen  gleichwertig  ist,  auch  sehr 
woU  beide  Aufgaben  durch  eine  Ge- 
nossenschaft vmolgt  werden  könnten 
und  da  deshalb 

2.  diese  Oeaossenschaftsarten,  in  einem 
Verbände  vereinigt,  auch  am  besten 
die  Bestrebungen  der  Baugenossen- 
schaften fördern  und  an  der  Verbesse- 
rung der  Oiganisation  wirken  können. 

Inzwischen  ist  die  Trennung  der  Bau- 
genoesenschaften  durch  die  Bildung  eines 
Sonderverbandes  für  Baugenossenschaften 
*zur  Beschaffung  von  unkündbaren  Woh- 
nungen» neben  einem  älteren  Verbande,der  alle 
Baugenossenschaftsarten  umfasst,  zur  That- 
saiche  geworden.  Ihes  igt  um  so  mehr  zu  be- 
dauern, als  seit  zwei  Jahren  die  Haus-  und 
Grundbesitzervereine  eine  sehr  lebhafte 
Agitation  gegen  die  Baugenossenschaften 
und  besonders  die  billige  HypothekeDge- 
w&hrung  an  sie  seitens  der  Alters-  und  In- 
validitätsversicherungs  -Anstalten  betreiben. 
Aof  dem  Wiesbadener  Kongress  (1898) 
worden  in  diesem  Sinne  Beschlüsse  gefasst. 
At^eseben  von  dieser  anti-sozialen  Stellung- 
nähme  li^  in  diesem  Vor^hen  auch  eine 
Verkennung  der  Verbältmsse,  denn  die 
Kapitalien  der  Alters-  und  Invaliditätsver- 
äcaemng»-An stalten  sind  zum  nicht  geringen 
Teil  «IS  den  Beitragen  der  Arbeiter  gebildet 
und  die  Anstalten  verfol^n  ihr  eigenes  In- 
* •;,  wenn  sie  den  Versicherten  zu  bilhgen 


und  gesunden  Wohnungen  verhelfen.  Es 
muBS  unbedingt  erwartet  wei-den.  dass  die 
Versicherungsanstalten  und  ähnlicnen  Unter- 
nehmungen ein  weit  grösseres  Entgegen- 
kommen denBai^uossenschaften  zeigen  wie 
bisher.  Bis  Ende  1897  waren  von  den  An- 
stalten 21 41 1 639  Uark  zum  Bau  von  Arheiter- 
wohnungen  hergegeben  —  einige  Anstalten 
verhielten  sich  ablehnend!  Die  grösste 
Scliwierigkeit  für  Gräadimg  und  Entwicke- 
luDg  der  Baugenossenschaften  liegt  in  der 
Kapitatbeschaming.  Besonders  gross  ist  diese 
Schwierigkeit  bei  der  Genoaseascliaft,  die 
sich  auf  Herstellung  von  Mietswohnungen 
beschränkt,  da  sie  das  Geld  auf  die  Dauer 
fest  anlegt,  während  die  Genossenschaft,  die 
ihren  Mitgliedern  Häuser  zu  Eigentumserwerb 
erbaut,  das  verbaute  Kapital  mit  der  Zeit 
wieder  zurückerhält  und  dann  dasselbe  zum 
Vorteil  anderer  Mitglieder  verwerten  kann. 
Mit  den  Hypothekenbanken  ist  die  Ver- 
bindung selten  möglich,  da  das  Objekt 
meist  zu  klein  ist,  Lebens veraicheningsge- 
sellschaften  wollen  aus  dem  gleichen  (jrunde 
nie  Häuser  nicht  beleihen  oder  fordern  Ver- 
bindung mit  der  Lebensversicherung  des 
Erwerbers,  -ein  Verfahren,  das  aus  verschie- 
denen Gründen  nicht  zu  empfehlen  Ist,  sieh 
auch  in  der  Praxis  nicht  bewährt  hat  — 
so  sind  die  Genossenschaften  in  erster  Reihe 
auf  die  Einzahlungen  auf  Geschäftsanteil, 
Spaigelder  der  Mitglieder,  sogenannte  'Haus- 
anteUscheine«,  und  für  grössere  Kapitalien 
auf  die  Sparkassen  und  Privatleute  ange- 
wiesen. Sehr  erwünscht  wäre  es,  wenn 
sich  grossere  Arbeitgeber  an  Bau^nossen- 
Schäften  beteihgen  würden ;  ihre  mindestens 
moraliBche  Verpflichtung,  fOi'  die  Befriedigung 
des  Wohnungsbedürfnisses  der  Arbeiter  za 
sorgen,  wird  heute  mehr  and  mehr  aner> 
kannt,  die  Ariieiter  seihst  aber  sind  besonders 
misstrauisch  gegenüber  den  von  den  Arbeit- 
gebern ihnen  gebotenen  \VohnimgM;e!egen- 
heiten,  die  äca  hier  bietenden  5(£wierig- 
kelten  können  am  leichtesten  überwunden 
werden,  wenn  die  Arbeit^ber  sich  an  eine 
Baugenossenschaft  anschliessen  imd  dieser 
das  Kapital  zum  Bau  der  nötigen  Häuser 
für  ihre  Arbeiter  zur  Verfügung  stellen.  Da- 
mit wird  die  Wohnungsfrage  von  dem  indus- 
triellen Unternehmer  loslöst,  und  es  können 
die  Interessen  des  Arbeitgebers  wie  der  Ar- 
beiter gleichmässig  berücksiditigt  werden,*) 


von  Staatsmitteln  j  .  _ 
nungsverhältnisse  von  Arbeitern,  die 
liehen  Betrieben  beschäftigt  sind,  und  von  gering 
besoldeten  Staatsbeamten.  Durch  das  Geseta 
wurden  zn  dem  gedachten  Zweck  6  Mill.  Hark 
zur  VerfBgnng  gestallt,  durch  G.  v.  2.  Juli  1898 
wieder  5  Sillionen.    Nicht  unerhebliche  Betrage 
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Der  allgemeine  Vereinstag  der  deutschen 
Erwerba-  und  Wirtschaftegenössenschaft  zu 
Breslau  1872  sprach  sich  in  einem  BeschluBs 
Aber  die  HeniiiziehunR  stiller  Geeellschafter 
zu  den  Baugenossenschaften  dahin  aus,  dass 
dieeelbe  eine  der  Formen  ist,  durch  welche 
das  Kapital  den  Baugenossenschaften  dauernd 
dienstbar  gemacht  wird  und  diese  in  den 
Stand  gesetzt  werden,  das  Wohnungsbedürf- 
nis auch  der  unbemittelten  Klassen  zu  be- 
friedigen. 

A&  Mittel  zur  Kapitalbeschaffung  kann 
vielleicht  auch  die  Beschaffung  von  Geld 
durch  Ausgabe  von  Pfandbriefen  bezeichnet 
■werdea,  die  aber  dann  jedenfalla  auf  den 
Inhaber  gestellt  werden  mÜBSton:  da,  wo 
dies  aus  landesgesetzlichen  Gründen  nicht 
zulassig  ist,  könnte  das  Institut  der  Griind- 
schuldbriefe  als  Ersatz  dienen.  Einen  zweck- 
mässigen Ersatz  bilden  die  auf  den  Namen 
ausgegebenen  Hansanteilscheine-  — 
Ueber  den  Schulze-Delitzscbschen  Plan  ist 
oben  berichtet. 

Die  Fr^e  der  Kapitalbeschaffung  hat 
nun  auch  zu  einer  grossen  Zahl  Vorschläge 
geftlhrt,  bei  denen  zum  Teil  dem  Staat  die 
Hauptrolle  zugewiesen  ist;  so  z.  B.  ist  an- 
geregt die  Gründung  von  Hypothekenbanken, 
denen  der  Staat  das  Kapital  zur  Verfügung 
stellt  oder  für  die  der  Staat  Zinsgarantie 
übernimmt,  von  anderer  Seite  ist  angeregt, 
dass  die  gesamten  Fonds  der  Alters-  und 
Invalititaiaversicherunga-Anetalten  für  die 
Zwecke  der  BaugenoBsenschaffen  hergegeben 
werden  u.  s.  w.  Die  Vorschläge  sind  durch- 
weg undiffchführbar,  denn  z.  B.  die  Forde- 
rung, daas  dem  Staat  die  Pflicht  auferlegt 
wird,  den  zur  Beschaffung  unkündbarer 
Wohnungen  gegründeten  Baugenosaenschaf- 
ten  die  nötigen  Hypothekenkapitalien  zu  ge- 
währen, würfe  niclit  bloss  eine  gewaltige  Er- 
höhung der  Staatsschulden  bedeuten,  sondern 
auch  Üiatsäehlich  einen  Bruch  mit  den  Be- 
dingungen der  heutigen  Wirtschaftsordnung, 
An  diese  Massregel  würde  sich  ganz  natur-. 
gemäss  die  Entschuldung  des  ländhchen 
Grundbesitzes  mit  Staatsmitteln  anschliessen. 
Es  würde  damit  freilich  den  Wünschen  der 
Bodenbesitzuehmer  entgegengekommen,  aber 
auch  gleichzeitig  die  Axt  an  die  Wurzeln 
der  heuten  Wu^schaftsordnung  gelegt  sein 
—  wir  würden  zur  Erfüllung  der  ForderuDg 


sind  davon  auf  Bangenosaenachaften  entfallen. 
Auch  aus  den  Eisenbahn-Pensionsfonda  sind 
diesen  Genossenach aften  dann  Mittel  eur  Ver- 
fügung gestellt,  wenn  die  Mitgliedschaft  sich 
hauptsächlich  ans  Arbeitern  zusammensetzt. 
Zuweilen  haben  diese  Untersttitzungen  freilich 
zn  ünzuträglichkeil^n  geführt,  indem  die  Ge- 
nossenschaften In  Erwartung  der  Unter- 
stützung sieb  in  Verpflichttingen  einliessen, 
die  ihre  Kraft«  überstiegen. 


gelangen,  die  die  sozialdemokratische  Partei 
auf  dem  oben  erwähnten  Eongress  gestellt 
hat.  Auf  die  in  Verbindung  mit  Baugenossen- 
schaften stehenden  Bodenreformpläne  einzu- 
gehen, ist  hier  nicht  der  Ort. 

Die  in  dem  Aufsatze  Baugenossen- 
schaften in  der  ersten  Auflage  des  Hand- 
wörterbuches ausgesprochene  Ansicht,  dass 
die  Zulassung  der  Genossenschaften  mit  be- 
schränkter Haftpflicht  (durch  das  Gesetz 
von  1889)  auf  die  weitere  Entwickelung  der 
Baugenossenschaften  von  günstigem  Einflues 
sein  wird,  hat  in  der  Praxis  Bestätigung 
gefimden.  Insbesondere  ist  hierauf  die  Aus- 
breitung der  Genossenschaften  zur  Beschaf- 
fung von  Miets Wohnungen  für  die  Mitglieder 
zurückzuMhren ,  eine  Aufgabe,  für  deren 
Erreichung  die  unbeschränkte  Haftpflicht 
ein  zu  weitgehendes  Eisico  bot 

Die  Baugenossenschaften  unterstehen, 
wenn  sie  die  Rechte  einer  > eingetragenen 
Genossenschaft«  erlangen  und  die  damit 
verbundenen  Vorteile  besitzen  wollen,  dem 
die  Rechtsverhältnisse  der  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften  regelnden  G.  v. 
1.  Mai  1889.  Gesellschaften  von  nicht  ge- 
schlossener Mitgliederaahl  zur  Herstellung 
von  Wohnungen  mittelst  gemeinschaftlichen 
Geschäftsbetriebes  können  nach  dem  Gesetz, 
wenn  sie  bestimmten  gesetzlichen  Erforder- 
nissen genügen,  »die  Rechte  einer  einge- 
tragenen Genossenschaft«  erwerben. 

Sehr  erschwert  wird  die  Gründung  einer 
Baugenossenschaft  in  grossen  Städten  und 
in  Industriestädten  durch  die  hohen  Boden- 
preise. Hier  aber  haben  es  Staat  und  Kom- 
mune in  der  Hand,  durch  Schaffungvon 
leichten  Verkehrsverbindungen, 
und  die  Arbeitgeber,  durch  Abkürzung  der 
Arbeitszeit  die  Gründung  ausserhalb  der 
Stadt  zu  erleichtem.  Ebenso  würde  ein  Ent- 
g^ienkommen  der  Kommunen  bei  Strass  en- 
anlagen  sehr  fördernd  auf  die  Entwicke- 
lung der  Baugenossenschaften  wirken. 

Betrachten  wir  nun  die  in  Deutschland 
mit    den    Baugenossenschaften    gemachten 


Es  müssen  nach  den  thatsÄchlichen  Ver- 
Mltnissen  zwei  Arten  von  Baugenossenschaf- 
ten in  Deutschland  unterschieden  werden: 
einmal  solche,  die  es  sich  zur  Aufgabe  ge- 
stellt haben,  Häuser  für  höhere,  gut  situiert« 
Beamte  zu  bauen,  und  femer  solche,  deren 
Zweck  der  Bau  von  Arbeiterwohnungen  ist 

Baugenossenschaften  der  ersteien  Alt 
haben  m  Karlsruhe,  Stuttgart,  Gotha  be- 
standen. Eine  ähnliche  t^nossenschaft  ist 
der  »Dresdener  Beamtenbauverein  e.  G.  m. 
b.  H.«.  Der  Plan  für  diese  Genossenschaften 
rührt  von  Professor  Emminghaus  in  Gotha 
her.  Eine  kleine  Anzahl  Beamte  thut  sich 
in  Form  der  Gtenossenschaft  zusammen,  kanft 
ein  Bauterrain  und  lässt  auf  demselben  einft 


der  Uitgliederzahl  entsprechende  Anzahl 
HäDFier  errichten.  Neue  Mitglieder  können 
teils  nur  durch  einstimmigen  Beschluss, 
teils  mit  grosser  Majorität  aufgenommen 
werdeo,  woduroh  thatsAcblich  die  Mitglieder- 
zatal  eine  geschlossene  wird.  Die  Terrain- 
Tuid  Baukosten  werden  auf  die  Mitglieder 
verteilt.  Die  GenosBenschaft  wird  auf  be- 
stinunte  Zeit  beschränkt  nach  der  eich  die 
Abzahlungen  richten.  Mit  Ablauf  der  Zeit, 
venii  die  Schulden  getilgt  sind,  tritt  die 
Genossenschaft  iu  Liquidation.  Die  Resul- 
tate dieser  Genossen  scoaften  sind  durchweg 
SU  allgemeiner  Zufriedenheit  ausgefallen. 


I  Wir  wenden  uns  zu  den  Beeultat«n  der 
Bau^nossenechaften  die  wesentlich  der 
Befriedigung  des  Wohnungshedttrfniases  der 
arbeitenden  Klassen  dienen. 

In  folgender  Tabelle  sind  ron  3  zu  3 
(bezw.  zu  4)  Jahren  die  Besidtate  zusammen- 
gestellt, soweit  es  möglich  war,  dieselben 
zu  erlangen.  Zu  Oninde  gelegt  sind  die 
Jahresberichte  der  deutschen  Erwerbs-  und  , 
Wirtsehaftsgenosacnsdiaften  imd  private  Er- 
hebungen bei  solchen  Genossenscnaften,  die 
sich  an  dem  Jahresberichte  nicht  beteiligt 
hatteu. 


J«hr 

1 

S 

IU 

preis 
M. 

Geschäfts- 
anteile 

M. 

Reserve- 
fonds 

Fremde 

Gelder 

M. 

1869 
1872 
1874 
1877 
1881 
1884 
1887 
1890 
1893 
1897 

30 

48 

5" 
34 
33 
35 
SO 

193 

6 

5 

6 
31 

93 

1335 

•lll 

76 
8433 

i 

3 
3 

47 
83 

daronter  4; 

Mle'tswoli- 
mmgen 

»997 
438845 
663947 
143010 

15399 
15699 

506297 
'875713 

.830 
181 17a 
458  930 
167140 

32  629(0 
58204 
26153 
203939 
1455998 

18210(5) 
415*9 

39  457 

19996 

79  539 
335610 

6930 

308430(5) 
1734963 

958  322 
296848^.1 

391  573(0 
269946 
303096 
3350657 

7  707  767 

Ke  in  Parenthese  beigefügten  Zahlen 
bedeuten  die  Anzahl  der  Berichte,  wo  sie 
nicht  hinzugesetzt  dnd,  lag  die  in  der  3. 
Kolonne    angegebene  Anzahl   Berichte   vor. 

Im  allgemeinen  kann  die  Entwickelung 
der  Baugenossenschaftebewegung  als  eine 
solide  betrachtet  werden,  wenn  auch 
die  Oi^anisatioa  nicht  überall  eine  voll- 
kommene ist,  ja  vielfach  offeubar  recht  grosse 
Fehler  gemacht  hat.  Der  Zusammenschluss 
der  BaugentHsenschaften  zu  einem  Verbände 
kann  gerade  nach  dieser  Richtung  grosse 
Vorteile  bringen.  Lebhaft  zu  bedauern  ist 
daher  die  oben  erwähnte  Spaltung,  und  ver- 
hSognisToll  wSre  es,  wenn  die  Baugenossen- 
Bchulsbew^ung  mit  Frage  und  Bestrebun- 
gen der  BodenbesitOTeform  verschmolzen 
wsden  worden.  Auf  dem  Gebiete  des  Ge- 
noBaenBchaftswesens  hat  sich  das  Hinein- 
tragen fremder  Elemente  Stets  als  ein  Nach- 
teil gezeigt. 

e.  BangenoMenschaften  in  Oester- 
nli^  Die  ersten  BaugenosseuBchaften  ent- 
standen in  Oesterreich  Ende  der  60  er  Jahre 
infolge   der  damaligen   grossen  wirtschaft- 


lichen Entwickelung.  Hierin  lag  aber  aucli 
bereits  der  Keim  ihres  Unteivangs,  denn 
dieselben  bauten  teuer,  und  als  die  Kata- 
strophe von  1S73  hereinbrach,  sanken  die 
Werte  der  Häuser,  es  entstand  ein  Ueber- 
fluss  an  Wohnungen,  die  Mitglieder  selbst 
waren  infolge  des  Sinkens  der  Löluie  nicht 
im  Stande,  ihren  Verpflichtungen  nachzu- 
kommen. 

Auch  heute  noch  ist  die  Zahl  der  be- 
stehenden Baugeuossen Schäften  sehr  klein. 
Wir  entnehmen  die  folgenden  Resultate  dem 
August -September -Heft  der  Statistischen 
Uonateschnft  von  1897,  sie  beziehen  sieh 
auf  das  Jahr  1894. 

Von  den  Baugenossenschaften  besassea 
18  die  beschränkte  und  1  die  unbeschränkte 
Haftung.  Im  ganzen  lagen  hlr  13  Qenossen- 
Bchaften  mit  163S  Mitgliedern  verwendbare 
Berichte  vor,  und  zwar  für  11  Genossen- 
schaften beschränkter  Haftung  mit  1633 
Mitgliedern  imd  eine  Genossenschaft  mit 
ungeschränkt^r  Hiüftung,  welche  5  Mitglieder 
zählte. 

Die  Aktiven  dieser  12  ' 


erreichten  die  Endziffer  von  649934  Gulden 
und  ihr  Verkauf  aerlSs,  da  sie  sicli  zum  Teile 
auch  mit  dem  Absätze  von  Baumaterialieti 
befassten,  die  Summe  von  102507  Oulden. 
Die  betreffenden  Details  sind  aus  der  neben- 
stehenden Tabelle  zu  entnehmen: 

Das  sind  recht  dürftige  Ergebnisse! 

Erwähnung  verdient  die  eigenartige  Weise, 
ia  der  die  Genossen  Eigeutilmer  werden. 
Nicht  kleine  Einfamilienhäuser  werden  er- 
baut, sondern  grosse  Häuser  mit  18  und 
mehr  Wohnmigen.  Die  Teilung  des  Hauses 
nach  Stockwerken  ist  gesetzlich  verboten; 
die  Genossenschaften  lassen  das  ganze  Haus 
in  das  gemeinsame  Eigentiun  der  Wohnun^- 
bewerber  übergehen  und  erkennen  den  ein- 
zelnen nur  einen  gewissen  ideellen  Bruch- 
teil des  Hauses  zu.  welcher  sich  nach  dem 
VerhältniBse  des  Kaufpreises  zu  dem  Ge- 
samtwerte des  Hauses  richtet,  dieser  Anteil 
wirddenselben  im  Grundbuche  zugeschrieben. 
Um  dem  SLitgliede  den  Anspruch  auf  die 
Benutzung  der  von  ihm  gewählten  oder 
nach  seinen  Angaben  eingerichteten  Wohnung 
zu  erhalten,  ^vnrd  für  dasselbe  dos  unkünd- 
bare Wohnungsrecht  an  der  genau  bestimmten 
Wohnung  in  das  Grundbuch  eingetragen, 
wobei  bestimmt  wird,  dass  der  Betreffende 
den  Betrieb  gewisser  lärmender  Gewerbe 
nicht  ausüben  dürfe. 

Die  Genossenschaft  mischt  sich  dann 
entweder  gar  nicht  mehr  in  die  Verhält- 
nisse der  SliteigentOmer,  übernimmt  aber 
auch  teine  Verantwortlichkeit  für  dieselben, 
oder  —  nach  anderer  Praxis  ■ —  behält  sich 
bis  zur  vollständigen  Abzahlung  des  Kauf- 
preises die  Hausverwaltung  vor,  Oberuiramt 
aber  auch  während  dieser  Zeit  die  Haft- 
pflicht für  die  pünktliche  Abzahlung  der 
das  Haus  belastenden  Schulden. 

Die  obenstehenden  Angaben  beziehen  sich 
auf  Genossenschaften,  die  dem  Genossen- 
achaftsgesetz  vou  1873  unterstehen,  in 
letzter  Zeit  scheint  auch  das  Vereins- 
gesetz V.  26.  Xovember  1852  zur  Anwendung 
zu  kommeu ,  das  verschiedene  Mitglieder- 
kategorieen  zujässt. 

In  Ungarn  bestehen  nach  privater  Mit 
teilung  nur  zwei  Baugenossenschaften  (Fress- 
bui^  und  Budapest),  daneben  sollen  eine 
genüge  Anzahl  sogenannte  Vereinigungen 
zur  Aufführung  von  Häusern  vorhanden 
sein,  die  alle  mehr  oder  weniger  Spekulations- 
unternehmungen sind. 

7.  Banvenoasenschaften  in  Dänemark. 
Dänemark  hat  bei  einzelnen  Genossenschaften 
bedeutende  Erfolge  auf  dem  Gebiete  der 
Baugenossenschaften  zu  verzeichnen.  Eine 
allgemeine  Statistik  fehlt.  Nicht  nur  befindet 
sidü  in  Dänemark  eine  verhältnismässig 
grcfflse  Anzahl  Baugenossenschaften,  sondern 
es  ist  auch  der  Arbeiterbau  verein  zu  Kopen- 
hagen  wohl   der  gi'össte  dieser  Art.     Im 
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Jahre  1865  infolge  eines  Vortrag  eines 
Arates  I)r,  Dlrik  von  300  Arbeitern  der 
HaBchinen&brik  Biirmester  und  Wain  ge- 
gründet, war  der  VereiQ  ureprflng-lich  nur  für 
die  Arbeiter  der  genannten  Fabrik  bestimmt, 
bald  jedoch  wurde  dieser  Kreis  verlosaen, 
nachdem  100  Mitglieder  ausgescliieden,  denen 
die  Ziele  zu  langsam  erreicht  wurden.  Ton 
Jahr  zu  Jahr  voicJis  dann  die  Mitgliederzahl*) 
las  zum  Jahre  1890,  dann  trat  ein  Bück- 
BBDg  ein,  weil  Bautenmns  in  Bchlechterer 
Lage  erworbeQ  wurden. 


1870  1398 

1875  5  516 

1880  936s 


leSö 


13  553 
16371 

14494 
13538 


Der  vföchentliche  Baitrag  der  Mitglieder 
betrSgt  35  Oere  (40  Pfennig),  und  die  Mit- 
^ieder  sind  10  Jahre  an  den  Verein  gebunden, 
nur  wean  ein  Mitglied  in  dieser  Zeit  stirbt, 
kfinnen  die  Eriien  sein  GKithaben  heraus- 
verlsageD.  Hat  ein  Mitglied  nach  lOjfthriger 
Jlit^edschaft  noch  kein  Haus  erworben,  so 
bat  ee  den  Anspruch  auf  Auszahlung  seiner 
Sozahluii^n  nebst  Zinseszins.  Der  Haus- 
erwerb wird  in  25 — ^26jahriger  Abzahlung 
erreicht  Die  Häuser  werden  unter  die  Be- 
werber verlost,  und  der  Vereio  behält  sich 
während  10  Jahre  das  Oberaufsichtsrecht 
TOr.  Die  Vereinsgläubiger  werden  mit  den 
Hypotheken  der  Mitglieder  befriedigt,  der 
Terein  bleibt  immer  als  Bürge  verhaftet 

Zur  Unterstützung  unverschuldet  in  Not 
geratener  Mitgheder  durch  Darlehen  ist  ein 
Hil&fonds  g^tiftet,  der  zur  Zeit  44719 
Kronen  beträgt. 

Bis  zum  Jahre  1883  waren  523  Häuser 
m  einem  Werte  voq  3690441  Kronen  er- 
baot,  das  Tereinskapital  belief  sieb  auf 
1421791  KroQeD(VierteliabrschriftfarVolk8- 
wiitechaft,  1879,  U,  S.  112,  Concordia  Nr. 
44  von  1882),  am  31.  Dezember  1897  betrug 
dasselbe  20R7123  Kronen,  und  bis  1898 
waren  1087  Häuser  im  Werte  von  8322517 
SnHiea  erbaut,  anC  dieselben  sind  von  den 
&werbem  47/7215  Kronen  abgezahlt;  714 
HSnser  sind  ganz  ausgezahlt.  Im  Jahre 
1897  ist  in  Kopenhagen  eine  zweite  Bauge- 
nossenschaft zur  Beschaffung  von  Miets- 
wohnungen  begründet  (Wiener  Arbeiter- 
zeitung vom  21.  August  1898). 

Aehnliche  Genossenschaften  bestehen 
femer  z.  B.  in  Nyhjobing  (Falster)  —  in 
Aarliug,  die  erstere  hat  50  Häuser  errichtet. 


*)  Die  eigentliche  Uitgliedertahl  bleibt 
Unter  den  hier  angefahrten  Zahlen  etwas  zn- 
Tftck,  dieielben  bedeuten  die  HitgUederanteile, 
doch  «oU  nur  ein  kleinerer  Teil  der  Httglieder 
lieh  im  Besitze  mehrerer  Anteile  befinden- 


die  letztere  90,  die  Mitgliederzahl  in  Aariius 
betrug  1898 :  1098. 

8.  Bange nossenschaften  in  Holland. 

Der  Direktor  des  Diederländischen  statisti- 
schen Instituts  Dr.  Beaujon  hat  unter  Mit- 
wirkung von  Dr.  Elias,  Direktor  des  Kon- 
sumvereinB  Eigen  Hulp  im  Haag,  im  Jahre 
1886  eine  Statistik  der  Oenossenschaflen 
veröffentlicht,  nach  welcher  im  Jahre  1884 
69  Qenossenschaften  bestanden,  darunter  15 
Baugenossenschaften,  Leider  haben  nur 
wemge  Baugenossenschaften  die  ihnen  zu- 
gesandten l'ragebogen  ausgefällt,  wie  die 
Tabeüe  auf  S.  478  zei^.  Die  in  ParenthsBe 
eingesetzte  Zahl  bezeichnet  die  Anzahl  der 
Ober  die  Rubrik  berichtenden  Veraine: 

Die  Baugen  ossenschafteu  veröffentlichen 
ihre  Resultate  nicht,  eine  Statistik  ist  seit 
1886  nicht  mehr  erhoben,  neuere  Daten  lassen 
sich  daher  nicht  geben.  Nach  Mitteilungen 
von  Dr.  Elias  haben  sich  die  Baugenossen- 
schaften der  Anzahl  nach  wie  folgt  seit  1884 
vermehrt.  Es  bestanden  Baugenossenschaften : 


1887        1888 
25  27 


28 


Im  Jahre  1896  bestanden  nach  dem 
Jahrbuch  des  Niederländischen  Qenossea- 
schafts  verbau  des  59  Baugenossenschaften  (in 
Haarlem  allein  26), 

9,  BanKenossenschaften  in  Frank- 
reich nnd  Italien.  Während  in  Frank- 
reich Kapitalgesellschaften  zum  Bau  von 
Arbeitorhäusem  undUeberlassung  der  Häuser 
zu  E^ntum  an  die  Arbeiter  gegen  Annui- 
täten besonders  in  den  Provinzen  verhältnis- 
mässig zahlreich  sind,  sind  Baugenossen- 
schaften, die  aus  der  Initiative  der  arbeitenden 
Klassen  hervorgegangen  sind  oder  doch  die 
Arbeiter  selbst  zu  ihren  MitgUedem  zählen, 
selten.  •) 

Duroh  Gesetz  vom  30,  November  1894 
(relative  aux  habitations  il  bon  march6)  ist 
der  Versuch  gemacht,  fördernd  auf  den  Bau 
von  Häusern  mit  gesunden  billigen  Woh- 
nungen einzuwirken.  »Durch  Pnvate  oder 
OeseUschaften,  die  den  Zweck  haben,  die 
Häuser  zu  vermieten  oder  zu  verkaufen 
entweder  zu  bestimmtem  Preise  oder  gegen 
ratenweise  Abzahlung  an  Personen,  die  noch 
nicht  im  Besitze  eines  Hauses  sind,  beson- 
ders an  Arbeiter  oder  Angestellte,  die  haupt- 
säciilich  von  ihrer  Arbeit  und  ibrem  Lohn 
leben  —  oder  durch  die  WohnungsbedOrf- 
tigen  selbst  für  ihren  eigenen  Gebrauch«. 
In  jedem  Departement  sind  ein  oder  meh- 
rere Komitees  eingesetzt,  die  wieder  unter 


*)  Die  in  der  ersten  Auflage  erwähnte 
rimmobili^re  d'orl^ana  ist  keine  GteaeUscIiaft 
sondern  eine  boc.  anonyme. 
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B  bedeuten  hoUttoditche  Gulden  =  1,70  Haikl 


einem  vom  Handelsministar 
sdl  sup^rieur  des  habitations  ä  bon  marchS' 
stehen.  Die  Statuten  der  betreffenden 
Gesellsdiaffen  müssen  bestimmten  Erforder- 
niHsen  entsprechen  und  sind  daiaufhin  von 
dem  zuständigen  Komitee  zu  jirüfen,  alsdann 
haben  die  Gesellschaften  gewisse  Vet^nsti- 
gungen,  sie  sind  zum  Teil  von  Stempel-  und 
Steuerlasten  befreit,*)  für  den  Fall  des  Todes 
des  ESgentDmera  des  Hauses  sind  die  ordent^ 
liehen  Oesetzesbestimmungen  aufgehoben 
und  gelten  statt  ihrer  Vorschriften,  die  be- 
stimmt sind,  das  Eigentum  in  der  FunilJe 
zu  erhalten,  vor  allem  aber  sind  Spartassen, 
la  caisse  des  depOts  et  consignations  u.  s.  w. 
ennftchlvit,  den  Gesellschaften  zu  gDns- 
tigen  Bedingungen  Baugelder  zu  ge- 
währen. Als  die  Wiriiung  dieses  Gesetzes 
wird  unter  anderem  in  dem  Rapport  du  con- 
seil  sup6rieur  (1896  S.  23  ff.)  bezeichnet, 
<1ass  ^e  Wohnungsbedflrftigen  selbst  in 
orOsserem  Umfange  wie  früher  sich  zur 
Besdiaffung  von  Wohnungen  auf  dem  Wege 
der  Genossenschaft  vereinigen. 

Gross  ist  trotzdem  die  Zahl  der  ins 
Leben  getretenen  Gesell  scfaafteu  und  Ge- 
nossenschaften nicht  Bisher  (1898)  haben 
36  Gesellschaften  und  Genossenschaften  ihre 
Statuten  ziu-  Genehmigung  unterbreitet,  von 
denen  22  in  den  Jahren  1894  ff.  Begründet  sind. 
Ob  nicht  auch  hier  wieder  äer  Beweis  er- 
bracht ist,  dass  finanzielle  staathche  Förde- 
rung nennenswerte  Erfolge  auf  dem  Gebiete 
des  Genossenschaftswesens  nicht  erzielt? 

Die  Zahl  der  Baugenossenschaften  ist  11. 
Von  6  derselben  bnngt  das  Bulletin  der 
Soci6t6   fran^dse     des   habitations    ä   bon 


*)  Auch  das  prensaische  Stempelstenergeaetz 
vom  31.  Juli  1896  enthält  für  Bangenogaen- 
scbaften  nnter  genisBen  Voraussetzungen  Stem- 
pelbetreimigren. 


maichö  einige  Kitteilnngeu  über  die  G&- 
schfiEteergebniBBe,  dirae  GesellBchaften  haben 
zusammen  173  Hfiuser  eniohtetj  die  bis  auf 
7  zum  F^ntumserwerb  der  Hitglied«r  be- 
stimmt sind. 

Die  Baugesellschaften  haben  in  I^aak- 
reich  eine  grosse  Aehnlicfakeit  mit  den  Bau- 
genossenschaften, insbesondere  sind  auch 
sie  auf  die  Bethätigung  des  Spaisinns  der 
Wohnungsbedürftigen  gerichtet 

In  Italien  be&ndet  sich  die  genossen' 
scbaftliche  Bewegung  in  schnell  wachsender 
Ausbreitung.  Die  Baugenossenschaften  je- 
doch scheiuea  uicht  in  dem  gleichen  Um- 
fange Boden  gewonnen  zu  haben  wie  die 
übrigen  Genossen  schaftsarten.  Nach  dem 
Berichte,  welcher  dem  im  Jahre  1888  zu 
Bologna  abgehaltenem  Eongress  vorgelegt 
wurde,  bestanden  in  Italien  damals  63  Bauge- 
nossenschaften, deren  Mitglieder  hauptsSäi- 
hch  Arbeiter  waren.  Besonders  zahlreich  sind 
dieselben  in  Oberitatien  —  dem  Ausgangs- 
pimkte  der  Geno^enschaftsbewcgung  —  ver- 
treten. Nach  den  Erhebungen  des  itahenischen 
Ministeriums  für  Landwirtschaft  etc  wurden 
1893  87  Baugenossenschaften  gezählt.  Leider 
fehlt  eine  Statistik  aber  die  Geschäftsei^b- 
niflse  derselben.  Zu  den  bedeutendsten  Bau- 
genossen  schaffen  gehören  die  zu  Mailand  und 
Genua.  Es  kommen  Vereinigungen  vor  von 
Produktiv-  und  Baugenossen Schäften,  indem 
Bauhandwerker  zusammentreten  zum  Bau 
von  Häusern  zum  Verkauf  an  Dritte  sowie 
für  die  Mitglieder  der  Genossenschaft.  Ein 
hervorragendes  Beispiel  bietet  die  Genossen- 
schaft der  Bauhandwerker  (Ma\urer)  zu  Mtü- 
land,  welche  sich  nach  einem  Strike  zu 
einer  Genossenschaft  vereinigten.  "Während 
der  Wochentage  werden  die  Bauten  für  die 
Kunden  au^efOhrt,  an  Sonn-  und  Feier-' 
tagen  versammeln  sich  Handwerker  zum 
Bau  von  Ariseiterhäusem  für  die  Mitglieder, 
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als  BezaUiine  empfangen  die  Arbeiter  An- 
veisuDgen,  die  später  gegea  Genossenschafte- 
aoteile  iimgetausclit  werden.  Die  Genossen- 
scljaft  ■wird  auf  diese  Weise  nur  gegeu  Be- 
laUung  des  Baugrundes  und  der  Materialien 
Sgentflmerin  der  Häuser.  — 

Lltteratwt  Albreeht,  FÜ^f  Jaire  jmktitch» 
totiaie  ThUtigkeU,  189S,  und  ttint  AuftSü«  in 
dwT  ZnUehrift  der  CentnüttelU  für  ArbtOer- 
<cMfakrUviitrieklungta.  —  d'Andriinont, 
Coopiration  omrürt  m  Betyiqvt,  1S76.  —  Ba- 
rtmQ,  Die  ArbeÜeneohnun^en,  1860.  —  Beh- 
rotd,  Dtr  deia«eAe  Verein  AtbnUrlta.'n  und 
Mfa«  KemtdtJitalfon,  1S98.  —  Burthold,  Der 
Spar-  tnd  Bauotrein  lu  BlumtKÜitd,  1867. 
—  Bod^»ehitiittmh ,  VeneaUaitgtbericU  da 
devtachen  Vereint  ArbeiUrheiM  1897.  —  Brütiter, 
Utbtr  Häaterbaui/enougntclx^ften ,  IS64.  — 
Bulletin  de  la  SoeUU  Jraneaiie  det  liabi- 
tatione  A  bon  marchi,  Parlt.  —  ChaUa- 
■•d,  Lt  nouveau  rfgime  tueeetteral  inauywri 
par  la  Uli  da  SO.  wmeBtbre  1894  *<"'  I**  AoM- 
latioiu  ä  bM  marchi  (B^orme  todaU,  1896).  — 
Cooperative  Congrt4t,  MiUmhatf/m  d&or 
die  enftiidtm  GenouaueJu^hmgrve»«.  ~  TA« 
Cooperalor't  hatu&ook  puHithed  ander  tke 
«tnufjoa  nf  tlie  central  eo^operatwe  board.  Ihn. 
J,  1874.  —  OHlffer,  Die  Emierit-  und  Wirt- 
tdii^UgenDttetuekaftat  in  d«n  eintiinenLändmra, 
lS9t.  —  üersetb«,  Der  hevtige  Stand  det 
deuledtan  Oenottetuehi^OiBteent,  1898.  —  Drex- 
ter,  J'Vwi  Ltaid  etit  Menechenreeht,  38SS.  — 
JÄnffd,  Die  Woknungtitot  (Zeitechr.  de*  bßnigl. 
prmui.  «tot.  Bureaiu  !S74>-  —  Geldmittel- 
beeeltt^weig  für  Bav^enommtehaflen  (Schriften 
dtr  (Wräüttfle  fOr  Ar^teiteraohlfahTUeinrieh- 
tmtge*  Nr.t,  I89S}.  —  Geverbekanmer  fiir 
SeUerteig-Holetein :  BerUht  iiber  die  Verbeteerung 
der  Woiatungeeerlieltnitee  der  arbeilenden  Klauen, 
I8S3.  —  Owutpreo*^  ArbtHaieohinungtfrage 
(Är^eilnJrwuMd  1887  I).  —  Hanauer,  Die  Ar- 
hetUrtBoknum^^fTage,  1894.  —  «»"  0(V«n, 
Eiaife  Worte  i&er  Arbeiteraohnungen.  — 
gnwPM,  Baut  ArbeÜeneohnungen,  187S.  — 
Bofkima,  Univereitj/  eludiet  in  hiiloriad  and 
potitieal  ifienee,  VI,  hiilory  oS  axtperoHou  in 
Ihe  United  Staate;  Baüitnore,  1888.  —  Ittlber, 
Reieebrieje  JI,  4A^ff-  —  Ja\rttberici.%e 
Ucr  die  miS  BeOuÜalfe  gegrOndeten  Eneerie- 
«wl  WirUehnftagenonenKhqflm,  18S9ff.  — 
Jakrbueh  det  Allgemeinen  Verbandet  der  at^f 
SdbttJt^e  beruhenden  deutielten  Erverbi-  und 
WirUcluffltgenottentchafitn,  1897  (det  Jährst- 
btrieitt  neue  Folge).  —  Jahreiberiehle  de» 
•tatittitchen  Burtaut  fllr  Arbeit  und  Induetrie 
det  Stautet  Ifevi-Jertey,  1886, 1887 ff.  —  Lange, 
Jedermann  Haiteii/entilmer,  1866.  —  Ijeehler, 
WoUfakrUeinridilungen,  1898.  —  Leipiig- 
Lindenau,  Verein  ßtr  Erbauung  bäüger 
WoltMtitfn.  —  lA^Intclit,  Der  Bau  von  Ar- 
biilermolmuugen,  1893.  ~  Melld,  det  tnodifi- 
tatiotu  apportiet  ou  Cbde  cititl  «t  raatiire  de 
partage  eveettieral  par  la  toi  du  SO.  novembre 
1894,  1897.  —  MilUftüton,  The  Routing  of 
Ihe  Paar,  1891.  —  Jaarboek  van  dtr  Neder- 
tandieken  OoSpenUAeen  Bond,  l89Sff.  — 
Ff^iff^f,  Sigmtt  Heim  und  bUUge  WolmMijen 
1890.  —  «OH  Pl«n«r,  Engüteke  Baugenouen- 
lOufien,  1873  (daeelbt  leeitere  LiUrratur  Ober  eng- 


litehe   Baugtnattentrht^len).   —   B,affaUrvieti, 

Le  logemenl  de  l'ouvrier  et  rfii  pauore,  1887.  — 
BappoTtt  du  eonteü  tiiperieur  det  habäationt 
A  6011  marrlU,  Parti.  —  Belehhardt,  Die 
GnindtUge  der  Arbeitenrohnungtfrage,  1835.  — 
Seporti  0/  FHendly  tocietiet  (of  tke  regittrar 
of  friendly  eocietiei).  —  Report»  of  lie  Com- 
mieeioner»  appoinled  to  inqiiire  into  p,  p.  buil- 
ding  »ocielie»,  London  1S71,  137?.  —  Seturni 
BuildiTtg  lometiei,  —  Sheiniieher  Verein 
tUT  Förderung  de»  Arbeilerwohnungt- 
teetent,  Geteh^beriehte.  —  Kujweofcf,  Ge- 
tunde  Wohnungen,  1895.  —  Schafft«  «.  IiteMer, 
JVeue  Beiträge  zur  nationalen  Wohnungtrcfom, 
1S97.  —  SchfMoUer,  Bin  Maknrvf  in  der  Wbh- 
nungtfrage,  1887.  —  Sehfelder,  Xitteilungen 
aber  deuttehe  Baugenoitentekaften,  1875.  —  Der- 
wHbe,  Bandbutk  fUr  Baugenoetenteltaflen,  1899. 

—  J-^lea  Binton,  Li  travail.  —  AmnemoMn, 
Jedemana ItaxutigetMmer,  1366.  ■ — Die  Sp ar- 
und Bauvereine,  1S9S.  (Schriften  der  Cen- 
tnÜstOie  für  ArbeiteraoMfaJitrttnnnelitimgm  1fr. 

S)  Sanmner,  GiHtingen,  Berlin TrlÜ*naer, 

Die  Arbeiterviohnmtgtfrage,  1888.  —  Vngwr, 
Der  ArbeÜerboiuKertin  in  Kopentiagen,  1895.  — 
Verein  für  Sotialpelitik:  Die  Wohnvngl- 
not  der  ärmeren  Statten  (Schr^ton  det  V.  f. 
Sotiai^.,  Bd.  SOundSl),  1886.  —  Verein  JÜr 
Arpumpfiege  und  WohlthäUgkeit,  VI,  1883.  — 
Kongrett  deutecher  Volkiwirte  in  Ver- 
bindung mü  dem  Centralrerein  in  Preu»»en  fUr 
dat  Wohl  der  arbeitenden  Statten,  DU  Wok- 
nvngtfrage  mit  betonderer  RSektickt  auf  die  un- 
bamUtellen  Klatten,  BeHin  1806  (AufiOtte  von 
Huhm-,  SenfUeben,  KUMe,  Partritu,  Br&- 
•mer),  —  Vereinetage  der  deutechen  Er- 
wtrb»-  wtd  Wirttehajhgenoiientehnften  tu  Maina 
(MiUeiL  S.  SS).  Bretiau  (Mitieä.  S.  97).  — 
Welnahelin,  Die  Wohnungenot,  1398.  —  Wim, 
U^ta-die  Wohnungffrage,  187t.  —  Verkantungen 
det  Centralvereini  Ober  die  Wohnmigijrage.  — 
Wo^,  Die  Wohnungtfrage,  1896.  —  WoUan^ 
Weber,  Ameitttng  *ur  Gründung  von  Bange- 
nottemehaften,  1895.  —  Wright,  anmvü  report 
of  Ae  Oommittioner»  1^  Labor,  I894.  —  ZeU- 
Mhrt/I«!»;  Arbeiterfreund,  I864  U,  1887 
JH.  —  a/nnu«j  der  Zukunftt  Ifr.  I4  uTid 
16  von  1365.  —  Blätter  für  Qenoteen- 
»chaftiveten  Nr.  33  von  187t,  Sr.  5t  von 
1877  und  ipätere  JahrgSTigt.  —Die  deuttehe 
Genoteentehafl  Nr.ia  von  18S8,  1fr.  11  von 
1389.  —  ffirthi  Vierteljahrechrifl  für 
Volk»uiirt»ekaft,  1379  II,  Ut.  —  G«- 
noiien»ekaft(Wien)  1875  und  tpätere  Jahr- 
gänge. —  Konkordia,  1861,  1870,  1871,  1884. 

—  yZeittehrift  der  Centraltlelle  für 
Arbeiteraoklfahrfeinriehtungent  Sr. 
it  von  1397  u.  t.  «1.  ~  »Arbeilerwohl*  H^ 
1 — 5  1897.  HoMK  tJrUgm: 
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Baogesellschaften 

s,  "WoliQungafrage. 


Bangewerbe. 


L  BegrifL  Als  Baugewerbe  im  veitesten 
Sinnfi  bezeichnet  man  alle  diejemg«a  Hand- 
verke,  deren  ÄngehSrige  beim  Bau  von 
Sebftudeii  vei«(^edener  Art  thätig  sind, 
also  Ubinrer.  Zimmerleute,  Steinmetzen, 
Glaser,   Schlosser,  Maler,  Dachdecker  eto. ; 

Sjwahnlich  beschränkt  man  indessen  diese 
ezeichnung  auf  die  drei  ersten  Gewerbe, 
als  die  bei  weitem  wichtigsten,  und  es  soll 
dies  auch  hier  geschehen. 

8.  GeBohichte.  Die  Baugewerbe  iti 
diesem  Sinne  haben  in  Deulsäiland  wohl 
erst  um  die  Zeit  Karls  des  Grossen  sich  zu 
einiger  Bedeutung  entwickelt,  und  sie  oder 
wenigstens  das  Maurer- undZimmerergewerbe 
haben  seit  dieser  Zeit  im  ganzen  die  Ent- 
wickelung  des  gesamten  Handwerks  geteilt. 
Vor  allem  gilt  dies  von  ihrer  Organisation 
auch  ihre  Angehörigen  haben  sich  nach  und 
nach  in  Innui^n  oder  Zünften  zusammen- 
gefunden, deren  Entetebung  und  Verfassung 
die  gleiche  wie  bei  den  anderen  Handwerken 
der  betreffenden  Ortschaft  war;  bo  finden 
wir  auch  bei  ihnen  die  Gliedening  der 
Handwerksgenosaen  in  Lehrlinge,  GeseUen 
und  Meister,  welche  letzteren  allein  vollbe- 
berechtigte  Mitglieder  der  Zunft  waren  und 
in  dieselbe  erat  au^iiommen  wurden,  nach- 
dem sie  sich  Ober  eine  gewisse  Lehr-  und  Ge- 
sellenzeit ausgewiesen  beziehungsweise  die 
etwa  vorgeschriebene  Meisterprüfung  be- 
standen hatten.  Auch  der  materielle  Inhalt 
dieser  Zunftstatuten  deckt  sich  meist  mit 
dem  anderer  Innungen,  wir  finden  ähnliche 
Aufnahmebedingungen ,  den  Befähigungs- 
nachweis in  seinen  verschiedenen  Gestalten 
vorgeschrieben ,  das  Arbeitsgebiet  gegen 
andere  Ztinfte  abgegrenzt,  eine  Maximalzahl 
von  Gehilfenfestgesetzt,  wobei  freilich  hervor- 
zuheben ist,  dass  der  Natur  der  Gewerbe 
entsprechend  diese  oft  etwas  höher  bemessen 
ist  als  bei  anderen  Zflnften.  Im  ganzen 
können  wir  aber  sagen,  dass  die  Entwicke- 
lung  der  Zünfte  der  Baugewerbe  in  BlOte- 
and  Verfallzeit  derjenigen  anderer  Handwerke 
durchana  gleichartig  ist. 

Iq  etwas  weicht  hiervon  die  Entwicke- 
lung  des  dritten  erwähnten  Baugewerbes, 
desjenigen  der  Steinmetzen,  ab,  was  sich 
dadurch  wohl  genügend  erklärt,  dasa  der 
kunatvollere  Bau  mit  behauenen  Steinen  in 
jenen  Zeiten  verhältDismäesig  selten  vorkam, 


hauptsächlich  au  f  kirchliche  Bauten  beschrSnkt 
war.  Diese  Bauten  wurden  nun  aber  in  der 
ältesten  Zeit  meistens  von  Mönchen  vorge- 
nommen oder  wenigstens  geleitet,  die  teils 
vielleicht  selbst  Ausländer  waren,  teils  aber 
durch  die  Beziehungen  ihres  Ordens  zu  den 
Ländern,  die  Sitze  der  Kultur  des  Altertums 
gewesen  waren,  Gelegenheit  gehabt  hatten, 
sich  mit  den  aus  jener  Zeit  geretteten  Kunst- 
fertigkeiten vertraut  zu  machen.  Wir  haben 
also  anzunehmen,  daas  die  ersten  Steinmetzen 
in  Deutschland  dem  geisüiclieu  Staude  an- 
gehörten: bald  aber  genügte  deren  Zahl 
dem  wachsenden  Bedürfnis  nicht  mehr,  weil 
einerseits  infolge  der  kunstvolleren  Bauart 
Stein metsarbeit  mehr  zur  Verwendung  kam 
{gotischer  Stil  im  Gegensatz  zum  romam-. 
achen),  andererseits  weil  nicht  nur  die  kirch- 
hchen  Bauten  sich  mehrten,  sondern  auch 
die  Zahl  der  weltlichen  Bauten  zunahm,  bei 
denen  Stein  weik  verwendet  wurde.  Die 
Folge  hiervon  war,  dass  nach  und  nach  ein 
Stand  weltlicher  Steinmetzen  entstand,  haupt- 
sächlich freilich  an  den  Orten,  wo  jene 
grossen  oft  viele  Jahrzehnte  in  Anspnich 
nehmenden  Bauten  entstanden.  Hieraus  er- 
klärt es  sich,  dass  das  Steinmetzgewerbe 
auch  nach  seiner  V  erweltlich  ung,  wenigstens 
an  den  Orten,  wo  es  besonders  blühte,  eine 
besondere  Organisation  beibehielt,  nioht  mit 
den  Maurern  verschmolzen  wurde,  sondern 
in  seinen  Bauhütten  ihnen  imd  den  anderen 
Zünften  gegenüber  eine  Sonderstellung  ein- 
nahm, die  es  freilieh  nicht  immer  behaupten 
konnte,  sondern  oft  in  Zeiten  des  Kampfes 
aufgeben  musate,  um  sich  in  die  allgemeine 
Zunftorganisatioa  einfügen  zu  lassen,  wie 
dies  z.  B.  1332  den  Strassburger  Stein- 
metzen widerfuhr.  An  und  für  sich  wich 
nun  aber  die  Verfassung  dieser  Bauhütten 
nicht  sehr  von  der  der  Zünfte  ab,  ihre 
Statuten  sind  im  wesentlichen  denen  der 
letzteren  gleichartig,  höchstens  tritt  der 
religiöse  Charakter  der  Gemeinschaft  bei 
ihnen,  wohl  dem  Urspning  entsprechend, 
etwas  stärker  hervor  und  haben  sie  nicht 
nur  örtliche  Bedeutung,  sondern  soll  sich 
ihre  Geltung  auch  auf  das  ganze  Gewerbe 
in  Deutachland  erstrecken,  was  sich  durch 
den  engen  Zusammenhang  der  grossen  Bau- 
hütten erklärt.  In  diesen'Ordnungen,  z.  B. 
denjen^n  von  1459  und  1563,  wird  die 
Sonderstellung  gegenüber  den  ]tfaiu«rn  scharf 
gewahrt,  was  übrigens,  abgesehen  davon, 
dass  an  kleineren  Orten  schon  früher  viel- 
fach unzweifelhaft  eine  Verschmelzimg  statt- 
gefimden  hatte,  auf  die  Dauer  nicht  gelang. 
Die  Zünfte  der  Baugewerbe  wurden  in 
der  Zeit  des  Verfalls  ebenso  wie  diejenigen 
anderer  Handwerke  zu  Korporationen,  deren 
Verfassung  im  Interesse  ihrer  derzeitigen 
Mitglieder  bezw,  deren  Angehörigen  ge- 
missbraucht    wurde,   die    nur   den   Zweck 
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KU  haben  schienen,  letzteren  möglichst  güns- 
tige Daseiimbedingungen  zu  schaffen.  Änch 
bei  ihoen  wurde  allmählich  eine  strengere 
AnfBicht  durch  den  Staat  eingeführt  und 
die  Bchlimmten  Missbrftuche  teils  durch  den 
Reichsschluss  von  1731,  teils  diiroh  Gtesetze 
der  Einzelstaaten  beseitigt 

Erst  als  um  die  Wende  des  18,  Jahr- 
hitnderts  in  Frankreich  die  Gewerbefreiheit 
infolge  der  Hevolution  zur  Durchführung 
kam,  fing  die  staatliche  Qewerbepolitik  viel- 
fach ao,  die  Baugewerbe  unter  anderen  Ge- 
sichtspunkten zu  behandeln  als  Bongtige  Hand- 
werksDetriebe.  In  Fnuikreich  selbst  freilich 
UDd  denjenigen  Teilen  Deutschlands,  in  denen 
vorQbergehend  oder  für  längere  Zeit  in- 
folge der  fievolntionskriege  das  französische 
Gewerberecht  Geltung  erlaugte,  galt  die 
volle  Gewerbefreiheit  auch  fOr  die  Bauge- 
werbe, der  Betrieb  derselben  hatte  nur  die 
LOsuug  eines  Gewerbescheines  znr  Voraus- 
setzung,  den  jeder,  der  die  betreffende  Ab- 

Sabe  zahlte,  erhalten  musste.  In  demjenigen 
eiitschen  Staate  dj^egen  der  sich  zuerst 
und  fflr  lange  Zeit  fast  allein  der  freiheit- 
lichen Gewerbepolitik  anschloss,  in  Preussec 
fehörten  die  Mngewerbe,  die  Manrer  und 
immerleirte  zu  den  weniron  Handwerken, 
»bei  deren  ungeschicktem  Betriebe  —  nach 
dem  Edikt  v.  2.  November  1810  —  gemeine 
Gefahr  ob'waltet  oder  welche  eine  Öffent- 
liche Beglaubig<iDg  oder  ünbescholtenheit 
erfordern«  und  fftr  die  daher  von  der  all- 
gemeinen Gewerbefreiheit  eine  Ausnahme 
gemacht  wurde;  für  dieselben  wurde  dann 
durch  das  ausführende  G,  v.  7.  September 
1811  eine  Prüfung,  ein  Befähigimganach- 
weis.  beibehalten,  die  aber  vor  einer  staat- 
lichen Kommission  abgelegt  werden  musste. 
Hieran  änderte  auch  die  Gew.-O.  v.  17.  Ja- 
nuar 1845,  in   der  auch  die  Steinhauer  als 


Gew.-O,  V.  9.  Februar  1849  liess  diese  Prüfung 
natfirlich  bestehen. 

In  den  übrigen  deutschen  Staaten  blieb 
für  die  Baugewerbe,  ebenso  wie  für  das  ge- 
samte Handwerk,  die  alte  Zunftverfassung 
noch  lange  Zeit  in  Geltung,  soweit  nicht 
etwa  wie  in  der  bayerischen  Rheinpfalz  die 
französische  Gewerb^esetzgehung  in  Eraft 
blieb  oder  man  wie  in  Nassau  zwischen 
Geweibefreiheit  und  -Unfreiheit  hin  und  her 
sdiwanbte.  Eist  die  Reformbew^mig  der 
Wer  Jahre  brachte  hier  Verftntfemngen, 
A<eilidi  ffir  die  Baugewerbe  in  geringerem 
Umfange  als  für  das  übrige  Handwerk,  denn 
in  einer  Reihe  von  Staaten,  welche  damals 
im  allgemeinen  die  Gewerbefrei beit  ein- 
führten, griff  sie  für  jene  nicht  Platz,  indem 
für  ihren  selbständigen  Betrieb  der  Beßhi- 
enngsnachweiB  als  Erfordernis  aufrecht  er- 
balten bUebr  so  verlangen  ihn  die  Gewerbe- 

HaadwSrtertDob  der  StsatawlamuehifEan.    Zwalte  Aoflax*.     II, 


Ordnungen  für  das  Königreich  Sachsen  v. 
1,'J.Oktober  ISei.dasGrossherzoghmi  Sachsen- 
Weimar  V,  30.  April  1862  und  das  Herzog- 
tum Sachsen -Meiningen  v.  16.  Juni  1862 
für  die  selbetändige  Leitung  und  ÄusfühniQg 
von  Bauten,  diejenige  des  Herzogtums  Sach- 
sen-Gotha  v.  21.  März  1863  fordert  ihn  nur 
bei  Vornahme  von  Neubauten,  für  die  bau- 
polizeiliche Genehmigung  nötig  ist.  Für 
Braunschweig  wui-de  in  dem  G.  v.  3.  August 
1864  die  gleiche  Fordening  fflr  die  selb- 
ständige Ausführung  oder  Leitung  schwieriger 
oder  wichtiger  Bauten  aufgestellt.  Alle  diese 
Gesetze  kennen  also,  wenn  man  etwa  von 
der  Vornahme  von  Reparaturen  und  kleinen 
Anlagen  absieht,  die  Gewerbefreiheit  für 
die  Bangewerbe  nicht. 

Auch  die  Österreichische  Gew.-O.  v.  20. 
Dezember  1859,  welche  ja  im  allgemeinen 
auf  dem  Boden  der  Gewerbefreiheit  steht, 
zählt  die  Handwerke  der  Maurer,  Zimmer- 
leute  und  Steinmetzen  zu  den  konzessionierten 
Gewerben,  bei  denen  die  Konzession  nur 
an  zuverlässige  und  unbescholtene  Bewerber, 
die  ausserdem  ihre  Befähigung  nachgewiesen 
haben,  zu  erteilen  ist,  woran  durch  die 
Noveüe  von  1883  nichts  geändert  ist. 

Im  Königreich  Bayern  (ausser  der  Rhetn- 
pfalz),  wo  früher,  wie  für  alle  Handwerke, 
so  auch  für  den  selbständigen  Betrieb  der 
Baugewerbe,  eine  Konzession  erforderlich 
war,  die  nur  an  solche  Bewerber  erteilt 
wurde,  welche  ihre  BeShigung  nachge- 
wiesen hatten,  wurde  auch  ihnen  durch  aas 
Gewerbegesetz  v.  30.  Januar  1868  die  volle 
Gewerbefroiheit  gewährt. 

Eine  vollständige  Umwälzung  der  be- 
stehenden Verhältnisse  für  die  Baugewerbe 
erfolgte  erat  durch  die  Gesetzgebung  des 
Norddeutschen  Bundes,  indem  durcE  die 
Gew.-O.  V,  21.  Juni  1869  auch  für  sie  in  dem 
Geltungsbereich  dieses  Gesetzes  die  voUe 
Gewerbefreiheit  eingeführt  wurde.  Dieses 
Gesetz  wurde  nach  dem  Jahre  1870  dann 
Heichagesetz  und  sonach  auch  die  Gewerbe- 
freiheit dort  eingeführt,  wo  sie  etwa  noch 
nicht  bestand,  in  Elsass-Lotlu'ingen  blieb 
zunächst  in  der  Hauptsache  die  französische 
Gewerl>egesetzordnung  in  Kraft  (bis  zum 
Erlass  des  G.  v.  27.  Februar  1888),  die 
aber  gleichfalls,  wie  schon  erwähnt,  nur  für 
die  Baugewerbe  auf  dem  Boden  der  Gewerbe- 
freiheit steht. 

Die  Gewerbefreiheit  war  und  ist  nun 
freilich  nur  so  zu  verstehen,  dass  jedermann, 
nach  erfolgter  Anmeldung,  ein  Baugewerbe 
ohne  weiteres  betreiben  kann,  dagegen  ist 
ihm  die  Art  des  Betriebes  durchaus  nicht 
freigestellt,  da  zahlreiche  baupolizeiliche  Vor- 
schriften aus  gesundheits-  und  feuerpolizei- 
lichen etc.  Rücksichten  erlassen  sind,  die 
bei  der  Ausführung  von  Bauten  Sohninken 
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Hieran  haben  aiicli  die  zahlreichöH  Novellen 

zui- öewerbeordnung  {s.  Art  Gewerbege- 
setzgebung)  nichts  ^äudert.  Das  (i.  r. 
18.  Jim  1881,  welches  die  Griladungen  neuer 
Innungen  begünstigte,  bricht  hiermit  nidit 
Ein  Beitrittszwang  ist  in  ihm  nicht  ausge- 
BprocheD,  und  es  var  daher  praktisch  ohne 
Bedeutung,  venu  in  den  Innungsstatuten  die 
Aufnahme  von  der  Ablegung  einer  Prüfung 
abhängig  gemacht  werden  konnte,  das  Ge- 
werbe konnte  nach  wie  vor  von  nidit  anT 
Innung  Gehörigen  ausgeübt  werden.  Dies 
wurde  auch  durch  die  Bestimmung  des 
§  100  e  der  Gew.-O.  in  der  Hauptsache 
nicht  gefindert.  £s  konnte  wohl  auf  Grund 
desselben  Kiohtiunungsmitgliederu,  dort  wo 
eine  Innung  erfolgreich  auf  dem  Gebiete 
des  Lehrlings wesens  thätig  gewesen  war, 
durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde  die 
Erlaubnis  zum  Halten  von  Lehrlingen  ent- 
zogen wei-den ;  allein  ganz  abgesehen  davon, 
dj^  dieselbe  überhaupt  nur  vereinzelt  prak- 
tische Bedeutung  erlangt  hat,  wurde  doch 
durch  sie  die  Gewerbefreiheit  nicht  beseitigt 

I>eilich  fehlte  es  nicht  an  der  Neigung 
in  weiten  Ki-eiaen,  wie  überhaupt  beim  Hand- 
werk, ao  speciell  bezüglich  der  Baugewerbe, 
EinschränKungen  der  Gewerbefreiheit  durch 
Einführung  des  BefähigimgsD  ach  weises  ein- 
treten zu  teseu.  Wiederholt  sind  im  Reichs- 
tage Antrage  gestellt  und  beraten,  welche 
eine  teilweise  Aufhebimg  der  Gewerbefreiheit 
bezweckten.  Hen-orzuheben  ist  nun,  dass 
diese  Anträge  bezüglich  des  Baugewerbes 
mit  von  Parteien  gestellt  sind,  die  keine 
weitgehende  Beschränkung  der  Gewerbe- 
freiheit  wünschten,  und  dass  vor  allem 
selbst  die  prin  cipiellen  G  egnei"  jederEinschrän  - 
kung  derselben  bezüglich  der  Baugewerbe 
nicht  die  gleich  schroff  ablehnende  Haltung 
wie  sonst  einnahmen.  So  erkannte  in  der 
Sitzung  V.  30.  Januar  18Sö  der  freisinnige 
Abgeordnete  Bauinbach  an,  dass  die  Forde- 
ning  des  Befähigungsnachweises  bei  den 
Baugewerben  einen  Sinn  habe ;  in  der  Sitzung 
V.  27.  März  1887  befürwortete  der  Abge- 
ordnete Loiiren  den  freikonservativen  Antrag 
auf  Einführung  des  Befähigungsnachweises 
bei  den  Baugewei'ben  damit,  d^  bei  diesen 
bei  mangelhailer  Ausübung  Leben  und  Ge- 
sundheit der  Mitbttigei'  besonders  gefährdet 
sei,  und  der  nationalhberale  Abgeordnete  G. 
Mever  erklBjte  liier  seine  EiDlühniiig  für 
diskutabel. 

Es  sind  dies  Zeichen  dafür,  (.lasa  einer- 
seits hier  die  Ge werbe ti'eiheit  keine  guten 
Früchte  gezeitigt  hat,  zu  deren  Keifen  fi-ei- 
lich  wohl  iiocii  andere  Dinge,  z.  B.  die 
Bauspekulation,  beigetragen  haben  mid  ilass 
andererseits  hier  vou  der  freien  Konknn'enz 
keine  Abhilfe  erwai-fet  wiid.  Bei  anderen 
schlechten  gewerblichen  l^eistungeu  ist  der 
Schaden  in  der  Regel  nur  ein  geringer'  und 


trifft  nur  wenige  auf  einmal,  die  sich  meist 
vor  der  Wiederholung  durch  Entziehen  der 
Kundsdiaft  schützen  können,  bei  Bauten 
tritt  zu  dem  grossen  materiellen  Yerlust  der 
HauseigeutOmer  leicht  noch  Schaden  an 
Lebeu  und  Gesundheit  für  weite  Kreise 
und  ist  der  erwähnte  Schutz  illuBorisch,  da 
die  Mängel  sich  oft  erst  nach  langer  Zeit 
herausstälen  und  ihre  Ursache  nicht  inuoer 
sicher  zu  ermitteln  ist  Ereihch  wird  man 
sich  auch  darüber  klar  sein  müssen,  dass 
der  Befähigungsnachweis  hier  allein  keine 
Abhilfe  schaffen  kann,  da  die  Uebelstände 
durchaus  nicht  nur  durch  die  mangelnde 
Kenntnis  der  Technik  des  Handwerks  bedingt 
sind.  Weiter  fällt  ins  Gewicht,  dass  die 
einzelnen  Betriebe  heute  häufig  eineu  sehr 
bedeutenden  Umfang  erlangt  hM)en;  solche, 
die  200  und  mehr  Gehilfen  im  Dunischnitt 
beschaffnen,  kamen  schon  1882  in  nicht 
kleiner  ^thl  vor,  und  die  Zahl  derjenigen, 
welche  zwischen  51  und  200  Gehilfen  be- 
schäftigen, betrug  bei  den  Zimmerleuten 
damals  49,  bei  den  Maurern  308,  1895  aber 
je  102  und  872.  Es  sind  dies  Geschäft«, 
deren  Umfang  es  dem  Meister  bereits  recht 
schwer  macht,  persönhch  die  Leistungen 
seines  Personals  überall  zu  überwachen.  Es 
wiirde  daher^  wenn  der  Befähigungsnach- 
weis hier  wirklich  helfen  sollte,  da  man 
doch  gesetzlich  nicht  wohl  eine  Maxim^- 
ausdehnung  für  den  Betrieb  vorschreiben 
kann,  nötig  sein,  ihn  auch  von  den  in  Ver- 
tretung des  Meisters  die  Aufsicht  führenden 
Personen  zu  verlangen. 

Die  oben  erwMnten  Bestiebungeu  zur 
DurchfüliniDg  des  Befähigungsna<£wei3eBj 
sei  CS  für  das  gesamte  Handwerk,  sei 
es  für  die  Baugewerbe  allein,  haben  bis- 
her keinen  Ei-folg  gehabt  Die  letzte 
Novelle  zur  Gew.-O.  v.  26.  Juli  1897  hat 
den  Befähigungsnachweis  nicht  eingefübi-t, 
wohl  aber  die  Möglichkeit  geschaffen,  dass, 
die  Zustimmung  der  Mehrzahl  der  Interessen- 
ten vorausgesetzt,  Zwangsinnungen  ins  Leben 
gerufen  werden.  Wichtig,  speciell  auch  für 
die  Baugewerbe,  ist  dagegen,  dass  die  Vor- 
schriften über  die  Ausbildung  von  Lohr- 
liugen  eine  Verbessening  erfihren  liaben, 
diese  nur  noch  von  Unternehmern  erfolgen 
darf,  welche  gewisse  Garantieen  bieten,  dass 
sie  die  Fähigkeit  für  dieselbe  besitzen.  Bei 
dem  grossen  Umfange  vieler  Betriebe  gerade 
in  unserem  Falle  ist  es  indessen  wohl 
zweifelhaft,  ob  diese  Bestimmungen  aus- 
reichen, um  eine  erfolgreiche  Ausbildung 
sicher  zu  stellen. 

8.  Heutiger  Stand  in  Dentschland. 
Die  oben  ei'wäliiiten  Zalilen  über  den  Um- 
fang einzelner  Betriebe  geben  in  gewisser 
Weise  bereits  eine  Andeutung  darüber,  wie 
sich  die  soziale  Lage  der  Baugewerbtreibeu- 
den   gegen   frilhore   Zeiten   verändert   hat 
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Während  üi  der  Zuoftperioile  bicJi  im  all- 
gemeinen auch  hier  das  BeBtreben  geltend 
machte,  die  -wirtschaftliche  Lage  aller  Ziinft- 
aDgehCrigeu  mCf^chst  gleichartig  zu  gestal- 
ten und  man  dies  unter  anderem  dadurch 
EU  erreichen  strebte,  daae  eine  nicht  zu  hoch 
gegriffene  Uaxiroalzahl  von  Gehilfen  für  den 
einzelnen  Betrieb  festgesetzt  wtmle,  wodurch 
auch  für  letztere  die  Aussiebt  auf  Selbstän- 
digkeit räch  vei^rOseerte,  ist  man  hiervon 
spAter  abgegangen  uod  sind  die  "Verhaltnisse 
dadurch  umgestaltet,  freiheb  nicht  auf  ein- 
mal, wie  Schmoller  in  seiner  »Oeschicbte 
des  deutschen  Elein^werbee«  dies  z.  B. 
fOr  Freussen  nachweist,  sondern  allmfthlich 
haben  sieb  bei  den  Baugewerben  immer 
mehr  Grossbetriebe  gebildet,  bo  dass  die 
BenifszUüung  v.  3.  Jiuii  1882  fOr  Deutsch- 
land 49043  Maurei^eschäfte  im  Hau])tbe- 
triebe  mit  324227  B^mten  imd  Gehilfen 
und  32529  Zimmerergeschäfte  mit  151201 
Beamten  imd  Gehilfen  ei^ben  hat;  nach 
der  Bcrufszähliiug  vom  U.  April  1895 
stellten  sich  die  Zahlen  auf  58158  resp. 
427  221  bei  den  Maurern  und  35925  resp, 
1&1229  bei  den  Zimmerleuten,  die  Zahl  der 
Gehilfen  ist  also  bei  ersteren  von  durch- 
schnittlich 6,6  auf  7,3  gestiegen,  bei  letzteren 
mit  4,6  ungefähr  stationär  gebliebea.  Dabei 
sind  diese  DiiFchscbnittsz^len  mir  deshalb 
so  niedrig,  weil  bei  beiden  Gewerben  eine 
immerhin  bedeutende  Zahl  von  Geschäften 
kleitisten  Umfanges,  wohl  meist  in  I^nd- 
f tädten  und  Dörfern,  vorhanden  ist ;  dieselbe 
macht  bei  weitem  mehr  als  die  Hälfte  aller 
Hauptbetriebe  aus,  es  sind  nämlich  bei  den 
Maurern  29079  reep.  37  442,  bei  den  Zim- 
merern 17102  resp.  20664  Alleinbetriebe 
ohne  Motoren  vorhanden,  dagegen  bei  ersteren 
4751  resp.  9568.  bei  letzteren  2914  i-esp. 
5571  Betriebe  gezählt,  die  durchschnittlicli 
mehr  als  5  Oenüfen  beschäftigen;  es  zeigt 
eich  also,  dasa  die  grösseren  Betriebe  immer- 
hin einen  bedeutenden  und  stark  wachsenden 
Teil  der  Gesamtzahl  ausmachen  und  dass 
vor  allem  die  Gehilfen  zahl  die  Zahl  der 
Meister  so  weit  übertrifft,  wie  dies  bei 
keinem  anüei-en  Gewerbe  der  Fall  ist,  wo- 
durch natürlich  die  Aussicht  für  erstere. 
jemals  selbsläniUg  zu  werden,  stark  ver- 
rinFfert  Lst. 

Es  treten  übrigens,  wie  schon  (uigedeulet, 
diese  Tfaatsachen  nicht  überall  gicichmässig 
hervor,  sondern  vor  aUem  in  den  Gegenden, 
in  denen  die  städtische  und  industrielle  Be- 
völkenmg  überwiegt,  am  stärksten  natürlich 
in  den  Orossstädten ;  so  beschäftigten  in  den 
15  Städten  des  Reiches,  die  1882  mehr  als 
IDOOllO  Einwohner  zählten  1626  Maurer- 
geschäfte  29461  Beamte  und  Gehilfen,  3016 
Zimmerergeschäfte deren  11456;  im  ersteren 
Falle  kommen  auf  das  Geschäft  18,1,  im 
ktzteren   11,3  Gehilfen,  also  mehr  als  das 


Doppelte  des  Diux:hschnittes  für  das  ganze 
Reich. 

Auch  in  den  Einzelstaaten  ist  das  Ver- 
hältnis ein  sehr  verschiedenes,  n-ie  folgende 
sich  auf  den  Sttuid  von  1895  in  den  4  König- 
reichen beziehende  Tabelle  bereits  genug- 
sam zeigt: 

Haarer,  Beamte,  Zimmerl.,  Beamte, 
Staaten  Gesch.- Gehilfen  Gesch.-  Gehilfen 
leiter  n.  Arbeit,  leiter  n.Arbeit. 
Prenaaen  .  37428  330953  16741  90071 
Bayern  .  .11176  40958  7676  15968 
Sachsen  .  .  3334  43  3^  15^3  31647 
Württembe^    4  195      1 1 036      s  638       5  903 

In  Sachsen  mit  seiner  überwiegend  in- 
dustriellen Bevölkerung  ist  der  durchschnitt- 
liche Umfang  der  Geschäfte  am  grössten 
und  übertrat  schon  1882  denjenigen  der 
Grossstädte,  während  in  den  sfiddeutschea 
Königreichen  die  kleinen  und  kleinsten  Be- 
triebe bei  weitem  Oberwiegen.  Freüich  hat 
1895  auch  hier  der  durchschnittliche  Ge- 
schäftsumfang  etwas  zugenommen  und  in 
Württemberg  sogar  ilio  absolute  Zahl  der 
Geschäfte  mcht  unbedeutend  abgenommen. 
Auch  eine  »idere  freilich  selbstverständliche 
Thatsacbe  tritt  uns  aus  den  angeführten 
Zahlen  entgegen,  dass  nämlich  in  Gegenden 
mit  rasch  zunehmender  städtischer  und  in- 
dustrieller Bevölkerung  die  Zahl  der  im 
Baug;ewerbe  thätigcn  Personen  grösser  ist 
als  in  ländlichen  Distrikten ;  wenn  sich  frei- 
lich ergiebt,  dass  im  Reiche  1882  auf  81 
Menschen,  in  den  15  Grossstädten  dagegen 
schon  auf  78  ein  Bauarbeiter  traf,  so  scheint 
der  Unterschied  nicht  so  bedeutend,  allein 
es  ist  dann  noch  in  Betracht  zu  ziehen, 
dass  von  den  557  000  Meistern  und  Gehilfen 
im  Reiche  232938  noch  einen  Nebenerwerb 
liaben,  dem  sie  einen  Teil  ihi'cr  Zeit  widmen, 
von  den  43559  der  Gressstädte  nur  1407 
und  ferner  dort  55  665  Personen  diesen  Be- 
ruf noch  nebensächlich  ausüben,  hier  nur 
349. 

Zwei  Gründe  sind  es  vor  allem,  welche 
die  Gmsse  der  einzelnen  Betriebe  und  da- 
mit das  starke  Ueberwiegen  der  Gehilfen 
bedingen,  einerseits  das  Besti-eben,  die 
Bauten  in  möglichst  kurzer  Zeit  fertig  zu 
stellen,  was  die  gleichzeitige  Verwendung 
einer  grösseren  Zsüü  von  Arbeitskräften  er- 
forderhch  macht,  an  dererseitsilass,  wenigstens 
in  den  Städten,  zum  selbständigen  Gewerbe- 
betrieb grössere  Kapitalien  erforderlich  sind 
als  bei  den  meisten  Handwerken;  die  zahl- 
reichen allein  ai-beitenden  Meister  werden 
meist  nur  Flickarbeiten  und  Äelmliches  vor- 
nehmen. 

Dadurch,  dass  der  grossen  Melirzahl  der 
Gehilfen  die  Aussicht  auf  Selbständigkeit 
verschlossen  ist,  werden  ihre  sozialen  ver- 
hältnissB  denen  der  Fabiikai-beiter  ähnlicher 
als  denjenigen  anderer  Handwerksgesellen. 
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Eine  grosse  Zahl  derselben  wii-d  verheiratet 
sein ;  1882  liatten  die  320  976  MaiirergehUfen 
Deutschlands  583776  Angehörige,  worunter 
207  286  weibliche  im  Alter  von  mehr  als 
14  Jahren,  wir  kOunen  also  annehmen,  dass 
ziemlich  die  Hälfte  jener  Gehilfen  verheiratet 
war,  1895  hatten  die  372416  Maurergesellen 
und  -lehrlinge  577  225  Angehörige  ohne 
Hauptberuf,  wovon  385493  weiblichen  Ge- 
sclilechts,  (las  Verliältnis  scheint  also  im 
wesentlichen  das  gleiche  geblieben  zu  sein. 
Aehnüch  steUle  sich  das  Verhältnis  bei  den 
ZimraerergeliUfen ,  ihre  Zahl  war  149415 
mit  371 231  Angehörigen,  wovon  97  671  weib- 
liche melu:  ala  14  Jahre  alt  waren,  hier 
waren  1895  die  Ziffern  15547! 
und   Lehrlinge    mit   2606; 


wonmter  175  825  weibliche.  Diese  That- 
Sache,  dass  ein  grosser  Teil  der  Qesellen 
eine  Familie  ernähren  muss,  bedingt  nun 
aber,  dass  dieselben  höhere  Lohnansprflche 
erheben  müssen  ala  andere  Handwerksge- 
sellen; so  finden  wir  denn  auch,  dass  die 
Bauhandwerker  meist  bei  den  Lohnbe- 
wegtingen  die  Fülu-enden  sind.  Höhere 
Löhne  für  sie  scheinen  aber  auch  noch 
weiter  dadurch  berechtigt,  dass  unsere 
klimatischen  Verhältnisse  vielfach  arbeitslose 
Zeiten  für  sie  bedingen. 

Letzteres  tritt  bei  einem  Vergleich  der 
im  Sommer  resp,  im  "Winter  1895  in  beiden 
Gewerben  ai-beitslosen  Gesellen  und  Arbeiter 
klar  hen'or,  den  folgende  Tabelle  ermJtglicht: 


Gesamtzahl 
der  Arbeits- 
losen 
Uberban|)t 


igz 


davon  ausser  Arbeit  ,7.^1  j„, 

wegen  ^^  ver- verwitwet    ^j'^ll" 

vorübera-.      „    ,i„^„  ledig"    hei-    oder  ee-     T_u„,i,k,;„ 
ArbeiM-    '^.f'^"  ratet  aehiefen   T^ÄS 

untähigk.    <«ilnäen  Angehöngeu 

14795 
144437 

I  945  2  142       1  13B     2072         277  6  124 

4486         147^>       6404   11  822         991  31623 


Wälirend  die  Zaltl  der  Arbeitslosen  also ' 
im  Sommer  bei  beiden  Gewerben  nicht  all- 
zu gross  ist,  beträgt  sie  im  Winter  bei  den 
Maurern  etwa  20 — 25  ".'0  aller  Arbeiter  der 
betreffenden  Kategorie ,  bei  den  Zimmer- 
leuten  immerhin  noch  10 — 15  "/o.  Wenn 
nun  auch  die  Zahl  der  Arbeitsunfähigen  sich 
auffallenderweise  bei  ersteren  mehr  als  ver- 
dreifacht, bei  den  zweiten  mehr  als  ver- 
doppelt liat,  so  ist  doch  entschieden  das 
stai'ke  Anwachsen  der  Zahl  der  Arbeitslosen 
durch  den  Mangel  an  Arbeitsgelegenheit  be- 
dingt. Die  Bauthäti^eit  muss  eben  im 
Winter  bei  uns  stark  eingeschi-äidrt  werden. 
Die  Thatsache,  dass  die  Zahl  der  aus  sonstigen 
Gründen  Arbeitslosen  bei  den  Maurern  auf 
die  ungefähr  13fache,  bei  den  Zimmerleuten 
nur  auf  die  7  fache  Höhe  gestiegen  ist,  be- 
weist die  bei  letzteren  etwas  geringere  Ab- 
hängigkeit von  klimatischen  Einflüssen,  sie 
werden  durch  das  Aufhören  der  Maurer- 
arbeit gehindert  und  finden  nicht  für  alle 
Arbeitskräfte,  die  in  der  guten  Jahreszeit 
verwendet  werden,  in  andenveitigen  Ai'beits- 
gelegen heilen  Verwendung. 

Die  hohen  Ziffern  der  verheirateten  Ar- 
beitslosen i-esp.  der  nicht  crwerbsthÄtigen 
Angehörigen  beleuchten  die  soziale  Bedeutung 
dieser  Thatsache  und  beweisen  auch  weiter, 
wie  gross  bei  beiden  Gewerben  die  Zahl 
der  verheirateten  Hilfsarbeiter  ist.  Von  etwa 
1500000  Arbeitern  resp.  Angehörigen,  die 
von  beiden  Gewerben  leben,  fällt  für  mehr 
als  V«  die  Verdienstquelle  in  der  schlechten 
Jahreszeit  fort,  bei  ihnen  müsste  also  der 


Lohn  in  der  guten  Jalu-eszeit  so  hocli  sein, 
dass  er  auch  für  die  erstere  aiisreichto. 

Derartige  höhere  Löhne  werden  nun  aber 
nur  dort  gezahlt  werden  können  und  ge- 
zahlt werden,  wo  eine  grosse  und  regel- 
mässige Nachfrage  nach  Bauleistungen  vor- 
handen ist,  also  in  gi-Osseren  und  rasch 
wachsenden  Ortschaften,  während  sonst  über- 
all die  Löhne  niedriger  bleiben  werden,  viel- 
leicht weniger  iu  der  Höhe  der  Sätze  als 
in  dem  gesamten  Jahresbetrage ;  hier  würde 
der  Gehüfe  und  vor  allem  der  verheiratete 
kaum  leben  können,  wenn  er  nur  auf  seinen 
gewerblichen  Verdienst  angewieseu  Wal«, 
daher  finden  wir  auch  bei  ihnen  Nebes- 
erwerb  in  einem  Umfange  vertreten  wie  bei 
keinem  anderen  Handwerk.  Wenn  nun  1882  ' 
von  den  116625  Beamtet  und  Gehilfen  des 
Maurer-  und  den  55  978  des  Zimmererge- 
werbes, die  Nebenerwerb  hatten,  je  109823 
und  53420  sich  entweder  selbständig  oder 
in  anderer  Weise  dem  Betrieb  der  I^d- 
oder  Foratwirtschaft  widmeten,  so  beweist 
dies  schon,  dass  es  lianptsächlich  die  Ge- 
hilfen ländlicher  Gegenden  sind,  welche 
in  dieser  Weise  ihren  ungenügenden  ge- 
werblichen Verdienst  ei^nzen  müssen. 
Aelinliche  Verhältnisse  walten  übrigens 
!  auch  bei  den  kleinstädtischen  und  länd- 
lichen Meistern  mit  kleinem  Betrieb  ob, 
auch  hier  ist  der  gewerbliche  Verdienst 
zu  gering  und  uuregelmässig  und  muaa 
deshalb  ein  Nebenverdienst  gesucht  werden, 
der  wiederum  meist  in  land-  oder  forstwirt- 
schaftlicher Thäldgkeit  gefunden   wird,   da 
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von  je  36322  Maurern  iiikI  24056  Ziinmei^ 
leuten  mit  Nebenerwerb  ihn  3486Ü  resp. 
23200  durch  letztere  finden,  wobei  es  wohl 
kaum  hervoi^hobeii  zu  werden  braucht, 
dass  diejenl^n  Elnzektaaten ,  in  denen 
dorchsdiDittlich  die  geringste  Oehllfenzahl 
auf  einen  Betrieb  fällt,  die  meisten  Betriebe 
mit  Nebener*'erb  aufweisen,  wahrend  letztere 
in  den  Grossstäilten  fast  rollatändig  ver- 
Ech  winden.  — 

Uttentlir:  du  Arbritm  abrr  Zimflguehichte  roti 
SchSHbtry,  Slirila,  Kebmolter,  Stuhl,  yrnbuis  ttr. 

—  U.  A.  Miaelm'f  Da*  ilruUchr.  Gfirerbe- 
■Ktttn,  1866.  —  M.  Megtr ,  Cetrhirhte  lirr 
pmutUehm  Ilaatlierrtrrpolilik  I,  II,  1384  «"^ 
3888.  —  G.  SchnuaUr,  Z<ir  Grtfhlehtr  drr 
dtHltfhi!»  Xlringrtrerbr  im  19.  Jahrhunderl,  1870. 

—  M.  Seytttl,  Dat  Grwri-tepoliirireeht  nach 
der  SeiehigfKfrbfordiiHHg.  la  Ilirtht  AnnaUn 
1881.  —  Bdaicktr,  Dir  •Imbirhe.  Gfirrrbford- 
nuiH/,  I83S.  —  l'iiterturhHiigen  llbrr  die  Lage 
Jet  Randirrrkt  ia  DeidiiehhiHd ,  Bd.  I-IX 
(Schriften  de»  l'rrriM  filr  tiitiiilpotUit,  Bd.  B2 
bft  70,  1893—1897).  —  Sienogrnpkitrhe 
Berichte  ilberdir  Verhandlungen  de»  deattchen 
Keiehttage»,  beeendrrn  für  die  .Sefriiiiien  1884 — 
97.  —  StaCittih  delDenfehen  Keicket. 
Ntitt  Folgt,  Bd.  t—T,  10t~llO.  —  MonaUhtfie 
niT  Slatiilüc  des  Deulieheii  Beirhft,  Jahrg.  1896. 
5.  Ergäntung,  4.  Ergibunng.  —  Amtiieha 
yaehrifhten  dei  Reirhirertieherung». 
amit  Jahrg.  1  bii  I4.  —  Erhebung  über 
VerhSltniiee  im  Handirtrk.  VeramlaUet 
im    Sommtr    1S95.      Heft   1  hU  S,    1S95  11. 1898. 

—  L.  Heideloff,  Die  Bauhtltte  de>  3fittflaUert, 
1844.  —  Mfanner,  Die  BuHhilUtii  de»  dt«i*ehea 
MtttelaUer*.  1876. 

C.  Neuhurg. 


Banmfeldbetrieb,  Baamfeldwirtschaft, 

B.  Ackerbaiisysterae,  Forst- 
wirtschaft, Haubergs  Wirtschaft. 


Baamstark,  Ednard, 

geb.  km  2a  III.  1807  im  Dorfe  Siuzheim  bei 
Baden,  wurde  1838  aord.  nnd  1842  ord.  I'rofeaxor 
der  Kameralwissengchaften  in  Greifawald,  leitete 
1843  bis  zu  ihrer  Aiifhebnu^,  1876,  die  stnat«- 
nnd  landwirtHcbaftlicbe  Akailemie  in  Elilena  und 
■tarb  am  8.  IV.  1889  in  Greifawald. 

£r  verQffentlichte  von  staatawiBsenschaft- 
licben  Schriften  in  Buchform :  Des  Herzogs  von 
8nllj  Yerdienste  nm  dag  franzüsische  Finanz- 
wesen, Hannbeim  1827.  —  Staats  wisBenschaf  t- 
liche  Versuche  über  Staatskredit ,  Heidelberg 
Iffla.  —  Kameralistische  EnoykJopädie  HeirteH 
berg  1836.  —  l'eber  Staats-  und  landwirtscbaft- 


liche  Akademien,  (ireifswald  1839.  —  Zur  Ein- 
kommenstenerfrage,  Greifawald  1849.  —  Zur 
Geschieht«  der  arbeitenden  Klassen  (Festrede), 
Greifswald  1863.  —  Einleitung  in  das  wiaaen- 
aebaftlifhe  Stndinm  der  Landwirtschaft  Berlin 
1858.  —  Fünfzehn  Jabre  Gründung  der  Aiadeuiie 
Eiden»,  Greitswald  1860.  —  Er  überBetzte  Ri- 


Aufl.  1877;  „  Volk  swirtac  haftliche  Erläuterungen" 
(zn  dieser  Uebersetiungi  erschienen  ebenda  1838. 

Erverüffentlichteanstaatswissenschaftlichen 
Abhandlungen  in  den  Zeitschriften :  Anualen 
der  Landwirtschaft,  Jahrg.  1864,  186Ö,  1868 
(Berlin):  eingehende  Besprechung Thünens  ,,der 
isolierte  Staat".  —  Jahrb.  f.  Nat  u.  Stat.,  Bd.  V, 
Jena  1865;  DLe  Volkswirtschaft  nach  Menschen- 

in,  Vnlksstänimen  nnd  Vfilkem.  —  Arbeiter- 
frennd  iBerlin)  Jahr^r.  1866:  Das  Kapital,  die 
Arbeit  und  die  Gmodherrliclikeit  —  .\.nsserdem 
lieferte  er  Beiträge  für  die  Ton  ihm  nnd  Qervinns 
herausgegebenen  „Deutschen  Jahrbücher",  Leip- 
zig 1836;  für  Jahrg.  III  der  Zeitschrift:  „Der 
National  Ökonom'',  Mannheim  1836;  für  die  Bde. 
I— III  der  von  ihm  herausgegebenen  „Jahr- 
bUcher  der  Akademie  Eldena."  Auch  kleinere 
kritische  Arbeiten  weisen  verschiedene  Litte- 
raturzeitnngen  etc.  von  ihm  auf. 

I.lpprrt 


Baomwolliidaatiie. 

I.  Geschichte  und  Statistik  der  BanmwoU- 
industrie  |S.  486).  II.  T'ebersicht  der  Zollge- 
schichte der  Baum  Wollindustrie  (S.  509). 


Oeschichte  und  Statistik  der  Baum- 
irollindustrie. 

1.  Geschichtlicher  Rückblick.  2.  Entwicke- 
Inng  der  B.  in  Grossbritannien  :nnd  Irland.  3. 
Die  Banrnwolletablissenients  in  Grossbritannieii 
und  Irland  seit  1850.  4.  Der  Verbrauch  von 
BohbaumwoUe  und  die  Ausfuhr  von  Banmwoll- 
waren  Grossbrit^nniens  und  Irlands  seit  1850. 

6.  Indien.    6.  Vereinigte  Staat«n  von  Amerika. 

7.  Deutsches  Reich.  8.  Oesterreich-Ungam.  9. 
Frankreich.  10.  Belgien.  11.  Die  Niederlande. 
12.  Italien.  13.  Die  Schweiz.  14.  Russland. 
15.  Finnland.  16.  Spanien.  17.  Portugal  18. 
Griechenland.  19.  Schweden.  20.  Norwegen. 
21.  Dänemark.  22.  Balkanstaatfiii,  23.  Andere 
Staaten.    24.  Uebersicbt. 

1.  Geschichtücfaer  Rückblick.  Kbenso 
alt  wie  die  Kidtur  der  Baumwollstaude  ist 
auch  die  Baum  Wollindustrie.  In  allen  L9d- 
dern  der  warmen  Zone  mit  einem  trockenen 
sandigen  Boden  wnr<le  seit  unvordenklichen 
Zeiten  die  Baumwollstaude  kuitidert,  so  auf 
Kreta,  in  Aegypten,  in  Persien,  Indien 
imd  China,  in  Mexico  und  in  ganz  Süd- 
amerika;   und    Überall,   wo   diese   Pflanze 
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gedieh,  findet  sich  aiich  der  Gebranch  der 
Baumwolle  zu  Bekleidiingsz wecken,  ange- 
fangen vaa  den  einfachen  Banmwollfaden, 
■welche  die  Pata^nier  als  Haarschnmck 
verwendeten,  bis  hinauf  zu  den  feinen  indi- 
ficheu  Geweben,  welche  als  Wnnder  der 
Handfertigkeit  angesehen  werden.  Ueberall 
ist  diese  Industrie  uralt.  Bei  der  Entdeckung 
von  Mexico  fand  man  die  Ureinwohner  mit 
Bchön  gearbeiteten  Baumwollstoffen  bekleidet 
und  in  Indien  kannte  man  die  Verarbeitung 
der  Baumwolle  schon  zur  Zeit  der  Aufzeich- 
nung der  Mahabharata. 

Trotzdem  kam  Jahrhunderte  hindiu^h 
die  Baiunwolle  wenig  in  den  Handel  und 
sorgte  die  Industrie  fast  aiisschliessUch  fflr 
den  lokalen  oder  Landesbedarf.  Kiu'  die 
indischen  Gewebe  fenden  ihren  ^Veg  in  den. 
Welthandel,  als  Sindon  in  den  Zeiten  der 
alten  Griechen,  als  Uusslin  seit  den  Tagen 
des  Mittelalters,  als  Calico  seit  neuerer 
Zeit  etc.  In  Europa  selbst  wiude  die  Baum- 
wolle schon  im  12,  und  13.  Jahrhundert 
verarbeitet,  insbesondere  im  lieutigen  Belgien. 
Von  hier  aus  wurde  um  1328  durch  die 
riamländer  die  Baum  Wollindustrie  Man- 
chesters begrttndet,  aber  trotzdem  hatte 
England  bis  ins  17.  Jahrhundert  hinein  keine 
Ausfuhr  an  Baum  w  oll  waren.  Ueberhaupt 
war  der  Verbrauch  au  Baumwolle  minimal, 
und  die  voj»  Indien  imd  ander\varts  kom- 
menden Gewebe  \s^^rden  meist  nur  als 
Schaustücke  behandelt,  denn  sie  waren  jeden- 
falls viel  zu  teuer,  als  dass  sie  allgemein  in 
Gebrauch  kommen  konnten.  Zählten  doch  die 
Baumwoll-  wie  die  Seidengewebe  zu  den 
k<«tbarsten  Ladungen  der  IndiaMirer.  Erst 
von  dem  Augenblick  an,  da  eine  Bearbeitimgs- 
fonn  gehmden  worden  war,  welche  es  er- 
möglichte, aus  der  Baumwolle  ebenso  schOne 
und  dauerhafte  als  billige  Stoffe  herzustellen, 
—  erst  von  da  ab  bildete  die  BaumwoUe 
einen  wichtigeren  Handel sgegen stand  imd 
konnte  sich  eine  mächtige  Industrie  ent- 
wickeln. Diese  Verarbeitungsform  wimle  in 
England  gefunden,  und  in  England  erhob 
sich,  zum  guten  Teil  den  Reiehtiim  des 
Landes  begrtlndend,  in  verhältnismässig 
kurzer  Zeit  der  Bamn Wollhandel  und  die 
Baumwollindustrie  zu  ungeahnter  Grösse  und 
Macht. 

i.  Entwickelang  der  B.  In  GroRs- 
britannien  nnd  Irland.  Es  war  im  Jahre 
17(K.i,  als  zirni  ersten  Mal  Baumwollgarn 
mit  Hilfe  einer  Maschine  gesponnen  wurde. 
Es  \)edurfte  aber  noch  langer  Zeit,  bis 
diese  in  der  Nähe  von  Birmingham  ge- 
machte Erfindung  soweit  ausgebildet  imd 
vor  allem  bis  die  Äbneigimg  der  um 
ihren  Verdienst  besorgten  Handarbeiter 
ge^en  die  Anwendung  von  Maschinen  so- 
weit (ibeiwunden  worden  war,  dass  die 
Baiimwollspinnei-ei  aus  einer  Hausindustrie 


sieh  in  eine  Maschinenindustrie  umzuge- 
stalten vermochte.  Erat  die  wichtigen  Er- 
findungen der  Spinnmaschinen,  Kr3mpel- 
maschinen  und  anderen  Zubereitungsro  aschi- 
nen sowie  {Ue  Verbesserungen  an  denselben 
durch  Lewis  Paul  um  die  Mitte  des  vori- 
gen Jahrhimdei-ts ,  dui-ch  Arkwright, 
Hob.  Peel  und  andere  in  den  70er  Jahren 
dieses  Jahrhunderts  bewirkten  jenen  grossen, 
filr  England  wie  für  die  ganze  Welt  hoch- 
bedeutsamen  Umschwung.  Wie  mSchtig 
dieser  war,  geht  daraus  lien-or,  dass  bereits 
in  den  80er  Jaliren  die  Baiunwollindustrie 
immer  neben  der  grossen,  uralten  Leinen- 
und  Wollindustrie  genannt  wird.  So  wird 
um  1783  in  Macphereons  Aunales  of  com- 
merce die  Prtxluktion  der  grossen  Industrieen 
Englands  dem  Werte  nach  geschätzt  und 
dabei  neben  der  WoUen-  und  Leineiiproduk- 
tiou  mit  lG,a  bezw.  1,7.^  Millionen  £',  jene 
der  Baumwollindiistrie  mit  0,96  Millionen  £ 
angegeben.  Ebenso  gilt  lun  1787  die  Baum- 
woll maniifaktur  schon  für  bedeutend  genug, 
um  sie  gegen  ausländische  Konkurrenz  zu 
schlitzen,  indem  auf  die  fi-emden  Wai-en  ein 


bald  das  aller  anderen.  Um  das  Jahi"  1790 
hatte  ein  Baumwollspinner  per  Spindel  und 
Tag  einen  Knäuel  Gani  gesiiouneu,  um  1812 
spann  er  bereits  zwei  und  um  1830sc^;ar2*.j, 
SW  1801  wm^le  der  Verbrauch  von  Baum- 
wolle auf  3,31  Pfund  per  Kopf  der  Bevöl- 
kenmg  gesollätzt,  ffir  1820  aber  auf  6,48 
Pfund,  aJso  nahezu  auf  das  Doppelte,  wäh- 
rend der  Verbrauch,  allerdings  nur  der  aus- 
Itodischen  Wolle,  blos.s  von  ii,4.'(  Pfund  auf 
0,78  Phmd  per  Kopf  der  Bevölkenmg  ge- 
stieceii  war. 

In  den  folgenden  25  Jalu-en  war  das 
Wachstum  des  Verbrauches  von  BaiimwoUe 
noch  bedeutender.  Wie  die  nachstehende 
Tabelle  zeigt,  steigerte  sich  die  absolute 
Einfuhrmeuge,  von  welchei-  allei-dings  die 
Wiederausfuhr  in  Abrechnung  zu  liringen 
wäre,  vom  Jahre  1820  bis  1845  auf  mehr 
als  das  Vierfache,  während  gleichzeitig  der 
Wert  der  Ausftihr  au  Bauniwolteani  sich 
mehr  als  vcKloppelte  imd  der  Wert  der 
Ausfuhr  au  Baumwollstoffen  um  W  "•'o  zu- 
nahm. 

Einfuhr  Ausfuhr  von 

Jabr      roher      Bauniwoll-  BaiuiiwoU-  Summe 
Baumwolle      garn  otoffen 

Mill.engl-Pfd.     Millionen  Pfund  Sterling 
1820      151,67  2,83  13,69         16,5* 

1825      aaS.öi  3,21  15,15         18,36 

1830      263,g(i  4,13  15,29         19,41 

1835      363,70  ^,71  16,4a         13,13 

1840      562,49  7,10  17,57         24,67 

1845      731,95  6,96  19,16        a6,i2 

Der  Ausgang  der  40er  Jahre  war  der 
Ent<A-ickeluiig   von    Handel    und   Industrie 
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20977017 
aSoioaiT 

30387467 

33  995 

37  5 '5  772 

39527 

40351 


minder  gönstig.  Die  sehr  schlechten  Erate- 
Uhre  1846,  1&4?  erzeugten  am  europäischen 
Eoatitient  eine  »ussei^wöhnliche  Notlage 
und  die  Konsumkraft  der  Bevölkerung  sank 
in  hohem  Qrade;  gleichzeitig  hatte  auch 
Noriamerika  miader  gute  &nten,  inebe- 
Boodere  in  Baumwolle.  1845/46  liatten  die 
Vereinigten  Staaten  2,10,  1846/47  nur  1,78 
Millionen  Ballen  produziert.  Infolgedessen 
eti^D  nicht  nur  die  Getreidepreiae,  sondern 
anra  die  Baumwollpreise.  Ende  184ö  zahlte 
man  tflr  das  Pfund  roher  Baumwolle  feinster 
QuaUtät  4>/i  d.,  Ende  1846  aber  IVi  und 
im  Jiiü  1847  sogar  7^8  d,  1846  wurden 
daher  nor  467.86,  1847  474,71  Millionen 
Pfund  BaunfwaÜe  eingeöüirt,  und  der  Wert 
der  Ausfuhr  von  BaumwoUwareu  sank  bis 
snm  Jahre  1848  auf  22.68  Millionen  Pfund 
Sterling.  "Von  der  Handelskrisis,  welche  im 
Zusammenhang  mit  diesen  Erscheinimgen 
Grossbritaiinien  heimsuchte,  erholte  sich  das 
Land  um  so  langsamer,  als  die  Revolutionen 
mid  Kriege  der  Jahre  1848  und  1849  wie- 
derum die  Absatzmärkte  der  englischen 
Waren  a\if  dem  Kontinente  schwächten. 
Kiehtsdesto weniger  stand  1850  schon  die 
Banm Wollindustrie  Englands  an  der  Spitze 
aller  einheimischen  Spinn-  und  Webeindus- 
IiieeD,  -wie  die  folgende  Zusammenstellung 
der  1850  auf  diesem  Gebiete  thätigen  Fabriken 
zeigt 


Anzahl  der  1850 
bestAheuden     in  den  Etabliase- 


Bauiu  wolle 

WoUe 

KanuDgarn 


!ö.i9jj-oi7  330924 

1595278  74  443 

875830  79737 

965031  68434 

1  225  560  42  544 


Zusammen  460°       35*38716    596082 

Von  sftmtlichen  Etablissements  entfielen 
somit  42*'/o  auf  die  Baumwüllindustrie,  und 
in  diesen  Etablissements  waren  60  "/o  der 
Personen  beschäftig  welche  iu  den  Fabriken 
der  genannten  Textdindustrieen  thätig  waren, 
während  der  Anteil  der  BaumwoUindustrie 
an  der  Oesamtzahl  der  Spindeln  sich  st^ar 
anf  820/0  stellte. 

8.  Die  Baomwolletablissements  in 
GrosHbritannien  und  Irland  tieit  1850. 
Seit  1850  ist  die  Entwickelun§  der  Baum- 
wolletablissements  und  ihrer  Emrichtungen, 
wie  die  folgende  Tafel  zeigt,  ungleichmässig 
vor  sieb  g^tuigen,  indem  im  Zusammenhange 
mit  der  allgemeinen  Tendenz  zur  Herstellung 
des  6ro«sbetriebes  und  mit  den  sich  drfln- 
eenden  Erfindnngen  imd  VerbeeseniDgen  auf 
dem  maschinellen  Gebiete  nicht  so  sehr  die 
Zahl  als  die  Leistungs&higkät  der  Etablisse- 
mentfi  anwuchs. 


In  denselben  thätige 
Spindeln 
znm      zum  Ver- 
spinnen   doppeln 


401; 


40511934 


3  7»3  537 
4366017 
467S770 


440676 
463  118 

514911 


330924 
379213 

451569 
450087 
479515 
482903 
488677 
504069 
528  795 
538883 


Vom  Jahre  1850  bis  1861  haben  die 
Etablissements  sich  imi  fast  50 ",0  vermehrt, 
in  dem  folgenden  Jahrzehnt  aber  ging  die 
Zahl  derselben  um  17  "/o  zurück,  eine  Folge 
der  durch  den  amerikanisclten  Bürgerkiieg 
herbeigefilhrten  Baumwollkrisis  von  1862, 
1863,  der  Haadelakrisis  von  1866  und  der 
Errichtung  von  Grossetablissements.  In  den 
letzten  20  Jahren  ei^b  sich  bis  1881  wieder 
eine  Zunahme,  welche  aber  im  Zusammen- 
hang mit  der  Krisis  von  1882  und  dem  Vor- 
dringen der  Gressindustrie  ein  nicht  unbe- 
trächtlicher Abfall  folgte,  so  daas  das  Er- 
gebnis dieser  Periode  nur  eine  geringe  Zu- 
nahme von  beilänfig  2  "/o  war.  Ganz  falsch 
wäre  es,  in  dieser  Zunahme  der  Ifabrikzahl 
das  Wachstum  der  Baum  Wollindustrie  Gross- 
britanniens  zu  erblicken,  denn  innerhalb  der 
40  Jahre  seit  1850  wuchs  ^z  besonders 
die  Bedeutung  der  einzelnen  Fabrik.  Es  ent- 
fielen nämlich  anf  ein  Etablissement  durch- 
schnittlich 1850  10858  Spindeln  und  171 
Arbeiter,  1890  aber  15962  Spindeln  und  209 
Arbeiter.  Die  Zaid  der  Spindeln  zum  Spinnen 
hat  sich  in  dieser  Zeit  fast  verdoppelt,  jene 
der  Arbeiter  lun  fast  60  "/o  vermehrt  Aelin- 
lich  kamen,  da  sich  die  Zahl  der  Maschinen- 
stülüe  mehr  als  verdoppelte,  1856  auf  eine 
B^rik  155,  1890  jedoch  1342  Maschinen- 
stnhle. 

Auch  in  dieser  Zunahme  der  Arbeits- 
kräfte ist  noch  uicht  das  ganze  Wachstmii 
der  Ijeiatungstähigkeit  der  BaumwoUindustrie 
ausgedrückt,  da  die  Fortschritte  auf  dem  Ge- 
biete der  Technik  die  Leistimgsfähigkeit 
jeder  Gruppe  dieser  Arbeitskräfte  enorm  ge- 
steigert haben.  Zu  Beginn  der  50er  Jalire 
kamen  auf  2  Maschinen  stuhle  etwa  3  Arbeiter, 
seit  der  Mitte  der  70er  Jahre  aber  ist  die 
Zahl  der  Maschinenstühle  grösser  als  die 
der  Arbeiter  und  wird  der  Unterschied 
zwisclien  beiden  Ziffern  von  Jahi-  zu  Jahr 
grosser.  Während  früher  eine  Maschine 
höchstens    800   Spmdeln    zu   treiben   ver- 
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mochte,  besoi^  sie  gegenwirt  bis  zu  1270 
Spiudeln;  wahrend  Mher  die  Spindel 
höchstens  8000  Umdrehungen  in  der  Minnte 
machte,  steigert  fiich  die  Zahl  derselben 
gegenwärtig  bis  auE  11000,  und  wälirend 
ümer  zur  Reinigung  der  Wolle  diese  zwei- 
mal dm^chgezogen  werden  musste,  senOgt 
jetzt  ein  einmaliger  Dimizug.  Offenbar 
mit  der  Durchführung  dieser  VerbeKserungen 
hängt  es  zusammen,  dass  die  Vermehrung 
der  Arbeitskräfte  zu  Beginn  der  besprochenen  , 
Periode  eine  weit  intensivere  war  als  gegen 
Ende  derselben  imd  dass  seit  1B81  sogar 
die  Zahl  der  Spindeln  zum  Verdoppeln, , 
vorübergehend  auch  die  der  Spiniieln  zum  j 
Spinnen  abnahni,    während   die   Zahl    der| 


Maachinenstflhle  vie   der  Arbeiter  sich  be- 
trächtlich vermehrte. 

Vergleicht  man  wiederum  die  Baumwoll- 
etablissements mit  den  übrigen  Textil- 
etablissements  nach  dem  Stande  von  18Ö5 
und  1890,  so  zeigt  sich,  wie  die  folgende 
Tabelle  eÄennen  ]ä.sst,  gegenüber  demStande 
von  1850  ganz  dasselbe  Bild  der  Eutwicke- 
lung.  Auch  1885  und  189Ü  ist  die  Baum- 
Wollindustrie  weitaus  die  bedeutendste,  aber 
ihre  Etabhssements  machen  nur  SS**/«  oller 
Etablissements  imd  die  in  denselbeu  l)e- 
schäftigten  Arbeiter  nur  49  "/o  der  bei  allen 
Texületabhüsementti  beschäftigten  Arbeiter 
aus,  während  sich  die  Zahl  der  Baumwoll- 
spindeln  auf   84%  aOer  Spindeln  eriiühte. 


TextüetabliBsemenls 


Anzahl 

Spindeln 

Haachinen- 
BtUlile 

Arbeiter 

inm  Spinnen 

zum  Verdoppeln 

im. 

1890 

1S6Ö 

1890 

1866        1890 

1886 

1890 

1886 

1890 

BanmwoUe 
WoUe 

iST" 

Seide 
Anderes 

=635 
1918 

1108 

=53« 
'793 
753 

,i 

4012045' 
3054144 
»387193 

'JUS 

386  747 

40511934 
3107209 

2  402  932 
1134813 

J4657S 

42284703992885 
230941    29979; 
536  329    669  328 

65  l6o       61  521 
174644      182778 
21435        35034 

S60955 
57990 
79931 
47641 

1.966 

15"! 

615714 
61831 
67391 

48714 
U464 
17375 

504069 
139316 
138  »30 
111837 
43995 
97814 

5"8  795 
148  729 
148324 
107  583 
41377 
109923 

7465 

7190 

47  831  855 

48409733 

53569695231329 

773704 

S22489 

I  034  261 

,084631 

4.  Der  Verbranch  von  Rohbiuiinwolle 
und  die  Ansfohr  voo  Baomwollwaren 
GroBflbritBBiiieiifi  nnd  Irlands  seit  1850. 

Besser  als  in  den  Daten  über  die  Fabriken 
imd  deren  Arbeitskräfte  kommt  das  Wachs- 
tum  der  BaumwoUindustrie  Grossbritanniens 
und  Irlands  in  den  Daten  über  den  Ver- 
brauch von  roher  Baumwolle  und  die  Aus- 
fuhr von  Baumwollwarea  zum  Ausdruck. 
Verbrauch  und  Ausfuhr  sind  eben  sehr  em- 
pfindliche und  richtige  Symptome  der  Pro- 
duktion, da  sie  sich  derselben  weit  genauer 
und  rascher  anschmiegen  und  in  ihrer  Re- 
lation zu  derselben  nicht  den  grossen,  an- 
dauernden und  schwer  fassbarenAendenrngen 
uuterhegen  wie  die  vorhin  angeführten  Daten. 
Die  Zahlen  der  nebenstehenden  Tabelle  zeigen 
daher  auch  andere  Schwankungen  als  die 
Ziffern  für  die  Fabriken. 

In  den  10  fünfjährigen  Perioden  seit 
1846  ist  somit  der  Verbrauch  von  roher 
Baumwolle  fost  auf  das  Sfache  angewachsen 
und  von  Quimiuennium  zu  Quinquennium 
gestiegen,  nur  1861 — 1865  zei^  aidi  infolge 
des  amerikanischen  Bürgerkrieges  der  rie- 
sige Abfall  von  33%,  und  1876—80  ei^ebt 
sich  infolge  der  Stagnation  von  Handel  und 
Verkehr  nach  der  Erisis  von  1873  und 
ebenso  1891 — 95  ein  geringer  Rückgiug. 
Grossere  Schwankungen  zeigt  ein  Veigleidi 


Jahre 

Einfuhr  1   Aurfnhr  |  ^^'*^^; 

Millionen  Pfand  (englisch) 

1846-60 

614,93 

83,25 

531.68 

1861-66 

872,30 

124,05 

748,25 

1866-60 

1  128,89 

864,73 

260,39 

604,34 

1866-70 

1  554,76 

275,38 

"  279,38 

1876-80 

1881-86 

1  793,83 

251,51 

1  542,32 

1891—96 

216,54 

;i5g 

1  994,88 

182^1 

1  775,24 

232,90 

1 542,34 

1  416,78 

224;6, 

1 192,16 

1  788,13 

239,89 

1 548,22 

1896 

1  757,04 

203,28 

1 553,76 

I  754,89 

183,82 

1 571,07 

1  724,16 

1499,09 

1898           2 128.55 

203,02 

1 925,53 

der  einzelnen  Jahre.   1846  betnig  die  Brutto- 

einfuhr 467,86   SUllionen   Pfund,   bis   zimi 

Schlüsse  des  Zeitraumes .  m  52  Jahren  er. 

höhte  sie  sich  aber  auf  2128  Millionen  Pfund 

und  betrug  schon  1891  fast  2000  Millionen 

Pfund,  d.  i.  mehr  als  das  Vierfache.    Seit 

1820,  da  ein 

Bt   151,67 

UUlionen  I 

fund  ein- 

"lOOglc 
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geffihrt  wurden,  ist  die  Bnittoeinfnhr  Bogar 
auf  das  ISfoche  angewachsen.  Dadie  Wieder- 
ausfuhr von  1846  ab,  in  welchem  Jahre  sie 
65,93  Millionen  Phind  ausmachte,  bis  in  die 
70er  Jahre  nischer  als  die  Bnittoeinfnhr 
wuchs,  weiteriiin  aber  ziu-flckging,  so  stieg 
der  Verbrauch  nicht  in  der  Art  und  dem 
Masse  wie  die  Bnittoeinfnhr,  doch  erhöhte 
er  sich  von  rund  400  Millionen  Pfund  um 
1846  auf  1812  resp.  1925  Milhonen  Pfund 
in  der  neuesten  Zeit  Von  1H46  bis  1852, 
einer  der  glänzendsten  Gesehäftaj>erio(len 
Qroesbritanuiens,  hatte  sich  die  Nettoeinfuhr 
mehr  als  verdoppelt.  Der  Krimkrieg  und 
die  grosse  amerikanische  Krisis  von  1857 
verminderten  diese  Einfuhrniengen  nur  in 
geringem  Orade.  1860  wtirden  bereits 
1140^  Millionen  Pfund,  also  fast  dreimal 
soviel  zurückbehalten  als  im  Jahre  1846. 
Der  amerikanische  Bürgerkrieg  reduzierte 
aber  die  Einfuhr  noch  weit  unter  die  Ziffer 
dieses  Jahres.  1860  bezog  Grossbritannien 
aus  den  Vereinigten  Staaten  1115,9  Millionen 
Pfnnd  Baiunwolle,  1862  infolge  der  Äb- 
Mtemin^  der  Häfen  in  den  Südstaaten  bloss 
6,4  Millionen  Hund !  Der  Ehirchschnittspreia 
von  Orleansbaum wolle  stieg  infolgedessen 
von  6*/io  d.  per  Pfiind  im  Jahre  1860  auf 
27'.'*  d.  im  Jahre  1864.  Und  nur  den  ge- 
waltigea  Anstrengungen  Aegyptena  und  be- 
sonders Indiens  war  es  zu  verdanken,  dass 
im  Jahre  1862  die  Bruttoeinfuhr  von  Roh- 
baurawoUe  sich  auf  die  Hohe  von  523,97 
Millionen  Pfund,  die  Nettoeinfuhr  sich  auf 
der  von  309,26  Mülionen  Pfund  erhielt.  Die 
ROckwirkung  dieses  Abfalles  der  Einfuhr 
auf  die  IndiiBtrie  Oroesbritanniens  war 
enorm,  zahlreiche  Fabriken  mussten  ihre 
Thfttigkeit  einsteDeu,  an^iesehene  HSnaer 
bllierten,  und  in  Liancashire  allein  wunlen 
im  Juni  1862  bereits  129774,  im  Dezember 
1862  sogar  485434  notleidende  Pereonen 
aus  dem  rasch  aufgebrachten  Hilfsfonds 
untentfitzt.  Die  fortwährend  gesteigerte 
Produktion  von  Baumwolle  in  Indien  b^nn 
zwar  allmählich,  den  sogenannten  Baum woU- 
bnnger  einigermassen  zu  stillen,  stieg  doch 
die  Einfuhr  von  indischer  Baumwolle  von 
204  Millionen  Pfund  im  Jahr«  1860  auf 
615  Millionen  Pfund  im  Jahre  1866,  aber 
gleichwohl  war  die  Einfuhr  des  Jahres  1870 
mit  1101,19  Millionen  Pfund  noch  nicht  auf 
der  Höhe  von  1860.  Erat  das  Jahr  1871 
mit  seiner  auesergewOhnlich  gesteiger- 
ten Qeschaftathatigkeit  erhöhte  die  Brutto- 
einfuhr sprunghaft  auf  1778,14  Millionen 
Pfund  imd  ebenso  die  Netfoeinfuhr  auf 
1406,06  MiUionen  Pfund,  Summen,  welche 
erst  in  der  allerjOngsten  Zeit  wieder  erreicht 
resp.  Obertroffen  wurden.  Die  Nachwirkungen 
der  Krisis  von  1873  bewirkten  bis  ziun  Jahre 
1878  herab  einen  konstanten  Rückgang  der 
Einfuhr  und  noch  mehr  einen  Rückgang  der 


Wiederausfuhr,  welche  1871  362,08,  1878 
147,26  MiDioneii  Pfund  betrug,  ein  Zeichen 
dafür,  dass  die  Baumwollindusti-ie  des  Kon- 
tinents unter  der  Krisis  von  1873  noch 
mehr  litt  als  die  von  Grossbritannien  und 
Irland.  Von  1878  bis  1882  stieg  die  Einfuhr 
wiedersoraschundstark,daGsder  Hoohstand 
dieses  Jahres  nur  in  der  Bnittoeinfuhr  von 
1887  und  erst  188!)  auch  in  der  Nettoein- 
fuhr flbertroffen  wurde.  Die  neue  Hochflut 
hielt  nur  bis  1891  an,  In  welchem  Jahre 
fast  2000  Millionen  Pfund  eingeführt  und 
über  löOO  Millionen  Pfund  zurückbehalten 
wui-deu.  Seither  nahmen,  wohl  im  Zusam- 
menhang mit  der  Krisis  von  1892,  von  der 
sich  dielndustrie  nach  tmd  nach  erholt,  unter 
Schwankungen  Einfuhr  und  Verbrauch  ab, 
so  dass  1897  beide  etwa  auf  der  HOhe  von 
1883,  1884  stehen  tmd  im  Quinuuennium 
1891 — 95  beide  schwächer  sind  als  in  jenem 
von  1886—1890.  1898  erhöhte  sich  die 
Einfuhr  wieder  sprunghaft,  so  dass  die  Brutto- 
und  die  Nettoeinfuhr  dieses  Jahres  die  Er- 
gebnisse  aller  anderen   in   Schatten  stellt 

Den  wirklichen  Verbrauch  von  Bohbaum- 
woUe  schätzt  Ellison  für  die  letzten  Jahre 
des  Aufschwunges  etwas  höher  als  den 
Ueberschnss  der  Einfuhr  über  die  Ausfuhr, 
nämlich  für  1895  auf  1632  und  für  1896  auf 
1644  MiUionen  Pfimd.  da  in  diesen  Jahren 
grosse  Betrilge  der  alten  aufgestapelten  Vor- 
räte znr  Verwendung  gelangten.  Ellison 
steUt  diesem  Verbrauch  jenen  vor  100  Jahren 
gegenüber,  den  er  für  den  Durchschnitt  der 
Jahre  1798—1800  auf  ca.  41,8  Millionen 
Pfund  schätzt  Danacli  würde  der  Roh- 
baumwoltverbrauch  jetzt  ca.  40  mal  grösser 
sein  als  vor  100  Jahren,  während  der  Ver- 
brauch von  Leinen  nur  auf  das  doppelte, 
jenei'  von  Wolle  nur  auf  das  6  fache  ge- 
stiegen ist. 

Zeigt  sich  in  <liesea  Ziffern,  dass  die 
Pi-oduktion  von  Baum  wollwaren  in  weit 
grösseren  Dimensionen  gewachsen  ist,  als 
die  Zunalime  der  Fabriken  und  Spindeln 
vermuten  lässt  (ist  doch  die  Zimahme  dee 
Verbrauches  von  reher  Baumwolle  nahezu 
doppelt  so  ^proBS  als  jene  der  Spindelzahl)'), 
so  Ifisst  die  Untersuchung  der  Ausfuhr- 
mengen deutlich  erkennen,  dass  das  Wachs- 
tum des  heimischen  Bedarfes  mit  jenem  der 
Produktion  nicht  Schritt  halten  konnte  und 
dass  die  Steigerung  der  Produktion  vor- 
wiegend mit  Rücksicht  auf  den  auswärtigen 
Bedarf  an  Waren  erfolgte,  indem  die  Aua- 
fnhrmenge  letzterer  stärker  anwuchs  als 
die  Einfuhr  von  roher  BaumwoUe.  Nach  den 
offiziellen  Ausweisen   ergaben  sich  nämlidi 


')  Die  Gsrnproduktion  berechnet  man  fUr 
7  JE^re    von   1891—1897  auf  1643  reip. 
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fflr  die  Quinquennieu  von  1846 — 1895  bezw.  1  vollwaren   groBsbritanniachea   uad  irischen 


Mengen  und  Werte  der  ausgeführten 


AttBfahr  von 

BaumwoU- 

tfaschinen- 

Baumwoll- 

BaumwoU- 

Baumwoll- 

Baumwoll- 

Jahre 

gam 

zwim 

stoffen 

Btrttmpfen 

garn 

Btoffen 

zasammen 

in  HillionRo 

in  HUUonen  Pfund  Sterling 

eaplisch 

en  Pfand 

Yards 

Dutzend 

1846-60 

139,77 

_ 

ii57,»8 

_ 

6,57 

18,76 

*5,33 

1861-66 

149,9* 

4,67 

"658,53 

0,81 

6,81 

35,02 

31,84 

1856-60 

189,S8 

5.2" 

»135,49 

0,90 

9.13 

34,97 

44,10 

1861-68 

1<H,94 

4,6s 

1944,4* 

0,70 

8.59 

40,07 

48,67 

1866-70 

167,41 

6,73 

3904,09 

0,99 

14,4" 

55,93 

70,34 

1871— 76 

211,4a 

8,65 

35=1,65 

1,07 

"5,o7 

60,20 

75,37 

1876-80 

331,40 

11,56 

3869,24 

','7 

13,40 

56.07 

68.47 

1881-86 

«54.93 

15,04 

4491,47 

'.79 

13.04 

61,17 

74,21 

1886-90 

254,38 

18.96 

4983,75 

",58 

11,73 

59,63 

7i,3S 

1891-95 

»34.63 

18,50 

4956.5s 

0,97 

9,70 

56,59 

66,29 

1890 

358,30 

18,08 

5 1*4,97 

1,30 

"2,34 

62,09 

74,43 

1891 

245,26 

18,07 

4912,48 

11,18 

60,23 

71,41 

1892 

a33,*a 

16,17 

4873,11 

M* 

9,69 

56,26 

65,95 

1893 

äo6,S5 

17.24 

465»,*2 

0,84 

9,06 

54,7° 

63,76 

1894 

336,12 

17,10 

5312,36 

085 

9;38 

57,38 

66,56 

1895 

851,99 

33,80 

503^,56 

0,81 

9,39 

54,46 

63,7s 

1896 

346,43 

*5,85 

5»  "8,25 

0,79 

10,04 

59,31 

69,35 

1897 

2Sa,54 

a6,4i 

4793,37 

0,78 

9,93 

54,04 

63.97 

1898 

246,73 

»7,13 

5316,49 

0,58 

8,93 

55,99 

64,91 

Allen  voran  geht  die  Zunahme  der  Aus- 
fuhr von  Baumwollstoffen.  Dieselbe  beträgt 
in  den  angefflhrten  10  Quinqiiennien  329,  in 
den  53  Jahren  von  1846—1898  fast  400  "/o, 
Yon  1062  Millionen  Yards  auf  5217  Millio- 
nen. Ganz  ähnlich  belauft  sich  die  Zunahme 
der  Ausfuhr  an  Maschine  dz  wirn  in  den  9 
Quinquennien ,  für  welche  sie  gesondert 
nachgewiesen  wird,  auf  294,  für  die  50 
Jahre  1849—1898  auf  500%  doch  ist  die 
Zunahme  bei  letzterem  Artikel  erst  in  der 
jüngsten  Zeit  so  enorm.  1879  betrug  die 
Ansfuhr  erst  11,7  Millionen  Yards  und 
1869  stand  sie  gar  nur  auf  6,9  Millionen 
Yards,  betrug  somit  kaum  ^/i  der  gegen- 
wärtigen Ausfuhr,  Die  Ausfuhr  an  Baum- 
wollgarn hat  sich  in  dem  gegebenen  Zeit- 
taume  nur  etwa  verdoppelt;  jene  von  Baum- 
wollstrOmpfen  ist,  nacndem  sie  sich  bis  in 
die  Mitte  der  80er  Jahre  etwa  verdoppelt 
hatte,  seither  wieder  auf  den  alten  Stand 
der  50er  Jahre  gesunken. 

Beachtet  man  den  Wert  der  Ausfuhr, 
so  steUt  sich  das  VerhältniB  nicht  in  gleich 
günstigem  Lichte  dar.  Wohl  hat  der  Wert 
3er  Ausfuhr  an  Baumwollstoffen  im  ganzen 
nm  mehr  als  200,  jener  an  Bamnwollgam 
ebenso  um  fast  50%  zugenommen,  aber  seit 


dem  Beginne  der  70er  Jidire  ist  dieser  Wert 
fast  beständig  reduziert  worden,  so  dass  die 
Gesamtausfuhr  des  letzten  Quinqiienniums 
um  9  Millionen  £,  das  heiast  12  "/o  kleiner 
ist  als  die  des  Quinquenniums  1871 — 75. 
Bei  einem  Vergleiche  der  einzelnen  Jahre 
von  1846—1898  stellt  sich  das  Verhältnis 
noch  weniger  günstig  dar,  da  1846  um  7,88 
Millionen  £  Baumwollgarn  und  nm  17,72 
Millionen  £  Baumwollstoffe  ausgeführt  wr- 
den  und  die  letzten  Jahre  zum  Teil  noch 
unter  dem  Durchschnitte  des  letzten  Quin- 

äuenniums  stehen.  Erst  wenn  man  auf  das 
ahr  1820  zurückgreift,  in  welchem  Jahre 
um  2,83  Millionen  £  Baumwollgarn  und 
13,69  Millionen  £  Baumwollstoffe  ausgeführt 
wurden,  stellen  sich  ähnliche  Znnahmen  wie 
bei  den  Mengen  für  die  um  25  Jahre  kür- 
zere Periode  heraus.  Die  steigende  Pro- 
duktionsmenge, die  billigere  Rrtduktions- 
methode,  der  Rückgang  des  Preises  der 
rohen    Baumwolle"),  die    Konkurrenz    der 


')  Fflr  ein  Pfund  Rohbaumwolle, 
middling  wurde  im  Jahresdurchschnitte 
zahlt:  1867—77  9,  1878-87  6,  1887  5'/., 
S'U  1889  5»/,,,  1890  6,  1891  4";j^  1892 


be- 
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amerikanischen  und  kontinentalen  Industrie, 
neuesten»  auch  die  Beschrankung  des  Marktes 
durch  Schutzzölle  fremder  Staaten  —  alles 
das  wiikte  zusammen,  den  Wert  der  Baiim- 
"wollwaren  herabzudrOcken  und  zwar  zeit- 
'wrase  in  dem  Maaee,  dass  selbst  eine 
grossere  Aurfuhrmenge  als  minder  bewertet 
erscheinL  Bei  einem  Vergleiche  der  ein- 
zelnen Jahre  tritt  dies  deuthch  herror. 

Die  Jahre  1845,  184G  sind  nach  Wert 
Tind  Menge  Höhepunkte  der  Ausfuhr ;  1847 
tritt  ein  bedeutender  RQckschlag  ein,  welcher 
schon  vorhin  konstatiert  wurde.  1848  fällt 
der  Wert  der  Ausfuhr  auf  22,C8  Mülionen  £, 
'wShrend  die  Ausfiüirmenge  beträchthch  em- 

E erging.  Von  da  ab  nimmt  der  Auafuhi-wert 
onetant  zu  bis  1860,  in  weichem  Jahre  er 
die  Höhe  von  52,01  MiUionen  £  erreicht, 
■während  die  Ausfuhrmenge  allenlin^  1860 
auch  einen  Höhepunkt  erreicht,  in  der 
Zwschenzeit  jedoch  wiederholt  Rftckgänge 
ausweist,  so  insbesondere  1857,  einem  Jamre 
mit  ungewöhnlich  hohen  Preisen.  Nach 
1860  zeigt  sich  der  Einfluss  der  amerikani- 
Bchen  BaumwoUkrisis.  1862  sank  der  Wert 
der  AHsftihr  auf  36,75  Millionen  £  imd  die 
Menge  der  ausgefOhrten  Baumwollstoffe  auf 
1681  Millionen  Yards,  lies  ausgeführten 
Baumwollgarnes  sogar  auf  93  Millionen 
englische  Pfund,  nachdem  in  diesen  Artikeln 
18C0  bereits  die  Ziffern  von  2776  Mülionen 
Yards  und  197  MiUionen  englische  Pfund 
erreicht  worden  waren.  Der  Rllckgang  in  der 
Ansfiihrmenge  war  somit  weit  grösser  nls 
der  des  Ausfnlirwertea,  aber  lange  nicht  so 
eross  als  der  Abfall  des  Ueberschiisses  der 
Einfuhr  an  Rohbaiim  wolle,  welche  vtm 
1140,6  MiUionen  Pfimd  (1860)  auf  309,3 
Uillionen  Pfund  (1862)  zurückgegangen  wai-. 
Die  Preise  waren  eben  filr  Baumwolle  enorm 
gestiegen,  und  mit  ihnen  hob  sich  auch  in 
den  folgenden  Jahren  der  Wert  der  Ausfuiir, 
welcher  1866  sich  bereits  auf  74,62  ^lÜlionen 
£  belief.  Die  AushUirmenge  war  infolge  der 
^rin^n  Rohwoll-Einfiihr  1863  wenigstens 
in  eimgeu  Artikeln,  wie  öam  und  Strümpfen, 
weiter  ziuückgegangen  und  erholte  sieh  viel 
langsamer,  erst  1867  (bei  Oam  erst  1872) 
wurde  der  Stand  von  1860  ilberholt  Es  war 
dies  das  erste  Jahr  des  Rückganges  beim 
AnBfuhrwerte,  welcher  auch  1868  nud  1869 
anhält,  während  die  Warenmengen  nur  1869 
önen  kleinen  Abfall  zeigen.  I^m  Tiefstand 
von  1869  mit  67,12  Millionen  £  folgt  ein 
Aufschwung,  welcher  im  Jahre  1872  zur 
höchsten  bisher  «reifsten  Ziffer  von  80,17 
Killionen  £  führt.  Die  ausgefOhi-te  Waren- 
menge betrug  damals  nmd  3538  Millionen 
Yards  Baumwollßtoffe,  212,3  MilLonen  Pfund 
BaamwoJIgwn,  8  Millionen  Pfund  Maschinen- 
zwini  und  I.IS  Millionen  Dutzend  Strümpfe, 
Seither  sind  die  Mengen,  ^vi6  die  vorhin 
gegebene   Tafel   erkennen   lässt,   alleitlinga 


mit  Schwankungen,  zu  weit  bedeutenderen 
Beträgen  angewadisen,  aber  die  Tendenz 
der  Ausfuhrwerte  blieb  eine  fallende.  Von 
1872—1879  ist  ein  beständiger  Rückgang 
bis  auf  63,98  Millionen  £  zu  verzeichnen ; 
1880,  1861  stieg  der  Wert  zusammen  mit 
der  ungeheuer  emporschnellenden  Ausfuhr- 
menge auf  75,56  resp.  79,09  Millionen  £, 
um  dann  bis  1885  neuerdings  zurückzu- 
gehen. 1886  bis  1890  sind  wieder  Jahre 
mit  einem  Wachsen  des  Aiisfidirwertes, 
docli  steht  dieses  in  keinem  Verhältnisse 
zur  gleichzeitigen  Ste^rung  der  Ausfuhi^ 
menge.  Von  1891  bis  1893  sinkt  der  Aus- 
fuhrwert um  fast  11  Millionen  £  und  seit- 
her kommt  er  trotz  grösserer  Ausfuhrmengen 
immer  wieder  auf  die  64  MUlioneu  £  des 
Jahres  1893  znrilck.i)  Der  Ausfuhrwert  ist 
somit  jetzt  kleuier  als  zur  Zeit  des  Tief- 
standes von  1879  oder  1869,  kleiner  als  um 
die  Mitte  der  60er  Jahre,  die  Ausfuhrmengen 
sind  aber  vielfach  grösser  als  damals.  Selbst 
vor  uiu-  10  Jahren,  lH8ö,  in  welchem  Jahre 
der  Ausfuhrwert  so  ziemlich  die  Hohe  von 
1896  behauptete,  wurden  bei  gleichem  Ge- 
samtwerte um  400  Jüllionon  Yards  Baum- 
wollstoffe und  über  8  Millionen  Pfund 
Ma.schinenzwim  weniger  ausgeführt  als  1896, 
Im  Jahre  1898  aber  war  trotz  gleicher  Aus- 
fuhrmengen  der  \\'"ert  nonerdings  um  5 
Millionen  Pfund  kleiner.  Geht  man  gar  30 
Jahre  zurück,  dann  zeigt  es  sich,  dass  hei 
fast  gleichem  Wert  die  Leistung  bei  den 
einzelnen  Artikeln  um  50  bis  100  "/o  ge- 
stiegen ist!  Allerdings  ist  die  Leistung  der 
Art  nach  nicht  mehr  ganz  gleich,  da  auch 
in  der  Qualität  der  Waren,  die  nunmehr 
oft  andere  Märk'te  aufsuchen  als  früher, 
Aenderungen  eintraten,  trotzdem  lässt  sich 
aber  aus  diesem  Verhältnis  eiitnehmeu,  wie 
einschneidend  die  Preisreduktion  der  letzten 
30  Jahre  war  und  vm  enonn  die  Leistungs- 
fähigkeit der  englischen  Baum  Wollindustrie 
gesteigert  sein  miiss,  um  bei  <lieser  Freis- 
red\iktion  blühen  zu  können. 

6.  Indien.  Anders  als  in  Grossbritaimien 
ist  die  Baum  Wollindustrie  in  Ostindien 
seit  den  ältesten  Zeiten  einheimisch.  Im 
Altertum  bereits  exportierte  Indien  hochge- 
schätzte Baumwollstoffe  nach  Aegypten  und 
China;  zu  Beginn  unserer  Zeitrechnung  ver- 
mittelten  arabLsche   Kaufleute  den  Handel 

')  In  voller  Uebereiustimmung  mit  dieser 

Bewegung  der  Ansftdirwerte  sind  die  Arbeits- 
ergebnJMe  der  groBsen  Spinnereien  England«. 
Diese  arbeiteten  nfimlich  16tU  noch  mit  einem 
beträchtlichen  Gewinne,  1886  nnd  188fi  dagegen 
mit  Verlust,  1887—1891  wieder  mit  Gewinn. 
1890  war  der  Gewinn  am  bedeutendsten 
(.%4050  £  iKi  91  Gesellschaften);  1891  sank  er 
auf  den  zehnten  Teil  des  Vorjahres;  1892,  1893 
wurde  wieder  mit  Verlust  gearbeitet,  nnd  erst 
1894  begann  eine  gewinn  bnngende  Periode. 


jÜOg  Ic 
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in  indischen  Baumwollzeiigen  mit  dem  Wes- 
ten, und  während  des  ganzen  Mittelalters  bis 
ins  18,  Jahrhundert  versorgte  Ostindien  die 
civTlisierte  Welt  mit  Kattimen,  mit  seinen 
Musselinen  nnd  anch  mit  roher  Baumvolle, 
für  welche  Amsterdam  bis  um  1740  der 
grosse  Stapelplatz  war.  Diese  uralte  In- 
dustrie konnte  sich  je<loch  gegenüber  der 
Maschinen  Industrie,  wie  sie  6ich  im  YOrigen 
Jahrhundert  in  England  entwickelte,  nicht 
behaupten.  Schon  Mher  hatte  das  Einfuhr- 
verbot welche  GiTtssbritannieii  gegen  die 
indischen  Banmwollwaren  aussprach,  diese 
Industrie  schwer  geschfidigt,  nun  aber  kam 
dazu  die  Verringenmg  der  Konsumenten- 
lahl  durch  die  Skjavenemancipation  in  Weat- 
iadien,  die  steigende  Billigkeit  der  Erzeug- 
nisse englischer  Maschinenindustrie,  die 
enorme  Preissteigerung  der  Rohbaumwolle 
iniol^  des  amerikanischen  Bürgerkrieges, 
endlich  das  Bestreben  Grossbritanniens,  den 
grossen  indischen  Import  um  je<len  Preis 
durch  die  Ausfuhr  eigener  Erzeugnisse  aus- 
zugleichen. All  das  hat  die  heimische  Ii 
dustrie  mancher  Orte  ^nz  zerstört  iind  die 
Ausfuhr  ihrer  Erzeugnisse  fast  ganz  aufge- 
hoben,  da  sich  der  Handel  mit  letzteren 
weni§  lohnt.  Gleichwohl  lebt  die  alte  In- 
dustrie an  zahllosen  Orten  fort,  imd  drei 
Fünfteile  aller  in  Indien  verbrauchten  Baum- 
wollstoffe dürften  heimisclien  Gewebes  sein, 
wenn  auch  ein  Viertel  hien-on  aus  impor- 
tierten Fäden  erzeug  worden  ist. 

Dm-ch  die  Entimckelung  der  Baumwoll- 
kultur in  den  Vereinigten  Staaten  Amerikas 
wurde  auch  die  Baumwollproduktion  Ost^ 
indiena  schwer  geschädigt;  doch  bewirkte 
der  enorme  Aufschwung  dieser  amerikani- 
schen Produktion  in  unserem  Jahrhundert 
indirekt  die  Förderung  einer  neuen,  der 
Masehinenindustrie,  indem  der  ame- 
rikanische BilrgerkTieg  eine  gewaltige  Aus- 
dehnung der  Batmiwollanpflanzungen  in  Ost- 
indien hen-orrief,  deren  Erzeugnisse  später- 
hin im  Inlande  verwendet  werden  mussten. 
Die  erste  Banmwollwaren  fabrik  im  Dampf- 
maschine nbetrieb  wuixle  zwar  schon  1854 
in  Bombay  eingerichtet,  aber  dieselbe  fand 
doch  erst  in  den  60er  und  70ei  Jahren 
zahlreichere  Nachfolge.  Es  bestanden  näm- 
lich, wie  ans  nebenstehender  Tabelle  etsicht- 
lich,  nach  offiziellen  Angaben  in  Indien  sog. 
Cotton  mills:  (s.  die  Tabelle  auf  folgender 
Spalte). 

Aussertlem  bestanden  Ende  1896  noch 
23  BanmwoUspinnereien  und  -Webereien, 
die  nicht  ids  Cotton  miUs  klassifiziert  wur- 
den, so'wie  672  Etablissements  zum  Reinigen 
und  Pressen  der  Baumwolle.  Ganz  abge- 
sehen hier\'on  nimmt  somit  in  Indien  jSlir- 
lich  die  Zahl  der  Cotton  miUs,  ihrer  Spindeln. 
Webstühle  und  Arbeiter  zu,  so  dasa  sieh 
deren  Zahl   in    den    letzten   20  Jahren    auf 


im 

— 

m.  einem 

dffl 

i»hl 

lapitalv. 

Jahres 

Spindeln    ^^,^ 

heiter 

MiU.Rup. 

1877 

471100112!     9139 

? 

» 

]m) 

gl  !3  037  05s 

'&4SS 

61596 

MM 

21078 

101,6 

.1.998 

130  3378303 

26317 

[20898 

H3,4 

137  l3  539681 

29392 

130570 

n6,o 

IWift 

146244 

'»6,3 

154 

3  975  7'9 

37303 

148997 

■36,8 

das  Sfache  und  darüber  hob.  Der  jähi-Üche 
Rohwolleverbrauch  dieser  Fabriken  wurde 
für  die  70er  Jahre  schon  mit  55,  für  1881 
bis  1885  mit  105,  ffli-  1886— OU  mit  137 
Millionen  Kilogramm,  also  stets  höher  an- 
gegeben, als  der  Restbetrag,  der  sich  naoh 
Abzug  der  Mehraustnhr  bei  den  angeblichen 
Ernteergebnissen  erj^ebt  Der  gesamte  Roh- 
wolleverbrauch Lidiens  ist  natürlich  noch 
grösser  und  soll  etwa  1  kg  pro  Einwohner 
betragen.  Auch  haben  diese  fast  nur  von 
Aktiengesellschaften  betriebenen  Fabriken 
trotz  ihrer  grossen  Anlagekosten  (man  schätzte 
sie  schon  um  1877  dreimal  höher  als  in  Lan- 
casliire)  und  trotz  der  ^ringeren  Qualität  der 
indischen  Baumwolle  wieder  Achtlosigkeit  der 
Arbeiter,  wodurch  die  Produktion  der  feinsten 
Gamaorten  ausgeschlossen  ist,  infolge  der 
Billigkeit  des  Rohmaterials  und  der  Arbeits- 
kräfte, der  Unterlassung  von  Fälschungen  und 
der  Beschränkung  auf  ordinärere  Qualitäten 
bedeutende  Erfolge  erzielt.  1896/97  soUen 
sie  421,5  MiUionen  Pfund  Gam  und  82,3 
Millionen  Pfund  Webwaren  erzeugt  hal>eo, 
wovon  ein  grosser  Teil  ins  Ausland  geht. 
Wie  die  folgenden  Tafeln  zeigen,  ist  die 
Ausfuhr  von  Bau mwoll waren,  insbesondere 
die  von  inländischen  Garnen,  mächtig  ange- 
wachsen, während  die  Ausfuhr  von  Roh- 
wolle nur  langsam  zunimmt  und  die  Ein- 
fuhr von  Baumwollzengeu  allein  eine  stärkere 
Zunahme  zeigt.    (S.  Tab.  auf  S.  493.) 

Die  Ausfuhr  von  Rohbaumwolle  hat  in 
den  60er  Jahren  begreiflicherweis«  einen 
mächtigen  Aufschwung  genommen,  dem  aber 
in  den  70er  Jahren  ein  beträchtlicher  Abfall 
folgte.  Seither  ist  unter  starken  Schwan- 
kungen ein  langsames  Wachsen  der  Aua- 
fiihr  zu  bemerken.  Die  höchste  Angfuhr- 
menge hatte  das  Jahr  1889—90  mit  fast  708 
Mülionen  Pfund.  Auch  der  Handel  mit 
Banmwollwaren  und  insbesondere  die  Aus- 
fuhr ist  enorm  gewachsen.  In  den  letzten 
40  Jahren  hat  sich  letztere  aufs  ISfache, 
die  Einfuhr  aufs  5fache  gehoben.  Die  Zu- 
nahme der  Aiisfuhr  beruht  hauptsAchlich  auf 
dem  Wachstum    der   Ausfuhr    inländischer 
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[864-68 
1869—73 
1874-78 


BaomffoU  waren  *) 


Hill.  tngV  Pfd. 


Hill  Ionen  Rupien 


im  Fiskaljahr 

18'J3-94 

8j 

379,1 

87 

326,7 

1896— M 

'3,1 

S87,8 

141 

157,6 

6,4 

^H.' 

B,' 

410,9 

«8,7 

a64,o 

Garne,  pene  der  Einfuhr  aiif  ilem  der  Wel 
Wareneinfuhr,  denn  es  betrug 


in  den 
Fiakal- 


49,9 

128,9 
161  3 
189,» 
"34,1 
158,9 
184,4 
196,0 
199,9 


zeugen 

IIILYarda 


die  Einfuhr  a 

woU- 
garnen 

Hill.  Pfd. 


S8,3 


1640,6 
ZI  16,6 

1882,9 


i86a,6 


O'CoQor  schüesst  daraus,  wohl  mit  Reclit, 
doss  die  indische  Oai'nindustrie  der  engli- 
schen bereits  die  Spitze  zu  bieten  vermag 
und  dasa  dies  in  Kürze  auch  auf  anderen 
Gebieten  der  Baum  Wollindustrie  der  Pall 
sein  werde,  JedenfaUs  aber  geht  diese  in- 
dische Industrie  mit  ihren  grossen  Absatz- 
Sibieten  in  China,  Japan,  Hinterindieu  imd 
stafrika  einer  sehr  bedeutenden  Zukunft 
entgegen. 

6.  VerelMigt«  Staaten  von  Amerika. 
Die  BaumwoUkultur  kam  hier  ziemlich  spAt 
und  sehr  allmählich  in  Aufnahme.  1621 
wurde  zum  ersten  Male  die  Baumwollstaude 
angepflanzt,  aber  noch  1G43  bezog  die  erste 
damals  erriolitete  Baumwollspinnerei  der 
Vereinigten  Staaten  den  Rohstoff  aus  Bar- 


bados, imd  wahrscheinlich  erst  1747  kam 
nordamerikanische  Baumwolle  zum  ersten 
Male  nach  England.  Noch  im  Jahre  1791 
behef  sich  der  Baumwolle xport  der  Ver- 
einigten Staaten  auf  nur  81  Sack.  Seit  den 
französischen  Kriegen  stieg  jedoch  die  Aus- 
fuhr wie  der  Ernteertrag  rasch  zu  bedeu- 
tenden Höhen.  1821  betrug  die  Baumwoll- 
ausfuhr schon  125,  im  Fiskaljahre  1841'42 
585  und  iai8'49  1027  Millionen  Pfund. 
Seither  ist  die  Ausfuhr,  at^sehen  von  der 
Periode  des  Bürgeriirieges,  selten  unter  1000 
>[Ulionen  Pfund  gesunken,  wohl  aber  seit 
1880  81  wiederfiolt  Aber  2000  Millionen 
Pfund  gestiegen.  1895  und  1898  endlich 
wurden  die  riesigen  Maxi malzif fem  von 
3518  und  3851  MÜlioiien  Pfund  erreicht 
Fast  noch  i-ascher  wuchsen  die  Ernteergeb- 
nisse. Im  Ernte  jähr  1842  wurden  760 
MUhonen  Pfund  geerntet,  1843  bereits  1077. 
Seither  ist  das  Ernteresnltat  nur  5  mal, 
nämlich  1844,  46,  47,  .W  und  67  hinter 
dieser  Ziffer  zurückgeblieben,  und  das  Ergeb- 
nis belief  sich  schon  1860  auf  2274,  1881 
auf  32IH),  1891  auf  4316,  1895  sogar  auf 
5f)37  Millionen  Pfund.  Mit  dem  Wachsen 
der  Ernten  und  dem  strengen  Schutzzoll- 
system wuchs  auch  der  interne  Verbrauch. 
18r)6— 6<.l  betrug  derselbe  durchschnittlich 
24  "e  der  gesamten  Produktion  und  Einfuhr, 
gegenwärtig  belauft  er  sich  durchschnittlich 
auf  33  ".0 ,  steigt  aber  in  einzelnen  Jahren 
auf  35—36  *.'o.  Auch  dOrfte  es  neben  dem 
Handel  der  örtlich  intensive  Verbrauch  sein, 
der  in  jüngster  Zeit  die  Einfuhr  fremder 
Baumwolle  so  bedeutend  gesteigert  hat 
Alle  diese  Momente  bringt  die  auf  S,  494 
folgende  Tafel  für  die  Zeit  von  1856  bis 
1897    zur  Darstellung. 

Die  Industrie,  welche  in  den  letzten  40 
Jahren  ihren  Bau  mw  oll  verbrauch  in  der  an- 
gegebenen Weise  auf  das  3-  und  4fache 
gesteigert  hat,  stammt  schon  aus  dem  vori- 
gen Jahrhundert,  denn  bereits  1791  wurde 
in  Rhode-Island  eine  Fabrik  mit  maschinellem 
Grossbetrieb  angelegt,  und  1816  bestanden 
15  solche  Fabriken  mit  einem  Jahresver- 
lirauch  von  11  Millionen  Pfund  BaumwoDe. 
Seither  ist,  wie  die  folgenden  den  Census- 
erhebungen  entnommenen  Daten  zeigen, 
diese  Industrie  zu  einer  enormen  Grösse 
herangewachsen.  (S.  die  an  zweiter  Stelle 
auf  S.  494  stehende  Tabelle.) 

Ausserdem  wurden  1890  noch  1705 
Fabriken  mit  10HH8  Arbeitern  filr  Zwecke 
der  Beai'beitung  der  Baumwolle,  wie  Rei- 
nigung, Pressen  u.s.w.,  gezählt,  und  es  sind 
unter  den  Etablissements-  für  »Hosiery«  und 
>Knit-good8'.  (Wirkwaren  etc.)  auch  solche 
eingereiht,  die  Baumwolle  verbrauchen.  Ab- 
gesehen von  diesen  Etablissements  ist  nun 
allerdings  die  Zahl  jener  für  Cotton  gooda 
neuestens  kleiner  als  früher,  aber  die  ein- 
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Banm  wo)  lernte 

Baomwolle 

AnteU  des  Ver- 

hrauchs  ftn  der 

im  Durchschnitt 

im  Dorcbschnitt 

S;  !''-'«'■•  Ibi^öh 

der  ErnteJBhre 

Hillionen 

der  Fiskaljahre 

Prodoktion  nnd  des 

endend  31.  Anglist 

engl.  Pfd. 

endend  30.  Juni 

in  HUlionea  engl  Hd. 

Imports  in  Prozent 

1866-60 

1749,4 

1856-60 

h° 

1334,6 

415,8 

23,7 

1861 

1934,5 

1861 

0,9 

307,6 

9 

9 

1862-66 

1862-65 

33,0 

8,7 

? 

1866—70 

"153,3 

1866-70 

2,a 

740,8 

414,6 

35,9 

1871-76 

»792,4 

1871-75 

2,9 

1243,6 

551,7 

30,7 

1876-80 

»338,0 

1876-80 

3,0 

1599,4 

741,6 

31,7 

1881-85 

3938,7 

1881^85 

S,o 

1996,5 

947,2 

32,2 

1886-90 

3369,3 

1886-90 

6,2 

227o,a 

1105,3 

32,8 

1891-95 

4196,3 

1891-95 

34,0 

2851:6 

13787 

32,7 

1894 

3769,4 

1894 

27,7 

2684,3 

ii.3,8 

»9,4 

1896 

5037,0 

1896 

49,3 

3518,3 

1568,0 

30,8 

1896 

359M 

1896 

55,4 

2336,4 

1311,4 

36,0 

1897 

4397,2 

1897 

51,9 

3104,9 

1344,3 

30,3 

1898 

1898 

52,7 

38so;8 

Eh  bestanden  nSmlich  in  den  Jahi-en: 


Fabriken  fUr  Cottongoods 

801 

Spindeln  in  Tausenden 
Webstühle           do. 

33r4 

Arbeiter 

Millionen  Pfand 

AnlHge-fim  ganzen Mill.« 

kapitaliper  Fabrik  Taiis.t 

■sf-(s}-. 

— 

1870 

1880 

1890 

956 

7  133,4 

10653,4 

14188,1' 

235,8 

5369 

18B  473 

231  585 

')  Für  1895  werden  i6,  für  1897  17,3  Millionen  Spindeln  angegeben. 


Keinen  Betriebe  sind  wesentlich  gi'össer  und 
leistiingsfllliiger  gewonien,  besonders  im 
letzten  Decenniwm,  I8ÖO  auf  liS90,  hv  dieser 
Periode  wuchs  nämlich  die  Zahl  der  Spindeln 
um  33,  die  dei-  WebstnhJe  um  44  imd  jene 
der  Arbeiter  um  19  ".'0.  Dabei  stieg  der 
BaumwoU  verbrauch  um  49,  das  Anlage- 
kajütal  im  ganzen  um  51,  per  Etablissement 
Kogar  um  80 ".o. 

Obschon  die  amerikanischen  Spinnereien 
meist  gröbei«  Gamwaren  erzeugen  und  die 
Webereien  vorwiegend  für  den  einheimisclien 


im  Jahres- 

Ein-    Ausfuhr  der 
fuhr      einheimi- 
der          Bchen 

1871/72-1874, 75 
187576—1879  80 
1880 '81-1884:86 
1885  86—1889  90 
189t),91-1894;95 
1896,96-18i*7/98 

Müliouen  Dollar 
31,3              3,8 

33,1                     10,0 

30.3  13,6 
38,8             12,5 

29.4  13,3 
31,4       18,3 

Bedarf  arbeiten,  so  hat  doch  die  Aiisfulir 
einheimischer  Baimiwoll waren ,  die  1861/65 
durchschnittlich  nur  mit  27  imd  1866.70 
ebenso  mit  4,2  Millionen  Dollar  bewertet 
»nirde,  seit  der  Mitte  der  70er  Jahre  ei^ 
heblich  zugenommen,  wälirend  derEinhilir- 
wert  unter  dem  Drucke  der  Schutzzölle  und 
dem  Rückgang  der  Warenpreise  grosse 
Schwankungen  durchzumachennat  und  keinen 
wesentlichen  Anfscli^vung  zeigt  Es  betrug 
nämlich  der  Wert  der 


Ein-    Ausfuhr  der 
fnbr      einbeimi- 
der  Bchen 

Baumwollfabrikate 

Millionen  Dollar 
28,3 


33,6 


14,3 


Da  die  Ausfuhi-  fremder  Baum  voll  fabri- 
kate,  die  in  den  70  er  Jaliren  sich  dmx^h- 
Bchnitllich  auf  1  MiDion  DoUar  belief,  in 
den  90  er  Jahren  auf  rund  27  000  Dollar  pro 


Jahr  sank,  so  kann  man  sagen,  das8  die 
Bevulkeiung  die  gesainte  Emiiilu  aufnimmt 
Aehnliches  gilt  auch  trotz  ihres  grosaen 
Wachstumii   ^on   der  Produktion   der   eia- 


^iV_>V_7VlC 


BaumvolliDdiistrie  (Oeschichte  und  Statifitik) 


495 


heimiBchea  Industrie,  da  die  Ausfuhr  nur 
einen  ileinen  Teil  der  Produktion  aller  ein- 
Bchlagigeu  Fabriken  reprAeentiert.  Lftsst 
sich  damus  eineneits,  selbst  wenn  sich  diese 
Aufnahme  bei  einem  PreiBrflckgan^  voll«);;, 
ein  sehr  stetiger  Schluss  auf  die  wirt- 
schaftliche Kraft  und  den  Reichtum  der 
amerikanischen  Bevölkerung  ziehen,  so  zeigt 
sich  darin  andererseits  auch,  vie  sehr  sich 
Amerika  tou  der  eiuDpftischen  Produktion 
imabhflogig  macht  und  welch  ein  gefährlicher 
Konkurrent  fOr  die  europftische  Industrie 
dort  ■  '   ■ 


7.  Deatsches  B«Ich.  Eine  besonders 
krftftige  Entwickelung  ergab  sich  fOr  die 
Baum  Wollindustrie  auf  aem  Boden  des 
deutschen  Zollgebietes ,  insbeeoodere  in 
Elsaßs-Lothringen ,  im  Königreich  Sachsen, 
in  Württemberg  und  Baden,  wo  dieselbe 
bereits  als  eine  erbgesessene  erscheint  Am 
deutlichsten  zeigt  sich  ihr  Wachstum  in 
dem  Verbrauche  an  roher  Baumwolle  und 
an  Baumwollgarnen,  wie  ihn  folgende  nach 
dem  statistischen  Jahrbuch  für  das  Deutsche 
Reich  angefertigte  und  vom  Verfasser  er- 
gänzte Täel  da^r&teUt. 


Xhirch- 

roher  Baumwolle 

Bcknittlich 
jährlich  bez. 

im  ganzen 
Tonnen 

^0^ 

iuländiBche 
Produktion 

Einfuhr 

Ansfuhr 

VerbrancI 

im  Jahie 

Netto 

kg 

in  Tonnen  Netto 

in  Tonnen  Netto 

1836-10 

8917 

0,34 

_ 

_ 

_ 

_ 

18*1—» 

13^46 

°,47 

1846-50 

1578» 

°4l 

1861-55 

36441 

37618') 

36730') 

1  743') 

52605' 

1(06-60 

465*9 

1-39 

37233 

36144 

3359 

61  loS 

1861-65 

46831 

1,33 

37465 

13330 

3065 

46730 

1866-70 

68  381 

i,8> 

54  635 

14897 

3  571 

65  95' 

1871-75 

■U6  39«> 

3,84 

9311» 

31678 

5 '45 

109645 

1876-80 

184  549 

j,86 

99639 

18947 

10  07S 

118586 

1881-85 

152329 

3.34 

123463 

19890 

8723 

134630 

1886-90 

aoi  046 

4.'9 

160837 

31  133 

6888 

175081 

1891-95 

252381 

4,95 

201904 

17963 

8488 

311  379 

1896 

256556 

4,8s 

205  245 

3^465 

6965 

320  745 

1897 

387888 

5,36 

230310 

36407 

7927 

348790 

1698 

343356 

6,32 

374685 

23146 

8305 

389636 

Somit  hat  der  Verbrauch  an  roher 
Baumwolle,  d.  h.  der  Ueberschuss  der 
Einfuhr  in  den  freien  Vorkehr  über  die 
Ausfuhr  aus  demselben,  also  der  Verbrauch 
mit  EinschlusB  desjenigen  zur  Erzeugung 
von  Ausfuhrartikeln  In  der  kurzen  Zeit 
eines  Menschenaltere  (von  1836  40—1866/70) 
iro  ganzen  um  6t  (J  und  auf  den  Kopf  der 
Bevfjlkemng  gerechnet  um  430  "/o  zuge- 
nommen. Die  Zunahme,  weJche  für  das 
nächste  Quinquennium  mit  71°/o  im  ganzen 
ausgewiesen  wird,  kommt  hauptsächlich  auf 
Reclinung  der  in  dieser  Penode  erfolgten 
Einbeziehung  der  elsass-loth ringischen  In- 
dustrie, und  erst  die  Zunahme  der  nächsten 
Jahre  ist  wieder  als  eine  noiinale  anzusehen. 
Von  1876—80  auf  1891—95  hat  sich  aber 
dieser  Verbrauch  neuerdings  verdoppelt  und 
hat  damit  das  Wachstimi  der  Bevölkenaug 
so  sehr  überholt,  dass  gegenwäi-tig  auf  einen 
Einwohner  um  2,1  kg  oder  um  ca.  75*/« 
mehr  Rohwolle  entfallt  als  1876— BO.  Ver- 
gleicht man  die  letzten  2  Jahre  mit  dem 
Dmrchschnitt  von  1876 — 80,  so  ei-scheint  ein 
noch  riel   grösseres  Wachstum,   deim   der 


absolute   Verbraucli  ist   dann   di-eimal,     der 
relative  um  mehr  als  100*/o  gi-össer. 

Ein  älinlich  starkes  Wachstum  zeigt  der 
Verbrauch  von  Baumwollgarn,  dessen 
Ziffern  sich  ergeben  aus  der  iuländisclien 
Gamerzeugung ,  vencehrt  um  den  Einfiihr- 
flberschuss  an  Baumwollgarn.  Die  Ziffern 
der  Garuerzeugung  wurden  aber  berechnet, 
indem  als  Ei"/eugungamengen  SO  "/o  der 
Verbrauchsmengen  an  roher  Baumwolle  an- 
gesetzt wurden.  Der  in  dieser  Weise  be- 
rechnete Verbrauch  nahm  in  den  wenigen 
BeobachtuDgsjahi-en  vor  1870  um  2ri''/o  zu. 
In  den  folgenden  '.^5  Jahren  verdoppelte  er 
sich  zweimal.  1896,  97,  98  war  der  Ver- 
brauch aber  wieder,  1808  geradezu  stürmisch 
gewaclisen,  so  dass  er  zehnmal  grösser  ist 
als  in  den  fünfziger  Jahren.  Dabei  ist  be- 
sonders beachtenswert,  dass  trotz  der  enorm 
gesteigerten  Garnpixidiiktion  die  Einfuhr  von 
Garn  nur  vorilbergehend  abnimmt,  neuestens 
sogar  bcdeutcad  anwächst  und  auch  die 
Gamausfuhr  nur  bis  1880  zunimmt,  seither 
aber  zurückgeht.  Es  lässt  dies  das  grosse 
Wachstum    der  Webwarenproduktion 


')  Für  die  Jahre  1854,  Iftiö. 
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erkennea,  das  auch  in  der  folgenden  Tafel 
über  den  auswärtigen  Handel  des  deutschen 
~ Baum  woll waren  hervortritt. 


Durchachn.       Baumwollwaren  (ohne  Qamt 
jährlich  bez.  Einfuhr    Ausfuhr    Ausf.-Uebersch. 


im  Jahre 

in  Tonnen  Netto 

1859-60 

538 

8870 

833a 

1861-65 

487 

7710 

7223 

1866-TO 

I  118 

8458 

7340 

1871-75 

3501 

9616 

711S 

1876-80 

2186 

12646 

10460 

1881-S6 

1515 

14641 

13136 

1886-90 

1378 

16199 

14921 

1891-96 

1936 

3» '63 

30227 

1891 

i5>8 

37678 

26160 

1892 

33488 

31868 

1893 

Iseg 

33  "7 

31358 

1894 

3116 

30707 

28591 

1896 

3558 

35816 

33258 

1896 

2878 

33913 

31035 

1897 

8062 

3S405 

27343 

1898 

8292 

35316 

37034 

Die   Ausfuhr   von   Baum  wollwaren ,   mit 

Ausschluss  von  Garnen ,  hat  sich  somit  in 
den  letzten  40  Jahren  fast  zweimal  ver- 
doppelt, wobei  allerdings  die  Einbeziehung 
der  elsäsBischeu  Industrie  mit  in  Rechnung 
kommt,  doch  macht  sich  diese  Thatsache  in 
dem  ersten  Quinnuennium  nach  1870  nur 
wenig  geltend.  Ueberdies  ist  die  Aiisfuhr- 
menge    stflrker  erst  In  den   80  er  und  ganz 


besonders  in  den  90er  Jahren  gewaclisen. 
1886 — 90  wurde  um  77  ".'0  mehi-  ausgeführt 
als  1871—75;  1891—95  aber  doppelt  soviel 
als  1886—90.  Im  G^nsatze  zu  der 
wachsenden  Ausfuhr  ist  die  Einfuhr,  wohl 
im  Zusammenhang  mit  den  Zollsätzen,  vom 
Anfang  der  70  er  bis  in  die  90er  Jahre  zu- 
rClckgegang^en  und  erst  neuesteus  wieder 
empoi^Mtiegeii. 

ScheinbM-  im  Wideispruche  mit  dieser 
mächtigen  Entfaltung  der  Produktion  und 
des  Handels  sind  die  Ergebnisse  der  ge- 
werbestatistischeD  Aufnahmen  von  1875, 
1882  und  1895,  die  eine  grosse  Vermin- 
dening  der  Zahl  der  Betriebe  und  auch  der 
Hauptbetriebe  zeigen.  Wiederum  ist  aber 
dieser  Bflckgang  zurückzuführen  auf  die 
kräftige  Entwickeln  ng  des  Grossbetriebes 
auf  kosten  der  kleinen  Betriebe,  wie  denn 
bei  allen  Arten  von  BaurawoUetabliasementa, 
nach  den  unten  folgenden  Augaben,  die 
Zahl  der  Betriebe  mit  mehr  als  5  Gehilfen 
in  den  letzten  13  Jahi-en  stark  zunahm  und 
1895  durchschnittlieh  bedeutend  mehr  Ar- 
beiter auf  einen  solchen  Betrieb  entfielen 
als  1882.  In  der  Periode  von  1875  auf 
1882  hat  sich  überdies  die  Zahl  der  ge- 
mischten Weltereien  auf  Kosten  der  reinen 
Baumwollw«bereieu  stark  vermehrt. 

Es  wurden  nämlich  gezählt  in  der  In- 
dustriegruppe der 


B...w.n.pl...me.      B.«»«,lweW»«     ™"««-'"*'"  fSS?». 

1876     1882      1895      1876        1883      1895      1875    1882    1895       1882      1895 

Betriebe 
Überhaupt       1607     6751     2  446')  97  58S    56217    32  751')  4467   25  190  16332')    1  281    1  323') 

darunter 
Hauptbetrieb.  1 482     5842     1991    93501    48949    38997  4065   22211  14495      '  162    1109 

in  den  Haupt- 
betrieben 
beschäftigte 
Personen      66769   61140   74807  201  781  135591  147121    6558  7375077292    2375632618 

von  d.  Haupt- 
betrieben 
hatten  mehr 
alaöGehilfen     4^3        421        480        881         588        926        30       578       667        336      458 

diese  Betriebe 
zählten  thä- 
tige  Person.6s392   55116   73016  6872g    63346    108073     556  44623  57017  31563  31356 


Danach  ist  zwischen  1882  und  1895  die 
Zahl  der  Betriebe  überhaupt  von  78 164  auf 
46592,  d.  i.  um  iO^lo  zurückgegangen,  jene 
der  Hauptbetriebe  mit  mehr  als  5  Gehilfen 
ist  dagegen  von  '1923  auf  2531,  d.  l  um 
32''/o  gewachsen,  und  die  Zahl  ihrer  Arbeiter 
hat  sich  von  184648  auf  269462,  d.  i.  um 
46  %  erhöht,  während  die  der  Arbeiter  aUer 


anderen  Hauptbetriebe  von  99  589  auf  62376, 
d,  i.  um  60  "/o  abnahm.  Ebenso  wie  in 
England  ist  auch  in  Deutschland  die  Leis- 
tungsfähigkeit und  Stärke  der  Industrie 
durch  die  Vermehrung  der  Zahl  und  Leis- 
tiingsfthigkeit  der  hei  ihr  verwendeten 
Maschinen  gesteigert  worden. 

Die  Zahl  der  hier  insbesondere  iu  Be- 
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tischt  kommendeti  MascIiiDen,  also  der 
"Webeatühle,  betrug  1875  bei  denWatten- 
fobriken  und  SpiDoeieieD  4619,  bei  den 
Webereien  209  580,  bei  den  Bleichereiea  imd 
F^bereien  387;  die  der  Spindeln  belief 
ajch  1875  bei  den  Wattenfabriken  und 
Spinnereien  auf  4200  811,  bei  den  Webereien 
auf  64  525.  1882  und  1895  -»-urden  diese 
Maschinen  nicht  gezählt,  doch  Bchätzte  man 
die  Zahl  der  bei  der  BaiunwoIIindiistrie 
verwendeten  Spindeln  1883  auf  4,9  Millionen, 
1893  Mif  5329877,  1896  auf  6133320  und 
189B  sogar  auf  7  884000.1)  Die  Zahl  der 
mechanischea  Webstühle ,  also  ohne  die 
Tausende  von  Handwebatühlen ,  wird  für 
1893  mit  129983  und  für  1896  mit  169933 


OharakteristiBcli  für  den  Gross- 
betrieb ist  femer  die  Verwendung  von  ele- 
mentaren Krftften  zum  Betriebe  der  Werk- 
vorrichtungen. Auch  in  dieser  Richtung  zeigt 
nun  die  Aufnahme  von  1895  eine  bedeu- 
tende Vermehrung  gegenüber  der  von  1882. 
In  diesem  Jalire  wiuden  nÄmlich  in  der 
TextilioduBlrie  7810  Betriebe  mit  Motoren- 
betrieb gezählt,  während  man  1895  10409 
solche  Betriebe  aufgenommeu  hat,  deren  Mo- 
toren 514986  Pferdestärken  besasaen. 

8.  Oesterreich-Ungam.  In  Oesterreich 
ist  die  Baumwoliiadustrie  bereits  auch  zu 
den  erbgesessenen  Industrioen  zu  rechnen. 
Einen  besondere  starken  Aufschwung  nahm 
jedoch  dieselbe  in  neuerer  Zeit,  wie  die 
folgende  Tafel  über  den  Verkehr  der  ein- 
scmägigen  Waren  im  auswärtigen  Handel 
Oesterreich-Ungama  zeigt. 


Einfuhr 

Ansfobt 

Mehreinf. 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Mehreinf. 

EinfuhrJAusfuhr 

Mehr- 
ausfnhr 

ImHittel 
der  Jahre 

von 

von  BanmwoUwaren 

in  Taaeend  Kilogramm 

1831-36 

7867 

»9 

7848 

1367 

53 

1314 

36 

233 

197 

I^~40 

13503 

47 

13456 

3487 

69 

3418 

307 

286 

1841-45 

19-89 

70 

19119 

2761 

58 

2703 

43 

322 

279 

18*6-50 

23838 

93 

"3  745 

2533 

94 

2439 

77 

3»S 

248 

18Ö1-65 

32956 

246 

32710 

3903 

97 

3806 

216 

452 

236 

18Ö6-60 

39  St^ 

343 

39162 

7336 

257 

6979 

34a 

I  CX>2 

660 

1861-65 

24921 

1  145 

23776 

6747 

270 

6477 

191 

1150 

959 

1886—70 

38993 

2628 

36365 

8653 

206 

■   8447 

533 

I   159 

636 

1871—75 

513=8 

17S0 

49548 

11608 

342 

II  266 

1424 

1401 

23 

1876-80 

63710 

3730 

59980 

12510 

557 

11953 

1042 

2594 

1552 

1881—85 

88704 

'OS35 

78169 

12196 

773 

11423 

1565 

3541 

1976 

188«-90 

109903 

19003 

90900 

10718 

1086 

9631 

1169 

3  374 

2205 

1891—96 

119497 

6715 

112782 

12475 

1693 

10782 

1  194 

2933 

1739 

1891 

126269 

7028 

119241 

15347 

1683 

13564 

3158 

1947 

1895 

128909 

7389 

izr  520 

15197 

128i 

13915 

2976 

1754 

1896 

123906 

7  343 

116563 

9  774 

1634 

8140 

131a 

3  452 

2140 

1897 

129635 

6557 

123058 

7  935 

4823 

3112 

1217 

3  594 

2377 

1898 

149046 

6337 

142709 

7642 

2196 

5446 

1175 

3  595 

2420 

In  dem  halben  Jahrhundert  vom  Beginn 
der  30er  bis  zu  jenem  der  80er  Jahre  hat 
äeh  somit  der  Verbrauch  von  HohbaumwoUe 
verzehnfacht,  seitdem  ist  ei  im  grösseren 
Durdischnitt  neuerdings  um  54°/o,  imd  wenn 
man  anf  die  JFÜtnzeljahre  eingeht  von  1885 
bis  1898  um  fast  100  0/0  gestiegen.  Trotz 
dieser  enormen  Zunahme  liefern  die  hei- 
mischen Spinnereien  nicht  den  nOtigeu  Be- 
darf an  Qamen,  denn  ihre  Mehreinfuhr  hat 
eich  von  1831/35  auf  imilSÜ  um  das 
ßfache  erhobt  Erst  seit  1880  ei^ebt  sich 
bei  gWcbzeitigem  allerdings  unter  Schwan- 
kungen sich  vollziehendem  Rückgänge  der 
Einnibr  ein  so  bedeutendes  Wachsen  der 
Ausfuhr,  dass  die  Mehreinfuhr  In  den  letzten 
Jahren  wesentlich  abnahm.  1896.98  betrug 
8Je  nicht  mehr  die  Hälfte  jener  von  1891/95. 
Qanz  in  üebereingtimmung  mit  dem  wach- 
.  Zwaiu 


senden  Verbrauch  an  HohbaumwoUe  ist  die 
Mehrausfuhr  von  BaumwoUwaren  in  der 
Zeit  von  1831/35  auf  1881/85  ebenfalls  aufs 
lOfache  und  seither  wieder  um  10  bis  20  "lo 
erhöht  worden.  In  dem  Wachstum  der 
Mehrausf  uhr  trat  nur  in  dem  Jahrzehnte  des 
CTÖBsten  Verbrauches  an  Lebensgfltern  Ober- 
haupt und  das  entschiedenen  Freihandels 
(1866/75)  ein  Abbruch  durch  das  mächtige 
Anschwellen  der  Einfuhr  ein.  Seit  1885 
ist  die  Einfuhr  neuerdings  rückgängig, 
während  die  Ausf  uhrmenge  »ch  unter 
Schwankungen  nahe  der  erreichten  Höhe 
behauptetj  neuestens  sie  übertrifft 

Aus  diesen  Daten  der  Handelsbew^ung 
lässt  sich  mit  Sicherheit  auf  eine  bedeutende 
Zimahme  der  inländischen  Produktion 
schJiesnen.  lu  der  That  hat  auch  seit  der 
Mitte  der  70er  Jahre,  wie  folgende  Tafel 
Antitgt.  II.  32 
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zeigt ,   die   GarHprodiiktion  sowie  die   Pro- 1  waren  sicli  mehr  a)B  verdoppelt.    Man  be- 
duKtion  nnd  der  Verbrauch  von  Baitmw-oll-  rechnet  nämlich 


die  Baiimwoll- 


fUr  den  Jahres- 
durchBchnitt 

1874-78    1891—96  189C 
auf  1000  k« 

45  200         95  ooo  97  900 

5690a        104500  104600 

56  ZOO         104  000  103  900 


ftlr 


die  Zmiahme  ge^n  If 
1891—96        1896 

anf  Prozent 


■  Die  Prodnktionsstatten  rtieaei-  Industrie 
befinden  sich  fast  nur  im  öBterrcichischea 
Staatsgebiete,  wahrend  in  den  Läudem  der 
UDgariBchen  Krone  nur  wenige  Etablisse- 
ments bestehen,   die  sich  allerdings  rasch 


entwickeln.  Nach  der  Osterreichisdieu  In- 
duBtriestatistik  ergeben  sich  für  die  Jahre 
1H80,  ISSri  und  1890  folgende  Daten  für 
die  ßsteireichigchen 


BaumwoUetabliEsements 
Spinnereien        Abfallsiäpnereiea 


129        135        153 

46 

57      3 

Motoren  m,  Dampf- 

betneb 

135    148    183 

30      a 

10200 18658  32778 

1  630    a  086    a  392 

';4 

81       6 

UandstUhle 

Dmcknuschinen 

Arbeiter 

:i8s 

I^oduktionswert 

Mijl.  fl. 

50,90    54,23       - 

3,9 

3,9     - 

Webereien  Druckereien 

1880      1886      1890  1880  1886    1890 

'83')      441^      533      8«      49')     41 

135         217         249    131     169      196 
4761      9658    15686  1950  2239   3313 


138039062    68571     76703  5153  6106   7180 
53,7a      79,54        —   ca.14    ?  — 


'}  Unternehmungen  mit  einer  Steuerleiatung  von  wenigstens  42  fl.  ^  *)  Davon  180  luecha- 
niache  und  361  EanS Webereien,  letztere  mit  einer  St^nerleiatnng  von  wenigstens  10,60  fl.  —  ') 
Untern ebtnungen  mit  einer  Stenerleistnng  von  mindestenB  21  fl.  —  *)  Ausserdem  noch  im  Elein- 
und  Hausbetnebe  WebstüMe  1880  48771,  1885  5011. 


Da  in  diese  InduBtrieatatistik  nur  jene 
Etablissements  Aufnahme  fanden,  die  nach 
den  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  als 
fabrikmässige  gelten,  so  sind  die  Angaben 
wohl  nicht  vollständig,  doch  gewähren  sie 
immerhin  einen  entsprechenden  Einblick 
in  den  Stand  der  Industrie  und  zeigen 
wiederum,  dass  die  Produktion  rascher  vor- 
schreitet als  die  Zahl  der  Betriebsstätten 
und  deren  Produktionsmittel.  Nach  den 
Bercchnimgen  der  Bremer  Baumwollbörse 
belicf  sich  die  Zalil  der  Baumwollspindeln 
in  Oesterreich  mit  Einsehluss  Ungarns  1R92 
auf  2708(HK)  und  1898  auf  3140000,  dürfte 
aber,  wie  die  folgende  Angabe  vermuten 
lässt,  noch  etiivas  grosser  sein.  Der  Reichen- 
bei^r  Handelskammerbezirk  in  Btihmen, 
in  dem  sich  nadi  der  österreichischen  In- 
diistricstalistik  für  das  Jahr  1H90  (resp.  IrWö) 
r.l  (."«!)  "/o  der  Arbeiter,  40(37)«/o  der  Fein- 
spindeln nnd  57  (r>4}'','o  dei- Kraftsttlhle  be- 
fanden nnd  der  somit  etwa  die  Hfüfte  der 
österreichischen  Hau  m  wollindustriebcvtriebe 
in  sich  koncentriert ,  hatte  1898  nach  einer 
freundlichen  privaten  Mitteilung  Baumwolle- 
■  und  Vigogne-Spindeln : 


im  Betrieb    ausaer  Betrieb 
Feinspmdeln  1  147  987')  45  326*) 

Zwimspindeln  2594a*)  a6o6 

AMallapindeln 46838 3  185 

znaammen  i  320767  5'  117 

Auf  imgarischem  Boden  wird  die  Baum- 
wollspinnerei vorzüglich  in  Budapest  und 
in  Dugaresa  (Kroatien) ,  die  mechanische ' 
Weberei  in  Budapest,  Kaschan  und  Pressburg 
betrieben.  Zu  fieginn  der  80er  Jahre  wurde 
die  Anzahl  der  Spindeln  auf  ca.  13000, 
jene  der  EraftstOhle  auf  180  geschätzt; 
gegenwärtig  sollen  17Ü00  Spindeln  und 
400  KraftstOhle  in  Thätigkeit  sein.  Die 
Gesamtwüü  der  in  den  Spinnereien  und 
Webereien  aller  Spinnstoffe  beschäftigten 
Personen  belief  sicli  1890  auf  31349. 

9.  Frankreich.  Audi  liier  zätilt  die 
Baum  Wollindustrie  zu  den  bedeutendsten 
Industriezweigen  des  Landes.  Besonders  in 
unserem  Jahrhundert  ent\vickelte  sich  die- 
selbe, allei-diügs  unter  grossen  Schwankungen 


')  Davon  Vigognespindeln  87300.     •)  Dgl. 
2  7ö0.    •)  Dgl.  320. 
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(lft47,  1S61— 65,  \Ktl.72)  kräftig  und  rasch. 
Eänen  Beweis  hierfür  bilden  die  steigenden 
Betrflge  des  Verbrauches  von  Rohbaum- 
wolle. Im  jahrlichen  Durchschnitt  betrug 
1H27— Sl  die  Mehreinfiihr  bereits  29,(i  Mil- 
lionen kg  nnd  sti^  bis  t84"J— 4(i  auf  das 
Doppelte,  &I  Jlillionen  kg.  Nach  einem 
kurzen  Rflekschl^  zu  Ende  der  40er  Jahre 
wachs  die  Mehreinfnhr  neuerdings  und  er- 
reichte 1857—61  die  Höhe  von  fl'.*  Millionen 
kg,  hinter  welcher  Ziffer  die  Ergebnisse 
der  meist  ungtlnstigen  6tter  Jahre  allenlings 
wesentlich  zurück  blieben.  Seit  1K71  ge- 
staltete sich  der  Handel  mit  Rohbaumwolle 
tolgendemiassen : 


Jahres- 
Hchnitt 


Kohbaumwolle 
Einfuhr       Ausfuhr       ^'^^^ 
in  Mithonen  Kitogramm 


114,74 
138,09 
138,44 
140,71 
181,39 
146,74 

Z03,09 

178,04 


28,56 
48.68 


27,67 


Seit  den  3i)or  Jahren  liat  sicli  somit  der 
Verbrauch  von  Rohbaumwolle  auf  das 
6 fache,  seit  de»  Mitte  der  .Wer  Jahre  auf 
das  Doppelte  gehoben.  Ganz  bes<jnders 
stark  war  die  Zunahme  in  den  DU  er  Jahren, 
imter  welchen  die  Jahre  1H92  und  1897 
als  Jahre  des  Aufschwunges  hervorragen. 
Trotz  dieses  bedeutenden  Wacbstmnes  de.'i 
Baumwollverbraiiches  erzeugen  die  fran- 
zösischen Spinnereien  nicht  so  viel  Garn, 
um  den  inländischen  Beilarf  zu  decken,  so 
dass  von  den  WeVjereien  foi-tgesetzt  gi^Mse 
«^nantitälen  fremden  Garas  bezogen  werden 
mnssen.  Seit  der  Mitte  der  50er  Jahre, 
um  welche  Zeit  sieh  die  Mehreinfulir  von 
Baumwollgarnen  auf  4  Millionen  Francs  im 
jahi-lichen  D»ux:hschnitt  helief,  ist  der  Mehi^ 
wert  dieser  Eintuhi-  bis  1890  fast  beständig 
gewachsen  und  erst  uenestens  im  Zusammen- 
Itang  mit  den  Schutzzollniassrcgeln ,  der 
vermehrten  Einfuhr  von  Eohbaumwolle  und 
der  Preisreduktion  im  langsamen  Rückgang 
begriffen,  sodass  anch  hieraus  auf  eine  ge- 
steigerte Thätigkeit  der  ^Innereien  ge- 
schlossen werclen  darf.  Die  Webereien 
Frankreichs  produzieren  dagegen  weit  über 
den  inländischen  Bedarf  hinaus  und  unter- 
halten daher  einen  lebhaften  Mehi-export. 
Bereits  im  Decennium  1827 — 36  wurde  dieser 
durchschnittlich  auf  54.3  Millionen  Francs 
bewertet.  Im  folgenden  Jahrzehnt  (1837—46) 


stieg  er  auf  97,3  Millionen  Francs  im  Jahres- 
durchschnitt. Die  folgenden  Jahre  ei^ben, 
wohl  unter  Schwankungen,  fortgesetzt  ge- 
ringere üeberschfisae  des  Esport  wertes,  bis 
endlich  1875  bis  1878  der  Einfuhrwert  den 
Ausfuhrwert  ilberti-af.  Die  von  1879  ab 
rasch  wachsende  Ausfuhr  und  seit  1886 
auch  die  fortgesetzt  durch  Scliutzzollmass- 
regeln  gedrückte  Einfuhr  bewirkten  in  den  ^ 
80er  und  90er  Jahren  einen  voUen  Um- 
schlag des  VerhAltoisses ,  so  dass  sich  der 
Mehrwert  der  Ausfuhr  1H96  wieder  auf  die 
Höhe  der  40er  Jahre  stellte.  Dabei  ist  von 
1H75  auf  1895  die  Einfuhr  von  84,4  auf 
34,5  Millionen  Francs  gesunken,  die  Aus- 
fuhr von  81,-")  auf  118,3  Millionen  Francs 
gestiegen.  Wie  sich  im  einzelnen  diese 
Handelsbewegung  seit  1871  gestaltete,  zeigt 
folgende  Tafel: 


1  Millionen  Franc b 


6S,S 

—  3,6 

■>(,« 

22,2 

65,4 

of.,1 

68,9 

69,4 

';6,4 

00.  S 

67,K 

83,8 

31,4 

93,S 

Aehnlich  wie  im  Deutschen  Reiche  geht 
auch  in  Frankreich  der  Kleinbetiieb  zurück, 
während  der  Grossbetrieb  strear  mit  gleich- 
zeitiger Verminderung  der  ZaJil  der  Betriebe 
entschieden  vorwärts  schreitet,  wie  dies  ins- 
besondere aus  der  kräftigen  Entwickelung 
der  in  Verv,-endung  stehentlen  Dampfmotoren 
ersichtlich  wird,  deren  Zalil  1888  961,  1894 
1112  betrug  und  die  1881  mit  41534,  1888 
mit  5172U  und  1894  mit  96 134  Pferde- 
kräften arbeiteten.  Hand  in  Hand  hiermit 
geht  die  stärkere  Ausnutzung  der  Maschinen 
und  Arbeitskräfte,  welche  noch  unteratützt 
wird  durch  die  infolge  technischer  Erfin- 
dungen gesteigerte  Ijcislungsfäliigkeit  ers- 
terer,  so  da.ss  die  Stagnation  der  Spindelzahl, 
wie  sie  in  folgender  Tafel  füi-  die  Zeit  von 
187r)— 189(1  hervortritt  luid  die  sich  noch 
schäi'fer  ausprägt,  wenn  man  beachtet,  das» 
bereits  1872  5  Millionen  Spindeln  _  gezählt 
wnirden,  demnach  oline  F  '     ' 
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BannmoUetAbUsaements 

Im       ,         beachättigtc  und  nnljeachäftigtc 

'i>"'^il    ArbeiU,  Spl.d..n    S;?«;!. 

1875  :o83  114359  4922475  56446  78037 

1880  9'3  97823  494J788  65927  47  3(2 

1886  945  10272'  5038233  79136  33063 

1887  89s  111343  5039263  72784  28213 

1890  777         —       4914547        -         — 
1896  betrug  die  Zahl  der  einer  Steuer 

unterworfenen  .Baumwollspinnereien  nach 
dar  offiziellen  Statistik  27ü,  die  4024811 
Spindeln  in  Thäligkeit  hatten.  Nach  einer 
aadereo  Quelle  besasa  If^nkreich  im  Jahre 
1895  ca.  5  Millionen  Spindeln,  welche  jähr- 
lich 125  Millionen  kg  Garn  im  Werte  von 
rund  350  Millionen  Francs  erzeugen.  Die 
Zahl  der  von  der  Baum  Wollweberei  be- 
schnftigten  mechanischeu  Stilhle  wird  auf 
86000,  jene  der  Handstühle  auf  40I)(H)  be- 
rechnet. Sie  sollen  jährlich  100  Millionen 
kg  Webwaren  im  Werte  von  40O  Millionen 
Francs  produzieren.  Die  Gesamtproduktion 
der  BaiimwollwebeTei  mit  Einsciüuss  der 
Stickereien  etc  wird  noch  um  100 — 150 
MÜlJonen  Francs  höher  (^schätzt. 

10.  Belgien.  Audi  ia  Belgien  wächst 
der  Verbrauch  an  Rohbaumwolle  in  den 
letzten  Jahrzehnten  rasch  empor,  so  daSB  bis 
zum  Jahre  1896  die  Ausfuhr  au  Baumwoll- 
garnen und  Webwaren  die  Einfuhr  in  diesen 
Artikeln  stark  überwiegt. 

Bohbanni'    Banmwoll-       Baomwoll- 
wolle  garn  Webwaren 

Jahr    Einfuhr         UebergchOBs  der  heimat- 
zaro         ländiachen  Auefnbr  über  die 
Verbrauch        Einfuhr  zum  Verbrauch 
in  1000  Kilogramm 

4  803  89  289 

9  093  '  93  ZI7 

10002  73  1046 

1860   15378  340  2687 

IbTO   16335  259  1572 

1880   23377  39"  4340 

1885   17304  834  3070 

1880   32300  1883  3494 

1891  342^  1160  3071 
1882  20506  533  3221 
1893   35  40I  708  2795 

34633      491       a494 


18U5 


!iSS9 


422 


1599') 
-  1088') 

Diese  Ziffern  lassen  deutlich  erkennen, 
wie  sehr  der  Verbrauch  von  Rohmaterial 
und  die  Produktion  von  Industrieartikeln  in 
den  belgischen  Spinnereieu  und  Webereien 
in  den  letzten  60  Jahren  zugenommen  hat. 
Ganz  besonders  gross  war   das  Wachstum 

*)  Angsordem  wurden  noch  Bamnwollweb- 
waren  1896  nm  2,81  1897  nm  5,39  Mill.  Frcs. 
mehr  aas-  als  eineeiQhit,  deren  Oewicbt  nicht 
nachgewiesen  wird. 


des  Rohbaumwoll Verbrauches  im  letzten 
Jahrzehnt.  Es  wurden  nämlich  durch- 
schnittlicli  per  Jahr  im  Qulnquennium  1885 
bis  1889  19,37,  im  yuinquennium  1891  bis 
1895  aber  29,27  Millionen  kg  Rohbaumwolle 
zum  Verbrauch  eingefßhrt. 

Die  Produktion  in  Garnen  und  WebwM«u 
deckt  nicht  bloss  den  steigenden  inländischen 
Bedarf,  sondern  arbeitet  auch  für  den  Ex- 
port ins  Ausland,  der  in  beiden  Artikeln  von 
1835  bis  1890  aufs  20fache  resp.  ISfache 
stieg,  bis  1896  aber  auf  weniger  als  ein 
Viertel  resp.  die  Hälfte  jener  Hochziffer 
zurückging.  1897  stellte  sich  zum  ersten 
Miüe  eine  Mehreinfiihr  ein,  die  sich  bei 
Webwaren  mit  6,6  Millionen  Francs  be- 
wertet. Dennoch  bleibt  die  Baum  Woll- 
industrie Belgiens  auch  für  das  Ausland  von 
hoher  Bedeutung.  Ihr  Wachstum  zeigen  die 
beiden  Industrieaufnahmen  in  Belgien  von 
1846  und  1880.  Im  Jahre  184C  wurden 
nSmlich  350  industrielle  Etablissements  für 
Baumwollmanufakturen  gezählt, welche  14318 
Arbeiter  beschäftigten  utid98DampfmaschiQen 
mit  1591  Pferfekräften  verwendeten.  1880 
wurden  zwar  nur  216  solche  industrielle 
Etablissements  gezählt,  aber  von  diesen  be- 
schäftigten 57  mehr  als  100  Arbeiter,  da- 
runter 2  sog»r  mehr  als  1000,  und  die  Zahl 
der  in  allen  Etablissements  beschäftigten 
Personen  belief  sich  im  Jahresdurchschnitte 
auf  18844.  Ebenso  war  1880  die  Zahl  der 
verwendeten  Dampfmaschinen  auf  685  mit 
9411  Pferdekräften  gestiegen  und  befanden 
sich  in  diesem  Industriez wi,oige  Oberhaupt 
4693  mechanische  Motoren  in  Thätigkeit, 
deren  Leistungskraft  auf  annähernd  34931 
Pfei-dekräfle  angegeben  wurde.  Den  Wert 
der  Produktion  dieser  Etablissements  schätzte 
man  1880  auf  rund  65.6  Millionen  Francs. 
Nach  der  Zahl  der  Pferdekräfte  der  in  Ver- 
wendung stehenden  Maschinen  ist  somit  die 
Baum  Wollindustrie  Belgiens  relativ  (d.  h.  im 
Verhältnis  zur  Volkszalü)  grösser  als  in 
Frankreich,  während  sie  absolut  wohl  be- 
deutend kleiner  ist,  betrug  doch  die  Spindel- 
zahl 1880  mir  800(J00  nnd  1892  selbst 
970000. 

II.  Die  Niederlande.  Die  Entwickelung 
der  Baum  Wollindustrie  in  diesem  Staate  wird 
am  besten  charakterisiert  durch  die  Be- 
wegung der  einschlägigen  Artikel  im  b»b- 
wärtigen  Handel,  wie  sie  die  auf  S,  501  fol- 
gende Tafel  darstellt: 

Auch  hier  hat  eich  somit  der  Baumwoll- 
verbrauch in  50  Jahren  aufs  10  fache  erhöht 
Das  stärkste  Wachstum  zeigten  aber  die 
70  er  und  der  Beginn  der  90  er  Jahre,  unter 
denen  1891  so  sehr  hervorragt,  dass  man 
seither  eine  Abnahme  der  Mehreinfiihr  kon- 
statieren kann,  die  erst  1895  einer  Zunahme 
weicht  Die  in  dieser  Art  sich  kräftig  ent- 
wickelnde    niederländische    Spinnindustrie 
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Bsuuiwollitarji       BBUmaollwpl.- 

Im 

1   ftÄt  1  ^r.    WblHc.ht|g^n„.k 

schnitt 
jithiUch 

Jahre 

'IS.' 

me.  hwifl,  1  15«  fl, 
per  10.1  jpcrim  per  lou 

1847-56 

734 

4971 

1867-66 

55° 

6354 

4409 

1699!  ioj;9 

6961 

7»9f 

1887— ao 

6000 

I03<i3  ,   162SI     Ö607 

1186; 

1891-95 

7180 

14872 

38,     8450 

Tita 

14663 

1789;   14709 

:;oS 

1896 

9748 

17349 

1107'   14340 

'  '75 

19190 

1037;   15819 

4050 

deckt  ebensowenig  'wie  die  franzüHische  den 
Bedarf  der  inländischen  Webereien  und  be- 
zieht in  steigendem  Masse  ausländische 
Game.  Der  Wert  der  Mehreinfiihr  vnu 
Garnen  hat  sich  demgemäss  seit  den  4f> 
Jahren  aufs  3^he.  im  letzton  Jahrzehnt 
aber  trotz  des  Preisfalles  gegenüber  den 
Wler  Jahren  faet  aufs  Doppelte  erhöht  Nur 
liei  den  gedrehten  Gamen  trat  1891  bis 
1893  eine  Mebrausfuhr  anf.  die  aber  1894.90 
durch  eine  viel  grössere  Mehreinfiihr  über- 
wogen wurde. 

Die  grosse  und  neueste ns  besonders 
wachsende  Leistungsfähigkeit  der  nieder- 
ländischen Webereien,  die  nicht  nur  den 
steigenden  Inlandsbedarf  besti-citen,  sondern 
auch  bedeutende  Quantitäten  ans  Ausland 
at^ben,  lässt  sich  gleichfalls  ans  den  oben 
nngefQhrten  Handelsdnten  erkennen.  Da- 
nach ist  der  Mehrwert  dei'  Webwarenaiis- 
fnhr  von  7,2  Millionen  Gulden  im  Durch- 
schnitt der  6'ier  nnd  7(ier  Jahre  auf  22.8 
Millionen  Gulden  im  Durchschnitt  von  1891 
his  1Ö95  gestiegen,  welche  Zunahme  hauiit- 
Hächlich  auf  das  Schwinden  der  Mehreinfuhr 

ffärbter  und  gedruckter  Ware  resp,  das 
achstum  der  Jlehreinfuhr  dieser  Ware  zu- 
rilckzuführen  ist.  Beachtenswert  ist  hierbei, 
dass  diese  Mehreinfiilir  sich  seit  1892  wie^ 
der  im  Rftckgang  befindet,  während  die 
Hehreinfidir  roher  Webwaren  gerade  von 
(fiesem  Jahre  einen  neuen  Aufschwung  da- 
tiert. Wir  begegneten  einer  ähnlichen  Ver- 
schiebung in  den  Exportartikeln  bereits  bei 
England. 

Die  Bedeutung  der  Baum  Wollwebereien 
in  den  Niederlanden  erhellt  auch  aus  den 
1883  zuletzt  detailliert  durehgefilhrten  Be- 
triebeauf nahmen.  Es  bestanden  damals  76 
Kattun  Webereien  mit  KM  Dampfmaschinen 


von  31173  Pferdekräften,  während  überhaujit 
nur  2919  industrielle  Etablissements  mit 
3."»19  Dampfmaschinen  von  41«(l3  Pferde- 
krftften  aufgenommen  wurden.  Die  Zahl  der 
Baum wollspind ein  wird  für  dieselbe  Zeit 
mit  StXliNKl  angegeben. 

12.  Italien.  Das  junge  Königreich  hat 
sich  seit  seiner  Schflpftmg  auf  diesem  Ge- 
biete industrieller  Thätigkeit  anfangs  lang- 
sam, neuestens  aber  sehr  loflftig  entwickelt. 
Wie  folgende  Tafel  zei^  ist  der  Verbrauch 
von  BonI  «um wolle  seit  1862  enorm  ge- 
stiegen ;  sie  betrug  damals  nicht  eine  Miluon 
kg  und  beläuft  sich  gegenwärtig  auf  mehr 
als  KK)  Millionen.  Gleichzeitig  war  die 
Mehreinfnhr  von  Garnen  und  Geweben  nicht 
unbedeutend:  auch  nahm  ^e  bis  in  die 
Mitte  der  70  er  Jalu'e  zu.  Zwischen  1871 
untl  1K7Ü  lietnigsie  bereiU  jäirlich  lOMillionen 
kg  Game  und  11,'»  ^dillionen  kg  Webwaren. 
\  on  letzten'n  wurden  in  dem  Quinnuennium 
IKSl — 1885  durchschnittlieh  noch  mehr, 
nämlich  12,5  Millionen  kg  jährlich  mehr 
eingeführt  als  ausgeführt.  Indes  hatte  sich 
aber  die  Industrie  in  Bauin woll waren  so 
sehr  ent»-ickelt,  dass  nicht  nur  die  Mehr- 
einfuhr von  Rohbaumwolle  rasdi  und  be- 
ständig anwuchs,  sondern  auch  jene  von 
Garnen  nnd  Webwai-en  ebenso  abnahm.  In 
den  letzten  Jahren  ist,  wie  folgende  Tafel 
zeigt,  erstere  auf  da«  Doppelte  der  80er 
J^re  und  mehr  erhöht,  letztere  in  eine 
wachsende  Mehrausfuhr  Übergegangen. 


Die  Hehreinfuhi  betrug 
in  Millionen  KüoKrammliel 

J.s-S 

Rohbaum- 

Baumwoil- 

BaumwoU- 

5l.5 

wolle 

webwaren 

.«f    .     (Colone  iu 

<t-ilati  dl 

(TessQti  di 

^(S  £*■■""'""'■"■ 

massa) 

cutoiie) 

cotone) 

1862-65 

.866-70 

9;i6 

sUs 

16,87 

10,02 

11,48 

.876-80 

23.96 

9,37 

10,09 

881-8Ö 

46,06 

9,34 

12.50 

.886-90 

66,60 

9,67 

.891-95 

88,47 

83,62 

2,61 

6,25 

1891 

.,84 

6.09 

18^ 

3,83 

81,32 

0.56 

2,61 

1894 

><H,5* 

-  0,09 

-  0,43 

103,06 

0.33 

—  '.'S 

1896 

107,82 

-0,58 

1897 

116,00 

-  2,77 

~  3,77 

Das  Wachstum  der  Mehreinfuhr  von 
Rohbaumwolle  ist  neuestens  so  bedeutend, 
dass  ihm  gegenüber  der  Rückgang  der  in- 
ländischen Baumwollprodiüition  (der  auch 
in  der  letzten  Zeit  anhielt)  gar  nicht  in  Be- 
tracht kommt.  1864  wurden  zwar  noch 
anoiiO  ha  mit  Baumwolle  bepflanzt,  1873 
nur    noch   27yOfJ    und    188(i    2017.     Das 
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Emteergebuis  schätzte  man  läG4  auf  25,  IST.'t 
nur  noch  anf  7,2  Millionen  kg.  Seither  ist 
der  Ertra«;  noch  weiter,  fast  auf  Null  ge- 
sunken. Wenn  man  nun  auch  diese  Bettige 
mit  den  Mehreiiifnhi-en  kombioiei-t  mid  den 
Baumwollverbrauch  der  6*ter  und  70er  Jalire 
auf  25  bis  30  Millionen  kg  sehätzt,  so  ver- 
bleibt docli  föi-  die  80  er  und  SKI  er  Jahi-e 
eine  sehr  starke  Zunahme  desselben,  der 
sich  auch  in  der  Entwickehmg  dei'  Industrie- 
etablissements  zeigt,  ftlr  welche  ans  4en 
Jahren  1877  und  1H93  detailliertere  Auf- 
nahmen vorliegen.  Danach  bestanden  1877 
647,  1893  nur  532  Etablissements,  deren 
Dampf  maecli  inen  2990  rosp.  18  480  und  deren 
hydraulische  Mascliinen  97(i3  resp.  27  545 
PferdekilLfte  besassen.  In  «Uesea  Etablisse- 
meata  waren  1877  (resp.  1893)  764862 
(1336418)  Spindeln,  13517  (368&3)  meclia- 
nische  Welisttthle  imd  14;t00  {I0:ö3)  Hand- 
stühle thiltig,  wobei  53  484  (87  690)  Arlwiter 
beschäftigt  wurden, 

18.  Schweiz.  Die  Baumwollindtistiie 
der  Schweiz  ist  im  Verliältnisse  zur  Be- 
völkerungsziffer nach  jenen  von  Qross- 
britannien  und  den  Vereinigten  Staaten  die 
bedeutendste.    Bei-eits  in  der  2.  Hälfte  des 


hundert  ergriff  der  Bat  von  Ztirich  mancherlei 
Massregelii  zu  Gunsten  des  einheimischen 
Baumwollgewerhes.  Im  18.  Jahrhimdert  er- 
reichte tlie  Industrie  ihren  HShepimkt,  und 
nach  einer  Erhebung  im  Jahre  1787  zfthlte 
damals  der  Kanton  Zilrich  allein  dopiielt  so- 
viel Baumwoilspjnner  als  gegenwärtig  die 
Cmte  Schweiz,  nänüich  iÜÖTÖ.  Der  Ver- 
ch  der  Rohbaumwolle  belief  sicli  damals 
im  Kanton  Zürich  auf  Vi8(M\  Centnor,  wo- 
von rund  70tM»Ceutner  für  den  Export  ver- 
arbeitet wui-den.  Die  Entwickehmg  der 
Maschinenarbeit  in  England,  die  Kontinental- 
sperre und  eine  verkehrte  Handel spohtik 
fügten  dieser  blühenden  Industrie  schweren 
Schaden  zu.  Nui-  laugsam  erholte  sie  sich 
hiervon  durch  einen  eilolgi'eichen  Uebei^ng 
zur  Maschinenarbeit  imd  einer  den  Export 
fördernden  Handelspolitik.  Schon  1801  wurde 
die  erste  mechanische  Baumwollspinnerei 
von  einer  Aktiengeaellschiift  im  Kloster  St, 
Gallen  mit  37  HÜidmühlen  zn  304  Spindeln 
eingerichtet;  aber  ei-st  nach  der  BestauratJon 
entwickelte  sich  der  meclianische  Betrieb 
rascher  und  ki'äftiger,  und  erst  IKtO  kamen 
die  ersten  englischen  Maschinen  üi  die 
Schweiz.  Seither  ist  die  Spinnerei  stetig 
vorwärts  geschritten  und  um-  in  den  jüngsten 
Jahren  macht  sich  ein  gewisser  Stillstand 
geltend. 

Die  Entwickeln ng  des  Baum woll Ver- 
brauches und  des  Exportes  an  Baumwoll- 
waren seit  1851  schildert  folgende  Tafel: 


41  sa 

uonuauu 
wolle 

Mehreiu- 
fnhr 

MeUrausfuhr 

ss-° 

in 

Millionen  Kilogramm 

1851-55 

9,65 

0,65 

5.43 

1856-60 

i2,:o 

0,73 

5.33 

1861-6.^ 

10,39 

',56 

7.05 

186G-70 

17.25 

3.42 

8,67 

1871-75 

ao,88 

4.26 

11,03 

1876-80 

ao,73 

S,02 

$fl6 

1881-86 

26,06 

5,83 

6,68 

1886-90 

33.83 

5.4' 

4,53 

1891-95 

«3,57 

4.87 

3,3* 

1890 

36,11 

5.°9 

3.SS 

1893 

31,38 

4,50 

4,71' 

189S 

'Ah 

4,98 

a,l3 

1896 

23,32 

4,53 

1,70 

1897 

32,91 

1,04 

Danach  liat  sich  zwischen  1851  und 
1H85  der  Verbrauch  von  Rohwolle  fast  aufs 
3 fache,  die  Ausfuhr  von  Oain  und  Zwirn 
fast  auf  das  10  fache  und  jene  von  ^Vebwareu 
um  ca.  22  %  gehoben,  nachdem  letztere  bis 
zu  Beginn  dei'  7<ier  Jalire  bereits  um  lOO^/o 
zugenommen  liatte.  Seitlier  ist,  wohl  infolge 
der  Schutzzollmassregeln  ein  nicht  unbe- 
ti-ächüicher  Rückgang  des  Baumwollver- 
brauches  sowie  des  Exportes  von  Garnen 
und  Webwaren  zu  verzeiclinen.  Dagegen 
hat  sich  der  inländische  Yerhiauch  von 
Baumwollgarnen  "  und  Geweben  gehoben, 
denn  die  Entwickelung  der  BaumwoU- 
etablissenients  war  in  derselben  Zeit  nicht 
so  ungünstig,  als  der  Mehi^ausfuhrrückgang 
vermuten  üesse.  1382  wm-den  1237  Baum- 
woUetahliBsements  mit  557.54  Arbeitern  ^- 
zählt:  davon  waren  Spinnereien,  Webei-eien 
und  Zwirnereien  281  mit  30845  Arbeitern; 
Färbereien  und  Di-iickeieten  69  mit  .5851 
Arbeitern;  Bleichereien,  Scngereieu  und 
Appretiffanstalten  49  mit  18.32  Arbeitei-n; 
Stickereien  838  mit  17  220  Arbeitern,  Nach 
den  statistischen  Erhebungen  der  dem 
Bundes^esetze  vom  23.  3Iäiz  1877  unter- 
stellten industiielleu  Etablissements  gehörten, 
wie  aus  der  Tabelle  auf  S.  .503  ei-sichtlicli, 
von  diesen  indiistrielleu  Etabhsseuients  der 
Baum  Wollindustrie  im  Jahre  1888  an: 
(S.  die  TabeUe.) 

Durch  die  analoge  Eriiebung  vom  Jahre 
1895  wurdeu  dagegen  1253  Baumwoll- 
etablissements  aufgenommen,  von  denen  44<> 
mit  Motoren  ausgestattet  waren  uud  1231 
(21  standen  nicht  im  Betriebe)  485;-i6  Ar- 
beiter beschäftigten,  ffie  Betriebskräfte  alter 
Betriebe  beliefen  sich  auf  431H1  Pferde- 
kräfle.  Wie  anderwärts,  so  ist  eben  auch 
in  der  Sdiweiz   die  Industiie  darauf  ange- 
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wiesen,  den  Grossbetrieb  und  die  Benutzung 
der  mechanischeo  Ki9fte  zu  fördern,  wo- 
durch wenigsteas  zum  Teil  die  durch  diese 
Z&hliiDg«D  konstatierte  Yennindening  der 
Zaiil  der  Betriebe  und  der  menscimchen 
Arbeitekräfte  herbeigeführt  wurde.  Zum  an- 
deren Teil  haben  aber  hierauf  noch  beson- 
dore  3Xomente  wie  die  ausländische  Kon- 
kiurenz,  die  veränderte  Geschmacksrichtung 
des  Publikums  Einfluss  genommen,  da  in  den 
anderen  Textilindustrieen  eine  solche  Ver- 
minderung nicht  nachgewiesen  werden  kann. 
Die  Zahl  der  in  den  Spinnereien  und  Zwirne- 
reien thätigen  Spindeln  wurde  1HH4  mit 
ISTs.-yjil,  1H88  aber  mit  nur  17'i90OO,  1892 
mit  17.S1IMXI  angegeben;  ebenso  soll  die 
Zahl  der  mechanischen  Webstülile  1884 
2"HKni.  1888  23731,  jene  der  HandstiUile 
11*84  ir><)00  betragen  haben. 

14.  Rnsflland.  In  Bussland  entwickelt 
sich  die  Baum  Wollindustrie,  die  insbesondere 
in  Moskau,  Wladimir,  Piotrkow,  Petersburg, 
Koetronia  und  Estlüand  betrieben  wird, 
ähnlich  wie  in  anderen  Staaten  durch  Vei^ 
srCsserung  und  bessere  Ausgestaltung  der 
Etablissements,  lütö  hatte  nussland  erst 
3.'<OiJ0i)  Spindeln.  1867  zählte  man  schon 
02  Spinnereien  und  1660  Webereien  mit 
einer  Gesamtproduktion  im  Werte  von  86,2 
Millionen  Rubel  und  mit  106  65ü  Arbeitern ; 
1879  74  Spinnereien  und  647  Wehereien 
mit  einer  Produktion  im  Werte  von  204,7 
Millionen  Rubel  und  mit  178094  Arbeitern; 
endlich  1884  901  Baumwollfabriken  mit 
'J2',i20it  Arbeitern.  Dazu  kommen  noch 
Zitzfabriken  1867  :  152,  1879  :  101,  1884  :  66 
mit  2301R  bezw.  21913  und  21060  Arbei- 
tern, Wattafabriken  (1879 :  58)  sowie  ilkbe- 
i«ien  und  Bleichereien  (1879 :  621  an  der 
Zahl). 


Für  1887  giebt  die  offizieUe  Statistik  — 
die  jedoch  in  diesem  Punkte  nicht  ganz 
erschöpfende  Daten  liefert  —  bei  vermehrter 
Arbeitei-zalil  und  erhöhtem  Produktionswerto 
wieder  weniger  Etablissements  an  als  1884. 
Es  haben  nämlich  danach  1887  in  Guropälsch- 
Russland  mit  Einschluss  von  Polen  be- 
standen 


Fabri- 


mit  einer  Pro- 
daktion  im 
ken     Arbeitern       Wert«  von 
HiU.  Rnbel 
Wattefabriken    53')        a  431  0,93') 

"  ■  '  98       133416  '68,54 

328        67051')  60,35 


Webereien 


Als  thätige  Spindeln  wurden  1879  mehr 
als  2,5  Millionen,  1889  3799416,  ueuesfens 
gar  ca.  5  Millionen,  als  th&tige  mechanische 
Sttlhle  im  Jahre   1890  191290  angegeben. 

Das  Rohmaterial  bezieht  diese  bedeutende 
Industrie  in  erater  Linie  vom  Auslande, 
indem  Rohbaumwolle  in  stets  steigenden 
Mengen  nach  Russland  eingeführt  wird. 
1860  bewertet«  sich  die  eingeführte  Baum- 
wollmenge auf  16,1,  1870  bereits  auf  31,3, 
1880  auf  52,  1890  auf  81,5,  1894  anf  94,2 
Millionen  Rubel.  Wie  die  folgende  Tafel 
z«gt,  steht  den  grossen  Einfuhmengen  eine 
miniioale  Ausfuhr  gegenüber,  so  dass  fast 
die  ganze  Einfuhr  im  Inlande  verbraucht 
wird.  Da  jedoch  in  den  centralasiatischen 
Gebieten  1888  bereits  rund  16,5  Millionen 
kg,  in  den  90  er  Jahren  aber  an  50  MilUonen 
kg,  und  in  Transkaukasien  3 — 6  Millionen 
kg  Baumwolle  jälirlich  produziert  werden 
sollen,  80  ist  der  "Verbrauch  noch  grösser, 
als  der  auswärtige  Handel  erkennen  lässL 
Der  Mehrimport  allein  ist  at>er  seit  1870 
auf  das  3-  und  4fache angewachsen  undlässt 
erkennen,  wie  sehr  sich  in  dieser  Zeit  die 
Industrie  gehoben  hat  Damit  stimmt  gut 
überein,  dass  die  Gameinfulir,  die  bis  in 
die  80er  Jahre  beständig  anwuchs,  neues- 
tens  andauernd  zurückgeht  und  der  Wert 
der  Webwareneinfuhr  ziemlich  stationär 
bleibt,  während  der  Wert  der  Webwaren- 
ausfiihr  massig  anwächst  Danach  hat  die 
russische  Banmwollindustrie  l>ereits  den 
Weg  eingeschlagen,  auf  dem  sie  bei  dem 
raschen  Wachstum  der  Bevölkerung  und 
der  günstigen  Loge  des  asiatischen  Marktes 
bald  zu  grosser  Blüte  und  Stärke  gelangen 
muss. 
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MilliODen  Kilogramm 

MiURnbe! 

1870 

42,64 

_ 

1,46 

_ 

_ 

1880 

80,19 

9,40 

0,0 ! 

6,01 

1,9z 

113,3a 

'-'7 

3,95 

o,14 

l,'! 

3,02 

1890 

1,96 

0,«, 

5,45 

iaS,24 

I  20 

2,6« 

o,0T 

4,S4 

b,qi 

1892 

iöb,s7 

B,q2 

1893 

136,66 

0,06 

9,10 

:<i2,!il 

3,1B 

3,45 

<^m 

4,34 

6,87 

1895 

2,21 

■ST,lto 

1897') 

0.21 

MÜ 

0,05  1  4,21 

■;,22 

155.24 

0,50 

2,33 

0,04 

4,33 

8,02 

1887  schwankte  der  Verbrauch  im  gatizeii 
Lande   zwisuhen  46  und   54  lliLionen  kg 

jährlich;  in  den  letzten  Jahren  stieg  er  auf 
71  Millionen  kg.  Die  in  der  folgenden 
Tafel  dargestellte  Einfuhr  repräsentiert  den 
ganzen  Verbrauch,  da  die  Ausfulir  sich  nur 
auf  wenige  Tausend  Kilogramm  belauft,  im 
Durdischiütte  der  Jahi«  1891—95  auf  1:^000 
kg,  1896  aUerfings  auf  108000  kg.  Im 
Zusammenhange  mit  dieser  grosseren  Pro- 
duktion Yon  Baum woll waren  ist  die  Einfulir 
._._  Garuen  ziemlich  stationär,  jene  von 
"Webwaren  rückgängig,  und  weitei-hin  die 
Ausfuhr,  insbesondere  von  Webwaren,  stark 
angewachsen.    Es  betnig  nämlich  die 


IK.  Finnland.  In  Finnland  wird  die 
BauniwoUnianufaktur  sowohl  vom  Kleinge- 
werbe als  auch  fabrikmässig  betrieben; 
doch  hat  sich  im  letzten  Decenniuro  die 
Anzahl  der  grösseren  Baum w  ollin  dustrie- 
etablissements  wenig  geändert.  lS8ü  be- 
standen r>,  li^Ö")  4  Etablissements.  Dagegen 
hat  sich  die  Zahl  der  Arbeiter  von  3139  im 
Jahre  18Sr>  auf  4(108  im  Jahre  1895  und 
ebenso  der  Wert  ihrer  Proiluktion  von 
auf  16,3  UilUonen  Francs  erhöht.  Sie  haben 
den  allgemeinen  Entwickelungsgang  der 
finnländischen  Textilindustrie  mitgemacht, 
die  1895  40  Etablissements  mit  46  Dampf- 
maschinen mit  Ü119  Fferdekräften  zählte, 
während  sie  ISH'y  nur  25  Dampfmaschinen 
mit  14r)3  Pferdekräften  besass.  Auch  hier 
zeigt  sich  also  das  kräftige  Weiterschreiten 
der  GroBsbetriebsoiganisation. 

Wie  sehr  der  "Verbrauch  von  Rohwolle 
in  diesen  Ebtablisscments  resp.  im  ganzen 
.Laude  anwuchs,  zeigt  folgende  kleine 
Uebersicht  des  Baumwolliinportes ,  der  sich 
in  den  letzten  1.'»  Jahren  ausserordentlich 
erhöht  hat.  Es  betrug  nämlich  die  Einfuhr 
von  Rohbaumwolle  im 


Jahres- 
ilnrchschnitte 
1881—85 
1886—90 
1891-95 


Mill.  kg        Jahre       MUl.  kg 


1897 


16.  Spanien.  In  Spanien  befindet  sich 
der  Hauptsitz  der  Baum  Wollindustrie  in  und 
um  Barcelona,  wo  neuerdings  in  wachsendem 
Masse  grosse  (Quantitäten  von  Baumwolle 
vei-arbeitet    werden.     Zwischen    1883   und 


Iin  Jahres- 
durch- 
schnitt« 


1891 
1895 
1896 
1897 


'on  Boh- 


MiUionen  Eilogramm 


50,89 
64,06 

60,73 
7M3 
59,31 
75,96 


0,46 

— 

1,67 

0,4z 

»,"3 

0,72 

',83 

oM 

o,S4 

0,84 

0,61 

I,l8 

0,68 

0,55 

1,41 

0,52 

1879  wuixlen  in  besteuerten,  fabiik- 
mässigen  Betrieben  ((91346  Spindeln,  6190 
Handwebestühle  und  7502  mechanische 
Webestühle  gezählt.  1895  soUen  2615000 
Spindeln  uud  68300  Webstühle  vorliandeu 
gewesen  sein. 

17.  Portugal  Für  Portugal  gilt  älin- 
liches  wie  für  Spanien.  Der  Baumwollver- 
brauch und  der  Wert  der  exportierten 
Baumwollwaren  wächst,  die  Einfuhr  von 
Baumwollwaren  geht  zurück.  Beachtens- 
wert ist  hierbei  das  Jahr  1892,  in  weldiem 
durch  Zollinas9r^;eln  in  der  Entwickelung 
des  Handels  ein  förmlicher  Bruch  hervor- 
gerufen wird.  Neuestons  steigt  wieder  die 
Einfuhr  an  Garnen  und  Webwaren.  Sie 
belief  sich  1894  auf  0,27  resp.  2,39  und 
1895  auf  0,34  resp.  2,90  Millionen  kg.  Aber 
auch  die  Ausfuhr  an  Webwaren  hat  zuge- 
nommen; sie  betnig  1894  0,98,  1895  1,40 
Millionen  kg,  wätu^nd  jene  an  Garnen 
minimal  bleibt,  7000  kg  im  Jahre  1894  und 
4000  im  Jalire  1895.  Eine  Uebereicht  von 
1861  an  giebt  die  auf  S.  503  folgende 
Tafel. 

18.  Griechenland.  In  Griechenland 
hat  sich  in  neuerer  Zeit  eine  fabrikmässige 
Baumwollindustric  entfaltet.  Um  18*<5  zählte 
man  daselbst  20  Spinnereien  mit  80000 
Feinspindeln  und  3  Webereien  mit  600 
mechanischen  Webstühlen.  Für  1895  werden 
Sr>QOO  Spindeln  angegeben. 
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Im  Jahres- 

Einfuhr 

Einfuhr        Anafuhr 

durch- 

TDD Boh- 

von  BaumwoU- 

schnitte 

waren 

im'T^e 

MiU.  kg 

Contos  Eeis 

1861-85 

'A' 

3990           ca.  330 

1866-7(1 

!> 

4*44                  377 

1871-76 

3,66 

3315                  *3a 

1881—86 

5.95 

3466                  uo 

1891—96 

1891 

3063                  tia 

7,36 

2058                  679 

ia,8! 

9,87 

2499                1096 

1897 

13.36 

2436                1310 

den  Jahren  1887  und  ISrtS  rund  ca.  3 
Millionen  kfi;  importiert  wurden,  blieb  ziem* 
lieh  stationär,  während  die  Auafiihr  dieser 
Fabrikate  fortgesetzt  uubedeutend  ist  Es 
betrug  nämlich  die 

Im  Jahres-  Einfuhr  vou        Ausfuhr  von 

durch-      Höh-     o.™«,.  Web-  «,„„    Web- 
achnitte    wolle    *'™*''  waren  ^*™™  waren 

inTjShre          """*'"*  ^«  **'^'"*  ''« 

1891- 9Ö  517   605   2233  56   aa 

1892   333   814   2471  —   19 

2330 


1897 


972 
1177 


749 


2273 


26 


Der  Verbrauch  dieser  kleinen  Industrie 
lietnig  zwischen  1891  und  1895  im  Jahres- 
diu^hschnitt  527  000  kg  und  stieg  im  Jahre 
1896  auf  972000  kg.  Die  Einfuhr  von 
Garnen   imd   Wobwai'en,   wovon   schon   in 


19.  Schweden.  Nach  den  offiziellen 
Industrieberichten  war  die  ßitwickelung 
der  grueseren  BaumwoUindustriestätten  in 
der  letzten  Zeit  eine  Rüstige,  denn  wie 
folgende  Tafel  zeigt,  hat  nach  einem  vor- 
fltergehendeii  Bflckgang  die  Menge  wie  der 
Werl  der  Garn-  und  Web  Warenproduktion 
nicht  unbeträchtlich  zugenommen.  Eb  be- 
standen nämlich  in  den  Jahren 


1884 

HechaniHche  BaumwollBpinnereieQ 28 

mit  einer  Gamproduktion  in  Mill.  Ki]<^ranini    .  7,59 

mit  einem  Prodnktionswert  tou  Mill.  Kronen  11,22 

mit  Arbeitern 3986 

Baumwollwebereien ,  29 

mit  einer  Web  Warenproduktion  in  Mill.  Meter  22,10 

„      p                      „                    „    MilJ.    KUügT.  2,7* 

mit  emem  Prodoktionswert  von  Hill.  Kronen  12,73 

mit  Arbeitern 3793 


Ausserdem  bestanden  189&  noch  3  Kat- 
tuudruckereien  mit  3  Motoren  vwi  196 
Pferdekräften  und  einer*  Produktionsmenge 
im  Werte  von  ^HOllOO  Kronen  und  mehrere 
Fabriken,  die  gemischte  Oarne  und  Web- 
waren erzeugten.  Kegreiflicherweise  ist 
der  Entwickelimg  dieser  Fabriten  ent- 
sprechend die  Einfuhr  von  Rohbaumwolle 
gestiegen.   Es  betrug  aber  nach  den  Handels- 


12,95 

13,89 

'3,57 

4500 

*7 

31 

0,60 

a,96 

1,66 

13,66 

11,29 

"S,a7 

4000 

5618 

3689 

heil 


Etohbanm-|  Baum  woll- 

BaomwoU- 

wolle     j       gam 

webwaren 

durchgcbnitt« 

^"•'<"\S;\iz 

Ein- 1  Ahb- 

fiihr  1  fuhr 

Millionen  KUogramm 

1886-90 

",75 

1,70 

0,51 

1,22  !  0,47 

1891-95 

14,15 

n 

0,48 

'U-i 

0,81 

>7 

o.W 

1896 

i3;s8 

38 

>,84 

1,08 

17,76 

2 

95 

0,67 

1,29 

Der  Yerbiauch  von  Bohbaumwolle  ist 
somit  nicht  unwescnthch  gestiegen,  die  da- 
durch gewonnene  Mehrproduktion  ist  aber 
ganz  dem  Inlande  zu  gute  gekommen,  denn 


obwohl  die  Ausfuhr  von  Garnen  und  Web- 
waren   etwas    zugenommen    hat,    ist    noch 
immer  eine  Mehreinfuhr  in  diesen  Artikeln 
vorhanden,   und  zwai-  eine  etwas  grössere 
ahi  in  den' 80er  Jahren. 

20.  Norwegen,    Auch  die  kleine,  aber 
beachtenswerte    Baumwollindustrie    Norwe- 
gens hat  in  den  letzten  Jahren  mehr  Roh- 
wolle vei-braucht  als  in  den  SO  er  Jahren. 
Gleichwohl  befriedigt   sie   noch   nicht   den 
inländischen    Bedarf,    so   dass    neben   der 
kleinen    wachsenden   Ausfuhr  von   Garnen 
uud  Webwai-en  eine  stärker  wachsende  Ein- 
fuhr in  diesen  Artikeln  liesteht    Es  betrug 
nämlich  bei 

Im 

Jahres- 
durch- 

Roh-  1    Banmwoll-    |     BaumwoU- 
woUe  I       gamen           Webwaren 

Mehr-    Ein-  1  Aus-  1    Ein-    1    An«- 
einf.      fuhr     fuhr   j    fuhr    |   fuhr 

MilUonen  Kilogramm 

1881-85 
1886-90 
1891-9ä 

1895 

1896 

1897 

2,258    0,628 
1,404    0.934 
2,5&     -,234 
2,656  ,  1,503 

0,200 

0,088 
0,093 
0.077 
0,046 
0,032 

2,481 
3,012 

0,161 
0,349 

o,S40 
0,760 
0,801 
0,777 

"lOOglc 
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21.  Dänemark.  Die  ganz  kleine  dSiiische 
BaumwoUindiistrie  hat  (gleichfalls  ihren  Ver- 
brsiich  in  den  letzten  2ij  Jahren  sehr  stark 
erhöht  Im  Jaliresdurchschnitte  betrug  die 
Mehreinfuhr  aji  Rohbaumwolle  1S71 — 1875 
115,  1876-1880  27,  1881—1885  20,  1886 
biß  1890  40000  kg.  Zwischen  1891  und 
1895  erhöhte  sich  aber  im  Durchschnitt  der 
jahrHche  Mehrimport  auf  392000,  mid  1896 
resp.  1897  stellte  sich  dieser  auf  782000 
und  1078000  kg.  Trotzdem  ist  auch  die 
Mehreinfuhr  an  Gamen  und  Webwaren  ge- 
wachsen. Erstere  betrug  1897  429,  1.S96 
4,09j  1891—1895  im  Jahres dui'chschmtte  3,8 
MilLonen  kg  gegen  3  ^lüliouen  kg  in  den 
Jahren  1889—1890,  und  2,7  Millionen  kg. 
in  den  Jahren  1884—1888.  Die  Einfuhr 
von  Baum  woll  web  waren  vniA  zwar  mit  den 
Wobwaren  aus  Leinen  und  Hanf  vereint 
nachgewiosen ,  aber  auch  in  dieser  Summe 
zeigt  sich  das  Wachstum  der  Einfuhr.  Die 
Menreinfuhr  deiartiger  Webwaren  betrug 
nändicli  1897  11,5,  1896  10,  1891—1895 
durchschnitthch  7,8  Millionen  kg,  während 
1889 — 1891t  dieser  Mehrimport  sich  nur  auf 
7  Millionen  kg  belief. 

22.  Baikanataaten.  Unter  den  Balkaii- 
staaten  hat  RumSuien  relativ  die  ^rüsste 
Baumwollindustrie,  die  allerdings  noch  immer 
überwiegend  Hausindustrie  ist.  Dir  Ver- 
brauch an  Hohmaterial  hat  sich  in  den 
letzten  15  Jahren  um  mehr  als  üO^/o  (ge- 
hoben. Gleichwohl  hat  sich  bisher  keine 
nennenswerte  Ausfulu-  von  Baumwollfabri- 
katen ent^Ä-ickoIt  und  ist,  wie  die  folgende 
Tafel  lehrt,  die  Einfidir  von  Garnen  und 
Geweben  infolge  der  Tolkex-eiinelirung  Und 
des  wachsenden  Wohlstandes  niclit  unbe- 
deutend gestiegen.    Es  betrug  aber  bei 


Im 

"-■'«  "^^s,"- 

Baumwoll- 
geweben 

Jahres- 

Ein-   Aus-    Ein- 1  Aus-    Ein-  [  Aus- 

durch- 

fuhr   fuhr    fvihr .  fuhr    fuhr     fuhr 

schnitte 

tausend  Kilogramm 

1881-86 

392 

0,2 

3479 

1.4 

4696 

19 

1886-90 

4(M 

1.9 

3917 

^780 

3 

1891—96 

601 

3,7 

5 '39 

1^0 

6636 

6 

1896 

437 

i.S 

485* 

0,4 

5324 

°J 

1896 

697 

0.9 

54781  o,S 

8557 

0.6 

1897 

639 

0,6 

6004.   4,2   17513 

3,8 

In  Serbien  betrug  nach  den  offiziellen 

Handelsausweisen   bei   einer  fast  auf  Null 

reduzierten  Ausfuhr  dieEinfiihi- HWi  kgvon 

Im  Jahres- 

s«  Eo.™i,.  ^-s-n.  ■'rr- 

im  Jahre 

1691-96        34'              M70                  843 

1896           33S             1251                   864 

1897 

M 

s 

"S 

7 

1 

70 

In  Bulgarien  ist  mit  dem  Wachstum 
der  Bevölkerung  und  des  Wohlstandes  der 
Verbrauch  von  Rohbaumwolle,  aber  auch 
die  Menge  der  Einfuhr  von  Garoen  und 
Geweben  aus  Baumwolle  stark  gewachsen. 
Es  betrug  nämlich  die 

Einfuhr       Einfuhr     Ansfahr 

in  tausend  Kilogramm 
1886—90  336  45*2  3 

1891—95  331  5695  3 


1897 


406 


3853  3167 
3116  3567 
3915    3795 


28.  Andere  Staaten.  Neben  deu  be- 
sprochenen Staaten  haben  noch  viele  andere 
eine  Baumwollindustiie,  doch  kommen  deren 
Erzeugnisse  fast  iiiu'  für  den  inländischen 
Bedarf  in  Beti-acht;  90  auch  Canada,  Bra- 
silien, Venezuela,  Columbia,  die  central- 
amerikanischeu  Staaten  und  Mexico. 

In  Canada  hat  die  Baum  Wollindustrie 
in  den  letzten  Jalirzehiiten  einen  sehr  be- 
deutenden Aufschwung  genommen.  Ein 
Zeugnis  bietet  hierfür  die  bei  minimaler 
Ausfuhr  seit  den  70  er  Jahren  auf  das  1 5  fadie 
angewachsene  Einfuhr  von  Baumwolle.  Diese 
betrug  nämlich  im 

Jahres-  Jahresdurch- 

dorchsclmitt  *'"'"  ^^  ^"^f^l^^'    ""'■  ^^ 

1871—75  1.13  1891—95           30,00 

1876-80  3,75  1894—95           25,84 

1881—86  9,88  1895—96 

1886-90  15,81  1896—97 


18,98 


1894  sollen  in  Canada  20  Baumwoll- 
fabriken mit  491 252  Spindehi,  12 104  Web- 
stühlen und  8216  Arbeitern  bestanden  haben. 

Unter  den  süd-  und  mittelamerikanisohen 
Staaten  hat  Brasilien,  gestützt  auf  eine 
grosse  einheimische  Baumwollpi-oduktifln, 
eine  bedeutendere  Industrie  entfaltet.  1885 
zählte  man  dort  bereits  62  Baumwollfabriken 
mit  225 122  Spindeln  und  4.S36  mechanischen 
Webstühlen.  Zehu  Jahre  später,  1895,  wer- 
den dagegen  155  Baumwollfabriken  au^e- 
zählt,  von  denen  sich  43  im  Shtate  Rio  de 
.laneiro  imd  35  in  Minas  Geraes  befinden. 
Sie  verai'beiten  den  grössten  Teil  der  ein- 
heinii.schen  grossen  Baiimwollprodutlion,  von 
welcher  1895  nicht  viel  mehr  als  30  Milli- 
onen kg  ausgefUlirt  wurden,  und  obschon 
nach  dem  Gesagten  sich  ihre  Zahl  um  ISO''/« 
vermehrt  hat,  so  soll  doch  ihr  Verbrauch 
an  Rohwolle  in  noch  hCherem  l^Iasse  ge- 
waeliseu  sein. 

In  Mexico  wmde  die  erste  Baumwoll- 
fabrik  1834  errichtet.   1888  bestanden  schon 
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dfi,  1896  107  BaiunwollfabrikcD,  von  denen 
2H  mit  Dwnpf,  34  teUs  mit  Dampf,  teils 
mit  Wasser  betrieben  -wurden.  Diese  107 
Fabriken  verbrauchten  1896  53,3  Millioiieu 
Pfund  Bohbaumwolle,  hatten  4481S(i  Spin- 
deln in  Betrieb  und  erzeugten  vl,8ß  Millionen 
Pfund  Gam  und  ca.  7  Millionen  Stflct  Tuch. 
In  Japan  vurde  die  erste  Baumwoll- 
veberei  mit  Dampfbetrieb  in  der  Mitte  der 
60  er  Jahre  errichtet  Sie  hatte  6000  Spin- 
deln. Seit  1880  hat  die  BaumwollinduBtrie 
einen  grossen  Aufschwung  genommen,  so 
dass  im  Jahre  1896  Fabriken  mit  etwa  einer 
Hillion  Spindeln  bestanden,  allerdings  soUen 
infolge  einer  Froduktionskrisis  hien-on  nur 
592425  in  Betrieb  gewesen  sein.  1897 
varen  wietler  781619  Spindeln  thfltig.  Die 
Oamproduktion  des  Jahres  1896  wurde  auf 


IW  Millionen  Pfund  gegen  42  Millionen 
Pfund  im  Jahre  1890  geschätzt. 

Auch  in  China  bestehen  Baumwoll- 
spinnereien. 1897  sollen  sie  .S7SII52  Spin- 
deln in  Betrieb  gehabt  haben. 

24.  üebersicht.  Um  den  gegenwärtigen 
Stand  der  Baum  Wollindustrie  in  den  einzel- 
nen Staaten  nach  seiner  relativen  Bedeutung 
schätzen  zu  können,  bringen  wir  folgende 
Darstellungen  des  absoluten  inid  relati\-en 
Verbrauches  an  Rohbaumwolle  sowie  der 
Anzahl  der  in  dieser  Industrie  beschäftigten 
Spindebi.  Ersterer  wurde  hierbei  gleichge- 
stellt den  Ueberschflssen  der  Einfulir  über 
die  Ausfuhr  beziehungsweise  der  Emte- 
reeultate  Über  die  Mehrausfuhr.  Fßr  Buss- 
land und  Lidien  wim]e  <lie  inlflndisclie  Pro- 
duktion allerdings  mir  umähemd  geschätzt. 


Baum  woU  verbrauch 


m 

Millionen 

kg 

679,60 

713-30 

694,56 

610,17 

595,37 

6^5,93 

a*,9l 

^87,89 

256,56 

252,38 

.»K.K.; 

18,98 

17,90 

20,00 

75.96 

64,06 

17,76 

■3,88 

14,15 

116,00 

88,47 

123,06 

Ii6,s6 

112,78 

'5,31 

16,25 

11,96 

n,i6 

9,87 

9,77 

6,6S 

4,36 

^,87 

*,75 

2.58 

125,00 

220,00 

210,00 

1,77 

0,97 

o,S3 

1,08 

0.77 

Oi39 

0,15 

0,23 

0,34 

0,64 

0,70 

0,60 

0,4' 

0,41 

0,33 

Groaebritennien  und  Irland      .... 
Vereinigte  Staaten  von  Amerika*)   .    . 

Schweiz       

Dentsches  Reich       

Belgien 

Frankreich 

Canada  

Spanien 

Schweden 

Italien 

Oeiteireich-Ungani       

Niederlande 

Busland 

Portugal 

Finnland 

Norwegen 

Indien    

Griechenland 

DSnemark 

Serbien 

BmnHnien 

Bulgarien 

Zusammen 


2646,26  j  2524,47  I    3499,76 1 


I 


I  93722 


Daman(wtedie  folgende  aus  den  vorhin  er- 
örterten Daten  zusammengestellte  Tafel  zeigt) 
der  Verbrauch  in  den  gleichen  Staaten,  ab- 
gesehen von  Indien,  per  Jahr  filr  1871^75 
auf  1277  und  für  1891— 95  auf  2290  Milli- 
onen Kilogramm  schätzen  dari,  so  ergiebt 
sich  fOr  die  letzten  25  Jahre  die  enorme 
Zunahme  von  mehr  als  1000  Millionen  Kilo- 
gramm und  für  jedes  Jahrfünft  eine  solche 
von  150—300  Millionen  Kilogramm.  Am 
grüssten  -war  die  Zunahme  zu  Beginn  der 
90er  und  80er  Jahre,  am  geringsten  in  den 


Jahren  nach  der  Krise  der  zweiten  Hälfte 
der  7Üer  .Tahre.  1896  nahm  der  Verbrauch 
im  ganzen  gegen  den  Durchschnitt  des  vomn- 
gangenen  Jahrfünfta  nur  wenig,  1897  in  viel 
grösserem  Masse,  1898  ganz  ausserordentlich 
zu,  da  Grossbritannien,  Deutschland  und 
Oesterreicli-Ungam  allein  um  2nO  Millionen 
Kilogramm  mehi'  verbrauehteii  als  1897. 
Den  Gesamtverbrauch  dieses  Jahres  wird 
man  <lanach,  abgesehen  von  Indien,  auf  ca. 
2700  Millionen  Kilogranmi  schätzen  dürfen. 


')  für  189091— 1894,1)5. 
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1  Rohbaumwolle  ij 


Vorperiode 
SlillioDen  Kilogramm 

1871—75        i276,8<;  —  1467 

1876—80        H'T,»?  150,21  i6z2 

1881 — 86        1749,17  322,10  1949 

1886—90        1986,38         237,21  2186 

1891—96        2289,76         303,38  2:;oo 

1896  230447  14,71  2525 

1897  2421,36  1 16,79  2646 

In  dem  statistischen  Bui'eaii  des  Schatz- 
amtes der  Vereinigten  Staaten  wurde  eine 
Berochniinp:  deB  BaumvoU  Verbrauches  in 
Europa  und  in  den  Yei-einigten  Staaten  bis 
zum  Jahre  1881  zurfick  durchgeführt,  die 
mit  unseren  (insbesondere  wegen  der  Be- 
rücksichtigung der  heimischen  Prtxhiktioii 
HuBBlwidB  grösseren)  Daten  ziemlicli  gut 
nberein  stimm  eil.  Danach  hätte  sich  aber 
ilei'  Baumisollverbiauch  in  den  letzten  65 
Jahren  gerade  aufs  10  fache  erhoben.  Er 
würde  nämlich  beti'agen  haben 

Im  Jahres-  MillioDen  Jahres-      Millioneu 

doichschnttt  kg  tlurchechuitt       kg 

1831— 3ö  230,0  1866-70  912,1 

1836-40  3*2,8  1871— 7Ö  1 184,9 

1841-45  427,2  1876—80  1347,1 

1846-50  1:04,2  1881-85  1641,5 

18&1— 56  "673,2  1886—90  1870,8 

1856-60  877,8  1891—94  21 15,6 

1861-65  574,4 

Dieses  riesige  Wachstiuu  des  Ver- 
brauches lässt  die  mächtige  Entwickeln  ng 
der  BaumwoUindustrie,  von  der  wir  fast  bei 

1'edem  Staate  sprechen  konnten,  besser  er- 
:ennen  nnd  beurteilen  als  das  Wachstum 
der  Arbeitsmaschinen  dieser  Industrie,  da 
einerseits  dieselben  foi-twährend  leistungs- 
fähigcr  werden,  andererseits  die  Nachweisun- 
gen zu  imgleich  und  ungenau  geliefert  wer- 
den, \ie\e  Staaten  die  Spiadelzüil  Oberhaupt 
nicht  mehr  erheben  und  man  dadurch  auf 
iinzulänghche  Schätzungen  angewiesen  ist. 
So  stellt  denn  auch  ilie  oben  angegebene 
2ahl  der  Spindeln  den  gegenwärtigen  Stand 
keineswegs  vollständig  dai-.  Dieser  dürfte 
grösser  sein.  Bereits  1890  wird  er  sich  auf 
00  Millionen  belaufen  haben,  für  1896  wini 
er  schon  auf  04.8  Millionen  geschätzt  und 
gegenwärtig  (1898)  dürfte  er  au  100  Mil- 
Ronen     heranreichen.     Wenigstens     haben 

i'ene  Gobiele,  für  die  wir  neue  Daten  liefern 
[onnten.  eiiie  meist  betrflchtUcbe  Venneh- 
ranff  gezeigt,  so  dass  man  dies  auch  für  die 
ilbngen  Gebiete  mit  vergröasertem  Baiimwoll- 
verbrauch  annehmen  kaun.  Dabei  darf  aller- 
dings nictit  Übersehen  werden,  dass  heut- 
zutage die  I^istung  einer  Spirulet  weseut^ 
lieh  grösser  ist  als  vor  10  und  20  Jahren. 
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trade  of  Greal-BrUaia  1860.  —  Indieit:  W. 
W.  Hunter,  The  imperial  Gutetter  of  India, 
trfond  Edit.  VI.  Vol.,  London  1SS6.  —  Finaii- 
eial  and  Commereial  (äatittiei  for  JBritieh  India 
((XConor),  Jahrgge.    1—S,    OüctiUa    1894—1898. 

—  Slatiitirat  Abetraet  relaling  (o  Bn'liih  India 
1840—1897198,  London.  —  Vereinigte  Staa- 
ten: Slati*tieal  Abetraet  of  United  State»,  Jahr- 
gänge 1878 — 1897,  Wathington.  —  The  fortign 
eommeree  and  narigation  of  ['.  St.  (frOher: 
Annual  Report  and  Statement  on  rommere»  and 
iiiii-igation.  Jahrgge.  1887 — lg96,  Waehington.  — 
Monthly  Hiimmary  of  Finance  and  Commerce., 
Jahrgge.  1896J97,  189719S,  Waehington.  —  l'ear- 
bonk  (früher  Report)  of  the  Department  of  Agri- 
cullure  ia8Sff.  bi»  1897,  Wathinglrm.  —  Jtrport 
on  manufrMuring  Induttriet  in  the  U.  .St.  al 
11.  Ccntut  1S90  P.  I.  Wathingion  1895.  —  D« 
Bote,  The  induttriat  reeoureet  etc.  of  the  touthern 
und  vettern  Stalet,  A'em-CWeotw  IBM.  —  Dewt- 
tehei  Reich:  StalUtitehet  Jahrbuch  für  dat 
Deuttehe  Reieh,  Jahrgge.  1880—1898.  —  Ata 
der  Stttlietlk  de»  Deuttchen  Reichet:  Geireiite- 
»lutlttik  ron  1875,  1882.  189n  JJ.,  S5.  Bd.,  -V. 
F.  6.,  7.  Bd.  und  Ergäntung  tu  den  Viertelj.- 
Nefl  1898:  Warenein-,  Ant-  und  Durchfuhr, 
für  dir  Jahre  187i—189e.  —  MonaUlehe  Saeh- 
weite  über  den  Autwärtigrn  Handel  1897.  — 
Oetterreieh-Ungarn:  Am  der  Oetter- 
i-eUhUchen  Slatitlik  4-,  ?-,  10.,  14;  17.,  20.,  23., 
26.,  39.  Bd.!  Statittik  dee  auru-äitigen  Handelt 
der  öeterr-nngar.  Monarchie  von  1882— 1890.  — 
Do.  38.  Bd.,  Beruftttatitlik  nach  der  ZShlung 
i'on  1390.  —  Slatitlit  den  autträrtigen  Handel» 
det  iHtlrrr.-tingar.  ZoUgebietet,  Jahrgänge  1891 
bi"  1897.  —  Aut  den  Nachrichten  über  Induttrie, 
Handel  und  Verkehr  aiu  dem  t.  k.  HandeUmi- 
nielerium,  2S.,  38.,  54- Bd.:  Statittik  der  Jltlerr. 
Induttrie  ron  1884,  1888,  1890.  Do.  4I.,  43., 
47.,  51.,  56.,  59.,  6g.,  65.  Bd.  —  Berichte  der 
Setrrr.  Conmlattbehlirden  für   d.    J.  1890—1897. 

—  Frankreich:    Tahleau    genirai    dn    com- 
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merce  de  la  France  Jahrgge.  1S37 — 1S97.  — 
TUAlrou  itrixauii  du  eommem-  de  la  Franc« 
lSi7—I83fi  bit  1S77—1SS6.  —  Annvaire  itaiu- 
ti^ut  de  la  France,  Ann^e  1878—1897.  —  Bel- 
gien; Aituuaire  itatUliguf  de  ta  Belgique, 
Annfe  1870—1896.  —  TaltUau  giiiiml  du  eom- 
mfrre  dt  In  Belgique  avee  let  payi  (traageri 
Annfe  1835—1397.  —  Niederlaade:  Jaar- 
eijfert  Jahrgge.  1881 — 96,  ATOMl-erdam.  —  Ita- 
lien: Anntiario  llatUlico  ilaliano.  Anno  1881  ff. 
bit  1307.  —  Macimenlo  eommerciaU  del  Kegno 
Ilalia,  Jahrggt.  1888 — 1896,  Jioma,  —  Die 
Sehireit;  Slatitliiehe»  JahrbiieA  der  i'khireii 
Jahrgge.  1391—1898,  Bern.  —  Stalittit  det 
Warmrtrkehrt  der  Sehtceü,  Jahrgge.  1885  bit 
1897.  —  Bin-  and  Atirf'ihr  der  wielitigtten 
Waren,  Quartalihefle  1397.  —  ZeiUehrifi  /är 
tehtceiieritche  Statiatik,  Jahrg.  1,  18,  19,  iiff., 
Bern  1865 — 1898.  —  Schweit.  Ilandrhitaliatik 
Jalirmberieht  (Berieht  Sbtr  Handel  und  Indnt- 
irie  der  Sfhveii),  Jahrgge.  1334 — 1897,  Bern. 
—  Euttland:  Oiior  Torgorija  Bouij  fafu- 
ifärtiger  Handel  Kut*Umd»l,  Jahrgge.  1870 — 1395 
Prtertburg.  —  Torgovlja  po  erroprjtkoij  granitti 
(nonalliehe  HanäeUaimreite),   Jahrggt.  1896  bü 

1897.  —  Aui  der  Statittujut  de  l'empire  de 
Jtutne  1,  10,  40  Bd. :  Anaiiaire  tiatittique,  Jahr- 
gänge. 1884ISÖ,  1890,  1896,  Pelerihurg.  —  W. 
Batobraaof,  Etadet  eur  l'ieonttmie  aalionale 
de  la  Ruitie,  Pelenbourg  1836,  S  Bde.  —  Am 
der  Butritehra  Rerme,  Vierte^hrtrkrifl  für  die 
Kunde  Riittland»  m«  R.  Hamtnertehmidi  (bit 
inA.  1891),  Peturiburg,  19.  Bd.,  &  307—S17; 
ie.  Bd.,  S.  RIS—SIS;  S3.^  Bd.,  S.  Si6ff.  — 
Finnland:  Sialiilitk  Artbok  ßir  Finnland 
»fg.   af  Slatittiidia  Centralbj/rän.    Arg.   1879  bit 

1898,  HeUingfort.  —  Spanien  :  Rettiia  geo- 
gräfica  y  etaditlira  de  Etpana,  Madrid  1838. 
— ■  Eitaditticn  genend  del  comereio  citerior  de 
Eepana,  Jahrgge.  1891—1396,  Madrid.  —  Por- 
tugal: Aanaario  elladittiro  de  Portugal,  Li»- 
boa  187S-~-l386.  —  Eeladiitica  de  Portugal, 
Commereio  rom  paiiei  ettrangeiroe.  Anno  2861 
bi»  1396,  Liiboa.  —  O  r<  e  e  henl  an  d  :  Com- 
mrrre  de  la  Greee  ai<ee  let  payt  Strängen, 
Jahrgge.  18S7—1S9G,  Athinet.  ~  üehwedtn: 
Ant  Bidrag  tili  teeriget  officiela  Slatittik:  D) 
Fabriter  oeh  matiu/aklurtr,  Jahrgge.  1888—1395, 
&ot:khal'n;  F)  ütriket  handel,  Jahrgge.  1338  bü 

1896,  Stocihnlm.  —  Slattttitk  Tidikrifl,  Jahrgge. 
1890—1397,  Stocihohn.  —  A'o  rw  e  jt«  n  .-  Aut 
yorget  tißeielle  Statltlü:,  III.  B. :  Tabelter 
redkammeiid«  Xorget  handel  Jahrgge.  1884  l"* 
1898,  Kritliania.  —  Slatitti$k  Aarborg,  Jahrgge. 
1379—1897.  —  Danemark:  Dnnmark  ÄM- 
Htlitk.  TaMraert.  Vare-JndJSmel  og  l'dJSrtel, 
Jahrgge.  1373—1396,  KSbenhavn.  —  Do.  .Slalit- 
litk    Aarbog,    Jahrgge.    1,    t,    KSbenham    1396. 

1897.  —  Serbien:  Slatiitique  de  la  Serbie. 
Vol.  XIV,  Brlgrade  1889.  —  SlaliMique  du 
Oominerce  trleriair  du  R.  de  Serbie,  Jahrgge. 
1389—1396,  Betgrade.  —  Rumänien:  Com- 
Meree  rrtfrieur  (TaNeau  gtntrctl  du  eomtnerce) 
de  la  Rouuuinie,  Jahrgge.  1330 — 189S,  Bucarett, 
Bvlgiirien:  Sialittigue  du  commeree  de 
yrintipauli  de  Sulgarie  pendant  l'annet  1S8S 
bit  1896,  Stiphia. 


Heber  sieht  der  Zoll  9«  schichte 
der  Banmirollindastrle. 

1.  England.  2.  Frankreich.  3.  Preuasen 
und  det  ZoLverein.  4.  Oesterreich.  6.  Andere 
enropäiBche  Staaten.  6.  Die  Vereinigten  Staaten. 

!•  England.    In  England  finden  wir  die 

Calicos,  wie  die  indiscben  BanmwoUgewebe  (nach 
dem  Handelsplätze  (,'alicut)  genannt  wurden, 
schon  in  dem  ersten  geordneten  VerzeichniB  der 
zoUpflichtifren  Waren  vom  Jahre  1660,  jedoch 
nnr  als  Gegenstand  eines  mäaai^en  Finanzzolleti, 
aufeeftihrt.  Die  Baum  Wollindustrie  stand  da- 
mals in  England  noch  in  ihrer  Kindheit  nnd 
lieferte  ausser  Wirkwaren  fast  nnr  gemischte 
Gewebe,  in  denen  nnr  der  Einschlag  aas  Baum- 
wolle, die  Kette  aber  ans  Leinengarn  bestand. 
Gegen  Ende  des  17.  Jahrhunderts  oürgerte  sich 
die  Druckerei  zur  Nachahmung  der  indischen 
„bemalten"  Banmwollatoffe  ein,  und  zum  Schutze 
dieser  neu  aufkeimenden  Industrie  wurden  1701 
die  indischen  Stoffe  dieser  Art  von  der  Einfnhr 
gänzlich  anBge.schlossen.  .andererseits  aber 
wurden  1712  die  in  England  bedruckten,  roh 
ans  Indien  eingeführten  Zenge  wie  anch  die 
gednickten  Stoffe  aus  Seide  und  Leinen  einer 
inneren  Verbranchsateuer  unterworfen,  die  mit 
mehrfachen  Aenderungen  und  Erhöhungen  bis 
1831  bestehen  blieb.  Bei  der  Ausfuhr  solcher 
Stoffe  wurde  die  Steuer  vergütet,  indes  sah  man 
sich  1812  BUS  finanziellen  Qranden  veranlasst, 
diese  Ausfuhr  Vergütung  aufzuheben,  was  für 
den  Staat  einer  Mehreinnahme  von  306000  £ 
gleichkam.  —  Die  Vertreter  der  älteren  Ge- 
webeindnstrieen  sahen  das  Aufkommen  einer 
neuen  Konkurrenz  nicht  ohne  Eifersacht,  nnd 
ihrer  Unzufriedenheit  war  es  EUznscbreiben, 
dass  im  Jahre  1722  die  Verwendung  auch  der 
in  England  bedruckten  Baumwollstoffe  für  die 
inländische  Konsumtion  gänzlich  verboten  wurde, 
so  dass  die  Herstellung  derselben  nnr  noch  für 
die  Ausfuhr  erlaubt  blieb.  Dieses  Verbot 
bedrohte  aber  auch  die  Interessen  der  ein- 
heimischen Pabrikatioa  von  „taatians"  und 
anderen  gemischten  Stoffen,  und  es  wurde  daher 
1736  vom  Parlament  ausdrücklich  genehmigt, 
dass  bedruckte  Zeuge,  deren  Kette  ausschliess- 
lich ans  Leiuen  bestehe,  im  Inlande  getragen 
nnd  zu  sonatigen  Zwecken  verwendet  werden 
dürften.  Als  dann  nach  Erfindung  der  neuen 
Spinnmaschinen  aucli  Kettengam  aus  Baum- 
wolle in  genügender  Qualität  hergestellt  werden 
konnte  lind  somit  die  englischen  ganzbanm- 
wollenen  Stoffe  eine  rasch  zunehmende  Be- 
deutung erhielten,  worde  im  Jahre  1774  be- 
stimmt, dass  der  Gebrauch  dieser  inländischeu 
Baumwollzeuge,  auch  wenn  sie  bednickt  seien, 
gestattet  sei  und  dass  sie  nur  die  Hälfte  der 
Accise  zu  entrichten  hätten,  die  von  den  eigent- 
lichen Calicos  zu  zahlen  war  (3  Pence  statt 
6  Pence  für  das  tjuadratjard).  Nach  der  Kon- 
Bolidationsakte  von  1787  wurden  bedruckte  aus- 
ländische Oftlicos  nnd  Musseline  mit  7  I,  Pence, 
im  Inland  gewebte,  gemischte  oder  rein  baum- 
wollene bedruckte  Zeuge  mit  S'j,  Pence  das 
Quadrat^vard  besteuert,  wobei  die  gewöhnlichen 
Zeuge  im  Verhältnis  zn  ihrem  Werte  wohl 
sehnmal  schwerer  belastet  waren  als  die  feinen. 
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Der  Zoll  auf  die  oicht  verbotenen  Baumwoll- 
waren. oLüo  naraentlich  niif  ilie  in  England  zu 
bedrnctenden  rohen  CalicoB  betmg  im  vorigen 
Jahrbnsdert  meistens  16— IS'/n  des  Wertes, 
wurde  aber  in  den  letzten  JahrEebnteQ  des- 
Relben  und  in  der  napoleoniHchen  Kriegsperiode 
m^  nnd  mehr  erhobt  ond  erreichte  BchliesB- 
lich  50— -75°/,,.  Bei  der  neuen  Konaolidiernng 
des  Tarifs  im  Jahre  18ä&  trat  jedoeh  eine  Er- 
mBasigiin^  des  Zolles  ant  meistens  W'L  des 
Wertes  ein,  da  man  zu  der  Eiosicbt  gelangt 
war,  dass  ein  „Schntzzoll"  für  die  allen  Mit- 
bewerbern weit  Überlegene  englische  Saum- 
wollindnstrie  gar  keinen  Sinn  mehr  bähe.  Im 
Jahre  1845  warde  der  Zoll  ant  Banmwollgam 
ganz  anfgehoben,  und  im  folgenden  Jahre  ge- 
schah dasselbe  in  Bezng  auf  die  Bauniwoll; 
gewebe^  sofern  sie  nicht  zn  Eonfektions waren 
verarbeitet  oder  apeciell  tarifiert  waren.  Die 
letzten  unbedeutenden  Ueberreste  von  Zöllen 
dieser  Art  wurden  nach  einer  weiteren  Herab- 
setzimg im  Jahre  1853  durch  den  Handels- 
vertrag mit  Frankreich  (1860)  beseitigt,  —  Die 
Anshihriaile  auf  Baumwollwaren  wurden,  wie 
die  auf  alle  anderen  Pahrikate,  schon  1721  anf- 
«ehoben.  —  Die  rohe  Baumwolle  war  im  vorigen 
Jahrhundert,  wenn  sie  nicht  aus  britischen  Be- 
sitzungen stammte,  mit  einem  Zoll  von  1  Penny 
filr  das  Pfund  belastet ,  der  jedoch  nach  einem 
Gesetz  von  1766  unter  gewissen  Bedingnngen 
hei  der  Einfuhr  anf  britischen  Schiffen  erlassen 
wurde.  Seit  dem  Jahre  1798  jedoch  sah  man 
sich  geuütigt,  den  Baumwollzoll  mehr  und  mehr 
als  Önanzielle  Hilfsquelle  auszanntzen.  In  jenem 
Jahre  wurde   derselbe   bei  der  Einfuhr  durch 


Livres  erhoben  wurden.  Auch  in  Frankreich 
icheint  der  Entwickeinng  der  Banmwollindnstrie 
anfangs  die  Eücksicht  anf  die  Leinen-  und 
Seidenweberei  entgegengewirkt  zu  haben,  denn 
es  dürfte  wohl  nur  so  zu  erklären  sein,  dass 
durch  eine  Ordonnanz  vom  Jahre  1689  die  Zer- 
atfimng  aller  OerSte  zum  Bedrucken  (oder 
„Bemalen")  von  Banmwollgeweben  angeordnet 
und,  wie  später  auch  in  England,  der  (gebrauch 
gedruckter   Kattune  verboten  wurde.     "-"'- 


auf  87<  Schilling  fBr  100  Pfund,  für  solche  aus 
der  Türkei  wnd  den  Vereinigten  Staaten  auf 
6'/i  Schilling,  für  solche  aus  anderen  Ländern 
auf  12',',  Schilling  gesetzt.  Nachdem  die  Ein- 
fiüir  im  Jahre  It&l  wieder  freigegeben  worden, 
traten  im  folgenden  Jahre  diese  ZUile  wieder 
mit  erhObten  Sätzen  ein  und  nach  einer  aber- 
maligen Steigerung  im  Jahre  ISUÜ  ^^'urden  sie 
1805  auf  16  Schilbng  lO'i,  d.  und  bei  der  Her- 
kunft ans  den  nicht  besonders  genannten 
„anderen  L&ndem"  anf  25  Schilling  3'/,  d.  für 
100  Pfnad  gebracht.  Im  Jahre  181ö  wurde 
dieser  Rohstoff  zoll  ohne  Unterscheidung  des 
Herkunftslandes  auf  8  Schilling  7  d,  herab- 
gesetzt, und  1819  trat  für  die  direkt  eingehende 
Baumwolle  ans  den  britischen  Kolonie en  in 
Amerika  eine  weitere  Ermässigung  desselben 
auf  6'/,  SchiUing  ein.  Für  diese  wurde  dann 
1824  der  Zoll  ganz  aufgehoben,  während  er  für 
die  Baumwolle  von  anderer  Herkunft  seit  1820 
auf  O'/o  des  Wertes  gesetzt  war.  Im  'Jahre 
1828  wurde  jedoch  die  direkt  eingeführte  Baum- 
wolle aus  britischen  Besitzungen  wieder  mit 
4  d.  für  den  ('entner  belastet;  für  die  übrige 
wurden  1831  vom  Centner  5  Schilling  10  d.  und 
seit  1833  2  Schilling  11  d.  erhoben.  Die  voll- 
ständige Aufhebung  des  Zolles  auf  Baumwolle 
der  einen  wie  der  anderen  Herkunft  erfolgte 
erst  1845. 

2.  Frkokrelcb.  In  dem  Colbertschen  Tarif 
von  1664  ist  rohe  Baumwolle  mit  einem  Ein- 
gangszoU  von  3  Livrea  für  100  Pfund,  Baum- 
wollgarn mit  einem  solchen  von  10  Livres  be- 
legt,   während    als    Ausfuhrzoll    4    bezw.    6 


die  konäszieiien  Stoffe  unter  der  Begentschaft 
verbrannt  und  erst  seit  1720  in  das  Ausland 
verkauft.  Dieses  Verbot  der  indischen  be- 
druckten Baumwollzenge  (wie  anch  der  in- 
dischen Seidenstoffe)  bheb  his  zur  Periode  der 
Revolution  bestehen,  wahrend  man  andererseits 
den  Handel  mit  Indien  dnrch  Monopole,  Privi- 
legien und  Prämien  auf  alle  Art  zu  fSrderi) 
suchte.  Die  sämtüchen  englischen  Baum- 
wüllgewebe  waren  seit  1701  bis  zum  Abschloss 
des  Handelsvertrages  mit  England  vom  Jahre 
1786  von  der  EiunliT  ausgeschlossen,  ebenso 
verschiedene  Arten  von  Baum woll zeugen  anderer 
Herkunft.  Baumwollgarn  hatte  nach  einer  Ver- 
ordnung vom  Jahre  1765  20  Livres  ZoU  für 
den  Centner  zu  entrichten,  rohe  Baumwolle  war 
seit  1749  frei.  Durch  den  erwähnten  Handels- 
vertrag wurden  die  englischen  Baumwollwaren 
Eegeu  einen  Zoll  von  12°/,,  des  Wertes  zuge- 
isaen,  doch  blieb  dieser  Konventionstarif  we^en 
des  1792  ausbrechenden  Krieges  nur  wenige 
Jahre  in  Kraft.  Der  allgemeine  Tarif  vom 
In.  März  1791  setzte  den  Zoll  für  weisse  Baum- 
wollzeuge, aus  dem  franzUsiach-indischen  Handel 
stammend,  anf  37'/,  Livres  für  100  Pftmd,  für 
solche  von  anderer  Herkunft  auf  160  Livres, 
für  gefärbte  oder  bedruckte  auf  75  bezw. 
135  Livres,  für  einfache  Musseline  auf  150 
bezw.  200  Livres ,  für  gestickte  ant  300 
bezw.  400  Ijivres,  für  Strumpfwirkerwaren 
auf  140  Livres  etc.  Baumwollgarn,  gefärbt  oder 
nicht,  hatte  2^U  Livres  das  Pfund,  bei  indischer 
Herkunft  aber  nur  12  Sous  zu  entrichten,  rohe 
Baumwolle  blieb  frei.  Ein  Dekret  des  Kon- 
vents vom  3.  März  1793  verbot  n.  a.  die  Ein- 
fuhr aller  englischen  Oewebe  und  Wirkwaren 
ans  BanmwoHe,  und  durch  das  0.  v.  10.  Bru- 
raaire  des  Jahres  V  wurde  dieses  Verbot  ant 
den  grüssten  Teil  der  BauniwoU waren  über- 
haupt und  anch  aut  die  Baumwollgame  aus- 
gedehnt. Im  Jahre  18()4  wurde  dieses  letztere 
Verbot  für  die  Game  ^s  befreundeten  Ländern 
durch  hohe  Eingangszi'üe  ersetzt,  1809  aber 
wieder  allgemein  erneuert,  Napoleon  war  der 
Baum  Wollindustrie,  in  der\er  eine  Hauptstütze 
der  wirtschaftlichen  Macht  'tJnglnnds  erblickte, 
keineswegs  geneigt;  er  gii\B  sogar  mit  dein 
Gedanken  om,  dieselbe  gän?iich  zu  verbieten, 
wenn  es  nicht  gelingen  sollte,  "jlaa  nlitige  Roh- 
material in  SUdeuropa  zu  erzeuseo-  Dm  diesen 
letzteren  Zweck  zu  erreichen  ,■  belegte  er  die 
überseeische  Baumwolle  mit  eBormen  ZöUeu. 
Schon  im  Jahre  1806  hatte  er  einen  allgemeineu 
Zoll  von  60  Francs  für  100  K'üo  Baumwolle 
eingeführt,  den  er  durch  ein  jOekret  vom  8. 
Februar  1810  verdoppelte.  Xoiih  viel  vreiter 
aber  ging  das  sogenannte  Dekrt-t  vou  Trianon 
(vom  o.  August  1810),  welches  die  überseeische 
Baumwolle  (mit  Ausnahme  der  aus  den  franzö- 
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BiMhcQ  Kolonieen  Rtanuneoden)  mit  Zöllen 
600—800  Francs  (für  100  Kilo),   die  ans 
Lersute  mit  400  Francs  (b«i  der  £in(alir 
See]  oder  200  Francs  [bei  der  Einfahr  zu  Lande) 
belastete ;    dagegen  die  neapolitanische    durch 
den  medri^n  Satz  von  120  Francs  (nach  eini^a 
Monaten    jedoch    auf   180  Francs    erhöht)    be- 
günstigte.   Zn  diesen  ZollsStsen  kam  übrigens 
aaiih  noch  ein  Kriegszaschlag  von  Wl„.    Die 
Rflckvergfltnng  bei  der  Aoafnhr  von  Eanmwoll- 
fabrikaten  betmg  nur  220  Francs  für  100  KUo 
mtd  kam  der  wirklichen  DtirchschnittfibeiHfltnng 
lies  Bohstoffes  sicherlich  nicht  gleicb. 

Nach  der  Herstellung  des  Friedens  wurden 
die  nriprttnglich  als  Kriegsmassregel  gegen  Eng' 
land  erlassenen  Einfnhrrerbote  keineswegs  ab- 
gehoben, sondern  hinsichtlich  aller  Under  in 
Uuem  ganzen  Umfang  beibehalten.  Sämtliche 
BaninwoUfabrikate  mit  alleiniger  Ausnahme  des 
aas  Ostasien  eingeführten  Nanking  (der  800  bis 
1000  Francs  Zoll  fOr  100  kg  zn  entrichten  hatte) 
sowie  anch  s&mtlich«  Baumwollgarne  worden 
durch  das  den  Tarif  neu  ordnende  G.  r.  28. 
April  1816  Ton  der  Einfuhr  ausgeschlossen. 
Die  erste  unbedeutende  Hildening  dieses  Pro- 
hibitivsystems trat  erst  im  Jahre  1^4  ein,  in- 
dem die  feinen  rohen  Baumwollgarne  von 
Nr.  143  und  höher  gegen  Zölle  von  700—880 
Francs  fQr  100  kg  zugelassen  wurden.  Anch 
den  baumwollenen ,  dnrrfa  Handarbeit  herge- 
stellten Spitsen  wurde  der  Eingang  gegen  einen 
Zoll  von  o7o  des  Wertes  gestattet.  Der  Zoll 
auf  Nankmg  wurde  1848  auf  100  Franc»  herab- 
gesetzt, jedoch  war  nur  direkte  Einfuhr  aus 
udien  auf  franzDerischeu  Schiffen  erlaubt.  Der 
Handelsvertrag  mit  Belgien  von  18ö2  eröffnete 
einzelnen  belgischen  &umwollfabriliat«n  den 
französischen  Markt  gegen  einen  Zoll  von  2570 
des  Wertes.  Aber  erst  dnrch  den  Handelsver- 
trag mit  England  von  1860  wurden  alle  Ein- 
fnhrverbote  angehoben  und  fUr  alle  Staaten, 
die  nach  nnd  nach  dem  Vertragssystem  bei- 
traten, in  dem  KonTentionstarif  durch  Z4tlle 
ersetzt,  die  teils  auf  15  %  des  Wertes  angesetzt, 
teils  als  GewichtszCUe  bestimmt  waren.  Die 
rohen  Gewebe  z.  B.  hatten  je  nach  ihrer  Fein- 
heit Ö0~300  Francs  für  100  kg,  die  rohen 
(>ame  15—300  Francs  zu  entrichten.  Für  die 
:<iaaten,  welche  keinen  Tarifvertrag  mit  Frank- 
reich abschlössen,  blieb  der  alte  Generaltarif 
mit  seinen  Verboten  bestehen,  was  indes  prak- 
tisch von  geringer  Bedeutung  war.  ErAt  im 
Jahre  1881  erfolgte  anch  eine  gründliche  Reform 
des  Generaltarifä  mit  Aufhebnng  der  Einfuhr- 
verbote, an  deren  Stelle  allerdings  hohe  Zölle 
traten.  Dieselben  betrugen  z.  B.  für  Zeuge 
71,30—718,75  Francs  für  100  kg  und  für  rohe 
Game  18.äO--372  Francs.  Dieser  nene  Tarif 
diente  jedoch  hanptsttchlich  nur  als  Grundlage 
f&r  die  Unterhandlungen  zum  Abscbluss  der 
neuen  Handelsverträge,  nnd  durch  diese  kam 
ffir  die  meisten  Industriestaaten  wieder  eia- 
Konventionstarif  zn  stände,  der  für  die  baum- 
wulfenen  Game  nnd  auch  für  viele  Ganzfabrikate 
niedrigere  SStze  aufwies  als  der  frühere  und  nnr 
einige  der  feinsten  Gewebe  stärker  belastete. 
Der  nene  Generaltarif  vom  11.  Januar  18U2 
ging  wieder  über  die  Sätze  von  1881  hinaus 
and  stufte  z.  B.  die  ZOUe  für  rohe  Game  zwischen 
19,a0  nnd  403  Francs,  die  fttr  rohe  Gewebe 
zwischen  60  und  806  Francs  ab.    An  die  Stelle 


des  Eonventionstarifs  trat  jetzt  i 
tarif.  der  nicht  vertragsmässig  feetgel^  ist 
nnd  nur  den  Staaten  gewährt  werden  soU,  die 
Frankreich  besondere  Vorteile  zu^«stehen.  Seine 
Sätze  sind  erheblich  höher  als  die  des  firtiheren 
Eonventionaltarifs  and  betragen  z.  B.  fflr  rohe 
einfache  Game  zwischen  15  und  310  Francs, 
für  rohe  Gewebe  zwischen  62  und  620  Francs. 
—  Was  den  Zoll  auf  rohe  Baumwolle  betrifit, 
so  wurde  derselbe  im  Jahre  1814  bis  auf  ein 
Wagegeld  beseitigt,  dnrch  das  Gesetz  von  1816 
aber  ans  Ananziellen  Gründen  in  ziemlich  be- 
deutender Höhe  wieder  eingeführt.  Mit  Ein- 
schlnsa  des  dauernd  beibehaltenen  Kriegszehntels 
betrug  der  Zoll  bei  der  Einfuhr  auf  franzOsiBcha) 
Schiffen  fUr  amerikanische  kurzstapelige  Banm- 
wolle  22  Francs,  für  langstapelige  A  Francs 
für  100  hg.  Für  türkische  nnil  indische  Baum- 
wolle waren  nnr  16,50  Francs,  fflr  solche  aus 
den  französischen  Kolonieen  nur  11  Francs  za 


Zwischenhäfen  Flaggen-  nnd  Entrepotzuscbliga 
erhoben.  Die  Rlti'k Vergütung  bei  der  Aasfnnr 
von  Fabrikaten  betrug  50  Francs  für  100  kg. 
Nach  einigen  weniger  bedeutenden  Aenderungen 
wurde  ini  Jahre  1832  der  Unterschied  von  lang- 
stapeliger und  kurzstapeliger  Baumwolle  aä- 
geboben  und  demgemäss  der  Zoll  fOr  die 
amerikanische  allgemein  auf  22  Francs  gesetzt; 
für  die  indische  und  die  aus  den  französischen 
Kolonieen  stammende  traten  Ermässigungen 
auf  11  und  &,Ö0  Francs  ein.  Die  letztere  wurde 
dann  1864  ganz  befreit.  Das  G.  v,  5.  Hai  1860, 
das  Oberhaupt  die  BohstoffzöUe  im  wesentlichen 
beseitigte,  hob  auch  den  eigentlichen  Banm- 
wollzoU  anf  nnd  liess  nur  bei  der  Einfuhr  auf 
fremden  Schiffen  oder  ans  europäischen  Nieder- 
lagen, soweit  nicht  vertragsmässig  Ausnahmen 
bestanden ,  einen  Flaggen-  be zw.  Entrepotcu- 
achlag  von  3  Francs  für  100  kg  [bis  1865  mit 
einem  Znschlag  von  einem  doppelten  Decimej 
bestehen.  Der  Flagj;enzuschlag  fiel  1869  weg, 
und  der  gegenwärtig  geltende  Tarif  enthalt 
nnr  noch  eine  „Surtase  (rentrepöt"  von  3  Francs 
für  100  kg. 

3,  Prenseen  and  der  ZollTereln.  Das 
von  Friedrich  dem  Grossen  geschaffene  Profai- 
bitiv-  und  Sperrzollsystem  kam  anch  Aer  prens- 
sischen  BanmwoUindustrie ,  deren  Anfänge  ttb- 
rigens  in  die  Zeit  Friedrich  Wilhelms  I.  fiülen, 
zn  statten.    Im  Jahre  1755  wurde  in  dem  Zoll- 


gänzlich verboten,  während  die  aus  anderen 
Ländern  stammenden  sehr  hohe  ZOlle  zu  ent^ 
richten  hatten.  Am  Ende  des  Jahrhundert« 
war  das  Einfuhrverbot  überhaupt  vorherrschend 
und  nnr  den  feinen  weissen  Waren  und  einigen 
besonderen  Fabrikaten  derEingangnachFreussen 
gestattet.  Kacb  der  Schlacht  bei  Jena  mossten 
die  Verbote  auf  Verlangen  der  Franzosen  für 
die  französischen  Erzeugnisse  aufgehoben  und 
an  ihre  Stelle  sehr  massige  Zölle  gesetzt  werden, 
die  für  Banmwollwaren  nur  10" 0  des  Wertes 
betrogen.  In  Ostprenssen  sah  man  sich  1807 
dnrch  die  Handelslnire  genötigt,  die  fremden 
Fabrikate  (soweit  sie  unter  der  Kontinental- 
eingehen  konnten)  gegen  eine  Verbraucha- 


und 


dieser  Satz  wurde  in  der  auf  die  Vertreibung 
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der  FranzoBen  folgenden  Uebergangsaeit  provi- 
Borisch  ftllgemein  angewandt,  jedocn  in  der  Art, 
dasfl  die  Bis  1806  verbotenen  Waren  nnr  auf 
Grand  besonderer  Päese  eingeführt  werden 
konnten.  In  betreff  der  Baumwollwaren  aber, 
die  nunmehr  in  grossen  Massen  von  den  Eng- 
iBadem  eingeführt  wurden,  erfolgte  1815  eine 
teilweise  Emenerung  des  Verbotes,  indem  be- 
stimmt wurde,  dass  weitere  Pässe  nicht  mehr 
erteilt  werden  sollten  mit  Ausnahme  solcher 
für  die  Einfuhr  von  feinen  weissen  Waren,  ost- 
indischem  Nanking  und  Strumpfwaren ,  für 
welche  auch  die  biBherige  EonBnmtionsabgBbe 
einstweilen  noch  bestehen  bleiben  sollte.  Bei 
der  Reform  des  Zollweaens  durch  den  Tarif 
T.  26.  Hai  1818  worden  indes  diese  Prohlbitiv- 
massre^eln  nicht  aufrechterhalten.  Für  weisse, 
einfarbige  und  mehrfarbige  gewebte  BsumwoU- 
waren  wurde  Zoll  nnd  Verbranchsabgabe  zu- 
sammen für  die  östlichen  Provinzen  auf  142,()7 
Harlc ,  für  die  westlichen  Provinzen  auf  139,75 
Mark  für  den  (alten)  Centner  gesetzt.  Gedruckte 
und  feine  weisse  Baumwollwaren,  wie  Hunselin, 
Gaze,  Mnll,  broschierte  und  jfestickte  Waren, 
Strumpfwaren  hatten  in  den  beiden  Landesteilen 
183,33  bezw.  170  Mark  zu  entrichten.  Die 
Verbrauchsabgabe  bildet«  den  Hanptteil  dieser 
Sätze;  sie  stellte  denjenigen  Teil  deä  Zolles  im 
weiteren  Sinne  dar,  der  erhoben  wurde,  wenn 
die  Ware  wirklich  im  Lande  konsumiert  und 
nicht  bloss  durchgeführt  oder  nur  zeitweilig 
eingeführt  wurde.  Für  weisses  Baumwollgarn 
waren  im  Osten  6  Mark,  im  Westen  3  Mark 
^  Zoll  zu  zahlen,  für  gefärbtes  kam  zu  diesen 
sitzen  noch  eine  Verbranchsabgabe  von  13,7ö 
Hark.  Für  rohe  Baumwolle  wurden  beim  Ein- 
gang nur  0,5  Mark,  dagegen  bei  der  Ausfuhr 
Sn  Osten  4,60  Mark  nnd  im  Westen  1,60  Mark 
Tora  Oentner  erhoben.  Was  die  um  dieselbe 
Zeit  in  anderen  deutschen  Jjtaaten  bestehenden 
zolle  betrifft,  so  wurden  z.  B.  in  Bayern  nach 
dem  Tarif  v.  22.  Juli  1819  von  Baumwollwaren 
aller  Art  beim  Eingange  nur  20  Gulden  vom 
Centner  Brutto  erhoben,  nnd  für  rohe  Baum- 
wolle waren  bei  der  Einfohr  EO  Kreuzer,  bei 
der  Ansföhr  12'/»  Kreuzer  zu  zahlen.  In  Württem- 
berg betrug  der  Ein^ngszoU  nach  dem  Tarif 
V.  11.  November  1812  für  Baumwollfabrikate 
aller  Art  nnr  8  Gulden  .92  Kreuzer  vom  Centner 
und  für  rohe  Baumwolle  sowie  für  gefärbtes 
nnd  ungefSrbtes  Garn  nur  32  Kreuzer.  Da- 
gegen hatten  Baumwollgame  einen  Ausfuhrzoll 
von  1  Gulden  4  Kreuzer,  rohe  BanmwoUe  eil 
solchen  von  32  Kreuzer,  Fabrikate  einen  solchen 
von  16  Kreuzer  zu  entrichten.  Noch  trei- 
hSndlerischer  war  der  badische  Tarif  v.  2.  Januar 
1812  gehalten :  Baumwollfabrikate  waren  bei 
der  Einfuhr  nur  mit  2  Gulden  für  den  Centner, 
gefärbtesBaumwoIlgam  mit  1  Gulden  20  Kreuzer, 
ungefSrbtes  mit  24  Kreuzer ,  rohe  Baumwolle 
aber  mit  48  Kreuzer  belastet,  wBhrend  die  Aua- 
fnhrzBlle  bezw.  16,  24,  48  Kreuzer  betrugen.  — 
In  Sachsen  wurden  ebenfalls  nur  geringe  ZüJle 
von  deu  Baumwollwaren  erhoben,  wShrend  die 
Baum  Wollindustrie  dort  den  hBchisten  Stand  in 
Deatschland  erreicht  hatte.  —  In  Preussen 
wnrde  in  dem  Tarif  von  1821  die  Unterscheidung 
zwischen  den  Ustlichen  und  westlichen  Provinzen 
teilweise  und  die  zwischen  Zoll  nnd  Verbraucbs- 
abgabe  ginzlich  beseitigt  nnd  für  haumwolleue 
Gewebe  und  Strickwaren  ein  einheitlicher  Zoll 


150  Mark  für  den  Centner,  für  gefärbtes 

1  ein  solcher  von  18  Mark  festgesetzt.  Diese 
Sätze  gingen  auch  in  den  Zollvereinstarif  v. 
31.  Oktober  1833  über,  ebenso  der  von  6  Mark 
für  ungefärbtes  Garn,  der  1831  auch  auf  die 
westlichen  prensaischen  Provinzen  ausgedehnt 
i'orden  war.  Der  Zoll  auf  Qanzfabrikat«  blieb 
rotz  der  in  den  vierziger  Jahren  lebhaft  hervor- 
tretenden schntzzUllnerischen  Bewegung  in  (|en 
'  ei  ersten  Vertragsperioden  des  ZoUvereins 
jgeSndert  und  wurde  dann  auf  Grund  des 
Handelsvertrags  mit  Frankreich  s<^ar  sehr  be- 
deutend herabgesetzt,  indem  der  Tarif  v.  1.  Mai 
1865  die  gewöhnlichen  Gewehe  nur  noch  mit 
30  Hark,  die  besseren  und  die  Strumpfwaren 
mit  48  nnd  die  undichten  Gewebe  und  Spitzen 
mit  yO  Mark  auf  den  Zollcentner  (60  kg)  be- 
lastete. Für  die  gefärbten  und  drei-  oder  mehr- 
drähtigen Garne  war  1837  eine  Erhöhung  des 
Zolles  auf  24  Mark  eingetreten,  nnd  1846  wurde 


letztere  Satz  wieder  auf  6  Mark  und  der  erstere 
auf  12  Mark  erniedrigt .  mit  Ausnahme  der 
drei-  und  mehrdrähtigen  Game,  die  mit  18  Mark 
zu  verzollen  waren.  Der  Vereinatarif  v.  17.  Mai 
1870  setzte  den  Zoll  auf  undichte  Gewebe  auf 
78  Mark  herab.  Ein  Umschwung  in  schutz- 
zJSllnerischer  Bichtung  wurde  dann  durch  den 
Tarif  v.  15.  Juli  1879  herbeigeführt;  die  Zölle 
auf  Baumwollwaren  wurden  in  mehreren  Ab- 
itufnngen  auf  W -250  Mark  für  den  Doppel- 
centner  (100  kg)  gesetzt  und  auch  für  Garne 
eine  lange  Stufenreibe  gebildet,  indem  die  Sätze 
für  rohes  eindrähtiges  Garn  von  12—36  Mark, 
die  für  rohes  zweidrähtiges  von  16—39  Mark, 
fUr  gebleichtes  oder  getÄrbt«»  von  24 — 48  Mark 
für  100  kg  gehen.  Mehrfach  gezwirntes  Näh- 
garn wurde  von  36  auf  70  Mark  gebracht. 
Einige  weitere  Verschärfungen  brachte  noch 
dag  G.  V.  22,  Hai  1886,  durch  welches  nament- 
lich der  Zoll  für  baumwollene  Spitzen  und 
Stickereien  von  260  auf  360  Mark  von  100  kg 
erhöht  wurde.  Durch  den  Zusatzvertrag  zum 
deutsch-schweizerischeu  Handelsvertrag  v.  11. 
November  1888  und  durch  die  Handelsverträge 
von  1891  wurden  einige  ermässigte  Konventions- 
zjllle  vereinbart,  so  namentlicn  der  Zoll  für 
Stickereien  auf  276  Mark  herabgesetzt.  Im 
allgemeinen  sind  die  Baumwollwaren  noch  immer 
erheblich  weniger  besteuert  als  vor  der  durch 
den  Handelsvertrag  mit  Frankreich  veranlassten 
Beform.  Ein  Teil  der  Game  ist  ebenfalls  im 
Vergleiche  mit  den  Sätzen  von  1846  erleichtert, 
jedoch  sind  die  Erhöhungen  bei  diesen  Halb- 
fabrikaten zahlreicher  als  bei  den  Ganzfabrikaten. 
—  Der  ursprünglich  im  nreusaiaehen  Tarif  vor- 
handene geringfügige  Zoll  auf  rohe  Baumwolle 
ist  (nach  einer  vorhergegangenen  Herabsetznng) 
schon  1831  gänzlich  aufgehoben  worden. 

4.  Oesterreich.   Das  unter  Joseph  II.  ana- 

Sebildete  Frohibitivsjstem  blieb  auch  im  ersten 
rittel  dieses  Jahrhundert«  im  wesentlichen  nn- 
geändert.  Einen  gewissen  Fortschritt  stellte 
der  ZoUtarif  v.  27.  Dezember  1838  dar,  der  in- 
des die  feinsten  Saumwollwaren  noch  mit  1000 
Gulden  für  den  Centner  und  die  Game  mit 
10 — 26  Gulden  belastete.  Ein  gemässigte  res 
Schutzzollsystem  führte  erat  der  Tarif  v.  6. 
November  1861  ein,  der  die  Zölle  für  Baum- 
wollwaren in  fünf  Stufen  auf  öö  bis  27Ö  Golden 
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TiDd  die  fOr  Oanie  ftu£  5';,  bis  15  Qnlden  fest- 
BatEt«.  Kobe  Banmwnlle ,  die  vorher  1  Gulden 
40  Kienzer  zu  entrichten  hatte,  wtirde  anf 
1  Gnlden  herabg^ietzt  und  18Ö3  eonz  befreit. 
Dnrch  den  BsUrreichisch-preuasiBcben  Eandela- 
vertrag  v.  19.  Februar  1663  wurden  die  ZsUe 
für  die  Erzengnisae  des  Zollvereiiis  bedeutend 
«rmSasigt,  und  zwar  für  BaamwolLzeuffe  auf 
46  bis  ä»  Gnlden,  fttr  Baumwollgam  aller  Art 
aogor  auf  2'/«  Oulden.  Die  Zollsatz  dea  Geueral- 
tarils  wurden  1853  und  1856  einigermaasen 
herAbgesetzt,  jedoch  Wieben  sie  för  Garne  noch 
auf  5— 12'J,  Gulden  stehen.  Jm  Jahre  1858 
wurden  die  Zollsätze  aus  EonveutionsmOnze  in 
Saterreicbische  Währung  init  kleinen  A.brun- 
duneen  nach  oben  umgerechnet,  und  ao  harnen 
t.  S.  die  Barnnwollgame  im  Qeneraltarif  auf 
&,2ö~13,15  Golden  tQr  den  Zollcentser.  Eine 
«ihebliche  Aendemng  des  Vertragatarita  wurde 
dann  dorch  den  Handelsvertrag  mit  dem  Zoll- 
verein V.  11.  April  1865  bewirkt,  indem  die 
Zolle  fOr  GknzfBbrikate  auf  26—70  Gnlden  (mit 
Ansschlnss  der  feinsten,   mit  200  Gnlden  be- 


a  erfuhren  zugleich  aach  im  General- 
tarif eine  ErmSaaigung  auf  36 — 90  Qnlden,  ab- 
gesehen von  den  feinsten  Geweben,  die  262'/t 
Gnlden  zn  entrichten  hatten.  Durch  den  Han- 
deisvertrag mit  Frankreich  v.  16.  November  1866 
wurde  der  Zoll  auf  feinste  Gewebe  im  Eou- 
ventionstarif  anf  100  Gulden  herabgesetzt,  und 
bei  der  Revision  dea  Vertrags  mit  Dentachland 
(V.  5.  Hftrz  1868)  gewährte  man  auch  den 
flbrifen  Etanmwollwaren  eine  Herabsetzung  auf 
SO-40  Gnlden  fQr  den  Centner,  and  gezwimtfis 
BaamwoUgam,  bis  dahin  noch  nach  dem  Geueral- 
tarif  mit  18  Gulden  16  Kreuzer  belastet,  wurde 
mit  dem  Satz  von  9  Gulden  in  den  Nachtrags' 
öwrif  aofgenommen.  Weitere  Erniedrigungen 
erfolgten  anf  Gmnd  der  Nachtrank  onvention 
mit  thigtand  v.  30.  Besember  1869,  indem  Banm- 
woUwaren  auf  12—60  Gulden  (fUr  die  feinsten) 
gesetzt  wurden.  Die  Rückbildung  des  Qster- 
reichisch-nngarischen  Tarifa  begann  mit  dem 
G.  V.  27.  Juni  1878:  die  Reibe  der  Zollsätze 
fflr  Banrnwollwaren  fing  bei  den  gemeinen  rohen 
mit  32  Gnlden  fUr  den  Doppelcentner  an  und 
ging  bis  150  Gulden  für  die  feinsten  mit  Eia- 
kUdss  von  Ttlll  und  Spitzen;  bei  den  Garnen 
aber  stufte  sich  der  Zoll  von  6 — 20  Gulden  für 
100  kg  ab.  Diese  Sätze  traten  mit  dem  Ablauf 
der  äandeUvertrftge  auch  fUr  die  Yertra^- 
BtAAten  in  Kraft,  da  die  neuen  Verträge  ein- 
fach auf  der  Grundlage  der  Meistbegünstigung 
geachlossen  wurden.  Im  Jahre  1882  fand  eine 
weitere  GrhShung  der  ZsUe  auf  die  feinen  Oe- 
web«  und  Game  statt,  wodurch  der  Haximal- 
ntE  (ar  die  ersteren  auf  160  Gnlden  für  100  kg 
■rieg,  nnd  durch  das  Tarifgesetz  v.  21.  Mai  18B? 
wurde  der  niedrigste  Satz  fttr  Baumwollwaren 
auf  34  Golden,  der  für  gestickte  Waren  und 
Spitzen  anf  300  Gnlden  gebracht  nnd  der  Zoll 
am  das  für  DetailverhauF  zugerichtete  Nähgarn 
ftof  35  Gnlden  erhebt.  Dnrch  die  neueren 
Handelsverträge  sind  einige  GamEClle  ermässigt, 
Üe  bewegen  sich  aber  im  ganzen  noch  immer 
swiacben  6  Gnlden  und  24  Golden  fttr  die  drei- 
oder  mehrdrähtigen  und  36  Gulden  für  das  zu- 
gerichtete Nähgarn.  FUr  die  gemeinen  glatten 
Uewebe  betroigeQ  die  allgemeinen  Zollsätze  34 


bis  70  Gnlden,  die  rertragsmässigen  33  und  60 
Gnlden.  Für  die  feinsten  Gewebe  sind  die  ent- 
sprechenden Sätze  160  und  140  Gnlden,  für 
Spitzen  300  und  22ö  Gnlden. 

5.  Andere  enropKiMhe  Staaten.  Das 
starre  Prohibitivs jstem ,  das  Russland  nach 
einigen  Schwankungen  durch  die  beiden  Tarife 
von  1822  (für  Russlnnd  und  Polen)  begründet 
hatte,  erfuhr  zuerst  einige  Milderungen  dnrch 
den  Tarif  v.  28.  Hai  (9.  Juni)  1857.  Von  den 
Baum  wollge  weben  waren  nach  demselben  bei 
der  Einfiuir  In  das  eigentliche  Russland  und 
Polen  für  das  Pfund  (rund  0,41  kg)  3ö  Kopeken 
bis  2  Rubel  zu  entrichten,  abgea^en  von  be- 
sonderen Sätzen  fUr  Gewebe  türkischen  Ur- 
aprongs.  Weisses  Baumwollgarn  war  mit  3'/e 
Kabel,  gefärbtes  mit  5  Rnbel  das  Pud  [16,38  kg) 
belastet.  Der  Tarif  v.  5./17.  Juü  1868  brachte 
für  die  Gewebe  eine  grüssere  Anzahl  von  Ab- 
stufungen und  zugleich  einige  Ermässigungen. 
Die  Zollsätze  für  Gewebe  bewegten  sich  haupt- 
sächlich zwischen  28  nnd  120  Kopeken  das  Pfnnd, 
nur  für  Tüll  waren  2  Rubel  zu  entrichten  nnd 
für  Spitzen  (aller  Art,  auch  leinene  nnd  seidene) 
3  RnbeL  Die  Garnzölle  wurden  auf  3'/«  und 
4 Vi  Rubel  für  das  Pud  herabgesetzt.  Zu- 
gleich wurden  die  beiden  1858  und  1861  ein- 
geführten Zuschläge  von  6  "!„  anf  alle  Eingangs- 
zeile aofgehoben;  1880  jedoch  eriolgte  die  Auf- 
taue eines  neuen  zehnprozentigen  Zuschlags. 
Die  Einfilhning  der  Zollzahlung  in  Gold  be- 
deutete thatsächlich  ebenfalls  eine  nicht  imbe- 
dentende  Erhöhung  der  Belastung  der  ein- 
gebenden Waren.  Der  Tarif  v.  4.  Juni  1882 
nahm  den  erwähnten  Zuschlag  in  die  Zollsätze 
selbst  anf  und  erhöhte  überdies  namentlich  die 
GarnzOUe,  die  in  mehreren  Abstufungen  auf 
3,60—6  Rubel  für  das  Pud  gesetzt  wurden, 
während  die  ZGlle  auf  GevreM  nur  um  den 
schon  vorher  erhobenen  Zoschlag  stiegen.  Auch 
von  der  rohen  Banmwolle,  die  Irülier  frei  war, 
wird  nach  dem  neuen  Tariie  ein  Zoll  von 
45  Kopeken  für  das  Pud  erhoben.  Bei  der 
Revision  des  Tarifs  v.  3.  Juni  1886  wurden  die 
Zollsätze  auf  Gewebe  sämtlich  um  10  Kopeken 
Gold  für  das  Pnd  erhHht,  die  auf  Game  nnd 
Baumwolle  aber  unverändert  gelassen.  Dagegen 
erfolgten  auf  Grnnd  eines  Ukss  v.  7.  November 
1887  Erhöhungen  der  Züllo  für  KShgarn  und 
zwei-  und  mehrfach  gezwirnte  Game  auf  6  und 
7  Rubel  das  Pud,  des  Zolles  für  rohe  Baam- 
wolle  auf  1  Rubel  bei  der  Einfuhr  zur  See  nnd 
1,15  Rubel  bei  der  Landeinfnhr.  Der  Zoll  anf 
Watte  (1868:  1,10  Hnbel)  wurde  auf  2  Rubel 
für  das  Pud  ^etzt;  BaumwoU-TüU  für  MSbel 
wurde  mit  l,oO  Rubel,  anderer  mit  3,60  Rubel 
das  Pfnnd,  Stickereien  mit  3,60—6,50  Rubel  das 
Pfund  belastet.  Der  Tarif  von  1891  brachte 
weitere  Erbohongen,  und  er  ist  überdies  als 
Minimaltarif  zo  betrachten,  da  durchw^  Zu- 
schläge vorgesehen  sind,  die  bei  den  Fabriksten 
30°'o  betragen.  Die  Gamzülle  gehen  von  4,80 
Rnbel  Gold  (zu  3,24  Mark)  bis  11  Rubel  für  das 
Pud,  die  ZflUe  auf  ungebleichte  und  gebleichte 
Gewebe  von  0,35—1,36  Rubel  für  das  Pfnnd. 
Spitzen  ans  Bandarbeit  haben  7,60  Rubel,  solche 
ans  Maschinenarbeit  3,50  Rubel  für  das  Pfund 
zu  entrichten.  Diese  Sätze  sind  jedoch  durch 
den  Handelsvertrag  auf  6,76  bezw.  3,lä 
Rnbel  ermässigt  worden.  Auch  für  MSbel-TUU 
und  einige  andere  wenig  bedeutende  Artikel 
AnilMte.   tl  33 
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sind  TertraffsmäKBige  HerabBetzoneeu  zuge- 
standen worden.  Der  Zoll  anf  nibe  Baumwolle 
beträgt  nach  wiederholt«!)  ErhObangen  gegen- 
wärtia:  2,10  Babel  fflr  das  Fad,  ohne  Amb  eine 
AnafnhrTBrglltung'  gewahrt  wird. 

In  Italien  wurden  die  ZollBätze  des  nr- 
eprllnglich  geltenden  Tarife  v.  9,  Ängnst  1669 
filr  baumwollene  Gewebe  und  Qame  in  dem 
Konventionstarif ,  der  1863  durch  die  Handele- 
Terträge  mit  Frankreich,  Belgien,  England  und 
anderen  Staaten  (1866  auch  mit  dem  Zollverein) 
KD  Stande  kam,  einigermMsen  erhllht.  Die  ge- 
wöhnlichen Gewebe  hatten  hiernach  Zölle  von 
34,65—116,50  Francs  fUr  100  1^  zu  tragen, 
broschierte  oder  Gaze  und  Masgeline  waren  mit 
232  Francs,  Qame  mit  11,&6~34,65  Francs  be- 
lastet. Im  Jahre  1866  wurden  im  allgemeinen 
Taril  die  Zölle  für  Gewebe  auf  60—90  Francs, 
die  fQr  Oame  auf  16  —  26  Francs  gesetzt.  Mit 
dem  Tarif  v.  30.  Kai  1878  erhielt  die  italienische 
Handelspolitik  einen  entschieden  schutzzfillne- 
rischen  Charakter;  für  rohe  Gewebe  waren  fortan 
67—100  Francs  von  100  kg  zu  entrichten,  für 
gebleichte  wurden  diese  ^tze  um  10%,  für 
geffirbte  und  bedruckte  nm  Zuschläge  von  36 
and  70  Francs  für  100  kg  zu  den  entsprechenden 
Zöllen  der  rohen  Waren  erhöht.  Die  Zölle  aat 
rohe  Garne  wurden  nach  den  Nummern  von 
18—60  Francs  för  100  kg  abgestuft,  und  für 
gebleichte,  gefärbte  und  Dedmckte  kamen  Zu- 
schläge von  bezw.  SO^/j,  26  Francs  und  30'/o 
hinzu.  Diese  Zölle  blieben  auch  für  die  Staaten 
in  Kraft,  mit  welchen  Italien  nm  jene  Zeit  und 
in  den  nächstfolgenden  Jahren  eeiue  Handels- 
verträge erneuerte.  Durch  das  Q,  t.  6.  Juli 
1883  wurde  der  Zuschlag  för  gebleichte  Gewehe 
auf  20°fa  erhöht  und  die  Zölle  auf  Tüll  Musseline 
and  Stickereien  in  mehreren  Aostufungen 
zwischen  260  and  600  Francs  fQr  100  kg  fest- 
gesetzt.  Der  Tarif  t.  U.  Juli  1887  belastete 
die  rohen  Gewebe  mit  62 — 130  Francs,  bestimmte 
den  Zuschlag  itlr  gebleichte  auf  20°/g  des  Zolles, 
ffir  gefärbte  auf  3ö  Francs  und  für  hedrnckte 
auf  80  Francs  fUr  100  hg,  För  TüU  sind  400 
bis  450  Francs,  für  gestickte  Waren  aasser  dem 
Zoll  auf  die  Gewebe  200—300  France  Zuschlag 
EU  bezahlen.  Der  Zoll  für  einfache  rohe  Game 
beträgt  18—60  Francs,  für  Nähgarn  zum  Detail- 
verkauf 110  Francs.  Als  die  Emenemng  des 
geköndigten  Handelsvertrags  mit  Frankreich 
nicht  zu  Stande  kam,  belegte  Italien  v.  1.  Januar 

1888  die  franzöBi sehen  Baum woll waren  und 
Game  wie  viele  andere  Waren  mit  einer  Zu- 
schlagstaxe von  50°/o  des  Zolles  des  allgemeinen 
Tarifs,  doch  wurden  diese  Differenzialzülle  Ende 

1889  ohne  Gegenleistung  Frankreichs  wieder 
aufgehoben.  Dnrch  den  Vertragstarif  sind  die 
mittleren  Garanammem  um  2-3  Francs,  die 
mittleren  rohen  Oewehesorten  um  10 — 22  Francs 
entlastet  und  noch  einige  andere  Erleichterungen 
gewllhrt. 

In  der  Schweiz  ist  die  Baumvrollinduatrie 
ohne  Zollschutz  emporgewachsen.  Nach  dem 
Tarife  v.  27.  August  1851  wurden  von  Baum- 
wollwaren und  Garnen  aller  Art  nur  2  Francs 
fflr  den  Centner  (60  kg)  erhoben  und  dieser 
Satz  ging  auch  In  die  Handelsverträge  der 
sechziger  Jahre  ober.    In  der  nenest«n  Zeit  ist 


trugendieZöIleanfBaamwoll  waren  4— 30  Francs 
auf  den  Doppeicentner ,  für  Stickereien  und 
Spitzen  60  Fränes,  und  die  meisten  dieser  Sätze 
galten  auch  für  die  Vertragsstaaten,  ebenso  wie 
die  GamzöUe,  die  sich  anf  f— 20  Francs  (letzterer 
Satz  hei  Nähgarn,  zum  Detail verkanf  zuge- 
richtet) beliefen.  Das  Tari^esetz  t.  17.  De- 
zember 1887  erhöhte  die  ZöUe  für  die  bisher 
mit  26—30  Francs  belasteten  Gewebe  auf  36 
bis  60,  die  für  Stickereien  und  Spitzen  auf  100 
Francs,  den  Zoll  für  zam  Detailverkanf  lugO' 
richtetes  Gam  anf  36  Francs  für  100  kg.  Dieser 
letztere  Satz  wurde  auch  in  die  mit  Deutseh- 
land abgeschlossene  Zasatzkonvention  v.  11. 
NoTember  1688  and  in  den  Vertrag  mit  Oeater- 
reich  V.  23.  November  1888  aufgenommen,  wah- 
rend der  Zoll  anf  einige  andere  im  allgemeinen 
Tarife  mit  60  Francs  belegte  Gewel»  auf  40 
Francs  herabgesetzt  worde.  Die  vertrssa- 
mässigen  Zölle  betragen  seit  1892  für  rohe, 
einfache  Game  7  Francs,  für  andere  9—19 
PranCR,  för  rohe  glatte  oder  geköperte  Gewebe 
10—50  Francs  für  100  kg. 

Belgien  erhob  nach  dem  Tarifv.  IB.  August 
1865,  der  die  in  den  Handelsverträgen  mit 
Frankreich  und  anderen  Staaten  vereinbarten 
Zölle  verallgemeinerte,  von  den  Baumwollwaren, 
die  nach  dem  Gewichte  verzollt  wurden,  50  bis 
346  Francs  für  100  kg,  von  den  anderen  5  bis 
15°/n  des  Wertes,  von  den  rohen  Gamen  15  bis 
40  Francs,  von  den  gefärbten  26—60  Yrmtx 
für  100  kg  (abgesehen  von  den  feinsten  mit 
mehr  als  66000  Meter  auf  '/<  ^<  ^'^  ">^  <ii>^ 

gefärbt  nur  10  Francs  zu  entrichten  hatt«n), 
iese  Sätze  lind  auch  durch  den  Tarif  v.  13. 
Mai  1883  nicht  erheblich  geändert,  in  einigen 
Zwischenstufen  sogar  etwas  vennindert  worden. 
Gegenwärtig  sind  die  Gamzölle  zwischen  □  und 
26  Francs  filr  100  kg,  die  Zölle  für  die  rohen 
glatten  nnd  geköperten  Gewebe  zwischen  36 
und  100  Francs,  für  die  gefärbten  oder  be- 
druckten zwischen  66  und  120  Francs  abgestuft. 
tl.  Die  Vereinigten  Staaten.  In  den  Vei^ 
einigten  Staaten  hatten  die  Baum woll waren 
nnd  Garne  nach  dem  Tarife  von  1790  nur  eines 
Zoll  von  7Vs"/o  des  Wertes  zu  tragen.  In  den 
beiden  folgenden  Jahrzehnten  aber  wurde  der- 
selbe nach  und  nach  auf  12'/t,  15  und  17'^% 
nnd  1816  anf  25o/„  erhöht,  und  zwar  sollte  nach 
dem  Gesetz  von  1816  als  Miuimalwert  für  Ge- 
webe 26  Cents  tOr  dag  Quadratyard,  fUr  rohe 
Game  60,  für  gebleichte  und  gefärbte  75  Cents 
für  das  Pfund  angenommen  werden.  Der  letztere 
Zollsatz  sollte  nach  drei  Jahren  auf  20''/o  herab- 
gesetzt  werden ,  er  wurde  aber  dnrch  spätere 
Gesetze  aufrecht  erhalten,  und  erst  in  den  Jahren 
1836  nnd  1841  traten  kleine  Ermässigungen  um 
1— 3'/,«/,  des  Wertes  ein.  Durch  den  Tarif  von 
1842  worden  diese  aber  nicht  nur  wieder  auf- 
gehoben ,  sondern  die  Belastung  der  Gewebe 
nnd  Game  auf  30°/«  des  Wertes  erhobt,  mit 
Ausnahme  der  rohen  Garne  mit  einem  Preise 
von  weniger  als  60  Cents  das  Pfand ,  für  die 
nur  25°,'o  zu  zahlen  waren.  Durch  den  Tarif 
von  1846  wurde  der  Satz  von  25%  auch  für 
mehrere  andere  Warenarten  eingeführt,  für  einige 
sogar  nur  20"/»  festgesetzt ,  und  der  Tarif  von 
1867  ging  noch  weiter  in  freihändicrischer  Rich- 
tung vor,  indem  für  Gam  und  mehrere  andere 
Waren  der  ZoUsatjt  von  26  auf  19'>/d  herab- 
gesetzt, einige  Gattungen  nur  noch  mit  15% 
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beateoeit  und  dei  1846  für  bedruckte  nnd  einige 

andere  Zeuge  noch  beibehaltene  Wertzoll  — 
dO%  auf  24%  erniedrigt  wurde.    Das  G, 
2.  März  1861  aber  brachte  wieder  einen  Tölligen 
UmBchwung:   der   GamzoU  wurde  wieder  auf 
30»/e  gesetzt,  ebenso  die  meisten  übrigen  Zölle, 


Quadratjard  eingieffihrt,  mit  einem  Zuschlag- 
Ton  10%  des  '^\ertes  fQr  die  gefärbten  oder 
bedruclften.  Die  letzteren  Stttze  wurden  1862 
um  '/(  bis  2  Cents  erhöht,  anch  fUr  einige  Waren- 
gattungen  der  Wertzoll  bis  3/>,  der  Gamzoll 
bis  40%  gesteigert.  Weitere  Erhöhungen  brachte 
4er  Tarif  von  1664:  die  speeifischeu  Zölle  auf 
kA«  G«webe  hetnigen  jetzt  ö — 7  Cents,  auf 
gebleicht«  b*lt—V!t  Cents  anf  Aa£  Qnadratyard, 
und  zu  dem  let>taren  Betrage  kam  f\\r  gefärbte 
Stoffe  ein  Zuschlag  tod  15  "/n  des  Wertes.  Die 
Wertzölle  auf  Gewebe  und  Wirkwaren  wurden 
durchweg  anf  36,  für  eine  Gattung  anf  40*>/g 
gebracht.  Im  Jahre  1872  wurden  diese  Zölle 
um  10"/n  erniedrigt,  aber  der  Tarif  tmi  1874 
Stellte  lue  alten  Sätze  wieder  her.  Die  Garne 
wurden  jetzt  in  Wertklassen  geteilt  nnd  diese 
mit  10,  20,  30  nnd  40  Cents  das  Pfund ,  die 
feinsten  aber  mit  20%  des  Wertes  beetenert. 


keine  wesentlichen  Aenderangen,  der  von  1883 
aber  setzte  die  Zölle  auf  die  weniger  wertvollen 
Waren  teilweise  herab,  vermehrte  aber  die  Be- 
lastung der  höherwertigen.  Der  Mac  Kinley- 
Tarif  von  1890  verstSrkte  den  ZoUschntz  noch 
weiter,  der  Wilson-Tarif  von  1894  gewährte 
einige  Milderungen,  der  Dingley-Tarif  von  1897 
aber  kehrte  wi»ler  zu  bCher^i  Sätzen  zurück. 
Für  einfache  rohe  Baumwollgarne  beträgt  der 
ZoU  bis  Nr.  15  einschl.  3  Cents  für  das  Pfund, 
von  Sr.  16—30  fllr  das  Pfund  und  jede  Nummer 
'/,  Cents,  Über  Nr.  30  '/,  Cents,  für  rohe  Baum- 
woUgen-ebe  1—8  Cents  für  das  Quadratyard 
und  tör  gewisse  Arten  25,  30,  36  nnd  40°/,,  des 
Wertes.  Diese  Wertzollsätze  werden  anch  auf 
die  gebleichten,  gefärbten  oder  bedruckten  Ge- 
webe angewandt.  —  Die  rohe  Banmwolle  war 
von  1791—1846  mit  3  Cents,  von  1812—1816 
sogar  mit  6  Cents  das  Pfund  belastet;  seit  1846 
könnt«  sie  frei  eingehen,  1862  aber  wurde  ihr 
wieder  ein  Zoll  von  '/i  Cent  für  das  Pfund  auf- 
gelegt, der  bald  auf  2'/b  und  3  Pence  erhöht 
wnrde  nnd  erst  1869  wieder  verschwand.  — 

Utt«rmtlirt  Omoell,  Hutor^  of  tax'ilioa  aad 
lare*  in  Eiiglund,  X.  id.,  London  ISSS.  — 
Riehelot,  Jlitlofre  de  la  rfforate  eommerciale 
tH  Aitgtclerrr,  Pari'i  ISSS.  —  ElHaon,  Hiind- 
burh  dtr  BaamanlihdtuT  vad  -induttrie,  deuiteh 
ron  B.  ,Vw»(,  Bremca  1869.  —  CMm^nt,  Hü- 
loire  du  Syithae  prolecttur  rn  Frame,  Airft 
ISS4.  —  Lexla,  Die  framSiitehen  Att^uir- 
prämitB,  BoHn  IS70.  —  7iir(f  chronologigtie, 
A'r.  65,  102,  m  und  133  der  Annale»  du  com- 
Mtree  ettirieur.  Ligülalion,  Purit  1SS3~S4.  —^ 
Falke,  GetehicliU  des  d'ttUcbt«  ZoUicrtene, 
lelptlg  1X69.  —  WiederhoM,  Jfaadbueh  da- 
LiUeratur  und  Ceiehirhte  der  indirektt»  Stetirr. 
Marburg  ISiO.  —  Mamrolh,  Geiehlchte  der 
preu**itrhen  Slaattbeiltutning  ISOS — IS16,  Ltipiig 
1S90.  —  Kriflcel,  Dat  ^rmsiitch-^euitelie  ZoB- 
tarifiyilfia    ia   tthitr   hitCoritelinL  EniiricMiing 
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BanpoHiei. 

I.  Einleitung.  1.  B.  und  Nachbarrecht. 
Aufgaben  der  B.  II.  Das  deutsche  Bau- 
lizeirecht  3.  Quellen  des Banpolizeirechts, 
Allgemeine  Eechtssätze.  5.  Schutz  gegen 
lebens-  nnd  gesundheitsgeftlhr liebe  Bauten.  6. 
SchubE  gegen  feuergefährliche  Bauten.  7.  Schutz 
des  Öffentlichen  Verkehrs.  6.  Dia  B.  und  die 
Wohnungsnot.  9.  Wohnungsämter.  III.  Die 
Baupolizei  in  Oesterreich,  Frank- 
reich, GrosBbritannlen  nnd  Italien. 
10.  Die  B.  in  Oesterreich.  11.  Die  B.  in  Frank- 
reich. Allgemeine  Bestimmungen.  19.  PraneS- 
siiche  Gesetzgebung  gegen  nngesnnde  Woh- 
nungen. 13.  Die  B.  in  Eugland.  Allgemeine 
Bestiinmnngen.  14.  Englische  Gesetzgebung 
über  Arbeiterwohunngen.  16.  B.  nnd  Gesoud- 
heitapflege  in  Italien. 

I.  Einleitung. 

).    B.    und    Nachbarrecht     In    dem 

Eigentume  an  Onmd  und  Boden  liegt  die 
Befugnis  zu  jeder  thatsächlichen  Verfügung 
über  das  Grundstück,  deren  Wirkung  die 
Grenzen  desselben  nicht  überschreitet,  also 
auch  die  Befugnis,  Bauwerke  auf  dem- 
selben zu  errichten.  Aber  nach  keiner 
Richtung  liiii  ist  das  Recht  des  Eigentümers, 
Ober  die  Sache  zu  verfügen,  so  sehr  be- 
schränkt wie  in  Bezug  auf  nie  Errichtimg 
von  Bauten.  Diese  reclitliehen  Beschrän- 
kuDgen  haben  zum  Teil  nur  den  Zweck, 
die  Interessen  der  Nachbarn  zu  schützen 
und  die  Intei"e8seQ  der  aneinander  grenzen- 
den Grundeigentümer  auszugleichen.  Der 
VerppicMung  des  Grundeigentömers  steht 
die  Berechtigung  des  Nachbarn  gegenüber. 
Mit  Zustimmung  des  Nachbarn  kann  die 
nur  in  dee.^en  Interesse  gegebene  Beschrän- 
kung aufgehoben  werden.  DerM'tige  Be- 
sch^nkungen  haben  einen  privatrechtlichen 
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Charakter   und    gehören    dem   sogenannten 

NacUbarreehte  au.  Während  das  römische 
Kecht  nur  wenige  privatrechtliche  Baube- 
schifinbunecn  kennt,  hat  das  mittelfilterliche 
Hecht  vidiältig  die  Baufreiheit  des  Eigen- 
tümers zu  Gunsten  der  Kachbarn  beschränkt, 
und  diese  Beschifinkungen  stehen  teik  auf 
Omnd  der  neueren  bili^rlichen  (Jesetz- 
btleher,  teils  auf  Grund  Örtlichen  Gewohn- 
heitsrechts noch  heute  vielfach  in  Kraft. 
Insbesondere  das  preussische  allgemeine 
Landrecht  hat  priYatrechtliche  Baubeschrau- 


Deutsche  Beich  enthält  dagegen  uur  wenige, 
aber  allerdings  sehr  wichtige  Bestimmungen, 
die  hierher  gehören.  Bei  dem  Gewerbe-  untl 
Fabrikbetriehe  ist  rielfach  die  Gefahr  vor- 
handen, dass  Gase.  Dämpfe,  Gerilche,  Rauch, 
Geräusche  ii.  s.  w.  von  der  gewerblichen 
Anlage  und  dev  ^brik  auch  auf  benach- 
bart« Grundstücke  ansströmen  und  dort  eine 
Einwirkung  ausüben,  welche  in  mannig- 
facher "Weise  eine  Belästigung  der  Bewohner 
oder  eine  Beschädigung  der  Gebäude  ver- 
ursachen. Zum  Sdiutze  der  öffentlichen 
loteiessen  hat  deshalb  die  Gewerbeordnung 
besondere  Beetimmimgen  über  die  Anlage 
und  den  Betrieb  »gewerblicher  An- 
lagen- getroffen  (s.  diesen  Artikel).  Privat- 
rechtlich  ist  aber  nach  dem  B.G.B.  §  903 
der  Eigentümer  eines  Grundstücks  berech- 
tigt, eine  jede  Einwirkung,  welche  von 
einem  anderen  Grundstück  aus  auf  sein 
Grundstück  ausgeübt  wird,  aiiBzuschliessen 
und  zu  verbieten.  Jedoch  würde  die  sti-enge 
Durchfahrung  dieses  Gi-undsatzes  den  Be- 
trieb vieler  Gewerbe,  insbesondere  den  Fabrik- 
betrieb auaserordentlicli  erschweren  iiud 
nicht  selten  von  dem  Belieben  sämtlicher 
Nachbarn  abhftn^g  machen.  Audi  nadi 
dieser  Seite  hin  ist  das  Recht  des  Eigen- 
tümers kein  unbeschränktes.  Es  ist  ein 
öHentiiches,  allgemeines  Interesse,  dass  der 
Industrie  die  Möglielikeit  gegeben  werde, 
sich  auszubreiten  und  zu  entfalten,  und  mit 
diesem  öffentlichen  Interesse  muss  das  Recht 
die  privaten  Interessen  der  Grundstück- 
eigentümer und  der  benachbarten  Gewerbe- 
betriebe auszugleichen  suchen.  Nach  dem 
B.G.B.  §  906  kann  deshalb  der  Eigentümer 
eines  Grundstückes  die  Zuführung  von 
Gasen,  Dämpfen,  Gerüchen,  Rauch,  Russ, 
Wärme,  Geräusch,  Erschütterungen  und 
ähnliche  von  einem  anderen  Grundstück  aus- 
gehenden Einwirkimgen  insoweit  nicht 
verbieten,  als  die  Einwirkung  die  Be- 
nutzung seines  Grundstückes  nicht  oder  nur 
unwesentlich  beeinträchtigt.  Das  Gesetz 
berücksichtigt  aber  auch ,  dass  an  vielen 
Orten  der  Fabrikbetrieb  in  einzelnen  räum- 
lich b^renzten  Gebieten,  in  Fabrikvierteln, 


koucentriert  ist  Wenn  auch  nicht  rechte 
lieh,  so  ist  doch  thatsächlich  ein  solches 
Gebiet  für  den  Fabrikbetrieb  bestimmt  In 
der  Regel  wird  dadurch  auch  der  Wert  des 
Grund  und  Bodens  in  ihm  aiisserordentlich 
gesteigert.  Es  erscheint  deshalb  gerecht, 
dass  auch  die  Eigentümer  der  darin  Uzen- 
den GnmdstOcke ,  die  nicht  zu  Industrie- 
zwecken benutzt  werden,  diejenigen  Md- 
wirkungen  auf  ihr  GnmdstOok  dulden  mllssen, 
die  durch  eine  solche  Benutzung  anderer 
Gnmdstflcke  herbeigefülirt  werden,  welche 
nach  den  örthcheu  Verhältnissen  bei  Grund- 
stücken dieser  Lage  gewöhnlich  ist.  Da- 
gegen braucht  der  Eigentümer  niemals  zu 
gestatten,  dass  Gase,  Dämpfe  u.  s.  w.  durch 
eine  besondere  Leitung  seinem  Grund- 
stücke zugeführt  werden  (§  906)  noch  dass 
ein  Nachbai^mnd  stück  in  der  Weise  ver- 
tieft werde,  dass  der  Boden  seines  Gnmd- 
stückes  die  erforderliche  Stütze  verliert,  es 
sei  denn,  dass  für  eine  genügende  ander- 
weitige Befestigung  gesorgt  ist  (§  909). 

Der  Eigentümer  eines  Grundstücks  ist 
nicht  darauf  beschränkt,  gegen  denjenigen, 
der  eine  imziilässige  Einwirkung  auf  sein 
Grundstück  diu^ih  Benutzung  eines  anderen 
ausübt,  aiif  Unterlassung  und  Schadens- 
ersatz zu  klagen.  Er  kann  auch,  um  einer 
solchen  Einwirkung  vorzubeugen,  ver- 
lar^en,  dass  auf  den  NachbargruodstQcken 
nicht  Anlagen  hergestellt  oder  gelialten 
werden,  von  denen  mit  Sicherheit  voraus- 
zusehen ist.  dass  ihr  Bestand  oder  ihre 
Benutzung  eine  unzulässige  Ein^vlrkung  auf 
sein  Grundstück  zur  Folge  haben  werde. 
Wenn  jedoch  die  Anla^  den  landesgesetz- 
lichen Vorschriften,  die  einen  bestimmten 
Abstand  von  der  Grenze  oder  sonstige 
Schutzmassregeln  vorschreilten ,  entsprit^t, 
dann  kann  die  Beseitigring  der  Anlage  erst 
verlangt  werden,  wenn  die  unzulässige  Ein- 
wirkung thatsäcldicJi  hervortritt  (§  907).  Ist 
die  Anlage  aber  eioe  gewerbhche  Anlage, 
die  zu  ihrer  Errichtung  und  ihrem  Betriebe 
nach  der  Gewerbeordnung  _g  16  der  Ge- 
nehmigung bedarf,  und  ist  in  dem  vorge- 
schriebenen Verfahren  die  Genelunigung  er- 
teilt worden,  so  kann  der  Eigentümer  des 
Grundstückes,  auf  welches  dui-ch  deren  Be- 
trieb eine  unzulässige  Einwirkung  ausgeübt 
wird ,  zwar  verlangen ,  dass  Einrichtungen 
heimstellt  werden,  welche  die  benach- 
teiligenden Einwii'kungen  aussclüiessen. 
Wenn  aber  solche  Eiimchtungen  unthunlich 
oder  mit  einem  gehörigen  Betriebe  des  Ge- 
werbes mivereinbar  sind,  so  kann  er  nicht 
auf  Einstellung  des  Betriebes  und  Beseitigung 
der  Anlage,  sondern  nur  auf  Schadensersatz 
klagen  (Gewerbeordnung  §  26.  Tgl.  Art 
Gewerbliche  Anlagen). 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  hat  jedoch 
das    Nachharrecht    nicht    in    erschöpfender 


Weise  ßormiert.  Das  Landesrecht  kann 
das  Eigentum  an  (.inindstücken  zu  Giineten 
der  Xachbam  noch  ander^-eiten  Beschräo- 
kuDgen  unterwerfen,  wie  auch  die  gegen- 
wärtig bestehenden  landesrechtlichen  Vor- 
Bchritten  dieser  Art  durch  daa  Bürgerliche 
■  Gesetzbuch  nicht  aufgehoben  werden  (Ein- 
fOhniDgsges.  Art  124). 

Die  Vorschriften  des  Büi^rlichen  Ge- 
setzbuchs uod  der  Liuidesgeeetze  Über  das 
Nachbarrecht  Bind  jedoch  ntir  Normen 
des  Privatrechts,  tue  nur  soweit  ziu- 
Anwendimg  kommen,  als  nicht  im  einzelnen 
Falle  durch  Yereinbarnng  der  Parteien  etwa» 
anderes  bestimmt  ist.  Dui-ch  obligatorischen 
Vertrag  wie  durch  Bestellung  von  Gnind- 
dienst^keiten  kCnnen  die  aus  dem  Nach- 
barrecht entspringenden  Rechte  sowohl  er- 
weitert als  eingeechrfinkt  weiilen.  Es  hängt 
von  dem  Belieben  des  Gniiiileigentümer« 
ab,  ob  er  nicht  auch  solche  Einwirkungen 
auf  sein  Grundstück  diüden  will,  die  von 
dem  Nachbarrecbt  für  imziüassi^  eiUärt 
Bind.  Im  Gegensatze  zu  diesen  pn^'atrecht- 
lichen  Beschräukiin^D  des  XachbarrecUts 
steht  das  Baupohzeireclit,  d.  h.  der 
Inbegriff  der  Sötze  des  öffentlichen 
Rechts,  durch  welche  die  Baufreiheit 
dessen,  der  privatrechtlich  über  den  Grund 
und  Boden  zu  verftlgen  hat,  zu  dem  Zwecke 
beschrftnkt  wird,  um  die  Gefahren  zu  ver- 
hüten oder  zu  beseitigen,  welclie  durch  die 
Aufführung  oder  den  liauiichen  Zustand  von 
Bauwerken  fili-  einzelne  Personen,  die  sich 
g^en  solche  Gefahren  nicht  zu  schützen 
vermCKen,  oder  ftlr  die  gesamte  BevOikenmg 
oder  aas  Gemeinwesen  entstehen  können. 
2.  Aufgaben  der  B.  In  Städten 
mit  dicht  ztisonunenwohn  ender  Bevölke- 
rung entwickelte  sich  schon  seit  dem  13. 
Jahrhundert  ein  Eaupolizeirecht .  das  ein- 
gehende Torschriften  über  die  Festigkeit 
und  Feuersicherheit  der  Bauten  aufstellte 
und  die  Ausführung  eines  jeden  Baues  an 
vorherige  polizeiliche  GeneJimigung  knüpfte. 
Im  18.  Jahrhundert  wiuden  tknu  ähnliche 
Vorschriften  dlux^h  Landesgeaetze  für  das 
platte  Land  erlassen.  Aber  alle  diese  Be- 
stimmungen berücksichtigten  im  wesent- 
lichen nur  die  Bedürfnisse  der  wohlliabenden 
Klassen  der  Bevölkenmg.  Der  Privatmann, 
der,  um  darin  zu  wohnen,  ein  Haus  kauft 
oder  eine  Wohnimg  mietet,  kann  in  der 
Regel  die  Fe.stigkeit  imd  Feuersicherheit 
nicht  selbst  genügend  untersuchen,  er  kann 
sich  nicht  selbst  schützen  gegen  Gefahren, 
welche  durch  fremde  Gebäude ,  die  den 
Einsturz  drohen ,  oder  durch  feuergefähr- 
liche Bauten  der  Nachbarechaft  für  iiin  ent- 
stehen. Hiergegen  einen  Schutz  zu  ge- 
währen, war  der  Zweck  des  Baupolizeirech ts. 
Dagegen  ist  der  Wohlhabende  m  der  I^e, 
eine  geräumige,  gesunde  W^ohnung   selbst 


rählen,  und  er  wird  selbst  bestrebt  sein, 
fern  von  den  Sta<ltteilen ,  in  denen  eine 
Arbeitermasse  in  ungesunden  Wohnungen 
dicht  zusammengedrängt  ist  und  die  info%e- 
dessen  einen  Herd  aller  möglichen  Krank- 
heiteu  bilden,  seinen  ständigen  Aufenthalt 
zu  nehmen.  Die  \mbemittelten  Klassen  der 
Bevölkerung  befinden  sich  dagegen  in  der 
Wabl  ihrer  Wohnung  in  einer  Zwangslage. 
Sie  «nd  genCtifrt,  mit  den  schlechtesten  und 
ungesundesten  Wohnungen  vorlieb  zu  nehmen, 
und  sie  müssen  erfahnmgsgemäss  die  er< 
bämdiehsten  Räume  verhältnismässig  teuerer 
bezahlen  als  die  wohlliabenden  Klassen 
die  allen  Anfonlenmgen  genügenden  Woh- 
nungen. 

Die  Wohnungszustände  der  unteren  Be- 
völkei-ung  waren  sicher  in  früheren  Jahr- 
hunilerteu  nicht  besser,  als  sie  es  heute 
sind,  aber  es  wui-de  ihnen  keine  Aufmerk- 
samkeit geschenkt,  luid  die  Öffenthche  Ge- 
walt glaubte  sich  nicht  berufen ,  das  Ver- 
mögensinteresse der  Gnindbesitzer  auf  dem 
Lande  imd  der  Hauseigentümer  in  den 
Städten  durch  VorsL'hriften  zu  zügeln  und 
einzuBchi'änken ,  \\m  dem'  ländlichen  und 
städtischen  Proletariat  gesmide  imd  menschen- 
würdige Wohnungen  zu  sichern.  Je  mehr 
sich  aber  in  der  Gegenwart  in  den  Städten 
die  ai-beitende  Bevölkerung  zusammendrängt, 
um  so  grösser  ydi-A  hiei-  der  Mangel  an  für 
sie  geeigneten  gesunden  Wohnungen.  Die 
zahlreichen  tutersuchungen,  die  in  den 
letzten  Jahrzehnten  in  England,  Deutschland, 
Frankreich  etc.  angestellt  worden  sind,  haben 
fast  überall  zu  demselben  Ei^ebnis  geführt. 
Uebei-all  sind  die  Wohnimgeu  der  ärmeren 
BevOikenmg  überfüllt  und  ungesund,  die 
Häuser  sind  im  Verfall ,  da  der  bauliche 
Uutei'lialt  ^rade  wegen  der  Ueberfüllung 
unmöglich  ist.  Es  ftnden  sich  überall  die- 
selben Zustände,  die  in  Grossstädten  und 
Fabrikoi-ten  zum  Teil  giauenerregend  und 
entsetzlich  sind.  Zustände,  die  zu  verhindern 
oder  zu  beseitigen  das  ältere  Baupohzei- 
recht  sich  als  ohiunächtig  erwiesen  hat. 
Hiei-dmt'h  sind  dem  Baupolizeirechte  ganz 
neue  wichtige  Aufgal>en  erwachsen.  Das 
Baupolizeiredit  muss  ein  Teil  der  sozialen 
Gesetzgebnng  werden.  Es  hat  die  Auf- 
gabe, nicht  bloss  die  Iierechtigteu  Interessen 
der  wohlhabenden  Klassen  zu  schützen, 
sondern  auch  der  grossen  Masse  der  Be- 
völkerung einen  Schutz  gegen  die  Aus- 
beutung der  Notlage  zu  gewähren,  in  welcher 
sie  sich  in  der  Wahl  ihrer  Wohnungen  be- 
findet. Das  öffenthche  Recht  muss  auch 
hier  dem  kapitalistischen  Intei'esse  der  Haus- 
besitzer und  Grundeigentümer  eine  Schranke 
ziehen.  Es  muss  nicht  nur  die  Herstellung 
bau-  und  feuergefährlicher  Häuser,  sondern 
auch  die  Herstellung  ungesunder  Wohn- 
gebäude  verbieten  und  es  muss  durch  Vor- 
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aehriften  über  die  Benutzung  der  Woha- 
gebiude  die  Vei-weudiing  von  Gebäuden, 
■welche  durch  ihre  I^age,  ihre  Bauart  oder 
bauliche  Beschaffenlieit  gesundheitsschädlich 
Bind,  zu  Wohnungen  nnmfehch  macheu  und 
die  DebervöikeriiDg  der  Wohnungen  ver- 
hindern. Indes  hat  das  Baupolizeirecht  mit 
den  gegebenen  Zustanden  zu  rechnen  und 
einen  Ausgleich  der  sich  entgegenstehenden 
Interessen  anzustreben.  Das  Baupolizeirecht 
muBS  unterscheiden  zwischen  den  schon 
bebauten  und  zur  Bebauung  bestimmten 
ömndstttcken  einer  Ortschaft  und  denjenigen 
Grundstudien,  welclie  erst  infolge  der  Zu- 
nahme der  Bevölkenuig  und  der  Erweite- 
rung der  Ortscliaft  in  die  Bebauimg  ein- 
bezogenwerdensoUen.  Insbesondere  kommen 
hier  die  grossen  Städte  und  Fabi-üorte  in 
Betracht.  In  den  inneren  Stadtteilen  wird 
der  Wert  der  Grundstücke  —  neben  anderen 
Faktoren  —  bestimmt  durch  das  Jlase  der 
Ausnutzung  des  Bodens  durch  Mietsgebände, 
und  dieses  Mass  wird  bestimmt  durch  die 
bisher  geltenden  Bauordiuingen.  Auch  hier 
mflssen  dem  Eigentilmer  des  Grund  und 
Bodens  alle  diejenigen  Beschränkungen  auf- 
erlegt werden ,  welche  erforderlich  sind, 
lun  zu  verhindern,  dasa  aus  den  Wolmiuigs- 
zuBtänden  eine  Gefahr  für  Lyeben  imd  Ge- 
sundheit der  Bewohner  entstehe.  Wii-d  da- 
dtirch  eine  Minderung  des  Wortes  des  Grund 
und  Bodens  herbeigeftihrt  und  der  Ertrag 
der  Häuser  verringert,  so  steht  dem  Eigen- 
tümer für  diese  Verringerung  seines  vei> 
mögens  und  Einkommens  ein  Anspruch  auf 
Ersatz  nicht  zu.  Die  privatreelitliche  Ver- 
fiigung^walt  des  Eigentümers  ist  durch 
das  Recht  des  Staates  beschränkt,  um  Ge- 
fahren für  Leben  und  Gesundheit  vorzu- 
beugen, gegen  die  der  einzelne  sich  nicht 
zu  schützen  vermag.  Indem  der  Staat  ziim 
Schutze  des  Lebens  und  der  Gesundheit  der 
Bewohner  baupolizeiliche  Vorschriften  über 
die  Errichtung  von  Gebäuden  und  deren 
Benutzung  zu  Wohnungen  erlässt,  beschränkt 
er  nicht  das  Recht  des  Eigentümers,  son- 
dern er  übt  nur  ein  öffentliches  Recht  aus, 
diu^di  welches  grundsätzlich  das.  privat- 
rechtliche  Eigenttimsrecht  begrenzt  ist. 
Haben  sich  unter  der  Herrschaft  der  bisher 
geltenden  baupolizeilichen  Normen  Zustande 
nerau^bildet,  die  sich  als  gefahrbringend 
erweisen,  so  ist  der  Staat  berechtigt  wie 
verpflichtet,  deren  Beseitigung  anzuordnen, 
selbst  wenn  damit  ein  Vennf^nsn achteil 
des  Eigentümers  verbunden  ist.  Immerhin 
aber  wird  der  Staat  sich  hierbei  auf  die 
unl>edingt  notwendigen  Massregelu  be- 
schranken, um  nicht  den  Wohlstand  einer 
ganzen  Klasse  von  Hausbesitzern  zu  ver- 
nichten. In  den  inneren  Teilen  der  Stadt 
wird  es  nur  nach  und  nach,  in  sclirittweiser 
Entwickelung  möglich  sein,  einen   umbau 


j  der  bisherigen  Gebäude  herbeizuführen,  bei 
I  welchem  weitergehende  Forderungen  der 
Bau-undGesundheitspolizeiBerücksichtigTii^ 
finden  können.  Freilich  könnte  auf  dem 
Wege  der  Enteignung  der  Staat  oder  die 
Gemeinde  sich  in  den  Besitz  solcher  Ge- 
bäudekomplexe setzen,  deren  Umbau  not- 
wendig oder  wilnschenswert  erscheint,  um 
bessere  Wohnungsverhaltnisse  herzustellen, 
so  dass  den  bisherigen  Hauseigentümern 
tiierbei  eine  volle  Entsehädigimg  zu  teil 
wird.  Indes  kann  diese  Massregel  —  von 
allem  anderen  abgesehen  —  schon  w^en 
der  ausserordentiich  grossen  Kosten,  die  sie 
verursacht,  nur  in  seltenen  Fällen  ange- 
wandt werden.  Anders  steht  es  in  den 
noch  nicht  bebauten  Teilen  des  Stadtbezirks 
sowie  in  den  an  den  Stadtbezirk  angrenzen- 
den Vororten,  die  bei  der  raschen  Zunahme 
der  städtischen  Bevölkerung  in  absehbarer 
Zukunft  für  die  Bebauung  bestimmt  sind, 
um  dem  Wohnungsbedürfnis  zu  dienen. 
Ohne  eigene  Arbeit  und  ohne  eigenes  Vei^ 
dienst  der  Eigentümer  tritt,  liier  niu-  infolge 
der  Zunahme  der  Bevölkenmg  und  des 
steigenden  Wohnungsbedtlrfnisses  eine  viel- 
fach ganz  ansserordentliche  Steigerung  des 
Wertes  des  Grand  und  Bodens  ein,  der  bis- 
her nur  zu  landwirtschaftlichen  Zwecken 
bemitzbar  war,  jetzt  aber,  dadiuxih  dass  er 
Baugrund  geworden  ist,  einen  ungeahnten 
Reichtum  in  sich  birgt  Für  die  Aufführung 
von  städtischen  Wonngebäuden  in  diesen 
Bezirken  kann  die  Baupolizei  demnach  ohne 
Schädigimg  der  Eigentümer  ganz  andere 
Forderungen  stellen  als  im  Innern  der  Stadt. 
Es  ist  deshalb  mit  Recht  als  eine  der 
dringendsten  Fordeiiingen  einer  ihre  sozial- 
pohtische  Aufgabe  erkennenden  Baupolizei 
bezeichnet  worden,  »für  die  Stadterweite- 
rungsgebiete besondere  Vorschriften  zu  er- 
lassen und  in  denselben  —  soweit  noch 
Ackerland  mit  niedrigen  Bodenpreisen  vor- 
handen ist  —  durch  eine  eingreifende  Bau- 
pol izeiortlnung  die  idealen  Anfordenmgen 
zu  erfüllen  und  damit  zugleich  auch  einer 
unge.sunden  Steigerung  der  Bodenpreise  ent- 
gegenzutreten.« Die  Bauorduungmuss 
nach  Zonen  oderBezirken  abgestuft 
werden,  um  dadurch  zugleich  den  Forde- 
rungen der  Gesundheitßpolizei  imd  der 
Sozialpolitik  gei'echt  zu  werden.  Doch  darf 
hierüber  auf  die  Artikel  Stadterweite- 
rung und  Zusammenlegung  städti- 
scher Grundstücke  verwiesen  werden. 
Ihr  Verfasser,  Oberbflr^rmeister  Adickes 
in  Frankfurt  a.  M.  ist  es,  der  vor  anderen  in 
Wort  und  Schrift  deren  Notwendigkeit  dar- 
gethan  und  in  Deutschland  diesem  Gedanken 
Bahn  gebrochen  hat. 

Es  bedarf  hier  kaum  uoch  der  Bemer- 
kung, dass  das  Baupolizeu-echt  allein  den 
Kampf    gegen   die    Wohnungsnot    der   ar- 
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beitenden  Elaseen  Dicht  si^ireich  durch- 
bbnpfen  kaue.  Der  polizeilichen  Thätigkeit 
mus3  eine  sdiaffende  Thätigkeit  von  Staat 
und  Gemeinden  zur  Seite  gehen.  Vgl.  in- 
des hierüber  den  Art  Wobnungsfrage. 
Das  Banpolizeirecht  hat  demna^  gegen 
Oefithren  anzukämpfen,  welche  bedrohen: 
1)  Leben  und  Oesnndheit  der  Bewohner 
der  Gebäude  wie  der  umwohnenden  Be- 
Tßlkening,  sei  es  durch  Mangel  an  U 
und  sicherer  Bauausführung,  sei  es  durch 
gesundbeitsBch&dliche  Zustände  des  Ge- 
bäudes; 2)  Leben,  Gesundheit  und  Ver- 
mögen der  Bewoliner  und  Nachbarn  durch 
feuei^efährlichen  Zustaod  der  Gebäude : 
3)  den  öffentlichen  Verkehr  durch  die  Bau- 
anlage oder  durch  Ausführung  einzelner 
Gebäudeteile;  endlich  4)  den  Wert  der  in 
derselben  Strasse  liegenden  Gebäude  und 
das  Vermögen  der  Nachbarn  durch  Verun- 
Btaltimg  imd  Unreinlichkeit  der  äusReren 
EiBoheuiung  der  Gebäude,  Mit  dem  Bau- 
polizeirecht im  engeu  Zusammenhange  stehen 
die  Sechtssätze  über  die  Anlagen  von  OtU 
Schäften  und  Strassen.  Vgl.  hierüber  die  Arlt. 
ÄnsiedeluDgsgesetzgebung(obenBd. 
IS.384ff.)undOeffent]iche  Strassen. 


II.  Das  deutsche  Baupolizeirecht. 

8.  Quellen  des  Banpolizeirechts.   Die 

Normen  de»  Baupolizeirechts  sind  in  den 
meisten  deutschen  Staaten  nur  z»  einem 
geringen  Teile  in  Landesgesetzen  enthalten. 
Die  Verhältnisse,  die  berücksichtigt  werden 
mflssen,  sind  so  mannigfaltig,  dass  nament- 
lich in  den  grosseren  Staaten  die  Gesetz- 
gebung dem  örtlichen  Rechte  einen  weiten 
Spiehaum  gewähren  muss.  In  Preussen 
entl^t  zwu  das  aügem.  Landrecht  I,  8, 
§§  33  ff.  einige  allgemeine  Bechtssätze.  Im 
übrigen  aber  ist  das  Baupolizeirecht  in 
PoüseiTerordnungen  enthalten,  die  nach 
Massgabe  des  G.  t.  11.  März  1650  §  6  und 
des  Gesetzes  über  die  allgemeine  I^ndes- 
verwaltung  v.  30.  Juli  1883  §  137  ff.  er- 
lassen werden.  Für  das  platt«  Land  und 
die  kleineren  Städte  bestehen  meist  bezirks- 
polizeiliche Verordnimgen,  die  von  dem  Re- 
g'erungspräsidenten  mit  Zustimmung  des 
azirksausschusaes  erlassen,  aber  durch  oriis- 
potizeiUc^  Verordnungen  ergbizt  werden 
können,  für  die  grösseren  Städte  ortspolizei- 
liche Verordnungen  (Baupolizeiverordnungen), 
die  von  der  Orispolizeihehörde  unter  Zu- 
stimmung des  Gemeindevorst^des  (Magis- 
Ixat,  Bürgenneister)  zu  erlassen  sind.  \on 
beeonderem  Interesse  sind  die  Baupolizei- 
A-erordnungen  für  Berlin  v.  15.  August  1897 
und  fEb- die  Vororte  Berlins  T.  24.  August 
1897.    In  Sachsen  sind  Gesetze  über  die 


polizeiliche  Beaufsichtignng  der  Bauten  v. 
6.  Juli  1863  und  über  die  Giltigkeit  von 
Lokalhau  Verordnungen  v,  11.  Juni  1868  er- 
lassen worden.  In  einer  V.  v,  30.  September 
1896  hat  das  Ministerium  des  Innern  die 
Baupolizeibehörden  iu  vortrefflicher  Weise 
auf  diejenieen  Grundsätze  hingewiesen, 
welche  bei  der  Aufstellung  von  Bebauungs- 
pl^en  und  bei  dem  Erlasse  von  Örtlichen 
Bauordnungen  zu  beachten  sind.  Auf  Grund 
des  G.  V,  11.  Juni  1868  stehen  örtliche  Polizei- 
verordnungen  in  Kraft  Soweit  solche  nicht 
vorhanden  sind  oder  keine  Vorscliriften  ent- 
halten, flnden  die  Landesbaupollzeiord- 
nungen  für  Städte  und  Dörfer  v.  27,  Febmai- 
1869  Anwendung.  In  Bayern  sind  auf 
Grund  des  Polizeistrafgesetzbuche  Aitt.  2, 
73  und  101  eine  allgemeine  Bauordnung  für 
die  rechtsrheinischen  landesteile  v.  30.  August 
1877  (revidiert  durcli  die  V.  v.  31.  JuTi  1890) 
und  eine  besondere  Verordnung  für  München 
V.  29.  Juli  1895  erlassen  worden.  In  Baden 
steheu  die  auf  Grund  des  Polizeistrafgesetz- 
buchs §§  87  ff.  erlassenen  Landesverord- 
nimgen  v.  5.  Mai  18G9,  27,  Juni  1874,  21, 
März  1888  und  10.  November  1896  in  Gel- 
timg, In  Württemberg  ist  dagegen  die 
allgemeine  Bauordnung  in  dem  G.  v.  6. 
Oktober  1872,  in  Hessen  in  dem  G.  v. 
30.  April  1881  (ergänzt  durch  G.  v.  1.  Juli 
1893)  erlassen  worden.  In  beiden  Staaten 
können  die  gesetzlichen  Vorechriftcn  ergänzt 
werden  durch  Ortsstatuten,  welche  von  den 
Gemeindebehörden  unter  Genehmigung  der 
Staatsbehörde  zu  erlassen  sind. 

Im  letzten  Jahrzehnt  sind  in  mehreren 
Städten  auf  Grund  der  angeführten  Gesetze 
Baupolizeiordnungen  eriassen  worden,  welche 
den  oben  angedeuteten  Grundsatz  der  Zonen- 
einteUui^  zur  Durchführung  gebracht  imd 
für  die  Zonen  der  äusseren  Bezirke  strengere 
Vorsciuiften  erlassen  haben  als  für  die 
inneren  Stadtteile.  Dahin  gehtken  insbe- 
sondere die  augeführten  Bauordnungen  für 
Berlin  und  seine  Vororte  von  1897,  ferner 
die  Baupolizeiordnungen  für  Frankfurt  a.  M, 
(1891),  für  Altona  (1892),  für  Breslau  (1892), 
Bannen,  Hannover,  Köln,  HaUe,  Leipzig 
u.  8.  w.  Es  ist  ZU  hoffen,  dass  auch  die 
tmderen  starkbevölkerten  Städte  diesem  Bei- 
spieQe  folgen  werden. 

4.  Allgemeine  Rechtesätze.  1)  Die 
durch  das  Baupolizeirecht  gegebenen  Be- 
aohränkungen  der  Baufreiheit  beziehen  sich 
auf  alle  Hochbauten  und  deren  Zubehörungen 
(Keller,  Brunnen,  Abort  etc.),  sofern  nicht 
besondaro  Ausn^imen  bestimmt  sind  oder 
die  Vorschriften  sich  nur  auf  einzelne  Arten 
von  Bauten  (z.  B.  Wohngebäude)  erstrockeu 
wollen. 

2)  Den  baupolizeilichen  Vorschriften  sind 
im  allgemeinen  alle  Neubauten,  Umbauten 
imd  Ausbessenuigen  unterworfen.    Die  da- 
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rin  euttaaltenen  Gebote  und  Verbote  richten 
eich  aber  niüht  an  den  Eigentümer  des 
Onindstflcks  als  solchen ,  sondern  an  den- 
ieoigen,  ■welcher  die  Emchtiiag  etc.  des 
Bauwerks  uatemimmt ,  an  den  Bauherrn. 
Ob  demselben  hierzu  die  priratreehtliche 
Befugnis  zusteht  oder  nicht,  ist  für  die  An- 
wendung des  Baupolizeiredits  ohne  recht- 
liche Bedeutung.  Die  auf  Leitung  und 
AusfOhrun^  eines  Baues  bezüglichen  Tor- 
schriften sind  aber  nicht  bloss  von  dem 
Bauherrn,  sondern  auch  vou  dem  Bau- 
raeister  und  den  Bauhan dweiiem ,  welche 
bei  der  Leitung  und  Ausführung  des  Baues 
beschäftigt  sind,  zu  beachten. 

3)  Solern  nicht  ausdrflckliche  Ausnahmen 
gemacht  sind,  finden  die  baupolizeilichen 
Vorschriften  auch  auf  die  Bauten  des  Reichs, 
des  Staates,  der  Gemeinden  ete.  Anwendung. 

4)  Ist  ein  Bau  einmal  ausgeführt,  so  ist 
die  Untersuchung,  ob  derselbe  allen  bau- 
polizeilichen Vorschriften  entspricht,  viel- 
fach mit  Schwierigkeiten  verbiinden,  jeden- 
falls sehr  aeitrautend.  Die  Beseitigung  der 
Bauausführungen  aber,  die  den  baupolizei- 
hchen  Vorschriften  zuwiderlaufen,  ist  meist 
ohne  grossen  Vermögensnachteil  für  den 
Besitzer  des  Bauwerks  nicht  durchzuführen- 
Für  einzelne  Arten  von  Bauanlagen  ist  des- 
halb schon  nach  Beichsgesetz  vorherige  Ge- 
nehmigung oder  Anzeige  erforderlich.  So 
bedarf  es  zur  Errichtimg  der  in  g  16  der 
Gew.-O.  genannten  gewerblichen  Anlagen  der 
Genehmigung,  während  nach  §  27  die  Er- 
richtung anderer  gewerblicher  Anlagen,  deren 
Betrieb  mit  ungewöhnhchem  Gerftuseh  ver- 
bunden ist,  vorher  der  Ortspolizeibehörde 
MizuzeigeniBt(B.d.  Art  Gewerbliche  An- 
lagen). Nach  dem  R,Str.G.B.  §  368  Ziff.  3 
dürfen  FeuerstUten  ohne  polizeiliche  Er- 
laubnis weder  neu  errichtet  noch  verlegt 
werden.  In  dem  grOssten  Teile  von  Deutsch- 
land besteht  aber  auch  die  Vorschrift,  dass 
ohne  vorherige  Genehmignag  der  Baupolizei- 
behörde kein  Bau,  keine  wesentliche  Ver- 
änderung oder  HauptrepMatur  eines  Baues 
ausgeführt  werden  darL  Nur  zu  Gunsten 
von  Bauten  geringeren  Cmfangee,  die  keine 
Feueranlage  enthalten  und  von  denen  eine 
StBnmg  des  öffentlichen  Verkehrs  nicht  zu 
befürchten  ist,  besteht  hiervon  eine  Aus- 
nahme. In  Bayern  {Bauordnung  §  9)  und 
Sachsen  (G.  v.  1863  §  11)  bedarf  es  auch 
zur  Ausführung  von  Staatsbauten  keiner 
banpolizeilichen  Genehmigung.  Von  ihnen 
ist  nur  der  Polizeibehörae  Mitteilung  zu 
madien.  —  Die  Oeneliiniguiig  (der  sog. 
Baukonsens)  darf  aber  nur  vei-sagt  werden, 
wenn  der  beabsichtigte  Bau  den  bestehen- 
den Vorschriften  nicht  entspricht.  Sie  darf 
an  kerne  anderen  Bedingungen  geknüpft 
werden  als  an  solche,  die  dem  Baupohzei- 
rechte  angehören.    Sic  erfolgt  deshalb  un- 


beschadet der  Privafrechte  dritter  Personen, 
welche  vor  den  Gerichten  geltend  zu  machen 
sind.  Die  Genehmigimg  wird  niir  auf  be- 
stimmte Zeit  erteilt  Ist  nach  deren  Ab- 
lauf mit  dem  Bau  nicht  begonnen  worden, 
80  verliert  die  Genehmigimg  ihre  Giltigkeit 
(Preussen  für  Städte  aUgem,  Landrecht  I, 
8  g  €7,  69,  für  das  platte  Land  die  Bau- 
pohzeiverordnungen.  Vgl.  Minist.-Erlass  v. 
25.  November  1838.  Bayern  §§  6,  95; 
"Württemberg  Artt  78,  91;  Sachsen, 
G.  V.  1863,  §  2;  Hessen,  Artt.  64,  74; 
Baden,  §§  50,  51,  54.)  Gegen  die  Ver- 
sagung der  Baugenehmigung  oder  die  Er- 
teilung derselben  unter  ZufQgung  von  Be- 
dingungen kann  in  Preussen  die  Ver- 
waltungsklage erhoben  w^^en.  Die  Aus- 
fübnmg  eines  Baues  ohne  die  erforderliche 
Genehmigung  oder  mit  eigenmächtiger  Ab- 
weichung von  dem  genehmigten  Plane  ist 
nach  dem  R.Str.G.B.  §  367  Ziff.  15  straf- 
bar. Aber  die  Beseitigung  eines  ohne  Oe- 
nehmigimg  ausgeführten  Baues  kann  ninr 
dann  angeordnet  werden,  wenn  durch  den 
Bau  aucn  die  materiellen  Vorschriften  der 
Bau^lizei  verletzt  worden  sind.  Cm  zu 
verlund^n,  dass  ein  Bau  in  Abweichung 
von  dem  genehmigten  Plane  ausgeführt 
werde,  darf  ein  Bau  auch  nach  derTertig- 
stellung  nicht  benutzt  werden,  bevor  er  von 
der  Behörde  revidiert  und  seine  Abnahme 
erfolgt  ist.  Meist  ist  audi  eine  Revision 
des  Baues  in  seinen  verschiedenen  Stadien 
vorgeschrieben ,  so  dass  erst  nach  deren 
Vornahme  eine  Weiterführung  des  Baues 
stattfinden  darf. 

5)  In  einigen  Landesteilen  ist  nicht  Ge- 
nehmigung, sondern  niu-  eine  vorherige  An- 
zeige der  beabsichtigten  Bauten  bei  der  Ban- 
polizeibehörde  erforderlich.  So  in  Ham- 
burg (Baugesetz  v.  23.  Juni  1882  §  11),  in 
den  Städten  Strassburg,  Metz  undMül- 
hausen  (Dekret  v.  26.  März  1852  Art.  9\ 
in  Baden  in  denjenigen  Gemeinden,  in 
welchen  eine  örtliche  Bauordnimg  besteht 
und  auf  Antrag  des  Gemeinderats  an  Stelle 
der  Genehmigimgspflicht  die  Anzeigepflidit 
eingeführt  wonlen  ist  (V.  v.  5.  Mai  1869 
§  52).  "Weder  eine  Genehmigungs-  noch 
eine  Anzeigepflicbt  besteht  in  der  baye- 
rischen Pfalz  und  in  Elsass-Loth- 
ringen  (abgesehen  von  den  genannten 
Städten). 

6)  Je  genauer  und  vollständiger  eine 
Bauordnung  ist,  um  so  mehr  muss  sie  die 
Möglichkeit  geben,  dass  im  einzelnen  Falle 
bei  der  überaus  grossen  Verschiedenheit  der 
Örthchen  Verhältnisse  Abweichungen  von 
ihren  Vorschriften  stattfinden  können.  Die 
meisten  neueren  Gesetze  haben  deshalb  den 
Verwaltungsbehörden  ein  ausgedehntes  Dis- 
pensationsrecht  erteüt  In  Preussen 
hat  in  den  f^en,   für  welche   nach  den 
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BaupolizeiTcrordnimgea  Dispense  zulässig 
änd,  über  die  Digpeni^esache  der  Kreia- 
auBSchusa,  in  Städten  über  10  000  Einwohner 
und  in  Stadtkreisen  der  BezirksaugschuBS 
zu  besdiliesseu ,  soferu  die  Baupolizeiord- 
niingen  nicht  aadere  Behörden  für  zuständig 
erklären  (ZtietäDcligkcitsgesetz  v.  1.  Äugtist 
1883§14ä).  InBayern.  Württemberg, 
Heagen  ist  der  Minister,  in  Sachsen 
teils  der  Amtshauptmann,  teils  der  Kreis- 
hauptmann  zuständig. 

7)  Ene  Verpflichtung,  die  zur  Zeit  des 
Erlasses  von  toupolizeiüchen  Torschriften 
bestehenden  Bauten  nach  deren  Torschriften 
imizubauen  oder  zu  beseitägen,  besteht  nicht. 
Entspringen  aber  aus  dem  baidichen  Zu- 
stande eines  Bauwerks  Gefahren,  so  kami 
die  Polizeibehörde  innerhalb  ihrer  allge- 
meinen Zuständigkeit  im  einzelnen  Falle  die 
Beseitigung  der  gefahnlrohenden  Zustände 
von  demjenigen  fordern,  welcher  zui-  Zeit 
ilie  TerfügungsgeTralt  über  das  Bauwerk 
ausübt.  Wer  trotz  der  polizeilichen  Auf- 
forderung es  untcriässt,  Gebäude,  welche 
den  E^sturz  drohen,  auszubessern  oder 
niederzuroissen ,  ist  nach  dem  B.Str.G.B. 
§  367  Ziff.  13  strafbar. 

5.  Schutz  gegen  lebeng-  nnd  gesnnd- 
Iieitegefährliene  Baoten.  1)  Der  Bauherr 
sowohl  wie  der  Baumeister  und  Bauhand- 
■werker,  wie  überhaupt  jeder,  der  bei  der' 
Leitung  oder  Ausführung  eines  Baues  be- 
schäftigt ist,  sind  verpfhchtet,  insoweit  die 
^Igemein  anerkannten  Kegeln  der  Baukunst 
zu  befolgen,  dass  aus  deren  Nichtbeachtung 
nidit  Gefahr  für  das  Leben  oder  die  Ge- 
sundheit anderer  Personea  entsteht  Die 
vorsätzliche  wie  die  fahrlässige  Verletzung 
dieser  TerpQichtimg  ist  mit  Geldstrafe  bis 
900  Mai'k  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  einem 
Jahre  bedroht  iR.Str.G3.  §  330). 

2)  Zur  Sicherung  der  allgemein  aner- 
kannten Fordening,  dass  jeder  Bau  von 
Grund  aus  in  der  Weise  fest  hergestellt 
sein  soll,  dass  er  unabhängig  von  jedem 
benachbarten  Bau  fflr  sich  bestehen  kaim, 
enthalten  die  Bauordnungen  zahlreiche  tedi- 
nische  Vorschriften  üb»  die  Fundienmg 
der  Mauern,  das  Baumaterial,  die  Bauzeit 
fitr  Ausführung  des  IHCrtelmauerwerks,  über 
die  Batikonstruktion  (Jlindeststarke  der 
Hanem,  Verankerung,  SeitenstOtzung  etc.). 

3)  Gesundheitspolizeiliche  Torechriften. 
Erst  in  neuerer  Zeit  hat  die  Wissenschaft 
nachgewiesen,  dass  die  Wohnungsgebäude 
zQ  den  vichti^tea  Faktoren  dei-  Gesundheit 
eehfiren,  daäs  m  der  schädlichen  Beschaffen- 
heit Ton  Boden,  Luft  und  Wasser,  in  dem 
Maogel  an  Licht,  in  der  Unreinliehkdt  und 
UebOTfQllnng  der  Wohnun^n  die  grßssten 
Geiahren  fflr  die  Gesundheit  uicht  bloss  der 
Bewohner  des  Gebäudes,  sondern  auch  der 
gesamten  Bevölkening  liegen.-  Vgl.  hierüber 


im  allgemeinen  den  Art.  Wohnungsfrage. 
Trotz  der  allgemein  anerkannten  Wichtig- 
keit, welche  den  Wohnungszuständen  für 
den  Gesuadheitsstand  der  Bevölkerung  zu- 
kommt, enthalten  die  meisten  Bauordnungen 
doch  nur  ungenügende  und  unTollstän&e 
Vorschriften  und  lassen  der  Behörde,  weliie 
die  Baugenehmigung  zu  erteilen  hat,  einen 
zu  weiten  Spielraimi.  Sie  stellen  die  aÜ- 
gemeine  Vorschrift  auf.  dass  jedes  Wohn- 
gebäude derart  angele^  und  angeführt 
werde,  dass  dadurch  die  Gesundheit  nicht 
geschädigtwerde  (Bayern  §U:Württem- 
berg  Art  35;  Baden  §§  3,  6;  Sachsen 
fflr  Städte  §  14,  für  Dörfer  §  11;  Hessen 
Art  4fl).  Damit  ist  es  der  Behörde  Ober- 
lassen, die  Baugenehmigung  an  diejeni^n 
Bedingungen  z;i  knüpfen,  welche  sie  im 
Interesse  der  Gesundheitspflege  fflr  erforder- 
hch  erachtet.  Ein  befnedigender  Bechts- 
zustand  ist  damit  aber  nicht  erreicht  Nicht 
immer  besitzt  die  Polizeibehörde  die  er^ 
fonlerliehe  Sachkenntnis,  um  die  im  Inte- 
resse der  Gesuodheit  notwendigen  Vor- 
schriften zu  geben,  nicht  immer  besitzt  sie 
die  Energie,  um  gegen  das  Vermögens- 
Interesse  des  Bauherrn  ihm  die  für  erforder- 
lich erachteten  Ma88r^;eln  aufzuerlegen. 
Der  Bauherr  aber  ist  von  dem  Ermessen 
der  Behörde  abhängig  und  statt  durch 
Rechtssätze  durch  jeweilige  Verfügung  der 
Behörde  in  seiner  indiriduellen  Freiheit  be- 
schränkt. Neben  dieser  allgemeinen  Be- 
stimmung enthalten  die  Bauordnungen  aber 
in  bald  ^sserem,  bald  geringerem  Umfange 
Vorschriften,  welche  im  Interesse  der  Ge- 
sundheitspflege den  Bauherren  Verpflich- 
tungen auferlegen.  Die  Örtlichen  Verhält^ 
uisse  und  Bedürfnisse  werden  naturgemäas 
hierbei  berücksichtigt  werden  mflssen.  Ab«: 
es  ist  eine  berechtigte  Forderung,  dass  durch 
Gesetz  diejenigen  Verpflichtungen  festge- 
stellt werden,  deren  Erfüliimg  flberall  ver- 
langt werden  muss,  um  der  Bevölkerung 
den  notwendigen  Schutz  gegen  Gefahren  zu 
geben,  die  aus  ungesunden  Wohnräumen  ent- 
springen. 

Dier  deutsche  Verein  filr  Öffentliche  Ge- 
sundlteitspflege  hat  seit  längerer  Zeit  diesem 
wichtigen  Gegenstande  seine  Aufmerksam- 
keit geschenkt  Seiae  Bestrebungen  sind 
auf  ErlaSB  eines  Reichagesetzes  gerichtet, 
durch  welches  die  anerkannten  Fordeningen 
der  Öffentlichen  Gesundheitspflege  zu  all- 
gemein gütigen  fiechtss&tzen  erhoben  werden. 
Auf  seiner  15.  Versammlung  zu  Strassburg  L  E. 
(15.  September  1889)  bat  der  Verein  einen 
Gesetzesentwurf  beraten  und  beschlossen, 
der  die  Grundlage  für  die  weiteren  Beetre-  - 
biingen  in  Deutschland  gebildet  hat.  Darin 
werfen  im  wesentlichen  folgende  Vor- 
schriften betreffs  der  Neuherstellung  von  Ge- 
bäuden gefordert: 
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Baupolizei 


1)  Die  Hohe  eines  Oebändei  darf  an  der 
Strasse  nicht  grCeser  sein  als  der  Abstand  des- 
edben  von  der  gegenüberliegenden  Bauflucht- 
linie. 

2)  Die  zulässige  grösste  Höhe  der  an  HBfen 
gelegenen  QebHudewBnde,  welche  mit  Fenstern 
Tersehen  sind,  betragt  das  Anderthalbfache  des 
mittleren  Abstände»  von  der  gegenüberliegen- 
den Begrenzung  des  unbebauten  Raumes. 

3)  Die  mittlere  Breit«  eines  Hofes,  auf 
welchen  Fenster  gerichtet  sind,  darf  nicht  unter 
<L  m  bemessen  werden, 

4)  Ein  Zusammenlegen  der  Hofräume  be- 
nachbarter Grundstücke  behufs  Erzielung  des 
vorschriftsmässigen  Ab  Standes  oder  der  vor- 
schriftamässigen  Min  d  estbreite  ist  atattbaft,  in- 
Bofem  die  Erhaltung  der  HoWume  in  unbe- 
bautem Zustande  gewährleistet  wird. 

5)  Jeder  unbebaut  bleibende  Teil  eines 
Grundstücke  mnsa  zum  Zweck  seiner  Beinignog 
mit  einem  Zugang  toq  mindestens  1  m  Breite 
und  2  m  HQhe  versehen  sein. 

6)  Ein  Neubau  ist  nur  dann  zulässig,  wenn 
fBr  die  genügende  Beschaffung  von  gesundem 
Trinkwasser  sowie  filr  den  Ternleib  der  Abfall- 
stoffe und  Abwässer  anf  gesundheitlich  un- 
schädliche Art  gesorgt  ist. 

7)  Die  Zahl  der  erforderlichen  Aborte  eines 
Qeb&udee  ist  nach  der  Anzahl  der  regelmässig 
in  demselben  sich  anfhiilt«ndeu  Menschen  zu 
bestimmen.  In  der  Kegel  ist  für  jede  Wohnung 
ein  besonderer,  uniwandeter,  bedeckter  und  ver- 
Bchlieesbarer  Abort  anzulegen.  Jeder  Abort 
mnsH  durch  ein  unmittelbar  in  das  Freie  gehen- 
des bewegliches  Fenster  lUftbar  sein.  Die  Aborts- 
fallrohre  müssen  aus  undurchlässigen  Baustoffen 
hergestellt  und  in  der  Regel  als  Luftröhre  über 
das  Dach  hinaus  verlängert  werden. 

8)  Die  Fussbäden,  Decken  und  Trennungs- 
wftnde  der  Ställe  sowie  solcher  Geschäftsräume, 
hinsichtlich  deren  erhebliche  gesundheitliche 
Bedenken  vorliegen,  sind  undarchlftssig  herzu- 
stellen. 

9)  Die  Verwendung  gesundheitsschädlicher 
Stoffe  zur  AusfQllung  der  FussbSden  und  Decken 
ist  verboten. 

Weitergehend  sind  die  Forderungen,  welche 
sich  auf  die  Neuherst«lluDg  der  zu  längerem 
Anfenthalte  von  Menschen  dienenden  Bäume 
beziehen: 

1)  Derartige  Räume  müssen  eine  lichte 
Höbe  von  mindestens  2,5  m  haben. 

2)  Hoher  als  im  vierten  der  über  dem  Erd- 
geachoBs  liegenden  Stockwerke  dürfen  Woh- 
nnngen  nicht  hergestellt  werden. 

3)  Alle  zu  längerem  Anfenthalte  von  Men- 
schen dienenden  Bäume  müssen  bewegliche 
Fenster  erhalten^  die  unmittelbar  in  das  Freie 
führen.  Die  lichtgebende  Gesamtfläche  der 
Fenst«r  mnse  mindestens  ein  Zwölftel  der  Grund- 
fläche betragen.  Doch  sind  für  GeschÄttsräume 
nnd  Dachkammern  Ausnahmen  zulässig. 

4)  Die  FussbSden  aller  Wohnränme  müssen 
über  dem  höchsten  Grandwaaserstande ,  im 
Ueberschwemmnngsgebiet«  über  Hochwasser 
liegen.  Sie  sind  ebenso  wie  die  Wände  der 
Wohnränme  gegen Bodenfencbtigkeit  zusichern. 


unter  der  Bedingung  hergestellt  werden,  dacg 


der  Fusaboden  bGchatens  1  m  unter,  der  Fenster- 
sturz höchstens  1  m  über  der  Erdoberfläche  liegt. 

Diese  als  lllindcstfordeningen  aufstellten 
Vorschriften  haben  zum  grossen  Teil  in  den 
in  dem  letzten  Jahrzehnt  erlassenen  Bau- 
ordnungen der  grosseren  Städte  Aufnahme 
gefunden,  wenn  auch  mit  manchen  Abwei- 
chungen in  den  Einzelheiten. 

6.  Schutz  gegen  fenergeföhrliche 
Banten.  Die  feiierpohzeilichen  Yorechriften 
der  Bauordnungen  beziehen  Erich  teils  auf 
die  Herstellung  von  Feueranlagen,  teils  auf 
die  feuersichere  Herstellung  der  wichtigsten 
Teile  der  GebRude. 

1)  Die  Feuerst&tten  mUeaen  nach  Mass- 
gabe der  technischen  Vorschriften  der  Bau- 
ordnungen brandsicher  angelegt  und  in  der 
Regel  mit  einem  aus  feuersicherem  Uateriale 
heimstellten  Schornstein  in  Verbindung  ge- 
bracht werden  sowie  von  dem  Holzwerk 
in  genügender  Entfernung  sich  befinden. 
Nach  dem  R.Str.G.B.  §  365  Ziff.  4  ist  jeder 
Hausbesitzer  verpflichtet,  dafür  zu  soi^n, 
dass  die  Feuerstätten  in  dem  Hause  in 
baulichem  und  brandsichei-em  Zustande 
unterhalten  nnd  die  Schornsteine  zu  rechter 
Zeit  gereinigt  ■worden. 

3)  Die  Hauptteile  der  GelÄutJe  müssen 
brandsicher  hergestellt  werden.  Stroh-  und 
Schindeldächer  können  nur  in  Orten  von 
hoher  und  rauher  Ijftge  erlaubt  werden, 

3)  Um  das  Löschen  von  anagebrochenen 
Brftnden  zu  erleichtem,  mflssen  alle  Bauten 
so  angelegt  seiu,  dass  tm  Falle  eines  Brandes 
der  erforderliche  Batmi  für  die  FeueriSsch- 
und  Bettungsan  stalten  gegeben  ist  nnd  ein 
Zugang  zu  den  Höfen  und  Hintergebäuden 
offen  steht. 

4)  Besondere  Vorschriften  sind  erforder- 
lich fllr  die  HersteUung  solcher  Ränmlich- 
keiten,  welche  zum  Aufenth^te  einer 
grösseren  Menschenmenge  bestimmt  sind 
(Bäume  für  öfentliche  Lustbarkeiten,  Ver- 
sammlimgen,  Eabrikräume  etc.).  Insbesondere 
sind  Theater  in  ganz  ansserordeDtUchem 
Masse  der  Feuersgefahr  ausgesetzt  Die 
Schntznmssregeln,  welche  zu  ergreifen  sind, 
mflssen  der  Entstehung  eines  Brandes  durch 
besondere  Vorschriften  in  Bezug  auf  Hr- 
Icuchtung,  Heizung  und  Betrieh  vorzubeugen 
und  ein  etwa  ausgebrochenes  Feuer  wirk- 
sam zu  bekämpfen  suchen,  sie  haben  die 
Verqualmimg  der  raensohenerföllten  Ränme 
zu  verhindern  \md  sie  mflssen  endUch 
Sorge  dafür  tragen,  dass  im  Falle  einer  bei 
wirklicher  oder  vermeintlicher  Gefahr  ent- 
stehenden Panik  das  Publikum  unter  allen 
Umstanden  leicht,  schnell  und  sicher  die 
Ausgänge  in  das  Freie  erreichen  kann.  Die 
Sicherung  einer  schnellen  und  gefahrlosen 
Entleermig  der  Räume  muss  durch  eine 
hinreichende  Zahl  von  Ai^ängen,  durch 
Anlage  breiter  Gänge,  ThOreu,  Korridore. 
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Treppen  etc.  gewahileiertet  aein.  Die  zahl- 
reidien  Theaterbrftnde  der  letaten  Jahre 
haben  alle  Staaten  Teraulasst,  diesem  Gegen- 
stände ihre  beeondere  Aufmerksamkeit  zu 
BOhenkra  und  auefflhrüche  Yerordnung^n 
hierüber  zu  ei-lassen.  Es  muss  ^nfigen, 
hier  axti  die  in  allen  preussischen  R^&- 
rungsbezirken  erlagHenen  gleichlautenden 
Verordnungen  betreffend  die  bauliche  An- 
lage nnd  die  innere  Einrichtimg  von  Thea- 
tern, Cirknsgebftuden  und  öffentUchen  Ver- 
eamnüungBr&umen  vom  30.  November  1389 
und  18.  März  1891  zu  verweisen, 

5)  Aus  Gründen  der  Feuerpolizei  ist  die 
Brri<äitung  von  Gebäuden  in  der  Nahe  von 
Pulvermagazinen  verboten  (Preussen,  Ka- 
binetsordre  vom  5.  Oktober  1822)  sowie 
in  der  Nahe  von  Waldungen  besonderen 
Bo8chrÄuku^;en  unterworfen  (Preussen, 
Feld-  und  Forst polizeigesetz  vom  1.  April 
1880  §  47—51;  Bayern,  Bauordnung 
§  87;  Sachsen,  V.  v.  6.  Juli  1864  g  33; 
Württemberg,  Bauordnung  Art  31  etc.). 
Auch  in  der  NAhe  von  Eisenbahnen  ist  die 
Errichtung  von  GebStiden  besonderen  Be- 
schränkungen unt«m'orfen  (s.d.  Art.  Eisen- 
bahnen). 

7.  Zum  Schatz  des  öffentlichen 
Verkehrs  ist  es  erforderlich  einerseits, 
dass  jedes  Wohngebäude  durch  einen  jeder- 
zeit offenen  Weg  zugflngKch  ist,  anderer- 
seits, dasa  die  öffentlichen  Wege  und 
Strassen  durch  Bauwerke  nicht  beschränkt 
oder  eingeengt  werden.  Ist  der  Platz,  auf 
welchem  ein  Wohngebäude  errichtet  werden 
soll,  nicht  durch  einen  jederzeit  offenen 
Weg  zugänglich  oder  die  Herstellnng  eines 
solcnen  W^es  nicht  gesichert ,  so  ist  die 
Baugenehmigung  zu  versagen.  Soll  ausser- 
halb einer  im  Zusammenhang  gebauten  Ort- 
schaft ein  Wohngebäude  errichtet  werden, 
so  bedarf  es  hierzu  in  Preussen  einer 
besonderen  An  siedeln  ngsgenehmigung,  die 
versagt  werden  muss,  wenn  die  ang^ebene 
Bedingnng  nicht  erfüllt  ist  (b.  d.  Art,  An- 
siedelungsgesetzgebung oben  Bd.  I 
S.  386).  Soll  an  Orfsstraesen,  d.  h.  an  öffent- 
li<dien  Wegen,  die  für  den  Anbau  bestimmt 
sind  oder  Glieder  in  dem  Netze  der  bebauten 
Strassen  bilden,  ein  Gebäude  errichtet  werden, 
so  muss  die  Baufluchtlinie,  d.  h.  die  Linie, 
über  welche  hinaus  die  Errichtimg  von 
Bauten  gegen  die  Sb'asse  hin  unzulässig 
ist  eingehalten  werden.  Die  Baufluchtlinie 
fällt  in  der  R^el  mit  der  Strassenfluohtlinie 
zusammen  und,  wo  dies  nicht  der  Fall  ist, 
gelten  für  Feststellung  der  BauQuchflinie  die- 
selben Rechtesätze  wie  für  Feststellung  der 
StiassenfludtÜinie  (vgl.  den  Art  Oeffent- 
liche  Strassen).  Während  in  Preus- 
sen nach  dem  G.  v.  2.  JuU  1875  §g  1,  11 
nnr  über  die  Baufluchtlinie  nicht  hinausge- 
bant  wenlen  darf,  bezeichnet  sie  nach  den 


Bauordnui^n  der  Hitteletaaten  andk  die 
G^renze,  bis  zu  welcher  die  an  der  Strasse 
aufzuführenden  Bauten  vorzurücken  sind 
(Bayern  §  1;  Württemberg,  Art.  21 
etc.).  Jedoch  ist  auch  in  Preussen  viel- 
fach durch  Baupolizeiordnungen  das  Zu- 
rückweidien  hinter  die  Baufluchtlinie  ver- 
boten oder  nur  auf  einer  mit  der  Bauflucht- 
linie parallel  laufenden  Linie  gestattet 
Innerhalb  der  Baufluchtlinie  ist  die  Er- 
richtung von  Gebäuden  gestattet,  auch  wenn 
die  Strosse  noch  nicht  für  den  Öffentlichen 
Verkehr  und  den  Anbau  fertig  hergestellt 
ist.  Düren  ein  nnregelmässiges  Bebauen 
unfertiger  Strassen  werden  indes  vielfach 
Nachteile  für  ilie  Gemeinde  herbeigeführt. 
Da  die  Gemeinden  verpflichtet  sind,  die 
für  den  Verkehr  erfotderlichen  Strassen 
herzustellen,  so  kCnneii  sie  dadimih  zur 
Herstellung  von  StrassenzQgen  genCtigt 
werden,  weiclie  an  sich  hätten  entbemt 
werden  können  und  in  einem  beträchtlichen 
Teile  (zwischen  dem  alten  Strassennetz  und 
den  neuen  Anlagen)  vielleicht  noch  lange 
unangebaut  bleiben.  Das  Preussische  G. 
V.  2.  Juli  1875  §  12  giebt  deshalb  den  Ge- 
meinden das  Recht,  durch  Ortsstatnt  zu 
verbieten,  dass  an  neuen  Strassen  oder 
Strassenteilen ,  weiche  noch  nicht  gemäss 
den  baupolizeilichea  Bestimmungen  des 
Ortes  für  den  ÖffenÜiclien  Verkehr  und  den 
Anbau  fertig  hei^estellt  sind,  Wolmgebäude, 
die  nach  diesen  Strassen  einen  Ausgang 
haben,  errichtet  werden.  —  An  Land- 
strassen  dürfen  Gebäude  parallel  mit  der 
Strassenfluchtlinie ,  aber  nur  in  einer  be- 
stimmten Entfernung  von  der  Kmite  der 
Strasse  erbaut  werden.  Auch  dürfen  Bau- 
ten an  floss-  und  schiffbaren  Gewässern 
den  Leinpfad  nicht  beeinträchtigen.  —  End- 
lich sei  noch  darauf  hingewiesen,  dass  der 
für  den  Öffentiichen  Verkehr  bestimmte 
Raum  der  Strasse  durch  vorspringende  Ge- 
bäudeteile nicht  eingeengt  weraen  darf. 
Kur  für  kleine  Vorbauten  (Balkone,  Erker 
etc)  können  nach  Massgabe  der  örtlichen 
Bauordnungen  Ausnahmen  zugelassen  wer- 
den (Preussen,  Allg.  I^andrecht  I,  8. 
§§  79,  80;  Bayern  §§  45—50;  Würt- 
temberg Art.  21  etc). 

Um  den  Wert  der  in  derselben  Strasse 
liegenden  Gebäude  und  das  Vermin  der 
Nachbarn  gegen  Schaden  zu  schützen,  be* 
steht  in  Preussen  die  Vorschrift,  dass  zur 
Verunstaltung  der  Städte  und  öffentlichen 
Plätze  kein  ^u  und  keine  Verändenmg  eines 
Baues  vorgenommen  werden  darf  (Allgv 
I*ndrecht  I,  8,  §  66).  Die  Polizeibehörde 
hat  bei  Erteilung  des  Baukonsenses  darauf 
zu  sehen,  dass  dieser  Vorschrift  nicht  zu- 
widergehandelt werde.  Andere  Gesetz- 
gebungen gehen  weiter  und  gestatten,  dass 
in  StMton  die  Bauordnungen  positive  Vor- 


524 


Bchriften  Ober  Anordnung  und  ftussere  Qe- 
BtaltuDgder  Gebäude  aufstellen  (^'flrttem- 
bergArt46;  Hessen,  Art.  59;  tjachseu, 
V.  -v.  8.  Juli  1863  §  4).  In  Bavorn 
(Bauordnung  §  66)  ist  sogar  in  allen  Städten 
aber  20000  Einwohner  bei  Neubauten  und 
Hauptreparaturen  an  der  Strasaenscite  den 
Änfordermigen  sder  Äesthetik*  zu  genügen. 
Derartige  Bestimmungen  gehen  über  die 
Aufgabe  der  Polizei  hinaus,  die  durch  die 
angeführten  Sätze  des  Preussischen  Land- 
reäits  richtig  begrenzt  ist.  In  Fi'agcn  der 
Aesthetik  liat  die  Polizeibehürde  keine  Zu- 
ständigheit und  sie  darf  sich  nicht  an- 
maesen,  hierin  den  eiozelnea  bevormundeu 
zu  -wollen. 

8.  Die  B.  nad  die  Wohnmiganot. 
Die  Baupolizei  kann  sich  aber  nicht  mehr 
darauf  beschränken,  Torschriften  Itber  die 
Herstellung  neuer  Gebäude  zu  erlassen. 
Wie  in  dem  Artikel  Wohnungsfrage  des 
näheren  dargelegt  werden  wird,  sind  die 
Zustände,  wie  sie  heute  vielfach  in  grösse- 
ren Städten  bestehen,  mit  den  grßssten  Ge- 
fahren fdr  die  Gesundheit  und  Sittlichkeit 
der  ärmeren  Klassen  der  Bevölkerung  ver- 
bunden, Vg],  hierftber  (he  Gutachten 
und  Berichte  über  die  Wohmmgsnot  der 
ärmeren  Klassen  in  dentechen  Qrossstädten, 
herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins  fflr 
Sozialpolitik  (Schriften  des  Vereins  f.  Sozial- 

EolitJk  Bd.  3U,  31,  1886).  Die  Poüzeibe- 
örden  können  zwar  auf  Gnuid  ihrer  allge- 
meinen  Zuständigkeit  in  einzelnen  Fällen 
einschreiten,  wenn  sich  der  Nachweis  fßhren 
läset,  dasB  aus  der  schlechten  Beschaffenheit 
der  Wohnungen  unmittelbar  eine  Gefahr  fflr 
Leben  und  Gesundheit  der  Bewohner  ent- 
springt. Ein  solcher  Nachweis  ISsst  sich 
4>er  nicht  immer  führen.  Der  Thätigkeit 
der  Polizeibehörden  tritt  das  Vei-mügeusin- 
teresse  einer  grossen  und  einflussreicheu 
Klasse  der  städtischen  Bevülkenmg,  das  In- 
teresse der  Hausbesitzer  entgegen,  füi- 
weiche  vielfach  ein  Verbot  der  Benutzung 
ungesunder  Wohnungen  gleichbedeutend  mit 
Verstopfung  der  wichtigsten  Einnahmequelle 
wäre.  Die  DurchfiÜinmg  einer  solclien 
MaB8r^:ei  wSre  mit  den  grössten  thatsäch- 
Jichen  Schwier^keiten  verbunden.  Mit  dem 
Verbote,  eine  einzelne  ungesunde  Wohnimg 
zu  benut7,en,  wäre  aber  auch  nicht  viel  ge- 
wonnen, namentlich  wenn  die  Lage  und  Bau- 
art eines  Wohnhauses  oder  eines  Komplexes 
von  Wohnhäiisern  Ursachen  der  gesundheit- 
lichen Gefahren  sind.  Auch  darf  nicht  über- 
sehen werden,  dass  ein  vereinzeltes  imge- 
regeltes  Einschreilen  der  Polizeibehörde  niu- 
ein  grösseres  Steigen  der  Mietpreise  für 
kleine  Wohnungen  zur  Folge  haben  Arird. 

Die  älteren,  vielfach  noch  in  Geltung 
stehenden  Vorschriften  beschränken  sich  auf 
das  Verbot,    neugebaute    Häuser    zu   Woh- 


nungen  zu   benutzen,  bevor   sie   genügend 

ausgetrocknet  sind,  Schou  in  dem  Entwurf 
eines  Itoichagesetzes,  den  der  Verein  für 
Öftenthche  Gesundheitspflege  1889  in  Vor- 
schlag gebracht  hat,  ward  dies  als  unge- 
nügend bezeichnet  und  eine  Vorschrift  ver- 
langt, wonach  alle  zu  längerem  Aufenthalt 
von  Menschen  bestimmten  Bäume  niu-  nach 
erteilter  Genehmigung  zu  diesem  Zwecke 
in  Gebiauch  genommen  werden  dQrfen. 
Femer  sollen  vermietete  Oelasse,  die  als 
Schlofiftume  benutzt  werden,  für  jedes  Kind 
imter  10  Jahren  (mit  Ausschluss  der  Kinder 
unter  einem  Jahre)  mindestens  5  cbm,  für 
jede  ältere  Person  mindestens  10  cbm  Luft- 
raum enthalten.  Räume,  welche  diutih  ihren 
baulichen  Zustand  gesimdheit« widrig  sind, 
sollen  von  der  Polizeibehörde  für  unbrauch- 
bar zum  längeren  Aufenthalt  von  Menschen 
erklärt  werden.  Werden  aus  diesem  Grunde 
ganze  Häusei^nippen  wler  Ortsbezii'ke  fflr 
unbenutzbar  erkäj^  so  soll  die  Gemeinde  ' 
das  Becht  haben,  den  vollständigen  umbau 
zu  veranlassen  oder  selbst  vorzunehmen. 
Zu  diesem  Zwecke  soll  ihr  das  Recht  zu- 
stehen, sämtliche  Grundstöcke  auf  dem  Wege 
der  ZwangsenteignuQg  zu  erwerben.  Ob- 
gleich diese  Vorschläge  wenigstens  iu  fnV 
heren  Jahren  in  dem  Finanzminister 
V.  M  i  n  u  e  1  einen  einflussreichen  Fürsprecher 
gefunaeu  hatten,  sind  doch  die  Schwiei^- 
koiten,  welche  sich  dem  Ei'lasse  eines  Reichs- 
wohiwesetzes  entgegenstellen,  so  grosse, 
dass  nlr  absehbare  Zeit  ein  solches  nicht  zu 
erwarten  sein  wird.  Selbst  die  Landes- 
gesetzgebung hat  nur  in  wenigen  Staaten 
und  nur  zögernd  und  behutsam  den  von  dem 
Verein  für  öffentliche  Gesimdheitspflege  ge- 
wiesenen Weg  eingeschlagen.  In  Baden 
steht  schon  nach  der  Verordnung  vom  27. 
Juni  1874  §§  12,  17  dem  Bezirksrat  das 
Recht  zu,  die  Beseitigung  von  Missständen 
in  dem  Wohnungswesen  anzuordnen.  Er 
kann,  wenn  Abhilfe  nicht  möghch  ist,  die 
weitei-e  Vermietung  von  Wohnimgeu  imter- 
sagen.  In  Hessen  ist  über  die  polizeilidie 
Beaufsichtigung  von  Mietwohnungen  imd 
Schlafstellen  am  1.  Juli  1S93  ein  Gesetz  er- 
lassen worden,  das  den  staathchen  Gesund- 
heitsbeamten und  Ortspohzeibehöi-den  das 
Recht  verleiht,  derartige  Wohnungen  und 
Räume   nach  der  Richtung  zu  untersuchen, 


hchkeit  zu  besorgen  sind.  In  den  Gemein- 
den über  5000  Einwohner  (deren  es  im 
Lande  allerdings  nur  15  giebt)  liegt  den  Ver- 
mietern von  Wohnungen,  die  aus  drei  oder 
weniger  Räumen  bestehen,  von  Kelleige- 
schosson  oder  unmittelbar  unter  dem  Daäie 
befindlichen  Räumen,  die  zum  Wohnen  ver- 
mietet werden  sollen,  sowie  von  Schlafstellen 
eine  Anzeigepflicht  ob.    In  den  kleineren  Ge- 
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meinden  kann  eine  solche  ÄnzeigBpflichl 
durch  Polizeiverordnung  eingeführt  werden. 
Soweit  eise  solche  Anzei^pflicht  besteht, 
kann  die  Polizeibehörde  die  mietweise  Be- 
nutzung' einer  geaiindheitssohfidlichen  Woh- 
nung ifer  genannten  Art  oder  einer  Schlaf- 
Btelle  ganz  nnteraagen  oder  von  der  Besei- 
tigung bestinimter,  die  Gesundheit  gefähr- 
dender Ursachen  abhfingig  machen.  Im 
Qbiigen  ermftchtigt  das  Gesetz  nur  zum  Er- 
läse von  Polizeiverordnungen,  durch  welche 
ein  Mindestmass  ^on  Luftraum  für  jeden 
Bewohner  einer  Mietawohnung  und  für  jeden 
Benutzer  einer  SchlafsteÜe  voif;escbneben 
werden  kann.  —  In  Hamburg  hatte  die 
Cholera  des  Jalirea  1892  nicht  bloss  in  der 
Stadt  selbst,  sondern  in  ganz  Deutschland 
die  Aufmeriisamkeit  auf  die  traurigen 
lind  geOhrlichen  WohntingazustADde  gelenkt, 
wie  sie  in  den  Arbeitervierteln  der  reichen 
Hansestadt  bestanden.  Der  Senat  ward  da- 
durch veranlasst,  einen  Oesetzentwurf  aus- 
zuarbeiten, welcher  einerseitE  Vorschriften 
enthielt  über  die  gesundheitsm&ssige  Ein- 
richtung von  Wohnungen  tmd  deren  Be- 
nutzung (Wohnungnpflege)  und  andererseits 
Vorschriften  Aber  den  Abbruch  vorhandener 
gesmidheitsschädhcher  Häuser  und  deren 
Ersatz  durch  neue,  den  Anforderungen  der 
Oesundheitspolizei  entsprechende  Qebäude. 
Indes  stiesB  der  Entwurf  in  diesem  seinem 
zweiten  Teil  auf  so  entschiedenen  Wider- 
^Hruch,  dass  der  Senat  ihn  einstweilen  zu- 
T.&ckiiog.  Nach  langjährigen  Verhandlungen 
kam  nur  ein  Gesetz  über  die  Wohnnngs- 
pQ^e  (vom  8.  Juni  1898)  zu  stände.  Das- 
selbe hat  eine  besondere  BehOrde  zur  Be- 
an&ichtigung  der  Wohnungen  eingesetzt 
(hiMTon  wird  noch  zii  sprechen  sein)  und  die 
ftffentiich-rechtiichen  Pflichten  der  Haus- 
eigentümer und  Mieter  normiert.  Doch  sind 
diese  Bestimmungen  selbst  hinter  den  von 
dem  Verein  für  ünentliche  Gesundheitspflege 
im  Jahre  1889  und  von  dem  sächsischen  Minis- 
terium des  Innern  in  der  V.  v.  30.  Septem- 
ber 1696  aufgestellten  Mindestforderungen 
zurückgeblieben.  Weder  für  die  Grösse  einer 
Fanülienwohnung  ist  ein  Mindestmass  an- 
g^eben  noch  für  den  Luftraum  eines  jeden 
S(£lafraimies.  Nur  die  Vorschrift  findet 
sich,  dass  Schlafraume,  welche  an  After- 
mieter oder  Einli^ierer  abgegeben  oder  an 
Dienstboten,  Arbeiter  und  Gewerbegehüfen 
des  Hans  haltangs Vorstandes  überwiesen  wer- 
den, für  jedes  Kind  unter  15  Jahren  (die  von 
aUen  SachverstÄndigen  geforderte  Alters- 
grenze von  10  Jahren  ist  auf  16  Jahre  hinauf- 
geeetzt  worden)  mindestens  5  cbm,  für  jede 
Altere  Person  mindestens  10  cbm  Luftraum 
haben  müssen.  Bei  Feststellung  der  Mindest- 
fordemng  an  Luftraum  dürfen  eo^  den 
SdUafrftumen  benachbarte  und  mit  ihnen  in 
direkter  Verbindung  stehende  Nebenrftnme, 


selbst  Korridore  u.  s,  w.  in  Anreclmung  ge- 
bracht weiiien.  Selbst  von  diesen  gering- 
fügigen Anforderungen  kann  die  BeiiOrde  in 
einzelnen  I^en  Ausnahmen  gestatten.  Da- 
mit steht  es  in  um  so  schärferem  Gegen- 
satz dass  die  Bewolmer  einer  Wohnung  mit 
Geldstrafe  bis  60  Mark  bestraft  werden, 
wenn  sie  die  Wohnung  in  gesundheitswidriger 
Weise  benutzen,  wie  durch  dauernde  Ver- 
unreinigung, Vernachlässigung  genügender 
Lüftung  u.  s.  w.  {§  12,  §  16). 

9.  Wohniuij^säinter.  Von  grTjsserer  Be- 
deutung als  die  soeben  erwähnten  Vor- 
sohriften  sind  die  Bestimmungen  des  Ham- 
burger Gesetzes  vom  8.  Juni  1898  über 
die  Ot^nieation  der  Wohnunesaufsicht.  Die 
zweckmässigsten  und  ausfühructuten  polizei- 
lichen Vorscnriften  über  die  Errichtung  von 
Gebäuden  und  Ober  die  Erhaltung  von  Woh- 
nungen in  einem  den  bau-  und  gesundheit^- 
polizeilichen  Anforderungen  entsprechenden 
Zustand  sind  nur  von  geringem  Werte, 
wenn  nicht  eine  genügende  Aufsicht  da- 
röbei-  geführt  wird,  dass  sie  auch  zur  Aus- 
fühnmg  gelangen,  und  wenn  nicht  den 
Cebertretungen  und  Zuwiderhandlungen  vor- 
gebeugt wird.  Während  im  Auslande,  na- 
mentlich in  England  imd  Schweden, 
schon  seit  längerer  Zeit  besondere  Behörden 
mit  der  Ueberwachung  der  Wohnungszustände 
beauftragt  sind,  liegt  in  Deutschland  faat 
überall  diese  Aufgabe  nur  den  Ortepolizei- 
behSrden  ob,  die  innerhalb  ihrer  allgemeinen 
Zuständigkeit  für  die  Durchführung  der 
Normen  des  Baupolizeirechta  Sorge  zu  tragen 
haben.  Indes  hat  die  Erfahrung  gezeigt, 
dass  hierzu  die  Krftfte  der  OrtspoHzeibehÖr- 
den  nicht  ausreichen,  dass  hierzu  besondere 
Aufsichtsbeamte,  die  mit  besonderen  Befug- 
nissen ausgestattet  sind,  erforderlich  sind. 
Schon  er^'ähnt  wurde,  dass  nach  dem  hes- 
sischen G.  *.  1.  Juli  1893  neben  der 
Ortspolizeibehörde  auch  ein  staatlicher  Ge- 
sundheitabeamter  mit  der  Beaufsichtigung 
der  Mleths Wohnungen  und  Schlafstellen  be- 
auftragt werden  kann.  In  Elsass-Loth- 
ringen  kann  der  Gemeinderat  auf  Grund 
des  französischen  G.  v.  13.  April  1850  eine 
besondere  Wohnungskommission  einsetzen, 
weiche  die  ihr  als  ungesund  bezeichneten 
Wohnungen  zu  untersuchen  und  bei  der 
Polizeibehörde  die  erforderlichen  Anträge  zu 
stellen  hat,  um  die  Beseitigung  der  voige- 
fundenen  Mängel  herbeizuilüiren.  Im  Jahre 
1897  ist  in  Strassburg  eine  solche 
Kommission  eingesetzt  worden.  Auch  in 
Preussen  kann  den  aul  Grund  des  Re- 
gulativs v.  8.  August  1835  errichteten  SanitSts- 
kommifisionen  ^e  Aufgabe  zugewiesen  wer- 
den, den  sanitären  Zustand  der  Wohnhäuser 
zu  untersuchen,  wie  dies  in  Berlin  und 
einwen  anderen  Städten  geschehen  ist  Dodi 
ist  ihre  Zuständigkeit  eine  beschifinkte  und 
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demnocli  auch  ihre  Wb-ksamkeit  nnr  äoß  atoher    wie    der    Wohnungspflegei-   Ehien- 

Es  ist  (lamit  eine  Orgaoisation  geschaffen, 
wie  sie  bisher  niigeitds  in  Deutschland  bestan- 
den hat  Kehmen,  wie  bb  erwarten  steht,  die 
EreisTOisteher  und  Wohniingspfleger  ihr  Amt 
emst  und  Oben  sie  es  gewissenhaft  <duie 
Ansehen  der  Person  aus,  so  ist  zu  hoffen, 
dass  trotz  der  iinzureichendea  materiellen 
Yorsehriften  des  Gesetzes  in  den  Woh- 
nungszuständen  Hamburgs  in  wenigen  Jahren 
eine  wesentUche  Besserung  diu^hgeführt 
werden  wird.  Dem  Beispiele  Hamburgs 
werden  dann  aber  auch  andere  deutsche 
Städte  folgen,  und  wie  das  Elberfelder  Ar- 
menpflegesystem  (dem  offenbar  die  Ham- 
burger Organisation  der  Wohnungs  pfleg« 
nachgebildet  worden  ist)  nach  und  nach  das 
Armenpflegesysteni  der  deutschen  Stftdt« 
geworden  ist,  so  wird  auch  das  Hamburger 
Wohnungspflegesyslem ,  wenn  es  sich  in 
seiner  Heimat  bewälirt,  eine  allgemeine  Ver- 
breitung finden.  Allerdings  werden  die 
Hauseigentümer  und  Wohnung sinhaher  sich 
daran  gewöhnen  müssen,  den  Beamten  der 
Wohnungspflege  Zutritt  zu  ihren  Häusern 
und  WohntVQ^en  zu  gestatten  und  ihnen 
damit  einen  Einblick  in  ihre  Häuslichkeit  zu 
gewähren.  Sind  aber  diese  Beamte  Eliren- 
beamte,  die  der  Bürgerschaft  selbst  ange- 
hören, 30  verliert  die  Masaregel  das  Ge- 
hässige, das  mit  einer  pohzeilichen  Unter- 
suchung, die  von  unteren  Beamten  ausge- 
führt wirtl,  verknüpft  ist.  Die  Hauseigen- 
tümer imd  Wohmingsinhaber  wei-den  dann 
vielfach  selbst  bestrebt  sein,  dafür  Sorge  zu 
Ira^n,  dass  die  gröbsten  Missstände  be- 
seitigl  werden,  bevor  die  Untersuchung  des 
Hauses  und  der  Wohnungen  stattfindet. 


Nach  dem  hamburgiachen  Gesetz 
1B98  ist  das  Gebiet  der  Stadt  und  ihrer 
Yororte  in  9  Kreise  eingeteilt  tmd  jeder 
Kreis  in  mindestens  9  Pflegebezirke.  Für 
jeden  Pflegebezirk  wird  ein  Wohnungs- 
pfleger  (netet  Stellvertreter)  ernannt,  der 
sich  von  den  gesundheitlichen  Verhältnissen 
der  Grundstücke  und  Wohnungen  seines 
Bezirkes  Kenntnis  zu  verschaffen  und  zu 
eriialten  hat.  Den  Wohntu^pQegeru  muss 
in  den  Tagesstunden  der  Zutritt  zu  allen 
PrivatgruEustücken ,  Gebäuden  und  Woh- 
nungen ihres  Bezirkes  gewährt  und  auf  Be- 
fragen Auskunft  erteilt  weiden,  wo  und  so- 
weit es  zur  Erfüllung  ihrer  Obliegenheiten 
nötig  ist  Gesundheitswidrige  oder  gesund- 
heitsheilonkliche  Zustände,  deren  Beseiti- 
gung sie  nicht  auf  gütlicliem  Wege  er- 
reidien  können,  haben  sie  dem  Kreisvor- 
steher zu  melden.  Im  Ki'eise  ist  das 
Organ  der  Wohniingspflege  die  Kreisver- 
sammlung, die  aus  einem  Kreisvorsteher 
und  den  W ohmmgspflegern  des  Kreises  be- 
steht Huren  Sitziuigen  liaben  ein  ärztlicher 
Beamter  des  MeilizinalkolIegiumB  und  der 
Inspektor  der  Wohnungspfiege  mit  beraten- 
der Stimme  beizuwohnen.  Die  Kreis ver- 
versammlung  hat  über  die  Beseitigung  der 
zu  ihrer  Kenntnis  gebrachten  Missstäode 
Beschluss  zu  fassen.  Soweit  jedoch  diese 
Beschlüsse  nicht  freiwillig  von  den  Haus- 
eigentümern u.  8,  w.  ausgeführt  werden, 
hat  der  Kreisvorsteher  die  Angelegenheit 
der  Behörde  für  Wohnungspflege  zu  über- 
weisen. Sie  besteht  ans  zwei  Mit^Uedern 
des  Senate  und  den  Kreisvorstehern.  Ihr 
sind  ein  Inspektor  der  Wohnungspflege  und 
zwei  Assistenten  unterstellt.  Der  Inspektor 
wie  ein  Medizinalrat  haben  ihren  Sitzungen 
mit  beratender  Stimme  beizuwohnen.  Die 
MitgUeder  der  Behörde  haben  in  demselben 
Umfange  wie  die  Wohnungspfleger  das 
Recht,  Grundstflcie,  Gebäude  und  Woh- 
nungen zn  untersuchen  und  Auskunft  zu 
fordern.  Die  Behörde  hat  auch  das  Recht, 
jedermann  zur  Auskunfterteilung  unter 
Strafandrohung  für  den  Fall  des  Nichter- 
scheinens vor  sich  zu  laden.  Sie  hat  alle 
zur  Allfrechthal  tun  g  der  durch  das  Gesetz 
getroffenen  Anordnungen  nötigen  Entschei- 
dungen und  Befehle  zu  erlassen.  Soweit 
erforderlich,  kann  sie  die  Kätunung  einzelner 
Wohnungen  anordnen,  die  dann  erst  nach 
Genehmigung  der  Behörde  in  Benutzung 
genommen  werden  dürfen.  Zuwiderhand- 
lungen gegen  die  von  der  Behörde  er- 
lassenen Befehle  sind  mit  Geldsbafe  bis 
zu  60  Mark  bedroht.  Beschwerden  gegen 
die  Entscheidungen  der  Behörde  gelten 
an  den  Senat.  Endlich  sei  noch  be- 
merkt,    dass     die     Aemter    der    Kreisvor- 


UI.  Die  BanpoUzei  in  Oesterreich, 
Frankreich,  Grossbritannien  und  Italien. 

10.  Die  B.  in  Oesterreich.  Allgemeine 
Rechtssätze  über  Baupolizei  liestehen  in 
Oesterreich  nicht  Sie  zu  erlassen,  ist  nicht 
die  Keicbsgesetzgebung,  sondern  die  Gesetz- 
gebung der  einzelnen  Kronländcr  zuständig. 
In  ihnen  wurden  in  den  letzten  Jaiirzehnten 
fast  überall  neue  Bauordnungen  durch  Lan- 
desgesetze erlassen,  die  teils  für  das  ganze 
Kronland,  teils  mu*  für  einzelne  grosse« 
Städte  gelten  (vgl,  z.  B.  die  Bauordnung  für 
Miederösterreidi  vom  17.  Januar  1883,  ab- 
geändert durch  G.  V.  30.  März  1887,  und 
die  Bauortlnnng  für  die  Stadt  Wien  vom 
17.  Januar  1883,  al^eändert  durcli  G.  v.  26. 
Dezember  1891)).,  Bach  dem  Gern  ein  degesets 
vom  5.  März  1862  Art.  5  gehören  die  Bau-, 
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GeBondheila-  und  Feuerpolizei  sowie  die 
Handhabnng  der  BaiiordDungen  und  die  Er- 
tcdluDg  der  polizeilichen  Baubewilligungen 
zu  dem  seltetfindigea  WirkuoKskreise  der 
Oemeinden.  Die  Baupolizei  ist  aemcach  von 
dem  Oemeindevorataad  zu  hsadhsben  und 
Ertliche  Banwünuii^D.  soweit  Bolche  zur 
Eif;ftnzuDg  der  sie  Landesgesetze  erlasseneD 
Bauordnungen  ziüAesig  sind,  von  den  Oe- 
meindeorgaoeu  zu  erlassen.  Wie  in  Deutsch- 
land ist  auch  in  Oesterreich  zur  ÄusfflhruDg 
eines  jeden  Baues  eine  vorherige  Baubewilli- 
gung erforderiicL  Ist  das  Grundstück,  auf 
dem  gebaut  werden  soll,  bisher  noch  nicht 
bebaut  gewesen,  so  darf  die  BaubewUligimg 
nur  erteilt  werden,  wenn  das  Grund attic^ 
in  dem  Bebauungeplan  als  Baugrund  aufge- 
nommen ist  oder,  sofern  dies  nicht  der  FaU, 
weun  ihm  durch  die  BaubewiUigung  zu- 
gleich die  Eigenschaft  als  Baugrund  zuer- 
kannt wird.  Vielfach  ist  noch  eine  besondere 
Bewobnungs-  oder  Benutzun^bewilhgung 
einzuholen,  bevor  das  Gebftude  in  Benutzung 
genommen  werden  darf. 

11.  Die  B.  in  Frankreich.  Allgemeine 
Bestimmungen.  Die  Baupolizei  gehört  zn 
den  Gegenständen  der  police  municipale,  die 
der  Maire  der  Gemeinde  zu  verwalten  hat. 
Als  Polizeibehörde  kann  derselbe  auch  bau- 
polizeiliche Verordnungen,  deren  Ueber- 
tretnng  mit  Strafe  bedi-oht  ist,  erlassen  {Q. 
V.  22.  Jidi  1791  Tit.  1  Art.  46 ;  G.  v.  18. 
JuU  1837  Artt  10,  11,  G.  v.  5.  Aprü  1884 
Artt.  90,  94).  Eine  Baugenehmigung  ist  zur 
Ausführung  von  Bauten  oder  Reparaturen 
nicht  erforderlich,  aber  für  jedes  Bauwerk, 
das  an  einer  öffentliclien  Strasse  errichtet 
wird,  muss  die  Strasse nfluchtlinie  (aligne- 
ment)  festgestellt  werden.  Besieht  für  die 
gesamte  Strasse  ein  allgemeiner  Plan  (plan 
u'ahgnement),  so  ist  dem  gemäss  für  das 
einzelne  Bauwerk  die  Fluchtlinie  (alignement 
individuel)  zu  bestimmen.  Besteht  kein  aU- 
gemeiner  Plan,  so  ist  die  Fluchtlinie  eines 
}eden  Bauwerkes  gemäss  der  Rlchlungslinie 
der  Strasse  abzustecken.  Hinter  der  Flucht- 
linie darf  jedermann  bauen  wie  er  will  (G. 
v.  16.  September  1807  Art,  52,  G.  v.  4.  Mai 
1864  Artt.  1,  2).  Für  die  Festsetzung  der 
Fluchtlinie  ist  eine  Gebühr  zu  entrichten 
(droit  de  voirie).  Der  Jlaire,  und  bei  Staats-  und 
Departementsstrasseti  der  Prilfekt,  kann  an- 
ordnen, dass  Gebäude,  die  den  Einsturz  drohen, 
niedergerissen  werden.  Doch  muss  ein  Ver- 
fahren vorhergehen,  in  welchem  ein  von 
dem  Eigentümer  ernannter  Sachverständiger 
und  ein  von  der  Behörde  ernannter  Sach- 
verständiger den  Zustand  des  Gebäudes  zu 
unteisuchen  und  festzustellen  haben.  (Kgl. 
V.  V.  18.  Juh  1729  und  18.  August  1730.) 
Zur  Ausführung  von  Gebäudeteilen,  welche 
über  die  Fluchtlinie  in  die  Strasse  hinein- 
ragen, wie   Balkone   u.   dgl.   (ouvragcs   en 


Biullie)  ist  besondere  Genehmigung  des  Mail« 
erfoitierhch.BesondereBfistimmungen 
sind  in  dem  Dekret  v.  26.  Mftrz  1852  für 
Idie  Stadt  Paris  gegeben  worden.  Inebe* 
sondere  ist  hiemach  der  Bauherr  verpflidite^ 
vor  Beginn  des  Baues  die  Pläne  etc.  bei 
der  Seinepräfektur  einzureichen,  und  ee 
können  ihm  für  den  Bau  im  Interesse  der 
Öffentlichen  Sicherheit  und  Gesundheitspflege 
Bedingungen  auferlegt  werden.  Ist  dies 
binnen  zwtuizig  Tagen  nach  Einreichung  dw 
Pläne  nicht  geschehen,  so  kann  der  Bau 
nach  denselben  ausgeführt  werden.  Auf 
Antrag  des  Gemeinderates  kann  das  Dekret 
r.  26.  März  18.'>2  audi  auf  ander«  StBdte 
ausgedehnt  werden,  und  auf  diesem  W^e 
hat  dasselbe  in  fast  allen  grosseren  Städten 
Geltung  erlang. 

lä.FranzoaischeUeaetzgebnng  g^^a 
nngeannde  Wohinn^n.  Die  traimgea 
und  zum  Teil  entsetzlichen  Zustände,  wie 
sie  in  den  Arbeiterwohnungen  in  Paris  und 
den  grossen  Fabrikstftdten  herrschten,  hatten 
schon  unter  der  Julimonarchie  die  Aufmerk- 
samkeit aiif  sich  gelenkt.  Um  die  recht- 
lichen Befugnisse  zum  Einschreiten  gegen 
sie  zu  geben,  wurde  das  G.  v.  13.  April  1850 
erlassen.  Hiernach  kann  in  jeder  Gemeijide 
der  Gemeinderat  eine  Kommission  zur  Unter- 
suchung der  ungesunden  Mietswohnungen 
ernennen.  Dieselbe  hat  dem  Gemeinderate 
Bericht  zu  erstatten,  der  daraufhin  die  für 
notwendig  erkannten  AenUerungen  und  Ver- 
besserungen anzuordnen  hat.  Hiergegen  ist 
Bekurs  an  deu  Präfekturrat  zulässig.  Ist 
der  Beschluss  rechtskräftig  gewonien,  so  bat 
der  Maire  die  Ausftthning  der  angeordneten 
Arbeiten  anzubefehlen.  Will  der  Hauseigen- 
tümer die  Wohnungen  künftighin  dritten  Per- 
sonen nicht  mehr  überlassen,  so  ist  er  zur 
AusfOhning  der  Arbeiten  niciit  verpflichtet 
Andernfalls  kann  er  durch  Geldstrafen,  die 
bis  zum  doppelten  Betrage  der  Kosten  der 
angeordneten  Arbeiten  steigen  können,  dazu 
augehalten  werden.  Erkennt  der  Gemeiade- 
rat,  dass  eine  Wohnung  überhaupt  nicht 
mehr  genügend  verbessert  werden  tränn  und 
dass  die  Ursachen  der  gesiuidheitswidrigen 
Zustände  in  der  Wohnung  selbst  liegen,  so 
kann  er  deren  Vermietung  bis  auf  weiteres 
untersagen.  Das  endgültige  Verbot  kann 
nur  der  Präfeküurat  erlassen,  gegen  dessen 
Beschluss  Kekurs  an  den  Staat.srat  zulässig 
ist.  Haben  die  gesundheitswidrigen  Zustande 
ihren  Grund  in  äusseren  und  dauernden 
Verhältnissen  oder  können  die  Ursachen  der 
Gesundheitswidrigkeit  nur  diu-ch  zusammen- 
hängende Arbeiten  beseitigt  werden,  so  kann 
die  Gemeinde  die  Enteignung  der  Gebäude 
vornehmen.  —  Winden  auch  in  den  ersten 
Jahren  nach  Krlass  des  Gesetzes  in  zahl- 
reichen Städten  Kommissionen  eingesetzt 
(im   Jahre   1858   bestanden   solche   in   520 
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Städten),  so  übten  sie  doch  nur  selten  ihre 
Fuaktionen  emBtlicb  aus,  und  noch  seltener 
machten  die  Gemeinderfite  von  ihren  weit- 
gehenden Befugnissen  Gebrauch.  In  den 
meisten  Städten  wurden  die  Kommissionen 
nicht  wieder  erneuert  und  im  Jahre  1883 
■waren  sie  nur  noch  in  Paris,  Lille,  Havre, 
Reubaix  nnd  Nancy  in  wirklicher  Tn&tigkeit. 
Bis  wird  altgemein  anerkannt,  dass  das  Ge- 
setz an  der  Unthfttigkeit  der  Oemeinderäte 
und  dem  "Wideratande  der  Hauabeeitzer  fast 
vollständig  gescheitert  ist.  Die  Bemühungen, 
eine  Reform  und  Eigänzung  des  Gesetzes 
herbeizuführen,  haben  bis  letzt  zu  einem 
Erfolge  nicht  geführt.  —  Einer  Verbeeee- 
mng  der  Wobnungsverhältniflse  steht  in 
E^nnkreich  aber  auch  die  Steuergesetzgebung 
entgegen.  Die  Tfaür-  und  Fensterateuer  (s. 
d.  Art,),  die  eine  Mietssteuer  sein  soll,  wird 
nach  der  Zahl  der  Thüren  und  Fenster  des 
Gebäudes,  die  nach  aussen  foiiren,  berechnet 
Es  liegt  deshalb  im  Interesse  der  Hausbe- 
utzer,  die  Zahl  der  Fenster  mSs-lichst  zu 
besdkifinken,  damit  aber  Licht  und  Luft  den 
Zutritt  zu  den  Wohnungen  zu  verwehren. 
18.  Die  B.  in  Ei^land.  AUgemeine 
Beetiinmiuifeti.  In  England  waren  schon 
seit  ältarerZeit  fflr  einzelne  grössere  Städte 
Bauordnungen  erlassen  worden,  die  jedoch 
bei  der  ausseroideutlichen  Steigerung  der 
Bevölkerung  und  bei  der  Anhäufung  grosser 
Arbeitermassen  in  den  Fabiikorten  den  Be- 
dürfnissen nicht  genügen  konnten.  Die 
furchtbaren  Uebelstände,  die  in  den  über- 
füllten Arbeiterwohnungen  für  die  Gesund- 
heit und  Sittlichkeit  der  Bewohner  ent- 
stehen, haben  schon  seit  länger  als  einem 
halben  Jahrhundert  die  öffentliche  Aufmerk- 
samkeit auf  sich  gezogen.  Einzelne  Men- 
schenfreunde "und  grosse  Gesellschaften,  Ge- 
setzeebun^  und  Verwaltung  führen  ununter- 
brodiea  einen  Kampf  gegen  das  Wohnungs- 
elend der  unteren  Klassen,  das  vielleicht 
nirgends  in  der  Welt  in  so  grauenerregen- 
der, entsetzlicher  Weise  sidi  ausgebildet 
hat  als  in  I^ondon  und  einigen  anderen  eng- 
lischen Städten.  In  diesem  Kampfe  gegen 
fuiohtbara  soziale  Notstände  ist  eine  ausser- 
ordentlich verwickelte,  schwer  zu  über- 
sehende Gesetzgebung  über  die  Baupolizei 
entstanden,  deren  Handhabung  und  Durch- 
führung mit  grossen  Schwierigkeiten  ver- 
bunden sind.  In  der  im  Jahre  1884  einge- 
setzten k^.  Komadssion  zur  Untersuchung 
der  Arbeiter  Wohnungsfrage  erklärte  einer 
der  angesehensten  Juristen  Englands,  es  sei 
für  den  Juristen  sehr  schwer,  die  englischen 
Gesetze  Ober  das  Wohnunga-  und  äuiitäts- 
weaen  zu  verstehen ;  dieselben  seien  fast  so 
kom^iziert  wie  die  Gresetzg  über  den  Bau 
von  Kirchen,  welch  letztere  lös  jetzt  über- 
haupt noch  niemand  verstanden  hätte.  (S. 
AscArott,Arbeiterwohnangsfrage  S.  107.)   Es 


können  hier  nur  die  Grundzfige  dieser  Ge- 
set^bung,  soweit  sie  die  Kiupolizei  be- 
treffen, hervorgehoben  werden.  Zur  Er- 
gänzung muss  auf  den  Art,  Wohnunga- 
frage  verwiesen  werden. 

Nachdem  schon  im  Jahre  1845  ein  neues 
Baupotizeigesetz  für  die  Hauptstadt  erlassen 
worden  war,  schlug^  die  Gesetzgebung  einen 
zweifachen  Weg  ein,  um  die  Uebelstände 
zu  bekämpfen,  die  durch  die  Untersuchungen 
einer  im  Jahre  1843  eingesetzten  Kommis- 
sion aufgedeckt  worden  waren.  Der  Nui- 
sances  Bemoval  and  Diseases  Prevention 
Act  von  1848  (11  et  12  Viel.  c.  123)  knüpft 
an  den  Grundsatz  des  gemeinen  Rechte  an, 
nach  welchem  die  Beschwerung  des  Nach- 
bars durch  gesundheitsschädliche  oder  übel- 
riechende Anlagen  als  public  nuisance  ein 
strafbares  Vergehen  bildet  Durci  dieses 
in  den  Jahren  1849  und  1S55  erweiterte 
und  ergänzte  Gesetz  wurden-  gemeinschAd- 
liche  und  geaundheitsgefährbche  Bauten 
dem  Begriff  der  public  nuisance  tmt^rstellt 
und  die  Friedenanchter  verpflichtet,  auf  An- 
zeige eine  Untersuchung  vorzunehmen,  und 
wenn  diese  das  Vorhandensein  einer  nuisance 
einlebt,  dittch  Polizei  Verfügung  deren  Be- 
seitigung anzuordnen.  Ungehorsam  ward 
mit  Strafe  bedroht  und  in  diesem  Falle  die 
Ortebehörde  ermächtigt,  auf  Kosten  des  Un- 
gehorsamen die  erforderlichen  Arbeiten  aus- 
führen zu  lassen.  Die  OrtebehOrden  wurden 
zugleich  berechtigt,  periodische  Unter- 
suchungen der  Wohnungen  vorzunehmen 
und  Ober  den  Befund  Bericht  zu  erstatten. 
Gleichzeitig  wurde  der  Public  Healtli  Act 
von  1848  erlassen,  der  jedoch  nur  in  Ge- 
meinden eingeführt  wurde,  welche  die  Ein- 
führung beantragten  oder  in  welchen  die 
Einführung  durch  Beschluss  des  Ministeriums 
auf  Grund  eines  vorhergehenden  Ver^uens 
für  notwendig  erachtet  wurde.  VoraUB- 
setzung  aber  war,  dass  mindestens  */io  der 
Steuerzahler  einen  Antrag  stellte  oder  aber 
dass  im  Durchschnitt  der  letzten  7  Jahre 
die  Zahl  der  Todesfälle  23  auf  1000  Ein- 
wohner Überati ^.  Zur  AusfOhruiig  des 
(Gesetzes  wurde  in  den  Bezirften,  in  welchen 
es  eingeführt  ward,  ein  local  board  of  heallh 
gewählt,  dem  das  Becht,  Polizeiordnungen 
unter  Genehmigung  der  Centralbehörde  zu 
erlassen,  übertragen  wurde.  Das  Gesetz 
selbst  enthielt  eingehende  Vorschriften  über 
die  Strassen-  und  Baupolizei.  Ergänzt,  er- 
weitert und  in  einzelnen  Bestimmungen  ab- 
geändert wurde  dann  der  Public  Health  Act 
durch  zahlreiche  Gesetze,  die  in  den  Jahren 
1849  bis  1866  erlaben  wurden.  Trotz  aller 
dieser  zahlreichen  Gesetze,  trotz  der  weit- 
gehenden Befugnisse,  welche  den  Central- 
und  LokalbehOrden  eingeräomt  worden 
waren,  wurden  die  voriiandenen  Uissstäade 
nur  zu   geringem   Teil   beswtigt,  and  der 


jÜOglc 


Baupolizei 


529 


■weiteren  Ausbreitung  derselben  war  ein  ge- 
nOgender  Riegel  nioht  vorgeschoben.  Im 
Jature  1875  wurden  die  Nuisances  Acts  und 
Public  Health  Acte  mit  alien  ihren  }i>gan- 
zungsgeeetzen  aufgehoben  und  deren  Be- 
stimmungen mit  zahlreichen  Erweiterungen 
und  YerschilrfuDgen  in  dem  neuen  Public 
Healäi  Act  (38  et  39  Vict  c.  551  zusaounen- 
gefasst,  einem  sehr  umfangreicfien  aus  343 
Artikeln  bestehenden  Gesetze,  das  in  ganz 
England  und  Wales  sowie  in  Irland  mit 
Ausnahme  der  Haoptstadt  in  Geltung  trat. 
Abgeändert  und  ergSnzt  v,^l^de  das  Gesetz 
durch  ein  ebenfalls  ziemlich  umfangreicheB 
Gesetz  von  1890  {53  et  54  Vict.  c  59). 

Das  Gesetz  teilt  das  Land  ein  in  städ- 
tische (urhan  saoitary  dletricts)  und  länd- 
liche Bezirke  (rural  sanitary  diatricts).  Zu 
den  stAdtischen  Bezirken  gehüren  aber  nicht 
nur  die  eigentlichen  Städte  mit  Stadt\-er- 
faSBung,  sondern  auch  solche  Bezirke,  welche 
wegen  ihres  aiisgedehnten  Fabrikbetriebes 
und  ihrer  dichten  Bevalkerung  von  dem 
Ministeriiun  zu  urbaii  sanitarj'  diatricts  er- 
klärt sind.  In  den  Stfidton  ist  der  Stadtrat, 
in  den  anderen  städtischen  Bezirken  ein  von 
allen  Gemein  de  Wählern  (parochial  electors) 
gewählter  örtUcher  Gesundheitsiat  (urban 
district  Council  nach  dem  Local  government 
Act  von  1894)  die  Behörde,  welche  mit  der 
Ausführung  des  Gesetzes  betraut  ist  In 
den  ländlidien  Bezirken,  die  im  allgemeinen 
mit  den  Armeuverbänden  zusammenfalle q, 
ist  der  Armenrat  (Board  of  guardians,  vgl. 
Bd.  I  S.  1140ff.)  zugleich  der  mial  sanitarj- 
district  Council.  Diese  Behörden  siod  ver- 
pflichtet. Bezirksärzte  (medical  officers  of 
n«ilth)  und  die  ihnen  unterstellten  Inspek- 
toren (inepectors  of  nnisances  oder  sanitarj- 
inspectors)  in  der  erforderlichen  Anzahl  an- 
zustellen. Das  Ministerium  (Local  Govern- 
ment Board)  kann  die  Grenzen  der  Bezirke 
verändern.  Das  Gesetz  enthält  neben  zahl- 
reichen, hier  nicht  hergehörenden  Bestim- 
mungen allgemeine  baupolizeiliche  Tor- 
schriften, BO  das  Verbot  neue  KeDerwoh- 
nungen  herzuBtellen,  das  Verbot  ungesunde 
ältere  Kellerwohnungen  zu  vermieten  etc. 
Diese  gesetzlichen  Vorechriften  können  durch 
Polizei  Verordnungen  ergänzt  werden,  die  von 
den  Ortsbehörden  mit  Znatimmung  des 
Local  Government  Board  zu  erlassen  sind, 
Nach  einem  neueren  Gesetze  (Housing  of 
the  working  dasses  Act  von  1385)  kOimen 
in  Bezug  auf  Häuser,  die  von  mehr  als  einer 
Familie  bewohnt  werden,  tenement  houses, 
Polizei  Verordnungen  auch  ohne  Genehmi- 
gung erlassen  werden,  insbesondere  in  Bezug 
auf  die  Anzahl  der  Pei-sonen,  die  in  einem 
Räume  schlafen  dürfen,  die  Beinigimg  der 
Bänser,  die  Aborte  etc.  Sodann  hat  das 
Gesetz  (Art.  91)  die  gesundheitsschädlichen 
Zustände,  welche    die    Behörden   zu    einem 
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Einschreiten  berechtigen,  des  näheren  be- 
stimmt. Dazu  gehört  auch  eine  derartige 
CeberttlUimg  der  Häuser  mit  Bewohnern, 
dass  daraus  eine  Gefahr  für  die  Bewohner 
entsteht.  Die  Ortsbehörde  ist  verpflichtet, 
durch  ihre  Beamten  zeitweise  Be\-isioQe[i 
aUer  Gebäude  vornehmen  zu  lassen,  um 
deren  bauliclien  Zustand  zu  mitersuchen. 
Beseitigt  auf  eine  an  ihn  ereeliende  Auffor- 
derung der  Besitzer  des  Gebäudes  den  ge- 
sundheitswidrigen Zustand  nicht,  so  ist  er 
strafbar  und  die  erforderhchen  Arbeiten  sind 
auf  seine  Kosten  auszuführen.  Die  Beru- 
fung geht  an  die  Vierteljahrssitzung  der 
Friedensrichter.  Wegen  gesundheitswidriger 
Zustände  eines  Gebäudes  kann  auch  von 
jedem  Bewohner  des  Bezirkes  Klage  vor 
dem  Friedensrichter  erhoben  werden.  Kommt 
die  Ortßbehörde  ihi-en  Verpflichtungen  nicht 
nach,  so  kanc  der  Local  Government  Board 
'jeden  Polizeibcamten  des  Bezirks  beauf- 
ti-agen,  an  Stelle  der  Ortsbehörde  die  er- 
forderhchen Massregeln  zu  ergreifen. 

In  der  Hauptstadt  hat  das  Gesetz 
keine  Geltung  erlangt.  Hier  blieben  viel- 
mehr noch  in  Kraft  die  Nnisances  Acts  und 
die  besonderen  für  London  erlassenen  Bau- 
polizeiordnungen  (Metropolis  Local  Manage- 
ment Act  von  1855,  18  et  19  Vict  c.  12(J 
mit  zahlreichen  Ergänzungsgesetzeii),  bis  im 
Jahre  1891  ein  besonderer  Public  Health 
Act  für  London  erlassen  wurde,  der  im 
weseutiichen  mit  den  allgemeinen  Gesetzen 
übereinstimmt,  aber  einzelne  noch  strengere 
Vorschriften  enthält, 

14,  Englische  Gesetzgebung  über  Ar- 
beiterwohDnngeD.  ^N^eben  diesen  al^e- 
meinen  Baupohzcigesetzen  bestehen  aber 
wichtige  Gesetze,  welche  sich  ausschliess- 
lich auf  Arbeiter  Wohnungen  beziehen,  Sie 
enthalten  nicht  nur  Vorschriften,  welche 
die  Beseitigung  der  vorhandenen  ungesunden 
Wohnungen  bezwecken,  sondern  sie  beab- 
sichtigen zugleich  auch,  die  Errichtung  neuer 
gesunder  Arbeiterwohnungen  zu  befördern, 
indem  sie  sowohl  die  Gewährung  von  Dar- 
lehen aus  öffentlichen  Mitteln  gestatten,  um 
Privatpersonen  oder  Gesellschaften,  welche 
Wohnungen  für  die  arbeitenden  Klassen  er- 
richten wollen,  zu  unterstützen,  als  auch 
indem  sie  den  Lokalbehörden  die  Emchtung 
von  Arbeit«rwohnungen  selbst  erm^ichen. 
Wir  haben  es  nur  mit  den  baupolizeilichen 
Bestimmungen  zu  thun.  Zur  Ergänzung 
der  oben  erwähnten  Gesetze  wurde  im 
Jalire  1868  der  sogenannte  Torrens  Act  er- 
lassen, der  durch  Gesetze  von  1879,  1882 
und  1885  einige  Abänderungen  erfuhr.  Dies 
Gesetz  gab  den  Ortsbehörden  das  Becht, 
Häuser,  die  wegen  ihres  gesundheitswidrigen 
Zustandes  für  menschliche  Wohnungen  unge- 
ei^et  sind,  entweder  zu  schlieaeen  oder  abzu- 
reissen.  Diesem  sogenannten  Torrens  Act  trat 
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im  Jahre  1875  der  sc^ieoannte  Gross  Act  zur 
Seite  (Artizans  and  labourei^  dwellings  im- 
provements  Act),  der  durch  Gesetze  von 
1879  und  1885  abgeändert  -wurde.  Er  er- 
möglichte die  Niederreiasung  ganzer  Häuser^ 
gruppen  und  Freilegung  ganzer  Bezirke,  um 
sie  nach  einem  neuen  Bebauungsplan  in 
einer  den  Anforderungen  der  Gesimdheits- 
und  Baupolizei  entsprechenden  Weise  wieder 
zu  bebauen.  Uraprilnglich  niu:  für  StÄdte 
über  25000  Einwohner  erlassen,  wurde  das 
Oesetz  1885  auf  alle  städtischen  Bezirke  für 
anwendbar  erklärt. 

In  keinem  Ijande  hat  die  Gesetzgebung 
ä-flher  und  klarer  die  sozialen  Aufgaben, 
die  der  Baupolizei  obliegen,  erkannt  als  in 
England,  in  keinem  Lande  hat  sie  die  Be- 
hörden init  so  weitgehenden  Befugnissen 
ausgestattet,  um  den  unteren  Klassen  der 
Bevölkerung  ein  menschenwürdiges  Wohnen 
in  gesunden  und  geräumigen  Warnungen  zu 
verschaffen.  Unter  Mitwirkung  der  freien 
Thät%keit  von  einzelnen  Menschenfreunden 
und  Rivatgeeellsdiaften  ist  auch  unter  der 
Herrschaft  der  angeführten  Gesetze  manches 
geschehen,  um  die  Wohnungsverhältnisse 
namentjidi  in  einzelnen  Teilen  Londons  und 
in  anderen  Grossstädten  zu  bessern.  Trotz- 
dem haben  die  erwähnten  Gesetze  ihr  Ziel 
nicht  eiTeicht  und  nur  eine  rerhältuismässig 
geringe  Wirksamkeit  ausgeübt.  Die  Orts- 
behörden  machten  von  ihren  Befugnissen 
keinen  genügenden  Gebrauch,  weil  ihre  Mit- 
glieder entweder  selbst  Hausbesitzer  sind 
oder  doch  mit  den  Hausbesitzern  in  zu  enger 
Verbindung  stehen,  vor  allem  aber  weil 
nach  der  bisherigen  Gesetzgebung  die  Kosten 
der  Ausführung  der  Gesetze  eine  zu  grosse 
Belastung  der  Steuerzahler  herbeigeföhrt 
hätte.-  Die  ganze  Gesetzgebung  ward  des- 
halb im  Jahre  1890  einer  Revision  unter- 
zogen und  unter  Aufhebung  der  Torrena 
und  Gross  Acts  ein  neues  Gesetz,  der  Hou- 
sing  of  the  Working  Classes  Act  (53  et  54 
Vict.  c.  70),  erlassen'. 

Hiemach  ist  in  einem  jeden  sanilary 
district  die  Ortsbehörde  verpflichtet,  von 
Zeit  zu  Zeit  Untersuchun^n  des  Bezirks 
vornehmen  zu  lassen,  um  diejenigen  HSuser, 
welche  gesundheitsgefährlich  und  zum  Be- 
wohnen ungeeignet  erscheinen,  ausfindig  zu 
machen.  Der  Gesundheitsbeamte  hat  über 
ein  jedes  derartiges  Haus  zu  berichten,  wie 
er  auch  zur  Untersuchung  und  zum  Bericht 
verpflichtet  ist,  sobald  von  vier  Haushal- 
tungsvorständen,  die  in  der  Nähe  des  Hauses 
wohnen,  eine  Beschwerde  über  den  gesund- 
heitsgefährlichen  Zustand  eines  Hauses  ein- 
geht. Erweist  sich  ein  Haus  als  gesund- 
heitsgefährlich  und  wird  es  deshalb  als  zum 
Bewohnen  ungeeignet  erklärt,  so  hat  der 
Eigentümer  die  angeordneten  Verbesserungen 
vorzunehmen,  widrigenfalls   das   Haus   ge- 
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nicht  abgeholfen  werden,  so  ist  das  Haus 
abzubrechen.  Weun  dagegen  der  Eigen- 
tümer eines  solchen  Hauses  die  von  der 
OrtsbehCrde  angeordneten  Verbesserungen 
selbst  ausführt  und  das  Haus  dadurch  wieder 
bewohnbar  macht,  so  hat  die  Behörde  auf 
seinen  Antrag  ihm  eine  Rentonschuld  auf 
das  Grundstück  in  einem  charging  Order 
zu  bestellen.  Die  Rentenschuld  wirf  für 
30  Jahre  dem  Grundstück  auferlegt  und 
beträgt  e^/o  des  für  die  Verbesserungen 
auf^wandten  Kapitals.  Dadurch  wird  das 
Kapital  verzinst  und  amortisiert  Die  Beute 
hat  den  Vorrang  vor  allen  anderen  auf  dem 
Grundstück  ruhenden  Lasten  mit  Ausnahme 
der  öffentlichen  Abgaben.  Der  Bentenschuld- 
brief   ist  auf  andere  Personen  übertragbar. 

Ist  ein  Haus  zwar  nicht  selbst  zum  Be- 
wohnen ungeeignet,  hindert  es  aber  durch 
Entziehung  von  Luft  und  Licht  oder  in 
anderer  Weise  die  Beseitigung  gesundheits- 
gefährlicher Zustände  der  Nachbarhäuser 
(obstructive  buüding),  so  kann  das  Grund- 
stück enteignet  und  das  Haus  abgebrochen 
werden,  wenn  der  Eigentümer  nicht  vor- 
zieht, Eigentümer  des  Grund  und  Bodens 
nach  Abbruch  des  Hauses  zu  bleiben.  In 
diesem  Falle  erhält  er  nur  den  Wert  des 
abgebrochenen  Hauses  ersetzt. 

Erfüllen  die  Ortsbehlirden  die  ihnen  ge- 
setzlich obliegenden  Pflichten  nicht,  so 
können  sie  hierzu  gezwungen  werden.  Doch 
enthält  hierüber  das  Gesetz  verschiedene 
Vorschriften  für  London  und  die  ländlichen 
Bezirke  einerseits  und  für  die  städtischen 
Bezirke  andererseits.  Unterlässt  oder  ver- 
weigert die  Ortsbehörde  in  I^ondon  oder  in 
einem  ländlichen  Bezirke,  ein  gesundheits- 
gefährliches  Haus  zu  schliessen  oder  nieder- 
zureissen  oder  ein  obstructive  biülding  ab- 
zubrechen, so  hat  an  ihrer  Stelle  der  Graf- 
schaftsrat (county  Council)  diese  Massregeln 
anzuordnen  und  nötigenfaJls  auf  Kosten  des 
Ortsbezirkes  ausführen  zu  lassen.  .  In  den 
anderen  städtischen  Bezirken  können  die- 
jenigen Haushai  tun  gs  vorstände,  welche  Ober 
den  gesundheitsgefährlichen  Zustand  eines 
Hauses  Beschwenle  geführt  haben,  sich  an 
das  Ministerium  (liocal  govemment  Board) 
wenden,  wenn  die  OrtfibehSrde  binnen  drei 
Monaten,  nachdem  ihr  über  die  Beschwerde 
Bericht  erstattet  worden  ist,  die  erforderlichen 
Massregeln  nicht  angeordnet  hat.  Das  Mini- 
sterium hat  sodann  eine  Untersuchung  zu 
veranstalten  und  nach  deren  Ei-gebnissen  an 
die  Ortsbehftrde  Befehle  zu  erlassen,  die 
ausgeführt  werden  müssen. 

Nicht  selten  ist  es  aber  geboten,  ganze 
Häusergruppen  niederzulegen,  lun  Licht  und 
Iiuft  zn  schaffen  und  um  auf  dem  entdg- 
neten  Grund  und  Boden,  soweit  er  nicht 
zur  Anlage  von  Strassen   und   öffentlichen 
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Platzen  verwendet  wird,  newe,  allen  Anfor- 
deniQ^n  entsprechende  Häuser  für  die  ar- 
beitenden  Klassen  zu  errichten.  —  In  allen 
Bezügen  ^ann  die  Ortsbehflrde  mit  Üeneh- 
mi^ng  des  Ministerinins  die  Enteignung 
kleinerer  Häusei^Tippen  (von  weniger  als 
15  Häusern)  beschUcssen.  Sobald  jedoch 
ein  Eigentümer  Widerspnich  hiei^geii  er- 
hebt, bedarf  der  Best-bluss  der  Bestätigung 
dee  Parlaments.  Gritesere  Hänsergruppen 
können  dagegen  zu  diesem  Zwecke  nur  in 
den  städtischen  Bezirken  enteignet 
werden.  Der  Beschluss  bedarf  der  Genehmi- 

fnng  des  Ministeriums  (ftir  London  des 
taatssekretärs  des  Innern,  für  andere  Be- 
zirke des  Local  government  Board)  inid  der 
Bestätigung  des  Parlaments.  In  dem  Be- 
schlüsse ist  zugleich  Vorsorge  dafOr  zu 
treffen,  daea  an  Stelle  der  abgerissenen 
Hfinser  neue  Hänger  errichtet  wenlen,  die 
zti  Wohnungen  fflr  die  arbeitenden  Klassen 
bestimmt  sind,  und  zwar  mtlasen  sie  in  Lon- 
don "Wohnungen  für  soviel  Pei-sonen  ent- 
halten, als  in  den  abgeiissenen  Hfiuscm  ge- 
wohnt haben,  in  den  anderen  Bezirken  lilr 
soviei  Personen,  als  von  dem  Ministerium 
bestimmt  wird. 

Die  Durchfilhrung  aller  dieser  Mase- 
regeln hat  aV<er  das  Oesetz  wesentlich  er- 
leichtert durch  seine  Bestimmungen  über 
die  für  die  Enteignungen  zu  zahlenden 
Entschädigungen.  Xach  den  früheren  Ge- 
setzen musste  für  die  enteigneten  Häuser 
der  volle  Marktpreis,  der  nach  dorn  bis- 
herigen Mietsertrag  berechnet  wurde,  ge- 
zahlt werden.  Da.«  Gesetz  von  1890  hat 
dagegen  für  die  Berechnung  der  Entschädi- 
mmgssumme  folgende  Nonnen  festgesetzt :  1) 
Beruhte  der  bisherige  Mietsertrag  darauf,  dass 
das  Haut-  zu  unsittlichen  Zwecken  benutzt 
oder  von  einer  allzu  grossen  Menge  von 
Menschen  bewohnt  wwd ,  so  ist  der  Be- 
rechnung nur  der  Mietsertrag  zu  Grunde  zu 
legen,  den  das  Haus  erbracht  hätte,  wenn  es 
nicht  zn  unsittlichen  Zwecken  benutzt  worden 
oder  nicht  von  einer  zu  grossen  Menge  von 
Menschen  bewohnt  gewesen  wäre,  2)  Die- 
jenigen Ausgaben,  welche  erforderlich  ge- 
wesen wären,  um  das  Hans  in  einen  den 
Anfordenmgen  der  Gesundheils-  und  Bau- 
polizei entsprechenden  Zustand  wieder  her- 
zustellen, Bind  abzuziehen.  3)  Konute  das 
Haus  überhaupt  nicht  mehr  derart  wieder- 
hergestellt worden,  dass  es  den  bau-  und 
gesimdheitspolizeilichen  Anfordenmgen  ent- 
sprochen hätte  und  zn  menschlichen  Woh- 
nungen hätte  benutzt  werden  können,  so  ist 
nur  der  Wert  der  nach  dem  Abbruch  vei^ 
bleibenden  Baumaterialien  zu  ersetzen.  — 
In  allen  Fällen  ist  jedoch  der  Wert  des 
Grund  und  Bodens  nach  dem  Marktpreise 
zu  ersetzen. 

Auf  Gnind  dieses  Gesetzes  sind    in  den 


letzten  Jaliren  namentlich  in  den  grossen 
Städten,  wie  in  London,  Liverpool,  Bristol, 
Edinbureh,  Glasgow  u.  a.  umfangreiche 
Unternehmungen  zur  Verhessening  der 
W^ohnungsverhältnisse  im  Interesse  der  ar- 
beitenden Klassen  ausgeführt  worden. 

15.  B.  nnd  Geanndbeitapflege  in 
Italien.  Auch  in  Italien  hat  der  Staat 
die  soziale  Aufgabe  der  Baupolizei  erkannt 
nnd  durch  gesetzliche  Vorschriften  den 
Kampf  gegen  die  Wohnungsnot  der  ärmeren 
Klassen  der  Bevölkennig  eröffnet.  Schon 
die  zur  Ausführung  des  G.  v,  20.  März  18ß5 
erlassenen  kCnigl.  Dekrete  v.  S.  Juni  1805 
und  ß,  September  1874  enthielten  einige 
Vorschriften  hierüber.  An  deren  Stelle  ist 
das  Gesetz  über  die  öffentliche  Gesund- 
heitspflege vom  22.  Dezember  1888  ge- 
ti-eten  {Legge  per  la  tiitela  della  igiene  e 
della  sanita  nubblica).  Nach  Art  39  dürfen 
neuerhaute  oder  umgebaute  Häuser  erst  nach 
Genehmigung  des  Bilrgermeisters  (sindaco) 
bewohnt  werden.  Die  Geuehmigimg  darf 
nur  auf  Gnmd  einer  von  einem  aachver- 
stflndigen  Beamten  geführten  Untersuchung 
erteilt  und  muss  vei-sagt  werden,  wenn  die 
Mauern  nicht  genügend  ausgetrocknet  sind, 
das  Haus  Mangel  an  Luft  und  Licht  liat, 
die  Aborte  der  Zahl  imd  Beschaffenheit 
nach  nicht  genügend  sind  oder  sonst  irgend 
ein  offenbar  gesundheitsschädlicher  Zustand 
vorhanden  ist  oder  die  Vorschriften  der  ört- 
lichen Polizeiordnungon  nicht  beachtet  sind. 
Jede  Gemeinde  ist  verpflichtet,  eine  örtliche 
Polizeionlnung  über  die  öffentliche  Gesund- 
heitspflege abzufassen,  die  der  Bestätigung, 
Abändcmng  und  Ergänzung  durch  den  Mi- 
nister des  Innern  unterliegt.  Kommt  eine 
Gemeinde  binnen  bestimmter  Frist  dieser 
Verpflichtung  nicht  nach,  so  kanu  der  Mi- 
nister die  'S  erordnung  selbst  abfassen  und 
erlassen  (Art.  61).  Nach  der  zur  Ausführung 
des  Gesetzes  erlassenen  königl.  V.  (Regola- 
mento  per  l'applicazione  della  legge  etc.)  v. 
8,  Oktober  1889  Art,  84  müssen  als  gesund- 
heits-schädlich  solche  Wohnhäuser  betrachtet 
werden,  die  weniger  als  10  tjm  bebauter 
Fläche  auf  einen  Einwohner  haben  oder 
deren  Wohnritiune  nicht  mindestens  8  qm 
Grundfläche  und  25  kbm  Luftraum  auf 
jeden  Bewohner  besitzen.  Anf  Gnmd  des 
Berichtes  eines  Beamten  der  Gesundheits- 
polizei kann  der  Sindaco  ein  Haus  für  un- 
bewohnbar erklären  und  dessen  Schliessung 
anordnen,  ohne  dass  dem  Eigentümer  ein 
Schadenersatzall sprucli  zusteht  (G.  Art.  41), 
^  Freilich  wird  es  sieh  auch  in  Italien 
zeigen,  dass  mit  dem  Erlass  gesetzlicher 
Voi-schriften  noch  nicht  viel  erreicht  ist. 
Die  eigentlichen  Hchwierigkeiten  beginnen 
erst,  wenn  es  sich  darum  handelt,  die  ge- 
setzlichen Bestimmungen  zur  Ausführung 
zu  bringen. 
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Utterfttar:  Wo*  die  lefhnite.h«  Li\ 

lur  betrifft,  m  geaügl  e»  hier  auf  dit  aatfOhrlUhe  I  ( 
Abhandlung  ron  5tflbben,  Hygiene  den  Xtädle- 1 
bata,  »n  dem  Haadburh  der  Hygiene,  herig.  roii  i 
Th.  Weyl,  Bd.  IT  (lS9fi)  S.  t97—^lS  xa  rer-] 
teeitea.  —  Deulichlaad.  Eine  Sbenifhl-  -, 
liehe,  aber  vieyafh  trhon  renUttte  Ziuammen- 
rleUmtg  der  viehUgeren  Baupolireigetett»  und 
Verordnungen  giebt  JjetMtold  in-  HirtAt  An- 
naien  da  Deuttchen  Eeirh;  1879,  S.  809—890.  — 
Ein  Avnvg  aut  iS  dtutichtn  u.  5  auetänditclien 
»Uldtitchen  Bauord»tini/en  in  tab^larierher  Form 
findet  lieh  in  der  ang^lhrttn  Abhandlung  ro» 
Stabben  S.  i76ff._  —  lAtening.  Vervraüungi- 
recht,  S.  iSl — 474.  —  O,  MtyKT,  Venealttinge- 
reehl  (1.  Atiß.j  I,  S.  19S—S04.  —  Prentien. 
V.  Bönne,  Baupoliiei  det  Preiuiuehen  Slaaiei 
le.  At^fl.)  1871.  —  Jilachke,  Preamitehe  Bau- 
politeigeKUe    fff.  Aufl.    hrtg.    von  Seydel),    188ä. 

—  BaltX,    Preiinitchu    Baupoliieirechl,    1897. 

—  Sachten.  I,euthotd,  Dai  Kgl.  Säehi. 
Baupollze/rerht  (4.  Aufl.],  I884.  —  Württem- 
berg. Bitter,  Allg.  Bauordnung,  ISTS.  — 
V.  Sehmleder,    WUrOrmb.    Bauordnung,    1S96. 

—  Heften.     Pfaff,    Allg.  Bauordnung,  ISSS. 

—  Eltait-Lothringe».  Fortsei*  u.  Ca»- 
par,  Eltatt-Lothr.  Baureckt,  IS79.  —  Fratti- 
reich.  Autter  den  Lehr-  und  Handbüchern 
det  Vencaltungtreehli  (intbet.  Aucoe,  Coitferencet 
JlJj  I.  HuUlaUfne,  Traiti  pralique  tu  roirir 
ujiaine  (1876).  —  Javrdait,  Ligitlaion  tur 
lei  logement*  intalubrtt  (4e  (d.  1889).—  Eng- 
land. V.  Onel»t,  Englitehe»  VervaUungt- 
recht  (S.  Aufl.  884),  Bd.  JI,  S.  S4S~8S9.  — 
Amehrott  in  Sehr.  d.  V.  /.  Soiiaipolitik,  Bd. 
XXX  (1886),  S.  103  ff.  —  W.  C  Giert,  Law  re- 
Uuing  lo  Public  Health  and  Locol  goiiemment,  X 
vol.,  1S9S.  —  •/'.  Simon,  Bngtitk  SanUary  in- 
ttUvliont  in  their  deielopmenl  and  political  aad 
»ocial  ndationt,  S.  ed.,  1897.  —  Olehaueen  11. 
Belncke,  lieber  llohnungtpSege  i»  England  u. 
.'ichotüand  in  der  deuttchen  Vierleljahmchr}/! 
f.  Sffentl.  Ge*undhtifpfiege,  Bd.  XXIX  (1897). 
S.  19S — Ü40.  BOgar  lAtmting. 


Baxter,  Robert  Dudley, 

^b.  1827  zu  Doucaster  (Vorkshire),  Kest  als 
Sachverwalter  und  Vorstandomitglied  der  j.Sbi- 
tiatical  Society"  iu  London  am  17.  V.  1876  zu 
LondoD. 

Er  verÜffentlichte  an  RtaatswiBaenRchafÜieken, 
sfimtlich  in  London  erschienenen  Schritten  in 
Buchfonn:   The  Voinnteer  Movement,  it»  pro- 

EeHB  and  wants,  1860.  —  The  Budget  and  the 
come  Tai,  1860.  —  The  Franchise  retnrna 
and  the  Uoroughs,  1866.  —  The  Redifltributiou 
ot  Seats  and  the  Conntiea,  1866.  —  Bailway 
EitenBiou  and  resnlts,  186(1.  —  The  National 
Income,  1868,  —  Resnlta  of  the  General  Election 
of  1868,  1869.  —  Taxation  of  the  United  King- 
dom.  1669.  —  Enzlisfa  Partien  and  ConserTatiam, 
1870.  —  National  Dehta,  1.  n.  2.  Aufl.,  1871.  — 
Political  progresa  of  the  Working-  Classea,  1871. 
—  National  income  and  taiation,  1871.  — 
Becent  progresa  of  National  Dehts,  1874.  — 
Locai  Government  and  Taxation,  1874. 

Vgl,   über  Baxter:   Dictionarj  of  National 


BazRrd,  Saint-AmaDd, 

geb.  19.  IX.  1791  zu  Paris,  gest.  29.  VII.  1832 
zu  Tourtry  bei  Monttenneil!  .\la  bereits  in 
contumaciam  zum  Tode  verurteilt  gewesener 
und  später  begnadigter  VerscbwQrer  g^en  Staat 
und  Gesellschaft  schloit»  sich  Bazard  der  Lehre 
des  (irofen  Saint-^imon  von  dem  nenen  sozial- 
politiBchen  Chri8t*ntnni,  welches  die  Utopie  von 
der  allgemeinen  Verbrüderung  der  Menschen 
verwirklichen  und  der  Drangsal  der  .^rmen 
und  Elenden  ein  Ende  machen  sollte,  als  eifrigster 
Schuler  au.  aber  erst  drei  Jahre  nach  dem  Tode 
Saint-Simons  nahm  Bazanl  in  der  Rue  Taranne 
zu  Paris,  1838,  die  Propaganda  fUr  die  .Saint- 
Simonis tischen  Ideen ,  die  er  inzwischen  zu 
einem  abgeachloHHenen  System  auf  aozialgeachicht- 
licher  Grundlage  ausgearbeitet  hatte,  in  stark 
besuchten  Torfeaungen  wieder  auf.  Seine  Zn- 
thaten  zum  Äuübau  des  Systems  beschränkten 
sich  im  wesentlichen  auf  Beseitigung  aller 
Klassen-  nnd  StandesuAterschiede,  .4nmehung 
nnd  Uebertragung  des  Erbrecht«  auf  den  Staat 
behnfn  Verteilung  der  Hinterlassenschaften  an 
die  befähigaten  Genoasen,  an  die  tüchtigsten 
Arbeiter.  Zwei  Oberprie.Hter,  Bazard  und  En- 
fantin,  standen  der  Gemeinde  der  St.-Simonisten 
vor;  als  letzterer  die  Emanripation  des  Fleisches 
predigte,  legte  Bazard  sein  Amt  nieder,  11.  XL 
1831. 

Das  Hanptwerk  der  Schule ,  dessen  Inhalt 
sich  mit  dem  der  Vorlesnngen  deckt,  betit«>lt 
sich:  „Uoctrine  de  Saint-Siinon.  Exposition,' 
Ii*re  annfe  1828-1829.  Ili^me  ann^e  1830. 
Znaammen  mit  Enfantin  verSffentlichte  Baxatd: 
,,Lettre  ä  M.  le  President  de  la  chambre  des 
D^pntSs"  (1830i.  An  den  St,-Simonistiachen 
Organen  .rOrganiiWtenr''  11829-1831)  und 
„Globe"  {1830—1832)  war  Bazard  ein  eifriger 
Mitarbeiter. 

Vgl.  Über  Bazard  Handw.  der  StaaUw.  I.  Anfl. 
Bd.  V,  S.  480ff.  u.  S.  712ff.  —  L.  v.  Stein,  Ge- 
schichte der  sozialen  Bewegungen  in  Frankreich, 
Bd.  II,  Leipzig  I8ÖO,  Ltppert. 


Beamtenvereiae 

s.  Frivatbeamtanvereine, 


Beaajon,  A-, 

geb.  28.  VI.  1853  im  Haa^,  war  in  den  JahrMi 
187Ö — 1884  im  kgl.  nieder!.  Finanz  departement 
im  Haag,  seitdem  als  aord.  Professor  der  Sta- 
tistik an  der  Kommunaluniversitüt  Amsterdam 
thatig,  an  welcher  ihm  1886  auch  die  ord. 
Professur  für  Nationalökonomie  übertragen 
wurde.  Daa  1884  vom  niederländischen  Verein 
fUr  Statistik  begründete  statistische  Institnt 
wnrde  von  Beanjon  seit  dem  Grttndungajabr  bi^ 


Beaujoii — Becher 


ZB  iieinem  To<ip  gcleiW't,  der  ant  einet  Er- 
holnngsreise  in  Heidelberc  eintrat,  12.  XII.  1890. 
Beanjon  veröffentlichte  von  staatswisaen- 
«chaftlichen  Schriften  in  Bnchfonn:  The  history 
of  Dntch  SeaftsberieH.  tlieir  pro^eas,  decltne 
and  revival,  London  1S84  ('grekrönte  Preisschrift 
<ler  inlem.  FigcbereiauBstellnnif  von  1888);  das-  ^ 
tielbe  in  hollandischer  UebertragnnK  u.  d.  T.: 
Overzicht  der  geschiedeniB  van  de  Nederland- 
sche  leeviMcherijen,  Leiden  1885.  (Die  Schrift 
eei^  wie  das  holiändisehe  Scefischerei^ewerhe 
im  11.  Jahihnndert  geblüht,  wie  es  dann  durrh 
eineacbuUzOUneriaeheGpnetzgebung  fast  ruiniert 
nnd  erat  durch  Beseitignng  derselben  regeneriert 
wnrde,i  —  Henrv  Fawiett,  Haarlem  1886.  — 
Handel  en  handelapolitieh^  Haarlem  1888  (Ter- 
herrlichnng  des  Freihandels  und  scharfe  Pole- 
mik gegen  List  nnd  sein  S.rHtem). 

Er  war  Herausgeber  der  seit  1884  enichei- 
nenilen  j.JaarcijferB-'  fstatiatisches  Jahrhnch  des 
Königreichs  der  Niederlande  und  Heiner  Kola- 
nieeni  nnd  der  1886  ^e^ndeten  Zeitschrift 
Bijdnufen  van  bet  Statistisch  Instituut. 

Er  verüff entlichte  von  ataatswissenschaft- 
liehen  Artikelu  in  Zeitschriften:  1.  Bulletin  de 
rin«titnt  Internat,  de  statistique,  tonie  II,  Bom 
1887:  Snr  la  qnestion  de«  index  numbers.  — 
2.  de  Economist,  Jahrg.  1S'<7:  Een  tolverhond 
met  Belgie?  —  Jahrg.  ISTÜ:  Jets  over  ons 
armwezen.  —  Jahrg.  1881 :  Pe  snrtaie  d'entrepöt 
in  Duilachland,  ^  Jahrg.  1882:  Nog  iets  over 
de  weelde.  —  Jahrg.  1889:  Wisknnde  in  de 
eeonomie.  —  3.  de  Oids.  Jahrg.  1882:  Eene 
hiadzijde  nit  de  geschiedenis  van  bet  protectio- 
nisme  in  Nederland.  —  4.  Journal  de  la  Societe 
ile  statistiiiue  de  Paria^  Jahrg.  1885:  Un  statia- 
ticien  nfeerlandaia  au  XVIII*  siicle  (W.  Kersse- 
boom).  —  Jahrg.  1888:  Fecondite  des  mariages 
am  Pa3'9-Ba8.  —  5.  Eevue  de  Belgiqnc,  Jahrg. 
1883:  L'Etat  et  l'alcool.  —  fi.  Revue  de  r*co- 
nomie  politiqne,  Jahrg.  1890:  A  propos  de  la 
theorie  du  prix. 

Vgl.  ober  Beanjou:  Blenck,  A.  Beaujon, 
Nekrolog  in  der  Zeitschrift  des  k.  preus«.  atatist, 
Bureaus  Jahrg.  XXX,  Beriin  1890,  —  S.  G. 
Pierson;  A.Beaujon,  Nekrolog  in  „de  Economist", 
Jabrg.  1891,  S.  1  ff. 


zu  Lebzeiten  des  Verta.jsers  in  22  Sprachen 
öberselzt).  —  Prolusione  alle  sue  lezioni  di 
scienie  camerali  (Pavial  1769.  Diese  durch- 
aus nnhedeutende  Einfllbrungsrede  bei  Antritt 
seiner  Lehrthätigkeit  wnrde  gleichwohl  sofort 
ins  Englische  n.  d.  T. :  a  discourse  on  public 
etwnomy  and  commerce,  London  1769  und  ins 
FranzSsische  ('Lausanne  1769)  Übersetzt.  —  Sui 
e  snlie  misure  (Livomo)  1780  (darin  der 
(t  von  ihm  entwickelte  Plan  eines  Deziroal- 
ms).  —  Elementi  di  eeonomia  pubblica, 
zuerst  veröffentlicht  in  dem  C'nstodischen  Sammel- 
werk „Scrittori  ctassici  Italianj  di  eeonomia 
ilitica  Parte  moderna  tom.  XI  &  XII.  Mai- 
nd  1804 ;  dasselbe ,  Neudruck  in  Ferrar», 
Prefazione  al  vol.  III,  Serie  1,  della  Biblioteca 
deir  £c«nomista,  Turin  1863;  dasselbe  in  franzGs. 
Uebers,  n.  d.  T. :  Principes  d'economie  politique 
ap|)ligu^e  k  l'agriculture,  Paris  1852.  —  An 
kleineren  Schriften  Beccarias  finden  sich  noch 
abgedruckt  in  tom.  XII  des  Parte  modema  die 
AnfKatze:  Tentativo  analitico  sui  contrahbandi 
(Abdruck  aus  der  von  ihm  herausge^.  Zeit- 
schrift ,jll  t'affe'')  und  Belazione  della  nduzione 
delle  misure  di  lunghezza  all'  uniformitil  per 
lo  Stato  di  Milane  etc.  —  Seine  gesammelten 
Werke  erschienen  Mailand  1821  nnd  von  Pas- 
qnale  Villari  heranngegeheu  Florenz  1854.  — 

Mit  der  phyaiok  ratischen  Doktrin  verband 
Beccaria  seine  Charakterisierung  der  Landwirt- 
schaft als  einzige  produktive  Thltigkeit  im 
Gegensatze  zu  (ler  sterilen  der  Manufakturen 
und  Gewerbe.  Gegner  aller  Monopole  und  Privi- 
legien sowie  der  Beschränkungen  des  Binnen- 
handels, vertrat  er  im  Auaseiihandel,  je  nach  Lage 
des  Marktes,  eine  Schutzpolitik  für  die  Oetreide- 
ausfnbr.  Er  war  ein  BekSmpfer  der  Latifimdien 
und  gleichwohl  Bevorzuger  des  Systems  der 
grossen  GHter  vor  dem  der  kleinen. 

Tgl.  über  Beccaria:  Villa,  Vitta  e  scritti 
del  march.  0.  Becx^aria,  Mailand  1821.  —  St. 
W.  B.  von  Blnntschli  u.  Brater,  Bd.  I,  laW.  — 
Wurzbach,  Biographisches  Lexikon  des  Kaiser- 
tums  Oest«rreirh,  Bd.  I,  Wien  1866.  —  Binal- 
dini,  Beccaria,  Wien  1865. 

Llppert. 


Beeraria,  Harchese  Ceiwre  Bone- 
Sana  de, 

geb.  zu  Mailand  am  16.  III.  1738,  gest.  ebenda 
am  28.  XI.  1794.  Das  Studium  der  Schriften 
der  Encyklopadisteo  und  Hontesqnieus  führten 
ihn  zu  volkswirtschaftlichen  und  rechtsphilosophi- 
schen Forschungen,  deren  litterarische  Früchte, 
insbesondere  sein  berühmt«»  Werk  „Dei  delitti 
e  delle  pene",  ihm  1769  eine  Berufung  auf  den 
eigens  für  ihn  gegründeten  Lehrstuhl  der 
Eameral  wissenschatten  in  Pavia  einbrachte. 
Beccaria  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
licheo  Werken  in  Buchform ;  Del  disordine  e  de 
rimedj  delle  monete  nello  Stato  di  Milano 
{Livomof  1762.  —  Dei  delitti  e  delle  pene, 
Livomo  1764  (dieses  berühmteste  seiner  Werke, 
worin  er  n.  a.  als  erster  Gegner  der  Todes- 
strafe an  die  OeffenUichkeit  trat,  wurde  noch 


Becher,  Johann  Joachim, 

geb.  zu  Speyer  vermutlich  162r>  (nach  eigener 
unwahrscheinlicher  Angabe  1636),  gest  16SÖ 
(oder  1682)  zn  London.  Seine  Studien  umfassten 
nahezu  alle  Wissensgebiete,  darunter  auch  die 
Kameralistik.  Er  war  Leibmedikus  des  Kur- 
fürsten Job.  Ph.  V.  Schönborn  und  Professor 
insiitutionum  medicinae  an  der  Universität 
Mainz.  Von  1664  an  widmet«  er  sich  aus- 
schliesslich der  praktischen  Kameralistik,  wurde 
1666  kaiserlicher  Rat  und  Mitglied  des  Kommerz- 
koUegiums  in  Wien,  fiel  1676  dort  tn  Ungnade, 
ging  zunächst  nach  den  Niederlanden  und  ver- 
scholl später  in  England. 

Becher  war  einer  der  bedeutendsten  dentschen 
Merkantil isten,  und  sein  „Politischer  Diskurs" 
iß.  u.)  bietet  eine  Fundgrube  von  Ansichten  und 
Vorschlägen,  die  einen  seiner  Zeit  weit  voraus- 
geeilten Scharfblick  für  wirtschaftliche  Verkehrs- 
hehel  verraten.  So  soll  der  Staat  auf  Grund  seines 
Kommerzienregals  eine  grosse  viergliedrige  An- 
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atalt,  ein  Froviant-,  Werk-  und  Kanfhans  iiu<1  da- 
ueben  eine  Bank  in  Betrieb  setzen,  bo  soll  derselbe 
ferner  grosse  Kornmagazine  pmi^bten  und  den 
OroBshandelsbetrieb  in  die  Hände  van  Aktien- 
gosellsohatten  legen,  so  soll  er  dem  Handel 
„Gater-StappeP  znr  YerfQgrnng  stellen.  Die 
KorfUrsten  tod  der  Pfalz  nnd  von  Bayern 
suchte  er  vergeblich  fSr  solche  Projekte  zu  ge- 
winnen, erst  in  Wien  gelang  es  ihm,  die  Er- 
richtung eines  „kayserlichen  Kunst-  und  Werck- 
hanses"  durchzusetzen,  das  aber  bald  wieder 
einging.  In  seinem  „Politischen  Diaknrs"  hebt 
er  neben  einer  Anerkennung  der  Wichtigkeit 
des  Ai'kerbanes  den  Bauer  als  Wohlthäter  des 
Adels  und  Bürg-erstandcs  hervor  und  preist 
den  Bsiiernstand  bIh  den  wichtigsten  im  Staats- 
leben. Als  MerknnCilist  sträubt  er  sieb  gegen 
die  Einfuhr  ausländischer  Erzeugnisse  und  legt 
Wert  auf  eine  ^osse  Bevölkerung,  die  aber  auch 
an  Nahrungsmitteln  nicht  weniger  produzieren 
soll,  als  sie  braucht;  den  merhantilis tischen 
Irrtum  einer  Vern-echaelung  des  Geldes  mit  dem 
Beichtum  vermeidet  er.  Als  Finanztheoretiker 
offenbart  er  mehr  Sjmpathieen  (Ur  die  Steuer- 
zahler als  den  Fiskus,  denn  er  will,  dass  die 
Bevölkerung  nicht  über  Gebühr  besteuert  werde 
und  der  Fürst  weniger  für  seine  Bereicherung 
als  für  die  seiner  Lnterthauen  sorge.  Becher 
verhehlt  sich  nicht,  dass  die  Zälle  die  Waren 
vertcuerQ  und  dass  das  Aufblühen  der  Gewerbe 
durch  den  Druck  der  hohen  Abgaben  gehemmt 
werde.  Der  haudela  politischen  Reciprocität 
zwischen  Käufer  und  Verkäufer  giebt  er  durch 
die  Alahnung  Ausdruck,  dass  derjenige,  der 
Waren  verkaufen  wolle,  auch  von  dem  Waren 
entnehmen  müsse,  der  ihm  die  seinigen  abkaufe. 
In  seiner  „Paychosophia"  (s.  u.)  wurde  er  einigen 
seiner  merk  an  tilis  tischen  Ansichten  wieder  un- 
treu. Dieses  wissenschaftliche  Renegatentum 
äusserte  sich  später  bei  ihm  auch  darin,  dass 
er  an  Stelle  seiner  früheren  massvollen  Vor- 
schlag zur  Herbeiführung  einer  besseren  GQter- 
verteilung  den  Kommunismus  predigte,  aller- 
dings erst  dann,  als  alle  seine  hochfliegenden 
Entwürfe  bei  dem  eigenen  sozialen  Schifibmch 
zerschellten. 

Von  seinen  Schriften  haben  die  folgenden 
ein  Anrecht,  hier  aufgeführt  zu  werden: 

Politischer  Discnrs  von  den  eigentlichen 
Ursachen  des  Anff-  und  Abnebmens  der  Stadt, 
Länder  und  Republicken,  in  specie  wie  ein 
Land  volckreich  nnd  nahrhafft  zu  machen  und 
in  eine  rechte  Societatem  civilem  zu  bringen 
(1667);  dasselbe,  2.  Aufl.  1673;  dasselbe,  3.  Aufl. 
1688;  dasselbe,  4.  Autl.  17iJl;  dasselbe,  5.  Aufl. 
1754;  dasselbe,  6.  Aufl.  1759.  —  Gedancken 
nnd  Verlaut  über  das  C'onfiscationB-Werck  der 
Französischen  Waaren  nnd  Manufakturen  in 
Teutschland,  was  solchem  daran  gelegen,  und 
wie  die  Manufakturen  und  Commercien  liesser 
darinn  fortgesotzet  werden  kBnnen  ....  wohl- 
meynend  und  un  vorgreif  flieh  geschrieben  an  die 
versammleten  Reichs  -  Stände  zu  Regenspurg, 
(Ort  und  Jahr  unbekannt.)  —  Psychosophia 
oder  Seelenweisheit  (1678);  dasselbe,  4.  Aufl. 
1726. 

Vgl.  über  Becher;  Bncher,  Das  Muster  eines 
nützlichen  Gelehrten  in  der  Person  H.  D. 
Bechers.  Nürnberg  1722.  —  Gmelin,  Geschichte 
der  Chemie,  Bd.  II,  Göttingen  1798,  S.  148  f. 
—  Bidermann,  H,  J.,  Ueber  den  Merkantilisraas. 


Innsbruck  1870.  S,  16,  20,  42  u.  ö,  —  Allge- 
meine deut»:he  Biographie,  Bd.  II,  Leipzig 
1873,  S.  201f.  —  Boscher,  Geschichte  der 
Nationalökonomik.  München  1874.  S.  270f.  — 
Hatscheck,  Das  Mannfaktarhaua  auf  dem  Tabor 
in  Wien.  Leipz^  1Ö86.  (A.  u.  d.  T. :  Schmollers 
Staats-  nnd  soziahv,  Abhandlungen,  VI,  1.)  — 
H.  d.  8t,  L  Aufl.  Bd.  II,  Jenalffill,  S.  346(.  — 
V.  Erdberg-Krczenciew^ki ,  R,,  Johann  Joachim 
Becher.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  National- 
üköuomik.  Jena  18%.  (A.  o.  d.  T.:  Slaats- 
uissensch.  Studien.  Hrsg.  von  L.  Elster,  VI,  2.) 
LIpperl. 


Bether,  Siegft-ied, 

geb.  am  28.  11.  1806  zu  Plan  in  BChnten,  gest. 
am  4.  III,  1873  in  Wien,  war  1835  Professor 
der  Geschichte  und  Handelsgeographie  am 
Wiener  polj'teehuischeu  Institute  und  1818  im 
1852,  wo  er  pensioniert  wurde,  Vinisterialrat 
im  Österr.  Handelsministerium. 

Von  Aufführung  seiner  zahlreichen  Schriften 
aber  österreichische  BevQlkernngs-,  Handels- 
nud  Zollstatistik  ist,  weil  dieselben  vollständig 
veraltet,  hier  abzusehen. 

Von  bleibendem  Werte  sind  dagegen  die  zwei 
folgenden  Werke:  Das  österreichische  MUnz- 
wesen  von  1524—1838,  in  historischer,  statis- 
tischer und  legialativer  Hinsicht,  mit  besonderer 
Rticksicht  der  Müuä  Verhältnisse  fast  aller  in 
Europa  während  dieser  Zeit  kursierenden  Gold-, 
Silber-  und  Kupfetgeldnorten  etc.  2  Bde.,  Wien 
""""         Die  Organisation  des  üe werbe wesens, 


Wiei 


Lfppert, 


Becker,  Karl, 

geb,  am  2.  X.  1823  zn  Strahausen  in  Oldenburg, 

gest.  als  kais,  Wirkl.  Geh,  Oberregierungsrat  a,  D. 
am  20.  VI.  1896  zu  Charlottenburg  bei  Berlin. 
Er  tlbemahm  1856  die  Leitung  des  grussh. 
oldenhurgischen  statistischen  Bureaus  und  wirkte 
1872  bis  1891  wo  er  in  den  Ruhestand  trat, 
als  Direktor  des  kaiserlich  statistischen  Amtes 
in  Berlin. 

Die  meisten  Arbeiten  Beckers  sind  anonym 
den  amtlichen  VerSfientlicbungen  des  olden- 


schienen. 

Becker  verfifttentlichte  von  Staats  wissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Zur  Be- 
rechnung von  Sterbetafeln  an  die  BeiTSlkerungs- 
Statistik  zu  stellende  Anforderungen ,  Berlin 
1874,  — 

Er  verliffentlichte  in  Zeitschriften  und 
Sammelwerken :  a)  Zeitschrift  des  k.  preoss. 
statistischen  Bureaus,  Jahrg.  1869 :  Preussiacb« 
Sterbetafeln,  berechnet  auf  Grund  der  Sterblich- 
keit in  den  Jahren  1869  bis  1864,  auch  Vergleich 
mit  fremden  Sterbetafeln,  ^  bl  Programm  der 
9.  Session  des  internationalen  statistischen  Kon- 

Kesses,  V.  Sektion,  Budapest  1876    8.  197ff.: 
e  Handelsbilanz  and  die  Statistik  des  aos- 
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w&rtigen  Handel».  —  c)  Deutsche  Revue,  Jahrg. 
1884,  Heft  4:  Die  Org-BoisHtion  der  amtlichen 
Statistik  im  Deutschen  Reiche.  —  d)  Jährt,  f. 
Ges.  und  Verw,,  Jahrg.  51,  1887 :  Unser  Verlust 
durch  Wanderung.  —  el  Monatehefte  zur  Sta- 
tistik de§  Deutschen  ^Reichs ,  Jahr^.  1889 : 
DentAche  Sterbetafel,  s^egründet  anf  die  Sterb- 
lichkeit der  Reichsbevalkernng  in  den  10  Jahren 
18Tl;7ä  bis  1880.81  (nehst  Erläntemngen  und 
Tergteichungen  mit  anderen  Sterbetafeln).  ~- 
f)  JJIgemeinea  statiatischea  Archiv ,  hrsg.  von 
T.  Mayr,  Jahrg.  II,  1891,^;  Die  Jahregschwan- 
kungen  in  der  Häntigkeit  verschiedener  he- 
völkenuigs-  und  moralstatistischer  Erschei- 
nungeu.  — 

Eine  bedeutende,  aber  nicht  von  ihm  voll- 
endete, sondern  wegen  seiuer  der  Pensionie- 
mng  vorhergegangenen  Erkraukung  von  Ge- 
heimrat Schumann  fertiggestellte  Arbeit  liegt 
ferner  vor  in  der  Schrift:  Swnd  und  Beweguni 
der  Bevölkerung  des  Deutschen  Betches  un 
fremder  Staaten  in  den  Jahren  1841—188 
{Statistik  des  Deutschen  Reichs,  N.  F.,  Bd.  XLIV 
Berlin  1892). 

Vgl.  Ober  Becker:  Leiis,  Ueber  Beckers 
GruH>iernngHinethode  der  Sterbefälle  s.  Handw. 
d.  Staatsw.,  Art  Bevlikerungs Wechsel  (I. 
Aufi.,  Bd.  II,  S.  460).  —  Zur  Geschichte  des 
kais.  statistischen  Amtes.  Karl  Becker  (Nekro- 
l<%),  euthalten  in  Vierteljahrshefte  zur  Statistik 
des  Deutschen  Reichs.  V.  Jahrg.  1896,  Heft  3, 
S.  Iff.  —  Blenck.  Karl  Becker  (Nekrolog)  in 
Zeitschrift  d.  k.  preuss.  statist.  Bureaus,  Jahrg. 
1897.  lAvjßei-t. 


Encyklopädie,   7.  Bd.  (Leipzig  1821],  S.  304  f., 
mit  Nacnweifl  weiterer  Biograpfaieen  über  ihn. 


Beckmann,  Johann, 

Begründer  der  Technologie,  geb.  am  4.  VI.  173S 
zu  Hoya.  gest.  am  3.  U.  1811  zu  Güttingen, 
wo  er  seit  1770  als  Professor  der  Oekonomie 
(und  Kameralistik)  an  der  Universität  wirkt«. 

Er  verSffeutlichte  an  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform: 

Gedanken  von  der  Einrichtung  Ckonom. 
Vorlesungen,  QBttingen  1767.  —  GmndsStze  der 
deutschen  Landwirtschaft,  GStt.  1769;  6.  Ausg. 
1806.  —  Physikal.  Ökonom.  Bibliothek,  28  Bde.. 
Gott  1770—1810.  —  Anleitung  zur  Technologie 
oder  znr  Kenntnis  der  Handwerke,  Fabriken, 
Manufakturen  etc..  Gütt,  1777;  6.  Ausg.  1809. 

—  Grundriss  zu  Vorlesungen  über  die  Natnr- 
lehre  Gtitt.  1779:  2.  Ausg.  1786.  -  Beiträge 
ZDF  Oekononiie,  Technologie,  Polizei-  nod  Ea- 
raeralwisBenschaft ,   12  Bde.,  Gfltt  1779—1791. 

—  Beiträge  *mr  Geschichte  der  Erfindungen, 
6  Bde..  Leipzig  1780— 180ö;  dasselbe,  ins  Eng- 
lische Übers,  vnn  W,  Johnston,  4  Bde ,  London 
1797—1814;  dasselbe.  4.  Ausg.  dieser  Uebers. 
veranat.  von  F.  u.  J.  W.  Griffith,  2  Bde.,  ebenda 
1846.  —  .^jileitung  znr  Handlnngswissenschaft, 
Gott.  1789. 

Femer  war  er  der  Herau^eber  von  Jnstis 
^.  d.1  ..Abhandlong  von  den  Manufakturen  nnd 
Fabriken"  in  2.  Ausg.  (2  Bde.,  Berlin  1780)  nnd 
der  3.  von  ihm  vermehrten  An^.  von  Jostis 
..Ornndsfitze  der  PaUzei  Wissenschaft"  (GOtt.1782). 

Vgl.  ttber  Beckmann:  Ersch  nnd  Ginber, 


Becmsnn  (Beckmann),  Job.  Christ^ 

geb.  1641  zu  Zcrbst.  gest.,  nach  fruchtbarer 
akademischer  Lehcthtttigkeit  in  den  Fächern 
der  Geschichte.  Politik,  Philologie  und  Theologie. 
am  6.  III.  1717  zu  Frankfurt  a.  0. 

Seine  volkawirtschattlicheu  Anschauungen 
standen  tinter  der  Henscbaft  des  geläuterten 
Merkantilismus. 

Von  Staats  wissenscliaftlichen  Schriften  ver- 
ßffentlichte  er  in  Buchform: 

Heditationes  politicae,  1679.  —  Conspectus 
doctrinae  politicae,  1691.  —  Zu  erwähnen  sind 
ferner  seine  commentationes  zu  Hugo  Grotius, 
De  jure  belli  et  pacis. 

Vgl.  Ros. 


Bede. 

1.  Die  Entstehung  der  landesherrlichen  Bede. 
2.  Die  allgemeine  Bedeutung  der  Bede.  3.  Der 
Untergang  der  Bede.  4.  Andere  Abgaben  mit 
dem  Kamen  Bede.  6.  Analogieen  m  ansser- 
deutschen  Staaten. 

1.  Die  Eutetehiug  der  landesherr- 
lichen Bede.  lu  dea  Espitularien  der 
Karolinger,  sodann  in  den  Pn^dlegien  Aber 
die  Exemption  der  geistlichen  Besttzungeo 
und  ihren  Schutz  gegen  die  Vögte  finden 
wir  zuerst  vereinzelte  Andeutungen  über 
eine  Abgabe,  welche  die  Inhaber  der  gräf- 
lichen Rechte  von  denlnsaseeu  ihrer Gericht«- 
bezirke  erheben.  Im  13,  Jahrhnndert  tritt 
uns  die  Abgabe  iq  gi-eifbaren  Formen  ent- 
gegen. Alle  deutschen  Landesherren  haben 
bis  zum  12.,  spätestens  bis  zum  13.  Jahr- 
hundert in  ihren  Gebieten  eine  Steuer  ein- 
gefOhrt,  welche  in  den  Urkunden  als  petitio, 
precaria,  exactio,  txiUecta,  taUia,  deutsch  als 
Bede,  Schatz,  Schoss,  Steuer  (insbesondere 
in  Silddeutjichland)  bezeichnet  wird.  Ihren 
Namen  petitio,  Bede  (d.  h.  Bitte)  hat  sie 
daher,  dass  sie  uisprQnglich  eine  freiwUlige 
Leistung  war;  doch  gebraucht  schon  eine 
Urkunde  des  beginnenden  13.  Jahrhunderts 
die  charakteristisGhe  Wendung :  petitio  domi- 
norum  pro  inaudato  habetur,  nnd  auch 
andere  Nachrichten  lassen  die  Bede,  min- 
destens fOr  das  letzt^nonnte  Jahrhundert, 
als  eine  von  Bewilligung  unabhängige,  jfthr- 
lich  ein-,  zwei-  oder  dreimal  gezahlte  Ab- 
>be  erscheinen.  Die  Zahlung  erfolgt  an- 
ngB  teils  in  Naturalien,  teils  in  Cleld; 
it  dem  13.  Jahrhundert  ist  das  eistere 
Ausnahme.    Die  Form  der  Bede  ist  flber- 
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wiegend  die  einer  Grund-  und  Gebäiide- 
steuer,  und  zwar  sowohl  in  der  Sfatit  wie 
auf  dem  Lande.  In  der  Abschätzung  des 
Grundbesitzes  zeigen  sieb  zum  ersten  Male 
in  Deutschland  die  schwachen  Anfänge  einer 
Bonitiening,  Die  Bede  lastet  in  den  meisten 
Territorien  a\if  der  Gemeinde ;  sie  ist  nicht 
eine  Steuer  für  die  Gemeinde;  aber  den 
einzelnen  Gemeinden  sind  vom  Landesherrn 
bestimmte  Summen  aufgelegt,  die  sie  auf 
die  bedepflichtigen  Personen  innerhalb  des 
Gemeindebezirkes  zu  verteilen  haben  und 
für  deren  unverkürzte  Zahlung  sie  haftbar 
sind.  Bedepflichtig  ist  die  grosse  Masse 
der  Territorialinsassen;  indessen  bestehen 
auch  namliafto  Ausnadimen.  Bedefreiheit 
geniesat  zunächst  die  Geistlichkeit  für 
einen  Teil  ihrer  Besitzungen;  fflr  einen 
anderen  musste  die  Steuer  gezahlt  werden. 
Frei  von  Bede  sind  femer,  und  zwar,  wie 
es  scheint,  vollständig,  die  ritterlichen  Be- 
sitzungen; nur  die  IVeiheit  der  neu  hinzii- 
erworhenen  Bauerngüter  wurde  der  Ritter- 
schaft vom  Landesherrn  bestritten.  An  die 
ritterlichen  schliessen  sich  die  Besitzungen 
der  bäuerlichen  Lehnsleute  und  solche,  denen  j 
durch  speciellea  Privileg  Bedefreiheit  gewährt 
ist.  Bevorzugt  in  Bezug  auf  die  Bedepflicht 
sind  endlich  die  Städte:  der  Landesherr  be- 
freite <He  Stadt  von  der  Abgabe  oder  setzte 
sie  herab  oder  fixiert«  sie  wenigstens.  Diese 
besondere  ßegelimg  der  Bedepflicht  gilt  als 
eine  der  »Freiheiten«  der  mittelalterlichen 
Stadt.  Immerhin  gehören  die  Bfli^r  jedoch 
zu  den  bedepflichtigen  Ständen.  —  Weil 
die  ritterlichen  Besitzungen  von  der  Bede 
frei  geblieben  sind,  hat  man  in  ihr  eine 
Abgabe  gesehen  j  die  der  Landesherr  von 
den  nicht  ritterbchen  Unterthanen  als  Ent- 
schädigung dafflr  erhob,  dass  er  mit  seiner 
Dienstmann Schaft  den  Reichskriegsdienst  und 
die  LandesverteidigTing  allein  b^oi^e.  In- 
dessen die  Bede  ist  kein  Kntgeld  für  eine 
andere  Leistung,  knüpft  an  nichts  Aelteres 
an,  sondern  ist  etwas  durchaus  Neues,  eine 
Abgabe,  die  die  Landesherren  im  Zusammen- 
hang mit  der  ^gemeinen  Ausbildung  ihrer 
temtorialen  Stellung  neu  einführten. 

2.  Die  allgemeine  Bedeutung  der 
Bede.  Die  Bede  ist  eine  Steuer;  sie  wird 
erhoben  kraft  öffentlichen  Rechts,  in  älterer 
Zeit  nämlich  kraft  der  gräflichen  Geriehts- 
bat^eit,  später  der  landesherrlichen  Gewalt. 
Wenn  das  moderne  Staaterecht  verlMigt, 
dass  die  Steuern  dem  Besten  der  AUge- 
raeinheit  dienen,  so  fehlt  dieses  Kriterium 
bei  der  Bede  allerdings.  Allein  der  Gesichts- 
punkt des  öffentlichen  Interesses  ist  als 
zvingendes  Motiv  dem  älteren  Territorial- 
staatsrecht Überhaupt  fremd;  und  dennoch 
bestand  ein  wahrnehmbarer  Unterschied 
zwischen  öffenthcheu  imd  privaten  Rechten, 
Das  entscheidende  Moment  liegt  juristiach 


wie  nationalSkonomiach  darin ,  dass  die 
Landesherren  die  vermehrten  Bedürfnisse, 
welche  die  wachsende  Selbständigkeit  ihrer 
Stellung  mit  sich  bringt,  nicht  durch  eine 
Krhöhung  der  Einnahmen  aus  ihrem  land- 
wirtschaftliclien  Besitze  decken,  sondern 
d\irch  Leistimgen  derjen^n,  denen  g^en- 
tiber  sie  keinen  privaten  Rechfstitel  geltend 
machen  können,  und  dass  sie  die  Steuer, 
wenigstens  seit  dem  13.  Jahrhundert,  über- 
wiegend in  Geld  erheben ;  wir  ersehen  dar- 
aus, dass  der  staatlichen  Verwaltung  das 
alte  natural  wirtschaftliche  System  nicht  mehr 
genügt.  Wenn  man  sodann  den  Steuer- 
charakter der  Bede  mit  dem  Hinweis  darauf 
bestritten  hat,  dasR  die  ursprünglich  in 
schwankender  Höhe  gezahlte  Abgabe  im 
Laufe  der  Zeit  fixiert  und  zu  einer  Real- 
last geworden  sei,  so  ist  dagegen  einzu- 
wenden, dass  eine  Abgabe  bloss  deshalb, 
weil  ihre  Höhe  eine  feste  wird,  nicht  auf- 
hört, Steuer  zu  sein.  Nur  in  dem  Falle 
verliert  sie  ihren  Steuercharakter,  wenn  sie 
wie  eine  einfache  Reallast  veräusfert  und 
von  dem  Erwerber  wie  ein  privates  Recht 
behandelt  wird.  Dies  Schicksal  hat  die 
Bede  in  der  That  in  einigen  Territorien 
gehabt  (s.  unteiil,  aber  eben  nur  in  einigen. 
—  Die  Bede  ist  nun,  wenn  man  von  den 
Zöllen  .absieht,  die  älteste  deutsche  Steuer. 
Die  Meinung,  in  den  Städten  sei  zuerst  in 
Deutschland  eine  Steuer  ausgebildet  worden, 
giebt  zwar  dem  richtigen  Gedanken  Aus- 
druck, dass  die  Voraussetzung  für  die  Ent- 
stehung einer  Steuer  eine  gewisse  Ent- 
wickelung  von  Handel  und  Gewerbe  ist. 
Wir  bemerken  jedoch,  dass  die  Landesherren 
von  dem  allmählich  eintretenden  Fortschritt 
der  wirtschaftlichen  Kultur  bereits  in  der 
Zeit  durch  die  EinffUirung  der  Bede  Nutzen 
ziehen,  in  welcher  derselbe  erst  ein  eigen- 
tümliches Städtewesen  mit  besondei-er  Ver^ 
fassung  hervorbringt  Die  Bede  ist  älter 
als  die  speciell  von  den  Städten  geschaffene 
Steuer,  die  Accise  (e.  d.  Art.  oben  Bd.  I  S.  21  ff.). 
Es  hegt  auf  der  Hand,  dass  die  erste  Ein- 
führung einer  Steuer  weitgehende  Wirkungen 
auf  d^  gesamte  öffentliche  und  private 
Leben  ausüben  musste:  die  Pachtverträge 
des  13.  Jahrhunderts  beschäftigen  sich  mit 
der  Frage,  ob  der  Pächter  oder  der  Ver- 
pächter die  Bede  zu  zahlen  habe;  im  Jahre 
1274  wandern  viele  Unterthanen  des  Bischofs 
von  Strasabui^  aus,  weil  er  die  Bede  erhöht; 
OberaD  suchen  Laudieute,  um  von  der 
drückenderen  Bedepfhcht  des  platten  Landes 
frei  zu  werden,  das  Bürgerrecht  emer  Stadt 
zu  erwerben  (dag^en  wenden  sich  die  Ver- 
bote des  Pfahlbürgertums) ;  um  den  Ueber- 
gang  bedepflichtiger  Grundstücke  in  die 
Häjide  des  Bedefreiheit  beanspruclienden 
Klerus    zu   verhindern,    sind   die   ältesten 
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lassen.  —  Es  sind  die  Landesherren,  welche 
zuerst  in  Deutachland  eine  Steuer  eiogeftlhrt 
haben;  die  Versuche  der  Könige  (Heinrich 
IV.,  V.  und  Otto  IV.)  sind  erfolglos  geblieben ; 
wo  der  König  die  Bede  erhebt  (in  den 
Reiehsterritorien) ,  steht  sie  ihm  zu,  weil 
er  hier  Ober  die  landesherrlichen  Rechte 
verfügt.  In  dieser  Thatsache,  dass  es  nicht 
der  König,  sondern  die  Landesherreu  sind, 
welche  sich  des  materiellen  Slaehtmittels 
der  Steuern  bemächtigen,  haben  wir  gewisser- 
roaseen  die  ganze  deutsche  Vermsungsge- 
schiohte  in  nuce. 

S.DerUotei^iangderBede.  Inmanchen 
Territorien,  insbesondere  in  den  ehemals 
slavischen  Landschaften  des  Ostens,  ist  die 
Einnahme  der  Bede  dem  Landesherm  im 
Laufe  der  Zeit  ganz  oder  teilweise  verloren 
gegangen.  In  Brandenburg  z.  fi.  besitzt  er 
sie  im  14.  Jahrhundert,  wie  die  bekannten 
Landbücher  zeigen,  nur  noch  au  wenigen 
Orten;  sie  geht  in  die  Hand  der  gewtlichen 
und  weltlichen  Grundherren  und  der  Städte 
Ober.  Der  Verlust  derselben  ist  zusammen 
mit  der  Veräussenmg  weiterer  staathcher 
Sechte  fflr  die  ostdeutschen  Territorien  in 
mehr  als  einer  Hinsicht  verhängnisToll  ge- 
worden ;  die  Besonderheiten  der  letzteren 
in  Verfassung,  Verwaltung  und  namentlich 
in  den  sozialen  Veriiältnissen  berulien  zum 
nicht  geringen  Teile  darauf.  In  anderen 
Territorien  ist  die  Bede  dagegen  als  lanües- 
herriiche  Einnahme  im  wesenüichen  erhalten 
geblieben  und  hat  dauernd  einen  wichtigen 
Gegenstand  der  landesherrhchen  Verwaltung 
gebildet  Hier  schritt  man  zu  ihrer  Besei- 
tt^UK  erst  im  19.  Jahrhundert,  als  die 
mittelalterlichen  Lasten  aufgehobeu  und  das 
Steuerwesen  neu  geordnet  wurde.  DÜnals 
erörterte  man  in  zahlreichen  Sdtriften  leb- 
haft die  Frage,  ob  die  Beden  wahre  Steuern 
seien  {s,  d^ber  die  Arbeiten  von  Eigen- 
brodt,  Gräser,  Rive,  woseibst  sich  weitere 
Streitschriften  notiert  finden).  Die  aus  diesem 
Aulasa  entstandene  Litteratur  verdient  auch 
heute  noch,  wo  jene  Frage  keine  praktische 
Bedeutung  mehr  hat,  von  Seiten  der  Wissen- 
schaft Beachtung;  namentlich  die  Schrift 
desgiossherzogtich  hessischen  Pinanzbeamten 
Eigenbrodt  ist  durch  historisches  Verständ- 
nis und  Klarheit  der  Begriffe  ausgezeichnet. 
Die  thatsächliche  Behandlung,  welche  die 
BedepQicht  damals  erfuhr,  war  eine  ver- 
schiedene; wohl  unzweifelhaft  in  der  über- 
wiegenden Mehrzahl  der  Fälle  ist  die  Bede, 
weil  als  Steuer  erkannt,  iment^Üich  auf- 
gehoben worden.  Schwierigkeiten  verur- 
sachte dabei  die  Entschädigung  der  media- 
dderten  Standesberren ,  welche  in  ihren 
Territorien  das  Recht  auf  die  Bede  gehabt 
hatten. 

4.  Andere  Abgaben  mit  dem  Namen 
Bede.     Ausser  der  landesherrlichen   Bede 


erscheinen  auch  noch  andere  Abgaben  unter 
demselben  Namen.  So  erheben  die  Grund- 
herren, freilich  sehr  vereinzelt,  von  ihren 
abhängigen  Bauern  eine  Bede;  der  Ffül, 
daes  die  landesherrliche  Bede  an  einen 
Grundhärm  veräiissert  wird,  gehört  natür- 
lich nicht  hierher.  Hauptsächlich  al»er  wird 
die  in  den  beiden  letzten  Jahrhunderten  des 
Mittelalters  aufkommende  laudständ  lache 
Steuer  Bede  genannt,  wenigstens  in  der 
ersten  Zeit  ihies  Bestehens,  während  all- 
mählich der  (oberdeutsche)  Äusdnick  Steuer 
zur  Herrscliaft  gelangt.  Die  landständische 
Steuer  und  die  landesherrliche  Bede  unter- 
scheiden sich  allgemein  erstens  dadurch, 
dass  jene  eine  ausserordentliche,  jedesmal 
besonders  bewilligte,  diese  eine  ordentliche, 
von  Bewilligung  unabhängige,  jährliche,  feste 
Abgabe  ist,  zweitens  dadurch,  dass  bei  jener 
ein  weiterer  Kreis  als  bei  dieser  besteuert 
wird,  hauptsächlich  nämlich  ein  grosser  (in 
den  einzelnen  Territorien  verschieden  be- 
stimmter) Teil  der  bedefreien  Grundstflcke. 
In  den  Territorien,  in  denen  die  Bede  als 
landesherrliche  Einnahme  bestehen  blieb,  ist 
sie  in  manchen  Funkten  auf  die  Gestaltung 
der  landständischen  Steuer  von  EinQuss  ge- 
wesen. Ueberall  aber  sind  die  Kämpfe, 
welche  sie  veranlasst,  vorbildlich  für  die 
Gegensätze,  die  sich  an  die  landsländische 
Steuer  knüpfen. 

5.  Analogieen  in  ausgerdentflcheu 
Staaten.  Frankreich,  das  mit  Deutschland 
dieselben  Gnmdlagcn  der  Verfassung  hat, 
zeigt  auch  eine  Verwandtschaft  in  der  Aus- 
bildung seines  Steuerwosens.  Es  giebt  in 
Frankreich  eine  Steuer,  die  zum  Teil  dieselben 
Namen  wie  die  deutsche  Bede  führt  —  die 
gebräudiüchste  Bezeichnung  ist  taille  — , 
ebenfalls  eine  landesherrliche  Abgabe  ist 
(talliam  et  omnem  exactionem,  sagt  eine 
französische  Urkunde  von  1223,  domini 
terrarum  solent  exigere  ab  hominibus 
suie)  und  auf  dei-  rotnre  lastet.  Da  die 
französische  taUie  früher  ausgebildet  erscheint 
als  die  deutsche  Bede,  so  könnte  man  bei 
der  letzteren  an  die  Uebemahme  einer 
französischen  Einrichtung  denken;  doch 
würde  auch  die  Gleichheit  der  Verfassungs- 
grundlagen beider  Länder  ein  genügender 
Erklärungsgrund  der  Ueberein Stimmung  sein. 
Im  weiteren  Verlauf  der  Dinge  hat  die 
taille  eine  viel  reichere  Entwickehing  er- 
fahren als  die  Bede.  In  Italien  bietet  ge- 
wisse Analogieen  zu  der  deutschen  Bede 
das  Fodrum,  ziunal  wenn  sich  die  Meinung 
Fickers  und  Posis  bestätigt,  dass  dasselbe 
in  der  zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts 
zu  einer  ständigen  Steuer  geworden  ist. 
Seinem  Ursprung  nach  ist  das  Fodrum  freilich 
von  der  Bede  verschieden;  es  ist  aus  der 
im  fränkischen  Reiche  bestehenden  Ver- 
pflichtung   der    Lieferung    von    Nahrungs- 
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nütteln    für    das   Heer  (vgl.   die    später    in 

DeTitBchlandvorionimende  Abgabe  des  Fwtter- 

hafers)  hervorgegangen. 

Litterfttar;  E.  Baatch,  Die  Steuer  im  Henog- 
tuiu  Baytm  bii  zum  eriten  landitSnd.  FreiktiU- 
briej  (1311),    Marburg    1383    fDoktorditterüition). 

—  G.  V.  Seltne,  Getchichte  der  direkten 
StaaUitniern  in  Jülich  u.  Berg.  Zeittchr.  der 
Berg.  GeechichtfvereiTu,  Bd.  iß,  23,  SS.  Dätael- 
dorf  und  ElberftU  1890—91.  —  Bertetbe, 
Terriiorium  und  Stadt,  München  und  Leipiig 
1899.  —  Clamageran,  hittoire  de  l'impSl  eii 
/Vance.  Parii  lSS7ff.  —  C.  Chr.  Elgenbrodt, 
L'eber  die  Natur  der  Btdeabgaben,  Gieiten  1826. 

—  Falke,  Bete,  Ziee  unrf  l'ngeld  im  Kur- 
filrilenlun  Sachsen  bii  1485.  (Mitteilungen  dee 
kgl.  Sache.  Ver.  Jär  Erjoriehttitg  vaierländieeher 
Ge4chiekudenlemak,  Sejt  19,  S.  Stf.),  1309.  — 
OfOter,  Die  SUuematar  des  Gesthottei,  Eii- 
leben  ISäS.  —  Verael  be.  Die  Damaiaeagetekoste 
in  der  Provinz  ^Sacheen  und  ihre  Stellung  ru 
dem  öffentlichen  Steuereinkommen.  Eine  Vor- 
frftge  in  Btiiehiing  auf  ilae  neue  Grundeteuer- 
getelt,  Eitlebtn  ISHO.  —  KOater,  Dat  Reicht- 
gut  in  den  Jahren  lt7S — ISIS,  Leipiig  1S8S 
(Doldordiuerlalion).  —  ZiAnIzef,  Die  bäuer- 
lichen Latten  vm  Fiirtlentuin  Hildetheim,  Bildet- 
heim    18S0.    —    O.    3terkllnghatu,    Bedever- 

/atiung  der  Mart  Brandenburg,  fortchungen  t. 
Bratidenb.  u.  Prtuti.  Getckichte,  Bd.  8,  Leiptig 
1896.  —  JUetxen,  I>ie  ordentlichen  direkten 
Stoatuteuem  dee  MittekUten  im  Filrtlhietum 
Miniter.  Zeittehr.  /,  ire»V-  Geieh.,  Bd.  5S, 
Xlintler  1895  (auch  Dottordiei.)  —  Ouetav 
Mittler,  DU  LandethoheU  in  Geldern  bU  lur 
MÜU  det  14.  Jahrhunderte,  Marburg  1SS9  (Dol- 
tordiiterlation).  —  E.  Slepmann,  Die  ordent- 
liehen  direkten  Staateileuem  in  Clere  und  Mark 
bit  tum  Autgang  det  Stitletailen,  Däeietdorf  1391 
(Münttenehe  Doktorditterlation).  —  S.  Poat, 
lieber  das  Fodrum,  Stratttmrg  1380.  —  J.  C. 
H.  Rtvt,  Ueber  dat  Bauemgäleratten  ("Aaupl- 
täddiek  auf  CUve-Mark  und  Eiten  betäglUh), 
Bd.  I,  JBSln  I8i4.  —  AI.  fieftutte,  Die  Ver- 
waiting  der  Mabebiirgiechen  Beeittungen  in 
Eltatt  (Mitteilungen  det  Inttituü  für  ötUrr. 
G.  F.,  Bd.  177,  S.  SlSff.),  Inittbruck  ISS6.  — 
ThudUlhuin ,  Bechttgetekiehte  der  Welterau, 
Bd.  I,  Tübingen  1867.  —  Denetbe,  Zur 
JteeMsgetehichte  der  Welterau,  Tübingen  ISfis 
(Fettgabe  der  Juriiteafakultät  für  Beteltr).  — 
H.  WeU,  Die  ordentlichen  direkten  Staalt- 
tteuera  ran  Kurtrier  im  MiUeloUer,  MUntter  i. 
W.  1395  (Doktorditt.).  —  Zeatner,  Die  deut- 
tehea  Städtetteuern  im  li.  und  IS.  Jakrhuitderl 
(G.  SthmoUer,  ilaalt-  und  lotialicitientchafll. 
Fonehangen  I,  2),  Leipiig  1878.  —  Oenraelbe, 
Zur  Geeehiehle  der  Reichtitruem  im  früheren 
Mittelalter,  Hitt.  Zeittchr.  81,  München  1893.  — 
Vgl.  auch  die  Art.  Grün  dt  teuer  und 
Rillergul.  G.  v.  BHotc. 
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Beerdignngswesen. 

1.    Geschichtliches.     2.   Sanitäre  Oesiehts- 

( unkte.  3.  Hjg-ieniache  Anforderungen,  welche 
eim  Erlass  Ton  Bef^rfibniBordanogen  lu  be- 
rücksichtigen sind.  l.UesetzücheBestimmnngen. 

1.  Geschichtliches.  Die  Soi^  für  den 
toten  Körper  der  Angehörigen  und  Staoimra- 
genoasen  ist  von  jeher,  soweit  unsere  Kenntnis 
menachlicher  Sitten  zurückreicht,  ein  Gegen- 
stand besonderer  Aufmerksamkeit  gewesen. 
Der  tote,  verwesende  Körper  galt  überall 
als  etwas  Cnheüiges,  dessen  man  sich  ent- 
ledigen mtlsse,  doch  geschah  dies  gewöhn- 
lich nicht  ohne  Förmlichkeiten,  sondern 
feierlich  nach  bestimmten  Gebräuchen,  durch 
welche  der  Liebe  zum  Verstorbeneu  Aus- 
druck gegeben,  hier  und  da  wolil  auch  dem 
Glauben  an  eine  persönliche  Fortdauer  nadi 
dem  Tode  Rechnung  getragen  wurde.  Selbst 
die  Sitte  einzelner  VöÜferachaften ,  die 
Leichen  der  Stammesang^Origen  gewissen 
Raubtieren  auszusetzen,  v^-ie  es  im  Altertum 
die  Perser  thaten,  in  uuserem  It^talter  noch 
verschiedene  mongolische  Stämme  tbun  sollen, 
darf  man  keineswe^  als  Zeichen  der  Nicht- 
achtung des  Toten  .vielmehr  als  Erfüllui^  einer 
frommen  Pflicht  ansehen,  da  es  als  ein  Olück 
galt,  von  solchen  für  heilig  gehaltenen  Tieren 
verzelirt  zu  werden.  So  bittet  noch  heute 
die  Scinigen  der  fromme  Hindu,  ihn  nach 
dem  Tode  in  die  Wasser  des  Ganges  hinab- 
zustossen,  damit  dort  heilige  Krokodile  seinen 
Leichnam  zerfleischen  mögen. 

Am  Borgfiilt^ten  scheinen  unter  den 
Völkern  des  Altertums  die  Aegypter  in 
ihrem  stark  ausgeprägten  Glauben  an  Toten- 
gerichte und  S^enwanderung  mit  den  Ge- 
storbenen umgegangen  zu  sein.  In  ihren 
riesigen  Bauten  für  die  Toten,  in  der  Kunst 
des  Einbalsamieren B  zei|^n  sie  das  Be- 
streben, den  Körper  möghchst  lan^  unver- 
ändert zu  erhalten  und  das  natüriiche  Zer- 
fallen desselben  zu  hemmen.  Zwischen 
diesem  Bemühen  und  jenem  Aussetzen  zur 
rohen,  gewaltsamen  Vernichtung  alles  Ver- 
weslichen  liegen  zahlreidie  Gebrftucho  zur 
Beisetzung  der  Toten,  von  denen  haupt- 
sächlich nur  die  des  Begrabens  und  aes 
Yerbrennens  unser  Interesse  erwecken. 

>Unleugbar<,  sagt  J.  Grimm,  leatspricht 
es  dem  nächsten  menschli^en  Gefflhle, 
dass  die  Leiche  unangetastet  dch  selbst 
überlassen  bleibe;  deckt  sie  der  Lebende 
mit  Ekde  oder  legt  er  sie  ti^er  in  der  Ekde 
Schoss,  so  hat  er  seiner  Pflicht  Genüge 
zethan,  und  der  Gedanke  trOstet  Um,  dase 
der  geliebte  Tote   unter  dem  nahen  Hügel 
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■weile.«  Ändere  VorstelluDgen  la^n  dem 
Terbrennen  teuerer  Toteu  zu  Grunrte.  Das 
Feuer  vermittelte  sie  als  Opfer  den  Göttern, 
aus  des  Scheiterlianfens  Flammen  hob  sich 
der  entbuodene  Geist  zum  Himmel  empor. 
Das  Feuer  geht  daboi  nicht  härter  mit  dem 
Toteu  um  aJs  die  Erde,  nur  dasa  es  schnell 
ToUbrin^ ,  was  diese  Itmgsam  veraulasst, 
dass  es  peinigende  Gedanken  an  Moder  und 
hftssliches  Gewürm  Dicht  aufkomraeu  lässt. 
Bei  den  Griechen  scheinen  im  Alter- 
tum beide  Bestattungaarten  ilblich  gewesen 
zu  sein.    Ausführlich  schildert  Homer,  wie 


geaammelten  Beste  des  Toten  in  der  Urne 
feierlich  heigesetut  werden ;  andererseits  be- 
weist das  im  Tiaiici-spiel  verherrhclite,  auf- 
opfernde Thun  der  Autigone,  dass  den  An- 
ßcbauungen  der  Griechen  autii  ein  einfachem 
Begräbnis  ausreichend  erschien,  dosH  nur 
der  Nichtbeslattete  nach  ihrem  Glauben 
ruhelos  um  herging. 

Die  Juden  benutzten  von  den  ältesten 
Zeiten  her  zur  Bestattimg  der  Toten  teils 
natürliche  Höhlen ,  deren  das  Kalkgebirge 
von  Palästina  viele  darbot,  teils  künstlich 
hergestellte  Grüfte,  teils  rohe  Stein-  und 
Erdgi-ftber ;  es  bestand  die  Sitte,  in  Familieu- 
gräbeni  beerdigt,  »zu  seinen  Vätem  ver- 
sammelt« zu  werden. 

Bei  den  Römern  ist  weder  das  Be- 
^n^bnis  noch  die  Verbrennung  der  Leichen 
jemals  die  allgemein  übliche  Bestattungs- 
weise gewesen.  Frauen,  Plebejer  und  die 
zablreiclien  Sklaven  wuitlen  in  wenig  um- 
ständlicher Weise  begraben,  dagegen  die 
Erwachsenen  männlieiien  Geschlechts  ans 
den  vornehmen  Fami}ien  nach  dem  Tode 
verbrannt  In  den  ältesten  Zeiten  Roms 
fand  das  Verbrennen  und  Beisetzen  der 
l.eichenbei  den  Wohnungen  statt,  bis  die  de- 
oem\-iri  diesen  Missbräucnen  in  ilu^n  1 2  Tafel- 
gesetzen  (450  v.  Chr.)  entgegentraten,  Hier 
heisst  es:  Homineni  mortuum  in  urbe  ne 
sepelito  neve  mito:  hoc  plus  non  feicito. 
Oeffentliche  Begräbnisstätten,  Friedhöfe  für 
Leichen  aus  allen  Ständen  hatten  aber  die 
Römer  nicht.  Die  columbaria  waren  eine 
Art  Siunmelgrftber,  unterirdisch  gemauerte 
GewOlbe,  in  denen  die  Aschenurnen  aufge- 
reilit  wurden,  die  puticoli  dagegen  waren 
Schachte,  in  welche  man  die  Leichen  Mittel- 
loser massenhaft  hineinwarf  und  faulen  liess. 
In  Palermo  soll  nach  Wemher  noch  jetzt 
ein  solches  pnticulum  für  Arme  bestehen, 
in  das  von  Zeit  zu  Zeit  eine  Lage  unge- 
löschten Kalkes  genorfen  wird. 

Mit  dem  Vordringen,  des  Christen- 
tums, welches  von  den  jüdischen  Gebräu- 
chen auch  das  Begraben  übernommen  hatte, 
kam  im  rOmiachen  Reiciie  das  Verbrennen 
ganz  ausser  GebraucL     Von  den  germani- 


schen Stämmen  scheinen  die  Franken,  Baju- 
varen,  Alainannen,  Bm'giniden  und  Lango- 
barden schon  vorder  EinfQliningdesCIuisten- 
tums  vorzugsweise  begi'aben  zu  liaben,  anders 
war  es  bei  den  Sachsen.  Hier  war  das 
Verbrennen  der  Leicheu  allgemein  Sitte, 
deren  fernere  Befolgung  aber  Eai-1  der  Gros.-ie 
mit  der  Todesstrafe  bedrohte.  Heutzutage 
wird  das  Bfgraben  der  Toten  von  Clirlsten, 
Juden,  Clünesen,  Moliammedanem  geübt,  ist 
also  auf  dem  grüssten  Teile  der  uns  be- 
kannten Erde  das  übliche  Bestattungs ver- 
fahren. 

In  den  letzt vci^neenen  Jahrzehnten  liat 
eine  kleine,  almr  rünrige  Scliar  vou  An- 
liängern  der  Leichenverbrennung  für 
diese  von    unseren  Vorfaliren    geübte   Be- 

I  Btattun^rt  sowohl  gesundheitliche  als  auch 
namentiiGh  ftsthetisclie  GiUnde   voi^biTicht 

I  und  Anregung  zur  Koiistniktiou  wirksamer 
Verbrennungsöfen  gegeben,  durch  welche 
die  mensclilichen  Leichen  rasch,  sicher  und 
mit  möglichst  wenig  Kosten  in  Asche  ver- 
wandelt werden.  In  technischer  Hinsicht 
sind  aucli  schon  bemerkenswerte  Erfolge 
erzielt  worden,  im  übrigen  bat  die  Leichen- 
verbrennung eine  praktu-^che  Bedeutung  füi' 
grossere  Kreise  noch  niclit  erlangt.  Die 
Sitte  des  Begrabens,  welche  eine  ganz  all- 
mähliche, langsame,  unseren  Sinnen  niclit 
waliruehmbare  Zerstörung  aller  verweslichen 
Teile  des  menschlichen  Körpers  erstrebt, 
wurzelt  zu  tief  im  Volke  und  wird  sich 
voraussichtlich  auch  in  Zukunft  nicht  leicht 
verdrüngen  lassen.  Dazu  kommt,  dass  die 
Zahl  der  Gegner  der  Feuerbestattung  eüie 
erhebUche  imd  einflussreiche  auch  unter 
den  gelelirten  Ständen  ist.  Die  Geistlich- 
keit, welche  an  den  cliristhclien  Traditionen 
streng  festhält,  setzt  den  Bestrebungen  der 
Verbren  nungBfreunde  enei^sclien  Wider- 
stand ent^gen,  die  Juristen  machen  ilu'e 
sehr  gewichtigen  Bedenken  geltend  uud 
wollen  zu  einer  Aonderung  der  bestehenden 
Gesetze  ihre  Hand  nicht  bieten,  endlicli  die 
ärztliche  Welt,  welche  anfangs  aus  theore- 
tisdien  Erwägungen  der  Feuerbestattung 
sich  zuneigte,  hat  neuerdings  auf  Qruud 
vorurteilsloser  Untersucliungen  die  hygieni- 
schen Bedenken  gegen  die  Friedhöfe  wieder 
fallen  lassen  und  in  ihrer  Mehrheit  die  ge- 
sundheitlichen Argumente  der  Verbrenuungs- 
freunde  nicht  bestätigen  können,  so  dass  es 
ihnen  auch  von  dieser  Seite  an  ^uügender 
Unterstützung  fehlt.  Exakte  wissenschaft- 
liche Untersuchungen,  welche  auf  Änre^ng 
aus  dem  deutschen  Reichstage  im  Kaiser- 
Hchen  Gesundheitsamte  ausgeführt  worden 
sind,  ergaben,  dass  von  einem  ^undheita- 
widrigeu  Einiluss  der  Bc^räbnisplätze,  so- 
fern dieselben  or^Inungsmässig  betrieben 
würden,  nicht  die  Rede  sein  uönne,  dass 
sogar  eine  von  >Seuchengräbeni<,  d.  h.  von 
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OiHbem  solcher  Personen,  die  an  Infektions- 
krankheiten, wie  Cholera,  Typhus  etc.  ge- 
storben sind,  ausgehende  Durchtränkiin^  des 
Bodens  mit  Grundwasser  bei  durchlässigem 
Boden  kein  Bedenken  erregt,  vorausgesetzt 
tlaes  der  so  durchtränkte  Teil  des  Erdbodens 
von  gilt  filtrierenden  ErfBchichten  in  ge- 
nügender SlÄrke  umgeben  ist,  Die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  besassen  in- 
dessen im  Jahre  1895  schon  19  Leichen- 
verbrennungsanstaJten ,  davon  5  im  Staate 
New- York,  dagegen  stüsst  deren  Errichtung 
in  den  grossen  Staaten  des  Deutschen  Reiches 
noch  auf  Hindernisse.  Änlässlich  eines  die 
Zulasaung  der  fakultativen  Feuerbestattung 
befürwortenden  Berichtes  eines  Magistrats 
wurde  z.  B.  eine  Entsehliessung  des  Eönigl. 
bayerischen  Staatarainisteriums  (der  Justiz 
lind  des  Innern)  vom  23.  Juli  1894  ver- 
öffentlicht, wonach  in  Bayei-n  eine  Zulassung 
der  Feuerbestattung  ohne  Ei^izung  der 
einsclilägigen  Gesetzgebung  nicht  möglich 
sei,  und  da  ein  zureicheiides  Bedürfnis  zum 
gesetzgeberischen  Vorgehen  in  der  Sache 
bezweifelt  wurde,  ist  es  damals  abgelehnt 
woi'den,  den  Weg  der  Gesetzgebung  behufs 
der  Einführung  der  Feuerbestattung  zu  be- 
schreiten. 

2,  Sanitäre  Gesichtspunkte.  Die  natür- 
lichen Umwand ehmgen,  welche  der  mensch- 
liche Eöiyer  nach  dem  Entschwinden  des 
Lebens  erfährt,  sind  unsunterderaNamea  Fäul- 
nis und  Verwesunggeläufig;  sie  werden  durch 
das  Versenken  der  Leichen  in  den  Erdboden 
unseren  Wahrnehmungen  in  der  Regel  ent- 
zogen, sind  jedoch  naturwissenschaftlich  ge- 
nügend bekannte  Voi^nge.  Die  Ver- 
wesung darf  man  als  emen  unter  dem 
Einflüsse  des  Sauerstoffs  der  Luft  langsam 
vor  sich  gehenden  Oxydationsprozess  an- 
sehen, dessen  Endprodukte  im  wesentlichen 
Wasser,  Kohlens&ure  und  Stickstoff  bezw. 
dessen  Sauerstoff\'erbiüdungen  sind.  —  Im 
Verlaufe  der  Fäulnis,  eines  rascher  vor 
sich  gehenden,  an  die  Gegenwart  von 
Feudi tigkeit  gebnn  denen  Zersetzungs vor- 
lings entwickeln  sich  zunächst  höchst  iiltel- 
riecheude  Gase,  welche  gewöhnlich  erst 
nach  längerer  Dauer  des  Prozesses  ver- 
schwinden, femer  chemische  Produkte  von 
giftiger,  mindestens  widerlicher  Äit,  welche 
zum  Teil  in  Wasser  löslich  sind  und  ge- 
eignet scheinen,  sobald  sie  in  den  Körper 
des  lebenden  Menschen  gelangen,  schädliche 
Wirkimgen  auszuüben.  Beide  chemische 
Umwandeluiigon  gehen  unter  Mitwirkung 
von  niederen,  teils  mit  unbewaffnetem  Auge 
erkennbaren,  teils  mikroskopischen  Organis- 
men vor  sich. 

Statt  dass  Leichen  verwesen  oder  faulen, 
kann  es  audi  zu  einer  einfachen  Vertrock- 
n«ng  —  »Mumifikation«  —  der  Leichen, 
wie  z.  B.   im  Wflstensande    kommen,  oder 


es  bildet  sich  unter  gewissen,  noch  nicht 
genügend  erforschten  Bedingungen  aus  den 
Leichenteilen  sogenanntes  "Leichen wachs«, 
eine  recht  dauerhaitc,  seifenartige,  chemische 
Verbindung,  welche  besonders  in  sehr  feuchten 
Gräbern  beobachtet  wird. 

Solange  die  beregten  VoigSnge  der  Fäul- 
nis und  Verwesung  dauern,  wird  auch  die 
Beschaffenheit  des  Bodens,  in  welchem  sie 
vor  sich  gehen,  dadun^h  beeinfiusst.  Die 
gasigen  und  flüssi^n  Zei-setzungsprodukte 
teilen  sich  der  unmittelbaren  Nambarschaft 
mit  und  verbreiten  sich  mittelst  der  im 
Boden  stattfindenden  Luft-  und  Wassei^ 
Strömungen  in  die  weitere  Umgebung,  wo- 
bei allerdings  die  aus  zahlreichen  Elementen 
zusammengesetzten  Stoffe  stetig  weitere  Um- 
wandelungen  erfahren.  Von  unklaren  Vor- 
stellungen, wohl  auch  oberflächlichen  Be- 
obachtungen au^ehend,  hatte  mau  am  An- 
fange der  hygienischen  BestrebuDgen  unseres 
Jahrhunderts  geglaubt,  dass  einerseits  die 
aus  dem  Kirch hofsboden  aufsteigenden  Gase, 
andererseits  die  den  Boden  auslaugenden,  in 
tieferen  Schichten  desselben  sich  ansammeln- 
den und  in  Quellen  oder  Brunnen  wieder 
zu  Tage  tretenden  Bodenwässer  der  Kirch- 
höfe eine  schädliche,  krankheitserregende 
Wirkung  ausüben  müsslen.  Soweit  diese 
Befllrclitungen  die  Verbreitung  epidemisch 
auftretender  Krankheiten  durch  Kirchhofs- 
luft  und  Kirchhofswasser  betreffen,  sind  sie 
durch  die  neueren  Forschungen  über  das 
Wesen  der  Infektionsvermittler  beseitigt 
worden.  Die  übelriechenden  Fäulniagase, 
selbst  wenn  solche  aus  den  Gräbern  an  die 
Oberfläche  und  in  die  Atmuügsorgane  von 
Mensdien  gelangen  sollten,  wirken  weder 
krankheitserregend  noch ,  wenn  sie  nicht 
gerade  unverdünnt  eingeatmet  werden,  über- 
haupt schädigend  auf  den  aUgemeinen  Ge- 
sundheitszustand, wie  u.  a.  das  Beispiel  der 
Abdecker,  Gerber,  Darmsaitenfabiikaaten, 
welche  sich  durchschnittlich  vorzüglichen 
Gesundheitszustandes  erfreuen,  beweist  Da- 
zu kommt,  dass  thatsächlieh  auf  Kirchhöfen 
llble  Gerüche,  unangenehme  Ausdünstungen 
nur  ganz  ausnahmsweise  wahrgenommen 
werden,  sei  es,  dass  die  Erdschichten  diese 
Gase  absorbieren,  sei  es,  dass  Luftströme  sie 
tortreisseu  und  zerstreuen. 

Das  Bodcnwassei'  der  Kirchhöfe,  das 
sich  durch  Ansammlung  der  atmosphärischen, 
den  Hoden  allmählich  durchdringenden  Nie- 
derschläge bildet,  kann,  wie  sich  nicht 
leugnen  lässt,  chemische  Zersetzungsprodukte 
der  Leichen,  ja  auch  Mikroorganismen  von 
denselben  enthalten  und  zum  nahen  Brunnen, 
zur  QueDe  hinführen.  Indessen  ist  die 
hieraus  sich  ei^bende  Gefahr  in  Wirklich- 
keit eine  weit  geringere,  als  es  den  Anschein 
hat.  Was  die  gefOrchteten  Mikroorganismen 
betrifft,  so  hat  man  es  im  Kirchhofsboden, 
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ausser  mit  den  ilbenJl  im  Boden  TOrhaode- 
nen,  nur  mit  Fflulnisoi^anismeo,  d.  h.  jenen 
bei  der  Fäulnis  animalischer  Substanz  in : 
ausserordentlicher  Menge  sich  entwickelnden 
Spaltpilzen  zu  thun,  welche  mit  den  Er- 
regern infektiöser  Krankheiten  durchaus  nicht 
identisch  sind  und  nicht  mit  ihnen  ver- 
wechselt werden  dürfen. 

Zwar  kennen  wir  die  Infeklions vermittler 
abertragbarer  Krankheiten,  wie  Typhus, 
Cholera,  Tuberkulose,  Diphtherie  als  Spalt- 
pilze und  wissen,  dass  sie  den  frischen 
Leichen  anhaften  bezw.  innewohnen ,  die- 
selben fristen  aber  im  Schosse  der  Erde 
nur  noch  ein  kurzes  Leben,  da  sie  hier  die 
Bedingungen  für  ihre  Fortwucherung  nicht 
linden,  auch  der  Teberzahl  der  Üulnis- 
organismen  im  Kampfe  ums  Dasein  bald 
erbegen.  Die  Wanderung  der  Eiwikheits- 
eireger  von  den  Leichen  durch  den  Boden 
in  nahe  gelegene  Bnmnen  ist  daher  nicht 
nur  unerwiesen,  sondern  nach  dem  gegea- 
wärtigen  Stande  der  Wissenschaft  als  un- 
wahrscheinlich zu  bezeichnen.  Ais  sehr 
wesentlich  kommt  hinzu,  dass  die  Filtration 
durcli  den  Eflboden  eins  der  kräftigsten 
und  wirksamsten  Desinfektions verfahren  fOr 
dasWasser  ist,  welche  wir  kennen.  Trübes,  un- 
reines, widerwärtig  riechendes  Wasser  wird. 
■wie  u.  a.  die  Erfahrungen  der  Rieselfelder 
zeigen,  bei  der  Filtration  diirct  Erdschichten 
klar,  geruchlos  und  von  einem  grossen  Teil 
der  in  ihm  lebenden  Mikroben  befreit.  Diese 
leini^nde  Kraft,  eines  geeigneten  Erdbodens 
ist  eine  zuverlässige  und  andauernde,  daher 
kommt  es,  dass  ein  lu-sachUcher  Zusammen- 
hang zwischen  dem  Genuss  von  Wasser! 
aus  Kirch hofsbrunneii  nnd  der  Entstehung  i 
von  Infektionskrankheiten  bisher  nirgends ' 
sicher  beobachtet  ist. 

Kach  dem  heutigen  Stande  der  ärztlichen 
Kenntnisse  ist  mau  also  zu  der  Behauptung, 
dass  gut  angelegte  Kii-chhöfe  einen  erheb- 
lichen sanitären  Nachteil  hervomifen,  nament- 
lich die  Entstehung  von  Infektionskrank- 
heiten fördern,  nicht  berechtigt,  indessen 
aehlieast  diese  negative  Erfahrung  nicht  aus, 
dasa  trotzdem  bei  der  Beerdigung  der  Leichen 
und  bei  der  Anlage  von  Kirchhöfen  weit- 
gehende hygienische  Vorsichtsmaasregeln 
beobachtet  werden,  da  ja  auch  die  entfernte 
Häßlichkeit  einer  Oesundheitsschädigung 
(bei  MisBgriffen  in  der  Wahl  der  Beerdi^ings- 
plfltze)  und  ein  gewisses  "Vorurteil  der 
heutigen  Bevölkerung  berücksichtigt  werden 
mflssen.  Länget  che  die  Wissenschaft  be- 
zügliche Vorschriften  formulieren  konnte, 
haben  sich  in  dieser  Hinsicht  bestimmte 
Grundsätze  tiber  die  Lage  des  Kirchhofs, 
die  Tiefe  der  Gräber,  den  Wechsel  der  be- 
nutzten Erdschichten  eingebürgert,  deren 
Zweckmassigkeit  neuere,  exakte  Unter- 
suchungen bestätigt  haben  (s.  oben). 


S.  Hygienisch«  Anfordeningen,  wel- 
che beim  Erlass  von  Begr&bnisordniu- 
gen  za  beröchflichtigen  sind.    Seitens  der 

Hygiene  bat  man  sich  sowohl  mit  der  Oert- 
lichkeit.  auf  welcher  die  Beerdigung  vor 
sich  geht  als  auch  mit  dem  Zeitpunkte 
der  Beisetzung  beschäftigt.  In  letzterer 
Hinsicht  ist  man  zu  der  Forderung  gelangt. 
dass,  sobald  der  Eintritt  des  Todps  unzweifel- 
haft festgestellt  ist,  die  Beisetzung  der 
Leiche,  d.  h.  zunächst  die  Entfernung  der- 
selben aus  dem  Sterbehause,  so  rasch  als 
möglich  erfolge.  In  der  Bngel  hat  man 
dabei  mit  einem  Widerstände  der  Ange- 
hörigen zu  kämpfen,  welche  von  dem  teueren 
Familienglicde  sich  nicht  trennen  m^en, 
aber  mit  Recht  weist  Pettenkofer  darauf 
hin.  dass  der  Schmerz  im  Hause  erst  stiller 
wird,  sobald  die  Leiche  aus  dem  Hause  ist, 
die  Anwesenheit  des  Toten  steigert  nur  den 
Seelenschmerz  bei  den  Hinterbliebenen,  nnd 
der  tiefe  Eindniek,  den  die  Entfernung  der 
Ijeiche  aus  dem  Hause  hervorbringt,  ist  am 
dritten  Tage  nicht  geringer  als  am  ersten. 
Die  allgemein  humanen,  auf  liuderung  des 
Schmerzes  gerichteten  Bestrebungen  müssen 
daher,  mit  denen  der  Hygiene  vereint,  aiif 
baldigste  Entfernung  der  Leichen  hinwirken. 
Dass  von  frischen  Leichen  aus  in  den  ersten 
Tagen  nach  dem  Tode  schwere  Gesundhwta- 
schädigungen  herbeigeführt  werden  kOnnen. 
lässt  sich  nicht  von  der  Hand  weisen,  nament- 
li(^h  bei  denjenigen  Kratikheiteu,  deren  Ver- 
breitung mutmasslich  durch  die  Luft  ge- 
schieht, liegt  diese  Gefahr  aiigenscheinlich 
sehr  nahe  und  kann  nur  durch  Entfernung 
der  Leiche  wirksam  verhütet  werden;  aber 
auch  bei  anderen  übertragbaren  Krankheiten 
erhöht  die  längere  Anwesenheit  der  Leiche 
die  Gefahr  der  Weiterverbreitung.  Wenn 
auch  wohlbegründete  Rücksichten  eine  sehr 
frühe  Beerdigung  nicht  gestatten,  so  sollte 
doch  eine  vorläufige  Beisetzung  in  Leichen- 
hallen oder  Ijeichenhäiisern  Oberall  möglich 
sein.  In  den  griisseren  Städten  geht  man 
demgemäsa  mit  entsprechenden  Massnahmen 
vor,  deren  Förderung  zu  den  unab weislichen 
Aufgaben  der  öffentlichen  Gesmidheitspflege 
gehört 

HinsichtKch  der  Ocrtlichkeit,  auf 
welcher  die  Beerdigung  vor  sich  geht,  ist 
1)  die  Lage,  2)  die  Boden  beschaffe  nheit,  31 
die  Grösse  nach  Flächeninhalt  ins  Auge  zu 
fassen.  Was  die  Lage  der  Begräbnisstätte 
zu  den  menschlichen  Wohnungen  betrifft, 
so  ist  zwar  oben  bemerkt,  dass  die  sanitären 
Gefahiisn  eines  gut  angelegten  Friedhofes 
an  und  für  sich  gering  zu  achten  sind,  je- 
doch ist  man  sicii  darüber  einig,  da-ss  nichts- 
destoweniger bei  der  Anlage  eines  Begräb- 
nisplatzes sowohl  auf  eine  gewisse  Ent- 
fernung von  bewohnten  Gebäuden  als  auch 
lauf   das  Richtungs Verhältnis   zu   denselben 
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Rlicksicht  Keiiommci!  werden  muss.  Der 
Friedhof  soll  in  letzterer  Hinsielit  auf  einen 
Plfttz  zu  liegen  kommen,  von  ■weichem  weder 
das  Gefalle  dos  GnindwaBserstroms  nach 
bewohnten  Gegenden  geht  iiooh  die  herr- 
schende Windrichtung  etwaige  Gertlche  in 
die  Wohnungen  der  Menschen  treiben  kann. 
Ueber  eine  bestimmte  Entfernung  des  Kirch- 
hofes von  Wohngebäudeff*  haben  die  Ver- 
treter der  öffentlichen  WohLfahrtspflege  sich 
noch  nicht  geeinigt.  Principiell  wäre  kaum 
dagegen  etwas  einzuwenden,  dass  unter  den 
eben  erwähnten  Bedingungen  bei  gilnsliger 
Bodenbeschaffenheit  die  Kirchhöfe  neben 
den  Wohnungen  liegen,  indessen  kommen 
bei  der  Frage  noch  andere  (Jesichtsinintte 
jiur  Gellung,  welche  solches  verbieten.  Ein- 
mal entspricht  es  dem  Sinne  des  Volkes, 
den  Toten  eine  stille  Ruhestätte  fem  vom 
Getriebe  des  Lebens  zu  geben,  sodann  wohnt 
den  meisten  Menschen  eine  gewisse  Scheu 
vor  dem  :> Gottesacker«  inne,  so  dass  sie  ihn 
lieber  in  einige  Feme  gerilelrt  sehen,  end- 
lich l«K8t  der  mögliche  Fall  einer  mit  dem 
l^'achstum  der  Bevnikenmg  nach  Jaliren 
notwendig  werfl enden  Vergrßssemn^  der 
Anlage  schon  aus  finanziellen  ROcksichten 
die  Nahe  der  Wohnungen  meiden.  Es  ist  da- 
her üblich  und  gerechtfertigt,  denBeerdigungs- 
platz  in  massiger  Entfemimg  von  dem  be- 
wohnten Teile  des  Ortes  und  in  einer  Rich- 
tung zu  wählen,  iu  der  eine  Ausdehnung  der 
Stadt  nicht  zu  erwtülen  ist. 

Wichtiger  als  die  letzterwähnte,  übrigens 
in  der  Gesetzgebung  vorzugsweise  beriick- 
sichtigte  Lage  des  Kirchhofs  zu  den  Woh- 
nungen erscheint  dem  Hygieniker  die  Bo- 
denbeschaffenheit desselben,  denn  nur 
wenn  diese  eine  geeignete,  dem  VerweaungB- 
prozess  günstige  ist,  kann  man  Gefahren 
für  die  Lebenden  mit  einiger  Sicherheit  aus- 
schliessen. 

1)  Der  Boden  soll  fflr  Luft  mißlichst 
durchgängig,  d.  h.  porös  sein,  damit  der 
Sauerstoff  der  Atmosphäre  in  reichlicher 
Menge  Zutritt  zu  den  laichen  findet,  und 
zwar  kommt  weniger  der  Gesamtluftgchalt 
des  Bodens  als  die  Weite  der  Poi-en  iu  Be- 
tracht; je  feinmaschiger  der  Boden  ist,  um 
so  grössere  Widerstände  bietet  er  dem  Durch- 
tritt der  Luft,  am  geeignetsten  erscheint 
daher  grober  Sand  und  Kies,  mit  einer 
lockeren  Humusschicht  bedeckt.  Die  ein- 
gehenden l'ntersuchimgen  amtlicher  Aerzte 
im  Königreich  Sachsen  haben  ergeben,  dass 
in  durchlässigem  Sand-  oder  Kiesboden 
Kinder  nach  4,  Erwachsene  nach  7  Jahren, 
dagegen  in  undurchlässigem  I^ehm  Kinder 
nach  5,  Erwachsene  erst  nach  0  Jahren  voll- 
ständig bis  auf  die  Knochen  zersetzt  waren. 
Der  durch  Fäulnisgasc  bedingte  I^eichenge- 
nich  wurde  bei  diesen  Hnfersuc Illingen  in 
beiden    Füllen     nur    während     der    ersten 


Monate  nach  der  Beerdigimg,  und  selbst 
dann  nicht  immer,  wahrgenommen. 

2}  Der  Boden  aoll  trocken  sein,  damit 
der  eigentliche  Fäulnisraozess,  welcher  immer 
an  die  Gegenwart  von  Feuchtigkeit  gebimden 
ist,  möglichst  beschränkt  werde.  Der  Grand- 
wasserspiegel soll  tief  liegen,  darf  sidi  bei 
den  regelmä-ssigen  Schwankungen  nicht  bi8 
zur  Höhe  der  Gräber  erheben,  nötigenfalls 
sind  Anlagen  zur  Entwässening  des  Bodens 
(Drainage)  geboten.  Die  Hichtiuig  des  Gnind- 
wasserstroms  soll  sich  nicht  nahen  be- 
wohnten Gegenden  zuwenden. 

3)  Der  Bepflanzung  des  Bodens  der  Kirch- 
höfe ist  besondere  Aufmerksamkeit  zn  wid- 
men, da  alle  in  den  Boden  gelangenden 
Produkte  animalischen  ZerfaDs  nirgends  voll- 
kommener als  im  Pflanzen  Organismus  Auf- 
nahme imd  Umwandlung  finden.  Der  wohl- 
thuende  Anblick  eines  mit  Rasen,  Blumen, 
Sträuchem  und  Bäumen  bepflanzten  Fried- 
hofes kommt  hierbei  nicht  minder  in  Be- 
tracht, Weitere  örtliche  Fragen  betreffen 
die  Tiefe  der  Gräber  und  den  Umfang 
der  für  jede  Leiche  erforderlichen  Fläche. 
Die  Leiclie  bezw.  der  Sarg  soll  mit  einer 
Erdschicht  bedeckt  sein,  welche  dick  genug 
ist,  um  den  Austritt  von  flbeiriechenden 
Gasen  in  solcher  Menge,  dass  sie  diuxdi  den 
Geruch  bemerkbar  werden,  zu  verhindern, 
andererseits  darf  die  Tiefe  des  Grabes  nicht 
zu  bedeutend  sein,  um  den  Zutritt  des 
Sauerstoffs  der  Luft  nicht  zu  behindern  und 
dem  (inmdwasser  nicht  zu  nahe  zu  kommen. 
Im  allgemeinen  ist  eine  Tiefe  der  Gräber 
von  1,5  bis  2  m  flhlich,  Pettenkofer  hält 
hei  porösem  Boden  4  Fuss  (1,17  m)  ffir  aus- 
reichend, bei  Kinderleichen  würde  allenfalls 
eine  noch  geringere  Tiefe  genflgen,  immer- 
liin  sollte  der  Abstand  von  der  höchsten 
Stelle  des  Saiges  bis  zur  Erdoberfläche 
nicht  weniger  als  1  m  betragen. 

Die  Festsetzung  des  Flächenraums 
für  ein  Grab  ist  von  Bedeutung,  weil  man 
danach  Berechnungen  über  die  Grösse  eines 
neu  anzulegenden  Begräbnisplatzes  anstellt. 
Nach  Schuster  reicht  man  mit  folgenden 
Massen  fflr  Erwachsene  in  allen  Fällen  aiis: 
Länge  der  Grabessohle  200  cm,  Breite  der- 
selben 100  cm,  Dicke  der  Zwischenwandung 
zwischen  zwei  Gräbern  60  cm,  mithin  Ge- 
samtfläche für  ein  Grab  Ijlf)  qm.  In  Mün- 
chen ist  eine  Fläche  von  nur  wenig  Aber 
3  qm  vollschrieben.  Für  die  Berechnung 
der  Grösse  eines  Begräbnisplatzes  ist  femer 
der  Begräbnisturnus  massgebend,  d.  h. 
diejenige  Zeit,  welche  man  vcrstreicheu 
hissen  will,  bis  man  den  ziu-  Boerdigimg 
einer  Leiche  gewählten  <Jrt  zum  zweiten 
Male  zu  gleichem  Zwecke  benutzt.  Diese 
Zeit,  also  die  bisher .  angenommene  Dauer 
der  Vern'esungsfrisf,  s<-hwankt  zwischen  5 
und  CO  Jahren. 
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Nach  den  erwähnten  Untersuchungen 
der  sAchsischen  BezirkgSizte  iet  die  Dauer 
der  in  der  Erde  stattfind  eaden  Zersetaunga- 

Sozesae  menschlicher  Leichen,  namentlich 
e  Dauer  der  mit  üblen  Gerüchen  verb\m- 
denen  Fäulnis  jedenfalls  eine  sehr  riel 
kürzere,  als  man  in  Deutschland  gew&hnlich 
unnahm.  Sie  ist  zwar  nicht  nur  von  der 
Luftdorchlässi^eit  des  Bodens,  sondern 
auch  von  der  Bodentemperatur  und  Boden- 
feuchtigkeit, femer  von  Alter,  Geschlecht 
nnd  IfnahrungBznBtand ,  ja  seibat  vom 
früheren  Gewerbe  des  Verstorbenen  abhängig, 
aber  man  kann  im  allgemeinen  behaupten, 
daas  bei  günstigen  Bodenveriiältnissen  der 
BegräbnistumuB  die  Zeitdauer  von  10  Jahren 
nicht  zu  überschreiten  braucht;  immerhin 
wird  man  an  gute  und  schlechte  Kirchhöfe 
nicht  den  gleichen  Maasstab  legen  dürfen. 
Es  erübrigt  noch  kurz,  die  hygienischen 
Anforderungen  an  die  Särge  zu  erwähnen 
und  die  Frage  der  Grüfte  zu  berühren. 
Der  Sai^  soll  den  Leichenzerstßrungsprozeas 
fordern,  die  Leiche  vor  Befeuchtung  von 
oben  durch  Ueteorwässer  schützen,  aber  den 
Abflnss  von  f^ulnisjaiiche  und  die  Wasser- 
verdunstung  erleichtem.  Särge  von  gutem, 
ausgetrocknetem  Holze  bringen  daher  eine 
schnellere,  gemchlosere  Verwesung  ihres 
Inhalts  zu  Stande  als  solche,  die  schnell 
bulen  nnd  leicht  aus  den  Fugen  gehen. 
S&i^  aus  undurchlfissigem  Metall  scheinen 
nach  Reinhard,  wenn  sie  nur  den  Luftzutritt 
gestatten,  einer  raschen  Verwesung  günstig 
zu  sein,  dagegen  kOnnen  luftdicht  ver- 
schlossene Metallsärge  lediglich  für  den 
längeren  Transport  frischer  Leichen,  nicht 
aber  zu  Beerdigungszwecken  empfohlen 
werden. 

In  Grüften  erfolgt  die  Zersetzung  der 
Leichen  nach  den  in  Sachsen  gemachten 
Beobachtungen  ebenso  rasch  als  in  durch- 
lässigem Boden,  es  wären  also  hinsichthch 
der  Daner  der  Verwesung  keine  Einwen- 
dungen gegen  dieselben  zn  erbeben,  doch 
walten  andere  Bedenken  ob,  welche  eine 
Iknpfehlnng  der  Örilfte  von  hygienischer 
Seite  nicht  gestatten.  Da  nämlich  die  Grüfte 
in  der  Regel  zur  Aufnahme  einer  Reihe  von 
Personen  aus  einer  Familie  oder  einer  sons- 
tigen Gemeinschaft  bestimmt  sind,  werden 
sie  bei  Todesfällen  ohne  Rücksicht  auf  die 
Verwesungsdauer  der  zuletzt  begrabenen 
Leichen  ^ffnet  und  zu  einer  Zeit  betreten, 
wo  relativ  frische  Leichen  in  vollem  Zer- 
setznngsprozess  begriffen  sind,  daher  schäd- 
liche Gase  —  namenüich  Kohlensäure  — 
in  lebensgefährlicher  Weise  in  ihnen  sich 
anhäufen.  Eine  geeignete  Ventilation  ist 
meist  nicht  möglich  und  verbietet  sich  auch, 
da  solche  Gase  an  die  Erdoberfläche  nicht 
dringen  dürfen.  Die  erwähnte  Leipziger 
Verordnung    fordert    für   die    Anlage    von 


Grüften  eine  besondere  bau^lizeiliche  Ge- 
nehmigung; alle  Grüfte  sind  dicht  zu 
schliessen,  und  etwa^  Ventüationsöffnungen 
schon  vorhandener  Grüfte  bei  einer  Neube- 
l^^ing  zu  beseitigen.  —  Zu  ähnlichen  Miss- 
ständen,  wie  sie  in  Grüften  mOglich  sind, 
kann  auch  die  Beerd^ng  in  sogenannten 
Erbbegräbnissen  führen,  insofern  man  auch 
hier  nisch  begiubenen  Leichen  zu  nahe 
kommt 

4.  Gefietzliche  Bestimmangeii.  Inner- 
halb des  Deutschen  Reiches  fehlt  es  bisher 
an  einer  einheitlichen  Regelung  des  Beerdi- 
gungswesens,  ja  auch  m  den  einzelnen 
Staaten  hat  sich  nur  selten  die  staatliche 
Gesetzgebung  mit  dem  toten  menschlichen 
Körper  beschäftigt.  Eine  Ausnahme  bilden 
die  Vorschriften  über  die  Beförderung  von 
Leichen  auf  Eisenbahnen ,  welche  im 
Deutschen  Reiche  durch  die  Verkehrsord- 
.  nung  ffir  die  Eisenbahnen  Deutschlands  vom 
1 15.  November  1892  (RGBl.  S.  923)  einheit- 
lich erlassen  sind.  In  der  Regel  steht  die 
I  Befugnis,  Vorschriften  über  die  Benutzung 
^  von  Kirdihöfen  und  über  das  Beerdigungs- 
wesen  zu  erlassen,  den  Ortspolizeibehörden, 
I  in  Ue  berein  Stimmung  mit  den  Gemeinde- 
■  und  Kirchenbehörden  zu,  auch  kann  jede 
höhere  Behörde  die  Anordnungen  der 
niederen  aufheben.  Es  bestehen  daher 
neben  einigen  allgemeinen  gesetzlichen  Be- 
atimmungen, welche  aber  hygienische  Fragen 
kaum  berühren,  sondern  nur  von  der  An- 
zeige des  Sterbefails,  der  Erlaubniserteilung 
zur  Beerdigung  etc.  handeln  (vgl.  Reichs- 
gesetz  über  die  Beiu-kundung  des  Personen- 
standes etc.  V.  6.  Februar  1875  »Beurkun- 
dung der  SterbeaUe.  §§  56—60)  eine  Menge 
von  lokalen  Vorschriften,  auf  die  hier  nicht 
näher  eingegangen  werden  kann.  Dass  neue 
Friedhöfe  ausserhalb  des  bewohnten  Teils 
der  Ortschaften  angelegt  werden  müssen, 
ist  jetzt  wohl  in  dien  deutschen  Staaten 
feststehende  Ordnung.  Bezüglich  der  Mindest- 
en tfeniung  von  bewohnten  Häusern  sind 
die  Anschauungen  jedoch  verschieden.  Nach 
Pappenheim  verlangt  man  in  Preussen  min- 
destens 50  Ruthen  =  188,5  m,  in  Sachsen 
280  m  von  den  Ortschaften  und  112  m 
Entfernung  vom  nächsten  Brunnen,  in  Baden 
je  nach  der  Himmelsrichtung  250 — 370  m; 
einzelne  preussische  Regierungen  haben  600 
Fuas,  1000  Schritt  u.  dgl.  festgesetzt  Die 
isterreichische  Gesetzgebung  soll  nur  5 
KJafter  (10  m)  Entfernung  von  den  Wohn- 
häTisem  verlangen ,  der  code  Napoleon 
schrieb  35 — 40  m  von  der  Enceinte  des 
Ortes  vor,  doch  wurde  schon  durch  Dekret 
V.  7.  März  1808  diese  Distanz  anf  1000  m 
erweitert.  In  England  sind  200  Yards  = 
183  m  bis  zum  nächsten  Wohnhause  vor- 
geschrieben. 

Ebenso  weitgehende  Differenzen  bestehen 
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bezüglich  des  Wechsels  der  BegräbniBstfitten. 
Den  kürzesten  Begräbnisturuus  hatte  der 
Code  Sapolöon  mit  5  Jahren  und  eine  baye- 
rische ^.  V.  14.  August  1865  mit  7  Jahreu 
festgesetzt;  für  München  ist  diese  Frist  so- 
gar auf  6  herabgemindert  Wien  und  Stutt- 
gart haben  10  Jahre,  Hamburg  15,  Leipzig 
Bat  für  Kinder  10,  für  Erwachsene  15  Jahre, 
in  der  sächsischen  Gesetzgebung  ist  ein 
Turnus  von  20  Jahren  festgesetzt,  in  Baden 
je  nach  dem  Boden  20 — 25  Jahre,  in  Hessen 
30  Jahre:  der  längste  Turnus  von  60  Jahren 
BoII  auf  einigen  Berliner  Kirchhöfen  ge- 
bräuchlich sein.  Der  Landesmedizinalaus- 
schuse  von  Sachsen  hat  I>eantragt,  der  Be- 
gräbnißtumus  solle  für  jeden  Kirchhof  nach 
Anhörung  des  Medizin albeamten  bestimmt 
werden,  das  Mindestmass  dürfe  in  keinem 
Falle  weniger  als  10  Jahre  für  Erwachsene, 
5  Jahre  für  Kinder  sein.  Auch  die  eng- 
lische Gesetzgebung  unterscheidet  zweck- 
mässig zwischen  Kinderleichen  und  Leichen 
Erwachsener,  indem  sie  für  erstere  8,  für 
letztere  14  Jahre  bestimmt.  —  Der  Zeit- 
punkt, nach  welchem  ein  geschlossen  er  Fi'ied- 
hof  bebaut  werden  darf,  ist  in  Oesterreich 
auf  10,  in  Preussen  meist  auf  40,  in  Baden 
auf  20—30  Jahre  fixiert. 

Die  längst^  Frist  vom  Eintntt  des  Todes 
bis  zur  Beerdigung  ist  von  einigen  preusai- 
sehen  Regierungen,  entsprechend  dem  Her- 
kommen, für  die  Sommermonate,  Mai  bis 
September,  auf  4  Tage,  für  die  übrige  Zeit 
des  Jahres  auf  5  Tage  festgesetzt,  die  kür- 
zeste Frist  soll  nach  einem  älteren  preussi- 
sehen  Miniaterialerlasse  in  der  Regel  li 
Stunden  betragen. 

Weitere  sauitätspolizeiliche  Gnmdsätze 
für  Begräbnisordnungen  sind  neuerdings  in 
Preiissen  von  mehreren  zuständigen  Behör- 
den, u.  a.  in  einem  Erlasse  des  Regierungs- 
präsidenten zu  Posen  v.  4.  März  1896  und 
in  einem  Erlasse  des  Regierungspräsidenten 
zu  Minden  betr.  Einrichtung  von  Begräbnis- 
plätzen zum  Ausdruck  gebracht 

Von  den  in  ausserdeutschen  Staaten 
geltenden  Bestimmungen  hinsichtlich  des 
Begräbnisses  sind  einige  im  Kovember  1887 
seitens  des  itaheuischen  Ministeriums  er- 
lassene Normen  für  die  Anlegung  von  Kirch- 
höfen zu  erwähnen.  Dana<^  soll  ein  Kirch- 
hof womO^ch  thalwärts  von  den  Wohnungen 
auf  lockerem  Boden,  in  welchem  eine  3  m 
tiefe  Grube  das  Grundwasser  nicht  erreicht, 
anlegt  sein  und  mit  einem  unteriidischen 
BemhauB  zur  Aufnahme  der  von  zehn  zu 
zehn  Jahren  ausgegrabenen  Knochen  ver- 
sehen sein.  Ein  Gebäude  auf  dem  Kirch- 
hofe soll  die  Leicbenkammer  und  Raum  für 
Qeiäte  sowie  die  Wohnung  eines  Wärters 
enthalten.  Uebrigens  gab  es  in  Italien 
Beginn  des  Jahres  1889  erwiesenermasi 
noch   287   Gemeinden,  welche   ihre   Toten 


nicht   auf  Kirehhüfen,   sondern    in   Massen- 
gruben (fosse  carnfme)  Hessen. 

Eine  besonders  beachtenswerte  Verord- 
mmg,  welche  allgemeines  Interesse  bean- 
spruchen darf,  zumal  da  sie  auch  das  Feuer- 
bestattungsverfahren  berücksichtigt,  ist  unter 
dem  27.  April  1889  in  Frankreich  er- 
lassen. Der  wesentliche  Inhalt  derselben  ist 
folgender:  l)  Bei  aast  eckenden  Krankheiten 
und  sonst  in  dringenden  Fällen  kann  der 
Civil  Standsbeamte  nach  Anhönmg  des  Arztes 
die  sofortige  Einsargung  einer  Leiche  fds- 
bald  nach  Feststellung  des  Todes  veran- 
lassen; 2]  bei  verdächtigen  Todesfällen, 
wenn  eine  Gefährdung  des  öffentlichen 
Wohles  zu  befürchten  steht,  kann  der  Piä- 
fekt,  auf  das  Gutachten  zweier  Aerzte  ge- 
stützt, die  Festeteilung  der  Todesuraache. 
event.  die  Leichenöffnung,  anordnen;  3)  eine 
Konseri-ierung  der  Iicicne  durch  Einbalsa- 
mieren u.  dgl.  darf  ohne  Genehm^ng  des 
PoHzeipräfekten  nicht  stattfinden,  dieselbe 
ist  nur  bei  einer  natürlichen  Todesursache 
statthaft.  Artt  4 — 11  betreffen  den  Leichen- 
transport und  die  Leichenhallen  sowie  die 
Berechtigimg  zur  Benutzung  der  Gemeinde- 
kirchhöfe. Art.  12)  Die  Särge  sollen  in  einer 
Tiefe  von  150  cm  beigesetzt  werden;  13) 
je<le  einzelne  Grube  soll  bei  einer  Länge 
von  2  m  eine  Breite  von  80  cm  haben,  für 
Kinder  braucht  die  Ijäuge  nur  1  m  zu  be- 
ti'agcn.  Von  einander  müssen  die  Gruben 
mindestens  30  cm  abstehen.  14)  Ausser  bei 
Familiengruften  darf  ein  Begräbnis  mehrerer 
Leichen  an  derselben  Stelle  nur  dann  statt- 
finden, wenn  mindestens  5  Jahre  seit  der 
letzten  Beerdigung  verflossen  sind,  und  diese 
in  der  vorschriftsmässigen  Tiefe  erfolgt  war. 
15)  Finden  mehrere  Beerdigungen  in  einer 
fortlaufenden  Grube  (en  trauchöe)  statt,  so 
müssen  die  einzelnen  Särge  mindestens  20  cm 
von  einander  abstehen.  Ai-tt  16 — 21  handeln 
von  der  Leichenverbrennung  (inciii6ration) : 
Ein  Yerbrennungsapparat  darf  nur  mit  Ge- 
nehmigung des  Präfekten  \md  nach  Anhö- 
rung des  Gesundheitsrates  (conseil  d'hTgi^oe) 
in  Öebraueh  genommen  werden.  Jede  Ver- 
brennung geschieht  unter  Aufsicht  der  Muni- 
zipalbehörde  nach  Beibringung  eines  ärzt- 
hchen  Attestes  über  die  Todesursache  und 
nach  Bestätigung  dieses  Attestes  durch  einen 
behördlichen  Arzt.  Die  Asche  darf  nur  au 
den  ordentlichen  Begräbnisstätten  beigesetzt 
werden.  Artt  22 — 25  enthalten  Ausfünrungs- 


Die  Frage  nach  der  Lage  und  Bodenbe- 
schaffenheit der  Kirchhöfe  bleibt  in  dieser 
Verordnung  unberührt. 

Lltteratur;  Wemher,  DU  SataUung  <Ur  Tolai, 
Gietttn  iSSO.  —  'Ravttenherg,  yrrbnanen  vnil 
Begri^tTi  bti  uiuervn  Forfahren,  Hamburg  1S8S. 
—  rf.  ßrftnm.  l'ebtr  da*  Verbrennan  4tr 
Leiche»    (Kleine    Sehriften   11).   —   l 
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Btcrdi^ingfiBfie«  (in  i:  PettenkoftT-Zitmfen» 
Bandbuch  der  Hygiene  und  der  Qrtoerbttraiit- 
heüen),  Lriptig  JXSS.  —  V.  Fettenkofer,  Ueber 
dU  Wahl  der  Begrätaiüpmtze  (Zeitachr.  f.  Bio- 
logie I,  S.  4Sff.).  —  Srinhard,  Beobachtungen 
tiAer  ZertttMngtvorgängi  in  den  GrSbern  und 
Grüften  (11.  Jahretberieht  dei  tgl  fache.  S!edi- 
tinalkoUegivmt,  Leipiig  1881).  —  Hygimiache 
Ar^ordeningen  an  Friedhöfe  (Beritht  der  9. 
Vertanmlung  de»  dfuUchen  Ver.  f.  öffenlL  Qe- 
eundhrilqifltge).  —  Pappenheim,  Bandbiteh 
der  Sanitaupoliiei,  f.  Ai'ß.,  Berlin  1S70.  ~ 
■V.  Etnnarcyt,  Da>  SchicknU  der  pathogenea 
Organismen  im  toten  KSrjier.  Zeittchr.  J.  Hy- 
gi«nt  VIJ,  1.  —  Ulatmer,  Da»  Verhallen  von 
Krankheitterregem  in  beerdigten  menieUiehea 
Leichen.  Bd.  XII  der  «Arbril^n  aut  dem  Kai- 
lerlichen  Getundhtiteaintr:  —  Betrefft  der 
ntveren  Bettiamvngen  vgl.  Veröffentlichungen 
de*  Xaiterllthea  GetnndheitJmnUet,  Jahrg.  ISSS 
bii  1S9S.  Bäht». 


Wirtachah  des  Staates  oder  pra^atische  Theorie 
der  FinanEffesetzgebaiig  und  TinatiEVerwaltaiig, 
Leipzig  1822.  (Trotz  einseitig-doktrinärer  Be- 
handlung der  im  Titel  ansgedrUckten  Fragen 
als  Lehrback  fttr  Studierende  seiner  Zeit  ge- 
eigneter als  jede  andere  seiner  Schriften.) 

Vgl.  Bber  Behr:  Netter  Nekrolog  der  Dent- 
gehen,  Jahrg.  1851,  29,  Bd.,  1.  TeU,  S.  677  f., 
Weimar  1863.  Allgemeine  deutsche  Biographie, 
n.  8.  286f.,  Leipng  1875.  Röscher.  Geaeh. 
d.  Nat,  S.  840. 


B«ffthigni)g8Bachwei8 

8.  Haiidwert. 


BetSrsterHBgggystem 

s.  Forsten  (Forstpolitik.  ForatiNilizei). 


Begräbniswesen 

8.  BeenliguDgsvesen  obea  Bd.  11  S.  5H8ff. 


I 

Belloni,  tilrolamo, 

Gebnrtajahr  nnbekannt,  vom  Papat  Benedikt  XV. 
fttr  Widmimg  der  anten  genannten,  im  merküt- 
tilistischen  Geiste  geschriebenen  Schrift  dnrcb 
Terleihnng  dee  Titels  eines  Harchese  annge- 
zeichnet,  gest.  1761  als  Bankier  in  Bom, 

Er    verSffentlichte    folgende    staatswiisen- 
Hchofüiche  Schrift  in  Bnchtorm: 

Dissertazione  sopra  il  commercio,  Roma  1760 ; 
dasselbe,  2.  Ansg.  mit  Anm.,  Livorao  1751; 
3.  Aosg.  Bologna  1752;  4.  Ausg.  Haag  1756; 
5.  (letzte)  Ansg.  Borna  1757,  Dieser  Aoigabe 
ist  beigefügt  ,|L^ttera  in  riposta  ad  nn  qnesito 
HOpra  la  natura  della  raoneta  immaginaria" ; 
dasselbe,  Neudruck  mit  dem  Anhang  zar5.  Ausg. 
in  dem  Sammelwerk:  Scrittori  clasaici  Italiaai 
di  economia  polit.  Part«  modema,  vol.  II,  Hall. 
1803;  dasselbe,  in  deutscher  Uebersetznng  von 
Q.  Schnmaan,  Frankfurt  und  Leipzig  1752. 
LtpperU 


Bahr,  Wilhelm  Joseph, 

geb,  26.  Vin.  1775  zu  Sulzheim,  gest.  1.  VIU. 
1861  in  Bamberg.  Von  1799— Iffil  Professor 
des  Staatsrechts  an  der  Universitfit  Würzbnrg. 
1821  zum  Bürgermeister  van  Würzbarg  ge- 
wählt, im  nSrnlichen  Jahre  diszipliniert  nnd 
seines  Lehramtes  enthoben  wegen  regierungs- 
feindlicher Haltung,  die  ihm  anaaeraem  eine 
politische  GefangeoBchaft  während  der  Jahre 
1836—1839  aut  der  Festung  Oberhaus  eintrug. ; 

Kr  veröffentlichte  von  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform ; 

Yersnch  einer  allgemeinen  Bestimmung  des 
rechtlichen  Unterschiedes  zwischen  Lehenherr- 
lichkeit nnd  Lehenhoheit,  WOrzburg  1793,  — 
Ueber  die  Notwendigkeit  des  Studiums  der 
Staatslehre,  Würzbnrg  1800.  —  Svatem  der 
al^remeinen  Staatslehre,  Bamberg  1Ü(M.  (Eine 
den  demagogischen  Geist  dea  deutschen  Jakübinis- 
mna  atmende,  für  unbeschränkte  Volksso uveräni- 
tät  anf  der  Basis  des  Naturrechu  eintretende 
Schrift,)  —  System  der  angewandten  allgemeinen 
Staatslehre  oder  der  Staatskunst  (Politik^  3  Bde., 
Frankfurt  a.  H.  1810.  —  Neuer  Abriaa  der 
Staatswissenschaftslehre  etc.,  Bamberg  1816.  — 
Andeutungen  in  Beziehung  auf  die  finanziellen  1 
Homente  der  neuen  Verfassung  des  bayrischen ; 

HandwSrtarbnch  dsr  StaaUwiiMiuobanaD.    Zweite 


Beaefit  bnilding  aocieties 

a.  Baugenosseaschaften  oben  Bd.   II 
S.  465  ff. 


Bentham,  Jereisf, 

geb.  am  13.  IL  1748  zu  London,  gest.  am  S.  VI. 
1832.  Bedeutendster  Vertreter  des  UtilituiB- 
muB,  hervorgegangen  ans  einem  auf  einer  Ver- 
bindung von  Moral  und  Politik  beruhenden  und 
von  der  deutschen  historiachen  Schule  der 
B«chts Wissenschaft  bekämpften  Sensualismv, 
Das  Horalsystem  Benthams  fusst  anf  dem 
Lust-  nnd  Unlustgefühl  des  Henschen,  das  aicli 
kennzeichnet  in  dessen  Urteil  und  Willens- 
äuaaerung.  Das  Lustbringende  verbindet  nach 
itim  die  ideelle  GQterwelt  insofern  mit  der 
realen,  als  ihm  nnr  Nützliches  entspriesst,  wäh- 
rend daa  Schädliche  von  der  Unlust  gezeugt  wird. 
Niich  Bentbama  rechtaphilosophischer  An- 
schauung ist  es  die  hU:hste  Aufgabe  der  Ge- 
setzgebung, das  Glück  der  Allgemeinheit,  du 
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fiUentliclie  Wohl,  „die  grfiHHte  Glückseligkeit", 
o»ch  PrieetleyB  Ansepnich,  fur  die  Menschheit 
■n  erotrebea,  ein  Ziel,  welche»  nur  das  Ideal 
einer  demokratischeD  StaatsTertaaaung  bilden 
kann,    weshalb    Bentham    als  Verfechter    des- 

i'eni^n  demokratiscbca  Indiyidnalismns  sich 
leiTorthat,  der  in  einer  gleichmftssi^^  Be- 
teilwnng  der  Staatsbürger  an  der  TOikswirt- 
achaitlidieu  Konsumtion  ein  ethisches  Princip 
siebt. 

Hand  in  Hand  mit  diesem  politischen  Radi- 
kalismos  geht  Benthtuns  Terteidigong  des 
Dogmas  der  wirtschaftlichen  Freiheit;  er  huldigt 
dem  FTeihandelssyst«m,  verwirft  die  Latifundien 
und  Orondg-erechtig-keiten ,  verlangt  Onind' 
erwerbs-  und  Grund  übertragongstreineit 

Bentham  war  einer  der  ersten  Anhänger 
Adam  Smiths,  mit  dessen  Wirtschaftsdoktrin 
die  seine  fast  ganz  übereinstimmt.  Dorch 
SmitliB  Befürwortung  eines  massigen  Maximal' 
■     -  ■■        "•    V-      '  ■"  ■■„„,'ii 


j,WeaTth  of  Nationa  )  setste  sich 
dieser  zwar  m  Widerspruch  mit  Bentham, 
welcher  in  der  Beschränkung  des  Zinsnehmens 
einen  EingrifE  in  das  Selbstbestimmongsrecht 
des  Individnams  and  den  Torteil  des  Darlehen- 
snchers  wie  des  Darleihers  nur  in  der  Beseitigung 
der  Wuchergesetze  erblickte,  aber  den  geist- 
vollen AnsfULningen  Benthams  in  dessen  Def ence 
of  nsnry  (s.  n.]  gelang  es,  Smith  umzustimmen. 
Wie  das  von  Bentham  gedachte  ütilitaritäta- 

Srindp  auch  gesell  achaftuche  Gegensätze  and 
i&rten  ausgleichen  soUte,  zeigen  emzetne  seiner 
Vorschläge,  die  sich  auf  dem  Gebiet  der  Annen- 
pflege  und  sozialen  Erbrechtsreform  bewegen. 
Von  Benthams  apeciell  volkswirtschaftliuien 
Schrift«n  sind  xa  nennen; 

Ä  manna]  of  political  economy  (1785).  De- 
fence  of  usuiy,  London  1787;  dasselbe,  2.  Aufl. 
u.  d.  T, :  Deience  of  usury,  shewing  the  impo- 
licj  of  the  present  legal  restraints  on  the  terms 
of  pecuniarv  bargains  with  a  letter  to  .\dam 
Smith  an  the  discouxagements  opposed  by  the 
above  restraints  tO  the  progress  of  inventive 
indnstry,  ebenda  1790;  dasselbe,  3.  Aufl.,  „with 
a  Protest  against  local  tases",  ebenda  1616; 
daMelbe,  in  franzUs.  Uebersetzung,  Paris  1790; 
1827;  1848.  —  Intioduction  to  the  principles 
of  moral  and  legislation,  London  1789.  — 
Supply  without  bürden,  London   1795.   —  A 

8 rötest  against  lawtanes ,  London  1795,  — 
bservations  on  the  Poor  Bili  introdnced  by 
W.  Pitt,  London  1797.  —  Tracts  on  poor  law 
and  pauper  management,  London  180L;  dasselbe, 
in  franz.  Uebers.,  Paris  1801.  —  Plan  for  the 
conversion  of  stock  into  not«  annuities,  London 
(1802).  —  Lett^rs  to  Lord  Pelham  and  penal 
colonisation,  London  1803.  —  Defence  of  eco- 
nomy  against  Barke,  1810—1817,  London  1817. 
—  Defence  of  economy  against  George  Rose, 
1810-1817,  London  1817. 

Seine  gesammelten  Werke  wurden  heraus- 
geg.  in  11  Bdn.  von  John  Bowring,  Edinburg 
1843,  tind  in  franz.  Uebers.  von  Dumont,  Brüssd 
1843. 


Vgl.  Über  Bentham:  Seine  Biographie  in  der 
Ausgabe  seiner  gesamten  Werke  von  Bowring(s.o.) 


der  Staatswissenschaften,  Bd.  III,  Erlangen  1858, 


8.  69&ff.  —  Wilson,  Historv  of  modern  Eaglish 
law,  London  187&,  S.  133—166  u.  ö. 

Llppert, 


Benzenberg,  Johann  Friedrich, 

geb.  5.  V.  1777  zu  SchäUer  bei  Elberfeld,  gest. 
8.  VI.  1846  in  Buk  bei  Düsseldori.  Ein  über 
ständische  Verfassong  sehr  liberal  denkender, 
Volks wirtschafÜJche  Fra^n  dagegen  meist  in 
r^erungsfreundlichem  Sinne  behandelnder  Pa- 
bhzist ,  was  besonders  auf  die  preussische 
Steuerreform  unter  St«in  und  Hardenberg  zu- 
trifft. AU  Physiker  führte  er  n.  a.  die  ^eck- 
silberwage  für  das  HChenmessen  ein. 

Er  veröffentlichte  von  Staats  wissen  schaft- 
lichen Schriften  in  Buchform: 

lieber  Verfassung ,  Dortmund  1810.  — 
WQnsche  und  Hoffnungen  eines  Rheinländers 
oder  über  landständische  deutsche  Verfassungen, 
Dortmund  1812,  2.  Auag.  1815  (erschien  ano- 
nym). —  Zwei  Sendschreiben  über  Verfassung. 
An  den  Reeierungsrat  Koppe,  Dortmund  1817. 

—  Ueher  Handel  und  Gewerbe,  Steuern  und 
Zölle,  Elberfeld  1819.  —  Ueber  Provinzialver- 
faMungen,  2  Bde.  in  3  Tln.,  Hamm  1819—22. 

—  Ueber  Prenssens  Geldhaushalt  und  neues 
Steuersystem,  Leipzig  1830.  —  Ueber  das 
Sinken  der  prenssischen  Staatsschuld,  Düssel- 
dorf 1829  (bJb  Handschrift  gedruckt).  —  Die 
Gemetndeausgahen  der  Städte  Düsseldorf,  Elber- 
feld, Barmen  etc.,  2.  Aufl  Bonn  1836.  —  Das 
Anleihen  in  Frankreich,  England  und  Nord- 
amerika vom  Jahre  1792— IKlGj  Düsseldorf 
1836.  —  Rothers  Bericht  über  die  Hauptver- 
waltung der  pieussischen  Staatsschulden  seit 
dem  Jahre  1820,  Düsseldorf  1836.  —  Die  Rück- 
zahlung der  Nationalschulden  Eiwlands  und 
das  Jahr  1862.  o.  0.  n.  J.  (Dttssddorf  1842). 
[Als  Manuskript  gedruckt.]  —  Die  Staatsver- 
fassungen Deutschlands,  Düsseldorf  1845. 

lAppvrU 


Berch,  Anders, 

geb.  lö.  HI.  1711,  wirkte  seit  1741  als  Pn>- 
fessor  der  Rechte  und  Eameralia  an  der  Uni- 
versität Upsala,  gest.  daselbst  14.  XU.  1774. 
Als  Agrarpolitiker  trat  er  für  Arrondierung 
der-  Grundstücke  ein,  befürwortete  die  Fort- 
dauer der  Parzellierungen  (da  bei  kleinen 
Gütern,  auf  denen  keine  Löhne  fremder  Arbeiter 
lasten,  der  Durchschnittaertrag  hSher  als  bei 
grossen),  bekämpft«  ferner  den  Flurzwaug  und 
eiferte  gegen  Fronden  und  Zehnten. 

Er  verSffentlichte  ron  staatswissenscbaft- 
licheu  Schriften : 

De  felicitate  patriae  per  oeconomiam  promo- 
venda,  1731.  —  Satt  att  genom  Poliüsk  Arith- 
metica  ntrüna  länders  och  nkens  bushillning, 
Stockh.  1746.  —  Inledning  tili  allm&nna  hus- 
hällningen,  innefattande  Politie-,  Oeconomie- 
och  Kameral-Vetenskaperne,  Stookh.  1747;  das- 
selbe, deutsch  von  D.  G.  Sohreber,  Halle  1763. 
—  Tal  om  den  proporfion,  som  de  Studerande 
erfordra     tili     lediga    bestalluingar    i     riket, 
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Stockh.  1749.  —  XXV  DiBpnit.  i  Svenaka  Oeco- 
uomie-  och  Handel«  lagfarenheten,  Ups.  1747 
bis  1766. 

Tgl.  ttber  Berch:  Bit^rafisht  Lexikon  6fver 
namiikiiniiiffe  Svenake  Ss.ii,  I.  Bd.  S.  130ff. 
(8t4M;kh.  1874).    B  o  b  c  h  e  r ,  Geschichte  der  Nat. 


Berg,  CiQnther  Heinrieh  von. 


Kegann  seine  Beamtenlanfbahn  1794  als  augget- 
oraentlicher  Professor  der  Bechte  in  Oattbgen 
nnd  beschlosB  sie  als  oldenbnrg-ischer  StoatB- 
nnd   KabinetUminitter,  woeu  er  1642  emEtnnt 

In  Teil  11,  HanptstUck  2  seines  „Dentechen 
PolizeirechtB"  (s.  u.J  behandelt  Berg  dag  Betht 
der  BevälkerungspoliEei,  welche  (^mals  noch 
die  FürderuD^  der  Eheschlieasungen,  zwecks 
Eireichnng  einer  hohen  Geburtenziffer,  als 
oberste  AÖgabe  der  inneren  Politik  betrachtete. 
Der  nach  Berg  allmächtigen  Polizei  wider- 
standen keine  BevSlkenmgishenininisse ,  nnr 
iwei  waren  ihr  überlegen,  nämlich  Krieg  nnd 
Soldatenstand,  and  dazn  bemerktBerg  (a..  a.  0. 
Teil  n,  8.  42)  sehr  naiv :  „Nar  kann  die  Poli- 
zei dagegen  im  eigentlichen  Sinne  nicht«  tbnn." 
Von  Beinen  Schriften  seien  folgende  genannt : 
Versach  Bber  das  Verhältnis  der  Moral  zur 
Politik,  2  Bde.,  Heübronn  1790  nnd  1791.  - 
Pro^.  de  publicia  Imperii  Bomano-Qermanici 
debitis,  Gott.  1792  (deutsch  in  Girtanners 
.Politische  Annalen",  1794,  Sept.,  Nr.  D.  — 
Ueber  DentacUanda  Verfassung  and  die  Erhat- 
tntig  der  OffentUcben  Rahe  darin,  GBtt.  1795. 
—  Staatswissenschaftliche  Versuche,  2  Teile, 
Lübeck  und  Leipzig  1796.  —  Nene  dentache 
Staatslitteratur,  12  Stücke,  Gott.  1795.  — 
Dentsches  Staatsmagazin,  3  Bde.,  GOtt.  1796 
bis  1800.  —  Handbuch  des  deutschen  Polizei- 
rechta,  7  Bde.,  Hannover  1799—1809.  —  Ver- 
gleichende Schilderung  der  Organisation  der 
naniösiBcben  Stitatsverwaltung  in  Beziehung 
anf  das  Königreich  Westfalen.  Frankfurt  1008. 

Vgl.  über  T.  Berg:  OldenburgiBche  Blätter, 
1844,  Nt.  47,  S,  361  ff.  Neuer  Nekrolog  der 
DantBcheu,  21.  Jahrg.  (1843),  3.  Teil,  S.  793  t. 
(Weimar  1846).  Ltppert. 
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Bergarbeit«r    iß.   557).     III.    Bergbanstatistik 

I.  Die  all^meinen  rechtlichen  and 
polizeiliehen  Terhfiltnisse  des  Ber^- 

bftOS. 

1.  Die  wirtschaftliche  Stellung  des  B.    2. 
Begriff  des  B,     3.   Entwickelung   des   B.   nnd 


des  Bergrechts.  4.  Uebersicht  der  Entwickelang 
des  Bergrechts  in  den  einzelnen  Staaten.  6. 
Das  Bergrecht  in  DentBchland.  6.  Erwerb  des 
Bergbaurechts;  Verhältnis  desselben  zum  Omnd- 
besitz.  7.  Gewerkschaft  iiod  Knie.  8.  Verlust 
des  Bergbaurechts.  9.  Betriebsplan  und  Be- 
tthigungsnachweis.  10.  Bergpolizei  und  Arbeiter- 
schntz.  11.  Die  Präge  der  Verstaatlichnng  der 
Beiwerke.  12.  Die  Verijtaatlichung  der  Kohlen- 
gmtien. 

1.  Die  wirtschaitliclie  Stellunir  des  B. 

Obgleich  dei-  Bergbau  weit  weniger  Men- 
schen beschäftigt  und  weit  ■weniger  Wert« 
hervorbringt  als  die  Landwirtschaft,  so  kann 
er  an  Tolkswirtschaftlicber  Betleutung  sich 
fast  mit  dieser  messeQ.  Benn  er  erzeugt 
die  Mitfei  zur  Herstellung  der  Gerätschaft«» 
zu  fast  allen  Gewerben,  der  Waffen,  des 
Dampfes,  der  Elektricitat ;  er  bildet  je  länger 
je  mehr,  das  Fundament  jeder  Industrie. 
Während  aber  die  Landwirtschaft  Boden- 
produkte liefert,  welche  durch  die  Natur- 
krafte  stets  neu  erzeiigt  werden,  schöpft  der 
Bergbau  aus  Vorräten,  die  von  der  Natur 
ein  für  allemal  in  zwar  ziim  Teil  imgeheuer 
grosser,  aber  doch  nicht  unbegrenzter  Menge 
gegeben  sind,  die  sich  in  der  gegenwärtigen 
geologischen  Periode  fast  nicht  erneuern  und 
daher  allmählich  erschöpfen  werden.  Privat- 
wirtschaftlieh  muss  daher  bei  der  Anlage 
eines  jeden  Bergwerkes  auf  diese  frilher 
oder  spätor  in  sicherer  Aussicht  stehende 
Erschöpfung  seines  Inhalts  Rflcksicht  ge- 
nommen wenlen,  und  namentlich  ist  durch 
genügende  Abschreibungen  dafür  zu 
sorgen,  dass  die  Aktiva  in  der  Bilanz  nicht 
überschätzt  werden.  Aber  auch  der  Staat 
hat  als  Vertreter  der  Gesamtheit  und  der 
künftigen  Generationen  ein  Interesse  daran, 
die  Vergeudung  imd  den  Verlost  der  unter- 
irdischen Bodenschätze  zu  verhüten ,  und 
wenn  in  der  neuesten  Zeit  sein  Eingreifen 
in  dieser  Beziehung  weniger  bemerkbar  ist 
als  in  früheren  Perioden,  so  wird  es  doch 
jedenfalls  wieder  in  grösserem  Masse  zu 
erwarten  sein,  sobald  die  Abnahme  der 
Menge  der  jetzt  noch  im  UeberEluas  auf 
ihren  LiKerstätten  vorhandenen  Mineralstoffe 
sich  wirklich  fühlbar  machen  wird., 

i.  ßef^ft  des  B.  Die  Bezeichnung 
Bei-ghau  wird  in  verschiedenem  Sinne  aiif- 
getassf.  Im  weitesten  Sinne  könnte  daninter 
jede  Gewinunng  aller  Arten  von  nutzbaren 
Mineralien  begriffen  werden.  Indes  pflegt 
man  z,  B.  die  Gewinnung  des  Bernsteins 
nicht  als  BeiT?t>au  zu  bezeichnen,  auch  nicht 
der  Regel  nach  die  Gewinnung  von  Marmor, 
Gips,  Kchwerspath  und  ähnlichen  Mineralien 
und  dies  selbst  dann  nicht,  wenn  der  Be- 
trieb auf  bergmännisch-technische  Weise 
—  selbst  untenrdisch  —  geführt  wird.  In 
einem  minder  weiten  Sinne'  lässt  sioli  der 
Bergbau  auffassen  als  die  Gewinnung  solcher 
36« 
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nutzbaren  Mineralien,  welche  unter  der  be-| 
sonderen  Aufsicht  gewisser  Behörden  (Berg- 1 
behörden)  steht.  In  diesem  Sinne  bedeutet  I 
die  Bezeichnung  Bei^bau,  dass  der  Betrieb 
nach  einem  der  Bergbehörde  vorher  zur 
Prüfung  vorzulegenden  Plane  zu  filhren  ist, 
dass  die  dabei  Deschäftigten  Arbeiter  den 
bergmännischen  Wohlfahrt  seinrichtuii  gen 
unterteilt  sind  u.  a.  m.  In  einem  noch 
engeren  Sinne  bezieht  sich  die  Bezeichnung 
Bergbaunurauf  diejenigen  Mineralien, 
deren  "Verfügung  dem  Grundeigen- 
tümer entzogen  ist.  Dies  gilt  un- 
zweifelhaft für  Frankreich,  in  dem  die  Be- 
zeichnung »mines',  denen  »miniöres«  und 
»carrieres«  gegenübergestellt  sind,  sich  nur 
auf  die  dem  Orundeigentume  entzogenen 
Mineralien  bezieht,  und  fürdiejenigen Staaten, 
velche  Oas  französische  Recht  nachgeahmt 
haben.  Auch  in  Deutschland  gelten  die 
bererechtUchen  Regeln  Über  Entstehung  und 
AumOren  der  Bergbaubefugnis,  über  die 
Stellung  der  Mitbetreiber  eines  Bei^pverks 
EU  einander.  Ober  die  besondere  Besteuerung 
der  Bergwerke,  ja  im  allgemeinen  auch  die 
Segeln  über  das  Verhältnis  des  Bei^^erks- 
besitzerfi  zum  Gnmdeig«ntümer  nur  für  den 
Bergbau  im  engeren  Sinne,  also  nur  dann, 
wenn  das  VerföguDgsrecht  über  die  MineraUen 
vom  OherfJächeneigentum  getrennt  ist. 

Zum  Bergbau  wird  auch  gerechnet  die 
Tersiedung  salzhaltigen  Wassers  (Soole)  zu 
Speisesalz  —  der  StJinenbetrieb  —  und  die 
Aufbereitung  der  Bergwerkaprodukte. 
Unter  letzterer  begriff  man  ursprüngUch  die 
Reinigung,  Zerkleinerung  und  Koncentrie- 
rung  der  Mineralien  auf  mechanischem 
Wege  (durch  Poch-,  Quetsch-,  Mahl-,  Gradier- 
werte) im  Gegensätze  zur  chemischen 
Zer-  und  Umsetzung.  Neuerdings  werden 
auch  die  einfacheren  chemischen  Pro- 
zesse, wie  solche  in  Eoakereien,  Glüh-  und 
Bflstöfen  vor  sich  gehen  —  nicht  aber  die 
Verhüttung  —  dahin  gerechnet. 

8.  Entwickelnng  des  B.  tud  des 
Bergrechts.  Der  Bergbau  ist  uralt.  Be- 
reits 3000  Jahre  vor  unserer  Zeitrechnung 
betrieben  die  Aegypter  Bergibau  in  der 
Theba&i  die  Assyrer  gewannen  Kupfer  um 
das  Jahr  2000  in  Maaden  Eapur.  TSaah 
Stiabo  und  Flinius  brachte  der  Phönizier 
KadmuB  den  Bergbau  um  1500  nach  Griechen- 
land, woselbst  u.  a.  Gold-  und  Kupferbei^- 
bau  am  Pannus  und  Silberbeigbau  in 
Laurion  getrieben  wurde.  Die  Zinnberg- 
werke in  Comwall  und  Devonshire  sind  seit 
der  Phönizierzeit  ununterbrochen  im  Betriebe 

C" 'leben,  ebenso  bestehen  noch  heute  die 
Herzgruben  in  Elba  von  der  Zeit  der 
jEltnisker  und  Römer ;  Salinen,  welche  schon 
die  Römer  in  Sflddeutschland  (Reichenhall) 
und  Frankreich  angelegt  haben,  werden  noch 
heute  benutzt;   d^  Gleiche  lässt  sich  auch 


von  Erzbeivwerken  in  Westdeutschland  und 
in  Ungarn  behaupten. 

Wenn  die  RechtswissenBchaft  bisher  an- 
nahm (Achenbach,  Elostermann),daas 
sich  das  Bergrecht,  d.  i.  die  Trennung  des 
Rechte  auf  die  Mineralien  vom  Grundeigen- 
tum erst  im  Mittelalter  und  zwar  auf  deut- 
schem Boden  gebUdet  liabe,  so  ergeben  die 
neuesten  Qnellenaufschlüsae,  dass  das  Berg- 
recht bereits  zur  phönizischen  und  römischen 
Zeit  in  England,  unter  der  römischen  Herr- 
schaft in  Spanien  (die  Tafeln  von  Vipaska), 
in  Laurion  und  am  Pangäiis  fast  genau  so 
besciiaffen  war  wie  die  Bergrechte  des 
zwölften  und  dreizehnten  Jahrhunderts.  Die 
aus  uralter  Zeit  stammenden  Berggewohn- 
heiten in  Cornwall,  Devonshire  und  Derby- 
siüre  stimmen  in  allen  wesentlichen  Punkten 
überein  mit  den  Freiberger,  Iglauer,  Schem- 
nitzer  und  Goslarer  Bergrechten.  Gleiche 
Rechte  haben  die  Spanier  nach  Peru  und 
Mexico  getragen.  Der  Inhalt  aller  dieser 
Rechte  geht  dahin,  dass  der  Staat,  nicht 
der  Grundbesitzer,  Eigentümer  der  Mineral- 
schätzQ  war  und  dass  er  sein  Eigentum 
sich  meist  dadurch  nutzbar  machte,  dass  er 
jedem  den  Beig'bau  gegen  setir  hohe  Ab- 
gaben, mit  Vorbecalt  aemes  (0ber-)Eigentum8, 
unter  staatlicher  Aufsicht  und  der  Bedingung 
fortdauernden,  voisdiriftsmässigen  Betriebes, 
innerhalb  staathch  zugemessener  Felder  ge- 
stattete, wobei  —  um  zum  Bergbau  anzu- 
locken —  dem  Entdecker  eines  erzlialtigen 
Ganges  die  Zuteilung  eines  gewissen  Feldes 
in   Ausgeht  gestellt  wurde,     (Pinderrecht) 

Demgegenüber  behauptet  die  ältere 
Rechtswissenschaft,  dass  die  Bergwerks- 
mineralien  bis  zum  zwfilften  und  dreizehnten 
Jahrhundert  lediglich  rechtlichea  Zubehör 
zum  Grundeigentume  gebüdet  haben,  dass 
sich  die  Ib^te  des  Staates  an  diesen 
Mineralien  —  das  Bergreg^  —  erst  damals 
aus  >Anma3sungent  habsüchtiger  Kaiser 
(Ronkalische  Konstitution)  zu  bilden  be- 
gannen, dass  das  Recht  jedermanns,  Berg- 
bau auch  unter  fremdem  Qiund  und  Boden 
2U  betreiben,  die  Betgbaufieilieit ,  eich  aus 
den  Anrechten  der  Markgenossen  an  der 
gemeinen  Mark  (Allmend)  entwickelt,  dass 
das  Bergregal  nur  mit  der  Einschränkung 
der  stärkeren  Bergbaufreiheit  in  Deutsch- 
land Geltung  gefunden  habe  und  von  da 
durch  deutsche  Bei^leute  s^ter  überallhin 
—  nach  Ungarn  j  Italien,  England  —  ver- 
breitet worden  sei.  Man  beachte  hiergegen, 
dass  der  Bergbau  viel  älter  als  das  private 
Grundeigentum  in  Deutschland.  Ungarn, 
England  ist,  dasa  die  Bergwerke  (Zinn-, 
Zink-,  Gold-,  Silbergruben,  Salinen)  im  Ver- 
hältnis zu  dem  dwnalB  im  UeberflusB  vor- 
handenen Ackerboden  unendlich  wertvoll 
waren,  dass  die  DeutBclien  erst  von  dw 
Römern,    diese   ihreiseitn    von   Phöniziern, 
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K&rthagern,  Griechen.  EtniBkern  Bergbau 
erlernt  haben  etc.! 

Wie  sehr  die  Streitfrage  der  Bechts- 
geschichte  anzugehören  scheint,  ho  ist  sie 
doch  noch  gegenwärtig  von  ausserordentlich 
piaktischem  Interease.  Ee  gieht  Länder 
(z,  B.  Mecklenburg,  Schweizer  Kantone),  in 
denen  bis  vor  kurzem  noch  kein  geschrie- 
benes Bei^esetz  bestand;  und  es  sind  dort 
jflnggt  wertvolle  Mineralien  gefunden  worden, 
z.  B.  Xalisalze  in  Jessnitz  (Mecklenburg). 
Ee  ist  hierbei  meist  z.  B.  in  den  Kantonen 
Qlarus,  Äargau,  Sdothum,  Waadt,  Steuer- 
bürg,  Zürich,  Basel-Stadt  und  -Land,  Ost- 
Rumelien,  Bremen  zur  Anerkennimg  gelangt, 
äasB  diese  dem  Staate  gehören  und  nur 
vom  Staate  oder  nur  auf  Grund  staatlicher 
Konzession  gewonnen  werden  dürfen. 
Das  knraächsiBiäe  Bergrecht,  welches  in 
den  vormals  sächsischen  Landeateilen 
PreuBsens  bis  186c>  galt,  enthielt  keine 
Befitimmnng  hez{lglic£  der  Salze;  die 
PraxiB  nahm  daher  an,  dass  die  Saize 
dem  Staate  gehörten,  und  so  geschah  es 
auch  tbatsächlich,  bis  das  Prenssi- 
Bche  Berggesetz  v.  2i,  Juni  1865  den 
Salzbergbau  freigab. 

4.  Ueber^icfat  der  Entwickelong  des 
Beivrecht«  in  den  einzelnen  Staaten. 
In  Kürze  stellt  sich  die  Entwickelung  des 
Beiip^chts  in  den  einzelnen  Staaten  wie 
folgt: 

In  (rrossbritaiinien  gehörten  die 
Bergwei^e  (Zinnbergwerke  in  Comwall  und 
Devonshire,  Bleigniben  in  Derbyshire)  den 
Königen,  wie  sie  vordem  dem  römischen 
Staate  gehört  hatten.  Mit  der  sinkenden 
Macht  der  Krone  beetritten  die  Grund- 
herren dieses  Recht,  indem  sie  es  fflr 
sich  beanspruchten.  Diesen  Anspruch  setzten 
sie  allmilnlich  durch.  Zwar  bezeichnete 
noch  König  Johann  12Cil  alle  wo  immer 
gelegenen  Zinnbei^e  als  sein  Eigentum 
^oetra  dominica)  und  leitete  hieraus  sein 
Recht  ab,  in  seinem  Interesse  (ad  commo- 
dnm  Snnae  nostrae)  den  Bergbau  allen 
Beigbaiduatigen  auf  jedwedem  Grundeigen- 
tum zu  g^tatten.  wie  dies  uräitestes  Becht 
wäre;  aUein  schon  1305  musste  Eduard  III. 
dieses  Recht  auf  "Wiesen,  Wäldern  und 
zwischen  Häusern  aufgeben,  und  Karl  I. 
mnsBte  anerkennen,  dass  neue  Zinnberg- 
werke nur  noch  anf  Gemein-  (uneingezäun- 
tem)  Lande  verlieben  werden  durften.  Noch 
im  Jahre  1276  gehörten  alle  Erzgruben  der 
Erone;  allein  Königin  Eliaabeth  musste  an- 
eirtennen,  daas  sich  die  ftSrogative  der 
Krone  nur  noch  auf  gold-  und  sQbeihaltige 
Ekle  erstreckte. 

Heute  ist  geltendes  Recht  in  England: 
Gold-  imd  Silberwerke  sind  zwar  eine  an- 
erkannte königliche  Prärogative  —  es  giebt 
solche  aber  nicht:  alle  nnrigen  Bergwerke 


mit  Einschlues  der  Kohlengruben  sind  Zu- 
behör ziun  Grundeigen turne. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  gelten  alle  Bergwerke  als  Zu- 
behör zum  Grundeigen  turne.  Die  Republik 
bat  jedoch  in  den  ihr  gehörigen  Terri- 
torien als  Grund  besitzen  n  den  Bergbau  in 
dem  Sinne  für  frei  erklärt,  dass  jeder  dort 
Bergbau  betreiben  darf.  Die  alten  in  Uebung 
befindlichen,  von  den  Sptuiiem  herrührenden 
Bergbauberechtigungen  (in  Kaliforcien,  Texas) 
sind  in  Geltung  gebliehen.  Ein  eigentliches 
Bergrecht,  insbesondere  Kegeln  über  den 
Elrwerb  und  Verlust  von  Bergwerkseigen- 
timi  bestehen  hiernach  weder  in  England 
noch  in  den  Vereinigten  Staaten.  Wer  Bei^ 
bau  betreiben  will,  muss  sich  mit  dem 
Grundeigentümer  auseinandersetzen. 

In  Frankreich  gehörten  alle  Berg- 
werke der  Krone.  Im  zwölften  Jahrhundert 
wusaten  die  Seigneurs  die  niederen  Berg- 
werke der  Krone  zu  eatreisaen  (»fortune 
d'or  au  roi,  fortune  d'argent  au  baron«),  ver- 
loren sie  aber  an  die  Krone  zurück  spätestens 
um  1400.  Seitdem  ist  die  königliche  Präro- 
gative unbestritten ;  sie  wurde  dadurch  nutz- 
bar gemacht,  dass  die  Könige  die  Bergwerke 
Unternehmern  in  Generalentreprise  gaben. 
In  der  französischen  Revolutionszeit  ver- 
langten die  Physiokraten ,  dass  die  Bei^ 
werke  dem  Gnmdeigentümer  übertragen 
werden  sollten;  dieses  Verlangen  bekämpfte 
si^reich  Mirabeau,  und  die  Nationalvet- 
aammlung  erklärte  die  Bergwerke  für  Na- 
tionaleigentum.  Das  heute  gültige  fran- 
zösische Berggesetz  v.  21.  Aprü  1810  hält 
die  Trennung  der  Bergwerkf^ter  »mines« 
(Metalle,  Kohlen  und  einzelne  Metalloide) 
vom  Grund  eigentume  aufrecht.  Niemand, 
auch  nicht  der  Grundeigentümer,  darf  ohne 
staatliche  Verleihung  Beiwerke  betreiben. 
Die  Erteilung  der  Konzession  hängt  vom 
Ermessen  des  Staatsrats  ab;  weder 
der  Grundeigentümer  noch  der  Entdecker 
(Finder)  haben  einen  Anapnich  auf  dieselbe. 
In  der  Verleihungsurkunde  kann  zu  Gunsten 
des  Grundeigentümers  dem  Konzessionär 
eine  Abgabe  auferlegt  werden. 

Die  >mines'  —  zu  denen  später  das 
Salz  gestellt  wurde  ~  sind  frei  von  der 
Paten  t-(Gewerbe-)stener,  dagegen  einer  festen 
und  einer  verbat tiüsmässi  gen  Abgabe  an  den 
Staat  unterworfen.  Erstere  beträgt  10  SV, 
auf  jedes  qkm  des  konzessionierten  Qmben- 
feldes;  letztere  5°lo  vom  Reinertrage. 

In  Belgien  gilt  das  französische  Berg- 
gesetz V.  21.  Apm  1810.  Auch  hier  wird 
seit  1837  das  Salz  zu  den  »minesc  gezählt 
Die  Abniben  sind  gesetzlich  die  gleichen 
wie  in  Fruikreich,  thatsäcblich  werden  nicht 
wie  dort  5,  sondern  nur  2''/o  vom  Reiner- 
trage als  redevance  proportioneile  berechnet, 

Italien    entbehrt    eines    einheitlichen 
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Ber^esetzQfi.  Das  sardinische  Berggeaet^i 
V.  20.  November  1859  entspricht  dem  fran- 
zösischea.  In  ToBkana  (abgesehen  toq  Elba) 
sind  seit  dem  vorigen  Jahrhundert  die  Berg- 
werke Zubehör  des  Örundeigentums ,  in 
Sicilien  gehöreu  die  Schwetelmineu  gleich- 
lallfi  dem  Grundeigentümer.  Im  übrigen 
sind  die  Bergw-erke  —  seit  der  Romerzeit 
—  vom  Grundeigentume  getrennt.  Zur  Xen- 
aufnahme  eines  Bergyp-erka  ist  überaU  die 
staatliche  Genehmigung  erforderlidi.  Salz 
ist    dem  Staate    vorbehalten,    iüt    National- 


Dae  türkische  Ber^;esetz  v.  17.  Juli 
1861  bestimmt,  dass  die  Gewinnung  mine- 
raÜBCher  Substanz  nur  auf  Grund  einer 
kaiserlichen  Irade  zulässig  sei  und  dass 
die  Konzessionäre  die  in  der  Irade  festzu- 
setzenden Abgaben  an  den  Staat  zu  zahlen 
haben. 

In  Spanien  gilt  dos  Bei-ggesetz  v.  6. 
Juli  1858,  in  Portugal  das  G.  t.  31.  De- 
zember 1859.  In  beiden  Königreichen  ge- 
h&ren  die  Bergwerke  ursprünglich  dem 
Staate;  niemand  kann  solche  ohne  staat- 
liche Konzession  betreiben,  Auch  die  Be- 
steuerung ist  fast  ebenso  wie  in  Frankreich 
geregelt.  Dem  spanischen  Recht  entspricht 
der  codigo  de  Minas  für  Venezuela  v.  30. 
Jimi  1891. 

In  Luxemburg  und  in  Holland  gilt 
das  französische  Berggesetz  v.  21.  April 
1810.  Das  griechiscneBerggesetz  v.  22. 
August  1861  stellt  nur  eine  Nacliahmung 
des  franz5sischen  Ber^esetzes  dar. 

Eine  Yerordnung  des  Bey  von  Tunis 
vom  10.  Mai  1893  erklärt  alle  Beiywerke 
als  Staatseigentum. 

Die  in  den  deutschen  Schutzge- 
bieten erlassenen  kaiserUchen  Verordnun- 
gen flbe.r  den  Bergbau  beruhen  auf  dem  Ge- 
danken, dass  die  Bergwerke  vi-eder  herren- 
los sind  noch  dem  Grundeigentümer  gehören, 
vielmehr  zur  Verfügung  des  Reiches  stehen. 

Auch  für  Deutschland,  Oesterreich 
und  die  Schweiz  muss  behauptet  werden, 
dass  das  Verfögiingsrecht  über  die  Berg- 
werksgQter  dem  Staate  zugestanden  hat  und 
noch  heute  zusteht  Die  Bergwerke  vai'en 
kein  Beetandteil  des  Grundeigentums  noch 
herrenlos,  sondern  waren  Regal.  Die  deut^ 
sehen  Könige  iiaben  das  Bei^regal  wie  die 
Übrigen  Rcwalien  (Zoll-,  Münz-,  Marktr^I 
etc.)  allmählich  abgegeben  an  die  Territonal- 
hemi.  In  der  Goldenen  Bulle  ist  das  Berg- 
regal der  Kurfüsten,  im  Westfälischen  Frie- 
den das  aller  Beiehsstände  gesetzlich  aner- 
kannt. »In  Kraft  des  Regfds«  erklärten  die 
Landesherren  den  Bergbau  »ex  plenitudine 
gratiae  nostrae.  libers  autoritate  ac  volun- 
tatet  gewöhnlich  in  dem  Sinne  für  frei,  dass 

Cr  nach  Erzen   suchen  und  im  Falle  des 
des  die  Zumessung  eines  gen-issen  Feldes 


gewärtigen  sollte.  Aber  auch  die  Felder 
bheben  landesherrlichesEigentum;  der 
'  Betreiber  muss  eine  hohe,  vielfach  uner- 
schwingliche Abgabe  (".s  bis  "s  des  Bnitto- 
auskommens)  an  den  Landesherrn  abgeben, 
muss  fortdauernd  im  Interesse  dieser  Ab- 
gaben sein  Feld  nach  Vorschrift  des  landes- 
herrlichen Beamten  bauhaft  halten'  wem 
das  nicht  gefällt,  mag,  wie  der  König  Wenzel 
in  der  Kuttenberger  Bei'gordnung  vom  J^ire 
1300  sagt,  sich  im  voraus  überlegen,  ob  er 
unter  den  ihm  gestellten  Bedingimgeu  des 
Königs  Bergwerke  betreiben  will! 

5.  Das  Bergrecht  in  Dentschlaad. 
Gemeinrechtlich  galt  und  gilt  in  Deutsch- 
land das  Bei^regal,  das  ausstmliessliche  Recht 
des  Landesheim  zum  Betriebe  bezw.  zur 
Konzessionierung  von  Berfn^erken  und  Sa- 
linen, Ein  Recht  des  Gmndeigentümere 
zum  Bergbau,  ein  eigenes  Recht  des  Fin- 
ders von  Bei-gwerksgütem  bestand  und  be- 
steht nicht.  Die  Bergonluungen  waren  und 
sind  FreierklSrungen  des  Bergbaues 
in  dem  Sinne,  dass  der  Landesherr  die  Auf- 
suchung und  Gewinnung  unter  ^wissen 
Bedingimgen  gestattet.  Eine  Freierklä- 
rung  der  Salzgewinnung  hat  gemein- 
rechtlich nicht  stattgefimden,  weshalb,  wo 
noch  gemeines  Recht  gilt,  wie  in  Mecklen- 
burg, im  Bremer  l^ande  und  den  meisten 
Schweizer  Kantonen,  die  Salze  ausschliess- 
lich dem  Staate  gehören.  lu  den  meisten  Frei- 
erklärungen war  das  Salz  zum  üeberfluss  noch 
ausdnlcuich  ausgenommen.  Die  Freierklä- 
rungen  galten  auch  friiher  nur  für  den  Fall,  dass 
der  Staat  nicht  seinerseits  das  Feld  abbauen 
wollte.  Er  hatte  nämlich  das  Becht,  durch 
eine  blosse  Erklärung  eines  Bergbeamten 
sich  jedes  beliebige  Feld  zum  ausschliess- 
lichen Botriebe  zu  reservieren,  und  es  be- 
ruht der  grossartige  St aatshergbau 
in  PreuBsen  (Saarbrücken,  Stass- 
furt.  Oberschlesien,  Harz),  Oester- 
reicii  etc.  auch  heute  noch  grössten- 
teils auf  diesen  Feldesreservatio- 
nen.  Der  private  Bergbau  musste  ein  Zehnte 
seines  Bruttoertrages  an  den  Staat  als  Preis 
für  die  Gestattung  des  B^gbaues  ent- 
richten. 

Der  Privatbergbau  stand  unter  der  Di- 
rektion des  Staates,  die  Besitzer  desselben 
hatten  »nur  Geld  zu  zahlen  oder  zu  em- 
pfan^n*.  Die  Amiahme  und  Entlassung  der 
Arbeiter,  die  Feststellung  der  Löhne,  die 
Gewinn-  und  Verlustberechnung,  die  Ver- 
fügung über  neue  Grubenanlagen  lag  in  der 
Hand  des  Staates.  Wenn  hei  Ausübung 
dieser  Direktion  auch  das  »Wohlfahrts- 
princi|i«  nicht  ausser  acht  blieb,  so  sl«nd 
do<^  in  der  ganzen  Behandlung  des  Berg- 
wesens auch  der  fiskalische  Gesichts- 
Sunkt  im  Vordergrunde.  Dieser  vriid  in 
er  neuesten  Enlwiokelung  mehr  und  mehr 
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unter  gnSsserem  oder  geriDgerem  Aoschlusa 
an  das  französische  Bergrectt  Terlaesen;  in 
DeiitBchl»id  saorst  durch  das  sächsische 
Ber^esets  vom  Jahre  1851  und  das  öeter- 
reicmische  vom  Jahre  1854 

Beide  (besetze  behalten  das  Salz  —  uad 
nur  das  äalz  —  dem  ausschliesslichen  Gevin- 
Dungsrechte  des  Staates  vor;  im  übrigen 
beseitigen  sie  die  Vorrechte  des  Staates, 
namentlich  dessen  Becbt,  sich  jedes  belie- 
bige Feld  zu  resei-vieren.  Abgesehen  vom 
Salze  Bind  aUe  dem  QniudeigentOmer  nicht 
vorbehahenen  (regalen)  Mineralien  der  Berg- 
baufreiheit UDterworfen.  Jeder  kann  das 
Kecht  erwerben,  nach  denselben  in  einem 
bestimmten  Felde  Ver8UGha-(Schtirf-)Ärbeiten 
anzTisteUen  und  darf  verlangen,  wenn  er  in 
seinem  ( Schürf- )Felde  Mineralien  gefunden 
hat,  mit  denselbeii  beliehen  zu  werden.  Der 
Bei^gbau  wiid  von  der  wirtschaftlichen  Be- 
vormundung des  Staates  befreit  und  unter- 
liegt der  staatlichen  Aufsieht  fast  nur  noch 
in  dcherheitepoUzeilicher  Hinsicht. 

Am  folgerichtigsten  gebt  die  Gesetz- 
gebung in  Preussen  vor.  Nachdem  von 
dem  Jahre  1851  ab  bis  18G5  die  BergweriiB- 
abgaben  von  10  auf  2  %  des  Bruttoertrages 
herabgesetzt,  die  fOr  Eisenerze  mit  Bezug 
anf  den  preussisoh-franzfisischen  Handels- 
vertrag gänzlich  aufgehoben  waren,  nachdem 
dos  sogenannte  KiteigentOmergeeetz  v.  12. 
Mai  1S51,  abgesehen  von  der  Annahme  und 
Entlassung  der  Arbeiter,  den  Privatberg- 
werksbesitzem  die  freie  VerfOgung  über  ihr 
Eigentum  ilbertragen  und  das  G.  v.  21.  Mai 
16W0  alle  Aufsichtsrechte  des  Staates  bis 
auf  die  Handhabung  der  Sicherheitspolizei 
und  die  Verhütung  sogenannten  Raubbaues 
aufgegeben  hatte,  zieht  das  in  Anlehnung 
an  das  französische,  bislwigam  linken  Rhein- 
ufer geltende  Recht  erlassene  Bergg^etz  vom 
24.  Juni  1865  alle  Schlussfolgerungen  der 
dmtnJlH  vorherrschend  gewesenen  wirtschaft- 
lichen Anscfaiuiungen. 

Au^eschlossen  vom  Verfflgungerecht  des 
Gmnd^geDtümers  sind  Qold,  Silb^,  Queck- 
silber, Eisen  mit  Ausnahme  der  Raseneisen- 
erze,  Blei,  Kupfer,  Zinn,  Zink,  Kobalt,  Nickel, 
Arsenik,  H^igan,  Antimon  und  Schwefel, 
Alaun-  und  Vitriolerze,  Steinkohle,  Braun- 
kohle und  Graphit,  Steinsalz  nebst  den  mit 
demselben  auf  der  nämlichen  Lagerstätte 
vorkommenden  S(dzen  und  die  Soolquellen. 
Zahlreiche  Ausnahmen  besteben  hiervon 
provinzialrechtlich :  so  gehOreu  in  den  vor- 
mals sächsischen  lAudesteüen  (wie  im  Köuif- 
reicbe  Sachsen)  die  Eobleo,  in  Schlesien  die 
Eisenerze,  in  lunnover  Salz  und  Soolquellen 
dem  Grundeigentümer. 

Sowdt  die  Minerfdien  vom  Verfflgungs- 
rechte  des  Grundeigentümers  ausgeecmossen 
önd,  stehen  sie  mit  Eiuschluss  des 
Salzes  jedermann  frei,  indem  Sinne,  dass 


»e  unter  den  Bedingungen,  welche  das  Ge- 
setz für  alle^  auch  für  den  Staat,  in  gleicher 
Weise  normiert,  von  jedem  erworben  wer- 
den können.  AUe  Vorrechte  des  Staates 
sind  aufgehoben.  Vor  dem  Berggesetze  waren 
die  Bergwerke  fiskalische  Sachen,  Sachen, 
an  denen  der  Fiskus  vor  anderen  das  An- 
eignungsrecht  besass,  heute  sind  sie  öffent- 
lich e  Sachen,  jeder  hat  daran  gleiche  Rechte ; 
nur  kann  er  sie  nicht  anders  als  durch  Ver- 
leihungen seitens  des  Staates  erlangen.  Man 
pflegt  dies  so  auszudrücken,  dass  man  sagt, 
das  Ber^gal  sei  durch  das  Berggesetz  vom 
24.  Juni  1865  aufgehoben. 

Das   preuseische   Berggesetz   ist 


meisten  deutschenStaaten  (darunter  Bayern, 
Elsass-Lothringen)  eingeführt  worden 
und  gilt  in  einem  Teile  Deutschlands,  wel- 
cher an  Kauminhalt  neuu  Zehntel  und  an 
Wert  der  Bergwerksprodukte  sieben  Achtel 
von  Deutschland  ausmacht.  In  neuerer  imd 
neuester  Zeit  ist  mau  in  nicht  wenigen 
deutschen  Staaten  von  den  Grundsätzen  des 
preussischen  Bergrechts  insofern  abgewichen, 
als  der  Salz-,  namentlich  der  Kalisalzbergbau 
voQ  der  Bergbaufi-eilieit  au.?geaommen  und 
dem  Staate  vorbehalten  wurde  —  z.  B.  in 
Badeu,  Anhalt,  Mecklenburg,  Braunschweig, 
Sondershausen. 

Eine  fernere  wichtigere  Neuerung  brachte 
die  Novelle  zum  preussischen  Berggesetze 
vom  24.  Jimi  1892,  welche  die  Befugnisse 
der  Bergpolizei  ausdehnte  und  in  eingehender 
Weise  die  Verhältnisse  der  Beigarbeiter  im 
Interesse  des  ausgieb^ren  Arbeiterschutzes 
und  im  Sinne  der  kaiserlichen  Erlasse  vom 
4.  Februar  1890  neu  regelte.  Auch  die 
Novelle  vom  24.  Juni  1892  hat  in  den 
meisten  Staaten  ^  welche  das  preussische 
Bergrecht  bei  sich  redpiert  hatten,  Auf- 
nahme gefunden. 

Neben  dem  preussischen  Ber^esetze 
kommt  id  Deutschland  fast  nur  das  Säch- 
sische Berggesetz  vom  16.  Juni  1868 
als  selbständiges  Bergrecht  in  Betracht, 
d^sen  hauptsäcbEche  Abweichungen  beeon- 
deis  bemertt  werden. 

6.  Erwerb  des  Bergbanrechta ;  Ver- 
hältnis desaelben  zam  Gmndbesitz.  Das 
Suchen  nach  verleihbaren  Mineralien  mit  dei' 
Absicht,  die  Verleihung  derselben  zu  er- 
langen, heisst  Schürfen.  Das  Schürfen 
musa  sieh  der  Grundbesitzer  —  ausser  unter 
und  in  der  Nähe  von  Gebäuden  —  gefallen 
lassen.  Weigert  er  sich,  so  wird  er  durch 
die  Bergbehörde  gezwungen.  Einer  behörd- 
lichen ^laubnis  zum  Schürfen  (Schürfsohein) 
bedarf  es  nicht  nach  preussischem  Bergrecht. 
Nach  diesem  Rechte  ist  für  die  Verleihung 
nur  notwendig,  dass  verleihbare  Mineralien 
entdeckt  (gefunden)  sind:  nicht  dass  diea 
absichtlich   durch   Schürrarbeiten,  ja   nic^ 
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einmal,  dass  die  Auffindung  auf  erlaubte 
Weise  geschehen  ist. 

Jeder,  der  nachweist,  <]ass  er  vor  Eln- 
legung  seines  Gesuches  um  Verleihung  (der 
UutuDg)  ein  verleihbaree  Mineral  entdeckt 
hat,  besitzt  einen  Bechteanspruch  auf  die 
Verleihung  innerhalb  des  gesetzlich  zulässi- 
gen Haximalfeldes  von  2180000  qm. 

Nadi  sächsischem  und  5a t erreich  i- 
Gchem  Bergrechte  ist  zunächst  die  Ertei- 
lung eines  Schilrfecheins  von  Seiten  der 
Bei^behörde  erforderlich.  Dieser  Schein 
giebt,  wenn  in  dem  SchUrffelde  ein  Fund 
gemacht  ist,  ein  Vorrecht  zum  Muten. 

Auch  nach  sächsischem  imd  österreichi- 
schem Rechte  hat  der  Unter  einen  Rechts- 
anspruch auf  Verleihung.  In  den  Ländern 
des  fauizösischen  Bej^echts  hängt  die  Ver- 
leihung vom  Ermessen  des  Staates  ab. 

Das  Eigentum  entsteht  diffch  die  (von 
der  Bergbehörde,  in  Frankreich:  nach  Be- 
ratung im  Staatsrate  von  der  Staatsregierung 
ausgestellte)  Verleihung.  Das  Beiwerk 
giebt  das  ausschliessliche  Recht  zur  (fewin- 
nung  des  Minerals  im  bezeichneten  Felde. 
Wirä  durch  den  Bergbaubetrieb  die  Ober- 
fläche beschädigt,  so  muss  nach  preuBsiscbem 
und  französischem  Rechte  unbedingt,  auch 
■wenn  er  den  Schaden  nicht  voraussehen 
noch  vermeiden  konnte,  der  Bei^werksbesitzer 
vollen  Ersatz  leisten ;  nach  iÄterreichifichem 
nur,  wenn  ihm  ein  vertretbares  Verschulden 
zur  Last  fällt.  Nach  sächsischem  braucht 
er  keinen  Ersatz  zu  leisten,  wenn  die  Gruben- 
baue vor  den  beschädigten  Gebäuden  und 
Tagesanlagen  vorhanden  waren  oder  wenn 
dem  Grundbesitzer  schon  bei  Errichtung 
derselben  die  durch  den  Bet^bau  drohende 
Gefahr  nicht  entgehen  konnte. 

Abgesehen  von  seinem  Rechte,  für  jeden 
Bergschaden  Ersatz  zu  fordern,  muss  der 
Grundbesitzer  dem  Bei^werksbesitzer  wegen 
des  grösseren  volkswirtschaftlichen  Nutzeus 
des  Bergbaues  weichen;  d.  h.  der  Beig- 
werksbesitzer  kann  für  seinen  Grubenbetrieb, 
zur  Anl^ung  von  Aufbereitungsanstalten, 
Wegen,  Xanälen,  Wasserläufen,  Eisenbahnen, 
Haldeplatzen,  Zechenhäusern,  Grubenbauen 
etc.  gegen  vollständige  Entschädigung  die 
Abtretung  des  uicht  mit  Gebäuden  bestan- 
denen Gruud  und  Bodens  fordern,  wenn 
nicht  flb^rwiegende  öffentliche  Interessen 
entgegenstehen.  Dies  ist  der  älteste  Fall 
von  Fbcpropriation. 

Die  Rechtsregeln  über  das  Verhältnis 
zwischen  Beigbau  und  Grundbesitz  rßcksicht- 
lich  des  Schadenersatzes  und  der  Gnmdab- 
tretung  gelten  grundsätzlich  nur  für  den  auf 
staatlicher  Verleihung  beruhenden  Bergbau; 
ausnahmsweise  finden  sie  indes  such  für  ein- 
zelne fälle  des  Bei^baues  im  weiteren  Sinne, 
namentlich  für  den  Kohlenbergbau  im  König- 
reiche   Sachsen    und    vormalB    sächsischen 


Landesteilen  Preussens  —  wenn  auch  ein- 
geschränktere —  Anwendung. 

7.    Gewerkschaft   ud    Kuxe.     Jede 

Shysische  oder  juristische  Person,  welche 
ruudeigentum  erwerben  kann,  darf  auch 
Bergwerkaeigentum  erwerben  und  betreiben. 
Nach  französischem  Beigrechte  giebt  es  be- 
sondere Regeln  über  die  Subjekte  des  Beig- 
rechts  uicht;  ebensowenig  giebt  es  soldie 
in  den  Ländern,  wo  die  Minerahen  zum 
Qnmdeigentume  gehören.  Dagegen  kennen 
das  gemeine  deutsche  Bergrecht,  das  preussi- 
sche,  das  sächsische  imd  österreichische 
Berggesetz  beim  Bei^bau  ein  sonst  nicht 
zugeLassenes  Rechtssubjekt :  die  Gewerk- 
schaft. Nachgemeinem  deutschen,  preussi- 
Bchen  und  Österreiciiischen  Beigrecht  ist 
die  Gewerkschaft« fonn  nur  für  den  ver- 
lieheneu Bergbau  zugelassen,  also  nicht 
z,  B.  für  den  Salzbergbau  in  Hannover. 
Nach  sonstigem  Rechte  bilden  mehrere  an 
einem  gewerblichen  Cntemeiunen  beteiligte 
Personen  nicht  ohne  weiteres  eine  Körper- 
schaft mit  selbständiger  Rechtspereönhchkeit : 
sie  werden  aus  Bechtsgeschärten,  welche  in 
Betreibung  des  Unternehmens  abgeschlossen 
werden,  unmittelbar  und  persönLch  berech- 
tigt und  veroflichtet  Die  Mitglieder  einer 
Qeweiischaft  —  Gewerken  ^  werden  da- 
ge^n  aus  Reditsgesciiäften,  welche  In  Bezug 
auf  den  Beivwerksbetrieb  entstehen,  un- 
mittelbar und  persönlich  weder  berechtigt 
noch  verpflichtet:  sie  haften  Dritten  gegen- 
über überhaupt  nicht  und  können  nur  von  der 
Gewerkschaft  in  Höhe  der  von  dieser  aus- 
geschriebenen Beiträge  (Zubussen)  is  An- 
spruch genommen  werden.  Auch  von  dieser 
VetpflidLtung  können  sie  sich  befreien,  wenn 
sie  auf  ihre  Beteiligung  am  Unternehmen 
verzichten.  Für  Schulden  der  Gewerkschaft 
haftet  oiu:  das  Gewerkschoftsvennögen.  Von 
der  Aktiengesellschaft  unterscheidet  sich  die 
Gewerkschaft  dadurch,  dass  jene  eine  Ka- 

fitalveieinigung  (Zweckvermögen),  diese  eine 
ersonenvereinigung  darstellt,  dass  daher 
die  Entstehung  der  Aktieagesellschaft  ein 
bestimmtes  und  voll  gesichertes  (voll  Ober- 
nommenes  oder  voll  gezeichnetes  und  zu 
einem  grossen  Teile  eingezahltes)  Kapital 
voraussetzt,  während  die  Gewerkschaft  ge- 
bildet ist,  sobald  mehrere  Mitbeteiligte  am 
Beiywerke  voriianden  sind.  Der  Aktionär 
schiesst  gleich  zu  Anfang  des  Unternehmens 
ein  bestimmtes,  seine  Rechte  und  Pflichten 
Ijegrenzendes  Kapital  ein;  der  GeweAe 
braucht  zuerst  nichts  zu  bezahlen,  er  leistet 
vor  und  nach  je  nach  Bedarf,  er  empSlngt 
aber  in  den  Ausbeuten  audi  seine  Einlagen 
zurück,  während  der  Aktionär  eine  Rück- 
zahlung aus  dem  Orundkapitale  während  der 
Dauer  des  Geschäftsbetriebes  nicht  erhatten 
darf,  sondern  nur  an  dem  Reinge-winne  teil- 
nimmt.  Die  Gewerkschaft  ist  in  Idealanteile 
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(Kuxe)  zerlee;t,  deren  Zahl  für  die  älteren  und 
die  öBlerreiciiiBchen  Gewerkschaften  128,  für 
die  neueren  im  preussiBchen  Ben^geeetze  100 
and  mit  OenehmigtiDg  der  oberen  Bergbeh&rde 
bei  ■wertvolleren  Bergwerten  1000  betrögt. 
Bei  Umwandlung  älterer  in  neuere  Gewerk- 
schaften kann  die  Zahl  mit  besonderer  Ge- 
nehmigung noch  anders  festgesetzt  werden. 
Das  BächsiBche  Recht  tlberlässt  die  Bestim- 
mung der  Zahl  dem  Ermessen  der  Be- 
leihen. 

Die  Gewerkschaft  des  neueren  Redits 
ist  eine  jurisÜBche  Person,  die  Kuxe  der- 
selben smd  —  nach  preussischem ,  öster- 
reichischem und  sächsischem  Rechte  —  be- 
wegliche Sachen,  Die  Gewerkschaft  des 
ältereu  Bechts  hat  mit  der  juristischen  Per- 
son gemein,  dass  die  Teilhaber  nur  mit  dem 
GewerkschaftSTermÖgen  haften,  sonst  hat  sie 
nur  die  Ei^nschaft  einer  so^nannten  er- 
laubten Pnvatkorpoistion ;  die  Kuse  der- 
selben sind  unbewegliche  Sachen  und 
werden  im  gerichtlichen  Grundbuche  einge- 
tragen, wShrend  über  die  Euxe  des  neueren 
Rechts  der  Vertreter  der  Gewerkschaft  (in 
Oesteneich  die  BOTgbehörde)  ein  Verzeitm- 
nis  führt  und  die  Euxscheine  ausstellt 

Nach  aussen  wird  die  Gewerkschaft 
durch  einen  Repräsentanten  oder  einen  aus 
einer  oder  mehreren  Personen  bestehenden 
Grubenvorstand  vertreten.  Wo  die  Gewerk- 
schaftaform  gesetzlich  nicht  zugelassen  ist, 
z.  B.  bei  den  nicht  verliehenen  Berg- 
werken, kann  sie  auch  durch  Vertrag  nicht 
errichtet  werden. 

8.  Verlust  des  Bergbaurecfats.  In 
den  lAndern,  in  denen,  wie  in  Grossbritan- 
nien  und  den  Vereinigten  Staaten,  die  Beig- 
weite  Zubehör  zum  Grund  eigentume  bilden 
und  nur  mit  Genehmigung  des  Grundeigen- 
tümers betrieben  werden  dürfen,  giebt  es 
keine  besonderen  Regeln  über  den  Verlust 
des  Bergbaurechts.  Solche  bestehen  aber 
in  den  anderen  Staaten.  Nach  älterem 
Rechte  verstand  sidi  jede  Beleibnng  mit 
einem  Bei^werke  dahin,  dass  dasselbe  vor- 
sduiftsmassig  und  fortdauernd  in  Betrieb 
gehalten  wiurde.  Geschah  dies  nicht  und 
war  dem  Besitzer  nicht  besonders  die  Aus- 
setzung des  Betriebes  gestattet  worden,  so 
wurde  er  seines  Kechtes  durch  die  Berg- 
behörde Teriustig  erklärt.  Dies  gilt  heute 
noch  für  die  Bergbauberechtiguog  nach  öster- 
reichischem Rechte,  femer  für  die  aus- 
Bchliessiichen  Schürfberechtignngen  des  säch- 
sischen und  österreichischen  Rechts.  In  den 
Undem  des  französischen  Bei^recbts  kann 
in  oder  mit  dem  Eonzessionsakte  bestimmt 
werden,  in  welchen  Fällen  die  Konzession 
wegen  Nichtausübung  verloren  ^ht  Nach 
dem  fraazösiscben  Bergrechte  in  Verbindung 
mit  einem  Gesetze  vom  Jahre  1838  kann 
die   Bet^behörde    die    Konzession    zurück- 


ziehen, wenn  der  Bergbaubetrieb  eingestellt 
oder  beschränkt  ist  imd  dadurch  das  öCEent- 
lichc  Interesse  oder  das  Bedürfnis  der  Eon- 
smnentea  gefährdet  wird.  Aehnliche  Vor^ 
Schriften  gelten  für  alle  Staaten,  in  denen 
das  Bergregal  durch  Konzession  serteüungen 
nutzbar  gemacht  wird ,  z.  B.  in  Spamen, 
Portugal,  Türkei,  Tunis,  den  deutachea 
Schutzgebieten,  Transvaal.  Dos  preussische 
Bei«^esetz  gestattet  die  Entziehung  des 
(verliehenen)  Bergwerkseigeutums  nur  für 
den  Fall,  dass  der  Einstdiung  oder  Unter- 
lassung des  Bei^rwerksbetriebes  überwiegende 
öffentliche  Interessen  entg^enstehen.  Ein 
solcher  FaU  ist  seit  Erlass  des  Berggesetzes 
in  Preussen  nicht  vorgekommen  und  nicht 
zu  erwarten.  Noch  sächsischem  und  Öster- 
reichischem Rechte  kann  das  Bergwerks- 
cigentum,  auch  zur  Strafe,  WM;en  meder- 
holter  Verletzung  bei'gpolizeiücher  Vor- 
schritten entzogen  werden. 

9.  Betriebsplan  und  Befähigntig^- 
nachweis.  Vor  der  Inbetriebsetzung  eines 
Bergwerkes  muss  —  nach  dem  französischen, 
preussischen  und  sächsischen  Berggesetze 
—  der  Bergbehörde  ein  Betriebsplan  zur 
Prüfung  vorgelegt  werden.  Diese  Prüfung 
erstreckt  sic£  im  heutigen  Rechte  nur  nocai 
auf  die  Interessen  der  Sicherheit,  nicht 
mehr  auf  die  Fürsorge  für  einen  ■wirtaehaft- 
lich  ergiebigen  Bergbau.  Erhebt  die  Berg- 
behörde Einspnich  gegen  den  Betriebsplan, 
so  wird  nach  Anhönmg  der  Interessenten 
von  der  oberen  Bergbehörde  über  den  Ein- 
spruch entschieden.  Das  österreichische 
Berggesetz  begnügt  sich  mit  der  Bestim- 
mung, dass  die  B^behörde  Einsicht  in  den 
Betriebsplan  nehmen  dürfe.  Die  Nichtbean- 
standung  bezw,  Genehmigim^  des  Betriebs- 
planes enthält  nur  die  polizeiliche  Ermäch- 
tigung, mit  dem  Betriebe  zu  beginnen, 
schliesst  aber  nicht  ans,  dass  die  Bergpolizei- 
behörde noch  hinterher  in  allen  erforder- 
lichen Fällen  einschreitet.  Bergwerke  dürfen 
nur  Reitet  und  es  darf  eine  Aufsieht  über 
und  in  denselben  nur  von  solchen  Personen 
geführt  weiden,  welche  ihre  Befähigung  da- 
zu der  Bergbehörde  gegenüber  nachgewiesen 
haben.  Der  Befähigungsnachweis  kann  von 
dieser  Behörde  zurückgezogen  werden,  wenn 
sich  der  Inhaber  als  unzuverlässig  oder  un- 
befähigt erweist. 

10.  Bergpolixei  und  Arbeiterschntz. 
Die  Bergpolizei  umfasst  nach  heutigem 
Rechte  nur  noch  die  Sicherheitspolizei;  der 
Inhalt  der  Bergpolizei  Ist  bestimmt  be- 
zeichnet und  be^nzt.  Ites  französische 
Recht  giebt  als  die  Aufgabe  der  Ber^poliz« 
an :  >la  eflretg  pubhque,  la  conservation  das 
puits,  la  Boliditt?  de  travaux,  celle  des  habi- 
tations  de  la  surface  ou  la  süret^  des  ou- 
vriers  mineurst ;  das  preussische  Bei^eseti 
bezw,  die  Novelle  vom  2i.  Juni  1892:  »diö 
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Sicherheit  der  (Gnibeu-)  Baue,  die  Sicherheit 
des  Lebens  und  der  Gesundheit  der  Arbeiter, 
die  Äufrechterhaltun)^  der  guten  Sitten  und 
des  AnBtandes  durch  die  Einrichtung  des 
Betriebes,  den  Schutz  der  Oberfläche  im 
Interesse  der  rarsönlichen  Sicherheit  und 
des  öffentlichen  vertehra,  den  Schutz  gegen 
gemeinschädliche  Einwirkungen  des  Bei^- 
bauefi«!  (unter  letzteren  solche  verstehend, 
bei  denen  der  durch  den  Bergbau  für  das 
Gemeinwohl  geschaffene  Nutzen  hinter  dem 
von  ihm  verursachten  Schaden  zurücksteht) ; 
dm  österreichische  Bei^eaetz:  »die  Sicher- 
heit der  Personen ,  Gebäude ,  Grundstücke, 
Heilquellen,  Brunnen  oder  anderen  Anlagen« 
und  das  sächsische'.  >die  öffentliche  Sicher- 
heit, das  Leben  oder  die  Gesundheit  der 
Arbeiter,  die  Sicherheit  benachbarter  Beig- 
verkGuntemehmuDgen  tmd  der  GnmdstQcke 
und  GeUtude  auf  der  Oberfläche^. 

Die  BergjJolizei  ist  bei  der  gefilhrlichen 
Nstnr  des  Bergbaues  ausserordenthch  ein- 
greifend, und  nii^nds  sonst  ist  die  Befol- 
gna^  der  polizeilichen  Auflagen  (z.  B.  Vor- 
schrift der  Niederbringuog  eines  zweiten 
Schachtes,  der  ZufUlIung  von  Hohlräumen) 
wohl  mit  so  ausserordentlichen,  oft  Hilli- 
onen  erfordernden  Kosten  verknüpft.  Bei 
den  Hnrermeidlichen  Konflikten  zwischen 
Bergbau  und  Grundbesitz  sind  die  ge^n- 
äbenteheuden  Interessen  ihrem  allgememeu 
und  besonderea  Werte  nach  abzuschätzen 
und  danach  zu  eutschciden,  sei  es,  dass  die 
Behörde  dem  Grundbesitzer  überläest,  seinen 
Anspruch  auf  Schadensersatz  im  Rechts- 
wege geltend  zu  machen,  oder  dass  sie  dem 
Bei^ei^besitzer  bestimmte  Sioherheits- 
masaregela  (z.  B.  Stehenlassen  von  Sicher- 
heitspfeilern,  Absperren  der  Tagesoberfläche, 
Ausfüllen  von  Hohlräumen)  oder  ander- 
weitige HaodlungeQ  zur  Beseiti^ng  eines 
Notstandes  (z,  B.  Anlegung  einer  künst- 
licheu  Wasserleitung,  eines  neuen  W^;es) 
auferlegt  oder  dass  sie  den  Bergwerksbe- 
trieb gänzlich  untersagt  oder  einstellt. 

Die  Bergpolizei  ist  eine  Betriebs- 
polizei,  was  nidit  zum  Bergbaubetriebe 
gehört,  z.  B.  die  Wohmmgsrer^tnisse  der 
Bergiarbeiter,  untersteht  der  allgemeinen 
Polizei. 

Die  Beigpolizei  wird  ausgeübt  teils  in 
der  Form  allgemeiner  BergpoUzeiveroid- 
nuDgeo,  teils  in  dei  besonderer  Verfügimgen. 
Sie  wird  in  den  Dtaidem  des  französischen 
Beigrechts  dundi  die  Diwane  der  allgemeinen 
Landesverwaltung  gehandhabt,  denen  Berg- 
beamte (ing^nieurs  des  minee)  nur  als  Rat- 
geber zur  Seite  stehen.  In  den  Ländern 
des  deutschen  Bergrechts  sind  selbständige 
und  besondere  Bergbehtkden  eingerichtet, 
in  der  untersten  Instanz  die  Bevien>eamten, 
in  der  Provinzialinstanz  die  Oberbeigftmter 
(in  Oesterreich  Beighauptmannschafteu) ;  als 


oberste  Instanz  fungiert  in  Preussen  (jetzt 
wieder)  der  Minister  für  Handel  und  Ge- 
werbe, in  Oesterreich  der  Äckerbauminister. 
In  Preussen  fungierten  früher  die  Direk- 
toren der  Staatsbei^werke  zugleich  als  die 
Revierbeamten  für  das  ihnen  unterstellte 
Ber^verk,  neuerdings  sind  auch  die  Staats- 
betriebe den  Revierbeamten  beig-  und  ge- 
werbepolizeilich  unteretellt,  die  oberen  In- 
stanzen sind  fOr  Staats-  und  Privatbeigweike 
gemeinschaftlich.  In  Sachsen,  Oesterreich 
imd  anderen  Staaten  ist  die  Verwaltung  der 
Staatsgniben  und  der  Privatbergwerke  im 
wesentlichen  von  einander  getrennt ;  erstere 
unterstehen  dem  Finanzministerium.  Der 
Erlass  allgemeiner  BeiCTolizeiverordnungen 
steht  den  Provinzialbehörden  zu.  Gegen 
bergpolizeiliche  Verfügungen  ist  in  Fruik.- 
reidi  und  Preussen  die  Anrufung  des  Ge- 
riclits  unstattliaft ;  auch  die  Verwaltungs- 
I  gerichtabarkeit  findet  in  Pienssen  hier  nicht 
Anwendung.  Letzteres  ist  dag^^en  in  Oester- 
reich der  Fall. 

Die  Vorschriften  über  die  Bergpolizei 
mit  EinschluBS  derienigeu  über  den  Betriebs- 
plan wie  über  den  BefähipmgsQachweis 
gelten  nach  preussischem  Rechte  nicht  bloss 
für  den  Bergbau  im  eigentlichen  Sinne, 
sondern  häufig  auch  in  Fällen,  wo  die 
Mineralien  zum  Grundeigentume  gehlen, 
insbesondere  für  den  Bergbau  auf  Kohlen 
in  den  Gebieten,  wo  dieses  Mineral  zum 
Grundei^ntume  gehört,  desgleichen  für  die 
Dachsohieferbrüche,  die  Trassbrüdie  und  die 
unterirdisch  betriebenen  Mühlsteinbrttohe 
links  des  Rheins,  neuerdings  auch  für  den 
Eisenerzbau  in  Schlesien  und  den  Salzberg- 
bau in  der  Provinz  Hannover,  nicht  für  die 
Eemstein^winnung. 

Auch  m  den  Staaten,  wo  alle  Miuer^en 
zum  Grundeigentume  gehören  und  ein  eigent^ 
liches  Bergrecht  wie  eine  besondere  Berg- 
pohzei  nicht  bestehen,  hat  man  sich  in  der 
neuesten  Zeit  genötigt  gesehen,  in  beson- 
deren Gesetzen  für  einzelne  Zweige  des 
Bei^fbaues  eingehende  Bestimmungen  poli- 
zeilicher Art  zu  treffen.  Dies  gilt  insbe- 
sondere von  den  englischen  Gesetzen  über 
Erzber^weike  vom  10.  August  1872  und 
über  die  Steinkohlengruben  vom  16.  Sep- 
tember 1887.  Dieselben  enthalten  sehr  de- 
taillierte Bestimmungen  und  schreiben  unter 
anderem  den  Befähigungsnachweis  fOi'  alle 
Grubenbeamten,  Herstellung  von  Uruben- 
bildem  und  zahlreiche  Massnahmen  zum 
Wohle  und  zur  Sicherheit  der  Arbeiter  vor. 
Dem  Staatssekretär  ist  das  Recht  g^eb^, 
noch  besondere  bergpolizeihche  Vorschriften 
zu  erlassen  (s.  Art.  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung in  Groasbritannien 
oben  Bd.  I  besonders  S.  ^5).  Die  Hand- 
habung der  Gesetzgebung  zum  S(diatze  dec 
Arbeiter  auf  den  der  Bergpolizei  unteretehen- 


Bei^gbau  (Allgemeines) 


555 


den  Gruben  ist  deujeuigea  Organen  anvei-- 
traut,  velcho  die  Bergpolizei  ausüben,  in 
Preussen  also  den  BergrevierbeamteD,  welche 
insoweit  auch  als  FabiiMnapektoren  fungieren. 
Auf  den  Staatabergwerken  in  Preussen  liaben 
die  Dirigenten  derselben  neuerdings  auf- 
gehört,  zugleich   als   Fabrikinspektoren   zu 

Beim  Bei^bau  hat  die  gesetzliche  FRr- 
soi^  fOr  die  Arbeiter  von  alters  her  be- 
standen. Schou  die  Kuttenberger  Bergord- 
nung vom  Jahre  1300  schreibt  vor,  doss 
kein  Arbeiter  zwei  Schichten  (von  Je  sedis 
Stunden  Dauer)  hintereinander  verfahre, 
in  labore  deficiat«.  (S,  im  Dbrigen  d.  Art, 
Bergarbeiter  unten  S.  557  ff.) 

IL  Die  Frage  der  Verataatlicliiuig 
der  Bergwerke.  Die  Uebemahme  aller 
Bergweike  durch  den  Staat  wird  nicht  niur 
von  sozialistischer  Seite  gefordert,  sondern 
ist  ans  Anlass  der  grossen  Ausstände  dei 
Bei^arbeiter  und  der  Steigeniag  der  Eohlen- 
preise  auch  von  konservativeii  Schriftstellern 
und  Zeitungen  ernstlich  befürwortet  worden. 
Man  glaubt,  dass  auf  diesem  Wege  sowohl 
die  I^ge  der  Borgarbeiter  verbessert  als 
auch  der  regelmassige  Betrieb  der  Berg- 
werke gesichert,  das  Publikum  vor  Aus- 
beutung durch  Freiskoalitionen  geschützt 
und  jeder  die  Interessen  der  Zukunft  schfi- 
digender  Baubbsu  verhindert  werden  könne. 

Bei  der  ErSrterung  dieser  Frage  sind 
mannigfache  Qeeichtspunkte  in  Betracht  zu 
ziehen.  Es  muss  zunächst  unterschieden 
werden  zwischen  den  bereits  verhehenea, 
in  Privatbesitz  befindlichen  und  den  noch 
unverliehenen  Bergwerken,  In  Ansehung 
der  letzteren  kann  zum  mindesten  vom 
rechtüchen  Standpirnkte  kein  Bedenken  be- 
stehen, dass  der  Staat  die  von  ihm  erklärte 
Bergbanfreiheit  zurückzieht  und  sich  für 
die  Zukunft  die  Gewinnung  aller  noch  nicht 
vraiiehenen  Minerahen  vorbehält  oder  dass 
er  nach  dem  Vorbilde  des  französischen 
Beigrechts  den  z,  B,  im  preussischen  und 
Osterreichischen  Bei^esetze  anerkannten 
.  BechtsanapnKdi  auf  die  Verleihung  beseitigt 
und  die  Erteilung  der  Verleihung  von  dem 
Ermessen  der  Staatsbehörden  abhflngig  macht. 
Es  kannte  dies  nicht  zur  Folge  haben,  dass 
den  bereits  bestehenden  Bergwerken  ein 
Uonopol  eingerilumt  wird,  weil  der  Staat  ja 
Qberall ,  wo  es  mißlich  und  nach  den  vor- 
üegenden  Bedürfmssen  wünschenswert  ist, 
neue  Bergwerke  selbst  eröffnen  oder  Bei^- 
bauluBtigen  übertragen  darf.  Wenn  einst 
die  ßei^baufreiheit  erklärt  wurde,  um  zu 
bergmännischen  Unternehmungen  anz  ulocken, 
so  bedarf  es  dessen  nicht  mehr  bei  dem  im 
allgemeinen  den  Bedarf  Übersteigenden  An- 
gebote von  Bergwerksprodukten,  Sachpreus- 
eischem  Bergrechte  kann  jeder,  der  das  Vor- 
handensein  eines   Minerals   nachweist,   für 


1,5  Mark  Stempelkosteu  dos  ausscliüessliche 
Recht  erwerlien ,  das  Mineral  imtör  einem 
Felde  von  über  2  Millionen  (im  zu  gewinnen. 
El-  behält  dieses  Recht,  ohne  Stauern  zu 
entrichten,  auch  wenn  er  keine  Anstalten 
zur  Gewinnung  des  Minerals  trifft.  So  hab^i 
einzelne  Spekulanten  in  Pi-eusseu  ohne  jedes 
Entgelt  fast  Quadratmeilen  umfassende  Fel- 
der erworben  und  lassen  diese  ruiiig  liegen. 
In  nicht  wenigen  Fällen  hatte  die  Berg- 
baufreiheit zur  Folge,  dasa  der  Staat  Pri- 
vaten ganze  Vermögen  übereignete,  z.  B. 
durch  Verleihung  der  Kalisalzfelder,  Trotz- 
dem möchte  ein  praktisches  Bedürfnis  zui- 
Aufhebung  der  Bei-gbaufreiheit  gegenwärtig 
kaum  vorhegen,  ausser  für  den  Juilisalzberg- 
bau.  In  den  Ländern  des  gemeinen  deut- 
B(dien  Bergrechts,  in  Oesterreich-Ungam  und 
in  Sachsen,  neuerdings  in  Anhalt,  Braun- 
schweig, Baden,  Mecklenbui^  imd  noch  in 
anderen  Staaten  sowie  im  Königreich  Italien, 
in  den  meisten  Schweizer  Kantonen,  in 
Ostrumelien,  Bosnien  und  der  Herzegowina 
sind  alle  Salze  ein  vorbehaltenes  E^nturo 
des  Staates.  Dies  hat  bezüglich  des  Stein- 
salzes und  des  Siedesalzes  ~  die  im  Ueber- 
flusse  vorhanden  sind  und  st^ts  vorhanden 
sein  werden  —  keine  besondere  volkswirt- 
schaftliche, sondern  höchstens  fiskalische 
Bedeutung.  Anders  liegt  es  für  die  Kali-, 
Magnesia-  und  ähnliche  Salze,  welche  ober- 
halb der  Steinsalzlager  in  der  noi-ddeutsdien 
Tiefebene  und  hier  einzig  und  allein  auf 
der  ganzen  Erde  vorkommen.  Diese  haben 
namentlich  f ör  die  Landwirtschaft  als  künst- 
liches Düngemittel  den  grössten  Wert,  und 
es  ist  wiederholt,  insbesondere  von  Schulz- 
Lupitz  namens  der  deutschen  Landwirte  im 

Breussischen  Abgeordnetenhause  wie  vom 
nterzeichneten  in  seinem  Entwürfe  eines 
deutschen  Berggesetzes  angeregt,  die  Berg- 
baufreiheit für  Kalisalze  aufzuheben  imd  an 
Stelle  derselben  ein  Reichsmonopol  zu  er- 
richten, namenthch  aus  folgenden  Gründen : 
Die  schon  jetzt  vorhandenen  Anlagen  sind 
mehr  als  hinreichend,  den  Bedarf  der  gan- 
zen Erde  an  Kalisalzen  zu  decken;  jede 
fernere  Aolwe  ist  daher  vom  volkswirt- 
schaftlichen Standpunkte  als  unnütz  zu  be- 
zeichnen. Vor  aUem  ist  aber  entscheidend, 
dass  jedes  neue  Bohrloch  —  und  es  werden, 
um  neue  Lagerstätten  zu  erschliessen,  zfdil* 
reiche  Bohrlöcher  niedergebracht  —  eine 
neue  und  grosse  Gefahr  für  den  ganzen 
Kahsalzbei'gbau  in  sicli  schliesst,  weil  es 
den  Wassern  oberhalb  der  Kalisalze  einen 
Weg  in  diese  bahnen  kann  und  schon  zu- 
weilen gebcdiDt  hat  Das  Eindringen  grös- 
serer Wassermen^n  kann  die  Auflösui^  der 
stark  hygroskopischen  Salze  und  dadurch 
deren  gänzliche  Zerstörung  zur  Folge  haben. 
Die  R^rvation  aller  nocli  nicht  verlieheoMi 
Kalisalze  für  das  Reich  kann  auch  nicht  ein 
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Monopol  2>i  Gunsten  der  bestehenden  KaJi- 
ualzwerke  bringen,  wenn  das  Eeicli,  wie 
vorgeschlagen  wunle,  dieselben  uacb  ihrem 
bisherigen  Werte  zu  erwerben  berechtigt 
und  verpflichtet  werden  soll.  Da  mehr  eüs 
die  Hälfte  der  £aiisalze  in  daa  Ausland 
geht,  da  femer  die  Vereinigung  aller  Be- 
triebe eine  vie)  billigere  und  rationellere 
Produktioa  hei-vorbriogt,  so  kann  das  Reiuh 
von  dem  Absätze  in  das  Ausland  höheren 
Gewinn  ziehen  und  den  inländischen  Kon- 
sumenten dagegen  die  Salze  bilhger  liefern. 

Durch  die  in  neuester  Zeit  gemachten 
grossartigeQ  Aufschlüsse  von  Kah  salz  Vor- 
kammern, naroentlich  am  Südrande  des  Har- 
zes, in  Hannover  ond  östlich  von  Berlin,  sind 
die  Aussichten  auf  die  YerstaaÜichung  des 
Ralisalzbei^baues  oder  die  Sperrung  dieses 
Bergbaues  für  Private  sehr  geschwunden. 
Indes  stehen  vielleicht  ungeahnte  Eata- 
atrophen  bevor,  welche  diese  Aussichten 
wieder  steigen  lassen  werden. 

12.  Die  Verstaatlicfaiing  der  Kohlen- 
p^iben.  Abgesehen  vom  Kali  Balzbergbau 
ist  die  Yerstaatlichimgsfrage  zur  Zeit  nur 
für  den  Kohlenbergbau  von  praktischer  Be- 
deutung. Die  starke  Konkurrenz,  welciie 
die  deutschen  Koblenbei^werke  sich  unter- 
einander bereiten  und  welche  ihnen  auch 
vom  Auslande  bereitet  wird,  hat  nach  Auf- 
hebung der  staatlichen  Direktion  zur  unaus- 
bleiblichen Folge,  dass  die  Gruben,  um  kon- 
kurrenzfähig zu  bleiben,  oft  —  namentlich 
fcei  niedrigen  Kohlenpreisen  —  nur  die 
mÄchtigei-en  Plötze  ausbeuten,  die  schwä- 
cheren dagegen  zu  Brache  bauen  und 
volkswirtschaftlich  dadurcli  für  immer  zer- 
stören. Es  ist  dies  eine  Art  von  dem,  was 
früher  Raubbau  genannt  wTu:de.  In  abseh- 
barer Zeit  freilich  wird  sich  ein  Kohlen- 
mangel nicht  herausstellen,  da  Freussen 
nach  der  Ansicht  mancher  Kenner  trotz  seiner 
geringeren  Produktion  an  natürlichem  Kohlen- 
reichtum England,  vielleicht  auch  das  ganze 
übrige  Europa  überragt  und  noch  für  mehrere 
Jahrhunderte  Vormt  besitzt  Allein  auch  die 
Steinkohlen  Preussens  werden  nach  einer 
noch  nicht  genau  anzugebenden  Zahl  von 
Jahrhimderten  abgebaut  sein,  oder  man  wird 
wenigstens,  um  Kohlen  zu  gewinnen,  in 
grössere  Tiefen  herabsteigen  müssen,  womit 
erhebliche  Mehrkosten  )md  wegen  der  zu- 
nehmenden Wärme  steigende  Belästigimgen 
der  Arbeiter  verursacht  werden.  Glaubt 
man  nun  nicht  späteren  Jahrhunderten  die 
Sorge  für  die  Besclii^ung  geeigneten  Bi:gnn- 
raaterials  überlassen  zu  dürfen,  so  kann  in 
Frage  kommen,  ob  durch  Wiedereinführung 
der  staatlichen  Bevormundung  dem  etwaigen 
Raubbau  Einhalt  gethan  werden  soll.  Diese 
Präge  möchte  heute  fast  allgemein  verneint 
werden,  da  auch  der  Staat  schon  mit  Rfick- 
sicht  auf  die  internationale  Konkmrenz  nicht 


nach  anderen  als  den  heimbrachten  Grund- 
sätzen seine  Berg«'erke  betreiben  lassen 
kann,  wenn  dieselben  ohne  finanzielle  Opfer 
ausgebeutet  werden  sollen.  Zudem  ruht 
auch  der  privat«  Bergbau  meist  in  den 
Händen  hoch  intelligenter  und  tüchtiger 
Männer,  die  gegen  jede  wirtschaftliche  En- 
mischung  vom  grünen  Tische  Einspruch  er- 
heben würden.  Die  Westfalen  haben  sich 
in  der  Weise  zu  helfen  gesucht,  dass  sie 
auf  Steigerungen  der  Steinkohlenproduktion 
besondere  A^aben  für  die  Bergbauhilfs- 
kasse —  ein  gemeinnütziges  Institut  - —  er- 
heben, auch  die  Fördening  durch  Konven- 
tionen regeln.  Eine  fernere  Frage  ist  die, 
ob  der  Staat  alle  vorhandenen  Kohlengruben 
(freihftndig  oder  espropriationsweise)  erwer- 
ben soll.  Dafür  Hesse  sich  anführen,  dass 
der  Besitz  aller  Kohlengruben  in  einer  Hand 
eine  rationellere  und  billigere  Produktion 
bewirken,  die  zuweilen  vorgenommene  Ver- 
schleuderung der  Kohlenstdifttze  beseitigen, 
die  Ausbeutung  schwächerer  Kohlenflötze 
möglich  machen  und  doch ,  wenn  nötig, 
höhere  Löhne  gewähren  könnte.  Indes  ist 
man,  namenüich  nach  der  eingetretenen 
Sfeigenmg  der  Kohlenpreise,  von  der  Yer- 
staatlicbungsidee  ziemlicb  allgemein  alw6- 
kommen.  Es  wäre  auch  swiwierig,  die 
zahlreichen,  wertvollen  und  zersplittert 
liegenden  Kohlengruben  zu  erwerben  und 
von  einer  Centralstelle  aus  zu  verwalten. 
Im  grossen  und  ganzen  wird  auch  kaum 
bestritten,  dass  der  private  Kohlenbei^tiau 
an  Tüchtigkeit  seiner  Leiter,  in  seinen  Er- 
folgen und  den  von  ihm  gezahlten  Löhnen 
dem  fiskalischen  gleichkommt  und  dass  sich 
das  bestehende  gemischte  System  (etwa  ein 
Fünftel  des  Bei^baues  ist  fiskalisch)  bisher 
wohl  bewährt  hat  —  S.  auch  die  Artt. 
Eisen  und  Eisenindustrie,  Stein- 
kohlen. 

Lltteratnr:  Aiif  gftekichtUeh^n  Gebüle  Arndt, 
Theorie  und  Getchitkte  rf«  Bergregals,  Halle 
1S79 ,  deuen  Amiehten  neveräingt  bei  R. 
Schröder  und  Siegel  (i.  deren  deuUehe  SechU- 
geickichte)  und  teUioeUe  bei  Heualer  (Institti- 
tionen  dtt  DeuUehen  Priratreehtij  ZutlimmtMg 
ytfunden  haben,  von  älteren  Werken  H.  Ach^n- 
baeh,  deuiachei  Bergrcehl.  In  neuester  Zeit 
haben  sich  den  Arndtichcn  Ergdminen  ange- 
ichloiten;  Schmotler  im  Jahrbuch  fär  GteeU- 
gtbung,  Bd.  ISO,  SG9,  Oothein,  WirUebaftt- 
geichUhie  da  Sekuramcaldei,  ISP*,  Bd.  I,  S.  SO, 
619,  Brunner,  BechUgetMchte,  Leipzig  ISSS, 
Hd.to,  76,  vtmltMma-Stemegg,  0}>Usu.ii.n. 
—  Für  dae  gegenviärlige  Recht  i.  Lmthold, 
öaterreichitrhei ,  H,  Aehenbach,  frani6tiechet 
Bergrecht,  ferner  Biury,  TraiU  de  la  legiilation 
dee  minet,  BruxeUe»  IS59.  —  Aguillon,  Ligit- 
tatioH  des  minet  Jraji^iie  et  ilrangire,  Ririi- 
Bmxtüei  lS8i  tuiv.  —  Batnbrtdge,  A  treatim 
on  lA»  law  of  mijies  aud  mineralt ,  London 
1S56.  —  SWlnuteVt  ^^''  '"''''  ofminei,  gvarrie» 
and  minerale,  London  ISSi;    und  die  ATtmiBKn- 
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tare  ron  Hugaeen,  Bra»»ert,  K/«af«tinaHn, 

Oppetthoff  und  Arndt  (£.  Aufl.)  zum  preua- 
ntehen  Berggtattii.  —  SchAffle,  Trtrmung  von 
■  Staat  und  VotktwirUrhafl  (n  Vtntaallichunsa  de* 
ühhlenbergbauet)  in  der  Zeitichr,  f.  ^atme. 
ISS9,  S.  S91 — rsH.  —  S.  ftnifr  Arndt,  Berg- 
bart Kfirf  Bergbai'pnlitik,  Leipzig  J89i. 


II.  Die  Bergarbeiter. 

1.  AllgemeiBes.  ä.  Arbeitavertrag'.  3.  Ar- 
beitBOrdonne.  4.  Kinderarbeit.  5.  AibeiUzeit. 
6.  AbkahriCDela  and  ArbeitsbticlL  7.  Fianen- 
orbeit.  8.  Soimtag:8aibeit.  9-  Arbeiteransacbflsee. 

1.  Allgemeines.  Die  im  Bergbau  be- 
schäftigten Arbeiter  des  Altertums  waren 
\TohI  ausnahmslos  Sklaven:  Eiiegs-  und 
Strafgefangene.  Gleichwohl  findet  sich 
schon  eine  besondere  Fürsorge  des  Staates 
fflr  die  Bergarbeiter;  so  sorgte  die  Berg- 
werksverfassung  fflr  Vipaska  (aus  dem  ersten 
Jahrhundert  unserer  Zeitrechnung)  für 
Schulen  und  Bäder. 

Im  Mittelalter  waren  die  Bei^;arbeiter 
Freie.  Da  die  Kunst  des  Bei^baues  nicht 
allgemein  bekannt  war,  wurden  Bei^leute 
überall  und  meist  unter  Inaussichtstelliuig 
besonderer  Vorrechte  gesucht.  Bis  in  die 
neueste  Zeit  genossen  dieselben  vielfach 
Steuerbevorzuguneen,  eines  besonderen  Qe- 
lichtestandeB  und  der  Befreiung  von  Mili- 
tArdienstpflichten. 

Bis  in  die  neueste  Zeit  stand  der  Berg- 
bau sowohl  nach  gemeinem  deutschen  Berg- 
rechte wie  nach  den  in  Deutschland  gel- 
tenden Bergordnungen  und  dem  aUgemeinen 
preussifichen  Landrechte  unter  der  Direktion 
des  Staates.  Eine  Folge  hiervon  war,  dass 
Anstellung  und  Entlassung  der  Bergubeiter, 
die  Verlegung  deraelben  von  Grube  zu 
Grube  in  den  Händen  des  Staates  lag.  Die 
Staatsbeamten  stellten  zugleich  Art  und 
Hohe  des  Lohnes  fest. 

Noch  das  sogenannte  Mitei^entümei^esetz 
V.  12.  Mai  1851  lieas  in  Preussen  den  Bei^- 
behSrden  ihren  Einfluss  auf  die  Anlegung, 
Verlegung  und  Ablegung  der  Bergleute 
sowie  ai3  die  Normierung  ihres  Lolines. 
Erat  das  G.  v.  31.  Mai  1860  gab  den  Ber^ 
werksbesitzem  auch  nach  dieser  Sichtung 
das  Becht  des  freien  Vertragsabschlusses. 
Dieses  Recht  wird  au  frech  terb^ten  im 
preuseischen  Bergf^esetze  v.  24  Juni  1S65 
und  ist  mit  diesem  in  die  meisten  deutschen 
Staaten  eineeführt 

Das  sB^i&ische  Bei^esetz  vom  Jahre 
1851  und  das  Seterreidueche  vom  Jahre 
1854  haben  den  gleichen  Standpunkt  ange- 
nommen. Derselbe  gilt  in  Frankreich  schon 
seit  dem  Beivgeeetze  vom  Jahre  1810. 
Weder  in  Frankreich  noch  in  England  giebt 


es  über  den  Inhalt  des  Arbeitsvertrages  für 
Bergleute  vom  gemeinen  Rechte  abweichende 
Voj-scliriften. 

2.  Arbeitsvertrag.  Der  gi-osse  Betg- 
arbeiterausstand  im  Jalire  1889  gab  die  An- 
regung zn  einer  genauen  Untersuchung  des 
Vertragsverhältnisses  der  Bei^leute.  Diese 
führte  in  Preussen  zu  der  Novelle  v.  14, 
Juni  1892.  OnrndsAtzlicli  hält  auch  diese 
an  der  Vertragsfreiheit  fest,  modifiziert  sie 
jedoch  in  mannigfaltiger  Weise.  Untersagt 
ist  den  Bergwerksbesitzem,  für  den  Fall 
der  rechtswidrigen  Auflösung  des  Arbeits- 
verhältnisses durcli  den  Bergmann  die  Ver- 
wirkung  des  rückstänrligea  Lohns  ül)er  den 
Betrag  des  durchschnitUichen  Wochenlohns 
hinaus  auszubedin^n. 

Dos  in  der  Beich^;ewerbeordnung  auf- 
gestellte Verbot  des  Trucksystems  gilt  auch 
für  die  Auslohnung  der  Bergleute,  Erfolgt 
die  LohnberechnuQg  auf  Oruud  abgeschlos- 
sener Gedinge,  so  ist  der  Bei^werksbesitzer 
verpflichtet,  den  Rauminhalt  und  das  Leer- 
gewicht, soweit  dies  fflr  die  Lohnberech- 
nune  erforderlich,  deuthch  ersichtlich  zu 
machen.  Für  Waschabzänge ,  Halden  und 
sons^e  beim  Absatz  der  Produkte  gegen 
die  Fördermenge  sich  ergebende  Verluste 
dürfen  dem  Arbeiter  Abzüge  von  der  Ar- 
beitsleistung oder  dem  Lohne  nur  mit  Ge- 
nehmigung der  Bergbehörde  gemacht  wer- 
den. Wenn  nichts  anderes  verabredet  ist, 
kann  das  Vertragsverhältnis  zwischen  dem 
Bergwerksbesitzer  und  dem  Bei^mann  durch 
eine  jedem  Teile  freistehende  vierzehn 
Tage  vorher  zu  erklärende  Köndigu^  auf- 
gelöst werden.  Werden  besondere  Kündi- 
gungsfristen vereinbart,  so  müssen  sie  für 
beide  Teile  gleich  sein.  Es  kann  vereinbut 
werden,  dass  jeder  Tag  oder  jedes  Stüci 
das  letzte  ist,  d.  h.  daas  der  ^  ertrag  ohue 
Frist  —  sofort  —  aufhebbar  ist.  Doch  wird 
von  diesem  Rechte  wenigstens  auf  Seiten 
der  Bergwerksbesitzer  praktisch  kaum  Ge- 
brauch gemacht. 

Ohne  Aufkfindi^ng  können  Bei^leute 
entlassen  werden,  wenn  sie  eines  Diebstahls, 
einer  Veruntreuung,  eines  liederlichen  Le- 
benswandels, grol)en  Ungehorsams  oder  be- 
harrlicher Widerspenstigkeit  sich  schuldig 
madien,  wenn  sie  eine  sicherheitspolizei- 
liche Strafvorschrift  bei  der  Bergarbeit  über- 
treten, wenn  sie  sich  Thäthchkeiten  oder 
Schmähungen  gegen  den  Bei^werksbesitzer, 
dessen  Stellvertreter  oder  die  ihnen  voi^e- 
setzten  Beamten  erlauben  und  wenn  sie  zur 
Fortsetzung  der  Arbeit  unfähig  geworden 
oder  mit  einer  ekelerregenden  Krankheit 
behaftet  sind.  Die  Bergleute  können  ihrer- 
aeits  olme  Aufkündigung  die  Arl)eit  ver- 
lassen, wenn  sie  zur  Fortsetzung  der  Arbeit 
unfähig  werden,  wenn  der  Bergweiisbe- 
sitzer  oder  dessen  Stellvertreter  sich  thät- 
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lieh  an  ihnen  vei^:reift  iind  -wenn  er  ihnen 
den  versproehenen  Lohn  oder  die  BODstigen 
Oegenleistiingen  ohne  genügen  de  Yeran- 
tasBung  vorenthält. 

3.  ArbeitBordnanff.  Das  österreichi- 
sche Berggesetz  vom  Jahre  1854  verlangt 
in  §  200  obligatorisch  die  Errichtung  von 
Arbeitsoi-dnungen,  Dienstordnun^n  genannt. 
Diese  bedflrfen  der  Genehmigung  der 
Bei|;beh5rde  und  mOssen  Bestimmungen 
trenen  über  die  verachiedenen  Klassen  der 
Arbeiter  und  Aufseher  und  deren  Dienslau- 
weiaungen  sowie  über  die  örtlich  verscliie- 
denen  Bestimmungen  der  Verwendung  von 
Weibern  imd  Kindern  mit  Rücksicht  aiif 
die  phj-sische  Kraft  und  lUe  gesetzliche 
Untemchtsteilnahme  der  letzteren,  über  das 
Verhältnis  zwischen  Arbeitern  und  Äuf- 
Hehem,  über  die  Zeit  und  Daner  der  Arbeit, 
über  da&  Betragen  in  »nd  ausser  dem 
Dienste,  übei'  die  üblichen  Ablohnungsver- 
hältnisse,  über  die  Gebühren  im  FaJle  der 
Erkrankimg  und  Vei-UDglückung,  über  die 
Geld-  und  Arbeitsstrafen. 

Nach  sächsischem  Bei^echte  ist  der 
Erl^e  einer  Arbeitsordnung  obligatorisch, 
wenn  auf  einer  bergmännischen  Anlage  we- 
nigetena  10  Ai-beiter  bescliäftigt  sind.  Die 
Bäiörde  kann  die  Entfernung  eines  Ueber- 
masscs  in  den  Strafen  imd  ungeeigneten 
Vorschriften  übei-  die  Veriveudung  der 
Geldstrafen  fordern. 

In  Preussen  fehlte  bis  ziir  Norelle  v.  ] 
34.  Juni  1892  der  Zwang,  Arbeitsordnungen 
zu  erlassen.  Dieser  Zwang  wmde  auf  die 
Klagen  der  Bergleute  über  die  Art  und 
HChe  der  Konventionalstrafen,  namentlich 
Aber  das  Nullen,  d.  h.  Nichtanrechnen,  un- 
genügend oder  mit  mangelhaftem  Jlineral 
beladener  Wagen,  ferner  über  den  Zwang 
zum  Verfahre a  von  Ueberschichten,  über 
die  Verwendung  der  angedrohten  Strafen, 
endlich  über  die  Berechnung  des  Oedinge- 
lohns  durch  die  bezeichnete  Novelle  einge- 
führt. Der  Gesetzgebung  kam  es  darauf 
an,  den  Inhalt  des  Arbeitsvertrages  so  klar 
zu  machen ,  dass  Zweifel  au^:eschlo3sen 
sein  sollten.  Vor  dem  Erlass  der  Arbeits- 
ordnung o<ler  eines  Nachtrags  dazu -ist  den 
grosHJfUirigen  Arbeitern,  bezw.  den  Arbeiter- 
ausschOssen,  Gelegenlieit  zu  geben,  sich 
über  die  Arbeitsordnung  zu  äussera.  Die 
Arbeitsordnung  sowie  jeder  Nachtrag  dazu 
ist  unter  Mitt»5lung  der  seitens  der  Arbeiter 
etwa  geäusserten  Bedenken  der  Bere;behörde 
einzureichen.  Die  Bei^behCrde  nat  das 
Recht  (und  zwar  jederzeit),  zu  prüfen,  ob 
die  Arbeitsoi-dnung  oder  der  Nachtr^  dazu 
vorschriftsmässig  erlassen  sind  und  ob  deren 
Inhalt  den  gesetzlichen  Vorschriften  ent- 
spricht. Eine  Genehmigung  der  Arbeits- 
ordnung dnrch  die  Bergbehörde  findet  nicht 
statt.     Jedoch  ist  der  Besitzer  bei   Strafe 


verpflichtet,  gesetzmässig  erhobene  Anstände 
zu  erledigen.  Ueher  das,  was  jede  Ar- 
beitsordnung enthalten  muss,  ^ebt  das 
Gesetz  vom  Jahre  1892  sehr  emgeliende 
Vorschriften :  Sie  muss  das  Bergwerk  oder 
die  Betriebsanlage  imd  den  Zeitpunkt  des 
Inki'afttretens  angeben  imd  vom  Besitzer 
oder  dessen  Vertreter  unterzeichnet  sein.  Sie 
muss  Bestimmungen  entboten  :  1.  über  Anfang 
und  Ende  der  regelmässigen  Arbeitszeit,  über 
die  Zahl  und  Dauer  der  Pansen,  über 
die  Voraussetzungen  der  Verpflichtung  zur 
Leistung  von  Ceber-  und  Neben  schichten, 
über  die  Ein-  und  Ausfalirt  imd  über  die 
üeberwachimg  der  Anwesenheit  der  Arbeiter 
in  der  Grube;  2.  über  die  zur  Festsetzung 
des  Schichflohns  und  ziu:  Gedingeabnahme 
ermächtigten  Pereonen,  über  die  Beurkun- 
dung und  Bekanntmachung  des  Gedinges, 
Ober  die  Voraussetzungen  einer  Verände- 
ning  o<ler  Aufhebung  des  Gedinges  sowie 
über  die  Art  der  Bemessung  des  Ijohnes, 
wenn  keine  Vereinbanmg  über  das  Gedinge 
zu  Stande  kommt;  3.  üt)er  Zeit  und  Art  der 
Anrechnung  der  Lohnzahlung,  über  die 
Fälle,  in  denen  Abzüge  wegen  ungenügen- 
der oder  vorschriftswidriger  Arbeit  gemacht 
wenlon  dürfen  sowie  über  den  Bes<^werde- 
weg  gegen  solche  Abzüge;  4.  über  Auf- 
kündigimg, Entlassung  und  Austritt  aus 
der  Arbeit;  5,  über  Art,  Höhe  und  Ver- 
wendung der  Ordnungsstrafen;  6.  Über 
Verwirkung  von  Lohnbetrflgen  wegen  Kon- 
traktbruchs; 7.  über  etwaige  Verabfolgung 
imd  Berechnung  der  Betriebsmaterialien  und 
Werkzeuge, 

Ist  im  Falle  der  Fortsetzung  dei-  Arbeit 
vor  demselben  Arbeitsort  das  Gedinge  nicht 
bis  zu  dem  in  der  Arbeitsordnung  be- 
stimmten Zeitpunkte  abgeschlossen ,  so  ist 
der  Arbeiter  berechtigt,  die  Festetellung 
seines  Lohnes  nach  Massgabe  des  in 
der  vorausgegangenen  Lohnperiode  für  die- 
selbe ArbeitsBteUe  gültig  gewesenen  Ge- 
dinges zu  verlangen.  Genügend  und  vor- 
schriftsmässig  beladene  Fördergefässe  dür- 
fen nicht  ziu:  Strafe  in  Abzug  gebracht 
werden.  Werden  Fördei^fässe  wegen  un- 
genügender Beladung  ganz  oder  teilweise 
nicht  in  Anrechnung  gebracht,  so  ist  den 
Arbeitern  Gelegenheit  zu  geben,  hiervon 
nach  Beendigung  der  Schicht  Kenntnis  zu 
nehmen.  0  rd  n  u  n  g  s  -{Disciplinar-) 
strafen  dürfen  regelmässig  die  Half te  des 
Tagelohns  nicht  übersteigen  und  nur  aus- 
nahmsweise den  ganzen  Tageiohn  erreichen ; 
sie  fliessen  nie  zur  Kasse  des  Arbeitgebers, 
sondern  stets  zu  einer  Arbeitemnter- 
stützungskasse.  Dies  gilt  auch  für  alle 
Lohnabzüge  wegen  ungenügender  oder 
vorschriftswidriger  Beladung  der  Förderge- 
fässe. Andere  Konventionalstrafen, 
z.  B.  wegen  Kontraktsbnich,  kann  zwar  der 
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Albeitgeber  fOr  sich  verwenden,  doch  ist 
ihm  mJiegelegt,  auch  diese  im  Interesse 
seiner  Aroeiter  zu  verwenden. 

StrafbestimmuDgen,  welche  das  Ehi^e- 
fühl  oder  die  guten  Sitten  verletzen, 
dürfe ü   in   die    Arbeitsordnung    nicht    au£- 

fenommea  werden.  Andere  als  die  in 
er  Arbeitsordnung  vorgesehenen  Strafen 
dürfen  über  den  Arbeiter  nicht  ver- 
hängt werden.  Die  Strafen  mfiseen  ohne 
Terzug  festgesetzt  und  dem  Arbeiter  zur 
Kenntnis  gebracht  werden, 

üeber  das  Verhalten  der  grossjähri- 
gen  Arbeiter  ausserhalb  des  Be- 
triebes dürfen  Bestimmungen  in  der  Ar- 
beitsordnung nur  mit  Zustimmung  eines 
ständi^n  ArbeiterauBBchusses  und  auch  nur 
über  ihr  Verhalten  bei  Benutzung  der  zu 
ihrem  Besten  getroffenen  auf  dem  Berg- 
werke bestehenden  Einrichtungen  getroffen 
werden. 

Die  Arbeiteordnung  ist  an  geeigneter, 
allen  beteiligten  Arbeitern  zugänglicher 
Stelle  auszuhängen.  Ein  Exemplar  ist 
jedem  Arbeifer  bei  seinem  Eintritt  in  die 
BeschSftigimg  zu  bebftndigen.  Der  Inhalt 
der  Arbeitsordnung  gilt  als  Vertragswille. 
Er  ist  verbindlich,  soweit  er  Gesetzen  nicht 
zuwider  läuft.  Perfekt  wird  die  Arbeits- 
ordnung durdi  den  Aushang,  nicht  durch 
die  Unterschiift  oder  die  Uebei^abe  eines 
Exemplars  der  Arbeitsordnung  an  den  Ar- 
beiter. 

Die  Novelle  v.  24.  Juni  1892  ist  inhalt- 
hch  in  anderen  deutschen  Staaten  rezipiert 
worden. 

Andere  verMul  die  englische  Ge- 
setzgebung. Das  Gesetz  über  die  Erzberg- 
werke V.  10.  August  1872  und  das  Stein- 
kohlenbergwerksgesetz  v.  16.  September 
1887  schreiben  unmittelbar  und  im  Ge- 
aetzestexte  dasjenige  vor,  was  der  deutsche 
Gesetzgeber  als  Inhalt  der  Arbeitsordnung 
wünscht,  z.  B.  Gnindsäfze  über  Art  der 
LohnberechnuM,  Kundgebung  der  Gedinge- 
stellung,  das  Verbot  der  Auezahlung  des 
Lohnes  in  'Wirtshäusern,  die  Berechnung 
der  Lohnhöhe,  die  Verwiegnng  der  geför- 
derten Mineraiquanten  etc.,  das  Recht  der 
Arbeiter,  auf  ihre  Eosten  Wiegekontrolleure 
anzustellen  und  dergleichen. 

4.  Kinderarbeit  Es  gelten  die  Vor- 
schriften der  Ge  werbeord  n  ung,  §g  135  ft 
und  l&4a.  Kinder  über  13  Jahre  dürfen 
danach  zwar  beim  Bei^bau,  wenn  sie  nicht 
mehr  volksschulpflichtig  sind,  beschäftigt 
werden^  indes  findet  eine  solche  Beschäfti- 

Sng  nicht  statt,  da  sie  bei^jiolizeüich  ver- 
ten  ist.  Wenn  die  Gew.-O.  eine  Be- 
schäfHgnng  jugendlicher  Arbeiter  unter  14 
bis  16  Jahren  während  10  Stunden  täglich 
gestattet,  so  greifen  auch  hier  die  Berg- 
polizeiverordnungen weiter  ein,  ineofern  sie 


anstrengendere  Arbeiten  z.  B.  Karrenlaufea 
nur  auf  kürzere  Zeiten  und  mnr  anf  Grund 
ärztlicher  Zeugnisse  über  die  Unschädlich- 
keit gestattet,  üeber  die  Beschäftigung 
jugendlicher  Arbeiter  auf  Steinkohlenberg- 
werken, lieegleichen  über  die  Beschäftigung 
von  Arbeiterinnen  auf  Steinkohlenberg- 
werken, Zink-  und  Bleierzbergwerken  und 
auf  KoUereien  im  Kegierungsbezirk  Oppeln, 
hat  der  Bundesrat  auf  Gnmd  §  139  a  der 
Gew.-O.  besondere  im  Beichsgesetzblatt  1892 
S.  328  bezw.  S.  331  abgedruckte  Vorschriften 
erlassen.  Näheres  b.  Art  Arbeiter- 
Bchutzgesetzgebuog  in  Deutsch- 
land oben  Bd.  I  besonders  S.  4990. 

5.  Arbeitszeit  Tür  erwachsene  männ- 
liche Arbeiter  besteht,  von  der  Sonntags- 
arbeit abgesehen,  die  Vertragsfreiheit.  Doch 
kann,  indes  nur  in  besonderen  Fällen,  ein 
Normalarbeitätag  polizeilich  vorgeschrie- 
ben werden.  Das  Gesetz  vom  Jahre  1892 
bestmunt  nämlich:  >Für  solche  Betriebe,  in 
welchen  durch  übermässige  Dauer  der  täg- 
lichen Arbeitszeit  die  Gesundheit  der  Ar- 
beiter gefälirdet  wird,  können  die  Oberbei^- 
ämter  Dauer,  Beginn  und  Ende  der  täg- 
lichen Arbeitszeit  und  die  zu  gewährenden 
Pausen  vorschreiben  und  die  zur  Durch- 
führung dieser  Vorschriften  erforderiichen 
Anordnungen  erlassen.'^  Ausserdem  geht  die 
Praxis  danin.  eine  Kaximalarbeitszeit  auch 
für  solche  Personen  vorziischi'eiben,  deren 
Dienst  besonders  verantwortungsvoll  und 
anstrengend  ist,  z.  B.  für  die  Signalgeber 
(Anschläger),  damit  nicht  durch  ihre  Ab- 
spannung Unfälle  entstehen. 

6.  AbkehrBchein  und  Arfoeitabnch. 
Dem  abkehrenden  grossjährigen  Bergmann 
ist  ein  Abkehrschein,  d.  h.  ein  Zeugnia 
über  die  Art  und  Dauer  seiner  Beschäfti- 
gung und  (nur)  auf  sein  Verlangen  (und 
zwar  auf  einem  besonderen  Blatte)  ein 
Zeugnis  über  seine  Führung  und  seine 
Leistungen  auszustellen.  Der  Abkehrachein, 
ohne  den  kein  Bei^:mann  wieder  in  Arbeit 
genommen  werden  darf,  ist  ihm  unbedingt, 
auch  wenn  er  unter  Kontraktbruch  die  Ar- 
beit verlässt,  zu  verabfolgen. 

Die  Arbeitgeber  dürien  die  Zeugnisse 
nicht  mit  Merkmalen  versehen,  welche  den 
Zweck  haben,  die  Arbeiter  in  einer  aus 
dem  Wortlaut  des  Zeugnisses  nicht  eiHicht>- 
lichen  Weise  zu  kennzeichnen.  Minder- 
jähr^  Bergleute  müssen  lande^esetzlich 
em  Arbeitsbuch  führen.  Die  Vorschrif- 
ten über  AuEstelhmg,  Verwahrung,  Aus- 
füllung und  Aushändigung  entsprechen  fast 
ganz  dem  allgemeinen  Gewerberechte,  B. 
All  Arbeitsbuch    oben  Bd.  I  S.  723ff. 

In  England  verbieten  die  Gesetze 
(Kohlenbergwerksgesetz  v.  16.  September 
1887  und  das  Erzber^ugesetz  v.  10.  August 
1871)    die   Arbeit   von    Kindern   unter  14 
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Jahren  im  Innern  einea  Berg«-erkes;  Knaben 
zwischen  12  und  16  Jahren  dürfe^i  nicht 
Aber  10  Stunden  täglich  und  nicht  über  54 
Stunden  wöchentlich  unter  Tage  besch{lfti&t 
werden. 

In  Frankreich  gilt  jetzt  das  G.  v.  2. 
November  1892  nebst  seinen  AusfOhrung»- 
bestimmuQgen.  Damach  dürfen  Kinder  vor 
vollendetem  12.  Jahre  auf  Beiwerken, 
Gräbereien  n,  8.  w.  weder  beschäftigt  noch 
zugelassen  werden,  und  nach  vollendetem 

12.  Jahre  nur,  wenn  sie  mit  einem  Volks- 
scbulzengnisse  versehen  sind.   Kinder  unter 

13  Jahren  dflrfen  nur  auf  Grund  eines  ärzt- 
lichen Gesundheitszeugnisses  beschäftigt 
werden.  Kinder  unter  16  Jahren  dürfen 
nicht  länger 
tigt  werden. 

Die  Torachriften  in  Oesterreich,  Ver- 
bot der  Arbeit  für  Kinder  unter  12,  nur 
ausnaiunsweise  Gestattung  derselben  >über 
Tage«  bei  Eindem  unter  14  Jahren  u.  s.  w. 
{G.  V.  21.  Juni  1889),  s.  Art  Arbeiter- 
Bchutzgesetzgebung  in  Oesterreich 
oben  Bd.  I  besonders  S.  515. 

In  Belgien  ist  für  die  Bergarbeit  bei 
Tage  nach  dem  G.  v.  13.  Dezember  1889 
das  Uindestalter  12  Jahre;  die  Nachtarbeit 
kann  der  König  Personen  im  Alter  von  14 
Jahren  an  gestatten. 

Für  Italien  gelten  das  G.  v.  11.  Fe- 
bruar und  die  Yoüzngsvorschrift  v.  17.  Sep- 
tember 1886  (b.  oben  Art  Arbeiter- 
Bchiitzgesetzgebung  in  Italien  Bd.  I 
S.  561). 

Die  internationale  Konferenz  zu  Berlin 
beschloss  im  März  1890,  dass  Kinder  unter 

14  (in  südlichen  Ländern  unter  12)  Jahren 
nicht  »unter  Tage«  beschäftigt  werden  sollen. 

7.  Frauenarbeit.     Die  Frauenarbeit  ist 
imter  Tage  verboten  im  Deutschen  Reiche, 
Groaabritannien,  Frankreich  und  Oesterreich 
(8.  oben  in  den  Ärtt  Arbeiterschut 
gesetzgebung).     Das  belgische  G. 

13.  Dezember  1889  bestimmt,  dass  v.  1.  Januar 
1892 Frauen  und  Mädchen  bis  zu  21Jahren 
nicht  lunler  Tage«  bescliäftigt  werden  dürfen. 
Im  Jahre  1887  waren  von  77  490  in  Belgien 
unter  Tage  im  Kohlenbergbau  beschäftigten 
Personen  3961  Frauen  und  Mädchen.  In 
Spanien  ist  die  Beacliäftigung  von  Frauen 
unter  Tage  gestattet,  aber  sehr  selten.  In 
Italien  findet  eine  solche  Beschäftigung 
thatsächlich  nidit  statt;  desgleichen 
nicht  in  Norwegen  und  den  Nieder- 
landen, Ein  luiemburgis 
setzentwurf  will  die  Frauenarbeit  unter 
Tage  gleichfalls  verbieten.  Eün  Yerauch, 
die  Frauenarbeit  unter  Tage  zu  verteidigen, 
ist  auf  der  Berliner  Eonierenz  nur  durch 
den  Vertreter  Belgiens  unternommen 
fille  de  fosse  sc  donne  parfois,  eile  ne  se 
vend  Jamals.     Et  lorsqu'il  y  a  faiite,   il  est 


rare  que  la  röparatioii  ue  suivo  pas.'  Die 
Berliner  Konferenz  iiat  einstimmig  - — 
mit  einer  dem  belgischen  Votum  beige- 
ftlgten  Einschränkung  —  beschlossen,  das 
Verbot  der  Frauenarbeit  unter  Tage  zu  em- 
pfehlen. 

8.  Sonntaxaarfoeit  In  Ansehung  der 
Sonntagsarbeit  ist  auf  die  Artikel  °Ar- 

ei  te  r  9  c  h  ut  z  gesetzgebung«  und 
äonntagsarbeit«  zu  verweisen.  Es 
gelten  die  Vorschriften  der  Eeiclisgewerbe- 
ordnung.  Schon  vor  derselben  verboten  in 
Preussen  Poüzei\'erordnungen  die  Vornahme 
aller  Arbeiten  auf  Bergwerken  mit  Aus- 
nahme derjenigen,  welche  notwendig  mch 
an  Sonntagen  vorgenommen  werden  müssen. 

9.  Arbeiteransschfisse.  Die  grossen 
Ausstände  in  den  KoUenbergwerksliezirken 
haben   wieder   die   Frage  in  den   Vorder- 

Cd  gezogen,  ob  es  ni<^t  mOglich  sei, 
h  Einführung  geordneter  Vertretungen 
der  Arbeiter  die  Verständigung  derselben 
mit  den  Arbeitgebern  zu  erlejditem  und 
dadurch  vielleicht  den  Ausbruch  eines  dro- 
henden Strikes  zu  verhindern.  Die  prens- 
sische  Re^erung  ist  in  dieser  Beziehung 
bereite  mit  einem  bedeutsamen  Beitel 
vorangegangen,  indem  sie  zunächst  für  die 
fiskalischen  Steinkohlengruben  von  Saar- 
brücken und  später  für  die  übrigen  fiskali- 
schen Gruben  die  Organisation  von  Ar- 
beiterausachüssen  angeordnet  hat. 

Die  zu  diesem  Zwecke  erlassenen  Vor- 
schriften lauten  wie  folgt  (Glückauf  1890, 
S.  181): 

Um  den  Beleffachaften  (der  königlichen 
Steinkohlengrabeu  l>ei  Saarbrücken)  Gelegenheit 
zn  geben,  durch  oidnungamtisBig  Belbatgewählte 
Vertreter  Anträge,  Wunaohe  und  etwaige  Be- 
gehwerden der  WerkBverwsltnng  vorBUtragon 
und  sich  hierüber  sowie  aber  sonstige  aUge- 
meine  Fragen  and  Angelegenheiten  des  Är- 
beitsverhältnisBee  in  Zusammenkünften  mit  dem 
Bergwerksdirektor  gutachtlich  zn  änssem,  wer- 
den fUr  jede  Bere:in3pektion  von  der  Belegachaft 
deraelben  aus  ihrer  Mitte  Vertrauenamänner 
gewählt.  Für  die  Wahl  und  die  ThBtigkeit 
dieser  Vertrauensmänner  sind  die  nachtolgradeo 
Bestimmnnzen  massgebend:  §  1.  Wahlberech- 
tigt ist  jeder  dem  Arbeiterstande  angehöriee 
akäve  KsappscbaftsgenoBse ,  welcher  dai  21. 
Lebensjahr  zurückgelegt  hat  nnd  seit  wenig- 
Bt«ns  6  Jahren  auf  einer  königlichen  Stein- 
kohlengriibe  bei  Saarbrücken  in  Arbeit  steht, 
g  2.  Wählbar  ist  jeder  dem  Arbeiterstande  an- 
ffehGrwe  aktive  KnappschaftsgenoBBe,  welcher 
das  25.  Leben^'ahr  zurUckgelegrt  hat  und  seit 
wenigBtenB  ö  Jahren  auf  einer  und  derselben 
kSni^chen  Steinkohlengmbe  bei  Saarbrücken 
in  Arbeit  steht.  §  3.  von  jeder  Steigerabtei- 
Inng  wird  ein  Vertrauensmann  gewählt,  welcher 
dieser  Abteilung  angehören  muss.  Den  Wahl- 
tag bestimmt  die  königliche  Berg  Werksdirektion, 
die  Einladung  snr  Wahl  erfolgt  BpitestenB  am 
Tage  vorher  bei  dem  Verlesen  auf  Orond 
schriftlicher  Verfügung  des  Bergwerksdirektors 
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§  i.  Die  Wahl  wird  unter  Leitung  des  Berg- 
werksdirekt^irs  oder  der  van  ihm  bierzu  er- 
nannteD  Beamten  der  BeTgiuspektion  in  den 
Terleseränmen  vorgenommen.  Sie  erfolgt  durch 
gdieime  Abstimmung  unter  Zuziehung  von 
swei  Bergleute]),  welche  der  Bergwerkedirektor 
oder  der  von  ihm  mit  der  Leitung  der  Wahl 
be&nftragte  Beamt«  hierzu  aus  den  Wählern 
beruft.  Du  Verfahren  bei  der  Wahl  wird 
durch  die  kOniglicbe  Bergwerkadirektiou  ge- 
regt. Gewählt  ist,  wer  die  Mehrheit  der 
Stimmen  sämtlicher  erschieuener  Wähler  auf 
sich  vereinigt  hat.  lat  eiue  solche  Stimmen- 
mehrheit nicht  vorhanden,  Bo  findet  zwischeu 
denjenigen  beiden  Personen,  welche  die  meisten 
Stimmen  haben,  eine  engere  Wahl  statt  St«Ut 
eich  bei  deu  letzteren  Stimmengleichheit  hsranSi 
M  entscheidet  das  Loa.  g  Ö.  Die  Wahl  der 
Vertranensmäoner  erfolgt  auf  swei  Jabre.  Die 
Ausscheidenden  sind  wieder  wUhlbar.  g  6.  Ein 
Tertranensmann  scheidet  als  solcher  aus  durch 
Amtsniederlegung,  Peusioniemng,  freiwilligen 
Abgang  oder  EntlaBsung  aus  der  Grubenarbeit, 
Verle^ng  anf  ^e  andere  Grube,  eiue  längere 
ftle  Tiermonatliche  Krankheit.  Es  findet  als- 
dann ebenso  wie  im  Falle  des  Todes  eiiea  Ver- 
traoensmanues  eine  Ersatzwahl  für  die  Übrige 
Dauer  der  Wahlperiode  statt.  Die  Ersatzwanl 
ist  innerhalb  vier  Wochen  nach  dem  Aus- 
scheiden von  der  betreETenden  Steigerabteilong 
nach  Vorschrift  der  §§  1 — 5  vorzunehmen. 
§  7.  Die  Vertranensmänuer  haben  die  Auf- 
gabe :  a)  Anträge,  Wflnscbe  and  etwaige  Be- 
schwerden, welche  die  Belegschaft  der  be- 
treffenden Berginspektion  oder  Gmbe  im 
ganzen  angehen,  bei  dem  Bergwerkadirektor 
anzubringen  und  sieb  in  den  Zusammenkiloften 
mit  letzterem  gatachtlich  über  dieselben  zu 
Süssem ;  b)  in  diesen  Zusammenkünften  über 
sonstige  Fragen  und  Angelegenheiten,  welche 
das  ArbeitsTerhAltnis,  iuabeaondere  die  Arbeits- 
ordnung und  Abänderungen  derselben  betreffen, 
ihr  Gutachten  abzugeben;  c)  in  diesen  Zusam- 
menkünften solche  das  Wohl  der  Bergleute 
und  ihrer  Angehörigen  ttetreffeude  Verhältnisse 
und  Fragen  zu  besprechen,  welche  ihnen  von 
dem     Bergwerksdirektor     vorgelegt     werden ; 

d)  Streiti^eiteu  der  Bergleute  untereinander 
zu     vermitteln     und    tbunlichat     beizulegen; 

e)  dazu  mitzuwirken,  dass  die  Arbeitgordnung 
sowie  die  fttr  die  Gesundheit  und  Sicherheit 
der  Bergleute  getroffenen  Vorschriften  und  An- 
ordnungen von  den  Kaineraden  gewissenhaft 
und  pünktlich  befolgt  werden.  §  8.  Die  Zn- 
EammenkUnfte  der  Vertrauensmänner  mit  dem 
Bergwerksinspektor  finden  getrennt  fUr  jede 
Bergwerks  lnspektion,  oder  sofern  der  Gegen- 
stand der  Verhandlung  dies  mit  sich  bringt, 
für  jede  Gmbe  statt.  Der  Betgwerksdirektor 
hat  hierüber  zn  bestimmen.  Dieselben  werden 
Tieiteljfihrlich  einmal  and  ausserdem  abgehalten, 
so  oft  der  Bergwerksdirektor  es  für  erforder- 
lich erachtet  oder  wenn  wenigstens  fOnf  Vei- 
traoensmfinner  der  betreffenden  Berginspektion 
nnt«r  Angabe  der  zu  beratenden  und  nach  §  7 
cor  Beratong  geeigneten  Gegenstände  darauf 
antragen.  Den  Vorsitz  in  den  Zusammen- 
künften führt  der  Berg^werksdirektor.  Derselbe 
stellt  die  Tagesordnung  fest.  Gegenstände, 
welche  nicht  vorher  bei  ihm  angemeldet  sind, 
kommen    nicht   auf   die   Tagesordnung.     §  9. 

Haadwdrtarbuob  dar  StaatnrlsunseliafUn.   Zurslt« 


lieber  die  Verhandlnugen  einer  jeden  Znsam- 
menkunft  ist  ein  Protokoll  aufzuuehmen  und 
der  königlichen  Bergwerkadirektiou  einzureichen. 

Auch  einzelne  Privatgrubea  sind  dem 
Beispiele  des  FiakuB  gefolgt.  Eine  grosse 
praktische  Wirksamkeit  haben  die  Arbeiter- 
aiiBSchüsse  (abgesehen  von  ihrer  Mitwirkung 
beim  Erlasse  von  Arbeitsordnuageu)  bisher 
noch  nicht  erlangt 

Im  Obrigeo  s.  die  Artt.  Bergbau  oben 
Bd.  II  S.  547  ff.  imd  die  dort  aogegebene 
Litteratur,  Arbeitsvertrag  oben  Bd.  I, 
S.  979K.,  Arbeiterschutzgesetzge- 
bung  oben  Bd.  I  S.  470ff.,  Knapp- 
schaftskassea,  Trucksystem. 

Lltteratlir:  Confirenee  internationale  de  Berlin 
1S90.  —  DU  Kommenlare  von  BroMert, 
SUtttwmaixn  ittid  Arndt  iun>  pmutütAen 
Btrggaette.  ~~  Leuthold,  OetlerraiehUehet 
Bergreckt.  —  Arndt,  Bergbau  vud  Bergbau- 
polUit,  Leipng  1S94.  AmM, 


lU.  Bergbaustetistik. 

A.  Vorbemerkung.  B.  Produktion. 
1.  Kohle.  2.  Eisenerz  nnd  Roheisen.  3.  Metall' 
haltige  Erze.  4.  Petroleum.  &.  Andere  Bei^> 
werksprodnkte.  6.  G«winnniig  unedler  Metalle. 
C.  BetriebseinrichtungennudArbeits- 
krUfte.  D.  Finanzielle  Ergebniaae. 
A.  Torbemerkong. 

Trotz  der  groBsen  Bedeutung  des  Bergbaues 
für  die  Volkswirtsdiaft  ist  die  Bergbaustatis- 
tik  nur  in  wenigen  Staaten  vollkommeti  ent- 
wickelt Vielfach  iät  sie  lückenhaft,  und  fast 
jeder  Staat  behandelt  sie  in  anderer  Weise: 
Nur  die  Staaten  mit  einem  hOher  entwickelten 
Bei«baubetrieb .  der  dann  einer  fachmÄn- 
niBonea  Aufsicht  unterworfen  ist,  haben  in 
der  Begel  eine  Special  Statistik  des  Berg- 
baues, die  mehr  oder  minder  erschöpfend 
und  detailliert  hergestellt  wird.  Die  auderen 
Staaten  behandeln  die  Bergbaustatistik  nur 
nebenbei  in  ihrer  allgemeinen  Statistik  oder 
überlassen  gar  die  Berichterstattung  auf 
diesem  Gebiete  den  Privaten.  Ganz  beson- 
ders leidet  aber  die  Vergleichbarkeit  der 
BerghauatatiBlik  unter  der  ungleichen  Auf- 
fassung ihres  Gebietes  und  Dmfanges,  so 
hinsichtlich  der  Abgrenzung  des  Gruben- 
und  Tagbaubetriebes,  hinsichtlich  der  Zahl 
der  in  die  Bergbaustatistik  einbezogenen 
Mineralien  und  Naturprodukte  übei^upt, 
hinsichtlich  dessen,  was  als  Produktion  nach- 
gewiesen wird,  die  gefördert«,  die  verkaufte 
oder  die  zur  Verarbeitung  fertiggestellte 
Menge  u.  a.  m.  Im  allgemeinen  wird  in 
die  Beigbaustatistik  nur  die  Produktion  von 
Eohle,  Erzen,  Roheisen  und  Metallen  einbe- 
zogen. Die  Verarbeitung  des  Roheiaena 
behandeln  niu-  einige  Staaten  in  ihrer  B^rg- 
bauBtatistik,   Die  Gewinnung  von  PetTolma, 


,;,t,z.,=  b,  Google 


Bergbau  (Statistik) 


Salz  u.  s.  w.   erscheint  viellach  in  der  In- 

(lustrieBtatlstik  oder   in    der  Statistik    der 


Noch  minder  vollkommen  und  schwerer 
vei  gleichbar  ist  die  Betrieb  ssiatiatik  des 
Bei^bauee  und  zwar  sowohl  hinsichtlich  der 
zum  Bergbau  gehörigen  Einrichtungeo  als 
hiosichtlich  der  Zahl  und  Art  der  Arbeits- 
kräfte. Sie  wird  nur  in  wenigen  Ländern 
mit  einer  Specialstatistik  des  Beigbaues  ge- 
fßhrt,  ohne  dasa  man  auch  nur  diese  Daten 
als  gleichwertige  einander  gegenübenrtellen 
kfinate. 

Die  finanziellen  Ergebnisse  des  Berg- 
baues drQcken  sich  zum  Teil  in  den  Werten 
der  geförderten  Produkte  aus,  Ueber  den 
wirklichen  Ertro^  des  Bergbaues  liegen  aber 
nur  wenige  veriässUche  Angaben  vor;  und 
auch  in  der  Besteuerung  der  Betriebe  findet 
man  nur  eine  unzureidiende  Handhabe  zu 
seiner  Beurteilung. 

B.  Prodoktioa. 
1.  Kohle.  Eine  der  Grundlagen  der 
heutigen  Volkswirtschaft  bildet  die  Eohle, 
denn  die  Güterproduktion  und  der  Ver- 
kehr sind  gegenwärtig  überwiegend  von 
ihr  abhängig.  Der  seit  einer  Beihe  von 
Decennien  anhaltende  grosse  Fortschritt 
in  der  Anwendung  von  Dampfmaschinen 
hat  selbst  die  buhlen,  Kohlen  sparenden 
Wasserkräfte  in  steigendem  Masse  in  den 
Hintei^rund  gedrängt,  und  erst  nen^tens 
haben  die  Emmgenschaften  auf  dem  Ge- 
biete der  Elektrotechnik  in  der  Strom- 
erzeugung und  Fernleitung  die  Verwertung 
der  Wasserkräfte  Frieder  gehoben.  Auch 
die  Verwendung  von  anderem  Jfeuerungs- 
material,  wie  z.  B.  Bohpetrolenm ,  Torf, 
ist  trotz  der  auf  diesem  Gebiete  bemerk- 
baren technischen  Fortacbritte  nicht  so 
gewachsen,  vielleicht  auch  nicht  so  steige- 
rungs&hig,  dass  hieraus  eine  emstlidte 
Konkurrenz  für  die  Kohle  entstehen  kSnnte. 
So  hat  die  Eohle  in  ihrem  Gebiete  eine  Art 
Alleinherrschaft  erlang  und  das  Verdrängen 
der  Handarbeit  durch  die  Leistungen  der 
Maschinen,  die  Entwickelung  des  Eisenbahn- 
und  DampfschiffTerkehrs,  das  Anwachsen 
des  Eisenhüttenwesens,  die  Einbürgerung 
der  Kohle  zu  Zwecken  des  Hausbrandes, 
kurz  das  Wachstum  der  Industrie  und  des 
Verkehrs,  die  Umgestaltung  unseres  Bau- 
wesens und  unserer  Heizvorrichtungen  haben 
das  G^iet  dieser  Herrschaft  enorm  erweitert, 
so  dass  sich  von  Jahr  zu  Jahr  ein  gestei- 
gerter Bedarf  an  Kohle  ergiebt  Diesen 
Bedarf  zu  bestreiten,  musste  nicht  bloss  in 
allen  Kohlenrevieren  der  Erde  die  Kohlen- 
iSrderang  gesteigert  werden,  sondern  es 
musste  anc£  der  Kohlenbergbau  intensiver 
au^estaltet  und  es  muesten  neue  Bergbaue 
erOmiet,  ja  entferntere  Gebiete  mit  Kohien- 


flötzen  aufgesucht  und  erschlossen  werden. 
In  letzterer  Beziehung  war  es  wieder  haupt- 
säobhch  die  Erweiterung  und  Verbüligimg 
des  Verkehrs,  die  es  ermöglichte,  Kohlen- 
lager zu  erschliessen,  die  mit  Rücksieht  auf 
ihre  Ortslage  noch  vor  kurzem  nicht  exploi- 
tiert  werden  konnten.  In  der  That  hat 
hierdurch  die  Kohlengewinnung  in  den 
älteren  Kohlen  produzierenden  lÄidem,  wie 
auf  der  ganzen  Erde  in  relativ  kurzer  Zeit 
einen  erstaunlichen  Aufschwung  genommen. 
England,  welches  zuerst  den  Wert 
dieses  Brennstoffes  zu  schätzen  verstand, 
erzeugte  zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts 
nur  etwa  3'/j  Millionen,  zn  Anfang  des  19. 
Jahrhunderts  10  Millionen,  1845  bereits  35, 
1860  85,  1880  149,  1890  185  Hillionen 
metr.  Tonnen.  In  Frankreich  wurden 
im  Jahre  1787  nur  211000  Tonnen,  1845 
erst  4^  1860  8,3,  1880  18,8,  1890  aber 
26  Millionen  metr.  Tonnen  Kohlen  ge- 
wonnen. InOesterreich-Ungarn  betrug 
die  Kohlenausbeute  1819  144,316,  1840 
470,000  Tonnen,  1860  3,5,  1880  16,1  und 
1890  27,5  MUhonen  Tonnen.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  betrug 
die  Kohlenförderung  im  Jahre  1830  1,3, 
1840  etwas  über  3,  1860  15,4,  1880  71,6, 
1890  143,1  Millionen  metr.  Tonnen.  In 
Deutschland  wurden  1860  12ß,  1880 
59,2,  1890  aber  89,3  Millionen  metr.  Tonnen 
gewonnen.  Ebenso  wurden  in  Bnssland 
1858  erst  0,22,  1860  0^,  1880  3,3  und 
1890  6  Millionen  metr.  Tonnen  produziert, 
üeberall  ist  die  Progression  also  ungemein 
rasch.  I^och  stärker  erscheint  aber  diese 
Progression,  wenn  man  die  ganze  Produk- 
tion der  Erae  ins  Auge  fasst,  wie  dies  fol- 
E3nde  Tafel  ermöglicht,  welche  in  runden 
ahlen  die  Produktion  an  Steinkohle,  Brann- 
kohle und  Ijgnite,  resp.  Mineraifcohlen  über- 
haupt mit  Einschluss  der  Anthracite  für  alle 
Länder  der  Erde  —  insofern  Daten  zu  be- 
schaffen sind  —  zur  Darstellung  bringt. 


Kohlenproduktion  der  EIrde 
in  Millioaeit  metriBchen  Tonnen. 


Im 


Im 


Im 


Im 


Jahre  Jahre  Jahre  Jahre 

1800  ia,o  1874  274,0  1882  383,9  1890  514,8 

1820  17,5  187B  283,0  1883  409,5  1891  536,4 

1840  45,5  1876  s«7,o  1884  409,4  1832  542,0 

1860  83,6  1877  394,0  188B  407.4  1893  531,6 

1860  137,0  1878  293,0  1886  406,9  1894  556,9 

18ß6  185,0  1879  312,0  1887  433,5  1895  587,9 

1872  260,0  1880  344,2  1888  469,6  1896  605,9 

1873  280,0  1881  365,0  1889  485,4  1897  649,9 

In  den  ersten  60  Jahren  unseres  Jahr- 
himderts  hat  sich  somit  die  Koblenproduk- 
tion  auf  das  10 fache  erhöht;  von  1860  bis 
189?  aber  hat  sie  sich  um  512  MiUionen 
metr.  Tonnen  oder  374  Prozent  vermehrt, 
so  dass  sie  jetzt  die  übsrrascheiid  giasBe 
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Menge  von  650  (MX)  Millionen  Kilogramm 
gegen  12000  Millionen  Kilogramm  zu  Beginn 
des  Jahrhunderts  ergieht 

Die  Entwickelim^  dieser  Produktionsver- 
mehruoK  in  den  einzelnen  Jahren  war  je 
nacli  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
zdemlich  tmgleich.  Ton  1860—1866  betrug 
die  JahresdiirchBchnittszunahme  8  Milhonen 
Tonnen;  1866—1872  -wiichB  sie  auf  12  Mil- 
lionen Tonnen  an.  In  den  Jahren  der  Ueber- 
spekulation  1872,  1873  stieg  die  Jahreszu- 
nahme  sprunghaft  auf  16  und  20  Millionen 
Tonnen.  1874  trat  mit  der  ■wirtschaftlichen 
Depression  ein  Rückgang,  1875—1877  eine 
roSssige  Zunahme  ein,  die  sich  aus  dem 
üebergang  von  der  Holz-  zur  Kohlenfeuerung 
in  ^'ielen  Haushaltungen  erklAit.  1878 
stagniert  die  Produktion.  1879—1883  zeigt 
sicn  der  bedeutende  ■wirtschaftliche  Auf- 
schwung mit  einer  durchschnittlichen  Jahres- 
znnabme  von  23  Millionen  Tonnen.  1884 
bis  1886  tritt  neuerlich  ein  Rückgang  der 
Produktion  ein  genau  in  Uebereinstimmung 
mit  dem  Abfall  des  wirtschaftlichen  Auf- 
sch'wunges.  In  den  seither  abgelaufenen  11 
Jahren  ist  wieder  ein  mächtiger  Aufschwung 
bemerkbar,  indem  die  Produktion,  abgesehen 
Ton  1893,  Jahr  fOr  Jahr  sehr  bedeutend 
zunahm.  Am  grCssten  war  das  Wachstum 
1888,  1895,  1897  p6,  31,  44  MiUionen  metr. 
Tonnen)^  im  jährlidien  Dnrchsdmitt  betrug 
es  22  Millionen  metr.  Tonnen. 

In  der  Tafel  auf  8.  564  bringen  wir  die 
Vert«Uung  dieser  Produktion  auf  die  ein- 
zelnen Länder  und  fflr  die  Jahre  1860, 1870, 
1880,  1886, 1890—1897  nach  Millionen  Kilo- 
gramm zur  Darstellung.  Hier  wurde  ebenso 
wie  vorfiin  die  Stein-  und  Braunkohlen-För- 
derung zusammengezogen,  denn  einerseits 
wird  sie  in  manchen  Staaten  nicht  getrennt 
angegeben  und  andererseits  hat  die  Tren- 
nung wenig  Bedeutung,  hauptBächlich  infolge 
der  Fortschritte  in  der  Feuerungstechnik. 
Man  erzielt  heutzutage  auch  mit  Braunkohle 
in  der  Gasfeuerung  die  höchsten  pyrome- 
trischen  Effekte  und  selbst  im  Hausbrand 
spi^t  schon  die  Braunkohle  die  gleiche  Bolle 
■wie  die  Steinkohle,  üeberdies  ist  auch  die 
scharfe  Scheidung  der  Steinkohlen  von  den 
Braunkohlen  nicht  immer  leicht  durchftlhr- 
bar,  da  ihr  kalorischer  Wert  sie  nur  in  den 
Orenzwerten  gut  charakterisiert  und  da  die 
Koksbarkeit  nur  fdr  einen  Teü  der  Stein- 
kohle  ein    Unterscheidungsmerkmal    bildet 

Diese  Tafel  zeigt  aber  nicht  nur  die  An- 
teilnahme der  einzelnen  Länder,  sondern 
auch  deren  sehr  Teischiedenes  "Wachstum, 
Gegenwärtig  sind  die  Grossproduzenten 
Grosshritannien,  die  Vereinigten  Staaten  und 
Deutschland,  aodann  Oest^rreich-Ungam, 
Frtmkreich  und  Belgien.  Die  zwei  erstge- 
nannten Länder  beschaffen  beiläufig  je  ein 
Drittel  {31,8  und  30,5  "/o),  Deutschlaod  ein 


'  Fünftel  {18,4  "in)  der  Gesamtproduktion.  Die 
Produktion  der  anderen  drei  Staaten  betiSgt 
nur  noch  5,5,  4,7  und  3,3  Prozent  der  Ge- 
samtförderung.  AUe  6  Staaten  bringen 
mehr  als  94  Prozent  letzterer  auf. 

Ganz  besonders  gross  war  das  Wachs- 
tum in  den  aussereuropäischen  Staaten. 
?Jooh  1860  und  1870  war  die  Kohlenförde- 
rung in  den  Tereinigten  Staaten  kleiner  als 
in  Deutschland ;  g^enwärtig  auf  das  Zehn- 
fache angewachsen,  übertrifft  sie  nicht  nur 
diese,  sondern  steht  fast  auf  gleicher  Höhe 
mit  jener  in  Grossbritannieu.  In  den  anderen 
auseereuropäischen  Gebieten  konnte  man 
1860,  1870  die  Kohlenförderung  auf  nur 
2 — 3000  Milhonen  Kilogramm  schätzen, 
gegenwärtig  beträgt  sie  wenigstens  26000 
Millionen  Kilogramm.  Man  sieht,  wie  sehr 
die  Produktion  durch  Erschliessung  neuer 
Gebiete  gewachsen  ist  und  ahnt,  ■wie  sehr 
sie  noch  wachsen  kann.  In  den  schon  seit 
längerer  Zeit  Kohlen  fördernden  Ländern 
Europas  ist  natürlich  das  Wadistum  nicht 
so  gross,  aber  immerhin  recht  bedeutend, 
so  insbesondere  bei  Russland,  Bosnien, 
Oesterreich-Ungimi,  Deutschland  und  Qtosb- 
britannien.  Russland  hat  eine  30mal,  Oester- 
reich-Ungam  eine  10  mal  und  Deutachland 
eine  7  mal  grCssere  Produktion  als  1860. 
Oesterreich-Ungam  hat  seit  1860  die  FÖrd&- 
rungsgrÖBSen  Belgiens  und  Frankreichs  Ober- 
holt und  ist  jetzt  in  Europa  der  drittgrOsste 
Produzent  Ein  Terrieich  der  Zunahme  der 
Förderung  in  den  Perioden  1886/91  und 
1891/97  zeigt,  dass  in  der  letzteren  Periode 
in  Deutschland  und  in  den  neu  in  den 
Produzenlenkreis  eintretenden  Ländern  das 
Wachstum  grösser  war  als  in  der  frOheien 
Periode.  Es  betrug  nämlich  die  Zunahme 
der  Kohlenförderung  in  den  Jahren 


a  den  Ländern 


1886-91  1891-97  1886-97 
Prozent« 

Vereinigte  Staaten 

von  Ämerilia             $6  39  loa 

Oesterreich-Ungam      38  25  73 

BentachlaDd                  22  2S  62 

Frankreich                    31  iS  55 

Orossbritamüen            18  9  28 

Belgien                         t»  10  34 

alle  übrigen                 33  34  53 

Dieses  enorme  Wachstum  der  Kohlen- 
produktion regt  allerdings  die  Frage  an,  ob 
und  ■wie  lange  es  noch  anhalten  kann,  ob 
nicht  eine  Ers<diOpfung  der  Kohlenlager  in 
Aussicht  steht  Es  scheint,  dass  diese 
Fragen  eine  mehr  lokale  Bedeutxmg  haben, 
denn  für  einzelne  Gebiete  mag  immerhin 
annähernd  zutreffend  der  Zeitraum  fixiert 
werden  können,  für  welchen  die  dort  vor- 
handenen Kohlenlager  ausreichen,  so  viel- 
leicht für  England.  Vom  Standpunkt  der 
Weltwirtschaft  aus  steht  aber  der  mCgliohea 
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Erschöpfung  einzelner  Kohlenlager  die  £r- 
SChlicBSTing  neuer  Kohlengebiete  von  gerade- 
zu ungeahnter  Bedeutung  gegeuöber  (man 
erinnere  sich  nur  an  jene  in  Cnina  und  Süd- 
ruBsland),  so  dase,  da  weder  die  Durchfor- 
Bchune  der  bekannten  Kohlen  flötze  nach 
Äusdennun^  und  Tiefe  als  ab^t^chlossen  zu 
betrachten  ist  noch  auch  allo  Kohlen  fahren- 
den Gebiete  der  Erde  bekannt  sind.  ilber~ 
haupt  kein  einigennassen  sicheres  Urteil 
Aber  den  Eohlenvorrat  der  Erde  und  »-eiter- 
bin  Ober  den  Zeitpunkt  setner  &rsch<jpfung 
abgegeben  werden  kann.  Nicht  ein  absoluter 
Kwüenmangel,  sondern  nur  eine  Preisver- 
Echiebung  mit  Rücksicht  auf  die  Transport- 
kosten und  eine  wesentliche  Verschiebung 
der  Produktionscentren  ist  in  sehr  femer 
Zeit  zu  gewärtigen,  wobei  freilich  als  gegen- 
wirkend die  Ausgestaltung  des  Verkehres 
in  Betracht  zu  ziehen  ist,  die  bis  dahin  in 
einer  uns  kaum  fasslichen  Weise  staftEinden 
kann.  Ueberdies  ist  nicht  zu  übereehen, 
welch  mftcbtige  Enlwickelnng  die  Aus- 
nfltzQDK  der  Wasserkräfte  fflr  elektrische 
Beleuchtung  und  Kraftübertragung   bereits 


erfahren  hat  und  noch  erfahren  wird.  Hier 
stehen  wirvor  einer  Umgestaltung  der  Produk- 
tionsverhältnisse, vielleicht  aelbat  der  Ar- 
beitsorganisation, deren  umfang  und  Beden- 
tiing  sich  nicht  ermessen  lässt  Welch 
andere  Entdeckungen  und  Erfindungen  zur 
Ausnützung  der  Naturkrflfte  und  Verwertung 
der  Naturprodukte  endlich  während  der 
Epoche,  für  die  der  Kohlenvorrat  unbedingt 
ausreicht,  noch  gemacht  werden  dürften, 
entzieht  sich  säbstveretändhch  ganzlich 
unserer  Kenntnis,  und  doch  wäre  diese 
Kenntnis  nötig  zur  Beiuleilung  der  Ent- 
wickelung  des  Kohlenbedarfes  und  der  Be- 
deutung der  Erschöpfung  unseres  Kohlen- 
vorrates. Möglich,  dass  einmal  die  Kohle 
weit  weniger  Bedeutung  hat  für  die  Pro- 
duktion als  heutzutage  das  Holz  für  die 
Feuerung  oder  die  Baulichkeiten. 

Deutschland,  Oesterreich-Ungarn  und 
Frankreich  erheben  die  statistischen  Daten 
für  die  Kohlenförderung  getrennt  nach  Stein- 
und  Braunkohle.  Hier  eine  Ueberaicht  des 
Wachstumes  und  des  Veriiältnieses  dieser 
Produktionsmengen : 


Dentschland 
Steink.     Branok. 

12348  4383 

46974 

58320 

70138 

79169 

85690 

91055 


Oesterretch  Ungarn  Frankreich 

Millionen  Kilogramm  St«ink.     Braiuik. 

Steink.     Brennk.   Schwarzk.  Brannk.  (Honille)    (Lignite) 
Anthracite 


iai44 
15  355 
19053 
2478S 
36781 
29419 


5890 

7  379 
8931 


15329 
18389 
18883 
20458 


1068 
113* 
iiiS 


3 '98 
3762 

3871 


1906S 

25592 
27583 
28751 


439 


Eine  wachsende  Bedeutung  hat  die 
Koks-  und  Briquette-Industrie.  Leider 
werden  nur  in  wenigen  Staaten  ihre  Pro- 
duktionsmengen statistisch  erfasst.  So  fehlt 
insbesondei-e  auch  für  Deutschland,  Engtand, 
Frankreich  eine  offizielle  Nachweisung  für 
die  in  diesen  Staaten  erzeugten  Mengen  von 
Koks  und  Briiiuettes.     Die  für  Oesterreich- 


Ungarn,  Belgien  und  die  Vereinigten  Staaten 
seit  1880  resp.  1891  vorli^enden  statisti- 
schen Ausweise  lassen  eine  sehr  kräftige 
Ent Wickelung  dieser  Industrie  erkennen. 
Zweifelsohne  ist  dies  auch  in  den  eratge- 
nannten  Staaten  der  Fall.  Es  betrug  aber 
die  Produktion  von 


in  1880 

Oeeterreich 220,7 

den  Vereinigten  SUaten  3032,2 
Behrien ? 


Koks 
Millionen  Kilogramm  (1000  Tonnen) 


4636,9 


18äb 

660,9 

0449,3 

■  742,.') 


1  749,1 

Briquettes 
Millionen  Kilogramm  (1000  Tonnen) 
1886  1890  1896 

?  "4^i5  1217,8 

19,9  66,8  103,5 

15,7  25,2  39,4 


Belgien*^ ? 

Oeaterreich*) 35,8 

Ungarn«)       30,7 

')  FBr  1891. 

*)  Erzeugung  von  Kohle  „agglom^r^H". 

*)  Prodnktion  von  Presekohle  (Bonlettes)  und  Briqnett««  ans  Steinkohle  nnd  a 
zniannen  ftlr  1880  und  188Ö  liegen  nar  nnvollstlndige  Dftten  vor. 
*)  BriqnettM  Uberhanpt 


1807 

I24S.' 

125.5 
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2.  Biaenerz  nnd  Roheiten.  Nächst 
der  Eohle  ist  das  Eisenerz  wegen  seiner 
grosses  ProdiiktionsmeDRe  nud  wegen  seiner 
grossen  TolkswiitschaitUchen  Bedeutung 
weitaus  das  wichtigste  Bergbauprodiikt- 
Die  in  ihrer  Vielfältigkeit  wie  in  ilirer  In- 
te DSi  tat  enorm  gewaclisene  Verwendung 
von  Eisen  lOr  Bauzwecke  und  industriellen 
Bedarf  sicherte  dem  Eisen  in  der  neuesten 
Zeit  einen  ausgebreiteteren  und  gleiclimäsei- 
geren  Absatz  äs  TOr  30  Jahren,  zu  welcher 
Zeit  die  Esenbahnen  die  absolut  ausschlag- 
gebenden  Konsumenten  waren.  Dieser  auch 
schon  damals  ausserordentlich  gesteigerte 
Bedarf  au  Eisen  kommt  naturgemäss  in  der 
wachsenden  Roheise aproduttion  und  Eisen- 
erzförderung zum  Ausdruck.  In  der  That 
ist  die  Erzfördening  in  den  letztea  50  Jahren 
zwar  nicht  in  den  riesigen  Massen  wie  die 
Kohlenförderung,  aber  gleichwohl  sehr  be- 
deutend gewachsen,  nSmlich  von  ungefälir 
12'.'»  Millionen  meti-.  Tonnen  im  Jahre  185(> 
auf  71,1  Millionen  Tonnen  im  Jahre  1897. 
Wie  die  nebenstehende  Tafel  zeigt,  sind  ge- 
genwärtig i;lie  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  Deutscliland  mit  Luxembiu^,  Gross- 
britannicD  und  Spanien,  sodann  Frankreich, 
Oesterreicli- Ungarn,  Russland  imd  Schweden 
die  Grossproduzenten,  welche  mehr  als  Sö'/o 
des  geförderten  Eisenerzes  liefern.  Die  4 
erstgenannten  Staaten  allein  beschaffen  melu* 
als  Dreiviertel  der  Gesamtproduktion,  nftm- 
lich  die  Vereinigten  Staaten  25,  Deutsch- 
land fast  22,  Grossbritannien  20,  Spanien 
Ober  10  "/o.  Frankreich  liefert  melir  als  6, 
Oesterreich-Ungani  sowie  Russland  über  4 
und  Schweden  an  3  "/o  der  Gesamtpro- 
duktion. 

Nicht  immer  haben  diese  Verhältnisse 
bestanden.  Noch  vor  weniger  als  20  Jahren, 
um  1880,  wm:  die  Erzförderung  Grosabri- 
tanniens  grösser  als  jene  der  Vereinigten 
Staaten,  Deutschlands  und  Spaniens  zusam- 
men; sie  repräsentierte  damals  42"/!)  der 
GeaamtproduEtion.  Früher  war  das  üeber- 
gewicht  der  britisclien  Erzförderung  noch 
grösser.  Während  sie  aber  seit  den  SO  er 
Jahren  rückgängig  wird  und  erst  in  aller- 
letzten Jahren  wieder  einen  Aufschwung 
nimmt,  haben  die  anderen  Staaten  ihre  Erz- 
förderung seit  1880  verdoppelt,  mehr  als 
verdoppelt,  verdreifacht  und  sind  neue  Staa- 
ten als  Prodn/,enteu  hinzugetreten.  Viel 
auffallender  ist  natürlich  die  Un^jestaitung 
froheren  Produktionsepochen  gegenüber.  So 
WTude  von  1850 — 1897  die  Fördenrngsmen^ 
in  Deutschland  fast  auf  das  20 fache,  in 
Oesterreich-Ungam  und  Schweden  auf  das  5- 
und  7  fache  und  in  Frankreich,  trotz  des 
Verlustes  von  Ijothringen  auf  das  4faclie  ^ 
stögert  So  sind  in  dieser  Periode  Algier, 
Griechenland,  Finnland  Canada  und  selbst 
China     wichtige     Produzenten     geworden. 


5      i        gg 


■^iHs-l^il^g 


^tC  m'  m"  (S  ^w"  r^  in  o' «"o"«' 


ii|  "iis^g^l  ■ 


>)  Dftten  des  Jahres  1881.     *)  Daten  d 
Jahres  1883.    ■)  Daten  dei  Jahrra  1888. 
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Die  in  der  Tafel  aiif  S.  566  ausgewieaene 
Froduktionsmenge  anderer  Staaten  wachst 
aus  dem  gleichen  Grunde  so  stark  ao. 
Sie  umfasat  tlbrigeos  auch  die  Erzförde- 
rune Chinas,  die  um  1890  ungefähr 
1500,  Cubas,  die  nach  amerikaniBoheD 
Quellen  im  Jahre  1885  erst  82,4,  im 
Jahre  1893  aber  369,1,  die  ron  Japan, 
■welche  1890  60  Millionen  Kilogramm  be- 
tragen haben  soll,  ferner  auch  die  Produk- 
tion der  Türkei,  die  1880  auf  25,  Mexicoe, 
die  1893  auf  22,  der  Schweiz,  die  um  1885 
auf  19  und  1892  auf  11,7,  endlich  die  von 
Portugal,  welche  1881  auf  40,  1890  auf  2, 
1893  wieder  auf  11,3  Uillionen  Eil(^ramm 
geschätzt  ■wird. 

Einen  detüllierten  Ueberblick  der  Ehit- 
■wickelung  der  Erzförderung  in  den  einzel- 
nen Staaten  seit  1850  und  zwar  nach  De- 
cennien  und  Quinquennien  von  1850  bis 
1890  und  nach  einzelnen  Jahren  seit  1890 
giebt  die  Tafel  auf  S.  566,  welche  die  Eisen- 
erzförderung nach  Willi nnpTi  Eilo^mm,  also 
bei  den  en^ischen  und  amerikamschen  Staa- 
ten unter  Umrechnung  der  englischen  auf 
metr.  Tonnen  angiebt. 

Die  Ursachen  dieser  Veränderungen  in 
der  Produktionsmenge  und  in  der  rdativen 
Bedeutung  der  produzierenden  Grehiete 
lic^n  nicht  allein  in  dem  allgemeinen 
Wachstum  des  Bedarfes  von  Roheisen,  son- 
dern auch  in  den  geftoderten  Verkehrsver- 
hältnissen,  in  den  technischen  Fortschritten 
bei  Verwertung  der  Eisenerze  und  in  dem 
hierdurch  bewirkten  Hückgang  der  Preise. 


Die  geänderten  Verkehrsmittel 
haben  die  Frachtkosten  derart  herabgedrückt, 
dass  es  sich  lohnt,  Eisenerze  nicht  nur  aus 
Spanien,  Algier,  Italien.  Griechenland  unid 
der  Türkei,  sondern  auch  aus  Canada,  Süd- 
afrika und  China  nach  England,  IiVankreich 
Bellen  und  Deutschland  zu  bringen.  Selbst 
die  Kosten  des  Landtransportes  sind  so  ge- 
ring, dass  z.  B.  finnl&ndische  und  schwedi- 
sche Erze  mit  Gewinn  nach  Oesterreich 
verfrachtet  werden.  Dadurch  wurde  es 
möglich,  auch  in  entlegenen  Gebieten  ohne 
eigene  Eisenindustrie  die  Förderung  rei(Ji- 
haltiger  und  billig  zu  gewinneuder  Eisen- 
erze iit  Angriff  zu  nehmen  und  zu  steigern, 
so  dass  neue  lAuder  in  die  Reihe  der 
Erzproduzenten  einrückten  und  die  Produk- 
tionsmengen dieser  Länder  rasch  empor- 
wuchsen. Andererseits  konnten  in  weiterer 
Folge  die  Industriestaaten  ihre  Roheisen- 
produktioQ  weit  über  jenes  Mass  hinaus 
steigern,  das  ihnen  durch  das  Erzrorkommen 
im  eigenen  Iiande  gesetzt  war.  So  sind 
hier  die  ^förderten  Erzroeugen  stationSr, 
ja  selbst  infolge  Beschränkung  der  kost- 
spieligeren Förderung  minder  reichhaltiger 
Ejze  rückgängig,  und  dennoch  wächst  die 
Roheisenproduktion. 

Thatsächlich  bauen  sich  die  Eisenindua- 
trieen  Englands,  Frankreichs  und  Belgiens 
bereits  zum  grossen  Teil  auf  der  Verarfjei- 
tung  fremder  Erze  auf.  Es  beträgt  a&mlich 
die  Ein-  und  Ausfuhr  und  der  verbrauch 
von  Eisenerz 


Einfuhr     Ausfnhr       Ver- 


Einfnhr     Ausfuhr 


Hillionen  Eilogiamm 


QroMbritannien 

Belgien 

Frankreich 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika 

Deutschea  Beich 

Oesterreich-Uiigani 

Schweden 


Während  also  in  den  Verdni^n  Staaten 
und  in  Deutschland  die  Mehremfuhr  resp. 
Mehrausfuhr  sehr  gering  ist  und  die  Roh- 
eisenproduktion mit  nahezu  der  ganzen  Erz- 
förderung arbeitet,  beetreitet  die  eigene  Erz- 
förderung in  Groaebritannien  und  E^nkreich 
nur  noch  70  bis  72  und  in  Belgien  gar 
nur  noch  10  bis  15  "/o  des  Verbrauches. 
Umgekehrt  verarbeiteten  Oesterreich-Ungam 
und  Schweden  nicht  ihre  ganze  Erzförde- 
rung ;  jenes  hat  eine  Mehrauaf  uhr  von  Eisen* 
ereen,  die  sich  auf  ungefähr  4''/a  der  För- 
derung belauft;  dieses  exportiert  weit  mehr 


14 

19421 

6064 

'3 

389 

1988 

238 

5686 

ai38 

300 

14973 

23 

a64a 

14107 

3186 

3231 

ai4 

a635 

135 

«48 

1151 

1400 

64ZO 

17888 

687 


als  die  Hälfte  der  eigenen  Erzproduktion, 
56  und  67*/o. 

Auf  die  Dauer  können  Länder  mit  einer 
bedeuteaderenJRoheisenproduktion  eine  grosse 
Erzausfuhr  nicht  festhalten,  die  erabedOrfti- 
gen  Staaten  wenden  sich  d^er  in  steigen- 
dem Masse  an  jene  fj&nder,  die  keine,  oder 
■wenigstens  keine  namhafte  Boheisenerzeu- 
gung  besitzen  oder  deren  Erzbergbaus  im 
Eigentum  fremder  Unternehmer  stehen.  In 
solcher  Lage  befinden  sich  gegenwärtig  die 
meisten  aussereuropäischen  LSJider,  Italien, 
Griechenland,     Norwegen    und    besonders 
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Spanien,  welches  Land  vornehmlich  die 
eugüische  BoheiseDeizeiigung  unterhält.  Auch 
Russtand  gebietet  Ober  auseerordentlich  grosse 
Erzschätze,  die  keineswegs  von  der  wach- 
eenden  EiseninduBtrie  eemlgend  ausgebeutet 
■werden,  aber  der  Verkehr  hat  dieses  Land 
nicht  in  dem  Uasse  erschlossen,  dass  grossere 
Etzmengen  von  dort  weiter  verfrachtet  wer- 
den konnten.  Die  mächtigen  Erzlager  der 
Vereinigten  Staaten  werden  gleichfalls  nur 
für  die  überraschend  schnell  wachsende 
Eisenindustrie  des  Heimatlandes  ausgebeutet, 
für  welche  noch  zu  Ende  der  80  er  Jahre 
bedeutende  ErzquantitÄten  aus  Canada  und 
Cuba,  dum  aus  Spanien  und  Portugal,  ja 
selbst  BUB  ItaUen,  Griechenland  und  der 
Türkei  bezogen  wurden.  Die  Lagerstätten 
befinden  sich  wie  jene  Canadas  liauptsäch- 
lich  im  Gebiete  der  grossen  Seeen.  Uort  in 
Ontario  und  Quebeck,  hier  in  Minnesota, 
Wisconsin,  Pennsylvanien  und  New -York, 
vor  allem  aber  in  Michigan,  welcher  Staat 
aUein  1892  tlber  7620  Millionea  Kilogramm 
und  1894  4490  Millionen  Eilogiumm  Eisen- 
erz förderte,  während  Minnesota  als  der 
nächst  grOsste  Produzent  1894  nur  an  3000 
Millionen  Kilogramm  Eisenerz  produzierte. 
Eine  zweite  Lagerstätte  be&idet  sich  in 
Alabama,  Tennessee  nnd  Virginia,  von  wel- 
chen Staaten  iedodi  nur  Alauinia  über 
1500  Millionen  Kilogramm  Eisenerz  produ- 
ziert. 

Eine  andere  Beihe  bedeutungsvoller  Ur- 
sachen für  die  Aenderungen  der  Eisenerz- 
erzeugung bilden  jene  Erfindungen  und 
technischen  Fortschritte,  durch  wel- 
che es  möglich  wurde,  Erze,  die  bis  dahin 
als  unverwendbar  galten,  mit  gutem  Erfolg 
für  die  Roheißenproduktion  zu  verwerten, 
da  hierdurch  grosse,  bisher  wertlose  Erz- 
lager der  Verwertung  zugeführt  wurden. 
So  hatte  insbesondere  die  Erfindung  und 
Einführung  des  basiseben  Verfahrens  bei 
der  Stahlproduktion  die  Ausnutzung  der 
groBSen  Erzh^r  des  Min ette  -  Gebietes  in 
Deutsch-  und  Französisch-Löthringen  zur 
Folge.  Welche  Bedeutung  dies  für  die  Erz- 
produktion Deutschlands  und  Frankreichs 
hatte,  mag  daraus  entnommen  werden,  dass 
man  den  Erzvorrat  von  Minette  in  Deutsch- 
Lothringen  allein  auf  1900  Millionen  Tonnen 
schätzt  und  dass  dieses  Gebiet  jälirhch  an 
■5  Milhonen  Tonnen  Erz  d.  h.  ungefähr  35''/o 
der  Gesamtfördernng  Deutschlands  und 
Luzembui^  produziert.  Noch  einschneiden- 
dere Erfindungen  und  damit  unabsehbare 
Veiändeningen  in  der  Eraerzeugung  dürfte 
die  weitere  Zukunft  bringen.  Hier  sei  nur 
anfmerksam  gemaclit  auf  die  HSghchkeit 
der  erfolgreichen  Verwertung  minderhaltiger 
Erze  durdi  ihre  Aufbereitung  im  elekbo- 
msgnetischen  Wege. 

Die  fortgesetzte,  oft  sehr  intensive  Aus- 


beutung der  Ei-zbergbane  führt  naturgemäes 
zu  einer  Verminderung  der  ■  Produktion  und 
weiter  zi;r  Erschöpfung  der  Lagerstätten, 
wie  dies  allenthalben,  selbst  in  solchen  Ge- 
bieten beobachtet  werden  kann ,  die  erat 
vor  relativ  kurzer  Zeit  für  die  Brzerzeugung 
erschlossen  wurden.  Aber  nicht  bloss  hier- 
durch wird  die  Produktionsmenge  der  ein- 
zelnen Jjänder  beeinflusst,  sondern  auch 
durch  den  Rückgang  der  Preise,  wel- 
cher als  eine  Folge  der  Verwertbarkeit  und 
der  Zufuhr  billiger  Erze  aus  anderen  Teilen 
des  Jjandes  oder  von  auswärts  viele  Berg- 
baue unrentabel  gemacht  haben.  Die  für 
die  geltenden  Preise  zu  hohen  Gestehungs- 
kosten nötigen  den  Besitzer,  den  Betrieb 
solcher  Bergbane  einzuschränken,  eventuell 
ganz  einzustellen.  Bei  Preissteigerungen 
werden  solche  Betriebe  oft  wieder  ange- 
nommen, selbst  erweitert.  Ein  flüchtiger 
Blick  in  die  Details  der  Bei^baustatistik 
aller  Staaten  zeigt  diese  Schwankungen  in 
der  Ausdehnung  des  Bergbaues,  die  weitei^ 
hin  mit  Aenderungen  in  der  Qesamtnienge 
der  Produktion  verbunden  sind.  Dam 
pflegen  die  Betriebseinstellungen  und  Ein- 
Bchrtukungen  so  häufig  zu  sein,  dasa  auch 
bei  einer  stationären  Gesamtproduktion  von 
vornherein  angenommen  werden  kann,  dass 
nene  Bergbaue  eiBchlossen  oder  einzelne 
bestehende  intensiver  ausgenutzt  wurden. 

Da  die  Erzproduktion  ganz  der  Erzeu- 
grmg  von  Boheisen  dient,  verlangt  eine  Er- 
örterung jener  Produktion  auch  ein  Ein- 
gehen auf  diese.  Wir  geben  daher  auf 
S,  569  eine  kurze  Uebersicht  der  Roh- 
eisenproduktion  der  Erde  nach  einzelnen 
Ländern  in  Millionen  Kilogramm  für  1860, 
lö70,  1880,  1890,  1895  bis  1897.  Ein  Ver- 
gleich mit  der  voriun  g^ebenen  Tafel  der 
Erzproduktion  lässt  erkennenj  ob  und  in 
welchem  Masse  ein  Land  seine  Roheisen- 
produküon  auf  einheimischer  oder  fremder 
Erzgewinnung  aufbaut  und  seine  Erzerzeu- 
gung filr  eigenen  oder  fremden  Bedarf  be- 
treibt RücksichÜich  der  Details  dieser  Roh- 
eisenproduktion, der  hochbedeuteamen  Aen- 
derungen, die  auch  hei  ihr  in  den  letzten 
50  Jahren  eingetreten  sind,  sowie  rücksicht- 
lich der  weiteren  Verarbeitung  des  Roh- 
eisenproduktes  verweisen  wir  auf  den  Art. 
Eisen  und  Eisenindustrie. 

8.  Metallhaltige  Erze.  Eine  vollständige 
Uebereicht  derEraproduktion  dersogeniumten 
unedlen  Metalle  ist  kaum  zu  beschaffen,  da 
einige  grosse  Produktionsländer  nur  die 
Metellproduktion,  nicht  auch  die  Erzgewin- 
nung nachweisen  und  da  in  einzelnen 
liändem  die  Erze  Rohmaterial  für  ver- 
schiedene Metalle  liefern,  so  dass  eine  ziffer- 
mfisaige  Trennung  nach  bestimmten  Erz- 
kategorieen  immöglich  oder  willkürlich  wird. 
Äusserem  ist  auch  der  prozentuelle  Metall- 
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R  0  h  e  i  8  e  n -Produktion 

iD  MillioDen  E 

logramm 

ii 

a  den  Jahren 

1860 

1880 

1890 

1896 

1896 

1897 

Ter.  Staaten  t.  Amerika 

834,1 

1  692,7 

3896,4 

8761,1 

Orofisbritaiin.  m.  Irland 

3  888,ä 

6059,4 

7  873.0 

8030,7 

7  826,5 

8798,3 

8  937,a 

Dentaches    Rtäcb    mit 

Laxemburg  .... 

I  391,1 

3  729,0 

4658,5 

6372,6 

6881,5') 

Fraiikreich 

898,4 

1  178,1 

1962,2 

2484,0 

396,c 

448,4 

926,5 

OeBterr.-üng.m.BoBmen 

3ia,^ 

403,0 

444,5 

965.4 

1  131,4 

1  227,? 

1324,1 

608,1 

78718 

i85,c 

300,3 

405,6 

456,1 

462,9 

538,2 

Cuoda 

ca.    30,0 
0,5 

S4,o 
10,0 

15,0 

170,8 
26,0 

179,2 

ca.     50,0 

100,8 
ca.     50,0 

147,0 

4l,S 

Italien 

ca.      io,t 

'6,6') 

17,3 

14,4 

9,2 

8)4 

Norwwen 

And.  Staaten  nngefähr 

0,« 

0,4 

0,5 

,S6,o 

68;o 

87,0 

■  09,0 

360,0 

390,0 

440,0 

Zusaminen 

7360,1 

13  094,7 

18336,0 

27  457,8 

29367,2 

31084,8 

33331.0 

g«halt  der  £rze  so  verschieden,  dass  eine 
Gegenüberstollung  der  Brzeraeugnng  einen 
nur  teilweise  richtigen  MassBtab  zur  Be- 
urteilung der  Bedeutung  dieser  Produktion 
bietet.  Dennodi  dürfte  eine,  obschon  un- 
Tollstflndige  UebemcM  der  Brzerzeugung 
wenigstens  den  Wert  haben,  zu  zeigen,  wie 
eich  der  Erzbergbau  des  alt«n  Kontinentes 

S!genfiber  der  erdrückenden  überseeischen 
onkurronz  behauptet  und  die  Anschauung 


zu  stärken,  wonach  der  Metailerzbergbau, 
der  einen  so  hervorragend  aleatorisch«! 
Charakter  besitzt,  nach  Ueberwindung  dea 
gegenwärtigen,  freilich  lang  anhaltenden 
Debei^^gsstadiunis  auch  auf  dem  alten 
Kontinent  wieder  zur  früheren  Blüte  ge- 
langen kann. 

Zunächst  geben  wir  im  folgenden  eine 
knappe  Cebersicht  der  Erzeugung  vda 
Kupfer-,  Blei-  und  Zinkerzen. 


metriflcben  Tonnen 


2  180000 

494614 

397000 

81398 

168  234 

376  738 

1300 

154000 

30000 

33000 

36200 

25207 

14986 

61843 

31910 

3941 

7200 

46000 

36000 

32400 

10857 

'3367 

18073 

32643 

*) 

■y>, 

rz^ 

V 

15410 

167000 

2000 

37300 

2S4 

•)  17  784 

136  100 

310000') 

400 

13000 

3500 

33 

14 

3358 

3836 

69419 

■ 

Spanien 

Deutsches  Beich  mit  Luxembmv 
Portugal  (1889,  1897)  .... 
Bauland  (1890,  1895)     .... 

S<Äweden      

Norwegen  (1880,  1896)  .... 

GrOHbritannien 12300         7  200      46000       36000        32400        196Ö0 

OeBterrddi-Ungam  mit  Bosnien')  10827        10857      13367        18073        32642        27464 

Frankreich 15  206      25  787        ao  505        47  54o       82  343 

Griechenland  a896)    ....  "  k  „ 

Belgien 

Chile 

SSdafrika 

Venesnela  (Export)    .... 
Australien  mit  Tumuüa    .    . 

Algier  und  Tnnia 

Nen-Caledonien 

Bolivia  nnd  Fern  {1680,'  1895 
Nenfondland 

')  Für  1871.  »)  1898  stieg  die  KoheiBenproduktion  in  Deutschland  ant  7403,  in  den  Ver- 
einigten Staaten  anf  11962  Millionen  Kilogramm. 

•)  Ausserdem  noch  in  Ungarn  Geld-,  Silber^  Kupfer  und  bleihaltige  Erre  1890:  66663, 
1897:  97702  Tonn«n.  *)  1805:  2  mtr.  Ton.  *)  Knpfermet«ll.  •)  Hit  ulberbaltigeni  Bleien. 
"^  Zmkmetall. 


ze=by  Google 


570 


Bergbau  (Statistik) 


Die  Ziffern  dieser  Tafel  zei^n  nicfet 
bloss  die  kräftige  Blüte  des  europäischen 
Bergbaues,  sondern  auch  seinen  stark 
Bcliwankenden  Charakter,  der  nicht  ver- 
schwindet, auch  wenn  man  mehr  Jahre  zum 
Vergleiche  heranzieht.  Speciell  in  Deutsch- 
land hat  die  Zinkerzproauktioa  1893,  die 
Bleierzprodnttion  1893  einen  Höhepunkt  er- 
rei(Jit  und  ist  seither  rückgangig,  gegenüber 
1870  und  1880  äud  aber  die  Produktions- 
grOssen  aller  drei  Erzgattungen  sehr  be- 
deutend vennehrt.  Aehnlich  verhält  sich 
die  Produktionsentwickelung  auch  in  Oester- 
reich-üngam. 

Für  die  moderne  Industrie  ist  die  Er- 
zeugung von  Schwefelsäure,  die  für 
viele  Industriezweige  unentbehrlich  ist,  von 
wesentlicher  Bedeutung;  ebenso  ist  der  Be- 
darf an  Mangan  in  Verbindung  mit  der 
Stahlerzeugung  (Terroraangan)  ausserordent- 
lich gewachsen,  und  wir  bringen  daher  im 
folgenden  eine  Uebersicht  der  Produktion 
an  Eisen-  und  Schwefelkiesen  und 
an  Manganerzen  im  Jahre  1897. 


Produktion  von 

In  den  Ländern 

Eisen-  und 

Schwefelkiesen 

Mangan- 

(Schwefelerze) 

erzen 

in  metriachen  Tonnen 

Italien   .... 

3372300') 

1600 

Deatschen  ßeich 

133  302 

46247 

Spanien      .    .     . 
Norwegen  (1896) 

60507 

— 

Oesterreich  -  Ungar 

mit  Bosnien    . 

48654 

11356 

Enssland  (1896) . 

■  13200 

208  197 

Qroaabritoiuuen  . 

loSoo 

600 

Belgien.    .    .    . 

1800 

28400 

Schweden  .    .    . 

5'7 

Griechenland  ca. 

Vereinigte  Staaten 

V.  Amerika      . 

11286 

Canada  .... 

112 

27421») 

17966 

33  5"8 

Indien    .... 

74862 

Seeland    .    .    . 

— 

S85 

Zinnerz  wird  nur  in  wen^n  Ländern 
produziert  Eine  der  grOssten  Produfctioaen 
unterhalten  die  niederländischen  Inseln  in 
Ostasien :  Banca,  Billiton  und  Riouw.  Leider 
ist  ihre  Erzproduktion  nicht  bekannt.  Die 
Produktion  der  anderen  Produktion  sländer 
belief  sich  im  Jahre  1897  auf 


■)  Darunter  minerali  di  zulfo  3314000. 
Vor  189Ö  wurden  in  der  italienischen  Statistik 
die  Schwefelerze  nicht  ausgewiesen,  sondern 
nnr  der  Eohsdiwefel,  zolfo  greggio.  Hievon 
wniden  1896  426363  Tonnen  produziert.  »)  Fllr 
189G.    ')  Eisenkiese,  Eoheiaen  und  Eisenvitriol. 


in  metr.  Tonnen 

den  Malaien-Staaten        13117 

Grossbritannien       7  3oo 

Australien  m.Tasman.(Erzu.MetiÜl)    5822 

Spanien 2400 

I>ent8che8  Reich     . 55 

RuBsland  (1896) 54 

Oesterreich 16 

Auch  Quecksilbererz  wird  nur  in 
wenigen  Staaten  gewonnen.  Am  grössten 
ist  die  Produktion  in  Oesterreich,  Russland 
und  Spanien.    Sie  betrug  im  Jahre  1897 

in  metr.  Tonnen 

Oesterreich 88238 

Russland  (189&) 84  000 

Spanien 32400 

Italien 10700 

Chile 750 

Ungarn 7 

Nickelerze  werden  in  grossen  Quanti- 
täten in  Keu-Caledonieu  gewonnen,  1897 
26500  Tonnen.  Ausserdem  hat  Noi-wegen 
und  Oiossbritannien  eine  grossere  Nickel- 
produktion; jenes  1892  6959,  1895  494, 
dieses  1897  305  metr.  Tonnen.  In  Deutsch- 
land wird  die  Produktion  zusammen  mit 
Eobalt-  und  Wismut-Erzen  ausgewiesen. 
Diese  betnig  1897:  3355  Tonnen. 

Eine  grössere  Produktion  von  Antimon- 
erzen  hat  Frankreich,  1897  zusammen  mit 
Algier  54äl  Tonnen,  sodann  Italien  1897 
2150,  Oesterreich-Üngara  1897  2664,  Spanien 
1897  354,  Australien  und  Neuseeland  1897 
185  melr.  Tonnen. 

4.  Petroleniii.  Obgleich  Petroleum  der 
Menschheit  schon  lange  als  Beleuchtungs- 
mittol  bekannt  war,  —  hat  doch  die  älteste 
Petroleumquelle  der  Welt ,  jene  vom 
Tenangyoung  Creek,  einem  kleinen  Zufluss 
des  Irawaddy  in  Birmah  seit  unvordenk- 
lichen Zeiten  Birmah  und  die  angrenzenden 
Teile  Indiens  mit  Leuchtöl  versorgt  — ,  so 
ist  doch  erat  in  unseren  Tagen  seine  Ver- 
wertung und  die  seiner  Nebenprodukte, 
welche  bei  seiner  Destillation  abfallen,  eine 
so  vielseitige  geworden,  dass  es  eines  der 
viichtigsten  mmeralischen  Produkte  wurde, 
ürsprüngKch  verwendete  man  nur  das  raffi- 
nierte Petroleum  zur  Beleuchtimg,  gegen- 
wärtig finden  aber  sowohl  seine  leicbt- 
flüchtigen  Nebenprodukte  als  auch  die  Rück- 
stände vielfach  Verwertung.  Das  Benzin 
und  Ligroin  wird  zur  Beleuchtung  wie  zu 
industriellen  Zwecken  gebraucht.  Die  mine- 
ralischen  Schmieröle  verdrängen  in  steigen- 
dem Masse  die  vegetabilischen.  Von  Bück- 
ständen wird  Oelgas  gewonnen.  Das  Petro- 
leum selbst,  gewisse  Rohöle  und  Rückstände 
werden  als  Heizmaterial  fOr  Motoren  und 
für  Kesselfeuerung  benutzt  Diese  vielseitige 
Verwendung  der  Produkte  des  rohen  Petro- 
leums drängt  die  Gewinnung  und  Verar- 
beitung von  bituminösem  Schiefer  stets  mehr 
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zurück  und  sichert  der  bestäudig:  steigenden 
Produktion  sicheren  Absatz,  llit  dem 
vscheendeu  Bedarf  hat  sich  auch  die 
Petroleumgewinnung  auf  neue  Gebiete  aus- 
gedehnt. Anfänglich  ergaben  die  ameri- 
kanischen Petroleumaufschlüsse  die  grosse 
Masse  der  G-esamtproduktion,  neuestens  wird 
die  russische  Ronölgev,-imiung  in  Baku  ein 
immer  stärkerer  Konkurrent  und  wSchst  eine 
Petroleumproduktiou  an  nelen  Orteu  rasch 
«mpor. 

In  den  Vereinigten  Staaten  beüpf  sich 
die  Petroleum  gewiunung  1859  erat  auf  2000 
Barrels  zu  im  Liter:  1860  -war  sie  st'hon 
auf  500000,  1861  auf  2113609,  1S70  auf 
5260745,  1874  auf  1092C94ri  Barrels  ge- 
stiegen. Bis  dahin  wiuile  fast  nur  in  Peim- 
sylvania  und  New-York  Petroleum  gewonnen. 
In  den  70  er  Jahren  dehnte  sich  die  Pi-o- 
duktion  auch  auf  Ohio,  West-Viiginia  und 
Caüfomien,  erst  in  den  SOer  Jaiiren  auf 
Kentuckj-,  Tennessee,  Colorado  und  Indiana, 
das  jetzt  sehr  bedeutende  Quantitäten  piwlu- 
ziert,  und  neuestens  enifiich  auf  Illinois, 
Texas,  Eanaas,  Missomi,  das  Indianergcliiet 
und  Wyoming  aus.  1880  wurden  bereits 
262S6l':i3,  1882  sogar  30510830  Ban^la 
gewonnen.  Erst  18»!)  wurde  eine  grossere 
Jlenge  eraengt.  1890  ergab  die  Produktion 
45822672  1896  60192094.  1897  Gor)ü8081 
Barrels,  also  doppelt  soviel  als  1882. 

In  Russland  deckte  die  Kaphtliagei^'innung 
bis  1882  nicht  den  inländischen  Bedarf,  und 
erst  von  1883  an  übertraf  die  Ausfuhr  die 
Einfuhr,  freilich  gleich  in  grossen  Dimen- 
sionen. Es  betrug  aber  die  Naphttiagewin- 
nung  in  Pud  zu  16,38  Kilogramm 
Im  Jahre  Im  Jahre 

1863  584  000  1890     243  942  000 

1872         1 535981  1894     315 113000 

18T&        8174449  189Ö     430789000 

1880       21497995  1896     434837000 

1885     1 1*  258  915  1897     479  584000 


Das  für  Beleuchtungszwecke  produzierte 
Petroleum  belief  sich  1894  auf  296804333 
Pud. 

Der  näclistbedeut«nde  Petroleumproduzent 
ist  in  Oesterreich- Ungarn  Oalizien,  wo  seit 
1886  gi'osae  Quantitäten  gewonnen  werden. 
In  Ungarn  ist  die  Produktion  in  den  81)  er 
Jahren  stark  abgefallen,  hat  sich  abei'  seit- 
her wieiler  gehoben.  Es  betrug  die  Pro- 
duktion 


in  Oesterreich      in 

IJng&rn 

lOüO  kg 

ing 

187s 

3  191 

43 105 

188634 

2083 

362356 

3168 

375204 

2  299 

Im  folgenden  bringen  wir  fUr  die  Jahre 
1890—96  eine  vergleichende  üeberaicht  der 
Petroleum  Produktion  in  den  wichtigsten 
Ländern.  Da  aber  die  Erzeugungamengen 
in  Amerika  nach  dem  Hotümasse,  ander- 
wärts nach  dem  Gewichte  angegeben  werden, 
musste  eine  Umrechnung  stattfinden,  die 
eine  Ungenauigkeit  in  den  Vei-gleich  hinein- 
tragt, weil  trotz  der  Ungleichheit  des  spe- 
cifischeii  Gewichts  der  Roliprodukto  ftlr  das 
Hohlmass  ein  Durchschnittsgewicht,  so  im 
folgenden  für  den  Ban«l  von  159  Litern  ein 
solches  von  130,8  Kilogramm  angenommen 
werden  muss.  Ein  grosseres  Durchschnitts- 
gewicht wilrde  natOrUch  die  amerika- 
nische Produktion  noch  grösser  erscheinen 
lassen. 

Petroleumproduktion  in  Millio- 
nen Kilogramm 


1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896') 

Vet.  Staaten  t.  Amerika 

6606,6 

7  571,6 

3979,4 

♦  756.4 

4896,2 

5  797,3 

5  178,7 

7056,3 

7  132,6 

OMt«rreich-Ung8m .    . 

92,7 

88,4 

90,0 

96.3 

114,0 

190,7 

264,5 

100,1 

99,0 

102,0 

104,4 

105,0 

114,3 

Snmänien  (ungeführ)  . 

35,0 

68,0 

83;o 

75,0 

71,0 

8S,o 

100,0 

22,9 

39,0 

Java  (nngefthr)  .    .    . 

20,0 

20,0 

20,0 

22,0 

i8;6 

38;« 

38;8 

Japan      

8.1 

21,6 

29,3 

BeotachM  Kelch  .    .    . 

15,2 

'5,3 

'4,5 

14,0 

17,2 

17,1 

20,4 

Itaüen 

3;* 

o.i 

0,2 

0,3 

0,0 

Zmammen 

10261,5 

13  "40,4 

"855-7 

12489,9 

12029,6 

v.m 

15625,9 

Dazni.  Engl.  Oibhale: 

2  246;« 

"398,5 

2:23,2 

1  987,8 

2018,1 

2458:4 

')  Produktion  1897  in  den  Vereinigten  Staaten  810T.8,  in  Bn^sland  7855,6,   Canada  99,6, 
Indien  76,8,  Denlschland  23,3,  iMlien  1,9  Hilliunen  Kilogramm. 
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Die  hier  Dachgewieaene  Petroleiimpro- 
dnktion  von  etwa  16  Millionen  Tonnen  ist 
noch  nicht  die  gesamte  Weltproduktion,  da 
noch  einige  Länder,  so  Mencw,  Pen«  ganz 
bedeutende  Quantitäten  erzeugen,  ohne  dass 
dafür  fortlaufende  genauer©  Angaben  vor- 
liegen, 1890  soll  übrigens  die  Produktion 
in  Peru  ungefähr  45  Millionen  Kilogramm 
betragen  haben.  Ebenso  ist  die  Oüshale- 
Produktion  auch  über  England  hinaus  ver- 
breitet; epedell  Neu-SOdwales  erzeugt  hier- 
von grössere  Mengen  (1897  34,6  Sullionea 
Kilogramm).  i 

Beachtenswert  ist  femer  die  Produktion 
von  Erdwachs  in  Oesterreich,  wovon  : 
resp.  1897  6573  und  6882  Tonnen  gewonnen 
wurden. 

In  einem  gewissen  Znsammenhang  mit 
derPetroleumgewinnung  steht  die  Gewinnung 
von  natürlichem  Gas.  Sie  wird  haupt- 
sächlich in  den  Vereinigten  Staaten  Amerikas, 
neuestens  auch  in  Canada ,  Italien ,  Ober- 
Österreich  11.  s.  w.  betrieben.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  wurde  der  Geldwert  dieses 
Produktes  zuerst  1882  auf  215000  Dollar 
geschätzt.  1885  belief  sich  die  Schätzung 
schon  aof  4,9,  1886  auf  10,0,  1890  auf  18,7, 

1895  und  1896  auf  je  13,0  und  1897  auf 
13,8  Millionen  Dollar.     In  Italien  wurden 

1896  296880, 1897  298069  Kubikmeter  »Gas 
idrocarburafero«  im  Werte  von  15137  und 
17861  Lire  gewonnen. 

S.  Andere  BeTvwerkBprodnkte.  In 
erster  Linie  ist  hier  die  Salzgewinnung 
za  erwähnen,  obschon  das  Salz  nicht  bloss 
als  Bei^rwerksprodukt  erscheint,  sondern  in 
einer  giösaeren  An7ahl  Küstenländer,  so  in 
Itahen,  Frankreich,  Oeeterreich-Uneam, 
RuBsland,  Indien,  Japan  auch  aus  dem  Meer- 
wasser  gewonnen  wird.  Die  Produktions- 
menge von  Salz  ist  sehr  gross  und  noch 
immer  im  Wachsen  begriffen;  in  einzelnen 
Ländern  wird  dieses  Wachsen  durch  Steuern 
und  Monopole  zurückgehalten,  1890  wurde 
sie  für  die  ganze  Erde  auf  9  Millionen 
Tonnen  geschätzt,  gegenwärtig  beläuft  sie 
sich,  wie  nachfolgender  Uebersicht  zu  ent- 
nehmen ist,  auf  mehr  tds  12  Millionen 
Tonnen. 


Produktion  von 
im  Jahre 
Ter.  Staaten 
Grossbritannien 
Japui  (1894) 
RnBBland 
Dentaches  Reich 
Frankreich 
Brit.  Indien 
Oaterreich  -Ungarn 

mit  Bosnien 
Spanien 
Italien 


Steinsalz,  Sud-  u.  Meersalz 

1897  in  Millionen  kg 

2028,;   Türkei  (1894)     303,1 

1934,0   Oaniida  {1896)      39,9 

i7ia,o  Ceylon  (1896)'      37,7 

15*6,6   Aegvpten  (1895)  36,0 

1306,7    Algier  n.  Tunis    31,3 

948,0  Gnechenland        20,4 

937,9  SüaftUBtralieii(1896)7,7 

Peru  (1892)  6,5 

«iT,o  Kapland  (189ö)       i,z 

AndereLänder  ca.30o,o 


461,0 


Zusammen  12464.7 
Ton  besonderem  Werte  für  Deutschland 


sind  die  im  Terein  mit  dem  Steinsalz  vor- 
kommenden Kalisalze,  die  sowohl  Inder 
Industrie  zur  Erzeugung  von  Gianbersalz, 
Chlorkalium,  Salpeter,  Pottasche  u.  s,  w, 
als  auch  in  der  Landwirtschaft  als  Eainit 
ohne  weitere  Verarbeitung  eine  sehr  wert- 
volle Terwendung  finden.  Wie  rasch  dar 
Bedarf  an  diesem  Produkte  des  Bergbaues 
gestiegen  ist,  zeigt  folgende  Uebersicht  der 
Produktion  seit  1861. 

Im  Jahres-  Produktion  von 

durchschnitte       Steinsalz  Kalisalzen 

reep.  im  Jahre  in  Millionen  kg 

1861—65  79,3  SB,< 

1871—75  153,8  454,9 

1876--80  210,9  698,1 

1881-85  338,6  1037,3 

473,2  1 144,3 

1482,8 


686,9 

758,9 

1780,6 

763,4 

1946,2 

In  den  abgelaufenen  37  Jahren  hat  sich 
somit  die  Steinsalzproduktion  auf  das  10- 
fache,  die  Erzeugung  von  Kalisalzen  aber 
fast  auf  das  35faclie  erhöht,  und  in  den 
letzten  17  Jahren  allein  haben  sich  diese 
Produktionsmengen  verdoppelt  Ihre  Be- 
deutung erhellt  auch  daraus,  dass  Deutsch- 
land eine  ständige  sehr  bedeutende  Mehr- 
ausfuhr  von  Pottasche  und  Kalisalpeter  hat 
Sie  betrug  1897  11,5  resp.  6,1  Millionen 
Kilogramm. 

Eine  gleich  grosse  Bedeutung  wie  die 
Kalisalze  für  Deutschland  haben  die  Soda- 
nitrate (Nalriumnitrat ,  Chilesalpeter)  für 
Chile.  Es  wird  behauptet,  dass  die  Sal- 
peterlager Chiles  sich  über  89177  Hektar 
erstrecken  und  einen  Vorrat  von  232  Millio- 
nen metr.  Tonnen  repräsentieren.  Sie  wui^ 
den  sdhoD  1830  ausgebeutet.  Damals  be- 
trug aber  die  Ausfuhr  erst  900  Tonnen. 
"■  ist  seither  entsprechend  der  wachsen- 
den Produktion  enorm  gestiegen  und  be- 
trug im 

Jahres-  (  1830—84  16,6  MiU.kg 
durch-  {  1860-64  321,0  „  „ 
schnitt    (  1890—94  958,5      „     „ 

{1896  1355,1  Millionen  kg 
1896  1077,3  .  . 

1897  iioa,6 

Die  Produktion  selbst  soll  in  den  letzten 
12  Jahren  beirren  haben: 

im       Mill.       im        Mill.       im  Mill. 

Jahre       kg      Jahre       kg  Jahre       kg 

1886     420,0     1889       903,0  1893  938,9 

1886  443,0     1890      1009,0  1894  1082,3 

1887  702,0     1891        877,0  1896  1399,7 

1888  773,0     1892        804,0  1896  1286,6 

Ein  gleichfalls  in  wenig  Fundstätten 
verbreitetes  Mineral  ist  der  Graphit,  der 
in   der  Industrie   einen   ausgedehnten  und 
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fortgesetzt  wachsenclen  Verbrauch  findet 
Während  früher  die  reichsten  ÖrajthitKTiiben 
jene  in  Sibirien  und  spftter  jene  in  Ceyloü 
waren,  stehen  nunmehr  die  europ^schen 
Oraphitgrubea,  insbesondere  jene  üei  Bud- 
■weis  in  Böhmen,  obenan.  Es  wurden  nÄm- 
tich  gewonnen  in  metr.  Tonnen  in 


Oesterreich . 

1891 

21346 

1897 

Ceylon    .    . 

1891 

1896 

.046-, 

Itolien    .    . 

DeatschUnd 

do. 

38^4 

do. 

^fWi 

Ver.  Staaten 

1898 

383 

do. 

1695 

Bnuland    . 

1891 

1893 

Japat     .    . 
SdBweden    . 

1890 

4  577 

1896 

215 

1897 

Indien     .    . 

1894 

i6a3 

1897 

öl 

Spanien  .    . 

1890 

95 

1895 

10 

Ausserdem  wurden  In  Canada  1S95  199, 
1896  126,  in  Frankreich  1895  13,  in  Gross- 
britannien 1895  41  Tonnen  Qraphit  gewonnen. 

Die  bedeutendsten  As  phaltpr  od  uzen- 
ten  sind  auch  gegenwSmg  die  Insel  Trini- 
dad, die  Vereinigten  Staaten,  Dentechland 
und  Italien.  Es  wurden  nämhch  aufführt 
aus  Trinidad  1897  112317  metr.  Tonnen 
roher  und  14356  metr.  Tonnen  gereinigter 
Asphalt,  1897  wurden  in  den  Vereinigten 
Staaten  72162,  in  Deutschland  61645  in 
Italien  55339,  in  Oesteireich-Üngam  3357, >) 
in  Hussland  (1896)  I8I88I)  und  in  Spanien 
1878  metr.  Tonnen  Asphalt  gewonnen. 

6.  Gewiaiiniig  unedler  Metalle.  Da 
Gold,  Silber  und  Eisen  in  besonderen  Ar- 
tikeln (s.  diese)  zur  Darstellung  gelansei 
sollen    hier    nur    die    sogenannten    unedle 


Metalle  und  zwar  mit  Ausschluss  des  Eisens 
berQcksichtigt  werden.  Eine  Erörterung 
dieser  Ftoduktion  scheint  ganz  besonders 
deshalb  geboten,  weil  manche  Staaten  Qbei^ 
faftupt  mcht  die  Erzförderung  nachweisen, 
Bonaem  nur  die  Metallgewinnung  und 
femer  weil  die  gegenwärtigen  Verkdirsver- 
hftltnisse  den  Hüttenbetrieb  in  grossartigem 
Masse  vom  heimischen  Beigbaubetnebe 
minder  abhingie  genukcht  haben,  so  zwar, 
dase,  wie  erwannt,  manche  Staaten  zwar 
bedeutende  Mengen  von  Erz  gewinnen,  aber 
nur  sehr  geringe  Mefallquanti taten  produ- 
zieren und  umgekehrt  andere  Staaten  eine 
sehr  grosse  Metallproduktion  zum  TeD  auf 
Grund  von  fremder  Erzgewinnung  aufbauen. 
Die  örtliche  Verteilung,  wie  die  ganze 
OrOsse  des  im  Hüttenbetriebe  gewonnenen 
MetaUquantums.  kann  also  ans  der  Dar- 
stellung der  Erzförderung  nicht  erkannt 
werden. 

Die  in  der  Tabelle  auf  S.  574  da^estellte 
Produktioa  von  Kupfer,  Blei  und  Zink  ze^ 
eme  bedeutende  Vermehnmg  der  Prodia- 


')  Aaphaltsteine  and  Erdpech. 


tiousmengen  in  neuester  Zeit,  offenbar  eine 
Folge  der  gesteigerten  industriellen  Thfitig- 
keit  auf  allen  Gebieten. 

Die  Produktionazunahme  war  nicht  nur 
in  der  letzten  Zeit,  sondern  schon  seit  50 
und  mehr  Jahren  sehr  beträchüich,  So 
schätzt  man  die  Knpferproduktion  der  Erde 
1820  auf  27,5,  1840  auf  42,5,  1860  auf  90, 
1870  auf  112,  1880  auf  156,5  MiUionen 
Kilogramm;  die  Zinkproduktion  wird  ange- 
geben für  1860  auf  98,  für  1870  auf  140, 
für  1880  auf  237  Millionen  Kilogramm. 
Seit  1380  hat  die  Produktion  fast  Jahr  für 
Jahr  zugenommen,  freilich  nicht  immer  nüt 
der  gleichen  Intensität.  So  nahm  die  Pro- 
duktion, nur  wenig  zu  oder  ging  sogar 
zurück  1885,  1886,  1887  und  1893.  Das 
Wachsen  der  Kupierproduktion  m  letzter 
Zeit  hängt  insbesondere  mit  der  kräftigen 
Eutwickelimg  der  elektrischen  Anlagen  zu- 
sammen, wodurch  BOgta  ein  Steigen  der 
Eupferpreise  herbeigeführt  wiude  und 
weiterhin  sich  eine  Aussicht  auf  die  Wie- 
derbelebung alter  kontinentaler  Beigbaue 
eröffnet,  zunud  bei  den  überseeischen  Gru- 
ben durch  die  enorme  Inanspruchnahme 
ein  Rückgang  der  LeistungsQlhigkeit  nicht 
ausgeschlossen  schemt 

Bin  viej  kleineres  Verbreitungsgebiet  hat 
die  Produktion  von  Zinn,  Quecksilber, 
Nickel,  Antimon  und  Aluminium.  Die  ge- 
samte Zinnproduktion  schätzt  man  für 
1880  auf  38,9,  für  1886  auf  44,6,  für  1890 
auf  64,8,  für  1897  auf  80,9  Millionen  Kilo- 
gramm. Die  wichtigeren  Produktionsländer 
von  Zinnmetall  und  deren  Produktions- 
mengen sind  die  folgenden: 


1890  1897 
metrische  Tonnen 

UaUien-Staateu    ....    32338  42878 
Banca,  Billiton,  Singkep 

(1890/91,1896,97)       .    .     12526  15540 

GroBübritannien    ....     11 740  7900 
NensUdwales ,    Tasmanien 

n.WestunatralieB     ,    ,    .      6415  6030 

BoÜTia  {1890,  1896) ...      i  664  3  890 

Deutsches  B«ich   ....         139  151 

Oestarreich 50  4S 

Japan       47  S** 

Indien ? za 

64809  76509 


Auch  in  Siam  wird  Zinn  in 
Quantitäten  erzeugt  (1894  5040,  1897  4000 
Tonnen),  ebenso  in  Chile,  wo  1897  345 
Tonnen  metallisches  Zinn  produziert  wur- 
den. Endlich  produzieren  auch  Russland, 
Spanien,  Mexico  und  Peru  geringe  Quanti- 
täten Zinn. 
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in  den  Ländern 


Produktion  i 
Blei 


1697     I     1890     I 
in  1000  Eilogram' 


1897     I     1690     I     1897 
(metr.  Tonnen) 


Grossbritannien  mit  Irland')  . 

Spanien 

Teutschland  mit  Luxembnt-g  . 
Frankreich 


Italien  . 

Oesterr.-Unzam  m 
Norweeen  {1890,  1896)  . 

Schweden 

Belgien 

Griechenland 

Tereinigt«  Staaten     .    . 

Chile 

Japan  ^1890,  18961.    .    . 

Anttraben 

Mexico 

Südafrika 

Veneiniela'(1890,  liS9i)  '. 

Bolivia 

Neufundland 

Peru 

Ärgentiuen 


70300 

24437 
3306 

5  7^5 

6406 

1155 

466 


4394 
6550 
3099 
S730 


45  779 
29408 
7376 
6567 
3400 
1431 
1067 


4  544 

837 

17768 

9563 


3103 

139266 

1937* 

3  773 


6244 

150739 

38067 

5879 


Summe  |  345  599   \  477835    |  S»!"'    j  748*40  j  3345«5      430  37S 


Die  Quecksilberproduktion  betrug 

-  1890  1897 

metrische  Tonnen 


Spanten 1814 

vereini);^  Staaten  von 

Amenita 795 

Oesterrdeh-Üngam  .    .    ,  550 

BuBsland 292 

Italien 449 

Mexico ca.  zoo 

Deutsches  Beich   ....  — 

Japan      0,4 


4333 

Auch  in  einigen  anderen  Staaten  wird 
Quecksilber,  in  kleineren  Mengen,  produjdert. 
Die  Produktion  von  Nickelmetall  hat 
in  letzter  Zeit  in  Canada,  Frankreich  und 
Deutschland  einen  beträchtlichen  Aufschwung 
genommen,  -während  sie  in  den  Vereinigten 
Staaten  und  in  I^orwegen  unter  groRsen 
Schwiuikiuigen  mehr  zum  Rückgang  geneigt 


ist. 


Canada  .  . 
Deutschland 
Frankreich  . 


1890  1897 

metrische  Tonnen 
600  1813 

934')  1464^ 

330  1245 


Norwegen  {1890,  96) 
Vereiuf**"  0*»=*=.. 
Gnglan 


Die  Antimonprodukt ion  hat dag^en 
allenthalben  einen  grossen  Aufsdiwuug  ge- 
nommen.   Sie  betrug 


Deutschland  .  .  . 
Frankreich  .  .  .  . 
Oesterreich-Üngam  . 
Vereinigte  Staaten  . 

ItaUen     


metrische  Tonnen 


641 


Schwankender  ist  die  Produktion  von  An- 
timon in  Indien,  wo  1894  418,  dann  in 
England,  wo  1890  8  Tonnen  Antimon  er- 
zeugt wurden. 

Infolge  der  elektroteehnischen  Fort- 
schritte wurden  in  jüngster  Zeil  die  Hej> 
stejlungskosten  von  Aluminium  so  we- 
sentlich verringert,  dass  dessen  Verwen- 
dung für  Gebrauchsgegenstände,   ganz  be- 


■)  Davon  ans  einheimischen  Erzen:  Kupfer  1890  936,  1897  618;  Blei  1890  33690,  1897 
26543,  Zink  1890  8582,  1897  7049  engl.  Tons.  •)  Darunter  1890  86324,  1897  91268  Tonne» 
BÜherhaltiges  Blei.  ')  Mit  EinschluBs  der  Nickelnebenprodukte  Blaufarbwerkprodokte,  Wismut 
und  Cranpriparat«  —  reines  Nickelmetall  in  Freussen  allein  1890  434,  1897  898  Tonnen.  *)  Mit 
Mangan  xueamraen. 
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I  in  ans  „ 

möglich  wurde.  Der  Preis  eioes  Kilo- 
grainmes  Alnminium,  der  1855  noch  1000 
H&rk  betnw,  sank  1856  auf  300,  1886  auf 
70,  1890  auf  12—27,  1897  sogar  auf  2  Vi 
Mark,  Umgekehrt  stieg  die  Öeeamtproduk- 
tion  ausserordentlich  rasch.    Sie  betrog 


sonders  aber  für  MetaUle^eniDgen,  und  in  eiurichtuDgen,  ja  einige  Länder,  so  dieVer- 
"'■'■■■  '  '    ■       "      ■  eiui^u    Staaten    von    Amerika,    vemach- 

Ifisai^n  diese  fast  ganz.  Ausser  diesen 
>  Specialstatistikea  bieten  noch  die  Ergeb- 
nisse der  "Volks-  und  Betriebszählungen  oder 
besonderer  InduBtrieaufnohmen  Daten  fOr 
die  fraglichen  Gegenstände,  doch  sind  diese 
Erhebungen  hAufig  durch  fremdartige  Qe- 
CO  on  D  M      /i     !  sichtspunite     störend     beeinflusst.      Dazu 

^      133  Mtr.  Ctr.       1M6    14368  Htr.  Ctr.  tommt,   (kas  die  BetriebseinriGhtungen  un- 
1888    71  sl    "       "  1897    U144    "       "      öii'i^ch    mannigfaltig    sind     und     dass    ein 

^      "       "  34  44    B       n     Jlaasstab  fehlt,  der  einen  Vergleich  ermög- 

_.        _    ,       ....  ,        ,       .   .   liehen  vrflrde.  Eine  intemation^  vergleichen- 

Dw  grtssten  AlummiumproduMnten  sind  ^e  Daretellung  ist  daher  auf  diesem  Gebiete 
die  Teremigtai  Staaten  mt  18140,  ^  ^  ^  ^^  ausgeschlossen,  und  man  muss 
Schw^z  mit  7000  I^nkreich  mit  4700  dch  begnügen Init  der  staateuweisen  Be- 
und  England  mit  3150  metr.  Centner.  richterstatt^ng,  die  auf  rektiv  wenige  Länder 

Die  zur  Alumimumdaistellung  geeigne- ,  ei„«,Bchr6nkt  ist.  Im  grossen  uSd  ganzen 
ten  Mineralien  (Bauxit  etc.)  weÄen  insbe-  ^^  ^  ^^  ^ie  Zahl  der  Betriebe  dureh 
sondere  m  folgendenStaaten  mit  den  i^\^WRcii^o  des  Grossbetriebes  fortgesetzt 
iftOT   .n««.h«„«„   P«vl„lrf,™™pn«n    «v  ^^^      ^  wirf,  dass  die  Anwendung  und 


1897   angegebenen   Produktionsmengen   er- 
zeugt: 


Frankreich     ...  41 740  metrisch«  Tonnen 

Verainisite  Staaten  30930       „  „ 

Groasbritannien  .    .  13500        „  „ 

Spanien      ....         410        „  „ 

Schweden  (1696)     .        334       »  » 

C.  Betriebfleiiuichtnngen   und  Arbeita- 

Im  allgemeinen  stehen  tiber  Betriebsein- 
ricbtungen  und  Arbeitekrafte  im  Bei^bau 
nur  aus  jenen  Ländern  TerlOssIichere  Daten 
zur  Verfügung,  die  auf  Glrund  der  Erhe- 
bungen eigener  Äufsichtsorgane  eine  Special- 
statistik  des  Bergbaues  veröffentlichen.  Auch 
diese  Spedalstatistiken  schenken  aber  den 
Nachweisungen  Ober  die  Arbeitskräfte  mehr 
Aufmerksamkeit  als  jenen  über  die  Betriebs- 


die  Zahl  der  Maschinen  wie  ihre  Ldstungs- 

läbigkelt  unausgesetzt  zunimmt  und  dass 
die  MenschenkrUte  allerdings  unter  Schwan- 
kungen trotzdem  zahlreicher  Verwendung 
finden  und  bei  grösseren  Leistungen  audi 
bessere  Entlohnung  erzielen. 

Im  Deutschen  Beiche  mit  Luxem- 
bu  TE  besfandea  1887  Hauptbetriebe  für  den 
Steinkohlenbergbau  431,  für  den  Braunkohlen- 
bergbau 625,  für  die  Eisen erzförderung  672 
und  für  die  Förderung  alter  Bergwerkseräeu«- 
nisse  zusammen  2146.  Im  Jahra  1896  (189?) 
war  die  Zahl  dieser  Betriebe  herabgesimken 
auf  332  (312),  568  (531),  634  (554)  und  1888 
(1637).  Umgekehrt  war  die  Stärke  der 
mittleren  Belegschaft  in  diesen  Betrieben 
während  dieser  Periode  und  in  den  letzten 
Jahrzehnten  ausserordentlich  gewachsen.  Sie 
betrug 


1861/66 
darchBChnittl. 

Steinkohlenbe^bau 94  579 

Braonkohlenbergban 30736 

EiMnerzbergban 33  953 

Bergbau  Doerhaupt 184  154 


Kflpfe 


1697 


317  357 

316513 

336174 

29408 

38195 

40057 

3*969 

35333 

37991 

337634 

445048 

471  303 

Nicht  ganz  so  scharf  trat  die  Bewegung 
im  Hüttenbetrieb  hervor,  indem  sich  hier 
die  Zahl  der  Eoheisenbetriebe  von  104  auf 
106  (108),  jene  der  Blei-  und  Kupferhütten 
von  13  auf  14  (13)  resp.  von  8  auf  9  (9) 
erhöhte,  während  die  Gesamtzahl  der  Hatten- 
betriebe  von  243  auf  237  (241)  zurückging. 
Die  Starte  der  mittleren  Belegschaft  beliä 
sich  bei  den 

aaf  KOpfe 
1887     1896      1897 
Koheisenbetrieben   .    .      31433  3656a  30459 

BleihQtten 3739     3903     3731 

Kapferbfitten     .    .    .    :    3  049     3  968     4313 
HSttenbetrieb  flberhanpt  43  744  49  S80  54  635 


AehnUch  tünd  die  Ergebnisse  der  deut- 
schen Qewerbezahlung  vom  14,  Juni  1895. 
Siehe  die  Tafel  auf  S.  576. 

In  den  weitaus  meisten  Fällen  werden 
die  Motoren  dieser  Betriebe  durch  Dampf  an- 
getrieben. So  haben  von  den  SteinkohlenbeiK- 
baubetrieben  289  Dampfmotoren  mit  393423 
Ffenlekräften,vondenBraunkohlenbei^baube- 
trieben  328  Dampfmotoren  mit  42711  Pferde- 
krftften  und  von  den  Eisenerzbe^baubetrieben 
85  Dampfmotoren  mit  10350  Pferdekräften. 
Die  hier  nachgewiesenen  Motoren  und  Pferde- 
krilfte  erschöpfen  nicht  ganz  die  Zahl  der 
in  diesen  Betrieben  verwendeten  Motoren 
und  Pferdekräfte,  da  vielfach  mehrere  Be- 
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)  wurden  gezählt: 
im  Bergbau  aut 


Eiseners 3H 

andue  Erie 191 

Salze 23 

Steinkohlen 3» 

Erannkohlen 395 

bei  der  Gtewinnung  von  Graphit,  ABplialt 

und  Bernstein 60 

ftir  die  Terkokung  u.  Bngnettfabrikation  »69 
im  HUttenbetrieb  mr  EerBtellnng  von 
£iBen  and  Staltl  mit  Einschlnw  der 

Frisch-  und  Streckwerke 43S 

zur  EerBtellnng  anderer  Metalle  .    .    .  152 


jabresdorch- 

scbsUE«  be- 
schäftlKta 
Peraonen 

48258 

7370 

358380 

»6331 


10788 
43460 
19  141 
401  031 


triebe  zusammen  mit  anderen  gewisse  >[o- 
torea  verwenden  und  da  diese  bei  der 
ZShluDg  abgesondert  aoszuweisen  waren ; 
80  haben  28  Steinkohlenbergwerke  zusammen 
mit  Eisenerzbergwerken,  Koka-  und  Briquett- 
fabriken,  Zie^leien,  Sägemühlen,  Böttche- 
reien Motoren  verwendet,  die  43  200  Pferde- 
kriUt«  hatten. 

Bei  der  letzten  Gewerbezählun^  wurden 
auch  die  wichtigeren  Ärbeitsmaschinen  und 
Ihre  LeiatungsfÖiigkeit  erhoben;  so  zählte 
man  die  G^teinsbohnnaachinen  (46  beim 
Eisenerzbau,  346  bei  den  übrigen  Erzberg- 
werken, 540  bei  den  Steinkohlenbergwerken), 
die  Pochwerke  {20  bei  den  Eisenerz-,  2321 
bei  den  anderen  Erzbergwerken),  die  Stein- 
brecher, Walzwerke,  Siehaetzmaschinen  und 
Aufbereitungsherde,  die  Koksöfen,  die  Eisen- 


hochöfen  (208  mit  einer  täglichen  Gesamt- 
produktion von  12770  Tonnen),  die  Puddel- 
öfen, Bessemerbirnen,  Flusseisen-FlammSfen, 

Cupolöfen,  Walzen  Strassen ,  Dampfliämmer 
(970  bei  den  Eisenhatten,  17  bei  den  anderen 
Hüttenwerken),  die  Schmiedepressen,  die 
elektrischen  Maischinen  zur  Metailgewinouag 
(44  mit  960671  Watt),  die  Tiegel  in  den 
TiegelGfen  u.  s.  w.  Ihre  AufzAhlung  würde 
uns  zu  weit  führen  und  muss  zum  Teil 
anderen  Artikeln,  so  jene  überEisen,  flber- 
lassen  werden. 

Die  Zahl  der  im  Betriebe  befindlichen 
Beixbau-  und  HOttenwerkunternelunungen 
in  Oesterreich  und  die  Zahl  der  von 
ihnen  beschäftigten  Arbeiter  giebt  fOr  die 
Jahre  1890,  1895, 1896  die  folgende  Tafel  an. 


Steinkohlenberghanen 140          139  144 

Brannkohlenbergbauen 393          271  263 

Eisenateinbergbanen 57          39  37 

anderen  Bergbanen 169          110  107 

SisenhochOfen 50           43  40 

anderen  Hüttenwerken 57           41  43 

Ueber  die  Ausstattung  dieser  Betriebe  1  berichtet  Hier 
wird  im  Jahrbuch  des  österreichischen  Acker-  Fakterieük.  Es 
bauministeriums  Jahr  für  Jahr  ausführlich! 


48748 

39508 

4518a 

45976 

5  7SI 

4  SM 

4  8»9 

14777 

14  930 

10841 

6296 

ao53 

2015 

1996 

r  einige  Daten  zur  Cha- 


St«inkohIe     {1896 


Brannkohle    ilSQb 


E  nnd 11890 
andere      <1895 
Hineralien  (1896 


Fjtrderhahnen 

in  der        Aber 

Gmbe        Tag 

Kilometer 

Ferdermaschhien 
mit  Dampfkraft 
An-         Pterde- 
zahl           kraft 

An 
Poch- 

elsen 

937 
1071 

196 

2J4 

181           11909 
i68           15  263 

172           15259 

— 

'  '45 
1249 
1335 

367 

35* 
373 

293           12304 
356           17961 
366           19937 

~ 

308 
337 
344 

«58 
244 

»SS 

54            2803 

58  2  937 

59  3015 

1686 
1549 
1520 

Anfbereitangsmaachinen 

Siebtetc-  Separa- 


Digtizecby  Google 
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Koksöfen  waren  im  Betriebe  1890 :  1856, 
1895:  1658,  1896:  1462.  lu  deo  gleichen 
Jahren  wurden  10, 12  und  11  Brii^uettpreeBen 

betrieben.  Beim  HQttenbetriebe  ist  die  Zahl 
der  Arbeitemaschinen  bei  grateigerter  Leis- 
tungsfähigkeit meistens  kleiner  geworden. 
So  waren  im  Betriebe: 


SoS     698     696 


EisenhochGfen 
Andere  Hochüfen 
RJistOfeD  .  .  . 
FlamniGfen  .  . 
BeBsemeiretorteD 
CupolOfen  .  . 
Etigtalliaatioiukaa  ten 
OebllAemMchiuen  .  . 
mit  Dampf,  Pferdektfifte 


Ungarn  zeigt  eine  ganz  analoge  Eat- 
■wickelung.  In  Ungarn  mit  Kroatien-Slavonien 
waren  nKmüch  bei  Kohlen-  und  Erzberg- 
bauen, dann  bei  den  H  fltten werken ,  also 
abgesehen  von  den  Salzbergwerken  und  Salz- 
Budwerken  1890  51532,  1896  68117  und 
1897  nach  einer  unTollstAndigen  Erhebung 
62082  Arbeiter  beschäftigt  In  den  be- 
zeichneten Betrieben  dieses  Landes  standen 
femer  in  Verwendung 


1891      1896 


Förderbahnen  km 
FCrder-  nnd  Fahrtmaschi- 
nen mit  Dampfkraft 
PochelBen  -    .    . 
WaUenpaare  .    . 
SiebcetzmaBchinen 
EiBenhochOfen 
Andere  Hochilfen 
KtatCfen      .    .    . 
Flammofen      .    . 


KristalÜMtionskäste  n 
KokaSfen  .... 
Briqnettpressen  .    . 


In  Frankreich  standen  1890  im  Be- 
trieb 287  Kohlent)ergbaue ,  65  Eisenstein-, 
29  Steinsalz-  und  84  andere  Bei^werke,  die 
134060  Arbeiter,  darunter  121555  Kohlen- 
bergarbeiter beschäftigten.  1896  hatte  sich 
die  Zahl  der  genannten  Betriebe  auf  294, 
76,  40  und  90,  im  Jahre  1897  auf  287,  78, 
40  und  97  erhöht.  1896  reep.  1897  waren 
hier  im  ganzen  152125  resp.  156504  Ar- 
beiter, daron  140 174  und  14S  401  in  Kohlen- 
berehauen  beschäftigt. 

In  den  trtmzösischen  Eisenhüttenwerken 
aller  Art  wai«n  1890  58300,  1896  64500 
und  1897  68  800  Arbeiter  beschäftigt;  in 
den  anderen  Hüttenwerken  betrug  ihre  Zahl 
1890  über  2000, 1896  und  1897  mehr  als  3200. 
Eisenhochofen  werke  waren  in  Frankreich 
189(1  70,  1896  60,  1897  Gl  im  Betriebe. 
Diese  hielten  119  resp.  107  und  111  Eisen- 
hocböfen  in  Thätigkeit  und  zwar  100  resp. 
96  und  101  mit  Koksfeuenmg.  Die  Hoch- 
Öfen  mit  Koksfeuenmg  produzierten  per 
Ofen  1881  13,  1890  19,  1896  und  1897 
24  Millionen  Kilogramm  Roheisen,  indes  ein 
Hochofen  mit  Holzkohlenfeueninff  1897  durch- 
schnittlich nur  1  und  ein  solcher  mit  ge- 
mischler Feuerung  1897  auch  nur  5  Millio- 
nen Kilogramm  Bobeisen  ergab. 

Die  kräftige  Ent^vickel^ug  des  maschi- 
nellen Betriebes  in  den  französischen  Berg- 
bauen beleuchtet  folgende  Tafel.  Es  waren 
Dampfmaschinen  im  Betriebe  bei  den 


zur  Förde- 
rung 
An-       Pferde- 
zahl       kräfte 
1890      1650       96781       195 

1896  2183      136459      27+ 

1897  ai98      i4Sa«3      385 


zahl 


r  Venti- 
lation 

Pferde-  An- 

kr&fte  zahl 

7  159  16 

i4  7'6  27 

13764  30 


bergr- 
werken 
Pferde- 
krätte 
400 


660 


Mineralien 
An-       Rerde- 
zaU       krBfte 


Die  EiseJihOtteuwerke  mit  Einschluss  der  Eiseuhochofenwerke  hatten  in  Thätigkeit 
fÄ'"  D.mpfma«hinen 


1897 


553 


37 


Siemens- 
Hartin- 
flammOfen 


75 


Anzahl  Fferdekräfte      Anzahl  FferdekrSfta 


414 


2644 


149380 
'5Ö594 


In  Belgien  waren  1870  169  Kohlen- 
bergwerke betlieben  worden,  1890  war  ihre 
ZaM  auf  134,  1895  auf  132,  1896  auf  120 
zurDckgegaogen.  Ebenso  war  die  Ausdehnung 


HandwaitarbBcb  dar  StaatnriManackBfteil.    Zwslta  AiflaK«.    II. 


des  konzedierten  Schurfgebietes  von  140868 
ha  im  Jahre  1870,  auf  137  400  ha  im  Jahre 
1896  ziin\ckgegangen.  Dagegen  ist  die  Ar- 
beiterzahl unausgesetzt  gewachsen.    Sie  be- 


37 
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lief  eich  1845  anf  41 435,   1870  auf  91 
1890  aiif  116779,  1895  auf  118957,   1896 
auf  119246. 

Äehnlich  war  die  Entwickeluug  bei  den 
HütteDwerken.    Es  waren  ntlmlicb  th&tig 

189D     1896     1896 
Eisenhüttenwerke  m.  Gin- 
schlusa  d.  HochSfenwerbe        89        75        78 

mit  Arbeitern 13070  aioaö  33508 

Hoofaaten      ...     1   in  36        39 

PoddelOfen  .    .    .     [  Ar-        48S       358 
BessemeT'ConTertern  I  beit  13         14 

Zink-,  Blei- n.  Silberhatten        13        15 
mit  Arbeitern      .    ,    .    .    4  35»    5  454    5  ^97 

In  Italien  ist  die  Zahl  der  in  Betriet 
befindlichen  Bei^werke  von  1871  bis  1892 
im  Wachsen  gewesen,  seither  aber  zurflck- 
gegangen.  Das  gleiche  'war  der  Fall  mit 
der  von  ihnen  verwendeten  Belegmannschaft 
Anders  war  die  Entwickeluug  der  Eisenerz- 
bergwerke,  nicht  aber  jene  der  Schwefel- 
gruhen.    Es  bestanden  nimlich  thfttige 

im  bft£-<|öÄ>Si|  Schwefel-  -^  | 
Jahre^l    .||  ^^  |    ^|     gruben      J 

1871  498  30357  61  1005  »74  15957 
IMO  919  5Z104  44  3434  504  30503 
1892  1001  60352     4z       1943      689        36909 

1896  713  4^30   38    1731   456    23201 

1896    803  soisa     15       la?»      So?       «4775 

Eisenhüttenwerke  waren  in  Italien  thätig 
1890  335,  1895  255,  1896  258.  Sie  ver- 
wendeten 1890  14053,  1895  10079,  1896 
11179  Arbeiter,  Schwefelhtltten  im  An- 
schlüsse  an   die  Gruben   zahlte  man   1895 


betrug  die  Zahl  der  im  Betrieb  befindlichen 
Bergwerke  und  der  dixct  beschäftigten  Ai^ 
heiter  und  zwar 

Bergwerke  Arbeiter 

11894        _  1S447 

Eisenerzbergbftnen  {  1896        376        16087 

11896         136        1Ö819 

In  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  wurde  das  in  den  Bergwerken 
auf  Eisenerz  investierte  Kapital  1880  auf 
61,8, 1SS9  auf  109,8  Millionen  t,  das  in  den 
KohlenbfirgwerkeQ  angelegte  Kapital  1880 
auf  261,2,  1889  auf  342,8  Millionen  «  be- 
rechnet. Aehnlich  wuchs  das  investierte 
Kapital  auch  in  den  anderen  Bergw^^csan- 


lagen  und  Hätten  werken.  Die  Zahl  der 
Arbeiter  nahm  in  dem  genannten  Jahrzehnt 
gleidifalls  sehr  bedeutend  zu  und  ist  auch 
seither  gewachsen.  So  zfthlte  man  in  den 
Eiseneiibergwerken  1880  31 668, 1890  38  227 
Arbeiter,  in  den  Kohlenbergwerken  1S80 
170867,  1890  299559  pnd  1896  393342 
Arbeiter. 

Die  Gesamtzahl  der  in  den  Bergwerken, 
Fetroleumgruben  und  Steinbrflchen  der  ganzen 
Erde  bescnAftigten  Personen  berechnet  der 
endische  Mineninspektor  Foster  fflr  1996 
auf  3591915,  wovon  aufflngland  und  seine 
Kolonieen  1 273  776  entfallen.  FOr  1897  giebt 
der  Oenannle  etwas  grössere  Ziüilen  an.  In 
Wirklichkeit  dürfte  aber  diese  Arbeiterxit)>l 
viel  grosser  sein,  denn  Foster  konnte  keine 
vollstAndige  Üebersicht  geben,  weil,  wie 
schon  bemerkt,  einige  Stuten  die  Zahl  der 
Bergarbeiter  gar  nicht,  andere  nur  unvoll- 
ständig erheben  imd  verschiedene  Kategorieen 
derselben,  so  meistens  die  Steinbruchiu-beiter 
ganz  bei  Seite  lassen.  F^  Tei^eich  von 
Staat  zu  Staat  ist  deshalb  auch  nur  rilck- 
sichtlich  einzelner,  bestimmter  Artieiterkate- 
gorieen  mJiglich. 

Die  Vermehrung  des  Arbeitspersonales 
erscheint  im  allgemeinen  als  Voraussetzung 
der  vergrösserten  Produktion;  da  aber  die 
Produktionsvermehmng  in  höherem  Grade 
als  durch  die  Vermehrung  der  Hinde 
durch  den  Ersatz  der  Handarbeit  durch 
maschinelle  Arbeit,  durch  EiofOhrung  leia- 
tungsffthigerer  Arbeits-  und  Fördermasäüoen, 
durch  zweckmfissigere  ArbeitsorgaiÖBation 
u.  dgl.  bewirkt  wurde,  so  konnte  Bie  auch 
ohne  Vermehrung  der  Arbeiter,  selbst  bei 
einer  Verminderung  ihrer  Zahl  und  stets  in 
einem  grosseren  Prozentsatz  als  in  dem  der 
vermehrten  Arbeiterzahl  eintreten.  Hier- 
durch ist  aber  unmittelbar  eine  Vergrösse- 
ruDg  der  auf  den  einzelnen  entfallenden 
Frc^uktionsanteile  gegeben,  und  in  der  That 
zeigt  sich  im  allgemeinen  eine  fortgesetzt 
wachsende  Vermehrung  der  Leistung  des 
einzelnen.  Freilich  treten  hierin  zeitliche 
Schwankungen  und  grosse  Differenzen  von 
Staat  EU  Staat  auf,  da  die  Prodnktionsmenge 
in  erster  Linie  von  der  stark  wechselnden 
Mächtigkeit  der  auszubeutenden  Schichte, 
der  E^nart  der  umschliesseuden  Gesteins- 
schichten und  dem  Prozentsalze  des  Ge- 
haltes abhängt.  Mit  der  vermehrten  indi- 
viduellen Arbeitsleistung  konnte  sich  und 
hat  sich  auch  meisteus  ein  erhöhter  Lohn 
ergeben,  obschon  Steigen  und  Fallen  des 
Lohnes  noch  von  vielen  anderen  Momenten 
beeinQusst  wurde,  auf  die  hier  nicht  einge- 
gtuigen  werden  kann. 

So  ernebt  sich  in  Deutschland  aus 
dem  Verhältnis  der  mittleren  Beü^schaft 
zur  ProduktioDsmeuge  folgende  Jahiealeis- 
tuDg  eines  Bei^-  resp.  Hfittenarbeitars 


beim 

SteinkoUenberfbaa 185 

Brannhohlenbergban 371 

EiBenerzbergban 104 

Rolieiseiilietrieb 38 

Ebenso  berechnet  man  die  JahieBleistiiDg 
einee  Arbeiters  in  Oesterreich  im  Jahre 
1890  (resp.  1896)  beim  Steinkohlenbergbau 
aul  183  (186),  beim  Braunkohlenbergbau  auf 
388(445),  beim  ExBeoerzbergbau  auf  237  (334) 
und  bei  der  Roheisenerzeugung  auf  61  (141) 
Tonaen. 

Aehnliche  Zunahmen  der  individuellen 
Leigtung  lassen  sich  allenthalben  beobachten. 
So  giebt  die  b  e  1  ^  i  s  c  h  e  Statistik  als  mittlere 
Jauresleistimg  eines  Steinkohlenarbeiters  fOr 
1845  119,  für  1880  164,  für  1890  174 
und  fOr  1896  178  Tonneu  ui,  So  betirug 
die  Jahresleistung  eines  englischen 
Kohlenarbeiters  (mit  Ausserachtlassimg  der 
üüteracheidimg  zwischen  der  Arbeit  Aber 
und  unter  Tag)  nach  der  offiziellen  Statistik 
1894    277,     1896    294    enghsche    Tonnen. 


194 
119 


S45       575       701 

254       »94       40a       407 


161 


240        S36 


Die  französische  Bergbaustatistik  giebt 
dagegen  als  Jahresleistiuig  eines  Kohlen- 
arbeiters für  1890  216,  ffir  1892  197,  fflr 
1896  208  und  für  1897  -wieder  215  Tonnen 
an.  Ebenso  betrug  nach  der  preuE Bische n 
Bei^baustatistik  die  Jahresleistnng  eines 
Steinkohlenbergarbeiteis  in  Preussen  1888 
300,  1890  275,  1896  278,5,  1897  278,6 
Tonnen, 

Eine  gute  Ueberaicht  über  die  LShne 
der  Berg^narheiter  liefert  die  prenssisdie 
Beigbaustatistik.  Die  danach  zusammenge- 
stellte  folgende  Tabelle  lAaat  dos  Schwanken 
und  Wachsen  dieser  LShne  leicht  erkennen. 
Eb  betrag  nAmlich  der  Jahresverdienst  (J.-V.) 
resp,  der  Schichtverdienst  (S.-V.)  eines  unter- 

inlisch  beschäftigteii,   eigentlichen   " 

heiters  im. 


Steinkohlenbergbaii 
*  J.-V.  S.-V.  J.-V. 


BraonkobleiL-     Knpfer' 
bergban      schieierbaa 
SaarbrDcken        Halle  Halle 


Steinsalz- 
bergbttu 
HftU» 


Ervberg- 
ban 


S.-V. 


565 
638 
748 


1,07 


«m  Ob«r- 
hars 

J.-V.  S.-V.  J.-V.  S.-V.  J.-V.  S.-V.  J.-V.  S.-V.  J.-V.  a-v. 

Hark 


1892  739     3,79     iiä       ,.  . 

1893  737     3,74     1084     3,7' 


3,98 
4,08 
3,87 


3*98 


3,73 
3,75 
3>9o 
4ja 


859 
845 

831 


1696     768     2,82 
1897     794     2,91 

In  den  böhmischen  Werben  Oester- 
reichs  betrug  der  annähernd  berechnete 
DurcbBchnitteverdienst  eines  Starre  reap. 
UOttenarbeiters  nach  der  offiziellen  Beig- 
banstatistik  im  Jahre  1890  (resp.  1896)  per 
Tag  beim  Steinkohlenba«  1  fl.  64  (1  fl.  87), 
beim  BraunkoUenbau  1  fl.  63  (1  fl.  88),  beim 
fl.  52  (1  fl.  42),  bei 
ieigbauen  1  fl.  43  (1  fl.  56)  und 
heim  Hflttenbetrieb  1  fL  09  (1  fl.  26).  Ganz 
ahnlich  gestaltete  üch  die  Lohnbewegimg 
in  den  Eindercn  Ländern  Oesterreichs. 

In  Ungarn  betragen  nach  der  offiziellen 
Statistik  die  täglichen  Löhne  der  Berg-  imd 
HQttenarbeiter  bei  den 

HSnnem  Frauen  Kindern 

im     hoch-    min-    hOcb-     miii-    hoch-    min- 
Jahn  flteni  desteos  itens  derteuB  stens  destens 


i  den  EiHnwerhen   von  Bima— Mo- 


3,94     883 


3,80     929     3,05     937     3,09     1149 


710 


In  Belgien  belief  sich  der  durch- 
sdiuittlirhe  Jahresverdienst  eines  Steiu- 
kohlenbergarbeiters  1870  auf  878,  1880  auf 
920,  1890  auf  1117,  dagegen  1895  auf  948 
und  1896  auf  964  Francs.  Der  durchschnitte 
liehe  Tagesverdienst  der  Berg-  und  Hütten- 
arbeiter wird  von  der  offiziellen  Statistik  in 
folgender  Weise  ai^egeben: 

Arbeiter  in  den 

Hochöfen 2,69  a,8a  2,86  3,0a 

Stahlfabriken 3,38  3,41  3,35  3,50 

Zinkhütten       3,11  3,39  3,5^  3>49 

Silber-  und  BleihUtun .    .  2,82  2,84  2,89  3,86 

In  Frankreich  war  die  Bewegung  dra 
taglichen  Arbeitslohnes  in  den  letzten  Jahren 
ziemlich  ungleich.  Er  betrug  nSmlich  nach 
der  offizielleu  Statistik  durchschnittlich  für 
Arbeiter 


lOOg  Ic 
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nntfir 


an  der  nnter       an  der 


T^     Oberfläche  Tag     Oberflächt 

äuerebergw 


Tap 
1  b.  Eise 


Francü 


Jabre  b.  Kohlenbergwerk« 

1890  4,57  3,16  4,23  3,90 

1892  4,68  3,19  4^  3,37 

1896  4,49  3-i8  4.50  3,65 

1897  4,54  3,19  4,68  3,69 

D.  Die  finanziellen  Ergebnisse  der  Berg- 
bau- und  Hnttenbetriebe. 

"Wesentlicli  bestimmend  für  die  finan- 
ziellen Er^bnisae  der  Bergbau-  und  Hiitten- 
unterneluwungen  sind  die  Preise  ihrer 
Produkte,  die  von  den  verechiedensten 
Momenten  beeinflusst  ausserordentlichen 
Sch-wankuDgen  unterliegen  und  dadiuch  auch 
die  Erträgoisae  jener  UnterDehmung«ii  be- 
sonders schwankend  gestalten.  In  dem 
letzten  Jahrzehnt  ^m«n  die  Preise,  wie  die 
folgenden  Tafeki  ze^n,  bis  1890  steigend, 
dann  rfickgSn^,  ueuestens  «-ieder  steigend, 
immer  aber  m  einer  ziemlich  übereinstim- 
menden Bewegung.  Es  betrug  nämlich  aa 
der  Grube  resp.  Hütte  durehschuitthch  der 
Preis  einer  metrischen  Tonne 

oberschl.  dEatach  rbelni-  .,     , 

G^.  Bern»-  9cb^        „«0».  *="**'■ 

■„       atilck-  ""Br-  welch.      ,  ,.  sehe» 

Jahre   Stein-       .  „ffln.  Knpter  St  , 

kohle       ,o„„.        Blei       (Berlin)       ^"^ 
IBreBlBQ)    mund)       (Köln) 


'   (.Bresl&ni 


Hark 


5,9 


8,9        59.0 


»76 

l6oi 

Wfl 

üb. 

..8< 

"75 

354 


988       283 


8,7         634         355 


107a 


316 


Eine  ähnliche  Bewegung  hatten  im  letzten 
Jahrzehnt  die  Preise  auch  auf  dem  Londoner 
Markt  Aber  wie  die  folgende  Tafel  zeigt, 
sind  selbst  die  erhöhten  Preise  dieses  Jahr- 
zehnts wesentlich  niedriger  als  die  Durch- 
schnittspreise vor  20  und  30  Jahren, 
Preis  einer  englischen  Tonne 

ichnlttd.       Stern-         tlMhes        K^'f^S'     enKlläch. 

.«™     _    Schilling    Schill,  d.  Pfnnd  Sterling 

1867—77     aa  69  —         81  so"/. 


878-87 

16'. 

4I 

_ 

60 

14 

1888 

i6'l. 

39 

78 

137, 

188S 

17'/. 

47 

9 

54 

13 

1890 

'9 

49 

7 

59 

137. 

1881 

"9 

47 

55 

la'l. 

1892 

i8"-. 

48 

10»/, 

1893 

19'/, 

4« 

4 

47 

9'* 

1894 
1896 

15 

41 
44 

S 

5 

43 

46 

:o1: 

1896 

«5 

46 

50 

Jk 

Trotz  dieser  niedrigeren  und  schwanken- 
den Preise  ist  der  Wert  der  gesamten  Bei^- 
bau-  und  Hütten  produktc  infolge  der  fort- 
wäh)-end  wachsenden  Menge,  obschon  unter 
Schwankungen,  dennoch  gestiegen.  So  wurde 
die  gesamte  deutsche  Bergwerksproduktion 
bewertet  1880  auf  375,5,  1886  auf  «0,5, 
1890  auf  725,6,  1896  auf  786,7  und  1897 
auf  859,3  Millionen  Mai-k.  Die  Ergebnisse 
der  Hüttenproduktion  wurden  in  den  gleichen 
Jahren  mit  287,0,  282,5,  473,4,  474.0,  531.S 
MÜhonen  Mark  bewertet.  In  Qrossbritennien 
allerdings  berechnete  man  den  Wert  der 
einheimischen  Kohlen-  und  Metallproduktion 
1880  auf  84,0,  1886  auf  55,8,  1890  auf  100,8, 
1896  auf  78,7,  1897  auf  81,7  Jtillionen  jf. 
Die  Ergehnisse  der  Hüttenproduktion  der 
Vereinigten  Staaten  dagegen  bewerteten  sicli 
nach  offizieller  Schätzung  1880  auf  190,0, 
1886  auf  214,9,  1890  auf  .%5.7,  1896  auf 
287,6  und  1897  auf  302,2  Millionen  Dollars. 
Aehulich  ^taltete  sich  auch  in  den  anderen 
Staaten  die  Entwickelung  des  Wertes  der 
Bergbau-  imd  Hüttenproduktion,  Den  Stand 
des  Jahres  1897  steilen  fftr  die  15  wich- 
tigeren Produktionsgebiete  mit  Unterechei- 
dung  der  wertvollsten  Produkte  die  Tafeln 
auf  S.  581  dar. 

Nach  der  ereteu  Tafel  ist  der  Wert  der 
Bergbau  pi-odukte  der  dort  genannten  Staaten 
und  Länder  mit  wenigstens  4118.5  Millionen 
Mark  anzunehmen.  In  Wirklichkeit  ist  der 
Wert  bedeutend  grosser,  da  die  S&tiatik 
der  Vereinigten  Staaten,  Rnsslands  und  der 
australischen  Kolonieen  nicht  alle  dort  ge- 
wonnenen Ei-zo  und  Mineralien  bewertet, 
sondern  in  der  Hauptsache  nur  jene,  die 
weiterhin  keine  Verarbeitung  in  den  ein- 
heimischen Hüttenwerken  finden.  Da  femer 
in  den  einzelnen  Staaten  bald  mehr,  bald 
weniger  Produkte  in  die  Nach  Weisungen 
der  Bergbaustatistik  einbezogen  wei-den,  sind 
hie  und  da  Pi'odukte  unbewertet  geblieben, 
die  nach  dem  Begriffe  des  Bergbaues  und 
der  Analogie  anderer  Staaten  zu  bewerten 
gewesen  wären,  l'm  die  Daten  für  die 
einzelnen  Staaten  cinigermassen  vergleich- 
bar zu  machen,  haben  wir  übrigens  überall 
aus  dem  Oesamtwert  der  Bergbauproduktiou 
die  Wertziffem  für  die  Produktion  von 
Petroleum,  Gas,  Mineralwasser,  Meersalz  und 
sonstigen  Salzen  wässeriger  Lösung  sowie 
die  für  die  Produktion  der  Steinbrüche,  so- 
weit es  möglich  wm-,  ausgeschieden.  Von 
dem  in  dieser  Weise  beschränkten  Glesamt- 
werte  entfällt  weitaus  der  grösste  Teil  auf 
die  Kohlenproduktiou.  die  auch,  wenn  man 
die  anderweitige  Bergbauproduktion  der  Ver- 
einigten Staaten,  Busslands  und  der  austra- 
lischen Eolonieeu  noch  so  hoch  schätzt,  doch 
drei  Vierteile  des  Gesamtwertes  der  Berg- 
bauproduktion repräsentiert  Englands  DebCT- 
gewicht  auf  diesem  Gebiete  beruht  ganz  auf 
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GrossbritaDnieii 

DeotscUand 

VeteiD.  Stauten 

Fruihreich 

Belgien 

Oesterreith 

RaMland  (1896) 

Spanien 

ADstralJen 

Italien 

Cugam 

Schweden 

Portugal 

Norwegen  {1896'i 


Wort  der  Bergbauprod 
im  Jahre  1897  in  Millionen 


iiktion 
Mark 


»70,55 
'78.75 
'33.43 
67,90 


Blei-       Zink-      Zinn- 


8,75 
0,36 
',76 


0,56        —  — 


4. 

Berg. 

Qber- 

hanpt 

i  314,67 

0,1a 

0,01 

1-45 

0,46 

8S9,!i9 

882,67») 

0,84 

301,46 

o,a7 

180,83 

0,09 

«.55 

146,34' 

I5,^7'l 

81,17 

is,n 

0,04 

80,23-) 

0,06 

50,67 

3,s6 

4^,34 

0,30 

o,7z 

16,38 

6,04        63,64      6,04    411847 


1  18675000  Francs.    *)  Nicht  metalliache  Pro- 


Wert  der  Hattenproduktion 
im  Jahre  1897  in  Millionen  Mark 


Staaten 

risen    ^"P^^''  ^'"    ^'"^^ 

Zinn 

Silber 

«»1^  S" 

Nickel 

Anti- 
mon 

Hlltten- 
produkte 
Überhaupt 

1269,24 

VercJnigie  Staaten 

399,50  227.14  62,54  35,70 

_- 

292,49  240,91 

4,36 

0,03 

0.46 

DentBchland .    . 

350,15    30,24  18,64  50,47 

1,15 

36,38 

7,74 

0,02 

5,97' 

0,84 

531,83 

Grosshritannien 

432,30')   0,41     6,74    2,66 

5,93 

0,61 

o.'4 

450,15 

RnMland  (1896) 

'34,3'       7,68     0,06     2,49 

0,002 

1,23') 

86,66 

2,27 

244,12 

Australien    .     . 

o,o[     19,20    0,14    0,49 

5,5a 

1,29  217,38 

«43,83 

Frankreich    .    . 

117,95      7,47    a,56  13,22 

6,64 

0,77 

3.01 

0,58 

153,3a 

Belgien    .    .    . 

49,19      —       4,47  40,24 

2,58 

96,47 

Spanien    .         . 

9,18')  20,69  43,'5'}3,37 

6,30 

0,03 

6,34 

89,43 

Oesterreich   .    . 

53,81       1,05    3,13    s,07 

0,07 

3,3« 

o,lS 

2,02 

0,19 

66,61 

Italien  (1896)    . 

0,60    13,87    4,71      — 

3.57 

0,77 

0,61 

0,26 

49,55 

Ungarn     .    .    . 

27,23      0,19    0,68      ~ 

2,61 

8,55 

0,002 

0.001 

0,27 

39,78 

Norwegen  (1896) 

0,02      o,9s      —       — 

0,43 

0.03 

',36 

Algier  .... 

—        0,11      —       — 

0,03 

0,14 

Portugal  .    .    . 

0,001 

0,006 

0,04 

— 

— 

— 

0,09 

Summe 

574,25  329,00156,82150,71 

7^- 

357,50  563,14 

15,62 

9,07 

2,60 

3235,92 

Prozente  der  Ge-\ 
samtproduktion/ 

48,6      10,2       4,8       4,6 

0,4 

11,0 

17,4 

0,5 

0,3 

0,1 

100,0 

')  Mit  Einschlusa  des  Roheisens  aus  fremder  Erzeugung.  •)  „Hierro  colado"  allein.  ')  Mit 
silberhaltigem  Blei  im  Werte  von  31561000  Mark.  *)  Dazu  Platin  im  Werte  von  2408000 
Robe).  '}  Mit  Einschlufs  der  nickelhaltigen  Nebenprodukte,  Blaufarbnerkprodukt«,  Wigmnth 
und  Uranprfiparate. 


dem   hohen  Wert  seiner  öbergmssen  Stein- 
kohlenprCHluktion. 

Der  Wert  der  HHtten]ii-oduktion  der  ge- 
nannten Staaten  ist  kleiner  als  der  ihrer 
Bergbauprodnktion,  Ja  kleiner  als  der  ihrer 
Eolüenproduktion.  Er  beläuft  sich  auf  nind 
3236  Mülionen  >Iark,  gegen  3511  MÜlloiien 
Mark,  die  auf  letztere  entfallen.  Fast  die 
Hftlfte  des  Wertes  der  Gesamtproduktion 
leprS&entiert  die  Koheisenproduktion ;  in  den 


meisten  Staaten  ist  der  Werlanteil  letzterer 
noch  grösser  und  nur  in  den  Vereini^n 
Staati?n  und  In  den  austrahschen  Kolonieen 
wird  er  von  jenem  der  Edelmetallproduktion, 
in  Spanien  und  Italien  von  den  Wertanteiien 
anderer  Produkte  übertroffen. 

Da  in  den  Torangehenden  Uebersichten 
nur  ein  Ted  der  bergbantreibenden  Staaten 
Berücksichti^ng  fand  und  vor  allem  grosse 
Gold-   und    Silberproduzenten    ausser   acht 
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blieben,  so  muss  natOrlicli  der  Wert  der 
Bergbau-  und  Hüttenproduktloo  der  ganzen 
Erde  weit  höher  gescaätzt  werdeu,  und  man 
■wird  kaum  zu  hoch  gegriffen  liaben,  wenn 
man  für  alte  Länder  der  Erde  den  Wert 
der  Hflttenprodukte ,  der  Kohlen  und  der 
nicht  weiter  in  den  Hüttenbetrieben  ver- 
arbeiteten Mineralien  in  der  oben  angegebenen 
BesehiÄnkung  auf  10  Milliarden  Mark  schätzt. 

Diese  grossen  und,  wie  erwähnt,  meist 
wachsenden  Wertsummen  geben  gleich  den 
Arbeiterzalilen  ein  gutes  Bild  von  der  hohen 
Bedeutung  des  Bei^baues  fllr  die  Tolks- 
wirtBchaft  jedes  lindes.  Leider  lassen  sie 
sich  nicht  weiter  verwerten  für  die  Beur- 
teilung der  Rentabilität  des  in  den  Bei^bau- 
und  Hottenbetrieben  investierten  Kapitales, 
da  abgesehen  von  den  angeführten  Erhe- 
bungen des  ainerikaniaclien  Census  keiiie 
UU)  fassen  den  Angaben  über  diese  Investi- 
tionen vorliegen.  Soviel  ist  allerdings  klar, 
dass  diese  E^^italien  sehr  bedeutend  und 
in  jüngster  Zeit  besonders  gewachsen  sein 
müssen.  Zu  weiter  gehender  Beurteilung 
ist  man  auf  die  Beobachtung  einzelner 
Gruppen  und  Ausschnitte  jener  Unterneh- 
mun^n  angewiesen,  deren  Ergebnisse  man 
aber  als  sjTnptomatisch  betramten  kann. 

Im  allgemeinen  lassen  diese  Beobach- 
tungen erkennen,  dass  der  Bergbau-  und 
Hüttenbetrieb  relativ  grosse  Anlagekapitalien 
und  fortgesetzt  grosse  Aufwendungen  fordert 
und  dass  er  eine  durclischnittlich  besclieidene, 
aber  periodisch  und  lokal  ausserordentlich 
ungleiche  und  schwankende  Beute  abwirft. 
So  berechnete  man  in  Belgien  die  Selbst- 
kosten einer  Tonne  Steinkohlen  1S96  auf 
8,99,  1897  auf  9,36  Francs,  den  Reingewinn 
aber  auf  0,51,  resp,  0,91  Francs.  1890  soll 
dieser  Reingewinn  gar  2,88,  1880  aber  nur 
0,23  Francs  betragen  haben.  So  tragen  die 
MontiHiwerke  des  österreichischen  Staates 
bei  einem  jährlidien  Aufwand  von  7 — 7','» 
Millionen  Gulden  nur  0,4 — 16  MiDionen 
Gulden.  Die  Schwankungen  des  Ertrages 
sind  auch  hier  sehr  bedeutend  und  offenbar 
vom  Silberpreis  beeinflusst,  da  die  Silber- 
bergwerke in  Böhmen  zu  den  Hauptobjekten 
des  staatlichen  Uontanbesitzes  zählen.  Nach 
den  StaatsrechnungaabschlOssen  betrugen 
die  Heineinnahmen  dieser  Montanwerke: 


Miii.  fl. 


o,8ö 


Q  Jahre        Mill.  i 


Etwas  anders  gestaltete  sicli  die  Ent- 
^okalung  der  Reineinnahmen  in  den  frau- 
EÖsiachen  Bergwerken,  indem  hier,  wie 
fixende  Tafel  zeigt^  die  Jahre  1882,  1883, 
1890,   1891   und   bei   den    'anderen  Berg- 


Kohlen- 

anderen 

Eohlen- 

andereil 

Ä 

Berg- 

im 

berg- 

werke 

werke 

werke 

Jahre 

Hillionen  Francs 

Hillionen 

Francs 

33,6 

8,2 

1888 

33,3 

2  = 

3'.5 

-ois 

1889 

33,9 

i% 

37,8 

0,6 

1890 

57,1 

6,8 

32,1 

—  0^3 

1891 

60,0 

4,3 

37,8 

0.4 

1899 

39,3 

3,5 

36,5 

'-7 

1893 

»5,6 

*,7 

31,5 

M 

1894 

26;o 

ifi    . 

35.7 

1,0 

1885 

29,5 

2,7 

31,0 

1:5 

1896 

26,3 

3.5 

34,1 

.,6 

1897 

263 

4,6 

werken«  aucli  1897  besonders  grosse  Er- 
träge lieferten.  Bezeiciiuend  fUr  die  Grösse 
der  Schwaokungeu  im  Eitrage  sind  die 
Jahre  1890,  1891  und  1893.  Letzteres  Jahr 
lieferte  kaum  die  Hälfte  der  Ertrüge  der 
kurz  vorangegangenen  Jahre. 

Beines  steuerbares  Einkommen')  der 


Auch  in  Belgien  waren  die  Reinge- 
winne der  Kohlengruben  1890  und  in  den 
letzten  Jahren  ungewöhnlich  hoch.  Der 
Ueberschiiss  der  Reineinnahmen  über  die 
Deficite  der  mit  Verlust  arbeitenden  Unter- 
nehmungen betrog  nämlich  1880  3,8,  1890 
58,8,  im  8,3,  1890  10,9,  1897  19,6  Mü- 
liouen  Francs, 

Zur  Beurteilung  der  Grösse  des  inves- 
tierten Kapitals  und  des  Reingewinnes 
können  auch  die  statistischen  Angaben  über 
die  Aktiengesellschaften  herang^ezogen  wer- 
den, wie  solche  in  dem  Art.  Aktientresell- 
Bchaften(Statistik)(obenBd.I  S,  190ff.)  ge- 
boten werden.  Es  ist  dabei  aber  nicht  zu  über- 
sehen, dass  Aktiengesellschaften  vielfach  zu- 
gleich verschiedenartige  Untemehmimgen  be- 
treiben, wie  in  Oesterreich  mehrere  Eisenbahu- 


eine  reinliche  Scheidung  des  in  den  üntemeli- 
mungen  festgele^n  Kapitales  imd  vou 
jedem  Werke  erzielten  Reingewinnes  mög- 
lich ist  Andererseits  tritt  bei  Beobachtung 
der  Aktiengesellschaften  als  charakteristisch 
für  den  Bei;gbaiibetrieb  die  gi-osse  Zahl  der 
mit  Verlust  arbeitenden  Gesellschaften  und 
die  Thatsache  hervor,  dass  unter  diesen 
Gesellschaften  die  kleinereu  viel  stärker 
vertreten  sind  als  die  grossen.  Speciefl  in 
Belgien  hat  1830  und  1885  fast  die  HUfte 
aller  Kohlenbergwerke  und  selbst  1896, 
1897  •'s  resp.  '.j  von  ilinen  mit  Ver- 
lust gearbeitet,  während  in  Frankreich  in 
den  letzten  90  Jahren  die  mit  Verlnst 
arbeitenden  Bergbauuntemehmimgen,  abge- 
sehen von  den  Kohlenbergwerken,  stets 
Titdllreicher  waren  als  die  mit  Gewinn  ar- 


')  Nach  Abzog  des  Defldts  der  mit  Yerliut 
arbeitenden  Untemriuniingen. 
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beitenden.    Bei  den  Kohlengruben  "war  dies 
1894,  1895  und  selbst  1897  der  Fall 

Der  Wert  der  Bergbau-  und  Hüttenpro- 
dukte repräsentiert  nur  zu  einem  kleinen 
Teil  den  Gewinn  des  Unternehmers,  weit- 
aus der  pflssere  dient  zur  Bestreitung  der 
aufgewendeten  Arbeit  und  der  sonstigen 
KoBten  zur  Heratellung  und  Erhaltung  des 
Unternehmens.  In  Belgien  trird  ofäziell  der 
Wert  der  Produktion  der  Kohlengruben  be- 
rechnet iiad  den  Auslagen  dieser  Werke 
fOr  Arbeitslöhne,  Erhaltung  und  FOhrung 
des  Betriebes  ohne  Beachtung  der  Steuern 
gegenflbffl'gestellt  Dtuiach  betrugen  die 
Einnahmen  dieser  Gruben  1890  268,5, 
1897  220,7  MiUiooen  Francs,  Men'on  wur- 
den für  Arbeitelßhne  130,4  resp.  123^,  für 
anderweitige  Auslagen  79,3  resp.  77,9  Mil- 
lionen Francs  verwendet;  als  Untemehmer- 
fsMdnn  erübrigten  58,8  resp.  19,5  Millionen 
rancSj  also  22  resp.  9%  der  Einnahme. 
Wie  die  folgende  Tafel  zeigt,  ist  dieser  An- 
teil in  den  genannten  Jahren  ungewöhnlich 
hoch  gewesen.  Im  allgemeinen  ist  er  wesent- 
lich kleiner  und  abnehmend,  während  der 
Anteil  der  Arbeitslöhne  wAchst  und  jener 
der  sonstigen  Kosten  ziemlich  stationär  bleibt. 
Von  den  Einnahmen  der  belgischen  Kohlen- 
gniben  entfielen  auf 

Arbeitslflme  ^o^        ^""^Ä" 

1861-1870  S',3  "L  38,1  "0  9,6  % 

1871-1880  sa,8  „  37,9  „  9-3  » 

1881—1890  54,7  »  3»,°  „  7,3  n 

1891  S3,a  „  33,3  „  14,5  « 

1892  56,4  „  38,3  „  5,3  « 

1893  57,1  „  39i4  „  3,5  ,. 
18M  57,6  „  38,a  „  4,a  „ 
189Ö        s8,3  „  37,4  »  4,3  n 

1896  57,8  „        36,8  „  5,4  „ 

1897  55,9  „        3S,a  «  8,9  - 
1891—1897  5S,6  „        37,4  „  7,0  „ 

iäne  besondere  Bedeutong  haben  die 
Bergbau-  und  Hattanwerke  fOr  den  Staat 
femer  dadurch,  dass  er  ihre  Produktion 
einer  Beeteuerui«  unterwirft,  die  in  sehr 
verachiedener  weise  eingerichtet  (vgL 
den  Art  Bergwerksabgaben  imten 
S.  584ff.),  dennoch  allenth^ben  ein  recht 
betiflchtiiches  Emkommen  abwirft  Für 
PreuBsen,  Oesterreieh-Ungam  und  Frank- 
reich geben  wir  in  der  folgenden  Tafel 
eine  Ueberaicht  der  auf  diesem  Wege  im 
at^laufenen  Jahrzehnt  gewonnenen  Ein- 
nahmen. Auch  sie  lassen  den  hohen  Wert 
der  Bergfeanproduktion ,  sowie  ihr  unter 
stallen  Schwankungen  sich  vollziehendes 
Wadistom  eikennen.  Wie  bei  den  Nach- 
weisungen  Aber  die  Beineinnahmen  sind 
hier  wieder  die  Jahre  1890,  1891,  1892  aus- 
gezeichnet, diesmal  durch  staike  Steuerein- 
gänge. Seither  ist  ein  Rückschlag  erfolgt 
der  Dur   bei  Cngani  nicht   hervortritt  und 


n  Wiederauf  Schwung 


1887 


1891 


1894 


Mark 


4361,8 
4873,0 

s  378,0 

7743,4 
8  236,3 
7  '74,9 
6  6SS,4 
6883,7 


1897 
Lltteratar: 


in  tausend 
Gulden 


3  8iS,9 


«aSg'g 


178,6 
181,7 
iSa,4 


3'7,i 
318,5 
34^,9 


3451,4 


414,6 

3  572,7 

4  033.S 
4  137.0 
3  053^7 
a  3S8,6 
'441,4 
a  439,5 
3387,6 
3  557,' 

''imieljahril^fU  tur  Sbttittil!  dn 
Ihiittchvn  Btiela,  htraatgtgebtn  tom  t.  itatüt, 
Amt,  Jahrgang  I89S  uttd  frühtre.  —  SlaiüliiiAe* 
Jahrirueh  /ilr  dat  Deuücfte  Stich,  heratagegebeH 
vom  k.  ttat.  Amt,    Jahrgang    1898   itnd  frühir: 

—  GeaerbtttatüUb  für  dat  Reich,  US.  Bd.  drr 
Statittik  d-ei  DeuUchen  Seich»,  Berlin  1S98.  — 
Ortterr.  tlatitU  HanditucK,  16.  Jkrg.  1897,  Wien 
189g  und  frühere.  —  StatitHtehei  Jakrhueh  drt 
k.  i.  Aekerbanminittefiam»  fUr  1897,  Wien  1898 
vnd  früAere.  —  l'ngaritehtt  tiatiilitehei  Jahr- 
buch, neue  Folgt,  I.~V.  Band,  1898— 1S97,  Bu- 
dapeet  1899.  —  SUvxrai  Statittice  und  anaaal 
general  Seport  (ff  the  miiteral  Induttry  0/  the 
United  JSngdom  Jor  the  fear  1896  und  früher, 
London  1897.  —  iRna  and  Qmirriei:  General 
BepoH  and  SbUietiet  M  1897,  i  Teile  für  Eng- 
land, die  Kolonieen  und  frwnäe  Staaten,  LonJon 
1899.  —  Statietieal  Abttraet  foT  the  UniUdKing- 
dmn,  iS.  Bd.,  London  1898.  —  Statittiqtie  d» 
l'IndueiH«  MinSrott  et  de»  AppartÜt  ä  vapeur 
en  ß^anet  et  en  Alghit  pour  l'annie  1897, 
Pari»  189S.  —  AünHoire  Stalittigvt  d»  la  Bei- 
gigue  1897,  BnereOei  1S9S.  —  EetadUlita  Mi- 
nera  de  Eepana  eorre»pondie»t*  al  ano  de  1897, 
Madrid  1898.  —  Antwario  £ttatiitieo  de  Por- 
tugal 1886,  LitbSa  1890.  —  Anniiario  Statittioo 
Italianc  1898,  Jlmna  1898.  —  roltneirUehttflt- 
Uxikon  der  Sehweit,  hemuegegeben  und  rtdiffiert 
von  A,  Furrer,  Bern  1886.  —  Anniiaire  Statit- 
tique  de  la  Enttie  1896,  voL  XL.  —  Statiitiquf 
dt  l'Smpirt  de  Buttie,  Sl.  PeUribourg  7897.  — 
Bidrag  tili  Suerigtt  oßteieUi  StaUetik,  C.  Bergi- 
handtering  of  Kontjnen  Kollegium:  hr  1896, 
Stockholm  1897  und  frilhere.  ~-  Statittiek  Tid- 
tkrift  tOgiven  0}  tgl.  Staliet.  Centralbyran  1898, 
Slocthohn  und  frühere.  —  Norge»  o^deOe  Sla- 
tietik,  8.  Satkke  Nr.  tSS.  —  Norge»  Bergtaerk» 
drifi  189i  og  1895,  Kristiania  1897  und  frühere. 

—  StaÜttiti  Aarbog  /or  kongerlget  Norge,  18. 
Aargg.    1398,    Krietiania    189S   und  frühere.  — 

')  Für  Preouen  die  Finannahre,  die  mit 
dM  dem  gen.  folgenden  Jahres  endiftn. 
ie  Abgalwn  in  Alner  süid  nieht  be< 

,  1897  Sebmrai  ne  S&aOO  Francs. 

*)  1895  und  in  aen  foigesden  Jahien  wor- 
den Bergwerksabgaben  nicht  mahc  erhobm. 
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Slatittiqiit  de*  MintI,  Mmirra,  Carrihtr,  Ctiiut 
metnÜurgique»  par  Harzi,  Bmirüa  1S97  u.friHi. 

—  ^alMieal  Abttract  of  tht  Uniltd  StaUi  ISOS, 
!■;.  Sumb.,  Waihinglon  1899  tmd  frühere.  —  IS. 
Annual  SrpoH  o/  tht  L'.  St.  Geologiral  Surrty 
of  tAt  Secmtan/  oftht  luterior  lS9i—95,  4  Teilt, 
WiuhitigUin  tS9S.  —  BetHmittatitti^iie  de  V Em- 
pire da  Japim  li.  An.   Tokio  1898  «nd  frühere. 

—  T.  X.  JHraaeheli,  UehertiehUn  dar  Welt- 
irirliekafi,  Jahrgge.  188S — S9  mit  SaehirSgen  bit 
}S9.%  Berlin  1891,.  —  DenUehei  HandeUarrhir, 
Zcittehtift  fär  Handel  und  Geverbe,  Berlin  1S99 
und  frühere.  —  ZeiUchrifl ßir  dai  £erg-,ffüUen- 
und  SalinenKeten  im  preiasiichen  Staate,  Berlin 
1808  und  frühere.  —  Oeiterr.  Zeütchrift  fSr 
Berg-  vnd  Hüllatveten ,  Wien  1898  und 
frühere.  —  SUUlttieal  Abttraet  for  Ihe  prin- 
eipal  and  other  foreign  aiuatriei,  H.  Xumb., 
London  1898  und  früher.  —  Scott  KtltU,  the 
Staletman    Tearbook   1838,   Zmidon   1893    vnd 

fiührre.  —  The  E(VHoaiitl,  leeeUg  commercioi 
TSmet.  London  1898  viid  frühere.  —  Peehar, 
Kohle  vnd  Eiten,  Berlin  1878.  —  K.  v.  Scher- 
zer, Da»  tVirt»rh<^fltlebm  der  ViHker,  Leiprig 
1885.  —  Votiert,  Bmuniohlenbergbau  ™  Ober- 
brrgamttbfzlrt  Halle,  Halle  o>\  1889. 

V.  tfuraaehek. 


Bergias^  Johuin  Heinrich  Lndirig, 

geb.  171S  ZD  Laaiphe,  Kameralüt  der  Justi- 
Bch«n  Scbnle,  geit  ab  g  ""'  '    "  "  ' 

und  Wittgenateiniscber  1 
VIL  1781  zu  Wittgenateii 

Er  yetaffenüichte : 

KaneTaliatenbJbliotbek ,  oder  rollstttndige 
Verzeicbsüse  derjenigen  Bflcher,  Schriften  nnd 
Abhandlungen ,  welcbe  toh  dem  Oekonomie-, 
Polüei-,  Finanz*  nnd  Kameralweaen  et«,  handebi, 
Nürnberg  1T62,  —  Polizei-  und  Eamerolniagäzin, 
in  welchem  nach  alphabetischer  Ordnung  die 
vornehmsten  und  wichtigsten  bei  dem  Polizei- 
nnil  Kameralweaen  Torkommenden  Materien  etc. 


magazin  etc.,  6  Bde.,  Leipzig  1776—1780,  — 
Sammlting  anaerlesener  deutscher  Landesge«etze, 
welche  das  Polizei-  nnd  Kameralweaen  betreffen, 


Vgl.    über  J.  E,   L.   BergiUE;    Allgemeine 
deutsche  Biographie,    II.    Bd.   (Leipzig   187Ö), 
S.  388.  Bosclier,  Gesch.  d.  Nat.  S.  465. 
Ltpperf. 


geb.  ! 


Sergios,  Karl  Julias, 

1  Berlin  am  14.  XII.  1S04,  gest.  ebenda 
»111  *o.  X.  1871  als  penB.  ansserordentl.  Prof. 
der  Staats-  und  Kameralwissenschaften  an  der 
Universitlit  Breslau.  Bergius  war  ein  An- 
hbiger  Ton  J.  Stuart  Hill  und  sympathisierte  mit 
Fr.  Bagtiat  (vgl.  Aber  letzteren  S.  SöB.  derl.  Anfl. 
seiner  „Ornndaätze  der  FinanzwiBsenscbaft"). 

Er    Teröflfenüichte    von    Staats  wissen  schatt- 
lichen  Schriften  in  Buchform : 


Prenssen  in  BtaatsrechtUcher  Beziebnug, 
Münster  1838,  2.  Aofl.  1843.  -  Ueber  Schutz- 
zölle mit  besonderer  Beziehung  auf  den  preus- 
sischen  Staat  und  den  Zollverein,  Breslau  1841. 
—  Preussische  Zustände,  Münster  1844.  — 
Das  Geld-  und  Bankwesen  in  Preussen,  Breslau 
1846.  —  Wahlgesetz  für  die  prenssischen  Kam- 
mern, Breslau  1849.  —  Die  Grundsteuer  nnd 
die  HabI-  und  Schlachtsteuer,  Breslau  1853.  -— 
Torschlag  cor  Bildung  einer  Sparkassengesell- 
Bcbsft  auf  Aktien,  Berlin  18&4.  —  Die  prens- 
aischen  Gewerbegesetze,  Leipzig  1^7.  —  Die 
Abschaffung  der  Komgesetze  und  der  Schutz- 
zCUe  in  England,  Berlin  1861.  —  Grundsätze 
der  Finanz  Wissenschaft  mit  besonderer  Beziehung 
anf  den  preussischen  Staat ,  Berlin  1866, 
2.  Aufl.  1871. 

Ausserdem  schrieb  er  mehrere  .Abhandlungen 
in  Zeitschriften:  so  u.  a.  in  der  VrtJBchr.  für 
Volksw.:  „Das  HHnzregal"  (1870),  „Die  Perso- 
nal-, Vermögens-  nod  Einkommensteuer  iu 
PreuBseu''  (1871);  in  der  Zeitschr.  f.  preus«. 
Gesch.  n.  Landeskde.:  ,.Qescbichte  der  Kommu- 
nalschnlden  in  der  Prov.  Sachsen  in  dem 
I.  Viertel  dieses  Jahrb.",  nach  den  Aufzeich- 
nungen Leop.  Emgs  (1866);  in  der  Zeitschr.  f. 
Steatsw.:  „Eine  dent»che  oder  eine  preussische 
UttnEreform?"  (1854),  „Geschichte  des  prens- 
sischen  Papiergeldes"  (1870),  „Oeffenttiche  Aqb- 
gaben  und  VerantworUichkeit"  (1871). 

Tgl.  Qber  K.  J.  Bergius:  All^meiue  deutsche 
Biographie,  II.  Bd.  (Leipzig  1875),  S.  388. 
LAppert. 


Bergwerksabgalira. 

1.  Allgemeines.  2.  LSuder,  iu  denen  die 
Bergwerke  Bestandteil  des  Grund  und  Bodeni 
sind.  3.  Länder  mit  französischem  Rechte.  4. 
Preussen  und  das  deutsche  Beich.  5.  Andere 
deutsche  Staaten.  6.  Oesterreich.  7.  Scblnss- 
bemerkungen. 

I.  All^meineB.  Bei^erksabgabeu  sind 
nach  ihrem  Urspnmge  keine  Steuer,  sondern 
der  Preis  dafür,  aase  der  Staat  die  Ge- 
winnung der  ihm  gehörigen  Bergn-erks- 
minerabea  einem  Dritten  gestattete.  Dieser 
Ursprung  ist  im  heutigen  Eechte  zwar  ver- 
dnnVelt,  aber  aufrecht  eitiaJten. 

Schon  die  Athener  erhoben  Bei^werks- 
abg&ben.  Sie  gestatteten  jedem,  sich  Gmbeu- 
feider  zuteilen  zu  lassen,  erhoben  dafür 
aber  ein  Vierundzwanzigstel  vom  Bmtto- 
ertiug«  und  ein  eiumaliges  Eünstaudsgeld. 
Die  Römer  verpachteten  ihre  Grubenfäder 
bei  Vipaska  an  den  Meistbietenden.  Ver- 
schiedene Kaiserkonsütutioneu  zeigen,  dass 
der  römische  Staat  sich  den  Zehnten  von 
dem  Hohertrage  der  Ber^erke  geben  liess. 
Anch  andere  Arten  der  Steuerberechntmg 
gab  es,  die  alle  darin  übereinkamen,  daes 
der  Bergwerksbetreiber  nur  Lohn  für  seine 
Arbeit,  der  Staat  dagegen  den  ganzen  Nutzen 
erhielt 

Im  Mittelalter  gehörten  die  Bei-gwerke 
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dem  Könige  (Bei^egal).  Das  Bergregal 
lind  die  daraus  hergeleitete  Berg\vei'ksab- 
gabo  erlitten  verschiedene  Schicksale. 

2.  Länder,  in  denen  die  Bergwerke 
Bestandteil  des  Gmnd  nnd  Boden»  sind. 
Anch  in  Englanci  gehörten  von  jeher  alle 
Beigwerke  der  Krone  (s.  Art.  Bergbau 
(Allgemeines)  oben  Bd.  11  S,  549),  welche 
in  üirem  Interesse  gegen  sehr  hohe  Ab- 
gaben den  Beigbau  freigab.  Allmählich 
.bestritten  die  Gnindbesitzer  der  Krone  das 
Recht,  auf  privatem  Eügeotiime  Bei^bau  be- 
treiben zu  lassen.  Schon  seit  Karl  I.  ist 
im  grossen  und  ganzen  anerkannt,  dass  die 
Bergwerksgerechtigkeit  im  Grnmdeigentume 
enthalten  sei.  Heilte  gehören  nur  noch 
Gold-  und  Silberbergwerke  der  Krone 
»royalty«;  die  übrigen  Gruben  stehen  im 
Eigentume  des  Grund besitzera,  und  es  wer- 
den fOr  diese  keine  Bergwerksa1^;al>en  an 
den  Staat  entrichteL  Das  gleiche  gilt  für 
alle  Bergwerke  in  den  Vereinigten 
StaateD(cf.  ebenda  S.  549).  Das  russische 
Ber^esetz  vom  Jahre  1857  erklärt  zwar 
auf  freiem  Qnmdeigentmne  die  Bergwerke 
als  Zubehör  desselben,  verlangt  indes  10 
bis  lÖ"/«  in  natura  des  Ertrages  als  Abgabe 
für  den  Staat  Die  ersten  zMin  Jahre  nach 
der  Inbetriebsetzung  brauchen  Steuern  nicht 
gezahlt  zu  werden. 

8.  Länder  mit  französischem  Rechte. 
In  Frankreich  verteidigten  die  Könige 
ihr' Recht  atif  alle  Bergwerke  iind  das  hier- 
aus abgeleitete  Recht  auf  den  Zehnten 
gegen  die  Ansprüche  der  GrundheriBn.  Im 
17.  und  18.  Jahrhnudert  nutzten  die  Könige 
ihr  Bergregal  meist  in  der  Weise,  dass  fäe 
das  ausschliessliche  Recht,  gewisse  Mine- 
ralien zu  gewinnen,  im  ganzen  Staate  Gene- 
Kduntemehmem  gegen  Bezalüung  über- 
lieBsen.  Die  französische  konstituierende 
Nationalversammlung  erklärte  die  Bergwerke 
für  Nationaleigentum.  Von  den  Bergwerks- 
kon zessionäi-en  wurden  die  in  der  Kon- 
zessionsurkunde festgesetzten  Abgaben  er- 
fordert (cf.  ebeada  S.  549). 

Sach  dem  französischen  Berggesetze  vom 
21.  April  1810  und  dem  Dekret  vom  6. 
M^  1839  zahlen  die  »mines»,  d.  s.  die  vom 
Staate  verlieheueu  Bergwerke  eine  »rede- 
vanee  fixe«  von  10  Fnuice  für  jedes  qkm 
des  Eonzeeeionsfeldeg,  eine  »redevance  pro- 

gjrüoneUe»  von  5°!o  des  Reinertrages  und 
iischlagscentimen  für  die  Kosten  der  Er- 
hebung und  einen  Dispo^tioQsfonds.  Ausser- 
dem smd  die  mines  der  Gnmdstener  unter- 
worfen nach  Verhältnis  des  durch  ihre 
Ausbeutung  eingenommenen  Teils  der  Ober- 
flSche.  Von  der  Patent^(Grewerbe-)steuer 
sind  de  befreit,  welcher  die  nicht  auf  Ver- 
leihung beruhenden  Gruben  (earri^res  und 
minieres)  unterworfen  sind. 

Das  gleiche  gilt  für  Belgien  mit  der 


Mass^be,  dass  dort  thatsfichlich  nur  S^/o 
vom  Reinerträge  erhoben  werden. 

In  Luxemburg  gilt  französisches  Berg- 
recht Der  dortige  sehr  bedeutende  Eisen* 
eizbergbau  fällt  nach  der  Beschaffenheit  der 
Lagerstätte  und  der  Art  des  Betriebes 
(Tt^bau)  wohl  ausnahmslos  unter  die 
»minieres.,  ist  Zubehör  zum  Gruadeigen- 
tiune  und  daher  frei  von  Bergwerksabgaben. 

Griechenland  fordert  eine  Reiner- 
tr&gsabgabe  bis  5''/o  und  eine  feste  Abgabe 
von  30  Ceiitesimi  für  jedes  ha  des  Konzes- 


Die  gleiche  Abgabe  vom  Reinertiage  ist 
im  sardinischen  Berggesetze  vom  Jahre 
1859  Toigeechrieben.  Die  feste  Ateabe  be- 
trägt 50  Centesimi  ftti-  jedes  ha  des  Kod- 


In  der  Türkei  setzt  der  Irade,  welcher 
die  Konzession  ausspricht,  auch  die  dafflr 
zu  leistenden  Abgaben  fest. 

Die  Besteuerung  der  Bej^Tverke  in  Spa- 
nien hat  in  letzter  Zeit  gewechselt  Das 
Ö.  V.  31.  Dezember  1881  hob  die  bis  dahin 
erhobene  Bruttosteuer  auf  imd  erhöhte  die 
Feldesabgabe  um  lUO"/o.  Letalere  beträgt 
bei  metallischen  Bei^rwerken  (ausser  Eisen- 
erzgmben)  20,  bei  anderen  8^16  Pesetas 
^r  Jahr  und  ha.  Das  mexicanische 
Berggesetz  vom  22.  November  1884  sdireibt 
vor,  dflss  fünfzig  Jahre  vom  Datum  des 
Gesetzes  ab  alle  Beigwei'ke  auf  Steinkohlen, 
Eisen  nnd  Quecksilber  frei  von  jeder  direk- 
ten Steuer  sein,  während  von  den  Übrigen 
Bergwerken  und  iliren  Produkten  niemals 
mehr  als  20  °/o  des  Wertes  als  direkte 
Steuer  erhoben  werden  sollen. 

Das  portugiesische  Berggesetz  vom 
31.  Dezember  1851  bestimmt  eine  Rein- 
ertragssteuer bis  zu  21,'»  "k  und  eine  Feldes- 
abgabe von  80000  Reis  (etwa  350  MaA) 
für  10000  qra. 

In  Holland  gilt  die  französische  Be- 
steuerung; doch  werden  nur  ä^/i^/o  vom 
Reinertrage  als  »verhSltDismässige  Abgabe* 
erfordert 

Das  französische  Recht  der  Besteuerung 
galt  auch  in  Rheinpreussen,  Rhein- 
hessen  und  der  Rheinpfalz. 

4.  Prenssen  und  das  Deutsche  Reich. 
In  den  rechtsrheinischen  Landesteüen  P  r  e  u  s- 
aens  fehlte  bis  zum  Gesetz  betreffend  die 
Bergwerksabgaben  vom  20.  Oktober  1862 
eine  gemeinsame  Grundlage  für  die  Be- 
steuerung der  Eeig\v-erke.  Es  galten  auf 
dem  rechtsrheinisiien  Gebiete  zwölf  ver- 
schiedene Beiordnungen  imd  als  meist  nur 
subsidiäres  Recht  das  allgemeine  Land- 
recht.  Alle  diese  Gesetze  beruhten  auf 
dem  Bergregale.  Die  Abgaben  stellten  sich 
dar  als  Preis  für  die  üeberlaeaung  der 
Ausübung  des  Bei^baurechte  durch  den 
Regalherm.    Ihre  Höhe  betrug  regelmässig 
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den  Brultozehnten,  »eine  den  Bollwerken 
bei  der  Verleihung  auferlegte,  aus  dem 
Eigentumsrechte  des  Staates  an  den  unter- 
irdistdien  Schätzen  hergeleitete  Regalabgabe« . 
Neben  dem  Zehnten  kamen  noch  mannig- 
fache andere  Bergwerksabgaben  vor  (Frei- 
kuxe an  dea  Staat,  die  Enappschaftskasse, 
den  Gnmdeigentümer,  Hezess-,  Quatember-, 
Mese-  u.  a.  Gelder).  Ein  Q.  v.  12.  Mai  1851, 
welches  nur  ftlr  die  rechtsrbeiDisdien  Landes- 
teile  galt,  ermfissigte  den  Bei^erkszehnten 
auf  den  Zwanzigsten,  hob  die  landesherr- 
lichen Freifciixgelder,  die  Quatembei^ldei 
und  andere,  im  ganzen  24  verschiedene  Ab- 
gaben des  Bergbaues  an  den  Staat  auf  und 
mhrte  an  deren  Stelle  von  allen  Berewerken, 
wenn  sie  im  Betriebe  stehen,  eme  Auf- 
sichtssteuer in  Höhe  von  einem  Prozent  des 
Bruttoertrages  ein.  Das  G.  v.  22.  Mai  1861 
ennSssigte  die  Zwanzigsten  vom  1.  Januar 
1862  ab  um  ein  FünfteL  Den  Schluss  der 
Entwiokelung  bildet  das  filr  den  ganzen 
Umfang  der  Monarchie  erlassene  —  apftter 
aucb  in  die  1866  erworbenen  LandesteUe 
eingeführte  —  G.  v.  20.  Oktober  1""" 
Dasselbe  befreite  die  Eisenerzbei^'erke 
allen  Bergwerksahgaben  an  den  Staat  und 
setzte  die  4  °lo  Beigwerksabgaben  vom  1.  Ja- 
nuar 186B  ab  auf  3,  vom  1.  .^uar  1864  ab  auf 
2  imd  vom  1.  Januar  1865  ab  auf  1  "/o  herab. 
Die  Aufeichtssteuer  blieb  bestehen.  End- 
licli  wurde  auch  in  den  linksrheinischen 
Landesteileu ,  unter  Aufhebung  der  franzö- 
sischen Berg«'erksabgaben ,  vom  1.  Januar 
1865  ab  eine  2prozentige  Bergweikssteuer 
von  dem  Werte  der  Produktion  des  Berg- 
werkes zur  Zeit  des  Absatzes  der  letzteren 
ausschliesslich  der  abgabefi-eien  Eisenerz- 
bei^erke  erhoben.  Auf  der  anderen  Seite 
■waren  in  Preussen  die  verÜehenen  Berg- 
werke nach  der  Eabinetsordre  vom  9.  Januar 
1823  von  der  Gewerbesteuer  frei.  Sie  un- 
terliegen auch  nicht  der  Grundsteuer. 

Steinsalz,  Soolquellen  und  die  mit 
dem  Steinsalze  auf  der  nämlichen  Lager- 
statte vorkommenden  (Kali-,  Ma^esia-  etc.) 
Salze  sind  keiner  landesg^etzlichen  Berg- 
werksateuer  imterworfen.  Nach  dem  Bundes- 
(Heichs-)Gesetze  vom  12.  Oktober  1867  unter- 
liegt das  zu  dem  inländischen  Verbiaucbe 
bestimmte  Kochsalz  einer  Abgabe  von  6 
Mark  für  den  Gentner  Nettogewicht.  Kali-, 
Magne^a-  und  andere  sogenannte  Abraum- 
salze  sind  ebenso  wie  vorschriftsmäasig 
denaturiertes  Kochsalz  von  der  Salzabffabe 
und  sonstigen  Bergwerkssteuern  frei.  Nach 
dem  Zolltarif  vom  15.  Juli  1879  unterliegen 
Salz  sowie  alle  Stoffe,  aus  welchen  Salz 
ausg^chieden  zu  werden  pflegt,  wenn  sie 
aus  dem  Zollauslande  eingehen,  einem  Zoll- 
satze von  12,30  Mark  für  lOÜ  kg,  seewärts 
eingehendes  Salz  einem  solchen  von  12 
Mark.     Andere  Bergwerksmineralien,  z.  B. 


Kohlen,  Erze  sind  einem  Zolle  nicht  unter- 
worfen. 

Die  Bergwerksabgaben  werden  auch  in 
Freussen  nur  von  verliehenen,  dem 
Verfflgungsrechte  des  Gm  ndei^ntümers  ent- 
zogenen Mineralien  erhoben.  Die  dem  Gruiid- 
eigentQmer  gehörigen  Mineralien,  z.  B. 
Kohlen  in  den  vormals  sächsischen  I^ndes^ 
teilen,  unterliegen  weder  der  Ber^werksab- 
gabe,  noch  —  trotz  der  Beaufsichtigung 
durch  die  Bergbehörde  —  der  sogenanntoi 
Aufsicbtssteuer.  Dagegen  unterstehen  der 
Bergwerksbesteuerung  die  auf  Grund  der 
älteren  Gesetze  bereits  verliehenen  Bei^ 
werke,  auch  wenn  das  jetzt  geltende  allge- 
meine Bei^gesetz  die  betreffenden  Mine- 
ralien fortan  dem  Grundeigentümer  zuspricht. 
Dies  gilt  z.  B.  für  Flussspatgrubeu  im 
Kurkömischen.  Auf  die  Bergwerksabgabe 
hatte  der  Staat  keinen  Anspruch,  wo  die 
Bergwerke  einem  Privatregalherm  gehören. 
Doch  hatten  auch  die.  durch  einen  Privat- 
regalherm verhehenen  Bergwerke  die  ein- 
prozentige  Aufsicbtssteuer  an  den  Staat  zu 
entrichten.  Die  Höhe  der  Bergwerksab- 
gaben, welche  die  Privatregalherren  von  den 
durch  sie  verliehenen  Bergwerken  erheben, 
hängt  von  den  Bedingungen  der  Verleihung 
ab.  Die  Entrichtung  der  Bergwerksabgabe 
erfolgte  früher  nach  Wahl  des  Staates  in 
Natur  oder  in  Geld.  Nach  der  Ministerial- 
instniktion  vom  29.  Januar  1866  findet  die 
Erhebung  der  Abgabe  in  Natur  nur  noch 
bei  den  oberschlesischen  Galmeigruben  statt. 
Die  sogenannte  Aufsichtssteuer  durfte  von 
Anfang  an  mu:  in  Geld  entrichtet  werden. 
Die  Bergwerksabgabe  ist  eine  Brutto- 
steuer. Eb  kommt  nicht  auf  den  Reinge- 
winn an,  den  der  Bergvierksbesitzer  macht, 
sondern  lediglich  auf  die  Menge  und  den 
Yerkaufswert  der  geförderten  Bei^werks- 
produkte  am  Förderpnnkte. 

Mit  dem  1.  April  1895  sind  kraft 
Gesetzes  vom  14.JuU1893  in  Preus- 
sen die  staatliche  Bergwerksab- 
gabe und  die  staatliche  Anfeichts- 
steuer  vom  Bergbau  nicht  aufge- 
hoben, indes  »ausser  Hebung  ge- 
setzt«. Beetehen  bleiben  die  an  die  Pri- 
vatregalherren zu  leistenden  Abgaben.  Das 
Einkommen,  welohes  physische  Personen 
aus  dem  Bergbau  beziehen,  wird  nach  den 
allgemeinen  Grundsätzen  zur  Staats^- 
kommensteuer  herangezogen.  Juiiatiache 
Personen,  auch  Gewerkschaften,  wdohe 
Bergbau  betreiben,  müssen  als  solche  von 
dem  Einkommen,  das  sie  aus  dem  Beivbau 
beziehen,  die  Einkommensteuer  an  den  Staat 
zahlen.  Um  jedoch  eine  doppelte  Beeteoe- 
rung  desselben  Einkommens  zu  vermeideu. 
ist  bei  Aktiengesellschaften  ein  Betrag  von 
3\'i°io  vom  Grundkapital  von  der  Brätene- 
ruDg  abzuziehen.    Ai^  die  Stelle  des  Aktien- 


D,gt,ze=by  Google 


Bei^verkaabgabeu 


587 


kapitals  tritt  bei  Bergwerkschaften  das  aus 
den  Kosten  der  Anlage  und  Errichtung 
bezw.  Erweiterung  des  Bergiwerks  sich  zu- 
sammensetzende Grundtapital. 

Seit  dem  Kommunalabgabengesetze  Tom 
14.  Juli  1893  unterliegt  der  Bergbau  der 
Gemeinde-Gewerbesteuer.  Die  Vei^ 
teilung  des  gemeindesteuerpflichtigen  Ein- 
kommens ans  einem  Bergbauunternehmen, 
das  unter  mehreren  Gomeindebezirken  be- 
trieben ■wird ,  erfolgt ,  sofern  ein  ander- 
weiter Hassstab  nicht  vereinbart  ist,  in  der 
Weise,  dass  das  Verhältnis  der  in  den  ein- 
zelnen Gemeinden  erwachsenden  Ausgaben 
an  Gehältern  und  Löhnen  zu  Grunde  gelegt 
■wii-d. 

5.  Andere  deutsche  Staaten.  In 
Bayern  führte  das  G.  v.  6.  April  1809  eine 
feste  Gnibenabgabe  von  9  kr.  für  jeden 
Hektar  der  Oberfläche  oder  bei  Längen- 
feldem  für  je  20  m  L9nge  ein.  Ueberdies 
sind  die  Bei^werke  der  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer unterworfen. 

In  El sass -Lothringen  eimSssigte 
das  G.  V.  16.  Dezember  18^  die  5«/o  Rem- 
ertragssteuer  auf  2°/o  und  hielt  im  flbrigen 
die  französische  Steuergesetzgebung  aufrecht . 

Im  Königreich  Sachsen  unterliegen 
Beiywerke  hinsichtlich  der  Ueberschüsse, 
■weiche  unter  die  Mitgheder  verteilt  oder 
zur  Bildung  von  Reservefonds  oder  zur 
Schuldentilgjmg  verwendet  werden,  der  all- 
gemeinen Einkommensteuer.  Bei  Schürf- 
fcldem  ist  nach  dem  G.  v.  10.  Oktober  1884 
fßr  je  1000  Quadratlachter  (1  Lachter  etwa 

Sleich  7  Fuös)  Schürffeld  vierteljährlich  1 
leugroeehen  bei  Bergwerken  auf  Gold  und 
Silber,  bei  anderen  2  Neugroschen  för  jede 
Masseinheit  zu  bezahlen.  Kohlengruben  in 
Sachsen,  als  nicht  auf  staatlicher  verleihnng 
beruhend,  sind  frei  von  Schiirf-  und  der 
Peldersteuer. 

Das  wOrttembergische  G.  v.  28. 
April  1873  untei-wirft  die  Bergwerke  ledig- 
lich der  allgemeinea  Gewerbesteuer. 

In  Anhalt  bezahlten  nach  dem  G.  v. 
30.  April  187.")  Eisenerzgruben  1  *Vo,  andere 
Bergwerke  2*r'o  von  dem  Werte  der  Pro- 
duktion zur  Zeit  des  Absatzes.  Von  den 
•  Braunkohlengruben  ist  ausser  der  Bei^- 
■werksabgabe  an  den  Staat  noch  eine  Rente 
von  e"/»  des  Erlöses  bezw.  des  Wertes  der 
Kohlen  an  den  Grundeigentümer  zu  ent- 
richten. Die  an  den  Staat  gezahlten  Ab- 
gaben müssen  gerades  dem  Ö.  v.  3.  April 
187.')  und  14.  März  1879  zurOckgezahlt 
werden,  wenn  ein  Jahresüberschuss  über 
die  laufenden  Betriebskosten  nicht  er^elt 
ißt.  Für  neu  eröffnete  Beiwerke  besteht 
ein  Freijahr. 

Für  Braunschweig  gilt  nach  dem 
G.  V.  15.  April  1867  die  preussiache  Bei^- 
werksbesteuerung. 


In  Sachsen-Altenburg  giebt  es  nur 
Kohlenbergbau,  welcher  Zubehör  ziun  Gmnd- 
eigentume  und  keiner  Berg  werkss teuer  unter- 
worfen ist 

Im  Herzogtum  Gotha  legt  das  G.  v. 
16.  August  18G8  den  Gruben  mit  geringen 
Ausbeuten  eine  vierteljährliche  Fäd Steuer 
von  1  Thli'.  für  ein  verliehenes  Feld,  den 
anderen  3  bis  b^io  des  Wertes  der  Pixidutle 
auf.  Im  Herzogtum  Cobm'g  gilt  noch  die 
Saalfelder  Beiordnung  vom  19.  Februar  ir)73. 

Waldeck-Pyrmont  erhebt  von  jedem 
verliehenen  Bergwerke  nach  dem  G.  v.  3Ü. 
Oktober  1814  eiu  Bezessgeld  von  1  Thlr. 
pit)  Jahr  und  eine  Binittostener  von  2''.'o. 
Sachsen-JIeiningen  verlangt  nacli  dem 
G.  V.  18.  April  1868  neben  der  allgemeinen 
Klassen-  und  Einkommensteuer  eine  Brutto- 
abgabe von  S^/o  des  Wertes.  Füi'  jeden 
verkauften  Centner  Dach-  und  Tafelscniefei' 
sind  an  Stelle  der  Einkommen-,  Klassen- 
und  Bergwerkssteuer  2  kr.  zu  zahlen. 

Das  für  Schwarzburg-Rudolstadt 
erlassene  G.  v.  21.  Juli  1805  in  Verbindung 
mit  dem  G.  v.  13.  März  1868  enthält  dem 
)reussischen  Rechte  gleiche  Vorschriften. 
h  Sachsen-Weimar-Eisenach  gelten 
gleiche  Bestimmungen  wie  im  Königreich 
Sachsen.  In  Reuss  j,  L.  unterli^en  die 
Bei^-erke  neben  der  allgemeinen  Klassen- 
und  Einkomnieusteuei'  einer  Grubenfeldab- 
gabe,  welche  nacii  dem  G.  v.  20.  Juni  1877 
bei  Gold-  und  Sill)ei:gniben  50  Pfennige, 
Schiefer-,  Braun-  oder  Steinkohlen-,  Stem- 
salz-  oder  Soohiuelleubei^erken  2.'>  Pfennige 
und  bei  anderen  Berg«'erken  10  Pfennige 
für  je  4i)00  Quadratmeter  des  verliehenen 
Feldes  beträgt 

6.  Oesterreich.  In  Oesterreich  wurde 
unter  dem  Kamen  der  Bei-gwerksfrone  neben 
noch  andern  Abgaben  der  Bmttozelmte  von 
den  Bergm-erken  ei-hobeii.  Bas  Bei-ggesetz 
vom  23.  Mai  1845  setzte  ftii  den  gröesten 
Teil  des  Kaiserreichs  die  Frone  auf  die 
Hälfte  herab.  Ausser  der  Frone  nnterli^ 
jedes  verliehene  Bei'gwerk  ]iocli  einer  Massen- 
gebftlir.  Die  Einheit  für  die  Erhebung  der 
fllassengebühr  bildet  das  Grubenmass  von 
12  .">44  Quadratklafter  (45116  iira)  und  das 
Tagemass  von  320Ü0  Qnadratklafter  (715000 
qm)  Grundfläche.  Für  solche  Einheit  sind 
nach  der  kmserhchen  V.  v.  21.  ilärz  18G5 
jährhch  4  Gulden  zu  entrichten.  Die  Ge- 
bühi'  kann  bis  auf  die  Hälfte  ermässigt 
werden  (L  e  u  t  h  o  1  d ,  Oesterreichisches  Berg- 
recht S.  242).  Die  Betywerksfrone  wurde 
durch  G.  v.  28.  April  13ü2  aufgehoben  und 
dafüi'  der  Borgbau  der  Einkommenstaaer 
der  ersten  Klasse  nach  den  für  die  Be- 
messung der  Einkommensteuer  bestehenden 
Vorsclmften  unterzogen.  Endlich  ist  für 
jeden  Freischurf  eine  JahresgebObr  von  4 
Gulden  zu  entrichten. 
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7.  SchlnsHbenierkaBgen.  Wie  ver- 
Bchieden  nach  <lem  Vorstehenden  die  Bei^- 
werbäabgaben  nach  ilirer  Höhe  und  Art  in 
den  verschiedenen  Ländern  sind,  bo  zeigen 
sidi  zwei  Umstände,  welche  durch  alle 
Geaetzgebiingen  hindnrcligehen ,  nämlich 
1)  Bergwerksabgaben  an  den  Staat  werden 
nur  von  den  durch  den  Staat  verliehenen, 
dem  Verfügungsrechte  des  Grundeigentümere 
imbedingt  entzogenen  Mineralien  entrichtet; 
Ü)  diesäben  sdiliessen  eine  Doppelbe- 
stenerung  in  sich,  weil  sie  erhoben  wer- 
den neben  denAbgaben,  welch.edei 
Betreiber  von  seinem  Einkommen 
aus  dem  Bergban  persönlich  zu 
zahlen  hat. 

Dae  Anomale  der  Bei^-erksabRaben  wird 
allseitig  anerkannt  und  insbesondere  von 
keiner  Seite  bestritten,  ilass  es  irrational  sei, 
auch  dann  von  den  Bei-gwerkon  die  vorge- 
schriebene Bruttosleuer  zu  erheben,  wenn 
sie  keine  Ueberschflsse  brin^n.  Anderer- 
seite wird  auch  die  {französische)  Reiner- 
ti'agssteuer  angefochten,  weü  ihre  Berech- 
nung schwerer  igt  und  ein  lästiges  Ein- 
dringen in  die  \rirtachaftlichen  Vernältnisse 
der  Gruben  mit  sieh  führt.  Aus  diesem 
Grunde  z.  B.  war  man  in  Pi-eussen  von  der 
Reinertragsabgabe,  welche  linksrheinisch 
bestand,  wieder  abgegangen.  Die  Besitzer 
der  IMvatlrergwerke  beklagen  sich  noch 
darüber,  dass  sie  durch  die  Verpflichtimg 
zur  Boi^werkssteuer  in  der  Konkurrenz  be- 
nachteiligt seien  gegentiber  den  fiskahechen 
Werken,  welche- keine  Steuern  an  den  Staat 
zu  entrichten  haben,  wie  z.  B.  den  eng- 
lischen Gruben,  welche  in  der  Heimat  keine 
Bergwerksahgaben  und  im  Deutschen  Reiche 
kdne  Zölle  zu  bezahlen  brauchen.  Die  In- 
teressenten wünschen,  wenn  möglich,  den 
gänzlichen  Fortfall  der  Bei^-erfcsabgaben, 
oder,  wenn  dies  wegen  der  Finanzlage  des 
Staates  nicht  angän^g  (in  Preussen  brachten 
dieselben  jährlich  i  ^.'a  Millionen  Mark),  deren 
Ersetzung  durch  eine  Gewerbesteuer.  Die 
in  einzelnen  Staaten  vom  Bergbau  bereits 
jetzt  erhobene  Gewerbesteuer  ist  in  der 
Sache  eine  Art  Einkommensteuer.  Aus  diesen 
Gründen  hat  das  preussische  G.  v.  14.  JiiK 
1893  die  Bergwerksabgabe  zw^ar  nicht  auf- 
gehoben, aber  »ausser  Hebung  gesetzt«,  und 
es  werden  nur  noch  die  Abgaben  an  die 
Privatregal heiTen  entrichtet.  Ebenso  sind 
die  Beig^verkeabgaben  bestehen  geblieben, 
welche  in  den  deutsdien  Schutzgebieten 
den  Bergbaubetrpibem  anferlegt  sind. 

Eine  besondere  Bedeutung  volkswirt- 
schaftlicher Art.  hat  die  dem  preussischen 
Bergrechte  fremde,  in  den  deutschen  Schutz- 
gebieten, Frankreich,  Spanien,  Oeaterreich 
und  Sachsen  ii.  a.  bestehende  Feldesab- 
gabe.  Diese  hat  die  Wirkung,  der  Erwer- 
bung grosser  Önibenkomplexe  entgegen  zu 


wiiken,  M-elche  gänzlicli  oder  doch  gi-ossen- 
teilsunbetrieben  bleiben.  Nicht  als  Bergwerks- 
abgabe gilt  und  wird  daher  forterhohen  die 
Abgabe,  welche  sich  die  Staaten  (Sonders- 
hausen, Mecklenburg  u.  a.)  für  die 
Cebertragimg  des  ihnen  vorbehaltenen  aus- 
schliesslichen Salzgewinnungsreehtes  zw 
dessen  Ausbeutung  an  Private  ausbedungen 
haben  und  ausbedingen.  (Vgl.  auch  den  Art 
BergbauBtatistik  sub  D.  oben  Bd.  II 
S.  580  H.) 

Lltteratar:    v.    Caittall,    DU   Bergwerke    in 
Prtu>»en   und  deren   Battiicnmg,   Berlin  1850, 

—  A.  Wagner  in  SehUnberg  III,  S.  2S3ff.  — 
Arndt  in  Jahrb.  f.  Xal.  w.  Slot.,  Bd.  36,  S. 
174 ff-,   SSOff.   (dort   iceltei-e  LiUeraUiraiigaben}. 

—  Dernflbe,  Die  ."ialtiUiitr  in  der  Zeitechr. 
f.  Bergr.  Bd.  S4,  S.  Sif.  —  Derselbe,  B»rg- 
lntH  iinrf  Bergbaupolitik,  Leipzig  IS94. 
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Berhelej',  George, 

geb.  12.  III.  1685  zu  Kilcriii  unweit  Thonias- 
wwn  in  Irland,  seit  1734  Bischof  von  Cloyne, 
gest.  am  14.  I.  1753  in  Oxford. 

Von  der  Philosojihie  des  Idealisten  und 
Lockianera  Berkeley  ist  hier  abzusehen.  £!r 
gebürt  aber  hierher  als  Verfasser  der  Schrift 
„Qneriet"  ^s.  n.),  die  anch  Erörterungen  über 
volkswirtacWftliche  Fragen  bringt,  welche  seine 
TlnabhängiKlieit  von  der  merk  antüisti  sehen 
Doktrin  msWondere  in  seinen  Betrachtnsgen 
über  Wesen  und  Zweck  des  Geldes  und  Aber 
Nationalreichtum  und  Volkswohlstand  darlegen, 
welche  letzteren  ihn  zu  einem  Vorgänger  Adam 
Smitbs  stempeln.  Als  Bevülkernngstheoretiker 
zeigt  er  an  dem  Beispiel  von  China,  daag  ein 
Land,  dessen  genügsamer  Bevölkerung  es  an 
Beschäftignng  niemals  fehlt,  s.ucli  einen  starkea 
GeburtenUberschuse  nicht  zu  fürchten  braucbL 
Er  veröffentlichte  in  Buchform:  „Querist,  3  Teile 
s.  1,  [Oxford)  1736,  1736,  1737;  dasselbe,  2. 
(kastnerte)  Aufl.,  ebenda  1700.  Seine  Keaam- 
melten  Werke  erschienen  in  je  2  Bdn.  17^  nnd 
1S43,  femer  in  4  Bdn.,  hrsg.  von  Ä.  C.  Praser 
nnd  gescbätBt  wegen  ihrer  Vollständigkeit  (Oi- 
tord  1871). 

Vgl.  aber  Berkeley  die  Biographie  von 
.  _  ser  in  der  Oxforder  Anegabe.  —  Dictionarj 
of  National  Biographv,  ed.  by  Leelie  Stepheu.  . 
IV.  Bd.  S.  348ff.  {London  1Ö85).  —  Palgrave, 
Dictionary  of  political  economy,  vol.  I,  London 
"*"'.  Upptrt 


Bernhardl,  Theodor  von, 

reb.  am  6.  XI.  1802  zn  Berlin,  starb  am  12. 
I.    18ST    auf   seinem    Gute    Knnnersdorf   bei 

Hirschberg  in  Schlesien. 

Das  Ii«anni£  seiner  Untersuchungen  in  dem 
einzigen  hierher  gehörigen  Buche :  „Versach 
einer  Kritik  der  Grande,  die  für  grosses  und 
kleines     Grundeigentum     angefahrt     werden" 


Benthardi — Bern  stei  ii 


(St.  PeterBlinrg  1849),  Iwateht  in  einer  Befllrwor- 
tnng  des  Princips  der  freien  Bewegung  inner' 
halb  gewisser  schützender  Grenzen  nnd  einer 
'Wamnng  einerseits  rar  dem  Pachtbetrieb  im 
groBsen ,  andererseits  vor  den  Folgen  eines 
geueretlen  ZerstUckelungs Verfahrens,  das  mit 
Kanbwirtacliaft  endige.  Diese  Unt«r«nchnn^en 
führen  ihn  zn  etaer  meist  abfälligen  Endk 
Adam  Smiths  und  Bicardos.  Des  ergterea 
Doktrin  TOn  der  Produktivität  der  Arbeit  wird 
znnScbst  verworfen,  alsdann  bekämpft  er  die 
Grundrententheorie  Smiths  und  Ricardos  sowie 
des  letzteren  Lehren  vom  Arbeitslohn  nnd  Ka- 
pitatgewian  etc.  Auch  dem  Savschen  Absatz- 
tind  L'eberprodnktionstheorem  bringt  er  eine 
kritisc^be  ^Iede^lage  bei. 

V^l.  über  Bemhardi:  Kantz,  Geschichtliche 
Untwickelnug  der  Xationalükonomik ,  Wien 
1860  S.  6öaf.  —  Handw.  d.  Staatsw.  I.  Anfl.  Bd. 
II,  Jena  1891 S.  392.  —  Bereos,  Dogmengeschichte 
der  Gmndrent«,  Leipzig  1868.  lAfpert 


Bernonlli,  Jakob, 

geb.  am  27.  XU.  1664  zd  Basel,  starb  daselbst 
fils  Professor  der  Mathematik  (seit  1687)  am 
16.  Via  170&. 

Bemoalli  bat  das  System  der  Wahrschein- 
lichkeitarecbnung  durch  Anfflndnng  des  Ge- 
setzes der  grossen  Zahlen  erweitert.  Er  hat 
dies  niedergelegt  in  dpm  erst  acht  Jahre  nach 
seinem  Tode  verBffentlichten  Werke:  Ars  con- 
jectandi  (a.  n.).  Da  dieses  Gesetz  bei  induk- 
tiven nnd  deduktiven  Forschungen  der  wiasen- 
Bchaftlichen  Statistik  eine  grosse  Rolle  spielt, 
ist  die  Erwähnung  seines  Urhebers  hier  ge- 
boten. Er  zeigt  in  diesem  Gesetz,  dass  bei 
Beobachtungen  über  das  Eintreten  gewisser 
Ereignisse  mit  der  öfteren  Wiederholung 
solcher  Yersuche  die  Wahrscheinlichkeit  steigt, 
dass  das  Verhältnis  zwischen  dem  Wahrscheiu- 
lichkeitsgrad  des  Eintreifena  einer-  nnd  dem 
Abwelchnngsgrad  des  Eintreffens  derartiger 
Fälle  andererseits  innerhalb  eines  abgegrenzten 
Gebietes  liegt,  dessen  Umfang  durch  vermeh- 
rnng  solcher  Versuche  beschränkt  werden  kann. 
Selbstredend  verliert  dieses  Gesetz  bei  Ereig- 
nissen, deren  Zahl  eine  unendliche  ist,  seine 
Gültigkeit, 

Bemoulli  schrieb :  Ars  conjectandi,  opus 
posthomum:  acced.  tractatus  de  seriebns  infinitis 
etc.,  Basel  l'JlS;  seine  Gesamtwerke  erschienen 
in  2  Bdn.,  Genf  1744. 

Tgt-  über  Bemoulli:  Biographie  universelle 
vol.  tv.,  Paris  1811,  S.  320t:  —  Westergaard, 
GmndzDge  der  Theorie  der  Statistik,  Jena  1890, 
S.  66f.  tt.  251.  —  Handw.  d.  StaaUw.  I.  Anfl. 
Bd.  n,  Jena  1891,  S.  392.  Lippert. 


Bernstein. 

1.  Gewinnung.  2.  Handel.  3.  Verarbeitung. 
1.  Gewinnung.    Der  Fundort  des  Bern- 
steins, dieses  versteiDerten  Harzes,  ist  der 


West-  und  Nordstrand  der  Halbinsel  Sam- 
tand  im  Beyern ngsbezirk  E5nigsbetg,  die 
Strecke  von  Pillau  bis  Cranz-,  geringe  Quan- 
titäten finden  sich  ausserdem  am  Ostsee- 
strande von  Danzi^  bis  Memel.  Historisch 
sichere  Nachrichten  Ober  die  Gewinnung 
besitzen  ^'ir  vom  Jahre  1264  ab,  als  der 
Deutsclie  Bitterorden  Santland  in  Besitz 
nahm.  Der  Orden  erklärte  den  Bernstein 
sofort  für  Staatseigentum,  schuf  die  Formen 
des  Regals  imd  Monopols  bei  der  Gewinnung 
und  A'erwertung,  die  sich  bis  auf  den  heu- 
tigen Tag  mit  geringen  Abweichungen  er- 
halten haben,  und  äb-afte  mit  grausamer 
Härte  jede  auch  noch  so  geringfügige  De- 
fraudation. Die  staatliche  GewiuQung,  die 
der  Orden  eingeführt  liatte,  blieb  bis  zum 
Jahre  1811;  sodann  verpachtete  der  Staat 
das  Recht  der  Gewinnung.  Für  die  erste 
Periode  1264 — Iftll  gab  es  drei  Arten  der 
Gesinnung:  1.  .Man  las  den  von  den  Wellen 
angespülten  Stein  vom  Strande  auf.  (Bern- 
steinlesen.) 1.  Man  schöpfte  ihn  mittelst 
Kascher  in  den  Brandungswellen.  (Bern- 
steiuachSpten.)  3.  Alan  hob  ilm  mit 
zangenartigen  Instrumenten  von  BOten  aus 
bei  ruhigem  Wetter  und  klarer  See  vom 
Meeresbixlen  auf.  (B  ernst  einstechen.) 
Zur  Oevrinnung  waren  die  Strandbewohner 
verpflichtet,  denen  dafür  ausserordentlich 
geruige  Geldsummen  gezahlt  wurden,  an 
deren  Stelle  sogar  von  1525—1718  Sal»- 
lieferungen  traten.  Auf  Diebstahl  und  Unter- 
schleif stand  Todesstrafe,  später  schweres 
Gefängnis.  Der  Verkehr  ara  Strande  v^ar 
den  lästigsten  Beschränkungen  unterworfen. 
Die  Aufsicht  bei  der  Gewinnung  führte  ein 
staatlicher  Beamtenapparat,  der,  nm  Ver- 
untreuungen zu  hindern,  immer  mehr  ver- 
grössert  wenlen  musste,  wodurch  die  Ge- 
winn un^kosten  alku  hohe  wurden,  in  ein- 
zelnen Jahren  sogar  die  Einnahmen  über- 
stiegen. Dies  führte  zu  einer  Aenderung 
des  Systems  im  Jahre  1811.  Der  Staat  ver- 
pachtete das  Qewinnungsrecht  zunächst  au 
einen  Generalpächter,  von  1837  ab  an  die 
Strand  1)6 wohner.  In  dieser  Zeit  kommt  eine 
#e  Gewinnungsart  auf:  das  Bernstein- 
graben in  offenen  Gntben  in  den  See- 
bergen der  Küste,  das  aber  bald  wegen  der 
dadurch  hervorgerufeneu  Versandung  der 
angrenzenden  Landstriche  beschränkt,  dann 
ganz  aufgegeben  und  verboten  wurde.  Von 
18C7  ab  wurden  -von  der  Kön^beiger  Firma 
Stantien  k  Becker  f).  der  berg- 
männische Betrieb  in  der  bematein- 
führenden  Schicht  der  s<^nannten  «blauen 
Erde«  in  Palmnicken,  (>.  die  Berustein- 
baggereiim  Kuriscben  Haff  bei  Schwarzort, 
7.  die  Bernsteintaueherei  ^  neue, 
unge^inten  Erfolg  bringende  Gfiwinnungs- 
arten  eingeführt,  die  die  jährHche  Produktion 
an  Bernstein  wigefähr  vervierzigfachten.  Die 
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1890,  die  Taueheret  1891  wiedei 
eingestellt -worden,  da  die  betreffenden  Stellen 
keinen  Gewinn  mehr  abwarfen.  Die  höchste 
Einnahme  aus  iler  Verpachtung  des  Bern- 
ateinregals  hat  der  Staat  im  Jahre  1884—85 
erzielt,  sie  betrug  87360428  Mark  wovon 
Stantien  &  Becker  ca.  865000  Mark  als 
Pacht  bezahlt  haben,  während  der  Kest  von 
8604,28  aus  der  Strandpacht  einging.  Nach- 
stehend geben  wir  eine  kurze  Ueberaicht 
der  Pachtsummen,  die  der  Staat  von  1888 
bis  1898  erhalten  hat. 

A.  Aus  dem  Bergbau. 
1688—89  460  140  M.  83  Pt. 
1889—90  589644  „  99  „ 
1890-91  533  05s  «  56  „ 
1891—92  54^369  „  60  „ 
1892—93  681 049  „  49  „ 
189»— 94  617436  „  25  „ 
1894—95  677  600  .  —  - 
1896—96  677  600  „  —  „ 
1896—97  677  600  „  —  _ 
1897—98  680611  „  60  „ 
zusammen  6  137098  M.  32  Pf. 

B.  Aus  der  Verpachtung  der  Ost- 
seestrftnde. 
1888-89  7049  M.  so  Pf. 
1889—90  794a   „    75    „ 
1890—91  8140   ,    so   „ 
1891—92  8103   „     so  , 
1892—93  B080   .     50   „ 
1893— 9i  8080  „    so  - 
1894^85  80S0  „    50  „ 
1895—96  8080   „    50  „ 
1896—97  8080  .    50  . 
1897-96  6532   „_33    ._ 
zosammen  85  355"  M.  08  "Pf. 
Ueherhaupt  1888—98  6  222  453  M.  40  Pf, 

Das  Durchschnittsciuantiim  des  jährlich 
gewonnenen  Bernsteina  lägst  sich  nur  an- 
nähernd bereclinen.  FQr  1897  stellt  sich 
das  von  Staintien  &  Becker  durch  Tiefbau 
gewonnene  auf  1G8696  kg,  die  Strandnutsiing 
eingab  ca.  5000  kg.  Stantien  und  Becker 
beschafti^n  in  ihrem  Gesanitbetriebe  ca. 
1200  meist  verheiratete  Personen,  für  die 
in  Palmnickeii  ansreiehende  Wohlfahrtsein- 
richtungen getroffen  sind.  (cf.  Berichte  der 
Gewerbe-Inspektoren  pro  1893.     S.  25.) 

&.  Handel.  Unsere  Kenntnisse  über  den 
Bernstein  handel  gehen  weiter  zurück  als 
die  über  seine  Gewinnung.  Auf  zwei  Han- 
delswegen, 1.  die  Weichsel  aufwärts,  zur 
Donau,  2.  den  Memelstrom  aufwärts  zum 
Dnjepr  und  Schwarzen  Meere,  gelangte  der 
Bernstein  zu  den  Völkern  des  klassischen 
Altertums.  Dieser  Handel  war  in  der  rö- 
mischen Kaiserzeit  nicht  unerheblich.  Die 
Ordensritter  verkauften  den  Bernstein  an  die 
Bern  steindreherge werke  von  Brügge  und 
Lübeck  und  einen  Teil  auch  nach  Lemberg, 
ton  wo  er  durch  Armenier  nach  dem  Orient 


gebracht  wunle.  1533 — 1647  hatten  die 
preussischen  Herzöge  einen  Eontrakt  mit 
dem  Danziger  Eatmuannshause  von  Jaski 
abgeschlossen,  das  so  ein  Monopol  für  den 
Bern  Steinhandel  erhielt  mid  das  Absatzge- 
biet erheblich  vei^;rösserte.  Von  1647  bis 
1811  wurde  der  Bernstein  vom  Staate  tdls 
auf  Auktionen  verfiuasert.  teils  zu  Vorzugs- 
preisen an  die  Bernstein  dreherzünfte  der 
Provinzen  Preussen  &  Pommern  verkauft 
Von  1811  ab  hat  sich  der  Bemsteinhaudel 
frei  entwickelt  Heutzutage  besitzt  natürlich 
die  Firma  Stantien  imd  Becker  als  Haupt- 
produzentin  eine  völlig  dominiereude  Stellung 
auf  dem  Wettmarkt.  Sie  hat  daa  Handels- 
gebiet überraschend  erweitert  und  eine  auf 
Borgßlügster  Beiiügung  des  Bernsteins  ba- 
sierende neue,  bis  in  die  kleinsten  Details 
durchgeführte  und  feststehende  Art  der 
Sortierung  desselben  eingeführt  An  die 
Stelle  der  früheren  ca.  4  Sorten  trat  ein 
Sortiment  von  mehr  als  50  Sorten  der  Koh- 
ware.  Die  Handelsbeziehungen  der  Pinna 
reichen  Aber  die  ganze  Welt.  Hauptplfitze 
sind  Wien,  Paris,  London,  Konstantinopel, 
New-Yorb,  Mexico,  Kairo,  Kalkutta,  Bomuiy, 
HongkouK  und  Chemulpo:  auch  für  Afrika 
und  die  Negervölker  ist  die  Bedeutung  des 
Bernsteins  im  Steigen  begriffen,  wenn  schon 
die  Uimihen  im  Sudan  den  Handelsbe- 
ziehungen hier  in  den  letzten  Jahren  grossen 
Abbruch  getlian  tu^n. 

8.  Verarfoeitong.  Die  fiemsteindreher- 
zflnfte,  welche  etwa  von  1300—1800  die 
alleinige  Verarbeitung  in  der  Hand  hatten, 
verfertigten  bis  zur  Eeformationszeit  fast 
ausschliesslich  Rosenkränze  aus  Bernstein 
imd  erhielten  daher  den  Namen  »Pater- 
nosterdreher«. Zünfte  enfatanden  chrono- 
logisch geordnet  in  Brügge,  Lübeck,  Stolp, 
Colbei^  Caslui,  Danzig,  Elbing  imd  Königs* 
berg,  Die  Entstehung  der  Zünfte  vcm  Westen 
nach  Osten  findet  seine  Erkläning  darin, 
dass  man  lange  Zeit  bestrebt  war,  die  Ver- 
arbeitung möglichst  weit  vom  Fundorte  ent- 
fernt zu  halten,  lun  Defraudationen  zu  rer- 
hOlen,  Durch  die  Heformation  wurde  die 
Nachfrage  nach  Rosenkränzen  erheblich  ver- 
mindert; man  suchte  und  fand  Ersatz  in 
der  Herstellung  von  Schmucksachen  mid 
Luxusartikeln.  Nach  Aufhebung  der  Zünfte 
ist  die  Bernstein  Verarbeitung  fabrikmäsaig 
geworden.  Die  Hauptmasse  wird  gegen- 
wärtig zu  Schmucksachen,  Cigarren spitzen 
lind  Pfeifenteilen  verbraucht.  Auch  Stantien 
&  Becker  sind  bestrebt,  die  Verarbeitung 
von  Ostpreussen  fort  zu  verlegen.  Femer 
haben  eine  Reihe  ausserdeutscher  Läudei', 
z.  B.  Frankreich,  Russland,  Nordamerika, 
bedeutende  Schutzzölle  auf  verai-beiteten 
Bernstein  gelegt,  lassen  dagegen  den  Boh- 
bemsteiu  zoDfrei  hei-ein.  Durch  diese  beiden 
Umstände  ist  die  deutsche  Bemsteinwaren- 
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indnstrie,  insbeeondere  in  Eänigsbe^,  Danzig 
und  Stolp  schiper  geBchlldigt,  Wien,  Paris 
und  Folaogen  in  Eussland  sind  HauptplAtze 
für  die  Pabrikation.  Hierzti  kommt  noch, 
daes  im  Jahre  1879  in  Oesterreicli  die 
Bemeteinimitaäoa  erfunden  und  seitdem 
immer  mehr  yervollkommnet  wurde,  so  äaes 
kaum  der  gewiegteHte  Kenner  die  Imitation 
von  echtem  Stein  zu  untereeheiden  vermag. 
Ab^e  und  kleinere  Stflcke  werden  durch 
Ertarken  Druck  unter  gleichzeitiger  Erhitzung 
SU  groBsen  Platten  derart  nisammengepresat, 
dasB  das  Fabrikat  (Ambroid)  die  Farbe  und 
Sprödigkeit  echten  Benisteins  enthalt.  Da 
Bich  aus  einer  Menge  kleiner  Bemsteinstücke 
im  "Werte  von  ca.  21  Mark  1  kg  Pressbem- 
atein  oder  Ambroid  im  Werte  von  etwa 
60  Mark  herstellen  Iftset,  bo  ist  die  Eon- 
kurrenz  des  Ambroids  fijr  den  Naturbem- 
Btein  eine  derart  geährliche,  das8  der  Preis 
fflr  echten  Bernstein  sich  nur  dann  halten 
ISsst,  wenn  echte  Bemsteinproduktion  und 
Ambioidfabrikatlon  in  einer  Hand  liegen. 
Diese  Erwägungen  führten  die  Firma  Stan- 
tien  &  Beäer  dazu,  von  ihren  Abneh- 
mern bindende  Vereprochungen  hinsichtlich 
der  Nicht\-er»-endimg  der  gekauften  Ware 
zur  Ambroidfabrikation  zu  verlangen  und 
selbst  in  Paimnickeu  eine  Ambroid&tbiik 
anzulegen.  Die  dadundi  hervorgerufene 
EUiittoang  fOhrte  sodann  1896  zu  dem  in 
der  Presse  sehr  stark  diskutierten  >Bem- 
steinmonopolprozess  zu  Stolp  in  Hinter- 
pommem«,  der  die  prenssische  Staatsregie- 
rung der  Frage  naher  treten  liess,  die  Bern- 
-  Steingewinnung  wieder  in  eigene  Verwal- 
tung zu  Obemehmen.  Bereits  ist  im  Herren- 
haus und  Abgeordnetenhans  der  von  der  Re- 
KJrarmg  vorlegte  Gesetzentwiu^^nebmigt, 
der  Rrma  St^itien  &  Becker  ihren  ge- 
samten Orundbeeitz  im  Samlande  sowie  ihre 
Bemsteinvonltte  fflr  ca.  9750000  ]IJark  ab- 
zukaufen und  den  Staatsbetrieb  vom  1.  Juli 
1899  ab  einzuführen.  Erwähnenswert  ist 
noch,  daee  die  Firma  Stantien  &,  Becker  aus 
dem  bisher  als  völlig  wertlos  weggeworfenen 
Berasteingrus ,  den  ganz  klemen,  etwa 
erbeengroBsen  Stflckdien,  Bemsteinkolophon 
zur  Lackfabrikation  erzeugt  und  davon  1897 
160000  kg  verkauft  hat 

Lltteratur:  Haaen,  GttchUhte  der  Vtrwallung 
det  Berntteim  tm  Preuutn  in:  Beiträge  lur 
Sunde  Preuueiu,  Bd.  VI,  KSnigtberg  I8ti.  — 
H.  X.  SläUt,  Dat  Bemtltiiiregal  in  Preatien, 
in   AUpreuit.    Xt/aaUtckrift,    Bd.    V,    VI,    VIII. 

—  mih,  J{wtt0e,  Der  Btnutem  in  Prttunn, 
tn  Sammig.  wineTueh.  Vortr.  von  Virckow  und 
Nolüeadorff,  BtrUn  1S68.  —  WUh.  v.  BrÜn- 
neclc,  Bat  Recht  muf  Z-ueigming  der  toa  der 
See  auigejrtrrfeatn  oder  angeiplUten  Xeereipro- 
dukU  vnd  dat  Bemtieinregal,   iLÖnigtberg  IS74. 

—  Warelnoieald,  Der  Handel  mU  Bemetein 
tn  d«n  leMen  10  Jahren,  Berlin  1878.  —  D«r- 
•eMe,     L'tber     die    Lagervn^tverliäUnife    der 


bentileit^fÜltrettdea   Schieb   im   tamländ.    Wetl- 

rai^de  in  Sehr,  d,  I%ys,  Oee<mom.  Oeiellieh(^fl 
tyeKönigiberg,17.Jltg.,IS76.  —  BtcAardJEIeta, 
Oeainimng  «nd  YtrarheiUatg  de*  BemHeint, 
Königtberg  1383.  —  9eT-sel.be,  Die  Sandelt- 
torten  dei  Bemeteint,  Berlin  1383.  -^  Pretalent 
Utndtrirttchaflliche  Vervjaitnng  in  den  Jahrfn 
1881— SS,  Berlin  1885,  S.  6SS—G67.  —  Dattelbt 
für  1834—87,  Berlin  18S8,  S.  6!— 58.  —  Bonn, 
Der  Bemtlein,  Berlin  1837.  —  »F.  TeaOarpf, 
Geainnmig,  Verarbeitung  und  Handel  des  Bem~ 
iteint  in  Pretuien  ron  der  Ordentieil  bii  lur 
Gegenwart,  in  SlaaUa.  Radien,  Aeratitg.  ccn 
L.  Eitler,  I.  Bd.,  6.  H^,  Jena  1887.  —  Paul 
Moldnihauef,  Dat  Oold  dei  Nordent,  evn 
Bäekbliet  auf  die  Getekiehle  det  Bemtteint, 
Damig  1894.  —  Hiwo  Frle<Udnd«r,  Dat 
Bermleinmonopol  cor  Gericht,  Stolp  i.  P.  1896. 
—  Denktchrift  da  Geh.  Kommertienrati  Moriti 
Beeier,  Berlin  1896.  Druck  und  Verlag  von 
H.  8.  Hermann  nebtl  Anla^band.  —  Kvrt 
KaiiUah,  Die  Berntteinfrage,  Berlin  1898.  — 
Denktekrift  der  Regierung,  rorgeUgl  dem  Abge- 
ordnetenhante  am  7.  Febrvar  1899  (Sr.  48. 
Haut  der  Abgeodneten,  19.  Legitlalurperiode, 
1.  Settüm  1899),  eine  lehr  eingehende  und  genaue 
etaliilitehe  und  volkturirltehaflliehe  Darlegung 
aller  eintcfUägigen    VerhSlInitie. 

Klmigtberg  i.  Pr.  W.   Tetdorpf. 


BertUIon,  Jaecines, 

^eb.  zn  Pttria  1851,  Sohn  von  LoniB  Adolphe  Ber- 
tUIon (s.  d.  auf  folg.  Seite),  dessen  Nachfolger 
er  in  der  Leitnng  des  dem  SeinepTMehten  mitei- 
etcllt«n  statistiBchen  Bnreans  der  Stadt  Paris 
ist  Er  zfihlt  ferner  zn  den  Mitgliedent  des 
Conseü  snp^rienr  de  statistiqne. 
Er  veröffentlichte  ia  Buchform: 
La  Btatistiqne  hnmaine  en  France,  Paris 
I88O.  —  Rapport  am  les  travani  de  rinstdtut 
intemational  de  statistigae  et  bot  l'organisation 
de  la  statiatiqne  en  Itolie,  Paris  188T.  —  Essai 
de  Etatistiqne  comporee  du  Borpenplement  des 
habitatioDB  ä  Paria  et  dans  leg  granaes  capitales 
enropiennes,  Paris  1894.  —  ConrB  iWmentwre 
de  Btatistiqae  confonne  an  Programme  arr^t^ 
par  le  Conseil  sup^rienr  de  stattstiqae  poor  te 
conconia  (t'admieaibilit^  au  grade  de  commte- 
rMactear  ä  la  pr^fecture  de  la  Seine,  Paris 
189Ö.  —  Frincipea  des  trois  uomenclaturea  des 

SrofesEions,  adapt^  par  l'Institot  international 
e  Btatisöqne,  Pana  1896.  —  El^enta  de 
d^mographie,  Paris  1696.  —  Le  problime  de  la 
d6popiilation,  Paria  1897. 

Er  iat  Herausgeber  folgender  amtlicher  Tei- 
üffentlichnngen ; 

Ännnaire  Btatistiqne  de  la  ville  de  Paris 
(eracheint  seit  1880k  Bnlletin  hebdomadaire 
nnd  Tableanx  meDsnels  (des  statistischen  Amtes 
der  Stadt  Paria  seit  1886). 

Wertvolle  Abhandlungen  von  ihm  enthalten 
die  -Annales  de  dimographie  internationale" 
nnd  das  ,,Jonnial  de  la  Stüi^t^  de  statiatique 
de  Paris".  U^fperL 
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Bertillon,  Louis  Adolphe, 

geb.  zu  Paris  am  1.  IV.  1821,  geat.  in  Xeuilly 
am  28.  II.  1883  als  Professor  der  Demographie 
und  Direkk>r  des  statis tischen  Amtes  der  Stadt 
PariB.  Als  Bevülkernngstheoretiker  vertrat  er 
wiederholt  den  Satz,  daas  in  einer  starken  Be- 
vSlkerung  eine  grüssere  Gewähr  fQr  E^nkreichs 
Wohlergehen  liege  als  in  dem  bloaseu  An- 
vachaen  seines  Reichtums. 

Von  seinen  Schriften  in  Buchform  »ei  nnr 
Bein  Eanpttrerk  genannt : 

La  demo^raphie  Jiguree  de  la  France,  on 
^tnde  atatisOqne  de  la  popnlation  fran^aise, 
aTec  tableaux  graphiqnea  traduisant  les  princi- 

fales  conctusions.  Hortalite  nelon  Tage,  le  sese, 
Stat  civil  etc.  en  chaque  dSpartement  et  pour 
la  France  entiSre  compar^e  aus  pavs  ftrangera, 
Paris  1874. 

Seine  kleineren  Abhandlungen  aus  dem 
Gebiete  der  Demo^aphie,  Qeburts-  und  Sterb- 
lit^keitHtatistik  siuil  in  verschiedenen  Zeit- 
schriften („Ännales  de  Demographie  internatio- 
nale" etc.)  sowie  im  „Dictionnaire  euc;clopedique 
•iet  Bciencea  mMicales"  etc.  veröffentlicht. 

Ltpppt-t. 


Beruf  und  Bernfutatlstik. 

I.  Wesen  des  Berufs.     II.  Feststel- 
lung des  persönlichen  Berufs.    III.  Be- 
ruf sein  tetlnng,  Klassifikation.  IV.  Be- 
rufsstatistik im  allgemeinen.  V.Ans- 
führnng    der  Berufsstatistik    iu  ein- 
zelnen Landern:  A.  Deutsches  Reich. 
—  1.  Er«'erb8thStige  und  Berufslose.    2.  Stärke 
der  einzelnen    Erwerbszweige.    3.  Nebenberuf. 
4.  Hanpt-   und   Nebenerwerb.    6.   Selbständig«, 
Angestellte,  Arbeiter.    6.  Die  Selbständigen  in 
Landwirtschaft,    Industrie    und    Handel    nach 
dem  Umfang  ihres  Betriebes  oder  Geschäfts. 
7.  Gelernte   und    nngelemte   Arbeiter   in   der 
Industrie.    8.  Soziale  Schichtung  der  Gesamtbe- 
Tülkerung.     Mittelstand.     9.  Beruf  und  Alter. 
10.  Beruf  Familienstand  und  Alt«r.     11.  Beruf 
und  Beligiousbekenutnis.     12.  Beruf  in  Stadt 
und  Land.  —  B.  Oesterreich.    C.  Ungar" 
D.  Schweiz.    E.  Frankreich.     F.  Skai 
dinavien.    G.  Grossbritannien  and  I 
Und.       H.     Vereinigte     Staaten      V( 
Amerika.    J.  Andere  Lfinder.    E.   Ve 
gleichende  internationale  berufasti 
tistische  Nachweise. 

I.  Wesen  des  Bernts. 

Beruf  vom  volkswirtschaftlichen  Stand- 
punkt bedeutet  die  Zugehörigkeit  einer  Per- 
son zu  einem  der  Ärbeitszwe^,  in  die  sich 
das  Erwerbsleben  der  Bevölkerung  feilt.  In 
der  » Zugehörigkeit I  liegt  zugleich  die  dau- 
ernde Hingabe  der  Pei-son  an  die  betref- 
fende Aufgabe,  darin  unterscheidet  sich 
Beruf  von  Beschäftigung  als  der  nur  mo- 
mentanen BethÄtigrmg  einer  Person  in  be- 
stimmter Richtung.  Sofern  die  Aiiedbiing 
des  Berufs  dem  Gesamtintereftse  dicut,  nutz- 
bare Erzeugnisse  für  die  Volkswirtschaft 
bringt,    ist   Beruf   etwas   anderes   als   die 


häufig  synonym  gebranchten  Begriffe  Ge- 
scliäft,  Erwerb,  Sahrungszweig,  durch  welche 
mehr  das  EinzeJinteresse ,  das  individua- 
listische Moment,  das  Schaffen  für  äch 
selbst  zum  Ausdruck  gelangt;  darum  ei-- 
scheint  audi  die  haushälteriache  und  er- 
zieherische Thatigkeit  der  Ehefrau,  welche 
den  Zwecken  des  Haushalts  dient,  uicht  als 
Benif  im  volfcswirtschaftliclien  Sinne.  An- 
dererseits gehört  aber  zum  Wesen  des  Be- 
rufs eine  erwerbende  Thätigkeit,  aus  der 
die  Person  ihrea  regelmässigen  Lebens- 
\mterhalt  ge\>i-innt  oder  wenigstens  jenes 
Einkommen  bezieilt,  welches  sie  bedörfen 
würde,  falls  sie  nicht  schon  über  genügende 
ünterhaltsmitlel  cerfügte:  darum  ist  der 
Militärdienst  zwar  ein  Beruf  für  Unter- 
offiziere und  Offiziere,  die  sich  ihm  als  Br- 
werbszweig  widmen,  nicht  aber  für  alle 
die,  welche  der  allgemeinen  Militärpflicht 
genügen,  ebensowenig  kann  man  darum  von 
einem  Beruf  von  Mitghederu  eines  Parlaments 
im  Volks wirtscliaftlichen  Sinne  reden,  Beruf 
und  Gewerbe  unterscheiden  sich  dadurcli. 
dass  unter  Benit  die  persönliche  Eigen- 
schaft (subjektiver  Beruf)  verstanden  wird, 
unter  Gewerbe  der  Betrieb,  das  Unter- 
nehmen, innerhalb  des.sen  eine  Berufstbäüg- 
keit  ertolgt,  in  dem  verschiedenartige  Thä- 
tigkeiten  zu  einem  einheitlichen  prodiditiven 
Zweck  zusammeiigefasst  sind  (Beruf  im  ob- 
jektiven Sinne);  übrigens  bezieht  sich  Ge- 
werbe nicht  aiif  alle  Arbeitszwe^,  denn 
die  zum  öffentlichen  Dienst  gehörigen  wer- 
den nicht  hierher  gerechnet,  ebensowenig 
die  höhere  Kunst,  obschon  ihre  Erzeugnisse . 
einzeln  als  Ware  verkauft  werden.  Beruf 
in  dem  erwähnten  Sinne  ist  endlich  ver- 
schieden von  dem  inneren  Beruf  oder  Drang 
zu  einem  Untemelimen  (wie  ihn  z.  B.  die 
Jungfrau  von  Orleans  empbnd,  als  sie  noch 
dem  äusseren  Beruf  der  Hirtin  oblag)  sowie 
von  dem  geschichtlichen  oder  natürlichen 
Beruf,  wobei  man  an  Aufgaben  denkt,  die 
jemand  —  auch  Gnippen  und  Staaten  — 
kraft  seiner  Natm-,  seiner  Herkunft,  seiner 
Machtmittel  ausfüliren  werde  (natürlicher 
Benif  der  Frau  als  Haiisfrau,  Gattin,  Mutter ; 
geschiditl icher  Benif  des  Adels,  der  Christen- 
heit, der  K\dturvölker) :  ^'das,  wozu  einer 
berufen  ist,  bildet  niclit  immer  seinen  Be- 
ruf in  unserem  Sinne,  und  mancher  hat 
einen  solchen  Beruf,  zu  dem  er  keinesw^^ 
benifcn  ists  (Lotmar). 

Zu  einem  Beinf  kann  man  unmittelbar 
gehören,  wenn  mau  ihn  selbst  ausübt,  oder 
nur  mittelbar,  wenn  man  aus  dessen  Erti^ 
von  dem  Berufsthätigen  unterhalten  wird. 
vrie  das  bei  den  häuslichen  Dienstboten  und 
den  in  der  Hauptsache  nicht  erwerbend 
thätigen  Faniilienangchörigen  seitens  des 
Hausnaltungsvorstandcs  geschieht  (unnättel- 
bai-e    und    mittelbare,   aktive   und    passive 
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Beruf  Bzugehörigkeit).  1 
heilen,  die  ein  Beruf  aufweitit,  haben  ihren 
Einfluss  auch  bei  den  mittelbar  Berufs- 
zugehöri^n.  Will  man  aber  zu  einer  Zahl 
der  aktiv  Erwerbsthatigen  gelangen, 
so  mttesen  zur  öeeunÜieit  der  unmittelbar 
Bentfsthätigen  auch  die  h&uslicheu  Dienst- 
boten, die  ihrerseits  ja  auch  erwerbend 
thatig  wnd,  gerechnet  werden. 

Mit  dem  Begriff  des  Berufs  ist  der  der 
Bei-ufsverschiedenheit,  die  Uehrheit  von  Be- 
rufen gegeben.  Es  pebt  Personen,  die  mir 
einen  Beruf  haben,  und  solche  mit  mehreren 
Berufen;  letzterenfalls  können  die  verachie- 
deuen  Bei-nfo  nach  einander  (je  nadi  der 
Jahreszeit  Schuhmacher  oder  Bergführer. 
Hausin  diistrieller  oder  Ijandwirt,  Hans- 
BchlAcht«r  oder  Maurer)  oder  gleichzeitig 
ausgeübt  werden  (Landwirt  und  Gastwirt, 
ZeltiiDgsträgerin  und  Aufwartefrau) ,  weil 
der  Ertrag  des  einen  Berufe  zum  rnterhalt 
nicht  ausreicht  oder  seine  Ausübung  die 
Arbeitskraft  nicht  genOgend  in  Anspruch 
nimmt.  In  der  Itegel  bildet  dann  einer 
dieser  Berufe  den  hauptsftchlichen  Arbeits- 
inhalt,  den  Hauptberuf,  die  anderen  den 
Nebenberuf  oder  Nebenerwerb. 

Ein  und  der  nämliche  Benif  kann  in 
reischiedener  sozialer  Sl«Ihmg  ausgeübt 
werden,  in  selbständiger  oder  abhängiger 
Stellung,  daher  giebt  es  unter  den  Berufs- 
genossen  besondere  soziale  Klassen. 
Erst  soweit  Berufsgenosseu  der  nflmliclien 
sozialen  Klasse  angehören  (z,  B.  Lohnarbeiter, 
Unternehmer,  Beamte),  pflegt  unter  ihnen 
rolle    Interessengemeinschaft   zu    bestehen. 

Seine  Bedeutung  Äussert  der  Beruf  für 
den  einzelnen  in  der  Einträglichkeit,  dem  An- 
sehen, der  Mühsal  \md  Gefährlichkeit,  welche 
mit  der  Ausübung  verbunden  ist,  und  in 
der  Sichtung,  welche  er  der  weiteren  Ent- 
wickelung  des  Individuums  giebt  (»der  Be- 
ruf färbt  ab>).  Die  Gesamtheit  hat  an 
Zahl  und  Leistungsfähigkeit  der  Benifs- 
thätigen  Interesse,  in  dem  Sinne,  dass 
einerseits  zur  Vornahme  der  Leistungen, 
die  sie  zu  ihrem  Fortbestand  imd  Fort- 
schritt benötigt,  hinreichend,  aber  nicht  mehr 
Kififte  zur  Verfügung  stehen,  andererseits 
die  Berufe  von  den  geeignetsten  Personen 
ei^riffen  werden  und  jede  Person  den  für 
sie  geeignetsten  Beruf  ergreife,  damit  nicht 
der  Gesellschaft  durch  eine  ui^eignete 
"Wahl  in  dem  einen  Beruf  minder  Erapriess- 
llches  geboten  werde,  in  dem  anderen  eine 
Kraft  un^nützt  bleibe.  i 

Eine  Benifsgliederung,  die  dies  Interesse 
voll  befriedigen  würde, aetztFreiheit  der 
Beruf  swahl  voraus.  Diese  ist  zwar  in  recht- 
licher Beziehung  im  heutigen  Zeitalter  der 
Freizügigkeit  und  der  rechtlichen  (Gleichheit 
reichlich  gegeben,  aber  es  bestehen  ökono- 
mische und  soziale  Schranken,  infolge  deren 
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die  Mehrheit  ausser  stände  ist,  den  Beruf 
nach  Talent  und  Neigung  zu  wählen,  die 
Wahl  wird  hier  in  hohem  Masse  bedingt 
durch  die  Stellung  der  Eltern,  die  zu  Ge- 
bote stehenden  Gelegenheiten  und  Mittel.  Je 
grösser  der  Besitzmangel  ist,  um  ao  be- 
schränkter ist  die  Freiheit  der  Berufs- 
wahl, um  80  mehr  wird  ohne  Rück- 
sicht auf  Achtung,  Mühsal,  GeKhrliohkeit, 
ja  selbst  auf  Becht  und  Moral  derjenige 
Beruf  ergriffen,  der  sich  als  die  nächste 
Nahrungsquelle  darbietet,  lun  so  weniger 
besteht  die  Möglichkeit,  einen  gewinn- 
bringenden  Beruf  zu  wählen  und  eine 
höhere  soziale  Stellung  in  ihm  einzunelimen. 
Jene  Schranken  werden  bisweilen  über- 
wunden, aber  es  handelt  sich  da  um  Aus- 
nahmen von  Menschen  und  Verhältnissen. 

Nach  der  jeweiligen  beruflichen  und 
sozialen  Gliederung  bemisst  sich  Macht  und 
Reichtum  eines  Staats,  Verschiebungen  in 
der  ersteren  beeinflussen  re^lmässig  auch 
die  politische  und  wirtschaftliche  Macht  des 
Volks. 

In  Hinblick  auf  diese  Bedeutung  des 
Berufs  wird  derselbe  in  der  Statistik  aus- 
giebig berücksichtigt,  und  zwar  einers^te 
so,  dase  man  zu  dessen  Erfassung  selb- 
ständige Volkszählungen  (wie  in  Deutsch- 
land) veranstaltet  oder  ihn  doch  bei  den 
herkömmlichen  Volkszählnngen  ausführlich 
erfragt  (wie  in  den  meisten  anderen  kulti- 
vierten Ländern)  —  sogenannte  primär 
berufsstatistisohe  Ermittelungen  — , 
andereraeits  indem  bei  Erhebungen,  die  nur 
mit  einem  Teil  der  Bevölkerung  sich  beschäf- 
tigen und  diesen  nach  einer  bestimmten  Rich- 
tung untersuchen,  der  Beruf  gelegentlich  mit^ 
erhoben  wird  —  sekundär  berufasta- 
tistische  Ermittelungen  (z.  B.  in  der  Sta- 
tistik der  Geburten,  Ehen,  Todesfälle,  Aus- 
wanderung, Krankheiten,  In  validitätsursachen, 
der  Militäidiensttauglichkeit,  der  Kriminali- 
tät, der  Steiierergebnisse,  der  Sparkassenein- 
le^r  der  Lohnverhältnisse,  der  Arbeitaver- 
mitteluDg).  Die  letzteren  Nachweise  ge- 
winnen aber  erst  vollen  Wert,  wenn  sie  mit  . 
den  durch  die  allgemeine  Berufsstatistik 
gewonnenen  Grundzahlen  in  Vergleich  ge- 
bracht werden  können. 

II.  FestatellaiiK  des  peraSn- 
lichen  Berufs. 

Die  Feststellung  des  persönlichen  Be- 
rufs unterliegt  grossen  Schwierigkeiten.  Ein 
grosser  Teil  von  Personen  macnt  einen  Be- 
nifswechsel  durch,  hier  besteht  die  Mög- 
lichkeit, dass  der  »gelernte«  statt  des  wirk- 
lich au^eübten  Berufs  angegeben  wird 
(z.  B.  Handwerker,  deren  Einkommea  im 
wesenthcheu  aus  Handel  mit  Fabrikerzeug- 
nissen fliesst  und  die  vielleicht  nicht  ein- 
mal nebenher  zu  Reparaturarbeiten  kommen, 
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nennen  sich  Schirm-,  Haadschuhmacher 
statt  richtigerweise  -händler)  oder  die  mo- 
mentane Beschäfdgung  statt  des  peraSn- 
lieben ,  die  Lefaensstclluug  auamBciiiMiden 
Berufs  (Schriftsteller  statt  Beamter).  (Jn- 
gleichmässig  erfo]^  auch  die  Angabe  de8 
Berufs,  wenn  zwischen  verschiedenen  Be- 
rufen im  Laufe  des  Jahres  gewechselt  wird. 
Diesen  Schwierigkeitan  wird  einigermaesen 
durch  Erhebutig  des  Mebenbernfs  gesteuert. 
Doch  ist  hier  für  den  einzeluen,  der  mehrere 
Beschäftigungen  treibt,  wiederum  schwierig, 
zu  entscheiden,  welclie  davon  den  Hauptberuf 
bildet  (z.  B.  Gastwirt  auf  dem  Dorf,  der  auch 
Landwirtschaft  treibt),  ausserdem  ist  die  An- 
sicht über  Vorhandensein  von  nebensächlicher 
Erwerbsthatigkeit  sehr  verschieden ;  manche 
sind  eich  überhaupt  nicht  bewusst,  dass 
das,  was  sie  nebenher  treiben,  einen  wesent- 
lichen Teil  ihres  Gesamteinkommens  bildet 
und  aLso  einen  ^N'ebenberuf  darstellt,  manche 
hindert  ein  gewisses  Selbstgefühl  oder 
Mwisse  Verechflmtheit  an  der  rückhaltlosen 
Deklariemng  des  Nebenberufs  {z.  B.  Schrift- 
steller, die  Subalternposten  bekleiden, 
Frauen  und  Töchter  höherer  Stände,  die 
durch  Konfektion  Barbeiten  sich  nennenswerte 
Gelder  verdienen),  insbesondere  wird  die 
im  Geschäft  oder  Betrieb  des  Eaushaltungs- 
vorstandsbethäÜgteMithilfeder  Hausfrau  und 
anderen  Famihenangehörigen  verschiedentlich 
angesehen,  teils  als  Nebenerwerb  teils  als 
selbstverBtändlich  mit  der  Stellung  im  Haus- 
halte verbunden.  Endlich  wird  die  wirk- 
liche Berufsgliederung  noch  dorch  jene  FÜle 
getrübt,  in  denen  Personen  absichtlich  falsdie 
Angaben  machen,  weil  sie  Anlass  haben,  ihren 
eigentlichen  Erwerb  (Dieb,  Bettler,  Prostitu- 
ierte) zu  verbergen.  Da  hiemach  eine  gleich- 
massige  Auffassung  des  Begriffs  Beruf  von 
der  Gesamtheit  der  Gezählten  trotz  der  vor- 
sichtigsten Befraeung  nicht  zu  erwarten  ist, 
beruht  jede  Berufezählung  auf  etwas  schwan- 
kender Grundlage,  aber  man  muss  diesen 
Mangel  mit  in  Kauf  nehmen,  wenn  man 
auf  ein  ziffermässiges  Bild  von  der  Gliede- 
rung der  Bevölkerung  nach  dem  Berufe  der 
Individuen  nicht  ganz  verachten  will. 

tn.  Bernfseinteilnng,   Klassi- 
fikation. 

Nicht  alle  von  den  Befragten  gebrauchten 

Bemfsbezeichniingen,  welche  mehrere  Tau- 
sende beti'agen,  können  als  gesonderte  Be- 
rufe behandelt  werden,  sie  müssen  zum 
Zweck  einer  übersehbaren  und  brauchbaren 
Darstellung  zusammengefasst  werden.  Hier- 
zu ist  ein  Berufsschema  erforderlich, 
unter  dessen  Positionen  <Iie  einzelnen  that- 
sächhch  vorkommenden  Berufebenennungen 
sicli  einreihen  lassen.  Die  AufsteUung  eines 
solchen  gehört  zu  den  schwierigsten  und  ver- 
antwortungsvollsten   Aufgaben    des    Statis- 


tikers; von  der  Einrichtung  hängt  zum  guten 
Teil  der  Wert  der  gesamten  Berufsstatis^  ab. 

Welches  Prinrap  soll  der  Einteilung  zu 
Grunde  liegen?  Man  muss  die  Gemein- 
schaft der  wirtschaftlichen  Interessen  der 
verschiedenen  Specialarbeitszwdge ,  welche 
sich  teils  aus  dem  Stoffe,  teils  aus  der 
Technik,  teils  aus  dem  Zweck  der  Arbeit 
ei^ebt,  in  Betracht  ziehen;  eines  dieser 
Momente  fdlein  entscheiden  lassen  zu  wollen, 
wäre  vergebliche  Mühe.  Das  Schema  darf 
nicht  zu  gedrängt  ausfallen,  wenn  es  den 
Zwecken  der  Volkawirtschaftspolitik  ent- 
sprechen soll,  die  die  Interessentengruppen 
möglichst  rein,  unvermiacht  mit  verwandten 
oder  gegenteiligen  Interessenten,  dargestellt 
bmucht.  Neben  der  weitgehenden  Speciali- 
aierung  der  Berufe  als  Berufsarten  ist 
sodann  für  allgemeinere  Betrachtungen  eine 
zusammeufassende  Bildung  von  Gruppen 
und  Abteilungen  erforaerlich. 

Von  Wichtigkeit  ist  ferner,  in  wieweit 
der  Begriff  der  Bemfszugehörigkeit  und  der 
der  Berufsloaigkeit  im  Schema  angenommen 
wird.  Es  interessiert  nicht  nur,  wie  viel 
Personen  jeden  Beruf  thatsächlich  aus- 
üben, sondern  auch  mit  welchem  sozialen 
Gewicht  sie  aufzutreten  vermögen ;  dazu  be- 
darf es,  daas  für  jeden  Beruf  auch  die  An- 
gehörigen, welche  von  ihnen  erhalten 
werden,  so'^tie  die  haushohen  D  i  e  n  B  t  b  0 1  e  n , 
die  ihr  Einkommen  von  dem  des  Dienst- 
herm  ableiten,  nachgewiesen  werden.  Ge- 
schieht dies  gesondert ,  so  wird  zugleich 
eine  üebersicht  über  die  Gesamtheit  der 
vom  privatwirtschafthchen  Standpunkt  aus 
als  erwerbsthätig  geltenden  Personen  er- 
mi^licht,  denn  privatwirtfiuhaftUch  haben, 
wie  erwähnt,  auch  die  Hansdienstboten  einen 
Erwerb,  obschon  die  von  ihnen  produzierten 
Güter  nicht  in  den  allgemeinen  Verkehr 
ti-eten,  sondern  lediglich  den  Zwecken  der 
Haushaltungsmitglieder  zu  gute  kommen. 
Andererseits  werden  unter  die  B  e  r  u  f  s  1  o  s  e  n 
zweckmässig  diejenigen  gerechnet,  welche 
keinen  erwerbenden  Beruf  ausüben,  aber  ans 
dem  Ertrag  ihres  landwirtschaftUchen,  ge- 
werblichen oder  Handelsbetriebs  oder  sonst 
von  eigenem  Vermögen,  von  Renten,  Pen- 
sionen oder  ünteistützui^  leben,  also  z.  B. 
die  nicht  mehr  in  Landwirtschaft  th&tigen 
Gutsbesitzer,,  die  Rentner,  Auszü^ler,  die 
pensionierten  Staatsbeamten  und  Mihlfiis,  die 
Armenverpflegtea ,  Vaganten,  Gefangene. 
Daes  manche  der  aufgezählten  Personen  ihr 
Einkommen  von  Peraonen  bestimmter  Be- 
rufe ableiten  wie  die  Auszögler  oder  ihr 
Eiokommen  aus  dem  Gesamteinkommen 
ihres  eignen  früheren  Berufs  beziehen  wie 
die  pensionierten  Beamten  etc.,  sollte  nicht  hin- 
deruj  sie  trotzdem  zu  den  Benifslosen  ein- 
zureihen, höchstens  hier  zu  weiterer  Diffe- 
renzierung (wie  z.  B.  in  Schweden)  veran- 
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lasBen,  welche  die  Zahl  der  friUiei-en  Be- 
nifsthadgen ,  KapitaliBten ,  welche  aus  der 
Landwirtschaft,  aus  dei-  IiidiiBtrie  etc. 
ihr  Einkommen  beriehen,  eigens  ersichtlich 
macht;  hierdurch  -wird  einerseits  die  Zahl 
der  aktiv  Benifsthätigen  nicht  verdimkelt, 
andererseits  doch  der  Thatsache  Rechnung 
getragen,  daes  die  eben  Genannten  mit  all 
ihren  sozialen  und  wirtschaftlichen  Anechau- 
imgen  zu  den  Interessen  der  Genossen  ihres 
fnlneren  Berufs  gravitieren.  Auch  die  in 
BerufsvorbereitungBflfindlichen,  welche  nicht 
in  der  Haushaltung  ihres  Erhalten  leben, 
wie  Schüler,  Studierende,  sollten  zusammen 
mit  den  Zi^lingen  in  Erziehungsanstalten, 
Waisenhäusern  unter  den  Berufslosen  er- 
seheinen, auch  dann,  wenn  sie  schon  für 
einen  bestimmten  Berufszweig  ausge- 
bildet werden,  da  ihre  Tiiätigkeif  im  Gegen- 
salz zu  derjenigen  von  gewerblichen,  kauf- 
männischen etc.  Lehrlingen  dem  betreffen- 
den Berufe  noch  kaum  zu  statten  kommt. 
Bei  der  Klassifizierung  der  einzelnen  Be- 
rufe nach  sozialen  Schichten  empfiehlt 
sich  vor  allem,  den  Unterschied  von  Selb- 
ständig und  Abh&ng^  zu  berücksichtigen 
imd  in  Anpassung  an  die  betreffenden  Bc- 
mfsarten  die  Abhängigen  der  drei  materi- 
ellen Berufsabteilungen  Landwirtschaft,  In- 
dustrie und  Handel  wie<:1er  nach  höherem 
imd  niederem  Hil&personal  zu  trennen, 
femer  aus  letzterem  die  im  Betrieb  des 
Haushaltun^Bvonrtands  mit  helfenden  Pami- 
lienangeh&ngen ,  deren  Thätigkeit  von  der- 
jenigen der  fremden  Arbeiter  sozial  und 
Ökonomisdi  abweicht,  sowie  —  soweit  es 
möglich  ist  —  die  gelernten  und  die  unge- 
lernten Arbeiter  ersichtlich  zu  machen.  Wül 
man  auch  die  anderen  Berufsabteilungen 
(CSentlicher  Dienst)  sozial  ghedem,  so  kann 
dies  jedenfells  audi  da  nur  imter  Berück- 
sichtigimg  der  eigenartigen  Verhältnisse  der 
betraäenden  Bemfe  geschehen. 

IV.  BernfsBtatistik  Im  allge- 
meinen. 

Nach  dem  Bisherigen  hat  die  Benrfs- 
zählung,  durch  welche  es  der  Statistik  er- 
mtlglicht  wird,  die  berufliche  und  soziale 
Gliederung  der  Bevölkening  darzust«llea, 
sich  auf  die  gesamte  Bevölkening,  mit  Ein- 
schluss  der  jüngeren  Altersklassen,  zu  er- 
strecken. Die  Aufnahme  kann  in  Ver- 
bindimg von  ^wohnlichen  Volkszählungen, 
die  zur  periodischen  Feststellung  der  Volks- 
zahl vorgenommen  wenlen,  stattBnden,  vor- 
ausgesetzt, dass  deren  Termin  für  volks- 
uirtsdiaftliche  Ontersuchiuigen  sich  eignet, 
also  in  eine  Zeit  ßllt,  wo  das  volkswirt- 
schaftliche Leben  am  kräftigsten  pulsiert 
und  möglichst  alle  Zweige  desselben  in 
Thätj^keit  sind;  diesen  Vorzug  haben  die 
für  die  Volkszählung  bei  uns  üblichen,  in  den 


Dezember  fallenden  Termine  nicht,  vielmehr 
erscheinen  nur  Sommermonate  dazu  ge- 
eignet, am  meisten  der  September,  wo  die 
liuidwirtschaft  noch  nicht  ruht  und  die 
Industrie  voll  zu  arbeiten  pflegt.  Zu  er- 
fragen sind  Haupt-  und  Nebenberuf  sowie 
die  Stellung  darin,  ilaneben  noch  sonstige 
wirtschaftlich  wichtige  persönliche  f^n- 
sehaften  wie  Alter,  Geschlecht,  Fammen- 
stand,  Gebflrtigkeit,  Staatsangehörigkeit,  Be- 
ligion  (letzteres  das  hier  mindest  wichtige 
Moment) ;  auch  die  Frage  nach  der  Arbeits- 
losigkeit —  natürlich  nicht  an  alle  Bemfs- 
thäügen,  sondern  nur  an  die  in  abhängiger 
Stellung  befindlichen,  arbeitenden  Klassen 
gerichtet,  weü  nur  in  dieser  Hinsicht  von  Be- 
lang —  sollte  bei  einer  Berufszählung  nicht 
unterlassen  werden.  Als  Formular  für  die 
Befragung  empfiehlt  sich  nicht  die  Individual- 
oder  Zählkarte,  sondern  die  Haushaltimg»- 
liete,  welche  es  ennoglicht,  auch  die  Ar  ge- 
hörigen und  häualiehen  Dienstboten  nach 
dem  Beruf  des  Haushaltungsvorstands 
zu  klassifizieren,  um  so  dem  Begriff  der 
Berufszugehörigkeit  voll  zu  genügen;  auch 
lassen  sich  in  den  Spalten  einer  Haushal- 
tungsliste  die  wünschenswerten  Fingerzeige 
zur  richtigen  Beantwort\ing  der  Fragen  viel 
besser  anbringen  als  auf  der  Zählkarte 
und  finden  auf  dem  Zählbogen  selbst  besser 
Platz  als  in  besonderen,  meist  wenig  be- 
achteten Anweisungen.  Wichtig  ist  ferner, 
dass  die  Bevölkerung  am  Ort  der  regel- 
mässigen oder  vorwaltenden  Berufsausübung 
erfasst  und  bei  Wander-,  Saisonberufen 
'Ziegler,  Bau-,  Erdarbeiter)  der  Zusammen- 
liang  mit  den  Zurückgebliebenen  Familien- 
angehörigen gewahrt  wird ;  das  Prindp  der 
Ortsanwesenheit  trägt  dem  hinreichend  Bech- 
nung,  wenn  der  ZäMungstermin  im  obigen 
Sinne  gewählt  wird,  man  braucht  nnr  noch 
in  einer  besonderen  Abteilung  der  Hans- 
haltungsliste  ilie  aus  der  Hauehaltung  vor- 
übergehend abwesenden  Personen  (auch 
Haushaltungsvorstand)  mit  Angabe  ihres 
Berufs  eintragen  zu  lassen.  Die  Berufs- 
zählungen sollen,  sdiou  damit  ihre  Daten 
die  Entwickelungstendenz  der  einzelnen  Be- 
rufe zu  Tage  fördern,  periodisch  voi^nom- 
men  wei-den,  die  Wiederholung  kann  aber 
wegen  des  mit  der  Berufszählung  verbun- 
denen grossen  Aufwands  an  Mühe  und  Geld 
nicht  gut  öfter  als  höchstens  alle  10  Jahre 
imd  soll  wegen  der  Wichtigkeit  der  durch 
sie  besdiafften  Nachweise  mindestens  alle 
15  Jahre  stattfinden.  Mit  besonders  be- 
friedigendem Erfolge  gelingt  in  Verbindung 
mit  der  Berufszahlung  eine  Aufnahme  der 
landwirtschaftlichen  sowohl  wie  der  gewerb- 
lichen Betriebe. 

Die  Aufbereitung  gesdiieht  am  besten 
central! siert ;  andernfalls  sind  so  eingehende 
Vorschritten  nötig,  dass  ein  gleichmassiges 
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Teriahreii,  iDsbesondei-c  die  ^leiohinässige 
Emreiliiing  (ler  in  den  Listen  sich  vorfinden- 
den Benifabenenuungen  in  die  Benifsarten, 
Gruppen  etc.  ^sichert  wird.  Die  Eüi- 
reihung  selbst  bietet  häufig  grosse  Sehw-ie- 
rigkeiten,  verlangt  zum  Ted  besondere  tech- 
nische Kenntnisse.  Das  für  diesen  Zweck 
auszuarbeitende  Berufsvei-zeichnis  miiss  mög- 
lichst viele  thfttsächlich  vorkommende  Be- 1 
rufsbenennungen,  wenn  auch  nicht  alle  Sy- 
nonyma, enthalten  (die  hei  der  189üer| 
deutschen  BemfsstatiBtilt  vei-wendete  Klassi- 
fikation enthielt  10397  Benennungen,  welche 
in  207  Benifsarten,  25  Berufsgruppen  und 
6  BeiTifsabteüungen  untei^bracht  waren)  und 
systematisch  wie  alphabetisch  angelegt  sein, 
diunit  die  Klassifizierung  rasch  und  sicher 
sich  vollziehen  kann.  Im  übrigen  gilt  wie 
von  jeder  statistischen  Erhebung  auch  von 
der  Bem&zfihlung ,  dass  die  erfragten  An- 
gaben sämtlich  verarbeitet  werden  sollen, 
namentlich  auch  die  über  den  Nebenerwerb, 
welche  in  manchen  Staaten  bislang  nur  zur 
Kontrolle  bezüglich  des  Hauptberufe  erfragt, 
dage^n  nicht  weiter  ausgebeutet  w-urden. 
Die  Darstellung  der  Ergebnisse 
muse  im  Interesse  der  praktischen  Brauch- 
barkeit möglichst  detailliert  erfolgen  und 
die  berufliche  und  soziale  Gliederung  der 
Bevölkerung  beiderlei  Geschlechts  für  alle 
Beruf  Barten  ersichtlich  machen.  Bei  den 
feineren  Kombinationen  mit  Alter,  Familien- 
stand etc.  mag  eine  Beschiilnkung  auf  die 
BerufsthStigen  einerseits  und  auf  die  Berufs- 
gruppen und  -Abteilungen  andererseits  Platz 
greiien.    Auch  geographisches  Detail  muss 

S boten  werden,  \Yas  allerdings  bei  grossen 
didem  nur  hinsichtlich  der  aUerwichtigsten 
benifsstatistischen  Daten  des  erforderlidien 
Raumes  halber  geschehen  kann.  Das  ge- 
samte Zahlenwerk,  welches  unter  Berück- 
sichtigung der  eben  envähnten  Postulate 
einen  gewaltigen  Umfai^  erreicht  (das  Ta- 
beilenwerk  der  1895  er  deutschen  Berufa- 
statistik  umfasst  5298  Seiten),  verlangt  end- 
lich zu  ihrer  BenutzbarkeJt  eine  textliche 
Bearbeitung  und  zur  näheren  Veranschau- 
lichung  auch  graphische  Darstellungen  der 
Ei^gebnisse. 

Die  ganze  Durohführung  einer  Berufs- 
zahlung kostet  unendlich  viel  Mühe  und 
Zeit,  setzt  ein  besonders  umsichtiges  und  ver- 
ständiges Rechnungspersonal  und  eine  Reihe 
wissenschaftlich  gebildeter  Kiäft«  voraus 
und  erfordert  dieserhalb  einen  sehr  betrScht- 
licben  Geldaufwand.  So  stellen  sich  fOr 
die  deutsche  Berufsstatistik  vom  Jahre  1895 
die  Kosten  der  Aufnahme,  Bearbeitnng 
und  Veröffentlichung  (letztere  soweit  von 
Reichawegen)  auf  rund  2,4  MÜHoneii,  ein- 
Bchliesslidi  der  landwirtschaftlichen  und  ge- 
werblichen Betriebsstatistik  auf  3,6  Millionen 
Mark. 


Selbstvei-ständlich  wäre  es  erwünscht, 
wenn  die  benifestatistischen  Kachweise  in 
den  einzelnen  Ländern  nachmöghchst  einheit- 
lichen Principien  gesammelt  und  dargestellt 
würden.  In  Wirklichkeit  besteht  aber  hier 
die  grösste  Mannigfaltigkeit,  wie  aus  Ab- 
schnitt V  unten  S.  597  ff.  näher  hervorgeht 
Und  doch  haben,  je  mehr  die  Volkswirtschaft 
der  einzelnen  Staaten  von  der  Weltwirtschaft 
beeinflusst  wuii,  Politik  und  A^'issenschaft, 
die  sich  mit  volkswirtschaftlichen  Fragen 
befasst,  immer  grösseres  Bedürfnis  nach 
international  vei^gleichbaren  berufsstatis- 
tischen Zahlen.  Besondere  Beachtung  ver- 
dienen darum  die  internationalen  Be- 
strebungen, die  auf  eine  Verein- 
heitlichung der  Berufserhebungen 
abzielen.  Schon  im  Jahre  IST '2  bat  sich 
der  internationale  statistische  Kongress  zu 
Petersbui^  bemüht,  ein  einheitliches  Schema 
für  die  Berufserhebungen  der  einzelnen 
Staaten  festzustellen,  ohne  indessen  der 
grossen  Aufgabe  gewachsen  zu  sein.  In  Ver- 
tilg dieser  vom  Internationalen  statistischen 
Institut  aufgenommenen  Bestrebungen  legte 
J.  Bertillon  im  Jahre  1889  dem  Institut  bei 
derPariser  Session  Gnmdztige  einer  internatio- 
nalen Komenklatur  der  Benife  vor,  darauf 
arbeitete  eine  Kommission  für  die  Wiener 
Session  vom  Jahre  1891  drei  Berufsschemen 
aus,  die  auf  Bescbluss  des  Instituts  den 
wichtigeren  Statistischen  Aemtem  zur  Be- 
gutachtung liberraittelt  wurden.  Die  einge- 
gangenen Modifikationen  zu  den  Nomen- 
klaturen fanden  die  Zustimmung  des  Insti- 
tuts beim  Kongress  in  ChictKO  1893,  die 
demgemäss  vom  Institut  empfohlenen  Sche- 
men unterscheiden  61  bezw.  20't  und  500 
Benifsarten  in  Zusammenfassung  nach  12 
Beruf sgnippen  und  4  Beruisabteilungen, 
ferner  unterscheiden  sie  nadi  Arbeitgebern, 
Angestellten,  Arbeitern,  innerhalb  dieser 
Klassen  nach  Selbstthätigen  und  erhaltenen 
Familienangehörigen,  endlich  nach  4  Alters- 
klassen (0—19,  20—39,  40—69,  fiO  und 
mehr  Jahre)  imd  nach  Geschleclit.  Als  Be- 
rufsabteilungen und  -gnippen  sind  folgende 


A.  Urproduktion. 
1.  lÄndwirtschafteinscbliesslich  Fische- 
rei und  Jagrl. 


B.  Umwandlung   und  Verwendung  des 
Unnaterials. 

3.  Industrie. 

4.  Verkehr. 

5.  Handel. 

C.  Oeffentbdie  Verwaltung  und  freie  Be- 
rufe. 

6.  Oeffentliclie   Gewalt   einschliesslich 
Polizei. 

7.  Oeff entliche  Verwaltung, 

8.  Freie  Berufe. 
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9,  Personell,   <lie     lianptnSchlich    von 
ihrem  Einkommen  leben. 
D,  Verschiedenes. 

10.  Häusliche  Arbeit. 

11.  Allgemeine  Angaben  olme  Bezeich- 
nung eines  bestimmten  Berufs. 

12.  Unprodiittive  und  unbekamite  Be- 
rufe. 

Bei  dem  weiteren  Knngress  iu  Bern  1895 
vurden  aussei-dem  den  Staaten  18  Benife- 
arfen  in  ei-ster  Linie,  30  in  zweiter  Linie 
zu  gleichmaseiger  Aufarbeitung  empfohlen. 
—  Hoffentlich  gehen  diese  Bestrehiiogen  in 
den  nächsten  .mhren  einer  Verwirklichung 
entgegen,  so  «lass  dann  die  einzelnen  Länder 
nicht  bloss  Aber  zeitlich,  sondern  auch  Ober 
räumlich  ( international)  vergleichbare  benifs- 
statistische  Daten  yerfflgen. 

T,  Ansführan^  der  Beruf  ^Statis- 
tik   in    den   einzelnen    Ländern. 
A.  Dentarhes  Reich. 

Iu  DeiitBchland  wiu^len  bisher  zwei  Be- 
rufszählimgen  voi^uommen,  die  eine  am 
.').  Juni  1882,  die  andei-e  am  14.  Juni  1^9ö. 
Für  beide  war  die  A'omahme  diuv:h  beson- 
deres Reichsgesetz  (vom  13.  Februar  1882 
und  8.  April  1895)  angeonlnet,  welches  auch 
für  »"ahrheitswitlrige  Beantwortung  oder 
gibizliche  Verwei^ning  der  erfragten  An- 
gaben eine  —  flbngens  so  gut  wie  nicht  zur 
Anwendung  gelangte  —  Stiufbestimmiuig 
(Geldstrafe  his  zu  3<)  Mark)  enthielt;  in  beiden 
IMen  erfolgte  sie,  im  Gegensatz  zu  anderen 
Ländern,  unabhängig  von  der  Volkszählung ; 
beide  waren  mit  einer  Aufnahme  der  land- 
wirtschaftlichen  luid  gewerblichen  Betriebe 
TOrbimden.  Auch  sonst  sind  die  beiden 
Zählungen  in  der  Anlage  thunlichst  gleich- 
artig gehalten  um  eine  Vergleichbai-keit  im 
an^edehnteo  alass  zu  ennöglichen;  nur  was 
die  Genauigkeit  und  die  Form  der  Frage- 
stellung, den  Umfang  der  erfragten  Gegen- 
stände luid  den  Plan  der  Ausmittelung  der 
erhobenen  Thatsachen  betiifft,  hat  man  die 
95er  Erhebung  weiter  verbessert  imd  aus- 
gestaltet. Für  die  Eiii'agunK  dienten  drei  For- 
mulare: die  » Haushaltungsliste  •>,  die  »Land- 
wirtschaftßkarte«  und  dei' 'Gewerbebogen«: 
während  die  beiden  letzteren  sich  auf  die 
hier  nicht  weiter  zu  erörternde  landwirt- 
schaftliche und  gewerbliche  Betriebsstatistik 
bezo^n,  war  die  Haushtdtrmgslistc  fflr  die 
Ermittelung  der  persönlichen  Beruf sverhält- 
niaee  befitiuunt.  Sie  betraf  sowohl  Haupt- 
wie  Nebenberuf  und  eriasste  in  je<lem  der- 
selben Benifszweig  imd  Stellung  im  Beruf. 
Daneben  hatten  Gewerbetreibende  speciell 
anzugeben,  ob  sie  das  Geschäft  im  ifmher- 
ziehen  oder  als  HanBiDdustrielle,  und  femer, 
ob  sie  es  mit  Hilfspersonen  und  Unitriebs- 
maschinen  betreiben.     Endlich   hatten  Ar- 


beitnehmer aller  Art  wie  auch  Hausindus- 
trielle zu  konstatieren,  ob  und  seit  wann 
sie  ausser  Arbeit  waren  und  ob  dies  wegen 
vorübereehender  Ai'beitsunfähigkeit  der  Fall 
war.  r'eberdies  berilcksichtigte  die  Er- 
hebimg Geschlecht,  Alter,  Familienstand  und 
Bei  igionsbekenntnis . 

Die  Ergebnisse  der  Bcnifszählung  sind 
nie<lergelegt  in  Band  102^111  der  Statistik 
des  Deutaciien  Reichs,  davon  enthalten  Band 
102  103  abgesehen  von  den  allgemeinen  Be- 
stimmungen das  Tabellen  werk  fflr  das 
Beich  im  ganzen,  104  IOC  für  die  Bundes- 
staaten, 107 ,108  für  die  Grossstädte,  109  für 
die  kleineren  Verwaltungsbezirke,  110  fflr 
die  Oitsgrössenklasseu,  Band  111,  betitelt 
»Die  berufliche  und  soziale  Gliedening  des 
Deutschen  Volkes»,  giebt  die  textliche  und 
kartographische  Darstellung.  (Die  weiteren 
Bände  112^ — 119  beziehen  sich  auf  die  land- 
wirtschafüidie  und  gewerbliche  Betrieba- 
zfthliing  vom  14.  Jnni  1895.) 

Konnte  schon  von  der  18H2er  Zählung 
mit  Fug  gesagt  werden,  dass  durch  sie  fflr 
Deutecluand  eine  systematisch  durchdachte 
Aufnahme,  eine  grflndlich  und  zuverlässig 
durchgearbeitete  Darstellung  der  Benifsver- 
hältnisae,  wie  sie  für  kein  anderes  grösseres 
Land  existiert,  erreicht  worden  ist  und  daes 
daher  die  Einrichtung  und  Behandlung  der 
deutschen  Zählung  auf  nachfolgende  Veran- 
staltungen anderer  Länder,  namentlich  in 
Oesterreich,  in  Ungarn  und  der  Schweiz, 
vorbildlich  einwirkte,  so  gebührt  dieser  Vor- 
zug iu  noch  erhöhtem  Masse  der  deutschen 
Benifsstatistik  vom  J^ire  1895.  An  Um- 
fang, Verlas.shchkeit  und  systematischer 
Duraid  ringung  des  Stoffs  wird  sie  von 
keiner  des  Auslands  übertroffen. 

Die  wesentlichsten  Ergebnisse  sind  fol- 
gende: 

1.  Erwerbsthätfge  und  Berufslose.  Um 
das  Mass  der  Erwerbsthätigkeit  der  Bevöl- 
kerung festzustellen,  gliedert  die  deutsche 
Statistik  die  Bevölkerung  in  4  Gruppen 
{»BevCikeningsgruppem),  sie  unterscheidet 
1.  Erwerbsthätige  im  Hauptbemf,  d.  h,  Per- 
sonen, deren  Lebensstellung  auf  ihrem  Haupt- 
beruf oder  —  wo  nur  eine  Benifsthätigkeit 
ausgeflbt  wird  —  auf  ihrem  alleinigen  Beruf 
beruht  2.  Die  Dienstboten  fflr  häusliche 
Dienste.  3.  Die  Angehörigen  ohne  Haupt- 
bemf; diese  beiden  Gmppen  stellen  zugleich 
die  Zahl  der  indirekten  BerufszugehOrigen 
dar,  sofern  die  ersteren  einer  b^timmten 
Person  bei  deren  Erwerbsthätigkeit  indirekt, 
ohne  in  dieser  selbst  thätijg  zu  sein,  Dienste 
leisten  und  die  Angehörigen  vom  Erwerb 
des  Hai ishaltungs Vorstands  leben,  ohne  selbst 
zu  diesem  beizutragen.  4.  Personen  ohne 
Beruf  und  Berufsangabe:  ihre  Zahl  umfasst 
die  Personen,  welche  keinen  erwerbenden 
Beruf  ausfltien,  ah>er  aus  dem  Ertrag  ihres 


Beruf  und  Hei-ufsstatietik 


landwirtscliafUiclieii.  gewerblichen  oderHan-  AnuenhÄusern,  von  Sieclieii-  und  öffeutlichen 

delsbetriebs  oder   sonst   von   eigenem  Yer-  Ii-renaiistalten,  von  Straf-   imd   Besserungs- 

mdgen,  von  Beuten,  Pensioueu  oder  Cnter-  anstalteu,  sowie   endlich   die  Personen,  für 

Stützung  leben,  ferner  die  nicht  in  ilirer  welche  sich  ein  Beruf  nicht  enuitteln  lieae. 

Familie   lebenden   Schüler,   Studenten    und  Auf  dirae  4  Gnippen  verteilte  sich  die  Be- 

sonst  in  BerutBausbüdnng  begriffenen  Per-  völkerung   189')   unter  Vei^Ieicli  mit   1882 

souen,   auch  die   Insassen    von   ln\-aliden-,  tolgendermassea : 
"Versorgungs-,  Wohlthatigkeitsanstalten,  von 


Von  der  Bevölkerung 
sind 

im  Jahre 
Rbsolut 

1895         1       im  Jabre  1882 

",0  <ler    1                          %  der 

Bevülke- 1      absolut        BevSlke- 

nmg     ,                          rung 

iu  •;. 
Zu-, 

der 
tlrupi« 

seit  1882 
Abnahme 

ihMa  Anwila 
■n  dnr  Ge- 

Erwerbathatige  im  Haupt- 
beruf   

Dienende 

Angehörige 

berufslose  Selbständige  . 

20770875 
I  339  316 

27517*85 
3142808 

40,12  ;  17632008 

2.59     ,.      1  324  934 
53,15        24910&93 
4.14     .      1354486 

3S.99 
3^oo 

-1-  '7,8o 
+     1-09 
-1-  10,46 

-1-  sMo 

+  '.13 

—  0,34 

—  1,93 

4-  1,'4 

Summe 

51  770284 

100          1    452«  113 

100 

-1- 14,48 

Hiernach  ist  wie  bei  der  Bevölkerung  im 
ganzen  auch  bei  sAmtlichen  vier  Bevölke- 
rungflgruppen  eine  Melmmg  zu  verzeichnen, 
allem  der  Anteil,  den  dieSe  an  derGesamt- 
bevftlkerung  nehmen,  hat  sich  vei-schobon, 
und  zwai-  zu  Gimsten  der  Erwerbsthätigen 
und  berufslcsen  Selbständigen,  zu  Ungunsten 
der  Dienenden  nnd  Fauiilienan gehörigen. 
Zum  Teil  beniht  dies  Ergebnis  auf  Beson- 
derheiten der  9öer  Auszahlung:  die  im  Ge- 
werbe des  Hauslialtsvorstands  beschäftigten 
Dienstpersonen  sowie  die  im  Betrieb  des 
Haushaltuiigs Vorstandes  erwerbend  thätigen 
■Familienanffehöngen  wurden  scharfer  erfasst, 
wodurdi  sieh  die  Zahl  der  Erwerbsthätigen 
T'ergrössem  musste;  ausserdem  aber  hängt 
die  erhöhte  Zali!  der  Erwerbsthätigen  mit 
der  Thatsaclie  zusammen,  dass  neuerdings 
häufiger  und  auch  frühzeitiger  zu  eigener 
Erwerbsthätigkeit  geschritten  wird.  Was 
die  berufslosen  Selbständigen  angeht,  so 
beruht  die  Erhöhung  ihrer  AnteÜsziffer 
nicht  etwa  in  einer-  Zunahme  der  von 
ünterstfltzung  lebenden  Pei'Sonen,  die  im 
Gegenteil  erfreulicherweise  imi  40',i2  sich 
vermindert  haben,  sondern  auf  einer  be- 
deutenden Vermehrung  der  Rentner,  Pen- 
«ionAre  sowie  der  in  Berufsvorbereitung 
.b^riffenen  Personen.  Bei  den  ersteren  wur- 
dea  nämlich  478026,  bei  den  letzteren  269  231 
mehr  als  im  Jahre  1882  ermittelt.  Zum  Teil 
iBt  dieee  Zunahme  freilich  ebenfaUa  nur  for- 
meller Art,  indem  bei  der  Kategorie  der  in 
Berufsvorbereitung  etc.  Begriffenen  die  Zieh- 
und  Pflegekinder  genauer  erfasst  sind  nnd 
unter  die  Rentner  etc  die  grosse  Zahl  der 
Altenteiler  und  Ijeibrentner,audi  soweit  diese 
in  der  Haushaltung  des  Sohnes  oder  eines 
anderen  Verwandten  leben,  jetzt  mitau^ 
oommeu  ist,  wälirend  sie  1882  bei  den  An- 


gehörigen sich  befinden.  Aber  auch  Mo- 
mente sozialen  Belangs  wirken  mit,  so  wurde 
die  Zahl  der  Rentner  thatsächlich  vurmahrt 
durch  die  soziale  Versicherung  und  durch 
die  Verstärkung  sowie  Verjüngung  des 
Heeres  und  der  Beamtenschaft.  Jedaufalls 
Legt  in  der  ansehnlichen  Vermehrung  der 
von  eigenem  Vermögen  lebenden  Personen 
ein  bedeutsames  Symptom  für  die  Zunahme 
des  Volkswohlstandes, 

Die  ^leiclien  Erscheinungen  ergeben  sich 
auch  bei  der  Vei-teilung  der  vier  Bevölke- 
rungsgnippen  nach  dem  Geschlecht  (vgl. 
aucli  den  Artikel  (Frauenarbeit  und 
Frauenfrage).  Besonders  hen'orzuheben 
ist  dabei,  dass  die  weiblichen  Personen 
zahlreich  in  die  Gruppe  der  Erwerbsthätigen 
übergegangen  sind  und  nodi  mehr  als  die 
männlidien  in  der  Gruppe  der  erwerbslosen 
Familienangehörigen  und  Dienstboten  sich 
veihaltnismässig  vermindert  haben;  das 
Nähere  erhellt  aus  folgenden  Zahlen. 

Männl.  Personen  Weibl.  Fenooen 
i.Jahre  i. Jahre  i. Jahre  i.Jahre 
1895      1882      1896      1682 
ErwerbsthStige 

im  Hauptberuf  61,03     ^,38     19,97      1S46 
Dienstboten   .    .    0,10       0,19       4,99       s.56 
Familienangehö- 
rige  ...    .  34,83     36,49     70,81      7i*.94 
Berufslose    Selb- 
Btündige     .    .    4,04       2,94       4,23       3,04 

Um  die  berufliche  Aktivziffer  zu 
erhalten,  musa  man  statt  vom  volkswirt- 
schaftliclten  vom  privatwirtschaftlichen  Be- 
griff des  Erwerbs  ausgehen,  vrobei  daan 
auch  die  Dienstboten  fOr  häusliche  Dienste, 
die  im  Hauslialt  ihrer  Herrschaft  wohnen,  ai& 
erwerbender  Berufsstand  e  ■■scheinen  und 
demzufolge  in  die  Zahl  der  Erwerkstl 


jÜOglc 
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einzubeziehen  sind.     Hierbei  stellt  sich  diellaud  auf  22110191  oder  42,71  "o   der  Ge- 


Oeeamtbeit  der  Erworbstiiätigeu  i 
Erwerbstblltige  und  Dienende 


Deutsch- 1  samtbevölkerung,  nänüicli 
Zunahme  seit 


18956931  4-  16,63  43,71  41.92 

tik  — .An  deusechs  grosseu  Benifsabteiluugen, 
in  welche  sich  jeue  207  Benifsarten  koncen- 
trieren  lassen,  ist  die  BeTßlkeniiig  in  folgen- 
dem Masse  beteiligt. 


2,  Für  die  Betrachtung  der  Stärke  der 
einzelnen  Erwerbszweige  unterscheidet 
die  amtliche  Bearbeitung  207  Benifsarten 
—  gegenöber  153  der  1882      "      "       " 


Landwirtschaft,  Gärtnerei, 
Tierzuclit,  Poratwirt- 
schaft  und  Fischerei 

daranter     Landwirtschaft 

Bergban  and  HOttenveBen, 

Industrie  nnd  Banweeen 

Handel  und  Verkehr 

EilnBliche  Dienate  (einschl. 

K-gönliche    Bedienung), 
hnarbeit  wechselnd  er 


Art 


freie  Bemtsarten 
darunter  Armee  u.  Harine 
Ohne  Beruf  nnd  Bernfgan- 


1895 

absolut           •;„ 

1882 

absolut         'o 

Zu-  oder  Abnahme 
absolut             % 

8  501  307 

35.74 

"9"S45S 

4*,5i 

—     724 148          3.7 

7815187 

34,41 

18  704  038 

41.36 

-     888851            4.7 

oas3  24i 
5966846 

39,1a 
11,53 

16058080 

4  531  080 

35.51 

-j-  4  19s  161           26,1 
4-  1435766         3i,6< 

3  3^7  069 


5.48 
1,4a 

0,43 


Samme    51 770284         too       453»  113 


+  6548171 


£s  ist  also  die  landwirtschaftliche  Be- 
■  völkening,  welche  1882  noch  enfachieden  die 
erste  Stelle  einnahm,  absolut  wie  relativ 
Aresentlich  zm-ackgegangcn ;  sie  beträgt  jetzt 
niir  mehr  35,74  "/o  der  Reichsbevölkerung, 
d.  i.  3,77*/«  weoiger  als  vor  13  Jahren. 
Das  grosse  Oewicht,  welches  früher  dieser 
Berufsabteilung  infolge  ihrer  starken  Be- 
setzung zukam,  ist  »if  die  Industrie  über- 
gegangen. Auch  Handel  und  Verkehr  haben 
nidit  unbedeutend  gewonnen.  Setzt  man 
die  landwirtschofthche ,  industrielle  und 
Handel  und  Verkehr  treibende  Bevölkerung 
gleich  100,  so  entfielen  davon 

1896  1888 
anf  die  landwirtschaftliche  4'.37  48,29 
„     „   ttbrige      ....     58,63     51,71 

So  mächtig  sich  demgemSsa  auch  die 
Bevölkerung  von  Industrie  und  Handel 
gegenober  derjenigen  der  Landwirtschaft 
entfaltet  hat^  so  kann  aus  obigen  Zahlen 
doch  nicht  em  Uebergang  Deutschlands  von 
einem  Agiar-  zum  kidustriestaat  gefolgert 
werden.  Denn  eine  erschöpfende  Wttrdi- 
gung  der  ThAtigkeit  eines  Volkes  muss  auch 
die  Nebenerwerbeth&tigkeit  berücksichtigen. 


unter  diesem  Oeeiditspvmkt  (Haupt-  und 
Nebenbenifsfälle  zusammengenommen)  stellt 
aber  die  Iiand Wirtschaft,  ol^leich  sie  gegen 
1882  an  Ausdehnung  verloren,  auch  jetzt 
noch  den  verbreitetsten  Erwerbszweig  dar. 

Hingesehen  auf  die  direkte  oder  indirekte 
ßemfszugehörigkeit  ghedert  sich  die  Bevöl- 
kerung der  Beruf  sab  teilungen  falgendei^ 
massen:  (S.  die  auf  S.  600  stehende  Tafel.). 

Die  oben  konstatierte  Verminderung  der 
Land-  und  Furstwirtadiaft  treibenden  Be- 
völkerung tritt  hier  nur  für  die  indirekten 
BerufszugehOrigen  zu  Tage,  nicht  auch  für  die 
Erwerbsthätigen.  Diese  haben  sich  %-ielmehr 
um  56196  Köpfe  gehoben;  dies  ist  aber 
altein  durch  das  weibliche  Geschlecht  be- 
wirkt und  beruht  mit  auf  gründlicherer 
Auamittelung  der  mithelfenden  Angehörigen. 
In  der  Industrie  haben  sämtliche  drei  Be- 


den Dienenden  waren  es  sogw  diese  allein, 
w&hiend  das  mAnnliche  Hausgesinde  anffftllig 
zurückgegangen  ist  und  wohl  zur  Elrhöhuug 
der  Zahl  der  eigenthchen  Qewerbsgehilfen 
beigetragen  hat  Aehnlich  verhält  es  sich 
in  der  Abteiliuig  des  Handels  und  Verkehrs, 
nur  daes   hier  überhaupt   die   Anzahl   der 
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im  Hauptberuf 

Dienende 

ohneHau^eruf 

18% 

1882 

1895 

1882 

1895 

1883 

iminnUch 
Jweiblicb 

S  539  538 

5  70t  587 

9756 

14861 

3317306 

3  534638 

lAndwirtBehfttt     .    , 

2753154 

2534909  364941 

^10052 

6516612 

7039408 

tznearomen 

8392693 

8236496  374697 

*24  9i3 

9833918 

10564046 

(mSnnlich 

6760103 

5269489 

2964 

6796 

3  785  046 

3  039  341 

iBdnatrie      .... 

{weiblich 

1521  "8 

1126976  3 

17170 

295  765 

7866841 

6319713 

Izneammen 

SaSnao 

6396465  320134 

J03  561 

11651887 

9359054 

(männlich 

1758903 

1  373  308 

3004 

8714 

1028694 

840655 

Handel 

[weiblich 

579  60S 

398110  380973 

186  737 

2315664 

1834656 

Imsammen 

2338511 

1570318   283977 

195  4SI 

3344358 

3665311 

[mäQDlicli 

19S636 

213  746 

5 

152006 

183394 

Hänaliche  Dienste    . 

{weiblich 

233865 

183836 

1369 

3184 

301040 

355  "9 

(iusammen 

43249' 

397  58a 

1370 

2189 

453046 

538523 

Armee-,   Staats-  etc. 
Dienet 

mftnnlici 

1  249  313 

915875 

4  353 

6064 

347  533 

314  i6j 

weiblich 

176648 

11537a    1 

86769 

58506 

870398 

713104 

1425961 

1  031  147    i 

91   122 

64570 

I  217931 

1  037  265 

männlich 

1  oa7  359 

653361 

528. 

6070 

219476 

180884 

Ohne  Bernf      .    .    . 

weiblich 

I  IIS  549 

703H5    1 

63  835 

39170 

796669 

575612 

(zusammen 

3142808 

1354486    I 

68116 

35240 

1  016  14s 

756496 

Erwerb8th6ti(re 

Dienende 

Angehürige 

mannl 

weibi. 

zus.     mann 

weibI 

ZOi. 

mtonJ.   weibl,     lus. 

T  itnt1a-iptqfi|inft 

aS9b    33,5° 
\1882    4o;6s 

43,15 

6,19     38,47 

27,77 

27,98 

37,48     34,91     35,74 

A<iuiu  ^jEiai^unjt 

51,09 

3,38     34,96 

31,98 

32,07 

43,60     4 

,83     43,41 

Industrie 

/189Ö    40.89 

23,84 

6,14     11.69 

34,14 

83.90 

42,77     42 

,14     43,34 

\1882    37,57 

22,72 

3,69     15,99 

23,06 

31,84 

37,60     37,56     37,57 

/1895    .0,64 

9,08 

0,21      11,85 

21^8 

21,20 

11,63     13,41      13,15 

\1882      9,07 

6,ol 

8,27     30,50 

22,36 

22,30 

10,40      10 

84     10,70 

HSDEliche  Dienste    . 

f]896      i.zo 
\1882      1,53 

3,67 
3,71 

1,89       0,00 
2,10       0,01 

0,10 
0,17 

0,10 
0,16 

1,72 
3,27       3 

61       1,65 

Armee-,  Staats-   etc. 

J)896      7,56 

a.77 

6,23        17,17 

14,33 

14,37 

3,93        * 

66       4:43 

Dienst 

\1882      6,53 

2,32 

5,43     14,26 

12,36 

12,42 

3,89        4,24        4,13 

Ohne  Bernf .... 

(1895      6,31 

17,49 

9,35      30,82 

12,39 

12,55 

2,48       4 

27       3,69 

11882      4,65 

'4,15 

7,13      14,28 

10,07 

10,21 

2,24       3,42       3,04 

Dienenden  geringer  nachgewiesen  ist,  und 
auch  bei  den  anderen  beiden  Abteilungeo 
kehrt  die  gleiche  Erecheinun^  hingichtEch 
des  Tnflnnlichen  Haiisgesindea  -wieder. 

Wie  die  einzelnen  Berufsgruppen 
vonLand'ffirtBchaftj  Industrie  und 
Handel  sich  nach  Zahl  ihrer  Erwerbsthftti- 
gen  sowie  zugehörigen  Personen  flberhaupt 
seit  1882  entfalteten,  macht  die  Tabelle  auf 
S.  601  ereichtlich. 

Als  die  starkstbesetrten  Bemf^^u^ien 
erecheinen  sonach  aut  Grund  der  95er  ZÄh- 
JuDg  die  Landwirtschaft,  die  Bekleiduiigs- 
und  Beinigungsindustne  und  die  Baugeweroe. 
Auch  das  Handelegewerbe,  die  Nahrungs-i 
und  Qeniissmittelmdustrie ,  die  Textil-  ■ 
sowie  die  Ketallindufitrie  sind  aneehulich 
TOrtreten.  Im  Vergleich  zu  1882  ist  ausser 
der  Landwirtschaft  nur  bei  der  Textil-  und 
der  BeUeidungs-  und  Aein^unggtadustrie 
eine  rerhUtniemAaBige  Abnahme  ertolgt, 
sonst  zeigt  sich  dumiwe^  eine  Znnahme 
der  BerufsbevOlkerung,  sie  ist  besonders 
stark  in  der  Industrie  der  Steine  und  Erden, 
der  Nahrunge-  und  Oenussniittel  wie  der 
Metallverarbeitung,  ferner  in  den  Bau-,  Ver- 
kehrs- und  HandelfigewerbeD  sowie  in  der 
aast-  und  Schank1^'i^t6cllaft. 


Von  den  wichtigeren  B  e  r  u  f  8  a  r  t  e  n  seien 
folgende  —  nach  Zahl  der  darin  Erwerb»- 
thAtigen  und  ihrer  gesamten  BerClkerung 
—  hervorgehoben 


Landwirtschaft  (ohne 
Ofirtnerei,  Tierzucht,)  1895 

Forstwirtschaft,  F1-V1882 
scherei)  ' 

Bäckerei,  Konditorei  ^}^ 

Fleischerei    .    .    .    .!j^ 

Brauerei,  Milzerei,     {i^ 

Schuhmacberei  .    .     {^3^ 

Schneider      .    .    .    .|}^ 

Tuchmacher,  WebereiJJ^ 

'■'"*' {1^ 

Schmirf..    .    .    .    .{JS 

Schlosser ']^ 


Erwerbs- 

Personen 

thfttige 

Lm  ganzen 

7815  187 

8063966 

8  704  038 

347  S88 

552626 

183  330 

459  S44 

.76671 

424345 

130631 

348564 

90859 

246740 

64996 

171540 

402186 

1  063  731 

429  332 

1  095  746 

458629 

917708 

338698 

758274 

474  378 

1104167 

376321 

726947 

19S  167 

529  743 

159  142 

430756 

138399 

388  557 
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Personen  Uberhftopt 


LandvrirUchaft,  Gärtnerei  und  Tierzncht  ,    , 

FoTstwirtschafe  and  Fiscberei 

Bergban,  Hütten-    nnd  Salinenivesen ,   Torf- 

CT&ljerei 

Indastrie  der  Steine  nnd  Erden 

Metallverarbeitung 

Maschinen,  Werkzenge,  Instrumente,  Apparate 

Chemische  Indnatrie 

Forstwirtachfiftliche  Nebenprodukt«    .... 
Teitil-lnduBtrie 

Leder       '.'.'.'.'.'.'.'.    \    '.'.'.'.    '. 
Holz-  und  Schnitzstoffe     ,...,... 

NahtnngB-  nnd  Gennssmittel 

Bekleidung  und  Reinigung 

Baugewerbe 

Poljgraiihiscke  Gewerbe 

Künstlerische  Gewerbe 

Fabrikpersonal  ohne  nähere  Angabe      .    .    . 

Handelsgewerbe 

Versicherungsgewerbe 

Verkehrsgewerbe ■  .    . 

Beherbergung  und  Erqnicknng 

Summe  1 

Erwerbs-    Personen 


1029*31 

429971 
945  191 
135  8631 
168358; 
647  oi9| 
878  163 

1513  im; 

I  353  637| 

28348! 
29961J 

I  ao5  134 

35  384' 

615330, 

49^  663I 

L8912423I 


2.7*  1  847  «7° 

2,051  1316678I 

3,26!  a  152789! 

i,76|  1041  127, 

0.361  289 '126 

0,19;  J34070' 

5,151  18999041 

0,561  306  5471 

0,80  429327' 

3.22  1  68S  1:92. 
4.09  2  078  607 1 

8.23  2973700 
5,841  3706133 
0,431  =5' 503 

0^561  76748, 

5,2d:  2  939  620. 


6,86 
6,9» 
0,37 


2,701  : 


■2  705' 


9548571    gj'sl 

72.394[      .oo| 


«»"' HS 

t-hfitige   L 
485  379 
373  270 

m  ganzen 
1321  188 
1  115674 

Armee  n.  Kriegsflotte']^ 

630  97S 
451825 

736  692 
542  282 

Staats-,  Gemeinde-      (1896 
dienst                        \1882 

292909 
212693 

900433 
703  793 

Rentner,  Penuonäre  {J|^ 

288484 
810458 

2  389  525 

>  593  '25 

"Wie  sich  Erwerbsthätige.  Die- 
nende und  Familienangehörige  in 
jeder  BerufBabteiluug  zu  einander 
verhalten,  besagen  folgende  Zahlen.  Es 
kamen  in  "'o 


^;Ä- Di—Je  at 


thStige 


hürige 


IndBBtrie                    40,89 

1,^8 

Handel                          39,19 

4,76 

56,05 

Hänsliche  Dienst«        48.77 

Oeffenüichea  Dienst     50,30 

6,74 

1296 

30,54 

2,59 

53,15 

Am  zf^üreichEten  sind  also  im  allgemeinen 
die  Angehörigen,  -welche  aus  der  Brwerbs- 
arbeit  des  HaushaltuDgETorstandes  mit  zti 
unterhalten  sind,  was  darin  seinen  Grund 
hat  dose  die  Angehörigen  eben  die  noch  nicht 
und  die  nicht  mehr  erw'erbstShige  Bevölke- 


rung in  sich  sohliessen  und  auch  die  Ehe- 
frauen, soweit  sie  sich  lediglich  mit  der  Be- 
sorgung des  Hauswesens  befassen,  in  der 
Gruppe  der  Augehörigen  erscheinen.  Das 
gegenteilige  Terhältuis  in  der  Abteilung 
»Berufslose  Selbständigen  ist  veranlasst,  weu 
diese  als  Anstaltsinsasflen  und  in  Berufsvor- 
bereituiig  Begriffene  in  der  Hegel  gar  nicht 
in  der  I^e  sind,  Angehörige  in  ihrem  Haus- 
halt zu  haben,  teils  als  Rentner  und  Altea- 
teiler  in  einem  AJter  stehen,  in  dem  der 
Hauptbestandteil  der  Angehörigen,  die  Kinder, 
aus  dem  elterlichen  Haushalt  bereits  auf$;e- 
treten  sind.  Wenn  die  Äugehörigenziffer 
der  Landwirtschaft  hinter  derjen^n  von 
Industrie  und  Handel  erfieblich  Kiirflckbleibt, 
so  beruht  dies  auf  der  grösseren  Heranziehung 
der  Angehörigen  ziu-  Mithilfe  bei  den  land- 
wirtschaftlichen Arbeiten,  weshalb  hier  auch 
die  Zahl  der  Erwerbsthätigen  gi-Osser  ist  als 
bei  den  anderen  AbteUungen.  Die  Dienen- 
den sind  am  stärksten  vertreten  bei  der  Ab- 
teilung des  üffentUchen  Dienstes  —  infolge 
der  hier  im  allgemeinen  vorlumdenen,  audi 
durch  den  Stand  gebotenen  besseren  Lebens- 
haltung ^;  auch  bei  der  Abteilung  Berufs- 
lose Selbständige  und  Handel  mag  die  ge- 
hobene YermSgenslage  vieler  Beteiligten  die 
häufig  Dienstbotenhkituiig  zur  Folge  haben. 
Die  Zusammensetzung  der  Be- 
ruf sbevölkerung  nach  Geschlecht 
erhellt  ftlr  die  Berufsabteilungen 
aus  folgenden  Verbältniszahlen, 


lOOg  Ic 
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Dienende 


Landwirtsch.  66,80  33^  a,6o  97,40  33,73  66,27 

Industrie       81,63  18.37  o,93  99.0732,48  67,52 

Handel  75,^1  a4-79  1,06  98.9430,76  69,24 

HSnaliche 

.    Dienste      45.9354,070,00100,0033.5566,4; 

Oeöentlicher 

Dienst        87,61  12,392,38  97,7318,5371.47 
BamfsloBe 

Selbatftnd.  47-94  5='.o6  3.'4  96,8631,60 


Ueberhanpt  72,16  37,84  1 


1  32,16  67,84 


Bei  den  Erwerbsthätigeit  überragt  mithiu 
das  maDnllchc,  bei  den  zwei  anderen  Katego- 
rieen  das  weibliche  Geschlecht,  und  zwar  ist 
dieses  besonders  stark  und  zienüieh  gleieh- 
mäasig  für  alle  Berufsabteilungeu  in  der 
Eigenschaft  als  Dienende  vertreten.  Weib- 
licne  Angehörige,  deren  hohe  Zahl  durch 
die  nur  in  ihi-eiu  Haushalt  tbätigen  Ehe- 
frauen, wie  bemerkt,  sehr  beeinflusst  ist, 
sind  namentlich  in  der  Äbteilunff  der  berufs- 
losen Selbständigen  bflufig  und  erscheinen  ; 
hier  zumeist  im  Haushalt  von  Bentnem, 
Altenteilen!,  Pensionisten,  deren  Söhne  der 
eigenen  Bei-nfsausübung  halber  das  Eltern- 
haus bereits  verlassen  haben,  während  die 
Töchter  häufiger  und  länger,  vielfach  bis 
zur  eigenen  \  erheiratung,  zu  Hause  ver- 
■bleiben.  Erhebliche  Abstände  hinsichtlich 
■der  geeehlechtör weisen  Vertretung  ergeben 
sich  bei  den  Erwerbsth&tigen.  Ganz  zurück 
tritt  das  weibliche  Geschlecht  beim  öffent-  1 
liehen  Dienst,  der  für  weibliche  Bethätignng  | 
geringe  Möglichkeit  bietet,  in  der  Mehrzahl  da-  i 


fegen  ei-scheint  es  unter  den  häuslichen 
'iensten,  fürwelcliedieAufwartefrauenhaupt^ 
sächlich  in  Betradit  kommen,  und  auch  bei  cfen 
selbständigen  Berufslosen,  wobei  an  die  zahl- 
reichen Witwen  und  weiblichen  Waisen,  die 
von  einer  Rente,  Pension  oder  Unterstützung 
leben,  zu  denken  ist.  HinsichtHch  der  drei 
anderen  Benifsabteiltingen  (Landwirtschaff, 
Industrie  und  Handel)  kommt  die  weibliche 
Enverbsarbeit  am  wenigsten  hei  der  Industrie 
vor,  da  die  betreffenden  Äi'beiten  meist  ein 
grifeseres  Mass  von  Körperkraft  voraussetzen ; 
immerhin  ist  die  Frauenarbeit  auch  hier 
stark  im  "Wachsen  begriffen  (sie  betrug  im 
Jahre  1882:  17,0),  da  die  fortgeschrittene 
Technik,  namentlich  die  grössere  Verwen- 
dung von  Maschinen  immer  mehr  Baum 
schafft  für  einfache  Yenichtungen,  zu  denen 
die  weibliche  Arbeitskraft  —  auch  der 
grösseren  Billi^eit  wegen  —  iu  steigendem 
Masse  herangezogen  wird. 

8.  um  einen  vollkommenea  EänbUck  in 
die  Erwerhsthätigkeit  der  Bevölkerung  zu  ge- 
winnen, muss  man  auch  den  Nebenberuf 
berüdcsichtigen,  d.  h.  diejenige  erwerbende 
Tiiätigkeit,  die  neben  einem  Hauptberuf  auB- 
reüht  wird  mid  einen  wesentliclien  Teil  des 
Gesamteinkommens  aus  erwerbender  Thätig- 
keit  bringt. 

Ueber  die  Zahl  der  Personen,  die 
einen  Nebenberuf  haben,  ihr  Ver- 
liftltnis  zu  den  hauptberuflich  em'erhsthätigen 
Personen  sowie  ihre  Verteilung  auf  die 
Beruf sa))teilungeu  giebt  folgende  üebersicht 
Aufaohluss. 


189Ö 

1882 

Nebenberuf  haben 

Erwerbathätige  der  Be- 

inteabteilnng 

absolut 

•,„  aUer 

Erwerbs- 

thätigeu 

im 

•/,  der 
Erwerbs- 

Haupt- 

u.  Nelen- 
betuf 

absolut 

\  aller 
Erwerbs- 
thltigen 

im 
Haupt- 
beruf 

"/e  der 
Erwerbs- 
tbStigen 

HMpt- 
u.  Neben- 
beruf 

A.  Landwirtgchaft    .    .    . 

B.  Industrie 

D.  EäQsIiche  Dienste    .    . 

E.  Oeffentlicher  Dienst      . 

F.  BemfBlose  Selbständige 

1  049  542 

1  491  865 

384105 

31333 

115266 
301  335 

16,43 

9,40 

32,06 
45,58 
11,73 

0,96 

I  693  331 
397  927 
55960 
■42318 
179679 

.8,34 

26,47 

25.34 
14,08 
13,79 

13,27 

37,95 

42,55 
10,00 

",4' 
3,57 
4,53 

A— F.  Zusammen     .    .    . 

3  273  446 

I4,a8 

3979275 

20,96 

100 

Der  absoluten  Zahl  nach  haben  also  die 
nebenher  thätigen  Personen,  die  vorzi^- 
weise  bei  Landwirtschaft  und  Handel  und 
besonders  bei  der  Industrie  eine  Bolle  spielen, 
seit  1882  ab^nommen  (lun  17,74  ".0)  und  zwar 
ziemlich  gleichmässig  bei  beiden  Geschlech- 
tem, denn  es  wurden 


Nebenerwerbstbätige 


gezählt.  Auch  gegenüber  der  Gesamthut 
der  Erwerbsthätigen  im  Hauptberuf  zeigt 
sich  eine  Mindening  (von  21  auf  14%). 


_,.4lc 
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In  Tdlclier  Zahl  die  eiiizeliien|Per3oneii,soadei'iiuiiiFftllehAadelt,mdeiieD 
Erwerbsthatigkeiteii  uabenberuf-  die  einzelnen  Berufe  als  Nebenerwerb  vor- 
lich  auBgeübt  werden,  ist  für  die  Be-  kommen,  da  Personen  mit  mehreren  Neben- 
-m^bteilD^enuiidBerufsgnippen  ausnacli-  berufen  auoh  mehrfach  gez&hlt  werden 
stehender  Tabelle  zu  entnehmen,  wobei  be-  mnssteii, 
merkt  Atird,  dass  es  sieh  da  nicht  mehr  um 


ufsabteilnnge 
ernlsgruppen 


1895 


I 


Neben- 


•■■,  iler  I 


I  sürat- 
I  lichuu 
"äiie        SelwB- 

1  bernts-  ! 
I    «Ue    i 


Seben- 

bernts- 
Alle 


bemfs- 


Bem&abteilungen . 

Landwirtschaft  einschl.  Forstwirtschaft 

Indosüie      

Handel 

ESnaliche  Dienste 

Oeffentlicher  Dienst 

Summe 
Berufsgmppen. 

Landwirtschaft,  Gürtuerei,  Tierzucht 

Forstwirtschaft  und  Fischerei 

Bergbau  etc 

Indn»trie  der  Steine  nnd  Erden 

Metallverarbeitang 

MMchinenindustrie 

Chemische  Industrie 

Forstwirtschaftliche  Nebenprodnktc 

Textilindustrie 

Papier 

Leder  

Eok-  und  Schnitzstoffe 

Kahrungs-  und  Genus^mittcl 

Bekleidung  und  Reinigung 

Baugewerbe 

Polygraphische  Gewerbe    .    .    .■ 

KOnraerische  Oewerbe 

Fabrikpersonal  ohne  nähere  Angabe 

Handel^^ewerbe 

Versicherungagewerbe 

Verkehrsgewenie 

Beherbergung  nnd  Erqnichung  ■.■■.■■■ 


3648237:  73,71  '4065645! 

619  386  j  13.S1    1      1276041 

569877  11,51    1      4*9609! 

»6765  0,34           17093 

95  436  I  1,93  I       9* 'aal 


5  1341791 


Faat  drei  Yiei-tel  aUer  Nebenbenifafelle 
treffen  aohin  auf  die  Idndwirtschafl ;  ihre 
Zahl  ist  nahezu  halb  so  ffxjea  wie  die  Zahl 
der  Erwerbatbati^n,  die  Landwirtschaft  im 
Hauptberuf  betreiben.  In  geringem  Masse 
■wird  industrielle  Arbeit  nebenher  verrichtet, 
verhfiltnismSssig  noch  weniger  als  beim 
Handel,  da  die  hauptberuflich  im  Handel 
ThAtigen  mir  etwa  ^*3  der  Industriellen  aus- 
machen, während  hinsichthch  der  Neben- 
berufsfille  Handel  und  Industrie  fest  gleich- 
stehen; es  kommen  n&mlich  auf  100  Er- 
werbsth&tige  im  Hauptberuf  solche  im  Nebeu- 
bemf  in  der  Industrie  nur  7,48,  dagegen  im 
Handel  24,37. 

Seit  1882  sind  die  NebenberufsMe  last 
bei  allen  Berufen,  in  denen  ein  Nebenei-werb 


mSglicli  ist,  in  die  Hohe  gegangen  also  das 
Gegenteil  von  dem,  was  vorhin  hiosichtlich  der 
erwerbsthlltigen  Personen,  die  sowohl  einen 
Haupt-  wie  einen  Nebenberuf  haben,  fest- 
gestellt wurde;  beide  Ergebnisae  sind  aber 
formell  beelnflusst  durch  die  genauere  Aus- 
mittelung der  Nebener\verbstMt%keit  von 
Dienenden  und  Ajigehörigen  wie  die  um- 
umfossendere  Zurechnung  mithelfender  Fa- 
milienangehöriger zu  den  ErwerbsthAtlgeQ 
im  Hauptberufe.  Auch  die  ausnahmsweise 
Abnahme  der  landwirtschaftlichen  Neben- 
bernfe  besteht  zimächst  nur  rechnerisch,  es 
sind  nftmlich  Personen,  die  3el1>ständig  Land- 
wirtschaft treiben  und  zugleich  hmdwirt- 
schafüiche  Tagelöhnerdienste  verriohten, 
sämtlich  in  der  S2er  Zahl  der  Nelicuberufe 


Berul  lind  Benüsstatistik 


enthalten,  was  1895   nui-  insoweit  der  i'all 

ist,  aLs  die  Betreffenden  einen  Nebenerwerb 

in  der  Landwirtschaft  aundnlcklich  an^ben. 

4.  ZasammenfaBflnng  des  Haupt-  und 


Nebenerwerbs.    Die  volle  Bedeutuog  der 

einzelnen  Berufe  für  unser  WirtßchaftsJeben 
wird  ersicbtlich,  wenn  man  d  i  e  Haupt-  und 
Nebenbenifsf&lle    wie   folgt    zusammenfasst. 


1896 

1882 

BernfKftbteilungen 

Bemfsfölle 
überhaupt 

•i. 

BenifBfiUle 
Überhaupt 

•;. 

Landwirtschaft 

Industrie 

Handel 

1 1  940  929 

8900606 

2908388 

449  256 

4»,86 
3>,94 
10,44 

1,69 

12302141 
692406g 
1999927 
414675 
1  123375 
1354486 

51,00 
28,71 
8,29 

\l' 

Berufslone  Selbständige 

5,61 

Summe 

»7S'3  3»4 

100 

24120673 

100 

Obschou  die  Landwirtschaft  an  Ausdeh- 
nung etwas  abgenommen  hat,  umfasst  sie 

immer  noch  über  zwei  Fünftel  aller  Be- 
rufe und  stellt  den  weitaus  verbreitetaten 
Erwerbszweig  dar.  Demnächst  sind  am 
häufigsten  die  industriellen  En.verbsfailc, 
welche  seit  1882  ansehnlich  sieb  Termebrt 
haben  und  auf  welche  jetzt  fast  ein  Drittel 
der  Gesamtzahl  trifft  Im  ganzen  haben  die 
Haupt-  und  NebenbemfsffiJle  um  3742711, 
d,  i.  um  ISjöS**/«  zugenommen.  —  An 
der  gegenwärtigen  Zahl  ist  das  mSnnliche 
GescMecht  mit  19737116  {70,8400),  das 
weibliche  mit  8126268  (29,16 ",0)  beteiligt; 
gegenüber  1882  hat  sich  tlies  Verhältnis  zn 
Gunsten  des  weiblichen  Geschlechts  um 
3,47  o.'o  verschoben.  —  Der  Anteil  des  weib- 
Kcfaen  Geschlechta  stellt  sich  übrigens  nodi 
höher,  wenn  man  in  die  Zahl  der  Beruts- 
^e  auch  die  häuslichen,  im  Haushalte  ihrer 
Herrschaft  lebenden  Dienstboten  einrechnet ; 
alsdann  beträgt,  die  Gesamtzahl  29  202700 
{1882:  25445507),  und  davon  treffen  auf 
das  weibliche  Geschlecht  32,33  (29.30)  "/o. 


B.  In  Bezug  auf  die  soziale  Schich- 
tung der Bevölkeruug  nach  derBe- 
rnfsstellung,  d.  b.  dem, Arbeits-  und 
Dienstverhältnis,  in  welchem  sich  die  Er- 
werhsthätigen  bei  Ausübung  ihres  Berafs 
befinden,    unterscheidet    die    Statistik    drei 


Handwerksmeister,  Direktoren  etc.),  Aa- 
gestellte  (Nichtleitende  Beamte,  Qber- 
haupt  das  wissenschaftlieh,  technisch  odei- 
kaufmännisch  gebildete  Verwaltungs-  und 
Aufaichts-,  sowie  das  Heehnungs-  und  Bureau- 
personal),  Arbeiter  (sonstige  Gehilfen, 
Lehrlinge,  Fabrik-,  Lohn-,  Tagearbeiter 
einschliesslich  der  im  Gewerbe  tliätigen 
Familienongehörigenund Dienenden).  Zahlen- 
massig  stellt  sich  diese  soziale  Schichtung 
der  Erwerbsthäfigen  für  die  drei  Berufsab- 
teilungen  Landwirtschaft,  Industrie  und 
Handel  —  für  diese  kommt  eine  soziale 
Klaesenbildung  Überhaupt  nur  in  Frage  — 
folgendennassen : 


Lanilwirtsi^haft  .    . 


Industrie (weiblich 


(männlich 
:  weiblich 


(männlich 


.Selbständige 
1895  188S 


i  543  37a 

51949= 

3061  764 


4  405  039 
1  069007 
5474046 


277  168 
X  388  033 

1611  668 

579478 

Z  301  146 

15057« 

4183469 
1  007  Z18 
5190687 


78066 
18  107 
96173 

2S4  42I 

9334 

263  745 


60763 
5881 

66  644 
0807 
3369 

99076 


349930  138387 
11987        3161 

361  907  141  548 

58*407  395  957 
39418     II 311 

631  835  307368  1 


3  339  646 

2  388  148 

5  637  794 

4963409 

993303 

5  955  711 

S6S043 

365005 

I  333047 


5881819 

3  55'  014 

545  »39 

4096343 

583885 
144377 

7763858 
2941466 
0705334 
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DemgeuitUs  kommen  anf  100  Erwerbethätige : 


Arbeiter 


Laadwirt^haft  . 
Industrie  .  .  . 
Handel .... 
Ueberhttnpt    .    . 


40,11     12,60    30,98       1,41    0,66  l.lö  58,48  86,74 

35,27     10,93       27,78        1,07     o,»3  0,81  63,66  88,84 

,82    34,15     34,90       3,76    0,61  3,18  73.4a  65,24 

-          -      -          -         -           -"         0,20  1,55  67,39  48,38 

2,07  11,20  49,35  6a,97 

1,06  9,02  45,81  48,43 

,----     .  ..           .,  .    0,81  3,3«  64,5a  77,17 

■  \1883     34,17    35,43      32,03       2^    0,19  1,90  63,41  74.28 


34,41 


30,77  SM»  -.,. 
3644  34,96  36,07 
Ai.^1  c.a.'il  44,67 
28,94 
32,03 


97,8« 

71,'92 
64,04 
58,78 
46,31 
67,77 
66,07 


Im  allgemeinen  bilden  also  die  Selb- 1 
Bt&ndigen  ■  ni<^t  ganz  ein  Drittel ,  die  Ab- 1 
häiigigen  über  zwei  Drittel  der  Erwerbs- , 
thatiKen.  Dies  Verhältnis  modifiziert  äcli 
Datflriich  fftr  die  einzelnen  Berufe  dereestalt,  I 
daSB  schon  die  grossen  Benifsabteuiingen 
merklich  von  einander  abweichen.  Belativ 
die  meisten  Selbständigen  hat  der  Hände!  I 
und  Verkehr  aufzuweisen,  was  damit  zu-: 
sammenhÄngt,  dass  Handelst  werbe  vielfach ; 
im  kleinen  betrieben  werden  und  Hilfs- 1 
kräfte  weni^  dazu  erforderlich  sind.  Am  j 
niedrigsten  ist  die  Selbst  ändigkeitszifter  bei 
der  Industrie,  wo  der  Grosebetrieb  und  die  ^ 
fortschreitende  Koncentration  der  Betriebe  die 
Selbständigmachung  immer  mehr  erechwert. 
Die  LaudwirtAchaft  hält  zwischen  Handel 
und  Industrie  die  Mitte,  Hinsichtlich  der 
Zahl  der  Abhangigen  zeigt  sich  natürlich 
das  entgegengesetzte  Verhältnis,  wobei  noch 
in  die  Augen  fällt,  daes  im  Handel  und 
Verkehr  anch  das  höhere  Arbeiterpersona! 
(Angestellte)  —  man  denke  an  die  zahl- 
reichen Kontoristen,  Buchhalter,  mittlere 
Post-,  Telegraphen-,  Eisenbahnbeamte  — ■ 
stark  vertreten  ist.  Seit  1882  hat  sieh  der 
Anteil  der  Selbständigen  bei  Industrie  und 
Handel  verringert,  der  der  Hilfspersonen 
infolge  der  zunehmenden  Ausdetmimg  der 
bieder  gehSrigen  Betriebe  vei^röesert.  Bei 
der  Landwirtschaft  gewannen  dagegen  die 
Selbständigen,  auch  die  Angestellten,  wäh- 
rend der  Anteil  der  Arbeitereehaft  zurück-! 
ging;  es  haben  sich  nämlich  frOhere  laud- ; 
wirtschaftliche  Tagelöhner  durch  Zupacht 
und  Ziikauf  von  Land  zu  selbständigen  Land- 
wirten emporgeschwungen,  auch  dnrch  die 
Rentengüter  wnirde  die  Zahl  der  land- 
wirtschaftlichen Selbständigen  vergrössert,  | 
andererseits  machte  die  au^ebigere  Ver- : 
Wendung  von  Maschinen  die  Einstellung  von . 
Hilfskräften  zum  Teil  entbehrlich  und  ver- 
anlasste die  bessere  Entlolmung  und  freiere 
Lebenshaltung  in  gewerblichen  Berufen  zur 
Abwanderang  vom  landwirtschaftlichen  in 
gewerblichen  Dienst. 

Was  die  Beteiligung  der  beiden  Se- 
Bchlechter  an  den  drei  sozialen 
Klassen  anlangt,  so  ist  das  männliche 
durchweg  in  der  tJeberzahl;  weibliche  Per- 
sonen finden  sich  einigermasaen  häufig  als 
Arbeiter  in  der  Landwirtschaft,  dag^^n  ist 


ihi-  Anteil  au  den  landwirtschaftlichen  Selb- 
ständigen ziemlich  gering.  Das  Nähere  über 
die  jetzige  Vertretung  ergeben  noch  folgende 
Zahlen : 

Selbständige    .Angestellte '     Arbeiter 
m.       w.        m.       w.        in.       w. 

Wirt- 
schaft    86,50  13,50  8[,i7  18,83  57,57  42,43 
Industrie  74,80  25,20  96,46  3.54  83,34  16,66 
Handel     75,98  24,02  95,4z  4,58  70,40  39,60 
Zns.  80,47  [9,53  93,66  6,34  70,78  29,2a 

Bemerkenswert  ist,  wie  aus  obiger  Tabelle 
hervorgeht,  das  seit  1882  erfolgte  starke  Ein- 
strömen der  weiblichen  Bevölkerung  in  die 
industi-ielle  und  kommei-zielle  Beschäftigung 
als  Arbeiter  ivie  als  Augestellte,  femer  die 
Thatsache,  dass  die  weiblichen  Selbständigen 
in  Industrie  und  Handel  i-eiativ  noch  weit 
rasdier  zurückweichen  als  die  männlichen 
Selbstäudigen. 

Uebrigens  unterscheidet  die  deutsche 
Statistik  oei  jeder  der  Torgeschilderten  drei 
sozialen  Klassen  weitere  Untci^ruppen ,  so 
bei  den  Selbständigen  die  Hausindus- 
triellen ,  femer  die  kleinen ,  mittleren  und 
grossen  Betriebsinliaber ,  bei  den  Ange- 
stellten in  der  LandwirtsohaEt  Wirtschafts- 
beamte,  Auf sichtspersonal ,  Bechnimgs-  und 
Bureaupei-sonal ,  m  Industrie  und  Handel 
technisch  gebildete  Betriebsbeamte,  Anf- 
sichtsporaonal,  kaufmännisch  gebildetes  Ver- 
waltiingspersonal  nebst  Bureau-  und  Rech- 
nungspersonal, endlich  bei  den  Arbeitern 
die  mithelfenden  Familienangehörigen,  die 
gelernten,  die  ungelernten  Arbeiter,  die  von 
Hausindiistrielleu  beschäftigten  Angehörigen 
und  Arbeiter.  Unter  den  beiden  lolgenden 
Nummern  sollen  wenigstens  zwei  dieser 
Unterscheidungen  kurz  skizziert  werden. 

6.  Die  Selbständigen  in  Landwirt- 
schaft, IndoBtrie  und  Handel  nach  dem 
Umfatig  Ihres  Betriebs  oder  Oeachäfts. 
Dm  darzuthun,  in  welchem  Masse  die  kleinen, 
mittleren  und  die  grossen  Landwirte,  Ge- 
werbetreibenden und  Handeltreibenden  ver^ 
treten  sind  und  welche  Ausdehnung  diese 
ein  zelnen  Bevölkerungsschichten  mit  den  ihnen 
zuzählenden  Familienangehörigen  unter  ihrer 
Bemfsklasae  einnehmenj  möge  folgende  Zn- 
sammenstellung putz  fmden: 


iglizccby  Google 


Beruf  und  Beiiifsstatif^tik 


Betriebn- 

grOaaen- 


atiiBDnteii 
Brrnr  ale 
HaDplhenif 


1.    LMidwintcbaft  lohne  Forst wirisfhnft, 
Fiecherei) 

unter  2     hai"i<;n;z97    20,83  i632g=;6  ii;,3!; 

2  Hb      6    ,      679137     a6,93  =783443  ^6,17 

5    „      10    ..      541541     21,48  24647>'  23,'7 

10  ,     50   „     67744a    26,87  3311818  31,14 

60  „   100   ..       67  loa      a,66  325  268  3,06 

100  n.  melir  „       30889      1,23  118430  i.n 


Zus.»)  2521  398  1 


10636626  I 


2.   Iiidnetrie. 

ft)    Gewerbetreibende  für  eigene  Eecbnnng, 

mit       1  Peru,   i  035  580     58,74  2  707  048  48,58 

2big  6     „        (86014    33,24  2301143  4>,30 

6  „  10     „          67976      3,86  274206     4,92 

11  „  20     „          31300      1,77  124173     2,23 

21  „100     „          33364      1.89  131763     2,36 

aber  100    „            8877      o,w  34009     0,61 


Zni.' 


17630) 


5  572  342  100 

b)  Gewerhetreibesde  fUr  fremde  fiechnniig 

(HausiDdostriet. 

mit      1  Per9.     332033    81,15      490261;    70,36 

2bi8  6     „  50038    17,50      190560   37,34 


,  10 
über  10 


2  798     0,98 
1 060     0,37 


'793 
4261 


1,69 


ZnH.      285929  100  696  S79 
3.  Handel, 

mit  1  PcTS.     453  805     55,17  1  245  177  48,23 

2— &       „        314836     38,28  1  132  535  43,87 

6—10     „          34458       4,19  131  1«  5,08 

10-80    „          13  941       1,57  48693  1,89 

aber  20  B           (>SH      0.79  '4 104  0,93 

Zng.^      822  564  ioo  2  581  704  100 


Die  kleiaen  Betrielisirihaber  bilden  sohin 
bei  der  Landwirtschaft  fast,  bei  der  Industrie 
und  dem  Handel  die  Überwiegeade  Uefar- 
zahl  UQter  der  Gesamtheit  der  Betriebs- 
inhaber.  "Wenn  auf  den  Kleinbesitz  in  der 
Ijandwirtschaft  (bis  zu  5  ha)  47,7C''/o  der 
selbstAndigen  Landwirte  entfallen,  in  der 
Industrie  und  im  Handel  aber  91,98  "/o  bezw. 
93,45  "/o,  80  b^agt  dieser  Unterschied  im 
ZuBammenhalt  mit  den  Zahlen  für  die 
faCheren  Betriebsklassen  zugleich,  dass  in 
der  Landwirtschaft  sich  noch  ein  ansehn- 
licher Mittelstand  zu  hallen  vermag,  während 
dies  bei  Industrie  und  Handel  mit  deren 
fortschreitender  Entfaltung  zum  Oroaabotrieb 
immer  weniger  der  Fall  ist,  nicht  als  ob 


*)  Der  gesamten  Wirtacbaftafläche. 

*)  Die  desamtKafalen  weichen  von  den  oben 
angefahrten  um  deswillen  ab,  weil  hier  die  in 
der  Hanshaltnng  vorabergehend  anwesenden 
Selbständigen  nicht,  die  ans  der  Haosbaltun^ 
abwesenden  dag^en  mitgezählt  sind;  die 
früheren  Zahlen  bezogen  nch  auf  die  ortaan- 
wesenden  Personen  aMrhaopt. 


sich  die  Zahl  der  Grossindustriellen  und 
Grosshändler  hierbei  vermehrte,  aber  durch 
das  zahlreich,  von  ihnen  beschäftigte  Personal 
wachst  ihr  soziales  und  wirtschaftliches  Ge- 
wicht (vgl.  den  Art.  Gewerbestatistik). 
Auch  wenn  man  die  Verteiliing  von  Selbetftn- 
digen  und  deren  Angehririgen  zusammen  auf 
die  verschiedenen  Grössetüdassen  ins  Auge 
fasst,  findet  man  diese  Erscheinung  wieder. 
7.  Gelernt«  und  UDgriemte  Artietter 
in  der  Indnt<trie.  Unter  iTen  ersteren  werden 
verstanden  Gesellen,  Lehrlinge  tind  sonstige 
Arbeiter  für  Dienstleistungen,  zu. denen  m 
der  Regel  eine  Vorbildung  nötig  ist,  unter 
den  ungelernten  die  Handarbeiter,  Hand- 
langer und  Arbeiter  für  ahnliehe  gewöhn- 
liche Dienste.  Gelernte  Arbeiter,  weldie 
als  solche  mit  ihrem  HauptberiiH  in  der  In- 
dustrie beschäftigt  sind,  wurden  am  14.  Juni 
189Ö:  3851927  —  33.'>1473  männliche, 
."»004."»6  weibliche  —  gezählt,  ungelernte 
3047779  —  1599907  männüche,  447872 
weibliche  — ,  Es  kamen  also  auf  100  ge- 
lernte Arbeiter  beim  männlichen  Geschleäit 
47,74,  beim  weiblichen  89,49,  überhaupt, 
.')3,16  ungolerute  Arbeiter.  Zeigt  sich  m 
diesem  Verhältnis  schon  für  die  t)eidwi  Ge- 
schlechter eine  grosse  Verschiedenheit,  so 
erhöht  sich  diese  Vielgestaltigkeit  noch  mehr 
für  die  einzelnen  Berufsarten.  Es  gioht  B&- 
rufsarten,  in  denen  die  gelernte  Arbeit  und 
solche,  in  denen  die  ungelernte  die  weitaus 


Was  die  Berufsarten  mit  vorwiegend 
gelernten  Arbeitern  betrifft,  so  werden 
in  einigen  fast  ausschliesslich  gelernte 
Arbeiter  verwendet,  so  dass  noch  nicht 
1  ^lo  auf  die  ungelernten  kommt,  hierher 
gehören  die  Schneiderei  und  Näherd, 
Barbiere,  Friseure,  Schornsteinfeger:  unge- 
lernte Arbeiter  verrichten  da  nur  Dienste 
von  Laufburschen,  Hausdienern.  Diesonsti^n 
hier  in  Frage  kommenden  Benifsarten  smd 
vornehmlich  handwerhsmässig  betriebene,  die 
zugleich  auch  viel  Lehrlinge  beschäftigen. 
Dazu  gehören 

anf  IOO  gelernte      ftnf  lOOgelern- 
tn&nnrArheiter        te  mfinnl.  Ar- 
nngelemte  heiter 

nogelernte 
Glaser  2,03    Tapezierer  3,27 

Klempner  2,32    Sattler  4,06 

Stellmacher  2,45    B5ttcher  4,62 

Schmiede  2,68    üo)d schmiede       4,70 

Stabenmaler        2,69    Bäcker  5,30 

Tischler  2,85    Fleischer  5,27 

Zimmerer  2,96    Enpferschmiede  544 

Schuhmacher        3,03    Stnckatenre         6,71 
Drechsler  3,07    Ofensetzer  6,78 

Schlosser  3,        "'  ' 


Beim  weiblichen  Geschlecht,  weldies  ja 
im  Durchschnitt  mehr  ungelernte  Arbeiter 
stellt,   sind   es  besonders  einige  Branchen 


Beruf  und  Bentfeetatistik 


der  BekleidniigS'  und   Textilindustrie,  wo 
•die  gelernte  Arbeit  vorherrscht; 


PatiDMcherei 


6,94   ' 


Strickerei,  Wir- 

£1ÄS„.  '■■■'  ■"■"^'        SS 

_koiit.ktion  i«o  Holz,Sliohetc 
(ohne  Korb- 
mMherei)  48,20 

Zu  den  BerafBarten  mit  vorwiegi 
ungelernten  Arbeitern  gehören  in  erster 
Linie  Banuntemebmun^,  dann  Torfgr&berei, 
Abfuhr  und  I>angerfabnkation,  RQbenzucker- 
Fabrikation,  Gasanstalten,  Ziegdeien,  Iiehjn- 
imd  Thongrfibereien ,  Wasserwerke;  hier 
kommen  gelernte  Arbeiter  nur  in  relativ 
verschwindender  Zahl  vor.  Mehr  als  400 
ungelernte  männlicdie  Arbeiter  auf  100  ge- 
lernte Bind  vorhanden  in 
Cbemigcben  Fa-  Htlttenbetrieb      49o,':3 

briken  831,35  Oele,  Fett«,  Fir- 

Sand-,  Ealkge-  niise  476,96 

winnnng  783,31  Fapiern. Pappe    431,45 

EzidoeiTStoHeu.  Oehnfihlen  404t46 

Zflndworen      640,55 
Znbereitnng  v. 

Spinnirt  offen     563,63 
Unter   den  Benifearten,   bei   denen   die 
weibliche  Erwerbsthätigkeit  überhaupt  eine 
Bolle  spielt,  zeichnen  sich  durch  viele  im- 
gelemte  Arbeiterinnen  aus: 

Xatmgf 
Auf  100  Bclemtc  lernte 

WFibl.  Arbeiter  welbl.  Ar- 

DOKelemte  bfltpr 

.   angelernie 
ZnbereitauK  v.  Spinnerei,  Spii- 

Spinnstoffen     653,40       lerei  185,85 

PapteTn.Pappe    743-58  Porzellan  174,38 

Stein-  IL  Zink-  Wäscherei,  Plftt- 

diiiekerei         734,s6      terei  >33,9o 

Fftrberei  594^48  Tnchmacher        130,92 

Buchdmckerei     491,19  Bleicherei, 
Bnchbinderei,  Bmekerei         139,79 

Eartonnagen    489,34  Hntmacherei        113,71 
Bttrstenmacaer     199,56 

8.  Soziale  BcblchtnoK  der  fiesamt- 
bevSIbening.  Mittelstand.  Durch  die  be- 
rnfsstatistiBchen  Nachweise  Qber  die  soziale 
Stellung  der  E^rwerbsthatigen  Oberhaupt  imd 
(Iber  die,  welche  die  Selbständigen  auf 
Grund  der  Ausdehnung  ihres  Betriebs  ein- 
nehmen, werden  die  wichtigsten  Unterlagen 
zur  Kenntnis  der  bestehenden  Klassenunter- 
schiede erbracht  Da  letztere  "aber  nicht 
bloss  auf  der  verschiedenen  Stellung  im 
Beruf,  sondern  anch  noch  auf  Besitz,  Ein- 
kommen etc.  beruhen,  so  liegt  es  nahe,  die 
bemfsststiBti sehen  Nachweise  mit  den  Er- 
gebnissen der  SteuetBtatistik  zu  kombinieren, 


um  die  einzelnen  Schichten  der  Gesellsohaft 
noch  genauer  abzugrenzen.  Schmoller 
hat  diese  Kombination  tmter  Verwertung 
der  preussischen  Einkommensteuer 
versucht:  er  unterscheidet  vier 
1.  die  aristo krati sehe  und  vermögen- 
de Klasse,  mit  den  grosseren  Orundbe- 
sitzern  und  Unternehmern  (LeitCT  von  Be- 
trieben mit  ober  50  ha  oder  aber  10  Pei^ 
sonen),  hnheren  Beamten,  Aerzten,  Küostlem, 
Bentnem,  weldie  Über  ein  wirkliches  ün- 
konmien  von  8 — 9000  X,  an  verfügen;  2. 
den  oberen  Mittelstand, 
mittleren  Orundbeeitzer  und 
(Leiter  von  Betrieben  mit  Ö — 50  ha  od«r 
2 — 10  Personen),  die  medsten  höheren  Be- 
amten, viele  Angehörige  der  liberalen  Be- 
rufe mit  einem  wirklichen  E}inkommen  von 
2700—8000  M.;  3.  den  unteren  Mittel- 
stand, umfassend  die  Kleinbauern,  Klm- 
handwerker,  Kleinhändler,  Subaltembeamten, 
Werkmeister,  besser  bezahlte  Arbeiter  mit 
einem  wirklichen  Einkommen  von  1800  bis 
2700  M.;  4.  die  sogenannten  unteren 
Klassen,  lunfassend  Lohnarbeiter,  viele 
untere  Beamte ,  ilrraere  Handwerker  und 
Kleinbauern  mit  einem  Einkommen  bis  zu' 
1800 M.  NachdemErgebnisseinerScbatznng 
gehören  von  den  rund  12  Millionen  (1895 
waren  es  11 042 138)  Haushaltungen  des 
Deutschen  Reichs 

Millionen 
Familien 

zor  obersten  Klasse 0,25 

zum  oberen  Mittelstand 3,75 

„    anteren      ^.  3,75 

zn  den  unteren  KlaHsen 5,15 

9.  Bemf  nnd   AUer.     Wie  sehr  das 
Mass  der  Krwerbsthäüzkeit  von  den  Alt^«- 

verhältnissen  beherrsdit  wird  und  wie 
sich  überiiaupt  mit  wechselndem  Alter  ein 
Uebertritt  von  der  einen  Bevölkerung^gnippe 
zur  anderen,  namentlich  von  der  Gruppe 
der  Angehörigen  zu  dei-  dei'  ErwerbsthÄtigen, 
dann  zu  der  auch  die  Rentner,  FensionSre, 
Altenteiler  umfassenden  Gruppe  der  brarufs- 
losen  Selbständigen  vollzieht,  ergeben  folgende 
Daten  der  95er  Berufszfihlung. 

Es  sind  von  10000  Personen  jeder  Alters- 
klasse 

Altereklassen  Erwerbs-  Die-  Ange-  Bemfslofle 
(Jahr)         thiltige  nende  henge  Selbständ.') 
Überhaupt 

unter  14             108        30      9718  154 

14-20           6316       889       3563  333 

unter  30            1  797       356       7  77i  <76 

20—30           6  460       609       2  798  1 33 

30—40           5875       156       3810  159 

40—50           ciji         98       3  703  339 

50-60           5785         93       3380  74a 

60—70           4931         89       3136  1854 

70  n.  mehr      3  934        ea       3  059  955 


jÜOg  Ic 
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unter  20 

2  372 

7 

742a 

20- HO 

9567 

26 

237 

170 

30-40 

9762 

S; 

40-50 

6 

6S 

2äO 

50-60 

98 

645 

7Ü0i 

■  787 

4  734 

4 
iblich 

.058 

4*04 

unter  14 

61 

39 

9  75; 

'45 

14-20 

4315 

1745 

3771 

i4 

«394  

I  446       109         4  694 


7  434 
7095 
6324 
?534 


1911 

3751 


unter  i 

20-30 

30—40 

40—60 

50-60 

60-70 

70  u.  mehr 

Die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  des 
Volkes  beruht  hiernach  aiii  den  Pei-sonen 
der  Altersklassen  von  14 — 60  Jahren;  (Iber 
die  Hälfte  von  ihnen  —  naliezu  zwei  Drittel 
derer  im  Alter  toh  20 — 30  Jaliren  —  ist 
erwerbsthätit  Und  zwar  kommen  mehi-  die 
männlichen  Personen  des  besagten  Alters 
in  Beteacht,  indem  von  ihrer  Gesamtzahl 
drei  Viertel  (im  Alter  von  20 — 60  Jfüiren 
BOgar  über  neun  Zehntel)  eine  Erwerbs- 
thätigkeit  ausüben.  Beim  weiblichen  Ge- 
schlecht ist  der  Anteil  der  {Hawpt-)Benifs- 
thatigen  nur  im  Älter  von  14 — 20  Jahren 
erheblicher,  sonst  stellt  sich  deren  Anteil 
aof  kaum  ein  Drittel. 

Was  die  Altersklassen  einzehi  betrifft, 
80  sind  in  der  jüngsten  Ältereatwfe  natiir- 
gemäss  fast  ausschliessKch  Angehörige  ohne 
Benii  Schon  in  der  folgenden  St^e  von 
14 — 20  Jahren  fällt  dae  Schwei^wcht  der 
Bevölkerung  auf  die  Erwerbsthätigen.  welche 
in  der  Altereatufe  20—30  Jahre  ihren 
höchsten  Prozentsatz  erreichen ;  wohl  steigert 
sich  dieser  für  das  männliche  Geschlecht 
noch  in  dem  Älter  von  30 — 40  Jahren,  aber 
durch  den  zahlreichen  llebertritt  des  weib- 
lichen Geschlechts  infolge  Verheiratung  aus 
der  Reihe  der  Erwerbsthätigen  in  die  der 
Angehörigen  wird  die  Erwerbsziffer  beiderlei 
Geschlechts  hier  erniedrigt;  in  den  weiteren 
Altersstufen  sind  die  Erwerbsthätigen  zwar 
eben^ls  noch  mit  starken  Anteilen  ver- 
treten, die  Anteile  ennässigen  sich  aber 
immer  mehr,  je  ältere  Leute  die  Altersstufe 
bebrifft,  und  zwar  zu  Gimsteu  der  Gnippe 
der  Berufslosen. 

Die  Erwerbsthätigen  jeder  einzelnen  Be- 

rufsabteilnng  gliedern  sich  nach  dem  Alter 

wie  aus  der  Tabelle  auf  S.  609  ereichtlich. 

Als  charakteristische  Momente  sind  her- 


vorzuheben einmal ,  dass  verbältuismässüg 
i-iele  jugendliclieund  Wele  alteErwerbsthätige 
in  der  Land wirtscliaft  vorkommen,  während 
die  Industrie  ihre  Arbeitskräfte  ziun  weit- 
aus überwiegenden  Teil  den  Altersklassen 
von  14 — 40  Jahi-en  entnimmt;  die  höheren 
Altersklassen  sind  hier  schwach  vertreten, 
wohl  infolge  des  zahlreichen  Berufswechsels, 
den  in  diesem  Alter  viele  Unselbständige 
dieser  Berufsabteilung  vornehmen,  um  sich 
—  in  dem  Benif  einer  anderen  Abteilung  — 
selbständig  zu  machen  (Uebemahme  einer 
Anstellung  im  öffentlichen  Dienst,  Zuwen- 
dung zur  Beschäftigung  eines  freien  Lohn- 
aiteiters,  Ausübimg  eines  Ladengesdiäfts  etc.), 
und  ebenfalls  schwach  besetzt  ist  die  jugend- 
liche Altersklasse,  was  im  Verbot  der  Fabrik- 
arbeit von  Kindern  sowie  darin  begründet 
ist,  dass  die  nicht  fabrikmfissigen  gewerb- 
lichen Verrichtungen  für  Kinder  schwerer 
sind  als  die  laudwirtechaftlichen.  Ausser- 
dem ist  nicht  zu  vei^essen,  dass  obige 
Altersnachweise  nur  den  Hauptberuf  und 
den  Hausgesindedienst  berflcksicntigen,  wäh- 
rend gerade  bei  (volksschulpflichtigen)  Kin- 
dern der  Nebenerwerb  eme  Rolle  spielt; 
so  wurden  bei  der  Berufszählung  mu-  45375 
in  Industrie,  Handel,  Verkehr,  Lohnariwit 
wechselnder  Art  (hauptbeniflich)  thätige 
Kinder  festgestellt,  dagegen  bei  einer  Special- 
enquete Frühjahr  1898  über  eine  halbe 
Million  Kinder  (unter  14  Jahren),  die  ausaer- 
faalb  der  Fabriken  gewerblich  beschäftigt 
waren. 

Wie  die  berufliche  so  wird  auch  die 
soziale  Gliederung  innerhalb  des  Berufs  ver- 
schieden  von  den  Altersrerhältnissen  beein- 
flusst,  in  den  jüngeren  Altersklassen  sind 
tlie  Anteile  der  Arbeiter  am  bedeutendsten, 
gegen  die  mittleren  und  höhei-en  Jahte 
nehmen  diese  Anteile  ab  und  gewinnen  da- 
gegen an  Stärke  die  der  Angestellten  und 
der  Selbständigen,  wie  aus  folgendem  erhellt: 


ProzentanteÜe  der 

der  einzelnen 

soziatenScbich- 

., 

rlasxen 

t«n  an  jeder 
AlterskWe 

(Jahr) 

dlge 

,Ä 

belMT 

iii 

H 

Ar- 
belwr 

nuter  14 

0.01 

0,07 

ia,M 

JK72 

1,«^ 

«.■M 

96,17 

11,» 

82,71 

«,»8 

ib,70 

3ö,3< 

59,16 

■»,77 

70,8  [ 

47,8i  3,65 

48,47 

a.,«1 

■1,46 

7,16 

54,38  a,M 

12,27 

3.45 

3,69 

57,58  1,8^ 

40.58 

4,3t 

0,69 

I.t4 

6I,04  l.lo 

37,»ö 

m  ganzen 

100 

,00 

100 

28,94  3,89 

67,77 

D,, 

~^>\^> 

^'c 
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Zn  den  eiozelaen  AJterBktaseea  gehörea  von  100  Enreibathatigei]  jeder  Berulaabteiluug 


Altersklassen 

(Jahr) 


Porat- 
wirt- 


wech- 
selnder 


Sonst, 
öfienil. 
Dienst, 
freie 
BemfB- 


1,63 

0^6 

0,42 

— 

0,13 

ao,66 

ai.38 

■4,73 

14,69 

3,76 

8,31 

31,24 

»8,03 

a5,M 

30,93 

89,09 

»4,30 

16,84 

ai,i4 

3»,76 

5,<^ 

i4!87 

14.57 

17,87 

17;64 

1,33 

18,46 

13,86 

9,17 

"S 

'SJ8 

0,59 

13,03 

4,06 

9.'9 

3,03 

'.'9 

',56 

3,97 

0,02 

2,19 

100 

too 

0,30 

_ 

19;88 

10,48 

■3,76 

8;37 

•s'm 

27,01 

31,83 

89,09 

31,96 

18,33 

3M7 

24.96 

5,09 

37,18 

'.'S 

15,37 

18,97 

19,11 

1,33 

19,02 

13,39 

'3,59 

0,59 

13,50 

9,15 

4,0s 

5,01 

7,53 

0,12 

7,5' 

3,3' 

'.'5 

1,32 

»,34 

0,03 

2,33 

.00 

100 

100 

100 

0,87 
19,17 

a6,54 
19,04 

14,87 


0,83 
16,85 
36,07 


0,64 

37,66 

rflos 

18^6 

7,67 

»5,81 

»7,59 

30,16 

39,48 

13,07 

14,64 

14,53 

34,7» 

\'.f. 

11,01 

16,50 

7,94 

12.53 

11,40 

7,10 

3,97 

6,93 

w,6i 

SvtS 

3,47 

IJS 

3,31 

3.51 

1,73 

100 

100 

100 

100 

0,99 
35,98 
37,93 
13,58 


10.  Beml,  Famllienstiuid  and  Alter 

iflsst  eraehen,  in'wieweit  die  Urwerbsquedlen 
aicli  der  BegrOndung  eines  eigenen  Familien- 
Verbandes  durch.  Terehelichui^  fljrderlidi 
erweisen,  wie  je  nach  dem  Lebensjahr  und 
dem  FamOienstand  der  Uebei^ang  von  einem 
Beruf  Eum  andern,  voii  einer  Berufestellung 
zur  andern  eich  vollzieht  Dabei  erscheint 
es  zweokmSssig,  die  nater  16  Jahre  alte 
Bevölkerung,  die  fast  durchw^  dem  ledigen 
Stande  aDgehOrt,  ausser  Betracht  zu  laeaen 
und  die  xamilienstandszablen  auf  die  er- 
wachsene, d.  h.  16  Jahre  und  darüber  alte 
BevOlkerong  nach  drei  ÄltersMasBen ,  die 
für  den  Imestand  besonders  bezeichnend 
sind,  nämlich  a.  fOr  die  unter  30,  b.  fflr  die 
von  30  bis  50,  c.  für  die  über  50  Jahre 
alten  Personen  zu  Reben. 

Fflr  die  4  BevOlkerungsgruppen  ergiebt 
sich  sonech  folgende  FaminenstandBghede- 
mng:  (S.  die  erste  Tabelle  auf  S.  610.) 

In  der  ersten  Altersstufe  16—30  Jahre 
sind  demnach  für  alle  BevQlkerungBgmppen 
und  zwar  beiderlei  C^eschlechte  die  Ledigen 

BondwBrterbncb  der  StutnrlHeitKbftft«n.    Zweit« 


ibend,  Verwitwete  sind  fast  nicht 

vorhanden^  in  der  mittleren  Altersstufe  ^nd 
die  Yerliemiteten,  wenigstens  durchscbnitt- 
lich  am  verbreitetäten,  und  in  der  obersten 
Emlelen  neben  diesen  und  namentlich  bei  den 
flauen  die  Terwitweten  eine  Bolle.  Da- 
neben bestehen  aber  noch  duuakteristische 
Besonderheiten.  Verheiratete  Erwerbstfafltige 
sind  auf  allen  Altersstufen  am  zahlreichsten 
bei  den  Männern  anzutreffen,  während  weib- 
liche Fereonen  als  erwerbsthätig  im  wesent- 
lichen nur  erscheinen,  soweit  sie  ledig  sind 
oder  durch  Witwenstand  zum  eigenen  Er- 
werb veranlasst  werden.  Umsomehr  füllen 
die  letzteren  die  Reibe  der  verheirateten- 
Angehörigen,  unter  denen  sich  ja  auch  die 
Ehefmuen  befinden;  verheiiatete  männliche 
Personen,  welche  die  zn  emflhrende  Zahl 
der  Haushattungsmitglieder  vermehren,  giebt 
es  wenig,  die  betreffenden  Fälle  beziehen 
sich  in  der  Hauptsache  auf  mit  listigen  oder 
körperlichen  Leiden  Beiiaftete.  Die  Dienen- 
den erscheinen  vornehmlich  bei  den  Ledigen 
und  VETwitweten ;  für  Verheiratete  ist  da 
AbIIb««.    II.  39 


Bemf  und  Beiubstatistik 


Von  100  der  in  d^  Yorspolten  genaiinten  Personen  ^ader  AltfinkUsse  und 


ledig 

verwitwet 

™.    1    w.    j  ™. 

m.    1    w.    1  zus. 

m.    1    w.    1  TOB. 

Erwerbsthatige   .     .    . 

Dienende 

Angehörige     .... 
Benifalose  SelbetAudige 


GesamtbeTSlkening 


a)  im  Alter  von  16—30  Jahren: 

8o,37    90,12    83,25     '9,45      9,oi 
97,49    99,50     99,47       2,38      0,34 
97,97     44,30     48,63       1,96     55,47 
95,44    86,75     9^,34      4,1»      6^1 

16,37 
0,37 

0,18 
0,13 
0,07 
0,38 

0,86 
0,16 

6,84 

81,46 

70,2a 

75,79 

18,37 

29,24 

*3,85 

0,17 

0,54 

Eiwerbsth&tige  .    .    . 

Dienende 

AjigehOrige     .... 
BemJgloBe  SelbBtändige 


Geaamtbevitlkemug 


b}ini  J 

'3,83 

70,15- 
64,69 
39,a4 

ater  VC 

ii;S 

n  30-60  Jahren: 

17,67    84,17    4^,42 
87,7s    27,69      3,55 
6,27    33,07    93,13 
37,46    55,31     ia,S9 

76,15 
4,30 
92,53 

30,70 

2,00 
3,16 
2,24 

5,45 

1,19 

51,16 

14,79 

14,73 

14,76 

83,14 

77,61 

80,3' 

2,07 

,,66 

1  50  und  mehr  Jahren : 


ErwerbBthätige   .    .    .    . 

Dienende    

Angehörige 

BemMose  Selbständige  . 


Gesamthevölkemng 


6,85 

11,00 

17,56 
58,34 
4,94 
17,84 

9,S8 
58," 

5,57 
14,75 

80,51 
30,34 

31,44 
56,17 

24,44 
4,14 

74,44 
4,75 

72,40 

27,95 

13,60 
ao,39 
50,36 
32,83 

58,oQ 
37,S2 
30,62 

77r41 

7,95 

10,96 

9,56 

74,94 

49,64 

61,41 

17,11 

39,40 

0,38 

0,16 

0,3* 


Ervrerbsthätige  .    .    .    . 

Dienende 

Angehörige 

Bemfslose  Selbständige  . 


GeBamtbevOlkening 


87,72 

71,43 
27,91 

59,08 

95.52 

44,17 

95,37 
19,29 
36,91 

57,31 
10,10 

21,60 
1,00 

77,18 
6,18 

3,»6 
»4,64 

19,32 
3,48 
S,79 

67,77 

39,56 

34,87 

37,14 

55,57 

52,05 

53,76 

4,87 

.3,08 

Auf  Benifsabteilnngeii  verteilen  sich  die  ledigen,  verheiiateten  und  verwitweten  Er- 
■werbsthätigen  -wie  folgt: 


-4,93  86,92  8,1s  3,74  70,34  35,92 
29,59  67,48  3,93  12,32  74,47  13,31 
30,70   63,4s      5,85         16,87     56,7a   :  ' 


ledig    verh.   verw.       ledig    verh.   verw,       ledig    verh.    verw. 

LandwirtBchaft a)  20,76   77,06 

b)  90,37     9,48 

c)  89,43    10,36 
Snmme  85,57 

Industrie 

Handel    . 


Snmme  i 

Lohnarbeit  wechselnder  Art  80,21    18,23 

Armee  und  Marine ....  97,33     2,66 
Sonstiger  ijffentlicher  Dienst 

und  freie  Bernfsarten  .    .  84,7s    14,90 


Snmme  85,57 

14,10 

0,33 

18,58    74,53 

6,89 

9,37 

64,63    36,00 

.    .  a)     61,61 

37, '3 

1,25 

'4,37    78,14 

7,49 

9,08 

67,85    23,07 

b)     80,3, 

0,24 

5,58 

17,64 

0.30 

'6,15    79,85 

4,00 

9,19 

74,70    16,11 

Snmme  79,6 1 

19,98 

0,41 

15,56    79,33 

5,1» 

9,02 

71,56    19,43 

2,16 

6,^8 

63,56   30,86 

b      86,66 

0,19 

24,22    73,71 

2,06 

83,16      8,79 

C)      85,44 

14.34 

0,33 

19,00   78,29 

3,71 

8,01 

79,14    12,84 

',44  15,77  77,89  6,34  7,11  68,09  34,80 

,56  31,39  S7,6i  3i,oo  14,73  37,94  47,33 

1,01  31,08  67,97  0,95  9,08  84,92  6,00 

•,38  30,36  66,13  3,5"  18,74  66,24  15,02 


jglc 
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im  Hinblick  auf  die  enge  Zugehörigkeit  des 
DienBtbot«n  zum  Haus  der  HerrscWt  nur 
auBnahmsweise  Verwendung,  mehr  noch  fttr 
mftnnliche,  -welche  leichter  alB  verehelichte 
Franen  vom  eigenen  Haushalte  abkommen 
und  miier  die  oauBfaerrtiche  Gewalt  eines 
anderen  sich  verdingen  kOnnen,  tlbiigens 
auch ,  namentlich  wo  grOBfiere  DieneiBcnaft 
gehalten  wird,  Dienste  finden,  die  eine 
eigene  Wohnung  gestatten.  Die  Ornppe  der 
bränfslosen  Säbst&ndigen  stellt  im  Älter 
nnter  30  Jahren  viele  Ledige  als  Schaler 
und  sonstige  in  Ausbildung  Begriffene  sowie 
ünterstützungsemp&iger ,  im  Älter  von  50 
imd  mehr  Jahren  viele  Ledige  und  Verwit^ 
wete  als  Ältenteiler,  Pensionäre,  Rentner, 
Insassen  von  Armenanstalten  und  dergleichen. 
Wie  in  den  einzelnen  Bcrnfsabteilungen 
sich  die  Erwerbethatigen  nach  dem  Familien- 
stand gliedern,  ergiebt  die  zweite  Tabelle  auf 
voriger  S^te. 


Abgesehen  von  den  VerschiebunffaB, 
die  gegenüber  dem  Vorbemerkte  n  hier 
bei  den  einzelnen  Benifsabteilungen  her- 
vortreten und  ohne  weiteres  eraichtlioh 
sind,  sind  die  Besonderheiten  hinsichtlidi 
der  sozialen  Klassen  bemerkenswert  Die 
Selbständigen  haben  an  Verheirateten  und 
Verwitweten  in  lÄudwirtschaft  eine  höhere 
Ziffer  als  in  Industrie  und  Handel ;  in  diesen 
beiden  Abteilungen  besteht  fOr  das  abhAn^e 
Personal  eine  geringere  Aussicht  zur  Sh- 
langung  einer  selbständigen  Stellung  und 
danun  weniger  Aolass,  so  lange  mit  der 
EheschiieBsung  zu  warten;  dieBerhalb  hier 
die  grössere  Verbreitung  von  vereheliehtoi 
Angestellten  und  Gehilfen. 

IL  Bemf  nnd  ReligionabekeBntiiiB 
der  erwerbsthatigeu  Bevölkerung.  Hierüber 
mögen  folgende  Daten  aus  der  95  er  Er- 
hebung genflgen: 


Von  100  Erwerbethatigen 

Anf  die  einzelnen  BemfaabteUnngeE 
entfallen  von  100  ErwerbathStigen 

Berul»- 
abteilnngen 

Christen 

ß 

iil 

! 

Chri»t«n 

1 

t' 

lische 

katho- 

lisclie 

de« 

evftn- 

lilcbe 

katho- 
lische 

an- 
dere 

i|5 

Landwirtschaft    .... 

Industrie     

Handel 

Oeffentl.  Dienat,  freie  Be- 
rufsttrten 

ffierzuT 
H&nsUdie  Bienstboten  .    . 

56,7» 
64,54 

66,54 

63,93 

65,39 

43,01 
34,57 
28.1 
30,84 

32,<a 
33,9' 

33,93 

0,31 

0,3Ö 

0,19 

0,32 

o,»7 

0,20 

0,04 

0,55 
5,71 
0,21 

0,47 

0,0 1 
0,03 
0,04 

0,01 

0,03 
0,03 

0,01 

34,19 
34,15 

l;S 

5,5» 

3i,ao 
35,44 
io,ao 
1,97 

6,29 
9,09 

5,81 

40,24 
33,30 

7,44 

'.5' 

l;^ 

5,"3 

29,55 
41,24 
9,57 
',34 

9,07 
4,ai 

54,56 
0,36 

S 

2,6 1 

9,8s 

>,°9 

7,9» 
13,60 

.,,6 

Snmme 

62,17 

36,54 

o,a6 

1,01 

0,03 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

In  Hinblick  auf  die  Thal^ache,  dass 
unter  der  Gesamtbevölkerung  des  Heichs 
die  evangelischen  Christen  mit  fast  2  Drittel 
(62,77%),  die  katholischen  mit  etwas  über 
1  iMttel  (35,76)  vertreten  sind,  hat  bezflg- 
lich  dieser  beiden  Religionsbekenntnisse  die 
obige  Berufsgliederung  nichts  weiter  Be- 
merkenswertes an  sich.  Dagegen  ist  bei  den 
Israeliten,  die  im  allgemeinen  nur  einen  ge- 
ringen Prozentsatz  der  erwerbsthätigen  Be- 
völkerung ausmachen  (1,01),  ihr  hoher  An- 
teil an  den  ErwerbsuiStigeQ  des  Hand«js 
hervorzuheben,  ebenso  ist  noch  nennenswert 
der  Anteil  der  Israeliten  an  der  die  Bentner, 
Pensionäre  etc.  mitumfassenden  Bemfsab- 
teiJnng  Selbständige  ohne  Beruf  sowie  an 
der  Bemfsabteilung  Oeffentlicher  Dienst  etc., 
wo  sie  hauptsächlidi  im  Civildienst,  nament- 
lich als  Rechtsanwälte,  femer  als  Aerzte, 
Beamte  in  Bildung»-,  Bibliothekan statten, 
wiseenBchaftlichen    nnd    Eunstsammlnngen 


12.  Beruf  in  Stadt  and  Land.  Ffir  diese 
Untersuchung  unterscheidet  die  deutsche  Sta- 
tistik 5  Ortskategorieen :  1)  plattes  Land, 
d.  h.  Orte  mit  weniger  als  2W0  Einwohnern, 
2)  Landstädte  mit  2—5000,  3)  Klein- 
städte mit  5000— 20000,  4)  Mittel  Städte 
mit  20000—100000.  5)  örossstädte  mit 
Aber  100000  Einwohnern.  Auf  diese  Orts- 
kategorieen vertat  sich  die  erwerbsthätige 
Beväkerung  ziemlich  in  gleichem  Masse  wie 
die  Bevölkerung  Oberhaupt  Anch  die  Ver- 
teilung der  Angehörigen  ist  ähnlich,  doch 
sinkt  sie  mit  der  Grösse  der  Orte  erheb- 
licher als  die  Gesamtbevölkenmg,  dagegen 
nimmt  die  Zahl  der  häuslichen  Dienstnoten 
und  der  berufslosen  Selbständigen  zu,  je 
grössere  Orte  die  Kategorie  umfasst;  der 
Gnmd  hierfür  liegt  einerseits  in  dem  starken 
Zuzug  Unverheirateter  in  die  bedeutenderen 
Städte,  einem  Zuzug,  der  mit  der  GrOsse 
der  letzteren  zu  wachsen  scheint,  und  in 
der  auf  dem  platten  Lande  häufigeren  Er- 
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Beruf  lind  Benifsatatislik 


werbsthatigkeit  der  weiblichen  Bevölkerung, 
die  augenscheinlich  mit  der  geringen  Zahl 
der  (weiblichen)  Dienstboten  daselbst  in 
"Wechselbeziehung  steht  ZahlenmÄssig  ge- 
staltet sich  die  Verteilung  der  BeTOlkeniugs- 
gruppen  auf  die  Ortakategorieen  folgeiider- 
massen: 

we^b..  o'r""  i^-  Alt  i% 

C"    tee  Land  S','«  37,33  S0,9i  40,46  S**.i7 

dsttdte  11,71  11,70  13,53  13,13  i3,to 

Kleinstädte  13,03  14,^4  13,84  1^,84  '3,^ 

Mittelstadt«  10,33  14,63  10,05  13,53  10,39 

OroBsatädte  14,01  31,61  13,67  i6,o6  13,5s 

In  welchem  Masse  die  Ki-werbsthiltigen 
der  einzelnen  ßeru&abteilungen  in  den  fünf 
Ortsgrössenklassen  vertreten  sind,  lehren 
nachstehende  fielativzahlen ;  bei  den  eisten 
drei  Berufsabteilungen  ist  zugleich  die  soziale 
Schichtung  (a.  SelbstAadige ,  b.  Angestellte, 
e,  Ärbeittir)  berücksichtigt. 

Es  treffen  von  100  Erwerbsth&tigen  vor- 
genaimten  Berots  auf 

pUttaa     Land-  Klein-  XitMl-  Oroa*- 
Land       iitüdU  aUdte  atidtc  at«dte 

Landwirt'    a.  86,88     8,83     3,1z     0,76    0,43 
Schaft       b.  87,51      5,56     3,66     1,80    147 
C-   87,05      7,99      3,40     0,97     o,S9 


Sa. 

Industrie     a. 
b. 

87,00 
39,03 
17,17 
a8,93 

8,3« 

.6,34 
'1,89 
15,03 

3,31 
30,67 

0,93  o,S5 
11,63  16,54 
30,53  *8,79 
'S, 37  30,00 

Sa. 

Handel      a. 

b. 

31,07 
35,48 
7,79 
ao,S3 

'5,34 

'9,68 

17,14 
15,02 
16,99 

14,60  19,41 
15,38  «8,16 
31,06  48,77 
17,45  33,34 

'  33,15 


0,16  33,54 


__.   _-,_,    j»,03    16, 
HKubI  Dienst«, 
Lohnarbeit 

wechs.  Art       15,13    12,05    3o, 
Militär-,  Hof-, 
Staatsdienst, 
freie  Berufe      17,93    10,88  33,58   24,78  13,84 

Was  sdion  bei  dieser  Darstellung  nach 
Berufsabteilungen  einigermaesen  hervortritt 
wtlrde  noch  deutlicher  werden,  wena  man  auf 
Berufsarten  einüben  wollte,  n&mlich  dass  die 
Berufe,  mit  wenigen  Ausn^mien,  in  ein^  Orts- 
kat^rie  ein  Maximum  ihrer  Vertretung 
aufweisen,  ihre  Vertretung  in  den  übrigen 
Ortskat^forieen  immer  mehr  abnimmt,  je 
weiter  nach  der  GrOese  der  Orte  die  be- 
treffende Ortsklasse  von  jener  mit  dem 
Maximum  der  Vertretung  entfernt  ist.  In- 
sofern giebt  es  thatsfichlich  grosestadtische, 
mittelstadtische,  kleinstadtische,  landstildti- 
Bche  und  ländhche  Berufe,  daneben  freilich 
noch  einzelne  Berufsarten,  deren  Vertretimg 
in  den  Stadtkategorieen  wenig  differiert, 
auf  dem  platten  lÄndc  hingegen  wesentlich 


schwächer  ist,  welche  deshalb  als  allgemein 
stÄdtische  bezeichnet  werden  kOnnen,  end- 
lich ist  eine  siebente  Art  von  Beitifeu  vor- 
handen, die  in  allen  Ortskat^orieen  ziem- 
lich gleich  stall  vorkommen,  mithJA  ohne 
ausgesprochen  städtischen  oder  l&ndlidwn 
Charakter  sind. 

Hinsichtlich  der  sozialen  Klass^i  maoht 
sich  im  allgemeinen  eine  um  so  stfiritere 
Vertretung  der  Abhängigen  bemeilbar,  )e 
grGeser  die  Orte  sind,  welche  die  Kat^;orie 
umfaast ;  wenigstens  gilt  dies  f Qr  die  meisleu 
Angestellten  und  Arbeiter  von  Industrie  uivl 
Handel.  Die  landwirtschidtlichen  Ünaelb- 
Bt&ndigen  nehmen  natOrlidi  mit  steigender 
OrSsse  der  Orte  in  Bezug  auf  ihre  Ant^ls- 
ziffer  ab  und  verschwinden  fast  ganz  in  der 
Katcsorie  der  Orossstadte, 

Was  endlich  die  Verbreitung  der  Neben- 
erwerbfithfitigkeit  in  Stadt  und  Land  be- 
trifft, so  ist  Nebenerwerb  um  so  haufigm-, 
je  mehr  ländlichen  Charakter  die  betreffende 
Ortskat^rie  aufweist.  Mit  Zunahme  der 
Grösse  der  Wohnpl&tze  zeigt  sich  auch  eine 
stärker  durchgeführte  Arbeitsteilung  und 
demzufolge  eine  geriugere  Zahl  von  Neben- 
berufs^en.  Dies  gilt  für  die  Nebenerwerbe- 
thätjgleit  in  allen  5  Berufsabteilungen,  aua- 
genommen  Lohnarbeit  wechselnder  Art,  für 
welche  als  Nebenerwerb  die  grösseren  Städte 
mehr  Gelegenheit  bieten  als  das  platte  Luid. 
Im  einzelnen  wird  dies  durch  folgende  Daten 
bdegt: 

Ton  100  Nebenerwerbsthatigen  jeder  Berafs- 
abteilnng  entfallen  aof 

plattes     Land-    Klein-  Xltui-  Rroas- 
L*Dd      >adte   Stute  sCidte  atUte 
Landvirtschaft  69,54    16,67     >o,6j    3,5a    0,64 
Industrie  69,05     11,79      9,09    4.73    5,34 

Handel  53,51    15,10    14,36    7,89  10,34 

Lohnarbeit 

wechs.  Art      23,77     I3,4i     15,61  13,96  35,15 
OeKentl.  Dienst  61,09     13,77     10,47    7,03    8,64 


Zusammen    67,30    15,79    [0,87    3,53    a,6i 

B.  Oesterreich. 

Nächst  Deutschland  besitzt  Oesterreidi 
die  ausführlichste  Berufsstatistik.  Die  letzte 
Aufnahme  war  mit  der  Volkszählung 
vom  31.  Dezember  1890  verbunden.  Die 
Fragestellung  (mittelst  Haushaltungsliste) 
bezog  sich  auf  Bauptberuf,  Nebenberuf 
und  Berufsetellung  der  ortsanwesende ti  Be- 
völkerung. Diese-  berufsstatistischeu  Nach- 
weise sind  zugleich  mit  anderen  durch  die 
Zählung  erhobenen  persönlichen  Verhält- 
nissen der  Bevölkerung,  nämlich  Geschlecht, 
Alter,  Familienstand,  önindbeaitZj  Gebürtig- 
keit, Staatsangehörigkeit,  tu  Verbindung  ge- 
bracht. Das  Berufsschema  enthält  in  4 
Klassen  und  29  Gruppen  im  ganzen  173 
Berufsarteu.  Frühere  Berufsermittelungeu, 
gegenüber    welchen    die    90  er    namhafte 


Beruf  und  Benifsstatistik 


IbrtEchritte   vorz«ichnet,    fanilen    bei    doa  j  statt,  doch  sind  ihre  Daten  mit  den  n 
VolkE^AhJiingen   im  Jahre  1880  tmd  1869  [nnr  in  sehr  beschrftnktem  Masse  Tergleicbbar. 


1  1890  «Tirden  gezählt 


Land-    und    Foretwirtsrhaft, 
deren  Nebeanntinngen 


Handel  und  Verkehr  . 


thati^ 

4164643 

4304581 

8  46g  233 

3  K15S60 

735037 

3880897 

5963s  5 

348718 

845  073 

831744 

54»  350 

1374094 

7  748601 

5830686 

13569387 


6732 
39184 
35916 

6547 


Anje- 

226^1 
2  577  209 
4846340 
1044106 

3134356 

380437 

761  705 

1  143143 

215064 

532047 

747  111 

3908638 

5961311 

9869849 


ZDBammeii 
6  440  40s 
6910974 
13351379 
3306513 
3948997 
6155510 
^1858 
1  '3*455 
a  115313 
1  059  353 

1  »13  858 

2  273  311 

13306284 
33895413 


\  je<len  Berufs   kom- 

Bernfg-  Di«-   Aji^e- 

thfttige  nende  hörige 

64,7  0,1       35,2 

62,3  0,4       37,3 


Handel  und  Verkehr  :w. 


24,6 
46,8 
60,7 


66,3 
47,7 

56,8 


6,7  3^,9 

0,3  33,4 

3,5  48,8 

1,9  4l|3 


Auffallend  hoch  erscheint  hiemach  der 
Anteil  der  Erwerbsthätigen  an  der 
BevGlkenmg.  "Wahrend  er  sich  in  Deiitsch- 
Isnd  nur  anf  40,1  ".'0,  einschliesslich  der 
h&usUcben  Dienstboten  auf  42,7  '*.'o  stellt, 
ergeben  obige  Daten  (unter  Hinveglassung 
von  861996  BenifBlosen)  fftr  Oesterreich 
53^  bezw.  5ü,l  "lo.  Zweifellos  ist  der  Betriff 
Be^ufethfttigkeit  hier  sehr  ^eit,  um  nicht 
lu  sagen  zu  weit,  bei  der  Bearbeitung  ge- 
ntmunen  worden,  wenn  schon  gruadsätzheh 
die  im  Betrieb  des  HaushaltungBvor&tandes 
regelmSasig  mitwirkenden  Angehörigen  und 
Dienenden  auch  in  Deutschland  den  Erwerbs- 
thaügen  zugerechnet  sind;  auch  Ungarn, 
deseeu  wirtschaftliche  Yerh&ltnisse  den 
Tisterreichischen  ziemlich  verwandt  sind,  hat 
bei  gleicher  Äuszfthlimgsmethode  eine  mit 
der  deutschen  ziemlich  Qbereinstimmende, 
also  gegenflber  der  österreichischen  wesent- 
lich medrigere  Erwerbsziffer  festgestellt. 
NameaUich  acheint  man  in  Oesteireich  die 
weibhche  Beschäftigung  Aber  Gebühr  als  er- 
wetHend   aufgefasst   zu    haben,    dergestalt, 


I  dass  beispielsweise  bei  Land-  und  Forstwirt- 
!  Schaft  schliesslich  mehr  weibliche  als  m&m- 
liche  BerufsthStige  heranagerechnet  wurden. 
Die  Folge  dieser  statistischen  Behandlung 
ist  natürlich,  dass  die  von  den  Berufsth&tigea 
zu  erhaltende,  die  hänslichen  Dienste 
boten  und  Angehörigen  umfassende  Be- 
völkerung emen  erheblich  günstig^^n, 
d.  i.  geringeren  Prozentsatz  aufweist  als  in 
anderen  L&ndem,  doch  ist  dies,  wie  gesagt, 
nur  eine  formale  Erscheinung. 

Auf  die  speciellen  Berufsklassen 
verteilen  sich  die  Berufsthatigen  imd  die 
zugehörigen  Personen  insgesamt  wie  folgt: 


Bemfs- 

Personen 

■     BemfRgruppe 

thatige 

Überhaupt 

absolut     "U 

absolnt 

_Üi 

Land-  u.  Forst 

Wirtschaft    . 

8469*33 

63,4 

13351379 

55,9 

Landwirtschaft, 

Tierzucht  .  .  .  . 

8394638 

61,9 

13149300 

55,0 

Foratwirtachoft .  . 

69885 

°tS 

189950 

0,8 

'  Fischerei  und 

WasBerknltnr .  . 

4700 

0,04 

13  239 

0,05 

InduBtrio,  .  .  . 

3880897 

21,2 

6155510 

35,8 

Bergban  nnd 
1     Ifilttenwesen  .  . 

144313 

381260 

1,6 

1  Industrie  der 

Steine  n.  Erden 

134910 

1." 

304227 

'J 

j  Metallverarhei- 

tnng  ohne  Eisen 
Verarbeitung   von 
1     Bisen  unTstahl 

33083 

0,3 

69718 

0,3 

310398 

1,6 

485  493 

2,0 

,  Verferti^g  von 

MoBchinen, 

Werkzeugen     .  . 

77  74° 

0,6 

19035a 

0,8 

Chemische  In- 

j     dustrie 

37858 

0,3 

69IIS 

0,3 

;  Bangewerbe .  .  .  . 

393  579 

3,3 

739  113 

3,1 

Polvgraphische 

;     Gewerbe . 

41^ 

0,2 

51489 

0,2 

TeitflraduBtrie  .  . 

3,3 

81 1  070 

3,4 

Beruf  uud  Berufsstatistik 


Papier-  n.  Leder- 

indnBtxie    ... 
Industrie  der  Holz- 


IndüBtrie  der  Nah- 
ningBinittel .  .  . 

Industrie  der  Ge- 
tränke nnd  Qe- 
nnsamittel, 
herbergtin; 
Er^nicknnt 

Bekleidon^iadns- 


Andeie  indnstri' 
eile  Personen 
ohne  n&bere  Be- 
mf»angabe  .  . 

Handel  u.  Yer 
kehr 

Warenhsndel  .  . 

Eredithandel,  Ver- 
sicherung .  .  . 

Landtransport.  . 

Wassertransport  . 

Sonstige  Handels- 
betnebe  .... 
icher 


Die] 


it,  freie 
nte,     Bc 


iafBl< 
Aktives  MUitSr. 
Oeffentlicher  Civil- 

Sonstiger  frei  er  Be- 


ruf . 


I.  Unter- 


Eentner  i 

stutzte 

Aostaltsiusasgen, 

in  BembTorbe- 

reitong 


Selbständige  ohne 


absofut  |°/d 


laSSiii  I 


IS  945 
179691 
16278 


363544 
48  485 
563  701 

^41084 


Personen 
überhaupt 

absolut 

161  527 

49*467 
5*7  9' 


479932 
1  154983 


44483 
628698 


696563 

108797 
8S93SJ 

241084 


Bei  weitem  am  stJ^käten  besetzt  ist  also 
die  Land-  und  Foret Wirtschaft;  sie  um- 
sclüiesBt  fast  zwei  Drittel  der  Benifatiifiti^n 
und  emflhrt  mehr  als  die  Hfllfte  der  ^Qzen 
Bevölkerung.  Die  Bedeutung  der  ürpro- 
'  diiktion  ist  demnach  für  Oesterreich  grOeser 
als  für  Deutschland,  wo  um  so  mächtiger  die 
Erwerbsthatigkeit  auf  dem  Gebiete  der  In- 
dustrie und  des  Handels  entfaltet  ist. 

Hinsichtlich  der  Berufsstollung 
untetsclieidct  die  Ssterreichische  StatistiK 
vier  Kategorieen :  Selbständige  (insbesondere 
Betriebsinhaber),  Angestellte  (höhere  Hilfe- 
personen und  Qeschäftsleiter,  das  gwwe 
Militär,  dei-  bflr^rliche  Dienst),  Arbeiter 
(niedere  Gehilfen  in  festem  DienstveiMltiiis) 
und  Tagelöhner;  diese  Unterscheidungen 
werden  für  alle  Berufraweige  durchgefOhrt, 
indessen  nicht  ohne  Zwang,  namentlich  in 
der  letzten  Benifsklaese,  welche  neben  dem 
öffentlichen  Dienst  anch  die  Beatner,  Anatalts- 
iusaesen  und  Selbständigen  olme  BerufHan- 
gabe  umfasst. 

Ge^nflber  den  deutschen  Yerh&ltnissen 
erscheinen  die  Selbstfbidigen  in  Oester- 
reich bei  Landwirtschaft  und  Industrie 
geringer  vei-treten,  um  so  stSricer  die  Hilfs- 
personen. Der  veseutUche  Orund  dieser 
Verschiedenheit  in  der  sozialen  Schiclitung 
dürfte  in  der  Art  der  Ausmittelung  des 
Zählungsmaterials  liegeu.  In  Deutachland 
sind  zu  den  Selbständigen  auch  leitende 
Beamte  und  sonstige  G^häftsleiter  (z.  B. 
selbständige  Verwalter  fremder  landwirt- 
schaftlicher Güter,  Dü'ektoren  von  J^bri- 
ken)  gezählt,  welclie  die  österreichische 
Statistik  zu  den  Angestellten  genommen  hat ; 
andererseits  sind  die  Faptilienangehörigen 
in  weitem  Umfang  in  Oesterreich  den  er- 
werbenden Hilfspersonen  zugerechnet,  wäh- 
rend sie  in  Deutschland  mehr  als  Ange- 
hörige olme  erwerbende  Thätigkeit  behandelt 
sind;  für  die  Industrie  fragt  es  sich  femer 
noch,  ob  die  Haimnduatriellen  wie  in  Deutsch- 


Selbständige       Angestellte 


Land-  u.  Forstwirtachaft 

E 

18.                  2  006  764 

21479 

953 

2243a 

1962688 
3  65*  445 
5615133 

4136«» 

834894 

bdnstrie 

IE 

489597 
108250 

IS.               597  847 

37  222 

2094 
39316 

1558914 

585692 

31+4606 

70137 
39001 
99ia8 

Handel  und  Verkehr  .    . 

IE 

100249 

ii43a8 

IS.               314577 

106343 

189281 
59246 
348527 

108620 
67006 
17s  636 

Oeff  entl-Kenst,  Berufslose 

IE 

430395 
493057 

M.                   9234s» 

339  753 

59  493 

2103 

Beberhanpt 

{E 

2887  116 

955  Sa4 

IS.              3  842  640 

•SSI 

539  177 

3770376 
431443« 
80S4814 

Beruf  und  Benifaatatistlk 


Ea  treffen  also  von  100  ErwerbsthAtigen 


Selbet&ndige 

AngcBtellte 

Arbeiter 

Tagelöh 

ner 

m. 

w. 

ms. 

„. 

w. 

Ena. 

m. 

w. 

2Da. 

m. 

w. 

zns. 

S.6 

»1.7 

0,% 

o^ 

47.1 

!*? 

«,T 

0,0 

0,6 

0,7 

M,7 

14,<) 

30.8 

1,7 

0.3 

M 

73,3 

80,8 

74,4 

3,3 

4,0 

3,4 

17-a 

AI 

■i,'l 

11,7 

39,4 

^.;8 

67,* 

';,8 

^.6 

37,3 

löU 

^3 

t>,4 

0,7 

4,0 

48,6 

74,1 

59,6 

7,7 

8,8 

Land-  und  Fontwirtschaft 

Indostrie 

Handel  ond  Yericehr  .  . 
Oeffentl.  Dienst,  Berntsloge 
Feberhanpt 


Land-  und  Forstwirtschaft 

Indnstiie 

^ndd  nod  Verkehr 

anderen  Berofuireigen 


laad  als  selbständige  Gewerbetreibende  den 
industriellen  Selbständigen  zugezählt  sind 
oder  nur  als  Arbeitnehmer  der  Fabrikanten 
gelten,  worüber  indessen  aus  den  Unterlagen 
kein  Aufschluss  zn  entnehmen  ist 

PerBonen  mit  Nebenerwerb  sind 
Oesterreieh  587778  ermittelt  worden,  davon 
flbten  den  Nebenerwerb  »na  in 

absolut   */, 

218533  37,! 
248098  42,: 

70678     13,( 

50  469     8,6 

Bemerkenswert  ist,  dasa  die  Industrie 
im  Nebenerwerb  wesentlich  stärker  besetzt 
ist  als  die  Landwirtschaft,  was  offenbar 
damit  zusammenhängt,  dass  beim  Haupt- 
beruf viele  zur  Landwirtschaft  gerechnet 
sind,  deren  Tbätigkeit  in  anderen  Staaten 
zumeist  nur  als  nebensächlich  angesehen 
wurde.  Ancb  ist  zu  berücksichü^n,  dass 
die  Österreichische  Statistik  Fälle,  in  denen 
einer  in  mehrfacher  Richtung  ^Nebenerwerb 
nachgeht,  nur  einfach  —  nicht  wie  die 
deutsche  wiederholt  —  i^istriert  hat. 

Ueber  den  Zusammenhiuig  der  Beruf  s- 
verhältnisse  mit  der  Wanderbe- 
wegung  giebt  die  Osterreiehische  Statistik 
folgende  interessante  Daten: 

Von  je  100 


sind  ^boreu         ' 

in  der  Anfenthalts- 
gemeinde     .    .    . 

nicht  in  d.  Gemeinde, 
aber  im  Bedrk  des 
AntenUuüta      .    . 

nicht  imBeiirke,  aber 
im  Land«  de«  Anf- 


bSÜiKeii' 


^Perao- 
ttbelli. 


in    einem     anderen 

Lande      ....       6,0      3,8     19,0       5,4 
im  Auslände  ...       1,9       1,3       5,5       1,7 

Während  die  ortsanwesende  BerOlkenuw 
als  solche  zn  &st  zwei  Drittel  in  der  Auf 
eDÜultegemeinde  geboren,  zu  etwas  Aber 
onem  IMttel  zugezogen  ist,  mx)difiziert  aidi 
dies  Verhältnis  oei  den  einzelnen  BevjHke- 


rungsgruppen  dahin,  dass  die  Berufsthätigen 
und  insb^ndere  die  Dienenden  an  der 
Wanderbewegung  stärker,  die  Angehörigen 
schwächer  beteiligt  sind.  Von  den  Ange- 
hörigen ist  nur  '/4  zugezogen,  dagegen 
machen  die  Zugewanderten  rund  ^,'5  der 
Beru&thfttigen  und  *b  der  Dienenden  aus; 
die  Dienenden  sind  aber  nicht  nur  am 
stärksten  beteiligt,  sie  durchwandern  auch 
die  weitesten  Strecken.  Der  Zusammenhang 
zwischen  Familie  und  Beruf,  Term^;e  dessen 
die  einzelnen  Berufe,  insbesondere  die  länd- 
lichen, vielfach  sich  In  familienhafter  Weise 
gleichsam  aus  sich  selbst  heraus  ei^änzen 
und  erweitem,  besteht  hier  am  wenigsten, 
die  Dienenden  finden  im  häuslichen  Wirt- 
schaftskreis keine  Verwendung,  sie  mflssen 
fremde  Wirtschaften  nicht  bloss  der  Heimat, 
sondern  auch  des  entlegenen  Arbeitsmarktes 
aufsuchen.  Wenn  endlich  die  Berufstbätigen 
doppelt  so  hflnfig  wandern  als  die  Ane^hOrigen, 
so  ist  zu  beachten,  dass  die  wirtschaftlichen 
Veranlassungen  zur  Wanderbewegung  auf 
die  Berufsthätigen  direkt,  auf  die  '&iiKe7 
hörigen  niu-  insoweit  einwirken,  als  sie  bei 
den  üebersiedlungen  von  ihren  Ernährern 
mitgenommen  werden,  und  dass  die  Wande- 
rungen zum  gnten  Teil  von  alleinstehenden 
Personen,  also  vor  Begrilndung  eines  Haus- 
standes imtemommen  werden. 

Für  die  Berubabteilungen  stellt  mch  die 
Wanderungsbewegung  folgen dermassen  dar: 
es  sind 

Ton  1000  Eemlstlifitigen 
der  Abteilnng 

,  Land-  ObIT. 

geboren  nnd     ,^„   „     ,  ,  Dl.ast 


in  der  Anfenthalts- 
gemeinde     .    .    . 

im  Bezirk ')  des  Aof- 
entbalts  .... 

im  Lande  des  Auf- 
enthalts .... 
einem     anderen 

im  Auslände   .    .    . 


19,6     17,6      13,7 


3,4       5,7       5,a 


Am  ansäseigaten  erscheinen  danach  die 


d.  h.  nicht  in   der  Gemeinde,  aber  im' 
;  verg].  das  ansfUhrtichen  Vordruck  obn. 


«sirk 


lOOg  Ic 


6ie 


Bmif  und  Berufestatistik 


Erwerbsthfttigen  in  Landwlrtechaft ,  zum 
öberwieKenden  Teil  entfalten  sie  ihre  -wirt- 
sch&füiche  ThAtigkeit  in  der  Oeburtage- 
meinde;  doch  wird  auch  iu  der  Industrie 
fast  zwei  Drittel,  im  Handel  und  Verkehr 
mehr  als  die  HUfte  der  Berufsarbeit  in 
dem  Bezirke  geleistet,  in  welchem  der 
Geburtsort  gelegen  ist.  Am  grßseten  ist 
die  Wanderung  bei  dem  Offentiicheu  Dienst 
und  den  freien  Berufen;  zugleich  ergeben 
die  bezüglichen  Nachweise,  dass,  ie  bedeu- 
tender die  WanderhewegTing  öbernaupt  ist, 
um  so  mehr  auch  die  Wanderung  in  die 
Feme  bezv,  der  Zuzug  aus  der  Feme  bei 
den  Berufszweigen  Platz  greift. 

Innerhalb  der  sozialen  Klassen  vollzieht 
8i<^  die  Wanderbewegnng  wie  folgt:  es  sind 


8«lb- 


1  100 


geboren  MxSt-'  ^"«^       *»-      T«)w- 

gen  BtelHen  bcltem  löhnern 
in  der  Auf  enthalte- 

gemeinda  .  .  .  6i,i  16,4  63,0  558 
im  Beairk  des  Anf- 

enthftlta  .  .  .  16,4  7,1  19,3  24,3 
im  Lande  im  Anf- 

enthalta  ...  14^  43,4  12,1  14,5 
in.  einem  anderen 

Lande  ....  S,8  »4,5  5,'  4,3 
un  Auslände     .    .       3,3       8,6         1,5        i,z 

Am  meisten  und  zugleich  am  weitesten 
wandern  die  Angestellten,  was  zum  Teil 
aber  damit  zusammenhangt,  dass  das  ganze 
akUve  UjÜtSr  zu  den  Angestellten  gerechnet 
ist  Die  SelbetSndigen  smd  etwas  stärker 
als  die  Arbeiter,  immerhin  aber  schwächer 
als  die  Tagelöhner  an  der  Wanderbewegung 
beteiligt;  der  ererbte  Besitz,  die  GruncUage 
der  wirtschaftlichen  Selbständigkeit,  wint 
hemmend  auf  den  Wanderzug.  Anderer- 
seito  eröffnet  bessere  wirtschaftliche  Lage, 
höhere  Intelligenz  und  Ausbildung  ein  auch 
rftnmlich  weiteres  Gebiet  zur  Entfaltung  der 
eigenen  ErAfte,  darum  ist  das  Zuzugsgebiet 
bei  den  Selbständigen  und  den  Angestellten 
vied  ausgedehnter  als  bei  den  Arbeitern  und 
Tagelöhnern.  Natürhch  ist  für  die  Bernfs- 
abteUungen  die  Beteiligung  der  sozialen 
Elassen  am  Wanderzug  nicht  völlig  die 
gleiche;  so  sind  in  einer  anderea  als  ihrer 
Anfenthaltsgemeinde  geboren,  mithin  zuge- 
gewandert 


Land-  nnd  Forst- 
wirtBchaft  . 

Industrie  .    .    . 

Handel  nnd  Ver- 
kehr .    . 

Oefi.  Dienst 

Beruf    .    . 


Selb- 
stän- 
digen ' 

54)3 
57,6 


68,6 
88,9 


53,6 


Unter  dea  Zugewanderten  beanspruchen 
eine  besondere  Betrachtung  die  Ausländer, 
welche  die  österreichische  Statistik  ebenfaUa 
in  Bezug  auf  die  Berufsverhlltaisee  nilher 
antersudbt  Für  die  Staatafremden  ergiebt 
sich  dabei  ein  höheres  Mass  von  Berufs- 
thätigkeit  (60,2  ^/o  aller  Btaatsfremden)  als 
für  die  gesamte  ortsanwesende  Bevölke- 
rung (56,8),  indem  die  Zuwanderung  eben 
h9ufig  erst  nach  Eintritt  in  die  Berufs- 
thAtigkeit  erfolgt.  Die  berufliche  Bethätigung 
der  Ausl&uder  erfolgt  nur  in  geringem 
Grade  in  der  Landwirtschaft  (12,4  ""/o  der 
benifsthätigen  Ausländer),  um  so  mehr  bei 
Industrie  und  Handel  (34,1  bezw.  29,5  "/o), 
auch  im  öffentlichen  Dienst  und  den  freien 
Berufen  (24,0).  Relativ  am  meisten  land- 
wirtstdiaftlidie  Arbeitskififte  stellen  die 
Länder  der  ungarischen  Krone,  Preussen, 
Bayern  uud  ItalieD,  am  meisten  industrielle 
Sachsen  und  ItaKen;  der  Handel  ist  die 
Hanptbeechäftigung  der  den  Balkanstaaten 
Angehörigen,  fteie  Berufe  oder  gar  keinen 
Beruf  haben  am  hftufi^ten  angegeben  die 
russischen  Staatsangdiörigen  sowie  die  sons- 
tigen hier  nicht  weiter  specifiziertea  Aus- 
libider.  Die  zugewanderten  Staatsfremden 
Qbemehmen  vorwiegend  qualifizierte  Arbeit, 
demgemäss  werden  von  innea  die  höheren 
sozialen  Schichten  (Selbständige,  Angestellte), 
freilich  auch  die  Klasse  der  Dienstboten, 
welche  ja,  wie  erwähnt,  an  den  weiteren 
Wandlungen  am  meisten  beteiligt  sind, 
stärker  besetzt  als  seitens  der  Qesiuntbe- 
völkenmg : 

T.  10000  Per- 

Bonendervor-  «^  vorgenannten 
bezeichneten      BernfsHteUnnÄ 
Berufs-       gehOren  von  1000 
ateUnng       Staat«-    Personen 
amd  Staats-   fremden  Oberhaupt 
fremde 
Selbständige.  .         19S  iSo  161 

Angestellte  .  .         807  103  23  ■ 

Arbeiter  ....         iä.±  aTC  ■iS\ 

Tagelöhner  . 


Sernfstlifttige 

Überhaupt.  . 

6o3 

S68 

Angehörige  .  . 

l& 

356 

413 

4a 

19 

Zasammen         177  1000  1000 

C.  Ungarn. 

In  Ungarn  wurden  ebenfalls  gelegentlich 
der  letzten  Volkszählung,  die  naäi  dem 
Stand  vom  31.  Dezember  1690  in  den  Tagen 
vom  1.  bis  10.  Januw  1891  mittelst  Zähl- 
karten stattfand,  Benifsermittelungen  fflr 
dieortsanweeendeBeTÖlkerungvoigenommen. 
Sie  erstreckten  sich  auf  die  benifhche  Haupt- 
und  Nebenbeschäfti^ng  und  in  Anaehong 
der  ersteren  auf  die  Benifsstellung.  Be- 
züglich der  nicht  ei-werbend  thätigen  Be- 
völkerung und  des  Hausgeeindee  wüide  die 
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Haaptbeschftftiguiig  des 
fntgt.  Auaaerdem  hatten  die  in  industriellen 
Belieben  besch&ftigtaii  HilfspersoneD  anzu- 
geben, bei  welcher  Untenielimung  oder 
welchem  Meister  de  in  Besobaftigiuig  sind; 
hierdurch  Tnirde  eine  GImppierung  sowohl 
nach  dem  Bemte  der  Individuen  als  auch 
nach  der  Art  der  Untemehnrangen, 
dien  die  betreffenden  Individuen  wAhrend 
der  YolkstOhliing  angeetellt  varen,  also  nach 
dem  Wiitschaftszweig,  dem  Betriebe  er* 
mCglicht,  es  wurde  also  durch  jene  Frage 
angestrebt  eine  Kombination  von  Berufe- 
und  BeMebszfihlung.  Die  betreffenden  Nach- 
weise liesseu  sich  indessen  aus  den  durch 
die  Frage  gewonnenen  Thatsachen  nur  mit 
ganz  besonderer  Schwierigkeit  feststellen, 
und  dijier  wuide  der  pä^nliche  Beruf 
neben  der  im  Wirtschaftszweig  ausgeObtei 
Beschäftigung  nur  in  beficbrSnkt«m  Masse 
dargestellt,  insbesondere  fehlen  eingehende 
Daten  über  die  pereBnlichen  Yerhaitnisae 
(Angehörige,  Dienstboten,  AlteisverbSltniase) 
der  einafdnen  Berufszweige,  der  Familien- 
stand der  BerufBtbfttigen  blieb  ganz  uq- 
berQcksichtigt.  Der  Nachdruck  ist  bei  der 
Bearbeitung  auf  eine  mj^lichst  ausgedehnte 
NatdiweisungderBerufBzweigegelegt'worden, 
deren  nicht  weniger  als  602  unterschieden 
wurden ;  daneben  ist  auch  die  Bernfsstellung 
der  Erwerbathatigen  thunlichst  genau  dar- 
gethan  und  zwar  —  im  Ge^nsatz  zu  Oeater- 
leich  —  je  den  Eigentümlichteiten  der  ver- 
sdüedeaen  Berufazweige  angepaeat.  Endlich 
wurde  mittelst  der  Angabe  des  Berufe  seitena 
der  Hilfspersonen  im  Zusammenhalt  mit 
der  oben  genannten  Frage  nach  dem  Betrieb, 
in  dem  aie  beschäftigt  sind,  ein  Stück  Ar- 
beitslosenstalistik  geschaffen,  indem  man 
die,  welche  keinen  Rinzipal  angeben  konnten, 
als  bescihäftigungHios  beWidelte. 

Die  GesamtbevOlkerung  Ungarns  (ein- 
schliesslich Kroatien-SIavonien)  verteilt  sich 
auf  die  —  von  der  ungarischen  Statistik 
unterschiedenen  —  grossen  Berufsgrup- 
pen  wie  folgt: 

m&niiL        weibl.  zub.         "jo 

Intellektu- 
eller Er- 
werb ...     135  «7      S91 844       5=7  071     3,° 

Urproduk- 
tion ...  s  461  244  5  444  aoo  10  905  444  63,4 

Berglun, 
Industrie, 
Verkehr  .  i  539 139   '  4^'  "5°    '  9*o  189  17,0 

Tagelöhne- 
re! ....  I  121  546   1316893    2438439  14,0 

Von  Beuten 
Lebende  .       70  18S      173  508       243  696    1,4 

ViKtb  lud 
Gendar- 
merie ..     11S283       13316      131598    0,8 

Sonstige 
Berufe  .  .       47  7H       48  878        96  59a    0,5 


mäniil.  weibl.  eqb.      "L 

Unbe- 
kannte 

Berufe..       33210        58037         9>  ü47   »,5 
Ooffentlich 
ünter- 

haltene    .       41625        27890        69515   0,4 
Zus.  8668175   8795616  17 463  791    100 

Unter  allen  Beruf sgnippen  ist  es,  wie 
in  Oesterreich,  die  Crproauktion.  d.  h.  die 
Land-  und  Forstwirtschaft  mit  Einreohnimg 
der  Kohlenbrennerei,  der  Bienen-,  Seiden- 
und  Fischzucht,  aus  denen  der  weitaus  be- 
tr&chthchste  Teil  der  BevClkerung  seinen 
Unterhalt  zieht  Die  landwirtsdiaftliche 
Bevölkerung  umfasst  mehr  als  ^/s  der  Gesamt- 
heit, in  Wirklichkeit  sogar  '.'s,  da  auch  die. 
Tagelöhner  nach  Massgabe  der  thats9ch- 
Hcheu  Verhältnisse  dieser  Länder  hierher 
zu  rechneu  sind. 

Getrennt  nach  Erwerbsthfttigen  und 
tSlrhalteneu«,  zu  welch  letzteren  auch  die 
hauslichen  Dienstboten,  die  im  Hanshalt 
beschäftigten  Frauen,  die  Beschaftiguiu;B- 
tosen  unter  14  Jahren  und  die  in  H^  Be- 
findlichen gezShlt  werden,  setzt  sieh  die 
Bevölkerung  in  nachstehender  Weise  lu- 
zammen :    . 

ErwerbsthStige  Erhaltene 
absolut  "'f,  absolut  •/• 
Intellekt.  Erwerb  165089  31,3  36198a  68,7 
ürprodnktion  .  4474653  41,0  6430791  59,0 
Industrie,  Verk.  1210473  40,8  1749716  59,2 
TagelQhnerei .  .  12422S4  50,9  1196155  49,1 
Eentner  .  .  .  129362  53,1  114  334  46,9 
Militär  u.    Gen- 

dannerie     .    .     114393  86,9        17305    13,1 
Sonst,  Berufe  44  33'    45>9        52261    54,1 

Uubekiumte  Be- 
rufe  ....        9329   10,2       81918  89,$ 
Oetfentl.    Unter- 
haltene etc.    .  —       —        69515 


Sa.    738991443.310073877    57,7 

Beebnet  man  zu  den  ErwerbsthAtigen 
audi  das  Hauagednde,  welches  aus  376270 
(23556  mUnnHchen,  352  7  U  weiblichen). 
Köpfen  besteht,  so  erii&It  mau  als  Prozent- 
anteil der  Erwerbsth&tigen  an  der  Gesamt- 
bevOlkening  43,7  '•io  (62,8  °/o  für  das  mllnn- 
lichei,  24,9  für  das  weibliche  Geadilecht), 
Prozentsätze,  die  sich  mit  den  deutschen 
fast  decken. 

Was  den  Nebenerwerb  betrifft,  so 
sind  in  Ungarn  lediglich  die  im  Bereich 
d^  Industrie  und  des  Verkehrs  vorkommen- 
den Nebenbeschäft^ungen  bearbeitet  worden, 
es  waren  hier  114526  Personen  nebenher 
thatig  (84653  männliche,  39873  weibliche),, 
d.  h.  9,46  "lo  derjenigen  im  Hauptberuf,  so 
daaa  sich  der  Bestand  der  Gruppe  Indusbie 
und  Verkehr  von  1210473  aiif  1324999 
eriiöht 
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.  Deber  die  soziale  Stellung  der 
hauptberuflich  Erwerbsth&tigen  hat  sich 
als  Hauptresultat  folgendes  ei^ben: 

Selb-      beben      nled.       heltenda 
ttUmHimt    Hilft-      Hilft-      FsmUkn- 

Urproduktioit  1904060  11698  93S659  1619136 
Bergbait,Ettt- 

tenwesen  .       1 060    i  334   45  999 
IndüBtrie 

^hneVolks-, 

Eaiu-,Wui- 

derindngtrie)  389049  10948432755  35994 
Handel  .  .  93  994  "3 '8a  53331  31757 
Veikehr    .    .        lozi  15654    49924  18S 

in  Prozent  Runter  100  Bnrerbg- 
thstigen] 

Urproduktion  41,5  0,3  21,0  36,2 
Bergban,HUt- 

tenweaen   .         a,3           3,7        95,0  0,1 

Indostrie  .    .       44^8            1,3        49,8  4,1 

Handel      .    .       51.0           7,2        39,3  11,9 

Verkehr   .    .        1,5         23,4        74,8  0,3 

Schon  aus  diesen  Zahlen  erhellt,  dass 
die  Oehilfenhaltung  in  den  ungarischen 
Staaten  ziemlich  geringfügig  ist,  was  mit 
den  dortigen  KleiabetnebsTerh&ltnissen  zu- 
Bammenhingt  Noch  anschaulicher  wird  dies, 
■wenn  man  berechnet,  wie  viel  Hilfspersonen 
auf  die  SelbstAndi^n  treffen,  alsdann  zeigt 
sich,  dass  100  Arbeitgeber  in  der  Urproduktion 
nicht  mehr  als  50,  in  der  Industrie  114, 
nur  im  Handel  und  verkehr  eine  erfaeblichare 
Zahl  von  HiUskrftften  —  139  —  beschäf- 
tigen. 

D.  Schweiz. 

In  der  Schweiz  wurden  bei  der  jüngsten 
Volkszählung  am  1,  Dezember  1888  folgende 
zwei  auf  den  Beruf  bezügliche  J'ragen  in 
der  hierbei  benutzten  Zfthlfearte  gestellt: 

erwerbend  —   nicht  erwerbend  (letz- 
terenfalls  für  Em-achsene  Angabe  des 
Umstandes,  der  die  Abwesenheit  einer 
ErwerbsÜifltigkeit  begründet); 
bei  mehr  als  14  Jalire  alten  Feraonen: 

Angabe    von    Beruf    oder   Erwerbs' 
thfitigkeit  und  zwar  penOuüdie  Bernfs- 
oder   Erwerbsthatigkeit    —   Stellung 
im  Beruf,  OeschAft  — ,  Ort.  Sitz  (und 
oliaUige  Firma)  des  GlescnAfts,   des 
Gewerbes,  der  Verwaltung. 
Auf  Grund   d«^  so   gewonnenen  That- 
BBchan  wmrden  für  die  eosflnannte  Wohn- 
berOUrerang   die   *unmittäMreuc   und   die 
«mittelbareai     BerufsaDgehfirigen     naohge- 
wiesen,  bei  den  erst^^n  ausserdem  untere 
schieden  im  eigenen  Oesdiftft,  im  Gesdiaft 
•na  FEumlienangehGrigen,  in  fremdem  Qe- 
BchäftjinunbestimmbaromYeiiUÜtnisTlifttige, 
bei   den   letzteren   bezog   sich   die   Unter- 
scheidung   auf    den    Haushalt    besorgende 


Dienstboten  und  Familienmitglieder,  mit  dem 
Endbrer  zusammenwohnende  erwerbslose, 
zur  Familie  gehSrige  Erwachsene  und  Kinder. 
Unter  den  BerufBangehSrigen  sind  die  Aus- 
lander besonders  ersichtlich  gemacht  und 
ausserdem  und  die  Erwerbs^tigen  nach 
Altersklassen  zerlegt  Allen  diesen  unmittel- 
baren und  mittelbaren  BerufszugehOrigen 
sind  die  »Personen  ohne  erkennlMres  Ver- 
hältnis zu  emem  Beruf«  ^^enQbergestellt 
und  zu  ihnen  geredinet  die  Beutner  ohne 
Beruf  und  andere  Fereoaen  ohne  Berol 
Alle  Angaben  beziehen  sich  lediglich  auf 
den  Hauptberuf,  der  Nebenberuf  ^rurde 
Oberhaupt  nicht  erfragt.  Das  für  die  Auf- 
stellung verwandte  Schema  enthalt  142 
Berufsarten,  welche  in  6  Berufsklassen  und 
17  Bertibgruppen  znsammei^fasst  sind; 
ihnen  schUessen  sich  noch  4  uneigentlicbe 
Berufsarten  für  die  Berufslosen  im.  FOr 
die  Eingliederung  war  nicht  der  persönliche 
Beruf  (Arbeitert»ruf),  sondern,  ihnlicli  wie 
in  Ungarn  1890,  der  sogenannte  Unternehmer- 
beruf,  d.  h.  der  gewerbliche  Zweck  der 
ThAtigkeit,  welcher  sich  nach  der  Art  des  Ge- 
schäfts richtete,  oder  die  Natur  der  Unt»- 
nehmung,  der  die  Thätigkeit  gewidmet  war, 
entscheidend;  während  in  Ungarn  dies 
Princip  nur  auf  die  Arbeiter  der  Industrie 
und  des  Handels  Anwendung  fand,  wurde 
es  in  der  Schweiz  durchweg  fOr  alle  Berufe- 
abteilungen  beobachtet 

Das  Mass  der  Erwerbsthatigkeit  der 
Sdiweizer  Wohnbevölkerung  eigiebt  uch 
ans  folgendem: 


«Iwolnt  relatiT 

ErwerbatUtige 

868933 

61,3 

356413 

33,8 

IS-        I  225  346 

43,0 

Dienende 

1527 

0,1 

78777 

5,' 

IB.              80304 

*,8 

Angehörige 

473415 

334 

977364 

65,3 

IS-     1450779 

49,7 

BemtaloK  Selbständige 

73699 

5.* 

87636 

5,8 

18.            161  325 

5.5 

Gesarotbevölkenmg 

1417574 

t  500180 

ni 

IH.        3917754 

100 

Auf    die   Berufsklassen     und    -gnippen 
verteilen  si(dL  die  Erwerbsthiltigen  und  die 
mtenBerufszugehörigeni'        '   '  ' 


nng 


Erwerbe-  0,        Personen 
thätige     '*>      ttberhanpt 


>r     Nstni 
«engnisse  49' 743  4»,'     1133865    41,9 
Bergban    ...       3313     0,3  8917      0,3 

Landwirtschaft, 
Qartenban  .    .  481033  39,3    1  106430    40,9 


Beruf  uod  Berufsstatistik 


619 


Erwerbe- 

»■ 

Personen 

0. 

thätige 

flberhanpt 

Foratwiitschaft, 

Fischerei    .    . 

7  497 

0,6 

18518 

0,7 

Teredelung 

der     Natiir- 

a.     ArlieitB- 

erzeugniBse 

527  793 

43: 1 

1  074  589 

39,7 

HerBteUnng  von 

'  Nahnmgs-  und 

44115 

3,6 

101  349 

3,7 

EerBteUting  von 

Kleidnng    nnd 

Pntz  .... 

108  aoo 

8,8 

186697 

6,9 

Baustoff     and 

Btxtten,     Ein- 

ricbtiing     von 

Wohnnngen    . 

107  367 

8,8 

273483 

10,1 

Uespiusteu    u. 

Geweben    und 

deren    Verede- 

lung ...    . 

167  saa 

'3,7 

270146 

10,0 

Chenuache    Her- 

steUnn«:     ond. 

Gebrauchs- 

S^Nahrangs- 

mittel     .    .    . 

9433 

0,8 

24  559 

1,° 

Bearbeitung  der 

MetaUe,     Her- 

BteUoug      ron 

Maschinen  nnd 

Werkzea^n    . 

81972 

6,7 

19850a 

7,3 

Vervielfältigung 

von     Schriften 

n.  Zeichnungen 

9193 

0.7 

19853 

°,7 

Handel    .    .    . 

92293 

7,5 

213507 

7,9 

Eerstelinng 

V.Verkehrs- 

wegen, Ver- 

kehr     .    .    . 

47996 

3,9 

127996 

4.7 

Allg.aff.Ver- 

waltong, 
Rechtspfle- 

ge n.B.w.  .    . 

A|geni.    Offentl. 

Verwaltnng, 

50653 

4,a 

117426 

4,7 

Rechttpflege  . 

i3>37 

".I 

39706 

',5 

Qesondheits-    a. 

&«nkenpflege 

10043 

0,8 

11887 

0,8 

SeelMrge       nnd 

Kirchenverwal- 

tnng,     üüter- 

richt  nnd  Er- 

ziehung.   .    . 
Uebrige  Wissen- 
schaften .    .    . 

23202 

1,9 

55  530 

2.0 

677 

0.1 

1929 

0,1 

Kitnste  .... 

3  594 

0,3 

8374 

0,3 

Kicht    genan 

bcBtimmba- 

re     Bernfs- 

thBtigkeit . 

14869 

1,3 

28539 

1,1 

Zusammen 

225346 

100 

2705922') 

100 

')  Diese  Summe  plus  die  der  berufslosen 
SelbetEndigen  mit  iliren  Angehörigen  und  Dienst- 
boten Mgiebt  die  GeBamtMvtAkemng. 


Hinsichtlich  ihrer  Berufsstellung 
gliedern  sich  die  BerofethAtigen  nadi  SelV 
stftodigea  und  Äbhangigeu  wie  folgt;  die 
in  unbestimmbarem  Verhältnis  stehenden  Be- 
rofsthfitigen  (irorunter  sich  namentlich  auc^ 
die  Hausiudustriellen  befinden)  sind  dabei 
jedoch  nicht  berficksiditigt. 

Ä*R.    Anhängige 

Gewinnung  der  Natnrerzeug- 

niase 213585  265537 

Veredelung  der  Natnr^  und 

ArbeitserzengniBse  .    .    .  127 172  336175 

Handel 43723  47  011 

Verkehr 3  768  42  369 

Oeffentlicher  Dienst  ...  9  802  39  540 
Nicht    genau    bestimmbare 

Berufs  thatigkeit .    ...  —  819 

Im  ganzen  398050  731  451 

E.  Frankreich. 
Frankreich  befasst  sich  mit  der  Berufg- 
statistik  nur  in  beschr&nktem  umfang  nnd 

zwar  jeweils  gelegentlich  der  dort  alle  fünf 
Jahre  stattfindenden  Volkszählungen.  Die 
letzte  Zählung  erfolgte  am  29.  März  1896, 
doch  liegen  die  benifsstatistischen  Ei^b- 
nisee  noch  nicht  vor.  Die  vorletzte  war  am 
12.  April  1891,  die  hierbei  zur  Verwendung 
gelangte  Zählkarte  bezog  sich  u.  a.  auch  auf 
den  Hauptbenif  und  die  Berufsetdilung 
(Profession,  position  ou  occupatiou)  der  orta- 
anwesenden  Bevölkening,  die  betreffenden 
Fragen  lauteten :  Quelle  est  vofre  profesaion  ? 
fites-vous:  patron  ou  chef  d'exploitation — 
employö  ou  commis — ouvrier,  journalier  ou 
manoeuvre?  fites-vous  domestique  attache, 
ä  la  personne?  FOr  letztere  und  für  Leute 
Sans  profession  distincte:  quelle  est  la  pro- 
fession  du  chef  de  menage?  Die  Klassifi- 
kation unterscheidet  nur  8  Abteilungen 
(groupea  profession nels)  und  57  Gruppen 
(a6ries),  in  welche  die  •  Berufsbevölkerung* 
popnJatioQ  professionnelle  ou  ctassfe  ge- 
brecht ist;  daneben  die  nicht  weiter  be- 
achtete BevSlkening  aans  profession,  non 
dassf«  und  die  mit  profession  inoonnue, 
in  welcher  aber  auch  andei-wärts  als  berufs- 
äiAtig  gezählte  PerK>nen  wie  saltimbanques, 
boh^miens,  gens  sans  aveu,  filles  publique», 
gens  aans  place  mitenthalten  sind.  Die 
BemfsbevOlkening  ist  eingeteilt  in  popn- 
lation  active,  weme  die  Erwerhsthatigen  der 
verschiedenen  Berufe  einschliesslidi  der 
Rentner  (Personnes  \ivant  exdusivement 
de  lenrs  re^'enus)  umfasst,  und  in  Popu- 
lation ioactiTe,  bestehend  aus  B&mtucnen 
Angehörigen  (famille)  und  Dienstboten 
(domestiques) ,  die  (im  Gegensatz  zu 
Deutschland,  Oestetreicn,  Ungarn)  auch  dann 
den  Erwerbsthätigen  nicht  zugerechnet 
sind,  wenn  sie  den  Hanshaltungsvorstand 
im  Erwerb   imteratfltzen.     Im   Übrigen    be- 


B^nif  lind  Benifsstatifitik 


rQckEichti^  die  Bearbeitung  Geechiecht, 
Alter  Dach  3  Stufen  (unter  90,  20— W,  aber 
)  Jahr)  und  Nationalität,  nicht  auch  Fami- 


Nadi  den  beiden  Bestandteilen  der  Er- 
werbsthftti^en  und  Nichterwerbe- 
thfttigen  gliedert  sich  FnmkreichB  Be- 
völkerung wie  folgt: 

mfiiml.        weibl.  zus.        % 

Bemisthä- 

tige")  10569878  41488391471871738.6 
Dienstbot.  567187  1043245  160943a  4,a 
Angehörige  6788276  12755981  i95442575i.3 
Sogen,  eelb- 

stand.  Be- 

mflose')       1007013    1153966    aa6o979   5,9 


Gegamtbe- 

vOlkening  ig  93a  354  19  2< 


"33385  ' 


')  abzüglich  ')znzUglifh  der  Patrons  viTant 


Die  Beni&thatigen  machen  also  in  Frank- 
reich emen  geringeren  Prozentsatz  aus  als  in 
Deutschland,  vas  namentlich  daher  rflhrt, 
dase  die  von  eigenen  Mitteln  lebenden,  in 
der  Elasse  der  Berufslosen  mit  nachge-> 
wiesenen  Personen  dort  stärker  rertreten 
sind.  Jedoch  hat  die  gesamte  erwerbsthatige 
BeT&lkemng  einsdili^elich  der  Dienstboten 
(42,8  %)  ziemlich  die  gleiche  Ausdehnui^ 
-wie  bei  nns  (42,7  %). 

Die  einzelnen  Berufsklassen  sind  in 


exclosivement  de  leura  reTenuB,  deren  Snmine 
9Ö6729  (476  007  m.,  481722  w.)  betrigt.  Die 
in  der  franz.  Statistik  als  non  claesäe  Kachge- 
wiesenen beriffem  nnr  1304260  (532006  m., 
772244  w.). 


LAndwirtscbaft 6  535  599 

Industrie 4548098 

Verhehr 447  187 

Handel 1 738631 

Oeffentiiche  Gewalt')     ....  561875 

OeCfentliche  Tcrwaltnng    .    .    .  340  369 

Freie  Bemfe 537  976 

Rentner 1  075  81 1 


eins^BÄr    IM^nstbot«!  Angehörige  zusammen 

683540  10216749  17435888 

169477  4814985  9533560 

23  106  730040  I   199333 

239424  1983441  3961496 

12  138  141611  715634 

33536  436S16  6996II 

137397  449500  I   U4873 

312824  781  115  2169750 


19544357         36829135 


"Wie  schon  bemerkt,  ist  hier  lediglich 
die  sogenamite  population  professionelle  be- 
ruflich aufgeteilt,  es  fehlen  von  der  Öesamt- 
bevölkerung  noch  die  1301250  non  classös. 
Ein  Vergleich  mit  der  Berufsgliederung  in 
anderen  Staaten  wird  unten  sub  E  S.  625 
ermrtglicht. 

In  welchem  Masse  die  Berufsthätigen  in 
jeder  Berufsabteilung  vorkonunen  und  mit 
welchen  Anteilen  unter  ihnen  die  patrons, 
einployi''S  und  ouvriers  vertreten  sind,  er- 
gietit  folgende  Zusammenstellung: 


Von  100  Berats- 

tbätigen  sind 

Selb- 
stand. 

St^t« 

Ar- 
beiter 

Landwirtschaft  . 

1,15 

47,7 

33,46 

4,^6 

73,98 

37,4 

31,03 

55,«> 

43,9 

50,61 

Oetfentl.  Gewalt 

Oeffeml.  Verwal- 

78,5 

tung  .    .    .     , 
Freie  femfe.    . 

34,4 

84,16 

,r.i 

13,67 
5,65 

Beniner     .    .    . 

49,5 

88,93 

9,86 

43,7 

48,94 

5,74 

45,3a 

F.  gkRndinmvieii. 

a.  In  Dänemark  fand  bei  der  Volks- 


zählung am  1-  Februar  1890  eine  neue  Be- 
rufsaumahme  statt,  welche  Beruf  und  Be- 
rufsstellung der  ortaan'wesenden  BeTSIkerui^ 
erfflaste.  Die  Bearbeitung  unterscheidet 
zwischen  Em&hrer  (Forsoi^re)  und  Er- 
nfihrte  (Fca^sorgede)  und  weist  bei  den  letz- 
teren die  Familienangehörigen  sowie  die 
Dienstboten  nach,  kla^ifiziert  die  Benife  in 
die  unten  genannten  7  Berufsahteilungen, 
welche  hinwiederum  in  27  Gruppen  und 
206  Arten  zerlegt  sind,  und  trennt  bei  den 
Erwerbsthatigen  in  Landwirtschaft,  Industrie, 
Handel  und  Verkehr  die  Selbständigen  (hand- 
personer)  und  die  Abhängigen  (Uedhiaet- 
pere).  Eine  Kombination  von  Beruf  mit  Alter 
vmd  Ci^-ilstand  fehlt 

Für  das  eigentliche  Dänemark  (ohne  Foröi-^ 
inseln,  Island  und  die  kleinen  AntiUeD)  er- 
geben sich  für  die  7  Abteilungen  folgende 
Zahlen  (Vertifiltniszahlen  e.  unten  sub  K 
S.  625): 


Ernährte 


Ins- 


nShrer  «■"»""■te  ^^^^^ 

AngehBrige  Dlfamde 
Immateri- 
eller 

Erwerb  .    53152       93666     16632     162450 
Landwirt- 
schaft, 

Fischerei  338316     533463    153469    915*48 
Industrie.  .  200700     318036     15693    534428 
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Grn&hrte 


Ihb- 


nährer  «'"»"iw  gesamt 

AnKeh&TiRC  Dleoende 

Handel, 
Verkehr  .    69  3°"     '«  544     *3  *53    *'  5  o97 

Lohnarbeit 
wechseln- 
der Art  .    73378     133  131       1086    307  S9S 

Bentner  .  ,    57'«*      «8767      j  100     92973 

Bernfalose 
(AostaltS' 


etc.)  ...       —  44589        —  44589 

Insgceunt    681951  1  373  196  21723s  3  173  3S0 


Als  Erwerbsthatige  im  Sinae  der  deutschen 
Berufsstatistik  sind  die  Ernährer  der  ersten 
5  Abteilungen  sowie  die  Dienenden  zu  be- 
tracbten.  Ihre  Zahl  stellt  sich  auf  842078 
oder  38,8  "/o  der  &eBamtbev&lkerung. 

Die  Bozude  Schichtung  ist  aus  nach- 
stehenden Zahlen  ersichtlich. 

Selbit&ndlge  AbhSngige 
Landwirtschaft  .    .          191  «>7  37  309 

Indnebie    ....  101 994  98  706 

Bändel  etc.    ...  39 140  30 160 

b.  Schweden.  Bei  den  VoliszShlungen, 
welche  alle  10  Jahre  auf  den  31.  Dezember 
1890  erfolgen,  indessen  ledi^ch  Beredi- 
nuugen  sind,  die  auf  Qrund  der  fortlaufend 
in  den  Gemeinden  geführten  BeTOtkerungs- 
register  angestellt  werden,  wird  der  Beruf 
der  RechtsbevSikerung  (mit  Zuzfthlung  der 
TorObergehend  AbveseDden  und  Abrechnung 
der  TorQbnvehend  Anwesenden)  berücksich- 
tigt Die  Gliederung  der  Berufe  untei^ 
scheidet  die  5  unten  genannten  Abteilungen 
und  weitere  375  Arten;  die  BenifsstelluDg 
nach  selbst&adig  und  abh&ngig  wird  für  die 
3  materiellen  Berufszweige  und  den  öffent- 
lichen Dienst  nachgewiesen.  Die  Haupt- 
zahlen  sind  folgende: 

Er-  An-      ™«».»-io      Zn- 

nahrer     gehörige  """^^^  sammen 

Landwirt- 
schaft, 
Fischerei  94456a  1338  na   1593583442033 

Bergbau, 
Indartne  363317     566615      1908S     849030 

Handel, 
Verk^     1033S1      :83364     34313     309957 

Oeffentl. 
Dienet  o. 
fr.Berofe     85  587      163  233     ao  657     369  476 

Ohne  Be- 
ruf n.Be- 
rutsang.     4'7 '5°     483733     '4603     914486 


Insg«.      1S12997  3734056  3379184784971 

Um  ein  richtiges  Bild  vom  Yerfa&ltnis 
zwischen  den  Erwerbsthflt^n  und  den  Nicht- 
erwerbstiifttigen  za  eiiialtea,  muss  man  zu- 
nSc^  die  fOnfte  AbteUang  auflösen ;  in  dieser 
befinden  sich  auch  Arbeiter  ohne  feste  Stel- 


lung und  Dienstboten,  die  ihren  Dienstherm 
nicht  angegeben  haben,  sie  gehören  zu  den 
ErwerbethÜigen,  die  anderen,  unter  denen 
die  früheren  Berofsth&tigen  nfiher  spedali- 
siert  sind,  je  nachdem  sie  ihr  derzeitige« 
Einkommen  aus  Landwirtschaft^  Industrie, 
Handel,  sonstigem  mobilea  Kapital  etc.  be- 
ziehen, zu  den  Nichterwerbstb&tigen.  Bechnet 
man  ausserdem  die  für  die  einzelnen  Bemfe 
mitgeteilten  Dienenden  zu  den  Erwerbs- 
thatigen,  so  ergiebt  sich  für  letztere  eine 
Gesamtheit  von  1 395  847 -I- 1 16  634 -H  237  918 
^1750399  oder  36,6%  der  Bevölkerung. 
Dabei  ist  freilich  zu  beachten,  dass  die  Mit^ 
hilfe  von  FamilienangebOrigen  im  Betrieb 
des  Haushaltungsvorstands,  nameuÜich  bei 
der  Iiandwirtschaft,  gninda&tzlich  nicht  als 
Erwerbstb&tigkeit  aimrefasst  ist,  andernfalls 
würde  die  genannte  Frozentziffer  erheblich 
mehr  ausmachen. 

Hinsichtlich  der  BenifssteUuug  m^n 
folgende  Daten  genügen: 

Selbnsudige  AbhSngige 

Landwirtschaft  .    .          530485  414077 

Indnstrie   ....          97640  165677 

Handel 40903  61478 

OeffentUcher  Dienst           73453  13 '35 

c  In  Norwegen  wurde  bei  der  letzten 
Yolkszfthlimg  am  1.  Jwiuar  1891  (durch  Zahl- 
karten) für  die  orteanweeende  Bevölkerung 
Beruf,  Benifsstellung  und,  soweit  Personen 
ganz  oder  teilweise  von  anderen  versoi^ 
werden,  der  Beruf  des  Versorgers  erfiagt 
Auch  der  Nebenerwerb  war  anzugeben,  doch 
wurden  die  Angaben  nicht  verareeitet.  Die 
Klasaifikatbn  unterscheidet  8  Abteilungen. 
legt  aber  ihr  Schweigewicht  in  die  sozialen 
Klassen,  innerhalb  deiQU  noch  mehrere  hun- 
dert Oruppen  und  Arten,  hergenommen 
teils  vom  Berufs-  und  Gewerbszweig,  teils 
vom  Begriff  der  Braufsstellung,  für  jene 
8  Abteüungen  aufgeführt  werden.  Ale  Be- 
sonderheit der  norwegischen  Berufsstatistik 
ist  noch  die  eigenartige  Behaadlung  der 
Familienangehörigen,  speciell  der  weibhchen, 
zu  erwähnen ;  grundsätzlich  werden  hi^  als 
erwerbsthatige  Angehörige  gerechnet  die 
Ehefrauen  ohne  Belbst&ndigen  Erwerb,  die 
von  den  Dienenden  gesondert  naclwewlesenen 
Haushälterinnen,  cue  im  HaushaTt  lebenden 
Kinder  und  anderen  Verwandten,  welche  im 
Hause  oder  sonst  helfen.  Durch  diese  Aus- 
dehnung des  Begriff  Erwerbstbatigkeit,  die 
noch  weiter  geht  als  in  Oesterreicli,  muse 
natürlich  eine  ungemein  hohe  Zahl  von  Er- 
werbsthÄtigen  entstehen  und  verbleiben  nur 
wenige  nichter*'erbathätige  Angrfiörige  und 
andere  Erwerbslose,  andererseits  ist  nicht 
ersichtlich,  inwieweit  eine  Mithilfe  von  An- 
gehörigen im  Geschäft  dee  Haiuhaltung»- 
Torstands  erfolgt  und  demgemass  ('   ■  -  ■ 
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lieh  als  Erwerbsthätigkeit  in  uusorem  Sinne 
Bich  darstellt 

Im  folgenden  seien  die  Hauptzahlea  der 
norwegiBdienBerufBstatistik(Terfiältniszahl  en 
fi.  unten  snh  E  S.  625)  mitgeteilt,  jedoch  eo, 


dass  die  Angehörigen,  deren  Erwerbsthfitig- 
keit  nach  deutscher  und  »iderweit^r  Auf- 
fassung mindestans  zweifelhaft  erscheint, 
als  solche  »mit  sogenanntem  Erwerbi  be- 
sonders auBgeschieden  sind. 


Ernährer     mit  boc.  obue  Dienende 

ErwctD  Erwerb 

OeffentUcher  Dienst,  freie  Berufe      .    .    .        26951        14 104  31931  9  5°8 

Landwirtschaft,  Fischerei 3844^6      110406  393991  35  n« 

Bergbau,  IndnaUrie i77  5"       78067  170048  10088 

Hftndel,  Verkehr 91  257        54  5*6  i  la  089  '8  755 

Lohnarbeit  wechselnder  Art 13519         39^4  11 811  339 

Rentner 57  7*1        15*38  8506  5075 

Ohne  Erwerb 45687          3*15  —  27a 

Unbekannten  Erwerbs 4^ 437  1  481  1 339 

GesamtbevHIkernng      797  500      379997  7*9  797  81380 


8»  494 
1023937 
435  714 
276607 
396*3 
86540 
49174 
4685 


[  98S  674 


Hiemach  betragt  die  Gesamtheit  der  Er- 
werbstfaStigen,  wenn  ma-n  zu  ihnen  die  obige 
Zahl  der  Ernährer  ohne  die  Bentner  nnd 
die  ohne  Erwerij,  ferner  die  Zahl  der  Dienst- 
boten rechnet,  dagegeu  die  Angehörigen  mit 
sogenanntem  Erwerb  bei  seile  lässt,  694092 
4-  81380  =  775472,  d.  i.  39,0o/»  der  Ge- 
eamlbevölkerung.  Die  soziale  Schichtung 
ist  für  die  drei  materiellen  Benifszweige 
imd  den  öffentlichen  Dienst  in  folgender 
Weise  nachgewiesen. 

stinifce  sÄ  ^^''""'' 
OeffentUcher 

Dienst    ...        6  05s  16  lao  4  779 

Landwirtschaft.      164728  3932  215766 

Industrie  ...      64  729  5  573  107  209 
Handel  nnd  Ver- 


kehr . 


24067   27588   3960a 


6.  OroBsbritannien  and  Irland. 

Die  Berufsstatistik  ist  hier  wenig  gepflegt ; 
eie  beschränkt  sich  ausserdem  im  wesent- 
lichen auf  den  Hauptberuf.  So  wurde  bei  der 
letzten,  in  den  drei  Vereinigten  Königreichen 
am  5.  April  1891  abgehaltenen  Volkszählung 
in  der  Haushaltungsliste  für  die  ortsan- 
wesende  Bevölkerung  lediglich  the  profes- 
sion  or  occupation  erfragt.  In  England  und 
Schottland  — -  nicht  in  Irland  —  versuchte 
man  auch  eine  Feststellung  der  Berufs- 
stellung (employer,  employed  oder  neither 
employer  nor  employed,  but  worldng  in  own 
account),  indessen  ^lang  die  Aufnahme  nicht, 
so  dass  die  Ergebnisse  nierflber  bei  der  Mit- 
teilung selbst  als  wertlos  bezeichnet  sind. 
Die  Bearbeitung,  welche  wie  die  Erhebung 
selbst  für  jedes  der  drei  Reiche  selbständig 
erfolgte,  bietet  eine  Darstellung  der  einzelnen 
Berufsarten  mit  Unterscheidung  einiger  (6 — 8) 
Altersklassen.     Dabei   sind  jedoch  iiiu'  die 


Erwerbsth&tigen,  nicht  auch  die  von  ihnen 
unterhaltenen   Familienangehörigen    benifs- 

weise  nachgewieaen,  letztere  versdiwinden 
in  der  Gruppe  d»r  imoccupied  dass;  die 
Dienstboten  sind  als  besondere  Berufsart  bei 
den  Erwerbstiiatigen  aufgeführt.  Das  Schema, 
nach  dem  die  Erwerbsth&tigen  gliedert 
sind,  ist  ziemlich  ausffUirlich,  in  Eng^d 
sind  349  Berufsarten  (occupstions)  unter- 
schieden und  diese  wieder  in  24  Ordnungen 
(ordere),  81  Gruppen  (suborders)  zusammen- 
gefasst  Schottland  hat  26  Ordnungen,  82 
Gruppen.  367  Berufsarten,  Irland  24  Ord- 
nungen, 80  Gruppen,  401  Berufsarten,  Durch- 
weg sind  die  Ordnungen  wieder  in  6  Klassen 
koncentriert:  professiona],  domestic,  coio- 
mercial,  agricultural,  industrial  und  inoocu- 
piedclaas.  Gegenüberderdeutschen undsoDs- 
tigen  kontinentalen,  auch  der  amerikanischen 
Kuis^ikation  zeigt  die  engliche  erhebliche 
Abweichungen,  welche  die  Vergleichbarkeit 
stark  beeinträchtigen:  so  sind  die  Detail- 
händler (dealers),  auch  Gast-  und  Sdiank- 
Wirtschaft,  zur  Industrie  (bei  derjenigen 
Berufsart,  deren  Erzeugnisse  sie  yersddeis- 
sen)  gerechnet,  so  dass  für  den  eigentlichen 
Handel  nur  Grosshändler  verbleiben,  dag«;en 
alle  commercial  derks,  auch  die  in  indus- 
triellen und  nicht  aum  Handelsgewerbe 
gehörenden  Etablissements  beschäftigten 
Schreiber,  Buchhalter  etc.  beim  Handel  nach- 
gewiesen, endhch  sind  mithdfende  Familien- 
angehörige bei  den  Erwerbsthät^n  gnmd- 
sätzhdi  nicht  eingerechnet.  Zu  bemeriien 
ist  noch,  dass  die  englische  Aufstellung  von 
den  Personen  unter  10,  die  sdiottiscbe  von 
denen  unter  5  Jahren  absieht,  femer  dass  die 
Berüfsthätigkeit  der  Ausländer  besondere 
Berücksichtigung  fand. 

Das  Hauptergebnis  über  die  Benife- 
gliederung  der  britischen  Bevölkerung  ist 
in  folgender  Uebersicht  zusammengestellt. 


Beruf  und  BerufastatiBtik 


(einschliessUch  Dienstboten). 

Beruf 

En^a^^a 

Schottland 

Irland 

Gross- 
britannien 
nnd  Irland 

Freie  Bernfsarten     

OeSentUcber  Dieniit 

Heer  xmA  Flotte 

Kirche 

Rechtspflege  (ohne  Richter)    .    .    . 

Erziehnii         

Sonstige 

HSuBliche  nnd  persönL  Dienste 
HaD4el  nnd  Verkehr 

926  132 
144300 
126473 
58643 
47518 
ä'dl 

ns88o 
1900388 
'  399  735 
416  365 
983370 
133694s 
13117™ 

7336344 
145307 

108780 
70517 
56047 
31 14' 

797989 
1 128589 
1099833 

iSig 

758« 

7709 
50065 
12321 
303 153 
180952 
58589 

IM  363 
«49124 
319985 
29139 
1032404 
30317 
51436 
101  358 

3779 

108661 
206550 
123064 
669s 
36885 

316110 
119194 

307831 
29611 
31*93 
14992 
4  3*9 
4  33S 
116956 
6435 
338215 
95446 
29189 

66  357 
940621 

657 154 
77** 

8  359 
51763 
5780 
4284 

:S 
iix 

11659 

41420 
166432 

1 345  383 
192396 

80980 
59652 
97169' 

SS 

3341696 
1676133. 
504143 

3461048 
65643' 
9035  903' 
173  346 
401916 
973  703 , 
131  sBi 
98319 
65660 
36426 

977  152 

85989. 
245433 

I  760  755 
1344374 

Verkehr 

Landwirtschaft  nnd  Fischerei  . 

Landwirtach»« 

Fischerei 

TfpoffrapMsche  Gewerbe  .... 
Maachinen-  etc.  Verfertigung     .    . 

Banwesen 

Wag^baa  nnd  Sattlerei   .... 

Gaatr  nnd  ScbankwirtschafL  Splri- 

Bergwerk   nnd   HQttenweeen    nnd 

Indnetrie  der  Steine  nnd  Erden 

Sonstige  Indostrie 

Somma 

üam:  Kinder  n.  sonst.  Personen 

ohne  Beschaftignng 

1*899484 

lö  103  041 

1776952 
3*48695 

3139267 
3565483 

16  815  703 
20917219 

GesamtbeTölkerong 

29003535 

4035647 

4  704  750 

37  73«  923 

freie  Bemfsarten  .  .  3fl 
die  b&nsL  nnd  pers. 

Dienste     ....  6,6 

Handel  nnd  Verkehr  4,8 
Landwirtschaft     und 

Fischerei  ....  4,6 

Industrie 25^ 

Kinder  tmd  sonstige 

Berufslose      .    .    .  55,5 


55,9     54,5     55,5 


Im  Binblick  auf  die  dar^legte  An&- 
z&falnn^methode  erscheinen  die  Anteile  der 
induBtnellGn  BeTÜlberung  zu  hoch,  die  der 
Handelsbevölierung  entsprechend  zu  niedrig, 
und  auch  die  Landwirtschaft  würde  eine 
BtArkere  Besetzung  aufweisen,  weil  gerade 


hier  weibliche  Familienangehörige  mitar- 
beiten ,  diese  aber ,  wie  erwAhnt,  nicht  als 
iWerbsthätige  behandelt  sind.  Thatefichlich 
bleibt  aber  cliarakteiistisch  fOr  die  britifichea 
Berufsverhältnisse  die  hervorragende  Ver- 
Iretnng  der  industriellen,  andererseits  die 
schwache  Vertretung  der  landwirtschaft- 
lichen BevClkerung. 


Hier  wird  der  Beruf  gelegentlich  des 
alle  10  Jahre  stattfindenden  Census  erhoben, 
letztmals  am  1.  Juni  1890.  Die  Fragestellung 
des  ZÜUbogens  war  gerichtet  foJ  alle  10 
Jahre  und  darüber  alte  Personen  der  orts- 
anwesenden  Bevölkerung  auf  iProfessioa, 
occupation  or  Trade  of  each  person  male 
or  female*   und  auf  die  Zahl  der  Monate, 
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in  denen  die  Person  during  the  Censue  year  I 
(1.  Juni  1889  bis  31.  Mai  1890)  uubeschftf- 
tigt  war.  BerufsetelluDg  oder  Nebenerwerb 
sind  nioht  berflcksichtigt.  Die  £lasaifikatioD  l 
der  BerufBth&tigen  (engaged  in  gainM  occu- 1 
pation)  unterscheidet  5  Äbteituii!;e&  (Classes),  I 
nämlich  Agriculture,  fisheriee  and  miuing  — 
Professional  semce  —  Domestic  and  personal 
serriee — Trade  and  transjortation  — Manufac- 
tnring  and  mcKihanical  industries,  und  918 
Arten  (occupations).  auch  die  Dienstboten 
erscheinen  unter  den  BerufsthAtigen ,  als 
dgene  Berufsart,  die  Uitarbeit  der  Ange- 
bogen im  Geschäft  oder  Betrieb  des  Haus- 
haltungsvorstands  wird  —  wie  in  Gross- 
britannien —  nicht  als  erwerbend  behandelt, 
ausser  wenn  sie  gegen  festes  Entgelt  ge- 
schieht. Im  übrigen  beziehen  sich  die  Be- 
rufsnachweise  auf  Alter  {8  Stufen),  Familien- 
Btaud,  Herkunft  und  Farbe,  die  Fähigkeit  zu 
lesen  und  zu  schreiben  sowie  die  Fertigkeit 
englisch  zu  sprechen.  Die  Verteilung  der 
Berufsth&tigen,  welche  von  der  Gesamtbe- 
vOlkerung  (62622L^50)  36,3  «/o  au 
auf  die  5  Abteilungen  ist  folgende 


n.  Oeffentlicher  Diei 


Oeffentl.  Verwaltung,  Offiziere  von 

der  Armee  und  Hsrine ')  .     .    . 

Bet^htskundi^  n.  Sachwalter  aller 


Handel  a. 
Verkehr  . 
Industrie  . 


8  333  8' 3 
632  646 


18  831  090 


weibL 


679  5*3 
31 1687 


3914571 


9  013  336 
944  333 


»735661 


Dazu  ist  zu  bemeiten.  dass  in  der  Ab- 
teilung häusliche  und  persönliche  Dienste 
auch  das  Personal  der  Gast-  und  Sdiank- 
wirtschaft  sowie  die  laborers  not  specified, 
deren  Zahl  1913373  beträgt  und  m  land- 
wirtschaftlichen Bezirken  vornehmlich  in 
der  Iiandwirtschaft  sich  bethätigt,  enthalten 
sind ;  Handel  und  Industrie  sind  im  O^en- 
eatz  zu  Grossbritannien,  d^egen  Überein- 
stimmend mit  Deutschland  mrafem  behan- 
delt, als  die  Detailh&ndler  nicht  bei  der 
Industrie,  sondern  beim  Handel  gezählt  sind. 
Fflr  die  hauptsächlichsten  Grupiien  der 
vorgenannten  Berufaableilungen  gestaltet  sich 
die  Besetzung  mit  Berufsthätigen  in  nach- 
stehender Weise. 

Berufgthfitige 

I.  Urproduktion 9013336 

Landwirtschaft  nnd  Ilscherei  .    .     S6iäoS8 
Bergleute  und  Steinbruchsarbeiter        387  248 


Art 


Elrcblicbes  Personftl 

Aerztlichea  Personal 

Unterricht 

Sonstige  freie  Berufe 

I.  Hänalicbe  und  petsOn- 
licbeDienste,  Lohnarbeit 
w.  Ä 

Eäualiche  Dienstboten      .... 

Gast-  und  ScbankwirtMbaft     .    . 

Wftscber  und  Wäscherinnen    .    . 

Barbiere  und  Friseure     .... 

Arbeiter  ohne  nähere  Bezeichnung 

Sonstige  hftnslicbe  u.  persönliche 

Dienst« 

IT.  Handel  und  Verkehr      .    . 

Handel 

Verkehr 

Buresn-  und  Kontorpersoaal     .    . 

Sonstiges  Hilfspersonal  .... 
V.  Industrie       

Hetallindiutrie 

Industrie  der  Steine  nnd  Erden  . 

Haschinen,  Werkzeuge,  Instru- 
mente etc 

Chenbche  Industrie,    Fette,  Oele 

Textilindustrie 

Papier  und  Leder 

Holz-  und  Schnitzstoffe    .... 

Nabrnngs-  und  Oenosemittel    .    . 

Bekleidnng^dnstrie 

Baugewerae 

Polygraphische  Gewerbe  .... 

Andere  Industrielle  ohne  nähere 
Angabe 


82590 

99358 
88ao3 
H8797 
347  344 
198  041 


4  360  577 
I  4S4  791 

234899 

148462 

84982 

» 913  373 

434070 

3  326  122 

1  327  148 

■  03s  "5 

75°  ISO 

»13699 

5  091  «93 
567276 
179  198 

226  132 
29190 
385*43 
200772 
33'  319 
405212 
980224 
I  11457a 
160459 

511696 


Gesamtzahl  (I— V) 


J.  Andere  L&ader. 

Von  den  audereu  lindem,  die  berufs- 
statistische Nachweise  erhoben  haben,  sind 
noch  heiToizuheben  Italien  (letzte  Erhebung 
31.  Dezember  1881),  Spanien  (31.  Dezember 
87),  Portnral  (1.  Dezember  90),  Belgien  (31. 
Dezember  90),  die  Niederlande  (31.  Dezember 
89),  Serbien  (31.  Dezember  95),  Russlaod 
(28.  Januar 

(9~F"  b  uä~  ^"^^'^  lemer  die  britischen  Koio- 
nieen  Canada  (90'91),  Kap  der  guten  Hoff- 
nung (5.  April  91),  7  Kolonieen  von  Aufitial- 
asien  (5.  April  91),  Indien  (26.  Februar  91). 
Auf  die  dabei  befolgte  Methode  näher  ein- 
zugehen, muse  hier  unt^leiben.  Soweit 
Ei^bnisae  vorliegeo,  ist  die  Litteratur  unteu 


')  Armee  und  Marine  nmfasst  2986  Offiziere 
nnd  27  919  HannacbaHen,  also  inw«samt  30846 
Personen :  die  erateren  sind  unter  IL  die  letzteren 
unter  lU  geeählt. 


iglizecby  Google 
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Alis  der  Darlegung  sub  Ä  bis  H  geht 
zur  Genüge  hervor,  wie  sehr  die  einzelnen 
Staaten  bei  der  Sammlung  und  Bearbeitung 
von  bentfsstatiatischen  Nachweisen  von  ein- 
ander abweichen.  Es  hält  darum  schwer, 
auch  nur  für  die  allgemeinste  berufliche 
Gliederung  annähernd  vergleichbare  Daten 
aus  den  Statistiken  der  verschiedenen  Länder 


zu  gewinnen.  In  den  naclistehendeu  Tabellen 
wird  dies  für  die  Erwerbsthätigen  und  deren 
Verteilui^  auf  die  hauptsächhchsten  Berufs- 
zweige versucht;  iudesseri  miiss  auch  be- 
züglich dieser  wenigen  Nachweise  der  Vor- 
behalt gemacht  wenlen.  dass  sie  keineswegs 
vollkommen  vergleichbar  sind  und  dass 
dieserhalb  weitere  wissenschaftliche  Schluss- 
folgerungen nur  mit  grosser  Vorsicht  aus 
ihnen  al^leitet  werden  können. 


Tabelle  1  und  S  siehe  auf  deu  beiden  folgenden  Seiten. 
2.  Die  erwerbsthätigen  Kinder  imd  Greise. 


L'Dipr  den  EnrFrl>sttiä(l«Fii.  einschl.  Dknstliotrn.  Hsnu 

Kinder                                               Greise 

Land 

Alter 

absolDt 

.iiiV 

El: 

Alter 

absolut 

thätlg. 

Deutschland 

Oesterreich 

Italien 

Schweiz 

Frankreich 

England  und  Walea     .    . 

Irland 

Ver.  Staaten  von  Amerika 

ont.  14  Jahre 
bis    12       „ 
nnt.  16       „ 

r.       15          n 

10-16 
unt.  16 
,    16        „ 
10-14 

ai4  954 

'  07*  397 

I5S70 

681403 

603013 

0,97 

7,08 
1,20 

60  n.  mehr  J. 
aber  60  Jahre 

60  n.  mehr  J. 
öO  „      ,       „ 
60  n.  mehr  J. 

eo  ,,     ,.     - 
06  „     „     „ 
6&  >.     -     « 

1680334 
10(9787 

■39  935 

2318078 
415504 
77  555 
77  933 

1009053 

7,60 
7,75 

10,64 
13,00 
3,«2 

4,48 

Llttemtnri  Eine  autfOhrlicIiere  Behandlung  de» 
obigen  Tkemal  ia  Bd.  111  der  StalUtil:  det 
Deuüch^i  Beiehei,  betreffend  die  berufliche  und 
toiiale  Gliederung  dfi  DtuUcheti  Voll^  nach  der 
Bernfaiählung  rom  I4.  Jumi  1395,  dargatelU  von 
F.  Zahn.  -^  Im  timelnen:  H.  v.  Scheel, 
AHikel  TiBeruf  und  BeraftttatüHk«  in  der  1.  Auft. 
ditmet  Ilandirörterbarht,  ferner  die  deutsche  Beraft- 
■and  Betriebtt/Mting  com  U.  Juni  1895,  Jahrb.  /. 
Not.  «.  Slot.  1S9S  S.  1  u.  SehSnbergi  Handiaeh  4. 
Auß.  III,  e  S.  iSI.  —  K.  Bü^h^,  DU  Enislehung 
der  VolkturiTUchafi,  TttMngea  1S9S  S.  US.  ~- 
tf.  Oolästein,  Btraftgliederung  nnd  Reichtum 
Bd.  1 1897.  —  Ph.  Ziotmar,  Die  Freiheit  der 
Bar^fiwahl,  Leipzig  1898.  —  Q.  v.  Xayr,  Sta- 
tistik und  OeielUchafltlehre,  Bd.  i  (Bleälkerungi- 
OatUUkj,  Frtitntrg  1,  B.  1897  S.  ISi  und  denen  dort 
cü.  Arbeilen.  —  B.  3U*ehUrr,  Beruf  a.  Beruft- 
»tatUtik  in  Eliten  WGrferburh  der  Volkiu.  Bd.  I 
S.  S45.  —  B.V.  PhUippaiHch,  Grundrias  der 
pol.  Oek.  i.  Aufi.  I,  Freiburg  i.  S.  S.  St.  — 
a.  Sehmuiller,  Die  Tbattacken  der  Arbeits- 
teilung, Jakri.  f.  Gel.  u.  Vene.  IS  S.  IOO4.  — 
Was  tentehen  wir  unter  dem  MitteUUtnde  t  Hat , 
er  im  X9.  JahrhuwIeH  tu-  oder  oftjenommm  ^  1 
Verbandiuagen  det  S,  evang.-toi.  Kongresses 
tu  Leipzig  1897  (Glittingen  1897)' S.  159.  — , 
A.  Wagner,  Lehr-  and  Handbuch  der  pol.  Oek.  I, 
Grundlegung  der  pol.  Oek.  3.  Ayfi.  I,  Leiptig 
1898  S.  613.  —  VerraH»,  II  eensiwento  delle ! 
pro/essioni,inNuovaAnlologialS98u.Frofesiioni\ 
e  clasti  e  loro  relevaiione  sUUisliea ,  in  AUi  e  ■ 
Memorit  delta  E.  Acad.  di  sdente  di  Padova,  -. 
V,  X,  11.  —  E.  Engel,  Die  Reform  der  Oe- ' 
werbestalitlik  im  Deut*dien  Reich  und  in  den  \ 
übrigen  Staaten  eon  Europa  und  Nordamerika,  \ 
Handwfirt«rbach  der  StutnrUMiisebafUn.   Zweite 


Separatabdruck  aus  der  Zeittekrift  des  preutt. 
StaCiit.  Bureaus  1870  «.  1871 ,  Bertin  1872.  — 
Statist.  Koitgrtts  tu  St.  Ptteriburg.  Campte 
Bendu  I.  Programm:  M.  Wirth,  l'eber  die  Be- 
arbeitung der  Slalittit  der  Bertifsarten,  Maik«te, 
Ifomenciature  det  pro/essiens  lUins  tri  tabteaux 
du  reteniemenl.  —  J.  BerUUim,  ybmencbdare 
det  profettioas  (Bull,  de  l'Intt.  iiitemat.  deStat. 
VIIJ.  1.  1S9S  S.  188,  Sie).  —  J.  V.  KiMlal, 
Die  inlentationale  Ktassißzieruag  der  Ben^i- 
arten.  Oetlerr.  Sfat.  Hon.-Schr.  1893  S.  SOI; 
Die  saekvläre  WeltiäUrmg  vom  Jahre  1900,  Denk- 
tchrifi  am  die  St.  Petertb.  Sestion  det  int.  Stat. 
Inst.,  Berlin  1897. 

Lilleratur  in  Betug  auf  die  Ergebnitie  der 
Beruftttatistik.  Deatscliet  Reich;  Statistik  de 
DeuUchea  Reichs  Bd.  102—111  (Erhebung  von 
189S),  Bertin  1897—1899.  —  Preutien :  Bd.  I42 
der  prenst.  Statuta,  Berlin  1898.  Slatistischct 
HandbMh  für  den  prenst.  Staat  Bd.  III,  BeHin 
1898.  —  Bayern :  ZeiUckr.  des  bager.  SUU.  Bur. 
Jahrgg.  189e.  Statistisches  Jahrbuch  f.  d.  KSnigr. 
Bayern  3.  u.  4-  Jahrgg.,  München  1897,  1898.  — 
Sachsen:  Zttckr.  des  tächi.  Stat.  Bur.  Jahrgg. 
1896  u.  1897.  —  Ebenso  die  Publikationen  der 
aitderen  amU.  Stal.  Bureaus  u.  städt.  Slot.  Aemter 
im  Jahre  1896  u.  1897.  —  Ferner  Statittik  d. 
D.  R.  Bd.  1 — 4  (Erhebung  von  1882),  data 
P.  KoUmann,  Die  so».  Zutamiaentetsung  der 
Bevölkerung  im  D.  R.,  Allg.  Statist.  Archiv  I 
S.  540.  —  Orsterr.  Statittik  Bd.  83  (Erhebung 
von  1890),  Wien  1894,  daitt  H.  RaueMerg, 
Die  BerSlkerung  Oesterreiekt  »ach  der  90er 
VoUistähtung ,  1805  S.  i40,  P.  Kollmann, 
Die  sotiale  Ziuammeiuelzung  der  Bevöltemmj 
in    Orsterreich    in   Jahrb.  f.    Ges.   u.    Vene.   19 
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3.  Die  Erwerbsthaägen  nach  RenifsabteUungen. 


Sonatiger  iHänaliche 
SJenB.   :,p,«i.i,)    S™1«« 
Dienat      ni™.,     Erwerbs- 

«ndlreie     ™''      n,«., 
B,„,fe        bottn        ""°«" 


LahiI  Wirt- 
schaft u. 

Fischerei 


Industrie     Handel 


Bergbiiu     Verkehr 


5  293  692  1 1 
"  469  "2    ■■ 

474  653 
580978'. 
488  S30  I 

6  535  599   . 
228316 
944562 
384  426 

1  336  945    ■ 
349  124 


880  S97 
961  422 
185461 

548098 
200700 
263317 


o88l547854[    3326iai|    30845 
]  Von  100  Ernerhathatigen  gehOren 


Dentschlftnii    .... 

Oeaterreich 

Ungarn 

Itauen 

Scbweii 

Frankreich 

Mnemark 

Schweden 

Norwegen  .    .    .  * .    . 
England  und  Wales 

Schottland 

Irland 

Grossbritannienn.Irland 

Vereinigte  Staaten  von 

Amenka 

Deutachland    .... 

OestertMch 

Ungarn 

Italien         .... 

Schweiz 

Frankreicii 

DSnemark 

Schweden 

Korwegen    

England  und  Wales 
Schottlanil       .    .    .    . 

6  rossbritauoieDa.Irlaiid 
Vereinig  Staaten  von 

Amerika 

')  einschlieralich 
')  einschliesslich 


Ä  HS.  —  t'agariteht  Statut.  MiUeüungm  N.  F.  \ 
Bd.  11  (Erhebung  von  1891),  Budapett  1S9S,\ 
dam  P,  JüoUmonn,  Die  -mg.  BerufmerMIt- \ 
nine  lUKk  dtr  Zahlung  v.  J.  1881  im  Jahrb.  /.  j 
Ge*.  u,  Venr.  19  S.  IST.  —  SchictiierUeht  Sta- 
titlii  97.  Liderung  (Erlmbung  i-on  188SJ,  Btm  I 
1894.  —  StatitHqtit  ginfrale  de  la  Fraiux. 
Ritultat*  ttal.  da  dincrmbremtiit  de  1891,  Parit  1 
189^ ,-  dinombrrment  de*  ttrangera  ea  Fnxnte, 
Pari*  1898.  -—  Danmarkt  SlMütii,  Stafittitk' 
tabrlraerk  4.  Reihe  LiU.  A  Xo.  8a  u.  b  (Er-  \ 
Hebung  von  18110),  JQobenhavn  1S9S.  —  Bidrag ' 
UU  S«eriget  offciria  Slatittik  a.  Btjolkaingi  \ 
ttatUldi  y.  F.  XXXII  S  (Erhebung  /är  1S90),  \ 
Stoeihotm  1896.  —  Xnrgei  rrffieieUe  iltatülik\ 
3.  Reihe  Su.  tS6,  S59  u.  284  (Erhebung  von  1891), 
Kritliania  1896—1898.  —  Cemut  0/  England ' 
und   WaUi    1S91    Vol.    III  u.  IV,  London  1S9S.  j 

—  Tenlh  deamnial  centut  of  «e  populalion  o/' 
HeoÜa-nd  1891    Vol.  II  pari,  t,  Edinburgh  1893.  1 

—  Onnu  0/  Inlund  1891,  pari.  //,  Dublin  189S.  ' 

—  Elerenth  cemua  of  tkt  Uniled  Slalei  1890,  \ 
PiipuUuiim  lu.  III;  Comptndium  of  the  11.  centue  1 
1890,  pari.  III,    Washington  1894—1897. 

Andere  Länder:  Cenrimealo  dellu  PopoUuione  \ 


a)  Alisoliite  Zahlen 
[338511  ,630978     1     794983 
8450731  187507 
249051  I  114393'J 
592784;  16Q155 
140289  8 16 

[  1858181561  875') 
69  300 1  8  429 
10338]      39455 

3717 

36473 


1  399  735  I  I 

180953 

95  446  1 

'676  [33  m 


10,6 

21,9 

6,4 

12,6 

3,3 

3.9 

40,7 

*°J 

27,9 

'3,4 

23,9 

5,8 

22,9 

11,7 

56,9 

10,8 

58.1 

10,2 

30,7 

S3,7 

,0,0 

»4,1 

14,6 

334  591 
165  089 
498923 
49837 
768345 
44733 
46132 
33207 

799  659 
10373' 
176  538 
1079928; 

913  488  I 
3,6 


1  339  316  1 
456277 
376 270  I  1 
596  172  I 
80304  I 
1  609  433  I 
317233 
237  918  I 
81380, 

1  900  328 ! 
203  153 
338215 

2  341  696 


I  4  360  577  — 

Bemfsabtfilung 


73378 
1-6634 
13920 


del  Regno  d'IlaUa  nl  Sl.  Dicemhre  1881,  Vol.  III, 
Soma  1884,  Relatüme  generfite,  Roma  1835.  — 
Cento  de  la  FrMaeion  de  Etpana  en  31  de  Di- 
ciembre  de  1887,  tom.  II,  Madrid  189t.  —  Statit- 
tigue  de  la  Beigigue.  Rtceniement  genSral  dvSl. 
Decembre  1890.  Tom.  £,  Bruxellee  1894.  —  UU' 
komilen  der  beroepitclting  in  hei  koninhr^k  der 
yederlaaden  op  Sl  December  1339.  Te  'S-Graten- 
hage  1395.  —  Statiitique  du  Roynume  de  ■'ierbie, 
Tome  XII.  Dtnombrement  de  la  populalitm  dant 
le  rogaume  de  Serbie  Ir  31.  Ditembre  1895, 
Beigrade  1898.  —  Centu*  nf  Ginada  1390—91, 
OUava  1893.  —  RetuUt  oj  a  centut  o/  the 
Colony  of  the  Olpe  of  Good  Hiipe  1891,  Cape 
Toten  1892.  —  Retuiu  of  the  Seven  Colonie»  of 
AuetnUatia  ihotring  the  ofeupaiio/u  of  the  people, 
by  T.  A.  Coghlan,  Sydney  1894.  -—  Centu»  lif 
Indio.  1891.  Vol.  I,  Londnn  1892,  General  Saporl 
by  J.  A.  Bainei,  London  1898. 

FYIeanch.  Zahn. 
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Benifagenossen  schatten 


BernfsgeBosseBBchafloB. 

1.  AU^meioea.  Slatiatiaches,  2.  Die  Ent- 
geh ädigungBverpttichtuiiff  der  B.  3.  Ümlegung 
nnd  Erhebung  der  Beitrage.    4.  Das  Entschä- 


htttung.  T.  StraFgewalt  und  KegnisitionsbefDg- 
nis  der  Oennssen  schuf taoTgane.  8.  Anfsichts- 
fUhrung.    9.  Schluss. 

1.  ADgemeines.     Statiatiaches.     Die 

Berufegenosaen  schatten  Bind  eine  ur- 
eigenste Schöphing  des  Forsten  Bismorck. 
Er  kam  auf  die  Idee  ihrer  Einführung  bei 
den  Erörterungen,  welche  zur  Errichtung 
der  Unfallversichenin^  im  Deutschen  Reiclie 
führten.  Nachdem  die  beiden  ersten  hierauf 
abzielenden  Geeetzent würfe,  die  auf  anderer 
Gnindiage  aufgebaut  gewesen ,  gescheitert 
waren.  versvicKte  er  es,  mit  Ililfe  von  Be- 
ruf sgenossen  schaffen  zum  Ziele  zu  gelangen. 
Er  verfolgte  damit  den  weiteren  Zweck,  die 
Arbeitgeber  auch  sonst  zur  gemeinsamen  Be- 
handlung ihrer  Angelegenheiten  znsammert- 
zufaeson  und  in  der  Oi^nisation  die  Dinge 
so  zu  geelalten,  dass  Arbeitgeber  nnd  Arbeit- 
nehmer, zu  gemeinsamer  Arbeit  auf  dem 
Gebiete  tier  Unfallentschädigung  und  Unfall- 
verhütung herangezogen,  auf  solche  Weise 
sich  näher  gebracht,  mit  einander  versöhnt 
würden.  Die  Organisation  sollte  ein  soziales 
Friedenswerk  im  eminenten  Sinne  sein. 

Auf  möglichst  freier  Basis,  in  freier  Be- 
wegimg sollten  nach  dem  ganz  iinverändei-t 
zur  Ausfühning  gelangten  Bismarckschen 
Plane  die  Ben ifMjenossen schaffen  gebildet 
werden.  Existenzfähigkeit  und  gegenseitige 
Anerkennung  der  Znsammengebörigkeit  be- 
zeichnete er  als  die  leitenden  Gesichtspunkte. 
»Hiltten  haben  eine  andere  Sorte  vcm  Ar^ 
beiteni  als  Bergwei-ke;  die  beiderseitigen 
Arbeiter  grüssen  sich  nicht  als  Benif^e- 
nossen«  sagte  er.  >Die  Genossenschaften 
sind  mS^llchst  liomogen  zusammenzusetzen, 
sonst  wird  das  Band  lockerer  und  die  In- 
stitution für  weitere  Zwecke  unfähiger«  (vgl. 
unten  sub  9  den  »Schluss«).  Wie  sehr  Füret 
Bismarck  damit  das  Rechte  getroffen  hat,  be- 
weist der  seit  ihrer  Gründung  noch  unver- 
änderte Bestand  der  an  sich  leicht  umwandel- 
baren Genossenschaften.  Nur  eine  neue  Be- 
ruf sgenossen Bcliaft  entstand,  die  Fleischerei- 
Berutegenoesenschaft,  die  sich  unlängst  aus 
dem  verbände  der  Nahrungsm itteJind ustrie- 
benifsgecossen Schaft  absonderte,  weil  sich 
durch  die  überall  im  Reiche  errichteten 
Schlachthäuser  die  Zahl  der  versicherungs- 
pflichtigen Fleischereibetriebe  seit  Gründung 
dieser  Berufsgenossenschaft  vervielfacht  halte. 

Die  innerhalb  des  beruf sgenossenschaft^ 
liehen  Rahmens  geplante  Arbeitervertretung 
ist  zwar  nur  in  verkrüppelter  Gestalt  aus  dem 
Reichstage  hervoigegangen,  insofern  derselbe 
zu  dem  Vorschlag  der  verhündeteD  Segie- 


I  rungen,  Arbeiteraussehflsse  zu  oiiganisieren, 
sich  noch  nicht  empor  zu  schwingen  ver- 
mochte (vgl.  Avegen  des  Näheren  Dr.  T.  Bu- 
diker, »Die  Unfdlversichening  in  den  euro- 
päischen Staaten'  S.  40  und  152).  Immer- 
hin blieb  jedoch  ein  wei-tvolles  Stück  Ar- 
beitervertretung bestehen,  sowohl  bei  den 
berufsgenoBsenaehafÜicben  Schiedsgerichten 
als  auch  im  Reichs- Versicherungsamte  und 
endlich  tiei  dem  Verfahren,  das  zum  Zweck 
des  Erlasses  berufsgenoasenschaftlicher  Un- 
fall verhiltungs  Vorschriften  zu  beobachten  ist 

Andererseits  ist  auch  der  Gedanke,  es 
sollten  die  Berufsgenossen  über  den  nächsten 
Zweck  der  Unfallversicherung  hinaus  im 
Interesse  ihrer  wirtfichaftliclien  Gesamtlage 
sich  enger  zusammenschliessen ,  in  erfreu- 
licher Weise  verwirklicht  ■worden.  Charak- 
teristisch war  in  dieser  Hinsicht  ein  Aus- 
spruch des  ersten  Tors^tandsvorsitzenden  der 
Seidenindustriegenossen  Rchatt,  Geh.  Eommer- 
zienrat  Heimendahl  in  Krefeld,  gilegentlich 
ihrer  Gründungs  Versammlung,  Er  erklärte, 
da=,  woran  er  seit  Jahrzehnten  vergeblich 
gearbeitet  lialie ,  nämlich  die  Zusammen- 
fassung der  deutschen  Seidenfabrikanten 
zu  einem  Verein,  sei  ihm  erst  jetzt  durch 
die  Beginn  düng  der  Beruf sgenosae  na  chaft 
gelungen.  Und  gewiss  ist  es  eine  erfreu- 
liche Erscheinung,  wenn  sehr  häufig  die 
Benif sgenossen,  die  früher  sich  kaum  kannten 
und  nur  al.''  Konkurrenten  gegenüberstanden, 
jetzt  sich  so  nahe  treten,  dass  sie  sogar 
einen  intimen  geselligen  Verkehr  unter- 
halten. Die  guten  Folgen  davon  liegen  auf 
der  Hand. 

Be^fflich  sind  die  Berufsgenoswenschaften 
öffentlich-rechtliche,  zur  Durchführung  der 
auf  Zwang  und  Gegenseitigkeit  beruhenden 
reichsgesetzliclien  Unfallversickerung  er- 
richtete Verbände  von  Betriebsunterncnmem. 
Sie  haben  ihre  Grundlage  in  dem  Unfall- 
versicherungsgesetz vom  6.  Juli  1884,  dem 
Ausdehnungsgesetz  vom  28.  Mai  1885,  dem 
landwirtschaftlichen  Unfallversicheningsge- 
setz  vom  5.  Mai  1886,  dem  Bau-Unfail\-er- 
sichening^psetz  vom  II.  .Tuli  1887  und 
dem  See-l)  nfallversicherungsge.setz  vom  13. 
Juli  1887. 

Obgleich  sie  auf  gesetzlichem  Zwange 
benihen,  besteht  andererseits  innerhalb  der 
Berufsgenossenschaften  die  denkbar  freieste 
Selbst\-erwaltimg.  Alles  beruht  in  ihrer 
Organisation  auf  freier  Wahl  und  freier 
Bestimmung.  Das  Reichs- Versichenmgsarat 
über  ihnen  hat  eine  kontrollierende,  freund- 
schaftlich beratende,  die  Kräfte  zusammen- 
fassende Stellung.  Es  ist  kein  reglemen- 
tierendes, zu  allerhand  Genehmigung  und 
Einmischung  bemfeacs  Organ   über  ihnen. 

Es  giebt  für  die  gewerbliche  (industrielle) 
UnfaU Versicherung  6»  Berufsgenossenschaf- 
die  sich  Über  das  Ge- 
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Met  des  Deutschen  Reiches  erstrecken  — 
und  für  die  land-wirtschaftliche  UnfaUver- 
sichemng  4ä  Berufsgenoseenschaften.  Ihe 
erateien  beruhen  im  wesentlicheii  auf  der 
vom  Reichs- Versieherungsamt  gejeiteteu  imd 
durch  dea  Bundesrat  geoehmigten  Wahl 
(freier  ZusammeiiBchJiessiing)  der  Unter- 
nehmer verwandter  Beti-iebe  (Eisenindustrie, 
Textilindustrie  etc.);  nur  die  Seebeinfsge- 
nossenschaft  und  die  Tiefbauberufsgenoasen- 
achsft  sind  durch  das  öesetz  selbst  be- 
grQndet. 

Die  laiidvirtschaftJiehen  Benifsgenossen- 
Bchaften,  -welche  sämtlich  nur  für  engere 
Bezirke,  in  Preussen  fflr  Provinzen,  errichtet 
sind,  wurden  auf  Onind  von  Vorschlägen 
der  Limdesregierungen  diuvh  den  Bundes- 
rat nach  ÄnhOnmg  des  Reichs- Veracherungs- 
amtes  gebildet. 

Die  gewerblichen  Benifsgenosseiischaften 
umfassen  zur  Zeit  rund  440000  Betriebe 
mit  5*'4  Millionen  Arbeitern  und  Betriebs- 
beamten, die  laad'ft'irtechaftlichen  gegen  4*,a 
Uillionen  Betriebe  mit  über  11  Millionen 
Versicherten:  Amtlidie  Nachrichten  des 
ReichB-VersichemngBamtes  1898  S.  192. 

Die  BerufsgenosaenBchaffen  regeln  ihre 
Angelegenheiten  und  ihre  Gesehäftsordmmg 
durch  ein  von  der  Genossen  Bchaftsversamm- 
lung  zu  beschliessendes  Statut,  wobei  ihnen 
eine  weitgehende  Autonomie  eingeräumt  ist. 
Sie  müssen  einen  Vorstand  und  eine  ent- 
weder aus  aUen  Mitgliedern  oder  aus  Dele- 
gierten bestehende  Oenossenschafts Versamm- 
lung haben ,  können  ausserdem  in  Qrthch 
abgegrenzte  Sektionen  mit  einem  Sektiona- 
voTstande  und  einer  Sektionsversammlung 
eingeteilt  werden  und  das  Institut  der  Ver- 
trauengmSnner  einführen.  Von  der  letzteren 
Befugnis  ist  in  sehr  verschiedener  Weise 
Gebrauch  gemacht  worden. 

Zur  Ueberwachime  der  Betriebe  können 
die  BerufsgenoBBenscnaften  besondere  Be- 
auftragte besteUen,  von  denen  ein  Teil  im 
Ehrenamt,  andere  gegen  besondere  Hono- 
rieruQg  (als  Revisionsingenieure  u.  s.  w.) 
thäüg  »nd. 

iBe  Mitgheder  der  Vorstände  sowie  die 
Vertrauensmänner  haften  der  Genossenschaft 
für  getreue  Geschäfts  Verwaltung  wie  Vor- 
münder ihren  Mftndeln. 

Zur  Zeit  giebt  es  113  Genossenschaffs- 
Toretände,  919  SektionsvorstSode ,  2f)3i38 
Vertrauensmänner;  daneben  4157  Arbeiter- 
YOtreter  und  1013  berufsgenossenachaftliche 
Schiedsgerichte.  Die  Zahl  der  Beauftr^ten- 
Btellen  war  im  Jahre  1897  212, 

2.  IMe  EotschädigangaTerpflichtiing 
der  B.  An  Stelle  der  Ansprüche  ans 
dem  Haftpflichtgesetz  und  der  aus  dem 
gemeinen  Hechte  folgenden  Entschädigungs- 
ansprüche und  weit  darüber  hinaus  haben 
die    durch    Unfall    Verletzten    imd    deren 


Hinterbliebenen,  soweit  die  unter  I  ge- 
nannten Gesetze  auf  sie  anwendbar  sind, 
einen  gegen  die  Berufsgenossen schalt  ihres 
Arbeitgebers  gerichteten  Anspruch  axA 
Schadenersatz,  welcher    bestehen  soll: 

a)  im  Falle  der  Verletzung:  in  den 
Kosten  des  Heilverfahrens,  welche  vom 
Beginn  der  vierzehnten  Woche  nach  Eintritt 
des  Unfalls  an  entstehen,  und  in  einer  dem 
Verletzten  vom  Beginn  der  vierzehnten 
Woche  nach  Eintritt  des  Unfalls  an  für  die 
Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit  zu  gewähren- 
den Rente  und  zwar: 

aa)  von  66*/8''/o  des  Arbeitsverdienstes 
im  Falle  völliger  ErwerbsunÄhig- 
keit  und 

bb)  von  einem  Bruchteil  dieser  Rente 
im  FaUe  teilweiser  Erwerbsunfähig- 
keit; 

b)  im  Falle  der  Tötung:  im  Ersatz 
der  Beerdigungskosten  in  Höhe  des  Zwanzig- 
fachen des  Tagesarbeits Verdienstes  (jedo^ 
mindestens  dreissig  Mark)  und  in  einer  den 
Hinterbliebenen  des  Getöteten  zu  gewähren- 
den Rente. 

Zu  den  Hinterbhebenen  gehören  die 
Witwe,  die  Kinder  und  die  Ascenden- 
ten. 

Die  Gesamtrente  der  Hinterbliebenen  kann 
bis  zu  60  %  des  Jahresarbeiteverdienstes 
des  Getöteten  betragen. 

Die  Mittel  für  diese  Entschädigungen, 
die  im  Jahre  1897  bereits  den  Betrag  von 
64  Millionen  Mark  erreichten,  aufznbnngen 
und  die  Entschädigungen  im  einzelnen  Falle 
festzustellen ,  ist  eine  dei*  Haustauf^ben 
der  Beruf Bgenossenschaften,  Ohne  Inan- 
spruchnahme der  Ai-beitcr  oder  Zuschüsse 
von  irgend  einer  Seite  beschaffen  sie  die 
Mittel  lediglich  von  sich  aus. 

8.  Umlegmig  nnd  Erhebung  der  Bei- 
triige.  Zu  dem  Ende  haben  die  Berufege- 
nossenschaften  ein  teils  durch  das  Gesetz, 
teils  durch  die,  Statuten  bis  ins  einzelne 
geregeltes  Besteuerungsrecht  über  ihre  Mit- 
glieder. 

Der  ,Iahresbedarf  an  Entschädigungsbe- 
trägen  und  Verwaltungskosten  wird  nach 
Ablauf  des  Rechnimgsjahres  auf  die  2dit- 
glleder  nach  Massgabe  der  in  ihren  Be- 
trieben von  den  Versicherten  verdienten 
Löhne  und  Gehälter  und  unter  Berücfcsich- 
tigimg  der  in  den  einzelnen  Betrieben  vor- 
handenen höheren  oder  geringeren  ünfall- 
gefahr  umgelegt. 

Bei  den  landwirtschafthchen  Berufsge- 
nosse nsdiaften  erfolgt  die  Umlegung  auch 
wohl  nach  der  Grundsteuer,  und  hier  bildet 
die  Niditberücksichtigung  der  Unfallgefahr 
^'ichtaiifstellung  eines  Gefohrentarifs)  die 
Regel. 

Diese  Umlegung  des  Bedarfs  für  ver- 
gangene  Ausgaben,    während    die   Renten 


BenifsgeDOBsensckaften 


monatlich  im  voraus  zu  zahlen  sind,  wird 
ermÜ^lidit  duj'ch  die  Mit\sTrkung  der  Post, 
welcne  auf  Grund  der  Zahlungsanweisuiigeu 
der  Berufsgenossenechaftsvoratände  die  Ent- 
BchädigUDgsbetrflge  für  Reclinung  dei'  Be- 
rufsgenoBsen  Schäften  vorschiiss weise  au  die 
Bmpfangsbereclitigten  zahlt. 

Bleibt  ein  Mitglied  mit  seinen  Beiträgt 
im    Rückstände ,    so    werden    dieselben    auf 


derselben  Weise  wie  Gemeindeabgaben  bei- 
getrieben. 

Die  Bildung  eines  Keservefonds  ist  für 
die  industriellen  Berufsgcnossenschaften 
reichsgesetzhch  TOrgeschrieben,  fflr  die  land- 
wirtscnaftlichen  Beruf sgenossenscliaften  frei- 
gelassen ;  bei  diesen  kann  sie  durch  Landes- 
geaetz  oder  Statut  angeordnet  wertleu. 

Ueber  die  gesamten  Eechnuugsergebnisse 
eines  Rechnungsjahres  ist  nach  Abschliiss 
desselben  alljährlich  dem  Reichstage  eine 
von  dem  Reichs- Veraiclieningsarate  aufzu- 
stellende NachAveisung  vorzulegen. 

4.  Daa  Kntechädi^nngsfeBtatelliings- 
vertahren.  Die  durch  das  Genossenschafts- 
Btatut  hierzu  ausereehcnen  Organe  (Genossen- 
fidiaitB  vorstand,  Soktionsvorstend^usschüsse, 
Entschädigungs  -  Festatellungskommissionen, 
Tertrauensmäiiner)  stellen  die  von  der  Genos- 
senschaft zu  leistenden  Entschädigungen  fest. 
Die  von  ihnen  zu  erlassenden  Bescheide 
mflasen  den  Hiuweis  auf  die  zulässige  Be- 
rufung an  das  Schiedsgericht  enthalten. 
Bleiben  diese  Bescheide  vier  Wochen  lang 
unangefochten,  so  werden  sie  rechtskräftig, 
woraus  sich  der  öftentlich-rechtUche,  instan- 
zielle  Charakter  dieser  Seite  der  berufsgo- 
nossenschafüichen  Thätigkeit  recht  denlhch 
ergiebt.  Im  Jahre  1897  betrug  die  Zahl 
der  von  den  berufsgenosaenschaftHchen  Or- 
ganen erlassenen  Bescheide  226  935,  zu  denen 
8199  Bescheide  der  Äusfühningsbehörden 
für  Reichs-  und  Staatsbetriebe  (Eisenbahnen 
etc.)  hin  zukommen . 

Die  Entschitdigungen  müssen  von  Amts- 
wegen auf  die  von  den  Betnebsunternehmera 
zu  erstattenden  ünfaUanzeigen  hin  festge- 
etellt  werden.  Ueber  deren  Höhe  ist  den 
Berechtigten  von  selten  des  Genoasenschafts- 
vorstandes  unter  Hinweis  auf  die  mit  der 
Zahlung  beauftragte  Fostanstalt  ein  Berech- 
tigungsausweis auszufertigen. 

fi.  Hchiedsgerichte  und  Arbelterrer- 
betuitg.  Eine  besondere  Einrichtung  inner- 
halb der  Beruf sgenossenBchaft«n  bilden  die 
Schiedsgerichte  und  die  Arbeitervertretung. 
Letztere  ist  bei  den  landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften  nur  in  sehr  geringem 
Masse,  bei  den  gewerblichen  schon  etwas 
mehr  aus^büdet,  wenn  auch  keineswegs 
in  der  Weise,  wie  der  Entwurf  des  Unfaü- 
veraichenmgsgesetzes  es  beabsichtigte  (vgl. 
oben  Bub   1),     Bei  den    gewerblichen   Be- 


rufsgehossen Schäften  werden  zum  Zwecke 
der  Wahl  von  Beisitzern  zu  den  Schiedsge- 
richteu,  der  Begiitachtung  der  zur  Verhütung 
von  Unfällen  zu  erlassenden  Torschriften 
und  der  Teilnahme  an  der  Wahl  von  nicht- 
ständigen Mitgliedern  des  Reichs- Veraiche- 
rungsamtes  für  jede  Genossenschaftssektion, 
eventuell  Genossenschaft,  Vertreter  der  Ar- 
beiter von  den  beteiligten  Kranke  nkaaaen- 
vorständen  —  unter  Ausschluss  der  Ver- 
treter der  Arbeitgeber  —  gewählt  Ausser- 
dem haben  die  Vorstände  der  Kranken- 
kassen zum  Zweck  der  Teilmdmie  an  den 
Unfalluntersuchmigen  besondere  Bevollmäch- 
tigte zu  wählen. 

Das  Schiedsgericht  besteht  aus  einem 
ständen  Voi«itzendeu,  welcher  aus  der 
Zahl  der  Sffentlicheu  Beamten  von  der  Landes- 
eentralbehörde  ernannt  irird,  und  vier  Bei- 
sitzern, von  denen  zwei  von  der  Genossen- 
schaft (Genossenschaftssektion),  zwei  von  den 
Arbeiten-ertretera  gewählt  werden. 

Die  Kosteu  des  Schiedsgerichts  sowie 
die  Kosten  des  Verfahrens  vor  demselben 
trägt  die  Genossenschaft. 

In  den  wichtigeren  Fällen  ist  das  letzt- 
instanzliche Rechtsmittel  des  Rekurses  g^;en 
daa  Schiedsgeriehtsurteil  an  das  Reichs- Ver- 
sicherungsamt (unter  Umständen  Landes- Ver- 
sicherungsamt) zulässig. 

6.  UofaUrerhätnng.  Einen  weiteren 
wichtigen  Zweig  der  Wiifwenossenschaft- 
lichen  Thätigkeit  bildet  der  Erlass  von  Un- 
fall verhiltungs  Vorschriften  nnd  die  Ueber- 
wachung  der  Betriebe  durch  die  Genossen- 
schaften. Welche  Bedeutung  derselbe  hat, 
Seht  unmittelbar  daraus  hei-vor,  dass  im 
ahre  1898  382117  ünfäUe,  von  denen 
92326  entschädigungspflichtig  waren,  zur 
Anmeldung  gelangten. 

Von  der  Befugnis,  sowohl  für  die  Betriebs- 
unteniehmer  als  auch  ftlr  die  Arbeiter  Un- 
fallverhühingsvorschrifteu  zu  erfassen  — 
unter  Bedrohung  der  ersferen  mit  der  Her- 
anziehimg zu  höheren  Beiträgen  und  der 
letzteren  mit  Geldstrafen  — ,  haben  die  Ge- 
nossenschaften, die  der  Grossindustrie  voran, 
bereits  in  imifasaondcm  Masse  und  mit  sicht- 
lichem Erfolge  Gebrauch  gemacht  So  ent- 
halten die  Unfallveriifltungsvorschriftan  der 
Rheinisch- WestfiUischen  Hütten-  und  Walz- 
werksbenifsgenoseensohaft  213  Paragraphen, 
die  der  süd westdeutschen  Eisen berufsge- 
nossenschaft  bilden  ein  Heft  von  70  Seiten. 

Die  gesetzlich  vorgeschriebene  Mitwirkung 
von  Arbeitervertretem  beim  Erlass  dieser 
Vorschriften  hat  sich  Überall  bewährt.  Die- 
selben bedflrfen  ebenso  wie  die  Gefahren- 
tarife und  die  Statuten  der  Genehmigtmg 
des  Reiclis-Versicherungaamt«s  (unter  Um- 
st&iden  Landes- Versicherungsamtes).  Die 
Befoigimg  der  Unfallverhühingsvorschriften 
können  die  Genossenschaften  durch  besonder« 


Beauftragte  oder  durch  die  vorhandenen  Ver- 
trauensmäimer  flberwachen  lassen.  Diese 
können  dabei  von  den  Einrichtongen  der 
Betriebe  —  gleichzeitig  zu  Zwecien  der 
EinBchätzung  der  Betnebe  in  die  Ela.ssen 
des  Gefahrentarifs  —  Kenntnis  nehmen  und 
behufa  Prüfung  der  von  den  BetriebBunter- 
nehmern  auf  Urund  der  gesetzlichen  und 
statutarischen  BestimmangeD  eiagereichten 
LohnnachweiBungeu  die  G^chäftsbücher  und 
Listen  einsehen.  Die  hierdurch  entstehenden 
Kosten  trätet  die  Genossenschaft. 

7.  Stra^ewalt  und  RequiHitJonebefag- 
nis  der  GenosseDScfaaftsorKane.  Die  Ge- 
nossenscliafts vorstände  sind  befugt,  zur  Ge- 
-wShrleistung  der  Durchführung  der  Dnfall- 
veisicherung  und  zur  Äufrechterhaltuug  eines 
ordentlichen  Geschäftsganges  in  den  von 
dem  Gesetz  angeführten  Fällen  gegen  Be- 
triebsuntemehiner  Ordnungsstrafen  bis  zu 
300  Slark,  in  den  schweren  Tauen  bis  zu 
500  Mark  zu  verhängen.  Die  Strafen  fllessen 
in  die  Geuosscnschaftskasse.  Andererseits 
sind  die  Öffentlichen  Behörden  verpflichtet, 
dem  zur  Durchführung  des  Gesetzes  dienenden 
Ersuchen  der  Genoesenschafts-  und  Sektion  s- 
voret&nde  und  der  Schiedsgerichte  zu  ent- 
sprechen und  den  bezeichneten  Vorständen 
auch  unauteefordert  alle  Mitteilungen  zu- 
kommen zu  lassen,  welche  für  den  Geschäfts- 
betrieb der  Genossenschaft  von  Wichtigkeit 
sind.  Die  gleiche  Verpflichtung  liegt  den 
Organen  derOeuosscnscnaft  untereinander  oh. 

8.  Aafsiclitsffihmiig.  Die  Berofsge- 
nossen  schatten  unterliegen  der  Aufsicht  des 
Eeichs-Vereicherungsamtes  (unter  Umständen 
des  Iiandea- Versicherungsamtes),  dessen  Ent- 
scheidungen endgültig  sind.  In  jenem  Reichs- 
amte ist  die  Selbstverwaltung  der  Genossen- 
schaften bis  in  die  höchste  Spitze  durchge- 
fOhrt,  indem  dasselbe  neben  vier  vom  Bundes- 
rate aus  seiner  Mitte  gewählten  nichtstän- 
digen SiitgUedem  und  einer  Reihe  von  stän- 
den Mitgliedern  Vertreter  der  Berufsge- 
nossenschaftsvorstande  und  der  versdcherten 
Arbeiter  zu  seinen  Mitgliedern  zählt  Diese 
Znsammensetzang  des  Amtes  sollte  dasselbe 
in  die  engste  Beziehung  einerseits  zu  den 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  und  anderer- 
seits zn  dem  Bundesrate  bringen,  von  dem 
gewissennaesen  ein  Ausschnss  in  das  Amt 
hineingesetzt  wurde,  um  auf  diese  Weise 
sowohl  bei  den  Versicherten  als  auch  bei 
denen,  die  die  ganze  Last  der  Versicherung 
tragen,  und  endlich  bei  den  verbOndeten 
B^emngen  das  möglichst  grßsste  Vertrauen 
zu  ervedten.  (Vgl.  den  Art.  Beichs-Ver- 
sicherungsamtj 

9.  Schlnss.  Denn  schon  beim  Erlass 
des  ersten  Unhllversicherungsgesetzee  wurde 
die  bestimmt«  Absiebt  gehegt,  die  das  ganze 
Beidi  umfassende  bemfsgenoesenschaftliche 
Nenorganisatian   für   noch  weitere  Zwecke 


nutzbar  zu  machen.  Wenn  dies  nicht  ge 
schehen  ist,  obgleich  die  Berufsgenossen- 
schaften  in  hingebungsvollem  Eifer  ihrer 
ehrenamtlichen  Organe  und  in  wackerer 
Arbeit  ihrer  bis  zu  zwanzig  und  mehr  Be- 
amten zählenden  Bureaus  die  ihnen  gestellten 
Angaben  über  Erwarten  gut  gelöst  haben 
und  obgleich  die  Reichsregierung  gleich  der 
königlich  preussischen  Regierung  die  Inva- 
liditäts-  und  Altersversicherung  mit  Hilfe 
der  Bem&genossenschaften  durchführen 
wollte,  so  ist  hier  nicht  der  Ort,  zu  erörtfim, 
welche  Strömungen,  insbesondere  auch  in 
den  Xreiseu  einiger  Grossindustriellen,  diesen 
Plan  vereitelten.  Sofern  dabei  die  Furcht 
eine  RoUe  spielte,  es  m'ichte  durch  die  Be- 
ruf^enossenschaftcn  schliesslich  gar  eine 
Einwirkung  auf  i'rauen-,  Kinder-,  Nacht- 
und  Sonntagsarbeit,  auf  Gesundheitspflege, 
Kaximalarbeit^tag ,  Fabrikordnungen  und 
Lohnregulierung  genommen  werden,  so  wird 
sich  vielleicht  einmal  die  Einsicht  Bahn 
brechen,  daas  diese  Dinge,  im  Verein  mit 
den  Arbeitervertretem  und  in  freier  Selbst- 
bestimmung der  corporativ  oi^nisierten 
Arbeitgeber,  je  nach  aem  Bedürfnisse  der 
einzelnen  Industriezweige,  unter  Mitwirkung 
eines  Amtes,  in  welchem  man  selbst  Sitz 
und  Stimme  hat.  vielleicht  ebenso  gut,  wenn 
nicht  besser,  geordnet  werden  können  als 
durch  allgemeine  Massnahmen  der  gesetz- 
gebenden Körperschaften  beziehungsweise 
durch  die  Einwirkung  der  Polizei  oder  durch 
wogende  Kämpfe. 

Die  Pläne,  die  Füret  Bismarck  wegen 
der  Beruf sgenossenschaften  hegte   und    die 
er  zu   Friedrichsruh  am  30.  November,    1. 
Dezember  1883  in  Konferenzen,  an  denen 
der    Verfasser    dieses    Artikels    feil  nahm, 
entwickelte,    waren    sehr   weitgehend.     Es 
möge  in   dieser  Hinsicht  an   einen  Bericht 
der  neuen  Preussischen  Kreuzzeitung  vom 
18.  April   1895  erinnert   werden,   der  den 
Empfang  der  Innungsverbände  beim  Fürsten 
Biamwck   in   Friedrichsruh  vom   17.  April 
1895  zum  Gegenstände  hatte.    Ausweishch 
dieses  in  viele  andere  Blätter  überg^angenen 
Berichtes  sagte  der  Füret  Bismarck,  nach- 
dem er  die  iöedeutung  der  Berufsgenossen- 
sohaften  und  ihre  Aufeabej  auf  die  Gesetz- 
gebung einzuwirken,  hervorgehoben  hatte: 
>Er   habe    mlher    geglaubt,    daas 
unsere  Wahlgesetzgebuog  in  Preussen 
sowohl  wie  im  Reiche  auf  deisleichen 
Berufsgenossenechaften  gegründet  wer- 
den kÖQDte,  dadurch,  dass  jede  Berufs- 
genossen  Schaft  das  Recht  habe,  stdi 
durch   selbständige  Abgeordnete  ver- 
treten zu  lassen!    Er  habe  daffir  kein 

Veiständnis  gefunden < 

Er  sagte  dann  weiter :  »Die  Gesetzgebung 
könne  Modifikationen  schaffen,  sie  könne 
namentlich  die  Kleberei  abschaffen,  die  die 
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iinglflcWichste  Eriindnng  sei,  auf  die  man 
liabe  kommen  können.« 

Ob  den  Berufsgenoseeuscfaaften  auf  diesen 
oder  anderen  Gebieten  je  eine  ireitere  Auf- 
gibe  zufallen  wird,  ruht  im  Schosse  der 
Zeit.  Für  die  Unfall  Versicherung  allein 
wollte  man  sie  jedenfalls  nicht  schaffen  und 
hätte  es  sich  nicht  gelohnt,  sie  zu  schaffen, 
wenn  nicht  die  oben  angedeuteten  sehr 
erfreulichen  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Nebenviitongen  in  die  Srscbeinnng  getreten 
wären. 

An  der  Durchführung  der  Invaliditäts- 
und Altereversidierung  sind  die  Benifsge- 
nossenschaften  gegenwärÖg  nur  insofern  be- 
teiligt, als  die  von  ihnen  gewählten  nichtstän- 
digen Mitglieder  des  Beichs-Yersiclierungs- 
^ntes  ebenso  wie  die  auf  Grund  der  Dnfail- 
verfflcherungsgesetze  gewählten  Vertreter  der 
Arbeiter  auch  ftlr  den  Bereich  jenes  Ge- 
setzes bei  den  Arbeiten  des  genannten  Amtes, 
insbesondere  der  Entscheidung  auf  Revisionen 
gegen  die  Urteile  der  Schiedsgerichte  mit- 
zuwirlfen  berufen  sind. 

(Vgl.  die  Artt.  Reichs-Versicbe- 
rungsarat,  Unfallversicherung  und 
generell:  Dr.  T.  Bödiker,  »Die  Arbeiter- 
versicherung in  den  europäischen  Staaten«.) 
T.  BOdtk*r. 


Besitz 

.  Eigentum  und  Bes 


Besold,  Christoph, 

eeb.  1577  in  Tübingen,  wurde  1610  Profeagor 
der  Eeohte  in  seiner  Qebartgsl»dt,  1636  Qater- 
reichischer  Rerimentsrat  in  Württemberg,  1637 
Professor  derEecht*  in  Ingolstadt,  als  welcher 
er  dort  1638  starb. 

BeBold  war  Heikantiliat  und  misst  ah 
solcher  einer  blühenden  Indnstris  mehr  Einflnsa 
anf  die  Keicbtumsentwickelnng  eines  Landes 
bei  als  der  Landwirtschaft  Bei  den  Kapital- 
zinsen schätzt  er  die  Fruchtbarkeit  des  Geldes 
im  offenen  Verkehr.  Er  tritt  fär  dag  Bewüli- 
^mesrecht  der  Stände  ein,  hält  diesellien  aber 
nlr  berechtigt,  die  Bezahlung  der  vom  Landes- 
fürat«n  kontrahierten  Scbnlden  für  Lnsnsgegen- 
stAnde  zu  verweigern. 

Von  seinen  Schriften  beschäftigen  sich  nur 
folgende  vorwie^d  mit  volkswirtschaftlichen 
Prägen :  Dlscnssiones  qnaeationnm  alignot  de 
nsans  et  annuis  reditibns,  Tllbia^n  1698.  — 
Collegiani  politienm,  Tübingen  (1614):  dasselbe, 
2.  Aufl.  u.  d.  T.:  Politicornra  liM  duo,  1618; 
dasselbe,  3.  Aufl.  1620;  dasselbe,  4.  Anfl.  1626. 
—  DiscursuB  de  aerono  politico  2.  Aufl.,  Tü- 
bingen 1620;  dasselbe,  3.  Aufl.  1639.  —  Synopsis 
fiticae  doctrinae,  Strassbnrg  (1623);  dasselbe, 
Aufl.  1669  (ist  ein  AuBsng  ans  Politicomm 
libri  dno  8.  0.)  — 


Vgl  Ober  Besold:  Boscher,  Die  dentwhe 
KationalOkonomik  an  der  Grenzscheide  des  16. 
und  17.  Jahrbnnderts,  Leipzig  1862,  S.  313ff. 
^  Röscher,  Geschickt«  der  NationalSkonomik, 
München  1874,  S.  195  AT.  —  H.  d.  St.  I.  Anfl. 
Bd.  n,  Jena  IB9I,  S.  426. 

UppefU 


Besoldung   nnd  BesoldvngBpolitik.') 

L  Allgemeines:  1.  Begriff  nnd  Wesen 
der  Besoldung.  2,  Die  geschiditliche  Entwicke- 
lung  des  Besoldun^swesens.  3.  Die  leitenden 
Grundsätze  der  Besoldungspolitik.  4.  Zusammen- 
setzung der  Besoldung.  II.  Grundztlge  des 
Besoldnngssystems  in  Deutschland: 
1.  Allgemeiner  Charakter.  2.  Der  Besoldni^s- 
bezug  und  die  Bestandteile  der  Besoldung. 
3.  Dauer  des  Besoldungsanspmckes.  4.  Die 
Geboltsfestsetzung  nnd  aie  Gekaltsvorrückung. 
6.  Das  Wartegeld.  6.  Die  Pension.  7.  Ab- 
weichungen von  den  allgemeinen  QmndsStzen. 
m.  Die  Dienstbezüge  der  St aatsdiener 
in  Oesterreieh;  1.  Die  Besoldung  und  ihre 
Beatandteile.  2.DanerdesBesaldungsansprnche8. 
3.  Die  Gektütsfestsetznng  und  die  Gehalt^vor- 
ritcknng.  4.  Die  Pension.  IV.  Das  Besol- 
dnngswesen  in  anderen  Staaten:  1. 
Frankreich.     2.   England.     3.  Andere  Länder. 

I.  AIIgemeiBes. 
1.  Begriff  und  Wesen  der  Besoldung- 

"Wir  verstehen  unter  Besoldung  materielle 
Leistungen  des  Staates  oder  sonstiger  Öffent- 
licher Körper,  um  den  Staats-  oder  öffent- 
lichen Beamten  die  ausreichenden  Mittel 
zur  Bestreitimg  ihres  Lebensunterhaltes  zu 
gewähren.  Dieselbe  steht  daher  im  Mittel- 
punkte der  Vermögensrechte,  welche  den 
öffentlichen  Dienern  zukommen.  Die  speci- 
fische  Ausbildung  des  Besoldungswesens  im 
modernen  Staate  steht  im  engsten  Zusammen* 
hange  mit  der  Entwickelung  des  Beamten- 
tums Oberhaupt,  deren  Gepräge  es  teilt; 
Die  Besoldung  ist  aber  vor  allem  bei  den 
Berufsbeamten,  welche  aus  der  Thätigkeit  für 
den  Staat  oder  öffentliche  Körper  ihren 
Lebensbenif  machen,  ein  notwendiges  Ele- 
ment. 

Die  Begründung  der  Besoldung  geht  in 
der  staaterechtlichen  Anschauung 
von  der  Natur  des  Staatsdienstes  aus.  Die 
Staatsbeamten  widmen  ihre  ganze  Arbeits- 
kraft dem  Staate,  sind  in  der  freien  Aus- 
nutzung ihrer  Zeit  behindert,  und  es  ist  ihnen 
um  deswillen  die  Möglichkeit  eines  ander- 
weiten  Erwerbes  benommen,  so  dass  sie  fflr 
ihren  und  Ihrer  Familie  Unterhalt  auf  die 


Militärpersonen  blieben  unberücksichtigt,  üeber 
-Witwen-  und  Waisen  Versorgung"  vergl.  den 
betr.  Art.  dieses  HandwOrterbnchs. 
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der  berufsmässi^n  Arbeitsteilung  und  bei 
der  Notwendigkeit,  über  ein  technisch  ror- 
gebildetes  und  gesch\dtes  Personal  zu  yer- 
rOgen,  ein  branchbares  und  dienstbereites  Be- 
amtenmaterial otur  beschaffen,  -wenn  er  dem- 
selben die  Sorge  um  den  Erwerb  des  Lebens- 
unterhaltes abDimmt.  Daher  ist  die  Besol- 
dung eine  Sustentation  oder  Alimen- 
tation und  durchaus  verschieden  von  dem 
Ijohne  bei  der  Dienstmiete.  Denn  sie  ist 
keine  VergOtnng  för  die  geleisteten  Dienste 
nnd  also  auch  nicht  von  der  jeweiligen  Er- 
ffÜlung  oder  ebensowenig  von  dem  jeweili- 
gen Werte  nnd  dem  UmJfange  der  Leistung 
abhängig;  sie  ist  vielmehr  eineEntschädigimg 
des  Staates,  welche  der  Staatsbeamte  dafür 
empfangt,  dass  er,  verzichtend  auf  ander- 
weiten  IW'erb,  dauernd  und  ausschliesslich 
dem  Staate  seine  Dienste  widmet.  Aus 
diesen  Voraussetzungen  ergeben  sich  dann 
weitere  Besonderheiten.  Die  Besoldung  wird 
auch  l}ezahlt,  wenn  der  Beamte  zeitweilig 
k^e  Amts^schsfte  vornimmt  und  wird 
selbst  nach  Beendigung  des  Dienstes  teil- 
weise als  Wartegeld  oder  Pension  fortee- 
leistet.  Das  VoUstreckungsverfahren  ist  Be- 
schränkungen unterworfen  und  kann  nicht 
auf  den  vollen  Betrag  der  Besoldimg  An- 
wendung finden.  Bei  Beurlaubung,  Krank- 
heit oder  sonstiger  notwendiger  Verhinde- 
rung des  Beamten  zur  Ausübung  seiner 
Dienstpflichten  fallen  die  Kosten  der  Stell- 
vertretung dem  Staate  und  der  Staatskasse 
zur  Last  Ebenso  kann  der  Staat  die  ihm 
zustehende  Disciplinargewalt  dem  Staatsbe- 
amten gegenüber  auch  auf  die  Besoldung 
wirksam  werden  lassen. 

Die  Auffassung,  welcho  die  herrschende 
Lehre  des  Staatrechtes  darstellt,  genügt  aber 
der  volkswirtschaftlichen  Beurtei- 
lung nicht.  Sie  klammert  sich  zu  ftngst- 
lich    an    die    formellen    Erscheinungen    der 

r'tiven   Eechtsbildung   an  und   flbersieht 
wirtschaftlichen  Kern  des  Staatsdienstes 
und    des  Besoldungswesens.     Vom    Stand- 

S unkte  der  NationaJ&kononiie  ist  die  Besol- 
ung  des  Staatsdieners  eine  specielle  Oear- 
tung  des  Lohnes,  eine  Art  des  aus- 
bedungenen Arbeitslohnes.  Sie  kann 
daher  nur  als  eine  eigenartige  Erscheinungs- 
nnd  Anwendungsform  der  ^gemeinen  volks- 
wirtschaftlichen Lehre  vom  Lohne  auf  eine 
bestimmte  Kategorie  von  Fallen  betrachtet 
werden.  Wenn  die  Besoldimg  auch  mancher- 
lei Verschiedenheiten  aufweist,  so  sind  doch 
beiden  eine  ganze  Reihe  von  Eigenschaften 
gemeinsam.  Gemeinsam  ist  der  Besoldimg 
und  dem  Lohne  vor  allem  die  Grundlage, 
auf  welcher  sie  erwachsen  sind.  Beide  sind 
.dadurch  gekennzeichnet,  dass  sie  ein  Ent- 
geltfOrpersGn  liehe  Leistungen  und 


für  die  Ueberlassung  der  Arbeits- 
kraft darstellen.  Ebenso  besteht  zwischen 
den  Bedingungen  der  Anstellung  im  Staats- 
dienste und  dem  Arbeitsvertr^;e  eine  in- 
haltliche Gleichartigkeit;  denn  der  indivi- 
duelle VertragBschluss  als  solcher  ist  dem 
Lohne  nicht  eigentümlich.  Durch  das  Ent- 
gelt für  die  persönlichen  l.«istnngen  ver- 
pflichtet sich  der  Staatsbeamte  wie  der 
Arbeiter  im  weitern  Sinne  zur  Bethfttigung 
seiner  Arbeitskraft  nach  Leitung  des  Staates 
oder  des  Arbeit^bers  und  in  der  von  diesem 
bezeicimeten  Richtung.  Endlich  verzichtet 
in  beiden  IMen  der  Leistende  zu  Gunsten 
eines  Dritten  auf  die  selbständige  Disposition 
über  seine  Arbeitsleistung. 

Die  Besonderheiten,  welche  die  Besoldung 
charakterisieren,  beziehen  sich  vornehmlich 
auf  die  Re^elun^  des  Entlohnungssystems 
und  entspnngen  einer  dem  Staatsdienst 
als  Arbeitsart  angepassten  Lohnpolitik. 
Deshalb  sind  hier  die  Hohe  des  Einkoromens 
und  die  Bedingungen,  unter  welchen  es  be- 
zogen wird,  der  freien  Konkurrenz  imd  der 
freien  Preisbildung  entrückt  An  ihre  Stelle 
tritt  eine  gesetzhche  oder  verordnungs- 
massige,  gleichmassig  gehandhabte  Norm 
für  Höhe  und  Ordnung  des  Entgelts.  Da- 
mit hangt  aber  auch  die  Reihenfolge  von 
niederen  zu  höheren  Dienstverrichtimgen 
und  der  Uebei;gang  zu  immer  wichtigeren 
Aenitem  zusammen,  welche  dem  Staatsdiener 
durch  ein  allmähliches  Vorrücken  die  Aua- 
sicht  auf  V^^iesserung  seiner  wirtschaft- 
lichen Lage  eroffnen.  Mehr  denn  bei  anderen 
Ärbeitsarten  sind  die  vom  Beamten  geforder- 
ten Ijeistungen  der  (Qualifizierten  Arbeit  bei- 
zuzähien  und  erheischen  eine  gründliche 
technische  Vorbildung  imd  Schulung,  deren 
Aneignung  meist  mit  relativ  hohen  Kosten 
verknüpft  ist  Die  Erla^ing  der  Anstellung 
ist  darum  an  äussere  Voraussetzungen  ge- 
knüpft, die  für  alle  Bewerber  gleichmfisaig 
ger^elt  sind  und  ein  bestimmtes  Uinimal- 
mass  an  Leistung  sichern.  Die  Sicherheit 
des  Bezuges  der  Besoldung  des  Staatsbe- 
amten aus  dem  klaglos  verwalteten  Amte 
ist  in  dem  Wesen  der  öffentlichen  Gemein- 
wirtschaft begründet  imd  verdichtet  sich  zu 
einem  Rechtsanspruch,  mindestens  auf  seine 
materielle  Kompetenz.  Damit  ist  keineswegs 
die  Möglichkeit  der  Entlassung  oder  Verab- 
schiedung aus  Gründen  des  dienQichen  In- 
teresses ausgeschlossen,  die  vielmehr  —  als 
vorübergehende  oder  dauernde  Aratsentlas- 
sung(»yuiesciemng*)  —  bereitsin  denVoraua- 
setzuneen  voi^sehen  ist  Der  gleichen 
Wurzm  ist  die  Disciplinargewalt  des  Staates 
gegenüber  seinen  Beamten  entsprungen. 
In  dem  Umstände  endlich,  dass  der  Staats- 
beamte auch  nach  dem  Dienstesaustritt  ein 
Einkommen  aus  Öffentlichen  Mitteln  (Warte- 
geld, Pension)  empfängt,  ist  kein  O^ensatz 
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zum  Lohne  zu  erkeuuen.  Denn  gerade  hier 
tritt  die  EigeuBTt  der  staatlicKeii  Lohnzahlung 
hervor,  wo  »aufgeschobene-:  Gehaltszahlungen 
in  der  Form  von  Wartegeld  und  Pension 
erscheinea. 

Fflr  die  nationalökonomische  Betrachtung 
ist  und  bleibt  die  Besoldung  der  Staatabe- 
amteu  aus  den  angegebenen  Uraachen  als 
Einkommen  aus  öäentlicher  Dienststellung 
dem  Wesen  nach  ein  Arbeitseinkommen  und 
ist  seinem  Inhalte  gemSßs  dem  Lohne  wesens- 
gleich. Nm  in  der  Form  haben  besondere 
Umstände  und  Motive  zu  einer  Divei-genz 
der  AusEeren  Erscheinungsweise  geftthrt 
Und  an  dieser  Auffassung  ändert  auch  die 
Thataache  prinoipiell  nichts,  dass  die  Fest- 
setzimg dieses  Entgelts  der  Einkommens- 
büdung  lies  Privatwirtschaft licheu  Systems 
der  Volkswirtschaft  entzogen  ist. 

3.  Die  ^Bohlclitliche  Entwiekelang  des 
Besoldungg Wesens.  Die  Geschieht«  der  Be- 
soldungen hängt  Hufä  engste  mit  der  Ent- 
wickelung  des  Staatsdienstes  und  der  Stellung 
der  Staatsdiener  zusammen.  Solange  das  System 
der  Ehrenämter  vorherrscht  oder  die  Ämta- 
stellnng  nur  eine  Kebenbeacbäfticfung 
anderer  Lebenskreise  ist,  daher  nicht  den  Haupt- 
Inhalt  der  Lebens tbätigkeit  des  Funktionärs 
bildet,  fehlen  feste  Grundsätze  für  seine  Ent- 
lobnnng.  Wenn  auch  diese  Ehren-  oder  tem- 
porSren  Aemter  offiziell  anbesoldet  waren,  so 
fehlte  es  dennoch  nicht  an  mancherlei ,  zum 
Teil  sehr  bedeutender  Lukriemng.  Die  Be- 
soldnngsloaigkeit  ist  hier  nur  eine  scheinbare 
und  dadurch  verschleiert,  dass  nach  Ablauf  der 
Amtszeit  der  Amtsinhaber  mit  ^ewimuelchen 
fnnktienen  ausgestattet  wird,  die  dem  unbe- 
Boideten  Staatsamte  nachfolgen.  Die  höchsten 
Beamten  der  römischen  Republik  erfüllten  ohne 
Gehalt  ihre  Amtsfunktionen,  wurden  aber  nach 
Ablauf  derselben  durch  ertragsreiche  Statthalter- 
posten  entsebädigt.  Ein  derartiges  Verfahren, 
welches  jeden  Einblick  in  die  Kosten  des  Staats- 
dienstes verwehrt,  ist  unter  allen  Umständen 
verwerflich  und  die  Wurzel  privater  Ausschrei- 
tungen und  geheimer  Ausbeutung  der  Bevöl- 
kerung. 

Es  war  daher  auch  vom  Standpunkt  der 
Besoldungspolitik  ein  erbehücher  Fortachritt, 
als  die  erweiterten  und  verfeinerten  Amts- 
funktionen eine  grossere  Stabilität  des  Beamten- 
tums erheischten.  Die  Aemter  wechselten  jet^t 
nicht  mehr  in  relativ  kurzen  Fristen  ihre  In- 
haber, sie  wurden  aus  Nebenbeschäftigungen 
gewisser  Ferwnenkreise  zum  Hanptbernf,  wie 
sie  auch  andererseits  höhere  Anforderungen  an 
Arbeitskraft  und  Leistungen  des  Beamteten 
stellten.  Dies  aber  steht  wiederam  mit  dem 
allgemeinen  Entwickelungsprincipe  der  Öffent- 
lichen Thätigkeiten  in  naher  Beziehung.  Die 
nffentlichen  Amtshandlungen  sind  ursprünglich 
einzelne  zusammenhanglose  Akte  welche  je 
nach  Bedari  in  bestimmten  oder  in  unperiodischen 
zeitlichen  Intervallen  vollzogen  wurden.  Je 
häufiger  aber  die  Vornahme  solcher  Funktionen 
wurde,  je  komplizierter  sie  sich  c'estalteten  und 
eine  je  höhere  tectuiische  Ausbildung  ihre  Be- 
sorgung erforderte,  in  um  so  höherem  Masse  er- 


wies sich  das  bisherige  Beamtenmaterial  als 
nnznlänglicb ,  man  brauchte  vorbereitete  oder 
weniaistens  geschulte  Funktionäre,  welche  die 
Ausübung  dieser  Thätiglieit  aU  dauernde  und 
als  Lebenabernf  betrachteten.  Damit  war  eine 
besondere  Kategorie  von  Staatsbürgern  ans  den 
älteren  Verhältnissen  herausgewachsen,  die  be- 
rufsmässigen Staatsbeamten,  und  der 
Staats-  und  Uffentliche  Dienst  wird  zn  einer 
selbständigen  Lebensstellung. 

Alle  diese  Umgestaltungen  zeigen  sich  in 
ihren  Befleiwirknngen  auch  im  Besoldungs- 
wesen.  Es  genügte  jetzt  nicht  mehr,  die 
Staatsbeamten  in  bloss  ehrenamtlicher  Weise 
zu  bestellen,  sondern  man  mnsate  ihnen  feste, 
auskümmhche  Einkünfte  znsichern.  Der  Stabi- 
lität und  Bemfsm&Bsigkeit  der  Amtsstellnng 
entsprach  die  Zuweisung  und  Fiiierung  eines 
bestimmten  Einkommens.  Bei  der  Entwicke- 
Inngsstnfe  der  Naturalwirtschaft  im  Mittelalter 
vermochte  die  Öffentliche  Autorität,  der  KSnig  oder 
Landesherr,  nur  wiedernm  in  Naturalien  Ver- 
gütungsleistungen auszuteilen.  Und  so  treffen 
wir  denn  als  erste  Form  dieser  Besoldung  die 
Belehnung  mit  Grundstücken,  mit  wel- 
cher als  Aequivalent  die  Ansübnng  von  nffent- 
lichen Dienstleistungen  im  Heere  und  am  Hofe, 
dessen  Aemter  zugleich  den  Staatsdienst  reprä- 
sentierten, organisch  verbunden  war.  Der  Er- 
trag der  Lehensgüter  bildete  das  Einkommen 
oder  die  Besoldung  des  Funktionärs.  Die  Art 
und  Weise,  wie  er  die  ErtragsRlhigkeit  nutsen 
wollte,  blieb  dem  Lehensträger  überlassen. 
Schon  frühzeitig  zeigen  sich  aber  hier  Hiss- 
brSuche.  Die  Leben  werden  erblich,  und  ihre 
Erblichkeit  führte  häufig  zur  VemachUa^gung 
der  Amtsverricbtungen,  zu  einer  Schädigung 
des  üffentlichen  Dienstes.  Der  Uebergang  zu 
testen  Naturalbesolduneen  bedeutete  da- 
her der  Betehnung  gegenüber  eine  Verbesse- 
rung für  die  Ordnung  der  staatlichen  Dienst- 
leistungen. Im  naturaln-irtschaftlichen  Stadium 
der  Volkswirtschaft  war  diese  Uebung  ganz 
passend,  solange  der  Staat  selbst  in  mannig- 
facher Weise  Empfänger  von  Naturalgefällen 
war  und  in  Naturalien  sein  hauptsächlidies 
Z ah] un gemittet  bestand.  Auf  hüherer,  volks- 
wirtschaftlicher EntwickelunKSstnfe  und  mit 
zunehmendem  Geldgebrauch  pflegen  die  Natnral- 
besoldungen  durch  die  Schwierigkeit  der  Auf- 
bewahrung und  des  Transportes  zu  vielfachen 
Ungleichheiten.  Missbräuchen  und  Streitigkeiten 
zn  führen,  die  nach  und  nach  ihre  Beseitigung 
verlangen. 

Der  Wenden  unkt  in  der  geschichtlichen 
Entwickeinng  des  Besoldungswesens  ist  durch 
das  Vordringen  der  Geldwirtschaft  in 
allen  Skonomischeu  Beziehungen  bezeicImeL 
Diese  hat  zuerst  den  privatwirtschaftlichen 
Verkehr  in  ihre  Kreise  gezogen  und  sich  erst 
allmählich  auch  in  die  Finanzverhältniese  der 
Staaten  eingedrängt.  Die  Natnralbeaoldung 
wird  jetzt  für  den  Staatsbetrieb  zu  schwer- 
föllig  und  ist  mit  der  allmählichen,  geldwirtr 
schutlichen  Gestaltung  des  staatlichen  Finanz- 
haushalts  unvetträgUcE.  Die  Einbürgerung  der 
Getdentlohnung  und  der  Geldbesol- 
dung der  Beamten  in  das  System  des  Staats- 
dienstes war  nur  eine  notwendige  Eonseqnens 
dieses  allgemeinen  Entwickelungsproeeases  im 
Wirtschafts-  und    Staatsleben.     Allein    dieser 
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Uebergwig  vollzog  sich  nur  langsam  itud  i 
■chrittweige,  irenngleicli  schon  frUhWitig  die : 
erleuchtetsten  and  weitblickenden  StaatamSnner 
die  Geldbeiotdang'  der  Beamten  Eils  wünschens- 
wertes  Ziel  erstrebt  haben.  Zunächst  verfOete 
der  StftBit  selbst  nnr  Über  uniureichende  Greld- 
mittel,  die  Natnraleiimalimen  spielten  noch  immer 
eine  erhebliche  Kolle  und  wurden  erst  snccessiv 
von  den  Geldeinkünften  yerdrängt.  Und  diese 
allmähliche  Umbildung  finsserte  also  anch  anl 
dnsBesoldnn^weaen  ^en  nachhaltigen  Einflusa,  | 
Zu  deD  ältesten  Formen ,  in  welchen  dem  : 
'Staate  geldwirtschaftliche  Einkünfte  zuflössen,  | 
zählen  die  Abgaben  voa  Amtshandlangen,  die ! 
behördlichen  Sportela.  Sie  wurden  lange  I 
Zeit  ganz  oder  GTOSsenteils  denjenigen  Beamten  | 
Überlassen,  welche  die  bezahlte  Sbiatsfnnktion 
vorgenommen  hatten ,  und  kSnnen  wohl  als 
■die  areprünglichea  nnd  ältesten  Geldbestand- 
teile der  Besoldungen  bezeichnet  werden.  Die 
Erhebung  solcher  Sportein  ist  uralt  nnd  im 
germanischen  Mittelalter  mit  auf  üeberreste 
der  rSmischen  Finanz verfessane'  znrUckznf Uhren. 
Doch  scheinen  (nach  Tacitus)  auch  schon  die 
alten  Qermanen  derartige  Abgaben  gekannt  zu 
haben.  Die  BesoidangBlonn  durch  Sportein  hat 
anf  der  anderen  Seite  auch  fUr  den  Staat 
wesentliche  Vorzüge  der  Einfachheit.  Denn 
die  Erhebuugskosten  wnrden  erspart ,  das 
Bechnungswesen  ward  vereinfacht  und  Leistung 
und  Entgelt  schienen  in  harmonischem  Zusam- 
menhang zu  sein.  Der  Beamte  hatte  ein 
finanzielles  Interesse  am  Eingang  der  Spor- 
teln,  die  für  ihn  ein  steter  Sporn  zur  Ternch- 
tnng  seines  Amts  waren.  Doch  stehen  diesen 
Lichtseiten  wiederum  erhebliche  Schatt«n8eiten 
gegenüber.  Die  Leistungen  der  hüheren  Beam- 
ten lassen  sich  schwer  in  das  Sportelsyatem  ein- 
gliedern. Ausserdem  ist  dem  Zufall  ein  weiter 
Spielraum  gegeben,  wodurch  oft  grosse  Unter- 
schiede nach  Ort  nnd  Zeit  antreten  künnea 
-  nnd  nach  Umstünden  der  hChere,  vorgesetzte 
Beamte  weniger  Einkommen  beziehen  kann  als 
-der  ihm  untergebene  subalterne  Staatsdiener. 
Damit  hängen  aber  alle  jene  Schwierigkeiten 
zusammen,  welche  ans  der  mangelnden  Ueber- 
sicht  über  die  wirtschaftliche  Lage  der  Staats- 
beamten entspringen  und  der  dem  Staatsdieuate 
eigenen  Beförderung  als  Hindernis  entgegen- 
treten. Nachdem  aber  die  Besoldung  durch 
Sporteln  für  den  Staat  sehr  einfach  und  fast 
kostenlos  durchzuführen  ist,  so  liegt  die  Gefahr 
nahe,  dass  aus  pohtiscfaen  Gründen  die  Zahl 
der  Sporteln  empfan^nden  Beamten  in  nnntttzer 
"Weise  vermehrt  wird.  Diese  Hissstände  nnd 
Xisabränche  hat  man  häufig  dadurch  zu  ver- 
mindern gesucht ,  dass  sämtliche  anfallende 
Sporteln  in  einem  Amte  in  e  i  n  e  gemeinschaft- 
liche Kasse  flössen ,  woraus  die  einzelnen  Be- 
amten nicht  nach  zufälligen  Homenten,  soudem 
nach  festen  GFrundsStzen,  nach  Stellung,  nach 
dem  Dienstalter  n.  s.  w.  verhältnismässige  Zu- 
schüsse oder  Zulagen  empfingen.  Allein  auch 
hier  hat  sich  gezeigt,  dass  die  Privatinteressen 
jede  Beform  des  Sportelwesens  YeTeit«lten,  So- 
bald daher  eine  stärkere  Centralisation  des 
Staatalebens  die  politischen  Verfassungen  zu 
bdierrschen  begann,  wurden  die  Sporteln  in  der 
Hauptsache  zu  allgemeinen  Staatseinnahmen 
«rklKrt  nnd  von  der  Staatskasse  eingezogen. 
Dem  untierenden  Staatsdiener  wurden  sie  nur 


ausnahmsweise  überlassen.  Der  Staatsbeamte 
aber  erhielt  dafür  einen  festen  Gehalt. 

Die  BesoldnuR'  der  öffentlichen  Dienstleis- 
tungen durch  feste  und  fixierte  Ge- 
hälter an  Stelle  der  Naturalbesoldungen  und 
der  Sporteln  ist  seit  Ende  des  16.  und  im  17. 
Jahrhundert  aufgekommen.  Neben  dem  Zu- 
sammenhang mit  dem  Sportelwesen  wirkten 
hier  auch  Entwich elungsgrüude  allgemeinerer 
Art  mit,  namentlich  der  Fortgang  der  geld- 
wirtschaftlichen  Gestaltung  der  öffentlichen 
Haushalte.  Wie  aber  durch  die  Sporteln  die 
Natoralbesolduug  nicht  mit  einem  Schlage 
beseitigt  wnrde,  beide  Formen  des  EutgeTts 
vielmehr  neben  einander  und  mit  einander  das 
Enllohnungssystem  beherrschten,  so  haben  auch 
die  festen  Gebälter  jene  älteren  Lohnformen 
nicht  sofort  absorbiert,  sondern  nur  nach  und 
nach  zersetzt  und  aufgelöst.  Ueberrest«  von 
Sportel-  und  Naturalbesoldnngen  haben  sich 
aber  noch  bis  auf  unsere  Zeit  erhalten.  Die 
festen  Gehälter  bildeten  demeemäss  anfangi< 
nicht  den  Hauptbestandteil  des  Einkommens 
der  Staatsbeamten.  Vielmehr  waren  sie  nur 
Konzessionen  an  die  vordringende  Geld  Wirt- 
schaft und  hatten  Naturalien  und  Sporteln  zu 
ergänzen.  Sie  bildeten  aber  ein  expansives 
Fnncip  mit  der  Tendenz  sich  immer  mehr  aus- 
zudehnen nnd  die  Natural-  und  Sporteleinkünfte 
zu  verdrängen.  Die  Durchführung  des  S;stem- 
wechsela  hat  sich  aber  in  den  einzelnen  Staaten 
zu  sehr  verschiedenen  Zeiten  nnd  in  sehr  ab- 
weichendem Masse  vollzogen.  Während  Ende 
des  16.  Jahrhunderts  z.  B.  in  den  deutscheu 
Territorien  bei  der  Besoldung  die  Barzahlung 
überwiegt  oder  mindestens  im  17.  Jahrhundert, 
wie  in  Preussen  unter  dem  Grossen  Kurfürsten, 
zu  Stande  kommt,  war  in  anderen  Staaten  noch 
immer  die  Sportnlierung  vorherrschend.  Selbst 
in  England  bezog  noch  im  IT.  Jahrhundert  der 
Attomey  General  nur  S2  Pfund  Sterling  als 
festen  Gehalt  (Salary),  während  sein  übriges 
Einkommen  von  6800—5900  Pfnnd  Sterling  in 
gpoTtelartieen  NebeneinkUnften  (Fees)  bestand; 
und  im  iC  Jahrhundert  bezogen  in  Dänemark 
die  Bichter  nur  20  Thaler  festes  Jahresgehalt 
und  den  Best  in  anderen  Emolumenten.  Ja 
man  hat  mitunter  aus  misgverstandener  Spar- 
samkeit sogar  geflissentlich  die  festen  Beamten- 
gehälter reduziert  und  die  Lücke  durch  einen 
vermehrten  Sportelbezug  ausgefüllt. 

Mit  der  Aera  der  verfassnugsmüsaigen  Zu- 
stände hat  man  energisch  mit  solchen  Zwei- 
deutigkeiten aufgeräumt.  Mit  dem  Friucipe 
einer  geordneten  Bndgetwirtschaft  vertragen 
sich  keiue  Elemente,  welche  den  Einblick  in 
den  Staateaufwand  und  seinen  Umfang  stOren. 
Namentlich  aber  werden  auch  die  wahren 
Kosten  des  Staatsdienstes  verschleiert.  Doch 
hat  man  weder  die  Natural  besol  düng  noch  die 
sportelartigen  Einkünfte  vollständig  zu  be- 
seitigen vermocht  oder  beseitigen  wollen. 
Srstere  ist  insonderheit  in  Form  der  Dienst- 
wohnungen bestimmter  Beamtenkat«gorieen 
und  in  Natnralbezügen,  wie  in  der  Stel- 
lung von  Fenemngs-  und  Beleuchtungrsniate- 
riaben,  in  der  Liderung  von  Dienstkleidem 
oder  Pferderationen,  beibäalten  worden.  Letz- 
tere aber  sind  als  Amtserträgnisse  bei 
bestimmten  Aemtem  zur  Vermeidung  umständ- 
licher Bechnungslegnng,  beim  Unterrlchtswesen 
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oder  als  Einkoinnian  mittelbBrer  Staatsbeamten, 
der  Berlitaaimälte,  Notare  etc.  noch  üblich.  Im 
Ubric-en  n-nrde  die  Mehrzahl  der  naturalen 
Beicbniase  in  Geldzahlungen  nmeewandelt,  wie 
di6  freien  Dienstwohnungen  in  das  Wohnunge- 
ffeld  bei  Bicbtec-  nnd  Civilbeamten  and 
aas  Natnralqnartier  in  das  Servis  bei  MilitJLr- 
personen  und  UilitärbeamtAn.  Es  IKsst  sich 
daher  in  der  Hauptsache  behaupten,  dass  die 
feste  Oeldentlohnnng  hei  der  Besoldung  im 
modernen  Staate  die  vormaligen  naturalen  nnd 
sportelartigen  Bestandteile  des  Einkommens  der 
Staats-  nnd  übrigen  Öffentlichen  Beamten  end- 
gültig verdrängt  hat. 

DasH  der  Beamte  nach  seiner  Ansscheidung 
aus  dem  DieoBte  weiterhin  ein  Qniescenz-  oder 
Ruhegrehalt  als  eine  Leibrent«  empfängt,  ist 
dnrchauB  keine  natumot wendige  Folgemng  ans 
dem  Besoldungsbezuge.  Vielmehr  hat  sich  das 
Institut  der  Pension  nnd  das  ganze  Fen- 
sionswesen  nur  allmählich  aus  der  Besol- 
dnngspolitik  herauHgesch&lt.  Die  Gewährung 
Ton  Bnhegehältem  galt  ursprünglich  in  monar- 
chischen Staaten  als  Gnadensache  und  damit 
als  eine  Belohnung  für  besondere  Verdienste 
nm  Krone  und  Staat.  Es  war  ihre  Beteilung 
kein  Recht  des  Beamten ,  das  mit  seinem 
Dienstverhältnis  verknüpft  war.  Auch  war  der 
Bezng  solcher  Bnhegenüsse  ursprünglich  nicht 
immer  ein  danemder,  in  der  Form  einer  Leib- 
rente auftretender,  aondem  oft  nur  eine  ein- 
malige Beichung  oder  eine  solche  auf  kürzere 
Zeit  (Gnadenqnartal,  Gnadenjahr,  Abfertigung). 
Allein  diese  Gnadenerteilung  verfahr  mit  der 
grüBsten  Willkür,  war  bald  äusserst  verschwen- 
derisch, bald  hartberdg  und  kärglich  und 
fahrte  überdies  cu  einer  Anzahl  von  Hiss- 
brBnchen.  Hit  der  Zeit  wurde  es  daher  ein 
dringendes  Bedürfnis,  in  dieses  Wirrsal  Ordnung 
SU  Dringen  und  nach  festen ,  gleichmAssigen 
Grundsätzen  zu  handeln,  t^päter  fand  mau 
es  aber  zweckmässig,  besondere  Pensions- 
kasaeu  zn  gründen,  in  welche  die  Beamten 
Einzahlungen  zu  leisten  hatten,  die  dann 
hauptsächlich  durch  Gehaltsabzüge  genährt 
wurden.  Die  eingehenden  Geldsummen  wurden 
zu  einem  verzinslich  angelegten  Fonds  ver- 
einigt, ans  welchem  dann  die  Buhegebälter  be- 
zahlt wurden.  Der  Staat  verwaltete  dann  diese 
Pensionskassen,  häufig  unter  Mitwirknng  eines 
Ton  den  Beamten  selbst  gewühlten  Ansscnusses, 
und  leistete  zn  denselben  teils  einmalige,  teils 
dauernde  Beiträge.  Später  beseitigte  man  dann 
diese  selbständigen  Pensionskassen  nnd  führte 
die  Gehaltsabzüge  in  die  allgemeine  Staatskasse 
ab,  wogegen  der  ätaat  die  rechte  verbindliche 
VerpflicDtung  Übernahm ,  den  Beamten  die 
Ruhegehälter  zu  zahlen.  Der  Beitritt  zn  den 
Pensionskassen  nnd  die  Gehaltsabzüge  waren 
obligatorisch  für  den  Beamten  nnd  waren  mit 
einem  Beitrittazwang  verbunden.  Die  Verwal- 
tung des  ganzen  Pensioneweseus  ist  häufig  mit 
der  Staatsschnldenverwaltnng  verknüpft.  End- 
lich hat  aber  der  Verfassnngsstaat  die  Ruhege- 
hälter dieser  halb  privatwirtschaftlichen,  halb 
öffentlich-rechtlichen  B«gelang  entrückt  tmd  das 
Pensionswesen  zu  einer  Rechtssache  erhoben, 
den  Anspruch  auf  Pension  auf  feste  Rechts- 
sfitze  gestellt.  Die  Pension  bildet  heute  einen 
integrierenden  Bestandteil  der  Besoldung  und 
involviert    ein    Forderungsrecht    des   B^unten 


anf  eine  bestimmte  Quote  seines  Gehalts,  wenn 
der  Bezugsberechtigte  eine  gewisse  Anzahl  von 
Dienstjahren  sein  Amt  verwaltet  hat  nnd  ohne 
Schuld  ans  demselben  verdräng  wird.  Dagegm 
fehlt  in  den  reinen  Demokratleen  das  Pensions- 
wesen, da  ein  berufsmässiges  Beamtentum  nnd 
ein  berufsmässiger  Staatsdienst  Überhaupt  fehlt. 
Der  weitere  Differenzierungsprozess  des 
Pensionswesens  hat  sich  in  zwei  Richtungen 
bew^;t.  Einmal  wurde  neben  der  danernaen. 
anf  Cebenszeit  gewährten  Pension  der  Begiifi 
des  Wartegefdes  ausgebildet,  ein  zeitlich 
gewährter  Bubegennss,  welcher  solchen  Beam- 
ten vorübergehend  zn  teil  wird,  die  aus  dienat- 
i  lieben  oder  organisaterischen  Gründen  ans  der 
'  Aktivität  scheiden.  Sodann  aber  hat  man  för 
die  Hinterbliebenen  der  Staatsdiener  FUrsorge 
getroffen  und  zwar  durch  Leibrenten  für  die 
Witwe—  Witwenpension,  und  durch  Zeit- 
renten für  die  Waisen  —  Waisenpensionen, 
Erziehungsgelder  (vgl.  Art.  Witwen- 
nnd  Waisenversorgung). 

8.  Die  lelteoden  Gmndsätze  der  Be- 
soldnngspolitik.  Der  wichtigBte  Qrundsatz 
des  ^zen  Besoldungswesens  gipfelt  in  dem 
richügen  'VerbältiuB  zwischen  dem  Staal»- 
dieuBt  und  seinen  Aufordeningen  einerseits 
und  der  Bezahlung  der  Staatsbeamten  an- 
dererseits. Daraus  leitet  sich  der  massgie- 
bende  Gesichtspunkt  ab,  dass  der  Staat  ni(jit 
mehr  Beamten  anetellcn  solle,  als  den  tbat- 
Bächlichen  Bedürfnissen  wii-klich  entspricht, 
dass  aber  diese  in  auskömmlicher  Weise  zu 
besolden  sind.  Ein  sehr  zahlreiches  Be- 
amtenheer  bietet  durchaus  keine  Oewfthr 
Rlr  eine  bessere  Ausflbun^  der  Amtspflichten. 
Andererseits  ist  ein  tOchtiger  Beamtenstand 
nur  bei  hinlänglicher  Bezahlung  lieranzu- 
ziehen  und  zu  erhalten.  Bei  schlechter  Be-  . 
solduDg  werden  sich  nur  die  Untüchtigeo 
zur  Uebemahme  der  Amtsstelleu  bereit  fin- 
den oder  Leute,  die  in  anderen  Berufen 
Schiffbruch  gelitten  haben.  Zweifelsohne 
haben  das  gesellschaftliche  Ansehen  nnd 
die  äusseren  Ehren  des  Beamtenstaades  eine 
grosse  Bedeutung  fttr  den  Beamten  Stand 
uud  haben  schon  oft  ein  kärgliches  Gehalt 
ei^nzen  mflssen.  Allein  dieser  Notbehelf 
kann  Ober  den  Kern  der  Sache  nicht  hin- 
wegtäuschen. Denn  ein  Beamter  muss,  um 
seine  Pflichten  erfflilen  zu  können,  unter  noi^ 
malen  Verhältnissen  für  sich  lud  seine  Fa- 
mUie  der  Nahmngssoi^n  flbertioben  sein 
und  mit  dem  Bewusstsein  arbeiten,  dass 
seine  Leistiuigen  in  dem  Oehalte  ihrem 
Werte  angemessen  entlohnt  werden.  Darum 
ist  auch  die  Sicherheit  der  Amtsstdlung 
und  ihrer  DienstbezOge  imbedingte  Vorai»- 
setznng  fflr  die  Ttlchtigkeit  des  Beamten- 
körpers. Jlit  ErfüDung  der  vorgezeichneten 
Beaingungen  muss  er  auch  einen  Rechtsan- 
spruch auf  ein  Amt  und  die  damit  verbun- 
dene Besoldung  enrerben.  Er  muss  auch 
davor  geschlitzt  sein,  dass  nicht  politische 
Verhältnisse     und    Strömungen    und    der 
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WechBel  der  leitenden  Staatsmänner  ihn 
oline''WGiteres  aiis  seinem  amtlichen  Wir- 
^ingskreis  und  seinen  Dienstbezügen  ver- 
drangen können,  selbst  bei  gewissenhaftester 
Amtserfflllung.  Damit  ist  es  aber  nicht  aus- 
geschlossen, äass  im  Interesse  des  Dienstes 
Versetzungen  des  Beamten  yorgenommen 
werden.  Allein  eine  solche  darf  nicht  mit 
einer  Hinderung  des  Ranges  ujid  Oehaltes 
der  Betunten  verfaimden  sein.  Nur  einzelne 
Stellungen,  wie  die  der  Richter,  der  Hoch- 
schulprofessoren  etc,  sind  davon  ausge- 
nommen. 

Die  Besoldung  der  Staatsbeamten  miiss 
eine  feste  sein.  Die  früher  Abliebe  Be- 
zwang der  Beamten  durch  die  anfallenden 
Sportelc  und  Qebühren  des  Amtes  ist  zu 
verwerfen.  Dies  widerspricht  der  Sicher- 
heit der  amtlichen  Stellung  und  führt  zu 
grossen  üngleichmBasigkeiten  der  Entlohnung 
aus  rein  zufälligen  Umst&nden.  Die  Oe- 
bühren  sind  heute  wesentlich  Fiskusgebflhren, 
Und  nur  kleinere  Durchbrechungen  dieses 
I^ndps  haben  sich  heute  noch  erhalten. 
Darum  soU  —  abgesehen  von  etwa  durch  ört- 
liche Verhältnisse  begründeten  Zulagen  —  die 
Besoldung  für  die  Beamten  gleichen 
Banges  thonlichst  die  gleiche  sein.  Die 
Höhe  der  Besoldung  ist  von  der  Wichtig- 
keit des  Amts,  von  der  mit  demselben  ver- 
bundenen Verantwortlichkeit  und  hSufig  auch 
von  den  durch  dasselbe  bedingten  Kengt- 
anfilagen ,  Reprasentationskosten  abhän^. 
Aussrädem  verlangt  eine  gesunde  Besoidungs- 
politik  eine  Steigenmg  der  Qehalter  mit 
dem  Aufrücken  im  Amt  imd  mit  der 
»Vollstreckung«  von  Dienstjahren. 
Als  Sporn  für  die  Thätigkeit  des  Beamten 
ist  demgemfia  die  Oewährung  von  Dienst- 
alterszulagen in  periodischen  Fristen 
(3  oder  5  Ja^n)  zu  verlangen.  Für  be- 
sondere Leistungen,  Reisekosten,  Tagfahrten, 
ümzugskosten  bei  Vereetzungen  und  der- 
deichen  werden  den  Beamten  besondere 
Vergütungen  zugebiUigt. 

Endlich  zählen  zn  den  Grundsätzen  der 
Besoldungspolitik  noch  die  Ansprüche  auf 
Wartegeld  und  Pension,  Das  "Warte- 
geld (DisponibilitAtsgehalt)  wird  dem  Beam- 
ten bei  zeitweiliger  Entlassung  oder  tempo- 
rärer Versetzung  in  den  Buhestand  bis  zur 
Wiederberufung  in  ein  Amt  bezaiilt  Die 
Pension  oder  das  Ruhegehalt  wird  dem  Be- 
amten bei  Erreichung  einer  bestinmiten 
Altersgrenze  (z.  B.  mit  Vollendung  des  65. 
oder  70.  Lebensjahres)  oder  bei  Entritt  der 
Dienstantaugli(^eit  nach  festen  Grundsätzen 
und  mit  der  Wirkung  eines  Rechtsanspruchs 
gewährt.  Der  Fensionsanspruch  soll  nicht 
zu  spät  beginnen  und  anfangs  nur  in  einem 
kleinen  Bruchteil  des  Gelialts  bestellen,  der 
aber  von  Jahr  zu  Jahr  wächst.  Fassender 
Weise  kann  auch  ein  Maximum  des  Ruhe- 


gehalts z.  B.  ^a  des  zuletzt  bezogenen  Ge- 
halts oder  eine  Maximalsumme  für  dasselbe 
angenommen  wei-dea.  Die  Gewährung  der 
Pension  ist  dann  entweder  an  die  Erreichung 
eines  bestimmten  Ijebensalters  oder  Dienst- 
alters oder  an  den  Nachweis  der  Dienst- 
untauglichkeit geknüpft.  Die  Pensionsbe- 
rechtigung involviert  auch  meistens  eine 
entsprechende,  wenn  auch  bescheidene  Für- 
sorge für  die  hinterbliebeue  Witwe 
und  die  Waisen  des  Beamten  (vgl.  Art 
Witwen-  und  Waisenversorgung). 

Die  Einzelheiten  der  Besoldungspwitik 
können  in  diesem  Zusammenhange  nicht 
weiter  verfolgt  werden.  Sie  stehen  in 
engster  Verbindung  mit  den  Besoldungs- 
sy Sternen  in  den  einzelnen  Staaten  und 
tra^n  daher  ein  sehr  verschiedenes  Gepräge. 
Bei  der  nachfolgenden  Darstellung  der  Cfe- 
setzgebung  sub  II  bis  IV  sind  die  ein- 
schlägigen Normen,  soweit  es  der  Raum 
gestattete,  hervorgehoben  und  charakterisiert 
worden. 

4.  Zusammen  Setzung  der  Besoldong. 
Für  die  staatswissensch^iche  Behandlung 
erscheinen  alle  amtlichen  Bezüge  des  Staats- 
dieners und  seiner  Familie  aus  dem  Bechts- 
titel  der  Anstellung  im  Staatsdienst  als  eine 
unzertrennliche  Einheit,  die  man  passend 
als  T  0 1  a  1  g  e  h  a  1 1  (Wagner)  bezeichnen  kann. 
Seinen  Bestandteilen  nach  sind  drei  Eate- 
gorieen  zu  unterscheiden: 

1.  Das  Aktivit&t«gehalt  oder  das  Ge- 
halt im  enteren  Sinne,  welches  der 
Beamte  für  seine  Dienstleistungen  im  Amte 
bezieht  Es  bildet  den  Kern  und  den  Grund- 
stock der  Besoldung  überhaupt.  Dem  In- 
halte nach  sind  in  diesem  wiederum  ver- 
schiedene Teile  vereinigt; 

a)  Das  Gehalt  selbst  (im  engsten 
Sinne)  als  dasjenige  Entgelt,  welches  nach 
öffenüich-rechtlichen  Normen  für  die  Ver- 
waltung eines  Staatsamts  ausgesetzt  ist 
und  mit  Rang  und  Bedeutung  des  Amtes 
wechselt. 

b)  Das  Wohnungsgeld  oder  der  Woh- 
nungszuschuss,  ein  Zusatz  zum  Dienst- 
einkommen des  Beamten  und  ein  Beitrag 
zur  Bestreitung  einer  standesgemflssen  Woh- 
nung für  den  Beamten  und  seine  Familie. 
Mitunter  kann  es  zweckmässig  sein,  das- 
selbe durch  die  Gewährung  einer  naturalen 
Dienstwohnung  zu  ersetzen.  Aehnlichen 
Charakters  ist  das  Servis  bei  Offizieren 
und  Militärbeamten,  das  an  Stelle  des  vor- 
maligen Naturalqiiartiers  tritt  und  nicht  nur 
zur  Deckung  des  Wohnungsaufwandes,  son- 
dern auch  zur  Beschaffung  des  Mobiliars 
und  zur  Bestreitung  von  Beheizung  und  Be- 
leuchtung dienen  soU. 

c)  Die  Zulagen  und  Nebenbezüge, 
teils  in  der  Form  von  Funktions-,  Orts-  oder 
Personalzulagen,  teils  als  Erstattungen  für 
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besonderen  Dien staui wand  oder  als  Natiual- 
bezflge  und  Ämtserträgnisse. 

2.  Die  BnhBgenÜBBe,  welche  dem  Be- 
amten beim  Ausscheiden  aus  dem  Stsats- 
dienste  gewährt  werden.  Dieselben  sind  in 
ihrem  wirlBchafthchen  Charakter  teils  Leib- 
renten, teils  Zeitrenten.  Sie  erscheinen  in 
einer  dreifachen  Form: 

a)  als  Abfertigung,  wenn  die  Zah- 
lung nur  einmal  eriolgt  oder  sich  nur  ein 
paar  Mal  wiederholt.  Solche  Abfertigungen 
kommen  vor,  falls  der  Beamte  nicht  die  er- 
forderliche, den  Pensionsauspruch  begrün- 
dende Dienstzeit  im  Amte  war  oder  bei 
Aemtem,  die  in  den  benifsmdssigeu  Staats- 
dienst nicht  aufgenommen  siad: 

b)  als  Warte^eld  oder  Disponibi- 
litatsgebalt,  eane  Zeitrente,  welche  der 
Beamte  wahrend  einer  zeitweiligen  oder 
TcnrQbergehenden  Entlassung,  bei  tempor&rer 
Yersetzung  in  den  Ruhestand,  auf  Qrund 
seiner  AmtssteUung  bis  lur  "Wiederbenifung 
in  den  aktiven  Staatsdienst  empfängt.  Der 
Fortbestand  des  Dienstverhältnisses  bleibt 
dabei  unberührt; 

c)  als  Buhegehalt  oder  Pension 
(Altere-  oderDienBta]ter8-,InvalidilAtsi>eo8ion), 
eine  Leibrente  oder  lebenalftngliche  Rente, 
welche  der  Beamte  auf  Grand  seiner  vor- 
maligen Austeilung  bei  seinem  definitiven 
Ausmtt  aus  dem  Staatsdienste  und  dessen 
Dienstverhältnissen  wegen  hohen  Alters,  in- 
folge der  »VoUstrettomg"  einer  vorge- 
acnriebenen  Anzahl  von  Dienstjahren  oder 
endlich  aus  Gründen  körperlicher  oder  geis- 
tiger Dienstesuntauglichkeit  bezieht.  Der  An- 
spruch auf  Pension  setzt  regelmässig  voraus, 
dass  der  Beamte  eine  gewisse  Anzahl  von 
Jahren  dem  Staate  Dienste  geleistet  hat. 
Ist  dies  nicht  der  Fall,  oder  bei  niederen 
Staatsbeamten  tritt  die  Abfertigung  (s.  o.) 
ein  oder  es  wird  denselben  eine  sogenannte 
Sustentation  gewährt,  welcbe  aber  nicht 
die  TechtHtüien  Eigenschaften  der  Fensioo  hat. 

In  Staaten,  deren  Beamtenrecht  die  In- 
stitution des  Wartegelds  nidit  kennt,  wird 
dasselbe  durch  zeitweihge,  befristete  Pen- 
sionierung ersetzt.  Hier  treten  dann  —  nur 
zeitlich  begrenzt  —  die  allgemeinen  Önmd- 
sfltze  der  Pension  ein. 

3.  Die  Versorsusg  der  Hinterblie- 
benen des  Staatsdieners ,  welche  den- 
selben auf  Grund  der  Anstellung  des  Be- 
amten nach  dessen  Tode  gebühren.  Diese 
sind: 

a)  Die  Sterbemonate  oder  Sterbe- 
quartale, der  Fortbezug  des  vollen  Ge- 
halts des  verstorbenen  Beünten  durch  seine 
Familie  auf  die  Dauer  eines  Monats  oder 
Tierteljahrs.  Dieses  Institut  ist  der  älteste 
Bestandteil  des  Pensionswesens  imd  hat 
Beinen  Vorläufer  in  den  Gnadenquartalen 
oder  Gnadenjahren  in  alterer  Zeit 


b)  Die  Witwenpension,  welche  die 
Witwe  eines  Beamten  lebenslänglich  als  Leib- 
rente bezieht.  JEt  einer  etwaigen  Wieder- 
verheiratirag  wird  ihr  Fortempfang  r^el- 
mäasig  verwirkt,  da  diese  Thatsache  die  ver- 
soi^ng  der  Witwe  begründet  und  den  Staat 
der  öffeutlich-rechtlichen  VerpfHchtung  der 
FOrsoi^  flbeihebt 

c)DieWaiB8npensionen  oder  Erzie- 
hungsbeiträge, Zeitrenten,  welche  die 
unerwaehsenen,  »unversorgten«  Kinder  des 
Beamten,  meist  bis  zur  Eireichung  eines  be- 
stimmten Lebensalters,  beziehen.  Mitunter 
ist  der  Bezug  auch  an  die  »Tersorgung« 
geknöpft.  Bei  Töchtern  ist  darunter  die 
Yerehehchung  zu  veistehen.  Bei  Söhnen 
ist  man  sc^ar  soweit  gegangen,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  sonstigen  Einkommensverhilt- 
nisse  des  Bezugsb^echtigten  eine  Versor- 
gung nur  bei  Anstellung  im  Staats-  oder 
Öffentlichen  Dienste  anzunehmen. 

IL  Grnadznge  des  BesoldnuKS- 
systema  in  Deatschland. 
1.   Allgemeiaer  Charakter.     Das  Be- 

soldungs^stem  in  Deutschland  —  in  Reich 
imd  Bundesstaaten  —  steht  im  engsten 
Zusammenhang  mit  dem  System  des  Staats- 
dienstes fibernaupL  Die  Handlungen  der 
öftentliehen  Verwaltung  im  weiteren  Sinne 
werden  von  beruf  smSaeig  geschulten  Oi^anen 
vorgenommen.  Diese  haben  gesetzlich  vor- 
geschriebene Bedingungen  zu  erfüllen,  welche 
sich  auf  Vorbildung,  Vorbereitungszeit,  Ab- 
legung von  Prüfungen  etc.  erstrecken. 
Durch  diesen  Entwitielungagang  soll  der 
künftige  Beamte  seine  Befänigung  und  Ge- 
eignelieit  für  die  Obliegenheiten  des  Staats- 
dienstes nachweisen.  Auf  Grund  eines  auf 
diese  Weise  erbrachten  «Befähigungscach- 
weisea.  erfolgt  dann  die  Ernennung  zu  be- 
soldeten Aemtem  durch  das  Staatsoberhaupt 
in  systematischer  Ordnung.  Die  Ernennung 
selbst  bildet  für  den  Staatsdienstaspiiwiten 
an  sich  keinen  Rechtsanspruch,  sie  steht 
dem  Inhaber  der  Regierangsgewalt  frei. 
Wenn  aber  der  so  AoRestellte  eiue  provi- 
sorische Dienstzeit  absolviert  oder  sein  Amt 
eine  bestimmte  Zeit  verwaltet  hat,  so  ver- 
dichtet sich  die  AnsteUung  zu  dnem 
Rechtsanspruch  auf  das  klaglos 
verwaltete  Amt  oder  wenigstens  aui  die 
mit  ihm  verbundene  Besoldimg  selbst  oder 
doch  auf  eine  höhere  Quote  desselben  auf 
Lebenszeit  (Gehalt,  Wartegeld,  Pension). 
Eine  wülkflrliche  Entlassung  des  einmal 
definitiv  (»pragmatisch«)  angestellten  Be- 
amten ist  mcht  zulässig.  Der  Verdrängung 
desselben  aus  dienstiichen  Gründen  hat 
stets  ein  genau  vorgeschriebenes  Verfahren 
(Disciplinarverfahren ,  Pensionierung)  voran- 
igehen. 
Die  Kosten  des  materieU  so  geregelten 
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Stefttsdienstea  sind  relativ  sehr  ei'heblich, 
aber  mit  eine  durchaus  richtige  Konsetiuenz 
der  Arbeiteteiluiiff  im  Staataleben,  welches 
auf  höherer  Kulturstufe  mehr  und  mehr 
Ober  ein  epedaliatiEch-technisch  geschultes, 
berufsmässig  beschäftigtes  Fersonal  verfügen 
muss.  Andererseits  aber  ist  mit  dieser  Art 
deB  Staatsdienstes  der  grosse  Vorzug  ver- 
bunden, dass  die  ■wirklichen  Aufwen- 
dungen fQr  den  Fei-soual  bedarf  in  manifester 
Weise  erkennbar  sind  und  budgettechniech 
feetgehalten  -werden  können.  Es  liegt  klar 
am  Tage,  was  Staatsdienst  uud  Beamten- 
schaft der  Volkswirtschaft  kosten.  Das 
System  der  unbeaoldetea  und  halbbesoldeten 
Muenämter  in  demokiattschen  Gemeinwesen 
erfordert  zwar  einen  geringeren  sichtbaren 
Aufwand,  der  Vorteil  ist  aber  nur  ein 
scheinbarer,  da  die  volks-  oder  staatswirt- 
schaftlicheo  Kostea  in  ihrer  Gesamtheit 
nicht  zu  Überblicken  sind.  Denn  der  Fer- 
BOnalbedarf  ■wird  eben  durch  viele  Posten 
geloldet,  welche  im  Staatshauahalteetat  nicht 
enthalten  sind.  Anderntcils  aber  steht  die 
technische  Leistung  solcher  Ehrenbeamten 
Datorgemäss  auf  einem  tieferen  Niveau,  ein 
Uebelstand,  der  insbesondere  noch  dann 
gesteigert  wird,  wenn  ein  häufigerer  Wechsel 
der  Stelleninhaber  je  nach  poKtischen  Ge- 
sichtspunkten,  mit  dem  Wechsel  (parla- 
mentarischer) ]tfinieteriea  in  untrennbarem 
ZnsBmmenhaiige  steht.  Der  moderne  Staat 
kann  bei  seiner  komplizierten  Verwaltung 
das  berufsmässige  Beamtentum  nicht  ent> 
behren,  wenn  er  jederzeit  auf  ein  sittlich 
hochstehendes  Beamtentum  rechnen  will. 

Die  absolute  Beseitigung  des  Systems 
der  Ehrenämter  ist  deäialh  nicht  notwendig. 
Allein  sie  werden  den  benifsmftssigen 
Staatsdienst,  den  Eern  der  Staatsverwaltung, 
nur  erweitem  und  ergänzen  können. 

2.  Der  Besoldangsbezns  and  die 
Bestandteile  der  Besoldimg.  Der  Besol- 
dungsanspnich  geht  ans  einer  einseitigen 
Verwaltungshandlung  hervor,  welche  den 
Beamten  zum  Zahlungsempfang  aus  der 
Staatskasse  ermächtigt  und  ihm  eine  be- 
stimmte Besoldung  zuweist.  Dieser  Akt 
tritt  an  Steile  eines  zweiseitigen  Vertrages, 
doch  ißt  ökonomisch  die  Wiriiung  die  ^eidie. 
Die  Besoldungsbeträge  gehen  in  das  Privat- 
eigentum des  Beamten  über,  ohne  jedoch 
einen  privatrechtlichen  Anspruch  zu  invol- 
vieren. Denn  der  Besoldungsbezug  ist  an 
das  Bestehen  des  öffentlich  -  reäitlichen 
Dienst^'erhältniBSes  gebunden  und  im  Ein- 
blick auf  Uebertragung  und  Pfändung  wesent- 
lichen Beschränkungen  unterworfen. 

Die  Bestandteile  der  Besoldung  sind 
folgende : 

1.  Das  Gehalt.  Darunter  ist  zu  ver- 
stehen das  Entgelt,  welches  nach  öffentlich- 
rechtlichen Normen   Im  Staatshaushalt  für 


die  Verwaltung  eines  Staatsamts  ausgesetzt 
ist  Das  Gehalt  ist  der  Hauptbes^dteil 
der  Besoldung,  auf  welchen  sich  diese  auch 
allein  erstreeten  kann.  Die  Höhe  des  Ge- 
halts ist  nach  dem  Rang  und  der  Be- 
deutung des  Amtes  abgestuft,  indem  ent- 
weder im  Etat  für  jedes  Amt  ein  bestimmtes 
Gehalt  ausgeworfen  ist  oder  unter  AnsetzuDg 
von  Durchschnittsgehältem  für  ganze  Eate- 
goriceu  von  Aemtem  mit  einem  Mindest- 
imd  einem  Höchstbetrag  die  Staatsverwal- 
tung für  jene  Aemter  Gehaltsklasaen  bildet. 
Die  Einreihung  in  die  Gehaltsstufen  des 
gleichen  Amtes  geschieht  nach  dem  Dienst- 
alter. Das  Vorrücken  von  der  einen  Stufe 
zu  anderen  ist  aber  häufig  nicht  auf  einen 
Rechtsanspruch  gegründet,  sondern  hat  be- 
friedigende Dienstleistung  und  tadelfreiea 
Verhalten  z\u^  Voraussetzung. 

2.  Das  Wohnungsgeld  oder  der 
WohnungsgeldzuBcnuss.  Ds&a^be  ist 
ein  Zusatz  zum  Diensteseinkommen  der 
Beamten,  welcher  zur  Bestreitung  einer 
standesgemässen  Wohnungsunterkunft  für 
diesen  und  seine  Familie  dienen  soll.  Da 
die  Kosten  fttr  die  Beschaffung  nach  der 
Grösse  imd  den  Teuerungsverhältnissen  des 
amtlichen  Dienstsitzes  wechseln,  so  ist  das 
Wohnungsgeld  nicht  nur  nach  dem  Bange 
des  Amtes,  weicher  einen  uaterschiedlichen 
WohnuDgsaufwfmd  ertlcischt,  sondern  auch 
nach  der  Grösse  des  Ortes  abgestuft.  Des- 
halb wird  meist  ein  Ortsklassen  tarif  (Reich, 
Preussen  5,  Boden  3  Klassen)  aufgestellt 
Andere  Staaten  dag^en  haben  anf  die 
Klassifizierung  der  Orte  nach  der  Einwohner- 
zahl verzichtet  und  gewähren  nur  nach 
dem  Dienstrange  abgestufte  Wohnungsgelder 
^ayern).  Manchmal  ist  der  Bezug  des 
Wohnungsgeldes  davon  abhängig,  ob  der 
Staatsbeamte  neben  seinem  Üenstgehalt 
aus  dem  Amte  noch  Nebeneinkünfte  bezieht 
Uebersteigen  diese  einen  gewissen  Betrajf 
(z.  B.  in  Bayern  1200  Mark),  so  kommt  das 
Wohnungsgeld  in  Wegfall. 

3.  Das  Servis  der  Offiziere  und  Mili- 
tärbearaten.  Vielfadi  beziehen  diese  Kate- 
gorieen  von  öffentlichen  Dienern  an  Stelle 
des  frühereu  Natundquartiers  eine  Geldent- 
schädigung, das  Servis.  Seine  Höhe  ist 
teils  vom  Dienatrang,  teils  von  einer  Orts- 
klasseneinteilung bedmgt  Nachdeutschem 
Reichsrechte  soll  das  Servis  mit  '/s  des 
Betrages  zur  Bestreitung  der  Kosten  der 
Wohnräume,  mit  '■ie  je  zur  Beschaffung  der 
Möbel  und  zu  den  Unkosten  des  Stuben- 
feuerungs-  und  Ei'leuchtungsmaterials  b^- 
tragen  (Reglement  vom  20.  Febniar  1868). 

4.  Die  Zulagen.  Sie  sind  Oeldbezflge, 
welche  den  Beamten  in  Anbetracht  der  be- 
sonderen Verhältnisse  seiner  amtlichen  oder 
persönlidien  Stellung  gewährt  werden. 
Diese  sind: 
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a)  die  Dieast-  oder  Fiinktionszu- 
lagen,  welche  für  die  besondere  Mühe- 
-waltuDg  einer  Äintsstelle  als  Ei^nisuDg 
des  Gehalts  dienen  oder  bei  dauernder 
Verwenduug  des  Beamten  zu  besonderen 
Dienstleistungen  gewährt  -werden. 

b)  die  Ortszulagen,  welche  Beamten 
mit  Rücksicht  auf  die  speciellen  Verhält- 
nisse seines  dienstlichen  Wohnsitzes,  zumal 
wenn  dieser  im  Auslände  liegt,  wegen  der 
höheren  Kosten  der  Lebenshaltung  bezahlt 
werden. 

c)  die  Personalzulagen,  welche 
zur  Ausgleichung  des  verminderten  Dienst- 
einkommen s  bei  Versetzungen  sowie  als 
Alterszulagen  bei  Erreichung  eines  gewissen 
Dienstalters  einzelnen  Beamten  zugestanden 
werden. 

5.  Die  Nebenbezflge.  Unter  diesen 
sind  solche  Eiunahmen  oder  Besoldungsbe- 
standteile  zu  verstehen,  welche  den  Beamten 
aus  gewissen  Aemtern  und  aus  der  spedellen 
Art  ihrer  Dienststellung  zufUessen.  Hierher 
gehören : 

a)  die  Dienstaufwandsentschädi- 
gungen,  welche  manchen  Beamten  im 
Hinbuck  auf  die  fortdauernden  ausserordent- 
lichen Aufwendungen  für  dienstliche  Zwecke 
gewährt  werden.  Sie  umschliessen  fort- 
laufende OeldzahluQgea  neben  dem  Gehalt 
imd  bilden  somit  für  den  zn  jenem  Dienste 
aufwand  verpflichteten  Beamten  einen  festen 
Sebenbezug.  Zu  diesen  Nebenbezügeu  zählen 
Pauflchsummen  für  Dienstreisen  (Reisegelder), 
solche  für  das  Halten  von  Pferden  und 
"Wagen  (Pferdegelder),  solche  für  Unterhal- 
tuDg  von  Bureau  lokalitäten  mit  ZubehOr 
ffiureaukosten ,  Eanzleigelder) ,  solche  für 
Pflege  der  Geselligkeit  und  Pteprflsentation 
(Beprisentatdonsgelder)  u.  dgl.  m. 

d)  die  Naturalbezüge,  weldie  mit- 
unter in  der  Porm  gewisser  Dienste  und 
Lebensbedürfnisse  bestimmten  Beamten  un- 
mittelbar und  aus  Zweckmässigkeitsgründen 
gewährtwerden,wie  Dienstwohnungen,  Feue- 
runge-  und  Beleuchtungsmaterial ,  Uniform, 
Bationen  für  Pferde  u.  s.  w, 

c)  die  Amtserträgnisse,  welche  zur 
Vermeidung  umständlicher  Rechnnngslegung 
oder  aus  anderen  Orflnden  ganz  oder  zum 
Teil  den  bestimmte  Aemter  bekleidenden  Be- 
amten überlassen  werden.  Diese  Beamtenkate- 
gorieen  beziehen  dann  Gebühren,  Unferrichta- 
gelder,  Tantiemen  und  ähnliches  mehr  neben 
ihrer  Besoldung, 

3.  Dauer  des  Besoldungsangpru- 
ches.  Die  Zahlung  des  zugewiesenen  Ge- 
haltes nebst  Wohnungsgeld  und  Servis  be- 
ginnt regelmässig  mit  dem  Tage  des 
Amtflantrittes ,  welcher  in  der  Anstellungs- 
urkunde  bezeichnet  ist.  Wenn  eine  solche 
Festsetzung  fehlt,  so  beginnt  der  Gehalta- 
anspruch  mit  dem  Tage  des  thatsächlichen 


Amtsantrittes.  D&a  Gehalt  wird  in  Teil- 
zahlungen gewährt  und  zwar  für  je  einen 
Abschnitt  des  Jahres  im  voraus.  Seltener 
erst  nach  Ablauf  der  betreffenden  Zeiträume 
(Baden).  Die  Gehaltszahlung  erfolgt  in 
vierteljährigen  Baten  (Preussen)  oder  in 
monatlichen  Zahlungen  (Reich,  Einzelstaaten). 
Doch  sind  eventuelle  Abänderungen  häufig 
im  Verorrfnungswege  zulässig. 

Eine  Unterbrechung  des  Besoldungs- 
anspruches  erleidet  der  Beamte: 

1.  im  Palle  der  unerlaubten  Entfernung 
für  die  Dauer  derselben;  2.  bei  Beurlau- 
bung während  der  Zeit,  in  welcher  die 
Amtserfüllung  erlassen  ist.  Die  Reichsbe- 
amten und  preussischen  Landesbeamten  ver- 
lieren bei  einem  Urlaub  von  mehr  als  1'/» 
bis  zu  6  Monaten  für  den  1^/s  Monate  über- 
steigenden Zeitraum,  die  gesandtschaftlicheu 
und  Eonsularbeamten  des  Reichs,  sofern  sie 
nicht  in  aussereumpäischen  Ländern  ihren 
dienstlichen  Wohnsitz  haben,  bei  einem 
Urlaub  von  3  biß  6  Monaten  fflr  den  3 
Monate  übersteigenden  Zeitraum  die  Hälfte- 
des  Diensteinkommens.  Dag^ien  wird  das 
gesamte  Diensteinkominen  einbehalt«n,  falls 
der  Urlaub  einen  Zeitraum  von  6  Monaten 
überschreitet  Aehnliche  Beetimmungen  sind 
auch  in  den  anderen  deutschen  Staaten  in 
Eraft.  Der  Besoldungsanspruch  bleibt  un- 
berührt, wenn  die  Bem-laubung  wegen 
Krankheit  oder  zur  Hrastellung  der  Geaund- 
faeit  erforderlich  geworden  ist;  3.  bei  vor- 
läufiger Dienstenthebung  oder  Suspension 
zur  Sicherung  der  Staatsverwaltung  wegen 
der  hierdurch  entstandenen  Stellvertretungs- 
kosten oder  der  baren  Auslagen  ans  einem 
DiscipJinarverfahren  gegen  einen  Beamten. 

Die  Minderung  des  Eesolduugsan- 
spruches  kann  sich  entweder  auf  den  Ver- 
lust eines  Teilanspruches  oder  auf  die 
Minderung  des  Gesamtanspmches  erstrecken. 
Ersteres  ist  der  Fall  bei  Versäumung  der 
rechtzeitigen  Erhebung  der  fälligen  Teil- 
beträge infolge  von  Verjährung  (Preussen: 
4  Jahre).  Letzteres  tritt  ein  bei  Versetzung 
in  ein  äquivalentes  oder  Beförderung  in  ein 
höher  b^ldetes  Amt  in  Bezug  auf  das  bis- 
herige Gehalt  durch  Gewährung  der  Dienste 
bezüge  der  neuen  Amtsstellung,  ferner  bei 
Strafversetzung  und  endüch  bei  zeitweiliger 
Versetzung  in  den  Buhestand  bis  zur  Be- 
leihung mit  einem  anderen  Amte  oder  bis 
zur  endgültigen  Pensionierung.  Dort  em- 
pfängt der  Beamte  an  Stelle  des  Oehalts 
das  Wartegeld,  hier  die  Pension. 

Die  Endigung  des  Besoldun^anspru- 
dies  wird  wirksam  beim  Tode  dffl  Beamten, 
doch  wird  den  Hinterbliebenen  (neben  der 

feciellen Versorgung s.  Art.  Witwen-und 
aisenversorguiig)  die  Besoldung  auf 
die  Dauer  von  1  bis  3  Monaten  fortgezablt 
(Gnadengeb^t,  Gnadenquartal).    Femer  tritt 
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8ie  ein  beini  freiwilligen  Dienstaustritt  des 
Beamten  mit  Verzichtleistung  auf  sein  Amt, 
bei  YerabsehieduDg  (»Quiescierung«),  wo  die 
Pension  an  Stelle  des  Gehalts  tritt,  und 
endlidi  bei  Dienstentlassung  mit  Amtsver- 
luet  infolge  einer  disciplinären  oder  gericht- 
lichen Verurteilung. 

Die  Uebertragbarkeit  der  Besoldung 
ist  eine  beschrankte.  Der  Staat  versagt 
derselben  Anerkennung  und  Wirksamkeit 
im  allgemeinen,  soweit  nicht  die  Pfän- 
dung 10  gesetzlichem  Umfange  zulassig  ist. 
Aber  auch  die  Pfandbarkeii  ist  eine  be- 
grenzte. Hiervon  sind  grundsätzlich  ein 
Jahresbetr^  von  1500  M.  sowie  die  Neben- 
bezüge, welche  zur  Bestreitung  eines  Dionst- 
aufwandes  bestimmt  sind,  und  endlich  das 
Servis  der  Militärbeamten  ausgeschlossen, 
ßoweit  aber  die  Bezüge  des  Beamten  an 
Gehalt,  Wohnungageld  und  Zulagen  1500  M. 
im  Jahre  übersteigen,  kann  der  dritte  Teil 
dieses  Mehrbetr^  der  Pfändung  unter- 
worfen werden.  Wird  jedoch  die  Pfändung 
des  Beamten  in  Rücksicht  auf  die  Alimen- 
tationsan  Sprüche  der  Ehefrau  und  der  ehe- 
lichen Kinder  desselben  beantr^,  so  ist 
dieselbe  in  vollem  Umfange  ohne  Kücksicht 
auf  die  jährliche  Geaamthöhe  des  Gehalts  und 
dee  sonstigen  Diensteinkommens  zulässig. 

4.  Die  Gehaltsfestsetzung  nnd  die 
OebaltsTorrnckmig.  Die  Normierung  der 
Gehälter  geschieht  auf  der  Grundlage  einer 
bestimmten  Ordnung,  welche  in  einem  so- 
genannten Gehaltsregulativ  seinen  Aus- 
druck findet  Die  einzelnen  Gehälter  sind 
zunächst  nach  der  Aemterhierarchie  abge- 
stuft und  zwar  in  der  Weise,  dass  die  Trä- 
ger der  höchsten  Staatsämter  die  höchsten 
Behälter  beziehen,  die  dann  mit  der  herab- 
steigenden Rangordnung  etaff eiförmig  ab- 
nehmen. Zwischen  den  höchsten  Aemtem 
im  Staatsdienst,  welche  neben  der  grössten 
Verantwortung  auch  häufig  einen  gewissen 
Repräsentation  saufwand  mit  sich  bringen, 
und  den  übrigen  Aemtern  besteht  regel- 
mässig ein  grösserer  Abstand  in  der  Ge- 
haltshöhe als  zwischen  diesen  übrigen  Amts- 
gehältem  untereinander.  Im  übrigen  ver- 
mdden  die  meisten  Gehaltsregulative  mög- 
lichst unvermittelte  Sprünge  und  sehr  be- 
deutende Ungleichheiten  zwischen  den  Be- 
zügen  der   emzelnen  Aemter.     Zu    diesem| __  . „__ 

B^ufe  wird  eine  Mehrzahl  von  Gehalts-  massig.  Je  nach  Lage  der  FereonalverhJÜt- 
klassen  oder  Gehaitastufen  gebildet,  |  nisse  erfolg  es  rascli  oder  langsam  imd 
in  welche  dann  die  homogen  gestellten  führt  überdies  zu  Ungleichmäsaigkeiten  inner- 
Aemter  eingereiht  werden.  Diese  Gelialt^-  halb  der  gleichen  Gehaltsklasse,  wenn  sich 
klassen  sind  aber  mitunter  nur  für  diesen  der  Abgang  der  Vormänner  für  die  Hinter- 
Zweck  relevant,  sie  sind  aber  meist  nicht  männer  in  zwei  koordinierten  Staatsdienste 
pi^judiziell  für  die  sonstige  Bang-  und  zweigen  sehr  verschieden  gestaltet.  Diese 
Dienstoninung  der  Beamtenschaft.  Deshalb  Gründe  und  Missstände  haben  verschiedene 
brauchen  audi  die  Oehaltsklassen  und  die  Staaten  veranlasst,  auf  dieses  System  zu 
Rangklasseo  nicht  unbedingt  kongruent  zu  verzicbten,  wie  dies  kürzlich  in  Preussen 
.sein.     Die    Einreibung   eines   B^mten   in  |  geschehen  ist. 


eine  dieser  Gehaltsklassen  erfolgt  zugleicli 
mit  der  üebertragung  eines  Amtes  und 
zwar  mit  dem  Momente  der  Anstellxtng. 

Neben  der  Gehaltsfestaetzung  sehen  die 
Gesetze  aber  auch  die  Gehaltsvor- 
ückung  vor.  Sie  vollzieht  sich  auf  einem 
doppelten  Wege.  Einmal  wird  sie  dadurch 
wirksam,  dass  der  Beamte  auf  ein  höheres 
Amt  befördert  wird,  mit  dem  dann  auch 
ein  höheres  Gehalt  verknüpft  ist  Der  Be- 
amte wird  damit  in  eine  höhere  Gehaits- 
klasse  versetzt.  Sodann  aber  pflegen  regel- 
mässig Einrichtungen  getroffen  zu  sein, 
weldie  das  Vorrücken  eines  Beamten  auf 
einen  höheren  Bezug  innerhalb  der  gleichen 
Gehaltsklasse  ermöglichen.  Damit  entstehen 
Besoldungsverschi^enheiten  der  gleictien 
Beamten^tegorie  auch  innerhalb  derselben 
Gehaltsstufe.  Diese  Art  der  VorrOcfcung 
kann  nach  einem  dreifachen  Systeme  ge- 
ordnet sein : 

1.  Durch  Autstellung  von  Orts- 
klassen und  Ortstarifen.  Diesesältere 
System  bestand  daiin,  dass  für  die  Aemter 
gleicher  Kategorie  und  Klasse  an  vei-eehie- 
denen.  Orten  verschiedene  Gehalte  ausge- 
setzt waren.  Die  Gehaita  vorrück  ung  würfe 
dann  dadurch  bewirkt,  dass  die  Beamten 
durch  örtliche  Versetzung  in  höhere  Ge- 
halte aufsteigen  konnten.  Dieses  Verfahren 
war  aber  mit  mancherlei  Uebelständen  ver- 
bunden, war  oft  sachlich  nachteil^  und  mit 
anderen  Kosten  nnd  Belflsügnngen  verbunden. 
In  der  neueren  Zeit  ist  dasselbe  mit  Recht 
beseitigt  worden. 

2.  Durch  Aufstellung  von  Mini- 
mal- und  Maximalgehältern.  Nach 
diesem  System  werden  für  jedes  Gehalt 
ein  Minimum  und  ein  Maximiun  imd  zwischen 
beiden  feste  Gehaltsstufen  eingerichtet.  Jeder 
Beamte  beginnt  mit  dem  Minimum  und 
rilckt  nach  und  nach  dureh  die  Mittelstufen 
zum  Maximum  auf.  Dieses  Vorrücken  ist 
aber  durchaus  kein  i'egelmässiges  und  im 
voraus  bestimmtes,  sondern  teils  von  der 
vorgesetzten  Behörde,  teils  von  einer  Reihe 
zufiÜliger  Ereignisse  abhängig,  namentlich 
vom  Äthane  der  Voimänner  durch  Be- 
förderung, Tod,  Verabschiedung,  Stellung 
zur  Disposition  u.  dgl.  m.  Das  Aufsteigen 
im  Gelullte  ist  daher  Überhaupt  und  im 
Hinbhck  auf  die  Zeit  unsicher  und  unregel- 
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3.  Durch  Gewährung  f  es terDienst- 
alterszulagen.  Hierbei  werden  nach  im 
voraus  für  jedes  Amt  festgesetzten  Perioden 
von  Jahren  regelmässige  Zulagen  denjenigen 
Beamten  gew^irt,  welche  die  vorgeschriebene 
Zeit  ein  bestimmtes  Amt  verwaltet  haben. 
Die  Mehrung  der  Besoldung  wird  für  den 
Amtsinhaber  allen  ZuföJligEeiten  entrUt^t 
Das  Becht  auf  VorrückuDg  ist  dabei  t«üs 
ein  nnbedingtes,  das  einen  Eechtsanspruch 
involviert,  teUs  ist  es  an  die  klaglose  Ver- 
waltung des  Amtes  und  an  das  amtswürdige 
Verhalten  des  Bewnten  geknüpft  Das  Auf- 
steigen kann  im  letzteren  Falle  versagt 
werfen  und  bleibt  daher  mehr  oder  weniger, 
mindestens  formell,  Onadensache.  Von  der 
Gewährung  der  Dienslaltersznlagen  sind 
meist  n\ir  die  höchsten  Staatsamter  wegen 
ihrer  ohnehin  höheren  Dienslesbezüge  aus- 
genommen, insonderheit  diejenigen  der  Mi- 
nister. Die  Gehaltsvorrückung  kann  dabei 
entweder  nur  eine  bestimmte  Beihe  von 
Jahreszeiti^umen  erfolgen  imd  dann  >ge- 
Bperrt«  werden,  so  dass  der  Beamte  von  da 
ab  fflr  den  Rest  seiner  Dienstzeit  auf  den 
erreichten  Maidmalgehalt  angewiesen  ist. 
oder  eine  solche  Sperre  tritt  nicht  ein  und 
der  Beamte  erhält  nach  Ablauf  bestimmter 
Jahresperioden  weitere,  wenn  auch  gemin- 
derte Zulagen.  Die  Beteilung  mit  Dienstalters- 
zulagea  geschieht  teils  nach  dem  Quinquen- 
ni&l-,  teils  nach  dem  Triennialsystein,  d.  h. 
von  5  zu  5  oder  von  3  zu  3  Jahren. 

Zum  Ver^eiche  aollen  hier  die  wich- 
tigsten Gehaltspositionen  in  Freussen  und 
Bayern  für  die  höchsten  und  höheren  Be- 
amtenkategorieen  Platz  finden. 

Preussen  hatte  vordem  das  System 
der  'Aufstellung  der  Minimal-  und  Maximal- 
gehälteri,  ^g  aber  jetzt  zu  der  Gewährung 
fester  Dienstalterszulagen  ober  und  zwar 
vom  1.  April  1892  für  die  etatsmässigen 
Dnterbeamten ,  seit  1.  April  1893  ffir  die 
etatsmässigen  mittleren  und  Kanzleibeamten 
und  endhch  seit  1.  April  1894  auch  für  die 
etatsmässigen  höheren  Beamten.  Die  Auf- 
rßckung  geschieht  auf  Grundlage  von 
Triennialzulagen ,  während  die  Sperre  je 
nach  der  Oenaltsklasse  nach  6  bis  15  Jahren 
eintritt     Die   höchsten  Beamten  sind   von 


Gehaltssätze  sind  folgend« 

Staatsminister  36000  M.  und  Dienst- 
wohnung, UnteiBtaatssekretäre  15000  M., 
Oberpräsidenten  21 000  M  und  Dienst- 
wohnung, Regierungspräsidenten  11  400  M. 
(StralBund,  OsnahrOck  und  Aiirich  9300  M.) 
Nun  folgen  die  Gehaltsstufen;  1.  Klasse 
7500,  8100,  8700,  9300,  9900  M.  (Sperre 
nach  4X3  Jahren):  2.  Klasse  6ö00,  7000, 
7400,  7800  M.  (Sp.  3X3  J.),  3.  Klasse  6000, 
6600,  7200,  7800  M.  (Sp.  3x3  J.),  4.  Klasse 
0400,  5700.  6000  (Sp,  2x3  J.),  5.  Klasse 


4200,  4600,  5000,  5400,  5700,  6000  M.  (Sp. 
5x3  J.),  6.  Klasse  3600,  4200,  4800,  5400, 
6000  M.  (Sp.  4x3  und  6x3  J.),  7.  Klasse 
3900,  4400,  4900,  530O,  5700  M.  (Sp,  4x3 
n,  8.  Klasse  3600,  3900,  4200,  4500,  4800 
M.  (Sp.  4x3  und  5X3  J.,  9.  Klasse  3600, 
3900,  4200  M.  (Sp.  2x3  J.),  10.  Klasse 
3000,  3300,  3600,  3900,  4200,  4500  M.  (Sp. 
5x3  J.),  11.  Klasse  3000,  3300,  3600,  3800, 
4000,  4200  M.  (Sp.  5x3  J.),  12.  Klasse 
3000,  32IX),  3400,  3600,  3800,  4000  M.  (Sp. 
5x3  J,),  13.  Klasse  2400,  2700,  3000,  3300, 
3600,  3900,  4200,  4500  M.  (Sp.  7x3  J.), 
14.  Klasse  3000,  3300,  3500,  3700,  3900  M. 
(Sp.  4x3  J.),  15.  Klasse  2400,  2800,  3200, 
3600,  3900,  4200  M.  (Sp.  5x3  J.},  16.  Klasse 
3000,  3200,  3400,  3600  M.  (Sp.  3x3  J.), 
17.  Klasse  1800,  2200,  2600,  3300,  3600, 
3900,  4200,  4500  M.  (Sp.  8x3  J.),  18.  Klasse 
2400,  2700,  3000,  3600  M.  (Sp.  4X3  J,), 
19.  Klasse  2700,  2850,  3000,  3150,  3300  M. 
(Sp.  4X3  J.),  20.  Klasse  1500,  1800,  2100 
M.  (Sp.  2X3  J.),  21.  Klasse  1500.  1650, 
1800  M.  (Sp.  2x3  }.}. 

Das  frtUiere  oder  spätere  Eintreten  der 
Sperre  hängt  teils  von  der  Oebaltsklasse, 
teds  von  dem  Umstände  ab,  ob  einer  Kate- 
gorie durch  Beförderung  der  Uebergang  in 
eine  höhere  Ran^lasse  ermöglicht  ist  oder 
nicht.  Daher  z.  B.  die  relativ  späte  Sperre 
erst  nach  24  Dienstjahren  in  der  17.  EJasse 
(Staatsarchivare,  Archivare).  In  homogener 
Weise  sind  die  ÖehtLlter  der  mittleren  und 
unteren  Beamten  geordnet 

In  Bayern  sind  die  höchsten  Beamten 
von  den  Dienstaltersziüagen  ausgenommen 
(Klasse  I  a — d).  Die  Beamten  von  Klasse  II 
bis  ZI  a  beziehen  drei  Quinguennialzulagen 
und  diejenigen  von  Klasse  Alb  bis  XÜd 
vier  Triennialzulagen.  Sämtliche  mit  Dienst- 
alterszulagen betaute  Beamte  emp^gen  vom 
21.  Dienstjahre  ab  eine  QuinquennJalznl^;e 
von  180  M.  ohne  Sperre.  Die  Gehalts- 
positionen sind  folgende: 

Die  Minister  12600  M.  (7200  Funktions- 
gehalt  und  .5400  M.  Bepräsentationsgelder 
letztere  betragen  beim  Minister  des  Aus- 
wärtigen 16200  M.).  Den  gleidien  Gehalt 
bezieht  der  Präsident  des  Obersten  Landes- 
gerichts und  des  Verwaltungsgerichtshofes 
(Klasse  la).  Es  folgen  dann  Klasse  Ib 
12000  M.,  Klasse  Ic  10800  M.,  Klasse  Id 
9000  M.,  Klasse  n  7020,  7380,  7740,  8100 
M.,  Klasse  in  6120,  6480,  6840,  7200  M., 
Klasse  IV  5760,  6120,  6480,  6840  M^ 
Klasse  Va  5280,  5640,  6000,  6360  M., 
Klasse  Vb  4920,  5280,  5640,  6000  M., 
Klasse  Tc  4560,  4920,  5280.  5640  M., 
Klasse  Via  4740,  5100,  5460',  5820  M., 
Klasse  VIb  4380,  4740,  5100,  5460  M., 
Klasse  VIc  4200,  4560,  «20,  5280  M., 
Klasse  VUa  4080,  4440,  4800,  5120  M., 
Klasse  VHb   3900,    4200,  4620,  4980  M, 
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Klasse  "VTIc  3840.  4200,  4ö60,  4920  M-, 
Klasse  VUd  3720,  4080,  4440,  4800  M., 
Klasse  Vlle  33Ö0,  3720,  4080,  4440  M., 
Klasse  Yllf  31R0,  3r>4Ü,  3900,  4260  M., 
Klasse  YHIa  4080,  4440,  4800,  5160  M^ 
Klasse  Vnib  3720,  4080,  4440.  4800  M-, 
Klasse  VHIc  3480,  3840,  4200,  4560  M-, 
Klasse  Ttlld  3360,  3720,  4080,  4440  M., 
Klasse  rXa  3360,  3720,  3900,  4080  M-, 
Klasse  IXb  3000,  33C0,  3r)40,  3720  M., 
Klasse  X  3000,  3360.  3540,  3720  M., 
Klasse  XIa  3000,  3360,  3540,  3720,  3900  M., 
Klasse  Xlb  2820,  3000,  3180, 3360,  3540  M., 
Klasse  XI  c  2640,  2820,  3000, 3180,  33C0  M-, 
Klasse  XI  d  2340,  2700,  3060,  3240,  3420  M., 
Klasse  Xle  2280,  2640,  3000,  3180,  3360  M., 
Klasse  XI  f  2280,  2460,  2640,  2820,  3000  M., 
Klasse  Xlg  1980,  2340,  2700,  2880,  3060  M., 
Klasse  XI  h  1890,  2070,  22r)0,  2430,  2610  M., 
Klasse  XI  i  1800,  2160,  2340,  2520,  2700  M-, 
Klasse  XI  k  1620, 1800, 1980,  2160, 2340  M-, 
Klasse  Xlla  2820,  3000,  3180,  3360,  3540 M., 
Klasse Xnb  2280,  2640,  3000,  3180,  3360M., 
Klasse  Xn  c  2280,  2460,  2640, 2820,  3000  M., 
Klasse  XUd  1890,  2070,  2250,  2430,  2610  M. 

in  homogener  Weise  sind  auch  die  Ge- 
haltsbezflge  der  mittleren  und  unteren  Be- 
amten geregelt. 

Das  "Wohnungsgeld  ist  in  PreiiBsen 
nach  einem  Tarife  geordnet,  welcher  teils 
nach  den  Bangklassen,  teils  nach  der  Orts- 


Berlin    I     U    III    IV    V 

Beamte d.I.Rangkl.  1500  laoo  900  730  600  600 

„    II.n.ni.  „      I3O0    900  730  600  540  540 

„    IV. u.V.    „       900    660  540  480  420  360 

Beamte  zwischen  der 


In  Bayern  regelt  sich  das  "Wohnungs- 
geld  (»Gehaltszulage«)  nach  den  Qehalte- 
klasseii,  und  zwar  beziehen  die  Beamten 


der  I.    nnd  n.    Klasse  7^0  M., 
„    ni.  bis  Vc         .     540   „ 
„Via  -  VUId      -    420  „ 


Doch  kommt  die  Gehaltszulage  in  Weg- 
fall, weun  ein  Beamter  jährlich  mehr  ab 
12OO  >[.  Kebeneianahmen  aus  seinem  Amte 
bezieht. 

K.  Das  Wartegeld.  In  reischiedenen 
deutschen  Staaten  ist  die  zeitweilige  Ver- 
setzung in  den  Ruhestand  und  zwar  nicht 
durch  Pensionierung  zulässig.  Hierdurch 
wird  der  Fortbestuid  des  Dienstverhältnisses 
nicht  berflhnj  der  Beamte  wird  zur  Dienst- 
leistung bereit  gehalten,  bis  der  Staat  seine 
Dienste  wieder  in  Anspruch  nimmt.  Während 
dieser  Zwischenzeit  empfängt  der  Beamte 
eine  verkürzte  Gehaltszanlung,  das  Warte - 
geld.  Die  einstweilige  Versetzung  in  den 
Ruhestand  kann  erfolgen  wegen  Umbildung 
der  Behörde,  aus  Verw-altiingsrilcksichten, 
wegen  Krankheit  des  Beamten  oder  endlich 
im  Disciplinarverfahrea  wegen  eines  Dienst- 
vergehens verfügt  werden.  Die  allgemeinen 
Dienstpflichten  des  Beamten,  die  FQicht  des 
Treugäiorsams,  die  Pflicht  des  achtungs- 
wtirdigen  Verhaltens  und  die  Pflicht  der 
Amtsverschmegenheit  bleiben  uneinge- 
schränkt aufrechterhalten.  Dagegen  kommen 
die  Pflichten  der  Amtserfflllung  und  der 
Amtsanwesenheit  in  Wegfall. 

Das  Wartegeld  steht  in  einem  Teilver- 
hfiltnis  zur  Besoldung,  das  in  den  einzelnen 
Staaten  verechieden  geregelt  ist,  Für  die 
Reichsbeamt«n  beti^  es  bei  einem  Dienst- 
einkommen  bis  450  M.  ebensoviel  wie  dieses 
und  bei  einem  höheren  Dienstein  kommen  */* 
desselben.  Die  preussischen  Staatsbeamten 
beziehen  bei  einem  0ehaltssatze  von  3600  M> 
und  mehr  die  Hälfte  des  Dienateinkommens 
als  Wartegeld.  Für  niedrigere  Gehälter  gilt 
folgender  Tarif: 


Bei  einem  Gehalt  von         3300  M.  beträgt  das  Wartegeld  1740  M. 


30«'  „       >. 

»700    „            „           ..                n 
3400     ,            „           „                „ 
2160    „            ,,           ,,                ., 
1800    „ 

i*;:    :;    ::     ;: 

"^      IT                 -1                PI                      " 

900     „                 „               „ 

7ao  „ 
~4SO   ,, 

Somit  beläuft  sich  das  Wartegeld  im  Reich 
und  in  Preussen  auf  einen  Minimalsatz  von 
450  M.  Dagegen  ist  der  Ma:dmalsatz  im  Reich 
anf  9000  M.  und  in  Preussen  auf  6000  M. 


S40    , 


beschränkt.  Bei  Wiederanstellnng  kommt  da 
Wartegeld  auf  das  Diensteinkommen  in  der 
Weise  in  Anrechnimg,  dass  es  imi  diejenige 
Summe  gemindert  wird,  imi  welche  der 
41« 
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Betrag  des  neuen  Dienste! nkommens  iioter 
HiozureehnuDg  des  Wartegeldes  den  Betrag 
des  von  dem  BeamteD  vor  der  einstweiligen 
Versetzung  in  den  Ruhestand  bezogenen 
Diensteintommeos  flbersteigt  Bei  Beendi- 
gung des  eiHstwei]tf;en  EimestaDdes  durch 
Wiederan Stellung  oder  bei  Auflösung  des 
Dienstverhältnisses  durch  Tod,  Pensionierung, 
freiwilligen  DienstaustrJtt  oder  diu^h  gericht- 
liche Verurteilung  zu  einer  Zuchthaus-  oder 
Ehreustmfe  erlischt  der  AnspniCh  auf  Warte- 
geld. 

Das  bayerische  Beamtenrecht  kennt 
■weder  den  Begriff  des  Wartegeldes  noch 
denjenigen  der  Pension,  Vielmehr  scheidet 
sich  das  Dienateinkonunen  ia  ein  Dienst- 
und in  ein  Standesgehalt.  Bei  teuipoiSrer 
oder  dauernder  Versetzung  iu  den  Ruhe- 
stand verliert  der  Beamte  das  Dienstgebalt, 
behält  aber  das  Standesgehalt.  (Ueber  die 
Hohe  des  Standesgehalts  s.  gleich  unten 
suh  6  »Die  Pension«.) 

6.  Die  Pension.  Die  Pension  ist  nach 
deutschem  VerwaltunEBrechte  eine  Leib- 
rente oder  lebenslängliche  Rente,  welche  der 
Staat  den  in  seinem  Dienste  untauglich  ge- 
wc»:denen  Beamten  gewährt  Die  Pension 
setzt  die  bleibende  Versetzung  des  Beamten 
in  den  Ruhestand  (Verabschiedung,  Quies- 
cierung)  voraus  und  unterscheidet  sich  daher 
von  dem  Wartegeld,  welches  bei  zeit-  oder 
einstweiliger  Versetzung  in  den  Ruhestand 
zngebüligt  wird.  Die  Versetzung  in  den 
dauernden  Buhestand  gesdiieht  durch  den 
Akt  der  Pensionierung,  für  welchen  ein  be- 
sonderes Verfahren  vorgeschrieben  ist.  Die 
Pension  schhesst  sich  an  die  Besoldung  au 
und  wird  durch  einen  Teil  derselben  ge- 
bildet Sie  ist  eine  aufgeschobene  Gehalts- 
zahlung, welche  solange  gesperrt  bleibt,  bis 
die  Thatsache  der  Dienst«sunfilhi^keit  eintiitt 

Der  Anspruch  auf  Pension  ist  geknüpft 
an  die  Pensionsberechtigung,  in  deren 
Qenusse  alle  in  Bezug  auf  ihre  Dienst- 
stellung unwidemiflich  angestellten  Berufe- 
beamten stehen  und  welche  ihr  Diensfein- 
kommen  aus  Reichs-  oder  Landesstaatskassen 
beziehen.  Die  auf  Wideiruf  oder  auf  Kün- 
digung angestellten  Beamten  besitzen  keine 
Pensionsberechtigung.  Doch  kann  ihnen  im 
Falle  der  Dicnstuufähigkeit  ein  Gnaden- 
gehalt oder  eine  Sustentation  gewährt 
werden,  die  aber  keinen  Rechtsanspruch 
bildet.  Neben  der  Unwiderruflichkeit  der 
Amtsstellung  wird  zizr  Pensionsberechtigung 
noch  eine  bestimmt-e  Dienstzeit  ge- 
fordert, welche  im  Reich  und  in  Prenssen 
sowie  in  den  meisten  deutschen  Staaten  10 
Jahre,  mitunter  aber  auch  einen  kürzeren 
Zeitraum  beträgt  (z.  B.  beim  Reichskuizler 
Und  einigen  Staatssekretären  2  Jahre,  in 
Württembei^  9,  in  Hessen  5  Jahre).  Vor 
Ablauf  dieser  Frist  kann  bei  evidenter  Be- 


dürftigkeit nur  im  Gnadenwege  eüie  lebeus- 
läughche  Pension  einem  Beamten  bewilligt 
werden.  In  Bayern  beginnt  der  Pensions- 
ausprucb  3  Jahre  nacli  der  ersten  Anstellung, 
insofern  erst  nach  Ablauf  dieser  Zeit  die 
Anstellung  eine  endgültige  wird,  der  Beamte 
sogenannte  »pragmalische  Rechte«  erwirbt 
Die  vorgeschriebene  Dienstzeit  zur  Geltend- 
machung der  Pensionsberechtigung  kann 
abgekürzt  und  ersetzt  werden  durch  eine  in 
Ausübung  des  Dienstes  oder  aus  Veran- 
lassung desselben  ohne  Verschulden  herbei- 
geführte dienstliche  Beschädigung 
infolge  von  Krankheit,  Betriebsunfall  il  a  w. 

Zur  Versetzung  in  den  Ruhestand  und 
damit  zum  Bezüge  der  Pension  ist  der 
Nachweis  der  Dienstunfähigkeit 
erforderlich.  Es  muss  der  Beamte  in  glaub- 
hafter und  geeigneter  Weise  nachweisen, 
dass  er  infolge  eines  körperlichen  Gebrechens 
oder  wegen  Schwäche  seiner  körperliehen 
oder  geistigen  Eräfte  zur  Erfüllung  seiner 
Amtspflichten  untauglich  geworden  ist. 
Diesem  Nachweis  ist  hohes  Lebensalter 
als  Orund  zur  Versetzung  in  den  Ruhestand 
gleich  gestellt,  und  zwar  ist  meist  die  Voll- 
endung des  65.  Lebensjahres  (Reich,  Preussen 
Sachsen,  WOrttcmbeig,  Baden)  oder  des  70. 
(Bayern,  Hessen)  erforderhch.  Ein  gleiches 
ist  mitunter  der  Fall,  wenn  der  Beamte  40 
Dienstjahre  im  Staatsdieost  vollendet  hat 
(Bayern,  Hessen).  Die  verschiedenen  Gesetze 
Stellen  einlflssliehe  Grundsätze  und  formelle 
Vorschriften  für  das  Pension  ierungs  ver- 
fahren ai)f. 

Der  Beginn  des  Besoldungsanspruches 
tritt  mit  dem  Tage  der  Versetzung  in  den 
Ruhestand  in  Eraft,  und  dies  ist  meist  der 
Tag  am  Ablaiif  des  Monats  (Wflrttembei^, 
Baden)  oder  Vierteljahrs  (Reich,  Preussen), 
welches  auf  den  Monat  folgt,  in  welchem 
dem  Beamten  die  Entscheidung  Ober  seine 
Versetzung  in  den  Ruliestaud  und  die  Höhe 
der  Pension  bekannt  gemacht  wurde.  Die 
Zahlung  der  zu^proehenen  Pension  findet 
praenumerando  in  monatlichen,  eventuell  in 
vierteljährlichen  Teilzahlungen  statt.  Der 
Pensionsanspruch  wird  gemindert  durch 
Wiederbesoldung  und  zwar  um  denjenigen 
Betrag,  um  welchen  das  neue  Dienstein- 
komraen  unter  Hinzurechnung  der  Pension 
die  Summe  der  vom  Beamten  vor  seiner 
Pensionierung  bezogenen  Besoldung  über- 
steigt. Das  gleiche  tritt  ein  bei  eventueller 
Erwerbung  einer  neuen  Pension.  Endlich 
kann  manchmal  eine  Minderung  der  Pension 
in  Konsequenz  eines  Disciplinarverfahrens 
verfügt  werden  (Baden,  Sachsen).  Eine  be- 
dingte Aufhebung  des  Pensionson- 
apruches  ist  verbunden  mit  dem  Verlust  der 
Reichs-  und  Staatsangehörigkeit,  mit  der 
Auswanderung  und  der  Ausübung  der  Rechts- 
anwaltBchaft     Die   endgültige  Aufhe 


Besoldung  und  BesoMiingspolitik 


hnng  des  Pen siousan Spruches  erfolgt  mit' 
der  (iefiöitiven  Wiederan Stellung  oder  mit 
Ablehnung  einer  solchen  seitens  des  Beamten 
(i.  B.  in  'Wftrttembei^ ,  Baden,  Hessen), 
ferner  durch  Disciplinanirteil  (nicht  aber 
durch  eine  gerichtliche  Verurteilung}  und 
endlich  mit  dem  Tode  des  PeiieionEberech- 
tigteu. 

Filr  die  Verjährung  und  Pfändung 
der  PenBiouBbe/ilge  gelten  im  allgemeinen 
diejenigen  Rechtsgi-undsätze,  welche  fQr  die 
Besoldung  Anwendung  fiuden  (3.  oben  Nr.  2). 

Der  Festsetzung  der  Pension, 
welche  in  einem  Jahresbetrage  ausgedrückt 
wird,  liegt  die  Hßhe  des  Dienstein  kommen  b 
und  die  Dauer  der  Dienstzeit  zu  Grunde 
(»pensionsfähiges«  Diensteinkommen ,  »an- 
rechnuugsfähige°  Dienstzeit).  Das  Grehalt 
kommt  dabei  zum  vollen  Betrage  in  Ansatz, 
ebenso  die  persönlichen  Gehaltszidagen, 
welche  zur  Ausgleichung  eines  von  dem 
Beamten  in  früherer  Dienststellung  bezogenen 
Diensteinkommens  mit  Pensionsherechtigimg 

Stwährt  wurden.  Dagegen  werfen  mit  den 
nrchscbnitten  angesetzt  der  Wohnungs- 
geldznschuss,  das  Servis  der  ülilitärbeamten 
imd  die  Naturalbezüge  und  Amtserträgnisse, 
letztere  nach  dem  Mittelstande  der  letzten  3 
Jahre.  Dieastaufwandscntschädignngen  imd 
zufälhge  Diensteinkünfte  bleiben  ganz  ausser 
Berechnung.  Die  Pension  wrtl  nach  dem- 
jenigen Betrage  des  Diensteinkommens  fest- 
gesetzt, welches  der  Beamte  ziu"  2eit  seiner 
Versetzung  in  den  Kuhestand  bezog.  Bei 
einem  pensionsfähigen  Dienst  ein  kommen  von 
Aber  12IXK)  M.  wird  von  dem  überschiessen- 
den  Betrage  nur  die  Hälfte  in  Ansatz  ge- 
nommen. Für  die  Zugrundelegung  der 
Dienstzeit  entscheiden  diejenigen  Jahre, 
welche  der  Beamte  im  Staatsdienst  ver- 
bracht hat,  einschliesalich  der  Zeit,  in  wel- 
cher sich  derselbe  im  einstweiligen  Ruhe- 
stände befunden  hat.  Im  Reich  und  Preussen 
wird  noch  dazu  diejenige  Zeit  gerechnet, 
welche  der  Beamte  vor  Erlangung  der  An- 
stellimg  der  vorgeschriebenen,  ausserdienst- 
lichen  pi-aktischen  Beschäftigung  oder  der 
Probe  gewidmet  hat.  Endlich  können  der 
Dienst  in  der  Verwaltung  eines  fremden 
Staates,  der  Dienst  als  Notar  oder  Rechtsan- 
walt luid  der  Gemeinde-,  Schul-,  Kirchen-  und 
Hofdienst  zur  Anrechnung  zugelassen  werden. 
Der  ordentliche  Pensionsbetrag  ist  im  Reich 
und  in  Preussen  für  die  vollendeten  ersten 
10  Dieustjahre  auf  ^■'.«ooder  '.'1  des  Dienst- 
einkommens berechnet  und  steigt  mit  je<Iem 
weiteren  Dienstjahre  um  je  '-'fio.  Der  Höchst- 
betrag der  Pension,  über  welchen  hinaus 
eine  Steigerung  nicht  stattfindet,  beschränkt 
sich  auf  *'l6o  oder  ^/»  des  Diensteinkommens, 
Die  Pensionssätze  betragen  in  Sachsen  für 
das  lU.— 14.  Dienstjahr  »».loo,  fttr  das  15.— 16. 
je  1.11»,  für   das    17.— 24.    je  ^iw,   für  das 


25.— 31.  je  'm,  für  das  32.-34.  je  «lo« 
und  för  jedes  weitere  Dienstjahr  ^.'100  des 
Diensteinkommens  melir  bis  zum  Höclistbe- 
trage von "".'loo.  In WörtterabergsinddiePen- 
sionen  festgesetzt  auf  40  Prozent  des  Dienst- 
einkommens für  die  vollendeten  ersten  9 
Dienstjahre  imd  steigen  mit  jedem  weiteren 
Dienstjahr  bei  einem  Jahresgehalt  bis  ein- 
schliesslich 2400  M.  um  l^n  und  bei  höheren 
Gehältern  um  l'.'j  %,  In  Baden  betragen  sie 
für  die  ersten  10  Dienstjahre  30  Prozent 
jedes  Einkommensanschl^es  und  steigen 
mit  jedem  Dienstjahr«  um  1'*  Prozent (fes- 
selben. 

Wie  oben  bemerkt,  kennt  das  Beamten- 
recht  in  Bayern  den  Begriff  der  Pension 
nicht.  Das  Dien  steinkommen  scheidet  sich 
in  ein  Dienst-  und  ein  Standesgehalt.  Bei 
Versetzimg  in  den  dauernden  Ruhestand 
sind  die  Beztlge  des  Staatsdieners  auf  das 
Standesgehalt  beschränkt  Das  Standes- 
gehalt beträgt  im  ersten  Jahrzehnt  ','10  bei 
einem  Ilanptgeldbezug  ohne  Nebenhezug 
imd  "10  bei  einem  Hauptgeld  beziig  mit 
Nebenbezug  (in  Geld  oder  Naturalgenuss) 
vom  Gesamtgehalt.  Diese  Ansätze  erhöhen 
sich  im  zweiten  Jalirzehnt  auf  je  ".in  und  ^.10 
und  beim  Eintritt  in  das  dntte  Jalirzehnt 
auf  "'10.  Alle  Nebonbezüge  bleiben  ausser 
Berechmmg.  Dies  gilt  auch  von  der  »Ge- 
haltszulage«  oder  dem  Wohnungsgeld zu- 
schuss.  Mit  Erreichung  des  70.  Lebens- 
jahres bezieht  der  Beamte  sein  volles  Oe- 
samtgehalt  (ohne  Nebenbezüge  und  Gehalts- 
zulage) als  Standesgehalt 

7.  Abweichangen  von  den  aUgemefneii 
GrandsätzeD.  Immerhin  aber  giebt  es  ver- 
schiedene Beamtenkategorieen,  auf  welche  die 
oben  dargelegten  Grundsätze  niu- beschränkt 
Anwendung  finden.  Hierher  zählen  vor 
allem  die  Angehörigen  des  Heeres  und  der 
Marine,  insbesondere  die  Offiziere  und 
einige  weitere  Gruppen  von  Militärper- 
Bonen.  Für  diese  Sind  zunächst  abweichende 
Vorschriften  des  Besoldungswesens  in  Kraft, 
und  auch  im  Hinblick  auf  die  Festsetzung 
des  Ruhegehalts  und  das  Verfahren  der 
Pensionierung  unterstehen  sie  teilweise 
andersartigen  Rechtsnormen.  Eine  weitere 
Darslellimg  der  einschlägigen  Verhältnisse 
kaim  an  dieser  Stelle  nicht  gegeben  werden. 

Abweichungen  von  den  Gnindsätzen  sind 
auch  für  die  Richterbeamten  wirksam. 
Diese  Stellung  ist  dem  Bedürfnis  ent- 
spnmgen,  im  Interesse  einer  imparteiischen 
oder  unbeeinflussten  Rechtsprechung  und 
Rechtspflege  dem  Bichterstand  die  grösst- 
mCgliche  Unabhängigkeit  zu  sichern.  Daher 
ist  bei  ihnen  die  unfreiwillige  Versetzung 
auf  eine  andere  Stelle  oder  in  den  Ruhe- 
stand nur  in  ganz  liestimmten  Fällen  nnd 
unter  Einhaltung  eines  genau  vorgezeich- 
neten Verfahrens  ziiläs^.     Sie  kaJin  nie- 
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mals  aus  Dienstgrttiideu  emtreten.  Die  Fest- 
setzung der  Pension  geschieht  nacli  analogen 
Onindsätzen  wie  bei  dou  übi'^n  Staats- 
beamten (Preussen).  Das  bayerische  Staats- 
recht ist  aber  noch  einen  Schritt  weit«r- 
gegan^en,  indem  neben  der  Unabsetzbarkeit 
und  t-nveraetzbarkeit  den  Richtern  in  allen 
Quiesceiizfällen  dei'  Bezug  des  verliehenen 
Gesamtgehaltes,  jedoch  unter  Ausschluss  des 
"Wohnungsgeldes  oder  der  »Gehaltszukgen«, 
zugesichert  ist.  Der  bayerische  Richter  be- 
zieht   als    Ruhegehalt    sein    Dienst-    und 


Eine  dritte  Änsnahnie  bilden  die  Pro- 
fesBoren  an  den  Universitäten.  Sie 
stehen  in  höherem  Masse  im  Genüsse  von 
Nebenbezügen  als  andere  Kategoricen  von 
Staatsbeamten.  Die  Unterscheidung  gipfelt 
in  dem  Umstände,  dass  diese  Kategorie  von 
Staatsbeamten  neben  dem  Gelialtc  in  erheb- 
licherem Umfange  Vorlesungshonorare  oder 
Kollegiengelder  und  Gebühren  von  Pi-üfungen, 
Promotionen  etc.  beziehen.  Dieser  Empfang 
ist  teils  ein  unbeschränkter  (Riyern,  Sachsen, 
"Württembei^ ,  Baden.  Hessen)  teils  ein  be- 
Bchräntter  (Preussen).  Im  erstereu  Falle 
erhält  jeder  Professor  oder  Dozent  die  aus 
seinen  Vorlesungen  residtierenden  Emolii- 
mente  in  ihrem  volle»  Eingang,  abzüglich 
der  etwfügen  Erhebuugskosten.  Im  letzteren 
Falle  dagegen  findet  eine  Teilung  der  Vor- 
lesungshonorare statt,  indem  der  einzelne 
Protesflor  oder  Dozent  nur  einen  Teil  bis 
zu  einem  Höchstbetrag  (in  Preussen  3000 
bis  4500  Mark)  voll  erhalt,  wahi-cnd  der 
Best  za  gleichen  Hälften  diesen  Personen 
und  einem  besonderen  Fonds  zufeUt,  welcher 
speciellen  Zwecken  (Honorarienfonds,  Gewäh- 
rung von  Dienstalterszulagen)  gewidmet  ist. 
Die  an  sich  strittige  Einrichtung  der  Kol- 
legiengelder ist  zunächst  historisch  zu  er- 
klären, thatsächheh  aber  die  Ursache  von 
differenzierten  Eiiikommensverhaltnissen  aus 
rein  zufälligen  Umständen ,  welche  melir 
oder  weniger  völlig  mesabaren  Gründen  ent- 
rückt sind.  Denn  hier  sind  \iel  weniger 
die  persönliche  Tüchtigkeit,  die  Fähigkeiten, 
der  Fleiss  und  die  Begabung  des  tuademi- 
Bchen  Ijehrers  von  Einfluss  als  die  acci- 
deutelle  Frequenz  eines  Faches  seitens  der 
Studierenden,  die  etwaigen  Prüfungsverhält- 
nisse  u.  a.  m.  Ein  ähnlich  gearteter  Unter- 
schied betrifft  auch  die  Gehaltsfestsetztmg. 
Im  Gegensatz  zu  den  übrigen  Zwe^n  des 
Staatsdienstes,  wo  die  Beamten  gleicher  Rang- 
stufe das  gleiche  Gehalt  beziehen,  treffen 
wir  hier  durch  das  Princip  der  Vokation 
und  durch  die  sogenannten  »vereinbarten 
Gehälter"  (im  Gegensatz  zu  den  Normal- 
gehältero)  grosse  Verschiedenheiten.  Gehalt 
und  Nebenbezüge  sind  dabei  meistens  ohne 
Rücksicht  auf  einsuider  geregelt,  so  dass 
keineswegs  ein  hohes  Gehalt  dui-ch  niedere 


Nebenbezüge  bedingt  wird.  Im  Gegen- 
teil findet  sich  in  vielen  Fallen,  dass  Pro- 
fessoren mit  hohen  KoU^eugeldem  auch 
die  böclisten  Gehälter  beziehen.  Endlich 
sind  die  akademischen  Lehrer  mitunter 
nicht  in  die  Pensionsgesetze  aufgenommen, 
sie  beziehen  daher  bei  ihrer  Versetzung  in 
den  Ruhestand  ihr  Aktivitätsgehalt  als  Ruhe- 
genuss.  Dagegen  sind  sie  häufig  in  der 
Beamtenhierarchie  in  eine  niedere  Rang- 
stufe eingereiht,  als  ihren  sonstigen  Yerhält- 
nissen  entspricht. 


].  Die  Besoldung  und  ihre  Bestand- 
teile. Der  allgemeine  Charakter  des  Staats- 
dienstes und  des  Besoldungssystems  beruht 
in  Oesterreich  auf  den  gleichen  Merkmalen 
und  Voraussetzungen  wie  in  Deutschland. 
Es  genügt  daher,  auf  unsere  dortigen  Aus- 
führungen (II  Ko,  1)  zurückzuverweisen. 

Die  Besoldung  der  österreichischen  Staats- 
diener setzt  sich  aus  zwei  Bestandteilen  zu- 
sammen, dem  Gehalte  einer-  und  der 
Aktivitäts-  oder  Funktion szulage 
andererseits.  Das  Gehalt  ist  der  feste  Be- 
standteil der  Besoldung,  welcher  dem  Be- 
amten seinem  Bange  gemäss  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Dienstort  zukommt,  von  dem- 
selben nach  vollstreckter  Dienstzeit  auch 
als  Ruhegemiss  weiter  bezogen  wird  und 
im  Falle  der  Versetzimg  in  den  Ruhestand 
vor  vollstreckter  Dienstzeit  die  alleinige 
Grundlage  für  die  Bemessung  des  Ruhe- 
geansses  oder  der  Pension  bildet  Die  Ak- 
tivitäts- und  Fnnktionszulagen  sind  dagegen 
^-ariable  Zuschüsse  zu  dem  Gehalte,  welche 
bestimmt  sind,  den  grösseren  Aufn-and  zu 
decken ,  welcher  dem  Beamten  während 
seiner  aktiven  Dienstleistung  aus  der  Not- 
wendigkeit des  ständigen  Aufenthalts  am 
Amtsorte  oder  aus  den  besonderen  mit  der 
Ausübung  des  Amtes  verbundenen  Reprft- 
sentationspflichten  erwächst,  Sie  kommen 
daher  aucn  bei  Bemessung  des  Ruhegehalts 
überhaupt  nicht  in  Anrechnung  und  richten 
sich  in  ilirem  Ausmasse  nach  dem  Range, 
nach  der  Dienststellung  und  nach  dem 
Dienstorte  des  Beamten.  Beamte,  welchen 
nach  besonderen  Vorschriften  einen  An- 
spruch auf  eine  Dienstwohnung  und  mangels 
einer  solchen  auf  ein  •Quartieräquivalent«; 
haben,  beziehen  unter  Belassutig  dieses 
Emoluments  nur  die  Hälfte  der  Aktivitäts- 
oder Funktionszulage.  Beamten,  welche  nur 
Titel  und  Charakter  einer  höheren  Dienst- 
kategorie haben  oder  zu  einem  hSheren 
Dienstposten  nur  provisorisch  ernannt  sind, 
gebühren  die  entsprechenden  Dienstbezüge 
erst  dann,  wenn  sie  definitiv  diese  Stellnng 


Staatsdienem,  welche  unverschuldet  und 
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rfine  mutwÜ^e  Verschwendung  in  eine 
Notlage  geraten  sind,  können  unverzinsliche 
äebaltsTorBchüsse  erteilt  werden, 
wenn  sie  sich  durch  ihr  dieufitllcheB  Yer- 
halten  dieser  Wohlthat  würdig  erzeigt  und 
die  kompetente  Behörde  nach  freiem  Er- 
messen die  Berüeksichfigungswürdigkeit  be- 
gutachtet hat.  Als  Maximum  dürfen  die  Yor- 
Bchüsse  jedoch  den  dreimonatlichen  Oehalts- 
betrag  nicht  überschreiten.  Die  Rückzahlung 
solcher  Vorschüsse  wird  durch  ratenweise  Ge- 
haltsabzüge bewirkt,  welche  in  gleichen 
Monatsbeträgen  zu  bemessen  sind  und  zwanzig 
Baten  nicht  übersteigen  solleo.  Vor  völliger 
Abledigung  der  Schuldigkeit  kann  ein  wei- 
terer Gehaltavorschuss  nicht  bewilligt  werden. 

2.  Daaer  des  BeaoldangsaiispraciieB. 
Der  Besoldungsanspruch  wird  be- 
gründet durch  die  Emennimg  zu  einem  be- 
soldeten Staatfiamt  Der  Besoldimgsbezng 
beginnt  mit  dem  ersten  Tage  des  der  Er- 
nennung folgenden  Monats,  und  es  werden 
sämtliche  Bezüge  monatweise  voraus  bezahlt. 
Der  Anspruch  des  Beamten  auf  Besoldung 
erleidet  eine  Unterbrechung  im  Falle 
eines  ausdrücklich  gegen  Karenz  der  Ge- 
bühren (Gehaltsabzug)  erteilten  Urlaubs,  im 
Falle  der  Ueberschreitung  eines  mit  oder 
ohne  Karenz  der  Gebühren  erteilten  Cr- 
lanbs  und  im  Falle  der  Verletzung  der 
Pflicht  der  Amtsanwesenheit.  Im  ersten 
Falle  wird  darüber  jedesmal  eine  Entschei- 
dung getroffen,  während  in  den  beiden 
letzten  IMen  der  auf  diese  Zeit  entfallende 
Teilbetrag  in  Abzug  gebracht  wird.  Ebenso 
findet  eine  Gehaltsunterbrechung  statt  bei 
zeitweiliger  Enthebung  vom  Amte  (Suspen- 
sion) bei  Eonkurs,  bei  straf gerichthchen  oder 
Diseiplinaruntersuchnngen  sowie  andererseits 
bei  Entziehung  des  Anspruches  auf  gradu- 
elle Vorrückung  der  niederen  Staatsdiener. 

Eine  Minderung  des  Besoldungsan- 
spruches kann  eintreten  bei  Versetzung  an 
emen  anderen  Dienstort  in  derselben  Rang- 
klasse  jedoch  mit  geringerer  Aktivitätszulage, 
wenn  der  neue  Dienstort  in  eine  niedrigere 
Klasse  der  Aktivitfitszulagen  eingereiht  ist, 
und  bei  strafweiser  Versetzung  auf  einen 
anderen  Dienstposten  mit  geringerer  Besol- 
dung. Die  Beendigung  des  Besoldungs- 
anapruches  wird  bekundet  durch  den  Tod 
des  Beamten,  im  FaUe  des  freiwilligen  Aus- 
scheidens ans  dem  Slaatsdienste  unter  Ver* 
zichüeistung  auf  Titel,  Rang,  Aktivitatszu- 
lage  und  Ruhegenuss  und  endlich  im  Falle 
der  Dienstesenuasaung  im  Diadplinarwege. 
Bei  Versetzung  in  den  zeitlichen  oder  dau- 
ernden Ruhestand  oder  zur  Disponibüität 
greifen  die  Grundsätze  des  Pensionswesens 
Platz. 

Die  Geltendmachung  der  vermögensrecht- 
lichen Ansprüche  der  Beamten  aus  dem 
Rechtstitet  der  Besoldung  ist  gmndsätzhch 


der  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte 
entsagen.  Es  erübrigt  daher  für  die  Geltend- 
machung nur  die  Verwaltungabeschwerde. 
Die  Ffändbarkeit  des  Gehaltes  und  der 
Aktivitäts-  und  Funktionszuiagen  ist  dagegen 
nur  eine  beschränkte.  Sie  unterli^;en  der- 
selben bis  zum  Betn^  von  800  Gulden 
Jahresbezug  überhaupt  nicht,  sind  bis  zn 
diesem  Betrage  unpfändbar  und  sind  für 
den  Rest  nur  bis  zu  einem  Drittel  in  An- 
bruch zu  nehmen.  Soweit  es  sich  aber  tun 
die  Exekution  auf  Leistung  des  aus  dem 
Gehalte  ^bührenden  Unterhalts  handelt, 
geniesst  dieselbe  die  Begünstigung,  dass  die 
Dienstbezüge  über  300  Gulden  zu  diesem 
Zwecke  beansprucht  werden  können.  Die 
hier  angeführten  Beschränkungen  sind  in 
gleichem  Umfang  auch  gegenüber  den  Ali- 
mentationen wirksam,  welme  den  Beamten 
während  der  Dauer  der  Einstellung  der 
Suspension sfällen)    gewährt 


3.  Die  Geholtgfestaetmng  und  die 
GehnltsToiTÜckang.  Die  Normen  des 
GehalLsbezuges  sind  grundlegend  durch  G. 
V.  15.  April  1S73  geordnet  und  teilweise 
durch  G.  v.  19.  September  189Ö  abgeändert 
worden.  Für  die  Festsetzung  des  Gehaltes 
ist  ein  »Gebaltsscliema"  mit  11  Bangklassen 
gebildet,  in  welchen  die  Bezüge  teils  in 
einer  einheitlichen  Gehaltsstufe,  teils  in 
einer  Mehi'zahl  von  solchen  gewährt  werden. 
Die  ersten  vier  Eangklassen  haben  unver- 
änderliche Einheitssätze,  die  fünfte  2  und 
die  sechste  bis  elfte  Rangklasae  je  3  (Jehalts- 
stufen.  Das  Gehaltsscliema  ifit  folgendes: 
I.  Rangklasse  12000  ü.:  U.  Raugklasse 
10000  fl.;  in.  Rangklasae  8000  fl.;  IV. 
Bangklasse  70O0  iL;  V.  Eangklasse  6000, 
5000  fl.;  VI.  Rangklasse  4000.  3600,  3200 
fl.;  Vn.  Rangklasae  3000,  2700,  2400  fl.; 
Vm.  Rangklasse  2200,  2000,  1800  fl.:  IX 
Rangklasse  1600,  1500,  1400  fl.;  X.  Rang- 
klasse 1300,  1200,  1100  fl.;  XI.  Rangklasse 
1000,  900,  800  fl.  In  den  drei  letzten  Rang- 
klassen  {IX-,  X.,  XI.)  erfolgt  die  Vorrückung 
in  die  höhere  Gehaltsstufe  je  nach  vier 
vollstreckten  Dienstjahren  und  bei  der  V. 
bis  vm.  Raugklasse  nach  je  fünf  Dienst- 
Jahren.  Den  Staatsbeamten  der  drei  untersten 
Rangklassen  werden  nach  16  in  der  näm- 
lichen Rangklasse  vollstreckten  Dienstjahren 
Dienstalterspersonalzulagen  von  jährlich  lOOfl. 
und  in  gleicher  Weise  nach  20  in  der- 
selben Rangklasse  vollstreckten  Dieustjahren 
solche  Zulagen  von  weiteren  100  fl.  jährlich 
zugebilligt. 

Personalzulagen  sind  bei  der  Vorrückung 
in  den  höhereu  Gehalt  zu  vermindern  bezw. 
einzuziehen.  •Subsistenzzulsgem  an  die 
Staatsbeamten  der  vier  imtersten  Rangklaasen 
werden  (seit  1898)  nicht  mehr  gewährt 

Aktivitfitszulageu  beziehen  die  Be- 
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amteii  der  V,— XI.  Rai^Uasse  zu  ihrem 
Oehalte,  ^'elche  in  4  Klassen  mit  abge- 
Btuftea  Bellten  festgesetzt  sind.  Sämtliche 
DieoBtorte  sind  nach  ihrer  Bevölkerungszahl 
oder  ihren  besonderen  Lebens-  und  Teue- 
ningsvcrb&ltiiissen  in  die  4  Klaasen  der 
AMivitätfizidagen  eingeteilt.  Hierdurch  vird 
der  Betrag  beatimmt,  welchen  ein  Beamter 
einer  bestimmten  Bangklasse  an  einem  be- 
stimmten Orte  als  AkÜTitätezuloge  empfängt. 
Die  Äktivitätszulagen  (und  runktionazulagen) 
sind  an  Stelle  der  früheren  Quartier-  und ' 
Lokalzulagen  getreten.  Sie  ersetzen  in  dieser 
Funktion  das  Wohnungsgeld  oder  den  Woh- 
nungsgeldzuschiiss  des  deutschen  Beamten- 
rechte, 

Der  Bezug  der  Funktionszulagen 
ist  endHch  auf  die  vier  obersten  Rangklassen 
beschränkt ;  sie  richten  sich  nach  dem 
Dienstort,  der  dienstlichen  und  sozialen 
Stellung  des  betreffenden  Beamten.  Als 
Funktionszulagen  werden  in  einer  jährlichen 
fixen  Simime  gewithrt :  in  der  L  Rangklasse : 
dem  Ministerpräsidenten  14000  fl.;  in  der 
n.  Bangklasse:  den  Staatsmlnislem,  dem 
Ersten  Prä^denten  des  Obersten  Gerichts- 
hofes, den  Präsidenten  des  Obersten  Rech- 
nungshofes und  des  Verwaltungsgeriehte- 
hofesje  10000  fl.;  in  der  UI.  Bangklasse: 
den  Statthaltern  der  Eronlfinder  zwischen 
13  000  und  7000  fl.,  dem  Zweiten  Präsiden  ton 
des  Obersten  Gerichtshofes  und  des  Ver- 
waltungsgerichtahofes ,  den  Oberlandesge- 
richtspräsidenten in  Wiej,  Prag  und  Ijemberg 
je  4000  fl.,  dem  Oberland esgerichtspiäsidenten 
in  Zara  2000  fl.  und  den  Übrigen  Oberlandes- 
gerichtspriLsidenten  je  3000  fl. ;  in  der  IV. 
Buigklasse :  den  Landesprftsidenten  5000  fl., 
den  Sektionschefa  in  den  Ministerien,  den 
Senatsprftsidenten  des  Obersten  Gerichtshofes 
und  des  V  er  waltun  gsgerichtshof es,  dem  Ge- 
neralprokurator, dem  Vicepräsidenten  des 
Obersten  Eechnungshofes  und  dem  Präsi- 
denten des  Bvangehschen  Oberkircheniates 
je  3000  fl,  und  endlich  dem  Polizeipräsi- 
deiilen  von  Wien,  den  Stattlialterei-Vice- 
piSsidenten  in  Wien,  Prag  und  Lemberg, 
den  Vicepräsidenten  der  Finanzlandesdirek- 
tionen  in  Wien,  Prag  \ind  Lemberg,  dem 
Generaldirektor  der  Tabakregie  und  dem 
Generaldirektor  der  Staatseisenbahnen  je 
2000  fl. 

4.  Die  Pension.  Die  Versetzung  in 
den  Buhestand  und  die  damit  verbundenen 
Ruhegenüsse  sind  in  Oesterreich  in  ähuKcher 
Weise  geordnet  wie  in  deutschen  Staaten. 
Alle  homogenen  Verhältnisse  sind  daher  im 
folgenden  nicht  vollständig  rekapituliert  (vgl. 
obai  sub  n,  5). 

Der  Anspruch  auf  Pension  geht  aus  dem 
öffentlich-rechtlichen  Verliältnis  der  Siaata- 
dienerschaft  hervor  und  erstreckt  sich  auf 
die  mit  Gehalt  oder  Jahreslohn  dauernd  an- 


n  Staatebeamten.  Die  Versetzung 
in  den  Ruhestand  kann  erfolgen  wegen 
körperlicher  oder  geistiger  Dienstunfähigkeit 
des  Angestellten,  wegen  ÄbUägUchkeit  des 
Dienstes,  bei  Aenderungen  im  Organismus 
einer  Behörde,  dann  bei  Professoren,  wenn 
sie  das  70.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben, 
etc  Der  Pensionsanspruch  erlischt  bei  frei- 
willigem Verzicht  auf  den  Staatsdienst  oder 
bei  str&fweiser  Entlassung  aus  demselben, 
desgleichen  mit  dem  Tode  und  mit  der 
Wiederanstellung  im  Staatsdienst  Neben 
der  Pensionierung  kommt  auch  noch  die 
Beteilung  ein  für  allemal  oder  die  »Ab- 
fertigung« vor.  Solche  Abfertigungea  kommen 
zum  Zuge  einmal  bei  solchen  Staatsdienem, 
welche  eine  zehnjährige  Dienstzeit  nicht 
vollstreckt  haben ;  dieselbe  wird  bis 
fünf  Dienstjahre  mit  dem  einjährigen  Be- 
trage des  anrechnungsfähigen  Aktivitätsge- 
haltes  bemessen  und  wächst  bei  einem  fünf 
Jahre  übersteigenden  Dienstalter  auf  das  Dop- 
pelfe. Sodann  treten  sie  ein  auf  Antrag,  wenn 
der  in  Ruhestand  tretende  Beamte  oder  pen- 
sionsfähige Diener  die  Abfertigung  dem  tort- 
dauernden RuhegcnusB  vorzieht.  Hier  kann 
dieselbe  mit  dem  zweijährigen  Betrage  des 
zuletzt  bezogenen  Aktivilätsgenusses  be- 
willigt werden.  Diese  Fonn  der  Abfertigung 
kann  auch  nachträglich  gegen  sofortige  Er- 
stattung der  bereits  empfangenen  Ruhege- 
nüsse gewährt  werden.  (Ueber  die  Abfer- 
tigung für  Witwen  und  Waisen  vergl.  Art. 
Witwen-  und  Waisenversorgung.) 

Die  »fortlaufende  Beteilung«  mit  Ruhe- 
genflssen  unterscheidet  zwischen  Quiescenz- 
gebalt,  Pension  und  Provision.  Alle  diese 
drei  Formen  des  Ruhegehaltes  setzen  eine 
vollstreckte  Dienstzeit  von  10  Jahren  vor- 
aus und  werden  vorher  nur  solchen  Staats- 
dienern gewährt,  die  durch  Wahnsinn,  fort- 
währende Krankheit  oder  Erblindung  zu 
allem  Brotverdienste  ungeeignet  sind.  Der 
Quiescenzgehalt  ist  die  Gebühr  eines 
in  den  zeitlidien  Ruhestand  Versetzten  und 
dann  zu  gewähren,  wenn  die  Ursachen  des 
Ausscheidens  aus  der  Aktivität  wieder  zu 
beheben  sind.  Unter  Pension  vei-j^teht 
raiui  die  in  Jahresbeträgen  bemessenen  Ruh&- 
gebühren  der  Beamten  imd  der  mit  Gehalt 
angestellten  Diener,  während  mit  dem  Aus- 
druck Provision  die  in  Tagesbeträ^en  be- 
messenen Ruhegebühren  der  im  Genüsse 
von  JahresIChnen  stehenden  minderen  Dienern 
bezeichnet  werden.  Neben  der  Pension 
werden  in  Oesterreich  die  Hinterbliebenen, 
Pension sßlhige  Witwen  und  Waisen  eines 
Staatsdieners  mit  einem  sogenannten  Sterbe' 
quartal  beteilt.  Der  Bezug  der  Ruhegenüsse 
beginnt  mit  dem  ersten  Tage  der  Sistie- 
ning  des  Aktiiitälsgehaltes  und  erlischt 
mit  dem  Tode  des  Bezugsberechtigten,  bei 
Wiederanstellung  eines  Pensionisten,  I^vi- 
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sioDistea  oder  Quiescenteii,  bei  Btr&fgericht- 
li(dier  Venirteilung  wegen  eines  TerbrecheDS, 
bei  schweren  DienstesTemactüässigimgen, 
bei  nicht  gerechtfertigtem  Aufenthalt  im 
Ausland,  bei  Auswanderung  oder  Erwerbung 
einer  fremden  Staatsangehörigkeit  und  end- 
lich dann,  wenn  sich  der  Pensionsberechtigte 
weigert,  eine  ihm  zugedachte  Staatsanstellung 
anzunehmen.  Die  Pensionen  sind  nur  bis 
zu  einem  Dritteil  der  Gesamtsunune  pfän- 
dungsf&hig.  Jedenfalls  muss  dem  Be- 
amten der  Betrag  von  500  fl.  übrig  bleiben. 
Gleiches  gilt  von  der  Ahfertigimg. 

Die  Bemessung  der  Höhe  von  Kuhe- 
geniiseen  ist  abhän^g  von  der  anrechen- 
baren Dienstzeit  und  den  anrechen- 
baren Bezügen.  Erstere  setzt  sich  zu- 
sammen aus  der  von  den  Staatsdienem  vom 
Tage  des  ersten  Diensteides  an  ununtei^ 
brochen  zurfickgeleg^ten  Dienstzeit.  Die  Zeit 
der  Disponibilität  eines  Beamten  aus  Anlass 
der  Organisierung  einer  Behörde,  während 
welcher  jener  ohne  Dienstleistung  Äktivitätfe- 
gebühren  bezog,  ist  gleichfalls  anrechenbar. 
Neben  dieser  unbedingt  anrechenbaren  Dienst- 
zeit kennt  dos  Österreichische  Becht  in  be- 
stimmten, besonders  vorgeseheneu  Fällen 
eine  bedingt  anrechnungsfähige.  Auch 
die  Stndienzeit  und  der  Vorbereitungsdienst 
kommt  für  bestimmte  Beamtenkategorieen 
in  Ansatz.  Dagegen  ist  die  im  »Quiescenten- 
atande«  zugebrachte  Zeit  zur  Anrechnung 
ungeeignet.  Als  anrechniuigsfähige  Bezüge 
gelten  unbedingt  der  zuletzt  bez<^ne  Jahres- 
gehalt und  die  zuletzt  bezogene  Dienstalters- 
personalzulage.  Sonstige  Personalzulagen 
sind  bedingt  anrechniingsfähig  und  zwar, 
wenn  sie  die  Ergänzung  eines  früher  be- 
zogenen, höheren  Attivilätfigehaltes  bilden. 
Die  AMivitÄts-,  Funktions-  und  sonstige 
Zulagen  bleiben  gnindsStzlich  ausser  Be- 
rechnung. 

Das  AusmasB  der  Pensionen  (G.  v. 
14.  Mai  1896)  betrSgt  bei  einer  Dienstzeit 
unter  10  Jahren  40*'/odM  anrechnungafähigen 
AktivitAtsgehaltes  unter  der  YomusBelzung, 
dass  die  Versetzung  in  den  Buhestand  wegen 
körperlicher  oder  geistiger  Untauglichkeit, 
Krankheit  etc.  erfolgte.  Die  Minister  beziehen 
ohne  Rflckdcht  aiJ  die  Dauer  ihrer  Amts- 
wirksamkeit  mindestens  4000  fl.  Buhegehalt, 
wenn  sie  nicht  ohnehin  aus  einem  andern 
Rechtetitel  auf  eine  höhere  Pension  Änspnich 
haben.  Bei  einer  Dienstzeit  über  10  Jahre 
beziffern  sich  die  RuhegenOsse  um  je  2  "In 
mehr  für  jedes  weitere  vollstreckte  Dienst- 
iahr.  Nach  40  Dienstiahren  bezieht  der 
Beamte  sein  roUee  Gehalt  als  Pension.  Die 
Minimalpenaion  der  höheren  Beamten  beti%t 
400  fl..  diejenige  der  niederen  200  Q. 

Professoren,  welche  das  70.  Lebensjahr 
vollendet  haben,  erhalten  ohne  Btlcksicht 
auf  die  Dauer  ihren  bisherigen  vollen  Ge- 


halt als  Pension  und  ebenso  solche  Profes- 
soren, welche  nach  erreichtem  ß5.  Lebens- 
jahre von  Amis  wegen  in  den  Ruhestand 
versetzt  werden. 

Das  Ausmass  der  Provisionen  be- 
tragt bei  einer  Dienstzeit  von  mehr  als  10 
Jahren  den  dritten  Teil  des  Aktivlohnes,  bei 
einer  solchen  von  mehr  als  25  Jahren  darf 
dessen  Hälfte  nicht  flberachiitten  werden 
undistdiehÖch8teProvisionvontaghch27  Kr. 
nur  jenen  Dienern  zu  bewilligen,  welche 
eine  Dienstzeit  von  35—40  Jaliren  nachzu- 
weisen vermögen.  Der  voUe  Äktivlohn  als 
Rubegenuss  gebührt  endlich  solchen  Provi- 
sionisten,  welche  Ober  40  Dienstjahre  voll- 
streckt haben.  Die  Provisionen  der  Pinanz- 
waehe  sind  besonders  geregelt. 

Im  Anschlüsse  an  die  vorstehende  Dar- 
.stelluDg  sei  hinzugefügt,  dass  auch  in  Oester- 
reich  Abweichungen  von  den  allgemeinen 
Grundsätzen  bestehen.  Diese  betreffen  di« 
Bezüge  des  Jichrpersonals  an  den  vom 
Staate  erhaltenen  Mittelschulen,  au  den 
staathchen  Lehrerbildungsanstalten  und  an 
den  staatlichen  gewerblichen  Unterrichtsaii- 
stalten.  Die  Besoldung  der  Kirchendiener 
ist  ausserdem  noch  besonders  geordnet. 
Eindüch  bestehen  Abweichungen  für  die 
Lehrer  an  den  Hochschulen.  Die  Bezüge 
der  ersten  dieser  \ier  Kategorieen  sind  neu 
durch  vier  GG.  v.  19.  September  1898  (174 
bis  177)  geregelt.  Die  Gehaltsverhältnisse 
der  Universilätsprofessoreu  sind  gleichfalls 
neu  geordnet  worden. 

IV.  Dem  Besoldungswesen  in 

anderen  Staaten. 
1.  Frankreich.  Das  französische  Sys- 
tem der  Aemterbesetzung  unterscheidet  sich 
vom  deutschen  und  östeiTeichischen  vor  allem 
durch  die  geringeren  rechtlichen  Befugnisse 
des  Beamten  aiü  sein  Amt;  er  hat  kein 
Recht  auf  dasselbe  wie  der  deutsche  Staats- 
diener. Auch  werden  die  Vorbedingimgen, 
die  vom  Aspiranten  zu  erfüllen  sind,  nicht 
immer  und  nicht  gleichmässig  zur  Voraus- 
setzung der  Anstellung  gemacht.  Ein  B«cht 
auf  das  übertragne  Amt  haben  nur  einzelne 
Beamtenkategoneeu,  wie  die  Richter,  die 
Universitätsprofessoren,  die  Militäroersonen 
u.  s.  w.,  welche  durch  eine  besondere  Dis- 
cipHnargerichtsbarkeit  geschützt  sind.  Da- 
gegen hat  der  Präsident  der  RepubUk  ge- 
genüber den  übrigen  Beamten  (fonctionnaires) 
das  Recht  der  Amtsenthebung  oder  der  »He- 
vocatiou".  Bis  vor  kurzem  wurden  indessen 
nur  die  höheren  Beamten,  insbesondere  bei 
der  Verwaltung  {Präfekten,  UnterpAfekten) 
von  dieser  Massregel  betroffen,  während 
man  sich  neuerdings  durch  das  System  der 
sqi^nannten  epuration  dem  amenlcanischen 
Princij)  der  Stellenjagerei  nähert,  wonach 
dem  Sieger  auch  die  Beute  gehört.    Diese 
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Methode  hat  selbst  detmnabsetzbaren  Riehter- 
Btand  (magistrature  ioamovile)  nicht  unbe- 
rührt gelassen.  Die  Unsicherheit  der  ökono- 
mischen Zukunft  des  Beamten  beeinträchtigt 
die  Durchführung  der  Amtsthätigkeit,  sciiä- 
digt  die  Kontinuität  der  Amtshandlungen  und 
schliesst  eine  Reihe  von  Missbräuchen  ein. 
Insbesondere  verleitet  die  höchst  prekäre 
Stellung  der  höheren  Verwaltungsbeamte  n 
diese  zu  Nebenerwerb,  welcher  durchaus 
den  Interessen  des  Dienstes  widerspricht. 
Endlieh  aber  bildet  stete  das  Heer  der  ab- 
gesetzten Beamten  eine  Reserveannee,  die 
mit  allen  Mitteln  der  von  der  R^ierung 
Terdrängten  politischen  Partei  zum  Sturze 
der  Gegner  verfügbar  ist. 

Die  Staatsbeamten  beziehen  im  allge- 
meinen ein  Gehalt  in  festem  Betrage,  wel- 
ches in  Monatsraten  zahlbar  ist.  Einzelne 
Beamte,  wie  die  Hypothekenbewahrer,  die 
Beamten  des  Enregistrements,  die  Steuer- 
einnehmer und  dergleichen  beziehen  Tan- 
tiemen, welche  naidi  der  Höhe  der  voll- 
streckten Einkünfte  abgestuft  sind.  Doch 
garantiert  ihnen  der  Staat  ein  Minimalein- 
kommen in  der  Art,  dass  die  Differenz 
zwischen  diesem  und  den  wirklichen  Be- 
zügen aus  Staatsmitteln  ei^nzt  vi-ird.  Mit 
andern  Aemtem  ist  neben  dem  Gelialt  ein 
Sportelbezug  verbunden.  Die  Gehälter  der 
Staatsbeamten  sind  nur  beschränkt  der 
Pfändung  unterworfen.  Für  die  ersten  1000 
Francs  können  sie  nur  bis  zu  '.5,  für  die 
folgenden  Beträfe  bis  5000  Francs  nur  bis 
zu  Vi  und  für  die  6000  Francs  übersteigen- 
den OehaltsteÜe  nur  bis  zu  V3  in  Anspruch 
genommen  werden. 

Der  Präsident  der  Republik  bezieht 
das  höchste  Gehalt  von  600000  Francs, 
■wozu  noch  300000  Francs  für  Eepräsen- 
tationskosten  und  300000  Francs  für  Rei- 
seauslagen kommen.  Die  Staataminister 
empfangen  ein  Gehalt  von  je  60000 
Francs,  die  Unterstaatssekretäre  im  allge- 
meinen ein  solches  von  je  20000  Francs 
u.  s.  w.  Dagegen  sind  die  Gehälter  der 
Präfekten  je  nach  der  Bedeutung  der  von 
ihnen  verwalteten  Departements  in  drei 
Klassen  abgestuft,  mit  je  35000,  24000  und 
18000  Francs.  Eine  Ausnahme  bildet  der 
Präfekt  des  Seine-Departements  mit  einer 
Besoldung  von  50000  Francs  und  der  Ad- 
ministrator von  Beifort,  welcher  als  Gehalt 
8000  Francs  erhält  Die  ünteipräfekten 
beziehen  in  drei  Klassen  je  7000,  6000  und 
4500  Francs.  Bei  der  Finanz  Verwaltung  sind 
die  Generaldirektoren  mit  25000  Francs,  die 
Administratoren  mit  12000 — löOOO  Francs, 
die  Bureauchefs  in  vier  Klassen  mit  je 
10000,  9000,  8000  und  7000  Francs,  die 
Unterchefs  mit  6000,  5500  und  5000  Francs, 
die  Kommis  mit  1700  bis  4500  Francs  be- 
soldet.   Bei  der  Terwaltung  der  auswärtigen 


Angelegenheiten  beziehen  die  Botschafter 
40000  Francs,  die  bevollmächtigten  Minister 
zwischen  24000  und  30000  Francs,  die 
Generalkonsuln  18000  Francs,  die  Lerations- 
sekretäre  zwischen  5000  und  16  000  Francs. 
In  homogener  Weise  sind  die  Gehälter  in 
den  übrigen  Ressorts  geregelt.  Die  Gehalts- 
festsetzurig  in  Frankreich  entbehrt  daher 
der  einheitlichen  Systemiderung,  welche  ihr 
in  Deutschland  und  Oesterreich  eignet 
Vielmehr  sind  die  Besoldimgsvertiältniase 
decentralistisch  geregelt,  ohne  mit  einander 
in  einem  organischen  Zusammenhange  zu 
stehen. 

Das  Pensionswesen  geht  von  dem 
Grundsätze  aus,  dass  im  allgemeinen  alle 
nnmittelbar  vom  Staate  besoldeten  Beamten 
(directement  retribuös  par  TEtati  mit  einem 
Pensionsanspruch  ausgestattet  sind.  Von  den 
Gehältern,  Bezügen  und  Nebeneinnahmen 
werden  den  pensionsberechtigten  Beamten 
Abzüge  vom  Öehalt  gemacht.  Diese  be- 
tragen ö°.(3  vom  Akti\itätsgehalt  und  Vi* 
einer  jeden  Gehaltszulage.  Das  Recht  auf 
Pension  eröffnet  sich  mit  Vollendung  des 
60.  Lebensjahres  und  nach  30  Dienstjahren. 
Unter  bestimmten  Voraussetzungen  genügen 
auch  die  EiTeichung  des  55.  Lebensjahres 
und  die  VoUstrecfcung  von  35  Dienstjahren. 
Wenn  aber  der  Beamte  wegen  einer  im 
Dienst  erworbenen  Krankheit  in  den  Ruhe- 
stand versetzt  wird,  so  kommt  der  Alters- 
und  Dienstaltersnachweis  in  Wegfall.  Be- 
sondere imd  günstigere  Bedingungen  bestehen 
hinsichtlich  der  Militärpensionen.  Ebenso 
bestehen  Pensionen,  welche  auf  Special- 
gesetzen beruhen  und  im  allgemeinen  als 
Nationalbelohnungen  betrachtet  werden.  Die 
GehiUter  der  Minister  und  Unteistaats- 
sekretäre  sind  keinen  Gehaltsabzügen  unter- 
worfen und  begründen  daher  auch  keinen 
Pensioösanspruch.  Die  freiwillige  Aufgabe 
des  Amtes  und  Amtsenlsetzung  lösen  die 
Pensionsberechtigung  auf.  Das  Pensions- 
wesen bildet  einen  Teil  der  eingeschriebenen 
Staatsschuld  (dette  inscrite),  nämlich  die 
lebenslängliche  oder  Leibrentenschuld  (dette 
viag^re).  Die  französische  Entwickelung  ist 
somit  über  der  Stufe  einer  mit  der  Staats- 
schuldenverwaltung verbimdenen  Zwaags- 
und   Fensionskasse    nicht   hinausgekommen. 

Die  Höhe  der  Pension  richtet  sich  nach 
der  «mittleren  Besoldung«  und  steigt  von 
Jahr  zu  Jahr  um  *-«o.  Wenn  ein  Beamter 
im  aktiven  Dienst  25  ununterbrochen  voll- 
streckte Dienstjahre  zählt,  so  beläuft  sich 
sein  BesoldungsanspTUch  auf  die  SUfte  der 
mittleren  Besoldung  und  wächst  dann  jähr- 
lich um  Vm  derselben.  Die  mittlere  Be- 
soldung wird  nach  dem  seclisjähngen  Durch- 
schnitt des  Gehalts  und  sämtUcher  Neben- 
bezüge  berechnet,  von  welchen  Öeholts- 
abzilge  gemacht  wurden.    Die  Pension  kann 
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aber  in  keinem  Falle  drei  Viertel  des  AktiW- 
tfttsgehalts  äbersteigen ,  ist  abei-  meist  auf 
eiaen  engeren  Spielraum  beschränkt.  Hier- 
für gelten  folgende  Rechtsgrundsätze.  Die 
Beamten  der  Diplomatie  und  des  Konsidar- 
dienstes  und  die  riehterlichea  Heantten.  die 
Mitglieder  des  Obersten  Rechuungshofes, 
die  Lehrer  an  den  Unterrichts-  und  Bil- 
dungsanstalteii,  die  Bergwerks-  und  Strassen- 
und  Wasserbauinge nieui«  können  höchstens 
zwei  Drittel  ihrer  mittleren  Besoldung  und 
zwar  als  Maximum  stets  niu-  6(KH)  Mark  als 
Pension  beziehen.  Für  die  flbrigen  ist  eine 
Haximalskala  dei-  Pensionen  eingeführt: 

Hübe  dei  Besoldung  Pensionsmaiimum 

looo  Pres.  n.  weniger  750  Frcs. 

1001 — 2400  Frcs.  '.'j  dea  Diu-chschnitta 
IMinimum   75°   frcs.) 

J401 — 3200      „  1600  Frcs. 

3201—8000      „  Vi  des  Durchschnitts 

8001 — 9000      „  4000  Frcs. 

9001 — 10500    „  4500     „ 

10501 — izooo     ,  5000     „ 

über  laooo        ,  6000     „ 

Um  die  Hallen  der  Revokation  bei 
solchen  Dienststellungen  zu  mildern,  welche 
ihr  besonders  ausgesetzt  sind ,  namentlich 
bei    denjenigen    der   Präfektcn    und    Unter- 

fräfekteu,  hat  man  das  Institut  der  Äb- 
ei-tigung  (traitemeiit  de  non-aetivitö)  ge- 
schaffen. Solche  Beamte  beziehen  dann,  da 
sie  die  zum  Pensionsbezug  erforderliclien 
Dienstjahre  nicht  eireiehen,  fOr  bestimmte 
kürzere  Dauer  ihren  Qehalt  weiter.  Den 
gleichen  Vorzug  gemessen  die  Beamten  des 
diplomatisclien  und  Konsiüardieustes,  welche 
aus  politischen  Grttnden  (causes  ötrangC'res) 
ohne  Dienststellung  sind  und  auf  10  Aktivi- 
tätsdienstjahre  zurQckblicken.  Bei  einem 
6monatlichen  Urlaube  empfangen  diese 
Agentea  die  Hälfte  ihres  Gehalts. 

2.  England.  Die  eigentümliche  Ge- 
artung des  englischen  Beamte nrechts  ist  aus 
der  historischen  Bntwickelung  der  Verfassung 
und  Verwaltung  ni  erklären.  Unter  diesem 
Gesichtspunkte  werden  auch  die  mannig- 
fachen Abweichungen  von  den  kontinentalen 
Systemen  dea  Staatsdienstes  verstÄndlich. 
Die  Grundlagen ,  auf  welchen  der  ganze 
Bau  ruht,  sind  das  parlamentarische  System 
und  die  Organisation  der  Selbstverwaltung 
(Selfgovernment).  Aus  dem  erateren  ent- 
springt das  eigentümliche  Anstellimgsrecht, 
Qie  Patronage,  während  die  letztere  eine 
Reihe  von  Unterschieden  dadurch  begründet, 
dass  vielfach  Staatsthätigkeiten  vom  Self- 
jovemment  resorbiert  wurden.  In  England 
Wechseln  etwa  fünfzig  bis  sechzig  Aemter  mit 
du-  Konstituierung  der  parlräientarisclien 
Ptrteiminist«rien ,  die  sogenannten  »politi- 
Bclen  Aemter«.  Die  Besetzung  dieser  Haupt- 
Btelen  ist  eine  wichtige  Aufgabe  der  leiten- , 


den  Männer  der  an  die  Regierung  gelangten 
Parlamentspartei.  Im  übrigen  steht  dem 
Premierminister  die  Patronage  für  die  kirch- 
lichen Würden  und  für  die  Präeideuten  der 
obersten  Gerichtshöfe  zu.  Für  die  wich- 
tigsten militärischen  inid  diplomatischen 
Posten  veretändi^  er  sich  mit  den  l>e- 
treffenden  Fachniinisterii.  Ausser  dea  poli- 
tischen Aemtem  giebt  es  aber  auch  eine 
Kategorie  "permanenter  Beamten* ,  d.  h. 
solcher,  die  vom  'Wechsel  der  Parteiminis- 
terien nicht  berührt  wenlen.  Sie  zerfallen 
in  höhere  Beamten  (Staff  Appointments, 
Staff  Officers),  wie  die  (porraanentenl  Unter- 
staalssekretfire.  die  Hilfssekretäre,  die  Com- 
raissioneiB,  Cliairmen,  Law-Clerks  und  Solici- 
tors,  dann  in  die  Bui-eaubeamtea  ocier  Clerks 
und  endlich  in  nieilere  Beamten  oder 
"Diener'.  Alterdings  wei-den  auch  diese 
nicht  ohne  politisclie  Rücksichten,  aber  doch 
überwiegend  nach  ihrer  amllidien  Tüchtig- 
keit ernannt.  Bei  den  politischen  Aemtem 
kann  von  einem  Aufsteigen  an  sich  niclit 
die  Rede  sein.  Dagegen  steigen  die  per- 
manenten Beamten  i-egelmässig  nach  dem 
Dienstalter  auf.  und  dann  treten  für  sie  Ge- 
haltserliühiingen  nach  einem  festen  Mass- 
stab ein.  Die  Beamten  sind  widerruflich 
angestellt,  doch  kommen  Entlassungen  nur 
höchst  selten  vor.  Die  Verwaltung  des 
nicht  politisclien  Dienstes  ist  durcliaus 
bui-eaulcratiseh  und  konsequent  centralisiert. 
Provinzielle  Mittel beliördeu  fehlen  in  der 
Hauptsache,  tuid  die  Konti-olle  wii-d  liier 
durcli  1-eisende  Inspektoren  ausgeübt 

Früher  herrschte  in  weitem  Umfang  ein 
Sinekuren wesen,  welches  aber  jetzt  beseitigt 
ist.  Auch  die  freie  Ernennbarkeit  ist  durcli 
die  EinfOhrung  von  Prüfungen  (Competition) 
eingeschtänkt  worden.  Letztere  aber  sind 
niu-  sehr  elementarer  und  allgemeiner  Natur. 

Die  Gehälter  des  Staatsdienstes  sind 
nach  kontinentalen  Begriffen  sehr  erhebliciL 
Dies  hängt  mit  den  allgemeinen  Ei nkommens- 
verhältnissen  zusammen  und  ist  bedingt 
im  Interesse  des  Dienstes,  da  diese  Aemter 
sonst  ein  Monopol  des  Reichtums  würden 
oder  ihre  Inhaber  leicht  den  Lockungen  der 
Bestechung  erliegen  künnten.  So  bezieht 
ein  Minister  .WOli' Pfund  Sterling,  der  Lord- 
kanzler lOOüU  Pfund  Sterling,  die  Ober- 
richter am  Appellhote  je  6000  Phmd  Ster- 
ling, die  anderen  Obeirichter  .5000  Pfund 
Sterling,  der  Erzbischof  von  Canterburv 
15000  Pfund  Sterling,  die  Bischöfe  von 
York  und  London  je  lOOiXI  Pfund  Ster- 
ling. Die  Küoistei-stellen  zweiten  Ranges 
sind  meist  mit  2iXtO  Pfund  Sterling  Besol- 
dung dotiert.  Die  Gehälter  der  permanenten 
Beamten  richten  sich  nach  der  Wichtigkeit  der 
Amtsstellen  und  schwanken  zwischen  1000 
und  2ijOO  Pfund  SterKng,  Die  Besoldung 
der  Biireaiibeamten  ist  eine  höchst  verschie- 
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dene ;  sie  erreic-hen  auf  «leu  höchsten  Stufen 
oft  ItXKj— 12110  Pfund  Stetling,  ■«■ährend  die 
iiiedriggleii  mit  80— IW)  Pfimd  Steriiag 
bedacht  sind.  Auch  die  «Diener»  sind  rela- 
tiv hoch  besoldet  (85— 2<H)  Pfund  Sterling), 
Das  frühere  Systeno  der  Remuneration  der 
Beamten  durch  Sportein  ist  mit  geringen 
Ausnahmen  im  Staatsdienst  beseitigt.  Die 
Seele  des  ganzen  englischen  Staats-  und 
VerfassiiJigssy Sterns  ist  die  historische  Ent- 
wickelung  der  einzelnen  Institute.  Aus 
diesem  Zusammenhange  ist  es  zu  erkiären, 
das»  eine  Systemisierimg  der  Oehaltsnormen 
fehlt ;  denn  jedes  Amt  hat  seinen  besonderen 
"Werdeprozess  durchgemacht,  imd  eine  orea- 
nische  Verknüpfung  der  einzelnen  Teile  des 
Besoldungssystems  zu  einer  einheitlichen 
Gehaltsskala  ist  demgemäss  ausgeschlossen. 

Nirgends  treten  die  Unterschiede  zwischen 
dem  benifsraässigen  Staatsdienst  und  dem 
parlamentarischen  System  so  schroff  einander 
gegenüber  als  beim  Pensionswesen. 
Dies  zei^  sich  auch  in  England.  Soweit 
tue  politi:ichen  Aemter  <ler  Parteiministerien 
in  Betrai^ht  kommen,  kann  mit  ihnen  kein 
regelmässigesl'ensionssj-stemverbimdensein. 
Dagegen  haben  die  pennanenfeti  Beamten 
jedes  Ranges,  welche  mindestens  10  Dienst- 
iahre  vollstre<'kt  haben,  Aus^uch  auf  ein 
Rnhegeliall  (Snperannuatiou).  Dei-  Penaions- 
bezug  beginnt  mit  K«o  des  Gehaltes  und 
steigt  von  Jahr  zu  Jahi-  um  je  ^  so,  bis  er 
<las  Maximum  von  ^*/i»  erreicht.  Bei  Ein- 
tritt der  kSrperiichen  Dienstesunfähigkeit 
infolge  der  Ausübung  der  Benifsjiflichten 
vm\  die  Pension  schon  vor  Ablaut  der  10 
Dienstjahre  mit  '  •:  des  Aktivitäts^halts  ge- 
währt. Zum  Pensionsbezuge  ist  im  übrigen 
die  VoDeudung  des  6i*.  Lebensjalii-es  ge- 
fordert. Unter  bestimmten  Voraussetzungen 
kaim  eine  Erhöhung  oder  Yermindenmg  der 
gesetzlichen  Pensionssätze  verfügt  werden, 
doch  ist  hierzu  die  Oenelimigung  des  Par- 
laments zu  erholen.  Dui-eh  die  Commuta- 
tion  Act  V.  1S71  kann  an  Stelle  des  dauern- 
den Ruhegehaltes  auch  die  einmalige  Ab- 
fertigung treten,  welche  eine  propoi-tionalo 
Summe  darstellt. 

8.  Andere  l^der.  Das  Beamtenrecht 
in  Italien  hat  wesentlictte  Gnindsätze  teils 
der  französischen,  teils  der  englischen  Rechts- 
bildung entlehnt,  namentlich  soweit  die 
mrlamentarischen  Aemter  in  Frage  kommen. 
Dagegen  wirti  von  den  permanenten  Beamten 
die  Erbringung  des  Befähiguugsnacli weises 
durch  Staatsprüfungen  verlangt.  Der  Ad- 
apnich  auf  Pension  ist  an  die  Vollstreckung 
von  4<i  Dienstjahreii  oder  bei  Vollendung 
des  6ü.  I^ehensjahres  an  eine  solche  von  25 
Dienstjahren  geknüpft.  Bei  Ki'ankheit,  Un- 
fähigkeit oder  Reot^aoisation  einer  Behörde 
entfällt  der  Alters-  und  Dienstaltersnach- 
weis.    Die  Pensionsansprüche  steigen  jähr- 


lich um  '.40  bei  Gehältern  unter  2000  Lire 
imd  um  '.'eo  bei  den  höheren  Besoidun^n.  Die 
niedrigste  Pension  beträgt  150  Lure,  die 
höchsten  -"/s  des  Äktivitatsgehalts  bis  zum 
Maximum  von  8000  Lire.  —  Das  rein  demo- 
kratische Princip,  wonach  dem  Sieger  im 
politischen  Kampfe  als  Beute  die  Besetzimg 
der  Aemter  zufällt  imd  diesem  die  Amts- 
entsetzung  der  unterlegenen  politischen 
Gegner  gebührt,  herrscht  m  den  Vereinig- 
ten Staaten  von  Amerika.  Mit  dem 
Wechsel  der  Präsidentediaft ,  die  al)e  fünf 
Jahre  stattfindet,  pflegt  regelmässig  eine 
»ep\iration«  im  grossen  Stile  verbunden  zu 
sein.  Diese  Verhältnisse  geben  für  ein  ge- 
ordnetes Pensionswesen  aucli  keinen  Raum. 
Diese  Methode  der  Äemterbesetzung  ist  vom 
Standpunkt  der  Kontinuität  des  Staatsdienstes 
durchaus  verwerflich.  Sie  macht  die  Aus- 
übung der  Staatsthätigkeiteii  zu  einer  d6- 
pouille  opimc  (Block)  und  zu  einer  syste- 
matischen Pliloderung  des  Staatsschatzes 
durch  die  siegreiche  Partei,  da  put  besoldete 
Beamten  stellen  meist  die  Prämie  für  erfolg- 
reich geleistete  Wahldienste  und  Wahlagi- 
tationen sind.  Pensionen  werden  jedoch  an 
MilitärpersoDOD  gewährt;  aber  auch  hier 
haben  sich  vielfach  grosse  Missbräuche  ge- 
zeigt. —  Die  drei  skandinavischen  Reiche 
nähern  sich  in  ihrem  Beamtenrechte  mehr 
den  deutschen  Gnmdsätzen.  In  Däne- 
mark bestehen  ähnliche  Grundsätze  für  die 
Anstellung  der  Staatsbeamten  wie  in  Deutsch- 
land. Es  wird  die  Ablegung  von  Prüfungen 
verlangt,  welche  die  Voraussetzung  der  Er- 
nennimg sind.  Der  Beamte  hat  ein  Recht 
auf  das  klaglos  verwaltete  Amt.  Er  kann 
aus  demselben  durch  königliche  Verfügung 
verdrängt  werden ,  hat  aber  Aospruch  auf 
die  materielle  Seite  seines  Amts  und  ein 
Recht  auf  seinen  vollen  Gehaltsbezug.  Die 
Richter  sind  bis  zum  65.  Lebensjahi-e  unab- 
setzbar und  können  von  da  ab  mir  mit  ihrem 
vollen  Gehalle  pensioniert  werden,  Dio 
übrigen  Beamten  haben  im  Falle  der  Ver- 
setzung in  den  Ruhestand  einen  Anspruch 
auf  Pension,  welche  mit  Vollendung  des  70. 
Lebensjahres  angesprochen  oder  früher  im 
Falle  der  Dienstuntauglichkeit  gewährt  wird. 
Sie  beträgt  nach  mindestens  2  Dienstjahren 
>(io  des  Gehalts,  bei  Vollstreckung  von  2 
und  4  Dienstjahren  ^/lo,  bei  einer  solchen 
von  4  bis  7  Dienstjahren  */io,  bei  einer 
solchen  von  7  bis  10  Dienstjahren  'lo,  bei 
10  bis  20  Dienstjahren  -".lo  und  bei  29 
Diens^ahren  -'.'s,  doch  keinesfalls  mehr  als 
6000  Kronen.  In  Schweden  ist  die  Ver- 
setzung in  den  Ruhestand  sehr  beschränk», 
mer  imterscheidet  man  zwischen  Standes 
gehalt  (Iioen)  und  Dienstgehalt  (Tjoenit- 
goeringspenningar),  Ijctzteres  ist  nut  «er 
Ausübung  des  Amts  verbunden,  während 
das  erstere  dem  Beamten   nach  Süjähnger 
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Kgr.  Sachten.  Ebenda  II, 
gS3.  —  PachneTf  Art.  «Ditntlbtiäge  der  SlaaU- 
diener.  —  Fuchs,  Arl.  »PtnHouea«  Beide  in 
Vtbrich'SIUcMeri  Oailerr.  SlaattteSrUrlmti,  Bd. 
I  und  II.  —  Bloek,  Art.  nFonttionnaireii'  ti«d 
^Fentionti  in  teiltet»  Diet.  de  V AdminittratUyn 
franfaite.  —  Fontaine,  Art.  yTraitementn  in 
L.  Say,  Di^ionnaire  da»  Finaacet.  —  ütneiat, 
Engliiehea  Veraaltuitgirecht  der  Gegenwart, 
Beriin  ISH.  Bd.  I,  S.  iiOff. 

M.aJ:  von  Hecket. 
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Dienstzeit  oder  mit  Vollendung  des  65. 
LebenBJahreB  als  Pension  verbleibt.  Ebenso 
bestellt  in  der  Hauptsache  in  Norwegen 
die  Unabsetzborkeit  der  Beamten.  Dagegen 
fehlt  auch  ein  geordnetes  Pensions wesen, 
welches  durch  Bewilligungen  des  Storthings 
von  Fall  za  Fall  ersetzt  werden  mtiss.  Bis  zur 
Verbescheidung  bezieht  der  Beamte  */s  seines 
Äktivitfitsgehaltes.  Endlich  sind  in  Däne- 
mark nnd  Norwegen  Peneiimakassen  fOr  Be- 
amte eingerichtet,  in  welche  die  Beamten 
Gtehaltsabzflge.  z,  B.  in  Dänemark  S",!),  ab- 
führen Tind  aus  deren  Fonds  die  Beamten 
imd  deren  Hinterbliebene  Versorgungs bei- 
trage emp&ngen. 
Lltterktnr:   Wagtier,   Fin  I,  g}  I5i—I6i,  S. 

Si0.~i78.   —   Oeffcken,    Schäaberg   III,   1,  S. 

V^ff.  —  Voeke,    FinanzteUtentekaft,   H.   u.  L. 

d.  Su  III,  I,  &  iJ«.  —  Enget,  Preü  der  Ar- 
beil, Berlin  ISSe.  —  Derselbe,  iVeit  der  Arbeit 

im  preuu.  StaattdicTttl.     Zttehr.  d.  tgl.  preuit. 

Stat.  Bar.  1S7S.  —  Derselbe,    Ueber  die  Selbtt- 

toM«n  der  Arbeil,  ebenda  1S7S  S.  iStff.  (Da- 
gegen  com  jiirietUchen   StandpunJU   ai^irelend: 

Jherlno,  Ztceek  im  Sechl.   Bd.  I,  S.  SOO.)  — 

Maacher,  Der  prent».  Cküttaattditntt,  X.Auß., 

Leiptig  1863.   ■ —  Keineeke,    Die  Einkommen»- 

terhäilnitse    der    prent».    nnmUtetbareti    Slaalt- 

diener,  Berlin  1876.  —  Herrfurth,  Da»  preati. 

Blatt-,    Xatten-    und    AecAnunifncewn ,    S.    Auß. 

II.    Teil;   Rechltverhältniite   der  Staatebeamttn, 

Bertin  1396.  —  EUler,    Die  »euta  preu»».  Be- 

amttngeietie,  Jahrb.  /.  A'al.  «.  Stat.  N.  F.   VII 

(I88S)  S.  127.  —  Elster,  Die  Geltälter  der  Uni- 

vertiiäi»profet»9ren    und   die    Varletuagthi^norare 

unter  Berilekeichligung  der  in  Autiicht  genom- 
menen Rejormen   in   Preiulen   und   Oeitemich, 

ebenda,    S.    Folge,    Bd.  XIII,    193.    —   lAnris, 

Die     BetotdungiverhäUnitte      der      Lehrer      an 

den    häheren     Unterriehliantlallen    in    Pratitten, 

Jena    1898.    —    Jtaraelm,    ArU.    «Betotdunga, 

BWartegeldii    und    yiFenrion,    in  Siegelt    W.  d. 

D.   V.  B.  Bd.  I  «.  //.  —  Meyer,   Lehrbuch  d. 

deuUclien  Staoitrechta,   i.  Aufl.,   g  I4S.  —  La- 

band,  Deuttche»  ReiehttlocUrreckt,  i.  Aufi.  Bd. 

I,  S.  477—489.  —  RSnne,  Freu»».  Hlaattreeht, 

4.  An/t.,  Bd.  III,    Ä    SOI    und  S.  Auß.,    Bd.  I, 

5.  S81ß.  —  Seydet,  Bayr.  Staattrecki,  Bd.  III, 
S.  418  und  484-  —  aaupp,  StaaUrecH  de» 
Kgr.    Württemberg,   Marquardeen   III,   S,   S.  99 

-  JyCufhofd,  Slaal»reckt  de» 


BeTfilkerangswesen. 

I.  Bevölkemugsstatistik  und  Geachickte  der 
Bevölkerung- Europas  |S.  653).  II.  BeTJilkerunga- 
wechael  {H.  68S).  III. -BeTülkernng^lebre  und 
Bevülkerungspolilik  (S.  703), 

I. 

Berölkerungsstatistik  and 

Geschichte  der  BerölkeruD^ 

Enropas. 

I.  Bevölkerungsstatistik  der  neuesten  Zeit 
(S.  653).  II.  ^vdlkeTUDg  des  HittelBltcrs  und 
der  neueren  Zeit  bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
in  Europa  (S.  660).  III.  Die  Bevölkerung  des 
Altertums  (S.  674). 

I.  Bevölkerangsstatistik  der  ueuesten 
Zeit 

1.  Begriff,  Anfeaben  und  Gliederung  der 
BeTGlkemngsstatiatik.  2.  Die  Bevölkerung  der 
Erde  nnd  der  Stand  der  BevOtkenin^  der  wich- 
tigsten Enlturstaaten.  3.  Die  Entwickelung  der 
Volkzahl.  1.  Die  Dichtigkeit  der  BevSIkerung. 
5.  Die  Gliederung  der  BevülkeruDg  nach  den 
AnsiedelungsformeD. 

1.  Be^ff,  Aufgaben  und  Gliederung 
der  BflTolkemiigsstatlstik.  Das  Objel^ 
der  Bevölkemngöstatistik  bildet  die  Bevöl- 
kerung als  der  Inbegriff  der  in  politisuher, 
sozialer  und  kultureller  Beziehung  zn  einer 
gewissen  Einheit  zusammengefassten  Be- 
wohner eines  bestimmten  Gebietes,  vomus 
eines  Staatsgebietes.  Von  dem  Begriffe  des 
Volkes  unterscheidet  sich  jener  der  Be- 
völkenrag  dadurch,  dass  hierbei  von  der 
historiseh-politischenlndividuali tat  abgesehen 
wird,  welche  ffti-  das  Volk  als  solches 
charakteristisch  ist.  Nalie  verwandt  dem 
Begriff  der  Bevölkemng  ist  jener  der  Ge- 
sellschaft. Er  geht  davon  aus,  dass  das 
menschliche  Dasein  nicht  nur  durch  die 
Physis  des  Menschen  und  die  äussere  Natur, 
sondern  auch  in  hohem  Masse  durch  das 
Zusammenleben  imd  -Wirken  mit  anderen 
Mensehen  bedingt  ist.  Durch  die  Gesamt- 
heit der  daraus  entstehenden  Wechselbe- 
ziehungen werden  die  Individuen  zur  Ge- 
sellschaft vereinigt.  Je  nach  der  Art  der 
einigenden  Momente  sind  die  gesellschaft- 
lichen Gruppen  enger  oder  weiter  um- 
schrieben, loser  oder  inniger  zusammenge- 
fasst  Die  wissenschaftliche  Betrachtung 
der  Bevölkerung  muss  der  natürlichen  und 
der  gesellschaftlichen  Seite  des  menschlichen 
Daseins  in  gleicher  Weise  gerecht  werden. 

I>ie  Au^be  der  Bevölkerun^tatiatik 
besteht  demnach  darin,  von  den  individuellen 
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und  sozial  irrelevanten  Terschiedenheiten 
der  einzelnen  Individuen  absehend,  ver- 
mittelst einer  durch  2iihlen  vermittelten 
exakten  Masse nbeobachtnng  die  anf  der  Natur 
des  Menschen  beruhenden,  aber  sozial  be- 
dingten Ijchensbethätigun^n  der  Bevjjlke- 
ruiie  zu  erfassen,  deren  Erscheinimgcn 
methodisch  zu  gruppieren  nnd  in  ikren 
urSÄchüchen  Zusammenhängen  zu  verfolgen. 
Von  der  Anthropologie  (s.  d.  Art.  oben 
Bd.  I S.  388  ff.)  unterscheidet  sich  die  Bevölke- 
rn ngsstatistik  niclit  nur  durch  die  ihr  eigene 
MeÜiodederSIassenbeobachtunff.sondernauch 
dadurch,  dass  die  eretere  den  Menschen  vom 
rein  naturwissenschaftlichen  Standpunkte, 
also  zunächst  als  Individuum,  diese  aber  in 
den  Formen  sozialer  Kofixisteuz  zum  Gegen- 
stande ihrer  Forschung  macht.  Doch  hat 
sich  die  statistische  Methode  auch  für  die 
Anthropologie,  besonders  auf  dem  Gebiete 
der  Somatologie  und  der  Anthropometrie, 
in    vielfacher   Hinsicht    als   fruchtbar    er- 

Da  die  Bevölkenmgsstatistik  es  ist,  welche 
den  grössten  und  wichtigsten  Teil  der 
Thateachen  vermittelt,  die  von  der  Be- 
vülkerungslehre  (auch  Demographie 
oder  Demologie  genannt,  je  nachdem 
mehr  die  dea)mptive  oder  die  der  Er- 
Bchliessnng  von  £ausa]  zusammenhängen  zu- 
gewandte Seite  der  Forschung  bezeichnet 
werden  soll)  wissenfichaftlich  verarbeitet 
werden,  so  hat  man  sie  hier  mit  dieser  und 
wold  aiich  mit  der  Gesellschattelehre 
identifiziert  und  als  die  exakte  Richtung 
dieser  Disciplinen  bezeichnet  Der  unfertige 
Zustand  derselben  hat  es  allerdings  mit 
sich  gebracht,  dass  diese  bisher,  auf  exakter 
Grundlage  wenigstens,  hauptsächlich  von 
Statistikern  gefördert  worden  sind.  Gleich- 
wohl darf  nicht  Obersehen  werden,  dass 
die  Statistik  nicht  ihre  einzige  Erkenntnis- 
quelle ist,  wie  denn  auch  andererseits  die 
Statistik  im  Dienste  zahlreicher  anderer 
Disciplinen  steht. 

Die  richtige  Auffassung  und  Gliedenmg 
der  Bevölkerungsstatistik  hängt  von  der 
richtigen  Erkenntnis  des  Wesens  der  Be- 
völkerung ab.  Dieselbe  kann  nicht  unpassend 
mit  einem  Strome  verglichen  werden.  Dir 
Bestand  beruht  auf  nie  rastendem  Wechael, 
auf  fortwährender  Verändenmg  und  Erneue- 
rung. Je  nachdem  man  den  Zustand  der 
Bevölkerung  zu  einem  gegebenen  Augen- 
blicke oder  die  TerÄnderungen  derselben  im 
Laufe  der  Zeit  durch  exakte  Ma-isenbeobach- 
tung  zu  erfassen  sucht,  spricht  man  von 
einer  Statistik  des  Standes  oder  von  einer 
Statistik  der  Bewegung,  des  "Wechsels  oder 
des  Ganges  der  Bevölkerung.  Hierbei  darf 
jedoch  der  enge  Zusammenhang  zwischen 
beiden  nicht  ausser  acht  gelassen  werden. 
Denn  aJle  Fhäoomene,  welche  dch  bei  der 


Untei"suchung  des  Standes  der  Bevölkerung 
zu  einem  gewissen  Augenblicke  ergeben,  sowie 
auch  die  Regelmässigxeit  ihrer  Wiederholung 
bei  späteren  Untersuchungen  sind  nichts 
anderes  als  die  Konsequenz  der  Regelmässig- 
keit iß  der  Bewegung  der  Bevölkerung,  so- 
wie andererseits  die  in  ihrem  Stande  zu 
verschiedenen  Zeitpunkten  auftretenden  Ver^ 
schiede nheiten  als  das  Ergebnis  von  Aende- 
rungen  aufzufassen  sind,  welche  mittlerweile 
in  der  Bewegung  der  Bevölkerung  Platz 
g^nffen  haben.  Bewegung  und  Stand  der 
Bevölkerung  stehen  demnach  zu  einander 
im  Verhältnisse  von  Ursache  und  Wirkung. 
Wenn  nun  auch  die  statistisch-technische 
Thätigkeit,  durch  welche  Stand  und  Gang 
der  Bevölkeningerhoben  werden,  eine  wesent^ 
lieh  verscliiedene  ist,  so  darf  doch  die 
zwischen  beiden  bestehende  kausale  Be- 
ziehung nicht  vernachlässigt  werden.  Es 
wäre  principieli  falsch,  der  hergebrachten 
Scheidung  der  Bevölkerungsstatistik  in  eine 
Statistik  des  Standes  und  der  Bewegung 
der  Bevölkening  eine  tiefer  gehende  Be- 
rechtigimg zuzuerkennen,  als  sie  eben  die 
äusserliche  Verschiedenheit  der  Erhebungs- 
methode  zu  begründen  vermag.  Das  wissen- 
schaftlicbe  System  der  Bevölkerungsstatistik 
ist  vielmehr,  ganz  unabhängig  von  den 
technischen  Erhebungs  formen,  durdi  die  in 
dem  Bevölkerungswechsel  sich  bethätigenden 
und  sozial  bedingten  lieben serscheinungen 
der  Bevölkerung  sähst  gegeben.  Zum  Zwecke 
der  übersichtlichen  Darstellung  empfiehlt 
es  sieh  immerhin,  im  Anschlüsse  an  die 
hergebrachte  Systematik,  der  Gliederung 
des  bevölkerungsstatistischeQ  Materials  den 
Unterschied  zwischen  Stand  und  BewE^fung 
der  Bevölkerung  zu  Grunde  zu  legen. 

Jene  statistische  Erhebung,  durdi  welche 
der  Stand  der  Bevölkerung  zu  einem 
gegebenen  Zeitpunkte  erhoben  wird,  ist  die 
Volkszählung  (s.  d.  AjI-)  Dieselbe  be- 
schränkt sich  nicht  nur  auf  die  Erhebung  der 
blossen  Volkszahl,  sondern  wird  durch  Einbe- 
ziehung der  wichtigsten  physischen,  geistigen, 
und  kulturellen  Momente  in  die  !&hebung 
ziu-  Grundlage  einer  umfassenden  Volks- 
beschreibung.  Sie  lehrt  uns  die  An- 
siedelungsformen der  Bevölkerung 
kennen,  erschliesst  uns  ihren  sozialen 
Zusammenhalt  in  Famüien  und  Haus- 
haltungen (s.  d.  Art  Hanshaltiings- 
statistik),  bUdet  die  GnindJage  für  die 
Erfassung  des  Geschlechtsverhält- 
nisses  (s.  d.  Art)  und  Altersgliede- 
rung (s.  d.  Art  oben  Bd.  I  S.  a75ff.), 
liefert  das  wichtigste  Material  für  die  Anf- 
stellung  der  Statistik  der  Blinden,  Taub- 
stummen und  Geisteskranken  (a.  d. 
Art)  und  dient  überhaupt  zur  Feststdlung 
aller  jener  demographischen  Momente,  welche 
nicht  sowohl  dunui  fortlaufende  Anschrei- 
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buDgen  als  vielmehr  haupts&chlioh  dnrch 
Beziehung  der  Erhebnng  auf  einen  einheil- 
Üchen  Zeitpunkt  statistisch  erfasst  verden 
können.  Insbesondere  sind  in  neuerer  Zeit 
die  IVagen,  welche  sich  auf  den  Beruf  be- 
ziehen, sorgfältig  ausgebildet  und  zur  GiruDd- 
lage  weitergehender  Erhebungen  über  die 
gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Ee- 
triebsveihältnisEe  genommen  worden  {vgl, 
d.  Art.  Beruf  und  Beruf  s Statistik  oben 
Bd.  n  S.  592ff.). 

Die  Bewegung  der  Bevölkerung 
aber  ist  eine  iiweitache,  Sie  vollzieht  sic£ 
zunächst  der  Zeit  nach  in  dem  Wechsel  der 
Generationen  (b.  d.  Art.  Bevölkeruifgs- 
wechsel  unten  Bd.  n  S.  689ft.)  durch  Ge- 
bort und  Tod  und  den  dieselben  begleitenden 
Aendenrngen  des  Personenstandes  (s.  d. 
Art.).  Die  beiden  Zweige  der  Statistik  dieser 
sogenannten  natürlichen  Bewegung  der  Be- 
völkerung sind  demnach  die  Gehurten- 
und  die  SterblichkeitBStatistik  (s.  d. 
beiden  Artt).  Ihnen  schliesst  sich  als  weiteres 
lüuptgebiet  der  BevÖlkerung^tatistik  die 
Ehestatistik  (s.  d.  Art.  Eeiratsstatistik) 
au,  welche  die  sozial  relevanten  Momente 
der  stehenden  Bhen  und  die  durch  das  Institut 
der  EJie  bedingten  sozialen  Phänomene  zu 
erfassen  sucht,  wobei  die  Eheschlies- 
snngen  und  Ehescheidungen  den 
Gegenstand  besondererS'achweisungen  bilden. 

Neben  der  natürlichen  Bewegung  der 
BevQllterung  geht,  durch  die  politischen  und 
administrativen  Grenzen  des  Beobachtungs- 

ribietes  wesentlich  bedingt,  die  Wander- 
ewegung  einher,  welche  entweder  durch 
den  bleibenden  Wechsel  des  Wohnsitzes 
innerhalb  der  Grenzen  des  Staatsgebietes 
hervorgerufen  wird  (innere  Wanderung, 
B.  d.  betr.  Art),  oder  aber,  über  die  Staats- 
grenzen hinausführend ,  als  Änswande- 
rung  sich  darstellt.  Die  statistische  Br- 
ßissung  dieser  letzteren  bedient  sich  hin- 
wiederum verschiedener  Handhaben,  je 
nachdem  es  sich  um  die  überseeische  Aus- 
WMiderung  oder  um  den  Bevölkenrngsaus- 
tausch  der  europäischen  Kulturstaatcn  handelt. 
Demgem&BS  gliedert  sich  die  Statistik  der 
Wanderbewegung  in  die  Statistik  der  inne- 
ren Wanderungen,  in  die  Fremden- 
statistik und  in  die  Auswanderungs- 
statistik (s.  die  betreffenden  Artt.). 

2.  Die  Bevölkernng  der  Erde  und 
der  Stand  der  BevÖlkemng  der  wich- 
tigslen  Kolturataaten.  Zuverlässige  An- 
gaben Ober  die  Volkszahl  bestehen  nur  für 
jene  Staaten,  in  welchen  wohlorganisierte 
Volkszählungen  stattgefunden  haben.  Die 
Bevölkerung  der  anderen  Staaten  kann  nur 
aatAi  mehr  oder  weniger  ausreichenden 
Anhaltenunkten  annähernd  berechnet  werden, 
während  die  Angaben  über  die  Yolkszahl 
der     undvilisierten    L&ider     zumeist    auf 


blosser  Schätzung  beruhen.  Bei  dieser  Sach- 
lage kann  den  oft  wiederholten  Tersnchen, 
die  Bevölkerung  der  Erde  zu  berechnen, 
keine  andere  Bedeutung  als  die  ganz  all- 
gemeiner Orientienmg  zuerkannt  werden. 
Grosse  Verdienste  um  die  Berichtigung  der 
älteren  —  zumeist  übertriebenen  —  Vor- 
stellungen über  die  Bevölkerung  der  Erde 
haben  sich  Behm  (später  Supan)  und 
Wagner  durch  ihre  kritische  Zusammen- 
fassung aller  einschlägigen  Materialien  in 
den  Ei^änzungsheften  zu  Petermanns  geo- 
graphischen Mitteilungen  erworben.  Da- 
nach veranschlagen  sie  zuletzt  die  Erdbe- 
völkemng  auf  1479,7  Millionen.  Die  grösste, 
für  die  öes^ntziffer  ausschlaggebende  Un- 
sicherheit besteht  hinsichtlich  der  Bevölke- 
rung Chinas.  A.  v.  Fircks  veranacdilagt, 
indem  er  diesbezüglich  die  Maxim&lziE^ 
einstellt,  die  Bevölkerung  der  Erde  zu  Ende 
des  Jahres  1895  auf  1536,7  Millionen.  Sorg- 
fältige Zusammen  stell  tmgen  enthalten  auch  die 
von  Fr,  V.  Juraschek  herausgegebenen 
Geographisch-statistischen  Tabellen.  In  der 
letzten  Ausgabe  (1898)  werden  Flächeninhalt, 
Bevölkerung  und  Volksdichtigkeit  der  einzel- 
nen Ei'dteile  folge ndermassen  veranschlagt: 

I. 


Tansende 

Bewohner 

qkm    i 

B  Millionen 

anf  1  qkm 

Asien    .     . 

44149 

841983 

19,1 

Europa  .    . 

9698 

380779 

Afrika   .     . 

178706 

5.7 

Amerika    . 

38395 

3,5 

Oceanien 

"g 

0,68 

Polargebiete 

4487 

— 

ZnBomnien      135  5°6     1 544  509  iii39 

Die  Cebersidit  11  enthält  die  Angaben 
über  die  Volkszahl  der  wichtigsten  Kulturt 
Staaten  auf  Grund  der  Ergebnisse  der  letzten 
Volkszählungen.  Die  letzte  Zahlenreihe  ent- 
hält den  in  Prozenten  der  mitüeren  Bevölke- 
rung ausgedrückten  dutchschnittlichen  jähr- 
lichen Voliszu  wachs  (bezw,  die  Volksabnahme) 
während  der  letzten  Zählungsperiode. 

U. 


Zäh- 
InngB 

v„ur.       Ein-      Zu- 
™-    wohnerwach. 

jähr 

**"    anflqkm 

7. 

Bentaches  Beich  1895 

52  279  901    96,5 

1,07 

Belgien      ...  1890 

6069321  206,0 

0,95 

Bnllarien      .    .1888 

3154375    31,8 

0,98 

Dänemark      .    .  1890 

1185335    55,1 

Frankreich     .    .  1896 

38517975    71,8 

0,09 

England  u.WaleB  1891 

2900252s  192,0 

Schottland     .    .  1891 

4  025  647    5  V 

0J5 

Irland    ....  1891 

4  704  750    57,6 

-0,95 

Grosabtitaonien 

u.  Irland  enaam.  1891 

37732922  121,8 

0.78 

Italien  ....  1881 

28459628    96,0 

Lnsemburg   .     .  1890 

311088    81,6 

-0,3I 

Niederlande  .     .  1869 

451141s  '38,7 

',»7 

Oerterreich    .    .  1890 

23895413    79,6 

0,76 
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Zäh- 


Bin- 


jähr  anflqkm 

1890    17463789  54,a 

1889  503334a  33,5 

1897  94215415  16,1 

1897   9  455  943  61,4 

1897  22697469  i,t 

1897  126368827  4,9 

1890  2  161  963  44,5 

1890  4  784  981  10,8 

1891  1988674  6,3 
1888   «933  334  73,3 

1890  62  622  350  8,2 

1891  4833*39  0,6 
1891  287223431  7t, I 
1891  40718677  106,5 
1891       1  140405  SP 

1123954  1,4 

393718  0,2 

320431  0,1 


1891 


Ungarn 
RnmlDien 

Enrop.  RQBsland 

ohne  Polen  .    . 
Polen    .... 
Asiat.  Bussland 
BuHsland  überh. 
Serbien     .    . 
Schweden  .    . 
Norwegen 
Schweiz     .     , 
Yerein.  Staaten 

TOD  Amerika 
Canada  .  . 
Britisch  Indien 
Japan    .    .    . 

I  Victoria 
Nen  Sädwalea 
Queensland 
Südanstralien 
Westanstral.    1891  49  7I 

TaBmannien 
Nenieeland 
Eap  der  guten 
Hothnng     .    .  1891      1 527  214      2,7       — 

3.  Die  Gntwickelniig  der  Volkszahl. 
Die  exakte  Daratellun^  der  Eatw-ickelung 
der  Voltszahl  oder  der  BevÖlkerungazunahme 
eines  Staates  hat  nicht  nur  zur  Voraus- 
setzung, dass  eine  m5);lichst  weit  zurück- 
reichende Reihe  von  Volkszählungen  hierfür 
das  nötige  Material  vorl>ereitet  baoe,  sondern 
auch,  liass  den  während  der  Beoljachtnngs- 
periode  eingetretenen  Gebietsänderungen 
durch  Beziehung  sämtlicher  Daten  auf  einen 
eiiiheiüichen  Geh  ietsum  fang,  als  welcher  am 
entsprechendsten  jener  der  Gegenwart  ge- 
wählt wird,  Rechnung  getragen  werde.  Um, 
ein  Mass  för  die  Geschwindigkeit  der  Volka- 
vermehnmg  zu  gewinnen,  pflegte  man  frOher 
aus  dem  Stande  derVolkszahl  zu  zwei  vei-- 
scliiedenen  Zeitpunkten  die  V^erdoppelungs- 
periode  zu  berechnen.  Es  kann  jedoch  in 
derselben  aus  dem  Grunde  kein  zutreffen- 
der Ausdruck  für  die  Entwickelung  der 
Tolkszahl  erblickt  werden,  weil  diese  in  der 
Regel  weder  stetig  noch  gleichmässig  ist 
Die  VerdoppeluDgsperiode  bringt  aber  weder 
die  SchwanJningen  im  Entwidiolungsgange 
der  Bevölkerung  noch  die  charakteristisclien 
Veränderungen,  welche  sich  hierin  im  Laufe 
der  Zeit  ei^ben,  zum  Ausdruck.  Wohl 
aber  wird  dies  dadurch  bezweckt,  dass  man 
für  eine  längere  Reihe  von  Zählungen  die 
Zuwachsprozente  berechnet,  welche  das  Ver- 
hältnis des  Yolkszuwochses  von  Zählung  zu 
Zählung  zu  dem  Anfangsstande  einer  jeden 
Zählungsperiode  ausdrücken.  In  der  letzten 
Spalte  der  obigen  Tabelle  II  sind  die  Er- 
gebnisse einer  solchen  Bereclmung  für  die 
fetzten  Zählungsperioden  hinsichtlich  der 
wichtigsten  Eultui'staaten  enthalten.    Es  er- 


hellt daraus  zunächst  die  allgemeine  Tbat- 
aache  einer  auaserordentlich  raschen  Volks- 
vermehnmg,  welche  zwar  in  den  Ländern 
mit  kolonialem  Charakter  am  auffälligsten 
zu  Tage  tritt,  aber  auch  auf  eine  Reihe  von 
Ländern  alter  Kultur  sich  erstreckt  Aller- 
dings bestehen  in  dieser  Hinsicht  beträcht- 
liche Verschiedenheiten,  verm^e  welcher 
die  Reihenfolge  der  einzelnen  Staaten  nach 
ihrer  Volkszahl    bezw.    ilir  Anteil    an   der 

Gesamten  Bevölkerung  Europas  im  Laufe 
er  Zeit  gewisse  Verscbiebunpen  erfahren 
hat,  die  vom  politischen  wie  vom  öko- 
nomischen Standpunkte  aus  gleich  belang- 
reich sind.  Von  besonderem  Interesse  ist 
in  dieser  Hinsieht  die  Vergleichuiig  des 
Deutschen  Reiches  imd  Frankreichs  nach 
5}ährigen  Zählungsperioden,  welche  für  das 
Deutsehe  Reich  mit  1820,  für  Frankreich 
mit  IS21  begiimen. 


m. 

Deutsches  Reich 

Bevölke-  7S-„ 
nmg      Zunahme 


1820/21    26291606  1,43 

1825,'26   sS  in  269  1,34 

1830/31    25518125  0,98 

1836/36  30935648  0,94 

1840/41   32785150  1,16 

1840/46   34  396  055  0,96 

1860/51    35395496  0,57 

1866/56  36111644  0,40 

1860/61   37  745  1S7  0,88 

1865/66  39653544  0,99 

1870/72  40816249  0,58 

1875/76  42727360  0,9z 

1880(81  45  234o6[  1,14 

I880/86  46855704  0,70 

1890/91   49428470  1,07 

1895/96  52279901  1,12 

In  Ergänzung  der  Ucbersichten  II  und 
in  werden  in  Uebersicht  IV  die  Zuwachs- 
prozeute  der  wichtigsten  Kulturstaaten  für 
die  einzelnen  Jalirzehnte  des  laufenden 
Jahrhunderts  zusammengestellt 

IV. 
Znwachsprozente  der  BevSlkerung  von 
Kostand  Ver.Staat.  Oester-  Ita-  Schwe-  Bel- 
u.Walea    v.  Amer.     reich    lien    den    gien 


Frankreich 

ning  0^^ 

29871176  0,87 

3!  119507  0,81 

31787900  0,41   - 

33  759  829  0,59 

33  406  864  0,39 

34546975  0,66 

34901938  0,20 

35174124  0,15 

35844902  0,37 

36495489  0,36 

36  102  921  0,18 

36  90s  788  0,54 

37  672  048  0,41 

38  218  903  0,29 
38343192  0,07 
38517975  0,09 


_ 

3,5« 

_ 

_ 

0,61 

_ 

''13 

3,64 

— 

0,66 

°''J 

— 

.,81 

3,3  > 

1,06 

0,87 

>,58 

3,3" 

',*5 

0,47 

1,17 

',45 

3,^6 

0,74 

0,81 

0,86 

0,83 

1,26 

3,58 

0,40 

0,43 

1,09 

0,87 

",'9 

3,55 

0,82 

o,4S 

t,o8 

0,69 

1,32 

2,37 

0,82 

0,71 

0,80 

0,75 

lAi 

2,96 

0.78 

0,56 

0,95 

0,8s 

2,21 

0,76 

0,87 

0,95 

Die  Uebereieht  V  soll  endlidi,  die  Beihe 
der  bisher  vollführten  Staaten  teilweise 
ergänzend,    zeigen,    welchen    Einfluss    die 
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beiden  grossea  Faktoren  der  Yolhaentwicke- 
lung,  die  DatQrliche  und  die  Wanderbewe- 
gung der  Bevölkerung,  auf  deren  Zum^ime 
wahrend  des  mit  dem  Jahre  1880  abge- 
laufenen Jahrzehnts  genommen  haben. 


1871—1880  dnrchschn.  jahrl. 

Volks-  Geburt.-  Mehranswmde- 

zu-  Ueber-  rang  ( — )  oder 

nähme  schnss  Mehreinw.  (-{-) 
in  %  der  mittleren  BeTülkenuig 

Deutsches  Reich  i,oi  i,ig  —  o,iS 
Oea(«rreich  ohne 
GaÜzien   nnd 

Bukowina  0,70  0,75  —  0,05 
Golizlen  nnd  Bu- 
kowina 0,78  0,75  —  0,03 
Belgien  0,93  0,98  —  0,06 
I>Si]emuk  0,9s  ],3o  —  0,32 
FraJikreicb  o,to  0,17  -|-  0,03 
Grossbritannieu  1,30  1,4°  —  °<°9 
Irland  —  044  0,82  —  i,*6 
Italien  0,56  0,70  —  0,13 
Niederlande  1,17  1,21  —  0,04 
Ungarn  0,08  0,23  —  0,15 
Finnland  1,53  1,98  -|-  0,06 
Schweden  0,91  1,22  —  0,32 
Norwegen  1,01  1,39  —  0,39 
Schweiz                0,65  0,73  —  0,08 

Es  erhellt  aus  den  vorstehenden  Ziffem- 
reihen,  daas  bei  den  germanischen  Völkern 
die  Volkazunaiime  eine  ungleich  intensivere 
ist  als  l>ei  den  ramonisohen,  obgleich  der 
natürlichen  BevölterungsTermehrung  ein 
nicht  iinbetiSchllicher  Verlust  durch  den 
üeberschusa  der  Auswanderung  über  die 
Einwanderung'  gegenilljerRteht. 

4.  Die  Dichtigkeit  der  BevSlbenuig. 
Unter  der  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  ver- 
steht man  das  durch  die  Beziehung  der 
Volkszahl  auf  eine  Einheit  des  Flächen- 
masees  ausgedrückte  Verhältnis  derselben 
zu  der  Bodenfläche,  welche  sie  bewohnt. 
In  der  letzten  Ziffemreihe  der  ITeberaichten 
I  und  11  ist  die  Volksdichtigkeil  der  Erde 
und  der  wichtigsten  Kulturstaaten  mitfje- 
teilt  worden.  Indessen  gewahrt  die  Dichtig- 
keitsziffer eines  Landes  keineswegs  voll- 
kommenen  Einblick  in  dessen  Bevölkeruugs- 
verhältnisse.  Dieselbe  ist  vielmehr  bloss  ein 
Durchschnitt,  zu  welchem  sich  die  oft  sehr 
verschiedenen  Verhältnisse  der  einzelnen 
Landesteile  ausgleichen.  Nur  durch  das 
Eindringen  in  das  feinere  geographische 
Detail  können  Studium  und  D^tellung  der 
Dich tigkeits Verhältnisse  wirklich  fruchtbar 
gestaltet  werden. 

Die  Ursachen,  welche  die  Dichtigkeit  der 
Bevölkerung  liestimmen,  sind  teils  natür- 
liche, teils  soziale  und  wirtschaftliche.  Unter 
den  erateren  sind  insbesondere  hervorzu- 
netten :  die  Wärmeverteiluiig,  die  Nieder- 
schlagsmengen, die   Höhenlage   und   verti- 

HuidwAltubDcb  dcT  SCutawlsMnBcbaften.   Zwslte 


kale  Gliederung  eines  Landes,  nicht  minder 
aber  auch  die  horizontale  Gliederung  oder  die 
£fiBtenentwickelung.  Die  Bedeutung  der 
letztgenannten  Ewtoren  ist  inabesondere 
durch  die  anlftsslich.  des  letzten  amerikani- 
schen Census  und  einer  grossartigea  Er- 
hebung üt>er  die  Öffentlichen  Gesundheits- 
verhaltnisse  in  Italien  erfolgte  Gliederung 
der  Bevölkerung  nach  der  Höhenlage  und 
nach  der  Entfernung  von  der  Meeresküste 
sowie  durch  eine  Beihe  von  neueren  Mono- 
graphieen  zahlenmässig  klargelegt  worden. 
Die  sozialen  und  wirtscliaftlichen  Momente, 
welche  die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  be- 
einflussen, sind  zunächst  durch  die  gesanite 
historische  und  kulturelle  Entwickelung  be- 
dingt, und  es  ist  fast  unmöglich,  die  bunte 
Mannig&dti^keit  dersell)en  in  ihren  vielfachen 
Wechselbeziehungen  zu  ütiersehen.  Es 
kommen  hier  vorzugsweise  in  Betracht  die 
Fruchtbarkeit  des  Bodens,  die  Verteilung 
der  Kulturen,  die  specifisdie  Gestaltxing  der 
Anaiedelungsformen ,  die  freie  Teilbarkeit 
von  Grund  und  Boden,  die  Lager  von  Erzen 
und  Mineralien  mit  den  Industriestätten, 
welche  sie  hervorgerufen  haben,  durchaus 
Momente,  weldie  den  Zusammenhang 
zwischen  den  natOrlicben  und  den  sozialen 
Bedingungen  des  menschlichen  Daseins  ver- 
mitteln. -—  Die  Gestaltung  der  Volksdichtäg- 
keit  der  wichtigsten  europ^schen  Kultui- 
staaten,  für  welche  vergleichbare  Daten  vor- 
li^en,  während  des  laufenden  Jahrhunderts 
wu'd  durch  die  nachstehende  Uebersicht  VI 
veranschaulicht. 

VI. 
Anf  1  qkm  kommen  Einwohner 

in  1800  1620  1840  1860  1680  1890 

Dentschlsud  —  49.1  61, *  70,4  83,7  96,5 

Oesterreich  —  47,0  56,0  6',o  73,7  79,6 

Frankreich  50,9  56,5  63,2  67,8  71,2  72,5 

Italien  60,5  64,9  80,5  91,1  96,0  — 
England  nnd   . 

Wales  59,0  79,9  105,3  131,8  171,1  192,0 

Schweden  5,2    5,7  6,9  8,5  10,1  10,6 

Belgien  —     —  138,3  151,6  187,4  206,0 

Schweiz  _     _  —  60,6  69,0  73,3 

Niederlande  —     —  87,8  100,8  111,6  138,7 

5.  Die  Gliedenmg  der  Bevölkerung 
nach  den  Anaiedelungsformen.  Während 
die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  ihr  Verliält- 
nis  zur  BodenQäohe  ohne  KOcksicht  auf  die 
Ansiedelungsformen  ausdrückt,  wird  diese 
letztere  Beziehung  als  Agglomeration 
oder  Anhäufungsverhaltnis  der  Be- 
völkerung statistisch  durch  ihre  Gliede- 
rung nach  der  Besciiaffenheit  und  nach  den 
Grösse  nkategorieen  der  Wohnplätze  darge- 
stellt. In  dieser  Hinsicht  ist  zunächst 
zwischen  der  agglomeriert  (gedrängt)  und 
der  zerstreut  wohnenden  Bevölkerung  zu 
Anflag«.    II.  42 
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unterscheiden,  wobei  unter  der  ersteren  jene 
veretaoden  wird,  deren  H&user  eotweder 
immittelbiir  an  einander  gebaut  oder 
dnrdi  Strassen  oder  Verkehrswege  von 
einander  getrennt  Bind.  Dieser  in  demo- 
gra^hischer  Beziehung  nicht  unwesentliche 
Oesichtspunkt  hat  nur  bei  den  Volkszah- 
lungen Italiens  und  Frankieichs  konsequent 
Beriicksichtigung  gefunden. 

Von  je  100  Personen  gehörten  zm- 

8g(fl<raie-  tti-   ^^^^ 
nert     Btrent  u._Mtrr 
wohnenden  Be-  ""^'r?^ 
in  Italien  Töliernng        """^ 

tm  Jahre  1871  74,3  »5,1  — 

„        .     1881  7*,7  »7^  — 

in  Frankreich 

im  Jahre  1872  60,7  38,1  2,a 

„        ,     1876  604  37,3  2,3 

.        .     1881  60,1  31,6  2,7 

.        ,     1886  61,0  36,3  2,7 

,     1891  6o,s  36,6  3,9 


Die  eben  besprochene  Unterscheidung 
geht  nicht  von  dem  Charakter  der  Wohn- 
plfttze  im  ganzen,  sondern  von  der  Ver- 
teilung der  Bevölkerung  innerhalb  der  ein- 
zelnen Wohnplatze  aus.  Die  Statistik  der 
Änsiedelunge Verhältnisse  pflegt  jedoch  in 
der  R^el  an  die  Wohnplätze  selbst  anzu- 
knüpfen und  dieselben  ie  nach  der  Ein- 
wohnerzahl in  gewisse  Orössenkat^orieen 
einzuteilen.  Die  Einwohnerzahl  ist  es  denn 
auch,  welche  gewöhnlich  als  Merianal  ge- 
nommen wird  fOr  die  Unterscheidung 
zwischen  stadtischen  und  landlichen  Wohn- 

Q'"'  en.  Hierbei  pDegt  man  die  Zahl  von 
Einwohnern  als  (jrenze  anzunehmen. 
Eine  derartige  mechanisch  gezogene  Qrwiz- 
linie  kann  aber  nur  als  !N^otbeheli  angesehen 
■werden,  Sie  trögt  weder  dem  politisch- 
rechtlichen  noch  dem  thataaciilidten  wirt^ 
schaftlichen  Charakter  der  einzelnen  Wohn- 
pl&tze  genügend  Bechnung.  Auch  entsteht 
eine  gewisse  Schwierigkeit,  insbesondere 
fflr  retrospektive  und  vei^leichende  Zu- 
sammenfassungen, dadurch  dass  der  Betriff 
des  Wohnplatzes  und  der  Ortschaft  nicht 
eldchartig,  Bondem  b^d  in  Anlehnung  an 
den  topographis(dien  Charakter,  bald  an  die 
politisch-reclitliche  Benennung  gefasst  wird. 
Auch  die  Statistik  des  Deutschen 
Reiches  wird  bis  zur  Volkszahlung  vom 
2.  Dezember  1890  durch  diese  UnUarheit 
beeinträchtigt,  indem  in  einzelnen  Gebiets- 
teilen ganze  Gemeinden,  in  anderen  die 
topogruihisch  getrennt  gel^enen  Ortschaften 
als  solcne  angesehen  wurden.  Behalt  man 
satäi  fOr  1890  die  bis  dahin  Übliche  iSn- 
teilung  der  Wohnplatze  bei,  so  betrug  im 
Deutschen  Beiche  die 


Am  Zahl  der  Stadt-  Land- 

1.  Wohn-  bevölkerung 

Dez.  pUtze     absolut        %  absolnt  % 

1871  2  328     14  790  789  36,1  26  219  352  63,9 

1875  2  538     16657  172  39,0  36070188  61,0 

18H0  2707     18720530  41,4  36513531  58,6 

1886  3771     30478777  43,7  263769^7  56,3 

1890  2  891     23  243  229  47,0  26  185  241  53,0 

Hieraus  erhellt  eine  andauernde  und 
rasch  fortschreitende  Verschiebung  der  Be- 
vSlkening  in  der  Richtung  der  stadtischen 
Wohnplatze.  In  Wirklichkeit  hat  sie  gleich- 
wohl nicht  in  dem  durch  die  Prozentsätze 
ausgedrückten  Verhältnisse  stattgefunden, 
weü  1871—1890  563  Wohnplätze  infolge 
des  Uebeischreitenfi  der  Grenze  von  3000 
Einwohnern  aus  der  einen  Kategorie  in  die 
andere  Übergetreten  sind,  ohne  damit  ihren 
Charakter  thatsachlich  wesentlich  zu  ändern. 
Im  Anschlüsse  an  die  Volkszählung  von  1890 
hat  eine  doppelte  Gruppiening  der  Wohn- 
plät^e  stattgefunden,  indem  dieselbe  sowohl 
nach  dem  politischen  Charakter  der  Ge- 
meinden als  auch  nach  topographischen  Ort- 
schaften Yorgenonunen  wurde.  Nach  der  öf- 
fentlich-rechtlichen bezw.  landesüblichen  Be- 
zeichnung der  Wohnplatze  von  mindestens 
2000  Einwohnern  waren  83,5  "/o  ihrer  Be- 
völkerung städtisch  und  16,5*/o  landlich. 
Weiden  dagegen  der  £laseifizierung  ledig- 
lich die  Wohnplätze  als  solche  zu  Grunde 
gelegt  und  die  städtischen  Wohnplatze  (im 
statistisch-formellen  Sinne)  weiterhin  nach 
GrOssenkategorieen  gegliedert,  so  kommt 
man  für  1890  zu  folgendem  Eigebnis: 


„     „TL.     Ptm.  ä. 


Zahl 

GroButfidte  mit  100000  n. 

mehr  Einwotmem  24  5631014    11,4 

Hittelatftdte  mit  30000  bis 

100000  Einwohnern  125  4610921     9j 

Eleinst&dte  mit  6000  bis 

20000  Einwohnen  639  5674487    11,5 

Landstädte  mit  2000  bb 

6000  Einwohnern  1731    5078951    16,3 

Zosommen  349920995  014  42,5 

Ländliche  Wohnplätze    38  433  456    57.5 

GeBuntbevGlkemng    49  4^8  470  100,0 


Will  man  die  Entwickelung  der  hier  auf- 
gestellten GrOssenkategorieen  weiter  zurück 
verfolgen,  so  macht  sich  wieder  die  man- 
g^de  Fracision  in  der  Fassung  des  Be- 
griffs >Wohnplatzt  stCrend  geltend.  Gleich- 
wohl können  die  diesbezüglichen  Zahlen 
zur  Kennzeichnung  der  allgemeinen  Ent- 
wickelungstendenz  benutzt  werden. 

Von  je  100  Bewohnern  des  Deutschen 
Reiches  lebten: 
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GrostsUdten     mit     über 

100000  Einvobnern 
Mittelstädten    mit    SOOOO 

bis  lOOOüO  EinvDhDeni 
Kleinstädten  mit  6000  bis 

20000  Einwohnern 
Landstädten  mit  2000  bis 

6000  Einwohnern 
anderen  Orten 


7,7     8,2     8,9     8,9 


63,9  61,0  58,6   56,3 


In  Oesterreich  ISsst  sich  die  Oliede- 
ruDg  der  BevölkeruQg  nach  den  Orttesen- 
kategorieen  der  Ortschaften  wenigstenB  in 
ihren  OmndzOgen  durch  einen  längeren 
Zeitraum  hindurch  zurflckverfolgen.  Es  ent- 
fallen von  je  1000  Enwohnern 

anf  Ortschaften  im  Jahre 

mit  Einwohnern        1843        1680        18 
nnter  500  =,  ,  /3».3  3" 

2000-5000  9,9  ",7  la 

5000-10000  3,*  4,1  4 

10000-20000  1,61  ,_a  (2 

über  20000  4,a;  '*'"  \ii 


In  Frankreich  viid  als  ländliche  Be- 
Tdlkerung  diejenige  der  Gemeinden  be- 
tiachtet,  deren  naflomerierte  Bevölkerung 
die  Grenze  Ton  2w(>  nicht  erreicht.  Da- 
nach geborten  Ton  je  1000  Personen  zur 

attdtischen  ländlichen 

im  Jahre  BevSlkemng 

*4,4a  75,58 

27,31  72,69 

30,46  69,54 

32,44  67,56 

35.99  64,05 

37-4  62,6 


In  Italien  endlich  wohnten  von  je  100 
Personen  der  a^lomerierten  BevClkerung 


1  Wohncentren 


im  Jahre 

1871  18 

t  weniger  als  2000  Einwohnern    43,59  40,25 

2000—6000                   .             22,86  r-  - 

6000-8000           .        ,               5,12  5,30 

8000^20000                 „              13,13  13,56 

20000-100000            „               7,23  "    ' 

über  100000                 „               8,07  9,54 


Ein  volles  Jahrhundert  hindurch  liegen 
die  Zahlen  lib^  die  Gliederung  der  Be- 
völkerung nach  Stadt  und  Land  fflr  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
vor.  Als  Grenzlinie  wird  dortselbet  die 
E^wohnerzahl  von  6000  angenommen.  £8 
betrug 


1796 

3929214 

131472 

3,35 

1800 

5  308  483 

210873 

3,97 

1810 

7239881 

356920 

4,93 

1820 

9633833 

475  135 

4,93 

1830 

13866020 

864509 

6,72 

1840 

17069453 

1453994 

8,5a 

1860 

23  191  876 

2897586 

12,49 

1860 

3'443  3>' 

5  072  256 

16,13 

1870 

38558371 

807187s 

20,93 

1880 

50155783 

11  318  547 

aa,S7 

1890 

62  622  3JO 

18284385 

39,30 

In  Übereinstimmender  Weise  tritt  in 
sämtlichen  Staaten,  deren  Ansiedelungsvei- 
hältuisse  in  den  obigen  üebersichten  skizziert 
worden  sind,  das  raschere  Anwachsen  der 
mittleren  und  grosseren  Wohnplätze  zu 
Tage,  welches  auf  Kosten  des  flachen  Landes 
und  der  kleineren  Städte  erfolgt  Es  ist 
eine  in  sämttidien  Kulturstaaten  wieder- 
kehrende Erscheinung,  dass  das  Schwer- 
fewicht  des  Volkslebens  immer  mehr  in 
ie  Städte  verlegt  wird.  Die  eingehendere 
Untetsuchui^  des  Bevölkeruneswecnsels  nach 
Wohnplatzkategorieen  lehrt,  dass  diese  That- 
sache  nicht  auf  die  natürliche  Bew^img 
der  Bevölkerung,  sondern  lediglich  auf  den 
stets  zunehmenden  Einfluss  der  inneren 
Wanderbewegung  zurückzuführen  ist  (s.  d. 
Art.).  Das  Mass,  die  statistisch  nachweis- 
baren Ursachen  und  Folgen  dieser  Eracfaei- 
nung  sowie  die  speciellen  Aufgaben,  welche 
hieraus  der  Städtestatistik  sowie  den  Stadt- 


Iiltteratnr:  A,  v,  Ftrck»,  BevällKTWigiUhre  und 
Bevölkerungtpolitik,  Ltiptig  lS9e.  —  Bübner- 
tturasehek ,  Geogrtiphitch-itatUiUeht  TabtUtn 
aüar  Länder  der  Erde,  Frankfitrl  a.  M.  1898. 
—  JE.  X«iHuseur,  BtaHttlqve  de  la  luperficie 
ei  de  ia  popuiaUon  dee  contriea  de  la  terrs. 
SvtUHn  de  l'inrtUut  tnlem.  de  Stat.,  Tbme  J, 
*.  Z'»  S.  Iff.,  Tum«  II.  S.  i™,  S.  IBSff.  — 
Dtraelbe,  La  popidaHon  franptUe,  I.  Bd., 
Parii  1889.  —  Otorn  von  Mayr,  Slatielili 
und  GeteUtehafltlekre,  Freiburg  i.  B.  1894  *""' 
lg97.  —  Bi»iälati  deü'  inekietia  tulle  eonditioni 
igieniehe  e  tariilarU  nei  eomuni  del  regno,  Borna 
1886.  —  R.  Mayo-Smitk,  Statitliet  and  Soei- 
ology,  yew-York  1895.  —  P.  Meuriot,  De* 
aggUnnitt^ioiti  vrbaine»  dan»  l'Eurvpe  eonUm^ 
poraine,  Parti  1897.  —  S.  SUMehUr,  Art.  Be- 
völkerung in  Eltteri  Wärlerbueh  der  VolktariTtteh^ 
Bd.  I  S.  seoff.,  Jena  1S98.  —  H.  Bauchberg, 
Die  BevSllterung  Öeterreichi,  Wien  1S9B.  —  Pr, 
Ratttl,  Änthrtipogtographie,  StaOgart  1891.  — 
RÜtneHn  (v.  Sehtet),  Die  Becötkeru-ngtlekre  in» 
Handh.  der  N.-Ökon.,  von  v.  SehBnherg,  S.  Atiß., 
1897.  —  J.  K.  WappOiU,  Allgemeint  BevU- 
kerungiitatitlik,  S  Bde.,  Leipzig  1881.  -—  Di» 
ZuJiahme  der  Bevölkerung  in  den  haupuäthlieh- 
ilen  KultuTilaalen  «während  der  Uliten  Decen- 
nien,  Jahrb.  f.  Ifal.  ii.  Stal.,  -V.  F.,  16.  Bd., 
a.  38ff.  —Endlich  die  amtlichen  Publi- 
kationen über  die  Vol ketä hlungtn 
der  eimelnen  Staaten. 

Heinrieh  BoHetthmv- 
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II.  BeTÖlkeniDg  des  HittelaltArs  and 

der  neueren  Zeit  hin  Ende  des  18. 

Jahrhunderts  in  Europa. 

1.  UnvoUkommenheit  der  Quellen.  2.  All- 
getoeiDe  Uebereicht.  3.  Das  alte  deutsche 
Reich,  4.  Die  dentachen  St&dte.  5.  Oeaterreich. 
6.  DieScbweiz.  7.  England.  8.  Dänemark,  Schwe- 
den, Norwegen.  9.  "  '  '  '  '"  "  ■  ■ 
nnd  Holland.  11.  1 
Portugal.    13.  Polen, 

1.  UnvoUkommenheit  der  Quellen.  Das 

Mittelalter  hatte  noch  kein  Be^wusstsein  von 
dem  Masse  ^seUschafÜicher  Massenerschei- 
iiungen,  keine  Statistik  in  unserem  Sinne. 
Die  Bevölkerung  wurde  höchstens  gelegent- 
lich aus  Aalass  konkreter  Verwaltungsauf- 
gaben verzeichnet.  Eigentliche  Volkszäh- 
langen  sind  jedenfalls  ganz  sporadisch  und 
dann  höchst  uuvoUkornmen  durchgeführt ; 
einen  gewissen  Ei-satz  bieten  zunächst  die 
Begister  aUgemeiner  Pereonalsteuem,  welche 
jedoch  nur  vereinzelt  die  ganze  Bevölkerung 
umfesst  haben  (Dresden,  Zürich,  Danzig); 
häufiger  >ind  nicht  nur  in  Städten  ange- 
wendet erscheinen  Personalsteuern  der  er- 
wachsenen Bevölkerung,  aus  deren  Listen 
dann  die  Tolkszahl  unter  Anwendung  ge- 
eigneter Faktoren  für  die  Jugendbevölkerung 
und  die  etwa  exemten  Bevölkerungsklassen 
beredinet  werden  kann  (Basel ;  die  Türken- 
eteuern  in  Sachsen  und  Oeaterreich,  die 
HuBsitensteuer  nach  dem  Reichsschluss  von 
1427;  die  poD  tax  von  1377  in  England). 
Ungleich  unvollkommener  sind  schon  die 
E^ister  der  Eerdsteuern  und  Vermögens- 
alräben,  welche  nur  Anhaltspunkte  zur 
S<mätzimg  der  Bevölkerung  bieten  (so  die 
Schätzungen  des  16.  Jahrhunderts  in  Schle- 
sien, Böhmen  und  Bayern,  die  Vermögens- 
steuern in  Brandenburg  und  Sachsen,  die 
Herdsteuem  seit  dem  14.  Jahrhundert  in 
Frankreich,  Italien,  Spanien,  aber  auch  die 
städtischen  Vermögenssteuern  in  Rostock, 
Dresden,  Frankfurt  a.  M.  u.  a.);  die  Ermitte- 
lung der  Volkszab]  aus  solchen  Registern 
ist  doppelt  unsicher  wegen  der  Ungewiss- 
heit  über  den  Kreis  der  Steuerpfliclitigen 
und  über  die  durchschnittliche  Kopfzahl  der 
Haushaltungen.  Die  hie  und  da  vorkom- 
menden kirchlichen  Register  der  Kommuni- 
kanten sowie  die  Eid-  und  BOrgerbflcher 
der  Städte  geben  nur  ganz  hypothetische 
Resultate,  da  in  der  Regel  weder  der  Kreis 
der  berücksichtigten  Personen  genügend 
sichergestellt  ist  nocli  die  Reduktionsfaktoreu 
bekannt  sind,  welche  für  eine  bestimmte 
Zeit  und  bestimrate  Orte  anrewendet  werden 
mflssen,  um  die  ganze  Bevölkerung  aus 
dem  bekannten  Teil  derselben  berechnen  zu 
können. 

Auch  die  kirchlichen  Register  der  Be- 
völkerungsbewegung     (Tauf-,      Trauungs-, 


Sterberegister)')  sind  ftir  die  Kenntnis  der 
mittelalterlichen  Bevölkerung  noch  nicht  ver- 
fi^bar.  Sie  beginnen,  wenige  lokale  Aus- 
ntüimeu  abgerechnet,  erst  im  16.  Jahrhundert 
häufiger  zu  werden,  bleiben  aber  zumeist 
noch  lange  lückenhaft  oder  doch  nicht  genau 
geführt.  Eine  statistische  Ausbeutung  der- 
selben ist  überdies  erat  für  wenige  zumeist 
lokale  Gebiete  unternommen.  Am  unvoll- 
kommensten sind  die  da  und  dort  vor- 
kommenden Mannschaftsre^ster,  da  in  der 
Regel  ein  festes  Verhältnis  zwischen  den 
ausgehot>eiien  Mannschaften  und  der  Öesamt- 
bevölkerung  überhaupt  nicht  bestanden  hat. 
2,  All^meine  Lebersicht  Es  lassen 
sich  daher  über  die  Bevölkerung  des  Mittel- 
alters und  ihre  Bewegung  im  ganzen  und 
grossen  nur  allgemeine  und  ungefähre  Vor- 
stellungen gewinnen.  Nachdem  die  spStere 
Tömi5<£e  Kaiserzeit  einen  ziemlich  allge- 
meinen Bevölkenmgsaufachwung  zu  ver- 
zeichnen gehabt  hatte,  in  Italien  sowohl  wie 
in  den  Provinzen,  gingen  durch  die  Völker- 
wanderung die  Bedingimgen  dieser  Blüte 
so  ziemlich  aUe  verloren.  Der  ganze  Auf- 
bau des  wirtschaftlichen  und  sozialen  Lebens, 
wie  ihn  die  Barbaren  auf  den  Trümmern 
des  klassischen  Altertums  aufgerichtet  haben, 
ist  so  einfach  und  primitiv,  dass  wir  an 
eüie  dichte  Bevölkenmg  in  den  Anfängen 
der  politischen  Neubildung  von  Europa  nicht 
denken  können.  Öünsti^r  lagen  die  Ver- 
hältnisse mu-  im  oströraischen  Reiche,  bis 
die  grossen  Pesten  des  6.  Jahrhunderts  auch 
hier  zerstörend  eingevrirkt  haben  und  die 
darauf  folgenden  nationalep  Umwälzungen 
(Araber,  Avaren,  Ungarn,  Türken)  die  Le\-ante 
ganz  von  Europa  abschnitten.  In  West- 
europa gediehen  die  Verhältnisse  unter  den 
Karolingern  zu  einer  besseren  Ordnung. 
Das  westliche  Frankenreicb  hatte  schon  eine 
so  dichte  Bevölkerung,  dass  bestand^  Ele- 
mente nach  dem  Osten  abströmten  nnd 
nicht  wenig  zur  Asaimilierun^  beider  Reichs- 
feile beitrugen.  Auch  Spanien  und  Italien, 
die  skandinavischen  Länder,  die  Slaven 
zeigen  in  der  Zeit  vom  9. — 13.  Jahrhundert 
eine  unverkennbare  Zunahme  ihrer  Bevölke- 
rung, welcher  die  Ejtpansionsbestrebungen 
entsprangen,  die  der  ßevölkenmg^e- 
schichte  von  Europa  in  dieser  Zeit  über- 
liaupt  ihr  Gepräge  gaben.  Diese  kolonisa- 
torischen Wanderungen  hören  aber  mit  dem 
14.  Jahrhundert  auf;  eine  gewisse  Sättigung 
der  wichtigsten  europäischen  Länder  mit 
den  überhaupt  verfügbaren  Kulturalementen 
sowie  innere  Unruhen  und  die  grossen 
Pesten,  welche  seit  der  Mitte  dieses  Jahr- 
hunderts den  ganzen  Weltteil  durchzogen, 


')  üeber  ihre  Bedentntig  ala  Qaellen  der 
älteren  Bevälkernngsstatutik  vgl  den  Artikel 
Standesregister,  historischer  Teil 
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haben  alleothalbeii  einen  Rückgang  oder 
wen^tenB  fOr  lange  Zeit  einen  Stillstand 
der  BevOUiemng  erzeugt.  Die  nachfolgenden 
Jahrhunderte  haben  erst  da  und  dort  wieder 
neue  Bedingungen  für  eine  Volksvermehrung 
geschaffen,  aber  Seuchen  und  innere  Kriege 
Bind  immer  wieder  als  mächtige  Hemm- 
nisse aufgetreten  und  haben  bewirkt,  dass 
im  ganzen  die  europäische  Bevölkerung  bis 
zum  18.  Jahrhundert  sich  nur  langsam  vei^ 
mehrte.  Doch  ist  auch  die  Zunahme  des 
18.  Jahrhunderts  noch  intimer  eine  geringe 
eegenüber  dem  grossen  Aufschwünge,  ■welchen 
die  euTopfiische  Bevölkerung  im  19.  Jahr- 
hundert erfahren  hat 

3.  Das  atte  deutsche  ßfiich.  Es  ist 
bei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Quellen 
absolat  unmöglich,  die  Bevölkerunff  des 
alten  deutschen  Reiches  während  des  Mittel- 
alters auch  nur  ganz  annähernd  zu  bestimmen. 
Abg(«ehen  von  einigen  Landbüchern  ein- 
zelner Territorien  (Oesterreich,  Steiermark, 
Tirol,  Bayern,  Brandenburg)  aus  dem  13. 
bis  15.  Jahrhundert,  deren  systematische 
statistische  Ausbeiitimg  kaum  begonnen  ist, 
existieren  wohl  auch  fiberhaiipt  Keine  der- 
artigen Quellen  j  welche  wenigstens  als 
Grundlage  fflr  eine  Schätzung  der  Bevölke- 
rung der  einzelnen  Laadesteile  verwendbar 
wären.  Für  das  ganze  Eeich  aber  sind 
weder  solche  Quellen  noch  auch  Herdregister, 
Steuerrollen  und  dei^leichen  überhaupt  vor- 
handen, wie  das  bei  der  ganz  vorherrschend 
lokalen  Oi^anisation  der  Verwaltuog  des 
deutschen  Mittelalters  nicht  anders  erwartet 
werden  kann.  Nur  ganz  allgemeine  Vor- 
stellungen sind  ans  einigen  markanten  That- 
sachen  der  mittelalterhchen  Wirtschaftsge- 
sdiicbte  zu  gewinnen.  In  der  KaroHnger- 
zeit  müssen  mindestens  das  Rheinthal  und 
Westfalen,  die  schwäbischen  und  teilweise 
auch  die  bayerischen  Gaue  schon  ziemlich 
gut  bevölkert  gewesen  sein ,  wie  das  aus 
der  verhältnismässig  grossen  Anzahl  der 
bereits  urkundlich  erscheinenden  Ortschaften 
und  aus  der  Beteiligung  dieser  Gebiete  an 
der  Kolonisation  der  östiichen,  südlichen 
und  nördlichen  Landschaften  sich  ergiebt 
Für  die  folgenden  Jahrhunderte  ist  ein 
rasches  Wachstum  der  BevöDterung  anzu- 
nehmen; die  bis  zum  13.  Jahrhundert  fort- 
dauernde Waldkolonisation  in  den  deutschen 
Stammlanden,  die  Hufenteiluiig,  die  rasche 
und  starke  Ausbreitnng  der  (feutschen  Be- 
völkerung in  den  neueroberten  östlichen 
Teilen  des  Reiches  (Ostmark,  karantanische 
Mark,  die  slavischen  Marken),  der  bedeutende 
Bevßlkenmgsziifluss  nach  den  Städten  läset 
sich  nur  unter  dieser  Voraussetzung  voll- 
kommen erklären. 

Um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  stockt 
auidi  in  Deutschland  diese  Bevölkerungszu- 
nahme  unter    dem   Einflüsse   der   grossen 


Pesten  und  der  ungünstiger  werdenden- Lage 
des  Bauernstandes.  Aber  das  15.  und  16. 
Jahrhundert  scheinen  der  Zunahme  der  Be- 
völkerung neuerdings  günstiger  gewesen,  erst 
unter  den  unsagHchen  Drängten  des  30- 
jährigen  Krieges  ist  der  Bevölkerungsstand 
wieder  und  zwar  für  lange  Zeit  zurückge- 
worfen und  erholt  sich  im  18.  Jahrhundert 
im  ganzen  langsam,  um  im  19.  Jahrhundert 
seinen  «'össten  Aufschwung  zu  erfahren. 

Die Bevölkenmgsangaben  für  Preussen 
beginnen  erst  seit  dem  17,  Jahriiuudert 
einigermassen  verlässlich  zu  werden.  Es 
sind  für  das  Jahr  1617  nach  der  Zahl  der 
Häuser  und  Besitzungen  für  die  Kurmark 
139460  Personen  in  den  Städten,  190200 
auf  dem  I^nde,  zusammen  also  329  660  Ein- 
wohner {13,1  auf  1  qkm)  berechnet  FOr 
spätere  Jahre  sind  nach  den  SeelentabeUen 
ermittelt 

f.  i.  Jahr  1688  399340  Einw.E^  15,8 auf  l<ikm 
1740  475  991      „      —  18,9  „       „ 
1774  628343       n      =24,9   „        n 

Ausserdem  sind  für  die  älter«  Zeit  nur 

die  ans   den  Mortalitätstabellen  (bei  Süss- 

milch  und  Küster)  ermittelten  Volkszahlen 

zur  Verfügung.     Erst  seit  1743  finden  sich 

für  die  Mem-^hl  der  prensaischen  Provinzen 

eigentliche  Volkszählungen,  welche  angeben 

(mit  Ausschluss  der  Provinz  Schlesien): 

im  Jahre  1T48    3313625  Einwohner 

„        1752    a  497  082  „ 

„        1778    3  487  216  „ 

1790    3910704 

Für  die  drei  Provinzen  Magdeburg,  Hal- 
berstadt  und  Hohenstein  berechnet  Bietend 
folgende  Zahlen: 

170S;3    220  29S  Einw.  =  1596  auf  die  Qn.-Meüe 
1713/17  287490      „      =2083    „    „ 
1748       287  659      „     -=  2084    „    „  , 

1786       379404      „     =  »5^4    ^    n  B 

1800       417795      „      =2890    „    „  „ 

Aber  eret  von  1748  an  sind  diese  Zahlen 
leidhch  gesichert;  die  beiden  ersten  durch 
Multiplikation  der  Todesfälle  mit  37  ge- 
wnnnenen  Zahlen  sind  zu  hoch.  Immerhin 
hat  sich  die  Bevölkerung  während  des  18. 
Jahrhunderts  verdoppelt.  Die  kurmSrkische 
Bevölkerung  hat  sich  in  derselben  Zeit  ver- 
dreifacht, war  aber  gegen  ITOO  nur  halb  so 
stark  als  die  magdebui^sche. 

Für  die  Provinz  Schlesien  sind  von 
Zimmermann  Zählnngsergebnisse  mitgefeiH 

für  das  Jahr  1740  i  109246  Einwohner 

„  1756  I  161355  „ 

„  1766  I  193041  „ 

,  1775  I  372  754 

„  1786  1 680932  „ 

„  1794  1  793  509  „ 

Nach  den  Berechnungen  von  Diet«rici; 
welche  sich  auf  diese  verschiedenen  Angaben 
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,    ergebt   sich    für   die    einzelnen 

preuseischen  Provinzen  in  25 jährigen  Perio- 
den folgende  relative  Bevölkerung: 


OstpreoBBen  and  Litaoen 

Westpreaaaen 

Jahr  auf  1  nkm 
1688,'92     13,6 

Jahr  auf  1  qkm 

1722/26     13,* 

1732,'35     15,9 

1766       18,7 

1774      17,1 

178&       «8 

1784      17,7 

1804       347 

1804      25^ 

Posen 

Kurmark 

1688       i6,a 

1713,18    18,1 

1732,36      — 

1776       11,9 

1766      34,1 

1786       12,7 

1786      a7,8 

1804       19,4 

1804      3J,4 

Neumark 

Pommern 

1698/1702      9,a 

1694/1703    8,2 

1712/16      14,7 

1712/16      8,1 

1732/35      is,6 

1733,36     11,7 

1766         17,3 
1786        ai,r 

17^      i7,a 

1804        26,3 

1804      30,0 

Schlesien 

SachKD 

1698/1702  30,8 

_ 

1700,12    31,5 

1740        30,1 

'S'  ;?;i 

1765        3a,4 

1786        45,6 

1786      46,6 

1800     5« 

Westfalen 

BheinproTiiu 

1707/13   51,8 

z 

■1782/35   53,7 

1766      50.0 

"68     39,4 

1786      54,8 

"86      459 

1800      S4;8 

1793     5°," 

AuBfQhriichere  Nachrichten  Über  die  Äl- 
teren Bevölkerungaverhaltnisse  Hegen  ausser- 
dem nur  fOr  Württemberg  und  Hessen  vor. 
In  Württemberg  aind  hiefÜr  zunÄchst 
Mannschaftszählnngen  aus  den  Jahren  1598 
und  1623  verwendet  ■worden,  aus  welchen 
die  Zahl  der  selbständigen  verheirateten 
MSnner  zu  entnehmen  war.  Auf  dieser 
Basis  hat  Memrainger  unter  Annahme  einer 
durchschnittlichen  Stärke  der  Ehe  von  etwas 


des  Herzogtums  für  1598  mit  414401,  für 
1623  mit  457993  Einwohnern  beredmet 
Weitere  Anhaitapunkte  bieten  für  das  17. 
und  18.  Jahrhundert  die  kirchlichen  Seeleu' 
tabellen,  welche  anfänghch  nur  die  Zahlen 
der  Kommunikanten  und  Eatechumenen  der 
evangelischen  Pfaireien  enthielten,  nach  dem 
SOjÜrigen  Kriege  aber  auf  die  Seelenzahl 
der  ganzen  £irchengemeinden  ausgedehnt 
wurden  und  noch  später  auch  die  nicht- 
evangelischen  Personen  aufzunehmen  hatten. 
Durch  schätzungsweise  Erhöhung  der  in 
den  alteren  Seelentabellen  nachgewiesenen 
Bev01k«rung  um  '/e  für  die  Nichtkommuni- 


Jahr 


kauten  ist  eine  annlütemde  Bestimmung  der 

ganzen    Bev&lkeniug     mOglich     geworden, 

welche  für  das  ganze  Herzogtum  ergab: 

>.  Nach  Abzog  der  Gebieta- 

^  Ein-        verfinderungen  dnrcfasehD. 

wohner      jährliche  BevOlbemngsza- 

nahme  in  ',', 
444  55*  — 

414536  — 

97  358  — 

[II  106  4,1 

166014  5,3 

2 18  455  1,8 

»5'  835  3 , 

3430 
425030 


1673 
1679 
1697 
1707 
1730 
1750 
1761 
17Ö9 
1771 
1794 


>') 


5160« 
6uo< 


Eine  periodische  BevOIherungsaufnahme 
für  staatspolizeiliche  (zunächst  überwiegend 
militärische)  Zwecke  ftthrte  erst  das  Geiier^- 
reskript  von  1757  ein,  deren  Ergebnisse  seit 
1769  vorhege  n  und  eine  Gesamtzahl  von 
476029,  1771  483700,  1795  634700  Ein- 
wohnern ausweisen,  also  für  die  beiden  ei-sten 
Jahre  niediigere,  für  das  letzte  aber  hGhere 
Zahlen  als  die  Mrchlichen  Angaben. 

Für  das   13,   Jahrhundert'^   im  ganzen 

iebt  sich  darnach  also  eine  durchschnitt- 
liche jährliche  Zunahme  von  0,7  "/o,  während 
sich  die  Bevölkerung  in  den  2  Generationen 
nach  dem  Abschlüsse  des  30  jährigen  Krieges 
mindestens  verdoppelte.  Aber  doch  erst  um 
das  Jahr  1730  ist  wieder  jener  Bevölkerungs- 
stand  erreicht,  den  das  Herzogtum  bereits 
vor  dem  Ausbruche  des  grossen  Krieges 
hatte,  auch  wenn  an  der  in  obiger  üeber- 
sicht  für  das  Jahr  1622  angegebenen  Be- 
völkerung eine  wohlbegründefe  erhebliche 
Reduktion  vorgenommen  wird.  Am  Schlüsse 
des  18.  Jahrhunderts  war  Württemberg 
zweifellos  eines  der  bevölkertsten  deutschen 
Länder.  Bei  einem  Gebietsumfange  von 
Quadratmeilen    kamen     von     der    auf 

000  anzunehmenden  Gesamtbevölkerung 
fast  4000  Menschen  auf  1  Quadratmeile, 
während  sich  für  1660  1300  Enwohner,  für 
den  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  2200,  1750 
fast  3000  Einwohner  berechnen. 

Für  die  alte  Landgrafschaft  Hessen- 
Darmstadt  ist  die  älteste  Quelle  der  Be- 
völkerungsstatistik eine  Steuertafel  aus  dem 
Jahre  1565,  welche  die  Anzahl  der  Mann- 
schaft (die  über  18  Jahre  alten  männlichen 


']  Nach  Abschlag  von  ca.  9000  eingewan- 
derten Waldensern. 

^  Die  BevQlkerang  erhobt  sich  durch  Be- 
tonnierte  and  Eatholikeit  um  einige  tausend 
Seelen. 
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Personen)  in  den  hessen- dannstädtischen 
Aemtem  entnehmen  Ifiaet.  FQr  1639  und 
1630  lie^a  die  Prototolle  der  politJBchen 
Landvisitationen  vor;  aus  dem  Jahre  1641 
stammt  eine  beaondcre  BeTOlkerungsauf- 
nähme,  und  weitere  11  ähnliche  Äufn^mien 
existierea  noch  aus  den  Jahren  1648^1770. 
Im  Jahre  1776  wurde  zum  ersten  Mal  die 
Oesamtbevl^lkening  ermittelt 

Nach    den    BOTechnnngen ,    welche    auf 
diesen  Grundlagen  Fabridm  ausgeführt  hat, 
lassen  sich  die  älteren  BevQIkerungsverhfilt- 
nisse  in  folgender  Uebersicht  daratellen. 
Jahr    Einw.  auf  1  qkm 
1667      30650    30 j    (nnr    die    Obererafschaft 

Katzenellennoeen). 
1629    104318    38,3    (die  ganze  Landgnuscliaft) 
1669      95  173    »5.5    U      »  „  ) 

1792    a7ia79    53,3    (»      „ 

nebst  Qramchaft  Eanan- 
Lichtenberg). 

Die  Leiden  des  30j&hiigen  Krieges  treten 
auch  hier,  wenngleicb  nicht  so  prägnant 
■wie  bei  Württembei^,  in  der  geminderten 
Volkszahl  entge^n.  Seit  dem  Ende  des 
grossen  Krieges  ist  die  BefOlkeruQg  in  ähn- 
lichem Masse  wie  in  ÄltwOrttembeig  ge- 
wachsen. Die  Obeisrafachaft  KatzeaeUea- 
bogea  (annähernd  der  heutigen  Provinz 
Starkenbura:  entsprechend)  zählte  1662  VM>, 
1792  fast  3300  Seelen  auf  die  Quadratmeile, 
Oberhessen  in  denselben  Jahren  1503  und 
2760  Seelen. 

Kursaohsen  wurde  im  Jahre  1683  mit 
13  Millionen,  1722  mit  1,6,  1785  mit  1,9 
und  1802  mit  2  Milhonen  Einwohnem  be- 
rechnet 

Ältwtlrttembetg ,  Em^achsen  und  die 
kleben  preussischen  Besitzungen  im  heutigen 
Westfalen  waren  im  Anfange  des  18.  Jahr- 
hunderts die  am  dichtesten  bewohnten  Ge- 
biete des  Deutschen  Beiches.  Zu  £nde 
dieses  Jahrhunderts  sind  nur  Belgien,  die 
Niederlande  und  die  Lombardei  dichter  als 
diese  deutschen  Gebiete  bevölkert  gewesen. 
Die  Gehurtenfrequenz  Ifisst  sich  für  WUrttem- 
beig  in  der  zweiten  Hfilfte  des  18.  Jahr- 
hunderte auf  40 — 43  pro  nulle  der  Bevölke- 
rung berechnen,  fOr  Brandenbutg  auf  33 
bis  35,  für  das  Herzogtum  Magdeburg  1752 
auf  39,  1783—89  auf  34,6,  während  für  den 
ganzen  preussischen  Staat  1784 — 88  eine 
Geburtenziffer  von  40  "/m  berechnet  ist 
(dorne).  Im  allgemeinen  ist  eine  ziemliche 
tJebereinstimmung  der  relativen  Geburten- 
bSufigkeit  in  den  einzelnen  Territorien 
zwischen  dem  18.  und  dem  19.  Jahrhundert 
zu  beobachten,  wie  denn  z.  B.  Württemberg 
auch  jetzt  noch  eines  der  eeburtenreichsten 
Länder  Europas  ist.  Die  Sterbhchkeitsrate 
ist  1783—88  30,6  "Iw ,  im  Herzogtum 
Magdebniv  ungefähr  in  der  gleichen  Zeit 
29,6,  in  Hannover  1755  28,7,  in  Württem- 


berg im  letzten  Jahrfünft  des  18.  Jahr- 
hunderts 34,6  und  in  früheren  Perioden 
desselben  Jahriiunderts  zwischen  28  und 
36,8  "/oo  der  Gesamthevölkerung. 

4.  Die  deatechea  Städte.  Zahlreiche 
Untersuchungen  liegen  dagegen  für  die 
ältere  Bevölkerung  deutscher  Städte 
vor,  welche  sich  teils  auf  Zahlungen  (Nürn- 
berg, Strasshurg),  teils  auf  .  Steuerlistea 
(Dresden ,  Meiasen  Rostock,  Basel  u.  a.), 
teils  auf  Eid-  und  Bflrgerhücher  (Frankfurt) 
stützen.  Die  Ergebnisse  leiden  allerdings 
noch  alle  an  manchen  üngenauigkeiten ;  so- 
wohl die  Vollständigkeit  der  fiegister  als 
auch  die  Berechtigung  der  angewendetaa 
Beduktionsfaktoren  (z.  B.  Verhältnis  der  er- 
wachsenen zur  jugendhchen  Bevölkerung, 
mittlere  Stärke  der  Haushaltung,  der  Wohn- 
partei u.  a.)  sind  nicht  ganz  zweifellos.  Aber 
doch  kommen  sie  an  Genauigkeit  den  Für 
andere  Staaten  ermittelten  Volkszahlen  im 
allgemeinen  gleich.  Die  Hauptergebnisse 
sind,  soweit  sie  noch  dem  Mittelalter  ange- 
boren, in  der  Tafel  auf  S.  664  zusammen- 
gestellt. 

Daneben  liegen  allerdings  noch  für  eine 
Reihe  anderer  deutscher  Städte  Schätzungen 
und  Berechnungen  ihrer  früheren  Volkszahl 
vor,  welche  aber  in  keiner  Weise  mit  den 
obeastehenden  in  Bezug  auf  die  Güte  des 
Materials  und  die  Sicherheit  der  Berechnung 
auf  eine  Stufe  gestellt  werden  kOnnen.  Wir 
erwähnen : 


Jahr  Einw.  Quelle 

1311  7000  Laurent  in 

1419  aa  000     ZtBohr.  f. 

1526  laooo  hamb.Gescb. 

I6S4  19000      l,  1841. 

LübMk         1300— 1360  70—80000  Panli,    Lflb. 
ZnsUude. 

Erealaa  1348  ai  866  Cod.dipl.  sU. 

ni,  p.  XIL 

Danzig  1415  40000  Hirach,Han- 


Stadt 
Hambni^ 


Im  allgemelnea  haben  die  neueren  Unter- 
suchungen über  die  st&dtistdie  Bevölkerung 
des  Mittelalters  das  HbereinstimroeDde  Er- 
gebnis geliefert,  daes  dieselbe  bedeutend 
geringer  war,  als  dies  früher  angenommen 
wurde.  Einzelne  auf  die  innere  Struk  ur  der 
städtischen  BevQlkening  sich  beziehenden 
Untersuchungen  (insbesondere  über  Frank- 
furt a.  M.)  haben  auch  gezeigt,  dase  die 
weibliche  Bev&lkemng  einen  grosseren  An- 
teil an  der  GesamtbevClkerung  hatte  als 
igenwärtig,  dass  die  jugendliäien  Alters- 
BBsen  (infolge  exorbitanter  Eiadersterb- 
lichkeitj  schwächer  vertreten  waren,  also 
auch  die  natürliche  Vermehrung  sehr  lang- 
sam vor  sich  ging,  ja  zumeist  die  Sterblich- 
keit grosser  war  als  die  Geburtenfrequenz, 
dass  die  Quote  der  Erwerhathätigen  und 
vielleicht  auch  die  Wanderbewegung  in  der 
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Stadt 

Jahr 

Einw. 

Angpabiirg 

1475 

18300 

Butzbach 

1421 

2'3S 

i.d.Wetteran 

1463 

181S 

DreBden 

1474 
1491 

3190 
5000 

Eg^i 

1390 

7  155 

1446 

7340 

1500 

5  5»S 

FrajiMnrt,  M. 

1387 

c  10000 

1440 

c,    9000 

Freister»  i.  S. 

c.  1474 

c.    5000 

Heidelberg 

1439 

Leipzig 

1474 

Mainz 

Ende 
lö.Jahrh. 

5767 

HeiB»eii 

1481 

C      2000 

Kümbarg 

1449 

(30  lösBinh. 
i3S98aG.-B. 

Bostock 

1387 

1078s 

„ 

1410 

/cjKxxwEin. 
\j6i93G.-B. 

StTMBbnrg^ 

1473-77 

Deberlingen 

1444 

0.    4800 

Ulm 

1427 

c.  30  000 

Qaelle 
HartDüg  in  SchmolleTB  Jahrb.  1S96,  Stenerligtea 
Otto  Bev.  d.  St  B.  1698.    Bedebttcher 
Ermisch,  N.  Ärcb.  f.  Bftchs.  Gesch.  XI,  SteaerL 
Richter,  ebenda  n,  GeichoBsregister. 

OeBt.  StJUtebnch  TU,  BOrgerbticber 

Böcher  Bev.  t.  F.  1886,  I, 

8t«ner-  nnd  BOrgerbUcher 
Enniacb,  a.  a.  0.  Stenerliat«n 
Ealenbnrg,  Ztschr.  f.  Wirtsch.  Gesch.  in,  StenerL 
Ermisch,  a.  a.  0.  Stenerlisten 
Heget,  Städteehron.,  Stenerlisten 
Bichter,  Mitt.  d.  V.  f.  Qesch.  t.  U.,  Oeschossregiater 
\  Hegel,  Chroniken,  Z&blnng 
Paasche,  Jahrb.  f.  Nat.-Oek.  1862,  Stenerregister 
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städtischen  Bevölkerung  grösser  war  als  bei 
den  modernen  Mittelstädten.  Der  Anteil 
der  städtisdiGU  Bevölkerung  an  der  Gesamt- 
bevölkenmg  kann  mit  annähernder  Oenauig'- 
keit  für  Wtirttembei«  1707  auf  25,  1786  aui 
23  "/o  bestimmt  ■werfen.  Das  Qxoseherzog- 
tum  Hessen  hatte  1806  eine  städtische  Be- 
völkerung von  34  "/o,  Schlesien  zu  Ende  des 
18.  Jahrhunderts  höchstens  20  "/o.  Dagegen 
betrug  1688  die  städtische  Bevölkerung  der 
Kurmark  41,  1750  43  und  1800  45  "/o  in- 
folge der  mächtigeD  Entwlckelung  von  Berlin. 
Im  Herzogtum  Magdeburg  lebten  1740  bis 
1796  37— 40''/o  der  Bevölkerung  in  Städten 
(Schmoller). 

5.  Oesterreich.  Fflr  das  Mittelalter  fehlen 
gleichfalls  alle  Angaben.  FOr  den  Anfang 
des  17.  Jahrhunderts  hat  GHndely  auf  Grund 
von  Steuerregistern  die  Gesamtbevölkening 
von  Böhmen  auf  ca.  2  Millionen  bestimmt, 
von  denen  etwa  900000  Menschen  auf  die 
ansässigen,  ungefähr  ebensoviel  auf  die 
niohtansässigen  ünterthanen  entfielen,  der 
Rest  den  Adel,  IQems  und  die  Freisassen 
betrifft. 

Volkszählungen  (Seelenkonaignationen) 
sind,  abgesehen  von  einigen  Yersudien  unter 
Leopold  I.  und  Joseph  X  erst  unter  Maiia 
Theresia  durchgeführt  worden.  Die  ersten 
derselben  ergeben  folgendes  Besultat: 


1754 


1762 


Bfihmen 

Habren 

Schlesien  1 54  207 

Med, -Oesterreich  929  S76 

Ob.-Oesteireich  430  339 

Steiermark  696  606 


1784 


941384     1669003    2679304 


777  »77  992  581 
417035  6ai333 
495  SH       815540 


Schäfer  in  Gierke  ünteranchangen  44,  Stenerlisten 
WÜrtt  Vierteljahrsb.  1885,  Steuerbücher 
Scharold,  Chronik  v.  W.,  Z&hlnng 


1754 

1762          1784 

Einwohner 

Kärnten                  a? 

9*4 

359911       »945*7 

Krain,  Göri, 

Gradiska             44^  901 

300410       530646 

Tirol  nnd  Vor- 

arlberg               396  499 

?           482575 

Smama    6  134 

558     A 

889516    7937404 

Auch  die    Nachrichten 

Über  die    ältere 

städtische  Bevölkerung  sind  noch  sehr  lücken- 

haft; Specialunteisuchungen  fehlen  fast  gänz- 

heh.    Aus  den  städtischen  statistischen  Be- 

lassen sich  folgende 

JiOir 

Eüiwohner 

Wien 

1754 

175403 

1772 

19a  971 

1783 

W7  979 

1790 

207014 

1800 

331949 

Salzburg 

1647 

,9000 

1666 

10123 

1692 

13994 

1792 

ca.    14000 

Trient 

1760 

U030 

Prag 

1786 

72874 

OlmUtz 

1139 

13460 

1239 

f  16000 

1415 

?     39000 

1616 

l  30663 

1650 

1675 

1700 

6oo5 

Iglan 

1719 

6346 

1726 

6380 

1767 

7837 

1785 

10  109 

1798 

10786 

Eger 

1390 

7  ISS 

1446 

7340 

,;,t,ze=b,  Google 
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Jahr 

Einwohner 

1500 

5  5^5 

1662 

6185 

1600 

6240 

1660 

5855 

1700 

6255 

1758 

6900 

TetBchen  a.  Elbe    1749 

1007 

Znaim    1791 

S189 

Lemberg    1796 

38749 

6.  Die  Schweiz.  Ätich  für  die  Schweiz 
ist  es  nicht  mißlich,  dch  ein  auch  nur  an- 
nfthemdes  Bild  von  der  Bevölkerungseat- 
wickelung im  Mittelalter  zu  machen.  Da- 
g€^n  lie^n  för  einzelne  Kantone  immer- 
hin wertTolle  Anhaltspnn^  vor.  Für  den 
Kanton  Ztlrich  ist  aus  den  Stenerrollen 
die  Bevölkerung  im  Jahre  1467  auf  ca. 
50000  Personen  berechnet  -wordea;  nach 
den  UilitOretats  ist  dieselbe  fOr  die  Jahre 
1529,  1588,  1610  nur  sehr  annähernd  zu 
beetiinmen.  In  den  Jahren  1634  und  1671 
haben  ^Ihlungien  der  BeTÖlkerung  stattge- 
funden. Die  erste  ergab  eine  Bevölkerung 
von  79373  Einwohnern,  also  eine  ungemein 
geringe  Zunahme  in  den  nahezu  zwei  Jahr- 
hunderten, welche  seit  dem  Jahre  1467  ver- 
strichen waren.  Doch  umechliesat  dieser 
Zeitraum  auch  Perioden  einer  rasch  wach- 
senden Bevölkerungszahl,  welche  aber  durch 
die  häufig  wiederkehrenden  Pesten  (1482, 
1492,  1502,  1519,  1541,  1564,  1575,  1582, 
1586,  1595,  1611.  1628  smd  Festjahre)  zahl- 
reich^ RückBchl^gie  erfuhr.  Den  höchsten 
Stand  erreichte  die  Bevölkerung  innerhalb 
dieses  Zeitraumes  im  Jahre  1610  mit  ca. 
140000  fSnwohnem,  am  tiefsten  sank  sie 
in  dem  Jahre  1564  bis  zu  66  658  Einwohnern. 
Die  Skleren  Kantonakahlungen  weisen  eine 
ziemhch  regelmässige  Steigung  der  Bevölke- 
rung auf;  1671  betrug  die  Zahl  der  Ein- 
wohner 118  675,  1791  aber  176  580. 

Fflr  die  Stadt  Zürich  ist  aus  den 
Kircheubflcfaem  die  Bevölkerung  bis  in  das 
14.  Jahrhundert  zurOck  ermittät  Danach 
zahlte  die  Stadt 


1357 

13375  Einwohner 

II  050 

10  570 

4713 

5687         „ 

8649        „ 

Fflr  die  Jahre  1637  und  1671  liegen  Er- 
gebnisse von  Zählungen  vor,  welche  folgende 
Bevölkerung  aufweisen: 

1637    1671    Zawachs 
Q&nze  Stadt  innerhalb  u. 

SBuerhalb  der  Hanem  8481  10097    1616 
Alisgemeinden     nm     die 

S^t  3  659    3  63a       973 


140  13  729    3  589 


Im  Jahre  1850  betrug  die  Bevölkerung 
von  Stadt  und  Ausgemeinden  33591  Ein- 
wohner. 

Für  die  Stadt  Basel  hat  Schönb^ 
teils  auf  Grund  von  Eopfsteuerlisten,  teilR 
nach  den  listen  der  auf  die  Haushaltungen 
umgelegten  "Vermögenssteuer  für  das  15. 
Jahniundert  Elemente  einer  Bevölkerungs- 
berechnung  gewonnen.  Es  ergaben  sidi 
mit  Einschätzung  einiger  fehlender  Gruppen : 

im  Jahre 

1446       7200  über  vierzehnjUbrige  Personen 
1464       5500      „  „  „ 

1429       1500—2600  Hansbaltnngeii 
1446       3000  „ 

1471/6    2250  " 

unter  Anwendung  moderner  Beduktions- 
faktoren  ist  daraus  die  Gesamtbevölkerung 
Basels  berechnet: 


„      „      „     1454  8000         6500—  8600 

Das  erstere  dieser  beiden  Jahre  ist  in- 
folge des  gleichzeiligen  Konzils  kein  nor- 
males :  dennoch  ist  Schönberg  geneigt,  seine 
Ergebnisse  eher  als  zu  niedrig  gegriffen  an- 
zusehen und  begnügt  sich,  die  Bevölkerung 
Basels  für  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts 
jedenfalls  auf  weniger  als  15000  Einwohner 
zu  fixieren.  Dass  Basel  im  16. — 18.  Jahi^ 
hundert  gleichfalls  an  Bevölkemng  abge- 
nommen habe,  ist  durch  J.  Iselin  wahrschein- 
lich gemacht. 

1^  die  Stadt  Genf  lassen  sich  aus 
den  Herdregistem  annähernd  Bevölkerungs- 
zahlen für  das  15.  und  16.  Jahrhundert  er- 
mittelii.  Im  Jahre  1404  betrug  die  Anzahl 
der  FeuersteUen  (feui)  1300,  die  Bevölke- 
rung wird  danach  mit  650U  angenommen; 
im  Jahre  1509  ergiebt  das  Herdregister  2600, 
Bevölkerung  13000,  also  gerade  Verdoppe- 
lung, welche  jedoch  als  nur  sehr  approxi- 
mativ  zutreffend  gelten  kann.  Für  die  Zeit 
seit  dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts  stellt 
Dunant  folgende  Entwickelung  der  Bevölke- 
rung auf: 


Jahr 

Einwohner 

Jahr 

Einwohner 

169H 

16111 

1785 

^m 

16934 

35397 

1711 

18500 

1787 

ivai 

20781 

26140 

1765 

1805 

1V81 

24810 

Von  da  an  tritt  eine  regelmässige  Stdge- 
rung  der  Bevölkerung  eiuj  im  Jahre  1886 
hatte  Genf  52000,  mit  Vororten  72  000  Ein- 
wohner. 

Aus  dem  Kanton  Neufchatel  liegen  alte 
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BevSlkeruDgsdateti  fflr  die  seigaeiirie  Ya- 
langiii  vor ,  welche  auf  den  proc&s  verbaui 
des  vifliles  d'^lise  bernhen  und  gleich- 
faÜB  Dach  Feuerstellen  abgefasst  slod.  Die 
daraus  berechnete  Bevölkerung  ei^ebt  sich 
für  die 

Jahre  mit  Einwohnern 

122B  ca.    800 

1454  1610 

1612  3000 

1631  3105, 

während  die  Z&hlung  des  3ahies  1752  fOr 
dieses  Gebiet  eine  Bevölkerung  von  10201, 
die  des  Jahres  1875  von  46272  Einwohnern 
ergeben  hat.  Die  Bevölkerung  des  ganzen 
Kaatons  Keufchatel  ist  im  Jahre  IToO  mit 
33000,  1780  mit  39000  und  1800  mit  46206 
Einwohnern  konstatiert  worden. 

Für  das  Waadtland  ist  durch  Muret 
nur  die  Gefaurtenfrequenz  von  17  Gemeinden 
aus  di-ei  verschiedenen  Epochen  des  16.  und 
17.  Jahrhunderts  sowie  aus  der  Periode 
1751^1760  die  Bevölkerung  des  ganzen 
Waadtlandes  ei-mittelt  worden.  Es  ergieht 
sich  danach  fflr  die  letztere  Periode  eine 
Zahl  von  1129ijl  Seelen  (nach  der  ersten 
Zahlung  von  1764  112346),  eine  Geburten- 
ziffer von  27,9  und  eine  Sterbeziffer  von 
22,2  pro  Mille.  Für  die  früheren  Perioden 
ergiebt  sich  eine  Geburtenfrequanz 

in  17  Gemeinden  in  46  Gemeinden 
1670—1620          «860  — 

1621—1690  45005  94874 

1691—1760  43910  97607 

Es  wird  daraus  eine  bedeutende  BevOl- 
keruD^bnahme  im  17.  und  eine  sehr  ge- 
ringe Zunahme  im  18.  Jahrhundert  immer- 
hin wahrscheinlich  gemacht,  wenngleich  die 
weitgehenden  Befürchtungen,  welche  Muret 
daraus  ableitet,  sich  nicht  als  begrOndet 
erwiesen.  Von  1764 — 1885  hat  sieh  die 
waadtländische  Bevölkerung  mehr  als  ver- 
doppelt (1885  238788  Einwohner). 

7.  England.  Die  ersten  sicheren  ^  zu- 
gleich ab^  auch  schon  sehr  ausfflhrlichen 
Nachrichten  über  den  Stand  der  Bevölkerung 
im  ^üttelalter  bietet  das  berühmte  Domes- 
daybook  Wilhelms  des  Eroberers  (1086). 
Dieses  unvei^leichliche  Grundbuch  des  ge- 
samten Besitzstandes  eines  grossen  TeUs 
von  England  giebi  auf  Grund  der  Rechf»- 
weifiuögen  auf  den  Gerichtstagen  genaue 
Kunde  über  die  verschiedenen  Klassen  der 
Bevölkerung  und  die  Rechtsverhältnisse  der 
von  ihnen  besessenen  Landgüter  und  Grund- 
stücke mit  ihren  Rechten  imd  Pflichten. 
Die  historische  Bevölkerungsstatistik  verfügt 
in  keinem  Lande  über  eine  Quelle,  welche 
auch  nur  annähernd  so  reiche  und  zuver- 
lässige Angaben   Aber   die   Zahl  und  Ver- 


teilung   der   Bevölkerung    des   Mittelalters 

bieten  würde. 

Die  Gesamtzahl  der  im  Domesday  ver- 
zeichneten Personen  beträgt  imter  BerÜck- 
sichtigun  g  der  vorkommenden  Wiederholungen 
mancher  Lehensleute  in  verschiedenen  Cmf- 
schaften  und  Hunderten  etwa  283  000,  welche 
sich  ungefthr  folgendermassen  verteilen  : 


TÜlani 

bordarü,  cotarii  etc. 

sochemani 

Uberi  homines 

servi 
andere 


108407  =  38% 
89  977  =  3a  „ 
a307a  ±=    8„ 


Mit  Einschluss  der  im  Domesday  über- 
gangenen grossen  Städte  kann  die  Gesamt- 
zahl der  Familienväter  bezw.  selbst&idigen 
Haushaltungen  auf  ca.  300  000  angenommen 
werden.  Da  sich  die  Angaben  des  Domes- 
day auf  eine  uigebaute  Fläche  von  ob.  5 
Millionen  acres  erstrecken  und  diese  höch- 
stens 35 ''/a  des  ganzen  Bodens  ausgemacht 
hat,  so  würde  sich  bei  der  Annahme  einer 
mittleren  Stärke  der  Haushaltung  von  4  Per- 
sonen eine  Bevölkerungszahl  von  1,2  Mil- 
lionen und  eine  Dichtigkeitaziffer  von  ca.  21 
Personen  auf  1  qkm  ergeben. 

Bis  in  das  14  Jahrhundert  kann  die  Be- 
völkerung kaum  beträchtlich  zugenommen 
haben;  der  schwarze  Tod  (1348)  hat  dann 
sogar  eine  starke  Verminderung  herbeige- 
fflÄrt,  welche  nach  R(^rs  mit  etwa  dem 
10.  Teile  des  Gesomtstandes  angenommen 
werden  kann^  während  sie  in  den  Chroniken 
stark  übertneben  wiid.  Eine  ungefähre 
Vorstellung  dieser  Bewegung  läset  sich  aus 
den  noch  vorhandenen  Listen  der  poll  tax 
vom  Jahre  1377  gewinnen,  welche  nach  Art 
einer  Kopfsteuer  von  den  Über  14  Jahre 
alten  Fereonen  eingehoben  wurde  imd  da- 
her auch  als  ein  freilich  unvoUkommenw 
Ersatz  eines  Census  gelten  kann.  Die  poU 
tax  zahlende  Bevölkerung  lässt  sich  auf 
etwas  nnter  l'/i  Millionen  bestimmen; 
wird  dazu  *.'3  für  die  Kinder  und  die  be- 
freiten Klassen  (Geistliche,  Bettler)  gerechnet, 
so  eigiebt  sich  eins  Bevölkerung  von  fast 
2  '/i  MilHonen.  Es  kann  danach  die  Be- 
völkerung vor  der  Zeit  des  schwarzen  Todes 
mit  Rücksicht  auf  den  natürlichen  Zuwadis 
und  die  Pestverluste  doch  nicht  viel  höher 
als  zu  2V3  Millionen  angenommen  werden: 
da  aber  die  poU  tax  in  ganz  England  und 
Wales  erhoben  wurde,  während  das  Domes- 
day sich  nur  auf  ca.  40%  des  Landes  er- 
streckt, so  ergiebt  sich  daraus,  dass  sich  in 
den  fast  dreihundert  Jahren  seit  der  Errich- 
timg des  Domesday  book  die  Bevölkerung 
nicht  vermehrt  hat,  ein  Ergebnis,  das  aller- 
dings bei  der  Ungenauigkeit  aller  drei  Fak- 
toren nur  einen  hypothetischen  Wert  hat 
Rogers  nimmt  eine  Fortdauer  des  stationären 
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Zuetandes  der  BevtUheruQg  bis  gegen  das 
Ende  des  16.  Jahrhunderts  aa;  einen  A:i- 
haltspunbt  bietet  ein  Census  in  gewissen 
Hundertscliaften  von  Eent  aus  der  ersten 
H&lfte  des  16.  Jahrhunderts,  nach  welchem 
die  Bevöfcerung  von  Kent  etwa  */6  der  des 
Jahres  1861  betrug,  so  daas  bei  gleichem 
'Wachstum  fflr  ganz  England  im  16.  Jahr- 
hundert 2i/i  Millionea  Einwohner  resul- 
tieren. 

Für  die  StOdtebevClkerung  ergeben  dch 
nach  den  Verzeichnissen  der  poU  tax  von 
1377  unter  Anwendung  gleicher  VeriiAltnis- 
zahlen  für  Kinder  und  Befreite  in  London 
35000,  York  11000,  Bristol  9500,  PlymouÜL 
und  Coventiy  7000,  Norwich  6OO0,  Lincoln, 
Salisburj-,  Lynn  und  Colchester  5000  Ein- 
wohner, wAhrend  alle  anderen  englischen 
Städte  nur  eine  Bevölkerung  von  unter  5000 
Einwohnern  hatten.  Das  17.  Jahrhundert 
scheint  in  England  eine  verhUltnisnaSssig 
rasche  Volksvermehrung  eigeben  zu  haben, 
welche  insbesondere  aui  die  Verbesserungen 
in  der  Landwirtschaft,  die  wachsende  Be- 
deutung der  TextUindustrie  und  auf  die 
grossere  Sicherheit  des  Landes  überhaupt 
zurQckzuftlliren  ist  Aus  dem  Jahre  1690 
stammt  eine  HerdsteuerJiste  (retum  uuder 
the  hearth-tax  of  the  number  of  houses  and 
hearths  in  England  and  Wales),  welche,  die 
Haushaltung  mit  etwas  über  4  Personen 
gerechnet,  über  5  Millionen  Einwohner,  also 
eine  Verdoppelung  in  ungefähr  100  Jahren 
ergiebt;  damit  stimmen  ungefähr  überein 
die  gleichzeitigen  Schätzungen  der  Bevölke- 
rung nach  den  Konfessionen  und  die  auf 
Grund  der  Oeburten-  und  Sterbelisten  be- 
rechneten Volkazahlen.  FOr  den  Anfang  des 
18.  Jahriiunderts  dnd  ca.  5  Vi  Millionen 
Einwohner  berechnet;  eine  ziemlich  kon- 
stante Vermehrung  zeigt  dch,  sofern  die 
ans  den  anfgefflhrten  GrundUigen  berech- 
neten Daten  zutreffen  während  dieses  Jahr- 
hunderts: 1740  6  Millionen,  1760  fast  6^3 
Milüonea;  1770  7  V»  Millionen,  1780  8  Mil- 
lionen, 1801  9872980  Einwohner.  Die  Be- 
völkerung Schottlands  ist  nach  denselben 
Quellen  von  1,3  Millionen  im  Jahre  1689 
auf  1,6  Millionen  im  Jahre  1801  gesti^en. 
Ib^tauohch  rasch  ist  nach  den  Kirchen- 
hfichem  das  Wachstum  der  irischen  BerCl- 
kerunf^  im  18.  Jahrhundert  gewesen;  von 
1  Million  im  J^ire  1669  ist  sie  auf  mehr 
als  4  Millionen  im  Jahre  1801  berechnet 

8.  D&nemark,  Sdiweden,  Norwegen. 
Den  ersten  genaueren  Anhaltspunkt  zur  Ab- 
schätzung der  Bevölkeningazahi  D  ä  n  e  - 
marks  bietet  das  Erdbuch  K.  Waidemars  n. 
(bei  Langebeck  VII).  Dasselbe  weist  191 
Barden  auf,  von  denen  jede  ursprünglich  120 
Bauemstellen  (Böl)  hatte.  Von  der  Annahme 
ausgehend,  dass  diese  191  Harden  auch  be- 
reits im  Anfange  des  8.  Jahrhunderts  vor- 


handen waren,  ISsst  sich  unter  Zugnmde- 
legung  von  diuchschnittlich  5  Köpfen  auf 
eine  Bolsfamilie  eine  Summe  von  115000 
bUnerlichen  Individuen  berechnen.  Da  unter 
diesen  die  Steuermannahufen,  die  Höfe  des 
Königs  und  der  Häuptlinge  nicht  inbegiiffen 
sind,  so  ist  die  Zahl  auf  ca.  200000  freige- 
borene zu  erhöhen,  zu  weldien  noch  etwa 
ebensoviel  als  Sklaven  zu  rechnen  wären. 
Bis  zum  Ende  des  B.  Jahrhunderts  hat  sich 
die  Zahl  der  Bolen  wohl  um  12000  ver- 
mehrt, so  dass  die  Bevölkerung  auf  ca. 
550000  Köpfe  gerechnet  werden  müsste: 
im  9.  und  10.  Jahrhundert  wird  eine  weitere 
starke  Zunahme  der  Bevölkerung  anzuneh- 
men sein,  um  die  Thaten  dieser  Zeit  und 
die  Bedeutung  des  dänischen  Staatswesens 
erklären  zu  können,  so  dass  sie  vor  der  Zeit 
der  grossen  Auswanderungen  am  Schlüsse 
des  10.  Jahrhunderts  auf  8—900000  Ein- 
wohner erhöht  werden  darf,  vou  welcher 
Höhe  sie  dann  erheblich  zurücksank.  Mit 
der  in  der  Folge  eingetretenen  Z^^tflckelung 
der  Bolen  ist  dann  eine  weitere  Vermehrung 
der  Bevölkerung  mOghch  geworden,  welche 
durch  die  bür^riichen  Kriege  und  die 
Wenden  einfalle  des  12,  Jahrhunderts  nur 
vorübergehend  aufgehalten  wurde.  Seit  den 
Zeiten  Waidemars  I.  stieg  die  Bevölkerungs- 
zahl höher  denn  je.  'Vor  den  tragischen 
Ereignissen  des  schwarzen  Todes,  z^\■ischen 
1250  und  1340,  wird  die  Bevölkerung  von 
Dänemark  (ohne  die  Städte)  auf  fast  1'/» 
Millionen  angegeben,  wobei  ausser  dem  Erd- 
buche Waldemats  11.  und  dem  bischöflidien 
Erdbuche  von  Boeskilde  (1370)  auch  der 
Bestand  der  LedingsSotte  Anhaltspunkte 
bietet.  Die  ländliche  Bevölkerung  des  heu- 
tigen Dänemark  wäre  denumch  am  Ende 
des  13.  Jahrhunderts  auf  etwa  931000  Köpfe 
zu  veranschlagen,  ungefähr  ebenso  stark  als 
sie  im  Jahre  1810  gewesen  ist.  Für  die 
lange  Zeit  von  4  Jahrhunderten  bieten  die 
dänischen  Geschichtsquellen  keinerlei  An- 
haltepunkte  zur  Beurteilung  der  VeiSnde- 
rungen  des  Bevölkerungsstandes.  Von  der 
Mitte  des  17.  Jahrhunderts  an  stehen  da- 
gegen gewisse  BevOlkerungaangaben  teils  in 
den  Staatsarchiven  über  aas  Finanzwesen, 
teils  in  den  Kirchenbüchern  zu  Gebote.  Von 
den  ersteren  sind  insbesondere  zwei  Ver- 
zeichnisse aus  den  Jahren  1645  und  1660 
durch  J.  Onindtvig  ausgebeutet ;  die  Gesamt- 
bevölkerung Dänemarlu  wird  danach  fflr 
1645  mit  558000  und  für  1660  mit  455000 
Einwohnern  berechnet  Nach  der  zweiten 
Quelle  hat  Fr.  Hammerich  die  Bevölkerung 
im  Jahre  1657  mit  rund  700000,  im  Jahre 
1689  mit  687000  bestimmt  Von  da  anhat 
sich  in  Dänemark  die  Bevölkerung  ziemlich 
regelnkässig  und  ununterbrochen  entwidcelt ; 
für  1735  ist  sie  auf  Grund  der  Eirchenre- 
gister  fOr  den  gegenwärtigen  üm&ng  des 
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EGnigreiche  auf  782000  Einwohner  berech- 
net; die  erste  VoliszShlung  von  1769  ergab 
eine  Aozahl  von  828000  EinwohnerD.  Von 
Schweden  hegen  bniuchbare  Be  völkenings- 
daten  erst  seit  der  Einführung  der  regel- 
mfisBigen  Tabellen  von  1749  vor,  welche 
dann  auch  alsbald  als  mustergültig  anerkannt 
wurden  und  der  ältesten  schwedischen  Be- 
TÖltterungsslatistik  bis  auf  den  heutigen  Tag 
ein  unerreichtes  AnBehen  verschafften;  für 
das  Jahr  1751  ist  die  Q^amtbevölkeniag 
nüt  1785727  Einwohnern  ermittelt  worden; 
bis  zum  EInde  des  vorigen  Jahrhunderte 
wuchs  die  Bevölkerung  auf  2347  300  Ein- 
wohner an.  In  Norwegen  hat  sich  von 
1709—1801  die  Bevaikemng  von  723141 
auf  883038  Einwohner  vermehrt. 

Die  Bevölkerung  der  Stadt  Kopen- 
hagen hat  Bubin  aus  den  Taufbüchern 
für  1635  mit  25000  Einwohnern  berechnet 
50  Jahre  später,  im  Jahre  1685,  hatte  die 
Stadt  60000  Eänwohner.  Die  Volkszahlung 
von  1787  ergab  90000  Einwohner.  Die 
Zunahme  der  Bevölkerung,  welche  in  dem 
ersten  halben  Jalirliundert  der  Beobachtung 
(1635—1685)  ungewöhulieli  stark  —  140  "/o 
—  war,  hat  sieh  in  dem  18.  Jahrhundert, 
zum  Teil  infolge  der  schweren  Pest  von 
1711,  sehr  verlangsamt;  1685 — 1735  betrug 
die  Zunahme  nur  33,3  "In,  1735—1785  sogar 
nur  12,5  "i'o. 

9.  Frankreich.  Die  Bevölkerung  von 
Gallien  zur  Zeit  Cäsars  wird  von  Lcvosseur 
auf  6.7  Millionen  oder  12  auf  das  qkm  ge- 
schätzt. Infolge  der  geordneten  Zustände, 
deren  sich  die  Provinz  unter  dem  Kaiser- 
turne  zu  erfreuen  hatte,  ist  eine  erhebliche 
Zunahme  der  Bevölkerung  zu  vermuten, 
welche  zur  Zeit  der  Antonme  auf  S^/a  Mil- 
lionen geschätzt  wird.  Vom  4.  Jahrhundert 
angetanen  tritt  ein  allmählicher  Verfall  des 
ProvinziaUebena  ein,  welcher  durch  die 
deutschen  Invasionen  noch  gesteigert  wurde. 
Doch  hat  sich  schon  unter  den  späteren 
Merovingem  und  noch  mehr  unter  den  ers- 
ten Karolingern  das  wirtschaftliche  Leben 
in  Frankreidi  so  sehr  gehoben,  dass  auch 
eine  bedeutende  Volksvermehrung  angenom- 
men werden  darf;  nach  Levasseur  kann  in 
der  Zeit  Karls  des  Grossen  wieder  eine 
Bevölkerung  von  8 — 9  Millionen  angenom- 
men werden.  Im  8. — 11.  Jahrhundert  macht 
sich  eine  Abnahme  der  Bevölkenmg  be- 
merkbar, welche  auf  die  Einfälle  der  Nor- 
mannen, Ungarn  und  Sarazenen,  auf  die  in- 
neren Kriege  und  die  zxmehmende  Unsicher- 
heit im  Luide  zurtlckziifDhren  ist  Seit  der 
zweiten  Hälfte  des  11.  Jahrhunderts  aber 
tritt  eine  Konsolidierung  und  verhältnis- 
mässige Sicherheit  ein;  die  grossen  Grund- 
herren lassen  sich  die  innere  Kolonisation 
des  Landes  angele^n  sein  und  erweitem 
damit  bedeutend  die  Eidstenzbasis  der  Be- 


völkerung. Der  zahlreiche  Kirchenbau  zeugt 
für  die  wachsende  Dichtigkeit  derselben, 
die  grosse  21ahl  der  an  den  Kreuzzflgen  Be- 
teiligten lässt  einen  BevölkerungsÜberschuss 
vermuten.  Die  Bevölkerung  erreichte  bis 
zum  Anfange  des  14.  Jahrhunderts  schon 
eine  Höhe  von  20—22  Millionen  =  40  auf 
das  qkm,  wofür  insbesondere  die  Ergebnisse 
einer  Herdsteuer  von  1328  als  Grundlage 
der  Berechnung  dienen.  Seit  der  Mitte  des 
14.  Jahrhunderts  ist  in  Frankreich  eine  be- 
deutende Abnahme  der  Bevölkerung  zu 
konstatieren^  die  Fest  (schwarzer  Tod)  und 
der  hundertjährige  Krieg  8ind  jedenfalls  die 
Hauptursachen  dleBes  Verfalles.  Ein  ziffer- 
mSesiger  Ausdruck  dieser  Bevölkerungsab- 
nahme ist  jedoch  erst  für  das  16.  Jahrhun- 
dert zu  gewinnen;  nach  Froumenteau  hatte 
Frankreich  unter  Heinrich  IH.  {1574—89) 
14  Millionen  Einwohner:  nach  dem  Tode 
Ludwigs  XIV.  18  Millionen;  erst  um  die 
Mitte  des  18.  J^hunderts  iBt  die  Bevöl- 
kerungszahl wieder  erreicht,  welche  Fnmk- 
reich  bereits  in  der  ersten  Hälfte  des  14. 
Jahrhunderts  gehabt  hat. 

Die  französischen  Städte  haben  eine  erste 
Blüte  in  der  Zeit  zwischen  dem  11.  und  13. 
Jahrhundert  erlebt.  Die  Bevölkerung  von 
Paris  wird  unter  Philipp  dem  Schönen  auf 
240  000  Einwohner  angenommen;  auch 
Bouen,  Montpellier,  Toulouse  und  insbeson- 
dere Rheims  waren  blühende  Städte  ge- 
worden. Aber  während  der  enghschen 
Okkupation  im  15.  Jahrhundert  verfielen  die 
Städte  ausserordentlich;  Paris  erlitt  einen 
Rückfall  um  mehr  als  500  Jahre.  In  der 
zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  hatte 
es  Paris  wieder  auf  eine  Einwohnerzahl  von 
ca.  400  OOO  Einwohnern  gebracht,  welche  je- 
doch in  den  Kriegen  Heinrichs  IV^  aat^ 
einer  gleichzeitigen  Auszählung  zum  Zwecke 
der  Verproviantierung,  fast  auf.  die  Hfilfte 
zusammengeschmolzen  war.  Seit  dem  17. 
Jahrhundert  scheint  die  Bevölkerung  von 
Paris  rasch  und  stetig  zugenommen  zu 
haben;  Vaubui  ninunt  am  Anfeng  des  18. 
Jahrhunderts  die  durch  eine  Zählung  von 
1694  aufgestellte  Ziffer  von  720000  noch 
für  zu  hoch  ^;egriffen  an ;  kurz  vor  der  Re- 
volution ist  die  Bevölkenmg  mit  640000  bis 
670000  Einwohnern  berechnet  Im  Jahre 
1787  gab  es  schon  79  Städte  mit  einer  Be- 
völkerung von  mehr  als  10000  Einwohnern; 
21 — 22  "(0  der  Geaamtbevölkerung  entfielen 
auf  die  Städte  (Levasseur).  Die  widitigsten 
unter  ihnen  (ohne  Paris)  waren: 

Einwohner  Einwohner 

L^on  135307     Booen  68040 

Marseille  89829     Lille  65907 

Bordeanx  75  834     Nantes  5'  «ST 

10.  Betei«H  und  Holland.  Die  vet- 
lässlichen  mchrichten  Ober  die  Bevölkerung 
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beginnen  erst  mit  dem  15.  Jahrhundert,  aus 
welchem  SteuerUsten  (nach  Fcnerstelleo)  fflr 
mehrere  Provinzeo.  (rlMidem,  Antwerpen) 
Torliegen.  Aber  nur  für  die  Provinz  Ant- 
werpen ist  auf  dieser  Grundlage  eine  Be- 
rechnung der  Bevölkerung  von  J.  F.  Willems 
versucht  worden  mit  folgenden  Ergebnissen : 

'  Jahr  Stildte  Flaches  Land  ZOBainmen 

1480  91055           1*1891  Z12946 

.  1496  100660           114401  215  061 

1626  I30  99S           144760  265715 

Für  das  Jahr  1648  ergebt  eine  auf 
Grund  der  Geburtenzahl  (1  Geburt  auf  30 
Bewohner  angenommen)  angestellte  Berech- 
nung für  die  Städte  114270  Einwohner,  für 
das  flache  Land  174897  Einwohner,  zu- 
sammen 389167  Einwohner,  während  die 
Zählung  des  Jahres  1797  für  die  Stfidte 
96272,  für  das  Land  156381,  daher  zu- 
sammen 262653  Einwohner  et^ben  hat. 
Auch  hier  wiederholt  sich  die  Erscheinung 
einer  selir  geringen  Bevölkerungsvermehrung 
wahrend  dreier  Jahrhunderte.  Für  einzelne 
Städte  Bind  reichlichere  Angaben  vorhanden, 
wenngleich  dieselben  insbesondere  für  das 
Mitteklter  noch  vielfach  an  einer  unver- 
kennbaren üeberBchStzung  (infolge  zu  gross 
angenommener  Stärke  der  einzelnen  Haus- 
haltui^Q)  leiden.  Wir  geben  die  Haupt- 
zahlen nach  den  von  Rememberg  gemach- 
ten Zusammenstellungen. 

Jahr  BrBsBel  NtTelles  Tirlemont  LSwen 

1435  56  368  623s  87  585  (!)  30  808 

1472  53  848  —               —  26+48 

1480  54680  —               —  38968 

1786  80  000  63S0           6269  30  662 

Jahr  Mecheln  Lieire  Tnmhoat  Antnerp- 

1480  18  3>8  8890  7147  56  690 

1496  17  404  7  651  7535  68  010 

1526  17656  8106  7343  87850 

1648  23370  10650  5340  75158 


1797 


10563  8809        56378 


Für  Holland  hat  Eersseboom  im  Jahre 
1737  auf  Grund  der  Geburtenzahl  der  Pro- 
vinzen Holland  nnd  Westfriesland  (28000 
Geburten)  eine  Bevölkerung  von  980000 
Einwohnern  berechnet.  Im  Jahre  1805  ist 
die  Volkszahl  von  Holland  mit  1882000 
Einwohnern  ermittelt  worden.  Fflr  die  Stadt 
Leyden  hat  sich  neueatens  eine  besondere 
Quelle  ei^ben,  welche  für  das  Jahr  1514 
eine  Einwohnerzahl  von  40000  als  gerecht- 
fertigt erscheinen  lässt, 

11.  Italien.  Die  ältesten  Angaben  Über 
die  BevOlkemng  im  Mittelalter  kssen  sich 
ans  den  Registern  der  colletta  entnehmen, 
einer  Steuer,  welche  in  dem  Königreiche 
beider  Sicilien  gegen  Ende  des  13.  Jahr- 
hunderts eingefünrt  und  von  den  einzelnen 
Gemeinden   nach  Massgabe  ihrer  Bevölke- 


rungszahl erhoben  wurde.  Diese  Steuer  be- 
trug im  Jahre  1275  in  Neapel  45000,  in 
Sicilien  15000  Goldunzen;  da  von  jedem 
Herd(fuoco)^'iUnze  erhoben  wurde,  lässt  sich 
daraus  die  Zahl  der  Haushaltungen  für 
Neapel  mit  180000,  fflr  Sicüien  mit  60000 
berechnen,  wonach  sich  (die  Haushaltung  zu 
5  Eßpfen  gerechnet)  eine  Bevölkerung  des 
ganzen  Königreichs  von  1200000  Menschen 
ergeben  würde.  Unter  Alfons  I.  von  Arra- 
gonien  wurde  eine  neue  Herdsteuer  einge- 
führt und  zu  diesem  Behufe  1465  eine  Auf- 
nahme aller  Feuerstellen  vorgenommen,  wel- 
che für  Neapel  (mit  Ausnahme  der  Stadt) 
232896  fuochi  ergab;  diese  Zahl  blieb  ziem- 
lich stationär  bis  zum  Jahre  1518  j  unter 
der  spanischen  Herrschaft  stieg  die  Zahl 
der  Feuerstellen  sehr  rasch,  und  zwar  im 
Jahre  1561  auf  483468,  im  Jahre  1505  auf 
555090,  Sicilien,  dessen  Verwaltung  autonom 
war,  fiel  nicht  unter  diese  neue  Herdsteuer. 
Die  Steigerung  der  Anzahl  der  Feuerstellen 
kann  jedoch  nicht  als  eine  so  rapide  Be- 
völkerungsvermehrung gedeutet  werden,  da 
{'a  die  zweite  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts 
:eine  Vermehning  der  fuochi  erkennen  lasst 
und  die  Ziffern  des  17.  Jahrhunderts  (1648 
500203  und  1669  394721)  wieder  weit 
hinter  denen  des  Jahres  1595  zurflckbleiben ; 
vielmehr  ist  erst  seit  1561  Vollatändigkeit 
der  Erhebung  erzielt  und  im  Jalire  1648 
keine  neue  Erhebung  durchgeführt,  senden 
nur  die  im  Jahre  1595  gewonnene  Grund- 
lage mehr  oder  weniger  willkürlich  modifi- 
ziert; infolge  des  Volksaufstandes  des  Masa- 
nieUo  und  der  Pest  von  1656  sind  die  der 
Steuer  unterworfenen  Feuerstellen  im  17. 
Jahrhunderterheblichvermindert.  Auf  Grund- 
lage der  Steuerlisten  des  Jahres  1561  würde 
sich  die  Bevölkerung  von  Neapel  auf  2,4 
Millionen  und  mit  Einrechuung  der  Stadt 
Neapel  auf  ca.  2,6  Millionen  oder  etwa  den 
dritten  Teil  der  gegenwärtigen  Bevölkerung 
berechnen.  Im  Jahre  1734,  als  Karl  von 
Bourbon  den  Thron  besti^,  zählte  das  König- 
reich Neapel  etwas  über  3  Millionen  Ein- 
wohner. Seit  dem  Jahre  1765  ist  dann 
jährlich  die  Zahl  der  Geborenen,  Gestorbenen 
und  der  Gesamtbevölkerung  durch  die  Seel- 
soiger  festgestellt  und  ergab 

im  Jahre  Einwohner  im  Jahre  Einwohner 

176Ö  3953098        1788  478537a 

1770  4093661         1791  4925381 

1773  4  349  430        1797  4  954  770 


D^iach  wäre  also  erst  in  uuffefähr  2.50  Jahren 
(von  c.  1550 — 1800)  eine  \  erdoppelung  der 
Bevölkerung  eingetreten,  wobei  el>en  die 
schweren  Pesten  des  17.  Jahrhunderts  be- 
sonders von  EicQuss  gewesen  sind. 

Für  Sicilien  liegen  erst  wieder  seit  dem  An- 
lange des  16.  Jahrhunderts  Daten  vor,  seit  die 
Resultate  der  Beschreibung  der  Feueistellen 
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erhalten  dnd.  Danacli  berechnet  Bich  die 
Bevölkerung  der  lasel  (mit  Ausnahme  von 
Palenno,  Jiessina  und  Catania)  im  Jahre 
1501  auf  488500  Einwohner  und  für  1548 
auf  731560  Einwohner;  mit  Einrechnung 
der  3  Städte  und  unter  Anwendung  gebotener 
Korrekturen,  besonders  des  ersten  CenauB, 
iat  die  gesamte  Bevölkerung  der  Insel  von 
Maggiore-Pemi  auf  1015875  bezw.  101Ü087 
Einwohner  berechnet. 

Seit  1570  ißt  auch  Catania,  seit  1681 
auch  llesBiua  in  den  Census  einbezogen,  wo- 
nach sich  für  Sidlieu,  gleichfalls  mit  Korrek- 
turen, eine  Bevölkerung  ergiebt; 

im  Jahre  Einwohner 

1570  1  o6i  53» 

abnehmend     1597  1 047  904 

steigend          1837  1 297  736 

abnehmend      16^  i  191 814 

1714  1  383  «3 

174S  1  601  546 

Audi  in  anderen  Teilen  von  Italien 
bieten  die  Herdeteuerregister  Anhaltspunkte 
zur  Beurteilung  der  Berölkerung  der  früheren 
Jahrhunderte.  In  Sardinien  waren  1544 
26000  und  1626  57000  fuochi  besteuert: 
in  Florenz  ei«aben  sich  1559  106385,  1642 
130430  fuochi;  in  Mailand  sind  1542  104429 
Feuerstellen  gezAhlt-  in  Genua  zählte  man 
(mit  Ausnahme  der  Stadt  und  eines  kleinen 
Qebiets  am  Apennin)  im  Jahre  1535  53525 
fuochi.  Dagegen  hat  in  SicUien,  Venetien 
und  Toscana  schon  im  16.  Jahrhundert  ein 
eigen tUcher  Census  stattgefunden.  Gegen 
Ende  dieses  Jahrhundert«  folgte  das  Herzog- 
tum Drbino,  im  17.  Jahriiundert  der  Kirchen- 
staat diesem  Beispiele.  Die  Pfarrer  wurden 
angewiesen,  in  der  Beget  zu  Ostern  den 
Stand  ihrer  Seelen  aufzunehmen  und  ihn 
der  voi^esetzten  kirchlichen  oder  weltlichen 
Behörde  bekannt  zu  geben.  Diese  Zählungen, 
so  unvollkommen  ^e  auch  sind,  lassen  doch 
die  merkwürdige  Thatsache  ersehen,  dass 
die  Bevölkerung  Italiens  in  der  zweiten 
mifte  des  16.  Jahrhunderts  und  im  17. 
Jahrhundert  beinahe  stationär  geblieben  ist. 
Florenz  (die  heutigen  Provinzen  Florenz, 
Aiezzo,  Pisa)  hatte  1559  585918,  im  Jahre 
1642  608  575 Einwohner,  Sie  na  (die  heutigen 
Provinzen  Siena  und  Grosseto)  im  Jahre 
1612  117173,  im  Jahre  1691  109  640  Ein- 
wohner: das  ganze  Groasherzogtum  Tos- 
cana (Florenz  imd  Siena)  hatte  im  Jahre 
1738  eine  Bevölkenmg  von  890605  Ein- 
wohnern, welche  sich  bis  1800  auf  1 104164 
Einwohner  vermehrte.  Lucca  zählte  1733 
eine  Bevölkenmg  von  113190  Einwohnern, 
1781  ergaben  aiäi  119  209  Einwohner.  Der 
Kirchenstaat  zählte  1656  ungefähr 
1870000  und  1708  1950000  Einwohner. 
Im  18.  Jahrhundert  ist  die  Bevölkerung 
zurückgegangen;  1736  waren  1656585  und 


1769  1765709  Eänwohner.    Venetien  (mit 
Bresda    und   Bergamo)   hatte    1550—1630 
Bevölkerung  von  ca.  1,6  Millionen ;  ein 
paarmal  Hunderttausend  verlor  es  in  dem 
letzten  Jahre  durch  die  grosse  Pest,  doch 
ist  die  Bevölkerung  im  Ähre  1766  wieder 
auf  etwas  über  2  Millionen  Einwohner  ge- 
stiegen.    In    Mailand    hat    die    ZAhlong 
1724^27  (ohne  die  StBdte  Mailand,  Pavia, 
Cremona  und  Lodi)  704972  Einwohner  er- 
iben;  1763  mit  Einscbluss  dieser  Städte 
14182,  1773  1105596  und  1800  1154117 
Einwohner. 

üeber  Piemont  liegen  für  die  ältere 
Zeit  nur  sehr  enge  Schätzungen  der  Be- 
völkerung vor;  eine  Zählung  im  Jahre  1700 
ergab  1 671 740  Einwdmer,  von  denen  über 
3IX)000  auf  Savoyen  entfielen.  Im  Jahre 
1723  wurden  1958984  Einwohner  gezählt, 
davon  337 184  in  Savoyen ;  inzwischen  hatte 
aber  eine  nicht  unbeträchtliche  Gebietser- 
weiterung (Aleeaandria  und  der  Best  von 
Monferrato)  stattgefunden.  1750,  wieder  zum 
Teil  infolge  von  Vergrösserung,  ergaben 
sich  2379938  Einwohner.  Ueber  Modena 
und  Parma  lassen  sieh  ältere  Angaben  der 
Bevölkerung  nicht  ermitteln:  ersteres  hat 
am  Schlüsse  des  vorigen  Jahrhunderts  ca. 
380000  Einwohner  gehabt  Das  Herzogtum 
Piacenza  erreichte  1758  eine  Bevölkerung 
von  169835  Einwohner.  Mit  Parma  zu- 
sammen lässt  sich  für  das  Ende  des  18. 
Jahrhunderts  die  Bevölkerung  des  Herzog- 
tums auf  ca.  400  000  Einwohner  bestimmen. 
Genua  endlich  hatte  im  Jahre  1797  dne 
Bevölkerung  von  603459  Einwohnern,  also 
ungeföhr  21.:  mal  soviel  als  am  An&nge  des 

16.  Jahrhunderts. 
Für  das  Gebiet  des  beutigen  Königreichs 

Italien  lässt  sich  danach  die  Bevölkerung  in  der 
2.  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  auf  ungeßUu- 
11  Millionen,  d.  i.  40  auf  das  Quadratkilo- 
meter annehmen.  Ungefähr  ebenso  stark 
war  aber  die  Bevölkerung  des  heutigen  Ita- 
lien am  Anfange  des  18.  Jahrhunderts.  Von 
da  an  erst  beginnt  die  aufsteigende  Be- 
wegung, welche  noch  jetzt  andauert;  1770 
betnig  die  Einwohnerzahl  etwa  16,5  Millionen, 
im  Jahre  1800  war  de  auf  etwas  über  17 
Millionen  gestiegen. 

Auch  für  die  Bevölkerungszahlen  der 
grossen  Städte  bieten  die  itahenischen  Quellen 
manche,  wenngleich  nicht  immer  sichere 
Kunde.  Mailand,  während  des  ganzen  Mittel- 
alters eine  der  bedeutendsten  Städte  Italiens, 
hatte  in  seiner  Blütezeit  bis  z\ua  Anfuige  des 

17.  Jahrhunderts  jedenfaüs  eine  starke  Be- 
völkerung, welche  für  die  zweite  Hälfte  dea 
15.  Jahrhunderts  auf  85000  Einwohner  ge- 
schätzt wird.  Venedig,  das  im  Jahre  1^4 
190000  Einwohner  gehabt  haben  soll,  ging 
im  16.  Jahrhundert  auf  150000  zurück  und 

i  zählte  auch  am  Ende  der  JEtepublik  nicht 
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mehr  Emvohner.  Palermo,  das  angeblich 
den  Höhepunkt  seiner  Bevölkerung  ('/« 
Million)  um  die  Mitte  des  11.  Jahrhunderte 
gehabt  haben  soll,  ist  jedeniaUs  schon  wäh- 
rend des  späteren  Mittelalters  stark  zurück- 
gegangen. Um  die  Zeit  der  grossen  Pest 
von  1349  werden  117  000  Einwohner  ge- 
rechnet; gegen  Ende  des  Mittelalters  110000 
Einwohner,  und  erst  seit  der  Mitte  des  16. 
Jahrhunderts  beginnt  die  BeTOlkerungszabl 
der  Stadt  wieder  zu  wachsen.  In  Florenz 
fanden  sich  1351  1087S  fuochi,  also  eine 
Bevölkerung  von  ca.  50000  Einwohnern,  im 
Jahre  1427  sind  37225,  im  Jahre  1470 
40323  Einwohner  berechnet.  Gtenua  ist 
Mr  das  15.  Jahrhundert  auf  80000  Ein- 
wohner gesch&tzt  worden.  Wieweit  diese 
Zahlen  die  Wirklichkeit  Obertreiben,  Iftsst 
sich  bei  dem  Mangel  genauerer  Unter- 
suchungen über  die  Lebensbedingungen  der 
einzelnen  grossen  Städte  nicht  angeben. 
Ein(^ende  Forschungen  hat  neuestens  Sal- 
vioni  über  Bolc^a  angestellt;  die  Bevölke- 
rung der  Stadt  ist  danach  für  1371  auf 
32000  Einwohner  angenommen;  im  Jahre 
1587  erreichte  sie  fflr  lange  Zeit  den  Höhe- 
punkt mit  72000  Einwohnern,  sank  dann 
mit  geringen  Unterbrechungen  bis  zum  Jahre 
1631  auf  46747  Einwohner  und  ist  erst  im 
Jahre  1831  wieder  auf  den  Stand  des  Jahres 
1587  gekommen. 

Eine  Vergleichung  der  Einwohnerzahl 
der  10  wichtigsten  Städte,  wie  sie  für  das 
16.,  17.  und  18.  Jahrhundert  berechnet  sind, 
enth&It  die  folgende  Zusammenstellung: 

lejahrh.  17.Jabrh.  IS.Jahrh. 
Neapel  1547, 1668, 

vm 

Palenno  1691, 

1690,1796  133641      139960     300162 

Rom  1600,  1700, 

1800  109729     149447     »53004 

Venedig  1663, 

1648,1766  165724     116754     140256 

Mailand  1642, 

c.  1600,  1773  57075  170000  128473 
Turin  c.  1600, 

1631,1770  16000       36649       81848 

Floren«  1562, 

1642,1795  59216       69749       S1069 

Genua  1538,  1788  49ooo{?}        ?  77563 

Bologna  1587, 

1631,  1791  73000       46747       71000 

Verona  167^ 

1620,1766  532S0       49461       51693 

12.    Spanien   und   Portugal.     In    der 

römischen  Eaiserzeit  war  Spimien  eine 
blühende  Provinz;  sind  auch  die  Mut- 
massungen  einheimischer  Schriftsteller  über 
die  starke  Berölkerang  kaum  haltbar,  da 
ja  noch  Marc  Aurel  mehrere  Kolonieen  ii 
Spanien  gr&ndete,  so  wird  doch  von  Augustu! 
bis  zu  den  Äntoninen  eine  Verdoppelung  der 
Bevölkerung  und  ein  Qeaamtebuid 
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Millionen  zu  vermuten  sein.  Die  Periode 
der  Westgoten  führte  eine  stalle  Entvölke- 
rung herbei,  die  allerdings  nicht  lange  vor- 
hielt; in  der  Zeit  der  Chalifen  vermehrte 
sich  die  Bevölkerung  wieder  erheblich.  Siaa 
Herdzfiblung  ei^b  1482  für  Castilien  1,5 
Millionen  vednos  oder  {k  5  Personen)  7,5 
Millionen  Einwohner;  1495  in  Aragon  50391 
vecinos ;  werden  die  übrigen  Provinzen  gleich 
eingeschätzt,  so  berechnet  sich  fflr  das  Ende 
des  Mittelalters  eine  Bevölkerung  von  ca.  11 
MiUionen.  Im  16.,  noch  mehr  aber  im  17. 
Jahrhundert  ist  die  Bevölkerung  ausser- 
ordentlich zurückgegangen.  157o  veran- 
lasste König  Phihpp  IL  eine  Zählung  der 
Fanülien  und  der  von  ihnen  bewohnten 
Feuerstellen,  woraus  eine  Bevölkerung  von 
6,75  Millionen  Einwohnern  berechnet  worden 
ist  Sevilla  hatte  1662  nur  noch  den  vierten 
Teil  der  Bevölkerung,  die  es  hundert 
Jahre  früher  besessen  hatte ;  Madrid  zählte 
am  Ende  des  17.  Jahrhunderts  150000  Ein- 
'ohner  gegen  400000  am  Anfange  dieses 
Jahrhunderts.  Von  den  Landschaften  wurde 
Castilien  am  meisten  entvölkert;  es  ging 
1492—1723  (ohne  Granada)  von  7,5  auf  3,5 
Millionen  Einwohner  herab,  während  Aragon 
und  Katalonien  in  derselben  Zeit  etwas  zu- 
genommen haben.  Als  Hauptursachen  dieser 
Entvölkerung  erscheinen  die  Entdeckung  der 
neuen  Welt,  Damiederliegen  des  Gewerbes, 
Vertreibung  der  Juden  (deren  Anzahl  für 
das  Ende  des  13.  Jahrhundert  auf  fast  900  000 
berechnet  wurde)  und  Moriskon,  drückende 
Steuerlast  und  infolge  davon  starke  Aus- 
wanderung; aber  noch  mehr  wachsende  Ar- 
mut, Verminderung  der  Ehen,  schlechte  Er- 
nährung, grosse  Kindersterbhchkeit,  Pest 
und  innere  Unruhen.  Im  18.  Jahrhundert 
wurde  die  Bevölkerung  zweimal  erhoben: 
1723  ergaben  sich  7  625000  und  1768 
9307  803  Bewohner.  Aber  erst  im  Jahre 
1787  wurde  eine  wirkliche  Volkszählung 
voi^nommen,  welche  eine  Bevölkerung  von 
10268150  Einwohnern  ergab. 

Für  Portugal  liegen  nur  Daten  aus 
dem  18.  Jahrhundert  vor;  1732  wurden 
2298500  Einwohner,  1776  3352400  Ein- 
wohner und  1801  3421800  Einwohner  kon- 


18.  Polen.')  Die  sichere  Geschichte  Polens 
beginnt  im  10.  Jahrhtmdert.  Alle  Angaben 
stimmen  darin  flbereiu,  dass  das  I^nd  ent- 
weder sumpfig  oder  mit  dichten  Wäldern 
bedeckt,  jeden&Jls  sehr  dünn  bevölkert  war. 
ifit  dem  Christentum  und  der  höheren 
Civilisadon  wuchs  auch  die  Bevölkerung  bis 
zum  13.  Jahrhundert,  wo  der  Einfall  der 
Tataren   im   Jahre   1240  eine   grosse  Ver- 


')  Dieser  Abschnitt  wurde  von  Profewor 
ElecEj'nski  in  Krakan  freundlichst  zur  Veiftt- 
gnng  gestellt 
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'Wüstung  des  ganzen  Landes  herbeiführte. 

Solche  Mn^le  und  verBchiedene  Erlege 
haben  sich  wiederholt  und  haben  das  Wachs- 
tnm  der  Bevölkerung  in  den  folgenden  Jahr- 
hnnderten  aufgehalten.  Die  Tataren  haben 
besonders  grossen  Schaden  mit  sich  ge- 
bracht, denn  sie  brannten  die  Städte  und 
Dörfer,  rotteten  die  männliche  Bevölkerung 
ans  und  schleppten  Tausende  von  Sklaven, 
besonders  Weiber ,  mit  sich ,  so  dass  nach 

S'edem  Einfall  grosse  Oeden  entstsuiden  sind, 
'ur  Sanierung  dieser  Verwüstungen  hat 
man  Solonisten  aus  Deutschland  herbei- 
geholt, und  um  die  deutsche  Bevölkerung 
!ur  Aiisiedehing  anzuregen,  hat  man  ihr  die 
Ausübung  des  deutschen  Bechlea  zuerkannt. 
Seit  dem  13.  Jahrhundert  beginnt  in  Polen 
die  Gründung  von  neuen  Dörfern  nach 
deutschem  Recht«,  und  es  wurden  die 
deutschen  städtischen  Einrichtungen  auch 
auf  die  Dorfverfassung  angewendet.  Später 
hat  man  andi  den  polnischen  Dörfern 
deutsches  Recht,  d.  h.  die  Selbstverwaltung 
eingeräumt.  Diese  Einrichtungen  waren  der 
Entwickelung  der  Bevölkerung  selu-  günstig 
und  die  Union  mit  Litauen  am  Ende  des 
14  Jahrhunderts  mit  der  Hebung  der  Staats- 
macht imd  der  Sicherheit  hat  auch  die 
Förderung  der  Kultur  und  der  Bevölkerung 
im  16.  und  16.  Jahrhundert  herbeigeführt. 
Seit  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  haben 
die  ^^)ssen  inneren  und  äusseren  Kriege 
mit  Schweden,  Bussen,  Türken,  Tataren, 
Siebenbürgen  das  Land  in  der  Weise  ver- 
wüstet, wie  OS  in  Deutschland  der  SrHährige 
Krieg  gethan  hat,  so  dass  die  Bevölkerung 
am  Ende  des  17.  Jahrhunderts  den  tiefsten 
Stand  erreichte.  Im  18.  Jahrhundert  ist  die 
Bevölkerung  nicht  schnell  gewachsen,  aber 
der  Jange  Friede  während  der  Regierung 
Augusts  des  EI.  und  die  Anstrengungen  ziu- 
Entwickelung  des  Landes  nach  der  ersten 
Teilung  haben  auch  die  Bevölkerung  ge- 
hoben. 

Diese  Bevölkerungsgeschichte  kann  nicht 
immer  mit  Zahlen  bewiesen  werden ,  weil 
vor  der  ersten  Teilung  Polens  keine  eigent- 
lichen Volkszählungen  vorgenommen  waren. 
Polen  war  aber  ein  freies  Land,  sein  Leben 
war  öffentlich,  besonders  im  Steuerwesen, 
und  es  sind  manche  statistische  Angaben 
Aber  die  Steuern  vorhanden,  welche  auch  für 
die  BevölkerungshestimmuDg  benutzt  werden 
können.  So  haben  wir  aus  dem  16.  Jahr- 
hundert eine  ranze  Menge  verschiedener 
Ausweise  über  Grmideigentünier,  deren  Be- 
sitzfläche, Unterthanen  und  andere  Dorf- 
einwohner und  auch  über  die  Steuer  in  den 
Städten.  Diese  Materialien  sind  besonders 
ergiebig  und  zuverlässig  aus  der  Zeit  der 
Regierung  von  Stephan  Batory  —  und  diese 
Daten  hat  der  unl&i^t  verschiedene  Professor 
der   Warschauer  Universität  Pawirlski   und 


H.  T.  Jablonowski  zur  Berechnung  der  Be- 
völkenmg  Polens  am  Ende  des  16.  Jahr- 
hunderts benutzt.  Ihre  Schätzungen  sind 
für  grössere  Gebietsteile  durchgeführt  und 
haben  folgende  Resultate  geliefert! 

Dorfbev.  städt.  Bev.  zusoramen 

Groaspolen'J  6783*0  170720  849040 

Eleinpolen*^  510000  [73000  683000 

MaBovien')     5256:7  63816  5S9443 

Kl.-Itnthen.*)530  36o  416435  936795 


Zusammen  3334307  823971 
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Die  Angaben  über  Podiasien  und  Eoth- 
mthenien  (Ostgalizien)  sind  noch  nicht  ver- 
öffentlicht wanien.  Die  Daten  Aber  Grh- 
Litauen  und  Preussen  sind  nicht  voigefunden, 
weil  diese  Provinzen  besondere  Autonomie 
besessen.  Das  schon  berechnete  Gebiet 
bildet  aber  einen  grossen  Teil  der  polnischen 
Republik.  Die  Kritik  wirft  den  Berechnungen 
vor,  dass  die  Bevölkerung  zu  niedrig  ge- 
schätzt wurde,  und  wirklich  scheint  die 
städtische  Bevölkerung  zu  klein  angegeben 
worden  zu  sein,  wenn  auch  die  Einwohner- 
zahl der  deutschen  Städte  im  16.  Jahr- 
hundert nach  neueren  Angaben  viel  nied- 
riger erscheint,  als  man  früher  dadite. 

Im  17.  Jahrhundert  war  in  Polen  eine 
allgemeine  Kopfsteuer  eingeführt,  welcher 
jeder  Einwohner,  auch  der  Geistliche  und 
der  Adelige  über  10  Jahre  unterworfen 
wurde.  Die  Steuer  wurde  auf  Grund  der 
Zählungen  erhoben.  Die  Zählungen  waren 
in  den  Jahren  1662,  1673,  1674  und 
1676  vorgenommen  und  mit  Eid  für  jeden 
Ort  bekräftigt.  Diese  Zätilungen  haben  sich 
meistenteils  erhalten.  Prot  Pawüski  hat 
die  Bevölkerung  Kleinpolens  nach  denselben 
berechnet,  und  jetzt  sollen  die  Daten  zur 
allgemeinen  Bearbeitung  gelangen. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahr- 
hunderts sind  verschiedene  Zählungen  vor- 
genommen worden,  zunächst  eine  Juden- 
zählung im  Jahre  1765  und  zwar  aller 
über  em  Jahr  alten  Juden.  Es  sind  aber 
in  manchen  Orten  auch  die  kleinen  Kin- 
der gezählt,  so  dass  auch  die  einjährigen 
teilweise  berechnet  worden  sind,  und  daiüch 
kann  die  ganze  jüdische  Bevölkerung  bestimmt 
werden.  Die  Judenzahl  wird  auf  620000 
Köpfe  berechnet,  und  weil  die  Juden  mit 
grosser  Wahrscheinlichkeit  etwas  über  den 
20.  Teil  der  Bevölkerung  ausmachten,  so  ist 
die  ganze  Bevölkerung  Polens  vor  der  ersten 


')  7  Wojwodschaften  —  jetzt  meistenteils 
das  Grbth.  Posen  und  ein  Teil  vom  Königreich 
Polen. 

')  3  Wojwodschaften:  Krakau,  Sandomir, 
Lnblin. 

')  3  Wojwodschaften,  ein  grosser  Teil  des 
jetzigen  KCmgreichs  Polen. 

*)  4  Wojwodschaften.  Bei  den  StBdten  sind 
auch  die  saneliegenden  DOrfer  berechnet. 
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Teilung  auf  12  Millionen  zu  bestämmen, 
was  der  Angabe  bei  Süssmilch  entspricht. 

Nach  der  ersten  Teilung  sind  die  stAdti- 
schen  Verhältnisse  untersucfat  worden  und 
deren  ErgebniBse  teilweise  im  16.  Bande 
von  BüschingB  Magazin  veröffentlicht  wor- 
den. Es  haben  auch  die  BischOfe  in  ihren 
DiOcesen  die  Bevüikening  zählen  lassen,  mit 
Unterscheidimg  der  kwioÜBchen,  anderen 
christlichen  und  jüdischen  Bevölkerung. 
Eine  solche  Zählung  der  Krakauer  Diöcese 
vom  Jahre  1787,  welche  fast  das  ganze 
Kleinpolen  umÜBSSte,  ist  ortsweise  von  der 
Akademie  der  Wissenschaften  in  Krakau 
publiziert  worden. 

Im  Jahre  1789  hat  der  Abgeordnete 
Moszj-nski  die  Bevölkerung  Polens  nach  der 
HSuBerzahl  berechnet,  indem  er  fOr  jede« 
Haus  6  Personen  annahm.  Auf  seine  Yer- 
aalassung  ist  noch  in  demselben  Jahre  eine 
allgemeine  Zählimg  durchgeführt  worden, 
deren  Ergebnisse  er  zur  zweiten  Ausgabe 
seiner  Bev&lkerungstabelle  benutzte.  In  den 
Jahren  1790  und  1791  wurden  wieder  be- 
sondere Zählungen  mit  Unterscheidung  des 
Geschlechtes  und  mit  Angabe  des  Alters 
und  der  Beschäftigung  vorgenommen.  Die 
Ergebnisse  sind  bis  jetzt  nur  teilweise  auf- 
gefunden worden.  Nach  Moszynski  betrug 
1790  die  Bevölkerung  von 

Oroupolen  und  Masovien     i  53S757  Einwohner 


Ganz  Polen  7660787  Einwohner 

Von  grösseren  Städten  hatten  1787  Wai- 
schau  mit  Praga  96143  Einwohner,  Krakau 
23591  Einwohner  und  Lublin  85Ö0  Ein- 
wohner, 

Lltteratnri  a)Atlgfmtinet.  V.  Inama- 
Sternegg,  Die  Quellen  der  hiiloritrhen  Berät- 
kerungaUUUtit  (Statut.  MonaUtchriJt  XI!).  — 
Dertelbe,  Die  Enlieicketung  der  Bn-älkenmg 
EuTopot  teil  1000  Jahren  (Berieht  Über  den 
VlI.  int.  Kongreti  für  Hygiene  und  Demo- 
graphie 1S37.  So.  Heft).  —  RCtmslin  in 
Sehönbrrgt  Handbuch  der  polic.  Oekon.,  S. 
Avfi.  I.  S.  72-i.  —  JHeterlel,  Die  Vermehrung 
der  BrerilktTHng  von  Europa  leit  der  Mitte  des 
n.  Jahrh.  (Abh.  der  t.  Akademie  der  Wiieen- 
tehaften  xu  Berlin  1850). 

bl  Einzelne  Länder  und  Städte. 
MaflmU«h,  Gältliehe  Ordnung  (Jlortalitäli- 
IqfelH),  1742,  4-  -Auß.  I77S.  —  Mone,  Quelten- 
tammlung  I,  III.  Bd.  ZeiUehr.  f.  Getch.  de» 
Oberrheint,  Bd.  IS — tO.  {ZerttretUe  Materiaiitn.) 
—  Sehituiller,  Tübinger  Zeileehr.  f.  Staattic. 
S7.  Bd.  1S71.  —  iMmpreeM,  Deuteehei  Wirt- 
iek<iflaleben ,  I,  I.  —  v.  Inaina~St«megg, 
Devteehe  Wirttehajligetehichu,  I^III (Allgemeine 
(ietiehupunkte).  —  Iteraelbe,  Die  volkeairtteh. 
Folgen  dai  SOjähr.  Krieget.  (Säumen  hielor. 
Tatchenbueh)  ISef.  —  JMeterici,  lHiOeilungen 
dee  k.  preutt.  ifoluf.  Bureau»,  III,  IV.  JSÖO, 
1S51.  —  SchmoUer,  Studien  lur  preutt.  Wirt- 
BandwfirtwbDcb  der  StsRbwlMMUcliaftoa.    Zw«i(e 


eeh<ffüpolitik  II.  SerU  1887  (Jahrb.  XI,  t).  — 
Memm.l'HQer ,  Württembergitehe  JahriücAer, 
1847.  —  W.  THIUmA,  Die  Calver  Zeughand- 
Ungekompagnie  IS97  fExeart  III:  i.  altwiM- 
tembergitehen  Bevölterungtttatittik).  —  Fabrl- 
ciu»,  Beiträge  t.  Statittik  dei  Grotiherxoglume 
Heuen,  III,  lS6i.  —  Oindely,  Denktehr^flen 
det  k.  Akademie  der  Witt.  Phü.  Auf.  Ct.,  18. 
Bd.  1869.  —  Wolf,  Getchichtliche  Büder  auf 
Oetterraieh,  I,  1878.  ~  GAM^rt,  Sittungibe- 
richte  der  k.  Akademie  der  Witt.  13SS.  ~  J. 
Jaatrovi,  Die  Volktiahi  deuUcher  Städte  la 
Ende  drt  Mittelalteri  und  tv  Beffinn  der  Ifeu- 
teü.  (Hitioritehe  Unlertuehungen,  htgg.  von  J. 
Jattrtntr,  I)  1886.  —  C.  Blioher,  Frankfurt 
1886.  —  £.1^  Eheberg,  Stnutburg  (Jahrb. 
f.  Not.  u.  Stat.,  A'.  F.  7,  8)  l88Sß\  —  C.  Heget, 
Haim,  2füntberg.  (Chroniken,  d.devttehsn  Städte). 

—  A.  KtreMMtf,  Erfurt  (MiU.  f.  d.  Geteh.  v.  E. 
S).  —  Paaaehe,  Boilock  (Jahrb.  f.  Not.  h.  Stal., 
K.  F.  5)  ISSt.  —  O,  Richter,  Dretden  (Neuet 
Archiv  f.  tächi.  Getch.)  II.  ifeitten  (MiU.  d.  V. 
f.  Getch-d.  Stadt  M.  1.)  1882.  —-  O.  Knapp, 
Ltipiig  (MiU.  det  tialial.  Bur.  6.  H^  187X) 
teil  159S  aber  Bemegung  der  BeeSUterung  ; 
trete  X(mtumenleniähluHg  179i.  —  Oettemiehi' 
tehei  Städlebueh  I—III  lS87ff.  und  die  darin 
erwähnte  UikaU  Litteralur.  —  J.  H.  Woaer, 
Betrachtungen  Ober  die  Züricher  Wohnhätuir 
1778.  ^  SehtAter»  Bri^eehiel,  Heft  SS  (Mit- 
teilungen von  Water).  —  Müller,  J.  H.  Water 
(Züricher  Jahrbuch)  1877.  Zeiltchr.  f.  tchaeit. 
Statittik  1867,  S.  HS  (Diagramm  der  Bei-Slkerung 
det  Kantotit  Zürieh  teil  1467).  —  8.  Itatxryna- 
ka,  ZOriaht  Bevölkerung  im  17.  Jahrh.  (ZeiUehr. 
1S89).  —  SchSnberg,  Finameerhäiinine  ticm 
Batet  im  U.  und  15.  Jahrh.  1879.  —  Der- 
aelbe,  Baeelt  Bevülkerungttahl  im  ts.  Jahrh. 
(Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  N.  F.  VI.  1883).  —  J. 
laeMn,  Veber  die  Abnahme  der  Bevölkerung  in 
Botel,  1760.  —  Maltet.  Recherchet  hittoriipiet  et 
tiatittiquet  lur  la  populalion  de  Genive  fl-H^  bit 
18SS)  in  annale«  d'hygiene  publique,  vol.  17, 
Birit  1S37.  —  Butiunt,  Recherchet  tur  le  mau- 
vement  de  la  population  da  la  väie  de  Gsnei'e 
(Zttchr.  1376).  —  Mvret,  Veber  die  Bevölte- 
mng  det  Eantont  Waadt  (Zttchr.  1S88,  I).  -^ 
ßuiUaume,  Recherchet  tur  le  «touvernviK  de 
la  pi^iulalion  dant  le  eanton  de  Nevfchätel 
(ZitehT.  1876). 

Gregory  King,  Räitical  Condvtiont.  — 
Topham,  Archaeologia  VII.  —  Amyot  und 
Htiule  ib.  XX.  —  MaeatUay,  Hitt.  HtUlam, 
middle  Aget  III.  —  Roger»  tix  cmturisi.  — 
Derselbe,  economic  interpretatüm  of  hitiori/.  — 
Reiche  Litteratur  über  die  üev.  cngliicher  Städte 
im  Mitletaller  bei  Ch.  Groti  Gild  Merchantt  I, 
73.  —  Für  dat  Dometday  ElUi  introdnction, 
J/Oppenberg,  Getch,  von  England.  —  Tur- 
ner, hittory  of  Ihe  Anglo-Saxont.  —  Seebehta, 
Englith  vülage  Community,  deulteh  von  Bunten. 
Eine  befriedigende  itatitliiche  Bearbeitung  det- 
telben  fehlt  noch. 

VelJmhotc,  Om  Folbemaetigden  i  Danmark  i 
del  13.  Aarhundrede   Hitt.    Tidttkrifl  IV,  I84S. 

—  Bahlmann,  Dänitche  Getchichls  III,  1843. 

—  Falb«  Hangen  und  Seharltng,  Danmarkt 
Statittik  I,  1385.  —  Joh.  Stwnatrup,  Indien- 
ding i  Kormannertiden,  1876.  —  -foh.  Hant- 
merieh,  Bidrag  til  Belytning  af  den  dantkr 
Statt  Folkeinaengde  m.  v.  1.  Midten  af  Jet  I7'le 
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Aarh.  (Hut.  Tidtitrifl  3.  Raekkt  IT).  —  ■Joh. 
Orundlvtg,  to  Bercgainger  ovtr  Danmarkt 
Falkemaengde  henholdtvi*  {  J6fS  og  1B60  (Mtd- 
äeUUfr  /ra  JUntmtammtrel  /or    IS7f  og  1377). 

—  D.  Schäfer,  DU  Jlansetiädte  «nd  KSnig 
Waldmar  ron  DBnrmaTk,  1S79.  —  M.  Xubtn, 
Bidrag  tu  KjBhtnhami  BefoüminguUttittik  t 
16SO—17fO.  (Hitt.  Tidttkrift  5.  Ratkkt  III)  ISSg. 
Datu  Jahrb.  f.  yat.  ii.  Sfat.,  y.  F.  XL  S.  IS4.  — 
Foraarl,  Slatittik  cnn  Sehwedtn  18X5.  —  J. 
E.  Sara,  tä  Oblj/tning  om  FotktiHatngdent  Bt- 
voelgtlie  iNorgefra  detis.  lüdet  17.  Aarhimdredx. 
(Norike  hUt.  Tiduknfi  2,  Raekke  IIJ,  ISSl). 

LiBVOKaeur,  La  popviation  franfaüe,  I.  — 
JUMoire  dt  ta  popiiUUion  avant  1789.  ParU 
2S89.  —  Bureau  de  la  Malle,  Memoire  imt 
lo  popviation  de  la  Franee  du  i^""  giecle  (Mim. 
de  l'^Academie    de*    Interiptiont    XJV.  t.)    I84S. 

—  Sa^tgrin,  dhiombreTaent  du  royavme  de 
Ihinee,  1709.  —  Moheau,  Rtcherchti  et  eon- 
»idirationt  tur   la  popiäatüm  de  France,  1773. 

—  Memance,  Secherchei  fur  la  pc^tUUiim  dt* 
geTtinUü^i  d'Atiiergne,  dt  Lyon,  de  Rotten  et 
de  guäque*  autn»  välet  du  roj/avme  arte  dti 
f^ÄeiiofM  »ur  le  raleur  rfu  hli,  tant  tn  Franee 
qv'en  Angkttrre  depttii  IS? 4  jvsqu'tn  1764, 
176S.  —  NoureUtt  recherchet  nir  la  population 
dt  la  France  attc  det  remarqiiti  tur  diveri  ob- 
jeeti  d'admintttraUou,  1788  (Bewegung  der  Bi- 
vBlkerung}.  —  .V.  BaudrlUard,  La  popalation 
de  la  Fronet  au  XVIIP"  tirde  (Journal  de* 
eeonomlMaJ  3335.  —  W.  A.  Botaltale,  Le  bud- 
get  et  la  population  de  la  fVance  toui  Philippe 
de  Valoii  (Annuaire-Bulletin  de  la  Soc.  de 
l'hUtoire  d.  Fr.)  1375.  —  A.  de  Cltleute,  la 
population  dt  France  avant  1789,  1885.  — 
Au»ierdem  eine  Reihe  von  Afanographieen  in  den 
ISiUikationm  der  Ecole  dei  charUt  und  der  dt. 
parlemenlaUii  hietoritrhen  Vereine.  AUgemeinr 
Getichl^iunkit  Khon  in  Fi-oumenteau  itertt  dei 
ßnancet  1581.  —  Vavhan,  Dix^*  royai  (nach 
dfn  Mfmoirei  dei  inttndantt)  Monleaqttl^H 
Etprit  det  loi^  XXJIL  —  Voltaire  im  Dietion- 
naire  phäoiophiqne    und  Eisai   nir  lee  moeur*. 

—  A.  GuUlard,  Element  de  ttatiitiqve  hu- 
maine  ori  dimographie  comparft.  Die  lÄltenitur 
itt  lolhtändig  angegeben  bei  Ltvateeur, 

Baron  de  Reiffembet^,  tur  la  tIatitUque 
eneiennt  de  la  Beigigue.  Noureaux  Metnoire* 
de  l'AcaditHie  myale  dt  Bnixella  IX,  1S3S.  — 
J,  F.  WUIenM,  MengeUngen.  —  Sehaye», 
Mtuager  dtt  »eitncet  et  det  artt  de  la  Beigigue. 

Cibrario,  deüa  economia  pnliiiea  dtl  media 
evo  III  fS  ed.  lS4t,  p.  73ff.  —  GiuU  Belach, 
uns  nuora  Storia  della  popolationt  d'ItaUa 
(Nwtva  Aniclogia  S.  »er.,  11.  toi.)  p.  48g,  ~~ 
Beraelbe,  La  popolatiom  d'Iudia  nei  secoli 
16,  17  u.  18  (Bulletin  de  l'lnelituc  iTitemalional 
dt  tiatittigue  IIJ,  S.  ISSS).  ~  Ltutrl,  Richer- 
eht  Hill'  antica  t  modema  popolatione  dtlla 
fiaä  di  Firente  1775.  —  Sotvioni,  La  popo- 
larione  di  Bologna  nel.  eee.  XVII  (AUi  deüa 
dep.  di  etoria  per  Romagna  III.  Ser.  Vol.  VIII. 
Fatc.  I~III)  1890.  —  Fr.  Maggiore-Peml, 
La  popolatione  di  Sieüia  c  di  Pilermo  dal  10. 
al  17.  MC.  lS9t.  —  J.  Beloeh,  Da*  Verh/Otnii 
der  Geechlechttr  in  Italien  teil  dem  16.  Jahrk. 
(Jahrb.  /.  yoL  «.  Stat.,  S.  Folgt,  16.  Band). 

eourv  de  BoHan,  tuai  tur  Phitloire  fco- 
nontigue  de  l'Etpagne  1888.  —  WtrnUnghav», 
»panitche   Merlutntili»ten,   13S6.    —   J,    Jung, 


ROmiiche  Landteieiflen.  —  WUier^ieim,  173- 
iennandertaig.  —  GackiehIaqveUen,  heravtgt- 
geben  in.  Wartchav,  Bände  XII  bU  XVI  iwn 
Prcff.  Paici^kl,  XIX  bU  XXII  von  JoAl«- 
noieaM.  —  Korxon,  Die  innert  Geeehiehte 
der  Regierung  des  Slanista^u  Augttstut.  Der 
I.  Band  itt  der  Fläche,  politischen  Einteilung 
und  Bti^ölktntngefrage  geipidmet.  Sehr  lehr- 
reich,  jedoch  nieht  ohne  methodieche  Mfingel-  — 
iVo/.  J>r.  Xleesytulrf,  Die  polniechen  Votkt- 
lähbaigen.  —  Derselbe,  Die  polniecht  aügt- 
meine  Kopfiteutr.  —  Itertelbe,  Dit  Bevölkerung 
der  Krakauer  Diliette  nach  der  Zählung  1787. 
—  XI«CBVtuilct  und  Klytcxyckl,  Die  Jiidm- 
läMuTig  1765.  V.   Inatna. 


nL  Die  BeTÖlkernng  des  Altertums. 

1.  StatiBtiscbe  Erhebungen  im  Altertum. 
2.  Die  hiatorische  Deberlieferung.  Neuere  Dar- 
HtellnDgen.  3.  Ennittelong  der  Volkazahl  ans 
den  Anffat>en  über  die  erwachsene  männliche 
oder  wenTpflichtige  BeTßlkerong.  4.  Die  Skla- 
venziihl.  o.  Beyöllienmffsanafl,tEe.  Der  Orient. 
6.  Griechenland.  7.  Italien.  8.  Der  Bttrger- 
cenauB  der  EaiKrzeit    9.  Der  ProvinzUtcensne. 

10.  GeBamtbevOlkemng  des  römischen  Beichs. 

11.  BeTSlkemng  der  Stadt  Rom. 

L  Statistische  Erhebungen  im  Alter- 
tnm.  Alle  etatistischen  Aufnahmen  der  Be- 
völkerung erwachsen  auB  dem  Bedürfnis,  die 
milit&rieche  und  die  pekuniAre  Leistungs- 
fähigkeit eines  Staates,  seine  Wehrkraft  und 
seine  Steuerkraft  zu  ermitteln  und  die 
Grundlage  für  eine  gerechte  nnd  zweck- 
mSssige  Verteilung  dieeer  Lasten  zu  ge- 
winnen. Bei  primitiven  sozialen  Zuständen 
und  in  engbe^nzten  Staaten  lassen  »di 
diese  YerhsltniBse  leicht  übersehen  und  ab- 
schätzen ;  die  Fortentwickelung  der  Kultur 
macht  staatliche  Erhebim^n  nOtig.  Vor 
allem  Über  die  waffenfähige  und  dienst- 
pflichtige Mannschaft  musste  Buch  geführt 
werden.  So  wissen  wir,  doss  König  David 
nach  Begründung  des  israelitischen  Ein- 
heitsstaates eine  allgemeine  Zählung  der 
kriegspflichtigeu  Männer  vornehmen  liesa 
(Samuel  II,  24  —  die  angegebenen  Zahlen 
sind  masslos  übertrieben).  In  Athen  wurden 
die  dienstpflichtig  werdenden  jimgen  Leute 
altjährlich  verzeichnet ') ;  aus  diesen  Muster- 

')  Die  von  den  Phratrien  eeffihrten  Oebnrts- 
liaten  nnd  die  BUrgerliaten  der  Demen  berUhre 
ich  hier  nicht,  da  sie  zn  statiatiscbeo  Zwecken 
unbrauchbar  waren  und  auch  nie  dazu  verwertet 
worden  rind.  Aehnliche  Listen  gab  es  ancli 
sonst  in  griechischen  nnd  nichtariechischen  Ge- 
meinden Yereinzelt  finden  sich  Geburtsregister, 
in  denen  der  Geburtstag  nnd  der  Name  der 
Eltern  aufgeführt  waren ,  so  auf  den  Inseln 
Kos  und  Melos  (Corp.  inscr.  graec.  n  2439  b  =' 
Inscr.  ^aec.  InsnI.  TU  122^)  uad  in  Oea  in 
Nordafhka.  —  Vgl.  im  allgemeinen  W.  Levison, 
Die  Beurkundung  des  Civilstandee  im  Altertum 
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rollea  setzte  sich  der  xtttäXoyos  der  Hoplitei 
und  Ritter  zusammen,  in  dem  auch  die  Ab- 
^nge  verzeichnet  wimien  —  daher  kaau 
Thuiydides  HI  87  angehen,  dass  die  Pest 
in  Athen  4400  Hopliten,  300  Bitter  wegge- 
rafft }iabe;  «von  der  übrigen  Menge  lasst 
sich  die  Zahl  nicht  feststellen..  Aehnliche 
Stammrollen  wurden  wohl  in  den  meisten 
anderen  griechischen  Staaten  geführt. 

Steuerpflicht  und  Dienstpflicht  gdiören 
ureprflnghdi  zusammen.  Nur  wer  Ver- 
mögen besitzt  und  sich  selbst  ausrüsten 
buin,  hat  das  Recht  und  die  Iflicht  (im 
offenen  Felde  oder,  als  Jüngling  sowie  im 
höheren  Alter,  in  der  Reserve),  für  die  Hei- 
mat zu  kämpfen,  so  lange  seine  Kräfte  es 
ihm  möglich  machen ;  dieser  Grundsatz  gilt 
für  Israel  nicht  minder  wie  für  Hellas  und 
Rom.  Die  Stammrolle  umfasst  daher  nur 
die  besitzenden  Böi^r  im  Alter  von  18 
(Athen)  oder  17  (Rom)  bis  60  Jahren.  Für 
die  Steuererhebung  musste  man  natürlich 
weiter  greifen  und  auch  die  Yermögen  her- 
anziehen ,  deren  Träger  entweder  zimi 
Waffendienst  zu  alt  oder  Kinder  oder 
Witwen  (die  orbi  orbaeyue  oder  pupilH  pu- 
pillae et  viduae  des  römischen  Census) 
waren.  Wo  wie  in  Athen  unter  der  soloni- 
Bchen  Verfassung  und  in  Rom  die  hürger- 
lichen  Rechte  nach  dem  Vermögen  abgestuft 
waren,  war  es  um  so  nötiger,  hierüber  genaue 
Erhebungen  vorzunehmen.  Wie  es  scheint, 
hat  man  dieselben  abei'  in  Griechenland 
(ebenso  wie  bei  uub)  überall  den  lokalen 
Organen  Überlassen  und  keine  allgemeine 
staatliche  Steuer-  und  BOrgerliste  geführt, 
während  diese  in  Rom  bekannthch  seit 
der  Mitte  des  5.  Jahrhunderts  alle  5  Jahre 
von  staatlichen  Beamten,  den  Censoren,  auf- 
gestellt wird.  In  Rom  gab  es  daher  ein 
offizielles  Verzeichnis  sämtlicher  erwachse- 
nen Bürger  einschliesslich  der  Vermögens- 
losen und  eine  staatlich  genau  ermittelte 
Bfligerzahl,  in  Griechenland  nicht.  Auch 
als  in  Athen  im  Jahre  377  die  Steuerver- 
haltnisse  neu  geordnet  und  dabei  eine  all- 
gemeine EinscMtzung  des  gesamten  Volks- 
vermOgens  voi^nommen  wurde  —  der  Ge- 
samtbetrag belief  sich  auf  nahezu  5750  Ta- 
lente [etwa  31  Mill.  M.]^)  —  hat  man  den 
Bevölkerungsstand  zu  ermitteln  unterlassen. 
Das  ist  eiBt  unter  Demetrios  von  Phaleron 
(317^307)  geschehen,  aber  wie  es  scheint 
auch  damals  nur  für  die  erwachsenen  Männer 
(s.  unten).   Es  ist  wenig  wahrscheinlich,  dass 

(Jahrb.  des  Vereins  von  Alt«rtnmafrennden  im 
Bhemland,  Heft  1Ü2.    1898). 

')  Polyb.  n,  62,  DemoBth.  14,  19.  Mit  Un- 
recht habüi  die  neneren  Formeller  gemeint,  anr 
ein  Bmchteil  des  gesamten  VermOgena  sei  ein- 
geschltzt  (Boeckh)  oder  es  sei  das  emgeschätAte 
Einkommen  gemeint  (Kodbertus) :  a.  dagegen 
Beloch  im  Hermes  XS,  237ff.,  XXII  371ff. 


I  man  in  anderen  griechischen  Staaten  frdher 
dazu  geschritten  ist. 

Wie  auf  allen  Gebieten  der  Forschung 
empfinden  wir  auch  hier,  wie  viel  uns 
durch  den  Untec^an^  fast  der  gesamten 
Litteratur  der  hellemstiBchen  Zeit  verloren 
ist.  Alexander  der  Grosse,  der  die  Strassen 
Asiens  und  die  Höhen  seiner  Beige  ver-  " 
messen  Hess,  wird  auch  die  Bevölkemngs- 
verhältnisse  nicht  unberücksichtigt  gelassen 
haben,  und  in  der  That  ist  uns  aus  dem 
Werke  seines  Bematisten  (d.  i.  Feldmessers) 
Baiton')  eine  Angabe  über  die  Bevölkerung 
Aegyptens  und  das  Areal  Thebens  erhalten. 
In  den  hellenisti sehen  Staaten  haben  Auf- 
nahmen der  Bevölkerung  zweifellos  regel- 
mässig stattgefunden;  waren  dieselben  doch 
in  Aegypten  und  vermutlich  auch  in  ande- 
ren vorderasiatischen  Kultm^taaten  zu 
Zwecken  der  Verwaltung  und  Besteuerung 
(namenthch  für  die  Kopfsteuer)  seit  altera 
übhcb.  In  Alexandria  gab  es  eine  Behörde, 
welche  »die  Verzeichnisse  der  Einwohner 
führte.  (Diodor  17,  52),  und  zwar  umfasste 
die  Aufnahme  die  gesamte  freie  Bevölke- 
rung, Männer,  Frauen  und  Binder.  Aehn- 
lich  war  es  im  übrigen  Aegj-pten ;  die  Vor- 
steher der  einzelnen  Hausstände  haben  dem 
^Schreiber«  des  Quartiers  ein  Verzeiehnis 
der  Bewohner  ihres  Hauses  mit  genauen 
Angaben  über  Alter  imd  Beruf  oder  Stand 
derselben  einzureichen.  Geburten  und  To- 
desfälle mussten  der  Staatsbehörde  ange- 
zeigt werden;  letzteres  geschah  sofort,  weil 
sonst  die  Steuer  für  den  Verstorbenen  hätte 
weiter  bezahlt  werden  müssen,  während 
man  Geburten  meist  erst  nach  Jahren  an- 
meldete, unter  den  Römern  oft  erst  beim 
nächsten  Provinzialcensus,  der  in  Aegypten 
alle  14  Jahre  stattfand.  Aus  römischer  Zeit 
sind  uns  derartige  Urkunden  aus  Aegypten 
mehrftich  erhalten.  *)  Auch  über  den  in 
Aegypten  niemals  sehr  erheblichen  Sklaven- 
bestand  kann  es  an  Aufnahmen  nicht  gefehlt 
haben.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daes 
dieselbe  Einrichtung,  die  mit  unseren  Civil- 
sfandsregistem  vei^leichbar  ist,  in  Aegypten 
bereits  unter  den  Ptolemäem  und  den  Pha- 
raonen ,  vielleicht  schon  seit  sehr  früher 
Zeit  (jedenfalls,  wie  zahlreiche  Altersangaben 
lehren,  bereits  unter  der  26.  Dynastie,  die 
seit  664  v.  Chr.  regierte)  bestanden  hat. 
Darauf  beruht  es,  dass  in  Aegj'pten  jeder- 
mann  sein  Lebensalter  genau  kannte  und 


>]  Der  Name  ist  bei  Stephanns  Byz.  a.  v. 
^löanoUs  und  scbol.  B  zn  Ilias  IX,  363  bisher 
verkannt.  Der  Inhalt  des  Fragments  ist  offen- 
bar arg  veratUmmelt. 

*)  „ZäUbogen"  ans  Arainoe  im  Faijam  auB 
dem  Ende  des  zweiten  Jahrhanderta  n.  Chr.  aind 
publiziert  von  Wilcken,  Berichte  der  Berl.  Aliad. 
1883,  897  ff.  Anmeldungen  von  Geburten  nnd 
TodesDillen  bei  Levison  a.  a.  0. 
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dasselbe  auch  auf  den  Orabsteinea  genau  ver- 
zeichnet ist.  In  den  meisten  anderen  Län- 
dern dagegen  kannte  man  zwar  seinen  Ge- 
burtstag, den  man  regelmässig  feierte,  konnte 
aber,  wenn  mau  über  die  ersten  Jahrzehnte 
hinaus  war,  ftir  das  Lebensalter  meist  niu' 
einig  ungefähre  Schätzung  geben.  Daher 
sind,  wenn  es  sich  nicht  um  Tomehme 
Uänner  handelt  oder,  wie  in  Athen,  der 
Katalog  der  Wehrpflichtigen  genaue  Daten 
bot,  die  antiken  Angaben  über  das  Lebens- 
alter einer  Person  meist  sehr  unsicher. 
In  den  Ombinschriften  wie  in  den  Aitersan- 
gaben  der  römischen  Cenauehaten  finden  sich 
m  der  Regel  nur  allgemeine  Schätzimgen; 
die  durch  5  und  10  teilbaren  Alteraangaben 
flberwiegen  weitaus.  Dazu  fügte  man  dann 
in  den  Grabinsehriften  die  seit  dem  letzten 
Geburtstage  verlaufenen  Monate  und  Tage, 
wodurch  ein  Schein  von  Genauigkeit  hervor- 
gerufen wird,  der  durchaus  trügerisch  ist. 

Aehnliche  Einrichtungen,  wenn  auch 
nicht  von  gleicher  Vollkommenheit  wie  in 
Aegypten,  haben  wohl  audt  in  den  übrigen 
griechischen  Staaten  des  Ostens  bestanden. 
Von  dem  Census  des  rOmischen  Reichs 
wird  später  die  Hede  sein.  Hier  sei  nur 
erwähnt,  dass  nach  einer  Verordnung  des 
Kaisers  Marcus  um  165  n.  Chr.  zur  Fest- 
stellung des  Personenstandes,  namentlich 
für  Fräheitsprozesse,  aUe  Geburten  büi^r- 
licher  Kinder  inneiiialb  30  Tagen  in 
Rom  bei  dem  Präfekten  des  aeiarium 
Satumi,  in  den  Provinzen  bei  den  tabularü 
publici  angemeldet  und  beiu-kundet  werden 
sollten  (vita  Marci  9|.  Dem  entspriclit  es, 
dass  von  da  an  die  Altersangaben  in  den 
Grabinschriften  wesenthch  genauer  werden, 
bis  _  mit  dem  Siege  des  Christentums,  der 
Gleichgültigkeit  desselben  gegen  diese  Dinge 
entsprechend,  aufs  neue  unbestimmte  An- 
gaben die  Regel  w»den,  die  meist  auch 
ÄUBserlich  durch  eirciter  oder  plus  minus 
als  solche  bezeichnet  sind.  ^) 

Für  die  Ermittelung  der  Bevölkerung 
zahl  bieten  Civüstandsregister  wohl  ein 
Hilfsmittel,  aber  keine  feste  Grundlage.  Ob 
man  in  den  hellenistischen  Staaten  jemals 
eine  allgemeine  Volkszählung  vorgenommen 
hat,  ist  fn^ljch ;  Naehrichten  darüber  haben 
wir  nicht  Im  römischen  Reich  ist  eine 
allgemeine  Volkszählung,  wenn  überhaupt, 
60  nur  ein  einziges  Mal,  unter  Vespasian, 
vorgekommen  (s.  unten),  und  von  dieser 
sind  uns  keine  Zalilen  erhalten.  Dagegen 
ist  es  mir  nicht  zweifelhaft,  dass  sich  die 
Litteiatur  auch  mit  den  Fragen  der  Bevöl- 
kerungsverhältnisse  beschäftigt  hat,  so  wenig 
uns  dafür  auch  direkte  Zeugnisse  erhalten 


')  —  wir  haben  uns  die  Zustände  und 
'  Zeit  den  modernen  viel  ähn- 
licher zu  denken  als  man  gewöhnlich  an- 
nimmt. 

ä.  Die  historische  Ueberlieferang. 
Neuere  Daratellangen.  Von  den  ErgeV 
nisseu  der  Bevülkerungsaufnahmen  sind  uns 
direkt  nur  einige  wenige  und  häufig  sehr 
zweifelhafte  Notizen  erbeten.  Um  zu  einem 
Einbhck  in  die  BevOlkerungsverhällniase  des 
Altertums  zu  gelangen,  sind  wir  also  im 
wesentlichen  auf  die  Nachrichten  der  Histo- 
riker und  auf  Kombination  augewiesen. 
Wie  dürftig  und  imvollständig  aber  auch 
hier  das  Materia!  ist,  wird  begreifen,  wer 
erwägt,  dass  uns  von  Geschichtsquellen 
ersten  Ranges,  wie  man  sie  für  neuere  Ge- 
schichte allein  zu  Rate  ziehen  würde,  aus 
dem  Altertume  uur  drei  erbalten  sind :  die 
Werke  des  Thukydides,  des  Xeuophon  und 
des  Folrbios  (nur  unvollständig  erhalten); 
neben  ihnen  sind  etwa  noch  Cäsars  Memoiren 
zu  nennen.  Sonst  sind  wir  überall  auf  se- 
kundäre und  tertiäre  Darstellungen,  popu- 
läre Erzählungen.  Schul-  und  Handbücher, 
Kompendien  und  Qeschichtslabellen  ange- 
wiesen, und  wenn  auch  diese  in  der  Regel 
auf  zuverlässige  Quellen  zurückgehen,  so 
hat  doch  das  Detail  bei  dem  Uebergang  aus 
einer  Hand  in  die  andere  durchweg  gelitten, 
und  die  statistischen  Daten  z.  B.  sind  häufig 
ganz  unbrauchbar  geworden. 

Staatsmänner  und  Militärs  wie  die  ge- 
nannten und  zahlreiche  andere  unter  den 
antiken  Historikern  (z.  B.  für  Alexander  den 
Grossen  der  König  Ftolemäoa,  für  die  Dia- 
dochenzeit  Hieronymos  von  Kardia,  für  die 
römischen  BOrgerkriege  Asinius  Follio  u.  a.), 
besit7.en  klaren  Einbhck  in  die  materiellen 
Gnmdlagen  des  slaathchen  Lebens,  die 
militärische  Leistungsfähigkeit,  die  BevQlke- 
rungs-  und  Vermögens  Verhältnisse  eines 
Staates  und  üben  demgemSss  an  unhalt- 
baren Angaben  die  schärfste  Kritik,  die 
hinter  der  von  neueren  Forschern  au  der 
Ueberlieferung  geübten  und  so  oft  als 
'>Hyperkritik<  getadelten  Analyse  in  keiner 
Weise  zurücksteht.^)  Aber  tue  Masse  der 
uns  eiialtenen  Schriftsteller  hatte  von  diesen 
Dingen  —  und  ebenso  z.  B.  von  militäri- 
schen Operationen,  ja  selbst  von  der  Art, 
wie     der     Yerfassungsmechanismus     eines 


')  Ein  Niedenchlag  derselben  ist  uns  z.  B. 
in  den  Schriften  der  Eaiserzeit  Über  die  lang- 
lebigen Leut«  erhalten. 

')  Dos  bindert  nicht,  dass  «e  gelegentlich 
Irrtümer  begehen  oder  überlieferten  Angaben 
kritiklos  Glauben  ftcheaken,  wie  t.  B.  soear 
Ptolemäoa  die  Übertriebenen  Angaben  des  Kai- 
listhenes  über  die  Stärke  der  persischen  Heere, 
welche  Alexander  ecbtng,  acceptiert  hat.  Ancti 
nnter  den  neneren  Forschern  ist  keiner,  der 
nicht  gelegen tUch  die  Vorsicht  vergäase. 
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Staats  operiert  —  vielleicht  noch  weniger 
klare  Anschauungen  als  die  auf  gleicher 
Stufe  stehenden  modernen  Schrifteteller, 
und  ^rade  diejenigen  Historiker,  welche 
die  stüistiEcbe  Technik  und  das  hiBtorische 
Pathos  am  vollkommensten  beherrschen, 
haben  fOr  diese  Dinge,  fOr  die  nachtemen 
Realien,  am  wenigsten  Sinn,  so  z.  B.  Livjus 
und  Tadtus.  "Vor  allem  aber  werden  der 
volkstflmlichen  Anschauung  die  Ereignisse 
der  Vergangenheit  immer  in  einem  ideale- 
ren Lichte  und  in  (rrSsseren  Dimensionen 
erscheinen  als  die  der  Gegenwart ,  trotz 
aller  Proteste,  welche  die  wiuire  Oesdiichte- 
schreibung  seit  Thukydides  unablässig  da- 
gegen erhebt ;  und  immer  wird  man  geneigt 
sein,  die  Maditmittel  der  Gegner  zu  Über- 
schätzen, und  so  die  Bedeutung  eines  Sieges 
erhöhen,  die  einer  Niederlage  beschOnieen. 
Oleich  Herodot  zeigt  uns  die  absolute  Wert- 
losigkeit populärer  Tradition  flir  statistische 
Zwedte.  Er  berechnet  die  Stärke  des 
Heeres  des  Xerxes  zu  Land  und  Wasser 
auf  2641610  Mann  und  einen  mindestens 
ebenso  starken  Tross:  er  berichtet,  dass 
Mardonios  mit  300000  Mann  in  Öriechen- 
hmd  gestanden  habe,  er  schätzt  den  Zuzug, 
den  dieser  aus  den  nordgriechischen  Land- 
schaften erhalten  habe,  auf  50000  Mann; 
er  Ifisst  den  5000  Spartiaten  (und  5000 
Perißken),  die  nach  Plataa  auszogen,  35000 
Heloten  folgen,  die  als  Leichtbewaffnete 
Bedient  hal>en  sollen.  In  ähnüchen  Mass- 
Toei^keiten  bewegen  sich  die  Angaben  der 
römischen  Annalisten  über  die  ältere  Ge- 
schidite  Borns  —  doss  Valerius  Autias  die 
Neigung  hatte,  jede  ihm  überlieferte,  ^ 
wöhnhch  schon  ai^  flbertriebene  Zahl  noch- 
mals mit  zehn  zn  multiplizieren,  ist  bekannt. 
Aber  auf  allen  Gebieten  der  alten  Geschichte 
b^gnen  wir  analt^n  Uebertreibungen, 
wache  zu  den  zuverlässigen  Zahlen,  wo 
uns  solche  erhalten  sind,  im  schärfsten  Kon- 
trast stehen. 

Das  natürliche  Eesultat  derartiger  An- 
schauungen ist  der  Glaube,  dass  im  Gegen- 
satz zu  der  »Verödung  der  Gegenwart* 
(wie  Diodor  II,  5  unter  Augustus  schreibt) 
die  Urzeit,  die  Epoche  des  Ninus  und  der 
Semiiamis  weit  volkreicher  gewesen  sei ') 
und  &n  ständiger  Bückgan^  der  fiev(^ke- 
mng  stattgefunden  habe.  Dieselbe  Ansicht 
hat  dann  in  betreff  des  ganzen  Altertums 
bei  den  Vertretern  der  humanistischen 
Studien  aUgemein  geherrscht ,  und  noch 
Montesqiüeu  meinte,  die  Bevölkerung  der 
Erde  in  der  Gegenwart  sei  nur  der  zehnte 
Teil  der  im  Altertum  vorhanden  gewesenen. 
Die  erste  rationelle  Behandlung  der  Bevöl- 

■J  Diodor  meint  auch,  was  die  Sttoke  der 
BevClkenuig  angehe,  stehe  Italien  hinter  ]edem 
Volke  det  Orienta  weit  zarUck. 


kerungs  Verhältnisse  des  Altertums  stammt  von 
Hume  (1752),  der  mit  scharfer  und  gesunder 
Kritik  den  übertriebenen  Vorstellungen  ent- 
^gentrat  Seitdem  sind  die  einschiägigen 
Probleme  vielfach  mit  mehr  oder  weniger 
Scharfsinn  behandelt  worden,  bis  neuerdings 
(1886)  Beloch  den  Versuch  einer  umfeissen- 
den  Untersuchung  der  antiken  Bevölkemngs- 
Verhältnisse  unternommen  hat,  bei  der  die 
Einzelet^ebnisse  und  das  gewonnene  Ge- 
samtbüd  sich  gegenseitig  zu  stützen  und  zu 
ergänzen  bestimmt  sind.  Dass  die  einzelnen 
Ansätze  oft  äusserst  problematistdi  ^nd, 
liegt  in  der  Natur  der  Sache.  So  erklärt 
es  sich,  dass  Gelehrte,  die  lediglich  ein 
einzelnes  Gebiet  im  Auge  haben,  und  noch 
mehr  solche,  die  sich  zu  einer  lebendigen 
Anschauung  der  realen  Verhältnisse  des 
Altertums  nicht  haben  durcharbeiten  können, 
seine  Ergebnisse  auf  das  stärkste  angegriffen 
haben.  Auch  wir  werden  gelegenuiäi  von 
ihm  abweichen  müssen;  der  Hauptsache 
nach  aber  bewähren  sich  seine  Resultate  bei 
erneuter  Nachprüfung,  und  unstreitig  be- 
zeichnet Belochs  Werk  einen  wesentlichen 
Fortschritt  in  unserer  Erkenntnis  des  Alteiv 

8.  Ermlttelnnr  der  VolksKohl  ans 
den  Angaben  aber  die  erwachsene 
männliche  oder  wehrpflichtige  Bevölke- 
mng.  Aus  dem  vorstellenden  ergiebt  sich, 
dass  wir  Angaben  Ober  die  Gesamtbevölke- 
rung  eines  Staates  nur  ^nz  vereinzelt  be- 
sitzen. Weit  häufiger  sind  Anpben  über 
die  erwachsene  männliche  Bevölkerung;  die 
Altersgrenze  bildet  der  Beginn  des  wehr- 
fähigen Alters  imd,  was  damit  zusammen- 
fällt, des  ^tlven  Bürgerrechts,  d.  i.  das  17. 
oder  18.  Jahr.  Ganz  unberechtigt  ist  die 
bei  Historikern  und  Altertumsforschern  weit 
verbreitete  Meinung,  dieselbe  betrage  ein 
Viertel  der  freien  Gesamtbevölkerung.  unter 
der  Voraussetzung  numerischer  Gleichheit 
der  beiden  Geschlechter  —  die  für  das 
Altertum  wie  für  die  Neuzeit  annähernd 
angenommen  werden  darf  —  darf  man  sie 
vielmehr  auf  rund  ein  Drittel  derselben  an- 
setzen: in  Frankreich  bilden  die  Kinder 
unter  17  Jahren  gegen  31  °lo  der  Gesamt- 
bevölkerung, in  Ländern  mit  stärker  fort- 
schreitender Bevölkenmg  natürlich  einen 
etwas  grösseren  Prozentsatz.  —  Weit 
schwieriger  lässt  sich  zu  einem  Resultat 
gelangen,  wenn  uns  nur  die  Zahl  der 
Kriegsfi^gen  oder  des  GesamUufgebots 
eines  Staates  bekannt  ist,  wie  so  häufig  na- 
mentlich  bei   den    griechischen    Staaten.  *) 


')  Eegoudere  wertvoll  ist  anch  sein  Versuch, 
dos  Areal  der  antiken  Staaten  mligUchat  genau 
EU  bestimmen  imd  so  zugleich  die  Dnrchscbiiitla- 
bevOtkernng  der  einzelnen  Staaten  festzustellen. 

'}  Dass,  wenn  eine  Gemeinde  „mit  gesamtem 
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Hier  fallen  nicht  nur  die  höheren  Alters- 
klassen ans,  sondern  vor  allem  ist  es  er- 
forderlich, das  Verhältnis  zwischen  den 
heerespflichtig^n,  d.  h.  den  besitzenden,  und 
den  besitzlosen  Yolksklassen  festzustellen. 
Natürlich  ist  dasselbe  nicht  Überall  das 
gleiche  eeweseu.  Im  allgemeinen  scheint 
in  einfadien  Yerhältnissen  die  Ungleichheit 
des  Besitzes  geringer  zu  sein,  n'ährend  ge- 
steigerte Kultur  und  entwickeltes  stadtischeB 
Leben  wie  die  grossen  Vermögen  so  auch 
das  Proletariat  vermehrt.  In  ganz  runder 
Schätzung  scheint  in  Griechenland  im  fünf- 
ten imd  vierten  Jahrhundert  die  besitzlose 
Masse  etwas  zahlreicher  gewesen  zu  sein 
als  die  besitzenden  Klassen  (vgl.  unten), 
und  wo  genauere  Angaben  fehlen,  dürfen  1 
wir  wohl  dies  Verhältnis  auch  sonst  zu 
Grunde  legen. 

4.  Die  Sklavenzahl.  Es  bleibt  alsl 
schwierigste  Aufgabe  die  Ermittelung  der 
SldavenzahL  Es  ist  ein  grosses  Verdienst 
Belochs,  dass  er,  auch  hier  im  Anschluse 
an  Hnme,  die  allgemein  herrschende  An- 
schauung, als  habe  im  Alt«rtiun  die  Zahl 
der  Sklaven  die  der  Freien  weit  überetiegen, 
definitiv  beseitigt  hat.  Es  versteht  sich  von 
selbst,  dass  die  Sklaverei  mit  der  Hörigkeit 
eines  grossen  Teils  der  Bevölkerung,  welche 
uns   in   älteren    Yerhältnissen   überall    be- 

gignet  und  sich  in  Griechenland  in  den 
eloten  Spartas,  den  Penesten  Thessaliens, 
den  Leibeigenen  Kretas  u,  a.  erhalten  hat. 
nicht  verwechselt  werden  darf.^)  Die  Höri- 
gen können  von  dem  herrechenden  Stande 
völlig  abhängig  sein  und  aller  politischen 
nnd  persönlichen  Hechte  entbehren;  aber 
sie  sind  Yolks^nossen ,  Angehörige  des 
Stammes,  oder  in  einzelnen  Fällen,  wie  die 
Eanaanäer  unter  israeUtischer  Herrschaft 
oder  die  Unterthanen  mancher  griechischen 
Gemeinden,  ein  unterworfener,  zu  Abgaben 
und  Fronden  verpflichteter  Stamm  von  Ein- 
geborenen. Neben  ihnen  hat  eB  zwar  zu 
allen  Zeiten  geraubte  Kriegsgefangene,  ge- 
kaufte Sklaven  imd  nameuthch  Sklavinnen 
gegeben,  aber  unter  ureprünghchen  Verhält- 
nissen nur  in  sehr  beschränkter  Zahl. 
Denn  mit  dem  fremden  Knecht  ist  meist 
wenig  anzufangen,  und  für  die  wirtschaft- 
lichen Bedürfnisse  genügen  die  einheimi- 
schen Arbeitskräfte  durchaus.  Im  Orient 
ist  die  Sklavenzahl  niemals  bedeutend  ge- 
wesen, wenn  auch  grosse  Kriege,  wie   in 


iea  Alt«rtunia  im  allgemeinea  s.  meine  Schriften : 
Die  wirtgehaftlicbe  Entwickelung  des  Alt«rtnmB, 
1895,  nnd:  Die  Sklaverei  im  Altertum,  1898  (Vor- 
trag in  der  Gehestihuug). 


Aegypfen  zur  Zeit  des  neuen  Reichs  (seit 
1580  V.  Chr.),  vorübergehend  ein  Anwachsen 
der  Sklaven  zur  Folge  gehabt  haben.  Aber 
die  aus  der  griechischen  nnd  römischen 
Geschichte  bekiuinten  und  von  der  popu- 
lären Anschauung  auf  das  ganze  Altertum 
übertr^enen  Dimensionen  hat  im  Orient 
die  Sklaverei  niemals  angenommen,  selbst 
nicht  in  den  phönicischen  Handelsstädten. 
Auch  in  Griechenland  wurde,  ausser  wo,  wie 
in  den  oben  angeführten  Öebieten,  die  volle 
Leibeigenscliaft  sich  entwickelt  hatte,  überall 
das  Land  durch  freie  Bauern  und  durch 
Tagelöhner  bestellt,  welche  sich  den  grösse- 
ren Grundbesitzern  verdangen  und  von  ihnen 
zum  Teil  auch  (wie  die  Klienten  im  alten 
Rom)  politisch  abhängig  waren ;  die  Sklaven 
kamen  neben  ihnen  nur  in  sehr  geringem 
Umfange  in  Betracht.  Auch  die  Handwer- 
ker, Matrosen  etc.  waren  zu  allen  Zeiten 
grösstenteils  freie  Leute :  nichts  ist  verkehr- 
ter als  der  Glaube,  in  Athen  imd  Rom 
hätte  die  Mehrzahl  der  Handwerker  aus 
I  Sklaven  bestanden.  Zu  grosseren  Dimen- 
i  sionen  wächst  die  Sklavenzahl  erat  an, 
'  wenn  die  gesteigerte  Kultur  das  Bedürfnis 
'  vermehrt,  namentlich  wenn  sich  eine  Gross- 
industrie  entwickelt,  und  wenn  zahlreiches 
und  billiges  Menschenmaterial  zur  Ver- 
fügung steht,  vor  allem  durch  fortdauernde 
Kriege. 

'Dass  es  bei  den  Griechen  gekaufte 
Sklaven  ursprünglich  nicht  gelben  hat,  ist 
eine  von  den  Alten  allgemein  anerkannte 
Thatsache.  Die  Peloponnesier  sind  zn 
Thukydides  Zeiten  avtoveyoi  (I  141),  d.  h. 
sie  besorgen  ihre  Arbeiten,  namenthch  den 
Feldbau,  selbst,  nicltt  durch  Sklaven.  In 
Phokis  und  Lokris  gab  es  noch  um  360 
kaum  Sklaven,  und  als  Mnason  in  Phokis 
1000  Sklaven  einführte,  wurde  er  hart  an- 
gegriffen, weil  er  eben  so  vielen  BQi^ru 
den  Lebensunterhalt  raube  (Timäos  bei 
Athenäus  VI  86).  Eine  grössere  Sklavenschaft 
finden  wir  zueret  in  den  ionischen  Städten, 
namentlich  auf  Chios.  Von  hier  dringt  sie 
in  die  Handels-  und  Industriestädte  des 
Mutterlandes  ein,  nach  Korinth,  Acgina, 
Sicilien  etc.  Seit  dem  fünften  Jaiirhundert 
hat  dann  vor  allem  Athen  einen  grossen 
Sklavenatand,  der  ausser  für  die  Grossindus- 
trie namenthch  auch  für  den  Betrieb  der 
Bergwerke  die  Arbeitskräfte  liefert  Aber 
dass  die  bei  Athenäus  VI  103  erhaltene 
Angabe.  Athen  habe  400000,  Korinth 
460000,  A^na  470000  Sklaven  gehabt, 
geradezu  widersinnig  ist,  ist  seit  Hume 
mst    allgemein    anerkannt,  i)     Im    vierten 


')  Wahrscheinlich  sind  mit  Beloch  überall 
lie  40  Myriaden  als  Versehen  in  streichen  (K 
=  40  und  =  lOOOO),  Korinth  hat  60000.  Aegina 
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JahrhDudert  scheinen  ia  Ättika  die  Sklaven 
ungefähr  ebenso  zahlreich  oder  höchateos 
ein  Tcenig  stärker  gewesen  zu  sein  wie  die 
freie  Bevölkerung.^  Auch  für  die  pereön- 
Uche  Bedienung  beginnt  man  immer  zahl- 
reichere Sklaven  zu  verwenden.  Der  alles 
Mass  übCTSchreiteode  Lnnis,  der  in  helle- 
nistischer und  vor  allem  in  römischer  Zeit 
in  diee^  Beziehung  getrieben  ist,  hat 
neuere  Foischer  vielfach  dazu  geführt,  die 
antike  Sklaven  zahl  gewaltig  zu  überschätzen. 
Sie  haben  übersehen,  dass  die  ärmere  Be- 
völkerung, die  von  ihrer  Hände  Arbeit 
lebte,  keine  Sklaven  halten  konnte  und  dass 
die  Familien,  in  denen  die  Zahl  der  Sklaven 
die  der  freien  Familienmitglieder  überstieg, 
naturgemäs.s  immer  nur  einen  kleinen 
Bruchteil  der  Bevölkerung  ausgemacht  ha- 
ben können.  Trotz  der  Sklaven  schwärme 
der  vonjehmen  Häuser  wird  die  Gesamt- 
zahl der  Haussklaven  im  Altertum  die  der 
männlichen  und  weiblichen  Bedienung  in 
unseren  Häusern  nicht  wesentlich  über- 
schritten haben,  nur  dass  das  Verhältnis 
der  Gesclilechter  das  umgekehrte  war  wie 
gegenwärtig. 

In  der  hellenistischen  Welt  sind,  soweit 
wir  sehen  können,  auch  im  westlichen  Klein- 
asien, in  Maeedonien  u.  a.,  die  Zustände 
herrschend  geworden,  wie  sie  sich  in  Griechen- 
tand gebildet  hatten.  Einen  ungefähren  )Ias3- 
stab  giebt  ab,  dass  Galeniis  (unter  Marcus 
Aurelius)  ffir  Fergamon  die  Sklaven  auf  die 
Hälfte  der  freien  Bevölkerung  ansetzt  (er 
rechnet  Jlänner,  Frauen  und  Sklaven  zu  je 
40000  Seelen).  Wir  dürfen  dies  "Verhältnis 
vohl  anch  auf  die  anderen  Städte  Klein- 
agiens,  vielleicht  anch  auf  die  Hauptstädte 
Syriens  anwenden.  Auf  dem  flachen  Lande 
war  die  Sklavenzahl  natürlich  weit  geringer; 
denn  für  den  Ackerbau  (und  ebenso  für  das 
Kleingewerbe)  behauptete  die  freie  Arbeit 
zwar  nicht  mehr  die  Alleinherrschaft,  war 
aber  durchaus  die  Kegel. 

Auch  in  Itahen  und  SicÜien  herrschten 
iffsprünglich  die  gleichen  Verhältnisse  wie 
in  Griechenland,  Die  grossen  Kriege  und 
die  Begründung  der  römischen  Weltherr- 
schaft haben  aber  bekanntlich  zur  Ent- 
wicketung  einer  Plantagenwirtschaft  geführt, 
wie  sie  die  alte  Welt  sonst  nii^nds  (ausser 
vielleicht  im  karth^ischen  Afnka)  gekannt 
hat.  Die  ununterbrochene  Heranziehung  der 
itahschen  Bauernschaft  zu  langwierigen  über- 

70000  gehabt,  während  bei  Athen  die  Zahl  ana- 
gefallen ist. 

')  Ich  mache  darauf  aufmerksam,  daaa  nur 
in  ganz  wenigen  der  amerikanischen  Sklaven- 
staaten die  Zahl  der  Sklaven  etwas  hüher,  in . 
den  meisten  aber  ganz  erhetilich  niedriger  ge- 
wesen ist  als  die  der  weissen  Bevülkernng. 
Nur  auf  den  Antillen  war  die  Sklavensahl  be- 
tr^htlich  höher. 


ä  denen  sie  Jahre  lang 

unter  der  Fahne  gehalten  wurden,  die  Mög- 
lichkeit, sie  durch  hillige  Arbeitskräfte  zu 
ersetzen,  die  nicht  dienstpflichtig  werden 
konnten,  und  auf  der  anderen  Seite  die  Er- 
drÜckuDg  des  italischen  Korns  durch  die 
überseeische  Konkurrenz,  die  diuvh  die 
Weltstellung  Roms  und  Italiens  v51%  ver- 
änderten sozialen  und  ökonomischen  Ver- 
hältnisse, die  dadurch  verursachte  Anhäufung 
gewaltiger  Kapitalien  und  das  Zusammen- 
strt")men  der  Landbevölkerung  in  die  grossen 
SlAdtCj  vor  allem  nach  Eom  selbst  —  das 
sind  die  Ursachen  dieser  £at^\-ickeliing,  die 
mit  Naturnotwendigkeit  die  Zersetzung  des 
italischen  Staats  im  Gefolge  hatte.  Es  ist 
bekannt,  wie  ernsthaft  und  wie  vergeblich 
die  römischen  Staatsmänner  dieser  Ent- 
wickelung  entgegen  zu  arbeiten  versucht 
haben;  aus  ihr  ist  die  römische  Revolution 
hervorgegangen.  Sie  hat  zugleich  dazu  ge- 
führt, dass  der  Sklavenhandel  und  der 
Sklavenfang  (namenthch  in  Kleinasien  und 
Syrien)  Dimensionen  angenommen  haben,  die 
f^t  den  centralafrikanischen  Zuständen  ver- 
gleichbar sind. 

Aber  auch  hier  haben  wir  uns  vor  üeber- 
schätzung  zu  hüten.  Die  Latifundien,  die 
Plantagen-  und  Weidewirtschaft  gelangten 
zu  voller  Entwickelung  nur  in  Sicihen  in 
Unteritalien  (Apulien  und  Lucanien)  und  in 
den  fruchtbM:en  Iiandschaften  des  Westens 
(Etrurien,  Latium,  Campanien),  dagegen  nicht 
oder  doch  nur  in  sehr  beschränktem  blasse 
im  Gebirge  und  ebensowenig  in  der  Po-Land- 
schaft; hier  sind  zwar  auch  grosäc  Land- 
komplexe  in  einer  Hand  vereiiugt,  aber  sie 
werden  nicht  durch  Sklaven,  am  wenigsten 
durch  Gefesselte,  sondern  durch  fi'eie  Pächter 
(Colonen)  bewirtschaftet.^)  Und  auch  in 
jenen  lÄndschaften  behauptete  sich  trotz 
der  Ungunst  der  ökonomischen  Verhältnisse 
eine  recht  bedeutende  Zald  freier  Arbeiter: 
hat  doch  Cäsar  verordnet,  dass  bei  der 
Weidewirtschaft  mindestens  ein  Drittel  der 
Hirten  aus  erwachsenen  freien  Männern  be- 
stehen solle  (Sueton.  Cäs.  42).  Es  ist  also 
zweifellos,  dass  in  ganz  Itahen  zusammen- 
genommen selbst  zur  Zeit  des  Äugustua  die 
Sklavenzahl  immer  noch  wesenthch  hinter 
der  der  freien  Bevölkerung  zurückstand. 
Von  da  an  aber  kann  ein  weiteres  Anwachsen 
derselben  nicht  mehr  eingetreten  sein,  da 
infolge  des  dauernden  Friedens  und  der 
Wiederherstellung  allgemeiner  Sicherheit  im 
Reich  die  bisherigen  Quellen  des  Sklaven- 
bezugs verstopft  waren.  Die  natürliche 
Vermehrung  der  Sklavensciiaft  aber,  ohne 
Zuwachs  von  aussen,  ist  überall  notwendig 

')  Plinios  epist.  3,19  u.  a.  Hommsen  im 
Hermes  XtX,  1884,  -SSSff.  auf  Grund  der  Ali- 
mentatJonsarkDQden. 


zecb,  Google 
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geringer  als  die  der  freien  Bevölkerung,  \ 
und  die  sehr  mhlreichen  Freilassungen  i) 
haben  de  weiter  vermindert.  Auch  wenn 
man  demgegenüber  in  Rechnung  bringt, 
dass  fortwätu«nd  zahlreiche  Freie,  die  sich 
nicht  mehr  ernähren  konnten ,  sich  frei- 
willig in  die  Sklaverei  begaben,  so  kann 
doch  kein  Zweifel  sein,  dass  die  äeeamt- 
zahl  der  Sklaven  in  der  Eaisexzeit  st&ndig 
geBunken  ist,  bis  sie  mit  dem  AusgaDg  des 
Altertums  als  wirtschaftlicher  Faktor  so  gut 
wie  vollständig  verschwindet 

5.  BeTölkenrngsanBÜtEe.  Der  Orient. 
Versuchen  wir  jetzt,  zu  positiven  Zahlen 
über  die  Bevölkerung  der  wichtigsten  Kultur- 
Staaten  zu  gelangen. 

Dass  Aegypteu.  wie  gegenwärtig,  so 
auch  im  Altertum  dicuter  bevölkert  war  als 
irgend  ein  anderes  Land  der  Erde  (abge- 
sehen von  Teilen  von  China  ond  HindustaJi), 
ist  bekannt.  1882  zahlte  es  (bis  zum  2,  Katar 
rakt)  6800000  Einwohner,  auf  den  qkm  205. 
Dass  die  Bevölkerung  in  der  Blflte  des 
Phacaonenreichs  wie  in  der  PtoIemSerzeit 
wesentlich  geringer  gewesen  wäre,  ist 
schwerlich  anzunehmen,  zumal  die  Alten 
oft  von  der  ausserordenüichen  Yolksdichtig- 
keit  des  Landes  und  seinen  zahllosen  Ort- 
schaften (nach  Herodot  20000,  nach  Theo- 
krit  u.  a.  33333)  reden.  Unter  den  Pharao- 
nen soll  denn  auch  die  Oesamtzahl  der  Be- 
völkerung 7  Millionen  betr^en  haben  (Heka- 
täos  von  Abdera  bei  Diodor  I  31),  unter 
Nero  »nach  Ausweis  der  Kopfsteuer  mit 
Ausschluss  der  Bewohner  Alexandrias«  7'/» 
Millionen  (Josephus  Bell.  Jud.  II  16,  4).  Ich 
glaube,  dass  diese  Schätzungen  ungefähr 
richtig  sind  und  wir  nicht  mit  Beloäi  die 
bei  Dtodor  folgende  Angabe,  »jetzt  [d.  h, 
unter  Ptolemäos  I.]  beti^t  die  Bevölkerung 
nicht  weniger  als  3  MiUioneni,  für  richtig 
halten  dürfen;  hier  scheint  eine  Corruptel 
vorzuli^n.  —  Die  Bevölkerung  von  Alczau- 
dria  wird  von  Diodor  JtVlI  52  für  die 
Zeit  Cflsars  auf  Grund  der  Bevölkerungs- 
liste  auf  300000  Freie  angegeben,  wozu 
eine  nicht  unbetrftchtliche  Sk&venzahl  hinzu- 
zurechnen wäre. 

Serien  und  die  Euphrat-  und 
Tigrislande  sind  im  Altertum  weit 
stärker  bevölkert  gewesen  als  gegenwärtig; 
genauere  Anhaltspunkte  fflr  die  ältere  Zeit 
dürften  sich  aus  den  assyrischen  Angaben 
gewinnen  laesen.  Hier  sei  nur  für  die 
syrischen  Landschaften  auf  die  Ausdehnung 
der  phiSnicischen  Kolonisation,  fflr  Altbaby- 
lonien  auf  die  zahlreichen  blühenden  Städte 


')  DasB  Äugnatus  dieselben  im  Interesse 
der  bÜT^erlicben  Bevtilkerang  zn  bescbrfinken 
suchte,  ut  ein  Bcblageader  Beleg  fOr  ihre  Ads- 
dehnODg.  Die  Inschriften  etimmen  damit  voll- 
etäadig  überein. 


im  Cregensatz  zu  seiner  jetzigen  Verödung 
hingewiesen.  Seleucia  am  Tigris,  die  helle- 
nistische Nachfolgerin  von  Baby  ton,  soll  nach 
PliniusYI  122:  600000  Einwohner,  bei  der 
Zerst^irung  durch  die  Römer  im  Jahre  164 
n.  Chr.  400000  Einwohner  gehabt  haben 
(Otos.  VU  15  u.  a.).  FOr  die  Volkszahl  des 
alten  Assyriens  legen  seine  Kriege  Zeugnis 
ab;  doch  kennen  wir  die  Organisation  des 
Heerwesens  nicht  genügend. 

Genauer  unterrichtet  sied  wir  Aber  die 
Israeliten.  Zwar  sind  die  phantastischen 
Zahlen  des  Pentateuchs  und  der  Chronik 
sowie  die  Angabe,  Davids  Volkszählung  (s.  o.) 
hätte  in  Israel  700000,  in  Juda  500000 
Krieger  ergeben,  völlig  unbrauchbar.  Aber 
im  Deboralied  wird  Israel  (d.  h.  die  Noid- 
stämme  zu  beiden  Seiten  des  Jordan  mit 
Ausschluss  von  Jnda)  auf  40000  Krieger 
geschätzt,  ■)  in  einer  Zeit,  in  der  die  Städte 
noch  grösstenteils  kanaanäisch  waren.  Und 
aus  dem  Bericht  Ober  eine  von  König 
Menachem  im  Jahre  738  v.  Chr.  an  Assyrien 
gezahlte  Abgabe  (Beg-  ü  15,  20)  erfahren 
wir,  dass  d^mials  das  Königreich  Israel  (d.  i. 
ungefähr  dasselbe  Gebiet  ^vie  im  Deboralied, 
nach  der  siAteren  Geographie  die  Land- 
schaften Galiläa,  Samana,  der  nördhdiste 
Teil  JudSas  und  der  Westen  des  Ostjordan- 
landes)  60000  kriegspfhdit^ ,  d.  h.  be- 
sitzende Männer  z^te.  Das  würde  auf 
eine  Gesamtbevölkerun^  von  mnd  400000 
bis  450000  Seelen  schhessen  lassen,  wozu 
noch  die  nicht  sehr  zahlreichen  Sklaven 
hinzuzurechnen  wären.  Da  der  Assyrer- 
könig  Sargon  nach  der  Vernichtung  des  vor- 
her schon  beträchtlich  verkleinerten  Reichs 
nach  eigener  Angabe  27800  Seelen  abge- 
führt hat  {722  V.  Chr.),  so  lässt  sich  ziem- 
lich sicher  erkennen,  welchen  Teil  der  Be- 
völkerung das  sogenannte  assyrische  Exil 
betroffen  hat;  es  sind  etwa  8 — S'/o  weg- 
geführt und  durch  fremde  Kolonisten  er- 
setzt worden,  natürhch  die  angesehensten 
Männer  des  Landes.  Bedeutend  kleiner  war 
die  Einwohnerzahl  des  kleinen  und  grössten- 
teils wenig  kulturfähigen  Königreichs  Juda. 
Sanherib  giebt  (an  einer  oft  missverstandenen 
Stelle  seiner  Ännalent  den  46  Landgemeinden 
Judas  200 150  E^wouner.  Dazu  kämen  dann 
noch  die  Bewohner  Jerusalems,  die  wir, 
entsprechend  der  heutigen  Bevölkerung,  etwa 
auf  25000  Seelen  schätzen  dürfen.  Hier 
war  die  Deportation  bekannUich  viel  ein- 
schneidender; dem  entspricht  es,  dass 
unter  KjTos  nach  den  im  wesentlichen 
authentischen  Listen  der  Bflcher  Eara  und 
Nehemia  42360  Seelen  (darunter  ca.  30000 


')  Vielleicht  ist  das  allerdings  kein« 
Schätzung,  sondern  der  Dichter  will  lediglich 
eine  hohe  rande  Zahl  angeben. 
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MAnner)^)  nebst  7337  Enechten  und  M9gden 
aus  Babel  in  das  verödete  Land  zurücfr- 
kehrten.  In  helleniBtischer  und  rCmlsclier 
Zeit  hatte  PalftBtiDa  einen  betr&chtlich 
grCsseren  Umfang  als  vorher,  aber  Dach  den 
alleidings  nicht  Behr  zuverlässigen  Daten 
des  Joeepbus  auch  eine  intensivere  Bevölke- 
rung. Man  ■wird  sie  vor  dem  Ausbruch  des 
rünuscheo  Eriegea  auf  rund  l'/i  Millionen 
ansetzen  kConen  (Beloch  schätzt  sie  etwas 
zu  hoch). 

£leinasien  und  Serien  haben  eeit 
Alexander  dem  GroBBen  einea  stets  steigen- 
den AuischTUDg  genommen,  denen  die 
Gallierzfige  nnd  die  Kriege  der  Selenciden- 
zeit  trotz  einzelner  Katastrophen  keinen  Ab- 
bruch gelhan  haben;  die  zahlreichen  neu- 
gegründeten  Städte  gelangten  zu  grosser 
Blüte,  die  Heliemsienmg  vollzog  sich  rasch 
und  voUstAndig.^)  Die  Misswirtsdiaft  der 
römischen  Republik,  der  Skiavenraub,  die 
Piraterie,  die  mithridatischen  Kriege  etc. 
brachten  dann  einen  schweren  Kückechlag. 
Aber  das  Eaiserreciment  hat  denselben  nicht 
nur  wieder  ausgewichen,  sondern  die  Kultur 
dieser  Ulnder  auf  eine  Höhe  geführt,  die 
vorher  wie  nachher  nie  auch  nur  annähernd 
erreicht  worden  ist.  Die  zahlreichen  Städte 
in  jetzt  fast  unbewohnten  Gegenden,  das 
Vorschieben  des  Kulturlandes  weit  in  das 
heutige  Wüsten  gebiet  hinein  sind  dafür 
lebendige  Zeugen.  Leider  fehlen  alle  ge- 
naueren Angaben.  Dass  nach  Galen  Ferga- 
mon  40000  freie  Männer  und  eine  gesamte 
Eünwohnerechaft  von  12U000  Bewohnern 
hatte,  ist  schon  erwähnt.  Apaniea  am 
Orontes,  mit  sehr  fruchtbarem,  ausgedehntem 
Gebiet  zahlte  nach  dem  römischen  Census 
des  Jahres  6  n,  Chr.  117  000  homines  cives 
(d.  L  bürgerhche  Gesamtbevölkerung).^)  Da- 
nach mag  n^an  die  Bevölkerung  der  Gross- 
stSdte,  wie  Ephesos,  Smyrna,  Kyzikos, 
Antiochia  etc.  abschätzen.  —  Einen  weiteren 
Anhalt  bietet  die  Angabe  der  Siegesinschrift 
des  Pompejus  (Plin.  bist.  nat.  7,  97),  er 
habe  im  Seeräuber-  und  mithridatischen 
Kriege  12183000  Menschen.  846  Schiffe, 
1538  Städte  und  Burgen  *)  besi^  und  unter- 


')  Von  densellien  hat  eich  der  zehnte  Teil 
in  Jemsalem  »elbst  tkngeiiedelt  (Seh.  11,  1). 

*)  NatQrlich  ist  hierbei  die  innere  nnirat^ht- 
bare  Hochebene  EleinaaienB  (Ljkaoaien  nnd 
Kappadokien},  in  die  Qberdies  die  hellenistische 
Enltnr  erst  in  der  Kaiserzeit  eingedrunsien  ist, 
nicht  berücksichtigt.  —  Von  den  Verhältnissen 
der  Alteren  Zeit  liUst  sich  wenig  erkennen; 
doch  mflssen  auch  damals  Lydien  nnd  Karlen 
nnd  ebenso  z.  B.   die  pitidischen   Berge  eine 


ganz  zu  echweigei 

*)  Epbemens  epigraph.  IV  638. 

*)  Plntarch  Pomp.  46  giebt  lOOO  Burgen  nnd 
900  Städte  an. 


worfen.  Dm  sie  zu  verwerten,  müsste  man 
die  Zahl  der  Seerfinber,  die  Heere  des  Mithri- 
dates  und  wahrecheinli(»i  die  Bewohner  Kretas 
abziehen.  Dann  bleiben  aber  immer  noc^ 
etwa  11 ',a  Millionen  Sn wohner  für  die 
Landschaften  Pontes,  Eappadokien,  Kilikien, 
SirTien  mit  Palästina  und  dem  Nabatäer- 
tänd,  Armenien  und  die  Kaukasusländer. 
Wie  es  scheint,  beruht  die  Angabe  auf  an- 
nähernd korrekter  Schätzung,  die  dem  Pom- 
pejus zweifellos  mO^iich  war.  Zieht  man 
für  Armenien  und  die  Kaukasuslfinder  etwa 
2—3  Millionen  ab  und  setzt  das  westliche 
Kleinasien  mit  Beloch  auf  etwa  8 — 9  Millio- 
nen an  (was  gewiss  nicht  zu  hoch  gerechnet 
ist),  so  ergiebt  sich  für  die  aeiatisdien  Pro- 
vinzen des  römischen  Reichs,  d.  1.  das  Land 
diesseits  des  Euplirat,  im  ersten  Jahrhundert 
V.  Chr.  eine  Bevölkerung  von  etwa  17 — 18 
Millionen. 

6.  Crriechenlaad.  Für  Griechenland 
hegt  uns  namentlich  über  Attlka  genügen- 
des Material  vor.  Im  fünften  Jahrhundert 
winl  Attika  auf  30(¥X)  Bürger  gestiätzt 
(Herodot  V  97  u.  a.),  die  Angabe,  d^s  Athen 
beim  Ausbruch  des  peloponnesischen  Krieges 
130(N>  HopHten  (vom  20.  Lebensjahre  an) 
ins  Feld  stellen  konnte,^)  führt  auf  eine 
noch  etwas  höhere  Zahl.  Für  die  Gesamt' 
bevöjkerung  kommen  hinzu  die  damals  schon 
sehr  zahlreichen  Metöken  —  Im  Jaiire  431 
stellten  sie  3000  Hopliten  (Thiik.  II  31)  — 
und  die  Sklaven,  für  deren  Berechnung  es 
einen  Anhalt  glebt,  dass  im  dekelelsäien 
Krieg  über  2U0(W,  »grösstenteils  Hand- 
werker., entlaufen  sind  (Thuk.  VII  27). 
Man  wird  demnach  für  die  perikleische 
Zeit  eine  freie  bfli^rhche  Bevölkening  von 
über  100  000  Seelen,  etwa  ebensoviel  Sklaven 
und  gegen  30  (XHJ  Metöken  annehmen  dürfen.*) 
Der  Krieg  imd  die  Pest  brachten  einen  sehr 
starken  Menschenverlust,  der  für  die  Büiger- 
Echaft  nie  wieder  ausgeglichen  ist ;  dagegen 
ist  die  Fremdenzah]  sehr  bedeutena  ge- 
wachsen, die  alte  Sklavenzahl  wahrschein- 
lich wieder  erreicht  worden.  Bei  dem 
CensuB  des  Demetrios  von  Phaleron  im 
Jahre  312  ergaben  sich  21 OOIJ  Bürger  (über 

18  Jahre),  100(H)  Metöken  und Sklaven 

(s.  0.  S.  678).  Dem  entspricht  es,  dass,  als  im 
Jahre  322  durch  Antjpater  das  aktive  Bürger- 


'1  Thnk.  II  13.  31.  Im  einzeben  bietet 
die  Deutung  der  Angabe  nnd  namentlich  die 
der  folgenden,  daes  Athen  noch  16000  Scbwer- 
bewaflhete  ans  den  ältesten  und  jüngsten  Jahr* 

egen  nnd  den  Metöken  als  Beserve  stellen 
nte,  viele  Schwierigkeiten. 
']  Das  w&ren  nach  Beloch  ca.  89  anf  den 
qkm.  Etwa  die  Hälfte  der  Bevdlkerung  wohnte 
allerdingH  wobl  in  Athen  (einBchliesslich  des 
PiiaeasT.  —  Hinzu  kommen  für  Athens  Gesamt- 
macht  die  Elemchen  auf  Enboea,  Lemno«,  Im- 
bros,  SamoE  etc. 
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recht  auf  dieieni^n  beschränkt  wurde,  -welche 
mehr  als  2000  Drachmen  Vermögen  besassen, 
die  Zahl  der  letzteren  9000,  die  der  Besitz- 
losen 12000  betrug.») 

Für  das  übrige  Griechenland  lässt 
sich  namenüicb  aus  den  Än^ben  über  die 
Heereshontingente  bei  Thukydides  und  Xeno- 
phon  —  die  nerodotischen  über  die  Tnippeu 
bei  FlatSä  sind  nur  als  relative  Abschätzung, 
nicht  als  absolute  Daten.  Ter*-ertbar  —  ein 
^iQ&hemdes  Bild  gewinnen.  Doch  ]äBSt 
sich  an  dieser  Stelle  eine  genauere  Dar- 
l^ung  nicht  geben.  Es  sei  nui-  darauf 
hingewiesen,  dass  Landscliaftea  wie  Ärgos 
und  Bi5otien  Attika  nur  wenig  nachgestanden 
haben  können  und  der  innere  Peloponnes 
eine  starke  Bauern  bevöl  kern  ng  besass.  wäh- 
rend die  GebuTfslünder  des  nordwesthchen 
Griechenlands  nur  dünn  bevölkert  waren. 
Beloch  schätzt  Griechenland  mit  Ausschluss 
von  Kreta,  Epiros  und  Macedonien  beim 
Ausbruch  des  peloponnesischen  Krieges  auf 
'ia.TOOOO  Einwohner,  darunter  S50O00 
Sklaven.  Das  heutige  Königreich  Griechen- 
land, dem  bezeichneten  Gebiete  an  Flächen- 
inhalt nahezu  gleich,  hatte  1882  2065000 
Einwohner.*)  Für  Sicilien,  das  in  Syrakus 
und  A^gent  Grossstädte  besass.  von  denen 
jenes  seit  Dionys  I.  Athen  an  Umiang  weit- 
aus mid  wahrscheinlich  auch  an  Bevölkerung 
überragte,  dürfen  mindestens  ebensoviel  Ein- 
wohner angesetzt  werden  wie  für  den  gleich- 
CTossen  Peloponnes,  d,  h.  im  peloponnesischen 
Kriege  rund  700  OOO,  vielleicht  auch  eine 
Million,  80  viel  wie  im  16.  und  17.  Jahr- 
hundert. 

Im  aligemeinen  war  die  Bevölkerung 
Griechenlands  seit  den  ältesten  Zeiten  in 
beständigem  Wachstum  begriffen,  imd  die 
Geschichte  der  Nation  besteht  daher,  da  das 
Land  nur  eine  sehr  beschränkte  llenschen- 
zahl  ernähren  kann,  in  einem  fortwährenden 
ÄbfluBS  der  überschüssigen  Elemente,  zu- 
erst als  Kolonisten,  dann,  als  die  Koloni- 
sation durch  äussere  Umstände  zum  Stocken 
gelangte,  als  Söldner,  Kaufleute  und  sonstige 
Auswanderer.  Die  fortwährenden  Kriege 
des  5.  und  4,  Jahrhunderts  selieinen  der 
Vermehnmg  keinen  Abbrucli  gothan  zu 
haben,  wolil  aber  beschränkte  Aak  gewaltige 
Anwachsen  der  Sklavenzahl  die  Existenz- 
möglichkeit der  freien  BevSlkening.^)    Cm 


so  gewaltiger  erg«}as  sich  d^n  seit  Alexander 
der  Strom  griechischer  Auswanderung  nach 
Asien.  Im  Mutterhmde  aber  trat  seitdem 
Stillstand  und  BQck^ng  ein,  der  auch  fort- 
dauerte, als  seit  197  die  römische  Ober- 
hoheit relativen  Frieden  und  materielle 
Sicherheit  schui  Zu  Polybios'  Zeiten 
herrschten  »Kinderioaigkeit  und  Menschen- 
man^,  durch  die  die  Städte  verödeten  und 
die  Erträge  zurück^gen,  obwohl  weder 
längere  Kriege  noch  Epidemieen  lierrBchten« 
(Polyb,  37,  9).  Die  gleiche  Erscheinung 
herrschte  im  macedonischen  Reich,  und  in 
wie  krassen  Farben  die  Schriftsteller  der 
Kaiserzeit  Griechenlands  Verödung  schildern, 
ist  bekannt  Polybios  sucht,  ebenso  viß  die 
römischen  Staatsmänner  der  Gracclienseit 
und  des  Kaiserreichs,  den  Grund  im  Sitten- 
verfall, in  der  Abneigimg  gegen  Ehe  und 
Kinderzucht,  Es  ist  aber  klar,  dass  dies 
nur  die  S;\Tnptome  der  Veränderung  sind, 
nicht  die  Ursachen-  Die  corrumpierenden 
Wirkungen  der  Kultur,  der  Luxus,  der 
Wunsch,  die  grossen  Vermi^n  zusammen- 
zuhalten .  können  sich  in  den  höchsten 
Schichten  der  Bevölkerung  sehr  stark  geltend 
machen,  ohne  dass  die  Vermelirung  der 
Gesamtbevölkerung  zum  Stillstand  kommt ^) 
Vielmehr  liegt  ein  Hauptgrund  in  der  seil 
Alexander  eingetretenen  Versciüebung  der 
Verhältnisse,  durch  die  Griechenland,  ehe- 
mals der  Mittelpunkt  des  Weltverkehrs  wie 
des  Kulturlebens,  in  eine  untergeordnet« 
Nebenstellung  gedrängt  wird  und  die  grcosen 
Handels-  imd  Industriestädte  (ausser  korinth, 


')  L«tzt«re  Zahl  ist  offenbar  nach  dem  Cen- 

Bos  des  Demetrios  berechnet. 

')  Datiei  ist  xa  beBchtes.  dass  die  Vertei' 
lang  der  Bevölkerung  im  Altertum  eine  w-eaent- 
lich  andere  war  als  gegenwärtig.  Im  Jahre 
öl  Y.  Chr.  waren  Attika,  Korinti,  Argos  weit 
Bt&rker,  aber  Messenien  nnd  TheMalieu  weit 
schwächer  bevölkert  als  gegenwärtig. 

*)  Dieser  Faktor,  der  bei  dem  sozialen 
Elend  der  vormacedonischen   Zeit  eine  grosse 


I  Bolle  gespielt  hat,  wird  gewöhnlich  ganz  über- 
sehen. 

')  Ueberfaanpt  herrschen  über  die  antike 
SittenveriierbniB  nnd  ihre  Wirknngen  meist 
recht  schiefe  Vors tel langen,  die  aus  der  morali- 
sierenden Auffassung  der  Alten  selbst  erwachsen 
Qud  durch  den  unhia torischen  Gegensatz,  in  den 
man  gew^nlich  das  Christentum  zur  antiken 
Welt  stellt,  noch  weiter  ausgehildet  sind.  Cato 
nnd  seine  Nachfolger  betrachteten  als  Sittenver- 
fall, was  in  Wirklichkeit  die  notwendige  Wir- 
knng  einer  hCheren  Knltar  und  einer  vollstän- 
digen Verschiebung  der  sozialen  Verhältnisse 
war.  Diese  Faktoren  haben  den  alten  Staat 
zu  Grnnde  gerichtet,  nicht  die  historisch  liem- 
lich  irrelevanten  ethischen  Änsschreitnngen  der 
höheren  Stände  in  den  grossen  Städten,  oder 
vielmehr,  soweit  diese  geschichtlich  als  zer- 
setzende Faktoren  in  Betracht  kommen,  sind 
sie  die  \^'irkung,  nicht  die  Ursache  der  umge- 
wandelten Verhältnisse.  Im  allgemeinen  hat 
die  Horalität  im  .Utertum  weder  anf  einem 
niedrigeren  noch  anf  einem  höheren  Nivean  ge- 
standen als  gegenwärtig,  anch  nicht  in  der 
Kaiserzeit,  die  gewiShnlicb,  um  als  Folie  für 
das  Christentum  zu  dienen,  mit  Hilfe  der  las- 
civen  hauptstädtischen  Litteratnr  mSglicbgt 
schwarz  gemalt  wird.  Wir  würden  sehr  ener- 
gisch protestieren,  wenn  man  muere  Zeit  in 
gleicher  Weise  behandeln  wollte. 
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das  146  T.  Chr.  durch  Deloa  ersetzt  wird)  ^nischer   VölkerschaEten   in   die    rSmieche 


ihre  Bedeutung  verlieren.  Sodana  aber  hat 
offenbar  das  immer  weitere  Umsichgreifen 
der  Sklaverei  nnd  die  auch  in  Griechen- 
land damit  verbundene  Koncentration  des 
Grundbesitzes  in  wenigen  Händen  die  Ent- 
vrickelung  der  freien  Bevölkenmg  gehemmt 
und  ihr  die  Lebensbedingungen  genommen 
—  das  ist  in  Athen  schon  im  4.  Juirhucdert 
deutlich  erkennbar. 

7.  Italien.  Wir  kommen  zu  Italien. 
Hier  geben  noa  die  rOmischen  Ceuauasummen, 
die  1U1S  seit  dem  Anfang  des  dritten  Jahr- 
hunderts V.  Chr.  für  die  meisten  Lustren 
bei  livius  erlialten  sind, 
ISseiges  Material ;  von  einzelnen  Schreib- 
fehlern abgesehen  ist  die  Authenticität  der 
überlieferten  Zaiilen  über  jeden  Zweifel  er- 
haben.i)  Es  fragt  sich  nur,  ^-ie  die  Zalilen 
zu  deuten  sind.  Die  ständige  Formel  ist 
ceiisa  sunt  d\-ium  captta  tot,  gelegeutUch 
mit  dem  Zusatz  praeter  orbos  orbasfiue  oder 
praeter  pupiUoa  pupillas  et  viduas  (vgl.  oben 
S.  675).  Wie  die  vermCgenden  und  deshalb 
steuerpflichtigea  Frauen  und  Einder  sind  na- 
türlich auch  die  übrigen  ausgeschlossen,  die 
Zahl  umfasst  nur  die  er^t-achsenen,  waffen- 
fähigen Männer  über  17  Jahre.^)  Aber  man 
hat  gemeint,  es  seien  nur  die  juniores,  die 
zum  Fetddienst  herangezogenen  bis  zum 
42.  Lebensjahre,  in  die  Gesamtsumme  auf- 
genommen; oder  die  Aermeren,  die  nur 
nach  dem  caput,  nicht  nach  dem  V^ermögen 
censiert  und  daher  zum  Kriegsdienst  nur 
im  Notfall  herangezogen  wurden,  die  capite 
censi,  seien  unter  den  censa  cinum  capita 
nicht  mitgezählt;    oder  die   Haiissöhne   in 

Eatrla  (»testate  seien  ausgeschlossen.  End- 
ch  meint  man  auch,  dass  die  durch  Auf- 
nahme etruskischer ,   mittelitalischer,   cam- 

Gebiet  Gesamtanfgebot 


Bürgerschaft  geschaffenen  Büi'ger  ohne 
Stimmrecht  (civea  sive  suffragio ,  offiziell 
Caerites  genannt)  nicht  mitgezählt  seien, 
obwohl  sie  wie  die  Vollbürger  in  Legionen 
dienten  und  im  Jahre  225  v.  Chr.  uns  als 
Gesamtaufgebot  der  Bömev  und  Campaner 
2731)00  >lann  genannt  werden,  eine  Zahl, 
die  zu  dem  zuletzt  vorhergehenden  Census 
(234  v.  Chr.)  von  370713  Büigem  aufs  beste 
stimmt  Obwohl  die  angedeuteten  Auffas- 
sungen von  sehr  hervorragenden  Forschem, 
z.  B.  von  lloramsen,  vertreten  sind,  erscheint 
mir  doch  die  natürlichste  Auffassung,  dass 
■öllig  zuver-  I  die  Censuszahlea  alle  erwachsenen  Büiger 
"  '     "     umfassen,  als  die  einzig  haltbare.') 

Unter  dieser  Voraussetzung  geben  die 
Censuszahlen,  wenn  sie  mit  der  wachsenden 
Ausdehnung  des  römischen  Gebietes  ver- 
ghchen  werden,  ein  sehr  lebensvolles  Bild 
von  der  Entwickelung  des  römischen  Staats 
und  seiner  Bevölkerung.  Beim  Ausbruch 
des  ersten  punischen  Krieges  mnfasste  Roms 
Gebiet  etwa  22700  .ikm  mit  292234  Bür- 
gern; damals  gehörte  zu  Rom  der  grösste 
Teil  des  westlichen  Mitteütahens  von  Caere 
bis  Capua  sowie  das  Sabiner-  und  grössten- 
teils das  Picenerland.  Infolge  des  Kriegs 
ist  die  Bürgerzahl  im  Jahre  234  auf  27U713 
zurückgegangen.  Aus  dieser  Zeit  (dem  Jahre 
225)  besitzen  wir  nun  ein  vollständiges  Ver- 
zeichnis der  Wehrkräfte  Itaüeus,^)  das  uns 
einen  genaueren  Einblick  In  die  Bevölke- 
mngsverhältnisse  und  die  Leistungsfähigkeit 
Itahens  gewährt.  Für  Koin  wii-d  die  Ge- 
samtzahl der  Bürger  gegeben,  für  die  Bun- 
desgenossen dagegen  nur  die  Aufgebote  der 
waffenfähigen  Mannschaften.  Danach  lässt 
sich  die  freie  Gesamtbevölkerung  wenigstens 
ungefähr  berechnen. 


BOrgersabl 


Uebriges  Italien  „    io6o< 

[mit  Aaaachlaga 
von  Oallia  cisal- 
pma  etc.] 


:z  700  qkm 


,.  jSooi 


(einschlieaaliuh  85000  Latint,  <1.  h. 
der  Truppen  der  latinischen  Kolo- 
nieen,  die  aus  rijmiiichen  Bürgern 
hervorgegangen  aiiid) 


Summa  ca.  izS  700  qkm  "  gegen  900  000    ca.  2  700  000 

*)  Vielleicht  mit  Ansscblass  der  unteritalischen  Griechenstädte  nnd  der  Bmttier. 


')  Da8B  die  für  die  Künigazeit  und  die . 
ersten  Jahrhuiderte  der  Bepnblik  Qberlieferten 
Zahlen  keinen  historiochen  Wert  haben,  bedarf 
irohl  keiner  Bemerkung  mehr. 

']  Fabina  Pict«r  sagt  vom  ältesten  Censos 
des  Servins  Tnltina,  die  Gesamtzahl  von  80000 
cive«  sei  eoram  qoi  arma  ferre  possent  nome- 
mm  (Livins  I,  44),  Das  bedeutet  nicht,  dass 
die  seniores  oder  die  nichtdienstpflichtigen  Armen 
aosgeschlcsaen  seien,  wie  man  die  Stelle  oft 
missverstanden  hat,  sondern,  dass  alle  censiert 
seien,  die  im  waffenffihigen  Alter  standen. 
Aehnliche  Aeusserungen  änden  sich  mehrfach, 


namentlich  bei  Dionys.  Auch  die  seniores  gelten 
dnrchans  als  kriegspflichtig,  sie  sind  die  Beserve- 
und  Besalznngpsarmee  (Liv.  I,  43,  1). 

')  Derselben  Ansicht  ist  Beloch  (der  früher 
eine  andere  Auffassuni  vertrat).  Von  dem  in 
den  Annalen  als  typiscbeH  Vorbild  aller  späteren 
geschilderten  Census  des  Seryius  Tullius  sa^t 
Livius  ausdrücklich ,  dass  er  die  Gesamtzahl 
aller  Bürger,  also  auch  die  capite  censi  und  die 
seniores,  umfasst  habe  (I,  44.  1  omnes  cives). 

')  Bei  Polyb.  II,  24.  In  der  Anffassmig 
der  Einzelheiten  stimme  ich  im  Gegensatz  zu 
anderen  Forschern  mit  Beloch  überein. 
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BevSDterungsweBen  (Bevölkerungsbewegung,  Altertum] 


Die  rSmische  Bfirgerechaft  bewohnt  also 
nahezu  den  sechsten  Teil  Italiens,  bildet 
dagegen  den  dritten  Teil  seiner  Einwohner,  i) 
ein  VeriitÜtDiE,  dem  wir  auch  später  wieder 
begegnen  werden  und  das  dem  damaligen 
KiuturzQstande  Italiens  durchaus  entspricht. 
Daher  erklSrt  es  eich,  dass  im  Zeitalter  der 

Sunisehen  Kri^e  in  den  römischen  Heeren 
ie  Bürger  zu  den  italischen  Bundesge- 
nossen sich  in  der  Regel  wie  2 : 3  verhal- 
ten; natflrlich  muBSte  der  herrschende 
Staat  wesentlich  starker  belastet  werden  als 
die  abhAngigen  Oemeinden. 

Wir  können  jetzt  übersehen,  welche  An- 
strengungen die  Kriege  um  die  Weltherr- 
schaft Italien  auferlegt  haben.  I>as  ge- 
wöhnliche jährliche  Aufgebot  von  4  Legi- 
onen zu  ca.  5000  Mann  (hinza  kommen  dann 
noch  die  Bundesgenossen)  bildet  ungefähr 
21/«  "-'o  der  freien  römischen  BevGlbening. 
Im  hannibalischen  Kriege  haben  aber  jahre- 
lang Über  20  I^e^onen,  d.  i.  mindestens 
70000  Mann  ohne  die  Bundesgenossen,  unter 
Waffen  gestanden,  d.  i.  nahezu  30  "/o  der 
erwachsenen  mäntihchen  und  fast  10  ":•>  der 
gesamten  freien  Bevölkenmg*)  —  eine  Leis- 
tung, wie  sie  wohl  im  ganzen  Verlauf  der 
Geschichte  kein  anderes  "Volk  aufzuweisen 
hat.  Die  Wirbingen  des  Krieges  treten 
denn  auch  deutlich  darin  hervor,  dass  im 
Jahre  204  die  CeQSU87Ähl  auf  214  000  ge- 
sunken ist.^) 

Nach  dem  hannibahschen  Kriege  ist  die 
römische  Bürgerzahl  ^)  rasch  und  ständig 
gewachsen ;  im  Jahre  164  erreichte  sie  den 
Höhepunkt  von  337  452  Bürgern.  Die  wirk- 
liche Vermehrung  ist  noch  beträchtlich 
stärker  gewesen,  da  in  dieser  Zeit  zahlreiche 
Bürger  in  neugegründete  latinische  Kolo- 
nieen  deduziert  sind  und  damit  aus  dem 
Staatsverbande  ausschieden.  Seit  dem  Jahre 
164  tritt  Stillstand  und  Rückschritt  ein, 
ol^leich  jahrzehntelang  (ausser  in  den 
Jahren  153 — 146)  grosse  Kriege  nicht  zu 
führen   waren:   die   vernichtende  Rückwir- 


kung der  Weltherrschaft  auf  das  herrschende 
Land,  die  früher  (s.  o.  S.  679)  kur^  »igedeutete 
Umwandlung  beginnt  sich  bemerklich  zu 
machen.  In  den  Censuszahlen  können  wir 
sie  ziffermäfisig  belegen^):  im  Jahre  136 
ist  die  Bür^eraahl  aaf  317933  Köpfe  ge- 
sunken. Dies  erschreckende  Ei^bnis  hat 
den  näd^ten  Anstoss  zu  dem  Veisuch  des 
Ti.  Qracchns  gegeben,  dem  drohenden  Unter- 
gang Italiens  durch  seine  Agrairefonn  ent- 


')  Wie  stark  für  diese  Zeit  die  Sklavenzahl 
anznaetzen  ist,  läset  sich  nicht  abschätzen;  aber 

tedenfalls  war  auch  sie  im  rHrnisrhen  Gebiet 
ledentend  grUaser  ala  im  bnndesgenßwiBchen. 
')  Ee  kooiint  hiuzn,  dasa  infolge  des  Krieges 
die  Bevülkemngszahl  l>etrltchtlich  gesunken  nnd 
gerade  die  jüngereii  Jahrgünge  fast  dezimiert 

')  Dabei  ist  zn  beachten ,  dags  damals 
offenbar  die  Campaoer  nicht  mitgezählt  sind, 
die  enerst  im  Jahre  189  wieder  zum  Censns  zu- 
gelassen worden,  Liv.  38,  28.  36. 

*)  Die  Erweitemnff  des  rOmischen  Bärger- 

febiete  infols'e  des  hannibalischen  Krieges  braucht 
ier  nicht  Derücbsichtigt  zn  werden,  da  sie 
wesentlich  in  Eimiehnng  von  Ländereiea  für 
den   Staat  bestand,   die  nachher  entweder  zu 


Durch  den  Bundesgenossenkrieg  wird  das 
römische  Bfirgerrecht  auf  ganz  Italien  bis 
an  den  Po  (ca.  160000  qkm)  ausgedehnt 
Dies  Oebiet  hat  im  Census  des  Jahres  69 
eine  Bürgerzahl  von  910000  ergeben.  Wie 
man  sieht,  ist  das  frflher  ermittelte  Ver- 
hältnis zwischen  BOi^rn  und  Bundesge- 
nossen wie  1 : 2  im  wesentlichen  best^en 
geblieben,  und  auch  die  vorübergehende 
starke  Zimahme  der  freien  Bevölkerung  ist 
nicht  von  Dauer  gewesen.  Die  freie  btii^eiv 
liche  Bevölkerung  Italiens  (bis  an  den  Po) 
hat  auch  zu  Ende  der  Republik  die  Zahl 
von  3  Millionen  nicht  erreicht  Dafür  ist 
allerdings  die  Sklavenzahl  —  und  somit  auch 
die  Gesamtbevölkerung  —  beträchtlich  ge- 
wachsen. Doch  ist  säon  früher  vor  einer 
üeberschätzung  derselben  gewarnt  worden. 
Wenn  auch  einzelne  Herren  Tausende  von 
Sklaven  besassen,  so  war  andererseits  das 
Proletariat  in  noch  weit  rapiderer  Weise  an- 
gewachsen als  der  Grossgrundbesitz  und  das 
Grosskapital.  Das  Verschwinden  des  Mittel- 
standes ist  ja  der  Grundzug  der  furchtbaren 
Krisis,  die  Italien  durchmacht,  und  auch 
für  unser  Problem  sind  die  vom  Tribunen 
L.  Philippus  im  Jahre  104  v.  Chr.  ge- 
sprochenen Worte,  es  gebe  im  rönÜBchen 
Staat  nicht  2000  Menschen,  die  ein  Ver- 
mögen besäasen  (non  esse  in  civitate  dno 
müia  hominum,  qui  rem  haberent,  Cicero 
de  offjc.  H,  73),  von  grösster  Bedeutung.  Auf 
mehr  als  die  Hälfte  der  freien  Bevölkerung, 
rund  Vit  MiUionen,  darunter  natürlich  bei 
weitem  die  Mehrzahl  erwachsene  Männer, 
wird  man  die  Sklavenzahl  Italiens  keinen- 
falls  ansetzen  dürfen.') 


■)  Kleinere  Schwankungen  erklären  sieb 
dnrch  das  wechselnde  Verhalten  der  einzelneu 
Censnren  den  Latinem  nnd  Bnndesgenossen 
gegenüber,  worauf  hier  nicht  weiter  eingegangen 
werden  kann.  Ich  bemerke  noch,  dus  ich  die 
sehr  umstrittene  Deutung  der  (vielleicht  corrapt 
überlieferten)  Censnszahlen  von  I2b  nnd  116 
(394000)  hier  übergehe. 

')  Mit  Hilfe  einer  Berecbnnng  auf  Gnind 
der  italischen  Bodenproduktion  sind  Beioch 
nnd  ähnlich  vor  ihm  Wallon  (higt.  de  l'escIaTOge 
II)  zn  diesem  Ansatz  gelangt.  —  Der  anf  diese 
Weise  gewonnenen  Geeamtbevölbemng  von  4'/i 
Millionen  steht  gegenwärtig  anf  demselben  Ge- 
biete eine  Bevitikernng  von   etwa  lö  Millionen 
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BevöUceruDgswesen  (Bevdlkeruagsbewegung,  Altertum) 


8.  Der  Börgercensns  der  Kaiserzeit.  1 

Das  Lustrum  voa  69  igt  das  letzte  unter 
der  Bepublik  gehaltene.  Die  unendlich  ver-  I 
mehrte  Schwierigkeit  des  Geschäftß  und  die  I 
TiVirreD  der  Büi^rkriege  haben  die  folgen- 
den Censoren  nicht  dazu  kommen  lassen. 
Erst  AngustuB  hat  bei  der  Reo^anisatioa 
des  Staates  auch  den  Census  wieder  aufge- 
nommen und  die  bUi^rliche  Bevölkerung 
des  Reiches  dreinuQ  ermittelt  Dann  ist 
unter  Claudius  und  zum  letzten  Mal  unter 
Yeepasiaa  ein  allgemeiner  CenauB  gehalten 
worden.    Die  Censuszablen  sind: 

Antrustua  28  t.  Chr.  4063000  1   Nach   Angustns 

8  t.  „  4^33000  hr4%4r: 

14  n.     „      4  937  000  I      Bnc>-™naiii. 
OlandiuB    48  n.    „     s  98407^  (T«oitnB»nn.  u,85) 
Teipaaian  74  n.    „     nicht  erhalten. 

Das  AnwacheeD  der  Bevölkerung  von 
einem  Census  zum  anderen  erklibi  sich  teils 
durch  die  natürliche  Vermehrung  in  einer 
Periode  tiefsten  Friedens,  teils  durch  die 
ständige  Erteilung  dea  Bürgerrechts  an 
PrOTimdalen ,  namentlich  an  die  ans  den 
ünterthauen  ausgebobenen  Auxüiartruppen, 
die  bei  der  EaÜassung  regelmässig  das 
Borgerrecht  erhalten. i)  Um  eo  schwieriger 
ist  es,  das  Verhältnis  der  4  Millionen  des 
Jahres  28  zu  den  910000  des  Jahres  69  zu 
eiiJfifen.  Durch  die  Erteilung  des  BOrger- 
rechts  an  die  Transpadaner,  an  Glades,  Utica 
und  andere  Städte  Spaniens,  Galliens  und 
Afrikas  durch  Cäsar  und  durch  Einzelver- 
leihungen,  wie  sie  namentlich  imter  Cfisar 
massenhaft  erfolgten  —  'während  Augustus 
damit  sehr  sparsam  war  (Sueton.  Aug.  40) 
—  ist  die  Zahl  der  Bürger  bedeutend  ver- 
mehrt worden.  Femer  haben  teilweise 
schon  Caear,  im  gi'ßssten  Umfange  aber  die 
Triumvim  ihre  Soldaten  aus  den  Ünterthauen 
ausgehoben  ^)  und  denselben  damit  das  Bür- 

äeirecht  erteÜt.  Endlich  sind  beim  Census 
er  Kaiserzeit  die  in  der  Provinz  ansässigen 
Bürger  mitgezählt  worden,  beim  republika- 

gerenüber.  DasegeD  hatte  dasselbe  Gebiet,  d.  I1. 
ItJien  bia  an  den  Po  mit  AusBchlnss  der  Inseln, 
noch  im  IG.  und  17.  Jahrhondert  kaum  mehr  aU 
6  Millionen  Einwohner. 

')  Einstelhmg  von  Kichtbürgem  in  die 
Legionen  unt«r  gleichzeitiger  Verleihang'  des 
BllrgerTechta  war  üwar  im  SOrgerkrieg'  unter 
Cäur  und  den  Triumrim  sehr  häufig  und  wird 
dann  wieder  im  zweiten  Jahrhundert  n.  Chr. 
die  Hegel  (Aristides  I  352  Dind.) ,  konmit  da- 
gegen unter  Angnstus  nnd  seinen  ersten  Nach- 
folgern nnr  in  Notfällen  vor,  s.  Seeck,  die  Zu- 
sammenaetiung  der  KaiaerlegioDen,  im  Bhein. 
Uns.  48^  1893,  der  Mommaens  Aufstellungen  (die 
EonsknptiooAOrdjiiuig  der  Esjaerzeit,  im  Heimes 
XIX  1884)  mehrfach  berichtigt  bat 

5  Daher  nennt  Vergil  Ecl.  1,  72  die  bei 


nischen  Census  dagegen  nicht;')  und  die 
Auswanderung  von  Itaiikern  in  die  Provin- 
zen (namentlich  als  Kaufleute  sowie  im  Ge- 
folge der  Steuerpächter)  sowie  die  Erteilung 
des  Bürgerrechts  an  ausgesehene  Provinzi- 
alen,  die  natürlich  in  ihrem  Heimatsorte 
wohnen  blieben  (s.  z.  B.  Posidonius  fr,  41, 
Cicero  pro  Bidbo  24),  hatten  schon  in  re- 
publikanischer Zeit  grosse  Dimensionen  au- 
genommen.  Mag  auch  die  Angabe,  dass 
MiÜuidates  im  Jäire  38  in  Kleinasien  80  000 
oder  150000  Itaiiker  habe  umbringen  lassen, 
noch  so  sehr  übertrieben  sein,  so  waren 
doch  zu  Ciceros  Zeit  in  Spanien  tmd  Süd- 
gallien, in  Sicilien  und  Airika,  in  Kleinasien 
und  auch  in  Macedonien  und  Griechenland 
viele  Tausende  römischer  BOi^r  ansässig. 
Vor  allem  blieben  entlassene  Veteranen 
vielfacli  ia  den  Provinzen  wohnen,  in  denen 
sie  zur  Entlassung  gekommen  waren,  so 
dass  aus  ihnen  im  Bürgerkrieg  Legionen  ge- 
bildet werden  konnten  (Cäsar  bell.  civ.  m  4). 
—  Diesem  Zuwachs  an  Bürgern  gegenüb^ 
steht  ein  grosser  Ausfall  durch  die  Bezi- 
mierung  der  italischen  Bevölkerung  teils 
direkt  durch  die  Bürgerkriege,  vor  allem 
aber  durch  die  furchtbare,  für  unsere  Be- 
griffe kaum  fassbare  Austreibung  eines 
grossen  Teiles  der  italischen  Bauernschaft, 
welche  die  Triumvirn  bei  den  Landan- 
weisuugen  an  ihre  Truppen  vorgenommen 
haben. 

So  wäre  in  der  in  Betracht  kommenden 
Zeit  eine  Vermehrui^  der  Simune  der  er- 
wachsenen Bürger  um  eine  halbe  Million, 
ja  um  mehr,  wohl  begreifbar;  aber  ein  An- 
wachsen von  über  drei  Millionen  ist  voll- 
ständig undenkbar.  Somit  ist  nur  eine  Fol- 
gerung möglich :  die  Zahlen  von  69  und  28 
sind  nicht  homogen,  wenn  jene  die  erwach- 
senen Männer  repräsentiert,  so  muss  diese 
sich  auf  die  bürgerliche  öesamtbevölkerung 
einschliesslich  der  Frauen  und  Kinder  be- 


')  Diese  meist  tkbersehene  ThaUacbe  lehrt 
deutlicher  als  die  Angabe  Ciceros,  pro  Archia 
II,  die  UnmSghchkeit,  die  in   den  Frovinzial- 

e  tädten  zerstreuten  romiachen  Bürger  vonRom  ans 
zu  censieren.  In  den  ita1i»chen  Städten  gab  es 
Orgaue  des  CenauB,  aber  ia  der  Provinz  nicht. 
Zwar  in  der  Theorie  galten  die  iu  den  Provin- 
zen angesiedelten  Bürger  für  verpflichtet,  zum 
Censns  nach  Italien  zurückzukehren  (Yeltejus 
2,  7  maiores  .  .  .  cives  Bomanos  ad  ceusendnm 
ei  pTovinciis  in  Italiam  revocaverant) ,  aber 
praktiach  war  das  schon  zur  Zeit  des  jüngeren 
Scipio  nicht  mehr  durchfUhrhar  (Gellius  5,  19), 
und  thatsächlich  war  in  Ciceros  Zeit  offenbar 
nnr,  wer  in  Italien  ansässig  war,  verpflichtet, 
sich  censieren  zu  lassen ,  wie  Atticus  (Cic.  ad 
Att.  1,  18,  8).  Man  denke  an  die  Art,  wie  die 
HerauziehuDg  der  in  Überseeischen  Ländern 
lebendea  Deutwhen  zur  Dienstpflicbt  gehand- 
I  habt  wird. 
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ziehen.')  Die  erwachsene  mSnnliche  Bfliver- 
bevölkerung  betrug  also  im  Jahre  28  v,  Chr. 
et-wa  1400000.  Von  diesen  mögen  etwas 
tiber  1  UillioD  auf  Itaüea  (einschliesBlich 
der  TranspadaDa.  aber  mit  AuBschlugg  der 
meisten  Alpenthäler  eowie  Siciliens),  etwa 
300000  au!  die  westlichen  Provinzen  und 
g^en  50000  auf  den  griechischen  Orient 
2U  rechnen  sein.  Die  cives  sind  also  bei 
Äugnstus  ebenso  zu  verstehen  wie  in  der 
Angabe  über  Apamea  oben  8.  681,  wo  das 
Wort  gleichfalls  die  freie  GesamtbevOlkerung 
bedeutet 

Diese  Thataache  verliert  alles  Auffallende, 
sobald  man  die  vollstAndige  Umgestaltung 
in  Betracht  zieht,  die  der  Census  erbhren 
hat.  Seit  dem  AVegfall  der  direkten  Abga- 
ben der  Bflrgerechaft  im  Jahre  167  hatte 
der  CensuB  für  die  Steuern,  seit  die  Re- 
krutierung der  Armee  aus  den  Ärmsten 
Schichten  der  Bevölkerung  durch  Marine 
eingefOhrt  war,  für  die  Auäebung,  seit  die 
Comitien  durch  den  Prinzipat  (oder  eigent- 
lich schon  durch  die  Ausdehnung  des  ßflr- 
geirechts  auf  ganz  Italien)  politisch  bedeu- 
tnngslos  geworden  waren,  hatte  auch  die 
Centurieneiufeilung  alle  praktische  Bedeu- 
tung verloren.')  Ein  Geaamtcensus  der 
Bürgersoltaft  hatte  daher  wesentlich  nnr  ein 
theoretisches  Interesse ;  »ein  wie  schwieriges 
Geschäft  der  Census  ist«,  sagt  Kaiser  Clau- 
dius als  Censor  im  Jahre  48  in  seiner  Rede 
über  das  ius  honorum  der  Gallier  (Bronze- 
tafel von  Lyon),  »erfahren  wir  gerade  jetzt, 
obwohl  wir  weiter  nichts  erstreben,  als  dass 
unsereMachtmitte!  dem  Staate  be- 
kannt werden  (quam  ut  publice  notae 
sint  facultatee  nostrae);   die  Aufgabe  ist  zu 


*)  Ich  habe  mich  lange  gegen  diese  von 
Beloch  gegebene  LOanng  ffeetränbt,  doch  ist  sie 
durch  alle  Z&agmaae  geboteii.  I>a  Anguttna 
sagt  civitUD  Romauomm  censa  sunt  capita,  ist 
«e  unmöglich,  an  die  Ltttiner  zu  denken.  Uasa 
TacitnB  nnn.  11,  25  den  Censos  zn  einer  rheto- 
rischen Phrase  benntzt.  statt  uns  Ober  ihn 
etwas  Genaneres  zn  sagen,  wird  jeder  schmerz- 
lich empfinden.  —  Eme  weitere  BesUttigong 
bietet,  dasa  Pliniag  nat.  bist,  33,  16  die  aus  der 
Zeit  der  Eianahme  Koros  dorch  die  Gallier  über- 
lieferte Censuszahl  als  Zahl  aller  Freien  {capita 
Jibera)  auitasst,  nicht  als  Zahl  der  erwachsenen 
Männer.  Auch  ist  zu  beachten,  dass  Phlegon 
in  dem  aus  der  CeDgnsliBte  entnommenen  Vei- 
zeichniB  der  Hundertjährigen  Hfinner  nnd  Frauen 
nebeneinander  aufführt.  Letztere  waren  awar 
zweifellos  Witwen,  aber  nmnöglich  alle  ver- 
mögend; nach  republikanischer  Ordnung  wären 
sie  daher  nicht  neranznzieben  gewesen.  —  Im 
übrigen  vg).  meinen  Aufsatz:  Die  Zahl  der 
römischen  Bürger  unter  Augnslos,  Jahrb.  für 
Nat  n.  Sttt.,  3.  Folge  Bd.  15,  S.  61tf. 

')  Die  sonstigen  Geschäfte  des  Ceogors,  die 
Verpachtungen  etc.,  ebenso  die  Feststollong  der 
Senatoren-  und  Bitteiliste,  können  hier  natOr- 
lich  nicht  berücksichtigt  werden.  i 


gross  (nimis  magno  experimento).«  Die 
alte  Art  der  Erhebung  in  Rom  war  unmte- 
lich,  seit  Rom  ganz  Italien  umfasste.')  £b 
wiuiie  also  jetzt  die  Feststellung  der  Listen 
den  Municirä]be.amten  übertragen  und  von 
diesen  das  Ergebnis  nach  Rom  eingeschickt 
Hierfür  ist,  wenn  nicht  früher,  so  durch 
Gasars  Munidpalgesetz  (45  v,  Chr.)  festge- 
stellt worden,  dass  die  Beamten  ivon  allen 
römischen  Bth«em  ilires  Stadtbezirks  die 
Namen  und  Vornamen,  den  Vater  oäa 
Patron,  die  Tribus,  das  Cognomen,  aas 
Lebensalter  eines  jeden  und  das 
Vermögen«  feststellen  sollten.  In  dieser 
Weise  ist  der  Census  unter  den  Kaisern 
gehandhabt;  jedes  Munidpium  veranstaltet 
seine  Erhebungen  —  daher  erfahren  wir 
z.  B.,  dasa  es  in  Gades  und  in  Patavium  je 
500  römische  Ritter  gab')  — ,  die  Ei^b- 
nisse  wiurden  für  Italien  regionenweise  zu- 
sammengestellt und  statistisch  verariieitet 
—  so  werden  z.  B.  Zusammenstellungen 
nach  den  Altersstufen  vorgenommen,  von 
denen  uns  für  die  achte  Region  Italiens  aus 
dem  Census  Vespasians  die  Liste  der  mäir 
als  99  Jahre  alten  Leute  erhalten  iat^)  — , 
schliesslich  das  ganze  Material  (die  vasaria) 
nach  Rom  eingeschickt.  Dass  bei  einer  der- 
artigen Erhebung  die  Zählung  auf  Frauen 
und  Kinder  ausgedehnt  wurde,  ist  &8t 
selbst^'erstSndlich,  um  so  mehr,  da  das  bä 
dem  Frovinzialcensus,  wie  wir  gleich  sehen 
werden,  regelmassig  geschehen  ist  Ebenso 
natärlich  aber  ist  es,  dass  man  sich  in  der 
Re^el  mit  der  Municipalschätzung,  die  ja 
allein  eine  unmittelbare  praktische  Bedeu- 
tung hatte,  begnügte  —  dieselbe  ist  in  der 
Kaiserzeit  re^hnässig  alle  fünf  Jahre  durch 
eigene  Municipalbeamte,  die  Quinquennalen, 
veranstaltet  worden  — ,  einen  allgemeinen 
Census  der  gesamten  Bürgerschaft  aber,  von 
dessen  Schwierigkeiten  Kaiser  Claudius  mit 
so  bezeichnenden  Worten  redet,  nur  aus- 
nahmsweise und  nach  Vespasian  überhaupt 
nicht  wieder  vornahm. 

9.  Der  Provinzialceoans.  Auch  in  den 
Provinzen  hat  bereits  unter  der  Republik 
ein  regelmässiger  Census  stattgefunden,  in 
Sicilien  z.  B.  alle  fünf  Jahre.  Die  Erhe- 
bungen wurden  auch  hier  von  den  Beamten 
der  einzelnen  Gemeinden  voi^nommen,  die 


')  Vorher  ist  von  den  bnndesgenössiscben 

Gemeinden  regelmässig  ein  Census  nach  Art 
des  römischen  gehalten  worden. 

')  Strabo  fll  ö,  3j  V  1,  7. 

*)  PliniuB  nat  bist  1, 162  f.  Phlegon,  Macrobii. 
Die  Liste  zeigtj  dass  die  Erhebnng  stadtweise 
vorgenonunen  ist.  Die  Resultate  sind  merk- 
wünligerweise  nach  den  Anfan^bnchstaben  der 
Vornamen  zusammengestellt.  Im  flbrigen  lehrt 
die  Liste  dentlich,  dass  die  Alterserhebung  dne 
sehr  wenig  exakt«  gewesen  ist,  was  ja  natSr- 
Ucb  genug  irt  (vgl.  oben). 


lOOg  Ic 


Bevölkeningsweeen  (Bevölkerungsbewegung,  Altertom) 


Abgaben  nach  den  Ei^bnissen  festgesetzt 
(Cicero  Verr.  2,  131  ff.).  Aehnliche  Ein- 
richtungen  bestandeD  wahracheinlich  in  den 
übrigen  ProvinzeD.  Die  Kaiser  haben  die 
ErhebuDg  des  FroTinzialceosus  an  sicli  ge- 
nommen tmd  durch  beBonders  dazu  emanate 
Beamte  leiten  tassen.  Besondere  wichtig 
■war  der  bei  der  Ordnung  oder  Neueinrich- 
tnng  einer  Provinz  vorgenommene  Censue, 
z.  B.  in  Gallien  im  Jahre  12  v.  Chr.  durch 
Dmsiis,  in  STrien  und  Palästina  im  Jahre 
6  n.  Chr.  durch  den  Legaten  von  Syrien 
F.  Sulpicius  Quirinius.^)  Bekanntlich  hat 
das  Lukasevangelium  (2,  1)  daraus  einen 
allgemeinen  Beichscensus  gemacht,  der  zor 
Zeit  der  Geburt  Christi  statteefunden  habe.*) 
Ein  derartiger  allgemeiner  Census  hat  aber 
weder  unter  Aagustus  noch  sonst  jemals 
stattgefunden  ausser  vrie  es  scheint  unter 
Veepasian  im  Jahre  74  in  Terbindung  mit 
dem  von  ihm  vorgenommenen  Bürgeroen- 
Bus;*)  wenn  diese  Yermntung  richtig  ist. 
würde  sich  der  Irrtum  des  Lukas  um  so 
leichter  erklären. 

Der  Frovinzialcensus  war  ganz  ähnlich 
organisiert  wie  der  munioipale.  Auch  hier 
w^en  die  Ergebnisse  der  einzelnen  Oe- 
münden  nach  den  Verwaltungsbezirken  von 
besonderen  Beamten  (censitor,  adiutor  ad 
census)  zusammengestellt  und  dem  vom 
Kaiser  für  die  Provinz  ernannten  Schätzungs- 
beamt^i  (legatus  Augusti  pro  praetor»  ad 
census  acdpiendos  u.  &.)  übergeben.  Die 
Erhebung,  welche  K^mäasig  wahrschein- 
lich alle  5  JiÄre  wiederholt  wird,  bildet  die 
Grundlage  aller  Abgaben.  Durchweg  er- 
streckt sich  die  BevOlkerungsaufnahme  nicht 
nur  auf  die  erwachsenen  Männer,  sondern  auf 
die  gesamte  freie  Bevölkerung:  so  in  Apa- 
mea  beim  Census  des  Quirinius  (oben  S.  681), 
so  in  den  Listen  Fhlegons  (Anm.  1),  so  in 
Sptmien,  wo  uns  Plinius  die  Zahl  der  libera 
capita  der  drei  nordwestlichen  Qerichtsbe- 
zirke  mitteilt,*)  ebenso  in  Alexandria  {s.o.). 


2,  1. 


')  Joseph.  Antiqu.  17,  13,  5.    18,  1,  1.   18, 


')  S.  darüber  jetzt  vor  allem  Mommaen,  res 
gestae  Divi  Angnati,  S.  175.  Die  Realität  des 
allgememen  ReichscenSQS  unter  Auguatus  hat 
Hnachke  (lieber  den  zur  Zeit  der  Geburt  Christi 
gehaltenen  Cenaos,  1840:  Census  und  Steaer- 
rerf.  der  froheren  rSm.  Xaiaerzeit,  1847)  nach- 
znweiaen  geancht;  jetzt  fmdet  aie  wohl  keinen 
Vertreter  mehr. 

')    Barftof    können    (wie    auch    Mommsen, 
Staatsrecht  IF  412,2  vermutet)  die  bei  Phlegon 
an  die  Hundertjährigen  aus  der  achten  Region 
Italiens  angeachloaseiien  Li8t«n  ans  Hacedonien, 
Bithynien  nnd  Luaitanien  führen. 
*)  nat  hiBt.  lU  28: 
C'onveBtDS  von  Aaturica:  gegen         240000 
„  „    Lncoa  Augoatl:  fast  166000 

.    Bracara:  286000 


Es  ist  also  ganz  korrekt,  wenn  liei  Lukas 
auch  Maria  censiert  wird. 

10.  GesamtbevötkernngdesrömischeB 
Reichs.  Dass  die  Hegierung  die  Ei^get- 
nisse  der  einzelnen  ProvinziaIcenBUS  zusam- 
menstellte und  so  über  die  Bevölkerungs- 
zahl des  Reichs  wie  über  das  Gesamtvei- 
mögen  der  Einwohner  genau  orientiert  war, 
ist  wohl  wahrscheinlich.  Aber  ob  darüber 
etwas  veröffentlicht  wurde,  wissen  wir  nicht ; 
erhalten  ist  uns  nirgends  eine  derartige 
Nachrieht.  Auch  über  die  Gesamtbevölke- 
rung der  einzelnen  Provinzen  haben  wir 
keinerlei  Kunde,  und  so  sind  wir  für  eine 
Ermittelung  der  Gesamtbevölkerung  des 
römischen  Reichs  lediglich  auf  allgemeine 
Schätzungen  angewiesen.  Die  2^1en  der 
bürgerlichen  Bevölkerung  nützen  uns  hiei^ 
für  gar  nichts,  da  die  Büiger  und  die  Bür- 
gerstfidte  über  das  ganze  Beich  verteilt 
waren. 

Für  Spanien  bieten  die  bei  Plinius  be- 
wahrten Daten  (Anm.  2),  för  Galhen  die 
niit  Vorsicht  zu  benutzenden  Nachrichten 
bei  Cäsar  einigen  Anhalt.  Im  übrigen  be- 
darf es  kaum  der  Bemerkimg,  dass  im  Alter- 
tum die  westeuropäischen  I^d  Schäften  weit 
Bchwäclier  bevölkert  gewesen  sind  als  die 
des  Orients  und  dass  somit  gerade  das  um- 
gekehrte Verhältnis  stattgefunden  hat  als 
gägenwärtig,  der  Orient  weit  stärker,  der 
ccident  weit  schwächer  bevölkert  war  als 
jetzt. 

Da  eine  Einzeluntersuchung  hier  nicht 
angestellt  werden  kann,  begnüge  ich  mich, 
mit  einigeu  Modifikationen  die  Ansätze 
zu  geben,  welche  Beloch  für  die  Zeit 
des  Todes  dee  Augustus  (14  n.  Chr.) 
aufgestellt  hat  Er  rechnet  auf  Spanien  6 
Millionen,  auf  das  oarbonensische  Gallien 
l'/i  Millionen,  auf  das  übrige  Gallien  bis 
an  den  Rhein  fast  3^/i  MiUionen,  auf  die 
Donauländer  2  Millionen,  auf  das  römische 
Afrika  (d.  i.  das  altkarthagische  Gebiet,  Nu- 
midien  undMauretanien)6Millionen.  Nehmea 
wirSicilien  mit  600000  Einwohnern,  Sardi- 
nien und  Korsika  mit  500000  Einwohnern 
hinzu,  so  ergeben  sich  für  die  occidentali- 
schen,  der  Romanisierung  unterliegenden 
Provinzen  des  römischen  Reichs  rund  20 
Millionen  Einwohner.  Dazu  käme  Italien 
'das  jetzt  bis  an  die  Alpen  reicht),  das  im 
I^ire  14  D.  Chr.  einschliesslich  der  Sklaven 
wohl  auf  6  Millionen  angesetzt  werden  darL 
Das  den  Römern  unterUiänige  Asien  haben 
wir  bereits  früher  auf  17 — 18  Millionen, 
Aegypten  mit  Alexandria  auf   8  MiUionen 


auf  ein  Gebiet  von  m^efähr  86000  qkm  (nach 
Beloch),  also  etwa  8  Freie  auf  den  qkm.  Die 
Zahl  aer  Sklaven  kann  hier  nur  sehr  gering 
gewesen  aeiu. 


D,oiize=b,  Google 


Bevöikeniogswesen  (ßevOlkeniDgsbew^iuDg,  Altertum) 


aogesetzt.  ^)  Dazu  komnit  GriecJieiiland  (mit 
Macedonien  und  der  thratischeu  Kiiste)  mit 
rund  3  Millionen,  Kyrenaika  mit  etwa  Vs 
Million,  Bo  dasB  wir  für  die  hellenistische 
Welt,  soweit  sie  Rom  unterthan  war,  etwa 
29  Millionen,  für  das  gesamte  römische 
Beich  65  Millionen  erhalten,  ein  Ansatz,  der 
UAtÜrlich  nach  oben  wie  nach  unten  um 
mehrere  MiUionen  von  der  Wirkhchteit  ab- 
weichen kann, 

DasE  die  zweihundertjährige  Fricdenszeit, 
valche  das  Kaiserreich  brachte,  zunächst 
ein  Anwachsen  der  Bevölkerung  überall  da 
bewirkt  hat,  wo  nicht  wie  in  ItaÜen,  Sicilien, 
Oriechenland,  die  ökonomischen  und  sozialen 
Yerhältnisse  hemmend  wirkten,  ja  eine  rOck- 
ISufige  Bewegung  herbeiführten,  ist  zweÜel- 
loa,  und  in  Nordairika,  in  Spanien  und 
Gallien,  in  den  Donauländern,  in  Kleinasien 
und  Syrien  treten  uns  denn  auch  die  An- 
zeichen der  steigenden  Prosperität  auf 
Schritt  und  Tritt  entgegen.  Dann  aber  trat 
die  innere  Zersetzung  des  antiken  Lebens 
und  der  antiken  Kultur  nur  um  so  stärker 
liervor.  In  einer  Epoche  zweihundertjährigen 
FriedeoB,  unter  einer  sorgsamen  und  umsich- 
tigen Regierung,  ging  echliesalich  der  Wohl- 
stand und  die  Bevölkerung  und  in  noch  stärke- 
rem Masse  die  Leistungsfähigkeit  des  Reichs 
stetig  zurück.  Der  wirtadiafthche  Nieder- 
gang, der  Oriechenland  und  Italien  verödet 
hatte,  ei^riff  von  hier  aus  der  Reihe  nach 
die  Provinzen  Sicilien,  Spanien,  Afrika,  Gallien, 
Der  gewaltig  Kulturataat  war  kaum  noch 
im  Stande,  die  Heere  aufzubringen,  tim  bar- 
barische Völker  wie  die  Markomannen  im 
Zwange  zu  halten.  Die  Verheerung,  welche 
die  Pest  unter  Kaiser  Marcus  (167  ff. J  in 
der  Bevölkerung;  des  Reichs  anrichtete,  hat 
sich  niemals  wieder  ausgeglichen.  Einen 
ziffermässigen  Ausdruck  für  diese  Entwicke- 
lung  zu  geben,  gestatten  freilich  unsere 
Quellen  nicht.  Die  furchtbaren  Kämpfe  des 
dritten  Jahrhunderts,  die  ununterbrochene 
Erhebung  der  Armeen  und  Provinzen  gegen 
einander,  haben  den  Prozess  beschleunigt 
und  den  Untergang  des  antiken  Staates  voD- 
endet.  Der  neue  Staat,  den  Diocietian  und 
Constantin  errichteten,  hat  zwar  die  Trümmer 
der  antiken  Kultur  gerettet  und  dem  Osten 
neuen  Halt  geben  können,  aber  den  Westen 
gegen  die  zuerst  als  Soldaten  ins  Reich  ge- 
rufenen und  dann  als  ungebetene  Gäste  ein- 
dringenden Barbaren  zu  behaupten,  hat  er 
nicht  vermocht.  Hier  schreitet  daher  mit  der 
Verödung  und  dem  Rückgang  der  Kultur 
auch  der  Rückgang  der  Bevölkerung  ständig 
fort,  der  in  dem  Zusammenschrumpfen  oder 
völligen  Verschwinden   so  zahlreicher  ehe- 


')  Belocha  Ansätze  weichen  etwas  ab.  Auch 
wäre  Asien  jetzt  wohl  etwas  hOher  auzosetzen 
als  in  der  Zeit  des  Pompejua. 


mols  blühender  Städte  seinen  draatiscben 
Ausdruck  findet  Ihn  genauer  zu  bestimmen 
und  etwa  den  in  der  Bevölkerungsgescliichte 
erreichten  Tiefpunkt  zahlenmässie  festzu- 
stellen, von  dem  dann  etwa  seit  der  Karo- 
lingerzeit axiis  neue  langsam  eine  aufsteigende 


QgBame 
thlen  un 


len  uns  allerdings  alle 
Mittel 

11.    BevSlkenuig    der    Stadt    Ron. 

Schliesslich  mag  die  vielumstrittene  Frage 
nach  der  Bevölkerung  Roms  noch  berührt 
werden.  In  unserem  Jahrhundert  hat  man 
sie  in  der  B^el  auf  1"» — 2  Millionen  an- 
gesetzt, während  neuerdings  Pöhlmann^)  sie 
für  unlösbar  erklärt.  Dem  gegenüber  ist 
Beloch  bis  auf  800  000  herabgegangen,  An- 
haltspunkte für  die  Schätzung  bietet  zunächst 
die  Zahl  der  Empfänger  der  regelmässigen 
Getreidespeuden,  die  sich  vor  Cäaar  auf 
320000  belief  und  von  ihm  im  Jahre  46  v, 
Chr.  auf  150000  reduziert  wurde.  Unter 
Augustos  ist  die  Zahl  bei  einzelnen  Spenden 
wieder  auf  die  alte  Höhe  gewadisen,  danii 
aber  auf  einen  dem  cäsarischen  Satz  nahezu 
entsprechenden  Stand  herabgesetzt  worden. 
Jedenfalls  gab  es  zu  Augustus'  Zeit  ein 
städtisches  Proletariat  von  rund  300000 
Männern  —  und  diese  Zahl  wird  uns  denn 
auch  als  Gesamtzahl  der  männhchen  Stadt- 
bevölkerung angegeben,  als  Octavian  die 
L^te  Cäsars  auszahlt;  dieser  hatte  »der 
städtischen  Bevölkerung  Mann  für  Mann  75 
Denare«  vermacht^  Die  Verteilung  des 
Getreides  war.  wie  es  scheint  regelmassig, 
auch  auf  Knaben  vom  11.  Jahre  an  ausge- 
dehnt.*) Nun  wird  allgemein  berichtet,  dass 
unter  der  ärmeren  Bevölkerung  Roms  die 
Männer  durchaus  überwogen:  sie  wurden 
durch  die  Getrsideverteüung  aogeloc^  und 
siedelten  in  Masse  vom  I^nde  in  die  Stadt 
Über,  Man  wird  daher  die  ärmere  Gesamt- 
bevSlkemng  Roms  höchstens  auf  600000 
rechnen  dürfen  und  zugleich  annehmen 
können,  dass  dieselbe  Infolge  der  Herab- 
setzung der  Zahl  der  Oetreideempfänger 
sehr  beträchtlich  vermindert  worden  ist.  — 
Die  Zahl  der  Reiclien  kommt  der  Masse 
des  Stadtpöbels  gegenüber  kaum  in  Betracht, 
und  wenn  wir  die  Sklavenzahl  auch  noch 
30  hoch  ansetzen  wollen,  so  muss  sie  doch 
immer  ganz  wesentlich  geringer  gewesen 
sein  als  die  Gesamtzahl  der  Fi-eien  —  es 
ist  zu  beachten    dass  Rom  keine  Industrie-' 


')  Die  UebervSlkerung  der  antiken  Gross- 
atädt«  (Preisachriften  der  iablono wakischen  Ge- 
aellachaft,  Bd.  24}  1B84. 

')  Appian  civ,  11  143.  III  17.  Belochs 
Heinung',  zur  TeUnakme  an  derarti^n  Spenden 
sowie  au  der  Getreideverteilung  seien  anoh  die 
Bewohner  der  Umgebung  Roma  berechtigt  ge- 
wesen, ist  nnhaltbar.  Dementsprechend  ist  aadi 
sein  Ansatz  der  Bevülkerung  zu  niedrig. 

')  Saeton  Octav.  41.    Vgl.  Dio  51,  21, 
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Stadt  war,  die  gehalteneD  Sklaven  also 
grOestenteilB  Bediente  waren.  Bechnen  wir 
niin  noch  «ine  ziemlich  beträchtliche  Anzahl 
ftnwBBBiyr  Fremder  hinzu,  so  eigieht  sich, 
dasB  die  Bevölkerung  Barne  vielleicht  zeit- 
weilig bis  an  eine  Million  henmgereicht  hat, 
im  ulgemeinan  aber  'nicht  unwesentlich 
niednger  gewesen  ist  —  d.  h.  Rom  hat  in 
der  i&iserzeit  ungefilhr  dieselbe  Bevölke- 
rungszahl gehabt  wie  London  zu  Ende  des 
.  vorigen  iTahrhunderta. 

Dass  wir  nicht  bOher  gehen  dürfen,  lehrt 
auch  der  Umfang  der  Stadt  Die  aurelia- 
oistdie  Mauer  umfaest  einen  Hfiohenraum 
von  1230  ha,  nnd  ee  ist  ein  Irrtum,  wenn 
man  glaubt,  die  Stadt  habe  sich  jemals 
weiter  ausgedehnt ;  im  Gegenteil  wird  Äure- 
lian  in   seiner  Mauer   manche  wenig  oder 

Sr  nicht  bewohnte  Distrikte  eingeschlossen 
ben.  Nun  ist  zwar  Born  unendlich  viel 
dichter  bevölkert  gewesen  als  unsere  mo- 
dernen StAdte ;  aber  Ober  ein  gewisses  Maxi- 
mum, wie  es  z.  B.  die  engsten  Quartiere 
Neapels  (1470  Einwohner  auf  den  Hektar} 
bieten,  wird  man  nicht  hinausheben  dürfen. 
Wenn  dieser  Satz  für  die  bevöliertsten  Teile 
der  rCmiscfaen  Altstadt  und  für  die  übrigen 
eine  entsprechend  dünnere  angenommen 
wird,  Ifisst  sich,  wie  Beloch  gezeigt  hat, 
über  ein  Maximum  von  700000  Einwohnern 
schwerlich  hinauskommen;  das  wären  im 
Durchschnitt  650  Einwohner  auf  den  Hektar. 

Littentnr:  Hume,  Cf  tht  Jhjmloumrtt  of  an- 
eimt  Ä'oMoTi»  (in  teinen  Etiayi,  luertt  gedruckt 
175t).  —  Zumpt,  Veber  den  Stand  der  Bevöl- 
iavng  tmd  Volkivermthrung  im  AUvrtiim,  Ab&. 
der  Btriiner  Ak.  IS40.  —  Wleterahftm ,  Ot- 
MchtehU  der  VölkenKanderung  I  ISS  If,  dtr  erileti 
Auflage.  —  Beloch ,  DU  BevStkerwug  der 
griechitch-TÖmiichen  WeU  (hittaruche  Btilrägt 
lur  Bevülttrangtlehre,  I),  18SS,  woteÜ/*t  auch 
die  lonttige  LitleraJtir.  [Von  den  Angriffen 
nenn»  teA  hifr  O.  SetcH,  DU  Slatiitik  in  der 
alten  Getchichte,  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  3.  Folge 
XIII,  und  dagegen  Beloeli«  Verteidigujig :  zur 
BetSOceravgtgetchichte   dei   Altertum»,    ebendat. 

XIII  Stl  ff. ;   ferner   Kora«mann,    Die   röm. 
CennuiaÜen  all  ilatütitchet  Material,    tbendae. 

XI V  SS} ff.,  und  dagegen  mein  Avjsali :  Die  Zahl 
der  römischen  Bürger  ujiter  Auguatui,    ebendat. 

XV  S9ffj  —  Ueber  die  BevGlkemng  Athene  i. 
Boeckh,  SlaatihaiuAalt  fdetien  ATuStie  nicht 
haltbar  find) :  von  Wltatnowltx ,  A  riiioteUi 
und  Athen  II  207ff.,  der  die  allen  Poeitionen 
m^lichil  tu  haUim  lueht,  Shtdich  vhc  fär 
Sieüien  Btolnt,  Oetchiehte  Sicäiene  im  Alter- 
tum III  1898,  SB7ff.  —  Ueber  den  rämi 
Cemue  t.  v.  a.  Jfomnuen,  RSm.  Staati 
II  S4?ff.  (S.  Aufl.  S.  S59ff.);  Marqwirdt, 
Bern.  Slaatnerwallvng  II,  fO^ff.  und  die  lom 
tigen  Handbücher  der  römischen  Altertämer  _ 
llber  die  BenSlktmmg  der  äUtdt  Bom  Prled- 
M«Ml«r,  DartteUungen  aut  der  Sitlengetchielile 
Rom*  I'  SS  ff.  Änderte  irt  eeine*  Ortet  o 
geführt. 

Balle  a.  S.  Eduard  Meyer. 
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I.  Allg:eineine  Theorie 
des  BoTÖlkerangswechsels. 

1.  Ueberaicht  der  Aufgabe.  2.  Planimetri- 
Khe  EonBtniktionen.  3.  Haapt^Muntbeiten 
von  Lebenden  nnd  Ventorbenen.  4.  Die  Ele- 
mentargesamtheiteu.  Ö.  Andere  Zustandsände-, 
Hingen. 

1.  Ueberalcht  der  Aufgabe.  Die  Be- 
völkerung eines  Landes  bildet  eine  Gesamt- 
heit, deren  Elemente  —  die  menschlichen 
Individuen  —  durch  Tod  und  Gehurt,  Aua-, 
Wanderung  und  Einwanderung  einem  fort- 
währenden Wechsel  unterworfen  sind,  wäh- 
rend die  ganze  Volkszahl  in  der  Begel  nur 

inem  langsamen  Fortachreiten  begriffen 
ist  und  das  Verhältnis  der  nach  Geschlecht 
und  Altersklassen  gebildeten  Gruppen  zu 
der  Gesamtzahl  und  somit  auch  zu  emander 
ann^emd  konstant  bleibt.  Beteachten  wir 
jedes  Geschlecht  für  sich  und  sehen  wir 
der  Einfachheit  wegen  vorläufig  von  den 
Wanderungen  ab,  so  können  wir  also  z.  B. 
die  männhche  Bevölkerung  in  einem  g^;e- 
benen  Zeitpunkt  am  Tage  (streng  ge- 
nommen müsste  TTiiin  verlangen:  im  Augen- 
blicke) der  Volkszählung  nach  einjahngen 
Alteraatufen  gleichsam  in  ein  Fachwerk  von 
Klassen  verteilen.  Im  Laufe  eines  Beobach- 
tungsjahres  wird  nun  die  Besetzung  jeder 
Klasse  dadurch  verändert,  dass  1.  for^fth- 
rend  Individuen  die  obere  Alter^renze  der 
Klasse  überschreiten  (da  die  einzelnen  im 
Anfang  sich  in  allen  möglichen  Abständen 
zwischen  0  und  1  Jahr  von  dieser  Grenze 
befanden),  2.  fortwährend  Individuen  aus 
der  unteren  Alteraklasse  in  die  betraditete 
einrtlcken ;  3.  Individuen  innerhalb  der  Alters- 
klasse während  des  Beobachtungsjahres  ster- 
ben. Bei  der  untersten  Altersklasse  (von 
0 — 1  Jahr)  erfolgt  das  neue  Einrücken  durch 
die  Geburten.  Am  Ende  des  Beobach- 
tungBJahres  .  sind  die  Individuen  in  jeder 
Altersklasse  vollständig  durch  andere  ersetzt, 
und  zwar  stammen  nunmehr  die  Angehöri- 
gen jeder  Klasse  aus  einer  um  ein  Jahr 
vorgerückten  Geburtejahresstrecke.  Betrach- 
tet man  femer  die  innerhalb  des  Beobach- 
tungsjahree  gestorbenen,  nach  jährllcdken 
Altersklassen  unterschieden,  für  sich,  so  be- 
merkt man,  dass  die  An^hörigen  jeder 
dieser  Klassen  aus  je  zwei  Geburtsjahren 
stammen. 

Um  die  Beziehungen  der  nach  Alteis- 
jahr,  Geburtsjahr  nnd  Beobachtungsjahr 
unterschiedenen  Gruppen  der  Lebenden  und 
Verstorbenen  untereuiaiider  leicht,  ilbersehea 


HandwüTterbaeb  der  SMaUwlneiuchatUii.   Zweite  Auflage.    II. 
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zu  käanen,  «ecdet  man  am  bestea  einfache 
graphische  EonetruktioDen  an.  £napp,  der 
]ene  Beziehungen  zuerst  allgemein  lest^- 
8tellt  hat,  drückte  die  in  Ban^ht  kommen- 
den Oeaamtheitea  durch  lDtreG;ale  ans. 
ZeuDer  stellte  dann  die  Enappsdien  Inte- 
rnale durch  eine  einfache  stereometrische 
Eonstniktion  dar,  und  später  führte  Perozzo 
auf  Yeranlassung  der  Direktion  der  italieni- 
Bchen  Statistik  nach  echwediechem  Material 
auch  ein  Modell  aus,  welches  annähernd 
und  mit  ^wissen  Modifikationen  den  Zeuner- 
achen  Zeichnungen  entsprach.  Solche  >Stereo- 
iCTBmme«  oder  Modelle '  mögen  für  manche 
Zwecke  der  Yemnschaulichuug  von  Nutzen 
sein,  zur  raschen  Orientiening  über  die  Be- 
ziehungen der  Qesamtheiten  nnd  zur  schnellen 
Beantwortung  der  in  der  Francis  sich  er- 
hebenden Fragen  Bind  jedoch  planime- 
t rieche  Konstruktionen  entschieden  vorzu- 
ziehen. Eine  solche  hat  schon  Knapp  in 
seinem  Werke  über  >die  Sterbhchkeit  in 
Sachsen«  angegeben,  nachdem  er  vorher 
einen  Versuch  anderer  Art  gemacht  hatte. 
2.  Planimetrische  KonatruktioBeB. 
Denken  wir  uns  (Fig.  1)  die  Zeit,  von 
irgend  einem  Anfangspunkte  0  an  gerechnet, 
durch  die  unbegrenzt  lange  Linie  OX  aus- 


Pigur  1. 

gedrückt  Die  Zeitpunkte  der  Geburten, 
die  in  dem  betrachteten  Lande  stattfinden, 
sollen  durch  a,  b,  c,  d  etc.  bezeichnet  werden, 
finden  also  an  den  Kalenderdaten  Oa,  Ob, 
Oc  etc.  statt    Mit  jedem  dieser  Geburts- 

5 unkte  b^nnt  eine  Lebenslinie  wie  aA, 
B,  Cc,  Dd  etc.,  deren  Ende  durch  die 
Sterbepunkte  A,  B,  C,  D  .  .  .  .  bezeichnet 
wird.  Wenn  diese  Ijebenslinien,  wie  ee  in 
der  Wirklichkeit  der  Fall  ist,  in  die  allge- 
meine ZeiÜime  liinein&llen,  so  bilden  ihre 
Anfangs-  und  Endpunkte  ein  Gewirr,  welches 
der  Anschaulichkeit  durchaus  entbehrt  und 
einen  leichten  Einblick  in  die  Beziehungen 
dieser  Punkte  nicht  gestattet.  Nach  der 
Knappschen  Eonatruktion  wird  mm  ein 
solcher  dadurch  mflgiich  gemacht  dass  die 
Linien  parallel  mit  der  Gmndliiiie  empor- 
gehoben und  in  die  Lagen  von  a'A',  b'B', 
cC,  d  D'  etc.  gebracht  werden,  und  zwar 
so,  dass  diese  letzteren  Linien  s&mtlich 
gleich  weit  und  zwar  um  die  Strecke  aa' 


von  einander  abstehea  Die  Anfangspunkte 
derselben  bÜden  also  eine  gebrochene  Linie 
a'  b'  C  d'  ...  die  sich  um  so  mehr  der 
Form  einer  Kurve  nähert,  je  kleiner  man 
den  gleichen  Abstand  der  Linien  annimmt 
Ware  die  Strecke  a  d  gleich  einem  Jahre 
und  zöge  man  von  ä  ans  eine  gebrochene 
Linie  parallel  zu  aa'  b  '  c'  d'  .  .  .  so  würden 
dadurcn  auf  allen  emporgehobenen  Lebens- 
linien Strecken,  nnd  zwar  Altersstrecken, 
von  einem  Jahre  al^eschnitten  und  durch  . 
ahnliche  gebrochene  Parallelen,  die  auf  der 
Grundlinie  von  d  aus  weiter  in  Jahreeab- 
atSnden  begonnen,  könnte  m^i  die  Lebene- 
linien  bis  zu  der  höchsten  Altersstufe  in 
solche  einjährige  Absclinitte  teilen.  Bei  der 
weiteren  Benutzung  dieser  Konstruktion  er- 
weist sich  aber  die  Gebrochenheit  oder 
Krümmung  der  die  Altersgrenzen  bildenden 
Linien  als  stOrend.  Eine  von  Becker  ange- 
gebene Konstruktion  (Flg.  2)  vermeidet  die 


Figur  2. 

gebrochenen  Linien,  indem  die  Lebenslinien 
a  A,  h  B,  c  C  etc   so  hoch   emporgehoben 

werden ,  dass  ihre  neuen  Anfangspunkte 
a',  h'.  c'  .  .  .  ebensoweit  von  der  horizon- 
t^n  Axe  OX  wie  von  der  senkrechten  OT 
abstehen.  Sie  liegen  dann  offenbar  silmt- 
lich  auf  einer  geraden  Linie,  welche  ge^n 
jede  der  beiden  Äxen  von  45  Grad  genei^ 
ist  Jede  ParaUele  zu  dieser  schrfigen  Lime 
schneidet  von  allen  Lebenslinien ,  welche 
sie  trifft,  gleiche  Stücke  ab,  bezeidinet  also 
für  alle  gleiche  Altersabst&nde  von  der  Ge- 
burt oder  einer  anderen  Alteragren zlinie  ab. 
Die  Senkrechten  a  a',  b  b',  c  C  etc  aber  be- 
zeichnen in  dieser  wie  auch  in  der  vorigen 
Figur  gleichzeitige  Punkte  in  allen  sie 
schneidenden  Lebenslinien. 

Ich  habe  die  folgende  Konstruktion  vor- 
geschlagen (Fig.  3),  die  mir  namentlich  für 
weitere  Ausführungen  vorteilhafter  zu  s^d 
scheint.  Die  Lebenslinien  werden  um  ihre 
Anfaog^uokte  a,  b,  c  gedreht  und  senk- 
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recht  aufgestellt,  wie  aA',  bB',  cC 
Soentstehen  g'leich  Schenkel  ige  rechtwinkelige 
Dreiecke,  wie  aA'A,  bÜ'B,  Fallen  diePtinkte 
A  und  B  zuBammen,  so  liegen  die  ihnen 


Fig:nt  S. 

entsprechenden  Punkte  A'  und  B'  offenbar 
in  einer  schrä^n  Linie  A'B'.c,  die  unter 
4ri  Clrad  nach  hnks  gegen  die  beiden  Achsen 
OX  und  OY  ^neigt  ist.  Jede  andere  unter 
demselben  Winkel  geneigte  Linie,  wie  (Kg, 
4)  a,  g,  oder  a,  g,  bezeichnet  in  Etilen 
LebenEJinien,  die  sie  schneidet,  den  gleichen 


Figur  4. 

absoluten  Zeitpunkt,  der  der  Ealenderzeit 
Og,  oder  Og,  entspricht;  denn  denkt  man 
sich  die  Lebenslinien  wieder  in  die  horizon- 
tale Achse  zurückgelegt,  so  fallen  jene 
Schneidepunkte  sämtlich  in  den  Punkt 
g,  bezw,  g,  znaaminen.  Wir  bezeichnen  diese 


Linien  daher  als  isochronische.  Alle  Punkte 
in  der  Hbene,  die  zwischen  zwei  solohen 
Idolen  liegen,  fallen  in  die  Beobachtungs- 
zeitstrecke, welche  durch  die  Schneide- 
punkte  der  Ase  OX  mit  denselben  begrenzt 
wird.  Alle  zu  der  Grundlinie  parallelen 
Linien  wie  a,  n,  a,  Vj  scheiden  die  Lebens- 
linien (von  denen  m  der  Figur  4  nnr 
pc|,  beäondeis  gezeichnet,  aus^rdem  aber 
eine  grosse  Zahl  durch  die  sie  abschliessen- 
den Sterbepunkte  dargestellt  ist)  in  gleichen 
Altersabständen  von  den  Geburtspunkten, 
und  mßgen  daher  Altersgrenzlinien  ge- 
nannt werden.  Eine  derselben,  iJX'  kum 
nuui  so  weit  hinausgeschoben  denken,  dass 
sie  von  keiner  LebenaHnie  mehr  erreicht 
wird,  also  der  Figur  oben  einen  Abschluss 
giebt.  Durch  je  zwei  senkrechte  Linien 
endlich,  wie  g,  n,,  g,  u,,  wird  eine  Gesamt- 
heit von  Lebenslimen  abgegrenzt,  die  von 
derselben  Geburtszeitstrecfce  g,  g,  auslaufen 
und  deren  Endpunkte  sämtlich  in  den 
Streifen  g,  g,  u,  u,  fallen.  Solche  Linien 
nennenwirGeburtsgrenzlinien.  Denken 
wir  uns  eins  dieser  drei  Systeme  von  Be- 
grenzungslinien in  der  Weise  gezoj^n,  dass 
die  Beot»chtungs-  und  die  Gebnrtszeitstrecken 
den  Kalenderjahren  entspreciien  und  auch 
die  Altersgrenzlinien  Abstände  von  je  einem 
Jahre  aufweisen,  so  entsteht  ein  Netzwerk, 
wie  es  in  Fig.  4  teilweise  gezeichnet  ist, 
durch  wBQches  die  sämtlichen  Sterbepunkte, 
die  von  der  in  der  Zeitstrecke  OX  Gebore- 
nen herrühren  oder  in  der  Zukunft  hinter- 
lassen werden,  in  dreieckige  Umgrenzungen 
gebracht  werden.  Die  so  entstehenden,  durch 
Zeit-  und  Altersbestimmungen  abstellten 
Gruppen  von  Sterbefällen  bilden  die  Ele- 
mentargesamtheiten,  aus  denen  sich 
alle  in  ^tracht  kommenden  Gesamtheiten 
von  Verstorbenen  und  Lebenden  zusammen- 
setzen lassen.  Das  Charakteristische  einer 
solchen  Mementargesamtheit  besteht  darin, 
dass  bei  derselben  jedes  der  drei  Bestim- 
mungsstücke  —  Beobachtucgsstrecke,  Ge- 
burtastrecke und  Altersstrecke  —  in  der 
Grösse  eines  Jahres  auftritt  In  der  Zeich- 
nung allerdings  erscheinen  die  schrägen 
Grenzlinien  grOsser  als  die  beiden  anderen, 
und  ich  habe  daher  darauf  hingewiesen*), 
dass  sich  diese  üngleichförmigkeit  vermeiden 
lasse,  wenn  man  die  Lebenslinien,  wie  es 
(Fig.  3)  mit  dd'  und  ee'  geschehen  ist,  nicht 
semerecht  auf  die  Grundlinie  stellt,  sondern 
^gen  dieselbe  nur  um  60  Grad  dreht  Die 
isochronischen  Linien  erscheinen  dann  eben- 
falls um  60  Qiad  nach  links  gegen  die  Linie 
OX  geneigt,  und  die  Elementargesamtheiteii 
werden  nonmehr  von  gleichseitigen  Drra- 
ecken  omgrenzt,  wie  es  der  GleitMeit  ihrar 
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BeatimmuDgstücke  gemfifis  ist.  Lewin  hat 
sp&ter  diese  Konstruktioti  zu  weiterea  Aus- 
mhrungen  benutzt,  int  glänzen  halte  ich 
aber  doch  die  eeokrechte  Aufetelluag  der 
LebenalinieQ  für  zweckmäflaiger,  sowohl  weil 
sich  die  Betrachtung  m  e  h  r  fa  c  h  e  r  Zustands- 
änderuQgen  leichter  aoschlieset  als  auch 
die  Bedeutung  des  Normalaltors  {s.  d.)  sich 
dadurch  beasei*  veranschaulichen  läset  Auch 
lassen  sich  die  Lebensliaieu  auf  diese  Art 
einfach  durch  ihre  Eadpuakte,  die  Sterbe- 
punkte, andeuten,  indem  man  die  von  diesen 
aus  auf  die  Grundlinien  gefällten  Lotlinien 
gar  nicht  zu  zeichnen  braucht.  Im  allge- 
meiaen  werden  nie  zwei  Sterbepunkte  genau 
auf  derselben  Senkrechten  liegen,  da  wohl 
niemals  zwei  Geburten  in  denselben  mathe- 
matischen Zeitpunkt  fallen.  In  einem  grossen 
Lande  aber  werden  sich  die  Gebiirtspuakte 
jedenfalls  sehr  enge  zusammendrängen  und 
die  Sterbepunkte  sich  daher  mit  emer  ge- 
wissen Stetigkeit  und  einer  von  der  Alters- 
stufe und  der  Dichtigkeit  der  Geburten  ab- 
hftDgigen  Dichtigkeit  (das  Wort  in  dem 
weit«reti  Sinne  von  Anhftufung  diskreter 
Funkte  genommen)  fiber  die  Ebene  ver- 
breiten. 

Es  ist  durchaus  unberechtigt,  wenn  Zeuner 
in  einer  neueren  Arbeit  *)  behauptet,  meine 
Konstruktion  sei  einfach  dem  Gruudriss 
seiner  stereometrischen  Darstellung  ent- 
nommen. Ich  bin  von  einer  ganz  anderen 
Vorstellung  ausgegangen  als  Zeuner,  und 
wenn  dabei  dieselbe  Porm  des  Netzwerks 
entstand,  so  ist  derluhalt  desselben  doch 
^nz  anders  gedacht  als  bei  der  Zeunerschen 
Konstruktion.  Bei  der  meinigen  handelt  es 
sich  um  die  mit  verschiedener  Dichtigkeit 
in  der  Ebene  verbreiteten  Sterbepuntte, 
und  wenn  ich  durch  Einführung  einer 
dritten  Koordinate  ein  körperliches  Mo- 
dell herstellen  wollte,  wie  ich  schon  in 
einer  früheren  Arbeit  3)  erläutert  habe,  so 
würden   die   Senkrechten   auf   der  Grund- 


Konstruktion  Zeuners  dagegen  (in  der  über- 
haupt keine  Sterbepunkte  vorkommen), 
drücken  die  Senkrechten  zur  Gnindebene 
die  Dichtigkeit  der  Lebenden  aus  und 
daher  erscheinen  bei  ihm  die  Gesamtheiten 
der  Verstorbenen  gar  nicht  in  der  Grund- 
ebene, sondern  in  der  auf  derselben  senk- 
rechten seitlichen  Koordinatenebene  links, 
was  zur  Folge  hat,  dase  die  wichtigen  Ele- 
mentargesamtheiten mit  teilweise  gekrümm- 
ten Begrenzungslinien  in  einer  unbequemen 
perspektivischen  Zeichnung  auftreten,  wSh- 
lend  sie  in  meiner  Darstellung  in  der  Grund- 
ebene  durch  geradlinige  Dreiecke  begrenzt 
sind.  Die  verschiedene  Dichtigkeit  der 
Sterbepunkte  in  diesen  Dreiecken  ktmn  man 
dch  nattlrlich  auch  durch  ii^end  eine  ab- 


gestufte Mannigfaltigkeit  der  Schraffierung 
versinnbildlichen,  am  einfachsten  aber  ist  es, 
dieselbe  nur  in  Gedanken  festzuhalten  und 
sich  mit  der  geradlinigen  Zeichnung  zu  be- 
gnügen, aus  der  sich  ohne  weiteres  und 
ohne  Formeln  die  Beziehungen  der  ver- 
Bchiedenen  in  Betracht  kommenden  Gesamt- 
heiten von  Lebenden  und  Verstorbenen  er- 
sehen lassen,  Dass  man  in  der  Punkten- 
ebene auch  eine  beliebig  durch  gerade 
oder  krumme  Linien  abgescmossene  Gesamt- 
heit von  Veretorbenen  aussdieiden  und 
einiges  alU:emeine  darüber  —  insbesondere 
üt>er  die  Altei'ssummen  —  aufstellen  kSnne, 
habe  ich  schon  in  meiner  eraten  Schrift  über 
diesen  Gegenstand  gezeigt^).  Von  wirk- 
lichem praktischen  Interesse  sind  jedoch 
ausser  den  Elementargesamtheiten  nur  die 
einfachsten,  mittelst  derselben  zusammen- 
setzbaren, von  Knapp  so  genannten  Hauptge- 
aamtheiten  von  Lebenden  und  Verstorbenen. 
3.  Hanptgeaamtheiten  von  Lebenden 
und  Verstorbenen.  Eine  erste  Art  von 
Hauptgesamtheiten  von  Lebenden  besteht 
aus  solchen,  die  einer  gegebenen  Geburts- 
zeitstrecke wie  g,  g,  (Fig.  4)  entstammen 
und  in  einem  bestimmten  Zeitpunkte,  z.  B. 
g^  als  gleichzeitige  neben  einander 
existieren.  Ihre  Zahl  ist  gleich  der  Zahl 
der  Schneidepunkte  der  von  g,  g,  ausge- 
henden Lebenslinien  mit  der  Onie  s  z  und 
kann  durch  eine  Volkszählung  unmittelbar 
festgestellt   werden.     Statt   der   Schneide- 

ginite  betrachten  wir  jedoch  bei  der  obigen 
onstrtikfion  die  schon  vorhandenen  oder 
zukünftigen  Sterbepunkte  innerhalb  des 
Streifens  jenseits  der  Linie  s  z  bis  zu  der 
äussersten  möglichen  Alteisgrenze,  also  inneiv 
halb  des  Trapezes  u,  u,  z  s,  deren  Zahl  der- 
jenigen jener  Schneidepunkte  gleich  ist,  da 
lede  z  8  durchlaufende  Lebenslinie  {von  den 
Wanderungen  abgesehen)  irgendwo  in  jenem 
Trapez  einen  Sterbepunkt  liefern  muss.  Die 
Gesamtheit  aller  bei  einer  Volkszählung  im 
Zeitpunkte  g,  ermittelten  Lebenden  wird 
also  durch  den  (vorhandenen  oder  zukünf- 
tigen) Funkteninhalt  des  grossen  Dreiecks 
g,  iJ  u,  dargestellt.  Bei  unserer  Voraus- 
setzung durchweg  einjähriger  Abgrenzimgen 
setzt  sich  die  durch  die  Sohneidepunkte  der 
Lebenslinie  mit  der  Linie  sz  daigestellte 
Gesamtheit  von  Gleidizeitigen  aus  Individuen 
zusammen,  deren  Altersverschiedenbeit  höch- 
stens ein  Jahr  betragen  kann. 

Eine  zweite  Hauptgesamtheit  von  Leben- 
den wird  durch  Oleidiheit  der  Geburts- 
strecken und  des  Alters  bestimmt  E^e 
solche  wird  z.  B.  durch  die  Summe  der 
Sdmeidepunkte  der  von  g,  g,  ausgehenden 
Lebenslinie  und  der  Altersgrenzlinie  rs  aus- 
gedrückt, kann  andererseits  aber  auch  nach 
derselben  Vorstellung  wie  oben  durch  den 
Funkteninhalt    des    rechteckigen   Streifens 
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rs«,  u,  dargestellt  werden.  Die  Angehörigen 
einer  solchen  Gesamtheit  von  Gieichalterigen 
erreichen  dae  betreffende  Alter  nach  und 
na  C  h  innerhalb  einer  Zeitstrecke,  welche 
so  laDg  ist,  wie  die  zugehörige  Geburts- 
strecke, in  UDserem  Beispiele  also  innerhalb 
einer  JahresBtrecke,  und  zwEirin  derSalender- 
zeit  g,  g,.  Einen  Qrenzfali  bilden  die  Ge- 
borenen einer  Zeitstrecke  im  Augenblick 
der  Geburt,  also  im  Alter  0,  oder  die  Ge- 
neration einer  bestimmten  Geburtsstreeke, 
wie  g,  g^  die  der  Zahl  nach  auch  durch 
den  FunkteDinhalt  des  ^nzen  Streifens 
Si  gl  "i  11.  dai^estellt  sind.  Handelt  es  sich 
um  die  Aufstellung  einer  Absterbeord- 
nung, so  wird  man,  da  es  eine  Vielheit 
von  gleichzeitig  Geborenen  nicht  giebt, 
von  der  Generalion  einer  Zeitstrecke 
ausgehen  müssen  und  deren  Absterben  tritt 
dann  in  der  allmählichen  Verringerung  der 
Gesamtheiten  von  Gieichalterigen  mit  den 
Altersgrenzen  a,,  a,,  a,  et^.,  also  der  Pnnkten- 
inhalte  der  Streifen  o  mu,  u  rs  u,  u,  etc. 
zü  Tage.  Die  Zählung  dieser  Gesamtheiten 
ist  nicht  direkt  ausführbar,  wie  bei  der 
ersten  Hauptgesamtheit  von  Lebenden,  aber 
doch  leicht  zu  erreichen,  wenn  die  Punkten- 
inhalte  der  Elementardreieeke  bekannt 
Bind.  So  ist  z.  B.  der  Pimkteninhalt  von 
r  s  II,  u,  oder  die  Zahl  der  Schneidepunkte 
von  rs  gleich  dem  durch  die  Volkszäh- 
hmg  festzustellenden  Punkteninhalt  von  z  s 
u,  u,  plus  dem  Punkteninhalt  des  Elemen- 
tardreiecks zrs,  von  dessen  Ermittelung 
unten  die  Rede  sein  wird. 

Als  eine  erste  Art  von  Hauptgesamt^ 
heiten  von  Verstorbenen,  deren  Er- 
hebung leicht  ist  und  zuerst  allgemeiner 
tlblich  wurde,  bietet  sich  diejenige  dar,  welche 
durch  eine  Beobachtungszeitstrecke 
imd  einer  Alterastrecke  begrenzt  wird, 
wie  z.  B.  der  Punkteninhalt  des  Parallelo- 
gramms r  8  m  n,  der  herriihrt  von  den  Ver- 
storbenen der  Zeitstrecke  g,  g^  im  Alter  von 
a,  bis  a,  Jahren.  Der  Punkten  in  halt  des 
ganzen  von  g,  g^  auslaufenden  und  bis  zur 
äussersten  Altersgrenzlinie  verlängert  ge- 
dachten schrägen  Streifens  stellt  also  die 
Gesamtheit  der  in  der  Zeitstrecke  g,  g„  die 
wir  gleich  einem  Kalenderjahr  annehmen, 
in  allen  Alterstufen  Gestorbenen  dar.  Bei 
einer  zunehmenden  Bevölkenmg,  in  welcher 
also  die  jährliche  Zahl  der  Geburten  die 
der  Sterbefälle  übersteigt,  ist  also  der 
Punkteninhalt  dieses  Streifens  kleiner  als 
der  des  senkrechten  Streifes  g,  g,  n,  u„  und 
zwar  wird  die  Differenz  der  Punktendichtig- 
keit zwischen  zwei  Altersgrenzlinien  in  den 
beiden  Streifen  um  so  grösser  sein,  je  höher 
die  betreffende  Altersstufe  angenommen  wird. 
Im  übrigen  ist  noch  hervorzuheben ,  dass 
die  nach  Sterbezeit  \md  Alter  einjährig  be- 
grenzte Gesamtheit  in   rsmn   zwei  ver- 


schiedenen Geburtsjahren  angehört,  die  durch 
E,  g,  und  g,  g.  bezeichnet  wemen,  und 
aasB  sie  sich  demnach  aus  zwei  Elementar» 
gesamtheiten  zusammensetzt,  die  durch  die 
Dreiecke  rsm  und  smn  begrenzt  werden. 

Eine  zweit«  Hauptgeaammelt  von  Ver- 
storbenen, die  ebenfaJlB  ohne  Schwierig- 
keit erhoben  werden  kann,  wird  durch  eine 
Beobachtungs-  und  eine  Geburts- 
streeke begrenzt,  wie  z.  B,  der  Punkten- 
inhalt des  Parallelogramms  z  s  r  m,  der  die 
Verstorbenen  darsteUt,  die  in  der  Zeilstrecke 
{Jahr)  g,  g,  geboren  waren  und  im  Kalender- 
jahre g,  g,  gestorben  sind.  Die  Angehörigen 
einer  solchen  nach  Geburta-  und  Sterbezeit 
einjährig  b^renzten  Gesamtheit  sind  in 
einem  Altersspielraum  von  zwei  Jahren 
gestorben  und  setzen  sich  ebenfalls  aus 
zwei,  in  unserem  Beispiel  durch  die  Drei- 
ecke zrs  und  rsm  b^renzten  Elementar- 
gesamtheiten zusammen. 

Eine  dritte  Art  von  Hauptgesamtheiten 
von  Verstorbenen  endlich  ist  theoretisch  die 
wichtigste,  lässt  sich  aber  praktisch  nicht 
\mnüttelbar  dureh  statistische  Erhebungen 
feststellen.  Sie  wird  durch  Geburts- 
streeke und  AltersBtrecke  begrenzt 
So  bezeichnet  z.  B.  der  Punkteninhalt  des 
t^adrats  r  s  o  m,  dessen  Seite  eine  Jahrea- 
strecke  darstellen  sollj  die  Gesamtheit  der- 
jenigen,diederGeneration  desJahres  g,  g,  an- 
gehörend im  Alter  von  1  bis  2  Jahren 
gestorben  sind.  Diese  Sterbefälle  haben 
aber  im  I^aufe  von  zwei  Kalenderjahren 
(g,  g,  und  g,  gl)  stattgefimden  und  darin 
liegt  eben  die  praktische  Schwierigkeit  der 
unmittelbaren  ßestimmimg  einer  solchen 
Gesamtheit.  Es  bietet  sidi  nur  der  Weg 
dar,  diese  Hauptgesamtheit  aus  den  beiden 
Elementargesamtheiten  zusammenzusetzen,  in 
welche  sie  diurch  die  isochronische  Linie 
I  zwischen  den  beiden  Kalenderjahren  zerlegt 
wird,  die  also  in  unserem  Beispiele  durch 
die  Dreiecke  rom  und  rsmbegrenztwerden. 
Bei  der  Berechnung  von  bterblichkeits- 
tabellen  können  theoretisch  nur  solche 
quadratisch  b^renzte  Hauptgesamtheiten  von 
Verstorbenen  zur  Verwendung  kommen ; 
denn  diese  allein  geben  an,  wie  viele  Per- 
sonen einer  Generation,  die  (zu  ver- 
schiedenen Zeiten)  eine  bestimmte  Alters- 
Snzlinie,  wie  o.m,  flberschreiten,  innerhalb 
nächsten  Älterestrecke  von  1  Jahr  (im 
Laufe  von  zwei  Kalenderjahren)  sterben. 
Die  Zahl  dieser  Gestorbenen  dividiert  durch 
die  Zahl  jener  Gieichalterigen,  aus  denen 
sie  hervorgegangen,  bildet  die  richtige  Ster- 
benswahi-scheinlichkeit  in  dem  betreffenden 
Altersjahr. 

4.  Die  Elementai^esamtheiten.  Zur 
Bestimmung  dieser  quadratisch  begrenzten 
Hauptgesamtheiten  von  Verstorbenen  sowohl 
wie  auch,   nach  dem   oben  Gesagten,  der 
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Hauplgesamtheiten  der  gleichalterigen  Leben- 
de ist  also  die  EenotDis  der  Elemeotai^ 
aamtheiten  erforderlich.  Die  direkte  Er- 
hebung derselben  ist  in  der  Weise  möglich, 
daas  man  die  Gestorbenen  jedes  Kalender- 
jahies  aovohl  nach  Altersklaesen  als 
auch  nach  Gebiirtaialiren  gruppiert;  also 
z.  B. 

Oeatorbene  im  Jahre  1886 
Alt«r     Qebnrtsjahr 
(  18S8 
l  1887 


0—1  Jahr 


Diese  Art  der  Gruppierung  der  Sterbe- 
faUe  hat  Becker  schon  1867  in  der  Olden- 
burgischen Statistik  der  Bevölkeninffsbe- 
weeung  für  die  Jahre  1861 — 64  durchgeführt, 
und  auf  Knapps  Veranlassung  brachte  bald 
darauf  Lange  dasselbe  Systeiu  für  Anhalt 
zur  Anwendung.  In  der  Folge  wurde  es 
auch  in  der  niederländisdiea  und  in  der  nor- 
wegischen Statistik  {für  die  ersten  Lebens- 
jahre) angenommen.  In  Prenssen  werden 
die  Eiern cntargesamtheiten  zwar  nicht  un- 
mittelbar festgestellt,  aber  die  Statistik  der 
Bevölkerun^bewegung  bietet  das  vollstän- 
dige Material  dar,  um  sie  wenigstens  für 
die  eisten  zwanzig  Lebenajalire  theoretisch 
richtig  zu  berechnen.  Ausser  der  Gruppie- 
rung der  jährlich  Gestorbenen  nach  den 
Geburtsjahren  (also  in  Haupt^samtheiten 
der  üweiten  Art)  wird  nänilicri  in  einer  be- 
sonderen Tabelle  (also  nicht  nach  dem  obigen 
Schema  kombiniert)  auch  die  Gruppierung 
nach  einjährigen  Altersklassen  (nach  dem 
zwanzigsten  .^re  in  fanfj&lirigen  Klassen) 
oder  in  Hauptgesamtheiten  der  ersten  Art 
mitgeteilt,  und  aus  diesen  Angaben  lassen 
sich  die  Elementargesamtheiten  ableiten. 
Für  das  Ealeudenanr  g,  g,  (Fi^.  4)  sind 
also  gegeben  die  Verstorbenen,  die  in  eben 
diesem  Jahre  geboren  sind,  also  eine  wirk- 
liche Elementai^samtheit  bilden,  die  durch 
den  Punkteninhalt  des  Dreiecks  g,  gj  n,  für 
den  wir  das  Symbol  PJ  (g.  g,  n)  wählen, 
ausgedrückt  wird.  Ausserdem  aber  ist  auch 
die  Zahl  der  im  Alter  von  0 — 1  Jahr  Ge- 
storbenen bekannt,  also  FJ  (g,  g^  m  n),  und 
durch  Abziehen  jener  Elementargessmtheit 
von  dieser  Hanptgesamtheit  erhält  man  also 
die  ElementargcBamtheit  PJ  (m  n  g').  Ferner 
ist  unmittelbar  gegeben  die  Zahl  der  Ver- 
storbenen desEalenderjahres,  dieatisdem  Ge- 
burtsjahr g,  g,  stammen  also  PJ  (m  g,  n  s), 
und  wenn  von  dieser  die  eben  gefundene 
Elementargesamtheit  PJ  (m  n  g>)  abgez<^n 
wird,  90  ergiebt  sich  die  Elementai^samt^ 
heit  PJ  (s  m  n) ;  wird  diese  dann  wieder 
von  der  gegebenen  Hauptgesamtheit  PJ 
(m  n  r  s)  abgezogen,  so  findet  man  die  Ele- 


mentaifiesamtheit  PJ  (r  s  m),  und  so  lassen 

sich  für  jedes  Sterbejahr  die  sämtlichen 
Elementargesamtheiten  des  betreffenden 
schrägen  btreifens  bestimmen. 

Sind  die  Elementargeeamtheiten  auf  die 
eine  oder  andere  Art  ermittelt,  so  braucht 
man  nur  je  zwei  miteinander  zu  vereinigen, 
die  derselben  Altersklasse  in  zwei  aufeinan- 
derfolgenden Sterbejahren  angehören,  um  die 
(quadratisch  begrenzten  Hauptgesamtheiten 
von  Verstorbenen  zu  erhalten.  Zieht  man 
von  der  Gesamtieit  der  Geborenen  eines 
Jahres  die  quadratische  Hauptgesamtheit  der 
ersten  Altersklasse  der  Verstorbenen,  von  dem 
Reste  die  entsprechende  Hauptgesamtheit  der 
zweiten  Altersklasse  ab  und  fährt  so  fort  bis 
zur  höchsten  Altersgrenze,  so  erhält  man 
ohne  Zuhilfenahme  der  Volkszählung  die 
Absterbeordnung;  jener  Generation,  die  aber 
freilich,  wenn  diese  Beobachtungsreihe  wirk- 
lich ausgeführt  werden  sollte,  etwa  ein  Jahr- 
hundert von  der  Gegenwart  zurücküegen 
würde.  In  Wirklichkeit  berechnet  man  daher 
auch  Qur  die  Absterbeordnung  einer  idealen 
Generation,  auf  welche  man  diejenigen  Ster- 
bens Wahrscheinlichkeiten  anwendet,  welche 
gegenwärtig  für  die  einzelnen  Altersklassen 
gelten  und  die  in  der  oben  angegebenen  Weise 
mit  Hilfe  der  Voikszählungser^ebnisae  und 
der  Eleraentai^samtheiten  des  der  Zählung 
vorangehenden  und  des  folgenden  Kalender- 
jahres berechnet  werden. 

Für  die  höheren  Altersklassen  genügt  es 
zu  einer  anähernden  Berechnung  der  Ele- 
mcntargesamtheiten,  dass  man  die  diurch  Ka- 
lenderjahr und  Altersjahr  bestimmton  Haupt- 
gesamtheiten von  Verstorbenen  halbiert,  da 
hier  die  Punktendichtigkeit  zwischen  der  nur 
um  ein  Jahr  von  einander  entfernten  Alters- 
grenzlinien sicli  nicht  merklich  ändert  und 
auch  die  Verschiedenheit  der  Gebiutsjahre 
keinen  erheblichen  Unterschied  macht.  Im 
ersten  Altersjahre  jedoch  ist  eine  solche  ein- 
fache Teilung  einer  Hauptgesamtheit  nicht 
brauchbar,  und  auch  für  die  zweite  Alters- 
klasse können  die  Elementargesamtheiten  auf 
diese  Art  niclit  mit  genügender  Genauigkeit 
bestimmt  werden.  Da  nun  in  den  statistischen 
Veröffentlichungen  der  meisten  Staaten  die 
Elementargesamtheiten  selbst  für  die  miteiB- 
ten  Altersklassen  weder  unmittelbar  nocit 
mittelbar  (nach  dem  preussischen  Verhthren) 
angegeben  werden,  so  ist  man  zu  ihrer  Be- 
rechnung auf  Näherun  gsmethoden  angewie- 
sen, wenn  man  nicht  die  noch  ungenauere 
Hermannische  Methode  der  Sterbßchkeits- 
berechnung  annehmen  will,  bei  welcher  für 
die  unbekaimte  Hauptgesamtheit  der  dritten 
Art,  wie  PJ  (g,  g,  m  n)  einfach  eine  Hauptge- 
samtheit der  ersten  Art,  wie  PJ  (g,  g,  o  m) 
gesetzt  wird.  Eiae  allerdings  ziemlich  rohe 
Näherungsbestimmung  der  Elementai^;esamt- 
heiten  im  ersten  Altersjahr  ist  schon  möglich, 
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wenn  die  Alteregruppienmg  der  Gestorbeneii 
jedes  Ealendenalirea  noch  Monaten  gege- 
ben ist.  Man  kennt  dann  also  (Fig.  5)  in  der 
Umgrenzung  g,  g,  n,  n,  den  Punkteninhalt 
der  schmalen  horizontalen  Streifen,  wie 
esn,  n^  und  wenn  man  annimmt,  dass  die 
Sterbepunkte  in  jedem  derselben  gleichmässig 
verteilt  sind,  so  kann  man  leicht  berechnen. 


Figur  6. 

wie  viele  derselben  auf  die  Elementardreiecke 
n,  n,  g,  undg,  g,  n,  kommen.  Von  der  unters- 
ten dieser  MoDatsgesamtheiten  fallen  offen- 
bar '*/«!  in  das  Dreieck  g,  g,  n,  und  '  a  in 
n,  n,  gl ;  von  dem  der  zweiten  (entsprechend 
demAlter  von  1—2  Monaten)  fallen  "isi  in  das 
erste,  ^in  in  das  zweite  Dreieck,  von  der  des 
dritten  '"/si  in  das  erste,  ^/?*  in  das  zweite 
etc.  Durch  Addition  dieser  beiderseitigen  Be- 
standteile findet  man  dann,  dass  der  Funkten- 
inhalt  des  Dreiecks  g,  g,  n,  ungefähr  doppelt 
so  gross  ist  als  der  des  Dreiecks  n,  n,  g,. 
Sind  för  die  zweite  Hälfte  des  ersten  Altere- 
jahres  etwa  nur  die  Gruppen  der  Gestorbenen 
im  Alter  von  6 — 9  und  von  9 — 12  Monaten 
gegeben,  so  wird  die  Näherung  natürlich 
unvollkommener.  Für  das  zweite  Altors- 
jahr  sind  häufig  nur  solche  Quartalsgruppen 
bekannt,  jedoch  ändert  sich  die  Dichtigkeit 
der  Sterbepunkte  in  dieser  Stufe  schon  weit 
weniger  als  in  der  ersten,  und  der  fehler 
einer  solchen  Näherungsrechntmg  bleibt  da- 
her nur  massig. 

Weit  genauere  Resultate  kann  man  er- 
halten, weun  für  die  eiste  Altersklasse  nicht 
nur  die  Gruppen  der  Gestorbenen  nach  Alters- 
monaten gegeben,  sondern  dieselben  zugleich 
auch  nach  Sterbemonaten  unterschieden 
sind.  Die  Jahresgesamtheit  in  der  Umgren- 
^^^$  gl  gl  D|  n,  ist  dann  also  in  14A  kleine 
Gesamtheilen  wie  P  J  (o  s  r  n,)  zerl^ft,  und 
man  weiss  von  132  dieser  letzteren  bestimmt, 
in  welches  der  beiden  Elementardreiecke 
n,  n,  g,  und  g,  g,  n,  sie  fallen ;  nur  für  die 
Punktinhalte  der  12  kleinen  Parallelogramme, 
die  von  der  Linie  n,  g,  durchschnitten  wer- 
den, bleibt  eine  Nähemngsrechnung  nötig, 
indem  man  annimrat,  daes  die  Hälfte  der 
Sterbepunkte  eines  jeden  zu  der  einen  und 


zu  der  wideren  der  beiden  gesuchten  Ele- 
mentargesamtheiten zu  rechnen  sei. 

Eine  ähnliche  Näherungsrechnung  ist 
ausführbar,  wenn,  wie  seit  1867  in  der 
belgischen  Statistik,  für  das  erste  Altersjahr 
die  Kombinatjon  des  Sterbemonats  und  des 
Geburtsmonats  der  Gestorbenen  gegeben 
ist.  Man  kennt  dann  also  den  Punktemnhalt 
der  kleinen  Parallelogramme,  wie  a  c  e  n,  und 
der  kleinen  Dreiecke  wie  die  auf  der 
Grundlinie  g,  g,  stehenden.  Der  Punkten- 
inhalt des  Elementardreiecks  n,  g,  g,  ist  auf 
diese  Art  genau  bestimmt,  der  des  nicht 
gezeichneten  links  daneben  liegenden  aber 
Iksst  sich  nur  näheruugs weise  nach  der 
Annahme  berechnen,  dass  die  Sterbepunkte 
der  kleinen  Parallelogramme,  welche  von 
der  Grenzlinie  des  ersten  Altersjahres 
durchschnitten  werden,  zur  Hälfte  in  die 
erste  und  zur  Hälfte  in  die  zweite  Alters- 
jahresklasse fallen. 

5.  Andere  Znstandsänderangen.  An- 
statt der  Todesfälle  kann  man  auch  andere 
bedeutsame  Ereignisse,  z.  B.  die  Ehesclilies- 
sungen,  auf  den  Lebensünien  in  dem  ent- 
sprechenden Alter  durch  Funkte  andeuten 
und  auf  ähnliche  Art,  wie  das  Absterben, 
die  allmählich  fortschreitende  Verehelichung 
einer  Generation  darstellen.  Auch  lassen 
sich  drei  Zustand sänderungen ,  wie  Gebiu^ 
Verehelichung  und  Tod  vereinigt,  in  ihren 
zeitlichen  absoluten  und  relativen  Bestim- 
mungen durch  eine  stereometrische  Kon- 
struktion darstellen,  indem  man  die  Lebens- 
linien, die  zunächst  um  den  Geburtspunkt 
aus  der  allgemeinen  Zeitlinie  (Kg-  3)  in  die 
Grundebene  hinausgedreht  worden  sind, 
bei  dem  ersten  Veränderungspunkte,  z.  B, 
bei  dem  Trauungspunkte ,  gleichsam  knickt 
und  in  den  Baum  emporhebt,  sie  seukrecht 
zur  örundebeae  stellt  und  durch  den 
Sterbepunkt  abschliesst.  Es  entstehen  auf 
solche  Art  eigentümliche  Elementarcesamt- 
heiten  von  Sterbepunkten ,  d.  h.  Gesamt- 
heiten, deren  Bestimmungsstücke  (Geburts- 
zeit, Trauungsalter,  Trarnrngszeit,  Ehedauer, 
Sterbealter  und  Sterbezeit)  sämtlich  eine 
Jahresstrecke  gross  sind,  und  zwar  sind  die- 
selben von  Tetraedern  umgrenzt,  von  denen 
je  sechs  einen  Kubus  bilden,  wie  ich  an 
einem  anderen  Orte  gezeigt  habe*).  Jedoch 
sind  diese  Betrachtungen,  die  sich  auf  noch 
weitere  Zustandsändeningen  ausdehnen  lassen 
und  dann  zu  einer  Art  Geometrie  von  vier 
und  mehr  Dimensionen  führen,  nur  von 
theoretischem  Interesse.  Uebrigens  ist  die 
erwähnte  stereometrische  Darstellung,  bei  der 
nur  geradlinig  begrenzte  Raumformen  mit 
hinzugedachtem  Punkteninhalt  vorkommen, 
durchaus  verschieden  von  derjenigen ,  die 
später  Küttner  nach  Art  der  Zeunerschen 
Sterblichkeitskonatruktioneu  mit  gekrümmten 
Flächen  und  Eun-en  auf  die  Eheschliessungen 
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angewendet  hat.  —  Was  endlich  die  Wande- 
rungen betrifft,  bo  kann  man  ebenblle  eine 
besondere  Art  von  Punkten  zur  VeranBchau- 
lichung  derselben  einfOhren.  Die  Lebens- 
linien der  Auswanderer  brechen  also,  statt 
mit    Sterbepunkten,     mit    Auswandemngs- 

S unkten  ab,  und  auderergeits  treten  in  das 
fetzwerk  der  Oesamtbeitea  in  den  ver- 
schiedenen Altersstufen  Einwandenings- 
Snnkte  ein,  tod  denen  Lebenslinien  anslaufea, 
ie  nicht  zu  der  ursprünglich  betrachteten 
Oeneiation  gehören. 

Eine  genaue  Behandlung  der  Wande- 
rungen, namentlich  mit  Rticksicht  auf  ihren 
EinQuss  auf  die  Berechnung  der  Sterblich- 
keit wlre  nur  möglich,  wean  die  Ans-  und 
Einwanderungspunkte  ebenfalls  in  Elemen- 
tai^^esamtlieiten,  d.  h.  gruppiert  nach  Alter, 
Oeburtszeit  und  Wanderungszeit  in  einjäh- 
rigen Abgrenzungen,  gegeben  wftren.  Da 
dies  aber  bisher  ni^ndwo  der  FaU  ist,  so 
muES  man  sich  mit  Nähenuigsrectmungen 
begnügen,  die  von  der  Annahme  ausgehen, 
daes  die  Auswandernden  oder  Einwandernden 
(oder  vielmehr  der  Ueberschuas  der  einen 
Kategorie  über  die  andere)  sich  in  jeder 
Altersklasse  gleichmS^sig  verteilt  und  dass 
das  Sterblichkeil 8 Verhältnis  bei  ihnen  in 
jedem  Alter  dasselbe  sei  wie  bei  den  noch 
vorhandenen  Angehörigen  der  uraprflnglichen 
Generation.  — 

Lltteratnr:    Becker,    Statülitcht    MiUtibmgtn 
über    da»    Gnulhcnogtum   Oldeaharg,    IX,  1867. 

—  Derselbe,  Zur  Berechnitttg  ron  Sterbttafeln 
in  die  BerSHervngitUUülik  tu  lUUende  An- 
fordtrangin,  Berlin  1S74.  —  Knapp,  l'tber 
die  ErmiUelung  der  Slerblielüceil  au*  den  Avf- 
iriehimrigen  der  Ber/HkemngMlatittik,  Leipiig 
1868.  —  Jieraelbe,  Die  Sterbliehteil  in  Sachten, 
Leipiig  1869.  -—  Dergelbe,  Thenrie  det  BevSl- 
lienmgmeckielt,  Braunichicrig  1874.  — Zeuner, 
Athandlungen  lar  malhematitc/um  Atatittik, 
Leipiig  1869.  —  Bertelbe,  Zur  mathematitchm 
Sfiilitlik,  Beilage  iiir  ZeiUchr.  dei  legi,  lädii. 
tUil.  Bureniu,  XXXI,  Druden  1SS6*).  In  der. 
leiten  Beilage:  Küttner,  Die  Ehetehlietnmgen 
im  KSnigreieh  Saeheen.  —  LemUi,  Einleitung 
in  die  Theorie  der  Berl^erungeitatietili,  Striet- 
burg  187S.     ')  S.  18,  Fig.  X.     ';  S.  2i.    *;  S.  66. 

—  Dertelbe,  La  repriUenlalion  grapkique  <le 
la  mortalite  ati  moyen  de  point»  Tnortuairea. 
Annalei  de  dimographie  inlennuionale,  lY, 
Parie  1880.  —  Dertelbe,  Bemerkungen  über 
die  demographieehen  Koitilruktionen  mit  tirei 
und  drei  Aien,  Jahrb.  f.  Xat.  u.  Slat.,  .V.  F. 
I,  1880.  S.  17Sff.*}  (Zutalz  xu  der  Ceberittznng 
der  Peroxtotehen  Abhandlung.)  —  Hereelbe, 
Geiamtilbereicht  der  de«u>graphi»chvn  Elemente. 
Bull,  de  l'InetilvU  inlemat.  de  StaUttique,  T. 
VI.  (Etime  isyt)  p.  40»:  —  Pierotm,  Delta 
roppre»tnlazione  gmßfa  ili  una  eoiletlirilii  di 
Iniliridui  iiella  tucceeiione  del  ttmpo,  Annali  dt 
tUUittica,  Ser.  IJ,  Vol.  U,  Roma  1880.  — 
BroMche,  Beitrag  cur  Methode  der  Sterblieh- 
keiUberechnang,  Wünburg  1370.  —  Verwey, 
Frineiple»    of    Vital    iStatUtie»,    Jaum.    o/   the 
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II.  OrguüsatioD  and  Technik  der 
StatiHtik  der  BeTÖlkerniigsbevegiui^. 

der  Sta 
bewegung.     2.  Organii 
BeTSlkernngsbewegiuig.     3.  Technik  der  Auf- 
bereitung.   4.  Inhalt  der  Individnttlangaben. 

1.  Quellen  der  Statistik  der  Berölke- 
ranf^bewegniig.  Die  Quellen  der  Sta- 
tistik der  BevÖlkerungsbew^ung  gliedern 
sich  an  den  Organismus  der  Verwaltung  des 
BevQlkerun^wesens  an  und  sind  daher 
nach  den  einzelnen  Zweigen  desselben  ver- 
schieden. Was  zunächst  die  sogenannte  na- 
türliche Bewegung  der  Bevölkerung  (vgl. 
den  Art.  Bevölkerungsstatistik  der 
neuesten  Zeit  oben  S.  653 ff.)  anbelangt,  in 
welcher  sich  der  zeitliche  Wechsel  der  Gene- 
rationen vollzieht,  so  liegt  es  schon  in  ihrem 
Wesen,  dass  dieselbe  am  vollkommensten 
durch  die  statistische  Verwertung  der  fort- 
laufenden Anschreibungen  erfasst 
werden  kann,  welche  in  den  meisten  Kul- 
turstaaten in  der  Form  der  Standesre- 
gister (s.  den  Art)  über  die  Geburten, 
Sterbef&Ue  und  Eheschliessungen,  zum^st 
auch  aber  die  Legitimationen  unehelicher  Kin- 
der gefOhrt  werden.  Ziu-  Er^Uizung  werden 
hierzu  die  Ausweise  der  Gerichte  Ober  Ehe- 
scheidungen und  Ehelöeungen  sowie  über 
die  Todeserkl&ningen  heiangezt^n.  In  den 
Staaten,  in  welchen  die  Institution  der  Stan- 
desregister nicht  genügend  ausgebildet  ist, 
um  die  Grundlage  der  Statistik  der  Bevöl- 
kerungsbewegung bilden  zu  können,  wie  in 
den  meisten  Staaten  der  amerikanischen  Union, 
müssen  an  die  Stelle  der  fortlaufenden  An- 
schreibungen mehr  oder  weniger  regeimäsag 
wiederkehre  ade  periodische  Erhebungen  oder 
auch  Specialenqueten  treten.  Für  die  ers- 
teren  bietet  die  Erhebung  der  w^ireud  des 
Oensusjahres  vorgefallenen  Sterbefälle  an- 
lässlich  der  Volks^hlung  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  ein  Beispiel,  für  die 
letzteren  die  in  der  Litteraturöbersicht  er- 
wähnte Untersuchung  über  Eheschliessungen 
und  EhelöEungen  in  den  Vereinigten  Staaten. 
Was  die  Wanderbewegnng  anbelai^ 
so  wird  dieselbe  entweder  direkt  erhoben 
oder  nach  den  Ei^bnissen  der  Volkszäh- 
lungen berechnet  Die  direkten  Erhebungen 
betreffen  zumeist  nur  die  überseeische  Aus- 
bezw.  Einwanderung,  in  einzelnen  Staaten, 
wie  z,  B.  in  Belgien,  auch  die  inneren 
Wanderungen.    Im   letzteren  Falle    besteht 
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ZOT  Evidenzhaltung  der  BevClkerungsregister 
die  Meldepflicht  nicht  nur  hinsichtlich  der 
AbvandenmgeD ,  sondern  auch  hinsicht- 
lich der  Zuzüge  und  werdeu  die  auf  solche 
Weise  gewonnenen  Daten  für  die  Aufstellung 
einer  Statistik  der  inneren  Wanderungen 
ververtet  Die  in  einzelnen  deutschen  Stfldten 
gemachten  Versuche,  die  polizeilichen  An- 
meldungen der  ZuzOge  und  Abzüge  statis- 
tisch auszubeuten ,  haben  bisher  nicht  zu 
befriedigenden  Ergebnissen  geführt  Die 
Statistik  der  ßberseeischen  Aus-  und  Ein- 
wanderung beruht  entweder  auf  den  Nach- 
weisnngeu  der  Heimatsgemeinden  der  Aus- 
wanderer, wie  in  Italien,  oder  auf  Nach- 
weisungen,  welche  die  Auswanderungsagen- 
turen  zu  hefern  verpflichtet  sind,  wie  in  der 
Schweiz,  oder  endlich  auf  Aufzeichnungen, 
welche  in  den  Ein-  bezw.  Aubschiffungshäfen 
gemacht  werden,  wie  im  Deutsehen  Reiche, 
in  England  und  in  den  Vereinigten  fjlaaten 
von  Amerika.  Ihirch  Volhszählnngen  kOnnen 
iu  doppelter  Weise  Aufschlüsse  über  die 
Wanderbewegung  erlangt  werden.  Erstlich 
indem  man  die  durch  eine  Volkszählung  er- 
mittelte Bevölkerungszahl  mit  jener  ver- 
gleicht, zu  weQcher  man  gelangt,  wenn  man 
zu  den  Ergebnissen  der  vorhei^henden 
Volkszählung  die  während  der  Zwischenzeit 
Geborenen  hinzurechnet  und  die  Gestorbenen 
abrechnet  Die  Differenz  zwischen  der  durch 
ZählungundderdurchBereehnungermittelten 
Vollcszalil  stellt  die  Bilanz  der  Wanderbe- 
wegung, also  der  Zuzüge  und  Wegzüge 
während  des  Zeitraumes  zwischeu  den  bei- 
den Volkszählungen  dar.  Es  kann  also  nur 
das  Endergebnis,  nicht  auch  die  Stärke  der 
Wanderungen  daraus  entnommen  werden. 
Besseren  Mnbhck  hierein  gewähren  die  an- 
lässlich  der  Volkszählungen  veranstalteten 
Erhebungen  über  die  Gebürügkeit,  wohl 
auch  über  die  Heimatberechtigimg  und  Staats- 
angehörigkeit der  ortsanwesenden  BevOlke- 
ning,  indem  aus  der  Differenz  zwischen 
dem  Aufenthalts-  und  dem  Geburts-  bezw. 
Heimatsorte  auf  die  Wanderungen  der  gleich- 
zeitig Lebenden  zurflckgeschlossen  wu:d,  als 
deren  Ergebnis  sich  die  örtliche  Verteilung 
der  Bevölkerung  zur  Zeit  der  Volkszählung 
darstellt  Internationale  Konventionen  über 
den  Austausch  der  Zähluogsergebnisse  hin- 
sichtlich der  auswärtigen  Staatsangehörigen, 
bezw,  der  im  Auslände  Geborenen  ermög- 
lichen es.  die  internationale  Wanderbewegung 
in  gleicher  Weise  zu  eiiassen.  Vgl,  den 
Art  Innere  Wanderungen. 

_  2.  OrgaalastioB  der  Statistik  der  Be- 
völberongsbewegimg.  Die  statistisch- 
te<^niscfae  Aufbereitung  des  Materials  über 
die ,  Bewegung  der  Bevölkerung  erfolgt 
entweder  centralisiert  in  den  statistischen 
Aemtem  oder  decentraüsiert  durch  die 
irer,    deren  Ausweise,    von  den 


äusseren  zu  den  höheren  Verwaltungs- 
behörden au&teigend,  stufenweise  koa- 
centriert  werden.  Die  centrale  Oigani- 
sation  beruht  auf  der  principiellen  Trennung 
der  Erhebungs-  von  den  Koncentration sfor- 
mularen,  welche  die  Grundbedingung  sowohl 
des  technischen  als  auch  des  materiellen 
Fortschrittes  auf  dem  Gebiete  der  Bevölke- 
nm^tatistik  ist;  die  decentralisierte  Or- 
ganisation aber  koufundiert  diese  beiden 
Funktionen  und  steht  dadurch  einer  fort- 
schritüichen  Entwickelung  hinderlich  im 
Wege.  Die  Hauptursachen  der  Ueberlegen- 
heit  der  centraWerten  Organisation  der 
Statistik  der  Bevölkerung  sind  die  folgenden: 

1.  Bei  centralisierter  Oiganisation  haben 
die  Begisterführer  bezw.  die  sonstigen  Er- 
hebungsorgane  Individualan  gaben  zu  liefern, 
welche  durch  Anführung  der  laufenden 
!Nummem  der  Register  zu  diesen  letzteren 
selbst  in  Beziehung  gesetzt  werden.  Die 
ununterbrochene  Reihenfolge  dieser  Num- 
mern bieteteine  Gewähr  der  Vollständig- 
keit der  Nach  Weisungen,  welche  bei  dem 
ent ^angesetzten  Organisationsprincipe  un- 
erreichbar ist 

2.  Die  RegisterfOhrer  nnd  äusseren  Be- 
hörden besitzen  nur  gering  Eignung  znr 
Gruppierung  des  Materials  m  vielgliederigen 
TabeDen,  welcher  gleichwohl  weder  die 
Verwaltungsstatistik  noch  die  Wissenschaft 
entiaten  kann.  Werden  dieselben  trotzdem, 
wie  es  die  decentralisierte  Oiganisation  mit 
sich  bringt,  mit  dieser  Aufgabe  befasst,  so 
hegt  die  Gefahr,  dass  die  llebersichten  der 
erforderlichen  Verlässlichkeit  entbehren,  sehr 
nahe.  Die  schrittweise  Koncentraüon  ei> 
öffnet  weitere  Fehlerquellen  von  noch  grösse- 
rem Belange,  So  bringt  denn  die  Cen- 
tralisation  der  Aufbereit\ingsthätigkeit  nicht 
nur  eine  willkommene  Entlastung  der 
hierzu  nicht  geeigneten  Behörden  mit  sich, 
sondern  trägt  audi  viel  zur  Richtigkeit 
der  Ergebnisse  hei. 

3.  Weitere  Vorteile  der  Centralisation 
der  Aufbereitung  liegen  darin,  daes  durch 
dieselbe  gleichmäseiges  Interesse  an  der 
korrekten  Ausbeutung  des  Materials 
sowie  die  Einheitlichkeit  der  BehMid- 
lung  desselben  gewährleistet  wird  und  dass 
hierbei  die  bewährtesten  Methoden,  welche 
doch  nur  der  fachlichen  Thätigkeit  der  sta- 
tistischen Aemter  zugänglich  sind,  in  An- 
wendung gelangen  können. 

4.  In  wissenschaftlicher  Beziehung  noch 
schwerer  ins  Gewicht  fällt,  dass  nur  die 
Centralisation  der  Aufbereitung  die  voll- 
ständige Ausbeutung  des  Materials 
nach  allen  hierbei  in  Betracht  kommenden 
Gesichtspunkten  ermöglicht,  während  bei 
der  Decentrahsation  der  analytischen  Bear- 
beitung jene  engen  Grenzen  gezogen  sind, 
die  sich  schon  aus  der  —  notwendigerweise 
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—  dflrftigeii  Einriehtimg  der  Primitivfor- 
mularien  ergeben. 

Im  Hinblicke  auf  die  ganz  Überwiegei 
den  Vorteile  der  Centnil  isation  der  Statistik 
der  BevÖlkeningsbe'weguQg  ist  dieselbe  vod 
der  Mehrzahl  der  Staaten  mit  wohlgeordae- 
tem  statistischen  Dienste  eiagetilhrt  -wordeD, 
60  in  Preiissen,  Sachsen,  Baj'ern, 
Oldenburg,  Elsass-Lothringen,  fer- 
ner in  Oeaterreich,  Ungarn, Italien, 
der  Schweiz,  England,  Schottland 
und    Irland,    in   Schweden    und  Nor- 

3.  Technik   der  Anfbereitmig.     Die 

eben  erwähnten  Vorzüge  sind  der  centrali- 
aierten  Aufbereitunff  zu  eigen,  ohne  Unter- 
schied, ob  ihr  das  STaterial  in  der  Fortn  voa 
Listen  oder  von  Individualzählkarten  zur 
Verfflgung  s;esteUt  wird.  Vom  Standpunkte 
rationeller  Tedinik  aus  verdienen  indessen 


Denn  dieser  Behelf  gestattet  es,  die  eine 
Gruppierung  des  Materials  aus  der  vorher- 
gehenden in  zweckmässiger  Weise  abzu- 
leiten und  die  Riclitigkeit  der  Gruppierung 
durch  Eovision  einzelner  Päckchen  jederzeit  zu 
kontrollieren,  flr  macht  die  Anwendung  von 
umfängUchen  und  unhandlichen  Koatierungs- 
formularien  entbebriich  und  führt  auch  viel 
rascher  zum  Ziele,  da  die  mit  der  Manipu- 
lation betrauten  Arbeiter  bald  eine  ganz 
ausserordentliche  Fertigkeit  erlangen.  Dem- 
zufolge hat  auch  eine  Beihe  von  Staaten 
die  Zählkarten  in  den  Dienst  der  centrali- 
aiert  organisierten  Statistik  der  Bevölkerung 
gestellt  Den  Anfang  machte  Freussen, 
welches,  von  der  Beform  seines  Standes- 
registerwefiens  ausgehend,  mit  dem  1.  Ok- 
tober 1874  Zahlkarten  fiir Jeden  Standesfall 
einführte.  Dem  Beispiele  Preussens  folgten, 
um  von  den  deutschen  Bundesstaaten  nur 
die  grösseren  zu  nennen  im  Jahre  1876 
Sachsen,  Bayern,  Oldenburg  und  das 
Reichsland  Elsass-Lothringen.  Ita- 
lien, welches  schon  mit  dem  1.  Januar 
1881  die  Zahlkarten  für  die  Nachweisung 
der  Todesursachen  in  den  Hauptorten  ein- 
geführt hatte,  dehnte  diesen  Modus  mit  dem 
1.  Januar  1883  auf  den  ganzen  Staat  und 
auf  die  Gesamtheit  der  Sterbefalle  und  Ehe- 
schhessungen  aus.  Die  Schweiz  verwen- 
det schon  seit  dem  1.  Januar  1876  Zählkarten 
für  die  Statistik  der  Gehurten,  Eheschlies- 
Bungen  und  SterbeßlUe,  seit  dem  1.  Januar 
1887  auch  für  die  überseeische  Auswande- 
rung. In  Ungarn  wurde  die  Statistik  der 
BeTÖlkeningsi>ewegung  im  Anschlüsse  an 
die  EiDfühining  staalHcher  Standesregister 
durch  den  Oesetzartikel  X^"XTTT  vom  Jahre 
1894  reformiert  und  centralisiert  Seit  dem 
1.  Oktober  1895  senden  die  Standesbeamten 
monatlich  die  Zähn>latter  Ober  die  regis- 
trierten   Standesfälle    unmittelbar    an    das 


statistische  Landesamt  ein.  Femer  haben  die 
verfeinerten  Bedürfnisse  der  städtischen 
Statistik  dazu  geführt,  dass  eine  Beihe  von 
grösseren  Städten  auch  in  solchen  Staaten, 
m  welchen  die  staathche  Statistik  noch 
nicht  soweit  voiveachritten  ist,  für  ihre 
Zwecke  sich  der  ^hlkarten  beim  Depouille- 
ment  des  Materials  über  Bevölkerui^bewe- 
gung  bedient. 

Auch  in  Oesterreich  wurde  die  Star 
tlstik  der  Bevölkerungsbewegung  im  Jahre 
1895  reorganisiert  Die  MatrikenfQhrer 
haben  aber  die  Auszflge  aus  den  Standes- 
r«gisteru  nicht  in  Form  von  Zählkarten, 
sondern  in  Listenform  quartalsweise  unter 
Vermittelung  der  politischen  Behörden  an 
die  fc,  k.  statistiBche  Centralkommission  in 
Wien  einzusenden.  Der  Inhalt  der  Nach- 
weisungen  geht  in  mancher  Hinsicht  über 
jenen derStandesregister hinaus.  ZumZwecke 
der  oentralisierten  Bearbeitung  vermittelst 
elektrischer  Zählmaschinen  werden  die  Listen 
sodann  in  Individualzählkarten  umgelegt, 
auf  welchen  die  rc^strierten  Daten  durch 
Löcher  bezeichnet  sind,  worauf  die  maschi- 
nelle Auszählung  erfolgt.  Die  Consignatioiien, 
welche  die  Sendungen  begleiten ,  dienen 
nicht  nur  zur  Kontrolle  Ober  die  Vollständig- 
keit der  Nach  Weisungen,  sondern  auch  zur 
Gewinnung  vorläufiger  Ergebnisse.  Auch 
enthalten  sie  weitergehendes  Ortliches  Detail 
hin  sichtlich  der  summarischen  Daten. 

4.  Inhalt  der  Individnalangaben.  Der- 
selbe ist  wesentlich  bedingt  durch  den  In- 
halt der  Eintragungen  in  die  Standesr^ister, 
welche  ja  bei  der  Statistik  der  Bevötkerungs- 
bew^ung  an  die  Stelle  der  Erhebung  treten ; 
jedodi  ist  das  Verhältnis  des  der  Statistik 
zugeführten  Details  zu  jenem  der  Registrie- 
rung in  den  einzelnen  Ländern  ein  höchst 
verschiedenes.  In  den  Staaten  mit  decen- 
tralisiertem  Depouiüement  bleibt  das  eretere 
hinter  dem  letzteren  erheblich  zurück,  indem 
es  in  den  engen  und  unverrückbaren  Bahmen 
der  Koncentrationsformularien  eingeschränkt 
ist;  in  den  Staaten  mit  centralisiertem  De- 
pouillement  erstreckt  es  sich  hing^en  in 
der  Begel  auf  den  gesamten  Inhalt  der 
Registrierung  und  geht  mitunter,  vorzüglich 
im  Interesse  der  Städtestatistik  in  manchen 
Punkten  sogar  noch  über  denselben  hinaus. 
Jene  Momente,  welche  den  drei  Haupt- 
zweigen der  Statistik  der  Bevöl- 
kerungsbewegung, nämlich  jener  der 
Eheschi  lessungen ,  der  Geburten  und  der 
Sterbefälle  gemeinsam  sind ,  sind  die 
folgenden:  1)  die  Nummer  im  Standes- 
register; 2)  der  Name  der  betreffenden 
Personen;  3)  der  Zettpunkt  und  4)  der 
Ort  des  Eintrittes  des  Standesfalles:  5) 
Heimatsgemeinde  und  SlaatsangehGrigkeit, 
seltener  auch  der  Geburtsort ;  6)  Geschlecht ; 
7)  Alter  (bei  den  Geburten  das  Alter  der 


jüog  Ic 
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Eltern))  8}  der  Familienstand  (bei  Geburten 
und  bei  Sterbefällen  bis  zu  einer  ge-wiaaen 
Altersgrenze  aucb  die  Legitimität);  9)  das 
Glaubensbekenntnis;  10)  der  Beruf  Dezw. 
die  soziale  Stellung  (bei  Geburten  und 
Sterbefällen  bis  zu  einer  ge-wissen  Alters- 
nenze  auch  der  Beruf  des  Vaters  oder  bei 
Vaterlosen  der  Mutter),  Bei  den  Nachwei- 
Bungen  Ober  Eheschliessungen  wird 
die  Fi^e  nach  dem  Familien  stände  in  ein- 
zelnen Staaten  noch  durch  die  weitere  Frag« 
■vervollständiget ,  wie  viele  Ehen  der  eben 
abzuschhessenden  bei  jedem  der  Kontrahenten 
vorangegangen  seien;  femer  wird  zumeist 
erhoben,  ob  zwischen  den  Eheschliessenden 
Blutsverwandtschaft  bestehe,  ob  dieselben 
die  Heiratsurkunde  mit  ihrem  Namen  zu 
unterzeichnen  vermochten  und  ob  durch  die 
Eheschliessung  unehehche  Kinder  legitimiert 
■wurden. 

Bei  der  Geburtenstatistik  bilden 
den  Gegenstand  besonderer  Nachweisung : 
die  Vitalität,  die  Kombinationen  der  Mehr- 
lingsgeburten, die  Geburtenfolge  nach  der 
SeKualit&t  und  den  Intervallen  z^TSchen  den 
einzelnen  Geburten,  die  Altersverhältniase 
der  Eltern,  endhch  die  Dauer  der  Ehe. 
Was  endlich  die  Sterbefalle  aubelai^ 
80  bilden  hier  bei  weitem  das  ■wichtigste 
der  speciellen  Erhebungsmomente  die  Todes- 
ursachen, deren  Erhebung  und  statistische 
Verarbeitung  in  jenen  Staaten,  in  ■welchen 
die  Sanitätsverwaltiuig  mit  ihren  statistischen 
Bedörfnissen  der  Entwickeiung  der  Bevölke- 
rungsstatistik vorausgeeilt  ist,  dieser  ereteren 
zuf&llt,  während  im  anderen  Falle  gerade 
die  Kombination  der  Todesursachen  und 
medizinischen  Momente  mit  den  populatio- 
nistiBcbeQ  und  sozialstatistischen  sich  als  in 
jeder  Beziehung  fruchtbar  und  uühdich  er- 
wiesen hat. 

Im  übrigen  sind  die  von  den  wichtigsten 
europäischen  Staaten  erhobenen  Momente 
über  Eheschhessungen,  Geburten  und  Storbe- 
fälle  aus  den  nacnfolgenden  synoptischen 
Oebersichten  zu  entnehmen.  Es  erhellt  daraus, 
dass   sich   die  in  diesen  Uebergichten   be- 


haltige NachweisuDgen  tiber  die  Elemente 
der  nattirhchen  Bevölkerungsbewegung  ein- 
fordert, während  die  andere  mit  vergleichs- 
weise dürftigen  Angaben  eich  begnügt.  Für 
die  Zugehörigkeit  zu  der  einen  und  der 
anderen  Gruppe  ist  die  Organisation  und 
Technik  der  Statistik  der  Bevölkerungsbe- 
we^ng  massgebend.  Wo  Individualnach- 
weisungen  eingeführt  sind  und  central  be- 
arbeitet ■werden,  sind  die  Nachweisungen 
auch  inhaltlich  reicher  und  entsprechen  den 
wissenschaftlichen  Anforderungen;  wo  sich 
die  Statistik  anf  die  Zusammen ziehung  der 
von  der  äusseren  Behörde  in  tabellarischer 


Form  gelieferten  summarischen  üebersichten 
beschränkt,  muss  anf  manche  Gesichtspunkte 
von  gi-osser  wissenschaftlicher  Tragweite  und 
auf  eine  weitergehende  Kombination  der  ein- 
zelnen Erhebungsmomente  verzichtet  werden. 
Innerhalb  dieser  beiden  Gruppen  besteht 
eine  gewisse  Gleichförmigkeit  der  Erhebungs- 
momente, ■welche  auch  zu  einheiüicher  B&- 
arbeitung  der  Ergebnisse  oder  doch  zu  einer 
einheitlichen  Zusammenfassung  dieser  letz- 
teren benutzt  werden  könnte.  So  ■wünschens- 
wert dies  auch  wäre,  so  verfolgen  doch  die 
einzelnen  Staaten  bei  der  Aufbereitung  der 
Materialien  ihre  eigenen  Gesichtspunkte,  ao 
dass  die  Aufstellung  international  vergleichen- 
der Üebersichten  erhebhchen  Saiwierig- 
keiten  begegnet.  Bei  dieser  Sachlage  süid 
die  von  der  italienischen  Genetaldirektion 
der  Statistik  herausgegebenen  >Con£ronti 
intemationali«  über  die  Bevölkerungsbe- 
wegung während  längerer  Zeitabschnitte  ein 
äusserst  willkommener  Behelf.  Die  Her- 
stellung internationaler  Jahresberichte  über 
die  Bewegung  der  Bevölkerung  und  die 
Schaffung  einer  ständigen  Organisation  zu 
diesem  Zwecke  ist  von  dem  Internationalen 
statistischen  Institut  auf  seiner  5.  Versamm- 
lung in  Bern  1895  über  Antrag  von  Professor 
Georg  V.  Mayr  beschlossen  worden. 
(S.  die  Tabellen  auf  den  folgenden  Seiten.) 

Lltteratvr:  Z<  tS"  Annivtnair»  de  ia 
SocUU  dt  Statüliqut  dt  Fttri»  1S69-^1SSS,  I^rit 
1SS6.  La  Statittique  offieieüt  en  Prance  <t  ä 
l'itrttnger.  —  J.  BerHUon,  L'arganUatvm  de 
la  JXrecHon  genSrrüe  de  SCaliätique  en  Itolie, 
Fant  1888.  —  B.  Blenek,  Das  kgl.  ttatutieehe 
Bureau  in  Bertin  beim  Einlriite  in  lein  neuntei 
Jahrteknt,  Berlin  1885.  —  RteharA  Boetikh, 
Die  geeckithäiehe  ErU/aideelung  der  amllieken 
SlalietUi  det  prem».  Staalee,  Berlin  1868.  — 
Gustav  Bokor,  Getekiehla  und  Organitation 
der  amtlichen  Slalietit  in  Ungarn,  Bndapetl 
1S96.  _  Dae  itatietiecht  Bureau  ßir  dae 
Künigreith  Sachten  in  den  ersten  SO  Jahren 
leinei  Bttlehene,  Leipzig  1881.  —  v.  FIt*oIm, 
Bevölkerungilehre  n,  BevStkerungipolÜit,  LeipHg 
1898.  —  Emat  Haaae,  Di«  Organiealion  der 
amüiehen  Slatietik,  Leiptig  1888.  —  Pratu 
V.  JwraaehtHe,  Ueberticht  der  Wirkiamlitit  der 
Heterreichiechen  »taüttiichvn  CentraUtommieti<rn 
»eil  ihrem  Bestände  lSSS—1837.  Stauet.  Mo- 
naltechrift  XIV.  Jahrg.  1888,  S.  BJff.  —  Georg 
V,  Stayr,  Gutachten  über  die  C^ntralieation 
und  Deeentnüiealion  der  etatitüteh-teelaiieehe« 
Thätigkeit.  (ZeiUchr.  det  igt.  bayeriteken  ttalieti- 
echen  Biireaue  Jahrg.  137 i).  —  BerweU>€, 
SlatitHli  und  GeielttebafUlehre,  Freiburg  i.  B. 
1S9S  nnd  1S97.  —  Jteraelbe,  Inlenationale 
Jahreiberieht«  Ober  Bee/ättrungebevegung,  AUg. 
ttatittitehet  Archiv,  i.  Jahrg.,  S.  456 ff.  — 
Fr.  V.  Metfufnflen,  Die  Eeorganieation  der 
BevBlkeningebeKeg^mg  tn  Oeaterreich,  AUgem. 
itatietiechee  Archiv ,  5.  Jahrg. ,  S.  64  ff.  — 
Helnritih  Bauehberg,  Der  Stand  und  die 
neiietten  Fortechrilte  auf  dem  Gebiete  der  Tech- 
nik  der  BevülkerungatatitHk,   AUg.  itatiitilchee 
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ArtkiB,  Jahrg.  1890,  S.  9Sff.  —  A  Beporl 
od  nutrriagt  and  ditoree  tn  the  Uniltd  tHata 
1867—1886  (CoTTol  D.  Wrighl),  WaiKinglon  ISS9. 


Berölkerangslehre  und  Be- 
T^lkernngspolitlfc. 

Vorbemerkung.  —  I.  BeTÖlkernners- 
politik  und  Bevölkerun^elebre  im 
Altertum.  1.  BeTOlkenmgBpolitik  in  Griechen- 
land. 2.  BeTSlkemngBpolitik  in  lUim.  3.  Die 
BerOlkenmestrage  in  den  Schriften  der  Alten. 
H.  BeTGlkernngalehre  und  BevSlke- 
rnngspolitik  vom  16.  bis  Ende  des  18. 
Jahrhunderts.  4.  Die  Anhebten  Aber  Be- 
vükemngeweaea  im  Zeitalter  der  Beformation. 
5.  Die  BevülkenmgBpolitik  lur  Zeit  der  Herr- 
schaft des  MerkantilByatenu.  6.  Die  Ansichten 
der  Schriftsteller  des  IT.  und  18.  Jahrhunderta 
Aber  BevSlkernng'swesen.  III.  Die  Halthus- 
8cbe  BevClkerungslehre.  T.  Die  Lehre 
Ton  Bobert  Malthus.  8.  Die  Vorfffinger  von 
MalthoB.  IV.  DieAnhftnger  YonHalthuB 
nnd  der  Bintluas  seiner  Lehre  auf  die 
öesetEgebQDg  in  der  eratenEftlftedes 
19.  Jahrhunderts.  9.  Die  AnbSnger  von 
MalthuB  in  der  Theorie.  10.  Die  Anhänger  von 
MalthuB  in  der  Praiis.  V.  Die  Qesner  der 
HaltbnsBchen  Lehre.  11.  Die  SozialiateD. 
IS.  Die  Optimisten.  13.Di6vonnatnrvissenachBit- 
licben  Gesichtspunkten  ausgehenden  Gegner. 
VI.  Die  Anhänger  Ton  Malthns  in  der 
2.  Hftlfte  des  19.  Jahrhunderts.  14.  Die 
neueren  Nationalshonomen  nnd  Bobert  Halthns. 
lö.  Der  Keo-Malthnsianisnins.  VII.  Kritik 
der  Malthns'scheu  Lehre.  16.  Die  Be- 
vGlkerungsbewegnng  der  jüngsten  Zeit.  17. 
Die  geometrische  nnd  arithmetische  Progression. 
-  Schlnsawort. 

VorbemerknBK- 

Die  Erkenntnis,  daes  Staats-  ü&d  "Wirt- 
schaftsleben in  erster  Jjinie  von  der  Ein- 
wohnerzalil  eines  lindes  abfafingig  seien, 
hat  schon  frflhzeitig  sowohl  zu  Unter- 
anchungen  Über  die  Beve^ng  der  fie- 
TClkerung  geführt  als  auch  die  ge- 
setzgebenden Gewalten  veranlaset,  durch 
mannigfache  Maseregeln  den  Gang  der  Be- 
völkerung zn  beeinflussen.  Jene  Unter- 
snchungen,  wie  die  auf  Grund  derselben 
aufeestellten  Theorieen  (Bevölkerungslehrej, 
und  diese  pi^td&chen  Massnahmen  (Be- 
T6lkenina;epolitik)Btehen vielfach  miteinander 
in  Beziuiun^.  Das  Vorgaben  der  Begie- 
ningeu  auf  diesem  Gebiete  gab  Veranlassung 
zu  tiefergehenden ,  auf  das  Werden  und 
Veivehen  der  BerOlkerang  bezQglichen  Be- 
tiacntungen;  diese  aber  mussten  wiederum 
ihrerseits  auf  die  Gesetzgebung  zurQck- 
wiricen. 

Wie  aber  berSlkenmgBtheiffettBche  Unter- 


suchungen   erat    aufkommen   konnten,    als 

nutn  den  Staat  und  das  Staatsleben  überhaupt 
wissenschaftlich  eu  erlorscheii  begann,  so 
winl  man  auch  erst  von  einer  BevCUerungs- 
politik  da  sprechen  kOnnen,  wo  die  Staaten 
zielbewusst  durch  Gesetze  und  Massregeln 
der  BevGlkeriuig  eine  bestimmte  Richtung- 
zu  geben  bemflht  waren.  So  sind  die  vor 
allem  bei  Vfilkem  anf  niederer  Kultur- 
stufe verbreiteten  Unsitten  wie  Fnichtab- 
treibung,  Aussetzung  der  Kinder,  schwer» 
Ueberiastung  der  Frauen  an  und  ffir  sich 
nicht  hierh^  zu  rechnen.  Sie  beeinflussen 
zwar  den  Gang  der  Bevölkerung  oft  erheb- 
lich, kOnnen  aber  nur  dann  als  Uassnahmen 
der  BevOlkerungspolitik  angesehen  werden, 
wenn  sie  seitens  des  Staates  empfohlen 
oder  doch  bewuastgeduldet  werden. 

I.  BerSlkerangspolitik  und 
BeTfilbernngslehre  Im  Altertam. 

1.  BflrSlkemngBpolitik  In  Griechen- 
land. Bev&lkeningslenre  und  BevOlkenings- 
politik  der  ÄIt«n  wurzeln  in  der  antiken 
Staatsidee,  Diese  aber  fand  ihren  reinsten 
Ausdruck  bei  den  Griechen  und  gipfelte  in 
dem  Satze,  dasa  der  einzelne  Mensch  nur 
in  innigster  Verbindung  mit  dem  Gemein- 
wesen, nur  in  völliger  Unterordnung  unter 
dasselbe  seinen  Daseinszweck  erfülle,  seine 
Befriedigung  finde.  Der  einzelne  BUr^ 
war  nur  etwas  als  Glied  des  Staates;  seme 
ganze  Existenz  war  abhängig  vom  Staate; 
ei  sollte  dem  Allgemeinen,  das  keine  Be- 
sonderheiten duldete,  nicht  sich  selbst 
leben,  —  er  rang  im  Staate  auf  und  unter- 

ünd  auf  Grund  dieser  Staatsidee  von 
der  AUmacht  des  Staates  aiS  denn  audi 
der  Staat  in  alle  so^en  Verhältnisse  mit 
wuchtiger  Hand  ein  und  suchte  das  ganze 
Leben  seiner  Büi^er  bis  in  kleine  Neben- 
dinge hinab  seinen  Anordnungen  zu  unter- 
wenen.  Es  gab  im  Altertum  einen  poli- 
tischen Kommunismus,  der  besonders  aus- 
geprägt uns  in  Sparta  entgegentritt  und 
welcher  dort,  selbst  wenn  wir  eine  angeb- 
liche Gütergleidiheit  in  den  Bereich  der 
Sage  verweisen  müssen,  dennoch  aus  mannig- 
fachen Einrichtungen  erkennbar  ist. 

Vor  Edlem:  es  fehlte  das  Familienleben, 
und  auch  die  Ehe  war  zu  einem  dem  Staats- 
zweck dienenden  Mittel  herabgesunken.  »Die 
Ehe«,  so  bemerkt  Iffigelsbach >)  zutreffend, 
•  wenngleidi  bei  der  Schliessung  religiös 
geheiligt,  ist  kein  religiöses  Institut,  noch 
weniger  ein  Institut  ^  sittliche  Befriedi- 
gung des  Naturtriebes  oder  persönlicher 
Newung,  sondern  sie  ist  ein  rechtlich-poli- 
tie<£es  Institut,  bestimmt,  dem  Staate  Bflrger 


*)  Die  nacbhomeriiche  Theologie  des  griechi- 
schen Volkiglanbens  (Nürnberg  1867}  8.  264. 
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zu  gebea  und  Haus  und  Yennögeu  der  eio- 
zelnea  zu  erhalten,  weU  der  Staat  BouBt  ud- 
möglich  bestehea  kann«.  "Wohl  nirgends  iat 
die  Eindererzeugimg  als  eigentlicher  Zweck 
der  Ehe  ao  sehr  in  den  Vordergrund  getreten 
als  in  Sparta.  Die  vielen  Kriege  hatten  die 
Bevölkerungszahl  oft  erheblich  verringert; 
es  var  daher  zeitweise  eine  der  wichtigsten 
Au^ben  des  OemeinveseuB,  fflr  hiureidieo- 
den  Nachwuchs  an  jungen  Bürgern  zu  sor- 
gen. Und  das  suchte  man  durch  verschie- 
dene Mittel  zu  erreichen.  So  war  es  Oebot 
des  Staates,  dass  jeder  Spartiate  sich  ver- 
heiratete. Es  gab  hier  eme  Klage  wegen 
Ehelosigkeit,  eine  ■/gaqiij  äye/iiov.  Die  Hage- 
stolzen wurden  als  ungehorsam  gegen  die 
Gesetze  mannigfach  benachteiligt;  die  Ehr- 
fiirchtsbe weise ,  welche  die  Jüngeren  den 
Äelteren  schuldeten,  fielen  gegenüber  den 
Unverheirateten  fort  i),  ja  nach  einer  Angabe 
des  Klearchus*)  aollen  die  Weiber  bei  einem 
gewissen  Feste  den  Hagestolzen  um  den 
Altar  geschleppt  und  geprügelt  haben. 

Allein  damit  nicht  genng!  Es  kam  nicht 
nur  darauf  an,  daes  sSmtliche  Edelleute,  die 
im  Besitze  eines  Landloses  waren,  eine  Ehe 
eingingen,  sondern  vor  allem  auch  —  was 
bei  dem  Charakter  der  spartanischen  Ehe 
b^reiflich  ist  — ,  dass  die  Ehe  ihrem  poli- 
tisdien  Zwecke  entsprach.  Daher  ging  das 
spartanische  Gesetz  noch  weiter,  indem  es 
nichtnur  wegen  Ehelosigkeit  eine  flixijoyo^/oD, 
sondern  auch  wegen  spät  oder  nicht  in  ge- 
eigneter Weise  geschlossener  Ehe  eine  aixij 
öfiyaiiiov  und  *a*oyan!ov  zuliess').  Weder 
zu  trüh  noch  zu  spät  sollte  der  Spartiate 
heiraten  und  dann  eine  gute  Ehe  eingehen, 
d.  h.  eine  Ehe,  welche  die  Erfüllung  des 
Zweckes  dereelben:  die  Erzeugung  körper- 
lich und  geistig  gesunder  Kinder  erhoffen  hess. 

Diese  weitgehende  Einmischung  des 
Staates  ist  wohl  mit  darauf  zurückzuführen. 


')  PIntarch,  L je.  15 :  o-i  fiijv  ällä  xal  o'n- 
/iiav  Tivü  ni/oai&t]iie  zois  ayä/iOie.  "Etg-yorro 
yaff  Iv  icri;  yv^vonuiSiai;  ti7c  &iaf  xov  St 
XtifiiSvos  o^  ^  upxovztt  avtove  iiüktvov  {v 
xvxlo)  yvttvovs  Kifaivtti  t^p  ayoptrv,  ol  ii 
Titgiiävzts  iSov  fig  avtovt  V^iSv  xiva  xEnoii]- 
[ievr/v,  dg  Sinaia  xasjoifv,  Sti  rot;  voiiott 
axtißoäoi.  itfi^s  Hl  xdi  9'ifaiitiac,  tjr  vioi  tiffil- 
SvTffoie  Ttttifitrot,  iatle7]yT0,  "OB'tv  xuiiö  Kfoe 
^tgxvliidav  pjj&iv  ovBtls  l/iiftyliatQ,  Hni'nfp 
eödöxt/iov  nvca  orpctnjydv.  'Entövrt  yÖQ  in'rrü 
Tiöv  vta>ttfiov  Tis  fA^ag  ovi  ixti^tv  tljcmv, 
„Ovöi  }|Qp  ^;uoi  ml  TÖv  ittfiiavta  ytyivvnnas." 

')  bei  Ath.  XIII,  2,  S.  566  C. 

')  PoüuxUIj^tö'.^nnv  ä}- nai  äyafiiov  Sirai 
Ttollazov ,  Tai  oyiya/tiov  xiii  xnxnyaiiiav  Iv 
AmfSaifioai,  ~  Ferner:  Pollni  VIII,  40;  vor 
allem  Flut.  hys.  30:  ^v  yäg,  dt  tomev,  iv 
ZnoffTtj  xal  äyafiiov  SlTctj  xal  d\fiiyaitiev  xai 
»cnoya/tiov.  imi^ij  Si  linnyov  ftälteta  toi!; 
ävxi  xmv  dyti9är  xtti  olutiiav  tote  «Itn^ioig 
xijdtvovzat. 


dass  thatsächlich  die  griechischen  Ehen  — 
aus  hier  nicht  weiter  zu  erörternden  Grün- 
den —  nidit  fruchtbar  waren;  wurden  doch 
schon  in  Sparta  Väter,  welche  drei  oder 
vier  Söhne  hatten,  Öffentlich  belohnt^).  Ja 
es  steht  hiermit  im  Zusammenhange,  wenn 
Plutarch  berichtet:  man  habe  nichts  An- 
sUtssiges  darin  gefunden,  wenn  ein  älterer 
Mann,  der  eine  junge  Frau  gehabt,  einen 
jüngeren,  von  dem  er  erwarten  konnte,  dass 
er  gesunde  Kinder  erzeugen  würde,  bei 
seiner  Frau  eingeführt  hStte;  auch  habe  es 
einem  rechtschaffenen  Manne  freigestanden, 
wenn  er  die  Frau  eines  anderen  wegen 
ihrer  Fruchtbarkeit  und  Tüchtigkeit  schätzte, 
den  Gatten  derselben  um  die  Erlaubnis  zu 
bitten,  dass  er  ihr  beiwohnen  dürfe;  — 
sei  man  doch  davon  ausgegangen,  dass  die 
Kinder  nicht  den  Vätern  eigen  wären,  son- 
dern dem  Staate  gemeinschaftlich  gehörten, 
deshalb  habe  man  die  Bürger  nur  von  den 
besten,  nicht  aber  von  jedem  ohne  Unter- 
schied erzeugen  lassen  wollen^.  Auch 
brachte  die  Unteilbarkeit  der  Güter  es  hie 
und  da  mit  sich,  dass  mehrere  Brüder  mit 
einer  Frau  zu  leben  gezwungen  waren*). 

Aehnliche  Zustände  wie  in  Sparta  treffen 
wir  auf  Kreta  an. 

Anders  in  Athen.  Hier  war  mehr  als 
sonst  in  Griechenland  Baum  für  eine  unge- 
hemmte Entwickelung  der  KrSfte  der  Ein- 
zelnen; hier  gab  es  keine  derartig  starke 
Bevormundung  der  Büi^r  wie  in  Sparta, 
und  es  scheint,  daes  smw  bezüglich  der  Ehe 
weit  grössere  Freiheit  herrschte.  Ich  sage: 
es  scheint;  denn  Pollux  (VIII  40)  nennt 
allerdings  unter  den  attischen  Klagen  gleich- 
falls  eine  yasfii  äya/iiov  mit  dem  Zusätze: 

■jiapa     3e     AaxtSnifiovion      xoi     ötfiyauiov     Kai 

xaKaya/tiov.  Dem  gegenüber  macht  jedoch 
Lipsins  und  gewiss  mit  Recht  ^tend,  daes 
gegen  die  Existenz  einer  solchen  Bestimmung 
für  Athen  ausser  der  inneren  Unwahrschein- 
lichkeit  der  Uangel  jeder  Spur  namentlich 
bei  den  Rednern  spricht  *).  Auch  andere,  so 
z.  E.  Becker*),  äussern  sich  in  demselben 
Sinne.  Allein  in  einem  bestimmten  Falle 
unterlag  auch   in  Athen  (wenigstens  nach 


')  Aristoteles,  Pol.  II,  9,  p.  1270a,  39. 

'   Plnt.  Lvc.  15. 

')  Poljb.  Xn,  6b,  8;  nafa  fthi  yäf  tots 
AoTtiäacfioviois  Kdi  nit^tov  ^v  xnl  avfTj&tt 
xfttg  äfdper«  H^i'  '4*  ywaixa  xal  zitxagat, 
noz\  S)-  xsi  ititlovt  äStXipoiis  evxat,  xai  lö 
jitwa  TOVTOiv  llvai  xoiva,  xai  ycvvriaa>ta  itaiSas 
ttavovt  i*S6ii9ai  yvvcüxä  xtvi  xäv  ipiXiov  xdiäv 

*)  In  Meier  und  SchSmann:  Der  Attische 
"  neu  bearb.  von  J.  iL  LipainB  (Berlin 

362     (vgl.     anch     Nachtrag 
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dem  älteren  fäecht)  die  Erfüllung  der  ehe- 
lichen Pflicht  gesetzlicher  Anordnung,  näm- 
lich dann,  wenn  der  Fortbestand  eines 
Baubcs  nur  noch  auf  Töchtern  nihte.  Ver- 
weigerten die  Ehemänner  der  Erbföchter 
denselben  den  Beischlaf  oder  waren  sie 
impotent,  80  waren  die  Erbtöchter  gesetzlidi 
berechtm,  die  Umarmungen  eines  anderen 
Verwandten  zu  begehren  ^).  Kam  doch  alles 
darauf  an ,  daas  dem  verwaisten  Hause  ein 
Sohn  f^boren  wurde.  — 

Wie  dem  mm  auch  sein  mag,  die  be- 
zOglichen  spartanischen  Bestrebungen  sind 
interessant  genug  und  geben  den  Beweis, 
dass  man  schon  frühzeitig  dem  Staate  auf 
diesem  Gebiete  bestimmte  positive  Aufgaben 
zuschrieb.  — 

Naturgemäss  wechselte  die  Bevölierun^- 

Solitik.  In  Zelten  ruhiger  Entwickelung,  in 
enen  ein  stärkeres  Anwachsen  der  Volks- 
zahl erfolgte,  traten  die  hier  erwähnten 
Uasenahmen  in  den  Hindergrund.  Hatte 
sich  die  Bevölkerung  zu  rasch  vermehrt,  so 
bot  die  Begründung  von  Kolonieen  immer 
ein  vielfach  auch  zur  Anwendung  gelangtes 
Mittel,  um  einer  UebervSlkerung  zu  be- 
gegnen»). — 

2.  BeTÖlkemngspoliÜb  in  Rom.  Von 
ähnlichen  Anschauungen  wie  in  Griechenland 
liess  man  sich  in  Rom  leiten.  Schon  früh- 
zeitig waren  die  Censoren  l)emüht,  die  Ehe- 
schliessnng  und  damit  die  BevOlkerungsver- 
mehrung  zu  befördern.  Teils  ermahnten  sie 
die  Unverheirateten ,  sich  der  E^e  nicht 
zu  entziehen,  teils  wurde  den  bejahrten 
Hagestolzen  eine  höhere  Abgabe,  ein  aes 
uxorium,  auferlegt«).  — 

Als  nun  nach  dem  iaiiTB  164,  wie  oben 
S.  684  von  Eduard  Meyer  bereits  her- 
vorgehoben, eine  Abnahme  in  der  Bevölke- 
rungsziffer sich  bemerkbar  machte  und 
dieser  Rückschritt  in  den  CensiwzahJen  be- 
soigniserregend  hervortrat,  suchte  man  mit 
Zwangsmassregeln  die  Abneigung  gegen  den 
Ehestand  zu  bekämpfen.  Sa  berichtet  Livins 
(Epit.  LIK),   dass  der  Censor  Q.  Metellus 


')  Plut.  Solon.  20. 

•)  cf.  oben  S.  682. 

')  Vgl.  Festns  Pauli  p.  379  M.:  „Uiorium 
pependisse  dicitnr,  nni  quod  uxorem  non  habnerit, 
reg  populo  dedit"  (MommseD,  BOin.  Staatsrecht, 
II,  1  I».  379«  setzt  für  .res'  —  ,aeB').  Vgl. 
weiterhin  Valerins  Max.  II,  9,  1:  „Camlllns  et 
PostumiiiB  censorea  aera  poenae  nomine  eos, 
qni  ad  geneetutem  ca«libes  perveuerant.  in  aerti- 
rium  deterre  insBernnt."  Cicero  de  \egg.  m, 
8  (caelibea  esse  prohibento). 

Ea  sei  hier  bemerkt,  daas  daa  aea  usorium 
als  eine  besondere  Hageatolzenateuer  nicht 
anzusehen  iat.  Es  hatten  aber  die  Censoren 
das  Recht,  die  Best«iieninKasamme  ana  ver- 
■chiedeuen  Gründen,  eo  ancn  wegen  des  ehe- 
loaen  Stande«  der  steuerpflichtigen  Person,  m 
Tervielttltigen. 

Handwerterbnch  der  Staats wlaaeiuchaftea.   Zweite 


i.  S.  130  verlangt  habe,  man  solle  die  Büi^er 
von  Staats  wegen  zur  Heirat  zwingen  {oen- 
auit,  ut  cogerentur  omnea  ducere  uxoree 
liberorum  creandonim  causa).  Gellius  er- 
wähnt eine  Ansprache  des  Censors  Q.  Metellus 
Numidicus  (oratio  quam  in  censura  dixit  ad 
populum  de  ducendis  uxoribus)  aus  dem 
Jahre  102 1),  in  welcher  es  wörtlich  heisst: 
wäre  es  möglich,  ganz  ohne  Weiber  auszu- 
kommen, so  wüiden  wir  uns  von  diesem 
Uebel  auf  einmal  befreien;  da  aber  die 
Natur  es  so  ein^ricbtet  hat,  dass  wir  weder 

t lücklich  mit  ihnen  leben  noch  ohne  sie 
ie  Gattung  fortpflanzen  können,  so  mttssen 
wir  mehr  auf  unsere  dauernde  Sicherheit 
als  auf  eine  flOchtige  Befriedigimg  unserer 
Sinne  Bedacht  nehmen^). 

Handelte  es  sich  aber  hier  noch  vor- 
wiegend um  Anregungen  und  Ermahnungen, 
so  suchten  später  Cäsar  und  vor  allem 
Augustus  der  mimer  mehr  um  sich  greifen* 
den  Ehelosigkeit  durch  bestimmte  gesetz- 
geberische Massnahmen  zu  begegnen.  CSsar 
verordnete  durch  eine  lex  agraria  (de  agro 
Campano  dividendo),  dass  die  campanischen 
Domänen  nur  an  Bürger^  welche  drei  oder 
mehr  Kinder  hatten,  verteilt  werden  soUtan «). 
In  noch  viel  entschiedenerer  Weise  ging 
Augustus  vor,  obgleich  er  mit  heftigem 
Widerstände  unausgesetzt  zu  kämpfen  hatte. 
Um  das  Jahr  18  v.  Chr.  unterbreitete  er  dem 
Senat  einen  Gesetzesvoischlag,  welcher  □.  a. 
rechtliche  Nachteile  für  den  Caelet«,  Be- 
lohnungen für  die  Ehe,  für  die  Erzeugung 
und  Aufziebung  von  Kindern  festsetzte. 
Wohl  gelang  es  ihm,  einen  günstigen  Senats- 
beechiuss  herbeizuführen,  das  Volk  aber 
verwarf  die  Relation.  Indes  Augustus  Uess 
iii  diesen  Besti-ebungen  nicht  nacL  In  einer 
^geu  den  ersten  Entwurf  etwas  veränderten 
Form  setzte  er  im  Jahre  4  n.  Chr.  die  lex 
Julia  de  maritandis  ordinihus  durch.  Allein 
es  dauerte  immer  noch  mehrere  Jahre,  bis 
das  Gesetz  in  Kraft  trat.  Es  wurde  zu- 
nächst eine  Frist  von  drei  Jfdiren,  als  diese 
abgelaufen  war,  von  2,  endlich  nochmals 
von  einem  Jahre  gewährt.  Indem  Augustus 
die   letzte   vacatio   im   Jahre   9   zugestand, 

')  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  liegt  hier 
bei  Geihus  eine  Verwechaelung  mit  dem  älteren 
Metellus  vor. 

")  Gelliaa  I,  6,  2:  Si  sine  uiore  vivere 
possemua,  Qnirites,  omni  ea  molestia  careremua; 
sed  quonlam  ita  natura  tradidit.  ut  nee  cnm 
Ulis  satis  commode,  nee  aine  illia  ullo  modo 
vivi  poBsit,  salnti  perpetnae  potiua  quam  brevi 
voluptati  consulenamn  est. 

J)  Ct.  Sueton.  Jul.  20.  Femer:  Dio  Caaa. 
XLin,  25:  iTUtS^  rt  Setvri  ölLiy<xvif«ixia  dt« 
zb  riDi'  dtiola>1.6imv  nXij&og,  äe  fit  xt  rnf 
axoygaipmii,  xal  yap  bitiyas  rd  Tf  äi,>M  maxeif 
IIS  ttuTfxijS   inoitjttt,   xal  f»   x^e  SuitmE  avt^e 

AaflMce.    II.  46 
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liess  er  gleichzeitig  ein  neues  Gesetz  der 
lex  Julia  hiazufUgen :  die  lex  Papia  Poppaea, 
genannt  nach  den  consules  Butfecti  dieses 
Jahres  M.  Paraus  Mutilus  und  Q.  Foppaeus 
Secundus*).  Tflr  beide  Gesetae,  -welche  im 
praktischen  Leben  als  ein  Ganzes  behandelt 
wurden,  wurde  der  Gesamtname  °lez  Julia 
et  Papia  Pop|iaea«  üblich. 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  derselben 
^d  folgende: 

1.  I^e  lex  Julia  und  die  lex  Papia  ge- 
boten beiden  Geschlechtem  die  Ehe  und 
Eindererzeugung.  Die  lex  Papia  verlangte, 
dass  bei  dem  männlichen  Geschlecht  mit 
dem  25. ,  bei  dem  weiblichen  mit  dem  20. 
vollendeten  Lebensjahre  die  im  einzelnen 
Falle  geforderte  Anzahl  von  Kindern  vor- 
handen w3re^).  Auch  die  überlebenden 
oder  geschiedenen  Ehe^tten  sollten  sich 
innerhalb  bestimmter  Bnsten  wieder  ver- 
heiraten. Den  Yerlobten  standen  die  iura 
maritorum  zu,  vorausgesetzt,  dass  die  "Ver- 
heiratung nicht  über  zwei  Jahre  hinausge- 
Bchoben  wurde. 

2.  Der  eigentliche  Schwerpunkt  der  Ge- 
setze lag  in  den  Strafen  und  Belohnungen, 
welche  vor  allem  im  Erbrecht  und  im  Staats- 
lecht  sich  geltend  machten, 

a)  Erbrecht.  Diejenigen,  welche  keine 
Ehe  secundum  legem  Juliam  Papiamve 
Poppaeam  eingegangen,  waren  unfähig, 
durch  Testament  Erben  zu  werden  oder 
Vermächtnisse  zu  erhalten;  nur  für  eine 
Reihe  von  Cognaten  und  Affinen  setzten 
beide  Gesetze  Ausnahmen  fest.  Diejenigen, 
welche  keine  Kinder,  wie  solche  nach  dem 
Gesetz  gefordert  waren"),  hatten,  gingen 
der  Hälfte  des  ihnen  zugefallenen  Abteils 
oder  Vermächtnisses  verlustig.  Eheleute, 
welche  kinderlos  waren,  konnten  nur  ein 
Zehnteil  ihres  Vermteens  einander  testieren; 
Dritten  gegenüber  ^t  aber  auch  der  über- 
lebende kinderlose  Ehegatte  als  caelebs. 

Die  lex  Julia  gewährte  dem  im  Testa- 
ment  bedachten  Ilagestolzen  eine  Frist  von 
100  Tagen,  um  ihm  Gelegenheit  zu  geben, 
noch  zu  heiraten;  war  eine  Verehelichung 
nach  Ablauf  dieser  Zeit  nicht  erfolgt,  so 
wurde  das  Hinterlassene  zum  Caducum  und 
fiel  dem  Aerar  anheim. 

b)  Staaterecht.  Besonderer  Vorrechte 
erfreuten  sich  die  Verheirateten  und  Kinder- 
reichen im  öffentlichen  Eecht.  Bei  dem 
monatlichen  Wechsel  der  Fasces  hatte  der 
Verheiratete  vor  dem  Unverheirateten,  der, 
welcher  eine  grössere  Kinderzahl  aufweisen 
konnte,  vor  dem,  welcher  weniger  Kinder 

*)  Cf.  die  eingehende  Schilderung  bei  Dio 
Cans.  LVI,  1-10. 

■)  Jijra  (s.  unter  Litteratur)  S.  11. 

'J  .  .  .  filius  (filia)  Becundum  legem  Joliam 
Papiamve  ijuaesitua  (qnaesita). 


hatte,  den  Vorrang^),  Bei  der  Bewerbung 
um  Aemter*},  bei  der  VerteUung  von  Pro- 
vinzen^) etc.  spielte  das  ins  hb^rum  eine 
grosse  Rolle. 

c)  Aber  auch  nach  noch  anderen  Seiten 
i  hin  erstreckten  sich  die  betreffenden  Ver- 
>  ^flnstiguDgea.  So  gab  die  lex  Julia  ver- 
heirateten Frauen,  welche  mehrere  Kinder 
hatten,  das  Recht,  eine  besondere,  auszeich- 
nende Kleidung  zu  tragen*).  Von  der  Ge- 
schlechtsvormundschaft  waren  die  SVauen 
durch  das  ius  liberorum  befreit^). 

'  Und  da  dieses  Recht  so  mannigfache 
Vorzüge  gewährte,  wurde  es  auch  mehr- 
fach, vor  allem  in  späterer  Zeit  als 
besonderes  Privileg  eingeräumt.  Die  Vesta- 
hschen  Jungfrauen  erfreuten  sich  des  ius 
trium  liberorum  wohl  von  Anftu^  an*); 
unter  den  Nachfolgern  des  Augustus  ist  es 
dann  häufiger  bald  einzelnen  Personen,  bald 
bestimmten  Klassen  der  Bevölkerung  als 
Gnadengeschenk  verliehen'). 

Eret  durch  Constantin  sind  die  wichtig- 
sten Bestimmungen  dieser  beiden  Gesetze, 
die,  wie  aus  dem  VorheiKehenden  erhellt,  un- 
gemein tief  in  das  ganze  Volksleben  eingriffen, 
aufgehoben.  Gewiss  ist,  dass  duit^  diese 
gewaltsamen  Massnahmen  der  in  seinen 
Grundfesten  wankende  Staat  nicht  mehr  ge- 
stützt werden  konnte;  —  ob  Überhaupt  der 
Zweck  der  Gesetzgebung  auch  nur  in  etwas 
erreicht  worden  ist,  läest  sich  heute  schwer 


6.    Die    BeTÖlkemnesfrage    in    den 

Schriften  der  AJten.  Das  System  eines 
jeden  Rechts-  und  Staatsphilosophen  wächst 
notwendig  >aus  dem  Oedankeakreise  seines 
Zeilalters  heraus,  und  um  wieviel  höher  die 
Stufe  seiner  Erkenntnis  immer  sein  mag 
als  die  seiner  Zeitgenossen,  er  kann  wohl 
über,  aber  nicht  ausser  seiner  Zeit  stehen«  ^). 
Dieser  innige  Zusammenhang  der  abstrakten 
Gedankenarbeit  des  Forschers  mit  dem  kon- 
kreten Rechts-  und  Staatsleben  seiner  Zeit 
und  seines  Vaterlandes,  auf  den  Hildenbrand 
nachdrücklich  hingewiesen  hat,  zeigt  sich  be- 
sonders deutlich  auch  in  der  Staatsphilosophie 


')  Mommsen,  Bäm.  StaaUr.,  I,  S.  39.  Gel- 
lins  n,  15,  4. 

')  MommseiTa.  a.  0.,  I,  S.  617,  656;  cf.  anch 
die  Anm.  S.  617',  566'.  —  Tac.  Ann.  3,  öl. 

')  Mommaen  o.  a.  0.  II,  207  n.  242  {dort. 
Qnellenangabe). 

*)  EUbner,  Zn  Fropertius,iD  Commentationes 
philologae  in  honorem  Th.  Homnueiii  (Berlin 
1877)  S.  98  ff. 

•1  Gai.  1,  145;  3,  44. 

5  Dio  CftBS.  LVI,  10. 

')  Ct.  Madwig  (9.  unter  Litteratur)  II,  S. 
214  und  Jörs  S.  ßOff. 

')  Karl  Eildenbrand,  Oeachicfate  und  System 
der  Rechts-  und  Staataphilosophie.  I-  Bd.  [LpzE. 
1860)  p.  11, 
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der  Alten.  Was  ia  ihr  vorgetragen  wird, 
ruht  wesentUch  auf  der  henschenden  An- 
sicht Ton  Leben  und  Staat,  sowohl  im  all- 
gemeinen wie  im  einzelnen.  Auch  in  dem, 
was  Ober  die  Aufgaben  des  Staates  hin- 
sichtlich der  Bevölkerung  gesagt  wird,  er- 
kennt man  jene  Auffassungen  wieder,  welche 
fOr  das  praktische  Leben  vielfach  mass- 
gebend waren. 

Wir  denken  an  PJato  und  AriBtoteleB. 

Plato  (e.  d.  Art.),  welcher  in  seinem 
Idealstaate  eine  voUendete  Harmonie  her- 
beiführen und  alle  Selbstsucht  bekämpfen 
will,  gelangt  in  seinem  Streben  nach  Auf- 
hebung alles  Besonderen  fOr  die  beiden 
ersten  Stande  seines  Staates,  fflr  den  Philo- 
sophen- und  Kriegerstand  zur  Beseitigung 
des  eigenen  Herdes  und  der  Familie,  zur 
Gflier-  und  Frauengemeinschaft.  Die  Krieger 
und  Beamten  sollen  ganz  nur  dem  Staate, 
nie  imd  in  keiner  Beziehung  sich  seibat  ge- 
hören. So  darf  auch  die  Ehe  nicht  Sadie 
der  Neigung  sein :  sie  ist  lediglich  als  Mittel 
der  Fortpflanzung  gedacht. 

Nur  diejenigen,  welche  im  besten  Alter 
stehen,  diTrfen  Kinder  erzeugen:  die  Frauen 
vom  20.— 40.,  die  Männer  vom  24. — 55. 
Lebensj^tre.  Die  Schliessung  der  Ehen  soll 
unter  Leitung  und  Aufsicht  der  Staategewalt 
erfolgen.  Die  Obrigkeit  bestimmt  sowohl 
die  Personen,  welche  miteinander  sich  paaren 
BoUen,  wie  überhaupt  unter  Berücksichti- 
gung des  zeitlichen  Bedürfnisses  die  Zahl 
der  auf  kurze  Zeit  abzuschliessenden  ehe- 
lichen Verbindungen,  damit  der  Staat  weder 
zu  bevölkert  noch  zu  menschenarm  werde'). 
Alle  ao  erzeugten  Kinder  müssen  sofort  nach 
ihrer  Geburt  auf  ihre  körperliche  Beschaffen- 
heit untereucbt  werden;  nur  die  gesunden 
imd  kräftigen  Kinder  sollen  grossgezogen, 
die  schwächlichen  und  krüppelhalten  an 
einem  geheimen ,  unzugänglitmen  Orte  aus- 
gesetzt werden.  Dies  letztere  Schicksal 
trifft  auch  den  aus  imberechtigten  oder  nicht 
innerhalb  der  festgesetzten  Altersstufen  ein- 
gegangenen "Verbindungen  entsprossenen 
Nachwuchs,  wenn  nicht  zuvor  Abtreibung 
erfolgt  i8t=). 

Den  fOr  den  Idealstaat  in  der  Foliteia 
entwickelten  Grundsätzen  stellt  Plato  in  den 
Nomoi  einen  den  praktischen  Zeit-  und 
Lebensbedürfnissen  mehr  entsprechenden 
Entwurf  an  die  Seile.  Gemeinschaft  von 
Weibern  und  Kindern,  Hab  und  Gut  gilt 
ihm  auch  hier  als  das  vor  allem  erstrebens- 
werte, aber  als  nur  erreichbar  in  einem; 
Staat  für  :.Götter  und  Göttersöhne».  Der 
zweitbeste,  für  Menschen  mögliche  Staat 
muss  sich  mit  dem  Grundsatze  der  Gleich- 


heit innerhalb  einer  bestimmten  Ordnung 
begnügen.  In  ihm  sollen  I^nd  und  Häuser 
verlost  werden,  so  dass  jeder  von  den  5040 
Borgern  einen  gleichen  Anteil  erhält,  den 

er  nicht  vergrössem  und  nicht  verringern 
darf,  sondern  unverändert  vererben  soll.  Ein 
jeder  hat  einen  seiner  Söhne,  dem,  welchen 
er  am  liebsten  hat,  sein  Besitztum  zu  hinter- 
lassen; die  anderen  Söhne  werden  freiwillig 
oder  von  Staats  wegen  bei  solchen  Büi|;em, 
welche     keine    Nachkommenschaft     haben, 


')  Polit.   V,    8:   «ai   ßnte    fifyäiri   T,iiiv   ij 
»}  PoUt  V,  7ff. 


Die  Frauen  sollen  zwischen  dem  16.  und 
20.,  die  Männer  zwischen  dem  30,  und  35. 
Jahre  heiraten.  Die  Eheschliessung  inner- 
halb dieser  Zeit  ist  gesetzlich  bei  Strafe  ge- 
boten 'J, 

Die  oberste  Behörde  des  Staates  hat  die 
Bevölkerungsbewegung  genau  EU  verfolgen; 
sie  hat  in  Erwägung  zu  ziehen,  was  die- 
jenigen thun  sollen,  welche  entweder  zu 
viel  oder  zu  wenig  Kinder  haben,  und  — 
soweit  als  möglich  —  Mittel  ausfindig  zu 
machen,  damit  stets  nur  5040  Wohnungen 
bleiben.  Derartige  Mittel,  so  führt  Hato 
aus,  gäbe  es  genug,  sowohl  Henminngs- 
mittel  für  die,  bei  welchen  die  Zeugung 
zu  reichlich  vor  sich  gehe,  als  auch  Be- 
mühungen und  Anstrengungen  zur  Vermeh- 
rung der  Nachkommen  sch^.  Sollte  aber 
in  der  That  ein  Ueberschuss  von  Bürgern, 
eine  Uebervölkerung  eintreten  j  so  stände 
immer  noch  das  altbewährte  Hilfamittcd  zu 
Gebote:  die  Entsendung  von  Kolonieen;  im 
entgegengesetzten  Falle:  die  Herbeiziehung 
von  Einwanderern  8).  Um  aber  solchen  Vor- 
kommnissen nach  Möglichkeit  zu  beg^nen, 
soDen  die  Neuvermählten  hinsichtlich  der 
Kinderzeugimg  überwacht  werden.  Beson- 
dere Aufsehennnen  sind  zu  besteUen,  welche 
in  die  Häuser  der  jungen  Leute  gehen 
müssen,  um  teils  durch  &mahnungen,  teüs 
durch  Drohungen  von  Fehlem  und  Unwis- 
senheit abzubrin^n.  Eine  trotzdem  un- 
fruchtbare Ehe  ist  nach  zehn  Jahren  zu 
trennen*}. 

Gegenüber  diesen  Ansdiauungen  Piatos, 
nach  denen  der  Zweck  der  Ehe  lediglich 
in  der  Fortpflanzung,  in  der  Erzielung  des 
Nachwuchses  beruht,  betont  Aristoteles 
(B.  den  Art.  oben  Bd.  I,  S.  1043  ff.)  nachdrück- 
lich den  sittlichen  Wert  der  Ehe.  Bei  den 
Tieren,  so  führt  er  aus  *),  besciuflnke  sich  die 
Paarung  lediglich  auf  den  geschlechtlichen 
Zweck,  bei  den  Menschen  aber  vereinigten 
sich  Kann  und  Weib  nicht  nur  um  Kinder  in 


')  Nom.  V,  740. 

•)  Nora.  rV,  721;  VT,  786. 

»)  Som.  V.  740/741. 

*)  Som.  VI,  784. 

»)  Eth.  Nik.  Vin,  14,  p.  1162.  a.  19.  {Es 
Bt  hier  stets  nach  dei  Bekkerachen  Akademie- 
lusgabe  citiert.) 
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die  Welt  zu  setzen,  sondern  um  ihr  ganzes 
Leben  miteinander  zu  teilen.  Von  Hause 
aus  seien  die  Verrichtungen  der  Oeschlechter 
verschiedene,  andere  Pflichten  lägen  dem 
Manne,  andere  dem  Weibe  ob ;  so  ergänzten 
sich  beide  gegenseitig,  indem  ein  jeder  zur 
gemeinsamen  Nutzniessung  gerade  das  und 
soviel  beitrage,  als  seine  besonderen  Anlagen 
und  Kräfte  ihm  gestatteten. 

Aber  dennoch  geht  auch  Aiistoteles  da- 
von aus,  dass  der  Gesetzgeber  das  eheliche 
lieben  zu  überwachen  und  im  Hinblick  auf 
da^elbe  bestinimte  Vorschriften  zu  erlassen 
habe.  (Gf.  Art.  Aristoteles  oben  Bd.  I  S. 
1051.)  Er  soll  verordnen,  'wann  und  unter 
welcherlei  Peraonen  die  Ehe  geschlosseu 
werden  darf.  Das  Alter  ist  gesetzlich  an- 
zugeben, damit  kein  zu  grosser  Unterschied 
im  Alter  vorhanden  und  vor  aUem  damit 
die  Kräfte  der  beiden  Ehegatten  im  wea 
liehen  Hbereinstimmen ,  auf  dass  nicht 
Kann,  der  noch  imstande  ist,  Kinder 
zeugen,  mit  einer  Frau,  welche  nicht  mehr 
gebären  kann,  zusammen  lebt  oder  umgekehrt 

Da  nun  hinsichthch  der  Zeugong  im 
Durchschnitte  ft^  den  Mann  das  70.  Lebens- 
jahr, für  die  Frau  aber  das  50.  als  äusserste 
Grenze  feststehe,  so  dürfe  die  Verheiratung 
nur  zwischen  solchen  erlaubt  sein,  welche 
von  diesem  Zeitpunkte  ungefähr  gleich  weit 
entfernt  wären.  Demoadi  werde  es  passend 
sein,  dass  die  Mädchen  nicht  vor  dem  18., 
die  Männer  aber  gegen  das  37.  Lebensjahr 
die  Ehe  eingingen. 

Der  Gesetzgeber  müsse  aber  audi  weiter 
bestimmen,  wie  lange  die  Ehegatten  zum 
Zwecke  der  Einderzeugung  einander  bei- 
wohnen dürfen,  da  sowohl  die  Kinder  der 
zu  sehr  bejahrten  wie  die  der  zu  jungen 
Leute  an  Leib  und  Seele  unvollkommen 
wären,  üeber  das  zur  Fortpflanzung  taug- 
liehe Alter  hinaus  —  als  solches  bezeichnet 
Aristoteles  das  50.  Lebensjahr  —  solle  die 
eheliche  Beiwohnung  nur  der  Gesundheit 
wegen  oder  einer  anderen  Ursache  willen 
geduldet  werden.  Die  gedgnetste  Jahreszeit 
für  die  EheschUessung  sei  der  Winter,  die 
Zeit  der  Nordwinde  sei  günstiger  als  die 
der  Südwinde. 

Für  missgestaltete  Neugeborene  rät  Aris- 
toteles unter  allen  Umständen  die  Aus- 
setzung an.  Wegen  zu  grosser  Kinderzabi 
solle  zu  diesem  Mittel  nur  dann  geschritten 
werden,  wenn  die  Aussetzung  nicht  ver- 
boten ist  Sei  das  aber  der  Fall,  dann 
müflsten  der  Zeugung  selbst  gewisse  Schran- 
ken gesetzt  werden.  Werde  dessenunge- 
achtet eine  Frau,  welche  bereits  die  gesetz- 
mässige  Zahl  von  Kindern  habe,  schwanger, 
dann  müsse  die  Frucht,  bevor  sie  Empfindung 
und  Leben  erhalte,  abgetrieben  werden'). 

')  PoUt.Vn,  15  ff.,  p.  1334.  a.  ff. 


Wir  beschränken  uns  hier  auf  die  Wie- 
dergabe der  bezüglichen  Anschauungen  bei 
den  beiden  grösaten  Denkern  des  Altertums. 

Aehnliclien  Ansichten  begegnen  «ir  bei 
anderen  Schriftstellern. 

Immer  aber  tritt  dabei  —  mehr  oder 
minder  scharf  —  das  Grundprincip  der 
antiken  Staaten:  die  unbedingte  Macht  und 
Herrschaft  der  Gesamtheit  über  den  ein- 
zelnen und  die  Familie,  deuüich  hervor,  — 
jenes  Prindp,  welches,  wie  wir  sahen,  in 
der  altdorisdien  Gesetzgebung  mit  aller 
Sdiärfe  und  Konsequenz  durchgeführt  woi^ 
den  war.  — 

II.  BeTÖlkeraiiKslehre  und 

BevSlkerungspolitik  vom  16.  bis 
Ende  des  18.  Jahrhunderts. 
4.  Die  Ansichten  über  Bevölkerongs- 

wesen    im    Zeitalter    der   KetonnatiOB. 

Im  16-,  17.  und  18.  Jahrhundert  wuide  die 
mO^chste  Steigerung  der  Volkszabl  fast 
aU^mein  als  erstrebenswertes  Ziel  bezeich- 
net Schon  die  Befomiatoren  und  vor  allem 
Luther  ermahnten  im  Hinbhck  auf  die 
leicht  im  Gefolge  des  Cölibata  sich  ein- 
stellenden sitthchen  Uebelstände  zum  Flhe- 
stande,  indem  sie  etwaige  Besorgnisse  we- 
gen der  Ernährung  der  Kinder  als  ein 
Zeichen  geringen  OottvertiaueDB,  somit  als 
unberechtigt,  zurückwiesen. 


auf  bezüglichen  Ausfübrongen  Luthers.  Er 
sagt  in  ifer  »Predigt  vom  ehelichen  Lebern 
(1522):  pünd  zwar  hat  Gott  gnug  beweiset, 
wie  er  für  uns  soi^e,  da  er  alle  Dinge  ehe 
schuf  und  bereitete,  im  Himmel  und  Erden, 
mit  allen  Thieren  und  Gewäciis,  ehe  er  den 
Menschen  schuf.  Damit  er  anzeiget,  wie  er 
uns  allzeit  Futter  und  Decke  genug  übrig 
mi  Vorrat  bestellet  habe,  ehe  wir  ihn  darum 
bitten.  Es  ist  nur  zu  thun,  dass  wir  ar- 
beiten, und  nicht  müssig  gehen;  ernähret 
und  bekleidet  sind  wir  gewiss.  Aber  der 
leidige  Unglaube  lasset  es  nicht  zu;  .  .  .«') 
Deshalb  rät  Luther  entschieden  zur  Ehe- 
schliessung.  An  einer  anderen  Stelle  der 
hier  erwähnten  Predigt  heisst  es:  «Es  sind 
etliche  Verschnittene,  die  sind  aus  Mutter- 
leibe also  geboren.  Etliche  sind,  die  Ton 
Menschenh^den  veracbnitten  sind:  etliche 
aber,  die  sii^  selbst  verschnitten  haben  ums 
Himmelreichs  willen.  Deber  diese  dreyeriey 
vermesse  sich  kein  Mensch,  ohne  belieb 
!  Gemahl  zu  seyn.  Und  wer  sich  nicht  be- 
findet in  dieser  dreyer  Zahl,  der  denke  nur 
zum  ehelichen  Leben.  Denn  da  wird  nichts 
anders  aus,  du  bleibst  nicht  fromm,  das  ist 
unmöghch;  sondern  das  Wort  Gottes,  das 
dich  geschaffen  hat,  und  gesagt:   Wachse 


ü.  Wttkh,  X.  Bd.  (HaUe  1741)  S 
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und  mehre  dich,  das  bleibt  and  regiert  in 
dir,  und  kanoet  ihm  dich  mit  nichten 
Dehmeo,  oder  wirst  greuliche  Sünde  ohne 
Aufhören  thun  müssen«  i),  .  .  .  »Darum  zu 
beschllesBen :  wer  sich  nioht  findet  geschickt 
zur  £euBchheit,  der  thue  beyzeiten  dazu, 
daßs  er  etwas  schaffe  und  zu  arbeiten  babe, 
und  wage  es  darnach  in  Oottee  Namen  und 
greife  zur  Eha  £in  Knabe,  aufs  längste, 
wenn  er  zwanzig ;  ein  M%dlein,  wenns  funf- 
zeiien  oder  achtzehen  Janr  ist,  so  sind  sie 
noch  gesund  und  geschickt,  und  lassen  Oott 
soigen,  'wie  sie  mit  ihren  Kindern  ernähret 
werden.  Gott  macht  Kinder,  der  wird  sie 
auch  wohl  ernähren«, 'j 

Diese  A  d  schau  ud  gen  waren  zweifellos 
weit  verbreitet  und  den  Ermahnungen  zur 
Eheechliessung ,  wenn  auch  aus  anderen 
Beweggründen  wie  bei  Luther  herrührend, 
begegnen  wir  wieder  und  wieder.  Dennoch 
aber  ist  den  Tieferblickenden  die  unerschöpf- 
liche Produktionsiraft  gerade  der  germani- 
schen Rasse  wohl  zu  keiner  Zeit  entgangen. 
Schon  Faulus  Diaconus,  von  dem  der  Aus- 
spruch herrührt,  dass  Germania  besser  Ger- 
minania  zu  nennen  sei,  beginnt  seine  Ge- 
schichte der  Langobarden  mit  dem  Hinweis 
auf  die  grosse  Völkermence  im  Norden 
Europas,  die  dort  nicht  Nahrung  finden 
kSnne,  so  dass  viele  am  Geld  nach  dem 
Süden  verkauft,  viele  freiwilhg  dahin  aus- 
gewandert seien.  Und  wie  der  bayerische  Ge- 
BchichtsBchreiber  Johannes  Thurmayr  (Aven- 
tiuus)  der  grossen  Fruchtbarkeit  Deutsch- 
lands gedenkt,  wo  weit  mehr  "Volk  als  in 
deu  angrenzenden  Ländern  wohne,  wo  die 
Menschen  auf  den  Bäiunen  wüchsen  und 
wo  man  die  Leute  schmiede,  so  macht  auch 
Sebastian  Franck  (s.  d.)  —  1500—1545  — 
um  dieselbe  Zeit  auf  die  starke  Yolksver- 
mehrung  und  auf  die  aus  ihr  sich  ergeben- 
den Notstände  aufmerksam.  Er  schreibt  in 
der  Vorrede  seiner  Chronik  Deutschlands; 
»Germani  laut  als  vil  als  brüder,  die  an- 
deren sagen  es  werd  a  Germino  Germania 
Sent,  von  der  '  fruchtbarkeit  dess  volcks, 
nn  Germino  heisset  sich  meren  und 
sprossen.  Nun  ist  kein  Land  auff  erd  so 
fruchtpar  und  wol  besetzt,  sonderlich  da  es 
am  höchsten  ist,  als  in  Schwaben  und  Beyern. 
Die  lender  geben  aller  weit  volck  gnug, 
und  ist  dannoch  allzeit  mit  solchem  übertluss 
besetzt,  das  dörffer  und  stett  zerrinnen 
wQUen,  und  die  gQtter  und  herberg  in  ein 
sollich  auffschlag  kommen,  das  kaum  höher 
magj  das  idi  halte,  wo  nit  Gott  den  krieg 
scheidet,  und  ein  sterbend  ^rein  kompt,  das 
wir  wider  einmal,  wie  Tor  etwa  durchs 
1<»8  oder  ander  weg  ausegemiistert,  wie  die 
Ziegeuner  andere  land  zusucben  mflesen  anss- 


ziehen,  nnnd  glaub  sicher  hundert  mal  tau- 
sent  man,  mit  sampt  jren  weib,  kjnd  und 
anhang,  weiten  wir  teutschen  wol  gerathen, 
unnd  gantz  Ungei-land.  so  es  uns  Gott  gebe, 
mit  teutschem  volck  besetzen,  solts  dannoch 
Teutschland  kaum  ansehen.«*) 

Allein  derartige  Stimmen  waren  verein- 
zelt und  verhallten  gegenüber  den  mehr 
und  mehr  aufkommenden  bevölkerungspoli- 
tischen Bestrebungen  der  Regierungen.  — 

S.  Die  BeTolkemngspolitik  z.  Z.  der 
Herrschaft  des  Merkantilayetems.  Das 
MerkantUsystem  (s.  d.).  das  erste  System 
einer  Wissenschaft  derWirtsdiaft,  wird  durch 
eine  ganz  bestimmte  BevOlkerangspolitik  ge- 
kennzeichnet. 

Die  lokale  und  landwirtschaftliche  Wirt- 
schaftspolitik wurde  durch  eine  staatliche 
und  nationale  ersetzt;  an  Stelle  der  klei- 
nen waren  grosse  einheitliche  volkswirt- 
schaftliche Körper  getreten,  die  nun  im 
kommerziellen  Wettstreit  mit  anderen  ihr© 
besonderen  wirtschaftlichen  und  handels- 
j>o]iti8chen  Interessen  vorfolgten').  Auf 
breiterer  Basis  als  bisher  erwuchs  die  wirt- 
schaftliche Arbeit,  welche  man  staaüicher- 
seils  zu  leiten  und  zu  fördern  eifrig  bestrebt 
war. 

Indem  man  davon  ausging,  dass  dfr 
Reichtum  eines  Landes  in  Gold  und  Silber 
beruhe,  war  man  in  allen  Staaten  bemüht, 
den  Vorrat  an  Edelmetallen  zu  vermehren. 
Konnte  man  dieselben  aus  eigenen  Bergwer- 
ken nicht  gewinnen,  so  glaubte  man  eine 
Handelspolitik  mit  ^^ günstiger  Handelsbilanz! 
betreiben  zu  müssen,  d.  h.  eine  Politik, 
welche  mehr  fertige  Waren  aus-  als  ein- 
führte und  für  diesen  Ueberschiiss  der  Aus- 
fuhr Geld  ins  land  brachte.  Eine  solch© 
Handelspolitik  erforderte  Ausfuhrartikel,  und 
diese  mnssten  durch  die  gewerbliche  Arbeit 

fiwonnen  werden.  Um  die  Gewerbe  zur 
löte  zu  bringen,  war  aber  eine  grosse  Zahl 
von  Menschen,  welche  in  den  Manwfekturen 
thätig  waren,  notwendig. 

Je  grösser  die  Einwohnerzahl  eines  Lan- 
des war,  um  so  mehr  konnte  produziert 
werden;  je  mehr  produziert  wurde,  um  so 
mehr  konnte  zur  Ausfuhr  gelangen:  je  mehr 
ausgeführt  wurde,  um  so  mehr  Gold  und 
Silber  kam  ins  Land. 

Diese  Politik  war  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert die  herrschende  in  den  meisten 
europftischeo  Staaten.  Und  da  der  wirt' 
sch^tliche  Fortschritt  als  abhängig  von  den 


')  Germaniae  Chronicon  (gedmckt  zn  AngB- 
bnrg,  lü38)  Vorrede  (6.  Seite). 

')  V^I.  n.  a.  Schmoller,  Stadien  über  di» 
wirtschaftliche  Politik  Friedrichs  des  QrosBen 
(das  Herkantilsvstem  in  seiner  historischen  Be- 
deutung) im  Jahrb.  f.  Ges.  n.  Verw.,  8.  Jahrg. 
(1884)  S.  16  ft. 
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MassnahmeD  der  Regierung  augesehen  wurde, 
80  betrachteten  die  B^enmgen  es  auch  als 
ihre  Aufgabe ,  die  Bevülkerungebewegiing 
in  ob^m  Sinne  zu  beeinflussen.  Eine 
gauze  Reihe  von  Bestimmun^n,  welche  uns 
zum  Teil  an  jene  im  Beginne  der  römi- 
schen Kaiseraeit  getroffenen  erinnern,  wui^ 
den  erlassen,  die  sämtlich  dahin  zielten : 
das  ÄuwadiBea  der  Bevölkerung  zu  beför- 
dern. Vor  allem  war  man  bemüht,  die  Ge- 
burtenziffer zu  erhöhen,  die  Einwanderung 
nach  MOgÜclikeit  zu  erleichtem,  die  Aus- 
wanderung zu  verbieten  oder  zu  erschweren. 

Es  kann  hier  nicht  unsere  Aufgabe  sein, 
diese  bevölkerungspolitischen  Bestrebungen 
in  den  einzelnen  Staaten  der  Reihe  nach 
genau  zu  verfolgen.  Wir  müssen  uns  da- 
rauf beschiSnken,  die  betreffenden  Mass- 
regeln  im  allgemeinen  kurz  zu  charakteri- 
sieren, um  so  die  Mittel  zu  kennzeichnen, 
welche  bald  hier  bald  dort  zur  Steigerung 
der  Bevölkerungszahi  als  geeignet  erachtet 
wurden. 

1.  EiuAnwachsen  derGeburten- 
ziffer  glaubte  man  vor  allem  erreichen  zu 
können : 

a)  durch  Erschwerung  des  Cöli- 
bats.  Gewisse  Torteile  sollten  denen, 
welche  ohne  zwingenden  Grund  den  Ehe- 
stand mieden,  entzogen  werden.  So  war 
es  in  einigeuLSndem  üblich,  dass  bestimmte 
öffentliche  Aemter  keinem  Unverheirateten  an- 
vertraut »nirden;  auch  war  es  hie  und  da 
dem  Hagestolzen  verboten,  ein  Handwerk  zu 
betreiben,  es  sei  denn,  dass  er  gegen  Be- 
zahlung einer  Abgabe  die  land^errliche 
Erlaubnis  dazu  erhielt')  In  mehreren 
Staaten  bestand  das  sogenannte  «Hage- 
stolzenrecbti,  d.  h.  es  galt  die  gesetzlicne 
Bestimmung,  dass  die  Hinterlassenschaft 
desjenigen  Unverheirateten,  welcher  weder 
Eltern  noch  Brilder  noch  nn verheiratete 
Schwestern  hatte,  dem  Fiskus  anheimfiel; 
so  z.  B.  in  Braun  schweig- Wolf enhüttel  bis 
zum  18.  November  1730,  in  Kur-Braun- 
schweig  bis  24,  JuH  1 732  etc. ^}  Auch  findet  sich 
eine  Hagestolzenstener.  So  beschloss  noch 
im  Jahre  1758  die  Versammlung  von  Mary- 
land —  da  Mch  die  Zahl  der  RndeMnder 
tagtäglich  vermehrte  — ,  »dass  die  ehelosen 
Mannspersonen,  die  über  35  Jahre  alt,  — 
sowie  ein  "Wit^-er  von  diesem  Alter  und 
darüber,  der  ohne  Kinder  ist,  und  hundert 
Pfund  Sterling  im  Vermögen  hat,  jährlich 

')  Moser,  Von  der  Lnndeshoheit  in  An- 
sehung der  Unterthanen ,  Personen  nnd  Ver- 
mögens (Frankf.  u.  Lpzg.  1773)  S.  113.  v.  Berg, 
Handbuch  des  tentscnen  Polizejrechts,  2.  AnB. 
2.  Bd.  (Hannover  1802)  S.  24fr, 

•)  Moser,  a.  a.  0.  S.  112.  v.  Berg, 
a.  a.  0.  VI,  Teil  (Hannov.  1806)  S.  66.  v.  Lu- 
dewiar.  Gelehrte  Anzeigen  (HaUe  1743)  I,  8. 
138  ff.  n.  334  ir. 


fünf  Scliilliiige,  der  dreiliundert  hat,  zwanzig 
Schillinge  und  so  fort  verhältnisweise  zu 
diesem  nützlichen  Werke  beytragen  soDe  ').€ 
b)Man  suchte  dieEhescUliessung 
zu  begünstigen.  Dies  ge&chah  vor 
allem  durch  Prämien,  Steuererleichterun^n 
etc.,  welche  man  denjenigen  in  Aussicht 
stellte,  die  sich  frühzeitig  verheirateten.  Zu 
diesem  Mittel  griff  man  m  einem  spanischen 
Edikt  vom  Jahre  1623^)  und  in  dem  be- 
kannteren imter  Ludwig  XIV.  erlassenen 
Edikt  von  1666  »portant  concession  de 
Privileges  et  exemptions  ä  ceux  qui  se 
marient  avant  ou  pendant  leur  vingtieme 
ann^,  jusqu'ä  25  ans,  et  aux  p^res  de 
famille  ayant  dix  ä  douze  enfans«  ^).  Das 
spamsche*)  Gesetz  verordnete,  dass  alle  die- 
jenigen, welche  zwischen  dem  18.  und  25. 
Lebensjahre  heirateten,  für  ebendiese  Zeit 
von  allen  Steuern,  Abgaben  etc.  befreit  sein 
sollten:  in  Frankreich  wurde  gleichfalls 
allen  Taillepflichtigen,  welche  vor  dem  20. 
oder  welche  im  21.  Lebensjahre  zur  Ehe 
schritten,  Abgabenfreiheit,  ^enen  auf  fünf, 
diesen  auf  vier  Jahre  bewilligt  —  Weiter- 
hin war  man  bemüht,  durch  direkte  Geld- 
imterstützim^,  dann  durch  sog.  Braut-,  Aus- 
steuer-, Heiratskassen  die  Eheschliessung 
zu  erleichtem.  In  dem  spanischen  Gesetz 
beisst  es  ausdrücklich,  dass  den  unvermö- 
genden Personen  eine  bestimmte  Summe 
Geldes  als  Mtgift  gegeben  werden  soUe. 
Braut-  oder  Heiratskassen  *)  (ebenso  Witwen- 
kassen) ^)   wurden    vielfach   in   dieser  Zeit 


')  Cf.  J.  P.  Frank,  Syatem  einer  voU- 
stSndigen  medicinischen  Polizev.  I.  Bd.  (Hum- 
heim  1804)  S.  191. 

')  Cf.  Oonring,  Examen  rernm  poblicarnm 

iTum  totins  orbis  (I.  de  Hiapania);  in  Bd. 

von  Conring's  Werken  bgg.  von  Ooebel 
(Brannschweig  1730)  p.  71. 

')  Cf.  Isambert,  Decruay  et  Taillandier: 
Becneil  g^n^ral  des  anciennes  Ioib  francaises, 
t.  XVIir  {PariB  1829)  p.  90ff.  n.  p.  190.  - 
Dieses  Edikt  wurde  au&refaoben  am  23.  I.  1683. 
cf.  Isambert  etc.  a.  a.  0.  t.  ^IX,  p.  413. 

*)  Es  sei  hier  an  das  erinnert,  was  oben 
}?1  von  Inama  in  Bezog  auf  Spanten  gesagt 

Es  hiesa  dort;  „Im  16.,   noch  mehr  aber 

17.  Jahrhundert  ist  die  BevülkenmC  ausser- 

ordentiich  znrQckge^ngen Sevilla  hatte 

1662  nnr  noch  den  vierten  Teil  der  Bevälkemng, 
die  es  hundert  Jahre  früher  beaessen  hatte; 
Madrid  zfihlte  am  Ende  de»  17.  Jahrhunderts 
160000  Einwohner  gegen  400000  Einwohner 
am  Anfange  dieaes  Jahrhnnderts"  etc.  Infolge 
dieaer  stauen  BevGlkernngaabnahine  wurde  das 
oben  erwähnte  Bdikt  erlassen. 

•)  Vgl.  Pr^idersdorf,  Ueber  BevBlke- 
rung  und  Brantkassen.    Branoschweig  1789. 

•)  So  wurde  z.  E.  die  i.  J.  1775  durch 
Friedrich  H.  begründete  königliche  allgemeine 
Witwen- Verpflegungsanatalt  zu  Berlin  (Patent 
nnd  Reglement  vom  28.  Dzbr.)  zum  Teil  ans 
populationiatischen  Gründen  ins  Leben  gerufen. 
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ins  Leben  gerufen.  —  In  Preussen  waren 
derartig^e  Bestimmungen  wie  in  Spaiiien 
und  Frankreich  nicht  getroffen.  Aber  es 
verdient  eine  Wotiz  Friedrich  WUhelma  I. 
hier  vermerkt  zu  werden,  welche  die  An- 
sichten dee  Königs  in  diesem  Punkte  dar- 
legt Bei  Revidierone  der  projektierten 
kurmftrkischen  Neuen  Hokordnung  -war  ver- 
fügt -worden,  >dasB  das  von  denen  neuan- 
geh enden  Eheleuthen  bishero  entrichtete 
FQantzgeld  hinfOro  cessiren  solle.*  Als 
nun  die  kurmürkiBche  Amtskammer  bei 
ESnige  unterm  26.  März  1721  antrug,  ob 
auch  in  den  übrigen  Provinzen ,  vor  allem 
auch  an  den  Orten,  wo  der  Zuwachs  des 
jungen  Hokes  notwendig  befördert  werden 
müsse,  dieses  Pflanzgeld  in  Zukunft  fort- 
fallen solle ,  versah  der  ESnig  diese  An- 
frage mit  folgender  Handbemerkung :  »in 
alle  Frovinzien,  dos  ich  will  lieber  ein 
Premium  setzen,  das  sie  heirathen  als  sie 
weill  sie  heirathen  §reldt  gehben  lassen  i).i  — 

Endlich  hangt  die  Abkürzung  des  Trauer- 
jahres mit  diesen  Bestrebungen  eng  zu- 
sammen. So  verordnete  Friedrich  der 
Grosse  durch  ein  Reglement  vom  26.  Juli 
1747,  dass  Witwen  nach  neun,  Witwer 
nach  drei  Monaten  sich  wieder  verheiraten 
dürfen »)  8). 

c)  Weiterhin  suchte  man  durch  BefOr 
derung  der  Fruchtbarkeit  derEhei 
auf  die  Vermehrung  der  Bevölkerung  einzu- 
wirken. Hier  kommen  wieder  in  erafer  Linie 
das  spanische  und  französische  Edikt  in  Be- 
tracht. Durch  ersteres  war  denen,  welche 
sechs  männliche  eheliche  Kinder  am  Leben 
hatten,  Steuerfreiheit  zugesichert  Das  fran- 
zösische Dekret  gestand  allen  Taillepflichtigen, 
welche  zehn  lebende  rechtmässige  Kinder 
hatten,  von  denen  keins  Priester,  Mönch  oder 
Nonne  geworden  war,  Abgabenfreiheit  zu; 
im  Kriege  gefallene  Söhne  sollten  als  lebend 
betrachtet  werden.  Edelteute  und  deren 
Frauen,  die  an  und  für  sich  von  der  Taille 
befreit  waren,  und  welche  zehn  oder  zwölf 
eheliche  Kinder  hatten,  von  denen  keins  in 
den  geistlichen  Stand  getreten  war,  sollten 
eine  Jährliche  Pension  von  1000  oder  2000 
Livree  imd  die  nicht  der  Taille  unterworfe- 
nen Büi^r  und  deren  Frauen  sollten  die 
Hälfte   dieser  Renten  erhalten.  —  Noch  im 


'}  Cf.  Stadelmann,  Friedrich  Wilhelm  I.  in 
Reiner  ThlÜKkeit  fBr  die  Landeskultur  PreuBsens. 
(In  den  Fnbltkationen  am  den  k.  preusa.  Staats- 
archiven, II.  Bd.,  Lpzg.  IBTO.)    8.  243  ff. 

*)  Cf.  HrlinB,  Corporis  constitationnm 
Harchicanim  continnatio  III  (Berlin  u.  Halle  1T48J 
Nr.  XXII,  p.  179. 

')  AllerdtBgB  sind  in  ebendieser  Zeit  in 
Dentschland  anch  mehrfache  Verordnungen  er- 
lassen, nelche  die  Ehe  besonders  des  armen 
Mannes  beachrfinkt«!!.  Ich  werde  ant  diese  Gesetz- 
gebung weiter  nnten  sub  IV,  10  3. 736  ff.  eingeben. 


Jahre  1796  —  also  zwei  Jahre  vor  dem  Er- 
scheinen des  unten  (TU,  7  S.  733]  eingehender 
zu  besprechenden  Malthus'schen  Werkes  — 
konnte  Pitt  im  englischen  Parlamente  den 
Antrag  stellen,  dass  diejenigen  Väter,  welche  - 
eine  grössere  Anzahl  Kinder  hatten,  in  ihren 
Erziehusgspflichten  vom  Staate  unterstützt 
werden  sollten. 

In  engem  Zusammenhange  hiermit  steht 
das  Streben:  unfruchtbare  Ehen  nach  Mög- 
lichkeit zu  verhindern:  vor  allem  deshfdb 
wurde  die  Eheschliessung  zwischen  ganz 
jungen  oder  in  sehr  verschiedenem  Alter 
stehenden  Personen  untersagt 

d)  Endlich  ist  hier  auch  der  milden 
Bestimmungen  gegen  ausserehe- 
liche  Schwängerung  zu  gedenken; 
ja  man  hat  sogar  die  unehelichen  Geburten 
in  gewisser  Weise  begünstigt,  wenn  man 
sich  von  ihnen  eine  Vermehrung  der  Bevöl- 
kerung versprach.  Als  im  vorigen  Jahrhun- 
dert Island  durch  Seuchen  und  Hungersnot 
stark  entvölkert  worden  war,  wurde  gesetz- 
lich bestimmt^  dass  es  einem  Mädchen  kerne 
Schande  bereiten  solle,  wenn  es  auch  sechs 
Kinder  ausser  der  Ehe  gel^lren  würde'). 
Wenn  Friedrich  der  Grosse,  welcher  die 
Bestrafung  geschlechtlicher  Vergehen  imd 
die  damit  verknüpfte  Schande  als  eine 
Hauptursache  der  Kindertötung  betrachtete, 
durch  Cirkular  vom  20.  Juni  17462)  die 
öffentliche  Kircheubusse  für  Geschwächte 
aufhob  und  durch  ein  weiteres  Edikt  vom 
8.  Februar  1765')  bei  Strafe  verbot,  den  in 
Unehren  geachwächten  Personen  Vorwürfe 
zu  machen,  so  dürften  hier  bevölkerun^- 
politische  Bestrebungen  gleichfalls  von  Ein- 
fluss  gewesen  sein.  War  doch  gerade  Fried- 
rich der  Grosse  allzeit  auf  eine  vermehrte 
Volkszahl  bedacht.  »Conune  cet  axjome  est 
certain«,  sagt  er*)  »que  le  nombre  des 
peuples  fait  la  richesse  des  Etats* ;  und 
sehr  drastisch  schreibt  er  unterm  24.  August 


')  Erwähnt  bei  Z  a  c  h  a  r  i  a  e ,  Vierzig  Böcher 
vom  Staate.  2.  Aufl.  2.  Bd.  (Heidelberg  1839) 
S.  112,  Anm.  1. 

*)  Cf.  Novnm  corpns  constitutionum  Pros- 
sico-Brandenbargensinm  praecipne  Harchicamm, 
UI.  (Berlin  1766)  p.  1246. 

•)  Cf.  N.  c.  c.  etc.  m,  p.  683ff.  Es  heisat 
in  8  ö  dieses  Edikts  r  „so  sollen,  nm  ein  grosseres 
Uebel  zu  verhüten,  von  nun  an  alle  Hnren 
Strafen,  von  welcher  Gattung  und  Arth  sie  seyn 
mSKen,  vGIlie  abgeschaffet  sejn,  nnd  dergleichen 
Weibes-Lenthe  ihres  begangenen  Fehltritts 
halber  zu  keiner  Strafe  ferner  gezcwen,  auch 
ihnen  nicht  der  geringste  Vorwurf  deshalb, 
oder  einige  Scbani^  gemacht  werden." 

•)  In  „Histoire  de  la  gnerre  de  sept  ans", 
eh.  I.  cf.  Oeuvres  de  FrfidSric  le  Grand.  IV, 
p.  4.    Ganz  Klinlicb  in  den  „H^moires  de  1763 

jnsqn'i  1776"  (t.  VI,  p.  82):  „ surtont 

conaidärant  qne  le  nombre  des  babitants  fait  la 
richesse  des  «ouvenuns"  etc. 
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1741  an  Voltaire^):  »Je  les  (les  hommeB) 
legarde  comme  une  horde  de  cerfs  das  le 
parc  d'un  gnnd  aeigaeur,  et  qui  n'ont 
a'tmtre  fonetion  que  de  peupler  et  remplir 
■  renclos".  —  Die  BegrOnduag  von  Findel- 
häusem  (b.  d.  Art.)  in  dieser  Zeit  steht 
hiermit  ebenfalls  im  Zneammeahange ;  man 
wollte  das  Leben  der  ausser  der  Ehe  Ge- 
borenen schützen,  aber  auch  durch  die  Auf- 
nahme TOQ  Kindern  armer  Leute  in  diese 
Anstalten  die  BeTßlkerun^vermehnmg  er- 
leichtem. — 

Als  ein  weiteres,  vielfacli  angewendetes 
Mittel  zur  Steigerung  der  Yolkszahl  oano- 
ten  ydr  oben 

2.  die  Beförderung  der  Einwan- 
derung. So  sicherte  bereit«  das  spanische 
Edikt  von  1623  allen  Fremden,  weiche  sich 
in  Spanien  niederlassen  und  landwirtschaft- 
liche oder  gewerbliche  Arbeit  betreiben 
wollten,  Steuerfreiheit  zu.  Besondere  ab«r 
hat  man  diese  Politik  in  Dentschland 
verfolgt. 

In  den  preussischen  Staaten  igt,  wie 
schon  Lorenz  v.  Stein  *)  nach  dem  Vorgangje 
von  Fischer^)  hervorgehoben  hat,  zu  schei- 
den zwischen  dem  eigentlichen  Kolonierecht 
fOr  förmliche  örtliche  Kolonisation  und  dem 
allgemeinen  EinwanderungOTCcht.  Ersteres, 
auf  die  Kolonisation  in  Gemeindeform  basiert, 
beginnt  mit  dem  bekannten  Patent  des 
Grossen  KurfOrsten  vom  29.  Oktober  1685, 
-durch  welches  er  die  nach  Aufhebung  des 
Edikts  von  Nantes  aus  Frankreich  flüditen- 
dea  Protestanten  in  seinen  landen  sich 
niederzulassen  einlud  *).  In  ähnlicher  Weise . 
wurden  durch  Patent  vom  15.  Mai  1688 
die  pßUzischen  Auswanderer,  ebenso  in  den 
Jahren  1721,  1726  und  1736  die  evange- 
lischen Unterthanen  aus  dem  Erzstifte 
Salzburg  imd  aus  BOhmen  in  Preussen  auf- 
genommen ^). 

Nach  dem  allgemeinen  Einwandern  ngs- 
recht  fOr  einzelne^  welches  vor  dlem  unter 
der  Regierung  Friedrichs  des  Grossen  ein- 
gebend und  sehr  liberal  geregelt  wurde, 
sollten  die  ankommenden  f'remden  schon 
auf  der  Reise  durch  Beitrage  zu  den  Trans- 
portkosten, durch  Vorspann  und  Zollfreiheit 
unterstützt  werden.  Die  Unterthanen  waren 
verpflichtet,   den   !E5nwanderem  freundlich 


■)  Oeuvres,  t.  XXD,  p.  80, 

^  L.   V.    Stein   (s.   unter  Litteratnr)  II, 

■)  F  i  B  c  h  e  F ,  Lebrbegriff  gttmtlicher  Eameral- 
und  Polizeyrechte.  (Frankf.  aO.  1786)  I,  S. 
370ff. 

')  CL  R«cueil  des  Edite,  Ordonnance«,  Begle- 
ments  et  Rescripts  cont«aant  les  Privileges  et 
leg  Droits  attribn^s  am  FraD^ois  refnsi^  dans 
les  6tMa  du  Roi;  als  Anhang  in  Bd.  VI  des 
Corp.  eoDst  Maich. 

"}  Ct.  Fischer,  8.  a.  0.  8.  372ff. 


entgegen  zu  kommen  und  ihnen  zu  ihrem 
Unterkommen  behilflich  zu  sein.  Fremde 
Meister  sollten  in  den  ZOnften  unentgeltlich 
aufgenommen  werden ;  fremde  Kaufleut«, 
Künstler,  Gewerbetreibende,  Rentner  genos- 
sen eine  dreijährige  Befreiung  von  allen 
Öffentlichen  Abgaben  und  Lasten ;  sie  konn- 
ten auch  Torschüsse  und  andere  ihren  be- 
sonderen Zwecken  entsprechende  Dntei^ 
Stützungen  erhalten.  Denen,  welche  adi 
anbauen  wollten,  wurden  die  betreffenden 
Plätze  unentgeltlich  überlassen,  so  dass  sie 
nach  Verlauf  von  15  oder  20  Freijahren 
nur  einen  geringen  Erbzins  zu  entrichten 
hatten.  Vielfach  wiuden  ihnen  auch  Bau- 
materialien oder  Qeldvorschüsse  bewilligt 
In  einigen  Provinzen  wurden  diese  Begüns- 
tigungen noch  erhöht  und  weitere  besondere 
Vorrechte  den  Einwanderern   eingeräumt  i). 

In  ähnlicher  "Weise  verfuhr  man  in  vielen 
anderen  deutst^en  Staaten,  so  in  Kur- 
Braunschweig*),  Hessen-Hombm^,  Württem- 
berg etc. 

Auch  in  Oesterreich  suchte  man  die  Ein- 
wanderang zu  erleichtem.  Schon  Maria 
Theresia  l^tte  aus  diesem  Gnmde  verordnet, 
dass  den  Einwandernden  die  Wiederaus- 
wanderung  ohne  Abzugsgeld  gestattet  sein 
solle,  imd  im  weiteren  verfügt,  dass  man 
guten  ausländischen  Künstlern  und  Profes- 
aionisten  zu  ihrem  Unterkommen  behilflich 
sein  und  ihnen  die  zur  Erlangung  des 
Meieterrechts  nötige  Dispensation  ohne 
Taxen  erteilen  soUe.  Von  besonderer  Be- 
deutung aber  war  das  berühmte  Toleranz- 
patent  V.  13.  Oktober  1781,  welches  speciell 
den  Einwanderern,  die  nicht  katholisch 
waren,  das  Recht  zum  Häuser-  und  Güter- 
kauEe,  zum  Büi^r-  und  Meisterrecht,  auch 
zu  den  akademischen  Würden  und  Civil- 
bedienstungen  einräumte.  Wie  in  Preussen, 


')  Vgl.  Moser,  Von  der  I^ndeaboheit  in 
Polizevsachen  (Frktt.  ii.  Lpzg.  17731  S,  31  ff.  — 
Fischer,  a.  b.  0.  LS.  ÄOff.  —  v.  Berg, 
a.  a.  0.  n,  S.  37  ff.  —  Für  diese  oben  erwähnten 
Privilegien  etc.  kommen  vor  allem  die  nach- 
folgend verzeichneten  Edikt«  etc.  in  Betracht: 
Patent  vom  15.  MBri  1718  (Corpna  constituth^* 
nnm  Hajchicanim  V.  1.  p.  403),  Patent  vom 
16.  Mlrz  1719  fl.  c.  V.  i.  p.  406),  Patent  vom 
29.  Oktober  1732  (1.  c.  V.   1.  p.  431),  Patent 


vom  27.  JiSi  1740  (Corp.  const.  M.  cont  I.  p. 
366),  Patent  vom  1.  September  1747  (I.e.  cont. 
III.  p,  182),  Patent  vom  3.  September  1749  (1.  c. 
cont.  IV.  p.  186),  Ed.  v.  2ö-  Augnst  1763  (So- 
TOm  corp.  const.  PniBBico-BrBjläenbnrgeneiTun 
praecipue  Merchicanim  HI,  p,  284),  E^.  v.  8. 
April  1764  (1.  c.  m.  p.  409),  Ed.  v.  5.  Mßra 
1770  (1.  c.  IV.  p.  66^),  Ed.  v.  26.  Oktober 
1770  (1.  c.  IV.  p.  7402). 

'}  Siehe  die  hier  erlassenen  Verordnniuren 
bei  V.  Berg,  VI.  Teil,  l.Bd.  {Hannover  lÄ«) 


D,gt,ze=by  Google 
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so  konnten  auch  in  Oesterreich  den  £in- 
-vacderern  direkte  Oeldunterstützuugen  be- 
willigt  werden,  hier  iedocli  mit  der  Bestiin- 
mune,  nicht  bares  üeld  den  Ansiedlern  in 
die  Hände  zu  geben,  sondern  ihnen  Woh- 
nungen zu  bauen  und  Unterhalt  zu  verab- 
reichen,^) 

Es  ist  gewiss  und  zur  Gentige  bekannt, 
dase  durch  diese  Politik  nicht  nur  die  Be- 
vOlkemng  in  den  betreffenden  LSodem  ver- 
mehrt, sondern  dass  vielfach  auch  die  ge- 
werbliche Entwickelung  in  erfre\üicher  "Weise 
gefordert  worden  ist. 

Wie  man  nun  einerseits  den  Zuzug 
Fremder  nach  Möglichkeit  b^ünstigte,  so 
suchte  mau 

3.  andererBeits  die  Auewandörung 
zu  verhindern.  Auch  hier  ist  zunächst 
wieder  des  spanischen  Edikts  von  1623  zu 
gedenken,  welches  nach  Conring  die  Aus- 
wanderung aus  dem  Königreiche  »cum  fa- 
milia  et  bonis'  verbot.  Ebenso  hat  man  in 
Frankreich  schon  frühzeitig  die  Auswande- 
rung bekämpft.  Aber  da  die  früher  gege- 
benen allgemeinen  Auswanderungsverbote 
besondeis  in  der  Zeit  kurz  vor  und  nach 
Aufhebung  des  Edikts  von  Nantes  die  Ee- 
formierten  nicht  abgeschreckt  hatten,  ihr 
Yateriand  zu  verlassen,  so  wurden  1682  und 
1685  neue  Maesregeln  zur  Verhinderung  der 
Auswanderungen  getroffen.  In  dem  Irlaes 
von  1685  wurden  allen  Eaufleuten,  Schiffs- 
kapitanen  und  anderen  Seeleuten  eine  Busse 
von  30O0  Ijvres,  im  Wiederholungsfalle 
körperliche  Strafe  angedroht,  wenn  sie  zum 
Entkommen  der  Reformierten  mittelbar  oder 
unmittelbar  beitrügen;  bald  darauf  wurde 
Gc^ar  Todesstrafe  auf  Begünstigung  der 
Flucht  derselben  gesetzt  und  den  Angebern 
derer,  welche  im  B^riffe  waren  auezuwan- 
deni,  wiffde  die  Hälfte  des  "Vermögens  der- 
selben als  Belohnung  versprochen.') 

In  Oesterreich  waren  teils  allgemeine, 
teils  besondere  Answanderungsverbote  er- 
lassen. Die  letzteren  bezogen  sich  auf  Ar- 
beiter in  bestimmten  Industrieen,  nament- 
lich auf  die  böhmisdien  Glasmacher  (seit 
1752),SenBen8dmiiede{seitl781)etc.  Unterm 
10.  August  1784  erschien  dann  ein  allge- 
meines Aus  Wanderun  gspatent,  welches  alle 
besonderen  bis  dahin  gegebenen  Torschriften 
zusammen fasste  und  den  Obrigkeiten  vor- 
schrieb, »geschickten  Sünstlem  und  Hand- 
werkern, welche  bei  den  Provinzialfabriken 
besondere  notwendig  sind«,  nicht  leicht 
Fasse  ins  Ausland  zu  geben.  Die  imbe- 
wllligte  Auswanderung  wurde  mit  Konfis- 
kation des  erreichbaren  Vermögens,  eventuell 


mit  drei  Jahren  öffentlicher  Arbeit  be- 
straft.») 

Nidit  anders  lagen  die  Verhütnisee  in 

den  übrigen  deutschen  Staaten.')  Durch 
ein  kaiserliches  Edikt  v.  7.  Juli  1768^  war 
allgemein  vor  der  Auswanderung  gewarnt 
und  die  herumziehenden  »Anwerljer,  Emis- 
sarien,  Verführer,  Unterhändler  und  deren 
Helffer«  waren  mit  Leib-  und  Lebensstrafen 
bedroht  Hiermit  stimmten  die  meisten 
Landesgesetze  überein,  bo  z.  B.  die  kur- 
braimsckweigiBchen  Verordnungen  von  1753, 
1765,  17S6*l;  doch  ging  man  auch  in  eini- 
gen Territorien  noch  strenger  gegen  die  Aus- 
wanderer vor.  In  Preussen  verbot  Friedrich 
Wilhelm  I.  im  Jahre  1721  jede  Auswande- 
rung; die  Verleitung  eines  Bauern  zu  der- 
selben bedrohte  er  mit  Todesstrafe ;  auf  die 
Einfangung  eines  Emigranten  setzte  er  eine 
Belohnung  von  200  Thalem.*)  Ebenso  be- 
stand ein  unbedingtes  Auswanderungsverbot 
in  Kurbayem  (Patent  v.  28.  Februar  1784), 
Da  wo  man  die  Auswandening  nicht  förm- 
lich untersagte,  sondern  sie  nur  nach  Mög- 
lichkeit zu  erschweren  suchte,  bediente  man 
sich  zur  Verhinderung  dei-selben  vor  allem 
j  der  Kachsteuer  (s.  d.  Art.).  Je  höher  diese 
Abgabe  war.  um  so  mehr  musste  die  Aus- 
wanderung und  damit,  wie  es  in  dem  er- 
wähnten kaiserlichen  Patent  von  1768  hiess, 
das  »so  allgemein  schädliche  und  unersetz- 
liche üebel  der  Entvölkenmg.  hintangehal- 
ten werden. 

Zu  diesen  direkten  Mitteln  zur  Beförde- 
rung der  Volksvermehrung  kamen  dann 
noch  mannigfache  Massnahmen,  von  denen 
man  hoffte,  dass  sie  indirekt  gleichfalls  zu 
einer  Steigerung  der  Volkszanl  beitragen 
würden.  Hierher  sind  zu  rechnen  die  ver- 
schiede n  artigsten  Bestrebungen  zur  Vermeh- 
rung und  &leichtening  der  Erwerbsmittel 
aller  Volksklassen,  Vorechriften  zur  Ver- 
bcBserung  der  Gesundheitspolizei,  Verfügun- 
gen, betreffend  die  Bekämpfung  des  Luxus, 
besonders  bei  Hochzeitsfeierlidikeiten,  be- 
treffend die  strenge  Bestrafung  der  Unsitt- 
licÜeit  und  der  regellosen  Bemedigung  des 
Oeschlechtstriebes^y  etc.  etc 

Es  genüge,  diese  indirekten  Mittel  zu 
nennen;  auf  dieselben  näher  einzugehen, 
würde  zu  weit  führen.  — 


)  ti.  n..  oonmiai,,  ueaciiicnia  vod  rii 
reich.  IV.  (Hamburg  1848)  S.  447  u.  463. 


')  L.  V.  Stein,  a.  a.  0,  U,  197f{. 

')  Cf.  u.  a.  Seidenaticker,  Comraentatio 
de  iure  emigrandi.    Gottingae  1(88. 

')  V.  Berg,  A.  ft.  orvi,  1,  8.  U8f(. 

*)  V.  Berg,  a.  a.  0.  VI,  1,  S.  124f£. 

'1  Cf.  RoBcher  (g.  nnter  Litterator)  I,  8. 
S66,  C.  -  Fischer,  a.  a.  0.  S.  407,  g  687, 

*)  So  beisst  es  z.  E.  bereits  in  dem  mehr- 
fach erwähnten  spanischen  Edikt  von  1633: 
„lupanaria  publica  nnt  probibita." 
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6.  Die  An8icbt«D  der  Schriftsteller 
dee  17.  und  18.  Jahrb.  über   Berolke- 

nmgswesen.')  Die  soeben  ^kennzeichnete 
BevOlkeniDgepolitik  stützte  sich  auf  die 
hertBchende    Bevölkeningslehre    jener  Zeit. 

Im  17.  Jahrhundeil;  waren  es  vornebm- 
licb  deutsche  und  englische  Gelehrte,  wel- 
die   populatianistische  Ansichten  vertraten. 

Unter  den  Deutschen  nennen  wir  zu- 
nÄchstden  bekannten  Polvhistor  Hermann 
Conring  (a.  d.)  —  1606—1681  —  der  ver- 
schiedentlich, vor  allem  aber  in  seinei  oben 
8.  710  Sp.  2  Anm.  2  genannten  Schrift,  in 
welcher  er  über  die  Bevöikerungeftage  am 
ausführlichsten  handelt,  für  die  grösst- 
möglichste  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  ein- 
tritt. 

An  ihn  reiht  sich  Veit  Ludwig  von 
Seckendorff  (s.  d.)  —  1626—1692  —  an, 
welcher  sowohl  in  seinem  staats'wissen- 
schaftlichen  Hauptwerke,  in  dem  »Teut^ 
sehen  FürBtenstaatt  (1655),  wie  in  dem 
»Cbristenstaati  (1685)  über  die  Vermehrung 
der  Bevölkerung  eingehender  handelt.  Eine 
gute  Obrigkeit  hat  vor  allem  auf  »die  Er- 
haltung und  Vermehrung  der  Leute  und 
ihres  Vermögens^  Bedacht  zu  nehmen.  »Was 
die  Leute  betrifft,  welche  wir  allhier  nur 
ihrer  Anzahl  halben,  und  weil  durch  ihre 
Menge  alle  N^ahrung  und  Vermögen  gesuchet 
und  erlanget  wird,  betrachten,  gehet  der 
Zweck  der  Gesetze  dahin,  dass  der  Leute 
und  nntertbanen  viel,  und  dieselben  auch 
gesund,  und  also  zu  ihrer  Verrichtung  taug- 
lich und  geschickt  seyn  mögen«.*)  In  den 
im  Jahre  1664  dem  Fflrstenstaate  beige- 
fügten lAdditjonesi  begründet  er  ausführ- 
lidier  den  Satz :  »dass  an  der  Men^  der 
Untertbanen  das  grösste  (ilQck  des  Regen- 
ten gelegen,  und  dass  solche  der  rechte 
Schatz  der  Lande  sey.^)  Aehnlicb  äussert 
er  sich  in  seinem  »Chriatenstaat«.*) 

Auch  Johann  Joachim  Becher 
(1625  [1635]— 1685  [1682])  —  s.  o.  S.  533/34 
—  hat  dem  BevGlkerungsveaen  seine  be- 
sondere Aufmerksamkeit  eewidmet.  Gleich 
im  Eingange  seines  »Politischen  Discurs< 
führt  er  aus:  :>wann  ich  derobalben  eine 
Stadt  recht  definiren  solle,  wolle  icbs  nen- 
nen eine  volckreiche  nanrhaffte  Gemein; 
und  zwar,  damit  ich  am  ersten  anfange,  so 
musB  eine  Stadt  sein  Volckreich:  dann 
gleich  wie  eine  Schwalbe  keinen  Sommer 
macht,  also  macht  auch  ein  Mensch  keine 


')  Eh  ktSnnen  hier  nnr  die  wichti^ten  und 
einflnssreichBten  Schriftsteller  BerückBichtigimg 
finden;  aaf  eine  absolute  Vollatändigkeit  mosa 
Bchon  ans  Mangel  an  Baum  verzichtet  werden. 

•)  Fünrtenstaat,  H.  Teil,  vm.  Kap.  g  7; 
in  der  6.  Aufl.  (Frankfort  a.  H.  1678)  8.  203. 

■)  Additiones  zom  8.  Eap.  (§  41);  in  der 
Aninbe  von  1678  S.  163/164. 

*)  II.  Kap.  Xra,  g  1  Leipzig  1685,  S.  433. 


Gemein,  noch  ihrer  drey  oder  vier  Hauss- 
gesind  ein  Dorff  oder  Stadt:  je  volckreüdier 
also  eine  Stadt  ist,  je  mächtiger  ist  sie  auch; 
derohalben  leicbtlich  zu  erachten,  daas  die 
vornehmste  Staats-Regul,  oder  maxima  einer 
Stadt  oder  Ijands  seyn  solJ,  Yolekreiohe 
Nfdirung;  angesehen,  weder  der  Landsfürst, 
Stadt  oder  I^der  considerabel  seyn,  wann 
sie  arm  von  Volck  seyn,  denn  sie  können 
sich  nicht  defendiien  auss  Mangel  der  Men- 
schen, werden  derobalben  zur  Beut  jedem 
der  da  komt,  und  sie  anfeindet :  es  ist  aber 
nicht  genu^  die  populirung  und  Volckreich- 
machung  einer  Stadt  oder  Lands,  wann  die 
Nahrung  nicht  darbey  ist;  dann  damit  eine 
volckreiche  Versamlung  bestehen  könne, 
muBS  sie  zu  leben  haben,  ja  eben  diss  letz- 
tere, ist  ein  Anfang  dess  ersten:  die  Nah- 
rm^  sag  ich,  ist  ein  Angel,  oder  Hamen, 
wodurch  man  die  Leut  herzu  locket,  dwin 
wann  sie  wissen,  wo  sie  zu  leben  haben, 
da  lauffen  sie  hin,  und  je  mehr  hinlauffen, 
je  mehr  können  auch  von  einander  leben; 
imd  das  ist  die  andere  fundamental  Staats- 
Begul,  nemlich  umb  ein  Land  populös  zu- 
machen, demselben  gute  Verdinst  imd  Nah- 
rung zu  verschaffen.  Dann  ob  schon  ein 
Land  populös  wäre,  und  im  Fall  der  Noth 
keine  Lebens-Mittel,  Nahrung,  oder  Verdienst 
hätte,  so  wären  die  Leut  potius  oneri  quam 
usuit.i) 

Becher  wünschte  somit  ein  starkes  An- 
wachsen der  Volkszahl,  aber  er  betonte 
gleichzeitig,  dass  eine  solche  »Volckreich- 
machungi  eine  Steigerung  der  Produktion 
sowohl  zur  Voraussetzung  als  zur  Folge 
habe.  Der  Zusammenbang  zwischen  Unter- 
haltsmittel  und  Bevölkerung  ist  ihm  keinea- 
w^s  entgangen.  Denn,  so  beisst  es  an 
einer  anderen  Stelle*)  des  >Discurs*:  >in 
einer  populosen  Stadt  ist  leichter,  als  in 
einem  deserten  Orth  sich  zu  emehren,  in 
deme  «in  Mensch  von  dem  anderen  lebet, 
wie  hierinnen  alle  grosse  Stadt  ein  Exempel 

seyend, durch  saicbe  populirung 

wird  auch  jedem  ein  Mittel  gegeben,  si(£ 
besser  zu  emehren,  wo  dann  dieses  funda- 
ment  einmahl  hafftet,  dg  laufft  weit  und  breit 
alles  zu,  und  verstärcket  sich  die  populirung, 
durch  djese  die  leichte  Nahnmg,  und  dural 
solche  der  Zulauff  der  Menschen,  hierdurch 
aberwiedenimb  die  populimng  gleichsamb  in 
einem  ewigen  beständigen  Ciröul,  wie  sol- 
ches an  Londen,  Parias,  Amsterdam  und 
dergleichen  Ortben  mehr  zu  sehen,  die 
durah  dieses  Mittel  tOglich  und  sichtlicb  zu- 
nehmen.« *) 

')  Politischer  Discure  etc.,  3.  Aufl.  (Frank- 
furt 1688)  S.  2. 

•1  a.  a.  0.  S.  372, 

")  In  den  Becherachen  Schriften  Anden  neb 
iloh:1i  manche  anf  nnaere  Fr^^  bezUglichea  znin 
Teil  sehr  beachtenswerte  AnstUhrnngen ;  es  ist 
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Ungefähr  die  gleichen  Ansichten  ver- 
traten Be<^ers  Schwager  Philipp  Wil- 
helm von  Hornig  k  (s.d.)— 1638— 1712  (?) 

—  in  seinem  Hauptwerk :  »Oesterreich  ober 
Alles,  Wann  es  nur  willig)  und  Leibniz 

—  1676—1716  — ,  der  auf  eine  dichte 
Bevölkerung  nicht  minder  grossen  Wert  legte 
und  ähnlich  wie  seine  Zeitgenossen  sich  da- 
hin aussprach,  daas  »die  Nahrhaftigkeit  eines 
Limdee  in  menge  der  leute  vornehmlich 
bestehe«.*)  — 

Unter  den  Engländern  nennen  wir  zu- 
nächst Sir  William  Petty  (s.  d.)  —  1623 
bis  1687  — ,  welcher  von  dem  Segen  einer 
dichten  BevClterung  durchdrungen  war.  Je 
grösser  die  VolkazMl,  um  so  fruchtbringen- 
der die  wirtschaftliche  Arbeit.  Nur  eine  i 
starke  Bevölkerung  ermögliche  die  Arbeits- 
teilung in  den  Gewerben ,  schaffe  eine  leb- 
hafte Konkmrenz,  führe  zu  einer  VerbiUigung 
der  Transport-  und  Reisekosten,  zu  einer 
Erniedrigung  der  Steuern.^)  Ebenso  urteilte 
John  Locke*)  (s.  d.)  —  1632—1704  — . 
vor  allem  aber  Sir  William  Temple 
(s.  d.)  —  1628—1700  —  in  seinen  »Obser- 
vations  upon  the  United  Provinces  of  the 
Netherlands'.  Wir  lassen  seine  Ausführungen 
hier  wörtlich  folgen.  Er  bemerkt  in  dem 
6.  Eapitei,  welches  sich  auf  den  holländischen 
Handel  bezieht,  folgendes :  »Nor  has  Holland 
grown  rieh  by  any  Native  Commodities,  but 


hier  nicht  möglich,  dieselben  alle  heranKtiziehen. 
Cf  übrigens  weiter  unten  S.  716  Sp.  2.  Es 
sei  aber  anf  die  hübsche  Untersuchung  von 
Oskar  Jolles  (s.  unter  Litteratur),  in  welcher 
Am  betreffende  Material  zusammengetragen  and 
kritigcb  gesiclitet  ist,  auch  an  dieser  Stelle 
ausdrücklich  hingewiesen. 

']  Nach  ihm  ist  die  3.  landesßkoDomische 
Hauptregel:  die  möglichst  starke  Venuehrun^ 
der  Menschen.  Er  sagt:  „Dannenhero  ist  auf 
Bevaikemng  «ine«  Landes,  so  viel  Menschen 
sich  nnr  immer  darinnen  ernähren  künnen,  aU 
eines  wohlgeordneten  Staats  hlicbste,  aber 
leyder!  bej  vielen  wenig  geachtete  .^gelegen- 
heit  zn  schauen".  (In  dem  obengenannten 
Werk,  Aufl.  von  1764.  Frankfurt  und  Leipzig, 
S.  30.)  An  einer  anderen  Stelle  (S.  73)  heUst 
es :  „Und  dennoch  ist  die  Bevötkenmg  der 
Länder  eine  der  hüchsten  Staats- Angelegen- 
heiten." 

•)  Cf.  Werke,  bgg.  von  Onno  Klopp,  1. 
Keihe:  historisch-poUtische  und  staatswiasen- 
schaftliche  Schriften.  VI.  Bd.  (Hannover  1872) 
8.  231.  —  An  einer  anderen  Stelle  sagt  er: 
„Vera  regni  potestas  in  hominnm  nnmero  con- 
sistit;  nbi  enim  sunt  homines,  ibi  aubstantiae 
et  vires,  (cf.  Bescher,  System  I  g  2di,  Anm.  2.) 

*)  Cf.  Several  easajs  in  political  arithmetick, 
4.  ed.,  London  1755,  S.  23ff.,  107ff.  Petty-a 
Essays  waren  mir  nicht  znglnglich ;  ich  eitlere 
nach  Koscher«  Angaben  in  „Zur  Geschichte  der 
englischen  Volkswirtschaftslehre ",  Leipzig  1651, 

*')  Cf.  Röscher,  a.  a.  0.  S.  106. 


by  force  of  Industry:  By  improvement  and 
nianufacture  of  all  Forreign  growths;  By 
bein^  the  general  Magazine  of  Europe,  and 
furnishing  all  parte  with  whatever  the 
Market  wants  or  invites;  And  by  their  Sea- 
men  being,  as  they  have  properly  been 
call'd  the  common  Carriets  of  the  World. 

Since  the  erOund  of  Trade  cannot  be 
deduced  from  Havens,  or  Native  Cbmmo- 
ditiea  (as  may  weil  be  concluded  from  the 
survey  of  Holland,  which  has  the  least  and 
the  worst:  and  o!  Ireland,  wliich  has  the 
moat  and  the  best,  of  both) ;  it  were  not 
amiss  to  consider,  from  what  other  source 
it  may  be  more  natnrallv  and  eertainly 
derived;  For  if  we  talk  of  Induatrv,  we  are 
still  as  much  to  seek  what  it  is  tliat  make« 
people  industrious  in  one  Countrey,  and 
jidle  in  another.  I  conceive  the  true 
loriginal  and  ground  of  Trade,  to 
be  great  multitude  of  peoplecrow- 
ded  into  small  compass  of  Land, 
whereby  all  thinga  necessary  to  life  become 
deer,  aud  all  men  who  have  possessions, 
are  induced  to  Parsimony;  but  tbose  who 
have  none,  are  forced  to  industr^'  and  labour, 
or  eise  to  w^nt.  Bodiea  that  are  Verona, 
fall  to  labour;  Stich  as  are  not,  supply  that 
defect  by  some  soi-t  of  Inventions  or  In- 
genuity.  These  Cuatoms  arise  first  from 
Necesaity,  but  encrease  by  Imitation,  and 
grow  in  time  to  be  habitual  in  a  Countrey ; 
And  wherever  they  are  so,  If  it  lies  upon 
Sea,  they  naturally  break  out  into  Trade, 
both  because  whatever  they  want  of  their 
ovn  that  is  neeessaty  to  so  many  mens 
lives,  must  be  snpply'd  from  abroad;  and 
because  by  the  multitude  of  people,  and 
smailness  of  Countrey,  Land  grows  so  deer, 
that  the  improvement  of  money  that  way 
is  inoonsiderable,  and  so  tums  to  Sea,  where 
the  greatness  of  the  Profit  makes  amenda 
for  the  Venture.! ') 

Also  der  dichten  Bevölkerung  verdanken 
die  Niederlande  ihren  Handel  und  damit 
ihren  Wohlstand, 

Charles  Davenant»)  (a.  d.)  —  1656 
bis  1714  —  ging  von  deraelben  Ansicht  aiia. 
Er  wünscht  eine  starke  Volksvermehrung, 
weil  er  in  ihr  das  wirksamst«  Mittel  der 
Bereicherung  des  Volkes  erblickt.  Deshalb 
empfiehlt  er  Aufnahme  von  Einwanderern, 
Belohnungen  für  zahlreiche  Kinder  etc. 

Aus  der  Zahl  der  französischen  Schrift- 

■)  Observations  ete.  London  1673.  p.  186ft.; 
—  cf.  auch  p.  199/200  and  andere  Stellen  in 
Cap,  VI.  Aehnlich  äusserte  er  sich  in  dem 
„Essay  upon  the  advancement  of  trade  in  Ire- 
land" (London  1673). 

■)  Cf.  The  political  and  commercial  works 
of  that  celebrated  writer,  Charles  D'Avenant 
(ed.  Charles  Whitworth)  London  1771.  Cf.  vor 
allem  I,  p.  73 1(.;  H,  p.  3!f.,  191  ff. 
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steiler  des  17,  Jahrhunderts  nennen  wir  hier  i 
nur  den  Marachali  de  Vanban  (s.  d.)  — 
1633 — 1707  —  den  VerEasser  der  in  mehr- 
facher Beziehung  interessanten  Schrift : 
»Proiet  d'une  dixme  royale.«  Auch  er  giebt 
die  Kerrechende  ADslcht  wieder,  wenn  er 
sagt:  >I1  est  constant  que  la  graadenr  des 
Rois  se  mesure  par  le  nombre  de  leurs 
Sujets;  c'est  en  quoy  consiate  leur  bien, 
leur  bonheur,  leurs  riehessea,  leurs  forces, 
leur  fortune,  et  toute  la  considcration  qu'ils 
ont  dann  le  monde.  On  ne  SQauroit  donc 
rien  faire  de  mieux  poiir  leur  Service  et 
pour  leur  gloire,  que  de  leur  remettre 
souvent  cette  Maxime  devant  les  yeux:  car 
pmsque  e'est  en  cela  que  consiste  tout  le 
bonheur,  ils  ne  scauroient  trop  se  donner 
de  soin  pour  la  conservatioo  et  augmen- 
tation  de  ce  Peuple  qm  leur  doit  6tie  si 
eher.«  •) 

Was  wir  oben  (S.  709ff.)  im  allgemeinen 
als  bestimmend  für  die  Bevölkerungspolitik 
dieser  Zeit  hervorgehoben  haben,  das  war, 
wie  wir  jetzt  sehen,  auch  entscheidend  für 
die  Bevölterun^theorie.  Man  hatte  be- 
obachtet, dase  die  reichsten  Länder  sicli  der 
dichtesten  Bevölkerung  erfreuten.  Diese 
Wahrnehmung  wiirde  nun  verallgemeinert 
und  gleichsam  als  ein  allzeit  »na  überaU 
geltendes  Gesetz  verkündet:  die  Bevölkerung 
schafft  den  Wohlstand,  also  je  grosser  die 
Volkszahi,  um  so  reicher  und  glficklicher 
das  Land! 

Aber  man  betrachte  und  beurteile  diese 
Lehre  unter  BerÜcksiclitigung  der  Zeitver- 
hältnisse, unter  denen  sie  vertreten  wurde. 
Was  Hom^)  bei  Charakterisierung  Süss- 
milchs  (s.  unten  S.  719)  bemerkt:  man  solle 
nicht  vergessen,  dass  dieser  zu  einer  Zeit 
geschrieben  habe,  wo  die  Masse  des  Volkes 
geringer  als  eine  Viehherde  geachtet  worden 
sei,  wo  die  »Götter  der  Erde«  keinen  An- 
st^d  nahmen,  durch  unablässige  Kriege, 
Religionsverfolgimgen ,  Bedrückungen  und 
Erpressungen  das  Volk  in  seiner  Bitwicke- 
Inög  zu  hemmen,  während  sie  andererseits 
sich  nicht  im  geringsten  darum  kümmerten, 
wenn  Pest,  Hungersnot,  ansteckende  Krank- 
heiten und  andere  Uebel  es  auch  ausserdem 
dezimierten  oder  gar  oft  halbierten,  —  das 
muss  in  noch  höherem  Grade  bei  Beurteilung 
der  hier  genannten  Schriftsteller  Heacbtung 
finden.  Gewiss  war  es  unter  solchen  Ver- 
hältnissen ein  dankenswertes  BemUhen,  den 
Regenten  klar  zu  machen,  dass  sie  gegen 
ihr  eigenes  Interesse  bandelten,  wenn  sie 
nicht  allzeit  auf  die  Bevölkernngserhaltung 
und  BevölkernngBverm^ming  Bedacht  näh- 


men, da  ja  der  Wohlstand  ihres  Landes  und 
damit  ihre  eigene  Macht  steige  und  sinke 
mit  der  Zu-  bezw.  Abnahme  der  Volkszahi. 
Und  ebenso  begreiflich  war  jene  Foütik, 
welche  die  £rf^zung  der  durch  Kriege 
und  Seuchen  zusammengeschmolzenen  Men- 
schenzahl erstrebte. 

Vor  allem  aber:  die  Bevölkerungs- 
lehre des  17.  Jahrhunderts  war 
keineswegs  eine  so  einseitige,  wie 
dieses  mehrfach  behauptet  worden 
ist.  um  dies  zu  zeigen,  haben  wir  die  auf  die 
Bevölkerungsfrage  bezüglichen  Darlegungen 
der  in  diesem  Zeiträume  in  Betracht  kommen- 
den Schriftsteller  zum  Teil  wörtlich  wieder- 
gegeben. Wir  haben  es  noch  nicht  mit  jenen 
Bevölkerun^sfanatikem  zu  thun,  denen  wir 
in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts 
besonders  in  Deutschland  begegnen  und 
welche  eine  Uebervölkening  als  ein  Ding 
der  Unmöglichkeit  erklärten.  Gewiss,  eine 
möglichst  dichte  Bevölkerung  wurde  als  das 
erstrebenswerte  Ziel  hingestellt,  aber  doch 
immer  nur  unter  der  Voraussetzung,  das» 
die  für  eine  grosse  Volkszahl  erforderlichen 
Unterhaltsmittel  unschwer  beschafft  werden 
könnten.  »Gleichwie  zu  einem  Schiff  S^el 
I  und  Ruder  gehören,*  so  sagt  Becher  in 
'  seinem  »Discurs«,  »also  muss  wie  bereits 
offt  erwehnt  zu  der  populirung,  da  falls  de 
soll  fortgehen,  auch  ein  Se^l  seyn,  nemlich 

Kahrung, dann  viel  Leut  in  einem 

Land,  und  keine  Nahrung  darzu,  ist  dem- 
selben mehr  schädlich  eQs  nutzlich,  es  macht 
Mttssig^;iUiger,  Dieb,  Mörder,  Bebellen, 
Bettler.« ')  So  aber  urteilte  nicht  aUein 
Becher,  —  dies  war  vielmehr  die  im  17,  Jahr- 
hundert herrschende  Ansicht.  — 

In  noch  höherem  Masse  wurde  im  18. 
Jahriiundert  die  Lehre  von  der  Volksver- 
mehrung  zum  Mittelpunkte  der  volkswirt- 
achaftliäien  Systeme. 

Wenn  wir  die  Reihe  der  hier  zu  berück- 
sichtigenden Schriftsteller  mit  Montes- 
quieu (s.  d.)  —  1689 — 1755  —  b^innen, 
so  geschieht  es  nicht  nur,  weil  er  der  Zät 
nach  in  erster  Linie  zu  nennen  sein  wflrde, 
sondern  vor  allem,  weil  ihm  das  Verdienst 
gebührt,  die  Bevölkerungsfisge  zuerst  von 
einem  höheren  staatswissenscnaftlichen  Ge- 
sichtspunkte aufgefasst  und  beurteilt  zu 
haben.  Das  23.  Buch  seines  >Esprit  des 
lois*,  weldies  die  Ueberschrift  toägt:  >des 
lois,  dans  le  rapport  qu'elles  ont  avec  le 
nombre  des  habitans«,  ist  unserem  G^eo- 
stande  gewidmet.  Da  Montesquieu  von  der 
Annahme   ausgingt),   dass   die  Bevölkerung 


')  Projet  d'une  dixme  rojale,  BmxelleB 
1708,  p.  18,  cf.  auch  p.  197/198. 

^)Bev61keniiigswisseDscbaftlicheStadienAUB 
Belgien.    1.  (Lpzg.  18&4)  S.  15. 


')  Politischer  Discurs  S.  310. 

')  Eepr.  d.  1,  XSUI,  c.  17—19,  ich  citiere 
n  folgenden  nach  der  in  Kopenhagen  und  Genf 
7ö9 erschienenen  Ansgabej  d.  an^Lettres  Fer- 
tnuei  No.  100. 
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ia  der  klaesischeo  Zeit  velt  Ober  die  seiner 
Zeit  hinausge^angeu  sei,  war  es  fflr  ihn 
fielbstveratandlich,  daas  es  Aufgabe  der  Re- 
gierung sein  müsse,  durch  Gesetze  die  Fort- 
pflaoziiDg  nach  Möglichkeit  zu  fordern.') 
Das  hinderte  iha  ^>er  nicht,  anzuerkennen, 
daas  die  Yerraehrung  der  Menschen  von 
den  votiiandenen  Unterhaltsmitteln  beein- 
QuBSt  werde.  Er  sagt  ausdrücklich:  >Partout 
oü  il  96  troave  une  place  oü  deux  pet»)nnefl 
peuvent  vivre  commodöment,  U  se  fait  un 
mttriage.  La  nature  y  porte  assez, 
lorstju'elle  n'est  point  arrötöe  par 
la  dilficultö  de  la  subsistance.«*) 
Auch  in  dem  darauffolgenden  11.  Eapitel 
wird  difiser  Gedanke,  dass  die  Schwierigkeit 
in  Beschaffung  der  Unterhaltsmittel  ein 
Hindernis  für  die  Eheschliessung  und  Kinder- 
erzeugung  bilde,  indirekt  durch  die  Be- 
merkung wieder  zum  Ausdruck  gebracht, 
dass  solche  Leute,  welche  schlechterdings 
nidits  weiter  als  das  blosse  Leben  hätten, 
wie  die  Bettler,  sich  in  der  Begel  einer 
grossen  Einderzahl  erfreuten;  der  Grund 
hierfür,  so  hebt  Montesquieu  hervor,  läge 
darin,  dass  es  dem  Vater  nichts  koste,  seine 
Eunst  seinen  Eindem  beizubringen,  ja  diese 
kämen  ihm  schon  von  früh  an  ^s  Werk- 
zeuge bei  seinem  Berufe  zu  statten. 

Aber  wenn  er  für  seine  Zeit  eine  die 
BeTölkemngsvermehrung  begünstigende  Po- ' 
litik  empfiehlt,  so  war  er  sich  doch  dessen 
bewusst,  dass  eine  solche  Politik  nicht  über- 
all am  Platze  sei.  »Les  röglemens  sur 
le  nombre  des  citoyens<^,  so  ftlhrt  er 
aus*),  »dfjpendent  beaucoup  des  cir- 
constances.  11  y  a  des  pays  oü  la 
nature  a  tout  fait;  ie  lepislateur 
n'y  a  donc  rien  ä  faire.  A  quoi  bon 
engager  par  des  lois  ü  la  propagation,  lorsiiue 
la  f^nditä  du  climat  doiine  assez  de  peuple? 
Quelque-fois  le  climat  est  plus  favorable  que 
le  terrein;  le  peuple  s'y  multiplie,  et  les 
famines  le  d^ruisent«. 

Nur  flüchtig  hat  J.  J.  Rousseau  (s.  d.) 
—  1712—1774  —  die  Bevölkerungsfrage  im 
9.  Kapitel  des  3.  Buches  seines  »Coiitrat 
social«  berührt.  Auch  er  erkennt  in  einer 
grossen  Volkszahl  das  Zeichen  glücklicher 
Zustände.  Was  ist  anders,  so  ruft  er  aus, 
der  Zweck  der  pohtischen  Vergesellschaf- 
tung als  die  Erhaltung  und  das  Wohlergehen 


ihrer  Glieder?  Und  woran  nimmt  man  am 
sichersten  wahr,  dass  sie  sich  erhalten  und 
dass  es  ihnen  wohl^ht?  An  ihrer  Anzahl, 
an  der  steigenden  Bevölkerung.  Man  wolle 
also  dies  vielbestrittene  Kennzeichen  nicht 
anderwärts  suchen.  Alles  übrige  gleich  ge- 
nonunen  ist  die  Regierung,  unter  welcher 
ohne  fremdartige  Mittel,  ohne  Einbürge- 
rungen, ohne  Kolonieeri  die  Zahl  der  Bürger 
sich  beständig  vermehrt,  unfehlbar  die  beste, 
sowie  die,  unter  welcher  das  Volk  abnimmt 
und  hinschwindet,  die  schlechteste  ist*). 

Der  Satz ,  dass  eine  grosse  Zahl  von 
Einwohnern  für  den  Staat  wünschenswert 
sei,  wurde  als  so  imzweifelhaft  richtig  be- 
trachtet, dass  man  sich  mit  dem  Beweise 
desselben  immer  weniger  befasste.  Auch 
der  bekannte  Phvsiokrat,  der  Marquis  de 
Mirabean  (s.  d.)  —  1715—1789  —  ging 
von  dieser  Voraussetzung  aus.  Wenn  nun 
einmal,  so  hebt  das  2.  Kapitel  seines  Werkes 
»L'anii  des  hommes,  ou  traite  de  ia  popu- 
lationi  an,  die  Menge  des  Volkes  das  vor- 
nehmste Gut  der  Gesellscliaft  sei,  so  handle 
es  sich  nur  darum,  festzustellen,  durch 
welche  Mittel  man  diese  Art  von  Reichtum 
erwerbe  und  vermehre.  Es  sei  nicht  richtig, 
wenn  man  die  Abnahme  der  Volkszahl  in 
den  europäischen  Staaten  auf  den  ehelosen 
Stand  der  Mönche  und  Nonnen ,  auf  die 
vielen  Kriege^  auf  die  grosse  Zahl  von  Sol- 
daten, auf  die  Auswanderung  in  die  neue 
Welt  u.  a.  zurückführe;  die  wahre  Ursache 
der  Verminderung  des  Volkes  sei  der  Ver- 
fall des  Ackerbaues.  Die  Menge  der  Eln- 
woluier  richte  sich  nach  der  Menge  des 
Unterhalts.  —  Diese  Erkenntnis  dient  aber 
Mirabeau  lediglich  dazu,  um  die  Richtig- 
keit des  physiokratischen  Systems  zu  er- 
weisen, um  mit  besonderem  Nachdruck 
die  Beförderung  des  Ackerbaues  zu  for- 
dern. ^) 

Derselbe  Gedanke  wird  nur  noch  schärfer 
von  einem  anderen  bedeutenden  franzCsischen 
Physiokraten ,  von  Mercier  de  la  Rivi- 
ere  (s.  d.)  —  1720—1794  —  in  der  Schrift: 
»L'ordre    naturel  et  essentiel    des    soci6t(?s 


')  So  aaet  er  im  26.  Kapitel :  „De  tont  ceci 
il   faut  coQclare,   que   l'Europe   est   encore   an- 

eordliui  dans  le  caa  d'avoir  beeoin  de  lois  qui 
Torisent  la  propaKation  de  l'eepice  humaine: 
anrai  comme  leg  pohtiques  Grecs  nnae  parient 
tonjoars  de  ce  Krand  nombre  de  cit^jens  qui 
traTaiUent  la  republiqne,   les  politiques  d'au- 

ä'oard'hni  ue  nous  parlent  qne  des  mojenB  propres 
,  raugmenter." 
•)  Kap.  10. 
•)  Kap.  16. 


achtung  verdienen.  rQuand  un  gouveme- 
ment  est  organis6  de  maniere  que  la  culture 
des  terres  tend  perpetuellement  vere  son 
meilleur  etat  possible,  l'abondance  progres- 
sive des  productions  pröcede  toujours  l'ac- 
croissement  progressif  de  la  population :  tous 


')  Do  Contrat  aocial  on  principee  da  droit 
politiqne  liv.  HI,  eh.  9. 

')  L'Ami  des  hommes  etc.  1756—1760; 
deutsch  Hamburg  1795.  Das  2.  Kapitel  trägt 
die  Ueberschrift:  La  Mesure  de  la  subsistance 
est  Celle  de  la  population. 


,glize=b,  Google 
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leg  hommes  alore  ne  iiaiBeent  que  pour  ^tre 
heureuz;  et  par  la  nÜBon  que  le  demier 
degr^  possible  de  la  multiplicatioii  des  pro- 
ductions  nous  aera  touioure  inconmi,  on  peut 
dire  que  le  dernier  aegie  possible  aur^uel 
l'ordre  peut  porter  la  proeptrite  d'une  nation, 
est  une  mesure  (jue  personne  ne  peut  conce- 
voir.  Mais,  dans  un  gouvernement  contraire 
ä  l'ordre,  dans  un  gonvemement  oü  la  cul- 
ture  est  dans  un  ^tat  progressif  de  degra- 
datiou,  il  doit  toujours  et  necessaire- 
ment  ee  trouver  plus  d'hommes  (j«e  de 
ptoductionB,  parco  que  c'egt  la  diminution 
de  la  masse  des  proauctioDs  qui  pr^cede  et 
entraine  celle  de  la  population;  la  terre 
alors  doit  ttre  couverte  d'un  grand  nombre 
de  malheuteux  destines  ä  tratner  partout  la 
mis^re  qui  doit  enfin  les  d^truire,  et  qui 
juequ'ä  ce  moment  ne  pewvent  s'offrir  ä  vos 
yeux,  saoB  que  leure  importuDit{''s  naturelles 
Tous  arertiasent  que  c'est  dans  Tappauvrisse- 
ment  göoeral  qu  on  doit  chercher  la  cause 
premiere  de  ieur  nialheur  particulier«.') 

Finder  wir  in  diesen  Worten,  welche 
doch  die  Möglichkeit  einer  üebervölkenuig 
zugeben,  Anklänge  an  Malthiis,  so  fehlt  ein 
derartiger  Hinweis  völlig  bei  dem  letzten 
hier  noch  zu  erwähnenden  französischen 
Schriftsteller,  bei  dem  gewiBsenbaften  Histo- 
riker der  französischen  Finanzen:  Fran- 
(jois-Louis  Yeron  de  Forbonnais 
(8.  d.)  —  1722—1800  — .  Die  von  Colbert. 
eingeschlagene  BevOlkeniDgapolitik  (e.  oben 
S.  710  sub  b,  711  sub  c)  kann  er  nicht  ^ 
nug  loben.  Bezugnehmend  auf  das  Edikt 
von  1666  sagt  er;  =Ce  ministre,  qui  mßri- 
loit  si  bien  de  l'humanite,  sembla,  pour 
EÜnsi  dire ,  chercher  ä  elendre  la  matiere  de 
ses  bienfaits;  il  encouragea  la  population 
par  une  loi  que  l'on  peut  regarder  comme 
un  des  plus  beaux  moniiments  de  son  admi- 
nistration,  quoicjue  susceptible  de  recevoir 
quelque  perfection  dans  son  exik;utioii«.^  — 

Auch  in  den  anderen  Ländern  be- 
gegnen wir  ahnlichen  bevölkenmgstheore- 
tJBchen  Deduktionen.  So  in  England  bei 
William  Paley  —  1743—1805  — ,  Adam 
Smith  {s.d.)  —  1723—1790  —  u.a.  Pa- 
lejB  Auffassung  erinnert  an  die  von  Mi- 
rabeau  und  Mercier  de  la  Riviere. 
Ebenso  wie  diese  erkennt  er  an,  dass  durch 
die  Unlerhaltaraittel  der  menschlichen  Fort- 

SQanzung  Schianken  gezogen  seien,  aber, 
urch  Steigenmg  der  Produktion ,  nament- 1 
lieh  diirch  Verbessenuig  des  Ackerbaues 
etc.,  könne  die  Tolkszahl  noch  erheblich  an- 


wachsen'). Adam  Smith,  welcher  un- 
serem Gegen  Stande  eine  eingehendere  Unter- 
suchung nidit  gewidmet  hat,  erklSrt  aus- 
drücklich, dass  jede  Gattung  sich  natürlicher- 
weise im  Verhältnis  der  Unterhaltamittel 
vermehre,  Ober  welche  sie  verfüge.  »But 
in  eivilized  society«,  so  fährt  er  fort,  »it  is 
only  among  the  inferior  ranks  of  people 
that  the  scantiness  of  subsistence  can  set 
limits  to  the  further  multiplication  of  the 
human  species;  and  it  can  do  so  in  no 
other  way  than  by  destrojing  a  great  pari 
of  the  cmldren  wnich  their  müthil  mam- 
ages  produce.«*)  — 

Aue  Italien  sei  hier  nur')  Gaetano  Füan- 
gieri  (s.  d.)  —  1752—1788  —  genannt,  wel- 
cher in  seinem  Werke  »Scienza  della  legis- 
lazione«  den  Satz  aufsteDte :  sAlles  OBB, 
was  die  Unterhaltung  der  Menschen  er- 
schwert, vermindert  die  Bevölkemng.»  Die 
bisherige  Politik  zur  Steigenmg  der  Yoiks- 
zahl  sei  falsch.  —  Man  habe  Belohnungen 
aiii  die  Eheschliessung  und  Kindererzeugung 

Sesetzt;  man  habe  den  Bürgern,  wedche 
em  Staate  eine  nöesere  Anzahl  Kinder 
geschenkt  hatten,  Privilegien  erteilt;  man 
habe  die  Hagestolzen  gem-isser  Vorrechte 
bemnbt,  aber  jene  Hemmnisse  nicht  besei- 
tigt, welche  den  grössten  Teil  der  Männer 
zurückgehalten  hätten,  Weiber  zu  nehmen 
und  Kinder  zu  zeugen.  Das  sei  ebenso,  als 
wenn  man  den  Erdboden  begiesse,  ihn  aber 
nicht  besäen  woUe.  Es  bedürfe  keiner  be- 
sonderen Unterstfitzungen  fUr  den  Ehestand, 
es  käme  nur  darauf  an,  die  Hindernisse  ans 
dem  Wege  zu  räumen,  welche  eine  Steige- 
rung der  Volkszabl  erschwerten*).  Als 
solche   Hindemisse    bezeichnet   FUangieri: 


')  Cf.  eh.  8  (33).  In  der  Ausgabe:  Physio- 
crates  (l^esna;,  Dupont  de  Nemonra,  Mercier 
de  la  Riviire  etc.),  hgg.  v.  E.  Daire,  11.  t, 
(PariH  1846)  p   523. 

*)  Cf.  Becherches  et  consid^rations  sur  lee 
finances  de  Franc«.    I.  (Basle  1758)  p.  391  ff. 


D.  D.  A  new  edition  (London  1849). 

*)  Smith,  An  inquiry  lato  the  nature  and 
cansee  of  the  wealth  of  natioiu.  I.  Bnch, 
8.  Kap.  In  der  Ausgabe  von  M'Culloch  (new 
-'   Edinbni^h  1846)  p.  36. 

■)  R.  von  Mohl  nennt  in  der  „Geach.  und 
Litt,  der  Staatswiagenschaften"  in,  S.  471  den 
Haitänder  Cervua,  welcher  eine  „angenehm- 
lebendige,  geistreich  and  freimütig  geschriebene, 
aber  allerdings  eineeitige  und  dadurch  Ter- 
kehrte"  Abhandlung  über  Bevölkentngflpolitik 
n.  d.  T.  „Aitre  idee  bu  la  popolaiione"  Fir. 
1773  verfasBt  habe.  Mir  war  diese  Schrift 
nicht  zugänglich.  Nach  Mohl  soll  dem  Ver- 
fasser die  möglichste  und  immer  steigende  Ver- 
mehr nng  der  Bevölkerung  eine  wesentliche 
Aufgabe  für  die  Staatekonet  sein.  Ein  Han^t- 
hindernis  dieser  Yermehnmg  sah  Cerrna  teüs 
in  der  erzwun^nen,  teils  m  der  treiwillisen 
Ehelosigkeit  vieler,  und  seine  ganzen  Be- 
rn ühnngen  gingen  auf  Beseiügang  der  Ur- 
sachen dieses  ZnBtaudes.  (Cf.  darUber  Mohl, 
a.  a.  0.) 

*)  Die  Scienza  della  legislazione  erschien 
1780;  eine  dent«che  Ansgsbe  u.  d.  T.  „System 
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1)  die  kleine  Anzahl  von  Besitzenden  und 
die  unermesslidie  ZaM  der  Besitzloseu  (2. 
Buch,  3.  n.  4.  Kap.) ;  2)  die  übergrossen  und 
unveräusBerlichen  Reichtümer  derGeistUeh- 
keit  (2.  Buch,  5.  Kap.) ;  3)  die  auBBerordeut- 
lichen  Auflagen,  die  uiierträglichea  Abgaben 
und  die  gewaltsame  Art,  sie  einzufordern 
(6.  Kap.);  i)  die  grosse  Zahl  der  Soldaten 
(7.  Kap.);  endlich  5)  die  allgemeine  Sitten- 
Terderbnis,  welche  aber  wiederum  auf  die 
KrBchwenmg  der  EfaeEcbliessung  lurüokzu- 
fOhren  sei  (8.  Kapitel).  — 

Indem  wir  uns  den  deutschen  Schiift- 
Btellern  zuwenden,  welche  im  IS.  Jahrhundert 
der  Bevölkerungsfrage  ihre  Aufmerksamkeit 
gewidmet  haben,  gedenken  wir  bilhg  zu- 
nächst des  Mannes,  welcher  das  Bevölke- 
rungBwesen  am  grUndlichBten  und  am  um- 
faseeodaten  behandelt  hat,  des  Oberkonsisto- 
rialrats  und  Probste  zu  Colin  in  Berlin: 
Johann  Feter  SüBsmilch  (a  d.)  — 
1707—1767. 

Er  war  bestrebt,  an  der  Haud  mühsam 
gesammelten  ziffermfissi|^  Materials  einen 
Einblick  zu  gewinnen  m  die  natürlichen 
Glesetze  der  Bewegwig  der  Bevölkerung,  und 
hat  durch  sein  grosses  und  vielgelegenes, 
Friedrich  dem  Grossen  gewidmetes  "Werk: 
»Die  götthche  Ordnung  in  den  Veränderungen 
des  menschlichen  Geschlechts«  ^)  einen  nach- 
haltigen Einfloss  auf  seine  Zeitgenossen  aus- 
geübt Als  Ausgangspunkt  seiner  Darlegungen 
diente  ihm  der  biblißdie  Satz:  »Seid  fnicht- 
bar  und  mehret  euch,  und  erfüllet  die  Erde, 
und  machet  sie  euch  unterthan  und  herr- 
schet« ^).  Für  ihn  stand  fest,  >dasB  in  der 
Menge  der  Einwohner,  die  ein  Land  zu 
fassen  und  zu  ernähren  vermögend  sei,  die 
Glückseligkeit  eines  Staates  bestehe;  dass 
sie,  wenn  sie  recht  eebraucht  werden,  der 
Grund  der  Macht  und  der  Quell  des  Beich- 
tums  seien«')  Von  diesem  Grundgedanken 
ausgehend,  davon  durchdrungen.  >daes  die 
Vorsoi^  für  die  Bevölkerung  emes  Staates 
eine  notwendige  Pflicht  aller  Regenten  sei«  *), 
erOrtert  er  des  weiteren  die  Massnahmen, 
welche  zur  Steigerung  der  Volkszahl  seines 


der  Gesetigebmig",  .inspach  1784.  Cf.  II.  Buch. 
Sap.  2  (SchlusB). 

')  Der  genaue  Titel  des  Werkes  lautet: 
Die  göttliche  Ordnung  in  den  Verändenmgen 
des  mengchlichen  Qegchlechta,  ans  der  Qebnrt, 
dem  Tode  und  der  Fortpflanzung  deBselben  er- 
wiewn.  1.  und  2.  Teil,  4.  verb.  AuBg.  (neue 
Aufl.)  von  Chr.  J.  Banmann  (Berlin  17&).    Der 

3.  Teil,  welcher  Anmerkungen  und  Zusätze  etc. 
zu  den  beiden  ersten  Teilen  enthält  nnd  der 

4.  An^.  beigefügt  ist,  ist  von  Baumann  ana- 
Kearbeitet  (Berlin  1776).  —  ich  eitlere  nach 
dieser  Ansgabe  bezw.  Auflage. 

•)  I.  Bd.  S.  4ff. 

■)  I.  Bd.  S.  löl;  cf.  auch  U,  602. 

*)  L  Bd.  S.  407. 


Erachtens  in  erster  Linie  in  Betracht  kommen. 
Es  sind  dies:  1)  Wegräumung  alles  dessen, 
was  die  Ebesdiliessung  verhindern  oder 
verzögern  könnte  (I,  S.  422—498);  2)  Be- 
seitigung aller  Hindernisse  der  ehelichen 
Fruchtbarkeit  (I,  S.  499—517);  3)  nützliche 
Vorsorge  für  Erhaltung  des  Lebens  derUntar- 
thanen  (I,  S.  518—551);  4)  endlich  Ver- 
hinderung der  Dnterthanen  am  Auswandern 
und,  wenn  nötig,  Beförderung  der  Einwande- 
rung (S.  552—573).  .Ich  hoffe-,  so  sagt 
Süssmüch,  »unter  diesen  vier  Hegeln  alles 
zusammengefasst  zu  haben,  was  zu  einem 
vernünftigen  Bemühen  gehöret,  wodurch 
ein  Eegent  sein  Land  volkreidi,  glücklich, 
mächtig  und  reich,  unter  götthchem  Segen 
zu  madken  vermSgend  ist«  '■).  Bezüghch  der 
Ratschlage  im  einzelnen  müssen  wir  auf  das 
"Werk  selbst  verweisen.  Die  verschiedenen 
be  völkeruugBpolizeiliche  n  Bestimmungen ,  wel- 
che wir  oben  S.  709  ff.  kennen  gelernt  haben, 
werden  als  heilsam  besprochen,  und  noch 
andere  Massnahmen  weraen  empfohlen.  So 
u.  a. :  Die  Leute  sollen  nicht  zu  spät  heiraten, 
weil  BouBt  »die  meisten  zur  Zeugung  ge- 
schickten Jahre  verfliessen,  und  statt  10 
und  mehr  Kinder  kommen  kaum  4 — 5  von 
solcher  Ehe*  (I,  500);  »die  ungleichen  Ehen 
zwischen  Jünglingen  und  mehr  als  40  jährigen 
Frauen,  wie  auch  zwischen  Jungfern   und 

alten   abgelebten  Männern sind 

ganz  zu  verbieten«  (501):  der  Staat  musa 
Eltern,  welche  viele  Kinder  haben,  unter- 
stützen (S.  501  ff.);  dem  langen  Säugen  der 
Kinder  soll  man  durch  Belohnungen  derer, 
welche  eine  grössere  Zahl  von  Kindern 
haben,  entgegenzutreten  suchen  (S.  510ff.)  etc. 
Obgleich  nun  Süssmilch  in  seinem  Streben 
nach  einer  grossen  Volkszahl  zu  teilweise 
höchst  wuDuerHchen  Vorschlägen  gelangt, 
so  sind  ihm  doch  die  innigen  Bezienungen 
zwischen  Bevölkerung  und  Produktion  nicht 
entgangen.  »Diese  möghche,  und«,  so  fügt 
er  auBurücklich  hinzu,  »den  Nahrungs- 
mitteln proportionierte  Menge  Un- 
terthanen  ist  der  Grund  der  Glückseligkeit, 
der  Macht  und  Sicherheit,  wie  auch  des 
Reichtums«  *).  und  an  einer  anderen  Stelle 
sagt  er;  »Derjenige  Staat  ist  auf  dem  "Wege 
der  Bevölkerung  und  der  grössten  ftlück- 
elchem  alle  die,  welche  zu 


mannbaren  Jahren  gekommen  sind, _  hey- 
rathen  können,  wo  sich  gar  keine  Hinder- 
nisse und  Bedenkhchkeiten  finden; 

wo  das  geschehen  soll,  da  muss  nicht  nur 
Freyheit,  sondern  auch  Brodt  und 
Unterhalt  genug  seyn«').  Noch  öfter 
äussert  er  sich  in  gleichem  Sinne*).  — 
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Gewiss,  niemals  ist  diese  Erkenntnis 
ganz  geschwimden,  aber  der  Hinweis  auf 
den  Zusammenhang  zwischen  Bevölkerung 

und  Onterhaltsmenge  trat  in  der  Litteratnr 
mehr  und  mehr  zurück,  und  das  Streben, 
mit  allen  nur  denkbaren  Mitteln  die  Volts- 
roenge  zu  steigern,  beherrschte  vorwiegend 
das  Sinnen  und  Soi^ri  audi  der  Theo- 
retiker. 

>Wenn  man  das  Hauptai^nmerk  des 
echten  CameraligteDi! ,  so  sagt  Johann 
Heinrich  Gottlob  v.  Juati  (s.  d.)  — 
■f-  1771  —  »worauf  er  bei  allen  Slaseregeln 
und  Anstalten  zu  sehen  hat,  in  ein  Wort 
&ssen  wollte,  so  milSste  man  durchaus : 
Bevölkerung!  ausnifen« ').  »Da  ein  Land  nie 
zu  viel  Einwohner  haben  kann>  ^,  so  kommt 
«B  in  erster  Linie  darauf  an:  die  Volksver- 
mehrung nach  Möghchkeit  zu  fördern.  »Die 
höchste  Bevölkerung,  wenn  sonst  alle  Um- 
stände des  Staats  damit  übereinstimmen, 
gehöret  zur  h5chsten  Glückseligkeit  des 
Staats;  die  eine  gute  Regierung  allemal  zu 
erreichen  suchen  muss,  weil  ein  Staat  nie 
zu  viel  Glückseligkeit  haben  kann«  ^1.  »Viel- 
leicht wird  man  einw^endent,  so  heisst  es 
an  einer  anderen  Steile*),  »dass  endlich  vor 
eine  so  gewaltige  Menge  Menschen  das  Ge- 
treide und  die  Lebensmittel  fehlen  würden. 
Allein  dieser  Einwurf  macht  mir  ctt  keinen 
Kummer.  Diejenigen  Länder  in  Europa,  so 
fleissig  sind,  und  sich  auf  den  Ackerbau 
legen,  schicken  die  Hälfte  ihres  erzeugten 
Getreides  nach  Spanien,  Portugal  und  in 
andre  Staaten,  wo  man  aus  Faulheit  die 
fruchtbaresten  Länder  unbebaut  liegen  lässt. 
"Wir  verbrauchen  unnöthiger  Weise  viel  Ge- 
treide zu  Puder,  starken  Wassern,  Vieh- 
mastung  und  dergleichen  Dingen.  Unser 
Ackerbau  selbst  hat  noch  gar  nicht  seine 
Vollkommenheit  erreicht  und  wir  lassen 
viele  Plätze  und  Gegenden  wüste  lie^n, 
die  wir  urbar  machen,  und  zum  Getreide- 
bau nutzen  könnten Aus  diesen 

allen  erhellet  mehr  als  deutlich,  dass  die 
Menge  des  Volkes  einem  wohl  eingerichteten 
Staate  niemals  zur  Last  falle,  sondern  dass 


dem  Grad  der  Unterhaltsinittel  jederzeit  die 
Menge  der  Menschen  abhänget". 

')  Gesammelte  politische  und  Finanzscbrif- 
ten.    1761.    TU,  375. 

•)  GrandsStze  der  Polizey- Wisaenachaft, 
2.  Aufl.,  Qattingen  1759.  S.  64  (§  86),  S.  71 
(§  97)  n.  an  vielen  anderen  Orten. 

')  Der  Gmndriga  einer  guten  Regierung  in 
fünf  BUchem  (Frankfurt  u.  Leipziff  1759),  ö  92 
{S.  86/87), 

*)  Staatswirthschaft  oder  Sjatematische  Ab- 
handlung aller  Skonomiscben  nnd  Cameral- 
WissenBchaften,  I.  Teil,  2.  Aufl.  (Leipzig  1768), 
5  138  u.  140  (S.  163  n.  103). 


sie  vielmehr  die  innerlichen  Kräfte  des 
Staats,  die  Nahrung  und  den  Umtrieb  des 
Geldes,  vermehre;  und  mithin  zu  seinem 
vrahren  Vortheile  und  Aufnehmen  gereiche«. 
Die  oben  S,  705/6  erwähnten  römischen  Ge- 
setze werden  als  »vortreffhch'  bezeichnet; 
weit  minder  günstig  beurteilt  Justi  das  Edikt 
Ludwigs  XIV.  von  1666  (cf.  8.  710).  Wenn 
ein  Gesetzgeber  seine  Gesetze  auf  so  seltene 
Fälle  (10  bezw.  12  Kinder)  einiicht«,  so  sei 
es  einleuchtend,  dass  er  nur  aus  Prahlerei 
handle  oder  dass  er  lediglich  den  Schein 
eines  guten  Gesetzgebers  suche.  Wolle  der 
Staat  auf  diesem  Gebiete  ernsthch  etwas 
thun,  so  seien  isechs  lebende  Kinder  lAsüg 
genug  vor  den  Vater  und  zureichend  vor 
den  Staat,  um  Belohnungen  zu  erhalten  t'). 
Die  Kindererzeugung  war  eben  nach  Tusti 
der  »einzige  Haupt-Zweck«  des  Ehestandes. 
»Die  Natm-,  die  gesunde  Vernunft  und  die 
Absicht  der  Hepubliten  wegen  der  Bevölke- 
rung, können  auch  keinen  anderen  Haupt- 
Zweck  neben  demselben  zulasseni  ^).  Des- 
halb müssten  auch  die  Ehegesetze  diesem 
Endzwecke  entsprechen.  Im  Zusammen- 
hange hiermit  steht  JusHs  Verteidigung  der 
Findelhäuser;  in  ihnen,  so  meint  er,  müsse 
»jedes  Kind  als  ein  schätzbares  Puanzreis 
der  künftigen  Bevölkerung  willkommen  sein ; 
man  sollte  denen,  welche  eins  bringen,  eher 
eine  Belohnung  geben,  als  Geld  oder  An- 
zeige ihres  Namens  von  ihnen  fordern«*). 

Die  übrigen  preussischen  Volkswirte  zur 
Zeit  Friedrichs  des  Grossen  vertraten  die- 
selben Ansichten.  Wir  nennen  hier  nur 
JoachimGeorgDarjes  — 1714— 1791— , 
JakobFriedrichv.Bielfeld  1716—1770 
—  und  Johann  Friedrich  v.  Pfeifer 
1718—1787  — . 

»Die  Bevölkerung  eines  Staats«  schreibt 
Darjes*),  »ist  zwar  insgemein  das  lezte, 
sie  sollte  aber  bilhg  das  erste  seyn,  worauf 
man  bey  einer  vollständigen  Polizey  zu 
sehen  hat.  Sie  ist  beyuahe  die  Seele  von 
dem  Beichtum  der  Inwohiier  und  des  Staats. 
Viele  setzen  diese  Sorge  bey  Seite,  aus 
Furcht,  ein  Land  möchte  zu  viele  Menschen 
bekommen.  Ich  ^'ill  es  beweisen,  dass 
diese  Furdit  ohne  Gnuid  und  der  Polizey 
sehr  nacbtheilig  sey.«  »Man  hat  keine  Ur- 
sache, über  die  Menge  der  Menschen  zu 
seufzen,  man  mache  nur  Ordnung,  und  zwar 


')  GnmdsfitBe  et«.,  3.  72  u.  73  (§§  99, 100) 
Vgl.  auch  die  „Abbandiunff  von  denen  Ehen" 
in  „Historische  und  Jnnstische  Schriften", 
n.  Bd.  (Frankfurt  und  Leipzig  1761),  g  19, 
S.  368  ff. 

')  Cf.  die  „Ahhandlnng  von  denen  Ehen" 
a.  a  0.  a.  35Sff.,  S.  409ff. 

■)  Oeg.  pol.  nnd  Fmanzschr.  11,  121:  m, 
400,  407. 

*)  Brate  OrDnde  der  Cameral-Wisseusclu^- 
teu,  Jena  1756,  S..  409. 
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dieee  nach  den  Begels  einer  währen  Poli- 
zey»  *).  Selbst  ein  Bettler,  meint  Darjes, 
bnnge  der  Kammer  durch  die  von  ihm  be- 
zahlte Accise  etc.  jährlich  2  Thaler  ein*). 

Nicht  anders  urteilte  v,  Bielfeld  in 
seinem  »Lehrbegriff  der  Staatskunst«.  »Um 
die  Gesellschaft  wolil  zu  erhalten,  muss  die 
erste  Sorrfalt,  auf  die  Vermehrung  und  Er- 
haltung der  Anzahl  ihrer  Glieder  gehen. 
Die  wahre  Stärke  eines  Staates  besteht  in 
der  Menge  der  Einwohner;  und  die  Staats- 
kunst lehret,  durch  was  für  ein  Mittel  man 
diesen  Zweck  erlanget.  Das  erste  und 
natürlichste  ist  die  Aufmunterung  nura  Heu- 
rathen«^).  Die  Sorge,  dass  ein  Staat  zu 
volkreich  werden  könne,  ist  nach  ihm  »ein 
niederträchtiger  und  abgeschmackter  Schluss ; 
weil  er  unmenschlich  und  unbegründet  ist. 
Der  Mensch  ist  hier  sehr  von  den  Bestien 
unt^rBchiedeo.  Man  fülle  eine  unbewohnte 
Gegend  niit  wilden  Thieren,  so  werden  sie 
bald  alle  Weyde  und  Xahrung  veraehren. 
Man  erfülle  aber  ein  fast  wüstes  Land,  mit 
einer  Menge  von  Menschen;  so  wird  man 
im  Kurzen  einen  Ueberfluss  aller  Nothdurft 
des  Lebens  daselbst  finden.  Es  ist  unglaub- 
Uch,  wie  viel  Hülfe  ein  Mensch  vom  andern 
geniesst,  und  wie  sehr  sie  einander  in  ihren 
Arbeiten  beystehen,    Wüsten  Ländern  fehlet 


fluss"*).  Aber  es  sei  nicht  genug  die  Ein- 
wohner zu  vermehren,  man  mflase  auch  auf 
deren  Erhaltung  bedacht  sein.  Deshalb,  aus 
populationistischen  Gründen ,  hätten  alle  i 
Gesetzgeber  strenge  Todesstrafen  gegen  Mör- 
der verordnet;  deshalb  strafe  man  auch  nach 
dem  Tode  noch  den  Selbstmörder,  indem 
man  seinen  Namen  beschimpfe  oder  seinen 
Körper  auf  einem  Schindliarrea  w^schleppen 
lasse  ^). 

Pfeifer  hat  sich  mit  der  Bevölkerungs- 
froge  sehr  eingebend  befasst;  vir  können 
hier  nur  einiges  hervorheben.  Die  Eliever- 
binduDgen,  so  argumentiert  er,  sollten  ledig- 
lich als  büi^rliche  Kontrakte  behandelt  und 
nach  Gefallen  der  Kontrahenten  durch  die 
Obrigkeit  des  Ortes  auf  eine  zu  bestimmende 
Zeit  ausgefertigt  werden ,  damit  nach  Ver- 
lauf dieser  Frist  die  Verbundenen  den  Ver- 
trag nach  Gefallen  erneuern,  aufheben,  auch 
die  Bedingungen  verändern  lassen  könnten. 
»Die  Kontrahenten  müssen  eine  Neigung 
und  "Wohlgefallen  aneinander  haben,  folglich 
müssen  ihre  Verbindungen  auf  keine  frem- 


')  a.  8.  0.  8.  410. 

•)  a.  a.  0.  S.  411. 

*)  Lebrbegriff  der  Staatskunat.  Ans  dem 
Franzüsiscbeo,  2.  Aaft.,  1.  Teil  (Breslan  and 
Leipzig  1764S  S.  103. 

*}  a.  8.  0.  S.  118. 

*)  a.  8.  0.  S.  109. 
Hkndwancrbach  der  Suktawiaunachaften.    Zweile  AoAbk*'    li- 


den  Absichten  gerichtet  seyn ;  um  hierin 
desto  sicherer  zu  gehen,  auch  ai'me  aber 
fleissige  und  tugendhafte  Weibesperaonen 
an  den  ihma  zu  bringen,  muss  die  Summe 
durch  die  Gesetze  bestimmt  werden,  welcher 
jeder  Stand  seinen  Töchtern  zum  Heirats- 
gut  geben  darf;  diese  Summe  muss  zur 
V'erhütung  aller  eigennützigen  Absichten 
unter  keinerlei  Vorwand  überschritten,  und 
allenfalls  durch  die  nächsten  Verwandten 
oder  in  deren  Ermangelung  aus  dem  Staats- 
varmOgen  vollzählig  gemadit  werden,  wenn 
die  Eltern  entweder  gestorben,  oder  der- 
gleichen Summen  nicht  entbehren  können«. •) 
Die  gewöhnlichen  Mittel  zur  Steigerung  der 
Vol^zahl  werden  auch  von  Pfeifer  vorge- 
tragen und  als  zweckmässig  bezeichnet,  ja 
er  erörtert  eingehend  die  Erage,  ob  aus  be- 
völkerungspolitischen Gründen  die  Viel- 
weiberei zu  empfehlen  sei  oder  nicht.  Wäh- 
rend er  im  xLehrbegriff«  sich  dahin  aus- 
spricht, dass  die  Vielweiberei  »der  Absicht 
der  Natur  nicht  recht  gemäss«  sei*),  be- 
merkt er  in  den  »Berichtigungena ,  und 
zwar  im  Hinblick  auf  die  Schrift  von  Hess 
»>>eimütige  Gedanken  über  Staatssachen«, 
dass  diese  Institution  von  selten  der  Be- 
völkerung betrachtet  nach  allen  Rich- 
tungen hin  nützlich  sei ;  denn  fürs  erste  sei 
es  gewiss,  dass  dm^h  die  fortdauernden 
Kriege,  Auswanderungen  etc  »das  Verhält- 
nis zwischen  mannbaren  Mädchen  und  zur 
Fortpflanzung  geschickten  Buben«  sich  wie 
6:1  verlialte;  weiterhin  gewinne  die  Be- 
völkerung, wenn  während  der  Schwanger- 
schaft der  einen  Frau  eine  andere  be- 
fruchtet werde ;  endlich  müsse  es  auch  dem 
Hauswesen,  zumal  dem  des  Landmannes 
dienlich  sein,  »wenn  er  statt  einer  Frau 
und  drei  ihm  nötige  Mägde,  vier  tüchtige 
Weiber  hätte,  die  den  Bauernhof  als  ihr 
Eigentum  betrachteten,  und  jede  in  ihrem 
Fache  das  Hauswesen  zu  verbessern,  und 
alle  Vorteile  in  Acht  zu  nehmen  bedacht 
wären".*)  — 

Der  österreichische  Volkswirt  Joseph 
V.  Sonnenfels  (s.  d.)  —  1733—1817  — , 
welcher  während  mehrerer  Jahrzehnte  die 
Anschauungen  und  staathche  Politik  seines 
Vaterlandes  beherrschte,  ging  von  denselben 
bevölkerungspolitischen  Anschauungen  aus. 
»Die  Vergrösserung  der  Gesellschan  enthält 
alle  untergeordneten,  einzelnen  Mittel  in 
sich,    welche   gesammelt,    die   allgemeine 


')  Lehrbegriff  sämtlicher  öconomiKher  und 
Cameral-WiBsenschaften,    II   (Hannheim   1777), 
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Wohlfahrt  befördern.  Sobald  also  demnach 
von  einer  Anstalt,  von  einem  Gesetze  er- 
wiesen ist,  dasB  sie  der  Vei^rössemcg  der 
Gesellschaft  vorteilhaft  oder  derselben  "«renig- 
Stena  nicht  entgegen  Bind ;  bo  enthält  dieser 
Beweis  zugleich  den  höheren  in  sich:  dass 
sie  die  allgemeine  Wohlfahrt  entweder  von 
Seite  der  Sicherheit,  oder  der  Bequemlich- 
keit befördern,  oder  -wenigstens  nicht  be- 
achränken.  Ich  nehme  demnach  die  Ver- 
grÖEsemng  der  bürgerlichen  Gesellschaft, 
durch    Beförderung   der   Bevölkerung    zum 

femeinschaftliehen  Hauptgrund  satze  der 
taatswissenachaft,  und  der  darunter  begrif- 
fenen Theile  an;  und  der  Prüfsatz  jeder 
Uassregei,  welche  zur  Beförderung  der  ge- 
meinen Wohlfahrt  ergriffen  wird,  heiast: 
Ist  sie  der  Bevölkerung  zutrSglich?  Ist  sie 
der  Bevölkerung  nachüieilig? '),  Jedenfalls 
muss  die  Regierung  bemüht  sein,  >die  Be- 
völkerung auf  das  nöchete  zu  treiben ,  auf 
das  höchste,  nähmlioh,  als  durch  die  in  ihrer 
Gewalt  stehenden  Mittel  möglich  ist«*). 
Denn  >je  grösser  die  Menge  des  Yolkes, 
desto  grosser  ist  das  Mass  des  Widerstandes, 
worauf  die  äussere  Sicherheit  beruhet,  folg- 
lich der  Hauptgrundsatz  der  Politik;  — 
je  grösser  die  Menge  des  Volkes  ist ,  auf 
dessen  bereiten  Beystaod  man  bauen  darf, 
desto  weniger  hat  man  von  innen  zu  fürch- 
ten; folglich  der  Hauptgrundsatz  der  Po- 
lizey;  —  je  mehrere  Menschen,  desto 
mehrere  Bedürfnisse,  desto  vervielfältigter 
die  Nahrungawege  von  innen;  je  mehrere 
Hände,  desto  häufiger  die  Erzeugnisse  des 
Erdbauea  und  Fleisses,  der  Stoff  zur  äua- 
sem  Vertauachung,  folglieh  der  Ilauptgnmd- 
satz  der  Handlungswissenschait;  — 
je  mehrere  Bürger,  desto  mehrere  die  zum 
öffentlichen  Aufwände  beytragen ;  desto 
kleiner  der  Antheil  eines  jeden  Mitsteuem- 
den  insbesondere,  ohne  Verminderung  der 
ö^entlichen  Einkünfte  selbst,  folghch  der 
Hauptgrund  satz  der  Finanzwissen- 
Bchafti-.'') 

Steigerung   der  Tolksiahl,   —  das   war 
die  Parole  auf  wirtschaftlichem  Gebiete!*) 


')  Grundsätze  der  Polizev,  Handlang,  und 
Fmanz.    8  Aufl,  1  TeU  (Wien  1819)  S.  26. 

»)  a.  a.  0.  S.  29. 

»)  a.  a.  0.  .S.  29-31. 

*)  Immer  wieder  begegnet  man  in  dieser 
Zeit  der  Behanptang,  dass  die  Volksmenge  nie 
ZD  graas  werden  klinne.  Nnr  noch  einige  Be- 
legstellen miigea  hier  Platz  finden,  die  freilich 
unschwer  bedentend  vermehrt  werden  kSnntto. 
So  sagt  F.  W.  Waldeck  in  der  Schritt  „über 
die  Ünzertrennliehkeit  der  dentscben  Bauer- 
guter"  (1784)  S.  108:  „die  Bevölkemng  enthält 
den  Grund  von  allen  Arten  von  Glückseligkeit". 
TheodorSchmalz  bemerkt  in  seinem  3»nd- 
buch  der  Staats wirthschaft"  (Berlin  1808)  g  218 
(S.  162):  „Es  ist  oft  die  Furcht  von  Schrift- 


Unter  den  verschiedenen  Mitteln  zur  Volks- 
vermehnmg ,  deren  Sonnenfels  gedenkt, 
nennen  Avir  hier  nur  die  Errichtung  von 
Entbindungshäusem,  vor  allem,  um  den  ge- 
fallenen Mädchen  es  möglich  zu  machen, 
ohne  Schande  niederzukommen.  Ja,  er  em- 
pfiehlt sogar,  unter  Bezugnahme  auf  die 
gleichen  Wünsche,  welche  Mirabeau  ge- 
äussert hatte'),  einer  jeden  Mutter,  weloie 
das  Gebärliaus  verlässt,  wenn  sie  bedflrftig 
ist,  10  Bthlr.  mitzugeben  'für  das  Geschenk, 
das  sie  dem  Staate  gemacht  habes.')  — 

Diese  Anschauungen  über  das  BevClke- 
rungswesen  waren  so  all^mein  verlweitet, 
dass  auch  einige  Aerzte  sich  mit  der  Frage 
eingehender  beschäftigten,  durch  welche 
Umstände  die  menschliche  Fruchtbarkeit 
gehemmt  werde  und  durch  welche  Mittel 
sie  am  besten  gefördert  werden  könne. 
Yor  allem  hat  Johann  Peter  Frank  in 
seinem  umfangreichen,  viel  gelesenen  »Sys- 
tem einer  vollständigen  medizinischen  Po- 
lizei' ^)  die  verschiedenen  Ehchindemisse, 
die  schädlichen  Ehen  etc.  behandelt  und 
andererseits  zu  zeigen  versucht,  wie  die 
eheliche  Fruchtbarkeit  gesteigert  werden 
könne.  Man  gelangte  so  mehrfach  —  ge- 
rade in  dieser  medizinischen  Litteratur  — 
zur  Empfehlung  höchst  wunderlicher  Mass- 
regeln. Und  da  man  dabei  auch  jener  Er- 
fahrungen gedachte,  welche  man  bei  Tieren 
femacht  hatte,  8o  kennzeichnete  später 
riedrich  Karl  v.  Moser  in  den  »Po- 
litischen Wahrheiten  i^  diese  Bestrebimgen 
als  Ergebnisse  einer  »wahren  Gaulephilo- 
wphie..«)  - 


steilem  (auch  noch  neulich]  geSnasert  worden, 
dass  die  Volksmenge  in  einem  Lande  wohl  in 

tross  werde,  dass  ea  alsdann  nicht  alle  seine 
inwohner  ernähren  könnte.  Aber  diese  Furcht 
ist  aehr  thöricht  nnd  leer,  weil  die  Satur  nn- 
erBcbüpflich  ist,  weil  gerade  die  Menge  der 
Menschen  desto  mehr  Verkehr  veranlasset,  weil 
eben  Menschen  von  Menschen  leben.  Je  volk- 
reicher ein  Land  wird,  desto  reicher  wird  es." 
Klagen  über  zu  grosse  Bevölkerung-  sind  nach 
L.  H.  Jakob  [Grundsätze  der  Polizeigeaetz- 
gebung  nnd  der  Polizeianatat ten,  2.  Aufi.  18H7, 
§  103,  8.  101)  „immer  das  Zeichen  einer 
blüden    und    h(>chst    fehlerhaften    BegiertiUg", 

']  Mirabeau  sagt  in  „L'ami  des  homm.B" 
(nouv.  M.  Avignon  175Ö),  II,  p.  242 :  „Je  vii- 

drois qn'un    quartier   du    bätimeni    fit 

destin^  k  recevoir  tonte  personne  enceinte  qö 
vondroit  s'y  retirer;  qn'elle  y  fftt  bien  traitee 
Bsns  honte  ni  reprocbes;  et  qu'en  sortant, 

ijuBsent  dix  fcus  pour  prii  dn  present 

qu'eltes  ont  fait  a  I'Etat". 

*)  Sonnenfels,   Grundsätze    etc.    I,     s 

246  ff. 

')  Cf.  vor  allem  I.  Bd.,  Mannheim  1804 
*)  Cf.  Lneder,   Kritik  der  Statistik   uail 

Politik  (Qöttingeu  1812),  S.  213. 
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ni.  Die  HalthiiBsclie  Bev5lke- 
rnngslehre. 
7.  Die  Lehre   von    Robert  Malthns. 

■Während  die  soeben  geschilderten  Anschau- 
ungen flbfp  die  Bevölkerung  in  Theorie  nnt! 
Praxis  galten,  Leben  und  Wissenscliaft  be- 
herrschten, veröffentlichte  ThomaaRobert 
Malthns  (s.d.)  —  ITÖC— 1834  —  im  Jahre 
179S  sein  für  die  BevöIkerungswiBsenschaft 
grundlegendes  Werk:  Essay  on  the  prin- 
ciple  of  popiilatioD,  welches  lö03  in  dei 
zweiten  erheblich  erweiterten  und  18"iG  in 
der  sechsten,  der  letzten  von  dem  Verfasser 
selbst  besorgten.  Anflöge  erschien.') 

Der  Inhalt  diesem  Werkes,  kurz  zusam- 
mengefasst,  ist  folgender: 

In  allem  animaltscheu  Leben,  so  führt 
Malthns  aus,  ist  beständig  die  Tendenz  wirk- 
sam, sich  über  die  vorhandenen  Nahrungs- 
mittel hinaus  zu  vermehren.  Was  Franklin 
behauptet,  dass  es  für  die  Fruchtbarkeit  der 
Pflanzen  oder  Tiere  keine  andere  Grenze 
gebe  als  die,  welche  durch  ihre  Vermehrung 
und  dxirch  den  gegenseitigen  Wettstreit  um 
die  Unterhaltsmittel  gesteckt  sei,  ist  un- 
widerleglich wahr.  Jut  verschwenderischer 
Hand  hat  die  isnUii  die  Samenkörner  des 
Lebens  durch  das  Tier-  und  Pfanzeiireich 
ausgestreut ,  aler  Raum  und  notwendige 
Nahning  sind  nur  knapp  bemessen.  Wenn 
die  Keime  der  Existenz  frei  sich  entwickeln 
konnten,  würden  sie  im  Laufe  weniger 
tausend  Jahre  Millionen  Welten  füllen.  Die 
Not  aber,  jenes  gebieterische  alles  durch- 
dringende Gesetz  der  Natur  hält  sie  inner- 
halb der  vorgeschrielienen  Grenzen  zurück. 

Gewissermassen  einfach  ist  die  Sache  bei 
den  Pflanzen  und  unverntlnftigen  Tieren. 
Diese  alle  werden  durch  einen  mächtigen 
Instiukt  getrieben,  ihre  Gattung  zu  ver- 
mehren, und  dieser  Instinkt  wird  durch 
keinerlei  Fürsorge  für  ihre  Nachkommenschaft 
in  Schranken  gehalfen.  Wo  daher  Freiheit 
herrscht,  da  kommt  die  Vermehrungsfähig- 
keit voU  zur  Geltimg  und  die  überm llssigen 
Wirkungen  wei-den  späterhin  dureh  Mangel 
an  Kaum  und  Nahrung  ziunickgedrängt. 

Der  Mensch  ist  als  physisches  w'esen 
von  einem  gleich  mächtigen  Instinkt  ge- 
trieben, aber  er  vermag  als  geistiges  Wesen 
die  Folgen   einer  zu   starken  Vermehrung, 


')  Der  genaue  Titel  des  'Werkes  lautet: 
An  esgay  on  the  principle  of  popnlation  or  a 
yiew  of  its  pBst  and  present  etfects  on  human 
happiness,  witb  an  inquiry  into  uur  prospects 
teiipecting  the  fnture  removal  or  mitigatiun  of 
the  evils  which  it  oecasions.  Wir  eitleren  im 
folgenden  nnch  der  ?,  Auli,  Lon<1on  1812.  — 
V%B  Werk   ist   ins  Deatsche  Übersetzt  von  F. 


die  Not  einer  Uebcrvölkenmg  zu  erkennen. 
Thut  er  dies  nicht,  überhört  er  die  warnende 
Stimme  der  Vernunft ,  legt  er  sich  nicht 
immer  wieder  und  wieder  die  Frage  vor: 
ob  er  auch  für  jene  Geschöpfe,  die  er  zur 
Welt  bringt,  die  ünterhaltsmittel  beschaffen 
kann,  so  wird  die  Natur  auch  ihm  gegen- 
tlber  ihre  zerstörenden  Kräfte  walten  lassen. 
Aber  da  die  Bevölkening  in  Wirklichkeit 
niemals  über  das  niedrigste  Mass  von 
Leben smittel Vorräten ,  wodurch  sie  zu  er- 
halten ist,  binauswachsea  kann,  so  muss  in 
der  Schwierigkeit,  Nahrung  zu  erlangen, 
eine  starke  Hemmung  der  Volks  Vermehrung 
in  beständi^r  Wiiksamkeit  sein.  Diese 
Schwierigkeit  muss  Ji^ndwo  erscheinen 
und  notwendig  in  einer  oder  der  anderen 
der  verschiedenen  Gestalten  des  Elends  oder 
der  Fureht  vor  Elend  von  einem  grossen 
Teil  des  Menschengeschlechts  hart  empfun- 
den werden. 

Die  Bevölkerung  hat  beständig 
die  Tendenz,  sich  über  die  Unter- 
haltsmittel   hinaus   zu   vermehren. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
so  führt  Malthus  aiis,  wo  die  ünterhalts- 
mittel bisher  reichlicher,  die  Sitten  reiner 
und  die  Hemmnisse  frühzeitiger  Heiraten 
seltener  waren  als  in  irgend  einem  modernen 
Staate  Enropas,  hat  man  beobachtet,  daes 
die  Bevölkerung  sich  länger  als  anderthalb 
Jahrhimderte  hindurch  in  weniger  als  je 
"25  Jahren  verdoppelte.  Man  kann  daher 
mit  Sicherheit  aniiehraeu,  dass  die  Bevölke- 
nmg,  wenn  sie  nicht  gehemmt  wird,  sich 
in  je  2r>  Jahren  verdoppelt  oder  in  geome- 
trischem Verhältnis  wächst. 

Das  Verhältnis,  in  welchem  die  Boflen- 
erzeiignisse  zunehmen,  ist  nicht  so  leicht 
zu  bestimmen ;  aber  davon ,  meint  Malthus, 
kann  man  vollkommen  überzeugt  sein,  daBe 
das  Verhältnis  ihrer  Zunahme  auf  einem 
beschränkten  Gebiete  von  ganz  anderer  Art 
sein  musa  als  das  Verhältnis  der  Bevölke- 
nmgs Vermehrung.  Tausend  Millionen  Men- 
schen verdoppeln  sich  vermöge  der  Stärke 
des  Fortpflanzungstriebes  in  '2r>  Jahren 
eben  so  leicht  wie  taiisend  Menschen;  aber 
die  zum  Unterhalte  der  vermehrten  Bevölke- 
rung dienenden  Lebensmittel  lassen  sich 
keineswegs  so  leicht  gewinnen.  Der  Mensch 
ist  notwendig  durch  den  Raum  beschränkt 
Wenn  man  Acker  zu  Äcker  fügt  und  wenn 
alles  tragbare  Land  seine  Besitzer  gefunden 
hat,  so  hängt  die  jährliche  Zunahme  der 
Lebensmittel  allein  von  den  Verbesserun^u 
des  überall  schon  im  Eigentimi  sich  befin- 
denden Landes  ab.  Aber  diese  Quelle  muss, 
statt  reichlicher  zu  fliessen,  von  Jahr  zu  Jahr 
mehr  inid  mehr  versiegen.  Die  Bevölkenmg 
hingegen  würde,  wenn  mu:  ein  hinreichender 
Vonat  von  Lebensmitteln  da  wäre,  mit  un- 
erschüpfter  Kraft  vorwärts  gehen,  und  die 
46* 
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Zunalime  einer  PericKle  würde  die  Mittel 
einer  grosseren  Zunahme  in  der  nädisten 
liefern,  und  so  ohue  Ende. 

MalthiiB  sucht  zunächst  kurz  an  Gross- 
britannien zu  zeigen,  dass  die  Vermehrung 
der  Unterhaltsmittel  mit  der  Zunahme  der 
Bevölkerung  nicht  Schritt  halten  könne; 
dMin  tälirt  er  wöi-tlich  fort:  .Takinf^  the 
whole  earth,  instead  of  this  island,  emigra- 
tion  would  of  coui-se  be  excluded;  and, 
aupposing  the  present  nopidation  eiiual  to 
a  thouBand  miQioiis,  tne  human  species 
■woiüd  increase  as  tlie  niunliers  1 ,  2,4, 
8,  16,  32,  04,  128,  256;  and  subsistene  as 
1,  2,  3,  4,  5,  C,  7,  8,  9.  In  two  centuries 
the  populatioii  would  be  to  the  jneans  of 
subßiatence  as  256  to  9;  in  three  centuries 
as  4096  to  13,  and  in  two  thouaand  years 
the  difference  would  bealniostincalculable«'). 

Bei  diesen  Voraussetzungen  sind  der 
Produktion  der  Erde  keinerlei  Grenzen 
gesteckt.  Die  Nahrungsmittel  können  stetig 
anwachsen  und  grösser  sein  als  irgend  eine 
ausdrflckbare  Menge.  Da  aber  dennoch 
die  Bevölkerung  in  jeder  Periode  sicli 
immer  stärker  und  in  grösserem  Verhältnisse 
vermehren  wird,  so  kann  die  Vermehrung 
des  Menschengeschlechts  nur  durch  die  be- 
ständige Wirksamkeit  des  harten  Gesetzes 
der  Not  auf  dem  Niveau  der  Unterhalts- 
mittel  erhalten  werden. 

Als  letztes  Hindernis  der  Bevölkerung 
erscheint  also  der  Mangel  an  Lebensmitteln, 
der  notwendig  durch  das  verschiedene  Ver- 
hältnis, in  welchem  sich  Bevölkerung  und 
Unterhaltsmittel  vermehren,  entstehen  muss. 
Dieses  letzte  Hindernis  ist  aber,  abgesehen 
von  Fallen  eigentlicher  Hungersnot,  niemals 
das  unmittelbare.  Dieses  besteht  vielmclir 
in  all  den  Cebelständen ,  welche  aus  einem 
knapp  zugemessenen  Lebensunterhalte  er- 
wachsen luid  zur  Schwächimg  und  Auflösung 
des  menschlichen  Körpers  beitragen.  Diese 
Eindemisse  nun,  welche  unaufhörlich,  bald 
mehr  bald  minder,  der  Volksvennehning 
eotgegenarbeiteu ,  können  im  allgemeinen 
in  vorbeugende  und  zerstörende 
Hemmnisse  (the  preventive  and  the  positive 
checks)  eingeteilt  werden. 

Die  ersteren  sind,  soweit  sie  freiwillige 
sind,  dem  Menschen  eigentümlich.  Nur'  der 
Mensch  kann  die  Not  erkennen,  mit  welcher 
so  häufig  jene  zu  kämpfen  haben,  welche 
eine  zahlreiche  Familie  eruähreu  müssen. 
Diese  Erkenntnis  ffüut  entweder  zur  Be- 
friedigung des  Geschlechtstriebs  in  unter- 
schiedslosem, ausserehelichem  Verkehr,  aus 
welchem  gar  keine  oder  nur  wenige  Kinder 
hervoi^hen,  oder,  was  das  beste  ist,  zur 
sittlichen  Enthaltung  (moral  rcstraint).  Die 
zerstörenden    Hindernisse    der  Bevölkerung 


sind  sehr  verschiedener  Natur  und  schliessen 
alle  aus  Laster  oder  Elend  entspringenden 
Umstände  ein,  welche  in  irgend  einem  Grade 
dazu  beitragen,  die  natürliche  Dauer  des 
menschlichen  Lebens  zu  verkürzen.  Hier- 
her sind  zu  rechnen  alle  ungesunden  Be- 
schäftigungen, schwere  Arbeit  und  äusserste 
Armut,  schlechte  Ernährung  der  Einder, 
grosse  Städte,  Excesse  aller  Art,  die  ganze 
Schar  gewöhnlicher  Krankheiten  und  Epide- 
raieec,  Kriege,  Pest  und  Hungersnot.  Prüft 
man  diese  sämtlichen  Hindemisse  genauer, 
so  wird  man  finden,  dass  sie  sich  alle  in 
moralische  Zurückhaltung,  Laster 
und  Elend  auflösen  lassen.  Denn  unter 
den  zerstörenden  Hemmnissen  können  die- 
■elclie  unvermeidlich  aus  den 
ifafurgesetzen  hervorzugehen  scheinen,  aus- 
schliesslich Elend  genaimt  werden ;  dagegen 
sind  jene,  welche  wir  allein  uns  selbst  zu- 
zuschreiben haben,  wie  Kriege,  Excesse  und 
riele  andere,  welche  zu  vermeiden  in  un- 
serer Macht  stü]ide,  vermischter  Natur. 
Durch  das  Laster  werden  sie  über  uns  ver- 
hängt, ihre  Folgen  aber  sind  Elend  und  Not. 
In  einem  jeden  Lande  sind  einige  dieser 
Hemmnisse  mit  grösserer  oder  geringerer 
Kraft  in  beständiger  "Wirksamkeit  Dennoch 
aber  giebt  es  wenige  Länder,  in  welchen 
die  Bevölkerung  nicht  fortwährend  bemüht 
ist ,  über  die  Unterlialtsmittet  hinaus  zu 
wachsen.  Dieses  beständige  Streben  nimmt 
ebenso  beständig  die  Richtung,  die  unteren 
Klassen  der  Gesellschaft  dem  Elend  preis- 
zugeben und  jede  grosse  und  dauernde  Ver- 
besserung ihrer  Lage  zu  verhindern. 

Das  ist  im  wesentlichen  die  Malthns'sche 
I^ehre,  wie  sie  in  den  beiden  ersten  Kapiteln 
seines  Werkes  niedergelegt  ist  Die  vielen 
folgenden  Abschnitte  enthalten  nur  Belege 
und  Beweise  für  die  im  Eingange  ausge- 
sprochenen Behauptungen.  Das  MissverhÄlt- 
nis  zwischen  der  Tendenz  der  Bevölkerungs- 
zunahme imd  der  möglichen  Vermehrung  der 
Unterhaltsmittel,  dieses  im  einzelnen  nach- 
zuweisen war  der  Zweck  seiner  Äuaf  ühnmgen, 
welche  er  selbst  in  die  drei  Sätze  zo- 
sammenfasste : 

»1.  Population  is  necessarily  limited  by 
tbe  means  of  subsistence; 

Population  invariably  increases  where 


')a 


the   ) 


;  of 


prevented  by  some  very  powerful  and  ob- 
vioiis  checks; 

3.  These  checks,  and  the  checks  which 
repress  the  superior  power  of  populatdon, 
and  keep  its  effects  on  a  level  with  the 
meaus  of  subsistence,  are  aU  resolvable  into 
moral  restraint,  vice,  and  misery«  '). 

Im  Verlaufe  seines  Werkes  sucht  Malthus 
die  hier  aufgestellten  Grundsätze  durch  Auf- 
■)  a.  a.  0.  S.  12  und  S.  261. 
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einer  Starkeren  VermehruDg  der  Bevölkening  | 
entgegengestellt  haben  nnd  fortdauernd  wei-  ' 
ter  entgegen  Steilen,  zu  rechtfertigen.  Hier- ' 
an  schliessen  eich  dann  seine  zunächst  fOr 
England  berechneten  VorschJä^  zur  Besei- 
tigiuig  oder  Erleichterung  jener  Uebel, 
welche  aus  dem  Streben  der  Bevölkerung 
Aber  die  Unterhaltsmittel  hinaus  sich  zu 
vermehren  erwachsen  k&nnen. 

Hierauf  an  dieser  Stelle  sjvei'ieller  einzu- 
gehen, dürfte  kaum  erforderlich  sein.  — 

8.  Die  Vorgänger  von  Malthns.  »Wenn 
alles  Gescheidte  schon  einmal  gedacht  woi"- 
den  ist",  schreibt  Rfimelin  in  seiner  Ab- 
handlung Ober  »die  BevölkerunfTslehre« '), 
»müsste  es  seltsam  E*'in,  wenn  auf  so  nahe 
liegende  Betraclitungen,  wie  dass  es  leichter 
sei,  Kinder  zu  erzeugen  als  zu  ernähren, 
dass  eine  Vermehnmg  der  Mensc-hen  auch 
eine  entsjirechende  A'ermehrung  der  Sah- 
rungsmittel  erfordere,  dass  aber  diese 
letztere  in  einem  gegebenen  und  unaus- 1 
dehnl>aren  Areal  eine  Schi-anke  finde,  die 
für  die  erstere  nicht  bestehe,  im  Laufe  der 
Jahrhunderte  Niemand  verfallen  värc  Und 
wir  haben  oben  (S.  7')7)  bereits  gesehen, 
dass  den  griechischen  Pldlosophen  das 
Missverhältnis  zwischen  der  Zunahme  der 
Bevölkerung  und  der  Vermehrung  der  Un- 
terhaltsmittel keineswegs  entgangen  ist. 
Aber  niich  in  den  späteren  Jahrhunderten 
haben  verschiedene  Gelehrte  auf  die  Ge- 
fahren einer  allzustarken  Beviilkening.  wenn  j 
auch  mehr  gelegentlich  und  ohne  tiefer  die , 
BevrJkeningsfrage  zu  untersuchen ,  hinge- 
wiesen und  zum  Teil  Ansichten  vertreten, 
die  dann  später  von  Malthus  eingehender 
begründet  worden  sind. 

Wir  ge<lenken  hier  zunächst  einiger 
Italiener  und  unter  ihnen  in  erster  Linie 
des  Giovanni  Botero  (s,  d.)  —  IfiW  bis 
1617  — ,  der  in  dem  3.  Buche  seines  Werkes 
•Delle  cause  della  grandezza  e  magnificenza 
delle  cittiu  (1598)  sehr  beaoh  Ions  werte  Be- 
obachtungen über  die  Entwickelung  der  Be- 
völkeriing  angestellt  hat.  Botero  geht  von 
der  Thatsache  aus,  dass  die  Bevrilkening, 
wenn  sie  eine  Zeit  lang  zugenommen  habe, 
dann  nicht  mehr  mit  derselben  Schnelligkeit 
wie  bisher  anwachse,  vielmehi-  slillstehe  oder 
gar  abnehme.  Es  sei  falsch,  diese  Erschei- 
nung allein  auf  Kriege,  Epidemieen,  Teue- 
rung etc.  zurfl ck zuführen ,  denn  von  der- 
artigen Kalamitäten  sei  die  Welt  immer 
heimgesucht  worden,  die  eigentliche  Ursache 
liege  tiefer  und  zuletzt  lediglich  in  dem 
Mmgel  an  Unterhaltsmitteln.  Der  virfus 
generativa  siehe  die  vii'tiis  outritiva  gegen- 


über. Erstere,  die  »erzeugende  Kraft«,  sei 
die  gleiche  wie  im  Anfang  der  Welt;  zur 
Kindererzeugung  seien  die  Menschen  noch 
ebenso  tauglich  wie  zur  Zeit  Davids  oder 
Moses;  aber  die  "ernährende  Kraft«  reiche 
für  eine  unausgesetzt  anwachsende  Volks- 
zahl  nicht  aus.  Die  Zimahme  der  Bevölke- 
rung würde  ohne  Ende  sein  und  ein  jeder 
Staat  würde  ohne  Ziel  und  Mass  vei-mehrt 
werden ,  wenn  nicht  der  Mangel  an  Unter- 
haltsmittel n  dieser  im  geschwächten  Fort- 
pflanzungsfähigkeit Schranken  zfige.  Von 
Mesopotamien  seien  die  Menschen  ausge- 
gangen; von  dort  hätten  sie  sich  weiter 
imd  weiter  ausgebreitet  und  nachdem  sie 
das  Festland  überall  erfüllt  und  besetzt, 
sich  auch  auf  das  Meer  gewagt  und  ange- 
fangen, die  Inseln  zu  bewohnen  imd  zu  be- 
bauen ;  jetzt  hätten  sie  sich  s<igar  über  die 
sogenannte  Neue  Welt  verbreitet.  Aber  es 
sei  gewiss,  dnsR  um  nichts  aiif  Erden  so 
viel  Streit,  Zank  und  grausames  Hlut^■e^- 
giessen  erfolge  als  nm  Nahrung  und  Woh- 
nung. Der  Kannibalismus  der  Indianer,  der 
Sklavenhandel  Guineas,  das  Räuberwesen 
der  Araber  nnd  Tartaren,  die  Völkerwande- 
rungen, die  blutigen  und  langwierigen  Kriege, 
die  ewigen  Rechtshändel  im  Innern  etc.,  — 
all  das  sei  zurückzuführen  auf  die  Enge 
des  Nahniiigsspielraumes.  Zu  diesen  üebel- 
sfänden  gesellten  sich  alter  noch  ander- 
weitige Hemmnisse  der  Volks  Vermehrung: 
Unfruchtbarkeit  des  Bodens,  schädliche  Ein- 
flüsse des  Klimas,  Krankheiten,  Epide- 
mieen u.  a.  »Wer  wollte  nun  nicht  zu- 
geben,« so  nift  Bolero  aus,  "dass  dieses 
genugsam  Ui-sachen  seien,  um  deren  willen 
da.«  menschliehe  Geschlecht  stille  stehet  imd 
an  Zahl  nicht  mehr  so  zunehmen  kann,  wie 
vor  3000  Jahren  ?.  i) 

Im  IK.  Jahrhundert  gingen  in  Italien 
von  ähnliehen  Ansichten  aus:  der  Neapoli- 
taner Antonio  (ienovesi  (s.  d.)  —  1712 
bis  1769  ^  und  der  Venetianer  Giam- 
maria  Ortes  (s.  d.)  ~  1713—1790  — . 

Ersterer  behandelt  die  Bevölkerungs frage 
im  5.  Kapitel. des  ersten  Teils  seiner  »Lezioni 
di  economia  civile.^) 


')  Diese  Gedanken  entwickelt  Botero  be- 
aonders  im  3.  Kapitel  des  3.  Buches  der  oben- 
genannten Schrift.  Von  derselben  liegt  auch 
eine  dentsche  Uebersetznnß;  vor  u.  d.  T. : 
joannia  Boteri,  Gründlicher  Bericht  von  Anord- 
nung guter  Polizeyen  und  Regiments:  auch 
Fürsten  nnd  Herren  Stands.  Sampt  Gründ- 
licher Erciarung  der  Ursachen,  wo- 
durch Statt,  zu  Auffnemmen  und 
Hochbeiten  kommen  mögen (StrsBBhnrg  1696). 
In  dieser  deutschen  Ansgabe  s.  vor  allem  S.  431  ü. 

*j  (St.  Scrittori  claaaici  Italiani  di  economia 
politica.  Parte  modern»,  tomo  VII — X  (Milano 
1803).  VII,  S.  23tt.  ct.  vor  allem  p.  122ff.  — 
Die  Lezioni  erBchienen  znerat  1769.  Eine 
deutsche  Ueberselzung  liegt  in  2  Bänden  vor ; 
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Ein  jeder  Staat,  bo  fuhrt  er  hier  aus, 
ist  ein  politischer  Körper;  folglich  ist  es 
wichtig,  dass  er  so  stark  bevölkert  sei,  als 
es  der  Umfang  Beines  Gebietes,  die  Lage 
desselbea  und  die  übrigen  umstände  ge- 
statten. Diese  Stärke  dient  niclit  allein  zu 
seiaer  Erhaltung,  sondern  auch  zu  seinem 
Glück  und  seinem  Ruhm.  Den  ersten  Grund 
der  Stärke  eines  Staates  bildet  eine  grosse 
Anzahl  von  Familien,  eine  angemessene  Be- 
Tßlkemng  (giusta  popolazione).  Diese  ver- 
schafft ihm  die  Achtung  seiner  Nachbarn, 
ist  die  Ursache  seiner  Sicherheit.  Vor  allen 
Dingen,  sagt  Oeuove^,  musB  daher  bestimmt 
werden,  was  unter  einer  »angemesseneu  Be- 
Tölkerungi:  zu  verstehen  ist  Ein  Land, 
■welches  vermöge  seiner  Ausdehnung,  ver- 
möge seines  Klimas  und  vei-m<^  der  Frucht- 
barkeit seines  Grund  und  Bodens  filnf  Mil- 
lionen Menschen  ernähreu  kann,  ist,  wenn 
es  deren  nur  2^h  Millionen  ernährt,  um  die 
Hälfte  zu  wenig  bevölkert;  ernährt  es  nnr 
1  Million,  so  ist  es  um  ^h  zu  wenig  be- 
völkert und  lim  */5  zu  wenig,  wenn  es  nur 
3  Millionen  Menschen  enthSt  Es  würde 
aber  über  seine  Kräfte  bevölkert  sein,  wenn 
etwa  6  oder  7  Millionen  Mensdien  tu  dem 
Lande  lebten.  Eine  so  starke  Bevölkerung 
wäre  ebenso  nachteilig  und  schädlich  wie  eine 
zu  dünne  Bevölkenmg.  »Wohl  schreien 
unsere  Staatsmänner  von  allen 
Seite n:  Bevölkerung!  Bevölkornng! 
aber  sie  kann  die  schrecklichste 
Ursache  der  Entvölkerung  werden, 
wenn  sie  nicht  nach  den  oben  an- 
gegebenen Grundsätzen  reguliert 
wird.  Denn  wenn  die  Katur  auf- 
hört, die  Menschen  ernähren  zu 
können, so  fangen  sie  an,  einander 
selbst  aufzureiben.«') 

Eingehender  als  Genovesi  hat  Ortes 
das  Bevölkeruugswesen  in  seiner  Schrift 
■Riflessioni  siüla  popolazione  delle  nazioni 
per  rapporto  all'  cconomia  nazionale«- ')  be- 
handelt.   Er  geht  davon  aus,  dass  die  in 


DeB  Ahtfl  Aiit«n  Genovesi,  küniglichen  Pro- 
teBsors  zu  Seaj>el,  Grundsätze  der  bürgerlichen. 
Oekouomie.  Nach  der  neueaten  und  verbesaer- 
ten  Ausgabe  aus  dem  Italienischen  übersetzt 
von  Angust  Witzinann.  2  Teile.  Leip- 
zig 1776. 

')  »Quel  gridare  che  ai  fa  oggi  da  tutti  i 

rlitici,  popülaziune,  pnpolazione.se  nun 
regolato  dalla  presente  massima  puo  divenire 
1a  piü  terribile  causa  spopoktnce.  Perr.lie 
corae  U  natura  ftnisce  di  poter  cibare  gli 
nomini,  couiinciano  a  paseersi  gli  ani  degl' 
altri-  (a.  a.  0.  TU,  S,  123,  Anm.  1). 

^  Cf.  Scrittori  rlassici  Itdiani  di  econoniia 

rlitica.  Parte  mod.  t.  XXIV.  (Müauo  1804). 
5  ff.  Die  Schrift  erschien  zuerst  zn  Venedig 
1790.  Siehe  weiter  auch:  „Continnazione  dello 
riflessioni  sul In  popolazione"  in  Scrittori  c!aa- 
flici  ete.  t.  XLIX!  [Milano  1816),  S.  169  tt.  | 


einem  Lande  vorhandenen  Stoffe  (sostaoce) 
sich  infoige  des  Anwachsens  der  Bevölkerung 
vermehreQ  können  und  müssen.  Die  Volks- 
zahl aber  sei  beschränkt,  d.  h.  abhängig  von 
der  Ertragsfähigkeit  des  Bodens,  denn  die 
Ernährung  eines  Volkes  sei  niur  dann  wirk- 
lich frei  imd  gesichert,  wenn  sie  auf  den 
Erträgen  des  eigenen  Landes  beruhe  und 
nicht  angewiesen  sei  auf  die  Erzeugnisse 
fremder  Volker.  Den  auswärtigen  Handel 
betrachtete  Ortes  nur  als  eine  unzuverlässige 
Ergänzung  de^  Binnenhandels. 

Die  Zunahme  der  Volkszahl  bezeichnet 
er,  ebenso  wie  Malthus,  als  eine  geometrische. 
Er  berechnet  im  1.  Kapitel  des  oben  er- 
wähnten Buches,  dass  7  Personen  sich  In 
folgender  Weise  vermehren  könnten: 


h  Jahren 

Personen : 

150 

a34 

300 

450 

229  376 

734003z 

750 

7  516  19z  768') 

Wie  aber  bei  den  Tiei-en,  welche  eine 
gleiche  ForlpQanzungsfähigkeit  hätten,  die 
Natur  durch  Gewalt  und  Zwang  (forza)*) 
die  Vermehrung  bescliränke,  so  würde  die 
Kinderzeugung  bei  den  Menschen  durch  die 
Vernunft  (ragione)-')  gehemmt.  Wenn  nun 
ein  Gebiet,  auf  welchem  ursprünglich  7 
Menschen  lebton,  eine  Million  ernähren 
könne,  so  müsse,  wenn  die  Bevölkerung  auf 
917  504  angewachsen  sei,  die  weitere  Ver- 
meiirung  aufhören.'')  Dann  müsse  man  zum 
Cölibat  die  Zuflucht  nehmen,  das  ebenso 
notwendig  und  nützlich  sei  wie  die  Ehe. 
Freilich  würde  alsdann  nur  etwa  die  Hälfte 
der  Heiratsfähigen  sich  verehelichen  köimen, 
allein  eine  solche  Beschränkung  sei  erforder- 
lich, wolle  man  nicht  entweder  zur  äussersten 
Armut  gelangen  oder  den  bedenklichsten 
sittlichen  Cebelständen  Raum  geben. 

Der  Korn  «ier  Malthusschen  Lehren  findet 
sich  somit  schon  vollständig  in  dieser  Ab- 
liandluug.  — 

Vor  allem  aber  hat  man  in  England 
selbst  zu  den  verschiedenen  Zeiten  auJ  die 
Möglichkeit  einer  Uebervölkerung  nachdi-ück- 
lichst  hingewiesen.  Aus  dem  16.  und  17, 
Jahrhundert  nennen  wir  Sir  Walter 
Raleigh  {s.  d.)  —  1552—1618  — ,  Sir 
Matthew  Haie  (1G09— 167G)  und  Sir 
Josiah  Child  (s.  d.)  —  1630—1696  — , 
welche   auf   die   Möglichkeit  einer  starken 


')  Kap.  1  der  obengenaaDten  Schrift,  a 
XXIV,  p.  26. 

«)  Kap.  2.  S  27  H. 
•)  Kap.  3.  S.  32  tf . 
*)  Kap.  4.  S.  36  tf . 
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YolksTermehrung  und  auf  die  mit  derselben 
verbuadeDen  Oe&hren  aufmerksam  machtea. 

Raleigh  meint,  die  äfeuge  der  Men- 
schen sei  so  gross,  daas,  wean  sie  nicht 
durch  Kriege  oder  Epidemieen  mitimter  zu 
Tausenden  ninwMigerafft  würden,  die  Erde 
mit  aller  meast^ichen  Industrie  keinen 
Unterhalt  für  sie  bieten  könnte.  Spanien, 
so  fütirt  er  aus,  werde  durch  seine  vielen 
Eoloaieen  nichts  'weni^r  als  entTÖJkert, 
sondern  behalte  Dach  wie  vor  so  viele  Men- 
schen, als  in  dem  Lande  ernährt  werden 
kj^nnten.  Wcaa  Eduard  III.  sein  Ziel  er- 
reicht hätte,  Frankreich  zu  erobera,  so  würde 
dieses  Land  jetzt  voll  Engländer  seiu,  Eng- 
land selbst  aber  deshalb  nicht  leerer  von 
Menschen.  In  den  g^ewöhulicheu  Zeiten 
werde  die  Bevölkerung  durch  Hunger  imd 
Seuchen,  Schwert  und  Strick  vermindert. 
Viele  aber  enthielten  sich  der  Ehescliliessung 
aus  Soi^,  ihre  Kinder  nicht  ernähren  zu 
können;  andere  verheirateten  sich  mit  reichen, 
aber  alten  Frauen  oder  freuten  sich  infolge 
ilirer  Armut  über  die  Unfruchtbarkeit  ihrer 
Weiber.  Die  aber  trotzdem  stets  starke 
Termehrung  unseres  Geschlechts  bilde  un- 
ausgesetzt einen  Antrieb  zu  den  ewigen 
Kriegen,  welche  die  Erde  verwüsteten  und 
die  Bevölkerung  verminderten,  so  dass  man- 
cher Fürst,  der  bei  Ausbrucli  eines  Krieges 
sich  mit  angeblicher  Notwendigkeit  ent- 
schuldige, mehi-  die  Wahrheit  spreche,  als 
er  sellrät  wohl  glaube.  Die  grosse  Zahl 
von  jüngeren  Söhuen  und  Brüdern,  von  un- 
beschäftigten Kaufleutea  etc.  könne  einen 
sonst  gesunden  Staat  wirklich  krank  machen. 
Selbst  wenn  meiir  Uiiterhaltsmittel  vorhanden 
wären,  als  eigentlich  gebraucht  würden,  so 
fehle  es  doch  an  Mitteln  und  Wegen,  lun 
eine  passende  Verteilung  des  Gesamtvor- 
rates  herbeizuführen.  In  solchen  FäUen  be- 
dürfe eben  ein  Land  der  Ausleerung  durch 
den  Krieg;  der  Krieg  wirke  hier  wie  ein 
Biiabarbertrauk,  welcher  die  Galle  aus  dem 
Körper  abführt.') 

Der  unter  Karl  II.  zum  Lord-Oberrichter 
ernannte  britische  Rcchtsgelehrte Matthew 
Haie  hat  in  dem  Buche  »The  primitive 
origination   of   mankind^  -)    gleichtalls    der 

')  Baleigh  entwickelt  diese  Ansichten  in 
„Hiat«rj  ot  the  world"  B,  I.  Ch.  8.  §  4  und  in 
„A  diacours  ot  war  in  gener»!"  m  Works 
(Oiforder  Ausgabe  von  lö29|  VUI.  8.  267  tf. 
Mir  waren  diese  Schriften  leider  nicht  zugäng- 
lich. Ich  folge  in  obigem  zum  Teil  würtlich 
den  Angaben  Roschers  in  ,,Ziir  Üeachichte 
der  engTischeD  VolkBwirtschnftilefare".  Leipzig- 
1861,  S.  34/35. 

')  Erschienen  I^ndou  1677,  Das  engÜBche 
Origin^  lag  mir  nicht  vor.  Ich  citiere  nach 
einer  deutschen  Uebersetzung  u.  d.  T. :  „Der 
erste  Anfang,  oder  das  niapi^ngliche  Eerkom- 
meOj  des  mcDschlicheD  Geschlechts,  wie  das- 
selbige  aus   dem  Lichte  der  Xatnr  erforschet, 


Bevölkerungsfrage  gedacht  und  dabei  den 
Nachweis  zu  führen  gesucht,  dass  das 
menschliche  Geschlecht  infolge  der  grossen 
FortpQanzungsfähigkeit  sich  in  'geometri- 
scher Proportion,  vermehre;  in  einem  Zeit- 
raum von  34  Jahi^n  könne  eine  Tervier- 
fachung  vor  sich  gehen. '^)  Deshalb  mOss- 
ten,  da  die  Erde  eine  so  grosse  Zahl  von 
Menschen  nicht  tragen  könne,  bestimmte 
Hemmnisse  dieser  Yolksvermehnmg  ent- 
gegenwirken. Als  solche  bezeichnet  er: 
1.  Pesten  und  andere  Seuchen;  2.  Hungers- 
not: 3,  Kriege;  4.  üeberschwemmungen ; 
5.  FeuersbrOnste.  *)  Es  sei  gewiss,  Oass, 
wenn  auf  diese  Weise  die  Bevölkerung 
nicht  immer  wieder  und  wieder  vermindert 
■worden  wäre ,  die  Erde  ihre  Bewohner 
nicht  mehr  würde  tragen  können.  »Dess- 
halben  es  klar  und  offenbar  ist<,  so  heisst 
es  in  der  uns  vorliegenden  deutschen  Ueber- 
setzung aus  dem  Jahre  1G83,  »dass  der 
allweise  und  herrUche  Gott  die  obenge- 
dachten Mittel  zu  einem  sehr  weisen  und 
vortreflichen  Zwecke  gebrauchet  hat.  Es 
ist,  nemlich,  ein  Stücke  seiner  sonderbaren 
unendlichen  Weissheit,  dass  die  Pesten,  die 
Kriege,  die  Erdbeben,  die  Sündfluthen, 
dimih  seine  herrliche  Vorsehung  zu  solchem 
Ende  gerichtet  werden,  dass  sie  die  Sünden 
und  Lebertretuugen  des  Menschlichen  Ge- 
schlechtes straffen,  und  zugleich  die  Men- 
schen in  einer  so  hilligen  Propoi-tion  und 
Masse  halten  müssen,  dass  die  Welt  ihnen 
Raum  geben,  und  sie  in  sich  erhatten 
kSnnent.ä)  Allein  wie  zerstörend  auch 
immer  diese  Ereignisse  eingewirkt  haben 
mögen,  sie  haben  die  stetige  weitere  Ver- 
mehnmg  nicht  ganz  zu  verhindern  ver- 
mocht, da  in  ruhigen  Zeiten  die  Geburten- 
ziffer die  Zahl  der  Todesfälle  stets  über- 
trifft. Haie  gelangt  niclit  zur  Empfehlung 
irgend  welcher  Massnahmen  gegen  die 
Uebervölkerung,  ihm  dienen  diese  Betrach- 
tungen nur  zur  Begründung  seiner  Behaup- 
tung, dass  die  Menschen  nicht  von  Ewigkeit 
an  vorlianden  gewesen  sein  könnten,  weil 
die  Vermehrung  auch  nur  eines  einzigen 
Menschen  in  der  Zeit  von  einigen  Millio- 
nen Jahren ,  einen  griteseren  Raum ,  als 
die  ganze  E^e  und  der  ganze  Himmel  in 
sich  begreife,  mit  Menschen  erfüllt  haben 


und  Venianfft  gemäss  betrachtet  und  aussge- 
fübret  von Mntthaeus  Haie in  un- 
serer hochteutachen  Sprache  heraussge^ben 
von  Heinrich  Schmettawen."  (Colin  a.  d. 
Spree  1683.) 

■)  a.  a.  O.  S.  297. 

»)  a.  8.  0.  S.  307. 

»)  a.  a.  0.  S.  330. 

*)  a.  a.  0.  S.  348. 
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course  of  trade«  ^)  Über  die  Tolksveimeh- 
rung.  Er  ging  davon  aiis,  dass  Kultur  und 
Handel  eines  Yolkee  abhängig  seien  Ton 
einer  starken  Bevßlkening ; -)  je  bevölkerter 
ein  Land  sei,  um  so  reicher  sei  dasselbe.") 
Er  war  sieb  aber  dessen  bewuset,  dass  auch 
die  Volksvermehrung  ihre  Grenzen  habe 
lind  dass  die  Auswanderung  in  \ielen  Fallen 
fflr  ein  dicht  bevölkertes  Land  willkommen, 
ja  notw-endig  sei.  Hierdurch  werdea  seine 
obigen  Sätze  erheblich  eingeschränkt.  Spe- 
ciell  auf  England  Bezug  netunend  fflhrt  er 
aus,  dass  durch  die  Ansiedelungen  in  Ame- 
rika Grossbritannien  nicht  geschwächt  sei. 
Unter  jenen  Auswanderern  seien  viele,  die 
in  England  kein  Fortkommen  gefunden  ha- 
ben würden ;  sie  "«-ürden  in  der  alten  Hei- 
mat zum  grossen  Teil  durch  Hunger  und 
Elend  zu  Gnmde  gegangen  sein.*)  »Die 
Zahl  unseres  Tolkesf,  so  sagt  Child  wört- 
lich, »wird  immer  im  Verhältnis  zur  Be- 
sch^tigung,  welche  wir  ihm  geben  können, 
stehen;  und  wenn  wir  annehmen,  in  Eng- 
land für  IfW  Personen  Arbeit  und  fnter- 
halt  zu  finden,  während  IM  grossgezogen 
werden,  so  müssen  50  auswandeni  oder 
umkommen,  ganz  gleichgültig,  ob  wir  Kolo- 
nieen  haben  oder  nicht«.'")  Wäre  aber 
thataächlich  die  Auswanderung  zu  stark  ge- 
wesen, so  würde  sich  die  so  entstandene 
Lücke  bald  ganz  von  selbst  wieder  füllen. 
Der  Mangel  an  Menschen  wflrde  eine  Stei- 
gerung des  Arbeitslohnes  verursachen,  der 
hohe  Lohn  aber  würde  nach  kurzem  zu 
einer  dichteren  Bevölkerung  füliren.  — 

Im  18.  Jahrhundert  mehrte  sich  in  Eng- 
land die  Zahl  der  Schriftsteller,  welche  in 
ähnlichem  Sinne  wie  später  MaJthus  die 
Bevölkeningsfrage  behandelten  und  die  Mal- 
Ihus  selbst  als  seine  Vorgänger  bezeichnet 
hat.  Er  sagt  in  der  Voirede  zur  2.  Auf- 
lage seines  Werkes,  dass  er  im  Verlaufe 
einer  erweiterten  Untersuchimg  gefunden 
habe,  dass  über  das  ^-on  ihm  behandelte 
Thema  schon  viel  mehr  geschrieben  sei,  als 
er  geglaubt  habe.  Ja  englische  Schrift- 
steller, wie  Benjamin  Franklin  (s.  d.) 
—  1706—1790  — ,  Sir  James  Stewart 
(S.  d.)  —  1712— 178U  —  Arthur  Young 
(s.  rt.)  —  1741—1820  —  und  Joseph 
Towneend  (s.  d.)  hätten  den  " 


'}  Veröffentlicht  1690.  5.  Angg.  Glasgow 
1751.  Auch  hier  mnsste  ich  mich  an  eine  fran- 
Eüsische  Ueberäetznng  „Trait^s  snr  le  commerce 
et  snr  lea  avantages  q«i  resnltent  de  la  r^dnc- 
tion  de  rint«rest  de  l'argent"  (AmBterdam  et 
Berlin  1754)   halten,  nach  welcher  ich  citiere. 

')  ft.  a.  0.  S.  298;  „ü  est  Evident  qne  plus 
nne  nation  acqu^rera  d'hommea,  plns  eile  fera 
de  progr^B  dana  la  cnltore  et  dans 

')  a.  a.  0.  S.  370. 
,.  0.  S.  374. 


»)  a 


,  0.  ! 


bereits  in  einer  solchen  Weise  erörtert,  dass 
man  bilhg  darüber  erstaunen  müsse,  dass 
diese  Schriften  die  öffentliche  Aufmerksam- 
keit nicht  mehr  erregt  hätten. 

Um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  (1751) 
schrieb  Franklin  seinen  Aufsatz  »Obser- 
vations  conceming  the  increase  of  manloDd 
and  the  peophng  of  countries». ')  Er  führt 
in  demselben  aus,  dass  die  Vermehrung 
eines  Volkes  abhängig,  sei  von  der  Zahl  der 
Eheechliessungen,  dass  diese  aber  zunähmen, 
wenn  es  leicht  und  bequem  sei,  eine  Fa- 
milie zu  ernähren.  Wie  in  den  Sradteo, 
wo  das  Vorwärtskommen  erschwert  sei, 
weil  die  meisten  Er^-erbszweige  überfüllt 
wären,  viele  das  Heiraten  lange  hinaus- 
schöben, biß  sie  glaubten,  die  Bürde  einer 
Familie  tragen  zu  können,  so  auch  in  den 
diclitbe wohnten  Ländern,  Hier  fänden  sich 
Arbeiter  im  Ueberfhiss,  der  Verdienst  sei 
demnach  gering,  und  bei  kleinem  Einkorn-' 
nien  falle  es  schwer,  Frau  und  Kinder  zu 
unterhalten.  Deutlich  zeige  sich  dies,  wenn 
man  die  Verhältnisse  in  Amerika  mit  denen 
der  alten  Welt  vergleiche.  Wenn  hier  auf 
100  Personen  jährlich  nur  eine  Heirat 
komme,  so  könnte  man  in  Amerika  zwei 
auf  hundert  rechnen;  wenn  in  Europa  auf 
eine  Ehe  vier  Kinder  entfielen,  so  in  Ame- 
rika deren  acht.  Hier  sei  infolge  der  leich- 
ten Beschaffung  der  Subsistenzmittel  die 
Vermehning  so  stark,  dass  man  annehmen 
könne,  die  Bevölkerung  Amerikas  werde 
sich  binnen  20  Jahren  verdoppeln.  »There 
is,  in  Short,  no  bound  to  tho  proÜfic  nature 
of  plants  or  animals,  but  what  is  raade  bv 
their  crowding  and  interfering  with  eadi 
other's  means  of  subsistence.  Were  the 
face  of  the  earth  vaeant  of  other  plants.  it 
might  be  gradually  sowed  and  overspread 
with  one  kind  onlj-,  as.  for  instance,  with 
fennelj  and  were  it  empty  of  other  inhabi- 
tants,  it  might  in  a  few  ages  be  replenished 
from  one  nation  onlv,  as,  for  instance,  with 
Enghshmen..^ 

Sechzehn  Jahre  später  veröffentlichte 
James  Stewart  sein  Werk:  alnqniir 
into  the  principles  of  political  economy«,^) 
in  welchem  er  auf  die  notwendigen  Grenzen 
der  Volksvermehi-uug  hinwies.    Er  kommt 


')  Ct.  The  complete  works  of  Benjamia 
Franklin.  Compiled  and  edited  b;  John  Bigc- 
low.    vol.    II    (New-Tork    nnd    London    liHj), 


S.  2 


Hf. 


0.  II,  S.  231/232. 
')  Erschien  zuerst  in  t  Bdn,  London  1767. 
Ich  citiere  im  folgenden  nach  der  dentschen 
UeberBetznng ;  „Sir  James  Stewart,  Baronets, 
Untersuchung  der  Grund-Säze  von  der  Staats- 
Wirthschaft  als  ein  Versuch  über  die  Wissen- 
schaft von  der  innerlichen  Politik  bei  freyen 
Nationen  ans  dem  Englischen  übersezt"  Tü- 
bingen 1769—1770.    2  Bde. 
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immer  wieder  an  den  verscbiedensten  Stel- 
len seines  Werkes  anf  die  Bevßlkerungs- 
fr^e  zu  sprechen,  deren  grosse  Bedeutung 
für  das  -wirtschaftliche  und  soKiale  Leben 
ihm  völlig  klar  ist.  Der  Hauptgrund  zur 
Vermehrung  aller  Tiere  und  lolglich  auck 
des  Menschen  sei  die  Zeugung;  der  nächste 
nach  diesem  die  Sahrung.  Die  Zeugung 
gebe  das  Dasein,  die  Nahrung  erhalte  sol- 
ches. Das  Vermögen  zu  zeugen  gleiche 
einer  mit  einem  Gewichte  beschwerten 
Feder,  die  ihre  Kraft  allzeit  nach  dem  Ver- 
hältnis der  Verminderung  des  Widerstandes 
äussere-  Wenn  die  Nahrung  eine  Zeitlanjr 
ohne  Vermehrung  und  Verminderung  ge- 
blieben sei,  so  werde  die  Zeugung  die  An- 
zahl so  hoch  als  möglich  bringen;  geschehe 
es  dann,  dass  die  Nahrung  abnehme,  so 
werde  die  Keiler  über«-ältigt  und  ihre  Kraft 
werde  weniger  als  nichts.  Dann  würden 
die  Einwohner  zum  mindesten  nach  dem 
Veriiältnis  dieser  Ileherladung  abnehmen. 
Wenn  hingegen  auf  der  anderen  Seite  die 
Unterhaltsmittel  sich  vermehrten,  so  würde 
die  Feder  wieder  beginnen,  ihre  Kraft  in 
dem  nämlichen  Verhältnisse  zu  äussern,  in 
welchem  der  Widerstand  abnehme.  Die 
Leute  erhielten  reichlichere  Nahrung,  sie 
würden  sich  von  neiiem  vermehren,  aber 
mit  dem  Anwachsen  der  Zahl  der  Bewoh- 
ner würde  die  Nahrung  entsprechend  ge- 
ringer wer<Ien.')  Somit  sei  es  einleuchtend, 
dass  die  Bevölkenmg  sich  nach  den  Cnter- 
haltsmitteln  richten  müsse.  Es  sei  daher 
ungereimt,  neue  Einwohner  zu  wünschen, 
solange  man  noch  nicht  ■»•isse,  was  man 
mit  den  alten  anfangen  solle.  Jlan  kenne 
die  wahren  Wirkungen  der  Bevölkerung 
sehr  schlecht,  wenn  man  glaube,  das  An- 
wachsen der  Bevölkerung  werkle  unfehlbar 
all  den  Schaden  wieder  gut  machen,  der 
daher  entstanden  sei,  dass  man  die  bereits 
vorhandenen  Einwohner  nicht  gehörig  zu 
beschäftigen  wisse. ^)  »Mir  käme  es  gar 
nicht  verkehrt  vor«,  so  bemerkt  Stowart, 
»wenn  allen  Dorfjiriestem  verboten  -würde, 
ein  Paar  Leiite  zu  kopulieren,  die  nicht 
nachweisen  können,  dass  sie  dem  Staate 
aller  Waliracheinlichkeit  nach  nicht  zur  Last 
fallen  werden.  Könnte  man  eine  solche 
Verordnung  wohl  mit  Vernunft  tadeln?  Die- 
jenigen, welche  von  anderen  umsonst  er- 
nährt werden  müssen,  sind  für  den  Staat 
kein  Gewinn,  sondern  eine  Last,  solange  sie 
für  ihn  unbrauchbar  sind.  Nichts  ist  leichter, 
als  heiraten,  nichts  auch  natürlicher,  be- 
sonders unter  armen  Leuten !  Allein,  gleich- 
wie es  um  ernten  zu  können,  nicht  genug 
ist,  dass  man  pflüge  und  säe,  so  ist  es  auch 
um  Kinder  zu  erziehen,   nicht  genug,   dass 


')  B 


a.  0.  I.  S.  23  u,  S.  25/26. 


man  heirate.  Jedes  Tier,  das  eine  Brut 
hervorbringt,  die  sich  selbst  nicht  helfen 
kann,  muss  ein  Nest  haben.  Ein  Haus  ist 
das  Nest  für  die  Kinder.  Aber  nicht  jeder, 
der  ein  Kind  zeugen  kann,  kann  auch  ein 
Haus  baneu  oder  die  Miete  dafür  zahlen.« ') 
Und  diese  Erwägung  führte  Stewart  dann 
zu  dem  Vorschlage,  dass  es  zweckmässig 
sei,  die  Stärke  einer  jeden  Bevölkerungs- 
klasse zu  ermitteln,  um  so  festzustellen,  wie 
viele  Ehen  jährlich  innerhalb  derselben  ge- 
sclüossen  werden  dürften. 

Auch  Arthur  Young  hat  den  Zusam- 
menhang zwischen  Bevölkenmg  und  ünter- 
haltsmitteln  scharf  betont.  "Wo  die  Be- 
schäftigung zunimmt<-,  sagt  er  in  seiner 
Schrift  »Political  arithmetic- *),  »nimmt  die 
Bevölkeninp  zu.'  Wohin  man  auch  blicke, 
überall  fin<le  man  Beweise  für  die  Wahr- 
heit, dass  die  Veimehning  oder  Verminde- 
ning  des  Volkes  auf  die  Zu-  oder  Abnahme 
der  Beschäftigimg  zurOckzufühi-en  sei.  Die- 
jenigen, welche  sich  für  die  Vermehrung 
der  Bevölkenmg  so  sehr  ereiferten,  sollten 
Ijcdenken,  dass  ein  Zuwachs  von  Volk,  der 
durch  andere  Mittel  als  dimih  den  alimäh- 
lichen  Fortgang  der  Industrie,  der  Land- 
wirtschaft etc.,  mit  einem  Worte:  nicht 
durch  die  weitere  Zunahme  des  ReieJitums 
veranlasst  worden  sei,  dem  Staate  nur  zur 
Last  fallen  müsse,  da  eine  Veberzahl  von 
Menschen  das  Land  einfach  nicht  ernähren 
könne.'') 

Endlich  führen  wir  hier  noch,  Malthua 
folgend,  Joseph  Townsend  an,  der  so- 
wohl in  seiner  Schrift  über  die  Annenge- 
setze (Dissertation  on  the  poor-laws) '),  wie 
in  seinem  Reisewerke  über  Spanien:  »Ä  jour- 
ney  through  Si)ain>  ^)  die  starke  Volksver- 
mehnmg  der  erheblich  langsameren  Zu- 
nahme der  verfügbaren  Lebensmittel  gegen- 
überstellte. Während  er  in  der  erstgenannten 
Abhandlung  auf  den  bei  den  unteren  Volks- 
klasson  mit  besonderer  Macht  hen'ortreten- 
den  Trieb  der  UebeiTÜlkenmg  und  auf  die 
Unmöglichkeit  aufmerksam  machte,  die  Ar- 
mut diuxjh  Unterstützung  zu  bekämpfen, 
forderte  er  in  seinem  Werke  über  Spanien, 
dass  man  genau  festsetzen  solle,  wie  viele 
Personen  heiraten  dürften,  da  es  keinen  an- 


')  a.  a.  0.  I,  S.  91  ff. 

')  Political  arithmetic,  containing  observa- 
tiouB  on   the    present   State   of   Oreat-Britain, 


nach  der  deutschen  Uebersetzung :  ,|Arehur 
YonEg'B,  Esq.  etc.  Politische  Arithmetik,  ent- 
haltend Bemerkungen  über  den  gegenwSrtigen 

Zustand  Grossbritanniens "    lECnigBberg 

n?7).  S.  68. 

■)  a.  a.  0.  S.  257  und  258. 

*1  London  1787, 

'•)  London  1791.    I,  S.  38.3. 
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deren  Weg  gebe,   die  BevQlkeruDgszahl  zu 
beachränken.  ^1  — 


In   der  französischen  Lttteratur  ist  die 

BevClkerurigsfrago  in  dem  Sinne,  wie  es 
spater  von  Malthus  geschehen  ist,  nur  wenig 
betiaadelt  worden.  Als  Vertreter  dieser 
Richtung  nennoß  wir  allein  den  Oberauf- 
seher  der  Posten  von  Paris  nach  Bordeaux, 
Cl.Jacq.  Herbert  (170ü— 1758).  Er  sagt 
in  der  Schrift  »Essai  sur  la  poHce  praerale 
des  grains«*)  u.  a.:  »Wir  wollen  nicht  un- 
tersuchen, wie  sich  eigeatlich  das  GeschJecht 
der  Menschen  vervielfältigt;  es  ist  gewiss, 
dass  diese  Vermehrung  bis  ins  unendliclie 
gehen  würde,  wenn  nicht  gewisse  physische, 
politische  und  sittliche  Hindernisse  dem 
entgegenstünden; jedeafalls  be- 
merkt man  bald,  dass  sich  die  Staaten  nicht 
nach  der  natürlichen  Zeugungsprogression 
bevölkern,  sondern  nach  Massgabe  ihrer  In- 
dustrie und  der  Güte  ihrer  Institutionen.«  ') 
Und  an  einer  späteren  Stelle  betont  er  von 
neuem,  dass  d^  Anwachsen  der  Volkszahl 
abhängig  sei  von  den  Produkten  des  Bodens 
und  den  Hilfsmitteln,  welche  durch  die  Ar- 
beit beschafft  würden;  man  befürchte  und 
hindere  daher  die  weitere  Zunahme  der  Fa- 
milie, sobald  deren  Erhaltung  schwerfalle.  *)  — 

Wir  haben  oben  {S.  714/lü  und  S.  71!) 
ff.)  gezeigt,  dass  die  deufsdien  Volkswirte 
des  17.  und  18.  Jahrhundei-ts  mehr  oder 
minder  unbedingte  Lobredner  derVolksver- 
mehiimg  waren.  Nur  ganz  vereinzelt  wur- 
den Besorgnisse  wegen  UeborvOIkeruug  ge- 
äussert, so  von  Christian  Wilhelm  v. 
Dohm  (s.  d.)  —  1751—1820  —  besonders 
in  der  Einleitung  seines  Buclies  »über  die 
bürgerliclie  Verbesserung  der  Juden«  ^),  dann 
von  Herrenschwand  (s.  d.)  —  1730  bis 
179G  — ,  der  zwar  seine  Hauptwerke  zu 
London  in  französischer  Sprache  sclirieb, 
dennoch  aber  als  geborener  Murtener  den 
deutschen  Nationalükonomen  angoreüit  wer- 
den muss.  Die  Vermehrung  des  Menschen- 
geschlechts liat  nach  ihm'')  keine  Grenzen, 
allein  die  Lebensmittel  sind  beachi-änkt. 
Solange  diese  das  weitere  Anwachsen  der 

■)  a.  a.  0,  II,  S.  364. 

')  Loudres  1754;  Berlin  1750.  (Die  1.  Ausg. 
enthält  kanm  die  Hälfte  des  Werkes.)  lä 
citiere  nach  der  mir  allein  vorliegenden  deutr 
sehen  üebereetinng:  „Versuch  einer  allgemeinen 
KornpoHzei,  nebat  zwoen  Abhandlungen,  Über 
diePreise  und  den  Landbau.  Ana  dem  Franzüsi- 
sehen  des  Herrn  Herberts  übers,  v.  J,  8.  Haller" 
(Berlin  1756). 

•)  a.  a.  0.  S.  248. 

♦)  a.  a.  0.  S.  24a.250. 

")  Berlin  uad  Stettin  1781. 

•)  Cf.  De  l'economie  poHtiqiie  moderne. 
Discunrs  fondamental  sur  la  population.    Lon- 


Volkszabl  gestatten,  kann  dasselbe  stattfin- 
den, über  Jene  durch  die  Subsistenzmitte. 
gezogenen  Schranken  hinaus  aber  nicht.  Er 
sucht  dies  im  einzelnen  an  Jäger-,  Hirten- 
mid  Kulturvölkern  nachzuweisen. 

Vor  allem  aber  verdient  der  Mann  hier 
erwähnt  zu  werden,  den  Röscher  ^  mit  Recht 
den  ugrössten  deutschen  National  Ökonomen 
des  18.  Jahrhunderts!  genannt  hat:  Justus 
Moser  (s.  d.)  --  1720—1794.  —  An  den 
verschiedensten  Stellen  seiner  »Patriotischen 
Piiantasieen*; ')  hat  er  der  Bevölkerungsbe- 
wegung gedacht  und  Ansichten  entwickelt, 
welche  von  den  herrschenden  Anschauungen 
seiner  Zeit  erheblich  abwichen.  Unter 
den  deutschen  Volkswirten  muss 
er  in  erster  Linie  als  Vorgänger 
von  Malthus  bezeichnet  werden. 

In  den  allerdings  ironisch  abgefassten 
»Klagen  eines  Edelmannes  im  Stifte  Osna- 
brück': beisst  es :  °Es  ist  überhaupt  jetzt 
eine  sehr  wunderliche  Welt.  Die  grossen 
Herren,  diese  Zerstörer  des  menscTilichen 
Geschleclits,  denken  'auf  nichts  als  Bevölke- 
rung; und  wir  werden  sicher  nächstens  ein 
pbilosophisdies  System  erhalten,  worin  die 
möglichste  Vermehrung  der  Menschen  als 
diegrÖssleVerheiTlichnng  Gottes  angepriesen 
wird,  bloe  um  eine  Menge  menschliches  Vieh 
anzuziehen,  welches  sie  auf  die  Schlacht- 
bank liefern  können.  Allein  die  Bevölkenmg 
wül  es  wahrlich  nicht  ausmachen.  Wir 
ziehen  Bettler  und  Diebe  damit  an;  das  ist 
es  Alles.c^)  Noch  weit  schärfer  wendet 
sich  Moser  in  dem  Schreiben  einer  jungen 
Matrone:  »Also  sollte  man  die  Einimpfung 
der  Blattern  ganz  verbieten«  gegen  die 
starke  Volkszunahme.  Wir  geben  auch  hier 
die  betreffenden  Ausführungen  wörtlich 
weder:  »Nun,  mein  liebes  kind!  ich  will 
nichts  mehr  dagegen  sagen;  lass  deinem 
Dutzend  Kinderchen  je  eher  je  lieber  die 
Blattern  geben ;  alle  meine  Wünsche  stehen 
dir  dabei  zu  Dienste,  und  zwar  von  ganzem 
Herzen.  Aber  siehe  auch  hernach  zu,  wie 
du  deine  acht  Mädchen  an  den  Mann  brin- 
gest. Denn  das  will  ich  dir  wohl  im  Vor- 
aus sagen,  dass  kein  einziges  davon  sterben 
werde,  unsere  Aerzte  verstehen  das  Ding 
viel  zu  gut,  imd  sind  ^^el  zu  glücklich,  um 
dir  auch  nur  eine  einzige  Aussteuer  zu  er- 
sparen. —  Wo  wiL  es  aber  endlich  hinaus, 
wenn  das  so  fortgelit?  wenn  die  Brut,  die 
jetzt  erhalten  ist,  sich  mit  gleichem  Eifer 
vermehrt,  und  nichts  davon  ahgesclilochtet 
wu'd?  Vordem  dankte  eine  gute  Mutter  dem 


'1  Gesch.  der  Sat.  S.  501. 

')  Juatus  Maser,  Patriotische  Phantasieen; 
heraUBgeg.  von  seiner  Tochter  J.  W.  J.  von 
Voigts,  geb.  MSser.  Neue  Ausgabe.  In  MSsers 
sämtlichen  Werken,  neu  geordnet  von  B.  &. 
Abeken,  Band  1-4  (Berlin  1Ö58). 

')  Patr.  Ph.  I,  33  (Werke,  1,  S.  292). 
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lieben  Gott,  wenn  er  ehrlich  mit  ihr  theilte, 
und  auch  noch  wohl  ein  Schäfchen  mehr 
nahm;  man  erkannte  es  als  ein  Bicheres 
^atui^esetz,  dass  die  Hälfte  der  Kinder 
unter  dem  zehnten  Jaltie  dahin  sterben 
mOsste,  und  richtete  sich  danach  mit  den 
Wochenbetten.  Aber  künftig  wird  man 
Beine  Kinder  eelbst  Bän^n,  und  also  alle 
zwei  Jahre  nur  ein  Wochenbette  halten 
dürfen,  oder  mit  dem  zwanzigsten  Jahre  auf- 
hören müssen  Kinder  zh  holen,  wo  die  Welt 
den  Menschentindeni  nicht  zu  enge  wer- 
den soll.  Und  doch  hat  die  weise  Vor- 
sehune  die  Blattern  gewiss  nicht  umsonst  in 
die  Welt  geschickt.  Sie  haben  sich,  nebst 
der  mit  ihr  verwandten  Seuche,  gerade  zu 
der  Zeit  eingefunden,  da  die  Volkerwande- 
rungen, weil  Alles  besetzt  war,  aufhören 
mussten;  sie  sollen  also  wahrscheinlich  da- 
zu dienen,  einer  Ueberladung  der  subluna- 
rischen  Welt  vorzubengen:  imd  diesem 
grossen  Winke  sollte  man  folgen,  und  den 
Aerzten  ein  Handwerk  verbieten,  was  am 
Ende  zu  nichts  dienen  wird,  als  Mann  und 
Frau  von  Tisch  und  Bette  zu  scheiden.«  ^) 
Und  in  demselben  Aufsatz  hcisst  es  an 
einer  späteren  Stelle:  » so  ver- 
fahren auch  unsere  Aerzte ;  sie  erhalten  eine 
Jlenge  von  Leuten,  die  natürlicher  Weise, 
■weil  die  Welt  zu  voll  werden  wird,  ver- 
hun^rn  müssen.  Kommen  folgends  die 
ITedicinalanslalten  zu  Stande,  womit  unser 
wohlthätiges  Jahrhundert  schwanger  geht, 
so  wird  man  'Oberal]  Eltern  mit  ihren  Kin- 
dern, Kindeskiudern,  Eidielkindern  und  Ur- 
eidcelkindern  herum  wandern  sehen,  und 
zuletzt  Mord  und  Todtschlag  begehen 
müssen,  um  sich  mit  Ehren  einen  Platz  in 
der  Welt  zu  verschaff eii.»  -)  In  den  »kleineren, 
den  Patriotischen  Phantasieen  verwandten 
Stücken»  ^)  kommt  Moser  auf  die  Aussetzung 
■der  neugeborenen  Kinder  in  China  zu 
sprechen  und  entwickelt  dabei  ähnliche  An- 
sichten, Er  betont,  dass  die  Notstände  der 
Uebervolkerung  die  ilenseheu  in  Peckingi 
dahin  geffllirt  habe,  einmütig  den  grausamen 
Entschiusa  zu  fassen:  aus  jeder  Ehe  nicht 
mehr  wie  einen  Sohn  und  eine  Tochter 
leben  zu  lassen  und  alle  übrigen  Kinder 
auszusetzen.  »Leider^^,  heisst  es  hier,  »ver- 
sfanden die  Bewohner  zu  Pecking  die  Kunst 
nicht,  wie  die  Italiener,  der  Liebe  zu  pflegen, 
ohne  die  Geburten  zu  vermehren ;  sie  be- 
sassen  auch  die  Enthaltsamkeit  unserer 
thüiingischen  Bauern  nicht,  die  mit  ihren 
Weibern  in  einer  fünfjährigen  Ehe  sollen 
leben  können,  ohne  des  Zweckes  derselben 
zu  gedenken«.')   Diese  Worte  erinnern  nickt 

')  Patr,  Ph.  IV.  15  {Werke,  IV,  8.  63/64). 
^  a,  a.  0.  S.  66. 

")  Bd.  V  der  Baintlicben  Werke  (Berlin  1843). 
')  ft.  a.  0.  V.  Bd.  S.  98. 


nur  an  Malthus,  sondern  auch  an  die  neue- 
ren sogenannten  neo-malthusianigchen  Be- 
strebungen (s.  unten  VI,  15). 

Indes  Moser  machte  nicht  allein  auf  die 
grossen  aus  einer  Uebervolkerung  entstehen- 
den Notstände  aufmerksam,  sondern  wandte 
sich  auch  energisch  gegen  jede  die  altge- 
wohnte, gute  Lebeushaltung  beeinträchti- 
gende stärkere  Vermehrung ;  dies  vor  allem 
m  den  beiden  Aufsätzen:  vGrfliide,  warum 
sich  die  alten  Sachsen  der  Bevölkerung 
widersetzten«^)  und  »Von  dem  EinOusee 
der  Bevölkerung  durch  Nebenwohner  auf 
die  Gesetz^bung«  ^).  Hier  hebt  er  hervor, 
dass  all  die  grossen  Vorteile  für  Tugend, 
Sitten  und  Polizei  verloren  gingen,  sobald 
man  eine  zu  starke  Bevölkerung  gestatte. 
Bezüglich  aller  Einzelheiten  sei  auf  diese 
Artikel  selbst  verwiesen.  — 

Wir  sehen  somit,  dass  der  Gedanke, 
welcher  dem  Malthusschen  Werke  zu  Grunde 
liegt,  keineswegs  neu  war,  nicht  von  Mal- 
thus zuerst  ausgesprochen  worden  ist  Allein 
er  hat  das  unbestreitbare  Verdienst,  die 
öffentUclie  Aufmerksamkeit  eindringlich  auf 
die  Bevölkerungsfrage  hingewiesen  zu  hatwn, 
die,  wenn  auch  vor  ihm  von  anderen  viel- 
fach berührt,  doch  erst  von  ihm  genügend 
gewürdigt  worden  ist.  ^falthus  hat  zuerst 
auf  Grund  eines  reichen  Materials  die  Be- 
wegung der  Bevölkerung  eingehend  unter- 
sucht, er  hat  die  aii  dieselbe  sich  anknüpfen- 
den bedeutsamen  Fragen  zuerst  scharf  durch- 
dacht und  genau  formuliert,  so  dass  er  all- 
zeit als  der  eigentliche  Schöpfer  einer  Theo- 
rie der  Bevölkerung  bezeichnet  werden  muss. 

Sein  Werk  versetzte  die  ganze  Welt  in 
Aufregung,  und  mit  seinem  Namen  ist  eine 
Streitfrage  verknüpft,  welcheseitdem  Wissen- 
schaft und  Gesetzgebung  stets  aufs  neue 
bescliäftigt  hat.  — 


ten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts. 
9.  Die  Anhänger  von  Malthus  in  der 

Theorie.  Gnws  ist  die  Zahl  derer,  welche 
den  ilalthuBschen  Ausführungen  unbedingt 
Beifall  zoUten  und  für  die  Verbreitung 
seiner  Theorie  eifrig  bemüht  waren.  Frei- 
licli  müssen  wir  uns  hier  darauf  beschränken, 
nur  die  namhaftesten  Vertreter  seiner  Lehre 
anzuführen;  auch  können  wir  auf  die  hier 
in  Betracht  kommenden  Schriften  in  der 
Regel  nur  dann  näher  eingehen,  wenn  wir 
entweder  auf  von  Malthus  abweichende  Be- 
gründungen   oder    auf   neue   Forderungen 
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Unter  den  ersten,  welche  sich  in  Eng- 
land an  Halthns  anschlössen,  ist  John 
Bird  Sumner  (1780— 1862),  Bischof  yon 
ehester,  später  Erzbischof  von  Canterbury, 
zu  nennen,  der  in  tlem  Werte:  »Ä  treatise 
on  the  records  of  the  creation*  eta^)  den 
Nachweis  zu  führen  suchte,  dass  die  Mal- 
thnssche  Lehre  nicht  im  Widerspruch  zur 
göttlichen  Weltordnimg  stünde.  Wenn  auch 
die  starke  Vennehrung  grosse  Uebclstände 
im  Gefolge  habe,  so  belebe  sie  doch  aiich  ande- 
rerseits die  wirtschaftliche  Thätigkeit  und 
sporne  zu  neuen  Erfindungen  nnd  neuen 
Unternehmungen  an.  Auch  Thomas  Chal- 
mers  (s.  d.)  —  1780—1847  — ,  welcher 
sich  von  christlicher  Erziehung  in  erster 
Linie  Fördenmg  der  Wirtschaft  versprach, 
bekennt  sich  als  unbedingter  Anhänger  von 
Malthns^);  er  empfiehlt,  die  Arbeiter  vor 
allem  deshalb  für  die  Lehren  des  Christen- 
tums zu  gewinnen,  damit  sie,  auch  ohne 
die  Mallhussche  Theorie  zu  vei-stehen,  mora- 
lische Enthaltsamkeit  bezüglich  des  Heiratens 
'Qbten.  Jedwedes  Systeni  der  gesetzlichen 
Armenpflege  wurde  von  ihm  nachdrücklichst 
bekämpft.  Ebenso  hat  David  Ricardo 
(8.  d.)  —  1772—1823  — ,  ohne  freilich  dem 
BevClkerun^wesen  eine  speciellere  Betrach- 
tung zu  widmen,  Gelegenheit  genommen, 
seine  Ueberein Stimmung  mit  ildthus  aus- 
zusprechen "). 

In  sehr  verständiger, Weise  hat  Willi- 
am Thomas  Thornton  (s.  d.)  in  seiner 
Schrift  "Over-population  and  its  reniedy«') 

')  Der  genaue  Titel  des  Werkes  lantet;  A 
treatise  on  the  records  üf  the  creation,  and  on 
the  moral  attribniea  of  the  creator,  witb  parti- 
cular  reference  to  the  Jeirish  history  and  to 
the  consistency  o(  the  principle  ot  population 
with  the  wisdom  and  goodness  of  the  deity. 
2  vols.  1816  (7.  ed.  18o0).  Mc.  CiiUofh  sagt 
aber  diese»  Buch :  „An  exellent  work.  The 
doi/trines  laid  down  by  Malthng  are  not,  perhapa, 
snffifiently  modified;  bat  tbe  main  uh.ject  in 
view  —  that  ot  showing  that  the  theory  ot  popu- 
lation  is  in  perfert  harniony  with  the  diTme 
wisdom  and  goodnesä  —  ia  ftilly  aceomplished." 
(Me.  C.  in  „The  literatiire  of  politieal  et 
a  classifled  catalogue  of  eelect  publicati( 
1845.  p.  261.) 

*)  Ct.   On  politieal  economy 
ivith  tbe  moral  state  and  moral  prospecta  of 
Society  (Glasgow  1832). 

'I  Er  sagt  in  den  ,Princii)les  of  politieal 
economy  and  taxation''  (ich  eitlere  nach  der 
Uebersetming  von  Baumstark,  2.  Aufl.  Lpzg, 
1877,  S.  368):  ,.Icli  bin  so  glBcilich,  eine  Ge- 
legenheit zn  haben,  um  meine  Bewunderung 
über  Malthns'  Versuch  über  Bevölkerung  aus- 
zudröcken.  Die  Angriffe  der  Gegner  dieses 
Werkes  haben  bloss  dazu  gedient,  seine  Tüch- 
tigkeit xa  beweisen;  und  ich  bin  überzeugt, 
dass  sein  gerechter  Bubni  mit  der  Ausbildung 
der  \\'isaenscbaft  wachsen  wird,  tör  welche  es 
eine  ausnehmende  Zierde  ist." 

*}  London    1846.   —  Das  Werk    war  mir 


I  die  BevSlkenmgsfrage  behandelt.  Von  einem 
1  Widerspruch  gegen  die  MaJthussche  Lehre 
könne  ieine  Rede  sein.  Eine  Cebervölke- 
ning  sei  möglich  und  sei  zu  fürchten. 
Diese  trete  zwar  nicht  notwendig  da  ein, 
wo  ein  Land  nicht  alle  Lebensmittel  für 
seine  Einwohner  erzeuge,  auch  sei  eine 
dichte  Bevölkenmg  nicht  identisch  mit 
Uebervölkerung ;  die  Notstände  einer  üeber- 
völkening  machten  sich  erst  da  geltend, 
wo  die  Zahl  der  von  Arbeit  Lebenden 
gi-Össer  sei  als  die  Zahl  der  durch  Arbeit 
genügend  zu  Ernährenden.  Das  Malthus- 
sche  werk  habe  nur  einen  Fehler,  nämlich 
den,  dass  es  seine  Hoffnimg  auf  die  Ent- 
haltimg  von  unvorsichtigen  Heiraten  ledig- 
lich auf  die  Verstandeseinsicht  begründe. 
Diese  genüge  nicht.  Man  müsse  vielmehr 
bei  den  unteren  Schichten  durch  Steigerung 
des  allgemeinen  Wohlstandes,  durch  Hebung 
des  Standard  of  life  eine  unüberwindliche 
Scheu  vor  dem  Herabsteigen  in  schlechtere 
Zustände  entwickeln. 

Zu  den  eifrigsten  Anliängem  von  Mal- 
thus  gehören  aucli  die  beiden  JliU,  Vater 
und  Sohn:  James  Mill  (s.  d.)  —  1775  bis 
1836  —  und  John  Stuart  Hill  (s.  d.)  — 
18UC— 1873  — .  Ersterer  kommt  auf  unseren 
Gegenstand  sowohl  m  den  »Elements  of 
politieal  ecoiiomy= '}  wie  vor  allem  in  seinem 
Artikel  über  Kolonieen  in  dem  Supplement 
ziu-  »Encyclopaedia  Britannica»  -)  zu  sprechen. 
Hier  sagt  er  auf  das  BevSlkei-ungsgesetz  be- 
zugnehmend: »Dies  ist  in  der  That  das 
wichtigste  praktische  Problem,  welchem  sich 
die  Weisheit  des  Politikers  oder  des  Mora- 
listen zuwenden  kann.  Bisher  hat  man  das- 
selbe vernachlässigt Und  dennoch 

liesse  sich,  wenn  man  den  Aberglauben  der 
Kinderstube  aufgäbe  und  das  NützUchkeits- 
princip  fest  ins  Auge  fasste,  unschwer  eine 
Lösung  finden.«  Eingehender  sind  die  un- 
seren Gegenstand  betreffenden  Ausführungen 
John  Stuart  Mills.  »Die  Fähigkeit  der  Ver- 
\'ic]fältigung,  die  allem  organischen  Leben 
eigen  ist«,   so  schreibt  er*),    »kann  als  un- 


leider nicht  zugänglich;  ich  stütze  mich  in 
obigem  auf  die  Angaben  bei  Hohl,  Qesch.  u. 
Litt.  d.  St.  III,  S.  487,488. 

')  London  1821.  —  Vou  diesem  Werke  liegt 
eine  deutsche  üebersetzung  vor  u.  d.  T. :  ,,Ble- 
luente  der  NationalQkonomie  von  Jakob  Mill . . ., 
ans  dem  Engl,  übersetzt  von  Dr.  Ad.  L.  von 
Jakob,  Mit  Zusätzen  vom  Staatsrate  von 
Jakob."    Halle  1824, 

')  Cf.  Artikel  „Colony"  im  Supplement  zur 
5.  Auflage  der  „Eucyclopaedia  Britannica." 

')  <^.  Principles  of  politieal  economy  with 
some  of  their  applications  to  social  philosophy. 
5.  ed.  (in  2  Bdn.)  London  1862.  I,  p.  192ff. 
Ich  eitlere  nach  der  deutschen  Uebersetznng 
vou  Ad.  Soetbeer.  2.  Ausg.,  Hamburg  1864, 
8.  123  ff. 
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endlich  angesehen  werden Die 

.MenBchengattung  bildet  hier  keine  Ausnahme. 
Ihre  Yeraiehrungsbefähigung  ist  unbegrenzt 
und  ihre  wirkliche  Vervielfältigung  wüiile 
ausBeronJentlicIi  rasch  vor  sich  gehen,  wenn 
diese  BoJäliigung  im  weitesten  Umlange  zur 
Anwendung  käme.«  Und  an  einer  späteren 
Stelle  ^)  heisst  es :  »Wie  die  meisten  sozialen 
Uebel,  so  besteht  auch  Armut,  weil  Menschen 
ohne  gehörige  Ueberiegung  ihren  tierischen 
Instinkten  folgen.  Die  menschliche  Gesell- 
schaft ist  eben  dadurch  möglich,  dass  der 
Mensch  nicht  notwendig  dies  zu  thun  braucht. 
Die  Civilisation  ist  in  jeder  ihrer  Beziehungen 
ein  Kampf  gegen  tierische  Instinkte.  Ueber 
einige  der  stärksten  derselben  hat  sie  eich 
fähig  gezeigt,  ganz  hinreichende  Herrschaft 
zu.  erlangen  ....  Unterhegt  der  Instinkt 
der  "Volks Vermehrung  noch  keiner  solchen 
B^hifinkuDg,  als  notwendig  eracheint,  so 
ist  dabei  zu  beachten,  dass  dies  noch  nie  ernst- 
hch  versucht  worden  ist.»  Die  Hauptsache 
sei,  offen  auf  die  aus  der  starken  Volksver- 
mehrung erwachsenden  Uebelstände  hinzu- 
weisen und  nachdrücklichst  die  jedem  ein- 
zelnen sich  selbst,  seiner  Familie  und  der 
Gesamtheit  gegenüber  obliegenden  Pflichten 
zu  betonen.  ^Älle  Erfahrung  beweist  es, 
dass  der  grosse  Haufe  der  Menschen  für 
sich  selbst  niemals  über  moralische  Fragen 
urteilt,  nie  etwas  für  recht  oder  für  unrecht 
ansieht,  als  bis  er  es  häufig  gehört  hat; 
wer  aber  sagt  den  Leuten,  dass  sie  in  der 
hier  in  Rede  stehenden  Beziehung  Pflichten 
haben,  so  lange  sie  sich  in  den  Grenzen 
der  Ehe  halten?  Wer  erfährt  die  mindeste 
Verurteilung,  mid  vielmehr,  wer  findet  nicht 
Teilnahme  und  Wohlwollen  l>ei  noch  so  be- 
deutendem Uebel,  das  er  durch  diese  Art 
der  Unenthaltsam keit  über  sich  selbst  und 
seine  Angehörigen  gebraciit  hat''  Während 
ein  Mensch,  der  im  Trinken  nicht  enthalt- 
sam ist,  von  allen,  die  atif  Moralitat  An- 
spruch machen,  getadelt  und  verachtet  wird, 
ist  es  dagegen  bei  Ansprüchen  auf  die  Wohl- 
thätigkeiteiiierderhauptsächUchsten  Gründe, 
dass  jemand  eine  grosse  Familie  hale,  aber 
nicht  im  stände  sei,  sie  zu  ernähren.  Man 
darf  sich  nicht  ^vundem,  dass  Sdllschweigen 
über  dies  wichtige  Gebiet  der  menschhchen 
Pflichten,  wenn  es  das  Vergessen  natür- 
licher Thatsaclien  bewirkt,  dos  Unbewusst- 
sein  moralischer  Verpflichtungen  zur  Folge 
hat  Dass  es  möghch  sei,  das  Heiraten  auf- 
zuschieben und,  während  man  unverheiratet 
ist,  enthaltsam  zu  leben,  wird  von  den 
meisten  zugestanden  werden ;  wenn  aber 
Personen  einmal  verheiratet  sind,  so  scheint, 
wenigstens  in  England,  niemand  auf  den 
Gedanken  zu  kommen,   dass  es  überhaupt 


von  ihren  eigenen  Beschränk angen  abhän^n 
könne,  ob  sie  Familie  haben  oder  keine 
und  aus  welcher  Anzahl  dieselbe  bestehen 
soll.  Man  sollte  denken,  dass  Kinder  auf 
Ehepaare  direkt  vom  Himmel  herabregneten, 
ohne  dass  sie  selbst  ii^end  etwas  dazu  gethan 
liätten  —  dass,  wie  man  gemeinigUch  s^, 
es  Gottes  Wille  sei,  der  über  die  Zahl  ihrer 
Nachkommenschaft  entscheidet». ') 

Endlich  sei  hier  noch  Mc.  Culloch 
(s.  d.)  —  1780 — 18(i4  —  genannt,  welcher 
in  seinen  ^Principies  of  political  econo- 
my<  *)  die  Malthusschen  Grundsätze  ver- 
teidigte.^) — 

In  Frankreich  fand  die  von  England  aus- 
gehende Volks  Wirtschaftstheorie,  so  auch  die 
Bevolkeningslehre ,  besondere  Verbreitung 
durch  Jean  Baptiste  Say  (s.  d.)  —  1767 
bis  1832  — .  In  gefälliger  und  lichtvoller 
Darstellung')  hebt  er  die  starke  Vermeh- 
rungsfäkigkeit  des  menschlichen  Geschlechts 
hervor,  indem  er  gleichzeitig,  imd  zwar  ein- 


rung  nicht  nur  durch  die  notwendigen  Nah- 
rungsmittel beschränkt  werde,  sondern  auch 
durch  den  übrigen,  nicht  ins  Unendliche  zu 
vermehrenden  Vorrat  an  Lebensbedürfnissen, 
wie  Wohnung,  Kleidung  etc. 

Say  wurde  thatkräftig  von  dem  Grafen 
Pellegrino  ßossi  (s.  d.)  —  1787—1848 


')  In  der  engl.  Ausgabe:  I,  S.  448;  in  der 
deutsehen  Uebetsetznng  S.  258.  —  Bezüglich 
dieser  von  Mill  entwickelten  Ansichten  a.  auch 
weiter  unten  sub  VI,  16:  „Der  Keo-Halthugia- 
niBtnug." 

')  Principles  ot  political  economy :  with  a 
Sketch  of  the  rise  and  progreaa  of  the  science. 
Edinburgh  1836  (neueste  Änsg.  1886).  —  Eine 
deutsche  Uebersetzung  iat  von  Q.  M.  v.  Weber 
herausgegeben  n.  d.  T.:  Orundsütze  der  politi- 
schen Oekonoinie  nebst  kurzer  Darstellung  dea 
Ursprungs  und  Furtschrittea  dieser  Wissenschah 
(Stuttgart  1831).  [Ct.  vor  allem  Teil  II,  Ab- 
schnitt 5.] 

')  Es  bedarf  kanm  einer  besonderen  Er- 
wähnung, dass  die  Beihe  der  engliachen  Schrift^ 
steller,  welche  in  der  ersten  Hälfte  dieaea  Jahr- 
hunderts Malthnssche  Anschauungen  vertraten, 
mit  den  obengenannten  nicht  abgeschlossen  ist. 
Wir  erinnern  hier  noch  an  Francis  Place: 
„Illuatrations  and  proofa  o(  the  principle  of 
Population  including  an  examination  of  the 
propoaed  remedies  of  Mr.  Malthus"  (London 
1822),  an  Miss  Harriet  Martineau  „Illu- 
atrationa  of  political  economy."  Twenty-four 
tales  pub.  nionthly,  183ä— 1834  (New  ed.  1849. 
8  vols)  und  viele  andere. 

*)  Cf.  vor  allem:  Conra  complet  d'ecöoomie 
politique  pratique.  Paris  18281829.  (6  Bde.) 
2  Aufl-  1840.  Hrsg.  von  H.  Say  (2  Bde.) 
[3.  Aufl.  1862.]  In  diesem  Werke  wird  unser 
Gegenstand  im  6.  Teil  abgehandelt,  betitelt: 
„du  nombre  et  de  la  condition  des  honunes" ; 
in  der  2.  Auag.  II,  S.  121  ff. 


iglizecby  Google 


Bevnikeningswesen  (Bevölkerungslehre  und  Bevölkeningspolitik) 


— ,  Beinern  Nachfolger  anf  dem  Lehrstuhle 
der  politischen  Oekoaomie  am  Coll(?ge  de 
France,  unterstfitzt,  welcher  sowohl  in  der 
>IntrodHction  poiir  l'essai  siir  le  principe  de 
population« ')  wie  in  seinem  »Cours  d'öco- 
nomie  politiqne«  ^)  die  grosse  Beileritung  der 
BeTOlkeningsfrage  immer  aufs  neue  betont. 
Der  Staat,  die  Familie,  das  Individuum 
seien  hier  in  gleichem  Masse  interessiert. 
Als  wiritsamstes  Mittel  zur  Beseitigung  der 
Uebervölkerung  bezeichnet  Eossi  die  bessere 
Erziehimg  untf  Durchbildung  besondeis  der 
grossen  Masse.  »Lea  progres  de  la  ci%'i]i- 
sation  amenent  la  chute,  ou  du  moins  une 
modifieation  profonde,  des  gouvernements 
de  priiTlege;  et  c'est  alore,  et  alors  seule- 
ment,  qu'on  peut  espei-er  de  voir  l'Mucation 
nationale  s'elever  au  point  de  mettre  en 
liimiere,  pour  tout  le  nionde,  les  vrais  prin- 
cipes  de  Vassociation  civile ,  et  d'inspirer  ä 
toutes  les  classes  un  vif  sentiment  de  dig- 
nitß  personelle  et  la  saine  intelligence  des 
devoirs  an  pöre  de  famille.  La  marche  de 
la  populalion  ne  sera  plus  des  lors  le  rö- 
sultat  imprüvu  d'aveiigles  instincts,  ni  la 
Boci^tf'  un  troupeaii  stupide,  n'ayant  aucune 
oonscience  de  ees  accroissetneuts  et  de  ses 
pertes.« ") 

Es  sei  an  dieser  Sti;lle  auch  des  hervor- 
ragenden Genfer  Volks  wirf  es  Jean-Char- 
lea  Leonard  Simonde  de  Sismondis 
(9.  d.)  —  1773-1843  —  gedacht,  welcher 
der  Bewegiu]g  der  Bevölkerung  eine  ein- 
gehende Untersuchung  gewidmet  hat.^)  Mit 
Malthus  erkennt  er  die  grossen  Notstände 
an  die  a\if  das  starke  Anwachsen  der  Be- 
völkerung zurückzufoliren  seien ,  hestreitet 
aber,  dass  die  Beschränktheit  des  Bodens 
und  der  auf  ihm  erzeugbaren  Unterhalts- 
mittel gegenüber  der  unendlichen  Vermeh- 
ningsfähigkeit  des  menschlichen  Geschlechts 
eine  feste  Grenze  bilde.  Dieser  Satz  sei 
nur  wahr,  wenn  man  ihn  auf  die  ganze 
Erde  oder  aber  anf  ein  Land  anwende,  das 
nicht  in  der  Lage  sei,  eineu  Teil  seiner 
Unterhai tsmittel  von  aussen  her  za  beziehen ; 
der  auswärtige  Handel  ändere  ihn.  Aber 
was  wichtiger  sei ;  dieser  Satz  sei  nur  in 


')  In  der  französischen  Uebersetzung  dea 
Malthusschen  Werkes  vou  P.  u.  G.  Prevost. 
Paria  1845;  2  fid.  1852  [bildet  t.  7  der  „Collec- 
tion  dea  principaui  economistea"]. 

")  Oeuvres  coroplttes  de  P.  Hossi.  t.  1—4. 
[Conrs  d'ficonomie  pohtiqae.  4  iä,.  revue  et 
augmentee  par  A.  Poree.f  Paris  1863.  Cf.  vor 
allem:  t.  I,  S.  236 ff,    t.  IV,  S.  426 ff. 

')  Oeuvres  cotnpl.  I,  S.  307. 

')  Sismondi,  Souveaux  principes  d'Sco- 
nomie  politiqne  ou  de  la  richesse  dans  aes 
rapporta  avec  la  population.  2  ed.  (Paris  1837) 
[livre  VII.]  II,  y.  aöOff.  Vgl.  auch  meine 
Abhandlnn^  ober  Sismondi  in  den  Jahrb.  f. 
Nat.  N.  F.  14,  Bd.  8.  321ft.,  besonders  S.  346ft. 


der  Abstraktion  wahr  und  nur  in  einer  Art, 
welche  ihn  auf  die  Volks wirtsciiaft  als  un- 
anwendbar erscheinen  lasse.  Niemals  habe 
die  Bevölkerung  die  Grenzen  der  möglicher- 
weise zu  erzeugenden  Lebensmittel  erreicht 
und  werde  diese  wahrscheinhch  nie  er- 
reichen. Allein  es  hätten  nicht  alle  die- 
jenigen ,  welche  ünterhaltsmittel  bedürften, 
die  Mittel  oder  das  Recht,  sie  von  dem 
Boden  zu  verlangen ;  andererseits  hätten 
jene,  welchen  das  Monopol  der  Lftndereien 
zustehe,  keineswegs  immer  ein  Interesse 
daran,  ihnen  alle  Friichte  abzuverlangen, 
die  sie  erzeugen  könnten.  Lange  bevor  die 
Bevölkerung  durcÄ  die  Unmöghchkeit,  wei- 
tere Nahrungsmittel  zu  gewinnen,  aufge- 
halten werden  könne,  werde  sie  gehemmt 
durch  die  Unmöglichkeit,  die  Nahmiigsmittel 
zu  kaufen.  ^)  Sismondi  ist  wie  Malthus  der 
Ansicht,  dass  die  Bevölkerung  fähig  ist,  in 
rascher  Progression  anzuwachsen ;  er  er- 
kennt ebenfalls  die  Leiden  einer  Uehervöl- 
kening  an '),  allein  die  Ursachen  dieser 
Leiden  findet  er  nicht  in  einem  Mangel  an 
Subsistenzmitteln ,  sondern  darin ,  dass  es 
einem  Teüe  der  Bevölkerung  an  den  Mitteln 
fehle,  um  sich  den  erforderlichen  Lebens- 
unterhalt zu  verschaffen.  Nach  ihm  ist  das 
Einkommen  in  der  Hauptsache  der  Regu- 
lator der  Volksvermehrung.')  — 

Der  Altmeister  der  modernen  Statistik, 
Lambert  Adolphe  Jacques  Quetelet 
(s.  d.)  —  1796—1874  —  ging  ebenfalls  von 
Malthusschen  Giimdsätzen  aus.  Das  grosse 
Hemmnis  der  Bevölkerung  bestehe,  bemerkt 
er  in  seinem  Werk  sSur l'homme  et  le  d6- 
veloppement  de  ses  faculti^s«  *)  in  dem 
Mangel  an  Nahniu^raittelnj  welcher  in  der 
in  verschiedenen  Verhältmssen  fortschrei- 
tenden Zunahme  der  Bevölkerung  und  der 
Subsistenzmittel  seinen  Grund  habe.  Sei 
eine    Bevölkerung   bei   ihi-er   Entwickelung 


')  a.  a.  0.  ir,  S.  269  ff. 

'}  a.  B.  0,  II,  S.  252ff.  Es  heisst  hier 
wUrtlich:  „St  la  |Kipulation  s'accroit  lorsqne  les 
moyens  de  la  raaintenir  ne  a'accrüisBent  pas,  la 
nation  est  frappee  de  la  plus  cruelle  des  cala- 
mit^a.  La  terre  consume  alors  ceui  qu'elle  ne 
peut  nourrir;  plns  les  naiasances  sont  nom- 
brenses,  et  plus  la  mortalitä  doit  exercer  de 
ravagea  pour  raaintenir  toujoura  le  mJme  niveau ; 
et  eette  mortahte,  effet  de  la  misfre  et  de  la 
souffrance,  se  trouve  precMee  par  le  long  anp- 
plice,  non-aeulement  de  ceux  qui  perissent,  mais 
de  ceus  qui  ont  lutte  avec  eux  pour  l'esistence." 
(t.  II,  p.  256.) 

")  ft.  a.  0.  II,  S.  264  ff. 

*)  Sur  rbomme  et  le  dfivelopjjement  de  ses 
facult^a  ou  essai  de  physiqae  Bociftle.  2  tomes. 
Paria  1835.  (Chap.  VII)  I,  S.  272ä.  [Deutsche 
Uebers.  von  V.  A.  Riecke,  Stattgart  1838.1 
Die  2.  Aufl.  erschien  1869  u.  d.  T. :  Phjaique 
sociale  ou  essai  snr  le  developpement  des  facal- 
les  de  rhomme. 
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bis  zu  dem  Punkte  gekommen,  dass  sie  den 
Uitteln  des  Lebensunterhaltes  das  Gleich- 
gevicht  ha]te,  so  müsse  sie  durch  mensch- 
Eche  Voreicht  (par  la  pn'voyance  des  hom- 
mes)  auf  dieser  Stufe  gehalten  werden; 
;^he  sie  abt'r  un glücklicherweise  darüber 
hinauB,  so  werde  sie  diirch  eine  grössere 
Sterbhdikeit  mit  Gewalt  wieder  auf  jenen 
Punkt  zurflckgedHlngt.  Malthus  habe  die 
HaupthemmnisEe ,  auf  welche  die  Bevölke- 
rung bei  ihrem  Wachstum  stossc,  mit 
Scharfsinn  auseinandergesetzt;  allein  die  Art, 
wie,  oder  das  Gesetz,  nach  welchem  diese 
Hemmnisse  wirkten ,  sei  noch  nicht  be- 
stimmt. ¥s  fehlen,  schreibt  QueteJet,  die 
Mittel,  die  Theorie  der  Bev-ülkenmg  iu  das 
Gebiet  der  mathematischeu  Wissenschaften 
zu  ziehen,  wohin  sie  eigentlich  gehöre.  Er 
SDcht  diese  Ltlcke  auszufüllen,  indem  er  bezüg- 
lich der  Bevölkerungstheorie  folgende  Gnmd- 
sfltze  aufstellt:  »La  population  tend  ä  croitre 
seion  une  progresaion  gi'-omf'trique.  La  re- 
sistance,  oii  la  somme  des  obstacles  &  son 
developpement ,  est,  toutes  choses  egales 
d'ailleurs,  comme  le  carr^'  de  la  vitesse  avec 
laquelle  la  population  tend  ä  croltre«.') 
Wir  verzeichnen  diese  Fonnel,  für  welche 
Quetelet  den  Beweis  schuldig  geblieben  ist, 
ohne  uns  näher  auf  sie  eirztüassen;  irgend 
welche  Fönlening  hat  die  Bevölkerungslehre 
durch  sie  nicht  erfahren.  Auch  Quetelet 
weiss  keinen  anderen  Ausweg  als  mög- 
lichste Steigenmg  der  Lebensmittelmenge 
und  kluge  Beschränkung  der  Kindererzeu- 
gung. — 

In  Deutschland  entstanden  der  Malthus- 
schen  Theorie  nicht  minder  begeisterte  An- 
hänger. Wenn  wir  von  ilem  ersten  Uebor- 
setzer  des  »Essay  on  Ihe  principle  o£  popu- 
lation., F.  H.  Hegewiscn,  absehen,  wel- 
cher in  der  Einleitung  seiner  Uebersetzung 
hen-orhebt^),  dass  er  sich  »längst  mit  den 
Hauptidecen  des  Slalthusschen  Werkes  um- 
hergetragen* habe,  so  mflsseu  wir  hier  vor 
allem  Heinrich  Luden  (s.  d.)  —  1780 
bis  1847  —  nennen,  der,  wie  Mohl*)  be- 
merkt, in  Deutschland  hauptsächlich  die  Be- 
vülkerungslehre  im  Malthiisschen  Sinne  unter 
dem  jüngeren  Geschlecht  verbreitete.  »Die 
Pflanze«,  so  schreibt  er,  »schüttet  allen  ihren 
Samen  aus,  rings  um  sich  her;  jedes  Samen- 
korn strebt  aiifzugehen;  aber  der  Boden 
bietet  nicht  Kahrung  genug  dar:  die  Folge 
ist,  dass  so  viele  der  jungen  Pflanzen  zu 
gnmde  gehen,  bis  das  Gleichgewicht  zwischen 
der  Zahl  der  Pflanzen  und  der  Nahrung  des 

')  a.  a.  0.  (1.  Aufl.)  I,  S.  277. 

*)  Versuch  liber  die  Bedingungen  und  Fol- 

fen    der    Volksvermehmng.     Alton a    1807.    I. 
,  V,  Anm.  b. 

■)  Geschiebte  und  Litteratur  der  Staats». 
III,  S.  484. 


Bodens  heimstellt  ist.  Auf  gleiche  Weise 
geht  es.  wenn  mehr  Thiere  erzeugt  werden 
als  Nahrungsmittel  da  sind ,  auf  gleiche 
Weise,  wenn  mehr  Menschen.  Dies  zeigt 
die  Geschichte.  SoDte  der  Mensch  aus 
dieser  Beobachtung  min  nicht  den  einfachen 
Schlnss  ziehen  können:  es  sey  Gesetz  der 
Natur,  Wille  der  Vorsehung,  dass  die  Kah- 
nmgsuchenden  und  die  Nahrungsmittel 
immer  im  Gleichmaasse  bleiben  müssen, 
wenn  nicht  Untergang  und  Verderben  er- 
folgen soll?  Und  sollte  er  mithin  daraus 
nicht  die  Lehre  ziehen  können :  es  sey 
Pflicht  für  Menschen ,  dieses  Gesetz  der 
Natur  mit  Freiheit  zu  achten,  und  also  nicht 
mehr  Kinder  zu  zeugen,  als  Nahnmg  finden 
körnten?«')  Besonders  eingehend  behandelt 
Liiden  die  Bevölkenin^slehre  in  seinem 
»Handbuch  der  Staats  Weisheit  oder  Politik«. 
Er  foi-dert  hier  die  Mitwirkung  der  Regie- 
rung, um  einer  üebervölterung  zu  begegnen. 
Die  tugendhafte  Enthaltsamkeit,  welche  Mal- 
thus den  einzelnen  predige,  werde  schwer- 
lich genügende  Beachtung  finden,  der  Staat 
müsse  eingreifen.  Zu  dem  Zwecke  em- 
pfiehlt er  drei  Mittel:  einmal  sei  es  not^ 
wendig,  dass  auf  die  Erüeiigung  eines  un- 
ehelichen Kindes  nicht  nur  beständige  Ehe- 
losigkeit und  Ausschliessung  von  allen  bür- 
gerlichen Ehren  und  Freuden  gesetzt  würde, 
sondern  dass  auch  die  Eltern  gezwungen 
würden ,  das  Kind ,  soweit  nur  ihre  Kräfte 
reichten,  ohne  Beihilfe  zu  ernähren.  Zwei- 
tens müsse  man  als  Grundsatz  feststellen, 
dass  keine  Ehe  geschlossen  werden  dürfe 
ohne  Erlaubnis  der  Rogienmg,  und  diese 
Erlaubnis  sei  nur  dann  zu  erteilen,  wenn 
entweder  anzunehmen  wäre,  dass  die  Kin- 
der, welche  erzengt  werden  möchten,  Unter- 
halt und  Beschäftigung  finden  könnten  oder 
wenn  die  Ehe  in  so  späten  Jahren  gesucht 
würde,  dass  gar  keine  Kinder  mehr  erwai-tet 
wenlen  könnten.  Endlich  solle  der  reiche 
Hagestolz  angehalten  werden,  mit  einem 
Teile  seines  Vermögens  die  ärmeren,  heirats- 
lustigen Jünglinge  zu  unterstützen.*} 

Später  haben  besonders  Karl  Hein- 
rich Rau  (s.  d.)  —  179-_»— 1870  —  und 
Robert  von  Mohl  (s.d.)  — 1799— 1875— , 
ersterer  durch  sein  »Lehrbuch  der  politi- 
tischen  Oekonomie  <-■''),  letzterer  vor  allem 
durch  seine  »Polizei- Wissenschaft  nach  den 
Grundsätzen  des  Rechtsstaates»  *)dieMalthus- 


')  Uelier  Sinn  und  Inhalt  des  Handbuchs 
der  Staatsweiaheit,  Jena  1811,  S.  5  Anm. 

')  Handbuch  der  Staats  Weisheit  od^r  der 
Politik.  1.  Abt.,  Jena  1811,  S.  397  Ef.  Vgl.  vor 
allem  ^  166  3.  404ff. 

')  Vgl.  Band  1  u.  2.  {1.  Änfl.  1826.  Bd.  1, 
8,  Aufl.  1869;  Bd.  2.  5.  Aufl.  1862—63.)  Siehe 
vor  allem:  2.  Bd.  1.  Abt.  §  llff. 

*)  3  BBnde.  Tübingen  1832—1834;  3.  Aufl. 
1866,   CE.  vor  allem :  1.  Band,  1.  Teil,  1.  Buch, 
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Bche  Theorie,  deren  Kern  sie  anerkaanten, 
in  besonnener  Weise  vertretea  uüd  ver- 
breitet — 

Eä  konnte  nicht  ausbleiben,  dasä  aus 
Sorge  vor  einer  Uebervölkening  auch  gar. 
wunderliche  Massnahmen  als  Heilmittel  gegen  i 
ein  zu  i;tarkes  Anwachsen  der  Volksaahl 
empfohlen  wurden.  Und  wie  so  oft,  haben 
auch  in  diesem  Falle  die  Schüler  wegen 
ihrer  weitgehenden  Forderungen  die  Theorie 
des  Meistere  in  Misskredit  gebracht.  Wir 
gedachten  soeben  schon  der  zum  Teil  ganz 
undurchführbaren  Yorschläge  Ludena ;  allein 
andere  haben  die  Malthussche  Theorie  noch 
viel  molir  ins  Ußgeheuerliche   übertrieben.  '- 

Zu  diesen  »unerwünschten  Anhängern« 
rechnen  wir  Frangois  Emmanuel  Fe- 
der 6  und  ganz  besonders  die  beiden  Aerzt« : 
Charles  Loudon  und  Karl  August 
"Weinhold. 

Foder6  schlagt  ein  freiwilliges  Cölibat 
vor'),  in  welches  alle  diejenigen  eintreten 
sollen,  welche  weder  Handwerker  noch 
Künstler  noch  Eaufleiite  noch  Aerzte  noch 
Advokaten  noch  Schiffer  etc.  sein  können; 
er  denkt  au  grosse  ehelose,  reUgiöse  Gesell- 
schaften, um  so  einer  Uebervölkerung  vor- 
zubeugen. Loudon  wünscht,*)  dass  von 
Seiten  des  Staates  jede  Mutter  verpfhchtet 
werden  solle,  jedes  ihrer  £inder  drei  Jahre 
lang  selbst  zu  stillen;  er  hoffte  so  neue 
Empfängnisse  zu  verzögern,  also  die  Zahl 
der  Kinder  aus  jeder  Ehe  zu  vermindern. 
Endlich  empfiehlt  Weinhold,  die  ganze 
männliche  Bevölkerung  bis  zu  einem  ge- 
wissen Zeitpunkt  zu  infibulieren.  »Ich 
schlage  demnach,«  so  sagt  er,  >a]s  eine 
allgemeine  und  dringend  nothwendige  Mass- 
regel, eine  Art  von  unauflösliclier  Infibula- 
tion  mit  Verleihung  und  metallischer  Ver- 
siegelung vor,  welche  nicht  anders  als  nur 
gewaltsam  geöffnet  werden  kann,  ganz  ge- 
eignet, den  Zeugungsakt  bis  zum  Emtritt 
in  die  Ehe  zu  verhindern.  Diese  Art  von 
unauQöslidier  Infibutation  hat  mir  schon  bei 
mehreren  Individuen,  welche  sich  durch 
Selbstbefleckung  in  eine  fast  unheilbare 
Nerven BcL wache  versetzt  hatten,  die  ti-eff- 
lichsten  Dienste  geleistet.  Sie  werde  vom 
14  Lebensjahre  an,  nnd  so  fort  bis  zum 
Eintritt  in  die  Ehe,  bei  solchen  Indi\iduen 
angewendet,  welche  erweisbar  nicht  soviel 
Vermögen   besitzen,   um   die  ausserehelich 


1.  Eapit«!:  „Sorge  des  Staates  für  die  gehörige 
Volks  zahl." 

']  Foder£,  Essai  bistorique  et  moral  snr 
la  paavietä  des  nationB,  la  popnlation,  la  men- 
dicit^,  lea  höpitaux  et  les  eniants-trouves,  Paria 
1285,  S.  lOOff. 

')  London,  Solution  du  probläme  de  la 
Population  et  de  la  subsistance,  Bonmise  ä  un 
medecin  dans  nne  aiün  de  lettres.    Paris  1842. 


erzeugten  Wesen  bis  zur  gesetzmässigen 
Selbständigkeit  ernähren  und  erziehen  zu 
künnen.  Sie  verbleibe  bei  denen  zeitlebens, 
welche  niemals  in  die  Lage  kommen,  eine 
Familie  ernähren  und  erhalten  zu  können .... 
Die  Operation  selbst  ist  leicht  und  beinahe 
ganz   unschmerzhaft,  ebenso  die  Verlötung 

und  metallische  Versiegelung Die 

Vorhaut  wird  nämlich  voivezf^n  und 
zwischen  ein  paar  durchlöcherte  Metall- 
platten sanft  eingeklemmt,  damit  das  Durch- 
stechen einer  hohlen  Nadel,  in  welcher  sich 
ein  vier  bis  fünf  Zoll  langer  Bleydrath  be- 
findet, kaum  gefühlt  werden  kann.  Ist  der 
Drath  durchgezogen,  so  wird  er  so  gebogen, 
dass  er  die  naheliegenden  Teile  nicht  drQiiett 
kann;  beide  Endapitzen  werden  vom  ein- 
ander genähert  und  mittelst  eines  kleinen 
Löthkolbens  zusammengeschmolzen.  Sobald 
nun  die  verlöthete  Stelle,  welche  die  Grösse 
einer  Onsa  bekömmt,  erkaltet  ist,  wii^ 
unter  Oegenhaltmig  eines  festen  Eörpeis, 
ein  kleiner  Metallstempel  aufgedrückt  und 
dieser  in  Verwahrung  genommen.  Es  wird 
hierdurch  ganz  unmöglich  die  Infibulation 
heimlich  zu  eröffnen  und  ohne  Stempel 
heimlich  wieder  zu  schliessen,  ohne  dass 
es  nicht  bei  der  nächsten  Untersuchung 
entdeckt  werden  sollte.»  4 

Wir  haben  diesen  Plan  so  ausführlich 
hier  wiedergegeben,  um  an  diesem  Beispiele 
zu  zeigen,  zu  welch  monströsen  Vorschlägen 
die  UebeiTölkerungsfurcht  führte. 

10.  Die  Anhänger  von  M^thiu  in 
der  Praxis.  Dass  die  Malthussche  Theorie, 
welche  die  Wissenschaft  so  eingehend  be- 
sciiäftigte,  auch  die  Gesetzgebung  nicht  un- 
berülirt  lassen  konnte,  liegt  nahe. 

»The  reforraed  poor  law  of  1834,*  so 
heisst  es  in  dem  Artikel  über  Malthus  in 
der  neuesten  Auflage  der  »Encyclopaedia 
Britannica',  »was  a  real  trlumph  of  Malthus' 
teaching.a  Und  gewiss  ist,  dass  die  Be- 
völkerungslehre, wie  er  sie  vowetragen,  in 
der  Royal  Commission  zur  Untersuchung 
des  Armenwesens  {1832 — 1834)  eine  nicht 
unbedeutende  Rolle  gespielt  hat.  Konnte 
doch  Lord  Brougham  bei  den  betreffen- 
den Verhandlungen  im  Oberhause,   indem 


')  Weinhold,  Von  der  Uebervölkerung in 
Mittel-Europa  nnd  deren  Folgen  auf  die  Staaten 
und  ihre  Civilisation,  Halle  1827,  S.  32  ff.  — 
Ausser  dieser  Schrift  sei  noch  auf  folgende  Ar- 
beiten WeinholdB  verwiesen:  Ueber  die  Popn- 
lation und  die  Industrie,  Lpzg.  1828.  —  Von 
der  überwiegenden  Reproduktion  des  Menscben- 
Eapitals  gegen  da«  Betriebs-Eapital  nnd  die 
Arbeit.  I^ipzig  1828,  ^-  Ueber  dos  mensch- 
liche Elend,  welcbes  durch  den  MisBbrauch  der 
Zeugung  herbeigeführt  wird.  Leipzig  1828.  — 
Das  Gleichgewicht  der  Bevölkerung  etc.,  Leip- 
zig 1829.  ~  Oe^en  Weinhoid  cf.  Fr.  Sie  mer- 
ling,    Gegen     die    Inflbolatian    etc.,    Stral- 
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er  auf  Ualthus'  Essay  Bezug  Dahm,  sagen :  | 
»Mylords !  die  Verfasser  der  Verordnung 
der  Königin  Elisabeth  waren  keine  Kenner 
derVolkevrirtechaftswiseeDschaft ;  sie  konatcii 
nicht  vorhersehen,  daes  ein  Malthus  er- 
stehen werde,  um  die  Menschheit  über 
jenen  wichtigen,  aber  bis  jetzt  so  wenig 
verstandeneti  Zweig  der  Wissenschaft  auf- 
zuklären.« ^) 

Allein  noch  entschiedener  zeigt  sich  ein 
Einfluss  der  Malthusscheu  Lehieu  in  der 
Ehegesetzgebuug  Deutschlands. 

Wir  haben  oben  S.  709  ff.  die  bevölke- 
rungspolitischen Massnahmen  gekeanzelchnet, 
welche  im  17.  und  18.  Jahrhundert  seitens 
der  Regierungen  durchgeführt  waren.  Die 
Bevölkerungavermehru  ng  nach 
Möglichkeit  zu  fördern,  war  das 
Ziel,  welches  man  im  Interesse 
derVolkswohlfahrt  erstrebte.  Dass 
man  eine  solche  durch  die  populationistiBche 
Lehre  der  früheren  Zeit  gestützte  Politik 
nunmehr  fallen  liess,  ist  begreiflich.  AUein 
man  begnügte  sich  nicht,  jene  alten  auf 
Begünstigung  der  Eheschliessung  und  der 
Kindererzeugung  gerichteten  Beatimmungen 
einfach  aufzuheben,  sondern  man  fiel  menr- 
fach.  aus  dem  einen  Extrem  in  das  andere, 
d.  h.  man  ging  zu  Präventivmassregeln  über, 
um  die  Volksvermehruug  zu  hemmen,  indem 
man  das  Verehelichungsrecht  an  ein  höheres 
Älter,  an  den  Nachweis  eines  bestimmten 
Vermi^ns,  eines  gesidierten  Einkommens 
oder  emer  testen  Erwerbsgelegenheit  etc. 
knüpfte.  Eiu  solcher  Kückschlag  in  der 
Gesetzgebung  trat  vor  allem  in  mehreren 
Süd-  und  mitteldeutschen  Staaten  seit  dem 
zweiten  Jahrzehnt  dieses  Jahrhunderte  ein. 
Man  glaubte  dem  Besitzlosen  die  Heirat 
erschweren  zu  müssen,  um  so  der  Zunahme 
der  Ärmeren  Bevölkerung  entgegenzuarbeiten. 
Aber  nicht  der  Staat  selbst  bekümmerte 
sich  direkt  um  die  Eheachlieesung,  ea  wurden 
vielmehr  bestimmte  Ehekonsensrechte  kleine- 
ren Gemein  BchaftBKreisen ,  vor  allem  den 
Gemeinden  verliehen,  um  es  diesen  möglich 
zu  machen,  ihre  besonderen  Interessen  den 
EbeacbliesEenden  gegenüber  zur  Geltung  zu 
bnugen. 

Derartige  beschränkende  Vorschriften 
waren  nicht  neu.  Wir  haben  oben  (S.  711, 
1.  Sp..  Anm.  3)  schon  darauf  aufmerksam 
gemacht,  dass  bereits  im  17.  und  IS.  J^ir- 
hundert,  also  zu  einer  Zeit,  in  der  die  Volks- 
vermehrung  von  den  Regienmgen  zumeist 
betrieben  wurde,  hie  und  da  die  BegrQndung 
eines  Haushaltes  an  erschwerende  Bedin- 
g^gen  geknüpft  war.  Teils  geschah  dies 
im  Hinblick  auf  die  Rekrutierung,  teils  aus 

■)  atiert  bei  Stille,  Die  BevUlkerungs- 
frage  in  alter  and  neuer  Zeit,  Berlin  n.  Neu- 
wied 1889,  3.  41. 


Sorge,  die  Eheschliessenden  möchten  ver- 
armen und  dann  der  Gesamtheit  /Ajr  Last 
fallen.  So  enthalten  die  im  Jahre  1616  ver- 
öffentlichten »Landrecht>,  Polizei-,  Gerichts-, 
Malefiz-  und  andere  Ordnungen  der  Fürateu- 
tOmer  Ober-  und  Niederbayern«  strenge  Be- 
stimmungen gegen  das  Heiraten  junger 
Dienstboten  und  beauftragen  ausdrücklich 
die  büi^erlichen  Behörden  der  Städte  und 
Märkte,  die  Ebeschliessung  von  Personen, 
welche  ihre  Nahrung  ohne  Besi^werde  der 
anderen  Bürger  nicht  haben  können ,  nicht 
zu  gestatten.  Durch  die  in  den  Jahren  1770 
und  1780  erlassenen  Bettelmandate  wurden 
diese  Bestimmungen  noch  verschärft.  Ohne 
obrigkeitliche  Erlaubnia  kopulierte  Personen 
sollen  aua  dem  Lande  verwiesen  und  wie 
ausländische  Vaganten  behandelt  werden; 
gleichzeitig  wurden  gegen  zuwiderhandelnde 
Geistliche  und  Beamte  strenge  Strafen  fest- 
gesetzt.'^) In  einer  Hessen-Darmstädtischen 
"  V.  21.  April  1749  heisst  ea:  »Keinem  soll 
Zukunft  das  Heurathen  erlaubt  werden, 
er  habe  dann  zuvor  imter  Unserer  Feld- 
Miliz  oder  lAndbatoillons  gedient« ;  der 
BOrgerrecesB  für  die  ehemalige  Reichsstadt 
Rotweil  vom  Jahre  1782  bestimmt  in  Art  28 : 
»Zweitens  hat  der  um  die  Heiratserlaubnis 
Anhaltende  nachzuweisen :  ob  und  wie  er 
sich  zu  ernähren  imstande  sei.«  Man  suchte 
aber  die  Eheschliessung  des  armen  Mannes 
indirekt  auch  dadurch  zu  hemmen,  daes 
man  das  Erbauen  neuer  Tagelöhnerhäuser 
untersagte.  Noch  im  Jahre  1751  wurde, 
um  nur  ein  Beispiel  anzuführen,  in  Bayern 
befohlen,  alle  »ohne  churfOrstlich-gnädigaten 
Consens  aufgebauten  Tagewerckahäuaer» 
niederzureissen.*)  Besonders  ausgebildet  war 
diese  beschränkende  QesetzgebungimHerzog- 
tiun  Württemberg.  Hier  kommen  in  Be- 
tracht die  Resknpfe  bezw.  VV.  v.  24.  Mai 
1663,  22.  Januar  1712,  17.  Mai  1727,  3. 
Februar  1729,  23.  Januar  und  17.  November 
1735,  endlich  v,  20.  Oktober  1741.  Es  würde 
zu  weit  führen,  auf  diese  Vorschriften, 
welche  mit  jedem  Erlass  streuger  wurden, 
genauer  einzugehen.  Nur  im  allgemeinen 
sei  bemerkt,  dass,  während  die  Gesetzgebung 
bis  1712  nur  die  Bestimmung  enthielt,  dass 
die  armen  Ijeute  auf  dem  Lande  ermahnt 
werden  sollten,  ihre  Kinder  von  unzeitigen 
Heiraten  abzuhalten,  und  dass  der  Ene- 
echlieseung  unbemittelter  Personen  lediglich 
auf  indirektem  Wege  durch  Erschwerung 
des  Erbauens   »neuer  SöldenhAuser«  (Tag- 


')  Siebe  Kämpfe  in  dem  Art  „Bevlilke- 
run^"  im  Staatslexikoa.  Hrsg.  im  Auftrage 
der  Görres-GeBellschaft  zur  Pflefre  der  Wiasen- 
Bchaften  im  katholischen  Deutechland  durch 
Adolf  Bruder  (Freibnrg  1889),  1.  Bd.,  S.  1025. 

>]  F.  Tbndicbam  (s.  unter  Litt«ratiir 
S.  16  ff. 
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lOhner-Häuser)  entgegenzutreten  sei,  von  | 
1712—1735  die  Heiratserlaubnis  zuerst  von! 
dem  Nachweis  religiöser  Ausbildung  und 
der  Fähigkeit,  eine  iWiIie  zu  ernähren,  ab- 
hangig gemacht,  später  aber  ganz  allgemein 
an  die  Erreichung  des  25.  Lebeneiahres  ge- 
knüpft wurde.  ^) 

Im  Anfange  des  19.  Jahrhunderts  wurde 
diese  Gesetzgebung  in  den  meisten  Staaten 
braeitigt;  speciell  in  Württemberg  durch 
Genenü-Reskript  v.  1.  Oktober  1807.  Nur 
in  Bayern  hielt  man  an  den  alten  Beschrän- 
kungen fest;  man  entschloss  sich  hier  aber 
vorübergebend  zu  einigen  Erleichterungen, 
■welche  durch  die  V.  v.  12.  Juh  1808  her- 
beigeführt wurden. 

Indes  diese  freiere  Auffassung  hielt  in 
mehreren  Staaten  nicht  lange  an.  Alan  be- 
obachtete mit  Sorge  das  starke  Anwachsen 
der  Bevölkerung,  besonders  der  unteren 
Schichten,  Malthussche  Ideeen  fanden  auch 
bei  uns  mehr  und  mehr  Eingang,  die  revo- 
lutionftren  Bewegungen  hessen  die  vorhan- 
denen Besor^sse  noch  anwachseD,  so  dass 
der  Minister  Fürst  von  Oettingen- Wallerstein 
in  der  zweiten  bayerischen  Kammer  aus- 
drückhch  erklärte,  es  sei  notwendig,  »dass 
man  durch  die  Erschwerung  des  HeiratenE 
der  Besitzlosen  den  Weg  zur  Revolution 
verschliessen  müsse«.*) 

So  wurde  zuerst  in  Württemberg  die 
im  Jahre  1807  geschaffene  Verehehchungs- 
freiheit  durch  das  Büi^errechtsgesetz  v.  15. 
Apil  1828  wieder  in  etwas  eingeschränkt. 
Dieses  Gesetz  bestimmte,  dass  einer  orts- 
fremden Braut  die  Aufnahme  zu  verweigern 
sei,  wenn  dieselbe  wegen  gewisser  Ver- 
brechen oder  Tergehen  bestraft  oder  als 
»schlechter  Haushälter«  bekannt  sei.  Weit 
strengere  Vorschriften  aber  enthielt  das 
»revidierte  Gesetz  Über  das  Gemeinde-, 
Bürger-  und  Beisitzrecht«  v.  4.  Dezember 
1833.  In  diesem  wird  verlangt,  dass  jeder 
Gemeindebüi^r  oder  Beisitzer  sich  vor 
seiner  Vereheüchung  gegen  die  Gemeinde- 
obrigkeit über  einen  »genügenden  Nahrungs- 
stand«  auszuweisen  habe.  Es  heisst  in  Art. 
43:  sder  Mangel  eines  solchen  Nahnmgs- 
etandes  wird  als  vorhanden  angesehen ; 
1,  bei  jedem,  der  weder  zur  Ausübung  einer 
freien  Kunst  oder  Wissenschaft,  noch  zum 
sellffliAndigen  Betriebe  der  Hanolung,  eines 
Handwerks,  der  I^nd Wirtschaft  oder  eines 
anderen  für  den  Unterhalt  einer  Familie 
hinreichenden  Erwerbszweiges  persÖnHch 
befähigt  ist,  noch  ein  für  den  selbständigen 


')Thudiohum  a.  a.  0.  S.  18ff.  — 
Scbüz,  Ueber  da«  VerehelicbuDgB-  und  üeber- 
siedelungxrecht  mit  besonderer  BDcksicht  auf 
Württemberg,  in  Ztschr.  t  Staatsw-,  6.  Bd. 
(1848)  S.  25  ü. 

')  Thudichum  a.  ü,  0.  S.  66  Anm.  2. 


Unterhalt  hinreichendes  (nach  den  persön- 
lichen und  örtlichen  Verhältnissen  zu  be- 
messendes) Vermögen  besitzt,  und  2.  bei 
jedem,  der  zur  Zeit  der  beabsichtigten  Ver- 
ehelichung wegen  Vagierens,  Asotie  (Ver- 
schwendung, habituellen  Mflssiggangs,  noto- 
rischen Hangs  zum  Trunk},  wegen  wieder- 
holten Betruges,  wiederholten  Diebstahls, 
oder  gewerbsmässigen  Betteins  in  gericht- 
licher oder  polizeilicher  Untersuchung  stehtj 
oder  in  den  nächst  vorangegangenen  zwei 
Jahren  deshalb  gestraft  worden  ist,  oder  im 
Laufe  der  vorangegangenen  drei  Jahre  (den 
Fall  eines  vorübergehenden,  unverschuldeten 
Unglücks,  z.  B.  eme  Krankheit,  ausgenom- 
men) aus  Offenthchen  Kasten  Beih^e  zu 
seinem  Unterhalt«  empfangen  hat,  oder  zur 
Zeit  der  beabsichtigten  Verebelichung  em- 
pfängt«, i)  Allein  ein  späteres  G.  v.  5.  Mai 
1852,  betreffend  die  Abänderung  einiger 
Bestimmungen  des  Bürgerredilsgesetzes  über 
die  Verehehchungs-  und  Uebersiedelungsbe- 
fugßisse  der  Staatsgenossen ,  ging  noch 
weiter.  Ea  sollte  hinfort  nicht  mehr  ge- 
nügen, die  persönliche  Befähigung  zu  einem 
bestimmten  Erwerbszweige  darzuthim,  viel- 
mehr sollte  von  jetzt  an  der  Heiratshistige 
den  Nachweis  führen,  daas  sein  Gewerbe 
°  einen  zum  Unterhalte  einer  Familie  zu- 
reichenden Ertrag«  liefere.  Femer  sollten 
diejenigen,  welche  eine  Ehe  eingehen  woll- 
ten, beweisen,  dass  sie  »die  zur  häuslichen 
Einrichtung  notwendigen  Gegenstände«, 
auch  die  »zum  Betriebe  notwendigen  Werk- 
zeuge« besässen  oder  doch  sicher  erwerben 
könnten,  endlich,  dass  sie  Ober  ein  schulden- 
freies Vermögen  von  150  fl.  {in  Gemeinden 
erster  Klasse  von  200  E.)  verfügten.  Auf 
Verlangen  ist  der  Behörde  auch  dai-zulegen, 
»dass  und  wie  das  Vermögen  eigentünuich 
erworben«  seL  Ausserdem  kann  nach  die- 
sem Gesetze  die  Heiratserlaubnis  versagt 
werden,  wenn  das  Prädikat,  d.  h.  der  Leu- 
mund, eines  Gemein  debüigers  oder  Bei- 
sitzers in  der  Art  mangelhf^  ist,  dass  mit 
Grund  angenommen  werden  kann,  derselbe 
werde  von  seinem  Vermögen  oder  Erwerbs- 
zweig nicht  den  den  Unterhalt  einer  Familie 
sichernden  Gebrauch  machen  oder  es  werde 
ihm  an  dem  hierzu  nötigen  Vertrauen  im 
Verkehr  mit  anderen  fehlen.  Insbesondere 
soll  dies  der  Fall  sein  bei  jedem,  der  offen- 
kundig als  schlechter  Haushälter  zu  be- 
trachten ist  oder  wegen  gewisser  Vergehen 
oder  Verbrechen  weni^  J^ire  zuvor  be- 
straft worden  ist  etc.  Diese  BestimmungeD 
dürfen  auch  bei  dem  Vorhandensein  der 
bezeichneten  Prädikatsmängel  auf  selten 
der  Braut  dann  Anwendung  finden,  wenn 

')  Cf.  Bitzer  (s.  unter  Litteratnr)  S,  235 ft 
—  Schul  8.  8.  0.  S.  31tf.  —  Thudichum 

ft.  ft.  0.  8.  71  ff. 
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die  AnDahme  berechtigt  erscheint,  dass  sie 
auf  den  zii  gründenden  Hausstand  eine 
die  ZuIäDgüchkeit  eines  geordneten  Nah- 
mugsstandes  ausechliessende  Wirkung  üben 
werden.^) 

In  Bayern  varea,  wie  wir  oben  bereits 
bemerkten,  durch  dos  G.  v.   12.  Juli  1808 


einige  Erleiehferangen  gewährt.  Durch 
eine  T.  v.  17.  Mai  1818  aber,  welche  den 
Gemeindebehörden  u.  a.  auch  die  Pohzei- 
verwaltuDg  übertnig  und  damit  allen  Ge- 
meinden die  Bewilligimg  oder  Zurflckwei- 
sung  der  ADSäasigmacbungB'  und  Verehe- 
lichungsgesuche  der  Orteeinvohner  zuge- 
stand, wurde  die  Verehetichung  und  An- 
sässigmachun^  von  neuem  erschwei-t.  Ais 
die  Folgen  hiervon  in  einer  Abnahme  der 
Eheschfiessung  und  in  einer  Zunahme  der 
unehelichen  Geburten  immer  filhlbarer  wur- 
den*), kam  ein  neues  Gesetz  zu  stände 
(11.  September  1825),  welches  durch  aber- 
malige Erleichtemngen  den  Zweck  verfolgte, 
»die  sittliche  und  bflrgerliche  Wohlfahrt  der 
Staatseinwohcer  durch  erleichterte  Begrün- 
dung eines  eigenen  Familienstandes«  mehr 
zu  befördern.  Indes  schon  imterm  1.  JuÜ 
1834  erschien  das  revidierte  Gesetz  über 
Ansässi^achung  und  VereheLchung,  wel- 
ches die  Bedingungen  des  Gesetzes  von 
1825  -wiederum  erheblich  veränderte  und 
verschärfte.  Nach  diesem  revidierten  Gesetz 
soll  keinem  Staatsangehörigen  die  Verehe- 
lichungserlaubnis  erteilt  werden,  wenn  er 
nicht  in  ir^nd  einer  Gemeinde  die  gesetz- 
lichen Bedingungen  der  Änsässigmachung 
erfüllen  kann.  Erfiillt  er  dieselben,  dann 
darf  die  Erlaubnis  nur  verweigert  werden, 
wenn  »privat-  oder  kirchenrechtliche  Hin- 
dernisse oder  Husaerordenüiche  Polizeirück- 
sichten  eintreteii<'.  Die  Ansfissigmachung 
war  aber  u.  a.  an  fol^nde  Bedingungen  ge- 
knüpft: In  liandgemeindea  war  dazu  erfor- 
derhch  ein  schuldenfreier  Grundbesitz  mit 
einem  Steuersimplum  von  1  fl.  30  Kr.  — 
900  fL  Steuerkapital,  in  Wirklichkeit  ^ 
1200. ü.,  in  Städten  Grund-  und  Häuserbe- 
dtz  mit  3  resp.  5  II.  Steuersimplum  oder 
Besitz  eines  ein  genügendes  £änkommen 
Bichemden  realen  oder  radizierten  Gewerbes 
oder  einer  persönlichen  Gewerbekonzession, 
endlich  die  definitive  Anstellung  als  Staats-, 
Kirchen-  oder  Gemeindediener.  Bei  den 
flbri^n  Beschäftigungea,  namentlidi  bei 
Tagäohnarbeiten,  wnide  der  Nadiweis  eines 


'jThadichnm  a.  a.  O.  S.  77ff.  — 
Bitzer  a.  a.  0.  S.  239ff. 

1  Cf.  Rivet,  lieber  die  ausserehelicbeii 
Gebarten,  insbesondere  in  Bayern,  im  ,, Archiv 
der  polituchen  Oekonomie  nnd  Folizeiwissen- 
ichaft"  hrsg.  von  Bau  and  Hansaen:  ü.  F. 
1.  Bd.  (1«S)  S.  1 H. 


u  vollständig  und  nachhaltig  gesicherten 
X^irungsstandes«  gefordert;  treuen  (15iäh- 
rigen)  Dienstboten  uud  ausgedienten  Sol- 
daten soll  bei  Konkurrenz  der  Vorzug  ge- 
währt werden.  Im  allgemeinen  wurde  die 
Ansässigmachung  noch  von  einem  ° guten 
Leumund«,  vorschriftsmässigem  Schulunter- 
richt, auch  von  genossenem  Religionsunter- 
richt während  der  SonntagsschidpÜichtigkeit 
abhängig  gemacht.^) 

Nicht  uninteressant  ist  die  Entwickeiung 
dieser  Gesetzgebung  im  ehemaligen  König- 
reich Hannover.  Ein  Reskript  des  Kabi- 
nettsministeriums  v.  27,  Jidi  1827  bestimmt 
zunächst,  es  solle  kein  Pfarrer  eine  Trauung 
solcher  Personen,  die  unter  Amts- ,  Magis- 
trats-, Patrimonial-,  Gerichtsobrigkeit  stän- 
den, vornehmen,  bevor  nicht  eine  Bescheini- 
gung der  betreffenden  Behörde  ihm  unter- 
breitet sei,  aus  welcher  erhelle,  dass  die  zu 
Kopulierenden  in  der  Gemeinde,  wo  sie  sich 
niederzulassen  gedenken,  angenommen  wer- 
den sollen.  Durch  Ausschreiben  der  K, 
Landdrostei  Hildesheim  v.  21.  September 
1835  wird  diese  Verordnung  von  neuem 
eingeschärft.  Ein  weiteres  Ausschreiben 
derselben  Ijanddrostei  v.  i).  Oktober  1840 
steUt  die  näheren  Bedingungen  fest,  unter 
denen  jene  Erlaubnis  zur  Niederlassung  von 
den  Obrigkeiten  erteilt  werden  darf.  Es 
rafisse,  so  heisst  es  hier,  als  Regel  ange- 
nommen werden ,  dass  dergleichen  Leute 
fähig  seien,  sich  und  eine  Familie  zu  ernäh- 
ren, 1.  wenn  -sie  gehörig  arbeitsfähig  seien, 
2.  wenn  das  Gewerbe,  wovon  sie  sich  und 
eine  Famihe  erhalten  wollten,  in  dem  Orte 

!  ihrer  Niederlassung  nicht  schon  zu  sehr 
überfüllt  sei,  3.  wenn  sie  bisher  eine  spar- 
same Lebensweise  geführt  hätten,  4.  wenn 
sie  mit  demjenigen,  was  zur  ersten  häus- 
lichen Einrichtung  ihres  Standes  und  was 
zur  Betreibung  ihres  Gewerbes  gehöre,  ver- 
sehen seien  und  5.  wenn  sie  eine  Wohnung 
gefunden  halten.  Indem  diese  Grundsätze 
den  Obrigkeiten  zur  Beachtimg  voi^zeich- 
net  wurden,  wurde  gleichzeitig  bemerkt, 
dass  das  Vorhandensein  besonderer  Um- 
stände ein  Abweichen  von  denselben  ge- 
statte. *) 

Genug  der  Einzelheiten!  Es  würde  zu 
weit  führen,  wollten  wir  in  gleicher  Weise 
all  der  Staaten  gedenken,  welche  zu  einer 
derartig  beschränkenden  Gesetzgebung  im 
Laufe  dieses  Jahrhunderts  gelangt  sind. 
Wir  bemerken  nur  kurz,  dass  mehr  oder 
minder  in  dieselben  Bahnen   die  Geeetz- 

I  gebungen  des  Grossherzc^ums  Baden  (Q. 
V.  31,  Dezember  1831),  des  Fürstentums 
Schwarzburg-Sondershausen  (G.  v. 


<)  Thndichnm    a.    a.    0. 
Bitzer  a.  a.  0.  S.  197tf. 

■)Bitzer  a.  a.  0.  S.  223tf. 


S,    65  ff. 
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19.  Februar  1833),  des  Groseherzogtums 
Sachsen-Weimar  (G.  v.  11.  Aiiril  1833), 
des  Herzogtums  Sachsen- AJtenburg 
(G.  V.  9.  Augiiat  1833),  des  EurfürstentumB 
H  e  s  s  e  n  {G.  V.  23.  Oktober  1834),  des  Heraog- 
tums  Sachsen-Coburg  (G.  v.  12.  August 
1835)  uad  des  Grossherzogtums  HeBseii 
(G.  V.  6.  Juli  1847)  eingelenkt  sind.  Keine 
Beschränkuugeu  des  Yereheli- 
chungsrechtg  bestanden  in  Preus- 
seri,  in  der  bayerischen  Rheinpfalz, 
im  Königreich  Sachsen,  in  Schles- 
■wig-Holstein  etc. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort  in  eine  Kritik 
dieser  aus  Furcht  vor  droheoaer  Debervölke- 
rung  entstandenen  Gesetzgebung  einzutreten ; 
dass  dieselbe  in  et^-aa  ihren  Zweck  erreichte, 
kann  kaum  bestritten  werden.  Die  Zahl  tler 
ElieschUeaauagen  war  in  den  Ländern  mit 
Ehebeschränkungen  eine  kleinere  als  in 
jenen  Staaten,  welche  sich  einer  freieren 
Gesetzgebung  erfreuten*).  Aber  andere 
sch'werwiegende  Uebelstände  (Konkubinat, 
grosse  Zahl  unehelicher  Geburten)  traten  im 
Gefolge  jener  Beschränkungen  auf  und 
mussten  allmäblich  zu  einer  Beeeiti^ng  der 
hemmenden  Bestimmungen  mit  zwingender 
Notwendigkeit  führen. 

Freilich  hat  diese  Reform  lange  auf  sieh 
warten  lassen;  sie  ist  erst  allgemein  zum 
Durchbruch  gekommen  durch  das  Bundes- 
gesetz  vom  4.  Mai  1868,  betreffend  die  Auf- 
hebung der  poUzeüichen  Beschränkungen 
der  Eheschliessung.  Der  §  1  dieses  Gesetzes 
lautet:  iBundesan^ehOriae  bedürfen  zur 
Eingehung  einer  Ene  oder  zu  der  damit 
verbundenen  Gröndung  eines  eigenen  Haus- 
haltes weder  des  B^tzes,  noch  des  Er- 
werbes einer  Gemeindeangehörigkeit  (Ge- 
meindemitgliedschaft) oder  des  Eiiiwohner- 
recht=i,  nocn  der  Genehmigung  der  Gemeinde 
(Gutsherrschaft)  oder  des  Armenverbandes, 
noch  einer  obrigkeitlichen  Erlaubnis.  Ins- 
besondere darf  die  Befugnis  zur  Verehe- 
lichung nicht  beschränkt  werden  we^n 
Uangels  eines  bestimmten,  die  Gn^sjährig- 
keit  Ohersteigenden  Alters  oder  des  Nach- 
weises einer  Wohnung,  eines  hinreichenden 
Vermögens  oder  Erwerbes,  wegen  erlittener 
Bestrafung,  bösen  Rufes,  vorhandener  oder 
zu  befürchtender  Verarmung,  bezogener 
Untersttltzung  oder  aus  anderen  poiizeihchen 
Gründen.  Auch  darf  von  der  ortsfremden 
Braut  ein  Zuzugsgeld  oder  eine  sonstige 
Abgabe  nicht  erhoben  werden.«  Die  für 
Beamte  und  Miiitärpergonen  bestehenden 
Beschränkungen  sind  jedoch  durch  diese 
Bestimmungen  nicht  berührt  -worden.  Dieses 
fßr  den  Norddeutschen  Bund  gegebene  Gesetz 
gilt  nicht  in  Bayern  und  Elsass-Lottmngen. 


•■)  Tbiidiohnm  a.  ».  0.  S.  121/122. 


In  Elsass- Lothringen  und  der  bayerischen 
Pfalz  besteht  aber  infolge  der  dort  gelten- 
den französischen  Gesetzgebung  gleichfalls 
der  Gnindsatz  der  Verehehehungsfreiheit. 
Für  das  rechtsrheinische  Bayern  kommen 
die  Beetimmungen  des  Tit.  IL  des  G.  v.  16. 
April  1868  ober  Heimat,  VerehelichuDg  upd 
Aufenthtdt  und  die  zu  diesem  Gesetze  er- 
lasseneu Novellen  vom  20.  Februar  1872 
und  24.  Aprü  1884  in  Betracht.  Nach  den 
hier  gegebenen  Voradiriften  darf  eine  Ver- 
ehelichung nur  auf  Grund  eines  von  der 
Distrilds  Verwaltungsbehörde  ausgestellten 
Zeugnisses  stattfinden.  Vor  Ausstellung  dieses 
Zeugdisses  kann  die  Heimatgemeinde  des 
Mannes  aus  gesetzhch  bestimmten  Gründen 
gegen  die  Eheschliessung  Widerepruch  er- 
heben, Dieskanninsouderheit  dann  geschehen, 
wenn  der  künftige  Gatte  in  den  unmittel- 
bar vorhergehenden  drei  Jahren  öffent- 
liche Armenunterstatzung  begehrt  oder  er- 
halten hat  und  wenn  und  solange  der  Mann 
odei'  die  Braut  sich  mit  den  ihnen  der  Ge- 
meindekasse oder  Armenkasse  der  Heimats- 
gemeinde obUegenden  Leistungen  im  Rück- 
stände befinden  (Art.  36  des  G.  v.  16.  April 
18681.  Von  diesen  Beschränkungen  aber 
abgesehen,  herrscht  in  Deutschland  nunmehr 
vollständig  Ehefreiheit  — 

Auch  mOesterreich  bestand  zeitweise 
aus  den  gleichen  Gründen  wie  in  Deutsch- 
land der  pohtische  Ehekonsens.  In  den 
Jahren  1765  und  1766  wurden  zwar  die 
Ehebeschi-änkungen,  welche  einige  Jahrzehnte 
zuvor  u.  a.  in  Oberösterreich  und  Nieder- 
östen-eich  eingeführt  waren,  aus  populatio- 
nistischen  Gründen  (cf.  oben  S.  721/22;  J.  v. 
Sonneufels!)  aufgehoben,  allein  später,  vom 
Jahre  1820  ab,  trat  jene  henunende  Gesetz- 
gebung in  den  einzelnen  Ländern  wieder 
mehr  und  mehr  in  Kraft.  Im  Jahre  1868 
erfolgte  dann,  ebenso  wie  in  DeutscQüand, 
die  gänzliche  Aufhebung  des  Ehekonsenses 
in  Böhmen,  Mähren,  Schlesien,  Ober-  und 
Kiedei-österreich,  Steiermark  und  Kärnten, 
sowie  in  den  übrigen  Kronländem,  in 
welchen  derselbe  eingeführt  war;  nur  in 
Tirol  und  Vorarlberg  besteht  derselbe  »och 
heute  zu  Recht.')  — 

In  einigen  Kantonen  der  Schweiz  hat 
es  ebenfalls  und  zum  Teil  sehr  weitgehende 
Ehebeschränkungen  gegeben,  so  z.  B.  iu 
Luzem  und  Unterwalden  ob  dem  Wald. 
In  dem  letztgenannten  Kanton  wurden  so- 
gar die  Kinder  derer,  welche  jemals  Armen- 
unterstützung bezogen  hatten,  nicht  zum 
Heiraten  zugelassen,  es  sei  denn,  dass  diese 
den   Nachweis   führen    konnten,    dass    sie 


')  Siehe  Art  „BeviUkenmg"  im  StuttB- 
laxikoD,  hBg.  von  der  Q^Sires-Oeaellschaft  etc.  I, 
S.  1026  u.  1027. 
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noch  Eltern  und  Geschwister  aus  eigenem 
Verdienst  unteratützt  hatten.^)  — 

Alle  diese  Gesetze  sind  zurückzuführen 
auf  eine  Uebervölkenin^furcht ,  welche 
durch  das  Malthussche  Werk  weit  ver- 
breitet -war.  Wie  man  sich  einst  bemühte, 
die  Volksvermehrung  zu  befördern,  so  suchte 
maa  sie  jetzt,  besonders  in  den  unteren 
Volksklaesen,  zu  hemmeD. 

V.  Die  Oegner  der  Halthnsachen 
Lehre. 

Indes  die  Malthussche  Theorie  blieb 
keineswegs  unwidersprochen.  Wie  sie  auf 
der  einen  Seite  begeisterte  Anhänger  fand, 
so  erwuchsen  ihr  auf  der  anderen  Seile 
entschiedene  Gegner,  welche  die  von 
Malthiis  aufgestellten  Behauptungen  bald 
aus  diesen,  bald  aus  jenen  Gründen  oft  mit 
Leidenschaft  bekämpften.  Wir  unterscheiden 
im  nachfolgenden  ^ei  Gnip|)en  von  Wider- 
sachern: 1.  die  Sozialisten  (siib  11),  2,  die 
Optimisten  (sub  12),  3.  die  von  naturwissen- 
schaftlichen Gesichtspunkten  ausgehenden 
Gegner  (sub  13). 

11.  Die  Sozialisten. ')  Da  die  Sozialisten 
davon  ausgdien,  dass  das  vielgestaltige 
Elend  unserer  wie  der  frühereu  Zeit  auf 
die  verkehrten,  schlechten  und  ungerechten 
Einrichtungen  der  Staats-  und  Gesellschafts- 
ordnung zurückzuführen  sei,  dass  aber  all 
die  mannigfachen  Uebelstände  beseitigt  sein 
würden,  sobald  nur  die  Gesellschaft  nach 
ihrem  Allen  glückverheissenden  Plane  or- 
ganisiert werde,  konnten  sie  ein  Hindernis 
des  menschlichen  Glückes,  welches  iu  der 
Menschennatur  selbst  hegt,  daher  immer 
und  überall  eich  geltend  machen  muss, 
nicht  anerkennen.*)  >Durch  die  Malthussche 
Theorie*,  sagt  Friedrich  Engels,  'haben 
wir  die  tiefste  Erniedrigung  der  Mensch- 
heit ,  ihre  Abhängigkeit  vom  Konkurrenz- 
verhältnisse kennen  gelernt ;  sie  hat  uns 
gezeigt,  wie  in  letzter  Instanz  das  Privat- 
eigentum den  Menschen  zu  einer  Ware 
gemacht  hat,  deren  Erzeugimg  und  Vernich- 
tung auch  nur  von  der  Kaclifrage  abhängt ;  wie 
das  System  der  Konkurrenz  dadurch  Mil- 
lionen von  Menschen  geschlachtet  hat  und 
täglich  schlachtet;  das  alles  haben  wir  ge- 
sehen und  das  alles  treibt  uns  zur  Auf- ' 
hebung  dieser  Erniedrigung  der  Menschheit  ■ 
durch  die  Aufhebung  des  Privateigentums, 
der  Konkurrenz  und  der  entgegengesetzten  : 
InteresBen«.'')      Im     sozialistischen    Staate: 

■)  Thndicbum  a-  a.  0.  S.  29  Anm.  1.      ! 

*)  Ich  verweise  hier  ganz  specielt  auf  die  ' 
hflbtcbe,  Übersicht tche  rntersnch 00 g  H.  Soet-j 
beert  (s.  anter  Litteraturf.  i 

•)  Cf.  PUtter,  Karl  Mars  und  Malthna ! 
in  den  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  Bd,  2d  (1877)  S.  323. 

*)  Fr.  Engels,  UmrisEe  einer  Xritik  der 


I  giebt  es  keine  Bevölkerungsfrage,  das  Schreck- 
gespenst der  Uebervölkemng  findet  nur  eine 
Stätte  in  der  verkehrten  auf  den  Konkurrenz- 
kampf gegründeten  sozialen  Welt.  So  we- 
nigstens dachte  und  denkt  die  grosse  Mehr- 
zahl der  Sozialisten.  1)  — 

Bemüht  die  Ansichten  eines  Sozialisten 
William  Godwin  (s.  d.)  ~  1756—1836 
—  zu  widerlegen,  sehrieb  MalthuB  seinen 
»Versuch  über  die  Bevrilkerimg«.  Godwin 
hatte  im  Jahre  1793  ein  Werk  veröffentlicht 
Tinter  dem  Titel  »An  enquiry  coneeming 
political  justice,  and  its  inffuence  on  general 
virtue  and  happinesa» ') ;  diese  Schrift,  vor 
allem  aber  Godwins  spätere  Untersuchung 
•The  Enquirer«*)  veranlasste  Malthus,  die 
in  diesen  beiden  Werken  vertretenen  weit- 
gehenden optimistischen  Ansicliten  zu  be- 
kämpfen. Godwin  hatte  behauptet,  dass  die 
eigentliche  Schuld  an  allen  Leiden  auf  die 
Mangelhaftigkeit  der  menschlichen  Einrich- 
tungen imd  auf  die  Schlechtigkeit  der 
Hegierungen  zurückzuführen  sei.  Indem  er 
die  von  ihm  erstrebte  gerechte  sozialistische 
Gesellschaft  schildert,  bemerkt  er,  dass  die 
Gefahr  einer  Uebervölkenmg  hier  nicht  be- 
stände. Die  Bevölkerung  Könne  Myriaden 
von  Jahrhunderten  wachsen,  und  die  Erde 
werde  ihr  den  Unterhalt  nicht  ver^veigern. 
Gegen  diese  Auffassung  nun  wendet  sich 
Malthus.  Das  von  Godwin  geschilderte 
Gleichheitssystem  sei  auf  den  ersten  Blick 
das  schönste  und  anziehendste,  welches  je- 
mals ei-sonnen  worden  sei.  Die  Ersetzung 
der  Selbst.sucht  durch  das  W'ohlwollea  als 
Haupttriebfeder  und  bewegendes  Princip 
der  Gesellschaft  sclieine  ein  Ziel,  das  man 
nur  aufs  innigste  wünschen  könne.  Kurz, 
es  sei  unmöglich,  dieses  schöne  Gemälde 
ohne  Freude  und  Bewunderung  und  ohne 
eine  brennende  Sehnsucht  nach  der  Zeit, 
wo  es  sich  erfüUen  solle,  zu  befracäiten. 
.But  alas!.,  so  föhrt  Malthus  fort,  »that  ■ 
moment  ean  never  arrive.  The  whole  is 
little  bettci  than  a  dream  —  a  phantom  of 
the  imagination.  These  -gorgeous  palaces« 
of  happiness  and  immortality,  these  >soIemn 
temples«  of  tnith  and  virtue,  will  dissolve 
»like  the  haselees  fabric  of  a  visioni<  when 
we  awaken  to  real  life,  and  contemplate  the 
■   M<    "  • 


National Ükonomie  in  den  „Denttcb-franEßBischan 
Jahrbfichem",  h«g.  von  Arnold  Rnge  nnd  Karl 
Man.    1.  n.  2.  Lfg.  (Pari»  1844)  S.  110. 

')  Eisige  Sozialisten  erkennen  das  Helthus- 
sche  Bevölkerungsgesetz  im  wesentlichen  an ; 
bez.  dieser  e.  unten  S.  745  ff. 

')  2  Tols,  3  ed.  London  1797. 

')  The  En^nirer:  reflections  on  edncation, 

lers  and  litterature,  in  a  Beries  of  eua^s. 
London  1797. 

*]  Malthus  a.  a.  0.  S.  272. 
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antworÜichJceit  ties  einzelnen  und  entwickelt 
sein  Bevölkerungsgesetz,  iiayli  welchem  sich 
Not  uud  Elend,  ganz  unabhängig  von  den 
Formen  der  Regierung,  lediglich  infolge  des 
Miasverhältnisses  zwischen  der  Zunahme 
der  Bevölkerung  und  Vermehrung  der  Nah- 
rungsmiltel  einstelle.  —  Qodwin  sucht  dann 
in  einer  späteren  Schrift  »On  pogulation«  ') 
die  Malthusschen  Sätze  als  unrichtig  zu- 
rückzuweisen. Er  nimmt  dabei  das  damals 
zuverlässigste  statistische  Material  zu  Hilfe, 
welches  Schweden  lieferte.  Er  behauptet, 
dasB  die  gebärfähigen  Frauen  nur  den  fünf- 
ten Teil  der  Bevölkerung  ausmachten  und 
dass  durchschnittlich  auf  eine  Ehe  vier 
Kinder  entfielen.  Eine  Verdoppelung  der 
BevülkeruDg  sei  höchstens  unter  besondere 
günstigen  Umständen  in  100  Jahren  mög- 
lich, für  eine  solche  langsamere  Vermehrung 
sei  aber  der  erforderliche  Unterhalt  un- 
schwer zu  beschaffen.  Allein  eine  bestän- 
dige Zunalirae  auch  in  dieser  Art  sei  für 
die  Zukunft  ebensowenig  zu  erwailen,  wie 
eine  solche  füi-  die  Vergangenheit  nicht 
nachweisbar  sei.  —  Es  braucht  kaum  aus- 
drücklich vermerkt  zu  werden,  dasa  von 
einer  wirklichen  "Widerle^ng  der  Jlalthus- 
echen  Lehre  durch  Godwin  nicht  gesprochen 
werden  kann.^) 

Unter  den  fnmzösischen  Sozialisten  liaben 
vor  allem  Charles  Fourier  (s.  d.)  — 
1772—1839  —  und  Pierre  Joseph 
Proudhon  (s.  d.)  —  1S09— lS6i>  —  m.1- 
thus  bekämpft. 

Ei-sterer  ist  der  Ansieht,'')  dass  die 
Furcht  vor  UebervötkeruDg  sofort  schwin- 
den müsse,  wenn  sich  nur  erst  die  Men- 
schen zu  den  von  ihm  beschriebenen  Wohn- 
und  Wirtschaftsgemeinschaften  (Phalangen) 
vereinigt  hätten.  Auf  der  einen  Seite  würde 
dann  die  Produktion  um  bedeutendes  an- 
wachsen, auf  der  anderen  Seite  würden  in 
der  societären  Gemeinschaft  vier  Hemmnisse 
einer  zu  starken  Vermehrung  von  selbst 
entgegenwirken.  Diese  seien:  1.  lavigneur 
des  iemraes,  2.  le  nigime  gastrosopluque, 
3.  les  moeura  phaniTOgames ,  4.  i'exercice 
integral.  ^)  Starke  und  gesunde  Frauen  seien 
minder    fruchtbar,    gute    Nahrung    wüi-de 


')  On  popnlation ;  being  an  enquiry  concer- 
ning  tbe  power  of  increase  in  the  numbera  nf 
mankind.  London  182ü.  Mir  lag  nur  eine 
französische  Uebersetzimg  vor  u.  A.  T.:  Eecher- 
uhes  sur  la  popnlation  et  sur  la  faculte  d'ac- 
croiBgement  de  l'esp^ce  humaine  etc.,  traduit 
de  l'angUis  par  F.-S.  Constancio.  2  vols. 
Paris  1Ö21. 

'1  Vgl.  auch  H.  Soetbeer  a.  a.  0.  S.  18ff. 

')  Cl.  Le  noiiveau  monde  industriel.  2  v. 
Bruxelles  1840 ,  vor  allem  den  Atiacbnitt : 
„L'equilibre  de  population" ,  a.  a.  0.  II,  S. 
158  ff. 

*)  a.  a.  0.  II,  S.  161. 


ebenfalls  eine  Abnahme  der  EmpKugnisse 
bewirken;  die  »phanerogameun  Sitten  wür- 
den nicht  minder  zu  einer  Verringerung  der 
Geburtenziffer  beitragen.  Diese  Sitten  be- 
ruhen auf  der  freien  Liebe.  In  der  grossen, 
von  Foiüier  geplanten  kaserniei-ten  Produk- 
tivgenossenscnaft  sind  alle  geschlechtlichen 
Verbindungen  auf  freie  Neigung  gegründet 
und  auf  die  leichteste  Weise  auflösbOT.  Eine 
jede  Frau  darf  gleichzeitig  einen  ßponx, 
einen  geniteur,  einen  favori  und  beliebig 
viele  amants  besitzen;  und  —  »la  pluralitil 
d'amans  est  tividemment  un  obstacle  ä  la 
föcondite.a ')  Endlich  würden  durch  eine 
gleichmässige  gymnastische  Ausbildung  des 
ganzen  Körpers  die  Geschlechtsorgane  lang- 
samer und  somit  später  zur  Entwickelung 
gelangen,  (»St  I'exercice  corporel  est  int^ 
gral,  i^teudu  ä  toutes  les  j^rües  du  corps 
alternativement  et  proportionnement ,  1^ 
parties  genitales  sont  developpees  plus 
taid«.)i)  — 

Proudhon  behandelt  die  Bevölkerungs- 
frage im  Kapitel  XIII  seines  Werkes :  »Sys- 
töme  des  contradictions  econoraiquea,  ou 
philosoplüe  de  la  misei-e.«^)  Wohiu,  so 
fragt  er,  sei  die  politische  Uekonomie  ge- 
kommen ?  Vermehnmg  der  Bevölkerung  nach 
einer  geometrischen  Progression,  Zuwachs 
der  Nahrungsmittel  nach  einer  arithmeti- 
schen Pi-ogression :  dieser  Lehrsatz  stünde 
hei  deu  Oekonomen  so  fest  wie  ii^nd  einer 
in  der  Algebra.  »D'un  mot,  l'economie  po- 
litiipie  a  prononcii  l'arrOt  de  mort  de  I'hu- 
nianitö,  coudamnö  la  Providence,  demontrö 
l'erreur  de  la  necessit^,  fletri  la  nature. 
Voilä  ce  que  ma  raison  me  force  d'avouer, 
ce  que  mes  seus  me  fönt  voir,  toucher, 
sentu-.  Tont  ce  rju'on  essaie  de  me  dire 
pour  adoucir  raa  peine  ne  sert  qu'ü  la  reudre 
plus  poignante ;  et  ma  desolation  renaSt  plus 
profoiide  de  toutes  les  raisous  imaginees 
pour  la  vaincre.  Ou  bien  rfconomie  poli- 
tifjue  a  calomnie;  et  conment  Tiitablir?  oü 
trouver  des  areuments  (jui  la  refutent,  quand 
la  loi  des  nombres  la  justifie?  des  temoigna- 
ges  ijiii  la  dcmentent,  quand  les  faits  sont 
pour  eile?'*)  Und  dennoch  will  Proudhon 
eine  letzte  Analyse  versuchen,  und  er  thut 
dies,  indem  er  zunächst  nachzuweisen  sudit, 
dass  das  Elend  im  Zustande  der  Civilisation 
ausschliesslich  aus  dem  ÖkonomisdienWider- 
sti-eit  entspringe,  wie  es  ehedem  auf  niede- 
ren Kultmstufen  von  der  Faulheit  des  Men- 


')  a.  a.  0.  II,  S.  162. 
')  a.  a.  0.  II,  S.  163. 
•)  2  Bde.    Paria  1846.    Cf.  IL  Bd.  S.  397. 

Von  dieser  Schrift  liegt  eine  Ueberaetzung  vor 
von  Karl  Grün,  Philosophie  der  Staatsöko- 
nomie oder  Notwendigkeit  des  Elends.  2  Bde. 
Darmstadt  1847. 

*)  a.  a.  0.  II,  S.  414,415. 
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sehen  herrühre.  In  einer  »societe  rtguliöre« 
sei  der  Pauperismus  nicht  melir  zu  fürchten ; 
die  einzig  Fra^  sei  hier;  »Quelle  est  la 
loi  d'^judibre  entre  la  population  et  le 
globe?«^)  Weil,  so  bemerkt  Proudhon,  das 
ftoblem  der  Berölkerung  von  den  Oeko- 
nomen  als  Finge  des  Verhältnisses  zwischen 
den  liEenschen  und  den  Lebensmitteln  ge- 
stellt worden  war,  so  konnte  die  Lösung 
nicht  zweifelhaft  sein:  sie  war  der  Tod. 
Was  sa^  aber  dagegen  die  soziale  Oekono- 
mie,  die  wahrh^e  ßkonomiache  Wissen- 
schaft? Dass  jeder  Organismus  sein  Gleich- 
gewicht in  sich  selbst  finden  muss  und 
nicht  nntig  haben  soll,  ge^n  die  Anarchie 
seiner  Elemente  Vorkehrungen  oder  Mass- 
nahmen der  Unterdrückung  zu  treffen. 
Löst  eure  Widersprüche,  ruft  sie  uns  zu. 
steDt  das  Verhältnis  der  Werte  her,  sucht 
das  Gesetz  des  Tausches,  welches  die  Ge- 
rechtigkeit selbst  ist:  so  habt  ihr  sofort  den 
Wohlstand  und  infolge  dieses,  Wohlstandes 
ein  höheres  Gesetz,  die  Harmonie  zwischen 
der  Erde  imd  der  Menschheit,  *)  —  In  dem 
Konflikte  zwischen  dem  Anwadisen  der  Be- 
völkerung und  den  Grenzen  der  Erde  er- 
kennt Proudhon  ein  Hemmnis,  welches  der 
zukünftigen  sozialen  Organisation  innewohnt 
und  frei  von  jedem  Zwange  aus  dem  vollen 
und  freien  Gebrauche  unserer  Fähigkeiten 
entspringt  Dieses  Hindernis  beruht  in  der 
unaufhörlichen  Erschwenmg  der  Arbeit  und 
damit  gleichzeitig  in  der  Schwächung  der 
ZeuguDgskraft.  »La  chastet6  est  compagne 
du  travail;  la  molesse  est  lattribut  de 
l'inertie.  Les  hommes  de  m6diiation,  les 
penseurs  önergiques,  tous  ces  grands  tra- 
vailleiirs,  sont  de  capaciti^  m^diocre  au  Ser- 
vice de  l'amour Or,  si  c'est  une  loi 

de  n6oeasit6  quo  nous  devenions  au  travail 
toujouis  ineiUeurs  que  nos  p^res,  U  est 
d'une  n^cessitß  6gale  qu  'aux  jeux  de  l'a- 
mour nous  ayoDS  toujours  moins  de  vail- 
lance«.^  Die  Verraehnmg  und  Veredelung 
der  Arbeit  führt  zur  Veredelung  der  Liebe, 
zur  Abnahme  der  Zeugung,  und  —  die  Be- 
vSlkenmgsfrage  ist  gelöst,  — 

Unter  den  deutsäien  Sozialisten  hat  zu- 
erst Friedrich  Engels  (s.  d.)  —  1820 
— 1895  —  zu  der  Malthussehen  Theorie  in 
dem  oben  S.741,  Sp.  1  Anm.  4  erwähnten  Auf- 
satze Stellung  genommen.  Er  bezeichnet 
die  Lehre  als  eine  »infame,  niederträchtige 
Doktrin«,  als  eine  :>scheuBsiiche  Blasphemie 
gegen  die  Natiu:  und  Menschheit«.  »Hier 
haben  wir  endlich»,  so  schreibt  er  wörtlich, 
»die  Unsittlichkeit  des  Oekonomen  auf  die 
höchste  Spitze  gebracht.  Was  sind  alle 
Kriege  und  Schrecken  des  Monopolsjstems 

')  a.  ».  0.  11,  S.  442. 
')  a.  a,  0.  II,  3,  443. 
»J  a,  a.  0,  II,  S.  47a 


gegen  diese  Theorie?  Und  gerade  sie  ist 
der  Schlussstein  des  liberalen  Systems  der 
Handelsfreiheit,  dessen  Sturz  den  des  ganzen 
Gebäudes  nach  sich  zieht.  Denn  ist  die 
Eonturrenz  hier  als  die  Ursache  des  Elends, 
der  Armut,  des  Verbrechens  nachgewiesen, 
wer  will  ihr  dann  noch  das  Wort  zu  reden 
wagen?«  1)  Er  vernichte  den  Widerspruch, 
auf  den  MalthuB  aufmerksam  gemacht  habe, 
einfach  dadurch,  dass  er  ihn  aufhebe.  Mit 
der  VersckmeizuDg  der  jetzt  entg^nge- 
setzten  Interessen  verschwinde  der  Gegen- 
satz zwischen  Uebervölkemng  hier  und 
üeberreichtum  dort,  verschwinde  das  wun- 
derbare Faktum,  dass  eine  Nation  vor  eitel 

,  Reichtum  und  Ueberfluss  verhungern  müsse ; 

j  verschwinde  die  wahnsinnige  Behauptung, 
dass  die  Erde  oiclit  die  Kraft  habe,  die 
Menschen  zu  ernähren.  ^)  Man  ändere  nur  die 
gegenwärtige  Wirtschaftsordnung ;  das  allein 
sei  erforderlich.  Denn  die  Thatsache  stünde 
fest,  dass  jeder  Erwachsene  mehr  produziere, 
als  er  selbst  verzehren  könne,  und  Kinder 
seien  wie  Bäume,  welche  die  auf  sie  vei^ 
wandte  Arbeit  überreichlich  wieder  erstatteten, 
Karl  Marx  (s.  d.)  —  1818—1883  — 
berührte  das  Bevülkerungsproblem  veischie- 
dentlich  in  seinem  Hauptwerk  »das 
Kapital«.^)*)  Die  Ärbeiterbevölkerang,  so 
fölü^  er  aus,  produziere  mit  der  durch 
sie  selbst  produzierten  Akkumulation  des 
Kapitals  in  wachsendem  Umfange  die  Mittel 
ihrer  eigenen  relativen  üeberzähligmachung. 
Dies  sei  ein  der  kapitalistischen  Pro- 
duktionsweise eigentümliches  Popula- 
tionsgesetz, wie  in  der  That  jede  besomlere 
historische  Produktionsweise  ihre  besonde- 
ren, historisch  gültigen  Populationsgesetze 
habe.  Ein  abstraites  Populations- 
gesetz existiere  nur  für  Pflanze 
und  Tier,  sow-eit  der  Mensch  nicht 
geschichtlich  eingreife.*)  Marxgiebt 
wie  Malthus  eine  beständige  Uebervölkerung 
in  den  unteren  Klassen  und  das  durch  sie 
erzeugte  Elend  zu,  fOhrt  aber  diese  Ueber- 
völkerung auf  die  gegenwärtige  Art  der 
Produktion  zurück.  Speciell  gegen  Malthus 
gewendet,  bemerkt  er:  »Es  war  natürlich 
weit  bequemer  und  den  Interessen  der  herr- 
schenden Klassen,  die  Malthus  echt  pQffisch 
idolatrisiert,  viel  entsprechender,  diese  »Ueber 
völkerung«   aus   den   ewigen  Gesetzen  der 


den 


']  In    dem    genannten    Aufeatz 
„dentsch-fnuizüsischen  Jahrbüchern"  S.  107, 

•}  a.  a.  0.  8.  109. 

')  Bas  Kapital,  Kritik  der  politischen 
Oekonomie.  3  Bde.  Ich  eitlere  den  1.  Bd.  nach 
der  3.  Aufl.  (Hainbnig  1883);  2.  Bd.  heg.  von 
EngeU  (Hamboig  im);  3.  Bd.  in  zwei  Teilen, 
hsg.  von  En^ls  (Hamburg  1894). 

*)  Vgl.  auch  die  oben  S,  741,  8p.  1,  Anm.  3 
genannte  Arbeit  von  Platter. 

»)  Marx  a,  a.  0,  I,  3.  648. 
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Natur  als  aus  den  nur  liistorischen  Natur- 
g:esetzea  der  kapitalistischca  Produktion  zu 
erkl&ren.»  ^)  Marx  scheint  dabei  auch  der 
AnMcht  gewesen  zu  sein,  welche  wir  oben 
bei  Fourier  bereits  kennen  gelernt  haben, 
daes  mangelhafte  Nahrung  zu  einer  SteiM- 
rung  der  Fruchtbarkeit  führe.  Er  sagt:  »In 
der  That  steht  nicht  nur  die  Masse  der  Ge- 
burten und  Todesfälle,  sondern  die  absolute 
Griisse  der  Familien  in  umgekehrtem  Ver- 
hältnis xm  Höhe  des  Arbeitdohns,  also  zur 
Masse  der  Lebensmittel,  worüber  die  ver- 
schiedenen Arbeiterkategorieen  verfügen. 
Dies  Gesetz  der  kapitalistischen  Gesellschaft 
kl&D^  unsinnig  unter  Wilden  oder  selbst 
ci\'üisierten  Kolonisten.  Es  erinnert  an  die 
massenhafte  Reproduktion  individuell 
schwacher  imd  liel  gehetzter  Tierarten.« ') 
So  kann  aiich  nach  Marx  nur  die  Umge- 
staltung der  Gesellschaft  das  Elend  aus  der 
Welt  schaffen,  welches  aus  der  stalten 
Volks  Vermehrung  entspringt. 

Wir  sehen  daron  ab,  die  Ansichten,  welche 
Ferdinand  LassalleS)  (s.d.)  —  1825— 
1864  —und  Karl  Hodbertus^l  (s.  d.) — 
1805 — 1875  —  Über  unseren  Gegenstand 
entwickelt  haben,  hier  zu  besprechen;  auch 
die  zur  Zeit  lebenden  deutschen  Sozialisten 
mögen  unerwähnt  bleiben.  Weder  die  einen 
Dodi  die  anderen  haben  Anschauungen  vor- 
getragen, welche  eine  besondere  Berück- 
sichtigung erheischten.^) 

Wohl  aber  mag  fügüch  an  dieser  Stelle 
Engen  Dührings  (s.  d.)  —  ^boren  1833 
—  gedacht  werden,  welcher  sieh  mit  Mal- 
thus  eingebender  befasst  und  der  Bevölke- 
rungstheorie einen  grösseren  Kaum  in  seinen 
Schriften  gewidmet  hat  Er  geht  in  den 
schärfsten  Ausdrücken ''}  gegen  MaltLus  vor, 


')  Marx  a.  a.  0.  I,  S.  640  Anm.  15. 

•)  a.  a.  0.  I,  S.  661. 

')  Vgl.  aein  „Ehernes  Lohngesetz"  in  dem 
„Offenen  Antwortschreiben  an  aas  Central-Co- 
mit^  zur  Berufung  eines  Allgemeinen  dentschen 
Arbeiter-KongreBBeB  zu  Leipzig"  vom  1.  III. 
1863.  Aach  sonst  mehrfach  in  seinen  anderen 
B«den  und  Schriften  abgedruckt  Cf.  IteBonders 
auch  die  bez.  AusfUhrangen  in  „Herr  Bastiat- 
Schnlze  von  Delitzsch,  der  OkonomiBche  Julian, 
oder  Kapital  und  Arbeit".  lieber  Laasalles  be- 
yeikerangBtheoretisohe  Ansichten  vgl.  noch 
Dtihring,  Kritische  Geschichte  der  National- 
ökonomie und  deB  Sozialismus.  3.  Aufl.  (Leip- 
zig 1879).    s,  b-an. 

*)  Soziale  Briefe  an  v.  Kirchnann.  1.  Brief 
1850.  —  Zur  Beleuchtang  der  sozialen  Frage 
I.  ünTerSndert«r  Abdruck  meines  2.  und  3.  so- 
zialen Briefes  an  v.  Kirchmann.  1875.  2.  Aufl. 
1890. 

•)  Sowohl  Aber  Lassalle  und  Eodbertns  wie 
Über  die  neueren  Sosiallsten  s.  die  betr.  Aus- 
fUhrangen bei  H.  Soetbeer  a.  a.  0.  8.  58ff., 
S.  66fr  u.  S.  64. 

*)  Kritische  Geschichte  der  Nationalfikono- 


von  dessen  Lehre  < 
>praktisch  und  theoretisch  eine  Eückschritts- 
theorie«  sei.  ^).  An  die  Spitze  seiner  Erörte- 
rungen über  die  Bevölkerung  stellt  er  den 
Satz :  »Die  Vermehrung  der  Bevölkerung 
ist  eine  Steigerung  der  produktiven  Kräfte*.^ 
Eine  jede  ökonomische  VerfassungBart  bringt, 
nach  Dühring,  eine  gewisse  Fassungskraft 
für  Bevölkerung  mit  sich,  jede  oi^niserte 
Volkswirtschaft  hat  ihre  besondere  Bevölke- 
rn ngskapazit&t  Wenn  nun  die  verfügbaren 
Katurhilfsquellen  anfingen,  für  die  herkömm- 
liche Bewirtschattungsart  derselben  ihr  Ma- 
^timum  zu  liefern  und  in  den  alten  Bahnen 
eine  weitere  Steigerung  der  Existenzmittel 
nicht  gestatteten,  so  werde  es  von  den  Fort- 
schritten in  der  Anwendung  technischer 
Mittel  abhängen,  ob  sich  die  Volksz^  noch 
weiter  vermehren  könne.  Der  technische 
Fortschritt  erhöhe  die  Bevölkerungskapazität 
einer  Wirtschattsgruppe,  indem  er  auch  bei 
unveränderten  Naturmlfsquellen  eine  reich- 
lichere Beschaffung  von  Befriedigungsmitteln 
der  Bedürfnisse  verbürge.  Diese  besseren 
technischen  Mittel  seien  freilich  als  Kennt- 
nisse oft  vorbanden,  ohne  dass  man  prak- 
tisch zu  ihrer  Anwendung  gelangen  könne, 
weil  die  politischen  und  gesellschaftlichen 
Verhältnisse  das  Beharren  hei  der  bisherigen 
Wirtscbaftsart  zur  Notwendigkeit  machten. 
Dann  müsse  eben  die  volkswirtschi^iche 
Verfassung  eine  Äendening  erfahren,  bevor 
die  gesättigte  Bevolkemngskapazität  des  ge- 
gebenen Zustandes  durch  einen  erweiterten 
Spielraum  und  neue  Fortschritte  ersetzt 
werden  könne.")  Freilich  könne  man  .sich 
auch  den  Fall  denken,  dass  sich  derartige 
Auswege  nicht  mehr  böten ;  alsdann  bhebe 
die  Ablenkung  der  Wirtschaftskräfte  nach 
aussen  das  einzige  Mittel,  um  eine  ökonomi- 
sche Machtsteigerung  auch  fernerhin  zu  be- 
wirken. Wolle  man  aber  die  Jahrtausende 
vorwegnehmen  und  die  Frage  für  den  ganzen 
Planeten  fingieren,  dann  werde  man  sich 
mit  der  Antwort  begnügen  müssen,  dass, 
wenn  das  Eintreten  eines  überall  verbrei- 
teten jlHangels  an  Gelegenheit  zur  aiwiebi- 
gerea  Kräftebeteiligung  wirklich  im  Laufe 
der  Menschheiteentwickelung  vorkommen 
solle,  man  sich  einfach  darauf  beschränken 
würde,  die  bis  dahin  erprobten  Grenzen  der 
Lebensart  einzuhalten  und  den  Fortschritt 
nur  in  denjenigen  Richtungen  zu  betreiben, 
deren  Verfolgung  von  den  Naturmitteln  un- 
abhängig   sei.')     Dühring   giebt    also   die 

mie,  3.  Aufl.  S.  177ff.  —  Kursns  der  National- 
und  SozialSkonomie  einschliesslich  der  Haupt- 
punkte der  Finanzpolitik.  2.  Auf.  (Leipzig 
1876)  S.  112ff. 

')  Kursus  der  National-  u.  Soz.    S.  111. 

')  a.  a.  0.  S.  95. 


,.  0.  ! 
')  a.  a.  0.  i 
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Möglichkeit  zu,  daeg,  wenn  auch  erst  inj 
Jalitaufienden,  die  Bevölkerunge Vermehrung 
nicht  Bchrankenlos  von  statten  gehen  könne, 
sondern  daes  -^ia  Büchsicht  auf  Zahl  und 
Art  der  Bevölkerung  wirklich  reguliere i.de 
und  das  Dasein  nicht  bloss  qiiantitativ,  eon- 
(leni  auch  qualitativ  geBtaltende  OrundsHtze 
zn  befolgen« ')  seien.  Vorerst  aber  sei  von 
einem  Mangel  an  Unterhaltsmitteln  keine 
Rede,  es  handle  sich  nur  darum,  die  Grenzen 
der  jeweiligen  wirtschaftlichen  Verfassung 
zu  sprengen.  — 

wir  beschliessen  diese  Reihe  der  opti- 
mistisch urteilenden  Sozialisten  mit  dem 
Amerikaner  Henry  George  (s.  d.)  —  1839 
bis  1897  — ,  welcher  in  seinem  Werke  i  »Pro- 
gress  and  poverty,  an  inquirj-  iiito  tbe  cause 
of  industrial  depressions,  and  of  increase 
of  want  with  increase  of  wealth»  *)  der 
Malthusschen  Theorie  mit  aller  Entschieden- 
heit entgegengetreten  ist.  Nachdem  er 
dieselbe  zuletzt  noch  einmal  mit  J.  St. 
Mills  Worten  dargelegt  hat,  fährt  er  fort: 
'Alles  dieses  leugne  ich!  Ich  behaupte, 
dass  gerade  das  Gegenteil  von  diesen  Sätzen 
richtig  ist  Ich  behaupte,  dass  in  jedem 
gegebenen  Zustande  der  Cirihsafion  eine 
grössere  Anzahl  von  Jtenscben  als  Gesamt- 
heit besser  versorgt  werden  kann  als  eine 
kleinere.  Ich  behaupte,  daßs  die  Ungerech- 
tigkeit der  Gesellschaft,  nicht  die  Kargheit 
der  Natur  die  Ursache  des  Mangels  und 
Elends  ist,  welche  die  herrschende  Theorie 
der  Ueben-ölkerung  zuschreibt.  Ich  be- 
haupte, dass  die  von  einer  zunehmenden 
Bevölkerung  ins  Dasein  gerufenen  neuen 
Münder  nicht  mehr  Nahrung  als  die  alten 
brauchen,  während  die  Hftnae,  welche  sie 
mit  sieh  bringen,  im  natürlichen  Verlaufe 
der  Dinge  mehr  erzeugen.  Ich  behaupte, 
dass  je  grösser  die  Bevölkening  wird,  unter 
sonst  gleichen  Verhältnissen  der  Wohlstand, 
den    eine    gerechte    Verteilung    der    Güter 

t'edem  einzelnen  gewahren  würde,  desto 
Löher  sein  muss.  Ich  behaupte,  dass  in 
einem  Zustande  der  Gleichheit  die  natür- 
liche Bevölkerungszunahme  beständig  darauf 
hinwirken  würde,  jeden  einzelnen  reicher; 
und  nicht  ärmer  zu  machen*.")  Von  allen  | 
lebenden  Wesen  sei  der  Mensch  das  einzige, , 
w^elches  den  im  Vergleich  zu  ihm  wichti- ' 
geren  Keproduktionskräften .  die  ihn  mit 
Nahnmg  versorgen ,  freien  Spielraum  ver- 1 
schaffen  könne.    Das  Säugetier,  das  Insekt, ' 


'1  a.  a.  0.  S,  118. 

')  Erschien  in  New-York  1880.  Mir  liegt 
nur  die  detttBche  Ueberset^nng  von  Gütschow 
(in  2.  Aufl.  Berlin  1884)  vor  n.  d.  T. :  Fort- , 
schritt  und  Armut.  Eine  Unt^ranchung  über  | 
die  Ursache  der  industriellen  Krisen  nud  der 
Zunahme  der  Annat  bei  zanehmendeiii  Beich- 
tum.    Ich  eitlere  stets  nach  dieser  UebeTEetznng. 

')  8.  a.  0.  S.  124/125. 


der  Vogel,  der  Fisch  nähmen  nur,  was  sie 
fänden.  Ihre  Zunahme  g^e  auf  Kosten 
ihrer  Nahrung,  und  wenn  sie  die  bestehen- 
den ErnähruD^gienzen  erreicht  hätten,  so 
mtlsse  erst  wieder  eine  Zunahme  eintreten, 
ehe  sie  sich  selbst  vermehren  könnten.  Aber 
ungleich  der  jedes  anderen  lebenden  Wesens 
scÜiesae  die  Vermehrung  des  Menschen  die 
Vermehning  seiner  Nahrungsmittel  ein.  Es 
sei  nicht  die  Zunahme  der  Lebensmittel 
welche  die  starke  Vermehrung  der  Bevölke- 
rung venirsacht  habe,  sondern  die  letzlere 
habe  die  erstere  zuwege  gebradil.  Es  gebe 
mehr  Nahnmgsnüttel,  einfach  weil  es  mehr 
Menschen  gebe.')  Allein  man  werde  dem- 
gegenüber, so  bemerkt  Geoi«e  selbst,  auf 
die  zunehmende  ünproduktivität  des  Acker- 
baues hinweisen.  Dies  indes  mit  unrecht. 
Der  Mensch  könne  die  Naturkräfte  nicht  er- 
schöpfen ,  nicht  vermindern.  Absolut  ge- 
sprochen produziere  weder  der  Mensch 
noch  konsumiere  er.  Das  ganze  Menschen- 
geschlecht —  und  wenn  es  bis  in  alle 
Ewigkeiten  arbeiten  würde  —  könne  diese 
rollende  Kugel  nicht  um  ein  Atom  schwerer 
oder  leichter  machen,  und  die  Summe  der 
Kräfte,  deren  ewiges  Kreisen  alle  Bewegung 
erzeuge  und  alles  Leben  erhidte,  nicht  um 
ein  Jota  vermehren  oder  vermindern.  Wie 
das  Wasser,  welches  wir  dem  Meere  ent- 
zögen ,  wieder  zum  Meere  zurückkehren 
müsse,  so  sei  die  Nahnmg,  die  wir  aus 
den  Vorräten  der  Natur  schöpften,  von  dem 
Augenblick  an,  da  wir  sie  nähmen,  schon 
wieder  auf  dem  Rückwege  zu  jenen  Vor- 
räten begriffen.  Das  Leben  brauche  die 
Kräfte  nicht  auf,  welche  das  Leben  erhielten. 
»Wir  treten»,  so  sagt  George  wörtlich,  »in 
das  materielle  Weltall  mit  nichts  ein  und 
nehmen  beim  Scheiden  nichts  mit  fort. 
Physikalisch  betrachtet  ist  der  Mensch  nur 
eine  vorübergehende  Form  des  Stoffes,  eine 
wechselnde  Art  der  Bewegung,  Der  Stoff 
bleibt  und  die  Kraft  dauert.  Nichts  wird 
vermindert,  Nichts  geschwächt.  Und  hier- 
aus folgt,  dass  die  Bevölkeniugsgrenze  der 
Erde  nur  die  Grenze  des  Raumes  sein  kann. 
Diese  Begi-enzung  des  Raumes  jedoch  — 
diese  Gefahr,  dass  das  Menschengeschlecht 
Ober  die  MöglJcbieit,  Spielraum  zu  finden, 
hinauswachsen  kann  —  ist  so  entfernt,  dass 
sie  für  uns  nicht  mehr  praktische  Bedeutung 
hat  als  die  Rückkehr  der  Eisperiode  oder 
das  BclüieBsliche  Erlöschen  der  Soune.«  *) 
—  Es  genüge  diese  Illusioneu  zu  veiaeich- 
nen:  sie  zurückzuweisen  ist  hier  nicht  der 
Ort  — 

Indes  nicht  alle  Sozialisten  ergeben  sich 
einem  so  unbegrenzten  Optimismus.    Schon 
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oben  S.  741,  Sp.  2,  Änm.  1  haben  ■wir  bemerkt, 
(lass  einige  unter  ihnen  den  Kern  der  Hal- 
thuBschen  Theorie  als  richtig  anerkeunen. 
Zu  diesen  sind  vor  allem  zu  rechnen  in 
England:  William  Thompson  (s.  d.)  — 
t  1833  — ,  in  Frankreich:  Louis  Blanc 
(s.  d.)  —  1813—1882  — ,  in  Deutschland: 
Karl  Mario  (s.  d.)  —  1810—1862  — ,  in 
Oesterreich:  Karl  Kautsky. 

Robert  Owens  Schüler  Thompson  hebt 
in  seiner  Schrift  »Principles  of  the  distii- 
bution  of  wealth  most  coiiducive  to  human 
happiness«  etc.  1)  hervor,  dasdieVermehnmgs- 
fähigkeit  des  menschlichen  Geschlechts  zu 
den  von  ^kfalthus  gekennzeichneten  Uebel- 
ständen  föhren  müsse.  Selbstbeherrschrmg 
sei  daher  notwendig.  Er  hofft,  dasa  diese 
durch  das  System  der  Kooperation  sehr  be- 
günstigt werde,  dass,  wenn  dasselbe  ein- 
geführt sei,  die  Neigung  zur  Ebeaclüieasung 
abnehme.  Freüich  dfirfe  bei  der  von  ihm 
empfohlenen  Organisation  das  Individuum 
aucn  nicht  völlig  freie  Hand  haben.  Die 
Gesellschaft  müsse  die  Zahl  der  Ehen  fest- 
setzen und  auch  nur  eine  bestimmte  Zahl 
von  besonderen  Zimmern  für  Eheleute  ein- 
richten. So  -würde  einer  üebervölkeruDg 
unschwer  vorzubeugen  sein.  — 

Louia  Blanc  pflichtet  Malthns  gleich- 
falls bei.')  Allein  er  glaubt  nicht,  dass  auf 
dem  durch  Malthus  bezeichneten  Wege  der 
Uebervölkerung  und  ihren  Notständen  ent- 
gegengetreten werden  könne.  Die  Lage  der 
Arbeiter  sei  eine  zu  traurige,  als  dass  mau  von 
ihnen  noch  eine  besondere  Vorsicht  bei  der 
Eheschliessung  und  während  der  Ehe  er- 
warten könne.  Eine  Besserung  dieser  Zu- 
stände sei  erst  miSgJich,  wenn  die  von  ihm 
empfohlene  Oi^nisalion  der  Arbeit  durch- 
geführt sei.  Wenn  durch  Vernichtung  der 
freien  Konkurrenz  das  Elend  der  arbeitenden 
Bevölkerung  gehoben  wäre,  erat  dann  sei  zu 
hoffen,  dass  auch  in  den  unteren  Bevölke- 
rungsschichten vorsichtigere  Gewohnheiten 
Eingang  finden  würden .  — 

Karl  Mario'')  (pBeiidon\Tn  für  Win- 
kelblech) trat  mit  aller  Entschiedenheit 
auf  die  Seite  von  Malthus.  >Er  wagte  es,»  so 
schreibt  er,*)  »das  Menschengeschlecht  über 
die  bitterste  aller  Wahrheiten,  den  Fluch 
seiner  Fruchtbarkeit,  zu  belenren,  wagte 
dies  mit  der  ^nzen,  der  unerbittlichen 
Strenge,  welche  ihm  nötig  schien,  um  die 


1848  Qud  Organisation  du  travail,  9.  ed.,  re- 
fondue  et  augmentee  de  chapitres  nouveaux. 
Paris  1860  (1.  Ansg.  18391. 

•)  UnterBuchnngen  über  die  Organisation 
der  Arbeit  oder  Syatem  der  Weltökonoraie, 
Tübingen  1850,  3.  Aufl.  1884—1886.  Ich  citiere 
Dach  der  2.  Aufl. 

•)  ».  a.  0.  II,  S.  222. 


Welt  aus  dem  Taumel  des  Wahnes  und  der 
Unwissenheit  aufzuschrecken,  worin  sie  sich 
leider  so  lange  gewiegt-^  Freilich  erhebt 
auch  Mario  mannig^he  Einwendungen 
gegenilber  den  Malthusschen  Ausführungen, 
auf  welche  wir  hier  jedoch  nicht  eingehen 
können.  Er  tritt  u.  a.  den  Mittein  entgegen, 
mit  welclien  Malthus  die  Uebervölkerung 
bekämpfe,  und  bezeichnet  diese  als  °durch- 
aus  ungenügend«.!)  Dieselben  beschränkten 
sich  auf  zwei:  die  mit  Belehrung  Aber  die 
Beschaffenheit  des  Bevölkerungsgesetzes  ver- 
bundene Ermahnung  zur  Erfüllung  der  daraus 
.  fliessenden  Pflichten  und  die  Vermeidung 
'jeder  Unterstützung  derer,  welche  jenen 
Pflichten  zuvriderhandelten.  Speciell  be- 
zugnehmend auf  das  erste  Mittel  bemerkt 
Mario,  es  liesse  sich  von  ihm  nur  bei  der 
besitzenden,  nicht  bei  der  besitzlosen  Klasse 
Erfolg  erwarten,  da  letztere  in  der  liberalen 
Gesell  Schaft  sidi  notgedrungen  in  einem 
hoffnuiimlosen,  fast  vertierten  Zustande  be- 
fände. Das  soziale  üebel  der  Uebervölke- 
rung will  er  auf  doppelte  Weise  heilen :  *) 
diu-cb  auf  zweck  massigerer  Benutzung  der 
vorhandenen  Produktivkräfte,  insbesondere 
auf  besserem  Betrieb  der  Landwirtschaft 
beruhende  Steigerung  der  Produktion  und 
durch  Verlangsamung  des  Ganges  der  Be- 
völkerung. Da  die  ausschlies.-' liehe  Anwen- 
dung des  ersten  Mittels  zur  Vermehrung 
der  Volksmenge  reize,  so  sei  die  Anwendung 
des  zweiten  idcht  zu  entbehren.  Dazu  seien 
besondere  Massregeln  erforderlich,  welche 
er  in  ausserordentliche,  die  nur  ausnahms- 
weise ,  und  in  ordentliche ,  welche  fort- 
während anzuwenden  seien ,  zerlegt.  Zu 
den  ausserordentlichen  rechnet  er:  a)  die 
Begünstigmig  der  Auswanderung,  b)  die  Be- 
günstigung der  Kolonisation.  Die  ordent- 
lichen Massregeln  zerfallen:  a)  in  Erschwe- 
rung der  Einwandening,  b)  in  Ziu^ckweisung 
von  Fremden,  c)  in  Vermindenmg  der  Ge- 
burten. Gewiss,  so  hebt  er  hier  her\'or, 
habe  der  Mensch  »ein  wohlbegründetes 
Recht  auf  Fortpflanzung,  aber  nicht  auf  ab- 
norme, sondern  auf  normale».  Um  die  Ge- 
burten zu  vermindern,  empfiehlt  er  nun 
eine  Reihe  von  Jütteln,  welche  wir  hier 
nicht  alle  aufzählen  können,  wir  verweisen, 
uin  diese  kennen  zu  lernen,  auf  das  Werk 
selbst^)  Es  sei  nur  bemerkt,  dass  er  u.  a. 
für  Festsetzung  eines  hohen  Heiratsalters 
und  für  Nach  Weisung  eines  Kindergiites 
eintritt.  — 

In  neuerer  Zeit  hat  Earl  Kautsky, 


Schrift  »Der  Emtluss  der  Volksvennehrung 


')  a.  a.  0.  II,  S.  241. 
•)  a.  a.  0.  IV,  S.  67  ff. 
')  a.  a.  0.  IV,  S.  75ff. 
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auf  den  Fortschritt  der  Gesellschaft«  i)  be- 
handelt. Er  erkennt  das  Malthussche  Be- 
völkerungsgesetz an.  Eine  andem-eitige 
Organisation  der  Volicswirtechaft,  der  Ueber- 
gang  zu  einer  höheren  Prodnktionsweiae 
könne  zwar,  wie  er  darzulegen  sucht,  die 
Lebensmittel  für  eine  gewisse  Epoche  nicht 
nur  ebenso  schnell,  sondern  sogar  schneller 
anwachsen  lassen  als  die  Bevölkernng;  die 
Umwandlung  des  Privateigentums  an  Grund 
und  Boden  und  dessen  Bearbeitung  dimsh 
freie,  vemöttftig  oiganisierte  Arbeiter  er- 
möglichten einen  solchen  Uebergang  zu 
einem  vollkommeneren  Betriebe.  Allein 
durch  diesen  Uebergang  könne  die  Gefahr 
einer  Uebervölkenuig  nur  hinausge- 
schoben werden,  ja  diese  Gefahr 
werde  um  so  drohender,  je  mehr 
Glück  und  Wohlstand  man  zu  ver- 
breiteu  suche.*}  Ohne  die  Bevölkenings- 
frage  zu  regeln,  ist  nach  ihm  eine  be- 
friedigende Lösung  der  sozialen  Probleme 
Überhaupt  nicht  mr)glioh.^)  Und  als  Heil- 
mittel für  jene  empfiehlt  er  den  präventiven 
geschlechtlichen  Verkehr,  In  der  Natur  sei 
ebensowenig  alles  vollkommen  wie  in  der 
Gesellschaft;  oft  mflssten  wir  ein  Uebel 
wählen  und  es  handle  sich  nur  darum, 
welches  das  kleinere  sei.  »Unleugbar,*  so 
fahrt  er  fort,  'ist  bei  dem  jetzigen  Stande 
der  Wissenschaft  der  präventive  geschlecht- 
liche Verkehr  ein  viel  kleineres  Uebel  als 
die  anderen,  welche  die  Ueben'ölkerung  mit 
Notwendigkeit  erzeugt  und  welche  in  den 
verzwei flu ngs vollsten  Formen  des  Kampfes 
ums  Dasein  sich  zeigen:  den  präventiven 
geschlechtlichen  Verkehr  anzunehmen,  ist 
daher  ein  Gebot  der  Sittlichkeit,  denn  er 
ist  sittlicher  als  Hunger  und  Seuchen,  Krieg 
und  Mord,  Syphilis  und  Prostitution., -"j^)  — 
12.  Die  Optimisten.  Eine  grosse  Gruppe 
von  Bevölkerungstheoretikern  können  wir 
schlechtweg  als  Optimisten  bezeichnen.  Sie 
erkennen  die  von  Jlalthus  geäusserten  Be- 
fürchtungen als  berechtigt  nicht  au  und 
sehen,  onno  eine  Aenderung  der  bestehen- 
den Staats-  und  Gesellschaftsordnung  zu 
fordern,  vertrauensvoll  der  ferneren  Gestal- 
tung der  Bevölkenmgsverhaltaisse  entgegen. 
Im  einzelnen  weichen  die  nachfolgend  ver- 
zeichneten Schriftsteller  vielfach  von  ein- 
ander ab,  sowohl  in  der  Art,  wie  sie  Malthus 
bekämpfen,  wie  in  den  Theorieen,  welche 
sie    bezöglieh    der    Bevölkerungsbewegung 


'1  Wien  1880. 

*)  Kantskf,  Der  Einflusa  der  Votkever- 
mehmng  etc.  8.  166. 

'1  8.  ft.  0.  S.  183. 

'I  a.  a.  0.  8.  196. 

*)  Ueber  die  von  Eantakj  vertretene  An- 
rieht et.  weiter  unten'  in  dem  Abschnitte  Bub 
VI,  lö. 


aufstellen.  Was  sie  verbindet,  ist  —  das 
Vertrauen  in  die  Zukunft 

In  diese  Kategorie  rechnen  wir  zunächst 
S.  Gray,  der  sich  unter  den  Ersten  befand, 
welche  gegen  Malthus  auftraten.  Er  führt 
in  seiner  Schrift  »The  happiness  of  states.  ^) 
den  Gedanken  durch,  dass  die  Lebensmittel 
immer  in  der  erforderlichen  Menge  von  der 
Bevölkerung  erzeugt  wüi-den.  Die  steigende 
Bevölkerung,  welche  die  Grundlage  sowohl 
des  Wohlstandes  der  Individuen  als  des 
Vollsreichtums  sei,  liefere  stets  die  nötigen 
Arbeitskräfte,  so  dass  dem  Verlangen  nacb 
Subsislenzmilteln  fortwährend  eine  genü- 
gende Produktion  folge.*) 

Andere,  z.  B.  James  Graham,*) 
John  Wevland,*)  Nassau  William 
"      ioT^)  (s.  d.)  —  1790—1864—,  geben 

[■  zu,  dass  die  Mensclien  sich  rascher 
als  die  Nahrungsmittel  vermehren  können, 
leugnen  aber  die  von  MaltJius  aus  diesem 
Satze  gezi^enen  Folgerungen.  Eine  schäd- 
liche Uebervölkening  werde  aus  nattirlichen 
Ursachen  nicht  stattfüiden.  Graiiam  glaubt, 
dass  die  Fm'cht  vor  einem  Hinimtereteigen 
in  eine  tiefere  Bevölkenmgsschicht  der  zu 
starken  Vermehrung  eine  Scliranke  zielten 
würde ;  von  derselben  Hoffnung  geht  Senior 
aus,  während  Weyland  annimmt,  dass  mit 
steigender  Kultur  die  Bevölkerung  mehr 
und  mehr  den  Städten  zudrängen  würde,  in 
welchen  die  Sterblichkeit  eine  grifesere  seL 
So  wünie  allzeit  die  Zahl  der  Menschen  in 
richtigem  Verhältnis  zu  den  Lebensmitteln 
bleiben.^ 

Zu    den    einflussreichsten    Gegnern    von 


']  8,  Graj,  The  happiness  of  State«;  or, 
an  inguirj  conceraing  Population  etc.,  London 
1816;  anBserdem :  „All  claaaea-productive  of 
national  wealths  (London  1817) ;  Tbe  principles 
of  population  and  production  inrestigatea  (Lon- 
don 1818).  Mir  waren  diese  Werke  nicht  zo- 
gftnglich,  ich  folge  im  obigen  den  Angaben  bei 
Mohl,  Gesch,  und  Litt.  d.  Staatsw.  III,  S.  500. 

')  Eine  ähnliche  Ansicht  vertrat  n.  a.  der 
Amerikaner  Alexander  Hill  Everett(lT92 
bis  1847)  in  der  Schrift:  „New  ideas  on  popn- 
lation,  with  remarks  on  tbe  theories  of  Maltnus 
and  Qodwin"  (London  1823;  2.  Anfl.  Boston 
1826).  Et  sacht  darzulegen,  dass  sich  die  Nah- 
rnngsmittel  im  Verhältnis  znr  Bevölkernng 
mehren  oder  mindern;  jeder  neue  Mensch  sei 
auch  eine  neue  Arbeitskraft. 

')  An  inqnir;  into  the  principle  of  popnla- 
tion  etc.,  Edmbureh  1816. 

*)  The  principle  of  population  and  produc- 
tion, as  the;  axe  affectä  b;  the  progress  of 
Bociety,  London  1816. 

")  Two  lectnres  on  population,  London  1831. 

*)  Aehnlich  urteilt«  der  bekannte  englische 
Historiker  Sir  Archihald  Alison  m  der 
Schrift :  The  principles  of  population  and  their 
connection  with  human  happiness  (Edinb.  1840). 
Ueber  ihn  nnd  die  vorhergemumten  cf.  Mohl 
a.  a.  O.  S.  602ff. 
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Malthus  in  früherer  Zeit  gehört  sein  I.aDds- 
mann  Michael  Thomas  Sadler  (s.  d.) 
—  1780 — 1835  — ,  der  in  seinem  allerdings 
wnvdlendet  gebliebenen  Werke  »The  law 
of  population:  a  ti-eatise,  in  eix  hooks,  iu 
disproof  of  the  anperfecmidity  of  human 
beings,  and  developing  the  real  pnndple  of 
their  increase«')  sich  eingehend  mit  der 
Widerlegung  der  von  Malthus  aufgestellten 
Sätze  befaest.  Er  gebe  gern  zu,  so  ftlhrt 
er  aus,  dass  das  richtige  Verhältnis  zwischen 
der  Zahl  der  Bevölkerung  und  dem  Vorrate 
ihrer  Unterhaltsmittel  zuweilen  gestört  wer- 
den könne  und  auch  gestört  worden  sei 
und  dass  daraus  in  allen  Stadien  der  <3e- 
setlschaft  Mangel  und  Ijeiden  hervorgegangen 
wären ;  aber  er  setze  dies  Zugeständnis  mit 
einer  anderen  Thatsache  in  Verbindung,  von 
welclier  es  nicht  getrennt  werden  könne, 
mit  der  Wahrnehmung  nämlicli,  dass  solche 
Schwankungen  in  weit  empfindliclierem 
Masse  in  den  früheren  Perioden  sich  ein- 
gestellt hätten,  als  in  den  späteren,  dass 
also  der  Mangel  und  die  Leiden,  welche  sie 
vei'anlassten ,  in  den  Zeiten  der  grössten 
Bevölkerung  jedes  Landes  der  &de  am 
wenigsten  gefühlt  worden  seien.  Der  An- 
teil jedes  einzelnen  an  Unterhaltsmiftelu 
müsse  sich  daher  mit  der  Vermehrung  der 
Zahl  fortwährend  verstärken.  Dies  bestätige 
sich  in  jedem  Lande,  welches  ans  dem  Zu- 
stande der  Barbarei  in  den  der  Oi\-ilisation 
übergehe.  Und  das  gelte  auch  für  die  Zu- 
kunft Noch  gleiche  die  Oberfläche  der 
Erde  —  nach  Franklins  Aussprache  —  einer 
ausgedehnten  Wildnis;  hier  und  da  gäbe 
es  eine  Strecke  von  Meilen  mit  Kiutur, 
gleich  einer  Oase  in  der  Wüste.  Aber  an- 
genommen, die  ganze  Erde  sei  ins  Eigen- 
tum übergegangen  und  aus  der  Wüste  sei 
ein  Eden  geworden,  so  würde  diese  Periode, 
welche  man  als  einen  Bankerott  der  Natur 
betrachte,  die  Periode  ihres  Triumphes  sein. 
Es  Übersteige  fast  unsere  Ertöe,  die  Pro- 
dukte der  IMe  zu  berechnen,  wenn  sie  nur 
überall  so,  wie  es  jetzt  teilweise  der  Fall 
sei,  angebaut  sei.  Aber  selbst  diese  mäch- 
tige Masse  von  Elrzeugnissen  würde  zur 
Unbedeutendheit  herabsinken,  wenn  man  sie 
mit  dem  freUich  in  Zahlen  nicht  auszu- 
drückenden Betrage  des  möglichen  Erzeug- 
uisses  vergleichen  wolle,  dessen  die  Erde 
fähig  sei,  dessenUmfang  aberunsereFassungs- 
kraft  beschäme. 

Das  arithmetische  Verhältnis  könne  die 
Zunahme  der  Naturerzeugnisse  nicht  dar- 
stellen, solange  die  Erde  nicht  vollständig 
angebaut  wäre;  es  werde  dieses  aber  ebenso- 
wenig können,  wenn  dieser  Zeitpunkt  ein- 
getreten sei.    Die  ganze  Malthussche  Dar- 


stellung sei  von  Anfang  bis  zu  Ende  ein 
unbegründeter  Trugschiusa  Sadler  selbst 
stellt  dann  folgende  Behauptung  auf: 

1)  Die  menschlichen  Unterhaltsmittel 
vermehren  sich  im  Pflanzen-  wie  im  Tier- 
reiche in  einem  Verhältnis,  welches  in  jedem 
Falle,  in  einigen  sogar  unendlich  viel  grös- 
ser und  ebenso  auch  schneller  ist  als  das- 
jenige, weldies  die  in  Frage  stehende  The- 
orie für  die  Volks  Vermehrung  aufstellt. 

2)  Das  menschliche  Geschlecht  vermehrt 
sich  in  einem  selir  verschiedenen  Verhält- 
nisse, welches  durch  die  Zahl  der  Mitleben- 
den bestimmt  wird. 

3)  Das  geometrische  und  arithmetische 
Verhältnis  der  vorherrschenden  Theorie  über 
die  Bevölkerung  ist,  im  einzelnen  betrachtet, 
eben  so  falsch  als  in  sehier  Verbindung  der 
Wahrheit  und  der  Erfahrung  ziiwider.  Wenn 
man  die  Zahlenreihen,  welche  die  natürlidie 
Zimahme  der  Bevölkerang  darstellen,  und 
diejenigen,  welche  die  Zunahme  ihrer  Unter- 
haltsmittel zeigen  sollen,  verwechselt  oder, 
mit  anderen  Worten,  das  »mterate  zu  oberet 
kehrt,  dann  erst  möchten  sie,  obwohl  immer 
noch  unpassend,  die  üeberfülle,  mit  weldier 
die  Vorsehimg  das  menschliche  Geschlecht 
begabt  hat,  und  die  stets  zunehmenden  und 
nie  zu  erschöpfenden  Vorräte  darstellen, 
welche  für  alle  künftigen  Geschlechter  der 
Menschen  aufgehoben  sind.') 

Sadler  sucht  diese  Behauptungen  dann 
im  einzelnen  zu  begründen.  Aber  er  be- 
gnügt sich  niclit  damit,  nur  den  Nachweis 
zu  führen,  dass  die  Malthusschen  Sätze  un- 
richtig seien,  sondern  stellt  seine  eigene 
Theorie  auf.  Diese  ist  in  dem  Grundsatze 
zusammenzufassen,  dass  dieFniditbarkeit  des 
menschlichen  Geschlechts  in  dem  Grade 
abnehme,  in  welchem  die  Menschenzahl  zu- 
nehme. Er  glaubt  diese  Ansicht  damit 
stützen  zu  können,  dass  die  Fruchtbarkeit 
mit  dem  grösseren  Wohlleben,  also  mit  stei- 
gender Kultur,  von  selbst,  zurückginge.  — 

Zu  den  Optimisten  zählen  wir  weiterhin 
in  Frankreich:  Frederic  Baatiat  (s.  d.) 
—  1801—1850  — ,  in  Amerika:  Henry  C. 
Carey  (s.  d.)  —  1793—1879  ~  und  in 
Deutschland:  Friedrich  List  (s.  d.)  — 
1789— 1846  —  und  Ernst  Engel  (s.  d.) — 
1821—1896.  — 

Um  der  Jugend  ein  Mittel  gegen  die 
Verlockungen  des  Sozifdismus  zu  bieten, 
schrieb  Bastiat*)  im  Sommer  1849  seine 


')Vk1.  über  Sadler:  Friedrich  Schmidt, 
UnterBQcnaDgen  über  BevClkenmc',  Arbeitslohn 
nnd  Pauperism  in  ihrem  gegenseitigen  Zusam- 
menhange.    (Leipzig  1836)  S.  38ff.,  vor  allem 


1.  6i.  ISbö,  6.  Id.  in  T  vol.,  faris  18T0.     Die 
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iHarmouies  6conomiqueB>.  Stehen  die  sich 
Bdbsl  flberlassenen  Interessen  der  Menseli- 
heit  im  Einklänge  oder  im  Widerspruch? 
Das  ist  die  Grundfrage,  deren  Beantwortung 
seine  Untersuchung  galt.  Und  indem  er 
auf  die  Malthussche  Theorie  zu  sprechen 
kommt,  bemerkt  er:  wenn  in  der  That  die 
Menschheit  vom  Schicksal  Avach  die  Gesetze 
der  Volksvermehrung  zum  Elende  geführt 
wird,  dann  darf  man  doch  wahrhaftig  nicht 
behaupten,  Gott  habe  aus  der  sozialen  Welt 
ein  harmonisches  Ganze  gemacht  wie  aus 
der  materiellen,  dann  muss  man  zugestehen, 
dass  die  erstore  auf  einem  empörenden  und 
unheilbarenZwiespaltbegründetsei,  'ScUüler 
von  Malthus«,  ruft  er  aus,  »ihr  aufrichtigen 
und  verleumdeten  Menschenfreunde,  deren 
einziges  Unrecht  es  ist,  die  Menschheit  vor 
einem  eingebildeten  Verhängnis  bewahren 
zu  wollen,  ich  hat)e  euch  auf  ein  trost- 
reicheres Gesetz  hinzuweisen :  ,Un1er  sonst 
Sieichen  Verhältnissen  ist  die  wachsende 
dchti^keit  der  Bevölkerung  gleichbedeutend 
mit  einer  zunehmenden  Leiclitigkeit  der 
Produktion'.  —  Ist  dem  so,  so  werdet  ihr 
euch  sicher  nicht  betrüben,  die  Dornenkrone 
von  dem  Haupte  unserer  geliebten  Wissen- 
schaft fallen  zu  sehen, «  ')  Der  unbegrenzten 
Entwickelung  der  Bedürfnisse  stände  die  un- 
begrenzte Entwickelung  der  Befriedigungs- 
mittel zur  Seite.  IVeilich  wolle  er  damit  nicht 
behaupten,  dass  Verlangen  und  Mittel  gleich- 
mSssig  fortschritten ;  das  Verlangen  laufe 
imd  das  Mittel  hinke  nach.  (Le  desir  conrt, 
et  le  moyen  suit  ea  boitant)  Die  schnelle 
und  abenteuerliche  Natur  des  Verlangens, 
rer^lichen  mit  der  Langsamkeit  unserer 
mhigkeiten,  zeige  uns  an,  dass  auf  jeder 
Stufe  der  Civilisation,  auf  jeder  Sprosse  der 
Fortschrittsleiter,  in  ^e  Ewigkeit  das  Leiden 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  das  Erbteil 
des  Menschen  sein  werde.  Aber  dieses 
Leiden  habe  auch  einen  Beruf:  es  diene 
als  Sporn  unserer  Fähigkeiten.')  Bedürfnis, 
Anstrengung,  Genuss  —  das  sei  der  ganze 
Mensch  für  die  Volkswirtschaft.  In  der 
Abgeschlossenheit  überatiegen  unsere  Bedürf- 
nisse unsere  Kräfte,  im  geaeUschaftlichen 
Zustande  aber  unsere  Kräfte  unsere  Bedürf- 
nisse. Die  weitere  Annäherung  der  Men- 
schen, die  Verdichtung  der  Bevölkerung  sei 
deichbedeutend  mit  einer  Verbesserung  des 
Tausches.  »Dies  ist  wichtig,^  sagt  Bt^tiat, 
>hier  li^  die  Lösung  der  Bevölkerungs- 
frage;  dies  ist  der  FaWor,  denMalthus  ver- 
na^üäsaigt  hat.     Dieser  Faktor   zeigt  uns 


„Earmonies  economiqaea"  sind  abgedruckt  in 
t.  VI. 

')  Harm.  de.  Einleitnng.  (A  la  jeoneBie 
fraufaise)  VI.  p.  17. 

*)  a.  a.  0.  eh.  III.  VI.  p.  62  ff.  p.  77. 


Einklang,  wo  Malthus  nichts  als  Zwiespalt 
sah«. ')  ^) 

In  dem  letzten  Kapitel  der  1.  Auflage^) 
der  •  VolkswirtschafUichen  Harmonieem 
schrieb  Bastiat:  'Harmonie!  Tel  est  le 
resultat  düfinitif  des  arrangements  provi- 
dentiels,  des  grandes  Jois  de  la  nature, 
alors  qu'elles  i^gnent  saus  obstacies,  quand 
on  les  consid^re  en  elles-mc^mes  et  abstrac- 
tion  faite  du  trouble  que  fönt  subir  k  leur 
action  l'erreur  et  la  yiolance.  A  la  vue  de 
cette  Harmonie ,  reconomiste  peut  bieu 
s'ecrier,  comme  fait  l'astronome  au  spectacle 
des  mouvemeots  planötaires,  ou  le  physio- 
logiste  en  contemplant  l'ordonnance  des  or^ 
ganes  hum^ns:  Di^tus  Dei  est  hic!<^  *) 
Ebenso  Carey.*)  Nachdem  er  der  Mal- 
thusscben  Theorie  gedacht,  wirft  auch  er 
zweifelnd  die  Frage  auf^):  «Können  solche 
Dinge  wirklich  eintreten?  Ist  es  möglich, 
dass  der  Schöpfer  so  sehr  mit  sich  selbst 
in  Widerspruch  geriet?  Ist  es  möglich,  dass 
er,  nachdem  er  in  der  ganzen  materiellen 
Welt  ein  System  eingerichtet  hatte,  dessen 
Teile  in  der  vollkommensten  Harmonie  un- 
tereinander stehen,  dass  er  dann  den  Men- 
schen, den  Herrn  von  Allem,  Gesetzen  un- 
terworfen hat,  die  eine  allgemeine  Dishar- 
monie erzeugen  müssen?  Ist  es  mOglich, 
dass,  nachdem  er  dem  Menschen  alle  Eigen- 
schaften verliehen  hat,  die  zur  Ergreifung 
der  Herrschaft  über  die  Natur  notwendig 
sind,  es  auch  in  seinem  Plane  gelegen  war, 
denselben  Menschen  Gesetzen  zu  unter- 
werfen, kraft  deren  er  Sklave  der  Natur 
werden  muss?«  —  Indem  Carey  in  eine 
nähere  Prüfung  der  Bevölkerungsfrage  ein- 
tritt, bemerkt  er,  dass  die  Naturwissen- 
schaften in  allen  Wissenszweigen  nach- 
weisen könnten,  dass  Ordnung,  Harmonie 
imd  wechselseitige  Anbequemung  in  allen 
Elementen  und  in  allen  Bewegungen 
herrschten,  die  sie  bis  jetzt  erforscht  hätten. 
In  allen  Reichen  der  Natui^eschichte  liefern 
die  Verbindung  der  Teile  und  die  Einheit 
des  Plans  den  logischen  Beweis,  dass  das 


')  ».  a.  0.  eh.  IV.  VI.  p.  115. 
*)  Cf.  auch   eh.   XVI.  (VI.   p.   497ff.),   in 
welchem  Bastiat  der  Halthnsschen  Lehre  mehr 

zustimmt 

')  Die  1.  Auflage  hatte  dqi  zehn  Kapitel. 

•)  ft.  ft.  0.  VI.  p.  390. 

")  Cf.  vor  allem  ;  Prineiple«  of  social  sciesce. 
3  vol.  PhUadelphia  1868—1860.  Die  BevWke- 
nmgsfrage  wird  eriJrtert  in  den  Kapiteln  XLVI 
— XLIX  m,  S.  263fr.  Siehe  auch:  H.  C.  Carejs 
Lehrbuch  der  Volkswirtschaft  nnd  Sozialwissen- 
Hchaft.  Vom  Verf.  antorigterte  dentache  Ana- 
K«be  von  Carl  Adler  (München  1866).  In 
dieser  „gedrängteren  Darstellung"  kommen  die 
Kapitel  XXXVin—XLI  in  Betracht,  S.  587  ff. 

*)  In  der  engl.  Ausg.  III,  p.  266.  Deutsche 
Ausg.  S.  690. 
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Univerenm  Eins  im  System,  Eins  in  der 
Aktion  und  Eins  im  Ziele  Bei.  Dasselbe 
müsse  sich  auch  in  der  Geschichte  des . 
Menschen  zeigen.  Und  er  findet  diesen  Be- 1 
weis  in  dem ,  wie  er  behauptet ,  durch  die 
Thafsachen  der  vergleichenden  Physiologie 
bekiAftigten  Gesetze  des  Gleichgewichts 
zwischen  der  nervösen  und  der  seiueUen 
Funktion.  Die  Ämeisenkönigin  der  afrika- 
nischen Termiten  lege  in  einem  einzigen 
Tage  80000  Eier  und  der  Heerwurm 
8000000.  Der  Kabeljau  produziere  über 
eine  Million  Eier  auf  einmal,  während  man 
bei  dem  starken  und  klugen  Haifisch  nur 
wenige  finde.  Die  höheren  Arten  der  Eep- 
tUien  seien  noch  weniger  fruchtbar;  und 
unter  den  Saugetieren  produzierten  die- 
jenigen, welche  rasch  die  Reife  erreichten, 
zahbreiche  Jimge.  während  diejenigen,  welche 
ein  grösseres  Gehirn  besflssen,  jedes  Jahr 
nur  ein  einziges  Junge  gebären.  Die  Reihe 
ende  mit  dem  Elefanten,  der  vermöge  seines 
edleren  Nervensysteme  und  der  entsprechen- 
den Denkkräfte  von  allen  auch  am  wenig- 
sten fruchtbar  sei.  Dieses  allgemeine  Ge- 
setz des  Lebens  (The  general  law  of  life, 
throughout  all  the  classes,  ordeis,  genera. 
species,  and  individuals)  fasst  Carey  nun  in 
folgende  Sätze  zusammen: 

j-The  nervons  System  varies  directly  as 
thejwwer  to  maintain  life: 

The  degree '  of  fertility  varies  invsrsely 
as  the  development  of  the  nei-vous  System 
—  animals  wdh  larger  brains  being  always 
the  least,  and  those  with  smaller  ones,  the 
most  prolific: 

The  power  to  maintain  life,  and  that  of 
procreation ,  antagonize  each  other  —  that 
antagonism  tending  perpetually  towarda  the 
establishment  of  an  equilibrimn*.') 

Die  Reproduktivkraft  beim  Menschen  sei 
ebensowenig  eine  konstante  Quantität  wie 
jede  andere  seiner  Kräfte,  Sie  könne  zu 
übermässiger  Thätigkeit  gereizt  werden 
durch  ein  Verfohreu,  das  den  Menschen 
zum  Tiere  herabwürdige ,  wodurch  sein 
Selbstgefühl  und  sein  Gefühl  der  Yerant- 
wortlichkett  gegen  seinen  Schöpfer  und  seine 
Mitmenschen  yemichtet  werde.  Umgekehrt 
vermindere  eich  die  Beproduktivkraft,  wenn 
die  verschiedenen  Fähigkeiten  und  Thätig- 
keiten  des  Menschen  angespornt,  wenn  die 
Beschäftigungen  vennelfältigt  würden.  Im 
Jugendalter  der  Gesellschaft,  wo  die  Men- 
schen gering  an  Zahl  und  arm  und  schwach 
seien,  seien'  sie  wenig  fähig,  Forderungen 
an  die  Natur  zu  stellen,  welche  ihnen  des- 
halb auch  nur  geringere  und  unsichere 
Vorräte  von  Nahrung  liefere.  Wenn  ihre 
Zahl  aber  irachse,  würden  sie  in  stand  ge- 
setzt, zusammen  zu  wirken  und  so  eine  be- 


')  a.  a.  0.  m,  p.  302. 


deutende  Zunahme  an  Kraft  zu  gewinnen 
Je  vollkommener  sieh  nun  die  Arbeit  ge- 
stalte, Je  mehr  die  Arbeitsmitte!  sich  ver- 
besserten, um  so  weniger  sei  die  Anstrengung 
von  Muskelkraft  von  nöten,  desto  geringer 
sei  die  Vei^udimg  von  menschlidier  Kraft, 
desto  geringer  auch  die  Nahrungsqtiantität, 
die  zur  Ersetzung  der  verbrauchten  Iklate- 
rialien  notwendig  sei.  Diese  Entwickelung 
führe  dann  weiter  zur  Produktion  >of  the 
real  man  —  capable  of  becoming  absolute 
master  over  nature,  and  over  himself«.') 
Die  Natur  wirke  zusammen  mit  dem  Men- 
schen ,  indem  die  Lebenskraft  mehr  und  mehr 
nach  der  Richtung  einer  weiteren  Verstär- 
kung des  Denkvermögens  und  weniger  in 
der  Richtung  der  Zeugung  wachse. 

Folglich,  so  fasst  Carey  seine  An^dit 
zusammen ,  führt  jedes  Stadium  des  Fort- 
schritts zur  wahren  CivUisation  eine  Zu- 
nahme der  Kraft,  Nahnmgs Vorräte  zu  for- 
dern, im  Gefolge,  während  sich  zugleich  die 
Nachfrage  nach  Nahrung  im  Verhältnis  zur 
Zahl  der  zu  ernährenden  Individuen  ver- 
mindert und  die  Tendenz  zur  Vermehrung 
der  Zahl  langsam,  aber  sicher  sinkt  » —  the 
ultimate  effect  exhibiting  iteelf  in  large  in- 
crease  in  the  proportion  bome  by  food  to 
Population«.*) 

Also  auch  hier  bekundet  sich  wieder  die 
völlige  Harmonie!  — 

Der  Volkswirtschaftslehre  Careys  in 
vielen  Punkten  ähnlich  ist  die  unseres  grossen 
Landsmannes  Friedrich  List,  welcher 
nacli  einem  AuMpruch  Sclimollers^  an  den 
Horton  zu  der  Epoclie  der  streng  wissen- 
scltaftlichen  Oekonomie  °als  ein  Hüne  steht, 
der  mit  Riesen  schlagen  das  Thor  zu  ihr 
gezimmert«.  Audi  List  beurteilt  die  Be- 
völkeningsfrage  optimistisch.*)  Aber  die 
Gründe,  welche  er  gegen  Maltlius  ins  Feld 
führt,  sind  andere  als  jene,  welche  Carey 
geltend  gemacht  hat  Es  sei  nicht  wahr, 
so  führt  er  aus,  dass  die  Bevölkerung  in 
einem  grösseren  Massstabe  zunehme  als  die 
Produktion  der  Subsisteuz mittel,  wenigstens 
sei  es  Thorhoit,  ein  soliJies  Missveriiältnis 
anzunehmen  oder  durch  kdnstliclie  Berech- 
nungen  und   sophistische    Argumente   dies 


')  a.  a.  0.  lU,  p.  326. 

')  a.  a.  0.  in  der  engl.  Aasg.  m.  p.  326, 
in  der  dentschen  Ausg.  8.  628. 

')  In  der  Anzeige  der  Ehebergschen  Ans- 
gabe  doH  Listschen  Syntema  in  dem  Jahrb.  (. 
Ges.  D.  Verw.  N.  F.  VIII,  S.  283;  wieder  ab- 
cedmckt  in  ScfamoUer,  Znr  Litteratnrgeschichte 
der  Staats-  und  SoEialivigHenschafteii,  (Leipzig 
1888]  S.  106. 

*)  Vgl.  List,  Bas  nationale  System  der 
politischen  Oekonomie,  1.  Ansg.  1841.  (7.  Aufl. 
mit  einer  historischen  und  kritischen  Einleitonv 
von  E.  Th.  Eheberg,  Stuttgart  1883.)  leb 
eitlere  nach  einer  Ausgabe  von  18T7. 
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nachweisan  zu  wollen ,  solang  noch  auf 
dem  Erdball  eine  JHasse  von  Naturkräften 
tot  lägen,  wodurch  zehü-  luid  vielleicht 
hundertmal  mehr  Mensclien,  als  jetzt  lebten, 
ernährt  werdea  könnten.  Im  Mittelalter 
wftre  der  Weizenertrag  eines  Ackers  Landes 
in  Englaad  das  Vierfache  gewesen,  heute 
Bei  er  das  Zehn-  uud  Zwao zigfache ,  und 
dabei    sei  ftinfmal   mehr  Lacd    zur  Kultur 

E bracht  worden.  Wer  möchte  femer  den 
itdeckuDgen,  Erfindungen  und  Verhesse- 
ningen  des  menschlichen  GesclileehtB  Schran- 
ken setzen?  Noch  sei  die  Agrikulturcliemie 
in  ilirer  Kindheit;  wer  aber  könne  dafür 
stehen ,  dass  niclit  morgen  durch  eine  neue 
Erfindung  oder  Entdeckung  die  Erti-agsfälhig- 
keit  des  Grundes  luid  Bodens  um  das  Füuf- 
■  und  Zehnfache  vermehrt  werde?  »Ersclieint 
uns  die  Malthussche  Lehre«,  so  führt  er  aus, 
iin  ihrer  Tendenz  als  eine  bcsclirftnkte ,  so 
stdlt  sie  sich  in  ihren  Mitteln  ajs  eine  natiu'- 
widrige,  als  eine  Moral  und  Kraft  tödtende,  ^ 
als  eine  horrible  dar.  Sie  will  einen  Trieb  I 
tödten,  dessen  die  Natur  sich  als  des  wirk- 
samsten Mittels  bedient,  die  Menschen  zur 
Anstrengung  ihres  Köqjers  und  Geistes  an- 
zuspornen und  ihre  edleren  Gef  Qlde  zu  wecken 
und  zu  nähreu  —  einen  Trieb,  welchem  das 
Geschlecht  den  grössten  Theil  seiner  Fort- 
schritte zu  danken  hat.  Sie  i^-ill  den  herzloi^s- 
ten  Egoismus  zum  Gesetz  erheben;  sie  ver- 
langt, elaSB  wir  unser  Herz  gegen  den  Ver- 
hungernden verschliessen ,  weil,  wenn  wir 
ihm  Speise  und  Trank  reiehen,  rielleiclit 
in  dreissig  Jahren  ein  anderer  statt  seiner 
verhungei-n  mflsste.  Sie  will  einen  Calciü 
an  die  Stelle  des  Mitgefühls  setzen.,  i) 
Wenn  in  einer  Nation  die  Bevölkerung  höher 
steige  als  die  Produktion  an  Lebensmitteln, 
wenn  die  Kapitale  sich  am  Ende  so  anhäuf- 
ten, dass  sie  in  der  JJation  kein  Unter- 
kommen mehr  fänden,  wenn  die  Maschinen 
eine  Menge  Mensclien  ausser  Thätigkeit 
setzten  und  Fabrikate  bis  zum  Uebermass 
sich  aufhäuften,  so  sei  dies  nur  ein  Beweis 
dafür,  dass  die  Natiu  nicht  haben  wolle, 
dass  Industrie,  Ci\-iliBation ,  Reichtum  imd 
Macht  einer  einzigen  Nation  ausschliesslich 
zu  teil  würden,  dass  ein  grosser  Teil  der 
kulturiähigen  Erde  nur  von  Tieren  bewohnt 
sei  und  dass  der  grösste  Teil  des  mensch- 
lichen Geschlechts  in  Roheit,  Unwissenheit 
und  Armut  versunken  bleibe. 

Er  sucht  nun  seinerseits  darzulegen,  dass 
jeder  Wirtschaftszustand  eine  bestimmte 
Fassungskraft  für  Bevölkerung  habe.  Bilde 
sich  eine  höhere  Wirtschaftsform,  so  werde 
die  Fassungskraft  ^steigert.  Der  allmähliche 
Uebergang  von  einer  Wirtschaftsstnte  zur 
anderen  vermehre  die  Versorgungsmöglich- 
keit der  Gesamtheit,  steigere  die  Entwicke- 


Itmgsbedingungen  des  einzelnen.  An  den 
Zustand  der  ursprünglichen  Wildheit  habe  sich 
der  Ilirtenetand ,  an  diesen  der  Agrikultur- 
stand,  an  diesen  der  Agrikulturraanufaktui^ 
stand,  an  diesen  endlich  der  Agrikulturmanu- 
fakturhandelsstand  angeschlossen,  bezw.  diese 
Ent Wickelung  habe  sich  weiter  zu  vollziehen. 
Mit  dieser  Entwickelung  aber  sei  eine  stetige 
Vermehrung  der  Bevölkerung  verbunden; 
mit  anderen  Worten:  die  beharrliche  Stei- 
gerung der  BevQlkerungskapazität  lasse  die 
Bevölkerung  und  ihren  Wohlstand  anwach- 
sen. Es  sei  also  nicht  richtig,  wie  Malthus 
es  gethan  habe,  die  VermehrungBmÖglichkeit 
allein  von  dem  von  Natur  Vorhandenen  ab- 
hängig sein  zu  lassen;  diese  Vermehrungs- 
mögliclikeit  ginge  vielmehr  Hand  in  Hand  mit 
der  jedesmaligen  ürganisation  der  produk- 
tiven Mittel ;  die  fortwährende  Verbesserung 
dieser  müsse  aber  die  Uebervolkerungsfurcht 
beseitigen.  *}  — 

Schliesslich  sei  hier  noch  kurz  auf  Ernst 
Engel  verwiesen,  der  sich  im  Jahre  1855 
als  Vorsteher  des  königlich  sächsischen 
statistischen  Bmeaus  im  Hinbhck  auf  die 
bevorstehende  Volkszählung  über  das  Be- 
völkerungsproblem geäusseil  hat.')  Die 
Malthusschen  Behauptungen  und  Folgerungen 
stehen  seiner  Ansiclit  nach  gänzlich  in  der 
Luft,  »weil  in  direktem  Widerspruch  mit 
den  übrigen  Schöpfungsgesetzen  und  der 
Erfahning  selbst».  Der  Mensch  unterliege 
wie  alle  animalischen  Geschöpfe  dem  grossen 
I  Gesetze  der  Fruchtbarkeit,  welches  die  Fort- 
pflanzung jeder  einzelnen  Gattung  regele. 
Aber  diese  Fruchtbarkeit  sei  aiisserordent- 
licli  verschieden;  sie  sei  die  kleinste  bei 
dem  höclisten  Pii)dukte  der  Schöpfung,  die 
grösste  bei  dem  niedrigsten ;  sie  sei  gleich- 
falls nach  der  Dauer  und  dem  Zerslörungs- 
trieb  der  Gattung  verschieden  und  danun 
um  so  geringer ,  je  langlebiger  und  zer- 
störender dieselbe  sei.  In  der  höchsten 
Tierklasse  herrsche  beinahe  Unfruchtbarkeit 
Sicher  werde  niemand  glauben,  dass  eine 
solche  Abstufung  ein  Spiel  des  Zufalls  sei; 
sie  müsse  im  Einklänge  mit  den  Zwecken 
der  Schöpfung  stehen,  und  da  die  Leben 
der  einen  Gattung  dazu  dienen,  um  die  der 
anderen  zu  fristen,  so  müsse  auch  die 
grösste  Regelmässigkeit  herrschen ,  denn 
jede  Abweichung  wäre  von  den  erhebUch- 


")  a.  a.  0.  S.  6,7. 


')  Vgl.   ancU  Dähring,   Geachichte   der 

NfttionaHitonomie,  3.  Aufl.  (Leipzig  1879)  S,  353ft. 
')  „Ueber  die  Bedeutung  der  BeTÖlkerungs- 
Btatistik  mit  besonderer  BeziehnnK'  auf  die  dies- 
jährige Volksifthlung  und  Proauktioua-  und 
Konsumtionsatatistik  im  Künigreich  Sachsen", 
in  der  ^Zeitschrift  des  stat.  BureanB  des  k. 
säcbs.  HinisterianiB  des  Innern"  1,  Jahrg.  (18^) 
S.  Ul,  fcf.  vor  allem :  9.  das  BevölkerungsgeseU 
S.  146  ff.). 
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sten  Störnngen,  ja  geradezu  vou  dem  Unter- 
gange aJlea  orf^iiisclien  Lebens  begleitet. 
Aber  auch  die  Folgerungen,  welche  Jlalthus 
ziige,  widersprachen  den  Erfaiiningen.  Je 
dichter  ein  l^ond  bevölkert  sei,  um  so  wohl- 
habender sei  es.  Xur  bei  einer  grosseu 
Zahl  von  Pereonen  seien  die  Teilung  der 
Arbeit  und  die  Kombinationen  der  Än- 
sti«nguDg  möglich  und  ein  Mai-kt  zum  Äua- 
tausch  denkbar.  Je  mehr  aber  der  Tausehe 
und  der  Tauschmittel,  desto  mehr  sei  öe- 
l^eoheit  vorhanden,  die  Subsistenz  zu  be- 
streiten. So  dränge  sich  auch  auf  diesem 
Gebiete  mit  unwiderstehlicher  Gewalt  der 
Hinweis  auf  eine  schöne  Konsequenz  des 
wahren  Gesetzes  der  Bevülkenmg  auf,  d.  h. 
des  Gesetzes:  »Die  Bevölkerung  ist 
überall  im  Gleichgewicht  mit  den 
Subsistenzmitteln.«!) 

18.  Die  von  nslnrwisaenachaftlichen 
GesichtBpnnkten  ausgehenden  Gegner. 
Sowohl  von  den  »Sozialisten«  (sub  11)  vrie 
von  den  »Optimisten»  (sub  12)  sind  ver- 
schiedentlich physiologische  Momente  mit 
geltend  gemacht,  welche  zu  einer  Abnahme 
der  menschlichen  Fruchtbarkeit  gleichsam 
von  selbst  führen  würden.  Unter  jenen 
haben  Fourier,  Proudhon,  Marx,  George, 
unter  diesen   besonders   Carey   und   Engel 


berflcksichtigten  Schriftstellern  war  doch  in 
dem  einen  talle,  dass  man  eine  Ijösung  der 
Bevölkerungsfrage  nur  von  einer  ander- 
weitigen Organisation  der  Volks wirtficiiaft 
glaubte  erhoffen  zu  können,  und  in  dem 
anderen  Falle,  dass  man  eine  allseitige 
Harmonie  im  Weltall  voraussetzte,  und 
um  nun  diese  Harmonie  auch  auf  unserem 
Gebiete  nachweisen  zu  können ,  u.  a.  auf 
jene  Erfahrungen  mit  zurQckgriff,  welche 
durch  die  Xaturwissen Schäften  festgestellt 
sein  sollten. 

Anders  eine  dritte  imd  letzte  Gruppe 
■von  Malthusschen  Gegnern,  welche  sich 
lediglich  von  naturwissenschaftlichen  Ge- 
sichtspunkten leiten  liessen  und  allein  auf 
diesem  Wege  zu  einer  Ablehnung  der  Mal- 
thusschen  Theorie  gelangten. 

Als  Vertreter  dieser  Richtung  nennen 
wir  vor  allem  Thomas  Doubledaj-, 
Herbert  Spencer  und  AlfredNosaig. 

Ueberall  in  der  Natur,  im  Pflanzen-  und 
Tierreiche,  so  führt  Doubleday  aus,») 
mache  eine  jede  Gattung,  sobald  sie  in  Ge- 

'1  a.  a.  0.  S.  148. 

')  The  true  law  of  popuIation,  sbewn  to  be 
connected  with  the  food  of  the  peaple.  London 
1840.  3.  ed.  1853.  -  Mir  lug  Sie  Schrift  nicht 
vor;  ich  folge  den  Angaben  bei  Hohl  a.  a.  0. 
a  497,  Kantskj  a.  n.  0.  S.  108  and  Engel 
a.  a.  0.  S.  146  Anin. 


fahr  komme,  ausserordentliche  Anstrengun- 
gen zu  ihrer  Erhaltung,  Das  zeige  sich 
u.  a.  in  einer  gesteigerten  Fruchtbarkeit, 
wenn  es  an  genügender  Nahrung  fehle. 
I  Auch  die  menschHche  Fnichtbarkeit  stände 
I  in  umgekehrtem  Verhältnis  zur  Nahrung. 
•Nahrung r ,  sagt  er,  »hält  die  Vermehrung 
auf,  während  andererseits  eine  beschränkte 
oder  mangelhafte  Nahrung  anregt«,')  Wel- 
ches auch  immer  der  Umfang  der  natür- 
lichen Kraft  in  einer  Gattung  sei,  der  voll- 
blütige Zustand  schlanke  sie  ein  und  der 
entgegengesetzte  Fall  bringe  sie  zur  Ent- 
wickelung.  Wie  Pflanzen  in  überfettem 
Boden  kerne  Früchte  trügen  und  gemästete 
Tiere  keine  Jungen  hervorbrächten,  so  näh- 
men auch  die  bestgeiiährten  Volksklaasen 
an  Zahl  ab,  ja  stürben  aus,  während  die 
mittleren ,  also  nicht  schlecht  genährten, 
aber  doch  arbeitenden  Klassen  stille  stün- 
den, die  ungenügend  genährten  sich  rasch 
vermehrten.  Das  Bevölkerungsgesetz,  wel- 
ches er  somit  aiiJstellt,  ist  folgendes: 

1)  Bei  den  schlechtest  ernährten  Nationen 
ist  die  Fruchtbarkeit  die  grOsste,  die  Fort- 
pflanzung die  intensivste. 

2)  Bei  reichen,  in  Luxus  und  Ueppigkeit 
lebenden  Nationen  ist  die  Fortpflanzung  eine 
geringere  und  die  Abnahme  der  Bevölkenmg 
eine  notwendige  Folge  davon. 

3)  Bei  Nationen,  deren  Ernährung  mitten 
inne  steht,  d.  h.  eine  zureichende  ist,  erhält 
sich  die  Bevölkenmg  stationär.  — 

Die  gpösste  Beachtung  hat  die  natur- 
wissenschaftliche Bevölkerungstheorie  Her- 
bert Spencers  gefunden.-)  Er  leugnet 
nicht  die  Möglichkeit  einer  Uebervölkerung 
in  unserer  Zeit,  aber  er  bestreitet  die  Fort- 
dauer einer  solchen  für  die  Zukunft.  Nach 
ihm  findet  zwischen  der  Entwickelung  des 
Indiriduums ,  zwischen  der  Individuation 
und  der  Vermehrung,  der  Genese,  ein  An- 
tagonismus statt.  "Fassen  wirt>,  so  schreibt 
Spencer,  runter  der  Bezeichnung  Indivi- 
duation alle  Prozesse  zusammen,  in  wel- 
chen das  individuelle  Leben  vervollkommnet 
und  erweitert  wird,  und  erweitern  wir  an- 
dererseits die  Bedeutung  des  Wortes  Fort- 
pfanzung  so,  dass  es  alle  Prozesse  in  sich 
schhesst,  welche  zur  Bildung  und  Förderung 
neuer  Individuen  beitragen,  so  erkennen  wir 
sofort,  dass  die  beiden  Prozesse  ganz  funda- 
mental einander  entgegengesetzt  sind.    So- 

')  Nach  Kautsky  a.  a,  0.  S.  108. 

')  Cf.  Theory  oi  popnlation,  dedacted  from 
the  general  law  of  animal  fertUity,  London  1852. 
[Erschien  zuerst  in  der  „Westminster  Review" 
1862,  I,  p.  468 ff.)  —  Vgl.  weiter:  A  syBt«m  o[ 

EhUoBophy:  II,  Principlea  of  biology.  2  ed. 
ondon  1867.  (Deutsche  U ebersetz ang  a.  d.  T. : 
System  der  synthetischen  Philosophie.  II.  Die 
Principien  der  Biologie;  ttbers.  v.  B.  Vetter. 
2  Bde.,  Stuttgart  1876(77.) 


Kjlizccby  Google 


Bev4(lkerung8veseD  (BevnikeniQgslehre  und  BevClkeniogspolitik) 


fem  'wir  annehmen,  dass  die  übrigen  Diuge 
dieselbea  bleiben,  dass  also  die  umgebenden 
Bedingungen,  wie  Klima,  Nahrung,  Feinde 
etc.  unverändert  fortbestehen,  —  dann  be- 
ding notwendigerweise  jeder  höhere  Grad 
individueller  Entwickelung  einen  niedrigeren 
Grad  der  Art  Vermehrung,  und  umgekehrt: 
Fortschritte  in  der  Grösse,  in  der  Kompli- 
ziertheit des  Baues  oder  in  der  Selbstbe- 
weglicbkeit  involvieren  einen  Eückschritt  in 
der  Fruchtbarkeit,  und  Fortschritt  in  der 
Fruchtbarkeit  involviert  Rückschritte  in  der 
Grösse,  Eompliziertheit  des  Baues  oder 
Se]bBtbe-weglichteit,e  >)  Das  für  die  Indivi- 
duatioQ  gebrauchte  Material  kann  nach  ihm 
nicht  zur  Zeugung  verwendet  ■werden,  wäh- 
rend anderereeitfi  die  Reproduktionsthätig- 
keit  jenes  Material  verringert,  welches  zur 
Individuation  gebraucht  werden  kann.  Dieser 
Antagonismus  ergebe  die  nachstehenden 
Folgerungen ; 

1)  »Je  kleiner  der  Organismus  ist  (d.  h. 
je  weniger  MateriEtl  für  die  Individuation 
aufgewendet  wird),  desto  stärker  ist  seine 
Reproduktion ; 

2)  Je  weniger  kompliziert  und  differen- 
ziert der  Organismus  ist,  desto  grösser  ist 
seine  Fruchtbarkeit; 

3)  Je  weniger  beweglich  und  tMtig  ein 
Tier  ist,  desto  grösser  ist  seine  Fruchtbar- 
keit, denn  desto  weniger  Material  wird 
durch  die  Bewegung  aufgebrauchti  ^ 

Aus  dem  Gegensatz  zwischen  Icdjvidua- 
tiou  und  Vermehrung  ergebe  sich  zunächst 
die  Folgerung,  dafis  in  dem  Masse,  wie  die 
TJnterhaltsmittel  wachsen  oder  abnehmen, 
die  Fruchtbarkeit  steige  und  faUe. 

Aus  diesen  für  die  tierischen  Organismen 
geltenden  Gesetzen  der  Vermehrung  werden 
nun  von  Spencer  die  die  Vermehrung  des 
Henschengeschlechts  beetimmenden  Gesetze 
abgeleitet.  Die  höhere  CivilJsation  könne 
m^ir  Menschen  OTnAfareu  als  die  niedrige, 
da  sie  sowohl  über  grössere  Mittel  gegen 
äussere  Gefahren  wie  über  mehr  ünterfudts- 
mittel  verfüge.  Allein  je  mehr  die  Bevöl- 
kerung anwachse,  um  so  mehr  bedinge  der 
Kampf  ums  Dasein  geistige  Anstrengung. 
Die  CivilisatioQ,  weldie  überall  eine  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  zur  Voraussetzung 
und  Oberall  eine  Abnahme  gewisser  Art- 
zerstSrender  Kräfte  zur  Folge  nat>e,  bedinge 
als  fernere  Folge  eine  Zunahme  gewisser 
anderer  Art-zerstöreuder  Kräfte.  Todesge- 
fahr  von    Seiten   grösserer    Raubtiere  ver- 


A08g.  1 

*)  Vgl.  die  knappe  und  Uberaichtliche  Dar- 
itellnng  beiNoBsig;  „Ueber  die  BevUtkernng" 
in  „Kosmos,  Zeitschrift  fOi  die  gesamte  Enl^ 
wickeinngslebre",  hsg.  von  Vetter,  Jahrg.  1686. 
n.  Bd.,  S.  123ff. 


mindere  sich,  je  zahlreicher  die  Menschen 
würden.  Wenn  auch  die  Menschen  dann, 
je  weiter  sie  sich  über  die  Eide  verbreiteten 
und  sich  in  zahlreiche  Stämme  spalteten, 
selbst  gegen  einander  zu  wilden  Tieren 
würden,  so  vermindere  sich  doch  auch  die 
Todesgefahr  von  dieser  Seite  her,  je  mehr 
sich  die  Stämme  zu  Nationen  vereinten. 
Diejenige  Todesgefahr  aber,  welche  vorerst 
nicht  abnehme,  sei  die,  welche  durcJi  Yer- 
mehnmg  der  Individuenzahl  selbst  erwachse, 

—  die  Gefahr  eines  Mangels  an  Nahrung. 
Dieser  beständige  Zuwachs  der  Bevölkerung 
über  die  Mittel  des  Lebensunterhaltes  hin- 
aus verursache  aber  ein  nie  schweigendes 
Bedürfnis  nach  Geschicklichkeit,  Intdligenz 
und  Selbstkontrolle,  bedinge  somit  eine  un- 
aufhörliche Uebung  dieser  Eigenschaften 
und  eine  allmähliche  Steigerung  derselben. 
Jede  industrielle  Verbesserung  sei  zu  gleicher 
Zeit  einerseits  das  Produkt  einer  höheren 
Form  der  Menschlichkeit  und  setze  selbst 
wieder  andererseits  diese  höhere  Form  der 
Menschlichkeit  voraus,  um  sie  in  die  Praxis 
einzuftlhren.  Die  Anwendung  der  Wissen- 
schaften auf  die  Künste  sei  nichts  anderes 
als  ein  Aufwand  grösserer  Intelligenz  zu 
dem  Zwecke,  unseren  Bedürfnissen  zu  ge- 
nügen, und  bedinge  selbst  wieder  andauernde 
Fortschritte  dieser  Intelligenz.^)  Es  sei 
nicht  anzunehmen,  meint  Spencer,  dass  in 
Zukunft  die  Muskelkraft  der  Menschen  wach- 
sen werde,  der  Fortschritt  werde  sich  viel- 
mehr in  einer  Steigerung  der  Geislesfäb^- 
keiten  zeigen,  was  eine  Hebung  der  Bildung 
und  Moralität  im  Gefolge  haben  müsse.  Die 
natürliche  Zuchtwahl  werde  die  Eigenschaf- 
ten ausgezeichneterer  Individuen  auf  die 
Nachkommenschaft  übertragen.  So  werde 
rückwirkend  die  Eutwickelung  der  Mensch- 
heit, welche  durch  die  Fruchtbarkeit  verur- 
sacht worden  sei,  eine  Verringerung  der- 
selben  herbeiführen.    Denn   die    Gesittung 

—  wesentlich  hervorgerufen  oder  doch  ge- 
steigert durch  die  aus  der  üeberv&lbemng 
erwachsende  Not  —  führe  zur  Entwickelung 
des  Nerven-  und  Gehirn  Systems.  Schon 
jetzt  sei  das  Gehirn  des  civilisierten  Men- 
schen nahezu  um  dreissig  Prozent  grösser 
als  das  Gehirn  des  Wilden.  Schon  jetzt 
lasse  sich  daran  femer  eine  grössere  Un- 
gleichartigkeit  erkennen,  besonders  in  der 
Verteilung  seiner  oberflächlichen  Windungen. 
Und  weitere  Veränderangen  von  ähnlidior 
Art,  wie  sie  bisher  unter  der  Zucht  des 
dviJisierten  Lebens  stattgefunden  hätten, 
würden,  wie  man  wohl  schliessen  dürfe,  ge- 
wiss audi  in  Zukunft  fortdanem.  Hier- 
durch aber,  wie  durch  die  Ausgabe 
geistiger  Kräfte,  werde  die  Frucht- 
barkeit vermindert.    Ein  solcher  Fort- 


,.  0.  n,  s.  teiff. 
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schritt,  meint  Speocer,  solle  so  lange  vor 
sich  gehen,  bis  die  Measchheit  zum  Gleich- 
gewichte gelangt  sei,  also  bis  zu  jenem 
Stande,  in  welchem  jedes  Paar  zwei  Kinder 
erzeugen  werde.  Ganz  werde  ein  solches 
Gleichgewicht  freilich  nie  eintreten,  da  es 
durch  geologische  und  astronomisctie  Ein- 
flüase  gestört  werde.  Wahrscheinlich  aber 
sei,  dass  die  Zahl  zwischen  zwei  und  drei 
liegen  werde;  damit  sei  die  Uebervölkerung 
mit  ihren  Notständen  beseitigt.  Der  noU 
wendige  Gegensatz  zwischen  Individuation 
und  Fortpflanzung  entspreche  also  nicht  nur 
dem  a  priori  erschlossenen  Gesetze  von  der 
Erhaltung  der  Arten,  von  der  Monade  an 
bis  herauf  zum  Menschen,  sondern  sichere 
zugleich  die  schliessÜche  Erreichung  der 
höchsten  Form  dieser  Erhaltung  —  einer 
Form,  in  welcher  eben  die  Summe  des  Le- 
bens so  gross  als  mOglich  und  die  Menge 
der  Geburten  und  TodesfiUle  so  gering  als 
möglich  sein  werde.') 

Neuerdings  hat  Alfred  Nossig*)  aber- 
mals eine  Lösung  der  Bevölkerungsfrage 
versucht.  Er  ist  der  Ansicht,  dass  die  Re- 
produktionskraft  einer  Bevölkerung  eine  un- 
gleichmSssigfe,  aber  sich  stetig  vermin- 
dernde Kiaft  sei.  Die  Völker  werden 
hinsichthch  ihrer  Fopulationsverhältnisse  als 
im  Zustande  eines  Auf-  und  Niederwogens 
befindlich  dai^stellt.  Das  Leben  der  Mensch- 
heit vollziehe  sich  in  gewissen  »Gesamtver- 
fasaungen«,  in  gewissen  volkswirtschaftlichen 
Zuständen,  sozialen  Oi^nieationen.  Am  Ende 
einer  jeden  derartigen  Entwickelungsperiode 
träten  die  fortschritüichen  Kräfte  mit  den 
im  Völkerleben  wirkenden  konservativen  in 
Kampf,  dann  zeige  sich  Uebervölkerung, 
■weldie  durch  Deberwindung  der  konserva- 
tiven Kräfte  gehoben  werde.  In  vielen 
Beziehungen  mit  Spencer  Uberein- 
stimmend  kommt  er  zu  folgendem 
Ergebnis: 

»Die  in  der  Volkswirtschaftslehre  Deber- 
TÖlkerung  genannte  Erscheinung  ist  aus  dem 
Standpunkte  der  socioli^ischen  (sodo-dyna- 

')  Aebnliche  Ansichten  vertrat  anch  früher 
schon  Jarrold  in  der  Schrift:  Dissertation  on 
man,  in  answer  to  Malthns  on  popnlatioD,  Lon- 
don 1806.  —  Die  Arbeit  von  B,  Trall,  Eine 
neue  BevSlkemng^eorie,  hergeleitet  ans  den 
Gesetzen  der  tierischen  Fruchtbarkeit  {Leipzig 
1877)  ist,  wie  Vetter  1877  in  der  „Ällgememen 
Zeitung"  nachgewiesen  hat,  eine  Ueberaetzung 
der  oben  erwähnten  Spencerschen  Abtssdlung; 
Theory  of  popnlation. 

Die  Schrift  von  E.  Beich,  „Die  Fort- 
pflanznng  nnd  Vermehmng  des  Menschen  aus 
dem  OeBichtspunkte  der  Physiologie  nnd  BevSl- 
kenmgalehre  betrachtet"  (Jena  1880),  bringt 
nichts  Neaes  zd  unserer  Frage.  Der  Verfasser 
entwickelt  .^sichten,  die  teils  von  Carey,  teils 
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mischen)  Gesetze  eine  Kundgebung,  welche 
zu  Ende  einer  jeden  Entwiäelungsperiode 
der  Bevölkerung  eintritt,  —  an  jener  Stelle 
ihrer  Entwickeln ngsbahn,  wo  infolge  des 
mächtigen  Einflusses  der  im  Brennpunkt 
thätigen  konservativen  Kraft  die  Wirkswn- 
keit  der  fortschrittlichen  Kraft  am  stärksten 
gehemmt  wird.-ri) 

Unschwer  dürfte  man  sich,  so  meint 
Nossig,  den  Augenbhck  vorstellen  können, 
wo  die  weitere  Entwickelung  der  Bevölke- 
rung, welche  die  Erweitening  der  BevOlke- 
nmgsgrenzen  verursache,  unmöglich  werde. 
Die  natürlichen  Ertragsquellen  könnten  ihre 
Produktivität  nicht  mehr  eteigem,  die  mensch- 
liche Organisation  hingegen  sei  ebenfalls  an 
dem  höchsten  Punkte  ihrer  Vervollkomm- 
nung angelangt;  wenn  das  Verhältnis  und 
die  Energie  der  beiden  auf  die  Entwicke- 
lung der  Menschheit  einOiessenden  Kräfte 
stets  dieselben  wären ,  dann  würde  von 
jenem  Augenblicke  an  eine  konstante  Ueber- 
völkerung eintreten,  deren  vernichtende  Fol- 
gen leidit  vorstelibar  seien.  Doch  ein  sol- 
cher Augenhhck  könne  nicht  eintreten,  sei 
niemals  eingetreten  und  werde  niemals  ein- 
treten. Denn  die  Eeproduktionskratt  der 
Bevölkerung  wirke  ja  nicht  stets  mit  der- 
selben unveränderten  Enei;gie.  Da  sie  sich 
stetig  vermindere,  so  könne  die  Entwicke- 
lungsbahn,  welche  sich  aus  dem  Wirken 
der  fortschrittlichen  und  konservativen  Kraft 
ergebe,  nicht  stets  denselben  Baum  ein- 
nehmen, sondern  müsse  sich  ebenfalls  stetig 
vermindern.  So  komme  endlich  der  Augen- 
blick, wo  die  Ent wickeln ngsbahn  unendlich 
klein  werde,  und  dies  um  die  Zeit,  wo  die 
Keproduktionskraft  es  geworden  sei.  Die 
Entwickelung  der  Bevölkerung  sei  also  zeit- 
lich begrenzt 

Wir  werden  weiter  unten  sehen,  ob  und 
wieweit  diese  naturwissenschaftlichen  Theo- 
neen  eine  Lösung  des  in  Bede  stehenden 
Problems  erhoffen  lassen.  — 


VI.    Die    Anhänger  von   Halthas 

in  der  zweiten  Hälfte  des 

19.  Jahrhunderts. 


14.  Die  neueren  N&tionalSkonomeB 
und  Robert  Halthns.  In  unseren  Tagen 
wird  die  Malthussche  Lehre  von  den  meis- 
ten Volkswirten  als  im  wesentlichen  richtig 
anerkannt  Nicht,  dass  diese  die  einzelnen 
Sätze,  so  z.  B.  die  arithmetische  und  geo- 
metrische Progression  billigten,  wohl  aber 
ao,  dass  sie  den  eigentlichen  Kern  der  Theo- 
rie, dass  nämlich  die  Bevölkerung  die  Ten- 
denz habe,  sich  schneller  zu  vermehren,  als 
die  Unterhaltsmittel  anwachsen  können,  zu- 

')  a.  a.  0.  S.  287. 
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gebeo.  Da  die  von  den  neueren  NatioDol- 
Ökonomen  vertretenen  Anschainingen  im 
^Toesen  Ganzen  bekannt  sind  und  da  die- 
selben sich  auch  vielfach  decken  mit  dem, 
was  wir  nnten  sub  "VII  (Kritik  der  Malthua- 
schea  Lehre)  hervorzuheben  haben,  bo  dür- 
fen wir  uns  hier  kürzer  fassen.  Selbstver- 
sttodlich  können  wir  im  folgenden  auch  mir 
auf  diejenigen  hinweisen,  welche  sich  mit 
der  Bevölkerungsfrage  eingehender  beschäf- 
tigt und  zu  derselben  direkt  Stellung  ge- 
nommen haben. 


Indem  wir  in  erster  Linie  der  deutschen 
Volkswirte  gedenken,  heben  wir  imsere 
Betrachtung  mit  den  drei  Mannern  an, 
welche  seit  kurzem  unserer  Wissenschaft 
durch  den  Tod  entrissen  sind,  mit  Gustav 
Rümelin  (s.  d.),  Lorenz  von  Stein 
(s.  d.)  und  Wilhelm  Röscher  (e.  d.). 
Bümelin  vor  allem  hat  sich  mit  der 
BevQlkeningslehre  eingehend  befasst  und 
sich  um  dieselbe  besondere  Verdienste 
erworben,')  Wie  er  die  Maltliussche  Ijehre 
beurteilt,  geht  am  besten  aus  den  uachfoi- 
genden  Worten  hervor,  welche  wir  seinem 
Aufsätze  über  »die  Bevölkerungslehre«  im 
Schönbeigscheu  Handbuchs  entnehmen.  Er 
sagt  dort:^)  »Die  Argumente  von  Malthns 
lassen  sich  im  einzelnen  in  manchen  Punk- 
ten berichti^n.  ergänzen,  verstärken,  ja  sie 
erfordern  teilweise  eine  eigentliche  Um-  und 
Fortbildung.'  Bümelin  bringt  nunmelir 
einige  Einwendungen  vor  und  fährt  dann 
fort:  »Alle  diese  Bemerkungen  sind  jedoch 
so  weit  entfernt,  Malthua  zu  widerlegen, 
daas  sie  vielmehr  niv  das  Gewicht  und  die 
Tragweite  seiner  Satze  erweitem  und  ver- 
stärken. Man  sollte  denken,  dass  es  über- 
haupt nicht  vieler  Worte  bedürfte,  um  so 
einleuchtende  Dinge  zu  beweisen.  Dass  der 
meuschliche  Vermehmngsdrang,  der  in  den 
stärksten  Naturtrieben  wurzelt,  als  ein  we- 
sentliches Oattungsmerkmal  mit  unge- 
schw&i^ter  Kraft  von  einem  Geschlecht  zum 
anderen  fortwirkt  und  durch  die  wachsende 
Volkszahl  um  nichts  vermindert  wird,  dass 
dagegen  auf  unverändertem  Hächenraum 
die  Naturgaben ,  deren  der  Mensch  zur 
Fristung  s^er  physischen  Existenz  bedarf, 
sich  nicht  ebenso  ins  unbegrenzte  steigern 
lassen,  sondern  deren  jährliche  Vermeh- 
rungsquoten  mit  wachsender  Intensität  des 


*)  Vgl.  „Ceber  die  Halthiuschen  Lehren" 
in  BQmeTinB  „Beden  and  Anfslltzen"  fFreiburg 
i.  B.  und  TBbmgen)  1875,  S.  305tf.;  „Znr  Ueber- 
vSlkemngiifrag'e"  in  „Reden  and  Anätze"  N. 
F.  (Freibnrg  u.  Tbgn.)  1881,  S.  ößStf.  —  „Di« 
BeTCIkemogBlehre"  in  SchCnberg,  I  (3.  Aufl. 
1890),  a.  7^ff. 

^  a.  a.  0.  S.  770  n.  S.  771/772. 


Anbaues  immer  kleiner  werden,  dass  also 
der  wachsenden  Volkszahl  sich  ein  wach- 
sender Druck  von  Hemmnissen  gegenüber- 
stellt, dass  diese  Volkszahl  stets  auf  dem 
Niveau  der  Uuterhaltsmittel  zurückgehalten 
wird  und  diese  Zurtlckhaltung,  falls  sie  nidit 
dnrch  vernünftige  Ausknnftsmittel  der  Men- 
schen erfolgt,  auf  anderen  Wegen  und 
schliesalicl)  durch  die  Natiir^walten  herbei- 
geführt werden  muss,  endlich,  dass  es  die 
unabweisbarste  Menschen-  und  Bürger- 
pflicht ist,  nicht  mehr  Kinder  zu  erzeugen, 
als  man  zu  ernähreu  und  grosszuziehen  im 
Stande  ist,  das  sind  Wahrheiten,  für  welche 
die  ganze  Geschichte  der  Menscliheit  ebenso 
lautes  Zeugnis  ablegt,  als  die  ein&tchste 
üeberlcgung.« ')  — 

Lorenz  von  Stein  erkennt  die  Mög- 
lichkeit einer  Debervölkenmg  nicht  minder 
an.  Er  sagt  in  seinem  «System  der  Staata- 
wissen Schaft <> :  ^)  »Das  Bevölkerungsgesetz 
entsteht,  indem  das  vorhandene  Mass  der 
natürlichen  Lebensbedingungen  das  Mass  der 
Verwirklichung  des  Gesetzes  der  persön- 
lichen Fortpflanzung  bestimmt.  Indem  nun 
dies  letztere  eine  beständige  Zunahme  der 
Zahl  der  Personen  enthält,  die  als  an  sich 
iinb^jenzte  stets  über  die  an  sich  be- 
grenzten Bedingungen  der  Fortpflanzung 
hinausgeht,  so  wird  jenes  Bestimmtwerden 


')  In  iler  i.  Aufl.  des  SchOnberggchen  Hand- 
bnchs  ist  der  Anfsatz  „BevSIkeruQgtlebre"  von 
V.  Scheel  dnrchgesehen.  Dieser  hat  zn  den  Ans- 
fUlirungen  BUmelina  über  die  Malthnssche  The- 
orie folgenden  Zuaatz  gemacht:  „BUnielin  hat 
verBänmt,  hier  einen  Ornndfehler  der  Dednktion 
von  HalthuB  bervorsnheben.  DieBer  besteht 
darin,  dass  Malthus  die  Menschheit  unvermittelt 
den    „Nahmngsmitteln"    (Pflanzen-    and    Tier- 


mehrnngateudeuzeu,  sich  nnabtiBngi^  i 
ander  entwickeln,  und  dass  er  dabei  den  ver- 
mittelnden nndbestiimnenden  Faktor:  die  Eigen- 
tumsordnnng  ansaer  Acht  lässt.  Fflr  die  nnter 
bestimmten  Eigen tnmafonnen  lebende  menaeh- 
licbe  Oeaellacbaft  kommt  nicht  in  erster  Linie 


dem  wie  weit  unter  der  berrschenden  Ordnung 
dem  einzelnen  die  MEc'llchkeit  geboten  sei,  sich 
Uuterhaltsmittel  (Einkommen)  zu  verschaffen. 
DiennvermittelteGegenUberstellnngvonMensch- 
beit  nnd  Nahmngsmitteln  nnd  die  hieraof  g»< 
gründete  Idee  der  „Uebervölhemng"  ist  wegen' 
der  VemacblftBBigTinK  jenes  Mittelgliedes  halt- 
und  zwecklos."  —  Dabei  bleibe,  so  fügt  von 
Scheel  hinzu,  natDrIich  bestehen,  dass  tUr  die 
einzelne  Familie  nnd  schliesslich  für  eine  mehr 
oder  weniger  grosse  Summe  von  Familien  eine 
„Uebervölkemng"  oder  eine  , Tendenz  bd  flber- 
mässiger  Vermehrang"  eintreten  kOnne  und 
nnr  zn  oft  eintret«  (a.  a.  0.  I.  Bd.  8.  876). 

*)  System  der   Staatswissenschaft,    I.   Bd. 
(Stuttgart  nnd  Tübingen  1862)  S.  116. 
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der  Fortpflanzung  durch  ihre  natflrlichea 
Bedingungen  eatbalten  sein  in  dem  Alasee, 
in  welchem  die  Zucahiue  der  natürlichen 
Lebensbedin^ngen  der  Zunahme  der  Per- 
sonen zu  folgen  vermag.«  Dies  sei,  so  fUgt 
Stein  ausdrQdilich  hinzu,  der  Grundgedanke 
der  Malthusschen  Lehre,  nur  in  wisaen- 
schaftUcher  Gestalt  — 

"WilheJm  Röscher^)  hat  das  Be- 
völkeruQgswesen  in  seinem  »System«  in 
besonders  gründlicher  Weiße  abgehandelt ; 
in  den  ersten  vier  Auflagen  dieses  Werkes 
hatte  er  die  betreffenden  AusführuQgeu  als 
sMalthusisches  Gesetz  der  Yolksvermehrung« 
ausdrücklich  bezeichnet;  später  hess  er 
diese  Ceberschrifl  fort,  um,  wie  es  in  der 
Vorrede  zur  fünften  Auflage  des  ersten 
Bandes^  heisst,  flüchtige  Leser  vor  dem 
Wahne  zu  schützen,  als  ob  etwa  das  ge- 
lehrt würde,  was  der  grosse  Haufe  mit  dem 
Worte  »Malthusianismus»  bezeichne,  worauf 
dieselben  vielleicht  den  ganzen  Abschnitt 
überschlagen  möchten  (?).  Er  fügt  jedoch 
sofort  hinzu  dass  er  nicht  daran  zweifle : 
die  fernere  Zukunft  werde  auch  Malthus  in 
seine  volle  Ehre  als  nationalCkonomischen 
Foradier  und  Entdecker  vom  allerersten 
Bange  wieder  einsetzen.  In  dem  Abschnitt 
über  die  »Bevölkerung»  bemerkt  dann 
Boscher^),  dass  wenn  man  ^meint  habe, 
die  menschlichen  ünterhaltenuttel  bestanden 
Bcbliessiich  in  Pflanzen  und  Tieren,  und 
diese  vermehrten  sich  gerade  ebenso  gut 
wie  die  Menschen  in  geometriBcher  no- 
gression,  ja  gewöhnlich  sogar  mit  einem 
viel  grosseren  Multiplikator:  so  tibersehe 
man  dabei  auffällig  genug,  wie  deren  natür- 
licher Zuwachs  schon  durch  den  mensch- 
lichen Konsum,  welchen  man  darauf  an- 
weise, unterbrochen  werde.  Dagegen  sei  es 
wahr,  dass  selbst  die  Rohprodukte  vermit- 
telst einer  geschickteren  Technik  und  die 
"Veredelunge werte  jederzeit  in  stärkerem 
YerhältoisBe  zunehmen  könnten  als  in 
jenem  der  bloss  arithmetisdien  Progression. 
Allein  dass  auf  die  Dauer  der  Zuwachs  der 
Unterbaltsmittel  mit  dem  äussersten  sinn- 
lichen Mögen  und  physiologischen  Können 
der  Volks  Vermehrung  gleichen  Schritt  hal- 
ten werde,  sei  docli  vollkommen  unglaub- 
lich. Die  letsrtere  Tendenz  werde  deshalb 
von  anderweitigen  beschränkt.  Röscher  be- 
hauptet dann  an  einer  anderen  Stelle,^)  dass 
die  Onindanschanungeu  von  Malthus  als 
»festes  Eigentum  derWis^en- 
Bchaft',  als  %tiiia  it  ätt  gelten  konnten. 


Am  Schinra  der  Amn,  Ifi  z 


In  gieiüher  Weise,  nur  noch  energischer, 
tritt  Albert  E.  Fr.  Schäffle  (s.  d.)  für 
Malthus  ein.  Er  schreibt  in  seinem  *Ban 
und  Ijeben« ');  »Nur  insoweit  durch  produk- 
tive An;passunK  für  die  vermehrten  Existen- 
zen weitere  SpielrSume  eröffnet  oder  un- 
nötige Bedarfnisse  beseitigt  oder  Ungleich- 
heiten aufgehoben  oder  technische  Fort- 
schritte geioacht  oder  geringere  Naturwider- 
Stände  aufgefunden  werden  können,  darf  in 
der  Volksvermehrung  ungestraft  weiter  j[e- 
gangen  werden.  Darüber  hinaus  stellt  sich 
der  ZerstOruugskampf  unter  fiberzäbligen 
Existenzen  ein,  die  durch  Niederlage  in 
offenen  und  verdeckten  Vernichtungskämpfen 
zum  Todeskontingent  ausgemustert  weraen. 
Es  giebt  kein  Mittel,  dem  Missverhältuis 
zwischen  dem  Vermehmngstrietie  eioerseitB 
und  der  endlichen  Abnahme  des  Bodener- 
trages andererseits  zu  cnt^hen,  als  indem 
das  Gleichgewicht  durch  Einschränkung  des 
Vermehrungstriebes  auf  die  mögliche  Aua- 
dehmmg  der  Produktionamittel  bewahrt  wird. 
Entweder  Verhütung  überzähliger  Existenzen 
aus  Furcht  vor  den  Vernichtungsfolgen  der 
DebervOlkerung,  d.  h.  ^  »Vorbeugung«,  oder 
wirkliche  Vernichtung,  Repression  der  Üeber- 
zähligen  —  es  giebt  kein  Drittes.  Kein 
Dispens  von  diesem  Malthusschen  Dilemma 
Iflsst  sich  finden.  Nur  auf  Gefahr  chroni- 
schen Massenelends  und  ewig  wiederiidton 
Verniditungskriegee  kann  sich  der  Mensch 
der  Proliferation  im  Masse  der  AnhAufuog 
der  Zeugungsstoffe  hingeben.  Vermehrt  er 
sich  wie  das  Tier,  so  leidet  er  auch  den 
Vernichtungskrieg,  den  der  tierische  Ver- 
mehrungstneb  herbeiführt«  »Täglich  und 
stündlich',  heisst  es  an  einer  sinteren  Stelle 
des  genannten  Werkes*),  »können  wir  das 
Gesetz  beobachten,  dass  je  weniger  die 
vorbeugenden  Tendenzen  wirken ,  desto 
stärker  die  vernichtenden  zur  Geltung  kom- 
men und  dass  von  den  einzelnen  Formen 
der  beiderlei  Gegentondenzen  jede  um  60 
stärker  wirken  muss,  je  schwächer  alle 
übrigen  wirken,  und  um  so  massiger,  je 
mehr  alle  übrigen  gleichmäasig  mitwirken. 
Alle  diese  Gegentendenzen  sind  Formen  ge- 
setzlicher GTeichgewichlewtederherstellun- 
gen.*  Indem  SchMfle  alsdann  die  verschi»- 
denen  Hemmnisse  genauer  prüft,  bemerkt 
er")  u.  a.;  »Die  enorme  Sterblichkeit  der 
ehdichen  und  unehelichen  Kinder  des  Pro- 
letariats bedeutet  die  nutzlose  Vergeudung 
grosser  Erziehungekapitale  und  umschhesst 
Massen  namenlosen  Schmerzes;  imd  dodi 
ist  sie  die  notwendige  Folge  der  durch  die 
Armut  herbeigeführten  Gleichgiltigkeit  und 

')  Bau  und  Leben  des  sozialen  Körpers 
U.  Bd.  2.  Ausg.  (Tübingen  1881)  S.  246. 
')  a.  a.  0.  n,  S.  2«. 
»)  a.  a.  0.  n,  S.  239/250. 
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Unterhalt STin ffthigkeit ;  auch  in  der  christ- 
lichen Gesellschaft,  die  auf  die  altgriechische 
und  neuchinesischc  Gegen tendenz  der  Kinder- 
aussetzung  verzichtet  hat,  Tiltet  diese  Folge 
der  Proliferation.  Bei  näherer  Betrachtung 
ist  dos  Elend  von  Kindern,  die  von  den 
Eitern  und  von  der  Fintliingspflege  ver- 
nachlässigt werden,  vielfach  ein  noch  grau- 
sameres Sterbeniassen  alB  die  Kinderaus- 
setzung  und  der  lündermord  der  Wilden. 
WeoD  man  aber  auch  UDsäglich«s  Leiden 
der  unschuldigen  Progenitur  aussereheücher 
YerbinduDgen  veiwssen  wollte,  so  kann 
doch  niemand  verkenuen,  dass  durch  die 
gl&cklich  Ueberlehenden,  die  wohlhabenden 
Familien  ihren  Kinder segen  durch  einen 
Daseinskampf  erkaufen,  der  im  Grunde  doch 
nur  den  Familienegoismns  züchtet.«  ^)  — 

Adolf  Wagner  (s.  d.)  ist  gleichfalls 
von  der  Richtigkeit  der  Maithiisschen  Lehre 
überzeugt.  Er  betont  das  "unveräuBserhche 
Recht  der  Gesellschaft«,  eveutuell  Beschrän- 
kungen der  Eheschheseimg  und  damit  in- 
direkt d er  Bevßlkerunga Vermehrung  durch  die 
Gesetzgebung  in  einem  solchen  Zustande 
der  Volkswirtschaft  eintreten  zu  lassen,  in 
welchem  Ihatsftchlich  die  Zunahme  der  Be- 
völkerung die  Zunahme  der  UnterluUtsmittel 
aberholt  und  die  von  den  letzteren  auf  den 
einzelnen  oder  auf  die  Familie  fallende  Quote 
nicht  etwa  bloss  durch  eine  ungleiche  Ver- 
teilung des  Volkseinkommens  und  Volksver- 
mlSgens  in  einer  für  die  notdürftige  Bedürf- 
nisbefriedigung unzulässigen  Weise  verkürzt 
sei.  Hier  löge  eine  praktische  Konsequens 
der  Malthusschen  Bevölkeningslehre  vor,  dei 
sich  der  extreme  Individualism\i8  und  SoziaÜs- 
mna  in  gleich  unrichtiger  Weise  entzogen 
hätten.*)  indem  dann  Wagner  an  einer 
späteren  Stelle  seines  »Lehrbuchs«  ■*)  auf  die 
mAunigfachen  Bedenken  gegenüber  unserem 
heutigen  Eherecht  hinweist,  glaubt  er*),  dass 
von  einzelnen  direkten  Massregeln  noch 
am  meisten  eine  allgemeine  Erhöhung  des 
gesetzlichen  Heiratsalters  besonders  bei  dem 
männlichen  Geschlecht  in  Erwägung  zu  ziehen 
sei.  Vor  allem  aber  hebt  er  hervor,  dass 
durch  eine  mehr  gemeinwirtacliaftliclie  Or- 
ganisation und  durch  Schaffimg  neuer  Oi^ 
nisationen  im  Gewerbe  (Innungen  etc.)  in- 
direkt auf  eine  faktische  Beschränkung  der 
Eheschlieesung  hingewirkt  werden  müsse.  ^) 

Eingehender  hat  dann   Wagner  neuer- 


tiache  Volkawutschaftslehre)  1.  Teil  (2.  Aufl. 
Leipzig  nnd  Heidelberg  1879)  8.  145. 

•)  a.  ft.  0.  I,  3.  442tf. 

*i  a.  ft.  0.  I,  S.  445/446. 

'']  Ea  Bei  anch  an  dieser  Stelle  aaf  die  on- 
seren  Oegenatand  berflliTeDden  Artikel  Wagnen 


dinge  in  der  3.  Auflage  seiner  iGniDdlegung« 
(L  Teil,  2.  Halbband,  S.  445  ff.)  die  Eevöl- 
kerungslehre  behandelt  und  hier  eine  aus- 
gezeichnete Darstellung  der  volkswirtschaft- 
lichen Seite  des  Bevölkemngsproblems  mit 
Beibringung  reichen  statistischen  Materials 
gegeben.  »Die  Bevölkerung,»  so  führt  er 
aus,  »hat  unter  dem  Einfluss  des  geschlecht- 
lichen Triehlebens,  auch  des  Sinnes  für  Fa- 
milienleben unter  normalen  VerlifÜtuissen 
regelmässig  eine  deutliche  starke  Tendenz 
zur  Erhaltung  ihres  Standes  mittelst  Wieder- 
erzeugung des  natürlichen  Abgangs,  welchen 
sie  durch  die  Todesfälle  erleidet,  durch  Ge- 
burten und  gewöhnlich  anch  eine  ebenfalls 
deutliche  starke  Tendenz,  durch  Geburten- 
ttbersehuss  ihren  Stand  zu  vermehren. 
Diese  Tendenz  ist  in  jedem  Volke  zu  ge- 
gebener Zeit,  auch  während  längerer  Perio- 
den, eine  einigermassen  feststehende  ge- 
gebene Grösse,  welche  als  Produkt  der 
physisch-psychischen,  ethischen  Konstitution 
und  Eigenschaften  des  Volkes  erscheint. 
Jene  Tendenz  wird  aber  jeweilig  teils  direkt 
und  mittelst  Zurückdrängung  ihrer  Gegen- 
teudenzen  auch  indirekt  gefördert,  teils  in 
ihrer  Wirksamkeit  gesteigert  durch  wirk- 
liche Lebenserleichterung  und  günstigere 
Lebensauffassung  in  der  Gegenwart  und  für 
die  Zukunft  in  Zeiten,  in  welchen  die  Be- 
völkening  in  wirtschaftlicher  und  sozialer 
Beziehung  günstiger  lebt  und  zu  leben  hofft 
als  für  gewöhnlich:  hier  wirken  die  psycho- 
logisch präventiven  Tendenzen  schwächer  oder 
verwandeln  sich  in  ihr  Gegenteil  nnd  wirken 
die  physiologisch  repressiven  Tendenzen  eben- 
falls schwächer;  es  vermehren  sich  die  Ehen, 
die  Gehurten,  während  unter  solchen  Ver- 
hältnissen gleichzeitig  die  Zahl  der  Sterbe- 
fälle abzunehmen  pflegt.  Jene  Verraehrungs- 
tendenz  wird  aber  auch  umgekehrt  teils 
direkt  und  durch  Stärkung  ihrer  Gegentea- 
denzen  indirekt  geschwächt,  teils  in  ihrer 
Wirksamkeit  gehemmt  durch  wirklich  er- 
schwerte Lebenslage  nnd  Furcht  davor  in 
Gegenwart  und  Zukunft  in  Zeiten,  wo  die 
Bevölkerung  in  wirtschaftlicher  und  sozialer 
Beziehung  imgünstiger  lebt  und  zu  leben 
fürchtet  als  für  gewöhnlich :  hier  zeigen 
sich  die  psychologisch  präventiven  und  die 
physiologisch  repressiven  Tendenzen  stärker; 
ea  vermindern  sich  die  Ehen,  die  Geburten, 
während  unter  solchen  Verhältni-ssen  gleich- 
zeitig die  Zahl  der  Sterbefälle  zuzunehmen 
pflegt.  —  Die  wirkliche  natürliche  Volksbe- 
w^ung,  die  für  sie  massgebenden  Verhält^ 
nisse  der  Eheschliessungen,  Zeiigungen  und 
Geburten  und  Todesfälle,   demnach  weiter 


Über  „Volks Vermehrung  und  Auswandemng"  in 
der  „Allgemeinen  Zeitung",  Jahrgang  1680, 
Nr.  160,  162.  163,  164,  1^,  168  und  ITO  auf- 
merksam gemacht 
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der  Stand  det-  Bevölkening  hangen  daher 
einmai  voq  einer  mehr  oder  ■weniger,  we- 
nigstens für  ^wisse  Zeiträume,  gegebenen 
ziemlich  konstanten  Grösse,  der  in 
einer  Bevölkerung  einmal  bestehenden  Ver- 
mehniDgatendenz  nnd  daraus  folgenden  that- 
Bächlichen  VennehruDg,  sodann  aber  von 
einer  wechselnden  Grösse  ab,  derjenigen 
der  Wirksamkeit,  welche  die  gef^bene  Ver- 
mebnmgBtendenz  unter  dem  Einfliiss  ver- 
taderlieher  konkreter  psychischer  und  phy- 
sischer Förderungs-  und  Hemm  iings  mittel 
in  bestimmter  Zeit  und  an  bestimmtem  Orte 
tbatsächlich  erlangt.  In  letzterer  Hinsicht 
zeigt  sich  dann  die  Leichtigkeit  oder  Schwie- 
rigkeit, eine  Familie  zu  begründen  und  für 
mehr  Menschen  Unterhalt  zu  beschaffen,  so- 
wie die  hierüber  herrschende  Ansicht,  oder, 
kurz  gesagt,  der  wirklicbo  und  der  ange- 
nommeue  ünterhaltaspielraum  von  entschei- 
deuder  Bedeutimg.  Indem  aber  eine  be- 
stimmte Ansicht  über  das,  was  in  Bezug 
auf  den  Unterhalt  einerseits  ausreicliend, 
andererseits  notwendig  sei,  in  einer  Klasse, 
einem  Volke,  einem  Znt^ter  zur  herrschen- 
den wird,  kann  diese  Ansicht  dann  auch  zu 
einem  Faktor  werden,  welcher  hier  dauernd 
auf  die  Heirata-  imd  Geburtsfrejueoz  ein- 
■wirkt,daniitderenDurchschnitt8gröS8e 
und  so  auch  jene  als  gegebene  Grösse  an- 
zunehmende nationale  Vermehrungstendenz 
mit  bestimmt  bezw.  ändert,  sie  beschleu- 
nigt, sie  verlangsamt.  So  erkltoin  sich  die 
dauemdenVermdimngs Verhältnisse  und  Ver- 
änderungen, welche  darin  erfolgen,  bei  der 
Bevölkerung  überhaupt  und  bei  verscliiedenen 
Völkern  und  in  verschie<ienen  Zeitaltern  bei 
demselben  Volke').«  —  Im  Anschluss  an  diese 
ÄusfÜhnmgen  hebt  "Wagner  aber  ausdrück- 
lich hervor,  dass  er  in  diesen  Sätzen  nur 
eine  Erweiterung  der  Malthusschen 
Lehren  von  der  starken  Vermehrungstendenz 
der  Bevölkerung  und  von  den  Checks  da- 
gegen, nicht  eine  eigentliche  Umänderung, 
daher  auch  mehr  duf  eine  Moilüikation  ihrer 
Fassung  als  ihres  Inhaltes  erblicke.  Und  so 
bemerkt  er  auch  am  Schluss  seiner  Abhand- 
lung über  die  volkswirtschaftliche  Bevölke- 
rungslehre, dass,  wenn  die  Gefahr  der  re- 
lativen Ueben'ölkemng,  welche  unter  allen 
wirtsdiuftUchen  Rechtsordnungen  und  Or- 
ganisationen eintrete,  beseitigt  und  anderer- 
seits die  traurige  Eventuahtät  einer  Nie<lrig- 
haltung  der  Lebensführung,  der  KiUtm^nt- 
■wickelung  oder  eines  Hervortretens  der  re- 
pressiven Tendenzen  der  Volksvermehi-ung 
verhütet  werden  aolle,  sei  femer  die  unter 
solchen  Verhältnissen  erwünschte  Auswan- 
derung nicht  im  erfonlerlichen  Masse  in 
Gang  zu  bringen  und  darin  zu  erhtdten  und 


')  Orandlegnng  der  polit.  Oekonomie. 
Anfl.  Leipzig  1893,  I.  Teil  S.  ö2a/530. 


versage  die  Hilfe  des  technischen  Fortschritts 
in  der  Produktion,  zimial  im  Landbau,  und 
die  Hilfe  der  Absatzerweiterung  wie  des 
hinlänglich  lohnenden  Absatzes  heimischer 
Produkte  und  Leistungen  auf  fremden 
Märkten,  der  Bezugserweitening  und  des 
lohnenden  Bezugs  fremder  Produkte  und 
Leistungen  aus  diesen  Märkten  —  so  gäbe 
es  überhanpt  nur  ein  durchschlagen- 
des Hilfsmittel  auf  die  Dauer:  die 
genügende  Wirksamkeit  der  prä- 
ventiven Tendenzen  der  Volksver- 
mehrung, auch,  ja  gerade  auch  in  der 
hochentwickelten  Volkswirtschaft  der  »Agri- 
ktühtr-,  Manufaktur-  und  Welthandelsphase  t 
mit  grosser  Volksdichtigkeit;  nicht  minder 
aber  auch  in  einer  soziahstisch  eingerich- 
teten und  in  jeder  sich  einer  solchen  Ein- 
richtung nähernden  Volkswirtschaft  »Ro- 
bert Malthusi,  so  schliesBt  Wagner  seine 
Darlegungen,  »behält  somit  in  allem 
wesentlichen  Recht!«») 

An  den  verschiedensten  Stellen  seiner 
Schriften  hat  auch  Gustav  Schmoller 
(s.  d.)  sich  zur  Malthusschen  Theorie  be- 
kannt. Wir  heben  hier  am  einiges  hervor. 
»Die  Ueberlegenheit  des  Besitzes«,  so  be- 
merkt er  u.  a.  in  seinem  Sendschreiben  an 
Treitschke,  »ist  dadimsh  abzuschwächen, 
dass  der  Arbeiters  tan  d  und  die  unteren 
Klassen  überliaupt  lernen,  in  der  EhescIUiea- 
sung,  in  der  Kindererzeugujig  und  in  der 
Zuweisung  der  Kinder  zu  einem  Beruf  nicht 
bloss  mehr  Naturtrieben  und  Zufälhgkeiten 
zu  folgen,  sondern  einer  Ueberlegung,  einer 
Voraussicht,  einer  Selbstbeherrschung,  wie 
sie  in  dem  Älittelstande  und  in  den  höheren 
Klassen  heute  schon  vielfach  vorkommen 
und  hier  allein  den  Standard  of  life  erhal- 
ten.* ')  Aehnlich,  nnr  noch  schärfer,  äussert 
er  sich  in  seinem  Aufsätze  über  »Einige 
Bemerkungen  über  die  zunehmende  Ver- 
sch;ildung  des  deutschen  Grundbesitzes  und 
die  Möglichkeit  ihr  entgegenzuwirken,»') 
Hier  heisst  es:  »Was  die  Kinderzahl  betrifft, 
so  will  ich  nicht  dem  französischen  Zwei- 
kindersystem  das  Wort  reden;  aber  eben- 
sowenig halte  icli  es  für  günstig,  dass  wir 
noch  so  blind  an  dem  alt^n  Dc^ma  vom 
Segen  des  grösstmöglichen  Kinderreichtums 
festhalten  j  es  ist  ein  Dogma,  das  der  Epoche 
halbcivilisierter  Kultur  angehört.  Eine  etwas 
kleinere  Kinderzalil  etwas  besser  erziehen 


')  A.  a.  0   S.  666. 

*)  Schmoller,  Offenes  Sendschreiben  an 
Herrn  Professor  Dr.  Heinrich  von  Treitschke 
über  einige  Grandfragen   des  Rechts  and  der 

Volkswirtschaft,  in  den  Jahrb.  f.  Kat.  n.  8tat. 
23.  Bd.  (Jena  1874)  S.  321. 

*)  In  den  ,, Land  wirtschaftlichen  Jahr- 
büchern", Zeitschrift  für  wissenschaftliclie  Land' 
Wirtschaft  etc.  Hsg.  v.  Thiel.  XI.  Bd.  (Berlin 
1882)  S.  613  ff.,  cf.  vor  allem  S.  622. 
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und  ausstatten,  ist  vor  Gott  und  vor  den 
Menschen  das  wolilgefäUigere,  das  sdiwie- 
ri§;ere.  das  höheratelienda  werk ;  schon  wenn 
wir  das  Schandmal  der  deutschen  Nation. 
die  grßsBt«  Kindersterblichkeit  der  "Welt  zu 
habeo,  die  nur  die  Ful^  unserer  zu  grossen 
Geburtenzahl  ist,  damit  abwasdien,  ist  viel 
gewonnen ;  aber  aucli  für  alle  anderen  Kuttur- 
verhfiltnisse  gewinnen  wir,  wenn  vir  nicht 
mehr  allein  auf  die  Zahl,  sondern  auch  auf 
die  Qualit&t  der  heranwachsenden  Generation 
unser  Augenmerk  richten.«  — 

Auch  GußtavCohn  (s.d.)  hatinraehreren 
seiner  kleineren  Abhandlungen  ^),  zuletzt  noch 
in  seinem  »System*  *)  von  Mallhus  behauptet, 
daee  ihm  unbedingt  das  Verdienst  zukomme, 
bei  aller  Cngeuauigkeit  der  Methode  und 
der  Formuüerung  seines  Princips  der  Be- 
völkerungszunahme, gewisse  unwandelbare 
"Wahrheiten  über  die  natürlichen  und  die 
sitthcheo  Grundlagen  der  Gesellschaft  auf- 
gestellt zu  haben,  welche  seitdem  nur  durcli 
Süss  Verständnis  oder  Unwissenheit  hätten 
fibei^ehen  werden  können;  Wahrheiten,  auf 
welchen  die  Erkenntnis  entscheidender 
Gründe  des  sozialen  Wohlbefindens  ruhe. 
Cohn  nennt  das  Maltlmssche  Gesetz  der 
Bevölkenmg  »das  unerschütterlichste  und 
wichtigste  Naturgesetz  der  ganzen  bisherigen 
Nationalökonomie.«^)  Die  Natur  dringe  auf 
die  Quantität  der  Bevölkerung  und  gefährde 
damit  beständig  die  Qualität  der  Existenz, 
die  Kultur  habe  die  Qualität  im  Auge  und 
wolle  die  Vermehrung  nur  unter  dieser  Be- 
dingung. Die  ganze  Bedeutung  der  Ge- 
schichte beruhe  auf  der  Qualität  des  Lebens 
und  zwar  auf  der  fortschreitenden  Qualität 
des  Lebens  —  während  das  naive  Wort; 
■Seid  fruchtbar  und  mehret  Euch»  den : 
Naturzustand  bezeichne.  Machten  jene  dämo- 
nischen Naturgewalten  sich  in  einem  Zeit- 
alter bemerkbar,  welches  ein  specifisch 
historisches,  d.  h.  fortschreitendes  sein  wolle, 
welches  die  Qualität  des  Lebens,  die  »men- 
schenwürdige Existenz«  zum  Schlagwort  des 
Tages  erhoben  habe  —  dann  entstehe  ein 
verschärftes  Bewusstsein  des  Widerspruchs 
der  beiden  Elemente.  — 

Endlich  seien  hier  noch  Johannes 
Conrad  und  E.  von  Philippovich  (s.  d.) 
genannt.    Beide  *)  eriietmen  das  Malthussche 


')  Vgl.  die  ÄbhnndlmiGiea  „Arbeit  und  Ar- 
tnnW  und  „Internationale  1  abrikgeBetzgebnng" 
in  C 0 hn s  „Volkswirt8cliaftli(£e  Aufsätze" 
(Stuttgart  1882) ;  entere  S.  365  ft.,  letzteres.  439  ff. 

')  System  der  Nationalökonomie.  Em  Lehr- 
buch für  Studierende.  I.Bd.  (Stuttgart  1885),  S.llfi. 

")  In  den  ,,VolkawirtachRftlichen  Aufsätzen" 
8.  630;   vgl.   auch  die   vorhergehenden  Seiten. 

*]  J.  Conrad,  Grnndriis  zam  Stadium  der 
polititchen  Oebonomie.  2.  Teil  ( Volks wirtschafts- 

§oUtik)  2.  Aufl.  (Jena  18!f8)  S.  98  ff.,  vor  allem 
.  100  ff. 


Gesetz  als  im  wesentlichen  richtig  an. 
Philippovich  formuliert  das  Bevölkerung^e- 
setz  ^Igendemiassen :  »Soweit  unsere  Er- 
fahnmg  reicht,  hat  die  Bevölkerung  die 
Tendenz,  sich  über  die  Grenze  der  durch 
die  g^bene  wirtschaftliche  und  gesell- 
schaftliche Organisation  dargebotenen  IJntei'- 
baltsmittel  hinaus  zu  vermehren.* ') 

Auch  unter  den  französischen  Na- 
tionalökonomen  in  der  zweiten  Hälfte  dieses 
Jahrhunderts  hat  Malthus  Anhänger  und 
Verteidiger  gefunden.'  Freilich  ist  die  Mal- 
thussche Theorie  im  grossen  Ganzen  nicht 
sehr  beliebt  aus  Gründen,  welche  mit  den 
Thatsachen  im  Zusammenhange  stehen,  deren 
wir  weiter  unten  (sub  16)  gedenken  werden. 
»Les  autours  allem  an  ds  et  ce\ix  d'autre 
pays",  schrieb  Maurice  Block  im  Jahre  1883, 
»reconnaissent  sans  la  moindre  difäcultö 
qu'ü  y  a  uu  rapport  n6cessaire  entre  la  po- 
pulation  et  les  subsistauccs.  En  France 
on  ne  veut  pas  le  reconnaltre,  ou 
plutOt  on  ne  veut  pas  l'avouer  de 
crainte  d't'tre  qualifiß  de  malthu- 
sien.«^)  Die  vorurteilslos  Denkenden  haben 
sich  Jedoch  hierdurch  nicht  beeinflussen  lassen. 

So  hat  Joseph  Clement  Garnier 
(s.  d,)  —  1813—1881  —  in  seiner  Schrift 
•  Du  pincipe  de  population*  *)  die  Malthus- 
sche Bevölkerungslehre  in  klarer  imd  ge- 
fälliger Darstellung  entwickelt  und  verteidigt 
Die  zweite,  nach  dem  Tode  des  Verfassers 
im  Jahre  1885  erschienene  Auflage  dieses 
Werkes  hatGustave  de  Molinari  (s.d.) 
mit  einer  Studie  Ober  Malthus  eingeleitet*), 
in  welcher  er,  wie  schon  früher  an  anderer 
Stelle*),  die  grossen  Verdienste  von  Malthua 
nachdrücklich  betont. 

Maurice  Block  (s.  d.)  bezeichnet  in 
dem  bereits  erwähnten  Artikel  «Etat  actuel 
de  r^xionomie  politiijue  en  AUemagne«,  in- 
dem er  die  Rümelmscbe  Abhandlung  im 
Schön bergscheu  Handbuch  bespricht,  die 
Aufstellung  der  geometrischen  und  arithme- 
tischen Progression  als  einen  Geniestreich, 
welcher  seinen  Urheber  unsterblich  machen 
werde.  »U  y  a  rt^ussi,  en  mettant  en  regard 
les  deux  progressions :  la  progresaion  g&> 
metrique    et  la   progression   arithmt^tique? 


')    V.     Philippovich,     GnmdriaB     der 

EolitiBchen  Oekonomie.  I.  Bd.  2.  AuÄ,  (Frei- 
arg  i.  Br.  und  Leiptig  1897)  S.  56. 

')  M.  Block,  Etat  actnel  de  l'^conomie  po- 
litique  en  AUemagne  in  „Journal  des  Econo- 
miates",  4e  serie,  6e  anaee,  t  23  (Paris  1883), 
S.  3Ö0. 

')  Paris  1867. 

*)  Diese  ßtudie  ist  auch  al^edmckt  im 
„Journal  des  EconomisteB",  4e  sene,  7e  annee, 
t.  28  (Paris  1884),  S.  5ff, 

''I  Cf.  Molinari,  Coars  d'^conomie  poli- 
tigue.    Paris  18öö ;  2.  Aufl.  1863. 
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C'^tait   un  trait  de  göoie  qui  lui 

1'  ünmortalit^.' ')  — 

Freilich  ist  auch  die  entgegengesetzte 
Anschauiing  gerade  neuerdings  in  Frank- 
reich wieder  mehrfach  vertreten  worden. 
Wir  erinnern  hier  nur  an  Paul  Leroy- 
Beaulieu  (s.  d.),  -welcher  in  einem  Auf- 
sätze des  »Journal  des  Dßbata»*}  aus- 
föhrte ,  dasB  die  Gehurtflnziffer  überall 
zurückgehe,  und  dies  umsomehr,  je  demo- 
iratischer  eine  Kation  werde,  je  mehr  das 
Individuum  von  den  alten  Glaubensan schau- 
ungen und  Ideeen  eich  lossage,  je  mehr  der 
einzelne  von  der  Gleichheit  der  Lebensbe- 
dingungen ergriffen  sei.  Er  schreibt  wört- 
lich: »ilalthus  paralt  donc  s'etre  tromp^  et 
n'avoir  pas  aasez  conipte  avec  l'egoisrae  des 
hommes.  Plus  ime  nation  se  democratise, 
plus  J'jndividu  s'emancipe  des  vieillee  cro^- 
ances  et  des  vieiUes  idCes,  plus  il  est  t'pris 
de  l'egajit^  des  conditions,  c'est-ä-dire  plus 
ü  considere  son  ascension  vers  la  richesse 
et  les  boDoeurs  comme  le  but  principal  de 
la  vie,  plus  la  nataht6  diminue.«  — 

Wir  haben  oben  S.  732  ff,  gesehen,  daas 
in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahiiiunderts  die 
BevOlkerungsfiage  in  England  eingehend 
erörtert  worden  ist  und  dass  viele  sich  un- 
bedingt auf  die  Seite  von  MaJthus  gestellt 
haben,  Ist  doch  die  englische  Litteratur  an 
Schriften  über  das  Bevölkerungsproblem  vor 
aUem  reich.  Aber  in  neuerer  Zeit  ist  der 
Öegensland,  wenn  ich  von  den  weiter  un- 
ten besonders  zn  behandelnden  neo-malthu- 
ßiaaischea  Bestrebuügeii  absehe,  weniger 
erschöpfend  bearbeitet  und  unseres  Wissens 
nach  keiner  Seite  nennenswert  gefördert  wor- 
den. Wir  beschränken  uns  daher  darauf, 
hier  nur  das  Werk  von  Bonar,  welches 
wirim  Li tteraturverzeichnis  aufgeführt  haben, 
besonders  hervorzuheben,*)  — 

15.  Der  Neo  -  MalthosiaDismiis.  Bald 
nach  der  Veröffentlichung  des  Malthusschen 
Werkes  wurde  von  mehreren  Seiten  auf  die 
UnzulAnglichkeit  der  von  ihm  empfoh- 
lenen Heilmittel  aufmerksam  gemacht.  Vor 


')  Block  ft.-  a.  0.  in  „Joamal  des  ßcono- 
roistea",  23  (1883)  S.  366.  cf.  auch  Blocks  Auf- 
satz: Une  crisB  latente  in  der  ,^ev.  d.  deux 
mondes",  Okt.  1882. 

■)  In  der  Nummer  vom  20.  Angnst  1890, 
*)  Abb  der  neueren italienlBchen  Littera- 
tur aei  hier  nur  kurz  auf  folgende  Schriften  ver- 
wiesen: E.  Coppi,  La  teoria  di  MalthuB  e  il 
jMMgresso.  ßaasegna  di  Bcience  Bociali  e  poli- 
tiche.  Roma  18fS.  —  T,  MartelJo,  II  prin- 
cipio  della  popoiazione  tre  secoli  dopo  che  fn 
invenatato  Rassegua  di  Bcieuce  Bociali  e  poli- 
tiche.  Roma  18«6.  —  V.  Lobrechtj  II  mal- 
tkuBiamo  e  i  problemi  BOciali:  saggi  critici. 
Torino  1893.  — 


allem  sei  von  der  •moral  restraint>,  so  hob 
man  verschiedentlich  hervor,  nicht  viel  zu 
erwarten.  Bereits  im  Jahre  1822  wies 
Francis  Place')  auf  gewisse  in  Frank- 
rech zur  Anwendung  gelangende  physisdie 
BeschiÄnkungsmittel  der  Famiüen  hin,  wo- 
durch seines  Erachtens  einzig  und  allein 
eine  langsamere  Volks  Vermehrung  bewirkt 
werden  könne.  Es  heisst,  dass  Francis 
Place  den  bekannten  englischen  Philanthro- 
pen und  Sozialisten  Eobert  Owen  js.  d.) 
für  seine  Ideeen  gewonnen  und  dass  dieser 
die  Mitgheder  seiner  Ärbeiterkolonie  in  New- 
Lanark  zur  Befolgung  der  ehelichen  Klug- 
heit bestimmt  habe.  Gewiss  ist,  dass  sein 
Sohn,  Eobert  Dale  Owen  diese  Leliren 
als  berechtigt  anerkannt  und  dieselben  in 
seiner  Schnft  »Moral  Physiology«  *)  vertre- 
ten hat.  Wir  wollen  hier  jedoch  davon  ab- 
sehen, im  weiteren  derer  zu  gedenken,  wel- 
che in  früheren  Jahren  die  Notwendigkeit 
der  Verhütung  der  Konception  betont  haben. 
Dass  auch  John  Stuart  Mill  diesen 
Männern  beizuzählen  ist,  haben  wir  oben 
(S.  732/33)  schon  bemerkt. 


In  den  siebziger  Jahren  nahm  diese  so- 
genannte neo  -  malthusianische  Bew^ung 
grösseren  Umfang  an.  Am  17,  Juli  1877 
wurde  in  London  die  »MaLthusian  League< 
begründet,  welche  seitdem  1.  Febniar  1879 
eine  mouatUch  erecheinende  Zeitschrift  »The 
Malthusiani  horaiisgiebt.  Das  Motto  dieses 
Blattes  lautet:  »Einem  vernünftigen  Wesen 
müssen  die  vorbeugenden  Hemmnisse  ebenso 
natürlich  erscheinen  wie  die  Henunnisse 
aus  Armut  und  frühzeitigem  Tod.°  (Malthus.) 
Ausserdem  sucht  diese  Gesellschaft  durch 
Flugschriften,  Broschüren  etc.  ihre  Lehre 
nach  Möglichkeit  zu  verbreiten.  Wir  teilen 
im  nachfolgenden  Zwecke  tmd  Grundafitze 
der  Liga  mit. 

Die  Zwecke  der  Liga  sind: 

I.  für  die  Abschaffung  aller  Strafen  auf 
Öffentliche  Diskussion  der  Bevölkorungsfrage 
zu  agitieren,  um  solche  gesetzliche  Bestim- 
mungen zu  erlangen,  dass  es  in  Zukunft 
unmöglich  sein  wird,  dei'artige  öffentliche 
Besprechungen  unter  den  Begriff  eines  Ver- 
gehens nach  dem  gemeinen  Recht  zu 
bringen ; 

II,  durch  alle  praktischen  Mittel  die 
Keimtnis  des  Bevölkerungsgesetzes,  sÄner 
Konsequenzen  und  seines  Einflusses  auf 
Sitte  und  Moral  unter  dem  Volke  zu  ver- 
breiten. 

')  Francis  Place,  niustrations  and  proof 
of  tbe  priuciple  of  population  inclnding  an  exa- 
mination  of  tbe  proposed  remedies  of  Mr.  Hal- 

thuB.    London  l'^. 
')  London  1832. 
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Ihre  GnmdBätze  sind: 

1.  die  Bevölkerung  hat  die  Btete  Tendenz, 
sich  über  die  Unterhaltsmittel  hinaus  zu  ver- 
mehren j 

2.  die  Hemmnisse,  die  dieser  Tendenz 
entgegenwirken,  sind  teils  positive,  d.  h. 
lebenzerstflrende,  teils  vorbeugende,  d.  h.  ge- 
burtenbeschiänkende ; 

3.  die  positiven  Hemmnisse  umfassen 
Eindersterblichkeit,  Hunger,  Krieg  und  Kin- 
dennord; 

4.  die  vorbeugenden  bestehen  in  der  Be- 
schiftnkimg  der  Nachkommenschaft  durch 
Efaelo^keit  oder  dm-ch  kluge  Vorsicht  nach 
der  Heirat; 

5.  andauerndes  Cölibat,  wie  es  Malthns 
fordert,  verursacht  viele  geschlechtliche  Las- 
ter, viel  Krankheiten ;  frühes  Heiraten  da- 
gegen hat  die  Tendenz,  Keuschheit,  häus- 
lidaen  Komfort,  soziales  Glflck  und  indivi- 
duelle Gesundheit  zu  befördern ;  aber  es  ist 
ein  schweres  geaellschafthches  Vergehen 
für  Männer  und  Weiber,  mehr  Kinder  in 
die  Welt  zu  bringen,  als  sie  ernähren,  klei- 
den, erziehen  und  beherbergen  können; 

6.  Uebervölkemng  ist  die  stärkste  Quelle 
von  Pauperismus,  Unwissenheit,  Yerhrechen 
und  Krankheit; 

?.  die  offene  und  eingehende  Diskussion 
der  Bevölkerungshsge  ist  eine  Angelegen- 
heit von  vitaler  Bedeutung  für  die  Öesell- 
schaft,  und  solche  Besprechungen  müssen  vor 
jeder  strafrechtlichen  Verfolgung  geschützt 

Von  England  aus  verpflanzte  sich  die 
Bewegung  nach  Holland,  wo  im  Jahre  1882 
der  iNieuw-Malthusiaansche  Bond«  begrün- 
det wurde.  Anch  in  den  anderen  Ländern, 
in  denen  eine  förmliche  Organisation  nicht 
besteht,  haben  die  von  der  Liga  vertretenen 
QrundEfttze  Anhänger  und  Verteidiger  ge- 
funden. — 


Dieser  Neo-HalthuEianismus  bildet  aber 
wieder,  wie  das  schon  Ichenhäuser^)  richtig 
bemerkt  hat^  verschiedene  Gnippen.  Wir 
können  mit  ihm  die  extremen,  die  ge- 
mässigteren  sozialistischen  und  die 
gemässigten  Neo-  Malthusianer  unter- 
scheiden. Alle  drei  Eichtungen  gehen  da- 
von aus,  dass  das  Malthussche  Bevölkerungs- 
gesetz anzuerkennen  sei,  d.  h.  dass  die  Be- 
völkerung die  Tendenz  habe,  rascher  anzu- 
wachsen als  die  Unterhaltemittel,  und  dass 
aus  diesem  Konflikt  Not  und  Elend  er- 
wüchsen; sie  stimmen  femer  darin  über- 
,ein,  dass  die  von  Malthus  empfohlene  »mo- 
ralische Enthaltsamkeit«  so  gut  wie  nichts 
nütze,  ja,  dass  sie  nur  immer  noch  grössere 

')  In  der  unter  Litteratnr  verzeichneten 
Schrift. 


Uebel  im  Gefolge  habe,  dass  allein  durch 
den  präventiven  geschlechtlichen 
Verkehr  der  üebervölkerung  und  ihren 
Notständen  begegnet  werden  könne.  In  den 
Einzelheiten,  vor  allem  im  Hinblick  auf  das, 
■was  von  der  Verallgemeinerung  des  präven- 
tiven Verkehrs  zu  erwarten  sei,  weichen  aber 
diese  drei  Gruppen  von  einander  ab. 


Die  extremen  Neo-Malthusianer^), 
zu  denen  die  meisten  englischen  Vertreter, 
vor  allem  der  Präsident  der  Liga  Charles 
R.  Drysdale,  und  unter  den  deutschen 
Schriftstellern  Stille,  Otto  etc.  zuzählen 
sind,  führen  alle  sozialen  und  wirtschaft- 
lichen Notstände  ausschliesslich  auf  die  zu 
grosse  Bevölkerungszahl  zurück.  Die  Ur- 
sache des  niedrigen  Arbeitslohnes  bezw.  die 
Ursache  der  Armut  sei,  wie  Malthns  und 
nach  ihm  Mill  und  viele  andere  überzeu- 
gend nachgewiesen  hätten,  die  Uebervölke- 


')    Hier    sind 


Chnrlei 


—  Annie  Beaant,  The  law  ot  popnlat_._, 
London  1878.  Dieselbe,  Physiology  of  home, 
London  1883,  Dieselbe,  Harriage,  London 
1884.  Von  der  erstgenannten  Schrift  A.  BeBanta 
liegt  eine  deutsche  Ueberaetzung  vor  u  d.  T. : 
Das  Gesetz  der  Bevölkerung  van  Annie  Behaut. 
Ins  Deutsche  ilbertragen  von  Q.  Stille,  Ber- 
lin 1881.  —  Oxouiensis,  Earlv  marriage  and 
lata  parentage,  London  1883.  —  H.  A.All  bntt, 
The  wife'a  handbook,  London  1886.  —  Arthur 
Moss,  Health,  wealth  and  happiness,  London 
1882.  Derselbe,  The  bitter  cry  of  outcMt 
London,  London  1883.  Derselbe,  State  mea- 
aurea  tor  the  direct  prevention  of  poverty,  war 
and  ^estilence,  London  1885.  —  Vor  aUem  aber 
ist  hier  an  verweisen  auf  das  Werk :  The  Cle- 
ments of  social  science  or  physical,  aeinal  and 
natural  religion.  By  a  doctor  of  medioine,  Lon- 
don 18Ö4  und  später.  Hiervon  existiert  auch 
eine  deutsche  Uebersetzung  u.  d.  T. :  „Die 
GrandBÜge  der  GesellschatUwissenschaft  oder 
physische,  geschlechtliche  nnd  natürliche  Reli- 
gion. Von  einem  Doktor  der  Mediiin".  Ich 
citiere  oben  nach  der  6.  deutschen  Auflage  (Vi. 
Aufl.  des  Originals),  Berlin  1881. 

Von  den  Vertretern  dieser  Richtung  in 
Deutschland  seien  genannt: 

G.  Stille  Die  Bevölkemngafrage  in  ihrer 
BeziehnnK  EU  aen  sozialen  Verhältnianen.  Ber- 
lin 1879.  Derselbe,  Der  Neo-Mal thugtanisrnna, 
das  Heilmittel  des  Panperisrnns,  Berlin  18B0. 
Derselbe,  Die  Bevölkeningsfrage  in  alter  und 
neuer  Zeit,  Berlin  und  Neuwied  1889.  —  Otto, 
EQnstliche  Unfruchtbarkeit,  6.  Aufl.  Berlin  und 
Leipzig  1892.  Diese  neo-tnalthnsianische  Litt«- 
ratur  ist  in  nencrer  Zeit  wie  im  Auslände  so 
encb  in  Deutschland  sehr  angewachsen;  sie 
bringt  aber  nichts  Neues  und  ist  wissensdiaft- 
lich  meist  ganz  wertlos,  weshalb  von  einer 
Aufzählung  neoerer  Schriften  hier  abgesehen 
werden  kann. 
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ruDg,   d.  h.   das  Vorhandensein   211   vielei 

Menschen  im  Vergleich  zu  den  vorhandenen 
Nahrungsmitteln,  zu  vieler  Arbeiter  im  Ver- 
hältnis aum  Kapital,  ein  Zustand,  der  her- 
vorgebracht und  beständig  erhalten  werde 
durch  die  tlbermSssige  Uebung  derZeugunge- 
kräfte.  Es  sei  von  der  höchsten  Bedeutung, 
dass  die  Aufmerksamkeit  aller,  welche  die 
Armut  zu  beseitigen  wSnschten,  nie  von 
dieser  grossen  Wahrheit  abgelenkt  werde. 
Das  M^verhältnis  zwischen  der  Zahl  des 
Volkes  und  der  Masse  der  Subsistenzmittel 
sei  die  einzige  wahre  Ursache  der  sozialen 
Armut  Einzelne  Fälle  der  Armiit  könnten 
durch  ijersCnliche  Schuld,  durch  Trunksucht, 
Trägheit,  Unwissenheit  oder  Krankheit  be- 
wirkt werden ;  aber  diese  und  alle  anderen 
Einflösse  müssten  ganz  beiseite  gelassen 
■werden ,  wenn  man  die  dauernde  Ursache 
erwäge  und  nach  Verhütung  derselben 
strebe.  Bis  dahin  seien  alle  Versuche,  die 
Armut  zu  lindern,  völlig  vergeblich  gewesen. 
Es  gäbe  nur  ein  Mittel,  um  diese  mannig- 
fachen Uebel  zu  llberwinden,  um  einem 
jeden  den  ihm  gebührenden  Anteil  an  Nah- 
nmg,  Liebe  und  Müsse  zu  sichern,  um  Tu- 
gend und  Fortschritt  der  Menschheit  zu  er- 
möglichen, und  dieses  sei  der  präventive 
geschlechtliche  Verkehr,  d.  h.  ein  ge- 
schlechtlicher Verkehr,  bei  dem  Vorsichts- 
massregeln  aufwandt  würden,  die  Emp- 
filngnis  zu  verhmdem').  »Ohne  dies  primäre 
und  radikale  Mittel',  sagte  Drysdale  auf  dem 
intematJonaleD  medizinischen  Kongresa  in 
Amsiflrdam  1879,  »sind  alle  anderen  wert- 
los ;  jedes  andere  Mittel,  ohne  dieses  ange- 
wandt, mnss  den  Sexualgcniiss  opfern,  und 
dies  wäre  iUusorisch.  ftäventiver  Verkehr 
allein  genl^  vollkommen,  die  Armut  zu  be- 
seitigen, ohne  jetles  Hilfsmittel^).»  — 

Die  sozialistische  Schule  des 
N^eo-Malthueianitimus  liaben  wir  oben 
S.  746/47  (Karl  Kautsky)  bereits  kennen 
gelernt  Die  Anhänger  derselben')  fordern 
zunächst  eine  Um^taltung  der  Gesellschaft, 
aber  sie  fügen  hinzu,  dass  eine  Regelung 
der  Bevölkerungsbewegung,  wie  sie  »am 
eitthchsten  höchst  wahrscheinlich  durch  den 


')  Vgl.  die  Gnindzilge  der  Gesellachattfl- 
wiseenBchaft,  S.  360fF,  iagbeaondere  S.  361  ff. 

•)  Dryadale  in  seitiein  Vortrag  über  das 
TerbältniB  der  Sterblichkeit  Keicli er  und  Armer. 
Citiert  nach  der  Angabe  in  der  Zeitachrift  „The 
Halthugian"  (Oktober  18T9)  in  Ichenhäoaer 
a.  a.  0.  S.  63.  üeber  die  betr.  Verhandlnngen 
auf  dem  internationalen  medizinischen  EongreeB 
cf.  Stille,   Der  Neo-MalthnsiaDiamaB  S.  e6ff. 

*}  Ausser  der  oben  genatmteo  Schrift  von 
Eantaky  sind  hier  zu  nennen  zwei  Abhand- 
Inn^eu  im  „Jihrbnch  für  Sozial  Wissenschaft  nnd 
-politik")  heransg.  von  Richter;  die  eine  von 
C.  A.  S.  (8.  a.  0.  1.  Jahrg.  1.  Hfilfte,  S.  167ff,) 


schehe,  allein  verhindern  könne,  dass  1 
ia  der  heutigen  Staats-  und  WirtschaftB- 
ordnung  hervortretenden  Üebel  nicht  wieder- 
kehrten. — 

Die  gemässigte  Richtung  giebt  einer 
nihigeren  Beurteilung  Raum.  Zu  ihr  sind 
vor  allem  in  England  John  Stuart  Mill*), 
in  Italien  Paolo  Mantegazza^)  in 
Deutschland  Otto  Zachariae')  zuzählen. 
Sie  ghiuben  nicht,  wie  die  Extremen,  dass 
alle  Uebel  durch  den  präventiven  Verkehr 
geheut  werden,  sie  wünschen  ebensowenig 
eine  diuxshgreifende  Acndemug  unserer 
Wirtschaftsordnung,  aber  sie  erolicken  in 
der  »fakultativen  Sterilität«  ein  Mittel,  um 
gCA^'isse  soziale  Scliäden,  welche  auf  die 
Uebervölkemng  indirekt  zurückzuführen  sind, 
zu  mildern. 

Einige  Autoren  behandeln  den  Gegen- 
stand ledighch  oder  doch  vorwi^ifend  vom 
rein  medizinischen  Standpunkte,  so  C.U  a  s  8  e^) 
(Pseudonym  für  Mensinga),  Hans  Ferdy*) 
(Pseudonym),  Bertillon')  u.a.  Aber  auch 
diese  haben  die  Frage  durch  ihre  Unter- 
suchungen in  immeriiin  beachtenswerter 
Weise  geklärt. 

Es  kann  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  die 
weiteren  Ausführungen  der  Neo-Malthusi- 
aner  hinsichtlich  der  Ehe  und  des  geschlecht- 
lichen Lebens  an  dieser  Stelle  zur  Sprache 
zu  bringen;  wir  verweisen  bezflghch  dieser 


Zürich  1879,  die  andere  von  K.  H.  (a.  a.  0. 
1.  Jahrg.  2.  Hälfte,  S.  85ff.)  Zürich  1880.  — 
Anch  das  MSrchen  von  Michael  FUr- 
echeim,  Die  Oaloachen  des  GiUcks  oder 
Dentachland  in  100  Jahren,  1886,  dürfte  hier 
aniofilhren  sein. 

■)  Kautsky  a.  a.  0.  S.  193. 

')  Siehe  oben  S.  732. 

*)  Element!  dell'igiene  (3.  Anfl.,  Mailand 
1878).  Igiene  dell'  amore.  In  deutscher  Üeber- 
aetzung  erBchieneu  folgende  unseren  Gegenstand 
betreffende  Werke  Mantegazzas ;  Physioli^e 
der  Liebe,  2.  Aufl.,  Jena  1886.  -  Studien  über 
die  Qeschlechtsverhaituisse,  Jena  1886.  ~  Hj- 
giene  der  Liehe,  Jena  1887.  —  Die  Kunst  glück- 
ßch  zu  sem,  Jena  1887. 

*)  Die  OefShrdnng  der  sozialen  Wohlfahrt 
durch  die  zu  frühen  Eheschiiesanngen  der  Be- 
sitzlosen. Hirschberg  i-  Schi.  1880.  —  Die  Be- 
völkerunffsfrage  in  ihrer  Beziehung  zn  den 
sozialen  flotständen  der  Gegenwart.  4.  Auf- 
lage, Jena  1883. 

')  lieber  fakultative  Sterilität.  Berlin  1885; 
hierzu  Supplement  Berlin  1885;  jetzt  bereits  in 
6.  Anfl,,  Berlin  nnd  Neuwied  18!f2. 

')  Der  MalthnsianismUB  in  sittlicher  Be- 
ziehung, Beriin  1885  —  Die  Mittel  znr  Ver- 
hütung der  Konzeption.  7.  Aufl.  Leipzig  1699. 
Die  künstliche  Beschränkung  der  Kinderzahl  als 
sittliche  Pflicht,  ö.  Anfl.,  Berlin  n.  Neuwied  1897, 

')  Im    „Dictionnaiie    encjcl.    dei 
mfidicales".    V  (1872). 


iglizecby  Google 


BevölkerungBweaen  (BeTßUcerungslellie  nnd  Bevölbenrngspolitik) 


s-s  iBifa  »»leg  eb  i  a  &E8  i 


[s  si5rifräts88i8sl8'38$ 


Ig  tätj 


■ssauitatsysiis 


$s  t.SS-s.L"..?iti 


S    ffJ't?«5.Ssa8,Jf8! 


^  ^i^§^^^^=??^5o?y^aifS 


Lmih 


Kjlizecby  Google 


BevfJlieruQgBwesen  (Bevölkerungslehre  und  Bevölierungspolitik) 


i^sl 

s-m- 

?  n 

Ie|" 

tn 

^  r 

g-gilll.'Srs 


1   I 


St'S'SisSä! 


JJ  J»  ^  O  JB^  _».; 


E^S  eis  S=c3 
I       ^§    - 

Digtizecby  Google 


BevÖlkemogs'n'eBeD  (BevOlkertingsIehre  und  BevOlkeningspolitik) 


eben 

16.  Die  BeTfilkemngabeweKiuig  der 
Jüngsten  Zeit  Bevor  wir  in  dem  letzten 
Abschnitt  (sub  17)  in  eine  Prüfung  der  von 
Malthus  aufgestellten  Behauptungen  und  der 
diesen  gegenüber  hervorgehobenen  Einwen- 
dungen kurz  eintreten,  wollen  wir  zunächst 
an  der  Hand  des  vorliegenden  statistischen 
Materials  einen  Blick  auf  die  Bcvölkerungs- 
bewegTing  werfen.  "Wir  bringen  zu  dem 
Zweck  zunächst  eine  Tabelle  (Tab.  I),  die 
■wir  dem  Fircksschen  Werke  »BevOlkertings- 
Iehre und  BevOlkemngspolitik«  (S.  197)  ent^ 
nehmen,  zum  Abdruck,  welche  die  BevOlke- 
TungszuDabme  in  den  einzelnen  enropöistOien 
Ländern  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  ver- 
anschaulicht. 

Die  Tabelle  scheidet  Europa  in  ein  west- 
Uchet)  und  in  ein  Östliches  Europa.  Ersteres 
umfasßt  die  germanischen  und  romanischen 
Völker,  letzteres  die  slawischen,  einschliess- 
lich der  Magyaren  und  Türken.  Finland, 
das  Deutsche  Reich  und  Oesterreich,  mit 
Ausnahme  von  GaÜzien  und  der  Bukowina 
sind  zum  westlichen,  Qngarn,  Griechenland, 
die  Balkanstaaten  und  Russland  zum  öst- 
lichen Europa  gezählt. 

Aus  dieser  statistiachen  Uebersicht  er- 
giebt  sich  mm  zunächst,  dass  die  Bevölke- 
rung in  allen  Staaten,  L-land  allein  ausge- 
nommen, im  Laufe  des  19.  Jahrhimderts  zu- 
genommen hat.  In  Westeiiroi»  aber  ist  die 
Volkszahl  langsamer  angewachsen  als  in 
Osteuropa.  Dieser  Unterschied  ist  zu  einem 
Teü  auf  die  Bevölkerungsabnahme  in  Irland 
und  die  geringe  Zunahme  in  Frankreich, 
zu  einem  grösseren  Teil  aber  wohl  darauf 
zurückzuführen ,  dass  Westeuropa  eine  ge- 
ringere natürliche  Bevölkerungsvermehrung 
und  eine  stärkere  Auswanderung  aufweist. 
Die  jährliche  Volkszunahme  betrug: 


Jahrsente  Europa  'West«nropa      Ontearopa 

auf  1000  der  Bevelkemng 

1801/1810          s,8  5.0  7,3 

1811/1820          7,o  5,9  8,8 

1821/1830         9,5  9,5  9,6 

1831/1840          7,o  7,3  6,6 

1841/1860         6,4  5,8  7,4 

1861/1860         6,1  5,5  7,1 

1861/1870          8,0  6,2  11,1 

1871/1680          8,4  7,1  10,4 

1881/1690          8,9  6,S  12,1 

1891/1896         7,0  7,4  6,5 

Die  durchschnittliche  jährliche  Zunahme 
auf  1000  Einwohner  vom  Schlüsse  des  Jahres 


1800  bis  zum  Ende  des  Jahres  1895  ist  für 
einen  jeden  hier  berücksichtigten  Staat  in 
Rubrik  13  der  Tabelle  I  angegeben.  Da- 
nach, nahmen  am  stärksten  die  slawischen 
Völker  zu;  dann  folgen  die  germanischen, 
welche  trotz  der  erheblichen  Aiiswanderung 
rascher  als  die  romanischen  anwuchsen ;  die 
BÜdeuropäischen  blieben  hinter  den  nörd- 
lichen 'zurück.  Wie  schon  erwähnt,  weist 
nur  Irland  eine  Abnahme  auf  und  zwar  in 
dem  ganzen  beobachteten  Zeitraum  jährlich 
um  1,96.  Gellt  man  jedoch  von  den  vierzi- 
ger Jahren  dieses  Jahrhunderts  aus  (bis  1845 
war  die  Bevölkerung  Irlands  auf  8295000 
gestiegen;  erat  von  diesem  Zeitpunkte  be- 
ginnt die  stetige  Abnahme),  so  hat  die  Be- 
völkerung jähnich  um  14,8  vom  Tausend 
abgenommen. 

(S.  Tab.  I  auf  S.  763/764.) 

ESnen  nicht  uninteressanten  Einblick  in 
die  Bevölkerungsbewegung  der  ■wichtigsten 
Kulturstaaten  der  jüngsten  Zeit  bietet  Tabelle 
II,  welche  die  Eheschhessungen,  die  Geburten, 
die  SterbefäUe  und  den  Geburtenüberschuss 
an  der  Hand  der  vom  kaiserUcheu  statistischen 
Amt  veröffentlichten  Daten  veranschaulicht*) 
Die  Relativzahlen  lassen  die  grossen  Ver- 
schiedenheiten besonders  deutlich  her- 
vortreten. Beachtenswert  ist  hier  vor  allem 
der  neuerdings  oft  schon  hervorgehobene 
Unterechied  in  der  Bevölkerungslie'wegung 
Deutschlands  und  Frankreichs.  Während 
wir  uns  bekanntlich  einer  starken  Volksver- 
mehnm^  erfreuen,  ist  die  Geburtenziffer  in 
Frankreich  eine  so  geriiige,  dass  in  mehreren 
Jahren  die  Zahl  der  Gestorbenen  grösser  als 
die  der  Geborenen  war  (cf.  1890,  1891,  1892, 
1895 !).  In  Frankreich  ist  die  Geburtenziffer 
vom  Anfang  dieses  Jalirhunderta  an  sowohl 
absolut  wie  relativ  stetig  und  zwar  nicht 
unerheblich  zurückgegangen.  Von  1801 — 1810 
gab  es  32,3  Geburten  auf  1000  Einwohner, 
von  1811  bis  1820  31,6,  von  1821—1830 
30,8.  Von  diesem  Zeitpunkte  ab  vollzog  sich 
die  Abnahme  noch  i-ascher;  von  1831 — 1840 
war  die  Geburtenziffer  29,  von  1841—1850 
27,4,  von  1851  bis  1860  26,3,  auf  welcher 
Z^  sie  bis  1870  stehen  blieb.  Von  da  ab 
ging  es  wieder  rascher  abwärts;  von  1870 — 
1880  betrug  sie  25,4,  von  1881—1885  24,6, 
von  1886—1890  23,2,  von  1891—1895  22,3. 
Kit  anderen  Worten:  seit  Beginn  dieses 
Jahrhunderts  ist  die  Pi-oduktionskraft  der 
französischen  Nation  von  32,3  auf  22,3,  d.  h. 
um  mehr  als  ein  Viertel  gefallen! 

Ganz  anders  in  Deutschland !  Hier  ist  es 
die  übermässig  starke  Zunahme,  mit  der  un- 


')  Cf.  die  betretFenden  jedes  Jahr  wieder- 
kehrenden Artikel  Über  EheachlieBBongen,  Ge- 
borten nnd  Sterbefälle  in  den  „Vierteljahra- 
heft«n  inr  Statistik  des  Deutschen  Bciidü".  — 
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Tabelle  ni. 
Hg  der  BeTßlkerDog  in  Denta 


ihland  18T2— 1897. 


■ ' 

Ge-          Ge- 

borene       Btorbene 

Ueberaclinss 

Jahr 

Ehe- 

inkl.  Totgeborene 

d.  Oeborenen 
llb.d.Q«(Mrb. 

1. 

2. 

3,          4. 

5. 

6. 

1872 

433900 

1693337 

1360923 

66190 

43' 305 

187S 

416  C49 

1715283 

1  341  4S9 

67166 

473824 

1874 

400383 

1752976 

1  191  933 

69536 

561044 

1876 

386  746 

1  798  591 

1  246  573 

74179 

553019 

1876 

366  930 

1834605 

130S011 

73  559 

626594 

1877 

347  793 

1815792 

1  333  156 

71  133 

59=636 

1878 

340016 

1785080 

1 338  607 

70647 

556473 

1879 

335  "3 

1806  741 

1314643 

70870 

593098 

1680 

337342 

1764096 

1  241  136 

67921 

522970 

1881 

338909 

1748686 

1222928 

66537 

525  758 

1882 

350457 

I  769  501 

1244006 

67153 

535  495 

1683 

35^999 

1  749  874 

1 356 177 

66175 

493697 

1884 

363596 

1  793  94» 

1 371 859 

68359 

533083 

1885 

3686.9 

1798637 

1 268  451 

68710 

530  "85 

1886 

3723*6 

1814499 

I  3°3  103 

68366 

S 13  396 

1887 

370659 

1  835  561 

1  230406 

68483 

fA\i\ 

1888 

376654 

1  828  379 

1 309  798 

66972 

1889 

389339 

.838439 

1318956 

65869 

619483 

1890 

395  356 

1  830 164 

1  360017 

61011 

560247 

1891 

399398 

1903160 

1  427 103 

63988 

675751 

1692 

398  775 

1856999 

1 272  430 

6103S 

584569 

1893 

401  334 

1  928  370 

1310756 

62555 

617514 

1894 

408066 

1904297 

1307433 

63092 

696874 

1895 

414218 

1941644 

1 215  854 

64366 

735790 

1896 

43a  107 

1  979  747 

1 163964 

64998 

815  783 

1897 

447770 

I  991  136 

1306492 

64436 

784634 

sere  erechreckeDd  hohe  Kmdersterblichkeit 
(s.  dieBea  Art.)  in  eogem  ZusajumenhaDge 
ateht,  welche  nicht  minder  ernste  Besoi^- 
nisse  hervorrufen  kann.  Freilich  sind  die 
relativen  Zahlen,  wenn  wir  die  Geburten 
auf  1000  Einwohner  bereclinen,  gleichfalls 
um  etwas  zuröckgegangen,  (Vei^.  die  be- 
treffenden Zahlen  m  Tab.  U  S.  766  und 
767.)  Aber  was  will  das  besagen  gegenüber 
der  bedeutenden  Zunahme,  welche  die  abso- 
luten Ziffern  aufweisen! 

(S.  oben  Tab.  IH.) 

Die  starke  Produktionskraft  der  germani- 
schea  Basse,  von  der  Sebastian  Franck  schon 
in  der  ersten  Hälfte  des   16,  Jahrhunderte 

schrieb  (cf.  oben  S,  709),  ist,  wie  wir  sehen, 
auch  heute  noch  ungeschwftcht  wirksam. 

Nur  in  2  Jahren  (1872  und  1873)  hatten 
wir  in  dem  beobachteten  Zeiträume  (ef.  Tab. 
HI)  einen  Geburtenflbersehuas  von  unter  einer 
halben  Million  jährlich,  sonst  wurde  diese 
Zahl  stets  und  zwar  meist  uin  beträchtliches 
flbertroffen;  die  Ziffern  fflr  die  letzten  Jahre 
sind:   696874,  725790,  815783,  784634(1) 

Diese  starke  Vermehrung  ist  nur  mög-' 


lieh  gewesen  infolge  der  grossen  induBtriellen 
Entwickelung  tmd  des  wirtschaftlichen  Auf- 
schwungs Deutschlands.  Eine  Bevölkerung 
von  Aber  53  Millionen  hätte  Deutschland  vor 
etwa  50  Jahren  schwerlich  ertragen  kfinnen. 
Aber  durch  die  gewaltigen  Veränderungen 
auf  wirtscliaftlichem  Gebiete  ist  die  Fassungs- 
kraft für  Be\'ßlkerung  eine  andere,  d.  h.  eine 
grössere  geworden.  Und  so  hat  die  starke 
Volksiunahme  vielfach  —  auch  in  politischer 
Beziehung !  —  ihr  Gutes  gehabt.  Freilich 
sind  andrerseits  auch  mannigfache  bedeuk- 
liche  soziale  Erscheinungen  vorwiegend  auf 
diese  grosse  Fruchtbarkeit  unseres  Volkes 
zurückzuführen,  'Wenn  wir  nun  auch  g^en- 
wärtig  über  das  starke  Anwachsen  der  Bev^- 
kerung  Deutschlands  nicht  in  Soi^  zu  sein 
brauchen,  so  werden  wir  doch  zugestehen  müs- 
sen, dass  es  so  wie  in  den  letzten  Jahrzehnten 
auf  die  Dauer  nicht  weiter  gehen  kann.  — 
17.  Die  geometrUche  nnd  arithme- 
tische Progression.  Das  ^^enw&rtig  vor- 
liegende statistische  Material  beweist  die 
Richtigkeit  der  Malthusschen  Lehre,  zeigt, 
dass  die  Bevölkerung  die  Tendenz  hat,  dch 
übermässig  rasch  zu  venneliren  und  dass, 
wenn  dieser  Trieb  zur  Fortpflanzung  nicht 
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auf  diese  oder  jene  Weise  io  Schranken  ge- 
halten wird,  DotgedniageQ  die  schlimmsten 
sozialen  Uebel  entstehen  müssen.  Den  der 
Malthiisschen  Theorie  zu  Gruade 
liegenden  Gedanken,  den  eigent- 
lichen Kern  der  Lehre,  -wird  man 
ohne  EinschränkuDg  anerkennen 
mQssen;  nicht  so  seine  Ausführung  im  ein- 
zelnen, nicht  seine  Behauptung  hinsichtlich 
der  arithmetische  Q  und  georaetrisichen  Pro- 
gression.   (Vgl.  oben  S.  723,  724). 

Bezüglich  der  Vermehrung  der  Unter- 
haltsmittel lassen  sich  zuverlässige  Angaben 
überhaupt  noch  nicht  beibringen.  Wir  ken- 
nen nocn  nicht  einmal  den  höchstmöglichen 
Grad  der  Intensität  des  Ackerbaues,  Ausser- 
dem Bind  grosse  Gebiete  der  Erdoberfläche 
noch  unbebaut.  Von  einem  objektiven 
Hangel  an  Nahrungsmitteln  wird 
man  in  absehbarer  Zeit  kaum  spre- 


che 


kön 


Wenn  trotzdem  sich  hier  und  da  eine 
Uebervölkorung  zeigt,  welche  keineswegs  mit 
besonders  dichter  Bevölkerung  zusammenzu- 
fallen braucht  1),  wenn  wir  w^mehmen,  dass 
viele  Personen  Afangel  leiden  und  zu  Grunde 
gehen,  weil  ihuen  die  erforderlichen  Unter- 
Haltsmittel  nicht  zu  Ge'bote  stehen,  so  hängt 
dies  zunächst  mit  der  bestehenden  Froduk- 
tioneordnung  zusammen.  Es  ist  richtig, 
dass,  wie  Karl  Marx  hervorgehoben  hat, 
jede  besondere  historische  Produk- 
tionsweise ihre  besonderen  his- 
torisch gültigen  Populationsge- 
aetze  (S.  743),  oder  um  mich  der 
Worte  Liste  zu  bedienen,  dass  jeder 
Wirtschaftszustand  einebestimmte 
Fassungskraft  fürdie  Bevölkerung 
hat;  es  kann  somit  UebervÖlkerungvorUegen, 
ohne  daas  ein  absoluter  Mangel  an  Unter- 
haltsmitteln besteht  Aenderungen  in  der 
"Wirtschaftsordnung  —  und  soläie  Aende- 
rungen werden  in  der  Zukunft  ebenso  sich 
vollziehen,  wie  sie  in  der  Vergangenheit 
sich  vollzogen  haben  —  werden  auch  im 
Hinblick  auf  den  Spielraiun,  welchen  die 
Bevölkerung  hat,  Wandlungen  hervorrufen. 
Han  h&t  niemals,  wenn  das  Elend  einer 
UebervOlkerung  sich  geltend  machte,  die 
Bewohner  des  Landes  gleich  den  Einwohnern 
einer  belagerten  Festung  oder  der  Besatzung 
eines  gestrandeten  Schiffes  auf  halbe  Por- 
tionen gesetzt.  Erst  wenn  das  eingetreten 
wäre,  würde  man  berechtigt  sein,  zu  sagen, 
dass  die  für  den  Unterhalt  der  Bevölkerung 
erforderlichen  Nahrnngsmittel  thatsächlich 
nicht  vorhanden  seien. 

Wollte  man  aber  unsere  heutige  Rechts- 


']  Ga  ist  wohl  za  miteracheiden  zwischen 
a1)Bolnt«r  und  relativer  UeherrSlkerang !  CE.  die 
bez.  AuBfObrnngen  bei  Wagner,  Onmdlegnng. 
8.  Anfl.  I.  Teil  S.  666ff. 
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und  Wirtschaftsordnung  durch  eine  sozialis- 
tische ersetzen  und  durch  sie  eine  gleich- 
massigere  Vermögens-  und  Einkommens- 
verteilung herbeiführen,  so  würde  zunächst 
eine  nelloicht  vorhandene  Uebervölkerung 
verschwinden.  Die  neue  Produktionsordnnng 
würde  einer  grösseren  Volkszahl  Raum  geben. 
Allein  nur  für  kurze  Zeit  dürfte  die  Bevölke- 
ningsfrage  in  den  Hintergrund  treten.  Wie 
einsichtigere  Soziahsten  stets  zugegeben 
haben,  würde  im  sozialistischen  Staate  die 
Gefahr  einer  Cebervölkening  nur  hinausge- 
schoben werden,  ja  es  würde  diese  Oefanr, 
wie  Eautsky  bemerkt,  nur  um  so  drohen- 
der werden,  je  mehr  man  Glück  und  Wohl- 
stand zu  verbreiten  suche.  Wenn  niemand 
mehr  sich  zu  sorgen  braucht,  wie  er  seine 
Kinder  ernähren  und  gross  ziehen  soll,  so 
wird  die  jetzt  schon  zu  starke  Vermehnmg 
noch  bedeutend  anwachsen.   {S.  o.  S.  746/47.) 

Dass  die  menschhehe  Fruchtbarkeit  von 
selbst  abnehmen  werde,  ist  durch  nichts  er- 
wiesen. Wir  sind  nicht  berechtigt,  uns 
einem  blinden  Optimismus  hinzugeben  und 
zu  hoffen,  dass  alles  sich  von  selbst  befrie- 
digend gestalten  müsse.  Es  ist  die  PfUcht 
des  Menschen,  sich  seiner  geistigen  und 
sittlichen  Eräfte  zu  bedienen ;  er  darf  nicht 
seine  Augen  verschhessen  gegenüber  drohen- 
den Gefahren.  Freilich  ist  nicht  daran  zu 
zweifeln,  dass  unsere  Arbeit  sich  immer 
noch  vollkommener  gestaltet,  dass  unsere 
Arbeitsmittel  sich  nocn  mehr  und  mehr  ver- 
bessern und  dass  wir  in  stets  noch  höherem 
Masse  Herr  der  uns  umgebenden  Natur 
werden  dürften,  —  allein,  wie  glän- 
zend auch  die  Fortschritte  sein 
mögen,  welche  uns  die  Zukunft 
bringt,  der  Volksvermehrung  wird 
allezeit  eine  Schranke  gezogen 
sein  und  das  Vermehrungsvermö- 
gen wird  nimmermehr  ungehemmt 
sich  entfalten  dürfen. 

Auch  die  naturwissenschaftlichen  Ein- 
wendungen sind  zum  Teil  unrichtig,  zum 
Teil  venegen  sie  (wenn  sie  Oberhaupt  zu- 
treffend sind)  die  Lösung  des  Bevölkenings- 
Sroblems  in  eine  so  späte  Zeit^  dass  sie  lOr 
ie  Gegenwart  und  die  nächste  Zukunft 
nicht  in  Betracht  kommen  können.  Wenn 
Doubleday  hervorhebt  (cf.  oben  S,  752), 
dass  gemästete  Tiere  keine  Jungen  hervor^ 
bringen,  Pflanzen  in  überieftem  Boden 
keine  Früchte  tragen,  so  ist  dies  gar  kein 
Beweis  dafür,  dass  die  bessere  Ernährung 
zu  einer  Abnahme  der  Fruchtbarkeit  führt 
In  den  Doubledayschen  Beispielen  handelt 
es  sich  um  krankhafte  Zustände.  Gerade 
das  Gegenteil  von  dem,  was  er,  Fourier 
u,  a  behaupten,  ist  w^r:  gute  und  er- 
giebige Nahrung  steigert  die  Fruchtbarkeit 

>Der  Mensch«,  so  bemerkt  Darwin, 
»kann  in  vielen  Beziehungen  mit  denjenigen 
..  II.  49 
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Tieitiu  vei^liclien  werden,  welche  schon 
seit  langer  Zeit  domestiziert  worden  sind, 
und  eine  grosse  Menge  von  Belegen  kann 
vorgebracht  werden,  dass  die  Domestikation 
die  Unfruchtbarkeit  zu  eliminieren  sucht«^) 
Darwin  selbst  bringt  in  seiner  Schrift; 
sYariatioa  of  animals  and  piants  under  do- 
mesticatioQi  {18(i8)  viele  Beweise  dafür,  dass 
gerade  die  mühelos  erworbene,  reichliche 
Nahrung   der  Fortpflanzung   förderlich  ist. 

Man  kann  dem  gegenflber  nicht  einwen- 
den, dass  in  den  untersten  Bevölkerungs- 
schichten eine  grössere  Geburtenziffer  nach- 
weisbar sei  als  in  den  höheren  Oesell- 
schaftsklassen.  Die  Thataache  ist  richtig, 
aber  die  Ursache  derselben  ruht  nicht  auf 
physiologischem  Gebiete.  In  den  wohl- 
naben  deren  Bevölkerungsklassen  kommen 
die  einzelnen  erst  später  zu  einer  festen 
Berufcstellung  und  sind  in  der  Hegel  erst 
in  höherem  Alter  in  der  Lage,  sich  zu  ver- 
heiraten; hier  regelt  dann  zumeist  der 
Wille  die  Volksvcrmehrung,  Man  wünscht 
die  bessere  Lebenshaltung  tortzusetzen,  man 
will  diese  nicht  einer  grösseren  Kinderzahl 
opfern.  Psychologische  Motive  bewirken 
eine  Einschränkung  der  möglichen  mensch- 
lichen Fnichtbarkeit.  Anders  in  den  niede- 
ren Kreisen.  Die  Unsicherheit  der 
Existenz  und  die  Aussichtslosig- 
keit, hierin  Wandel  zu  schaffen, 
führen  zu  einer  starken  Vermeh- 
rung. Der  auf  die  unterste  Stufe  der 
Lebenshaltimg  gesunkene  Arbeiter  kann 
irgend  welche  höheren  Bedürfnisse  nicht 
befriedigen,  er  kennt  solche  kaum.  Brannt- 
wein und  Beischlaf  sind  die  einzigen  Ge- 
nüsse, denen  er  fröhnt.  Er  weiss,  dass  er 
nicht  tiefer  zu  sinken  vermag,  er  sieht  aber 
auch  keinen  Weg,  der  ihn  zu  besseren  Ver- 
hältnissen fflhrt.  Die  regelnde  Vernunft 
findet  bei  diesen  Leuten,  welche  nichts 
lieben,  nichts  achten  und  nichts  zu  ver- 
teidigen haben  als  ihr  Elend,  keine  Stätte  2). 

Dass  die  eheliche  Truchtbarkeit  sich  in 
dem  Masse  verändert,  wie  die  Wohlhaben- 
heit zunimmt,  lässt  sich  aus  der  kleinen 
hier  folgenden  TabeUe  erkennen,  welche 
Tallquist^)  mitteilt,  um  die  Wechaelwlr- 
kiing  der  Vermögenslage  und  der  Frucht- 
barkeit zu  kennzeichnen.  Die  Ziffern  be- 
ziehen sich  auf  Frankreich  für  1881. 

Uebcrall  können  wir  dieselben  Erfahrun- 
gen machen. 

')  Darwin,  Die  Abatammmie  des  Men- 
schen u.  d.  geBchlechtlicbe  Zuchtwaal.  Dentsch 
von  CaruB,  I  (Stuttgart  1871),  19ö;i96. 

']  C(.  Sismondi  i.  d.  Anfs.  ^De  krichesse 
territoriale",  i.  d.  „Revue  mensuelle  d'^conoinie 
politique"  pnbliee  par  T  h.  Fi*,  II,  p.  128. 

*j  J.  V.  Tallqnist,  Recherches  statisti- 
qaes  but  la  tendance  k  une  moindre  fecoudit^, 
EelsiDgfora  1886,  p.  88. 
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a,S2— a,82 
3,98-4,34 

6,73 


iS,o6 
16,66 
15,84 
i6,.13 
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Allein  es  ist  gewiss,  dass  die  grössere 
oder  kleinere  Gebmicnziffcr  mit  den  Er- 
nährungsverhältnissen so  gut  wie  in 
gar  keinem  Zusammenhange  steht,  sondern 
ledigüch  oder  doch  fast  ausschUessüch  auf 
die  zuletzt  erwähnten  Ursachen  zurückzu- 
führen ist.  — 

Leroy-Bcaiüieu  kommt  in  dem  oben  ge- 
nannten Aufsatz  in  emer  Beziehung  zu  einem 
ähnlichen  Ergebnis."  Indem  er  über  die 
Entvölkerung  Frankreichs  handelt,  erwähnt 
er  drei  Ursachen,  auf  welche  dieselbe  ziuück- 
gcfüiut  werden  müsse.  Nach  drei  Richtun- 
gen hätten  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts 
die  Lebensbedingungen  der  französischen 
Bevölkerung  sich  geändert:  1.  der  Wohlstand 
sei  allgemeuier  geworden;  2.  der  Geistes- 
zustand des  Volkes  habe  durch  den  Unter- 
richt eine  Wandlung  erfahren,  durch  einen 
Unterricht,  weicher  weniger  die  rehgiösen 
Anschauungen  pflege,  mehr  dahin  arbeite 
»ä  rendre  Thorame  plus  ambitieux  moina 
resigiiü,  ä  lui  faire  davantage  rechercher 
comme  but  ezelusif  de  lavie,  les  honneurs, 
la  richessei ;  3.  hätten  sich  die  sozialen 
Lasten,  insb^ndere  die  miUtärischen,  gegen 
früher  erhebÜch  vermehrt.  Das  seien  die 
Grilnde,  weshalb  die  französische  Bevölke- 
rung eine  so  geringe  Zunahme  aufweise. 

Wir  zweifeln  nicht  daran,  dass  die  unter 
1  und  2  erwähnten  Ursachen  von  Einfltiss 
auf  die  Bevölkerungsbewegung  gewesen  sind 
und  noch  sind.  Diese  mögen  dann  in  Frank- 
reich der  gerade  dort  vielfach  üblichen  Sitte 
des  präventiven  Verkehrs  zur  weiteren  Ver- 
breitung verhelfen  haben.  Wenn  aber  die 
von  den  Neo-Malthusianera  empfohlene  Prä- 
ventionspolitik in  der  That  zu  solchen  Er- 
gebnissen führt,  wenn  sogar  aus  selbstsüch- 
tigen Gründen  die  Geburtenziffer  unter  die 
Sterblichkeitsziffer  sinken  sollte,  so  ^Aürtle 
dieses  allein  genügen,  um  die  von  dieser 
Schule  empfohlenen  Mittel  mit  aller  Ent- 
schiedenheit zurilckzu weisen.  Aber  dazu 
kommen  noch  anderweitige  Bedenken.   Wir 
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wollen  die  sittliohon  Erwägungen  hier  un- 
berührt lassen  imd  mir  bemerken,  daes  von 
medizini scher  Seite  darauf  hingewiesen  iet. 
dasB  die  Prävention  auch  pathologische  Ek"- 
pcheinungen  vielfach  im  Gefolge  haben  kann, 
Tor  allem  aber  die  Frage  antwerfen:  wie 
soll  es  möglich  werden,  diese  Politik  zu  ver- 
wirklichen? Die  Wege,  welche  jene  Schule 
zur  Zeit  in  England  geht,  dürften  bei  uns 
nicht  zu  beschroiten  sein.  — 

Allein  diese  mehrfach  herangezogenen 
Erfahrungen  in  Frankreich  können  die  Mal- 
thnssche  Theorie  nicht  erschfltteni.  Hier 
haben  sich  die  von  Malthus  gekennzeichneten 
vorbeugenden  Hemmnisse  wirksam  erwiesen, 
wie  so  vielfach  anderwärts  die  zerstörenden. 
Der  Satz,  dass  die  Bevölkerung  die  Tendenz 
hat,  rascher  anzuwachsen  als  nie  Unterhalts- 
mittel, bleibt  hiervon  unberührt  und  wird 
seine  Geltung  allzeit  behalten. 

Wenn  wir  nun  fragen,  welche  Aufgaben 
der  itf^ening  auf  diesem  Gebiete  erwachsen, 
wie  die  Bevölkerungspolitik  beschaffen  sein 
muss,  80  wird  man  für  jene  beschränkenden, 
oben  S.  737  fL  geschilderten  Massnahmen 
nidit  mehr  eintreten  können,  wenn  man  auch 
noch  so  sehr  die  Gefahren  einer  Uebervölke- 
rung  fürchtet.  An  unserem  heutigen  fi'eien 
Eherechte,  welches  in  innigem  Zusammen- 
hange mit  unserer  übrigen  freiheitüchen  Ge- 
setzgebung steht,  kann  nichts  Wesentliches 
geändert  werden.  Dass  man  die  Eheschlies- 
sung  abh&ngig  machen  wollte  von  dem  Nach- 
weise eines  Vermögens  oder  eines  gesicher- 
ten Kahrungsstandes,  ist  als  allein  gegen  die 
unteren  BevOlkoniugsklassen  gerichtet  heute 
imausführbar.  Das  einzige,  was  hier  in  Er- 
wägung gezogen  wertlen  könnte,  wäre  eine 
allgemeine,  also  alle  Klassen  betreffende  Er- 
höhung des  Hciratsalters,  besondere  bei  dem 
männhcheu  Geschlechte,  wofür  u.  a.  Adolf 
Wagner^)  eingetreten  ist.  Viel  wird  man 
sich  aber  auch  von  diesem  Mittel  nicht  ver- 
sprechen dürfen. 

"Wollen  wir  den  Notständen  emer  Ueber- 
völkeruDg  begegnen,  so  wird  das  nur  mög- 
lich sein,  wenn  wir  die  Ursachen  beseitigen, 
welche  in  gewissen  Bevölkemngsklassen  zu 
einer  flhcrarossen  Geburtenziffer  führen. 
Diese  Ursachen  beruhen,  wie  wir  hervor- 
hoben, in  erster  Linie  in  den  zum  Teil 
traurigen  sozialen  Zuständen,  in  der  tiefen 
Lebenshaltung  eines  grtffisen  Bruchteiles  des 
Volkes.  Durch  Verbesserung  der  sozialen 
Verhältnisse,  durch  eine  werkthätigo  und 
riehteitige  Sozialreform,  durch  Hebung  des 
Standard  of  lifo  in  den  unteren  Bevölkermigs- 
schichten  wird  man  allein,  wenn  überhaupt, 
zu  einer  befriedigenden  Gestaltung  der  Be- 


völkeningsbewegiing  gelangen.^)  Freilich 
wird  man  gleichzeitig  auch  auf  die  öffent^ 
Hebe  Meinung  aufklärend  einwirken  und  auf 
jene  Gefahren  aufmerksam  machen  müssen, 
welche  aus  einer  unbeschränkten  Volksver- 
mehrung nicht  allein  der  Gesamtheit,  sondern 
auch  jedem  einzelnen  erwachsen.  — 


Fassen  wir  das  Gesagte  noch  einmal 
kurz  zusammen: 

Wenn  wir  ganz  allgemein  die  Bevöl- 
kerung den  Unterhaltsmitteln  gegenüber- 
stellen und  nach  der  Vermehrungstähigieit 
beider  fragen,  so  wirtl  man  antworten 
müssen,  dass  die  Vermehrungstendenz  der 
Bevölkerung  grösser  als  die  der  Unterhalta- 
raittel  ist,  cia  letztere  diu-ch  den  gegebenen 
Baum  und  durcli  die  Ertragsfähigkeit  des, 
Bodens  beschränkt  sind.  Ganz  allgemein 
betrachtet  winl  man  daher  hier  mit  Malthus 
anerkennen  müssen,  dass  die  Bevölkerung- 
sich  rascher  zu  vermehren  vermag,  als  die 
Naiu-ungsmittel  anwachsen  können.  In  dieser 
abstrakten  Fassung  hat  jedoch  jener  Satz 
keine  pralttische  Bedeutung. 

Betrachten  wir  andererseits  die  Bevöl- 
kernngsbewegiing  eines  geschlossenen  Be- 
'  Völkern ngskreisos,  eines  bestimmten  Staates, 
so  werden  wir  erkennen,  dass  die  Wirt- 
schaftsordnung zunächst  die  Bevölkeninga- 
zahl  beeinflusirt.  (S.  oben  S.  768.'69).  Unter 
der  gegenwärtigen  Rechts-  und  Wirtschafts- 
ordnung mit  Privatkapita]  und  Privat- 
untemelimungeu  wird  im  weiteren  der  Be- 
völkerungszuwachs vor  allem  von  den  wirt-. 
achaftlichen  Verhältnissen  abhängen.  Sind 
diese  günstig,  so  wird  die  Bevölkening  mehr 
oder  minder  rasch  anwachsen ,  wie  dies 
deutlich  bei  der  Entwickelung  eines  Agri- 
kulturetaates  zum  Industrie-  und  Handels- 
steate  erkennbar  ist.  Philippovich ')  macht 
mit  Recht,  um  den  Einfluss  wirtschaftlicber 
Verhältnisse  autdieBevÖlkerungsvermehning 
zu  kennzeichnen,  auf  die  beispiellose  Ent- 
wickelung der  Bevölkerung  Grossbritanniens 
in  diesem  Jahrhundert  aufmerksam,  weli^ 
Hand  in  Hand  ging  mit  der  Enhvickelung 
der  Industrie,  des  Handels  und  des  in  Eng-' 
iaad  koucentrierten  internationalen  Geld-- 
Verkehrs,  wodiirch  diesem  Lande  das  Ueber-  ■ 
gewicht  auf  diesen  Gebieten  gegenüber  allen 
kontinentalen  Völkern  und  damit  ein  stets 
wachsender  Nationalreichtum  verechaffti 
wurde.  Die  Bevölkerung  von  England  und 
Wales  betrng  1800  9  250  000  Einwohner  und 
stieg  bis  1895  auf  30  725000;  jene  von 
Schottland  wuchs  in  diesem  Zeitraum  von 
1  675  000  auf  4  180  000  Einwohner  an.  Es 
ist  das  einzige  europäische  Land,  dessen  Be- 

')  Cf.  auch  Eulemann,  Chriatentum  und 

HalthusianismuB.    GGttingen  1897. 
')  a.  a.  0.  S.  67. 


lOOg  Ic 


772 


Bevölierungswesen  (BevQlkerungalehre  und  BevölkeningBpoIitik) 


völkeriiDg  in  so  kurzer  Zeit  sich  verdrei- 
fecht  h«t.  (S.  0.  Tab.  I,  S.  763  64)  Hier  ist 
—  ähnlich  ■wie  in  Deutschland  —  der  Nah- 
ningsspiolraum  grösser  geworden,  und  in- 
folgedessen hat  auch  die  Bevölierung  so  er- 
heblich zunehmen  können.  Auch  in  kürzereu 
Zeiträumen,  so  z.  B.  heim  Wiederaufnehmen 
der  wirtschaftlichen  Arbeit  nach  Kriegen, 
kann  man  die  gleiche  Beobachtung  machen. 

Tritt  andererseits  ein  Stillstand  im  Wirt- 
schaftslehen oder  ^r  ein  Rflckschlag'  ein, 
so  ■»"bd  die  Bevölkerungszunahme ,  wenn 
nicht  durch  Auswanderung  Abhülfe  ge- 
schaffen werden  kann,  gehemmt.  Es  treten 
die  von  Malthus  gekennzeichneten  repressiven 
nnd  praeventiven  Gegen  tendenzen  hervor, 
wobei  freilich  der  gleichzeitig  in  aller  Schärfe 
sich  geltend  machende  Konkurrenzkampf 
auch  wiederum  zu  wirtschaftlichen  Fort- 
schritten fflhren  kanu.  In  der  Kegel  aber 
werden  ungünstige  Wirtschaftszustände,  Er- 
werhafordeningcn  etc.  sowohl  zu  einer  Ab- 
nahme der  £heschliessungcn  und  der  Ge- 
burtenziffer wie  zu  einer  Vermehrung  der 
Todesfälle  und  damit  zu  einer  Yerlang- 
samung  der  Bevölkerun^zunahme  führen. 
Wenu  wir  andererseits  bei  einer  auf  tiefster 
Stufe  stehende  Bevölkerungsschicht  eine 
starke  Gebnrtsfrequenz  kouatatieren  können, 
80  haben  wir  obeu  (S.  770)  schon  gesehen, 
dass  diese  Thatsache  auf  soziale  Verhältnisse 
zürilckzu führen  ist.  Diese  erweisen  sich 
auch  in  anderer  Beziehiuig  oft  mächtiger 
als  wirtschaftliche  Einflüsse.  Wenn  in 
Frankreich  der  GeburtenOberechuss  im  Laufe 
dieses  Jahrhunderts  sich  stetig  verringert 
hat,  wenn  dort  sogar  in  einigen  Jahren  die 
Zahl  der  Sterbefälle  die  der  Geburten  fll>er- 
stieg,  so  ist  dies,  wie  schon  erwähnt  (e. 
S.  765  und  770),  ausschliesslich  auf  soziale 
Ursachen  zurückzuführen.  Und  so  müssen 
wir  auch  für  einen  geschlossenen  Bevölke- 
rnngskreis  die  Molthusache  Ijehre  in  ihrem 
Kern  als  richtig  anerkennen. 

Durch  die  Gesetzgebiing  und  Politik  der 
Regierungen  kann  auf  diesem  Gebiet«  direkt 
nur  wenig,  wenn  überhaupt  etwas  erreicht 
■werden;  wohl  aber  ist  durch  die  Hebung 
der  Lebenshaltung  der  imteren  Klassen, 
durch  eine  Steigerung  des  Eiütumiveaus  zu 
erhoffen,  dass  einer  (relativen)  Uebervölke- 
rang  mit  ihren  Notständen  mehr  und  mehr 
begegnet  werden  kann.  Die  Vermehrung 
der  Bevölkerung  imd  die  Vermehrung  der 
Nahrungsmittel  bilden,  wie  Kulemann  zu- 
treffend bemerkt'),  zwei  Linien^  die  bisher 
konvei^ierend  verliefen  und  sich  deshalb 
notwendig  einmal  treffen  mussten.  Aber 
dieses  Ereignis  wird  ausgeechlossen,  w 
die  beiden  Linien  so  weit  aus  ihrer 
hörigen  Richtung  abgelenkt  worden,   dass 


')  a.  «.  0.  S.  33. 


sie  künftig  nicht  mehr  konvergieren,  sondern 
parallel  verlaufen.  Dies  kann  geschehen 
durch  Ablenkung  sowohl  der  einen  wie  der 
anderen  Linie  oder  beider.  Die  Nahruugs- 
mittoilinle  wird  boeinflusst  durch  die  teiäi- 
nische  Entwickelung ,  also  durch  Eultur- 
steigenm^.  Finden  wir  nun,  dass  diese 
KultursteigeruDg  zugleich  die  andere,  die 
Bevölkerungsliuie  im  Sinne  des  Parallelismus 
verschiebt,  so  wirkt  also  die  Kultur  im 
doppelten  Sinne  ausgleichend.  Zu  einer 
Zeit,  wo  die  Bevölkerung  lascher  sti^  als 
die  Unterhaltsmittel,  war  die  absolute  Grösse 
noch  gering  und  stand  noch  der  imabseh- 
bare  üeb^fluss  der  Erde  zur  Verfügung. 
Je  mehr  dieser  üeberfluss  aufgezehrt  wird, 
um  so  notwendiger,  aber  auch  um  so  wirk- 
samer wird  der  Einfluss  des  ausgleichenden 
Faktors  der  Kultur,  so  daas  zu  hoffen  ist, 
dass  das  sehr  dehnbare  Vermehrungsvermögea 
mehr  und  mehr  dem  VermehruagsböiürAiis 
Rechnung  tragen  wird. 


SchlnsHWort 

In  der  Vorbemerkung  zu  die8emÄrtikel(s.  o. 
S.  703)  ist  darauf  hingewiesen,  dass  Wohlfahrt 
und  Macht  der  Staaten  in  ersterfjinie  durch  die 
Bevölkerung  bedingt  seien.  Die  Bevölkerung 
bilde  den  Mittelpunkt  der  Volkswirtschaft: 
die  sozialen  Zustände,  Sitte  und  Kultur  seien 
von  ihr  abhängig.  Ist  das  der  Fall,  dann 
wird  OS  allzeit  eine  der  wichtigsten  Auf- 
gaben sein,  die  Bevölkerungsbewegung,  das 
Werden  und  Vergehen,  genau  zu  verfolgeu. 
Jedes  Jahr  ■wird  neues  statistisches  Material 
bringen,  und  so  ■wird  auch  jedes  Jahr  un8 
der  Beantwortung  der  verschiedenen  Fragen 
näher  führen. 

Wenn  es  aber  wahi-  ist,  was  wir  oben 
auszuführen  versucht  haben,  dass  die  Un- 
sicherheit der  Existenz  und  die  Aussichts- 
losigkeit, hierin  Wandel  zu  schaffen,  in  ereter 
Linie  jene  übermässig  starke  Vermehrung 
bewirken,  dann  werden  wir  der  Hoffnung 
Raum  geben  dürfen,  dass  die  mannigfachen 
sozialen  Reformen  unserer  Zeit,  indem  sie 
eine  Verbesserung  der  Lebenshaltung  der 
unteren  Volksschichten  erstreben,  audi  zur 
Lösung  des  Bevölkerungsproblems  beitragen, 
dass  wir  auch  der  Zeit  uns  n^em,  wo  die 
Qualität  des  Lebens  die  Quantität  der  Be- 
völkerung verdrängt,  — 

Lltteratnr :  (Abga.  von  den  im  Ttxl  angtfilhrten 
SchrifieTi  ti.  QueUen.)  Ueber  die  Sevölhe- 
Tung  I  frage  im  allgemeinen:  Höht, 
Geach.  und  Litt,  der  Staattic.  Jn  Monographiten 
dargeeUUC,  III  (Erlangen  18SS)  8.  ill  f.  -—  Ber- 
ttelbe,  Die  Potiieiwiuemehaft  nach  den  Grvnd- 
eätten  det  EeektMlaalei,  3.  Auft.,  I.  fTitt,  1SS6) 
S.  PS  ff.  —  Boethtr,  Sytlem  I,  |  SSSf.  — 
HAmeUn,  »iMe  BevälkerungtUhrei.  in  SehSn- 
berg  I,  S.  Aufl.  (Tab.  1890)  S.  TSSff.,  4.  Aafl. 
(Tilb.  1396),  S.  SlJff.  (der  R&mAvneeh»  ArtUcel  in 
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dieter  Aufl.  von  v.  Scheel  durchgti).  —  v. 
Pirek»,  BeeöUttrungaUhre  und  Becölkcrung: 
Politik,  Leipiig  1S98.  —  A.  Wagner,  Grund- 
legung der  polit.    Oek.,  J.  Aufl.    (Leipzig    189S>, 

4.  Buch  (Bevölkerung  und  Volkmcirttchafl),  8. 
446  ff.  —  J.  Conrad,  OrundrU»  zum  Stud.  d. 
pola.  Oek.  II.  :  VolktairUchafigpolitik,  S.  Aufl. 
(Jena  1898)  S.  98 ff.  —  E.  von  BhiUppovieh, 
Grvndr.  d.  poliL  Oetonomie,  I.,  g.  Avfl.  (tVti- 
imrg  i.  Br.  u.  Uipng  1S97)  S.  40ff.  —  AH.  «Be- 
cölkeruvg«  (cm  v.  Maagotdt)  im  St.\\'.B.  von 
Bluntichli  vad  Brater. 

(Vgl.  aueterdem  die  AbtchniUe  äbfr  Bevölke- 
rung in  den  gebrSuchUchen  volkncirCtcluiftlichtn 
Lehr-  und  Handbäekem.)  — 

iJu  I,  ad  I.  Mar  Duneker,  Geiehichte 
de»  Alterttaiu,  VI.  (3.  Int  S.  A^.,  Leiptig  1882), 
be*.  S.  SSSß.  —  K.  F,  Hermanna  Lehrbuth 
der  griech.  Antiquitäten;  neu  hrtg.  v.  BlAmner 
u.  IHUenberger,  i  Bde.,  i.  hier  ror  allem: 
Bd.  1,  1 :  Lehrbuch  der  griech.  titaaltallertümer, 
e.  Aitfi.  bearb.  von  Thumaer  (Freiburg  18SB); 
Bd.  II,  1:  Lehrbuch  der  griech.  Bechltallertümer, 
tl.  Aufl.  bearb.  v.  Thalheim  (Freiburg  u.  Tiib. 
1884);  -Bd.  IV:  Lthrb.  der  griech.  PriBaUüter- 
tümcr,  S.  Auß.  btarb.  v.  Sldmner  (!■  reiburg  und 
Tab.  1882).  —  Hier  finden  eich  rrichkaltige 
Quellen-  und  LiUeratuningaben.  —  Oaann,  De 
coelibum  apud  velerei  populoi  condilione,  com- 
menlatio  1  (Giuae  1817),  com.  II  (Gittae  1840). 

—  ad  2.  Madteig,  Die  Verf.  und  Vene.  d. 
röm.  Staate;  2  Bde.,  Leiptig  ISSljSS.  —  Tit. 
Momtnaen,  Rom,  Staatareehl,  2  Bde.,  2.  Avfi., 
leiptig  1876177.  —  ö.  F.  PueMa,  Kurtu«  der 
Inttitutionen ;  8.  Aufi.,  betorgt  ron  JP.  Krüger 
(Leipiig  1875)  L,  i  107,  S.i96ff.—  Paul  JOra, 
Ueber  dcu  Verhältnil  der  Lex  lulia  de  mari- 
landii  ordinibwe  tur  Lex  Fapia  Poppaea,  Bonn 
1882.  —  ad  S.  Cf.  die  vortreßliehen  A'iitleitungen 
Fon  Karl  St^nharl  in  FlaUm»  »ämü.  Werke 
äberi.  von  Bieronymua  Müller,  u.  nrnr  die  Einl, 
zum  «Staat-  im  5.  Bde.  (Leipiig  tSSS)  S.  Jff. 
und  III  den  nGeielzenu  im  7.  Bde.  (Leipzig  1SS9) 

5.  77 ff.  —  W.  OtusHen,  Die  Staaülehre  det 
Arielolelet  in  hiet-polit.  Cmriteen,  B  Hälften, 
Leipiig  1S70J75.  —  £<ip}(,  Aritlolelet'  Staate- 
pädagogik, aU  Eniehungilthre  fdr  den  Staat  und 
die  Einielnen,  Kamm  18S7.  — 

ZuII,  ad4.  Oakar  Jollea,  Die Antichten 
der  deutteken  nalionaiök.  Sehri/ltleller  d.  16. 
H.  17.  Jahrh.  Sber  Berälkerungtvoen ;  in  den 
Jahrb./.  Sal.  «.  Stat.,  S.  F.,  18.  (1S86)  S.  193 ff. 

—  ad  5.  Lorenz  «.  Stein,  Die  Vencallungi- 
lehre,  IL:  Lehre  v.  d.  inneren  Verv.,  1  (Stutig. 
1866);  be».  S.  143ff.,  17iff.,  194ff.  —  ad  6. 
Oakar  JoUea  a.  a.  O.  (i.  oben  ad  4).  — 

Zu  III,  ad  7.  Banar,  Malthui  and  hie  vort, 
London  1886.  —  Vgl.  auch  den  Art.  ilalthus 
im  H.  d.  St.  und  die  LitUralur  da»elbit,  1.  Aufl., 
Bd.  IV  S.  1106 ff. 

Zu  IV,  ad  10.  irr.  BtUer,  Dae  Becht  auf 
ArmenunlerilUtiung  und  die  Freiiügigkeü,  ein 
Beitr.  nt  d.  Frage  d.  tUlgemeinen  deutechen  Hei- 
mattreebl;  StuUg.  u.  Oehrtngen,  1S6S.  —  Fr. 
Zitudiflhum,  Ueber  umiMetige  Beiehränkungen 
det  Recht»  der  Vereheliekung,  Tübingen,  1866.  — 

Zu  V,  ad  11.  H.  Soetbeer,  Die  Stellung 
der  Soiialinlen  rur  lialthuaMhen  Bevölkerungi- 
lehre,  Berlin  1886.  —  Scitippel,  Daa  moderne 
Elend  und  die  moderne  VebervSlkerung.  Zur 
Erkenntnit  unterer  toiialea  Entw.    SlHttg.  1888 


. —    Cox,     Sozialimui    und    Bei-Slkenmgffrage 
(Vorlragj,  Neuwied  1S9S. 

Zu  VI,  ad  15.  J.  Ithenhauser,  Beitrag 
lur  UebervSlkerung^frage,  Berlin  und  Neuwied 
1888.  —  Janke,  UebervStkerung  und  ihre  Ab- 
wehr. Leiptig  1893.  —  KOtcachke,  Die  Ge- 
fahren da  yeumalthueianirmua ,  Leipzig  1S9S. 
iMdwlg  Eltter. 


Bewflsaerang  uid  BeTAsaernnga- 
reclit. 

1. 1 

wäsaeruiijrarecht.    l1. 

Wickelung  des  Itewasserniigareciita. 
3.  DeutBchea  Recht  des  Hittelaltera.  4.  DaB 
rOmisehe  WasserrechC  und  seine  Äufusbme  in 
Deutschland,  6,  Vorbildliche  Entwiclfelmi^  des 
Bewässerungsrechts  in  Italien.  III.  Neuere 
dentsche  Gesetz^febnogen.  6.  Prenssen. 
1.  Bajem.  8.  KSnigreich  SachKen.  9.  Baden 
nnd  ElaasE-Lothringen.  10.  Hessen.  lY.  Be- 
wäBgentngarecht  in  Frankreich  nnd 
Oesterreich-Ungarn.  11.  Frankreich.  12, 
Oesterreich.    13.  Dngam. 

I.  Einleitung. 
1.  BewäsBemng.  Wirtschaft  und  Recht 
des  Wassere  zeigen  als  Gesaniterscheioungen 
wie  im  einzelnen  die  Doppelaatur  ihres  Ob- 
jekts: das  flüssige  Element  ist  des  Mecschen 
Freund  und  Feind,  ein  Gut  zugleich  und 
eine  Gefahr  für  andere  Güter,  Daraus  er- 
wachsen der  auf  das  Wasser  bezüglichen 
Zweckthätigkeit,  der  W  a  s  a  e  r  w  i  r  1 8  c  h  a  f  t , 
von  vornherein  zwei  Reihen  von  Aufgaben : 
Abwehr  und  Fortschaffung  des  sdiÄdliehen, 
Beschaffung  und  Verwendung  des.  nüti- 
lichen  Wassera.  Die  Gesamtheit  der  ersteren 
Aufgaben  faest  man  im  Begriffe  des 
WasserBchutzes  zusammen  (Uferechutz- 
bauten,  Deich  wesen,  EntwöEserung)  die 
andere  Funktion  der  Wasserwirtschaft  heisst 
Waaserbenutzunp.  Den  verschieden- 
artigsten Zwecken  vnrd  das  Wasser  dienst- 
bar gemacht.  Zuvörderst  der  Nährzweck: 
der  Genuss  des  Wassers  als  unentbehrliches 
Nahrungsmittel.  Sodana  die  verschiedenen 
hauswirtschafüicheu  Zwecke  (Kochen, 
Wasclicn,  Aufnahme  und  Ableitung  von  Un- 
rat und  Abfällen);  weiterhin  die  Benutzung 
dea  fliesaendon  WEissers  und  seines  natür- 
lichen Gefälles  als  Transport  kraft  (Schiff- 
fahrt, Flösserei)  und  als  Triebkraft 
(Mflhlen).  Während  diese  und  manche 
andere  Waflserbenutzungsarten  in  der  Ent- 
wickelungsgeschichte  des  Wirtschaftslebens 
gemeinhin  schon  frühzeitig  auftreten,  fällt 
die  Entdeckung  und  Ausnützung  der 
landwirtschaftlichen  Produktiv- 
kräfte des  Wassers,  das  BewÄsse- 
rungswesen,  fast  allenthalbeu,  n&ment^ 
lieh  aber  in  Deutschland,  erst  in  spätere 
und  höherstehende  Kulturepochen.  Unter 
Bewässerung  versteht  man  die  planmäs- 
sige  Benutzung  der  dem  Wasser  innewoh- 
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nenden  PflaDzennährkmft  (Dung^kraft),  die 
Verwendung  der  natürlichen  WaßBervorräte 
zur  Verbesserung  des  Pflanzenwuchses  auf 
landwirtachaftiich  henutzten  Grundstücken. 
Ueber  die  Technik  des  Bewasüenings- 
weaenB,  inBbeaondere  der  Bewässerungsanlagen 
in  hier  nicht  zu  reden,  ebensowenig  über  das 
Wesen  nnd  die  zweckentsprechende  Äagbeutung' 
der  Päanzennübrkraft  des  WaSBers;  es  sind . 
dies  Fragen  der  Landwirtachaftslehre  nnd  Eni 
tnrtechnik.  Eine  gnt  und  rasch  orientierende 
"üebersicht  über  diese  Dinge  giebt  Frhr.  v.  d. 
Goltz  in  Elsters  Wörterb.  d.  Volkswirtsch.  I 
(1898)  S.  372  ff,,  dessen  Ausführungen  als  Er- 
gebnis der  neueren  fachwissenschattlichen  For- 
schnngen  xa  entnehmen  ist,  nie  die  Kultur- 
pflanzen nur  in  Wasser  gelüst«  Nährstoffe  auf- 
nehmen künnen  nnd  wie  infolgedessen  ein 
Boden,  der  noch  so  reich  an  PflanzennBhrBtoffen 
bt,  aber  nicht"  die  zu  ihrer  Lösung  erforder- 
liche Wassemienge  enthält,  für  die  Landwirt- 
schaft fast  oder  gar  keinen  Wert  hat.  „Das 
Wasser  ist  aber  auch  tou  grosser  Wichtigkeit 
'fUr  die  physikalische  Beschaffenheit  des  B<Mens. 
Ein  stArk  lehmhaltiger,  schwerer  Boden  wird 
bei  geringem  Wassergehalt  so  hart,  dass  er 
nicht  bearbeitet  werden  kann  und  dass  er  dem 
Eindringen  und  der  Verbreiiang  der  Pflanzen- 
wnrzeln  grosse  Schwierigkeiten  entgegensetzt ; 
unter  denselben  Verbältnissen  wird  ein  sehr 
leichter,  sandiger  Boden  so  locker,  dass  er  fort- 
geweht wird,  oder  dass  die  Pflanzen  verdorren 
oder  bei  strenger  ESlte  erfrieren."  (Vgl.  auch 
die  Litteratnraugaben  a.  a.  0.  S.  375.) 

2.  Bewäasernngarecht.  Das  Bewässe- 
rungsr«cht,  der  Inbegriff  der  auf  die  Be- 
Ti'ässeruDg  bezüglichen  Eeclitasätze,  gehurt, 
irie  das  Waaserrecht  überliaupt  teils  dem 
Privat-,  teils  dem  öffentlichen  Recht  (Ver- 
■waltungwedit)  an.  Privat-  und  QöenUicIies 
Eecht  liegen  im  Wasserrocht  nalic  bei 
einander,  oft  sind  sie  so  eng  verscIüuHgen, 
dass  ihre  priicise  dogmatische  Trennung 
schon  Mühe  macht  und  es  als  die  schwie- 
rige, aber  auch  lohnende  Aufgabe  dorSpecial- 
forschung  erscheint,  den  GrenKzug  zwischen 
privatrecntlicher  und  publizistischer  Regiüie- 
rung  der  Wasserverliältnisse  oder,  was  bei 
dennaliger  Gestaltung  des  Konipetenzrechta 
dasselbe  besagt,  die  Grenze  zwischen  gericht- 
licher und  administi-ativcr  Kompetenz,  zwi- 
schen Rechts-  undVei-waltun^weg  in  Wasser- 
sachen im  einzelnen  aufzuweisen.  (Pra  Jak, 
Wasserrechtliche  Kompetenzfragen,  1892.) 

Das  Bewässern n garecht  findet  den  Grund 
seines  Daseins  in  den  Gewässern  und  ihrer 
Benutzung  für  menschliche  Zwecke.  Ver- 
steht man  nun  —  wie  hier  und  im  folgen- 
den überall  —  unter  Gewässern  nicht 
die  Wassei-vorrate  der  Atmosphäre  und  des 
Erdinnem,  sondern  ausschiiesslich  das  auf 
der  Erdoberfläche  fliessende  und 
stehende  Wasser,  so  erhebt  sich,  aüem 
luvor ,  die  Frage  nach  dem  natürlichen 
Platze  der  Gewässer  im  Rechtssystem. 
Hierauf  ist  zu  antworten,  dass  die  Wasserbe- 


deckung eines  Grundstücks  zunächst  ein 
rechtlich  unerhebliches  Moment  ist:  auch 
die  wasserbedeckten  Grundstücke,  die  Ge- 
wässer sind  Grundstücke  im  Sinne  Rechtens; 
sie  unterliegen  principiell  den  für 
Grundstücke  geltenden  Vorschriften  des 
Privatrechts,  dem  Immobiliarsaehenrecht. 
In  beifaUswürdigrem  Streben  nach  legisla- 
torischer Klarheit  und  Präcision  stellt  der 
!  neueste  Entwurf  eines  preussischen 
Wassergesetzes  (1894)  dies  Prindp  an  die 
Spitze  seiner  langen  Paragraphenredie :  »Die 
Gewässer  unterhegen  den  für  Gnmdstücke 
geltenden  Vorschriften  des  allgemeinen 
bürgerlichen  Rechts,  soweit  nicht  dieses 
Gesetz  ein  anderes  bestimmt.«  Dieses 
»andere«j  die  Gesamtheit  aller  Normen, 
welche  (im  geltenden  wie  im  projektierten 
Eecht)  Ausnahmen  auf  Ausnahmen  von  jener 
Ee^l  slatiiieren  und  deren  praktische  Trag- 
weite sehr  stark  einschränken,  —  es  ist  das 
•  Wasserrecht«.  Es  gehört,  wie  erwähnt,  zu 
einem  Teile  dem  Privatrecht,  zum  anderen 
dem  ötfentiichen  Eecht  an.  Es  ist  teils  ein 
Specialrecht  auf  dem  Gebiete  des  privaten 
Sachenrechts,  teils  ein  Zweig  des  Verwal- 
tungsrechts. Die  specifische  Verschiedenheit 
der  beiden  Normenltomplexe  ist  keine  andere 
als  die  zwischen  Privat-  und  Verwaitungs- 
recht  Oberhaupt;  dort  Abgrenzung  piivater 
Intereseenkrcise  unter  einander  durch  dispo- 
sitive, im  Streitfalle  vom  Civilricliter  zu 
konkrelisiercnde  Normen,  —  hier  Aufstellung 
von  Pflichten  und  Rechten  des  einzelnea 
gegenüber  der  öffentlichen  Gewalt 
a\u:cli  Vorechriften,  deren  Handhabung  und 
Durchffllimngden  Verwaltungsorganen  über- 
tragen ist  Die  Kompetenzregulierung  ist 
hier  wie  stets  Sache  legislativen  Ermessens : 
der  Gesetzgeher  hat  es  in  der  Hand,  ein 
Privatinteresse  der  Wasserwirtschaft  dadurch 
zu  einem  öffentlichen,  einem  Gemeininteresae 
zu  stempeln,  dass  er  es  der  in  das  Belieben 
des  einzelnen  gestellten  Geltendmachung 
im  Prozesswege  entzieht  und  der  pflicht- 
mässigen  Handhabung  durch  die  Verwal- 
tungsl)ehörde  zuweist.  Im  Übrigen  lässt 
sich  die  Frage,  wo  das  private  Wasaerrecht 
aiifhßrt  und  das  Verwaltungerecht  anfängt, 
natürlich  nicht  allgemein,  sondern  nur  fOi* 
jedes  positive  Eecht  einzeln  beantworten. 

Die  Wassergesetzgebung  der  meisten 
Länder  zeigt  in  neuerer  und  neuester  Zeit 
ein  immer  stärkeres  Vorwiegen  der  öffent- 
lich rechtlichen  Gedanken  und  Gesichts- 
punkte gegenüber  den  privatrechllichen. 
Immer  mehr  bricht  sich  die  Anschaunne: 
Bahn,  dass,  wennschon  nicht  alle,  so  docli 
mindestens  die  im  natürlichen  Bett  flies- 
senden Gewässer  (und  zwar  nicht  nur 
die  grösseren,  die  sehiffljaren  Flüsse,  sondern 
auch  alle  anderen  Wasserläufe)  als  Ge- 
meingut   zu   gelten   liaben,    dessen    Be- 
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nutzung  Ton  der  öffeatlichen  Gewalt  ziige- 1 

mesBen  und  geregelt  wird.  In  der  That  | 
ist,  wenn  irgendwo  im  wirtschaftlichen  Leben, ; 
80  in  der  WasserwirtEchaft  das  ordnende, , 
re^ulierendeEingreifen  des  Staates  von  nöten: 
Privateigentum  nnd  Vertragsfreiheit  bedürfen 
in  ihrer  Anwendung  auf  die  Kechta verhalle 
niase  am  fliessenden  Wasser  sehr  starker 
Modifikationen  und  EinBchrftnkungen.  Man 
vei-gegenwärtige  sich  nur  die  vielfachen 
natürlichen  Interessengegensätze  unter  den 
Ufereigentümem  eines  Wasserlaufs!  Schon 
das  Interesse  jedes  Oberliegers  sieht  mit 
dem  jedes  UnterUe^rs  in  Widerstreit  und 
uragefcohrt,  denn  die  YerfO.gung  fiber  das 
Wasser  durch  Ableitung,  Zuleitung,  Auf- 
stauung wirkt  fort  auf  das  höher,  das  tiefer, 
das  gegenüber  liegende  Ufei^^und stück,  viel- 
leicht auch  noch  auf  andere  Grundstücke. 
Indem  der  UftTbesitzer  Ä  das  Wasser  atant, 
um  das  Niveaii  über  die  Sohle  des  von  ihm 
angelegten  Bewässerungskanals  zu  heben 
und  letzteren  zu  speisen,  hemmt  er  die 
Schiffahrt,  führt  er  durch  »Rückstau"  dem 
Oberlieger  B  Wasser  zu,  welches  dieser  nicht 
nur  nicht  haben  will,  welches  ihm  sogar  Scha- 
den verursacht,  entzieht  er  andererseits  dem 
gegenüberliegenden  Gmndstück  des  C  imd 
dem  Unterlieger  D  Wasser,  welches  diese  für 
ihre  Bewässern  ngsanlage,  ihre  Mühle  nicht 
entbehren  können.  Der  Wasserlauf  ist  also 
sein  Gut,  auf  welche  viele  Anspruch  er- 
beben ;  von  diesen  Ansprüchen  verdient  ein 
jeder  Anerkennung  und  Schutz  durch  die 
Staatsgewalt  in  dem  Masse,  als  das  Unter- 
nehmen, in  dessen  Interesse  er  erhoben 
wird,  gemein  wirtschaftlich  betrachtet,  von 
Wert  und  Wichtigkeit  ist.  Sache  (ies  öffent- 
lichen Rechts,  der  Wassergesotzgebung  in 
diesem  Sinne,  ist  es,  die  Benulzung  des 
Wassers  dementsprechend  zu  bestimmen 
und  zu  begrenzen.  Vollständig  wird  den 
Anforderungen,  welche  im  öffentlichen  In- 
teresse, namentlich  im  Interesse  möglichst 
vollständiger  und  allseitiger  Ausnutzung 
der  Wasseraehätze  an  die  Gestaltung  des 
Wasserreehts  zu  erheben  sind,  nur  dadurch 
genügt  werden  können,  dass  die  Ausführung 
jedes  irgendwie  erheblichen  waaserwirtschaft- 
licben  Unternehmens  abhängig  gemacht  wird 
von  voi^ngiger  Prüfung  und  Genehmigtmg 
durch  die  Staatsbehörde.  Eine  weitere  legis- 
lative Frage  (deren  praktische  Bedeutsam- 
keit indes  nicht  allzuhoch  anzuschlagen  ist) 
ist  dann ,  ob  diese  Genehmigung  als  poli- 
zeiliche Erlaubnis  zur  Ausübung  eines  vor- 
weg anerkannten  Privatrechts  am  Wasser 
zu  konstruieren  (Konzessionssystem) 
oder  ob  von  der  Negation  jedes  Privat- 
recht«  am  Wasser,  zu  mindest  am  fliessen- 
den Wasser,  auszugehen  ist  und  das  Wasser- 
benutzungsrecht im  Einzelfalle  erst  durch 
rechtsbegründenden      Verwaltungsakt      zur 


privat-  und  ÖffentlicbrechÜiohen  Entstehung 
kommt  (Verleihungssystem).  In  allen 
Fallen  musa  die  Gesetzgebung  dafür  Sorg« 
tragen,  dass  die  gesetzliche,  konzessionierte 
oder  verliehene  Wassemutzung  auch  be- 
atimmun ^emäsa  und  mit  wirtschafte 
lichem  \ orteil  ausgeübt  werden  kann:  es 
musa  vorgesehen  sein,  dass  Drifte  auf  Gnmd 
ihrer  ftivatrechte  am  Wasser  oder  am 
Grund  und  Boden  der  Ausführung  eines 
wasserwirtschaftlichen  Unternehmens  jeden- 
falls dann  nicht  widersprechen  dürfen,  wenn 
der  Nachteil  des  Widersprechenden  hinter 
dem  Vorteil,  welcher  aus  dem  Unternehmen 
zu  erwarten  ist,  erheblich  zuriickbleibt  Daraus 
folgt  de  lege  ferenda  die  Notwendigkeit  von 
Rechtsinstituten  wie  die  administrative  Be- 
sclirflnkung  oder  völlige  Epteignung  beste- 
hender Was3emutzungBrechte(Preuss.  Pri- 
vatflusB-G.  V.  28.  Februar  1843,  §  25,  öster- 
reichisches und  ungarisches  Recht, 
Ygl.untenS.781ff.  und  789 ff.),  die  Aufhebung 
privater  Untersagungsrechte  z.  B.  gegen  den 
Anschluas  eines  Stauwerks  am  fremden  Ufer 
(Preuss.  Priv.Fl.G.  a.  a.  0.),  die  Zidäsaigkeit 
der  Anlage  von  Wasserleitimgen  auf  dem 
Gnindatück  eines  Dritten  ohne  und  wider 
dessen  Willen,  —  eine  Dienstbarkeit,  welche 
manche  Gesetzgebungen  nach  Art  einer 
Le^seriitut  im  konkreten (Streil>-)Falle  dicch 
gerichtliches  Urteil  realisieren,  andere  dnreh 
Verwaltungsakt  entstehen  lassen.  (Vgl.  für 
die  erstcre  Alternative  das  französische  und 
italienische,  für  die  andere  das  prenssische 
Recht,  Priv.Fl.G.  §§  25,  42.)  Diese  und 
verwandte  Rechtsgedanken  sind  in  allen  mo- 
dernen Wassei^esetzgebungen  (am  frühesten 
in  Italien,  viel  später  in  Deutschland  und 
Frankreich)  zum  Ausdruck  gelangt;  nament- 
lich sind  expropriative  Verwaltungs- 
akte zu  Gimsten  wasserwirtschaftlicher 
(Bewässerungs-  und  anderer)  Unterneh- 
mungen fast  aUerorten,  wenngleich  in  sehr 
verschiedenem  Masse,  rechtlich  statthaft. 
Wie  bei  der  Expropriation  i.  e.  8.,  so  ist 
auch  hier  das  Pnncip  der  vollen  und  vor- 
gängigen Entschädigung  des  Expropriaten 
überall  angenommen.  Von  sonstigen  Punkten, 
in  denen  unter  den  heutigen  Wassergesetz- 
gebungen einige  Uebereinstimmung  herrscht, 
ist  hier  nur  noch  einer  zu  erwähnen:  die 
rechtliche  Natur  und  Behandlung  der 
stehenden  (geschloaaenen)  Ge- 
wässer. Während  nämlich  die  Rechts- 
und insbesondere  die  Eigentumsverhältnisse 
an  den  Wasserläufen  in  den  verschie- 
denen Staaten  sehr  verschiedenartig  geordnet 
sind,  gelten  die  stehenden  Gewässer 
(kleinere  Seeen,  Teiche,  Sümpfe,  Brunnen) 
durchweg  als  portio  fundi,  als  recht- 
licher Bestandteil  des  Bodena,  der  sie  um- 
schliesst  Sie  gehören  dem  Eigentümer  des 
letzteren,  welcher   in  seiner  Verfügungsge- 
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walt  über  diese  Wasaervorrftte  Bpecifi- 
achen,  d.  h.  von  den  privat-  und  öffent- 
lichrechtlichen (z.  B.  polizeilichen)  Vor- 
schriften, welche  alles  und  jedes  Eigentum 
treffen,  abweichenden  Beschiänkungen  nicht 
unterworfen  ist.  Der  Eigentümer  z.  B.  eines 
Teiches  darf  das  Wasser  also  zu  jedem  be- 
liebigen Zwecke,  insbesondere  auch  zur  Be- 
wässerung, gebrauchen  und  verbrauchen, 
er  kann  femer  darüber  durch  Reclitsge- 
Bchäfte  frei  verfügen,  z.  B.  das  Wasser  an 
andere  zur  Bewässerung  ihrer  Grundstücke 
verkaufen.  Wasserrechtlichc  Normen 
stehen  dieser  freien  Verfügung  über  die 
»portio  fundji  nicht  entgegen;  überhaupt 
unterliegen  die  stehenden  Gewässer  nur  in 
ganz  vereinzelten  Beziehungen  den  Vor- 
schriften des  Wasserrechts,  welches  im 
wesentlichen  doch  ein  Specialrecht  der 
fliessenden  Gewässer  darstellt;  ^  die 
•strenge  Eigentumstheorie«  ist  hier,  bei  dem 
stehenden  Wassei",  positivrechtlich  fast  ohne 
Ausnahmen    und    Vorbehalte   durchgeführt. 

H.  Geschichtliche  Entwickelnng 
des  Bew&saernngsrechts. 
8.  Deatacbea  Recht  des  Mittelalters. 

Zwei  Momente  voruehmhch  sind  es,  die 
dem  mittelalterlichen  Wasserrecht  sein  Ge- 
präge geben:  Genossenschaftsrecht 
und  Regalität.  Au  der  Schwelle  der  ge- 
schichtlichen Entwickejung  steht  nicht  ein 
wie  immer  gestaltetes  Privateigentimi, 
d.  h,  Einzeleigentum,  an  den  Gewässern, 
sondern  das  Gesamtreeht  jener  ältesten 
kommunalen  Vereinigung  der  Grucdstücks- 
nachbam,  der  Uark^nossenschaft.  Zum 
Yerständnis  dieser  Dinge  muss  man  sich 
dessen  erinnern,  dass  die  Landwirtschaft, 
zu  der  ja  das  BewBeaerungSwesen  im  Ver- 
hältnis einer  Hilfsthfttigkoit  steht,  nicht  nur 
in  der  ältesten  Zeit,  sondern  auch  noch  im 
Mittelalter  durchaus  nicht  Privatwirtschaft, 
sondern  ganz  wesentlich  Gemein  Wirtschaft 
war.  Feldgemeinschaft  und  Flurzwang,  nicht 
Privateigentum  und  Vertragsfreiheit  sind  die 
Kennzeichen  dieser  Wirtschafts Verfassung. 
Dementsprechend  waren  denn  auch  die 
wasserrechtlichen  Verhältnisse  gestaltet.  Die 
Gewässer,  die  fÜessenden  sowohl  wie  die 
stehenden,  insbesondere  aber  die  landwirt- 
schaftlich wichtigen  kleineren  Wasserläufe, 
die  Bäche,  standen  nicht  im  Sondereigen, 
sondern  im  Gesamtrecht,  bildeten  einen  Be- 
standteil der  »gemeinen  llarkij  an  weicherden 
einzelnen  Markgenossen  kraft  ihres  Genossen- 
Bchafts(Gemeindemitgliedschaft8-)rechtB  die 
Nutzung  zustand.  Der  Markgenosse,  und 
nur  er,  denn  für  Fremde  war  ja  die  gemeine 
Mark  nicht  da,  durfte  den  der  Gesamtheit 
gehörigen  Wasserlauf  zu  seinem  Vorteile  be- 
nutzen, insbesondere  zur  Bewässerung  oder 
zur    Schiffahrt    oder    zum   Mshlenbetrieh, 


benutzen  freilich  nur  nach  Massgabe  der 
Gemeindebeschlüsse :  der  Genosse nschafts- 
wille  setzt  Art  und  Mass  der  Marknutzung, 
also  auch  der  Nutzung  des  gemeinen  Wassere, 
durch  individuelle  oder  auch  allgemeine 
Anordnungen  fest:  es  sind  die  Keime  einer 
zunächst  markgenossenschaftlichen  (dann 
gmnd  herrlichen ,  schliesslich  staatlichen) 
Wasserhoheit  und  Wasserpolizei  (Bel^e  bei 
Gierke,  Genossenschaftsrecht,  I  S.  66  ff., 
n  S.  234).  —  Ea  darf  hier  dahingestellt 
bleiben ,  ob  diese  genossenschaftliche  Be- 
herrschu  ng  im  d  Be w  irtschaftun  g  d  er  Gewässer 
sich  ui-sprünglich  auf  alle  Waaserläufe,  auch 
auf  die  grossen  Flüsse  und  Ströme  erstreckte 
oder  ob  nicht  die  letzteren  als  herrenlos 
galten  und  dem  freien  Gemeingebrauch  alier 
offen  standen;  sicher  ist,  dass  die  ßechta- 
verhältnisse  an  den  schiffbaren  Flüssen 
schon  frülizeitig  weder  von  dem  einen  noch 
von  dem  anderen  Princip,  sondern  von 
einem  dritten  beherrscht  waren:  der  He- 
gälitat;  Daa  bekannte  ronkalische  Gesetz 
Friedrichs  I.  von  1156  {II  feud-  56)  kodifi- 
ziert dos  Institut  des  Wasserregals  mit  den 
Worten :  regalia  sunt  .  .  .  flumina  naviga- 
hilia  et  ex  qiiibus  fiunt  navigabilia.  Damit 
war,  mit  Gesetzeskraft  zunächst  für  die 
Lombardei,  in  der  Folge  aber  auch  für  ganz 
Deutschland  ein  Regalrechi  des  Königs  an 
den  schiffbaren  Flüssen,  eiuscliliesslich  ihrer 
nicht  schiffbaren  Oberläufe,  anerkannt*), 
welches,  nach  der  Art  dieser  »nutzbaren 
Hoheitsrechte  i  des  Mittelalters,  privatrecht- 
liche  und  ßffenüichrechtliche  Momente  in 
sich  vereinigte,  dominium  und  imperium 
zugleich  war,  —  jedenfalls  aber,  und  auf 
diese  Thatsache  kommt  es  hier  allein  an, 
die  Benutzung  des  Flusses,  sei  es  zum 
Zwecke  des  Mühlenbetriebes ,  sei  es  zur 
Schiffahrt  oder  zur  Bewässerung,  jedem 
versperrte,  dem  nicht  der  Begalherr  das 
Recht  hierzu  durch  besondereu  Hoheitsakt 
verliehen  hatte.  Die  finanzpolitische  Seite 
der  Regalität  kum  darin  zum  Ausdruck, 
dass  die  Flussnufzungen  stets  nur  gegen 
Entgelt  {Zins,  Wasserzoll,  Rekognitionsgeld) 
verheben  bezw.  gestattet  wurden.  —  In  der 
zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  geben  all- 
gemeine Yerändenmgen  und  Verschiebungen 
dos  öffentlichen  Rechts  den  Eechtsverhält^ 
nissen  am  Wasser  vielfach  eine  neue  Gestalt. 
Wie  im  allgemeinen  die  Landeshoheit  auf 
Kosten  der  köni^ichen  Gewalt  erstarkt  und 
andererseits  die  Freiheit  und  Selbständigkeit 
der  ländlichen  Genossen s<diaften  durch  die 
Grundherrschaft  absorbiert  wird,  so  geht  im 
besonderen  mit  anderen  wichtigen  Regalien 


')  —  nicht  eigentlich  begründet,  denn  das 
Stromreiral  der  deutschen  KCnige  ist  älter  als 
das  im  Texte  citiert«  Gesetz;  die  Regalit&t  der 
BchifTbaren  Wasserlänfe  wurde  wohl  schon  Ton 
den  Fraukenkönigen  in  Ansprach  g 
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auch  das  WaBseiregal  vom  König  auf  die 
Landesherren  ülier,  während  an  vielen 
nicM  regalen,  d,  h.  niclit  schiffbaren  Flüssen 
die  Orundherren  ein  Verfü^ingsrecht  in 
Anspruch  nehmen ,  welches  em  Eegal  im 
kleinen  genannt  werden  darf,  insofern  es 
aUewesciitlieheiiWassemntzungen  der  grund- 
herrlichen Erlaubnis  oder  "Verleihung  vor- 
behält. Freilich  vollzog  sich  diese  Ent- 
■wickehing  nicht  Üherall  gleielimassig ,  sie 
führte  vielmeäir  ku  den  verschied enartigsten 
partikularen  und  lokalen  Rechtsbil düngen, 
lu  einer  unübersehbaren  Rechtszersplitterung 
auf  dem  Gebiete  des  Wasserhenntzungs- 
rechts.  Das  Ergebnis  war  eine  »Rechts- 
ordnung«, deren  wenige  Regeln  von  zahllosen 
Ausnahmen,  Privilegien,  Sonderrechten  aller 
Art  durchsetzt  und  überwuchert  waren;  fast 
für  jeden  Fluas  und  Bach  waren  die  Ver- 
hältnisse auf  Grund  dos  Herkommens  und , 
der  willkürlichen  Handhabung  des  landes- ' 
(bezw.  grund-)herrlichen  Konze^ionsrechts 
verschieden  gestaltet.  Kur  das  eine  ver- 
dient aus  dieser  Erscheinungen  Flucht  hier 
hervorgehoben  zu  werden;  Nicht  überall 
wurde  der  alte  Grundsatz  des  Genossen- 
schaf tseigentums  an  den  nicht  schiffbaren 
Wasserläufen  durch  die  gnind herrliche  Ge- 
walt verdrängt;  wo  er  sich  aber,  neben  oder 
unter  der  Grundherrschaft,  erhält,  erscheint 
im  späteren  Mittelalter  meist  nicht  mehr, 
"wie  ehedem,  die  Gesamtheit  aller  bäuer- 
lichen Wirte  der  Dorffeldmark,  sondern  ein 
engerer  Kreis  von  Interessenten:  die  An- 
lieger des  Baches  als  Träger  des  Gesamt- 
rechts.  Dieses  Princip,  wonach,  unbeschadet 
aller  besonderen  Rechtstitel  und  des  regal- 
artigen Obereigen tiuns  der  GnindheiTschaft, 
der  nicht  schiffbare  Flnss  den  Uferaaliegem 
gehört,  ist,  ohne  eigentlich  die  Bedeutung 
eines  gemeinen  Gewohnheitsrechts  bean- 
spruchen zu  können,  in  der  RechtsUbung 
doch  vielfach  zur  Anerkennung  gelangt 
(Beseler,  Deutsches  Privatr.  S.  907,  910). 
Spedell  auf  das  Bewässerungswesen  be- 
zügliche Rechtssätze  haben  sich  im  deut- 
schen Mittelalter  nur  vereinzelt  ausgebüdet. 
Die  landwirtschaftliche  Produkt ivkraft  des 
Wassers  findet  in  Deutsclüand,  im  Gegen- 
satz zu  Italien,  erst  Beachtung,  nachdem  die 
Wassertriebkraft  schon  Jahrhunderte  lang 
bekannt  und  durch  lUtlblenwerke  ausgenutzt 
worden  war.  Jedenfalls  waren,  sis  man  im  13. 
Jahrhundert,  zuei^  wohl  in  Südweatdeutsch- 
land  (Belege  bei  Baumert,  Unzulänglich- 
keit d.  Wasserges.  S.  16,  17),  an  die  plan- 
mässige  Bewässenmg  von  Wiesenkulturen 
dachte,  die  fhessenden  Gewässer  allenthalben 
mit  Uühlen  besetzt,  deren  Eigentümer  auf 
Grund  ihres  verliehenen  oder  anderweit 
erworbenen  Wassernutzungsrechts  jeder 
Scfamälening  der  Wassermasse  durdi  Be- 
wässerungsanlagen widersprachen.   Hie  und 


da  kam  es  jedoch  zur  Entwicklung  gewohn- 
heitsreciitlicher  Normen  über  eine  billige 
"Verteilung  der  Wasser benutzung  zwischen 
Landwirtschaft  und  Müllerei;  so  war  in 
manchen  Gegenden  eine  Wasserverteilnng 
nach  Zeiten  üblich,  der  Art,  dass  etwa 
während  des  sonn-  imd  feiertäglichen  StiJl- 
slandes  der  Triebwerke  jeder  Anlieger  des 
MOhlbaches  nach  Belieben  Wasser  zur  Be- 
rieselung seiner  Aecker  und  Wi^en  ableiten 
diu-fte  (Grimm,  Weist.  II,  86;  UI,  8921, 
ein  Verteilungsmodus,  der  dann  mehrfacn 
in  die  neueren  Gesetzgebungen  übergegangen 
ist  (vgl.  z.  B.  Preuas.  Wiesenordnung  f.  d. 
Kreis  Siegen  von  1346,  unten  S.  783). 

4.  Das  römische  Wasserrecht  und 
seine  Aufnahme  in  Deatscfalaad.  In  diese 
vielgestaltige  und  unklare  Welt  des  mittel- 
alterlich-deutschen Wasserrechts  trat  nun 
das  Römische  Recht  ein  mit  seiner  von  den 
deutschrechtlichen  Grundsätzen  sehr  ver- 
schiedenen, weil  unter  anderen  klimatischen, 
hydrographischen,  wirtschaftüchen,  pditi- 
schen  Verhältnissen  erwachsenen  Ordnung 
dei'  Wassen-erhältnisse.  Die  Grundzü^  des 
römischen  Wasserrechts  sind,  soweit  sie 
hier  interessieren,  in  gebotener  Kürze  diese: 
Den  Ausgangspunkt  bildet  die  Zweiteilung 
der  Gewässer  in  flumina  publica  und  privata. 
Flumina  publica  sind  alle  grösseren  Wasaer- 
läufe,  welche  das  ganze  Jahr  (d.  h.  an«^ 
den  heissen  und  trockenen  italienischen 
Sommer)  hindurch  in  natürlichen  Hinnen 
üiessen ;  alle  anderen  fliessenden  und  stehen- 
den Gewässer  sind  flmnina  privata. 

Daa  entscheidende  Eriteriom  der  Pablizität 
eines  Gewässers  iat  freilich  in  Wiagenschaft 
und  Praxis  äusserst  bestritten;  vgl.  Wind- 
scheid, Pandekten  I  §  Uß  nebst  Litteratur- 
niichweisen,  dazn  neiiestens  Ossig,  RSm. 
Waaserrecht  (Leipzig  1698).  Ansser  der  hier 
vertretenen  findet  insbesondere  die  Heinang, 
welche  alle  beständig  fliessenden  Gewässer, 
ohne  Unterschied  der  Grösse,  zu  den  öffent- 
lichen rechnet,  zahlreiche  und  angesehene  Ver- 
treter. Mit  Becbt  hst  Übrigens  schon  Ende- 
mann,  Ländl.  Wasaerr.  S.  2,  3,  davor  gewarnt, 
die  abstrakten  Sätze  des  Corpus  iuris  über  den 
Unterschied  zwischen  flumina pablica  und  flumina 
privata  zn  sehr  zn  pressen,  die  römische  Wissen- 
schaft nnd  Praxis  habe  sich  hier  durclians  „auf 
das  gesunde  konkret*  Urteil  im  einzelnen 
Streitfälle"  verlassen.  Mit  anderen  Worten,  es 
herrschte  eine  weitgehende  Ermessensfreiheit  des 
Richters ,  ob  er  dem  flamen  perenne ,  dessen 
Nutzung-  nnter  Streit  stand,  die  Publizität  and 
damit  den  Interdikten  seh  atz  der  flumina  publica 
zusprechen  oder  absprechen  wollte.  Inwieweit 
dabei,  neben  der  Ansicht  des  Richters  Ober  die 
magnitndo  des  Wasaerlanfes,  noch  die  fest- 
gestellte „esistimatio  clrcamcotentium" 
^  1  g  1  D.  43^  12)  massgebend  war,  mnas  hier 
nnerörtert  bleiben  (vgl.  hierltber  neuestens 
Ossig  a.  a.  0.  S.  6fi.). 

Die  Privatgewasser  stehen  im  Privat- 
eigentum  und   im  Privatrechteverkehr,   die 
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>  strenge   Eigentumstheorie«    wird    auf 
ohne  wesentliche  Modifikationen  angewandt, 

»nihil  differt  a  Mteria  locis  privatis  flumen 
privatum«  (1.  1  g  4  D.  cit.);  das  Privat- 
wasser unterliegt  der  Nutzung  seines  Eigen- 
tümers oder  desjenigen,  dem  der  Eigen- 
tümer ein  Recht  daran  eingeräumt  oder  dei 
ein  solches  Recht  durch  Ersitzun?  erworben 
hat.  Flumina  privata,  welche  als  Zubehör  der 
Ufei^irundstOcte  gelten,  stehen  im  condomi- 
nium  der  Uferbesitzer,  die  Wasserbenutzung 
regelte  sieh  nach  den  Vereinbarungen  di 
condomini,  eventuell  nach  den  gesetzlich« 
Vorschriften  über  das  Miteigentum;  i 
Streitfalle  musste  der  Richter  fiber  die  Ver- 
teilung der  Wasserbenutzung  zwischen  den 
streitenden  Flussanliegern  ev.  »arbitrieren*, 
die  Wasserverteil uug  konnte  in  solchem  Falle 
sowohl  nach  dem  Quantum  wie  nach  Zeiten 
(mensuris  vel  temporibns,  vgl.  1. 19  §  4  D.  10, 
3 ;  1.  5  D,  43,  20)  bewirkt  werden. 

Die  öffentlichen  Gewässer  sind  dem 
privaten  Rechtsverkehr  vüUig  entzogen  und 
stehen  im  Gemeingebrauch.  Zu  den 
im  Altertum  üblichen  Wassemutzungen  auf 
Grund  des  GemeiDgebrauchs  geh  Orte,  ab- 
gesehen von  der  Verwendung  des  Wassers 
zu  haus  wirtschaftlichen  und  älinlichen 
Zwecken,  die  Schiffahrt  und  —  weitver- 
breitet und  techniscli  hochentwickelt  —  die 
Wasserableitung  zu  Bewässerungs- 
zwecken, woge^n  die  Triebhraft  des 
Wassei-s  so  gut  wie  unbekannt  war,  jeden- 
falls aber  unausgenutzt  blieb.  Die  Benutzung 
des  flumen  publicum  konnte  andererseits  auch 
nur  auf  Orund  des  Gemeingebrauchs  in 
Anspruch  genommen  werden,  denn  Private 
rec-hte  (z.  B.  Servituten)  an  den  res  publicae 
sind  nach  römischer  AnscliauDng  unmög- 
lich. Der  Gemeingebrauch  gilt  als  Reclit  des 
Volksgenossen,  dos  civis;  seiner  Struktur 
nach  ein  Verhältnis  des  Öffenthchen  Rechts, 
findet  er  gleichwohl  seinen  Schutz  diux^h 
Rechtsmittel  des  Privatreohts,  die  Popularin- 
tenlikte  der  Digestentilel  43,  12  und  13. 
Mit  diesen  Klagen  mag  jeder  (»quilibet  ex 
populo«)  das  EiiiHchreiten  des  Richters  an- 
rufen gegen  unbefugte  Beeinträchtigung  des 
Gemeingebrauchs,  insbesondere  gegen  Stö- 
rung der  Schiffahrt  (D.  43,  12),  aber  auch 
■weitergehend  (43,  13)  gegen  jede  Anlage, 
welche  Bett,  Wassermasse  oder  Geschwindig- 
keit des  Flusses  gegenüber  dem  als  Status 
quo  geltenden  Normalzustand  des  vorher- 
gehenden Sommers  zum  Scliaden  anderer 
verändert  Doch  ist  —  1.  1  §  3  D.  43,  13 
—  die  blosse  Verringenmg  der  Wassermasse 
noch  kein  Klaggrund,  denn  die  Wasserent- 
nahme zur  Bewässenmg  gehört  ja  ihrerseits 
zum  rechtlich  geschützten  Gemeingebrauch ; 
freilich  darf  durch  die  Bewässerungsanlagen 
an  schiffbaren  Flüssen  keine  so  starke 
Niveausenkung  herbeigeführt  werden,   dass 


darunter  die  Schiffahrt  leidet.  —  Nur  wider 
unbefugte  Störung  des  Gemeingebrauchs 
durch  Privatpersonen  gehen  die  Inter- 
dikte, nicht  aber  gegen  den  Staat  und  seine 
Organe  und  nicht  gegen  Veranstaltungen 
im  öffentlichen  Flusse,  welche  mit  staatlidier 
Autorisation  und  Genehmigung  geschehen 
(1.  2  pr.  D.  43,  8).  In  der  Zulässigfceit 
solcher  Genehmigungsakte ,  die  übrigens 
nach  Möglichkeit  «sine  iniuria-  cuiusquam« 
(I.  2  §  10  D.  dt.)  vorgenommen  werden 
sollen,  zeigen  sich  bemerkenswerte  Ansätze 
für  Entwickelung  eines  öffeDtlichen 
Wasserrechts  im  modernen  Sinne,  d.  h.  von 
Kechtssätzen,  welche  Verwaltungskompeten- 
zen normieren;  hiei-her  gehören  femer  die 
RÜle  1.  2  D.  43,  12  (obngkeitliches  Verbot 
der  Wasserableitung  aus  einem  öffentlichen 
Fluss,  wahrscheinlich  im  Interesse  öffent- 
licher Wasserleitungen)  und  1.  17  D.  8,  3 
(administrative  Wasserverlei lung  per  re- 
seriptum  unter  die  Bewässern  n^nlagen  der 
Uferbesitzer  an  einem  öffentlichen  Fluss). 
Im  übrigen  aber  und  im  allgemeinen  war 
das  römische  Wasserrecht  durcliaus  privat- 
rechtlich gestaltet,  es  begnügte  sich  mit 
der  Festsetzung  von  dispositiven  Rechts- 
verhältnissen unter  Privatpersonen,  die  öffent- 
liche Gewalt,  die  Verwaltung  in  unserem 
Sinne,  blieb  gnmdsätzlich  aus  dem  Spiel. 

Alles  in  allem  erscheint  als  Kernpunkt 
des  römischen  Bo wässern ngsreclita  die  sehr 
liberale  Bemessung  und  Zulassung  des  Ge- 
meingebrauchs an  den  öffentlichen  Ge- 
wässern, dessen  Ausübung  zu  Zwecken  der 
landwirtschaftlichen  Bo<len Verbesserung  an 
obrigkeitliclie  Erlaubnis  nicht  gebunden  und 
faktisch  nur  diffch  die  Interessen  der  Schiff- 
fahrt bescliränkt  war.  —  Die  Frage  nun, 
inwieweit  das  römische  Wasserrecnt  über- 
liaupt,  das  Bewässenmgsrecht  insbesondere, 
in  Deutsehland  Aufnahme  gefunden  und 
^mein rechtliche  Geltung  beliauptet  hat,  ist 
im  ganzen  wie  in  allen  Einzelheiten  äusserst 
bestritten,  sie  kann  hier  nicht  zum  Austrag 
gebracht  werden.  Keinesfalls  kann  von 
einer  vollständigen  Venlrängung  der  deutsch- 
rechtlichen  durch  die  römischen  Sätze  und 
Institute  die  Rede  sein,  im  Gegenteil  darf 
behauptet  werden,  dass  das  heimische  Recht 
namentlich  der  fliessenden  Gewässer  in 
seinen  Grundprincipien  durch  die  Reception 
nicht  wesentlich  erschüttert  wurde.  Die 
römische  Unterscheidung  zwischen  öffent* 
liehen  und  Privatflüssen  ist  mehr  dem 
Namen  als  der  Sache  nach  recipiert  wor- 
den. Der  Standpunkt  des  usus  moder- 
nus war  doch  im  wesentlichen  der,  deutsch- 
rechtliche Regalität  und  römische  Pu- 
blizität der  Flüsse  mit  einander  zu  ver- 
schmelzen, wobei  dann  weder  das  erstere 
noch,  und  am  wenigsten,  das  andere  Rechts- 
institut   unverändert   bleiben   konnte.     Das 
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Bchliesslicbe  Ergebnis  war  nicht,  dass  die  Re- 
galitat in  der  flberlieferten  Gestalt  auf  jedes 
nach  den  Sätzen  der  Quellen  als  flumeu  publi- 
cum zu  behandelnde  Oevässer,  mit  anderen 
Worten  auf  jeden  standig  fliessenden  Wasser- 
Iftuf,  mit  Ausnahme  etwa  der  allerkleinsten 
Bäche,  an^wandt  und  ausgedehnt  wurde, 
Gondem  die  Regalität  blieb  &uf  den  Ereis 
der  schiffbaren  FIflsse  beschrfinkl:.  Gnd 
nur  auf  die  letzteren  wiirden  denn  auch  die 
römischen  Sätze  über  den  Gemeingebrauch 
am  flumen  publicum  angewendet,  jedoch 
mit  den  bmden,  fast  grundstflrzenden  Aen- 
deningeu,  dass  1.  jede  Benutzung  des  öffent- 
lichen Flusses  vermittelst  dauernder  An- 
lagen imd  Einrichtungen  (Bewässerungs- 
anlagen mit  Stauwerken,  Sciueiisen,  Gräben) 
der  Konzession  des  Regalherm  bedurfte  und 
dass  2.  die  Popularklagen  der  Quellen  nicht 
mehr  »cuilibet  ex  popiäo«,  sondern  nur  dem 
durch  Beeinträchtigung  seiner  Privatrechte 
am  Wasser  zur  Sache  Legitimierten  gegeben 
wurden,  wogegen  Schutz  und  Eegiilierung 
des  Gemeingebrauchs  zum  Aratsauftrag  der 
seit  dem  17.  Jahrhundert  sich  kräftig  ent^ 
wickelnden  Polizeigewalt  wurde.  Und 
diese  Polizeigewalt  der  deutschen  Landes- 
herren griff  dann  auch  nicht  selten  in  die 
Benutzung  der  nicht  schiffbaren  Wasser- 
läufe, der  »Privatfliisse-,  ordnend  und  re- 
gulierend ein ;  im  übrigen  blieben  die  Rechts- 
verhältnisse an  diesen  Gewässern  so,  wie 
sie  im  Mittelalter  geworden  waren  (s.  oben 
Nr.  3):  ein  unklares  Gesamtreeht  der  Ufer- 
anlieger, weitgehende  Reclite  der  Grund- 
herrschaft, besondere  Titel  verscliiedenster 
Art  und  verschiedensten  Inhalts.  Ein  prak- 
tisch bedeutsamer  Einfluss  des  römischeu 
Rechts,  namentlich  im  Sinne  der  Verein- 
fachiuig  der  Reclitsverhältnisse,  ist  hier  nocJi 
weniger  bemerkbar  als  bei  den  öffentlichen 
Flössen,  wogegen  dann  wieder  die  stehen- 
den (geschlossenen)  Gewässer  schlechtweg 
unter  das  Sachenrecht,  insbesondere  die 
strenge  Eigentumstheorie  des  römischen 
Rechts  gestellt  wnirden. 

Li  neiierer  Zeit  hat  sich  nun  in  den 
GnindJagen  der  gemeinrechtlichen  Ordnung 
der  Wasserbenutzung  vieles  geändert:  der 
Begriff  der  Regalität  kann  in  seinem  alten 
Sinne  nicht  mehr  aufrecht  erhalten  werden, 
die  grundherrlichen  RecJite  sind  durch  die 
moderne  Gesetzgebung  beseitigt  worden. 
Aber  weder  das  eine  noch  das  andere  Mo- 
ment bedeutet  eine  Verdrängung  der  ein- 
heimischen Bestandteile  des  gemeinenWasser- 
rechts  durch  die  römischen:  an  Stelle  des 
Regals  ist  ein  stark  betontes  Eigentums- 
recTit  des  Staates  an  dem  öffentlichen  Flusse 
getreten,  verbimden  mit  einer  weitgehenden 
hoheitlichen  Disposition  über  den  Fluss; 
beides  bedingt  (nacli  Gemeinem  Recht, 
abgesehen  von  allen  neueren  Partikularge- 


setzen),  dass  Bewässerungsanlagen  an  öffent- 
lichen Flüssen  nur  mit  Genehraigimg  der 
Staatsbehörde  errichtet  und  nur  im  Rahmen 
der  Genehmigungsbedingungen  sowie  der 
allgemeinen  strompolizeilichen  Vorschriften 
benutzt  werden  dürfen.  Was  die  Benutzung 
der  Privatflüsse,  insbesondere  die  Be- 
wässerung aus  iiinen,  betrifft,  so  wird  man 
der  alten  deutschen  Anlieger^nossenschaft 
(s.  oben  sub  3)  gemeinrechtliche  Existenz 
nicht  mehr  zusprechen  dürfen :  sie  ist  ver- 
schwunden, Ihr  Geist  aber:  die  Interessen- 
gcmeinschaft  der  Anlieger,  ist  geblieben, 
las  Wasserbenutzungsrecht  des  einzelnen 
Uferbesitzers  darf  nicht  rücksichtslos  egois- 
tisch, sondern  immer  nur  so  ausgeübt  wer- 
den, dass  die  gleichen  Rechte  der  anderen 
und  aller  mit  einander  bestehen  können. 
Die  neuere  und  neueste  Gesetzgebung  der 
deutschen  Staaten  (s.  unten  sub  6  ff.)  hat 
es  sich  angelegen  sein  lassen,  diesen  Rechts- 
gedanken im  einzelnen  auszugestalten.  Das 
Bürgerliciie  Gesetzbuch  für  das  Deutsche 
Reidi  lässt  diese  wie  alle  anderen  wasser- 
rechttiehen  Normen  der  Landesgesetzc  un- 
berilhrt  (Eint.G.  zum  B.G.B.,  Art.  &T}) ;  in  der 
Regelung  des  Wasserrechts,  des  Öffentlichen 
Vi-ie  des  privaten  beliält  die  Gesetzgebung  der 
Einzelstaaten  auch  fernerliin  freie  Hand.  — 
6.  Torblldltohe  Entwlckelnng  des  B»- 
wässerun ^rechts  in  Italien.  In  der  pUn- 
mäsaigen  Befjirdetiing  des  Bewassernni^awesenB 
durcli  ErlasB  von  Speiüalge setzen  civilrei'ht- 
lichen  wie  verwalturga rechtlichen  Inhaits  eilt 
Italien,  namentlich  die  Lombardei ,  allen 
europäigchen  Ländern ')  um  Jahrhundert*  vor- 
HUB.  Kenntnis  und  Ausnutzung  der  dem 
Wasser  innewohnenden  Dungkraft  war  hier 
wohl  seit  dem  Altertum  nie  in  Vergessenheit 
geraten;  ein  neuer  Aufschwung  des  Bewftsse- 
ningswesens  beginnt  im  Mittelalter.  Die  be- 
reits erwähnt«  Retralisierang  der  schiffbaren 
Flüsse  Ajsreh  die  Konstitution  von  1158  (oben 
S.  776)  scheint  alsbald  den  Anstoss  gegeben  zu 
haben  zu  einer  regen  Verwaltungsthätigbeit 
anf  dem  Gebiete  der  Waanerbenutzung;  noch 
im  12.,  dnnu  ah  er  besonders  im  13,  und  14, 
Jahrhundert  werden  zahlreiche  Kanäle  angelegt, 
welche  das  Wasser  ans  den  EegalftUssen  wei- 
ten I.änderstreckeu  zur  Verbesserung  ihrer 
landwirtschaftlichen  Ertragsfähigkeit  zuströmen 
lassen  (Dionisotti,  delle  servitü  delle  acqiie, 
Torino  ISfiS,  S.  4).*)  AndererseiU  mehrten 
sich    die    Mühlen,    welche    mit    obrigkeitlicher 


')  —  vielleicht  mit  Ausnahme  Spaniens, 
wo.  wie  es  scheint,  Technik  und  Recht  der 
Bewässerungskultur  schon  in  den  früheren 
Zeiten  mHUrischer  Herrschaft  eine  verbältnia- 
mttssig  hohe  Kntwickelnngsstufe  erreicht  hatten. 
Vgl,  Jauhert  de  Fassa,  Voyages  d'Espagne 
dans  les  annees  IHIG,  1817,  1819 . . .  (Paris  1823). 

')  In  der  Gegenwart,  von  welcher  dieser 
Schriftsteller  spricht  —  1868  —  wurden  den 
Fltlssen  der  Lombardei  durchschnittlich  36000U 
ebm  Wasser  in  der  Sekunde  zu  Bewäase- 
rungsz  wecken  entnommen. 
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KonzeBsioiL  in  den  üffentlichen  FlUsaea  errichtet 
wurden,  so  dass  eine  gesetzliche  Änsgleichun^ 
der  Interessen  von  Landwirtschaft  und  Müllerei, 
eine  Verteilung'  des  Wassers  zwischen  beiden 
Parteien  erforderlich  wurde.  Schon  die  Mai- 
ISnder  Statuten  von  1216  (Berlan,  le  due 
edizioni  delle  Consaetudini  di  Hilano  dell'anno 
1216,  Veneria  1872;  Dionisotti  a.  a.  0.  S. 
154)  enthalten  hierauf  bezUjfliehe  Vorschriften : 
Wasserverteilung  nach  Benutzungszeiten  {ygl, 
oben  S.  777^.  Dieselben  Statuten  führen  sodann 
ein  Bechts Institut,  wie  es  scheint,  zneraC  ein, 
welches  weder  dem  rümischen  noch  dem  älte- 
ren deutschen  Recht  bekannt  ist,  heute  aher, 
bei  wechselnder  Gestaltang  im  einzelnen,  in 
fast  allen  Wassergesetzgebungen  erscheint : 
das  Zwangswasserleitangsrecht,  In- 
halts dessen  denenige,  welchem  (kraft  Ge- 
setzes oder  auf  Grund  obrigkeitlicher  Verlei- 
hung) die  Verfügungsgewalt  liber  ein  Gewässer 
zusteht,  damit  zugleich  das  Becht  hat,  das 
Wasser  zu  wirtschaftlichen  (insbesondere  Be- 
wftsaeningB-)  Zwecken  durch  fremde  Gmud- 
Btücke  zu  leiten,  —  wobei  Bedingung  ist,  dass 
die  LeitungsgrSben  oder  -rühren  auf  eine  dem 
dienenden  Grimdstficke  mindest  nacbteiligre 
Weise  angelegt  werden  müssen  and  der  Eigen- 
tümer des  Grundstücks  für  dieHergabe  von  Orund 
und  Boden  sowie  fUr  jeden  sonstigen  Nachteil 
von  dem  Servitntberechtigten  voll  zu  entschädi- 
gen ist.  Hiese  gesetzliche  ,.serTitä  d'acquedotto" 
wurde  im  späteren  Mittelalter  von  den  meisten 
italienischen  Statntarrechten  aufgenommen  und 
im  einzelnen  immer  weiter  nna  feiner  ansite- 
bildet;  letzteres  geschah  besonders  in  dem  UT' 
spmngslande  des  Instituts,  im  Herzogtum  Mai- 
land, wo  fast  alle  auf  einander  folgenden  Lan- 
desherrschaften   dieser   Materie,   wie  dem    Be- 


Statuten Gian  Galeazzo  Visconti's  (1396) ,  das 
Gesetz  Ton  1446,  welches  die  Regalität  nnd 
damit  das  Konzessionssystem  auf  all 6  Wasser- 
länfe  ausdehnte,  die  Verordnnngen  Ladwigs  XII. 
(von  Frankreich)  von  1602  und  Karls  V.  von 
id41.  Nicht  minder  tbätig  war  die  G«setz- 
gebang  der  savojischen  Herzoge  nnd  nachma- 
ligen ESnige  von  Sardinien  auf  dem  Gebiete 
dea  BewäsgemngBwesens  (V.  v.  1584,  1678 
bes.  Ton  1729  und  1770,  das  Nähere  a.  bei 
Dionisotti  a.  a.  0.  S.  33,  164,  166);  auch 
hier  galt  inshesondere  das  Zwangsleitnngsrecht 
und  (seit  V.  v.  1678)  das  Princip  der  Eegalitfit 
alles  fliesBenden  Wassers;  auch  die  nichtschiff- 
baren Wasserlänfe  waren  Staatseigentum. 

Es  folgt  die  napoleonigche  Herrschaft,  die 
Einführung  des  Code  civil  in  Italien,  dessen 
wasserrecbtliche  Normen  aher  für  die  Bedürf- 
nisse der  oberitalienischen  Lnndwirtscbaft  an- 
inreichend  erschienen  nnd  nach  dieser  Bichtong 
hin  durch  Specialgesetze  t.  SO.  April  1804  und 
20.  Mai  1806,  in  denen  die  bewährtesten  Grund- 
sätze des  älteren  italienischen  Bewässerungs- 
rechtea  nenerdings  kodifiziert  waren,  ergänzt 
wurden.  (Vgl.  Bomagnosi,  Wasserleitangs- 
recht,  deutsch  v.  Niebuhr,  S.  26  Anm.  2. 
SO  Anm.  1,  167  Anm.  2.)  Diese  Gesetze  ita- 
tnieren  insbesondere  ein  weitreichendes  Ent^ 
eignnn^rccht  zn  Gunsten  wasserwirtachaftr 
llcner  Untemehmnngen,  „die  einen  Zweck  von 
Öffentlichem  Nntaeu  nahen"  und  gewähren  (vgl 


'.  20.  April  1804,  art.  52)  das  Zwangs- 
leitungsrecht  nicht  nur  der  landwirtschaftlichen, 
sondern  auch  der  industriellen  Wasserbenntznng. 
Die  Gesetze  von  1804  und  1806  blieben  in 
Lombardo-Venetien  auch  unt«r  der  Csterreichi- 


ist  sodann,  unter  weiterer  Ausgestaltung  und 
Fortbildung  im  einzelnen,  in  das  sardmische 
CivilKesetzDuch  von  1837  und  von  da  in  die 
heute  geltende  Civilrechtskodifikation  des  KCnig- 
reichs  Italien,  dem  codice  civile  vom  25.  Juni 
1865  übergegangen,  dessen  wasserrecbtliche  Vor- 
schriften (mehr  als  60  Artikel,  art.  427,  597ff., 
filSff.)  durch  mehrere  Gesetze  verwaltungsrecht- 
licben  Inhalts,  namentlich  durch  das  Gesetz  über 
die  öffentlichen  Arbeiten  vom  20.  MBrz  1865, 
art.  132ff.  ergänzt  werden.  Die  Hauptgrund' 
Sätze  des  geltenden  italienischen  Bewässerungs- 
rechts lassen  sieb  in  allerEürze  dahin  zusammen- 
fassen: Zu  den  üffentlicben  Gewässern  gehSren 
alle  Wasserläufe,  einerlei  ob  gross  oder  klein, 
schiffbar  oder  nicht,  sowie  alle  Seeen.  Die  öffent- 
lichen Gewässer  bilden  einen  Bestandteil  des  zu 
allgemeiner  Benutzung  bestimmten  Staatsguts 
(demanio  puhbüco] ;  niemand  darf  in  ihnen  An- 
lagen errichten  oder  ans  ihnen  Wasser  ableiten, 
ohne  dass  ihm  das  Becht  hierzu  durch  staat- 
liche Konzession  (kgl-  Dekret)  verliehen  worden 
ist.  Die  anderen  Gewässer  stehen  im  Privat- 
eiMntum.  Wer  kraft  Eigentums  oder  staat- 
licher Eonzession  zur  Wasserableitung  befagt 
ist,  darf  das  Wasser  auch,  gegen  volle  Schadtos- 
haitnng  des  Eigentümers,  Umt  fremde  Grund- 
stücke leiten,  vorausgesetzt,  dass  der  Zweck 
des  Unternehmens  diese  Servitut  erfordert  und 
die  Verwendung  des  Wassers  entweder  zur  Be- 
friedigung dringender  Lebensbedürfnisse  oder 
zu  industriellen  oder  zn  landwirtschaft- 
lichen Bewässeningsz wecken  erfolgen  soll  (art. 
698ff.  cod.  civ.).  — 

Die  hohe  technische  und  rechtliche  Ent- 
wickelnng,  welche  das  Bewässemngswesen  in 
Italien  suion  wahrend  des  späteren  Mittelalters 
erreicht  hatte,  blieb  in  den  nördlicheren  Län- 
dern, namentlich  in  Deutschland,  Üeslerreich 
und  Frankreich  lange  Zeit  unbeachtet;  hier 
beginnt  sich  die  Gesetzgebung  erst  im  19.  Jahr- 
hundert zu  Gunsten  der  Bewässerung  zu  regen. 
Die  drei  grossen  Civilrechtskodifikationen,  das 
Preuss.  AJlg.  Landrecht  von  1794,  der  code 
civil  von  1804,  das  österr.  alig.  börgeri.  Gesetz- 
buch von  1811  beschränken  sich  im  wesent- 
lichen darauf,  die  Rechtsverhältnisse  an  den 
GewHssem  ganz  im  allgemeinen  zn  ordnen.  Die 
herkömmliche  Begalität  der  schiffbaren  Flüsse 
wird  beibehalten,  aber  in  modernisierter  Form: 
die  bisher  regalen  Flüsse  werden  zn  „Staats- 
eigentum" (A.L.R. :  „Gemeines  Eigentum  des 
Staates",  c.  civ.:  „dependance  dn  domaine  pu- 
blic",Oesterr.  B.O.B.:  „öffentliches  Gnf)  erklärt, 
welches  in  gewissem  Umfange  dem  Gemeinge- 
brauch freigegeben,  dessen  weitergehende  Be- 
nutzung aber,  insbesondere  durch  Wasserab- 
leitung, von  staatlicher  Eonzession  abhängig 
bleibt.  Specielle  Normen  zum  Schutz  nnd  zur 
Förderang  des  Bewässentngsinteresses  enthält 
keines  der  drei  Gesetzbücher.  —  In  den  zwan- 
ziger und  dreissiger  Jahren  begann  man  dann, 
belehrt  durch  die  Schilderungen  landwirtfchafts- 
und  rechtskundiger  Italienäbrer,  auf  die  gUn- 


BewfisseniDg  und  Bewässerungsreclit 


zenden  Resultate  der  oberitalieniBchen  BevKsBe- 
niDgsknltur  anfmerksam  za  werden,  es  kam 
oamentlich  in  Deutachlaad  nnd  Frankreich 
^e  starke  Bewegung  in  Fluaa,  gerichtet  auf 
FSrdernng'  des  Bewäsaerungswesens  durch  ge- 
setzgebensclie  Massregeln,  wobei  allg-emeia  dtia 
italienische  Wnsserrecht  als  nachahmene wertes 
Vorbild  hingestellt  wurde.  Mehrere  Regierungen 
(so  die  franzSaische,  Tgl.  Dionisotti  a.  a.  0. 
S.  ö  Anm.  2)  liessen  du  lombardische  Bewässe- 
rnngaweeen  durch  Sachverständige  an  Ort  nnd 
SteUe  studieren,  im  Auftrage  der  preussischen 
Begiening  Übersetzte  Niebuhr  die  dazumal 
ho^gesch  ätzten  wasBerrecbtlichen  Schriften 
fiomagnosis  (delle  condotta  delle  acque,  della 
mgione  civile  delle  acque)  ins  Deutsche  (1840): 
-man  glaubt*,  wie  ea  scheint,  gani  Deutsohlanu 
m  eine  BerieselongsflSche  und  damit  zu  fast 
ebenso  groBSer  Fruchtharkeit  wie  die  lombar- 
discbe  Ebene  umwandeln  zu  kSnnen".  (Bau- 
mert, Unznlänglichkeit  d.  Wasserges.,  S.  32.) 
Das  positiTe  Ergebnis  dieser  Bewegung  war 
der  Grlass  von  Specialgesetzen  ilher  die  Wasser- 
benutzUDg  in  vielen  deutschen  Stnaten  und  in 
Frankreicti;  erwähnt  seien  hier  nur  das  preus- 
sische  Gesetz  Über  die  Benutzung  der  Priyat- 
flUsse  vom  28.  Februar  1843,  die  französischen 
Gesetze  vom  39.  Apnl  184Ö  nnd  11.  Juli  1847, 
das  bayerische  Gesetz,  die  Benutzung  des 
Wassers  betreffend,  vom  38.  Mai  1862.  Der 
auf  die  Bewässerung  bezügliche  Inhalt  dieser, 
der  anderen  deutschen  und  der  österreichisch- 
ungarischen  Wassergesetze  ist  unten  suh  6ff. 
dargesteltt.  Man  würde  zu  weit  gehen,  wollte 
man  diese  dentsch-franzSsisch-Ssterreichische 
Gesetzgebung  als  eine  Reception  des  italie- 
nischen BewftssemngsrechtB  im  ganzen  be- 
zeichnen. Wohl  aber  sind  viele  einzelne,  in 
Italien  seit  Jahrhunderten  bewährte  Sätze  und 
Institute  des  italienischen  Rechts  aufgenommen 
worden,  so  namentlich  das  Zwangswasser- 
leitungsrecht,  welches,  wie  bereits  erwähnt, 
in  wechselnden  Formen  Qberatl,  sowie  das 
Konzessionsprincip  in  Bezug  auf  Be- 
wlsseraugsanlagen  an  (sämtlichen)  Wasser- 
IBofeu,  welches  in  den  meisten  Staaten  (nicht 
aber  z.  B.  in  PrensBen)  reicpiert  ist 
m.  Nenere  deutsche  Cäeeetz- 
gebungeD. 
6,  ppenBsen.  •)  Das  WaBserrecht  aller 
drei  preussischeD  Bechtsgebiete  (Landrecht, 
Oemeinea  Recht,  RbeioiBch-fraDzCeisches 
Keohl)  beruht  auf  der  Dreiteilung  der  Qb- 


<)  Im  Text   ist  nur  das  altländisahe 
Becht   (Östliche   Provinzen,   Westfolen,    ßhein- 

Srovinz]  behandelt;  auf  die  Darstellung  der  in 
en  nenen  Provinzen  (Hannover,  Schleswig-Hol- 
stein, Hessen-Nassau)  geltenden  Gesetze,  die 
grtsstenteils  noch  aus  der  Zeit  vor  1866  her- 
rUbren,  mnsste  Raumiuangels  halber  verzichtet 
werden.  Ueber  das  Bewässerungsrecht  dieser 
Landesteilevgl.Nieberding-Frank,  Wasser- 
recht  nnd  Wasserpolizei,  S.  288  ff.,  sowie  die 
Specialarbeiten  Bber  Kur  hessisches  Wasser- 
recht von  Eudemanu  (Das  ländliche  Wasser- 
recht,  1862)  nnd  ober  Hannoversches  Recht 
von  Ubbelohde  (üeber  das  im  Kgr.  Hannover 
geltende  EntwäsiemngB-  and  BtwisiemngB- 
recht,  1862}. 


Wässer  in  1.  öffentliche  Gewässer,  2.  Privat- 
flflsse  und  3.  eigentliche  Privatge Wässer. 
Oeffentliche  Gewässer  sind  die  schiff- 
baren Gewässer  (Flflsse  und  Seeen),  soweit 
ihre  Schiffbarkeit  reicht  (Ä.L.R.  U,  15  §  38; 
wegen  des  Gemeinen  Rechts  s.  oben  S,  777  ff. ; 
vgl.  ferner  c.  civ.  art  538,  unten  S,  788). 
Die  im  natürlichen  Bette  fliessenden, 
nicht  schiffbaren  Wasserläiife  heisseu  Pri- 
atflüsse.  Alle  anderen,  zu  keiner  dieser 
beiden  Kalegorieen  gehörenden  GewHaser, 
z.  B.  künstliche  Wasserläufe,  Teiche,  Brunnen 
und  sonstige  stehende  Gewässer,  sind  Privat- 

fswässer  im  eigentlichen  oder  engeren 
inne;  d.  h.  sie  unterliegen  der  vollen  Ver- 
fdgung^freiheit  ihres  I^genttlmers,  der  sie 
nach  Belieben  gebiBuchen  und  verhraueheo 
darf  (vgl,  das  oben  S.  775  allgemein  Be- 
merkte). Im  Gegensätze  zu  diesen  Frivat- 
gewSssem  im  eigentlichen  Sinne  bilden  die 
öffentlichen  Gewässer  einen  unveräusser- 
lichen Beatandteil  des  Staatseigentums.  Der 
an  ihnen  zugelassene  Gemeingebrauch  (vgl. 
A.L.R.  n,  15  §g  44,  47)  umfasat  weder  nach 
Landrecht  noch  nach  dem  o.  civ.  noch 
nach  Gemeinem  Recht  die  Befugnis  zur  Er- 
richtung von  Bewässerungsanlagen ;  »Wasser- 
leitungen dürfen  aus  5ff entheben  StTÖmen 
ohne  besondere  Erlaubnis  des  Staa- 
tes  nicht  geführt werden« 

(A.L.R.  n,  15  §  46).  Zuständig  zur  Ertei- 
lung dieser  »Erlaubnis*  ist  die  Stromver- 
waltungsbehörde (besondere  Stromban Ver- 
waltungen für  die  grossen  Ströme,  im  flbr^n 
der  Regierungspräsident).  Die  Wirkung  der 
Erlaubnis  ist  eine  doppelte,  sie  begründet 
ein  Privatrecht  an  dem  Flusse  und  giebt 
gleichzeitig  die  zu  seiner  Ausübung  erforder- 
liche obrigkeitliche  (ström  pohzeiHche)  Ge- 
nehmigung. Privatrechte  Dritter  am  Wasser 
oder  am  Grund  und  Boden  werden  duroh 
die  Erlaubnis  nicht  berührt.  Insbesondere 
begreift  das  Recht  auf  Wasserentnahme  aus 
dem  öffenthchen  Fluss  nicht  das  Recht  der 
Wasserleitung  Über  fremde  Grundstücke  io 
sich;  ein  Zwangsleitungsrecht  ist  nur  für 
Bewässerungen  aus  PrivatflOssen  aner- 
kannt, wie  denn  die  gesetzliche  Res^lung 
der  PrivatQussnutzung  —  Gesetz  über  die  Be- 
nutzung der  PrivatÄüsse  v.  28.  Februar 
1843 1)  —  Oberhaupt  vorteilhaft  absticht  von 
den  lückenhaften  imd  teilweise  veralteten 
Nonnen  über  die  öffentlichen  Gewässer. 

Das  F^.Fl.Q. ,  welches,  nachdem  es 
dureh  V.  Y.  9.  Januar  1845  auch  in  dem 
Gebiete  des  vormaligen  Appellationsgerichts- 
hofes zu  Köln  (d.  h.  den  französischrecht- 
lichen Landesteilen)  eingeführt  worden  ist, 
im  ganzen  damaligen  Staate  gilt,  stellt  den 
Grundsatz  an  die  Spitze,  dass  (vorbehaltlich 
besonderer   Rechtsütel)    jeder    Uferbe- 


')  Im  folgenden  abgekürzt:  PrJ'l.G. 
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sitzer  das  Recht  hat,  das  au  seinem  Oruud- 
stück  vorüberfliessende  Waeser  des  Privat- 
flusseB  »zu  seinem  besonderen  "Vorteile  zu 
benutzen«.  Dass  der  Flu8s( Bett  und  Wasser) 
im  Eigentum  der  Ädjazenten  steht,  ist 
nicht  gesagt,  muss  aber  wohl  als  Sinn  und 
Abeielit  des  Gesetzes  angenommen  werden. 
So;  Dernburg,  Preuss.  Priv.-R,  I  § 
2öB  und  das  Reichsgericht,  Eutsch. 
Civils.  23,  293  imd  in  Gruchots  Iteitr. 
29,  283;  dagegen:  Kieberding-Frank, 
Waeserrecht  S.  67  und  das  Pi-euss,  Ober- 
verwaltirngsgericht ,  Entsch.  18,  266.  Wie 
dem  auch  sei,  jedenfalls  hat  der  Uferan- 
lieger kraft  Gesetzes  ein  dem  Pri\'atrecht 
angehöriges,  eigentumsgleiches  Kut- 
zungsrecht  an  dem  Flusse;  er  darf  Über 
dessen  Wasser  verfügen  wie  ein  Eigentümer, 
sofern  das  Gesetz  {vgl.  z,  B.  Pr.El.G.  §§  2 
bis  6,  8  ff.,  13  ff.)  diese  Verfügungsgewalt 
nicht  beschränkt.  Er  darf  insbesondere 
Wasser  aus  dem  Flusse  zur  Bewässerung 
seiner  Grundstücke  ableiten,  er  darf  diese 
Ableitung  auch  durch  besondere  dauernde 
Anlagen  und  Einrichtungen  (Stauwerke, 
Schleusen,  Schöpf raasch inen)  bewirken  j  eine 
obrigkeitliche  (pohzeiliclie)  Erlaubnis  ist  zu 
aileuem  ebensowenig  erforderlich  wie  zu 
der  Benutzung  des  Privatfhisses  überhaupt 
(Pr.Fl.G.  §  19,  eine  von  itanda,  Oesterr. 
Wasserr.  S.  52  Anm.  12,  und  Baumert, 
a.  a.  0.  S.  19,  mit  Recht  als  allzu  liberal 
getadelte  Bestimmung).  Die  für  das  Be- 
wSssenmgswesen  wichtigsten  gesetzlichen 
Beschränkungen  dieses  Aniiegerrechts  sind 
ausgesprochen  durch  §  13  Pr.Fl.G.,  wonach 
durch  die  Wasserbenutzung  1.  «kein  Rück- 
stau über  die  Grenzen  des  eigenen  Gnind- 
stücks  hinaus  und  keine  L'eberächwemmung 
oder  Versumpfung  fremder  Grundstücke 
veruiBacht  WCTden  darf  und  2.  das  abge- 
leitete Wasser  in  das  ursprüngliche  Bett 
des  FiuBsee  zurückgeleitet  werden  muss, 
bevor  dieser  das  Ijfer  eines  fremden  Grund- 
stücks berührt.«  Mit  der  Bestimmimg  zu 
2.  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  das  Wasser 
in  derselben  Quantität  und  Qualität,  wie  es 
dem  Flusse  entnommen,  in  ihn  wieder  zu- 
rttckgeleitet  werden  müsse,  sondern  nur, 
dass  das  Wasser,  und  zwar  innerhalb  der 
üfergrenzen  des  Nutzenden,  dem  Flusse 
zurückzugeben  ist,  soweit  es  nicht  ver- 
braucht ist:  weder  Verringerung  noch 
Verunreinigung  des  Wassers  ist  absolut 
untersagt  (vgL  jedoch  §  3).  Die  Beschrän- 
kungen des  §  13  Pr.Fl-G,  sind  privat- 
rechtlicher  Natiu" ,  sie  können  durch 
Rechtsgeschäft  oder  Verjährung  abgeändert 
werden  und  sind  im  onlentlicheu  Hechta- 
wege  gehend  zu  machen.  Desgleichen  ge- 
hören dem  Privatrecht  an  die  Widerspruchs- 
rechte der  Triebwerksbesitzer  (§§  16,  17) 
gegen    Bewäasermigsanlagen ,    welche    ihre 


Interessen  beeinträchtigen.  Hervorzuheben 
ist,  dass  Besitzer  von  Triebwerken,  die  erst 
nachlnkrafttretendesPrivatflussgesetzesohne 
ein  ausdrücklich  verliehenes  H«cht  angelegt 
oder  erweitert  sind,  die  Beseitigung  einer 
Bewässerungsanlage  niemals,  die  Besitzer 
älterer  Triebwerke  solches  nur  insoweit  ver- 
langen dilrfen,  als  durch  die  Bewässerungs- 
anlage ein  auf  epeciellerem  Eechtstitel  be- 
ruhendes Recht  auf  Benutzung  des  ganzen 
Wassers  oder  einea  bestimmten  Teiles  des- 
selben ('/i,  1/b  u.  s.  w.)  beeinti'ächtigt  oder 
das  zum  Betriebe  in  dem  bisherigen  Um- 
fange notwendige  Wasser  entzogen  wird. ') 
Fischereiberechtigte  haben  nie  ein  Wider- 
spriichsrecht  gegen  Bewässerung,  sondern 
nur  einen  Ansprach  auf  Schadensersatz  (§  18), 
—  Keben  diese  privatrechtiichen  Wider- 
spruclisrechte  imd  Entschädigungsansprüche 
tritt  die  gewichtige  öffentlich-recht- 
liche Beschränkung  (§  15),  dass  ^gen 
Bewässerungsanlagen,  welche  ein  öffentSches 
Interesse  wie  das  der  Schiffahrt  gefährden 
oder  den  unterhalb  liegenden  Einwohnern 
den  notwendigen  Bedarf  an  Wasser  auf 
eine  Weise  entziehen,  dass  daraus  ein  Not- 
stand für  ihre  Wirtschaft  zu  besorgen  ist, 
die  Verwaltungsbehörde  (der  Bezirksaiis- 
schuss)  einzuschreiten  hat,  und  zwar  durch 
Verbot  der  Wasserableitimg  Ober  ein  fest- 
zusetzendes Mass  hinaus. 

Ein  Thätigwerden  der  Verwaltungsbe-. 
hörden  zu  Gunsten  von  Bewässerungsan- 
lagen ist  durch  das  Privatflussgeaetz  in 
zweifacher  Art  vorgesehen :  a)  Präklusion 
privater  Widerspruchsrechte  gegen  die  Be- 
wässerungsanla^  (§§  20—23)  und  b)  expro- 
priative  Beschränkung  fremder  Rechte 
am  Wasser  oder  am  Grund  und  Boden  (g§ 
2'iff,).  Beides  kann  nach  näherer  Massgabe 
des  Gesetzes  auf  An  trag  des  Unternehmers 
der  Bewässerungsanlage  geschehen  durch 
Beschluss  bezw.  Urteil  des  Kreisausschusses 
(in  Stadtkreisen  des  Stadtausschusses;  be- 
treffs der  Zuständigkeit  vgl.  Zuständ.-G.  v. 
1,  August  1883,  §§  73ff.).  a)  Will  sich  der 
Unternehmer  darüber  Sicherheit  verschaffen, 
welche  Widerspruchsrechte  oder  Entschädi- 
gungsansprüche in  Beziehung  auf  die  An- 
la^  bestehen,  so  ist  er  befugt,  die  Ver- 
imttelimg  des  Kreis-(Stadt-) Ausschusses  in 
Anspruch  zu  nehmen,  welcher  nach  Einleitung 
einea  Aufgebotsvertahrens  (gg  20,  21)  einen 
Bescheid  erteilt,  in  welchem  denen,  dje  aich 
gemeldet  haben,  ihre  Rechte  vorbehalteu, 
alJe  anderen  aber  mit  ihren  Rechten  präklu- 
diert werden  (§  22).  Gegen  die  Prilklusion 
kann  innerhalb  zwei  Wochen  bei  dem  Kreis- 
(Stadt-)AusschuS3  ein  Restitutionsgesuch  an- 

')  Eine  scharfe  Kritik  dieser  Bestimmungen 
(im  Interesse  der  Triebwerksbesiter)  bei  Bau- 
mert 8.  a.  0.  S.  42ff. 
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gebracht  werden,  Ober  das  im  Verwaltungs- 
Btreitverfahreii  entschieden  wird,  b)  Eine 
administrative  Beschränkung  der  Wasser- 
nutzungB-  und  Grund  eigen  twmsrechte  Dritter, 
insbesondere  eine  Durchbrechung  der  im 
PifiklusioQB verfahren  vorbehaltenen  Wider- 
apniehsrechte  gegen  eine  Bewässerungsan- 
lage ist,  gegen  allfällige  Entschädigung,  niu- 
iüi  solche  Anlagen  zugelassen,  für  deren 
Ausfühning  ein  überwiegendes  Lan- 
deskulturinteresse  spricht  Im  Inte- 
resse solcher  Anlagen  können  fremden 
Grundstücken  Wasserleitungsservituten  auf- 
erlegt, es  kann  femer  die  Benutzung  des 
jenseitigen,  einem  anderen  gehörigen  Fliiss- 
ufers  zum  Anschlüsse  eines  Stauwerks  ge- 
stattet, von  dem  Verbote  des  fiückstaus  fs. 
oben)  dispensiert  und  das  Wasserbenutzungs- 
recht der  Triebwerksbesitzer  beschränkt  wer- 
den (§  25).  Das  Verfahren  ruht  auch  hier,  wie 
bei  der  Präklusion,  in  der  Hand  des  Kreis- 
(Stadt-)AuBschusses,  es  zeigt  eine  dem  Eat- 
eignungsverfahren  (Enteign,-G.  v.  11. 
Juni  1874)  analog  Gliederung,  insofern  es 
in  folgende  Stadien  zerfällt:  1.  Beschluss- 
fassung  über  die  Vortage,  ob  ein  über- 
wiegendes Landeskulturinteresse  vorwalte 
(§  32  und  Ziiständ.-0.  v.  1.  August  1883, 
§  76 ;  analog  der  Verleihung  des  Entelgimogs- 
rechtes  diirch  königl.  Verordnung);  2.  kom- 
missarische Feststellung  der  für  die  Be- 
wässerungsanlage erfortlerlichen  Eigentums- 
und sonstigen  Rechtsbeschränkungen,  Be- 
BchliissfaSBung  über  letztere  durch  den 
Kreisausschuss  (§  77  Zuständ.-U.).  Gegen 
diese  »Planfeststellung«  (vgl.  Enteign.-G.  § 
21)  findet  binnen  2  Wochen  der  Antrag  auf 
mündliche  Verhandlung  im  Verwaltungs- 
Btreitverfahren  statt;  3.  Verfahren  behufs 
Feststellung  der Ent Schädigung (Pr.FLG. 
§  4öft,  Zuständ.-G.  g  78):  Schätzung  durch 
»Taxatoren.,  Feststellung  der  Entschädigung 
durch  urteil  des  Kreisausschusses,  welches 
für  den  Unternehmer  inappellabel  ist,  von 
dem  Expropriaten  jedoch  durch  Berufung 
an  das  Oberlandeskulturgericht  angefochten 
werden  kann.  4.  Gestaltung  der  Ausführung 
der  Bewässerungsanlage  nach  Zahlung  oder 
Deposition  der  Entschädigungssumme,  aus- 
nahmsweise auch  schon  vor  rechtskräftiger 
Feststellung  der  Entschädigung,  gegen  Kau- 
tion {§  52).  —  Auf  die  vorstehend  zu  a 
und  b  geschilderten  Verwaltungsmassregeln 
hat  Qiur  der  Anlieger  des  Privatflusses 
Anspruch ;  wie  er  allein  ein  gesetzliches 
Eigentums-  (oder  auch  Nutzungs-j  Hecht  am 
Flusse  hat,  so  ist  auch  lediglich  er,  nicht 
der  Besitzer  des  vom  Flusse  durch  das 
üfei^rundslück  getrennten  Hinterlandes,  be- 
fugt, die  »Vermittelung.  jPr.FI.G.  §  19  Satz 
1)  der  Verwaltungsbehörden  in  Anspruch 
L  g  ^^  Verleihung  des  Zwaogs- 

1  verlangen. 


Ueber  den  Zwang  zur  Beteiligung  an 
Bewässerungsgenossenschaften 
und  deren  Datemehmungen  vgl.  den  Art. 
•  Wassergenossen  Schafte  n  « . 

Innerhalb  des  Geltung« bereicha  des  Pr.FI.G. 
ist  im  Kreise  Siegen  [preusEi&ch  seit  läl5,  vor- 
dem zu  den  Nassau-oraniHchen  Erblanden  ge- 
hSrig)  de3  Bewässerungsrecbt  besuoders  geordnet 
durch  die  Wieseuordnuug  vom  28.  Oktober  1846, 
Uftcli  welcher  das  Pr.Fl.O,  dort  nur  insoweit 
ZOT  Anwendung  gelangt,  als  ea  sich  nicht  um 
Benutzung  dea  Wasaera  der  Privatflüsse  für 
Bewasseruns-  von  ärnnd stücken  zum  Zwecke 
der  WieseDKoltnr  handelt.  Letzterer  Zweig 
der  Land-  und  Wasserwirtschaft  ist  im  Sie^ener 
Land,  welches  hierin  in  Deutschland  fast  einzig 
dastebt,  seit  alters  her  gepflegt  worden  una 
bat  denn  auch  schon  frühzeitig  eine  besondere 
rechtliche  Gestaltung  empfangen  (vgl.  Bau- 
mert  a.  a.  0.  S.  16;  Nieberding-Frsnk 
a.  a.  0  S.  18.  19) ;  in  vorprenssischer  Zeit  zu- 
letzt durch  die  revid.  Wiesenordnnng  v  18.  De- 
zember l'iSO  (Weistnm  d.  Nassauischen  Ges.  III, 
ltK)J,  an  deren  Stelle  die  Wiesenordnnnc  7.  28. 
Oktober  1646  getreten  ist.  Die  Siegener  Wiesen- 
ordnnng  weicht  von  dem  Pr.Fl.G.  zunäcbut  darin 
,  ab,  dass  nicht  der  Ilferbesitz  fUr  das  Secht  der 
j  Waaserbenutzung  entscheidend  ist,  sondern  alle 
'Besitzer,  für  deren  Wiesen  sich  das 
Wasser  verwenden  lägst,  befugt  sind,  an 
der  NutzuBR'  teilzunehmen  und  zwar  nach  Ver- 
hältnis des  durch  die  BodenbeschafTenheiC,  Lage 
und  Knlturart  ihrer  Wiesen  bedingten  Wasser- 
bedarfs, im  Zweifelafalle  nach  der  Grösse  der 
Wiesenfläcbe.  Im  übrigen  schliessen  sich  die 
Bestimmungen  der  Wiesenordnung  dem  Pr.Fl.G. 
an,  soweit  nicht  durch  die  ürtlichen  Verhältnisse 
Abweichangen  bedingt  sind.  Von  den  letzteren 
mSgen  hier  erwähnt  sein:  die  besondere  Organi- 
sation des  BenJlsseruDgs Wesens  in  den  Ebren- 
ilmtem  der 'n' lesen  Vorsteher,  \\'iesenschüffen  und 
Kreisaachverständigen  (W.O  g§  ö4Ef,),  die  Vor- 
schriften über  gemeinschaftliche  Bewässerungs- 
anlagen mehrerer  Eigentümer,  die  eingehende 
itegcluug  des  Verhältnisses  zwischen  Trieb- 
werken und  Bewäsaerungsanlagen,  In  letzterer 
Beziehung  ist  u.  a.  ein  im  Siegener  Land  wie 
auch  anderwärts  (vgl.  oben  S,  777,  778,  780) 
schon  seit  Jabrbnnderten  Üblicher  Verteilnngs- 
modus  noi'.b  Zeiten  angenommen,  wonach 
während  des  sonntägl  leben  Stillstandes  der 
Mühlen  (Sonnabend  Abend  7  bis  Sonntag  Abend 
6  [Ihn  der  Wasserlanf  ausschliesslich  dem  Be- 
wäsaerungsinteresse  zur  Verfügung  steht  (W.O. 
g  12  VI2,  b.  c). 

Eine  einneiiliche  nnd  umfassende  fienord- 
nung  des  Wasserrechtes  für  das  gesamte  preus- 
aische  Staatsgebiet  [in  welchem,  ausser  den 
wasserrechtlicnen  Normen  des  Gemeinen  Eechia, 
des  Allg.L.-B.  nnd  des  c.  civ.  dermalen  nicht 
weniger  als  Öi  verschiedene  Specialgesetze 
wasserrechtlichen  Inhalts  gelten)  ist  geplant. 
Der  —  bereits  oben  S.  774  erwahnie  —  „Ent- 
wurf eines  Prenssiscben  Wassergesetzes"  ist  im 
Jahre  1894  veröfTentlicbt  worden,  er  zahlt  313 
Paragraphen  und  ist  von  einer  eingebenden, 
de  ]ege  ferenda  wie  de  lege  lata  lehrreichen 
Begründung  begleitet.  Unter  Berücksichtigung 
des  umfangreichen,  hierzn  eingegangenen  Mate- 
rials an  Gutachten  nnd  Vorschlägen  wird  der 


Gesetzentnnrf  jetzt  —  1899  —  anderweit  be- 
arbeitet {Hermes  in  v.  Stengels  Wörterb. 
d.  Dentsch.  Vernaltni^sr.,  Ergänzang'aband  III 
S.  296).  Bei  diesem  Staude  der  Angel  esenbeit 
masB  Ton  einer  Darstellung  des  auf  das  Be- 
näsaemo^Bwesen  bezüglichen  Inhalts  des  Ent- 
wurfes hier  abgesehen  werden. 

7.  Bayern.  Das  Wasserrecht  ist  in 
Bayern  neu  und  kodifikaforisch  geordnet 
■worden  durch  die  drei  Gesetze,  die  Be- 
nutzung des  Wassers  betreffend  (im  folgen- 
den abgekür-!t:  W.B.G.),  über  die  Bewässe- 
mngs-  und  EntwässerungsuntemebmungeQ 
zum  Zwecke  der  Bodenkultur  und  über  den 
Uferschutz  und  den  Schutz  gegen  Ueber- 
schwemmuDgen,  alle  drei  vom  28.  Mai  1852. 
Die  oben  zu  Beginn  der  Darstellung  des 
preuBsischen  Bewässerungsrechts  erwähnte 
Dreiteilung:  CffeuUiche  riüsse,  PrivatQüBse, 
PrivatgewäBBer  in  engerem  Sinne  liegt  auch 
dieser  Gesetzgebung  zu  Grunde  (vgl.  W.B.G. 
Art.  33,  39).  Die  Benutzung  der  öffent- 
lichen, d.  h.  schiff-  oder  flosabaren,  Flilsae, 
die  ein  zur  allgemeinen  Benutzung  be- 
stimmtes Staatsgut  bilden  (W.B.G.  Art.  1,  2), 
unterliegt  der  Regelung  und  Leitung  der 
Staatsregierung.  Es  dürfen  daher  ohne  Er- 
laubnis der  Verwaltungsbehörden  an  oder 
in  einem  Öffentlichen  Flusse  keine  Anlagen 
erriuhtet  werden^  welche  auf  den  Lauf  des 
Wassers  oder  die  Höhe  des  Wasserstandes 
Einfluss  haben  können  oder  zur  Ableitung 
des  Wassers  dienen.  Die  Verwaltungsbe- 
hörde (d.  h.  die  Distriktsverwaltungsbehörde) 
bestimmt  bei  Erteilung  der  Erlaubnis  das 
Mass  und  die  Art  der  Benutzung  und  über- 
wacht die  Erfüllung  dieser  Bestimmungen. 
Eine  einmal  erteilte  Erlaubnis  darf  mu-  im 
Wege  der  Z'wangsabtretung  (G,  v.  17.  No- 
vember 1837)  zurückgenommen  oder  einge- 
schränkt werden,  sofern  dieselbe  nicht  unter 
Vorbehalt  des  Widerrufs  erteilt  war  (Ärtt. 
10—14).  —  Zu  den  Privatgewässern 
im  engeren  Sinne  gehören:  alles  ge- 
schlossene Wasser  (Teiche,  Cistemen,  Brun- 
nen), die  Quellen,  das  Regenwasser  und  die 
künstlich  angelegten  Wasserlftufe  (Kanäle, 
Wasserleitungen),  üeber  diese  Wasservor- 
räte  steht  dem  Eigentümer  des  Grundes 
und  Bodens,  in  welchem  sie  sich  befinden, 
die  auaschhesaliche  Verfügung  zu,  mit  der 
einzigen  EinschrtLnkung,  daas  er  beim  Ab- 
fluss  auf  ein  fremdes  Grundstück  dem 
Wasser  keine  das  Nachbai^rundstück  be- 
lästigende, von  dem  natürlichen  Laufe  ab- 
weicnende  Richtung  geben  darf  (Artt.  33 
bis  38).  —  PrivatflÜBse,  d.  h.  nicht 
schiff-  oder  flossbare  natürliche  Wasser- 
läufe  sind  Zubehör  der  Grundstöcke,  zwi- 
schen denen  sie  hindurchf Hessen ,  nach 
Masegabe  der  l.'ferlänge  eines  jeden  Grund- 
stücks (Art  39).  Doch  darf  das  Wasser 
nur  mit  Rücksicht  auf  die  gleichen  Hechte 
der   übrigeu   Ofereigentflmer   benutzt  wer- 


den; ferner  wird  die  Zugehörigkeit  nur  in- 
soweit angenommen,  als  nicht  vor  ErlasB 
des  Gesetzes  der  Staat  oder  dritte  Personen 
das  Eigentum  an  dem  Privatflues  erworben 
haben,  wobei  es  sein  Bewenden  behält 
(Artt.  39,  40).  Im  einzelnen  ist  die  Wasser^ 
benutzung  durch  die  AnliM[er  ebenso  ge- 
regelt wie  im  Preussischen  Privatflussgesetz 
(§g  13  ff.  desselben,  oben  S.  782);  insbeson- 
dere gilt  das  Verbot  des  Rückstaus,  die 
Verpflichtung  zur  Zurüekleitung  des  ab^ 
leiteten  Wassers  in  den  Fluss,  die  adminia- 
trative  Beschränkung  der  Wasserableitung 
oder  sonstigen  Wassemutzung  im  Öffent- 
lichen Interesse  (Artt  53 — 61).  Ist  das 
Wasser  durch  Orts  Verordnung,  Herkommen 
oder  besondere  Rechtstitel  unter  mehrere 
Nutzungsberechtigte  verteilt,  so  darf  eine 
solche  Verteilung  in  der  R^l  nicht  abge- 
ändert werden,  wenn  nicht  aUe  Beteiligten 
zustimmen  (Art  59);  reicht  aber  das  Was- 
ser infolge  Verminderung  des  WasserstMj- 
des  für  die  Bedürfnisse  aller  Berechtigten 
nicht  mehr  aus,  so  hat  die  Verwaltungsbe- 
hörde die  Vert^lung  mit  möglichster  Be- 
rücksichtigung der  besonderen  Rechte  zu 
vermitteln  und  darüber  Anordnungen  zu  er- 
lassen (Art  60).  —  Wird  das  /Wasser  des 
Privatflusses  von  dem  Bereditigten  nidit 
gebmucht .  so  kann  dasselbe  auch  für 
Grundstücke  in  Anspruch  genommen  wer- 
den, welche  nicht  an  dem  Flusse  liegen. 
Die  Zuweisung  geschieht  durch  Beschluss 
der  Kreisregienmg ;  sie  setzt  voraus  (Art,  62) : 
1.  dass  der  bezweckte  Gebrauch  des  Was- 
sers einen  bedeutenden  Nutzen  für  Land- 
wirtschaft oder  Industrie  darbietet,  2.  dass 
der  Berechtigte  nicht  binnen  Jahresfrist  das 
Wasser  selbst  nutzbar  verwendet,  3.  dass 
demselben  voller  Ersatz  geleistet  wird, 
4.  dass  die  erforderlichen  Anlagen  in  der 
durch  die  Kreisregierung  vorgeschriebenen 
Form  und  Frist  ausgeführt  werden.  Wenn 
durch  zeitweise  oder  teilweise  Benutzung 
des  einem  Triebwerksbesitzer  zumhörigen 
Wassers  benachbarten  Grundstufen  ein 
bedeutender  Vorteil  verschafft  werden  kann, 
hat  die  Erelsregierung  die  Zeiten  und  die 
Mengen  für  die  Benutzung  festzusetzen,  so- 
weit dies  ohne  erheblichen  Nachteil  für  den 
Gewerbebetrieb  möglich  ist  und  von  dem 
Qmndeigentümer  verlangt  wird  (Art.  63). 
Die  Möglichkeit  der  Erzielni^  eines  grösse- 
ren Wasserüberschusses  durch  Abänderung 
der  bisherigen  Benutzungs weise  und  der 
dazu  dienenden  Einrichtungen  begründet 
für  einen  Dritten  keinen  Anspruch  auf 
Ueberlassung  eines  solchen  üeberachusses ; 
die  Besitzer  von  Triebwerken  und  Stauvor- 
richtungen sind  aber  verpflichtet,  jede  nutz- 
lose Verechwendung  zu  vermeiden,  und 
dieserhalb  der  Aufsicht  der  Verwaltungsbe- 
hörden unterworfen. 


iglizecby  Google 


Bewfisserung  und  BewSsseningsrecht 


Zwangsrechte  zur  Bef&rd^ruug  der 
'Wasfierbenutzimg  sind  durt^  das  W3.G. 
(Artt.  86 — 90)  in  ganz  ähnlichem  umfange 
gewährt  wie  durch  das  Preusaische 
FrivatOuBs^Betz  §  25  (obea  8.  783) ;  insbe- 
sondere stimmen  das  bayerische  und  das 
preussische  Becht  dariu  überein,  daea  sie 
die  Vorteile  der  Zwangsrechte  nur  der 
landwirtschaftlicheD,  nicht  auch  der 
industriellen  AVasserbenutzung  lu- 
venden. 

Im  einielnen  ist  nach  bayerischem  Recht  zn- 
l&Bsis::  a)  der  Zwang  für  Änschluss  eines 
Slanwerkes  an  das  gegeaülierUegendeFlasB- 
Mfet  [Artt.  86—88;  Mitbenntzangsrecht  des  an- 
deren ^egen  Beteiligung  an  den  Kosten).  Diesea 
R«cht  ist  aJB  Legalservitut  konstruiert,  d.  h.  es 
beruht  anmittelbar  anf  dem  Gesetz  (Art.  BS'.). 
Dagegen  entsteht  b)  das  Zwangsleitungs- 
recht  (Artt.  89ir.)  im  Einzelfalle  erst  durch 
konstitativen  Verwaltnngsakt,  Ueber  Voraus- 
setzungen und  Inhalt  dieses  Zwangswesens  be- 
stimmt W.S.a.  Art.  89:  Behufs  der  Bewä«se- 
rung  und  Entwässerung  znm  Zwecke  der  Boden- 
kultur kann  der  Eigentümer  eines  fremden 
Grundstückes  gezwungen  werden,  die  Zuleitung 
oder  Ableitung  des  Wassers  über  dasselbe  zu 
gestatten,  wenn:  1.  die  Anlage  einen  weaent- 
lichen  landwirtschaftlichen  Nutzen  C'^ währt, 
2.  dieselbe  nicbt  anf  andere,  im  Verhältnisse 
zur  GrOflse  und  znm  Nutzen  der  Unteniebmung 
at«hende,  einem  Dritten  keine  oder  geringe  Be- 
lästigung zufügende  Weise  ausgeübt  werden 
kann,  3.  dem  Besitzer  des  in  Anspruch  ge- 
nonunenen  Grundstückes  ein  wesentlicher  Nacli- 
t«il  bezüglich  der  besonderen  Benutzung  des- 
selben Überhaupt  nicht  zugeht,  4.  die  Zuleitung 
oder  Ableitung  des  Wassers  nicht  durch  Ge- 
binde oder  einen  Gebäudekomplex  oder  durch 
znm  Umfange  derselben  gehörige  Hotraiten 
oder  Gärten  gerichtet  werden  will,  5.  für  die 
Belastung  Torauagehende  Entschädigung  ge- 
leistet wird. 

Ueber  den  auch  nach  bayerischem  Becht 
zulässigen  Zwang  zur  Beteiligung  an  Bewässe- 
mngsnntemehmilngen  b.  d.  Art.  Wasserge- 
nossenschaften. 

8.  Kfinlgreleh  SaohseB.  Das  Wasserrecht 
ist  hier  nicht  wie  in  Bayern  kodifiziert.  Das 
Gesetz  betr.  die  Berichtigung  von  Wasserlänfen 
und  die  Ansfühmng  vouEnt-  und  Bewässe- 
rungsanlagen y.  ib.  Angust  185Ö  enthält  keine 
allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Bechtarer- 
hSltniBBe  an  den  OewSsaemj  insoweit  galt  das 
Gemeine  Becht  fort,  und  dieser  Bechtszustand 
wurde  im  wesentlichen  aufrechterhalten  durch 
die  Kodifikation  des  Civilrechtes  im  Jahre  1863. 
Die  EinfOhmngs-V.  zum  sächs.  B.G.B.  t.  2. 
Januar  1863,  g  3  Ziff.  5,  d  bestimmt  nämlich, 
daSB  das  Wasserrecht,  d.  h.  dos  Gemeine  Becht 
und  die  wenigen  vorhandenen  Specialgesetze 
waaserrechtlichen  Inhaltes,  Toran  das  erwähnte 
6.  V,  15.  August  1865  neben  dem  B.G.B.  in 
Kraft  bleiben  sollen,  soweit  letzteres  nicht  aus- 
drDckliche  Vorschriften  enthält  (B.G3.  g§  281 
—283,  364—356).  —  Der  wesentUohe  Inhalt  des 
G.  T.  15.  AtwnBt  1855  bezieht  sich  auf  die 
Zwangsrechte  zn  Gunsten  von  Ent-  und 
Bewässernngsanlagen.  Jeder  Grundeigentümer 
B*adw0rt«rbacb  der  StaaUwlBMiiscIitRsn.    Zweit« 


ist  danach  verpflichtet,  sich  zur  Augfüliraitg 
solcher  Anlagen  die  notwendigen  Vorrichtungen, 
einschliesHlicQ  der  zum  Stauen  und  Ableiten 
erforderlichen  [eine  nähere  Bezeichnung  der  zu- 
lässigen Zwangsservitaten  wie  im  prenssischen 
und  bayerischen  Becht  ist  nicht  erfolgt),  gefallen 
zu  lassen,  wenn  ohne  Benutzung  fremden  Grundes 
und  Bodens  die  Anlage  gar  nicht  oder  doch 
nnr  mit  einem  un verhältnismässigen  Aufwände 
auszuführen  sein  würde  und  die  Verwaltnngs- 
bebörde  mit  Rücksicht  hierauf  und  falls  poli- 
zeiliche Bedenken  gegen  die  Anlage  nicht  ob- 
walten, den  Plan  der  Anlage  genehmigt. 
Doch  ist  diese  Genehmigung  nnr  eine  Genehmi- 
gung des  Planes,  nichteine  Verleihung  des 
erforderlichen  Wasserbenutznnciirechts.  Erfolgt 
ein  Widerspruch  gegen  die  Wasserbenntzung, 
so  bat  der  Unternehmer  seine  Berechtigung 
hierzu  (d.  h.  anf  Grund  des  Gemeinen  Rechtes; 
z.  B.  Konzession  zur  Wasserableitiing  ans  einem 
Öffentlichen  Fluss,  Adjacentenrecht  am  Privat- 
fluss,  Privateigentum  am  geschlossenen  Gewässer) 
nachzuweiaen  und  eventuell  im  Rechtswege  zu 
erstreiten.  Bis  ihm  das  beanspruchte  Recht 
rechtskräftig  zugesprochen,  musa  die  Ausfühmng 
unterbleiben.  Dagegen  sind  andere  Streitig- 
keiten, welche  bei  AuMühmng  einer  genehmigten 
Bewässemngsanlage  entstehen,  einschliesslich 
der  Ausmittelong  der  zu  leistenden  Entschädi- 
gungen, im  Verwaltungswege  durchzuführen. 
Dem  zur  Empfangnahme  der  Entschädigung 
Berechtigten  steht  jedoch  binnen  drei  Jahren, 
vom  Tage  der  Bekanntmachung  des  Betrages, 
frei,  eine  höhere  Forderang  im  Rechtswege  zu 
beansiimchen,  ohne  dass  hierdurch  die  Ausfüh- 
rung aes  UntemehmeuB  aufgehalten  wird.  Femer 
ist  jeder  Besitzer  von  Bewässernngsanlagen 
verpflichtet,  die  Mitbenutzung  und,  soweit  er- 
forderlich, die  Erweiterung  denen  zu  gestatten, 
welche  sich  derselben  ZtUeitnug  zur  Bewässe- 
rung ihrer  Ömndstücke  bedienen  kOnnen,  ohne 
den  ursprün^ichen  Zweck  der  Anlage  zu  beein- 
trächtigen. Die  Ragelung  solcher  Verhältnisse 
erfolgt  im  Verwaltungswege,  das  Verfahren  ist 
genau  vorgeschrieben.  Endlich  stehen  alle  Be- 
wässerungsanlBgen  unter  staatlichem  Schutze, 
indem  unberechtigte  Abänderungen  oder  Be- 
schädigungen derselben  mit  Geßngnis  oder 
Geldstrafe  bedroht  werden.  (Forststrafgesetz 
V.  30.  AprU  1873  Art.  12.) 

9.  Baden  und  Elsasa-Lothringen.    a) 

Baden.  —  Das  badische  Gesetz,  die  Be- 
nutzung und  Instandhaltung  der  Oewässer 
betreffend,  vom  25.  August  1876  will,  und 
zwar  vorwiegend  in  der  Segulienmgsweiae 

und  mit  den  Mitteln  des  öffentlichen 
Rechts,  die  Aufgabe  erfüllen,  das  Wasser 
»möglichst  für  den  ganzen  Bereich  der 
FlScne  nutzbar  werden  zu  lassen,  für  welche 
es  der  örtlichen  Lage  nach  dienlich  und 
bei  allseitig  rationeller  Verwendung  noch 
quantitativ  ausreichend  ist*  (Uotive).  Die 
allgemeinen  Rechts-  und  Ei^ntumaverh&lt- 
nisse  an  den  Gewässern,  wie  sie  auf  dem 
—  in  Baden  als  »Landrecht*  eingeführten  — 
Code  civil  beruhen  (vgl.  unten  suo  11  »Frank- 
reich»), bleiben  unberührt  Danach  sind  die 
schiff-  oder  auch  nur  QOssbaren  Oew&ss^ 
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BewäsBening;  und  BevSEBerungsrecht 


(■öffentliclie  FlflBSe}  jedem,  dem  Privatrecht 
angehörigen  Nutzan^recht  schlechthin  ent- 
zogen; eie  bilden  »Zugehörden  des  Staats- 
eigentums« ;  die  anderen  WasserläuFe  stehen 
zwar  auch  nicht  in  irgend  jemandes  Privat- 
eigentum, werden  aberiraft  gesetzlichen  ding- 
lichen Privatrechts  von  den  üferanliegern  ge- 
nutzt (den  Ausdruck  »Privatfluss«  kennt 
weder  das  französische  noch  daa  hadische 
Recht),  Endlich  sind  die  geechlosB» 
Gewftaser  dem  vollen  Privateigentum  unter- 
worfen.—  Die  Öffentlichen  GewSssei 
sind  der  Leitung  und  Aufsicht  der  Verwal- 
tungsbehörden unterstellt;  ihre  Benutzung 
veimittelst  besonderer  Anlagen  darf  nur  mit 
Genehmigung  der  Behörde  erfoigen.  Diese 
Genehmigung  ist  kraft  GesetzeB  wi  den 
Vorbehalt  gebunden ,  dasa  dieselbe  aus 
(Jrflnden  des  öffentlichen  Interesses  jeder- 
zeit  widerrufen   oder    beschränkt    werden 


läge  verwendeten  Kosten  zuzusichern  (Artt 
1,  2  des  G.  V.  25.  August  1876).  —  Für  die 
weder  schiff-  noch  flössbaren  (in 
Preuseen,  Bayern  und  anderwärts  »Privat- 
flflsse'  ^nannten)  WasserlAufe  ist  es  be- 
ztlglich  ihrer  rechtiichen  Natur  und  Be- 
nutzung bei  den  Vorschriften  des  badischen 
I«ndrecht8  (Satz  556—563  und  644)  ver- 
blieben. Hiemach  steht  den  EigentQmem 
der  UfergmndstQcke  ein  privatrechtlicher 
Anspruch  auf  Benutzung  des  das  Grund- 
stück berührenden  Wasserlaufg,  insbeson- 
dere zur  Bewässerung,  zu ;  fraglich  ist  aber 
(bei  dem  Schweigen  des  Landrechts  und  des 
G.  V.  25.  August  1876  tlber  diesen  Punkt), 
ob  sich  dieses  Becht  ala  ein  Ausfluss  des 
E^igentums  an  Bett  und  Wasser  darstellt 
oder  ob  es  lediglich  als  ein  mit  dem  Eligen- 
tumsrecht  am  Ufergrundstücke  kraft  Ge- 
setzes verbundenes  dingliches  Nutzungsrecht 
«1  einer  dem  Verkehr  entzogenen  Sache  auf- 
zu&tssen  ist.')  Jedenfalls  aber,  miw  man 
es  als  Funktion  des  Eigentums  oder  als 
dingliches  Becht  eigener  Art  konstnüeren, 
ist  dieses  Nutzung»«cht  der  Anlieger  an 
dem  nichtschiffbaren  Wasserlauf  weit^hen- 
den  privat-  und  öffentlichrechthchen  Be- 
schiftnkungen  unterworfen.  Dm  mit  den 
öffentlichrechtlichen  Beschränkungen  zu  be- 
ginnen, so  ist  das  für  die  Benutzung  der 


^]  WiasenBchaft  und  ReclitsprechnDg  in 
Baden  neigen  sich  überwiegend  der  zweiten 
Alternative  zu;  vgl.  Schenkel,  Bad.  Wuser- 
recht  S.  9,  10;  ebeiuo  die  herrschende  Hebung 
über  den  Sinn  von  Art-  644  C.  civ.  in  Frank- 
reich; vgl.Hnber,  Wassergeaetze  Elsaas-Loth- 
ringens  (2.  Aufl.,  1^)  S,  54  ff  nebst  Litteratnr- 
angaben.  Umgekehrt  ist  in  PreusBen  die  com- 
mnnis  opinio  noch  immer  für  die  Annahme  eines 
wahren  Eigentomarechtee  der  Anlieger  an  dem 
PriTatflnsse  (oben  S,  ^SZ). 


öffeutHchen  Flüsse  charaktenstische  Eon- 
zeBsionssy Stern  in  weitem  Umfange  auch 
für  die  nicht  öffenüiehen  Flüsse  eingeführt  1 
Zur  Errichtung  und  wesenthchen  Verflode- 
rung  von  Be-  (oder  Ent-)w5s8erungsanlagen, 
durch  welche  der  Lauf  des  Wassei«  mit 
Wirkung  für  dritte  Grundeigentümer  oder 
Nutzungsberechtigte  gehemmt,  beschleunigt 
oder  abgeleitet  wird,  igt  die  Genehmigung 
der  Verwaltungsbehörde  (des  Bezirkstunts) 
erforderlich  (G.  v.  25.  August  1876,  Ärtt  23 
bis  27).  Im  öffentlichen  Interesse  kann 
jede  Wasserbenutzung  durch  die  Behörde 
unterBagt  werden;  ferner  können  für  alle 
fliessenden  Gewässer,  welche  von  einer 
gr&sseren  Anzahl  Beteiligter,  namentlich 
gleichzeitig  von  Wiesen-  und  Werksbesitzem 
benutzt  werden,  bezirks-  oder  ortspolizei- 
liche Vorschriften  über  die  VerteOnüg  und 
Benutzung  des  Wassere  sowie  über  die 
Fflit^ten  der  Nutzungsberechtigten  erlassen 
werden,  wobei  jedoch  den  Berechtigten  vor- 
behalten  bleibt,  ihre  auf  besonderen  Titeln 
des  Privatrechts  beruhenden  Ansprüche  im 
ordentlichen  Bechtswege  geltend  zu  machen 
(Artt  29,30)-  —  Die  privat  rechtliche  Be- 
grenzung des  Anliegerrechtß  ist  im  wesent- 
lichen dieselbe  wie  im  preussischen  und 
bayerischen  Becht  (oben  S,  782,  784);  so 
gilt  insbesondere  der  Grundsatz,  dass,  wenn 
gegenflberUc^ade  Dferstrecken  verschiede- 
nen Eigentiknem  gehören,  die  Benutzung 
des  Flusswassere  j«iem  zur  Hälfte  gebührt 
(Art.  8),  das  Verbot  des  Bückstaus  und  der 
Ueberschwemmung  fremder  Grundstücke 
(Art.  9  Abs.  1,  2),  die  Veirflichtung,  Be- 
wässerungs-  und  andere  Anlagen  so  zu  er- 
richten und  zu  gebrauchen,  dass  ein  nut^ 
loser  Verbrauch  oder  eine  nutzlose  Auf* 
Stauung  des  Wassers  zum  Nachteil  anderer 
eintritt  fÄrt.  9  Abs.  3). 

Erhebhch  weitergehend  als  die  analogen 
Vorschriften  des  Preuss,  Pr.Fl.G.  und  des 
Bayer.  W.B.G.  (oben  S.  783,  785)  sind  die 
Bestimmungen  des  G.  v.  25,  August  1876 
über  Zwangsrechte  zu  Gunsten  der 
Wasserbenutzung  (Artt.  10 ff.);  insbesondere 
verdient  hervorgehoben  zn  werden,  dass 
diese  Zwangsrechte  nicht  nnr  der  land- 
wirtschaftlichen, sondern  auch  der 
gewerblichen  Benutzung  des  Wassers 
gewährt  sind. 

Im  einzelnen  gilt:  Besitzer  von  BetT&Bse- 
nmgs-  oder  Wasserwerksuilagen  können  fOi 
verbindlich  eiklSrt  werden,  nch  einer  Zeitbe- 
stimmmig  für  die  WasserbenDtinng  zn  nnter- 
werfen  oder  ihre  Anlagen  verbesaem  sn  laasen, 
wenn  dadurch,  ohne  nachhaltige  Beeintrftcbti- 
gnng  des  Betriebes  der  Anlage,  ein  Wasser- 
Ubencbnss  erlang  wird,  der  für  ein  andern 
Untemehmen    mit    Vorteil    verwendet   werdm 


dient.     Unter    derselben    Voranssetzong'   kann 


Bew&SEenmg  nnd  BewftsRertmgsreoht 


Ton  jedem  Besitaer  von  im  WasBerbereJch  be- 
le^^en  Grund  stücken  die  Benntzoni;  dea  WuBers 
beuispTncht  werden,  wenn  der  znnichBt  Be- 
reditiffte  die  Nutzung  nicht  auattbt.  Die  Ueber- 
lasBnng;  eines  WasserüberaohuBses  oder  de« 
Waasers  Oberhaupt  erfoltft  jedoch  nnr  auf  An- 
trag des  Unternehmers,  dem  der  BeniitznngB- 
berechtigte  widersprechen  kann,  wenn  er  das 
in  Ansprach  genommene  Wasser  selbiit  zur  Er- 
htihnng  der  LeistangsAhigkeit  seiner  Anlage 
oder  lar  Krrichtang  eines  aenen  ünt«rnehmeDS 
Terwenden  will.  In  allen  Fällen  hat  der  Un- 
ternehmer anzemesHene  Entschftdigaog  zn  gs- 
wtlhren.  Das  verfahren  leitet  die  Verwaltangs- 
behörde,  die  anch  in  Ermaneelnng  einer  güt^ 
liehen  Uebereinknnft  nnter  den  Beteiligten  zu 
entscheiden  hat  (Aitt.  14^18)  und  hierbei,  wenn 
die  Benutinng  von  mehreren  in  Anspruch  ge- 
nommen wird,  demjenigen  den  Yorzug  zu  geben 
hat,  dessen  Unternehmen  nach  Lage  der  beson- 
deren Verhältnisse  die  grüssere  wirtschaftliche 
Bedeutung  zukommt,  im  Zweifel  einem  Se- 
wässernngsuntemehmen  vor  einer  gewerblichen 
Anlage  und  sodann  demjenigen,  welcher  zuerst 
den  Antrae  gestellt  hat  (Art.  20).  Abgesehen 
hiervon  geht  das  Gesetz  davon  ans,  dsss  an 
sich  keinem  Berechtigten  wegen  der  Art  der 
Benntznng  ein  Torzügticher  Anspruch  zustehe' 
Werkbesitzer  nnd  W  lesen  besiCzer,  Industrie  und 
Landwirtschaft  haben  an  sich  den  gleichen  An- 
spruch auf  Schutz  ihrer  Nutzungsrechte  und 
nnterliegen  den  gteicben,  doicb  dos  Znsammen- 
treffen mehrerer  Beteiligter  bedingten  Ver- 
pflichtungen ;  es  haben  sich  daher,  wo  die 
vorhandene  Wassermasse  oder  dos  gegebene 
Geftlle  zur  Befriedigung  oller  Anfordemngen 
nicht  reicbt,  sämtliche  Beteiligte  nacb  freiem 
Ermeaten  zu  einigen.  Erst  wenn  dies  nicht 
geschieht,  kann  die  Behörde  durch  Erlass  einer 
Anordnung  über  die  Wasserverteilung  (s.  oben) 
eingreifen. 

bVEIsass-Lothringen.  Für  das Reichi- 
land  Elsass-LothriDgen  ist  unter  dem  2.  Jali 
1891  des  Gesetz  betreffend  WaBsetbenntzang 
nnd  Woseerschntz  erlassen  worden,  welches  dem 
badischen  G.  t.  26.  August  1876  in  den  leiten- 
den Grundgedanken  nuie  verwandt  und  anch 
in  den  Einzelheiten  vielfach  nachgebildet  ist. 
Wie  das  badische,  so  ist  auch  das  elsass-loth- 
ringisebe  Gesetz  ganz  vorwiegend  Verwal- 
tnngsgesetz;  es  giebt  (nnter  Aufhebung  der 
meisten  noch  aus  franzGsiscber  Zeit  berrtSren- 
den  Specialgesetze  wa.<!3 errechtlichen  Inhalts, 
I.  B.  der  GG,  v.  1846  nnd  1847,  vgl.  unten  S.  789) 
die  notwendigen  Öffentlich  rechtlichen  Ergän- 
zungen zn  den  privatrechtlichen  Wassenechts- 
normen  dea  C.  civ.  (Artt  538,  566ff.,  MOff.), 
welche  letzteren  mithin  noch  heute  die  gemein- 
same Grundlage  sowohl  des  badiachen  wie  des 
reicbslandischen  Wasserrechtes  bilden.  Ans  dem 
Inhalte  des  O.  v.  2.  Juli  1891  ist  bervarzn- 
heben;  An  Wasserlttufen  jeder  Art  (also  an 
SBentlichen  wie  an  nicht  Qfientlichen  Flüssen) 
bedürfen  diejenigen  Veranstaltungen ,  welche 
geeignet  sind,  den  Lauf  des  Wassers  zu  ver- 
llndem,  zu  stauen,  zu  hemmen  oder  zn  be- 
schleunigen ,  insbesondere  alle  Stauanlagen, 
Waaserableitnngen  und  Wasserentnahmen  jeder 
Art,  sowie  die  Wjederbeseitigung  und  Abände- 
rung solcher  Anlagen,  der  Oenebmignng  (des 
B«EiAspiftsidenten),  welche  nnter  VorbehSt  der 


Bechte  Dritter  erteilt  wird  und  kraft  Gesetzes 
an  den  Vorbehalt  gebunden  ist,  dass  sie  im 
Öffentlichen  Interesse  jederzeit  widerrufen  oder 
beschränkt  werden  kann  i§g  1,  5).  Noch  weiter- 
gehend erklärt  §  2  des  Gesetzes  für  kouzessionB- 
pflicbtjg  an  öffentlichen  (schiff-  oder  flOs&- 
baren)  Flüssen  jede  Benutzung  des  Wassers 
oder  Bettes,  mit  welchen  eine  „besondere  Vor- 
richtane"  verbunden  ist.  Ausser  dieser  weiter- 
reichenuen  Eonzessionspflicht  besteht  ein  Unter- 
schied in  der  verwaltungsrechttichen  Behand- 
lung der  öffentlichen  und  nichtöffentlichen  Flüsse 
nur  noch  darin,  dass  für  die  Erteilung  der  Ge- 
nehmigung zn  einer  AnlSige  im  ö&ntlichen 
Wasser  eine  Abgabe  erhoben  werden  k&im,  im 
nichtöffentlichen  Wasser  dagegen  nicht  (g  4) 
und  dass  im  Falle  des  Widerrufs  oder  der 
WiedereinschrBnknng  der  Genehmigung  im 
öffentlichen  Interesse  lediglich  bei  nicnt^ent- 
lichen  Wasserlänfen  eine  Entschädigung  des 
Unternehmers  angeordnet  ist  (§  5).  Die  Ver- 
teilung des  Wassers  zwischen  mehreren  Berech- 
tigten bezw.  Interessenten  regelt  sich  zunftchst 
nach  den  bestehenden  „Ortsgebräuchen  oder 
Verordnungen ",  anderenfalls  erfolgt  die  im  Öffent- 
lichen Interesse  notwendige  Wasservert«ilnng 
(nach  Mengen  oder  Benatzungszeiten)  darcD 
Verordnung  des  Statthalters  (g  9),  Die  für  Be- 
wässerungsanlagen zugelassenen  Zwangsdienst- 
barkeiten  sind  die  t;pischen :  ZwangsTeitung»: 
recht  nnd  Anschlnsszwang  für  Stauwerke.  Das 
Zwangsleitungsrecht  am  Hemden  Grundstück 
steht,  nach  näherer  Massgabe  des  Gesetze« 
(§g  11  ff.)  jedem  zu.  der  seinem  Grundstück 
zum  Zwecke  der  Bewässerung  Wasser  zuführen 
will,  über  welches  er  zn  verfügen  befugt  oder 
ermächtigt  ist  (ut.  538,  61],  644  C.  civ.;  g  1 
des  G.);  vorausgesetzt,  dass  die  Anlage  einen 
wesentlichen  landwirtschaftlichen  Nutzen  ge- 
währt nnd  dass  die  übrigen  im  §  11  des  Ge- 
setzes angeführten  Voranssetzimgen  zutreffen. 
Weigert  sich  der  Eigentümer  des  mit  dem 
Zwangsrecht  gesetzlich  belasteten  Grundstücks, 
die  Ausübung  des  Hechts  zu  gestatten,  so  ent- 
scheidet die  Verwaltungsbehörde  über  das  Ob 
und  Wie  des  Zwanges ;  über  die  Entschädignngs- 
frage  findet  der  Rechtsweg  statt  (§  16), 

10.  Hessen.  Für  das  Grossherzogtam 
Hessen  ist  das  Wagserrecht  neu  nnd  umfamend 
(d.  h.  nach  der  privat-  wie  nach  der  flffent- 
lichrechtlichen  Seite  hin)  geregelt  worden  durch 
das  Gesetz  über  die  Bäche  und  die  nicht  stän- 
dig fliessenden  Gewässer  vom  30.  Juli  1887 
nnd  das  Gesetz  betr.  das  Dammbanwesen  and 
das  Wasserrecht  in  den  Gebieten  des  Rhein, 
Main,  Neckar  und  der  Lahn  (d.  h.  der  schiff- 
baren Flüsse  des  Landes)  vom  14.  Juni  1887. 
Das  Bedeutsame  dieser  Gesetzgebung,  insbe- 
sondere des  G.  V.  30.  Juli  1887  ist  die  Aus- 
dehnung des  Kreises  der  üifentlichen  Gewässer 
auf  alle  Wagserlänfe.  Nicht  nur  die  schiff- 
nnd  flössbaren  Flüsse  (G.  v.  14.  Juni  1887), 
sondern  auch  alle  freifliessenden  nicht  schift- 
baren nnd  flSssbaren  Flüsse  imd  Bäche  sowie 
die  zn  allgemeinen  Zwecken  künstlich  ange- 
legten, nicht  schiffbaren  Wasserlänfe  und  Kanäle 
sind  SffcDtlicbe  Gewässer  (O.  v.  30.  Juli 
1887,  §  1),  die  dem  Privateigentum  entzogen 
und,  ohne  Privilegierung  der  Anlieger,  dem 
Gemein  gebrauch  nnter  Aufsicht  und  Leitnng 
des  Staates  zur  Verfügung  gestellt  sind.  Das 
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hesBigche  G.  v.  30.  Juli  1887  ist  daa  erste  deut- 
sche OeaeU,  welches  den  in  Italien  seit  langem 
uierkuin(£Q  (oben  S.  780)  und  von  dort  inerat 
in  das  SsterTeichisctae ,  hesonders  aber  da« 
nngarisohe  Recht  (unten  8.  790,  791)  über- 
nommenen Grnndaat^  der  Publizität  (oder 
„Begalitfit"  im  modernen  Sinne)  alles  flies- 
aendeu  Wassers  ohne  Hückaichtanf  Ständia:- 
keit,  Grösse  nnd  Schitfbarkeit  der  Wasserläide 
ausdrücklich  anerkannt  und  hieraus  dann 
namentlich  die  Eousequenz  gezogen  bat,  dasa 
alle  wesentlichen  Anlagen  and  Vorrichtungen 
znr  Benutzung  der  Wasserläufe  der  staatlichen 
Genehmigung  bedürfen.  —  Es  muM  jedoch  zu- 
gegeben werden,  dass  der  hiermit  erzielte  Fort- 
achritt gegenüber  Wassergesetzen  wie  dem 
oben  erörterten  badiscben  G.  t.  25.  Auguat  1876 
und  dem  elsaas-lotbringiscben  G.  v.  2.  Juli  1891 
ein  weBeutlich  formeller,  wenn  man  will, 
ein  theoretischer  ist,  insofern  letztere  beiden 
Gesetze  doch  bereits  nnausgesprochen 
auf  dem  Gedanken  der  Publizität  auch  der 
nichtschitfbaren  Wasaerlänfe  beruhen;  —  ein 
Privateigentum  oder  doch  ein  dem  Privat- 
rechte  angehUriges  gesetzlichea  Nutznngarecht 
der  Anlieger  des  nichtJJffentlichen  Wasserlaufs 
bt  zwar  anerkannt,  seine  Ausübung  jedoch  an 
so  eingreifende  Sffentlich-rechtliche  Beschrfin- 
kungen  gebunden,  dass  im  praktischen  Ergebnis 
auch  hier ,  in  Baden  und  Elsaaa-Lothrin^en 
alles  fliessende  Wasser  „regalisiert",  in  den 
Xreis  der  öffentlichen  Sachen  einbezogen  ist. 

In  ihren  einzelnen  Bestimmungen  lehnt  sich 
die  hessisclie  Gesetzgebung  von  1887  eng  an 
das  badische  G.  t.  2ö.  August  1876  an,  sodass 
es  nicht  erforderlich  erscheint,  den  Inhalt  dieser 
Bestimmungen  hier  wiederzugeben.  Herrorge- 
hoben  sei  nur,  dass  auch  in  Hessen  Landwirt- 
schaft nnd  Industrie  in  ihren  Ansprüchen  auf 
die  Benutzung  der  Wasserläufe  als  grundsätz- 
lich gleichberechtigt  anerkannt  sind.  In  der 
Bemesanug  des  L'mfangs  der  Zwangsrechte 
zu  Gtuuten  wasserwirtschaftlicher  Untern  eh' 
mungea  stimmt  das  bessiscbe  mit  dem  badischen 
Recht  gleichfalls  Uberein. 

IT. Bewässernngarecht  in  Frank* 
reich  nnd  Oesterreicfa-Ungarn. 
11.  Frankreidi.  Die  mittelalterlichG 
Entwickelungsstufe  des  französiRchen  Wasser- 
recbts  zeigt,  zum  T'nterschiede  von  den 
gleichzeitigen  Yerh&ltaiBsea  Deutschlands 
und  Italiens,  ein  sehr  starkes  Vorwiegen 
der  Fendalität  gegenüber  der  Regali- 
tät; die  Oewfisser  scheinen  hier  in  viel 
weiterem  Um^ge  unter  die  patrimoniale 
Herrschaft  der  Gnmdhemi  (seigneurs) 
gekommen  zu  sein  als  in  den  genannten 
Ländern.  Im  16.  JahrhundeTt  erhebt  sich 
die  königliche  Qewalt  kräftig  auch  gegen 
diesen  Punkt  des  Feudalsystems:  die  Or- 
donnanzen von  1515  nnd  1566  (Edikt  von 
Moulins)  nehmen  die  schiffbaren  Flüsse 
als  unveräUBserhches  und  unverjährbares 
Kroneigentum  in  Anspnch.  Das  gleidie 
dekretiert  dann  die  Ordonnance  des  eanx 
et  forets  von  1669  (titr.  27  art.  41):  que 
les  fleuvee  et  rivi^res  portaut  bäteaux  . . . 


fönt  partie  du  doraaine  de  la  couronne. 
War  hiennit  und  nach  der  streng  öffent- 
lichrechtlichen Ausgestaltmig  dieses  Prindps 
im  einzelnen  die  souveräne  Disposition  der 
Staatsgewalt  über  die  Wasserwirtschaft  der 
schiff^iren  Flüsse  proklamiert,  so  blieb  es 
bezüglich  der  anderen  Wasserläufe  beim 
alten,  d.  h.  bei  dem  dominium  und  imperium 
der  Grundherren.  Die  Gesetzgebung  von 
1789  und  1790  hebt,  wie  alle  übrigen,  so 
auch  die  an  den  Gewässern  besiehenden 
Feudalrechte  auf  und  setzt,  in  Abänderung 
mehr  des  Ausdrucks  als  der  Sache,  an 
Stelle  des  Eroneigentums  das  Staatseigen- 
tum (domaine  public).  Alle  Gewässer  aber, 
ohne  Rücksicht  auf  Schiffbarkeit  und  Grösse 
wurden  der  besonderen  Aufsicht  des  Staates 
unterstellt;  den  Verwaltungsbehörden  wird 
die  Befugnis  eingeräumt,  die  Benutzung 
auch  der  nicht  schiffbaren  Wasserläufe  in 
einer  den  allgemeinen  volksvrirtscfaaftlichen 
Interessen  entsprechenden  Weise  zu  regeln 
{GG.  V.  22.  Deiember  1789,  C.  Januai-  1790 
und  vom  12..'20.  August  1790).  Ueber  die 
Frage,  wem  nun,  nach  Fortfall  der  Grund- 
herrlichkeit, das  Eigentum  an  den  nicht 
schiffbaren  Wasserläufen  zustehe,  schweigen 
die  Gesetze  von  1789/90,  und  auch  die 
spätere  französische  Gesetzgebung  enthält 
hierüber  ausdrückliche  Bestimmungen  nicht. 
Insbesondere  nicht  der  Code  civil,  dessen 
wasserrechtliche  Normen  oben  bereits  mehr- 
fach erwähnt  wurden.  Die  napoleoni- 
sche Kodifikation  erhält  die  Eigenschaft 
der  schiff-  und  flössbaren  Waesertäufe  als 
■>döpendances  du  domaine  public:  ausdrück- 
lich aufrecht  (art,  538),  unterwirft  die 
Quellen  und  geschlossenen  Gewässer  schlecht- 
hin dem  Privateigentum  und  Privatrechts- 
verkehr  (art.  641)  und  bestimmt  über  die  (in 
Freusseu  und  Bayern  »Frivatflüssec  ge- 
nannten) nicht  schiff-  und  flOsabaren  natür- 
lichen Wasserläufe  im  wesentlichen  nur, 
dass  die  üferanlieger  das  Recht  haben,  das 
längs  ihrer  Ufer^trecke  fUessende  Wasser 
zu  ihrem  Vorteile,  insbesondere  zur  Be- 
wässerung ihrer  Grundstücke,  zu  benutzen 
(art.  644).  Ob  diese  Nutzungsbeftignis  als 
Ausfluss  eines  Eigentumsrechtes  der  Anlieger 
an  dem  Flusse  zu  denken  sei,  ist  nicht  ge- 
sagt und  in  Theorie  und  Prads  lange  Zeit 
streitig  gewesen,  bis  sich  (seit  1846)  die 
höchsten  Instanzen  der  Bechtsanwendung, 
Eassationshof  und  Staatsrat,  in  konstanter 
Praxis  dahin  einigten,  dass  die  Substanz 
(Wasser  und  Bett)  der  nicht  schiffbaren 
Wasserläufe  jedem  Privateigentum  entzogen, 
das  Anliegerrecht  des  art.  644  C,  dv,  also 
ein  dem  Privatrecht  angehöriges  gesetztichea 
Nutzungsrecht  an  einer  herrenlosen  Sadie 
seL  Wie  nach  den  deutschen  Gesetzen, 
80  ist  auch  in  Frankreich  die  Ausübung 
dieses   Nutzungsrechts    teils    im   Interesse 
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der  fTachbam  durch  privatrecliüiche  (art. 
645  C.  civ.),  teils  im  GemeinmtereBse  dnrcli 
riffentlichrechtliehe  Vorschriiten  beEchränkt. 
Letztere  sind  auch  heute  noch  hauptsächlich 
in  den  oben  bezeichneten  Gesetzen  von 
1789  und  1790  sowie  in  dem  G.  v.  28. 
November,  6.  Ottober  1791  zu  Buchen, 
■welche  die  Benutzung  der  nicht  acliiffbaren 
"Waseerläufe  einer  im  wesentlichen  diskre- 
tionären Aufsichts-  und  Polizeigewalt  der  Ver- 
waltuDgeorgane  (ureprflüglicli  des  Staats- 
oberhauptes, seit  den  BecentraÜBations- 
dekreten  vom  25.  Mära  1852  und  13.  April 
1861  der  Präfekten)  unterstellen.  Auf 
Grund  dieser  Vollmachten  nimmt  die 
fianzSsische  Verwaltung  in  feststehender, 
unangefocli teuer  JE'raxis  znnSchst  das  Recht 
in  Anspruch,  die  Benutzung  der  nicht 
schiffbaren  Wasserläufe  durch  Polizei  Ver- 
ordnungen (rt'glenieuts)  zu  regeln  und  im 
gleichen  Wege  insbesondere  auch  Be- 
stimmungen über  die  Verteilung  des 
Wassers  an  verBchie<lene  Interessenten  eines 
WasserlftTifs  zu  erlassen.  Femer  ist  aner- 
kannt, dass  die  Ausübung  des  Anlieger- 
rechtes  an  dem  Wasserlanf  mittelst  dauern- 
der Anlagen  (Stauwerke,  "Wasserableitungen) 
nur  erfolgen  darf  aiif  Grund  und  nacli 
jMassgabe  der  bei  der  Verwaltungsbehörde 
(Pröfekt)  nachzusuchenden  Genehmigung 
(autorisation).  Banacli  ist,  wie  nach  den 
neueren  sflddeiit  sehen  Wassergesetzen  (Baden, 
Hessen,  Elsass-Lothnngen),  so  auch  in 
Frankreich  die  vertt'altungsrechtliche  Stellung 
der  nicht  schiffbaren  derjenigen  der  schiff- 
baren (öffentlichen)  Flüsse  praktisch  so  sehr 
angenUiert,  dass  eigentlich  nur  noch  ein 
Unterschied  des  Namens,  nicht  der  Sache 
(Ibrig  bleibt:  die  Wasserableitung  aus  öffent- 
lichen FlilBsen,  wie  jede  andere  mittelst 
dauernder  Einrichtungen  erfolgender  Be- 
nutzung derselten  ist  an  die  «concessioni 
(des  Staatsoberhaiiples,  in  Fällen  unfergeoid- 
neter  Bedeutung  des  Präfekten)  gebunden, 
die  gleichartige  Benutzung  des  schiffbaren 
WasserJaufs  darf  nur  erfolgen  mit  »autori- 
sation«  fdes  Präfekten).  Wie  die  concession 
fflr  Errichtung  einer  Bewässerungsanlage 
am  öffentlichen  Fluss  jederzeit  ohne  Ent- 
schädigung zurückgenommen  werden  kann 
(Block,  dict,,  3,  V.  Irrigations,  n.  16),  so 
steht  es  auch  bei  nicht  öffentlichen  Wasser- 
lanf en  der  Behörde  zu,  die  autorisierte 
Wasserableitung  im  öffentlichen  Interesse 
wiederum  zu  beschränken  (Hnber,  Wasser- 
gesetze Elsass-Lothringens,  S.  69). 

Zwangsdienst  barkeiten  zu  Gunsten  der 
Bewässening  sind  in  Frankreich  wie  in 
Deutschland  erst  durch  u  euere  Special - 
gesetze  eingeführt  worden,  wobei  hier  wie 
dort  die  italienische  Gesetzgebung  das  Vorbild 
abgab  (oben  S.  780).  —  Zunächst  wurde 
durch  G.  V.  29.  April  184')  das  Zwangs- 


leitungsrecht  in  folgender  Gestalt  red- 
piert:  Derjenige,  welcher  über  flieasendes 
oder  stehendes  Wasser  kraft  Gesetzes  oder 
besonderen  Titels^)  zu  verfügen  berechtigt 
ist,  darf  dasselbe  über  die  zwischen  dem 
Wasserbehälter  (Fluss,  Bach,  Teich)  und 
den  zu  bewassernden  Flädien  liegenden 
fremden  Gmndstflcke  leiten  und  es,  soweit 
es  nicht  verbraucht  ist,  durch  andere  Grund- 
stücke auch  wieder  ableiten,  —  beides  gegen 
vorgängige  Entschädigung  und  mit  der 
Massgabe,  dass  Häuser,  Höfe,  Gärten  und 
Parkanlagen  dem  Zwangsleitungsrecht  nicht 
unterworfen  sind.  Durch  G.  v.  11.  Juli 
1847  ist  sodann  der  aus  den  deutschen  G&- 
setzen  bekannte  Anschlnsszwang  für 
Stauwerke  eingeführt  worden  (Mitbenutzungs- 
recht des  heiasteten  E^ntftmers  gegeu  ent- 
sprechende BeteiligTing  an  den  kosten  der 
Anlage).  Beide  Zwangsrechte,  Leitungsrecht 
und  Anschlusszwang,  sind  durchaus  als  Le- 
galserviluten des  Privatrechlsaufgefasst:  die 
Civilgerichte  haben  (im  summarischen  Ver- 
fahren) nicht  nur  über  die  Entscliädigungs- 
frage,  sondern  auch  über  die  Einräumung 
und  Ausübung  des  Zwangsrechts  selbst  in 
fjuali  et  quanto  zu  entscheiden,  falls  sich 
Berechtigter  und  Belasteter  nicht  einigen 
und  der  erstere  auf  seinen  Ansprüchen  be- 
steht. 

Ueber  genossenschaftliche  Bewässerungen 
nach    französischem   Recht    vgl.    den   Art 


Wa: 


Chafte 


Oesterreich.  Nach  langiährigem 
erfolglosen  Bemühen  (vgl,  darüber  Handa, 
österreichisches  Waeserrecht,  wo  auch  die 
frühere  Rechtsentwickeltmg  eingehend  dar- 
gestellt ist)  ist  es  in  Oesterreich  gelungen, 
eine  die  privatrechtliche  wie  die  publizis- 
tische Seite  der  Materie  umfassende  Kodi- 
fikation des  WasseiTcchts  zu  stände  zu 
bringen  in  Gestalt  des  Reichagesetzes 
vom  30.  Msd  1869  (dazu  zwei  Novellen  vom 
.m  Juni  1884),  welches  durch  17  inhaltlich 
imd  in  grossen  Partieen  auch  wörtlich  ttber- 
einstinmiende  Landesgesetze  Ober  Be- 
nutzung, Leitung  und  Abwehr  der  Gewässer') 
ergänzt  wird.  Die  Verteilung  des  Gesamt- 
stoffes  dieser  Gesetzgebung  unter  die 
Reichs-  und  Landeslegislative  hatte  nach 
Massgabe   des   Staatsgmndgesetzes  vom  21. 


')  d.  h.  nnmittelbHT  oder  mittelbar  anf 
Grund  des  bestehenden  Rechts.  Nene  Eigen- 
tums- oder  Nntzungsrechte  am  Wasser  haben 
die  GG.  von  1845  nnd    1817   nicht  geechaffeu. 

')  Nämlich  die  Gesetze  für:  Bühraen,  GOrz 
nnd  Gradisca,  latrien,  Kärnten,  M&hren,  Oester- 
reicli  ob  der  EnnR,  Oesterreich  u.  d.  B-,  Salz- 
burg, Schlegien,  Tirol,  Triest,  Vorarlberg,  — 
diese  sämtlich  v.  28.  August  1870;  —  Steier- 
mark (18.  Januar  1872),  Krain  (lö.  Mai  1872), 
Bukowina  iß.  März  1873),  Dalraatien  (9.  März 
1873)  und  tializien  (14.  März  1873). 
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Dezember  1867  zu  erfolgen,  wonach  die 
atigemeine  Civilgesetzmibiing  ReichsaDge- 
legeaheit,  die  Landeskultui^setzgebiiug  da- 
g^n  vorzugsweise  Landesangelegeoheit  ist. 
Demzufolge  enthält  das  Reichs wasscrgesetz 
vom  30.  Mai  1869  im  wesentlichen  nur  all- 
gemeine Kormen  über  die  Rechtsverhältnisse 
der  Gewässer,  namentlich  über  ihre  Ein- 
teilung und  ihre  Benutzung ,  sowie  die 
Hauptgrund  Sätze  über  die  Zwangsrechte. 
Die  weitere  Ausgestaltung  aller  dieser 
Grundsätze  durch  Vorschriften  des  Privat- 
nnd  fitfentlichen  Rechts  im  Sinne  einer 
allseitigen  Fördenuig  der  volks wirtschafte 
liehen  Interessen  und  insbesondere  des 
Landeskulturinteresses  ist  der  Landesgesetz- 
gebung vorbehalten.  —  Das  R.G.  v.  30. 
Mai  1869  stellt  den  Grundsatz  an  die  Spitze, 
dass  alle  Gewässer,  fliesseiide  uud 
stehende,  öffentliches  Gut  sind,  soweit 
sie  nicht  kraft  gesetzlicher  Bestimmung  oder 
besonderer  Privatrechtstitel  jemandem  (d.  h. 
einer  Privatperson)  zugehtiren.  Also  Publi- 
zität (>Regalität«l  aller  natürlichen  Wasser- 
vorräte,  sofern  sie  das  Gesetz  nicht  dem 
Sondereigen  überweist.  '  Die  wichtigste 
»Ueberweisungi  dieser  Art  bezieht  sich 
auf  die  Privatgewässer  im  eigentUchea  Sinne 
(geschlossene  Gewässer),  d.  h.  auf  die  nnter 
dem  Grundstück  enthaltenen  und  aus  dem- 
selben zu  Tage  ijuellenden,  fernei-  die  auf 
dem  Grundstück  aus  atmosphärischen  Nie<ler- 
sctüägen  sich  sammelnden  imd  die  in 
Bnmnen,  Teichen,  Cisternen,  Behältern  oder 
zu  Privat  zw  ecken  angelegten  Gräben  uud 
Rühren  enthaltenen  Wässer  nebst  ihren  Ab- 
flüssen bis  zum  Erguss  in  ein  fremdes 
Prii'at-  oder  ein  öffentliches  Gewässer.  Alle 
diese  Wasservorräte  siud^  wie  anderwärts,  so 
auch  in  Oesterreich  »portio  fundi«,  sie  gehören 
dem  Gnmdeigentflmer,  Füessende  Priratge- 
wässer  (z.  B.  künstliche  Gräben)  gelten,  soweit 
nichts  anderes  nachgewiesen  ist,  als  Zubehör 
derjenigen  ftnmdstücke,  zwischen  welchen  sie 
fliessen  uud  zwar  nach  Jlassgabe  der  Ufer- 
länge eines  jeden  Grundstückes.  Der,  dem 
hiernach  ein  Privatgewässer  gehört,  kann 
dasselbe,  unbeschadet  dei  durch  besondere 
Rechtstitel  begründeten  Ausnahmen,  für 
sich  und  andere  nach  Belieben  gebrauchen 
und  verbrauchen ;  bei  fUessenden  Gewässern 
unter  den  durch  die  Rechte  der  übrigen 
Kutzungsberechtigten  sowie  durch  die  aus 
dem  Zusammenhange  und  der  Uiientbehr- 
lichkeit  des  Wassers  bedingten  Beschrän- 
kungen. Der  VerfOgiingim  Verwaltungs- 
wege wird  vorbehalten,  dass  bei  fliessen- 
den Privat  ge  wässern  derjenige,  der  das  ihm 
gehörige  Wasser  niclit  selbst  nutzt,  dasseiite 
anderen,  die  es  nutzbringend  verwenden 
können,  gegen  Entschädigung  flberlässt  und 
dass  Besitzer  von  Liegenschaften  die  Be- 
gründung  von   Dienstbarkeiten    gegen   Ent- 


schädigimg zu  dem  Zwecke  gestalten,  dass 
anderen  geliöriges  Wasser  von  einer  Gegend 
nach  einer  anderen  Ober  ihren  Grund  und 
Boden  geleitet  und  daselbst  die  zu  dieser 
Leitnng  erforderlichen  Anlagen  errichtet 
werden ,  wenn  sie  nicht  die  Abtretung  des 
zu  belastenden  Grundstückes  an  den  Untei^ 
nehmer  vorziehen,  in  welchem  Falle  dieser 
zum  Ankauf  verpflichtet  ist 

Die  Landesgeaetze  schreiben  Überein- 
stimmend vor,  daitB  jede  Benutzung  der  Öffent- 
lichen Gewässer  mittelst  besonderer  Vorrich- 
tongeu  und  Anlagen  sowie  überhaupt  die  Er- 
richtung von  Anlagen,  welche  auf  die  Qualität, 
die  Quantität,  das  Niveau  oder  den  Lauf  des 
Wassers  Einfluss  nehmen  oder  die  Ufer  verän- 
dern können,  der  Bewilligung  der  Ver- 
waltungsbehörden (d.  h.  der  Bezirkshanpt- 
miinns(?bHft,  bei  schiffbaren  FlUssen  der  pohti- 
Bchen  Lanflesbehürde)  bedarf.  In  der  Bewilli- 
guiigsurkunde  sind  der  Ort,  das  Mass  und  die 
Art  der  Wase  erben  ntzung,  bei  Stauwerken  auch 
der  erlaubte  hSchste  nnd  niedrigste  Wasser- 
stand zu  bestimmen.  Das  von  der  Behörde  zn 
bestimmende  Mass  der  Wasaerbenutzung  richtet 
sich  einerseits  nftch  dem  Bedarfe  des  Bewerbers, 
andererseits  nach  dem  (über  das  bisherige  Be- 
dürfnis der  Wasserbe  recht  igten)  vorhandenen 
Wasserilberschusae.  Bei  Erteüung  einer  neoen 
Bewilligung  sind  zunüchst  die  rechtmässigen 
Ansprüche  m  Bezug  auf  schon  bestehende  An- 
lagen sicherzustellen  und  erst  dann  die  neuen 
Ansprüche  nach  Thunlichkeit  zu  befriedigen. 
Kommen  neue  Unternehmungen  mit  alten  oder 
bestehende  Unternehmungen  unter  sich  wegen 
eines  Wasserüberschusses  in  Widerstreit,  so 
gebührt  derienigen  Unternehmnng  der  Vorzuy, 
welche  von  UberH-iegender  Wichtigkeit  für  die 
Vulhawirtschaft  ist  (ob  das  Unternehmen  ein 
landwirtschaftliches  oder  indnstrielles  ist,  macht 
keinen  Unterschied).  Im  Zweifelafalle,  d.  h. 
beim  Zweifel  darüber,  welcher  Unternehmung 
die  überwiegende  volkswirtiuihaft liehe  Bedeutung 
zukommt,  ist  das  Wasser  nach  Billigkeit, 
namentlich  durch  Festsetzung  von  Benutzungs- 
zeiten, zu  verteilen.    —  In  denselhen   Formen 


auch  die  reichsgeaetilich  (s.  oben)  vorgesehene 
Verleihung  des  dem  Eigentümer  entbehrlichen 
and  von  ihm  nicbt  benutzten  Privatwassers  an 
einen  anderen.  Auch  die  allgemeinen  Bestim- 
mungen des  Reich Bgesetzes  über  Z  wan; — 
rechte  sind  durch  die  Landeagesetze  ai 
ausgeführt  worden.  Nach  den  ül^reinstimmen- 
den  Vorschriften  der  letzteren  stehen  die  Zwangs- 
rechte jedem  BewKsserunifBunternehmeD  zu 
dessen  Errichtung  überwiegende  Vorteile  fUi 
die  Volkswirtschaft  erwarten  lässt.  Die  Zwangs- 
rechte  sind  nicbt  einzeln  bezeichnet,  vielmebi 
ganz  allgemein  gesagt,  dass  die  für  die  zweck- 
mässige ÄusfUhrung  des  Unternehmens  erforder- 
lichen Dienstbarkeiten  zur  Zu-  und  Ableitung 
des  Wassers  sowie  zur  Errichtung  von  Anlagen 
(Stauwerke.  Schleusen  u.  dgl.l  auferlegt  weiden 
können  Vorgäneige  Entschädigung  ist  Be- 
dingung ;  bebaute  Flächen,  Eofränme  and  tiärten 
sind  von  den  Servituten  gesetzlich  befreit.  Die 
Auferlegnog   der  Servituten  erfolgt,  nach  der 
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Eid  weitreichendes  En tei^nuneorecht 
«M  Gunsten  wasBcrwirtachafÜicher  Cnterneh- 
maogen  (Bewasgerang^ea,  Entnässeningen  u.  a.) 
ist  gewfitirt  dnrcli  das  Reichsgesetz  Mtreffend 
die  FOrdenmg  der  LMideskaltur  auf  dem  Ge- 
biete des  Wasserbaaes  vom  30.  Jnni  1884. 
Darin  ist  a.  a.  bestimmt,  dass,  wenn  eine  Be- 
v&Bsemng  von  Gmndatücken  ebne  gänzliche 
oder  teilweise  Entziehung  eines  za  anderen 
Zwecken  reehtmftBsig  benutzten  Btf  entliehen 
Gewäasera  nicht  oder  nur  mit  anverhältnia- 
m&ssigem  Aufwände  erzielt  werden  kannte,  nnd 
dem  Unt«rnelimeD  eine  nachweislich  unzweifel- 
haft hUhere  wirtschaftliche  Bedentnng  als  der 
En  entziehenden  anderweitigen  Wasserhenatznng 
zukommt,  diese  Entziehung  im  Verwaltunge- 
wege verfügt  werden  kann,  soweit  sie  zur 
zweck  massigen  Ausführung  der  Bewässerung 
erforderlich  ist.  Einzelnen  Besitzern  kann  die 
Entziehung  jedi>ch  nur  unt«r  der  Voraussetzung 
EDgestanden  werden ,  wenn  durch  eine  aid 
Kosten  der  Unternehmer  anszufllhreade  Aende- 
rnng  der  bisherige  Nutzeffekt  ungeschmälert 
erhalten  und  fSr  dea  mit  dieser  Aenderong 
etwa  verbandenen  Mehraufwand  Entschädigung 
geleistet  wird.  Zu  Gunsten  einer  Wasserge- 
DOBsenschaft  dagegen  (s.  d.  Art  Wasüerge- 
Doasenscbaften  kann  sowohl  die  teilweise 
Entziehung  ohne  diese  Einschränknng  als  auch 
die  gänzliche  Entziehung  des  Wassers  gegen 
Entschädigung  stattfinden. 

13.  Ungarn.  Die  geltende  Eoditikation 
des  ungarischen  Wssserrecbts  —  Gesetzartikel 
XSIII  V.  14.  Juni  I88Ö  —  beruht  im  ganaen  auf 
denselben  Grondansctaanun^eu  wie  dos  Reichs- 
nnd  Landesrecht  Cisleithanieos.  Auch  in  Ungarn 
stehen  nur  geschlossene  Gewässer  („Gewässer, 
welche  aus  Qnellen,  Grundwassern  und  Nieder- 
schlägen entatehen")  sowie  künsüiche  ^'asser- 
leitnngen  im  Eigentum  nnd  VerfUgnngsrecht 
des  Grundbesitzers.  Bei  allen  anderen,  nament- 
lich also  bei  den  fliessenden  Gewässern,  ist  zn 
unterscheiden  zwischen  Bett  nnd  Wasser.  Das 
Bett  des  Wasserlanfs  steht  im  Privateigentum 
der  Anlieger  (nnd  zwar  als  untrennbarer  Be- 
standteil der  Ufergrundstücke),  über  das  Wasser 
aber  TerfUgt  die  Behürde  (§g  6,  10,18  des 
Gesetzes).  DieBea  Princip  ist  dann  in  der  Weise 
ansgestaltet,  dass  die  ^Nutzung  des  Flussbetts 
durch  den  Eigentümer  nur  unbeschadet  der 
Wasserbenutzung  sowie  untor  Einhaltung  der 
polizeilichen  Vorschriften  erfolgen  darf  und 
dasa  für  die  Benutzung  des  Wassers  selbst  die 
Torgfingige  Bewilligung  der  Verwaltungsbehörde 
erforderlich  ist.  In  der  Handhabung  dieses 
ihres  VerfQgungsrechts  Aber  alles  liessende 
Wasser  sind  die  Verwaltun^sheherden  sehr  frei 
gestellt;  das  Gesetz  giebt  im  wesentlichen  nur 
folgende  Direktiven :  Bei  Bewilligung  Ton 
Wassernntinngeo  soll  das  in  Volkswirtschaft^ 
lieber  Hinsicht  wichtigere  Interesse  massgebend 
sein.  Die  I.and Wirtschaft  geniesst  im  allge- 
meinen keinen  gesetzlichen  Vorzug  vor  der  In- 
dnstrie.  Bei  Unternehmungen  von  gleicher 
wirtschaftlicher  Bedeutung  hat  der  Uierbe- 
aitzer  das  Vorrecht,  nach  ihm  kommt  der  zur 
Unterhaltung  dea  Wasserlanfs  beitragende  Be- 
sitzer nnd  erst  nach  diesem  folgen  andere  Grund- 


eigentümer. Ceteris  paribua  hat  der  Eigen- 
tümer des  hGher  liegenden  Grundstückes  den 
Vorrang  vor  dem  Unterlieger.  Das  Waaser- 
regnlierunga-  nnd  Entwässerungsinteresse  ist 
dem  BewHssernngsinteresse  vorangestellt :  für 
Unterneh  rann  gen,  welche  den  ersteren  Interessen 
dienen,  kann  die  Bewilligung  erteilt  werden, 
selbst  wenn  durch  die  bewUligteu  Unierneh- 
mnngen  bestehende  Bewässerungs-  (und  andere 
WasseTbenntzungg-)an1agen  eingeschränkt  oder 
eingestellt  werden    mOssen    (§  29;   Entschädi- 

Jungsanspruch!).  Für  Bewässerungen  kann 
IS  einem  industriellen  Unternehmer  znr  Nutzung 
verliehene  Wasser  unentgeltlich  in  Anspruch 
genommen  werden  allwöchentlich  von  Sonnabend 
abends  9  bis  Hontag  früh  B  Vhr,  wobei  Be- 
dingung ist,  dass  die  Wasserentnahme  mittelst 
1  ordnnngsmässiger,  danenider  Vorrichtungen  er- 
folgt und  dass  die  Oeffnung  nnd  Schliessung 
der  Schleasen  und  Stananlagen  einem  beson- 
deren Aufseher  Obertragen  wird.  Wettergehende 
Beschränkungen  industrieller  Wassemutzungen 
zu  Gunsten  neuer  Bewässerungsanlagen  kilnneu 
nur  auf  mindestens  30  Jahre  gegen  Entscliädi- 

Sng  des  Benachteiligten  bewilligt  werden, 
nn  durch  Umgestaltung  bestehender  Wasser- 
benntzungsanlagen  ohne  GeKhrdung  des  ur- 
sprünglichen Unternehmens  ein  Wasserüberschuss 
erzielt  werden,  so  kann  die  Bewilligung  zur 
Benutzung  dieses  Ueberschusses  erteilt  werden, 
wenn  der  Antragsteller  die  Umgestaltung  auf 
eigene  Kosten  zu  bewerkstelligen  und  den  Be- 
sitzer der  ursprünglichen  Untemehmnng  für  alle 
Nachteile  zu  entschädigen  sich  bereit  erklärt 
(§§  30—32),  BewUliguugen  zu  Waaaerbe- 
nntzungen  kßnnen  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit 
und  höchstens  anf  50  Jahre  oder  bis  auf  belie- 
bigen Widerruf  erteilt  werden.  Im  Falle  der 
Erneuerung  abgelaufener  Konzessionen  haben, 
wenn  nicht  wichtigere  volkswirtschaftliche  In- 
teressen die  BewilTigung  zu  anderen  Zwecken 
fordern,  die  bereits  bestehenden  Anlagen  das 
Vorrecht.  Im  Falle  eintretenden  Wassermangels 
hat  unter  den  zur  Wassemntzung  Berechtigten 
der  Inhaber  des  älteren  Bechts  den  Vorzng, 
und  nnter  gleichen  Verhältnissen  muas  der  zu- 
rücktreten, dem  das  Wasser  nach  dessen  natür- 
lichen AbBnss Verhältnissen  zuletzt  znfliessen 
würde  (§g  33,  34).  Das  Wasserbenntzungsrecht 
ist  in  der  Kegel  dinglich,  kann  aber  anch  einer 
bestimmten  Person  eingeräumt  werden.  Das- 
selbe erlischt  mit  dem  Ablauf  der  Frist,  für  die 
es  erteilt  worden,  oder,  bei  widermflich  be- 
willigten Rechten,  mit  dem  Widerruf ;  ferner 
wenn  die  Anlagen  in  der  bestimmten  Zeit  nicht 
fertig  werden,  oder  wenn  das  Unternehmen 
während  dreier  Jahre  rnht  (§§  35,  86).  —  In 
Bezug  auf  Z wangsdienstbarkeiten  (Lei- 
tungsrecht, Anschlusazwong  für  Stauwerke  u.  s  w.) 
zD    Gunsten    wasserwirtschaftlicher    Untemeh- 


gigen  Vollmachten  der  Verwaltnugsbehürden 
noch  etwas  weiter  und  allgemeiner  ^efasst  als 
in  Oesterreich  -,  namentlich  ist  die  administrative 
Verleihung  der  Zwangsrechte  nicht  wie  dort 
{und  nach  den  meisten  deutschen  Gesetzen)  an 
den  Nachweis  des  „überwiegenden  volkswirt- 
schaftlichen Interesses"  gebunden.  Auch  in  der 
Znlaasnng  der  Expropriation  bestehender 
Wasaerbenutznngsrechte     zu     Gunsten     uener 
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Dretden  187».  —  Zu  9;  Sehettkel,  Dat  badi- 
iche  Wattcrrechl,  Karltruhe  1877.  —  Jacob 
und  Feeht,  Dat  eltatt-lolhr.  Geiett  aber  Watter- 
benalxung  and  Wattertehutt  etc.  —  Huber, 
Die  Watiergetetie  Eliatt-LoOiringent,  t.  Avß., 
1892.  —  Zti  10:  Zeller,  Dat  keetiteht  Watter- 
rreht.  —  Zu  11:  Bavld,  Traiti  de  la  Ugiilalion 
et  de  la  prallgue    det  Court  d'eatt,  3'  ed.,  1845. 

—  Block,  diUionaairc  de  t'adiiiinitlraliim  fran- 
faite,  i' edit;  1898,  v'  «court  d'tau-,  «Irriga- 
tion«. —  Zu  IS  und  IS;  Randa,  ötterreichi- 
tchet   Walterrecht.  6.  Anachüte. 


Bianchtni,  LndOTico, 

geb.  11.  VIII,  1803  zn  Neapel,  gest.  ebendaeelbBt 
am  10.  VI.  1871.  Im  Juni  des  Jahres  1859  über- 
nahm er  das  Portefeuille  des  Ministers  des 
Innern  nnd  der  Polizei  im  Kenigreich  beider 
Sicilien  nnd  einige  Monate  apSter  die  Professur 
der  politischen  Öekonoiuie  an  der  Univeraitfit 

Sein  bedentendstes  Werk  „Scienza  del  bene 
■rivere  sociale"  e(*.  enthält  in  seinem  ersten 
(geacbichtlichen)  Teile  eine  inteniationale  Litte- 
rärgeschichte  der  Wissenachaft  der  National- 
ökonomie, welche  eine  strenge  Kritik  in  der 
Auswahl  der  aufgeführten  Antoren  vermiasen 
lässt  und  welche  temer  eine  die  Wahrheit 
trilbende  Voreingenommenheit  für  die  Verdienste 


der  Schriftsteller  italienischer  Nationalit&t  be< 
Landet,  woraus  Ungereimtheiten  der  Art  ^h 
ergeben,    dass  z.   B.   Beccaria  und  Verri   bJb 

Gründer  des  Indnatriesyatems  beseichnet  werden, 
welches  Adam  Smith  von  ihnen  tlbemomm^i 
haben  soll.  Das  Wertvollste  im  zweiten  (theo- 
retischen) Teile  ist  Bianchinis  rein  didaktische 
Behandlung  wirtschaftlicher  Omndbegriffe  als 
Produktion,  Arbeit,  Eigentum,  EapitAl,  Wer^ 
Reichtum  etc.  etc.,  das  besonders  Cbarakteris- 
tische  in  dem  zweiten  Teile  sind  diejenigen 
Stellen,  in  denen  der  spBtere  Minister  M^on 
den  voI]endet«n  Staatsmann  zeigt,  der  sein 
Urteil  vorsichtig  ahwSgt,  um  die  Harmonie 
zwischen  den  Wirtschaf tegesetzen  und  den 
Forderungen  nnd  Aufgaben  der  inneren  Politik 
nicht  zu  gefährden,  in  denen  er  mit  Hilfe  des 
Belativitätsprincips  es  geschickt  vermeidet,  über 
MoDo-oderBimetallismus,  über  das  Bevülkerunif»- 
Problem,  über  die  Agrarfra^  und  die  verschie- 
denen GUtera;steme  etc.  seiner  subjektiven  Mei- 
nung einen  klaren  Ausdruck  zu  geben,  was  ihm 
bei  Behandlung  wirtschaftlicber  Tagesfragen 
nur  einmal,  wo  er  für  freie  Bewegung  des  Ge- 
treidehandels eintritt,  nachzurühmen  ist. 

Bianchini  TerüfTentlichte  von  hervorragenden 
Staats  wissen  schaftlichen  Werken  in  Buchform: 
Principj  del  credito  pnbblico  (Palermo)  1831.  — 
ScienzB  det  bene  vivere  sociale  e  della  economia 
deeli  Stati,  Palermo  1836;  dasselbe  in  neuer 
beaent«nd  erweiterter  Bearbeitung  in  2  Teilen 
(„storica  e  preliminare  dottrinale"  nnd  „principj 
della  scienza"),  Palermo  und  Neapel  1845— 185ö; 
dasselbe  in  französischer  Uehersetzung  (Neapel 
und  Paria)  1857.  —  Storia  delle  flnauze  di 
Napoli,  3  Bde.,  Neapel  1834—36.  —  Sloria  eco- 
nomica-civile  di  Sicilia,  2  Bde.,  Neapel  1841.  — 
Sülle  riforme  doganali  della  Gran  Bret^na 
(1843)  {nach  Cohdena  Urteil  die  beste  Arbeit 
über  diesen  Gegenstand]. 

Vgl.  über  Bianchini:  BomagnoBi,  opere,  vol. 
VI,  p.  1,  Mailand  1846.  —  Boecardo  im  „Dizio- 
nario  dell'  economia  politica".  —  Montanari, 
Coutributo  alla  storia  della  teoria  del  valore 
negli  scrittori  Italiani,  Mailand  1889  (darin  n.  a. 
eine  Besprechung  der  Werttheorie  Bianchinis). 
Llppert, 


1.  Allgemeines.  Einteilung  der  B.  2.  Stand 
der  Qffentlichen  B.  in  Deutschland  nnd  anderen 
Kulturländern.  3.  Beziehungen  des  Staates  za 
den  U. 

1.  AUgemefnes.  Einteilntig  der  B. 
Unter  BibUoÜieken  versteht  man  nach  der 
Herleitung  des  Wortes  Niederlagen,  d.  h. 
Sammlungen  von  Büchern.  Da  es  sicn  hier- 
bei natürlich  nicht  um  zufällig  zuBammen- 
gebrachte  Bücher  handeln  kann,  GODdem  ein 
Zweck  des  Saramelas  voranageaetit  werden 
muss,  so  ergiebt  sich  Ertialtung  und  irgend 
eine  Bestimmung  der  Bücher  von  vornherein 
als  mit  dem  Begriff  einer  Bibliothek  ver- 
bunden. —  Eine  Gruppierung  der  ver- 
schiedenen  Bibliotheken   ergiebt   eich    am 


natflrlicheten  aiif  OraDd  der  Terschiedenen 
BeeitzverhSltnisse,  von  denen  ja  regelmässig 
auch  ihre  verschiedene  Bestimmung  und 
Aufgabe  abhängt.  Danach  zerfallen  sie 
zunächst  in  Privat-  und  öffentliche 
Bibliotheken.  Unter  ersteren  sind  auf 
der  einen  Seite  die  reinen  Privat-  (etwa 
Personal-)  und  die  Familienbihlio- 
theken,  auf  der  anderen  die  Geschafls- 
bibliotheken,  ■welche  zum  Verleihen,  aber 
auch  zum  Verkauf  von  Büchern  bestimmt 
sind  und  wie  unsere  Leihbibliotheken 
oder  z.  B.  Mudie's  Select  Library  in 
London  den  Namen  Bibliotheken  führen,  zu 
unterscheiden.  Die  Familienbihliotheken, 
häufigMajoratsbibliotheken,  befinden 
eich  meist  im  Besitz  adeliger  Geschlechter; 
England  und  Oesterrcich  sind,  entsprechend 
den  grossen  dort  im  Besitz  einzelner  Fa- 
milien befindlichen  Vermögen ,  vor  allem 
reich  au  bedeutenden  Bllchersammlungen 
dieser  Art.  In  letzter  Zeit  siud  solche 
übrigens  im  Rückgang  begriffen.  Höchst 
■wertvolle  Bibliotheken,  wie  die  des  Lord 
Ashbumham,  des  Lord  Hamilton,  des  Earl 
of  Sunderland,  Earl  of  Crawford  und  Earl 
of  Jersey,  die  Systoa  Park  Library,  die  des 
Mr.  Mich.  Wodhull,  des  Grafen  de  Lignerolles 
iParis),  des  Freih.  v.  Nostiz  auf  Lobris 
(Schlesien)  und  des  Grafen  Paar  (Wien)  sind 
während  der  letzten  Dezennien  verauktioniert, 
andere  wie  die  fürstlich  Starhembei^sche  aus 
Efferding  (in  Oesterreich)  im  ganzen  ver- 
kauft worden;  die  grösste  Handscliriften- 
sammlung,  die  ein  Privatmann  vielleicht  je 
zusammengebracht  hat.  die  des  Sir  Phillipys 
zu  Cheltenham  in  England,  ist  gegenwärtig 
—  in  der  zweiten  Generation  —  bereits  in 
der  Auflösung  begriffen.  Die  günstige  Ent- 
wickelungderöffenthchen  Bibliotheken  macht 
zur  Zeit  bis  zu  einem  gewissen  Grade  die 
Privatbibtiotheken  universaJen  Charaktere, 
deren  Hauptblüte  ins  18.  Jahrhundert  fällt, 
entbehrlich;  vor  allem  aber  konkurrieren 
jene  zu  stark  beim  Ankauf  wertvoller  Druck- 
nnd  Handschriften,  wodurch  die  Liebhaberei 
büchersan]  mein  der  Privatpersonen  zu  sehr 
verteuert  ■wird.  —  Die  Gliederung  der 
öffentlichen  Bibliotheken  ist  zum  Teil 
in  verschiedenen  Umdem  verschieden,  inso- 
fern manche  Behörden  und  Körperschaften, 
die  in  einem  Lande  axid  grosser  Bedeutung 
sind,  in  einem  anderen  gar  keine  Bolle 
spielen.  Von  solchen  besonderen  Verhält- 
nissen al^sehen,  sind  zunächst  zu  unter- 
scheiden '.  a)  Nach  der  pohtischen  Einteilung 
Landes-,  Provinzial-  (bezw.  ständische)  und 
Sladtbibliotheken.  Zu  letzteren  zählen  auch 
die  Gemeinde-  und  Volksbibliotheken  sowie 
neueidings  die  Lesehallen  oder  Bürger- 
bibliotheken, eine  Nachbildung  der  englischen 
und  amerikanischen  Public  Libraries, 
b)  Nach  ■wisse  nschaftlicben  Centren   bezw. 


Bildungsan  stalten  Akademie-,  Univermtäta- 
und  Schulbibliotheken  verschiedener  Art 
In  diese  AbteDung  gehören  als  Reste  aus 
einer  früheren  Zeit,  in  der  andere  Anstalten 
für  die  Sammlung  und  Erhaltung  von 
Büchern  sorgten,  die  Kloster-,  Stifts-  und 
Kirchenbibliotheken,  c)  Nach  Körperschaften 
an  derer  Art  (Behörden  u.  dei^l.)  entsprechende 
Fachbibliotheken,  wie  die  der  Parlamente, 
Gerichte,  Statistischen  Bureaus  etc. 

2.  Standder  5ffentiichenB.inDentsch- 
land  und  anderen  Kulturländern.  A. 
Deutschland.  Dieses  Reich  hatwohldie 
grösste  Zahl  ansehnlicher,  vom  Staate  unter- 
haltener Bibliotheken.  Die  grosse  Zahl  selb- 
ständiger Staaten  begünstigte  in  hohem  Masse 
die  Begründiing  und  Entwickelung  von  Hof- 
und  Landesbibliotheken,  die  auch  nach  der 
Beschränkung  in  der  Zahl  jener  unter  ver- 
schiedenen Namen  und  in  verschiedenem 
Verhältnis  zu  Staat  oder  Pro\-inz  fortgeführt 
werden.  Es  giebt  etwa  30  Königliche  bezw. 
Hof-,  Staats-  oder  Landesbibliotheken,  ausser- 
dem 15  Universitätsbibliotheken,  welche 
vielen  der  erslbezeichneten  Art  an  Umfang 
und  Bedeutung  mindestens  gleichkommen. 
Von  städtischen  und  anderen  Korporations- 
bibliotheken  haben  sich  fast  nur  diejenigen 
grosser  Städte  weiter  entwickelt.  Daneben 
giebt  es  an  zahlreichen  Orten  wertvolle  und 
zum  Teil  umfangreiche  Bestände  aus  älterer 
Zeit,  die  aus  Mangel  an  Mitteln  imd  einer 
oi^anisatorischen  FfirBorgc  ziuilckgeblieben 
sind,  in  neuerer  Zeit  Übrigens  immer  mehr 
verkauft  oder  mit  grosseren  Samndungen 
verschmolzen  werden.  Sie  alle  dienen  meist 
gelehrten  Zwecken  oder  doch  der  wissen- 
schaftlichen Praxis.  In  gleicher  Richtung 
für  die  einzelnen  DiscipLnen  wirken  die 
fast  mit  jedem  Institut  und  jedem  Sitze 
einerBehördeodereines  Vereins  verbundenen, 
mehr  oder  weniger  umfangreichen  Fach- 
bibliotheken. Geringerer  Pflege  erfreuen 
sich  in  Deutschland  noch  immer  von  selten 
des  Staates  oder  anderer  öffentlicher  Organe 
populär-^wissenschaftliche,  allgemein  zugäng- 
liche, zur  Belehrung  und  Unterhaltung  der 
grossen  Zahl  der  Bürger  bestimmte  Biblio- 
theken. Bis  vor  wenigen  Jahren  hatten  nur 
grössere  Städte  in  ihren  Volksbibhotheken 
Einrichtungen  dieser  Ai-t,  welche  einer 
weiteren  Entwickelung  indes  sehr  bedürftig 
wären ;  konfessionelle  Vereine  waren  am 
eifrigsten  in  Begründung  solcher.  Privaten 
Leihbibliotheken  und  Lesezirkeln  ist  sonst 
dieses  für  die  intellektuelle  imd  gemüUiche, 
die  politische  und  technische  Fortbildung 
des  Volkes  wichtige  Fördenmgsmittel  allzn- 
sehr  überlassen.  Dementsprechend  ist  in 
Deutschland  das  allgemeine  Interesse,  das 
den  Bibliotheken  gewidmet  wird  und  das 
z.  B,  in  Verraäditnissen  und  grösseren 
Schenktmgen  sich  kundgiebt,  weit  g 
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als  in  England  und  Amerika  (s.  uiiteo  sub 
E  und  F),  Vereinzelte  Ausnahmen  sind 
z.  B.  die  Bibliothek  der  Gehe-Stiftung  in 
Dresden  imd  die  Freiherrlich  Kari  v.  Roth- 
Bchildsche  üffentliche  Bibliothek  in  Frank- 
furt a.  M.  (seit  1887 ;  neue  Beu.-Ordn.  v. 
14.  Juni  1893).  Erst  seit  eiiii^u  Jahren 
regtauch  hier  sich,  nachdem  H.  Preusker 
schon  1839  ff,  vergeblich  darauf  die  Aufmerk- 
samkeit gelenkt  hatte,  das  Interesse  der 
Gemeinden,  Gesellschaften  (Comeiii;)s-Ges., 
Ges.  f.  ethisclie  Kultur  u.  a.)  und  Privaten 
fflr  Begründung  solcher  Bibliotheken.  Eine 
Agitation  dafQr  wurde  von  Professor  Ed. 
Reyer  in  "Wien  begonnen  und  wird  von 
Bibliothekare,  Nörrenberg  u.a  seit  1893 
erfolgreich  unterhalten:  die  Städte  Pforz- 
heim, Freiburg  i.  Br.,  Berlin,  Mainz,  Schweid- 
nitz,  Düsseldorf,  Jena  u.  a.  sind  zunächst 
mit  der  Griindung  solcher  Anstalten  unter 
verschiedenem  Namen  vorangegangen.  — 
Deutschland  hat  wenigstens  9  Bibliotheken 
mit  mehr  als  400  OOO  Bänden  (Buchbin derbd.) : 
Berlin  {Kön.  B,),  München  (Hof-  u.  Staatsb.), 
Strasßburg  (Univ.-  u.  Landesb.),  ööttingen 
(Üüiv.-B.).  Leipzig  (Univ.-B.),  Hamburg 
(Stadtb.J.  Dresden  (Kün,  Oeff.  B,),  München 
(Univ.-B.),  Heidelberg  (Univ.-B.),  ausserdem 
noch  etwa  18  Bibliotheken,  die  mehr  als 
200000  Bände  zählen.  Im  ganzen  verzeich- 
net Schwenke  im  Jahre  1893  1609  wissen- 
schaftliche Staats-,  Korpotations-  und  Fami- 
lienbibliotheken Deutschlands  mit  '.^7  092288 
Bänden,  Allerdings  beruhen  die  von  ihm 
eingezogenen  Angaben  zum  grossen  Teil  auf 
unsicheren  Schätzungen  i),  und  selbst  die 
Gnindlage  der  Schätzungen  und  Zählungen 
pflegt  verschieden  zu  sein,  indem  die  einen 
Buchbinderbände .  welche  ja  verschiedenen 
Urning  haben  können .  andere  biblio- 
graphische Bände  (jede  Schrift  oder 
jeden  selbständigen  Teil  einer  solchen  mit 
eigenem  vollstündigen  Titelblatt  und  eigener 
Paginierung)  zählen.  Kleine  Schriften  wei-den 
teils  einzeln,  teils  partieenweise  nach  ^wirk- 
lichen oder  aogenommenen)  Buchbmder- 
bänden  in  Heclmung  gebracht.  Vüt  eine 
zuverlässige  vergleichende  Statistik  empfiehlt 
es  sich  am  meisten,  die  bibliographischen 
Bände  zu  zählen,  mit  einer  besonderen  Ab- 


')  Daher  kommt  es,  dasa  z.  B.  die  Kg\.  Sfi. 
Bibliothek  in  Dresden  in  Fetzholdta  Adressb.  d. 
Bibl.  Dtschl.  N.  Auag.  (1875)  3.  Iü8  „mindestens 
auf  600000  Dmck-  uud  über  4000  Handschriften, 
sowie  400000  Diaaertetionen  und  30000  Karten" 


schnften  die  Rede  ist.  —  Im  März  1890  wurde 
auf  Anordnung  des  prensa.  UnterricMsministe- 
riume  in  den  demselben  unterstellten  lögrösseren 
Bibliotheken  die  Zahl  der  Bachbinderbände  fest- 
gestellt. Das  Centr.  t,  Bibl.  VII,  8.  318  be- 
richt«t  über  das  Ergebnis  der  Zählung. 


teiluQg  für  die  kleinen  Schriften  (bis  zu 
einer  gleichmässig  festgesetzten  Seitenzahl, 
etwa  100)  und  für  einzelne  Blätter.  Bei 
der  grossen  Schwierigkeit  einer  solchen 
Zählung  ist  ftir  Venval  tun  gsz  wecke  auch 
die  Kenntnis  der  leichter  zu  ermittelnden 
Zahl  der  Buchbinderbände  von  grossem 
Wert,  wobei  von  iingebimdenen  kleinen 
Schriften  etwa  je  15  als  ein  Bond  zu  reebnen 
siud.  Im  ranzen  wird  man  bei  einem 
grossen  und  viel  sei tigen  Bücherbestand, 
wenn  man  von  den  kleinen  Schriften  ab- 
sieht, das  Verhältnis  der  Werke,  Buch- 
binder- und  bibliographischen  Bände  etwa 
wie  2:3:4  ansetaen  dürfen.  —  Auch  an 
Ausgaben  für  staatlich  unterliaJtene 
Bibliotheken  steht  Deutschland  mit  in  vor- 
derster Reihe ;  mehrere  grosse  Städte,  unter 
denen  ich  Breslau  und  Frankfurt  a.  M.  be- 
sonders hervorbebe  —  die  Hamburger  Stadt* 
bibliothek  zählt  ja  zu  den  staatlichen  — , 
eifern  den  Staatsanstalten  nach.  Im  Jahre 
1891.92  betrugen  nach  Schwenke  an  den 
35  grössten  Bibliotheken  Deutschlands  die 
sacblichen  regelmässigen  Ausgaben  1068420 
Mark,  die  persönliclien  940  287  Mark.  Letztere 
sind  seitdem  in  Freussen  sowie  auch  sonst 
wesentlich  erhöht  worden,  so  dass  das  unter 
gewöhnlichen  Umständen  normale  Verhält- 
nis annähernd  gleicher  Höhe  der  beiden 
Quoten  mehr  Platz  greift.  Fflr  Freussen 
allein  überwiegen  jetzt  die  perBönlichen  Aus- 
gaben: im  Etot  von  1898  99  sind  für  die 
Üniversitätsbibliotlieken  im  Ordinarium  nmd 
545380  Mark  angeworfen,  davon  2885r>6 
Mark  (und  ca.  23000  Mark  Wohnnugageld- 
zuschüsse)  für  jiersöaliche  Ausgaben;  für 
die  Königliche  Bibliothek  in  Berlin  enenso 
488  294  Jlarif  bezw.  282970  Mark.  Eine 
vielseitige  statistische  Verwertung  des  ge- 
sammelten Materials  giebt  Scliwenke  im 
Statistischen  Anhang  seines  Ädressbuchs 
S.  384  ff.  —  Eine  besonders  rege  Thätigkeit 
hat  in  Deutschland  während  der  letzten 
zwei  imd  drei  Dezennien  auf  dem  Gebiete 
der  Bibliotheksbauten  geherrscht,  und  zwar 
sowohl  von  Seiten  des  Staates  wie  der  Städte. 
Die  öffentliclien  Bibliotheken  Deutsch- 
lands sind  mit  wenigen  Ausnahmen  in  erster 
Linie  Aueleihbibliotheken.  Daneben  werden 
sie  auch  an  Ort  inid  Stelle  benutzt,  und  be- 
sonders an  Universitätsbibliotheken  haben 
fast  überall  die  Dozenten  freien  Eintritt  in 
die  Bücherräume.  Erst  in  jüngerer  Zeit  hat 
man  angefangen,  tesonders  in  den  beiden 
grossen  Berhner  Bibliotheken,  nach  dem 
Cluster  des  Auslandes  durch  Anlage  ge- 
räumiger Lesesäle  und  Verlängerung  der 
Oeff n Imgszeiten  die  allgemeine  Benutzung 
innerhalb  der  Bibliotheken  zu  begünstigen. 
Hierin  und  in  Bezug  auf  die  Zugänglicl^eit 
der  Kataloge  sowie  auf  schnelles  Herbei- 
holen   der    Bücher   haben    übrigens    nicht 
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wenige  deutsche  Bibliotheken  noch  viel  | 
nachzuholen.  Weitgehend  ist  die  Liberalität,  [ 
mit  der  in  Deutschland  auch  an  Ansvärtige 
ansserhaib  des  Ortes  nnd  selbst  nach  ausser- 
dentscheo  Bibliotheken  ohne  jede  Schwierig- 
keit Druck-  und  Handschriften  (an  Privat- 
peraonen  meist  nur  Druckschriften)  versandt 
werden.  Nur  einzelne  kleiastaatlicho  Biblio- 
theken machen  darin  eine  Ausnahme. 
FreuGsen  (durch  Min.-Erl,  t,  8.  Januar  1890) 
und  gleichzeitig  Bayern  gewähreo  im  Falle 
der  G^enseitigkeit  für  eine  direkte  Ver- 
sendung von  Druck-  und  Handschriften  an 
andere  staaüiche  Bibliotheken  alle  nur 
wünschenswerte  Fieiheit.  —  Vorbereitet 
wird  diu«h  das  Preussische  Ministerium  ein 
(ziuüächst  handschriftlicher)  alphabetischer 
Generalkatalog  der  grösseren  staathchen 
Bibliotheken  Pi-eussens,  welcher  deren 
Bücherbestand  schnell  übersehbar  imd  zu- 
gänglich machen  soll. 

Vgl.  K.  Preusker,  Uel).  «äenü.,  Vereins- 
und  PrivathiW.  Heft  1,  2,  Leipzig  1839f.;  P. 


zko,  Entwickel.  u.  gegenwärt.  Stand  d. 
wlsB.  Bibl.  DeutBchlands,  Leipzig  1893  (—  Samml. 
biM.  wisB.  Arl>.,  B.  Heft);  C.  Nörrenberg, 
I>.  Bttcher-  n.  Lesehalle,  e.  Bildangsanatalt  d. 
Zukunft.    KQln  1896.  I 

B.  Oestorreich.  Hier  sind  die  öffent- 
lichen Bibliotheken  mit  Einschlnss  der  Uni- 
versitätsbibliotheken geringer  an  Zahl  und 
Umfang  als  in  Deiilsclüand ;  dagegen  giebt 
es  riele  Bibliotheken  religiöser  Körper- 
schaften und  alter  Ädelsfarailien  mit  an- 
sehnlichen, zum  Teil  sogar  sehr  wichtigen 
alten  Beständen.  In  der  fincycl.  Brit.  unt 
Libr.  S.  547  sind  nur  4  Bibliotheken  mit 
mehr  als  200000  Banden  aufgezählt:  die 
k.  k.  Hofbibliothek  und  die  Universitäts- 
bibliothek in  Wien,  die  Universitätsbibliothek 
in  Krakau  und  die  Landesbibliotliek  m  Buda- 
pest; dazu  kommt  jetzt  sicher  die  Universi- 
tätsbibliothek dieser  Stadt.  Von  den  in  der 
nämlichen  Tabelle  angeführten  bedeutenderen 
Bibliotlieken  Deutsch-Oesterreichs  (46)  ge- 
hören nicht  weniger  als  17  zu  Xlöstem  imd 
Stiftern ;  8  sind  Familien  bibliotlieken.  Ceber 
den  'Stand  der  Bibliotheken  der  im  Eeiciis- 
rate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  zu 
Ende  des  Jahres  ]870<'  giebt  es  eine  um- 
fassende statistische  Arbeit  von  Jos.  P  i  z  z  a  1  a 
(Mitt.  a.  d.  Geb.  d.  Stat.,  20.  Jahrg.,  Wien 
1873,  Heft  H  u.  VI|.  Danach  besass  damals 
die  Wieoer  Hofbibliothek  410000  Bände, 
die  6  Universitätsbibliotheken  und  6  öffent- 
lichen Studien  bibl  iotheken  zusammen  912351 
Bände  (ausser  47  26T  kleinen  Schriften  imter 
10  Druckbogen  und  einzelnen  Blättern),  die 
140  Bibliotheken  der  132  Mittelschulen 
384716  Bände  und  109712  kleine  Schriften, 
während  151  Bibliotheken  aus  der  Zahl  der 
463  geistlichen  Korporationen  1  öOS  694  Stück 


Druckschriften  aufzuweisen  hatten.  —  Für 
K^utzbarmachung  der  Staatsbibliotheken  und 
Hebung  des  Bibliotliekspei-sonals  ist  seit 
2—3  Dezennien  viel  geschehen  und  infolge- 
dessen besonders  an  den  Universitätsbiblio- 
theken, neuerdings  aucli  an  der  Hof  bibliothek 
eine  erfreuliche  rege  Thätigkeit  bemerkbar. 
Eine  gute  Uebersii3it  über  die  Organisation 
aller  Arten  SffeuÜicher  Bibliotheken  in  Oester- 
reich  und  eine  Sammlung  der  österreichi- 
schen Gesetze  etc.,  die  auf  Bibliotheken 
Bezug  haben,  giebt  Ferd,  Grassauer  in 
seinem  Handbuch  für  österreichisclie  Uni- 
veraiiäts-  und  Studienbibliotheken  (Wien 
1S8.S).  Mit  raassvoller  Cenlralisierung  sucht 
der  Staat  auch  dort  die  Bücherschätze  seiner 
Bibliotheken  durch  umfassende  Biblio- 
graphieen  allgemein  nutzbar  zu.  machen ; 
so  durch  einen  Qeneralkatalog  der  laufenden 
periodischen  Drucksclmften  der  grösseren 
Österreichischen  Staatsbibliotheken  (zum  Teil 
auch  der  Hofbibliothek),  herausgegeben  von 
Ferd.  Grassauer  (Wien  1898).  Ein  Ende 
1895  gegründetet  Oesterreichiseher  Verein  für 
Bibliothekswesen  hat  den  Zweck,  die  Leis- 
tungen der  Bibliotheken  und  die  wissen- 
schaftliche sowie  praktische  Tüchtigkeit  der 
Beamten  zu  fördern.  Seit  1897  giebt  er 
Mitteilungen  des  Vereins  heraus.  —  Für 
1886  hatte  nach  Centr.  f.  B.  II,  S.  512  der 
Staat  für  die  19  grösseren  Bibliotheken  (au 
7  Univeraiiaten,  6  technischen  Hochschtdeu 
u.  dergl.,  6  Studieuanstalten)  zusammen 
199  035  Gulden  ausgeworfen,  wozu  an  den 
7  Universitäten  noch  gegen  14000  Gulden 
Matrikelgelder  als  Zugchuss  ziu*  Bücher- 
dotation traten. 

C.  Frankreich.  Frankreich,  im  frühen 
Mittelalter  Sammel-  lind  Ausgangspunkt 
geistiger  Bildung,  ist  auch,  wenn  wir  von 
Italien  absehen,  das  Land  der  fi'ühesten, 
bis  in  die  Zeit  der  Merowinger  und  Karo- 
linger, ja  selbst  darilber  hinaus  zurück- 
reichenden Katbedral-  und  Klosterbiblio- 
tlieken.     Damals   schon  wiude   der  Gruud 

Silegt  zu  der  Bedeutung,  welche  viele 
ibliotheken  Frankreichs  durch  wichtige 
alte  Bestände  besitzen  oder  doch  noch  nach 
dem  Mittelalter  beeassen.  Allerdmgs  ist  die 
dauernde  Centralisiemng  des  geistigen  Lebens 
iu  Paris  einer  gleichmftssigen  Entwickelung 
der  Provinz ialbibliotheken  nicht  günstig  ge- 
wesen; dafür  hat  sie  der  Pariser  National- 
bibliothek die  dominierende  Stellung  ver- 
schafft, welche  ihr  unter  allen  ähnlichen 
Sammlungen  an  Zahl  und  Wert  der  Dmck- 
nnd  Handschriften  keine  andere  Bibliothek 
streitig  macht.  Die  jetzige  Organisation  der 
öffentlichen  Bibliotheken  Frankreichs  ist  im 
wesentlichen  eine  Schöpfung  der  Revolution. 
Durch  Dekret  v.  2.  November  1789  (kön. 
Sankt.  V.  4.  November)  stellte  die  National- 
versammlung die  Eirchengfiter  zur  Verfügung 


der  Nation,  ebenso  durch  Dekrete  v.  9,  (12.) 
Februar  1792  die  Bibliotheken  der  verur- 
teilten oder  flflchtigen  Adeligen ;  durch  eine 
Reihe  anderer,  schnell  aufeinander  fol^Dder 
Dekrete  (v.  14.  November  1789  etc.)  wurden 
Anordnungen  über  die  Inventarisierung  der 
Druck-  und  Handschriften  getroffen.  In  die 
NationalbibHothek,  die  aus  der  alten  Biblio- 
thek du  Roy  (Hoyale)  hervorgegangen  war 
und  wiederholt  je  nach  der  Begieningsfonn 
ihren  Namen  gewechselt  hat,  flössen  ans 
eleu  döpßts  littöraires  die  wertvollsten 
der  gedruckten  und  namentlich  auo^  der 
handschriftlichen  Schätze.  Die  Durchführung 
der  Maasregeln  zog  sich  in  Paris  bis  tlber 
das  Jahr  1805  hin;  ihnen  verdankte  eine 
Reihe  neuer  Bibliotheken  ihr  Entstehen, 
alte  Bibliotheken  ihre  beträchtliche  Ver- 
mehrung (die  Biblioth^ue  Nationale  gleich 
im  Anfeng  um  300000  Bände;  Anfang 
1897  zählte  sie  2048893  Werke).  In 
der  Provinz  ging  das  Werk  viel  weniger 
glatt  von  statten.  Zuerst  dachte  man  an 
öffentliche  Diatriktsbibhotheken  (Dekret  v. 
27.  Januai-  [J2.  Februar]  1794);  1795  (25. 
Oktober)  wurde  jedoch  bestimmt,  dass  jedes 
Depai-tement  eine  CentralschHle  und  zu- 
gleich eine  fiff entliche  Bibliothek  erhalte 
(aus  den  Bficherdepols  der  Republik).  Bald 
darauf  wurde  durch  Cirkular  v.  10.  November 
1798  fflr  die  Bibliothek  der  ^coles  cen- 
trales die  Einführung  von  cours  de 
bibliographie  angeregt,  wohl  der  erste 
Versuch  eines  öffentlichen  Unterrichts  biblio- 
thekarischen Inhalts.  Der  Erfolg  des  Vor- 
|?ehens  für  die  Departementsbibliotheken  war 
je  nach  örtlicheu  Verhältnissen  sehr  ver- 
schieden; inunerhin  gaben  sie  einen  wert- 
vollen Grundstock  ab  für  die  Eommunal- 
bibliotheken ,  welche  aus  jenen  sich  ent- 
wickelten. Im  Jahre  1802  (Dekret  v.  16, 
Oktober)  wurden  die  staatlichen  noch  nicht 
organisierten  Bibliotheken  der  Central  schulen 
aufgehoben  imd  am  28.  Januar  1803  >ä  la 
disposition  et  sous  la  surveillance  de  la 
municipalitf^«  gestellt,  doch  hatten  die  Kom- 
munen dafür  die  Unterhaltung  der  Biblio- 
theken zu  Abemehmen.  Ob  damit  auch  die 
Bflcherbestände  in  das  Eigentum  der  Ge- 
meinden «belangen,  mit  als  eine  staats- 
rechtlich nicht  gelfiste  Streitfrage,  Für  ihre 
Verwaltung  sind  massgebend  die  (Irdonn. 
Y.  22,  Febniar  und  23.  März  1839  über 
bibliotheques  puhliqucs.  Geleitet 
werden  sie  je  durch  Fachbibliothekare  unter 
einem  »ComitS  d'inqjection  et  d'achats  de 
livresi:  der  Staat  fflhrt  eine  Oberaufsicht 
Ober  sie  durch  sachverständige  Inspecteiirs 

EJu^raux  (zur  Zeit  3),  welche  durchschnitt- 
ch  jedes  zweite  oder  dritte  Jahr  die  Ver- 
waltung jeder  jener  Bibliotheken  einer  Mus- 
terung imterziehen.  Ihre  tSgliciie  Oeffnungs- 
zeit    beträgt    wenigstens    5   Stimden.     Im 


ganzen  haben  diese  BihHotheken  zur  Be- 
lebung wissenschaftlichen  Sinnes  gut  ge- 
wirkt, doch  zeigen  sie  sich  nicht  in  dem 
Grade  entwickehingsffthig  wie  die  Public 
Libraries  in  England  und  Amerika.  Eine 
rege  Thäligkeit  entfaltete  in  Frankreich  seit 
langer  Zeit  der  Staat  in  Bezug  auf  den 
Druck  von  Katalogen.  Seit  1849  wurde  der 
Druck  eines  Gesamtkatalogs  aller  Hand- 
schriften der  Departements  in  Angriff  ge- 
nommen; 19  Bände  (in  40)  sind  (bis  1885) 
erechienen.  Seit  1886  wird  er  durch  ein 
knapperes  Repertorium  ersetzt  (bis  jetzt  c. 
30  vol.  in  8"),  Von  einem  Catalogne  g6n. 
des  incunahles  des  bibl,  puhl.  de  Irance  p. 
M.  Pellechet  ist  1897  der  1.  Band  er- 
schienen (Paris)-  Die  Biblioth&jne  Nationale 
geht  mit  dem  Dnick  von  Katalogen  ihrer 
Bestände  für  sich  vor.  Abgesehen  von  den 
Handschriften katalogen  wurde  der  Druck 
systematischer  Kataloge  (des  imprimfes), 
von  denen  dieHist.  delaFrance  (11  tom. 
[1855—79]  und  1  t.  table  alph,  d.  aut.  1895) 
und  Mödec  (3  tom.  1857 — 89)  erschienen 
sind,  aufgegeben  und  dafür  der  Druck  eines 
alphabetischen  Katalogs  vorbereitet  und  1897 
begonnen  (vgl.  zur  Geschichte  der  Katalogi- 
sierung dieser  Bibliotheken  die  »Intro- 
duction«  dieses  Bandes  von  L.  Delisle). 

—  Einen  öffentlichen  Charakter  haben  ferner 
dieBibliothfeques  seoiaires.  Auf  An- 
regimg des  Unterrichtsministers  Eoulandwur- 
rden  sie  durch  Erlass  v.  1,  Juni  1862  begrün- 
det und  entwickelten  sich  seitdem  zu  eigent- 
lichen VoIksbihliotheken,d.h, Leihbibliotheken 
flir  alle  Bewohner  der  Gemeinde.  Es  besteht 
eine  ständige  staatliche  Kommission  zu  ihrer 
weiteren  Organisation  und  Ueberwachung. 
Die  Fonds  dieser  Bibliotheken  setzen  sidi 
zusammen  aus  Geschenken  des  Ministeriiuns, 
Krediten  der  Gemeinden,  Subskriptionen  imd 
Legaten  von  Privatpersonen  sowie  frei- 
willigen Steuern  der  Famihen.  Im  Jahre 
1887  waren  34193  solcher  Bibliotheken  im 
Besitz  von  4198008  Bänden,  Die  Fürsorge 
des  Staates  richtet  sich  besonders  auch  auf 
die  Auswahl  der  Bücher;  die  Verfasser  ge- 
eigneter Schriften  werden  durch  Staatspreise 
belohnt  und  an^z(^n.  Weniger  zu  bewähren 
scheinen  sich  m  Paris  die  Biblioth^ques 
pedagogiques  (Lehrerbibliotheken),  mit 
deren  Gründung  seit  1876  vorgegangen  wurde, 

—  Im  französischen  Budget  gen.  für  1897 
sind  ausgeworfen :  Bibl.  nationale  428000 
Francs  (persönl,),  269000  Francs  (sachl.), 
7ÖIHI0  iVancs  (Kataloge);  b.  publiqiies 
213 600  Francs ;  catal.  d.  man.  et  incnn. 
2(i(m  Francs;  serv.  g6n.  des  b.  39000 
Francs.  Dazu  kommen  bedeutende  Aus- 
gaben, die  in  anderen  Posten  stecken,  z.  B. 
180'KW.lFrancs  für  Souscriptions  seien  t 
et  litt^r.  —  Bibl.  municip.  et  poptiL 

—  fichanges  internat.  u.  a. 
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Vgl.  Becneil  de  loie,  d^eta  etc.  c.  I.  bibliotk 

SibLqneB  p.  p,  Uljsse  Robert  (Paris  1883); 
nUetin  dee  bibl.  et  des  arch.  (Fans)  seit  1884; 
Annnaire  des  bibl.  et  dee  arch.  (Paria)  seit  1886; 
Statiatique  de  t'enaeign.  sup^r.  .  .  .  en  1870 
CPsriB  1878)  nnd  .  .  .  en  188C  (Paris  1888). 
Oabr.  Richon,  Traitä  de  l'adminiHtr.  des  bibl. 
pnbl.  (Paris  1885);  Jul.  Loiselenr,  Les  bibl. 
commnnales ;  Bist,  de  lenr  formatiou  etc.  (Or- 
lians  1891);  L.  Vallee,  La  B.  Nationale 
(Paris  1894). 

D.  Italien,  Das  hohe  Älter  geistiger 
£u]tur  io  diesem  Lande  verschaffte  auch 
ihm  den  Besitz  altbegrlUideter  BibHothekea 
am  Sitze  von  Kirchen  und  £15Btem;  na- 
mentlich bewies  eine  Reihe  römischer  Päpste 
grosBeo  Eifer  in  der  Sammlung  von  Hand- 
ßchriften,  welche  jetzt  der  vatikanischen 
Bibliothek  (in  ihrem  jetzigen  Bestände  durch 
Nikolaus  V.  1447  gegründet)  ihre  hohe 
Bedeutung  verleihen.  Die  Zersplitterung 
Italiens  begünstigte  ähnlich  wie  die  Deutsch- 
lands trotz  aller  politischen  Wirren  und 
verheerenden  Kämpfe  die  ttründung  zahl- 
reicher Bibliotheken,  war  aber  ein  Hincier- 
nifi  für  das  Entstehen  einer  centralen  Samm- 
lung ersten  Hanges.  Nach  der  Einigung 
Italiens  begann  auch  bald  die  Fürsorge  des 
Staates  sich  auf  die  Regelung  der  öffent- 
lichen Bibliotheken  zu  erstrecken.  Noch 
bevor  die  Lombardei  und  der  Kirchenstaat 
italienisch  geworden  waren,  veranstaltete 
der  Unterrichteminister  Natoli  1863  eine 
statistische  Aufnahme  der  Bibliotheken  und 
veröffentlichte  1865  das  Ergebnis  derselben 
in  einem  Bande  der  Statistica  del  regno 
d'Italia  (Firenze).  210  Bibliotheken  (mit 
MoBchluBS  der  Kirchen-  und  Klosterbiblio- 
theken)  werden  darin  behandelt;  164  davoi 
waren  öffentlich.  Man  zählte  in  ihnen 
4149281  vol.  Eine  Vergleichung  dieser 
Zahl  mit  der  Bändezahl  der  Bibliotheken 
anderer  Länder,  wie  sie  a.  a.  0.  S.  12ü  _ 

Eben  wird,  ist  indes,  solMige  nicht  die 
Ltegorieen  der  Bibliotheken  gleiclunässig 
abgen^nzt  und  die  sonstigen  Grundlagen 
der  Zahlmig  (ohne  Schätzung)  festgestellt 
Bnd  —  für  Deutschland,  England  und  andere 
LAnder  haben  wir  noch  gar  keine  amtliche 
BibUothekestatisük  — ,  zwecklos  und  irre- 
fOhrend.  —  Eingehende  Bestimmungen  über 
die  Öffentlichen  Bibliotheken  Italiens  und 
ihren  Verkehr  unter  sich  wurden  unter  dem 
UnterrichtaminiBter  Bonghi  erlassen  (R^o- 
lamento  p.  1.  BibÜot,  Pubbl.  Govem.  appr. 
c  reg.  Decr.  d.  28.  Octobre  1885;  vgl,  dazu 
a  Münzel  im  Centr.  f.  B.,  VH,  S.  223—245). 
UancbeB  darin  wurde  von  anderen  Ländern 
zum  Uuster  genommen.  Es  werden  dort  7 
BibL  Nasionali  (2  davon  Bibl.  Kazion.  Cen- 
trali),  9  andere  selbständige  Cffenthche  Biblio- 
theken mid  12  Universitätsbibliotheken,  femer 
solche  von  Akademieen  und  anderen  In- 
stituten  unterschieden.     Auch    enthfilt    es 


;enaue  Bestimmungen  über  die  Stellung 
1er  Bibliotheksbeamten  und  die  Verwaltung 
der  Bibliotheken.  Für  den  Eintritt  in  die 
Bibliotliekslaufbahn  sind  Prüfungen  fOTg^ 
schrieben  iind  zugleich  Kurae  für  ihre  tech- 
nische und  wissenschaftliche  Vorbildung  er- 
öffnet Auf  bibhographischem  Felde  ist  die 
Thätigkeit  der  Bibliothekare  Italiens  jeden- 
falls sehr  rege.  —  Die  Dotation  für  sach- 
liche Ausgaben  hetn^  für  die  28  Staats- 
bibliotheken im  Jahre  1892  582130  Lire 
und  8U1 838  Lire  für  persönliche  Ausgaben. 

Die  Einziehung  der  (ca.  17CM3)  Kloster- 
bibliotheken im  Jahre  1875  vermehrte  die 
öffentlichen  Bibliotliekeii  beträchthch.  Auch 
zahlreiche  Kommunalbibliotheken  wurden 
mit  Hilfe  dieser  Büchetschätze  neu  angelegt 
oder  stark  vergrüssert.  Uebor  200000  Bände 
haben  zur  Zeit  etwa  S  Bibliotheken;  die 
umfangreichste  ist  die  Bibl,  Naz.  Centr.  in 
Florenz,    mit    der   ein   Archivio   letle- 

io,  als  Staatsanstalt  das  erste  dieser 
Art,  verbunden  ist,  —  Vgl.  K.  Dziatzko 
in  Samml.  bibl.  Arb.  6.  Heft  (1894)  S.  96  ff. 

i.  England.  Neben  zahlreichen,  mit 
Kirchen,  Colleges  und  anderen  Korporationen 
verbundenen  alten  Bibliotheken ,  unter 
welchen  nur  einzelne,  besonders  die  mit 
Dniversitäten  verbundenen  (in  Oxford  ilie 
Bodleiana,  in  Cambridge  die  Universitäts- 
bibliothek, in  Dublin  die  Trinity  C^dlego 
Libr.)  oder  die  sonst  in  wichtigen  Stallten 
befindlichen,  wie  die  Advocates'  Library 
in  Edinburg:h,  Bedeutung  erlangten,  hat  sich 
seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  die 
Bibliothek  des  British  Museum  in  London, 
die  einzige  öffentliche  Staatsbibliothek  Eng- 
lands, ungemein  schnell  zu  der  dem  Um- 
fange nach  zweilgröBsten  Bibliothek  des 
Erdballs  entwickelt,  die  in  Bezug  auf  Nutz- 
barkeit lange  Zeit  alle  überragte.  Im  Jahre 
1753  bcschloss  das  Parlament  (A.  26  Geoi^e 
n.  c.  22),  das  Museum  des  Sir  Hans  Sloane 
für  2Ü  000  £  und  die  Harlejanische  Hand- 
schriEtensammlung  für  10000  £  anzukaufen, 
sie  mit  der  von  Sir  John  Cotton  1700  der 
englischen  Nation  geschenkten  Bibliothek  zu 
vereinigen  und  für  diese  Sammlungen  eine 
Centralstelle  (General  RepOTitory)  zu  gründen. 
Hieraus  entstand  das  British  Museum  mit 
seinen  13  Departments  (die  Zahl  wech- 
selte), von  denen  die  Abteilungen  der  Prin- 
ted  Books  und  der  Manuscripts  zu- 
sammen sozusagen  die  Bibliothek  des  Museums 
bilden.  Sie  sind  der  Mittelpunkt  desMuseums, 
so  daas  auch  der  oberste  Leiter  des  ganzen 
Instituts  den  Namen  Principal  Libra- 
rian  führt.  Die  Bibhothek  zählt  gegen- 
wärtig g^en  1800000  Bände  und  etwa 
60000  Handschriften  (ohne  die  Urkunden); 
sie  können  nur  in  den  Bäumen  des  British 
Museum  sedbst  benutzt  werden.  Der  Bea- 
ding  Boom,  der  45S  Plätze  enthält,  steht 


täglidi  von  9  Uhr  morgens  bis  8  Uhr  abeuds 
offen  iiDd  wurde  im  Jahre  1895  von  194  924 
(täglich  643)  Lesern  besucht  (im  Jahre  1894 
von  202973  Lesern).  Der  Etat  des  British 
Museum  im  ganzen  (ausser  äem  Nat,  Hist 
Museum  in  South  EeDsineton)  betrug  im 
Jahre  1897/98  124362  £  (darunter  für  An- 
käufe Ton  Büchern  und  Handschriften  22  000 
£,  für  BiDdelöhne  und  ähnliches  10  967  £}. 
Aussei  dem  British  Museum  zählt  Eng- 
land noch  4  -Bibliotheken  mit  mehr  als 
200000  Bänden  (s.  oben),  dieselben,  welche 
neben  dem  Bntish  Museum  ein  fakul- 
tatives Recht  auf  Pflichtesemplare  >o  n 
demandf  haben,  —  Als  eine  besondere 
•  Art  von  Stadt-  oder  Gemeindebibliotheken 
haben  sich  in  England  die  Public  Libra- 
ries entwickelt^  gewöhnlich  Free  P.  L.  fe- 
aannt  Sie  sind  von  grosser,  noch  immer 
wachsender  Wichtigkeit.  Angeregt  durch 
den  Aufschwung,  veldien  die  Bibliothek 
des  Britischen  Museums  unter  der  genialen 
Leitung  Antonio  Panizzis  nahm,  suchte  man 
auch  die  Gründung  anderer  Sffentlidier 
Bibliotheken  in  mfigliciißt  zahlreichen  Städten 
Englands  zu  befördern.  Ein  von  Mr.  Will. 
Ewart  durchgesetzter  Parlamentsbeschluss 
v.  14.  August  1850  (A.  ISA  UTictoriae 
c  65;  Act  for  enabling  Town  Coun- 
cils to  establish  Pnblic  Libraries 
and  Museums)  bestimmte,  dase  die  Bürger 
der  Stadfgemeinden  von  mehr  als  10000 
Einwohnern  einen  Steuerzuschla^  von  '/i 
Penny  auf  jedes  Pfund  der  tiememdeateuer 
bescluiessen  dflrften ,  der  zur  Anlage  der 
bezeichneten  Anstalten  verwendet  werden 
sollte.  Ein  früheres  Gesetz  (Museums 
Act  von  1845)  hatte  bereits  die  Errichtung 
von  Bibliotheken  in  Verbindung  mit  Museen 
ermi^lieht.  Später  wurde  die  Wirkung  des 
Gesetzes  auf  einen  viel  grösseren  Kreis  von 
Oemeinden  auB^edehnt  und  die  fakultative 
Erhöhung  des  Zuschlags  von  '/»  auf  1  Penny 
zugestanden.  Bis  1891  hatten  ca.  195  Ge- 
meinden (und  32  Einzelgemeindeo  Londons) 
von  dem  Rechte  Oebianch  gemacht,  die 
meisten  davon  in  England.  Die  eisten 
Städte  mit  einer  Fubl.  L.  nach  dem  Gesetze 
von  1850  waren  Manchester  und  Liverpool. 
Die  gegründeten  Bibliotheken,  welche  grund- 
Bätzhch  einen  mt^Iichst  geräumigen  Lese- 
saal, oft  einen  besonderen  Zeitungsraum 
haben,  meist  auch  des  Abends  geöffnet  sind, 
vielfach  sogar,  was  sonst  in  England  nicht 
die  Regel  ist,  Bücher  ins  Haus  verleihen, 
gedeihen  in  hohem  Grade  und  sind  ein 
sehr  wesentliches  Bildungsmittei.  Ihr  Cha- 
rakter ist  populär- wissenschaftlich ;  die  schöne 
Litteratur  (liction  liter.)  nimmt  bei  ihrer 
Benutzung  keinen  Beringen  Platz  ein,  da- 
neben al>er  auch  die  auf  Industrie  und 
Technik  bezügliche,  namentlich  in  den 
grösseren    Städten;    auch    Lokalgeschichte 


wird  eifrig  gepflegt  und  durch  diese  Biblio- 
theken sehr  gefolgert.  In  Deutschland  ist 
die  1886.87  zu  Frankfurt  a.  M.  gegründete 
Freih  .v.Eothschildsche  Freibibliothek  (s.  oben) 
eine  bewusste  Nachahmung  von  gleicher  Art, 
—  Eine  weitere  Specialität  Englands  (und 
Amerikas)  sind  die  Subscription  odtn- 
Proprietary  L.,  welche  den  einen  be- 
stimmten BeitrBf  zahlenden  Mitgliedern  ge- 
hören und  eine  Ergänzung  der  zumeist  nicht 
ins  Haus  verleihenden,  auch  nicht  für  alle 
Bedürfnisse  des  Publikums  ausreichenden 
öffenthchen  Bibliotheken  bilden.  Ihre  An- 
fange fallen  in  die  zweite  Hälfte  des  18. 
Jahrhunderts ;  Liverpool  scheint  1758  voraus- 
gegangen zu  sein.  In  London  gehört  die 
London  Library  dazu,  1841  für  Gelehrte 
gegründet;  Männer  wie  Ijewis,  Gladstone, 
Carlyle  interessierten  sich  für  ihr  Zustande' 
kommen.  Die  Subscribers  bekommen 
Bücher  ins  Haus  und  haben  Einfluaa  auf 
ihre  Anschaffung. 

Tgl.  Edw.  Edwarde,  livea  of  tbe  fonn- 
dere  of  the  Brit.  Hogeam,  S  vol.  (London  ISTO); 
Bob.  Cowton,  memoita  of  the  Brit.Mm.  (eb. 
1872] ;  L.  Faffan,  llfe  of  Antli.  Psnizri,  2  vol. 
(eb.  1880);  T.  Grenwood,  pnbüc  librarieg; 
5.  ed.  (London  1894):  J.  J.  Ogle,  the  free 
libraries  (London  189^. 

F.  Voreinigte  Staaten  von  Nord- 
amerika. Bei  weitem  das  schnellste 
Wachstum  zeigen  seit  mehreren  Dezennien 
die  Bibhotheken  dieses  Teiles  der  neuen 
Welt  Mit  den  Staate-  und  StadtbehOrden 
wetteifern  Privatpersonen  durch  reiche  Ge- 
schenke und  Legate  bei  Begrflndimg  oder 
Ausstattung  von  Bibliotheken.  Vor  allem 
handelt  es  sich  um  die  (Free)  Public 
Library  (auch  Town  L.  u.  ähnl.).  Fast 
gleichzeitig  wie  in  England  gingen  die  ameri- 
kanischen Städte  mit  deren  Gründung  vor. 
Während  im  Jahre  1800  eret  62  öffentliche 
Bibliotheken  mit  etwa  115000  Bänden  be- 
standen, wurden  nach  dem  vom  Bureau 
of  EducatioD  in  Washington  1876  heraus- 
gegebenen Special  Report  on  Pnblic 
Libraries  (2  parts)  deren  3647  (mit  300 
vol.  und  mehr,  jedoch  mit  Ausnahme  der 
Kommunal-  und  Distriktsschulbibliotheken) 
gezählt  mit  12276964  vol.  und  im  Jahre 
1891  3804  Öffentliche  Bibliotheken  mit  je 
1000  und  mehr  Bänden,  im  ganzen  mehr  als 
31  Millionen  Bände  und  kleinere  Schriften. 
Die  öffentlichen  Bibliotheken  werden  dort  als 
ein  wichtiger  Teil  der  Erziehnngs-  und  Ünter- 
richtaeinrichtungen  angesehen.  Die  gröeste 
Bändezahl  haben  die  Bibliotheken  im  Staate 
Massachusetts  (rund  5450000  Bände);  es 
folgen  New- York  (5^/*  MiUionen)  und  Penn- 
sylvanien  (3  Millionen).  Die  grCsate  Biblio- 
thek ist  die  von  Boston  (631961  Bände); 
doch  wird  die  New-YorkPubl.  Library, 
sobald  die  im  Jahre  1695  be8<^oesene  Ver- 


eioigung  der  Astor  nnd  der  Lenox  L. 
mit  The  Tilden  Fouadation  vollzogen 
ist,  rund  900000  Bände  in  einem  Gebäude 
vereinigen.  Einen  Umfang  von  mehr  als 
500000  Banden  haben  bisher  nur  3  Biblio- 
theken erreidit  In  Bezu^  auf  'wertvolle 
alte  Bestände  werden  diese  jungen  Institute 
trotz  de«  raschen  Wachstums  vielen  ihrer 
älteren  Schv^estera  in  Europa  vorauseichtlich 
nie  gleichkommen.  Dafür  verdienen  sie 
durch  die  grosse  Bflhrigkdt  der  Verwaltung 
sowie  ihre-  praktischen  Einrichtungen  voüe 
Beachtim^;  auch  geht  die  Bewegung  auf 
dem  Gebiete  der  öffentlichen  Bibliotheken 
dort  nicht  bloss  in  die  Breite,  sondern  an 
geeigneten  Orten  auch  in  die  Tiefe.  Eigen- 
tümuch  ist  vielen  von  ihnen  die  Verbindung 
des  alphfibeti sehen  und  des  Sachkatalogs  in 
einem  einheitlichen  Alphabet  (Dictionary 
CataL),  wodurch  besondere  Sachkataloge 
überQüBsig  werden  sollen.  Grosse  Aner- 
kennung verdient  das  rasche,  entschlossene 
Vorgehen  mit  dem  Druck  ihrer  Kataloge. 
Im  ganzen  zeigt  die  Richtnng  und  Organi- 
sation der  Bibliotheken  in  Nordamerika 
grosse  Aehnhchkeit  mit  der  in  England,  sie 
bieten  indes  den  Vorteil,  nicht  nur  PrSaenz-, 
sondern  meist  auch  nebenbei  Ausleiliebiblio- 
theken  zu  sein.  Nur  die  sogenannten  Re- 
ference  Libr,,  Specialswnmlungen  auf 
einem  einzelnen  Gebiete,  pflegen  diese  Aus- 
nahme nicht  zuzulassen.  —  Die  Proprie- 
tary  oder  Subsoription  Libraries, 
welche  hier  auf  eine  Anregung  Benj.  Frank- 
lins im  Jahre  1731  sich  zurflct\'erfolgen 
lassen,  spielen  wie  in  England  in  den  grossen 
Städten  eine  grosse  Kolle. 

Vgl.  Charles  C.  Jewett,  Rep.  on  the 
Fnhl.  Libr.  (Append.  to  the  Rep.  of  .  .  .  SmitbB. 
Instit,  Washington  1850);  Will.  J.  Rhees, 
Manual  of  Pnbl.  Libr.  ...  in  the  ü.  8t.,  Phila- 
delphia 1869;  der  bereite  erwähnte  Spec  Re- 
port m.  d.  T  :  Public  Libr.  in  Üie  Ü.  St. 
of  America;  their  bistorv,  condition  and  inana- 
gement,  2  pts.,  Washington  1876.  eine  Fund- 
grube vieWitiger  Belehrnng;  West.  Flint, 
Ststistici  of  Pnbl.  Libr.  (Washington  1893); 
WüL  J.  Fletcher,  Pnbl.  Libr.  in  America 
(Boston  1894). 

G.  Andere  Länder.  Nur  kurze  Er- 
wähnung mOgen  hier  aus  Ruseland  die  Kais. 
Oeffentliche  Bibliothek  zu  St.  Petersburg, 
wohl  die  drittgröaste  Europas,  und  die  des 
OeffenÜichcn  Museums  zu  Moskau,  femer 
Belgien  und  Holland  finden,  wo  ähnhch  wie 
in  Deutschland  verhältnismässig  viele  Biblio- 
theken mittlerer  Grösse  und  wertvollen  In- 
halte bestehen.  In  den  nordischen  Eönig- 
reichen  und  ebenso  in  denen  der  iberischen 
Halbinsel  sind  es  wie  anderwärts  die  Haupt- 
nnd  Dniv^^itätsstädte,  w<jlche  Mittelpunkte 
ansehohdier  Bflchersammlungen  wurden.  In 
der  Schweiz,  die  iu  St.  Gallen,  Bern,  Ein- 
siedeln, Basel  u.  b.  w.  sehr  wertvolle  idte 


Bestände  bii^  steht  die  Eantonalverfassung 
dem  Aufkommen  einzelner  sehr  grosser 
BiblioÜieken  natürlich  entgegen,  dagegen 
begünstigt  sie  die  Wirksamkeit  zahlreicher 
kleinerer,  für  Verbreitung  einer  gleich- 
massigen  Volksbildung  wichtiger  Kantons- 
und sonstiger  Bibliotheken.  Ueber  *die 
Öffentlichen  Bibliotheken  der  Schweiz  im 
Jahre  1868<  giebt  es  ein  von  Ernst  Heitz 
bearbeitetes  und  von  der  Schweizer  Statis- 
tisdien  Gesellschaft  herausgegebenes  Buch 
(Basel  1872).  Im  Jahre  189B  wiwde  in 
Bern  vom  Bund  eine  Schweizerische  Landes- 
bibliothek gegründet  als  Sammelst&tte  der 
modernen,  die  Schweiz  ii^endwie  betreffen- 
den Litteratur. 

3.  Beziefaniif^n  des  Staates  eo  den 
B.  Das  Interesse  des  Staates  an  der  Ent- 
wickelung  des  Bibliothekswesens  beruht 
teils  auf  der  Thatsache  der  Verwendung 
öffentlicher  Geldmittel,  Gebäude  und  Eüi- 
richtungen  bezw.  seinem  Anteil  an  dem 
Bücherbestande  mancher  Bibliotheken  (z.  B. 
infolge  der  Säkularisation  von  Kirchen-  imd 
Klosterbibliotheken ,  der  Pfiichteiemplare 
11.  ähnl.),  teils  auf  seinem  allgemeinen  Auf- 
sichtsredit  Über  alle  Einrichtun^n,  die  den 
Kulturaufgaben  des  Staates  dienen,  und 
über  die  Erhaltung  von  Kunstdenkmalem 
und  Altertümern,  zu  denen  manche  Staaten, 
wie  ItaUen,  alte  Bibliotheken  ausdrücklich 
hinzurechnen.  In  neuerer  Zeit  tritt  die 
Gemeinnützigkeit  der  Bibliotheken  als 
Sammlungen  der  litterarischen  Geistespio- 
dukte  und  der  Geschichte  menschlicher 
Kultur  und  als  wichtiges  Bildungsmittel 
immer  stArker  hervor,  diainit  aber  auch  das 
Bestreben  des  Staates  anf  ihre  Entwickelung 
einzuwirken ,  die  Plan-  und  Zweckmässig- 
keit der  Vermehrung,  ihre  Zugäuglichkeit 
für  nah  und  fem  sowie  ihre  gegenseitigen 
Beziehungen  zu  regeln.  Mit  dem  stärkeren 
Eingreifen  des  Staates  oder  der  Oemeiode 
geht  die  Tendenz  zur  weitesten  Zugänglich- 
keit (auch  durch  umfassende  Katalogisierungs- 
arbeiten) Hand  in  Hand.  Die  Gesetzgebung 
berührt  direkt  das  Bibliothekswesen  noc£ 
wenig  (veL  indes  oben  sub  B.  England,  C, 
Franfcreicn,  F,  Ver.Staaten) ;  die  Verwaltunga- 
bebdrden  sind  zumeist  die  Oi^ne  der  Für- 
sorge und  Aufsicht  des  Staates  über  die 
Bibliotheken,  Wünschenswert  wäre  wohl  in 
manchen  principiellen  Fragen  ihre  gesetz- 
liche Regelung;  so  die  des  staatlichen  Auf- 
sichtsrechts Über  Bibliotheken,  die  nicht  von 
ihm  direkt  oder  indirekt  abhängen,  der 
Gründung  von  ßürgerbibliotheken,  des  Be- 
nutzungsrechts Öffenthchen  Bibliotheken 
gegenüber,  der  Versicherung  der  Biblio- 
thäen  gegen  Feuersgeffdir  und  ähnliches. 
Auch  das  intemationaie  Recht  wird  durch 
die  Frage  der  kriegsrechtlichen  Entführung 
von  öffentlichen  Bibhotheken  oder  von  Teilen 


Bier,  Bierbrauerei  und  Bierbesteuening 


I.  Das  Bier  nnd  die  Bierbrauerei 

Unter  Bier  wird  in  dem  durch  die  mo- 
derne Entwickelung  der  Bierbrauerei  be- 
stimmten und  danach  auch  von  der  ein- 
schlägigen deutschen  Reich  sgesetagebung 
angenommenen  Sinne  ein  aus  Getreide  oder 
anderen  stArkehaltigen  Rohstoffen,  Hopfen 
und  Wasser  hergcsteiltea,  mittelst  Hefe  teil- 
weise Tergohrenes  Getränk  verstanden.  Das 
Charakteriatische  am  Bier  bestellt  besonders 
darin,  dass  es  dem  Bedürfnis  nach  einem 
massigen  Qenuss  von  Alkohol  und  anderen 
anregend  iiirkenden  Gärungsprodukten  in 
einer  schmackhaften  und  zuträglichen  Form 
Genüge  leistet,  ■welche  einesteils  durch  die 
Extraktstoffe  (Dextrin,  Zucker  u.  b.  w.), 
anderenteils  durch  die  Hopfen  bcstandteüe 
und  den  Gehalt  an  durch  Gärung  ent- 
Btandener,  wahrscheinlich  in  einer  bestimmten 
Art  der  Bindung   vorhandeuer  Kohlensäure 


Emsichtlich  der  die  Qnmdlftge  des  Biers 

bildenden  Eohstöffe  hat  der  Bearift  Bier  in  dem 
för  seine  Bereitung  und  Verbreitnng  in  der 
Neuzeit  in  erster  Linie  in  Betracht  kommen- 
den Lande,  in  Bajern,  schon  seit  über  400 
Jahren  die  gesetzgeberische  Einschränkung  er- 
fahren, dass  als  Kobstoff  nur  Malz  und  zwar 
für  das  sogenannte  „braune"  Bier  (uutergtthrigea, 
Lagerbier)  nur  Oergtenmalz  und  für  das  so- 
genannte „weisse"  (obergährige)  Bier  Weizea- 
malz  verwendet  werden  darf.  Diesem  Vorgänge 
folgend,  bähen  in  nwieter  Zeit  innerhalb  Deutsch- 
lands das  Grossherzogtuni  Baden  und  im  Aus- 
lände Finland  ihre  hezUgliche  Gesetzgebung 
geändert.  Es  steht  allem  Anscheine  nach  zu 
erwarten,  dass  diese  Reschränkung  des  Begriffs 
Bier  in  den  Ubrieen  Ländern  Deutschlands  wie 
vielfacb  auch  im  Auslande  die  allgemein  gültige 
werden  wird  mid  demgemSss  Acuderungen  in 
der  bezaglichen  Gesetzgebung  der  betreffenden 
Länder  erfolgen  werden.'] 

Gegenüber  dieser ,  wesentlich  nnter  dem 
koloniBatorigchem  EinfluBse  des  deutschen  hezw. 
des  süddeutschen  Brauwesens  im  Zuge  beflnd- 
lichen  Beschränkung  des  Begriffs  Biers  ist  im 
Hinbück  auf  die  Geschichte  nnd  geogra- 
phische Verbreitnng  des  Biers  darunter 


,  mehr  oder  weniger  vergorene 
tränk  zu  verstehen.  Besonders  der  für  den  in 
unserem  Kultnrkreise  gültigen  Begriff  Bier  not- 
wendige Hopfen  sowie  ancb  die  als  regelmässige 
Zuthat  eigens  gezüchtete  Hefe  gehßreti  nicht 
»u  den  für  den  etbnolo^chen  Begriff  Bier 
wesentlichen    Bestandteilen.      Der    Hopfen    ist 


im  Frühjahr  ]899  der  Landes vertretuns;  den 
Entwurf  eines  Snrrogatverbots  bei  der  Bierbe- 
reitnng  unterbreitet.  Für  Norddentschland 
sprach  sich  der  ReicbslAg  wiederholt,  znletzt 
im  Uärz  1699  zu  Gunsten  eines  solchen  Verbots 
am.  Gleiche  Bestrebungen  sind  in  Oesterreich- 
Ung&m  nnd  der  Schweiz,  sowie  in  Groesbritan- 
nien  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika zum  Teil  seit  längerer  Zeit  rege. 


erst  verbal tnisiDSssig  spät  als  Branstoff  in  all- 
gemeine Anfnahme  gekommen  und  die  Hefe,  als 
^  besonders  betriebsmäsüe  bereitetes  nnd  „ge- 
züchtetes" Ferment  ist  ebenfalls  das  wenn  ancb 
schon  frühe  Ergebnis  einer  langen  technischen 
Entwickelung, 

In  dieser  gewissennassen  „primitiven" 
Fassung  verstanden,  zählt  das  Bier  zweifelsohne 
zu  den  allerältesten  und  weitverbreitetsten  Ge- 
ntusmitteln  im  Haushalte  der  Menschheit  Nach 
ethnologischer  Annahme  geht  die  Bereitung  des 
Biers  in  hühere  Zeiträume  hinauf  als  die  Ge- 
winnung des  Weins  und  kann  bereits  auf  die 
weit  vor  allem  Ackerhan  befindlichen  Kultur- 
stufen der  Menschen  angenommen  werden.  Schon 
auf  der  als  die  erste  anzusehenden  Stufe  der 
reinen  „Sammel Wirtschaft"  findet  sich  bei  den 
noch  heute  auf  derselben  verharrenden  Tölkern 
in  der  den  Frauen  obliegenden  Bescbafhuig  der 
vegetabilischen  Nahrung  (gegenüber  der  den 
Männern  zukommenden  Versorgung  mit  anima- 
lischer Nahrung  durch  Jagd  nnd  Fischfang}  als 
ein  wi(!htiger  Zweie  das  Einsammeln  gewisser 
WUdgrassamen,  welche  gerSstet,  gemahlen  und 
zu  einem  süssen  Brei  verkocht  werden,  welcher 
oft  schon  nach  einigen  Stunden  dnrcb  die  frei 
vorkommende  „wilde"  Hefe  (FJughefe)  in  Qä- 
rnng  rersetzt  und  teils  als  NahrungB-,  teils  als 
Berauschungsmitte]  genossen  wird  und  dessen 
Genuss  daher  in  der  Begel  ein  Vorrecht  der 
erwachsenen  Männer  ist.  Voraussetzung  für 
das  jeweilige  Aufkommen  der  Kunst  der  Bier- 
bereitune,  mit  welcher  die  des  Brotbackens  in 
zum  Teil  engem  Zusammenbange  steht,  war  die 
Fähigkeit  kochen  zu  können.  Bei  den  Austra- 
liern und  einigen  anderen  besonders  tiefsteben- 
den  VOIkergmppen,  wo  diese  Fähigkeit  noch 
nicht  erreicht  nnd  man  erst  bis  zn  der  des 
Büsten s  oder  Bratens  gediehen  war,  konnte 
wohl  ans  den  durch  Sammlung  oder  einen  pri- 
mitiven Hackbau  gewonnenen  Wildgrassaraen 
Brot  gebacken,  aber  kein  Bier  gebraut  werden. 
Als  eine,  wohl  allgemeine  Vorstate  des  Kochens 
ist  die  Erhitzung  der  Flüssigkeit  mit  heisseu 
Steinen,  das  sogenannte  „Steinkochen"  xn 
betrachten.  Noch  gegenwärtig  führt  die  öster- 
reichische Bierstenerstatistik  in  KSrnthen  5 
„Steinbierbrauereien"  auf,  wo  nach  uralter  Sitte 
die  Maische  mittelst  hineingeworfener  glühend 
gemachter  Steine  gekocht  wird,  ein  Verfahren, 


sprechender  Grösse  zn  kostspielig  nnd  schwer 
in  der  nötigen  Haltbarkeit  herzustellen  gewesen 
wären ,  wänrend  beim  Steinkochen  steinerne 
oder  hölzerne  Kufen  oder  auch  Gruben  g«uügten- 
—  In  Afrika,  das  „ohne  üehertreibong  ein 
durchaus  biertrinkender  Kontinent  genannt  wer- 
den kann",  finden  sich  die  ältesten  Hinweise 
auf  die  Bierbereitung.  Wie  dann  im  alten 
Aegypten  auch  die  Bierbereitung  zu  einer  hohen 
Bedeutuns  gelangte  (insbesondere  auch  hin- 
sichtlich der  Handnabung  einer  regulären  Mal^ 
bereitung),  die  in  ihren  Beziehungen  zam  Öffent- 
lichen Leben  daselbst  teilweise  überraschende, 
modern  anmutende  ZUge  anfwies,  ist  bekannt. 
Als  sich  in  viel  Bpät«reD  Zeiten  das  griechiach- 
rOmiscbe  Kulturgebiet  herausbildete,  wurde  — 
wohl  nnter  Mitwirkung  religiöser  Motive  —  du 
Bier  (wie  auch  die  Butter)  als  das  ältere,  ge- 
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rohere  Genussmittel  durch  den 
edleren  Wein  (hezw.  die  Butter  durch  das  Oel) 
IS.Viktor  HehD,  „Knlturpflanzen  und  Haue- 
tieie  auf  ihrem  l'ebergang-e  ans  Asien  nach 
Griechenland  ond  lUlien"  18!)3,  6.  A),  „das 
Geschenk  der  üütter"  in  den  Hintergrund  ge- 
drängt und  zu  einem  Attribat  der  „Barbaren" 
geBtempeit.  Mit  der  Ablilsnug  der  antilien 
Kalturwelt  durch  die  Germanen  und  der  Be- 
nUndnng  der  abend ländiüchen  Weltmacht  nnd 
Kultur  auf  germanischem  Boden  gewann  dann 
auch  das  Bier  und  die  Brauerei  wieder  an  Be- 
deutung. Die  Germanen  haben  das  Bier  ver- 
mntlich  schon  auB  ihrer  arischen  Heimat  mit- 
gebracht, dafür  spricht  besonders  auch  die 
znm  mindesten  ursprüngliche  Verbreitung  dea 
Biers  1>ei  den  Übrigen  aus  der  gemeinaamen 
Heimat  hervorgegangenen  Völker  sowie  ethy- 
mologiscbe  Grönde.  Ueber  die  Ethymolo^e 
dea  Wortes  „Bier"  sind  die  Meinungen  zwar 
noch  streitig,  indem  auf  der  einen  Seite  die 
ältere,  besonders  von  J.  Grimm  vertretene  An- 
nahme sich  auch  heute  noch  behauptet,  wonach 
dies  Wort,  ahd.  pior  (mhd.  bior]  auf  die  sanskri- 
tische Wurzel  ^  trinken  (lat.  hibere)  zurUctgebt, 
während  auf  der  anderen  Seite  die  Bezeichnung; 
Ton  dem  Nomen  des  ältesten  Braustoffes,  der 
Gerste  (altgerm.  brewo,  angelsächsisch  bere, 
in  Schottland  noch  hente  die  sechszeiliee  Brau- 
gerste ^  bear)  abgeleitet  wird.  Letzteres 
würde  ein  Analogen  in  derkeltischen  Bezeichnung 
für  Bier  finden,  wo  von  dem  keltischen  zerwe  = 
Getreide  (später  latinisiert  ceria  bezw.  celia, 
caelia  för  Gerste)  die  romanischen  Bezeich- 
nungen cerevisia,  cerveza,  cervogia  stammen. 
Im  OstgermaDischeu  hat  sich  die  alte  Bezeich- 
nung 0l  fOr  Bier  (fur  welche  ebenfalls  Be- 
ziehungen zur  Bezeichnung  des  Rohstoffs  be- 
banpt«t  werden)  bis  zur  Gegenwart  in  Skandi- 
navien erhalten;  in  England  ist  Ale  die  Be- 
zeichnung für  das  alte,  wohl  durch  die  norman- 
nische Invasion  mitgebrachte  Bier,  wogegen 
„beer"  auf  die  angelüächsische  Besiedelniig  zu- 
rückgehen dürft«.  (S.  hierüber :  J.  u.  W .  G  r  1  m  m , 
„Deutsches  Wörterbuch",  Leipzig'  1S64,  Bd.  I, 
S.  1821/22.  —  F.  Kluge,  „Ethvniologisches 
Wörterbuch  der  deutschen  Sprache",  4.  Aufi., 
Strassbnrg  1889,  S.  29.  —  Adelung,  „Gram- 
matisch-kritisches Wörterbuch  der  hociideutschen 
Mundart",  Wien  1811,  Bd.  I,  S.  1008,9). 

Sowohl  die  ältesten,  durch  die  Römer  über- 
mittelten Nachrichten  vom  Bier  bei  den  Ger- 
manen als  auch  die  eigenen  germanischen  bezw, 
nordischen  Littemtiirdenkmäler,  unter  diesen 
besonders  die  Ediia,  erwähnen  nichts  von  der 
Verwendung  des  Hopfens,  Odin  zechte  in 
Walhall  mit  seinen  Getreuen  neben  dem  uralten 
Metb  atlsses  Bier.  Wohl  aus  Grüudeo  der 
Haltbarkeit  und  des  Geschmacks  setzte  man  in 
der  Folge  dem  Bier  verschiedentliche  Bitter- 
and WUrzestoffe  zu,  wovon  sich  Beste  wie 
„Wachholderbier",  „Sprossenbier"  (Tannensproa- 
sen)  u.  a,  m,  bis  zur  Gegenwart  ernalten  haben. 
Der  schliesslich  alle  diese  Nebeningredienzen 
allgemein  verdrängende  Hopfen,  mit  welchem 
das  Bier  in  der  Hauptsache  seinen  heutigen 
Charakter  erhielt,  ist  für  Deutschland  nicht  vor 
Fipin  dem  Kurzen  nnd  Karl  dem  Grossen  nach- 
weisbar, wo  zum  ersten  Mal  „Hopfengärten" 
(so  in  Freising  in  Bayern,  nahezu  gleichzeitig 
auch  in  Böhmen  in  der  Nähe  des  heatigen  Saae) 


erwähnt  werden.  Die  Verwendung  des  Hopfens 
zum  Bierbrauen  wird  jedoch  znm  ersten  Mal  ur- 
knndlich  erst  1079  erwähnt.  Die  Verpflanzung 
des  Hopfens  auf  germanischen  Boden  und  seine 
Verwendung  beim  Bierbrauen  ist  auch  heut« 
noch  nicht  auf  ihren  Ursprung  hin  klargestellt. 
Nach  neueren  Unterauchungen  scheint  die  Ver- 
wendung des  Hopfens  zum  Bierbrauen  und  da- 
mit anch  die  Kultur  der  Hopfenpflanze  bei 
einzelnen  aus  dem  grossen  Völkerbecken  Asiens 
hergekommenen  Völkern  sehr  alt  zu  sein  und 
schon  in  der  gemeinsamen  Heimat  bei  VQIker- 
gmppen  aufgekommen  zu  sein,  aus  denen  sich  in 
den  folgenden  Jahrhunderten  der  Wanderungen 
die  heute  teils  im  Kaukasus  eurilckgebli ebenen 
Völker  der  Osseten,  Chewsuren  u,  a.,  teils  die 
bis  znm  ünssersten  Nordwesten  vorgedrängten 
Letten,  Finnen  u,  a.  abgezweigt  haben. 

Mit  der  all  gemeinen  Verwendung  des 
Hopfens  beim  Bierbrauen  ist  für  das  Gebiet  der 
germanischen  LSnder  (mit  Ausnahme  Englands, 
wo  der  Hopfen  lange  Zeit  sogar  verpönt  und 
sehr  spät,  im  16.  Jahrhundert,  allgemein  zur 
Bierbereitung  zugelassen  wurde)  die  Grnndlage 
geschaffen,  auf  der  sich  in  der  Folge  das  Brau- 
wesen derselben  bis  zur  Gegenwart  zn  einem 
selbständigen  Gewerbe  entwickelte. 

Dem  alten  volksUhnlichen  Charakter  des 
Bierbrauens  als  Bestandteil  der  eigenen 
Hauswirtschaft  entsprechend,  zieht  eich 
durch  das  ganze  Mittelalter  der  Zug  des 
Widerstreits  des  iiraprfltiglich  für  jedermann 
freien  Rechts  zu  brauen  mit  der  Ausgestal- 
tung desselben  zu  einem  besonderen,  recht- 
lich gebundenen  Gewerbebetriebe. 

Schon  frühzeitig  machten  sich  auf  der  einen 
Seite  Bestrebungen  zur  Beschränkung  des  all- 
gemeinen Braurechts  wie  auf  der  anderen  Seite 
zur  Verteidigung  desselben  geltend.  So  erfolgten 
schon  unter  Ludwig  dem  Frommen  gewisse 
Beschränk angen  zu  Gunsten  der  Klöster  und 
geistlichen  Stifter ,  wie  denn  überhaupt  die 
Handhabung  des  Braurechts  durch  die  jeweilige 
höchste  Gewalt  ein  beliebtes  Mittel  war,  ent- 
weder die  Interessen  gewisser  Stände  darch  Ver- 
leihan«:  von  Privilegien  u,  dgl,  oder  durch  Be- 
schränkung der  Rechte  Dntter  an  sich  zu 
fesseln  oder  finanzielle  Vorteile  daraus  zu  ziehen, 
woraus  sich  auch  das  allgemein  frühe  Auftreten 
der  Besteuerung  dea  Bieres  bezw.  der  Bier- 
brauerei mit  erklärt.  Von  entscheidender  Be- 
deutung wurde  auch  für  das  Brauwesen  das 
Aufkommen  und  die  Ausbildung  der  Stadt- 
wirtschaft, Unter  den  Faktoren  für  die 
wirtschaftliche  Entwickelung  der  Städte,  ins- 
besondere für  ihren  Handel,  ist  das  Bier  viel- 
fach von  grundlegender  Bedeutung  gewesen. 
Es  lag  in  der  natürlichen  Entwickelung  der 
Verhältnisse  begründet,  dass  bei  dem  Aufkommen 
eines  allmHhiich  weitere  Kreise  ziehenden  Han- 
delsverkehrs in  die  ursprüngliche  Hausbrauerei 
bald  ein  gewerblicher  Zug  eindrang,  der  zur 
Herausbildung  von  „Handelsbrauern"  führte, 
deren  Vertreter,  ohnehin  zu  den  einilussreicheren 
Elementen  ihrer  Gemeinwesen  zählend,  die  Tort- 
bildung  des  Brauwesens  zu  einem  selbständigen 
Gewerbebetriebe  auf  Kosten  der  gemeinen  Hans- 
brauerei  erstrebten.  Vor  allem  geschah  diesdnrch 
die  schon  sehr  &tth  auftretende  Beschränkniif, 
Öl* 
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die  „Radicieniag",de9inal)raiandianf  die  als  ur- 
sprünglich berecBtigten  Familien,  die  „Biereigner" 
odeT  „Braiierbeu",  oder  auf  die  Hausstellen,  d.  b. 
durch  den  Ausschluse  der Begrilndunj^neuer  Brau- 
rechte durch  neue  Zuzügler  oder  Nebenerben 
oder  durch  Errichtung  nener  Feuerat^Uen.  Da- 
durch inus9t£  sich  naturgemaflg  im  Laufe  der 
Zeit  ein  beschränkter  Kreis  „branberechtigter" 
Bürger  herausbilden,  der  seiner  Entstehung 
nach  ein  aristokratisch-patriciaches  Oeprüge 
trag  und  dies  auch  äusserlicb  durch  exklusiven 
ZusammenschluBB  in  der  vornehmen  „Braner- 
gilde  oder  -zunft"  bekundete.  Je  nach  dem 
Grad  der  Stärke  und  dem  Gefilge  der  Stadtge- 
walt vollzog  sich  diese  Wandlung  der  alten 
freien  Hausbrauerei  zur  Hand  eis  brauerei  in  einer 
mehr  oder  weniger  durch  die  Interessen  der 
Gemeinwirtschaft  bestimmten  Richtung,  wobei 
im  Brst£ren  Fall  es  dann  vielfach  bis  zur  direkten 
Abl&sung  und  Uebemahme  des  Brauwesens 
durch  die  Stadt  und  Schaffung  eines  städtischen 
Brauamtes  kam  oder  wenigstens  —  meist  ans 
angeblich  feuerpolizeilichen  (Jründen  —  zur  Er- 
richtung eines  städtischen  Brauhauses,  mit  dem 
Zwange  für  die  Brauberechtigtenj  nur  dort  der 
,3eine"  nach  zu  brauen,  womit  zugleich  er- 
wünschte Handhaben  fUr  die  Besteuerung  des 
Biers  (Pfannenzins  u.  dgl )  gegeben  waren.  Auch 
unabhängig  hiervon  führte  die  Eniwickelung 
vidfach  dazu,  das  Brauwesen  durch  Verpachtung 
oder  Ablösung  des  Bealrechts  zu  brauen  an 
Dritte  auf  eine  beschränkte  Zahl  von  Betrieben 
an  koncentrieren.  Des  ferneren  trugen  auch 
die  jeweiligen  Wandlungen  im  Wirtschaftsleben 
wesentlich  dazu  bei,  je  nach  dem  Aufblühen 
oder  Niedergange  des  heimischen  Gemeinwesens 
den  Brauereibetrieb  rege  zu  erhaiten  oder  all- 
mählich eingehen  zu  lassen.  In  Bajern  war 
unter  dem  Zusammenwirken  eigentümlicher  Um- 
stände das  Braurecht  landesherrliches 
Regal  geworden  und  wurde  entweder  nur  von 
Fall  zu  Fall  „gnadenweise"  als  Lehen  vergeben 
unter  Befolgung  des  Satzes  „Kunst  erbt  nicht" 
oder  es  wurde  wie  das  Brauen  von  „weissem 
Weizenbier''  ausschliesslich  in  eigener  landes- 
fütstlicher  Regie  betrieben.  Die  \erleibung  des 
Braurechts  von  Landes  wegen  in  Bayern  wurde 
in  Wirklichkeit  allerdings  nur  den  „bürger- 
lichen" Ständen  gegenüber  gehandhabt,  nach- 
dem es  der  Ritterscliaft  und  den  geistlichen 
Stiftern  und  Klüstem  als  den  „privDe gierten" 
Ständen  dauernd  als  beneficium  überlassen 
war.  Auch  in  der  das  Brauwesen  sonst  in 
mannigfacher  Weise  begreifenden  landespolizei- 
Ijchen  Reglementierung,  in  der  in  Bayern  wie 
Überall  sehr  ausgedehnten  und  vielgestaltigen 
sogenannten  „Bierpolizei"  galten  die  beiden  privi- 
legierten Stände  vielfach  als  „eximiert".  DieseBe- 
voTzugung  vor  den  „bürgerlichen  brauenden  Stän- 
den" hat  aber  wie  kaum  etwas  anderes  dazu  bei- 
getragen, denBrauereibetriebin  Bayern  bei  diesen 
in  einem  ständigen,  regen  Wettbewerb  zu  er- 
halten und  damit  den  Grund  zu  seiner  kräftigen 
Fortentwickelung  zu  legen,  wie  umgekehrt  in 
anderen  Gebieten,  so  vornehmlich  in  Norddentsch- 
land,  die  zum  Teil  weitgehende  Autonomie  der 
Branerzünfte  bezw.  die  Kirchturmpolitik  der 
zahlreichen  seihständigen  Stadt  wirtschaften  es 
verschuldet  hat,  dass  zur  Zeit  des  allgemeinen 
wirtschaftlichen  Niederganges  das  ehei 
bende  Brauwesen  am  ersten  in  Mitleidenschaft 


gezogen  wurde  und  vielerorten  gänzlich  in  Ver- 
fall geriet. 

Fia  dankbares  Feld,  die  ans  dem  Braurecht 
folgenden  Verhältnisse  nach  den  jeweils  mass- 
gebenden Reichs-,  Landes-  oder  Stadtluteresseu 
entsprechend  zn  verwerten,  bot  die  Handhabung 
des  Bierschankrechts.  Die  Verleihung  und 
Gestaltung  desselben  bildet  einen  der  markan- 
testen Züge  ilir  die  das  ganze  Hittelalter  be- 
berrschendeu  Wirtschaftspolitik.  Immer  mosste 
es  als  Gegenleistung  für  die  Uebemahme  oft 
gänzlich  lieterogener  Verpflichtungen  erworben 
und  oft  genug  langwierig  erkämpft  werden.  Be- 
sonders die  Uebemahme  landesherrlicher  Schulden, 
Gewähmng  von  Darlehen,  Verpfändung  bestimm- 
ter Einnahmen  spielten  eine  Hauptrolle  dabei. 
Als  wertvolles  Attribut  sohloss  das  verliehene 
Recht  dafür  die  sogenannten  Bann-  und  Zwangs- 
rechte ein,  d.  h.  das  Recht  des  gänzlichen  Aus- 
schlusses oder  der  nur  gegen  hohe  Abgaben  und 
unter  sonstigen  Beschränkun^n  gestatteten  Zu- 
lassung alles  fremden  Biers  in  eineni  gewissen 
Umkreise  der  Stadt  {die  Bannmeile)  und  des 
Zwanges,  nur  von  den  berechtigten  Brauereien 
das  Bier  zu  beziehen.  Hierzu  gesellten  aich  die 
mannigfaltigen  Bestimmungen  über  das  Ver- 
hältnis der  Brauer  zu  den  Wirten,  über  das 
Institut  der  Not-  und  Freiwirte  nnd  vor  allem 
eine  Fülle  von  gewerbe-  nnd  gesundheits polizei- 
lichen Vorschriften,  die  inseesamt  das  Gebiet 
der  eigentlichen  „Bierpolizei  °  ausmachen.  Hier- 
her geboren  vor  allem  die  Bestimmungen  über 
Art  und  Menge  der  jeweils  zum  Bierbrauen  zn 
verwendenden  Robstoffe  (die  sogenannte  .,GasB- 
fUhrung"  u.  dgl.),  über  die  für  das  Mälzen  nnd 
Brauen  innezuhaltenden  Termine  (Terbot  des 
Scmmermälzens  nnd  -brauens),  über  die  hierzu 
erforderlichen  Koctrolorgaue  (das  Institut  der 
sogenannten  „Bierkies er"  behufs  Festst«llung 
der  „Pfennig vergilt! gkeit"  des  BiersJ  nnd  die 
weitschichtigen,  oft  wechselnden  Bestimmungen 
über  den  Preis  des  Biers  bei  den  Brauern  wie 
hei  den  Wirten,  —  alle  natürlich  von  einer 
huuten  Vielgestaltigkeit,  oft  aber  auch  wieder 
von  einer  merkwürdigen  Uebereinstimmung  in 
räumlich  nnd  national  einander  gänzlich  fem 
liegenden  Gebieten. 

Die  Ausbildnng  des  auf  der  alten  freien 
Hausbranerei  sich  gründenden,  dasselbe  in  der 
Folge  freilich  vielfach  bis  zum  Gegenteil  um- 
gestaltenden Rechtsinstitnts  derstädtisch-bürger- 
lichen  Bierbrauerei  zu  einem  gewerblichen  Be- 
triebe mit  oft  weit  verzweigtem  Absatz  erreicht« 
im  lö.  und  16,  Jahrhundert  ihren  EQhepnnfct. 
Ihre  eigentliche  Stätte  waren  die  zahlreichen 
Handels-  und  verkehrsreichen  Städte  Nord-  nnd 
Mitteldeutach  lands  sowie  der  benachbarten 
Niederlande  nnd  Belgiens  als  anch  Skandi- 
naviens. Besonders  die  Seestädte  hatten  das 
Brauwesen  und  den  Bierhandel  zn  hoher  Blüte 
entwickelt  und  versorgten  alle  im  Bereiche  des 
Hansahandels  liegenden  Länder  mit  ihrem  Ei^ 
Zeugnis.  Auch  im  Binnenlande  hatten  zalil- 
reiche  Städte  die  Brauerei  zu  einer  berühmten 
Specialität  ihres  Gewerbefteisses  gemacht.  Viel- 
fache Nachklänge  hieran  (Einheck,  Hannover, 
Zerbst,  Wittenberg,  Leipzig,  OSttingen,  Braun- 
schweig, Goslar,  Gotha ,  Freiberj;',  Breslau, 
Schweidnitz,  Bemau  und  zahlreiche  andere 
I  Städte  der  Mark  etc.)  haben  sich  bis  in  die 
'  Erinnerung  der  Gegenwart  erhalten. 
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EoQsum  pro  Kopf  der  Bevölkerung  von 
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Liter 

Liter 
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Belgien     .    .    . 

169,2 

3,7 

■4,1 

6,76 

Fnmkieich     .    . 

33,4 

103,0 

12,42 

0,90 

33,3 

'|0 

26,7 

1,33 

DeatsclilsnO  .    . 

.oöls 

5.7 

'3,2 

4,a7 

Grossbritannien . 

'45,0 

'r7 

8.4 

S,8o 

Schweiz     .    .    . 

37,5 

55,0 

9.3 

Oeaterr.-Ungarn 

35,0 

12,45 

1,40 

Italien :.    .    .    . 

0,9 

95,* 

0,04 

Holland     .    .    - 

29,0 

2,6 

14,1 

'!'6 

Rnwland   .    .    . 

4,7 

3,3 

'4,1 

0,19 

Norwegen .    .    , 

'5,3 

',0 

12,0 

0,61 

Verein.  Staaten . 

47,0 

'!» 

7.74 

i,S8 

Schweden  .    .     . 

11,0 

0,4 

4,8 

0,44 

0,07 
0,14 
0,03 


Gesamt 
Alkohol- 
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Die  anf  den  amtlichen  atatiBtiacheit  Nach- 
weiaun^n  bernhenden  Zahlen  alellen  meist  den 
mittleren  EonsamfUr  3— ö  Jahre  aus  dem  letzten 
JalirfQnft  bia  1896  dar.  Bei  der  Timrechnung 
dea  Wein-  nnd  Bierkonsnma  in  den  reinen 
(IW/o)  Alkoholkonsum  ist  der  dnrchachnittliche 
Gehalt  an  Volnmenprozente  Alkohol  anf  Gmod 
der  in  den  maas^bend^n  technischen  Werken 
über  Wein  nnd  Bier  enthaltenen  zahlreichen 
Analvsen  festgestellt  und  zwar  für  Bier  mit 
durchweg  rier  Volumenprozente  Alkohol  nnd 
fUr  den  Wein  in  Frankreich,  Dentschland,  Italien 
nnd  Belgien  mit  dnrchachnittlich  6,  in  Oester- 
reich-üngam,  Holland,  Dänemark,  Schweden 
nnd  Norwegen  mit  7  und  in  Grosabritannien. 
Rnssland  nnd  den  Vereinigten  Staaten  Ton 
Nordamerika  mit  8  Volumenprozente  Alkohol. 
Der  Alkoholgehalt  des  fUr  den  Konanm  in  Be- 
tracht kommenden  Branntweins  iat  auf  Grnnd 
sachkundiger  Informationen  allgemein  mSssig 
mit  33,3  Volnmenprozente  angesetzt. 

Für  einige  Länder,  so  besonders  Russland 
nnd  die  Vereinigten  Staaten,  liefern  die  obigen 
Zahlen  anscheinend  kein  anareichendea  Bild, 
was  teils  an  der  ünToUständigkeit  der  Statistik 
Qtuasland),  teils  an  der  inneren  VerHchiedenheit 
aer  den  Alkoholkonsnm  bedingenden  Verhält- 
nisse (die  Temperenzieretaaten  Nordamerikas) 
liegt  Weitergehende  Schlüsse  kennen  aus 
obiger  Zasammenstellnn^  wie  ans  allen  der- 
artigen Uberbanpt  nur  mit  erheblichem  Vorbe- 
halt gezogen  werden. 

BeiFrankreich,  Oesterreich-Ungarn 
nnd  Italien  endlich  ist  hezflglicli  des  Alkohol- 
konauma  apeciell  des  Branntweins  in  Be- 
tracht zu  ziehen,  daas  in  den  betreffenden  Ziffern 
unansscheidbar  auch  der  zum  Weinver- 
Bchnitt  enthaltene  Alkohol  enthalten  ist,  in' 
folgedeasen  sich  der  Oeaamtkonsnm  dieser  Länder 
immerhin  merklich  niedriger  stellen  dOrfte  als 
nach  obigen  Zahlen. 

Den  Wert  dea  Getränkeverbranchs  in 
Deutschland    veraDichlagt    von  Zeller   anf  im 

rxa  1911  Hillionen  Hark  und  pro  Kopf 
BeTOlkerung  auf  37,31  M.  und  zwar  anf 
22,16  H.  für  Bier,  13,20  M.  fBr  Branntwein 
und  2,86  M.  för  Wein,  eine  Ausgabe,  die  nicht 
viel  hinter  dem  Wert  der  dentscben  Getreide- 


ernte zurückbleibt  (nach  von  Juraschecka  üeber- 
sichten  der  Weltwirtschaft  1885,'89  =  2172— 
2316  Millionen  Mark  Wert). 

Aus  dem  in  den  einzelnen  LSndern  sowolil 
im  ganzen  wie  in  Bezng  auf  die  einzelnen  Ge- 
tränksgnttnngen  verschiedenen  Konsnm  alkoho- 
lischer Getränke  ergiebt  sich  als  theoretisches 
Mittel  fUr  denselben  für  Bier  ein  Quantum  von 
1  50,55  1,  für  Wein  von  22,8  1  und  für  Brannt- 
wein von  11,6  1,  was  inagesamt  einem  mittleren 
Alkoholkonsura  von  7,3  (zn  lOO"/,,)  1  entsprechen 
würde.  Danach  würden  als  vorwiegend  dem 
Älkoholkonsum  im  ganzen,  d.  h.  über  dem  all- 
gemeiu  Durchschnitt  desselben  huldigende  Län- 
der zn  bezeichnen  sein  Belgien  nnd  zwar 
binsichtlich  des  Biers  und  Branntweins,  Frank- 
reich hinsichtlich  Wein  und  Branntwein, 
D äne mark  hinsichtlich  Branntwein, Deut sch- 
land  hinaichtlich  Bier  und  Branntwein,  Gross- 
britannien  hinaichtlich  Bier  und  dieSchweiz 
hinsichtlich  dea  Weins.  Ausserdem  sind  mit 
einem  den  allgemeinen  Durchschnitt  hinaicht- 
lich der  einzelnen  Getränke  Qbersteigenden 
Konsum  Italien  für  den  Wein  nnd  Oester- 
reich'Ungarn,  Holland  und  Norwegen 
für  den  Branntwein  als  hervorragendere  Kon- 
sum gebiete  zQ  nennen,  so  dass,  da  die  Ver- 
einigten  Staaten  ein  für  die  Darstellung  zn 
ungleichCSrmiges  Gebiet  sind,  als  sozusagen 
„massiges"  Alkoholgebiet  nur  Schweden  Obrig 
bleiben  würde.  Von  dem  im  Durchschnitt  aller 
Länder  sich  auf  im  ganzen  7,3  1  pro  Kopf 
stellenden  Konsum  von  abaolutem  Alkohol  (zn 
lOO^'i'o)  werden  nach  dieser  Zasammenstelltuig 
über  die  Hälfte,  nämKch  3,87  1  in  Form  von 
Branntwein,  2,01  1  in  Form  von  Bier  ond 
1,40  I  in  Form  von  Wein  genossen.  Es  bleibt 
hiernach  besonders  dem  Bier  für  die  Zukunft 
noch  ein  weites  Feld  zur  Okkupation  offen, 
welches  derzeitig  noch  vom  Branntwein  be- 
herrscht iat,  da  die  Ausdehnung  dea  Weinkon- 
sums in  der  Hauptsache  an  die  für  den  Wein- 
bau bestehenden  Schranken  gehimden  ist. 

Wie  ^ie  derzeitige,  im  Verhältnis  znm 
BranntweinkoDsum  zwar  noch  nicht  auf  der 
Höhe  angelangte  internationale  Ausbreitung  des 
Bierkonsnms  den  auBserordentlich  raschen  neu- 
zeitlichen Aufschwung  der  Bierbrauerei  doku- 
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mentiert,  davon  geben  naclisteheDde  ZasomiDeti'  |  SUtistJCB,  London  1 
Stellungen  ein  Bild  :  in  1000  bh 

1.  £b  betrug  (nach  Mnlhall,  Dictionar;  of  { 


1840 

1850 

1860 

1870 

1880 

1887 

England 

Deuuchland 

Belgien 

Frankreich 

Vereinigte  Staaten  .    .    . 

19  5*9 
1045 

32*55 
27258 
8177 
5  45* 
4816 
1636 

34981 
31  801 
9086 
6360 
6360 

4  543 

+4  52' 
36344 
9  99S 
695" 

46339 
41568 
10903 
9086 

8177 
18763 

47*47 
42250 

1S 

8450 

»7803 

Im  ganzen: 

69280 

79  594 

93131 

113894 

134836 

148  193 

2.  In  dem  „Bierlande"  Bayern  (rechts  de»  1 
Bbeina)  betrug  zu  Anfang  des  Jalirhnnderts  | 
bei  einem  Bierkousum  von  130  J  pro  Kopfi 
(gegen  235  1  ge^nwärtig)  die  QcBamtbierer- 
zengung  ca.  3  Millionen  Hektoliter,  in  welches 
Quantum  eich  4500  Brauereien  teilten.  Gegen- , 
wärtie'  stellen  allein  die  2!)  MUnchener  Braue- 


TCrteilte  sich  ant  5750  Brauereien  (worunter 
1507  Weissbierbrauer,  deren  Zahl  gleich  der 
der  Weissbierbranereien  gesetzt  ist).  Die 
Durchschnittaproduktion  einer  ba^eri- 
rischen  Brauerei  hat  sich  somit  im  Laufe  dieses 
Jahrhunderts  von  ca.  700  hl  auf  2950  hl,  d.  i. 
mehr  als  dus  Vierfache,  gesteigert. 

3.  In  Oeaterreich,  desaen  Bierbrauerei 
nm  die  Mitte  des  Jahrhunderts  sowohl  nach 
Umfang  der  Bierproduktion  wie  nach  der  Aus- 
dehnung ihres  fremdländischen  Absatzes  die 
bedeutendste  des  Kontinents  war,  steigerte  sich 
die  Bierproduktion  von  5,6  Millionen  Hektoliter 
Bier  im  Jahre  1851  bis  1896/97  auf  19,2  Millionen, 
Die  Zahl  der  Brauereien  ^ng  im  gleichen  Zeit- 
raum zurück  von  29ö7  Brauereien  auf  1598  ;| 
es  ist  sonach  die  Zahl  der  Betriebe  in  den  letz- 1 


ten  45  Jahren  auf  ca.  die  Hälfte  gesunken, 
während  die  Produktion  derselben  eich  mehr 
als  verdreifacht  hat. 

4.  Im  Norddeutschen  Brausteuer- 
gebiet (s.  unten)  endlich,  wo  gegenüber  den 
beiden  vorgenannten  Ländern  erst  in  neuerer 
Zeit  —  angeregt  durch  die  ba^erischeti  nnd 
österreichischen  Bierimporte  —  ein  reges  Brau- 
wesen entstajid,  stieg  die  Biereraeugung  von 
ca.  4,2  Millionen  Hektoliter  im  Jahre  1853  auf 
ca.  42  MUlionen  im  Etatsjahre  1897/98  an,  hat 
sieb  also  in  den  letzten  44  Jahren  genau  ver- 
zehnfacht, wobei,  wegen  des  früher  nier  allge- 
meinen kleinen  Handwerksbetriebs  der  Braue- 
rei die  Zahl  der  Betriebe  ausserordentlich  ab- 
genommen hat.  Auch  gegenwärtig  noch  weist 
Norddeutschland  trotz  des  hier  am  stärksten 
in  Erscheinung  getretenen  Aufschwunges  des 
Brauwesens  mit  einer  meist  aus  Bayern  nnd 
Oesterreich  stammenden  Einfuhr  von  Über 
2  Millionen  Hektoliter  Bier  die  erheblichste 
Biereinfuhr  von  allen  Ländern  auf. 

5.  Den  gegenwärtigen  Stand  der 
Bierbrauerei*)  veranschaulicht  nachstehende 
Tabelle : 


Länder 

bezw. 
Stenergebiete 

Jahre 

Zahl  der 
betriebenen 
Brauereien 

Menge  des  erzeugten  Biers 

im  ganzen 
hl 

auf  den  Kopf 

der 
Bevaikemng 

I 

Norddeutsches    Brausteuergebiet 
inkl.  Luxemburg     .... 

Bayern 

Württemberg 

Baden \ 

Elsaaa-Lothringen 

1896 

1896,-97 

1.,'SII.  95  bis 

Sl.Xn.  96 

1896,'97 

7695 
583= 
6190 

.  576-) 
140 

38482876 
16  19S  126 
3  794757 
3192456 
937  439 

95 

126 
65 

Deutsches  Beich 

Grosabritannien  und  Irland     .    . 

Die    im   Beiehsrate    vertretenen 

Königreiche  und  Länder  .    . 

Ungarn  m.  Kroatien  u.  Slavonien 

Bosnien  und  die  Herzegowina    . 

1896,«7 
1895,'96 

1894.-95 
1894/95 
1894/95 

»1433 
8728 

.598 
108 

7 

6[  605  654 

56224193 

17275348 

1415956 

44783 

116 

137 

70 
7 

*)  Uebemommen  aus  des  Verf.  statistischen  Beiträgen  zu  Thausing  Handbnch  „Die 
Theorie  und  Praxb  der  Malzbereitung  und  Bierfabrikation''.    5.  Aufl.,  Leipzig  1698. 

']  BraugefäBse. 


ze=by  Google 
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Jahre 

Zahl  der 
betriebenen 
Brauereien 

Menge  des  erzeugten  Biers 

bezw. 

im  ganzen 
hl 

'^,iZ 

OeBten-eJch-Uiigarisclie  Monarchie 

Belgien 

Frankreich 

RnBBland  mit  Finnland  .... 

Die  NiederiftEde 

Dttnemark 

Schweden  und  Norwegen    .    .    . 

Die  Schweiz 

Italien  nnd  Spanten 

Griechenland,  Rumdmen,  Serbien 
und  Bnlgarien 

18W/95 

18% 
1896 

1896 
1894 
1895/96 
1894/96 
1895 
1895 

1894/95 

I  713 

45' 
384 
576 
293 
138 

ca.        70 

18736086 

ca.  I»  500  000*) 

8  991 »73 

4500000 

141 7  "5 
^173653 

ca.   z  070  000 

i  701 559 

180447 

ca.      227000 

42 
190 

25 

5 
30 
90 
30 
44 

2—3 

1—2 

Europa  } 

Verein.  Staaten  von  Nordamerika 

Canada,  Japan,  AoBtralien,  Oat-  \ 

indien,  SUdamerika  n.  a.  m.) 

Ton  1894-97 
1896/97 
1894(97 

ca.  40649 
„    2300 
„      200 

ca.  171328090 
„    40666130 
„      1663000 

46 
57 

Im  ganzen 

1894/97 

ca.  43  149 

ca.  2 13  657  000 

')  Geschätzt  auB  einem  Teil  MalzTerschrotnng  and  einem  Teil  deklarierten  MaUchbottichranm. 
*)  Ohne  die  Metbraaereien. 


ner  Hopfen  im  Wert«  von  ca.  136  Millionen 
Mark  dar.  Der  Materialwert  der  Gesamtbier- 
erzeugnng  der  Welt  beträgt  aonach  ca.  860 
Millionen  Mark,  welche  die  Gerste-  nnd  Hopfen 
bauenden  Land  Wirtschaft  zuzüglich  der  etien- 


In  dem  Art.  „Bier  nnd  Bierbesteuemng" 
von  L.  V.  May  in  der  ersten  Auflage  dieses 
HandwSrterbucha  war  die  Gesamtbiererzeugung 
aller  Länder  für  die  Jahre  1887.89  auf  ca.  169 
Millionen  Hektoliter  angegeben.    Danach  würde 

die  Biererzeugung  in  der  Welt  inzwischen  sich  falls  auf  mehrere  Hundert«  von  Millionen  Mark 
nra  4Ö  Millionen  oder  um  30  "/o  vermehrt  haben;!  Wert  zu  veranschlagenden  Sehen-  und  Abfall- 
die  jährliche  Steigerung  derselben  beläuft  sich  1  stoffe  {Malzkeime  ,  Treber  u.  dgl.)  aus  der 
darchscbnittlicb  auf  4,5  Millionen  Hektoliter.  —   Brauerei  erlüst. 

Die  derzeitige  Bierproduktion  aller  Länder  i  6.  Die  Beteiligung  der  verschiede- 
atellt  einen  Verbrauch  von  ca.  52  Millionen  |  n e n  Länder  am  Welthandel  mit  Bier 
Doppelcentner  Gerate  im  Werte  von  ca.  723|ergiebt  sich  aus  nachfolgender  Zuaammen- 
MiOionen  Mark  nnd  von  ca.  1,5  Millionen  Cent- 1  atelinng: ') 


Länder  bezw.  Stenergebiete 

Jahre 

Bierausfuhr 

1000  hl 

Biereinfnhr 
1000  hl 

Norddeutsches  Branatenergebiet 

Bayern 

Württemberg 

1896,/97 
1896 

1896i97 
1896 

1896/97 

350 

2543 
67 
217 

3404 
61 

EtsasB-Lotbringen 

319 

Deotsches  Zollgebiet  inkl,  Luiemburg     .    ,     . 

Qrossbritannien  und  Irland 

Die  im  ßeichsrate  vertretenen  Königreiche  nnd 

Länder 

Ungarn  mit  Kroatien  und  Slavonien    .... 

189697 
1896 

1894/95 
1894  95 

664 
759 

496 

7,4 

561 

27 

128 

5 

Oesterreich-UngariEchea  Zollgebiet 

Belgien 

1894«5 
1896 
1896 
1896 
1894 

1896 
1895/96 
1894,95 

1894/96 

503 

18? 
69 

35 

132 
97 
366 

27 
1.5 
75 
59 
ca.    350 
36 

ca.     7o(?' 

Dänemark 

Die  Schweiz 

Griechenland,  Rumänien,  Serbien  nnd  Bulgarien 

Canada,   Japan,    AuBtralien,    Ostindien,    Süd- 
amerika u.  a.  m 

zecb,  Google 
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Dem  neuzeitlichen  Autschmninge  der 
Bierbrauerei  ist  auch  die  moderne  Gesetz- 
gebung in  den  hauptsächlich  ia  Betracht 
kommenden  Ländern  im  allgemeinen  ge- 
recht geworden,  indem  sie  dieselbe  sich  als 
ein  freies  Gewerbe  entfalten  Hess.  Ab- 
gesehen von  den  ans  der  Besteuerung  des 
Biers  sicli  für  das  Braiigewerbe  ergebenden 
Beschränkungen  untei-steht  dasselbe  mir 
solchen,  die  durch  seine  Zugehörigkeit  zu 
den  Nahnmgsmittelgewerben  bedingt  wer- 
den. Auf  gewerberechtlichem  Gebiete  gel- 
ten in  Deutsclüand  für  die  Brauerei  iasbe- 


G.O.  für  das  norddentache  Bier  t.  21,  Jnni 
1869  §8  1,  7,  10  Bnd  29  im  Bandesgesetublatt 
1869  S.  245ff ,  dann  die  E.  GG.  v,  10.  November 
1871  und  12,  Juni  1872  im  E.G.Bl.  t.  1871 
S.  392  und  1872  S.  170,  welche  die  G,0,  auch 
in  den  süddentschen  Staaten,  and  B.G.  v.  27. 
Februar  1888  im  K,G.Bi.  1888  S,  57/58,  welches 
dieselbe  in  Elsaas-Lotliringen  znr  EinfUhrnng 
brachte,  dann  die  neue  Bedaktion  der  G.O,  auf 
Grnnd  des  Art,  16  des  R,G,  v.  1,  Juli  1883  im 
R.G,B1,  1883  S.  177ff,;  ferner  das  R.G.  betref- 
fend den  Verkehr  mit  Nalirnngsmitteln,  Ge- 
nuBsmitteln  und  GebrHncliBg'egenständeD  v,  14, 
Mai  1879  im  B.G,B1.  1879  S,  145ff.  (v,  May 
a.a.  0,)  und  das  H,G,  betreffend  den  Verkehr 
mit  künstlichen  SUssstoflen  t,  6.  Juli  1898  im 
B.G  Bl.  1898  Nr.  31.  In  näherem  Zusammen- 
hang mit  der  Brauerei  stehen  ferner  noch  die 
das  Gast-  nad  Schankwirtschafts^ werbe  be- 
treffenden §S  33  nnd  33a  der  G.O,,  wobei  das 
für  die  bayerischen  Brauereien  bestehende  Sonder- 
recht des  EigenausBchanks  auf  dem  Lagerkeller 
hervorzuheben  ist.  Desffleichen  auf  privatrecht- 
licbem  Gebiet  die  nach  den  §g  T  und  8  des 
bayerisclien  Ausführungsgeaetzes  mm  Bürger- 
lichen Gesetzbuch  erfolgte  Äufrechterhaltung 
der  bisherigen  besonderen  landrechthchen  Be- 
stimmungen tlber  die  Verpflichtung  der  Wirt« 
bezQglich  der  BierlieferungsvertrSge  mit  den 
Brauern, 

Einen  weiten  Rahmen  nimmt  dagegen 
die  mit  dem  Aufschwünge  der  Bierbrauerei 
im  19.  Jalirhundert  Hand  in  Hand  gegan- 
gene Entwickehmg  der  die  Besteuerung 
des  Bieres  betreffenden  Gesetzgebung  it 
Anspmch. 

IL  Die  Bierbestenerung. 
Ä.  Allgemeines. 

Die  Besteuerung  des  Bieres  als  eine 
Kategorie  der  Auf  Wandsbesteuerung  und 
zwar  der  indirekt  veranlagten  und  erhobe- 


Taz,  Biergeld,  Bierpfennig,  Aufschlag, 
Thorateuer,  Octroi  u,  a.  m.  —  an  Bedeutnng.'] 

Die  Einführung  territorialer  Bier- 
stenem  fKlIt  dagegen  —  vorllbergehende  frü- 
here Falle  fUr  einzelne  Landesteile  abgerechnet 
-  in  Deutschland  erst  in  das  lo,  und  16, 
Jahrhundert,  in  Frankreich  und  E  n  g  - 
d  sogar  erst  in  das  17,  Jahrhundert  (v. 
May  a.  a,  O.j.  Mit  dieser  territorialen  Eonsti- 
tuiernng  der  Bierbesteuerung  entwickelte  sich 
auch  ihre  organische  Einordnung  in  das  staat- 
liche Finanz-  und  Stenersyatem  sowie  die  Aus- 
bildung ihrer  verwaltungstechni  sehen  Principiea 
in  ihren  im  wesentlichen  noch  für  die  Neuzeit 
massgebenden  GrundzUgen.  Die  Entwickelnng 
der  Technik  und  des  Verkehrs  haben  allerdings 
im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  in  allen  Ländern 
auch  die  BiersienergesetEgebani:  auf  einen  mo- 
dernen Boden  gestellt;  doch  oetraf  dies  vor- 
wiegend die  Erhebnngsform  der  Steuer 
und  deren  Handhabung. 

Angesichts  der  alten  und  heute  nahezu 
auf  alle  biertrinkenden  Länder  sich  er- 
streckend en  Ausdehnung  der  Bierbeateuerung 
scheint  die  Frage  nach  der  inneren  Berech- 
tigTing  derselben  eigentlich  von  geringem 
Belang.  Ihrer  Zugehörigkeit  zu  den  Auf- 
wandsteuern nach  bezweckend,  die  Steuer- 
fähigkeit der  Eiuzelwirtschaiten  von  der 
Ausgabeiseite  her  zu  erfassen ,  kann  die 
Bierbesteuern  ng  für  ihre  Rechtfertigung  sich 
vor  allem  darauf  stützen,  dass  der  Bier- 
genuss  in  der  That  einen  regelmäßigen  und 
m  den  eigentlichen  biertrinkenden  Ländern 
crhebüchen  Faktor  im  Ausgabebudgjet  der 
Einzelwirtschaft  und  zwar  besonders  in  dem 
der  erworbsthätigen  Individuen  ausmacht, 
den  der  Staat  daher  für  seine  durch  Steuern 

befriedigenden  Zwecke  unter  Befolgung 
des  Grundsatzes  der  Schonung  der  Steuer- 


Verbrauchs  ist  alten  Datums. 

Mit  der  Ausbildung  der  Stadt  Wirtschaft 
nnd  der  gleichzeitigen  gewerblichen  Ansgestal- 
tnng  der  Brauerei  gen-innen  auch  die  auf  Grund 
landesherrlicher  Bewiliignng  bezw.  bei  den 
Eeichastädten  kaiserlichen  PriTilegiums  unter 
den  verschiedensten  Namen  und  Formen  einge- 
fllhrten  Biersteuern  —  Dngelt,  Umgeld,  Ciae, 
Ziese,  Accise,  Accis,  Tranksteaer,  Zehnt,  Zapfen- 


')  Die  schon  in  vorkarolingischer  Zeit  aof- 
tanchenden  regelmässigen  in  Naturalien  wie 
aber  anch  später  in  Geld  zu  leistenden  Zins- 
leistungen von  Bier,  Wein,  Brot  und  Getreide 
an  die  Kirche  (nach  dem  slemannischen  Volks- 
rechte hatte  der  serrus  u.  a,  anch  16  sielen 
Bier  als  regelmässige  Abgabe  zu  entrichten) 
tragen  nicht  den  Charakter  eigentlicher  Steuern 
an  sich,  sondern  sind  vielmehr  Abgaben  an  die 
Gotteshäuser  nnd  RlGster  bezw.  Guts-  nnd  Ge- 
richtsherren und  fnssen  fast  ausschliesslich  nur 
auf  dem  grund-  und  gntsherrlichen  Verbände. 
^1,  hierzu  v.  Inama-Sternegg  „Deutsche 
Wirtschaftsgeschichte  bis  zum  Schlüsse  der  Ea- 
roüngerperiode",  Leipzig  1879.  Anton,  Ge- 
schiente der  Teutschen  Landwirtschaft  etc., 
GGtliz  1795—1802  1 105 ff.,  407ff.  und  II  282ff., 
auch  V.  May,  Bayer,  Gesetz  über  den  Halz- 
aufachlag  erläutert,  II.  Auflage,  Erlangen  1883, 
S,  16  Anm.  35  (v.  May  a,  a.  0,)  —  Wie  die 
BesteueruDg  des  Bieres  auch  in  fernliegenden 
Kulturkreisen  bekannt  gewesen  ist,  zeigt  Ja- 
pan mit  seiner  Sakestener.  Vgl.  darOber  R. 
Rathgen,  Japans  Volkswirtschaft.  Auch  im 
alten  Aegypten  scheint  unter  den  Ptotemäem 
eine  Bestenemng  des  Bieres  stattgefunden  an 
haben. 
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kraft  entsprechend  auszunutzen,  vollaiif  be- 
rechtigt ist.  Die  historisch  gefestigte 
Ergiebigkeit  der  Biersten er  bildete  auch 
für  sie  den  zutreffendsten  Massstab  für  ihre 

Srincipielie  Berechtigung.  Demgemäss  hat 
ean  auch  die  Bierbesteuerung  seit  dem 
neuzeitlichen  Aufschwünge  des  Brauwesens 
und  der  aUgemeiaen  Ausdehnung  des  Bier- 
konBums  entsprechend  an  Ergiebigkeit  und 
damit  an  Bedeutung  gewonnen.  Innerhalb 
der  staatlichen  Steuereinkünfte  spielen  die 
aus  der  Biersteuer  in  vielen  Ländern  eine 
erhebliehe  und  wachsende  Rolle,  In  Bayern, 
dem  Bierlande  par  exceUenoe,  gründet  sich 
die  gesamte  Staateschuldenverwaltung  auf 
den  Ertrag  der  Bierbesteuerung;  derselbe 
übersteigt  von  jeher  regelmässig  die  soge- 
nannten direkten  Steuern. ')  Allerdings  ist 
hier  auch  der  Bierkonsum  bekanntlich  ausser- 
gewöhnlich  hoch-  Wenn  trotzdem  die  Bier- 
besteuerung in  so  vielen  Beziehungeo  einen 
Gegenstand  der  Kontroversen  bildet,  so  liegt 
dies  —  abgesehen  von  den  gerade  hier  noch 
80  häufig  obwaltenden  irrtümliclien  An- 
schauungen ä)  —  vor  allem  an  der  Kompli- 
ziertheit der  ihre  praktische  Handhabung 
und  Wirksamkeit  bedingenden  Verliältnisse. 

')  Id  der  ersten  Auflage  dieses  HnndwSrter- 
bucha  giebt  v.  May  (a.  a.  0.  Bd.  II  S,  621) 
in  Beiner  grossen  Uebersichtatabelle  den  Ertrag 
der  Bierstener  im  Prozent  der  Gesamtstiats- 
einnahmen  fOr  die  einzelnen  Länder  au,  welche 
Verhältniazablen  auch  zur  Zeit  noch  im  allge- 
meinen zutreffen  dürften.  Danach  stellte  sich 
beiapi  eis  weise  das  Verhältnis  des  Biersteuer- 
ertrages EU  den  Gesamtstaatseinuahraen 
in  Bayern  auf  14,00"' 

„  Wartteraberg  „  12.53  „ 

„  Baden  ,,  10,14  „ 

„  Elsass-Lothringen  „    3,72  „ 

„  Oesterreich- Ungarn  „    2,71  „ 

„  Orossbritannlea  u.  Irland    „    9,4ö  „ 
„  Frankreich  „    0,62  „ 

„  Holland  „    0,73  „ 

„  Belgien  „    4,33  „ 

„  Norwegen  „    4,62  „ 

,,  den  Vereinigten  Staaten  „  6,21  „ 
')  Dies  gilt  vornehmlich  von  den  Arga- 
menten  aber  den  Biergennaa  als  den  eines 
alkoholischen  Getränkes.  Vor  allem  ist  es 
die  sich  auf  das  rein  Physiologische  beschrän- 
kende Anschaunng,  welche  das  eminent 
soziale  Bedürfnis  nach  Bier  und  ähnlichen 
Oenussmitteln  übersieht  und  nichts  weiss  von 
der  nicht  nur  ethnologisch,  sondern  auch  volks- 
wirtschaftlich DUKemeinen  Bedentnng,  welche 
unsere  Hassengenussmittel  für  das  elementare 
Wohlbefinden  des  Volkes  und  seiner  mate- 
riellen Freude  am  Dasein  Über  da»  nackte 
Jiebe  Leben"  hinaus  haben,  zumal  in  nnaerer 
Zeit  des  offen kundlggten,  rafünierten  Luina  auf 
der  einen  Seite  and  der  krassen  Entblössung' 
der  Armut  auf  der  anderen.  Diese  Anschauung 
hat  sich  fttt  die  theoretische  Beeründong  der 
Bierbesteuerung  nur  als  abträglich  erwiesen 
nnd  reizt  in  der  poliUadien  Erürternug  leicht  I 


Eines  der  Biersteuerprobleme  besteht  zn- 
näehst  in  der  Frage  nach  aer  Höbe  der  Steuer- 
belastuDg  des  Rieres,  —  abgesehen  von  den  im 
Rahmen  der  übrigen  Steuern  und  des  Gesamt- 
gefllgea  der  Volkswirtschaft  liegenden  hierfür 
massgebenden  Voraussetzungen,  Die  Biersteuer 
nimmt  unter  den  GetränkesCeuern  insofern  eine 
Sonderstellung  ein,  als  für  sie  nicht  wie  bei 
der  Weinateuer  die  steuerliche  Belastung  des 
Luxus  oder  wie  bei  der  Branntweinsteuer  die 
Erschwerung  und  damit  Eindämmung  dea  ver- 
derblichen Alkoholkonsums  die  ausschlaggeben- 
den Momente  sind.  Es  handelt  sich  bei  ihr 
vielmehr  darum ,  auf  der  einen  Seite  einen 
steuerkräftigen  Maasenaufwand  von  Bier  zu 
Gunsten  der  Staatszwecke  möglichst  nutzbar 
zn  machen,  auf  der  anderen  Seite  zugleich  aber 
zu  verhüten,  dass  durch  die  Besteuerung  dea 
Bierkonsums  diesem  die  Möglichkeit  benommen 
wird  zu  seiner  für  die  Zurückdrängung  dea 
Branntweinkonaums  notorisch  ungemein  wirk- 
samen und  daher  jeweils  wünschenswerten  Aus- 
breitang. Dieser  auch  in  anderen,  speciell  so- 
zialen Beziehnngen  die  Frage  nach  der  je- 
weiligen HShe  der  Besteuenmg  des  Bieres 
komplisierende  Dualismus,  der  für  die  politische 
Kontroveree  Über  die  BiersCener  stets  eine  Fülle 
von  Stoff  bietet,  hat  oft  zu  einem  Zwiespalt 
geführt,  und  die  Ueberbrllcknug  desselben  ist 
eine  verantwortungsvolle  und  schwierige  Auf- 
gabe der  praktischen  Steuerpolitik. 

Ein  weiteres  Problem  der  Bierbesteneruiig 
bildet  die  ihrem  Wesen  nnd  Zweck  ala  einer 
mittelbar  oder  indirekt  erhobenen 
Produktiouss  teuer  zu  Grunde  liegende  Voraus- 
setzung ihrer  Ueberwttlznng  seitens  des 
Subjekts  oder  Steuerzahlers  auf  den  Destinatar 
oder  Steuerträger,  m.  a,  W.  von  dem  l'rodn- 
zenten  auf  den  schlieaslichen  Eonanmenten 
des  Bieres.  Für  die  in  den  meisten  Ländern 
seit  Alters  her  bestehenden  Bierateueni  er- 
übrigt sich  allerdings  die  Frage  nach  ihrer 
Ueberwälzbarkeit  ohnehin,  da  ea  schlechthin 
unmöglich  ist,  aus  dem  Komplex  der  historisch 
entwickelten,  die  Preisgestaltung  des  Bieres 
bedingenden  Verhältnisse  diejenigen  Elemente 
nach  Bedeutung  und  Mass  auszuscheiden,  welche 
als  das  Ergebnis  des  durch  die  Beatenerung 
veranlassten  Preiskarapf es  auf  Conto  der  Steuer- 
überwälzung zu  setzen  sind.  Es  handelt  sich 
hier  um  gefestigte  Thatsachen,  an  denen  jeder 
Versuch,  durch  Abstraktion  eine  Vorstellung 
ihrer  ev.  anders  gearteten  E.onfiguration  zu  ge- 
winnen ,  von  vornherein  scheitern  muss.  Die 
Frage  nach  dem  Ueberwälzungsproblem  der 
Biersteuer  kann  immer  nur  an  der  Hand  eines 
Novums  in  der  Besteuerung,  einer  Erbtihung 
oder  Neueiuführung  der  Steuer  gestellt  und 
auch  dann  nur  auf  Grund  ausreichender  Mate- 
rialien  in  dem   einen  oder  anderen  Sinn  ent- 


EU  einem  die  Grenzen  der  Sachlichkeit  Über- 
schreitenden Widerspruch.  Die  volkswirtschaft- 
liche Bedeutung  des  Bieres  sowie  der  anderen 
Oenussmittel  ist  noch  nicht  in  grundlegender 
Weise  dargestellt.  Das  umfassendste,  wenn 
auch  heute  vielfach  veraltete  und  volkswirt- 
schaftlich keineswegs  ausreichende  Werk  dieser 
Art  ist  immer  noch  das  Buch  von  Baer  „Der 
Alkoholismns",  1877. 
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Bcfaieden  werden.  Der  Mimeel  »n  solchen  eq- 
TerlSBaigpen  Eriterien  aber  nat  es  meint  ver- 
«ehnldet,  dass,  wo  die  Frage  noch  der  Ueber- 
wälenng'  nknte  BedentnuK  erlangte,  der  Wider- 
streit der  Meinangen  so  lebbaft  wnrde,  daes  eine 
objektive  WOrdigiing  dadnrch  nngeraein,  ja  nahe- 
zu völlig  erschwert  wurde.  Das  einzige,  aller- 
dings gewichtige  Beispiel,  das  zu  einer  grnnd- 
legenden  ErBrternng  der  Frage  verwertet  wer- 
den konnte,  war  die  bekannte  Erhühnne  des 
Malzanfschlagea  in  Bavem  im  Jahre  18S)  um 
50  "/o,  von  4  Mark  auf  6  Mark  pro  Hektfliiter 
Malz,  und  die  EinfUhrnng  von  EommnnalsQ- 
sehlH^en  daselbst.  Die  Dieran  anknüpfende, 
eindnngende  Untersnchnng  des  Ueberwäl- 
inngsproblems  der  Bierstener  nnd  aller  weiteren 
daran  anschliesnenden  Fragen  von  O.  Schanz') 
bildet  dermalen  den  einzigen  exakten  Veranch 
ihrer  LOsnnff. 

Diese  Tfnt«rsnchnng  gipfelt  in  dem  Ergeb- 
nis: „Die  thatsächliche  Bewegung  der  Preise 
ist  somit  nichts  weniger  als  homogen  gewesen. 
Wenn  man  es  nicht  wUsste,  dass  am  I.  November 
1879  eine  Stenererhöhnng  eingetreten  ist ,  ans 
den  Preisen  allein  würde  wohl  niemand  zn 
schliessen  wagen,  dass  eine  solche  statte'efunden 
hat.  Die  Steuererhlihung  tritt  keineswegs  in 
den  Preisen  durchschlagend  hervor  ....  nnd 
telang  auch  nicht  entfernt  in  der  entsprechen- 
den Hübe.  Alles  in  allem  kann  sonach  von 
einem  einfachen,  glatten  Prozess  bei  der  Ueber- 
wälzung  der  Bierstener  absolut  nicht  die  Rede 
sein  ....  Eh  kann  anch  im  allgemeinen  nicht 
behauptet  werden,  dass  die  Ueberwälzuag  der 
i:?tener  ira  Preise  auch  nur  die  Mehrheit  der 
Fillle   bildete;    wo    dies   der   Fall,    da   wird   ea 


gleichen  Masse  teilhaftig  wird ,  so  daas  ftir 
diesen  die  Minderung  des  Geschäftsertrags,  so- 
weit sie  durch  die  Steuer  bedingt  wird,  durch- 
schnittlich grösser  und  häuficper  ist  als  für  den 
Zwischenhändler,  den  Gaatwirt."  —  Kann  dies 
Ergebnis  der  Natur  der  Sache  nach  auf  eine 
dogmatische  AUgöltigkeit  zwar  keinen  Anspruch 
erheben,  so  ist  es  doch ,  zumal  es  sich  auf  ein 
für  den  Bierkonsnm  ausgedehntes  und  gewisser- 
massen  klassisches  Gebiet  bezieht,  von  nicht 
zu  unterschätzender  altgemeiner  Beden tnog. 
Die  mit  der  Bierbesteuerung  sich  verknüpfende 
allgemeine  Vorstellnng  hat  sich  auch  diesem 
Thatbestande  längst  gefügt  und  sich  damit  ab- 


')  „Zur  Frage  der  Ueberwälzbarkeit  in- 
direkter Verbraurhssteaem  anf  Gnind  des  bay- 
erischen Halzaufscblages."  SchmoUers  Jahrbuch 
der  Qesetzgebnng  etc.  N.  F.  VI,  18«2,  S.  169 
bis  209.  —  Die  hiir  für  die  Jahre  18S0  und 
1881  bewirkte  Unlersnchung  wurde  für  das 
Jahr  1883  von  Schanz  fortgeführt  in  einem 
Aufsatz  „Zur  Frage  des  Malzauf  Schlages"  in 
der  Handelsbeilage  zur  Münchener  Allgemeinen 
Zeitung  1883.  No.  aSl  nnd  332  und  von  da  bis 
zum  Jahre  1889  weiter  geführt  vom  Verfas.'ier 
dieses  in  dem  Anfsatz:  „Der  bayerische  Malz- 
anfschlag  und  die  Bierpreise  in  Bayern"  in  der 
■Wochenschrift  für  Brauerei,  Berlin  1889,  So. 
43.  S,  auch  des  Verf.  ,,Entwickelung  des  bay- 
erischen Braugewerbes  im  XIX.  Jahrhundert". 
1893,  Kap.  9,  S,  208-230. 


wollcen''geradenRichtnngaiif  denBiernreiB,') 
so  doch  in  irgend  einer  an  nnd  für  sich  gleich- 
g-ültigen  Weise  sich  vollzieht ,  wie  die  er- 
fahmngsgemasse  Ergiebigkeit  der  Steuer  und 
die  auch  trotz  ihrer  fortdauernde  Ausdehnung 
der  Prodaktion  and  des  Eonaums  des  Biers 
beweise.  Diese  auch  in  der  Wissenschaft  viel- 
fach als  Notbehelf  acceptierte  Anschanang,  die 
man  schliesslich  als  die  Norm  zu  betrachten 
sich  gewöhnt  hat,  ist  jedoch  theoretisch  wift 
praktisch  nicht  unbedenklich  and  bedeutet  jeden- 
falls eine  Schwäche  in  der  Ausbildung  der  die 
Frage  des  Steuerrechts  beherrschenden  An- 
schauungen. Es  wird  hierbei  leicht  übersehen, 
dass,  wenn  auch  die  Rück-  oder  Weiterwüzon^ 
der  Bierstener  durch  den  Produzenten  aiu 
mannigfache  Weise  anderweitig  erfolgen  kann, 
j  dies  doch  in  Wirklichkeit  mit  ungemein  ver- 
schiedenem Erfolge  stattfindet.  Darans  aber 
'  können  sich  bedenkliche  Ungleichmä«sigkeiten 
:  ergeben.  Sie  sind  besonders  sozialpolitisch  um 
.  so  bedenklicher,  als  erfahrnngsgemäss  die  wirt- 
schaftlieh schwächeren,  die  kleineren  Produ- 
zenten in  der  Ueberwälzang  der  Steuer  viel 
gebundener  sind  und  der  gegenseitige  Kon- 
kurrenzkamjif,  der  durch  dies  nach  allen  Seiten 
bin  expandierende  S teuer f ort wälzungsbedUrfnis 
entfesselt  und  verschärft  wird,  mit  doppelter 
Wucht  gerade  anf  diese  breiteren  Schiditen  des 
Gewerbes  fällt.  Durch  diese  Verapermng  des 
uatnrgemäss  auf  den  Konsum  hinzurichtenden 
AbwHlznngsweges  werden  auch  über  den  Kreis 
der  eigentlichen  Produzenten  hinausgreifende 
Eondikte  aller  Art  zwischen  den  mit  dem  Brau- 
gewerbe in  Konnex  stehenden  Wirtschaftskreisen 
grossgezogen.  Dadurch  wird  nicht  nur  deren 
friedlicher  Interessenverkehr  mannigfach  in 
Mitleidenschaft  gezogen,  sondern  vor  aUem  nach 
der  materiellen  Seite  hin  der  Möglichkeit  vor- 
gearbeitet, da^a  die  Steuerbelaatung  achlieaslidi 
auf  ganz  anderen,  oft  beschränkten  Brwerbs- 
und  Wirtschattskreisen  [Landwirtschaft,  Ma- 
achinenindustrie  etc.)  haften  bleibt,  anstatt  sich 
über  die  Allgemeinheit  der  Eonsumenten  aus- 
zubreiten und  zn  verteilen.  Wenn  diese  in  der 
Bierbesteuening  beschlossen  liegenden  Konse- 
quenzen sich  für  gewöhnlich  nicht  in  dem 
Mdsse  bemerkbar  machen,  wie  man  nach  vor- 
stehendem vermuten  könnte,  SO  ist  auch  dies 
dem  Moment  der  Gewöhnung  zu  verdanken, 
indem  im  Laufe  der  Jahrzehnte  solche  an  sich 
den  Grundsätzen  der  steueriichen  Gerechtigkeit 
zuwiderlaufenden  Thatsachen  als  von  jeher  vor- 
handen in  Kanf  genommen  werden.  Die  dnrch 
den  regeln-idrigen  oder  gänzlich  unterbundenen 
Ab  wälz  nngs  prozess  erlittene  jährliche  Oewinn- 
einhnssen  der  Betriebe  haben  sich ,  wie  es 
A.  Wagner  erklärt,  im  Laufe  der  Zeit  ge- 
wissermassen  zn  festen,  dem  Betrage  der  kapi- 
talisierten Steuer  entsprechenden  Wertverminae- 
rnngen  ihres  stehenden   Kapitals  konstituiert, 

')  Bier  und  andere  Artikel  des  regulären 
Massenkonsnms  sind  bekanntlich  Überhaupt  wenig 
zu  Preisschwankungen  geeignet:  ein  stabiler, 
wenn  auch  höherer  Preis  wird  hier  lieber  er- 
tragen als  ein  unberechenbares  Auf-  und  Nieder- 
geben. 
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welches  ddh  Dar  noch  mit  diesem  so  redn- 
lierten  Werte  der  Berechnung  cn  Grande  ge- 
legt wird.') 

Aiigesichta  dieser  der  Bierbesteuerung 
anerkanDtermassen  anhaftenden  Mängel,  die 
ihre  stcuertheoretiBche  Berechti^ing  in 
wesentlichen  Punkten  zu  modifizieren  ge- 
eignet Bind,  ^winnt  die  Frage  nach  dem 
b^ten  System  und  der  rationellen 
Handhabung'  der  Bierbesteueruag  eine 
ertiöhte  Bedeutung.  Oezwungenermassen 
mehr  wie  andere  Steuern  für  den  Nach- 
weis ihrer  Berechtigung  in  erster  Linie  A\d 
die  Thatsache  ihrer  notorischen  Krgiebiglteit 
angewiesen,  liegt  —  für  die  allgemeine  Wür- 
digung der  Bierbesteuerung  —  das  Schweiz 
gewicht  in  der  verwaltungstech- 
nischen  Praxis.  Aber  auch  für  die 
hierauf  gerichtete  Frage  ^It  bei  der  eigen- 
tümlichen Stellung  der  Bierbcatcuerung  das 
Princip  der  Relatirität: 

V.  Mut  sagt  sn  dieser  Stelle  in  der  ersten 
Auflage  (U  3.  622}  hierüber:  „Die  obersten 
Stenerpriucipien  gelten  im  allgemeinen  natür- 
lich auch  für  die  Biersteuer  und  deren  Er- 
hebnngsfarm ;  immer  aber  wird  hierbei  auf  die 
in  dem  betreffenden  Lande,  ja  üfter  selbst  in 
den  einzelnen  Landesteilen  bestehenden  allge- 
meinen Lebens-,  insbesondere  Wirtschafts-  und 
Kulturverhältnisse  —  „als  einen  immer  mit- 
sprechenden, mitunter  entscheidenden  Faktor" 
(s.  Wagner  a.  a.  0.  Bd.  II  S.  301)  —  fiück- 
sicfat  zQ  nehmen  sein:  Ein  vor  dem  Doktrinaris- 
mus nicht  bestebbares  System  kann  dabei  in 
der  Praxis,  in  Berücksichtigung  des  langen 
Bestandes,  der  Gewohnheit  der  Steuerpflichtigen 
hieran,  der  besonders  obwaltenden  technischen 
VeriiSltnisse  etc.,  wohl  befriedigen  wie  umge- 
kehrt ein  streng  anf  den  Umndsätzen  der 
Finanz  wissen  Schaft  aufgel>antes  System  prak- 
tisch als  unausführbar  sich  zeigen.  Die  Frage, 
welche  BierstenererhehnnEsform  ist  die  beste, 
läset  sich  demgemäss  auch  nicht  absolut  beant- 
worten. Auch  giebt  es  unter  den  gegenwärtig 
bestehendeo  bezüglichen  Systemen  in  der  That 
keines,  weiches  ohne  Mängel  wäre;  diese  Mängel 
werden  aber  aus  den  schon  bezeichneten  Gründen 
dort  weniger  beachtet  und  gefühlt,  während 
sie  in  einem  anderen  Lande  bei  einer  System- 
änderang  Tielleicbt  sofort  im  hohen  Grade 
stürend  und  nachteilig  wirkend  sich  geltend 
machen  würden.  Eines  schickt  sich  eben  nicht 
für  alle,"  — 

Im  allgcinoincn  miiss  aber  zugestanden 
■werden,  dass  die  Verwaltungsteehnik  der 
Bierbeste iierung,  begünstigt  auch  durcli  Um- 
wälzungen der  Brauereitechnik ,  sich  im 
Laufe  des  Jahriiuuderts  ausserordentlich  ge- 
hoben   hat.     Immerhin   ist    eine  den  zeit- 


die  bei  drohenden  Erhöhungen  der  Biersteuer 
st«ts  den  lebhaftesten  Widerspruch  der  Brau- 
interessenten erweckt,  zumal  gerade  die  Brauerei 
allfiremein  zn  den  Indnstrieen  mit  relativ  hohem 
Anlagekapital  zählt 


gemSssen  technischen  und  Verkehrs  Verhält- 
nissen entsprechende  Anpassung  der  Bier- 
besteuerang  in  manchen  Ländern  ein  dringen- 
des Bedürftiis  und  mehrfach  auch  nur  noch 
eine  Frage  der  Zeit.  Die  gewöhnliche  Ein- 
teilung der  stnathchen  Biersteuem  ist  nach 
dem  dei-zeitigen  Stande  der  Gesetzgebung 
folgende :  Allgemein  knüpft  die  Besteuenmg 
an  die  Biererzeugung  an.  In  einzelnen 
Ländern  bestehende,  auch  das  Bier  betref- 
fende Umlaufs-,  Eleinverkaufs-  und  Aus- 
schankssteuem  sowie  Lizenzen')  fallen  nicht 
in  den  Rahmen  der  eigentlichen  Bierl>e- 
steuerung  und  kommen,  sofern  es  sich  nicht 
um  direkte  Ertragssteuern  bei  ihnen  handelt, 
nur  subsidiär  bezw.  zur  Erleiohtemng  der 
steuerlichen  Kontrolle  in  Betracht. 

a)  Nach  dem  Steuerobiekt  unter- 
scheiden sich  die  Biersteuern  in  Rohmaterial-, 
(Gerste,  bezw.  Jfalz,  Hopfen),  Halbfabrikata- 
(Würze)  und  Fabrikats-  (Fass)  steuern. 

b)  Nach  der  Steuerveranlagung, 
welche  steh  entweder  auf  eine  Mass-  oder 
Gewichtseinheit  gründet,  ist  zu  unter- 
scheiden die  direkte,  unmittelbar  nach 
dem  Mass  oder  Gewicht  des  steuerpflich- 
tigen Objelrta,  imd  die  indirekte,  wo 
der  Steuerbetrag  mittelbar  nach  der  für 
die  Menge  des  steuerpflichtigen  Gbjekts 
als  massgebend  angenommene  Kapazität 
und  zwar  nach  dem  amtlich  geaichteu 
Rauminhalte  bestimmter  für  die  Fabrikation 
wesentlicher  Braugerätschaften  bezw. 
des  Inhalts  der  zur  Abfüllung  für  den  Ver- 
kauf bestimmter  Gebinde  (Weichstock, 
Maisch-  oder  Läuterbottich,  Sudkessel,  Ver- 
kaufsgebinde) festgestellt  wird.  Hierbei 
kann   aber   zwischen  beiden   noch  insofern 


')  In  Ungarn  seit  1881  eine  Konsumatener 
von  2  Kronen  pro  hl  Bier,  zn  der  durch  die 
Klein  Verkaufs-  (Verkauf  anter  2ö  1)  und  Ans- 
schankateuer  vom  2».  Dez.  1888  noch  eine  je 
nach  der  Grösse  des  Orts  verschieden  bemessene 
Steuer  von  4 — 6  Kronen  kam,  welche  beiden 
Besteuerungen  im  Jahre  1892  zn  einer  einheit- 
lichen „Biergetrftukestener"  in  den  sogenannten 
geschlossenen  Städten  (Wien,  Pra?,  BrUnn, 
Graz,  Linz,  Laibach,  Lemberg  imd  Krakan) 
mit  unterschiedlichen  Steuersätzen  verschmolzen 
wurden.  In  El sass-Loth ringen  die  aus 
der  franzUsi sehen  Gesetzgebung  entwickelte 
Lizenzgebühr  für  den  Kleinverkanf  von  geis- 
tigen Getränken  (G.  v.  ö.  März  1860,  2a.  März 
1882  nnd  23,  März  1888)  nach  der  Grfisse 
der  Gemeinden  berechnet.  In  Frankreich 
die  Lizenzen  der  Brauer  mit  75 — 125  Francs. 
In  Grossbritannien  und  Irland  die 
Lizenzen  der  Uandelsbrauer  mit  1  £  und  der 
beiden  ersten  Hansbranerklasseu  mit  9  nnd 
4sh.  laden  Vereinigten  Staaten  Nord- 
amerikas die  „special  taxes"  mit  jährlich 
50  Dollars  für  Brauereien  bis  zn  500  Barrels 
Bierproduktiun  nnd  lÜO  Dollars  für  die  mehr 
als  500  Barrels  erzeugenden  Brauereien. 
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eine  Kombination  hergestellt  wenlen,  intlem 
ZH  der  Stenerveranl^ing  auf  indirektem 
Wege  eine  direkte  Naclivcrmessiuig  des 
Steuerobjotts  an  entsprechender  Stelle  zur 
Erhöhung  der  Ertragssicherheit  der  Steuer 
tritt  (so  die  Kesselstcuer  mit  nachfolgender 
WOrzkontroUe  s,  unten).  Bei  der  direkten 
Steuerveranla^mg  ist  femer  zu  unterschei 
den  erstens  die  mittelst  Messung  oder  Wä- 

C;  des  Steuerobjektß  durch  die  amtlichen 
ne  der  Steuer  Verwaltung  mit  Hilfe  ge- 
setzlich vorgeschriebener  Ilohlraasse  oder 
Wagen  und  Gewichte  und  hei  ev.  gleich- 
zeitiger Berücksichtigung  der  tjualität  unter 
Verwendung  besonderer  Instnimenle  i.  sp. 
des  Saccliarometers ;  und  zweitens  mittelst 
automatischer  Messung  oder  Wägung 
durch  geeignete,  amtlich  7.ugelaBScne,  selbst- 
registrierende Apparate.  Beide  Veranlagungs- 
arten kommen  gegenwärtig  in  den  in  Be- 
tracht kommenden  Ländern  noch  nebenein- 
ander vor. 

c)  Der  Steuerfuss  oder  Steuer- 
satz ist  entweder  ein  einheitlicher  oder 
abgestuft  je  nach  der  Qualität  des  Be- 
steueningsobjekts,  der  Grösse  der  Produk- 
tion,!}  dem  Charakter  des  Betriebs  bezw. 
der  Bestimmung  des  Erzeugnisses  (Handels- 
und Hausbrauereien).  Ist  der  Steuerfuss 
bcKflglich  des  Steuerobjekts,  wie  bei  der 
Halbfabrikatssteuer  bezüglich  der  Würze 
für  eine  bestimmte  Qualitätaeinheit  des- 
selben (Grädigkeit  [pro  Saccharometergradl 
oder  specifiscnes  Gewicht)  festgesetzt,  so 
differenziert  sich  der  für  das  jeweilige  steuer- 
pflichtige Quantum  desselben  entfallende 
Steuerbetrag  ebenfalls  je  nach  ihrer  Zu- 
sammensetzung. 

d)  Die  Steuerberechnung  bezw., 
auch  -erhebung  oder  -entrichtimg  erfolgt 
entweder  auf  Önmd  der  von  Fall  zu  Fall 
bewirkten  Ermittelung  des  steuerpflichtigen 
Betrages  oder  auf  Grund  bestimmter  Be- 
rech nungsmoraente  als  Pauschale  (Fixum, 
Abfindung  für  eine  bestimmte  Zeitj)eriode, 
ev.  unter  Vorbeiialt  nachträglicher  exakter 
Feststellung  des  steueijiflichtigen  Betrages 
behufs  Sicherung  der  Kachentrichtung  des 
ev.  Ueberschusses  [die  sogenannte  Nach- 
versteuerungstlauselj). 

B,  Die  einzelnen  Systeme  der  Bier- 
bestenerang. 
1.  Die  Rofamaterialstenerii.    Für  diese 
kommt  in  der  Gegenwart  nur  die  Besteue- 

')  Bei  der  konununalen  Bierbestenerung 
findet  sich  mitunter  —  so  in  Kommanen  im 
Königreich  Sachsen  —  eine  Äbetafung  des 
Steuersatzes  nach  dem  Bierpreise.  !□  frü- 
heren Zeiten  bildete  der  jeweilige  Sorten-  oder 
Qualitäta-  (auch  Provenienz-)  Preis  des  Bieres 
häufig  einen  Massstab  für  DifTerenziernngen  des 
Steuersatzes. 


rung  der  Gerste  und  des  Malzes  sowie  der 
etwaigen  Malzsuirogate  in  Betracht,') 

a)  Die  Gerstensteuer  ist  nur  von 
untergeordneter  Bedeutimg  und  besteht  ge- 
genwärtig allein  in  Norwegen.  In  Eng- 
land hat  sie  allerdings  von  1697 — 1880  be- 
standen. Da  ihre  Besteiiening  mit  dem 
Eintritt  der  Verarbeitung  der  Gerste  zu 
Jfalz,  nämlich  beim  Einweichen  in  den 
Quellatock,  stattfindet,  wurde  bezw.  wird  äe 
auch  schlechtweg  nur  als  Malz-  bezw.  Malz- 
znbereilungssteuer  (Norwegen)  bezeichnet. 
Die  nach  dem  Gewicht  der  Geiste  (bezw. 
in  England  seiner  Zeit  nach  dem  Volumen 
unter  Abrechnung  eines  bestimmten  durch 
das   Auf<tuellen    venirsachten    Mehrmasses) 


')  Die  Besteuern ng  des  Hopfens  als  einer 
mit  der  Bierproduktion  verknüpften  Material- 
stcuer  bftt  wegen  ihrer  auf  der  Hand  liegenden 
Ilnzweckmä^eigkeit  niemals  stattgehabt.  In 
Anbetracht  der  jedesmal  relativ  nnr  sehr  ge- 
ringen und  an  sieb  sehr  sehwankenden  Hopfen- 
gabe  beim  Bierbrauen  würde  die  Kontrolle  auf 
unübers teigliche  Ilindernisse  gestossen  sein,  ev. 
auch  der  gerade  hier  bedenkhchen  Verwendung 
von  Surrogaten  für  den  Hopfen  Vorschub  ge- 
leistet haben  (wie  solches  ftir  die  ältere  Zeit  in 
England  nnter  der  bis  18ti2  bestandenen  Hopfen- 
steuer in  teueren  Jahren  auch  behauptet  wor- 
den ist,  zumal  solche  Surrogate  dort  auch  nicht 
verboten  waren,  sodass  jede  andere  Material- 
steuer, ev.  die  der  Maische  oder  Würze  näher 
itelegen  hätte).  Dagegen  ist  der  Hopfen  als 
Und  Wirtschaft  lieb  es  Produkt  lange 
Zeit  in  England  besteuert  gewesen ;  von  1711 
nnter  der  Regierung  der  KQnigiu  Anna  bis 
1862  anfangs  mit  1  Dollar  per  Pfund  Hopfen 
veranlagt,  wurde  die  Hoptensteuer  (dntv  bezw. 
escise  on  hops)  1778,  ll80,  1783  jedesinal  nm 
5°'„  erhöbt,  1786  wieder  auf  I  d  herabgesetzt, 
WÜ2  auf  2,5  d  erhüht,  1827  auf  2  d  erinässigt, 
1840  nm  b%  erhöht  und  1860  wieder  auE  1,5  d 
herabgesetzt,  bis  sie  lSt)2  ganz  anfgehoben 
wurde.  Die  Hopfenpflanzer  mussteu  Zahl  nnd 
Lage  ihrer  Gärten,  Trockenböden  und  Aufbe- 
wabmngsort  jährlich  genau  deklarieren,  worauf 
nach  der  Ernte  uuter  steneramtlicher  Eontrolle 
das  Einsacken  des  Hopfens  in  mit  Namen  und 
Wohnort  der  Eigner  bezeichneten  Säcken  nnd 
die  sieueramtliohe  Verwägung  nnd  Steuerfest- 
setzung erfolgte.  Da  die  Steuer  in  der  Regel 
überhaupt  nidit  auf  den  Braner  und  damit  ev. 
auf  den  Bierkouaomeuten  UberwSlzt  werden 
konnte,  ferner  ausserordentlich  in  ihren  Er- 
trägen schwankte  (oft  über  600%  von  einem 
Jahr  zum  andern)  und  Überhaupt  als  eine 
stjlndige  Bedrtlcknng  der  ohnehin  den  wechseln- 


ihre  Äufiiebung.  Die  dadurch  entstandene 
Einbusae  der  Staatskasse  um  durchschnittlich 
iiÜOUOO  £  wurde  nahezu  wieder  eingebracht 
dnrcb  die  gleichzeitig  mit  ihrer  Aufhebung  er- 
folgte Erhöhung  der  Lizenzsteuer.  Es  besteht 
derzeitig  in  Canadanoch  eine  Hopfensteuer, 
vermutlich  nach  Massgabe  def  ehemaligen  eng- 
lischen Stener. 
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erhobene  Geraten  einveichslener  soll  zwar, 
wie  kalkulatorisch  nach^ wiesen  werden  kano, 
theoretisch  den  Vorzug  vor  der  eigentlichen 
MalzbesteneruDg  haben,  dass  sie  dem  die 
Qualität  des  Slalzes  im  aUgemeinen  bedin- 
genden "Ausbeute  Verhältnis»  der  Gerste 
besser  Rechnung  trägt.  In  Ländern  mit 
entwickelter  gewerblicher  Malzfabrikation 
uud  zahlreichen  Krauereien  ist  sie  jedoch 
wenig  geeignet,  da  sie  die  Glieder  in  der 
SteuerüberwAlziingskette  noch  om  eines 
—  die  Malzfabnkanteu  und  -händler  — 
vermolirt  und  auf  die  eiabeimisclie  Gerste 
bauende  Landwirtschaft  drückt  Manaig- 
fache  lastige  di«  Bezngsverhftltoisse  er- 
schwerende BeschifiDkiiDgen  des  Verkehre 
mit  Gerate  und  Malz  (Einfuhri'erbote) ,  be- 
sonders auch  die  erforderlichen  Kontrollen, 
um  ein  betrügerisches  Einbringen  Ton  Gerste 
oder  Malz  in  die  Brauereien  zu  verhüten, 
und  die  damit  verbundene  Verpflichtung 
derselben  zur  Führung  umständlicher  An- 
schreibungen  sowie  die  notwendige,  fast 
ständige  Anwesenheit  eines  Steuerlieamten 
in  der  Brauerei,  heben  den  Vorteil,  dass 
der  Brauer  nach  bewirkter  Mälzung  in  der 
Handhabung  seines  Betriebes  nicht  weiter 
gebimden  ist,  reichlich  auf.  Sie  kommt 
daher  nur  ausnahmsweise  in  Betracht. 

b)  Die  Malzsteuer  kann  statthaben 
als  VermahlungB-  bezw.  Verschrotungs- 
steuer  (Malzachrotsteuer)  oder  als  E  i  n  - 
maischungssteuer  (Steuer  auf  Brauan- 
zeige) und  zwar  nach  dem  Mass  o<ter  nach 
dem  Gewicht  des  Malzes.  Im  allgemeinen 
ist  man  vom  steuertheoretischen  Standpunkt 
ihr  nicht  sonderlich  zugeneigt,  aber,  wie 
ein  Ueberbliek  über  die  bestehenden  Systeme 
der  Bierbesteuenmg  zeigt,  ist  gerade  sie 
typisch  dafür,  wie  sehr  für  ihre  Wünligung 
der  Komplex  der  fflr  tlie  Praxis  jeweils 
massgebenden  Verhältnisse  ausschla^^beud 
ist,  wie  sehr  iiier  das  oben  erOrterte  I'rin- 
cip  der  Relativität  gilt  Wie  allen  Rohstoff- 
steuern haftet  auch  ihr  in  gewissem  Masse 
der  Mangel  an,  dass  sie  das  als  eigent- 
liches Steuerobjekt  designierte  fertige  Fa- 
brikat ungleichmässig  trifft,  da  sie  die  durdi 
die  qualitative  Verschiedenheit  des  jeweils 
zur  Verarbeitung  gelangenden  Malzes  und 
durch  die  mehr  oder  weniger  rationelle  te- 
triebsmässige  Ausnützung  desselben  für  die 
Fabrikation  bedingte  Untersdiiedlichkeit  in 
dem  Werte  bezw.  der  Menge  des  Fabrikats 
an  sich  nicht  genügend  berücksichtigt. 
Allerdings  modifiziert  sich  dieser  Mangel 
insofern,  als  die  Versloueniue  des  Malzes 
nach  Mass  oder  Gewicht  erfolgt ,  wotlurch 
gewisse  Wertunterschietle  mitgetroffen  wer- 

Immerhia  hat  dabei  die  BefBrchtmig  sich 
geltend  gemacht,  dass  die  Verstenernng  nach 
dem  Rohstoff  eine  Prämie  auf  die  Verwendung 


mSglichüt  hochwertigen  Malzes  in  sich  schliesse, 
somit  nach  Massgsbe  der  obwaltenden  Produk- 
tioDsrerhältniHse  znr  Verwendung  ansläudischer 
Gersten  und  Malze  zu  Unj^unsteii  der  heimi- 
achen  LandwirtKcliaft  anreize  und  dumit  zu- 
gleich deu  grJisMerea  kapitalkräftigeren  Braue- 
reien auch  auf  dem  Uebiete  der  Steuer! ei stuug 
einen  weiteren  Vorteil  vor  den  übrigen,  in  der 
Hauptsache  auf  die  zwar  billigeren,  aber  desto 
miDderwertigeren  heimiscbeu  (jersten  nnd  Ualze 
genähre.  In  dieser  scheniatis«hen  Lieneralisa- 
tion  trifft  jedocb  diese  Befürchtung  nicht  zn. 
Wenn  auch  sehr  erhebliche  Mengen  aosländi- 
scher  Gersten  and  Malze  in  deutschen  Braue- 
reien nnd  zwar  beeonders  auch  in  den  grösseren 
Verwenduae;  finden,  so  hat  dies  doch  seinen 
Grund  dorenans  nicht  iu  Erwägungen  zwecks 
Stenerersparungen.  sondern  in  der  qualitativ 
nnd  auch  quantitativ  Unter  der  Steigerung  des 
deutschen  BranbedarfB  vielfach  zurückgebliebe- 
nen Leistungsfähigkeit  der  deutschen  Geraten- 
firuduktiun,  weshalb  auch  ohne  dicseu  etener- 
ichen  , Anreiz"  der  ausländische  Bezng  den- 
selben Umfang  haben  wUrde.  Wie  zudem  sich 
senerding»  mehr  und  mehr  zeigt,  haben  die 
rege  betriebenen  Bestrebungen  zur  Hebung  der 
deutschen  Gersten produlctiuu  auch  wirtschaft- 
lich trotz  der  Malzbesteuerung  schon  den  er- 
sichtlichen Erfolg  gehabt,  die  Beziehungen  zum 
deutschen  Braubäarf  zn  verbessern.  Ein 
namhafter  Teil  des  aucländiachen  Geretcnimports 
für  den  Bedarf  der  deutschen  Brauereien  be- 
steht femer  zur  Zeit  ans  russischen  Provenien- 
zen, welche  keineswegs  qnalitätsreicher  als  die 
heimischen  Branwareii,  aber  dafür  erheblich 
billiger  als  diese  sind.  Eb  liegt  hier  überhaupt 
eine  grosse  Ueberschätzung  bezüglich  der  Wir- 
kung der  MulzbcsteuenmK  vor,  denn  die  durch 
das  Gewicht  bezw.  die  Masaeinheit  des  Malzes 
anseblich  bedingten  Qualitätsunterschiede  hin- 
sichtlich seines  Ausbeuteveihältnisees  sind  in 
diesem  Umfange  nicht  vorhanden,  ja  die  neue- 
ren, rege  gefSnIerten  technischen  Untersuchun- 
gen haben  die  hierüber  bisher  bestandenen  An- 
schanungen  so  von  Grund  aus  umgestaltet,  und 
vor  allem  haben  die  mit  Hilfe  der  WissenaJiaft 
betriebenen  technischen  Verhesse  rangen  und  ein- 
geführten zweckentsprechenden  Modifikationen  in 
der  Handhabung  des  Mälzerei-  nnd  Brauereibetrie- 
bes gerade  den  Brauwert  bisher  als  geringwertig 
erachteter  Landgerste  sowie  die  ^iteigerung  der 
allgemeinen  Ausbeute  Verhältnisse  im  Betriebe 
auch  unter  weniger  günstigen  Voraussetzungen 
speciell  im  Kleinbetriebe  so  erspriesslich  geför- 
dert, dass  im  Grunde  genommeu  alle  derartigen 
gegen  die  Besteuerung  des  Hohstoffs  in  der 
Brauerei  bisher  geäusserten  theoretischen  Be- 
denken als  nositiv  Überwunden  zu  erachten 
sind.  Vollends  trifft  dieses  zu,  seitdem  in  fast 
allen  Ländern  mit  Malzverateuernng  (iu  Bayern 
188y,  in  Wörttemberg  1893,  in  Baden  1896) 
ein  weiteres  Korrektiv  in  der  den  betriebstech- 
nischen Verschiedenheiten  der  Ausbenteverbält- 
niase  angeglichenen  Differenziernng  des 
Steuerfusses  erfolgt  ist.  Die  jeweilige  prak- 
tische Handhabung  dieses  Princips  kann  zwar 
nur  schematisch  erfolgen ,  wobei  die  Möglich- 
keit nicht  auBgesch losten  erscheint,  dass  dabei 
Gesichtspunkte  zur  Anwendung  gelangen, 
welche  mit  dem  Weien  der  Biersteuer  als  einer 
nur  indirekt  beim  Produzenten  erhobenen  mne- 
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len  B«eteiieniii^  des  Bierverbranchs  nicht  ver- 
traglich erscheinen,  vielmehr  g-eeignet  sind, 
diese  Steuer  als  Handhabe  für  ausserhalb  ihres 
Rahmens  liegende  sozial-  nnd  gewerbepolitiache 
Tendenzen  zu  benutzen. 

von  Hay  (a.  a.  0.  S.  624)  sagt  in  Bezug 
hierauf:  „Allerdings  darf  bei  der  Malzateuer 
der  Steuersatz  kein  zu  hoher  sein,  indem  sonst 
die  im  allgemeinen  sehr  wohl  hierbei  Eum 
Ansdmck  gelangende  Rücksichtnahme  auf  die 
Qualität  des  Biers  verschwindet.  Die  Ab- 
stufung des  Steuersatzes  je  nach  dem  grösse- 
ren oder  geringeren  Halz verbrauche  hat  Übri- 
gens auch  nicht  sowohl  in  diesem  Umstände 
als  vielmehr  in  der  zum  Nachteile  des  gewerb- 
lichen Mittel-  lind  Kleinbetriebes  immer  weiter 
um  eich  greifenden  nnd  auch  anderorts  als  in 
Bajern  sich  geltend  machenden  Ausdehnung 
des  Gross betriebes  und  in  der  Thataache  ihren 
Qmnd,  doss  insbesondere  die  Erzeugnugskoaten 
des  letzteren  infolge  der  Hassen  Produktion  nnd 
der  derselben  zustehenden  Vorteile  beim  Ein- 
kauf der  Materialien  u.  dgl.  naturgemäss  ge- 
ringer sind  als  die  des  ersteren  und  hierdurch 
die  Konkurrenz  dieser  eine  immer  erschwertere, 
teilweise  nnmCgliche  wird.  In  Norddentschland, 
woselbst  die  Brausteuer  um  dreimal  niederer 
als  der  bayerische  Malzanfschlag  ist,  sind  deshalb 
auch  die  Klagen  des  Mittel-  und  Kleinbetriebes 
die  gleichen  wie  in  Ba^'em  und  wird  ebenfalls 
Abl^fe  angestrebt.  Die  Frage,  ob  solche  Ab- 
hilfe auf  dem  Gebiete  der  direkten  nnd  indirek- 
ten Besteuerung  —  sofern  die  Steuer  überhaupt 
hierbei  in  Betracht  kommt  —  zn  gewähren, 
wird  vom  finanz wissenschaftlichen  Stahdnunkte 
nur  für  die  Einachlagung  des  ersteren  Weges 
sich  beantworten,  allein  auch  hier  mnss  eben 
den  bestehenden  LehenS'.  '^'irtschafts-  nnd 
Hechts  Verhältnissen  des  betreffenden  Landes 
Rechnung  getragen  werden." 

Auf  jeden  Fall  ist  die  praktische  Fest- 
setzang  der  Steuerabstnfung  speciell  bei  dieser 
Verhranchsstener  mit  einem  erheblichen  Risico 
verknöpft.  Auf  der  einen  Seite  wird  der  im 
Interesse  der  Steuergerechtigkeit  und  anch  so- 
zialpolitisch wünschenswerte  Erfolg  stets  nnr 
beschränkt  nnd  mitunter  zweifelh^t  sein,  auf 
der  anderen  Seite  liegt  die  Gefahr  nahe,  daas 
anf  Seiten  der  in  erster  Reihe  zu  schützenden 
Gewerbetreibenden  übertriebene  Illusionen  er- 
regt und  sie  in  eine  trügerische  und  damit  be- 
denkliche Sicherheit  versetzt  werden.  Zudem 
wird  dnroh  solche  Stenerstaffelnngen  leicht 
zwischen  den  verschiedenen  Kategorieen  des 
Gewerbes  eine  auch  wirtschaftlich  nicht  unbe- 
denkliche Spannung  erzeugt,  welche  auf  der 
einen  Seite  mitunter  zn  immer  massloseren 
Forderungen  behufs  ZnrUckdritngung  des  Gross- 
betriebes nnd  anf  der  anderen  Seite  zu  ver- 
schärfter Anwendung  aller  zur  Verfiignng 
stehenden  Konkurrenzmittel  Veranlassung  giebt, 
znmal  wenn  sich  hierzu  die  Ueberzcugung  ge- 
sellt, daes  die  StenerdifTerenziemng  zn  einem 
nngerechten ,  die  im  Qrosstietrieb  wirksamen 
Pastoren  des  technischen  Portflchritts  und  der 
Intelligenz  gewaltsam  nnterd  rückenden  Zwangs- 
mittel überspannt  werden  soll. 

Ein  anderer  ^gen  die  Malzstetier  er- 
hobener Einwand  ist  auch  der,  dass  sie  fiir 
den  Brauer  einen  UDgerechtea  Zinsverlust 


mit  sich  bringe,  indem  derselbe  meistens 
erst  nach  Konaten  dazu  komme,  das  aus 
dem  Tersteuerten  Malz  hergestellte  Bier  zu 
verkaufen  bezw.  den  Erlös  dafflr  und  da- 
mit die  Rückerstattung  der  seiner  Zeit  ver- 
auslagten Steuer  zu  erbalten.  Dem  ist  ie- 
äoch  wenigstens  einigennassen  durch  die 
in  der  Regel  bestehende  Steuerkredi- 
tierung begegnet,  deren  Handhabung  aller- 
dings mitunter  zu  wünschen  übrig  Iftsst, 
zumal  auch  hierbei  der  kapitalkräftigere 
Örossbetrieb  leichter  der  Vorteile  des  Steuer- 
kiedits  teilhaftig  zu  werden  pflegt  als  der 
dessen  meist  noch  eher  bedürftige  aber 
nicht  Bo  ^t  garantierende  Eleinbetrieb. 
Doch  ist  dies  eme  Sache  der  praktischen 
Verwaltung,  die  mit  der  Boluuaterialsteuer 
an  sich  nichts  gemein  hat. 

Berechtigter  erscheint  dagegen  der  Ein- 
wand, dass  unter  der  Besteuerung  des  Roh- 
materials die  Bemessung  der  Rückver- 
gütung der  Steuer  schwierig  ist.  Auf 
der  einen  Seite  besteht  die  Gefahr,  dass 
die  Bemessung  zu  reichlicb  aus^lt  und 
damit  eine  Exportprämie  für  das  Bier  ge- 
schaffen wird,  auf  der  anderen  Seite  — 
und  dies  ist  in  Wirkhchkeit  allerdings  ein 
ziemlich  häufiger  Fall  —  erfolgt  die  Fest- 
setzung der  Rückvergütung  in  uagenflgen- 
der  Weise,  was,  da  es  dem  Charakter  der 
Bierbesteiierung  als  einer  inneren  Ver- 
brauchssteuer zuwiderläuft,  für  die  Export- 
fähigkeit des  Biers  eine  ungerechte ,  direkte 
steuerliche  Sonderbelastung  bedeutet  und 
fiskalisch  auf  eine  unzulä^^  Plusmacherei 
hinausläuft  Aber  auch  diese  allerdings  im 
System  der  Rohstoffbesteuening  begründete 
Schwierigkeit  kann  bei  gutem  Willen  im 
grossen  und  Kiuzen  sehr  wohl  behoben 
werden.  Die  Handhabung  der  Steuerrück- 
vergütung (bezw.  der  Steuererstattung  bei 
Verderb     des    Produkts     und    dergleichen) 

f'ebt  immer  einen  treuen  Jlassstab  für  die 
ntik  des  die  Besteuerung  überhaupt  be- 
herrschenden Geistes  und  der  }e weiligen 
technischen  Ausbildung  der  Steuerverwaltune- 
Auf  der  anderen  Seite  hat  dagegen  die 
Malzstener  den  Vorzug,  dass  wegen  ihrer 
Erhebung  beim  Eintritt  des  Iktalzes  in  den 
brautechnischen  Verbrauch  der  Betrieb  fßr 
die  Folge  von  weiteren  steuerlichen  EontroU- 
akten  meist  ziemlich  frei  und  damit  unbe- 
hindert ist,  was  auch  für  die  Steuerver- 
waltuug  materiell  nicht  ohne  Belang  ist. 
Im  einzelnen  modifiziert  sich  dieser  vorteil 
allerdings  erheblich,  je  nachdem  die  Steuer 
beim  Verschroten  des  Malzes  oder 
beim  Einmaischen  eiiioben  wird.  Beide 
ErhebuDgsarten  ergeben  überhaupt  für  die 
kritische  Würdigung  der  Besteuenmg  des 
l^Ialzes  zum  Teil  weitgehende  UntersGoiede. 
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zahlreiche  VorzUgu  auf.  EId«  wesentliche  Be- 
dingung für  dieselbe  ist  allerdings,  daas  da- 
neben die  Verwendung  7on  Surrogaten  in 
der  Brauerei  aiis^&iohlosseu  ist,  denn  da  diese 
entweder  gleichzeitig  mit  dem  Malz  eingeiuaiBcht 
oder  —  besonders  Zuekercouleur  —  im  Gär-  oder 
Lagerkeller  hinzugefügt  zu  werden  pflegen,  so 
wQrde  die  Stenerbontrolle  eich  deraentsprecheud 
komplizieren  und  Uberden  ganzen  Brauereibelheb 
ausdehnen  müssen  und  damit  die  Malzvermali- 
lungsstener  den  ihr  eigeutUmlichen  Hauutvorzug 
einbüsBen.  Bei  ihr  hut  sich  die  Slenerkon trolle 
lediglich  darauf  zu  beacbrHuken,  zu  verhüten, 
dass  kein  unversteuertes  verschrotenes  Mftlz  in 
die  Brauerei  gelangt.  Zu  diesem  Zweck  hat 
sieb  das  Augenmerk  der  Steuer  Verwaltung  auf 
die  Ueberwaebung  bezw.  Kegulierung  der  ge- 
samten Malüverschrotung  und  damit  der  Thäüg- 
keit  und  des  Verkehrs  der  Jlllhlen  zu  koncen- 
trieren.  Hat  dies  auch  untwendiger weise  ge- 
wisse, zum  Teil  weitgehende  Kontroltmassregeln 
und  VerkehrsbeHchriinkunGfen  im  Gefolge  |so 
ev.  das  Verbot  des  Uandefs  mit  Malzscbrot),  so 
wird  der  Brauerei  betrieb    als  aokher    hiervon 

ä'edoch  nicht  betroffen,  und  die  Durchflihning 
ler  hier  einscbtägigen  Massnahmen  liLsst  sich 
erfahrnngägemäss  sehr  wohl  ohne  drückend 
erapfnndene  Belästigungen  bewirken.  Haupt- 
säcnliche  Voraussetzung  für  diese  Form  der 
Malzbesteuerung  ist.  rtasa  die  Zahl  der  für  die 
Malzverschrotung  in  Betracht  kommenden  \ 
Mühlen,  besonders  der  sogenannten  „üfTeutlichen*  i 
Mühlen  im  Verhältnis  zur  Zahl  der  im  Besitz  | 
der  Brauereien  beäudlicheu  Frivatmühleu  uicht 
zu  gross  ist  und  dass  auch  die  Zahl  der  Brau- 
ereien selbst  nicht  allzu  umfangreich  ist.  Wenn 
beispielsweise  in  Bayern  im  Stenerjahr  IWl 
im  ganzen  !f9U8  „üf^ntliche"  Mühlen  (woron 
nur  116!)  eigentliche  „Ualzmählen")  —  ohne 
die  ohnehin  nur  kleinen  OrUnmalzquetschma- 
schinen  und  Futterschrot-  und  Hausmühlen  — 
vorhanden  waren  bei  einem  gleichzeitigen  Be- 
stände von  insgesamt  57äü  Braustätten  (bei 
den  Weissbierbraueru  ist  nur  die  Zahl  der 
„Brauer''  nachgewiesen  und  unter  Abzug  der 
gleichzeitig  Braunbier  bereitenden  Betriebe  ein- 
gerechnet) —  oder  wenn  in  Württemberg') 
I894/'J5  1689  »ffeutliche  Mühlen  gegenüber  ins- 

Besamt  öbiä  Brauern  (wovon  i^H  gewerh- 
che)  vorhanden  sind*),  dagegen  aber  im  Xord- 
deutachen  Brausteuergebiet  Mitte  der  8()er 
Jahre  ca.  J^-IOOO  HUblen")  gegenäber  1Ü365 
Brauereien  bestanden.  —  so  begreift  es  »ich, 
dass  in  Süddeutschland  die  Malzvermahlnngs- 
steuer  die  herrschende  ist.  in  ^orddeutschland 
dagegen  die  Einmaisuhnngssteuer  die  Regel  ist, 
neben  welcher  die  Vermahlungssteuer  nur  als 
Ausnahme  zugelassen   ist.')     Im  Kahuen  der 

'j  V.  Zeller.  a.  a.  0.  III.  S.  529. 

')  Für  Baden  fehlen  z.  Z.  noch  die  eut- 
sprechenden  Nachweise. 

•)  Kindervater.  F.  A.  IV,  S.  679. 

*)  Dazu  kommt,  da,"s  in  Äjibetracht  der 
dichteren  Besiedelung  sowohl  in  Bayern  wie 
in  Württemberg  die  Brauereien  im  allgemeinen 
dichter  bei  einander  und  übersichtlicher  liegen, 
was  besonders  in  Bayern  auch  durch  die  soge- 
nannten „Kommunalbrauereien"  (1897  56  von 
6443  Brauern    benutzt)   erleichtert    wird.     In 


für  die  erfolgreiche  Handhabung  der  Malzver- 
mahl uugsst  euer  uot  wendigen  Bestimmungen 
und  Kontroll massuahmen  liec-eu  insbesondere:') 
a)  Zulaasnug  der  Malzvermalilung  nur  auf  den 
ausacbliessUch  zu  diesem  Zweck  für  eigene 
Rechnung  benutzten  Privatmühlen  der  Brauer 
und  auf  äffeutlicben ,  nicht  transportabeln 
Mühlen ,  die  einer  besonderen  Steneranfaicht 
unterstellt  sind  und  deren  Inhabern  (so  in 
Bayern)  gewisse,  ihre  Verantwortlichkeit  er- 
höhende beamtenäh  nliche  Kontroll-  und  Anzeige- 
fnnktionen  übertragen  sind.  Desgleichen  Steuer- 
kontrolle  aller  den  Schrotmilhlen  Shulichen, 
transportabeln  Maschinen  (Futterschrat-  und 
Grünmalzqnetschmascliinen).^)  b)  Steueramtliche 
L'eberwachung  der  Halztransporte  mittelst  An- 
melde Verpflichtung  fiir  jeden  Versand  von  Malz 
gegen  Erteilung  der  Mahlerlaubnisacheine  (Po- 
lette.  Begleitschein),  ohne  welche  kein  Malz  auf 
den  Mühlen  zur  Verschrotung  angenommen 
werden  darf  sowie  Anzeige  jedes  Halzempfangs 
nebst  der  Führung  von  Versand-  und  Bmpfanga- 
registern  seitens  der  Brauer  und  Müller  wie 
auch  seitens  der  Steuerbehörden  auf  Grand  der 
an  sie  gelan^'ten  Anmeldungen.  Zur  weiteren 
Sicherung  dient  die  Beschränkung  des  Malz- 
transports  auf  die  eigentlichen  Tagesstunden'), 
sowie,  um  DurchsteMiereien  zu  verhüten,  Be- 
schränkung der  Tranaportbe gleitscheine  auf  ein 
bestimmtes  Datum. 

Die  Feststellung  des  steuerpflich- 
tigen Malzschrots  nach  Mass  oder  Ge- 
wicht erfolgt  auf  den  Offentlicheo  Mühlen 
durch  den,  wie  oben  bemerkt,  mit  gewissen 
Vertrauensfunktionen     ausgestatteten      Müller 

iHalzbrecher).  auf  den  FnvatmalzmUhlen  der 
Iraner  entweder  im  Beisein  des  Steuerbeamten 
oder  mittelst  selbatthStigen  Mass- oder 
Wägeapparats.  Durch  die  neuerdings  last 
allgemein    zur   Hegel    gewordene    Anweudnng 


Württemberg  drängen  sich  (nach  v.  Zeller  a.  a. 
0-  III,  S.  529t  die  1894,^  vorhandenen  3911 
..Frivatbrauereien*'  auf  19  von  insgesamt  64 
Bezirken  zusammen,  wovon  in  T  derselben  nur 
eine  sehr  geringe,  in  6  eine  annähernd  ebenso 
grosse  Zahl  wie  die  der  gewerblichen  Brauer 
und  iu  nur  6  (mit  zusammen  26;^  qkm)  eine 
erheblich  grö^re  Zahl  von  Frivat^rauem 
(3527)    vorkommt.       Auch     sind    infolge    der 

frosseren  Volksdichtigkeit  und  der  bestehenden 
ehiirdenorganiaation  die  unteren  S teuer behürden 
zahlreicher  und  gleichmässiger  bestellt  (v.  Zeller 
a.  a.  0.1 

a.  0.  HI, 


ir  HCsatawlasenacbaften.    Zweite  A 


')  Zum  Teil  nach  v.  Zelle; 
S.  528. 

*)  Da  geschrotenes  Malz  auch  ausser  zur 
Bierbereitung  zur  Essigfabrikation  verwendet 
wird,  haben  manche  Länder  (Bayern,  die  nord- 
deiitsclie  Brausten ergemeinscIiaCt  und  die  Nie- 
derlande) anch  das  hierfür  bestimmte  Matz  für 
steuerpflichtig  erkl&rt,  während  andere  Länder 
es  durch  eine  Art  steueramtlich  überwachte 
Denatnrierung  (Vermischung  mit  für  die  Bier- 
Itereitung  untauglichen  Stoffen]  steuerfrei  lassen 
(v.  Zeller  a.  a.  IJ.). 

')  In  Bayern  int  jeder  Transport  von  ..ge- 
brochenem", also  bereits  versteuertem  Malz 
ausser  von  der  Mühle  vom  Müller  zum  Brauer 
verboten. 

52 
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dieser  autom »tisch  fnnkHonierenden  Apparate') 
iat  die  praktische  Handbabiine'  der  Malzver" 
m^niigaa teuer  narb  allen  Richtnngea  der- 
maasen  erleichtert,  die  Gefällasicherheit  so  ySilig 
festgestellt  lud  das  ganze  Verfahren  so  ver- 
einfacht und  Terbilli)^  worden,  dass  schon  aus 
diesem  Gmnde  diese  äteuerreform  als  die  prak- 
tisch greeignetst«  erscheint.  Die  Bemessung  der 
Rohmaterial-  und  ev.  auch  der  WUrzesteuer 
mittelst  automatisch  wirkender  Apparate  ver- 
spricht Überhaupt  fOr  die  Znknnft  die  allein 
«bliche  zu  werden,') 


')  In  Bayern  müssen  alle  PriratmÜhlen, 
desgleichen  diejenigen  äffentlichen  Mühlen, 
welche  mit  Cjlinderwalzen  betrieben  werden, 
niit  einem  von  der  Staataregierung  genehmigten 
automatischen  Messapparate  versehen 
sein;  andere  üffentli che  Mühlen  künnen  damit 
versehen  aein.  Es  gab  in  Bayern  1897  334  öffent- 
liche und  2198  PrivatmalzmübLen  mit  automa- 
tischem Messapparat  und  nur  88ö  Uif entliche 
ohne  solchen.  Von  insgesamt  7433121  hl 
Braumalz  wurden  7182786  hl,  also  fast  alles 
auf  Mühlen  mit  automatischem  Messapparat  ge- 
brochen (davon  nur  656473  hl  auf  üEreutlichen 
nnd  6526313  hl  auf  Privatmalzratihleni.  —  In 
Württemberg  waren  (nach  v.  Zeller  a.  a.  0.) 
1894/9Ö  nur  555  Privatschrotmühlen  vor- 
handen, welche  64949  Tonnen  Malz  {^  üt.T'lf, 
des  Geaamtmalzverbrauchs,  1886/86  nur  32,3  % 
desselben)  verschroteten.  Unter  diesen  waren 
38  mit  antomatiacher  Wäge  Vorrichtung  ver- 
sehen nnd  verarbeiteten  zusammen  13  (B3  Tonnen 
Malz.  —  Ueber  Baden,  wo  die  bayerische  Ge- 
setzgebung mit  der  Massgabe,  dasa  die  Ver- 
steuerung nach  dem  Gewichte  des  Malzes  er- 
folgt (s.  u.),  übernommen  ist,  liegen  keine  be- 
züglichen Daten  vor.  Im  Norddeutschen 
Brausteuergebie t  war  in  den  auf  Ver- 
mahlung steuernden  Brauereien  automatische 
Wägeapparate  bisher  nur  vereinzelt  zugelassen, 
doch  sind  neuerdings  Erleichterungen  für  eine 
allgemeinere  Aufnahme  derselben  getroffen  (s.  u.) 
—  In  Finland  wird  nach  v.  May  (a.  a.  0.) 
schon  seit  längerer  Zeit  die  Malzgewichtssteuer 
unter  Zuhilfenahme  automatiacher  Wägeappa- 
rate erhoben.  —  Auch  iu  Oeaterreicli-lTn- 
garn  ist  in  dem  zur  Zeit  vorliegenden  Würze- 
steuerreformentwurf  ein  automatisch  funktio- 
nierendes Messgeföss  vorgesehen. 

')  Die  selbatthätigen  Meas-  oder  Wäge- 
apparate,  deren  es  zur  Zeit  schon  eine  Anzahl 
verschiedener  Systeme  giebt  {in  Bayern  sind 
allein  deren  8  steueramtlich  zugelassen,  von 
denen  jedochdie  von  Riedinger-Augsburg,  welcher 
auch  zuerst  auf  Anregung  des  bayerischen  Ge- 
neralsteuerdirektora  v.  May  solche  Apparate  ge- 
hont hat,  weitaus  die  gebräuchlich 9 ten  sind), 
werden  unter  steneramtlichem  Verschluss  so  an 
der  Mühle  angebracht,  (iass  kein  Malz  zwischen 
lue  Walzen  gelangen  kann,  ohne  vorher  durch 
den  Apparat  gegangen  und  von  ihm  gemessen 
oder  gewogen  und  auf  der  Eegiatratut  ver- 
zeichnet zu  »ein.  Jede  etwaige  StCrung  des 
Apparates  schlieaat  auch  sofort  die  weitere  Be- 
nutzung der  Schrotmühle  solange  ans,  bis  die 
StCrung  beseitigt  ist;  auch  kann  der  Apparat 
ohne  LOsnng  des  Steuerverschlusses  nicht  abge- 
:n  oder  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  w-erden. 


Weitere  in  den  betreffenden  Stenergesetzen 
vorgesehene  Kontrollbefugnisse  der  Stenerver- 
waltung,  wie  die  „Bierzugakon trolle"  u.  dgl. 
haben  nur  subsidiäre  Bedeutung  für  besondere 
Vorkommnisse  bezw.  dienen  wie  in  Würt- 
temberg gleichzeitig  dazu,  einen  Anhalt  für 
die  jeweilige  Bemesanng  der  Steuerrückver- 
gütung bei  der  Bieranafmir  nach  Haasgabe  des 
tro  Hektoliter  Bier  entfallenden  Malzverbrandis 
ezw.  Steueraufkommens  zu  gewinnen. 

ß)  Die  Malzein  maischsteuer  als  zweite 
Form  der  Malzbesteuemng  besteht  zur  Zeit 
allein  im  norddeutschen  Braustener^biet,  wo 
sie  die  wenigstens  nominell  massgebhche  Form 
der  Bierbesteuemng  büdet>  Da  ihre  Bemessung 
an  den  Akt  des  Einmaischens  anknüpft, 
indem  die  steuet^flichtigen  Materialien  (Malz 
und  eventuell  die  Surrogate J  vor  demselben 
amtlich  verwogen  werden,  wird  die    Kntrolle 

Gegenüber  der  Malz  vermähl  nn^tener  mehr  in 
en  eigentlichen  Brauereibetneh  verlegt  and 
über  die  einzelnen  Phasen  des  Brauprozessea 
ausgedehnt.  Die  für  den  Brauereiinhaber  sich 
daraus  ergebenden  Verpflichtungen  und  Be- 
schränkungen in  der  BetriebsfUhrung  sind  znm 
Teil  sehr  weitgehend  und  störend  nnd  auf  der 
anderen  Seite  auch  für  die  SteuerverwaltUDg 
umständlich  und  vor  allem  kostspielig.  Im 
einzelnen  sind  die  aus  dieser  Steuerform  sich 
ergebenden  Anforderungen:  Aufbewahruiu'  der 
steuerpflichtigen  Braumaterialien  in  besonderen, 
vorgeschriebenen  Bäumen,  zu  welchem  Zweck 
bei  Eröffnung  des  Betriehea  einer  Brauerei  eine 
detaillierte  E^schreihung  aller  Mnme  derselben 
bei  der  Stenerhehürde  zu  deponieren  ist,  der 
auch  etwaige  bauliche  etc.  Veränderungpn 
hierin  stets  unverzüglich  anzuzeigen  sind ;  fer- 
ner genaue  Buchführung  Über  den  Zu-  nnd 
.Abgang  der  stenerpflichtigen  Materialien.  So- 
dann vorherige  Anzeige  jeder  Einmaischung 
nebst  Angabe  der  Zeit,  der  Art  nnd  Menge 
der  dabei  zur  Verwendung  gelangenden  Mate- 
rialien [wobei  im  Falle  von  Surrogatverwen- 
dung noch  eine  beaondere  „  General deklaradon" 
einzureichen  iat)  aowie  der  Menge  dea  darana 
zu  ziehenden  Biers.  Für  das  Einmaischen 
und  das  voraufgehende  Verwiegen  der  Materia- 
lien ist  die  Anwesenheit  des  Steuerbeamten 
abzuwarten  (bis  eine  Stunde  lang  nach  der  an- 
gezeigten Zeit).  Der  Maiach-  und  Sudbetrieb 
ist  nur  am  Tage  zulässig,  Nachmaischungen 
sind  in  der  Begel  verboten.  Ferner  ateneramt- 
liche  Beaufaichtigung  des  ganzen  Brauprozeaaes 
bia  znm  Ausschlagen  der  Würze  aus  dem  Sud- 
keaael ;  amtlicher  verschluss  der  Maischzugänge 
nach  beendeter  F-inmaischung  sowie  ergänzende 
Kontrollen  des  Bierzuges,  welche  sich  bis  in 
die  Lagcrkeller  erstrecken  küniien  sowie  jeder- 
zeitige  Keviaionabefagnis  aller  Brauereirfinme. 
Bei  etwaiger  Verwendung  von  Surrogaten  ist 
zwar  die  Kontrolle  darüber  gegenüber  der  Ver- 
mahlnngssteuer  etwas  erleichtert,  etwaige  spä- 
tere Zusätze  zum  Bier  im  Gär-  oder  Lager- 
keller  künnen  jedoch  nur  unzureichend  über- 
wacht werden.    Das  gesamte  Kontroll  verfahren 


Ein  steneramtl icher  Verschluss  der  Schrotmühle 
erübrigt  sich  infolgedessen.  Kach  den  bisher 
vorliegenden  Erfahrungen  arbeiten  diese  Appa- 
rate sämtlich  mit  unbedingt  Sicherheit. 
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ist  hiernach  uichi  als  teitgemäss  m  (-rachtöi 
und  bei  der  firrosseii  ränmlichen  Zersplitterung 
der  Brauereien  so  kostspielig,  dnss  hei  sehr 
vielen  Brauereien  das  Sie uersys lern  ilherhaupt 
versagt.  Die  Hehrzahl  der  zur  norddeutsehen 
Branatenerge  mein  Schaft  gehörigeD  Branereien 
versteuert  &her  anohnichi  mittelst  der  eigentlich 
als  Begel  bestimmten  f^tener  auf  Brauanzeige, 
sondern  ant  dem  sieuerrechtlii-h  nnd  aueh  prak- 
tisch gleich  unzulfingliehen  Wege  der  Fixation 
IH.  unten). 

2.  Die  HalbfabFlkatsteneFii,  Bei  dieser 
Besteuerungaform  ist  die  Art  ihrer  Veranlagung 
von  weseutlieher  Bedeutung,  je  nachdem  die- 
selbe auf  direktem  oder  indirektem  Wege  er- 
fiilgt.  Generell  haftet  ihr  in  noch  erhübtem 
Masse  als  der  Malze inraaischs teuer  das  Erfor- 
dernis einer  den  ganzen  Brauereibetrieb  be- 
greifenden nnd  beschrankenden,  kostspieligen 
steneramtlichen  Kontrolle  an.  Wahrend  aber 
bei  der  direkten  Veranlagnng,  wie  sie  sich  in 
der Formder  War zebes teuer ung  fin  Oester- 
reich-Ungarn,  Grosabritannien  und  Irland  und 
Italien)  aarbietet,  dafür  wenigstens  die  Er- 
tragssicherheit der  Steuer  sich  im  ganzen  eini- 
germaasen  befriedigend  gestaltet  und  eine  dem 
Princip  der  Steuergerechtigkeit  Rechnung  tra- 
gende Berücksichtigung  der  QiialitSt  theo- 
retiach  wenigsteos  ermöglicht  wird,  fallen  bei 
der  indirekten  Veranlagung,  nie  sie  sich  in 
der  Form  der  Maischbotticn-  oder  Kes.^el- 
s teuer  —  auch  Apparatsteuer  genannt  —  (in 
den  Niederlanden,  Belgien,  Russiand,  Frankreich, 
ElsasB-Lothringen  und  Oriechenlandi  darbietet, 
anch  diese  ihre  Schattenseiten  einigermassen 
mildernden  Eigenschaften  so  gut  wie  gänzlich 
weg.  Ein  Uebermass  von  nnzeitgemässeu  Kon- 
trollen Hand  in  Hand  mit  gänzlich  unznlang- 
licher  Ertragssicherheit  un<f  oft  willkürlicher 
Ungleichmässigkeit  in  der  Steuerbelastung  ist 
die  gemeinsame  Signatur  für  diesen  von  der 
Steuertheorie  und  -praiis  einmütig  verworfenen 
Modus  der  Bierbesteuerang. 

a)  Auf  der  Annahme  fusitend,  dass  einem 
bestimmten  Maischbottich-  oder  Kessel- 
ranminhatt  auch  immer  eine  bestimmte  Menge 
Bier  entspreche,  stellt  sich  die  indirekte  Steucr- 
erbehongsform  als  ein  Ueherhleibsel  überholter 
Zeiten  und  Zustände  dar.  Nur  dnrch  die  Macht 
langjähriger  Gewohnheit  nnd  der  sekundären 
Bedeutung  der  Brauerei  in  den  betreffenden 
Ländern  du  den  Niederlanden  wurde  schon  seit 
1867  und'  in  Belgien  seit  ISBö  daneben  die 
Malzsehrotsteuer  zugelassen)  ist  es  erklärlieh, 
dass  diese  technisch  nie  Askaliseh  gleich  unzu- 
längliche Slenerforra  überhaupt  noch  besteht, 
welche  Grosflls  (L'imjiöt  sur  la  hiere,  Brüssel 
18Ö0)  schlechtweg  ein  ,.s3stime  deplorable" 
nennt.  Das  zur  £rtrap<sichcrstellung  ange- 
wendete komplizierte  Koutrutlsjstem  bedingt : 
genaue  Reglementierung  des  Brauprozesses, 
Bindung  der  einzelnen  Abschnitte  desselben  an 
bestimmte  Tagesstunden,  umständliche  Dekla- 
ration «Verpflichtungen  und  Kontrullumrechnun- 
gen,  ständige  Beaufsichtigung  des  Betriebes, 
steueramtlicher  Verschluss  aller  wesentlichen 
Braugerate  (auch  der  Feueröfl'nnngen)  nach 
Beendigung  des  .Sudprozesses,  verschieden tliche 
Ei^änznogskontrollen  (so  die  in  Prankreich 
l>estehende,  sich  der  direkten  Veranlagungs- 
methode nähernde  Kachvermessung  der  Würze 


auf  dem  Kühlschiff,  durch  welche  slterdingB 
nach  anderen  Richtungen  hin  Kontrollerleichte- 
ruugen  geboten  sind)  unter  Umständen  bis  in 
die  Ansschankräume  der  Wirte,  Für  die  unter 
der  zum  Teil  rigorosen  Handhabung  der 
^leuertecbuik  und  der  durchgängig  übermässi- 
gen Hübe  der  Steuer  leidenden  Brauer  ergab 
sich  von  jeher  <las  Streben,  aut  alle  Weise,  oft 
unter  H inten ansetzung  aller  rationellen  techni- 
schen Gesichtspunkte,  an  der  Steuer  zu  sparen 
und  zwar  insbesondere  durch  Erzielung  mög- 
lichst alkohol reicher,  aber  eitraktarmer  Biere. 
-Damit  der  Brauer  an  Steuer  erspart",  sagt 
Holzner,  „werden  die  Aufsatzkränze  auf  den 
Kessein  möglichst  weit  gemacht  oder  die 
MaisehvorricHtuugen  recht  massiv  konstruiert. 
Hierdurch  entstehen  Verluste  an  Brennmaterial 
nnd  unnötige  Ausgaben  für  Maschinen  und  für 
Arbeitskräfte,  die  kleinere  Brauer  sich  nicht 
anschaffen  können.  Das  Malz  wird  —  wegen 
des  übertrieben  dicken  Einmaisebens,  nm  mög- 
lichst viel  aus  dem  Bottich  oder  Kessel  zu  er- 
bringen —  nicht  vollständig  ausgenutzt,  dag 
Bier  wird  nachträglich  mit  Wasser  ver- 
dünnt etc."  —  Bei  allen  diesen  mehr  oder  we- 
niger gesetzlich  zulässigen  Manipulationen  der 
Brauer,  an  der  Steuer  zu  sparen,  ist  es  dabei 
eine  merkwürdige  Thatsache,  dass  die  Menge 
des  erzeugten  Biers  infolge  des  stets  nnver- 
meidiichen  Abganges  [„Scnwtmd''j  schliesslich 
dennoch  hinter  der  auf  Grund  des  amtlich  fest- 
gestellten Bottich-  oder  Keaselinbalts  zu  ver- 
steuernden Menge  zurückbleibt.  Die  badiscbe 
Regierung  gab  seiner  Zeit  diese  Differenz  selbst 
aut'^2ö%an,  und  inF  rank  reich  bezw.Elsass- 
Lothringen  werden  daher  aus  diesem 
Omnde  20",,  des  Kesselraum  Inhalts  als  ErsatE 
für  die  Verluste  der  Fabrikation,  lies  Urafüllens, 
Auslaufens ,  Verdunstens  und  anderer  Zufälle 
vom  Steuerhetrag  in  Abrechnung  eebracht.  Es 
liegt  auf  der  Hand,  welche  Verschiedenheiten, 
natürlich  stets  zu  Gunsten  der  rationeller  ge- 
handhablen  Grosshe triebe,  sich  hieraus  für  die 
jeweilige   Steuerbelastung    der    Brauereien  er- 

b)  Die  auf  direktem  M'ege  veranlagte  Halh- 
fabrikatssteuer ,  die  WUrzesteuer,  kann 
allerdinge  die  grundsätzliche  Anerkennung  für 

eich  in  Anspruch  nehmen,  dass  sie  gewisser- 
massenanf  „techniscb-wigsenscbaftlicbeu"  Grund- 
lagen ruht  --  in  ihrer  praktischen  Anwendung 
aber  genügt  auch  sie  keineswegs  den  berechtig- 
ten Ansprüchen,  Indem  die  Veraiüagnng  nach 
Hassgabe  der  auf  dem  Kühlschiff  gemessenen 


keit  I Koncentration)  der  Würze  erfolgt,  trägt 
zwar  die  WUrzesteuer  den  Schein  des  „Ideals" 
einer  gerechten  Steuer  an  sich,  ihre  praktische 
Durchführung  bedingt  aber  ein  so  kompliziertes 
Erhebung»-  und  Kontrollsystem,  wie  kaum  eine 
andere  Steuerart,  Sie  ist  denn  auch  in  dein 
für  sie  besonders  in  Betracht  kommenden  Lande, 
inOesterreich-Ungarn,  seitJahrzehnteu 
Gegenstand  der  allgemeinen  Unzufriedenheit 
und  vielfältiger  Reforme rwägnngen.  Wenn 
sie  in  Grossbritannien  und  Irland 
anscheinend  besser  funktioniert  und  lieliebter 
ist,  so  erklärt  sich  dies  teils  aus  gewissen 
nicht  unerheblichen  praktischen  Vereinfachun- 
gen in  der  Erhebungs-  und   Kontrollmethode, 
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teils  aneh  durch  dett  UmataDd,  dass  ■■ 
Stelle  einer  Malzsteuer  (eiapeutlich  G 
weichBteaer)  trat,  deren  Hone,  ErhebungB weise 
und  KontrollByslem  nberann  drückend  empfun- 
den wurde.  In  Italien  endlich,  dem  dritten 
Lande  mit  Würzeeteuer,  spielt  die  Brauerei 
ohnebin  nur  eine  untereeordnete  Rolle  and 
sind  die  Ansprüche  an  die  Steuertechnik  an- 
Bcbeiuend  überhaupt  noch  sehr  bescheiden. 

Eine  Schwierigkeit  für  die  objektive  Wür- 
digung des  Sjstems  der  WürzebesteneniuK  lie- 
fert allerdings  der  umstand,  dass  es  schwer 
hält,  jeweils  zu  entschulden,  inwieweit  die  mit 
ihr  zu  T&ge  tretenden  Unzuträgliclikeiten  deni 
System  als  solchem  anhafteu  oder  auf  das  Conto 
einer  angeaUgend  ausgebildeten  bezw.  entarte- 
ten Verwaltungsprasis  zu  schreiben  sind.  Nach 
allen  über  die  Würzesteuer  in  dem  fUr  sie 
klassischen  Lande  Oesterreich  -  Ungarn  vor- 
liegenden Erfahrungen  und  Thalsacnen  unter- 
ließ es  keinem  Zweifel ,  dass  das  „System" 
keineswegs  für  alle  Mängel  seiner  Ausführung 
venuitwortlich  gemacht  werden  kaun,  denn  die 
unerquickliche  Geschichte  der  Österreichischen 
Bierbesteuening  ist  zu  einem  guten  Teil  durch 
anderweitige  Verhältnisse  verschuldet  (die 
staatsrechtlichen  Sebwierigkeiteu  bezüglich  Un- 
gama ,  mangelhaft  gebildete  und  besoldete 
untere  Verwaltungsorgane,  die  specifisch  öster- 
reichische Kompliziertheit  der  Behürdenorgani- 
sation,  des  Bureankratisrnns  und  anderes  mehr), 
—  Der  lang  gehegte  Glaube  der  Theorie  an 
die  Vollkommenheit  der  üsterreichischen  ^^'ürze- 
steuer  schreibt  sich  aus  jener  Zeit  her,  als  sie 
(18ÖS]  an  Stelle  der  „Fabnkatstener  mit  doppel- 
ter Vorkontrolle  des  Halbfabrikats"  trat,  gegen 
die  sie  zweifellos  einen  Fortschritt  bedeutete. 
SchoD  ihr  geistiger  Urheber,  der  um  die  tech- 
nisch-wissenschaftliche Begriindung  des  Brau- 
wesens verdiente  Prager  ('beniieprofessor  K.  J. 
N.  Baüing  hatte  aber  die  Bemessung  der 
WUrzemengc  auf  dem  Kühlschiff  als  ungenau 
und  unpraktisch  bezeichnet,  ohne  dass  es  jedoch 
seitdem  (ISäS)  gelungen  ist,  eine  geeignetere 
Grundlage  für  die  quantitative  Steuerveran- 
lagung ausfindig  zu  machen.  Aber  aach  die 
vielgerühnite  qualitative  WüTzemessung 
kanu  keineswegs  als  eiuwandsfrei  betrachtet 
werden,  nicht  sowohl  wegen  der  für  die  sub- 
alternen Organe  der  Steaerverwaltuug  oft 
schwierigen  Handhabung  des  Saccharometers 
als  besonders  wegen  der  Art  der  Kombinierung 
des  Extraktgewithts  mit  der  Würzemenge 
bezw.  in  Euglaud  des  sneclAschen  Gewichts 
mit  der  Würzemenge.  '1  Dies  hat  nach  fach- 
männischer Iinr^itelluug  ^  eine  ungerechtfertigte 
Begünstigung  der  stärker  eingebrauten  Würze, 
d.  b.  in  der  Hauptsache  der  grüs-seren  Braue- 
reien znr  Folge.  Auch  die  allerdings  unver- 
meidliche scbematische  Festsetzung  einer    be- 

')  Die  Un vollkomm euheit  bezw.  Einseitig- 
keit dieses  kombinierten  Verfahrens  wird  aller- 
dings in  England  ziemlich  eingeschränkt  durch 
die  als  dritte  Komimnente  hinzutretende  Nor- 
mierung eines  bestimmten  Ausbeute  Verhältnisses. 
Auch  geschieht  die  WOrzemessung  hier  im 
Gärkeller  (k.  unten), 

')  Dr.  R.  Urban,  „Denkschrift  Olwr  eine 
Reform  der  Bierbesteuerung  in  Oesterreich-Un- 
gam",  Prag  1894. 


stimmten  Temperatur  der  zu  me.ssendeu  Würze 
(14*  R\  die  Nichtberücksichtigung  der  jeweils 
sehr  verschieileneu  Verdunstung,  die  für  Infek- 
tionen der  Bierwürze  gefährliche,  wei!  sehr  zeit- 
raubende Vermessung  auf  dem  Kühlsctiiff,  wel- 
ches ohnebin  als  ein  nicht  mehr  zeitgemässes 
Brauereigeräi  erachtet  wird,  sind  kaum  zu  be- 
seitigende Hänge!  des  Systems,  ,.Beschrftnkt 
die  Steuer  zwar  nicht  den  Brauer  in  der  Wahl 
der  zu  verwendenden  Materialien"  (übrigens 
doch  ein  nur  zweifelhafter  Vorzug!],  so  hemmt 
sie  ihn  doch  wegen  des  umständlichen  Kon- 
troll apparats  wesentlich  in  der  freien  Be- 
wegung im  Betriebe. 

Im  Interesse  der  Gefällssicherheit  muss 
vor  allem  darauf  geachtet  werden ,  dass  weder 
von  der  Branpfanne  | durch  Nachsude)  noch 
dun^  sonstige  Nachgüsse  das  steneramtlich 
quantitativ  und  qualitativ  festgestellte  Würze- 
quantum auf  dein  Kühlschiff  oder  im  Gärkeller 
vermehrt  oder  verdünnt  wird.  Es  muss  dem- 
nach der  ganze  Betrieb  vom  UnterzUnden  der 
Braupfanne  bezw.  vom  EinstrSmeu  der  Dämpfe 
(bei  Dampfkocbimg]  bis  zur  Verbringnng  des 
Biera  in  die  Gärkellcr  steueramtlich  Überwacht 
werden.  Die  Braupfannen  mUssen  jeweils  unter 
amtlichem  Verschluss  gehalten  werden,  die 
Nachkontrolle  bis  in  die  Lager-  und  AbfUll- 
keller  ausgedehnt  werden.')  Die  „GussfQhrung" 
ist,  um  die  Durchführung  der  Kontrolle  nicht 
illusorisch  zu  machen,  strengstens  innezuhalten, 
was,  wegen  der  auch  bei  kleinen  sich  in  der 
Folge  vorfindenden  Differenzen  notgedrungen 
iiohen  Uebertretuugsatrafen .  eine  besonders 
schwer  empfundene,  technisch  ungerechtfertigte 
Betriebsbelästigung  darstellt.  Jede  technische 
Neuerung,  selbst  die  wirtschaftlich  wünschens- 
werte unä  verbreitete  intensivere  Ausnutzung 
des  Betriebes  durch  Vornahme  eines  zweiten 
Aufgusses ,  die  Gewinnung  von  Glattwasaer 
und  anderes  mehr  ist  ungemein  erschwert, 
au  Genehmigungen  von  Fall  zu  Fall  und  be- 
sondere KoutrullmassDahmen  gebunden.  Es 
liegt  auf  der  Hand .  dass  durch  all  diese  Kou- 
troTlerfordernisae  die  Würzesteuer  auch  verwal- 
tnngstechuisch  zu  einer  der  kostspieligsten  Er- 
hebungrtformen  der  Bierbesteuening  zählt. 

3.  Die  Fabrlkatssteuem.  Die  hierfür 
in  Betravbt  kommende  Fass-  oder  Gebinde- 
steuer zeichnet  sich  änsserlicb  durch  einen 
sehr  einfachen  Bemessungs-  und  Erhebunga- 
modns  aus.  Versteuemngsobjekt  ist  das  fer- 
tige, auf  Transportgebinde  gefüllte  Bier,  für 
dessen  Menge  der  —  amtlich  durch  Eichimg 
festgestellte  —  Banminbatt  der  Gebinde  mass- 
gebend ist.  Die  Entrichtung  der  Steuer  ge- 
schieht entweder  mittelst  Steuermarke,  welche 
auf  das  Spundloch  geklebt  und  beim  Anstechen 

')  In  Oesterreifh-Ungnni  sind  immer  min- 
destens zwei  Beamte  während  des  Brauens  im 
Betriebe  anwesend,  die  —  die  sogenannte  „Fi- 
nauzwache"  —  daselbst  fürmlich  einquartiert 
sind;  der  Oberaufseher,  der  seinen  Posten  im 
Sudhause  hat,  und  ein  Aufseher,  der  im  Kühl- 
hause oder  neben  dem  Zusammen gussbottiche 
patrouilliert.  Sie  haben  solange  im  Betriebe 
zu  verweilen,  „bis  die  vollkommene  Beruhi- 
gung über  die  slattgeiundene  Gebahrang  er- 
langt worden  ist",  alsdann  —  „k (innen''  sie 
gehen  (von  May,  Kommentar  a.  a.  0.). 
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des   Fassee    dnrch^tossen    und    damit    kassiert  1 C.     Die     Rierbest enernng     und 
wird  (Vereinigte  Staaten  Nordamerikas,  Canada., .  Bierbrauerei    in    den    einzelnen 


Dänemark  und  bis  181^4  auch  Serbien)  oder 
mittelst  „Passienu'heing"  (Rumänien)  beim 
Üebergani^  de»  Biers  ans  der  Brauerei  in  den 
inneren  Verkeiir,  Vom  Standpunkt  der  Stener- 
Gerechtigkeit  ist  Regen  diese  Steuer  hauptsäch- 
lich einzuwenden,  dass  sie  keinerlei  Rücksirht 
auf  die  jeweilige  QnalitAt  nnd  den  dadurch  be- 


Staaten.^) 
1,  üentschluid.  Nach  Artikel  35  Absatz  1 
der  deut^hen  Reirhs Verfassung  vom  16.  April 
1871  (Reichs-  bezw.  BiindeBgesetzhlatt  1871 
Nr.  16)  hat  bekanutlieh  das  Keieh  ausachliess- 
lich  die  Gesetzgebung  über  das   gesamte  Zoll- 


dingten  Konsumtionawert  de»  Biers  nimmt.  i""i  Verbrauchss teuer wesen.  Doch  erleidet  dies 
Daneben   begilnstigt  sie  die  Produktion  mOg- '  beali«lichdea  im  Bandesgebiet  bereiteten  Biers 

liebst  hochvergorener,  »Ikoholreicher  Biere. ')  insofern  eine  Beschränkung,  als  nach  Absat«  2 
Es  ist  daher  bezeichnend,  daas  diese  Steuerfonn  ilest*lben  Artikels  in  Bayern.  Württem- 
«erade  in  solchen  Ländern  aecejitiert  wurde,  wo  berg  und  Baden  die  Bestenemng  desselben 
die  Brauereien  sieh  im  wesentlichen  aus  Gross-  \  (bis  1887  auch  noch  die  des  Branntweins)  der 
betrieben"!  mit  gleicher  indnstriellerGrundlage  [  Landesgeaetzgebung  Torbehalten  bleibt. 
und  gleichartiger  Massenproduktion  j-nsammen- !  nI>ieBnnflesstaatenwerdenjedoch",heiaste8a.a.O. 
setzen  (die  aordamerikauischen  nnd  bis  zu  einem  I  weiter,  „ihr  Bestreben  darauf  richten,  eine 
gewissen  Grade  auch  die  dänischen  Brauereien)   l-'ebereinstimniung  der  Gesetzgebung  über  "'- 


oder  wo  die  Bierbrauerei  nur  in  wenigen  Industrie- 
etablissements  vertreten  und  keine  eigentliche 
Landesindustrie  darstellt  (Serbien,  Rumänien). 
Unter  solchen  Verhältnissen  mag  sich  dieser 
Mangel  des  nach  unseren  Begrifl'en  so  gänzlich 
-unwissenschaftlichen''  Systems  (von  H  ock , 
OefTentliche  Abgaben  18ft3,  S.  166)  nicht  weiter , 
fühlbar  machen  und  auch  sonst  die  Einfachheit  { 


Besteuerung  dieser  Gegenstände  herbeizuführen", 
wa?  bezüglich  des  Branntweins,  wie  be- 
merkt, durch  das  Gesetz  vom  26.  Juni  1887 
auch  geschehen  iat.^)  Au.iser  diesem  Besteue- 
rangareaervatrecht  der  drei  süddenischen  Bnn- 
desst.aBten  ist  auch  für  Elsass-Lo  tbringen 
die  Bierbestenemne;  Ms  auf  weiteres  der  iiueren 
...^.u».  ,u..„,.„^  ,.^..  „-„u  ou.,0,  ...^  ^.,.,»,..u,.. ,  Gesetzgebung  vorbehalten  iRelcbsgesetz  vom 
der  Steuererhebung  filr  den  Brauereibetrieb  1 25.  Juni  1873  betreffend  die  Einführung  der 
manches  Annehmliche  besitzen:  Der  technische ;  Verfassung  des  deutschen  Reichs  in  Elsass- 
Brauereibetrieb  ah  solcher  wird  durch  die  Lothringen  S  4  Absatz  1,  R.G.BI.  v.  1873 
Steuer  überhaupt  nicht  berilhrt.  der  Brauer  S.  161  62,  Ü.BI.  f.  ElaaKS-Lothnngen  18(3  S.  1311, 
kann  brauen,  wann,  wie  nnd  —  woraus  es  ihm  natürlich  jedoch  mit  der  Maasgabe,  daaa  die 
beliebt,  die  .Steuerleistnng  tritt  erat  im  Momente  '  L'ebemahme  der  Biersteuergesetzgebnng  dnrch 
der  Inverkehrbringnng  de»  Erzeugnissea  ein, ;  das  Reich  jeder  Zeit  ohne  weiteres  durch  Reicha- 
der  Haustrank  bleibt  steuerfrei,  die  ReguHernng  |  greaetz  erfolgen  kann, ')  während  für  die  vor- 
der Steuerrückvergütung  ist  denkbar  einfach,  genannten  drei  Bundesstaaten  dies  Iteaervat- 
Aberdaförbesteheneineßeihe  von  „indirekten- 'recht  nnr  mit  ihrer  ausdrücklichen  Genehmi- 
Kontrollmitteln.  welche  zum  Teil  sehr  lästige  Kunp  aufgehoben  werden  kann  (Art.  78  der 
Verpflichtungen    in   sich   schliesaen    nnd    wohl  i  Reichsverfassung). 

geeignet  sind,  die  sonstigen  „Vorzüge''  dieses  i  Die  Erhebung  und  Verwaltung  der  Beichs- 
Svstera»  wett  zu  machen.  Ueber  den  ganzen  hrauateuer  ist  wie  die  der  Zölle  nnd  Verbrauchs- 
Betrieb  muss  eine  zum  Teil  ininntiüse  Buch- ,  steuern  überhaupt  jedem  beteiligten  Bundes- 
f&hrung  bestehen,  allmonatlich  sind  Ausztlge  i  Staate  innerhalb  seines  Gebietes  überlassen,  so- 
über  den  Zugang  der  Rohmaterialien,  deren  Be-  j  weit  derselbe  sie  btaher  aiiagettbt  hat.  {Art.  36 
stände  und   Verbrauch,    über  die    expedierten  der  R.V.|    An  dem  gemäss  Art.  38  der  B.V.  in 

Biennengen  und  die  jeweiligen  Lagerbeatände  '  —~ 

eingereicht  werden  (daneben  in  Nordamerika  i  '.i  Es  ist  nach  Möglichkeit  die  Stoffeintei- 
eine  allmonatliche  eidliche  Bekräftigung  [affir- 1  lung  und  Form  der  Darstellung  in  der  ersten 
mation]  der  Richtigkeit  der  betreffenden  Aus-  Auflage  beibehalten  wonlen.  Auch  inhaltlich 
Züge).  Da  aber  trotzdem  die  „Steuersicherheit"  |  lehnt  sich  die  Darstellung  vielfach  eng  an  die 
nur  unvollkommen  ist,  erfordert  die  Fabrikats- 1  Arbeit  von  L.  v.  May. 

Steuer  ein  zum  Teil  drakonisches  Strafsysteni  j  *)  Bereits  im  ersten  deutschen  ZoUvereins- 
mit  einer  für  unsere  Begriffe  oft  unerhiirten  vertrag  vom  22.  März  1833  findet  sich  in  Art.  11 
Ausdehnung  des  strafrechtlichen  Begriffs  der  dieselbe  Absicht  fast  im  selben  Wortlaut  aus- 
„Defraude"    und  muss  sich   mehr   als  gut   ist  ^  gesprochen.    ^  Tro^z    aller    seit   Gründung^  des 


e  grossgezogenes 


')  Einen  besonders  sozialpolitisch  schätz- 
baren Vorzug  weist  allerdinge  die  dänische 
Fassbiersteuer  anf  durch  Freilassung  der  leichten 
obergärigen  Biere  einerseits  und  Festsetzung 
einer  Haximalgrenze  für  den  .^Ikuholgehalt  des 
Biers  (s,  unten), 

*)  Während  beispielsweise  in  Deutsch- 
land im  Jahre  18%|9T  die  auf  eine  Brauerei 
entfallende  Durch  Schnittsproduktion  sich  anf 
2874  ht  belief,  betrug  sie  in  den  Vereinigten 
Staaten  Nordamerikas  176^1  hl,  also  mehr 
als  das  Sechsfache. 


Deutschen  Reichs  geplanten  Aenderungen 

bezw,  Erhühun^en  des  sogenannten  Reichsbrau- 
steuergesetzes  ist  jedoch  eine  Beseitigung  des 
bestehenden  süddeutschen  Reservats  in  der  Bier- 


Ueber  die  nicht  nur  staatsrechtlich 
sondern  auch  steuertecbnisch  und  voikswirt- 
schaftlieh  ausserordentlichen  Schwierigkeilen, 
die  einer  Vereinheitlichung  der  Bierbestenerane 
für  das  ganze  Reich  im  Wege  stehen,  cf,  F. 
Bocciua:  „Bemerkungen  über  eine  ailgemeine 
Keichshieratener".  Hirtha  Annalen  1897  Nr.  2 
p.  1Ü8— 146. 

"]    In    dem   Reichsbrausteiiergesetzentwurf 
vom  Dezember  1892  war  dies  anch  vorgesehen, 


Bier.  Bierbrauerei  und  Bierbesteueriii 


die  BeichRkasse  fliessenden  Ertrajfe'l  der 
Reichabraustener,  zu  dem  anch  der  der  L'eber-  \ 
gftnfrsabgaben  is.  uiiteiil  ffeliört,  haben  die  drei 
süddeutschen  Bniidesstattten  und  ElBHss-Loth- ! 
ringeo  keinen  Anteil,  (Art.  38  Abs.  2  der  R.V. ; 
und  R.Ö.  vom  25.  Jnni  1873  S  4  Abs.  2.1  Da- 1 
für  verbleibt  ihnen  der  Ertrag  ans  ihrer  ßier-  i 
bestenemng  (einschliesslich  der  von  ihnen  er- 1 
hobenen  Uebergangsabgabe)  voll,  und  sie  haben  j 
statt  dessen  an  das  Eeicb  besondere  Beiträge 
(die  sogenannten  Matrikntarbeiträge  gemfiss 
Art.  70  der  R.V.)  zu  leisten,  deren  Höhe  auf 
Grnnd  der  dem  Reich  aus  dem  sogenaunten 
Reiebsbransteuer^ebiet  znniessenden 
Branst«nereinnahmen  im  ^'erhSltnis  xa  ihrer 
jeneiligen  BevßlkerungszifFer  bemessen  und  in 
den  jährlichen  Reichshnuahaltseiats  festgestellt 


dentsche.  sogenannte  Reichsstenergebiet.  Bayern, 
Württemberg,  Baden  und  die  Reichslande  Elsass- 
Lothringcn  —  ist  nur  in  nachstehenden  Paukten 
beachrüät,  welche  auf  Vereinbarungen  von 
früher  her  bestandener  Staats-  bezw.  ZoTlvereins- 
vertrBge,  zuletzt  auf  den  vom  8.  Juli  1867  [ 
Art.  5  zurückgehend,  durch  Art.  40  der  R.V. 
für  das  ganze  deutsche  Zollgebiet  in  Geltung 
geblieben  sind.  NSmlicb;*)  1)  Das  aus  dem 
Auslande  eingeführte,  einen  Eiugangszoll  (von 
zur  Zeit  4  Mark  für  100  kg]  unterliegende  Bier 
darf  in  den  sämtlichen  Bundesstaaten  mit  keiner 
weiteren  Abgabe  für  deren  Landeskasse  belegt 
werden.')  2)  Der  Steuersatz  darf  den  Betrag 
von  4'/g  M.  für  „die  ohne  zu  120  Quart  preus- 
Bisch"  =  137,3  Liter,  sonach  von  3,38  M.  für 
den  Hektoliter  Bier  und  bei  der  Annahme,  dass 
aus  60  kg  bezw.  1  hl  Malz  2  hl  Bier  erzeugt 
werden,  von  6,56  M.  für  50  kg  bezw.  1  hl  Malz 
nicht  übersteigen.  3)  Für  Bier,  welches  aus 
einem  Stenergebiet  in  ein  anderes  eiugeflhrt 
wird,  darf  in  letzterem  zwai'  der  volle  Betrag 
der  betreffenden  Staatssteuer  —  als  sogenannte 
Uebergangsabgabe  — ,  nicht  aber  ein  höherer 
erhoben  werden.  4)  Bei  der  Ausfuhr  von  Bier 
darf  nur  der  wirklich  bezahlte  St£uerbetrag 
rückvergütfit  werden.  5)  Die  für  Rechnung  von 
Kommunen  oder  Korporationen  znr  Erheoung 
gelangenden  Abgaben  vom  Bier  dürfen  20°;, 
des  mr  die  Staatsstener  bestimmten  Maximal- 
satzes  (s.  vorstehende  Ziffer  2)  nicht  übersteigen.*) 


(Auf  Elsass-Lothringen  findet  diese  Bestimmung 
gemäss  dem  oben  schon  angeführten  R.G.  vom 
26.  Mai  1873  bezüglich  der  dort«elbst  bestehen- 
den Vorschriften  Über  das  Octroi  „bis  auf 
weiteres"  keine  Anwendung  aus  Rücksichten 
für  den  Gemeinde hansb alt.  ähnlich  wie  auch 
die  vorläufige  Belassung  der  besonderen  Bier- 
steuergcsetzgebuug  dortselbst  nur  aas  Rück- 
sicht für  den  Staatshaashalt  geschah.)  Endlieh 
C)  darf  eine  ganze  oder  teilweise  Bückvergütung 
der  für  Rechnung  von  Kommunen  oder  Korpo- 
rationen erhobenen  Abgaben  vom  Biere  beira 
l'ebergange  desselben  in  ein  anderes  der  be- 
zeichneten Biersteuergebiete  nnr  erfolgen,  so- 
weit eine  solche  Rückvergütung  auch  bei  dem 
L'ebergange  des  besteuerten  Biers  nach  anderen 
Orten  desselben  Landes  bezw.  Steuergebietes 
stattfindet. 

a)   Reichs-   ofler   Norddenteches   Bran- 

steaergebiet. 

Geschichtliche  Vorbemerkung.') 
Das  Staramland  der  für  das  B«ichs-  oder  Nord- 
deutsche Stenergebiet  giltigeu  Beichsbransteuer 
ist  Preussen;  die  dnrcb  das  Gesetz  vom  2. 
Februar    1819    (G.S.    S.    97—117)    eingeführte 

Sreussische  Braumalzsteuer  bildet  die 
'Hindlage  für  die  gegenwärtige  Reicbsbma- 
stener.  In  Preussen  selbst  war  mit  der  Bran- 
njalzsteuer  (die  fortab  nicht  mehr  nach  dem 
Mass  wie  bisher,  sondern  nach  dem  Gewicht 
erfolgte)  der  ursprünglich  bereite  in  den  Edikten 
vom  27.  bezw.  28.  Oktober  ausgesprochene 
Grundsatz  der  Gleich raässigkeit  der  Steuer  fttr 
das  ganze  Staatsgebiet  zum  ersten  Mal  verwirk- 
licht. Mit  der  Oebemahme  der  zum  Teil  bis 
dahin  ständischen  Bierziesen  gegen  Entschädi- 

fung  ans  der  Staatskasse  durch  den  Staat,  mit 
er  gewerberechtlichen  und  steuerlichen  Gleich- 
setzung von  Stadt  und  Land,  insbesondere  anch 
der  Beseitigung  der  Zwangs-  und  Bannrechte 
war  damit  der  Boden  für  die  moderne  indirekte 
Besteneruug  auch  des  Biers  gewonnen  und  end- 
gültig mit  dem  noch  vom  alten  Territorialetaat 
überkommeneu  Steiierregime  und  den  landstän- 
dischen Komplikationen  desselben  gebrochen,  die 
in  ihrer  Art  bezüglich  der  Bierbestenemn^  bis 
ins  15.  Jahrhundert  zurückreichten.')     Die  in 


')  Unter  Abzug  der  auf  dem  Steuergesetz 
und  dessen  Ausfühniugsbe Stimmungen  beruhen- 
den Rückvergütungen,  der  Steuererstattungen 
für  unrichtige  Erbebungen  und  der  Erhebun^s- 
und  Verwaltungsunkosten  und  zwar  diese  im 
Betrage  von  l^Vo  der  in  den  betreffenden 
Bundesstaaten  aufkommenden  Einnahmen  aus 
der  Braustener. 

')  Wörtlich  nach  von  Mays  Darstellung 
in  der  I.  Auflage  h.  1.  entnommen. 

')  Das  in  gleicher  Weise  für  Kommnnen 
und  Korporationen  bestandene  Verbot  ist  durch 
das  Reichsgesetz  vom  27.  Mai  1885  betreffend 
die  Abänderung  des  Zollverein  »Vertrags  vom  8. 
Juli  1867  —  li.G.Bl.  1886  S.  109  —  ausser 
Wirksamkeit  gesetzt  worden. 

')  Ausnahmen  hiervon  sind,  abgesehen  von 
Elsaas-Lothringen  (8.  o.)  nur  insoweit  znlässig, 
als    einzelne    Kommunen    oder    Korporationen 


schon  seit  früher  (d.  h.  \-or  dem  8.  Juli  1867) 
eine  hShere  Abgabe  erhel>en.  Zoll  Vereins  vertrag- 
vom  8.  Juli  1^7  Art.  6  §  7  Abs.  5.  Bundes- 
gesetzblatt für  1867  S.  90. 

')  Nachdem  in  der  I.  Auflage  h.  1.  in  dem  Art. 
Bier  nnd  Bierbesteuerung  von  L.  V.  Maj- 
die  Geschichte  der  letzteren  eine  durchaus  er- 
scbbptende  Darstellung  gefunden  hatte,  Über 
welcue  weder  hinausgegangen  werden  konnte 
—  noch  an  welcher  Aenderungen  zu  treffen 
wären,  empfahl  es  sich,  hier  von  einer  Rekam- 
tuüerung  dieser  historiiohen  Darstellungen  ab- 
zusehen und  unter  Verweis  auf  dieselben  nnr 
einige  der  wichtigsten  Notizen  jeweils  voran«n- 
Bchieken.    D.  Verf. 

*)  1488  gelang  es  dem  Kurfürsten  Johann 
Cicero  von  Brandenburg,  nach  einem  schon  von 
seinem  Vorgänger  Albrecht  Achilles  1472  ver- 
geblich unternommenen  Versuch  von  den  Ständen 
zunächst  auf  1  Jahre  eine  Abgabe  von  12  Pfen- 
nigen  von    der    Tonne  Bier    (die    sogenannte 
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den  Jsnrzehnten  von  1830  bis  1870  vor  sich 
gehende  AasgestAltnng  des  preuHsiscben  Braa- 
stenorgehiets  zum  Reichs-  bezw.  Konldeutechen, 
beute  schlechtweg  „Brniütteuergebiet"  genannt, 
erfolgte  zuiiächat  ziemlich  analog  den  Phasen 
des  deutschen  Zollvereins,  —  bis  im  Jahre  1867 
das  Gebiet  des  Norddeutschen  Bundes  mit 
nai  wenigen  Moditikatioiien  auch  die  Gruudlage 
der  Bierbesteuerun^  bildete.  —  Nachdem  1828 
bereits  AshulC-Eüthen  und  Deasau  sowie  1831 
Anhalt-Bemburg  und  ^Valdeck  und  Pvrmont 
sich  bezüglich  der  Bier-  bezw.  Braumalzbe- 
atenernng  Preussen  anE-eaehlosseii  hatten,  traten 
unter  dem  30.  Mär/  1833  (mit  Geltung  vom  1. 
Januar  1834  abt  die  XUnigreiche  Sachsen  nnd 
Preussen  zu  einem  Brausteuergebiet  zusammeu 
(zunächst  bis  1842),  desgleichen  unterm  11.  Mai 
1833  die  Thüringischen  Staaten^  1&41  folgten 
sodann  Lippe  und  Brauuschweig  sowie  1842 
das  Gtossherzogtum  Luxemburg,  jedoch  nur 
bezüglich  der  Stenergeselzgebnng  und  nicht  be- 
züglich des  Ertrages,  nur  die  Uebergangsab- 
gaben    wurden    gemeinschaftlicb    geteilt ,    da 

{egenseitig  freier  Verkehr  bestand,  an  welchem 
Imai  auch  zur  Zeit  noch  festgehalten  wird. 
1856  wurde  femer  in  den  184U  an  Preusseu 
gekommenen  beiden  Uohenzotleru scheu  Landen 
au  Stelle  der  württerabergischen  die  preusaische 
BraumalzBtener  eingeführt.  Durch  die  Einver- 
leibungen Ton  1864  und  1866  erweiterte  sich 
dann  das  bisherige  Steuergebiet  bedeutend 
(Schleswig-Holstein,  Hannover,  Kurfürstentum 
Hessen,  Hessen-Nassau  und  Freie  Stadt  Frank- 
furt a.  M.,  sowie  später  das  Jadegebiet  und 
durch  besonderen  Vertrag  Oldenburg,  wo 
bisher  noch  keine  Biersteuer  bestanden  hatte. 
Endlich  wurden  gleichzeitig  damit  einige  baye- 
rische und  bessische  Gebietsteile  angescniossen). 
~  Auf  Grund  der  Verfassung  des  Norddeutschen 
Bundes  vom  26.  Juli  1867  ward  di«  Braumalz- 
steuer auf  das  innerhalb  der  Zolllinie  liegende 
Bundesgebiet  erstreckt  nnd  die  Steuer  selbst 
Bnndessteuer  i  1868  (diu-ch  Bundesgeset^  vom 
4,  Juli)  wurden  infolgedessen  auch  die  beiden 
Mecklenburg,  Lauenbnrg  und  Stadt  und  Gebiet 
Lübeck  einbezogen.    Der  Erlass  eines  besonderen 


„Ziese")  bewilligt  zu  erhalten.  Von  1514  ab 
wurde  diese  bis  dabin  anscheinend  unterbrochene 
Abgabe  ständig  und  wurde  von  1549  ab  unter 
der  Bezeichnung  „das  alte  Biergeld"  neben  dem 
in  diesem  Jahre  eingeführten  „neuen  Biergelde" 
erhoben.  Letzteres,  zunächst  anf  8  Jahre  be- 
willigt, wurde  mit  8  mHrkischen  Groschen  von 
jeder  Tonne  Bier  bezw.  von  jedem  auf  26 
Scbeffei  Malz  festgesetzten  Gebräu  ein^hoben. 
In  der  Folge  weiterbewilligt,  wurde  diese  Ab- 
Giabe  anscheinend  als  Materialstener  Ineben 
der  alten  Tonnenziese')  von  dem  zur  Mühte  ge- 
brachten Malz  erhoben.  Im  Lanfe  der  nSchsten 
Jahrhunderte  komplizierte  nnd  differenzierte 
sieb  die  Bier-  bezw.  Malzbesteuemng  in  den 
alten  und  neuen  Gebietsteilen  Prensseus  mehr 
und  mehr,  was  auch  durch  die  verschiedenen 
Reformversuche  (der  Acciaetarif  von  1769  nnd 
1787)  nicht  wesentlich  geändert  wurde.  Mit 
dem  Edikt  von  1810  setzte  endlich  die  Reaktion 
gegen  die  bis  dahin  allherrschende  „allgemeine 
Acdse"  ein  nnd  schuf  eine  neue  Epoche  fllr  die 
Besteuerung. 


allgemein  gültigen  Bundeagesetaes  betreffend  die 
Bierbesteuerung  kam  jedoch  einstweilen  (nach 
einem  vergeblichen  Versuch  im  Jahre  1869 
wegen  gleichzeitig  geplanter  Erhöhung  der 
Steuer^  nicht  zu  stände,  wie  deuu  auch  noch 
verschieden tliche  kleine  Abweichnn^n  in  der 
bezüglichen  Gesetzgebung  der  beteiligten  Bun- 
desstaaten bestanden  —  so  höhere  Erhebungs- 
Bätze  in  einigen  thüringischen  Staaten ,  Be- 
steuerung der  Malzsurrogate  im  Grossherzogtum 
Sachsen,  verschiedene  steuerliche  Handhabung 
der  Haustrunkhereitung  und  Bierausfuhr  bezw. 
Steuerrückvergütung.  —  Erst  nach  der  Grün- 
dung des  Deutschen  Reichs  wurde  das  Ziel  mit 
dem  Erlass  des  Reichsgesetzes  vom  31. 
Mai  1872  wegen  Erhebung  der  Brau- 
steuer (E.G31.  1872  S.  153  ff.  nebst  den  ge-  ' 
mitss  %  43  des  Gesetzes  unter  dem  18,  November 
1872  erlassenen  AusfUhrnngsbestimmungen  des 
Bundesrats  —  Preuss,  Centralblatt  für  Abgaben 
1872  S.  364) '),  welches  am  1.  Januar  1873  in 
Ejaft  trat,  erreicht. 

Es  bilden  hiernach  das  Geltungsbereich  der 
Reichsbrnnsteuer  die  Staaten:  Preusseu  mit 
Waldeek-Pyrraont,  Schaumburg-Lippe  und  zur 
Lippe,  Sachsen,  Hessen,  Mecklenburg- 
Schwerin  und  -Strelitz,  die  thüringi- 
schen Staaten*)  (mit  Ausnahme  des  gross- 
herzoglich sächsischen  Vordergerichts  Ostheim 
ausser  der  Ortschaft  Melpers  und  des  herzoglich 
SäcUsisch-Coburg-Gothaischen  Amtes  Königs- 
berg, welche  wegen  ihrer  Lage  dem  baverigehen 
Braumalzstenergebiet  einverleibt  wurden), 
Oldenburg,  Braunschweig,  Anhalt, 
Lübeck  nnd  seit  dem  1.  Oktober  1S88  infolge 
ihres  Zollanschlusses  Bremen  und  Hamburg 
sowie  endlich  das  Grossherzogtum  Luxem- 
burg (s.  0). 

Der  Gcsaratumfang  des  eigentüchen 
Brausteuergebiets  (ohne  Luxemburg)  beträgt 
415680  qkm  mit  einer  fortgeschriebenen  Be- 
vStkernug  von  41542000  im  Betriebsjahre 
1896  OT. 

Die  wlchtigaten  Text-  nnd  AnHfnhmngg- 
bestimninngen  des  Oesetieft.  1)  Steuer- 
objekt nnd  Steuersatz.  Der  Steuer  unter- 
worfen ist  alles  zur  Bierbereitung  verwendete 
Getreide  und  alle  an  Stelle  von  Malz  ver- 
wendeten, alkobolbildenden  Stoffe*)  (Surrogate) 


')  Unter  dem  18.  Juli  1888  erschien  eine 
neue  Zusammenstellung  der  Ausführungsbe- 
stimmungen zum  Brausteuergesetz  nebst  den  seit 
1873  erlassenen  weiteren  bezüglichen  Bundes- 
ratsbeschlüssen mit  Wirkung  vom  1.  Oktober 
1888  ab  {Centralblatt  für  das  Deutsche  Reich 
1888  8-  677  ff.). 

2 Dieselben  nebst  Schmalkalden,  dem  Stadt- 
andkreis  Erfurt  und  den  Kreisen  Schien- 
singen und  Ziegenrück  bilden  bekanntlich  den 
„Thüringischen  Zoll-  und  Steuerverein"  mit  dem 
Verwaltungssitz  Erfurt. 

')  Dies  erst  seit  1872;  die  bis  dahin  be- 
standene Steuerfreiheit  der  Surrogatverwendung 
in  der  norddeutschen  Brauerei  hat  nicht  nur 
die  naturgemässe  Entwickelung  des  Steuerer- 
trages ausserordenüich  ungünstig  beeinflusst, 
sondern  ebenso  sehr  auch  die  rationelle  tech- 
nische Entwickelung  des  norddentschen  Brau- 
wesens hintenangehalten;  die  Folgen  hieiron 
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n&fh  Massgftbe  ihres  mtit zersetzenden  Braawerts. 
Die  Steuer  beträgt  für  lOO  kg')  von  Getreide 
aller  Art  (Malz,  eventuell  aBch  Malzkeime, 
Schrot  etc.,  aucb  Mais),  Reis  Igemahlen  oder 
ungeniahlen  etc.)')  und  Yon  grüner  StSrke 
ld.  h.  von  solcher  mit  noch  mindestens  SO^'g 
Wassergehalt) 4  Mark;  von  Stärke,  StBrkc- 
mehl  (einsp.hliesalich  Kartoffeini  eh  1),  Stürke- 
g  u  m  m  i  (Dextrin)  und  S  j  r  a  p  aller  Art  6  Mark ; 
endlich  von  Zacker  aller  Art  (Stärke-, 
Tranben-  u.  s.  w.  Zucker)  sowie  von  Zueker- 
auflGaungen  nnd  allen  anderen  Malz- 
surrogaten') 8  Mark.  Geniische  verschieden 
versteuerter  Stoffe  unterliegen  bei  ihrer  Ver- 
wendung dem  Steuersatz  des  darin  enthaltenen 
hSchi^tbestenerten  Stoffe.  SBmtltche  vorgenannten 
Stoffe  unterließen  ebenfalls  der  Versteuerung, 
wenn  sie  in  eigens  dazu  bestimmten  Anlagen 
zur  Bereitung  von  Essig  zum  Verkauf  der 
zu   gewerblichen   Zwecken   verwendet  werden. 

2.  Subjektive  SteuerptHcht.  Die- 
selbe erstreckt  sich  auf  alle  gewerblichen  und 
nichtge werblichen  Brauer.  Steuerfrei  ist  nur 
nach  Massgnbe  eines  auf  die  Aumeldung  hin 
erteilten  steueramt liehen  Anmeldescheins  die 
Bereitung  von  Bier  lediglieh  zum  eigenen  Be- 
darf*} ohne  besondere  eigens  zum  Brauen 
technisch  eingerichtete  Rllume  und  Behälter 
in  Haushalten  von  nicht  mehr  als  zehn  Fer- 
Ronen  übet  14  Jahren ,  wozu  anch  rorllber- 
geheud  in  Eost  nnd  Wohnung  aufgenommene 
Arbeitsknfle  gezählt  werden. 

3.  Steuererhebung.  Es  sind  drei  For- 
men derselben  zu^tassen :  I.  Die  Versteuerung 
anf  Branauzeige   (anch   „Eininaischstener^ 

( genannt),  welche  die  Segel  bilden  soll,  IL  die 
akultative  Verstenemng   auf  Vermahlung 


sind  in  manchen  Teilen  selbst  heule  noch  nicht 
ganz  verschwunden. 

'J  Das  Gesetz  hat  noch  den  Centner  zu 
60  kg  zu  Grunde  gelegt. 

^)  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  Reis  be- 
reits einem  Einfuhrzoll  von  3  M.  pro  100  hg 
unterliegt,  ist  für  ihn  ein  niedrigerer  Steuersatz 
normiert  worden,  als  seinem  durchschnittlichen 
E.itraktgehalt  im  Vergleich  zum  Malz  entspricht. 

')  Hierher  gebHren  Bier-  nnd  Zuckercouleur, 
Rüben,  Obst,  Honig,  dieser  aber  nur,  wenn  zur 
Bierbereitung  verwendet ;  lediglich  znr  Met- 
bereitnng  verwendet,  ist  er  steuerfrei  [Verf.  des 
K.Pr.Fin.Min.  v.  24.  September  1874  Centralbl. 
S.  222).  Nicht  stenerpflichtig,  aber  eventuell 
strafbar  auf  Grund  des  Reichsnahrungsmittel- 

fesetzes  ist  die  Verwendung  von  nicht  alkohol- 
Udenden  Substanzen  wie  Glvcerin,  Süssbolz 
nnd  Sflssholzextrakt.  Die  Verwendung  von 
Saccharin  zur  gewerblichen  Bierbereitnng  ist 
durch  besonderes  Reichsgesetz  vom  29.  Juli  1898 
untersagt  worden.  Die  Verwendung  sogenannter 
Pärhebiere,  d.  h.  bei  ihrer  Herstellung  be- 
reits versteuerter  nnd  danach  nnter  besonoeren 
steuerlichen  Kaotelen  in  Vorkehr  gebrachter 
Malz-  hezw.  Biwestrakte  zum  Färben  der  Bier- 
würzen ist  nicht  mehr  steuerpflichtig. 

*)  Solches  Bier  darf  also  nicht  gegen  Ent- 
gelt abgegeben  werden.  An  Bierverkfiufer  wird 
die  Erlaubnis  überhaupt  nicht  erteilt  Die  Er- 
laubnis zur  Bereitung  des  steuerfreien  Hans- 
trunks wird  gewöhnlich  auf  ein  Jahr  erteilt. 


(die  sogenannte  „Vermähl  ungssteuer")  um)  III. 
die  fakultative  mittelbare  Erhebung  der  Steuer 
anf  Omnd  eines  Fixationsvertrages  (die 
„Steuerflsfttion"), 

Die  Form  der  „Vermahlnngsstener''  ist 
ebenso  wie  die  Besteuerung  der  Malzsurrogat« 
eine  Neuerung  der  Gesetzgebung  von  1872 
(allerdings  war  schon  durch  eine  Kabinetts  ordre 
von  1831  diese  Steuerform  fakultativ  zuge- 
lassen, jedoch  nnr  ,,im  Anscbluss  an  eine  ert- 
liche, bestehende  Slahlstener"  nnd  ,.filr  die 
Dauer  der  Mahlsteuer  Verfassung",  welche  je- 
doch durch  das  preussische  G.  v.  25.  Mai  1873 
mit  dem  Jahre  1875  aufgehoben  wurde).  Die 
Versteuerung  auf  Fisation  stammte  dagegen 
bereits  von  1819  ber. 

Ad  I.  Da  bei  dieser  Erheb ungsform  das 
zum  Einmaischen  gelangende  Brauinaterial 
Gegenstand  der  Besteuerung  ist,  muss  jeder 
Eihmaischakt  der  Steuerhebestelle  vorher  ange- 
zeigt werden  und  zwar  Gattung  und  Menge 
der  zu  jedem  Gebrände  zu  verwendenden  Stoffe, 
Tag  und  Stunde  der  Einmaischung  und  Menge 
des  beabaiebtigten  Bierznges.  Steueranseige 
und  -entrichtung  kann  für  mehrere  Eio- 
maischnngen  zusammen  im  voraus  oder  für  Jede 
einzeln  bewirkt  werden.  Bei  Verwendung  von 
MalzBUrrogaten  ist  ausser  der  Brauanzeige  noch 
eine  sogenannte  „Generaldeklaration"  über  die 
Art  und  Weise  von  deren  Verwendung,  inabe- 
sondere bei  welchem  Abschnitte  der  Bierberei- 
tung statthabend  sowie  über  deren  Aufbewah- 
mn^ort  einzureichen.  Das  Verwiegen  der  de- 
klariertes Braustoffe  sowie  das  Einmaischen 
derselben  darf  nur  in  Gegenwart  des  Stcner- 
beamten  geschehen,  der  überbanpt  solange  dem 
Maisch-  und  Branprozesse  anzuwohnen  hat,  bis 
ein  gesetzwidriges  Zusetzen  nicht  versteuerter 
Materialien  ausgeschlossen  erscheint.  Es  mnss 
daher  eventuell  bis  eine  Stunde  nach  der  ange- 
meldeten Zeit  mit  dem  Beginn  des  Maischens 
gewartet  werden ;  erst  dann  darf,  wenn  bis 
dahin  der  Steuerbeamte  nicht  erschienen  ist, 
nnter  Zuziehung  eines  einwandfreien  Zeugen 
(wenn  mfiglich  einer  Amtsperson)  der  amtliche 
Verschluss  von  der  Znmaiscbsffnnng  gelJSst  und 
mit  dem  Maischeu  begonnen  werden,  wobei 
über  den  ganzen  Hergang  ein  entsprechender 
Schriftsatz  ins  Sfeuerbucb  der  Brauerei  zu 
machen  ist.  Der  Vorrat  an  gesohrotenem 
Malz  dari  nach  Erstattung  der  Brauanzeige  die 
für  den  folgenden  Tag  henßtjgte  Menge  nicht 
Übersteigen,  Bei  Mitverwendnng  von  Surro- 
gaten dürfen  auch  die  Malzschrotvorrfite  nur 
an  bestimmten  iint«r  Aufsicht  der  Steuer- 
behilrde  stehenden  Orten  aufbewahrt  werden. 
Ein  bei  der  steueramtlichen  Verwiegung  auf  der 
vorschriftsmBsaig  geeichten  Branereiwage  der 
deklarierten  Braustoffe  festgestellter  Minderbe- 
fund hat  keinen  Steuemachlass  znr  Folge;  ein 
Mehrbefund  von  über  5  Pfennige  Steuerwert 
ist  nachzuversteuem ;  ein  mehr  als  lO^^  gegea 
die  deklarierte  Menge  festgestellter  Befund  ist 
als  Defrande  strafbar.  Letzteres  gilt  auch  von 
der  sogenannten. Bierzngskontrolle''undzwar  bei 
einem  Mehr-  oder  Minuerhefund  von  mehr  als 
10"/.,  wobei  jedoch  von  vornherein  10'/,  für 
Verdampfung  abgezogen  werden,  wetrn  die 
Würze  unmittelbar  nach  dem  Ausschla^n  aus 
dem  Braukessel,  also  beiss  gemessen  wird.  Im 
Hinblick  auf  die  Ennöglichnng  dieser  Kontrolle 
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des  BierzugB  hat  jede  Branerei  acht  Tage  vor 
der  ErOfbung  des  Bptriebee  sowie  bei  VerBn- 
denmgeD  desselben  der  Stenerhebestelle  eine 
nach  Torgescfariebenem  Hnater  angefertigte 
Xaehweisung'  einzureichen,  über  die  zur  Auf- 
steil  nng  der  Geräte  und  zum  Betriebe  der 
Branerei  bestimmten  !R£nme  einschliesslich  der 
Gärriume  sowie  über  die  Maisch- ,  Koch-, 
Kühl-  nnd  GSrgefässe  und  dem  in  Litern  aus- 
gedrückten Sauminhalt  jedes  einzelnen  dieser 
GcfSsse.  Die  demaissen  angemeldeten  Gefässe 
werden  nach  Bei>timmung  der  Steuerbehörde 
nnmeriert  und  hiervon  jene,  welche  zur  Er- 
mittelung des  Bierauges  dienen,  amtlich  ver- 
messen; doch  kann  auch  fitr  alle  Übrigen 
Branereigefässe  diese  amtliche  Nachvermessung 
verfügt  werrien.  Die  Einmaisrhiingen  dürfen 
—  Ausnahmen  zugelassen  —  in  der  Eegel  nur 
Alhttcs  und  zwar  iu  der  Zeit  von  Mitte  Okto- 
ber bis  Ende  März  von  6  l.'hr  morgens  bis  10 
Vhr  abends,  sonst  von  4  L'br  morgens  bis  10 
Uhr  abends  statthaben.  Xachmaischungen  dür- 
fen nur  anf  Grund  ein  für  alle  mal  erfolgter 
rnaaer  Deklaration  der  Art  und  Weise  ihrer 
idhabung  gegen  besondere  Genehmigung 
nun  zwar  wenn  ein  Bedürfnis  für  deren  regel- 
müssige  Yoruahme  nachgewiesen  wird,  statt- 
finden. 

Ad  II.  Bei  der  Vermahlangsstener  sind 
die  vor  der  Einmaischaug  vermablenen  Stoße 
Gegenstand  der  Besteuerung:.  Sie  wird  nach 
dem  Nettogewicht  der  zur  Vermahlnng  auf  der 
Mühle  bestimmten  onvermahlenen  Stoffe  er- 
hoben. Diese  Erhebnngsforra,  welche  wesent- 
liche Erleicht«rnngen  nietet,  indem  nnr  der 
Akt  des  Verscbrotens  amtlich  Überwacht  wird, 
wird  unter  Innehaltnng  besonderer  Bedingun- 
gen nnr  steuerlich  vertranenawürdigen  Branern 
anf  deren  Antrag  zugebilligt,  deren  jährlicher 
Malz  verbrauch  mindestens  50000  kg  betrügt 
und  welche  insbesondere  über  Art  und  Menge 
der  verbrauchten  Braustoffe  genaue  kaufmiluni- 
sche  Bücher  bezw.  besonders  vorgeschriebene 
ront«nnchweise  führen. 

Wie  der  Einmaisehakt  bei  der  erstgenann- 
ten Stenerform,  so  mnss  hier  die  jedesmalige 
Verschrotnng  der  in  Betracht  kommenden  Brau- 
stoffe achrifUich  entsprechend  angemeldet  wer- 
den. Die  steueramtlicbe  Verwiegung  derselben 
darf  nur  anf  besonders  cenchniigt^ ,  dem 
Brauer  allein  gehörigen  und  in  oder  in  ränm- 
ticber  Verbindung  mit  seiner  Brauerei  befind- 
lichen Mühlen  stattfinden'),  welche  unter  amt- 
lichem Verschluss  stehen.  Neuerdings  dürfen 
auch  sogenannte  selbstlhätige  und  -anzeigende 
Wftgeapparate ,  welche  mit  der  Mühle  iu 
steueramtlich   gesicherter   Verbinduns'    stehen, 


benutzt    werden. *)     Die    Bestimmungen    üoe 


')  Ausnahmsweise  sind  unter  besonderen 
Kauteleu  GenossenschaftsmUhleu ,  auf  denen 
lediglich  das  von  der  Braugen ossenscheft  ver- 
brancbte  Halz  geschroten  werden  darf,  zuge- 
lassen. Für  den  Transport  des  daselbst  ge- 
Bchrotenen  Malzes  zur  Brauerei  gilt  der  Manl- 
erlanbnisschein  zugleich  als  steueramtlicher  Be- 
gleitschein. 

')  Dnrch  eine  Cirkular Verfügung  des  prens- 
sischen  Finanz ministers  t.  17.  Juni  1898  sind 
die  BenutzungsbedinguDgen  für  solche  Wttge- 


den  »teueraratlicheu  Verwiegungsbefund  der 
angemeldeten  Braustoffe  und  über  das  Erwar- 
ten des  Steuerbeamten  sind  analog  denen  der 
Einmaisch Steuer.  Anf  Grund  der  Verwiegnng 
wird  der  „Mahlerianbnisachein"  ausgeliefert,  der 
zugleich  als  Quittung  Über  die  entrichtete 
Stener  gilt.  In  Brauereien  mit  Vermahlungs- 
steuern  dürfen  anderweitige  VorrBte  an  Mtuz- 
schtot  nicht  gehalten  werden  (auch  nicht  in 
den  Wohnräumen)  und  keine  anderen  zum 
Verschroten  geeigneten  Mühlen  vorbanden  sein. 
Ad  III.  Die  mittelbare  Erhebung  der 
Braust  euer  anf  Grund  eines  zwischen  dem 
Steuerpflichtigen  und  der  Steuerbehörde  ge- 
troffenen Cebereinkommens  dnrch  Entrichtung 
einer  auf  einen  bestimmten  Zettraum  (längstens 
ein  Jahr)  festgesetzten  in  Monatsraten  im  vor- 
aus zu  leistenden  Abfindungssumme  soll  beson- 
ders den  kleineren  Brauereien  zu  gnte  kom- 
men, für  welche  die  Stener  auf  Brauanzeige 
ebenso  sehr  umständlich  als  sie  für  die  Steuer- 
verwaltung im  Verbttltnis  zum  Steuerertra^ 
zu  kostspielig  sein  würde.  An  Stelle  der  in 
der  Begel  fUr  den  betreffenden  Zeitraum  un- 
veränderlich festzusetzenden  Steuersnmme  tritt 
in  Fällen,  wo  es  an  ausreichenden  sicheren  An- 
haltspunkten mangelt,  eine  Mindest  festsetz  ung 
derselben  nebst  der  Verpflichlnng  der  Nach- 
versteuerung einer  aus  den  Büchern  der 
,  Brauerei   sich    am    Ende   des  Jahres  etwa  er- 

febeiiden  Mehrproduktion  bezw.  Mebrverwen- 
nng  von  Materialien.  Neu  eröffnete  oder  nach 
längerer  Einstellung  wieder  in  Betrieb  gesetzte 
Brauereien  werden  daher  für  die  ersten  drei 
Betriebsjabre  nur  gegen  die  Verpflichtung  zur 
Nach  Versteuerung  zur  Fixation  zugelassen. 
Diese  Fixation  mit  Nach  Versteuerung  soll  zwar 
im  Sinne  des  Steuergesetzes  nur  die  Aus- 
nahme sein,  kommt  aber  doch  fast  so  hänflg 
vor  wie  die  Fixation  ohne  Nach  Versteuerung. 
Nach  Kindervater,  „Die  Iteform  der  Bier- 
besteueruDE  im  Deutschen  Eeiche"  (Schanza 
Finanz- Archiv  1887  Bd.  II  S,  629)  versteuerten: 

1877,78 

3682  =  57  %  filierte  Brauereien  ohne\Nach»er- 

2813  =  43,,        „  .,  mit  I  Steuerung 

1878, 79 

3148  =  52"*  Brauereien  ohne  1  Kachver- 

2€Ü9  =  48  „  .,  mit    /  Steuerung 

1879;e0 

3Ö58  =^  öT'/g  Brauereien  ohne  \  Nachver- 

2724  =  43  „  ,,  mit    /  stenerung 

Neuere  Zahlen  stehen  leider  nicht  zn  Gebote. 

Bei  Nichterreichung  des  Fixation squantu mg 

wird   ein   Naclilass   bezw.   eine   Rückerstattung 

der  überschreitenden  Fixati onssumme  nur  aus 

Billigkeitsgründen  g;ewähn.    Für  die  Kontrolle 

und  Sevisiun  der  fixierten  Brauereien  und  deren 

BetriebsfUhrung  bestehen  sehr  ausführliche  und 

strikte   Bestimmungen.  ')      Nur   für   nicht   ge- 


apparate  erheblich  erleichtert  worden,  si 

men  daher  neuerdings  ziemlich  rasch  in  aui- 

nähme. 

')  Der  Fixat  hat  n.  a.  ein  Branregister 
nach  vorgeschriebenem  Formular  zu  fuhren, 
welches  binnen  drei  Tagen  nach  Ablauf  des 
(Quartals  von  ihm  unterschrieben  der  Hebestelte 
einzureichen  ist.  In  dasselbe  ist  spätestens 
eine  Stunde  vor  Beginn  der  jedesmaligen  Brau- 
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die  Handhab iiiig  der  Steuerlisation  getroffen. 

4.  Ausser  deu  durch  die  jeweilige  Er- 
hebungaform  der  Braustener  gebotenen  Kon- 
troUbestim munden  bat  das  Gesetz  noch  eine 
Reihe  eilgememer  derartiger  Bestimmungen 
zur  Sicheratellnng  des  Steuerertrages  vorge- 
BChen,  ao  bezliglicn  der  Anfbewabruug  der  Vor- 
rat« an  Malzschrot  nnd  -Surrogaten,  der  Buch' 
führung  Qher  die  etwaigen  zur  Bierbereituug 
bestimmten  zuekerlialtigen  Surrogatstoffe,  des 
Einbringens  der  zuckerhaltigen  Stoffe  in  die 
Brauerei  sowie  des  Handels  mit  Braupfannen 
und  anderes  mehr. 

5.  Weun  Braustoffe  durch  Zufall  irgend- 
wie Bo  beschädigt  oder  vernichtet  werden 
oder  sonstige  au  vorhergesehene  unabwcndliche 
Hindernisse  eintreten,  dass  dadurch  die  dekla- 
rierte und  verstenerte  Bierbereitung  nicht 
stattfinden  kann,  so  kann  Erstattung  des 
dafür  entfallenden  Steuerbetrages  beaiispniciit 
werden.  Für  sonstige  erlittene  Einbusseu,  ius- 
faosondere  bei  der  ^'ermahIungssteuer,  kann 
solche  nur  ans  „Überwiegenden  Gründen  der 
Billigkeit"  von  der  obersten  Landesfinanz- 
behörde und  nur  nnter  ansdrtlckUcher  Zustim- 
mung des  betreffenden  Reich sbevoUmächtigten 
gewflut  werden. 

6.  Bei  der  Ausfuhr  von  Bier  wird 
eine  Bück  Vergütung  der  entfall  endeii  Steuer 
nur  zuverlässigen,  in  steaerliclier  Beziehung 
unbescholtenen  Brauern  für  das  von  ihnen 
selbst  hergestellte  nnd  zur  Ausfuhr  angemel- 
dete Bier  auf  deren  Antrag  unter  besonderen 


Hektoliter  fllr  solches  Bier,  zu  dessen  Bereitung 
nachweislich  mindestens  25  kg  Getreideschrot, 
Reis  oder  grüne  StSrke  nnd  im  Falle  der  Mit- 
verwendung von  höher  als  4  Mark  pro  100  kg 
besteuerter  Malzsurrogate  mindestens  eine  dem 
Steuerwert  von  1  Mark  entsprechende  Menge 
von  Braustoffen  auf  jedes  Hektoliter  erzeugten 
Biers  verbraucht  worden  sind  und  b)  80  Pfen- 

einmaischnng  die  fortlaufende  Nummer  der  Ge- 
bräude, Tag  und  Stunde  der  Eintragung,  das 
Gewicht  der  zn  dem  Gebräude  zu  verwenden- 
den Braustoffe,  die  Menge  und  Art  des  daraus 
zu  ziehenden  Biers,  die  etwaige  Abweichnng  von 
der  in  der  j,GeneraldekUration''  angegebenen 
Art  und  Weise  der  Verwendung  der  Malzsurro- 
gate nnd  endlich  der  Name  des  Eintragenden 
einzuschreiben.  Nachträgliche  Aenderun^en 
hieran  sind  nicht  gestattet.  Desgleichen  sind 
Über  den  Zu-  und  Abgang  steuerptlichtiger 
BranBtoffe  genaue  Bücher  zu  führen.  Bier  von 
anderen  Brauereien  im  Bedarfsfalle  zn  erwer- 
ben, bedarf  der  Genehmigung.  An  nicht  flxiert« 
Brauer  Bier  abzulassen,  ist  unbedingt  verboten. 

auf  Brauanzeigen  2798  Brauereien,  darunter  nicht  gewerbliche  76,  =  37,1  "l'o 
„     Vermahlung      524  „  „  „  „       -"   —  ^^    6,9  "/„ 

„    Fixation  4822  „  nun         6^r  =  5^    "/o 

IJurch  dies  Nebeneinander  der  drei  Er- 1  ateuer,  wesentlich  in  ihrer  Wirloamkeit  be- 
hebungsformeu  wird  besonders  die  einzige  engt,  indem  sie  nur  einer  Minderheit  besonders 
Bteuertechnisch  an  sich  befriedigende  Form  der  günstig  sitoiertei  Brauer  zngAn^lich  ist.  FQr 
Rohstoffbestenernng ,     die     Vermahlnngs-I  eine  etwaige  Neuordnung  des  Beichsbransteuer- 


ni^e  vom  Hektoliter  Bier,  zu  dessen  Bereitung 
mindestens  20  kg  Getreideschrot,  Reis  oder 
grüne  Stärke  und  im  Falle  der  Hinderverwendung 
von  ht>her  als  4  Mark  pro  100  kg  best«nert«r 
Malzsurrogate  mindestens  eine  dem  Steuerwerte 
von  80  Pfennigen  entsprechende  Menge  von 
Braustoffen  aiil  jedes  Hektoliter  erzeugten 
Biers  verwendet  worden  sind.  Brauereien, 
welche  beide  Arten  von  Bier  ausführen,  wird 
die  Ausfuhr  Vergütung  nur  nach  dem  niedrige- 
ren Satze  vou  S)  Pfennigen  gewährt. 

7.  Die  bei  der  Eintunr  von  Bier  aus 
den  anderen  Brausten ergebieten  Deutachlands 
erhobene  L" e b er gangsabgabe  beträgt  2 Mark 
vom  Hektoliter  Bier. 

8.  Die  Strafbestimmungen  des  Braii- 
steuergesetzes  sind  im  wesentlichen  den  im 
Vereinszollgesetz  v.  1.  Juli  1869  niedergelegten 
Grundsätzen  angepasst. 

Zu  dieser  Bestenerung  des  Biers  von 
Reichs  wegen  geseilt  sich  m  sämtlichen  zur 
Brausteuergemeinschaft  gehörigen  Bundesstaaten 
ein  System  von  Landes  wegen  zugelassener 
kommunaler  Abgaben,  die  entweder  in  Form 
von  Zuschlägen  zur  Reichsbraustener  oder  selb- 
ständig vom  Fabrikat  erhoben  werden.  In  zu- 
nehmendem Masse  neuerdings  zwar  dem  Vor- 
bilde der  in  Preussen  nach  Massijabe  des  Kom- 
munalabgabengesetzes V.  14,  Juli  1893  und  der 
dazu  erlassenen  Ausführungsbestimmungen  (v. 
10.  Mai  1894)  üblichen  Bcsteuerungsform  sich 
anschliessend,  herrscht  auf  diesem  Gebiete  je- 
doch zur  Zeit  noch  eine  grosse  Mannigfaltig- 
keit, welche  besonders  der  Entwickelnng  des 
freien  Verkehrs  mit  Bier  nicht  nur  von  Bun- 
desstaat zu  Bundesstat,  sondern  auch  innerhalb 
derselben  von  Ort  zu  Ort  sehr  abträglich  ist. 
Die  auf  Vereinheitlicbnng  dieser  kommunalen 
Bierhestenerung  in  den  zur  Steuergemeinschaft 
gehörigen  Bunaeastaatcn  aualug  der  für  diesel- 
ben gültigen  Reichs  brausten  er  abzielende  Be- 
wegung der  von  den  obwaltenden  Zuständen 
zunächst  betroffenen  B rangewerbetreibenden  ist 
zwar  bei  den  beteiligten  Landesregierungen 
wie  auch  bei  der  Reichsreeierung  günstig  anf- 
genommen  worden,  doch  ist  ein  Erfolg  dieser 
Bestrebungen  zur  Zeit  noch  nicht   abzusehen. 

Die  Reichabrausteuer  genügt,  kri- 
tisch betrachtet,  den  nach  dem  derzeitigen 
Stande  der  Stenertechnik  und  der  Biererien- 
gnng  an  sie  zu  stellenden  Anforderungen  nur 
unvollkommen. 

Ihr  Hauptmangel  ist  die  Statuierungvon 
drei  Erhebungsformen  nebeneinander.  Wäh- 
rend im  Sinne  des  Geaetzea  die  Steuer  auf 
Brauanzeige  die  Re^el  bilden  aoll,  überwi^ 
in  Wirkfichkeit  die  steuertheoretisch  und 
-praktisch  erheblichen  Bedenken  unterliegende 
Fi  lat  Ions  Versteuerung.  Es  versteuerten  im 
Rechnungsjahr  189T98  im  Branat«uergebiet: 
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'weseDs  kann  nur  üie  tils  die  einzige  Brhebni^rs- 
fonn  der  Zaknnft  in  Betracht  gezogen  werden, 
wie  dies  denn  auch  in  den  seit  Anfung  der 
8()er  Jahre  bekannt  cejcebeuen  bezüglichen 
Geaetaent würfen  Torß-esehen  war.  Bei  der  trotz 
des  starken  anhaltenden  IiUck(;ani^ea  im  Brau- 
steuergebiet noch  ansserordentlich  grosBen,  in 
Deatschlaud  einzig  dastehenden  Zahl  von  so- 
genannten Zwergbranereien ,  meist  landwirt- 
schaftliehen Neben  betrieben ,  dürfte  aUerdiug's 
auf  den  Notbehelf  der  Steuerfixation  bis  auf 
weiteres  nicht  wohl  verzichtet  werden  künneu. 
üuerlässlich  fllr  eine  etwaige  zokBnftige  aiw- 
Bcbiiespliche  Stataiernng  der  Yemiahlungssti 
würde  femer  die  Freigabe  der  Mtthl 
benutznng  nach  baveriBchem  Vorgänge,  je- 
doch nnter  möglichst  allgemeiner  Eiufün- 
rung  mechanischer  tVügeapparate  so- 
wie der  Erlflss  des  rölligen  Surrogatver- 
bots nach  HÜddeutBchem  Muster  sein.  Letzteres 
ist  ein  znr  Zeit  allgemeines  Postulat  sowohl  des 
biertrink  enden  Fnbltknms  wie  der  Braugewerb- 
treibenden  nnd  neuerdings  auch  der  gersteu- 
brauenden  heimischen  Landwirtschaft.  Es  be- 
'  stehen  anscheinend  günstige  Aussichten  auf  die 
endliche  Willfahrung  dieses  im  Interesse  der 
Bierbesteuermig  auch  in  ihrer  derzeitigen  Form 
dringend  erwünschten  Postulats. 

Ein  weiteres  Gravamen  bildet  sodann  die 
Bteuerpolitisch  ungerechtfertigte  Zulassung  des 
sogenannten  steuerfreien  Hanstrunks. 
Bei  34  7&1  mit  diesem  Becht  ausgestatteten  Haus- 
halten im  Rechnungsjahr  1897,98  bedeutet  dies, 
wenn  man  für  jeden  desselben  10  Personen 
Über  14  Jahren  (die  jüngeren  Angehörigen  un- 
gerechnet) als  zugehörig  betrachtet,  für  347  640 
Personen  steuerfreien  Biergenuss.  Die  Zahl 
dieser  Haushalt«  ist  nur  in  sehr  allmählichem 
Bückgange  begriffen. 

Femer  verschuldet  di«  unvollkommene  und 
nniBtändlicbe  Art  der  Steuerrückvergütung 
bei  der  Bieransfubr,  dass  dieselbe  griiaatenteii« 
anter  Verzicht  anf  dieselbe  vor  sich  geht.  Auch 
hierfür  dürfte  die  in  Bajem  herrschende  Praxis 
als  unbestrittenes  Muster  aufzustellen  sein. 


Endlich  ist  die  gesetzlich  vorgeschriebene 
Voransbezahlung  der  Brausteuer, 
wenn  anch  verwaltungstech uisch  beijaem,  su 
doch  steuerpolitisch  liei  der  Natur  der  Bierbe- 
steuerung nicht  als  gerechtfertigt  zu  erachten 
und  in  den  fortgeschritteneren  Systeinen  der 
Bierbesteuerung  nicht  ülitich.  Wenn  der  Man- 
gel  einer  rationell  eingerichteten  Steuerkredi- 
tierung für  die  norddeutsche  Bierbesteneniiig 
Praktisch  nicht  sonderlich  ins  Gewicht  fällt,  so 
at  dies  seinen  Grund  in  der  relativ  geringen 
1  Hiihe  der  Steuer.  Aus  gleichem  Grunde  tritt 
j  auch  der  Hangel  einer  die  Biererzengaug  je  nach 
I  dem  Betriebsnmfange  entsprechend  berücksich- 
Itigenden  Differenzierung  des  Steuer- 
satzes nicht  so  fühlbar  in  die  Erscheinung, 
Bei  einer  etwaigen  Erhöhung  der  Rraustener 
Ware  die  Einführung  einer  solcher  Steuerslaffe- 
lung  jedenfalls  nnnmgünglich  notwendig.  Oh 
sie  jedoch  gegenüber  dem  derzeitigen  Zustande 
für  die  Lage  der  an  solcher  .Stalfeluug  zunächst 
interesNierteu  kleinen  nnd  mittleren  Brauereien 
einen  genügenden  Ausgleich  gegenüber  den  ans 
der  Steuererhöhnng  ftlr  die  Folge  zu  gewärti- 

fniden  Wirknngeu  bieten  würde,  ist  eine  offene 
rage. 


StatiBtik  der  Brauerei  und  Bierbeeteue- 
rung  im  Braosteuergebiet.') 

Für  die  Hltere  Zeit,  vor  Erlass  des  der- 
zeitigeu  Brausteuergesetzes ,  sind  die  bezüg- 
lichen Xachweisungen  wegen  der  verschiedenen 
Gebiets  Veränderungen  mit  denen  der  letzten 
Jahrzehnte  nicht  wohl  vergleichbar.  Nach- 
stehende auf  das  Königreich  Preussen  be- 
zügliche Zahlen  mögen  eine  ungcfilhre  \n- 
scunung  Über  den  Zustand  der  Brauerei  ans 
jener  Zelt  bieten,  wo  die  nachmale  in  elemen- 
tarer Weise  wirksam  gewordenen  Entwicke- 
lungsfaktoren  (die  kolonisatorisch  wirkenden 
Biereinfuhren  aus  Bayern,  die  Entwicklung  des 
Verkehrs  und  die  modeme  Braut«chnik)  erst  im 
Keime  vorhanden  waren. 


Tabelle  L 
Die  Brauereien  im  Königreich  PreusseQ  von  1842 — 1871. 


Gewerbliche  Brauereien 

Nichtgewerbliche 
Brauereien 

Zahl 

Be- 

Davon sind 

Zahl  der  Brauereien,  welche 

Hans- 

trag 

Ge- 
samt- 
zahl 

Malz  versteuert  haben 

Ge- 

Davon sind 

halte 
mit 

über 
1000  b. 

2000 
Centn. 

Über 
100  b. 
1000 

Centn. 

100 

Centn. 

u.  we- 
niger 

filiert 

fixiert 

2000 
Centn. 

samt - 
Eahl 

nn- 
fisiert 

filiert 

freiem 
Hans- 

trunk 

malz- 
stener 

1000  M. 

iM9. 

ioo6g 

! 

' 

3800 

1H.W 

1^16 

488«;  1      86 

106 

2798 

5  141 

2521 

514    1  3007 

■8577 

3405 

4051         80 

ibi 

4  771 

388    1  1986 

7017 

274» 

4269        145 

334 

2813  ■  3825 

2924 

44!      ,  2  483 

la^oS 

4001 

6903 

2  6^7 

4H5      "8 

393 

3 135     3 146 

U% 

197  1 2368 

11072 

S84^ 

3219 

4619  '    339 

3  670     3  381 

31517 

7704 

7  598 

360z 

3996 

373 

506 

3530 

3.89 

2727 

191 

2530 

1893a 

864Ö 
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Bier 

brau 

rein 

nd  B 

erbe 

Steuern 

Hg  im 

Nord 

Ge.'iamtzahl  der  am 
Schlnss  den  Jahres 

Im  Laufe  de» 
Jabres  sind  im 

Von  den  im 
Betriebe 

Zahl 
der 

Verwendung  an  stener- 

Ka- 

■vorbände 

nen 

B 

etrie 

e 

geweseiien 
Brauereien 
haben  be- 

Haus- 
halte. 
in 

Pflichtigen  Braustoffen 

lender- 

Bierbrauereien, 

gewesei 

beaw. 
Eech- 

... 

davon 

davon 

teiwji 

atener- 

freier 

Mak- 

da- 

sungs- 

Im 

in 

auf 

Im 

ge- 

nicbt 

ge- 
werb- 

TOr- 

Yor- 

Haus- 

Getreide 

mntöf 

Jah- 

gan- 

den 

dem 

gan- 

werb- 
liche 
Braue- 

gend 

gend 

be- 

gate 

Beis 

re') 

zen 

Städ- 
ten 

Lande 

zen 

liche 
Braue- 

unter- 
gär. 

ober- 

SS 

reitet 
wur- 

reien 

reien 

Bier 

de«) 

dz 

d2 

Az 

1873 

14  388I  4943 

9445 

13561 

10927 

2634 

3391 

10  170 

36297 

4  070  964 

3' 478 

9130 

1876 

13376I  4837 

8539 

'S  535 

10399 

2.36 

3341 

9194 

39  379 

4238864 

33133 

7823 

1BJHI79 

12742 

47'7 

8o*5 

.1867 

10117 

'75° 

3338 

8529 

37  537 

4  156  896 

21  702 

303s 

IK81I8E 

I2l6o 

4586 

7574 

II  266 

10068 

ugS 

3261 

800s 

37470 

4300995 

22823 

3080 

1(«4|S6 

11  537 

4442 

7095 

10520 

9461 

1059 

3093 

7  4=7 

38492 

4  932  808 

28429 

6224 

1SH7i»i 

10285 

4345 

5940 

9639 

8605 

1034 

3129 

6510 

41  163 

5  503  903 

43312 

9684 

431" 

5800 

8540 

1016 

3 '79 

6377 

41066 

5733498 

49528 

12735 

9833 

4242 

5591 

9^75 

8352 

923 

3163 

6112 

40588 

6  326  405 

ji  170 

20648 

1S9»|»I 

9585 

4154 

5431 

8969 

8054 

915 

3139 

5830 

39  953 

6  306  Z44 

93653 

32592 

9269 

4103 

5166 

8672 

7785 

887 

3122 

5550 

39676 

6307514 

87538 

43053 

littWBS 

9028'  4032 

4996 

8460 

7571 

889 

3072 

5388 

38157 

6  330  765 

87164 

50767 

lH9S|8t 

8818    3939 

4879 

8243 

7405 

838 

3071 

5  172 

34  439 

6  SJ3  787 

91535 

51074 

8633    3877 

4756 

8029 

7225 

804 

308. 

4948 

34996 

6435636 

109090 

67805 

S456I  33^7 

4629 

7847 

7068 

779 

3026 

4821 

33924 

7  029  267 

119382 

75782 

iwwm7 

8267    3744 

45*3 

7682 

6938 

744 

2969 

4  7'3 

33588 

7118439 

121055 

75  957 

IBKIW 

8055 

3074 

438. 

7542 

6818 

7.4 

2957 

4585 

34764 

7  590880 

142067 

93669 

'1  Von  1877/78  ist  das  Rechnungsjahr  vom  1.  AprU  his  zum  31.  März  lautend,  zu  Grande 

')  Die  mit  dem  Becht,  steuerfreies  Bier  für  den  Eigenbedarf  herzustellen,  ausgestatteten 
von  im  ganzen  34764  Eolcher  Hauehalte  Im  Jahre  1897/98  entfielen  auf  diese  Gebiete  allein 
ProTinz  SachBen  und  die  Hohenzollem sehen  Lande  nennenswert  in  Betracht. 

')  Am  1.  Oktober  188^  erfolgte  der  Eintritt  von  Hamburg  und  Bremen  in  das  deutsche 
Bier  wurde  daher  auch  seitdem  keine  Steuerrückvergütung  mehr  gezahlt. 

*)  Die   von   den   3  bremischen  Esportbrauereieu  versteuerte  Biermenge  (lediglich  nnt«r- 


Der  die  Ent Wickelung  des  norddeutschen 
Brauwesens  beherrschende  Zug  Eum  Industrie- 
betrieb leuchtet  ans  der  vorstehenden  Tabelle 
deutlich  hervor.  Der  aufTällige  Rückgang  in 
der  Zahl   der   Laudbrauereien  sowie  der  ober- 

färigen  nnd  nicht  gewerblichen  Betriebe  ist 
ierrar  besonders  traisch.  Diese  Betriebskon- 
rentration')  ist  jedoch  keineswegs  gleichbedeu- 
tend mit  der  Alleinherrschaft  des  Qrossbetriebes 
in  der  Brauerei,  wie  dies  lediglich  ans  dem 
Rückgang  der  abBotnten  Zahlen  leicht  gefolgert 
wird,  sondern  ist  vor  allem  der  Ausdruck  für 
den  auch  zur  Zeit  noch  nicbt  abgeschlossenen 


Umwälzungsprozesg  eines  vor  30  Jahren  noch 
Überwiegend  im  Rahmen  des  Handwerkes  und 
des  landwirtschaftlicben  Nebenbetriebes  gehand- 
habten NahrungsEweigei  znm  selbstAndigen,  auf 
industrieller  Grundlage  betriebenen  Gewerbe, 
in  welchem  trotz  des  nnverkeimbaren  Anfkom« 
mens  teilweise  sehr  bedent^ndet  Qrossl)etiiebs- 
formen  ancb  der  kleine  und  „mittlere"  Betrieb 
—  immer  freilich  nur  anf  industrieller  Grund- 
lage —  noch  auf  absehbare  Zeit  ausreichende 
Exist«nzchancen  besitzt     Einen  guten  Anhalt 

I  für  vorstehendes  bietet  die  Znsammenslellung 

I  auf  Seite  831. 


erst  von  1831  ab  nnd  zwar  von  1831— 18Ö3  in  den  „Statistischen  Uebersicbten  des  Verkehrs 
und  Verbrauchs  im  Zollverein''  (Hitteilungen  des  Statistischen  Bureans  in  Berlin)  von  Dr- 
F.  W.  G.  Dieterioi,  Beriin  1838  nnd  fortsetznng  I— V,  1848-1857;  dann  für  die  Zeit 
vom  Jahre  1863-1871  im  preussisehen  „Gentralblatt  für  Abgaben",  vom  Jahre  1855—1872 
nnd  fflr  die  Jahre  1872  bis  zur  Gegenwart  in  der  „Statistik  des  Dentschen  ßeichs",  Viertel- 
jahrs-, jetzt  Monatshefte.  EUrzere  Zusammenstellungen  finden  sich  ferner  auch  in  den  Jahr- 
gangni  des  seit  1880  vom  Eaiserlichen  Statistischen  Amt  herausgegebenen  „Statistischen  Jahr- 
buch für  das  Deutsche  Keich". 

')  Es  betrug  die  auf  eine  Brauerei  entfallende  Durcbscbnittsbiererzeugnng  im  Jahre 
1873  1449  hl;  im  Jahre  1897.98  Ö680  hl. 


ze=by  Google 


Bier,  Bierbrauerei  und  Bierbesteuerung 


deutsche 

a  Brauste 

uergeb 

e 

— 

n  1S73  t 

is  1897/98. 

1 

1 

1 

Hierzu  treten  an 

Ande- 
rerseits 

1 

s 

gehen 

Gesamt- 

^ 

davon 

e 

ll 

Bmtto- 

Ueber- 

ah  an 
Steuer- 

ertrag 

1 

Im 

1 

t^ 

etnnahme 

gangä- 

Eiu- 

rück- 

der 

'S 

1 

fl 

an  Brau- 

abgabe 

gangäzoll 

gfttun- 

Bierab- 

g. 

ganzen 

unter- 

ober- 

f 

steuer 

vom  Bier 

gen  tax 

gaben 

ä 

gäriges 

gfirigen 

i 

Bier 

aasge- 
ftlhrte» 
Bier 

S 
l 

hl         '         hl 

hl 

hl 

hl 

Mk. 

Hk. 

Mk. 

Hk, 

Mk. 

Hh. 

19654903 

12  232  796 

8422107 

57 

63 

16  102  191 

863196 

340023 

.11981 

17  193429 

D.S5 

10873379 

12346987 

8  526  392 

59 

64 

1776772s 

913961 

628956 

241  238 

19069404 

0,59 

20371925 

12331206 

8040719 

61 

62 

17015960 

956237 

507667 

279611 

18200253 

3,55 

ai  315  982 

13  S03  165 

7813817 

63 

62 

17582382 

1379682 

472797 

411619 

18923242 

0,55 

24613427 

16  229  ^2 

8  384  185 

66 

70 

20012690 

1821217 

S04143 

494  266 

21843784 

0,62 

27  475  846 

18  97  1927 

8503919 

69 

76 

Z2  455  842 

2500509 

619003 

447061 

25  128393 

c.;69 

28655675 

SO  259  009 

8  396  666 

71 

77 

33  407  47z 

2840732 

687  32s 

290018 

26645511 

3,72 

34180215*) 

23190944' 

8989271 

72 

85 

25  838  079 

3  163  261 

819960 

172395 

29  648  905 

0,78 

38270251') 

23943050*) 

8  327  202 

74 

84 

26  040  029 

3  350  los 

985  322 

135731 

30  239  725 

0,79 

32619637* 

24  778  232*) 

7  841  405 

76 

84 

25  872  959 

3411919 

I  150207 

112  935 

30392150 

0,78 

33163758*) 

25498919') 

7664839 

77 

84 

25906341 

3590350 

107  648 

30870243 

6,78 

34  377  306* 

26854999' 

7  522  307 

78 

86 

26  765  296 

3  678  432 

11S872 

32133418 

0,81 

33967353' 

26  856  048') 

7  1 1 1  305 

79 

84 

26474183 

3  62s  048 

1989043 

109614 

31  978660 

0,79 

37725615* 

29841501') 

7884114 

79 

92 

28  662  207 

3751258 

2338869 

11S921 

346334,3 

0,85 

38348341* 

30803  611*) 

7  544  730 

80 

95 

29300  109 

3806074 

2  385  109 

1,4885 

35  376  497 

D,85 

41  631  172*) 

33856086') 

7775086 

8. 

100 

31  149060 

3906274 

2448019 

1,0789 

37  392  564 

>89 

gelegt. 
Haoshali 


Zollgebiet  und  damit   anch   b  das  Steuergebiet;    fUr  das  nach  diesen  beiden  Städten  gesandte 
gäriges  Bier)  ist  hierunter  nicht  enthalten. 

Von  5879 ')  bezw,  5877  im  ganzen  seit  1873 
eingegangenen  Brauereien  sind  hiernach  nicht 
weniger  als  5650  oder  96  °,o  sogenannte  Zwerg- 
brauereien, d.  h.  meist  landwirtschaftliche  Neben- 
betriebe mit  einer  Stenerleistuug  bis  zu  600  M. 
gewesen,  welche  zum  eigenilicben,  selbständig  be- 
triebenen Braugewerbe  nicht  zuzählen  sind, 
vielmehr  für  die  Entwickelung  deesetben  speciell 
in  seinen  breiteren  Schichten,  ähnlich  wie  die 
in  einigen  Gebieten  sehr  zahlreichen  steuerfreies 
Bier  bereitenden  Haushaltungen,  meist      ""     ' 


Hindernis  bedeuten.  Innerhalb  des  eigentlichen, 
selbständig  betriebenen  Branereigewerbea  be- 
trägt danach  der  absolute  BUcksaug  der  Be- 
triebe nur  227  in  den  letzten  äö  Jahren,  Das 
lediglich  nach  den  grossen  Zahlen  beurteilte 
Bild  der  Branereientwiekelung  erscheint  hier- 
nach im  Hinblick  auf  die  daraus  vielfach  dedu- 
zierte „Vernichtung  aller  Klein-  und  Mittel- 
betriebe zu  Gunsten  einer  Minderheit  von  Oross- 
betrieben"  jedenfalls  wesentlich  modifiziert, 
wenngleich  ein  vollauf  zureichendes  Bild  der 
Ent Wickelung  des  norddeutschen  Braugewerbes 
sich  aus  den  zur  Verfügung  stehenden  Zahlen 
nicht  in  dem  Masse  gewinnen  lässt,  wie  dies 
bezüglich  der  Brauereien  in  Bayern  nach  Mass- 
gabe der  dortigen  Steuerstatistik  (s.  n,)  mllg- 
lich  ist. 


,   Breslau,  Dortmund, 


')  Da  unter  den  Brauereien,  welche  1896/97 
Branstener  entrichtet  haben,  sich  zwei  befanden, 
welche  nicht  im  Betriebe  waren,  so  ist  die 
aus  den  stenerzahlenden  Brauereien  sich  erge- 
hende Differenz  um  zwei  geringer,  nämlich  5877. 

Hervorragende  Braustädte   Norddentschlanda  sind  Berlin,   Bi 
Dresden,  Frankrutt  a.  M,,  Hamburg,  Hannover,  Leipzig. 
Tabelle  IH  s.  S.  831. 
Tabelle  IV,     Der  Äussenhandel  des  Brausteuergebiets  mit  Bier. 
Es  betrag  iu  den  Rechnungsjahren 

1882  83    1883'84    1884'85    1885/86    188687    1887:88    1888j'89    U 
die  Biereinfufar  1000  hl      815  905  1014        iioz  1353         13S1  1568 

die  Bieranafuhr  1000  hl      714  767  879  914  721  784  683 
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189l,?92    1892,'93    1893,94    1894/95    1895/96     1896/97    1897/98 
1 941  2097        2a  I S         2m6         2362         2404        34.J6 

336  3^5        :3i9  a84  375  35°  454 


Wie  a.  a.  0.  bemerkt,  weist  Norddentach- 
land  die  ^rässte  BiereinFabr  aller  Länder  auf; 
dieselbe  betragt  nicht  weniKer  als  6%  der 
Eigenproduktion.  Die  AusfuEr  i»t  demgegen- 
über von  geringerer  Bedeatnng;  der  sehr  weit 
verzweigte  und  lebhafte  Bierexport  der  drei 
bremischen  Gxportbrauereien  ist  übrigens  in 
■vorstehenden  Zahlen  nicht  inbegriffen.  Der 
Hauptteil  der  Bieranahibr  Xorddeatachlands  ging 
früher  nach  Frankreich,  bat  aber  stark  abge- 


1>)  Bayern. 

Geschichtliche  Vorbemerkung.') 
Von  einigen  bis  ins  14.  Jahrhundert  znrück- 
reicbeoden,  auf  dem  Boden  der  Stadt  Wirtschaft 
erwachsenen  „Lokalumgeldern"  anf  dunkles 
(Bratin)Bier  abgesehen,  findet  sich  die  erste  von 
Landes  wegen  eingeführte  Bierbestenemng  in 
Bayern  gleichzeitig  wie  in  Brandenburg  zn 
Ende  des  15.  Jahrbnnderts,  wie  dort  so  auch 
hier  erst  eine  mühsame  Emmgenachaft  des 
Landesfürsten  über  den  Widerstand  der  „Land- 
schalt" ;  es  war  das  sogenannte  zunächst 
auf  Zeit  bewilligte  „Dm^elt",  eine  Schank- 
stener.  Die  erste  eigentliche  Brau  ateuer, 
als  ÄuEscblag  von  der  heimischen  Biererzeu- 
gang  der  brauenden  Bürgerschaft  (Adel  und 
Geistlichkeit  blieben  bis  157T  befreit),  erfolgte 
erat  1573  (1  Schilling  Pfennige  scbwarzer  Münze 
oder  8"/,,  Kr.  vom  Eimer  fertiges  Bier  beim 
Brauer  erhoben],  nachdem  vorher  bereit«  (1&43) 
ein  solcher  vom  ein-  und  ausgeführten  Bier  ein- 
geführt war.  In  der  Folge  wurden  mehrfache 
Erhehnngen  in  Form  von  Kumulationen  (I,  II, 
III,  rV  Bierpfennig)  eingeführt,  auch  Steuer- 
Pauschalierungen  (die  si^enannte  Komposition] 
sowie  zweimal  vorübergehend  (1612  sowie  1751) 
fakultativ  eine  Besteuerung  des  Malzes  (nach 
dem  Masse]  statt  des  fertigen  Biers.  Die  be- 
zügliche Gesetzgebung  kam  —  wie  auch  ander- 1 
w^tä  —  nie  zur  Ruhe,  ohne  jedoch  angesichta  | 
der  noch  roh  entwickelten  Steuertechnik  zu 
zweckentsprechenden  Zustünden  zu  gelangen;] 
vielmehr  sanken,  nachdem  seit  der  Mitte  des  < 
18.  Jahrhuudertä  die  Eumposilion  der  verschie- 1 
denen  BierpEennige  allgemein  in  Aufnahme  ge- , 
kommen  war,  die  Steuererträge  trotz  steigender  ! 
Biererzeuguiig  andauernd  und  schliesslich  in  so  ! 
nnerhürter  Weise,  dass  den  gänzlich  ausgearteten  1 
Zuständen  nur  durch  eine  radikale  Eeform  des  I 
gesamten  Brausteuerwesens  ein  Ende  gemacht  1 
werden  kannte.  Dies  geschah  durch  das  „Mandat" 
von   1806,  welches   mit  Ausdehnung   auf   das 

Sinze  Königreich  (exklusive  Rheinpfalz)  die  | 
ftizmaasateuer  einführte  und  für  die  zur  Zeit  | 
gültige  Malzauf schlag^eaetzgebung  grundlegend  \ 
geworden  ist. ')     Sacb  zweimaliger  Erhöbung  i 

')  S,  von  May  a.  a.  0.  S.  567ff.  ' 

*)  Gleichzeitig  hiermit  bezw,  kurz  zuvor ' 
waren  auch  alle  früheren  Beschränkungen,  wie  1 
die  Bann-  und  Zwangsrechte  n.  a,  m.,  gefallen; ' 
als  Ersatz  bezw,  behufs  Vermittelung  des  üeber- 1 
ganges  in  die  gewerbliche  Freiheit  wurde  den  ' 
Brauern  das  Becht   des   Eigeuausschanks   auf  > 


des  Steuersatzes  (1807  und  1611,  pro  bayerische 
Scheffel  Malz  5  Gulden  Steuer;  nach  Einführung 
der  Verfassung  —  1818  —  wurde  die  Steuer 
als  dauernde  Verbrauchsabgabe  erklärt  und  itir 
Reinertrag  seit  1819  zur  Tilgung  der  Staats- 
schulden verwendet)  wurden  durch  das  Geaetx 
vom  16.  Mai  1868  einige  wesentliche  für  die 
Gegenwart  massgebende  Veränderungen  bezw. 
Ergänzungen  eingeführt.  Unter  anderem  (Bege- 
lung  der  Steuerrückvergiltnng  bei  der  Bierans- 
ausmhr,  steuerliche  Gleichstellung  von  einge- 
sprengtem und  trockenem  Malz)  wurden  aas 
sächsisch- weimarische  Vordergericht  Ostheim 
(ausschliesslich  des  Ortes  Melpers],  das  cobnrg- 
gothaische  Amt  KiSnigsberg  und  die  Oster- 
reichische  zur  Grufacbaft  Tiroi  gehörige  Ge- 
meinde Jungholz  durch  entsprechend e^taata- 
verträge  dem  bayerischen  Malzaufschlage  ein- 
verleibt. Kach  verschiedenen  kleineren  Neue- 
rungen (Einführung  des  metrischen  Masses  und 
der  Beichsmünze,  infolge  deren  sich  die  Steuer 
auf  4  M.  vom  Hektoliter  trockenen  oder  einge- 
sprengten Malzes  normierte  etc.)  erfolgte  durdi 
Gesetz  vom  31.  Oktober  1879  eine  Erhöhung 
der  Steuer  von  4  auf  6  M.,  zunächst  wiederholt 
auf  2  Jahre  eingeführt,  bis  sie  schliesslich  durch 
die  Novelle  vom  8.  Dezember  1889  verewigt 
wurde,  gleichzeitig  damit  aber  wurden  gewisse 
Steuerstaffelungeu  eingeführt  Mit  dem 
Gesetz  vom  Jahre  1879  war  auch  die  bayerisdie 
Rheiupfalz,  welche  bisher  vom  Malzaufschlag 
betreit  war  (wofür  sie  seit  186Ö  ein  Aversnm 
von  10000  Gulden  „Steuerbeiachlag  zu  den 
direkten  Steuern"  zu  leisten  hatte),  in  denselb^ 
einbezogen. 

Die  nach  der  neuen  Teitiernng  des  Gesetzes 
vom  10,  Dezember  1889  (Bayer.  Ges.  u.  Verord- 
nungsblatt von  1889  S.  GOOff.,  Vollzugsordnungen 
dazu  ibid.  S.  640ff.)  wichtia:sten  Bestimmungen 
des  bayerischen  Malzaufschlnges  sind  folgende: 

1.  Gegenstand  der  Besteuerung  ist 
alles  „künstlich  zum  Keimen  gebrachte  Ge- 
treide", welches  zum  Bierbranen  oder  zur  Essig- 
bereituug  für  gewerbliche  Zwecke  oder  für  den 
Eigenbedarf  (gleichgültig  ob  in  privaten  oder 
staatlichen  bezw.  küniglichen  Brauereien)  ver- 
wendet wird.')  Nach  Artikel  7  des  Gesetzes 
sind  alle  anderen  Stoffe,  welche  als  Znsatz  oder 
Ersatz  für  solches  künstlich  gekeimtes  Getreide, 
d.  h.  Malz,  zur  Bierbereitung  verwendet  wer- 
den   können,  verboten.^     Zur   Bereitung   von 


dem  Lagerkeller  (der  „Minutoverschleiss"  1803) 
verliehen  sowie  das  Biertaxwesen  zeitgemäss 
und  einheitlich  umgestaltet.  Letzteres  bestand 
bis  1665,  nachdem  es  1861  bereits  provisorisch 
ausser  Geltung  gesetzt  war. 

')  Alles  zu  anderen  Zwecken  verwendete 
Malz  ist  steuerfrei,  unterli^  aber  gewissen 
Kontrollen,  ebenso  wie  der  Verkeiir  mit  Malz 
im  lulande  und  die  Einfuhr  von  Malz ;  der  Ver- 
kehr mit  gebrochenem  Malz  ist  überhaupt  ver- 
boten. Die  Verwendung  von  Grünmalz  zur 
Essig-  und  Hefebereitiing  ist  steuerfrei. 

^  Diese  Bestimmung  stammt  sinngemäss 
bereits  aus  dem  16.  Jahrhundert  (Landes-  nnd 
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nntcrgSrigem  Bier    (.sogenanntem  „Braanbier") 
darf  nnr  Gerstenmals  verwendet  werden. 

2.  Der  Steneraatz  beträgt  iiormalit«r 
6  M.  Tom  Hektoliter  nmgeschrotenen  („unge- 
brochenen") Makes,  obne Unterschied, obdasBelbe 
in  trockenem  oder  eingesprengtem  Zustande 
vermessen  wird.  Im  einzelnen  sind  jedoch 
folgende  Differenzierungen  des  Steuer- 
satzes vorgesehen:  a)  Branereien,  welche  be- 
reits vor  dem  1.  Oktober  1889  vorhanden  waren, 
gleichviel  ob  unter  demselben  Besitzer  oder 
nicht,  und  im  Kalenderjahr  1888  nicht  mehr 
als  6000  hl  Malz  versteuerten,  haben,  solange 
ihr  Jlbrlicher  Malzverbranch  die  Höhe  von  7000  hl 
nicht  überschreitet,  von  den  ersten  2000  hl 
verbrauten  Malzes  nur  ö  M.  Steuer  vom  Hekto- 
liter zu  entrichten,  b]  Brauereien  dagegen, 
deren  Jährlicher  Malzverhraach  den  Betrag  von 
10000  hl  Überschreitet,  haben  für  die  darauf- 
folgenden 80000  hl  einen  Steuerzuschlsg  von  25 
Pfg.  pro  Hektoliter  und  für  den  einen  Betrag  von 
40000  hl  übersteigenden  Malzverbrauch  öOPfg. 
Zuschlag  vom  Hektoliter  Malz  zu  zahlen.  Den 
Xormtdsatz  von  6  M.  pro  Hektoliter  zahlen  da- 
her in  Bayern  1)  die  „nicht  gesperrten"  Braue- 
reien sowie  alle  sonstigen  Brauereien,  deren 
Malzverbrauch  jährlich  zwischen  7000  und 
10000  hl  sich  beweg't.  —  Ueber  die  Bestim- 
mungen betreifend  die  St«uerkontrolIe,  das  Ver- 
messen und  Verschroten  des  Malzes,  sowie  die 
Benutzung  und  den  Betrieb  der  MalzmUhlen 
und  den  Verkehr  mit  Malz  s.  o.  allgemeine  Dar- 
stellnng  der  MalzTermablnngsstener.  Ein  bei 
der  Steuerverniessung  vorgefundener  Mehrbe- 
staud  von  8  1  auf  das  Hektoliter  Malz  gegen- 
über der  Deklaration  ist  strafbar, 

3.  Entsprechend  dieser  Differenzierung  dea 
Steuersatzes  ist  auch  die  Bückvergütnng 
der  Steuer  bei  der  Bierausfuhr  geregelt  und 
zwar  beträgt  der  normale  Rückvergütungssatz 
bei  einem  Mindeste xportqnantum  von  60  1  für 
das  Hektoliter  „Brannbier"  (untergärig)  2,60  M. 
und  für  das  Hektoliter  .jWeissbier"  jobergärig) 
1  M..  gleichgQItig  oh  die  Ausfuhr  in  Krügen, 
Flaschen  oder  Oebinden.  ob  durch  den  Braner 
selbst  oder  durch  einen  Zwischenhändler  erfolgt. 
Sofern  aber  zum  Export  angemeldetes  Brann- 
bier aus  einer  der  vorstehend  (2)  unter  a)  be- 
zeichneten Brauereien  stammt,  ermässigt  sich 
der  Rück  Vergütungssatz  für  die  ersten  innerhalb 
eines  Jahres  aus  der  betreffenden  Brauerei  ex- 
portierten 2400  Hektoliter  um  50  Pt.  pro  Hekto- 
liter, beträgt  also  nur  2,10  M,  Stammt  aber 
umgekehrt  das  Bier  aus  einer  der  vorstehend 
unter  b)  angeführten,  dem  Steuerznschlage 
unterliegenden  Brauereien,  so  erhfiht  sich  auch 
der  RUckvergütnngssalz  und  zwar,  sofern  inner- 
halb eines  Jahres  mehr  als  12000  hl  Brannbier 
ausgeführt  sind,  für  die  dieser  Menge  folgenden 
48««  hl  um  15  Pt.  pro  Hektoliter  und  für 
das  die  Menge  von  im  ganzen  60000  hl  über- 
steigende Esportquantum  um  26  Pf.  pro  Hekto- 
liter; die  Steuerrückvergütung  betrügt  also  im 
ersten  Falle  2,75  M.    und    im    zweiten   Falle 


Polizeiverordnung  von  1616  s.  o,).  Hopfen- 
surrogate sind  sowohl  landrechtlich  durch 
besonderes    Gesetz  von  1861   als   anch   reichs- 

fesetzlich  durch  das  Nahmngsmittelgesetz  vom 
4.  Mai  1879  verboten. 
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□  Hektoliter  der  betreffenden  Export- 1 

Übrigen  deutschen  j 
BoDdesstatiten  stammende  EiereinfnliT  wird! 
eine  Uehergangsabgabe  von  3  M,  25  P£.  vom 
Hektoliter  onne  Unterschied  dei  Bierart  erhoben. 

5.  Für  seiner  steaerpflichtigen  Verwendung 
dorch  einen  Znfnil  entzogenes  Malz  oder  bei 
Verlusten  von  Würze  oder  Bier  durch  unver- 
schnldetes  Verderben  etc.  bei  der  Bereitnng 
sowie  auch  bei  Verderb  von  Bier  in  den  Kellen» 
wird  auf  Antrag  ein  entsprechender  Ste 
nacblass  gewährt. 

6.  Die  Einhebung  des  Anfschl 
erfolgt  in  der  Regel  nicht  bei  der  Einholung 
des  MahlerlaubniBScheina  („Polette"),  sondern 
qnartaliter  und  zwar  für  daa  vom  Oktober 
bis  einschliesslich  Dezember  znr  Brannbie 
bereitnng  verwendete  Malz  znr  einen  HUIft« 
der  Zeit  vom  1. — 15.  Januar,  für  das  vom  Januar 
bis  inklusive  März  verwendete  Malz  zi 
Hälfte  in  der  Zeit  vom  I. — lö.  April ;  die  andere 
HSlfte  des  fOr  das  in  den  Monaten  Oktober- 
Dezember  bezw.  Januar-Marz  verwendete  steuer- 
pflichtige Brann  biermalz  fSlligen  Aufschlages 
(die  sogenannte  „Nachborge")  wird  erat  in  der 
Zeit  vom   1.— 15.   Juli   bezw.   1.— 15.  Oktober 


fällig.  Biegen  ist  für  das  in  den  Monaten 
Aprfl — Juni  und  Jnli— September  znr  Braunbier- 
hereitung   verwendet«  Malz  sowie  für  das   in 


ir  Kalendervierteljahre  zur  We 
hier-  oder  Essigbereitung  verwendete 
Halz  die  Steuer  im  ganzen  Betrage  je  in 
der  ersten  BKlfte  des  auf  das  betreffende 
Vierteljahr  folgenden  Honats  zu  bezahlen.  Diese 
für  den  Fernstehenden  etwas  komplizierte  diffe- 
rentielle  Eegelnng  der  „Steuemachborge"  hat 
sozialpolitiscn  ihren  guten  Grund.  Da  der 
Brauer  in  den  Monaten  Oktober  bis  Dezember 
hezw.  bis  März  gemeinhin  bedeutende  Auslagen 
für  seinen  im  Herbst  zu  beschaffenden  JahreS' 
bedarf  an  Rohstoffen  hat  und  da  ferner  beson- 
ders daa  Gros  der  kleineren  und  mittleren 
Brauereien  in  den  Wintermonaten  das  für  den 
Sommerabsatz  bestimmte  Bier  (das  sogenannte 
„Sommerbier")  zu  brauen  genötigt  ist,  dessen 
Herstellung  sich  ohnedies  wegen  des  erforder- 
lichen stäMtereu  Einbrauens  und  der  längeren 
Lagerung  teurer  st«llt  (wofür  auch  sein  Preis 
ein  höherer  als  der  des  „Winterbiers"  ist)  und 
für  welclies  er  seine  Auslagen  erst  in  den 
Sommermonaten  zurückerhält,  so  ist  ihm  auch 
für  das  zu  diesem  Biere  (Braunbier!)  ver- 
wendete Malz  der  darauf  entfallende  Aufschlag 
in  den  oben  angegebeneu  zwei  Stundungsraten 
entsprechend  kreditiert.  In  besonderen  erfor- 
derlichen Fällen  kann  diese  Steuemachborge 
an  eine  entsprechende  Sieherstellung  geknüpft 
werden ;  des  ferneren  sind  bezüglich  der  etwaigen 
zwangsweisen  Beitreibung  der  Steuer 
und  im  Falle  des  Konkurses  des  Steuerschuldners 
besoodero  gesetzliche  Bestimmaugen  vorgesehen. 

7.  Das  Strafverfahren  ist  in  der  Haupt- 
sache dasselbe  wie  für  Zollstraf saehen;  für  die 
Strafbemessung  sind,  von  Einzelheiten  abge- 
sehen, die  Vorschriften  des  allgemeinen  Straf- 
gesetzbuchs für  das  Deutsche  Reich  massgebend. 

S.  Der  neben  dem  staatlichen  ütlalzau [schlag 
in  den  meisten  Kommunen  als  Zuschlag  zu 
demselben  mit  75  Pf.  bis  1,95  M.  vom  Hekto- 
liter    erhobene    Lokalmalzanfscblag     ist 


Rheins  ca.  5  Millionen  Mark  e 
eben   ca.  1,5  Millionen  Mark, 

Kritisch  betrachtet,  dürfte  kaum  eins 
der  in  Geltung  befindlichen  Bierbestenerungs- 
systeme  in  so  hohem  Masse  die  an  ihm  be- 
teiligten zum  Teil  abweichenden  Interessen  in 
Einklang  halten  nnd  befriedigen,  wie  das  haje- 
rische.  Aach  theoretisch  verdient  diese  Steuer- 
form nach  Hassgabe  aller  in  Betracht  kommen- 
den Momente  bei  weitem  der  Vorzug.  Frag- 
lich künnte  nur  sein,  ob  die  Höhe  der  Steuer, 
die  allerdings  finanziell  ein  glänzendes  Ergebnis 
bietet,  nicht  auf  die  Dauer  als  zu  beträchtlieh 
sich  erweist  und  speciell  für  die  breiteren 
Schichten  des  Gewerbes  die  Vorteile  der  Steuer- 
staffelung illusorisch  zu  inachen  droht. 
(S.  TabeUe  I  auf  folgender  Seite.) 

Der  Rückgang  in  der  Zahl  der  Brauereien 
ist  auch  hier  trotz  der  erheblich  günstigeren 
Esistenzhedingungen  des  Brauereikleinbetnebes 
(das  Recht  auf  Bigenansschank  u.  a.  m.)  unver- 
kennbar, wenngleich  nicht  in  dem  Hasse  aus- 
geprägt wie  in  Norddeutachland  mit  seiner  erst 
aus  neuerer  Zeit  datierenden  gewerblichen  Ent- 
wickelung  des  Brauwesens.  ^  Aufßlllig  ist 
dabei  besonders  der  verstärkte  Rückgang  der 
Betriebe  in  der  Zeit  nach  1889,  d.  h.  nach 
Einführung  der  Steuerstaffelung,  bezüg- 
lich deren  man  eher  das  Gegenteil  vermuten 
sollte.  Es  betrug  der  Rückgang  der  Braun- 
bierbrauereien  (ohne  Kommunbrauereien)') 
von  1880  (Einführungsjahr  der  Erhöhung  des 
Malzaufscbtages  um  oO";.  von  4  M.  auf  6  M. 
pro  Hektoliter)  bis  1869  199  Betriebe,  von  1889 
(Einfahrung  der  Staffelsätze  von  ö  M.  bis  6,50  M. 
pro  Hektoliter)  bis  1897  664  Betriebe,  üeber 
die  an  dem  Rückgange  beteiligten  Betriebs- 
kategorieen  giebt  nachstehende  Zusammenstel- 
lung, weiche  allerdings  die  Gesamtzahl  der 
Brauer  umfasst,  niUieren  Aufschluss: 

Tabelle  II. 
Zahl  der  Brauer  bezw.  Brauereien, 
welche  Malz  verbraucht  haben 
in  den  Jahren 


bis  100  hl 

7100 

79*1 

6478 

100—    300   . 

2lgS 

3U8 

1791 

300-    600   „ 

801 

67S 

583 

500-  1000   „ 

793 

778 

696 

laio-  5000  . 

993 

953 

987 

5000-10000  „ 

84 

91 

109 

10000-20000  „ 

30 

43 

55 

über  20000  „ 

21 

30 

SO 

')  Wie  T.  Geiger  i,Die  bayerische  Malz- 
aufschfagsnovelle  von  1889  und  Ihre  Wirkungen" 
(Schanz,  Finanzarchiv  1897  p.  286—300)  betont 
betrug  der  Rückgang  der  Zahl  der  Brauereien 
von  1885-1894  in  Bayern  437  =  6,2«/<„  im  Brau- 
.teuergebiet  2336  =  22,6  V  »n  Oesterreich- 
Ungarn  276  =  13,6 "/„,  in  England 5393  =  36,8».,,. 
')  Die  Kommun-  wie  die  Weissbierbraue- 
.  haben  von  dem  Gros  der  eigentlichen  ge- 
werblichen   bezw.    industriellen  Bra '"      " 
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Statistik  de 


TabfeUe  I. 
i  tiud  Bierhei 


|z«hl  der  betrie-' 

§■     '   Ertrag  des 

Malz- 

i,;„__„  ■  Gesamtein- 

M  M !         aulscblages 

) 

1"  1 .  ^ 

1  = 

ii 
11 

1 

1, 11 1  ^= 

'■^ 

ü 

1879 

5544 

354 

1572 

5  ä45  4" 

11MS313 

232 1^2441 1065 

21376 

81 

18 

21475 

1880 

55*4 

355 

1606 

5  140693 

[182(915 

224 1305551  '890 

28665 

28789 

4,80 

1885 

5369 

S'= 

1618 

5  5Ö7  184 

12660  L05 

234 1 33  562  36H 

39951 

126 

30082 

5,56 

1890 

5[86 

541 

■563 

6  478  770 

14419895 

258  36  5141 5794 

30720 

161 

30894 

S,S4 

1891 

5130 

564 

'556 

6490132 

14482703 

258  36544:5953 

30591 

30753 

5.47 

1892 

5081 

570 

1565 

6  797  180 

15096702 

267 138372  6213 

32159 

"53 

32326 

5,72 

1893 

5055 

563 

■  567 

6730112 

15019197 

264  3802916449 

31580 

154 

3175s 

5,57 

1891 

5017 

557 

»533 

6  765  428 

15179860 

265  |i  38  392;  6535 

31757 

153 

30 

31939 

5,55 

1895 

4960 

564 

'54^ 

7   1012J. 

16034092 

277  403166730 

335S5 

161 

48 

33794 

5,85 

189ß 

4918 

556 

1510 

7152565    16198126 

276 140  690;  6895 

33  795 

165 

48 

34008 

5,81 

1897 

4857 

551 

1507 

7  433  089 

16  973  700 

280  [42  41* 

6998 

35414 

177 

— 

')  Die  jahrlichen  Ergebnis:  .  ^  „ 

im  Ämtsblatt  der  bayerischen  Generaldirektiuu  der  Zölle  und  indiTekt^n  Steuern  (vom  Jahrgang 
1873  ab]  veröffentlicht.  Für  die  frühere  Zeit  (bis  181B,.19  zurUck^hend)  waren  ZDsaninien- 
bäogende  Nachweisnngen  dem  AufachlagsKesetzentnurf  yon  1868  beigegeben.  S.  bei  v.  Ma^, 
Gesetz  über  den  Halzaufschlaa-,  II.  Änfl.,  S.  79ff.,  woselbst  ancb  noch  weitere  atatiatiscbe  Mit- 
teilung:eD  aus  trüberer  Zeit.  Karze,  summariscbe  Uebergichten  bieten  anch  die  Tierteljahrsbefte 
zur  Statistik  des  Deutschen  Beiches  sowie  anch  das  St«tistisehe  Jahrbuch  des  Deutschen  Reiches. 

')  Die  Erzeugang  von  Weissbier  ist  nur  geringfügig  nnd  hetrng  1897  18ö94ä  hl. 

*)  Für  die  ält«re  Zeit  sind  folgende  Zahlen  für  die  Entwickeinng  der  staatswirtscbaft- 
lichen  Bedentimg  des  bayerischen  Braagewerbes  von  Interesse.  Es  betragen  die  Gesamtein- 
nahmen von  Bier  in  Bayern; 

1818/19  7^1  Millionen  Mark  184041  9,95  MiUionen  Mark  1864/65  17,15  Millionen  Mark 
1820,'21  8,29        „  ..  1&-)0.'51  11,71        „  „  1870     16,07 

1830/31  8,88        „  ,.  1860/61  11,74        .,  ,.  1875     19.43 


Rechnet  man  die  Brauereien  bezw.  Braner 
mit  mehr  als  300  hl  jährlichem  Malzverbranch 
als  selbständige  Brauerei ge Werbebetriebe  bezw. 
Gewerbetreibende,  so  ergiebt  sich  für  diese  seit 
1882  ein  Rückgang  von  232  Betrieben  und  seit 
1889  von  93.  Es  sind  darnach  auch  hier  in 
der  Hauptaache  die  kleinen  landwirtschaftlichen 
Sebenbetriebe,  welche  den  gewerblichen  Braue- 
reien allmfihlich  weichen  inUssen. 

Bezeichnend  ist  auch  der  bei  weitem  stärkere 
Rückgang  der  Brauereien  in  Bayern  links 
des  lUieins  {die  Rheinpfalz),  weiches  vorwiegend 
ein  Weinland  ist  (1879  282,  1897  95  Brauereien) 
gegenüber  den  in  dem  rechtsrheinischen  Alt- 
bayern, dem  eigentlichen  Bierlande. 

Die  Zahl  der  Lager-  bezw.  Braunbier- 
braaereien  Münchens  ist  von  1891/92  bis 
1896/97  von  36  auf  2Ö  zurückgegangen,  die 
Produktion  hat  sich  von  2  902  669  hl  gehoben 
auf  3118  922  hl.  Die  mit  der  Stenererhöhung 
von  1879  bewirkte  grosse  Belastung  der  Braue- 
reien führte  besonders  hier  zu  forcierten  ¥er- 
grössemngsbestrehnngen  vieler  Brauereien  und  1 

hat  sich,  speciell  seit  1889,  nnr  wenig  verändert, 
die  der  letzteren  nur  wenig  abgenommen. 


damit  zn  einer  lebhaften  Umgründung  von 
solchen  zu  Aktienc'esellschaften,  die  jedoch  nnr 
zam  geringen  Teil  von  Erfolg  begleitet  waren. 
Dagegen  bot,  besonders  für  die  alten  Gross- 
brauereien, die  starke  Verlegung  auf  den  Ex- 
portabsfttx  einen  meist  erfolgreichen  Ana- 
gleich gegenüber  der  steuerlichen  Mehrbelastung, 


Tabelle  in. 

aver 

nsBieraiisf Uhr  gegen  Steuer- 

rückvergütung. 

laan 

745  333    U            J889     2016325    h 

IKKl 

887  946   ,            1890    2  146  905    , 

1882 

1  103  869   „            1892    2  299  889    „ 

1884 

1378873   „           1894    2384736    „ 

1886 

1571989   „            1895    3469753    „ 

1857867    „            1897    2580294   „ 

Die  bayerische  Bierauafuhr  hat  sich  seit 
1880  um  fast  2  Hillionen  Hektoliter  gehoben, 
die  gesamt«  Biererzengung  in  derselben  Zeit 
um   etwas   Über  4   Millionen   Hektoliter;    sie 


Haadwltrterbach  der  StaaUwItsenschartsn.    Zweite  Anflage.    [I. 
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wurde    also  fast  zur  Hälfte    ihrer   Steigerung  1  tion  anamuchte,  betrug  sie  1897  Über  15%der- 
nur  durch  eine  entsprechende  VeratSrliniiK  des  gelben. 

Aussen absatzes    ermöglicht.      W&hrend    ferner  In  einzelnen  verteilte  sich  der  AosBenhandel 

ItiBO  die  Bieransfuhi  ca.  Q%  der  Eigenprodok- I  Bajeros  mit  Bier  im  Jahre  1S97  vie  folgt: 


1  907  263   hl,  darunter     1  849  hl  in   Flaschen  i 

345^93    >,  »  2 '75    n    t,  -         \ 

337563    „  «         1765Ö    n    .-  X         1 

Heber  V)\  des  bayerischen  Bierexporta 
stammten  allein  ans  dem  Hanptzollamtsbezirk 
Hanchen  11093964  hl). 

c)  "Wörtteiuberg. 

GeschicbtlicbeYorbemerkang.  Die 
Anfänge  der  Bierbestenerang  sind  als  Bestand- 
teil der  ans  dem  14.  Jahrhnndert  stammenden 
Schanlutenem  erst  seit  dem  16.  Jahrhundert 
nachweisbar.  Erst  im  folgenden  Jahrhundert 
erlangte  jedoch  das  Brauwesen  in  Württemberg 
nnige  Bedentnng.  Nach  den  auch  hier  ver- 
schiedenartÜBten  Wandlungen  der  Gesetzgebung 
wurde  im  Jahre  1827  nawi  mehreren  vergeb- 
lichen Ansätzen  mit  den  überkommenen  Zu- 
ständen gebrochen  und  dnrch  die  BiDfübrnng 
der  Mafzbestenerung  nach  bayerischem 
Vorbilde  (dnrch  das  Wirtschaftsabgaben^setz 
vom  9.  Juli  1827)  der  Grand  zur  derzeitigen 
Bierbesteuenmggform  gelegt.  Ln  Jahre  1856 
warde  dann  die  Malzsteuer  ans  dem  sie  bisher 
mitbegreif enden  WirtschaftsabgabengesetE  als 
ein  besonderes  Gesetz  (vom  8.  April  1866)  ans- 
geschiedcn,  dessen  Fassung  in  wesentlichen 
Punkten  seitdem  unverändert  geblieben  ist, 
wenngleich  es  in  der  Folge  (1871,  187B,  1879, 
1893)   noch  mehrfach  Aenderun^en   bezw.  Er- 

f'inzongen  erfuhr,  deren  wichtigste  eine  die 
infUhrung  von  Staffelsätzen  dnrch  die 
NoveUe  vom  8.  JaU  1893  bezw.  6.  JuU  1895  war. 

Die  Steuer  ist  eine  Halzvermahlnngs- 
stener  und  wird  von  dem  Gewicht  (seit 
1871,  bis  dahin  vom  Mass  —  Simri  — )  des  znr 
Bierbereitong ')  bestimmten,  aas  Getreide  aller 
Art  hergesteUtcn,  trockenen  oder  eingesprengten 
Malzes  nnd  von  den  ebenfalls  zugelassenen 
Surrogaten  erhoben. 

Der  Steuersatz  wird  durch  Pinanz- 
Kesetz  für  je  eine  Budgetperiode  (zwei  JahreJ 
festgestellt  nnd  beträgt  seit  1881  nnverftndert 
10  M.  von  100  kg  HalE.  Fllr  die  Surrogate 
erfolgt  die  Stenerberechnnng  von  Fall  zu  Fall 
nnt«r  Ermittelung  ihres  aöf  Malz  redusierten 
Steuerwerts  anf  Grund  Yemehmung  von  Sach- 
verständigen, soweit  nicht  für  einzelne  Surro- 
gate allgemeine  Umrechnungsitätze  vorKeseben 
sind,  wie  fi\r  den  hauplaäclilich  in  Betracht 
kommenden  Reis,  von  welchem  87  kg  gleich : 
100  kg  Malz  gerechnet  werden.  1 

Nach  der  mit  dem  1,  April  1895  in  Kraft 
betretenen  Steuerdifferenzierung  ist  zunächst 
den  aogenanntenPrivatbraner  n,d.h.  solchen 
Personen,  welche  nur  fUr  den  eigenen  Eanshalt 
brauen  [daher  auch  kein  Bier  gegen  Entgelt 
abgeben  dürfen)  und  hierzu  nicht  mehr  als  5 
Doppelcentner  Malz   in  einem  Etatsjahre  ver- 


')  Für  die  Verjiaclrnng  des  Malzes  wird 
eine  gleiohmassig  mit  2"/,,  bemessene  Taxe  in 
Abz^  gebracht.  Die  Verwendung  von  Malz 
zur  Essighereitung  ist  steuerfrei. 


1  das  Gebiet  der  Branstenergeneinschaft, 
ach  Württemhere,  Baden,  Elsass-Lotbringen, 
1  das  Zollansiana. 

wenden,  eine  Stenerermässigung  von  76**/.  zu- 
gebilligt (d.  h.  also  tUr  sie  eine  Steuer  von  2,50  M. 
Sro  100  kg).  Sodann  ist  (nnd  swar  bereits  seit 
era  1.  April  1893)  den  Brauereien,  welche  im 
Laufe  des  Etatsjahres  nicht  mehr  als  1000 
Doppelcentner  Malz  verwendet  haben,  für  die 
ersten  500  Doppelcentner  ein  Nacblaas  von  10^, 
vom  Normals  teuersat^  zngebilligt.  Dag^en 
haben  (seit  dem  l.  April  1890)  diejenigen  firane- 
reien,  welche  im  Laufe  des  Etatsjahres  mehr 
als  5000  Doppelcentner  verwendet  haben.  fOr 
die  diesen  Betrag  übersteigenden  näcnsten 
15 000  Doppelcentner  einen  Zuschlag  von  5% 
und  für  den  den  Betrag  von  insgesamt  20000 
Doppelcentner  übersteigenden  SalzTerbranch 
pro  Doppelcentner  W/o  Zuschlag  zum  Normal- 
steuersatz  zu  leisten.  Neuerdings  ist  jedoch 
eine  weitere  Spannnng  dieser  Differenziernng 
in  Aussicht  genommen.  Nach  dem  unter  dem 
20.  Februar  1899  von  der  wUrttembergiachen 
Regierung  veröffentlichten  Gesetzentwurf,  wel- 
cher möglichst  mit  dem  1.  Oktober  1899  als 
Gesetz  in  Kraft  treten  soll,  ist  für  den  Verbrauch 
der  ersten  600  Doppelcentner  Malz  dnrchw^ 
eine  Ermässigung  des  Normalsatzes  von  10  H. 

Jro  Doppelcentner  um  20%  vorgesehen,  für  die 
en  Betrag  von  1500  Doppelcentner  übersteigen- 
den nächsten  6000  Doppelcentner  dagegen  ein 
Zuschlag  von  10  0/0  nnd  für  die  den  Gesamtbe- 
trag  von  8000  Doppelcentner  übersteigende 
Hi^verbraucbsmenge  ein  solcher  von  20% 
pro  Doppelcentner  vorgesehen.  Des  ferneren 
soll  die  Verwendung  von  Surrogaten 
zurBierbereitnng  nach  dem  Vor  gange 
Bayerns  und  Badens  gänzlich  nnter- 
sagtwerden.  ')Im  Zusammenhange  damit  sind 
sodann  einige  Aendemngen  bezw.  Erleichte- 
rungen der  Stenerkoutrwlen  sowie  der  Vor- 
schriften über  NachlaSB  und  Bllckvergütung  der 
Steuer  vorgesehen. 

Für  die  Erhebung  der  Steuer  ist  seit 
einiger  Zeit  ein  wesentlicher  Portschritt  durch 
die  ZulasBuna;  automatischer  Wäge- 
L^parate  erzim  worden '),  indem  dsdnrch  die 
ziemlich  weitläufigen  Koutrollbestimmunffen 
Qber  den  jeweiligen  Steuerverschluss  der  Maule, 
über  die  Funktionen  der  Malzanfseher  und  die 
Verwägung  in  Gegenwart  des  Ortssteuer beamten 
durch  den  die  Funktion  des  ijffentlichen  HQllera 
ausübenden,  vom  Brauer  anzustellenden  Male- 
brechers sich  erübrigen. 

Im  übrigen  bestehen  für  die  Sicherung  des 
Steuerertrages  die  ans  dem  System  der  Malz- 
vermahlungssteuer sich  sinngemäss  ergebenden 
Bestimmungen   (s.  oben)    betr.    die  Benutzung 


*)  Zugelassen  sind  die  Systeme  Biedingc 
Modell  18^,  B«uÜier  nnd  Reisert,  Modell  1& 

(v.  ZeUer  a.  a.  0.) 


igtizecby  Google 


Öffentlicher  Mühlen,  die  Einholnng  eine«  Mahl- 
erlanbniEgcheioef  sowie  eines  Be^eitscb eines  für 
jede  „Makpoat",  ober  Zeit  nnd  Dauer  der  Ver- 
nahlnn^  nnd  des  Malztransportg,  Qber  den  Ver- 
kehr mit  Halz  nnd  die  Aufbewahinng  desselbea, 
aber  daa  Halten  von  FatterscbrotmUUen  a.  a.  m. 
Eine  bemerkenswert«  Kontrollmas  sregel  ist 
uuserdem  die  steueramttiche  Bewirkoug  nn- 
Termuteter  Sn da nfn ahmen,  bei  denen  die 
Meagennd  mittelst  des  S&ccharometers  die  Stärke 
(der  Eitraktgehalt)  der  Würze  genan  bestimmt 
niid,  die  sogleich  aach  tDr  die  Bemessung 
der  SteuerrückYergütnng  bei  der  Bier- 
an^fohr  die  nütigen  Unterlagen  abgeben  sollen. 
(Erlass  des  Steuerkollegiams  vom  IB.  Juni  1881, 
ÜB  Mannskript  gedmckt.)  Bie  haben  sich  als 
ein  wertTolles  FOrdeninga mittel  der  Brauerei 
selbst  erwiesen,  indem  aie  die  Braaer  anf  hang- 
bälterische  Ansnatinng  des  Materials  hinge- 
wiesen haben. ') 

Die  StenerrUckvergUtung,  welche, 
wie  bemerkt,  anf  Orand  der  wirklich  festge- 
etdlt«n  Ausbeute  naeh  gewissen  Normen  fest- 
eeatellt  wird  nnd  dem  Tollen  Betrage  der  ent- 
Mlenden  Halzsteuer  entsprechen  Boll,  wird  nicht 
nnrbeiderAnsfQhrvonBier,sondemaachbei  der 
von  Malz  in  entsprechender  Weise  gewUirt. 
Desgleichen  tritt  Erlass  der  Steuer  ein 
beim  unrerschnldeten  Verderben  von  Bier  und 
Ualz,  auch  wenn  das  in  Frage  kommende  Bier 
besw.  das  betreffende  Halz  aui£  trotzdem  zu  Essig 
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I  verarbeitet  wird.  Die  L"  e  h  e  i  ^  ^ 
für  ans  den  anderen  deutschen  Steuergehietea 
eingeführtes  Bier  beträgt  für  den  Hektoliter 
I  Braunbier  (Lagerbier)  3  M.,  für  den  Hektoliter 
I  Weissbier  l,6ö'M.  und  für  1  Doppelcentner  ge- 
!  brochenes  Malz  10  M. 

1  Die  Erhebung  der  Steuer  erfolgt  Khn- 
[  lieh  wie  in  Bayern  für  das  im  abgelaufenen 
Quartal  gebrochene  Branmalz  zu  Anfang  des 
nächsten  Quartals,  wobei  jedoch  anf  Antrag  des 
Steuerschuldners  die  Stener  fHr  das  in  des 
Winterquartalen  zur  BrauDbierfabrikatJOD 
verwendete  Halzschrot  zur  Hsifte  je  erst  noch 
weitere  drei  Monate  gestundet  werden  kann. 

Die  auch  in  Württemberg  erhobenen  Ge- 
meindeabgaben  vom  Bier  werden  anf  Omnd 
des  Gesetzes  vom  23.  Juli  1877  bezw.  8.  Härs 
1881  als  Zuschläge  zur  Staatssteaer  bis  zn 
2  M.  vom  Doppelcentner  Malz  erhoben  bezw. 
als  Einfuhr stenem  vom  Bier  im  ESchstbetrage 
von  G6  Pf.  pro  Hektoliter  erhoben. 

Alles   in  allem   gilt  von  der  wOrttember- 

fischen  Malzvermahlnngsstener,  zumal  im  Hin- 
lick  anf  die  nahe  bevorstehenden  Neuerangen 
(Surrogatverbot  etc.)  dasselbe  wie  von  der  baye- 
rischen, der  sie  anch  in  der  Höhe  des  Stener- 
satzes  gleichkommt.  Die  im  Unterschied  von 
der  bayerischen  Massbesteuerung  in  Württem- 
berg nach  dem  Gewicht  des  zu  verschroten- 
den Malzes  erfolgende  Besteuerung  stellt  nach 
Meinung  mancher  Sachverständiger  einen  ge- 
wissen Vorsprang  gegen  jene  dar,  ist  aber  jeden- 
falls nicht  von  grossem  Belang. 


Statistik  der  Bierbrauerei  und  Bierbesteuerung  in  Württemberg. 
Tabelle  I. 


EUts- 

B^tereienl-SS" 

Biererzeu 

Brutto- 

dazu  treten 

i 

KKHIH- 

m-ß. 

Im 

gansen 

hl 

V 

d.Bron- 
malz- 
stener 

lOODH. 

Ueber- 
rann. 
«bgik 
lOOUH. 

1 

März) 

^11 

■iS'    Malz    \l^ 
^-         dz       1    "3z" 

»gl  vSlke- 
■S  "  i  rnng 

1888/89 
1897/98 

2383 
i7'S 

5285    772586  1   2936 
4570  889497    44330 

3153511 
4100392 

156 
190 

ll'^i 

184,0 

s;,8 

:i!:? 

7865,5   3,88 
9350,5   4,43 

Tabelle  II. 
Es  waren  vorbanden  gewerbsmässige  Brannbierbrauer: 


Tabelle  m. 

Es  versteuerten  im  Bechnungsjahre  1897^98  Braamalz  und  Surrogate 

4ö70Brauer.  m. bis  ö  dz  Malzverbr..  zus.    4321  dz z. Satz  v.M.  2,50 (Frivathranereien) 

1794       „       „    „        5—  1000   „  „  ,  270827  „  „     „     „  „    9,00  fiir  die  ersten  öOOdz 

193       „„    „  1000—  5000   „  ,.  „  515037  „„     „     ,.  „  10,00  (Normalsteuersatz} 

22        „        -    „  5000—20000    „  „  ,.  270827  „   „     „      „  „   10,50  f.d.Vert.r.v.üb.wiNjdE 

1        „        „      übet       20000    „  „  „     27  [90  ,  „     „      „  „   ii,oof.d.Vertr.üb.Sü000dz 
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d)  Baden. 

Die  Geschichte  der  badischen  Bierbesteoe- 
ruDg  ist  durch  das  iotereBsante  Faktnm  aus- 
gezeichnet, dase  sie  von  der  Materialsteuer  aus- 
gehend, ecbliesslich  wieder  zu  dieser  zurück- 
gekehrt ist,  Darch  die  Accis-  nnd  Ohmgeld- 
ürdnuDg  von  1812  wurde  zum  ereteo  Mal  eine 
Lsndessteuer  auf  Bier  und  zwar  als  Malziuass- 
8teuer(l  Gulden  Accis  und  IGulden  Ohmgeld  vom 
Malter  Malz)  eingefllhrt,  deren  technische  Organi- 
sation jedoch  so  wenig  befriedigte,  dass  1825 
bereits  diese  Steuerforra  Terlasaen  nnd  dafür 
die  Besteuerung  der  BierwUrze  nach  dem 
Baominhalte  des  Braukessels  (die  sogenannte 
Kesselsteuer,  damals  die  „Bieraccise"  ge- 
nannt, der  Steuersatz  betruR  6  Krenzer  von 
der  Stütze  Kesselraum  =  14,3  Pfg.  tou  16  I) 
eingeführt  wurde,  die  in  der  im  Jahr  184ö  be- 
wirtiten  Fassung  sieh  fast  bis  zur  Gegenwart 
erhielt,  obwohl  sie  von  Anfang  an  eigentlicb 
nach  keiner  Seite  bin  recht  befriedigte.  Im 
Jahre  1880  erfolg  wie  in  Bayern  und  Würt- 
temberg anch  in  Enden  eine  ErhShnng  der 
Steuer  um  50%,  wodurch  mitangeregt  eine 
lebhafte  Bewegung  auf  eine  systematische 
Aendening  der  BesCeuernngsform  entstand, 
welche,  nach  einem  vergeblichen  Versuch  im 
Jahre  1883,  endlich  zu  dem  G.  v.  30.  Juni  1896 
führte,  auf  Grund  dessen  mit  dem  1.  Januar 
1897  die  derzeitige  Braumalzsteuer  unter 
Ausschluss  aller  Malzsurrogate  bei  der  Bierbe- 
reitnn^  in  Kraft  trat. 

Dieselbe,  nach  bayerischem  nnd  w&rttem- 
bergiscben  Muster  gebildet,  wird  vom  Ge- 
wichte des  zn  vermählenden  Brau- 
malzes erhoben.  Als  Malz  gilt  alles  „künst- 
lich" znm  Keimen  gebrachte  Getreide,  worunter 
ancb  Hais,  jedoch  nicht  HeJs,  inbegriffen  ist, 
Malzsurrogate')  zur  Bierbereitung  sind 
untersagt. 

Zur  Bierbereitung  darf  nur  Dürr-  oder 
Lnftmah  nnd  znm  untergärigen  Bier  nur 
Gerstenmalz  verwendet  werden. 

Der  gewerbliche  Verkehr  mit ,. gebrochenem" 
Malz  ist  untersagt.  Die  Verwendung  von  M^z 
zur  Essigfabrikation  oder  anderen  Zwecken 
(als  Viehfiitter)  ist  steuerfrei,  aber  nur  nach 
erfolgter  Deaatnrierung  desselben  (mit  Essig 
oder  Roggen). 

Die  Steuer  beträgt:  1.  für, Brauereien  mit 
weniger  als  1600  Doppelcentner  jährlichen 
Malzverbrauch  für.  die  ersten  250  Doppelcent uer 
8  M,  für  den  Doppelceutner  —  und  für  die 
nächsten  12öO  Doppelceutner  10  M.; 

2,  für  Brauereien  mit  einem  jährlichen 
Malz  verbrauche  von  1600—5000  Doppelceutner 
11  M.  pro  Doppelceutner  und 

3.  für  Brauereien  mit  mehr  als  5000  Doppel- 
centner  Malzverbranch  jährlich  12  M.  fUr  den 
Doppelceutner. 

Die  nur  zum  eigenen  Bedarf  obergäriges 
Bier  („Weissbier")  brauenden  „Privatbrauereien", 
welche  jährlich  nicht  mehr  als  6  Doppelceutner 

')  Stoffe,  die  möglicherweise  als  Halzersatz- 
mittel  gebraucht  werden  könnten,  aber  zu 
anderen  Zwecken  verwendet  werden,  wie  Glyce- 
rin  als  Schmieröl,  dürfen  nur  unter  Kontrolle 
der  Steuerbehörde  und  nur  in  denaturiertem 
Zustande  in  Brauereien  gehalten  werden. 


Malz  dazu  verbrauchen,  haben  für  den  Doppet- 

centner  desselben  nur  2  M.  zu  versteuern. 

Die  steuerliche  Veriviegung  des  Malzes 
geschieht  entweder  auf  öffentTichen  Mühlen 
oder  auf  Privatmüblen  der  Brauer,  wobei  in 
g^leicher  Weise  wie  In  Württemberg  automa- 
tische Wageapparate  zugelassen  sind,  wie  aoch 
die  Kontroll  bestimmungen  über  die  Benutzung 
der  Mühlen  und  anderes  mehr  sich  an  die  be- 
züglichen Bestimmungen  der  württembergischen 
Malzsteuer  anlebuen.  Aehnlicbes  gilt  In  der 
Hauptsache  ancb  von  den  Bestimmungen  Über 
die  Kreditierung  und  den  Erlass  der  Steuer. 
Die  im  Verwaltungswege  festgesetzte  Steuer- 
rückvergütung bei  der  Bierauafuhr 
beträgt  a)  für  Braunbier  (untergUrtges  Bier), 
wenn  dasselbe  aus  Brauereien  mit  ainera  jWir- 
liehen  Malzverbrauche  bis  zu  1500  Doppel- 
centnem  stammt,  2,30  M.  pro  Hektoliter,  wenn 
es  aus  Brauereien  mit  1500 — 5000  Doppelcentnem 

e"'hrlicbem  Malzverbranch  stammt,  2,60  M.  pro 
ektoliter,  und  wenn  es  aus  Brauereien  mit 
mehr  als  öOOO  Doppelcentnem  jährlichem  Hali- 
verbrauche  stammt  2,75  M.  pro  EektoÜtcr. 
b)  Für  auageflhrtes  Weissbier  betrftgt  die 
Steuerrückvergütung  1  M.  pro  Hektoliter,  je- 
doch nur,  wenn  es  aus  gewerbsmässig  be- 
triebenen Brauereien  stammt. 

DieUebergangsabgabefür  aus  anderen 
deutschen  Steuergebieten  eingeführtes  Bier  ist 


Statiatik  der  Bierbrauerei  und  Bier- 
besteuening  in  Baden. 

Infolge  der  seit  1897  in  Kraft  getretenen 
Steueränderiug  ist  die  Vergleichbarheit  der 
bezüglichen  Nachweise  vor  und  nach  dieser 
Zeit  sehr  erschu'ert,  ja  bezüglich  des  Umfanges 
der  Biererzeugung  infolge  der  nunmehr  zu 
ihrer  Feststellung  statthabeuden  direkt«n  Snd- 
aufnabmen  gegenüber  den  frühereu,  nicht  ge- 
nau feststellbaren,  jedeufnlls  sehr  unvollkom- 
menen Ermittelungen  fast  unmöglicb. 
(Siebe  die  Tabellen    I  bis  III  auf    Seite  837.) 

e)  El^^ass -Lothringen. 

Die  seit  der  EinTcrleibnugElsass-Lothrinffen)! 
dortselbs  t  einstweilen  beibehaltene  alte  &an- 
ztisiscbe  Biersteuergesetzgebung  (s.  u.)  hat  keine 
wesentlichen  Aeuderungen  bisher  erfahren.  Die 
bezüglichen  Bestimmungen  sind  zusammeuge- 
fasst  in  den  „Dienstvorschriften  zur  Ausführung 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Bier- 
stener"  vom  10,  März  1875  (Amtsblatt  der  (Jene- 
raldirektion  der  Zölle  nnd  indirekten  Steuern 
in  Elsass-Lothringen  1876  S.  65  ff.). 

Die  Steuer  ist  die  an  anderen  Orten  ge- 
nugsam gekennzeichnete  sogenannte  Kessel - 
Steuer  und  wird  nach  dem  vollen  Rauminhalt 
des  amtlich  geeichten  Braukessels  filr  jeden 
Brauakt  erhoben,  auch  bei  nicht  völliger  Be- 
schickung desselben  ohne  Unterschied  der  Quali- 
tät bezw.  Gradhältigkeit  der  Bierwürze  vom 
gewerbsmässigen  Brauer  wie  von  den  für  den 
Eigenbedarf  orauenden  Privatpersonen.  Der 
Steuersatz  beträgt  beim  Brauen  sogenannt«» 
„starken"  Biers  für  den  Hektoliter  2.30  M.  nnd 
bei    der    Bereitung    sogenuinten    „Dannbiers" 
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1000  M. 

1887 
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1576 
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92 
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ZI7    11  7015.9 

421,7 
634,3 

62,4 
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541,9 
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')  Wegen  der  Einföhmog  der  Malzsteuer  am  1.  Januar  1897  ist  der  Dezember  1896  noch 
anf gehenden  Stenerjalir  (1896)   beigezählt,   dasselbe   begreift   demnach   13  Monate.     Von 


iat  das  Kalenderjahr  als  Steuerjahr  eingefhhrt. 

*)  Ueber  die  hinter  der  Zahl  der  Braugefitsge  anm  Teil  erheblich  zurück  steh  ende  Zahl 
der  Brauereien  sind  folgende  Angaben  gemacht.  Zahl  der  Brauereien:  1876  1568,  1887  1483, 
1882  1162,  1883  1119,  1894  1079. 

•)  Ueber  die  Entwickelnng  der  badischen  Bierproduktion  bieten  folgende  Angaben  ein 
Bild.  Sie  betrag:  1872  927000  11,  1876  lO&lOOO  hl,  1882  1167000  hl,  1866  1302000  U,  1892 
1714000  hl,  1896  2192000  hl.    Sie  hat  sich  demnach  seit  1872  mehr  als  verdoppelt. 


Tabelle  IL 

Es  bestanden  ^^^ 

Brauereien      i  162 

mit  einem  Gesamtmt^ verbrauche  von      ...    1  oz8  140  Ctr. 
davon  mit  einem  Ualz verbrauch  von  1— öUO  Ctr. 

Brauereien       905 

deren  Gesamtmalz  verbrauch 124960  Ctr. 

Brauereien  mit  einem  Malzverbrauch  von  ÖOI  bia 

3000  Ctr. 196 

davon  Oeaamtmalz verbrauch 229  760  Ctr. 

Brauereien   mit  einem  Malzverbrauch  von  über 

3000  Ctr 61 

GesamtmalzTerbraueh 673  420  Ctr. 


Tabelle  III. 

Die  badische  Bierbrauerei  und 

Braumalzsteuer    im    Kalenderjahr 

1897. 
Zahl  der  betriebenen  Branereien, 

insgesamt     . 946 

davon  Brannbierbranereien    ...  864 

Weiasbierbranereien Sa 

Biererzeugnng i  741  202  hl 

davon  Brannbier 2  739  S06  hl 

Weissbier 1  396  hl 

Oesamtmalzverbranch 673  524  dz 

davon  zur  Bereitung  v.  Braonbier     673  323  dz 
„        ,,           „          „    Weiasbier  201  dz 
Zu  1  hl  Braunbier  wurde  Malz  ver- 
wendet               24,5  kg 

Zu  1  hl  Weissbier  wurde  Malz  ver- 
wendet       14,4  kg 

Biereinfuhr') 209000  hl 

■)  Im  Verhältnis  zur  Binzelpro- 
duktion  ist  die  Znfuhr  fremder  Biere  im 
Oroesherzogtnm  Baden  danach  noch  erheblich 
hbher,  als  dies  im  Norddeutschen  Brausteuer- 
gebiet der  Fail  iat.     DafOr  ist  aber  in  &iden 


1893 

1894 

1  119 
1026022  Ctr. 

1079 

1036  543  Ctr. 

868 
ii96i9Ctr. 

835 
ii3i8jCtr. 

187 
211 117  Ctr. 

iSi 
208  246  Ctr. 

64 

69s  286  Ctr. 

63 

715  "3  Ctr. 

.     226000  hl 

Bierausfnhr 

Mutmasslicher  Bierverbrauch  .  .  2  724  000  hl 
Derselbe  pro  Kopf  d.  Bevölkerung  154,8  1 
Ertrag  der  Braumalzstener  .    .    .  6420486  M. 

^,  „    Uebergaugaabgaben  63z  635  H. 

„        des  Einfuhrzolls    ....      56 161  M. 
Gezahlte  Steuerrückvergütung  bei 

der  Bietansfnbr 587  368  M. 

Gesamteinnabme  vom  Bier  .  ,  .  6  521  914  H. 
Dieselben  pro  Kopf  d.  Bevölkerung  3,71  M, 

58  Pfg.  für  den  Hektoliter.  Als  letzteres  wird 
aber  nur  angeaehen,  wenn  es  aich  lediglich  nm 
eineu  erneuten  Aufguss  auf  solches  Halz  handelt, 
das  bereits  zur  Bereitung  von  „starkem  Biere 
verwendet  war  und  hierzu  bereits  mindestens 
zwei  Aufgüsse  erfolgt  waren;  auch  darf  zu 
diesem  zweiten  Gebräu  von  der  znerat  ans  dem 
betreffenden  Malz  hergestellten  Würze  nichts 
daza  gefüllt  werden  noch  ein  Zusatz  oder 
Vertausch  von  Malz  stattfinden  und  das  WUrze- 
qnautiint  die  Menge  des  ersten  („starken")  Ge- 
bräus nicht  Übersteigen;  mit  Ausnahme  von 
frischem  Hopfen  iat  überhaupt  jede  Hinzufügnng 


lOogle 
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irgend  eines  BraustofTs  zur  Dünnbierbereitung 
Duter^&gt,  ansunat  der  für  „sCarheB"  Bier  gültige 
Steuersatz  zur  Äurechnung  gelangt.  Als  Sreatz 
für  in  der  Folge  eintretende  Schwund-  und 
andere  Verluste  werden  von  dem  zu  versteuern- 
den Keaaelinhalt  von  vornherein  20°!^  in  Ab- 
rechnnng  gebracht.  „Bei  Änwenduiu'  neuerer 
Branmethoäeu  kSnnen  besondere  Erleicüteningcn 
hinBichtlicb  der  Befüllung  des  mit  einem  Auf- 
sätze versebenen  Braukessels  gewährt  werden, 
indem  in  den  letzteren  eine  den  Bruttogehalt 
desselben  um  b(>cbstens  So".,  übersteigende 
Menge  Würze  gebracht  werden  darf;  jedoch 
unter  der  Bedingung,  dass  der  Ueberschuss  an 
'V\'Urze  stets  nach  Beendigung  des  Anfkecbens 
absorbiert  wird.'] 

Ueber  jeden  Braualtt  muss  entapreebende 
Zeit  vor  dem  Unterzttnden  des  Kea.<iel8*)  in 
duplo  in  genau  speciflzierter  Weise')  eine  An- 
meldung eingereicht  werden ;  nach  RUckerbalt 
eines  Eiemplam  desselben  als  „Br^iuschein" 
kann  mit  dem  Brauakt  begonnen  werden.  Er- 
gieht  die  eventuell  auf  KÜhischiff,  Gärbottiche 
und  Lagerfässer  zu  erstreckende  Kontrolle  eines 
Sudes  ein  den  Brutt«inhalt  des  Braukessela 
Überschreitendes  Sudquantum ,  so  wird  dies 
Mehr  beschlagnahmt,  und  es  tritt,  sofern  es 
10°/g  desselben  Uberüteigt,  neben  Steuemacb- 
forderung  Siraf Verfolgung  ein.  Uebersteigt  das 
bei  der  Kontrolle  vorgefundene  Sudquantum 
dagegen  nur  den  steuerpflichtigen  Kessel- 
Inhalt  um  10%,  so  ist  dieser  üeberschnss  ledig- 
lich nachzu  versteuern. 

Ein  Erlass  der  Steuer  kann  für  Verlaste 
durch  unverschuldetes  Misslingen  des  Brau- 
aktes  auf  Antrag  gewährt  werden,  jedoch  nicht 
für  später  erfolgte  Verluste.  Desgleichen  auch 
nicht  für  das  zu  Essig  verarbeitete  Bier. 

Die  Rückvergütung  der  Stener  be- 
trägt 2  M.  30  Pfg.  für  den  Hektoliter  ausge- 
fUhrtes  starkes  und  58  Ffg.  für  den  Hektoliter 
auBgeföhrtes  schwaches  Bier,  wird  jedoch  nur 
dem  exportierenden  Brauer  für  selbstgebrautes 
Bier  gewahrt. 

Die  Uebergangsabgabe  bei  der  Bier- 
einfnhr  ans  anderen  deutschen  Steuergebieten 
beträgt  3  M.  bezw.  &8  Pfg.  für  den  Hektoliter 
starkes  bezw.  schwaches  Bier.*) 

')  F.  Winkler:  „Die  Bierhesteuemng  im 
Deutschen  Reich"  im  Brauer-  und  Mälzerkalender 
für  1898/99  II.  Teil  S.  153,  dessen  mit  reich- 
lichen statistischen  Daten  versehene  Darstel- 
lung hier  mehrfach  zu  Grunde  gelegt  ist. 

*}  In  den  Städten  mindestens  4  Stunden 
vorher,  auf  dem  Lande  12  Stunden  vorher. 

')  Unter  anderem  Zeit  der  Heizung,  Nummer 
nnd  Inhalt  der  Braukessel,  Zahl  und  Art  der 
Oebräoe,  die  Zeit,  wann  jedes  Oebräu  auf 
Fässer  gezogen  wird ,  (was  nur  bei  Tage  ge- 
schehen dait),  die  Zeit  des  WaaseraufgnsseB 
anf  die  Traber  zur  Dünnbierhereitung  uM  der 
Fortsehaffnnc'  des  Dünnbiers  aus  der  Brauerei. 

*]  Bis  1S95  betrug  die  Uebergangsahgabe 
für  starkes  Bier  nur  2,30  M.  pro  Hektoliter. 
In  dieser  niedrigen  früheren  fiemessung  der- 
selben glaubt  man  vielfach  einen  Grund  für 
die  ausserordentliche  UGbe  der  für  das  reichs- 
l&ndiscbe  Braugewerbe  eine  sehr  fühlbare  Kon- 
kurrenz bedeutenden  ßierimporte  sehen  zu 
sollen  (s,  auch  unten). 


Die  Steuer  wird  am  Schlüsse  eines  jeden 
Monats  fällig ,  wobei  jedoch  aufs  Jahr  ein 
Kahatt  von  'ä" „  in  Abrechnuug  gebracht  wird; 
in  einzelnen  Fällen  kann  gegen  volle  Sicherheite- 
leistung ein  ii  monatlicher  Steuerkredit  bewilligt 
werden.  In  Städten  mit  über  300(10  Einwohnern 
ist  die  Steuerbehörde  auch  berechtigt,  mit  den 
daselbst  ansässigen  Brauern  ein  „allgemeines 
Steuerabkommen  in  Htihe  des  voraussichtlich  all  ig 
«■erdenden  K  esseiste  nerbet  rag  es"  einzugehen. 

Unabhängig  von  der  Kesselsteuer  hat  auf 
Grund  der  erhaltenen  frauzüsischen  Gesetzgebung 
jeder  gewerbliche  Brauer')  alljährlich 
eine  sogenannte  „Lizenzg-ebilhr"  zu  entrich- 
ten, welche  im  Unterelsaaa  48  M.  und  im  Oberelsass 
und  Lotliringen  28,80  M.  beträgt. 

Endlich  beatehen ,  ebenfalls  auf  der  in 
Geltung  gebliebenen  französischen  Ootroi-Qe- 
setzgebung  beruhend,  noch  in  vielen  Gemeinden 
Örtliche  Bierabgaben,  deren  EOhe  nicht 
an  die  Bestimmung  des  Zoll  Vereins  Vertrages 
vom  8.  Juli  1868  gebunden  und  daher  zum  Teil 
sehr  bedeutend  ist,  so  z.  B.  in  Strassburg  i.  E. 

Was  die  Kritik  der  reichsländisohen  Bier- 
besteuerung  betrifft,  so  kann  auf  die  an  ande- 
ren Orten  erfolgte  Besprechung  der  einzelnen 
Biersteuerajsteme  verwiesen  werden ,  die  be- 
züglich dieser  Kesselsteuer  in  einem  völligen 
Verdikt  derselben  gipfelte.  Die  ans  nach- 
stehenden statistischen  Nachweisnngen  zu  er- 
sehende ,  nahezu  stagnierende  Entwickeinng 
des  reicnsländi sehen  Brauwesens  im  Gegensatz 
zur  Aufwärtsbewegnng  der  Brauerei  in  den 
anderen  deutschen  Steuergebieten  ist  zweifels- 
ohne zu  einem  guten  Teil  der  technisch  gänz- 
lich veralteten  und  daneben  drückend  hohen 
Kesselsteuer  zuzuschreiben.^) 

(Siebe  Tabellen  I  and  II  anf  Seite  839.) 
f)  Statistik  der  Bierbrauerei  Deutsch- 
lands seit  1872. 

Die  Qesamtbiererzeugung  im  Deutschen 
Reiche  hat  sich  hiemach  in  den  letzten  25 
Jahren  nahezu  verdoppelt.  Diese  Produktions- 
steigerung  entstammt  znm  grOssten  Teile  der 
Ausgestaltung  der  norddeutschen  Braoin- 
dusti'ie:  Von  der  33033000  hl  betragenden  Ge- 
samtzunahme der  deutschen  Bierbrauerei  seit 
dem  Jahre  18T2  entfallen  allein  26534000  hl 
auf  Norddeutachland. 

WasdenÄussenhandelDentschlands  mit 
Bier  betrifft,  so  sind  die  vorstehenden  Zahlen- 

']  Oeffentliche  Anstalten,  Krankenhäuser  und 
Privatbrauer  ausgenommen. 

')  Allerdings  bedeutete  für  die  elsässischen 
Brauereien  der  Anschluss  an  Deutschland  ohne- 
hin eine  ungünstige  Wendung  ihrer  Wirtschafts- 
lage, als  die  zwischen  ihnen  und  ihrem  bis- 
herigen Hanptabsatzgebiete  (besonders  Paris) 
nunmehr  angerichtete  Zollschranke  ihnen  die 
fernere  Beherrschong  desselben  znm  grossen 
Teil  unmöglich  machte.  Mehrere  grössere 
Brauereien  verlegten  denn  auch  in  der  Folge 
ihren  Sitz  nach  Frankreich ,  dazu  kam  auf  der 
anderen  Seite  eine  überaus  scharfe  Konknrrens 
besonders  der  bajeriscben  Biere  (aus  der  Bhein- 
pfalz  speciell)  sowohl  in  ihrem  bisherigen  fran- 
zJJsischen  Absatzgebiete  als  im  eigenea  Lande, 
hier  noch  begünstigt  durch  die  anlang;«  relatiT 
zu  niedrige  Bemessung  der  üebergangsabgaben. 
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TabeUe  I. 
Statistik^)  der  Bierbrauerei  und  Bierbeste 
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1873  93689450858       987752     318     19     17  '  23     85, 

1880/81        947  497    35162       982659     332       ' 
188Sm        727606   31652    :  759158      169 
1897/98        963445        i«')l  963'  "       " 
Die  Bereitung  von  „Ütlnnbier"  ist  hiemach  in  den  letzten  Jahren  i 

')  Dieser   Eückgang  in  der    Eraengnng  von  niedriger  veratenertem  DHnnbier  erfolgte 
ganz  plötzlich  von  18U0,ai  (16364  hl)  auf  18»1,«2  [558  hl). 

Statistüj  der  Bierbrauerei  Deutschlands       " 
seit  1BT2. 
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82,9 
84,6 


')  Die  am  kattmg  and  Schlaaae  eines  jeden 
Jahres  vorhandenen  Biervorräte  sind  nicht 
ermittelt  nnd  deshalb  bei  der  Berechnung  des 
mutmasslichen  Bierverbrauches  nicht  berück- 
sichtigt. 
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■)  Siehe  nebenstehende  Anmerkung. 
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reihen  nicht  ohne  weiteres  anter  sich  vergleich- 
bar ,  da  die  am  15.  Oktober  1888  erfolgte  Ein- 
beziehung der  ehemaligen  Zollaue Schlüsse  Bremen 
and  Hamhurg  gerade  das  Bild  des  Bierrerketars 
sehr  verschohen  hat.  Im  allgemeinen  besteht 
aber  eine  sehr  erhebliche  Zunahme  der  Bierein- 
fnhr,  welche  wohl  naBHchliesalicli  anf  daB  Conto 
der  SsterteichischeD  besw.  bübmiscben  Biere  zn 
setzen  ist.  Gegenüber  der  Zunahme  der  Bier- 
einfohr  ist  die  Abnahme  der  Bieransfnhr 
bemerkenswert.  Sie  ist  besonders  anf  den 
Rückgang  des  Exporte  nach  Frankreich, 
ehedem  der  Hauptabnehmer  deutscher  Biere, 
zurückenf Uhren.  Die  allmähliche  Zunahme  des 
gesnnkeaen  Exports  seit  1894/95  ist  teils  dem 
sich  steigernden  BierTerbrauch  in  den  deutschen 
Schutzgebieten  sowie  der  allmilhlichen  Zurück- 
drängung  dea  englischen  Biers  in  den  Tropen 
Zuzuschreiben.  Von  dem  763000  hl  betragen- 
den Biereiport  Deutschlands  im  Jahre  189T98 
stammten  allein  327  5ß3  hl  aus  Bayern. 

Unter  dem  Zusammenwirken  der  Entwicke- 
Inng  der  Eigen^oduktion  nnd  der  Einfuhr  hat 
sich  auch  der  Bierkonsum  in  Deutachland 
von  81,4  1  auf  123,1 1  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
seit  1872  gehoben,  d.  h.  also  um  51  "V  Da» 
Jahr  1897/98  bezeichnet  zugleich  den  Höchst- 
stand der  bisherigen  Entwickelung  sowohl  der 
Biererzeugung  wie  der  Einfuhr  uniidea  Bierkon- 
sum s  in  Deutachland. 

2.  Oesterreich-ÜDgam. 

Geschichtliche  Vorbemerkung.  Nach- 
dem in  den  heute  im  Keichsrate  vertretenen 
Königreichen  und  Ländern  die  Besteuerung  des 
Biers  jahrbundertclang  als  Londeasache  ^- 
^Iten  hatte  und  in  unterschiedlichster  Weise 
in  denselben  gehandhabt  war'},  gelang  es  end- 


')  Ueber  die  Bierbestenerung  in  den  ein- 
zelnen KronlSndem  hat  t.  Ha;  a.  a.  0.  eine 
austöhriiche  Darstellung  gegeben.  In  Nieder- 
österreich, dessen  Bierbestenerung  in  der 
Folge  gewissermossen  den  Eristallisationspankt 
für   die  Angliederung  der  übrigen  Bienjteuer- 

febiete  bildete,  ging  dieselbe  bis  ins  14.  Jabr- 
nndert  zurUck,  wo  (1395)  zum  ersten  Haie  den 
Ständen  an  Stelle  der  denselben  abgenommenen 
Ausübung  des  Hilnzrechts  die  St«uererhebungs- 
befugnis  auf  Bier  und  andere  Getränke  eiuge- 
räumt  wurde.  Im  übrigen  war  die  Braugerecht- 
same bis  in  das  19.  Jahrhundert  mannigfachen, 
zum  Teil  weitgehenden  Beschränkungen  unter- 
worfen. Das  ausser  den  Städten  und  in  diesen 
nur  noch  den  „Herren-  und  Landständen"  zu- 
stehende Brau- und  Ausscbankrecbt  nahm  infolge 
st&ndig  werdender  Verpachtungen  vielfach  den 
Charakter  einer  erblichen  ßent«nnntznng  an, 
deren  Ablösung  hinsichtlich  der  Schankreohte  [die 
sogenannten, ,PropinationHr echte")  zum  Teil  erst 
in  neuester  Zeitvor  sich  geht.  Lange  Zeit  wurde 
auch  die  den  Städten  und  Ständen  überlassene 
Bierbesteuerung  im  Wege  der  Verpachtung 
als  Nutzungsrecht  gehandhabt.  Im  Jahre  1697 
wurde  neben  den  verschiedenen  Bierschank- 
steuern  noch  eine  Braustener  eingeführt  in 
Form  eines  vom  Brauer  vor  dem  tluterzünden 
des  Kessels  zu  entrichtenden  „Bieraufachla- 
ges"  mit  30  Kreuzern  vom  Eimer,  also  eine 
Würze-  bezw.  Keaselsteuer 


lieh,  im  Jahre  1839  dieselbe  zu  einer  gemein- 
samen Heichsa  teuer  umzuwandeln  nnd  im 
grossen  und  ganzen  die  erforderliche  Einheit- 
lichkeit herzustellen.  Das  G.  v.  25.  Hai  1829 
bildet  zugleich  die  Gmndlage  für  die  derzeitige 
allgemeine  Österreichische  „Verzebrun^steuer", 
unter  die  auch  die  Besteuerung  dea  Biers  ÄLllL 
Ihre  gegenwärtige  Form  erhielt  die  Bierbe- 
Hteuemng  allerdings  im  wesentlichen  erst  durch 
das  G.  V,  lö.  Dez,  1852.  auf  Grund  dessen  die 
bis  dahin  vom  Bier  erhobene  Steuer  nunmehr 
direkt  vom  Halbfabrikat,  der  Würze  er- 
hoben wurde'),  unter  entsprechender  Berückr 
aichtigung  ihrer  für  die  qualitative  Bewer- 
tung des  Biers  massgebenden  Grädigkeit, 
d.  h.  ihres  Eitraktgehalts.  Die  Vorbedin- 
gung für  die  Ennöglichung  dieses  die  Qua- 
lität des  Steuerobjekta  erfassenden  steuer- 
lichen Frincips  war  dos  Saccharometer, 
um  dessen  Vervollkommnung  und  praktische 
Einführung  nnd  damit  um  die  Schaffung  der 
darauf  begründeten  Würzest«uer  Oberhaupt  sich 
der  bekannte  österreichische  Technologe  Prot. 
Balling  ein  wesentliches  Verdienst  erwarb. 
Im  Jahre  1867  (durch  das  Ausglcichsgesetz  v. 
21.  Dez.  bezw.  später  durch  die  GG.  v.  1878 
und  1887)  vertragsmässig  auch  in  Ungarn 
in  gleicher  Weise  eingemhrt ,  hat  die  öster- 
reichische Bierstenergesetzgebung  seit  1£^2 
zwar  eine  Beibe  von  Aenderungen  und  Ergän- 
zungen erfahren  (so  besonders  durch  die  GO. 
V.  1867  bezw.  v.  25.  April  1869  betreffend  den 
zulässigen  Hinimalsaccharometcrgrad ,  v,  18. 
Hai  1875  betreffend  die  Einführung  des  Heter- 
masses,  v.  1888  betreffend  die  Einführung  von 
Normalsaccharoraetem ,  v.  1890  betreffend  die 
Aenderung  der  Wiener  Linien verzebrungsstener 
(s.  unten)  nnd  v.  1891  betreffend  Aendemng 
der  Steuerrückvergütung  bei  der  Bierausfnlu'), 
die  Jedoch  nicht  von  wesentlicher  Bedeutung 
waren. 

Stenerobjekt  ist  die  aus  beliebigen  zur 
Bierbereitung  geeigneten  Stoffen  tereitete 
zuckerhaltige  Würze,  gleicbgiltig  ob  dieselbe 
zu  gewerblichen  Zwecken  oder  für  den  eigenen 
Bierhedarf  hergestellt  wird. 

Die  Steuereinheit  ist  der  Saccharometer- 

Srad  nnd  das  Hektoliter,  der  Steuerfnss  für 
ieselbe  betragt  3a,4  Heller  (=  16,7  Kreuzer). 
Die  Zahl  der  vorgefundenen  Saccharometergrade 
mit  dem  Steuerfusse  multipliziert  ergiebt  den 
jeweiligen  Steuersatz,  dieser  mit  der  Zahl 
der  vorgefundenen  Hektoliter  Bierwürze  molti- 
püziert  den  fälligen  Stenerbetrag. 

Die  Steuerbemessung  seschieht  auf 
direktem  Wege  anf  den  Kühlstöcken,  wenn  die 
Würze  sieb  auf  die  sogenannte  Konnaltempe- 


■)  Allerdings  war  auch  schon  für  die  im 
Jahre  1829  eingeführte  Biersteuer  die  Würze 
stenertechniscb  insofern  von  Bedeutung,  all 
die  Erhebung  der  Würzemenge  auf  den  Kühl- 
st^ken  und  beim  Zusammengussstock  bezw.  in 
den  Gärbottichen  eine  der  massgebenden 
steuerlichen  Kontrollhandlungen  bildete;  die 
Steuer  war  somit  eine  „Fabrikatsteuer  mit  dop- 
pelter Vorkontrolle  des  Halbfabrikats".  (Denk- 
schrift über  eine  Reform  der  Bierbesteoernng 
in  Oesterreich-Ungam  von  Dr.  Karl  ürban, 
Prag  1894  S.  VUl). 
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ratur  von  14"  R  abgekühlt  hat.  Die  steuer- 
amtliche Ermitteliinf  des  Wtirzequantnins  und 
der  Gr&digkeit  der  Wilrze  erfolgt  numiltelbar 
hinter  einander.  Erstere  tindet  nach  Masggabe 
der  durch  die  Hamneii  angezeigten  amtlichen 
Abeichungen  statt,  welche  etete  auf  ganze  Hek- 
toliter lauten  müssen.  Bei  einem  Mebrbefunde 
der  angemeldeten  WüTzemenge  bis  x\i  5%ist  das 
Plus  lediglich  uachzUFersteuem ;  überschreitet 
der  Hehrbefund  aber  ö"/»  and  darüber,  su  liegt 
eine  „flchwere  GeSJlsüljertretung"  vor,  wekhemit 
äem  i-  bis  S-tacben  Betrage  der  verkürzten  bezw. 
der  Gefahr  derVerktlrzungausgesetztenSteuer  be- 
straft wird.  Behufs  Versteuerung  ist  jedes  „Ge- 
bräude'' mittelst  vorgeschrieben em  Formulare 
schriftlich  mindestens  24  Stunden  vor  dem 
TJnterziinden  der  Pfanne  bezw,  dem  Beginn  dea 
EinstrSraens  der  entwickelten  Dämpfe  bei 
Dampfkochung  anzumelden  und  hierbei  u.  A. 
die  Menge  der  zu  erzeugenden  BierwUrze  nach 
Hektolitern  und  deren  Extraktgehalt  nach 
ganzen  Saccharometer^raden  anzuzeigen.  Hier- 
auf erfolgt  die  Erteilnng  der  Branerlaubnis 
(„Folette"),  und  das  „steuerbare"  Verfahren 
kann  zur  aussetzten  Zeit  beginnen.  Gleich- 
zeitig hat  sich  die  „Finauzwache"  im  Bran- 
hanse  einznSnden,  die  amtliche  Versiegelung 
der  Braupfanne  abzunehmen  und  den  gesamten 
Brauprozeaa  zu  Uh erwachen  sowie  Erhebung 
der  Würze  nach  Menge  und  Grfidigkeit  aof 
dem  Kühlstock  zu  bewirken.  Vor  dem  Weg- 
gang^ der  Finan^wacbe  ist  die  ..Pfannenheize'' 
von  ihr  wieder  unter  Siegelverschluss  zu  legen. 
Die  Feststellung  der  Grüdigkeit  der 
W  D  rz  e  geschieht  mittelst  des  ,,Kormalsaccharo- 
meters"  nach  bestimmten  detaillierten  In- 
scruktiooen.  Ein  Mebrhefuud  bis  zu  0,6  C'^)  ° 
ist  steuerfrei,  ein  solcher  von  0,6 — 1 "  ist  straf- 
frei, muBS  aber  uachversteuert  werden,  ein  dar- 
tther  hinansgehender  Mehrbefnnd  gilt  ab 
„schwere  Gefälisühertretung".  Minde  rbe- 
f  u  n  d  e ,  sowohl  bezüglich  der  aogemeldeteu 
Menge  wie  der  Gr&digkeit  der  Würze,  berech- 
tigen nicht  zu  einer  Rückerstattung  oder  Ab- 
scnreibuns  der  bezahlten  oder  gestundeten 
Steuer.  Eine  YerdUnnung  der  angemeldeten 
und  versteuerten  Bierwtlrze  ist  nicht  zuläsaig. 
Ein  nochmaliger  Anfgnss  von  heissem  Wasser 
anf  die  Treber  sowie  die  Gewinnung  von 
„Glatt Wasser"  (kalter  Treberaufguss)  ist  nur 
von  Fall  zu  Fall  unter  bestimmten  Bedingungen 
nach  vor g&n giger  Anmeldung  und  nur  zur 
Verwendung  für  den  nächsten  Snd  gestattet. 
Eine  weitere  dem  Brauer  auferlegte  Steuer- 
kon troUe  besteht  in  der  Verpflichtung  zur 
Führung  von  genauen  .,Erzeugnnge-  und  Aus- 
sloflsregistem",  in  welchen  die  Menge  und 
GrädigKeit  der  erzengten  Bierwürze  unter  An- 
gabe des  Datums,  der  Menge  sowie  des  Namens 
und  Wohnortes  des  Abnehmers,  femer  wieviel 
im  Braohanse  selbst  EUm  Ausscbanbe  oder  zum 
Hanstrunke  gelangt  ist,  endlich  der  „durch  das 


tragen  werden  muss.    (v.  Hay  a.  a.  0.) 

Eine  Erstattung  der   Steuer  kann  für 

die  „Hemmung  oder  das  Misslingen  eines  6e- 

brBudes",  sofern  die  VollendunB;  desselben  noch 

nicht  erfolgt  ist,  gewährt  werde 
Die  Rückvergütung  de 

der    Bierausfuhr    (ans    den    geschlossenen 


Stfidt«n  ^-  s.  unten  —  und  aus  dem  Inlande) 
erfolgt  seit  ISIM')  in  der  Weise,  dass  bei  der 
Ausfuhr  von  mindestens  1  hl  Bier,  weiches 
enthohlensäuert  noch  mindestens  2  °  Saecharo- 
meter  aufweist,  unter  Anrechnung  von  i^  für 
Schwund  dem  Bestitutionsansncher  an  Ver^- 
tung  gewährt  wird,  entweder  1)  ein  Einheits- 
satz von  3  Kronen  per  Hektoliter,  oder  2)  nach 
dem  früheren  Verfahren  niiter  Zugrundelegung 
des  niedrigsten  Extraktgehalts  der  in  den 
letzten  6  Monaten  erzeugten  BierwUrze  der 
Betr^  von  33,4  Heller  pro  Saccharometergrad 
und  Hektoliter,  oder  3inach  dem  mittelst  amt- 
licher Ij'nterauchnng  vorgefundenen,  wirklich 
versteuerten  Extraktgebalt  des  zu  exportieren- 
den Bieres  der  Betrag  von  33,4  Heller  pro 
Saccharometer^ad  und  Hektoliter,  oder  endlich 
4)  nach  dem  Durchschnitt  der  in  den  letzten 
6  Monaten  erzeugten  BierwUrze  der  Betr^  von 
33,4  Heller  pro  Saccharometergrad  und  Hekto- 
liter, sofern  die  Koncentration  der  Stammwürze 
des  ausgeführten  Biers  diesem  als  Durchschnitt 
ermittelten  Extraktgebalt  gleichkommt. 

DieEntrichtung  der  Steuer  geschieht 
entweder  gleichzeitig  mit  der  Anmeldung  eines 
steuerlichen  Brauvertahrens,  in  welchem  Falle 

Brauer  ein  Diskont  von  4  "j^,  p.  a.  gutge- 
rechnet wird ,  oder  sie  wird  auf  Grund  der 
Steuerborgung  für  zur  Lagerbierbereitung  ge- 
braute ■\\urze  binnen  4— G  Monaten  und  bei 
sonatiger  Würze  (für  Schank-  und  Abzugsbiere) 
binnen  2—3  Monaten  fällig ;  doch  walten  in  Bezug 
hierauf  in  den  einzelnen  KronlSndem  zum  Teil 
weitgehende  Unterschiede  ob.'J  Auch  hei  üb- 
licher Barzahlung  der  Steuer  ist  eine  Sicher- 
stellung der  Steuer  durch  Hinterlegung 
einer  Kaution  erforderlich. 

Aus  dem  Auslände  eingeführtes  Bier  hat 
einen  Zoll  von  6  Kronen  für  100  kg  Bier  in 
Gebinden  und  16  Kronen  für  solches  in  Flaschen, 
Kannen  oder  Krügen')  zu  zahlen,  in  welchem 
die  allgemeine  Verzebrungssteuer  inbegriffen  ist. 

Neben  der  staatlichen  Verzehrunga Steuer 
itesteht  noch  ein  System  von  mannigfachen  Zu- 
schlägen (Landes-  und  Gemeindeumlagen),  anter 
deren  Zusammentreten  sich  die  steuerliche  Ge- 
samthelastung  des  Bieres  in  Oesterreich-Dngam 
hüber  stellt  ds  in  einem  andern  Bierlande.  In 
erster  Linie  kommen  hierfUr  die  sogenanten 
„geschlossenen  Städte"  in  Betracht,  in 
denen   analog  der   daselbst   vom  eingeführten 


')  Bis  dabin  erfob?te  die  Steuerrückver- 
gütung für  das  exportierte  Bier  unter  Zu- 
grundelegung der  niedrigsten  Saccharometer- 
grade,  die  in  den  der  angemeldeten  Bierausfuhr 
voraufgehenden  6  Monaten  versteuert  waren, 
bezw.  ohne  Berücksichtigung  derselben  mit 
1.50  Gulden  pro  Hektoliter  Bier,  wodurch,  da 
zum  Export  meist  gehaltreicher  gebrautes  Bier 
gelangt,  die  Exportbraaereien  eine  auf  fast  eine 
halbe  Millionen  Kronen  bezitTerte  jährliche  Ein- 
busse  an  zu  weni^  erhaltener  Steuerrestitution 
erlitten  und  womit  ausserdem  eine  einseitig 
Begünstigung  der  schwächer  eingebrauten,  im 
speciellen  der  bShmischen  Biere  gegeben  war. 
»i  8.  Dr.  Urban  a.  a.  0.  S.  XTOL 
'l  Für  Bier  in  Kisten  wird  dabei  eine  Tara 
von  24»,,,  für  solches  in  Körben  von  16%  ab- 
gerechnet. 
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Bier  erhobenen  Linien  »teuer  eine  Zn- 
schlsgsateoer  vom  orta heimischen  Bier  er- 
hoben wird,  welche  wie  die  Linienstener  zur 
HSlfte  ihres  Ertrages  dem  Landesärni,  znr 
Hälft«  der  Kommnne  zufällt.  In  Wien  (des- 
gleichen auch  in  TrieHt  für  orteheimi^ches  Bier) 
beträgt  diese  ZnachlagaBteuer  ohne  Unterschied 
der  Grädigkeit  3,80  Xronen  vom  Hektoliter 
Bier  =  4  Kronen  weniger  5%  nnd  zwnr  je 
1,90  Kronen  (=  95  Kreuzer)  für  den  Staat  und 
die  Gemeinde  und  die  Linienstener  4  Kronen. 
In  den  übrigen  ^schlossenen  Städten  (Prag, 
Brunn,  Graz,  Linz,  LaibAch,  Lemberg  und 
Krakan)  wird  von  Lande»  wegen  ein  Zuschlag 
von  14  Heller  pro  Hektoliter  und  Saccharo- 
metergrad  dortselbst  erzeugter  Bierwürzen  so- 
wie eine  Linienstoner  von  1,58  Kronen  +  20°,o ' 
ZuBchlag  =  2,68  Kronen  pro  Liter  eingeführten 
Biers  erhoben,  wozu  noch  die  unter  sich  sehr 
verschiedenen  Uemeindezuachl&^e'l  treten. 

In  Tingarn  wurde  [wohl  im  Interesse  des 
Weinbaus)  zu  der  seit  1868  eingeführten  allge- 
meinen Verzehrungsstener  auf  Bier  im  Jahre 
1881  noch  eine  besondere  „Konsumstener'' 
von  2  Kronen  vom  Hektoliter  und  im  Jahre 
1888  noch  eine  je  nach  der  Grösse  des  Ort«s 
verschieden  bemessene  „Schanksteuer"  von 
4—6  Kronen  pro  Liter  eingeführt.  1892  wur- 
den diese  beiden  Nebensteuem  zu  einer  einheit- 
lichen „Biergetränkestener"  von  10  Kronen  pro 
Hektoliter  verschmolzen,  sodass  zur  Zeit  1  hl 
ISgrädiges  Bier  —  von  sonstigen  etwaigen 
Banat-  und  Kommunalzu schlagen  abgesehen  — 
in  Ungarn  allein  von  Staats  wegen  mit  im 
ganzen  14,34  Kronen  und  in  Ofen-Pest  sogar 
mit  18,14  Kronen  belastet  ist.  —  Durch  be- 
sonders hohe  Zuschläge  zeichnet  sich  endlich 
T  r  i  e  s  t  ans.  Neben  der  allgemeinen  Yer- 
sehmngsstener  haben  die  dortselbst  eingeführten 
Biere,  sofern  sie  ans  der  Monarchie  stammen, 
noch  1B,40  Kronen  pro  Hektoliter,  und  sofern  j 
sie  aus  dem  Auslände  importiert  sind,  20,82 
Kronen  pro  Hektoliter  zu  entrichten. 

Die  grossen  Schattenseiten,  welche  der 
lüsterreichiachen  Bierbesteuernng  anhaften,  sind 
teils  im  System  selbst  begründet,  trotz  seines 
gewissermassen  „wissenschaftlichen"  Charakters, 
teils  in  ihrer  übermässigen  HOhe.*)    Nach  wie 

')  Diese  betragen  pro  Hektoliter  Bier  in 
Prag  1,48  Kronen,  in  BrUnn  1,16  Kronen,  in 
Graz  1,35  Kronen,  in  Linz  1  Krone,  in  Lai-' 
bach  1,24  Kronen,  in  Lemberg  pro  Hekto- 
liter und  Saccharometergrad  der  am  Ort  ge- 
branten  Würze  31  Heller  und  3,60  Kronen  vom 
Hektoliter  eingerührten  Biers  und  in  Krakau 
für  „starkes  Und  englisches  Bier"  5,57  Kronen 

B'O  Hektoliter  und  für  gewöhnliches  Bier  62 
eller  pro  Liter.  Auch  alte  einigermassen 
grCBseren  sowie  zahlreiche  kleineren  Ortschaften 
erheben  noch  unterschiedliche  Kommnnalzn- 
fichläge  vom  Bier, 

")  Üeher  dieselbe  sprach  sich  schon  vor 
Jahrzehnten  kein  Gerin^rer  als  der  damalige 
Csterreichische  Finanzm  in  ister  Schaffte  und, 
besonders  im  Hinblick  auf  die  im  Vergleich 
dazu  viel  zu  niedrige  Branntweinbesteuemng , 
sehr  scharf  aus.  S.  Urbans  Denkschrift  (Ein- 
leitung). Die  Branntweinbestenemng  ist  auch , 
jetat  noch  im  Vergleich  mit  der  Bierbesteuerung 
relativ  niedriger. 


vor  setzt  jedoch  die  OsterreicUscbe  Regiemng 
dem  seit  Jahrzehnten  geäusserten  allgemeinen 
Wunsche  des  Braugewerbes  auf  Einführung  der 
Malzhesteuerung  nach  bayerischem 
Muster  (mit  Einführung  des  Surrogatverbota) 
Widerstandentgegen.')  Die  mit  der  Würzestener 
verknüpften  trotz  ^res  erdrückenden  Uebermasses 
unzulänglichen  und  zudem  über  Gebühr  kost- 
spieligen Kontrotleinrichtnngen  haben  dagegen 
seit  längerer  Zeit  zu  Versuchen  geführt,  die- 
selben zu  reduzieren  durch  eine  völlige  tech- 
nische Aonderung  des  Stenerbemessangs ver- 
fahren« mittelst  Konstruktion  eines  automatisch 
fungierenden  WürzemessBpparat«s.  Zu  Ende 
Apnl  18ö8  waren  diese  Bestrebungen  soweit 
gediehen,  dass  die  Regierung  in  dem  dem  öster- 
reichischen Reichs  rat  und  dem  ungarischen 
Reichstage  vorgelegten  Ausgleichsent- 
wurf  auch  einen  auf  der  Einführung  eines 
solchen  Massapparuts')  basierenden  Steuerreform- 
entwurf veröffentlichen  zu  können  glaubt«. 
Da  jedoch  in  diesem  Entwurf  neben  Einführang 
gewisser  Staffelsfttie  die  Steaer  und  Beseitigung 
aller  von  Landes  wegen  erhobener  Stenerau- 
schläge  zugleich  eine  bedeutende  Erhö- 
hung der  Steuer  Überhaupt  vorgesehen  war, 
infolge  derer  der  danach  zn  erwartende  Melu'- 
ertrag  der  Bierbestenerung  selbst  von  der  Re- 
gierung auf  15  HiJliouen  Gulden  geschätzt 
wurde,  scheiterte  dieser  Reformveraucn,  abge- 
sehen davon,  dass  auch  der  „Ausgleich"  nicht 
zu  Stande  kam,  sehr  bald  an  dem  vereinten 
Widerstand  fast  aller  im  Reichstag  vertretenen 
Parteien.  Der  Entwurf  wurde  von  der  Regie- 
rung selbst  zurückgezogen  bezw,  fallen  gelassen 
and  eine  Steuervorlage  in  Aussicht  gestellt, 
welche  sich  bezüglich  der  Höhe  der  Bestenerang 
lediglich  mit  einer  Erhöhung  des  Satzes  von 
33,4  Heller  auf  34  Heller  pro  Hektoliter  und 
Saccharonieter  begnügen  und  im  übrigen  die 
Einführung  des  automatischen  Würze-,  Hess- 
und  Wageapparats  und  damit  den  Wegfall  Kahl- 
reicher  Ünznträglichkeiten  bezwecken  soll. 

Sollte  dieses  von  Erfolg  begleitet  sein,  so 
ist  es  allerdings  nicht  ausgeschlossen,  „das* 
dann  wohl  das  „Ideal''  erreicht,  die  beste  Be- 
stenerungsfonn  gefunden  sei",  (v,  Hay  a,  a.  0.1 
„Allein",  fthrt  v,  May  fort,   „die  technischen" 


'}  Wesentlich  unterstützt  wird  die  Re^e- 
run^  hierbei   durch   ihre  Rücksichtnahme  anf 

gewisse  Befürchtungen,  welche  man  bezflglicli 
der  etwaigen  Einführung  der  Malzbeatenenm^ 
besonders  m  den  politisch  massgebenden  agrari- 
schen Kreisen  Galiziens  hegt,  indem  man  t&r 
diesen  Fall  die  Verdrängung  der  leichteren  ga- 
lizischen  Gersten  durch  die  gehaltreicheren 
böhmischen  Cre«cenzen  fürchtet.  Ob  diese  Be- 
fürchtung in  solchem  Umfang  berechtigt  ist, 
wird  von  sachverständiger  Seite  bestritten,  je- 
denfalls erscheint  sie  aber  einer  Staats-  and 
volkswirtschaftlich  so  notwendigen  Reform  der 
Bierbestenerung  gegenüber  kaum  berechtigt. 

')  Bereits  1896  wurde  ein  Kontrollmass- 
apparat  in  einer  Prager  Brauerei  und  1897  in 
der  Versuchsbranerei  in  Wien  probeweise  in 
Dienst  gestellt,  aber  nicht  als  tanglich  znr  Kon- 
trolle befunden,  Jn  der  Folge  wurden  die  Ver^ 
suche  mit  dem  verbesserten  Apparat  dnrch  die 
Regiemng  in  der  Klein-Schwechater  Bnnerei 
fortgesetst. 


Digtizecby  Google 


Bier,  Bierbrauerei  und  Bierbesleueruiig 


|<j  Itiai 

3 

|ii Still 

'^  7 

tr 

3  S 

3S_  -j5)hw  5 

in  TJngam 

tl  lllsl 

m 

1«  SS  151 

E     1    £■ 

» 

Ig  HS  IS 

.f. 

1-5    S£5>o-a 

»ilill 

1  =  .. 
1°  * 

ll'ltl' 

^iWi 

gaf- 
fe iii? ' 

=^   ff 

?|FMi 

=  1  ^ 

w 

"  1  ■ 

|ips' 

1?  11-11 

axin  Oester- 
?=     reich 

1 

SS  Svi%% 

IpmODg.™ 

fipii 

|.^«  der  Ge- 
ls   slHn^ 

Tatelie  II. 


lichuiig  dieses  Gedankens  wohl  kaum  besteht". 
—  Aber  auch  abgesehen  hiervon,  bieten  die 
nach  wie  vor  herrschenden  Wirmisse  in  der 
Ausgleichsfragfe  einstweilen  noch  keinerlei  Aus- 
sicht auf  Verwirklichung  des  so  lange  erstrebten 
Ziels.  Auch  wird  es  selbst  bei  einer  etwaiKeii 
Eealisiernng  der  Reform  noch  zweifelhaft  bleiben, 
ob  sie,  im  Falle  die  übermässig  hohe  Stenerbe- 
lastnng  des  Biers  bezw.  der  Brauereien  fortbe- 
stehen bleibt  —  und  das  ist  nur  zu  nahrschein- 
lioh!  —  von  durchgreifendem  Erfolge  begleitet 
sein  wird.  Es  Itann  keinem  Zweifel  unterliegen 
nnd  wird  auch  durch  die  nachfolgenden  statia- 
tischen  Baten  erhSrtet,  dass  es  zu  einem  Uaupt- 
teil  der  Überaus  hohen  Steuerbelastnng  schuld 
zu  g'eben  ist,  wenn  epeciell  in  Oesterreich  an- 
gesichts der  denkbar  günstigsten  natürlichen 
Bedingungen,  bei  einem  ständigen  üeberfluss 
in  der  Erzeugung  der  edelsten  Braustoffe  das 
Braugewerbe,  von  einigen  iveiiigen,  weil  auf 
dem  Eiport  basierten  glänzenden  Ausnahmen 
abgesehen,  keineswegs  eine  entsprechende  Ent- 
wickelnug  aufweist  nnd  wenn  der  Bierkonsnm 
hier  bei  weitem  noch  nicht  die  Rolle  auszuüben 
imstande  ist,  die  ihm  bei  dem  teilweise  noch 
dominierenden  Branntweinkonanm  der  BevDlke- 
mng  wohl  zn  wünschen  wSre. 

3.  GrosabritaDfflieD  und  Irland. 

Wie  auf  so  vielen  Gebieten  hatte  England 
auch  auf  dem  der  Bierbrauerei  schon  frühzeitig 
die  kontinentalen  Verhältnisse  überflügelt  und 
^  besonders  nachdem  seit  Howards  Erfindung  des 
Porters  [1738)  neben  dem  uralten  Nation albiere, 
dem  Ale,  eine  auch  für  den  Femverkehr  sehr  ge- 
eignete Bierart  aufgekommen  war  —  schon  im 
vorigen  Jahrhundert  ein  auf  weit verz weitem 
Exportabsatz  gegründetes  grossindustnelles 
Brauwesen  entwiclkelt,  welches  zn  Ende  des 
vorigen  und  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  19. 
Jahriinnderta  auch  für  die  moderne  Um-  und 
Auggestaltung  der  damals  überwiegend  im 
Rahmen  eines  Handwerks  betriebenen  Brauerei 
auf  dem  Kontinent  als  Lehrmeisterin  von  Ein- 
flusB  gewesen  ist.  Diese  frühe  Entwickelune 
des  englischen  Brauwesens  dokumentiert  sich 
auch  in  seiner  Bestenernng,  welche  schon  um 
die  Wende  des  18.  Jahrhonderts  die  Bedeutung 
der  Bierbrauerei  auch  nach  der  fiskalischen  Seite 
Eur  Ueltnng  brachte. 

Den  Anfang  machte  die  1643  unter  dem 
„langen     Parlament"     Cromwelli     eingefltbrte 
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Accise  („excise  on  beer"),  ihrem  Wesen  nach 
mehr  eine  direkte  Besteuerung  des  gewerb- 
lichen Bierverkaofs,  erhoben  in  swei  den  Bier- 
preisen angemessen en  Sätzen. 

Ihr  folgt«  1697  die  Malzstener  [„Uj. 
bezw.  dut;  on  malts),  anfänglich  nur  von  dem 
in  gewerblichem  Zwecke,  seit  1701  dann  auch 
fUr  den  hänslichen  Bierbedarf  bereiteten  Malz 
bezw.  der  dazu  verwendeten  Gerste  erhoben 
und  nochmals  verschiedentlich  erhöht  und  wieder 
erniedrigt  sowie  in  den  drei  Königreichen  diffe- 
renziert. ') 

1711  folgt  dann  die  Hopf  enstener  (dutj 
beaw,  eieise  on  hops),  Ul>er  deren  Veranlagung 
und  Geschichte  bereits  oben  berichtet  worden 
ist.  1786  endlich  (in  Irland  1796  bezw.  1800] 
folgten  endlich  noch  die  Brauer-  und  Mai- 
zer-Lizenzsteuern  (the  licences]'),  reine 
Gewerbestenem,  nach  dem  Umfange  der  Mal: 
bezw.  Bierbereitiing  bemessen. 

Von  diesen  vier  Steuern  verschwanden  im 
Laufe  des  19.  Jahrhunderts  1830  zuerst  die 
Bieraccise ,  da  die  durch  sie  allein  bewirkte 
Stenerbel astung  eine  unbillige  BegUnstiirung 
der  TOD  ihr  i^freiten  Hausbranerei  zur  Folge 
hatte,  deren  starke  Ausbreitung  auch  die  Kon- 
trolle der  anderen  Steuern  immer  mehr  er- 
schwerte und  die  Zahl  der  Defranden  unge- 
rn essen  steigerte.  1862  wurde  femer  die 
Hopfensteuer  endlich  auä  dem  schon  an 
anderen  Orten  erürterten  Grunde  aufgehoben. 
AU  eigentliche  Bierbesteuemng  beetana  danach 
nur  die  Malzsteiier  fort,  welche  noch  ver- 
Hchiedentliche  Aendemngen  passierte,  bis  auch 
nie  im  Jahre  188Ü  der  derzeitig  in  Kraft  be- 
findHchen  WUrzestener  weichen  musste. 

In  der  Begel  von  der  Menge  (Beit  ISfin 
auch  fakultativ  nach  dem  Gewichte)  der  zum 
Zwecke  der  Mälznng  eingeweichten  Gerst«  vom 
Malier  erhoben '),  jedoth  unter  Abrechnung 
eines  bestimmten,  durch  das  Aufquellen  verur- 
sachten Mehrmasses  (um  so  die  Versteuerung 
der  Qualität  anznpassen).  bedingte  die  Malz- 
steuer  weitgehende   BeachrSnkungen  des  Ver- 

')  Für  das  in  Schottland  und  nur  für  die 
Verwendung  daselbst  ans  Wintergerste  be- 
reitete Malz  (bigg  malt)  wurde  ueit  1809  '6  sh 
l'lt  d  vom  BuBliel  Steuer  erhobeu,  von  dem 
ebendaselbst  aus  zweizeiliger  Sommer- 
gerste bereiteten  Malz  dagegen  3  ah  9'L  d 
vom  Bushel.  In  Irland  und  England  galten 
wieder  andere  Steuersätze. 

'j  „Verschieden  und  unabhängig  davon 
waren  die  schon  im  IG,  Jahrhundert  üblichen 
Lizenzgebühren  für  den  Verschleiss  und  Aus- 
schank von  Getranken  —  Gebühren  für  die  er- 
teilten polizeilichen  Wirtschaftskonzessionen.''  v. 
Ma;  a.  a.  0.  S.  697. 

')  Malzsnrrogate  waren  ursprünglich  aJ!- 
gemein  nuterxa^t,  doch  wurde  1847  die  —  ab- 
gesehen von  einer  Jahrealizenz  von  1  £  — 
steuerfreie  Verwendung  von  Zucker  (der  aller- 
dings, weil  ausschliesslich  importiert,  bereits 
mit  dem  Zoll  belastet  war)  gestattet,  jedoch 
wurde  bei  den  nachfolgenden  Ermässigungen 
des  Zuckerzolls  die  Zuckerverwendung  ebenfalls 
entsprechend  besteuert.  Die  Malzeiufuhr 
war  bis  1860  überhaupt  verboten.  Bei  der 
Malzansfuhr  wnrde  die  Steuer  rückvergütet. 


kehrs  mit  Malz.  Die  hiermit  verbundenen  Un- 
zuträglich keiten  und  andere  zahlreiche  pein- 
lichste Kontrollen  für  die  gewerbliche  Malz- 
fabrikatiou  und  die  w^en  der  beträchtlichen 
Höhe  der  Steuer  behufs  Ersparung:  an  derselben 
gezeitigte  Bevorzugung  der  feineren ,  meist 
ausländischen  Gerstensorten  und  Vemachlfiasi- 
gnng  der  heimischen  Landgersten,  waren  fflr 
aie  schliessliche  Beseitigung  dieser  Steuerform 
ausschlaggebend. 

Die  durch  das  G.  v.  12.  August  1880  ein- 
geführte Würzesteuer  unterscheidet  sich 
von  der  flstfirreichischen  Steuerart  vor  allem 
dadurch,  dass  bei  ihr  nicht  die  Gradhai tigkeit, 
sondern  das  specifische  Gewicht  der 
Würze  der  für  die  Steuerbemessung  bestimmende 
I  Faktor  ist. 

'  Der  Steuersatz   beträgt   seit  dem  Jahre 

11894  6  sh.  9  d  für  den  Barrel  von  einem 
•  Handelsbrauer  („brewer  for  sale")  erzeugter 
I  Bierwürze  von  einem  speciflschen  Giewicht  von 
1,050.  *)  Die  Steuerfestsetzung  nach  Menge 
und  specifischem  Gewicht  der  Würze  erfolg 
aber  —  und  das  ist  das  eigentlich  charakteris- 
tische an  der  englischen  Bierbesteuerung  — 
nicht  lediglich  nach  den  direkt  gewonnenen 
Messungsergebuissen ,    sondern    reguliert    sich 

f leichzeitig  nach  dem  thatsächlichen  A ue - 
enteverhäl tnis  des  Malz-  oder  sonatigen 
Material  Verbrauchs  der  betreffenden  Brauerei. 
Als  Morm  dient  die  Annahme,  da.ss  aus  2  Bushel 
Malz  (ä  36,43  1)  36  Gallonen  Würze  (=  1  Barel 
■=  163,57  Liter)  von  1,055  specifischem  Gewicht 
erzengt  werden.  Dabei  wenien  42  Pfund  Ge- 
wicht Malz  oder  Getreide  irgend  welcher  Art 
oder  28  Pfund  „Zucker"  (d.  i.  nicht  nur  jeder 
Z uckers tofF,  zuckerartige  Extrakt  oder  S^p, 
sondern  anch  jedes  andere  Material,  das  geeignet 
ist,  Malz  oder  Getreide  beim  Brauen  zu  er- 
setzen) =  I  Bushel  Malz  gerechnet.  Ergiebt 
nun  die  mittehit  geeichtem  Saccharometer  und 
einer  dem  Gesetz  beigegebenen  Umrechnunga- 
tabeile bewirkte  Messung  der  Würze  gegenüber 
dem  nach  der  geltenden  Norm  aus  dem  Mate- 
rialverbrauch berechneten  Betreg  und  Gewicht 
der  Würze  mehr  ab  i^  derselben,  so  bat 
sich  hiernach  auch  die  Besteuerung  zu  richten. 
Die  WUrzemessung  ist  nebst  genauer  regel- 
mässiger Vorbuchung  aller  für  die  Kontrolle 
derselben  massgebenden  Momente  Pflicht  des 
Brauers.  Mindestens  'ii  Stunden  vor  Beginn 
des  Maischens  (oder  der  ZuckeranflJJsnng)  muss 
die  genaue  Zeit  des  nächsten  Sudes  verbucht 
sein  (und  eventuell  schon  48  Stunden  zuvor 
muss  auf  Erfordern  der  SteuerbebSrde  eine  dies- 
bezügliche Deklaration  eingereicht  werden)  und 
mindestens  2  Stunden  vor  aemselben  die  Meitge 
und  Art  der  dazu  zu  verwendenden  Materialien 
sowie  die  Zeit  des  Abläutema  der  Maische  von 
den  Trebem,  des  ferneren  zu  bestimmter  Stunde 
die  Menge  und  Stärke  (das  specifische  Gewicht) 

■)  Von  1880—1889  betrug  der  Steuersate 
(i  sh.  3  d  bei  Zugrundelegung  eines  specifiscbeu 
Gewichta  von  1,057;  von  18S9  ab  wurde  für 
daaselbe  der  Koeffizient  von  1,055  als  Norm  an- 
genommen, wodurch  sich  die  Steuer  effektiv 
um  ca.  3,60''/„  erhöhte.  Für  100  Barrels  Bier 
beträgt  die  Steuer  32  £  10  ah..  (=  4,06  Jüt. 
pro  1  hi). 


Digtizecby  Google 
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der  ^zogenen  Würze  eines  jeden  Gebränes  und 
die  BezeichDTing  der  zdt  Änfbewahmni;  der- 
selben dienenden  Bottiebe;  alles  unter  genaner 
Angabe  der  Zeit  der  betreffenden  Verbuchnng. 
Die  Maische  muHS  eine  Stande  über  die  f& 
das  Abziehen  der  Würze  verbuchte  Zeit  nn- 
berUhrt  stehen  bleiben,  aofem  nicht  inzwischen 
bereits  eine  steueramtliche  Vernjessang-  der 
Würze  stattgefunden  hat.  Femer  ist  das  Auf- 
lassen der  Würze  auf  die  Gärbottiche  binnen 
12  Stunden  zu  bewirken  nnd  darf  aas  diesen  nicht 
Tor  erfolgter  st eueramtl icher  Vermessnng  bezw. 
nicht  vor  Ablauf  von  12  Standen  entfernt 
werden.  Jedes  einzelne  Gesamtsudquantum  ist 
miudeatens  24  Standen  lang  von  dem  eines  ande- 
ren Sudes  gesondert  aufzubewahren,  sofern  nicht 
schon  vorher  die  steueraraüiche  Ueberwachung 
des  ersten  Sudes  stattgefunden  bat.  Sud- 
mischnngen  sind  nar  auf  den  Lagerftssem  und 
auch  nnr  auf  Grund  besonderer  schriftlicher 
genaner  Deklaration  zulässig.  Ueber  alle  von 
um  zu  bewirkenden  Buchungen  kann  der 
Brauer  eidlich  vernommen  werden.  Die  Be- 
rechnung und  Entrichtung  der  Steuer  geschieht 
entweder  auf  Grund  der  Bucheintragnngen  des 
Brauers  oder  der  steueramtlich  vorgenommenen 
Messung,  wobei  jedoch  immer  das  i&  die  Staats- 
kasse güDSttgere  Ergebnis  für  die  Entrichtung 
der  Steuer  ansschlaegebend  ist;  allerdings  wird 
dem  Brauer  ein  fiachlass  von  47p  Differenz 
zwischen  seiner  Bucheintragang  und  dem  amt- 
lichen Messungsergebnis  zu  Gunsten  gelassen. 
Eine  Ueberschreitung  des  specifischen  Gewichts 
der  Würze  um  5°  gegenüber  dem  Bncheiutrag 
wird  als  das  Erzeugnis  eines  neuen  Sudes  be- 
handelt. Unter  den  vorgeseheneu  Strafen  ist  die 
Konfiskation  nicht  nur  der  defraudierten  Würze- 
oder Biermengen,  sondern  anch  der  dieselben 
entJialtenden  GefKsse  bemerkenswert.  Die  Steuer 
wird  in  der  Regel  sofort  nach  der  Feststellung 
des  Betrages  durch  den  SteaerbeAmten  fttltic', 
doch  kann  Handelsbrauem  die  Steuer  für  alle 
im  Laufe  eines  Houats  erzengte  Würze  bis 
znm  Ende  des  betreffenden  Monats  bezn*.  bis 
znm  15,  des  nächsten  Monats  gestundet  werden. 

EUr  an  verschuldetes  Sndmisslingen  oder 
Verlosten  an  Würze  nnd  Bier,  solange  sie  sich 
noch  in  den  R&nmen  des  Brauereibetriebes  be- 
enden, kann  die  erlegte  Stener  erstattet  werden. 

Bei  der  Bierausfuhr  wird  die  Steuer 
(und  zwar  schon  seit  Jahrhunderten "i  voll  rück- 
vergütet. Gewisse  amtliche  Kontrollbefagnisse 
znr  Peststellung  des  ursprünglichen  speeiüschen 
Gewichts  der  Würze  des  an  exportierenden 
Bieres  sind  vorgesehen. 

Die  Biereinfahr  ist  zollpflichtig  und  zwar 
bewegt  sich  der  Zoll  je  nach  der  Qualität 
nnd  Art  des  Biers  und  den  daraofbin  vorge- 
sehenen verschiedenen  Normen  der  Erhebung, 
von  1  sh.  6  d  bis  10  sh.  6  d  pro  Barrel. 

Kommnnal- Biers tenern  werden  in 
England  nicht  erhaben,  doch  werden  vom  Er- 
trage der  Bierstener  3  d  pro  Barrel  sowie  der 
Ertrag  der  Lizenzen  den  Lokalverwal- 
tungen überwiesen. 

Neben  dieser  Würzestener  besteht  für  eine 
bestimmte  Kategorie  von  „Haasbrauern" 
noch  die  Malzbesteuernn^  fort 

Diese  nBmlich,  die  von  jeher  eine  eigen- 
tümliche Stellung  in  England  einnehmen,  wer- 
den seit  1685'86  in  drei  Klassen  nntenchieden, 


welche  nach  Maasgabe  des  Hiets werte  des 
Hauses,  in  welchem  sie  die  Branerei  zum  eigenen 
Bedarf  ausüben,  gebildet  sind. 

Die  zur  ersten  Klasse  gehßri^u  Haas- 
brauer, d.  b.  solche  in  Häusern  mit  weniger 
als  8  £  Jahresmietswert  sind  als  die  kleinsten 
sowohl  von  der  eigentlichen  Bierstener  als  auch 
von  den  Lizenzgebühren  befreit.  Die  zur 
zweiten  Klasse  gehörigen  Eansbrauer,  d.  h.  die- 
jenigen in  Häusern  mit  einem  Jahresmiets  wert  von 
8— loi,  sind  zwar  noch  von  der  Biersteuer  be- 
freit, haben  aber  eine  jährliche  Lizenzgebühr 
von  i  sh.  zu  entrichten.  Die  zur  dritten  Klasse 
zählenden  Hausbraner ,  d.  h,  di^enigen  iil 
Häusern  mit  einem  Jahresmietswert  von  10  bis 
15  £  haben  neben  einer  jährlichen  Lizenzgebühr 
von  9  sh.  eine  Malzstener  von  6'/i  ah.  für  je 
2  Bnshel  Malz  (bezw.  für  die  dieser  Menge  des- 
selben entsprechenden  Surrogate)  zu  entrichten. 

Die  Handelsbrauer  haben  gleichmässig 
eine  Lizenzgebühr  von   1  £  jährlich  zu  zahlen. 

Unter  den  eoglischen  Kolonieen  ist  bezüg- 
lich der  Bierstener  C  an  ad  a  hervorzuheben, 
woselbst  seit  1883  die  Fabrikatssteuer  nach 
dem  Muster  der  Vereinigten  Staaten  ^a.  unten) 
im  Betrage  von  4  ceuts  _pro  Gallone  eingeführt 
ist,  daneben  wird  noch  eine  Lizenz  von  jährlich 
50  Dollars  und  für  jede  Niederlage  eine  weit«re 
von  20  Dollars  erhoben.  Ausserdem  besteht 
daselbst  noch  eine  Uojifensteaer  (s.  oben), 
in  Britisch-Ostindien  ist  die  Steuer  auf 
daselbst  erzeugtes  Bier  dem  Einfuhrzoll  von 
Bier  gleich  (1  sh.  3  d  pro  Qalloae). 

Die  englische  Würzestener  dnterscheidet 
sich  von  der  österreichischen  verwaltungstech- 
nisch besonders  durch  die  wesentlich  einfachere 
Gestaltung  des  Kontrollsystems  und  teilweisen 
Ersatz  der  ständigen  amtlichen  Kontroll- 
überwachungen der  Brauereien  durch  die  pflicht- 
gemässe  Segisterführung  durch  die  Brauer. ') 
Auch  wird  die  Besteuerung  nach  dem  specifi- 
sehenGewichtderWürze  für  zweckentsprechender 
erachtet.  Inimerhin  ist  such  sie  für  heimische 
Begriffe  überaus  kompliziert.  Wenn  seitens 
der  englischen  Brauer  über  dieselbe  anscheinend 
nicht  geklagt  wird,  so  liegt  dies  daran,  dass 
die  voraufgegangene  Malzbesteaerung  auch  nicht 
weniger  als  einfach  beschaffen  war,  auch  zum 
Teil  eine  hShere  Stenerbelastnng  für  die  Braue- 
reien im  Gefolge  hatte  als  die  gegenwärtige. 
Immerhin  ist  der  auffallend  starke  Rückgang 
besonders  der  kleineren  Brauereien  Hano  in 
Hand  mit  der  monopolistischen  Ausdehnung 
der  dortigen  Grossbrauereien  bezeichnend  für 
die  auch  für  englische  Verhältnisse  sehr  hohe 
Besteuerung. '}    Auch  haben  sich  die  auf  diese 


')  Die  österreichische  Würzesteuer,  sagte 
Gladstone  im  Parlament  (lü.  Juni  1880),  „is 
carried  into  effect  with  a  much  greater  amount 
of  interference,  that  can  be  neressary  in  this 
country".    Cit.  nach  L'rbans  Denkschritt  p.  XXI. 

')  Im  Verhältnis  zur  Branntweinsteuer, 
welche  ca.  700%  des  Bmnntweinpreises  aus- 
macht, ist  die  englische  Bierbesteuerung  im 
Betrage  Von  ca.  h\  des  Bierpreises  allerdings 
massig.  (Aus  Harcourts  Rede  vom  2.  Mai  1895 
Cit.  nach  Ad.  Wagner,  Lehrbuch  der  Finanz- 
wissenschaften,  3.  T.  p.  3ö.)  —  Allerdings  sind 
anch  die  Bierpreiae  in  England  im  Verhältnis 
zu  anderen  Bierländem  im  aligemeinen  sehr  hoch. 
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Steuer  im  IntereBse  der  engl! sehen  Giersten 
banenden  Lajid Wirtschaft  gesetzten  Eofinnngen 
bisber  anscbeinend  nicht  verwirklicht.  Wohl 
im  Zaeunmen hange  hienoit,  wie  auch  mit  dem 
im  Lande  seibat  erfolgreichen  Vordrängen  dea 
kontiiieDt«leu  Biertypos  (spedelt  des  dentecben 
ond  bühmiBchen)  erklären  sich  die  sdt  Jahren 
bestehenden  und  allmählich  allgemein  werdenden 
Bestrebungen  auf  Ausschluss  der  Surrogate 
von  der  BierbereitnDg.  Doch  stehen  angesichts 
des  sehr  umfangreichen  Znckenrerbrauchs  der 
englischen  Brauereien  der  Lösung  der  „pnse 
beer- "Frage  zu  gewichtige  anderweitige  Inte- 
ressen im  Wege.  Ein  zu  Ende  1898  erschienener 
umfaugreicber  Bericht  einer  seit  längerer  Zeit 
mit  der  Beratung  der  „Reinbierfrage"  betrauten 
pari  am  entari  sehen  Kommission  lautet  in  Bezng 
hierauf  wenig  anssichtsvoll,  bietet  aber  zugleich 
ein  technisch  wenig  anziehendes  Bild  von  der 
umfangreichen  nna  vielfältigen  Verwendung 
von  Halzsurrogateu  in   englischen  Brauereien. 

Statistik  der  Bierbrauerei  und 

BierbeateueruDg  in  Oross- 

britannien  und  Irland.') 

TabeUe  I.«) 


^4M 

Gesamt- 

Qesamtr 

ertrag  der 

w 

bier- 

jähre 

m 

gewerb!. 

eraeug:ung 

^^^S= 

£ 

Barrels 

1880/81 

8498044    1881 

1890/91 

10039217    1891 

»IS1 

1.745561    1897 

35634166 

Für  eine  vergleichende  und  umfassende 
Darstellung  ist  der  Umstand  hinderlich,  dass 
für  die  in  Betracht  kommenden  Daten  teils  das 
Kalenderjahr,  teils  das  Betriebsjabr,  teils  das 
Fiskaljahr  eu  Grunde  gelegt  ist.  Auch  sind 
die  versteuerten  Biermengen  teilweise  als 
„Bierkonsum"  (also  unt*r  entsprechender  Ein- 
rechnung  des  Bieranssenbandels),  teils  als  reine 
Produktion  vorgetragen.  Die  versteuerten  und 
ausgeführten  Bjermengen  sind  doppelt  —  nach 
dem  Fiskal-  wie  nach  den  Kalenderjahren  — 
vorgetragen. 

Der  Bückgan^  in  der  Zahl  der  gewerbs- 
mässigen Brauer  ist  angesichts  der  scheu  seit 


'j  Hanptqnellen  dieser  Statistik  sind  die 
„Statistical  Abstracts  for  the  United  kingdom". 

'}  Für  die  ältere  Zeit  teilt  M.  G.  Mull- 
ball (The  Dictionaiy  of  Statistics,  London  1892) 
folgende  Zahlen  mit: 

I.  Engl  and  und  Wales,  BierkoDanm  in 
Süllionenuallons. 

Total  pro  Kopf  Gallons 

1600—1700  255  44 

1701—1750  215  35 

1761—1800  252  32 

1801-1830  33«;  30 

1831—1860  56^  33 

1861-1880  835  36 

11.  EneUndgBIrrprodaktioDln 
Millionen  (iallone. 

1840    650  1860    770  J880  1020 

1850    710  1870    9S0  1887  1040 


einem  Jahrhundert  datierenden  iudtutridlen 
Ausgestaltung  des  englischen  Brauwesens  auf- 
fallend gross,  er  ist  r^ativ  stärker  als  in  irgend 
einem  anderen  I<ande  mit  entwickelter  Bier- 
industrie.  Ausser  diesen  gewer  bsmftssigen 
Brauern  (common  brewers)  gab  es  nicht^werb- 
liche  Brauer  (privat«  brewera): 

1894/95  3933  mit  Sz  943  Bushel  Malz-  und 
285  Cwt.  Znckerverbranch  und  Syrup,  1895/96 
3406  mit  73  98S  Bosbel  Halz-  und  265  Cwt. 
Znckerverbraucb  und  ßymp,  1896/97  3304  mit 
69345  Bnshel  Halz-  und  259  Cwt.  Zuckerver- 
brauch  tmd  Syrup. 

Ihre  Geaamtateuerleistang  (Bier-  und  Li- 
zenzsteuer)  betrug  1896,'97  11 B48  £  und  189öi96 
12604  £. 

Ausserdem  gab  es  noch  nicht  flteuerpfiich- 
tige  Privatbrauer 
lSW/90  13  831 

1895/96  13  203  mit  3568  £  Lizenxsteuerertrag 
1896,97  11619    „      3407  £ 

lusgesamt  betfug  der  Steuerertrag  der  bri- 
tischen gewerblichen  und  nicht  gewerblichen 
Brauereien 

1893/94  10341513  £ 
1894/95  10963466  £ 
1896/96    11614719  £, 

wovon  13  064  £  für  Lizenzen, 
1896/97    11760816  £, 

wovon  12  353  £  fUr  Lizenzen. 
(Siehe  TabeUe  U  aui  Seite  847.) 
Die  englische  Bierelnfubr,  grUsstenteils 
aus  Deutschland  stammend,  ist  verhältnismässig 
nicht  bedeutend.  Sie  betrug  1881/82  13900 
Barrels,  1886,'86  23  700  Barrds,  1889'90  33  090 
Barrels,  1898  46874  Barrels. 

(Siehe  Tabelle  in  auf  Seite  847.) 
Wie  aus  dieser  Gliederung  des  Material- 
verbrauchB  der  englischen  Brauereien  hervor- 
geht, verwenden  die  eigentlichen  Groaebraue- 
reien,  d.h.  die  mit  über  100000  Barrels  Bier- 
iroduktiou ,      Verhältnis  massig     weniger 


ZuKunft  etwa  zu  erwartende  BeschrSnknng 
der  Material  Verwendung  der  englischen  Braue- 
reien auf  Malz  und  Bonfrucht. 
4.  Frankreich. 

Die  französische  Bierbesteuerung  ist  jUnger 
als  die  dea  Weins  und  geht  ursprilnglich  auf 
eine  1625  eingeführte  KontroUgebÜhr  (von  8 
Eous  von  der  Tonne  fertigem  Bier)  zur  Unter- 
haltung der  auch  in  aDderen  Ländern  seiner 
Zeit  bestandenen  amtlichen  Organe  zur  üeber- 
wachung  der  Bierbreitung  und -Qualität  (v^ri- 
flcateurs  de  la  fabrication  des  biires),  welche 
nach  Wegfall  dieses  Instituts  weitererhoben  und 
1635  der  allgemeinen  Getränkeateuer  einver- 
leibt wurde.  Nach  mehrfachen  StenererhBh- 
ungen  und  Nebenbesteueningen  des  Biers  wurden 
1791  in  der  Revolutionszeit  sämtliche  Getränke- 
steuem  beseitigt,  um  jedoch  schon  von  1804  ab 
wieder  ein^fUnrt  zu  werden.  1808  fand  eine 
Vereinheitlichung  der  auf  dem  Bier  ruhenden 
verschiedenen  Abgaben  statt,  1814  beiw.  1816 
erfolgte  die  bis  zur  Zeit  geltend  gebliebene 
Differenzierung  der  Steuer  auf  starkes  (forte 
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Tabelle  II. 
Im  einzelnen  verteilte  sich  die  Biererzeugung  0rossbritanniens  nnd  Irlands') 


Es  wurden  eraeugt 


Eb  verblieben  danach  zun  ioländigchen 
Verbrancb 


Schott- 
land 


Wales 

Barrel« 


Irland 


1895  i8  14*  809 

1896  29  556  7^3 

1897  30  463  225 

1898  jo  807  493 


1  865  765 
2024417 

2  037  086 
I  911  863 


32  736  290 

34  392  az8 

35  313  03s 
35  634  166 


'.S&  388 
78  279 
«97  359 
3*9  399 


232  673 
23079 
240  S8. 
:i6  3«7 


510547 

527328 
557  ■30 


27884421 

29  27S  684 

30  165  866 
30478094 


63309» 
793  636 

796305 
695  536 


i  708  230 
I  792  590 
■■  793  834 
890134 


32  225  743 
33864900 
34  755  905 

35063764 


')  In  deutsche 
Biereneognng  Gros 
landB  wie  folgt  dar 

n  Haaeen  stellt  sich  die 
britannieni  und  Ir- 

Produktion 
hl 

davon  ZOT 

Aasfohr 

beetimmt 

hl 

Initod. 

Verbranch 

hl 

1^        53523833 

1896  56231293 

1897  57  736  812 

1898  58  345  5" 

'dilti 

910907 
916257 

52  689  089 

56  825  905 

57  3*9  254 

*)  Der  wirkliche  Anssenhandel  OroBt- 
britannteuB  mit  Bier  nach  den  englischen  Eo- 
lonieen  und  dem  Auslände  war  geringer  nnd 
betrog 


1888  440867  Bairels, 
1896  462  960      „ 
1838  476  588      „ 

Davon  gebt  ca.  '/(  nach  Anstralien  nnd 
nahezu  '1^  nach  dem  Auslände.  FOr  die  ftltere 
Zeit  sind  folgende  (nach  t.  QUlieh  mitgeteilte) 
Zahlen  über  Englands  Bieninsfnhr  inteiwsant. 
Sie  betmg  1830  3843  Barrels,  1851  511237 
Barrels,  1854  1  oSo  20a  Barrels.  Die  Zahlen 
sind  bezeichnend  f&r  den  auaserordentlicben 
EinfluBS  des  in  den  Jahrzehnten  1830—1860 
sich  entwickelnden  DampfechiffsBeeTerkehra  auf 
den  Anssenhandel.  Der  in  der  Folgezeit  wieder 
eingetretene  Rückgang  der  ehedem  dominiareQ- 
den  englischen  BierauBfnlit  ist  vemrsacbt  be- 
sonders durch  das  Aufkommen  des  deutschen 
AuBsenhandels  mit  Biei, 


TabeUe  IH. 
Der  Materialverbraucb  der  br 


tiscben  Brauereien 


1 

Kalz-  und  Rohfrucht 

Zncker  und  Syrup 

1 

in  England!  in  Schottr 
o.  Wales  l      land 

i"!^'-^       gin 

in  England 
n.  Wales 

in  Schott- 
land 

In  Irland 

im 
ganzen 

1 

Bnsheli'),   Bnshels 

Bnshels   |  Boshels 

Cwta.') 

Cwts. 

Cwts, 

Cwts. 

1896/97 

48401  131  !  3876309 

5122985  [57320425 

2480260 

68888 

20309 

3  569  457 

Tabelle  IV. 

Von  den  britischen  gewerblichen  Brauern  im  Betriebajahre  1896/97  erzeugten 

Terbrancbten               entricht  8t«ner 
TiB«-oi.              M»'^'  ^'*  »■     Zucker  und    {Bier-  n.  Lizenz- 
(z  «pGew  y  1066)      BoM^cht            Syrup               Steuern) 
Bnshels              Cwts.                    £ 

6510              nnteriooo         3028915             42056              521190 

1600          1001—100000        30886518          1622107            64823S4 

37       100001—500000        13345818            7155^            2827485 

6             Dber  500000         10059174             189728             191450z 

Im  ganzen  8 

Dagegen  1895/96     8728 

„        1894/96     8  937 

')  1  BuBhel  =  36^  Liter.    »)  1  Cwt. 


57320425  2569457  II 745  561 

58  033  "75 ')        2  440  986  11  598  547 

55389095*)        3374148  10333893 

60,8  kg.    ')  Ohne  Beia  und  Maisverbranch. 
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bi^re)  und  schwaches  (petite  biöre).  Gleichzeitig  1 
schied  die  Biersteuer  aus  dem  System  der  übrisen  1 
Getrankestenem  aus  und  erhielt  im  weaentlicneu 
ihre  dermalige  FasHUng'  (durch  daa  Gesetz  vom 
28.  April  1816),  Nach  verschiedenen  kleineren 
Aendernngen  erfolgte,  veranlasst  durch  den  vor- 
aafgegangenen  franzOsiscb -deutschen  Krieg,  1H71 
eine  StenererhOhang,  aaf  Orund  deren  zur 
Zeit  die  Steuer  8  Francs  fUr  „starkes"  und  1 
Franc  für  Dünnbier  beträgt,  wozu  noch  der 
schon  seit  1816  bestehende  und  seitdem  mehr- 
fach erhöhte  „Znachlag"  („Uecimeö"!  von  2 '/» 
Zehntel  mit  75  bezw.  25  Centimes  pro  Hekto- 
liter kommt.  Die  stenertechniache  Definition 
des  „petite  bi^re"  ist  die  oben  bei  Elsasa-Loth- 
ringen  angegebene. 

Anch  das  Brauen  zum  eigenen  Bedarf  ist 
steuerpflichtig. 

Die  Berechnung  der  Steuer  von  W/o  des 
EesaelrauraeH,  Handhabung  der  Erhebung  der 
als  Kesselsteuer  mit  WürzekontroHe  zu  charak- 
terisierenden Steuer  mit  den  bezüglichen  Kon- 
troll- und  Straf  Vorschriften  sind  analog  den  oben 
bei  Elsass-Lotb ringen  erwähnten.  Znlftssige 
Maximal  grosse  eines  Braukessels  ist  ein  Fassungs- 
taum  von  6  hl.  Die  Kontrolle  nmfasst  den  ge- 
samten Braue  reibe  trieb  und  verfügt  über  sehr 
weitgehende  Befugnisse.  (Die  Revision  kann 
sich  auf  alle  dem  Brauer  gehörigen  Räume  er- 
strecken, das  Nachmessen  des  Biers  kann  noch 
beim  Einfüllen  in  die  VersandtBsser  erfolgen.) 
Zur  Herstellung  dürfen  alle  „nicht  gesundheits- 
schädlichen" Stoffe  verwendet  werden. ') 

Die  Fälligkeit  der  Steuer  tritt  normsliter 
am  Ende  eines  jeden  Honata  ein,  doch  kfinneu 
den  Brauern  gewisse  verzinsliche  (incl.  einer 
Provision  an  den  Stenererheber)    erleichternde 


kann  die  Steuer  Verwaltung  statt  der  Einzeher- 
anlagnng  der  Steuer  in  jeder  Braaerei  mit  der 
Gesamtheit  derselben  auf  deren  Antrag  und 
unter  solidarischer  Haftbarkeit  in  Hübe  des  vor- 
aussichtlich föltigen  Fabrikationssteuerbetrages 
derselben  ein  sogenanntes  allgemeines  „Abonne- 
ment" abschliessen,  d.  h.  eine  Fixation  der  Steuer. 
Ein  solches  Abonnement  besteht  zur  Zeit  nnr 
in  Paris  (v.  May  a.  a.  0.  S.  605). 

Die  Steuerrückvergütung  bei  der 
Bieransfuhr  entspricht  mit3,75bezw. 1,25 Francs 
pro  Hektoliter  starkes  oder  schwaches  Bier  der 
erhobenen  Steuer.  Der  Eingangszoll  betrügt 
7,75  Francs  pro  Hektoliter  Bier  ohne  Unter- 
schied der  Sorte,  wobei  Jedoch  die  innere  Steuer 
bereits  inbegriiFen  ist. 

Ausser  der  Fabrikationsatener  haben  die  ge- 
werblichen Brauer  noch  jährlich  eine  Lizenz- 
gebühr  zu  zahlen,  welche  seit  1870  in  11  De- 
partements 136  Francs  und  in  den  übrigen  75 
Francs  beträgt  und  an  deren  vorherige  Erlegung 
die  Befugnis  zum  Betrieb  des  Gewerbes  ge- 
knüpft ist.') 


Snlicvlznsatz  verboten. 

')  „Unter  „licence",  welche  schon  im  17, 
Jahrhnndert  unter  dem  Namen  „annuel"  vor- 
kommt, wird  die  Erlaubnis  zum  Betriebe  ge- 
wisser Gewerbe,   welche  in   irgend   einer  Be- 


Neben  der  staatlichen  Bierbestenerung  hat 

noch  die  gemeindliche  Besteuernug  des 
Biers  und  Bierverkehrs  in  Form  des  „Octroi" 
eine  seit  Jahrhunderten  grosse  Verbreitung' 
nnd  Ansgestaltnng  erfahren,  durch  welche  die 
steuerliche  Qesamtbelastnng  des  Biers  in  Frank- 
reich meist  eine  sehr  hohe  ist. 

Allerding|B  ist  bezüglich  der  Erm&ssignng 
nnd  Vereinheitlichung  der  Octrois  durch  das 
Gesetz  vom  29.  Dezember  1897  ein  anscheinend 
erfolgreicher  Schritt  znr  Eeform  gemacht,  indem 
die  Gemeinden  durch  dieses  Gesetz  ermächtigt 
wurden,  alle  Octroiabgaben  auf  die  sogenannten 
„hygienischen  Getränke",  worunter  anch  Bier, 
vom  31.  Dezember  1898  ab  aufzuheben.  Wo 
hiervon  kein  Gebrauch  gemacht  würde ,  sollten 
die  Gemeinden  verpflichtet  sein,  die  bestehenden 
Abgaben  nach  bestimmten  Sätzen  zu  erm aasigen. 
In  den  fUr  die  Biererzengung  hauptsächlich  in 
Betracht  kommenden  Departements  (Aisne,  Ar- 
dennes.  Nord.  Pas  de  Calais  und  Somme)  darf 
dieser  Satz  fortab  nicht  mehr  als  1,50  Francs 
pro  Hektoliter  Bier  betragen,  in  den  übrigen 
nicht  mehr  als  5  Franc,s. 

Hanptafichlich  bestimmt  durch  die  in  den) 
veralteten  Erhebungssystem  liegenden  Hänget 
sowie  durch  die  mit  den  Erhebungskosten  nicht 
recht  im  Einklang  stehenden  Steuererträge,  die 
bei  dem  überwiegenden  Weinkonsum  und  der 
fast  stationären  Bevölkerung  ohnehin  nicht  sehr 
bedeutend  und  entwickeUingsfähig  sind,  sind 
schon  seit  den  70er  Jahren  Eeformbestrebnnp«n  im 
Gange,  ohne  dass  jedoch  zur  Zeit  bereits  irgend 
etwas  am  Status  quo  geändert  ist.  Allerdings 
wird  eine  selbständige  Beform  der  Bierbestene- 
rung in  Frankreich  besonders  dadurch  sehr  er- 
schwert, als  dieselbe  ein  organischer  Bestand- 
teil der  „taies  sur  les  boissons"  ist,  die  im  Bad- 
get  als  Ganzes  unter  den  .contributions  indirects" 
rangieren.  Verschiedentlich  ist  daher  anch  schon 
der  Plan  einer  völligen  Beseitigung  der  ganzen 
(ietränkestenem  anf getaucht.  Das  zur  Zeit 
neueste  Projekt  einer  Biersteuerretorm  ist  der 
unter  dem  14.  Mai  1896  von  Ribot  vorgelegte 
Entwurf,  wonach  eine  direkt  nach  Menge  und 


30  Centimes  pro  Hektolitergrad  bei  einer  Mes- 
Bungstemperatur  der  Würze  von  15"  betragen. 
Der  Ertrag  wurde  auf  lü  Hillionen  Francs  ver- 
anschlagt, nnd  zwar  sollte,  wenn  er  nicht  er- 
reicht würde,  der  Steuersatz  entsprechend  erhöht 
werden,  und  wenn  er  überschritten  würde ,  der 
Steuersatz  ermfissigt  werden,  jedoch  nicht  unter 
5  Centimes  pro  HektJilitergTBd.  Die  zulässige 
Maiimalgrüsse  der  Braukessel  sollte  anf  8  Hekto- 
liter erhöht  werden  dürfen  ,  femer  sollten  die 
Kontroll-  etc.  Bestimmungen  erheblich  geändert 
und  vereinfacht  werden.  Bis  zum  Frühjahr  1899 
war  anch  über  dies  Projekt  noch  nichts  ent- 
schieden. 


Ziehung  durch  die  indirekte  Besteuerung  ge- 
troffen werden,  verstanden.  Die  Lizenzgehöhr 
hat  daher  auch  in  erster  Linie  den  Zweck,  eine 
Kontrolle  hinsichtlich  der  Ausübung  solcher  Ge- 
werbe XU  erlangen  nnd  ist  hiernach  nicht  gleich 
mit  der  zu  den  direkten  Steuern  zählenden 
Patentabgabe,  „contribution  des  patentes"  = 
Gewerbesteuer."    v.  May  a.  a.  0.  S.  603, 
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Statistik  der  Bierbranerei  nnd  Bierbeatenernng  Frankreichs. 
Baa  ziemlicli  iHngsame  Fortschreiten  der  Eranerei  in  Frankreich  erhellt  aiu  folgenden 
Angaben.    Es  betrag')  die  Biererzengnng  Frankreichs; 

1859    6096761  bl  1S70    6764i94bl         188Ö    8009933U     189G    SSöja^ahl 

1869    7350000   „  1875    7355513    n         1890    8490511  „      1896    8991173» 

')  Znm  Teil  ans  P.  Leroy  Beanlieu :  „Qnelqnes  particnlarit^  de  rendement  des  Impöts  in- 
directs"  L'Economiste  frangais.    1895  Nr.  41. 

Tabelle  I. 


Zahl  der 

über- 
wachten 
Braue- 
reien 

Eier- 

zeugong 
1000  u 

Bier- 
einfohr 

1000  bl 

Bier- 
ans- 
fnhr 

lOOOhl 

Bier- 

ver- 
branch 

1000  hl 

Bier- 
pro Kopf 

1 

Ertrag 

Jahre 

der  Fabri- 

katioQS- 

stener 

MUl.  Frs 

des 

Zolls 

Hül.Frs. 

der      ■ 
Octrois 

MiU.Pre. 

1869 
1876 
1880 
1886 
1890 
1895 
1896 
1887 

a86i 

ST, 

'S« 

75^3 
7350 
8a37 
8010 
8491 
S867 
8991 

378,8 
333,4 
174,4 
124,8 
125,0 

37,0 
3i,a 
29,3 

«74 

S676 
8316 
8630 
8933 
9054 

20 

"3 
33 

32,5 

16,84 

20,79 

32,63 

31,76 

33,75 

23,56 

«3,76") 

34,37 

0,35 

3,84 

a,57 

'f 

? 

14,23 

2  Bemerkenswert  ist  jedoch,  dass  beispielaweise  in  Boabsiz  nnd  Lille  (Norddeparte- 
er  Bierverbranch  pro  Kopf  der  BevHlkemng  mit  298  bezw.  292  Liter  rrOascr  igt  ala  der 
in  Bajem.    In  8t.  Qaentin,  Tonrcoing  und  Dnncerqne  betrBgt  der  Eonsnm  ebenfalls  201—248 


Liter;  in  Paris  dagegen  nnr  11  Liter  pro  Kopf. 

dn  Nord 1 1  345  499 

Pas  de  Calais 3  191 199 

Ardennes i  217  104 

Tabelle  IL 


Von  dem  ersengten  Biere 


starkes  Bier  [er  3,75  Francs 
pro  hl  Steuer    .... 

Dünnbier  (zn  1,26  Francs 
pro  hl  Steaer    .... 

atenerfreies    Bier   in   den 


5  005  473 
3  973*45 


fi.  Rngsland. 

Die  Bierbestenerang  bildet  in  ßussland 
einen  Teil  des  aus  dem  Jahre  1867  stammenden 
allgemeinen  ..Oetränkestener  ■  Ustaws".  Nach 
einer  Neuregelung  desselben  im  Jahre  1876  er- 
fahr Bpeciell  die  Bierbesteaerong  in  der  Folge 
noch  mehrfache  Aenderungen,  welche  schliess- 
lich in  dem  0.  v.  15.  Jannar  1866  zn  der  noch 
gegenwärtig  massgebenden  Fassung  führten. 

Die  Beteuerung  gliedert  sich  a)  in  die 
„Accise",  welche  schon  seit  langer  Zeit  in 
Form  der  Haischbottichsteuer  erhoben 
wird,  und  b)  in  die  Patentsteuer. 

a)  Die  Bier-  und  Methacciae  beträgt 
aeit  dem  1.  Dezember  1892  für  jeden  Wedro 
^=  12,3  1)  Rauminhalt  des  Haischbottichs  für 
jede  Eiumaischnng  30  Kopeken. '}  Ausser  dem 
Maischbottich,  der   dann  nicht  mit  einer  Ab- 


entflelen  1896  auf  das  Departement 
Francs 
Heorthe  et  Hosell«  ......     1 046  561 

Aisne 990240 

übrige  Departraiests 6  064  876 

läuterTorricbtang  versehen  sein  darf,  darf  nnr 
noch  ein  Lfiuterbottich,  dessen  Banminhalt  mit 
dem  des  Ablassbottichs  zusammen  den  des  ers- 
teren  um  nicht  mehr  als  10  %  übersteigen  dsiit, 
(seit  1687)  sowie  ein  kleiner  Ablassbotticb  Ton 
hSchstens  10  Wedro  Banminhalt  in  der  Braue- 
rei zur  Aufbewahrung  der  Maische  benutzt 
werden.  Desgleichen  ist  das  Raumverbfiltnia 
zwischen  dem  Maisch-  bezw.  Wünte-Eochkessel 
zum  Maischbottich  genau  bestimmt,  nm  den 
einzelnen  Haischakt  nach  seinem  Quantum 
steuerlich  sicherznatellen.  Alle  diese  Gefäase 
sind  steneramtlich  yermessen  nnd  befinden  sich 
nur  während  der  laut  Brauscbeiu  angemeldeten 
Zeit  des  Einmaischens  und  WUrzekochens  (je- 
doch bezüglich  des  Maischbottichs  nur  bis  zn 
6  Stunden  nach  dem  Einmaischen)  ohne  Stener- 
verschlnss.  Ausser  durch  genaue  Führnng  von 
Betriebskon troUbüchem  hat  die  Kontrolle  durch 
einen  als  „Wächter"  auf  bestimmte  Zeit  fest  in 
der  Branerei  einquartierten  Steuerbeamten  zn 
erfolgen;  aasserdem  darf  die  Brauerei  zu  jeder 
Zeit  in  allen  Teilen  steneramtlich  revidiert 
werden. 

Als  Sranmateiial  dDrfen  seit  1865*)    nnr 


ten  untersagt,  „Bier  mit  Wasser  zu  verdünnen, 
demselben  Stoffe,  wenn  aacb  nicht  der  Gesund- 
heit schädliche,  beizumen^n  sowie  auch  das 
Bier  verschiedener  Brauereien  nnCereioander  zn 


HaadwDfUibnch  der  SUatswlsMasobafUn.   ZwtlM  Auflage,    tl. 


Bier,  Bierbrauei-ei  UDd  BierbeBteuening 


„Getreidearten,  Hefe,  Hopfen  und  Wasser"  zur 
Verwendung  g-elangen. 

Die  Steuer  kann  unter  gewissen  Bedingun- 
gen gestundet  werden. 

Bei  unverschnldeter  Störung  des  Branerei- 
betriebes  erfoist  BQckeratattnngder  Accise. 

Die  RUckvergUtang  bei  der  Bierans- 
fuhr  betrSgt  15  Kopeken  pro  Wedro  Bier. 

Der  Eittfnhrzoil  betrÄgi;  für  i'assbier 
1^  Rubel  Gold  pro  Pud  (=  16,38  kg)  und  für 
Masebenbier  20  Eopekon  pro  Flasche. 

b)DiePatentBteuer,  welche  der  Lizene- 
gebtthr  in  anderen  Ländern  entspricht,  wird 
.jährlich  entrichtet  und  zwar  1.  von  Brauereien 
mit  einem  Maischbottich  von  100  und  mehr 
Wedro  Banminhalt  a)  in  den  Besidenzen 
and  Warschau  mit  150  Bnbel  ftlr  100  Wedro 
und  einem  Zuschlag  von  1  Babel  für  jedes 
Über  100  Wedro  binausgehende  Wedro  BÄum- 
inhalt  uai  b)  in  den  übrigen  Städten  mit 
50  Rubel  für  100  Wedro  und  einem  Zuschlag 
von  60  Kopeken  för  jedes  über  100  Wedro  hia- 
aosgehende  Wedro  Bauminhalt;  2.  von  Braue- 
reien mit  einem  Maiachbottich  von  wenieer  als 
100  Wedro  Eauminhalt  a}  in  den  Residen- 
zen and  Warschau  mit  55  Rubel  für  die 
ersten  35  Wedro  and  einem  Zuschlag  von  1,50 
Rubel  für  jedes  darüber  hinausgehende  Wedro 
RAuminhalt  und  b)  in  den  übrigen  St&dten 
sowie  auf  dem  Lande  mit  20  Babel  für  die 
ersten  36  Wedro  nnd  einem  Zuschlag  von  50 
Kopeken  für  jedes  darüber  hinansgehende 
Wedro  BaDminliält  des  Maischbottichs. 

Die  rassische  Bierhesteuemng  (d.  h.  die 
Accise)  ist  auch  im  Hinblick  aaf  die  Entwiche' 
lung  der  rnssischen  Brauerei  als  schon  lange 
veraltet  zu  bezeichnen.  Ihre  fiskalisch  (beson- 
ders auch  in  Betug  auf  das  Snrro^atverbot] 
wie  betriebstechnisch  für  die  Braaereien  unlieb- 
sam empfundene  L'ninlSngUchkeit  hat  schon 
mehrfach  zu  BeforraerwBgangen  Veranlassung 
Kegehen.  Nach  den  ueuesten  bekannt  gewor- 
denen Plänen  scheint  man  an  Stelle  der  Sottiqh- 
slener  eine  „Würzesteuer  mit  Malzverbranchs- 
kontrolle"  in  der  Weise  einfUhreu  zu  wollen, 
dass  mau  zugleich  damit  ein  Urteil  darüber 
gewinnen  kann,  ob  in  Zukunft  eutweder  nur 
die  Halz Versteuerung  (nach  bayerischem  Muster) 
oder  die  Würzeversteuerung  (nach  Österreichisch- 
englischem  Muster^  Platz  greifen  soll.  Doch 
suuit  man  einstweilen  noch  weitere  bezügliche 
Erfahrungen  des  Ansiandes  abwarten  zu  wollen, 
besonders  im  Hinblick  auf  die  in  der  Schwebe 
befindlichen  Beformversnche  in  Oesterreich. 
Statistik  der  ruseisohen  Bier- 
brauerei und  Bierbesteuerung: 

Es  betrug 
in  den  Jahren    „^ie  Zahl  der      die  Menge  des 
Bierbranereien  erzeuBt«n  Biers 

1873  ao73  i  747  337 

leso  1  soz  4234681 

1886  1 541  3  437  »35 

1^8  1 333  3  763  554 

1894  1 318  3776223 

1896  1 047  5  362  800 

vermischen".  Doch  wird  die  Nichtbeachtung 
dieser  Bestimmungen  wie  auch  der  betreffend 
die  Surrogat  Verwendung  in  der  Brauerei  not 
als  polinemche  Kontravention  geahndet. 


üngefShr  '/■  der  Biererzeugung  entföllt  auf 
europäische  Russland  und  fast  '/i  der  Ge- 
samtproduktion Rnsslands  auf  die  Gonveme- 
ments  des  Weichselgebiets.  Hauptceutreu  der 
Brauerei  sind  Petersburg,  Riga,  Moskau,  War- 
schau, Samara.  Von  der  zum  Teil  hoch  ge- 
diehenen industriellen  Entwicfcelnng  der  meist 
von  deutschen  bezw.  österreichischen  Eachlenten 
geführten  mssischen  Brauereien  zeugt  es,  dass 
allein  36  der  1896  bestandenen  1047  Brauereien 
45,5  °/o  der  Oesamtbierproduktion  Russlands  auf 
sich  vereinigten.  Die  in  Petersburg  bestehen- 
den 5  Aktien brauereieu  stellen  allem  16%  der 


;s  sehr  verbreitete  Methbrauerei  (1888 
50  Methbrauereien  nach  v.  Mav  a.  a.  0.  S.  609) 
und  die  grösstenteils  im  Nenengewerbe  oder 
Hausbedarf     betriebene     alte     nationale 

tssbranerei  zu  unterscheiden. 


6.  Belgien. 

Die  Bierbesteuerung  geht  in  Belgien  noch 
auf  die  Zeit  vor  der  gewaltsamen  Losreiasung 

Holland  (1830/31),  auf  das  alt«  uiederländT- 
scbe  Bier  Accise" Gesetz  v.  3.  Aognst  1822  zu- 
rück und  unterscheidet  sieb  nur  in  wenigen 
Punkten  von  der  in  Holland  gültigen  BierW 
steuerung.  Ursprünglich  nur  nach  dem  System 
der  „Haischbottichsteuer"  erhoben,  folgte 
man  endlich  dem  holländischen  Beispiel  von 
1867,  indem  durch  das  G.  v.  20.  August  1865 
auch  die  „Halzgewicbt  BS  teuer"  daneben 
fakultativ  zu^lassen  wurde. 

a)  Die  „indirekt"  nach  dem  amtlich  ge- 
eichten Bauminhalt  des  Maischbotticbs  erhobene 
Steuer  betrSgt  normal  4  Francs  pro  Hektolit«r 
desselben,  wobei  als  geringster  Rauminhalt 
eines  Bottichs  10  hl  zugelassen  sind.  Wenn 
der  Netto-Acciseertrag  (von  Bier  und  Essig  zn- 
samraen,  nach  Abzug  der  Steuerrfickver^tun- 
gen]  ie  2  Jahre  nacheinander  15,  16,  17  oder 
18  Millionen  Francs  erreicht ,  so  kann  der 
Steuersatz  dem  entsprechend  mn  5,  10,  15  oder 
20''/o  ermässigt  werden.  Bei  Dickmaischen  ist 
ausser  dieser  Steuer  noch  eine  Ergänzungs- 
st«ucr  („Supplement  de  l'accise")  zn  entrichten, 
and  zwar  wird,  wenn  der  Kessel,  in  welchem 
das  Getreide  oder  Halzschrot  gekocht  wird,  den 
Inhalt  des  Maischbottichs  um  weniger  als  lO'lt 
übersteigt  (bezw.  kleiner  oder  ebenso  gross  als 
dieser  ist)  ein  Zuschlag  von  '/■  des  Stenersatse* 
erhoben ;  wenn  aber  der  Kesselinhalt  den 
Maischbottich  um  Wj^  oder  mehr  Obersteigt, 
so  wird  eine  Ergänzungast^ner  von  4  Francs 
für  jeden  Hektoliter  des  halben  Kesselraums 
erhoben.  Werden  zwei  Kessel  benutzt,  deren 
Inhalt  zusammen  den  doppelten  Inhalt  des 
Maischbottichs  nm  10%  übräschreitet,  so  wird 


der  beiden  Kessel  weniger  als  lU°/o  Ql>er  den 
doppelten  Haischbotticbranm  ausmacht  (beiw. 
kleiner  oder  ebenso  gross  als  dieser  ist),  so  wird 
die  Ergänzungssteuer  nur  nach  dem  Drittels- 
inhalt der  beiden  Kessel  berechnet. 

Unter  der  Voraussetzung  der  Entrichtimg 
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der  nach  TOrstehendem  sich  berechnenden  Et- 
Gitiizuiig^teaeT  dürfen  anf  den  BraiUiessels 
Inbat^tränze  bU  znr  Hebe  von  10  cm  ver— 
det  weiden. 

Die  Kontrolle  dieser  Art  der  Stenererhebung 
ist  dieselbe  »ie  in  Holland  nnd  eine  sehr  weit- 
lebende  Qnd  bedingt  nmetSndliche  Anmeldan- 
gen  and  ListenfUhmngen.  Die  znllisaige  Daner 
des  MaischprozeBBee  and  WUrzekochens  ist 
eenan  vorgeschrieben  nnd  je  nach  der  Grilase 
aea  Haiachbottichs  rerschieden;  bei  Deuupf- 
beteieb  vermiDdert  eich  die  zolaasige  Zeitdauer 
am  je  ein  Drittel.  Das  Einmaiachen  darf  ancb 
nkht  abt«ilni)gsweise  geschehen,  anch  nicht  im 
weiteren  Yerlaof  du  M&iachTerfahren  geändert 
werden. 

b)  Die  Steuer  nach  dem  Gewicht  di 
deklarierten  MaUschrotB  bezw.  der  z 
Verwendung  gelangenden  Materialien  ')  beträgt 
10  Centime»  pro  KHogramm,  was  im  Vergleich 
EU  dem  vorstehenden  Versteoernngsmodns  der 
Annahme  eines  Verh&ltniases  von  100  kg  Halz- 
schrot  :=:  2  V«  ht  Haischbottichranni,  bezw. 
40  kg  Schrot  '^  1  hl  Bottichranm  entspricht. 
Es  dürfen  jedoch  nicht  gleichzeitig,  d.  h. 
an  ein  nnd  demselben  Tage  in  einer  Branerei 
mehrere  Sude  nach  lerscbiedenem  Bestene- 
mngamoduB  versteuert  werden. 

Auch  bei  dieser  Stenererbebungsact  sind, 
nach  boUfindiBcbem  Muster,  sehr  weitgehende 
EontrollbeBtimmungen,  beBonders  auch  Über  die 
Aufbewahrung  der  Rohstoffe,  der  Anfstellung 
nnd  Benntzun^  der  Mflhlen  in  Kraft. 

Die  FKlligkeit  der  nach  a)  oder  b)  er- 
hobenen Steuer  tritt  normaliter  Ende  ieden 
Monats  ein,  doch  kann  die  StenerBcbold  bei  Ueber- 
BCbreitnng  gewisser  Summen  (434  1060,  3120, 
4240  Francs)  auf  gewisse  denselben  entspre- 
chend auegedehnte  Termine  verteilt  wenlen 
(2—3  Termine,  der  letzte  bis  zum  20.  Tage 
des  fQnftnäcbsten  Honata.  Bei  einer  Steuer- 
schuld von  über  4240  Francs  mass  Sicherheit 
gestellt  werden). 

Bei  unverschuldetem  Misslingen  der  Pro- 
duktion kann  Steuererstattung  bewilligt 
werden.  —  Bei  der  Bieransfnhr  wird  eine 
StenerrDckvergatung  von  2,60  Francs 
pro  Hektoliter  Bier  gewahrt.  Der  Zoll  für 
eingefflhrtes  Bier  betiftgt  tfir  Fass-  nnd  Fla- 
schenbier gleichmassig  5  Francs  (früher  6  Francs 
Ero  Hektoliter  Fass-  und  7  Francs  pru  Hekto- 
ter  Flaschenbier). 

Vom  Gesamterträge  der  Biersteuer 
und  des  Bierzolls  werden  So"/,  den  Gemein- 
den ttberwieaen  als  Eutsch&digung  für  die  aeit 
1860  in  Wegfall  gekommenen  Octrois. 

Die  belgische  Bierbestanemng  —  und  das- 
selbe gilt  von  der  holländischen  —  leidet  abge- 
sehen von  der  Unzulänglichkeit  der  vSIlig  ver- 
alteten Maischbottichstener  und  der  nocn  un- 
vollkommen entwickelten  Malzgewicbtsateuer 
vor  allem  an  dem  dnrch  das  Nebeneinander- 
bestehen dieser  beiden  Stenererhebuttgsarten 
bedingten  Dualis maa,  durch  den  die  stener- 


*)  Gequetschter  Reia  und  Malzsurro^te 
sind  zngelaasen  und  werden  nach  derjenigen 
Oewichtamenge  versteuert,  welche  die  gleiche 
Qualität  und  Quantiat  WUrze  heew.  Bier  zu 
liefern  im  stände  iat  wie  ein  Kilogramm  Malz. 


liehe  Verwaltung  und  Kontrolle  über  Oebilhr 
erschwert  und  verteuert  wird,  ohne  daaa  die 
Sicherheit  der  Stenererträge  dem  entspräche. 
Bei  der  auch  in  Belgien  wahrnehmbaren 
raschen  allgemeiner  werdenden  Bevorzugung 
der  Malzgewicbtsateuer  —  aeit  1886,  wo 
diese  Steuererhebung  zugela^en  wurde,  hat  sich 
die  Zahl  der  terstenerten  Hektoliter  Maisch- 
hottich-Tianni  in  halte  um  fast  */,o  verringert  und 
betrug  nach  der  in  Belgien  tlblichen  Umrecta- 
nnng  1898  nur  1,1%  des  versteuerten  Mala- 
Bchrots  —  dürfte  dieser  für  den  Fiskus  wie  für 
die  Brauereien  gleich  unerwünschte  Zustand 
allerdings  kaum  noch  von  längerer  Daner  sein. 
Freilich  ist  in  Belgien  mit  einer  verhttltnia- 
mSasig  grossen  und  infolge  der  noch  immer 
fortachreitenden  indnatrielleu  Koncenuadon  der 
Bevölkerung  in  der  Zunahme  begriffenen  Zahl 
kleinerer  Brauereien  zu  rechnen,  die  iüi  die 
Weiteren t Wickelung  der  Bierbesteuerung  ein 
zum  Teil  erheblich  verzögerndes  Moment  dar- 
stellen. Immerhin  iat  der  tnduatrielle  Umwand- 
lungsprozeaa  dea  Brauwesens  gerade  in  Belgien' 
in  sehr  energischem  Tempo  begriffen.  Noch 
vor  einigen  30  Jahren  zeigte  Bellen,  ohnebin 
eins  der  Slt«Bten  europäischen  Bierländer*),  in 
fast  unverwischter  Reinheit  das  wohlkonser- 
vierte Bild  des  Brauwesens  früherer  Jahrhun- 
derte mit  ihren  durchweg  obergärigen  im  ein- 
zelnen aber  sehr  apecialiaierten  Biert^pen 
(„lambic"  starkes  Bier,  „faro"  mittele tArkea, 
„mara"  schwaches  Bier,  „löwen"  und  anderes 
mehr),  die  gegenwärtig  meist  im  Verschwinden 
begriffen  sind  gegenüber  den  neu  aufgekom- 
menen, in  grossen  industriell  betriebenen  Eta- 
blissements erzeugten  Lagerbieren  nach  deut- 
schem Muster.  Hit  einem  jährlichen  Bierkon- 
snm  von  fast  2  hl  pro  Kopf  der  Bevölkemng 
wird  Belgien  auch  heute  nur  noch  von  B  ayern 
als  „Bierland"  übertrofTen. 

(Siehe  die  Tabelle  auf  Seite  852.) 
7.  Holland  (exklusive  Luxemburg). 
AndieStellederseit  mehreren  Jahrhunderten 
bestehenden  Fahrikatabeateuemng  trat  schon  im 
18.  Jahrhundert  die  Maiscbbottichatener,  zuletzt 
reregelt  dnrch  daa  6.  v.  2.  Angust  1822.    Im 
ahre  1867  (G.  v.  7.  Juli)  wurde  als  fakultativer 
Steuererhehun^modus  daneben  die  Besteuerung 
nach  dem  (Jewicht  der  verbrauchten  Materialien 
Igelaasen.    Daa  G.  t.  26  Juli  1671  vereinigte 
beide  bis  dahin  durch  besondere  Gesetze  ge- 
regelte Beateuemn^sarten  in  einem  Oeaetz  „ent- 
hfJtend    die    Beatimmungen    Ober    die    Acciae 
(„accyns")  auf  Bier  nnd  Essig",  das  im  Jahre 
'  ""  (Q.  V.  27,  Juni)  sodann  noch  verschiedene 


')  Von  hier  aua  nahm  auch  die  angeblich 
anf  den  im  13.  Jahrhundert  lebenden  Herzog 
Jan  Primus  von  Flandern  und  Brabant  znrflck- 
zuftthrende  Sage  vom  König  „Gambrinus"  ihren 
Ausgang.  Als  ein  Teil  jenes  alten  Kultnr- 
emporinms,  daa  im  14.  und  16,  Jahrhundert  zu 
dem  grossen  Herzogtum  Bnrgnnd  vereinigt 
war  (Artois,  Flandern,  Brabant,  Hennegan, 
Lothringen)  ist  hier  ein  Hochsitz  lOr  das  nach- 
mals blühende,  über  ganz  Norddentachland  bis 
nach  Skandinarien  hinauf  sich  eratreckende 
Brauwesen  des  ausgehenden  Mittelalters  und 
der  Benaissancazeit  zu  suchen. 
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Statistik  der  belgischen  Brau 

erei  und  Bierbesten 

erungi 

) 

Kalender- 
jahre 

Zahlderbe- 
triebenea 
Brauereien 

Deklariert« 

Ranminhalte 

der  Maiech- 

bottiche 

hl 

Menge  dea 
deklarierten 

Schrot« 

kg 

Bier- 

(gescöte^ 
hi 

Bier-  und 
hl 

Bier-  und 
hl 

Ertrag 
der  Bier- 

stener 

1000  FrcB. 

1881 
1888 
1893 
1898 

2  575 
2  759 
ä875 
3143 

346  636,80 

142  503,68 
So  61 3,30 

130483468 
150702663 
183200353 

9317508 
10  165  582 
11383340 
13509046 

120  165 
105  813 

'35  381 

9t38 
4909 

2850 

"4336 

14497 

ca.  1623a 

„    19*64 

liehen  belgischen  Quellen.    Für 

Zahl  der  Brauereien: 

Biererzengnn^  hl: 

Ertrag  der  Biersteaer  1000  Frcs, 


des  „Dentschen  Handelwrchiv"  entnommen  nach  amt- 

«  Zeit  giebt  t.  Ha;  (a.  a.  0.  S.  613}  folgende  Zahlen: 

1831/40  1841/50  1851/60  1861/70  1871/80 

—  2894  2762  2598  3546 

5362958        5343119        5941333        7181232       9077990 

7361  6473  6943  13630  14973 


Terwaltnngstechnische  ÄndemngeD  erfahr.  Das 
OroSiherzogtnm  Luiembnrg  ist  in  der  bollSndi- 
Bchen  Bierl^teuerung  nicht  einbegriffen,  Bondern 
der  deutschen  QeBetzgebnng  in  entsprechender 
Weise  angegliedert  {s.  0.). 

a)  Die  Steuer  nach  dem  Kaaminhalt  des 
Haischbottichfl  beträgt  pro  Hektoliter  des- 
selben 1  Onlden  Die  Erbebungs-  und  EontroU- 
bestimmuDgen  sind  die  gleichen  wie  in  Belgien 

(B.   0.1. 

b]  Die  Steuer  nach  dem  Gewicht  der 
verwendeten  Materialien  beträgt  pro 
Kilogramm  Getreide  oder  Malz  8  '/i  Cents  — 
S'/j  Gulden  pro  100  kg  und  von  den  Übrigen 
etwa  verwendeten  Stoffen  3'/s  Cents  fUr  die- 
jenige Sewichtsmenge  derselben ,  welche  die 
gleiche  Qualität  nnd  Quantität  Bier  zn  liefern 
un  Stande  ist  wie  1  kg  Halz, 

Es  liegt  sonach  den  Steuersätzen  der  beiden 
Steuorerhebungsarten  die  Annahme  des  Ter- 
hältnisses  yon  1 :  3  '/i  zn  Grande,  d.  b.  daas  zur 
Termaischnng  von  100  kg  Matz  3  'U  hl  Maisch- 
bottichraum erforderlich  sind  (in  Belgien  2  '/■  bl]. 
Die  Versteuernng  mehrerer  am  selben  Tage  de- 
klarierter Sude  einer  Branerei  nach  beiden  Er- 
hebnngsarten  ist  unKalässig.  Im  übrigen  sind 
die  Beatinimnngen  über  die  Materia  Ige  wichts- 
Btener  analog  denen  in  Belgien.  Bei  einer 
Hindestausfuhr  Ton  10  hl  Bier  wird  eine  Steuer- 
rtlckTergUtnug  von  1  Onlden  pro  Hektoliter 
schweres  und  62,5  Cents  pro  Hektoliter  anderes 
Bier  gew&brt '  als  schweres  Bier  gilt  solches  von 
mehr  als  13°  Ball.  StammwHrzeeitraktgehalt 
(„welches  vor  derWeingärong  mehr  als  13  fcg  Ex- 
trakt enthält"). 

Der  Einfuhrzoll  beträgt  3  Gulden  vom 
Hektoliter  Fass-  oder  Flaschenbier. 

Statistik.  Trotz  des  hohen  Alters  der 
Bierbrauerei  in  Holland  ist  dasselbe  kein  eigent- 
liches Bietlaud  wegen  des  auch  gegenwärtig 
noch  Oberwiegenden  Branntweinkonsnms  (der 
„Jenever" !).  Doch  hat  von  Amsterdam  aus- 
gehend nnd  gestützt  auf  einen  rege  entwickel- 
ten Expoftverkehr  nach  den  Kolonieen  in  den 
letzten  beiden  Decennien  neben  der  alten  ober- 
gärigen Brauerei  mit  ihrem  porterähnlichen 
Erzeugnis  die  moderne  Lagerbierhrauerei  auch 
hier  Fuss  gefasst  nnd  ist  darch  mehrere  gross- 
induetrielle  technisch  hervorragende  Braostätten 
vertreten. 


Die  Zahl  der  betriehenen  Brane- 
reien,  welche  1875  Ö40  betmg,  stellte  sich  1896 
auf  451.  Die  Produktion  ist  im  gleichen  Zeit- 
raum von  1286710  hl  nur  auf  1417226  hl  ge- 
stiegen (1888  hatte  sie  bereits  1621496  hl  be- 
tragen). Die  Biereinfubr,  fast  ganz  ans 
Deutschland  stammend ,  betrag  1875  12  000  hl 
und  1897  27010  hl;  die  BieransFuhr  stieg 
im  gleichen  Zeitraum  von  16333  hl  auf  734W 
hl-  Der„Accise"-Ertrag  betrog  1875  760000 
Onlden  und  1896  1210900  Onlden. 

8.  SkandinaTJen. 
A)  DEnemArk.  Abgesehen  von  einer  im 
17.  JahThnndert  bestandenen  Besteuerang  des 
Malzes  hatte  sich  das  Bier  in  Dänemark  bis  in 
die  neueste  Zeit  völliger  Sienerireibeit  zu  er- 
freuen. Erst  der  auch  hier  bedeutende  in- 
dustrielle Aufschwung  des  Brauwesens  unter 
Vorantritt  der  bekannten  von  J.  0  Jacobsen 
1847  gegründeten  Branerei  Alt-Karlsberg  <)  (zu 
der  1869  die  Branerei  Neu-Earlsberg  kam),  nnd 
das  Bedürfnis,  für  die  Inangurierung  einer  all- 
gemein erstrebten  sozialpolitischen  Oesetzgebong 
(Arbeiter- Unfall-  und  In validitäta- Versicherung 
die  erforderlichen  Mittel  zn  gewinnen,  führten 
nach  verschiedenen  Ansätzen  zn  einer  Besteae- 
rung  des  Biers  (durch  das  G.  v.  1.  April  1891), 
welche  am  1,  Oktober  1891  in  Kraft  trat. 

Die  Steuer  trifft  als  Fabrikatsstener 
,  das  fertige  Bier  ohne  Unterscheidung  der  Quali- 
;  tat,  doch  ist,  nm  den  ohnehin  daselbst  domi- 
nierenden Branntweinkonsum  nnd  die  Trank- 
sncht  im  allgemeinen  nicht  zu  begünstigen,  die 
Steuer  nur  auf  Bier  mit  mehr  als  2,6",,  Alko- 
holgehalt Id.  h.  die  sogenannten  „Lagerbiere"  ^= 
„baier  01")  beschränkt,  womit  für  die  leichten 
obergärigen  Biere,  die  besonders  auf  dem  Lande 
von  jeher  verbreitet  waren,  die  Stenerfreiheit 
gewahrt  blieb.  Im  gleichen  Sinne  wurde  die 
Berst£llnng  oder   das  Feilbieten  von  Bier  mit 

I  ')  Dieselbe  wurde  narhmals  von  ihrem  Be- 
I  sitzer  der  dänischen  Akademie  der  Wissen- 
schaften vermacht  mit  der  Haes^he,  dass  aus 
den  Erträgnissen  der  Brauerei  em  Fonds  ange- 
sammelt werden  solle,  der,  nachdem  er  die  UChe 
von  60  Millionen  Kronen  erreicht,  ausscbliesHÜch 
für  wissenschaftliche,  speciell  naturwissenschaftp 
1  liebe  Zwecke  verwendet  werden  solle. 
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mehr  als  ö"/«  Alkoholgehalt  untersagt,  des- 
gleichen anch  das  gewerbamSssi^  Mischen 
BtenerpOichtigen  and  atenerfreien  Biers  und  dos 
Znsetzen  Ton  Spiritus  zum  Bier.  Endlich  wurde, 
ebenfalla  nm  den  Branntwein  nnd  dessen  Kon- 
anm  nicht  einseitig  zu  belustigen,  die  auf  10 
Kronen  [=  11,24  Mark)  pro  Tonne  (=  131,39 
Liter)  featgesetzte  Steuer  einstweilen  nur  mit  T 
Eronen  enioben.  Erst  nach  der  inzwischen 
erfolgten  Erhöhung  der  im  Jahre  1887  ein- 
geführten Branntweinateuer  wurde  dieser  er- 
müssigte  Steuersatz  Tom  1.  Mai  1S9T  verlasaen 
und  derselbe,  um  den  Brauern  den  Uebergang  zu 
erleichtern  und  die  durch  die  Bestenerung  des 
Biers  erfolgte  BegUnati^iug  des  Branntwein- 
honsums  anfznhatten ,  einatweilen  [bis  zum  31. 
März  1902]  für  die  ersten  zum  inländischen 
Verbrauch  bestiramten  1500  Tonnen  Bier  einer 
Brauerei  auf  8  Kronen ,  für  die  nSchaten  1500 
Tonnen  auf  8  'U  Kronen,  fHr  die  darauf  folgen- 
den 1500  Tonnen  auf  8';,  Kronen,  fOr  die  wei- 
teren lÖOO  Tonnen  auf  8*/,  Kronen  und  fflr  das 
darüber  hinausgehende  Quantum  auf  9  Kronen 


Nach  dem  31.  Hfirz  1902  soll  dann  allge- 
mein der  Satz  von  10  Kronen  pro  Tonne  in 
Kraft  treten. 

Mr  das  exportierte  Bier  wird  der  betreffende 
Steuerbetrag  vom  Debet  des  Brauereiverkaufs- 
bncbs  abgeschrieben. 

Von  dem  Ertrage  aus  der  Bier-  und 
Branntweinsteuer  fällt  dem  Staat  Torweg  ein 
bestimmter  Betrag  zu,  der  aberwiegende  Teil 
desselben  wird  zwischen  der  Staatasasse  und 
den  Gremeinden  entsprechend  ihrer  Kopfzahl 
geteilt. 

Die  Stenerkontrolle  stützt  sich  vor- 
nehmlicb  anf  die  Verpflichtung  der  Brauer  zu 
sehr  spedalisierter  Buch-  und  BegisterfUhrung 
unter  Zuhilfenahme  von  amtlicnen  Bierbe- 
Btandsrevisionen  und  Bieranalysen.  Der  Zoll 
betrSgt  B  Ore  vom  Pfund  brntte  Faasbier  und 
löÖre  vom  Pott  Flaschenbier  [5  Pott  =  4,8306 
Liter). 

Abgesehen  von  der  HShe  des  Steuersatzes, 
durch  welchen  die  erstrebte  ZurückdrSngnng 
des  B^nntweinkonsums  nicht  nur  verhindert, 
sondern  dieser  eher  begünstig  worden  ist,  hat 
die  dänische  Biersteuer  sich  im  allgemeinen  für 
die  dortigen  Braaereiverhältuisse  wohl  bewährt. 
Wie  in  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas 
(i.  u.)  ist  auch  in  Dänemark  das  steuerpHichUg« 
Bier  vorwiegend  das  ziemlich  gleichartige  Er- 
zeugnis einer  verhältnismässig  beschränkten 
Zahl  grosserer  industrieller  Braustätten,  und  es 
wird  daher  die  im  Systeme  der  Steuer  liegende 
Äusserachtlassung  der  Qualität  des  Steuer- 
objekts  in  der  Praxis  anscheinend  nicht  weiter 
als  ein  Mangel  empfunden.  Jedenfalls  dürfte 
er  durch  die  im  übr^en  von  der  Steuer  nnbe- 
rBhrte  Freiheit  des  Brauers  in  der  Ausübung 
seines  Betriebes  völlig  aufgewogen  sein. 

(Siehe  die  nebenstehende  Tabelle.) 

Die  Erzeugung  des  steuerpflichtigen  Biers 
verteilte  sich  im  Stenerjahre  1895/96  auf  41 
Brauereien ,  die  des  steuertreien  Biers  auf  343 
Brauereien.  —  Die  Bieransfnhr  Dänemarks 
stellt«  sich  im  Durchschnitt  der  letzten  Jahre 
auf  22000—26000  hl  und  ist  weitverzweigt; 


Es  betrug  in  Dänemark: 


542399  477976 

549  "3  5'5  4Z3 

583909  535780 

613179  S53386 

675506  605081 


918533 
941  536 
95*75' 
990524 


SS4  478 
910903 
932894 
948100 

98377' 


die  Biereinfnhr  nach  Dänemark  bt  nur  un- 
bedeutend. 

Der  Steuerertrag  belief  sich  im  Jahre 
1895/96  auf  423666Ö  Kronen  gegen  36T3704 
Kronen  im  Jahre  1894/95. 

B)  Schweden.  Nachdem  seit  1568  das  Bier 
Gegenstand  verschiedener  Steuerformen  mit 
wechselnden  Steuersätzen  bis  in  das  19.  Jahr- 
hundert gewesen  war,  ist  es  seit  1811  bis  zur 
Gegenwart  steuerfrei  geblieben,  obwohl  schon 
wiederholt  die  Wiedereinführung  der  Steuer  ge- 
plant wurde.  Im  Jahre  1878  wurde  eine  Kommis- 
sion mit  der  Ausarbeitnng  geeigneter  diesbe- 
züglicher Vorschlag  beauftragt,  welche  1881 
in  einem  ausführlichen  Gutachten  das  Projekt 
einer  Malzateuer  vorlegte.  Dieselbe  sollte 
4  Ore  pro  1  kg  Malz  betragen,  wobei  ange- 
nommen war,  dass  aus  1  kg  Malz  3,33  1  Porter 
oder  4  I  Lagerbier  („01")  Met  13,33 1  Dünnbier 
(„svagdrikka")  gewonnen  würde,  die  Steuer 
demnach  1,20  bezw.  1  bezw.  0,30  Krone  für 
1  hl  des  jeweiligen  Fabrikats  betragen  würde. 
Das  Projekt  kam  jedoch  nicht  zur  Annahme 
und  wurde  erst  1898  wieder  aufgenommen,  nach- 
dem verschiedene,  inzwischen  erfolgte  Erwä- 
gungen über  eine  anderweitige  Bestenemng 
dea  Biers  zu  keinem  Ergebnb  geführt  hatten. 
Als  Steuersatz  sind  ntinmehr  aoer  10  f^e  pro 
Kilogramm  Malz  festgesetzt.  Die  Annahme  der 
Steuer  ist  inzwischen  erfolgt,  und  die  Einfüh- 
rang  derselben  soll  im  Laufe  des  Jahres  1899 
erfolgen. 

Der  Zoll  auf  Bier  („  Malzgetränke ")  beträgt 
seit  1898  8  Oere  jwo  1  kg  br.  Fassbier  und  16 
Ore  pro  1  kg  br.  Flaschen-  n,  a.  Bier, 

Die  schwedische  Brauerei  befindet  sich 
in  aufstrebender  Eutwickelnng ,  was  zum  Teil 
durch  die  erfolgreich  betriebenen  Massigkeit«- 
bestrebungen ,  durch  welche  der  Branntwein- 
konaum  erheblich  zurückgedrängt  ist,  raitbewirkt 
worden  Ist.  Die  Zahl  der  Brauereien  be- 
trug 1880:  374,  1890:  364  nnd  189B:  531,  wo- 
von die  grössere  Hälfte  auf  dem  Lande  befind- 
lich. Es  giebt  unter  ihnen  bereits  eine  be- 
merkenswerte Zahl  technisch  anf  der  HOhe 
atehender  Lagerbierbrauereien.  Auch  der  Bier- 
export  scheint  sich  zu  entwickeln.  DerHala- 
verbrauch  der  Brauereien  wird  fQr  1880 
auf  464028  hl  angegeben  und  PUt  1890  auf 
670606  hl.  Die  Biererzeugnng  soll  betragen 
haben  1680:  1116725  hl,  ISüO:  982630  hl  (?) 
und  1896:  1486270  hl,  wozu  noch  un^eßlhr 
ebensoviel  leichtes  Eausbier  (sogen,  „dncka") 
kommt. 

C)  Norwegen.     In   Norwegen,  dessen 

')  Vom  1.  Oktober  bis  30.  September. 
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D  geringiem  Umfange  ist,  ^etit 
ii  Biers  in  der  gegeowärtigeii 


Brauwesen 
die  Bestell  erong  des 
Form  schon  auf  das  Jahr 
Steuer  ist  eine  „MalzbereitungEsteaer",  Gegen- 
stand der  Bestenernng  ist  die  em  Bereitung  des 
Malze«  bestimiut«  Oerate.  Nach  den  bezüg- 
lichen Bestimmungen  (des  G.  t.  12.  Oktober 
1867  nnd  den  dazu  erlassenen  NoTellen  vom  21. 
HBrz  1860,  20.  Aprü  1^8  und  14.  Juni  1879) 
beträgt  die  Steuer  17  Öre  (=  19,26  Pfennige) 
TOD  jedem  Kilogramm  Korn,  das  zum  Zwecke 
der  MalzbereitanK'  ia  die  unter  steneranitlichem 
Venchlnss  befindlichen  Weichen  gebracht  wird. 
Die  Verwieguug  geschieht  durch  die  Stenerhe- 
amten.  Die  Kontrolle  bedingt  eineraeits  genaue 
RegiBterfühmng  des  Brauers  über  den  Zu-  and 
Abgang  der  zum  Braaen  beniJtigten  Materialien 
und  andererseits  eine  scharfe  und  fast  ständige 
steuerliche  Bewachung  des  ganzen  Betriebes, 
am  die  Einführung  unversteuerten  Holzes  oder 
sonstiger  Materialien  in  die  Brauerei  zu  ver- 
baten. 

Die  Betriebsführung  der  Brauerei  wird 
dnrch  die  Massnahmen  der  steuerlichen  Eon- 
trollen nicht  weiter  berührt.  Die  in  der  Kegel 
noch  der  jedesmaligen  amtlichen  Verwiegnng 
des  steuerpflichtigen  Getreides  fötlig  werdende 
Stener  kann  bei  SicherheitssteUimg  bis  zu  drei 
Monaten  gestundet  werden. 

Die  ateuerrückvergütung  bei  der 
Bierausfuhr  beträgt  6,6  Oere  pro  Liter  Bier  hei 
einer  Mindest^usfuhr  von  4  Hektoliter. 

Der  Zoll  auf  eingefHhrtea  Bier  bett«gt 
22  Oere  pro  1  kg  Fassbier  nnd  pro  Liter 
Flaschenbier  nach  dem  Minimaltarif  27  0er«. 

Die  Zahl  der  Brauereien  in  Norwegen 
wird  für  189Ö  auf  46  angegeben,  1893  auf  46, 
1892  auf  47,  1891  auf  61  und  1888  auf  47.  Die 
Bierprodnktion  ist,  nach  den  Einfuhren  von 
Gerate  und  Malz  zu  schliessen,  im  langsamen 
Ai^teigen   begriffen  und  wird   für  lw6  auf 


die  Biererzeugung i  6oo  ooo  hl     i 

die  Biereinfnhr 54  147   „ 

die  Bierausfulir 8666   „ 

Zur  erfolgreicheren  Abwehr  des  auslän- 
dischen, speciell  süddeutschen  Wettbewerbs 
wird  seitens  der  schweizer  Brauereien  lebhaft 
der  gesetzliche  Erlasa  des  Verbots  von  Surrogat- 
Terwendnng  bei  der  Bierbereitnng  befürwortet. 

2.  luTleD.  Hier  wnrde  an  SteUe  einer 
seit  1864  bestandenen  indirekt  erhobenen  Bottich- 
nnd  Kesseleteuer  1874  durch  G,  v,  3.  Jnni  die 
WUrceateuer  nach  Ueterreichischem  Mnater 
eingeführt  1879  (Q.  v.  31.  JuliJ  erfahr  sie 
einige  Aenderungen  und  1891  wurde  sie  (durch 
Egl.  Verordnung  vom  23.  November)  verdoppelt 
nnd  beträgt  seitdem  1  Lire'}  20  Centesimi  pro 
Hektolitergrad  WUrze. 

Die  Messung  der  Würze  erfolgt  auf  dem 
Kühlachiff,  wenn  sie  auf  1T,&'*C.  abgekühlt  iat. 
Für  „Verlust  an  Würze"  (Schwund  etc.)  werden 
seit  1879  IS'/o  (^^  ■^obin  nnr  b%)  abgerechnet. 
Bier  nnter  8^  Stammwtirze  [bis  1879  nuter  10*) 
darf  nicht  hergestellt  werden  bezw.  wird  nach 
Massgabe  dieses  Kxtroktgehalts  verstenert;  die 


sfuhr, 


die   seitens  einiger  GroBabrauereien 


doch  im  Rückgänge  begnffen  [1888  13400  L, 
1891  8044  hl,  iSm  im  hl)  und  wird  bereits 
von  der  Biereinfuhr  übertroffen. 

Der  Steuerertrag  belief  sich  zn  Ende 
der  80er  Jahre  auf  1 911 000  Kronen  nnd  1894/96 
auf  2470000  Kronen. 

9.  Ändere  Länder  Enropsg. 
1.  Die  Sebwels.  In  der  freien  Schweiz  iat 
auch  das  dort  gebraute  Bier  steuerfrei.  Die 
früher  bestandenen  kantonalen  Abgaben  von 
Bier  (die  sogenannten  „Olungelder"),  welche  ver- 
fassongsgemäss  spätestens  Ende  1^0  erlöscheo 
sollten,  wurden  bereits  nach   Einführung  im 


Seiten  der  agrarischen  Interessenvertretungen 

Bestrebungen  auf  Einführung  einer  bundesstaat- 
lichen Bierbesteuemng  geltend,  um  damit  ge- 
wisse steuerliche  Entlastungen  für  die  landwirt- 
schaftlichen BevHlkemngskreise  herbeizuführen. 
Doch  sind  präcise  Vorschläge  bis  Ende  Mai  1699 
noch  nicht  bekannt  geworaen. 

Der  Zoll  für  eingeführtes  Bier  beti4gt  pro 

100  kg  Fassbier  nach  dem   allgemeinen  Tarif 

6  Francs  und  nach  dem  auch  für  Deutschland 

lltiffen  Vertragstarif  i  Francs,  mo   100  kg 

OBcnenbier  dagegen  allgemein  10  Francs. 

Die  Zahl    der   Brauereien    war    18^ 

428,  1891  340  nnd  1893  293.  >|    Dieser  Koncen- 

tration  der  Betriebe  steht  eine  Zunahme  der 

Biererzeugung  gegenüber,  welche,  1840  nur 

60000   hl    betragend,    1870   bereite    sich    auf 

B66000  hl  nnd  1896  auf  ca.  1700000  hl  belief 

(genau    1702569  hl).     Nach    Mitteilungen  des 

,7DeQtscben  HandelsJarcMTs"  betrug: 

1897 


6945   . 


1896  II 

t  630  000  hl 

6»936   I.     74939  hl     79391 
8330  „ 


')  1  Lire  =  0,80  Mark. 


zulässig  Mazimalgrädigkeit  der  Würze  iet  16*. 
Von  einigen  Erleichterungen  der  KontroUe, 
speciell  im  Gärkeller  (auch  kann  der  Sud  be- 
liebig eingeteilt  werden)  abgesehen,  sind  die 
stenerlichen  Bestimmnngen  im  wesentlichen  den 
asterreichischen  nachgebildet.  Die  Steuer- 
rückvergütung bei  der  Bierausfuhr  beträgt 
12  Lire  pro  Hektoliter.  Der  Einfuhrzoll 
beträft  nach  dem  Generaltarif  12  Lire  pro 
1  Hektoliter  Fassbier  und  20  Lire  pro  100 
Flaschen,  nach  dem  Hondebverlivge  mit  Oeeter- 
reich  und  Deutschland  von  1683  aber  für  die 
von  dort  stemmende  Biereinfnhr  (eine  andere 
kommt  auch  kaum  in  Betracht)  jedoch  nnr 
3  Lire  pro  Hektoliter  bezw.  100  Flaachen  Bier. 
Zn  diesem  Zoll  wird  aber  noch  ein  fester  Zu- 
schlag („üeberstener,"  sopratoasa]  von  19,20  Lira 


')  Die  grOssten  Brauereien  befinden  sich  im 
Kauton  -Zürich  (1896  28  Betriebe  mit  n- 
sammen  370300  hl  Produktion)  und  in  Basal- 
Stadt  (1896  8  Belaiebe  mit  286444  hl  Pro- 
duktion}. 
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neiligen  Ergebnis  der  Diit«rsuchnng  des  Biera, 
venn  der  Importeur  eine  solche  beantragt. 

Neben  der  staatlichen  Bierstener  ist  mit  1874 
noch  ein  Oemeindesaschlag  („dazio  cousumo")  bis 
EU  3  Lire  pro  Hektoliter  Eulftssig. 
Statistik  der  Bierbrauerei  undBier- 
besteuerung  Italiens.') 


Rech- 


Bierer-      Bier-     Bierrer-     Steuer- 
ing    einfuhr     braucb      Ertrag 


156334  I  94386  I  350510 
93856  54  534  148390 
106939  I  45584  I  152523 


1553« 


Die  Zahl  der  Brauereien  schwankte  in 
denselben  Jahren  zwischen  140  und  135  Be- 
trieben. Die  Bieransfubr  ist  mit  ca.  1000 
Hektoliter  unerheblich.  Der  Bierverbrauch  pro 
Kopf  der  BevQlkerung  betrug  im  Durchschnitt 
der  Jahre  1891/96  0,68  Liter. 

S.  Sputlen.  Im  WeinUade  Spanien  besteht 
zwar  eine  Eesselstener  von  der  Würzehe- 
reitnng  anseheineud  nach  französischem  Hnster, 
weldie  fSr  10  1  Eesselranm  pro  Jahr  40  Pese- 
tas [1  Feseta  =  1  Franc)  betrSgt.  Der  Ein- 
fuhrzoll betragt  16  Pesetas  ftlr  1  hl.  Die 
Zahl   der   Brauereien    wird   für    1897    auf  40 

0  auf  60)  angegeben  und  ihre  Bierproduktion 


rnng  besteht  daselbst  nicht,  der  Einfuhrzoll 
beti^  840  Reis  (1000  Reis  =  4.63  H.)  pro 
10 1.  Es  gab  1896  im  ganzen  nuf  7  Brauereien 
(woTon  nur  3  von  nenueaewerter  Bedeutung) 
mit  einer  Gesamtproduktion  Ton  ca.  30  000  hl 
Die  Biereinfnhr,  fUr  die  fast  nur  Dentach- 
land  in  Betracht  kommt,  betrug  1890  noch 
2838  hl,  1896  dagegen  nur  noch  TI8O  U. 

10.  Die  Balkanl&nder  Inebesondere. 
■)  Serbien.  Die  staatliche  Venehrnns«- 
■tener  vom  Bier  („Troäarina")  geht  auf  aas 
Jahr  1882  znrOck  und  ist  zur  Zeit  nach  dem 
G.  T.  21./24.  Juni  1893  in  Geltung.  Sie  Ut 
eineFabrikatMteaer  und  der  nordamerikaniscben 
Fassbiersteuer  (s.  unten)  nachgebildet  und  be- 
tragt fUr  Belgrad  20  Dinar  Gold  (1  Dinar 
^  1  Franc)  pro  Doppelcentner  Bier  und  ande- 
ler  Orten  6  Dinar  pro  Doppelcentner  nnd  wird 
durch  den  Kauf  von  Stenerstenipelmarken  ent- 
richtet, welche  der  Brauer  vor  der  Inverkehr- 
bringung  des  Bien  aaf  die  Fässer  'klebt.  Bei 
der  Bieransfubr  wird  die  Steuer  entweder 
von  Tomherein  nicht  entrichtet  (d.  h.  die  G&- 
binde  bezw,  Flaschen  gelangen  ohne  Stempel- 
marke   aber   unter    steueramtlicher    Kontrolle 


>)  Nach  dem  Bericht  „Ergebnis  der  Fabri- 
kationsstenem  und  Erzeugnis  der  rerstenertec 
Fabrikate  in  It«tien  in  den  Jahren  1896/96  und 
1896/97".  DeutschesHuideliaichiT,  1898,  Juniheft. 


BetriebsBchliessung),  doch  dürfte  diese  kaum  zur 
Anwendung  gelangen,  da  der  Bierverkehr  bei 
der  geringen  Zahl  der  Brauereien  ohnehin  leicht 
überwacht  werden  kann.  Der  Einfuhr  zoll 
betrfigt  3  Dinar  pro  Doppelcentner  Bier,  ausser- 
dem nat  das  eingeftlbrle  Bier  aber  noch  die 
Steuer  durch  Aufkleben  der  entsprechenden 
Harken  zu  entrichten. 

Die  derzeitig  erhobene  Steuer,  zn  der  noch 
hohe  Gemeiudeabgaben  kommen,  ist  gegen 
früher  (1882  und  1891  12  Dinar  pro  1  hl  Bier) 
ermässigt,  da  ihre  HOhe  sich  der  Entwicke- 
lang  der  Brauereien  als  hinderlich  erwiesen 
hatte.  Von  ausschlaggebender  Bedeutung  fUr 
die  jeweilige  Biererzengung  bezw.  den  Bier- 
konsum  eines  Jahres  ist  der  Ausfall  der  Wein- 
nnd  der  FBaumenenite  (diese  wegen  der  Slivo- 
vitzfabrikation).  Es  bestanden  in  Serbien  1897 
10  Brauereien,  davon  die  beiden  grOssten 
durchaus  modern  eingerichteten  und  betriebenen 
in  Belgrad,  deren  eine,  1862  gegründet,  auch 
die  älteste  im  Lande  ist.  Die  Produktion 
aller  Brauereien  wird  auf  ca.  62000  hl  ange- 
geben. Die  Biereinfnhr  betrug  1891  noch 
2166  Doppelcentner  und  1896  nur  1398  Doppel- 
centner, geht  also  zurück,  während  die  lulands- 
erzeugnng  in  der  Zunahme  begriffen  sein  soll. 

b)BnmKnlen,  Die  Bierbesteuemng  daselbst 
ist  elienfalls  der  amerikanischen  FaasDiersteuer 
nachgebildet  und  bembt  auf  den  GG.  v.  14. 
Februar  1882,  30.  März  1886,  28.  März  1889 
und  28.  April  1896.  Gegen  früher  auf  die 
Hälfte  herabgesetzt,  beträgt  der  Steuersatz  der 
„Fiskaltaxen"  zur  Zeit  1  Lei  50  Bauni  [l  Lei 
=  100  Banni  =  1  Franc)  für  10  1  Bier.  Die 
Entrichtung  derSteuer  geschiebt  mittelst LOsung 
eines  „Psssierscheines"  für  den  Ausgang  des 
Biers  ans  der  Brauerei.    Eine  besondere  Ver- 

? flichtung  der  Brauereien  besteht  in  der  von 
0  zn  10  Tagen  einzureichenden  Deklaration 
Ober  die  während  der  letzten  10  Tage  eneugten 
Biermengen,  Zahl  nnd  Fassnngsranm  der  damit 
gefüllten  Gebinde ,  Anfbewahmngsort  derselben 
undspeciaÜsierteNachweisungderfür  den  inlän- 
dischen und  ausländischen  Aäatz  entnommenen 
Gebinde.  Zugleich  ist  eine  specialbierte  Dekla- 
ration Ober  den  voraussichtlichen  Betrieb  wäh- 
rend der  nächsten  10  Tage  einzureichen.  Der 
Bierkonsum  innerhalb  der  Brauerei  [der  soge- 
nannte .Hanstmnk")  ist  steuerfrei,  Ton  dem 
zur  Ausfuhr  bestimmten  Bier  wird  keine  Steuer 
erbeben.  Der  Einfuhrzoll  hetrlgt  30  Lei 
pro  100  kg  Fasshier  und  60  Lei  pro  100  kg 
Flaschenbier. 

Die  Biererzeogung  betrag  im  Finanz- 
jahr (vom  1.  April  bis  31.  Harz): 

18890/91      nur      29951    bl 
1894^5  „        41 548    „ 

1895,96  „        43960    „ 

189G/97  „        64760    „ 

Die  Zahl  der  betriebenen  Brauereien  betrag 
1896,97  nur  17.  Davon  stellten  S  in  Bukarest 
befindliche  Brauereien  allein  68000  hl  her. 

Die  Biereinfuhr  ist  unerheblich  (1896 
90  Doppelcentner,  1895  151  Doppelcentner). 

DerErtragderFiskaltaxenBchwMtkte 
in  den  letzten  JAbreu  von  800000—1250000  Lei. 

e)  Bnlgsrlen.  Neuerding«  besteht  in  Bul- 
garien eine  staatliche  Fabrikatssteuer  („Accise") 
von  6  Francs  nnd  daneben  ein   „Octroi"  von 


^nÜOglc 


Bier.  Bierbrauerei  und  Bierbestenerung 


4  Frosca  pro  Hektoliter  Bier.  Die  Eotrichtniig 
der  Steuer  geschieht  dnrch  Lösung  eines  Ver- 
sandbegleitscheins.  Anaserdem  muss  erklärt 
werden,  daas  das  Bier  mindestens  2  Monate  in 
der  Brauerei  gelag-ert  hat,  ehe  es  io  den  Ver- 
kehr pegebea  wurde.  Der  Zoll  betragt  14  "/„ 
vom  Wert«  des  eingefilhrten  Biers.  —  Die  Zahl 
der  Brauereien  wird  flir  1896  auf  29  angegeben, 
die  Biererzeugung'  im  seihen  Jahre  anf  M  %9  hl. 
Für  1889  wurde  dagegen  die  Zahl  der  Brau- 
ereien nur  auf  13  nnd  die  Biererzeugung  auf 
CA.  2500U  hl  angegebr- 


gleichmässig  erhobene  Steuer  ist  eine  eigen- 
tümlich geartete  Kesselsteuer.  Sie  beträgt 
fUr  1  Oka  (=  1,28  kg)  jedes  Suds  30  Lepta 
(=  30  Centimes).  Die  Berechnung  der  Steuer 
erfolgte  früher  allgemein  in  (Jestait  einer  F  i  x  a  - 
tioB,  indem  auf  Grund  der  vom  Brauer  zn  er- 
stattenden detaillierten  Produktions-  und  Se- 
triebsangaben  durch  eine  Steuerkommission  das 
auf  das  folgende  Jahr  voranssichtlich  entfallende 
Steueranfkommen  festgesetzt  nnd  in  Monats- 
raten erhoben  wurde.  Gegen  die  Höhe  und 
Art  der  3tenerfeatsetznng  -  stand  dem  Braner 
Berufung  beim  Finanzminister  zn.  Das  zur 
Ausfuhr  bestimmte  Bier  wird  hei  der,  neuer- 
dings in  der  Regel  von  Fall  zu  Fall  berech- 
neten Steuer  in  Ahzug  gebracht.  Der  Zoll 
beträgt  für  die  Oka  Fassbier  35  LeptA  und  für 
die  Oka  Flascheubier  60  Lepta.  Die  Einfahr 
Ton  Halz  tujd  Hopfen  ist  im  Interesse  der  in- 
ländischen Brauerei  zollfrei.  Im  ganzen  sollen 
(1S96)  il  Brauereien  (meist  am  Pirftns  bezw.  in 
der  Äähe  Athens)  besteben  mit  einer  Produktion 
von  im  ganzen  (2 160  hl.  Die  Biereinfuhr  be- 
trag 18%  48000  Oka,  wovon  das  meist«  ans 
Dentschland. 

11,  Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika. 

Die  staatliche  Bicrbest^nemng  geht  in  den 
Vereinigten  Staaten  auf  das  Q.  v.  1.  Juli  1862 
betreffend  die  inneren  Verbrauchsabgaben  zu- 
rück. Das  eigentliche  amerikanische  Biersteuer- 
gesetz, welches  den  1862  festgesetzten  Stener- 
satz  unverändert  beibehielt,  datiert  jedoch  vom 
13.  Juli  1866.  Sie  erfolgt  in  Oestalt  der  reinen 
Fabrikatsstener  nnd  betrug  bis  1898  unver- 
ändert 1  Dollar  pro  31  Gallonen  bezw.  1  Barrel 
(=  117,5  1).  Durch  das  anlässlich  des  spanisch- 
amerikanischen  Krieges  erlassene  „Kriegsstener- 
gesetz"  vom  13.  Juni  1898  wurde  sie  verdoppelt 
und  hat  sich  einstweilen  trotz  der  Bemllhungen 
der  Branereiinteressenten,  sie  nach  Schluss  des 
Krieges  wieder  auf  den  frUheren  Stand  zu 
bringen,  anf  dieser  HOhe  von  2  Dollars  pro 
31  Gallonen  erhalten. 

DieStenerentrichtnng  erfolgt  mittelst 
Steuermarken,  welche  in  ^^sereu  Mengen 
gegen  Gewährung  eines  gewissen  Rabatts  ho- 
zi^en  werden  können.  Die  Marke  wird  vor 
dem  Ausgange  des  Biers  ans  der  Brauerei  anf 
das  Spundloch  („spigot  hole  in  the  head)  im 
Boden  geklebt  und  gleichzeitig  dnrch  Ueber- 
Rchreibung  des  Datums  und  des  Namens  des 
Brauers  kassiert.  Die  Fässer  düiien  nur  zwei 
Zapflöcher  (eines  an  der  Seite  nnd  eines  am 
Boden)  haben,  sodass  beim  Anstecken  die  Stener- 
marke   entweder  dnrch  den  Bierzapfhahn  oder 


einen  gleich  grossen  Lnfüiahn  dnrcbbohrt  wird. 
Die  Fässer  müssen  femer  ansaer  dem  Namen 
des  Brauers    auch  den  Ort  ihrer  Fabrikation 

eingebrannt  tragen.  Die  StenerkontroUe  läast 
zwar  dem  Brauer  in  der  Führung  seines  Be- 
triebes völlige  Freiheit,  erfordert  aber  eine  sehr 
ausgedehnte  Buch-  und  Eegisterfühmng.  Alle 
zehn  Tage  bezw.  alle  Monate  mUssea  detaillierte 
Bücheranszüge  über  die  Menge  der  tliglich  ver- 
wendeten Materialien,  Herstellnng  und  Absatz 
des  Biers  der  Steuerbehörde  in  duplo  mitgeteilt 
werden  und  deren  richtiger  Inhalt  durch  Eid 
oder  Af  Ärmafion  bekräftigt  werden  (v.  Ma  j  a.  a.O.). 
Der  Transport  von  Bier  aus  der  Brauerei  nach 
dem  Lagerkeller  nnd  umgekehrt  erfolgt  unter 
Bteueramtlicher  Ueberwachnjtg.  Zur  Sicherstel- 
lung  der  monatlich  fällig  werdenden  Steuer 
dienen  noch  entsprechende  Kautionshin  t«*- 
legungen.  Das  Strafensystem  ist  sehr  ansge- 
dehnt  nnd  streng:  von  Geldstrafen  bis  zu  1000 
Dollars  tujd  bis  zu  mebrj ährigen  Oe^ngnisstrafen 
nnd  Schiiessnng  des  Brauerei betriebes.  Znr 
Ausfuhr  bestimmtes  Bier  ist  steuerfrei. 

Ausser  der  Fabrikatsflteuer  ist  seitens  der 
Brauereien  noch  eine  jährliche  Lizenzgebühr 
zu  entrichten,  welche  [ar  Brauereien  bis  zu  500 
Barrels  Produktion  50  Dollars  nnd  für  Braue- 
reien mit  einer  Jahresproduktion  über  500Barrels 
100  Dollars  beträgt. 

Zur  Beurteilung  der  amerikanischen  Fabri- 
katsstener ist  oben  bereits  das  nötige  erörtert. 
Immerhin  ist  aber  bei  ihr  zu  berücksichtigen, 
dass  infoige  des  sehr  gleichmässigen  Charaktere 
des  meist  aus  grösseren  Betrieben  stammenden 
amerikanischen  Biers  die  ihr  anhaftende  theo- 
retische Ungerechtigkeit  in  der  Erlaasnug  des 
Steuerobjekts  praktisch  nicht  weiter  ins  Gewicht 
fXUt.  Auch  haben  sich  die  Brauereien  in  der 
Union  nnzweifelhaft  an  diese  Besten erungsform 
gewöhnt;  auch  sind  Wünsche  anf  eine  Aende- 
mng  des  Systems  in  grösserem  Umfange  in 
den  letzten  Jahrzehnten  nicht  laut  geworden. 
Vielmehr  erscheint  es  bemerkenswert,  dass 
diese  Sestenerun^orm  in  neuerer  Zeit  vieUatdi 
als  Vorbild  gedient  hat  und  zwar  immer  in 
Ländern,  wo  das  Brauwesen  —  vielfach  ohnehin 
daselbst  nnr  von  sekundtLrer  Bedeutung  —  infolge 
der  modernen  Ausgestaltung  von  Technik  und 
Verkehr  neu  eingemhrt  wurde  und  zwar  gleich 
anf  industrieller  Basis.  So  in  den  oben  at~ 
örterten  europäischen  Balkanstaaten,  so  auch 
in  den  meisten  mittel-  und  Bfldamenkanischen 
Staaten. 

Statistik  der  Brauerei-  und  Bier- 
besteuerung;   in    den    Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika. 


Staaten  Nordamerikas  erzeug.  Im  Jahre  1 
betrug  die  Zahl  der  Brauereien  bereits  431  mit 
einer  Geeamtbiererzengung  von  760000  Barrds 
nnd  bis  zum  Jahre  1875  hatte  die  Zahl  der 
Brauereien  mit  fast  2600  Betrieben  ihr  Maximum 
erreicht  nnd  die  Prodnktion  war  anf  8384000 
Barrels  gestiegen.  In  der  Folge  hat  sich  die 
Zahl  der  Brauereien  aUmählich  wieder  verrin- 
gert tmd  beträgt  neuerdings  etwa  2300. 


Hier.  Bifcbrauerei  und  Bierbestouenitip 
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Tabelle  I. 
Fiskal-  Fiskal- 

jahre jähre 

(I.Juli  bis  (LJulibis 

30.  Juni)  30.  Jnnij 

1886;«7  27107793hl  189293  40644635hl 
188788  aSgMa-;?  „  18'.)3»1  39  loi  924  „ 
188889  19515817,,  1894  9ä  3931685a  „ 
]889'90  33 38:;  284,,  18!)5i)6  42o9!;6;9  „ 
189091  35834220,,  1891197  40447135,, 
1891/92  37431535,,  1897'98  4434=101  „ 
Der  crJisste  Anteil  der  Biererzenguiifr  ent- 
ffillt  »ut  die  Staaten  New- York  (189(!l)7  aHein 
Über  11  Millionen  Hektoliter),  PenuEirlvanien 
(Philadelphia),  IlliuoiB  (Chicago,  nut^r  ande- 
ren dort  die  groMe  Peter  Schünhofensche 
Tind  die  .Seip|>sche  Brauerei),  Wiskonain 
(Milwankec  die  Brauereien  von  F  a  b  s  t , 
SchlitE  &  Blatz  daselbsl,  Ohio  (Colnmbns), 
Missouri  (St.  Unis  mit  der  Anhenser- 
nndBnsch-Branerei),  New-,Iersey(Sewark) 
nnd  Massachnaetts  (Boston). 


Tabelle  U.'j 


Brane- 


illllillol 
MItt. 


J^fpt  Atcise^l 


Sa. 
In  BarrrU  »l11lon»n  l>ollar 
187475  2514  8,38  o,an  8,88  0,25  9,13 
1881.-82  2474  16,62  0,333  13,24  0,19  13,43 
188990  2144  36,82  0,488  23,13  0,18  23,41 
18y4,95       ?       33,46  0,482    31,04    0,16    31,20 

Im  Anssenhsndel  der  Vereinigten  Staa- 
ten mit  Bier  überwiegt  die  Einfuhr  die  Aus- 
fahr noch  nm  mehr  als  das  doppelte.  Krstere 
berechnet  sich  für  das  Fiskaljahr  1894  95  auf 
113927  hl,  wovon  das  meiste  englisches  Bier 
ist;  doch  spielt  auch  sflddentsches  Bier  in  eini- 
gen Städten  der  Union  eine  Rolle.  Die  Bier- 
ansfnhr  betrug  im  Jahre  1894,'95  42263  hl 
und  ging  meist  nach  Mexico,  den  mittelameri- 
kanischen  Staaten,  nach  Hawaii  nnd  verschie- 
denen englischen  Inseln  im  Stillen  Ocean. 

IiltteratBr:  Vorbem'  rkn  ng.  Ein  frAr  au4- 
filhrlieh"  Littemtiir-Yfrteiehnü,  ftenoiirfer*  aufh 
/Sr  die  GachieMe  dtr  ßierileuera  in  dtn  ver- 
irhiedrnen  Ländern,  hat  X.  v,  May  in  der 
tnttn  Anfügt  dittei  Handirärlerbuclu  gebraekl, 
auf  Vflfhei  hirrmü  rerviesen  wirrf.  Da»  -naeh- 
tUhmde  Ventiehni*  bmhrättkt  tieh  nur  atif 
dir,  kaupUfUklirhtlen  LiUeratumarhirein. 

.4.  Bier  und  Bratifrei.  a)  Lehr- 
hüeher:  -J.  E.  Thattwlng,  Die  Theorie  and 
Praxi!  der  Maltbertilung  iinrf  Bierbereitang,  5. 
Aiiftagf,  Leipiig  189S.  —  C  J.  lAntnfT, 
Gnn^i-i*i  der  Birrtiranerei,  S.  Aufiage,  Berlin 
1898.  —  Jt  Mhrleh,  Handbueh  der  Bierbrauerri, 
5.  Auflagt,  HaUc  a.  S.  1890.  —  JfoHtx  nnd 
Morris,  Handbuch  der  Braurreiwittenechafl, 
flujr  drm  Engtiifhen  übeneUl  ron  W.  Winditeh, 
Beiiin  IS9S.  —  W.  Windigeh,  Dai  rhemiteU 
Laboratorium    de»    Brauert,    4.  Auflagt,    Btrlin 


')  Uebemommen  aus  v.  Zeller  a.  a.  0. 


U3II.  —  C.  .T.  Lintner,  Haudbneh  der  land- 
u-irürbaflliehi-a  Grirerhe,  Berlin  1S9S.  —  C. 
MlfheJ,  Lchrbnrh  drr  Bici-bmiirrei,  Augebiirg 
18!'.?.  -  F.  Pettt.  L<i  Bilre  et  VIndusirie  de 
io  Biriv,  Pari»  18!>e.  ~  E.  Chr.  Mannen, 
riilfrtiirhingrtt  ans  -ler  Pi-aj-it  drr  Gährungi- 
iiidiij'lrif,  Mänfheii  ISSS— !'.'!.  —  E.  Prior, 
Chffie  und  PhyMolugie  de»  Mähet  und  de, 
BirreK,  Lelp:ig  18fG.  —  b)  Faehieil- 
«ch  ri/len:'...Wgemelne  Broaer-  >r»d  Hi.p/ra- 
zeilung«,  yHriiherg.  —  «Wurheiitrlirift  für 
Bmuerrit,  Berlin.  ~  «ZeilKc/irift  /är  dan  ge- 
riimle  Bmiiire/ru^,  .VBiirhei,.  —  <■)  Zur  Ge- 
»•■liirhle  de»  Bieres  und  der  Br.iu- 
erei:  S.  Kobert.  Z«,-  OeiehieMe  den  Bieret, 
lliilJe  .1.  *.  ISUC.  —  Ed.  Huhn,  Ein  Beilrag 
2<ir  rrgrerhirhlf  i/w  Hife',  WWheugfhrifl  filr 
Bi-axirrei,  Berlin  18SS,  S.  4-iSß:  —  H.  v.  O. 
Planttt,  Dil»  Hier  und  leine  Bereitung  eiiM 
und  jetzt,  Miittfhen  1S70.  —  UrÜMe,  Bier- 
slndien,  Drendea  JS71.  —  C.  Amihor,  Ueher 
die  Entviftelung  der  llierhniuerel  bi»  rur  Mille 
dieKei  Jahrhuuderlt,  flundenibdrurt  aue  den- 
Slonaleliefleii  der  Getfllrrhufl  t«r  Fürderung  der 
Wiftentchafteu,  dn  Aetrrbaiif  nnd  drr  ATJn*!« 
im  r»lrrelean,  .'<lnit»hnrg  i.  E.  1807.  —  L.  V. 
May,  Ihie  htigrritrltr  Malznufirhiagtgtfelt  rom 
10.  Mui  1V68  bin  :u  $eiura  Jendrrungrn  188.?. 
Einleiiting.  Erlangen  IS14.  —  E.  Strure,  Die 
EnlK-irtelung  dei  bagrri*rhra  Bmiigeirerbei  lat 
IS.  Jahrhundert.  —  Srhmnäert  ForteliHugrn, 
Ik'.  Bund,  1.  llefl,  Leipzig  1S9S.  —  Slairment 
vehniring  Ihe  Pmdurlimi  and  Contiimplion  0/ 
Aleoholie  Bereragei  (Wine,  Beer,  aiid  Hpiritt) 
i«  Ihe  rarioue  Otiintries  of  Eun-pr,  in  the  Uni- 
ted Stalri,  and  in  the  prinripal  Brilttth  Oilonie»  ; 
togelher  with  Slatitliral  Table»  relaling  Ihereto, 
in  eath  Year  jWm  iSSS  In  1897,  a*  far  cu  the 
pnriieatart  ran  be  elaled  (in  eontiuuation  «/. 
Parlianirnlari)  Piper,  .Vr.  4O8,  nfSeitinn  ISST)-,.' 


B.    Bi- 


erung. 


AI  Ige. 


meiur»:  .1.  Wagner,  Lehrbueh  der  Fiuam- 
trietenichafi,  Teil  III,  Leiptig  isa.^j89,  S.  55, 
109,  lltff.  und  Ergämuugrheft,  Leipzig  1896, 
S.  S5ff.  98,  107.  —  i.  V.  Stein,  Lehr*urh  der 
FinanzxrieetmehafI,  B.  Auflage,  Leipzig  188S'36, 
Z.  Bd.  S.  S4G,  S.  Bd.  S.  M7,  Sül,  Stoff.'  —  ■ 
Ehfbery,  Flnauneietentehajl,  4.  Aufiage,  Leipiig 
189.'>,  Ä.  lOOff.  —  ».  V.  ZeUer  in  Sehönberg, 
Nandlnirh  der  polilierhtn  (ktonomie,  4.  Auflage. 
Tübingen  1897,  Band  3  S.  502ff.  und  Stiff.  —  ■ 
1".  Xayr,  Art.  sBiertteiirm«  in  v.  Stengel,. 
Wlirlerburh  de,  Denlteben  Vmrtdtuugirechlt, 
Band  1,  S.  140  und  Bund  2,  fi.  71.  —  SehOffU, 
Art.  ••Sleuernn  in  Frnnienileint  Hand-  und 
irArftiieS  der  SlaaUwiifentchnflen,  3.  Band,  S. 
191— S9S.    —    BlemaUkt,    Art.    «Bier,Uutro 

ngar.  fHaaUu-'n'lerb.,    Bd.  1  S.  IStff. 

ou,  Art.  »Birre'i  ita  Diel,  de,  Fi- 
nante»,  1889,  Band  1,  S.  i89ff.  —  W.  Voeftm, 
Die  Grundlagen  der  Finantvitfentchaft,  Leipzig 
1894,  ■"■  71—74.  —  Lieroy  BeavUeu,  Trailf 
de  la  Srienee  de»  Financet,  Pari»  1891,  1.  Band 
S.  661  ff.  —  G.  Holtnrr,  Veber  die  rereehiedenen 
Methoden  der  Birrbetleuerung,  Zeilte/ir.  /Ilr  da* 
geturnte  Brautrenea,  Manchen  1S80,  S.  386ff.  — 
E.  Stt^ve,  Bierund  Bierbe»leuerung  in  Thauiingt 
Mandbueh  a.  a.  O.  —  WInkItT,  Bierbetlruerung, 
Deultcber  Brauerkaiender  1S98.  —  b)  Einzelne 
Länder  fNorddeultrhrt  Steuergebiel)  ;  Bertho, 
Da»    drultrhe  Reirhtgetett    wegen  Erhebung   drr 


Bier,  Bierbrauerei  und  Bierbesteuening 


?S-Sl|-2 


it   h  pll  I  I 


I  lll 

■3  ^  2.3 

hJ  §J.J     I 

.S  'S   S.£ 

2  I    »1 


|i| 


IIS 


i  IUI 4-?^ 

M    £  ^":  i^o*  .  Ig 

^      3  tut«     .    .       "aap 


illl 


SS      > 


l^1l  1    'S 

SB     £  g 

Diglizecby  Google 


Bier,  Bierbrauerei  und  BierbeBteuenmg 


I        .1- 


fs  '     II 


1       1        2  1 

F 

-  s  5        ^-  , 

'1          i 

12,40 
19,20 

3,13 

1  Lei  60  Banni  pro  10  1 

30  Lepta  pro  1  Oka 
40  Pesetas  pro  10 1  Kessel- 
raum pro  Jahr 
2  Dollar  pro  1  Barrel 

1 

j  1 1  iii 

1       1      1      ^llli: 
1        1     1      1      °            : 

tili 

ä    1 

> 

1 

i 
i 

Finnland 
Dinemark 
Schweden 

Norwegen 
Serbien 

Rumänien 

Griechenland 

Spanien 

Verein.  Staaten 
T.  Nordamerika 

s 

BraatleueT  rom  Sl.  Mai  tS7i,  Berlin  vnd  Leipiig 
1SS5.  —  AppHt,    Die   BraiuUiinr-IteicIugeteli' 

gebung,  i.  Avfiage,  Halle  a.  S.  1385.  —  F. 
BocOtlM,  Bemerkimgen  Ober  eine  aUgemsine 
RtithibiertfeueT,  Hirtht  Aniudtn  du  DetUichen 
Reifh*  1897,  Nr.  S  i'.  108— 146.  —  B.  Struve, 
fitMMitehe  Beiträgt  rur  Entteickelting  der 
Braumi  in  NorddeiiüMand,  Wochenichrift  filr 
Braurrei,  Berlin  189S,  S.  196ff.  —  Bayern: 
X.  V.  «ay  ".  o.  O.  —  A.  maettr^lcK,  GaeU 
Hier  den  Maliau/irJliag  nach  der  Ifevredalction 
vom  10.  Deiember  1SS9  und  det  GeieUee  vorn 
H.  Mai  1898,  Wilrtburg  1S9S.  —  E.  Struve, 
Bayeri»rhe>  Brangearrhe  a.  a,  0.  —  v.  Oelger, 
Die  bayrritehe  Mattauftehlagigeteligebung  v"n 
1889  und  ihre  Wirkung,  Seham  F.  A.  1S97,  S. 
e8S~S00.  —  R  Harsberger,  Die  EnliPicke- 
Iting  und  GUtderu-ng  det  iageriirlien  Braugt- 
verbfi  am  Au$gange  dei  19.  Jahrhundert!, 
Allgemeine  Brauer-  und  Hopfenieilung,  Nürn- 
berg 1899,  Nr.  100,  107  u.  HB.  —  Wut  t  lern  ■ 
brrg:  v.  Zeller  a.  a.  O.  —  G.  Schubert, 
Fragen  tur  Bier-  und  Weinbeileuerung  in 
Württemberg,  Srhant  Fin.  Areh.  XIII,  1896, 
t.  Band.  —  Baden;  Do»  badUebe  Geleit  die 
Birrtteuer  betreffend  ront  SO.  Deiember  1396  und 
AaifährungibftlimniHngen,  Seham  Fin.  Archiv 
XIII,  1896,  Band  Ä  —  Birnbaum,  Bemer- 
kungen zu  dem  badinehen  Getelienttrurf  betreffend 
die  Braumalieleurr,  Karliruhe  188i.  —  Elian- 
L'ilhringen:  L.  KtrtcH .  Die  indtrekttn 
Steuern  und  ZiUle  in  EUait-Lotbringeti,  Srhan* 
Fi«.  Archir  1888.  —  Amt*btatt  der  General- 
direklion  iler  ZKIle  nnd  indirekten  Sleuem  in 
Eltau-Lnthringrn.  —  Oi- iterreie  h  -Un- 
garn :  J.  Wolf,  Die  Bierbeiteuerung  in  Oet- 
lerreich- Ungarn,  Allg.  Brauer-  u.  Ilnpfemtg., 
Nürnberg  138i.  —  Holtner  a.  a.  O.  —  v. 
May,  Commenlar  a.  a.  O.  —  K.  l'rban, 
Denkufhriß  a.  a.  O.  —Großbritannien 
und  Irland:  A.  Wagner  a.  a.  {>.,  TeU 
III,  .S.  178,  187—190,    ^73-285  und  319— 338, 

—  Vociee,  Geiehiehte  der  Steuern  de*  briliichen 
Reiebt,  Leipiig  1366,  S.  333.  437— W-  —  AU- 
gtmrine  Brauer-  und  Hop/emeilung,  Nilrnberg 
1880,  Nr.  U7ff.  enthallend  die  Uebemetiung  det 
Wortlautee  det  englitehen  Biereleuergetettet  vom 
li.  Augutll880.  —  Reportt  oj  the  Com- 
mistionert  o/  H.  M.  Inlani  Rrvenjut, 
London,  40.  Bericht  f.  189B197.  —  Stalitlital 
Abttraelt  a.  u.  O,  ~  ,yiatement,  thouring  the 
produrlion  and  comumpHon  of  Aleoholie  Beve- 
rage»  a.  a.  0.  —  Frankreich:  M.  OUba, 
Ciide  de  cnntribuU'rni  indirecti  et  dei  nrtroit, 
.1  Baude,  5.  Außage,  Lgon  1379  I,  S.  5S9ff., 
S87ff.,   II,   S.  fr7/.   —  A.   Wagner  a.  a.  O. 

—  Derselbe,  Ergämungtband  a.  a.  O.  —  A. 
de  Favllle,  La  France  fconomique,  Parie  1889, 
S.  IBOff.,  SSiff.  —  Annuaire  ttatittigne  de  la 
Franrr,  Nancy,  —  BHÜelin  de  Sttil^tlgue  et  de 
Ui/ülation  eomparfe,  Minielire  det  Fincinee; 
PoHa  ab  1377.  —  Rufland:  H.  PeEet  de 
Corval,  Uitaw  über  die  Getränkeeleuer,  Mitati 
I87S.  —  Berichte  des  Departementt  der  indi- 
rekten Steuern,  herautgegeben  im  rutritchen  Fi- 
nanminielerium,  Petertburg  ab  ISSl,  in  mttiteher 
^irnche,  Autiäge  hieraiu  in  venehiedenen  Jahr- 
gängen der  -iUgem.  Brauer-  und  Honfeiaeilnng, 
Nürnberg.  —  A.  Vemelouiaiqf,  Annuaire  det 
Finaneei  Rutiet,  St,  Petertburg  oi  1873.  — 
Annuaire   ttniittiiine  ponr  la  Finland,    ab  1878 
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Bier,  Biorbraiierei  und  Hierbestetieriing— Bierin or 


(in  ratiUflifi-  und  JiitiitimirhiT  .••Ijmirlir).  — 
DruUrhei  llandtUurrliir,  Bi-rliii,  zahlTi-Uhf  mIii- 
tittUcht  Ditle».  —  Bflgif»!  F.  tiroofita. 
u.a.  U.  —  Frrrlev,  riiwiHfiitnr  ihi  Init  belgv« 
mr  In  braimi-nr,  liruirtlet  ISS".  —  Ve  tlreef, 

liiere,  BniielU»  J.WJ.  —  Jlflhiud;  f.  -V. 
Stekengn:  Veiehiedeuit  iler  ^fflerlandtelie  l>e- 
tanlingcn,  irdrrt  hei  jaar  IflO,  -?  Teile,  l'U-erlil 
2/ifS.  —  B.  l^^clata,  H>(  IHK  den  ,'.;.  Juli 
tHil,  hovdeinle  litpoliiigfii  nmlrent  itrn  iirexinn  op 
birr  rn  otg»  rif.  (Getetz  Mr.  die  Hin--  uud 
Etigitruer),  Lreuieannlen  3.17-'.  —  Holzner  a. 
a.  O.  —  f.  -Votf.  (buini.  a.  o.  ".  —  Itüiie- 
mark:  L<,r  om  "Isknl  r.  1.  Okt.  }"!'!,  Aiyif ii- 
hageu  IK'.'l.  —  J>  u  h  e  miir  t*  .Slalittil: 
(Jahrturli),  Kiipenliageu  ab  1877.  —  X-rter- 
gem  Lor  an  TilrirkHiHg  a/ .Viilt,  i%riiliniiiii 
IJ.  Okt.  JS.->7,  ehemlorl  dir  (fetrttr  ri>m  I.  .Vän 
1861}  'und  M.  Mol  tS7J.  —  IHalUil'tk  Aarbog  )-r 
knagerige  X'-rge  (Annwirt  tluli^lique  de  l'i 
Xoiftiie),  Chrirllania  (in  aonreg.  and  /miiiiii: 
Sprafhfj.  —  tlalltH:  Legge  drrrel»,  reg»!«- 
vienln  ed  iidruii-mi  tulle  latee  di  fiUtrir 
dri'  aleool  e  driln  birm,  J-'ii-eme  IS7S,  S. 
iJ,  «— Jä,  SS— GS,  M—IO",  Uli,  IHSg.  1 
r.  :ilay,  Omm.  n.  a.  O.  —  Ileiilteir»  Hnndelt- 
arehir,  Berlin,    lahlivirlie  tlatirlitrlie  Jkitra.  — 

Uehriqe  Länder  F.-ar'.pa»:  V.  Xay. 
h.  I.  I.  A.  —  DeaMhn  llaudrlMechtr.  —  Allg. 
Brauer-  u.  Iliinfemeituiig,  XSrnberii.  —  Woehrn' 
ifhrift  .für  Brawerei,  Berlin.  —  Zeil'ehrift  /är 
da/  getamle  Brauveieii,  JllinrlirH,  iu  allen  Jahr, 
gäugen  dir.  -Vofftcii  ele.  —  Vrre  in  Igle 
Staate»  r  <i  ii  Xordnuierfka!  Ff.  V. 
Hocli.   iiie  t'iiianien  und  Flmtntgftehiebte  der 

Vereinigten  ülnalrn  nm  Amerika,  Ktvttgarl  l/iG7, 

S.  1S7,  Uli,  JSSJ-U  11.  "SSff.  —  X.  Behade. 
The  brneer«  Jlandbwk,  Wanbinfflim  UI70,  S. 
Slff.,  Tert  de»  lieneliei.  Denelbe  oiieh  in  J'i-aii- 
twiiteher  l'eberteltHng  mitgeteilt  ron  Grotfil» 
a.  a.  O.,  i'.  lUff.  tind  hlerniuh  in  äeiilteher 
VeberrettHvg  mitgelrilt  ron  Jlolznrr  a.  «.  V.  — 
V.  Mag,  f'nmm.  a,  a.  O.  —  Die  a.  n.  O.  er- 
irähnten  Fachieittchrffiea  mtirir  rereehiedene 
amerikaniKhe  Faekielttehrifltn  (The  Jireirer  and 
Mattier,  Vhieago,  i>er  amerikanierhe  BifThraner, 
OitndoH,   The   ^Yc»lc^n   Bretter  H.  a.  M.J, 


Biermer,  Hiiguiis, 

ffeb.  am  22,  XI,  186t  in  Bern  (Schweiz),  als 
Sohn  deutscher  Eltern.  Nach  Aliaolvierung  des 
JohannisKymnEiüunis  in  Breslau  atudierte  er  an 
den  L'niverBitSten  München,  Berlin,  Breslau  und 
GOttingen  Jns  und  Xationalükonomie.  Er  ist  Dr. 
jnr,etphil.,lH87— IÖ91  warer  Mitglied  der  königl. 
ataatswissenschaftlichen  Seminare  in  Berlin  und 
Bonn,  widmete  der  dortigen  En^eiternng  seiner 
Studien,  die  besonders  Erwin  Xasse  in  Bonn 
förderte,  aclit  Semester  nnd  erhielt  im  Frühjahr 
1891  den  ministeriellen  Auftran-,  an  der  tech- 
nischen Hochschule  zu  Aachen  Vorlesungen  zu 
halten.  Nach  Aufgabe  der  Sozentenkarriere, 
am  Schlüsse  des  ersten  Semesters  seiner  dorti- 


welcher  Stellung  er  1892—1694  thätig  war 
womuf  seine  Ernennung  zxaa  ausserordentlichen 
etatsmHssigen  Professor  an  der  Akademie  zn 
Münster  i.  W.  erfolgte.  Im  Frühjahr  1898 
lehnte  er  von  drei  verschiedeneu  Berufnngett 
die  nu  die  technische  Hochscbide  zu  Darmstadt 
nnd  an  die  Universität  Königsberg  ab  und 
nahm  die  nach  Greif«wald  an.  Wahrend  de» 
Sonimeraemesters  rersah  er  das  dortige,  durch 
Berufung  des  Professors  Stieda  nach  Leipzig 
frei  gewordene  Ordinariat  vertretungsweise, 
welches  ihm  im  Herbst  I8Q8  definitiv  über- 
tragen worden  ist. 

Professor  Biermer  veroiTenilichte  von  staats- 
wissenschaftlichen Schriften  in  Buchform: 
Organisation  und  Aufgabeu  der  Handeli- 
kainmeni,  Bonn  1880.  —  Die  urenssische  Staats- 

'  und  Genieindesteuerreforni,  Münster  1892,  — 
E>ie  Abzablnngsgeschäfte  und  ihre  gesetzliche- 
Kegciung,  Münster  ISai.  —   Leitsätze  znr  Be- 

'  nrteilung  der  gegen witr (igen  Währnngssituation, 
Berlin  1896]  dasselbe,  2.  stark  ent-eiterte  Ausg. 
ebenda   1896.   —  Die   Goldwährung,    Münster 

'  1896.  ~   Die  neueste  Entwiekeiung  der  briti- 

i  sehen  Arbeiterbewegung,  Monster  1098.  —  Die 
deutsche  Handelspolitik  des  XIX,  Jahrhunderts, 
Greifswald  1899.  2.  Aufl.  ebendas,  —  Fürst 
Bismarck  als  Volkswirt,  (ireifi^wald  1.  n,  2. 
Anfi.  1899. 

Er  veröffentlicht  ferner  in  den  Sammel- 
werken :  Handwürterbucb  der  Staatswissen- 
schaften.  Bd.  IT  (Jena  1892J  und  dessen  beiden 
Suppl.-Bdn,  [Jena  I89Ö  nnd  1897)  sowie  im 
Wörterb.  der  Volkswirtschaft,  2  Bde.  (Jena 
1898),  insgesamt  64  Artikel,  die  insbesondere 
Geschichte  und  Statistik  der  Streiks,  Gewerk- 
vereinsbewegnng ,  Arbeitslohn  und  Arbeits- 
zeit ,  Arbeiterschutz  und  Gewerbepolitik  be- 
handeln. 

Er  veröffentlichte  von  Staats  wissenschaft- 
lichen Aufsätzen  in  Zeitschriften :  al  in  Jahrb. 
f  Ges.  und  Verw.,  Bd,  XXI,  Leipzig  1897: 
Eine  neue  britische  Stimme  über  das  Lohn-  nnd 
Gewerkvereinsproblera,  —  b)  in  Jahrb.  f.  Sat.  n. 
Stat,,  TU.  F.  Bd.  13,  Jena  1897:  Die  Arbeitsein- 
stellungen in  Preussen  in  den  letzten  Jahren, 
—  c)  m  Jahrb.  d.  intern.  Vereinig,  f.  vergL 
Itechtsw.  n.  Volks wirtachaftsl.  IV,  Jahrg.,  Ber- 
lin 1898:  Die  britische  Arbeiterbewegung 

Besprechungen  Staats wissenschattl.  Werke 
linsgesamt  14)  finden  sieh  ferner  aus  seiner 
Feder  in  den  Jahrb.  f.  Nat.,  III.  F.  Bd.  12, 13, 
15  u.  16  (Jena  1896-98)  und  je  eine  im  Arch. 
f.  off.  B.  (Freibnrg  i.  B.  1898)  n.  in  der  Zeit- 
schr.  f.  Sozialw.,  Bd.  I  (Berlin  1898). 
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BimetalUsmns 

B.  Doppelwährung. 

Binnenacltiffakrt 

(WirtecbaftllcheBedentnoga.StAtiBtik). 

1.  VoHuwirtach&ftliche  Bedeatong.  3.  Arten. 
3.  'WasserBtraBBen — BinneoBeeen,  Flüsse,  k&nali- 
flierte  FIübbb,  EaolUe,  AuBsen-Tiefe  und  Fahr- 
wasser, HafTe  — ,  Benntzbarkeit,  Lunge.  4.  Schiffa- 
g^lM;  Motor;  Betrieb.    5.  LeiBtang. 

1.  Volkswirtschaftliche  Bedeotong. 
Die  B  in  nenschif fahrt  macht  die  natürlichen, 
die  künetlich  verbeaserten  und  die  kQnstHch 
beigestellten  SchifiahrtsBtrasseQ  der  Produk- 
tion einer-,  dem,  Konsum  andererseits  durch 
billige  VerkehrsTennittelung  dienstbar.  Da 
die  von  Natur  schiffbaren  Wasseistrassen 
der  Hauptsache  nach  auf  das  Tiefland  be- 
schränkt, in  diesem  aber  nach  Zahl,  Länge 
und  Beautzbarkeit  ungleich  verteilt  sind, 
da  femer  küastlicbe  WaaserstcaBsen  ohne 
TinverhAltnismtesig  hohe  Kosten  nicht  über- 
all geschaffen  werden  können  und  da  end- 
lich in  den  meisten  Ländern  durch  Wasser- 
mangel oder  -überfluss  (Hochwasser)  und 
durtä  Eisbildung  alle  "WasBeratrasBen  oder 
einige  von  ümen  der  Benutzung  durch  die 
Schiffahrt  zeitweise  entz(^n  sind,  so  steht 
in  dieser  Beziehung  ihr  Wert  für  die  Volfcs- 
wirtadiaft  hinter  dem  der  ziemlich  aller- 
wärts  anzul^enden  und  nur  auf  Stunden 
oder  Tage  der  Benutzung  entzogenen  Lond- 
straaeen  und  Eisenbahnen  (^oU-,  Neben- 
und  Kleinbahnen)  znrflck.  Im  Veigleich, 
nicht  mit  Landstrassen  und  Eiseababnen, 
sondern  nur  mit  Eisenbahnen,  haftet  der 
Binnenschiffahrt  noch  der  NachteU  an,  dass 
sie  eine  ganz  vorzugsweise  rasche 
Beförderung  von  Gütern  nicht  zu  bewirken 
vermag.  mfOr  kann  sie  Güter,  die  zu  be- 
fördern für  den  Eisenball ndienst  unbequem 
oder  gefährlich  ist,  z.  B.  gewisse  Fette, 
Säuren,  durch  Stoss,  Schlag,  Erschütterung 
zur  Explosion  neigende  Stoffe,  mit  geringerer 
Unbequemhchkeit  und  vor  allem  geringerer 
Gefalir  befördern.  Jenen  drei  oben  ange- 
gebenen, den  Binnenscbiffahrtsstrassen  und 
der  Binnenschiffahrt  selbst  elenden  Haupte 
m&Dgeln  stehen  femer  als  vorzf%e  gegen- 
über die  grössere  Leistungsfähigkeit  und 
Billigkeit  der  Bianenschiffahrt 

Beide  beruhen  auf  Yer hält  nissen,  die  der 
Hauntsache  nach  unabänderlich  sind. 

Weder  auf  LandstraBsen  noch  auf  Eisen- 
bahnen können,  der  Natur  des  Betriebes 
nach,  die  Fahraenge  ein  gewisses  Mass 
Länge  und  Breite  (sowie  auch  an  Höhe) 
überschreiten;  sei  dieses  Mass  auch  so  gross 
wie  irgend  zulässig,  so  bleibt  es  doch  hinter 
demjenigen  eines  Lastschiffs  sehr  weit  zu- 
rück.   Auch  ist  das  Land-  und  Eifienbahn- 


fahrzeug  stärkeren  Erschütterungen  au%e- 
setzt  und  muss  daher  verhältniBmässig  stärker 
gebaut  sein;  endlich  vermehrt  das  ganze 
Untergestell  des  Lastwagens,  Axen  und 
Kader,  das  Gewicht  der  die  Last  direkt 
tragenden  oder  sie  umschliessenden  W^en- 
teile  ungemein.  Aus  diesen  Gründen  haben 
Land-  imd  Eisenbahn  fabrzeuge  ein  sehr 
hohes  Kgengewicht,  0,40  bis  0,70  des  Ge- 
wichts der  Last.  Schiffe  dag^en  können 
vielfach  erheblich  breiter,  immer  aber  sehr 
viel  länger  (4 — 8  mal  eo  lang  und  mehr) 
sein,  dabei  verhältnismässig  schwache  Kon- 
struktionen haben,  und  sie  brauchen  kein 
Untergestell  oder  demAehnliches  (Maschinen, 
Räder,  Schrauben,  ebenso  wie  Ruder,  Schub- 
stangen, Takelung  dienen  nicht  zum  Tragen, 
sondern  zum  Fortbewegen  der  Ldst),  viel- 
mehr schwimmt  der  Schiffsboden,  der  die 
Last  trägt,  yoq  AusDahmefällen,  wie  dem 
Betriebe  auf  geneigten  Ebeaeu  abgesehen, 
direkt  auf  dem  Waeaer.  Daa  Eigengewicht 
des  SchiffB  beträgt  daher  nur  0,25  bis  0,33 
der  Lost. 

Mit  Vorstehendem  hängt  zusammen,  dass 
ein  Schifi  von  100  Tonnen  Ladefähigkeit 
etwa  0,25  der  Anschaffungskosten  von  10 
Eisenbahnwagen  zu  10  Tonnen  kostet,  und 
dies  Verhältma  wird  für  das  Schiff  in  ge- 
wissen Grenzen  um  so  gOnstiger,  je  grösser 
es  ist  Ein  grosser,  moderner,  eiserner 
Bheinfichleppkahn  von  2000  Tonnen  Lade- 
ahigkeit  kostete  1897/98  etwa  90—95000 
Mark,  die  Ausrüstung  inbegriffen :  die  Tonne 
Laderaum  kostete  daher  45—48  Mark.  Da- 
gegen kostete  ein  Guterwagen  von  10  Tonnen 
TrageÖhigkeit  zur  selten  Zeit  etwa  2400 
Mark,  die  Tonne  Laderaum  daher  240  Mark. 
Das  den  Ausschlag  gebende  Moment 
aber  ist  die  verhältnismässig  überaus  genüge 
Zugkraft,  die  zur  Fortbewegung  eines  Last- 
schiffs erfordert  wird.  Mit  1  m  Geschwindig- 
keit in  der  Sekunde  zieht  ein  Pferd  auf 
horizontaler  Chaussee  1,6,  auf  den  Schienen- 
strängen einer  horizontalen  Eisenbahnstrecke 
15,0,  auf  horizontaler  Wasserfläche  aber 
60,0  bis  100,0  Tonnen.  Was  für  Motoren 
nun  auch  verwendet  werden  mögen,  immer 
braucht  man  zur  Fortbewegung  eines  Schiffs 
weit  weniger  Kraft,  also  auch  weit  weniger 
Kosten  als  zu  der  eines  Eisenbahnwagens 
oder  gar  Landfuhrwerks. 

Und  hierin  sowie  nach  obigem  ausserdem 
in  der  grossen  Fassui^sf&higkeit  des  Schiffs 
bei  geringem  Eigengewicht  und  geringen 
Anschaffungskosten  ist  die  Leistungsfähig- 
keit und  Billigkeit  des  Binnenschiffahrts- 
betnebes,  und  damit  dessen  hohe  volkswirt- 
schaftliche Bedeutung,  begründet. 

Einigermassen  vermelirt,  wenn  man  wiD : 
kflnstüdi  vermehrt,  wird  diese  Billigkeit 
des  Binnenschiffstransportes  in  denjenigen 
Staaten,  in  denen  die  erhobenen  Schiffahrts- 
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abgaben  und  soostigen  -Gefälle  weniger  auf- 
bringen, als  die  Unterhaltung  und  Verbeeee- 
rung  der  Schiff ahrtestrasBen  und  die  Ver- 
zinsung luid  AmortiBatioa  des  Neubaues  von 
solchen  kostet.  So  werden  in  Preusseii  — 
vgl.  Zeitschrift  fOr  Binnenschiffahrt  vom 
15.  Mai  1898  —  dann,  wenn  der  Kanal 
Dortmund-Emshafen  im  Beirieh  sein  wird, 
also  vom  Herbst  1899  an,  gegen  20  Millionen 
Mark  an  personellen  UDd  materiellen,  ordent- 
lichen und  ausserordentlichen  Ausgaben  so- 
wie an  Zins-  und  Amortisationsquoten  jähr- 
lich mehr  erfordert,  als  die  Sclnffahrt  an 
Abgaben  u.  s.  w.  einbringt  (etwas  über  4 
UiUionen  Mark).  Wollte  man  (und  könnte 
man!  —  denn  zunächst  stehen  dem  die 
I{eich^;eBetzgebuDg,  vor  allem  aber  fflr  die 
Haiqitmaseen  der  Transporte,  diejenigen  auf 
Etbe  und  Rhein,  die  internationalen  Ver- 
träge entgegen  — )  jene  20  Millionen  deich- 
müssig  durcß  die  Schiffahrt  aufbringen  lassen, 
so  wflrde  das  deren  Leistung,  auf  jedes  von 
1  Tonne  zurückgelegte  Kilometer,  bei  über- 
schläglich 6000  Millionen  solcher  auf  preusai- 
Bchen  Wasaerstrassen  jährlich  zurückgelegter 
»Tonnenküometer*  (To  km),  nur  nm  0,33  Pfge. 
verteuern ;  die  Frachtkosten  würden  immer 
noch  den  Bahnen  und  gar  den  Ijandfuhr- 
werken  gegenüber  (die  übrigens  ihierseita 
auch  vielfach  keine  Chauaseegehflhren  zahlen) 
verhältnismässig  gering  sein.  An  und 
für  sich  allerdings  würden  sie  für  einen 
Teil  der  jetzt  durch  die  Binnenschiffahrt 
beförderten  Güter  zu  hoch  werden.  Ge- 
wisse Nebenprodukte  der  Bergwerke,  Hütten, 
Salinen  und  chemischen  Industrieen  können 
allein  durch  die  enorme  Billigkeit  der  Wasser- 
fradit  Absatz,  sogar  Überseeischen,  finden. 
Der  dabei  erzielte  Nutzen  beträgt  freilich 
mitunter  nur  eine  oder  einige  Mark  für  die 
Tonne ;  aber  dieser  Nutzen  würde  fast  verloren 
gehen  und  damit  die  Möglichkeit  zur  Ver- 
wertung jener  Nebenprodukte  schwinden, 
wenn  das  Kilometer  des  langen  Transporte 
weges  —  Mannheim-Rotterdam  z.  B.  566  km 
—  mit  auch  nur  jenem  V»  Pfennig  belastet 
wäre.  Dementsprechend  würden  die  auf 
den  Hauptprodukten  ruhenden  allgemeinen 
Kosten  grösser  und  die  Hauptprodukte  selbst 
teurer  werden,  womit  sowohl  ihr  Absatz  im 
Inlande  als  ihre  Konkurrenzfähigkeit  im 
A-usIande  gefährdet  wäre.  —  Ebenso  bedarf 
der  Veredelungs verkehr  —  dies  Wort  in 
weitem  Sinne  genommen  —  und  auch  die 
lÄDdwirtschaft  gewisser  Hohstoffe,  die  durch 
eine,  wenn  auch  an  sich  geringe  Verteue- 
rung entweder  von  der  Beförderung  ausge- 
schlossen wären  oder  wiederum  die  mit 
ihrer  Hilfe  zu  gewinnenden  >edleren<  Pro- 
dukte, dadurch,  dass  jene  selbst  teuerer  ge- 
worden, verteuern  würden.  Diese  Produkte 
des  Veredelungs  Verkehrs  bilden  indessen 
auch  wieder  Gegenstände  der  Bahnbeförde- 


ruDg,  und  auch  die  Bahnen  würden  daher 
am  letzten  Ende  beträchtliche  Frachten  eln- 
büssen,  wollte  man  jenen  Veredelungs  verkehr 
durch  obige  Maesregei  einschränken.  — 
Diesen  Betrachtungen  muss  noch  die  ange- 
reiht werden,  dass  jede  Einschränkung  der 
Produktion  auch  eine  Einschränkung  der 
Arbeitsgelegenheiten  und  der  Steueriiififte 
bedeutet  Uebrigens  wählen  selbst  landwirt- 
schaftliche Prodiikto  von  an  und  für  sich  hohem 
Preise  nicht  immer  die  Bahnen.  Rohzucker 
z.  B,  vom  Nordosten  nach  dem  Südwesten 
Deutschlands  geht  im  Fluseschiff  Oder-ab- 
wärts,  per  Seeschiff  von  Stettin  nadi  Rotter- 
dam und  per  Flussschiff  von  dort  nach 
Mannheim.  Der  ganze  Transport  wird  in  15 
Tagen  vollzogen ;  Bahntransport  würde  etwa 
10—12  Tage  erfordern.  Und,  um  auch 
gleich  belreffs  der  oben  bezeichneten  Neben- 
produkte und  Rohstoffe  einige  Thatsachen 
mitzuteilen :  1895  und  1896  zusammen  gingen 
von  Hunbui^  nach  See  netto  465360  Tonnen 
Abraumsalze,  von  denen  auf  der  Elbe  ge- 
kommen waren  457441  Tonnen.  Auf  dem 
Rhein  gingen  von  Deutschland  nach  Holland 
und  weiter:  1896  aUein  netto  11627  Tonnen 
Soda,  59196  Tonnen  Cement,  Trass,  Kalk, 
Erde,  Lehm,  Sand,  Kies,  Kreide.  Dagegen 
gingen  rheinaufwärts,  von  See  durch  Holland 
kommend,  1896  netto  1 577  765  Tonnen  Eisen- 
Erz  und  51 217  Tonneu  Dfln^mitteL  Wenn 
sonach  zum  grOssten  Teile  in  der  Billigkeit 
der  von  ihr  geleisteten  Transporte  der  volks- 
wirtschaftliche Nutzen  der  Bin  nenscliif fahrt 
zu  erblicken  ist,  so  dient  sie  nebenbei  auch 
als  Regulator  der  Frachtsätze  ihres  jüngeren 
Konkurrenten,  der  Eisenbahn.  Diese  wDrde 
gewiss  vielfach  höhere  Frachten  nehmen 
und  damit  dem  Verkehr  und  dem  Erwerbs- 
leben höhere  Steuern  auflegen,  könnte  man 
die  Güter  nicht  auch  durch  die  Binnen- 
schiffahrt transportieren  lassen,  die  nament- 
lich seit  allgemeinerer  Anwendung  des 
Dampfes  für  die  Anforderungen,  die  betreffe 
aller  Arten  von  Gütern  der  gewöhnliche 
Frachtdienst  stellt,  die  Konkurrenz  der 
Bahnen  in  Bezug  auf  Schnelligkeit,  so  z.  B. 
auf  mehreren  hoiländischen  Kanälen,  ferner 
auf  der  Elbe  und  namentlich  dem  Rhein, 
nicht  mehr  zu  scheuen  braucht  und  ihnen 
in  der  Bewältigung  von  Massentransporten 
überlegen  ist. 

Die  Erkenntnis  dieser  Dinge  war  in 
Deutschland  eine  Zeit  lang  verloren  gegangen ; 
man  hielt  die  Binnenschif&ihrt  für  durch 
die  Eisenbahnen  entbehrlich  geworden.  Das 
Verdienst,  diese  Anschauung  wieder  zurück- 
gedrängt zu  haben,  gebührt  zum  grossen 
Teil  dem  von  Friedr.  Harkort  und  anderen 
1869  in  Berlin  gegründeten  iCentr&lverein 
für  Hebung  der  deutschen  Fluss-  und  Kanal- 
schiffahrt<,  dem  1898  angehörten  16  Zweig-, 
13  andere  Kanal-  und  Schiffervereine,   56 


Binnenschiffahrt  (WirtBChaftliche  Bedeutung  uocl  Statistik) 


Ma^strate,  63  Schiffahrts-  und  Industrie- 
xesellschaften ,  .'lO  flandelskammem  und 
kaufmännische  Körperschaften  und  Aber 
10800  Mitgltoder. 

2.  Arten.  Ak  Motoren  gebraucht  die 
Binnenschiffahrt  Wind,  Menschenkraft  — 
ausgeübt  mit  Rudern  oder  Schubstangen 
oder  auch  im  »Treidelzuge«  — ,  Pferdekraft 
—  ebenfalls  ausgeübt  im  Treidelzuge  — 
und  endlich  MascnineD,  die  durch  Dampf-, 
Benzin-,  Petndenm-  oder  Elektromotoren 
gefrieben  -werden ;  die  Maschinen  übertragen 
ihre  Bewegungen  auf  Schrauben,  oder  auf 
R&der,  die  an  beiden  Seiten  oder  hinten 
(amHeck)angehrachtsind.  Diegebrauchlicheu 
der  hieraus  abzuleitenden  Bezeichnungen 
sind:  S^el-,  Ruder-,  Treidel-,  Dampfschiff- 
fahrt,  beiletzterer  —  und  ebenso  bei  der  Fahrt 
mit  anderen  maschinellen  Motoren  ~-  je 
nachdem :  mit  Schrauben-  oder  SeitenrÄder- 
oder  Heckradscfaiffen.  Hat  das  Schiff  keinen 
eigenen  Motor,  sondern  tSiut  es  im  Schlepp- 
annange,  so  werden  in  dieser  *Schlepp- 
Bchifrahrt«  unterschieden  die  Remorqueur- 
Bchiffahrt,  bei  der  das  soUeppende  Schiff 
Sdirauben-.oder  Ruderschiff  ist,  und  Tauerei- 
bez.  Eett«n Schleppschiffahrt,  bei  der  es  sich 
und  seinen  Schleppanhang  durch  Aufwickeln 
eines  auf  der  Fjusssohle  liegenden  Draht- 
taues (oder  einer  Kette)  um  eine  Trommel 
vorwärts  bewegt  Nach  der  Wasser- 
Btrasse,  auf  der  gefahren  wird,  könnte 
man  Bluse-  und  Eanalsdiiffe  von  einander 
unterscheiden;  indessen  werden  beide  im 
ganzen  ziembch  fibereinstimmend  gebaut, 
weil  sie  beide  Arten  Waaserstrassen  zu 
befahren  pflegen.  Eine  besondere  Bauart 
haben  allerdin^  die  Schiffe,  die  zumeist 
auf  grossen  Bmnenseeen,  Efaffen  und  in 
lAusseotiefent  sowie  in  den  »Aussenfahr- 
wassem«  der  in  die  See  mündenden  Flüsse 
fahren;  sie  sind  Wind  und  Wellenschlag 
ausgesetzt,  gebrauchen  grössere  BordhOhen 
und  feste  Decks  und  nähern  sich  in  ihrer 
Bauweise  dem  Seeschiff.  Nach  der  Fahr- 
richtung unterscheidet  man  Berg-,  Thal- 
und  Trajekt-  oder  Querfahrt. 

3.  ff  aMentrasHB — BtnBenseeen,  Plttsse, 
kanalisierte  FIIUh,  KanUe,  Anuen-Tlefe 
UBi  -Fahrwasser,  Haffe  ~-,  Beantibarkeit, 
Un^.  Binnsneeeen.  Sie  hnben  ineiatena 
einen  ziemlich  hohen  Grad  natürlicher  Schiff- 
barkeit.  Die  Anlag'en  für  die  Schiffahrt  be- 
schränken sich  zumeist  auf  die  [durch  Banken, 
Tonnen  und  Bojen  Howie  Leuchttürme  zd  be- 
wirkende) Bezeichnung  der  tiefen,  eyentnell 
künstlich  Tertiehen  Fahrrinnen  sowie  auf  deren 
Schutz  ^egen  Terschlicknn^  nnd  gegen  Wellen- 
Bchleig,  femer  anf  die  üeratellung-  von  Treidel- 
Stegen  oder  -Dämmen  nnd  von  Leit-Ffahl- 
reihen  an  den  HafenmllndnugeD,  and  endlich 
anf  die  von  Häfen,  Anlegeplätzen  nnd  Lüsch- 
und  Ladeeinrichtongen. 

Dnrch  ihr  Betentionavennügen  speichern 
die   Binneiueeen  cn   Hochwasaerzeiten    grosse 


Waasermengen  anf  und  fuhren  sie  erst  nach 
und  nach  ab,  erhüben  also  in  aoichen  Zeit«n  die 
Schiffbarkeit  der  aus  ihnen  gehenden  FlQsee. 

Im  Deutschen  Beich  werden  von  der  Schul- 
fahrt benutzt  die  groaaen  Seeen  in  Haanren,  in  der 
Gegend  südCstÜch  Elbing,  im  Mecklenburgischen, 
die  drei  grBBBeren  bayerischen  Seeen,  Chiem-, 
Starnberger-  and  Ammersee  ^dieae  der  Hauptr 
Sache  nach  zur  Personenacbiffahrt)  nnd  der 
Bodensee,  letzterer  gemeinsam  mit  der  Schweiz. 

In  der  Schweiz  bUden  die  Seeen,  ausser 
dem  Boden-  noch  der  Genfer-,  Vierwaldstätter-, 
Thuuer-  nnd  Brienzersee,  fast  die  einzigen 
Schiffahrtatrassen. 

In  Italien  hat  die  Binnenschiffahrt  auf  den 
vier  grossen  oberitalieni  sehen  Seeen  (Qarda-, 
Como-,  Lugano-  nnd  Maggiore-)  Bedeutung. 

In  Frankreich  werden  von  der  Binnenschül- 
fahrt  benutzt  der  Lac  de  Qrand-Lieo  ioi  Gebiet 
der  Loire,  der  Etang  de  Thao  am  Canal  du  Midi, 
der  Genfer  See  (gemeinsam  mit  der  Schweiz) 
sowie  der  Lac  d'Anuec;  und  der  Lac  du  Bonrget 
im  Bhanegebiet. 

Die  Österreichischen  Oebirgsaeeen  dienen 
fast  ansBchlieaalich  der  Personen-,  der  Platten- 
see (Balaton)  in  Ungarn  hingegen  auch  der 
Oüterschiffahn. 

In  Schweden  (nicht  so  in  Norwegen)  sind 
viele  Hunderte  schitfbarei  fiinnenseeen,  zn  deren 
grSsaten  der  Wener-  und  der  Wettemsee  ge- 
hören. Die  grosse  Verschiedenheit  ihrer  Höhen- 
lage bewirkt,  daas  die  Verbindung  zwischen 
ihüen  —  nnd  das  rleiche  gilt  von  derjenigen 
mit  den  tief  b  das  Land  eingeschnittenen  Heer- 
fjorden  —  meist  künstlich  dnrch  Kanäle  mit 
zahlreichen  Scblensen  hergeatellt  werden  mosa. 
Dieae  Kanäle  nnd  die  wenigen  schiffbaren  Flüsse 
spielen  eigentlich  nnr  die  Holle  des  Verkehrs- 
vennittlers  zwischen  den  Seeen  untereinander 
and  mit  dem  Heere. 

Bnaaland  Iwt  die  zwei  grOaaten  Seeen  Eu- 
ropas, den  Ladoga-  und  den  Onegasee,  ferner 
den  Peipns-,  Hmen-,  WeisBeo-,  Sommo-,  Jbtino- 
see  und  zahlreiche  andere  der  Schiffahrt  dienende 
grossere  nnd  kleinere  Binnenseeen. 

Die  grOflsten  schiffbaren  Binnenseeen  Aaiena, 
Aral-,  Balchasch-  und  Baikalsee,  liegen  gleich- 
falls auf  russischem  OebieL  Der  letztgenannte 
See  ist  gegenwärtig  weitaus  der  wichtigste  von 
ihnen.  Er  hat  Dampf  schiff verbindang  zwischen 
den  am  {istlichen  UEer  belegenen  Ortschaften 
nnd  Listwinitschnoie,  nnd  von  hier  in  den  Flnss 
Angara^  er  erhält  Verbindung  mit  dem  Jenissei 
and  dem  Ob-Jenisseiachen  KanaJayatem;  nach 
Hjssowakaja,  Station  der  Sibiriachen  Bahn,  wird 
eine  grosaartige  Tr^ektverbiudnng  hergeatellt, 
die  Lokomotiven  und  Wagen  anfnehmen  kann. 

Von  den  grösseren  afrikaniscben  Seeen  sind 
schiffbar  der  Victoria-,  der  Alberto,  der  Tanga- 
nika- sowie  der  Nyassawe. 

Die  groaaen  Seeen  Nordamerikas,  der  Obere-, 
Michigan-,  Hnron-,  Erie-  nnd  Ontariosee,  bilden 
in  ihren  Längenanadehnnngen  von  660,  5öO, 
297,  380  und  älS  km  die  wichtigaten  Binnen- 
verkehrsstrassen des  ganeen  Erdteils  und  wohl 
der  ganzen  Welt.  Obgleich  auf  diesen  stürmi- 
schen Seeen  die  Schi&hrt  nur  S~9  Monat« 
währt,  bewältigt  sie  ausserordentlich  grosse 
Oülermassen ;  so  betrug  die  Ladung  deijenigen 
Schiße,  die  1896  nach  und  vom  Oberen  See 
fahren,  16239064  Tonnen. 
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Fl&ase.  Auf  den  von  Natur  schiffbaren 
FlQsHen  ist  zu  ollen  Zeiten  Schiffahrt  getrieben 
worden.  Je  mehr  mit  fortschreitender  Eahur 
das  VerkebnbedUrtnis  Bicb  ^Itend  machte, 
desto  mehr  wurde  die  Schiffahrt  erleichtert  and 
nngefUirlicher  gemacht,  indem  vorhandeneSchiff- 
fahrtohindemisge  —  Klippen,  Steinb&nke.  ver- 
sunkene oder  treibende  Banmst&mme,  Stauan- 
lagen, Untiefen  —  beseitigt  nnd  die  Fahrrinnen 
vertieft,  verbreitert  und  begeradigt  wurden.  Die 
späteren  Byatem  »tischen  Plnssregnlienuigen  be- 
Eweckten  Sichening  der  Flnssthäler  vor  Ueber- 
■chwemmung  und  der  Ufer  vor  Abbruch  sowie 
geregelte,  d.  h.  weder  eu  rasche  noch  in  nach- 
teiliger Weise  verzögerte  Abführung  des  Was- 
sers. Die  hierfür  im  Landeskulturinteresse  er- 
forderlichen Massnahmen  —  Bau  von  Dämmen 
und  Deichen,  Befestigungen  und  teilweise  Er- 
hOliQngen  der  Ufer,  BÜeitignng  zu  scharfer 
Erttmmaiigenj  ZniamnienfaBsimg  des  abflleasen- 
den  WoMem  m  Hanptfahrrinneu  durch  Cnupie- 
nmg  verwilderter  Arme,  durch  Paralleiwerke 
nnd  Buhnen  (die  gleichzeitig  die  sich  bildenden 
Strömungen  von  den  Ufern  nach  der  Hitte  zu 
wiesen),  Beseitigung  von  Verkrantnuffen,  Um- 
bau von  Brücken  mit  zu  eng  gestellten  (und 
daher  auch  zn  Eisitopfungeu  Anlass  gebenden) 
Ffeilem  —  kamen  der  Schiffahrt  wesentlich 
mit  zu  Qnte.  Die  entgegengesetzt«  Ansicht, 
die  Bauten  seien  im  Schiifanrtsint«resse  erfo^, 
schadeten  aber  dem  landwirtschaftlichen,  ist  für 
Deutschland  durch  die  Unlersncbungen  über 
den  Rhein  und  die  Oder  gründlich  widerlegt. 

Die  systematische  Verbesserung  der  Schflf- 
fahrtswege  in  denjeuigen  Flnssstrecken ,  in 
denen  die  täglich  zweimal  ein-  und  nusknfenden 
StrOmnugen  der  Heeresgezeiten  wirksam  sind, 
dient  dagegen  der  Hauptsache  nach  den  Zwecken 
der  Schiffahrt.  Sie  erfolgt  wiederum  durch 
Zusammenfassung  des  Stromes  in  einen  Haupt- 
Btrom schlauch,  der  so  ausgestaltet  wird,  dass 
von  dem  Punkt  an,  bis  za  dem  aufwärts  die 
Einwirkung  der  Gezeiten,  des  Flut-  oder  Ebbe- 
stromes, reicht,  ein  möglichst  koncentriertes  nnd 
krfiftiges  Aus-  nud  Einströmen  des  Wassers  er- 
folgt, wobei  der  Ebbestrom  die  SpUlkraft  des 
AbiiieBsenden  Wassers  vermehrt. 

In  der  Unterweser  ist  durch  eine  solche  — 
von  Franzina  projektierte  und  geleitete  —  Re- 

fulieruns-  das  Hinanfkommen  von  Schiffen  von 
m  Tiefgang  bis  in  den  Freihafen  der  Stadt 
Bremen  erreicht  worden;  auch  am  Clyde  sind 
sehr  günstige  Resultat«  erzielt  worden. 

Aber  auch  die  loustigeu  Regulierungen  der 
letzten  60,  ganz  besonders  indes  der  letzten  20 
Jahre,  haben  sehr  gute  Erfolge  anfzuweiseo. 
So  bei  den  deutschen,  namentlich  aber  öster- 
reichischen und  ungarischen  Strecken  der  Donau, 
beim  Rhone,  bei  der  Memel,  der  deutschen 
Strecke  der  Weichsel,  der  Oder,  der  Elbe  und 
besonders  beim  Rhein  sowie  bei  einem  Teil  ihrer 
Nebenflüsse.  Charakteristischin  dieser  Beziehung 
ist,  doss  Moltke  noch  vor  etwa  60—70  Jahren 
c:eBehen  hat,  wie  sich  die  Schiffer  in  der  Oder 
uas  Fahrwasser  für  ihre  kleinen  60-Tounenhähne 
mit  dem  Spaten  haben  graben  müssen,  an  den- 
selben Stellen,  wo  jetzt,  von  ausnahmsweise 
niedrigen  Wasserständen  aWesehen,  4üO-Tonnen- 
fahrzeuge  schwimmen.  Nach  Regensburg  hinauf 
ist  im  Juni  1898  ein  6öO-Tonnenfahrzeug  ge- 
kommen, auf  der  Elbe  verkehren  jetzt  Fahr- 


von  über  2100  Tonnen. 

Kanalisierte   FIQsBe.     Gestattet    die 

f Bringe  Wassermenge  eines  Flusses  nicht  das 
rreichen  der  geforderten  Schiffbarkeit  durch 
Regnliemng,  so  mnss  man,  wenn  anden  die 
Uferhohen  und  die  sonstige  Beschaffeuheit  des 
Flusses  dessen  streckenweise  Anstannug  ge- 
statten, zur  Eanalisierung  schreiten.  Sie  erfolgt 
im  wesentlichen  durch  den  in  gewissen  Ab- 
ständen erfolfenden  Einbau  von  Stauanlagen, 
die  in  den  so  kaskadenfOrmig  gestalteten  Flnss- 
strecken „Haltungen"  von  genügender  Tiefe 
(und  Breite)  herstellen.  Solche  Stananlagen 
wurden  früher  in  einig:en  kleineren  französischen 
Flüssen  (auf  dem  holUndischen  FlDsschen  Berkel 
qner  dnrch  das  ganze  Flussthal)  und  werden 
noch  jetzt  in  den  hall&Qdiscben  sogenaantea 
Zompvaarten  durch  die  Schiffer  sel&t  provi- 
sorisch fUr  die  Fahrt  nur  eines  oder  einiger 
auf  einmal  zu  befördernder  Schifie  hergestält. 
Indes  ist  die  Erfindung  der  Stauschlensseu  — 
es  sind  das  Staudämme,  die  Schiffsdorchlässe 
haben,  deren  Thore  für  gewGhnlicIi  das  Wasser 
mit  aufstauen  helfen,  geöffnet  .aber  dem  ange- 
stauten Wasser  nnd  den  Schiffen  zugleich  den 
Weg  in  die  untere  „Haltung"  bereiten  —  schon 
sehr  alt;  denn  schon  im  Kanal  von  Bubastü 
sind  nuter  Ptolemäus  II.  (286—247  v.  Chr.) 
Stauschlensseu  erbaut  worden.  Die  Oefinnng 
der  Stauschleussenthore  lässt  aber  das  gesamte 
Stanwasser  verloren  gehen,  und  die  Bergfahrt 
ist  nur  mit  dem  leeren  Schiff  und  durch  Zug- 
kräfte zu  ermöglichen.  Diesen  Uebelstand  m- 
seitigte  die  —  angeblich  in  Italien  im  16.  Jahr- 
hundert erfundene,  in  den  franzOsiBcheu  Flüssen 
Lot  und  Tilaine  aber  1Ö27— 1&3S  wohl  zuerst 
nachweislich  angewendete  —  Kammerschleusse, 
die  eine  ganz  kuree,  obea  und  unt«&  durch 
Thore  geschlossene  Haltung  darstellt,  deren 
AnfUllung  und  (teilweise)  Leerung  eben  ihrer 
Kürze  wegen  nur  einen  ganz  geringen  Wasser- 
verlust bewirkt. 

Die  den  ganzen  Fluss  durchsetzenden  Ein- 
bauten der  festen  Stauwehre,  der  Stauschleussen 
nnd  der  Eammerschleussen  verlangaamen  unter 
Umstünden  den  Abfluss  des  HochwasserB,  b«- 
günstigen  die  Eisbildung,  vermehren  also  die 
Hochwasser-  und  Eisgefahr  und  heben,  zum 
Nachteil  der  AnliegeTj  mehr  und  mehr  den 
Grnnd Wasserstand.  Diese  Nachteile  Ifisst  die 
1838  durch  den  französischen  Ingenieur  Foir6e 
gemachte  Erfindung  des  beweglichen  sogenannten 
Nadel wehrs  vermeiden.  Em  solches  erlaubt 
durch  Niederlegen  einzelner  oder  schliesslich 
aller  „Nadeln"  dem  Wasser  je  nach  Bedarf  freien 
Abzu^  und,  während  es  geschlossen  ist,  dorch 
die  mit  ihm  in  Verbindung  hergestellte  Kammer- 
schleusse den  Schiffen  die  Durchfahrt. 

Erst  der  Bau  solcher  und  ähnlicher  beweg- 
licher Wehre  mit  Kammerschleusen  hat  es  mSglicn 
gemacht,  bedeutende  Flüsse  in  rationeller  Weise 
zu  kanalisieren,  ao  im  Deutschen  Reich  die  Oder 
von  Cosel  bis  zur  Einmöndung  der  Glatzer  Neisse, 
den  Unterlauf  der  Spree,  die  Ems  von  Meppen 
bis  Oldersnm,  den  Main  von  Offenbach  bi&  zum 
Rhein,  femer  zahlreiche  Flüsse  in  Frankreich. 

Im  Gegensatz  zu  den  Regulierungen  dienen 
Kanaliaierangen  in  erster  Linie  Schiffahrts- 
zwecken,   wenngleich  Hellorationscwecke,  wie 
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snm  Beispiel  beim  Kanal  Dortmnnd-EmBhafen, 
damit  verbunden  werden  kCnaen.  Manche 
kanalisierte  Flttsae  «erden  einen  Teil  der  auf 
ihre  Eanalisierongf  verwendeten  Konten  dadurch 
verzinsen,  daes  in  den  Wehren  die  Wasserkräfte 
aöffiieBpeicbert  nnd  in  ElektricitAt  nmgesetzt 
werden.  Dies  hofft  man  i.  B.  Ton  der  projek- 
tjerten  Kanaiisiening  der  Weser  toq  Hameln  bis 
Bremen. 

Kaa&le.  Wo  in  FlUuen  grosse  Nivean- 
differensen  auf  knrze  Strecken  vorkommen,  hier 
nnd  da  anch,  wo  Ent-  oder  Bewässernuffanlagen 
sich  besser  mit  einem  Kanal  als  mit  dem  Flusse 
in  Yerbindang  bringen  lassen,  legt  man  Schiff- 
fabrtskan&le  inr  Seite  des  Flusses,  den  sie  also 
für  die  Schiffahrt  gewisHennassen  ersetzen. 
Anch  parallel  den  fUr  die  Schiffahrt  gefähr- 
lichen Haffen  hat  man  Kanäle  angelegt,  so  im 
Dentschen  Reich  den  KGnig: -Wilhelm  -  Kanal 
purallel  dem  Knrischen  HaC  Weit  häufiger 
dienen  Schiffahrtskanäle  lor  Yerbindong  zweier 
schiffbarer  Gewässer  über  deren  Wasserscheide 
hinweg.  INiveaudifferenzen  überwinden  auch 
die  Kanäle  darch  Eammerschlensaen,  hier  natür- 
lich ohne  Yerbindung  mit  Nadel  wehren. 

Ais  ältester  Schiff ahrtskanal  ausserhalb 
Europas  wird  ein  unter  Sotho*  I.  nnd  Kamses  II. 
(um  1100  V.  Chr.)  vom  Nil  bis  zur  Ost^enze 
des  Ae^pterreiches  nnd  wahrscheinlich  bis  zum 
Boten  Heer  geführter  Kanal  zu  gelten  haben, 
der  bald  vmallen  zn  sein  scheint  Auch 
China  besitzt  seit  alters  her  Kanäle,  unter 
denen  der  Ober  1000  km  lan^  Grosse  oder 
Kaiser-Kanal  der  berflhmteste  ist.  In  Europa 
werden  die  Kanalbauten  Oberitaliens  —  teil- 
weise ans  dem  11.  Jahrhundert  stammend  — 
die  tLltett«n  sein.  Der  älteste  niederländische 
Kanal  ist  der  1261  erbaute  Kanal  von  Ypem 
nach  Nienpoort.  In  Spanien  begann  schon 
Karl  Y.  den  Canal  imperial,  einen  Seitenkanal 
des  Ebro.  Der  Kanal  von  Briare  in  Frankreich 
ist  1604  angel^  Der  erste  englische  Kanal 
ist  der  1769—1761  erbaute  Kanal  von  Bridge- 
water  nach  Manchester.  Die  ersten  Kanalbanten 
Busslands  fallen  in  das  18.,  diejenigen  Schwedens 
in  das  16-,  die  Norwegens  erst  in  das  19.  Jahr- 
hnndert  Um  die  Wende  des  19.  Jahrhunderts 
ist  in  Oesterreich  -  Ungarn  der  Bacser-  oder 
Franzens-Kanai  erbaut  worden.  Verhältnis- 
mässig früh  ist  man  auch  in  Deutschland 
mit  Kanalbanten  vorgegangen.  Der  jetzt  als 
Elbe-Trave-Kanal  umgebaute  Stecknitz-Kanal 
in  1390— lfl9H,    der  Kraffohl-Kanal   zwischen 


hnnden  gebant 

Die  Vereinigten  Staaten  begannen  ihre 
Kanalbauten ,  darunter  den  beiubmten  Erie- 
Kanal^  im  ersten  Viertel  des  19.  Jahrhunderts. 
Eine  besondere  Art  von  Kanälen  bilden, 
insofern  sie  nicht  zu  Schiffahrtaz  wecken  an- 
gelegt nnd,  sondern  nnr  ihren  Hauptzweck,  Oe- 
ninnung  von  Torf  und  Urbarmachung  des 
Hoors  oder  Hoorunternmndes ,  mittelst  der 
Schiffahrt  erreichen  wollen,  die  holländischen 
nnd  deutschen  Veen-  (Fehn-)  und  Hochmoor- 
kanäle. Da  sie  indes  schliesslich  der  Schiff- 
fohrt  (flreitich  mit  der  Kflsten-  nnd  in  be- 
schränktem Hasse  auch  der  Seeschiffahrt)  dienen, 
80  kennen  sie  fUglich  unter  die  Binnenschiff- 
fahrtsstrassen  gerechnet  werden. 

HandwSrterbncb  dsr  StaatswIomiscbafMn.   Zweit« 


Die  ausaendeichs  liegenden  sogenannten 
„Ansaentiefe"  der  Entwässerungsgräben  und 
sonstigen  Wasserzüge,  die  „Aussenf ah r- 
wasBer"derin  die  See  mündenden  Flüsse  und 
die  Haffe  werden  sogar  mehr  von  Kllsten- 
nnd  Seefahrern  als  von  Binnenschiffen  befahren. 
Der  durch  Baggerung  und  durch  Herstellung 
von  SchuCzdämmen  im  Frischen  Haff  neuge- 
schaffene „KSnigsbe^er  Seekanal",  eine  42,5  km 
lange,  6,ö  m  tiefe  und  in  der  Sohle  30  m 
breite  geschützte  Fahrt,  dient  z.  B.  fast  nnr 
der  Seeschiffahrt.  Denrtige  Wasserstrassen 
mUssten  daher  von  den  Statistiken  besonders 
nachgewiesen  werden,  was  aber  nicht  durchweg 
gescMeht. 

Hieran  seien  noch  nachstehende  Bemerktmgen 
geknüpft. 

Die  statistischen  Erhebungen  beziehen  sich 
zumeist  nur  auf  solche  WaaserBtrassen,  die 
amtlich  als  schiffbar  angesehen  werden.  Es 
giebt  aber  Wasserstrassen,  die  sehr  wohl  noch 
schiffbar  sind  (wie  z.  B.  in  der  Mark  Branden- 
burg der  Fehrbelliner  Kanal  und  der  Schwarze 
Oraoen) ,  aber  nicht  mehr  in  den  amtlichen 
TJst«n  geführt  werden.  Begerodi^ngen  der 
Flusslänfe,  meist  eine  Yerbessernng  ihrer  Schifl- 
barkeit  mit  sich  bringend,  verringern  die  Längen 
der  Schiffahrtsstrassen  gegen  frUhereErhebangen. 
Einzelne  Staaten  („K5n£greiche"  und  „Länder" 
von  Cisleithanien)  zählen  ihre  Grenzflüsse  bei 
jedem  der  betreifenden  Staaten  mit  der  ganzen 
Länge.  Die  meisten  Statisüken  unterscheiden 
die  lussbaren  WasserstrHSsen  einerseits  von  den 
verschiedenen  Arten  der  schiffbaren  anderer- 
seits, die  ungarische  Statistik  untersdieidet 
jjfljissbare  uniT  für  Euderschiffe  benutzbare" 
Wasserstrassen  einerseits  nnd  „für  Dampfschiffe 
benutzbare"  andererseits. 

Benntzbarkeit.  Es  werden  zwar,  so 
z.  B.  in  Holland,  Ostfrieslond,  im  Bremischen, 
in  Ost-  nnd  Westpreussen  und  in  Brandenburg, 
manche  ganz  kleine  Gewässer  zur  Fortschaftnng 
von  Lasten,  z.  B.  Obst,  Oemüse,  Heu,  Steine, 
benutzt;  im  gewQhnlichen  Sinne  sind  solche 
Gewässer,  so  unentbehrlich  sie  —  wie  in  moorigen, 
wegelosen  Qe^nden  —  auch  fUr  den  Verkehr 
sein  mOgen,  nicht  als  schiffbar  anzusehen.  Als 
schiffbare  Wasserstrassen  sind  vielmehr  nnr 
solche  zn  rechnen,  auf  denen  während  der  frost- 
freien Zeit  Schiffe  von  mindestens  10  Tonnen 
^u  1000  kg)  Laderaum  beladen  fahren  kGnnen. 
Dazu  sind  nStig:  eine  Hindesttiefe  von  0,5  m, 
eine  Sohlbreite  von  etwa  4  m  and  ErQmmnn^- 
radien  des  inneren  Ufers  von  etwa  30  m.  la 
allen  fliessenden  Gewässern  wird,  wenn  man 
sie  nicht  kanalisieren  will  oder  kann.  Tiefe  und 
Breite  je  nach  der  Beschaffenheit  des  Flusses 
und  namentlich  seiner  Sohle  sowie  der  Gtestaltnng 
der  Abfluss Vorgänge  in  den  verschiedenen  Nieder- 
schlagsperioden nnd  Flnssatrecken  in  einem  ge- 
wissen, nicht  wohl  abzuändernden  gegeuseitigen 
Verhältnis  bleiben  müssen.  In  Deutschland 
erstrebt  man,  nnd  hat  grösstenteils  erreicht,  in 
der  Memel  1,40.  Weichsel  1,37,  freien  Oder 
1,Ö0,  Elbe  0,94  (vertragsmässig  soll  vorhanden 
sein  oberhalb  Leitmeritz  0,TÖ  nnterbalb  0,835). 
Weser  1,00,  Rhein  (von  Strassbnrs'  ab  wachsend) 
1,50  bis  3,00  m  Mindesttiefe.  Auf  der  deutschen 
schiffbaren  Donaustrecke  wird  man  sich  mit  1  bis 
1,70  m  Mindesttiefe  begnügen  müssen,  während 
auf  der  österreichischen  und  ungarischen  Strecke 
Aiflaite.    II.  56 
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MinduttiefNi  von  2—3  m  erreichbar  lind.  Die  1 
Fahrwamerbreiten  der  dentscheu  FltUse  Über- 1 
■chreiteii  fast  Überall  die  fUr  die  Schiffahrt  aot- 
weadigen  Mawe.  Ebenso  —  tob  wenigen  Am-  1 
nahmen  abgeseheii  —  die  Erümmanggradien 
der  Ufer,  liagegeo  »ind  die  Brückenpfeiler 
bltnäg  zn  ene  ^stellt  nnd  die  DDrchfahrtahöhen 
EU  gering.  Tttr  kanalisierte  FlUsae  nnd  KanUe 
hat  man  in  Frankreich  feste  Normen  in  BeKng 
anf  die  vorerwähnten  Hasse.  Allgemein  sind 
solche  Normeu  uamenttich  von  deo  Terschiedenen 
Schiffahrt«koQgre»seD,  die  1865  n.  1898  in  BrOsael, 
1886  in  Wien,  1888  in  Frankfurt,  1890  in  Man- 
chester, 1892  in  FarU,  1894  im  Haag  sUttge- 
fnnden  haben,  verlangt  worden.  In  Prenuen 
erhalten  neueidings  grttssere  kOnstliche  Wasser- 
Btrassen  die  dort  verlangten  Masse.  Die  nach- 
folgende Tabelle  ergiebt  einiges  Mh«re. 


Sohlbreite  .... 
WaBBerapiegelbreite 
Wassertiefe    anf  freier 

Strecke 

Nutzbare    Lfinge     der 

Schleusen     .... 
Weite    der   Schlensen- 

thore 

Oeringat.WasBertief.aQf 

d.  a^hlensendrempeln 
Brücken  -  Dnichfabrts- 

weit« 

Brücken  -Darchfabrts- 


Von  den 
Schiff^irta- 
congresaen 
beieichoete 


In  Frank' 
normale 


iBongen 
klassige  WasaerBtrassen 


7,o—  8,6 

8,6 
3,75—4,0 


3,7 


Wenn  danach  die  Forderungen  der  Kongresse, 
die  sich  abrigens  der  Hauptsache  nach  auf  das 
Deutsche  Reich  undOesterreich-Ungam  beziehen, 
weit  über  das  in  Frankreich  normierte  Maass 
hinausgehen,  so  ist  doch  zu  bedenken,  dass  die 
deutsehen  Strüme  (und  die  Donau)  weit  grüesere 
Breiten  und  Längen  der  Schiffe  erlauben  als  die 
tranzJiaiBchen,  dass  also  immer  noch  yiele 
Schiffe,  die  die  freien  StrSme  Deutschlands  be- 
fahren klinnen,  von  der  Fahrt  auf  dessen  künst- 
lichen   WasseratraSBcn    aasgeschlossen   bleiben. 

Niedrige  Wasserstande,  Um-  oder  Nenhanten 
und  endlicn  Fisbildung  erschweren  oder  ver- 
hindern die  Schiffahrt.  Die  Einwirkung  des 
Frostes  wird  meist  überschätzt.  Selbst  im  (euro- 
päischen) Russlajid  zählt  man  im  Jahr  156  bis 
i!46  BinnenHchifftihrt^tage,  in  Schwaden  19ä  bis 
225,  im  Deutschen  Reich,  nnd  ähnlich  in  Frank- 
reich und  Oesterreich  -  Ungarn ,  210 — 330  und 
mehr.  Zudem  fällt,  imDeutscuenßeich  weuigstens, 
der  stärkste  Verkehr  in  die  Spätsommer-  und 
Herbstzeit,  wo  noch  nirgends  Eisbildnag  auf- 
tritt. 

Entscheidend  für  die  Beurteilung  der  Benntz- 
barkeit  ist,  während  welcher  Zeiten  im  Jahres- 
durchschnitt eine  Schiffahrtsstrasse  mit  voller, 


dreiviertel  nnd  halber  Ladung  sowie  mit  guu 
leerem  Schiff  (grosse  Fahrzeuge  erfordern  viel 
Durchfahrtshöhe)  befahren  werden  kann  und 
wie  gross  die  volle  Ladung  eines  anf  ihr  ver- 
kehrenden Schiffes  sein  darf. 

Länge,  a)  Deutsches  R«ich.  Das  statis- 
tische Jahrbuch  fSr  das  Deutsche  B«ich  für  1898 
giebt  die  auf  der  nächBt«n  Seite  folgende  Zn- 
sammenstellung.     [Siehe  Seite  868  und  869.) 

In  nachfolgender  Zusammenstellung  dagegen 
sind  herQckBicbtigt  die  1895  beendigt«  Korrektur 
der  unteren  Hunte,  die  am  1.  Juli  1898  neu  er- 
OSiiet«  Elbinger  Weichsel,  der  September  1897 
eröffnete  Breslauer  GrossschifTahrtsweg,  die 
neuen  KanUe  bei  Stettin  ^  der  1896  erOfhete 
Kanal  OUstrow-BtItzow ;  als  vollendet  sind  ge- 
rechnet der  —  weBenilich  übrigens  fertig«  — 
Königsberger  See-Kanal  und  der  Kanal  Dort- 
raund-Emahäfen,  femer  der  Elbe-Trave-Kanal, 
die  kleinen  Kanäle  im  Emsgebiet  (nach  Hoo- 
gereen,  nnd  vom  Kanal  Dortmund -Emshäfen 
zum  Ems-Jade-Kanal) ,  der  Karlsruher  Rhein- 
Kanal  nnd  der  —  vorlttuflg  zurückgestellte  — 
Umbau  des  Ems- Jade-Kanals. 

Danach  hat  das  Deutsche  Reich  etwa  1900 
an  Bionenschiffahrtsstrassen,  die  einen  Teriiehr 
von  Schiffen  Über  lÖOTonnen  zulassen,  8527  00  km, 
nnd  zieht  man  von  diesen  taut  Aumerknngs- 
lahlen  1,  3,  4,  10,  17,  25,  30,  37,  G,  2,  7  19,  6, 
Qndlldie  AuBsenfahrwässer  u  s  w.,  den  Eaiter- 
Wilhelm-Kanal  u.  s.  w.,  mit  1340,90  km  ab,  ob- 
gleich immerhin  die  betreffenden  Wasserwege 
teilweise  noch  der  Binnenschiffahrt  dienen,  sc 
verbleiben  immer  noch  7186,10  kmrechtleistunga- 
Kiiger  Wassörstrassen.  Die  örtliche  Verteilung 
der  einzelnen  Gattungen  dieser  sowie  der  übrigen 
Wasserstrassen  nach  Benutzbarkeit  und  Ent- 
stehung durch  Natur  oder  Kunst  lässt  die  Ta- 
belle ohne  weiterea  ersehen  Nur  ist  noch  zu 
bemerken,  dass  deren  Rubrik  9  nur  zum  hieinea 
Teil  wirklich  „kanalisiert« "  Flüsse  enthält; 
unter  die  offenen  freien  FlUaae  Hessen  sich  aber 
Wasaerstrassen  wie  z.  B.  die  Saale  mit  ihren 
17  Schleusen  uicht  rechnen. 

b)  Andere  Länder.  Die  nachfolgende  Ta- 
belle (S.  870)  giebt  die  Längen  der  schiffbaren 
und,  namentlich  wegen  der  obenerwähnt«n  Eigen- 
tümlichkeit der  ungarischen  Statistik,  anch  der 
flSsabaren  Gewässer  der  wichtigeren  eur^äiachen 
Länder.  Sie  ist  aber  lediglich  für  die  Kenntnis 
des  absoluten  Wasserstrassenhesitzes  der  ein- 
zelneu Länder  von  Interesse;  Vergleiche  dieser 
unter  einander  hingegen  sind  wegen  der  Ver- 
schiedenheit der  geographischen  Verhältnisse 
ohne  rechten  Wert.  Allenfalls  lässt  sie  folgende 
Betrachtuugeu  zu :  Trotz  seines  gebirgigen 
Charakters  oat  Frankreich  verhältnismässig  sehr 
viele  künstliche  Wasserstrassen  (lÖUO  4-  4620 
=  6120  km;  das  Deutsche  Reich  3136  +  2658 
=  5694  km).  Die  Notwendigkeit  von  Entr 
wässerangen  einerseits  und  der  bequeme  Ver- 
kehr mit  der  See  andererseits  hat  in  Holland 
die  Entstehung  künstlicher  Wasserstraasen  be- 
günstigL  In  Holland  werden  denn  auch  (vgl. 
Anmerknng  35  der  Tabelle)  von  der  See 
nahezu  10  "/g  und  von  der  Küstenschiffahrt  82°/a 
aller  Binnen waaserstrassen  mit  benutzt,  was 
wirtschaftlich  von  grossem  Torteil  ftlr  das  Land 
ist.  Von  den  Wassers trassen  des  Deutschen 
Reichs  (vgl.  Aumerknngen  11  bis  14)  dienan 
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Beieiclunmg:  der 

Gesamt- 
laiiffe  der 

BCfaUt- 

buen 
Strecke 

Davon  kOuneii  befahrcQ  werden  durch  Schiffe 
mit  einem  Tiefgange  Ton 

Schiffkhrtwtrouen 

1,75  n.  1    1,50  m  1    1,00  n.  1  0,75  m  1   oS*m 

EilanMter 

Freie  FlusBlÄnfe 

KuftliBierte  FlaMl&ufe  .... 

Oegr&bene  KantUe 

Eauer-Wühelm-Euial    .... 

9  383,13 
zao6,os 

2  237,64 
98,65 

■  S86,5S 
7i,S5 
144,65 
98,65 

1 404,23 
334,33 
a74,40 

3996,68 
1  582,78 
1  577,97 

383,58 
i6S,i6 
47,66 

1012,19 
49,24 
I9a,96 

Zu«»mmen 

>3  9»5,S7 

1901,40 

3012,95 

7  157,43 

599,40 

«"54,39 

nsheED  S'/o  der  See-  und  ftber  SO^/o  der  Klisten- 
■chifhhn.  Aach  dies  Yerhältni«  ist  im  Ver- 
glueh  cn  Frankreich,  wo  die  betreffenden  Pro- 
sentxahlen  —  xri.  Anmerknng  29  —  etwai 
Über  2  nnd  kaum  8  betragen,  gttnatig.  Weitere 
Vergleiche  mDsst«n  auch  auf  die  EiKiibahn-  and 
LandatnweDlängen,  Flacheninhalte  and  Be- 
wohnersahlen  der  betrdfenden  Under  sich  er- 
■trecken,  wai  den  Gegenstand  einer  eigenen 
Ihitenmchang  bilden  wttrde. 

Ebeaso  würde  m  ra.  weit  fObren.  die  be- 
deotsndBten  Flttsaae  and  KanSle  in  and  ausser- 
halb Enropa,  wie  behaglich  der  Bisnenseeen 
geachehen,  hier  anzaftthien.  Eine  Ansnahme 
sei  nar  za  OnaaUn  der  Flttsae  gemacht,  die 
dem  dentachen  Kolonialbesitz  angehören.  Ei 
nnd  das  im  Kaiser  Wilhelmalana  namentlich 
der  KaiseriD-Äneasta-Fliua,  in  Dentsch-OataCrika 
der  Pangani  anf  40  km  bis  Tschoeve,  Strecken 
des  Wami,  der  Kingani  bis  Dnnoa,  der  Bnfiji 
vom  See  bis  ca  den  Fangani-Ffillen  nnd  Yon  den 
Scitagnli-FsUen  bis  txa  Hündang  dea  ülanga 
hinauf,  der  DIanga,  Niera,  Botpa  and  Rihansi, 
in  Eameran  der  Oberlanf  des  BennE  bis  Tepe 
^nnr  Jali,  August  and  September),  der  Mono 
im  Togogebiet  auf  „wenige  Monate". 

4.  Sehlffsffenm;  Motor;  Betrieb.  Wohl 
Ton  der  Form  des  anagehäblten  Baumstammes 
aassebend,  hat  der  Flassschiffabaa  mit  kleinen 
flachgehenden  Booten  begonnen  and  ist,  sehr 
langsam  zam  Ban  grosserer  Fabrzenge  Gber- 
gehend,  bei  den  beatigen,  an  LadevennOgeu  die 
meisten  Seeschiffe  Dbolreffenden  grossen  Fahr- 
tengen  angekommen. 

Die  Absicht,  den  Laderaum  innerhalb  ^- 
gebener  äusserer  Masse  fQr  Länge,  Breite,  Tief- 
gang, BordhObe  möglichst  gross  zn  machen,  bat 
EUm  Baa  parallelopipedisch  gestalteter  Fahr- 
seu^  geführt.  Da  solche  (wie  e.  B.  der  fran- 
sösische  Binnenschiff stypus  der  piniche)  im 
Wasser  grossen  Widerstand  äuden,  lecen  sie 
ihre  Fahnen  unter  sonst  gleichen  VerhSltniseen 
nnd  bei  Aufwendung  der  gleichen  Zugkräfte, 
also  auch  Kosten,  langsamer  zarilck,  als  Fabr- 
zeuge,  deren  Form  sich  einigenDHasen  der  des 
Seeschiffs  nähert,  die  also  vom  einen  spitzen 
aufgebogenen  Bog,  hinten  ein  rundes,  nnter 
Wasser  etwas  .eingezogenes"  Heck  haben. 
Diese  Fahrzeuge  kSnnen  die  Schiffahrtiperioden 
b^ser  ausnutzen  nnd,  durch  eine  einzige  Mehr- 
reiae,  dreifach  das  einbringen,  was  sie  auf  der 
Einzelreise  dnrch  Frachtminderranm  eingebüsat 
haben.  Olatt  gebaute  nnd  in  gutem  jiglatten" 
Aiistrich  gehaltene  Fahrzeuge  sind  i&eraeiti 
wieder  solchen  selir  flberlegen,  die  durch  „Ueber- 


klinkong"  der  Bordfaretter  oder  Anstrich  von 
rauher  Oberfläche  den  Widerstand  dea  Wasser« 
^regen  ihre  Fortbewegung  vermehren.  GUnstig 
ist  ferner  ein  geringes  Eigengewicht  des  Schifb, 
weil  es  dann  bei  gleicher  Zugkraft  roelir  Last 
befürdem  kann;  in  dieser  Beeiehung  ist  Eisen 
am  etwa  30%  dem  Holz,  Stahl  atwr  wegen 
der  Ersparnis  an  HateriaistSrken,  wieder  am 
etwa  30%  dem  Eisen  flberiegen.  Zugteich  er- 
möglicht die  Anwendnng  von  Eisen  und  Stahl 
den  Bau  gWisserer  Scliiae,  und  diese  haben  an 
sich  schon,  wie  unter  1)  bereits  angefahrt,  den 
Vorteil  verhältnismäss^  geringerer  Bankosten 
imd  zugleich  den  des  im  Vergieich  zur  Ladung 
geringeren  Eigengew  ich  tSj  endlich  in  g^ewissen 
Grenzen  auch  den  Vorteil  des  verhäftnism&s- 
sigen  Hinderbedufs  an  Personal  iHr  gleiche 
Ladungsmen^«n.  Auf  der  Elbe  (und  ähnlich 
auf  dem  Bbein)  laufen  jetzt  Schlepper  (Schlenp- 
dampfer)  von  38  m  Länge.  17,5  m  Breit«  ttoer 
die  Badkasten  nnd  Haschinen  von  750  Fferde- 
kräften,  die  2400—2500  Tonnen  ziehen;  die  ge- 
schleppten Kähne  selbst  erreichen  anf  der  Eibe 
»ber  1100,  auf  dem  Rhein  Ober  2100  Tonnen 
bei  etwa  90  m  Lsnge,  12  m  Breite,  2,9  m  Hohe; 
ein  Schleppkahn  von  110  m  Länge,  20  m  Breite 
and  Z,m  m  Habe  ist  in  Duisburg  im  Bau.  Die 
Stablscbraubendampfer  der  canadischen  Seeen 
haben  etwa  126  m  Länge  und  146  m  Breite 
und  achleppen  dort  4500  Tonneu  (anl  dem  Ocean 
nur  2500  Tonnen) ;  die  gTBssten  dortigeil  ge- 
schleppten Kähne  haben  jeder  5000  Tonnen 
Tragiähigkeit.  Von  nosser  Bedeuttmg  fUr  die 
Binnenscniffahrt  ist,  dass  jetzt  in  Deutschland 
und  in  Dänemark,  wie  schon  früher  in  den  Ver- 
einigten Staaten,  seetüchtige  Leichterschiffe  und 
seetüchtige  (anf  den  Binnengewässern  wie  auf 
See)  von  Dampfschiffen  remorqnierte  Pr&hme 
gebaut  werden,  die  ein  Umladen  vom  Binnen- 
schiff ins  Seeschiff  vermeiden  laMen. 

Der  billigste,  wennschon  nur  unter  beson- 
deren Umständen  der  vorteilhafteste  Motor  des 
Binnenachiffe  ist  der  Wind  Denn  die  An- 
achaffungekoBten  für  die  Takelung  sind  in  we- 
nigen Jahren  „verdient"  und  die  Unterhaltungs- 
kosten ziemlich  gering.  Da  zudem  sich  mit 
dem  „stehenden  nnd  laufenden  Gut"  der  Take- 
lang  die  Verrichtungen  des  „Ladens  und  Lüschens 
mit  eigenem  Geschirr"  bewirken  lassen,  bleiben 
zu  Lasten  der  Fortbewegung  des  SchiSs, 
eigentlich  nur  die  Segel  selbst  zu  beEshlen  und 
zu  unterhalten.  In  breiten  Gewässern,  die  ein 
Kreuzen  erlauben,  bei  günstiger  Windrichtung 
aber  auch  in  schmalen  FlUssen  und  Kanälen 
von  verhältnismässig  geradem  Laufe,  sind  Segel 
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DeutacheB  Eeich')  imd  ") 

Schweden'),  *)  und  '}   .    . 

Norwegen'f  nnd  *)  .    .    . 

Russland,  EnropttischeB*)  . 

RnmänieD*) 

Oe8terreich')\ohiie  Bosnien 

Unffam^)       Id.  Herzegow. 

It^en*) 

Frankreich*)  nud  ') .    .    . 

Sptuüen*) 

QroBSbritannien     nnd    Ir- 
land'), *)  nnd  •)    .    .    .  4358")     I03S  3847  9240")  _  "]  9240 

Niederlande»)       ....  1385")        -  335"**)  4736"  -  ")  4736 

Beipen*) 487  558  961  aoo6")  199  3205 

Vereinigte     Staaten     von  a4587         1735  3Ö88  30000  —  '*)        30000 

Amerika*)     .... 

Britisch  Nord-Amerika*) 

')  Nach  Kurs  „TabeUarische  Nachrichten  über  die  dSssbareu  tmd  die  schiffbaren  Wasser- 
strasBen  des  Deutschen  Reichs".  *)  Nach  weiteren  Aufzeichnungen  des  Verfassers.  *J  Nach  H. 
H.  T.  Weber  „Die  Wasserstrasseii  Nord-Enropas".  Leipzig  1881.  *)  Nach  Eger  „Die  BinuM- 
Bchiffahrt  in  Europa  und  Nordameriha",  Berhn  1899.  ')  Nach  Liefemng  6,  Jahrgang  1869  der 
Mitteilungen  des  Centr.- Vereins  for  Hebnog  der  dentschen  Flusa'  nnd  :^Dalgchif&.hrt.  ")  Nach 
dem  Bericht  des  Oeaterr. -Ungar.  General-Konsnlats  in  St.  Petersburg  für  1896,  veröfTentlicht  im 
rBandelsmnseuni''  und  im  „Schiff'  [Berlin)  So.  913.  ')  Nach  No.  24  der  Schriften  des  Deutsch- 
Oeaterr. -Ungar.  Verbandes  für  Binnenschiffahrt,  Berlin  1897.  •)  Nach  .Hivataloa  Statistikai 
KSztemänjeK :  Magjarorszäg  Vizeineh  Statistikäja",  Budapeat  1891.  ')  Nach  Heft  1,  Jahrgang 
III  der  Zeitschrift  fUr  Binnenschiff abrt  (Berlin).  ">)  Nach  der  „OTcnn^  der  acheepTaartskaualen 
in  Nederland"  nnd  der  „Statistique  der  Bcheepvaartbeweging  op  de  riTieren  en  kanalen  in  Ne- 
dertand"  {a'Gravenh^e  18961.  ")  Darunter  Aussentahrwaeaer,  -Tiefe  und  Hafte:  1765  km;  unter 
diesen  der  Seeschiffahrt  mit  dienend:  472  km;  von  dem  Rest  (9006—1765=  7740  km)  dienen 
der  Seeschiffahrt  mit  584  km.  '*)  Damnter  der  Seeschiffahrt  mit  dienend  27  km.  **)  Darunter 
der  Seeschiffahrt  mit  dienend  109  km.  >*)  Damnter  der  Seeschiffahrt  mit  dienend  1192  km,  der 
EUstenBchiffahrt  mit  dienend  3078  km ;  fflr  Scbiffe  von  über  150  Tonnen  bennubar  8527  km. 
"J  Darunter  FlflsskaoSle  69,3  km,  Binnen seestreckeu  22,7  km,  nicht  zum  Flössen  benntit 
961,6  km.  "j  BinachliesBlich  der  Fjorde,  die  an  die  Binnenwasserstrassen  anschliessen.  Unter 
den  6269  km  eind  4267  km  solche  Bihnen seestrecken,  die  nicht  in  der  Richtung  der  Hanpt- 
wasaerwege  liegen.  ")  Damnter  könstlich  „bearbeitet"  nnr  200  km.  ")  Statistische  Nach- 
richten über  die  sehr  zahlreichen  Gewäaaer,  in  denen  (haupt«ilchlich  Triftr)  FlCtserei  betrlel>en 
wird,  liegen  nicht  Tor.  ")  Darunter  nind  SOOO  km  Fjorde,  die  der  Hauptsache  nach  der  See- 
und  Etiatenachiffahrt  dienen.  *")  Darunter  ffir  Damptscbiffe  benutzbar,  ohne  JtitEftblui^  der 
r^orde,  1212  km.  ")  Darunter  fWr  Damirfachiffe  benutzbar:  23469  km.  ")  Donau;  die  Durch- 
.  aüche  aind  iiier  mit  eingerechnet.  Die  mit  Serbien  und  Bulgarien  gemeinsamen  Orenutrecken 
~^  690  km  —  sind  in  ganzer  Länge  als  mmäniscb  gerechnet  ")  Statistische  Nachrichten  hier- 
über liegen  nicht  vor.  "*)  Damnter  der  Eüstenschiffahrt  mit  dienend  174  km,  nicht  benntit 
60  km,  nur  zuweilen  benutzt  166  km,  von  Dampfachiffen  benutzt  1254  km.  *■)  Darunter  ni(^t 
benutzt  1C&  km.  *^  In  der  Statistik  als  „fttr  Rnderachiffe  nnd  FIBsse"  benutzbar  geführt. 
")  Damnter  nicht  mehr  benutzt  1202  km.  '")  Darunter  nicht  mehr  benutzt  33  km.  ")  Da- 
mnter nicht  mehr  benutzt  1235  km;  der  Seeschiffatirt  mit  dienend  340  km,  der  KQstenächiff- 
fahrt  mit  dienend  1080  km,  für  Schiffe  von  über  160  Tonnen  benutzbar  etwa  5600  km.  ")  Da- 
mnter nicht  mehr  benutzt  1847  km,  ")  Die  Längen  der  Flüsse  sind  einschliesslich  der  ihrer 
der  See-  nnd  EtUtenschiffahrt  mit  dienenden  Aeatnarien  gerechnet  ")  Von  den  eigentlichen. 
Binnenwasserstrasaen  sind  nach  Eger  (Tgl.  Bern.  ')  etwa  1200  km  nicht  in  Betrieb.  ")  Eäu- 
schliesslich  der  dieps.  ")  Einacl^esalidi  der  kanalisierten  Flüsse  nnd  der  Zompvaarten 
'  ''.  864),  letztere  von  «2  km  Gesamtlänge.  ")  Damnt«r  der  Seeschiffahrt  mit  dienend 
t~     j„-  vi..i««.„i. ;«„!.>*  —:.  j: j  Vacn  i —       h\    Damnter    der    Seeschi&Jirt    mit 


sogar  die  Einzelschifrar  kontrakttach  zum  Hit- 1  der  Einzelschiffer  sie  auch  dann  anwendet,  n 
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sein  Schiff  durch  Mengchei)'  oder  Zn^erkxaft 
fortbewegt  wird. 

Henschenkraft  imiss  da,  wo  keine  Mög- 
lichkeit vorliegt,  im  „Treidelznge"  das  Schiff 
ED  ziehen,  mit  SchnbaTangen  (Stakea)  oder  — 
wenn  der  Gmnd  zn  tief  liegt  oder  sehr  anmpGg 
oder  steinig  ist  ^-  mit  Rndem  ansgeQbt  wer- 
den. Mehralg  1,36— 2  00km  reine  Fahrgeschwin- 
digkeit pro  Stunde  lasgCD  sich  mit  Menachen- 
kraft,  wenn  sie  nicht  zrx  tener  werden  soll, 
nicht  erzielen. 

Tierische  Zugkraft  (durch  Pferde  oder  Maul- 
tiere —  wie  in  Frankreich  —  ansgeübt)  erzielt 
2,34—3,60  km  pro  Stunde. 

Die  Unregelmässigkeit  des  Einsetzens  von 
günstigem  Wind  und  die  geringen  durch  Men- 
schen- oder  Tierkräfte  ersielten  Qeschwindig- 
keiteu  bieten  für  pünktliches  und  rasches  Zu- 
rttckl^en  der  Scbifnreisen  keine  Garantie.  Doch 
darf  man  die  Bedeutung  hiervon  nicht  Über- 
schätzen. 

Erstens  nämlich  mQBsen  die  Querschnitte 
der  Wasserstrasaen  etwa  sechsfach  so  gross  sein 
wie  die  des  Schiffs,  um  ohne  Beschädigung  von 
Sohle  und  Böschungen  eine  grössere  reine  Fahr- 
geschwindigkeit als  5  km  pro  Stunde  Überhaupt 
SU  eeatstten.  Zweitem  nritmen  An-  und  Ab- 
melunngen  bei  Zoll-  und  Hafenbehörden,  Aus- 
setzen der  Fahrt  zur  Nachtzeit,  Warten  vor 
den    Schleussen    und    die    Ducchsctaleusnngen 


-j  der  Begel  ^  und  dabei  thnt  die  Rasch- 
beit  des  FOllens  odrar  Leerena  der  Scblenaen- 
kammem  wenig  zur  Sache  —  eine  halbe  Stunde. 
Es  kommt  also  auf  die  reine  Fahrgeschwindig- 
keit meist  nicht  sehr  an.  Aus  diesem  Omnae 
ist  es  auch  für  ein  einzelnes  Schiff  meist  nur 
dann,  wenn  es  höbe  Frachten  erhält,  iohnend, 
unter  eigenem  Dampf  zu  fahren.  Der  Damjif, 
der  die  CTiJssten  erlaubten  Fahrgeschwindig- 
keiten z.  B.  auf  einigen  holländischen  Kanälen 
bis  zu  lö  km  pro  Stunde,  erreichen  läsat,  ist 
daher  als  Motor  für  das  Einzelschiff  nur 
anf  Schifbhrtsstrassen  von  grossem  Frofi)  und 
mit  wenig  oder  keinen  Schlensen  vorteilhaft, 
ganz  besonders  dann,  wenn  die  Fahrten  relativ 
lang,  also  ohne  viele  „  Unterwegsstationen  '  sind. 
Die  Fortbewegung  des  Schifis  durch  die  Dampf- 
kraft vermitteln  am  besten  Bäder  in  verhält- 
nismässig breiten  nnd  flachen  Gewässern, 
Schrauben  in  schmäleren  und  tieferen. 

In  der  Schleppschiffahrt  dienen  das 
Bader-  und  das  Scbraabenschüf  als  Bemor- 
qneurs  für  die  von  ihnen  gezogenen  Schlepp- 
kähne oder  Anhänge. 

In  FlQssen  von  nicht  ^oiser  Fahrtiefe  und 
starker  Strömung  findet,  die  unter  2)  erwähnte 
Tanerei-  oder  Kettenschleppschi fTahrt  vorteilhaft 
Anwendung  in  der  BeM^ahrt,  da  ihr  NntzefTekt 
dann  —  so  z.  B.  auf  Saale,  Main  und  Neckar 
—  den  der  Eeniorqueura  üliertriftt.  —  DeBovet 
machte  dnrcb  eine  aof  dem  Schiff  befindliche 
Djnamomaschine  das  Kettenrad  magnetisch,  so 
dasB  dieses  von  der  Kette  nicht  einmal  mit  gan- 
zer Umdrehung  umschlungen  zu  werden  brauchte, 
um  Fortbewegung  des  Schiffs  zu  erzielen.  Diese 
Binrichtang  ist  seit  1893  auf  der  Seine  in  der 
Bergfahrt  im  Gebrauch.  —  Süsser  (Köpenik) 
hatte  16S1  vorgeschlagen,  Einzelschifi'e  und 
ScUeppzUge   mit  Elek&omotoren   auszustatten 


und  mittelst  Uferleitungen,  die  von  einer  Kraft- 
centrale  ihren  Strom  erhalten,  in  ähnlicher 
Weise  fortzntiewegen ,  wie  dies  hei  den  mit 
Elektromotoren  betriebenen  Wagen  der  elek- 
trischen StrassenbahncD  mit  □berirdischer  Strom- 
znführung  geschiebt.  De  Bovet  hat  diese  Er- 
findung, die  er  in  etwas  anderer  Art  gleich- 
zeitig  gemacht  hatte,  auf  dem  canal  St.  Denis 
eingeführt  und  sehr  gut«  Erfolge  erzielt.  B«- 
Bonders  vorteilhaft  ist  der  elektrische  SchifFssug, 
wenn  grössere  Wasserkraft«,  z.  B.  Schleusen- 
GeßUle  disponibel  sind;  so  werden  nach  dem 
Vorschlage  Oolliots  die  Wasserkräfte  von  Pou- 
illy  und  Escommes  elektromotorisch  verwendet, 
um  die  Schiffe  in  der  6  km  langen  Scheit«l- 
streeke  des  canal  de  Bourgogne  zu  ziehen.  Anch 
auf  dem  Erieseekana]  nnd  in  Jatian  anf  dem 
Kanal  vom  Biwasee  nach  der  Hafenstadt  Eiot» 
wird  die  Schiffahrt  elektrisch  betrieben.  Für 
einige  elsass-lothringische  Kanäle  ist  der  elek- 
trisdie  Betrieb  ebenialls  in  Aussicht  genommen. 
Die  bisherigen  Erfahrungen  lassen  diesen  Be- 
trieh unter  vielen  Verhältnissen  billiger  er> 
scheinen  als  den  mit  Dampf.*) 

Während  Petroleum-  und  Benzinmotorea 
fUc  Personenboot«  und  andere  kleinere  Fahr- 
zeuge schon  lange  im  Gebrauch  sind,  ist  nach 
den  Angaben  des  Baurats  Wemebure  in  St  Jo- 
hann ein  Benzinmotorschiff  hergestellt,  das  mit 
170  Tonnen  Ladung  (und  melü)  seit  dem  Fe- 
bruar 189S  (bei  der  ersten  Beise  musste  es  anf 
16  km  eine  1,5—2  cm  starke  Eisdecke  durch- 
schneiden) die  elsass^lothriogischeu  Kanäle  be- 
ehrt. 

Ueber  Zahl,  Art  nnd  Tonnen^ehalt  der 
Binnenschiffe  liegen  nur  folgende  sichere  An'> 
gaben  vor. 

lu  BuBsland  zählte  man  1898  2535  Dampf-, 
19700   Segelschiffe;    von    letzteren    verkehren 


62  Schranbendampfem  und  1336  Schlepp  schiÄen 
mit  2917«  Tonnen.  Frankreich  hatte  1891 
ausser  236  Schlepp-  nnd  74  Tauereidampfem 
113  Gtlterdampfer  nnd  1692Ö  Segler  mit  3000000 
Tonnen,  Im  Deutschen  Beicn  wurden  1897 
am  31.  Dez.  laut  Band  100  der  Reichratatistik 
gezählt  Ö16 Personen-,  876  Schlepp-,  42  Tauerei- 
yietten-)  Dampfer,  28  Dsrapffähren,  191  Gflter- 
dampfer,  20611  Segelschiffe,  Von  diesen  Schiffen, 
znsammen  22  Ö64,  ist  für  21 94ö  die  Tragfähigkeit 
nachgewiesen,  und  zwar  mit  3  370447  Tonnen. 
Die  deutsche  Seehandelsflotte  hielt,  ebenfalls  am 
31.  Dez.  1897,  2 189608  Begister-Tonnen  brutto 
=  etwa  3284262  Tonnen  zu  1000  kg.  Auf 
dem  Rhein  allein  fuhren  1898  im  April  669 
deutsche  Dampfer  und  2567  deutsche  Kähne 
von  1027  722  Tonnen  gegen  377  bezw.  23U. 
von  72Ö704  Tonneu  Ende  1892.  Die  vor- 
stehenden Zahlen  beweisen  zugleich  das  Zu- 
nehmen des  Banmgehalts  des  einzelnen  Schiffs. 
Der  Einzelscbufer  (Kleinschiffer)  sucht  sich 


')  Wirtschaftlich  unvorteilhaft  ist  das  Trri- 
deln  mit  Lokomotiven,  deren  Qoleise  auf  dem 
Leinpfad  äuge  bracht  werden.  Dagegen  liat 
sich  auf  mehrereu  franzSsiachen  Kanälen  das 
auf  dem  Leinpfad  selbst  fahrende  „elektrische 
Pferd",  ein  von  Galliot  vorgeschlagener  Elek- 
tromotor, gut  bewährt  (vgl,  Heft  21,  Jahrgang 
1898,  der  Zeitschrift  für  BinnenschiflÜirt). 
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ielbst  oder,  wie  jsnmeial,  durch  Agenten  die 
Ladaog  und  vereinbart  FrEichtbedia^ungen  und 
'preis  (yon  welchem  letzteren  er  ttnch  den 
Schlepp-  und  Treidellohn  entrichten  mitss)  von 
Fall  EU  Fall,  kann  also  günaticfe  Konjunkturen 
ausnutzen  und  leidet  unter  ongQnatieen.  Die 
OroBBBchitfabrt,  betrieben  teils  vonSchiffsrhedern, 
teils  Schiffahrtg-  and  KhedereiK^ellBchaften,  hat 
aeiat  eigene  Scbleppkfihne,  säleppt  aber  auch 
fremde;  sie  stellt  „VerfrachtituiiBDedingniiKea'', 
die  für  längere  Jahre  gelten,  auf  und  achlieBst 
hantig  auf  gewisse  Penoden  und  mit  gewissen 
Verfrachtern  feste  Frachtkontrakte.  Derartige 
Orossschiffahrt  wird  x.  B  auf  der  Donau,  der 
Oder,  der  Elbe  und  dem  Khein,  betrieben.  Die 
£.E.  pr.  DonBndamp&cbiffahrtageHellschaft  be- 
aasa  1893;  208  Bad-,  40  Schrauben-,  8  Ketten- 
dampfer,  706  GUtertransportachiffe ,  die  Elb- 
Bchiffahrtsgesellschaft  „Kette"  Ende  1898  31 
EettenschiHe,  10  Rad-,  6  Hafen-,  4  kleine  In- 
spektionsdampfer,  9  Eilgnitdampfer,  6  Uaterial- 
und  Lagerschiffe,  85  eiserne,  7  bjilzeroe  Frachtr 
schiffe,  63  Leichterfahrzei^e,  1  Kabnachiä,  349 
km  Kette  anf  der  Elbe,  iffl  km  auf  der  Saale. 
Sie  fuhr  1898  zu  Bere  GS9062  Tonnen,  zn  Thal 
253129  Tonnen;  dabei  werden  die  562  km 
Ewischen  Hamburg:  und  Dresden  zn  Berg  in 
140,  EU  Thal  in  63  Stunden  reiner  Fahrzeit  zu- 
rückgelegt. Die  Mannheimer  Dampf schlepp- 
schiSahrtsgeaellachaft  fährt  der  Hauptsache  nach 
im  direkten  Verkehr  Kotterdam -Man ii heim ;  ihre 
Schleppzüge  legen  die  566  km  betragende  Ent- 
fernung zwischen  beiden  Orten  zu  Berg  in  102, 
zu  Thal  in  33  Stunden  reiner  Fahrzeit  zurück; 
einschliesslich  der  Anfenthalte  gebrauchen  sie 
EQ  Berg  6—6,  zn  Thal  3  Tarn. 

5.  Leistung.  Die  absolut  ^rösst«  Leis- 
tuDg  der  BinoeDschiffahrt  scheint  auf  dem 
DetroilQiiBBe  Im  nordamerikanischeo  Seeen- 
gebiet stattzufinden,  wo  1891  zu  BeiK  oder 
zu  Thal  zusammen  40  Millionen  Tounen 
transportiert  worden  sein  sollen.  In  Russland 
wurden  1895  in  und  auf  FlOseen  9  444  462,  in 
Schiffen  14401329  Tonnen  transportiert; 
wahrscheinlich  auf  zum  Teil  recht  bedeutende 
Entfernung,  so  dass  die  tonnenkilometrißche 
Leistung  sehr  beträchtlich  gewesen  sein 
■wird.  In  Frankreich  wurden  1895  in  und 
auf  Schiffen  und  Flössen  zusammen  be- 
fördert 100873031  Tonnen,  aber  auf  durch- 
schnittlich nur  etwa  37  km ;  denn  die  gefah- 
renen Tonnenkilometer  betrugen  3766009  253. 
In  Oesterreich  wurden  1895  auf  Waseer- 
strassen  3  261800  Tonnen  in  Ungarn  1896 
3843756  Tonnen,  auf  wanischeinlich  auch 
ziemlich  bedeutende  Entfernungen  befördert. 
Im  Deutschen  Beich  wird  eine  fßr  die  Be- 
urteilung der  Verkehrsleistung  unnrdttelbar 
brauchbare  Statistik  ntu*  im  Reichsland  ge- 
führt Dort  wurden  1895  auf  etwa  460  km 
Wasserstrassen  (der  Rhein  ist  dabei  nicht 
mit  gezahlt)  16(J59O160  Tonnenkilometer 
gefahren.  Die  Statistik  fflr  das  gesamte 
Deutsche  Reich  notiert  den  Verkehr  nur  an 
den  Orenzorten  und  an  einigen  besonders 
■wichtigen  Handels-  oder  Durcngangsplätzen. 
Ihr  zufolge  passierten   1897  den  Rhein  bei 


Emmerich  10,4,  die  Elbe  bei  Hambui^  5,1 
Millionen  Tannen.  Den  Verkehr  des  Jahres 
1895  (derjenige  von  1894,  1896  imd 
1897  war  stärker)  schätzt  Sympher  (s.  Lit- 
teratur)  für  die  10000  km  frequenterer 
eigenthcher  Binnenschiffahrtsstiaasen  auf 
7500  Millionen  Tokm,  gegenüber  26500 
Millionen  Tokm  auf  den  44800  km  der 
deutschen  Eisenbahnen.  Dem  entsprSche 
für  das  Kilometer  Wasseratrasse  ein  Ver- 
kehr von  750000  Tonnen,  fflr  das  Kilo- 
meter Bahn  ein  solcher  von  nur  590000 
Tonnen.  Solche  gewaltigen  VerkehiBmaasen 
bewältigt  die  Binnenschifffahrt  zu  sehr 
grossem  Teile,  n&mlich  in  der  freien 
Stromfahrt,  zu  Frachten  von  0,8  bis 
unter  0,6  Pfennig  pro  Tonnenkilometer,  und 
in  Fahrten,  deren  Strecken  zum  grossen 
Teil  aus  abgabenbetasteten  EaniUen  bestehen, 
immer  noch  zu  0,9  bis  2,1  Pfennige  für 
Massen-  und  2,5  bis  3  Pfennige  für  StOck- 
gQter.  Diese  Billigkeit  der  Frachten,  kommt, 
wie  unter  1  ausgeführt,  nicht  nur  den  Ver- 
frachtern und  den  Empfängern,  sondern 
weiten  Kreisen  der  produzierenden  und  kon 
sumierenden  Bevölkerung  zu  gute. 

Bemerkt  mag  schliesslich  hier  werden, 
dass  auch  die  Fersonendampfschiffahrt, 
namentlich  auf  Rhein,  Elbe  und  unterer 
Donau,  grosse  Leistungen  aufzuweisen  hat 
Die  Sfichsiach-Bohmisdie  Dampfschif&hrts- 

rellachaft   hat    1896   3216292    Pereonen, 
Köln-Düsseldorf  er  in  den  bis  jetzt  besten 


Lltteratar:  BenUungtit    und   Verharuaunggn  der 

IniemationaUn  SehiffahTU-Kongrttii  (vgl.  oben 
Seile  aee)  »Rd  da»  (^ntraluernnt  flr  Sebung 
der  lUiiticIien  Fliat-  und  KanaUehiffahrl,  Jlertin 
1860—1333.  —  BeUingraXti,  Bau-  und  Bt- 
triebrtceitt  stn«  deuttchen  AanolnMiE«,  Btriin 
1S79.  —  Der  Bheimtnm  vnd  »tina  teithtigtlai 
JV<6en)la»»«,  KarUnihe  1SS8.  —  Der  Odertnm, 
lein  Stromgebiet  und  feine  wi<A%>(«n  Ni^en- 
flätit,  Berlin  lS9li.  —  J.  SehltohMntr,  Dit 
Biniieng»ad*»er ,  im  Handbuch  der  Ingenieur- 
viiaentclinftan  von  Frantiu»  und  Sonne.  Leipwig. 
• —  Die  WaetBTttraaB  durch  die  Canodiechen 
Seeen  und  ihr  Verkehr.  Von  Th.  it«Moefc, 
Berlin  139i.  —  1.  Fronrit«,  Seh^barmachung 
der  Flutnäederungen,  Franl^rt  a.  M.  1881.  — 
Victor  Kurs,  Kanäle,  Suppletnenlband  1  der 
I.  Aiifi.  de»  BandviSrlerbucht  der  SiaaUtniuen- 
tchafu^a  Ä.  49Xff.  ~  Die  in  Tabelle  S.  870 
namhaft  gemachten  Quellen.  —  ÜMffeli^ 
Modellveriuche  über  den  Eii^uti  der  Form  d«* 
XanalpmfiU  auf  den  Sehiffiuridereland  m  der 
ZeiUchrift  für  Rinntnichiffahrt  vom  IS.  Februar 
1838,  Berlin.  —  J,  SchlMMng,  Ketten-  und 
SeiUchiffafiTt,  Verhandlu/igen  de»  Centraivereint 
u.  ».  HJ.,  Berlin  18St.  —  Soh.rom,in,  Organi- 
liening  dt»  Binnentckiffabrttbetriebe»,  Wien  1886. 
—  Sff ntph^ff  Die  vnritehc^fUieke  Bedeutung 
de»  Jihein-Elbe-Xanait,  Berlin  1899.  —  Vtetor, 
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Kurt,  SchiffahrUllrallen  im  I>euitchen  Reich  tle. 

in  d.  JahrbUchera  für  JVotionui-Oeioiiomt«  xmd 
Statittik,  driUe  Folgt,  Bd.  X. 

Victor  fiurs. 


BinnenBchlffabrt. 

(Verwaltnn  gsrecht.) 

1.    Die   Binnenschiffahrt    im   Spätem    des 
deatBchen  Verkehrsiecbts.      S.    Die  Reformbe- 


T.  15.  Juni  1S)5  betr.  die  privatrechtlichen 
Verhältnisse  der  Binnenschiffahrt.  4.  Das 
r&nmliche  Oeltnngsgebiet  des  BinnenschiffahrtS' 
gesetiea.  ö.  Die  ölTentlichrechtlichen  Qrund- 
Isgen  des  dentschen  Binnenaohittahrtarechts. 
A.  Die  BechtsTethfiltnime  det  Sohiffes.  B.  Die 
ItochtsverhBlnüBse  der  SchifEsbeeatsang.  C.  Die 
rechtliche  Kontrolle  über  den  ordDongsmisaigren 
Terlanf  der  Fahrt.  6.  Die  weitere  syste- 
matische Anu^estaltong  des  dentachen  Bionen- 
achiffahrtsrechta. 

1.  Die  BinDenschlffahrt  im  Sj'Stein 
des  deatBciien  Verkehrerechts.  Das  ge- 
samte Wirtschaftsleben  eines  Staates  ist  t>e- 
diDg:t  durch  den  EntwickeiungsfTrad  der 
BefArderuDgsmittel  eines  lebhaften  Verkehrs 
der  Personen  und  der  GKlter.  Die  Schaffung 
und  rechtliche  Beaufsichti^ng  geeigneter 
Kommunikationsmittel  steht  in  unseren  Tagen 
im  Vordergrund  staatlicher  Wirksamkeit,  die 
sich  um  Bo  lebhafter  in  Gesetzgebung  und 
Ämlsorganisation  gestaltet,  je  jünger  das 
in  Betracht  kommende  Kommunikationsmittel 
selbst  ist.  Wahrend  die  auf  die  Verwertung 
der  ElektridtSt  und  der  Dampfkiaft  gerich- 
teten Verketuseinrichtungen :  Telephon,  Te- 
Ic^graph  und  Eisenbahn  ihre  uöifassende 
einheitliche  legislative  Ordnung  gefun- 
den hal>en,  hat  es  die  Zeitßkonomie,  die 
antdi  den  Gang  der  staatlichen  Qesetzge- 
bnng  nnd  damit  unsere  gesamte  Bechtsge- 
BChichte  beheirscht,  bisher  unm^lich  ge- 
macht, auch  die  älteren  Verkehrsmittel,  die 
ihre  Leistungsfähigkeit  in  breiteren  Zeit- 
tftnmen  erprobt  haben,  einer  den  Forderun- 
gen der  neuen  Zeit  und  ihres  veiflnderten 
Veiiehre  angemessenen  gesetzlichen  Neu- 
ordnung zu  unterziehen. 

Verglichen  mit  dem  rechtlichen  Ausbau 
des  Eisenbahnwesens  hat  das  Verkehrsrecht 
derWasBerstmsse  nicht  dieannAhemd  gleiche 
Beachtung  und  BerficksichtlguDg  in  Beich 
und  Staat  gefunden.  Dem  Beichseisenbahn- 
amt  eQt8|iricht  im  Amtsorganismus  noch 
kein  Reichs  Schiffahrt  samt  Einem 
eolcheu  wftre  wohl  aber  durch  die  Keichs- 
Terfassimg  schon  jetzt  ein  reiches  Wirkimgs- 
feld  angewiesen. 

Innerhalb  der  durch  ertliche  Momente 
gegebenen  Gliederung  des  SchiCfsrerkehrs- 
reäits  in  Seeschiffahrt,  Küstenschiffahrt  und 


Binnenschiffahrt  hat  das  au  erster  Stelle  be- 
zeichnete Glebiet  seitens  des  Norddeutschen 
Bundes  und  des  Deutschen  Reiches  in  zahl- 
reichen Einzelgesetzen  sowie  in  der  Ko- 
difikation des  Sechandeisrechts  immerhin 
noch  die  weitestgehende  Beracksichtigung 
gefunden ;  gleiches  gilt  auch  von  der  recht- 
lichen Orduung  der  Kästen  Schiffahrt  Die 
Binnenschiffahrt  dag^en  hatte  bisher  weder 
reichs-  noch  landesrechtlich  ihre  zusammen- 
fassende Bildung  erhalten.  Sie  blieb  in- 
mitten einer  oft  profus,  alle  Gebiete  des 
Verkehrsrechts  formierenden  und  reformie- 
renden, bewegten  Zeit  das  Stiefkind  der  Ge- 
setzgebung Deutschlands. 

2.  Die  Reformbestrebnngen  bis  znr 
Bechtssatzimg  seitens  des  Reiches.  Die 
Gründe  für  die  allseitige  Stagnation  der 
Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  der  Binnen- 
schiffahrt lassen  sich  aus  einer  näheren 
Betrachtung  des  Verwaltungssystem  s  im 
allgemeinen  und  aus  dem  recntshistorischen 
Gang  unserer  deutschen  Gesetzgebung  im 
besonderen  leicht  ermitteln. 

Nicht  zum  kleinsten  Teile  dürfte  darauf 
der  Umstand  eingewirkt  haben,  dass  die 
noch  zur  Stunde  bestehende  mangel- 
hafte Organisation  der  Behörden 
für  Wasserangelegeuheiten  selbst 
im  grOssten  deutschen  Bundesstaat  dem  in 
Gesetzgebungsfragen  ausschlaggebenden  bu- 
reankratischen  Apparate  die  erfordoEÜche 
Cebersicht  über  den  Stand  und  den  in- 
neren Zusammenhang  der  auf  diesem  Ge- 
biete laut  gewordenen  Bedürfnisse  zu  bieten 
nicht  vermocht  hat.  Wiederholt  ist  der 
Wunsch  nach  einer  Terwaltimgsrechtlichen 
Organisation  jen^  Behörden  laut  geworden, 
welche  die  einheitliche  Behwidlimg  aller 
Wasserstrassenangel^nheiten  für  ganze 
Stromgebiete  und  die  gieichmSsaige  redit- 
Üche  Regelung  der  in  Frage  kommenden 
Angel^!;enheiten  sichern  sollte.  Die  Fw- 
derung  nach  einheitlicher  Ordnung  aller 
Verkehrsrechtafragen,  soweit  die  Wasser- 
strasse  dabei  in  Betracht  kommt,  beruht  auf 
der  Erwftgung,  dass  jede  grOssere  Wasser- 
strasse  im  Binnenlande,  jedes  Stromgebiet 
mit  seinen  Neben-  und  Zuflüssen  bis  in  die 
Quellgebiete  hinein,  sowie  wirtschaftlich, 
auch  verwaltungsrechtlich  ein  Ganzes  bildet, 
dessen  Teile  sich  gegenseitig  bedingen  und 
beeinflueseu  und  daher  nicht  ohne  empfind- 
Üche  Schäden  in  BestandstOcke  zerlegt 
oder  verschiedenen,  nicht  unter  einander 
zueammenhiUigenden  Verwaltungsinstanzen 
unterstellt  werden  können. 

Ein  zweiter  entscheidender  Grund  für 
den  völligen  Stillstand  der  Gesetzgebung  in 
Sachen  des  Binnenschiffahrtsrechts  liegt  in 
der  oft  erprobten  Erhihrung,  dass  jede 
stückweise  Glesetzgebung,  —  mag  sie  an 
sich  noch  so  erfolgreich  das  in  Angriff  ge- 
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nonuneoe  Gebiet  mit  eachgemSsseD  Normen 

umspantien,  eein  Bedürfnis  nach  I^slativer 
Neiiordnun)^  aller  in  Betracht  kommendeD 
Fragen  erBchöpfen  —  für  die  ausserhalb 
der  durch ^fiuirteo  Kodifikation  hegenden 
Orenzmaterien  regelmfiseig  langjährigen  Still- 
stand und  mangelnde  Berücksichtigung  zur 
Folge  bat.  Das  Recht  der  Binnenschiffahrt 
hat  das  rechtsgeschiditlich  nicht  über- 
raschende Schicksal  gehabt,  nach  rechts  und 
nach  hnks  mitten  zwischen  zwei  grosse  Ge- 
setzgebongaaktionen  zu  geraten,  die  es 
an  vielen  Punkten  streiften,  die  jenes 
Becht  aber  nur  desh&lb  um  so  bestimmter 
isolierten.  Die  durch  Staatsverti^e  und 
Landesgesetzgebung  in  der  ersten  Hälfte 
Tinseres  Jahrhnnderts  erfolgte  umfasaeade 
Ordnung  der  Recht» Verhältnisse  der  Schiff- 
fahrt auf  den  mehrstaatlichen,  sogenannten 
konventionellen  Flüssen  ^ift  einen 
vorwiegend  Offentlichrechttichen 
Teil  aus  dem  Fragenkreise  der  Binnenschiff- 
fahrt  heraus,  w&hrend  auf  der  anderen  Seite 
die  groseartige  Aktion,  die  zur  mittel- 
enroiiäsehen  Kodifikation  der  handelsrecht- 
lichen und  seerechtlichen  Verkehragnind- 
eätze  in  den  sechziger  Jahren  führte,  auch 
wieder  nur  Grenzfragen  unserer  Materie 
streifte,  sie  aber  natur^mfiss  nicht  zur  all- 
seitigen Klarstellung  fünren  konnte.  Ebenso 
ist  auch  bei  der  jüngsten  im  Anschluse  an  das 
B.Q.B.  vorgenommenen  Beform  des  Handela- 
imd  Seegesetzbuchs  diese  gnindsÄtzücheTren- 
nung  trotz  einer  nicht  unbedeutenden  be- 
nifegenossenschaftlichen  und  littemrischen 
Be'wegung,  welche  die  sachliche  Verbindung 
forderte,  aufrecht  erhalten  worden,  (ß.  hier- 
zu Mittelstein:  Das  Binnenschiffabrtfi- 
geeetz  und  der  Entwurf  eines  Handelsge- 
setzbuches. Goldschmidts  Z.  B.  45,  S. 
f>41  ff.) 

Der  endliche  erfolgreiche  Abschluss  der 
Bewegung  muss  in  erster  Linie  den  Be- 
rufsvertretungen  und  führenden  Kräf- 
ten des  Handels-  und  Schiff erstan des  als 
Verdienst  angerechnet  werden.  Die  inner- 
halb des  deutschen  Rechtshildungsprozesses 
bisher  nur  in  seltenen  lallen  wirksame 
Initiative  der  Interessentenkreise  hat  an 
den  Vorarbeiten  für  den  Entwurf  des  Bin- 
nen schiffahrtsgesetzes  das  Mass  ihrer  hohen 
LeistungsfiÜiiÄeit  erprobt.  —  Ueber  den 
Gang  der  Verhandlungen  orientiert  ein 
Bli(±  auf  die  wichtigsten  Vorarbeiten  und 
angehenden  Entwürfe,  welche  dem  Gesetze 
als  Grundlage  dienten.  (S.  Eieser  >Zur 
Reviraon  des  Handelsgesetzbuchs*  Beilage- 
hefte zu  Bd.  33  und  35  der  Goldschmidts 
sehen  Zeitschrift  Ueber  den  EinQuss  der 
neueren  berufsstKndi seilen  Vertretungen  auf 
den  Gang  der  Geset^ebung,  s.  Stoerk, 
Das  B.G.B.  und  der  Geset^ebungsappaiat 
des  D.  Beiches.    (Festgabe  der  Greifswalder 


JuriBtenfaknltat  für  R  I.  Bekker,  Greifewald 
1899,  S.  107  ff.) 

Der  im  Heichsjustizamt  ausgearbeitete 
Gesetzentwurf  wurde  unter  dem  Titel 
»Gnmdzüge  eines  Gesetzes,  betreffend  die 
privatrechtlichen  Verhältnisse  der  Binnen- 
schiffahrt« im  Jalire  1893  einer  Kommission 
zur  Begutachtung  vorgelegt.  Auf  Grund 
der  Ergebniase  der  Beratungen  dieser  Kom- 
mission und  entsprechend  ihrem  Wunsche, 
auch  die  FlOsserei  bei  der  in  Aussicht 
genommenen  Gesetzgebung  zu  berücksich- 
tigen, wurde  im  Juli  1893  vom  Heichsjustiz- 
amt ein  neuer  »Entwurf  eines  Gesetzes,  be- 
treffend die  privatrechtHchen  Verhältnisse 
der  Binnenschiffahrt  und  der  Flösserei«  im 
>Heichsanzeiger*  veröffentlicht  und  im  De- 
zember desselben  Jahres  nach  einer  auf 
Gnmd  der  gutachthchen  Aeusseningen  des 
Centraivereins  fOr  Hebung  der  dentaohen 
Fluss-  und  Kanal  Echifbhrt  votgoiommenen 
Ueberarbeitung  vom  Reichskanzler  dem  Bon- 
desrate  vorgelegt  Der  Bundesrat  trennte 
den  Bechtsstoff  wieder  in  zwei  Gesetz- 
entwürfe —  »Entwurf  eines  Gesetzes,  be- 
treffend die  privatrechtlichen  Verhältnisse 
der  Binnenschiffahrt"  und  »Entwurf  eines 
Gesetzes,  betreffend  die  privatrechtlichen 
Verhältnisse  der  Rösaerei«.  —  welche  im 
Dezember  1694  dem  Beichstage  mitgeteilt 
wurden.  Beide  Entwürfe  wniiiien  bei  der 
am  25.  und  26.  Januar  1895  erfolgten  ersten 
Lesung  einer  Konunission  tiberwiesen  und 
mit  den  von  dieser  Totgeschlagenen  Aende- 
rungen  am  25.  April  1895  in  zweiter  Lesung 
vom  Plenum  des  Reichstags  angenommen. 
Bei  der  dritten  Lesimg  am  4.  Mai  1895 
wurden  nur  in  den  §§  38  und  53  des  Ent- 
wurfes zum  Binnenschiffahrtagesetze  zwei 
weitere  Aendemngen  vorgenommen.  N^ach- 
dem  die  Geseizentwfirfe  die  Zustimmung 
des  Bundesrats  erhalten  hatten,  erfolgte 
imterm  15.  Juli  1895  die  Ausfertigung  durch 
den  Kaiser  und  in  N'r.  23  des  Reichsgesetz- 
blattes für  1895  ihre  Verkündigung, 

S.  AHf^emeine  Charakteristik  des 
R.6.  vom  15.  Jaul  189ft  betreffend  die 
priTstrechtlichen  VerhSItnisBe  der  Bia- 
nenschiffahrt  Für  die  Hedaktion  des  Bin- 
nen Schiffahrtsgesetzes  war  die  Vorfrage 
massgebend,  ob  es  richtig  ist,  seerechüic£e 
Grundsätze  und  Einzelbestimmimgen  des 
Handelsgesetzbuches  auf  die  Binnensdiiff- 
fahrt  zu  flbertragenj  wenn  ihre  Beibehal- 
tung bei  einer  künftigen  Revision  des  Han- 
delsgesetzbuches zweifelhaft  sein  kann. 
Auf  der  einen  Seite  konnte  man  sagen,  dass 
wenn  einmal  die  für  die  Seeschi^ahrt  gel- 
tenden Bestimmungen  auf  die  Binnenschiff- 
fahrt  übertragen  werden  soUten,  dies  nur 
die  nach  dem  Handelsgesetzbuch  massge- 
benden Bestinunungen  sein  konnten,  wäh- 
rend man  auf  der  andern  Seite  die  Befttrch- 
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tuDgen  ausaprecheo  hfirte,  dass  die  er- 
wOnschte  Aenderung  von  Sftizea  des  Han- 
delsgesetzbuches dadurch  erschwert  werdeo 
kdonte,  daas  sie  im  Bin  aen  schiff ahrtsgesetz 
Ton  neuem  Banktioniert  würden.  Da  in- 
dessen das  Binneu  schiff ahrtsgeselz  eine 
vöUig  selbständige  Ordnung  der  Verbfilt- 
nisse  der  Binnen  schiff ahrt  bezweckte,  so 
wäre  es  nicht  ratsam  gewesen,  den  Oeeetz- 
geber  in  seiner  freien  Bewegung  zu  hindern 
durch  Rücksichtnahme  auf  aas  geltende 
Seerecht  oder  auf  eine  spätere,  einstweilen 
noch  nicht  in  Fn^  stehende  Aenderung 
des  seerechtlichen  Teils  des  Handelsgesetz- 
bucbee.  Man  konnte  sich  deshalb  beim  Auf- 
bau de«  Binnenschiffahrtsgesetzes  ausschliess- 
lich von  den  Bedürfnissen  des  Binnenschiff- 
fahrtSTerkehiB  leiten  lassen. 

Nach  der  Ansicht  des  Gesetzgebers  wird 
der  allgemeine  Charakter  des  Binnenschiff- 
fahrtsgesetzes  einerseits  durch  den  auf  das 
Oetnet  des  Frivatrechts  beschränkten  Zweck 
der  Aufgabe,  andererseits  durch  die  von  der 
Natur  der  Sache  gebotene  Anlehnung  an 
die  Bestimmimgen  des  Seerechts  gekenn- 
zeichnet. Die  Verhältnisse  der  Seeschiü- 
fahrt  und  der  Binnenschiffahrt  sind  aller- 
dings in  mannigfacher  Hinsicht  verwandt, 
imd  die  Fragen,  welche  dort  der  gesetz- 
lichen Re^iung  bedürfen,  kommen  zum 
KTOSBeD  Teil  auch  hier  in  Betracht.  Alle 
Vorarbeiten  für  ein  Bin  nenschif fahrt  sgesetz 
haben  sich  daher  ftta-  den  Anschluss  an  die 
Bestimmungen  des  Seerechts  entschieden, 
und  ebenso  ist  von  denjenigen  ausländischen 
Oesetzgebimgen,  welche  die  Verhältnisse  der 
Binnenschiffahrt  einer  besonderen  Regelung 
untem^n  haben,  verfahren.  Auf  der  an- 
deren Seite  sind  die  Verhältnisse  beim  See- 
und  Binnenschiffahrts verkehr  trotz  der  all- 
gemeinen Verwandtschaft  doch  im  einzel- 
nen vielfach  verschieden,  und  diesem  Um- 
stände ist  bei  der  gesetzlichen  Regelung 
Überall  gebührende  Rechnung  getragen  wor- 
den. Nur  in  denjenigen  Fallen  erschien 
eine  abweichende  Behandlung  angezeigt, 
wo  es  sich  um  die  unveränderte  Herüber- 
nahme umfangreicher  Und  zugleich  in  sich 
al^schlossener  Bestimmungen  handelt,  deren 
unverkürzte  Wiederholung  im  Reichsgesetz 
zu  einer  überfltlssigen  Weitläufigkeit  geführt 
haben  würde.  Von  einer  Einfügung  des 
Binnenschiffahrtsrechte  in  das  Handelsge- 
setzbuch ist  abgesehen  worden.  Gleich- 
wohl lehrt  schon  der  erste  Blick  auf  das 
Binnenschiffabrtsgesetz,  dass  es  sein  Vor- 
bild im  6.  jetzt  i.  Budi  des  Handelsgesetz- 
buches, dem  deutschen  Seehandelsrecht,  hat. 
In  der  dorch  den  gegenwärtigen  Stand  des 
deutschen  Rechts,  durch  das  B.G.B.,  das 
Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897 ,  das 
Zwangsvollslreckungsgesetz  etc.  notwendig 
gewordenen  Neureoaktion   dos  B.S.G.  vom 


I  20.  Mai  1898,  RG.B.  S.  868  ff.  sind  die  11 
Abschnitte  des  Gesetzes  überschrieben : 
Schiffseigner  (gg  1—6);  Schiffer  (g§  7—20); 
Schiffsmannschaft  (§§  21—25);  Frachtge- 
schäft (§§  26—77);  Haverei  (g§  78  bis  91): 
ZiisammenstosB  von  Schiffen,  Bei^ung  und 
Hilfeleistung  (§§  92—101) ;  Schiffsgläubiger 
(§§  102—116);  Verjährung  (§§  117,  118); 
Schiffsregister  (§g  119—129);  Schluasbe- 
stimmnngen  (§g  130—133). 

Der  im  älteren  Text  enthaltene  10.  Ab- 
schnitt über  Verpfändung  und  Zwangsvoll- 
streckung ist  bei  der  neuen  Redaktion  ana- 
geschieden worden.  Die  Materie  hat  seither 
im  büi^rlichen  Recht  ihre  gesetzliche  Re- 
gelung gefunden,  es  konnten  daher  die  be- 
treffenden §§  131  ff.,  für  die  von  vornherein 
im  R.  V.  15.  Juli  1895  nur  eine  vorüber- 
gehende Geltung  in  Aussicht  genommen 
war,  aus  dem  Kahmen  des  Gesetzes  aus- 
scheiden. 

Die  im  4.  Buche  des  Handelsgesetzbuches 
noch  weiter  behandelten  Gegenstände,  näm- 
lich die  Bodmerei,  die  Beförderung  von 
Reisenden  und  die  Versidierung  g^en 
Schiffsgefahren  sind  in  das  Binnenschiff- 
ftdirtsgesotz  nicht  aufgenommen  worden. 

Die  Bodmerei  ist  ein  ausschliesslich  in 
den  Verhältnissen  der  Seeschiffahrt  be- 
gründetes Rechtsinstitut ,  es  konnte  daher 
eine  Anwendung  desselben  im  Binnenschiff- 
fahrtsverkehr  nicht  in  Frage  kommen. 

Hinsichtlich  des  Feraonentransports  schie- 
nen besondere  Vorschriften  nicht  erforder- 
lich, da  sich  erfahningsgemäss  das  privat- 
rechtliche Rechtsverhältnis  zwischen  den 
beförderten  Personen  und  dem  Schiffahrls- 
untemehmer  ohne  Schwierigkeiten  abwickelt, 
und  daher  zur  Regelung  desselben  die  all- 
gemeinen Grundsätze  des  bfli^rhchen 
Rechts  genügen;  die  dem  öffenüicnen  Ver- 
kehr und  seiner  Sicherstellung  zugewandte 
Seite  dieser  Fra^  hat  jedoch  aus  einem 
anderen,  bei  Aufrichtung  des  Gesetzes  mass- 
gebenden Grunde  ihre  legislative  Ordnung 
nicht  erhalten  können. 

Trotz  der  im  Titel  gegebenen  Beschrto- 
kung  und  der  in  den  Motiven  wiederholt 
betonten  Begrenzung  der  legislativen  Reform 
auf  die  privatreohtlichen  Verhältnisse 
der  Binnenscluffahrt  konnte  sich  doch  das 
B.G.  V,  15.  Juni  1895  der  den  ganzen 
Schiffsverkehr  beherrschenden  Tbat- 
Sache  nicht  entziehen,  dass  alle  hier  in 
Betracht  kommenden  firseheinungen  j  uri  sti  seh 
relevanter  Natur,  soweit  sie  nicht  aus- 
sdiliesslich  vermögensrechtlicher  und 
rechtsgeschäftlicher  Natur  sind,  zu 
einem  erossen  Teil  ihres  Normen- 
bestanaes  dem  öffentlichen  Recht 
angehören;  sie  bilden  einen  wichtigen 
Bestandteil  des  grämten  Ve  r  k  e  h  r  s  re  c  h  t  s. 

Dementsprechend  enthält  auch  das  R.G. 
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T.  15,  Juni  1895  neben  den  Rechts  Vorschrif- 
ten für  lue  lud  ividualwirtschafts Verhältnisse, 
die  sich  der  Binnenschiffahrt  bedienen  oder 
sich  aus  dieser  ergeben,  zahlreiche  Tor- 
schriften  zwingenden  öffentlichen 
BechtB.  Sie  stellen  die  enge  Verbindung  her 
zwischen  der  eigenarti^n  Rechtsmaterie 
des  Binnen  schiffahrtsverkehrG  und  dem 
System  der  staathchen  Aufsicht  im  Öe- 
■werbehetriebe  nach  örtiicher,  pei^nlicher 
imd  sachlicher  Hiusicht,  sie  ei^nzen  dieses 
durch  sicherheitepolizeiliche  Vorschriften 
zur  Kontrolle  von  Schiff,  Mannschaft  und 
ordnungsmäesigem  Verlauf  der  Fahrt.  (Zu 
eng  fasst  den  Äufgabenkreis  des  R.Ges.  0. 
Mayer  im  Art  »Binnenschiffahrt!  111.  Er- 
gänzungsband zu  von  Stengels  Wörterbuch 
des  deutschen  Verwaltungsrechte  S-  31,) 

Während  daher  die  ravatrechtsverhält- 
nisse  der  Binnenschiffahrt  und  die  ihr 
eigentümlichen  Bechtsgeschäfte ,  sei  & 
üeberein Stimmung,  sei  es  in  eigentümlicher 
Abweichung  vom  L^ndhandels-  und  Hechts- 
geschäft bei  Darstellung  der  betreffenden 
Hechtsinatitute  ihre  dogmatische  Erörtening 
finden,  giebt  die  nachfolgende  Darstellung 
die  systematische  Gliederung  de 
verkehrsrechtlichen  Institut 
des  deutschen  Binnenschiffahrts 
rechts,  unter  Ausscheidung  derjenigen 
Teile,  die  sich  als  Anschlussgebiete  des  Han- 
dels- und  Privatvennögensrechts  daretellen, 
4.  Baa  ränmllcne  Geltungsgebiet 
dea  BlnnenschlffahrtsseaetzeB.  Da  plan- 
mässig  von  vornherein  nur  die  gesetzliche 
Regelung  der  in  Betracht  tommenden  piri- 
vatrechtlichen  Verhältnisse  der  Binnenschiff- 
fahrt in  Aussicht  genommen  worden  war, 
blieb  die  wichtige  Vorfrage  nach  der  ört- 
lichen Begrenzung  der  Gültigkeit  und  An- 
wendbarkeit der  reichsrechtüchen  Normen 
ungelöst.  Das  Reichsgesetz  nimmt  eine  be- 
stimmte Form  des  Schiffahrtsbetriebes  als 
wirttchafüiche  und  juris! isdie  Thatsache 
vorweg  und  stellt  dafür  einheitliche,  durch 
das  ganze  Reich  gehende  Rechtsvorschriften 
auf.  Soweit  Schiffahrt  im  Reiche  betrieben 
wird,  fällt  sie  unter  die  vom  Reiche 
mit  der  Absicht  erschöpfender  Behand- 
Inr^  der  Materie  aufgesteÜten  Normen  für 
die  Binnenschiffahrt;  die  Voraussetzungen 
der  Schiffahrt  jedoch,  die  Grundlagen  ihrer 
Bechtsordnung,  die  rechtliche  Qualifikation 
der  Wasserfläche  als  Verkehisstrasse  sind 
durch  das  Beichsgesetz  nicht  geregelt  und 
konnten  auch  durch  dieses  nicht  geregelt 
werden.  Hier  geben,  nach  wie  vor,  die 
Btaats-und  verwaltungsrechtlichen 
Grundsätze,  welche  nach  Landes- 
recht und  Beichsreoht  in  Geltung 
stehen,  den  Ausschlag.  Durch  dieses 
Ineinandei^rdien  der  Landes-  und  der 
Beidukompetenz  ist  eine  Komplizierung  des 


Rechtszustandes  eingetreten,  welche  äch 
bisher  nur  darum  noch  nicht  nachtdlig 
fühlbar  gemacht  hat,  weil,  wie  schon  oben 
erwähnt,  das  Verkehrsrecht  der  Wasser- 
stiasse überhaupt  noch  nicht  die  seiner 
inneren  Bedeutung  angemessene  Berück- 
sichtigung in  der  Wirt  Schaftsgesetzgebung 
und  -politik  imserer  Zeit  gefunden  hat. 

Welche  Wasserfläche  demnach  als  Ört- 
liche Basis  für  den  Betrieb  der  Binnen- 
schiffahrt zu  dienen  geeignet  und  rechtlich 
bestimmt  ist,  darüber  entscheidet  nach  wie 
vor  das  bisherige  Recht ,  wie  denn  auch 
Art  65  des  Eintflhrungsgesetzes  zum  B.GS, 
die  landesgeaetzhohen  Vorechriften,  welche 
dem  Wasser  recht  angehören,  völlig  un- 
berührt vom  grossen  Kodifikationswrak 
lässt.  Es  tritt  daher  das  Bedürfnis  ein,  die 
bisherigen  Onmdlagen  des  Binnenschiffahrts- 
rechts,  die  in  den  deutschen  Mnzelstaaten 
—  bei  grosser  Zersplitterung  der  Gesetz- 
gebung doch  im  ganzen  nach  flberein- 
stimmenden,  gemeinrechtlichen  Ideeen  — 
befestigten  Rechtainstitute  und  deren  ge- 
schichtlichen Entwickelungsgang  in  dea 
Hauptzflgen  erkennbar  zu  machen. 

Die  Verwertung  der  Tragkraft  der  Ge- 
wässer für  die  Zwetie  eines  imifeissenden 
Transportes  von  Personen  und  Gütern  bildet 
die  technische,  das  rechtliche  Mass  der 
Zulässigkeit  jener  Verwertung  und  ihrer 
Bedingnngen  die  jimstische  Grundlage  d^ 
Binnenschiffahrts  Wesens.  Die  Prüfung  der 
mit  den  Fragen  des  Eigentums  am  Dfw, 
am  Flussbette,  an  der  Wassersabstanz,  am 
Wasserinhalte  etc.  zusammenhängenden  Ver- 
hältnisse scheidet  jener  s^tematischen  Tei- 
lung entsprechend  aus  einer  Untersuchung 
aus,  welche  ledighch  die  juristische  Sul^ 
stanz  der  Verkehrsstrasse  und  die 
rechtUche  Ordnung  dieser  Beschaffenheit 
eines  Gewässers  ins  Auge  fassen  soll. 

Bei  allen  tiefgreifenden  wirtschaftlichen 
Unterschieden,  welche  die  Entwickelung  der 
wasserrechüichen  Verhältnisse  beherr^en, 
zeigt  sich  doch,  dase  zu  allen  Zeiten  die 
dem  Gern  eingebrauche  wertvolle  imd  zu- 
gängliche Wassermenge  nicht  als  ausechliess- 
hchea  Eigentum  einzelner,  sondern  als  Ge- 
meingut angesehen  und  darnach  rechtlidi 
behandelt  worden  ist.  Eine  empfindliche 
Abweichung  der  Grundanschanungen  Ober 
das  Wasser  als  Naturgabe,  als  gemeinsames 
Ari)eitsbetriebamittel  bestand  im  wesentlichen 
zwischen  dem  römischen  und  dem  deutschen 
Rechte  nicht.  Nach  rOmischem  Recht« 
war  jeder  Fluss,  welcher  das  ganze  Jahr 
hindurch  lauft  (Qumen  perenne)  ein  cffent- 
licher  in  dem  Sinne,  dass  das  EigeQtnm 
daran  dem  Staate,  der  Gebraudi  jedoch 
jedermann,  welcher  zu  ihni  Zugang  hatte, 
freistand.  Das  ein&iche  Princip  der  Wasser- 
nutzuog,   dass  alles  im  FUessen  begriffene 
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Wasser  (aqua  profluens)  allen  MeoBchei 
zur  gleichbereditigtfiQ  Verwendung  zustand, 
wonach  also  nur  die  aus  dem  Eigentum  an 
dem  angrenzenden  Laude  folgende  Sefugnis, 
FramdeD  das  Betreten  dieses  Landes  zu 
untetsageu,  Einzelnen  die  Nutzung  an  be- 
stimmten Stellen  unmöglicli  machen 
konnte,  dieses  einfache  Princip  v&r  also 
auch  schon  im  rämischen  Rechte  zur  Zeit 
höherer  Verkehrsentvrickelung  durchbrochen. 
Auch  dort  sehen  wir,  dass  nur  die  »öffent- 
lichen« FiOsse  als  res  publicae,  res  omniuin 
communee  aus  dem  Frivatverkehre  (commer- 
cium) genommen  waren,  kleinere  Gewässer 
aber  und  zeitweilig  eintretende  GewSsser 
(flumina  tonen  tia)  dem  Öemeingebrauche 
durchaus  entzogen  werden  konnten.  In 
gleicher  Kchtung  bew^  sich  auch  die 
deutsche  Bechtsentwickelung  bis  zu  dem 
oft  dtierten  Satze  des  Sachsenspiegels  (11, 
28,  g  4):  »Swilch  wazzer  sritmes  vlüzet, 
daz  ist  gemeine  zu  varende  und  zu  viechende 
inne.«  Wird  hier  der  Oemeingebrauch  der 
Wasserwelle  seiner  rechtlichen  Seite  nach 
abb&igig  gemacht  von  dem  praktischen 
Nutzungswerte,  so  wäre  dadurch  allein  eine 
vom  römischen  Bechte  abweichende  Gestal- 
tung des  Waaserrechtes  im  Gebiete  des 
deutschen  Volkslebens  nicht  erreicht  wor- 
den. Wenn  diese  dennoch  sich  bald  ein- 
stellte, SD  lag  der  Orund  hierfür  zunftchst 
in  der  das  ganze  deutsche  Wirtschaftsleben 
nachhaltig  bestimmenden  Ausbildung  des 
B^aliensystems ,  das ,  wie  viele  andere 
Dinge,  auch  die  Wassernutzung  hier  dem 
Schutze  und  der  nutzbaren  Verfügung  der 
Staatsgewalt  unterstellte.  Lange  Zeit  hat 
dasWaseerrechl  in  Deutschland,  zu  schwerem 
Schaden  für  die  wirtßchafüiche  Verwertung 
der  wichtigen  Wasserkräfte,  gelitten  unter 
den  maselasen  Ansprüchen  der  Landes- 
herren auf  Regalität  aller  Gewässer,  der 
Schiffahrt,  Flösserei,  des  MOhlenbetriehes, 
des  Triftrechts,  der  Fischerei,  der  Wasser- 
i«d,  kura  jeder  denkbaren  Verwertung  der 
Wasserkräfte  in  allen  Waseeradem  des 
deutschen  I^ndesgebietes.  Die  Wasser- 
regalit&t  wurde  zuerst  in  der  Lombardei 
von  den  deutscheD  Königen  beansprucht 
im  Zusammenhang  mit  OeLeitsrecht  und 
Zoll  auf  den  Wasserstrassen ;  dann  aber 
auch  in  Deutschland.  Namentlich  den  Ge- 
meinden wurde  der  freie  Gebrauch  ihrer 
bis  dahin  zur  Allmende  gehörigen  Seeen, 
BScbe,  Flüsse.  FlDsschen  und  Weiher  weg- 
genommen. Aus  der  kaiserlichen  Machtfülle 
entsprungen,  ward  so  das  Privileg  über  die 
ifluminana  vigabilia  et  ex  quibus  fiunt  navi- 
galnlia>  (II,  Feud.  56)  bald  zu  einem  wich- 
tigen Attribute  der  landesherrlichen  Gewalt. 
Verbunden  mit  der  Zollgerechtsame  ver- 
dichtet sich  die  Hoheit  über  alles  fliessende 
Wasser  in  der  Folge   zu   einer  wichtigen 


Einnahmequelle  der  Uferherren,  die  sich 
zur  Ausübung  ihrer  Befugnisse  der  Bechts- 
einrichtungen  der  Zwangslandungen,  der 
DurehgangszöUe ,  der  Vorkaufsrechte,  des 
Stapelzwangs  etc.  bedienten.  Erst  die  vor- 
geschrittene Monopolisierung  der  Verkehrs- 
wege für  die  Zwecke  des  fiskalischen  Er- 
trages facht  den  Streit  an  zwischen  den 
Verfechtern  der  R^alitfltstheorie  und  den 
Bomanisten,  die  eine  solche  Verwaltungs- 
maxime als  unvereinbar  mit  den  Grund- 
sätzen des  römischen  —  zweifellos  aber 
auch  des  älteren  germwiischen  —  Rechts 
bekämpften.  Weiterem  Vordringen  dieser 
verkehrshindemden  Tendenz  stellten  edch  erst 
nur  mit  schwachem  Erfolge  jene  Anschau- 
ungen entgegen,  welche  beim  westfälischen 
Friedensschlüsse  zum  Worte  gelangten.  Im 
Vertrage  zu  Münster  vom  30.  Januar  1648 
§  85  neiset  es,  dass  es  auf  dem  Rheine 
weder  auf  dem  einen  noch  auf  dem  tmderen 
Ufer  hinffir  gestattet  sein  solle,  die  vorbei- 
fahrenden Schiffe  aufzuhalten,  noch  von 
denselben  Abgaben  zu  erheben,  ausser 
solche,  die  scnon  vor  dem  Kriege  bezahlt 
wurden ;  und  im  §  9  des  Osnabrücker  Ver- 
trages vom  24.  Oktober  1648  war  festge- 
setzt worden  ;  >fluminibus  ^uibuscunque  sua 
pristina  securitas  jurisdictio  et  usus  prout 
ante  hos  motus  bellicos  a  pluiibus  retro 
annis  fuit,  restituantur  et  inviolabiliter  con- 
serventur.«  Bei  der  Zerrissenheit  des 
Bechtszustandes  innerhalb  der  einzelnen 
deutschen  Staaten  war  zu  Beichszeiten  an 
eine  über  die  Staatsgrenzen  hinausgehende 
rechtliche  Au^leichung  der  der  Flussschiff- 
fahrt  entgegenstehenden  Hemmnisse  nicht 
zu  denken. 

Eopressiv  steUte  sich  jedoch  in  der 
Folge  dem  kurzsichtigen  FartikularismuB 
der  Dferstaaten  die  BDcksichtnahme  entgegen, 
welche  der  seiner  Mittel  und  Aufgaben 
allmählich  bewusst  werdende  Staat  der  ab- 
soluten Monarchie  seit  dem  Anbruche  der 
neueren  Zeit  dem  Verkehr,  der  Ortsveiände- 
rung  für  Personen  und  Sachgüter,  entgegon- 
brachte.  Dass  der  BUdungsprozess  der 
Grossstaaten  nur  durch  diese  Begünstigung 
der  OrtsverftnderuDg ,  vielfach  sogar  auf 
Kosten  der  lokalen  Entwickelungsbedin- 
gungen  der  vom  Verkehr  nur  gestreiften 
Punkte  sich  vollzog  und  sich  bis  heute  er- 
hält, ist  eine  rechlsgeschichtlich  erweisliche 
Beobachtung,  die  uns  hier  nur  in  ihrem 
ersten  Besultate  beschäftigen  soll.  Das 
deutsche  Binnenschiffahrtsrecht  zeigt  uns 
denn  auch  in  seiner  Geschichte  bis  zum 
Anfange  unseres  Jahrhunderts  eine  in  den 
Linien  vielfach  schwankende  Vermitlfilung 
zwischen  den  Bechtsgrundsätzen  a)  der 
deutsclirechtlichen  Ansicht  von    der  natür- 


meinsamer  Benutzung;   b)   einer   zum  : 
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kaÜBchen  Vorteile  gehandhabten  Ausbeutung 
des  Verkehrsregal  8 :  beide  Gruppen  wieder 
beherrscht  und  modifiziert  endlich  c)  durch 
die  teils  das  private,  teils  das  Interesse  der 
landesherrlichen  Kammer  überwindende  Be- 
racksichtigung  des  allgemeinen  Verkehres 
lind  seiner  unabweislichen  Forderungen. 
Im  Wechselspiel  dieser  Verwaltimgsraaximen 
tritt  die  letztgenannte  um  so  schärfer  her- 
vor, je  mehr  die  zweite  im  entwickelten 
System  der  Staatsfinanzen  an  Bedeutung 
verlor,  und  im  gleichen  Hasse  schiebt  gi(£ 
auch  das  Moment  der  Tragkraft  für  die 
r  e  c  h  1 1  i  ch  e  Beurteilung  der  Waaserstiecken 
in  den  Vordergrund,  Der  Nutzungswert 
für  den  Transport,  für  die  Ortsverftnde- 
mng  von  Personen  und  GQlem  giebt  fort- 
an den  Ausschlag  für  die  Zulässig- 
teit  des  Gemeingebrauches  unter 
etaatlicher  Verwaltungskontrolle. 
Der  durch  das  Induatriesjslem  bewirkte 
Umschwung  der  Ideeen,  die  Neigimg  zur 
Hinwegiiumung  aller  der  Bethätigimg  wirt- 
sdiaftlicher  Kräne  abtraglichen  Einrichtungen 
verdichteten  sich  unter  der  Einwirkung  der 
weltbürgerlichen  Propaganda  der  franzö- 
sischen Revolution  zu  einem  vOllig  neuen 
System  von  Rechtsnormen,  auf  deren  Grund- 
]&ge  das  Schiffahrtsrecht  des  19.  Jahrhun- 
derts läumliche  Ausdehnung  und  inhaltliche 
Entwickelung  gefunden  hat.  Im  Mittelpunkte 
dieses  HechtssyBtems  steht  der  Begriff  der 
Oeffentiichkeit  der  Wasserstrasse, 
Es  ist  rein  rechtsgeschichtlich  zu  erklären, 
dass  der  moderne  Staat  den  Nutzungswert 
der  Gewässer  fllr  die  staatliche  Verwaltung 
lediglich  oder  doch  vorwiegend  nach  den 
BedOrfniasen  der  Orts  Veränderung,  des  Güter- 
und  Personenverkehrs  bemisst.  Die  Ver- 
staatlichung der  Wasserläufe  im  Hinblicke 
auf  jene  technische  Beschaffenheit  hat  so 
den  juristisch  relevanten  Unterschied  zwischen 
schiffbaren  und  nicht  schiffbaren 
Gewässern  befestigt.  Ob  aber  damit  ein 
wesentlich  vom  System  des  römischen  Rech- 
tes abweichendes  oder  gar  besseres  Ord- 
nungsprißcip  geschaffen  worden  ist,  wscheint 
sehr  zweifelhaft,  besonders  da,  wo  auch 
die  Flössbarkeit  des  Wasserlaufes  ausreicht, 
um  diesem  den  Charakter  der  Oeffentiich- 
keit zu  übertragen.  Es  haben  sich  denn 
auch  gewichtige  Stimmen  dafür  erhoben, 
von  jener  einseitigen  Betonung  des  Nutzimgs- 
wertes der  Wasserläufe,  —  dem  andere 
gleichwertige  zur  Seite  gestellt  werden 
könnten,  —  wie:  die  Bedeutimg  für  den 
Maschinenbetrieb,  für  industrielle  Zwecke 
aller  Art:  elektrische  Leitungen,  die  Rück- 
sicht auf  den  Fischi-eichtum ,  auf  die  Inun- 
dationsverhSltnisse  der  UfergelSnde  etc^  — 
völlig  abzugehen  und  lediglich  zur  einfachen 
Gliederung  des  älteren  Rechtes  zurflckzu- 
kehren,     das    alle     beständig    fliessenden 


Wasser  als  öffsotliche  ansieht.  Der  dagegen 
von  V.  Gerber  »rhobene  Einwand,  es 
handle  sich  nur  um  einen  Wechsel  der 
Terminologie,  trifft  daher  nicht  völlig  zn. 
Dadurch,  dass  der  heutige  Sprachgebrauch 
aus  den  perennierenden  FlDsaen  des  römisch«! 
Rechtssystems  die  der  OrtsroiADderuDg 
dienenden  Wasseistraasen ,  also  die  grossen 
schiff-  und  flOssbaren  WasserlAufe  KttUlB- 
greift  und  ihnen  wegen  der  dem  deutqtdten 
Rechte  eigentümlichen  staatlichen  Einwii^ 
kung  und  der  hieraus  für  sie  sich  ergeben- 
den besonderen  Grundsätze  Vorzugs  weise 
den  Namen  *Offentliclie'  giebt,  hat  der 
Begriff  der  >  Oeffentiichkeit*  der  Gewässer 
eine  Einengung  erfahren,  deren  rechtliche 
Konsequenzen  wieder  im  genoesenstJiaftjchen 
Geiste  und  zu  Gunsten  des  weitesten  Ge- 
rn eingebranches  auBzugleidien ,  nach  unver- 
kennbaren Anzeichen  eine  der  wichtigsten 
legislatorischen  Aufgaben  der  nächsten  Zu^ 
kunft  bilden  wird.  (Vgl.  hierzu  die  Denk- 
schrift über  ein  System  der  Oekonomie  des 
Wassers  oder  rationellen  Wasserwirtschaft 
für  das  Deutsche  Reich  von  R  Rothschild. 
Vom  Centralverein  für  Hebung  der  deutschen 
Fluss-  und  Kanalschiffahrt  benutzt  als  An- 
hang zum  stenographischen  Bericht  in  be- 
treff des  ProjelOB  des  Rhein -Weser -Elbe- 


Ais  Ei^bnis  der  voraufgehenden  Aus- 
führung kann  angenommen  werden ,  dass 
alle  schiff-  und  QOesbaren  Gewässer  als 
öffentliches,  d.  i.  dem  Gemeingebraudi 
dienstbares  Gut  anzusehen  sind;  dass  dies 
aber  von  nicht  schiffbaren  Gewässern  nur 
insoweit  gilt,  als  die  Ueberwindung  des 
streng-individualistischen  Eigentumsprincipa 
auf  dem  Rechtstitel  besonderer  gesetzhcher 
Vorschriften,  verwaltimgsredithcher  Ver- 
fügungen oder  sonstiger  gewohnheitsrecht- 
licher Uebung  begründet  ist  Nach  preisa. 
L.H.  g  21,  11,  14,  dem  bayer.  W.G.  v.  1852 
(a  1,  2.)  und  dem  franz.  Cod.  civ.  Art  538 
sind  nur  schiffbare  Flüsse  als  öffentliche 
anzusehen,  während  das  ital.  G.B.  Art.  427 
alle  Flüsse  (i  fiumi  e  torrenti)  als  öffent- 
liches Gut  (oomanio  pubblico)  bezeichnet; 
auch  das  Züricher  G.B.  §  657  erklärt  aUe 
Flüsse  und  Bäche  als  Gemeingut,  soweit  sich 
nicht  ein  »hergebrachtes  Privatrecht»  nach- 
weisen lässt 

Wesentlich  auf  dem  gleidien  Standpunkte 
stehen  das  (erete)  österr.  Reichswassergesets 
vom  30.  Mai  1869  R.G.  BL-Z.  93  und  die 
auf  Grund  desselben  in  den  einzelnen  Län- 
dern erlassenen  Durchf  ührnngsgesetze  (Lan- 
deswasseigeselze.) 

Wie  man  sieht  ruht  die  Reditsordnung 
des  Geraeingebrauches  der  Wassermenge  fOr 
die  Zwecke  der  Schiffahrt  —  von  den 
grossen  Wasserflächen,  (Seeen),  abgesehen, 
bezüglich  deren   ein  Zweifel  von  vonieher 
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aneges(dilo&8en  ist,  ^~  auf  dem  Zirkelschluss, 
doas  eine  bestimmte  Fläche  sich  zur  Binnen- 
schiffahrt darbietet,  veü  sie  öffenüichem 
Gebrauche  zugftng'lich  ist,  und  sie  steht  im 
Oemeingebrauche ,  d.  h.  Bie  ist  öffentlich, 
weil  sie  schiffbar  ist. 

Es  fehlt  nicht  aa  Yersuchen  praktischer 
und  theoretischer  Natur,  das  Orundproblem 
von  dieser  unsicheren  Drehacheibe  abzuheben 
ond  auf  festere  Oruadlagen  za  stellen.  Die 
am  die  Ausgestaltung  unserer  Wasserrechts- 
TerhSltoissö  hochverdiente  Deutsche  land- 
■wirtEchaftfigesellschaft  geht  in  den  Yor- 
schiagen  für  Verbesserung  des  deutschen 
Waaeerrechts ,  aufgestellt  vom  Sonderaus- 
achuBS  für  Wasserrecht  (Jahrbuch  der 
D.  LAüdw.-Geseilschaft,  Bd.  6,  2.  T-,  Berlin 
1891)  von  dem  Orundaatae  aus,  dass  die 
Grenze  zwischen  öffentlichen  und  privaten 
Qiessenden  GewÄssem  in  Torachiedenen 
deutschen  Sechtsgebieten  verschieden  ge- 
zog^  ist,  ohne  jedoch  irgendwo  so  bestimmt 
EU  sein,  dase  im  einzelnen  praktischen  Falle 
bestimmt  zu  sagen  wäre,  zu  welcher  Kate- 
gorie ein  nahe  an  der  gesetzhchen  Grenze 
zwischen  öffentlichen  und  privaten  stehen- 
dea  Gewässer  zu  rechnen  sei. 

Der  Ausschuss  hat  daher  die  Unter- 
scheidung zwischen  privaten  und  öffent- 
lichen Gewässern  ganz  fallen  lassen  und 
nur  an  der  zwischen  schiffbaren  und  nicht 
schiffbaren  festgehalten,  die  für  eine  Neu- 
grataltung  des  Wasserrechts  völlig  aus- 
reiche. 

Bei  der  herrschenden  Unsicherheit  des 
Eritäriums  der  thatsSchlichen  Natur  eines 
Gewässers  mit  Rücksicht  auf  die  Dignung 
Eur  Schiffahrt  entstanden  denn  auch  in 
Preussen  zahlreiche  Kontroversen  zwischen 
der  Verwaltungspraxis  und  der  Justiz. 

Diesen  machte  das  0.  v.  20.  August 
1883  dber  die  Rechte  der  Strorabauverwal- 
timg  teilweise  ein  Ende  durch  seine  Ab- 
grenzung des  Öffentlichen  Stromlaufes  vom 
Srivaten.  Dementsprechend  werden  Privat- 
ÜBse,  Seitenarme  und  andere  Nebengewässer 
im  landrechtlichen  wie  im  Gebiete  des  ge- 
.  meinen  und  des  rheinischen  Rechts  stets 
nur  soweit,  als  der  künstliche  Schiffsver- 
kehr reicht,  zu  öffentlichen  Gewässern  ge- 
rechnet (Entscheid  unp  des  ObertribunaJa 
vom  13.  Dezember  1849,  Bd.  18,  S.  529). 
,  ^ber  auch  dort  wirkt  die  Uebertragung  des 
öffentlichen  Charakters  keineswegs  zerstö- 
^  lend  ein  auf.  alle  früheren  privaten  Rechts- 
*  veriiältnisse;  vielmehr  bleiben  alle  früheren 
privaten  Berechti^ngen  insoweit  unver- 
ändert, als  üe  mit  der  neuen  Benutzung 
des  Flueses  vereinbar  sind  (A.L.R.  II,  15, 
§§  41,  46,  49,  50).  Wird  ein  Privatfluss 
dagegen  durch  Natui^walt  bis  zur  Schiff- 
barkeit erweitert,  so  ist  er  voUständig  ein 
öffentllcber  Strom  geworden.    Dagegen  ver- 


lieren nach  bayerischem  Recht  (G.  v.  28. 
Mai  1852)  Flüsse,  welche  aufhören,  zur 
Schiff-  und  Floesschiffahrt  zu  dienen,  da- 
durch die  Eigenschaft  öffentlicher  Gewässer 

Die  öffentlichrechtlich  wie  privatrecht- 
lioh  nunmehr  besonders  wichtige  räumliche 
Abgrenzung  der  Binnensohiffabrt  von  der 
Küsten-  und  Seeschiffahrt  erfolgt  durch 
landespolizeiliche  Feststellung  der  Schiff- 
fahrtsreviere der  Hafen-  und  Binnengewässer 
im  Küstengebiet  und  im  Wassergebiet  der 
grösseren  Strom  laufe.  Eine  beschiAnkte 
reichsrechthche  Grundlage  für  die  hier  in 
Rede  stehende  Abgrenzung  der  Gewässer 
ist  gegeben  durch  §  1  der  Vorschriften  des 
Bundesrates  über  die  R^istrierung  der 
Kauffahrteischiffe  vom  13.  November  1873 
(R.G.B1.  S.  367J. 

6.  Die  öffentUchFechtUchen  Grand- 
lagflD  des  äeutschea  Binnenschiffahrts- 
rechts.  Innerhalb  der  im'  vorstehenden 
gegebenen  örtlichen  Begrenzung  ist  die 
Binnenschiffahrt  ollen  Personen  hei  zugäng- 
lich nach  MasB^abe  der  durch  das  R.G.  v. 
15.  Juni  1895  in  Verbindung  mit  anderen 
reichs-  und  landesrechtlichen  Voi«dirift«n 
geschaffenen  Voraussetzungen.  Legen  wir 
unserer  Darstellung  der  der  Pfle^  und 
rechtlichen  Ordnung  des  Binnenschiffahrts- 
verkehis  dienenden  staatlichen  Einrichtun^n, 
deren  FtUle  von  Einzelheiten  die  Debersicht 
erschwert,  ein  hier  unentbehrliches  System 
zu  Grunde,  so  läset  sich  der  gesEunte  Wdits- 
stoff  unter  Ausscheidung  der  das  private 
Vermögensrecht  betreffenden  Punkte  nach 
folgenden,  Gesetzgebiing  und  Praxis  leiten- 
den Gesichtspunlrten  gruppieren.  Die  von 
Reich  oder  Staat  nach  reichsverfassungs- 
mäesi^r  Kompetenzabgrenzung  ausgehende 
rechthche  Einwirkung  betrifft  entwäler: 

A.  dieBechtslage  und  Rechtsver- 
hältnisse des  zur  Binnenschiff- 
fahrt bestimmten  Schiffes; 

oder 

B.  die  Rechtsverhältnisse  der 
Schiffsbesatzung; 

oder  endlich 

C.  die  rechtliche  Eontrolle  des 
ordnungsmässigen  Verlaufs  der 
Fahrt. 

Rin^  um  jeden  dieser  drei  Begriffe:  Schiff, 
Schiffer  und  Fahrt  —  zu  denen  bei  Be- 
trachtung der  privatrechtlichen  Seite  der 
Ufaterie  noch  die  aus  dem  Eigentum  am 
Schiff  und  der  Fracht,  Belastung,  Ueber- 
gang,  Unterrang,  Versicherung  etc.  hervor- 
gehenden RetAta  Verhältnisse  hinzutreten, 
—  hat  sich  im  Rahmen  des  modernen 
Binnenschiffahrtsrechts ,  genau  wie  im 
System  des  Seeschiffahrtsverkehrs  (s.  meine 
DarstelluDg  der  Materie  im  2.  Bande  des 
Handbuchs  des  Völkerrechts,  herausgegeben 
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von  T.  Holtzendorff,  S.  519  ff.),  eine  reiche 
Zabl  Belbständiger  Rechtsgedanken  und 
Eechtainatitute  ausgebildet.  Ihre  ausgepräg- 
testen Erscheinungen  soll  die  folgende  Dar- 
BtelluDg  für  die  deutsche  Binnenschiffahrt 
ia  einer  systematischen  Uebersicht  zur  kurzen 
Darsteilung  bringen. 

A.  Die  BeohtBverb  äl  tni  hbo  dee 
SohiffeB.  Die  b€hÖrdliche  Aufsicht  aber 
die  Schiffe,  welche  zum  Betriebe  der  Binnen- 
schiffahrt gebraucht  werden  sollen,  erstreckt 
eich  in  der  Hauptsache  auf  Egentiunsver- 
hAltnisse,  Besdioff enheit ,  Heimat,  Hegis- 
trierung  und  urkundliche  I^egitimlerung  im 
Verkehr. 

In  zwei  wesentlichen  Punkten,  die  aus 
der  Verecbiedenheit  oller  in  Betracht  kom- 
menden Verhältnisse  sich  ergeben,  weicht, 
soweit  das  Schiff  in  Betracht  kommt,  das 
in  (Geltung  stehende  deutsche  Seerecht  von 
dem  nimmebr  in  Kraft  getretenen  Binnen- 
schiffahrtarechte  ab:  in  Bezug  auf  die  wirt- 
schaftliche Bestimmung  des  Schiffes  und  in 
Bezug  auf  die  Betonung  der  Staatsangehörig- 
keit des  Eigentümers. 

Wahrend  das  Seerecht  den  ganzen 
Komplex  seiner  relevanten  Normen  lediglich 
für  die  zum  Erwerb  durch  die  Se^ahrt 
bestimmten  Schiffe  der  Bundesstaaten  in 
Anwendung  bringen  l&sst,  ist  die  Ein- 
schrSukung  auf  >zum  Erwerb«  bestimmte 
Schiffe  im  R.G.  v.  15.  Juni  1895  weg- 
gefallen. 

Als  Schiffe  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
sind  alle  Fahrzeuge  anzusehen,  welche  zur 
Schiffahrt  verwendet  und  nach  dem  allge- 
meinen Sprachgebrauch  als  Schiffe  bezeich- 
net zu  werden  pflegen.  Gewöhnliche  Boote, 
Nachen,  Gondeln  und  ähnliche  kleine  Fahr- 
zeuge, weiche  zu  Lustfabrten  oder  zum 
Cebersetzen  von  Personen  benutzt  zu  wer^ 
den  pflegen,  fallen  daher  nicht  unter  das 
Oesete.  Eine  Abgrenzung  nach  der  Trag- 
fähigkeit ist  nur  in  Bezug  auf  die  Ein- 
tragung der  Schiffe  in  das  Schiffsregister 
vorgesehen  (§§  119  ff.);  im  übrigen  gelten 
die  Bestimmungen,  soweit  nicht  in  einzelnen 
Beziehungen,  wie  hinsichtlich  der  Verpfä- 
dung und  der  Zwan  ^Vollstreckung,  etwas 
anderes  angeordnet  ist,  für  Schine  jeder 
Art,  insbesondere  auch  für  die  nicht  in  das 
Schiffracgister  eingetragenen  Schiffe.  Als 
bezeichnend  für  die  technische  Entwickelung 
der  deutschen  Binnenschiffahrt  dürfte  der 
Umstand  Erwähnung  verdienen,  dass  altere 
Entwürfe  als  allgemeine  Bezeichnung  für  alle 
Z1U-  Fluss-  und  Binnenschiffahrt  bestimmten 
Fahrzeuge  das  Wort  >Eahnt  gebrauchen 
und  im  Anschluss  an  diese  Ausdrucks  weise 
vom  Kahnregister,  Kahnschiffer,  Kahagläu- 
biger  etc.  sprechen.  (S.  hierzu  Labands 
Studie  über  den  SingelmannscheuEnt^ 
wurf  eines  Gesetzes  zur  Begelung  der  Ver- 


hältnisse der  Flnss-  und  Binnensdiiffahit, 
Goldsohmidts  Zeitschrift,  Bd.  15.) 

Der  Begriff  des  Schiffseigners  nach 
§  1  als  des  hauptsächlichen  TrSgers  der 
dureh  den  Schiffahrtabetrieb  bekundeten 
Bechte  und  PfUchten  entspricht  im  wesent- 
lichen demjenigen  des  Reeders  im  Seerecht 
Er  ist  jedoch  etwas  weiter  gefasst  als  dort. 
Im  früheren  Art.  450  des  Handelsgesetz- 
buches, jetzt  g  484,  wird  als  Reeder  nur  der 
Eigentümer  eines  ihm  zum  Erwerbe  durch 
die  Seefahrt  dienenden  Schiffes  bezeichnet 
Im  Reichsgesetz  ist  dagegen  von  dem 
Erwerbszwecke  abgesehen;  als  Schiffs- 
eigner soll  vielmehr  jeder  Eigentümer  eines 
Binnenschiffes  gelten,  welcher  es  zur  Schiff- 
fahrt verwendet,  auch  wenn  die  Verwen- 
dung zu  anderen  als  Erwerbszweckan  er- 
folgt Die  beschränktere  Bedeutung  des 
seerechtlichen  B^riffee  erklflrt  sich  vor- 
nehmlich daraus,  dass  im  Bahmen  des 
Handelsgesetzbuches  die  Schiffahrt  zuoSchst 
nui  msoweit,  als  sie  den  Zwecken  des 
Handels  dient,  in  Betracht  zu  ziehen  war. 
Diese  Bücksicht  kommt  für  das  Binnen- 
schifbhrtsgesetz  nicht  in  Betracht,  und 
sachliche  Gründe,  welche  es  rechtfertigen 
konnten,  den  auf  den  Schiffseigner  bezflg- 
lichea  Bestimmungen  nur  die  gewerblichen 
Schiffahrtsuntemehmer  zu  unterwerfen,  sind 
nicht  vorhanden.  Unter  den  Begriff  des 
Schiffseigners  fallen  deshalb  nicht  bloss  die 
Eigentümer  der  zur  Güter-  oder  Personen- 
beförderung sowie  zur  Schleppschiffahrt 
und  Fischerei  bestimmten  Schifte,  sondern 
auch  die  Eigentümer  von  Lustjachten,  v<hi 
HafenpolizeidBmpfem  und  ähnlichen  im 
amtlichen  Dienste  benutzten  F^ir- 
zeugeo. 

Ob  der  Eigentümer  eine  physische  Pei^ 
Bon  oder  irgend  eine  Gesellschaft  oder 
juristische  Person  ist,  macht  für  den  Be- 
griff des  Schiff seign  eis  keinen  Unterschied 
(vgl.  §  123  Abs.  2,  g  124  Nr.  5).  Ebenso 
ist  es  principiell  gleich,  welcher  Nationa- 
lität der  Schiffseigner  ist  »Was  die  An- 
wendung des  Gesetzes  auf  ausUndische 
Sdiiffe  betrifft,  so  entscheiden  in  dieaer 
Beziehung  die  OrimdsStze  des  internationalen 
Privatrechts«  (Motive). 

Indem  das  RG.  v.  15.  Juni  1895  in 
Ansehung  des  Binnenschiffahrtsbetriebes  me 
rechthcheUnterscheidun  g  zwischen  Deutschen 
und  Reichsfremden  hmsichthdi  der  Zu- 
lassung zum  Betriebe  nicht  aufstellt,  hat 
sich  die  Rechtsfähigkeit  der  Ausländer 
zwar  nicht  in  d^  Praxis,  wohl  aber  int 
Bestände  der  reichsrechtlichen  und  Vertrags- 
normen wesentlich  verbessert  Diejenigen 
Gründe,  welche  dafür  massgebend  sind,  ein 
deutsches  Schiff  untei  dem  Schutze  des 
Deutschen  Reiches  nur  dann  der  deutschen 
Handelsmarine  eingliedern  zu  lassen,  wenn 
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das  Schiff  ganz  im  Eigentum  solcher  Pei> 
sonen  oder  Gesellschaften  steht,  die  der 
reiehsrechtlichen  Ein»-irkimg  kraft  der 
Bande  der  Staatsangehörigkeit  oder  des 
Donuiils  unterstellt  sind,  wuraehi  in  der 
bestimmuDgsgemassen  Entfernung  des 
Kauffahrteischiffes  aus  dem  Bereiche  der 
deutschen  Staatsgewalt  Bei  dem  zur  Per- 
sonen- oder  QüterbefSrderung  ausschliess- 
lich innerhalb  der  Staatsgebietsgrenzen  ge- 
widmeten F^irzeug  der  Binnenschiffahrt  ist 
die  Möglichkeit  rechtlicher  Einwirkung  der 
territonaleD  Staatsgewalt  jedoch  ununtei^ 
brödien  gesichert :  die  Hwrachaft  des  Terri- 
torialitatspiindps  liese  daher  den  Eintritt 
fremder  StaatsaugehSri^r  tmd  fremder 
Eapitalien  in  den  Betneb  der  deutschen 
BinnenschiffELtirt  rechtlich  unbedenklich  er- 
scheineo.  Das  in  den  Kulturataaten  heute 
allseitig  als  eeboten  angesehene  Princip  der 
gleichen  Beditsfähigkeit  des  Ausländers  in 
privatrechthcher  Beziehung  hat  damit  inner- 
halb des  deutschen  Rechtalebens  ein  neues 
durch  die  Gesetzgebung  gesichertes 
Anwendungsgebiet  gefunden.  Dadurch,  dass 
im  Beich^esetz  von  der  Atifstellimg  be- 
sonderer Bedingungen  fflr  die  Zulassung 
der  Fremdeo  zu  dem  Betriebe  der  Binneu- 
scltiffahrt  abgesehen  worden ,  liat  sich  die 
Eeichsgesetzgebung  der  in  der  Theorie  des 
internationalen  Rechts  von  fachkundiger 
Seite  längst  festgehaltenen  Anschanung  an- 
geschlossen, dass  es  für  den  internationalen 
Verkehr  meist  mit  empfindhchen  Erschwe- 
rungen und  Nachteilen  verbunden  ist,  wenn 
die  BechtsfiUiigkeit  der  Auslander  in  ein- 
zelnen Beziehungen  von  der  im  Heimats- 
staate des  Fremden  (der  Gesellschaft  etc.) 
zu  beobachtenden  ReciprocitAt  abhängig 

femacht  wird.  Dieses  verkehrshinderlidie 
ystem  des  Code  civU  (Art,  11)  konnte  um 
so  leichter  vermieden  werden,  als  bei  nsch- 
w  eis  lieber  Zurflcksetzung  der  deutschen 
BeichsangehCrigeo  durch  die  Gesetzgebung 
oder  die  BehSrden  eines  auswärtigen  Staates 
für  die  Anwendung  der  Retorsion  fortan 
im  deutschen  Recht  durch  gesetzliche 
Bestimmungen  Torsoi^  getroffen  ist.  Im 
Art.  31  bestimmt  d^  Einftihrungsgesetz 
zum  B,0£.  Aber  das  lYei^ltungsrecht« : 
»Unter  Zustimmung  des  Bundesrates  kann 
durch  Anordnung  des  Reichskanzlers  be- 
stimmt werden,  dass  gegen  einen  auslän- 
dischen Staat  sowie  dessen  AngehfJrige  und 
ihre  Rechtsnachfolger  ein  Tergeltungsrecht 
zur  Anwendung  gebracht  wird.«  (¥gl.  dazu 
•  auch  Art  10  KG.). 

Die  Torschriften  des  Seerechfs  über  die 
Reederei  (H.G.B.  §§  484r~510)  sind,  wie  be- 
reits erwähnt,  absichthch  nicht  übernommen. 
da  das  geltende  Recht  ausreichende  Qe- 
BeUschaftsformeo  darbietet.  Ueber  das 
Verhäitnifl  der  Miteigentümer  eines  Binnen- 
Bai]dw6rt«rbncb  der  StutJwliMiuchafleii.    Zv 


Bc^ffes   entsch^det  daher  das  borgerliche 
Recht. 

Eine  Neuerung  von  umfassender  öffent- 
liclirechtlicher  Tragweite  enthält  S  6  durch 
die  Feststellung  eines  besonderen  Schiffs* 
domizils  für  die  Binnenschiffahrt.  >Das 
Gericht  des  Ortes,  von  dem  aus  die  Sohiff- 
fahrt  mit  dem  Schiffe  betrieben  wird  (Hei- 
matsort), ist  für  alle  gegen  den  Schiffseigner 
als  solchen  zu  erhebenden  Klagen  zustAnd^, ' 
ohne  Unterschied,  ob  er  persönlich  oder  nur 
mit  Schiff  oder  Fracht  haftet. 

Unter  mehnwen  hiemach  in  Betracht 
kommenden  Orten  gilt  als  Heimatsort  der 
Ort,  wo  die  Oeschäftsniederlaasui^ ,  bei 
mehreren  Niederlassungen  die  Hauptnieder- 
lassung und  In  Ermangelung  einer  GW:häfts- 
nied erlassung  der  Wohnsitz  des  Schiffs- 
eigners sich  befindet 

Ist  ein  Heimatsort  nicht  f^tzuetellen,  so 
gilt  als  solcher  der  Ort,  wo  der  Schiffe- 
eigner  zur  Gewerbesteuer  oder  Einkommen- 
steuer veranlagt  wird.« 

Die  Anerkennung  eines  besonderen  Sdiiffa- 
domizils  ist  auch  bei  der  Binnenschiffahrt 
nicht  zu  entbehren.  Sowohl  für  den  Ge- 
richtsstand (§  6  Abs,  1)  als  auch  in  anderen 
Beziehungen,  namentlich  für  die  Eintragung 
des  Schiffes  in  das  Schiffsregister  (§  122) 
und  für  den  Umfang  der  geschlichen 
Vertretungsbefugnis  des  Schiffers  (g§  15, 
IG)  ist  der  Heimatsort  des  Schiffes  von 
Bedeutung. 

Offenbar  wird  aber  auch  von  eben  diesem 
Orte  aus  die  übrige  nach  der  Gliederung  der 
territorialen  Amtsorganisation  sich  gestal- 
tende Einwirkung  der  öffentlichrechtiichen 
Behörden  stattfinden.  Für  die  Zwecke  der 
gewerblichen  Aufsicht,  der  Kontrolle,  der  Be- 
steuerung, der  Versicjierung,  des  Zählnngs- 
wesens  und  der  Statistik,  der  Beurkundung 
des  Personenstandes  etc.  ist  das  Schiffs- 
domizLl  fortan  sicherhch  nicht  minder  be- 
deutungsvoll als  in  Vermögens-  und  prozess- 
rechtlieher  Beziehung. 

Trotz  der  im  §  6  getroffenen  Vorschrif- 
ten werden  noch  Fälle  übrig  bleiben,  in 
welchen  die  Bestimmung  des  Heimatsortes 
Schwierigkeiten  bereitet  Namentlich  weist 
die  Begründung  des  Entwurfs  auf  die  recht- 
lich und  wirtsdiaftlich  bemerkenswerte 
Tliatsache  hin,  dass  es  auf  den  Strömen  im 
Osten  des  Reichs  Schiffer  giebt,  welche 
weder  einen  festen  Wohnsitz  noch  eine 
Niederlassung  am  Lande  haben,  sondern 
ganz  auf  ihrem  Fahrzeug  leben  und  sich 
mit  diesem  audi  im  Winter  da  aufhalten, 
wo  ihr  Gewerbebetrieb  sie  gerade  hinge- 
fOiut  hat  Man  wird  darauf  verzichten 
müssen ,  für  solche  Fälle  ein  objektives 
Merkmal  des  Heimatsortes  aufzustellen. 
Verhältnisse  der  bezeichneten  Art  kommen 
immerhin  nicht  als  Regel  vor,  und  auch 
LteAnllac«.    II.  56 
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hier  wird  es  doch  mJt^Iich  sein,  einen  be- 
stinimtea  Ort  zu  bezeichnen,  an  welchem 
Schiffer  und  Schiff  als  >zu  Hause«  befind- 
lich angesehen  werden.  Der  Umstand, 
daes  der  Schiffer  an  dem  betreffenden  Orte 
zur  Steuer  veranlagt  oder  zur  Entrichtung 
der  Beitrage  zur  Üiifallversicherung  heran- 
gezogen wird,  wird  hierbei  als  ein  wesent- 
Uches  Merkmal  in  Betracht  gezogen  werden 
können. 

In  Bezug  auf  den  Gerichtsetand  des 
Heimatsortes  ist  im  Absatz  1  des  §  6  be- 
stimmt, daes  daseibat  alle  gegen  den  Schiffs- 
dgner  als  sdchen  gerichteten  Klagen  ohne 
Unterschied,  ob  der  Schiffseigner  beschrankt 
oder  unbeschränkt  für  den  Mspruch  haftet, 
erhoben  werden  können.  Die  Vorschrift  ent- 
spricht dem  §  488  bezw.  §  480  des  Handelwe- 
setzbuchs  und  ist  auch  gegenüber  den  Be- 
stimmnngen  der  Civilprozessordnung  Ober  die 
OrUiche  Zuständigkeit  nicht  überflflsaig;  denn 
der  Schiffseigner  wird  am  Heimatsorte  nicht 
immer  seinen  Wohnsitz  und  auch  nicht 
immer  eine  Niederlassung  mit  denjenigen 
Merkmalen  besitzen,  welche  nach  der  Redit- 
E^rechnng  zur  Anwendung  des  §  21  der 
Civilprozessordnung  erforderlich  sind.  Der 
Öerichtsstand  des  g  6  ist  selbstverständlich 
kein  aueechliesehcher.  Mit  demselben  kon- 
kurrieren die  sonst  nach  der  Civilprozras- 
ordnuu^  begründeten  Gerichtsstände;  auch 
wird  die  Zuständigkeit  der  Rhein schiffahrte- 
imd  Elbzollgerichte  durch  das  R.-Gesetz 
nicht  berührt.  Zu  weit  geht  der  von  ein- 
zelnen Seiten  gemachte  Vorschlag,  für  die 
Klagen  gegen  den  Schiffseigner  jedes  Ge- 
richt, in  dessen  Bezirk  sich  das  Schiff  je- 
weilig befindet,  für  zuständig  zu  erklären. 
Hierfür  besteht  kein  Bedürfnis,  und  eine 
Boldie  Einrichtung  würde  zu  einer  erheb- 
lichen Erschwerung  des  Schiffahrtabetriebee 
führen.  In  Bezug  auf  ausländische  Schiffe, 
für  welche  es  sowohl  an  einem  Gerichts- 
stände des  Heimatsort«s  ab  auch  an  einem 
allgemeinen  Gerichtsstände  des  SchiffseignerB 
im  Inlande  fehlt,  genügt  die  Bestimmung 
des  §  23  der  Civilprozessordnung  Über  den 
Gerichtsstand  des  Vermögensbesitzes. 

Die  rechtliche  Indifferenz  des  Binnen- 
schiffahrtsverkehrs  gegenüber  der  Staatsan- 
gehörigkeit des  Schiffes  —  eine  Indifferenz, 
die  sich  ausreichend,  wie  oben  näher  aus- 
geführt worden  ist,  aus  der  dauernden 
Unterwerfiing  des  Binnenschiffes  unter  die 
territoriale  Jurisdiktion  des  Auf  enthaltsstaates 
erklärt  ^  verschiebt  auch  die  Bedeutung 
des  Bechtsinstitutes  der  Registrierung 
und  des  Schiffsregisters  selbst.  Im 
Seeverkehr  vermittelt  die  Eintragung  des 
Schiffes  in  ihren  Rechtsfolgen  den  staats- 
und  völken«chtlich  wichtigen  Zusammen- 
hang des  Schiffes  mit  dem  Heimatsstaat. 
Zu  diesem  Essentiale  gesellt  sich  eine  Fülle 


privatrechtlich  bedeutungsvoller  und  ver- 
wertbarer ReflexwirkuQgen,  die  freilich  nicht 
im  Vordergrunde  der  gesetzgeberischen  Ab- 
sicht bei  Aufrichtung  des  Instituts  standen. 
Ganz  anders  liegt  die  Sache  im  System  des 
Binn  en  schiffahrterechts. 

Die  Einführung  von  Begistem,  in  welche 
alle  Fahrzeuge  von  einer  bestimmten  GrOsae 
einzutragen  sind,  ist  bei  der  Binnenschiff- 
fahrt nicht  minder  ein  Bedürfnis  behßrd- 
hcher  Aufsicht  als  bei  der  Seeschiffahrt 
Wenngleich  der  Zweck,  welchem  das  Schiffs- 
register für  Seeschiffe  in  erster  Linie  dient, 
nämlich  die  Feststellung  der  Voraussetzungen 
für  das  Hecht  zur  Führung  der  Reiehsöagge 
und  die  Anerkennung  dieses  Rechts  durch 
Erteilung  eines  CertifikatB  der  Begisterbe- 
hSrde ,  bei  der  Binnenschiffahrt  zunächst 
nicht  in  Betracht  kommt,  so  hat  die  Re- 
gistrierung der  Schiffe  doch  andi  hier  den 
wesentlichen  Vorzug,  für  die  Beteiligten 
ein  zuverlässiges  und  allgemein  zugängliches 
Mittel  zur  Auskunft  Aber  die  thatsächlichen 
und  rechthchen  Verhältnisse  der  einzelnen 
Schiffe  zu  schaffen.  Dia  Kenntnis  der  be- 
zeiclmeten  Verhältnisse  ist  sowohl  für  die 
Personen,  welche  Fracht^  oder  Versichenings- 
verträge  abschliessen,  als  auch  für  diejenigen, 
welche  Ansprüche  als  Schiffägläubiger  gegen 
den  Eigentümer  des  Schiffes  geltend  zu 
machen  haben,  von  erheblichster  Bedeutung. 
Hinsichtlich  einzelner  Stromgebiete  haben 
bisher  die  Beteiligten  aus  interessenten- 
hreiseu  selbst,  insbesondere  Versicherungs- 
gesellschaften, eich  bemüht,  für  eine  Zu- 
sammenstellung der  betreffenden  Angaben 
Sorge  zu  tragen;  dadurch  konnte  aber  ein 
öffentliches,  auf  gesetzlicher  Grundlage 
beruhendes  Schiffsregister  nicht  ersetzt  wer- 
den. In  Hamburg  und  Bremen  hat  deshalb 
die  Landesgesetzgebuug  eingegriffen  und  die 
Anlegung  von  Registern  für  Binnenschiffe 
angeordnet.  (Gesetz,  betreffend  Register  für 
Hambnrgische  Flussfahrzeuge  v.  27.  April 
1885,  ISunb.  Gesetz-Samml.  S.  50;  Biemi- 
sches  Gesetz,  betreffend  das  B^:ister  für 
Flussschiffe,  v,  15.  Juli  1887,  Bremische» 
Gesetzblatt  S.  147.)  Dem  von  den  Betei- 
ligten, allseitig  geäusserten  Wunsche  ent- 
sprechend erfolg  nunmehr  die  Einrichtung 
von  Binnenschjffsr^stem  für  das  ganze 
Reichsgebiet. 

In  Bezug  auf  den  Inhalt  und  die  Führung 
des  Registers  konnten  im  aUgemeinen  die 
Bestimmungen  des  Gesetzes,  betreffend  die 
Nationalität  der  Kauffahrteischiffe  imd  die 
Befugnis  zur  Führung  der  Bundesflagge, 
vom  25.  Oktober  1867  als  Muster  dienen. 
Dem  früher  laut  gewordenen  Vorschlage, 
die  Bedeutung  des  Schiffregistere  hinsicht- 
lich der  Rechtsverhältnisse  am  Schiffe  nach 
Art  eines  Grundbuches  zu  erweitern,  also 
ausser   der   Verp^dung  auch  die  FSgen- 
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tiimaObertragung  von  der  EintraguDg  iu  das 
Register' abhäDgig  zu  macheo  iind  zugleich 
dem  Inhalte  des  R^lsters  Öffentlichen  Gutuben 
zu  Gunsten  der  Erwerber  von  Rechten  an 
dem  Schiffe  beizulegeu,  ist  nicht  stattge- 
geben. Für  eine  solche  mit  den  erheb- 
lichsten Weiterungen  und  Umständlichkeiten 
verbundene  Einrichtung  fehlt  -es  nach  An- 
sicht der  Reichsregiening  an  einem  wirk- 
lichen Bedürfnisse.  Auch  die  BQcksicht 
auf  die  Hebung  des  Schiffäkiedites,  welche 
dem  Yorschlage  zu  Orunde  liegt,  war  nicht 
geeignet,  eine  Regelung  in  dem  bezeichneten 
Sinne  zu  rechtfertigen.  Von  einer  dem 
eigenthchen  Realkredit  vergleichbaren  Aas- 
nutzung kann  bei  Schiffen  überhaupt  nicht 
die  Rede  sein,  und  zwar  schon  deshalb 
nicht,  weil  durch  die  Möglichkeit  des  Vor- 
handenseins gesetzlicher  Pfandrechte,  die 
aus  dem  Schiffsregister  nicht  zu  ersehea 
sind,  einer  derartigeuVepiPertung  des  Schiffes 
engere  Grenzen  gezogen  sind.  Das  Reichs- 
gesetz hat  deshalb  davon  al^e&ehen,  die 
Schiffe  in  dieser  Hinsicht  wie  unbeweghche 
Sachen  zu  behandeln,  und  sich  bezüglich 
der  EUntragung  des  Eigeniumsäbet^nges 
auf  das  dem  G.  v.  25.  Oktober  1867  zu 
Gnmde  liegende  System  beschränkt,  wo- 
nach die  Anmeldung  der  betreffenden  That- 
sacben  durch  Strafandrohung  gesichert  wird. 

Die  auf  die  Eintragung  der  Schiffe  in 
das  Schiffsregister  \md  auf  die  Ausstellung 
der  Schiffscertifikate  bezüglichen  Artt.  43'^ 
bis  438  dee  H.G.B.  von  1861  sind  in  der 
jüngsten  Redaktion  gestrichen,  weil  sie  durch 
die  Reichsgesetze,  belreffead  die  Nationalität 
der  Eauffohrteischiffe  und  ihre  Befugnis 
zur  Führung  der  fiundcsflo^e,  vom  28.  Ok- 
tober 1867,  28.  Juni  1873  und  23.  Dezember 
1888  ersetzt  sind.  Die  Bestimmun^n  über 
das  Schiffsregister  sind  in  dem  vorliegenden 
Gesetze  den  vorausgehenden  acht  Abschnitten 
nachgestellt,  um  keinen  Zweifel  darüber  zu- 
zulassen, daas  diese  Abschnitte  ohne  Bflck- 
sich  auf  die  Regislneruugsfähigkeit  der 
Schiffe  zur  Anwendung  kommen. 

Die  verkehrsrechtlich  hier  besonders  in 
Betracht  kommenden  Vorschriften  des  Reichs- 
gesetzes  sind  in  den  §§  119^129  enthalten. 

Das  gemeine  Recht  für  den  gesamten 
deutschen  Bin  nenschiffahrts verkehr,  welches 
durch  iliese  Neuordnung  geschaffen  wird, 
weicht  in  wesentlichen  Punkten  und  vorteil- 
haft von  dem  bisherigen  dürftigen  System 
partikularrechüicher  Kontrolle  der  Binnen- 
schiffahrt ab,  wie  solches  beispielsweise  für 
die  sieben  östhchen  Provinzen  Preussens  in 
den  Vorschriften  über  polizeiliche  Bezeich- 
nung der  Flussfahrzeuge  gegeben  war.  {Mi- 
nisterielles Herfement  v.  21.  Mai  1842,  In- 
struktionen derProvinzial-Steuer-Direktionen, 
ErlaSB  der  Minister  fOr  Handel  und  Ge- 
werbe und  öffentliche  Arbeiten  v,  29.  Juni , 


1872  etc.  S.  Nassius,  Die  sfrom-,  schiff- 
fahrts-  und  hafen  polizeilichen  Verordnungen 
etc.  Stettin   1893,  S.  176  ff.) 

Im  einzelnen  waren  für  den  Gang  der 
neueren  Gesetzgebung  die  folgenden  Haupt' 
gesichta punkte  massgebend. 

Die  Grenze  für  die  Registerpflichtigkeit 
soU  sich  nach  der  Tragfähigkeit  des 
des  Schiffes  bestimmen,  wlUirend  das  Gesetz, 
betreffend  die  Registrierung  und  Bezeich- 
nung der  Kauffahrteischiffe,   vom   28.  Juni 

1873  (R.G.B1.  S.  184)  für  Seeschiffe  den 
Brutto-RauminhaltentscheidenläEst  Nur 
Schiffe  von  mehr  als  SO  cbm  Raumgehalt 
bedürfen  nach  letzterem  Gesetze  der  Ein- 
tr^ung  in  das  Schiffsreg^ter.  Die  abwei- 
chende Regelung  im  Bin  neu  Schiffahrtsgesetz 
beruht  dm^uf,  dass  hei  der  Vermessung 
der  Binnenschiffe  im  allgemeinen  nicht  der 
Rauminhalt  bestimmt  wird,  sondern  unmittel- 
bar die  Tragfähigkeit,  und  zwar  nach  dem 
Gewichte,  welches  das  Schiff  von  der  unteren 
bis  zu  der  oberen  Schwimmebene  sinken 
lässt.  Die  letztere  Vermessungsmethode 
führt  hei  den  Flussfahrzeugen  infolge  der 
grosseren  Oleichm&ssigkeit  der  Schiff stypea 
zu  einem  hinreichend  zuveriässigen  Ergeb- 
nisse und  wird  auch  aus  dem  Grunde  be- 
vorzugt, weil  dieses  Ergebnis  für  die  Bedürf- 
nisse des  Verkehrs ,  insbesondere  für  die 
Festsetzung  der  Gebühren  und  Abgaben,  die 
Berechnung  der  Liegegelder  und  Versiche- 
ningsprämien  und  ähnliche  Zwecke  unmittel- 
bar verwendbar  ist 

Die  Tragfähigkeit  von  15  Tonnen  bei 
Dampfschiffen  und  anderen  Schiffen  mit 
eigener  Triebkraft  und  von  20  Tonnen  bei 
sonstigen  Schiffen  entspricht  annähernd,  wenn 
auch  nicht  genau,  einem  durchschnittlichen 
Bruttorauminhalte  von  50  cbm.  Nach  §  3 
der  vom  Bundesrat  erlassenen  Vorschriften 
über  die  Registriening  und  Bezeichnung  der 
Kauffahrteischiffe  vom  13.  November  1873 
(R.Ö.B1.  S.  367)  soUen  50  cbm  Bruttoraum- 
inhalt  bei  Se^lschiften  gleich  22  Tonnen, 
bei  Dampfschiffen  gleich  15  Tonnen  ange- 
sehen werden.  Die  über  den  Entwurf  ge- 
hörten Sachverständigen  haben  bestätigt,  dass 
die  im  §  119  gezogene  Grenze  genügt, 
um  diejenigen  Fahrzeuge,  bei  welchen  die 
Registrierung  als  ein  allgemeines  Bedürfnis 
anzuerkennen  ist,  zu  treffen. 

Dass  die  Eintragring  in  das  Schiffsregister 
nicht,  wie  in  dem  G.  v.  25.  Oktober  1867, 
nur  för  die  zum  Erwerb  durch  die  Schiff- 
falirt  bestimmten  Schiffe,  sondern  für  Schiffe 
jeder  Art  vorgeschrieben  wird,  ist  eine  not- 
wendige Folgerung  aus  dem  Begriffe  des 
Schiffseigners,  wie  er  durch  §  1  des  H.G, 
festgestellt  ist.  Uebrigens  ist  auch  fUr  See- 
schiffe durch  das  B.G.  t.  15.  April  1886 
(R.G.B1.  S.  89)  die  Registrieruug  bereits 
über  den  Kreis  der  in  dem  G.  v.  25.  Oktober 
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1867  bezeichneten  Schiffe  hinaus  erBtreckt 
worden. 

Die  Führungdes  SchiffsregiaterB 
ist  ia  ereter  Linie  den  zur  Fühning  des 
Handels  registere  zuständigen  Oerichten  flber- 
tragen,  was  sich  mit  Bücksioht  auf  die  Ver- 
wandtschaft beider  Obliegenheiten  recht- 
fertigt und  auch  der  Einrichtung  entspricht, 
welche  in  betreff  des.  Begisters  fOr  See- 
schiffe in  etaem  Teile  der  Bundesküsten- 
staaten  besteht. 

(S.  die  von  den  Bundesstaaten  erlassenen 
AuaführungBvorachriftea  Aber  die  zur  Führune 
der  Schiffsregister  berufenen  Gerichte  und 
LandesbehSrden  bei  Mittelstein  a.  a.  0.) 

Der  Inhalt  der  Anmeldung  (§  124  Abs.  1) 
und  der  Eintragung  (§  125  Abs.  1,  2)  ist 
im  wesentlichen  derselbe  wie  bei  dem 
Register  für  Seeschiffe  {G.  v.  25.  Oktober 
1867  §  6),  jedoch  unter  Ausscheidung  der 
nur  für  die  Frage  der  Flaggenführung  er- 
heblichen Dmst^de.  Die  Eintragung  des 
Namens  des  Schiffes  ist  nur  fflr  den  Fall 
voTgesclirieben,  dass  das  Schiff  Oberhaupt 
einen  solchen  fflhrt,  was  bei  FlussscMffen 
nicht  überall  gebräuchlich  ist.  In  Ermange- 
lung eines  Namens  genügt  die  Angabe  der 
sonstigen  ziu-  FeststeQung  der  Identität  des 
Schiffes  dienenden  Merkzeichen,  Was  die 
Eintragung  des  Eigentümere  betrifft,  so  ver- 
steht es  sich,  dass,  wenn  das  Schiff  einer 
Aktiengesellschaft,  einer  eingetragenen  Ge- 
nossenschaft oder  einer  sonatigen  Gesell- 
schaft mit  jin-istischer  Persönlichkeit  gehört, 
die  zur  Kennzeichnung  der  Gesellschaft  not- 
wendigen Angaben  (Sitz  und  Firma)  aufzu- 
nehmen siud.  Aber  auch  bei  offenen  Handels- 
gesellschaften und  Eommandttgeeellschaften 
darf  diese  Art  der  Eintragimg  als  ausreichend 
gelten.  Die  Aufführung  aller  einzelnen  Ge- 
Bellachafter,  wie  sie  der  §  6  Nr.  5  des  G.  v. 
25.  Oktober  1867  in  der  Fassung  des  G.  v. 
23.  Dezember  1888  (ItG.B!.  S.  30Ü)  vor- 
schreibt, führt  zu  erheblichen  Umsländlich- 
keiten  und  kann  bei  der  Registrierung  der 
Binnenschiffe,  für  welche  die  Person  und 
Nationalität  der  einzelnen  Gesellschafter  ir 
keiner  Weise,  wie  für  Seeschiffe,  von  Er- 
lichkeit  ist,  entbehrt  werden. 

Dass  die  für  die  Anmeldung  vorgeBohrie- 
benen  Angaben  glaubhaft  gemacht  werden 
(§  124  Abs.  2),  ist  nicht  zu  entbehren,  wenn 
das  Schiffsregister  seinem  Zweck  gemäss 
den  Beteiligten  zuverlässige  Auskunft  über 
die  eingetrageneu  Schiffe  gewähren  soll. 
Bei  der  ersten  Anmeldung  eines  neu  ge- 
bauten Schiffes  wird  in  der  Eegel  die  Vor- 
legung des  Messbiiefes  genügen,  in 
anderen  Fällen  wini  es  auch  der  Beibringung 
dCT  Erwerbsurkunden  oder  in  Ermangelung 
solcher  einer  Beseheinigung  der  Ortsbeliörde 
über  das  Eigentum  am  Schiffe  bedürfen. 
Ueber  die  Frage    der    Registerfähigkeit 


der  Ausländern  gehörigen  Binnenschiffe 
dürfte  nach  dem  Wortlaute  des  Haichsge- 
setzea  kaum  ein  Zw^el  sein.  Zutreffend 
weist  zu  dieser,  und  zwar  nicht  bloss  fflr 
die  verraögensrechtliche  Seite,  wichtigen 
f^'age  Mittelstein  auf  den  Umstand 
hin  (Kommentar  S.  277),  dass  im  §  122  des 
R.Q.  ganz  allgemein  die  Anmeldung  eines 
jeden  register^flichtigen  (g§  119,  128)  Bin- 
nenschiffes bei  der  B^isterbehOrde  seines 
Eeimatsortes  verlangt  wird ;  einen  Heimats- 
ort {g  6)  in  Deutschland  kann  aber  auch  das 
Schiff  eines  ÄusJänders  haben.  Es  werden  da- 
her die  §§  119ff.  ohne  Unterschied  der  Na- 
tionalität der  Schiffseigner  anzuwenden  sein 
(ebenso  Fßrtsch,  Note  2za  §  123,  und  ba- 
dische  Verordnung,  die  Führung  der  SchiHs- 
register  betreffend,  v.  23.  D^raber  1895, 
§  9),  jedoch  mit  der  Ausnahme,  dass  Binnen- 
schiffe, welche  etwa  schon  im  Auslände 
registriert  sind,  nicht  nochmals  in  Deutsch- 
land einzutragen  sind.  Wenn  es  noch  in 
der  Begründung  S.  138  heisst:  >indem  die 
Anwendbarkeit  des  §  136  (der  älteren  Tex- 
tierung)  sich  auf  registrierte  Schiffe  be- 
schiänkt,  ist  sie  femer  auch  für  alle  aus- 
ländischen Schiffe  ausgeschlossene,  so  kann 
darans  kein  Gegenargument  entnommen 
werden,  denn  die  in  ein  deutsches  Binnen- 
schiffsregister  eingetragnen  Schiffe  sind 
keine  »ausländischen*  Schiffe,  auch  wenn 
sie  Ausländem  gehören. 

In  dem  Gesetze,  betreffend  die  Natio- 
□ahtät  der  Kauffahrteischiffe,  vom  26.  Ok- 
tober 1867,  sind  insoweit,  als  es  sich  um 
die  erste  Eintragung  eines  Schiffes  handelt, 
Strafbestimmungen  zur  unmittelbaren  Er- 
zwingung der  Eintragung  nicht  vorgesehen. 
Bei  Seeschiffen  bedarf  es  dessen  audi  nicht, 
weil  von  der  vorgfingigen  Eintragung  des 
Schiffes  in  das  Schiffsregister  die  Ausübung 
des  Hechts  zur  Führung  der  Beichsflagge 
bedingt,  damit  aber  von  selbst  eine  aus- 
reichende Gewähr  fflr  die  Bewirkung  der 
Anmeldung  gegeben  ist.  Andererseits  tritt 
nach  dem  erwähnten  Gesetz,  wenn  die  An- 
meldung einer  Veränderung  der  im  Schiffs- 
register eingetragenen  Thateachen  unter- 
bleibt, nicht,  vie  in  dem  Verfahren  bezüg- 
lich der  Anmeldungen  zum  Handelsregister, 
eine  blosse  Ordnungsstrafe  ein ;  son- 
dern die  Unterlaasimg  einer  solchen  An- 
meldung ist  mit  öffentlicher  Strafe 
bedroht,  weil  ein  erhebliches  öffent- 
liches Interesse  daran  besteht,  dass 
derartige  Veränderungerij  die  unter  Umstän- 
den aiif  das  Becht  zur  Führung  der  Reichs- 
fla^e  von  Einflusa  sein  können,  ohne  Vei> 
zug  zur  Eintragung  gebracht  werden  (G.  v. 
25.  Oktober   1867,   §   15).    Diese  Gesidits- 

S unkte  treffen  für  Binnenschiffe  weder  in 
er  einen  noch  in  der  anderen  Richtung  zu. 
Das    Gesetz    sieht    deshalb     behnfs    Er- 
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zwinguDg  der  AnmelduDgen  mit  ein 
OrdnaDgestrafrerfofaren  nach  Masagabe  der 
fOr  die  Anmeldungen  znm  Handebre^ter 

geltenden  BeBtimmnngen  vor. 

Das  Redc^Bg^eBetz  nat  entgegen  den  see- 
rechtlichen Bestimmungen  auch  alle  für  die 
Frage  der  Flaggenfflhrung  erheblichen 
ümst&nde  aus  dem  Bereiche  Beiner  Normen 
ausgeschieden. 

Die  Flagge,  als  das  vOlherreolitlich 
wichtigste  QualifiKatioiiBzeicheD  des  Seever- 
kehrs, hat  aus  den  wiederholt  erwähnten 
Qrflnden  fflr  die  Biunenechif&ihrt  keiner- 
lei rechtliche  Bedeutung,  ihr  Gebrauch 
ist  res  merae  facultatis  und  wird  zumeist 
nur  dekorativen  Zwecken  nach  ortsüblichem 
Oebraucfae  dienen. 

Äeltere  VorschlSge,  wonach  B^timmun- 
gen  über  die  Flaggenführung  der  Binnen- 
schiffe durch  kaiserliche  Verordaimg  mit 
Zustimmung  des  Bundeerates  getroffen  wer- 
den kennen,  haben  im  Beichsgesetz  als  ent- 
behrlich keine  Berücksichtigiins  gefunden. 
Es  bleibt  daher  nach  wie  vor  für  die  Ma- 
terie das  Landesrecht  massgebend.  Eine 
irgendwie  zulängliche  Sammlung  des  ein- 
Bchlft^gen  Quellenmaterials  fehlt  bisher 
gftnzhch.  Soweit  dessen  Entwickelung  par- 
tikulaiTGchthch  verfolgt  werden  kann,  fehlt 
auch  auf  aUen  Seiten,  wie  es  scheint,  die 
Annahme,  dass  hier  ein  Bedürfnis  nach 
Rechtsvorschriften  zwingender  Natur  vor- 
handen sei.  Fflr  FreuBsea  wenigstens 
kann  den  Anordnungen  (EabinettsordreB 
V.  22.  Mai  1818  und  12.  März  1823,  Mi- 
niaterialerlaas  v.  14.  November.  1834  bei 
Nassius  a.  a.  0.  S.  182),  welche,  von  der 
hördlichen  Wahrnehmung  ausgehend,  »dass 
die  preuBsiflchen  Schiffer  auf  den  Strömen 
fortgefahren  haben,  Flaggen  nach  eigenem 
Belieben  zu  führen« ,  diese  verwarnten, 
■das  Gebot,  wonach  de  nur  die  ordentliche 
preuBsische  Landes-  odei'  Handelsflagge 
führen  dürfen,  zu  übertreten«  ■ —  nur  noch 
bedingt  wirksame  Kraft  zuerkannt  werden. 
Durch  Art.  55  der  BeichBverfassung  ist  an 
die  Stelle  der  partikularrechtlichen  Handels- 
flagge die  sch^'arz-weiss-rote  Flagge  der 
deutschen  Handelsmarine  getreten,  und  es 
muss  daher  der  Gebrauch  dieser  Farben 
auch  seitens  der  Binnen-  und  Stromschiffer 
als  gesetzlich  zugelassen  angesehen  werden. 
Die  Führung  der  Landesflagge  eines  ande- 
ren deutschen  Bimdesstaates  wird  aber 
auch  preussischen  Schiffern,  die  ein  in 
einem  anderen  Bundesstaate  ins  Schiffs- 
r^ister  eingetraeeces  Schiff  führen,  nadi 
den  für  das  Bundesindigenat  geltenden 
Grundsätzen  fortan  nicht  mehr  auf  Gnmd 
jener  obsolet  gewordenen  Rechtsvorschriften 
mit  Strafe  belegt  werden  dürfen.  Aller- 
din^  wird  aber  das  in  einem  deutschen 
Schiffsregister     eingetragene     Binnenschiff, 


au(di  wenn  es  im  Eigentum  fremder  Staats- 
angehöriger, Gesellschaften  etc.  steht,  zur 
dauernden  Führung  fremder  Landes^ben 
nicht  berechtigt  sein. 

Der  Schluss  wird  auch  e  contrario  aus  den 
Vorschriften  zu  ziehen  sein,  welche  für  die 
internationale  Flussschiffahrt  anf 
Grund  der  bestehenden  Schiffahrteakte  be- 
stehen und  auf  den  konventionellen  FlQsseii 
den  ständigen  Gebrauch  der  fremden  Flaroe 
fremden  Schiffen  naturgemäss  freistelbn. 
AJa  tj-pisch  mag  hierfür  citiert  werden  die 
TorEclmft  der  revidierten  Rheinschiffahrts- 
akte V.  17.  Oktober  1868 : 

Alt.  2.  Die  ZOT  Rbeisachiffahrt  g'ehtlrig:en 
Schiffe  nnd  die  vom  Bheine  herkommeDdeii  HoIb- 
fltwee  kSnnen  anf  jedem  ihnen  beUebigen  Wege 
doTch  das  niederländische  Gebiet,  vom  BJieiDe 
in  dag  offene  Heer  oder  nach  Belgien  und  um- 
gekehrt fahren. 

Sollt«  durch  NatnrereignisBe  oder  Kunst- 
anlagen einer  der  Wasserwege,  welche  die  Ver- 
bindnng  des  Rheines  mit  dem  offenen  Heere 
Ober  Dordrecbt,  Botterdam,  Hellevoegtlnis  und 
Brielle  vermitteln,  iu  der  Folge  für  die  Schiff- 
fahrt  unbrauchbar  werden,  so  soll  die  zn  dessen 
Ersatz  der  Diederläadischen  Scbiffahrt  ange- 
wiesene Wasaerstrasse  auch  der  ScÜflahrt  der 
übrigen.  Uferataaten  oßen  steben. 

Als  zur  Bbeinschiffabrt  gehßrig  soll  jedes 
Schiff  betrachtet  werden,  welches  znr  Ftihrung 
der  Flagge  eines  der  Bneinaferataaten  berech- 
tigt ist  und  sich  hierüber  dnrcb  eine  von  der 
betreffenden  Behörde  ausgestellte  Urknnde  aus- 
zuweisen vermag. 

Die  urkundliche  Legitimierung 
des  Schiffes  im  Binnenverkehr  bedarf  nicht 
der  umfassenden  Kautelen,  welche  das 
Flaggenrecht  im  ausländischen  Betriebe  not- 
wendig fordert.  Von  den  Schiffspapie- 
ren, welche,  von  der  zuständigen  Hei mats- 
behörde  ausgefertigtj^  öffenüichen  Glauben 
geniessend,  jedem  Dritten  gegenüber  den 
Nachweis  der  Thatsachen  erbringen,  die 
in  ihnen  zur  Verzeichnung  gelangt  sind, 
kommt  hier  nur  der  Schiffsbrief  in  Be- 
tracht In  dem  nach  der  Eintn^ing  des 
Schiffes  zu  erteilenden  Schiffsbriefe  wird 
unter  dem  Siegel  des  Amts-  bezw.  Land- 
gerichts etc.  und  der  Unterschrift  des 
Richters  durch  die  unterzeichnete  Behörde 
bezeugt,  >dBSS  in  das  von  derselben  nach 
dem  Gesetze,  betreffend  die  privatrecht- 
lichen Verhältnisse  der  Binnenschiffahrt,  v. 
15.  Juni  1895  geführte  Schiffsregister  das 
nachbenannte  Schiff  unter  Nr. . . .  auf  Grund 

^aubhafter  Nachweisungen  am  . . .  ten 

eingetragen  ist,  wie  folgt« : 

Dieser  Schif&brief,  weicher  nach  §  125 
Abs.  3  dem  Eigentümer  seitens  der  Register- 
behörde  zu  erteilen  ist,  soll  den  Schiffs- 
eigner oder  Schifter  in  die  Lage  setzen, 
sich  dritten  Beteiligten  und  den  Behörden 
gegenflber  jederzeit  über  die  In  das  Register 
eingetragenen  Thatsachen  und  Verhältnisse 
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,  -weshalb  alle  Aendeningen  da- 
rin einzutragen  sind  (§  126  Abs.  3)  sowie 
insbesondere  auch  die  auf  Pfandrechte  und 
Pfand« n EBB  beztlglichon  Vermerke  (s.  im 
nrsprün^chen  Text  des  R.O.  die  jetzt  weg- 
gefallenen §  131  Abs.  4,  §  132  Abs.  3, 
§  136  Nr.  1). 

Die  nach  den  geltenden  Verordnungen 
oder  den  Schiftahrtsverträgen  von  den  Ver- 
waltungsbehörden auszustellenden  sonstigen 
Schiffepapiere  (Meesbriefe,  SchJffspatente, 
Schiösatteste  und  der^eichen)  behalten  da- 
neben ihre  rechtliche  Be<leutiing, 

Die  Führung  des  Schiffsbriefes  an  Bord 
ist  durch  das  Keichsgesetz  jedoch  nicht 
obli^torisch  gemacht;  die  Motive  geben  der 
Ansicht  des  Gesetzgebers  dahin  Ausdruck, 
daas  Vorschriften  Ober  die  Pflicht  des 
Schiffers,  den  Schiffabrief  stets  auf  dem 
Schiffe  raitzuf Uhren,  nicht  in  das  Gesetz 
gehören,  sie  könnten  nötigenfalls  im  Wege 
schiffahrtspoJizeilieherAnordnuDgen  getroffen 
werden. 

In  Ermangelung  solcher  ist  der  Schiffer 
trotz  g  8  des  R.G,  nicht  verpflichtet,  den 
Schiffebrief  als  Teil  der  Scbiffspapiere  an 
Bord  zu  bringen.  In  diesem  Ffdle  tritt 
auch  nicht  eine  Öffentlichrechtliche  Beurkun- 
dung der  Indentiiat  des  Schiffes  ein,  son- 
dern die  nach  dem  System  der  sicherheits- 
polizeiliehen  Voi-schriften  des  Aufenthalts- 
staates gebotenen  persönlichen  Legiti- 
mationsmittel des  Schiffers  reichen  auch 
ziu:  urkundlichen  Le^timation  des  von  ihm 
geffdirten  Schiffes  hin.  —  Hier  überwiegen 
im  Reichsgesetz  offensichtlich  die  privat- 
rechtlichen  Gesichtspunkte;  die  Sicherheit 
des  Verkehrs  zumal  auf  den  Wassenstrassen, 
welche  mehrere  deutsche  Staatsgebiete 
diuühziehen ,  hätten  die  Forderung  begrün- 
det, dass  zum  mindesten  Schiffe  mit  grösse- 
rem Raumgehalt  zur  Führung  des  Schiffs- 
brietes  reich  Brecht]  ich  angehalten  würden. 
Für  den  Schiffahrtaverkenr  auf  den  kon- 
ventionellen Wasserstrassen  ist  die  Fühning 
des  Sclii  ff  sattstes  an  Bord  obligatorisch 
gemacht.  Es  ist  den  Hafen-  und  Polizei- 
behörden auf  Erfordern  jederzeit  vorzu- 
zeigen (s.  RheinscbiffahrLsakte  Art.  22). 

Das  Schiff  ist  ein  befriedetes  Besitz- 
tum. Es  vhird  ihm  daher  der  gleiclie  Schutz 
fegen  gewaltsame  Eingriffe  zu  Teil  wie 
em  Besitztum  überhaupt  (RSt.  Ö.B.  §  342 
in  Verbindung  mit  g§  123,  124),  docli  be- 
steht in  Betreff  der  Schiffe  ein  Durch- 
suchungsrecht der  Zoll-  und  Steuerbeamten, 
der  Hafen-  und  Revierbeamten  nach  Mass- 
gabe der  einschl&gigen  Specialnormen. 

Eine  Arrestfroiheit  segelfertiger  Bin- 
nenschiffe ist  im  geltenden  RecJlto  nicht 
begrilndet  (s.  darüber  Mittelstein  in 
Böhms  Zeitschrift  für  internationales 
Recht,  Bd.  II,  S.  272—373).    Von  der  Auf- 


nähme  des  §  482  Abs.  1  des  H.G3.,  welcher 
die  Arrestfreiheit  segelfertiger  Seeschiffe 
zulässt,  ist  absichtlich  Abstand  genommen 
worden. 

B.  Die  BeohtSTerhUtniHae  der  BohiSb- 
besatzung.  Die  personenrechtlichen  Vor- 
schriften des  Reichsgesetzea,  welche  die 
den  eigentümlichen  Formen  und  Lebens- 
verhältnissen des  Binnen  Schiffahrtsbetriebes 
MigeraesBenen  staatlichen  EontroUeinrichtun- 
gen  sichersteUen  sollen,  sind  enthalten  in  den 
§§  3,  21—26.  Sie  ei^ftnzen  bezw,  verän- 
dern ältere  hier  einzielende  Vorschriften  des 
deutschen  Handelsrechts,  der  Seemannsord- 
nung  und  der  Gewerbeordnung,  die 
eine  Anlehnung  ermS^chen  oder  eine 
grundsätzhche  Ablehnung  entsprechend  der 
besonderen  Eigenart  des  Binnenschiffahrts- 
betriebes forderten. 

Wie  das  Seerecht  operiert  in  dem  be- 
zeichneten Quellen matenal  auch  das  Binnen- 
schiffahrtsgesetz mit  den  beiden  Begriffen 
der  Schiffsbesatzung  und  der  Schiffs- 
mannschaft; sie  sind  von  verschiedener 
Länge  und  verauhiedener  technischer  Be- 
deutune.  Unter  Schiffsbesatzung  ist  die  Ge- 
samtheit der  Personen  zu  verstehen,  welche 
auf  einem  Schiffe  ein  Amt  oder  einen 
Dienst  haben.  Es  gehören  dazu  der  Schiffer, 
die  Schiffsmannschaft  und  alle  übrigen  auf 
dem  Schiff  angestellten  Personen  (DJI.G.B. 
§  481).  Die  zuletzt  genannten  Personen 
können  höhere  Dienste  zu  versehen  haben, 
wie  die  Aerzte ,  Zahlmeister ,  Proviant- 
meister, die  auf  grösseren  Passagier- 
schiffen vorkommen,  die  Maschinisten  der 
Dampfschiffe,  oder  auch  niedere,  wie  die 
Auf  Wärter,  Köche  (auf  den  grösseren  Passa- 
gierschiffen),  Heizer,  Sie  sind  in  betreff 
der  Rechte  und  Pflichten  der  Schiffsmann- 
schaft durch  das  Gesetz  gleichgestellt,  ohne 
Unterschied,  oh  sie  vom  Schiffer  oder  Reeder 
angenommen  sind  (Seemanusordnung  §  3); 
sie  haben  tlaher  auch  den  Anordnungen  des 
Schiffers  in  Ansehimg  des  Sdiiffsdienstes 
imweigerlich  Folge  zu  leisten. 

Die  Schiffsmannschaft  dagegen  umfasst 
den  Peraonenkreis  derjenigen,  welche  benife- 
mässig  zur  Bedienimg  eines  Schiffes  d» 
sind,  sie  bilden  die  Bemannung  zum  Scdiiff- 
fahrtsdienst.  Die  SchiffsraanDschaft  steht 
unter  den  Anordnungen,  unter  der  Bcfehla- 
gewalt  des  Schiffers:  der  Schiffer  selbst 
gehört  also  nicht  zu  jenem  Personen  kreis, 
wohl  aber  sind  hierhin  namentlich  auch  die 
Maschinisten  inid  Heizer  gerechnet,  waa 
nach  der  Seemannsordnung  §  3  nicht  der 
Fall  ist.  Sonstige  Mitglieder  der  Schiffsl>e- 
satzong,  welche  nichts  mit  dem  eigentUchen 
Schiffehrtsdienst  zu  thun  habeuj  wie  nament- 
lich Aufwärter,  Köche  (falls  sie  nicht,  wie 
oft,  gleichzeitig  Matrosen  sind),  Kassierer  etc, 
gehören  nicht  zur  Schiffsmannschaft,  weshalb 
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fflr  Bie  nach  wie  vor  das  büi^erliche  Recht 
gilt,  Dicht  aber  die  §§  21 — 25  des  Binnen 
schüfahrtsgesetzes. 

Die  die  Schiffsmannschait  begründendi 
Dienstmiete  bringt  den  Schiffsmana  nicht  ii 
eine  Art  von  Dienstboten  Verhältnis  zum 
Schiffseigner;  ohne  Rücksicht  auf  die  Be- 
schaffenheit des  durch  die  Ereignisse  und 
momentanen  Bedürfnisse  des  Swiiffahrtbe- 
triebes  geforderten  Dienstes  und  der  Leistung 
steht  die  Schiffsinannsohaft  unter  den  ver- 
waltungarechtüchen  Nonnen  der  Gewerbe- 
ordnung T.  21.  Juai  1869.  (Fassung  vom 
Jahre  1891.)  Dass  die  SchiCfsmannscliaft, 
soweit  nicht  die  §§  22 — 25  Abweichendes 
bestimmen,  der  Gewerbeordoung  unterliegt, 
ist  von  besonderer  Bedeutung  für  die  Zu- 
ständigkeit der  Gerichte  in  Bezug  auf  S  t  r  e  i  - 
tigkeiten  zwischen  Schiffseigner  resp. 
Stfijfferutid  der  Schiffsmannschaft.  Daherfin- 
det  auch  hier  das  G.  v.  29.  Juli  1890,  betr.  die 
Gewerbegerichte,  Änwecdunff.  FOr  Streitig- 
keiten über  den  Antritt ,  die  Fortsetzung 
oder  die  Auflösung  des  Arbeitsverhältnisses, 
über  die  Aushändigung  oder  den  Inhalt 
eines  Arbeitsbuchs  oder  Zeugnisses  sowie 
über  die  Leistungen  und  Entachädigungs- 
aasprüche  aus  dem  Arbeitsverhältnisse  und 
deiv;leidien  (s.  den  §  3)  sind  unter  Aus- 
schluss der  ordenthcheu  Gerichte  die  Ge- 
werbegerichte ohne  Rücksicht  anf  den  Wert 
des  Streitgegenstandes  zuständig,  soweit 
nicht  nach  den  internationalen  Schiffahrts- 
verträgen  die  Zuständigkeit  besonderer  Ge- 
richte begründet  ist  (Aaditionalakte  zur  Elb- 
Bchiffahrtsakte  v.  13.  April  1844  §  47  und 
preussisches  Gesetz,  betr.  die  Elbzollgerichte, 
T,  9.  Juli  1879  §  4).  In  Ermangelung  eines 
zuständigen  Gewerbegerichts  greifen  ferner 
die  Bestimmungen  über  die  auf  Anrufen 
eines  jeden  Teils  zugelassene  vorläufige  Ent- 
scheidung des  Gemeindevorstehers  Platz 
(§§  71ft  des  Gesetzes  über  die  Gewerbege- 
nchte).  Dem  bei  Streitigkeiten  zwischen 
den  in  der  Binnenschiffahrt  beschäftigten 
Personen  vorhandenen  Bedürfnisse  nach 
einem  von  den  Förmlichkeiten  des  ordent- 
lidiea  Rechtsgangs  befreiten  Verfahren  ist 
hiermit  genOgt  Auch  in  Bezug  auf  die 
Srtlidie  Zuständigkeit  blieb  es  bei  den  gel- 
tenden Vorschriften  bewenden  (Gesetz  über 
-die  Gewerbegeriehte  g§  25,  71).  (Begr. 
S.  57.)  Von  den  erwähnten  besonderen  Ge- 
richten (vgl.  Gerich tsvertassungsgesetz  §  14) 
kommen  mer  nur  die  Eibzollgerichte  in  Be- 
tracht. Nach  der  Additionalakte  §  47  unter 
2  c  ist  ein  solches  zuständig  für  >die  Unter- 
suchung und  Entscheidung  von  Streitig- 
keiten zwischen  den  Eignem  und  Führern, 
den  Dienatieuten  und  Zugknechten  der 
Stromfahrzeuge  Qber  ihre  Dienst-  und  Lobn- 
verhältnisse*,  und  zwar  nach  g  43  dann 
»wenn   die  streitenden  Parteien  in  seinem 


Gerichtsbezirke  anwesend  sind  und  wenig- 
stens eine  derselben  seine  Amtsthätigkeit 
wegen  derartiger  Ansprüche  anmftc 

Der  AbschluBB  des  Dienstvertrages  ist  an 
keine  Fonnahtäten  gebunden  (ebenso  nicht 
der  Heuervertrag  des  Seemanns) ;  vgl,  Gew.O, 
(Fassung  des  G.  v.  1.  Juni  1891)  §§  106, 
107.  Abgeschlossen  wird  der  Vertrag  von 
dem  Schiffseigner.  Hat  der  Schiffer  fflerzu 
keine  VoUmadit,  so  ist  er  hierzu  nur  be- 
rechtigt ausserhalb  der  Orte  des  §  15  und 
soweit  die  Ausführung  der  Reise  die  An- 
stellung erforderlich  macht. 

Im  übrigen  beschränkt  sich  das  Beichs- 
gesetz  darauf,  unter  Feststellung  des  Be- 
griffes der  Schiffsmannschaft  (§  21)  Be- 
stimmungen Ober  den  Dienstantritt  und 
die  Folgen  einer  YerzSgening  (g  22),  über 
die  allgemeinen  Dienstofahegenheiten  des 
Schiffsmannes  (§  23),  Ober  die  Ijöhnungs- 
termine  (g  24)  sowie  Ober  die  KOndigung 
und  über  die  Auflösung  des  Dienstverhält- 
nisses durch  Entlassung  oder  Austritt  (g  25) 
zu  treffen.  Wird  das  Dienstverhältnis  vctr 
der  Ankunft  des  Schiffes  am  Bestimmungs- 
oi-t  während  der  Reise  aufgehoben,  so  hat  der 
Schiffsmann  Anspruch  auf  die  Kosten  der 
ROckreise  nach  dem  Orte,  an  welchem  er 
in  Dienst  getreten  ist.  Diese  Bestimmung 
findet  keine  Anwendimg,  wenn  der  Schiffs- 
mann  sich  einer  Handlung  schuldig  gemacht 
bat,  welche  geeignet  ist,  seine  sofortige  Ent- 
lassung zu  rechtfertigen.  Ist  ein  die  so- 
fortige Entlassung  rechtfertigender  Grund 
niehtvorhanden,  so  kann  der  Schiffsmann  zwar 
jederzeit  seines  Dienstes  enthoben  werden, 
jedoch  unbeschadet  seiner  Entschädigungs- 
ansprüche für  die  Zeit  bis  zum  Ende  der 
vertragsmässigen  Dauer  des  Dienstverhält- 
nisses oder  bis  zum  Ablaufe  der  Kündigungs- 
frist. Diese  Vorschriften  lehnen  sich  vielfach 
an  die  Vorschriften  der  Seemannsordnung 
an,  halten  sich  aber  in  einem  wesentlich 
engeren  Rahmen.  Die  zahlreidien,  teils 
poHzeihchen,  teils  disciplinären  oder  straf- 
rechtlichen Bestimmungen  der  Seemanns- 
ordnung  hängen  meistens  mit  den  besonderen 
Verhältnissen  der  Seeschiffahrt  zusammen. 
Die  Binnenschiffahrt  kann  mit  Rücksicht 
auf  die  geringere  Gefthrhchkeit  des  Be- 
triebes und  auf  die  leichtere  Möglichkeit 
des  Ersatzes  ungeeigneter  Personen  dureh 
andere  den  grössten  Teil  jener  Vorschriften 
entbehren. 

Eingehende  Bestimmungen  über  Befähi- 
gungsnachweis und  ArbeitsKontrolle  wurden 
aus  den  gleichen  Gründen  ins  Gesetz  nicht 
aufgenommen,  ausgenommen  da,  wo  es  sich 
um  technisch,  oder  vermöge  der  Gliederung 
des  Dienstes  an  Bord,  persönlich  qualifizierte 
Dienstleistimgeu  handelt  Nach  g  132  ist 
der  Bundesrat  befugt,  Bestimmungen  tlber 
den  Befähigungsnachweis  der  Schiffer  und 
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Ifoschinisten  fflr  BiDQfinachiffe  zu  treffen. 
Bezüglich  der  Schiffahrt  auf  Seeen,  welche 
keine  fahrbare  Verbiudung  mit  einer  anderen 
Wasserstrasse  haben,  steht  die  Befugnis  der 
Landesregierung  zu. 

Sozialpolitisch  bedeutungarolle  Ueinungs- 
verschiedenheiten  traten  besonders  hervor 
bei  Festsetzung  der  rechtlichen  Stellung  der 
Schiffsmannschaft  ge^nflber  dem  Schiffer. 
Bei  der  parlamentanschen  Behandlung  lag 
zu  §  23  der  Antrag  vor,  an  Stelle  des  Abs. 
2  zu  sagen: 

•  Ohne  Erlaubnis  des  SdiiffeiB  darf  der 
Schiffsmann  das  Schiff  nicht  verlassen,  doch 
darf  ihm  ausser  der  Arbeitszeit,  venn  nicht 
triftige  Qrflude  vorliegen,  diese  Erlaubnis 
nicht  verweigert  werden.  Auch  ist  ihm  der 
Zeitpunkt  der  Rückkehr  stets  anzugeben. 
Ist  dies  unterblieben,  so  reicht  der  Urlaub 
bis  zu  dem  Zeitpunkt,  mit  welchem  am 
anderen  Tage  die  Arbeit  beginnt« 

Die  Astrageteller  begründeten  den  An- 
trag mit  dem  Hinweis  auf  das  jetzt  be- 
atmende Abhängigkeitsverhältnis  des  Boots- 
manns von  dem  Schiffer.  In  der  Arbeits- 
zeit, wurde  geltend  gemacht,  müsse  der 
Bootsmann  säbstverstandäch  seine  Schul- 
digkeit thun  und  auf  dem  Schiffe  verbleiben, 
aber  ausserhalb  derselben  dürfe  man  ihn 
nicht  lediglich  von  der  Gnade  des  Schiffers 
abhängig  machen.  Dem  wurde  von  mehreren 
Seiten  entgegengehalten,  dass  durch  die  Au- 
nahme  des  Antrages  die  Disciplin  auf  dem 
Schiffe  in  bedenklichster  Weise  gefährdet 
werde.  Was  habe  man  denn  imter  »triftigen 
Gründen*  zu  verstehen,  wer  solle  über  das 
Yorhandensein  solcher  »triftigen  Gründe* 
urteilen?  Die  soziale  Stellung  zwischen 
Schiffer  imd  Bootsmann  sei  gar  nicht  so 
unterschiedlich,  dass  diese  Leute  sich  nicht 
wie  bisher  in  friedlicher  Weise  über  ihre 
Ausgehezeit  einigen  sollten. 

Der  Inhalt  des  Antrages  rufe  nur  bisher 
iingekannte  Streitigkeiten  hervor  und  er  sei 
daher  völlig  entbehrlich.  Nach  Ablehnung 
des  Antrages  mit  allen  gegen  3  Stimmen 
erfolgte  mit  ebensolcher  Mehrheit  die  An- 
nahme des  Paragraphen  nach  der  Regierunga- 
vorl^e. 

Von  denselben  Antragstellern  wurde  be- 


Schiffe mit  Ausnahme  der  Dampfsdiiffe 
ohne  Anhang  an  der  nächsten  zum  Halten 
geeigneten  Stelle  ihre  Fahrten  einzustellen. 
An  Sonn-  und  Feiertagen  ist  die  Arbeit  an 
Boni  der  Fraditschiffe  nur  in  Fällen  der 
Not  gestattet* 

In  der  B^rflndung  des  Antrages  wurde 
auf  die  Ueberan streu gung  der  Bootsleute 
und  namentlich  des  Heizerpersonals  hinge- 
wiesen. Das  Fahren  bei  Nacht  müsse  not- 
gednmgen  die  Zahl  der  Havarien  vermehren, 


während  der  Mangel  an  Sonntagsruhe  die 
£räfte  des  Schif&personals  nicht  zur  rich- 
tigen Erholung  kommen  lasse.  Diesen  Aus- 
führungen entgegen  wurde  von  mehreren 
Seiten  auf  die  Eigentümlichkeit  des  Schiff- 
fahrtsgewerbes verwiesen,  das  zunächst  im 
Winter  eine  lange  Zeit  der  Buhe  habe,  oft 
länger,  als  dem  Schiffsmann  lieb  sei  Dann 
aber  ermangele  es  auch  während  der  B&- 
triebszeit  nicht  an  Ruhetagen,  schon  infolge 
der  Lade-  und  LSschzeit;  wie  oft  aber  werde 
ausserdem  auf  die  Gelegenheit  Ladung  zu 
finden,  unthätig  gewartet  Von  der  gesamten 
Betriebszeit  verbringe  ein  Frachtsdiiff  noch 
nicht  ein  Drittel!  auf  der  Fahrt,  die  Übrige 
Zeit  entfalle  auf  den  Aufenthalt  an  Lads- 
und Löschplätzen. 

In  der  Kommission  sowohl  wie  bei  deai 
Plenarberatungen  im  Reichstage  wurden 
diese  über  den  Rahmen  der  Regierungsvor- 
1^  hinausgehenden  Antiäge  us  den  indi- 
viduellen Arbeitsverhältnissen  des  Schiff- 
fahrtabetriebes  widersprechend  abgelehnt 
Die  die  Besdiränkung  der  Nachtarbät,  der 
Arbeit  an  Sonn-  und  Feiertagen  betreffenden 
Vorechriften  der  Gew.O.  v.  21.  Juni  1868 
(in  ihrer  Gestaltung  bis  zum  H,G.  v.  1.  Juni 
1891  g  105a  bis  1051)  haben  daher  für  den 
Binneuschiffahrtsbetrieb  z.  Zt.  keine  Geltung. 
Dag^^n  ist  nach  §  42  RG.  der  Fracht- 
führer  zur  Uebemahme  der  Güter  an  Sonn- 
tagen und  allgemeinen  Feiertagen 'nicht  ver- 
püichtet,  es  sei  denn,  dass  ein  Notfall  vor^ 
lie^e.  Zu  der  im  Gesetze  somit  unger^elten 
sozialpolitisch  undgewerberechtlich  wichtigen 
Frage  liegen  jedcüh  zahlreiche  Beschwerden 
vor,  die  eine  positive  Regelung  nnabweislich 
erscheinen  liusen.  Auch  der  erosse  Äus- 
BchuBS  des  Centralvereins  für  Hebung  der 
deutschen  Fluss-  und  Kanalschiffahrt  hat  sich 
im  Jahre  1898  mit  der  gesetzlichen  Rege- 
lung der  Nachtruhe  im  Schiffergewerbe 
beschäftigt;  er  nahm  jedoch  nach  einem 
Referat  des  Syndikus  Dr.  Landgraf  folgende 
Resolution  an :  »Der  Centralverein  hält  eine 
Festlegung  der  Nachtruhe  im  Binnenschiff- 
fahrtsgewerbe für  nicht  notwendig,  muss  ^>er 
jedenblls  eine  einseitige  B^^ung  derselben 
ablehnen.  Eine  Untersuchung  der  Arbeiter^ 
Verhältnisse  im  Binnenschiffohrtsbetriebe 
muss  gleichzeitig  auf  die  Angestellten  und 
Bediensteten  im  Eisenbahnbetriebe  ausge- 
dehnt werden.. 

Auch  die  aus  Berufekreisen  heraus  ge- 
forderte Einführung  obligatorischer  Dienst- 
bücher (vgl.  die  Ausführungen  des  Reichs- 
tagsabgeordneten  Basaermann,  stenogr.  Be- 
richte, IX.  Legislaturperiode,  HL  Session, 
1894/95,  Bd.  I  S.  535  ff.)  wurde  mit  dem 
Hinweise  abgelehnt,  dass  diese  Fn^  als 
eine  gewerberechtliche  ihre  Ordnung  nicht 
in  diesem  Gesetze  finden  kSnne  und  dass 
im  übrigen  in  Ansehung  der  grosaen  Wässer- 
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1  durch  die  Vorschriften  der  Schiff- 
Jahrtsakte  und  VertrBge  ausreichend  Für- 
sorge getroffen  sei.  Demnach  ^Iten  aod) 
immer  die  landen  und  ortspolizeilich  auf 
die  DieDfitverhältniBBe  der  Schiffsleute  be- 
zDglichen  Verordnungen,  so  in  PreusBen  die 
Min.V.  y.  8.  August  1S56  betreffend  die 
Einfflhrung  von  Dienstbüchern  für  Schiffa- 
leute der  Binnenschiffahrt  Diese  ordnet 
auf  Orund  des  §  6  litt.  b.  des  öeeetieB  über 
die  Polizeiverwaitung  v,  11.  März  1850  zur 
besseren  Beaufsichtigung  der  Schiffsleute 
auf  preusaiechen  Flussschiffen  und  zur  He- 
bung der  Disciplin  an,  dass  jeder  Dienst- 
mann  auf  einem  preussischen  Flussschiffe 
oder  Flosse  —  Lehrling,  Junge,  Schiffs- 
knecht, Zngknecht,  Heizer,  GeeeÜe,  Matrose, 
Bootsmann,  Steuennaun  —  mit  einem  Dienst- 
buche versehen  sein  und  dasselbe  auf  jeder 
Reise  bei  sich  führen  muss.  Da  dieses 
Dienstbuch  ein  voi^eschriebenes  Mittel  poli- 
zeilicher Legitimation  ist,  hat  die  Ueiaus- 
nafame  der  Schiffsmannschaft  aus  dem  Dienat- 
bolenverh&ltnisse  und  die  Unterstellung  unter 
die  Vorschriften  der  Beichsgewerbeordmmg 
sicherlich  nicht  die  Aufhebung  jener  Ver- 
pflichtung ziu:  Folge. 

Die  im  Betriebe  der  Biunenschiöahrt 
stehenden  Personen  sind  in  den  Bereich  der 
durch  die  Reichs  Versicherungsgesetze  be- 
günstigten Kreise  aufgenommen.  Die  Ver- 
sidierung  derselben  hat  bei  derjenigen  Ver- 
aicherungaanstalt  zu  geschehen,  in  deren 
Bezirk  der  Sitz  des  Betriebes,  in  welchem 
der  zu  Versichernde  beschäftigt  ist,  gelegen 
ist  Vgl.  preussische  Äusführungeanweisung 
V.  21.  August  1S85  zur  Unfalls-  imd  Eranken- 
vereichening :  AU  BeschäftigtingBort  der  in 
der  Binnenschiffohrt  und  Flösserei  beschäf- 
tigten Personen  gilt  derjenige  Ort,  von  wel- 
chem aus  das  Qewerbe  betrieben  wird.  Als 
solcher  ist  im  Zweifelsfalle  der  Wohnort 
des  Betriebsunternehmers  oder  in  dessen  £r- 
mangelung  derjenige  Ort  anzunehmen,  an 
welchem  derselbe  zur  Geweitiesteuer  von 
dem  in  Frage  kommenden  Betriebe  veran- 
lagt ist« 

0.  Die  Tflohtliohe  Kontrolle  über 
dsn  ordmmgBm&aaigaii  Terlmif  der 
Tahrt.  Die  Sicherheit  des  Schiffahrtsver- 
kehre  ist  vor  allem  von  dem  Umstand  ab- 
hängig gemacht,  dass  das  wichtigst«  Trans- 
portmittel dieses  Verkehrs,  das  Schiff,  auch 
that sächlich  den  Anforderungen  genüge, 
welche  gestellt  werden  müssen,  um  den 
gewünschten  technischen  Zweck  zu  er- 
reichen. Zu  diesem  Behufe  erfassen  be- 
sondere BUB  der  Eigenart  seines  Gewerbes 
hervoi^egangene  standesrechtliche  Nonnen 
den  Schiffer  als  zeitigen  verantwortlichen 
Vertreter  wichtiger  privat  wirtschaftlicher 
und  staatlicher  Interessen,  sie  legen  ihm 
eine  Reihe  von  Verbindlichkeiten  auf,  die 


sich  teils  auf  sein  privatvermfigensrecht- 
linhes  Verhältnis  zu  Schiffs-  und  Ladungs- 
interessenten,  teils  auf  sein  Verhältnis  zum 
Gesamtrechts-  und  Verwaltungssystem  des- 
jenigen Staates  beziehen,  in  dessen  Gebiet 
sich  das  von  ihm  geführte  Schiff  befindet 
Inneriialb  dieser  mannigfaltigen  Bechtsbe- 
Ziehungen  sollen  uns  im  nachstehenden 
ledighdi  die  aus  dem  genossenschaftlichen 
Bedürfnis  hervorgegangenen,  auf  den  Ver- 
lauf der  Fahrt  abzielenden  EinricbtungeiL 
des  Öffentlichen  Rechtes  beschäftigen. 

a)  Fahrtüchtigkeit  des  Schiffes. 
Nach  §  8  des  Beich^iesetzes  hat  der  Schiffer 
vor  Antritt  der  Reise  darauf  zu  sehen,  dass 
das  Schiff  in  fahrtüchtigem  Zustande,  gehörig 
eingerichtet  und  ausgerüstet  sowie  hin- 
reichend bemannt  ist  und  dass  die  Schi£b- 
papiere  und  Landungsverzeichnisse  an  Bcnd 
sind.     (Vgl.  H.Ö.B.  §  513.) 

Er  hat  für  die  Tüchtigkeit  der  Gerät- 
schaften zum  Laden  und  Löschen,  für  die 
gehörige  Stauung  der  Ladung  sowie  dafür 
zu  sorgen,  dass  das  Schiff  nicht  schwerer 
beladen  wird,  als  seine  Tragfäh^keit  und  die 
jeweil^n  Wasserstandaverfaältnisse  es  ge- 
statten.   (Vgl.  H.G.B.  g  514.) 

Wenn  der  Schiffer  im  Auslände  die  da- 
selbst geltenden  Vorschriften,  insbesondere 
die  Polizei-,  Steuer  und  Zoügesetze  nicht 
beachtet,  so  hat  er  den  daraus  entstehenden 
Schaden  zu  ersetzen.     (Vgl.  H.G.B.  %  515.) 

Für  die  Fahrtflchtigkeit  des  Schiffes  bei 
Antritt  der  Reise  haftet  den  im  §  7  Abs.  2 
bezeichneten  Personen  auch  der  Schiffseigner 
peisönlich,  nicht  nur  mit  Schiff  und  Fracht 
Nähern  sich  diese  Anordnungen  dem  System 
des  Handelsgesetzbuchs,  dessen  Wortlaut  sie 
an  Deutlichkeit  übertreffen,  so  muss  doch 
andererseits  anerkannt  werden,  dass  die  in 
den  seeamtlicfaen  Sprüchen  immer  mehr  zur 
Geltung  gelangende  Ansicht,  dass  bei  der 
heute  immer  weiter  vorsclireitenden  kom- 
plizierten Technik  des  Schiffbaues  das  Ur- 
teil des  Schiffers  über  die  Fahrtüchtigkeit 
des  Schiffes  in  allen  Fällen  nur  auf  eine 
sehr  beschränkte  Sicherheit  Anspruch  er^ 
heben  könne,  —  für  den  Binnenschiffahrts- 
verkehr in  noch  weit  höherem  Hasse  zu- 
trifft, als  dies  im  Seeverkehr  mit  seinem 
durchaus  technisch  gebildeten  Fereonal  der 
Fall  ist  (Vgl.  hierzu  das  interessante  Judi* 
katenmateriw  bei  Ritter:  Die  ÖffentÜch- 
rechtlichen  Pflichten  des  Schiffers  vor  An- 
tritt der  Reise,  1894).  Die  Fahruntüchtig- 
keit kann,  wenn  sie  nicht  eine  absolute  ist, 
nach  der  jeweiligen  Zweckbestimmung  des 
Schiffes  gegebenen  Falles  nur  den  Umfang 
bezw.  die  Ausdehnung  des  Fahrbetriebes, 
Beschaffenheit  und  Umfang  der  zuläs- 
dgen  Ladung  modifizieren.  Ftlr  FahrtOch- 
tigkeit  der  Reise  haftet  na«di  Abs.  1  der 
Schiffer  persönlich,  falls  er  die    ihm  nach 
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§  7  obliegende  Sorgfalt  verletzt.  WAhread 
-aber  der  Schiffseigner  in  den  l^len  der 
Abs.  1—3  des  §  8  dann,  wenn  der  Schiffer 
haftet,  gemäaa  §  4  regelmässig  auch  haftet, 
aber  nur  mit  Schiff  uad  Fracht,  gilt  nach 
-Abs.  4  die  Besonderheit,  dass  dem  SchiCfs- 
■eigner  als  solchem  gleicbfallB  die  unmittcl- 
bM«  Verantwortlichkeit  für  den  Zustand  des 
Schiffes  bei  Antritt  der  Eeise  anferlegt  ist, 
und  zwar  den  Ladungabeleiligten,  den  Paeaa- 

rren  und  der  Schaftsbesatzung  gegenüber 
§  7  Abs.  2). 

Insoweit  es  sich  um  Personenbeförderung 
bandelt ,  bestehen  für  die  Fahrtüchügkeit 
des  Binnenschiffes  noch  zahlreiche  weiter- 
gehende obrigkeitliche  Vorschriften,  die,  aus 
^aee  landes-  oder  ortspolizeilichen  FOisoi^e- 

J flicht  entsprungen,  namentlich  den  Offent^ 
dien  Verkehr  durch  Dampfschiffe 
einer  genaueren  Regelung  und  Aufsicht 
unterziehen.  Ceber  die  Bestrebungen,  die 
sogenannte  Ladelinie,  Lademarke,  auf  ge- 
setzliohem  Wege  sicherzustelien  und  deren 
Einhaltung  durch  behördliche  Oigane  zu 
kontrollieren,  siehe  die  Verbandlungen  des 
Nautischen  Vereins  zu  Berlin  im  Februar 
1891.  Dass  diese  Bestrebungen  ziu-  Siche- 
roDg  der  Fahrtüchtigkeit  des  Schiffes  im 
wichtigeren  Seeverkehr  noch  zu  keinen  Er- 
gebnissen gelangt  ist,  hat  natürlich  auch 
das  Fehlen  solcher  Vorschriften  im  Binnen- 
echiffsverkehr  zur  Folge.  (Vgl.  Jiierzu  die 
ienntnisreiche  Schrift  von  G.  Wislicenus, 
■Schutz  für  unsere  Seeleute!  Leipzig  1894.) 
b)  Unfallsmeldung.  Nach  den  g§ 
.522 — 525  des  Handelsgesetzbuches  hat  der 
Seesehiffer  über  alle  Onffille,  welche  sich 
während  der  Beise  ereignen,  im  Bestim- 
mungshafen, unter  Umständen  auch  schon  in 
einem  Zwischenhafen,  vor  einer  Gerichts- 
oder Konaularbehörde  unter  Mitwirkung  der 
Schiffsmannschaft  eine  Verklarung  abzu- 
legen. Auch  für  die  Binnenschiffahrt  be- 
steht ein  allseitig  anerkanntes  Bedürfnis, 
bei  Unfällen  eine  schleunige  Feststellung 
des  Thatbestandes  und  des  Umfangee  des 
Schadens  herbeizuführen,  um  auf  diese 
"Weise  späteren  Verdunkelungen  des  Sach- 
verhaltes und  Streitigkeilen  thunlichst  vor- 
zubeugen. Dureh  die  Uebertragung  des 
Rechtsinstituts  der  grossen  Haverei  auf  das 
Gebiet  der  Binnenschiffahrt  wurde  eine 
fiolche  Feststellung  als  Grundlage  der  Have- 
reirechnnng  ohnehin  unerUseiich.  (S.  hierzu 
Ph.  Heck,  das  Recht  der  grossen  Haverei, 
Berlin  1889.) 

Die  bestehende  Gesetzgebung  gewährte 
keine  genügenden  Qnmdlagen  für  ein  dem 
Zwecke  entsprechendes  Verfahren, 

Die  seerechttiohe  Verklarung  auf  die 
BioneDSchiffahrt  einfach  zu  übertragen,  war 
nicht  angängig.  Die  Verklarung  ist  eine 
aus  alten  Seegebräuchen   entwickelte  Ein- 


richtung, bei  der  es  sich  zunächst  nicht  um 
eine  eigentliche  Beweiserhebung ,  sondern 
um  eine  auf  den  Angaben  des  Schiffs- 
journals') beruhende,  von  den  Qbrigen 
Personen  der  Schiffsbesatzung  mitbeschwo- 
rene eidliche  Sachdarstellung  des  Schiffeis 
handelt.  Eine  solche  FHnrichtung  liess  sich 
nicht  künstlich  auf  ein  anderes  Gebiet  ver- 
pflanzen. Es  fehlt  dafür  bei  der  Binnen- 
schiffahrt auch  an  den  sonstigen  persön- 
lichen und  sachlichen  Voraussetzungen.  Die 
Führung  eines  Tagebuches  Hess  sich  hier 
nicht  vorschreiben;  sie  würde  thatfächlich 
nicht  durchführbar,  auch  vielfach  Überflüssig 
und  mit  Rücksicht  auf  den  Bildungsstand 
eines  grossen  Teiles  der  Binnenschiffer  ohne 
praktischen  Wert  sein.  Andererseits  fehlt 
ee  bei  der  Binnenschifbhrt  an  der  auf 
Seeschiffen  regelmässig  vorhandenen  Kon- 
trolle der  Angatien  des  Schiffers  durch  die 
anderen  Schiffeoffiziere  und  durch  die  meis- 
tens in  grösserer  Zahl  vorhandene,  technisch 
geschulte  Schiffsmannschaft.  ■ —  Das  Gesetz 
schreibt  statt  dessen  ein  gerichtliches  Be- 
weisaufnahmeverfahren  vor,  das  aber  erheb- 
lich freier  als  die  Sicherung  des  Beweises 
in  der  Civilprozessordnung  gestaltet  ist, 
(R.G.  §  11). 

Eine  besondere  Einrichtung  zur  beböi-d- 
lichen  Meldung  eines  jeden  im  Binnen- 
schiffahrtsverkehr eingetretenen  Unfalles  zum 
Zwecke  amtlicher  Kognition,  etwa  im  Sinne 
der  durch  das  B.G.  v.  27.  Juli  1S77  betref- 
fend die  Untersuchung  von  Seeunfällen  ge- 
schaffenen Einrichtung  verwaltungsreeht- 
licher  Natur  —  hat  eich  nicht  als  legisla- 
torisch wünschenswert;  herausgestellt;  offen- 
bar aus  dem  Grunde,  weU  die  der  Unfalls- 
steEe  benachbarte  Ortsbehörde  auch  vordem 
jede  aolcho  lokale  Störung  des  Schifbhrts- 
betriebes  zum  Anlass  amtlicher  Untersuchung 
und  zweckentsprecliender  Hemedur  zu 
machen  schon  im  bisherigen  Rechtssystein 
ausreichende  Handhaben  besass. 

c)  Rechtsverhältnisse  in  Not- 
fällen. In  sämtücheu  Vorentwürfen  zum 
Reichsgesetz  betreffend  die  Binnenschiffahrt 
wurde  die  Forderung  vertreten,  dass  die 
für  die  Seeschiffahrt  geltenden  Grandsätze 
über  Kollision,  Bergung  und  Hilfeleishmg  in 
Notfällen  zweckmässigerweise  auch  auf  die 
analogen  Verhältnisse  der  Schiffe  auf  Flüssen. 
Kanden  und  sonstigen  Binnengewässern  zu 
übertragen  seien.  Es  wurde  mit  Recht  gel- 
tend gemacht,  dass  diese  sich  bei  der  See- 
schiffahrt bestens  bewährt  haben,  und  ob- 
schon  angenommen  wurde,  dass  sie  schon 
nach  aUgemeinen  Grundsätzen  auch  ohne 
gesetzliche  Festlegung  in  den  Verhältnissen 
der  Stromschif&khrt  recipiert  worden  seien. 


.  10.  Mai  1697,  s.  §  619  fL 
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lediglich  die  auf  die  Schadensregnlie 
rung  bezüglichen  vennögenarechllichen 
Vorschriften  der  §§  734—739  dea  H.G3. 
FUr  daB  Strasseurecht  in  den  Sinoen- 
gewäßsem  ist  zwar  die  Kaiserliche  Verord- 
nung zur  Verfiütung  des  ZuaammenstosseiiB 
der  Schiffe  auf  See  vom  7.  Januar  1880, 
die  Kot-  und  LooteensignalordnuDg  vom  14. 
August  1876  —  jetzt  ersetzt  durch  die 
Kaiserliche  Verordnung  zur  Verhütung  des 
Zusammenstossens  der  Schiffe  auf  See,  vom 
9.  Mai  1897,  und  Verordnung  betreffend 
die  Lichter-  und  Sigualführung  der  Fisoher- 
fahrzeuge  vom  10.  Mai  1897  (RG,B.  Nr.  22) 
—  und  die  K^serliche  Verordnung,  betref- 
fend dag  Verhalten  dea  Schiffers  nach  dem 
Znaammenstoss  von  Schiffen  auf  See,  vom 
15.  AugiiBt  1876  nicht  direlit  geltendes 
Kecht,  allein  die  in  ihnen  niedei^legten 
OnrndsStzB  sind  zumeist  auf  dem  Wege 
von  provinziellen  oder  Revierschi HahrtsoKl- 
luingea  auch  ins  Verwaltungarecht  der 
Binnenschiffahrt  Übergeleitet  worden. 
in  Preussen  auf  Grund  der  §g  76,  77, 
der  Proviuzialordnung  vom  29.  Juni  1875. 
des  g  65ff.  des  Zuständigkeitsgesetzes  v. 
1.  Äugost  1883  und  der  %%  6,  12,  15  des 
Polizeiverwaltungsgesetzes  v.  11.  März  1850. 

Strafrechtlich  findet  in  der  angedeuteten 
Richtiuig  der  Binnenschi  ff ahrts  verkehr  seinen 
Schutz  in  den  Strafandrohungen  dea  RSt.ö. 
Abschn.  27  gegen  gemeingefährliche  Ver- 
brechen und  Vergehen  spedell  in  den  §§ 
321—323. 

Der  6.  Abschnitt  des  Beichsgesetzes  be- 
handelt zugleich  auch  die  Becbtsverhältnisse 
der  Bergung  und  Hilfeleistung  in  den  §g 
92—101. 

Die  l'UUe,  in  welchen  die  Lage  eines 
Schiffes  derart  gefährdet  ist,  daas  es  zur 
Bettung  des  Beistandes  dritter  Personen 
bedarf,  sind  auch  im  Betriebe  der  Binnen- 
Bchifführt  nicht  selten.  Dies  gilt  nicht  nur 
ffir  die  unteren,  der  See  zunächst  gelegenen 
Strorateile,  sondern  auch  für  die  weiter  auf- 
wärts gelegenen  Strecken.  Wird  eine  solche 
Gefahr  in  der  Tliat  durch  das  Eingreifen 
dritter  Personen,  insbesondere  der  Besatzung 
anderer  Fahrzeuge,  beseitigt,  so  liegt  es  in 
der  Billigkeit,  dass  den  helfenden  Personen 
eine  ihren  Leistungen   entsprechende    Ver- 

gtung  zu  teil  wird.  Die  rechtliche  Aner- 
anung  und  Sicherung  dieses  VergQtungs- 
anspnicliea  ist  zugleich  geeignet,  die  Bereit- 
willigkeit zur  Beistandleistung  in  Gefahren 
zu  fOidem.  Dass  die  Vergütung  auch  dann, 
"wean  sie  nicht  vorher  b^nders  bedungen 
ist,  geleistet  werden  muss,  entspricht  der 
schon  gegenwärtig  im  Binnenschiffahrtsver- 
kehr herrächenden  Auffassung.  Bereits  die 
£lb3chifbhrtsakte  v.  23.  Juni  1821  setzt  im 


Art  26  den  Anspruch  auf  Berge-  und  Hilfs- 
lohn als  rechtsbegrüudete  Forderung  voraus. 
Im  geltenden  Bedite  fehlt  es  jedoch,  soweit 
eich  nicht  allenfaläs  die  Bildung  eines  Ge- 
wohnheitsrechtes nachweisen  lässt,  an  be- 
sonderen Vorschriften,  und  dieBestimmungen 
des  büi^rlicben  Rechts  über  nützliche  Ver- 
wendung und  über  den  Fundlobn  waren 
nicht  geeignet,  diese  Lücke  auszufüllen. 

Bei  der  geringeren  Bedeutung  dieser 
Materie  fOr  den  Schiffsverkehr  auf  Binnen- 
strassenwasser  ist  das  Reichsgesetz  be- 
strebt gewesen,  die  einschlägigen  Bestim- 
mungen des  Handelsgesetzbuches  zu  vei-eiu- 
fachen  und  den  abweichenden  Lebensverhält- 
nissen des  neuen  Anwendungsgebietes  mög- 
lichst anzupassen. 

Der  §  93  unterscheidet  in  Ueberein- 
stimmung  mit  dem  Seerecht  zwischen  Ber- 
gung und  Hilfeleistung.  Die  Bei^ng 
umfasst  ausschliesslich  die  I^le,  in  welchen 
der  gerettete  (iegenstand  der  thatsächlichen 
VerfügungsgewaTt  der  Schiffsbesataung  ent- 
zogen  war  und  von  dem  Bereer  selbst  in 
Besitz  genommen  und  in  Sicherheit  gebracht 
ist.  Unter  den  Begriff  der  Hilf  eleis  tu  ng 
fallen  die  sonstigen  Arten  der  Beistandsge- 
wahrung  zur  Rettung  von  Schiff  oder  Ladung. 
Die  Unterscheidung  ist  in  der  Natur  der 
Sache  begründet,  und  das  Reichsgesetz  be- 
hält sie  daher  mit  der  Massgabe  bei,  dass 
es  die  Fälle,  in  welchen  eine  Vergütung 
wegen  Bergung  beansprucht  werden  kann, 
enger  begrenzt,  als  es  im  Seerecht  ge- 
schehen ist  Der  §  93  erkennt  danach  in 
Abweichung  von  dem  weitergehenden  § 
740  des  H.G.B.  einen  Anspruch  auf  Berge- 
lohu  nur  an,  wenn  entweder  das  gefährdete 
Schiff  selbst  oder  doch  aus  demselben  die 
Ladung  oder  ein  Teil  der  Ladung  geboren 
ist  und  wenn  in  jenem  wie  in  diesem  fall 
zugleich  das  Schiff  von  der  Besatzung  ver- 
lassen, im  zweiten  Fall  aber  ausserdem  vom 
Untergang  unmittelbar  bedroht  war.  Abge- 
sehen von  diesen  Fällen  wird  ein  Vergütungs- 
anspruch nur  für  Hilfeleistung,  d.  h.  für  einen 
der  Besatz\mg  des  gefährdeten  Schiffes  geleis- 
teten Beistand,  gewährt  Von  grosser  Tragweite 
auch  für  einzieiende  Fragen  des  Öffenuichen 
Verkehrsrechtes  sind  die  Vorschriften  des 
R,G.  §§  93—96,  die  mit  den  verwandten 
Normen  des  H.G.B.  §g  740—763  zu  ver- 
gleichen sind. 

Die  Anfechtbarkeit  des  Vertrags  über 
BeigTing  und  Hilfeleistung  wegen  erheb- 
lichen Üeberraasses  der  zugesicherten  Ver- 
gütung (§  741  H.G3.)  ist  gewiss  mit  Beoht 
beseitigt,  weil  es  kaum  vorkommen  wird, 
dass  auf  Binnengewässern  der  Schiffer  in 
einer  solchen  Zwangslage  sich  befindet,  in 
welcher  die  Gesetzgebung  ihn  gegen  Aus- 
beutung durch  dritte  HiUeleistende  zu 
schützen  hätte.    Die  Festsetzung  des  Bei^»- 
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oder  Hilfslohns  ist  ganz  ia  das  billige  Er- 
messen des  Gerichts  gestellt,  welchem  als 
Anhaltspunkte  für  die  AuBfibung  desselben 
nur  die  in  §§  743,  744  H.G.B.  sich  findeo- 
den  BestimmiiDgen  gelben  sind.  Die 
Eloge  kann  hinsichtlich  des  Schiffes  und 
der  noch  nicht  ausgelieferten  Ladung  auch 
gegen  den  Schiffer  gerichtet  werden.  Zn- 
stäadig  ist  alsdann  das  Amtsgericht,  in 
dessen  Bezirk  die  Bergung  oder  Hilfe- 
leistung stattgefiioden  bat.  Damit  lehnt 
sich  der  Entwurf  an  den  §  39  der  Stran- 
dungsordnung an.  Auf  Zweckmässigkeits- 
gründen, deren  Gewicht  sich  nicht  ver- 
lennen  ISest,  beruht  die  Bestimmung  im 
§  101,  wonach  für  Gebiete  von  Binnenge- 
wfissem,  welche  der  See  zunächst  gelegen  sind, 
landeKesetzlich  gewisse  auf  Bergung  und 
HUfeleistung  bezüglich  Bestimmungen  des 
Handelsgesetzbuchs  und  der  Strand ungsord- 
nung  für  anwendbar  erklärt  werden  kßnnen. 
Dem  Vorgange  des  G.V.G.  §  101  Nr.  3  g, 
wonach  vor  die  Kammern  für  Handels- 
sachen die  Ansprüche  aus  den  Kechtsver- 
h&ltnissen  des  Seerechts  gehören,  ist  auch 
§  138  des  Reichsgesetzes  gefolgt,  Die  In- 
stanz gilt  insbesondere  für  Klagen  aus 
Rechtsverhältnissen,  welche  auf  die  Rechte 
und  Pflichten  des  Schiffseigners,  auf  die 
Haverei,  auf  den  Schadensersatz  im  Falle 
des  Zusaramenstosseas  von  Schiffen,  auf  die 
Bergung  und  Hilfeleistung  und  auf  die  An- 
sprüche der  Schiff^l&ubigeT  sich  beziehen. 
In  diesen  Rechtsstreitigkeiten  wird  die 
Verhandlung  und  Entscheidung  letzter  In- 
stanz im  Sinne  des  g  S  des  Etoführimga- 
fesetzes  zum  Gerichtsverfassungsgesetze 
em  Beichsgerichte  zugewiesen.  DÜnit  ist 
dem  Bedürfois  nach  Reichseinheit  in  dieser 
Rechtamaterie  angemessene  Befriedigung  ge- 
sichert. 

Im  angedeuteten  Rahmen  hat  das  Keich 
das    an    wirtschaftlicher    Bedeutung    und 

e iristischen  Beziehungen  reiche  Gebiet  des 
innen  schitfahrtaverkehrs ,  das  bisher  von 
der  Landesgesetzgebung  der  grosseren 
Staaten  teils  unberücksichtigt  geblieben, 
teils  nur  in  zusammenhangsloser  provin- 
zieller Regelung  der  inneren  Einheit,  der 
äusseren  Uebersichtlichkeit  vßUi^  entbehrte, 
im  grossen  und  ganzen  zu  gedeihlicher  Eo- 
difi^tion  gebracht  Ein  grosses  Stück 
deutscher  Rechtseinheit  ist  damit  unter 
Dach  gebracht,  vorwiegend  auf  Grund  sadi- 
kundiger  Initiative  aus  den  Kreisen  der  In- 
teressenten und  der  zur  Wahrung  ihrer 
rechthchen  und  wirtschaftlichen  Bedürfnisse 
eingesetzten  Berufsvertretungen. 

6.  Die  weitere  eystematische  Aob- 
BeBtaltan^  des  dentschen  BinaenBchllf- 
ndirtarecfatii.  Einen  Ausblick  in  die  künf- 
tige dogmatische  und  wirtschafüiche  Gestal- 
tung des  Rechte  auf  diesem  Gebiete,  das 


durch  den  m&chtig  anwachsenden  Verkehr 
in  steigendem  Masse  die  Pflege  der  gesetz- 
gebenden Faktoren  in  Anspruch  nehmen 
wird,  eröffnen  die  der  panamentaiischen 
Behandlung  des  Gesetzentwurfes  über  die 
Binnenschiffahrt  angeschlossenen  fünf  Reso- 
lutionen. Sie  maikieren  zahlreiche  U&ngel 
im  Gesetzgebungs werke  selbst  und  empfind- 
liche Lücken  in  seinem  Zusammenhange  mit 
dem  übrigen  System  des  deutschen  Öffent- 
lichen Rechts. 

Es  wurde  beschlossen ; 

I.  Den  Reichskanzler  zu  ersuchen,  dnrcli 
die  Kommission  für  Arbeiterstatistik  auch 
Erhebungen  über  die  Sonntagsarfoeit  im 
Binnenscniffahrts-  und  Flössereibetriebe  an- 
stellen zu  lassen; 

II.  die  verbündeten  B^ierun^n  zu  er- 
suchen, bei  Einführung  von  Bestimmungen 
über  den  Befähigungsnachweis  die  Schiner- 
schulen  nach  ThunUchkeit  zu  berücksichtigen 
und  den  in  Schiffersdiulen  vor^bildeten 
Schiffern  bei  Erteilung  der  Beffihigung  be- 
sondere Begünstigungen  zu  teil  werden  zu 
lassen; 

in.  den  Reichskanzler  zu  ersuchen,  bei 
den  verbündeten  Regierungen  dahin  zu  wir- 
ken, dass  die  Gewerbein  spektion  in  den 
ßinnensdiif  fahrte-  und  Flössereibetrieben 
wirksam  durchgeführt  wird; 

IV.  den  Reichskanzler  zu  ersuchen,  da- 
hin zu  wirken,  dass  bei  der  Festsetzung 
und  Erhebung  der  Schiffahrtsabgaben  auf 
den  mehreren  Bundesstaaten  gemeinsamen 
WasBerstrassen  im  Interesse  der  Binnen- 
schiffahrt nachstehenden  Grundsätzen  Rech- 
nung getragen  werde; 

1.  Die  Festsetzung  und  Erhebung  der 
Gebühren  hat  nicht,  wie  bisher,  nadi  der 
Tragfähigkeit  der  Schiffe,  sondern  nach  der 
wirklichen  Ladung  zu  geschehen ,  und 
zwar  höchstens  in  zwei  Tanfklassen,  so- 
wohl hinsichUich  des  Gewichts  wie  der 
Gattung ; 

2.  die  Erhebung  des  Satzes  der  höheren 
Tarifklasse  für  die  ganze  Ladung,  wenn  zu 
Gütern  der  niederen  Klasse  solche  der 
höheren  Klasse  beigeladen  werden,  ist  nn- 
zulfissig; 

3.  für  leei^jehende  Fahrzeuge  ist  eine 
nach  deren  Grase  zu  bemessende  feste  Ge- 
bühr anzusetzen; 

4.  neue  Tarife  und  Tarif  finderungen  solloi 
nicht  früher  als  sechs  Monate  nach  ihro- 
Veröffentlichung  und  möglichst  nur  mit 
dem  Beginn  eines  Kalenderjahres  in  Kivft 
treten; 

6.  bei  der  Eriiebnng  ist  für  thnnli(diste 
V^«infachung  des  VerfeJirens  Soi^  zu 
tragen. 

Die  Reeulution  entspricht  einem  Be- 
schlüsse des  Centralvereius  für  Binnes- 
schif&hrt. 


D,oiize=b,  Google 


Binnenschiffahrt  (Verwaltungsrecht)— Binnenzölle 


T.  Den  Beiehakanzler  zn  ersuchen,  d^ 
Mn  zu  wirken,  daBs  die  deutsche  Eflfiten- 
fnK^tschiffahrt  gegen  die  erdrOckende  Eoa- 
kiui«DZ  der  niederlAndischen ,  dänischen, 
schwedischen  und  norwegischen  Flagge 
möglichst  geRchützt  werde. 

Ünverhennb^  wird   sich   in  der  Folge 
im  Anschlüsse  an  die  hier  zumeist  aus  den 
Kreisen   der  Interessenten   und  der  Berufs- 
Tertretungen  geltend  gemachten  Bedfirfnisse 
die  Fortbildung  und  systemaliBche  Ausge- 
staltung dieses  wichtigen  Zweiges  des  deut- 
eten Verkehrarechts  vollziehen. 
Utteraturt    Martin,     Weber   dm   Entvmrf  da 
S.O.   im  Arehit  fär  SfenlUche*  Steht,   Bd.  9, 
S.  4tSff.  —  I/otx,  W.,  Die  Aufgabe  dar  Binnen- 
IBOtiereiralten    im    Zetlaller    der    Eitenboknen. 
Beäage  tur  AUg.  Ztg.  1S9B,  JVt.  16t,  16S.  —  W. 
B — W.,  Die  deuUehe  Binnetuchißahrt  und  ihre 
Verkelinieege.  BeHngt  tur  AUg.  Ztg.  IS9S,  JV'r,  16, !  7. 

—  V.  Baf,  Theorie  vnd  Praxit  des  ItittnuUio- 
nalen  FrivatrtekU.  —  Iiyon-Caen  et  Bcnavlt, 
Traiti  de  droit  eomaiereial,  T.  V,  VI,  Am 
lS9i  el£.  — '  Sfalanoer,  Komment, ,  Textautgabt 
Nr.  S6  der  GtitUnlagtchen  Sammlnjig,  BerUn 
2S96.  —  Pfonfc,  Ueber  äffenüickt  und  Primtr 
geväia^fVeraaUungtarchiv  Bd.  1).^-  Loentng, 
Venealtuiigtrecht,  S.  37£ff.  —  Brückner  in 
dm  Annaleit  det  Dtaltchtn  Beichei,  1877,  8. 
Sff.  —  Baumert,  Die  Umtäänglichkeit  der 
bettekendra  Wattergrtette ,  Bertin  1876.  — 
WmtMiu«r,  ZutammeittteUiung  det  in  Deuüeh- 
land  gellfmdm  WauerreehU,  ISSl.  ~-  v.  FOzt, 
IHe    bayeritchea    WatiergeMetxe ,    2.    Atifi.,    1830. 

—  Randa,  Beiträge  Jum  Stlerr.  Waaerrecht, 
t.  Avfi.,  F^'og  1S7S.  —  BfwnMlnn,  Waiter- 
reeht  nach  gemtinem  wad  legi,  täeht.  Recht, 
t.  Anfl.  —  V.  Stengela  WoTterbaeh  det  deut- 
tehen  VeriraUungtrtchU :  ».  O.  Mager  iUier 
iBbmaitchiffährta,  v.  Staudinger  nFitehe. 
rei  und  Fitehtreipolitei',  Hermtt  flfcr  nL'n- 
terhaltung  der  fiititenden  Gewäner*  und  »  Wqi- 
tergenomnichäfiena.  —  Iiette,  OettUgebung 
^ber  die  Benvlxung  der  PrivatfiiUte,  Bertin  1850. 

—  Glaaa,  Die  loatterreeAÜielit  Qeteligebung 
avf  dem  Stundpvnile  der  Gegenwart,  Allmburg 
1S5S.  —  Kappeier,  Suilebegriff  de»  Sff. 
Wofeerlanfe»,  Zürich  1867.  —  Hager,  Ueber 
die  Aufnahme  dee  Wasterrechtt  in  das  bilrgeT' 
liehe  Getetibueh  für  diu  DtuUche  Beieh,  Berlin 
1S90.  —  A'lefterdinfr,  Watierrtcht  u.  Waeier- 
potiaei  im  pretanteken  Staate,  e,  At\fi.  rtm  E. 
Frank,  Brielau  1889,  a.  daiu  auch  Anhang : 
Frevttiiche  Gesetze  Ober  Waeierreebl  u.  Waeeer- 
politei,  Bretlau  1866.  —  Perels,  Dal  inter- 
nationale iiffentliehe  Seereckt  der  Gegenwart, 
Berlin  JSSe.  —  Voigt,  Die  Sechll-  und  Eigen- 
tamer^erhäUniMe  der  Uferbetitier  an  GetrÄMem, 
FOUdam  1S7S.  —  S.  auch  Vortehtäge  für 
Verbetterung  det  deuttehtn  Watterreclile,  aufge- 
tlellt  vom  Sonderautichtitt  fär  Watterracht  der 
Dettitchen  Landiirirt*ehi^fttgeteilieht\ft,  in  deren 
Jakrb.  Bd.  6.  —  SUterIc  t«  c.  Jlolltendorff» 
Handbuch  det  Völkerrechtt,  Bd.  t  und  det- 
telben  Artikel  -Schiffahrt«,  8.  mff,  im  III. 
Ergämungtband  tu  v.  Siengett  Wlfrterl»ich  det 
D.  Vervsoitim^tre^Hi,  mif  lahlrdehen  Litteratur- 
tmffoben.  Staerk. 


1.    Allgemeineg    und   Theoretisches. 

Es  ist  nicht  leicht,  eine  Obentll  zutreffende 
o^ektiv  richtige  Definition  des  Begriffs 
•Binnenzoll«  zu  geben.  "Will  man  das  ent- 
scheidende Gewicht  bei  der  Begriffsbestim- 
mung darauf  legen,  dass  der  Binnenzoll 
innerhalb  der  Grenzen  eines  Landes  erhoben 
wild,  so  wird  es  beispielsweise  kaum  ge- 
lingen,  für  das  deutache  Mittelalter  den 
Kernpunkt  dieser  Formulierung  festzuhalten. 
Soll  nier  als  Landesgrenze  eine  politische, 
wirtschaftliche  oder  gar  eine   Sprachgrenze 

feiten,  dereu  keine  sich  mit  der  anderen 
eckt,  oder  soll  in  dem  bunten  Wirrwarr 
von  kirchlichen  Bezirken  und  staatlichen 
und  stadtischeD  Gebieten  nur  die  inmitten 
der  Bannmeile  eiaee  jeden  einzelnen  vou 
diesem  erhobene  Abgabe  dem  Begriff  Binnen- 
zoll subsumiert  werden?  iäoll  man  Qber* 
haupt  einen  solchen  Begriff  anheben  und 
nur  von  » Transitabgaben ^i  und  »Marktab- 
gabeni  (Ürnat  Mayer)')  reden  oder  den 
ersten  Ausdruck  mit  Adolf  Wagner')  durch 
»PassierzCllec  ersetzen?  Kann  etwa  ein 
Zoll,  den  die  Kaufleute  eines  anderen 
Staates  an  dem  Markt  des  Nachbarstaates 
entrichten,  nicht  als  Binnenzoll  gelten,  und 
wenn  an  der  Grenze  zweier  Territorien  in 
nächster  Nähe  eine  ZoUstätte  für  Warenein- 
gänge und  ein  Marktplatz  mit  seinen  Ab- 
gaben sich  findet,  in  welcher  Weise  wird 
man  dann  diese  verschiedenartigen  Z5Ue 
unterscheiden  und  welchem  von  ihnen  den 
Bin  Den  Zollcharakter  zuerkennen  müssen? 

Die  angedeuteten  Schwierigkeiten  lassen 
sich  dann  wohl  am  ehesten  umgehen,  wenn 
mau  zugleich  lokal  und  quahtativ  den 
Unterschied  zwischen  ÜreozzoD  und  Binnen- 
zoll festlegt.  Der  Zoll,  der  bestimmt  ist, 
ein  Landesgebiet  wirtschaftlich  von  dem 
Nachbargebiet  oder  dem  Ausland  abzu- 
schliessen,  ist  ein  Grenzzoll;  der  Zoll,  der 
innerhalb  des  lÄudesgebietes  erhoben  wird, 
um  Landesausgaben  für  Verkehrserleichte- 
rungen  ^u  decken,  ist  ein  Binnenzoll.  Ein 
soldiei-  Grenzzoll  kann  nun  entweder  ein 
Finanzzoll  oder  ein  Schutzzoll  sein,  ent- 
weder lediglich  eine  staatliche  Einnahme- 
quelle oder  eine  Stütze  einzelner  Produktions- 
zweige bilden  und  ist  je  nachdem  volks- 
wirtschaftlich berechtigt  oder  unberechtigt, 
und  ein  solcher  Binnenzoll  wird  dann  seine 

')  Ernst  Majer,  Zoll,  Eaahnannacfaaft  und 
Markt  zwischen  Bhein  und  Loire  9.  380,  391. 
Sobm,  Die  Entatehnng  des  deatachen  Stadt«- 
wesens  n.  123. 

*)  Finanzwissenscliatl  UI,  36.  Tgl.  v.  Be- 
lowB  Hecengion  über  Hajer  i  d.  G«tt.  Gelehrt 
Am.  1695  Nr.  3  6.  227  A.  3. 
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Berechtigung  TCrlierea ,  -wenn  die  Obrigkeit 
Beine  Erträgcisse  uicht  lediglich  als  Deckungs- 
bedarf £flr  ihre  Aufwendungen  zu  Gunsten 
des  Verkebre-vresens  benutzt.  Die  Gestal- 
tung der  Taiifierung  wird  nach  alledem 
die  buntesten  Spielarten  aufweisen,  und  der 
Standpunkt  des  Politikers  und  des  Volks- 
wirts in  der  Berechtigungsfrage  miies  von 
der  Beschaffenheit  eines  jeden  Einzelfalles 
abhängig  bleiben. 

8.  Grandzä^  der  geschichtlichen 
Botwickelong.  Im  Staatshaushalt  Athens 
spielen  die  Binnenzölle  keine  hervorragende 
Itolle.  Die  H^enzölle,  wie  jener  Zwanzigste 
des  Jahres  413  v.  Chr.  (Thnc.  7,  28,  4)  oder 
der  im  Jahre  411  bei  Byzanz  errichtete 
Schiffszoll  für  die  nicht  athenischen  Pontus- 
schiffe  (Xen.  Hell.  I,  1,  22)  sind  Orenzzfllle, 
teilweise  bestimmt,  den  ÄTisfaU  bundesge- 
nOssischer  Abgaben  auszugleichen,  unter 
allen  Umstanden  aber  rein  fiskalische  Finanz- 
quellen. Im  Gegensatz  hierzu  kann  daa 
Uarktgeld,  das  MetSken  imd  Fremde  den 
Agoranomen  entrichten  mussten,  als  Binnen- 
zoll gelten,  der  als  Entgeld  für  die  Ordnimg 
imd  Beaufsichtigung  des  Marktrerkehrs  und 
die  Ueberwachung  von  Mass  und  Gewicht 
gezahlt  wurde. 

Auch  im  römischen  Reiche  giebt  es 
keine  eigentlichen  BinnenzßUe.  Die  Hafen- 
zölle (portoria),  in  älteren  Zeiten  als  5''/o  vom 
"Werte  der  Handelswaren  erhoben,  in  der 
Kaiserzeit  dann  schwanketid  zwischen  2% 
und  12  "/o  der  Handelsware,  sind  durchweg 
Eingangs-  und  Grenzzone. i)   Nie  haben  diese 

Ertoria  etwa  gar  den  Zweck  gehabt,  in- 
idische  "Verkehrsausgaben  zu  beseitigen 
und  auszugleichen  und  also  den  Eigen- 
schaften wahrer  Binnenzölle  gerecht  zu 
werden.  Der  Senat  gab  ausdrücklich  im 
Jahre  58  n.  Chr.  den  Freihandelsgelflsten 
Neros  gegenüber  der  Befflrehtime  Ausdruck, 
dasB  eine  M indem ng  der  Zölle  als  dsr 
Hauptstütze  des  Staates  zu  einer  Auflösung 
des  Staatshaushaltes  führen  werde'),  und 
betonte  so  genügend  deutlich  und  unver- 
blümt den  nackt  fiskalischen  Charakter  des 
römischen  Zollwesens.  In  gleicher  Weise 
dient  die  von  Augustus  rerordnete,  dann 
wieder  herabgesetzte  und  aufs  neue  erhöhte 
Abgabe  von  allen  den  Waren,  die  in  Italien 
und  der  Hauptstadt  feilgeboten  wiu^ien 
(centesima  renim  venalium  —  eine  Art  Accise), 
dem  ausgesprochenen  Zweck,  zur  Deckung 
der  Militärkosten   beizntr^en '),    luid    steht 


')  Ygl.  Marqaardt,  HJSm.  Staatsverwaltung 
II,  262  f.  Wo  werden  in  der  älteren  Eaiserzeit 
bereits  im  Binnenland  portoria  erhoben?  (E. 
Mayer  a.  a.  0.  S.  382.) 

')  TacituB,  AI)  eicesga  divi  AtigTiati  XlII,  50 

')  Tacitns  a.  a.  0.  I,  78.     Suet  Oct,  49. 

S.  dain:  Rathgen,  Entstehnng  der  Märkte  in 


also  in  keiner  Beziehung  auf  gleicher  Stufe 
mit  der  Marktabgabe  der  Penöken  Athens, 
die  vom  Verkehr  erhoben  wurde,  um  dem 
Verkehr  sich  nutebar  zu  erweisen.  Immerhin 
könnte  diese  centesima  rerum  venalium  noch 
am  meisten  als  Beweis  für  den  Bestand  von 
Binnenzöllen  im  römischen  Reich  angefütirt 
werden.  Denn  was  wir  aus  dem  Beginne 
des  5.  Jahrhunderts  von  den  Zöllen  der 
civitates  wissen,  ist  zu  wenig,  um  eingehen- 
dere SehluBsfolgerungea  hervorzurufen  i),  und 
ausserdem  erscheint  die  Thatsache,  dass 
sich  der  Staat  */a  der  Steuer  aneignet*), 
nicht  geiwle  als  Hlustration  für  einen  Ver- 
kehrssteuercharakter  dieser  Zölle. 

Da  muse  es  uns  denn  sehr  Wunder 
nehmen,  wenn  im  Frankenreich  des  7.  Jahi^ 
hunderts  plötzhch  ein  ausgedehntes  und  ziem- 
lich ausgebildetes  Binnenzoll wesen  uns  ent- 
gegentritt: eine  Unmenge  Abgaben,  deren  Be- 
deutung nicht  überall  mehr  geklärt  werden 
kann.  Die  hauptsächhchsten  von  ihnen  sind : 
das  rotaticum  (Rädergeld ;  Abgabe  vom  Trans- 
port durch  Wagen),  das  saumaticum  (Abgabe 
vom  Transport  d)ux;h  Saumtier),  das  tmba- 
ticum  (Abgabe  für  schwere  an  der  Stange 
getragene  Warenj,  das  mutaticum  (Abgabe 
lOr  Pferden  m  spann),  das  temonaticimi  (Deich- 
selgeld, Abgabe  für  Warenabladung),  das 
ooenaticum  und  mestaticnm  (Abga^n  für 
Verpflegung  von  Mensch  und  Tier),  das 
pulveraticum  (Strassengeld),  das  pedagium 
(Fussgängerzoll)*),  das  barragium  (Thorgeld). 
Dass  neben  diesen  Zöllen  noch  andere  anders 
benannte  existierten  oder  vielmehr  fort- 
wfilirend  eingerichtet  wurden,  sieht  man  aus 
dem  Capitulare  vom  Jahre  S05,  das  in  art 
13  verordnet;*)  »de  teloneis  placet  nobis, 
ut  antiqua  et  iusta  telonea  a  negotiatoribus 
exigantur,  tarn  de  pontibus  quam  et  de 
navigiis  seu  mcroatis«. 

ijiose  Bestimmung  enthält  zugleich  eine 
Klassifikation  der  Zollarten  im  fi^kischen 
Reich :  BrOekenzöUe,  ScldftszOlle  und  Wai'en- 
?,611e,  also  Abgaben  vom  Verkelirsmittel,  vom 
Transportmittel  und  vom  Transport  selber. 
Ob  unter  den  letzteren  Marklzölle  zu  ver^ 
stehen  sind,  lässt  sich  nicht  entscheiden, 
ebensowenigwie  Ernst  Mayers  Gleichstellung 
von  hausa  (Handelsabgabe)  mit  dem  Geleits- 
geld    (conductus)    bereite    gesichert    ist*) 


Deutschland  1681  S.  5  und  gegen  ihn  E.  Mayer 
a.  a.  0.  S.  396. 

')  C.  J.  IV,  61,  10. 

*)  C.  J.  IV,  61,  13. 

*)  Die  spät«  Stelle  bei  Da  Cange,  die  pe- 
dagium als  FlnaazoU  auffassen  lehrt,  beweist 
fUr  die  nrsprUngUcbe  Bedeutnng  dieser  2iolUrt 

•IMon.  Germ.  L.L.  I,  134. 

'j  Vgl  V.  Belows  Recenaion  in  den  G.O.A. 
1696  Nr.  3  S.  S23f.  und  Sommerlad,  Kheinzfille 
im  Mittelalter  S.  21. 
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GeJeitegeld  und  Qeleiterecht  schoD  nach- 
weisbar seiQ  sollten,  was  ich  zuDächst  stark 
bezweifle ,  so  hebt  sich  doch  keineswegs 
»der  conductus  deutlich  von  den  übrigen 
Strassenabgaben  weg«  (Mayer).  Denn  bei 
dem  conductus  ebenso  wie  bei  den  anderen 
Arten  mittelalterhcher  Binnenzölle  lässt  sich 
von  vornherein  der  Gebühren charaiter  unter- 
scheiden, dass  das  Recht  der  Zollerhebung 
eine  Gegenleistung  in  Gestalt  einer  Beseiti- 
gung der  Verkehrshemmnisse  erforderlich 
nia<^e. 

Hit  diesem  Gebüfarenprincip  ist  zugleich 
die  wesentliche  Verschirfenheit  der  recht- 
lichen AnBchauungskreise  festgelegt,  aus 
denen  das  antike  nnd  das  mittelalterliche 
Zollwesen  erwachsen  sind.  Der  überzeugende 
Nachweis  von  den  Zusammenhängen  beider 
ist  bis  jetzt  nicht  gelungen,  auch  Mayer 
nicht,  der  höchstens,  wenn  er  vom  iCmiscIien 
Recht  spricht,  mit  den  Gebrauchen  spftt- 
lOmischer  Zeit  wie  dem  Cod.  Theod.  ope- 
riert. Es  ist  richtig,  schon  das  Cap.  von 
805  bestimmt,  dass  Zoll  nur  als  Abgabe  von 
Handelswaren  gezahlt  werden  soll  und  nicht 
von  dem,  was  als  Eigentum  in  das  Eigen 
verführt  wird  —  aber  die  beiden  damit 
ähnlich  lautenden  Stellen  der  Justinianischen 
Kompilation  beziehen  sich  nur  auf  die  Ge- 
sandten fremder  Nationen  und  auf  die  Pro- 
vinzialen.  Es  ist  eine  Bestimmung  so  recht 
aas  dem  Herzen  einer  natural wirtsdiafthchen 
Zeit  heraus,  die  das  ganze  Mittelalter  hin- 
durch anhält  und  noch  m  den  Zollbefreiungen 
des  ausgehenden  Mitteialters  ihr  Recht  be- 
hauptet, wenn  sie  auf  Gteistlichkeit  und 
Ritlerschaft  ausgedehnt  wird.  Selbst  wenn 
es  gelingen  sollle,  mittelalterliche  Zollbe- 
zeichnungen bereits  im  spätrOmischen  Hecht 
nachzuweisen  (es  ist  Mayer  nicht  geglückt, 
und  wo  es  den  Anschein  hat,  da  hat  sich 
die  Bedeutung  der  Worte  gewandelt),  so 
zeigt  das  eben  doch  nur,  dass  Wolle,  die 
aus  der  Verkebrsgeschichte  des  Altertums 
übernommen  sind,  angewandt  wurden  im 
Bahmen  ein»  wirt£cliaftlich  anders  gearteten 
Zeit  und  ohne  Erkenntnis  und  Verständnis 
des  rechtlichen  Anschauungskreises  der  an- 
tiken Volkswirtschaft.!)  Die  Wortbezeich- 
nimg  bleibt,  ihr  Sinn  ist  unverständlich  ge- 
Tvorden,  das  Fleisch  ist  gleichsam  verwest 
und  nur  das  Gerippe  dauert. 

Die  Entwickelung  des  Binnen  zoll  wesens 
im  mittelalterlichen  Deutschland  verläuft 
eigentlich  letzlich  in  einem  beständigen  Zu- 
rückdrängen des  Gebührenprindps,  in  einem 
ßiegreichen   Kampf,   den   auch  auf  diesem 


IJ^Tgl.  dazu  Enlenbnrg,  Ztschr.  f.  Sozial- 
and WirtschaftigeBch.  II,  140,  Wie  wechselt 
schon  im  Mittelalter  die  Bedentnng  eines  und 
desselben  WDrt«s  lokid  nnd  zeitlich  t 


über  die  Volkswirtschaft  davongetragen  hat. 
Die   besondere  Geltung  des  Gebührea- 

Eriacips  beim  ZoUw^en  des  frühmittelalter- 
chen  Deutschland  eigiebt  sich  vomehmUch 
aus  den  ZoUtarifeu.  Weitaus  in  den  meisten 
Feilen  ersclieint  in  diesen  als  Grundlage  der 
Tarifierung  das  Transportmittel,  eine  Ab- 
stufung der  Abgaben  erwächst  einmal  durch 
die  nanere  oder  weitere  Herkunft  der  Hau- 
deltreibenden ,  dann  durch  die  Erhöhung 
der  Abgaben  in  verkehrsreichen  Zeiten.  Der 
Zoll  ist  hoher,  je  Ifln^  die  Verkehrswege 
benutzt  wurden  und  je  mehr  die  Inhabor 
der  Zölle  für  die  Erleichtenmg  des  Ver- 
kehrs Sorge  tragen  müssen.  Im  dreizehnten 
Jahrhundert  bildete  sich  dann  häufig,  na- 
mentlich im  westlichen  Deutschland,  eine 
andere  Tarifierung  auf  Grund  der  Wertver- 
anla^ng  des  Fuders  Wein  heraus,  weil  die 
Stabüitat  der  Weinpreise  die  Möghchkeit 
eines  konstanten  Wertmasses  wenigstens 
einigerraassen  verbürgte.  Ereilich,  genug 
Unzuträglichkeiten  erwuchsen  aus  der  Ver- 
schiedenartigkeit der  Abgaben,  die  alle 
Schwankungen  des  naittelalterlicben  Wirt^ 
Schaftslebens  zwischen  Natural-  und  Geld- 
verkehr widerspiegeln,  und  nicht  immer  ist 
ein  Wachstum  der  Bevölkenmg  und  eine 
Steigerung  der  Lebensmittelpreise  in  einer 
RO<^bUdung  der  Geldabgaben  zu  Natural- 
abgaben zu  Tage  getreten,  wie  das  im  Rhein- 
verkehr des  dreizehnten  Jahrhunderts  der 
Fall  war.  Dass  auch  die  Ausnahmestellnng, 
die  Geistlichkeit  und  Judenschaft  im  mittel- 
alterlichen Wirtschaftsleben  einnahmen,  in 
den  Zolltarifen  nachklingt,  hegt  auf  der 
Hand.  Damit  hän^n  auf  der  einen  Seite 
übermässige  Privilegierungen,  auf  der  anderen 
absonderliche  erschwerende  Bestimmungen 
zusammen,  wie  1209  zu  Coblenz,  dass  die 
schwangere  Judenfrau  für  ihre  Leibesfrucht 
besonders  zollen  muss.^)  Alle  derartigen 
Eigentümhchkeiten  der  Tarifienmg  machen 
natürUch  das  Bild,  das  wir  von  den  Zoll- 
verliällnissen  jener  Epoche  gewinnen,  nicht 
gerade  heller  und  veratändhcher. 

Ganz  besondere  störend  erweist  sich  bei 
alledem,  dass  wir  so  wenig  Klarheit  haben 
von  der  mittelalterlichen  Zollnomenklatur. 
Da  werden  einmal  die  verschiedenartigsten 
Abgaben  als  »Zolle  bezeichnet  (gelegentlich 
sogar  das  Standgeld  auf  der  Messe')),  und 
weiter  suchen  wir  in  den  Zollrollen  ver- 
gebens nach  einer  strengen  Scheidung  der 
Exportartikel  von  den  Importartikeln.  Meis- 
tens enthalten  diese  mittelalterhchen  Zoll- 
fai-ife   in  Deutschland   in  bunter  Mischung 

')  M.R.  U.B.  n,  242:  Jndea  vero.  si  porta- 

verit  puenun  in  ventre,  solvet  pro  eo  thelonenin. 

*)  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben 


Markt-Ausfuhr-  und  DnrchAihrzOUe.  Wer 
kaon  bei  dem  Coblenzer  Zolltarif  von  1104 
der  Vierteilung  unbedingt  zustimmen,  die 
T.  Inanm-Steraegg')  daraus  eDtDammen  hat, 
ver  will  eateäieiden ,  ob  sich  etwa  die 
StraaebuMter  Zollordnung  von  1463*)  nur 
auf  (ton  Thorzoll  bezieht?  Auf  dem  Markt 
zu  Cobleuz  beispielsweise')  werden  Abgaben 
von  den  Transportmitteln  der  Waren  oder 
VCD  den  Waren  Belber  oder  von  den  zu 
ihrer  Aufbewahrung  dienenden  Stftnden  und 
Behältnissen  erhoben,  so  dass  in  diesem 
Falle  der  Marktzoll  in  drei  Arten  zerffUlt: 
1)  Standgeld,  2)  Quantitätsabgabe,  3)  Markt- 
abgabe reiner  Natur.  Aber  in  irgend  einem 
anderen  falle  trifft  diese  KJassifikation 
sicherlich  keineswegs  zu,  und  für  die  Er- 
kenntnis mittelalterlicher  Binnenzölle  können 
wir  selbst  aus  d»  Spedalisierung  des  Co- 
blenzer Marktzolltarifes  nichts  Erhebliches 
entnehmen. 

Noch  veiBChwommener  wird  das  Bild, 
seildem  die  deutschen  Könige  faktisch  von 
ihrem  Oberzollrecht  keinen  Gebrauch  mehr 
machen  konnten,  ihre  eigenen  ZoUstfitteD 
verpfändeten  und  die  Verpfandungen  aller 
Qbngen  nicht  hinderten.  Die  Formlosigkeit 
und  Verworren  he<t  der  ZotlinstitutioDen 
Bteigen)  sich  seitdem  ins  Unendüche.  Wenn 
in  Kaiserswerth  w&hrend  des  vierzehnten 
Jahrhunderts  zu  gleicher  Zeit  der  Kaiser, 
Eurpfalz,  Jülich,  Naasait,  Mark  am  Zolle  teil 
hatten,  so  «'ird  kaum  entschieden  werden 
können,  für  welchen  der  Pfand  gläubiger  der 
Zoll  den  Binnen  Charakter  besass  und  für 
welchen  nicht  Von  dem  Gebührenprincip, 
das  oben  als  das  eigentlidie  Merkmal  aller 
Binnenzölle  bezeichnet  wurde,  war  seit  der 
überhand  nehmenden  Neuanl&ge  und  Ver- 
pfändung von  Zollstfltten  natürlich  nichts 
mehr  zu  verspüren.  Wenn  Zollfreiheiten 
in  gressem  Omfange  aber  zumeist  nur  für 
die  Waren,  die  zu  eigenem  Bedarf  ver- 
frachtet wurden,  erteilt  wurden,  wenn  die 
einzelnen  Zollanteile  in  höchst  summarischem 
Verfahren  erhoben  wurden,  wenn  jeder  Zoll- 
herr seine  Zölle  nur  als  BereicherungsmitteL 
für  seine  Tasche  ansah,  so  darf  man  von 
einem  den  Verkehr  fördemden  Binnenzoll- 
wesen im  Deutschland  des  späteren  Mittel- 
alters Oberhaupt  nicht  mehr  sprechen.  Ge- 
wiss erscheint  die  Handlungsweise  des 
Schöffenkollegiums  zu  Oberlahnstein  typisch, 
das  sieb  im  fünfzehnten  Jahrhundert  alljähr- 
lich zu  Pfingsten  von  dem  Zotlschreiber 
eine  kostspielige  Mahlzeit  ausnchten  Hess, 
die  aus  den  Emnahmen  des  dortigen  Rhein- 


Zolles  bestritten  wurde'},  abw  auch  der 
obrigkeitliche  HinweU,  daes  diese  Speisang 
nach  altem  Brauch  erfolge,  enthielt  keine 
Beminiscenz  an  die  einstige  gesunde  Grund- 
los des  Binnen  zoll  Wesens  in  jener  Gegend. 
Die  gleiche  Wahrnehmung  gilt  in  den  Zeiten 
der  erstarkenden  TerritorWitÄt  von  allen  64 
Rheinzöllen  ebenso  wie  von  den  36  Elb- 
zöllen,  den  77  Donauzöllen  Unterösterreiche 
oder  den  12  Zollstfitten,  die  am  unteren 
Main  von  Wertheim  bis  Mainz  bestanden, 
von  den  zahllosen  Landzollstätten  völlig  zu 
geschweigen.*)  Immer  uiimöghcher  erscheint 
eSj  in  dem  deutschen  Zollwesen  des  späteren 
Mittelalters  etwas  von  den  charakteristischen 
Eigentümlichkeiten  des  Binnen  zollwesens 
vorzufinden,  und  auch  alle  Faktoren  des 
öffentlichen  Lebens,  die  sich  vergeblich  bis 
in  die  Neuzeit  hinein  um  eine  Besserung 
der  Verhältnisse  abmühten  vermochten 
nicht,  diese  diarakteristisdien  Eigentümlich- 
keiten neu  zu  begründen. 

Die  Reformversuche  der  deutschen  KSn^ 
scheiterten  an  der  Machüoeigkeit  ihrer  Ur- 
heber gegenüber  der  erstehenden  Macht 
der  Kurfürsten  und  aa  der  fessellosen  Gnt- 
wickeluDg  der  Zollinstitutionen.  Die  Ein- 
griffe der  Kirche  blieben  erfolgrlos,  weil  hier 
auch  die  weltliche  Politik  die  Massre^n 
im  einzelnen  diktierte  und  damit  zu  einer 
im  Wirtschaftsleben  so  Oberaus  gefahrUchwi 
Inkonsequenz  Veranlassung  bot  Die  Land- 
fnedensbestrebungen  städtischer  Einuugen 
machten  die  Verhältnisse  eher  noch  schlim- 
mer; denn  die  zur  Bestreitung  der  gemein- 
samen Kosten  neu  errichteten  Landäiedens- 
zöUe  vermehrten  die  schon  vorhandenen 
Zolistätten  und  boten  eine  neue  Onindlage 
für  das  alte  Privilf^erungs-  und  Verpfän- 
dungss'pie),  für  alle  ränkevoUeo  Kämpfe  um 
das  absolute  Eigentumsrecht  der  Einnahme- 
quelle. 

Dabei  war  im  Volke  eine  aUgemeine 
Sehnsucht  nach  einer  Aufhebung  aller  Binnen- 
zölle verbreitet  In  der  sogenannten  Refor- 
mation Kaiser  Friedrichs  III.,  bei  der  Agi- 
tation des  Pfeifers  von  Niklashausen  im 
fünfzehnten  Jahrhundert,  unter  den  zwölf 
Artikeln  der  Bauern  im  sechzehnten,  in 
dem  Simplicius  Simplicissimus  von  Grimmeis- 
hausen im  siebzehnten  JohrfauDdert:  überall 
lassen  sieh  Bestrebungen  nach  einer  Besse- 
rung der  Zollverhältnisse  verfolgen,  die  sich 
sogar  in  dem  letztgenannten  ftomen  zu  der 
Weissagung  erheben,  dass  einst  ein  Held 
kommen  werde,  der  »die  «Zölle,  Accisen 
und  Ungelten  durch  ganz  Deutschland«  be- 
seitigen werde.  Nur  eine  ganz  ausserge- 
wöhnliche  Energie  und  Thatkraft  erschien 


')  Deotscfae  Wirtschaftsgeschichte  II,  494. 
*}  Bnicker,  StraSEbargerllnnft-  und  Polizei- 
TerordonDgea  1889.    S.  ^. 

*}  Goers,  Hittelrhein.  Begesten  II,  1077. 


>)  Picks  HonatMchrif  t  VI,  296. 
*)  Vgl.  über  die  Saalezölle  Hertzbera;,  Ge- 
lichta  3er  Stadt  HaUe  n,  366. 


nach  der  Meinung  tlea  Volkes  noch  geeignet, 
die  unrechtmBssige  Gestalt  des  Wirtscbafts-" 
lebens  zu  bessern  und  seine  Auswüchse  zu 
beschneiden. 

Dass  das  Binnenzollwesen  der  übrigen 
Eontineutalstaaten  des  Mittelalters  eine  gün- 
stigere Wendung  genommen  hätte  als  in 
Deutachland,  lässtsich  keineswegs  behaupten. 
Die  Binnenzfllle  in  Frankreich  sind  seit 
dem  vierzehnten  Jahrhundert  ebenso  wie 
die  deutschen  zugleich  Grenzzolle  hinsicht- 
lich der  einzelnen  Provinzen.  Die  südlichen 
Provinzen  und  später  ausser  ihnen  noch  die 
Bret^ne,  die  Franche-Comt6,  Artois  und 
Flandern  waren  iniolge  besonderer  stän- 
discher Entwickelung  sowohl  gegeneinander 
als  gegen  die  nSrdhchen  Provinzen  durch 
Steuei^  und  Zolllinien  abgeeperrt,  die  Tren- 
nung der  sprovinces  reputees  etrangOres«  von 
den  »pays  d'elections«  blieb  bis  zur  Revo- 
lution bestehen.  Eine  dritte  Klasse  von 
Provinzen,  zu  der  die  drei  lothringischen 
Bistümer,  Elsass  und  Lothiingen  und  seit 
1768  die  Landschaft  Gei  gehörten,  lag 
wieder  ganz  ausseriialb  der  allgemeinen 
Grenzzolllinien  des  Königreidis.  So  er- 
schienen die  Zustände  in  Pranti«ich  zu  Be- 
ginn der  Neuzeit  nicht  viel  besser  als  die 
verwickelten  und  verworrenen  Verhältnisse 
in  Deutschland.  "Wenn  wir  hören,  dass  auf 
Rhone  und  Saone  die  ScJiiffe  von  Arles  bis 
Gray  dreissigmal  Abgaben  zahlen  mussten, 
die  etwa  25— 30"/o  des  Wertes  der  Waren 
betrugen,  so  ist  das  freilich  doch  noch  etwas 
■weniger  als  die  üi — 66  "/o  des  verzollten 
"Wertes,  die  der  Rheinzoll  zwischen  Bingen 
und  Coblenz  um  die  Mitte  des  vierzehnten 
JaJurhunderts  betnig.  Und  noch  die  Ver- 
suche Colberts  und  Tui^ts,  wenigstens  die 
nördlichen  Provinzen  in  ein  einheitliches 
Zollgebiet  mit  freiem  Binnenverkehr  zu  ver- 
wandeln, sind  nicht  viel  erfolgreicher  ver- 
laufen als  die  Reformbestrebungen  inDeutsch- 
knd. 

Ee  ist  merkwürdig,  dass  in  England 
die  Staats  Wirtschaft  des  Mittelalters  Finanz- 
KÖUe,  aber  ohne  protektionistischeu  Charakter 
kannte.  Demzufolge  war  es  den  Hansen 
m^llich,  Wolle  bilbger  als  die  Engländer 
zu  exportieren.  ^)  Aber  es  ist  doch  bezeich- 
nend für  die  aus  der  insularen  I^ge  £ng- 
Ufoäa  resultierende  eigenartige  wirtschaft- 
liche Entwickelung,  dass  eine  Mitte  des 
sechzehnten  Jahrhunderts  von  dem  Sekretär 
der  englischen  Staatskasse,  John  Haies,  ver- 
fassle  Schrift  sehr  wohl  zwischen  Pinanz- 
zQlleu  und  Schutzzöllen  zu  unterscheiden 
weiss.*)      Eine   Wendung    zum   Grenzzoll 


')  Schanz,  Englische  Handelsiiolitik  I,  859. 

•)  William  Staffords  drei  Gespräche  Ober  i 
die  in  der  Bevölkerung  verbreiteten  Klgigen,  ' 
heransgegeben  von  Emannel  Leaer.  1895. 8.66—69. 
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nahm  die  englische  Wirtschaftspolitik  erst 
dnrch  die  Navigation  sakte  Oliver  Oomwellfl. 
Der  Ausfuhrzoll  betrug  im  siebzehnten  Jahr- 
hundort für  Inländer  beim  Sack  WoUe  aSVa 
Schilling,  für  Auslander  66*/»  Schilling,  bei 
der  Last  Leder  je  66-/3  und  TS'/s  Schilling.») 

Die  französische  Revolution  war 
es,  die  in  Frankreich  mit  einem  Schlage  die 
BinnenzTiUe  beseitigt  hat  Freilich,  die  EHn- 
führung  der  Getränkesteuem  von  1804  unter- 
brach auch  wieder  diese  Entwickelung. 
»Einen  binnenzollartigen  Charakter  besitzt 
das  droit  d'entree,  das  für  Rechnung  des 
Staates  von  allen  Getränken  mit  Ausnahme 
von  Bier  in  den  Städten  von  4000  und  mehr 
Einwohnern  erhoben  vriid ,  die  in  vielen 
Siadt«n  bestehende  faxe  unique,  welche  das 
droit  d'entree  und  die  sonst  von  den  Ver- 
käufern erhobene  Detailsteuer  zu  einer  ein- 
zigen Eingangsabgabe  zusammenfasst,  und 
die  Pariser  Eraatzsteuer  für  die  sonst 
erhobenen  Arten  von  Getränkesteuem, 
Ausserdem  werden  nicht  nur  von  Nahrui^s- 
mitteln  und  Oetr&nken,  sondern  auch  von 
mehreren  anderen  Klassen  von  Bedarfsgegen- 
ständen städtische  Eingangsabgaben  (octrois) 
erhoben,  an  denen  auch  der  Staat  Anteil 
erhält,  wenn  die  Stadt  die  untersten  Stufen 
der  staatUchen  Mobiliar-  oder  Mietssteuer 
auf  das  Octroi  übernimmt.  Die  noch  übrig- 
gebliebenen staatlichen  Brückengelder  sind 
1880  aufgehoben  worden,  und  es  darf  auch 
der  Bau  von  Brücken  mit  der  Berechtigung 
zur  Erhebung  von  Brückengeld  fernerhin 
nicht  mehr  an  Unternehmer  Übertragen 
werden.«     (Lexis.) 

Seit  der  französischen  Revolution  und 
dem  Siegeszug  ihrer  Ideeen  und  Folgeereig- 
nisse  sind  f^t  allenthalben  in  Europa  die 
Binnenzölle  gefallen,  so  in  den  ehemalige 
Österreichischen  Niederlanden,  in  Belgien, 
und  in  Italien,  wo  die  französische  Er- 
oberung durch  Aufhebung  der  BinnenzöUe 
den  Verkehr  im  Inlande  gehoben  hat*) 
Auch  in  Spanien  erstrebte  die  gewaltige 
Wirtschafta  reform,  die  Napoleon  der  Erste 
im  AnschlusB  an  sein  Kontinentalsystem 
plante:  Beseitigung  aller  Binnenzölle  nnd 
völlige  Freiheit  der  Industrie  wie  der  Land- 
wirtschaft Emer  langsameren  Weiterbüdunp 
bedurfte  es  in  der  Schweiz,  wo  erst  seit 
den  vierziger  Jahren  die  Zollstätten,  deren 
es  noch  Im  Anfuig  des  Jahrhunderts  400 
^b,  an  die  Kantonsgrenzen  verlegt  worden 
sind,  so  dass  damit  das  erreicht  wurde,  was 
in  Deutschland  der  Zollverein  durchsetzte. 

Es  ist  der  Inhalt  der  neuesten  d  e  u  t  s  c  h  e  n 
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ZoHgeschichte,  dasB  ein  grosser  Staat  all- 
mählich  (lie  übri^n  kleineren  Staaten  ziiir 
Ansclilnss  an  Bein  reformiertes  ZoUgebiet 
gebracht  hat,  auch  er  —  unter  dein  nadi- 
wirkenden  Einfliiss  der  Oedankengän^  der 
französischen  Revolution,  Preussen  stand 
zuvörderst  vor  der  Aufgabe,  sein  eigenes 
ZoUwesen  zu  bessern.  Es  konnte  zunächst 
BcheiueD,  als  ob  das  Steuereystem  der  Ac- 
cise  in  Preussen  BinnenzoUcharakter  aufwiese. 
Indessen  ist  meines  Erachtens  gerade  die 
sogenannte  Ergänzungsaccise,  wonach  Waren, 
die  in  anderen  Stanten  bereits  veraccist 
waren,  einen  Nachschuss  an  den  Thoren 
neu  betretener  Städte  zahlen  mussten,  genug 
Beweis  dafür,  dass  der  lokale  Charakter  des 
mittelalterlichen  Zollwesens  noch  in  Geltung 
war,  dasB  im  Konkurrenzkampf  der  einzelneu 
Städte  Schutzzolle  zu  Recht  bestanden. 
Neben  der  fOr  die  Stadtbezirke  glUtigen  Ac- 
cäse  und  der  Kontribution  des  platten  Landes 
existierte  in  Preussen  ein  höchst  verwickeltes 
Binnenzollsystem,  das  zum  Teil  den  Oe- 
bührencharakter  zeigte  nnd  in  seinen  Er- 
tragnissen den  Dora&nekaEsen  znfloss.  Aber 
audi  hier  wird  das  System  durch  Privat- 
zölle und  durch  die  grosse  Zahl  der  Zoll- 
tarife unterbrochen.  Die  Reform  absiebten 
Friedrich  Wilhelms  in,  bezweckten  zunächst, 
wenigstens  in  den  einzelnen  Provinzen  die 
Zölle  abzuschaffen  nnd  beim  Ein-  und  Aus- 
gang aus  einer  Provinz  zur  anderen  eine 
land Zollabgabe  beizubehalten,  und  die  Unter- 
nehmungen der  Jahre  1805  und  1806  be- 
tonten stets,  dass  das  BinnenzoUsystem  fallen 
und  ein  Orenzzollsystem  durchgeführt  wer- 
den solle.  Indessen  trifft  diese  Betonung 
eigentlich  nicht  den  Kernpunkt  des  er- 
strebten Princips.  Denn  das  preussische 
Zollgesetz  v.  26.  Mai  1818,  das  in  §  16 
sagte:  der  Verkehr  im  Inneren  soll  frei  sein, 
versicherte  in  §  20  ansdrOeklich :  »alle  wohl- 
begründeten  Erhebungen  und  Leistungen, 
■welche  zur  Cntertialtnng  der  Strom  schiff alirt 
und  Flösserei,  der  Kanäle ,SchIeu8sen,Brflcken, 
Fähren,  Kimststrasseu,  Wege,  Häfen,  Leucht- 
türme, Seezeichen,  Krahne,  Wagen,  Nieder- 
lagen und  anderer  Anstalten  fdr  die 
Erleichterung  des  Verkehrs  be- 
stimmt sind,  bleiben  für  jetzt  ausdrück- 
lich vorbehalten«.  Man  sollte  also,  wenn 
man  von  der  preussischen  Zollreform  im 
Anfang  des  19.  Jahrhunderts  spricht, 
nicht  sa^n,  dass  sie  die  Ersetzung  der 
Binnenzölle  durch  Grenzzölle  veranlasst 
habe,  sondern  vielmehr,  dass  sie  die  Grenz- 
zGlle  und  namentlich  die  Private  und  Kom- 
munalzGUe  im  Inneren  des  preussi  sehen 
Staates  beseitigt  und  fÜrdieBinnenzölle 
ausdrücklich  den  Oebilhrencha- 
rakter  festgelegt  habe. 

Der  deutsche  Zollverein  (s.  d.  Art.)  be- 
deutete die  Aufhebung  nahezu  aller  Grenz- 


zone in  dem  handelspolitisch  geeinigten 
Staatenbund.  Einige  Grenzzölle  und  auch 
einige  Binnenzölle  ohne  Gebühren  Charakter 
blieben  freilieh  bestehen.  In  seinem  Artikel 
über  Binnenzölle  in  der  ersten  Auflage 
dieses  Handwörterbuchs  fasste  Lezis  diese 
Ausnahmebestimmungen  dahin  zusammen : 
»Nacli  dem  (noch  geltenden)  ZoUvereins- 
vertra^  v.  8.  Juü  1867  ist  die  Berechtigung 
der  Einzelstaaten,  innere  Verbrauchssteuern 
zu  erheben,  auf  Branntwein,  Bier,  Essig, 
Malz,  Wein,  Most,  Obstwein,  Mehl  und  Back- 
waren, Fleisch,  Fleischwareu  und  Fett  b&- 
schränkt,  und  für  Wein  und  Bier  (ursprüng- 
lich auch  für  Branntwein)  sind  MaximaJ- 
betrfige  der  Besteuerung  festgesetzt  Für 
Rechnimg  der  Gemeinden  und  Korporationen 
können  Bier ,  Essig ,  Malz ,  Obstwein, 
mahl-  und  schlachtsteuerpfUchtige  Gegen- 
stände, Brennmat«riahen ,  Marktviktualien 
und  Fourage,  sofern  es  sich  nur  um  Befrie- 
dignng  des  örtlichen  Bedarfs  handelt,  mit 
einer  Kommunalen  Verbranchssteuer  belegt 
werden;  für  Wein  ist  dies  nur  in  den 
eigenthchen  Weinländem  zulässig,  für  Brannt- 
wein nur  mit  Beschränkungen,  und  auch  in 
Bezug  auf  die  Höhe  der  BeListung  von  Wein, 
Branntwein  und  Bier  sind  beschränkende 
Voreehriften  in  den  Vertrag  angenommen. 


bereits  die  Bestimmung  des  Zollvereinsver- 
tragcs,  nach  welcher  ausländische  Er- 
zeugnisse, die  mehr  als  3  M,  für  100  kg 
Eingangszoll  zu  entrichten  haben,  keiner 
inneren  Abgabe  unterworfen  werden  dürfen, 
für  Mehl,  Backwaren,  Fleisch,  Fleischwaren 
und  Fett  und,  sofern  es  sich  um  eine  Be- 
Bteuening  für  Kommunen  und  Korporationen 
handelt,  für  Bier  und  Branntwem  aufge- 
hoben worden.  In  Preussen  ist  die  von 
Staatswegen  in  den  grösseren  Städten  statt 
der  Elassensteuer  erhobene  Mahl-  und 
Schlachta teuer  seit  1873  aushoben,  in 
mehreren  Gemeinden  ist  jedoch  cQe  Schlacht- 
steuer als  Kommunalabgabc  beibehalten 
worden.  Auch  kommen,  oesonders  in  den 
neuen  Provinzen,  noch  städtische  Eingangs- 
abgaben von  anderen  Verzehrungsgegen- 
ständen vor.« 

Daneben  aber  ist  für  die  eigentlichen 
Binnenzölle  des  neuen  Deutschen  Reiches 
das  alte  Gebührenprincip  ansdrücklicb  an- 
erkannt Die  Keichsvei^ossung  betonte  in 
Art.  54  mit  klaren  Worten,  dass  die  von 
den  Einzelstaaten  in  den  Seehäfen,  den 
natürhchen  und  künstlichen  Wasseistrassen 
zu  erhebenden  Schiffahrtsgebühren  die  zur 
Herstellung  und  Unterhaltung  der  betreffen- 
den Anstalten  notwendigen  Kosten  nicht 
übersteigen  dürfen.  Was  die  Landkommn- 
nikationsal^ben  betrifft,  so  wurden  die 
nach    einer  V.  v.   1.  Juni   1838  auf    den 
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chaussierten  vom  MiDister  der  Finanzen  und 
d^  Handels  bezeichneten  Strassen  neben 
dem  Chausse^elde  bestehenden  I'flaster-, 
Wege-  und  Thorspen^lder  aufgehobeu, 
wahrend  der  Staat  die  Unterhaltungskosten 
dieser  Strassenstrecken  flbemahm.  Die 
bleibenden  Abgaben  seilten  nur 
die  Kosten  der  Unterhaltiinff  und 
Wiederherstellung  der  Strassen 
decken.  Diu^  das  0.  v.  27.  Mai  18T4 
wurde  dann  auch  das  Chaussee^ld  auf  den 
Staatsstrosaen  aushoben.  Wenn  auf  Kom- 
munalstrassen  noch  solche  BionenzClIe  er- 
hoben Verden,  so  ist  aber  doch  immer  das 
QebührenprincipihreunverftHBserlicheGnind- 
li^  geworden. 

Zweifellos  wird  die  weitere  Entwicke- 
lung  dra  Binnen  zoll  we&ens  dahin  zielen, 
dass  der  Staat  aus  seinen  durch  direkte 
Steuern  Tei^rösserten  Mitteln  die  Unterhal- 
tungakoeten  der  Yerkehisan stalten  bestreitet. 
Eist  dann  Bind  die  Binnenzölle  überhaupt 
beseit^  denen  vordem  allein,  wenn  sie  auf 
dem  Oebflhrenprincip  aufgebaut  waren, 
Berechtigung  im  Verkehisleben  zukam. 

Lltteratnr:  Zaehariae  v.  Llngenthal,  Zur 
StnntnU  dti  rSmiicheit  Sleiienceien»  in  drr 
KaiterttU  (Mtmoirtt  de  l'acadtmie  impfriaie 
da  leimeet  de  St.  PcUrtboury.  VII,  S).  — 
Savigny,  Ctbtr  die  rSmiieltt  SttHtrFerfammg 
(Vermi»ehle  Sckrifttn  II,  ItS).  —  Mar^uarüt, 
BSmiMeht  Staalnencaituag  II,  t6lff.  —  von 
XJlmen»l«in,  Pra^malächt  GacMchle  der  ZöUe 
itt  DetUtMaiid,  1790.  —  HnUmann,  DeuUche. 
Finamyetchifhte  dt»  MitteUäleri,  ISSö.  —  BOh- 
nter,  Dat  ZoUireten  i'n  Dt-ulechtand.  geirbUht- 
lie/i  beleuchtet,  1SS2.  ~  Falhx,  Gachirhte  de» 
deutteken  Zollteeteru,  IS69.  —  Zentntrr,  Die 
deuUehen  litädte»l«uem  (SehmoUer»  Staat»-  und 
totialwitieiueh.  Foriehungen  1, 1).  —  Hutntatl, 
Die  Haifiu&U  von  Wertlieim  Mi  3taim,  Trier 
ISäi.  —  BUflervMtnn,  Da»  deutecke  Zolbeeeen 
im  MiOebäter  (yierleljaltr»»ehiifl  für  foli»- 
virUchaft,  1883,  II,  -23).  —  SommerlaO,  Die 
SheittiSlU  im  ilUUlaUer,  IS94.  —  E.  M.ayer, 
ZoB,  Kaofmattruehaft  und  Markt  laitthen  Rhein 
und  Loire  bi*  in  da*  IS.  Jahrhundert,  ISIU.  — 
Welael,  Da*  ZoUncht  der  deuUchen  KSnige 
(Oierket  Unleriuchungen,  Heft  4S).  —  Jlfain- 
roth,  Getehiehte  der  preutiieclien  Staatebe- 
iteuerung  1S06 — 1816.  1890.  —  Sotntnerlad, 
Art.  vZoüvtrtiat,  H.  d.  St.  Bd.  6  S.  SiOff. 
(I.  Auflage).  —  Lexla,  Art.  uSianeaiSUe«,  II. 
d.  St.  Bd.  1  S.  6S9f.  (I.  Auflage).  —  H. 
Prtymark,  Die  Reform  der  prea»»i»che»  Han- 
del*- und  Zollpolitik  voa  1800—1821  (Conrad, 
iSnmmlun^  naiionalukonomierher  und  itatittiteher 
Abhdiga.  Bd.  XVII/.  —  A.  BtUdauf,  Bei- 
trSg»  tur  Handel»-  und  Zollpolitik  Oesterreich* 
in  der  taaittn  Hiüfte  de*  18.  Jahrhundert». 
Halliech»  Dinerlalion  1898.  —  ftrn  Below, 
Art.  -ZoUvereinu,  Wörterbuch  der  VoUcncirtechafl 
Bd.  II  S.  9S9ff.  —  Karl  Koehne,  Studien 
zur  »ogenannten  Reformation  Kai»er  Slgi»t>tundi 
(ZeiUehrifl  fUr  Soiial-  und  Wirt»ehajl»gt»chichte 
VI,  369—430).  —  A.  Ifiggl,  Der  Zoü  im  oUcn 


deultehea   Recht   und    nach   modtraem   Reich»- 
recht.     Erlang.  DitierUUion  181/S. 

Theo  Sotnm^rlad. 


(Charakteristik      seiner     Terfas- 
aungs-,   Wirtschafts-    und    Sozial- 
politik im  Zusammenhange   seiner 
nationalen  Politik.) 

1.  Bii  1817.  8.  1847—1860.  3.  1861— 
1859.  4.  1869—1863.  6.  1862-1866.  6.  1866 
—1876.    7.  1876—1890. 

1.  Bis  1S47. 

Als  >vorsindflntl  icher "  Junker,  als  fana- 
tischer Absolatist,  als  StockpreuBse  —  kurz 
alsderTypusdeBHeaktionfiiBjeinFremdlingin 
seiner  Zeit  und  deshalb  ein  Feind  des  Zeit- 
geistes, wurde  Otto  von  Bismarck-Schön- 
hausen  Ende  der  40  er  Jahre  seitens  seiner 
Öepier  gekennzeichnet. 

Wider  solche  Charakteristik  hat  er  oft 
genug  —  damals  schon  wie  später  —  Pro- 
test erhoben.  Zwar  war  er  einem  adligen 
Geschlecht  entsprossen,  das  langer  als  die 
Hohenzollem  in  den  Harken  sass,  hatte  die 
Kinderzeit  auf  dem  Rittergut  verbracht  und 
wahrend  der  Jahre  des  Lebens,  die  dem 
Mann  das  ÖeprAge  geben  ausscMiesshch  im 
Kreise  pommeracher  und  niederaächsischer 
StandesgenoBsen  sich  bewegt.  Aber,  dank 
dem  Einflüsse  der  Eltern  —  seine  Mutter  war 
die  Tochter  eines  ^stark  liberalen«  Beamten, 
sein  Vater  frei  von  aristokratischen  Torur- 
teilen —  war  er  vor  der  Gefahr  dea  Ver- 
junkems  bewahrt  geblieben. 

Nicht  das  Dogma  vom  Alleinrecht  des 
Fürsten,  sondern  die  skeptische  Frage,  wes- 
halb denn  iMiltionen  von  Menschen  einem 
dauernd  gehorchen«  sollten,  war  daa  erste 
Ergebnis  seines  Denkens  Aber  politische 
Dinge  gewesen. 

Preussische  Gesinnung  war  dem  Sohne 
der  Mark  -^  wie  er  schreibt  —  angeboren ; 
aber  mit  dieser  stand  von  vornherein  in 
Konkurrenz  das  »teutonische«  Bewusstsein. 
Als  er  die  Universität  bezog,  gedachte  er 
der  Burschenschaft  beizutreten,  da  diese 
•die  Pflege  des  nationalen  GefOhle  als  ihren 
Zweck  bezeichnete«.  Wenn  er  schliesslich 
das  Corps  wählte,  so  gestchah  es  deshalb, 
weil  ihn  einerseits  das  burschenschaftliche 
Studententum  abstiess,  in  dessen  Treiben 
der  Mangel  an  Formen  der  guten  Gesell- 
schaft bei  vielen  ihrer  Mitglieder  hervor- 
trat —  andererseits  die  Art  und  Weise,  wie 
sich  die  bmschenachaftlichen  Pohtiker  die 
Verwirkhchung  des  nationalen  Zieles  dachten, 
das  er  mit  ihnen  teilte:  das  Programm  des 
sohwarz-rot^goldenen  Hadikalismus,  der,  »zu- 
67« 


folge  Maügels  an  Kenntnis  der  vorhandeaen, 
hiBtoi-isch  gewordeneD  Lebensverhältnisse-, 
an  die  Möglichkeit  einer  Revolution  glaubte, 
die  mit  einem  Schlage,  aus  der  Tiefe  her, 
den  Deutschen  'Freiheit,  Ehi-e,  Vaterlmid" 
bringen  sollte. 

In  seiner  Gegiierseliaft  zu  den  konkreten 
Trägem  der  liberalen  und  nationalen  Idee 
musste  die  Universitätslehre  ihn  bestärken. 
In  Göttingen  blflhte  damals  die  »historische 
Schule  der  Politiki.;  in  Berlin,  wo  der 
Studiosus  von  BiEmarek  die  letzten  Semester 
verbracht«,  lelirt«  der  vornehmste  Vertreter 
der  »historischett  Rechtsschule >,  von  Savigny, 

Ob  der  flotte  Conrabursche  die  Collegia 
mehr  oder  weniger  besucht  habe,  ist  noch 
strittig;  wenn  er  aber  juristischen  oder 
Staats  wissenscbaftli  che  a  oder  historisclien 
Vorlesun^n  beiwohnte,  ao  war  es,  in  Göt- 
tingen wie  in  Berlin,  die  gleiche  Grundan- 
sc^uung  politischer  Methodik,  die  sich  ilim 
darbot. 

Hier  wie  dort  wurde  das  Princip  der 
»Eontinuitätc  und  weiter  das  der 
»Relativität»  der  staatlichen  und  geseil- 
Bchaitlichen  Formen  aus  der  geschichtlichen 
Eh'fahrung  begründet,  mit  anderen  Worten: 
eine  Staatskunst  vertreten,  die  nicht  nach- 
strebe  einem  konstruierten,  abstrakten  Ideale, 
das  jedenieit  und  jedenorts  gelte,  —  die  viel- 
melir  Schritt  für  Schritt  auf  dem  festen 
Boden  der  Wirklichkeit,  in  exakter  Wertung 
der  realen  Mächte  und  Interessen,  die  Bahn 
zu  einer  vollkommeneren  Zukunft  suchen 
und  im  Weg  wie  im  Ziel  dem  Unterschied 
der  » Volksindividuali  tat  t,  der  Eigenart  der 
politischen,  sozialen,  wirtechaftlichen  Kultur 
sorgsam  Rechnung  tragen  sollte.  Die  Männer, 
die  so  lehrten,  waren  —  grösstenteils  — 
keinesw^a  Widersacher  des  Fortschrittes 
im  libeialen  und  nationolenSinne ;  nur  die 
Taktik,  kraft  deren  das  >junge  Deutschland« 
ihn  durchsetzen  zu  sollen  und  zu  können 
glaubte,  war  ihnen  ein  Aergernis.  Wie 
gesagt  —  es  steht  dahin,  ob  tlberhaupt 
TUid  wie  weit  der  Studiosus  von  Bismarck 
aus  der  geistigen  Atmosphäre  der  Hörsäle 
eine  Einwirkung  erfahren  habe.  Vielleicht 
hat  er  die  Principien  der  Kontinuität  und 
Belativität,  diese  Kerosätze  der  historischen 
Schule,  die  er  später  als  Abgeordneter  mit 
Feuereifer  verfocht,  erst  aus  dem  regen 
Bücherstudium ,  das  er  während  seiner 
»Stromtid«  betrieb,  geschöpft. 

Wie  dem  auch  sei  —  wenn  er  auch  dem 
Traum  der  deutschen  Einheit  nicht  entsagte, 
so  verliess  er  doch,  erztimt  über  die  revo- 
lutionären Strebungen  der  Demokratie,  die 
am  lautesten  fflr  die  nationale  Idee  lärmte, 
die  Universität  >mit  weniger  liberaler  Oe- 
sinnungt,  als  er  sie  bezogen. 

Ais  er  aber  sich  einige  Zeit  in  den 
Hallea  der  > Autorität«  umgesehen,  das  Staats- 


wesen, das  die  Freiheitsschwärmer  gründlich 
imibauen  wollten,  selbst  genauer  kennen 
gelernt  hatte,  verüUchtigte  sich  wieder 
dieser  konservative  Hauch.  Nicht  nur,  dasa 
die  Mehrzahl  der  Persönlichkeiten  ihm  stark 
missfie!,  die  er  als  Organe  des  absolutis- 
tischen Königtums  thätig  sah.  Wie  an  den 
OebeimrSten ,  so  fand  er  auch  vieles  an 
dem  System  zu  tadeln,  dem  sie  dienten. 
Ihm  widerstrebte  die  »unter  dem  dama- 
ligen väterhchen  Regimente«  vorhandene 
Neigung  >zu  befremdenden  Eingriffen  in 
die  verschiedensten  Ijebens Verhältnisse«  — 
das  bureaukra  tische  Schablonisieren  der 
Herren  von  »Zopf  und  PerrGcke«,  die  durch 
Reskripte  vom  gi-ünen  Tisch  die  bunte  Ffllle 
der  Interessen  des  Volkes  zu  befriedigen,  ■ 
dessen  Kräfte  zu  leiten  sich  vermassen. 
Dem  Abscheu  gegen  solches  Regieren  »über 
das  Bedürfnis  der  Regierten  hinaus«,  das 
im  Volk  den  Trieb  zur  Selbstthätigkeit  er- 
stickt —  das  BewuBstsein  der  Selbstverant- 
«-ortlichkeit  nicht  aufkommen  lässt  —  aus 
ihm  eine  »Unleroffiziersnationi  macht ,  in 
der  «jeder  im  öffentlichen  Leben  Stehende 
nur  das  Mass  von  Selbstgeftthl  hat,  das 
seiner  staatlichen  Abstempelung  .  .  .  ent- 
spricht«, —  dieser  Empfindung  hat  er,  von 
jener  Zeit  ab  bis  in  seine  letzten  Jahre, 
zahllose  Male  schärfsten,  schroffsten  Aus- 
druck verliehen. 

Vollendung  des  Programms  der  Selbst- 
verwaltung, das  einst  der  Freiherr  von 
Stein  eingeleitet,  —  dies  wurde  das  erste 
innerpolitische  Ziel,  das  Bismarck  sich  setzte. 
Als  er,  des  Staatsdienstes  müde,  Lwidwirt 
geworden  war,  bot  sich  ihm  bald  Gelegen- 
heit, in  dieser  Richtung  zu  wirken. 

Die  Regierung  wollte  die  Wahl  der 
Landräte  abschaffen ;  Bismarck  trat  dem 
entgegen.  Und  wie  er  bier  einem  drohende 
Eingnif  in  das  der  Selbstverwaitimg  nodi 
belassene  Gebiet  wehrte,  so  suchte  er  an 
einem  anderen  Punkte  der  Gefahr  vorzu- 
beugen. In  den  Händen  der  Ritterschaft  ruhte 
damals  noch  die  Patrimonialgerichtsbarkeit. 
Die  Art,  wie  sie  gehandhabt  wurde,  gab 
Anlass  zu  vielen  Klagen.  Hier  befürwortete 
er  eine  Umgestaltung,  die  diesen  Klagen 
den  Boden  nehmen  sollte. 

Wenn  der  Gutsherr  von  SchOnhausen 
gegen  das  Uebergreifen  der  »den  Bealitäten 
fremden  Centralbureaukratie«  auf  das  platte 
Land  enei^ch  sich  auflehnte,  so  wusste 
er  sich  frei  von  allen  »Standes Vorurteilen«. 
Gewiss  —  die  ritterschaftliche  Selbstver- 
waltung war  wie  bei  den  Bauern,  so  bei 
der  liberalen  Bouigeoisie  mit  Recht  in  Miss- 
kredit geraten.  Wer  aber  wie  Bismarck 
sie  im  Princip  bewahren,  in  der  Form 
bessern  wollte,  wirkte  nicht  im  Geiste  der 
Junker,  sondern  im  Geiste  jener  grossen 
Reformatoren,  die  dem  preussischeu  Staate, 
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als  er  nach  der  Schlacht  voq  Jena  todes- 
'vnind  am  Boden  lag,  den  Aether  der  Frei- 
heit versehrieben  hatten. 

2.    1847—1860. 

Gereizt  durch  manche  Konflikte,  die  er 
als  Gutsherr,  Kreisdeputierter,  Deichhaupt- 
mann  mit  dem  herrschenden  R^ime  gehabt 
hatte,  »zur  Kritik  geneigt«  trat  Bismarck 
in  die  Ritterkurie  des  Ersten  Vereinigten 
Iduidtags  als  Abgeordneter  für  den  ä«is 
Jerichos  ein  (Mai  1847). 

Das  Programm,  das  ihm  vorschwebte, 
war  im  Ziele  > ständisch-liberal ',  der  Methode 
nach  aus  dem  Geiste  der  historischen  Schule 
koncipiert. 

Die  Macht  der  Krone  sollte  beschränkt 
werden  ditroh  eine  "Ständische  oder  benifs- 
genossenschaftliche«  LandeBvertretimg,  der- 
art, dass  künftig  weder  jene  noch  diese 
»den  bestehenden  Rechtszustand  einseitig 
ändern  köimten«,  und  alle  staatlichen  Vor- 
gänge in  der  Oeffentlichkeil  sich  vollziehen  I 
unter  freier  Kontrolle  und  Kritik  der  Re- 
gierung durch  Parlament  und  Presse. 

Aber  das  Mass  ihrer  Beschränkung  durch 
die  Landesvertretung  sollte  die  bisher  >un- 
umschränkte  Gewalt  des  Königs  selber  sich 
bestimmen«  —  ,=ohne  Ueberstürzung« ,  in 
allmählicher  Fortbildung  der  geschichtlich 
überkommenen  Ordnung  durch  den  bisher 
alleinberechtigten  Interpreten  des  preussi- 
Bchen  Staatswillens  und  Staatsinteresses. 

Aus  dieser  hberahsierenden  Stimmung 
wurde  er  aber,  wie  er  sich  ausdrückt, 
wieder  »entgleist«  —  durch  die  Liberalen. 

War  ihm  an  den  Ostpreussen  der  Hang 
zur  »Ueberstürzungi  widerwärtig,  so  an 
den  Rbdoländem  die  »importierte  Phrasen- 
schablonec  —  die  Neigung,  die  künftige 
preussische  Konstitution  nach  französischem 
oder  belgischem  Muster  bilden  zu  wollen, 
ohne  Rücksichtnahme  auf  die  Eigenart  des 
preuBsischen  Staatswesens,  auf  die  hier 
durch  glorreiche  Thaten  verdiente,  von-agende 
Stellung  der  Monarchie.  Einst  hatte  die 
revolutionär-utopische  Taktik  der  Burschen- 
schaft ihn  zum  Eintritt  in  das  Corps  be- 
wogen. Jetzt  trieb  ihn  der  radikale,  un- 
hialorische  Sinn,  der  sich  bei  der  Mehrheit 
der  liberalen  Abgeordneten  kundgab,  dem 
Lager  der  Gegner  zu.  Eine  Ver^sung 
woUte  er  *ie  jene  auch ;  pber  unter  der  Be- 
dingimg,  dass  sie  gemäss  dem  Princip  der 
Koatinnitäi  entstehe  und  gemäss  dem  der 
Relativität  ^staltet  werde. 

Der  weitere  Verlauf  der  Ereignisse  — 
die  Anarchie,  die  die  Märzrevolution  Ober  die 
Hauptstadt  heraufbeschwor,  die  Demütigung 
des  Königs  vor  den  Barrikadenkämpfern,  die 
Ausschreitungen  der  Nation^versammlung, 
die  sich  gerierte  wie  ein  souveriUier  Konvent 
—  die,  obwdil  es  ihr  an  realer  Macht,  ihre 


Dekrete  gegen  den  Willen  der  Regierung 
durchzusetzen,  bald  gebrach,  BeschlüBse 
fasste,  von  denen  zweifellos  war,  dass  der 
Kfinig  sie  nie  genehmigen  -würde,  die  viel- 
mehr niu-  die  Wirkung  haben  konnten,  das 
Verhältnis  zwischen  ihm  nnd  ihr  tötlidl 
zu  vergiften,  —  dieser  Verlauf  der  Ereignisse 
machte  aus  dem  gemässi^  liberalen  Land- 
eäelmann  das  >zomiget:  Mitglied  der  konser- 
vativen Fraktion,  den  >Mann  von  Jerichoi, 
den  lauten,  trotzigen  Herold  der  monarchi- 
schen Autorität,  der  bald  mit  heissem  Pathos, 
bald  mit  beissendem  Spotte  aUen  politischen 
Kreaturen  des  » tollen  Jahres«  Fehde  an- 
sagte, bereit  und  bestrebt,  mit  allen  »März- 
erruD genschaften«  tabula  rasa  zu  machen. 
Binnen  kurzem  stand  er  in  erster  Reihe 
der  Jnnkerpartei  —  ihr  Degen  neben  den 
»Köpfen«  Stahl  \md  von  Gerlach. 

lii  ihm  —  der  eiferte  gegen  die  Gleich- 
berechtigung der  Juden  (da  sei  »der  enge 
mittelalterliche  Geist  leibhaftig  erschienen«, 
rief  H.  v.  Beckerath)  —  gegen  die  Adresse, 
die  dem  König  den  Dank  des  Volkes  für 
die  unter  dem  Dnick  der  Revolution  be- 
wi listen  liberales  Zugeständnisse  unter- 
breiten sollte  —  gegen  die  "konstituierte 
Anarchie«  der  Friikfurter  Paulskirehe, 
glaubte  die  öffentliche  Meinung  die  Deiadt« 
gewordene  Reaktion  zu  erblicken. 

In  "Wahrheit  war  er  weder  »reaktionär« 
noch  »konservative  im  Sinne  der  Fraktion. 
Was  ihn  zu  deren  Streitgenossen  gemacht 
hatte,  war  nur  die  üeberein  Stimmung  be- 
züglich der  nächsten  Schritte. 

Während  die  Fraktion  die  Erbitterung 
des  Königs  über  die  Ereignisse  des  >tollea 
Jahres«  benutzen  wollte,  um  ihn  endgiltig 
von  weiteren  konstitutionellen  Experimenten 
zu  kurieren,  während  sie  danach  strebte, 
nicht  nur  dieoktroyierteDezeraberverfassung, 
weil  viel  zu  hberal,  wieder  rückwärts  zu 
revidieren,  sondern  als  letztes  Ziel  die 
Wiedererrichtung  des  »alten  Sj-stems<  ins 
Auge  fasste  —  allmählig  sollten  die  I^vin- 
ziallandtage  zu  einer  den  gesamtstaatiichen 
Landtag  niederdrückenden  Bedeutung  empor- 
geschranbt  werden  —,  so  betonte  der  Abge- 
ordnete von  Bismarck  mehrfach,  dass  er  im 
»alten  System  <i  keineswegs  sein  Ideal,  keines- 
wegs das  »letzte  Wort«  der  Verfassung»- 
politik  erkenne.  Dun  war  die  Restauration, 
bei  der  er  als  Regisseur  stark  beteiligt  war 
—  die  Auflösung  der  Berliner  Nationalver- 
sammlung im  November  184ä,  die  unter» 
drückung  der  oppositionellen  Blätter  und 
Vereine  —  nur  ein  Interim,  ein  Stadium 
auf  der  Bahn  zu  einem  neuen  System. 

Verteidigte  er  auch  gegen  "die  Demo- 
kratie die  nach  seiner  Debei-zeugung  »staats- 
rechtlich vorhandene  souveräne  Autorität« 
der  Krone,  so  war  ihm  diese  doch  kein  für 
immer  sein  sollendes,  sondern  nur  ein  zur 
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Zeit  noch  notwendiges  Schiboleth  gegen 
die  Dämonen  des  Umsturzes.  Für  die 
natflrliche  poHtisclie  Ordniuie  erklärte 
er  die,  iu  der  der  Monai'cli,  beschränkt 
dnrch  das  Piiiicip  des  conseusu»  ordinum, 
Beines  Amtes  waltet  —  nielit  den  »durcli 
denilaiipthebel  des  Schiesspulvers  etablierten 
souveränen  rocher  de  bronze«. 

Den  Äbsolntismns  verurteilte  er  mit  schnei- 
dender Schürfe: 

Die  Haltlosigkeit  der  inneren  Zustände 
»Umtlicher  Staaten  den  Kontinent!)  lasse  sich  in 
ihrem  Keime  zurilckführen  anf  die  Zeit ,  da  es 
den  Fürsten  gelang,  sich  von  den  Ständen  au 
emancipieren.  >~ur  England .  das  „keines 
Richelieu  hatte  ...  sei  einen  glücklicheren  Weg 
.gegangen". 

Wenn  er  den  »Konstitution ah smus»  an- 
griff, so  hatte  er  dabei  immer  die  Spiel- 
art desselben  im  Auge,  ■welche  er  den  'par- 
lamentarischen Absolutismus* 
nannte,  d.  h.  die  Verfassungsfonn,  gemäss 
der  die  souveräne  Leitung  des  Staates  in 
der  Hand  der  jeweihgeu  Mehrheit  des 
Unterhauses  und  der  aus  ilir  entnommenen 
jtfinister  hegt,  während  ein  Oberhaus  fehlt 
oder  einflusslos  ist  und  der  König  nur  ein 
^Ornament«  des  Staatsgebäudes. 

Die  USngel  nnd  Gefahren  dieses  „aufrich- 
ligeu  Konstitutionalisinus"  hat  er  mit  erbar- 
mnugfiloaer  Kritik ,  nicht  selten  allerdings 
imter  krassen  Uebertreibungea  blossgelegt. 

Diesem  tranziisisch-belgiBchen  System  galt 
es,  wenn  er  demonstrierte,  dasa  die  Kammer, 
die  sich  als  den  Ansdmck  deft  Volkswilleus  be- 
trachtet wissen  wolle,  „nur  die  Mehrheit  einer 
Mehrheit,  vielleicht  etwas  über  ein  Viertel  der 
Wähler"  darstellen  möge;  dass  keine  Gewahr  da 
sei,  dass  die  Gesetze,  die  unter  solcher  Kon- 
stitution zu  Stande  kämen,  dem  Staats! nteresse 
entsprächen.  Denn  nicht  die  htihere  Vernunft 
siege  hier  ob,  sondern  die  grüiisere  Zahl.  Ueber 
jede  Vorlage  werde  zunächst  per  majora  be- 
schlossen durch  das  Conaeil.  „bestehend  ans  8 
Mitgliedern,  von  welchen  jedesmal  7  dem  Fach, 
in  welches  das  Gesetz  einschlä^  fremd  sind". 
Im  Parlamente  hänge  dann  „die  Entscheidung 
.unserer  Lebensfrage  davon  ab,  ob  von  103  Men- 
schen, die  ans  dem  ZuCaJt  der  Wahlen  hcrvor- 
fegangea  sind ,  einer  an  einem  bcHtimmten 
'age  am  Rheuma  leidet  oder  einen  Tennin  ab- 
halten muss"  —  hänge  ab  Tom  blinden  Un- 
gefähr des   AngenblicRs. 

Die  Kammerraehrheit  kenne  nur  ihr  Frak- 
tionsinteresse. Car  tel  est  notre  plaistr,  sagt 
sie— nicht  minder  absolutistisch  wie  Louis  XIV; 
befiehlt  nach  ihrer  Willkür  „ohne  Rücksicht 
■anf  entgegenstehende  Gründe". 

Für  Zwecke  des  Moments  werde  das  Ka- 

fital,  das  künftigen  Generationen  zu  erhalten 
'flicht  wäre,  verschlendert  —  werden  „die  letz- 
ten Kotpfennige  zu saninieu gerafft  auf  die  Ge- 
fahr, den  späteren  die  leeren  Kassen  zu  hinter- 
lassen''. „Je  konstitutioneller  die  Form,  desto 
teurer"  —  im  klassischen  Lande  des  Konstitn- 
tionalismus,  in  Frankreich,  sei  binnen  20  Jahren 

■lau  Rnilircl  vnn  iVft  onf  '.»im  MillimiPn  Franr« 


Niclit  tüi-  das  absolutistische  Regime  zog 
er  zu  Felde,  sondern  füi-  eine  Konstitution, 
die  eine  Mehrzahl  gleichl>erechtigter  Faktoren 
anerkenne,  die  Krone  wie  das  Oberhaus, 
das  mindesteaB  zum  Teil  ans  erbhchen  Mit- 
ghedern  zu  bilden  sei,  mit  hinreichender 
Macht  ausstatte,  um  dem  Unterhause  Schach 
bieten  zu  können.  Krone  und  Oberhaus 
mlissten  das  dauerude  Interesse  des  Volkes 
vertreten  und  schirmen  gegen  den  oft  so 
kurzsichtigen  Egoismus  der  jeweiligen 
Pai'lamentsmehrheit  Sonst  werde  regiert 
werden  nach  dem  ukonstitntionellen  Sprilch- 
wort'. :  nach  uns  die  Sindflut. 

Das  Oberhaas  dürfe  —  dies  hat  Bismarck 
später  mit  grossem  Nachdruck  öfters  betont  — 
durchaus  keine  „Donblttrc'  der  Regie rnngs- 
eewalt  sein,  kein  „alter  ego"  des  Königs,  wie 
das  preussische  Herrenhaus  von  1854  es  wurde. 

Das  Unterhaus  hatte  er  sich  ursprünglich 
als  „ständisch  oder  berufsgenossenscbaftlich" 
gebildet  gedacht.  Später  kam  er  davon  zurück 
und  erkannte  die  Notwendigkeit  eines  Parla- 
ments „im  modernen  Sinne"  [s.  unten  9.  910). 
Wann  dieser  Umschwung  der  Ansctiannng  sich 
in  ihm  vollzoe^en  hatte,  ist  aus  dem  bis  beute 
vorliegenden  Material  nicht  zu  erkennen. 

Dass  er  bereits  Anfang  der  fünfziger  Jahre 
in  diesem  Punkte  mit  den  Führern  der  konser- 
vativen Fraktion,  die  (s.  oben)  das  „ständische" 
Wesen  wieder  beleben  wollten,  anseinanderging, 
ergiebt  der  Briefwechsel  mit  L.  von  Gerlach. 

Nicht  weil  sie  dem  absolutistischen  Re- 
jpme  ein  Ende  beizeiten,  sondern  weil  sie 
das  andere  Extrem  heraufbeschwören 
wollte,  weiter  aber  auch,  weil  sie  —  wie 
er  in  seiner  pessimistischen  Aulfassung 
meinte  —  aus  nietloren  Motiven  ihre  PolitiK 
betriebe,  u^^^de  die  Demokratie  von  ihm 
mit  einer  Flut  grimmiger  Worte  riberschöttei. 

Die  Fuhrer  zeichnete  er  als  klägliche,  klein- 
liche Egoisten,  in  denen  ,, nichts  grosses  ist  als 
Eersünliche  Ehrsucht,  nichts  grosses  als  Partei- 
ass".  Wenn  sie  für  die  Gnindrechte  des 
Volkes  eintreten,  so  wollen  sie  durch  solche 
Deklamationen  nur  „eui  Piedestal  für  die 
eigene  politische  Bedeutong  aufbauen". 

Vom  Princip  der  Salus  publica  wissen  sie 
nichts.  „Der  Patriotismus  pflegt  bei  den 
Individuen  in  dem  Grade  abzimehmen,  in  dem 
der  Liberalismus  wachst." 

Aus  dem  Zusammenhang  gerissen,  klingen 
solche  Sätze,  als  ob  der  Räner  den  Libe- 
ralismus schlechthin  veitlamme.  Aber  der- 
selbe Redner  sprach  —  wenn  er  auch  davor 
warnte,  dass  mau  englische  Verfassungs- 
nonnen auf  die  so  ganz  anders  gearteten 
preiissischen  Zustände  anwende  ■ —  mit  Be- 
wundemng  von  den  liberalen  Institiitionen 
des  Inselvolks,  pries  die  Freiheitsidee,  die 
in  ihm  lebe. 

Die  englische  Freiheit  sei  „getragen  durch 
das  männliche  Se!batbewusst«ein,  welches  seinen 
eigenen  Wert  stolz  genug  fühlt,  am  eine 
hllhpri>  .Itpllnno'   ilher   nic.h   dulden  zn  kSnnen". 
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neiaes  naa  aer 
licht,  dem  die  nng-lilckliche  Nation  „seit  60 
Jahren  durch  Blut  und  Aberwitz  nachjagt, 
ohne  sie  erreichen  za  können''. 

UebrigeDB  ist.  will  man  Bismarcks  SteUimg 
zur  Demokratie  von  damals  richtig  begreifen, 
nicht  zu  vergessen,  Aasa  diese  nicht  nur  die 

tiolitische  Ordnung  in  eine  Bahn  zu 
enken  suchte,  an  deren  Ende,  nach  Bis- 
marcks Prognose,  eiitweiler  die  Chaiybdis 
der  Revolution  o<ler  die  ScyUa  eines  »wohl- 
thuenden  Säbelregiments«  drohe,  sondern 
auch  die  soziale  Ordnung  imd  den  Frieden 
der  gesellschaftliehen  Klassen  zu  unter- 
graben: indem  ihre  Agitatoren  den  länd- 
Bdieu  Tagelöhnern  die  Aufteilung  der  Ritter- 

Ster  und  Banemhöfe  vorspiegelten,  der 
jiten  Hasse  »Neid  und  Habsucht«  nach 
franzSsiechen  Vorbildern  einimpften. 

Nicht  antiliteral,  wie  Stahl  und  Gerlach, 
war  der  Mann,  der  als  »der  Dritte  im 
Bunde»  zu  ihnen  sich  gesellte.  Er  war  nur 
ein  Gegner  des  den  extremen  Liberalen 
als  Ideal  geltenden  »pariamentarischen  Ab- 
solutismus« und  der  von  ihnen  entfachten 
kommunistischen  Utopieen. 

Um  diese  Bestrebungen  mit  Stumpf  und 
Stiel  auszurotten,  jedenfalls  sie  für  künftig 
durch  »Territion'  m  Zaum  zu  halten,  ver- 
focht der  Abgeordnete  v.  Bismarck  damals, 
im  Blinde  mit  den  konservaüven  Ultras, 
eine  Taktik  aussereter.  rftcksichtslosester 
Repression. 

Er  widersijrach  der  Amnestie  der  ilärz- 
rebeUen  —  mit  dem  »Staatsrecht  der  Barri- 
kade« dürfe  auch  iiachträgUch  nicht  paktiert 
werden.  Er  fonlerte  die  Beseitigung  des 
Verein srechts,  der  »gefährlichsten  Waffe  der 
Geister,  die  verneinen,  gegen  jegliche  Autori- 
tät. —  warum  sollte  die  Obngkeit  sie  nicht 
zerbrechen,  sobald  sie  die  Macht  dazu  hat? 
Er  bekannte  sich  bezüglich  der  Presse,  um 
die  Mitbürger  vor  »moi'alischer  Brunnenver- 
giftungi  zu  schützen,  zu  Chalif-Omarschen 
Gelüsten  —  »nicht  nur  zur  Zerstöning  der 
Bücher  ausser  dem  christlichen  ,Koran', 
sondern  auch  aui'  Vernichtung  der  Mittel, 
neue  zu  erzeugen;  die  Buchdruckerkunst  ist 
des  Antichrists  auserlesenes  Rüstzeug«.  — 

Aber  wenn  er  auch  die  Repression  mit 
allen  Mitteln  predigte  —  der  Abgeordnete 
V.  Bismarck  war  damals  ebensowenig  »reak- 
tionär«, wie  es  der  Kanzler  war,  der  dreissig 
Jahre  später  das  drakonische  SozJaüsten- 
gesetz  einbrachte.  Denn  1848  wie  1878 
wollte  er  die  Repression  nicht  deshalb,  um 
den  Status  quo  anfea  wiederherzustellen, 
sondern  um  dem  Fortschritt  der  Zukunft 
die  Bahn  freizumachen. 

,  J)er  MoBarch  —  heiBst  es  in  den  „Gedanken 
und  Erinnemngen"  —  bedarf  der  Kritik,  an 
deren  Stacheln  er  sich  znrecht  findet,  wenn  er 
den  Weg  cn  verlieren  Oefahr  ISnft.    Die  Kritik 


and  durch  Parlamente  im  modernen  Sinne." 
„Beide  Korrektive  künnen  ihre  Wirkung 
durch  Miasbraach  abstumpfen  und 
schliesslich  verlieren.  Dies  zu  verhüteD, 
ist  eine  der  Anfgaben  erhaltender  PoUtik,  die 
flieh  obne  Bekämpfung-  von  Parlament  und 
Presäe  nicht  lösen  ISsst." 

„Das  .^braessen  der  Schranken,  die  in  die- 
sem Kampf  innegehalten  werden  mUssen,  um 
die  dem  Land  Dnentbehrlicbe  Kontrolle  der  Re- 
gierung weder  zu  bindern,  noch  zur  Herrschaft 
werden  zu  lassen,  ist  eine  Sache  des  politischen 
Taktes  und  Augenmaaaea." 

Damals  schien  ihm,  dass  die  korrektiven 
Potenzen  ihre  Wirkung  durch  Missbrauch 
völlig  eingebüsst  hätten  —  dass  sie  zur 
Hen-schaft  strebten,  während  sie  nur  dienende, 
neben  der  Krone  dienende  Organe  des  Staats- 
zwecks sein  sollten.  Deshalb  drang  er 
darauf,  ihnen  die  Schranken  derzeit  aufs 
engste  abzumessen. 

Nachdem  aber  die  Regierung  das  Steuer 
des  Staatsschiffes  wieder  mit  fester  Hand 
ergriffen  haben  würde,  sollte  der  konsti- 
tutionelle Kurs  wieder  aufgenommen  werden. 

Und  ebensowenig  wie  als  Verfassungs- 
politiker war  er  »reaktionäi-«  als  national  er 
Politiker.     Die  Fraktion  dachte   »stocfc- 

Sreussischc  —  ihm  d^egen  war  die  detitsche 
[ission  des  Staates  der  Hohenzollem  ein 
oberster  Glmibensartikel  seiner  politischen 
Konfession. 

Wenn  er  damals  dafür  eintrat,  dass  die 
Opposition  um  jeden  Preis  niedere  werfen 
werde,  so  leitete  ihn  dabei  vor  allem  das 
nationale  Motiv, 

Es  mflsse,  meinte  er.  den  deutschen 
Regierungen  und  dem  Auslande  die  Macht 
der  Krone  Preussen,  die  auf  die  unerschütter- 
liche Treue  und  Hberwältlgende  Wucht  ihres 
Heeres  sich  gründe,  so  deutlich  wie  mOglich 
demonstriert  werden. 

Nur  wenn  der  König  von  Preussen  der 
Welt  zeige,  dass  er  die  Kraft  habe,  der 
Demokratie  zuzurufen:  »Besen,  seid  ge- 
wesen«, könne  er  den  Freunden  der  deutschen 
Einheit  Vertrauen,  den  Feinden  Furcht  ein- 
flössen —  könne  er  die  »souveränitäts- 
Bchwindl^n«  Klein-  und  Mittelstaaten  be- 
wegen ,  Opfer  an  ihrer  Selbständigkeit  zu 
Gunsten  emes  neu  zu  errichtenden,  weit 
straffer  und  fester  als  der  »Bund«  geformten 
deutschen  Gesamtstaates  zu  bringen,  und 
die  fremden  Widersacher  im  Zaume  halten. 

Wie  dem  »Absolutisten«  die  Reaktion  in 
Preussen  als  die  conditio  sine  qua  non  der 
Errichtung  einer  der  Eigenart  des  preus- 
sisehen  Volkstums  entsprechenden  Konstitu- 
tion, so  erschien  sie  dem  »Stockpreussen« 
als  die  conditio  sine  qua  non  der  Eirrichtung 
des  deutschen  Reiches  mit  preuasischer 
Spitze. 

Schon    für    jene    Zeit    gUt   sein    W<ai 
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(24.  Februar  1881),  dass  er  »das  nationale 
Ziel  niemals  ans  dem  Änge  verloren  habe«. 
Nur  über  den  W  e  g  zu  ihm  dachte  er  anders 
und  zwar  tiOehtemer  und  daher  richtiger 
als  die,  »-eiche  ihn  »Deutschlands  verlornen 
Sohu'^  nannten. 

Seine  viel  verschrieenen  »Respekt Widrig- 
keiten«: gegen  die  deutsohe  Frage»  richteten 
sich  gar  nicht  gegen  die  Idee  der  nationalen 
Wiedergehiut ,  sondern  nur  gegen  die, 
welche  sie  verwirklichen  wollten  mittelst 
einer  Verfassung  und  unter  Zeitumständen, 
in  deren  Folge  mir  ein  »Schattenreich*  ent- 
stehen konnte. 

Dass  der  Abgeordnete  v.  Bismai-ck  von 
Beginn  der  1848  er  Bewegung  ab  bis  zu 
deren  tragischem  Ende,  den  Olraützer  Tei> 
handlnngen,  gehofft  hat,  der  König  möge 
die  Gelegenheit  zu  einer  schneidigen  deut- 
schen Politik,  die  mehrfach  sich  darbot,  mit 
krätliger  Faust  packen,  ist  in  den  »Gedanken 
und  Erinnerungen';  dargelegt 

Nur  seiner  Stellung  zur  Unionspblitik 
soll  hier  mit  kurzen  "Worten  gedacht  werden, 
da  diese  für  seine  weitere  staatamännische 
Laufbahn  entscheidend  geworden  ist. 

Bismarck  war  durchaus  kein  Gegner  des 
kleindeiitschen  Bundes  unter  preussiecher 
U^:eraonJe.  Er  misstraiite  allerdings  dem 
konkreten  Träger  dieses  Programms,  dem 
Herrn  v.  Radowitz,  und  dem  Könige  traute 
er  die  Folgerichtigkeit  des  Wollens  und  den 
Wagemut,  ohne  die  dieses  Prognunm,  das 
auf  heftigen  Wideretand  Oesterreichs  stiess, 
Schiffbruch  leiden  mussfe,  nicht  zu.  Und 
die  Verfassung,  die  f(lr  die  Union  geplant 
war,  erschien  ihm  als  unannehmbar  —  eine 
Verfassung,  die,  indem  sie  die  monarchisch- 
militärische  Gewalt  der  Centrale  in  viel  zu 
enge  Schianken  bannen  wollte,  sicher  nicht 
geeignet  war,  das  junge  Gemeinwesen  vor 
Stürmen  im  Innern  und  von  aussen  zu 
sichern.  Nicht  gegen  die  Unionspolitik, 
sondern  gegen  diese  Unionsverfassung 
zielten  die  Angriffe  des  Abgeordneten  v.  Bis- 
raarck. 

Seit  Uai  1850  war  aber  die  Verfassungs- 
frage in  den  Hintergrund  getreten.  Zu- 
nScKst  handelte  es  sich  nur  darum,  ob 
Preussen  entschlossen  und  stark  genug  sein 
werde,  die  Idee  des  kleindeutschen  Bundes 
gegen  Oesterreich  durchzukämpfen.  Das 
Kabinett  Schwarzenberg  operierte,  nachdem 
ihm  bereite  gelungen  war,  Sachsen  und 
Hannover  zum  Abfall  zu  bewegen,  immer 
rÜ(^sicht8loser  im  Sinne  des  Zieles,  die 
frfihere,  vor  184S  bestandene  Ordnung 
DeutschJands  wieder  erstehen  zu  lassen  — 
den  Bundestag  unter  seinem  Präsidium, 
ohne  eine  Verfi^tung  des  deutschen  Volkes. 
Herr  v.  Badowitz  drängte  zum  Kriege; 
nachdem  aber  Russland  die  Partei  Oester- 
reiohs    ergriffen,    riet    die    Mehrheit    der 


Minister  zum  Nachgeben,  In  den  Verhand- 
lungen von  Olmütz  (Ende  November  1850) 

—  denen  eine  definitive  Konferenz  in 
Dresden  fo^n  sollte  —  eriang  Oesterreich 
einen  glänzenden  diplomatischen  Sieg;  fast 
bedingungslos  entsagte  Preussen  der  Unione- 
politik.  Der  Nachfolger  des  Herrn  V.  Radowitz 
vertrat  das  Programm:  »Verbrüderung  und 
Bündnis  mit  Oesterreich«. 

Am  3.  Dezember  1850  verteidigte  der 
Abgeordnet«  v.  Bismarck  den  »Gang  nach 
Olmützt  —  es  war  die  Eede,  die  ihm  und 
der  Fraktion,  in  deren  Namen  er  sprach, 
den  Titel  der   »Wiener  in  Berlin«   eintrug. 

Mit  etwas  theatralischen  Phrasen  —  die 
sonderbar  klwigen  aus  dem  Munde  eines 
Mannes,  der  einst  der  »weinerhchen  Senti- 
mentalität4  unseres  Jahrhunderts  gespottet 
hatte,  der  vorausgesagt,  der  »Gott  der 
Schlachten  werde  die  eisernen  Würfel  der 
Entscheidung»  dber  die  ffrossen  Fragen  der 
Zeit  werfen  müssen  —  malte  er  die  Strecken 
des  Feldzuges  gegen  Oesterreich. 

Jetzt  erst  wissen  wir,  dass  Bismarck 
sich  damals,  wie  so  oft  später,  in  ein^ 
Zwangslage  befand,  die  ihn  hinderte,  das 
zu  sagen,  was  er  dachte  und  trachtete. 

So  geschickt  er  auch  die  Schmach,  die 
Preussen  widerfahren,   hinweginterpretierte 

—  er  fühlte  sie  nicht  minder  tief  wie  die 
Gegner.  So  eifrig  er  sich  auch  mühte,  als 
die  im  Grunde  einzige  Ursache  der  kritischen 
Lage  den  hellsehen  Verfassungskon  fhkt 
hervorzustellen,  in  dem  die'  Demokratie 
PreuBsen  »den  Don  Quixole  für  gekränkte 
Kammercelebritäten«    spielen   lassen    wolle 

—  er  wuBSte,  dass  hier  das  Interesse  der 
Demokratie  mit  dem  Interesse  des  Staates 
zusammenfiel  Mochte  er  die  Friedens- 
schalmei nach  Wien  hinflberblasen ,  mit 
Tönen,  die  überaus  freundlich  und  ehr- 
fürchtig klangen  —  er  wollte  den  Krieg. 

Und  er  hatte  für  den  Kri^  mit  Gestern 
reich  gewirkt,  —  für  das  Zerhauen  des 
gordischen  Knotens  ^  in  den  das  iiationale 
Problem  verfitzt  bleiben  musste,  wenn  das 
Donaureich  auch  künftig  Sitz  und  Stimme 
im  Rate  Deutschlands  führte. 

Er  hatte  dafür  gewirkt,  bis  ein  Gesprädi 
mit  dem  Kriegsminister  ihm  die  traurige 
Gewissheit  gegeben,  dasa  die  preussiache 
Armee  nicht  schlagfertig  sei,  ihre  Stämme 
verzettelt,  fem  von  ihren  Ersatzbezirken  in 
Zeughäusern,  zum  grossen  Teil  im  Süd- 
westen Deutschlands.  Wenn  wir  schlagen 
wollen,  halte  v,  Stockhausen  ihm  ges^t, 
müssen  wir  Zeit  gewinnen;  die  Verhand- 
lungen im  Abgeordnetenbause  dürfen  den 
Bruch  nicht  jetzt  schon  bringen. 

Diese  Mitteilungen  geben  den  Schlüssel 
zu  jener  vielbefehdeten,  weil  stets  missver- 
standenen  Rede  Bismaroks  vom  3.  Dezember 
1850.     Es  ktun   dem  Heissspom,  der  hier 
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Zeit  zu  gewinnen.  Und  er  liess  seine, 
wahre  Aneicht  und  Absicht  ancli  durchhören 
nur  in  einer  Form,  die  bloss  scliarfen,  ihm 
vertrauenden  Ohren  verständlich  war. 

Er  sagte: 

„Die  Hauptfrage,  die  Krieg  und  Frieden 
birgt,  die  Geataltung  Deutsohl  and  s,  die  Rege- 
lung der  VerhiltniaHe  zwisnlien  Preussen  und 
Oeaterreich  .  .  .  und  iwiwhen  dieBem  nnd  den  | 
Xleineren  Staaten,  soll  in  wenigen  Tagen  der 
Gegenstanii  freier  Konferenzen  {a.  oben)  wer- 
den .  .  .  Wer  den  Krieg  durchaus  will,  den 
vertrSste  ich  darauf,  daaa  er  in  den  freien 
Konferenzen  jederzeit  zu  finden  ist:  in  vier 
oder  secha  WocheHj  wenn  man  ihn  haben  will . .  ." 

Und  der  Regierung  riet  er:  „nicht  eher 
zu  entwaffnen,  ab  bia  die  freien  Konferen- 
zen ein  positivefl  Besultat  ergeben  haben. 
Dann  bleibt  es  noch  immer  Zeit,  einen 
Krie^  zu  führen,  wenn  wir  ihn  .  .  ,  nicht 
vermeiden  können  .  ,  .  oder  wollen". 

Die  Gegner  lassten  die  letzten  Sätze  30 
auf.  als  ob  sie  nur  leere  Eeilensarteu  seien, 
gesprochen  zur  Boscliwichligiing  des  Un- 
willens, mit  dem  die  öffenüiclie  Meinung 
PreuBsens  den  Gang  nach  Olmfitz  aufge- 
nommen  —  wertlose  Wechsel  auf  eine  Zu- 
kunft, an  die  der  Redner  selbst  weder 
glaubte  noch  sie  erstrebte.  In  AValirheit 
enthielten  und  enthüllten  sie  den  Kern  der 
Bismarckschen  Auffassung  der  Situation. 

Der  Minister  hatte  gemeint,  in  sechs 
Wochen  werde  das  Heer  schlagfertig  sein. 
Bismarck  hoffte,  dass  es  der  Diplomatie 
gelingen  -werde,  den  Aufschub  zu  erreichen 
—  den  Krieg  erst  dann  ausbrechen  zu  lassen 
oder  wenigstens,  gestützt  auf  die  Eriegs- 
bereitschaft ,  eine  «neidische  Pression  auf 
Oesterreich  zu  üben,  nachdem  die  Rüstungen 
vollendet 

Aberdie  DresdenerTerhandlungen  wiuiüen 
micht  benutzt,  um  im  preussischen  Sinne 
entweder  ein  höheres  Hesultat  oder  einen 
berechtigt  erscheinenden  Anlass  zum  Kriege 
zu  gewinnen«.  Die  preussißche  Diplomatie 
zeigte  >eiue  auffällige  Beschränkung  der 
Ziele«. 

Der  Grundirrtum  der  damaligen  Politik 
war  —  heisst  es  in  den  'Q.  nnd  E.«  — 
dass  >man  glaubte,  Erfolge,  die  nur  durch 
Kampf  oder  durch  Bereitschaft  da- 
zu gewonnen  werdea  konnten,  würden  sich 
<luidi  publizisUsclie ,  parlamentarische  und 
diplomatische  Heucheleien  .  .  .  erreichen 
laBsen*. 

Während  die  »kleine,  aber  mächtige 
Partei«  die  Wiederbeseitigung,  mindestens 
eine  weitgehende  »ReWsion«  der  Dezember- 
verfaBBUQ^  im  Schilde  fflhrte,  hielt  die  Be- 
gierung  m  der  offiziösen  Presse  wie  im 
Lfmdtage  den  Schein  des  Liberalismus  auf- 
recht —  weil  der  König  dadurch  »moralische 


zu  k (in neu  meinte. 

Und  das  Dasein  eines  unversöhnlichen 
Interessengegensatzes  zwisclien  den  beiden 
Prätendenten  des  deutschen  Prinmts  suchte 
die  Regierung  zu  übertünchen,  indem  Oester- 
reich  gegenüber  die  dynastische  S>-mpathie 
des  Königs  und  die  Gleichheit  des  legi- 
timistischen  Empfindens  der  beiden  Herrscher 
bei  jeder  Gelegenheit  betont  wmde.  Wie 
der  Monarch,  so  waren  die  Führer  der 
konservativen  Fraktion  bemüht,  den  Aus- 
bruch des  Konfliktes  zu  dilatieren  mittelst 
einer  verschwommenen  »Gcfflhlspolitik«,  die 
dorn  Mann,  der  später  das  Wort  von  ;>Blut 
und  Eisen!,  sprach,  schon  damals  eine  Thop- 
heit  dünkte.  — 

Wenn  so  betreffs  des  konstitutionellen 
wie  des  nationalen  Problems  die  Auffassung 
des  A%eordneten  von  Bismarck  mit  der 
seiner  Fraktion  keineswegs  sich  deckte  — 
als  Wi  r  t  s  c  h  a  f  t  B  politiker  befand  er  sich  in 
nahezu  völliger  Uebereinslimmung  mit  ihr. 

Auch  ihm  war  es  ein  Dogma,  dass  das 
preussische  Volk  auf  der  Stufe  des  Agrar- 
staates festzuhalten  sei.  Denn  das  Indus- 
triesystem,  das  jetzt  »seine  Hand  nach  der 
Herrschaft  im  Staate  ausstrecket,  würde 
ihn  verderben:  es  bedrohe  die  Kontin\iität 
der  Entwickelung,  trage  in  sicli  den  Keim 
der  Revolution;  »die  Fabriken  bereichem 
den  Einzelnen,  erziehen  uns  aber  eine 
Masse  von  schlecht  genährten,  durch  die 
Unsicherheit  ihrer  Existenz  dem  Staate  ge- 
fährlichen Proletariern^. 

Indem  das  Grossgewerbe  Teile  der  bis- 
her agrikolcn  Arbeitersciiaft  den  industri- 
ellen Centren  zutreibe  und  weiter  durch 
seine  Konkurrenz  das  Kleinmeistertum  zu- 
rückdränge, mindere  sich  die  Zahl  der 
konservativen  Elemente  im  Volk  —  der 
Gutstagelöhner,  die  durch  Fleiss  und  Spar- 
samkeit zum  Erwerb  eines  Bauerngutes  und 
damit  zu  wirtschaftlicher  Selbständigkeit 
gelangen  könnten,  während  den  Fabriks- 
arbeitern  solche  Möglichkeit  verschlossen 
sei:  der  Handwerker,  die  den  Kern  des 
Mittelstandes  bilden, 

„dessen  Bestehen  für  ein  gesnndeB  Staatswesen 
so  notwendig  ist  —  demen  Erhaltnng  mir 
ebenso  notwendig  erscheint,  wie  die  SchSpfnng 
eines  freien  Bauernstandes  zu  Anfang  dieses 
Jahrhunderts ,  der  za  Liebe  man  sich  nicht 
achente  tiefe  Eingriffe  in  Recht  und  Eigentum 

Daher  sprach  er  gegen  jede  Slassregel 
zur  Fördening  der  Grossindustrie  ^  während 
er,  mit  glänzender  Rhetorik,  für  die  Wieder- 
einführung des  Zunftzwanges  plaidierte, 
überzeugt,  dass  dadurch  der  »oefriedigte 
konservative  Handwerkstand«  gekräftigt  und 
dem  revolutionierenden  Industnalismus  eine 
Schranke  in  den  Weg  gestellt  werden  könne. 


Als  Agiarier  verteidigte  er  das  »für  die 
ackerbaueude  Bevölkerung  so  nötige«  Sj'stera 
des  Freihandels,  verwarf  das  Schutzzoll- 
system, weil  »zu  Gunsten  von  Fabrikation 
und  Gewerbes. 

Daas  er  zur  Rechtfertigung  dea  Handwerker- 
Bchuteeg  Hilf  den  FabrikauteiischutK  in  Geatalt 
von  Zellen  als  Analogon  hinwies  —  „wenn  es 
recht  ist,  dass  wir  das  wohlfeile  englische  Eisen 
tenrei  bezahlen,  um  den  schlesischen  Bergmann 
zu  erhalten,  ...  so  erscheint  es  ebenso  billig, 
daea  wir  zum  Schutze  des  Handwerks  Maee- 
regeln  ergreifen ,  selbst  wenn  diese  fUr  den 
Kinzelnen  beschränkend ,  drückend  oder  mit 
Kosten  verbnnden  sein  sollten"  —  war  nur  ein 
taktischer  Zug, 

In  den  Ötädten,  die  mit  weiterer  gross- 

E werblicher  Ent Wickelung  an  Ziffer  iind 
tcht  zunehmen  mflssten,  hasste  er  »die 
Brutstätten  aller  bisherigen  Revolutionen» 
—  sollten  sie  wieder  sich  erheben,  so  werde 
man  sie  zum  Gehorsam  zu  bringen  wissen, 
*und  sollte  man  sie  vom  Erdboden  vertilgen«. 

In  wirtschaftspolitischer  Hinsieht, 
nur  in  dieser,  war  er  konservativ ,  ja  reak- 
tionär. Er  begriff  nicht,  dass  ein  Volk,  in 
welches  der  »Industrialismuss,  die  Wirkung 
des  produktions-  und  transporttechnischen 
Portschritts,  keinen  Eingang  fände,  auf 
einer  niederen  volkswirtschaflichen  Staffel 
verbleiben,  hinter  anderen  Nationen  zurück- 
bleiben würde. 

Daes  er  aber  eine  •junkerliclie« 
Politik  betrieben  habe  —  zu  diesem  Vor- 
wurf bietet  sein  parlamentarisches  Wirken 
keine  Handhabe. 

Von  jeher  —  schreibt  er  in  den  »G. 
und  E.-i  —  sei  er  nicht  für  das  Grund- 
besitzinteresae  als  Interesse  besitzen- 
der Standesgenossen,  sondern  für 
das  Interesse  der  Grundbesitzer 
eingetreten,  weil  er  in  dem  Verfalle  der 
Ijand Wirtschaft  »eine  der  grössten  Gefahren 
für  unseren  staatlichen  Beatandn  erblickt  habe. 

Wenn  er  damals  veriangte ,  dasa  die 
zwangsweise  Ablösung  der  bfluerhchen 
Reallasten  sowie  die  Heranziehung  bisher 
freier  oder  zu  schwach  belegter  Ländereien 
zur  Grundsteuer  gegen  Entschädigimg  er- 
folge —  oder  dass,  falls  die  Grundateuer- 
reform  ohne  Entschädigung  vor  sich  gehe, 
als  Korrelat  der  allgemeinen  Grundsteuer 
eine  allgemeine  Kapitalsteuer  eingeführt 
werde,  so  waren  diese  Forderungen,  wenn 
sie  auch  damals  als  »junkerlichen  ver- 
schrieen wurden  und  ihre  Erfüllung  vor 
allem  im  Interesse  der  grösseren  (Snmd- 
herrn,  d.  h.  des  Adels,  lag,  doch  darum 
nicht  minder  gerechte.  Sie  verneinen  . 
hiess  frühere  Fehler  der  preussischen 
Agrar-  und  Steuerpolitik  durch  Fehler  in 
umgekehrter  Richtung  wieder  gut  machen 
zu  wollen. 

Nicht   um   dieser   Fordeningen    willen. 


sondern  wegen  ihrer  anti-industriellen  Ten- 
denz ist  die  Wirtschaftspolitik  des  Abge- 
ordneten von  Bismarck  als  eine  reaktionäre 
zu  charakterisieren. 

Mit  einer  Ausnahme:  sein  finanziel- 
I  e  s  Programm  trug  ein  durchaus  fortschritt- 
liches Gepräge.  Im  Gegensatz  zu  vielen 
seiner  Standesgenossen  brach  er  eine  Lanze 
für  die  allgemeine  Einkommensteuer,  »die 
dem  Priucip  nach  gerechteste  und  ver- 
nünftigste von  allen  Steuern,  welche  Mängel 
auch  vermöge  meuschücher  ünvollkommen- 
heiten  ihrer  Ausführung  ankleben  mögen.« 
Und  schon  damals  vertrat  er  jene  Reform 
des  Besitzsteuereystems ,  die  durchzusetzen 
eret  vor  wenigen  Jahren  gelang  —  die  höhere 
Belastung  des  Einkommens,  das  «aus  Eigen- 
tumsrechten QieBst«,  wie  desjenigen,  das 
»auf  peraönliche  Leistungen  sich   gründet«^ 

Mit  diesen  Voten  zu  einem  »sozialen» 
Steuerwesen  wich  er  ab  von  dem  Gnmd- 
satz,  den  er  damals  so  oft  aussprach:  dass 
der  »revolutionären  Begehrlichkeit»  der 
unteren  Masse  keinerlei  Zugeständnisse  ge- 
macht werden  dürften,  dass  Konzessionen 
an  sie  »eine  Speise  seien,  die  niu-  den 
Appetit  reizt,  ohne  ihn  zu  befriedigen.« 

Im  Keime  regt  sieh  hier  die  positive 
Sozialpolitik,  die  er  später  als  notwendige 
Ergänzung  der  repressiven  voD  anerkannte 
und  in  grossem  Stile  zu  füliren  sich  be- 
strebte. — 

8.    1851—1859. 

Im  Sommer  1851  wurde  der  Abgeordnete 


■on  Bismarck  ! 
.m  20.  Mai  d,  J.  wiederiTergesfellten  Bundes- 
tage ernannt;  am  18.  August  succedierte  er 
dem  Herrn  von  Rochow  als  Gesandter. 

In  einem  Brief,  mit  dem  Friedrich  Wil- 

m  IV.  Herrn  von  Bismarck  bei  dem 
Hoflager  in  Wien  zu  »introdu zieren«  beliebte 
(1852),  schilderte  er  den  Mann  seines  Ver- 
trauens als  beseelt  »von  der  gleichen  Liebe 

Oesterreich"  und  gewillt,  die  Differenzen 
zwischen  den  beiden  Grossmächten,  auf  die 
•die  rheinbund schwangeren  Mittelstaaten  mit 
Entzücken  blicteua,  zu  beseitigen  auf  Gnmd 
der  üeberzeugung,  dass  nur  »unsere  glänb^ 
und  thatkräftige  Eintracht  .  .  .  das  unartige 
und  doch  so  geliebte  Deutsche  Vaterland 
aus  der  jetzigen  Krise  retten  könne». 

»Liebeii  zu  Oesterreich  hegte  aber  der 
üeberbringer  dieses  königlichen  Schreibens 
mit  nichten.  Nur  deshalb,  weil  sich  gezeigt 
liatte,  dass  zu  einer  fridncianischen  Politik 
Preussens  sowohl  die  militärische  Kraft  wie 
das  diplomatische  Geschick  fehle,  war  er 
mit  der  Taktik  des  zeitweiligen  Hand  in 
Handgehena  mit  dem  Rivaleu  einverstanden. 

Nur  weil  die  Sitiiation  so  lag,  dass  die 
deutsche  Frage  nicht  gegen  Oesterreich  ent- 
schieden werden  konnte,  acceptierte  er  das 


Programm  der  »entente  cordiale»,  um  das- 
jenige Ziel,  das  er  bedingungslos  billigte, 
das  er  um  jeden  Preis  anstreben  zu  sollen 
meinte,  zu  erreichen  —  die  Erziehung  des 
»unartigen  Deutschen  Vaterlandes"  durch 
die  doppelte  Rute  der  beiden  Grossmächte. 

Mit  Eifer  ging  er  an  diese  Auf^be 
heran.  Neben  den  Fragen  der  auswärtigen 
Politik  —  zuerst  der  schleswig-holsteinischen, 
dann  der  orientalischen  —  war,  während 
der  ersten  fünfziger  Jahre,  sein  Interesse  | 
vor  allem  gebunden  dureh  die  I'robleme, : 
die  der  sogenannte  »politische  Ausschüsse: ; 
des  Bundestages  —  "Keaktionsausschiiss«  j 
hatte  ihn  der  Witz  der  »Bundesphäakem, 
getauft  —  zu  lösen  hatte. 

Der  Gesandte  von  Bismaro-k  setzte  fort, 
-va&  der  Abgeordnete  begonnen.  Den  Brand, 
den  das  «tolle  Jahr«  entfaclit  hatte,  mit 
dem  akalten  Eisen  derBeaktion  zu  löschen«:, 
Tar  ihm  zuoftchst  der  vomehmste  Inhalt 
der  Staatakunst. 

Nachdem  er  aber  —  bald  genug  —  die 
Gewiesheit  gewonnen  hatte,  dass  das  Wiener 
Kabinett  noch  immer  an  dem  Plane  des 
»avilir  la  Prasse  et  piiis  la  d^molir»  fest- 
halte ,  kamen  ihm  Bedenken  gegen  die 
Unterstützung  dieser  bundestaglichen  •  Scliutz- 
mannsi- Politik. 

Der  iBeaktionsausschuss«  sollte  die 
Korrektur  der  mit  den  Bundesgrundgesetzen 
nicht  in  Einklang  stehenden  —  d.  h,  zu  ■ 
liberalen  —  Verfassungen  der  Einzel-j 
Staaten  bewirken. 

Die  schliessliche  Folge  solcher  Eingriffe 
der  Frankfurter  Centnugewall  könne  — 
diese  Besorgnis  drängte  sich  dem  Vertreter 
Preueaens  zunächst  auf  —  die  »gänzliche 
Absorbierung  der  landesherrlichen  Souve- 
ränität« durch  den  Bundestag  sein.  Da  aber 
dessen  Mehrheit  wie  eine  Manonette  amDrahte 
Oesterreicha  hing,  so  bedentete  eine  Steige- 
rung der  Macht  des  Bundestag  nichts  anderes 
als  eine  Verstärkung  des  Emflusses  Oester- 
leichs,  die  seitens  dieses  gegen  Prenssen 
ausgenutzt  irerden  wDide. 

Datier  begann  er,  bald  mit  dieser,  bald 
mit  jener  Begründung,  das  ftlr  seine  Frak- 
.tionsgenoBsen  am  Hofe  von  Sanssouci  schlecht- 
hin gültige  'Princip  des  Kampfes  mit  der 
Revolution«  zu  durchbrechen  —  es  nur 
■noch  zu  vertreten  von  Fall  zu  Fall,  nur  in- 
soweit, als  das  Interesse  Preussens  es  er- 
heischte. 

Handelte  es  sich  z.  B.  om  Brannschweig, 
dai  bei  Preussen  etwas  auf  dem  EerbhoU  hatte, 
10  plaidierte  er  dafür,  dass  Prenssen  am  Bondei- 
-tage  die  Intervention  betreibe  nnd  so  den  wider- 
haarigen,  in  der  natürlichen  Machtsphäre 
Prensseus  belegeneu  Staat  strafe,  ihm  ftlr  künf- 
tige Falle  heil^uae  Furcht  eininge. 

Wo  das  prenasische  Interesse  nicht  direkt 
beteiligt  war,  blieb  er  „ktthl  bis  ans  Herz 
.hinan''!  Wenn  die  bayerische  fiegienmg  klagte, 


das  Parlament  bedürfe, 
Jammer  nicht. 

Eine  Beschwerde  der  Frankfurter  konser- 
vativen Partei  ge^en  das  herrschende  demo- 
kratisch-republikanische Wesen  zu  unterstützen, 
.  widerriet  er,  indem  er  das  Princip  der  ßelativi- 
-  tat  der  Staatsformen  gegen  das  „Princip  des 
I  Kampfes  mit  der  Bevolntion"  ins  Feld  führte. 
'  Ein  GroBBStaat,  wie  Preussen,  brauche  ein  ein- 
heitliches und  starkes  Regiment;  aber  für 
kleinere  staatliche  Gebilde  seien  andere  Ver- 
fasaungsformen  „indiziert",  weil  „ihnen  das  Be- 
dürfnis einer  europäischen  Machtstellung  nicht 
beiwohnt". 

Später  wurde  ein  anderes  Motiv  mehr 
und  mehr  massgebend  fflr  seine  Stellung 
zu  den  Fragen  der  inneren  Politik  des 
Bundes  —  das  Motiv,  das  nationale 
Prestige  Preussens  zu  waliren. 

Man  möge  —  schrieb  er  —  die  Regie- 
rungen der  kleineren  Staaten  »den  Bmdi 
mit  der  Revolution  auf  eigene  Rechnung 
vollziehen  nnd  sich  der  Revolution  gegen- 
über ernsthaft  kompromittieren  lassen  i. 
Keinesfalls  dürfe  sich  Preussen  ihnen  zu 
diesem  Zweck  aufdrängen,  sondern  nui-  auf 
deren  ausdrückliches  Anhalten  sich  ein- 
mischen. Denn  sonst  werde  es  als  der 
»Unterdrücker  öffentlicher  Frei- 
heits  verschrieen  werden. 

Sollte  der  Staat  der  Hohenzollem  Deutsch- 
land unter  seiner  Führung  einigen,  so  musste 
er  diesen  Makel  von  sich  fernhalten,  der 
ihm  das  lil)erale  Bürgertum,  das  wie  früher 
so  jetzt  der  Träger  der  nationalen  Idee  war, 
entfremdet  hätte. 

Ferner  aber  durfte  die  preuasische  Politik 
nictit  den  Eindruck  der  Schwäche  machen. 
Auch  zufolge  dieser  Erwäeung  wurde  nun 
die  Position  des  preusaischen  Gesandten  zu 
der  »Schutzmanns» -Politik  eine  andere. 

Als  (1853)  nach  mehrjährigem  Diskutieren 
der  Referent  des  «Reaktion  sausschussesi 
einen  Gesetzentwurf  behufs  Unterdrilckang 
der  revolutionären  Vereine  einbrachte, 
bewog  Bismarck,  obwohl  der  Zweck  an 
sich  ihm  ja  durchaus  genehm  war,  seine 
Regierung,  ihn  im  ablehnendeD  Sinne  zu 
instruieren. 

Darauf  klagten  die  kleineren  Staaten, 
dass  Preussen  einen  Bundeabeschlusa  ver- 
hindere, der  ihnen  ermöglicht  hätte,  den 
Widerstand  der  Stände  zu  brechen,  und 
ihnen  so  >den  einzigen  Weg  abschneide, 
auf  welchem  sie  die  Ueberreste  der  revolu- 
tionären BewegTing  zu   tilgen  vermöchteni. 

Bismarck  hielt  aber  an  seinem  Stand- 
punkt fest  Wenn  es  auch  von  Nachteil 
sei,  dass  die  preussische  PoLtik  bei  den 
kleineren  Staaten  den  Schein  erwecke,  als 
ob  sie  im  partikularistischen  Interesse  der 
Kiifti^ng  der  staatlich  -  monarchischen 
Gewalt  in  anderen  Ländern  entgegenarbeite, 
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80  dürfe  doch  die  preuseische  GeBetzgebung 
nicht  von  BundesteschJüßsen  durchbrochen 
äund  so  der  Eindruuk  ^macht  werden,  als 
erreichten  wir  dnrch  eigene  Kraft  keinen 
UDBerem  Bedürfnis  entsprechenden  Erfolg*. 

Der  dritte  Hauptpunkt  des  reaktionären 
Bundestagsprogramins  var  die  Enebelung 
der  revolutionären  Presse, 

Das  Ziistandekommen  eines  dahin  zielen- 
den Bundesbeschlusses  (1854)  hatte  Bismarck 
vei^blich  z\i  vereiteln  gesucht;  nun  aber 
trat  er,  im  Gegensatz  zu  der  Ansicht  seines 
Kabinetts,  dafür  ein,  daes  jener  Beschluss  in 
Preiissen  publiziert  werde.  Und  zwar  vor 
allem  deshalb,  weil  Oesterreich,  dem  die 
Bestiuunungen  lange  nicht  weit  genug 
gingen,  noch  mit  der  Publikation  zögere, 
wenn  —  argumentiert  er  —  Preussen  da- 
mit vorangehe,  ohne  die  Entschü essung 
der  Wiener  Regierung  abzuwarten,  so  würde 
auch  auf  diesem  Gebiete  die  Verschieden- 
heit der  österreichischen  Zustände  von 
denen  des  übrigen  Deutschlands  zum  Aus- 
druck gelangen. 

Man  müsse  jede  Gelegenheit  erereifen, 
um  der  öffentlichen  Meinung  einzusdiärfen, 
dass  ^diejenigen  allgemeinen  Bestimmungen, 
die  dem  übrigen  Deutschland  ein 
Bedürfnis  sind,  für  Oesterreich 
nach  seinemRegierungssystemund 
derEntwickelungsstufe  seiner  Be- 
völkerung sich  als  unanwendbar 
erweisen«. 

In  jener  Rede  vom  Dezember  1850,  die 
den  vorzeitigen  Auebruch  des  Kiieges  ver- 
meiden sollte,  hatte  er  lebhaft  protestiert 
gegen  die  Bezeichnung  Oesterreichs  als 
»Ausland-r.  Jetzt  vertrat  er  selbst  eine 
Taktik,  die  dem  deiitschen  Volke  den  Donau- 
staat zum  »Auslände«  stempeln  —  und  da- 
mit auf  die  Parole  "los  von  Oesterreich» 
vorbereiten  sollte. 

= Jeder  Prensse,  der  meine  jetzige  Stelliing 
eine  Zeit  lang  innegehabt,  gewöhnt  sieh, 
alle  politischen  Fragen  einigermasaen  durch 
die  Brille  preussisch-österreicbi- 
Bcher  Rivalität  zu  betrachten«  —  wie 
jene  hochpolitischen  Fragen,  so  betrachtete 
der  Gesandte  von  Bismarck  bald  auch  die 
wirtschafts poHtischen  ausaehliesslich 
durch  diese  Brille. 

Das  erete  Problem,  an  dessen  Lösung 
er  mitzuwirken  hatte,  war  das  der  Erneue- 
rung der  Zollvereinsverträge,  die  Ende  1853 
abliefen.  Oesterreich  woUle  die  Gelegen- 
heit benutzen,  um  sieh  den  Eintritt  zu  ei^ 
zwingen.  Einige  Verein sstaaten  hatte  es 
auf  seine  Seite  gezogen,  andere  achwankten. 

Die  so  entstandene  kritische  Situation 
beurteilte  Bismarck  zuerst  aus  dem  konser- 
vativen Gesichtspunkt,  Die  Gefahr  (s.  u.), 
daes  der  Zollverein  einen  Verlust  au  süd- 
deutschen Bestandteilen  erleide  —  mit  ande- 


ren Worten,  dass  Preussen  den  !ESnfIuss, 
den  es  bisher  als  Vormacht  des  Zollvereins 
nach  der  volkswirtschaftlichen  und  der 
finanziellen  Seite  hin  auf  Bayern  u.  s,  w. 
geübt  hatte,  einbüssen  könne,  kümmerte  ihn 
weniger,  als  ihn  die  Hoffnung,  Hannover 
zum  Anschluss  zu  bewegen,  freute: 

»denn  die  Eonsolidiening  der  gesunden 
norddeutschen  Elemente  durch  das  Band 
der  materiellen  Interessen  ■würde  für  die 
Richtimg  unserer  innern  Politik  nicht 
ohne  konservative  Rückwirkung  sein.« 

Binnen  kurzem  aber  entnahm  er  die 
Richtschnur  seines  Verhaltens  in  dieser 
langwierigen  diplomatischen  Fehde  aus- 
scbitiesslidi  der  Erwägung,  dass  sowohl 
im  Falle  der  Loslösung  süddeutscher  Be- 
standteile wie  im  ^lle  der  Zidassung 
Oesterreichs  die  Machtstellung  Preussens 
geschmälert  werden  werde. 

Trete  Oesterreich  bei,  so  verpflanze  man 
den  »Dualismus»  in  den  Zollverein,  dann 
werde  auch  liier  den  kleineren  Staaten  das 
ihnen  so  bequeme  iSchaukelsYstem>  roög^ 
lieh  —  das  Zusammen^hen  bJd  mit  Preus- 
sen, bald  mit  Oesterreich,  je  nachdem  dieses 
oder  jenes  ihnen  mehr  Gunst  verhieBs  oder 
mehr  Schrecken  einflösste. 

Eben  dieser  Chance  hallMF  zei^n  sich 
besonders  die  süddeutschen  Regierungen 
dem  Wiener  Begehren  geneigt 

Diese  dem  Interesse  Preussens  feind- 
liehen Bestrehimgen  suchte  der  Gesandte  voa 
Bismarck  nun  dadurch  zu  vereiteln,  dass  er, 
um  den  Widerstand  der  Regierungen  zu 
brechen ,  sich  IlilJstruppen  warb  m  den 
süddeutschen  Zeitungen,  in  den  Abgeord- 
neten, gleichviel  ob  liberaler,  ja  selbst  demo- 
kratischer Farbe  —  wenn  sie  nur  Gegner 
des  Eintrittes  Oesterreichs,  bezüglich  des  Pro- 
jektes des  süddeutschen  Zollvereins  mit 
österreichischer  Spitze  waren. 

Dies  »Aeheronta  movere«  war  eine  Sünde 

Sjgen  das  legitimistische  Princip  seines 
abinetts  und  seiner  Traktion.  Da  das 
Spiel  aber  um  Preussens  Einfluss  in  Deutsch- 
land ging,  so  scheute  sich  der  »diplomatische 
SäuglingK  des  Herrn  von  Oerlach  nicht, 
»die  Völker  gegen  die  Fürsten«  zu  führen. 
Das  Unternehmen  gelang.  Im  Frühjahr 
1853  kam  der  neue  Zollverein  svertrag  — 
unter  Anschluss  Hannovers,  ohne  Oester- 
reich zu  Stande.  — 

Einige  Zeit  später  trat  das  Problem  dar 
»Verschmelzung  der  materiellen  Interessen 
Deutschlands«  m  anderer  Form  an  den  Ge- 
sandten heran. 

In  einem  seiner  ersten  Briefe  aus  Frank- 
furt hatte  Bismarck  gescJirieben :  es  scheine 
ihm  notwendig,  dass  der  Bundesteg  auf 
dem  Gebiete  der  Volkswirtschaft  sioh  be- 
thätige. 

Zwar  schlage  er  „eine  Gleichheit  von 
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andere  dergieicben  SehniuTpfeifeteien"  niclit 
hoch  an  und  halte  sie  für  schwer  ausführbar  — 
aber  diejenige  Stelle ,  die  die  Initiative  er- 
greife, aei  es  der  Bundestag,  der  Zollverein  oder 
PreuBsen  allein,  werde  „einen  grossen  Voraprung 
in  den  Sjmpathieen  der  Beteiligten  haben''. 
Man  solle  den  guten  Willenzeigen  und  „zu Ehren 
des  Handwerks  etwas  damit  klappern,  d.  h. 
mehr  von  preussischer  als  von  bundes- 
tSglicher  Seit«". 

Zunächst  aber  bildete,  nachdem  die  Zoll- 1 
yereinskiisis  überwunden,  die  Beseitigimg i 
der  lanarctugtischen  VerfassungszustJLndei: , 
das  fast  ausschliessliche  Objekt  der  innere» ! 
Politik  dee  Bundestags.  { 

"Erst  1855  brachte  eine  Cirkularaote 
Bayerns  die  Frage  der  Vereinheitlichung 
des  Handels-  und  Heimatsrechts,  des  Münz- 
und  Äuswanderungswesens  u.  a.  w.  auf  die 
Tagesordnung. 

Wenn  Herr  tod  Bismarck  einige  Jahre 
vorher  solche  Forderungeu,  wie  diese  »ge- 
meinnützigen Votachlä^e«  Bayerns  sie  ent^ 
hielten,  als  »Schnurrpfeifereien»  bezeiclinete, 
so  hatte  er  seitdem  einsehen  gelernt  und 
Sfters  und  mit  Nachdruck  ausgesprochen, 
dass  Deutschland  > einer  Anzahl  gemein- 
samer Institutionen  bedürfe,  uro  die  materi- 
ellen Interessen  gegen  die  Nachteile  zu 
schätzen,  die  aus  der  unaatflrlichen  Kon- 
figuration der  inneren  Landesgrenzen  er- 
■wachsem. 

Aber  mit  aller  Energie  warf  er  sich 
dem  Plane,  solche  Institutionen  durch 
den  Bund  zu  schaffen,  entgegen;  wiederum 
deshalb,  weil  eine  Erweiterung  der  Kompetenz 
des  Bundes  eine  Steigerung  der  Macht 
Oesterreidis  bedeute. 

Bisher  liege  wenigstens  in  voikswirt- 
scdiaftlidier  Hinsicht  der  »Schwerpunkte 
jDeutschlands  bei  Preussen ;  wenn  aber 
seitens  der  Frankfurter  Ceutralgewalt  die 
Unifikation  des  nationalen  Wirtschaftsrechts 
u.  8.  w,  erfolge,  so  werde  er  »aus  dem 
ra^eussischen  Zollvereinsprimat  in  die 
Bundes veisammlung  und  deren  PrSsidium 
verlegt«. 

»Keine  Eräftigiung  des  Bundes,  so  lange 
dessen  Organisation  Oesterreich  und  einer 
UajorilAt  souveränitfttsschwindliger  Regie- 
rungen das  Uebergewicht  über  Preussea 
T6rleiht< 

Natürlich  gehe  es  nicht  an,  den  von  den 
Sympathieen  weitester  Kreise  getragenen 
plan  Bayerns  offen  zu  bekämpfen.  Denn 
dann  würde  Oesterreich  nicht  verfehlen, 
solche  undeutsche  Politik  seines  Konkurrenten 
in  grellstefl  Licht  zu  rücken,  würde  es 
Kapital  schlagen  aus  der  Thatsache,  daas 
»au  dem  separatistischen  Sinne  Preussens 
die  Verwirklichimg  anerkannt  gemeinnütziger 
Wünsche  des  deutschen  Volkes  und  der 
B^ierungen  scheiterec. 


Aber  Erfolg  dürfe  der  Plan  um  keinen 
Preis  haben.  Nur  »ausserhalb  des 
Bundes-^,  durch  ein  System  freier 
Verträge  mit  anderen  Staaten ,  dürfe 
Preussen  die  Verkehrsinteressen  Deutschlands 
zu  fördern  suchen. 

Wenn  ea  asich  im  Bunde  auf  dergleichen 
unter  keinen  Umständen  einlässti,  wenn  es 
vorzieht,  »die  Unbequemlichkeiten  seiner 
zerrisse Qen  Lage  zu  ertragen«  statt  sich 
das  Gesetz  für  sein  eigenes  Verhalten 
geben  zu  lassen«  durch  den  Bund ,  so 
würden,  über  kurz  oder  lang  die  kleineren 
deutschen  StEiaten  —  zunächst  die  benach- 
barten - —  aus  eigenem  Antrieb  solche  Ver- 
träge  mit  Preussen  abzuschliessen   suchen. 

Wenn  Preussen  diese  Politik  —  d.  h. 
eine  Unionspohtik  mit  begrenzteren  Zielen 
wie  die  von  1849/50  —  treibe,  so  stehe 
»ihm  das  ganze  Gewicht  seiner  Grösse,  seine 
Eigenschaft  als  rein  deutficber  Staat,  die 
Gleichartigkeit  seiner  Bedürfnisse  und  seines 
Entwickelungsganges  mit  denen  der  übrigen 
deutsehen  Bevölkerungi  —  ausser  der  Öster- 
reichischen —  »unvermindert  zur  Seite". 

Vor  allem  —  schrieb  er  einige  Jahre 
später  - —  sei  mit  Hannover,  das  verm^e 
seiner  geographischen  Position  unabhängiger 
dastehe,  em  engeres  Verhältnis  herzustellen 
—  »als  Schlussstein  für  das  Gebäude  einer 
selbständigen  preussisch-deut- 
Hchen  Politik«,  Aber  wenn  auch  die  Ge- 
^vinmmg  dieses  mächtigsten  norddeutschen 
Staates  nicht  gelinge,  so  habe  doch  Preussen 
»von  der  selbständigen  Benutzung 
der  eigenen  Kraft  immer  noch  mehr 
zu  hoffen  als  von  der  längeren 
Duldung  der  Bundespolitik  seiner 
Gegners, 

Hatte,  um  das  »nationale  ZieU,  den 
deutschen  Gesamtstaat  mit  preussischer 
Spitze  zu  erreichen,  der  Gesandte  von  Bis- 
marck bis  in  die  zweite  Hälfte  der  fünf- 
ziger Jahre  eine  mehr  defensive  Taktik  be- 
folgt —  hatte  er  bis  dahin  in  der  Haupt- 
sache nur  zu  verhüten  gesucht,  dass  Oester- 
reichs  Einfluss  durch  das  Medium  des 
Bundes  sich  erhöhe,  so  ging  er  nunmehr 
zur  Offensive' Ober. 

Je  länger  er  in  der  »BundeatagsmiBere« 
weilte,  desto  mehr  trat  jener  in  nerpoli tische 
Zweck,  um  dessentwillen  er  nach  Frank- 
furt gegangen  war  —  der  »Bruch  mit  der 
Revolution«  im  Kartell  mit  Oesterreich  — 
ziu-ück,  desto  ausschliesslicher  ^b  er  sich 
wieder  der  nationalen  Idee  zu  eigen,  die  er 
nie  raus  dem  Auge  verlorent:. 

Er  hatte  eingesehen,  dass  im  Zeichen 
des  Bundes  das  deutsche  Volk  zu  völliger 
Stagnation  verdammt  sei.  So  lange  der 
»Dualismus«  fortdauere,  könne  der  Bund 
nur  die  »negative  Bedeutung  eines  blossen 
Schutzveteins  der  Regierungen  gegen  Krieg 
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tmd  Revolution  haben».  Denn,  iim  seiner 
eelbat  wie  un)  Deutschlands  willeu,  müsse 
Preiisaen  sich  jedem  Fortschritte  aiif  dem 
Gebiete  nationäJer  Wohlfahrt  »durch  den 
Bund  und  am  Bunde«  versagen,  könnten  die 
wirtschaftlichen  und  anderen  Lebensfragen 
des  deutschen  Volkes  keinerlei  positive  För- 
derung erfahren.  Cnd  ■wegen  des  Wider- 
Btreites  der  internationalen  Interessen  der 
beiden  Grossmächte  würde  das  deutsche 
Volk  nie  zu  der  ihm  gebührenden,  seiner 
Ziffer  und  seiner  Kultur  entsprechenden 
Rolle  im  Kreise  der  europäischen  Völker  sich 


—  dielndoienz  des  preussi sehen  Ksbinetsuiid 
der  deutschen  Regierungen  wie  die  Gegner- 
schaft Oesterreichfi  überwinden,  so  musste 
er  seine  Helfer  in  den  politischen  Potenzen 
suchen,  die  er  einst  befehdet  hatte  —  in 
der  Piease  und  im  Parlament. 

Ende  1S54  hatte  er  geschrieben,  man 
solle  doch  der  Presse  in  betreff  der  inneren 
Fragen  etwas  mehr  Spielraum  lassen  (wenn 
dagegen  eine  Zeitung  auch  nur  »mit  einem 
Komma*  wider  die  auswärtige  Politik  der 
Regierung  sich  wende,  so  sei  sie  »ohne 
Federlesen  zu  unterdrücken»).  Einige  J^re 
darauf  riet  er: 

„der  Presse  zu  gestatten  und  den  Kam- 
mern Gelegenheit  zu  gelien,  sicli  Über  dentache 
Politik  und  PreuBsenB  Stellung  dasu  freier 
anszasprechen,  mBchten  auch  der  Regierung 
nicht  alle  Tonarten  gefallen."  .  .  .  „Wenn  wir  die 
Unbequemlichkeiten  des  Landtags  für  das  Innere 
tragen,  so  sollten  wir  ihn  auch  geiegeotlich  für 
nnsere  auswärtige  Stellnng  nntsen,  nm  nns 
namentlich  den  antipreussi sehen  Machinationen 
am  Bunde  gegenüber  ein  Relief  damit  zugeben". 

Die  Mahnung  kehrt  wieder  in  dem 
•Prachtberieht*  vom  MOrz  1858,  der  die 
Notwendigkeit,  den  Bund  zu  sprengen,  mit 
schneidender  Schärfe  erörtert,  fteussens 
deutsche  Politik  könne  durch  Publizität  nur 
gawinneD.  Denn:  »die  preussischen  Inte- 
ressen fallen  mit  denen  der  meisten  Bundes- 
länder, ausser  Oesterreich,  vollständig  zu- 
sammen, aber  nicht  mit  denen  der  Btm- 
desregiernagen,  und  es  giebt  nichla 
deutscheres,  als  gerade  die  Entwickelung 
richtig  vorhandener  preussisdiei  ParÜkiilar- 
interessen.«  Der  preusdschea  Presse 
müsse  »zur  Besprechung  der  gesam- 
ten Bundesverhältnisse  das  volle 
Material  und  der  höchst  mögliche 
Grad  von  Freiheit  gewährt  werden«. 

Früher  war  er  der  Meinung  gewesen, 
dass  für  die  Grossmacht  Preussens  eine 
liberale  Eonstitutiou  weit  grössere  Gefabren 
in  eich  achhesse  als  für  kleinere  Staaten, 
vo  eine  solche  durcJiaus  »indiciert^  sein 
kSnn&  Jetzt,  da  der  deutsche  Gedanke 
wieder  seine  ganze  Seele  erfüllte,  vertrat 
er  die  Anschauung,  dass  das  Mass  der  Zu- 


geständnisse mi  den  Liberahsmns,  welches 
unbeschadet  der  Autorität  der  Krone  zi^e- 
lassen  werden  dürfe,  hier,  in  Preuseen, 
»eia  viel  höheres  sei  als  im  übrigen 
Deutschland  <-. 

Wie  durch  die  Presse,  so  mtisse  die 
Regierung  »durch  eine  belebtere  Thätig- 
keit  der  Land  es  Vertretung . . .  sich  sehr  wirk- 
same Mittel  der  Aktion  auf  die  deutschen 
Verhältnisse  schaffend.  Lasse  sie  ihre 
deutsche  Politik  offeu  diskutieren,  »so  würden 
vielleicht  wenige  Sitzungen  des  preussischen 
Parlaments  hinreichen,  um  den  ^massungen 
der  Majontätsherrschait  am  Bunde  ein  Ende 
zu  machen.c  SteUe  man  dem  preussischen 
Volk  klar  vor  Augen,  dass  sein  Staat  »von 
Oesterreich  äberfltlgelt  werde,  dass  bayerische 
u.  e.  w.  Maioiit&ten  irgend  welchen  be- 
stimmenden Einüuss  auf  Preussen  wider 
dessen  Willen  mit  Erfolg  branspruchen 
könnten«,  so  wäre  dies  »selbst  in  dieser 
Zeit  der  materiellen  Interessen  für  das 
preuBsische  Volk  ein  schärferer  Stachel  zu 
gereizter  Verstimmung,  ein  wirk- 
stuneres  Mittel  zur  Erregung  von  Un- 
zufriedenheit als  die  Mehrzahl  wirt- 
licher oder  vermutlicher  üebelstsnde  im 
Innern«. 

Wie  einst  1852/53  zur  Lösung  der  Zoll- 
vereinskrisis ,  so  gedachte  er  auch  jetzt 
wieder,  zur  Sprengung  des  Bundes,  das 
deutsche  Volk  aufzubieten ,  die  öffentli<die 
Meinung  mobil  zu  machen,  damit  sie  den 
Widerstand  der  li^ürsten  und  Kabinette 
breche. 

Hit  der  Losung  »nieder  mit  der  Revo- 
lution« war  der  Gesandte  von  Bisman^ 
nach  Frankfurt  gegangen.  Mit  der  Parole 
»los  von  Oesterreich«  verliess  er  es. 

Im  Dienste  dieser  Parole  wollte  er  die 
Träger  der  naticmalen  und  liberalen  Idee 
sich  verbinden  —  Sturmfluten  des  Zornes 
aus  der  Volksseele  emporspnideln  lassen, 
auf  dasB  sie  das  »bauffillige  Haus*  des 
Bundes  hinwegschwemmten,  auf  dessea 
Trilmraem  der  Palast  des  Reichs  erstehen 
sollte. 

4.  1869—62. 

Acht  Jahre  hatte  Biamarck  —  vrie  er 
später  an  Graf  Berostorff  schrieb  —  »unter 
dem  ungünstigsten  G^:endnick«  des  eigenen 
Monarchen  und  des  leitenden  Ministeis  >den 
mühsamen  und  undankbaren  Kampf  für 
Preussens  und  Deutschlands  wahre  Inte- 
ressen gegen  das  grosse  Österreichische 
Lügen  netz  gekämpft«. 

Als  der  Prinz  von  Preussen,  der  die 
Schmadi  von  Ohnütz  nicht  vergessen  hatte, 
zur  Regentschaft  gelangte,  schienen  die 
Aspekten  sich  günstiger  zu  ^talten:  den 
neuen  Herrscher  zu  einer  fnderidanischen 
Politik  zu  bestimmen,   war  eher  denkbar, 
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als  seinen  kCniglicliea  Bruder.  Jetzt  aber 
inusst«  der  BimdeBtagsgesandte  Frankfurt 
verlassen.  Im  Januar  traf  ihn  die  Nach- 
richt, dass  seine  Versetzung  noch  St.  Peters- 
burg im  Werke  sei.  Er  stellte  dem  Be- 
genten  vor,  dass  der  Personenwechsel  dnea 
ungünstigen  Einfluss  auf  die  deutsche  Fiage 
üben  werde;  aber  vergeblich. 

Einige  Zeit  schwankte  er,  ob  er  nicht 
lieber  »unter  die  Kanonen  von  SchSnhausen' 
sich  zurQckzieheu  und  ohne  dienstliche 
Fessel  —  »in  poUtischen  Schwimmhosen»  - 
den  Männern  der  »neuen  Aeras  Oppositi« 
machen  solle.  Schliesslich  wählte  er  doch 
die  »Ealtstellungt  an  der  Newa. 

So  schwer  er  sich  von  dem  tWaaser- 
fas8  der  Danaiden«  in  der  Eschenheimer 
Qasse  trennte  —  der  Botschafterposten  zog 
ihn  an  um  der  Aussicht  willen,  die  traditio- 
nelle, während  des  Krimkriegee  leichtfertig 
aufs  Spiel  gesetzte  Freundschaft  zwischen 
Preuseen  und  Russland  zu  pflegen  und  an 
letzterem  BQckendeckung  zu  gewinnen  für 
den  kommenden  Konfliirt   mit  Oesterreich. 

Für  einige  Zeit  ward  er  >der  heimischen 
Politik  ganz  entrflckt«.  Aber  so  oft  sich 
Oelegenheit  bot,  »Zeugnis  eines  Sachver- 
ständigen gegen  den  Bimd<  abzulegen,  er- 
griff er  sie.  Der  Bund  sei  —  sehrieb  er 
an  V.  Schleinitz  —  »ein  Gebrechen  Preussens, 
welches  wir  ferro  et  igni  werden  heilen 
mOssen,  wenn  wir  nicht  in  günstiger  Jahres- 
zeit eine  £ur  dagegen  vomehmen<i  (Mai 
1859). 

Damals,  tuigesichts  des  italienisch-öster- 
reichischen Krieges,  hielt  er  die  Jahreszeit 
für  günstig.  Er  frohlockte  über  die  Mög- 
lichkeit, dass  der  Bundestag  einen  Beschltiss 
fassen  könne,  in  dem  Preussen  einen  Bruch 
der  Bimdesverti'&ge  zu  finden  vermöge. 
»Je  unzweideutiger  die  Veiletzimg,  desto 
besser.«    Aber  die  Hoffnung  trog. 

Im  Sommer  1861  wurde  Bismarok  au£- 

fifordert,  sein  deutsches  Programm  dem 
önige  vorzulegen.  In  der  betreffenden 
Denkschrift  führte  er  aus,  dass  ganz  Deutsch- 
land mit  steigender  Erbitterung  sehe,  wie 
»eine  grosse  und  kräftige  Nation  durch  die 
Mängel  ihrer  Oesamtverfassung  verurteilt 
sei  .  .  .  in  steter  Sorge  vor  dem  An- 
griffe der  Nachbarn  zu  leben«.  Vor  allem 
aber  sei  das  preussische  Volk  es  müde, 
mit  Beinen  lä  Mülionen  „unter  hüchster  Aa- 
spannanK  aller  Kräfte  für  die  Verteidigung 
eines  Gebietes  von  melir  als  40  Hillionen  ein- 
Btehen  zn  aoUen  und  trotzdem  kein  «tXrkeres 
Recht  am  Bunde  zn  haben,  als  die  kleinen 
Staat«n',  die  e«  Khatze,  durch  die  ea  aber  „im 
Frieden  seine  materielle  Entwickelang 
becchränkt,  seinen  Verkehr  eingeengt  rieht, 
—  von  denen  es  aber  im  Kriege,  »obald  er  un- 
glücklich verlief e,  verlassen  werden  würde". 

Diese  Verstimmung  müsse  schliesslich 
ihre  Spitze  gegen  die  Gesamtheit  der  deut- 


schen   R^erimgen   kehren.     Von    diesen 
erwarte    die    Nation,   dass  sie   »mit  mehr 

Sraktischem  Eriolge  als  bisher  dem  Ziele 
er  engeren  Einigung  Deutschlands  sich  zu- 
wenden« —  eine  Erwartung,  die  »auch  bei 
konservativster  AuffassuiiE«  nicht  unberech- 
tigt erscheine.  Deutschlands  Wehrkraft 
müsse  »einheitlicher  und  straffer  zusammen- 
gefasstc,  »im  Gebiete  aller  materiellen  Inte- 
ressen« und . . .  »der  allgemeinen  Wohlfahrt 
diejenige  freie  Bewegung  gesichert 
werden,  welche  für  Handel  und  Verkehr 
durch  den  Zollverein  angebahnt  ist«. 

Unter  der  jetzigen  Bundesverfassung 
diese  Zwecke  zu  erreichen,  sei  unmögliclL 
Vielleicht  nur  in  einem  nationalen  Parla- 
mente am  Bunde  lasse  das  »einzige 
Bindemittel*  sich  schaffen,  das  den  wider- 
atreitenden,iedenFort8chrittaul  militärischem 
wie  wirtscnafüicheni  Gebiete  vereitelnden 
Strebungen  fürstlicher  Sonderpolitik  einen 
ausreichenden  Gegendruck  zu  bieten  ver- 
möge. 

Da  jedoch  Oesterreich  solcher  radikalen 
Umgestaltung  der  Bundesverfassung  aus 
freien  Stücken  nie  zustimmen  werde,  die 
momentane  Konjunktur  aber  dem  Bruch  mit 
dem  Dooaustaate  nicht  günstig  liege,  so 
riet  Bismarck:  bei  Erneuerung  der  Zoll- 
vereinsverträge ein  Parlament  am  Zoll- 
verein zu  konstituieren ;  ein  solches  könne, 
bei  geschickter  Taktik,  dias  Organ  werden, 
um  auch  auf  anderen  Gebieten  JEreie  Ver- 
einbarungen mit  den  deutschen  Staaten  an- 
zubahnen —  zunächst  vielleicht  auf  wirt- 
schaftlichem, dann  auf  militärisdiem  Gebiete. 

Vorläufig  soUe  man  nur  »offen  und 
amtlich«  erklären,  dass  die  Bundesverfassung 
sich  nicht  bewährt  habe,  einer  Beform 
schlechterdings  bedürfe  —dass  die  preussische 
Regierung  dem  Plane  eines  nationalen  Par- 
laments zuneige  —  über  diese  Frage  mit  den 
übrigen  Be^erungen  verhandeln  werde, 
um  deren  Einverständnis  auf  Grund  freier 
Entschliessung  zu  errielen ,  bis  dahin  aber 
versuchen,  »in  freiwilligen  und  kündbaren 
Vereinigungen  neben  dem  Bunde  Surro- 
gate für  die  fehlenden  Bundesinstitutionen 
zu  schaffen«. 

solche   Erklärung   würde    einmal 
tiefen  Eindruck  in  Deutschland  machen  — 

würde  aber  ferner  auch  der  preussischen 

jierung   ihre  Aufgabe   im   Innern,    der 

Kammer  gegenüber  wesentlich   erleichtern, 

Den  König  hatte  dies  Programm  sympa- 
thisch berührt.  Die  Idee  der  »freien  Vei^ 
träge«  —  von  Bismarck  schon  in  seiner 
Frankfurter  Zeit  vertreten  —  musste  ihm, 
dem  vor  allem  die  Reform  der  Bundeskriegs- 
verfflssung  am  Herzen  lag,  zusagen:  viel- 
leicht konnte  dies  Ziel  auf  dem  Umwege 
der  MilitärkcuTentionen  durchgesetzt  werden. 

Dass  er  eine  Beform  des  ZoUvereins  für 
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notwendig  erachte,  hatte  er  schon  als  Re- 

?ent  in  seiner  ersten  Ansprache  an  die 
[inister  erklärt.  Ob  er  aUertlings  mit  dem 
Projekte  des  Zoll-  bezüglich  des  Bundes- 
pMlaments  einverstanden  ■war,  steht  dahin. 
Vielleicht  gesciiali  es,  um  letzteren  Plan 
dem  KöniKe  genehmer  zu  machen,  dass  Bisraarck 
damals  vorachlag ,  die  Abgeordneten  sollten 
nicht  dnrch  dos  deutsche  Volk,  sondern  dnrch 
die  Einzellandtage  gewählt  werden^  dieser  Modus 
gewähre  „einige  Bürgschaft  für  die  Intelligenz 
und  die  konservative  Haltung  einer  anichen 
Vertretnng".  Aia  „an  und  für  aich  revolutionär" 
könne  —  wie  er  hinzuzufügen  für  nötig  hielt  ■ — , 
da  doch  eine  Volksvertretung  in  jedem  deutseben 
Staate  bestehe,  eine  analoge  Einrichtung  für  die 
Gesamtheit  „unmöglich  luigesehen  werden". 

Auch  die  Ansicht,  dass  Preussen  danach 
streben  milsse,  »moralische  Eroberungen« 
in  Deutschland  zu  machen,  hatt«  König 
Wilhelm  selbst  früher  kundgegeben. 

Zweifellos  war  nun,  dass  eine  Erklärung 
wie  die,  zu  der  Bismarck  drängte,  solche 
»moralische  Eroberungen«  erbringen  —  nicht 
minder,  dass  sie  dazu  dienen  würde,  den 
Zwiespalt  zwischen  Eegierung'  und  Volk, 
der  in  Preussen  aiis  der  Frage  der  Armee- 
reoi^anieation  herauszuwachsen  drohte,  wenn 
auch  nicht  zu  beseitigen,  sodoch  zu  mildem.— 

Schon  lange  galt  der  Urheber  diesem 
Programms  den  Wissenden  als  der  »kom- 
mende Uanu'.  Aber  der  König  schwankte,! 
ob  er  dem  Kriegsminister  v.  Roon  nach- 1 
gelten  solle ,  der  den  Eintritt  Bismarcks  in , 
das  Kabinett  mit  Eifer  betrieb,  oder  den' 
liberalen  Kollegen,  die  ihn  zu  liindem  suchten. 

Vor  einem  Jahrzehnt  hatte  er  dem 
»Landwehrleutnaut«,  als  dieser  plötzlich 
zum  Bundestagsgesandten  avancierte,  »einige 
graue  Haare  mehr-  gewünscht  Auch  jetzt 
noch  fürchtete  er,  dass  dieser  Feuergeist 
>die  Dinpe  aiif  den  Kopf  stellen«  —  das 
Staatsschiff  mit  Sturmeseile  auf  einem 
■neuen  Kurse»  Torwärt*  treiben  werde. 

Statt  ins  Berliner  Eabioett  wurde  Bis- 
marck im  Sommer  1862  als  Botschafter 
nach  Paris  versetzt  —  »um  noch  etwas 
reifer  zu  werden«,  wie  er  spottete.  Aber 
wenige  Monate  darauf  (September  1862)  rief 
ihn  ein  Telegramm  Boons  zurück;  am 
23.  November  erfolgte  seine  Ernennung  zum 
Ministerpräsidenten  und  Mioister  des  Aus- 
wärägen. 

8.   1862—66. 

Nicht  damit  er  sein  deutsches  Programm 
durchfülire,  sondern  um  die  Fehde,  die 
über  die  Frage  der  Heeresrefönn  »zwischen 
dem  Hause  der  Hohenzollem  und  dem 
Hause  der  Abgeordneten*  entstanden  war, 
zu  Gunsten  des  Monarchen  auszuf echten, 
war  Bismarck  an  die  Spitze  des  Staates 
gestellt  worden. 

Seit  Jahrzehnten   hatte   sich  der  Prinz 


von  Preiissen  mit  dem  Phme  der  Beorgani- 
aation  der  Armee  getra^n;  zur  Regienmg 
gelangt,  ging  er  mit  jugendlichem  Feuer 
ans  Werk.  Doch  die  zweite  Kammer  wollte 
die  beträchtliche  Erhöhung  der  Präsenz- 
stärke der  Linie,  die  Umgestaltung  der 
Landwelir  u.  s.  w.  nur  gegen  Herabsetzung 
der  Dienstzeit  auf  zwei  Jahre  zugestehen. 

Dies  Zugeständnis  glaubte  der  König, 
aus  militärteclmischen  Gründen,  auf  keinen 
Fall  machen  zu  dürfen.  Das  Herreniiaus 
war  auf  seiner  Seite.  Die  Minister  rieteu 
zu  einem  Eompromiss.  Nur  Boon  sali  in 
dem  Verhalten  der  Ul>eraIeD  Mehrheit  ein 
gnindböses  Streben  nach » Mach ter Weiterung", 
das  mit  allen  Mitteln  niederzuzwingen  sei. 

Als  im  Herbst  1862,  durch  Fehler  von 
beiden  Seiten,  das  Verhältnis  zwischen  Be- 
gierung  und  Volksvertretung  so  gründlich 
verfahren  war,  dasa  der  König  bereits  er- 
wogen hatte,  ob  nicht  seine  Abdankung  der 
einzige  Ausweg  aus  dem  Konflikte  sei,  be- 
schloss  er,  auf  Roons  Drängen,  noch  einen 
letzten  Versuch  durch  Berufung  Bismarcks 
zu  wagen. 

In  der  Unterredung  vom  22,  September 
1362  versprach  Bismarck  dem  Könige,  dass 
er  auch  >gegen  die  Majorität  des  Landtags 
und  deren  feschlOsse«  die  Änneereoigaui- 
sation  Tollbringen,  dass  er  in  diesem  Kampfe, 
wo  es  sich  >um  königliches  Regiment 
oder  Parlamentsherrschaft«  handle, 
letztere  um   jeden  Preis   abwenden  werde 

—  »auch  durch  eine  Periode  der  Diktatur*. 
Sicher  ist,  dass  Bismarck  damals  an  die 

Notwendigkeit  einer  »Diktatur*  nidit  glaubte, 
geschweige  denn  sie  herbeiwünschte  — 
musstc  doch  ein  absolutistisches  Regime  in 
Preussen  dessen  nationales  Prestige  schä- 
digen! Aus  seinen  Briefen  von  60 '62  er- 
hellt, dass  er  auf  ein  schliessliches  Nach- 
gel)en  der  zweiten  Kammer  tioffte,  imd  ge- 
rade dann  hoffte,  wenn  er  berufen  würde. 
Ihm  werde,  meinte  er,  seine  »alte  Bepu- 
tation  von  leichtfertiger  Gewaltthfitigkeit«  zu 
gute  kommen.  'Hikn  denkt:  nanu  gefats 
los;  dann  sind  alle  Centralen  imd  Halben 
zum  Unterhandeln  geneigt.« 

Nicht  mit  Staatsstreichsgelüsten,  sondern 

—  wie  ihm  später  sogar  einer  seiner  er- 
bittertaten Gegner  attestierte  —  mit  »libe- 
ralen Veileitäten«  trat  er  sein  Amt  an. 

Keineswegs  gewillt,  die  zweite  Efunmer 
zu  brüskieren,  gedachte  er  vielmehr  der 
Opposition  die  goldene  Brücke  zum  Rück- 
zug aus  der  verzwickten  Situation,  die  ihm 
weit  fataler  war  wie  ihr,  zu  bauen. 

Der  Konflikt  werde  zu  »tragisch*  ge- 
nommen; die  Regierung  wolle,  falls  es  mit 
Ehren  geschehen  könne,  die  Streitaxt  be- 
graben, erklärte  er  in  der  eisten  Sitzung 
der  Budgetkommission. 

Darüber  allenlinga  heas  er  tränen  Zweifel, 
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dasB    an    den    Hauptpnnkteii    des   Militär- 
programms  aitdit  gerUttelt  werden  dürfe. 

,J4icht  &af  PreuBsens  Liberalismns 
siebt  DeatschUnd,  Bondern  auf  seine 
Macht!  ...  Preussen  mnss  seine  Maclit  zn- 
sammenhitlteD  auf  den  ^Unstig^n  Augenblick, 
der  schon  einige  Mal  verpasat  ist  ...  Nicht 
durch  Reden  und  Majoritätsbeschluß  e  werden 
die  groHBen  Fragen  der  Zeit  entschieden,  son- 
dern darch  Eisen  and  Blut." 

Aber  die  liberale  Mehrheit  beharrte  bei 
ihrem  nioden  Nein. 

Vor  die  Wahl  gestellt,  entweder  wider 
die  VerfaasuDg  zu  regierctu  und  so  der 
preiissischen  Regierung  ai^  >inoralische 
Niederlagen,  in  der  öffentlichen  Meinung 
ZU  bereiten, 

oder  auf  die  Heeresroform  zu  verzichten 
und  eo  dem  preussischen  Staate  die  realen 
Machtmilte!  vorzuenthalten,  ohne  die  eine 
erfolgreiche  deutsche  Politü  auch  weiterhin 
unmöglich  bheb,  wählte  Bismarck  die  eratere 
Alternative. 

Da  alle  bisherigen  Versuche,  die  Kriegs- 
verfa^ung  des  BundeB  umzu^stalten,  ge- 
scheitert waren  —  da  auch  der  Plan  der 
Militärkonventionen  bisher  nur  einen  winzigen 
Erfolg  zu  verzeichnen  hatte,  so  musste 
Preussen  sich  mit  dem  Masse  militärischer 
Enelfa  ausrüsten,  das  ihm  gestattete,  aus 
eigener  Kraft  die  Schlachten  zu  schlagen, 
die,  aller  Voraussicht  nach,  den  Preis  der 
nationalen  Einheit  bilden  würden. 

Die  Durehfühmng  der  Heereereform  wai' 
die  Vorbedingung  der  Erfüllung  des  deut- 
schen Einheitstiaums.  Wie  aber  damals  die 
innerpoiitische  Lage  in  Preussen  stand, 
mueste  jenes  Unternehmen  den  Minister- 
Präsidenten  verfeinden  mit  dem  National- 
verein, mit  der  nationalen  Presse  —  mit 
allen  denen,  die  glei«^  ihm  vom  iteutoniechen 
Teufel«  ergriffeu  waren. 

Wie  einst  der  deutsch  und  liberal  ge- 
sinnte Abgeordnete  in  das  L^er  der  nspe- 
dfisch  preussischeni  Keaktionäre  gedrängt 
worden  war,  weil  er  die,  deren  Ideale  er 
tdite,  auf  Irrwegen  wandeln  sah,  so  wurde 
jetzt  der  Ministerpräsident  gezwungen,  seine 
Helfer  in  der  konservativen  Partei  zu  suchen, 
die,  indem  sie  für  die  Heeresrefonn  stritt, 
durchaus  andere  Zwacke  verfolgte  wie  ihr 
>alter  Herr«. 

Den  Konflikt  begrüsste  sie  als  eine  gute 
Chance,  den  Köq^  ganz  in  ihr  Fahrwasser 
hinüberzuziehen,  für  künftig  der  Wieder- 
kehr des  >liberalen  Schwindels«,  mit  dem 
seine  Regierung  begonnen,  vorzubeugen. 
Das  Müit&ijrogramm  woUta  sie,  wenn  über- 
haupt, so  doch  nicht  in  erster  Linie  um  der 
nationalen  Sache  willen,  sondern  deshalb, 
weil,  nach  EinsclunelzuDg  der  »demokra- 
tischen«  Landwehr  in  die  Idüle,  das  Heer 
an   gefügigeres,    zuverläss^res   Werkzeug 
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in  der  Hand  des  Gouvernements  sein  würde 
—  das  von  üir  regiert  wäre,  »tiegen  Demo- 
kraten helfen  nur  Soldaten«  —  seit  1848 
hatte  die  Junker-  und  Mült&rpartei  nichts 
gelernt  und  nichts  vergessen. 

Wenn  aber  der  Kladderadatach  (1862) 
mit  den  Versen: 

„Die  nene  Aera  guiz  zu  ecrasieren, 

und  was  in  der  Verfassung  uns  fatal 

gilt  es,  erst  gSnzlich  fortznrevidieren" 
auch  auf  bismarck  zielte  —  und  damit  aus- 
sprach, was  dem  ganzen  liberalen  Deutsch- 
land als  der  innerste  Kern  der  Politik  des 
Premiers  galt  —  so  irrte  er  gewaltig. 

Man  wusste  nicht,  dass  Bismarck,  als, 
Ende  1857,  der  Prinz  von  Preussen  ihn  be- 
fragt, ob  er  die  Verfassung  annehmen  oder 
zuvor  eine  Revision  fordern  solle,  dringend 
geraten  hatte,  nicht  au  dem  Bestehenden 
zu  rühren: 

.rPrenaaena  Anaeben  in  Dentachlaud  wUrde 
dnrcn  einen  Zwist  zwiBchen  Krone  und  Landtag 
gemindert  werden,  die  Parteinahme  g^en  den 
beabsiclitigten  Schritt  in  dem  liberalen  Deutsch- 
land eine  allgemeine  sein";  die  ,4nnere  Ge- 
schlossenheit" müsse  erhalten  bleiben. 

Man  wusste  nicht,  dass,  als  1863  die 
Mftghchkeit  eines  russisch-preussisclien  Bünd- 
nisses zum  Zweck  gemeinsamen  Krieges 
gegen  Oesterreich  imd  damit  die  Möglich- 
keit, gestützt  auf  äussere  Erfolge,  der 
»Ueberhebung  der  Landtagsmajorität  ein  ge- 
waltsames Ende  zu  machen^,  sich  darge- 
boten hatte,  Bismarck  aus  dem  nationalen 
Gesichtspunkt  den  König  bestimmt  hatte, 
diese  Versuchung  von  sich  zu  weisen. 

Auch  1866  wieder,  als  Abgeordnete  der 
Hechten,  knrz  nach  dem  Siege  von  KUniggräti, 
in  Prag  eintrafen,  nm  den  KSnig  zu  drängen, 
den  StimmnngBwecbael  im  Laude,  die  gewaltige 
Verstärkung  der  konservativen  Fraktion  äaiäi 
die  Landta^wahlen  vom  3.  Juh  im  reaktionSren 
Sinne  anazubenten  —  die  Verfassung  zu  suspen- 
dieren und  ZQ  revidieren,  jedenfalTs  die  „Kon- 
fliktmajorität" ans  den  Angeln  eh  beben  — 
widersetzte  sich  Bismarck  der  „Demütigung"  der 
liberalen  Opposition,  zu  der  der  KGitig  urspräng- 
lich  neigte,  deshalb,  weil  damit  „der  natio- 
nalen Politik  PreuBsens  die  Sehnen  durch- 
schnitten ...  die  Bahn  deutscher  Fohtik  ver- 
schüttet worden  wäre". 

Die   prensaische  Verfassung,    schreibt 

enthalte  e 


bei  Erwähnung  dieser  Vorgänge  m  den  „G.  n.  B.", 
enthalte  eine  ganE  gerechte  Verteilung  der  ge- 
setzgebenden Gewalt^  sie  sei  „in  ihrem  Eaupt- 


princip",  des  Gleichgewichts  der  drei  Faktoren 
„ganz  vernünftig"  .  . .  „Wir  hatten  nicht  nötig, 
au  ihr  Erhebhches  zq  bessern." 

Auf  grösserer  Bühne  und  in  längerer 
Scene  kehrte,  während  der  eititen  sechziger 
Jahre,  für  Bismarck  die  Situation  wieder, 
in  der  er  sich  im  Dezember  1850  befunden 
hatte.  Da  er  seine  wahren  Ziele  nicht 
deutlich  offenbaren  konnte,  musste  er  es 
hinnehmen,  dass  man  ihn  verkannte  und 
schmähte  wie  damals  —  ihn,  der  das  konsti- 
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tiitionelle  "Wesen  schiimte  Tor  den  Umtrieben 
(1er  R«aktioDäre  ■wie  vor  den  abaohitistischen 
Anwandlungen  dea  Monarchen,  brandmarkte 
alB  den  iservilenLandjunker',  der  das  Volk 
verderbe,  tun  einem  irrenden  Fürsten  zu  Ge- 
iallen  zu  wein. 

Und  allerdings  —  wie  es  seine  stolze 
Art  war,  that  Bismarck,  nachdem  er  den 
Oelzweig  von  Avignon  wieder  in  sein  Taschen- 
buch gelegt  hatte,  wenig  oder  nichts,  um 
den  falschen  Schein  zu  zerstören,  Aufs 
äusserste  gereizt  durch  die  ungerechte  Be- 
nrteilung,  die  er  bei  den  Liberalen  fand, 
wurde  seine  Sprache  ihnen  gegentlber  schrof- 
fer nnd  schroffer  —  gegenüber  dieser  Oppo- 
sition, die  das  Budgetreeht  der  zweiten 
Kammer  dahin  missbrauchen  wolle,  »jedes 
Jahr  die  Existenz  der  preiissischen  Armee  in 
Frage  zu  stellen«  und  ao  die  in  der  Verfas- 
sung verbriefle  monarchische  Präro^tive  der 
Entscheidung  über  Krieg  und  Fneden  zu 
beseitigen  —  die  sich  »als  Hoftriegsrat 
einsetze,  von  dessen  Zustiinmimg  die  Aktion 
der  Krone  abhangt»;  gegenüber  diesen  »un- 
zünftigen«  Politikern,  die  »vom  Kriegführen 
bis  zum  Himdeflöhen  alles  besser  vei'stehen 
als  sämthche  gelernte  Fachmänner'^ ;  die 
trotz  ihrer  kläglichen  Impotenz,  das  ver- 
wickelte Schacnspiel  der  Staaten  zu  be- 
greifen, sich  vermessen,  die  auswärtige 
Politik  der  preussischen  (^ssmacht  durch 
die  Handhabung  der  Budgetschraube  zu 
dirigieren.  — 

vereint  'mit  dem  rechten  und  einzigen 
AUüerten  Preussens,  dem  deutschen  Volk«, 
mit  dem  Landtage,  der  eine  Macht  in 
Deutschland  werden,  die  Grundlage  »unserer 
hegemonischen  Bestrebungen«  bilden  sollte, 
mit  der  Presse,  dem  »mächtigsten  Hilfs- 
mittel unserer  auswärtigen  Politik«,  hatte 
der  Gesandte  von  Bismü^  den  D\ialismus 
beseitigen  und  den  neuen  Bund  mit  prens- 
siecher  Spitze  errichten  wollen.  Wenn  er 
der  hiSchsten  Stelle  im  Staate  begehrte,  so 
um  dieser  Perspektive  willen. 

Jetzt  stand  das  Volk,  die  zweite  Kammer, 
die  »publizistische  Meinung«  mit  leiden- 
schaftlichem Hasse  wider  ihn. 

"Wohl  hatte  er  zu  Anlang  seiner  Re- 
gierung Schritte  zu  Gunsten  eines  Zoll- 
parlaments gethan,  und  ein  Jahr  darauf 
(Herbst  1863)  dem  österreichischen  Coup 
des  IVankfurter  Füratentages  ein  Programm 
entgegengestellt,  das  ober  jenes  von  1861 
hinausging,  indem  es  ein  Bundesparla- 
ment,  gewählt  auf  Grund  des  allge- 
meinendirekt en  Wahlrech  ts,foiderte. 

Aber,  wurde  er  aiicb  um  solcher  »revo- 
lutionären« Tendenzeil  willen  von  seinen 
Gegnern  bei  Hofe  dem  Könige  als  »ver- 
kappter Demokrat«  demmziert  —  der  Libe- 
raiismns  vermochte  in  dem  Mann,  der  das 
Budgetrecht  gebrochen  —  der  während  des 


Polenaiifslandes  dem  Zaren  Hilfe  leistete 
—  der  in  der  schleswig-holsteinischen  Fr^e 
gegen  die  populäre  Kandidatur  des  Au^usten- 
burgere  operierte  und  das  Btlndnis  mit 
Oesterreich  einging,  nur  einen  »Reaktio- 
näi-i  von  reinstem  Wasser  zu  erblicken. 

Seibat  Herr  t.  Unruh,  der  nach  der  Aoa- 
sprache,  die  er  1860  mit  dem  Petersburger  Ge- 
sandten gehabt,  gemeint  halt«,  dieser  würde 
ibni  als  auswärtiger  Minister  lieber  sein  wie 
der  liberal isierende  H,  v.  Schleinitz,  konnte  jetzt 
dcD  Sehlüseel  znm  Verständnis  der  Bismarckschen 
Politik  nur  in  dem  Plane  der  NenbegrUndung 
der  „heiligen  Allianz"  änden:  —  „die  absoln- 
tistiechen  oder  absolatia tisch  gesinnten  Regie- 
mngen"  zusammenzuscharen,  nm  „jeder  ge- 
rechten und  billigen,  sogar  jeder  verfasHangs- 
mässigen  Forderung  des  Volkes  mit  den  Waffen 
entgegenzDtreten  nnd  sich  dabei  gegenseitig  cn 
unterstützen". 

Und  so  blieb  die  parlamentarische  Mehr- 
heit dabei,  =diesem  Ministerium  auch  nicht 
einen  Thaler  zu  bewilligen«. 

Erst  im  Lichte  der  Sonne  von  KSnig- 
grätz  fand  die  liberale  Opposition  den 
Schlüssel  zu  der  Politik  von  »Blut  und 
Eisen«  —  die  das  preussische  Schwert  nicht 
für  die  Reaktion,  sondern  für  die  Erfüllung 
des  deutschen  Einheitstraums  —  nicht  für 
eine  zweite  heilige  Allianz,  sondern  gegen 
Oesterreich  geschärft  hatte,  und  die  »ententet 
mit  Busshiud  nur  gesucht,  um  dessen  Neu- 
tralität zu  sichern. 

Hatte  man  dem  Ministerpräsidenten 
früher  den  Vorwurf  gemacht,  dass  er  »die 
auswärtige  Politik  nur  als  Mittel  fflr  die 
innere»-,  zum  Zweck  des  Sieges  der  Krone 
über  das  Parlament,  betreibe j  so  wurde 
iet7,t  klar,  daps  umgekehrt  seme  innere 
Politik  während  derKonflittsjahre  im  Dienste 
der  auswärtigen  gestanden  hatte,  in 
letzter  Linie  aus  dem  Motive,  die  LOsung 
der  deutschen  Frage  zu  bewirken,  orientiert 
gewesen  war. 

1866—7«. 

Ehe  er  als  Frucht  dei  Siege  diejenige 
politische  Situation  einbringen  durfte,  die 
das  nationale  Interesse  erheischte ,  musste 
Bismarck  nach  dem  böhmischen  Feldzuge 
noch  harte  Kämpfe  durchfechten  —  Käm^e 
mit  dem  E5nige,  den  Prinzen,  den  Gene- 
ralen, in  denen  der  preussische  Fartikularis- 
mus  hegehrlich  sich  regte ;  KÜt  den  Reaktio- 
nären, die  den  Herrscher,  dessen  dpiastisches 
Gefühl  durch  die  Haltung  der  »Konftikts- 
majorität«  auf  das  schwerste  gekränkt  war, 
zur  Bache  an  der  Opportibn  aufstachelten. 

Schliesslich  aber  gelang  ilim  doch,  dem 
Frieden  von  Nikolsburg  eine  Form  zu  geben, 
die  hoffen  liess,  dass  dereinst  die  Süd- 
deutschen Staaten  ohne  Groll  im  Herzen 
dem  Norddeutschen  Bunde  sich  anschlieesea 
würden,   und   den  König   zu    überzeugw. 


dasB  es  notwendig  sei,  »<lea  parlomenta- 
rischeo  Gegnern  eine  goldene  Brücke  zu 
bauen  —  den  inneren  frieden  Preussens  her- 
zustellen, um  von  dieser  festen  Basis  aus 
die  deutsche  Politik  fortzusetzen ». 

Als  der  Ministerpräsident  den  Qesetz- 
entwurf  betreffend  die  Erteilung  der  In- 
demnität einbrachte  (September  10ö6),  sprach 
er  die  Zuversicht  aus,  nunmehr  gemeinsam 
mit  der  z'neiten  Kammer  au  der  Vervoll- 
kommnung der  inneren  Verhftltuissse  arbeiten 
zu  können. 

„Wir  wollen  den  Grad  r<m  Freibeitsent- 
wickelung,  der  mit  der  Sicherheit  des  Guuen 
nur  irgend  TCrträglich  ist."  Dahin  zu  Btreben, 
sei  „die  Pflicht  Jeder  ehrlichen  Eegiernng". 

Das  'war,  in  kurzem  Satze,  das  Programm 
der  Nation^beralen.  Und  bald  klagte  die 
konservative  Partei,  dasa  der  Ministerpräsi- 
dent den  lUesiimungsgenosseQ ,  mit  denen 
er  nach  Uottes  Ordnung  zusammengehen 
müsse.,  nicht  einmal  »ein  freundlich  Wort 
gönne» ,  konnte  und  wollte  es  nicht  fassen, 
dasB  er  jetzt  »im  breiten  Strome  dea  Libe- 
ralismus« schwamm. 

Aber  —  schon  in  den  fünfziger  Jahren 
war  Bismarck  der  Fraktion  Stahl  innerlich 
immer  fremder  geworden,  wenn  er  sich 
auch  noch  zu  ihr  zählte.  Oft  penug  hatte 
seine  das  I«^timitätsprincip  ignorierende 
auswärtige  Politik  —  besonders  betreffs 
des  Verhältnisses  zu  Napoleon  HI.  —  und 
nicht  minder  seine  »revolutionäre»  deutsche 
Politik  scharfen  Tadel  seitens  »der  Ketzer- 
richter im  eigenen  Lager«  erfahren.  Der 
Mann,  der,  wenn  es  nicht  anders  ging, 
1866  die  ungarischen,  187071  die  italie- 
nischen Demokraten  mobil  gemacht  hätte 
zu  Gunsten  der  nationalen  Sache  —  der 
von  jeher  das  »epecifisclie  Prenssentum" 
nur  ins  Feld  geführt,  wenn  Gefahr  drohte, 
dass  Preussens  Macht  zu  Schaden  Deutsch- 
lands geschmälert  werde  —  der,  naclidem 
der  norddeutsche  Bund  begründet,  sich  nicht 
scheute,  den  >preus&iscfaen  Parttkularismusc 
als  seinen  scnlimmsten  Feind  zu  kenn- 
zeichnen —  er  war  weit  entfernt,  ein  »Ge- 
sinnungsgenosse« seiner  Stand  esgenossen 
zu  sein. 

Das  »zornige  Fraktionsmitglied"  hatte  sich 
in  den  kflhl  rechnenden  »Mann  des  Staats« 
gewandelt,  dem  jede  Fraktion  gleich  wert 
war,  sofern  sie  die  Bahn  wandelte,  die  dem 
'nationalen  Ziele«  zuführte.  Deshalb  war 
er  in  der  KonflAtszeit  der  Veri»ünde(e  der 
Konservativen  gewesen;  deshalb  nahm  er 
jetzt  immer  engere  Fühlung  mit  der  liberalen 
Mittelpartei. 

Die  konservatiTe  Fraktion  vermochte 
sich  nicht  in  die  neue  politische  Konjunktur 
hereinzufinden.  Sie  begriff  nicht  —  wie 
auch  RoQu  rtlgte  —  dass 

„ihre  beutigen  Anffaasuugen  und  Aufgaben 


wesentlich  andere  sein  müssen  als  zur  Zeit  des 

KoQtlilita" ,dttBs  sie  eine  Partei  des  kon- 
servativen Fortschritts  werden  müsse,  und  die 
Koile  des  Henim^chuhs  aufgehen,  so  wesentlich 
und  notwendig  auch  solche  zur  Zeit  der  Ueber- 
raacht  des  demokratisehenf Fortschritts  und  der 
damit  angedrohten  demagogischen  Ueberstllt- 
znsg  sein  mochte," 

Zunächst  schmollte  sie  niu-.  Als  aber 
im  Febniar  1868  die  Vorlage  betreffend 
Ueberweisung  von  Beständen  des  ehemaligen 
Domanialfonds  an  die  Pro\-inz  Hannover 
beraten  ward,  kam  es  zwischen  Bismarc'k 
und  den  Konsen-ativen ,  die  die  Ueberwei- 
sung als  eine  Ungerechtigkeit  gegen  die 
alten  Provinzen  ansahen,  zum  ersten  scharfen 
Zusammenstoss. 

Aufgebracht  durch  den  Widerspruch 
einer  Partei,  »deren  Basis  vorzugsweise  das 
Vertrauen  zu  der  jetzigen  Regiening  ge- 
wesen«, die  auf  das  Programm  des  Kabinetts 
gewählt  worden  sei,  hielt  er  der  Bechten 
eine  eindringliche  Vorlesung  über  ihre 
Pflicht,  ihn  in  jeder  wichtigen  politischen 
Frage  zu  unterstützen,  »Verweigern  Sie 
uns  Ihre  Stimmen,  so  müssen  wir  uns  eine 
andere  Majorität  suchen«. 

Handelte  es  sich  filr  Bismarck  bei  jener 
Vorlage  einmal  danim,  in  Hannover  für 
das  neue  Regime  Stimmung  zu  machen, 
so  weiter  um  einen  bedeutsamen  Schritt  zur 
Decentmlisaiion  auf  dem  Gebiete  der  Ver- 
waltung —  einen  Schritt  im  Geiste  der 
Steinschen  Gesetzgebung,  deren  Weiter- 
führung das  ei-ste  grosse  Ziel  der  inneren 
Politik  Bismarcks  gewesen  war. 

„Ein  Zn8ta.nd  mnss  so  bald  als  möglich 
aufhören,  in  welchem  über  jeden  Zaan,  Ober 
jede  Brilckenbohle  durch  fönf  Instanzen  ge- 
gangen wird,  iu  dem  schliesslich  die  beiden 
ituxsersten  Pole,  die  Bezirksgendarmen  und  die 
Geheimräte  des  Ministeriums,  die  eigentlich 
Entscheidenden  in  jeder  speciellen  Suche 
sind."  Eh  sei  die  Absicht  des  Kabinetts, 
„sÄmtlichen  Provinzen  einen  Teil  des  Biid- 
eets  zur  Verwaltung  zu  Überweisen",  ibnen  alle 
die  Angelegenheiten  zu  überlassen,  die  „hesser 
vom  provinziellen  als  vom  centralisierl«n  Stand- 
punkte gestaltet  werden  kSnnen". 

Gegen  die  zunächst  nur  Hannover  zu- 
gedachte Gunst  hatte  das  Altpreussentum 
der  Konservativen  sich  aufgelehnt;  gegen 
die  Kreisordnung,  deren  Vorspiel  jene 
war,  empörte  sidi  dae  Junkertum.  Diese 
Kreisorduung,  obgleich  sie  dem  Öroasgruud- 
besitzerintei-esse  weit  entgegen  kam,  dflnkte 
den  Feudalen  viel  zu  hberai;  niir  durdi 
eine  »ministerielle  Ver^waltigung«,  vrie  sie 
es  nannten,  durch  eiuen  Pairsschub  im 
Herrenhause,  konnte  die  Regierung  sie 
durchsetzen. 

Den  Konservativen  wurde  jetzt  das 
gleiche  ScHcksal  zu  teil,  wie  in  der  Kon- 
fliktszeit den  Liberalen  —  der  Minieterprä- 
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fiident  bewies  ihnen,  dass  man  »auch  ohne 
sie  w^erenc  kilniie. 

Mit  den  Vorlagen  des  Schulaufsichts- 
uod  des  Civilehegesetzes  stiess  er  wider 
daß  :j christliche'  Princip  derer  um  Kleist- 
Retzow  und  Blanckenbui-g.  Die  Rechte  wollte 
die  Lokalinspektion  über  die  Volksschule 
gesetzlich    den    Ortsgeißtliehen    zusprechen 

—  auch  in  Polen  —  während  der  Regie- 
ningsentwTU'f  den  Behörden  freie  Haod  in 
der  Wahl  des  Schul  inspektoi-s  liess. 

Nachdem  die  "konseiTative  Partei  evan- 
gelischer Konfession«  die  Frage  dahin  auf- 
gebläht hatt«,  alß  »wollten  wir  den  evan- 
gelischen Staat  auf  den  Kopf  stelleQ«-, 
replizierte  Bismarck  als  der  Vertreter  der 
nationalen  Konfession:  für  ihn  sei  der  Haupt- 
punkt des  Gesetzes,  daes  «unsere  bisher 
nicht  deutschspi-echenden  Landsleute  Deutach 
lernen«. 

Auch  dies  Gesetz,  das  endlich  den  Ar- 
tikel 24  der  preussischen  Verfassung  zur 
Ausführung  brachte,  kam  erst  zu  Stande, 
nachdem  Bismark,  unbeirrt  durch  die  seitens 
der  Kreuzzeitungsmäcner  inscenierte  Blassen - 

ritition    —    man   wolle    die   Schule    »zur 
flegatatte  des  Atlieismus,  der  Revolution, 
Sozialdemokratie  und  Unsittlichkeit  machen^ 

—  dem  Herrenhause  gedroht  hatte,  dass 
die  Regierung,  um  es  durchzuwtzen,  vor 
keinem  konstitutionellen  Mittel  ziuück- 
schr ecken  werde.  Sie  wolle  nicht,  wie 
man  ihr  vorwerfe,  mit  den  Konservativen 
brechen,  diese  aber  hätten  alles  gethan,  \un 
die  Regierung  dahin  zu  bringen,  »ilire  An- 
lehnung mohr  nach  links  zu  suchen«. 

Gegen  die  obligatorische  Ci?ilehe  hatte 
Bismark  selbst  zuerst  Widerspruch  erhoben 
■ —  nicht  zwar  aus  chrisüicheu  Bedenken 
wie  die  Konsen-ativen ,  denn  er  hielt  'mit 
Liither  die  Elleschliessung  für  eine  büi^r- 
liche  Angelegenheit«  —  sondern  aus  der 
Achtung  »vor  der  bestehenden  Sitte  und 
der  Ueberzeugung  dor  Massen«.  Er  liess 
aber  den  "Widerepruch  fallen  auf  Gnmd  der 
Erwägimg,  dasB  durch  diese  Einrichtung 
die  Macht  des  Staates  eine  Steigerung  er- 
fahren werde. 

Auf  den  engen  Kansalkonnex  zwischen 
diesen  beiden  Gesetzen  nnd  dem  „Kulturkampf" 
kann  hier  nicht  eingegangen  werden.  Die 
Kirchenpolitik  bUdet  ein  Thema  für  sich;  es 
würde,  bei  einer  auch  nnr  flüchtigen  Skizze,  zu 
viel  Baum  beansiirucken. 

KreisoMnung,  Schulaufsicht-,  Civilehe- 
gesetz  wurden  von  dem  Ministerpräsidenten 
Schulter  an  Schulter  mit  der  Linken  durch- 
gekämpft gegen  die  heftige  Gegnerschaft 
der  Konservativen,  die  schliesslich  bis  zu 
blinder  Wut  —  in  den  Aera-Artikeln  der 
Kreuzzeitung  imd  dem  Fehdebriefe  der 
"Dekleranten.;  bis  zu  einem  Siedegrade  des 
Hasses  sich  steigerte,  wie  um,  selbst  in  den 


heissesten  Tagen  der  Konfliktszeit,  die  Port- 
Bchrittspartei  nicht  gefühlt  hatte. 

Seiner  pessimistischen  Auffassung  gemäss 
hat  Bismarck  den  Bruch  der  Konservativen 
mit  ihm  —  wie  er  es  nannte  —  aus  per- 
sönlichen Motiven  erklären  wollen:  er  sei 
den  Standesgenossen  zu  hoch  gestiegen. 
In  Wahrheit  war  es  nicht  der  Neid  der 
Barone  gegen  den  Fürsten,  sondern  die 
Differenz  der  politischen  Grundanschauungen, 
die  die  bonissisch-feudal-hochkirchliche  PÜtei 
von  dem  Staatsmann  trennt«,  der  nur  dem 
Kompass  der  nationalen  Idee  folgte.  — 

Auch  in  der  Reichspolitik  trat  diese 
Differenz  hervor;  auch  hier  währte  für  ein 
Jahrzehnt  die  »Mesalliancei  des  Kanzlera 
mit  den  Liberalen. 

VerfassungspoUtik.  Dem  >mehr 
preuBsischen  wie  deutschen  Nationalgefühl = 
der  Konservativen  war  das  kaiserliche 
Deutschland  eine  fragwürdige  EiruDgen- 
schaft.  Den  »kopflosen  Eintritt«  von 
Hessen,  Württemberg,  Baden  in  den  Bund 
beklagten  sie,  weil  damit  die  Mehrh^t 
des  deutschen  Parlamenta  notwendig  »ver- 
laatemii  müsse.  Damit  nicht  —  wie  aus 
ihren  Reihen  wohl  prophezeit  wurde  — 
schliesslich  die  Republik,  der  Verfall  der 
Armee,  die  Zerstörung  der  Kirche  und 
Atheisierung  der  Schule  die  Folge  solcher 
politischen  Konstellation  sei,  forderten  sie  — 
zuerst  für  die  norddeutsche  Verfassung, 
dann  für  die  des  Reichs  —  die  Einführung 
einer  Pairskammer,  eines  Organs  der  Stetig- 
keit, eines  Bollwerks  zum  Schutz  von 
Monarchie,  Heer  imd  Christentum. 

Dagegen  Ts-urde  seitens  der  Demokratie 
der  StU  des  neuen  Gemeinwesens  als  »re- 
aktionärer, wie  er  gar  nicht  gedacht  werden 
kann'! ,  gekennzeii^et  —  ais  >ein  Schein- 
j  konstitutionaliamus  in  robester  Form,  der 
',  nackte  Caesarismus«  (Bebel).  Doshalb  nämlich, 
weil  der  Bundesrat  dem  Parlunent  gleidi- 
berechtigt  sein,  die  Macht  haben  sollte,  im 
Widerspruch  mit  dem  »Volks willen«  den 
Status  quo  zu  konservieren. 

Gegen  die  Konservativen  setzte  Bismarck 
durch,  dass  die  Errichtung  einer  als  xHemm- 
schuh«  gedachten  Pairskammer  unterblieb. 
Gegen  die  Radikalen  verteidigte  er  den 
Bundesrat.  »Diese  Art  von  Oberoaus,  in  der 
der  Könip  von  Preussen  Primus  inter  pares 
ista,  sei  durch  den  förderativen  Cha- 
rakter des  Reichs  unbedingt  geboten,  nnd 
stehe  durchaus  im  Einklänge  mit  den  libe- 
ralen Verfassungsprincipien. 

Denn  die  Vot«n  des  Bnndegrata  seien  das 
Ergebnis  der  Ent Schliessungen  „von  lanter 
Staaten ,  die  sich  einer  freien  parlaraeotari- 
scben  Verfassung  erfreuen."  In  dem  Votum 
jedes  einzelnen  BundesKtAatea  sei  „die  Diago- 
nale aller  der  hier  thätigcn  Kräfte  enthalten 
. . .  das  Votum  der  Krone,  modifiziert  durch  die 
Einflüsse  der    Landes  Vertretung,    vor    welcher 
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du  Miniateriiuii  für  die  Art,  wie  es  im  Bdd- 
desrat  AbstJTDnieii  lllwt,  veraittwortlich  igt,". 
Und  wenn  die  Führer  der  Nationallibo- 

ralen  die  »diktatorische"  Stellung,  die  die 
Verfassung  dem  Kanzler  einräume'-  bo- 
mäheltcn  und  auf  Reichsministerien  dräng- 
ten, Bo  wies  er  daraui  hin,  daaa  doch  der 
erete  Beamte  des  hlaesischen  Landes  des 
koDstitutioiialismiiB  sieh  gleictier  MichtffllJe 
erfreue. 

Im  Punkte  des  Wahlsystems  zeigte  sich 
der  Kanzler  liberaler  als  selbst  der  fortge- 
schrittene Liberalismus.  Einst  hatte  er  das 
Frankfurter  Reichswahlgesetz  v.  12.  April 
1849  mit  schneidender  Schärfe  verurteilt  — 
eine  Mehrheit,  die  hen'orgehe  ans  dem 
'Lotfospiel"  des  allgemeinen  Wahlrechts, 
biete  nicht  die  mindeste  Garantie  'der  Ur- 
teilsfähigkeit oder  auch  nnr  des  guten 
Willens».  Jetzt  Hess  er  auf  Grund  der  — 
nur  wenig  mortifizierten  —  Bestimmimgen 
jenes  Gesetzes  die  Abgeordneten  des  eisten 
norddeutschen  Reichst^  einbemfen  und 
vertrat,  dass  dessen  Principien  in  die  Vcr- 
fassimg  Aufnahme  fSnden :  denn  das  allge- 
meine Wahlrecht  sei  'ein  Erbteil  der  Ent- 
wiekelung  der  dentschen  Einheitsbestre- 
bimgen»;  auch  kenne  er  -kein  besseres', 
ziehe  es  dem  ganz  'elenden  <  preussischen 
Dreiklassenwahlrecht  bei  weitem  vor.  Seine 
m^prflngliche  Fonlenmg  der  Oeffentlichkeit 
der  Stimmabgabe  liess  er  bald  fallen  und 
hielt  nnr,  mit  Ei-folg,  seinen  Widerspmcli 
gegen  die  Gewähning  von  Diäten  aufrecht, 

Dass  der  •> Erzreaktionär'  von  lR4f  :7) 
jetzt  die  'Stärkste  aller  freiheitlichen  Ktlnsle« 
zur  Anwendung  brachte  —  solche  achrotte 
Wandlung  des  politischen  Credo  en-egto 
bei  vielen  Misstrauen. 

In  diesem  das  Proletariat  mit  gleichem 
Rechte  wie  die  Besitzenden  und  Gebildeten 
ausstattenden  Wahlsystem  witterten  sie  ein 
Danaei^sehenk  des  maechiavellistischen 
Staatsmannes ,  gegeben ,  um  das  liberale 
BOi^rtum  im  Scliach  zu  hallen  —  >ein 
tief  angelegtes  Komplott  gegen  die  Bour- 
geoisie in  Verbindung  mit  den  Massen<. 

In  Wahrheit  war  —  wie  Bismarck 
bei  dieser  Gelegenheit  versicherte  — 
seine  Yerfassungspolitifc  frei  ron  solchen 
^Hintergedanken' .  Sie  entsprang  aus  der 
Ueberzeugung :  die  'tortschreitende  Einigung 
Deutschlands  erfordere,  dass  wir  immer 
liberaler  werden  mflsseui.. 

Die  Konservativen,  die  JS67  gehofft 
hatten,  dass  »der  grosse  Sai'astro  die  libe- 
rale Flöte  nur  wegen  des  Zoll  pari  amentS" 
spiele»,  d.  h.  nur  mit  Rücksicht  auf  die  süd- 
deutschen Kammern,  die  er  zunächst  kiire 
machen  wolle,  täuschten  sich  —  der  Kanz- 
ler wollte  ein  dauerndes  Bündnis  mit  dem 
nationalen  Liberalismus,  weil  er  in  ihm  das 
wirksamste  Wertzeug  sah,  sein  Pr<^^ramm 


der   ■> Verdeutschung   ä   tout   prii«    (Roon) 
dnrdizufflhren.  — 

tschaftspolitik.  Hatte  der  Bun- 
destags^saadte  jede  legislative  Aktion  auf 
ökonomischem  Gebiet,  sofern  sie  sich  »am 
Bunde  und  durch  den  Bund«  vollziehen 
sollte,  zu  hintertreiben  geaucht,  so  erklärte 
der  Kanzler  sofort  nach  Errichtung  des  Zoll- 
parlaments, dassdiesesvordie  Aufgabe  gestellt 
weixlen  werde,  nicht  nur  die  Gesetzgebung 
über  ZoUsachen,  sondern 

„die  meisten  der  Übrigen  Titel  der  mate- 
riellen Wohlfahrt  sonie  mancher  der  formalen 
Gesetz g'ebnng,  über  Prozesaweten  n.  a.  w.,  all- 
mahlieh  lieh  anzueignen  und  dnrUber  gemein- 
same Bostimmungen  für  ganz  Deutschland  her- 
beizufflhren". 

Bisher  nur  nach  aussen  —  als  Zoll- 
verein —  ein  Ganzes,  sollte  jetzt  die  deutsclie 
Volkswirtschaft  auch  im  Innern  enger  und 
enger  verwachsen  kraft  eines  einheit- 
lichen Wirtschaftsrechts,  begründet  auf  das 
Principder  »freien Bewegimg'  (s.obenS.911). 
Mussle  schon  die  Gleichheit  des  Rechts 
einen  guten  Kitt  für  den  Reiehsbaii  ab- 
geben —  wenn  alle  Fesseln,  die  bisher, 
hier  mit  scliwerei'em ,  dort  mit  leiclitei'em 
Druck,  auf  dem  Erwerbstreifien  gelastet 
hatten,  fielen,  wenn  Arbeitskräfte  und  Kapi- 
talien in  voller  Freiheit  von  Staat  zu  Staat, 
hinüber  und  herüber,  sich  bewegen  durften, 
so  inusste  der  Kitt  noch  fester  werden. 

Nahezu  der  ganze  Inhalt  jener  »gemein- 
nützigen Vorschläge«  der  bayerisdien  Re- 
gierung von  IBijit  wurde  jetzt  unter  Bis- 
niarcks  Ausjiieien  im  raschesten  Tempo  ver- 
wirklieht —  wie  Mass-  und  Gewiclitswesen 
(18(i«),  Geld-  und  Bankwesen  (1873,  ISTfi), 
Post-  und  Telegraphen weseii  (1871),  so  auch 
das  UrhebeiTecht  an  Seiiritl werken  u.  8.  w. 
(1870),  das  Marken-,  Muster-  und  Modellrecht 
(1874,  1H75)  u.  8.  w.  einheitlich  geordnet. 

Die  Krönung  des  Werkes  durch  das 
deutsche  bürgerliche  Gesetzbuch  gelang  aller- 
dings nicht.  Aber  es  war  doch  ein  gewal- 
tiger Fortschritt,  dass  wenigstens  bezüglich 
Strafi-echt,  ferner  Gerichts verfa^ung  und 
I'rozessredit  (187ß)  die  Unifikation  erfolgte 
imd  kurz  darauf  (1877)  in  dem  Reichsgericht 
ein  >neuer  Mittelpunkt  des  gemeinsamen 
nationalen  Geistes«  geschaffen  ward. 

Der  Antrag  Lasker  (18711,  der  volle  Ein- 
heit in  Becht  und  Gericht  verlangte,  atiess  auf 
entschiedene  Abneienng  bei  den  Südstaaten  and 
Sachsen.  Erst  nacu  mehrfachem  persQnlicbem 
Eingreifen  Bisinarcks  in  die  betrettenden  Bun- 
desrats Verhandlungen  —  besonders  Ende  1872 
nnd  1876  -  -  wurde  diese  grundsätzliche  Geg- 
nergrhaft  entwaffnet  und  die  vielfachen  Streit- 
punkte, die  Über  Einzelfragen  der  ReichsJQStix- 
eesetze  zwischen  den  R«gienuigen  nna  dem 
Parlament  bestanden,  durch  Kompromisse  ge* 
schlichtet. 

Agrarier,  Feind  der  gi'ossen  Städte  und 
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des  Grossgewerbes,  Vorkämpfer  des  Ziinft- 
zwangee  war  der  Abgeordnete  von  Bismarck 
gewesen. 

Jetzt  wirkte  der  Kanzler  mit  am  Zu- 
standekommen des  Freizügigkeitsgesetzes 
(1867),  der  Attiennovelle  (IH/O),  die  die 
Aktiengesellschaften  von  dem  Zwang  staat- 
licher Genehmigung  und  Aufsicht  entband, 
der  Gewerbeordnung  (1869),  in  der  das 
Prindp  der  freien  Konkiirrenz  zu  nahezu 
ausnahmsloser  Geltung  gelangte.  Der  einst 
den  iildischen  Wucher  gescholten,  trat  jetzt 
ein  filr  das  Gesetz  betreffend  die  vertrags- 
mtosigea  Zinsen  (1867),  fflr  die  Aufhebung 
aller  Besclirünkungeu  des  Zinskontraktes. 

ychon  während  der  Konfliktszeit  hatte 
er  die  HandelsvertiTigspolitik  kräftig  unter- 
stützt, in  deren  Folge  allmählich  aus  dem 
protektionisti sehen  Tarif  des  Zollvereins  der 
gemässigt  freihändlerisehe  Tarif  des  Deut- 
schen Reiches  hen'orwuchs;  im  Frankfurter 
Frieden  (1871)  setzte  er  wenigstens  die 
Meisttiegflnstigiingsklanselalseinjti-^^ütf  t/s  «ti 
gegenüber  dem  widerstreben  Frankreichs 
durch;  1873  Hess  er  die  Tarifnovelle  ein- 
bringen, die  die  Aufhebung  der  EiseuzöUe 
für  den  I,  Januai'  1877  aussprach. 

Vielleicht  war  sein  Freihändlertnm  auch 
jetzt  noch  durch  das  agrarische  Interesse 
beherrscht  —  im  Ei-gebnis  deckte  sich  wie 
seine  innere,  so  seine  auswärtige  Wii-tschafts- 
polltik  mit  dem  Programm  der  liberalen 
Mehrheit  des  Reichstags. 

Während  eines  Jabi-zehnts  wurde  die 
deutsehe  Volkswirtschaft  dem  liberalen  Ideale 
des  Tollen  »laisser  faire  et  latsser  passen^ 
näher  und  näher  gebracht. 

Die  Verantwortlichkeit  für  diese  „liberale 
Aera"  hat  Bismarck  später  abgelehnt. 

Voll  in  Anspruch  genommen  darch  die 
drängenden  Probleme  der  auswärtigen  Politik 
habe  er  keine  Zeit  gehabt,  sich  einübender 
mit  den  inneren,  besonders  den  volkswirtschaft- 
lichen Dingeu  zu  befassen,  sich  ein  selbständi- 
ges Urteil  über  sie  zu  bUden. 

Wenn  auch  bisweilen  abweichender  Meinung 
habe  er  sich  damals  grundsfitzlich  „der  volks- 
wirtschaftlichen Autorität",  der  ,, technischen 
Ueberle^enheit"  Delbrücks  (1864  Direktor 
Im  prenssischen  Haudelsministerinm,  1667  Prüsi- 
dent  des  SnndeakanzleramtB)  unterworfen. 

Dieser  Protest  kann  sich  nur  auf  Eiuzel- 
tracen  beziehen.  Dass  Bismarck  im  grossen 
uno  ganzen  mit  dieser  vereinheitUcheuden  und 
befreienden  Wirtschaftepolitik  voll  einverstan- 
den gewesen,  wird  man  schon  daraus  schliessen 
dUrien,  dass  ihre  Grundlinien  mit  denen  des 
Programms  von  1861  (s.  oben)  zusammenfallen 
^-  das  nicht  von  DelbrUck  inspiriert  sein  kann. 

Und  gleichfalls  erscheint  es  —  obgleich  der 
Kanzler  später  (nach  1878),  in  Abwehr  der  An- 
griffe we^en  „Inkonsequenz",  die  ihn  nach 
seinem  Uebergang  ins  protektionistische  Lager 
trafen,  die  ,^litschuld  an  der  Freihandäs- 
politik  mit  besonderem  Nachdruck  verneint*  ^ 
ala  gewiss,  dass  er,  der  bis  in  die  zweite  Hülfte 


der  siebziger  Jahre  für  die  Maxime  des  „laisser- 
pasner"  eintrat,  dies  that  nicht  „auf  des  Meisters 
Worte"  hin,  sondern  auf  Grnnd  eigener,  viel- 
leicht durch  Delbrücks  Einfluss  noch  gekräftig- 
ter Ueberzeugung. 

Als  Agrarier,  der  er  blieb,  auch  nachdem 
er  der  „Mann  des  Staats"  geworden,  war  er, 
solange  Dentachland  noch  agrarische  Prodnhte 
exportierte,  ebenso  freihändlerisch  gesinnt  wie 
die  konservative  Partei:  ebenso  wie  König  Wil- 
helm, der  (13.  März  1860)  in  einem  Brief  au 
Prinz  Albert  schrieb,  er  hoffe,  dass  der  Zoll- 
verein endlich  zu  bewegen  sein  werde  „zu  den 
von  Prenssen  immer,  aber  vergeblich  angestreb- 
ten freien  Handel  sprincipien". 

Finanzpolitik.  Mit  seiner  Wirtschaffs- 
politik fand  der  Kanzler  willige,  thatkräftige 
Unterstützung  seitens  der  Liberalen;  nicht 
so  mit  seiner  Finanzpolitik. 

Seit  Ende  der  60  er  Jahre  ging  sein 
Streben  dahin,  dem  Reiche  ein  ziu-  Bestrei- 
tung der  ihm  obliegenüeu  Ausgaben  voll- 
geuflgendes,  eigenes  Einkommen  zu  sichei-u. 

Damals  befand  sich  der  preiissische 
Staatshaushalt  in  missücfaer  Lage.  Ein  be- 
trächtliches Deficit  hatte  sich  eingestellt 
Die  fatale  Notwendigkeit,  dies  Deficit  durch 
Emporschraubeii  des  Satzes  der  prenssischen 
Klassen-  und  Einkommenstetier  zu  decke» 

—  lim  50^/0,  wie  der  Finanz  minister  meinte 

—  entfiel,  wenn  für  Preiisseu  eine  Ent- 
lastung au  den  dem  Bunde  zu  entricliten- 
den  Matrikularbeiträgen  sich  bewirken  liess, 
d.  h.  wenn  dem  Bunde  höhere  eigene 
Eimialiraen,  aus  Zöllen  oder  Äccisen,  erönnet 
wurden. 

Dahin  zielte  die  Fi nauz vorläge,  die  Bis- 
mai-ck  im  Frühjahr  I8G9  im  Bundesrate  ein- 
brachte. Der  Zoll  auf  Petroleum,  die  Brannt- 
wein- und  Biersteuer  sollten  erfiöht,  eine 
Börsensteuer  eingefülirt  werden  und  anderes 
mehr.  Bei  dieser  Gelegenheit  entwickelte 
der  Kanzler  das  Programm ,  an  dem  er 
dann  während  eines  Jahrzehnts  featge- 
haltcji  hat. 

Das  dem  Bunde  imd  den  Einzelstaateu 
erforderliche  Einnahmetotale  sei  unter  An- 
wendung nmöglichst  geringen  Dnickes«  zu  be- 
schaffen. Diesem  Frincip  werde  dadurcli 
entsprochen,  dass  die  direkte  Besteuerung, 
die  auf  der  unteren  Schiebt  mit  ausser- 
ordentlicher Schwere,  mit  einer  »gewissen 
eckigen  BrutalJtäti  laste,  eiugeschi'äiikt  und 
die  Hauptmasse  des  Staatsbedarfs  durch 
indirekte  Besteuerung  gedeckt  werde. 
Vor  allem  sei  die  Verbrauchsbesteuerung 
zn  pflegen. 

Diese  habe  natürlich  nicht  erste  Le- 
bensbedürfnisse" wieUrot,  Fleisch  a.  a.  w. 
zu  treffen,  sondern  solche  Qenusamitt«!,  die 
„sich  einer  augenblicklich  einmal  ver- 
sagen kann,  wenn  ihm  seine  Kassenfonds  die- 
selhen  nicht  zugänglich  machen",  wie  Brannt- 
wein, Bier,  Wein,  Tanakn.  s.w.  Solche  Dinge,  die 
„massenhaft    genug    verbrancht    werden,    am 


einen  finanziellen  ^ntag  zu  (f^ben,  der  eich 
über  den  der  reinen  Luinaateuern  erhebt,  die 
kaom  die  Äufsichtskosten  lohneii",  seien  die 
,, gegebenen  Gnindlagen"  der  SeateuerQDg  .jm 
hentie«n  civilisierten  SUat«'. 

Mit  den  Yerbrauehsstevierii  auf  weni^ 
grosse  Artikel  tles  »freiwilligen  Konsums' 
seien  zu  kombinieren  Erwerbe  steuern, 
z.  B.Börsen-  und  Quittungssteuern,  durch  die 

,A&B  Kapital  da,  wo  es  zu  einer  panier- 
nen  ErwiieinnD^  kommt,  wo  es  an  die  Ober- 
fläche tritt,  in  einer  wirksameren  nnd  zugleich 
in  einer  ertrfiglicheren  Weise  ta  troffen  sei,  als 
es  darch  die  Einkommensteuer  .  .  .  geschehen 
künnte". 

Die  direkte  Besteuerung,  »ein  harter 
und  plumper  Kotbelielf' ,  müsse  ein- 
schrumpfen ia  eine  nur  die  "wirklit-h 
reichen  ]jeute<.  packende,  etwa  nur  die 
Einkommen  über  2tKH)  Thlr.  belastende  Ab- 
gabe —  eine  blosse  *Austands-<:  oder 
»Ehren  Steuer». 

Durchaus  im  Einklang  mit  diesem  finanz- 
politischen Programm  wie  mit  seiner  frei- 
nändlerischen  Besinnung  stand  das  'Ideal 
reiner  Finanzzöllei,  zu  dem  er  sich,  als  die 
Frage  des  Petroleumzolles  deliattiert  ward 


Niemand  bestreite,  dass  diese  wegen 
ihrer  Unberechenbarkeit  überaus  lastig  seien 
und  wegen  der  Art  ihrer  Umlage  —  nach 
der  Kopfziffer,  ohne  Berücksichtigung  der 
Verschiedenheit  des  Durch  schnittseiniom- 
mens  —  in  hohem  Grade  ungleichmäiraig 
trafen.  Solange  das  Beich  den  Einzel- 
staaten als  '>lä8tiger  Eostgänger'  erscheine, 
sei  dessen  Fortbestand  gefährdet,  denn: 

„das  Gefühl,  zu  ungerechten  Leia- 
tnngen  herangezogen  zn  werden,  ent- 
wickelt das  Bestreben,  einer  solchen 
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nicht  hinreichenden  Ertrag  haben.  Ober  Bord 
werfen  —  die  zehn  oder  fünfzehn  aber, 
welche  die  grCsste  Einnahme  gewäh- 
ren, 30  Tiel  abgeben  laaaen,  wie  wir  überhaupt 
a08  den  Zollquellen  für  nnsere  Finanzeu  neh- 
men wollen".  Als  solche  Artikel  sehe  er  die 
an,  „deren  man  sich,  ohne  das  Leben  zn  scliä- 
digen,  wenigstens  in  gewissem  Masse  zu  ent- 
halten Termag  und  wo  man  den  Regulator 
seiner  eigenen  Beiträge  zum  üffent- 
lichen  SteuersUckel  in  der  Hand  bat", 
z.  B.  Petroleum,  Tabak  u.  s.  w. 

Von  solcher  Ordnung  des  Finanzwesens 
hoffte  er  nach  zwei  Seiten  hin  »eine  Be- 
fest^ng,  eine  KonsolidieningdesBeichesi^. 

Das  Plus  aus  »Artikeln  freiwilligen 
EonsumS'^  kOnnte  dazu  dienen,  die  Abgaben 
auf  unentbehrliche  Dinge  (Reichssalzsteuer, 
preussische  Mahl-  tmd  Schlachts teuer)  und 
drückende  direkte  Steuera  (preussische 
Elassensteuer)  zu  beseitigen  oder  wenigstens 
wesentlich  herab ziisetzen.  Indem  der  arme 
Mann  von  der  Qual  imd  der  Unbill  solcher 
Belastungsformen  erlöst  werde,  scliliesse 
sich  eine  der  Quellen  der  Unzufrietlenheit 
mit  dem  Bestehenden  —  werde  das  Reich, 
dem  sie  diese  Wohlthat  dankten,  unter  den 
breiten  Massen  sich  Anhänger  werben. 

Nachdrflcldicher  aber  pflegte  er  jenen 
Effekt  zu  betonen,  um  dessentwillert  das 
reidie  »Steuerboiiquet»  von  1869  zunächst 
geflochten  worden  war :  das  Plus  im  eigenen 
Beutel  des  Reiches  werde  die  Möglichkeit 
ei^ben,  die  Einzelstaaten  melu*  und  mehr 
mitUatrikular  bei  trägen  zu  verschonen. 


„Bei  allen  den  EnocheobTÜchen ,  denen 
Deutschland  im  Laufe  der  Jahrhunderte  ausge- 
setzt gewesen  ist  und  deren  Heilung  jetzt  ver- 
sucht wird,  da  ist  der  callos  noch  nit^t  wieder  so 
fest  verwachsen,  dass  nicht  Verstimmung  oder 
ein  starker  Druck  parlamentarischer  Macht- 
probe n.  dgl.  das  Reich  empUndlicher  treffen 
sollte  als  den  Partikular  Staat"  .  .  . 

Ans  einem  Beiche,  dem  „das  tirosse  Binde- 
mittel einer  starken  gemeinsamen  Finanzein- 
richtung  fehlt",  das  in  der  Hauptsache  auf 
;  Matrikular beitrage  begründet  ist,  werde  „die 
[Freizügigkeit  ausserordentlich  er- 
leichtert. Man  würde  seine  Sachen  beim 
Auszüge  sehr  bald  mitnehmen  kjinneu"  .  .  . 

Wenn  die  „centrif ngalen"  Elemente 
dem  Reiche  eigene  Kinnahmen  nicht  gewahren 
wollten,  so  vermöge  er  sich  diese  Taktik  „sehr 
leicht  zn  erklären". 

Wenn  das  Reich  durch  Mehnmg  seiner 
eigenen  Einnahmen  in  den  Stand  komme,  auf 
Erltebung  von  Matrifcularbei trägen  zu  ver- 
zichten —  wenn  es,  statt  Zuschüsse  zu 
heischen,  Ueberschüsse  an  die  Einzelstaaten 
herauszahlen  könne,  ihr  »freigebiger  Ver- 
sorger-^  werde,  so  werde  die  Neigung  der 
Eiozelstaaten,  trotz  etwaiger  künftiger  Kon- 
flikte, fest  und  treu  zum  Reiche  zu  stehen, 
eine  wesentliche  Verstärkung  erfahren. 

Unermüdlich,  bald  auf  diesem,  bald  auf 
jenem  Wege,  strebte  der  Kanzler  der  Lösung 
dieser  »Aufgabe  wohlerwogener  Reichs- 
politik': zu.  Aber  der  Erfolg  war,  wie  1869, 
so  dann  wieder  1872  und  1875  gleich  NiüL 
Zwar  hohen  sich  die  Intraden  des  Reichs 
—  die  Verbrauchssteuern  und  auch  die 
Zölle  erbrachten,  trotz  Herabsetzung  zahl- 
reicher Tarifpositionen,  allmählich  steigende 
Einnalimen;  jedoch  schlugen  nahezu  alle 
Versuche  des  Emporschraubens  vorhandener 
wie  der  Einföhrui^  neuer  Abgabeformen  fehl. 

Die  massige  Erhöhung  der  Brausteuer 
(1872),  die  Einführung  des  Wechseistempels, 
waren  nur  Tropfen  auf  den  heissen  Stein 
des  Bismarckschen  Finaozprogramins. 

Die  »centrifugalen«  Elemente  des  Reichs- 
tags waren  dem  Plane  grundsätzlich  feind. 
Die  Liberalen  billigten  deu  Zweck,  ver- 
waisen aber  die  Mittel. 

Bald  machten  sie  ihren  Konsens  von  der 
Bewilligimg  politischer  Begehren  —  »kon- 
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stitutioneJler  Garantieen«  —  abhAagig,  die 
mit  dem  Steuerprojekt  nichts  zu  thim  halten 
—  -wollten  ihn  sich,  wia  Bismarck  sagte, 
i>abkanfen>  lassen.  Bald  hiess  es:  dem 
Reiche  drtrften  neue  Einnahmen  nur  zuge- 
standen -werden,  falls  Sicherheit  dafür  ge- 
boten werde,  dass  in  den  EinzelsfaateQ  eine 
entsprechende  »Äbbili-dimg-!  erfolge  —  eine 
Sicherheit,  die  der  Kanzler  gern  gewährt 
Mtte,  aber  nicht  gewähren  konnte. 

„Das  zn  erreichen,  Bind  nicht  dem  Reiche, 
sondern  den  einzelnen  Landtagen  die  Mittel 
gegeben,"  Wenn  wir  ihnen  die  Jtlatrikularbei- 
tri^e  erleichtem,  ist  es  deren  Aufgabe  „Breache- 
batterieen  gegen  ihre  Ministerien  aufzuführen, 
damit  diese,  entsprechend  der  GrleJchCernng, 
nun  auch  die  drückendsten  Steuern  im  einzel- 
nen Lande  erleichtern". 

„Es  gewissermassen  Zug  um  Zue  za 
machen  —  ich  sehe  die  Form  nicht,  in  der  es 
geschehen  könnte;  ich  würde  mich  sonst  sehr 
gern  dazu  erbieten.'* 

Obwohl  den  liberalen,  wenigstens  ihrer 
freihÄndlerischen  Mehrheit,  der  eine  Haupte 

{umkt  des  Biamarckschen  Programms,  nSm- 
ich  die  Begründung  eines  reinen,  nur 
wenige  Artikel  des  ^freiwilligen  Konsums' 
belastenden  Finanzzollsystoms  nach  eng- 
lischem Muster,  ->ein  Ziel  aiifs  innigste  zu 
wünschen'  sein  musste  und  die  ausschlag- 
gebende Mittelpartei  das  Ziel  der  wirtschaft- 
lichen Verselbsfändigimg  des  Reiches  im 
Princip  voll  anerkannte,  leisteten  sie  keine 
Beihilfe,  sondern  gefielen  sich  in  der  Rolle 
des  kritisch  überlegenen  Geistes^  der  »^ets 
Terneint«,  stimmten  die  kanzlenschen  \or- 
lagen  nieder,  ohne  selbst  mit  positiven  Gegen- 
vorschlägen hervorzutreten. 

Finanzpolitisch  stand  die  konservative 
Partei  dem  Kanzler  nHher  als  die  liberale. 
Zwar  war  jene  eine  heftig-e  Geg-nerin  der  Er- 
höhung der  Branntweinsteuer  —  alg  Bismarck 
dies  Projekt  zur  Diskussion  stellte,  wurde  ihm 
vorgeworfen,  er  wende  sich  an  seine  Freunde, 
„weil  diese  sich  eher  rupfen  lassen,  ohne  so 
kot  zQ  schreien"  wie  die  anderen. 

Aber  für  die  kräftige  Mehrbelastung  des 
Tabaks  wäre  sie  zn  gewinnen  gewesen.  Ihr 
Führer,  v.  BlanckenbnrK,  hatte  (November  1870) 
das  Tabak  Gm  onopol  „als  conditio  in  den  neuen 
Bnnd"  bringen  wollen  —  um  aus  dessen 
reichem,  wachseoden  Ertrlgnis  die  Mittel  zur 
Erweitemng  des  Militäretats  zn  gewinnen ,  an 
dem  ZQ  sparen  das  Streben  der  Linken  immer 
bleiben  werde.  — 

So  rasch  die  Volkswirtschaft  auf  der 
Linie  der  Einheit  und  Freiheit  vorwärts 
gebracht  wurde  —  die  Reich ewirtschaft 
stand  im  Zeichen  der  Stagnation.  Die  Einzel- 
staaten  mussten  sich  weiter  plagen  in  dem 
»ausgebauten  Bergwerk  derdirekten  Steuern«. 
Kisenbahnpolitik.  Mehr  Chancen 
schien  zunächst  das  eisonbahnpolitische 
Programm  des  Kanzlers  zu  haben.  Im 
Sommer  1873  wurde  das  Eeichseisenbahn- 
amt  errichtet   —   unter  lebliaftem  Protest 


aller  der  Parteienj  die  der  damit  bezweckten 
Steigerung  der  Reichsgewalt  entgegen  waren. 

In  erster  Linie  stand  für  Bismarck  dieMr 
Gesichtspunkt  —  er  wollt«  eine  neue  „gemein- 
same Reichseinrichtuug",  ein  neues  „Binde- 
mitte!" schaffen.  „Wer  die  dentschen  Eisen- 
bahnen beherrscht,  dessen  Hand  reicht  in  jeden 
Winkel  des  Landes"  (Brief  Webrmanns  an 
Scheele  v.  2.  M&rz  73). 

In  zweiter  wirkten  aber  wirtschaftspolitische 
Erwägnngen  mit.  „Es  bestehen  in  Deutschland 
63  verschiedene  Eisenbahnprovinzen  und  Terri- 
torien; jedes  besteuert  den  Verkehr  nach  Will- 
kür zu  Gunsten  seines  Privatsäckels;  die  Di- 
rektionen treiben  den  Kampf  unter  einander  als 
Sport;  das  alte  Stapel-,  Zoll-,  Geleita-,  ja  das 
Fehilerecht  des  Mittelalters  lebt  durch  sie  nea 
auf."  Die  Privatbabnen  beuten  ihr  ihnen  vom 
Staate  verliehenes  Monopol  für  Privatinteressen 
und  Privatrevennen  forma!  rechtmässig;  aus. 
Zersplitterung,  Wirrwarr  und  Ungerechtigkeit 
seien  die  Folgen  des  bisherigen  Zuatandes. 

Darüber,  ob  und  inwieweit  anch  finanzielle 
Rücksichten  ihn  zn  dem,  seit  18T3  cnncipierten 
VerstaatlichuDgsprojekt  bestimmt  haben,  hat 
Bismarck  sich  nie  ganz  klar  ausgesprochen. 
Btdd  hat  er  die  Möglichkeit,  dem  Staate  ge- 
waltige Einnabmen  zuzuführen,  stark  nnter- 
atrichen,  bald  mit  Nachdmck  betont,  daaa  der 
Staat  die  Eisenbahn  Verwaltung  nur  ans  dem 
Verkehrsinteresse  führen  dürfe. 

Binnen  kurzem  aber  zeigte  sich,  dass 
diese  Behörde,  die,  nach  Bismarcks  Absicht, 
das  deutsche  Eisenbahn-wesen  im  Sinne  der 
Vereinheitlichung  und  Vervollkommnung  der 
Betriel)a-  und  Tarif  Verhältnisse  einschneidend 
beeinflussen  soUte,  völlig  in  der  Luft  aehwebta. 
Statt  als  »Eiseni)ahnk5[iig  von  Deutschland« 
zn  walten,  spielte  der  Präsident  dieses  neuen 
Reichsamts  eine  ziemlich  traurige  Rolle  — 
machtlos  gegenüber  den  Verkehrsministerien 
der  Einzelstaaten ,  machtlos  gegenüber  den 
Direktorien  der  grossen  Compaguieen. 

Wie  ein  hoher  preueaischer  Beamter  es 

Man  hatte  ,,die  Verwaltung  dea  prensti- 
schen  (Staats-J  Eisenbahnwesens  mit  an  die 
Reicbsbebürde  m  Accord  geben  müssen;  fihnheh 
wie  es  mit  den  anawärtigen  Angelegenheiten 
und  dem  auswärtigen  Amte  des  Reiches  ge- 
schehen. Wenn  die  preussische  Regierung  ihre 
Bahnen  behalten  und  doch  unter  Reicheanfsicht 
stehen  soll,  so  giebt  das  entweder  ein  Gaukel- 
spiel oder  Konfbkte". 

Die  Vorlage  eines  Reich  sei  senbahugesetzes 
(1874)  scheiterte.  Auch  Maybach,  der  jetzt, 
an  Stelle  Scheeles,  Präsident  dea  Reiohs- 
eisenbahnamts  wurde,  vermochte  sie  nicht 
durchzusetzen.  Die  Bundesregierungen  woll- 
ten sich  ihre  Eisenbahnhoheit  nicht  ver- 
kümmern lassen. 

Einige  Jahre  später  (1876)  ^-erBUchte 
Bismarck  auf  einem  anderen  Wege  zum 
Ziele  zu  kommen  —  durch  Verlauf  der 
preussiachen  Staatsbahnen  und  Uebertragung 
des  staatlichen  Aufsichtsrechts  über  die 
preussischen  Privatbahnen  an  das  Reich.   Im 
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Sreuaaischen  Landt^e  war  dae  betreffende 
esetz  angenoinmen  worden.. 

Aber  eine  Vorlage  an  den  Bundesrat 
imferblieti,  da  Bismarck  sich  überzeugt  hatte, 
daSB  die  Mittclstaaten  sie  mit  alter  Eot- 
schiedenheit  bekämpfen  w"tlrtlen.  Ein  Teil 
der  Linken  war,  wie  fflr  das  Reichseisen- 
bahnamt,  so  auch  fOr  diesen  Plan  einge- 
treten; aber  aus  partikiilariatischen  Motiven 
Blanden  ihm  viele  aüddenteche  Liberale, 
aus  hochißliti sehen  und  wirtschaftlichen  Be- 
dmken  manche  führende  Nationalüberalc 
und  die  Fortschritlsiartei  feindlich  gegen- 
flber.  ■ 

Wenngleich  Bismarck  einen  Druck  auf 
die  Mitte] Staaten ,  soweit  irgend  thiinlich, 
vermeiden  zu  müssen  glanbte,  so  iiätte  er 
doch  ■vielleicht  hier,  wo  es  sich  für  ihn  um 
eine  der  Kernfragen  handelte,  'eine  Gewalt- 
that  an  den  Sabinern-  begangen. 

Aber  —  ancli  im  preussischen  Kabinett 
hatte  er  mit  diesem  t'rojekt  keinen  festen 
Boden.  Der  neben  Roon  einflussreichste 
Mann,  der  Finanzminister  Camphaiisen, 
■war  'nicht  von  Hanse  ans«  ffir  die  *Ent- 
sagung«  Preussens  zu  Gimsten  des  Reiches 
gewesen.  Allerdings  hatte  er  dann  ^ira 
Princip«  zugestimmt  —  aber  für  die  preus- 
sischen Staatsbahnen  einen  Verkaufspreis 
berechnet,  den  Bisroarck  »wegen  seiner  Un- 
geheuerlichkeit •.  als  keinen  ernstlichen  an- 
sehen konnte  —  dessen  Höhe,  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach,  die  Faktoren  der  Reicbs- 
gesetzgebung  bewegen  musste,  die  Offerte 
mit  einem  'Korbe«  zu  beantworten.  Auch 
bei  dem  Handelsminister  Achenbach  fwid 
Bismarck  niu-  laue  Sympathie.  »Obschon 
Jfinisterpräsident ,  habe  ich  mich  absolut 
unfähig  finden  müssen,  die  Sache  auch  nur 
um  einen  Schritt  weiter  zu  bringen.<. 

Im  Parlamente  machte  der  preussJsche 
Partikularismus,  nach  der  schweren  Nieder- 
lage der  konservativen  Partei  in  den  Wahlen 
von  1873,  dem  Kanzler  nicht  mehr  zu 
schaffen;  wohl  aber  im  Kreise  der  »Ge- 
spielen*. Scheiterte  das  Finanzprogramm  vor 
allem  an  dem  Widersprach  der  liberalen 
Iteichstagsmehrheit ,  so  das  Eisenbahnpro- 
gi-amm  au  dem  der  Kabinette.  — 

Sozialpolitik.  Von  einem  sozialpoliti- 
schen Programm  Bismarcks  kann  während 
dieser  Periode  noch  nicht  gesprocheu  werden. 
Wenn  auch  seit  1862  .die  Arbeiterfrage  für 
ihn  einen  Gegenstand  regen  Interesses  bildete, 
so  fehlte  doch  sowohl  die  Müsse  wie  der 
zwingende  Änlass ,  sich  eingehend  und 
dauernd  mit  ihr  zu  befassen. 

Einst  hatte  der  »rote  Reaktionär«  all 
das  revolutionäre  Unkraut,  das  auf  dem 
Boden  der  sozialistisch-kommimistischen  Be- 
w^ing  anfwucherte,  mit  der  Wurzel  aus- 
rotten wollen. 

Der  Ministerpräsident  wurde  aus  einem 


Ssiüus  der  Repression  ein  Paulus  der  Reform, 

der  die  Emancipation  des  vierten  Stande» 
sowohl  auf  dem  Wege  der  Selbst-  wie  dem 
der  Staatshilfe  zu  bewirken  plante. 

Knrz  nach  Miuem  Eintritt  in  das  Kabinett 
(November  1862)  regte  er  das  Projekt  der  In- 
validität sTerHicherung  der  Arbeitet  — 
auf  komniunBler  Basis  —  an. 

War  er  ant  das  Arbeiterve  rsichernngs- 
vei<en  in  Frankreich  anfmerkum  geworden, 
so  hatte  ihn  der  Etnflnas  Lassalles,  mit  dem  er 
mehrere  Unterred  nngen  gepflogen,  wie  auch 
Erfahrnngen.  die  er  bei  einem  .infenthalt  in 
England  {1862)  gemacht,  wo  er  manche  Pro- 
diiKtiv^enosaenschaften  „in  blühenden 
Verhältnissen"  gefunden  hatte,  zn  Gunst^ii 
dieser  Form  societärer  Selbsthilfe  gestimmt. 

Auf  Bismarcks  Bat  bewilligte  der  König 
Waldenbnrarer  Webern  ans  seiner  Privatkasse 
Geld  znr  Errichtung  einer  Prodiiktlvgenoasen- 
schaft. 

Dies  Eingreifen  der  Krone  in  den  Kampf 
iwiachen  Kapital  und  Arbeit  erfahr  —  als  1865 
der  Antrag  betreffend  Koalitionsfreiheit  im 
Landtage  verbandelt  wnrde  —  von  liberaler 
Seite  heftigen  Tadel  als  ein  „politiacber  Puff" 
der  Regierung  gegen  die  oppositionelle  Bour- 
geoisie. 

Es  war  bei  Zurückweisung  dieses  Angriffs, 
dass  Bismarck  sich  suerst  öffentlich  für  eine 
positive  Sozialpolitik  aussprach. 

Die  Hobenzoltern  seien  „niemals  Könige 
der  Reichen  vorzugsweise  gewesen",  Friedrich 
der  Grosse  habe  erklärt,  da^  er  ein  „mi  des 
guenx"  sein  wolle.  Wie  früher  unter  ihren 
Auspicien  die  Emancipation  der  Leibeigenen 
sich  vollzogen  habe,  so  sei  jetzt  „das  ernste 
Bestreben  vorhanden ,  znr  Verbessemng  der 
Lage  der  Arbeiter  etwas  beizutragen"  . . .  „eine 
Aufgabe,  die  der  Mühe  lohnt,  dass  die  Gesetz- 
gebung ihr  näher  trete". 

Vielleicht  war  —  wenn  Bismarck  es 
auch  nicht  Wort  haben  wollte  —  die  Ab- 
sicht mit  im  Spiele,  durch  ein  ai'beiter- 
freundliclies  Verhalten  Bundesgenossen  gegen 
die  Fortsclirittspartei  zu  werben  —  den 
Teufel  durch  Beelzebub  zu  schrecken.  Aber 
die  Bismarcksche  Sozialpolitik  von  damals 
ansschliesshch  aus  dieser  Absicht  zu  er- 
klären —  sie  bloss  als  spoülischen  Puff« 
zu  betrachten,  ist  sicher  verkehrt. 

Dass  er,  sofort  nachdem  er  Hinister  ge> 
,  worden,  der  Arbeiterfrage  sieb  zuwandte  und 
I  den  Irrtum  von  einst,  als  ob  dos  Gespenst  der 
;  sozialen  Frage  durch  , Polizei  und  Kanonen" 
'  (Rodbertnsj  zu  bannen  sei,  ablegte,  war  eine 
notwendige  Folge  der  Episode  Lassalle  —  ein« 
Folge,  die  sicher  auch  eingetreten  wäre,  wenn 
damals  zwischen  Regierung  und  Kammer 
Echünete  Eintracht  bestanden  nStte. 

Kein  weitblickender  Politiker  konnte,  an- 
gesichts dieses,  die  Arbeiterklasse  so  heftig 
schüttelnden  wenn  auch  rasch  verbransendeu 
Fiebers  sich  darüber  täuschen ,  dass  eine 
schwere  organische  Krankheit  den  soziales 
KQrper  ergriffen  habe,  die  durch  Gewaltmass- 
regeln w^l  zuräckzatreiben,  nicht  aber  sn 
heden  sei.  Er  musste  daraus  den  Impnis  em- 
pfangen ,    „das   Gute    ans    den    sozialutischen 


Ideeen  zn  nehmen,  iiin  es  der  Revointion  en 
entziehen  und  in  die  regelmässige  Ordnnng  der 
GeBellschaft  einznOigeu"  (St.  Beuve  über  die 
Sozialpolitili  Napoleons  III.). 

Die  Melirheit  des  Kabinetts  war  wesent- 
lich anderer  Meiniing;  als  Bismarck.  Be- 
sonders dem  Handelsminister  von  Itzenplitz 

—  bei  dem  Bismarck  gleicherweise  mit 
seiner  Neigimg,  dem  Staate  stärkeren  Ein- 
fluss  auf  das  Eisenbahnwesen  zu  geben, 
auf  Widerstand  stiess  —  waren  die  abea- 
teuerlichen  staatssozialistischen  Gelüste  des 
Premiere  ein  Aei-gernis.    >Die  Begiening« 

—  Jiess  er  durch  seine  Presse  verkünden  — 
»würde  eine  schwere  Schuld  auf  sich  laden, 
wenn  sie  den  Arbeiterstand  dnrch  ihr  Vor- 
gehen zu  unbegnlndeten  Hoffnungen  ver- 
leitele«;  der  Staat  könne,  dflrfe  hier  nichts 
thun. 

Dass  der  Staat  viel  thua  könne  nnd 
thun  dürfe,  glanbte  gewiss  auch  Bismarck 
nicht.t)  Nur  das  Dogma  des  grund- 
sätzlichen »non-interferenec"  des  Staates 
liess  er  nicht  gelten,  hielt  —  bei  aller  Anti- 

fathie  gegen  schablonenhaftes,  legislativ- 
ureaukratischos  Hegiüieren  —  zur  Er- 
reichung gewisser  Zwecke  ein  Mitwirken 
des  Staates  au  der  Lfisung  des  sozialen 
ProbJems  für  erspriessUch ,  ja  notwendig. 
Besonders  behiifs  Ausbreitung  des  Arbeiter- 
versichenmgs Wesens  —  wenn  diesem  der 
sozialpolitische  »spiritus  rector«  der  Liberalen, 
Schul ze-Delitzsch  feindlich  gegenüberstand, 
weil  es  die  Spargroschen  für  sich  nehme 
und  damit  die  Arbeiter  hindere,  zur  geschäft- 
lichen Selbständigkeit  zii  gelangen,  so 
mochte  ihn  solclie,  nur  auf  eine  Volks- 
wirtschaft mit  dominierendem  Kleinbetrieb 
zutreffende  Begründung  sonderbar  welt- 
flüchtig anmuten. 

Der  Wege,  die  er  wählen  müsse,  noch 
nicht  sicher,  suchte  sich  der  Ministerpräsi- 
dent, als  Gegengewicht  gegen  H.  v.  Itzen- 
plitz und  seme  Geheimräte,  einen  Stab 
sozialpolitischer  Adjutanten  zu  schaffen  — 
Männer  jeder  Observanz,  vom  Sozialaristo- 
kraten bis  zum  Sozialdemokraten  evolutio- 
närer wie  revolutionärer  Farbe. 

MUH.  Wagener,  dem  Sozialpolitiker  der 
Hechten,  behielt  er  enge  FUhlnng.  I)en  Inti- 
mn«  LasBulles,  L.  Bucher,  zog  er  ins  aus- 
wärtige Amt.  Durch  diesen  wieder  koUpfte  er 
mit  dem  extremen  Staatssozialisten  Rodber- 
tas  an,  der  in  seinem  Auftrag  ans  Bnch  Über 
die  Ereditnot  des  Grundbesitzes  (1868)  schrieb. 
Liebknecht  soll  er  als  Redakteur  der  Nord- 
deutschen Allgemeinen  Zeitung  ins  Auge  ge- 
fasBt,  Marx  angeboten  haben,  für  den  pretiBHi- 

')  Die  Thatsachen ,  die  Schmaller  in 
seinen  Bismarck- Artikeln  (Soziale  Praiis,  1898, 
8.  1299—1300)  beibringt,  beweisen,  meiner  An- 
sicht nach,  nicht,  dass  Bismarck  vor  18T8  dem 
Staatssozialismos  grossere  ZugestSadniaae  ge- 
macht habe  als  später. 


gehen  Staatsanzeiger  die  finanz-  und  bandels- 

Eolitische  EorreBpondenz  zu  besorgen  (1865). 
11  FrUhJabr  1866  wurde  Dfl bring  ersucht, 
baldigst  eine  soziale  Denkschrift  einzureichen, 
da  Massreg'eln  zu  Gunsten  der  Arbeiter  ener- 
gisch betneben  werden  milsaten. 

Wälirend  der  Versuch,  die  Führer  der 
Internationale  zu  gewinnen,  fehl  schlug, 
so  gelang  ihm  dagegen,  mit  der  Partei 
Lassalleä  —  weni^tens  noch  für  mehrere 
Jahre  nach  dem  Tode  des  Agitators  —  in 
ziemlicli  gutem  Einveruehmen  zu  bleiben. 
Im  Februar  1865  sclirieb  Schweitzer 
—  im  »Sozialdemokrat»^  —  seine  Bismarck- 
Artikel,  die  in  eine  Apotheose  des  Staates 
der  Hohenzollem  und  des  Mannes  der  Politik 
von  »Blut  und  Eisen<.  aushefen.  Als  es 
(1867)  in  Elberfeld-Barmen  zur  Südiwahl 
zwischen  dem  Ministerpräsidenten  imd 
Forckenheck  kam,  stimmten  die  Lassalleaner 
für  jenen  — 

„nicht  zwar,  wie  es  in  Schweitzers  An- 
sprache an  die  Arbeiter  hiess,  für  den  Kandi- 
daten der  konservativen  Partei ,  ivohl  aber  für 
den  Hiniüter,  der  aus  eigenem  Antriebe  ein 
Volksrecht  (das  allgemeine  Wahlrecht)  Ench 
zurückgegeben,  welches  die  liberale  Opposition 
für  Ench  zu  fordern  so  hartnäckig  vergessen 

Dieser  Arbeiterpartei,  deren  »Haupt- 
kem  die  ehrliehen  und  verständigen  Be- 
strebungeti«  für  Besserung  der  I^ge  der 
Arbeiter  bildeten,  die  nationalem  Empfinden 
zugänglich  war,  brach teBismarck  »ein  warmes 
Herz  imd  ein  offenes  Ohr«  entg^^en. 

In  ernstem,  aber  versöhnlichem  Tone 
mahnte  er  die  Führer,  iitopischen  Ideeen 
zu  entsagen,  tumultuarische  Beden  und 
Scenen  zu  vermeiden  —  vielmehr  »hier 
inmitten  dieser  Versamnolung«  die  berech- 
tigten Beschweiden  des  vierten  Standes  zu 
vertreten. 

Erst  als  aus  den  Reihen  der  deutschen 
Sozialdemokratie  —  die  inzwischen  in  das 
marxistische  Fahrwasser  gekommen  war  — 
»das  Evangelium  der  Mörder  imd  Mord- 
brenner« der  Pariser  Kommune  begeisterte 
Apostel  fand,  begann  er  in  ihr  einen  Feind 
zu  erbÜcken,  mit  dem  der  Friede  tue  sein 
werde,  gegen  den  Staat  und  Gesellschaft 
sich  im  Stande  der  Notwehr  befänden. 

Aber  die  Repression  sollte  nur  die  revo- 
lutionären Aktionen  treffen,  nicht  dag^iien  die 
»ehrUchen  und  verständigen  Bestrebungen«. 

Die  Gründerära  zeitigte  eine  grosse  Zahl 
von  Arbeiterausständen.  Die  Folge  war,  dass 
seitens  des  Unternehmertums  die  erst  vor 
kiuzem  (1869)  gewährte  Koalitionsfreiheit 
aufs  heftigste  angegriffen  ward.  Aber,  ganz 
im  Sinne  einer  Aeussening  Bismarcks  im 
I*arlament,  entschied  sich  das  preusaische 
Kabinett  (Herbst  1872)  dahin,  dass  zwar 
jeder  gesetzwidrigen  Ausschreitung  mit  aller 
Entschiedenheit  entgegenzutreten,    das  Ar- 


beitervereiüBwesen  aber,  als  die  wirksamste 
Form  der  Selbsthilfe,  nicht  zu  be- 
schränken sei. 

Dass  er  allerdings  auch  eine  gewisse 
Dosis  von  Staatshilfe  für  erforderlich  er- 
achtete, bekim<lete  der  Kanzler  durch  die 
Entsendung  seines  Vertrauten,  des  öehehnrats 
Wagener,  zu  dem  Eisenacher  Kongress  der 
»Kathedereozialisten«  (Oktober  1872). 

Die  Pflicht  des  Eeiches.  positive  Sozial- 
politik zu  treiben,  wimle  in  der  offiziösen 
Presse  voll  anerkannt. 

Ea  ßoUe  —  so  hatte  Bismarck  im  No- 
vember 1871  an  Herrn  von  Itzenplitz  ge- 
schrieben —  realisiert  werden,  was  in  den 
sozialistischenForderungenalsbe- 
eründet  und  im  Rahmen  der  bestehenden 
Ordnung  durchführbar  erscheine;  die 
sozialistischen  Theorieen  und  Postulate  könne 
man  nicht  mehr  ignorieren,  sie  seien  »so  laut 
und  öffentlich  als  möglich  zu  erörtern«,  da- 
mit die  durch  die  Demagogen  irre  geleiteten 
Massen   »ans  dem  Filr  und  Wider  lerneun. 

Welche  Foi-denmgen  der  Kanzler  da- 
mals als  'begründete«-  ansah  und  wie  er 
sie  »durchziifülireiu  dachte,  erhellt  jedoch 
nicht.  Das  Programm  erwartete  er  von  den 
»Fachleuten«.  Aber  weder  Itzenplitz  noch 
Delbrück   kamen   dem   Wunsche  entgegen. 

Beide  waren  und  blieben  gnmdsätzlich 
der  Staatsintervention  abgeneigt;  und,  wie 
die  Verhilltnisse  Anfang  der  70er  Jahre 
lagen,  war  solche  Intervention  kein  dringeudes 
BCTflrfnis. 

Von  1867  bis  zum  Frilhling  1873  etwa 
hatte  die  Lage  des  Arbeiterstandea  im  gi-ossen 
und  ganzen  —  abgesehen  von  der  Wohnungs- 
not, vou  den  traurigen  Folgen  einiger  frivoler 
Strikes  —  sich  stetig  getiessed. 

Durch  den  §  li>2  der  Gewerbeordnung 

—  Grewähniiig  der  Koalitionsfreiheit  —  und 
das  Ifreiziigig^keitsgosetz  war  ihm  die 
Möglichkeit,  die  Gunst  der  Konjunktur  voll 
auszunutzen,  erschlossen  worden ;  das  Haft- 
pflichtgesetz von  1871  schützte  ihn  zwar 
noch  keineswegs  ausreichend,  aber  doch 
wirksamer  vde  bisher  gegen  die  Gefahr  der 
Unfallsiiivaüdität. 

Im  Laufe  des  Jahres  1873  aber  schlug 
die  Konjunktur  um;  der  Hochflut  folgte 
die  Ebbe.  Liefen,  nach  dem  bekannten 
Worte,  bis  dahin  zwei  Arbeitgeber  einem 
Arbeiter  nach,  so  jezt  zwei  Arbeifer  einem 
Arbeitgeber  —  das  Lohnniveau  ging  herab, 
Arbeitslosigkeit  griff  um  sich.  Associationen 
mit  wohJgefOllten  Kassen  waren  nur  erst 
ganz  wenige  vorhanden. 

»Der  Hunger  ist  der  beste  Revolutionär« 

—  die  Sozialdemokratie,  die  schon  in  den 
> fetten  Jahren o  die  marxistische  Doktrin 
gepred^  hatte,  dass  alle  Selbsthilfe  schliess- 
lich doch  nichts  fnichten  und  auch  vom 
»Staate    der  Reaktion«    keine    zureichende 


Hilfe  kommen  werde,  warb  jetzt  scharen- 
weise Rekniten.  Immer  lauter  und  leiden- 
achaftliclier  zog  sie  gegen  die  bestehende 
Ordnung  zu  Felde. 

Sowohl  die  Frtoi  der  Repression  des 
Sozialrevolutionären  Treibens  wie  die  Frage, 
ob  durch  staatliche  Gesetze  und  Oi^nisa- 
tionen  die  Not  der  Masse  gemildert  werden 
könne,  wunle  jetzt  akut. 

Aber  als  einziges  Ei-gebnis  positiver 
Sozialpolitik  kam  nur  das  Hilfsfcassengesetz 
von  187Ü  zu  Stande. 

Dies  Gesetz,  das  die  Förderung  des 
Kranken-  und  Begräbnisversiciienragswesens 
bezweckte,  machte  dem  Princip  der  Selbst- 
tiilfe  grössere  Zugeständnisse,  als  der  Kanzler 
ursprünglich  beabsichtigt  hatte.  Dass  dieser 
aber  damals  den  behördlichen  Zwang  viel 
weiter  spielen  lassen  wollte,  als  hier  ge- 
sciiah  —  dass  er  die  Staatsintervention 
noch  für  andere  Gebiete  der  Arbeiterver- 
sicherung oder  behufs  des  Arbeiterschntzes 
plante,  ist  kaum  wahrscheinlich. 

„Ich  würde  —  sagte  er  (1878)  —  seibat  vor 
dem  Gedanken  der  Staatahilfe  uicht 
zurückschrecken,  um  den  Leuten  zu  hel- 
fen, die  sich  setliBt  helfet). "  Leider  sei 
nur  den  deutschen  Arbeitern  „das  Maas  von 
Vertrauen  zn  einander  und  zu  Höhergest«llt«n 
und  von  Wohlwollen  untereinander  nicht  eigen, 
wie  wir  es  in  den  englischen  Associatio- 
nen kennen". 

Der  Versuch,  den  Staat  mit  wirksameren 
Waffen  ^egen  *das  Anwachsen  der  sozial- 
demokratischen Gefahr,  die  "Vermehrung 
der  Räuberbande,  mit  der  wir  gemeinsam 
un.sere  Städte  bewohnen« ,  auszurOsten, 
schlug  fehl.  Der  Reichstag  lehnte  die  »Kaut- 
sehukpar^irapheu*  (Lasker)  der  Strafgesetz- 
novelie  von  1875,  die  unter  anderem  auf 
strenge  Bestrafung  »öffenthcher  Angriffe 
gegen  die  Institutionen  der  Ehe,  der  Familie 
und  des  Eigentums'i  zielten,  trotz  heftigen 
Protestes  des  Kanzlers  ab. 

Mit  Erwähnung  dieser  ersten  Vorlage 
eines  •  Sozialistengesetzes  <■  ist  unsere  Dar- 
stellung zu  dem  Punkte  gelangt,  von  dem 
aus,  im  Jahre  1S7S,  die  »[Jmkehrc  der 
inneren  Politik  des  Kanzlers  beginnen  sollte. 


6.    1876—90. 

RücktrittDelbrficks.  ImApriI1876 
nahm  Delbrück  seine  Entlassung;  Präsident 
des  Reichskanzleramte  wurde  der  bisherige 
hessische  Staatsininister  Iloffmann. 

Die  öffentliche  Meinung  suchte  den  Gmnd 
des  Rücktritts  Delbrücks  teils  darin,  dass  er  mit 
dem  Reichsbahn jjrojekt,  das  damals  im  Mittel- 
punkt des  politischen  Lebens  stand,  uicht  ein- 
verstanden gewesen  sei,  teils  darin,  dass  er  die 
neue,  vom  Kanzler  geplant«  Zollpolitik  (b.  u.) 
nicht  habe  mitmachen  wollen. 

Bismarck  leugnete,  dass  irgendwelche  Mei- 
nnnga Verschiedenheiten  zwischen  ihm  und  seinem 


lan^äbrigen  Mitarbeiter  vorgelegen  hätten. 
Später  äusserte  er  einmal: 

Delbrück  sei  „bUss  gewordeu",  ala  immer 
ungünstigere  Sachrichtett  ans  den  Indnstriebe- 
zirken  —  Ausblasen  der  Hochüten  n.  s,  w.  — 
eintrafen;  mit  anderen  Worten:  sein  innerer 
„Qneisenan"  h&be  den  Dienst  «inittiert,  weil 
er  die  Fehler  seines  „manchesterlirhen"  Begi- 
ments  erkannte. 

Da  Delbrück  selbst  bisher  sich  Über  den 
Orund  seines  Rücktritts  nicht  erklärt  hat,  so 
liegt  die  Frage  noch  im  Dunkel.  Die  gleichfalls 
lant  gewordene  Annahme,  dass  Delbrück  das 
Pinanzprogramm  des  Kanzlers  missbilligt  habe, 
hat  am  wenigsten  för  sich. 

Der  Personenwechsel  schien  zunächst 
keinen  Systemwechsel  einleiten  zu  sollen; 
im  grossen  und  ganzen  blieb  die  innere 
Politik  der  Reichsregiening  im  alten  Geleise. 

Wenn  Bismarck  jetzt  die  Steigening 
einzelner  Zollsätze  ans  handelspolitischen 
Motiven  hetriebj  so  war  tlies  allerdings  ein 
Koviim;  da  er  sie  aber  ■»■ie  ein  »notwendiges 
üebel"  behandelte,  heraufbeschworen  durch 
die  protektionistischeu  Sünden  andererStaateii 
—  Enssland,  Frankreich  und  anderer  — ,  so 
lag  zunächst  noch  kein  Gnind  zu  der  An- 
nahme, dass -er  dem  Princip  des  «laisser- 
passer-   absagen  wolle,  vor. 

Zu  Eetorsionsmassregoln  drängten  vor 
allem  die  Vertreter  der  Eisenindustrie.  Wie 
so  viele  andere  Zweige  deutscher  Arbeit, 
litt  damals  die  Eisenindustrie  unter  der 
wirtschaftliehen  Stagnation,  die  der  Treib- 
hausblüte der  »Gründerjahre«  gefolgt  war. 
Für  sie  aber  wurde  —  allenlings  lange  nicht 
um  so  viel,  wie  die  Interessenten  glauben 
machen  woUten  —  der  Druck  verschärft 
durch  das  den  Import  französischen  Eisens 
künstlich  befördernde  System  tler  titres 
d'acquit-il-caution. 

Am  1.  Januar  1877  sollte  die  Aufhebung 
der  Eisenzölle  erfolgen,  nach  dem  Gesetz 
von  1873  (s.  oben).  Für  diesen  Fall  prophe- 
zeiten die  Eisenindustriellen  das  'gänzliche 
Aufhöreut  ihres  Gewerbes  und  verlangten 
deshalb ,  dasa  jenes  Gesetz  rückgängig  ge- 
macht werde, 

Bismarck  —  wie  Hoffmann  und  Achen- 
bach  —  wai-en  ^neigt,  dieser  Fordenmg 
nachzugeben ;  da  aber  Camphausen  drohte, 
sein  Portefeuille  ni  eil  erzulege  n ,  so  wurde 
sie  schliesslich  einstimmig  abgelehnt  (23. 
Oktober  1876).  Auch  der  Reichstag  ver- 
warf einen  Antrag  Windhorst,  den  Termin 
der  Beseitigung  der  Eisenzölle  zu  verschieben, 
mit  Zweidrittdmehrheit 

Ein  »Umfall-  dei- nreussischen  Regierung 
in  der  Frage  der  EisenzöHe  hätte  einen 
Bruch  mit  dem  seit  mehr  denn  einem  Jahr- 
zehnt befolgten  Freihandelsregime  bedeutet, 
während  Retorsionsmassregeln ,  bestimmt, 
andere  Länder  zur  Politik  der  »offenen 
Thürc  zurück znzwin gen,  ihm  dienten. 


Schon  im  März  1876  hatte  Bismarck 
dem  Pariser  Kabinett  mit^teilt,  dass,  falls 
Frankreich  weiter  bei  dem  System  der 
titres-d'acquit^ä-caution  beharre  tmd  da- 
mit Exportprämien  gewähre,  Deutschluid 
sich  veranlasst  sehen  werde,  (Ausgleichs- 
abgaben«  in  Höhe  des  Betrages  dieser 
Prämien  zu  erheben.  Mit  solchem  Vorgehen 
gegenüber  Frankreich  war  Delbrück  einver- 
standen gewesen ;  auch  Camphansen  stand 
auf  der  Seite  des  Kanzlers,  als  dieser  Ende 
1S76  eine  entsprechende  Vorlage  einbrachte 
und  zugleich  mittelst  einer  durchaus  freihänd- 
lerischen Ai^umentation  für  Eanipfzölle 
gegen  Russland  phudierte.  Aber  die  Reichs- 
tagsmehrheit  versagte  ihre  Zustimmung. 

Manche  Liberale  witterten  schon  damals 
„wirtschaftliche  Keaktionspläne",  sahen  in  diesen 
Ret«rsionBmasBregeln  die  Vorboten  des  Protektio- 

Mir  scheint  dagegen  gewiss,  dass  Bismarck 
zu  dieser  Zeit  an  einen  L'ebergang  in  das  scbntz- 
zöUnerische  Lager  noch  nicbt  dachte  —  dass  er 
nur,  wie  es  in  der  Thronrede  vom  30,  Oktober 
1876  hiess  dahin  strebte,  „von  der  heimischen 
Industrie  Benachteilig  äugen  abzuhalten,  welche 
ihr  durch  die  Zoll-  nnd  Steuereinrichtungen 
anderer  Staaten  bereitet  werden". 

Wenn  er,  Ende  1876,  erklärt«,  dass  er  von 
der  Notwendigkeit  grosser  Heformen  überzeugt 
sei,  —  „der  fitenergesetzgebnng  in  Preiissen, 
der  Zollgesetzgebung  des  Eeichs,  des  Eisen- 
bahnwesens, Beseitigung  der  Uebelstäude  . . . 
der  Freizügigkeit",  so  meinte  er  mit  den  grossen 
Reformen  der  „Zollgesetzgebang"  vennntlich 
nichts  anderes  als  die  Verwirklichnng  seines 
Finanzzollideals  und  die  Errichtung  kräftiger 
Ksmpfzölle  gegen  solche  Under,  deren  Zoll* 
Politik  den  deut-schen  Export  bedrohte. 

Ebensowenig  kann  die  Behauptung,  dass 
er  schon  damals  schutzzQllnerisch  gesinnt  ge- 
wesen sei,  gestützt  werden  darauf,  dass  er  die 
gegen  Russlaud  geplanten  Zollerhöhnngen  nur 
als  eine  „Abschlagszahlung"  bezeichnete. 

Wiederaufnahme  der  Finanz- 
reform 1877.  Im  Sommer  1876  hatte  der 
Kanzler  ein  ausführliches  Expose  über  die 
Zoll-  und  Steuerverhältnisse  Englands  ein- 
gefordert, um  die  dort  gemachten  Erfah- 
rungen zu  Gunsten  seines  Ideals  des  »reinen, 
einfachen«  Finanzzollsystems  —  wie  Glad- 
stone  es  begrilndet  liatte  —  zu  verwerten. 

Da  aber  keine  Aussicht  vorhanden  war, 
eine  umfassendere,  eine  ganze  Reihe  »ent- 
behrlicher Artikeli  ergreifende  Reform  der 
indirekten  Abgaben  d tii'cl! zusetzen ,  so  er- 
klärte er,  in  der  Budgetdebatte  v.  10.  Man 
1877,  dass  er  vorziehe,  den  Mehrbedarf  des 
Reichs  zunächst  durch  Erhöhung  der  Matri- 
kularbeiträge  decken  zu  lassen. 

Auf  eine  Tabakssteuervorlage,  die  im 
Kabinett  angeregt-  war,  habe  er  verzichtet, 
weil  er  es  für  einen  taktischen  Fehler  halte, 
i-dass  man  einen  der  besten  und  einträg- 
lichsten Artikel,  von  dessen  Schwimmkralt 
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ich  erwart«,  rtass  er  die  anderen  mittra^n ' 
■werde,  vorwegnimmt«. 

Tiefe  Gereiztheit ,  heftiger  Groll  über 
alle  die  schwere ,  nutzlose  Mühe  um  die 
finanzielle  Eousolidlerung  des  Reiches  klaag 
dorch  iliese  Rede. 

Dem  Führer  der  Fortschriltspartei ,  der 
geraten  hatte,  auf  das  KapitalvermJ^n  des 
Reiche,  in  erster  Linie  auf  den  Invaliden- 
fonda,  zurflckziigreifen ,  erwiderte  er  mit 
schneidender  Ironie:  man  könne  ja  noch 
yiei  weiter  gehen ;  die  Reichseisen  bahnen 
unter  den  Ifomraer  bringen,  den  Staaten 
anheimstellen,  ihre  Domänen,  ihre  Forsten 
zu  versilbern,  ihi-e  Betriebsfonds,  kurz  »das 
ganze  Nationalvermögen  anfzubrauchen,  wie 
ein  VerBchwender ,  der  vom  Kajiital  lebt». 

Der  Unleretellung,  als  wolle  er  einen 
Ueberschuss  für  die  Reichskaese  erwirt- 
schaften und  damit  die  auf  dem  Einnahme- 
bewilhgungsrecht  basierende  Macht  des 
Reichstags  für  künftig  gefährden,  trat  er 
weit  schärfer  als  früher  entgegen. 

Man  mdge  doch  „herauskommen  aus  dem 
gegenseitigen  Yerschanznogskampf  und  Rinj^en 
nach  Macbt  im  Innern",  über  dem  man  der 
Lebensfragen  des  Reichs  und  des  Volks  vergesse. 

Die  parlamentarieche  Macht  bleibe  einer  ver- 
fassungstreuen Kegierung  gegenüber  durch  das 
Ausgabebewilligiingsrecht  gesichert ;  einer  „nicht 
treuen  Regierung  gegenüber  sind  ebensowenig 
Bürgschaften  zu  finden",  wie  gegenüber  einem 
BeichetAg,  der  „sich  an  den  Fortbestand 
desReichi  nichtweiter  kehren  wollte, 
■ondem  daranf  los  bescbltesBeu,  bie  es  zu  Grunde 
ginge". 

Nicht  minder  rückhaltlos  liess  er  seinem 
Zorne  über  die  »Friktionen"  mit  den  Einzel- 
regierungen, besonders  mit  dem  preussisiihen 
Kabinett,  die  Zügel  schiessen. 


nicht  in  Bewegung  eu  bringen".  Es  sei 
ein  Irrtum,  wenn  man  meine,  dass  nach  Er- 
richtung von  Beichsniinisterien  die  finanzielle 
Entwickelung  rascher  vor  sich  ^hen  werde. 
Solchen  Ministem  gegenüber,  die  allein  auf 
die  Beicbsgewalt  hd  gewiesen,  in  den  Einzel - 
Staaten  „wnrzellos"  wären,  —  „ohne  materielle 
Macht,  ohne  Verwaltung  tunter  sich"  —  würde 
sich  „der  Bing  des  Parti  kularismus  ganz  fest 
schliessen",  Freussen  an  der  Spitze.  „Der  erste 
nnd  mächtigste  Widersacher  des  Beichsftnanz- 
ministers",  den  die  Liberalen  forderten,  würde 
der  preaseiflche  Fmanzminister  sein. 

Das  preuBsische  Kabinett ,  dieser  „Haupte 
partikularist ",  sei  nur  dadurch  für  das  Reich 
zu  gewinnen,  dass  Reirhsbeamten  das  aktive 
Recht  des  Mitbcsch Hessens  in  ihm  gewährt 
würde  ^  nur  wenn  man  so  „in  diesem  Peindes- 
Unde  die  Keichsfahne  aufpflanzt".  Sonst  Über- 
wuchere das  KesHortinterense,  „wenn  es  hoch- 
kommt, das  prenssiache  Staatsinteresse",  den 
Reichsgedan  k  en. 

Dies  habe  er  „in  der  eigenen  Familie"  nur 
allzu  oft  erfahren;  beiden  „weiteren  Vettern", 
den  anderen  Regiemngen,  sei  es  nicht   anders. 


»Die  Keichsflut  ist  rficklftufig;  wir  gehen 
einer  Ebbe  darin  entgegen^  ,  sagte  er,  die 
Summa  ziehend,  gegen  Ende  dieser  ge- 
waltigen Philippika. 

>\  enige  Wochen  darauf  reichte  der  Kanz- 
ler sein  Entlasssunp^gesuch  ein.  Es  war 
eine  Qiiittung  unter  die  »Obstruktionspolitik* 
der  Reichstagsmehrheit ,  der  Regierungen, 
der  Ministerkollegen  und  Staatsseki-efäre  — 
der  guten  »Fachleute' ,  aber  politisch  »un- 
prodidttiven  Naturen<-  —  in  der  Finanz- 
und  der  Eisenbahnfrage. 

So  ist  zweifellos  das  voruehmste  Motiv  des 
Eutlassung^esuchs  zu  bestimmen,  mag  auch 
die  Erbitterung  über  hUfiscIie  Intrignen,  die 
ihm  den  Sieg  in  dem  langwierigen  politischen 
Duell  mit  Harry  Arnim  so  erschwert  hatten, 
und  über  den  „Verleumdungsfeldzug"  der  Kon- 
servativen (s.  o.)  mitgewirkt  haben. 

Dass  Bismarck  deshalb  habe  zurücktreten 
wollen,  weil  er  schon  damals  eine  „Umkehr"  der 
Handelspolitik  beabsichtigt,  diese  aber  nicht 
habe  durchsetzen  können,  ist  anf  Grund  des  bis 
jetzt  vorliegenden  Materials  nicht  zu  erweisen. 

Wenn  er,  in  der  Ministe  rialsitzung  vom  29. 
MSrz  1877,  betonte,  es  werde  künftig  auf  die 
bestehenden  praktischen  Verhältnisse 
mehr  als  bisher  Rücksicht  zu  nehmen"  sein,  so 
sollte  dies  vermutlich  nur  heissen,  dass  man 
nicht  dem  Freihandelsprincip  zu  Liebe  eine 
temporäre  Retorsionstaktik  unterlassen  dürfe. 

Dass  die  zahhreichen  Stimmen,  die  den  be- 
vorstehenden Ueber^ang  zum  ScbutzzoUsjsteni 
teils  mit  Klage-,  teils  mit  Jnbellautcn  ankün- 
digten, nichts  als  „ballons  d'essai"  waren,  er- 
giebt  sich  n.  a.  ans  dem  Schreiben  Bismarcks 
vom  lö.  Dezember  1877,  in  welchem  als  die 
Fragen,  von  deren  Löannp  er  seinen  Wieder- 
eintritt in  die  Geschäfte  abhängig  mache,  nur 
die  Finanz-  und  die  Eisenbahnretorm  erwähnt 
werden.  Der  „kritische  Punkt"  war  und  blieb 
zunächst  das  Einnahmeprogramm  (Schreiben  vom 
21.  Dezember  1877), 

Statt  des  Abschiedes  wurde  dem  Kanz- 
ler ein  längerer  Urlaub  bewilligt.  Nahezu 
ein  ganzes  Jahr  weilte  er  fem  von  Berlin. 

Gegen  Ende  1877  trat  er  in  Unterhand- 
lungen mit  Herrn  von  Bennigsen  behufs 
dessen  Eintritts  in  das  preussische  Kabinett  — 
als  Minister  des  Innern  oder  als  Finanz- 
minister. 

Der  nationalliberaien  Partei  —  sagte  er 
ihm  —  würde  so  „eine  mächtige  Handhabe  der 
Verstärknng  nnd  Erweiterung  ihres  Einflusses" 
sich  darbieten. 

Ihm  sei  die  Fraktionsfarbe  ja  au  sich  „ganz 
gleicli gültig" ;  ihm  komme  es  nur  darauf  au,  das 
zur  Erreichung  seines  obersten,  dringlichsten 
Zieles,  der  Befestigung  unserer  nationalen 
Sicherheit,  wirksamste  Werkzeug  zu  gewinnen. 
Die  konservative  Partei  habe  die  geographische 
Äusdebnnn^,  deren  sie  in  der  heutigen  Bevöl- 
kerung fähig,  erreicht;  ihr  „naturgescnichtiiches 
Vorkommen"  sei  in  der  Hauptsache  auf  Alt- 
prenssen  beschränkt;  sie  trage  nicht  das  Wacha- 
tnm  in  sich,  um  zu  einer  nationalen  Majo- 
rität zu  werden.  Einstweilen  sehe  er  daner 
in   der  nationalUberalen    .,die   beste  Unterlage 
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von  allen  denen,  auf  welchen  du  Beich  Wurzel 
schlagen  künne'*. 

Ife  Bennigsen  nicht  ohne  Forkenbeck 
lind  Stauffeiibei^  eintreten  wollte,  der 
Kaiser  aber  schon  in  jenes  Kandidatur  die 
"Zumutung«  fand,  dass  er  aufhören  solle, 
koneen-ativ  zu  regieren,  so  zerschlug  sich 
der  Plan. 

Statt  die  nationalliberale  Partei  dadurch, 
doES  ihr  Führer  in  den  Mitbesitz  des  Eegi- 
ments  gelangte,  sieh  fester  vie  bisher  zu 
verbinden,  hatte  der  Kanzler,  indem  er  die 
Hand,  die  er  ihr  geboten,  wieder  zurückzog 

—  gegen  seinen  willen  zurückziehen  musste 

—  sie  in  eine  gereizte  Stimmuog  versetzt, 
die  im  Februar  1878,  als  Camphausen 
die  neue  Finanzvorlage  einbrachte,  sich  Luft 
madite. 

Sochmaliger  Versuch  der  Fi- 
nanzreforin  1878.  Rücktritt  Cam^- 
hausens.  Es  war  wieder,  wie  1869,  ein 
ziemlich  i-eiches  BSteuerbouijuet',  aus  Ver- 
brauchs- und  Erwerbaeteuern  zusammenge- 
stellt. Aber  nur  der  Spielkartenstempel  ging 
durch. 

Vielleicht  hätte  auch  die  Erhöhung  der 
Tabaksteuer  erreicht  werden  können.  Da 
aber  Bismardk  erklSi-te,  dass  er,  in  Ueber- 
elnstlmmung  mit  Camphausen,  in  der 
Steuererhöhung    nur    einen     ^Durchgaogs- 

Sunkto  sehe  das  Monopol  anstrebe,  so  fiel 
icB  finanziell  wichtigste  Projekt ;  und  eben- 
so der  Entwurf  betreffend  Belastung  der 
Börsengeschäfte  und  Lotterieloose. 

Einzugehen  auf  die  Bedingung  der  Liberalen 

—  Gewähr  „konaütationeller  Garantieen"  dnrch 
Bildung  eines  koUegialischen  Reichsministeriums 

—  war  der  Kanzler  jetzt,  da  er  ein  „Komplott" 
zwischen  den  Liberal eu  und  einigen  seiner 
preuseischen  Eollegen,  einen  „Gesamtandrang'' 
auf  seine  Stellung ,  ein  Streben  „nach  der 
ÄUeiniierrschaft  an  aeinei;  Stelle'',  argwQhnte, 
weniger  geneigt  denn  je. 

Jetzt  gab  GamphauBen ,  der  in  den 
Finanzdebatten  recht  ungiim])tlich  behandelt 
worden  war,   seine  Demission  (März  1878). 

Den  Kachfolger,  Hobrecht,  entnahm  Bis- 
marck  aus  der  natlonalliberalen  Partei  imd 
bekundete  damit,  dasa  er,  trotz  des  Mias- 
erfolges  der  Verhandlungen  mit  Bennigsen, 
den  Plan,  sich  auf  diese  Partei  zu  stützen, 
nicht  aufgegeben  habe. 

Im  Reichstag  war  die  Finanzreform  ge- 
scheitert; dem  neuen  Finanzminister  gelang 
es  aber,  in  den  Heidelberger  Konferenzen 
(Ängust  1878)  die  gnindsätzliche  Zustim- 
mung der  deutsehen  Regieningen  zu  den 
Steuerplänen  des  Kanzlera  zu  gewinnen  — 
allerdings  ohne  das  Tabaksmonopol. 

Und  im  Hert«te  1878  fand  der  Kanzler 
auch  die  parlamentarische  Mehrheit,  die  er 
so  lange  vei^blich  gesucht  hatte;  nur  war 
es  nicht  die  ^'nationale  Majorität«. 

Die  ReichBtagswahlen.  von  1878. 


Nach  dem  Hiidelsclien  Attentate  hatte  Bis- 
marck  von  nenem  (s.  oben)  ein  Sozialisten- 
gesetz vorlegen  lassen ;  aber  wiederum  ver- 
geblicL  Nachdem  bald  darauf  das  zweite, 
Nobilingsehe  Attentat  erfolgt  war,  wurde 
der  Reichstag  aufgelöst.  Das  Ei^ebnis  der 
Neuwalilen  war,  dass. statt  176  nur  135 
liberale  zurückkehrten,  dagegen  116  Kon- 
servative statt  78,  das  Ceutnim  in  gleicher 
Stärke. 

Diese  Schlappe  der  Linken  kam  dem 
Kanzler  —  wenn  er  auch  bestritten  hat, 
dass  die  Redensart  von  dem  «an  die  Wand 
drücken  der  NationalÜberaJeu ,  biß  sie 
quietschen«,  jemals  »in  seinem  Denken,  ge- 
schweige denn  auf  seiner  Lipi>e  Platz  ge- 
funden habe«  —  sicher  recht  gelegen. 
Meinte  er  doch  (s.  oben),  dass  die  NaüonaUibe- 
raleu  Ihn  an  die  Wand  drücken  wollten. 
Schwächer  geworden  musste  die  Partei,  der 
allzu  sehr  der  Kamm  geschwollen  war, 
gefügiger  werden. 

Nicht  minder  freudig  abei-  begrOsste  er 
die  Thatsache,  dass  in  dem  neuen  Reichs- 
tag die  Schutzzöllner  in  grosser  Zahl  ver- 
treten waren. 

Nachdem,  unter  dem  Dnicke  der  notdi 
immer  andauernden  misslichen  La^  der 
F^rwerbsverhältnisse ,  die  protektionistische 
j  Agitation  immer  grössere  Erfolge  erzieit 
r  hatte,  war  in  die  Wahlprogramme  der  kon- 
servativen Fraktionen  wie  des  Centrums  die 
Forderung  eingestellt  worden,  dass  das  bis- 
herige System  »einseitiger«  Freiliandels- 
politik  aufzuheben  und  der  Zolltarif  zu 
regeln  sei  »nach  dem  Masse  der  zunehmen- 
den Kräftigung  der  deutschen  Gewerbs- 
tliätlgkeit  und  des  vertragsmäseigen  Entgegen- 
kommens der  Nachbaralaaten»  (Wahlpro- 
gramm des  Centrums  vom  Juni  1878). 

Dnd  am  17.  Oktober  1878  hatten  204 
Abgeordnete  —  nahezu  sämtliche  Mitgheder 
des  Centrums,  die  grosse  Mehrzahl  der 
Konservativen,  nicht  wenige  Liberale  — 
sich  zu  der  »volkswirtschaftlichen  Vereini- 
gung« zusammengeschlossen,  die  mehr  als 
die  Hälfte  aller  Keichsboten  umfasste, 

Ihr  Pronuneiamento  zu  Gunsten  einer 
Tarifrevision  lautete  allerdings  ziemlich  vag: 

„die  Bchwierigen  Fragen  der  deutschen  Han- 
delspolitik können  nicbt  lediglich  nach  den 
Schlagwörtern  von  Freihandel  und 
Schutzzoll  gelSst  werden ;  es  kommt  vielmehi 
entscheideud  darauf  an,  die  wirklichen  und  ver- 
meintlichen Gegensätze  der  Interessen  mit 
Sachkenntnis,  L%9icht  und  Vaterlandsliebe  aus- 
zugleichen." 

Aber  es  war  kein  Zweifel,  dass,  sollte 
der  Kanzler  sich  das  »Schlagwort  Schutz- 
zolls zu  eigen  machen,  die  Vereinigung  ihm 
folgen  werde. 

Die  dreigrossen  Siege  von  1878/79, 
Dank   dieser  Verschiebung  der   parlamen- 


927 


tarischen  Konjunktur  bescheerte  das  Jahr 
1878/79  dem  Kanzler  drei  grosse  Siege. 

Zueilt  kam,  im  Herbst  1878,  das  Gesetz 
gegen  die  Sozialdemokratie  —  allerdings  in 
einer  -wesentlich  linderen  Fassung,  als  Bis- 
marck  sie  wünschte  —  zu  stände. 

Dann,  im  Sommer  1879,  der  neue,  pro- 
tektionistische  Zolltarif.  Hatte  sein  froheres 
Finanzzollprogramm  dmrchaus  liberalen  Ge- 
piÄges  bei  deu  Liberalen  »keine  Gegen- 
liebe« gefunden,  so  erstrebte  und  erreichte 
er  nim  das  grosse  politische  Ziel,  das  seit 
einem  Jahrzehnt  ihn  in  seinem  Bann  hielt 

—  das  Ziel,  durch  die  ökonomische  Ver- 
selbständigimg  des  I^ichea  »den  letzten, 
festen  Kitt  in  die  i'iigeQ  der  deutschen 
Staatsgemeinschaft  zu  legen«   (Frov.  Korr.) 

—  indem  er  das  Schutzzollprogramm  der 
»Vereinigung«  sich  zu  eigen  machte.  Unter 
dieser  neuen  Flagge  —  die  er  nicht  auf- 
gezo^n  hatte,  aber  desto  ach  tu  n^  voller 
salutierte ,  eine  je  grössere  Schar  sich  um 
sie  sammelte  —  »ghtt  das  oft  gestrandete 
Boot  der  indirekten  Steuern  mit  Schnellig- 
keit und  Eleganz  über  die  Barre«  pN'ationalztg.). 

Hätt«  die  liberale  Hittelpartei  jenes  Finanz- 
sollprogramm QDterstÜtzt,  so  würde  für  Sis- 
marck,  dem  bis  Frilhialxr  1879,  d.  h.  bis  zu  der 
Zeit,  da  er  die  Einechrünkun^  des  Komimporta 
ins  Auge  fasste,  der  Schutzeffekt  der  Tarif- 
reriaion  nur  seknndKrer,  der  Einnahmeeffekt 
dnrchans  primärer  Zweck  war,  kein  zwingender 
Grand  vorgelegen  haben,  den  Stützpunkt  statt 
in  der  „nationalen  Minorität'',  der  liberalen 
Mittelpartei,  in  dem  Konglomerat  von  Konser- 
vativ en,Centrumsleuten,  Protektion  isLischeu  Libe- 
ralen zu  Buchen  —  in  emer  Majorität,  die  weit 
entfernt,  mit  ihm  nnd  unter  sich  durch  gleiche 
Auffassung  dea  Eeichsintereasea  verbunden  zu 
sein,  nur  zusammengeiialt«n  wurde  durch  die 
Gemeinsamlieit  von  Privatinteressen  und  dem 
Kanzler  zunächst  nur  deshalb  willkommen  war, 
weil  die  Einfuhrdämme,  die  sie  errichten  wollte, 
dem  Beiche  Einnahmequellen  bedeuteten.  Nicht — 
wie  Treitscbke  in  den  viel  citierten  Sätzen  gesagt 
hat  —  die  Ablehnung  des  Sozialistengesetzent- 
wnrfes  vom  Frühjahr  1878  war  der  „politische 
Irrtum"  der  National Uberalen,  dem  „die  Strafe 
so  rasch  auf  dem  Fnsae  folgte" ;  ihre  wirkliche 
Schuld  war,  dass  sie  in  der  Hauptfrage  der 
Beichspolitjk ,  der  Finanzfrage ,  die  nationale 
Idee  der  liberalen  nutergeorduet  hatten.  Die 
Strafe  folgte  nicht  rasch  —  sie  liess  lange  auf 
sich  warten,  traf  aber  dann  om  so  schwerer 
und  lastete  um  so  länger. 

Der  dritte  Sieg  lag  auf  dem  Gebiet  der 
Eisenbahnreform,     Während   er  sein  Ideal 

—  die  Uebertragung  aller  wichtigen  deut- 
schen Linien  auf  das  Reich  —  angesichts 
des  Sträubens  der  Slittel Staaten  nicht  ver- 
wirklichen konnte,  so  glückte,  mit  dem 
preussischen  Gesetze  vom  Herbst  1879,  der 
erste,  entscheidende  Schritt  zur  BegTllndung 
des  Staatseisenbahn  Systems  in  Preussen. 

Dem  Kanzler  war  die  Eisenbahnverstaat- 
lichung einmal  ein  notwendiges  Korrelat  der 


Re\"ision  des  Zolltarifs :  die  Möglichkeit,  dass 
die  Privatbahnen  durch  Herabsetzung  der  Im- 
porttarife »Gegenzölle«  ge^n  die  Zölle  des 
Reiches,  vor  allem  gegen  die  Ägrarzölle,  ein- 
setzten, wollte  er  beseitigen. 

Ferner  aber  durfte  er  hoffen,  den  Erfolg, 
um  desseutwillen  er  das  Reichsbahnproiekt 
botrieben  hatte  —  die  Steigerung  des  Ein- 
flusses des  Kelches  auf  das  deutsche  Eisen- 
bahnwesen — ,  auch  auf  diesem  Wege  zu 
erreichen.  Im  Besitz  der  Schienen  Strassen 
und  der  Vollgewalt  über  die  Betriebs-  und 
Tarifverhältnisse  erhielt  der  preussische 
Staat  die  Macht,  einen  wirksamen  Druck 
auf  die  übrigen  Eisenbahn  Verwaltungen  aus- 
zuüben; diese  Macht  konnte  er  nützen,  um 
sie  auf  der  Bahn  der  Vereinheitlichung  imd 
Vervollkommnung  vorwärts  zu  treiben  — 
auch  ohne  BundesratsbeschlGsse. 

Die  preussische  Eisen  bahnpolitik  gemSss 
dem  Reichsinteresse  zu  gestalten,  musste 
aber  dem  Kanzler  jetzt  weit  leichter  werden 
als  früher.  Campliausen  und  Ächenbach 
waren  1878  geigen;  im  Sommer  1879 
folgten  ihnen  Fnedenthal,  Falk,  LeonhardL 
Nachdem  nun  Maybach  das  Eisenbahn- 
ministerium, Scholz  (1880)  daß  der  Finanzen, 
der  Ministerpräsident  —  nach  dem  Rück- 
tritt Hoffmanns  —  das  des  Handels  (1880) 
übernommen,  hatte'  Bismarek,  umgeben  von 
willigen  und  rührigen  »Handlangem  <>,  sich 
eine  souveräne  I'osition  im  preussischen 
Kabinett  geschaffen,  brauchte  Friktionen  mit 
diesem  »Hauptpartikularisten«  nicht  mehr 
zu  fürchten.  — 

Stagnation  der  Finanzreform  bis 
1887.  Dem  Jahr  der  Siege  folgte  tdler- 
diogs  bald  wieder  eine  Zeit  schwerer,  zu- 
nächst wenig  glücklicher  parlamentarischer 
Kämpfe. 

Im  preussischen  Abgeordnetenhause  ver- 
fügte der  Ministerpi-äsidcut  in  der  aus- 
schlaggebenden konservativen  Partei  —  die, 
nacliclem  er  das  agrarische  Panier  entfaltet 
hatte,  wieder  gut  bismarckisch  geworden 
war  —  über   eine    zahlreiche    und    willige 


Nicht  so  im  Reichstage.  Hier  hatte  (1881) 
die  grosse  liberale  Mittelpartei  sich  gesj^ten ; 
die  "Secession«  des  linken  Flügels  zog  (1884) 
die  Fusion  desselben  mit  der  Fortschritts- 
partei nach  sich;  die  neue  linksliberale 
Gruppe  stand  dem  Kanzler  in  schroffer 
Feindschaft  gegenüber. 

Statt  auf  eine  kompakte  politische 
Majorität,  die  ^nationale  Majorität«  unter 
Bcnnigsens  Führung,  sich  stützen  zu  können, 
musste  der  Kanzler  von  1881—1887  (s.  u.) 
die  parlamentarischen  Truppen,  deren  Hilfe 
er  brauchte,  von  Fall  zu  Fall  zusammen- 
werben.  Aber  mit  seinen  Liebhngs wünschen 
stiess  er  auf  den  Widerspruch  der  Majorität 
WindthorBt-Eicbter-Grillenberger « - 
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Die  ReichsfinaDzreforia  kam  bis  1887 
nicht  weiter. 

Allerdings  mossten  einzelne  der  1879 
bewilligten  Schutzzölle  —  besonders  die 
Ägrarzöüe  —  und  die  Finanzzölle  auf  Tabak, 
Kaffee,  w.  s,  w,  — ■  ein  beträchtliches,  all- 
mählicJi  steigendes  Einnahnieplus   bringen. 

Hätte  der  Kanzler  nichts  erstrebt  als 
glatte  Deckung  des  Reichsbedarts  durch 
ei^ne  Reveauen  des  Reiches,  so  hätte  er 
mit  dem  Kassenerfolge  der  Taritrevision  von 
1879  sich  zufrieden  geben  können.  Aber 
—  das  Reich  sollte  ja  Ceberschüsse  erzielen, 
sollte  den  öoldstrom,  der  ihm  zuschwClle, 
zu  einem  guten  Teile  überleiten  auf  die 
Felder  der  Eiozelstaaten  und  damit  diesen 
die  radikale  Heilung  aller  Schäden  ihres 
Steuersystem  8  ermöglichen.  Zu  solchen 
Dotationen  reichten  aber  die  Melireinnahmen 
des  Reiches  nur  in  wenigen  Jahren  aus ;  das 
Ausgabeplus  im  Milit&retat  nahm  eine  grosse, 
wadiBende  Quote  derselben  für  sich  in  An- 
apnich. 

Während  Bismarck  so  gewaltige  Summen 
flüssig  machen  wollte,  dass  Preussen  in  die 
Lage  Käme,  einmal  die  Klassensteuer,  wo- 
möglich auch  die  untersten  Stufen  der  Ein- 
kommensteuer, lind  gewisse,  die  landwirt- 
schafüiche  Bevölkerung  bedrückende  Stem- 
pelabgaben aufzuheben :  ferner  die  halbe, 
womöglich  die  ganze  Grund-  und  Gebäude- 
ateuer  den  Kommunen  zu  ilberweisen,  schliess- 
lich die  kommunalen  Schul-,  Armen-,  Polizei- 
lasfen  auf  die  Staatskasse  zu  flberiiehmen, 
80  konnte  er  nichts  weiter  durchsetzen  als 
die  Aufhebung  der  unteraten  Stufen  der 
Klassensteuer  (1881)  und  die  Herabsetzung 
des  Immobiliarumsatz-  und  Pachtstempels 
<1884). 

Nur  soweit  der  Kanzler  auf  protektio- 
nistisdien  Wegen  wandelte,  soweit  er  eine 
Erhöhung  der  Einnahme  durch  Erhöhung 
des  Schutzes  zu  bewirken  sich  anschickte, 
hatte  er  jene  wirtschaftliche  Majorität 
des  ReichstaM,  die  Vereinigung  der  204, 
hinter  sich.  Wenn  er  aber  versuchte,  die 
Quelle  der  Accisen  —  auf  Bier,  Branntwein, 
Zucker,  Tabak  —  oder  der  Erwerbssteuern 
stärker  anzuzapfen,  vergüte  sie  und  schlosf 
eich  der  der  Konsolidierung  der  Reichs- 
gpwalt  feindliche  Ring  aus  Centrum,  Frei- 
sinn, Sozialdemokratie. 

Die  EinfOhrun^  der  Börsensteuer  (1881) 
war  zwar,  vom  pnncipieüen  Standpunkt  aus 
gesehen  j  eine  bedeutsame  Errungenschaft, 
da  damit  das  Programm,  der  bisherigen 
»Prägravierung«  des  immobilen  Kapitals 
durch  eine  schärfere  Besteuei'iing  des  mobilen 
ein  Ende  zu  machen,  zu  einem  ersten  Siege 
gelangte  —  dies  Pi-ogramm,  welches,  zu- 
sammen mit  dem  des  Agrarschutzes ,  die 
feste  GnindJage  des  Bündnisses  zwischen 
dem  Kanzler  und  den  Konservativen  bildete. 


Aber  diese  >Reichsstempelabgabe',  die  in 
den  nächsten  Jahren  nicht  mehr  als  ein 
Dutzend  Millionen  abwarf,  traf  das  mobile 
Kapital  doch  nur  schwach  und  nur  an 
wenigen  Punkton.  Die  allgemeine  Kapital- 
rentensteuer ,  die  Bismarck  in  Preussen 
plante  als  gerechter  weise  notwendiges 
Supplement  des  nur  die  Grund-  und  Ge- 
l>äiiderenten  und  die  Oewerbegewinste 
heranziehenden  Ertragssteuersystems,  wurde 
im  Landtage  ali^lehnt. 

Bis  1887  ruhte,  mit  der  einen  Ausnahme 

.  zweiten  Börsen steuergesetzes  von  1885, 

die    Finanzreform    im    Reiche.     Erst    der 

» Kartell  i-eiclistag«     gewälirte    —    in     den 

Fabrikat  steuern  auf  Branntwein  imd  Zucker 

—  beträchtliche,  künftiger  Steigerung  sichere 
Mehreinnahmen. 

Weder  das  Piüjekt  des  Tabakmonopols 
noch  die  so  oft  und  so  nachdrücklich  ge- 
forderte Erhöhung  der  Brausteuer  hatte  der 
Kanzler  durchsetzen  können.  Aber  er  durfte 
doch  am  Feierabend  mit  Stolz  zurückblicken 
auf  sein  finanzjxilitisches  Wirken. 

Zwar  war  das  Reich  kein  «freigebiger 
Versorger«  der  Einzelstaaten  geworfen  — 
es  verbrauchte  leider  selbst  zu  viel;  aber 
es  war  doch  auf  eigene  Pilsse  gestellt,  hatte 
das  Odium  des  j-lilstigen  Kostgän^rs«  von 
sich  abstreifen  können,  bedurfte  nicht  mehr 
der  ^milden  Beiträge«. 

In  den  siebziger  Jahren  hatte  die  Netto- 
ein nähme  aus  den  Zöllen  ungefähr  100 
Millionen  Mark  betragen ;  Mitte  der  achtziger 
Jahre  200,  1S89'90  3.W. 

Aus  Zöllen  und  Verbrauchssteuern  (ein- 
schliesslich der  Avcrsa)  waren  der  Reicha- 
kasse  zugeflossen  im  Jahre  1874  246,  SO.'Sl 
28ü,  89,90  587  Millionen  Mark ;  aus  Stempel- 
steuern im  Jahre  1874  6,  89/90  42'» 
Millionen  Mark. 

Niemals  hat  ein  Staatswesen  binnen  so 
kurzer  Frist  eine  so  gewaltige  Vermehrung 
seines  dauernden  Einkommens  eriebt,  wie 
sie^  seit  1879,  der  ngrosse  Zauberer«  dem 
Reiche  gewann,  das  er  begründet. 

Allerdinga  war  dieses  glänzende  finanz- 
poHtische  Ergebnis  und  dessen,  wenn  auch 
bescheidenere,  sozialpoiitiache  Nebenwirkung 
(Erlass  der  untersten  Stufen  der  preussischen 
Klassensteuer,  stärkere  Belastung  des  Gros»- 
kapitale  durch  die  Börsensteuer)  auf  einem 
Wege  erreicht  worden,  der  wesentlich  ab- 
wich von  jenem,  den  der  Kanzler  ursprüng- 
lich einschlagen  wollte,  —  unter  Preis- 
gabe der  Principien,  die  er  einst  vertreten 
hatte. 

Von  1869  bis  Frühjahr  1879  —  auch  noch 
in  dem  » Weihnachtsbnef «  vom  Dezember  1878 

—  hatte  er  den  Grundsatz  vertreten,  dass 
der  Reichsliedarf  ausschliesslich  durch  Ab- 
gaben auf  entbehrliche  Güter  gedeckt 
werde.    Dann  aber  liese  er  nicht  nur  zu, 


sondern  focht  sogar  mit  rflcksichtsloser,  kein 
agitatoriEches  Mittel  Terschmfihender  Eaergie 
für  Einführung  von  Zöllen,  zuerst  geringer, 
dann  weit  höherer,  auf  Korn,  Vieh  u.  s.  w, 
—  aUerdinga  unter  der,  nur  leider  nicht 
haltbaren,  Annahme,  dass  der  Preis  von 
Brot  und  Fleisch  nicht  steigen  werde,  indem 
>das  Ausland  den  Zoll  trage«. 

Handels-  und  Traasportpolitik. 
Das  Geld ,  das  »viele  Geld«  hatte  er 
herbeigeschafft.  Aber  eine  grosse  Quote 
dee  Plus  lieferten  die  AgrarzöTle,  d.  h.  Ab- 
gaben auf  unentbehrliche  Dinge.  Die 
Art  von  Al^ben,  die  er  einst  a  limine  ab- 
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-  würden  ihm,  seit  der  •Umbehr» 


deren  Beginn  der  Brief  Em  den  Herni  von 
ThOngen  vom  Frflhjahr  1879  markiert,  ein 

oberstes  Ziel  —  uotwendig  sowohl  um  des 
Schutzes  der  Landwirtschaft  willen,  die 
sonst  dem  Ruin  zutreibe,  wie  um  der  grossen 
Summen  willen,  die  der  Reicfasfistius  aus 
ihnen  ziehen  wltrde.  Nicht  in  allen,  aber 
in  recht  vielen  seiner  Kundgebungen  zu 
Gunsten  der  Agrarzölle  ereeneinen  beide 
Motive  als  völlig  gleichwertig  gepaart 

Es  ist  hente  eine  mUftsige  Fra^,  ob  Bismarck 
ein  fto  BchroSer  AgrarschutzEtilmeT  geworden 
wStb,  wenn  der  Iteichstag  ihm  das  Tabaka- 
moDopol  oder  die  BrauateaererhOhang  zuge- 
Btanden  hätte.    Ich  mOchte  sie  verneinen. 

"Während  der  Industrieschutz ,  dessen 
Interessenten  die  intellektuellen  Urheber 
der  neuen  Zollpolitik  gewesen  waren,  in 
den  80  er  Jahren  keine  nennenswerten  Fort- 
schritte mehr  machte  —  zum  TeU  sicher 
deshalb,  weil  hohe  industrielle  Zölle,  deren 
finanzieller  Effekt  nur  gering  sein  konnte, 
die  vielleicht  ein  Minus  statt  eines  Plus 
braditen,  das  Finanzinteresse  des  Kanzlers 
nicht  anreizten  —  so  wurde  unter  seiner 
thatkräftigen  Initiative  der  Agrarscbutz  weiter 
und  weiter  getrieben. 

Schon  im  Jahre  1861  wurde  der  Zoll  anf 
HOhlenfabrikat«  um  WL  erhsht,  der  Traul)eD- 
zoll  eingefahrt,  der  ZoÜ  auf  Koro  1885  aaf 
das  dreifache,  1887  anf  das  fünffache  des  Satzes 
von  1879  emporg^schraubt. 

Zu  dem  wachsenden  Totale  der  Zollein- 
nahme trug  das  Ei^gebnis  der  Zölle  auf 
Getreide.  Hülsenfri'nite ,  Malz  mit  rasch 
steigendem  Prozentsalz  bei  —  1885  erst 
mit  12,5  %,  1889.'90  bereits  mit  27—28  "la. 

Aber  auch  nachdem  1887  der  Zollsatz 
anf  Brothom  den  Betrag  von  5  Mark  pro 
100  Kilo  erreicht  hatte,  eiferte  der  Kanzler 
gegen  tue  vA^tationslüge«,  dass  eine  ent- 
sprechende Verteiienmg  des  Brotes  die 
Folge  sein  müsse  —  wollte  nicht  zugeben, 
dass  dieser  extreme  Agrarschutz  nicht  nur 
mit  seinem  froheren  finanzpolitischen ,  sondern 
such  mit  seinem  sozialpolitischen  Programm 
(s.  unten)  in  schneidendem  Kontrast  stand. 

Die  Prophezeiung  des  Freiherm  von 
Schorlemer,  dass  dereinst  FOrst  Bismarck 

Handnertetboch  dar  SUKtawInaucbstten.    ZwetW 


»mit  eisenbeschlagenem  Stocke  an  der  Spitze 
der  Agrarier  marschieren*  werde,  ist  in  Er- 
füllui^  ^gangen.  Aber  die  Behauptung, 
dass  damit  der  Greis,wieder  zu  seinen  An- 
fangen zurückgekehrt  —  wieder  der  Nichts- 
als-Agrarier  geworden  sei,  der  er  ^s 
jugendlicher  Heisssporn  an  der  Spitze  der 
Junkerpartei  gewesen,   trifft  nicht  zu. 

Denn  während  er  einst  durch  Hemmung 
der  Industrie  das  I^ind  auf  der  Stufe  des 
Agrarstaates  festhalten  wollte,  so  lag  ihm 
jetzt  die  Blüte  des  Gewerbes  nicht  minder 
am  Herzen  wie  die  der  Landwirtschaft. 

Sollte  die  Landwirtschaft  durch  Hemmung 
des  Imports  agrikoler  Produkte  auf  dem  Status 

3U0  erhalten  werden,  so  mussle  der  Industrie 
urch  Förderung  des  Exports  zu  rascherem 
Wachstum  verhelfen  werden.  Weit  entfernt, 
die  »Nationalisierung«  der  Volkswirtschaft 
anzustreben  —  die  heute  in  so  manchen 
Köpfen  spukt  —  gedachte  er,  Deutschland 
zu  einem  Elngland  ebenbürtigen  Rivalen  auf 
dem  Weltmarkt  der  Fabrikate  zu  machen. 

Dabei  leit«te  ihn  u.  a.  auch  das  Hoiiv,  die 
Anewandernn^  zn  mindern.  Während  and  wegen 
der  bogen  Freihondelsira  seien  die  Arbeiter  nach 
dem  „bUlhsnden  SchntzzolUaade"  ^Nordamerika 
gegangen;  wenn  die  Indaatrie  durch  Mehmng 
dei  EipurtB  sich  weiter  ausdehnte,  so  würden 
sie  im  Lande  bleiben. 

Dass  ein  extremer  Agrarschutz  diesem 
Ziele  feindlich  sei  —  da  die  Bussen,  Öster- 
reicher ,  Rumänier ,  Amerikaner  u.  s.  w. 
deutsche  Fabrikate  nur  zu  kaufen  vermögen, 
wenn  sie  sie  mit  aßiikolen  Produkten  bezah- 
len können  —  die  Widersinnigkeit  einer 
Handelspolitik,  die  gleichzeitig  Hemmung 
des  Imports  und  Förderung  des  E:q>orts 
erreichen  möchte,  wurde  von  ihm,  so  smeint 
es  wenigstens,  niemals  erkannt. 

Den  wirksamsten  Hebel  zur  Sicherung 
und  Mehrung  der  Fabrikatenausfuhr  konnte 
der  Verfasser  der  »Bauembriefe.  nicht  an- 
setzen —  Handelsverträge  mit  Agrarstaaten, 
in  denen  diese  Zollherabsetzungen  bezw. 
-bindungen  betreffe  des  Imports  deutscher 
InduBtrieartikel  zugestanden,  lieseen  sich  ia 
nur  erreichen,  wenn  der  Kanzler  gewillt 
gewesen  wäre,  Gegenkonzessionen  betreffs 
des  Exports  ihrer  Nahrungsmittel  und  Roh- 
stoffe nach  Deutschland  zu  machen.  So 
wurde  —  mit  geringfügigen  Ausnahmen  — 
die  Meistbegünstigungsklausel  der  einzige 
Par^raph  unserer  seit  1879  abgeschlossenen 
Handelsverträge . 

Die  übrigenexportpolitischen  Massnahmen 
des  Kanzlers  —  so  besonders  der  Kongo- 
rertrag von  1885,  durch  den  die  Gefahr 
einer  Benachteiligung  des  deutschen  Han- 
dels in  Centralafnka  abgewandt  wurde;  die 
Subveutionierung  einiger  Dampferlinien  sei- 
tens des  Reiches  behufs  Belebung  unse- 
res Verkehrs   nach   Uetiersee;   die  Erwer- 
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bong  einiger  Kolonieen  —  diese,  zum  Teil 
erat  nach  heftigem  Ringen  durchgeset: 
ten  Masenahmen  mögen  rielleicht  Künftig 
einmal  grosse  Bedeutung  erlangen  —  bis 
heute  haben  sich  die  Erwartim^n,  die  der 
Kanzler  an  sie  knüpfte,  nur  in  recht  be- 
scheidenem Umfange  verwirklicht 

Gleichwohl  durfte  er  am  Ende  seiner 
lAufbahn  von  sich  rühmen,  dase, 
Bereicherung  des  Reiches,  eo  eine  Mehrung 
des  deutschen  Volk  areich tums  unter  seinen 
Auspicien  sich  vollzogen  habe.  Nur  war 
der  Aufschwung  des  Wirtschaftslebens  wah- 
rend der  achtziger  Jahre  nicht  das  Ergeb- 
nis des  Schutzzollre^mes ,  wie  er  meinte; 
auch  ohne  den  neuen  Zolltarif  hätten  sich, 
nachdem  die  Erisis  ausgetobt,  die  Erwerbs- 
veiiiAltnisee  wieder  gebessert 

Wenn  der  kanzlerischeu  Pohtik  ein  Ver- 
dienst an  diesem  Aufschwung  zuzuschreiben 
ist  so  liegt  esiaderEisenbahnverataatlichimg, 
zufolge  deren  das  Tarifsystem  einheiüicher 
gestaltet,  die  Höhe  der  Tarifsätze  gemindert 
und  das  Schienennetz  —  was  am  meisten 
wohl  ins  Gewicht  fällt  —  weiter  und  weiter 
ausgespannt  wurde,  wodurch  die  wirtschaft- 
liche Eni  Wickelung  bisher  verkehrBarmer 
Gebiete,  die  das  baloiger,  zureichender  Rente 
bedürftige  Frivatkapital  ignoriert  haben 
wflrde,  einen  kräftigen  ImpvQs  erhielt. 

Hätte  der  Kanzler  gleiche  Enei^e,  wie 
er  sie  fOr  den  Forts<£ritt  des  Eisenbahn- 
wesens einsetzte,  auch  dem  des  Kanal- 
wesens gewidmet,  so  würde  er  für  die 
deutsche  Volkswirtschaft  Grosses  gethan 
haben. 

Sozialpolitik.  Die  Finanzreform  soUte 
eine  gerechtere  Verteüung  der  öffentlichen 
Lasten  zu  Gimsten  der  kleinen  Leute  be- 
wirken ;  der  Agrarschutz  sollte  nicht  der  be- 
sitzenden Minderheit,  sondern  den  Millionen 
agrikoler  Arbeiter  zu  gute  kommen,  die 
sonst  ihr  Brot  verlieren  oder  wenigstens 
niedere  Löhne  erhalten  würden.  Dort  wie 
hier  stand  für  den  Kanzler  das  sozial- 
politische Motiv  mit  in  erster  Linie,  —  dort 
wie  hier  täuschte  er  sich  allerdings  bezüg- 
Uch  des  Effekts. 

Was  nun  seine  Sozialpolitit  im  engeren 
Sinne  betrifft,  so  bezielte  sie  dreierlei. 

1.  Einmal  die  Lebenshaltung  der  niederen 
Schichten  zu  bessern  dnrch  eine  zwar  nicht 
ausschliesshch ,  aber  doch  zumeist  ihnen 
frommende ,  umfassende  Qualitätagesetz- 
gebung  und  strenge  Qiiahtätakontrolle  hin- 
sichtlich der  widitigsten  Nahningsmittel 
u.  s.  w. 

2.  Das  Kleinunternehmertum  zu 
unterstützen   in   seinem   Kampfe   mit  dem 


Einst  (1849)  hatte  der  Abgeordnete  von 
Biamarcfc  daraus,  dass  den  Fabrikanten 
Schutz  gewährt  werde  gegen  die  ausländi- 


sche Konkurrenz,  die  Folge.nmg  gezogen,  dass 
der  Staat  gleicherweise  den  Handwerks- 
meistern des  Inlands  beispnngen  müsse, 
um  sie  gegen  den  Wettbewerb  der  durch 
Intelligenz  und  Kapital  so  weit  stärkeren 
grossen  Unternehmer  zu  sdiinnen- 

Jetzt  ^Dg  der  Kanzler  daran,  diese 
Deduktion  in  That  umzusetzen.  Bald  nach 
seinem  Bruche  mit  dem  Freihandel  liess  er 
verkünden,  dass  auch  das  Princip  der  Ge- 
werbefreiheit  keine  unbedingte  Geltung  be- 
anspruchen könne  (Cirkular  des  preussiachen 
Handelsmin isters  vom  4.  Januar  1879)  — 
unter  rauschendem  Sei&ll  der  Konservativen 
und  des  Centrums,  die  seit  einigen  Jahren 
ihrem  Programm  die  Forderung  einverleibt 
hatten,  dass  der  bisherigen,  angeblich  igrosG- 
kapitalistischen«  Wirtschaftspolitik  der  libe- 
ralen Äera  ein  Ende  bereitet  und  eine 
«Mittelstandspolitikt,  wie  heute  das  Schlag- 
wort lautet,  in  die  Wege  geleitet  werde. 
Während  aber  von  inaen  der  Wunsch- 
zettel der  Handwerkerpartei,  auf  dem  Zunft- 
zwang und  Befahlen  gsnach weis  obenan 
standen,  voll  acceptiert  wurde,  so  wollte 
der  Kanzler  das  Kleinuntemehmertum  in 
der  Hauptsache  auf  korporative  Selbst- 
hilfe verweisen.  Der  Staat  sollte  dieEnt- 
wickelung  des  Innungswesens  nur  dadurch 
fördern,  dass  er  die  bloss  »fekultativen« 
Genossenschaften  des  Gesetzes  von  1881 
mit  einzelnen,  immer  nur  unter  bestimmten 
Bedingungen,  auf  Grund  behördlichen  &- 
mcssens  zu  gewahrenden  Privilegien  aus- 
statte —  so  mit  dem  Lehrlingsmonopol  der 
Innungsmeister,  dem  Recht  der  Innungen, 
auch  Handwerker,  die  sich  ihnen  nicht  an- 
schlössen, zur  Deckung  gewisser  Innungs- 
ausgabon  mitheranzuziehen  —  um  dadurch 
den  Trieb  zur  Association  zu  verstärken, 
ei.ne  »douce  violence«  auf  die  widerstreben- 
den Elemente  auszuüben. 

Von  seiner  einstigen  Schwärmerei  fBr  Zmift- 
Qg  war  Bismarck  in  der  Frankfurter  Zeit 
zorUcEgekomroen.  Nach  seiner  Entlassung  hat 
er  sich  entschieden  gegen  dessen  Wieder«in- 
fübroBg  ausgesprochen. 

Anfang   der   achtziger  Jahre,  als   es  galt, 

Handwerkerpartei  für  die  kanzlerische  Politik 

gewinnen,  machte  er  allerdings  der  Idee  der 

Zwangskorporation  hier  nnd  da  gewisse  Znge- 

ständnisse,  ohne   sich   ausdrücklich  anf  sie  za 

rpflichten.    ,jch  hoffe  —  sagte  er  z.  B.  ein- 

J  (1882)   —  dass  der  Gedanke  obligato- 

icher  Genossenschaften  schon   ...  in 

Bezng  auf  die  Unfallversicherung  znr  Anerken- 

nnng  gebracht  .  .  .  und  damit   eine  Grandinge 

gewonnen    wird ,    um    denselben   auch   behnh 

weiterer  sozialer  und  wirtachaftlicher  Keforraen 

nutzbar  zu  machen." 

die  Weiterentwickelung  derjenigen 
der  Association  der  wirtschafutch 
Schwachen,  die  ohne  >des  Uedlcäers  OOte« 
emporgekommen  war  ^  der  Schult ze- 
DeUtzschen  »Innung  der  Zuk\mft«  —  zeigte 
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der  Kanzler  lange  Zeit  hindurch  kein  Iq- 
tereBEe. 

VieUeicht  war  sie  ihm  als  »liberale 
Gründuüg^  miseliebig?  Erst  1888  ging 
dem  Reiäistag  ein  OeEetzentwurf  zu,  der 
den  Erwerbs-  und  Wirtschaftegenossen- 
schaften  freiBtellte,  zwischen  unbeschränkter 
und  beechrantter  Haftpflicht  zu  wählen, 
und  ihnen  damit  die  Chance  weiterer  und 
rascherer  Ausbreitung  erf^ffnete. 

In  der  Thronrede  yon  1887,  die  dieaen  Ent- 
wurf ankündigte,  war  mit  keinem  Worte  von 
der  Bedeatnng  aolcber  Oenosaenachaft^n  ffir  die 
LöBung  der  Handwerkerfrage  die  Rede,  In  den 
Motiven  wurde  ein  bcBonderer  Accent  darauf  ge- 
legt, dasB  man  hoffen  dürfe,  es  werde  mit  Znlas- 
Bnng  der  1}eschr&nkt«n  Haftpflicht  „der  Hebung 
des  landwirtBchaf tlicnen  Kredits"  ge- 
dient werden, 

JEt  Ausnahme  jener  Innungsprivilegien 
sind  die  Beachrftniungen  der  Gewerbefreiheit, 
die  während  dieser  Periode  platzgriffen,  von 
nur  geringer  Bedeutung. 

Wie  der  Kanzler  der  agnunschen  Be- 
wegung da,  wo  sie  ihm  dem  nationalen  Inte- 
resse zuwider  zu  laufen  schien,  sich  ent- 
gegenstemmte  —  z.  B.  in  der  Frage  des 
Wollzolla  —  so  auch  der  Handwerker- 
bewegung. Als  aus  ihren  Kreisen  heftige 
Proteste  gegen  die  Alters-  und  Inv&liditAtfi- 
veisicherung  laut  wurden,  erklärte  er  dem 
konservativen  Abgeordneten,  der  sich  zu 
deren  Sprachrohr  gemacht  hatte,  dass  es 
absolut  nicht  angehe,  >die  Beichsgesetz- 
gebung  nach  dem  kleinen  Handwerk  einzu- 
richten«. — 

3.  Der  Arbeiterklasse  zur  Erfüllung 
gewisser  berechtigter,  nur  durch  staatliches 
Eingreifen  zu  verwirklichender  Forderungen 
zu  verhelfen. 

Bis  Ende  der  siebziger  Jahre  war  der 
Kanzler  der  Ueberzeugung  ti-eu  gehlieben, 
dass  die  Lage  des  vierten  Standes  in  der 
Hauptsache  nur  im  Wege  der  Seibathilfe 
gehoben  werden  könne  und  solle.  Noch 
im  Herbst  1878  hatte  er  eine  Lanze  für 
die  ProduktivgenoBsenschaften  ge- 
brochen: awir  stellen  im  landwirtschaftlichen 
Ministerium  Versuche  an  über  landwirtschaft- 
liche Systeme;  wäre  es  nicht  möglich,  auch 
in  dem  Bestreben,  die  soziale  Frage  zu 
lösen,  desgleichen  zu  thun?«  Kurz  darauf 
hatte  er  mit  Nachdruck  erklärt,  dass  er 
•den  Vereinen,  die  den  Arbeitern  einen 
höheren  Anteil  an  den  Iktrügnissen  der  In- 
dustrie und  eine  kürzere  Arbeitszeit  zu  ge- 
winnen bezwecken«,  durchaus  sympathisch 
gegenüber  stehe. 

Nunmehr  aber  erfuhr  seine  Stellung  zur 
Arbeiterfi'age  insofei-n  eine  Wandlung,  als 
er  jetzt  die  Notwendigkeit ,  dass  der 
Staat  mit  Hand  anlege,  auf  das  entschie- 
denste vertrat. 

Dass  kraft  des  Hebels  freier  Associationen 


rasche  und  gewichtige  Fortschritte  erzielt 
werden  würden,  war,  angesichts  der  that- 
sächlichen  Verhältnisse,  leider  überaus  wenig 
wahrscheinlich. 

In  Deutschland  wie  überall  hatte  die 
produktivgenossenscbaftliclie  Bewegung  so 
gut  wie  gar  keine  Ertolge  zu  verzeichnen. 
Gewerkvereine  im  en^iachen  Stile  ^  wie 
der  Kanzler  sie  im  Smne  hatte  —  waren 
nur  verhältnismässig  wenige,  mit  ^ringer 
Mitgliederziffer,  erstanden.  Die  sozialdemo- 
kratischen >Oewerkschaften«  zeigten  ein 
schnelleres  Wachstum,  eine  grössere  Zug^ 
kraft;  aber  statt  wie  viele  der  gi-ossen  bri- 
tischen Irades-unions  die  Versicherung  für 
den  Fall  der  Erwerbslosigkeit  und  andere 
>Hi]fszwecke<  zu  ihren  Hauptau^ben  zu 
rechnen,  war  ihre  Politik  fast  ausschhess- 
lich  auf  den  >Kampfzweck<  gerichtet  und 
auf  Bekrutenfang  und  Dtill  fOr  die  Partei; 
statt  den  isehrlichen,  verständigen  Bestre- 
bungen« zu  huldigen,  die  der  Kanzler  rück- 
haltlos billigte  und  für  deren  Durchsetzung 
ihm  auch  Strikes  als  legitime  Mittel  er- 
schienen, gingen  die  Leiter  vielmehr  darauf 
aus,  das  Interesse  für  solche  Bestrebungen 
in  den  MitgUedem  zu  ersticken,  predigten 
ihnen  das  pessimistische  Dogma,  dass  unter 
der  heutigen  Gesellschaftsoronung  dem  Ar- 
beiterstande nicht  zu  helfen  sei.  Im  Geneial- 
stabe  der  Sozialdemokratie  fürchtete  man, 
ganz  mit  Kecht,  dass  andem&Jls  die  Massen 
von  dem  Ideale  des  >Zukunftsstaates<  ab- 
gelenkt werden,  die  Arbeiterbewegung  »ver- 
sumpfen« würde. 

Dass  der  Kanzler  nicht  auf  kififUge,  er- 
reichbare Ziele  auf  legalen  Wegen  ver- 
folgende Faktoren  der  Selbsthilfe  aufstützen 
konnte,  erklärt  zu  einem  Teüe,  weshalb  er 
jetzt  zum  Vorkämpfer  der  Staatsintervention 
—  wen^tens  nadi  einer  Richtung  hin  — 
wurde. 

Zum  andern  Teile  war  dieser  SteUimgs- 
wechsel  die  Folge  des  Sozialistengesetzes. 
So  unbedingt  erforderlich  ibm  eiu  drako- 
nisches Vorgehen  gegen  die  Sozialdemo- 
kratie dünkte,  so  klar  erkannte  er,  dass  da- 
mit allein  keine  HeDuug,  sondern  n;ir  eine 
»UnteKlrückung  der  äusseren  Symptome«  der 
sozialen  Krankheit  zu  erreichen  sei  —  »wir 
halten  sie  nur  auf  und  treiben  sie  nach  innen». 

Solle  das  Uebel  an  der  Wurzel  gepackt 
■erden,  so  müssten  den  iGesetzen  der  Re- 
pressive' solche  der  ^I'räventive"  thunlichst 
auf  dem  Fusse  fol^n  —  müsse  der  Staat 
jetzt,  nachdem  er  die  Macht,  die  »negativen« 
Tendenzen  der  Sozialdemokratie  zu  vereiteln, 
gewonnen,  den  jjpOTitiven«  Begehren  der 
Arbeiterklasse,  soweit  er  es  vermöge,  Be- 
friedignng  schaffen,  um  dadurch  den  Frieden 
unter  den  Bevölkeiimgaklassen  zu  sichern. 
Die  sozialdemokratischen  Pliantasmeu  hätten 
hauptsächlich  deshalb  immer  weitere  Volks- 
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kreise  berückt,  weil  der  Staat  »an  deri 
Stelle,  da  er  thätig  sein  sollte,  ein  Va-I 
cuum  gelassen <^,  das  nua  »von  den  Agitatoren, 
die  ihm  ins  Handwerk  plusclien« ,  ausge- 
füllt sei.  Solange  dies  Vacumn  bestehe, 
laute  der  Arbeiter  natürlich  zum  »sozialis- 
tischen Wunderdoktor". 

Dieser  verabreiche  aber  ja  ganz  ■wert- 
lose Recepte,  leere  VertrSstungen  auf  einen 
nie  kommenden  Tag  des  Eeüs.  Dem  Staate 
sei  es  ein  Leichtes,  ihn  zu  übertrumpfen  — 
■wenn  er  die  »Ureacheu  des  Sozialismus, 
soweit  ihnen  Üei-eehtigung  innewohnt*,  be- 
seitige, eo  -würden  damit  »die  Vorwände, 
die  zur  Aufregimg  der  Massen  benutzt  wer- 
den, die  sie  gelehrig  machen»  für  die 
Stimme  des  Demagt^n,  entkräftet  werden. 
Und  sollte  der  versuch  vei^hhch  sein, 
sollte  es  trotzdem  zum  Kampfe  zwischen 
der  hürgerhchen  Gesellschaft  und  dem  Pro- 
letariat Kommen  —  der  Versuch  müsse  ge- 
macht werden.  »Wii-  wollen  nach  Mögheh- 
keit  Zufriedenheit  schaffen«  und  damit 
liunser  Gewissen  für  den  Fall  beruhigen, 
dass  wir  fechten  mÜBseUf. 

Solcher  trUben  Stimmung  gab  aber  der 
Kanzler  erst  Ausdruck,  nachdem  er  ein 
Jahnehnt  um  die  Liebe  der  Arbeiterklasse 

feworben,  ohne  der  Sozialdemokratie  Ab- 
ruch  zu  thun.  Damals,  als  er  sein  arbeiter- 
politisches  Programm  entwarf,  glaubte  er 
sicher  zu  sein,  den  roten  Schrecken  durch 
soziale  Beformen  zu  bannen. 

Zu  den  berechtigten  und  nur  diuch  Ein- 
greifen des  Staates  zu  verwirklichenden 
Forderungen  der  Arbeiterklasse  aShlte  Bis- 
marck  vor  allen  anderen  das  Begehren,  gegen 
die  Gefahr  der  Erwerbslosigkeit  ■wirksamer 
und  in  würdigerer  Form  geschützt  zu  wer- 
den als  bisher. 

Schon  als  er  im  Jahre  1849  zum  ersten 
Male  die  soziale  Fi-a^  streifte,  hatte  er 
»Unsicherheit  der  Existenz«  des  Löhnertums 
scharf  unteretrichen.  Jetzt  erklärte  er  sie 
als  den  »eigentlichen  Beschwerdepunkt«,  als 
weit  schwerer  empfunden  und  getragen  wie 
die  Niedrigkeit  des  Lohnes. 

«Geben  Sie  dem  Arbeiter  das  Recht  auf 
Arbeit  .  .  .  geben  Sie  ihm  Arbeit,  solange 
er  gesund  ist  .  .  .  sichern  Sie  ihm  Pflege, 
wenn  er  krank,  Versorgung,  wenn  er  alt  ist, 
.  .  .  dann  glaube  ich,  werden  die  Herren 
vom  Wydener  Programm  ihre  Loekpfeife 
vergebens  blasen.-. 

Der  qualvolle  Zweifel,  ob  er  immer  Ar- 
beit finden  und  immer  im  stände  sein 
werde,  zu  arbeiten  —  die  niederdrückende 
Ge^wissheit,  im  Falle  längerer  Er«'erbslosig- 
keit  der  »ordinären  Armenpflege«  zu  ver- 
fallen: dies  seien  die  kräftigsten  Nährstoffe 
des  leidenschaftlichen  Hasses  gegen  die 
Gesellschaft,  der  in  der  Seele  des  Prole- 
tariers Wurzel  geschlagen. 


KSnne  der  Staat  ihm  die  frohe  Sicher- 
heit gewähren,  auch  in  den  Tagen  der 
Erisis,  der  Krankheit,  des  Alters  auskSmm- 
hchen  Unterhalt  zu  erlangen  —  und  zwar 
nicht  als  Almosen  Dritter,  sondern  kraft 
eigenen  Hechtes  —  ao  werde  damit  zwar 
"lie  soziale  Frage  nicht  gelöst,  aber  doch 
mildernd  auf  die  Besorgnis  und  die  Ver^ 
Stimmung'  gewirkt,  «ein  höheres  Mass  von 
Zufriedenheit«  erzielt,  die  Gefahr  der  so- 
zialen Revolution  gemindert  werden. 

Der  Kanzler  übersah  nicht,  dass  der  ttetflte, 
letzte  Grund  der  sozialen  Frage  uueTer  Zeit 
in  dem  Nicht-empor-kGnnen  breiter  VoJka- 
Bchichten  von  der  Dieostbarkeit  lur  Selbständig- 
keit liege.  Während  er  aber  früher  (1849) 
betont  hatt«,  dasa  dem  ländhcfaen  Tage- 
löhner die  Chance,  zn  Besitz  zu  gelangen, 
■winke,  dem  Fabrikproletarier  nicht,  so  jetzt 
umgekehrt,  dass  für  jenen  die  MOghchkeit,  rieh 
innerhalb  einer  Generation  „um  eine  Stnfe  vor- 
wärts, zn  einem  kleinen  Stttck  Landes  zn 
bringen",  nahexn  anagescliloBaen  sei  —  der  in- 
dustrielle Arbeiter  dagegen  „den  Harachalkstab 
im  Tornister  trage",  wie  die  Beispiele  der 
Empp,  Dierg^ardt,  Borsig  bewiesen ;  „die_  Hoff- 
nung, derer  der  Mensch  bedarf,  dass  in  dem 
ewigen  Einerlei  des  Arbeiterlebens  .  .  .  etwas 
besser  werden  kCnne,  verlässt  ihn  nicht".  Da- 
her meinte  er,  dass  der  industrielle  Arbeiter 
vor  allem  durch  Beseitigung  der  „ünsicherhut 
der  Siistenz"  zufriedener  gestimmt  werden 
müss«,  der  agrikole  dnrch  Vermehrung  der 
kleinen  Landstellen. 

Unter  dem  »Recht  auf  Arbeit»,  das  der 
Kanzler  in  der  Bede  vom  9.  Hai  1884, 
unter  Berufung  auf  das  Allgemeine  Land- 
reclit,  mit  grossem  Nachdruck  proklamierte 

—  »ich  stäie  dafür  ein,  solange  ich  auf 
diesem  Platz  sein  werde«  —  verstand  er 
die  Pflicht  des  Staates,  bei  Notständen  für 
Beschäftigung  zu  sorgen,  Unternehmungen 
auszuffllu-en,  die  »sonst  aus  finanziellen  Be- 
den khohkeiten  vielleicht  nicht  au^efüfart 
werden  würden,  grosse  Kanalbauten  u.  s,  w.« 
Die  Frage  der  »Kjisen Versicherung«  scheint 
er  nicht  in  Erwägung  gezogen  zu  haben. 

Wechselten  auch  in  der  Zeit  von  1879 
bis  1890  fette  und  magere  Jahre,  so  machte 
sich  doch  Arbeitslosigkeit  grösserer  Massen 
nicht  bemerkbar.  Em  zwingender  Anlass, 
dem  Problem  des  »Rechts  auf  Arbeite 
näher  zu  treten,  fehlte. 

Der  Kanzler  konnte  daher  seine  ^nze 
Kraft  der  Aufgabe,  den  Kranken  Hlege, 
den  Alten  Versoiping  zu  gewährleisten, 
widmen.  Darüber,  wie  diese  Au%abe  zu 
lösen  hatte  er  in  verschiedenen  Perioden 
verschieden  gedacht. 

Das  Ziel  der  Altersversorgung  —  das 
ihm  schon  seit  zwei  Jahrzehnten  vorsch-webte 

—  hatte  er  zuerst  (1862)  kraft  behördlicher, 
und  zwar  kommunaler  Organisation  erreichen 
wollen.     Gegen  Ende   der  siebziger  Jahre 

I  (1877)  hatte  er  die  Möglichkeit  ins  Auge 


gefaast,  von  der  Basis  des  HaftpQichtgesetzes 
auB  weiter  zu  operieren:  Verschärfung  der 
H^pflicht  für  Lnfälle  und  Ausdehnung  der- 
selben »auf  die  Invalidität,  die  aus  Er- 
schöpfung durch  Arbeit  oder  Krankheit  im 
Dienste  hervorgeht», 

Nach  Erlaes  des  SozialiBtengesetzes  aber 
gab  er  die  Absieht,  das  Versichenrngspro- 
gramm  auf  civilrechtlichem  Wege  durchzu- 
führen, auf.  Jetzt  wurde  es  ihm  zum  Prin- 
cip,  daes  hier  der  Staat  eingreifen,  einen 
.'titatkififtigen  Beweis«  seines  Wohlwollens 
für  die  dienenden  Millionen  erbringen  müsse, 
lim  so  ihre  Herzen  sich  zu  gewinnen  — 
um  in  ihnen  »die  Ueberzeugung  allmählich 
einzubürgero,  dass  der  Staat  sich  ihrer  nicht 
bloss  erinnert,  wenn  es  gilt,  Rekruten  zu 
stellen  oder  Steuern  zu  zahlen,  sondern  auch 
an  sie  denkt,  wenn  es  gilt,  sie  zu  schützen 
und  zu  stützen,  damit  sie  mit  ihren  schwachen 
Kiftften  auf  der  grossen  Heerstrasse  des 
Iiebens  nicht  übei^rannt  und  niedei^treten 


baldigst  ein  Schritt  vorwärts  gethan  werde 
und  dass  mit  diesem  Schritte  der  Staat  in 
LÖglichst  wirksamer  W^eise  sein  Interesse 
an  der  Emancipation   des   vierten  Standes 


Dass  der  Staat  sich  in  höherem 
Masse  als  bisher  seiner  hilfsbedürftigen 
Mitgheder  annehme,  dies  sei  nicht  bloss 
„eine  FFlicht  der  Humanität  und 
ChriBtentumB,  sondern  nnch  eineAnfgi 
staatsechaltender  Politik,  welche  das 
Ziel  zu  verfolgen  hat,  anch  in  den  beeitzlosen 
Klassen  der  Bevülkenuig,  welche  zngleicli  die 
zahlreichsten  nnd  wenigst  unterrichteten  sind, 
die  AnHrbannng  zn  pnegen,  daas  der  Staat 
nicht  bloss  eine  notwendige,  sondt 
anch  eine  wohlthätige  Einrichtn 
sei".  . . .  „Zu  dem  Ende  müssen  sie  dnrch 
kennhare  direkte  Torteile,  welche  ihnen 
durch  geaetzgeberische  Maasregel 
teil  werden,  dahingetührt  werden,  den  Staat 
nicht  als  eine  lediglich  zum  Schutze  der  besser 
sitDiert«n  Klassen  der  Gesellschaft  erfundene, 
sondern  als  eine  auch  ihren  Bedürfnissen  nnd 
Interessen  dienende  Institution  aufzufassen' 
[Motive  zum  Untallversicherung^geaeti.) 

Welche  Zweige  die  Arbeiter  Versicherung 
umfassen,  auf  ^i-ie  grosse  BevüJkenings- 
gruppen  sie  ausgedehnt  werden  müsse  — ■ 
dies  waren  ihm  zunSchst  sekundäre  Fragen. 
Zwar  griff  er  von  vornherein  das  Programm 
so  weit  als  nur  denkbar  —  »jeder  deutsche 
Arbeiter«  sollte  gegen  die  Gefahr  der  Un- 
falls- wie  der  Kraukheits-  wie  der  Altere- 
invalidilftt  gesichert  und  gleicherweise  Für- 
sorge für  die  Witwen  und  Waisen  getroffen 
werden.  Aber  er  verkannte  die  ungeheuren 
Schwierig'keiten  nicht,  die  der  Verwirk- 
lichung des  grandiosen  Planes  entgegen- 
standen —  lange  Zeit,  vielleicht  ein  Jahr- 
zehnt, vielleicht  ein  Menscheoalter  werde 
vergehen,  ehe  diese  Unternehmungen  in 
«terra  incognita«,  diese  >ganz  neuen  Ein- 
richtungen« ohneVorbüder,weder  in  Deutsch- 
land noch  in  anderen  Staaten,  vollendet  sein 
würden. 

Die  Hauptsache  war  ihm  zunächst,  dass 


Dies  Bestreben  trat  mit  aller  Deuthch- 
keit  an  dem  ersten  Entwurf  des  Unfall- 
ersicherungsgesetzes  zu  Tage,  der  1881 
dem  Reichstage  vorgelegt  ward,  nachdem 
verschiedene  andere  viel  weiter  gehende  Pro- 
jekte vom  Kanzler  erwogen  —  noch  im 
Oktober  1880  hatte  er  ein  Gutachten  betr. 
reichsgesetzliche  Regelimg  der  Alters-  und 
Relikten versoi^ing  eingefordert  —  aber  bald 
wieder  zurückgestellt  worden  waren, 

Nach  diesem  Entwurf  sollte  die  für 
gewisse  Arbeiterkreise  obligatorisch  er- 
klarte Versicherung  gegen  Betriebsunfälle 
nicht  bloss  oi^nisiert  werden  durah  eine 
Reichsanstalt,  sondern  das  Reich  auch  einen 
ZuBchuss  zu  deren  Kosten  leisten. 

Den  meisten  LiberaJea  war  der  Zwang 
ein  Aergemis;  den  »centrifugalen«  Ele- 
menten, wie  dem  am  Versicherungsgeschäft 
interessierten  Kapital ,  die  Reichsanstalt ; 
nahezu  allen  Parteien  der  Zuschuss. 

Aber  gerade  auf  die  Durchsetzung  des 
letzteren  legte  der  Kanzler  das  grösste  Ge- 
wicht. 

Die  Reichsanstalt  gebe  er  preis,  er- 
klärte er,  nachdem  die  Kommission  zufolge 
eines  Eompromisses  zwischen  Konservativen 
und  Centrum  sich  zu  Gunsten  von  Landes- 
anstalten entschieden  hatte.  Im  Punkte  der 
Organisation  kam  es  ihm  vor  allem  auf  dea 
Ausschluss  der  Privatversicherung  an,  »Keine 
Di%'idende  vom  Elend« :  Unfälle  vermflge  er 
nicht  »als  eine  geeignete  Operation sbasis 
zur  Gewinnung  hoher  Profite',  anzuerkennen. 
Die  Versicherung  gegen  Unfälle,  wie  gegen 
die  übrigen  die  Erwerbsfälligkeit  der  Ar- 
beiter bedrohenden  Gefahren ,  sei  so  wohl- 
feil als  möglich  zu  beschaffen  —  im  In- 
teresse der  Arbeiter  wie  der  Arbeitgeber, 
der  Industrie  wie  des  ganzen  Volkes,  Das 
Reich  würde  den  Preis  der  Versicherung 
wohl  am  billigsten  stellen  können ;  aber  auch 
die  Einzelstaateu  immerhin  weit  billiger  als 
AktiengeseUachaften.  Ob  Reich  oder  Einzel- 
staateu —  das  Princip,  dass  die  Fürsorge 
für  die  Bedürftigen  eine  Staalspflidit  sei, 
und  "dann  muss  sie  auch  der  Staat  in  die 
Hand  nehmen«,  gelangte  in  beiden  Fällen 
zum  Ausdruck. 

Auch  für  jene  Fordenmg  des  Zuschusses 
führte  er  eine  Erwägung  volkswirtschaft- 
licher Art  ins  Feld ;  die  Unternehmer  würden, 
•mit  Ausnahme  des  Königs  Stunmn,  die 
Beiträge  allein  nicht  aufbringen  können ; 
ohne  den  Zuschuss  habe  er  nicht  den  Mut, 
für  die  Folgen  dieses  Gesetzes  gegenüber 
der  Industrie  einzustehen. 

Aber  in  ereter  Linie  stand  ihm  der  Ge- 
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Bichtspunkt,  dass  eine  betrilchtliche  Äiii- 
weodung;  des  Reichs  zu  Gunsten  des  Ver- 
sichernngszweckes  —  dass  ein  solcher  kraft 
einer  igeaetzgeberischen  Massnahme«  ihneu 
zufliessender,  handgreiflicher  »direkter  Vor- 
teil« gewaltigen  Eindruck  auf  die  Arbeiter 
machen  müase. 

Der  Grundsatz  obligatorischer  Versiche- 
Tong  war  von  der  Mehrheit  der  Kommission 
acceptiert  ■worden.  Im  Punkte  der  Organi- 
sation hatte  der  Kanzler  dem  Begehren  der 
PardkiUamten  nachgegeben.  Der  erste  Ent- 
wurf scheiterte  hauptsächlich  an  der  Forde- 
rung des  Zuschusses;  sie  kehrte  aber  gleich- 
wohl in  dem  zweiten  Entwurf  (Hei-bst  18S1) 
wieder. 

Die  Chance,  mit  diesem  Lieblings wimsch 
—  und  mit  dem  Versicherun gsprogramm 
flberhaiipt  —  dui-chzudringenjTersclüechterte 
sich  wesentlich  durch  den  Ausfall  der  Neu- 
wahlen TOm  Herbst  1881,  dio  denjenigen 
Parteien ,  die  allen  istoatssozialistiacheni 
Experimenten  principiell  entgegen  waren, 
einen  beträohtlichen  Stimmenzuwachs  brach- 
ten (a.  o.). 

Aber  weit  entfernt,  durch  diese  Ungunst 
der  Situation  entmutigt  zu  werden,  ergriff 
der  Kanzler  die  Gelegenlieit,  bei  Eröffmmg 
der  neuen  Legislaturperiodo  in  der  feier- 
lichen Form  einer  Allerhöchsten  Botacliaft 
(17.  November  1881)  zu  verkünden,  dass  der 
Aiuser  es  als  seine  Pflicht  betrachte,  dem 
Reichst^  die  Au^be  der  positiven  Förde- 
rung des  Wohles  der  Arbeiter  von  neuem 
ans  Herz  zu  le^n. 

Br  werde  mit  um  eo  grosserer  Befriedigong 
Buf  alle  Erfolge  winer  Regierung  znrQckblicken, 
wenn  es  ihm  gelttnge,  „dereinst  das  Be- 
wQsstsein  mitzunehmen,  dem  Yaterlande  neue 
und  dauernde  BUrg^naften  seines  innereu 
Friedens  und  den  Hilfsbedürftigen  Krassere 
Sicherheit  und  Ergiebigkeit  des  Beistandes,  auf 


solle  ergänzend  eine  Vorlage  zur  Seite 
welche  sich  „eine  gleichmässig-e  OrganiaatJou  des 
gewerblichen  KrankenkassenwesenB  '    ' 


den,  haben  der  Oetamtheit  „  „ 
grQndeten  Anspruch  auf  ein  höheres  Hase 
staatlicher  Ftirsorge,  als  ihnen  bisher  hat  zu 
teil  werden  können. " 

Hätte  sich  der  Kiuizler  auch  femeiiiin 
darauf  versteift,  dass  behufs  der  Unfallver- 
sicherung dafi  Eeich  nicht  nur  zwinge,  son- 
dern auch  mitzahle,  so  wäre  vermutlich 
schon  dieser  erste  Schritt  erfolglos  geblieben. 

Aber  um  den  Zweck  zu  erreichen,  ver^ 
siditete  er  nach  einander  auf  alle  die  Mittel, 
die  er  so  gern  in  Anwendung  gebracht 
hätte,  damit  >der  Reichsgedanke  dabei  ge- 
winne» (Schmoller). 

Hatte  er  den  PartUnJaristen  die  Reichs- 
anstalt geopfert,  so  gab  er  später  auch  die 


Lande  San  stalten  dai'an  ■ —  lieas  sich  durch 
das  Gewicht  der  Einwände,  die  gegen  solche 
staatlich-bureaukratische  Organisation  er- 
hoben wurden,  umstimmen  zu  Gunsten  des 
Planes,  die  Unfallveisicherung  auf  genossen- 
schaftliche Onmdlage  zu  stellen. 

Und  eine  zweite  Allerhöchste  Botscliafl 
T.  14.  April  1883  erklärte  die  Bereitwillig- 
keit der  Reichsregierung,  sowohl  bezf^lich 
des  Unfallversichenmga-  als  des  inzwischen 
eingebrachten  Kranken versichenmgsgeaetz- 
entwurfs  »zu  jeder  möglichen  Erleichterung»- 
die  Hand  zu  bieten ,  um  die  Sanktion  des 
Reichstags  in  Bälde  zu  erlangen  imd  dann 
in  der  njk-hsten  Tagung  die  Alters-  und 
In raliditäts Versicherung  m  Angriff  nehmen 
zu  können. 

„Die  Zeit  ist  eine  lange  für  die  Empfindung, 
mit  der  Wir  in  Unserem  Lebensalter  auf  die 
ErfQUong  der  Aufgaben  blicken,  welche  eu 
lOsen  sind,  ehe  die  in  der  Botschaft  (v.  17.  Nov. 
1881)  ausgesprochenen  Gedanken  ihre  praktische 
Bethätigung  soweit  erhalten,  dasfi  sie  volles 
Verstänonis  und  volles  Vertrauen  finden." 

„Unsere  Kaiserlichen  Pflichten  aber  fordern 
Uns  auf,  kein  Mittel  zu  versSumen,  nm  f&r  die 
Besserung  der  Lage  der  Arbeiter  und  fflr  die 
Erhaltung  des  Friedens  unter  den  Klassen  der 
BevOlkening,  solange  Oott  Uns  Frist  giebt,  zu 
wirken." 

Nachdem  die  Ünfallversicherangsvorlage 
einer  nochmaligen  Umarbeitimg  unterz(Wen 
war  —  aus  den  Gefahren-  und  (lokalen) 
Betriebsgenossenschaften   des  Entwurfs  von 

1882  waren  die  Berufs^nossenschaften,  aus 
dem  Reichszuschuss  die  subsidiäre  Reichs- 
garantie für  die  VerpfUchtungen  der  Be- 
rufsgenossenschaften geworden  —  gewann 
sie  endlich,  nach  dreijähriger  Diskussion,  die 
Zustimmung  der  grossen  Mehrheit  des 
Reichstages. 

Viel  weniger  Zeit  und  Mühe  kostete  es, 
die  an  zweiter  Stelle  in  Aussicht  genommene 
Krankenversicherung  der  Arbeiter  ins 
Leben  zu  i-ufen. 

Der  Schritt  von  der  civiliechtlichen 
Haftpflicht  für  Unfälle  zu  Kasaenzwang  und 
Zwangskassen  war  ein  weit  schwererer  als 
der  Schritt  vom  bedingten  Kassenzwange, 
den  bereits  das  HÜfskassen^esetz  \on  1876 
statuiei-t  hatte,  zum  unbedmgten,  wie  ihn 
der  ErankenversicherungBgesetzentwurf  von 

1883  aussprach. 

Die  ^freien  Hilfskassen«  sollten  bestehen 
bleiben  und  sich  weiter  entwickeln  dürfen; 
nur  denjenigen  Arbeitern,  welche  sich  diesen 
nicht  anschlössen,  die  Ve^flichtung ,  ge- 
wissen nach  gesetzlichen  Vorschriften  zu 
organisierenden  Zwangskassen  beizutreten, 
auferlegt  werden.  Da  aber  diese  Zwangs- 
kassen, abgesehen  von  den  subsidiären  Qe- 
meindekrankenkassen,  berufs-  bezüglich  be- 
triebsgenossenschaftliche, von  den  Beteiligten 
selbstverwaltefe  Kassen  waren    so  konnten 


die  Liberalen  —  da  keine  Steigerung  der 
Beiehsgewalt  mit  dieser  Oi^nisation  ver- 
knüpft Trar,  so  konnten  die  Partikulariston 

—  da  die  ganze  Kranken  versieherungslast 
durch  Beiträge  der  Ailieiter  und  Unter- 
nehmer, ohne  Beic'bszusehusä,  aufgebraeht 
werden  sollte,  so  konnten  selbst  die  ent- 
schiedensten Gt^er  aller  .>staatsaoziaUati- 
schen»  Experimente  ihre  Zustimmung  geben. 
Alle  die  Steine  des  Anstosses,  an  die  die 
ersten  Unfallveraicherungsgesotzentwürfe  an- 
gerannt waren,  fehlten  hier. 

Obgleich  später  vorgelegt,  kam  das 
Kranken  Versicherungsgesetz  Miher  (15.  Juli 
1883)  zu  stände  als  das  dem  Kanzler  »prin- 
cipiell  wichtigere^:  Unfall versicherungsigeKetz 
{fi.  Juli  1884). 

Die  VersicherunE  gegen  Kraukheil  und 
Un^  erstreckte  siuli  allerdings  damit  ncKih 
keineswegs  auf  »jeden  deutschen  Arbeiter«-. 
Der  Kreis  der  Vensieherungspfliehtigen  war 
vorerst  noch  ziemLch  eng  gezogen  —  damit 
die  Gesetze  »desto  leichter  durch  die  enge 
Pforte  Ihrer  Zustimmung  schlüpfen.«  Aber 
in  den  folgenden  Jahreu  gelang  es,  ihn 
weiter  und  weiter  zu  ziehen.  Das»  »nur 
der  erste  Schritt  kostete,  bewahrheitete  sich 
auch  hier. 

Das  Projekt  der  Alters-  und  Invali- 
ditätsversicherung—  dessen  »Grundzüge<i 
am  17.  November  1887,  dem  Jahrestage  der 
Kaiserlichen  Botschaft,  veröffentlicht  wurden 

—  «tiess  allerdings  zunächst  wieder  auf  eine 
heftige  Opposition.  Die  Yembschiedung  des 
Gesetzes  (22,  Juni  1889)  gelang  erst,  nach- 
dem der  Kanzler  seinen  ui-spiflngllcben  Plan 
in  manchen  wesentlichen  Punkten  modifiziert 
hatte. 

Einmal  im  Punkte  der  Organisation. 
Dank  der  Weiten-ertührung  der  Unfallver- 
sicherung (Ausdehnung  derselben  auf  Land- 
und  Forstwirtiichaft  u.  s.  w.)  —  hiess  es  in 
der  Bede  zur  Eröffnung  des  Reichstages  vom 
24.  November  1887  —  seien  die  Vorbedin- 
gungen ftir  die  Inan^ffnahme  der  Aiters- 
und  In  validitäLw  Versicherung  geschaffen : 
letztere  soDte  nämlich,  nach  den  »Grond- 
zOgeni',  in  der  Hauptsache  die  Berufs- 
genossen  Schäften  imd  nur  subsidiär,  ftlr  die 
der  Unfallversicherung  nicht  —  bezw,  noch 
nicht  —  unterliegenden  Personen,  weitere 
Kommunal  verbände  oder  Bundesstaaten  zu 
ihren  Ti%em  haben. 

Nachdem  der  Kanzler  abh  eu  der  Ängirbt 
bekehrt  hatte,  das*  für  die  ünfaUverBichermig 
korporative  Organisation  rationeller  sei  sla 
staatliche,  war  ihn  der  Gedanke  gekommen, 
die  BemfaKenosBecBcbaften  ala  „grundlegende" 
Elemente  nlr  allgemeine  „genoBBenschutliche 
Gliedenmg  des  Erwerbalebena*  zu  verwerten  — 
nicht  nur  nehnfe  weiteren  Ausbana  der  Arlieiter- 
Verrichening,  sondern  auch  des  Arbeitenwhntses 
(s.  nnten). 

Da  aber  gegen  solche  Mehrbelastung  der 


Berufsgenoasenschaften  mit  einer  weiteren, 
überaus  schwierigen  Aufgabe  energische  Pro- 
teste aus  ^rossindustriellen  Kreisen  laut 
wurden,  so  liess  der  Kanzler  den  Plan  fallen; 
wider  seine  Absicht  wurde  die  Organisation 
dieses  VersichcruugBzweiges  ^einseitig  terri- 
torialistiscb,   ja  partikularistisch*  (ScnSifle). 

Und  gleicherweise  musste  er  seinem 
Wunsehe,  dass  die  Arbeiter  nicht  mitbei- 
tragen sollten  —  weil  nur  durch  »Gratis- 
versorgungn  die  von  ihm  ersti-ebte  »politi- 
sche W  irlrangi  zu  erreichen  sei  —  entsagen. 

Gegenüber  dem  Gerüchte,  als  ob  wegen 
dieser  und  sonstiger,  teils  vom  Reichstage, 
teils  vom  Bundesrate  geforderter  Yerände- 
rungen  das  Gesetz  für  ihn  keinen  Wei-t 
mehr  habe,  erkläile  er  mit  Nachdruck,  dass 
er  sich  in  Fragen,  in  denen  er  nicht  Fach- 
mann sei,  der  besseren  Elinsicht  anderer 
unterwerfe  —  »keine  vor^fasste  Meinung 
über  Details  habe,  die  den  Gesamtzwecfc 
unberflhrt  und  unbeschfidigt  lassen«. 

Den  Konservativen,  von  denen  viele  der 
Vorlage  feindlich  gegenüberstanden,  da  sie 
den  westlichen  Pi-orinzen  mehr  Vorteil 
bringen  werde  als  den  östhehen  und  den 
Grundbesitzern  zu  hohe  Beiträge  aufhalse, 
verwies  er  scharf  ihre  kleinlichen  »Apothe- 
kerreeh  nungen  f . 

•Wer  sagt  Ihnen  denn  —  rief  er  — 
dass  y-ni  in  der  Lage  sein  werden,  uns  mit 
dieser  Frage,  zu  der  uns  Gott  im  Augen- 
blicke noc'E  die  Müsse  gegeben  hat,  über 
ein  Jahr  noch  zu  beschäftigen  ?t 

Wenn  er  sieh  auch  uaeh  seinem  Rück- 
tritt mehrfach  starii  abfällig  über  dies 
»Klebegesetzs  g^ussert  hat  —  er  wird  es 
Aach  insofern  als  seinen  grössten  Erfolg 
auf  dem  Gebiete  der  Sozialpolitik  betrachtet 
haben,  als  vor  allem  durch  dies  Gesetz  »der 
Reichsgedanke  gewinnen^  musete. 

Den  »thatkräftigen  Beweis«  des  Wohl- 
wollens des  Reiches  für  die  Arbeiter  hatte 
er  hier,  in  dem  Reichszuschuss ,  durchge- 
setzt Die  Zahl  der  Empfänger  von  laufen- 
den Versicherungsrenten  war  für  künftig 
um  Hunderttausende  gemehrt  worden;  da- 
mit werde,  wie  er  selbst  ausführte,  die  An- 
hänglichkeit der  unteren  Hasse  an  das  Reich 
gewährleistet 

„Die  Leute  aagen  sich;  wenn  der  Staat  zn 
Grunde  geht,  to  verliere  ich  meine  Bente"  .  .  . 
Sie  gewmnen  „Interesse  fUr  den  Staat  .  .  -  . 
Wenn  wir  700  000  kleine  Bentnei,  die  vom  Reiche 
ihre   Beuten    beziehen,    haben    ~    (ferade   in 

ElftMen,  die  sonst  nicht  viel  zu  verlieren 
haben"  und  irrtümlich  glauben,  dass  sie  bei  einer 
Bevolntion  nur  gewinnen  konnten,  so  halte  er 
dies  für  einen  ausserordentlichen  VorteU.  „Wenn 
Sie  uns  diese  WoUthat  von  mehr  als  einer 
halben  Million  kleiner  Bentner  im  Beiche 
schaffen  kOnnen,  so  werden  Sie  den  gemeinen 
Mann  das  Reich  als  eine  wohlthStige  Institution 
anznsehen  lehren"  — 
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Auf  den  —  zeitweise  berechtigten  — 
Torwurf,  daKs  er  das  Versicheningsprograinm 
in  zu  hastigem  Tempo  zu  Ende  bringen 
■wolle,  hat  der  Kanzler  repliziert;  es  sei 
Pfliclit  des  leitenden  Ministers  »wie  ein 
Lokomotivheizer  immer  für  richtige  Heizung 
zu  sorgen,  dass  die  Maschine  ordentlich 
■weitergeht« ;  ohne  sein  stet*^s  Drängen  und 
Treiben  wären  die  zahllosen  Hemmnisse,  die 
die  »Obstniktionspolitik«  der  Gegner  auf  das 
Geleise  warf,  nicht  beseitigt  ■worden. 

Gegenüber  den  auf  Weiterbildung  des 
staatlichen  Arbeit  erschutz es  gerititeten 
Bestrebungen  glaubte  er  als  Bremser  ■wirken 
zu  mfissen. 

Schon  die  überaus  zahme  Novelle  zur 
Ge'werbeordnung  vom  13.  Juü  1878  hatte 
mit  manchen  ihrer  Bestimmungen  sein 
STissfalleu  erregt.  Ueber  das  Fabrit- 
inspektonit,  auf  dessen  Verallgemeinerung 
sie  zielte,  urteilte  er:  mit  gleidiem  Rechte 
könne  man  »Hauainspektoren  ansteUen,  die 
sich  überzeugen,  ob  geladene  Gewehre  u.  s.  w. 
mit  hinreichender  Sorgfalt  aufbewahrt  wer- 
den«. Dem  Bundesrat  die  Befugnis  zu  er- 
teilen, för  gewisse,  mit  besonderer  Gefahr 
für  Gesundheit  und  Sittlichkeit  verbundene 
Fabrikationszweige  die  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit einzuschränken,  schien  ihm  bedenk- 
lich in  einer  Zeit,  wo  Arbeitsmangel  herrsi'he 
und  das  Lohnniveau  tietstehe  —  »jede 
weitere  Hemmung  und  künstliche  Beschrän- 
kung im  Fabrikbetriebe  vermindert  die 
Fähigkeit  des  Arbeitgebers  zur 
Lohnzahlung<i. 

Das  in  diesem  letzten  Satz  enthaltene 
Argument  blieb  von  da  ab  bis  zuletzt  ent- 
scheidend ftlr  seine  Stellung  zu  den  Fragen 
des  Arbeiterschutzes. 

Man  müsse  sich  hüten,  die  Henne  zu 
schlachten,  die  die  goldenen  Eier  lege.  Der 
Staat  sei  ausser  stände,  die  in  den  einzelnen 
Zweigen  so  verschiedene  »Tragfähigkeit«  der 
Industrie  zu  beurteilen.  Legislatives  Ein- 
greifen in  die  Betriebsbedingungen  könne 
zu  beträchtlicher  Steigerung  der  Produktions- 
kosten führen,  die  in  Form  der  Lohnherab- 
setzung auf  die  Arbeiter  abgewälzt  und, 
wenn  sie  ein  ge'wisses  Mass  überschreite, 
Betriebseinschrtokung,  Entlassung  von  Ar- 
beitern zur  Folge  haben  werde.  sPlectimtur 
Achivi  !<t 

Am  schärfsten  unterstrich  er  dabei  die 
Möglichkeit  der  Schädigung  der  Export- 
industrie. Der  Konkiurenz  im  Inlande 
könnten  durch  staatliche  Bestimmungen 
Grenzen  gezogen  werden;  »aber  die  Spitze 
unserer  Industrie  ist  die  Exportindustrie; 
lässt  man  diese  konkurrenzunfähig  'werden 
mit  dem  Auslande,  so  ■wird 
Industrie  darunter  leiden«  - 
wie  Arbeiter. 

Wurde   er    auf    die   ArbeiterachntzgeBetz- 


gebmit  Englandd  hiagewieaen,  dessen  Konkur- 
renz docli  in  erster  Linie  in  Betracht  komme, 
so  erwiderte  er,  das»  England  vor  anB  einen 
KnltarTorspnisg  von  mehreren  Jahrhunderten 
habe,  die  englische  Industrie,  da  dort  Eisen  und 
Kohle  dicht  neieinander  lägen,  sich  im  Bnrch- 
Bchnitt  ■weit  Diedrigerer  Produktionskosten  er- 
freue als  die  deutscne. 

Wenn  man  aus  Rücksicht  auf  das  Ge- 
meinwohl »von  einem  Teil  der  Staatsbürger 
verlange,  dass  er  über  das  hinausgehe,  was 
sein  Gewerbe  an  sich  von  ihm  fordert  — 
nämhch  den  Arbeiter  zu  nutzen,  so  lange 
er  Nutzen  davon  hat,  ihn  laufen  zu  lassen, 
sobald  er  keinen  hat'  —  wenn  man  den  Ar^ 
bcitgebem  YerpfÜchtungen  auferlege,  die  für 
sie  Mehrau^ben  bedeuteten,  so  müsse  man 
auch  die  Konseq^uenz  ziehen:  dass  die  In- 
dustrie, damit  sie  nicht  zu  Grunde  gehe, 
durch  Zuschüsse  aus  der  Gemeinkasse  zu 
halten  sei.    Er  schrecke  davor  nicht  zurück 

—  aber  gerade  die  parlamentarischen  Parteien, 
die  ein  höheres  Mass  von  Arbeiterschutz 
forderten,  seien  ja  gmndsätzhch  solchen  Zu- 
schüssen, wie  er  sie  auch,  und  zwar  aus 
gleichem  Grunde  (s.  o,),  behufs  Verwirk- 
lichung des  Tersieherungsprogramms  für 
nötig  erklärt  hatte,  feind. 

Solange  er  nicht  der  Bereitwilligkeit  des 
Reichstags,  solche  Zuschflsse  zu  bewilligen, 
gewiss  sei,  bezw.  nicht  seitens  der  Ar- 
beiter die  Erklärung  erhalte,  dass  sie  die 
Folgen  auf  sich  nehmen  wollten,  müsse  er 
Projekte  wie  das  Verbot  der  Sonntagsruhe, 
das  den  Arbeitern  ge^wisser  Betriebszweige 
»sieben  Sonntage  in  der  Woche«  bedeuten 
kOnne,  die  Festsetzung  eines  kurzbemessenen 
Maximalarbeitstages  mit  dem  notwendigen 
Effekt  der  Lohn  mmderung,  die  Einschränkung 
der  Frauen-  und  Kinderarbeitj  die  eingrei^ 
in  das  Recht  des  pater  familias  und  das 
Familienbudget  schmälere,  mit  aller  Ent- 
schiedenheit bekämpfen. 

Auf  den  Satz  eines  Kommissionsberichts 

—  es  könnten  doch  m^licherweise  ein- 
tretende materielle  Verluste  nicht  ins  Ge- 
■wicht  kommen,  'wenn  es  sich  um  die  höchsten 
Güter  eines  Volkes,  seine  geistige  und  körper- 
Hche  Gesundheit  handle  ~  entgegnete  er: 
was  dem  Volke  die  höchsten  Güter  hülfen, 
♦wenn  es  Hunger  leiden  müsse?« 

»Ich  kann  den  Arbeiter  nachher  nicht 
zufriedenstellen  —  wenn  er  hungert,  ihn 
nicht  damit  satt  machen,  dass  ich  ihm  die 
eloquenten  Beden  vorlese,  die  hier  zu  seinen 
Gunsten  gehalten  sind.« 

Die  Furcht,  die  nationale  Industrie  zu 
lähmen,  sie  ungünstiger  zu  stellen  wie  die 
des  Auslandes  war  das  eine,  die  Furcht,  es 
könne  die  «politische  Wirkung»,  die  er  von 
der  Arbeiterversichenmg  mit  Sicherheit  er- 
hoffte, durch  Fehlsehritte  auf  dem  schlüpf- 
rigen Gebiete  des  Arbeiterschutzes  wieder 
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verscherzt  -werdeo,  war  das  andere  Haupte 

motiv  seiner  schroff  ablehueaden  Haltung. 
Zeitweise  ■wirkte  wohl  auch  die  Ver- 
»timmang  über  die  frostige  Aufnahme  mit, 
die  das  YersicheniDgspn^^ramm  zuoäi'hst 
bei  den  unteren  Schiebten  fand.  »Die  Än- 
erbietungen  einer  emancipierenden  Gewetz- 

?'ehung«:  seien  in  den  grossen  Centren  der 
ndustrie  mit  wenigerVertrauen  aufgenommen 
worden  als  "die  Anerbietiuigen  der  Herren, 
die  sagen:  helft  euch  selbst,  ihr  seid 
stark  genug,  vom  Staate  habt  ihr  nichts  zu 
erwarten«. 

Ferner  auch  die  Besorgnis,  dass  dies 
Veraicherun  gaprogramm ,  dessen  Durch- 
führung ihm  die  dringlichste  sozialpolitische 
Aufgabe  war,  bei  gleichzeitiger  Inangriff- 
nahme der  sdiwierigen  und  manni^altigen 
Fragen  des  Arbeiterschutzes  auf  die  lange 
Bank  geschoben  werden  mOge. 

Dem  Antr&ge  Hinch  (1883/^),  äua  der 
Bundesrat  baldigst  die  VorschrifteD  znr  Siche- 
raog  der  Arbeiter  gegen  Gefahr  fUr  Leben  und 
GeBundbeit  erlasse,  za  welchen  er  nach  §  120a 
der  G.O.  befugt  sei,  wurde  seiteue  der  Reichs- 
regierung entgegengehalten,  dass  in  dem  schwe- 
benden UnfallversichemDgsKesetzentwnrf  die 
Erlassnng  von  Schntzvorschriften  durch  die 
korporativen  Verbfaide  vorgesehen  sei  —  vor 
Verabschiedung  dieses  Entwurfs  werde  der 
Bnudesrat  der  AuHfühnrng  jenes  Arbeiterschuta- 
paragraphea  nicht  näher  treten. 

Aber  weder  jene  Verstimmung  noch  diese 
Besoignis  würden  den  Kanzler  auf  die 
Dauer  abgehalten  haben,  eine  »emancipierende 
Gesetzgebung"  auch  behufs  des  Arbeiter- 
schutzes  anzubahnen. 

Dass  er  dies  nicht  Ihat,  vielmehr  mit 
aller  Zähigkeit  jedem  Vorgehen  in  dieser 
Richtung  wehrte,  war  das  Ergebnis  der 
Ueberzeugung,  dass,  wenn  sie  Segen  stiften 
solle  für  die  Nation  wie  für  die  Arbeiter, 
die  Regelung  der  Betriebsbedingungen 
eine  nach  Ort  und  Zeit,  vor  allem  aber 
nach  Berufsgrupfien  durchaus  verschiedene 
nein  müsse  —  eine  Aufgabe,  die  der  Staat 
mit  seinen  >rohen,  gewoltthätigen ,  ohne 
sorgfältige  Prüfung«  der  konkreten  Fälle  ver- 
hängten Reglements  auch  nicht  annähernd 
zu  lösen  vermöge. 

Sein  Widerstreben  gegen  legislatives  Schab- 
lonisieren  erstreckte  sich  selbst  auf  Vorschriften, 
Toa  denen  er  eine  Mehrung  der  Produktions- 
kosten nicht  wohl  befürchten  konnte;  so  be- 
kämpfte er  die  Idee  der  obligatorischen  Ein- 
führung der  Arbeiteransachüsse.  Dagegen  wies 
er  andererseits  keineswegs  alle  die  MassnalimeD, 
die  man  anter  dem  Worte  „Arbeiterschutz"  zu- 
sammenzufassen pflegt,  zurück.  Das  Eingreifen 
des  Staates  zum  Zweck  der  Beschaffung  ge- 
sunder imd  gefahrloser  Arbeitsränme  wurde  von 
ihm  gebilligt  nnd  gleicherweise  die  Teilnahme 
der  Behörden  an  der  OrganisatioD  des  Arbeits- 
nachweis wesens  . 

•Nur  auf  der  Ba.'^is  korporativer  Asso- 


ciationen« Uessen  sich  die  meisten  der  Ziel& 
die  die  Vorkämpfer  der  Aibeiterechntzge- 
setzgebung  wistrebten,  der  Verwirklichung 
naher  bringen.  Nur  durch  Verhandeln  des 
Staates  mit  jeder  einzelnen  der  korporativ 
oi^nisierten  Berufsgmppen  sei  festzustellen, 
wie  weit  jede  ^in  Konzessionen  den  Staats- 
zwecken gegenüber  gehen  könne,  ohne  Zu- 
schuss*. 

Mit  den  ■> Associationen!  hatte  er  die  Be- 
mfsgenossenschaften  im  Auge;  diese,  zu- 
nächst nur  für  gewisse  Erwerbszweige  ins 
Leben  gerufen,  sollten  allmählich  auf  deren 
Gesamtheit  sich  erstrecken  und  zu  Selbst- 
verwaltimgskörpem  grossen  Stils  emporwach- 
sen, die  alle  wirtschaftlichen  Interessen 
der  ihnen  an  gehörigen  Cnteniehmer  wie 
Arbeiter  in  rationeUer  Form  befriedigen 
würden. 

Zunächst  nur  Organe  der  Unfallverräehe- 
ning,  sollten  sie  auch  die  Alters-  und  In- 
validitätsversichenmg  zugewiesen  erhalten 
(s,  0.)  and  wie  die  Arheiten'ersiehenmg  so 
den  Arbeiterschutz  pflegen,  da  sie  in  der 
Lage  seien,  die  betreffenden  Bestimmungen 
gemäss  den  besonderen  Bedürfnissen  und 
Kräften  der  einzelnen  Berufsgruppen  zu 
differenzieren  und  gemäss  der  jeweiligen 
Konjunktur  zu  variieren. 

Der  Kanzler  meinte,  daas  die  Bemfsge- 
nossen Schäften  aus  eigenem  Antrieb  dazu  kom- 
men würden,  Schntzvorschriften  zu  erlassen. 

„Die  Solidaritit  der  Interessen,  die  wir  in 
den  Korporationen  erstreben,  kann  dahin  wirken, 
dass  die  Kräfte,  die  der  Arbeitgeber  zu  ver- 
wenden hat,  mehr  als  bisher  gescSont  werden." 
„Namentlich  wenn  wir  .  .  .  znr  Altersversor- 
KODg  kommen,  Uegt  es  im  Interesse  der  ge- 
samten Korporationen,  die  Behandlung  des  Ar- 
beiters .  .  .  bei  allen  Mitgliedern  der  Korporation 
so  eingerichtet  zu  sehen,  dass  das  Bedtirfois  der 
Altersversorgung  nicht  zu  früh  emtritt"  [9.  Ja- 
nuar 1882). 

Vielleicht  ■würde,  trotz  seiner  entschie- 
denen Neigung,  die  Fragen  des  Arbeitor- 
schutzes  im  We^^e  der  korporativen  Selbst- 
verwaltung erledigt  zu  sehen,  der  Kanzler 
das,  wie  er  meinte,  grosse  Risico  staatlicher 
Gesetzgebung  auf  sich  genommen  haben, 
falls  ihm  Sicherheit  dafür  geboten  worden 
wäre,  dass  die  übrigen  mit  Deutschland  auf 
dem  Weltmarkt  konkurrierenden  Völker 
ihre  Industrie  gleich  schweren  und  gleich 
rigoros  durchgrfOhrtea  Besi'hränkungen  un- 
terwerfen wifiden.  Aber  diese  Bedingung 
hielt  er  für  imerfflllbar. 

Staatliche  Regnliening  der  Maximalarbeita- 
zeit  z.  B.  sei  für  Dentschland  dann  diskutabel, 
wenn  wir  —  analog  dem  Weltpostverein  — 
„einen  Weltarbeitstagsverein  herstellen  konnten, 
zugleich  mit  einem  Weltlohnsatz vereine,  der 
Amerika,  England,  und  alle  Länder  umfasste, 
die  Industrie  haben",  nnd  femer  auch  „die 
Gewähr  gegel)en  würde,  dass  (kein  Staat)  sich. 
anterstände  ...  im  Interesse  der  Konkurrenz 
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Ton  diesem  Satxe  im  mindesten  abzuweichen. 
Dasa  dies  nicht  mUglich  ist  in  der  Welt,  in 
der  wir  leben,  das  werden  Sie  mir  zugeben." 

Er  slauhe  nicht,  doss,  wenn  Deutschland 
allein  sicQ  auf  diese  Bahn  begebe,  auch  nur  ein 
einziger  unserer  Nachbarn  nachfolgen  wUrde. 
Und  —  selbst  wenn  dies  der  Fall  wäre  —  nicht 
fiberall  werde  „das  Befolgen  der  Gesetze  so 
genau  überwacht  wie  bei  uns"  und  werde  da- 
mit die  deutsche  Industrie  in  ihrer  Konkurrenz- 
fähigkeit bedroht  werden. 

DieKaiHerlichenArbeiterschutz- 
erlasse;  Fall  des  Sozialistenge- 
setzeEi;  Entlassung  des  Eanzlcrs. 

Elnde  Januar  1890  gab  der  Kanzler  da.« 
Handelsministerium  ab,  wolfhes  er  zehn 
Jahre  vorher  übernommen  hatte,  um  nicht 
■wiederj  wie  zur  Zeit  Itzenplitz'  (s.  o.)  dim.'h 
den  Wideraprueh  des  preussischen  Eessort^ 
chefs  in  der  Verfolgung  seiner  sozialpoliti- 
schen Pläne  gehemmt  zu  werden. 

Dass  er  jetzt  von  diesem  Posten  zurDck- 
trat,  geschah  wolil  einuial  deshalb,  weil  er, 
nachdem  das  Alters-  und  Invaliditätsver- 
sicherungsgesetz  zur  Verabschiedung  gelangt 
war,  das  durch  die  Kaiserliche  BotschÄ 
vom  17.  November  1881  der  Sozialreforni 
gesteckte  Ziel  erreicht  sah. 

Zweitens  aber  deslialb,  "weil  im  Schosse 
der  Kegierui^  lleinungsverschiedenheiten 
betreffs  des  Arbeiterschutzes  hervorgetreten 
waren.  Während  er  an  der  Ueberzeugung 
festhielt,  dass  dies  Problem  seine  Lösung 
durch  »die  freie  Initiative  der  Beteiligten« 
finden  müsse  und  findeu  werde,  so  dingte 
der  junge  Kaiser  auf  energisches  staatliches 
Eingreifen,  Der  Kanzler  war  aber  vi-eder 
gesonnen,  diesen  neuen  Kurs  zu  steuern, 
noch  hielt  er  zunächst  die  Differenz  für 
■wichtig  genug,  um  ihi-etwiDen  aus  der 
Stellung  de»  leitenden  Staatsmannes  zu 
scheiden. 

In  der  Presse  wurde  die  Veränderung  im 
Himdelsministerium  vielfach  dahin  gedeutet, 
dass  >in  den  Arbeitei'schutzfi-ageu  die  preus- 
sische  Stimme  im  Bundesrat  künftig  im  Sinne 
einer  aktiveren  Politik  al^geben  wei'deu 
sollea.  "Wenige  Tage  darauf,  am  4.  Febr.  1890, 
erhielt  diese  Pkwiosc  ihre  Bestätigung  durch 
zwei  Kaiserliche  Kundgebungen.  In  einem  an 
den  Heiöhskan zier  gerichteten  Erlass  hiess  es, 
dasB  den  Bestrebungen  zur  Verbesserung  der 
Lage  der  deutschen  Arbeiter  Grenzen  gezogen 
seien  „dorch  die  Notwendigkeit,  die  deutsche 
Industrie  auf  dem  Weltmarkt  konkurrenzfähig 
zu  erhalten" ;  die  hierin  begründeten  Schwierig- 
keiten Hessen  sich  „wenn  nicht  Überwinden,  so 
doch  abschwächen''  nur  durch  internationale 
Verständigung. 

Es  seien  daher  die  Be^eningen  der 
tibrigen  Industriestaaten  zu  einer  Konferenz 
aufzufordern  „behufs  internationaler  Verstän- 
digung über  die  MQglichkeit,  denjenigen  Be- 
dürfnissen und  Wünschen  der  Arbeiter  ent- 
gegenzukommen, welche  in  den  Ausständen  der 


letzten    Jahre    nnd  anderweit    zn   Tage  ge< 

treten  sind". 

Stand  ^hon  der  Inhalt  dieses  Eriassefi 
mit  den  Anschauungen  des  Kanzlers  nicht 
in  vollem  Einklang,  so  noch  weniger  der 
Inhalt  des  zweiton,  an  den  Handel smioister 
und  den  Mini.ster  der  ÖffenÜichen  Arbeiten 
gerichteten. 

Hier  wurde  es  als  „Xaige.he  der  Staats- 
gewalt" bezeichnet,  „die  Zeit,  die  Daner  nnd 
die  Art  der  Arbeit  so  zu  regeln,  dass  die 
Erhaltung  der  Gesundheit,  die  l^bote  der  Sitt- 
lichkeit, die  wirtschaftlichen  BedürMsse  der 
Arbeiter  and  ihr  Anspruch  auf  gesetzliche 
Gleichberechtigung  gewahrt  bleiben";  femer 
seien  „gesetzliche  Bestimmungen  über  die 
Tormen  in  Aussicht  zu  nehmen,  in  denen  die 
Arbeiter  durch  Vertreter,  welche  ihr  Vertrauen 
besitzen^  an  der  Regelung  gemeinsamer  Ange- 
legenheiten beteiligt  una  znr  WahmehmuDg 
ihrer  Interessen  bei  Verhandlungen  mit  den 
Arbeitgebern  und  mit  den  Organen  ihrer  Re- 
gierung befähigt  werden," 

Die  Erlasse  waren  ohne  G^enzeichnung 
des  Kanzlers  ergangen.  Bismarck  hatte  es 
lür  gefährlich  gehalten,  »kurz  ^-or  den 
Wahlen  diesen  Zündstoff  in  die  Oeffentlich- 
keit  zu  geben«,  hatte  vorausgesehen,  daA« 
diese  Kundgebungen  der  sozialdemoki^- 
schen  Agitation  zu  gute  kommen  würden, 
die  sie  »als  eine  Niederlage  des  Kanzlei-s<, 
der  der  Arbelterschutz^setzgebung  stets 
wderstrebt  hatte,  »als  einen  Sieg  der  Sozial- 
demokratie« feiern  würde.  Bei  der  damaligen 
ianerpolitischen  Konjunktur  konnten,  nach 
seiner  Meinung,  die  Erlasse  nur  verwirrend 
wirken,  mussten,  unter  dem  frischen  Ein- 
druck der  grossen  Strikes  von  1889,  »als 
ein  Paktieren  mit  der  Begehrlichkeit  der 
Arbeiter«  erscheinen,  durch  welches  >niüht 
zur  Sicherung  des  sozialen  Friedens  zu  ge- 
langen sei«. 

Ond,  was  den  Plan  der  internationalen 
Konferenz  anlangt,  so  war  seine  Ansicht 
nach  wie  vor  die,  dass  staatliche  Arbeiter- 
schutzgesetze nur  unter  der  Bedingung  inter- 
nationaler Verständigung  diskutabel  seien, 
diese  aber  eine  »Hlusion«,  da  »jeder  Staat 
doch  schliesslich  für  die  Interessen  seiner 
Industrie  stehe«,  kein  Staat  sich  zu  binden- 
den Abmachungen  herbeilassen  werde. 

Wenn  der  Kanzler,  obgleich  er  die  Ver- 
5ffenthchung  der  Erlasse  für  einen  schiveren 
pohtischen  Fehler  erachtete ,  obgleich  er, 
mit  Recht,  von  der  völligen  Ei^bnislosig- 
keit  der  Konferenz  überzeugt  war,  dem 
Willen  des  Herrschers  wich  und  nur  eine 
von  der  ursprünglichen  Fassung  ab- 
weichende, »gemilderte«  Redaktion  der  Er- 
lasse durchsetzte,  so  hatte  dies  seinen  Grund 
darin,  dass  er  hoffte,  es  würden  die  Be- 
ratungen des  Staatsrats  —  der  unter  dem  - 
Vorsitz  des  Kaisers  zur  Vorbesprechung  der 
der  Konferenz  zu  unterbreitenden  Vorschlage 
zusammentreten  sollte  —  wie  der  Konferenz 


»eine  gewsse  Herainung  des  humanen,  ar- 
beiterfreiindlichen  Elans  seines  Herm<.  zur 
Folge  haben,  »Wasi^er  in  den  Wein«  g;iessen. 

Er  wollte,  nachdem  ihm  selbst  nicht  ee- 
lungon  war,  den  Monarchen  tou  der  Be- 
denkliubkeit  der  geplanten  Massregelo  zu 
üborzeugen,  den  \ei-SHL'h  maclieQ,  »durch 
andere  Personen  und  Instanzen*  —  die  das 
Vertrauen  des  Monarchen  in  der  fraglichen 
Angelegenheit  mehr  besässen  als  er,  der 
»infolge  seiner  Äntecedentien  oder  aus 
vorgefasster  Meinung  als  parteiisch»  ange- 
sehen werde  —  seine  abweichende  Meinung 
der   Krone  gegenüber  vertreten  zu  lassen. 

Die  Berufung  dieser  Beratuugsiu stanzen 
entsprach  allerdings  dem  Zwecke  nicht.  Der 
Staatsrat  billigte  die  Erlasse.  Die  »ganze 
Konferenz«  bat  der  Kanzler  später  als  ^eine 
einzige  Phraseologiei^  gekennzeichnet;  »nie- 
mand hatte  den  Mut  zu  widersprechen  und 
auf  die  Gefahren  aufmerksam  zu  machen  >. 

Ende  März  1890  erschien  ein  Artikel  im 
s  Reich  san  Zeiger ■■,  in  dem  gesagt  wurde,  dass 
auch  die  Lohnfrage  geregelt  wei'den  solle 
—  allerdings  werde  »vornehmlich,  von  den 
Arbeitgebern  »das  Mögliche  und  Erforder- 
liche« geschehen  mUesen.  »Die  Gesell- 
fichaft  —  so  lautete  der  Schluss  —  gleicht 
einer  Wage  in  der  Hand  des  Mo- 
narchenj  er  muss  bald  hier,  bald  dort  ein 
Gewicht  hinzuftlgen  oder  entfernen,  um  die 
Schwankungen  zu  beseitigen  und  so  die 
Harmonie,  wenn  sie  einmal  gestört  ist, 
wiederhcrz  «stellen « . 

Ks  ist  kaum  zu  bezweifeln,  dass  diese 
Ausführungen  des  offiziösen  Blattes  die 
sozialpolitische  Doktrin  des  Kaisers  wieder- 
gaben: bezüglich  einer  der  wichtigsten 
Fr^en  der  inneren  Politik  waltete  eine  tief- 
greifende Meinungsverschiedenheit  zwischen 
ihm  und  dem  Kanzler,  der  von  dem  Können 
und  Sollen  der  staatlicnen  Gewalt  in  sozialen 
Dingen  so  viel  geringer  dachte. 

Zufolge  dieser  Differenz  —  zu  der  aller- 
dings, worauf  hier  nicht  eingegwigen  wei'den 
kann,  noch  andere  hinzutraten  ~  wurde 
die  Trennung  von  Kaiser  und  Kanzler  eine 
traurige  Notwendigkeit  (März  1S90). 

Inwiefern  die  Frage  dea  Sozial iBtengesetKea 
dazu  b«igetre«eD  hat,  die  Klnft  zn  erweit^m, 
entzieht  sich  neut«  noch  der  Beulte ilnng'. 

Nachdem  der  Entwurf  vom  Oktolier  1889, 
welcher  auf  eine  Verschärfung  der  bisherigen 
BeBtimmungen  abzielte,  durch  die  Eommiuions- 
beschlUEse  beträchtlich  abgeschwächt  worden 
war  and  noch  weitere  Korrekturen  in  gleicher 
Richtung  seitens  der  Beicbsteigainehrheit  er- 
&hreD  hatte,  verlautete,  diu6  der  Kaiser  glaube, 
der  „Kracke"  dieses  Qesetzes  für  künftig 
Btcht  mehr  zu  bedürfen,  die  WafFen,  die  daa 
gemeine  Strofrecht  zur  Befaämpfung  der  Bozial- 
revßlntioufiren  Agitation  biete,  für  ausreichend 
halte;  der  Kanzler  dagegen  sei  nicht  gewillt, 
auf  das  Gesetz  zu  verzichten,  sondern  habe 
empfohlen,  dasselbe  trotz  der  milderea  Fassung 


zu  acceptieren,  selbst  ohne  den  Answeisnngs- 
paragTSphen. 

Da  dieser  Paragraph  aoch  in  der  dritten 
Lesung  abgelehnt    wurde,    stimmten   aber  die 


Seitens  der  „Harobnrger  Nachrichten"  wur- 
den sie  später  für  diesen  Ausgang  verantwort- 
lich gemacht;  jedoch  hatte  der  Kanzler  damals, 
obwohl  er  von  dem  Führer  der  Partei  um 
eine  Direktive  ersucht  worden  war,  nicht«  ge- 
than,  deren  verneinende  Abstimmung  zn  ver- 
hindern —  hatte  so  operiert,  als  ob  er,  wie  der 
Kaiser,  meinte,  die  „Krücke"  sei  Überflüssig, 

Sollte  er  hier  eine  ahnliche  Taktik  bemlgt 
haben  wie  in  der  Frage  der  Erlasse,  d.  h,  der 
Auffassung  des  Kaisera  im  Moment  nachzugeben, 
um  ihn  binnen  kurzem  von  deren  Fehlerhaftig- 
keit zu  überzeugen  —  dadurch  nämlich,  dass, 
gemäss  seiner  Voraassicht,  „die  Aufhebung  des 
Gesetzes  rasch  zu  einer  revolutionären  Erhehung 
der  Sozialdemokratie  führen  werde"  (SchmoUer)? 
Sollte  er  die  Umstimmnng  des  Monarchen,  wie 
dort  durch  die  „Beratungsins tanzen",  hier  durch 
die  Thatsachen  haben  erwirken  wollen? 

Dies  ist  behauptet  worden,  aber,  wie  ich 
glaube .  auf  Grund  unznlänglichen  Beweis- 
materials, mit  Unrecht. 

Ende  1898  hat  H.  v.  Helldorf,  der  1890  der 
Führer  der  Konservativen  war,  es  für  eine 
Unwahrheit    erklärt ,     dass    er    der    Fraktion 

f;esagt  habe;  der  Kanzler  „wünsche  die  Ab- 
ehnung  der  Vorlage,  wenn  die  Auaweianngs- 
befugnis  falle" ;  und  für  eine  „wiltkiltliche 
Kombination",  dass  er  selbst  „in  der  Spekulation 
auf  Strassenkarapf,  mindestens  auf  ganz  radikale 
Reichstags  wählen  eine  Politik  des  Pessimismus 
empfohlen"  habe,  d,  h.  empfohlen  habe,  die 
Vorlage  scheitern  zu  lassen  auf  Grund  jener  auch 
dem  Kanzler  imputierten  „Spekulation". 

Der  Kanzler  wünschte  die  Annahme.    Dass 
er  davon  abstand,  die  Fraktion  in  diesem  Sinne 
zu  beeinflnsseu,  erklärt  sich,  m.  A.  n.,   einfach 
darans,  dass  er,  wenn  ihm  anch  die  Aufrecht- 
erhaltung  des  Sozialistengesetzes,  selbst  ohne 
Ans  weis  ungsbefugnia,  richtiger  dünkte  als  die 
Beseitigung,  doch  anf  das  Zustandekommen  der 
derart  abgeschwächten  Vorlage   nicht  so   viel 
Gewicht  legte,   um  dem  Kaiser  auch  in  dieser 
Frage  entgegenzutreten,  die  Zahl  der  contro- 
veraea  Punkte  zu  vermehren. 
Litteratnr;  H.  v.  Poachlnger,  Fürst  BUmarck 
alt  ['oitiiPirt,  S  Bilnde,  18S9—91.  —  Bettelbe, 
Prtiuien   im  Bundetlage   lSSl—1359,   4   Bända, 
183i~IS84.     —    Iteraelbe,     AkUmtäeke     jur 
Wi^Uch(^fltpolüih    det    Fünten  Bimtark,  t  Bde. 
—  Deraelbe,   Bitmnrck-PoneJeiiiUii,  3  Bat.  — 
S.   Kohl,    Politucbe    Stden    det    FBrtten    BU- 
marck,   IS  Bde.    —    H.    S(wm,     Dat    deuUehe 
Beick  lur  Zeit  Bitmarekt,  189S.  —  J.  Pen*ler, 
Filnt  Bitmarek  naeh  feiner  Enüaeiung,  S  Bde., 
1898.  —  H.  V.  KaUkateln,    Da*  Stetem  BU- 
marck (VifrteijahruchTiJl  f.  Voüeiaimchaft,  Pi>li- 
tik  «.  KvÜurgachicfUe,   Jahry.  XXVIL).  —  G, 
Sehmoiler,    Briefe    aber    Bimareki    voUairirl- 
iclinfUiehe  und  lotiaipolilitclie  Steüung  und  Be- 
deutung   (Soiiale  iVaru,    Jahrg.    1398).    —    M. 
Biermer,   PXirtt  Bttmarck  aU    VoUciwirt,    1399. 
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Blanc,  Jean  Joseph  Louis, 

geh.  am  28.  X.  1813  in  Madrid,  gest.  am  16,  Xn, 
1662  in  Cannes.  Nach  Vollendung  seiner  Stndien 
nahm  Blanc  1832  eine  EanslehrerBtelle  bei 
einem  Fabrikanten  in  Ärraa  an;  1831  siedelte 
er  nach  Paris  über,  wo  er  1839  die  Honatschrift 
„ReTtte  de  progrfes  politique,  social  et  litteraire" 
als  Organ  für  die  in  ihren  Forderungen  am 
vei  testen  TorgeschrittenenDemokcatengTÜnilete. 
Seine  berilhmte  Schrift:  „Organisation  dn  tra- 
Tau"  (b.  unten),  welche  zuerst  in  diesem  Blatte 
Terüffentlicht  wurde,  sowie  seine  publizistische 
und  oratorische  Thätiffkeit  für  die  Emancipa- 
tion  der  arbeitenden  Klassen  verschafft«  ihn 
eine  Popularität,  der  er  nach  Ausbruch  der 
FebniarreTolution  von  1848  seine  Wahl  zum 
Mitglied  der  provisorisch en  B«gierung  ver- 
daniLte.  Statt  ihn  aber  an  die  Spitze  eines  am 
28.  II.  von  den  Pariser  Arbeitern  stürmisch 
begehrten  „Ministere  dn  travail"  zu  setzen, 
ütertmg  man  Blanc  die  Prisidentscbaft  einer 
Stndienkommission,  die  in  Lnxerabourg  tagte, 
der  aber  weder  administrative  Vollmachten 
noch  ein  Budget  zur  Verfügung  standen,  den 
nach  Bianca  Vorschlägen  formulierten  Entwurf 
zur  Organisation  der  üffentlicben  Arbeiten  zur 
Ausführung  zu  bringen.  Die  „Ateliers  natio- 
naui"  [vgl.  Art.  „NationalwerkstHtten"  ira 
Handwörterb.  der  Staatsw.,  I.  Aufl.,  Bd.  V, 
S.  Bff.),  für  deren  verpfuschte  Anlage  und  ver- 
schwenderische, 7,2  Hülionen  vergeudende  Ver- 
waltung Blanc  verantwortlich  gemacht  wurde, 
waren  Veranstaltungen  seiner  Feinde  Marie 
nnd  Marrast,  welche  Blancs  Arbeit^raposteltum 
und  den  Sozialismus  diskreditieren  wollten  [vgl. 
hierüber  Blanc,  Pages  d'hiatoire  de  la  Rivolu- 
tion  de  tfivrier  18*8  (Paris  1^  die  Kap.  4—9 
und  14—16,  ferner  Thomas,  Histoire  des  at«- 
liers  nationaus  (.Paris  1848)].  Am  26.  VIII. 
1848  floh  Blanc  vor  einer  ihm  drohenden  Unter- 
snchung  wegen  seiner  (unerwiesen  gebliebenen) 
Beteiligung  an  dem  Elubbiatenaufstand  V.  lö.  V. 
1848  nach  Belgien,  lieas  sich  gegen  1854  in  Lon- 
don nieder  und  kehrte  1870  nach  Paris  znrllck, 
wo  er  der  Commune  gegenüber,  deren  anar- 
chistischer Charakter  ihn  zurückstiess.  eine  voU- 
hammene  Neutralität  beobachtete.  Blanc  war 
ein  radikaler  Sosialist,  aber  kein  Anhänger  des 
Kommnn  iamus . 

Die  Quintessenz  von  Blancs  sozialdemokra- 
tischen Refnrmprojekten  bildet  die  dem  sozia- 
listischen Zuknnftsstaat  imputierte  Mission,  als 
Selbstproduzent  jede  andere  private  Konkurrenz 
lahm  zu  legen.  Auf  Grundla^  dieser  Utopie 
soll  ein  Netz  znknnftastaatlicher  Produktiv- 
asaociationen  sich  über  das  Land  verbreiten, 
welche  die  von  Privaten  geleiteten  industriellen 
Koopemtivgesellscbaften ,  weil  konkttrrenzon- 
ftthig,  der  sozialistischen  Oberleitung  zufuhren 
sollen.  Die  Sozial isierong  des  Indus triesystems 
hat  das  von  der  Oberleitung  verbürgte  Recht 
anf  Arbeit  nnd  deren  Fürsorge  für  stete  Ar- 
beitagelegenheit  znr  Voranseetzung.  Blanc  ist 
ein  Verteidiger  des  Rechts  anf  Existenz  und 
ein  Gegner  des  arbeitslosen  Einkommens,  insbe- 
sondere des  Kapitalzinses,  dessen  Beseitigung 
er  der  Machtvollkommenheit  des  sozialistischen 
Genossenschaftswesens  ttberläast.  Blanc  be- 
bandelt den  Arbeiter  als  kommunistischen 
Kollektivhegriff,  wenn  er  dnrch  Proklamiernng 


der  „6qnivalence  dea  fonctions"  anordnet,  dass 
die  Arbeitserzeoguisse  gleicher  Zeitdaner  jedem 
Arbeiter  den  gleichen  Lohn  eintragen  sollen; 
andererseits  durchbricht  er,  im  woitlthnenden 
Gegensatze  zu  allen  sozialistiBch-kommiuiiati- 
Bchen  VerfassnnKBsystemen  seit  Platos  Zeiten, 
die  jede  individuelle  Selbsttlndigkeit  vemieh- 
tende  Sivelliernngstyrannei  dnri^  die  Bestim- 
mung, dass  jedem  Arbeiter  das  freie  Recht  der 
Verfügnng  ttber  den  Ertrag  seiner  Arbeit  sn- 
ateben  soll. 

Das  ganze  II.  Bach  der  „Organisation  der 
Arbeit"  ist  der  Landwirtschaft  ^widmet,  deren 
Prosperität  Blanc  für  Frankreich  nur  bei  An- 
wendung des  genossenachaftlicben  Grossbetziebea 
garantiert,  der  die  individualistischen  Eigen- 
tums verhK  tu  iase  auflöst  und  an  ihre  Stelle  das 
Kollektiveigentum  setzt.  Als  Bevölkenm^ 
theoretiker  zählt  Blanc  zu  den  wenigen  Sozia- 
listen ,  die  mit  dem  Kern  der  Mfuthuslehre 
übereinstimmen. 

Von  seineu  zahlreichen  Schriften  seien  ge- 
nannt: Organisation  du  travail,  i8B9 ;  dasseTbe 
9.  ii.,  ISöOj  dasselbe,  deutsch.  Nordhausen 
1647;  dasselbe,  deutsch  von  Bob.  Prager,  Berlin 
1899.  —  Histoire  des  dix  ans,  1830—1840, 
5  Bde..  1841-1844;  dasselbe,  14.  M.,  2  Bde., 
1879—1681;  dasselbe,  deutsch  von  Buhl,  5  Bde., 
Berlin  1844,  nnd  von  Fink,  5  Bde.,  2  Aufl., 
Leipzig  1847.  (Verdient  von  seineu  zeitge- 
schichtlichen Werken  die  grOaste  Beachtnng, 
da  in  der  Schilderung  der  sozialen  ZnstSna« 
der  damaligen  Zeit  der  Schlüssel  zu  der  Er- 
hitterung  gegeben  ist,  mit  welcher  sich  im 
Stuimjahre  1848  die  Erhebung  des  vierten 
Standes,  insbesondere  in  den  Arbeiteraufständen 
vom  Hai  und  Juni  in  Paris,  vollzog.)  —  Le 
socialisme.  Droit  au  travail.  Bipouse  ä  X. 
Thiers,  1848:  dasselbe,  deutsch,  Breslau  1849; 
dasselbe,  englisch,  London  1848.  —  La  R£voln- 
tion  dn  f^vrier  an  Lniembourg,  1848.  —  His- 
toire de  la  Revolution  francaise,  12  Bde.,  1847 
bis  1862;  dasselbe,  2.^.,  1864—1870.  —  Pages 
d'histoire  de  la  Revolution  de  ffivrier  1848, 
1850;  dasselbe,  deutsch,  Quedlinburg  1860.  — 
.ippel  aui  honnStes  gens.  Quelques  pages 
d'histoire  contemporaine,  1849.  —  R^v^lations 
historiqnes,  on  reponse  an  livre  de  Lord 
Normanb;,  intitnlä:  A  vear  of  revointion  in 
Paris,  2  Bde.,  Brüssel  'I8ö9.  —  L'Etat  et 
la  commune,  1865.  —  Histoire  de  la  Revo- 
lution de  1848,  2  Bde.,  1870.  —  Dil  ans 
de  l'histoire  d'Angleterre ,  10  Bde.,  1679 
bis  1881.  —  Discours  politiqnes  (1847  &  1881) 
1882.  ^-  Histoire  de  la  Constitution  dn  25 
fevrier  1875,  1883. 

Vgl.  über  Blanc:  L.  Fancher,  Da  syatöm« 
de  Louis  Blanc  ou  le  travail,  I'association  et 
l'impöt,  1848.  —  Clement,  Des  nouvelles  idtes 
de  reforme  industrielle  et  en  particulier  da 
projet  d 'Organisation  du  travail  de  Lonis  Blanc, 
1848.  —  Louis  Blanc,  in  der  -Gegenwart", 
IV.  Bd.,  Leipzig  1850.  —  Ch.  Rohm,  Lonis 
Blanc,  sa  Tie  et  ses  ceuvres,  Paris  1861.  —  D. 
Stern,  Histoire  de  la  Revolution  de  1848,  3  Bde., 
1801 — 18Ö3.  —  E.  de  Hireconrt,  Louis  Blanc, 
1858.  ~  Hipp.  CastiUe,  Louia  Blanc,  1869.  — 
Ludwig  Elster,  Jean  Joseph  Loois  Blanc  im 
Handw.  d.  Staataw.,  L  Aufl.  IL  Bd.  S.  643ff., 
Jena  1891.  —  0.  Warschauer,  Geschichte  de« 
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Sonalüiniis  und   Kommnnismiu  im  19.   Jahr- 
hundert, Abt.  ni  1    Lonis   Blase,  Berlin  1896. 
UpperL 


Blanqnl,  Adolphe  J^röme, 

.eeb.  am  21.  XI.  179»  zn  Nizza,  war  1833  Pro- 
FeaHor  der  politischen  Oekonomie  am  Conaerratoire 
dea  arts  et«,  in  Paris  und  itarh  daselbst,  als 
lütflied  d«r  Academie  des  sdences  (seit  1838) 
»m  28. 1. 18&4.  Er  stand  dem  SaintSimooiamnB 
nahe  nad  war  Mitarbeiter  am  ,,Prodncteur". 

Seine  Histoire  de  l'iconomie  politique  etc. 
(e.  n.)  hat  als  Erstlingswerk  anf  diesem  Qebiete 
seine  nnbestreitbaren  Verdienste.  Die  Darstel- 
Innff  beginnt  mit  der  vorchristlichen  Zeit  nnd 
nmusat  in  grossen  Zügen  die  Wirtschaftsge- 
schichte der  alten  Völker  und  diejenige  Europas 
bu  za  Ende  des  16.  Jahrhunderts.  Die  uatioaai- 
Ckonomi«che  Entwickelun^  der  neueren  Zeit  be- 
schränkt üch  bei  Bianqni  auf  Frankreich,  Eng- 
land nnd  Italien.  Ein  tieferes  Eingehen  auf 
diejenigen  Lehren  der  grossen  NationalBkonomen, 
'  welche  für  die  Entwickelnng  der  Wissenschaft 
b«dentnugBToll  geworden  sind,  sucht  man  frei- 
lich bei  ihm  Tergebens.  Im  AuJFtrage  der  Pariser 
Akademie  der  Wissenschalten  bereiste  Bianqni 
zur  Erforschong  der  sozialen  ZustSnde  der 
1848er  ArbeiterbevBlkenmg  Frankreichs  dessen 
industriereichste  Provinzen  und  beantwortet  nun 
auf  Seit«  197  ff.  seiner  „Classea  ouvri^res  en 
France"  ^s.  u.)  die  von  der  Akademie  antge- 
stellten  sieben  Fragen.  Diese  „reponses"  ent- 
halten wenig  Erfreulichee.  sie  bestStigen  nur 
das  Elend  der  Arbeiterbevälkerung,  die  mangel- 
hafte Erziehung  der  Arbeiterkinder  und  das 
Bekehren  der  Arbeiter  nach  Abhilfe  der  Arbeits- 
losigkeit und  nach  Alters  versorgnng ,  was  sie 
beides  durch  Staatsintervention  zu  erreichen 
hoffen. 

Ans  dem  zustandssehildeniden  Teile  des 
Buches  gewinnt  man  die  Ueberzengung ,  dass 
die  Zeit  —  mitten  im  Revolntion^ahre  —  znr 
Veranstaltong  einer  solchen  Enquete  nicht  un- 
günstiger gewählt  Bern  konnte.  Da  die  In- 
dustrie schwer  damiederlag,  krankes  auch 
Blanquis  Berichte  Über  die  Industries tlitten 
usd  -betriebe  an  grosser  Dürftigkeit,  so  ver- 
üCTenUicht  er  z.  B.  nur  ein  einziges  Arbeiter- 
hndfet,  nSmlich  das  einer  verheirateten  Snitzen- 
macnerin  in  Lille.  Zuletzt,  kurz  vor  Beginn 
seiner  „reponses",  entpuppt  sich  Blanqui  als 
Freihändler,  schiebt  alle  Schnld  au  dem  Elend 
der  Zeit  auf  das  Restriktionssystem,  plsdiert  für 
Beseitigung  der  Zollschranken  und  Monopole. 

Von  seinen  volkswirtschaftiichen  Schriften 
genilgt  es,  nnr  die  zwei  oben  erw&huten  hier 
anfzufQhren :  Hist«ire  de  l'^conomie  politique 
en  Europe,  depnis  leg  anciens  jusqu'ä  nos  iours, 
suivie  dnne  bibliographie  raisonn^e  etc.,  Paris 
(1838);  dasselbe,  4.  Aufl.  2  Bde.  1860;  dasselbe, 
5.  Anfl.  2  Bde.  1879;  dasselbe,  deutsch  von  F. 
J.  Bnes,  2  Bde.,  Karlsruhe  1840—41;  dasselbe, 
englisch  von  E.  J.  Leonard,  New-York  1880.  ~ 
Les  classes  onvriires  en  France  pendant  l'annee 
1848.  2  Bändchen  (mit  dnrchgehendet  Faginie- 
rung),  Paris  1849. 

Vgl,  über  Blanqui:  Coijnelin  et  Guillaumin, 
IKctionnaire  d'^conomie  politique,  Bd.  I,  Paris 


1864,  S.  181  f.  —  Kante,  Geschichtliche  Ent- 
wickelung  der  NationalUkonomik ,  Wien  18G0, 
S.  673.  —  Say  et  Chaüley,  Dictionnaire  d'ico- 
nomie  polit,  Bd.  I,  Paris  1891,  8.  197.  — 
L.  Elster,  A.  J.  Bianqni,  H.  d.  St.  1.  Aufl.  Bd. 
II,  8.  644;45.  Uppett. 


Pneet-' 
2.  I.  1* 


Blaoqni,  Louiä  Augnste, 

Bruder  des  vorigen,  geb.  am  T.  IL  1806  zn 
" t-Tb6niers  [Seealpen),  gwt  zu  Paris  am 

.  1881. 

Seit  seiner  ersten  Verhaftung  als  Revolu- 
tionär der  That  (am  12.  V.  1839)  bis  1879  brachte 
Blanqui  S7  Jahre  seines  Lebens  im  Kerker  n, 
wegen  Verschwörung  ge^n  die  Staatsgewalt 
und  wegen  aktiver  Beteiligung  an  verschie- 
denen Ementen,  zuletzt  1871  i^  Q^^  amnes- 
tiertes) Hitglied  der  Commnne.  Dieser  fana- 
tische franzSsisohe  Kommunist  wurde  Gründer 
der  nach  ihm  genannten  jakobinischen  Gruppe 
der  Btanqnisten,  welche  u.  a.  Eweimal,  in  der 
Londoner  Konferenz  der  Internationale  vom 
27.  IX.  1871  nnd  auf  dem  Haaeer  Kongress  von 
1872  den  vergeblichen  Versuch  machte,  unter- 
stützt von  den  Gruppen  der  Autonomisten  und 
Baknniaten,  die  Diktatur  des  von  Mars  be- 
taemchtan  Geaeralrates   der  Internationale  %a 


Suppression  de  la  censcription ,  enseignement 
militaire  de  lajennesae,  arm^e  nationale  sMen- 
taire,  Paris  1880,  nnd  das  posthume  Werk: 
Crittqne  sociale,  2  Bde.,  Paris  1886  (I.  Capital 
et  travaü.    II.  Fragments  et  notes). 

Er  erUndete  und  redigiert«  du  radikale 
Blatt;  „La  patrie  en  danger",  Paris  1871. 


Blaaenstener,  Blagenzins 

s.  Branutweinsteuer. 


.Bergbau,  spec.III.Bci'gbaustatietik 
oben  Bd.  H  S.  561  ff. 


Blenck,  K.  J.  Emil, 

geb.  am  22.  XU.  1832  in  Magdeburg,  wurde 
im  Jahre  1857  zum  Aualiultator  beim  Berliner 
Stadtgericht,  1869  zum  Kamine rgerichtsrefe- 
rendar  ernannt  und  1864—1867  als  Regiemngs- 
assessor  dem  kgl.  preuss,  Statist.  Burean  über- 
wiesen. Nachdem  er  kurze  Zeit  bei  dem  Ober- 
Präsidium  und  der  Regierung  zu  Potsdam  beschäf- 
tigt gewesen  war,  trat  er  im  Jahre  1669  abermals 
in  das  genannte  Bureau,  und  zwar  jetzt  als 
etatsmässiger  Hilfsarbeiter,  ein.  Später  zum 
Mitglied  des  statistischen  Bureaus,  zum  Ver- 
treter des  Direktors  und  zum  Hitglied  der 
Statist.  Centralkommission  ernannt,  wurde  ihm 


Blenck— Bünde  nnd  Bliadenanetalten  (Rechtliche  VerhSltni^e) 


noch  Ernst  Engpels  [s.  ä.)  Rücktritt  iin  Jahre 
1682  die  Leitnug  des  Bureaas,  zunächst  ver- 
tretangsweise,  und  seit  April  1883  definitiT 
abertrwen.  In  dieser  Stetlang  wurde  er  1888 
Kam  Oheimen  OberregierangBrat  faefSrdert. 
Auch  iat  Blenck  Mitglied  des  Centr&ldirektti- 
riDuiB  der  Vennesaungen. 

Seit  186Ö  iin  den  Arbeiten  des  Btatiat. 
BnreanB  beteiligt,  ist  er  seit  1882  Herausgeber 
B&nitlieher  Veröffentlichungen  des  ietateren. 
Von  lahlreiclien  Bacherbesprechongen,  Sekro- 
logen  hervorragender  Volkswirte  und  Statis- 
tiker etc.  abgesehen,  hat  er  alljährlich  die 
„Kalendermaterialien",  deren  üeform  nach  An{- 
hehnng  der  Kalenderstempelatener  er  dnrch- 
ffthrte  und  deren  populäre  Mitteilungen  er 
durch  Btatiatische  Beiträge  bereichert,  bearbeitet ; 


TerOffentlicht: 

Jahrgang  1866:  Die  Pariser  Weltindustrie- 
ansatellnng  im  Jahre  1S6T;  1870:  Das  prenasi- 
Bohe  Ealenderwesen  und  die  neueste  Uiage- 
Btaltnng  des  amtlichen  Ealendennaterials ;  eben- 
da: Die  Finanzlage  der  franzHsiscben  Gemeinden 
unter  dem  Kaiserreich  in  den  Jahren  1862  und 
1866;  1871:  Beitrtlge  znr  prensaischen  Staats- 
nnd  Kommnnalfinanzstatigtik ;  ebenda:  Die 
städtischen  und  ländlichen  Kommunaleinheiten 
des  preussischen  Staates  und  ihre  Gruppiening 
nach  der  Einwohnerzahl;  1877:  Die  ThBtigkeit 
der  itatis tischen  Centralkommisaion  in  den 
Jahren  1874—1877;  1880:  Die  Gehaltsverhältr 
nisse   der   hGhereo   Gemeindebeamten    in    den 

Ireussischen  Stadtgemeinden  mit  mehr  als 
OOOÜ  Einwohnern,  —  ein  Beitrag  zur  Statistik 
de«  Preises  der  Arbeit  im  nreussischen  Ge- 
meindedienste ;  1882:  Die  Ergebnisse  derVolks- 
Eählung  vom  1.  Sil.  1880;  I^:  Die  Entwicke- 
Inng  der  Eisenbahnen  im  Deutschen  Reiche 
nnd  in  Deutsch -Oesterreich ;  1885:  Das  k^l. 
prenss.  Statist.  Bnrean  beim  Eintritt  in  sein 
neuntes  Jahrzehnt ;  1886 :  Die  sogenannten 
trans^rtablen  schmalspurigen  Industrie-  und 
Peldeisenbahnen  in  Preussen;  1887:  Die  ge- 
schicbtliche  Entwickelung ,  die  gegenwttrDge 
Lage  und  die  Zukunft  der  Stenographie;  1888: 
Die  Volkszählung  vom  1.  XII.  1885  und  deren 
endglUtige  Ergebnisse;  1897:  Das  kgl.  statis- 
tische Bureau  während  der  Jahre  lSl5— 1896. 
Die  1885  auch  in  Buchform  erschienene 
Schrift:  „Das  kgl,  prenss,  statist.  Bureau  beim 
Eintritt  in  sein  neuntes  Jahrzehnt",  in  das 
Französische  übersetzt  von  Leon  Caubert  (Genf 
und  Paris  1887)  kleidet  sich  in  das  bescheidene 
Aeussere  einer  Jubiläum sschrift,  ist  in  der  That 
aber  ein  höchst  wertvolles  theoretisch-praktisches 
Lehrbuch  der  Statistik.  Ueber  die  ebentalls  in 
Buchform  erschienene ,  die  Jahre  1885 — 1896 
behandelnde  Schrift,  worin  das  Bestreben  des 
Verfassers  ein  erschöpfendes  Bild  der  Weiter- 
entwickelung der  preussischen  Centralsteile, 
innerhalb  des  bezeichneten  Zeitraums  zu  geben, 
„in  vorzüglicher  Weise  erreicht  ist",  urteilt 
Q.  V.  Ma;r  weiter,  „dass  sie  fttr  alle,  die  in  der 
amtlichen  Statistik  thätig  sind,  waren  oder  sein 
werden,  einen  hohen  Wert  habe". 


Blinde  nnd  Blindenanstalten. 


I.  Rechtliche  Veriiältnisae, 
1.  Eechtliche  SteUung  der  Blinden.    2.  Ver- 
sorgungsanstalten  für  Blinde.     3.  Erziehnngs- 
und  ünterrichtsanstalten  für  Blinde. 

1,  Rechtliche  SteUnng  der  BUndei. 

Nadi  dem  Rechte  des  Mitt^aiter«  waren  die 

Blinden,  inabesondere  die  Blindgeborenen, 
vielfach  in  ihrer  fiechtefähigkeit  gemindert, 
wie  denn  aoch  altfriesischem  Rechte  der 
Blinde  sogar  bei  lebendigem  Leibe  beerbt 
ward  und  nur  auf  Lebensunterhalt  einen 
Anepruch  gegen  seine  Verwandten  hatte. 
Nach  deutschem  Lehnrocht  (Sachsenspiegel 
I,  4)  konnte  ein  Blindgeborener  nicht  erben, 
und  wenn  auch  dieser  Gnindsatz  später  in 
Deutschland  durch  das  eindringende  lom- 
bardische Lehnrecht  verdrängt  ward,  so  er^ 
hielt  er  sich  doch  bei  Reichslehen,  und  fOr 
die  Kurfarstentamer  ward  durch  die  Qoldene 
Bulle  von  1356  (c.  25  g  3)  bestimmt,  dass 
alle  Personen,  welche  an  einem  ibmosus  et 
notahilis  defectus  leiden,  also  auch  Blinde 
von  der  Succession  ausgeschlossen  seien. 
Infolgedessen  konnteti  zur  Zeit  des  alten 
Deutschen  Reichs  unheilbar  Blinde  als  le- 
gierungsunfahig  nicht  zur  Thronfolge  ge- 
langen. Nach  den  meisten  neueren  Yer- 
fOESungen  bildet  im  Gegensatz  hierzu  Blind- 
heit, wie  geistiges  oder  körperliches  Ge- 
brechen überhaupt,  keinen  GiTind  der  Aub- 
achliesaung  von  der  Thronfolge  (Preussen, 
Verfesaung  Art  56,  Baj-ern,  Tit  11  §  9  u.  ff-, 
Württemberg,  §  71,  Achsen,  §  9,  Hessen- 
Darmstadt,  §  5  etc.).  Blindheit  allein  wird 
auch  nicht  als  Grund  zur  Anordnung  ^er 
Begenischaft  zu  betrachten  sein,  wie  denn 
auch  1851  der  unheilbar  blinde  KönigGeorgV. 
von  Hannover  die  Regienuig  übernommen 
hat  —  Mit  der  Heception  des  römischen 
Rechts  sind  alle  privat-  imd  öffenÜ  ichrecht- 
lichen Beschränkungen  der  Rechtsfähigkeit 
der  Blinden  beseitigt  worden.  Auch  die 
Sätze  des  rßmischen  Rechts,  dass  Blinde 
keine  r)ffeiitlichen  Aemter  erhalten  und  nidit 
als  Stellvertreter  im  gerichtlichen  Verfahren 
auftreten  können  (L.  1  §  5  D,  3,  1),  haben 
im  heutigen  Rechte  keine  Geltung  mehr. 
Blinde,  sofern  sie  nicht  unter  Vormund- 
schaft stehen,  erleiden  «ach  heutigem  Recht 
weder  in  privatrochthchen  noch  in  Öffent- 
Kchrechtlichen  Verhältnissen  eine  Minderung 
der  Eechtetähipkeit.  Dagegen  ist  nach 
katholischem  Kirchenrecht  Blindheit  (nach 
einer  verbreiteten  Ansicht  sogar  schon  Blind- 
heit auf  dem  linken,  dem  sogenannten  kano- 
nischen Auge)  ein  Hindercis  für  den  Empfang 
yäe  für  die  Ausübung  der  geistlichen  'Weihen 
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Blinde  und  Blindenanstalten  (Bechtliehe  Yerhältuisge) 


{sogenannte  Iiregtilaritas  ex  defectu  cor- 
poris). 

Zum  Schlitze  der  Blinden  ge^en  Betrug 
und  Uebervorteiliing  hat  das  rßnusche  Recht 

die  Vorschrift  gegeben,  dass  beim  Testa- 
ment eines  BiLaden  nicht  bloss  sieben 
Zeugen,  wie  bei  den  Testamenten  im  all- 
gemeinen, sondern  ausserdem  noch  ein 
Kotar,  und  wenn  ein  solcher  nicht  zu  er- 
langen ist,  noch  ein  achter  Zeuee  zugezogen, 
und  dass  Zeugen  und  Tfotar  mit  dem  Iimalt 
des  letzten  WiÜens  bekannt  gemacht  werden 
müssen  (7gl.  Windscheid,  Pandekten  III 
§  543).  Auch  die  neueren  Gesetzbücher 
geben  für  die  Errichtung  von  Testamenten 
durch  Blinde  besondere  Toischriften,  um 
jeden  Missbrauch  und  Betrug  auszuschliessen 
(Preussen,  Allg.  Landrecht  1, 12,  §  113  u.  ff. ; 
Oesterreich,  Büigerl,  (iesetzb.  §  580,  Sachsen, 
Büreerl.  Gesetzb.  §  2071,  Code  civil  Art,  977). 
Nac£  dem  Freussiachen  Allgemeinen 
Landrecht  bedurften  sogar  alle  von  Blindeu 
abgeschlossenen,  Bchrifthchen  Vertrage  zu 
ihrer  Geltung  der  gerichtlichen  Aufnahme 
(I,  5,  §  171),  und  nach  der  Allgemeinen  Ge- 
richtsordnung von  1794  (II,  3,  g  8)  bedurfte 
jeder  Blinde  zum  AhachluBS  eines  gericht- 
lichen oder  notariellen  Vertrags  eines  Bei- 
standes, der  ihm  zur  Seite  stehen  und  ihn 
miterstützen  sollte,  wenn  er  auch  an  dessen 
Genehmigung  nicht  gebunden  war. 

Das  BürgerlioDe  Gesetzbuch  hat 
dagegen  die  Vorschrift  für  ausreichend  er- 
achtet ,  dass  Personen ,  die  Geschriebenes 
nicht  zu  lesen  vermögen,  Testamente  nur 
durch  mündliche  Erklärung  errichten  können. 
Die  Errichtung  erfolgt  dann  vor  einem  Richter 
oder  Notar,  doch  muss  der  Richter  den  Ge- 
richtsBchreiber  oder  zwei  Zeugen,  der  Notar 
einen  zweiten  Notar  oder  zwei  Zeugen 
hinzuziehen.  Im  Protokoü  muss  festgestellt 
werden,  dass  der  Erblasser  erklärt  hat,  nicht 
schreibeu  zu  können  (§  2233,  g  2238  Abs.  2, 
g  2242  Abs.  2).  Dieselben  Vorechrifien 
gelten  für  den  Abschluss  eines  Erbvertrags 
(§  2276)  sowie  für  die  gerichtliche  und 
notarielle  Beurkundung  eines  jeden  Rechts- 
geschäftes sowohl  unter  Lebenden  alB  auch 
von  Todeswegen  (Reich^setz  über  die  frei- 
willige Gerichtsbarkeit  v.  17.  Mai  1898 
§  1Ü8,  §  177). 

Ein  Blinder  bedarf  wegen  seines  Ge- 
brechens allein  keines  Vormundes,  da  er, 
soweit  dies  erforderlich  erscheint,  selbst 
einen  Stell  Vertreter  sich  bestellen  kann.  So 
ist  auch  die  Blindheit  nach  römiächem  und 
gemeinem  Recht  für  Anordnung  einer  Vor- 
mundschaft kein  genügender  Grund.  Ebenso 
nach  französischem  Recht  (Code  civil  Art. 
489)  und  dem  österreichischen  bürgerlichen 
Gesetzbuch  (§  275).  Andere  Gesetze  haben 
dagegen  die  Bestellung  einer  Vorm undscliaft 
für  Blinde  fOi*  zulässig  erklärt,  wenn  diese 


durch  ihr  Gebrechen  an  der  Besorgung  ihrer 
Rechlsangelegenheiten  gehindert  sind  und 
die  VormimdschaftsbehOrde  deshalb  die  An- 
ordnung einer  Vormundschaft  für  notwendig 
erachtet  (Preussen,  Vormundschaftsordnung 
V.  5.  Juli  1875,  §  81,  Sachsen,  G.  v.  20. 
Februar  1882,  g  4).  Während  nach  den 
Preussischeu  und  Sächsischen  Gesetzen  dem 
Blinden  auch  gegen  seinen  Willen  ein  Vo]> 
mund  gegeben  werden  konnte,  bestimmt  das 
Bürgerliche  Gesetzbucn,  dass  einem 
Blinden,  wenn  er  infolge  seines  Oebreohens 
seine  Angelegenlieiten  nicht  zu  besorgen  ver- 
mag, ein  Pf  leger  bestellt  werden  lumn,  aber 
nur  mit  seiner  Ein wilhgung.  Auch  kann  die 
Pflegschaft  nur  für  einzelne  seiner  Ange- 
l^enheiten  oder  einen  bestimmten  Ereis 
semer  Angelegenheiten,  insbesondere  seine 
VermSgensangelegenheiten  bestellt  werden 
(§  1910).  Vgl.  den  Art.  Vormundschaft 
und  Pflegschaft. 

2.  Versorgangflanstalton  för  BUnde. 
Durch  alle  diese  Rechtssätze  sollen  die 
Blinden  nur  gegen  Nachteile  im  Vermflgens- 
verkehr  geschützt  werden.  Ebenso  wichtig 
ist  es  aber,  daas  die  armen  Blinden  versorgt 
und  dass  die  jugendlichen  Blinden  erzwen 
und  unterrichtet  werden.  DieBlinden,dieder 
Armut  verfallen  sind,  müssen  von  der  Offent- 
hchen  Armenpflege  Übernommen  werden  (e. 
Art.  Armenwesen).  Besondere  Versor^ 
gungsanstalten  ftlr  erwachsene  Blinde 
giebt  es  nur  in  geringer  Anzahl.  Im  Mittel- 
alter fanden  sie,  wenn  ihnen  das  Glück 
wohlwollte,  in  den  Spitälern  Aufnahme,  wie 
denn  in  vielen  Spit&lordnungen  ihrer  ganz 
besonders  Ei-wähnung  geschieht  Nur  in 
Paris  war  schon  im  12.  Jahrhundert  eine 
besondere  Versorgungsanstalt  für  Blinde  ge- 
stiftet worden,  welche  Ludwig  IX.  (der 
Heihge)  mit  einer  Jahrearente  von  20  Pariser 
Pfund  ausstattete.  Daraus  ist  die  noch  heute 
immer  wiederholte  Legende  entstanden,  dass 
Ludwig  der  Heilige  ein  Blindenspital  für 
300  Ritter  gegi-üntlet  habe,  welche  ihn  auf 
seinem  ersten  Kreiizzng  begleitet  hätten  und 
im  Orient  der  Augen  bei-aubt  worden  seien. 
In  dem  Spital  fanden  300  Bhnde  Aufnahme, 
daher  der  noch  heute  bestehende  Name 
Hospice  des  Quinze-Vingts.  Im  Jahre  1790 
wurde  die  Anstalt  vom  Staate  übernommen. 
Di^Bgcn  war  das  1331  gegründete  Elsing- 
Spital  zu  Ijondon,  das  nach  einer  ebenfalls 
immer  wiederholten  Legende  ein  Blinden- 
spital gewesen  sein  soll,  nur  ein  Spital,  in 
dem  Blinde  neben  anderen  Kranken  und 
Eleuden  Aufnahme  fanden  (Stiftungsurkmide 
in  Jlonaat  Anglicon  1661  II,  462  sqq.).  In 
einzelnen  grösseren  Städten,  wie  Frank- 
furt a.  M.,  bUdeteu  die  armen  Blinden, 
dereu  Zahl  eine  sehr  grosse  gewesen  zu 
sein  scheint,  mit  den  Lähmen  eine  Brüder- 
schaft (vgl.  Bücher,  Bevölkerung  von  l'rank- 
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fürt  a.  U.  im  14  und  15.  Jahrhundert 
S.  209 ff.;  Kriegk,  Bfli^rtnm  im  Mitlel- 
ilter  S.  132).  Auch  gegenwärtig  giebt  es 
nur  weDige  Veraorgungsanstalten ,  die  auB- 
achliesslicih  zur  Aufnahme  von  erwachsenen 
Blinden  bestiniint  sind.  In  der  That  ist  ein 
Bedürfnis  zur  Errichtung  besonderer  An- 
stalten für  erwachsene  Blinde  nicht  vor- 
handen. Für  die  Blinden  selbst  ist  es  besser, 
in  Vereorgungsanstalten  mit  Sehenden  zu- 
aammea  zu  leben,  sofern  sie  nicht  in  ihrer 
Eamilie  verpflegt  werden   können.     Es    ist 

■  Aufgabe  der  AnstaltsTOrwaltung,  durch  eine 
humane  und  barmherzige  Behandlung  ihnen 
das  doppelt  schwere  bchicksal  der  Blind- 
heit und  Armut  zu  mddern. 

In  Preusaen  sind  die  Laudannenver- 
bande  verpflichtet,  für  Bewahrung,  Kur  und 
Pflege  der  hüfsbedürftigon  Blinden,  soweit 
sie  der  Anstaltspüeg«  bedürfen,  in  geeigneteu 
Anstalten  Füreorge  zu  treffen.  Die  allge- 
meinen Yerwaltnugskosten  der  Anstalt  und 
die  Kosten  der  Beerdigung  hat  der  Land- 
armenverband allein  zu  b^en.  Dagegen 
ist  er  berechtigt,  Ersatz  der  sonstigen  Kosten 
für  die  Verpflegung  der  ortsarmen  Bhnden 
von  dem  Ortearmenverband  zu  verlangen, 
dem  indessen  der  Kreis,  dem  der  Ortsarmen- 
verband  angehört,  mindestens  zwei  Drittel 
-dieser  Kosten  als  Beihilfe  zu  gewähren  hat 
(G.  T.  11.  Juli  1891.    VgL   Art    Armen- 

Msetzgebung  in  Deutschland  oben 
.  I  S.  1086).  In  Oldenburg  liegt  den 
Landesverbänden  als  den  Landarmenver- 
b&nden  die  Fürsorge  für  die  Blinden  ob 
(Gtemeindeordnung  v.  15.  April  1873  Art. 
85),  und  im  Herzogtiun  Anhalt  hat  der 
landarmen  verband  eine  Blindenerziehungs- 
anstalt  zu  unterhalten  (G.  v.  29.  Juni  1871 

■  §  23).  In  Württemberg  (G.  v.  17.  April 
1873  Art.  21)  und  Hessen  (G.  v.  14.  JuU 
1871  Art.  5}  sind  die  Landarmenverbände 
befugt,  die  Kosten  der  öffentlichen  Armen- 
pfl^e,  welche  die  Fürsorge  für  Blinde  ver- 
ursacht^ nnmitt^bar  zu  übernehmen. 

8.  Ei^elmn^-  und  Unt«rricht9aii- 
8talt«nffir Blinde.  Besonderer Fürsoi^  und 
besonderer  Anstalten  bedürfen  die  heran- 
wachsenden Blinden.  Wie  der  Abbö  de 
l'Epöe   der   Begründer   des  Taubstummen- 

■  Unterrichts  ist,  so  ist  der  Schreiblehrer 
Valentin  Haüy  der  Begründer  des  Blinden- 
unlerrichts  uud  der  Wonlthäter  der  Blinden. 
Im  Jahre  1778  gründete  er  mit  Privahmter- 
stützung  in  Paris  eine  kleine  Anstalt,  die 
dann  1784  vom  Staate  übernommen  und 
erweitert  wurde.  Sie  besteht  heute  noch. 
Im  Jahre  1806  ward  Haüy  von  Kaiser 
Alexander  I.  von  Eussland  nach  Petersburg 
berufen  und  auf  der  Durchreise  durch  Berlin 
veranlasste  er  König  Friedrich  Wilhelm  III., 
eine  Blinde neraiehungsanstalt  zu  gründen. 
Diese  künigtiche  Blindenanstalt,  die  im  Jaliie 


1879  nach  St^litz  bei  Berlin  veri^  wurde, 
ist  zu  einer  Idusteranstalt  für  Preussen,  ja 
für  ganz  Deutschland  geworden.  Die  meisten 
anderen  Blindenanstalten  Freussena  sind  von 
Privaten  «ad  Vereinen  gegründet  worden 
Tmd  haben  dann  aus  öffentlichen  Mitteln 
Unterstützung  erhalten.  Sie  sind  jetzt  zum 
grössten  Teil  von  den  Provinzialveriiinden 
übernommen  worden.  Auch  sind  die  Pro- 
vtnzial verbände  berechtigt,  Provinzialblinden- 
anstalten   zu   errichten   und   zu   verwalten. 

gbtationsgesetz  v.  8.  Juli  1875  §  4  Zift4; 
rovjnzialordnimg  §  120  Ziff.  2.)  Privat- 
stiftungen sind  nur  die  Blindenanstalten  in 
Breslau  und  Frankfurt  a.  M.  geblieben.  Alle 
diese  Anstalten  sind  Internate,  in  welchen 
die  Zöglii^  Wohnung  und  Verpflegung, 
Unternoit  und  Erziehung  erhalten.  Die 
Wohlhabenden  müssen  em  Jahresgeld  be- 
zahlen, die  Armen  ertialten  Freistellen  oder 
das  Jahresgeld  muBs  von  dem  unterstützungs- 
pflichtigen Armenverbande  bezfüilt  werden. 
Doch  ist  die  Zahl  der  Blindenanstalten  für 
das  Bedürfnis  nicht  ausreichend  (s.  den 
folgenden  Artikel).  Blinde  Kinder  in  schul- 
pfhchtigem  Alter,  die  in  einer  Blindenan- 
stalt nicht  Aufnahme  gefunden  haben,  müssen 
die  allgemeinen  Schulen  besuchen  oder  hJlus- 
hohen  Unterricht  erhalten.  Sie  sind  T(Hi 
der  Schulpflicht  nicht  ausgenonmien  (Re- 
skript des  Ministei«  für  geistliche  und  ünter- 
richtsangelegenheiten  v,  14.  Janiiar  1861). 
Die  Stadt  Berlin  hat  deshalb  im  Jahre  1879 
für  solche  blinde  Kinder,  die  nicht  in  einer 
Anstalt  untergebracht  sind,  eine  Blinden- 
schule g^^ründet  und  damit  1883  eine 
'  BlindenfortbildungBSchule  verbunden.  Die 
staatliche  Schulaufsicht  über  die  Öffentlichen 
Blindenanstalten  sowie  Über  die  Privat- 
anstalten, bei  denen  dies  der  Minister  für 
zweckmassig  erachtet,  ist  dnrch  königlichen 
Erlass  v.  27.  Juli  1885  den  Provinzialschid- 
koUegien  übertragen  worden,  —  In  den 
anderen  deutschen  Staaten  sind  die  Blinden- 
erziehungsanstalten  meist  Staatsanstalten,  so 
die  in  Mönchen,  Dresden,  Ilvesheim  (Baden), 
Friedbei^  (Hessen),  Neukloster  (Mecklenburg- 
Schwerin),  Weimar.  Ereisanstalt  ist  die  zu 
Wflrzbui^,  stadtisch  die  zu  Leiprig.  In 
wenig  empfehlenswerter  Weise  ist  in  Weimar 
die  Bhndenanstalt  mit  der  Taubstummen- 
anstalt vereinigt.  Dagegen  ist  die  Erweite- 
rung der  Blindenanstalten  durch  Errichtung 
von  FortbUdungs-  und  Beachaftigungsschulen 
für  Blinde,  £e  das  schulpflichtige  Alter 
vollendet  haben ,  eine  ausserordenUich  em- 
pfehlenswerte Einrichtung.  Schon  jetzt  be- 
stehen solche  Schulen  in  Steglitz,  Beriin, 
Brombei^,  Frankfurt  a.  M.,  Mönchen,  Dresden, 
Leipzig,  Ilvesheim.  In  ihnen  erlernen  die 
Blinden  die  für  sie  geeigneten  Handarbeiten 
(Strohflechterei,  Verfertigen  von  Sieh-  und 
Eorbwaren,  Teppichen  etc.),  um  dadurt^  die 
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Fähigkeit  zn  er^-erben,  durch  ihrer  Häiide 
Arbeit  -wenigstens  einen  Teil  ihres  Lebens- 
unterhaltes sich  zn  verschaffen. 

Edgar  Loenlng. 


II.  Statistisches. 


1.  Statistik  der  Blinden.  Blindheit  be- 
zeichnet den  vollioramenen  Mangel  des  Seh- 
verra^QB,  Als  Blinde  werden  our  solche 
Personen  gezählt,  welche  auf  beiden  Äuger. 
<ler  Sehkraft  beraubt  sind ;  mitunter  sind  je- 
doch auch  solche,  welche  zwai-  Gegenstände 
wahrzunehmen,  diese  aber  nicht  zu  unter- 
scheiden verm^en,  als  Blinde  gezahlt  woiden. 
Blindheit  kommt  bei  mäauhchen  Personen 
häufiger  als  bei  weiblichen,  im  hohen  Norden 
sowie  in  den  Tropen  und  subtropischen  Län- 
dern häufiger  als  m  Mittel-  und  Südeuropa  so- 
wie anderen  Ländern  der  gemässigten  Zone 
vor.  Die  Häufigkeit  des  Vorkommene  dieses 
Oebrechens  steigt  nach  englischen  Beobach- 
tungen mit  zunehmendem  Alter  in  der- 
selben "Weise  vie  die  Sterblichkeit.  Nach 
französischen  Beobaditungen  ist  die  Zahl 
der  Einäugigen  doppelt  so  gross  als  die  der 
Blinden.  Blindheit  kann  angeboren  sein, 
ist  jedoch  in  den  weitaus  meisten  Fällen 
«rst  nach  der  Geburt,  namentlich  in  den 
ersten  Tagen  nach  derselben,  erworben;  sie 
ist  heilbar,  wenn  die  ihr  zu  Grunde  liegende 
anatomische  Störung  beseitigt  werden  kann, 
wie  dies  z,  B.  beim  grauen  Star  in  neuerer 
Zeit  häufig  gelingt.  Angeboi-ene  Blindheit 
beruht  in  der  Ke^l  auf  Bildungshemmung 
des  Auges  und  seiner  Häute;  doch  treffen 
diese  Hemmungen  selten  beide  Augen.  Da- 
gwen  erblinden  viele  Kinder  bald  nach  der 
Geburt  auf  beiden  Augen  infolge  der  Augen- 
entzündung der  Neugeborenen,  durch  welche 
oft  das  Sehvermögen  völlig  zerstört  wurd. 
Blindheit  ans  cerebraler  Ursache  ist  in  der 
Regel  unheilbar.  Tinter  Handwerkern,  welche 
eidi  schnellen  und  starken  Einwirkimgen 
des  Lichtes  aussetzen,  z.  B.  in  Schraelz- 
hütten,  oder  bei  künstlicher  Beleuchtung 
arbeiten,  kommen  Blinde  häufig  vor.  In 
neuerer  Zeit  ist  das  Gebrechen  der  Blind- 
heit weniger  verbreitet  als  ehedem,  und 
namentlich  A.v.  Gräfes  bahnbrechende  Thätig- 
keit  auf  dem  Gebiete  der  Augenheilkunde 
imd  die  durch  ihn  veranlasste  Errichtung 
besonderer  Lehre tühle  für  Augenheilkunde 
haben  hierin  in  den  Kulturlänaem  Wandel 
geschaffen. 

Die  Abnahme  trifft  beide  Geschlechter 
und  namentlich  die  jüngeren  Altersklassen; 
sie  wird  dadurch  veranlasst,  dass  infolge 
4er  Fortsehritte    der  Augenheilkunde   viel 
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weniger  Fälle  von  Erblindung  durch  Blen- 
norrhoea  neonatorum  vorkommen  als  in 
früherer  Zeit.  Nach  Prof.  Magnus,  welcher 
3204  in  64  Blinden-Ünterrichtaan stallen  be- 
findliche Blinde  untersuchte,  entstand  tei 
Personen  im  Alter  von  1 — 20  Jahren  die 
Blindheit:  bei  17,19%  vor  der  Geburt,  bei 
23,50  "/o  infolge  von  Bleunorrlioea  neona- 
tonim,  bei  9,58  ".'o  sonst  durch  idiopathische 
Erkrankung  der  Augen,  bei  S.löO/o  durch 
äussere  Verletzungen ,  bei  33,17  "/o  durch 
Allgemein erkrankungen,  bei  S^tö^lo  aus  im- 
bekaimter  Ursache.  Wahrscheinlich  entfällt 
auf  Blennorrhoea  neonatorum  mehr  als  '.* 
aller  Blinden.  In  früherer  Zeit  erbündeten 
in  Preussen  auch  mehr  Kinder  infoige  von 
Pocken  als  gegenwärtig.  Nach  Katz,  welcher 
810  BHnde  im  Regierungsbezirke  Düsseldorf 
untersuchte,  war  bei  20  die  Blindheit  au- 
geboren, hei  41  durch  Blennorrhoea  neona- 
torum, bei  171  durch  ägyptische  Augen- 
krankheit oder  Blennorrhoea,  bei  122  durch 
Entzündung  der  Hornhaut,  bei  125  durch 
Entzündung  der  Ader-  und  Regenbogenhaut, 
bei  89  durch  ^nen  Star,  bei  35  durch 
grünen  Star,  bei  126  durch  schwarzen  Star, 
bei  81  durch  Verletzungen  entstanden.  Noch 
Cohn  in  Breslau  war  die  Ursache  der  Ü- 
blindung  in  19,4  */o  durch  unheilbare  Enmk- 
heitsprozesse,  in  25,5  "/o  dimdi  Voigänge, 
bei  denen  sie  vielleidit,  und  in  55,1"/«  der 
Fälle  durch  Ursachen,  bei  welchen  sie  mit 
Gewissheit  bei  rechtzeitigem  Eingreifen  hätte 
vermieden  werden  können,  veranlasst.  In 
vielen  Fällen  wird  Blindheit  durch  Kui-z- 
siehtigkeit  herbeigeführt,  und  diese  steigt 
bei  den  Schülern  von  Klasse  zu  Klasse, 
auch  ist  sie  in  den  höheren  Lehranstalten 
weit  häufiger  als  in  den  niederen.  Cohn  unter- 
suchte die  Äugen  von  etwa  10000  Schülern 
Schlesiens  und  fand  in  5  Dorfschulen  5,2  %, 
in  2t>  Elementarschulen  14,7  %,  in  2  Mittel- 
schulen 19,2  "/o,  in  2  höheren  Töchterschulen 
21,9  "/o,  in  2  RealgjTunasien  24,1%  und  in 
2  G.\nnnasieD  31,7  °<o  Kurzsichtige  vor.  Die 
Verteilung  der  Blinden  nach  dem  Alter 
lässt  sich  für  Preussen  der  folgenden  Ta- 
belle entnehmen.    Es  waren  blind: 

im  Älter 
von  Jahren 

0 — 5  13  ij  9  7 
5-10  20  17  15  M 
10—15  32  30  36  20 
15—20  41  31  36  25 
20-30  45  35  39  3° 
30— 4Ü  69  54  55  41 
40—50  106  87  94  61 
50-60  178  157  162  iiS 
60—70  301  292  a66  219 
überTO  765  830  615  630 
In  allen  Altersstufen  und  bei  beiden  Ge- 
schlechtern ist  hiemach  die  Blindheit  in 
neuester  Zeit  seltener  geworden. 
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Nach  den   prenesiBchen  Beobachtungen 
RelaDgen  in  nenerer  Zeit  meiir  Bliade  tia 
früherfain  zur  Eheschliessung.   Toa  je  1000 
Blinden  jedeB  Oeschlechts  'waren 
sn  Ende    verheiratet  Terwitwet    ^eKhivden 
dei  Jahres     in.      w.        m.      w.        m.      w. 
1871        366     319      163    315        5        6 
1680       399     198      168    351        4        3 
1895       413     193      16s    349       4        4 
Bei  den  Juden  kommt  Blindheit  hfiafiffer 
vor  als  bei  der  evangGdischen   und  katho- 
lischen Bevölkerung,  wie  auch  in  anderen 
Lftndem  mehrfach  beobachtet  worden  ist; 
aber  der  DnterBchied  iat  weitauB  geringer 
als  bei  den  Gebrechen  der  Taubetummheit 
nnd  Geisteskrankheit.    In  Prevraeen  waren 
von  je  100000  männlichen  bezw.  weiblichen 
Pereonen  der  genannten  Bekenntnisgruppen 
blind 

am  1.  Dez.  1880    am  2.  Des.  1886 

BvatigeU«he      83  81  ja  63 

Katholiken         86  83  70  63 

Jnden  134  96  100  66 

Bei  der  ffucb^n  Bevölkerung  kommt 
Blindheit  erheblich  häufiger  vor  als  bei  der 
weissen.  Der  Census  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  ergab,  dass  von  je  100000 
Personen  bhnd  waren 

im  bei  der  weissen        bei  der  farbigen 

Jahre  BevOlkernng  BevOlkemog 

1830  37,7  63,1 

1850  40,8  49,9 

1870  50,5  67,5 

1880  95,1  "3,3 

1890  78,8  94,5 

Auch  hier  zeigt  die  neueBte  Zeit  eine  Ab- 
nahme der  Blindendffer,  die  vorher  stark  zu- 
genommen hatte  und  auch  jetzt  noch  hoch  ist. 
Die  geogtaphische  Verbreitung  der  Blind- 
heit zeigt  jol^nde  Tabelle.  Ton  je  100000 
Personen  waren  blind 

Jahr  bei  der    von      von 
Qtaor  ^^    QeBamt-männl.  weibl. 

ataai  ^^_    ^^ß,,    p^^,     p^^. 

nabmekermigr  aoneu  sonen 

PreuBsen    ....  1867*  59  60  57 

1871  93  91  95 

.                          1880  83  85  8a 

1895  67  72  63 

Bayern 1871  82  82  82 

Sachsen      ....  1871  80  84  76 

Württemberg     .    .  1861"  70  77  62 

Baden 1871  ja  59  46 

Elsass-Lotbringen  .  1871  89  104  74 

Hessen 1867  73 

Oesterreich     .     .    .  1869  so 

1880  91  98  84 

1890  81  86  75 

Ungarn      ....  1870  120  128  113 

1880  133  133  133 

-                            1890  106  107  104 

Serbien 1890  129  143  115 

*)  Unvollst&adige  Aufnahme. 


Jahr 

beider 

von 

von 

Staat 

der 

Gesamt-  m&nnl.  weibL 

Auf- 

bevöl- 

Per- 

Per- 

nahme 

kemng 

sonen 

sonen 

ItaUen   .... 

.  1861 

95 

loS 

83 

1871 

105 

118 

91 

1881 

76 

8s 

67 

Schweiz.    .    .    . 

.  1870 

76 

Frankreich     .    . 

.  1866 

84 

93 

74 

1872 

84 

95 

73 

1876 

77 

85 

70 

Spaiuen     .    ,    . 

.  1860 

113 

134 

1877 

"48 

"75 

Portugal    .    .    . 

.1878 

191 

England  nnd  Wales  1871 

94 

88 

1881 

88 

95 

81 

Schottlanif     .    " 

1891 

81 

87 

75 

.  1871 

90 

93 

8? 

1881 

85 

86 

83 

1891 

69 

73 

66 

Irlaa'd    .... 

.  1871 

117 

114 

ISO 

1881 

118 

114 

123 

S^^de    '.    '. 

1891 

114 

116 

.1866 

Si 

'98 

64 

.1869 

45 

SO 

3* 

Danemark      .    . 

.1870 

70 

66 

74 

1890 

53 

53 

53 

Fiir(ter   .... 

.  18TO 

35« 

410 

293 

1890 

2S6 

354 

»23 

Island    .... 

.  1870 

360 

35" 

177 

1890 

385 

475 

303 

Norwegen  .    .    . 

.  1866 

136 

131 

i+i 

1875 

137 

135 

138 

Schweden  .    .    . 

.  1870 

81 

77 

84 

1880 

82 

78 

85 

1890 

83 

81 

84 

FmlMd     .    .    . 

.  1870 

163 

259 

1890 

156 

113 

iU 

Earop.  Bnsaland 

.  1886 

'95 

190 

3<y> 

Brit.  Nordamerika 

1871 

63 

Vereinigte  Staaten 
vonimerika  . 

1860 

40 

§ 

35 

1870 

53 

47 

„            , 

1880 

98 

i?S 

90 

Ärgentina       .    .    .  1869      303        313      191 

In  Preussen  kommt  Blindheit  am  h&u- 
figsten  vor  in  den  Provinzen  Ostpreussen, 
WestpreuBsen,  Pommern  und  Posen,  am 
BeltenBten  in  Westfalen  und  Hohenzollem, 
in  Italien  am  hAufiRBten  auf  der  Insel  Sar- 
dinien und  in  Sicuien,  am  Beltensten  im 
Pothale  und  im  Alpenlüide,  in  Busaland  am 
häufigsten  im  nördlichsten  Teile  des  Guber- 
niums  Archangel  mid  in  den  Qubemiea 
Kasan,  MohUew,  SsimbirBk,  Wjatka,  Ufa, 
Ssmolensk,  Ssamara,  Fakow,  Eostroma  imd 
Nischegorodj  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  bei  der  weiaseu  Bevölkerung  am 
häutigsten  in  New-Meiico,  Vermont,  Ten- 
nessee  imd  Korth-Carolioa,  bei  der  farbigen 
Bevölkerung  in  New-Meiico,  New-Bamp- 
shiie,  Utah  und  Minnesota. 

Zuweilen  siud  Bhnde  noch  mit  anderen 
Gebrechen  behaftet  Die  I^mittelung  in 
Preussen  hierüber  zeigt  die  folgende 
TabeUe. 


Digtizecby  Google 
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B  ohne  andere  Gebrecben     .    .    . 

ungleich  taabBtamm     .... 

„       gfeiBt«akraak  .... 

n       tanbatnnun  iLgeMtcabr. 


d  1.  Des.  1871  am  1.  Des.  1880  am  2.  Dez.  1895 

i8o4        IIS90  II 079        u«*?  10989         99*9 

9a            109  53              54  71              57 

137            169  179            158  155            is6 


fi.:6tiitiBtikderBHBdeuuifltaltcB.  Uan 

untcntiheidetBlindenveraorguiigs-uad 
BliD'd'e^utiuterrichts- Anstalten;  «rs- 
tfife  bestehen  schon  aeit  mehr  als  600  Jahren, 
letztare  ds^E^n  eist  seit  dem  Ende  des 
18.  idhidiUDdertB ,  wo  in  der  Offeatlicfaen 
Fflisocge  iOr  nicht  vollsinnige  PereODen  ein 
TßUiger  iümschwung  eingetreten  ist.  Die 
E^^hnng  blinder  Einder  ist  g^enwIMig 
danuC  jgerichtet,  dieselben  erwerbefiUiig  zu 
machen  und  dadurch  vor  Not  und  Elend  zu 
bewahvw.,  wfthrend  in  früherer  Z^t  die 
Blinden  lediglich  auf  die  private  MildthStig- 
keit  und  ^affentliche  ünteratOtzungen  ange- 
wiesen Kaoren.  Die  erste  Blindenanstalt 
wurde  in  12.  Jahrhundert  zu  Paris  er- 
lichtet  moA  erhielt  den  Namen  »Quinze 
Vingta«.  Aiehnlichc  Anstalten  geringeren 
Umuings  «Jid  nach  der  Beendigung  der 
Befreiung^iHge  auch  in  Preussen  fflr  er- 
blindete Krieger  zu  EOnigsbeiv,  Marien- 
werder, BerQn.,  Breslau  und  Mflnster  aus 
milden  BeidSgea  eingerichtet  und  geraume 
Zeit  erhaltea  worden,  ebenso  in  Grose- 
britannien  und  Holland.  Die  Blinden  werden 
in  <besen  Anstalten  mit  Handarbeiten  yer- 
Bchiedener  Art  beschäftigt,  in  einigen  auch 
in  der  Musik  «alerrichtet  Im  J^ire  1887 
ibestanden  folgea<le  Blindenanstalten 
zur  Versorgung  bezw.  Pflege  von 
Blinden.  Deutechbcd:  Berlin  mit  10 
Blinden,  Eönigswartfaa  in  SnchseD  mit  12, 
Hamburg  mit  19,  Helligenbronn,  Kiel,  Apen- 
lade,  Mderstedt,  Leipzig  mit  3  Blinden, 
WürzbuM;.  —  Oesterreißh-Ungam :  Linz  mit 
8  und  Wien  mit  9  Blinden.  —  Schweiz: 
Lausanne  mit  13  Blinden.  —  Dänemark: 
Kopenhagen  mit  57  Bünden.  —  Norwegen: 
Knstiania  mit  16  Blinden.  —  Schweden: 
Vexiö  mit  24  Blinden.  —  Bussland :  Peters- 
burg mit  54,  Eijew  mit  11,  Kamenjetz- 
Podolsk  mit  11,  Moskau  mit  170  und 
Warschau  mit  53  Blinden.  —  Niederlande: 
Amsterdam  mit  68,  S'Gravenhage  mit  13, 
Middelbu^  mit  12,  Utrecht  mit  46,  Eotter- 
dam  mit  56  Blinden.  —  Belgien:  Ghha- 
Mons  mit  73  Blinden.  —  Grossbrifannien 
mit  Irland:  Aherdeen  mit  52,  Armagh  mit 
16,  Bath  mit  12,  Belfast  mit  61,  Boltow 
mit  33,  Biadford  mit  60,  Cardifl  mit  24, 
Garhsle  mit  15,  Cheltenham  mit  27,  Cork 
mit  75,  Dublin  mit  321,  Edinbuigh  mit  178, 
Glasgow  mit  104j  Hüll  mit  13,  Leeds  mit 
33,  Leicaster   mit   25,   Limerick    mit   10, 


Liverpool  mit  192,  London  mit  1S3,  Man- 
chester mit  20,  Newcaatle  od  Tyne  mit  6„ 
Preeton  mit  17,  Sheffield  mit  48,  Stockport 
mit  18,  Sunderland  mit  38,  Swuiaea  mit 
16  und  Wolverhampton  mit  15  Blinden.  — 
Frankreich :  Marseiile  mit  32  und  Paris  mit 
2520  Blinden.  —  Itahen:  Mailand  mit  40' 
nnd  Neapel  mit  200  Blinden.  —  Vereinigte 
Staaten  von  Amerika:  Baltimore  mit  22^ 
SL  Louis  mit  5.  New-York  mit  111,  Phila- 
delphia mit  62  Blinden.  —  Australien: 
Sidjiey  mit  17  und  Adeliude  mit  18  Blinden. 
In  einigen  der  genannten  StJLdte  befinden 
sich  mehrere  derartige  Asyle,  Werkstfttten, 
Heime  oder  sonstige  Blindenversorgung»- 
Anstalten,  und  zwar  zu  Kopenhagen  2,  zu 
Petersburg  3,  zu  Moskau  3,  zu  Dublin  4, 
zu  Liverpool  3,  zn  London  7,  zu  I^uds  2, 
zu  New-York  2,  zu  Philadelphia  2  und  zu 
Sidney  2.  Ausserdem  sind  mit  einten 
Blindenuuterrichtsanstalten  Werkstatten  zur 
Beschäftigung  entlassener  ZOglinge  oder 
sonstiger  erwachsener  Blinder  verbunden. 

Die  erste  Blindenunterrichta-An- 
stalt  ist  1784  zu  Paris  von  Ytüentin  Hafly 
gegründet  worden,  dann  folgten  1806  St^- 
litz  bei  Berlin,  1807  Petersburg,  1808  Ämstei^ 
dam,  Wien  und  Stockholm,  1809  Dresden 
und  Zürich,  1811  Kopenhagen,  1812  Abei^ 
deen  und  1818  Breslau.  Im  Jahre  1887  be- 
standen folgende  Anstalten  dieser  Art,  denen 
die  Zahl  der  Z^linge,  welche  fast  sämtlich 
im  Internate  lebten,  beigefügt  ist :  Preuesen : 
Barby  a.  Elbe  85,  Berlin  (städtisch)  66, 
Breslau  116,  Bromberg  57,  Düren  153,  Frank- 
furt a.  M.  41,  Hannover  mit  2  Zweiganstalten 
162,  Kiel  72,  KSnigsbei^  i.  Pr.  65,  Königs- 
tha!  bei  Langfuhr  29,  Neu  Torney  bei  Stettin 
81,  Paderborn  44,  Soest  51,  Steglitz  bei 
Berlin  (königl.,  mit  einer  Vorsdiule,  zur 
Ausbildung  von  Blindenlehrern  bestiinmte 
Musteranstalt)  114  und  Wiesbaden  27.  — 
Uebriges  Deutschland:  Braunschweig  13, 
Dresden  mit  der  HUfsanstalt  und  Vorschule 
zu  Moritzburg  318,  Freibiiw  i.  B.  20,  Fried- 
bei^  i.  H.  26 ,  Gmünd  i.  W.  61 ,  Hambui^ 
31,  Heiligenbronn  16,  Hlzaoh  b.  Mülbausen 
42,  lilveäieim  b.  Mannheim  50,  Leipzig  17, 
München  mit  Vorschule  99,  NeuldoBter  i. 
MeckL  mit  Vorschule  39,  Nürnberg  22, 
Stuttgart  39,  Weimar  21  und  Würzbu^  19. 
—  OeBterreich-Ungam :  BrÜnn  75,  Budapest 
85,  Graz  43,  Hohe  Warte  bei  Wien  38, 
Lembeig  33,  Linz  43,  Neulerchenfeld  h.  Wien 
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19,  Prag  100,  Piirkersdorf  b.  Wien  50,  Unter- 
Döbling  b.  Wien  9.  Wieu  CS.  —  Schweiz: 
Bern  35,  Lausanne  28  und  Zürich  13.  — 
Dänemark:  Koiienhagen  1U4.  —  Norwe^n: 
Kristiania  54  und  Drontheim  50.  Im  Jahre 
,  1881  erging  ein  Gesetz,  nach  weJchem  alle 
blinden  Kinder  vom  9.  Jahre  ab  in  BÜDden- 
unterrichtB- Anstalten  ei-zogen  werden.  — 
Schweden:  Stockholm  (1  Staats-  und  1 
Privatanatalt)  75,  Ghiistinehamn  17,  l.'psala 
12.  —  Russland:  Petersburg  (3  Anstalten) 
107,  Kijew  25,  Charkow,  Revai  15,  Kasan 
15,  Kostroma  10,  Odessa,  Riga  23,  Moskau 
24,  Ufa,  Warschau  45,  Woronesch,  Helsing- 
fors  15  und  Kuopio  30.  —  Niederlande: 
Amsterdam  (mit  Vorschule)  79,  Grave  30. 

—  Belgien :  Brüssel  {2  Anstalten)  73,  Brügge 
48,  Lüttich  4  und  Maeseyck.  —  Gross- 
britannien und  Irland:  Äberdeen  15,  Bath 

14,  Belfast  24,  Birmingham  71,  Brighton  41, 
Bristol  (mit  Tagesschule)  71,  Cork  5,  Devon- 
port 20,  Dundee  63,  Edinburgh  42,  Exeter 
62,  Glasgow  (mit  Tagesschule)  1773,  Invei-- 
nesB  10,  Leeds  (mit  T^easchule)  30,  Liver- 
pool (mit  Tagesschule)  114,  London  (4  An- 
stalten) 413,  Manchester  120,  Newcastle  on 
Tyne  43,  Norwich  32,  Nottingham  82,  Ply- 
mouth  46,  Sheffield  45,  Southsea  21,  Swan- 
aea  20,  Worcester  19  und  York  71.  — 
Frankreich:  AlenQon  7,  Arras  52,  Bordeaux 
(2  Anstalten)  26,  Clemiont-Ferrand  25,  I^aon 

15,  Lamay  b.  Poitiers  26,  Lille  (2  Anstalten) 
51,  Lyon  20,  Marseille  50,  Montpellier  15, 
Nancy  62,  Paria  {4  Anstalten)  286,  St.  Mödard 
les  Soissotis  25,  Saintea  14  und  Toulouse 
86.  —  Italien :  Slailand  90,  Turin  40,  Genua 
30,  Padiia  20,  Florenz  24,  Rom  (2  Ansfalten) 
50,  Neapel  (2  Anstalten)  84,  Bologna,  Reg^o 
d'&milia,  Palermo,  Como,  Pavia  und  Assisi. 

—  Spanien:  Madrid  (2  Anstalten),  Barcelona 
(2  Anstalten),  Burgos,  Cordova,  Santiago, 
Salamanca,  Sevilla,  Taragona,  AUcante  und 
SMSgossa.  —  Griechenland:  Korfu  1.  — 
^rien:  Mehrere  Blindenschulen  sind  mit 
Waisenhäusern  verbunden.  —  Aegypten: 
Kairo  50.  —  "Vereinigte  Staaten  von  Amerika : 
Alabama  15,  Little  Bock  in  Arkansas  29, 
Berkeley  in  California  26,  Col.  Springs  in 
Colorado,  Macon  in  Georgia  47,  JacksonviUe 
in  Illinois  116,  Indianopolis  in  Indiana  110, 
Vinfon  in  Jowa  87,  Wyandotte  in  Kansas 
46,  Louisviüe  in  Kentuckj-  60,  Baton  Rouge 
in  Louisiana  26,  Baltimore  in  Maryland  66, 
Boston  in  Massachusetts  96,  Lannsing  in 
Michigan  6G,  Faribold  in  Minnesota  27,  Jack- 
son in  Mississippi  33,  St.  Louis  in  Missouri 
99,  Nebraska  City  22,  Batavia  in  New-Tork 
155,  New-York  218,  Raleigh  in  North-Caro- 
lina  (mit  Zweiganstalt  für  Farbige)  65,  Co- 
lumbus  in  Ohio  167,  Philadelphia  in  Penn- 
^Ivania  172,  Cedar  Springs  in  South-Caro- 
lina  16,  Naehville  in  Tennessee  (mit  Zweig- 
anstalt für  Farbige)  36.  Austin  in  Texas  75, 


Staunton  in  Virginia  34,  Ronney  in  West- 
Virginia  19  und  Janesville  in  Wisconsin  64. 
Die  Blindenunterrichts- An  stalten  zu  Alabama, 
Berkeley,  Faribold,  Baltimore.  Raleigh,  Cedar 
Springs,  StauQtou  und  Ronney  sind  mit 
Taubstummenanstalten   verbunden,    und   in 


bezeiehneo  die  Zahl  der  blinden  Zöglinge 
der  genannten  Anstalten.  Die  Melu-zahl  der 
nordamerikanischen  Bhndenunterrichts- An- 
stalten werden  vom  Staate  unterhalten.  ■ —  Bri- 
tisch-Nordamerika :  Montreal  in  Iiower  Ca- 
nada  44,  Halifax  in  Nova  Skotia.  Brantfort 
in  Ontario  120.  —  Mexico:  Mexico  80.  — 
Brasilien;  Rio  de  Janeiro  57.  —  Australien: 
Melbourne  104,  Sidney  (mit  einer  Bhnden- 
schule)  219,  Adelaide  (mit  einer  Taub- 
stummenanstalt verbunden),  Brisbane  200 
und  Mackay. 

Die  geographische  VerteiJimg  der  1887 
vorhandenen  Bl luden versorgungs-  und  Blin- 
den unterrichts-Änstalten  zeigt  folgende  Ta- 
belle: 


1     3 


Tentscb.  Reich  4^  3033   Dänemark  .    . 

3 

Juxembnrg     .    1      26  Norwegen   .    . 

3 

)eateTreich. 

s 

Ungarn  .    . 

I      8s   Finland  .    .    . 

Gnechenland 

I        I    Euasland     .    . 

'9 

ItaUen    .    . 

11     578    Asiat.  Türkei 

3 

Schweiz  -    . 

4      89  Aegypten    .    . 

Frankreich  . 

23  3312  Verein.  Staatfin 

Spanien  .    . 

12      .          von  Amerika 

39 

Belgien   .     . 
Nieaerlande 

6    198  Mexico    .    .    . 

8    304  Brasilien     .    . 

Grossbritan-                     Australien  .    , 

9 

nienn.  Irland 

70  4869 

Am  2.  Dezember  1895  befanden  sich  in 
den  preussischen  Blindenanstalten  701  männ- 
liche und  431  weibliche  Blinde. 

Utteratart  Organ  der  Taubltummen-  und  Blin- 
denanttalten,  Fninkfurt,  leU  ISSS.  Cfenfra/WaU 
ßtr  diu  gelamle  Unlerri/rkttvaen  in  iVmwen, 
ISSI.  —  Outtatadt,  Verbreitung  der  Blinden 
und  Taubltummen,  Zeiliekr.  d.  kgl.  preua.  tlaUtl. 
Bareaue,  188S.  —  Preuttiieht  äatittüc  (amti. 
QueUenverk),   Bd.    V,   X,   XVI,  XXX,   LXVI, 

Lxv.  Lxix,  xc.  ciund  cxxxxriri. — staUM. 

Jahrbtick  bezw.  Jfandbuek  f.  d.  preiut.  Slaal,  I  bü 
VII.  —  Slatittitehe  Xonetpondeia,  Berlin  1375, 
1877,  1SS4,  3897.  —  Outttttadt,  Krankenham- 
lerikon  für  diu  KSnigreich  Preuaen,  Teii  II, 
Berlin  1886.  Preiat.  SanitäCtIabetle,  teil  lSi/:f, 
—  H,  Merle,  Da»  BUndtn-,  Idioten-  u.  Taub- 
itummenbildangtweien,  Iforden  1887.  —  Crnti- 
menta  deUa  popotaiioae  det  Beffno  d'ltalia,  1881, 
Vol.  I,  Parte  II  u.  Relatione  generale,  1S8S  u, 
138S.  —  CraiücTÜKs  FocciäcKoA  HnaepiS,  II. 
CTarücTÜKn  cjenbizii  fi  PocciS  na  nepen&cü. 
1S86,  Petertburg  1SS3.  Report  on  the  Affective, 
dependeiU  and  detin^uent  claiaei  of  the  pop\da- 
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(ton  of  Che  [ji ited  Staalct  0/  Amrn'ca,  ii>  rrliir- 
iifd  to  Ihc  ttHlh.  CrHtat  (June  1,  ISSO)  bg  Frr- 
derick  Howard  Wiiitt,  iprrial  agrnt.,  Watkin'j- 
Ion.  13S8.  —  Beifräffe  tur  Statittlt  det  Urosi- 
hmogt.  Hentii,  Hrft  2,  Bd.  lä.  —  RAaner, 
t'Hltrricbt  der  BtiniUn  (in  I>ieilenrfijt  )\'fg- 
irrUer),  Euch  1877.  —  Pablaaek,  IHr  Btiti- 
deHanttaltfH,  drrea  Bau  elr.,  Wien  1S7S,  — 
St.  Marie,  Der  BlimU  and  icine  Bildung, 
Leipzig  18<iS.  —  ZeUHt,  Blinde  und  Blimltn- 
anslatteu,  Berlin  1817.  —  HaÜjf,  Enal  nir 
l'edncation  de»  areHgUs,  Parii  1786.  —  Zenne, 
l'nUrrieht  der  Blindrii,  4.  Aufl.,  Berlin  I8S4. 
~  Kate,  Beitrag  lur  BllndtntüUitlik,  1874, 
Btricht  aber  die  Blinde«  der  Rrgiertingtbetirke 
PoUdiim  lind  FrantfiiH,  1S77,  Berlin.  — 
Herrn.  Cohn,  Ceogr.  der  AngeiilTuntlieilen, 
Jena  1874;  'Studien  über  angeborene  Farben- 
Uiadheit,  Bretlait  1879;  L'nleriiirhiing  der  Augtn 
tun  tOußO  .Sekuliimltm,  Lri/itig  18(17. 

Frhr,  Eon  Ftrcka. 


Block,  Xanriee, 

geb.  am  1».  II.  1816  in  Berlin,  siedelte  1818 
mit  seinen  Eltern  nach  Paris  über,  wo  er  aeine 
Stuilien  begann ,  die  er  später  in  Deatscbland 
fortsetzte.  Kach  Paris  zn  rück  gekehrt,  liess  er 
sich  uHtQTalisieren  und  leitete  seit  1843  die  Her- 
ansgabe eines  Teils  der  von  der  amtlichen  Sta- 
tistik TerüJFentlichten  Arbeiten.  1862  trat  er  in 
den  Ruhestand ,  wurde  später  Mitglied  dea 
Conseil  superieur  de  statistique  urnf  ist  seit 
1880  Mitglied  der  Academie  des  sciencea  morales 
et  politiques,  seit  13.  XI.  1886  Ehrenmitglied 
des  Institut  int«matioQBl  de  atatisttqne. 

Vun  seinen  Schriften,  die  sämtlich  in  Paria 
erschienen,  seien  genannt:  Des  cbarges  del'agri~ 
cultnre  dans  les  divers  pays,  18&1.  —  L'Espagne 
en  1850  (1861).  —  Statistique  de  la  France, 
comparee  avec  les  autres  Etats  de  TEnrope,  2 
Bde.,  1860  und  2.  Auft.,  1874.  —  L'Entope  poli- 
tiqne  et  sociale,    1869;   dasselbe,  2.  Anlf.,  1893. 

—  Les  theoriciens  du  aocialisme  en  Alieniagne, 
1873.  —  Petitnianueld'economiepolitique,  lb7a, 
dasselbe,  8.  Aufl.,  1880  (mit  dem  Montyon-Preise 

Sekrünte,  in  13  Sprachen  übersetzte  Arbeit); 
asaelbe,  deutsch  von  v.  Kaven.  —  Lea  com- 
mones  et  la  libert^,  etade  d'administration  com- 
paree, Paris  1877.  —  Tmite  theorique  et  pra- 
tiqae  de  la  statistique,  1878;  dasselbe,  2.  Aufl., 
läSC;  dasselbe,  deutsch  von  H.  v.  Scheel,  1879. 

—  Let  progr^  de  la  science  economique  depuis 
Adam  Smith,  2  Bde.,  18!M;  dasselbe,  2.  Aufl. 
1897.  —  Le  socialiame  moderne,  1891.  —  Lea 
assurancea  ouvri^res  en  Allemagne,  1895  [Ab- 
druck aus  dem  Compte  rendu  de  TAcademie  des 
Sciences  mor.  et  polit.).  —  Petit  dictionnaire 
politique  et  social,  Paris  1896.  — 

Block  giebt  heraus:  Dictionnaire  de  l'ad- 
ministration  fran^aise.  Avec  la  collaboration 
de  membrea  du  Conseil  d'£tat,  de  la  Cour  des 
comptea,  des  chefs  de  aervice  de  divers  minis- 
t*res,  Paris  1865—56,  1861—83,  1891—92,  etc. 

—  Dictionnaire  general  de  la  politique.  Ävec  la 
collaboration  d'hommes  d'Etat,  de  publicistes  et 
d'ecrivains  de  tous  les  pays,  2  Bde.,  Paria  1862 
bis  64;  1872-74;   1884,  etc.   —   Annuaire   de 


politique   et   de   la  statistique  (seit 
1856). 

Volks  wir  tachaftliche  Abhandlungen  finden 
sich  von  ihm  in  den  Zeitschriften :  Compte  renda 
de  l'Acad^mie  des  seiences  moral.  et  polit,  Bevae 
des  Dens  Mondes,  Journal  des  Economistes,  fUr 
welches  er  Q.  a.  seit  1862  vierteljährliche  Benchta 
über  die  volkswirtschaftliche  Litt  erat  ur  des 
Auslandes  liefert,  l'Economiste  fran^ais,  Journal 
des  D^bats,  Revue  politique  et  parlementaire,  etc. 
Lippert 


Boccardo,  Oerolamo, 

geb.  am  16.  HI.  1829  in  Genua,  hatte  länger» 
Zeit  an  der  Universität  seiner  VateratAdt  den 
Leiirstühl  der  Nationalökonomie  inne  und  lebt 
seit  1.  1. 1S88  als  Staatsrat  in  Rom.  Während 
die  deutsche  historische  Schule  das  Vorhanden- 
sein Ökonomischer  Gesetze  beatreitet,  empflehlt 
Boceardo  mittelst  der  induktiven  Jlethode  die 
soziologischen  Phänomene  zu  beobachten,  um 
durch  deren  Yeiständnis  zur  Erforschung  der 
Ökonomischen  Gesetie  zu  g'elangen. 

Von  seinen  Staats  wissenschaftlichen ,  in 
Buchform  veröffentlichten  Schriften  seien  hier 
genannt:  Trattato  teorico-pratico  di  economia 
politica,  3  Bde.,  Turin  1853,  2.  Aufl.  185«,  3. 
Antt.  1863-65,  4.  Aufl.  1879,  7.  Aufl.  1885.  — 
Dizionario  della  economia  politica  e  del  com- 
mercio,  3  Bde.,  Turin  1867—63;  dasselbe,  2. 
An«.,  2  Bde.,  Mailand  1875—77.  —  II  negozi- 
ante  italiano,  Genua  1863.  —  Note  e  memorie 
di  an  economista,  Genua  1873.  —  Dell'  appli- 
cazione  dei  metodi  quantitativi  alle  scieuze 
economiche,  Genua  1B76.  —  Le  b&nche  ed  il 
corao  forzato,  Rom  1879.  ^  La  sociologia  nella 
storia,  nella  scienza,  nella  religione  e  nel  cosmo, 
Turin  1880.  —  L'animale  e  l'uomo.  Fouda- 
menti  dottrinoÜ  e  metodici  della  moderna  aocio- 
logia  nelle  sue  relazioni  con  le  scienze  biolo- 
giche,  economiche  e  statistiche,  Turin  1881.  — 
Sul  nordinamento  delle  bauche  in  ItaJia,  Turin 
18iBl.  ^-  I  principü  della  scienza  e  dell'  art« 
deUe  flnanze,  Turin  1887. 

Ferner  besorgte  er  die  6.  Anfl.  der  Nuov& 
Enciclopedia  Itoliana  (25  Bde.)  and  Serie  III 
der  -Biblioteca  delV  Economista"  (14  Bde.), 
Die  Zusammenstellung  seiner  Vorreden  zu  den 
einzelnen  Bänden  letzteren  Werkes  führt  den 
Titel:  L'economia  politica  moderna  o  la  socio- 
logia, Turin  1883  [vgl.  über  seine  tikon.-soziol. 
Methode  S.  XXIVff,:  „Del  metodo  a  dei  limiti 
dell'  econ.  polit.")  Wertvolle  Aufsätze  von  ihm 
befinden  sidi  a.  a.  im  „Archivio  di  st^tistica". 
UpperU 


Bocchi,  Bomeo, 

Geburts-  und  Todesjahr  (er  stammte  aus  Bo- 
logna und  lebte  im  17.  Jahrhundert)  sind  un- 
bekannt. 1609  wurde  sein  Rat  Über  eine  ge- 
plante Münzreguliernng  eingeholt  Ein  Ibll 
von  ihm  im  Manuskript  vollendetee  Werk,  dos 
er  1621  in  Venedig  verSffentlichte  und  Papst 
Gregor  XV.  dedizierte,  führt  den  Titel  „Della 


Bocchi — ^Bodenbeeitzrefcirm 


gioBta  tudvenale  tnisnra  e  sao  tjpo"  <md  scheidet 
sich  in  2  Teile,  deren  erster  „Anima  delLa  mo- 
neta",  deren  zweittr  „Corpo  dellft  moneta"  be- 
titelt ist.  Jeder  dieser  2  Teile  zeri&llt  wieder 
in  4  ünterabteilnngen.  Das  Werk  beginnt  mit 
der  ErklUnuiG:  des  Unterschiedes  swigehen 
Wert,  Preis,  (Md,  Münze  etc.,  und  von  den  be- 
zOglichen  praktischen  und  theoretischen  Aue- 
fahnmgen  stutzen   sich  die  letzteren  auf  die 


to\g6  der  Httnzverschlechtemnffsoperatiouen  in 
den  damaligen  Herzogtümern,  Oepobliken  nod 
FUrstentQmern  in  Ober-,  Mittel-  nnd  Unter- 
italien ein  besonderes  le^ernngstechnisches  Ge- 
schick dazu  gehSrte,  bei  dem  Qeldhandel  der 
Staaten  mit  einander  Yerliut  tind  Gewinn  zu 
baUnzieren.  Ansserdem  verbreitet  sich  Bocchi 
in  seinem  Werke  über  Geldvaluta  {vgl.  den 
ScUoss  des  I.  Bandes),  Geldausfahr  and  Geld- 
mangel, ferner  tlber  Bankwesen  [vgl.  Teil  H, 
Abteilnng  I)  nnd  Kreditwesen,  insbesondere 
Organisation  des  Omndkredits  (7gl.  Teil  I, 
Abt  1,  S.  60ff.). 

Vgl.  über  Bocchi:  Fanturzi,  Notizie  detli 
Bcrittori  Bolognesi,  Bologna  1740.  —  GobM, 
L'Economia  politica  negli  scritteri  italioni  del 
secnlo  SVI— XVII,  Mailand  1889,  p.  164  ff.  — 
A.  Montsnari,  Contributo  alla  storia  delU  t«oria 
det  ralore  negli  scrittori  italiani,  Mailand  1689. 
—  A.  Hontanari,  Bomeo  Bocchi,  Eandw.  d. 
Staatsw.,  1.  Anfl.  Bd.  H,  8.  653,  Jena  1891. 
Ltppert. 


Bodettbesifsreforin. 

Vorbemerkung.  A.  Darstellung  der 
BodenbegitKreformbewegnng  in  den 
einzelnen  Ländern.  1.  Amerika.  2.  Eng- 
land. 3.  Dentschland.  Bodenbesitzreform 
nnd  Sozialismas.  C.Eritik  derBoden- 
besitzreform. 

Vorbemerkung.  An  dieser  Stelle  sollen 
nicht  alle  auf  eiue  Beform  des  geltenden 
Bodenbeaitzrechls  abzielenden  Bestrebungen 
besprocheD  «erden,  sondern  nur  die  Boden- 
besttzreform  im  engeren  Sinne,  d.  h.  die 
Eeformbevegung.  die  eine  Yeretaatlicliung 
des  FiivateigeatumB  an  Grund  und  Boden, 
bezw.  die  staatliche  Konfiskation  der  privaten 
Grundrente  anstrebt.  Bei  dei  Betrachtung 
dieses  AgrarsoziaUsmus  sollen  auch  diejenigen 
Richtungen  ausser  Betracht  gelassen  werden, 
die  neben  der  Bodenverstaatlichung  auch  die 
Kollektivierung  der  übrigen  Produktions- 
mittel fordern  (cf.  Sozialismus),  sondern 
nur  diejenigen,  welche  die  Verstaatlichung 
allein  des  Bodeneigentums  fordern.  Es 
ist  sogar  eine  Eigentümlichkeit  der  meisten 
dieser  sog.  Landreformer,  dass  sie  das 
Privateigeatum  am  mobilen  Kapital  beibe- 
halten wissen  wollen,  wie  sie  auch  meist 
Anhänger  der  freien  Konkurrenz  und  der 
Gewerbefreiheit  sind.  Mit  Vorliebe  be- 
tonen die  Landreformer  ihre  individualis- 
tisdie  Richtung  auf  dem  Gebiete  der  Volks- 


wirtBchaftapoUtik ,  nur  die  privat»  An»- 
nutzung  des  Bodeueigentums  gilt  ihnen 
als  verxehrt  und  als  die  Quelle  alles  eou- 
alen  Elends. 


A.   Darstellung  der  BodeDbeaitzrri»rm- 
bewegang  In  den  einzelnen  Landau. 

1,  Amerika.  Eier  ist  es  namentlich  der 
rastlosen,  energischen  Agitation  HemyQeorges 
zu  danken,  dass  die  Bodenbeaitzreform  so 
zahlreiche  Anhängerschaft  gefunden  und  so 
grosses  Aufsehen  hevorgerufen  hat.  Henry 
George-  ist  am  2.  September  1839  in  Phila- 
delphia von  amerikanischen  Eltern  geboren. 
Mit  16  Jahren  wurde  er  Schiffsjunge  und 
führte  dann  einige  Jahre  ein  'Wanderleben 
ohne  feste  Besc^ftigung.  1858  begab  er 
sich  nach  Califomien,  wo  er  in  den  nächsten 
3  Jahren  auf  den  Goldfeldern  erfolglos  ar- 
beitete. Schliesslich  liess  er  sich  1861  in 
San  ÜWidsoo  nieder,  wo  er  eine  journalis- 
tische Thatigkeit  ausübte,  anfänghch  als 
Schriftsetzer,  Bcbliesslicb  als  RedaEtetir. 

Seit  1869  hatte  er  sich  eingehend  mit 
der  Bodenfrage  beschäftigt  und  1871  eine 
Broschüre  veröffenthcht  »Our  land  and  land 
Folicy«,  Diese  Veröffentüchui^  machte 
wenig  Aufsehen ;  erst  durch  die  Publikation 
seines  grösseren  und  wichtigsten  Werkes 
»Frogress  and  Poverty»  (1679)  wurde  der 
Autor  in  den  weitesten  Kreisen  bekannt. 
Auch  in  England  und  Irland  machte  George 
für  seine  Ideeen  Propaganda.  1884  bereiste 
George  England  und  hielt  auf  Veranlassung 
der  I^ind  Befoime  Union  eine  Reihe  von 
VortiSgen.  läne  grosse  Versammlung  fand 
am  9.  Januar  1884  in  St.  James  Hall  zu 
London  unter  dem  Vorsitze  von  Labouch&re 
statt.  Am  29.  Oktober  1897  starb  Henry 
George,  der  in  dieser  Zeit  zur  Büi^rmeister- 
wahl  in  New-Tork  kandidierte.  Der  Haupt- 
inhalt seiner  Lehre  lässt  sich  kurz  so 
angeben: 

George  will  das  Problem  nnteranchen,  wo- 
her es  komme,  dass  t^otz  zunehmenden  fieich- 
tniss  nnd  immer  neuer  technischer  Fortachritte 
doch  die  Armut  immer  grösser  werde,  oder 
anders  ausgedrückt,  woher  es  komme,  dass  der 
Arbeitslohn,  trotz  der  Vermehrung  der  Produk- 
tivkraft, naeh  einem  Hinimam  strebe,  das  nnr 
den  kargen  Lebensbedarf  gestatte.  Gegenüber 
der  Lohofondstheorie  der  klassischen  National- 
ökonomie, wouBch  der  Lohn  durch  das  VerhSltnis 
zwischen  der  Arbeiterzahl  nnd  dem  Kapital,  das 
der  Beschäftignug  der  Arbeiter  gewidmet  ist, 
bestimmt  wräde,  behauptet  George,  dass  der 
Arbeitslohn  nicht  dem  Kapital  entnommen  werde, 
sondern  in  Wahrheit  ein  Ergebnis  der  dorch 
ihn  bezahlten  Arbeit  sei.  —  Der  Arbeiter  erhält 
nach  George  im  Lohne  die  mit  seber  Arbeit 
geschaffenen  Güter  zurück.  Wenn  jeder  Ar- 
beiter durch  Verrichtung  der  Arbeit  wirklieh 
die  Fonds  schafft,  ans  denen  sein  Lohn  ent- 
nommen wird,  dann  kann  der  Lohn  durch  Ver- 


mefarang  der  Arb«iter  nicht  vennindsrt  werden ; 
im  Gestell,  da  die  LeiitiuwtflUugkeit  der 
Arbeit  oftenbU'  mit  der  yermeorong  der  Ar- 
beitercahl  zoninunt,  bd  mnaa,  wenn  sonst  gleiche 
Verh&lbÜBse  Torhanden  sind,  der  Lohn  sich  er- 
höhen. Dieser  notwendige  Vorbehalt,  „wenn 
sonnt  gleiche  Verhältnisse  vorhanden  sind", 
bringt  George  auf  die  Frage:  „Haben  die  pro- 
doktiven  Kntfte  der  Natnr  die  Neigung,  sich 
mit  den  wachemden  Ansprüchen  in  vermindern, 
die  durch  Vermehnug  der  Bevölkerung  an  »ie 


Üieorie,  die  er  fUr  irrie  erklärt:  gerade  aas 
Gegenteil  der  Halthnss^ea  Bebauptnngen  sei 
wahr.  In  jedem  gegebenen  Zustand  der  Civili- 
satioD  kOnne  eine  grOBsere  Anzahl  Menschen 
ale  Gesamtheit  besser  versorg  werden  als  eine 
kleinere.  Die  Ungerechtigkeit  der  Geseiltchaft 
and  nicht  die  Kargheit  der  Natur  sei  die  Ur- 
sache jenes  Haugeu  nnd  Elends,  das  die  herr- 
schende Lehre  der  UebervOlkerang   anschreibe. 

—  Die  Verteilnng  der  OOter  sei  falsch  geregelt, 
nnd  George  sucht  dies  durch  seine  Theorie  der 
Verteilnng  nachzuweisen.  Er  untersucht  znerat 
die  Bodenrente  nnd  schliesst  sieb  hier  an  Bi- 
cordoB  Theorie  an,  dass  die  Bodenrente  be- 
stimmt werde  durch  den  Ueberschoss  des  Boden- 
ertrags Aber  den  Ertrag,  der  bei  gleicher  An- 
wendung von  Arbeit  nnd  Kapital  vom  schlech- 
testen Boden  zn  ernelen  sei.  —  George  giebt 
dieser  Lehre  die  Fassnnr:  Der  Besitz  eines 
natürlichen  Mittels  der  Produktion  giebt  die 
Macht,  sich  so  viel  Güter  anzueignen,  produziert 
durch  die  Thitigkeit  der  Arbeit  und  des  Kapi- 
tals auf  dem  Boden,  als  den  Ertrag  fibenteigt, 
den  derselbe  Aufwand  von  Arbeit  nnd  Kapital 
in  den  am  wenigsten  einträglichen  BesoUfti- 
gungen,  denen  sie  sich  znwenden,  erzielen  kann. 

—  Ana  der  Existenz  der  Bodenrente  zieht 
George  wichtige  Schlüsse  für  die  EShe  von  Lohn 
und  Zins.  Da  nämlich  Lolrn  und  Zins  nicht 
vom  Produkt  der  Arbeit  and  des  Kapitals  ab- 
hängig seien,  sondern  von  dem,  was  nach  Ent- 
nähme  der  Bodenrente  übrig  blnbe,  so  folge, 
dass,  wie  gross  aneb  die  Vermehrung  der  pro- 
duktive Kraft  sei,  weder  Lohn  noch  Zins  sich 
Termebreu  konnten,  wenn  die  Vermehmng  der 
Bodenrente  gldchen  Schritt  halte. 

Der  Zink  ist  nach  George  ein  gerechter 
Einkommenszweig,  denn  er  entspringe  ans  der 
Vermehmngsfäliigkeit ,  die  die  reproduktiven 
Naturkräfte  dem  Kapital  verleihen.  Viele 
Kapitalgegenstände,  t.  B.  Wein,  Herden  u.  s.  w. 
erführen  durch  den  Ablanf  einer  bestimmtan 
Sieit  »ermBge  de«  Waltens  der  Natnrkraft  eine 
Verbesserung  oder  Vermehrung.  Dieser  Um- 
stand wirke  dann  auch  auf  die  übrigen  Kapital- 
ge^nst&nde  zurück,  welche  wie  Werkzeuge 
keiner  inneren  Vermehrung  und  Verbesserung 
füig  sind,  weil  diese,  weuu  nicht  auch  sie 
Kapitalzins  abwürfen,  ttberbaupt  nicht  znm 
Zweck  des  Aostauscbes  verfertigt  werden  wür- 
den.    So   entspringt  —   nach  George 


)hnt,  fentei 

aus  der  fUiigkeit  der  übrigen  Kapitalg««en- 
stände,  geeui  jene  ausgetanscht  zu  werden. 
Die  Hohe  des  Zinses  resiiliert  sich  durch  An- 
gebot und  Nachtrage,  doch  ohne  grossen  Schwan- 


kungen unterworfen  zn  sein,  weil  jedes  Steigen 
desselben  durch  Begünstigung,  jedes  Fallen  des' 
selben  durch  Hinderung  der  KapitalbUdung  ein 
rasch  wirkendes  Gegenmittel  in  sich  selbst  trft^t. 
Der  Lohn  wird  bestimmt  durch  die  GrOsse  des 
Produkts,  welches  die  Arbeit  auf  dem  besten, 
ilir  ohne  Zahlnng  von  Grundrente  zngSug- 
lichen  Boden  erzielen  kann,  abzüglich  des  ^- 
trage«,  dar  aOtig  ist,  um  etwa  an^wedetes 
Kapital  in  ersetzen  nud  zn  verzinsen.  Nun 
aber  kuin  die  Arbeit,  wiewohl  die  Konkurrenz 


Lohnsätze  als  dem,  der  zur  Fristung  des  dürf- 
tigsten LebensunterhalteB  hinreicht,  nicht  be- 
stehen. Deshalb  ist  das  geringste  Land,  das  in 
Kultur  genommen  werden  kann,  dasjenige, 
welches  neben  der  Reproduktion  des  etwa  auf- 
gewendeten Kapitals  und  dem  ZiuB  desselben 
Eerade  noch  den  Betrag  des  notdürftigsten 
ebensnnterhaltes  als  Lohn  für  die  Arbeit  trägt. 
Und  da  nach  dem  Bentengesetz  alles,  was  <un 
Ertrag  des  geringsten  Bodens  übersteigt,  Grund- 
rente ist  und  der  Kapitalzins  in  allen  Fällen 
wenigstens  annähernd  auf  dem  gleichen  Niveau 
steht,  so  kann  für  die  Arbeit  auch  auf  dem  besten 
Boden  nicht  mehr  als  der  Betrag  des  dürftigsten 
Lebensunterhaltes  übrig  bleiben.  George  kommt 
zum  Schlüsse,  dass  die  Bodenrente  <Se  Qnelle 
alle«  sozialen  Elends  sei:  da  der  Bodenwert 
ganz  abhängig  sei  vou  der  durch  seinen  Besits 
gewährten  Macht,  sich  die  von  der  Arbeit  ^e- 
scbafTenen  Früchte  anzueignen,  so  erfolge  eine 
Stedgerung  des  Bodenwertes  stets  auf  Kosten 
des  wertes  der  Arbeit.  Wenn  die  annehmende 
Prodnfctionskraft  den  Lohn  nicht  erhöhe,  so 
nnterbliebe  das  anr^  weil  sie  den  Wert  des 
Bodens  steigert.  Die  Bodenrente  sauge  den 
ganzen  Gewinn  anf  nnd  der  Pauperismus  be- 
gleite den  Fortschritt.  Ueberall  kOnne  die 
Thatsache  beobachtet  werden,  dass  mit  zuneh- 
mendem Bodenwerte  auch  der  Unterschied 
zwischen  Reichtum  und  Armut  sichtbar  werde. 
Wo  der  Bodenwert  am  grtlssten  sei,  zeige  die 
Civilisation  neben  dem  grOssten  Luxus  auch  die 
grOsste  Armut. 

Auch  die  Handels-  tmd  Absatzkrisen  haben 
nach  der  Ansicht  Henry  Georges  ilire  letzte 
llrsache  in  der  Bodenrente;  denn  tausend  und 
abertausend  Menschen,  die  jetzt  in  der  Industrie 
keine  Arbeit  finden,  konnten  Beschäftigung  er- 
halten und  alle  Waren,  die  in  Zeiten  der  Krise 
unverkauft  liegen  bleiben,  konnten  Absatz  fin- 
den, wenn  die  Ausnutzung  des  Bodens  nicht 
durch  die  Rente  so  sehr  erschwert  wäre.  Als 
Hdlmittel  für  alle  soziale  Not  betrachtet  daher 
George  die  Beseitigung  des  privaten  Bezugs 
der  Grundrente.  Die  Besitzergreifung  des 
Grund  und  Bodens  durch  einzelne  sei  eine  Un- 
gerechtigkeit;  denn  im  Gegensatz  zu  allen 
anderen  Gütern  sei  der  Boden  nicht  vermehrbar 
und  verleihe  daher  seinen  Privateigentümern 
ein  Monopol  gegenüber  allen  anderen  Nichtbe- 
sitzem.  Auf  Grand  dieses  Monopols  erhoben 
jene  Bodenbesitzer  einen  ewigen  Tribut  von 
der  Arbeit  aller  anderen;  die  Grundrente,  welche 
eine  beständig  steigende  Tendenz  gemäss  der 
steigenden  Produktion,  Bevölkerung  und  Kultur 
habe.  Der  hierdurch  notwendig  gegebene  Zu- 
wachs der  Rente  sei  jedoch  von  den  Eigeu- 
tümem  Ökonomisch  nicht  verdient;  nicht  durch 
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aie,  sondern  durch  die  gesellschaftlichen  Zu- 
aftmmenhfinge  erzeugt,  d.  h.  durch  die  Gesaiut- 
tbätigkeit  der  Gememachaft,  von  deren  Gliedern 
die  wenigen  Grundherren  den  Tribut  der  Grund- 
rente erpreaaen. 

Als  rechtmäxxige  Basis  des  Eigentumsrechts 
könne  nur  das  Recht  des  Menschen  auf  die 
Früchte  seiner  Arbeit  angesehen  werden.  Der 
Boden  aber,  der  von  niemandem  erarbeitet,  son- 
dern ein  Geschenk  Gattes  sei^  dürfe  auch  nicht 
von  einzelnen  zu  ihrem  Privatvorteil  ausge- 
nutzt werden.  Das  gleiche  Becht  aller  Meus:?ben 
auf  den  Gebranch  des  Landes  sei  so  klar  wie 
ihr  gleiches  Recht  za  atmen.  —  George  era- 
pfiehlt  jedoch  nicht  eine  Konfiskation  des  ge- 
samten Privateigentums  am  Grund  und  Boden 
zn  Gunsten  des  Staates,  sondern  verlangt  nur 
die  Wegsteuerung  der  Urundrettte.  Die  Grund- 
steuer müsse  BO  ausgestaltet  werden,  dasti  die 
ganze  Grundrente  absorbiert  werde ;  alle  Übrigen 
Steuern  kannten  dann  abgeschafft  werden.  (Da- 
her der  Käme  siugle  tax  men  für  die  Anhänger 
Henrv  Georges.)  Der  Form  nach  würde  das 
Gmntlbesitzrecht  nuTerSndert  bleiben ;  aberthat- 
sächlich  wQrde  das  Privileg  des  Ornndbesitzera, 
ein  Extraeinkommen  ans  seinem  Boden  zn  be- 
zieben, fortfallen,  und  dieser  Gewinn  aus  dem 
Bodenbesitz  würde  der  Gesamtheit  zn  gute 
kommen.  Eine  Entscbüdigung  der  Grundbe- 
sitzer hält  George  nicht  für  notwendig,  sondern 
ebenso  wie  die  Sklavenhalter  bei  der  Sklaven- 
hefreinng  das  Eigentum  verloren  hätten,  sollten 
die  Besitzer  entschädigungslos  die  Eente  ver- 
lieren. —  Nach  Beseitigung  der  privaten  Grund- 
rente kommen  die  beiden  bisher  verkümmerten 
Einkommenszweige  zu  ihrem  Rechte.  Denn  wo 
dem  Arbeiter  jederzeit  freies  Land  zur  Be- 
nutzung offen  steht,  kann  der  Arbeitslohn  nur 
nnt«r  denjenigen  Betrag  sinken,  den  der  Ar- 
beiter als  selbständiger  Benutzer  des  Bodens 
erzielen  kann.  Und  andererseits  streioht  nun 
auch  der  Unternehmer  und  Kapitalist  seinen 
vollen  Gewinn  ein,  betreit  von  dem  ungerechten 
Tribut  au  den  Landmonopolisten. '] 

Weist  der  Plan  Henry  Georges  eine  gs- 
■wisse  Aehnlichteit  mit  der  pliystokratisclien 
Fonleruog  einer  einzigen  Steuer  (impOt  uni- 
que)  auf  den  Reinei-trag  des  Grund  und 
Bodens  auf,  so  ist  doch  das  wesentlicli  Ver- 
schiedene heider  Richtungen  nicht  ausser 
acht  zu  lassen.  Die  Physiokraten  sind  nicht 
wie   die   Aohäuger   der   Bodenbesitzrefoim 


')  Der  Torechlag  zur  Erhebung  einer  Single 
tax  im  Sinne  Georges  ist  schon  früher  gemacht 
worden.  Der  Schotte  William  Ogilvie  veröffent- 
lichte im  Jalire  17ä2  einen  „Essay  on  the  right 
of  property  in  !and,  with  respect  to  its  foun- 
dation  in  the  law  of  nature",  in  welchem  er 
nicht  nur  Gedanken  entwickdte,  welche  sich 
mit  dem  Grnndprincip  der  Bodenbeaitzreform 
decken,  sondern  namentlich  auch  als  Heilmittel 
der  sozialen  Uebel  den  Vorschlag  machte,  eine 
Gnudrentensteuer  als  einzige  Staatssteuer  ein- 
zuführen. D.  C.  Mac  Donald  veranstaltete  unter 
dem  Titel  „Birthright  in  Land"  1891  bei  E. 
Paul  in  London  eine  neue  Ausgabe  dieser  Schrift 
(^  Backhaus,  Allen  die  Erde!     Leipzig  1893, 


dem    privaten    Gnindrentenbezug    feindlich 

Besinnt ;  sie  gehen  nur  von  der  Ansicht  aus, 
ass  die  Grundrente  das  einzige  Reinein- 
kommen sei  und  wollen  dies  allein  be- 
steuern, einmal  aus  Gerechtigteits- 
grilnden,  damit  die  Steuerlast  nicht  auf  die 
wirtschaftlich  schwächeren  Pachter,  son- 
dern auf  die  leistungafähigeren  Grimdeigeu- 
tümer  gewälKt  werde,  dann  aber  auch  aus 
Zweckraassigkeitsgrüiiden,weilSteuem 
auf  Kapitalien  j  auf  Handel  und  Gewerbe 
doch  Kuletzt  \neder  auf  das  Reineinkommen 
des  Grundbesitzers  fielen.  Die  Ph_\-siokralen 
wollen  dui-ch  die  Alleinsteuer  nicht  das 
ganze  Grundrenteneinkommen  dem  Staate 
zuführen;  dadurch  unterscheiden  sich  die 
Anhänger  des  impöt  uniijue  von  den  sing^e 

'^Ijes  terresc,  sagt  Quesnay  einmal  in 
seinem  Artikel  "Fermierss,  »ne  dcuvent  pas 
nourrir  seulement  ceux  ijui  les  eultivent, 
elles  doivent  fournir  ä  letat  la  plus  grande 
partie  des  subsides,  produire  des  dtmes  au 
clerg6,  des revenu saus  propriötaires, 
des  profits  aux  fermlers,  des  ^ins  ä  ceux 
qu'ils  emdoient  k  la  culture.«  Häufig  kehrt 
bei  den  Physiokraten  der  Gedanke  wieder, 
dass    auch    die   Grundeigentümer   zu   den 

Eroduzierenden  Klassen  gehören,  inso- 
irn  sie  die  Verwaltung  imd  Melioration 
ihrer  Güter  besorgen.  Jedenfalls  soll  nur 
ein  Teil  der  Reineinnahmen  des  Grund- 
eigentümers zu  Staatezwecken  herangezogen 
werden.  Turgot  nennt  einmal  die  Grund- 
eigentümer la  classe  qui  puisee  6tre  employfe 
aux  besoins  g6n6raux  de  la  societ^,  comme 
la  guene  et  radministration  de  la  justice, 
soit  par  une  Service  personnel,  seit  par  le 
payement  d'une  partie  de  sea  revenus. 

2.  England.  In  England  trat  zuerst 
Thomas  Spence  für  Bodenbesitzreform 
ein;  er  ist  wohl  der  erste  Bodenbesitz- 
reformer überhaupt.  Speace,  1750  in 
Newcastle-upon  Tyne  geboren,  hielt  im  Jahre 
1775  in  einer  philosophischen  Gesellschaft 
seiner  Vaterstadt  einen  Vortrag  »The  meri- 
dian  sun  of  Hberty« ,  der  schon  die  wich- 
tigsten Sätze  seiner  Lehre  enthält  Nach 
Speace  haben  die  in  einem  Lande  Leben- 
den kraft  ihres  Rechts  auf  Existenz  ein 
gleiclies  Recht  auf  den  Grund  und  Boden.  Die 
rechtswidrige  Aneignung  des  Bodens  durch 
die  Grundbesitzer  sei  ie  Quelle  alles  Cn- 
glucks  der  arbeitenden  Klassen,  indem  diese 
dadurch  gezwungen  werden ,  für  die  mäch- 
tigen Gnmdeigentümer  zu  arbeiten  und 
andere  Opfer  zu  bringen.  Deshalb  soll  das 
Grundeigentum  auf  die  Gemeinde  oder  das 
Kirchspiel  (parish)  in  der  Weise  flbertn^n 
werden,  dass  alle  Bewohner  daran  ein 
gleiches  Recht  besitzen  und  dass  die  Ge- 
meinde ihren  Grundbesitz  niemals  veräus- 
sem  darf.   Doch  braucht  sie  ihre  Ländereien 


BodenbeBitzreiorm 


953 


nicht  selbst  zu  towirtechaf ten ,  vielmehr 
wird  vorausgesetzt,  dass  sie  dieselben  den 
Meistbietenden  gegen  Zahlung  eines  Pacht- 
zinses auf  7  jährige  Pachtperioden  überlassen 
würde.  Von  den  eingehenden  Pacbtgeldern 
sind  zunächst  die  Steuern  und  andere  ge- 
meinnützige Auslagen  zu  bestreiten, 
Rest  aber  unter  die  Bewohner  in  glei 
Beträgen  zu  verteilen.  Spenee  starb 
Jahre  1814;  er  hinterhess  eine  beträchtliche 
Anzahl  Anhänger,  die  nach  einer  Angabe 
von  Anton  iflenger  im  Jahre  1817  in 
London  einen  Aufstand  zur  Durchführung 
der  Absichten  ihres  Meisters  veratichen 
woDten.  Der  bereits  erwälmte  Ogilvie, 
ferner  Patrick  Edward  Dove  traten  in 
Broschüren  fOr  die  Boden  Verstaatlichung  ein. 

Auch  Herbert  Spencer,  der  sonst 
so  enei^Bch  für  die  freie  Erwerbsthätigkeit 
eintritt,  gab  in  der  ersten  ISül  erschienenen 
Auflage  seiner  Schrift  Social  Statics  der  An- 
sicht Ausdruck ,  dass  das  Privateigentum  am 
Boden  verschwinden  müsse  wie  einst  das 
Menschenei^ntum,  denn  das  Grundeigentum 
sei  nicht  wie  das  Kapital  durch  Arbeit  ent- 
standen, sondern  beruhe  auf  Raub  und  Be- 
drückung. 

John  Stuart  Hill  hat  ebenfaDs  der 
Bodenbesitzreform  seine  kräftige  Unter- 
stützung gehehen.  In  seinen  Grundsätzen 
der  politischen  Oekonomie  gründet  er  das 
Privateigentum  auf  das  Recht  auf  den  vollen 
Arbeitsertrag.  Das  Eigentum,  auf  seine 
wesentlichen  Bestandteile  zurückgeführt, 
bestände  in  der  Anerkennung  des  Rechts 
jeder  Person,  über  alle  Sachen  frei  zu  ver- 
fügen, welche  sie  durch  eigene  Arbeit  her- 
vorgebracht oder  durch  Erbschaft  oder  Ver- 
trag von  dem  Produzenten  empfangen  habe. 
Da  der  Grund  und  Boden,  wenn  man  von 
der  Verbesserung  absähe,  kein  Prodidit 
menschlicher  Arbeit  sei,  so  könne  jenes 
Princip  des  Eigentums  auf  den  Grundbesitz 
nicht  angewendet  wei-den  (Mill,  Principles 
of  pohtical  economy  book  U,  eh.  2  g  ö). 
Zwischen  diesem  und  dem  Eigentum  an 
den  eigenthchen  Arbeitsprodukten  bestände 
ein  tiefgreifender  Gegensatz.  Deshalb  könne 
auch  der  Staat  mit  dem  Grundbesitz  frei 
schalten  und  deuselbcQ  sogar  vollständig 
enteignen,  vorausgesetzt  nur,  dass  die  Grund- 
eigentümer den  vollen  Geldwert  des  Bodens 
in  Kapital  oder  Rente  ereetzt  erhielten, 
liegen  ist  Mill  der  Ansicht,  dass  das 
Eigentum  an  den  Produkten  menschlicher 
Arbeit  ein  unbedingtes  sein  könne  und  solle. 
Die  Bodenbesitzrefonn  zog  zuerst  die  Auf- 
merksamkeit weiterer  Kreise  auf  sich,  als 
1870  die  Satzungen  der  jLandbesitzreform- 
gesellschaft"  (Land  tenure  reform  association) 
auf  Antrieb  John  Stuart  Milla  festge- 
stellt wurden.  Der  4  Artikel  im  Programm 
dieser  Gesellschaft  lautet:    »Der  Staat  soll 


durch  eine  Steuer  den  steigenden  Mehrwert 
des  Bodens,  soweit  man  ihn  feststellen  kann, 
wenigstens  einen  grossen  Teil  dieses 
Mehrwerts  zurückfordern,  denn  dieser  folgt 
ganz  natürhch  aus  dem  Wachstum  der  Be- 
völkerung und  des  Reichtums ,  ohne  dass 
der  Eigentümer  etwas  dazu  beiträgt;  doch 
bleibt  den  Eigentümern  das  Recht  vorbe- 
halten, Uire  Ländereien  dem  Staate  zu  Über- 
lassen gegen  den  Marktpreis,  der  zu  der 
Zeit  gilt,  wo  dieser  Grundsatz  Gesetz  wird.« 
In  neuerer  Zeit  hat  namenthch  Alfred 
ssel  Wallace  für  die  Bodenbesitz- 
reform Propaganda  ^niacht.  Wallace 
veriiff entlichte  1882  sein  Buch  »Land  Natio- 
nalisation, its  neceseity  and  its  aims«,  um 
zu  zeigen,  dass  ein  vernünftiges  System  der 
Besitzergreifung  unter  der  starken  Ijeituiig 
des  Staates  vollständig  die  üehel  heilen 
würde,  ilie  mit  dem  bestohenden  System 
alisolulen  Eigentums  verbunden  seien.  Er 
weist  auf  die  Schäden  hin,  welche  aus  dem 
stets  anwachsenden  Grossgru  ad  besitz  in  Ir- 
land, England  und  Schottland  sich  ergeben 
haben,  und  schlägt  dann  folgenden  Eelorm- 
plan  vor.  Der  Staat  soll  das  Obereigenlum 
am  Grund  und  Bodon  haben ;  aber  das  Eigen- 
tum des  Staates  soll  sich  nicht  auf  die 
Meliorationen,  sondern  nur  auf  den  Wert 
des  Bodens  erstrecken,  so  weit  er  den  Natur- 
kräften und  den  allgemeinen  gesellschaft- 
lichen Verhältnissen  zu  verdanken  ist;  "für 
den  letzteren  Wert  —  the  inherent  value 
of  land  —  zahlt  der  Pächter  die  quit-rent. 
Der  andere  Teil  des  Wertes,  den  der 
Pächter  durch  ei^ne  Arbeit  und  Kapitalien 
geschaffen  hat,  die  Gebäude  und  alle  Melio- 
rationen, sollen  das  Eigentum  des  Pächters 
sein  —  das  sog.  tenant-right ;  Ober  dieses 
darf  der  Pächter  frei  vei'fügen;  er  darf  es 
auch  veräussern,  nur  darf  er  es  nicht  ver- 
af terpachten ,  damit  nicht  die  Afterpächter 
wieder  abhängig  von  den  Staatspächtem 
würden;  Hypotheken  dürfen  nur  bis  zu  be- 
stimmter Iffthe,  unter  bestimmten  Tilgungs- 
bedingungen und  unter  staatlicher  Geneh- 
migung aufgenommen  werden.  Wallace 
unterscheidet  sich  von  den  meisten  Boden- 
verslaatlichem  und  vor  allem  auch  von 
Henry  George  dadurch,  dass  er  dem 
Grundeigentümer  ein  Entschädigungsrecht 
zugesteht.  —  In  England  wird  namentlich 
auch  durch  Flugschriften  und  populäre 
Broschüren  (die  sog.  Land  Eestoration  Tracts) 
eifrig  für  die  Bodenbesitzrefonn  Propaganda 
gemacht. 

Eine  Bodenverstaatlichungsge- 
sellschaft (Land  NationaÜzalion  Society) 
hat  sich  1881  unter  dem  Vorsitz  von 
Wallace  gebildet,  um  die  Ausführung 
seines  Planes  zu  eijroben.  Ihr  Organ  ist 
betitelt  »Land  and  Labour«.  Diese  GeseD- 
I  Schaft  hat  einige  ihrer  eifrigsten  Mitglieder 
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verloren,  die  mehr  den  Ansichten  von  Henry 
Georife  zuneigen.  Die  Abtrünnigen  haben 
1883  die  BodenreformvereinigTing 
{Luid  Reform  Union)  e^grQndet,  auf  deren 
Veranlassung  Henry  George  in  England 
Vortrage  hiät.  Diese  Gesellschaft,  die  den 
Kamen  Landrestaurationsbund  (Land 
Restoistiou  league)  angenommen  hat,  steht 
im  wesentlichen  auf  dem  Standpunkte 
Henry  Georges:  daher  weisen  sie  auch  die 
Entschädigungspflicht  des  Staates  ab.  »Es 
ist  unzulässig«,  sagen  sie,  »dass  endische 
Btirger  verpflichtet  sein  sollten,  einen  Boden, 
der  ihnen  von  Eechts  wegen  gehört,  wieder 
zu  kaufen,  oder  die,  welche  ümen  den  Er- 
trag ihrer  Arbeit  wegnahmen,  daftlr  zu 
entschädigen,  dass  ihnen  das  Hecht,  -weiter 
zu  rauben,  genommen  wird.«  In  Ueberein- 
stimmung  mit  den  Grundsätzen  Georges 
schlagen  sie  vor,  »die  Grundsteuer  soweit 
zu  erhShen,  dass  alles  Einkommen  aus  dem 
Boden  in  die  Staatskassen  fliesse«.  Ein 
schottischer  Bund  für  die  Landzu- 
rückerstattung nach  denselben  Grund- 
sätzen wurde  1884  gegründet. 

Trotz  eifrigster  fiemtthungen  ist  es  aber 
der  Agitation  der  englischen  Bodenreformer 
nicht  gelungen,  weitere  Kreise  des  Yolks 
oder  politisch  einflussreiche  Männer  für  ihre 
Plane  zu  interessieren.  Das  einzige,  was 
hier  erreicht  ist,  ist  eine  kleine  Gruppe  von 
Politikern  unter  dem  Namen  The  Land  Values 
Taxation  Gomittee,  die  für  eine  starke  Er- 
bühung  der  Grundsteuer  eintreten. 

Auch  in  den  australischen  Kolonieen 
Englands  haben  die  Bodenverstaatlichungs- 
ideeen  zahlreiche  Anhänger  gefunden;  dort 
hat  man  auch  neuerdings  ein^e  gesetz- 
geberische Versuche  gemacht  die,  ohne  die 
vollständige  Verwirklichung  der  Ideeen  von 
Henry  George  anzustreben,  doch  in  der 
Kichtung  der  Ziele  der  Bodenbesitzreform 
liegen.  In  Neuseeltmd  und  in  Neusüdwales 
ist  der  Grundbesitz  mit  einer  stark  pro- 
gressiven Steuer  belegt  worden.  Als  Basis 
der  Grundrenten  Steuer  gilt  der  Wert  des 
»un verbesserten  Bodens«  d.  h.  der  Gesamt- 
wert des  Bodens  mit  Ausnahme  des  Wertes 
an  Meliorationen,  Baulichkeiten ,  Einrichtungen 
etc.  Von  diesem  Werte  des  Bodens  wird 
eine  progressive  Steuer  erhoben,  wobei  aber 
die  kleineren  Besitzun^n  steuerfrei  bleiben. 
Ausserdem  wurde  die  Kegiemi^  ermäditigt, 
grosse  Landgüter  zu  einem  durch  Sach- 
verständige bestimmten  Preise  zu  kaufen, 
auch  wenn  der  Eigentümer  dagegen  op- 
ponierte. 

8.  Deatschland.  In  Deutschland  ist 
zuerst  Hermann  Heinrich  Gossen  für 
Bodenbesitzreform  eingetreten  in  seiner  1853 
erschienenen  Sdirift  »Entwickelang  der  Ge- 
setze des  menschlichen  Verkehrs  und  der 
daraus  Qiesseiiden  Regeln  für  menschliches 


Handeini.  Er  empfiehlt  die  Methode  des 
Ankaufs  allen  Grund  und  Bodens  durch 
den  Staat  als  die  »einzig  richtige  Methode, 
welche  dem  Menschen  mit  uraprün^cher 
Sicherheit  die  Bahn  bezeichnet,  welche  er 
zu  wandeln  hat,  um  seinen  Lebenszweck  in 
vollkommenster  Weise  zu  erreichen*.  Doch 
ist  Gossen  im  übrigen  indivldualistiBch  ge- 
sinnt Er  will  zwar,  dass  das  Eigentum  des 
Grund  und  Bodens  der  Gesamtheit  gehSre; 
aber,  um  dies  durchzuführen,  hält  er  es  für 
rätlich,  dass  jeder  Fleck  demjenigen  zur 
Produktion  überlassen  werde,  welcher  die 
hüchsle  Rente  zu  zahlen  sich  geeignet 
findet.  Gossen  glaubt,  dass  das  »freie 
Walten  wirtschafUicher  KiÄfte*  nicht  gestört 
werden  dürfe,  und  verteidigt,  im  Gegensatz 
zu  den  Sozialisten,  die  Unverletzlichkeit  des 
Privateigentums.  —  Nächst  Gossen  hat 
dann  besonders  der  Ar^t  Dr.  Theodor 
Stamm  für  die  Sache  der  Bodenbesitz- 
retorm  gewirkt  Er  befürwortete  in  seinem 
1870  erschienenen  Buch  »Die  Erlösung 
der  darbenden  Menschheit*  die  Verstaat- 
hchung  des  Boden eigentums  oder  der  Grund- 
zinsen. Der  einzelne  sei  nur  berechtigt, 
die  Erträge  seiner  auf  den  Erdboden  ver- 
wandten Arbeit  für  sich  als  unbeschränkte 
NutzniesBung  zu  beanspruchen,  aber  er  habe 
nicht  das  Recht  auf  das  unbeschriUikte 
Eigentum  am  Erdhoden,  weil  dieser  mit 
den  ihm  anhaftenden  Kräften  nicht  die 
Menschenarbeit,  sondern  die  Natur  erzeig 
habe,  und  ebensowenig  ein  Recht  auf  die- 
jenigen Wertsteigerungen  des  Privatgrund- 
eigentums, welche  nicht  durch  die  Arbeit 
des  Eigentümers,  sondern  durch  die  Gesamt- 
arbeit der  Bevölkerung  sich  ergäben.  —  lu 
ähnlicher  Weise  wie  Gossen  und  Stamm 
vertreten  noch  mehrere  Schriftsteller  die 
Bodenbesitzreform,  so  z.B.  S  am  ter,St5pe], 
V.  Helldorff-Baumersroda. 

In  neuester  Zeit  hat  besonders  FlOr- 
scheim  durch  seine  Schriften  sowie  durch 
den  1888  von  ihm  gegründeten  »Bund  für 
Bodenbesitzreform«  und  seine  Zeitschrift, 
die  zuerst  unter  dem  Titel  »Deutschhuidt. 
dann  unter  dem  Titel  »Freiland«  erschienen 
ist,  für  die  Bodenbe&itzrefonn  gewirkt  — 
Flürscheim  hat  zahlreiche  Anhänger  in 
Deutschland  gefunden ;  mehrere  SchriftateUer 
über  Bodenbesitzreform  haben  sich  seinen 
Anschauungen  eng  angeschlossen,  u.  a. 
Seiling,  Schärz,  Harmening,  Back- 
haus, Drexler. 

Der  Deutsche  Bund  fflr  Bodenbeätz- 
reform  hat  neuerdings  (April  1898)  eine 
Äendenmg  seines  Pro^amms  vorgenommen. 
Unter  dem  Namen  »Bund  der  Deutschen 
Bodenreformer«  und  unter  dem  Vorsitze  von 
A.  Damaachke  wird  er  in  Zukunft,  ohne 
dass  seine  principielle  Stellungnahme  eine 
Aenderung  erfilhrt,  mehr  den  eireicbbaren 
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realpolitischen  Zielen  sidi  zuweaden;  In 
den  neuen  Satzungen  heisst  es:  >Der  Bund 
der  Deutschen  Bodenbesitzreformer  sieht 
in  der  Grund-  und  Bodenfra^  den  wesent- 
lichsten Teil  des  sozialen  Problems.  Er 
tritt  d^Qr  ein,  dass  der  Qrund  und 
Boden,  diese  Qmndlage  aller  nationalen 
Existenz,  unter  ein  Recht  gestellt  -werde, 
das  seinen  Qebianch  als  Wert-  und  Wohn- 
Bt&tte  befördert,  das  jeden  Missbi-auch  mit 
ümi  ausschUesst  und  das  die  Wertsteigerung, 
die  er  ohne  die  Arbeit  des  einzelnen  erhält, 
möglichst  dem  Yolksganzen  nutzbar  macht  •! 
Das  Publikationsoigan  des  Bundes  ist  die 
zweimal  monatlich  erscheinende   «Deutsche 


Am  ausführlichsten  hat  flDrscheim  seine 
Ideeen  in  dem  Werke  »Der  einzige  Rettungs- 

wegi  auseinandergesetzt. 

Wie  FlOrscheim,  der  ehemalige  Be- 
sitzer der  Gaggenauer  Eisenwerke,  selbst  ein- 
mal berichtet,  war  das  erste  Bnoh,  das  er  las, 
als  er  sich  in  das  Privatleben  zurückgezogen 
hatte,  Henry  Georges  BFortsehntt  und 
Armuti.  Diese  Lektüre  veranlasste  ihn  zur 
Abfassung  seiner  ersten  Schrift  »Auf  fried- 
lichem Wege<,  die  1884  erschien  und  wo- 
rin er  im  wesentlichen  sich  an  George  an- 
schloss,  Seitdem  hat  Flürscheim  die 
Qeorgesche  Theorie  in  vielen  Funkten 
für  irrig  befunden  und  demgemSse  seinen 
Standpunkt  wesentlich  modifiziert. 

Bekanntlich  beruht  der  Haupteinwand 
der  Sozialisten  g^en  die  Georgeschen  Be- 
strebungen auf  dem  Gedanken,  dass  durch 
dieselben  nur  die  Grundrente  beseitigt 
werde,  dass  aber  die  andere,  praktisch  weit 
wichtigere  Form  des  sc«enannten  »arbeite- 
losen  Einkommens«,  n&mlich  der  Kapital- 
zius,  noch  weiter  bestehen  bleibe  und  so- 
mit die  ganze  Reform  den  arbeitenden 
Klassen  gar  nicht  zu  gute  komme.  Hier 
ist  der  Punkt,  wo  Flürscheim  einsetzt 
und  wo  er  seine  sich  wesentlich  von  der 
Georg  eschen  Theorie  unterscheidende 
Lehre  begründet  Die  von  den  Sozialisten 
gegen  Henry  George  erhobenen  Ein- 
wände scheinen  Flürscheim  völlig  be- 
rechtigt. Wenn  die  Zuweisung  der  Grund- 
rente an  die  Allgemeinheit  wirkhch  nur 
die  Wirkung  hätte,  welche  George  von 
ihr  erwartet,  dann  wtoe  es  auch  für 
Fltlrscbeim  keinem  Zweifel  unterlegen, 
dass  die  Ausbeutung  der  Arbeit  durch  das 
Kapital  ungestört  ihren  Fortgang  n&hme  und 
dass  nur  volle  Verstaatlichung  aller  Produk- 
tionsmittal Besserung  schaffen  könne. 

Flürscheim  will  beweisen  dass  die 
Bodenverstaatlichung  allein  in  ihren  Wir- 
kungen das  gleiche  erreicht,  als  wenn 
zugleich  die  übrigen  Produktionsmittel  ver- 
staatlicht worden  wären. 

Äehnhch   wie   Henry  George    ^ht    Fltlr- 


scheim  von  dem  Problem  aus,  woher  es  komme, 


QntermBnee  doch  die  La^e  der  arbeitenden 
Elasaen  gleich  gedrückt  bliebe  nnd  andererseits 
die  Unternehmer  über  Mangel  an  Absatz  klagen, 
mit  anderen  Worten ,  Ffürscheim  sucht  das 
Wesen  des  Panperismns  und  der  Handela- 
krisen  zn  erUKren. 

Warnm  also  ist  der  Kanfwillige  nicht 
kauffähig  nnd  wie  ist  es  mSglicb,  dass  auf 
allen  Gebieten  der  menschlicheD  Arbeit  fleissige 
arbeitawillige  Menschen  müssig  gehen,  während 
sie  so  gerne  im  Tausche  untereinander  ihre 
ArbeiCaerzeugniese  angwechselt«n  ? 

Worin  besteht  das  Hindernis,  welches  zwi- 
schen die  TauschwUligen  tritt?  Die  Antwort 
auf  diese  Frage  ist  nach  Flürscheim  die  Ant- 
wort anf  die  grosse  soziale  Frage. 

Die  Grundursache  für  alle  diese  sonalen 
Uebel  findet  Flürscheim  nicht  in  der  kapi- 
talistischen Produktion 9 weise,  nicht  darin,  dasa 
einzelne  Kiipitalien  besitzen  nnd  dieselben  nach 
ihrem  Belieben  znr  Prodaktion  verwenden,  son- 
dern darin,  wie  die  Kapital  Überschüsse  oder 
wenigstens  ein  Teil  derselben  angelegt  wer- 
den. Dass  es  eine  wachsende  Zahl  von  Menschen 
giebt,  deren  Einkommen  so  gross  ist,  dasa  sie 
es  nicht  verbrauchen  kSnnen ,  wenn  sie  anch 
noch  so  verschwenderiHch  damit  hausen,  würde 
noch  kein  Hindernis  des  Güteraustausches  sein, 
wenn  dieser  Ueberschnss  wirklich  zu  neuer 
Produktion  verwandt  würde,  wenn  dafür  immer 
Produktionsmittel  beschafft  und  damit  immer 
neue  Güter  hergestellt  würden.  Dann  filnden 
die  vorhandenen  Arbeiter  Beschäftigung  und 
der  Konsum  konnte  steigen,  da  infolge  der 
neuen  Frodnktions  Werkzeuge  die  Produkte 
immer  billiger  würden.  Anf  diese  Weise  würden 
aber  thatsELchlich  nicht  die  Einkommensüber- 
schüsse der  Grosskapitalisten  verwandt ,  sie 
würden  grösstenteils  nicht  in  „wirklichem" 
Kapital,  sondern  in  „falschem  Kapital"  ange- 
legt, in  einem  aus  kapitalisierten  Ttibntrechten 
bestehenden  Kapital.  Solche  Tributrechte  seien 
namentlich  alle  mit  dem  Gmnd  nnd  Boden  zu- 
sammenhängenden Monopole ;  diese  „imaginSren" 
Werte  seien  heute  die  sichersten  Anlagen  von 
Kapital. 

In  der  MBgUchkeit,  die  der  Kapitalist  hat, 
sein  Einkommen  in  dieser  sicheren  Weise  in 
Qnmd  nnd  Boden  anzulegen ,  erbUckt  FlUr- 
scbeim  die  Ursache  der  äisen;  sobald  diese 
Htlglichkeit  nicht  mehr  vorbanden  sei,  werde 
sich  das  Kapital  anch  wieder  rOll^  der  In- 
dustrie zuwenden,  das  Mehrprodukt  würde  Ab- 
satz finden,  die  Ueberproduktion  verschwände 
und  damit  die  Absatzlosigkeit. 

Doch  wie  sollen  nach  FlOrscheim  Zins  nnd 
Qrnndrente  und  damit  die  Krisen  verschwinden? 
Die  Antwort  auf  diese  Frage  hängt  eng  mit 
Flürscheims  Zinstheorie  znsammen,  die  erst  knrs 
dargelegt  werden  muss. 

Woner  stammt  nach  Flürscheim  die  Mög- 
lichkeit, für  ausgehehenes  Kapital  Zins  zn 
erlangen?  Die  Grundursache  ist:  das  Privat- 
eigentum an  Grund  nnd  Boden ;  ohne  das 
Pnvatrecht,  Land  zu  besitzen,  hätten  wir  anch 
nicht  das  Kapital  in  seiner  heute  häufigsten 
Bedeutung  als  zinstragenden  Weit.  Die  Grund- 
rente sei  die  Mutter  des  Eapitalzinses ,  dieser 
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SaM  aei  der  wichtigste  einer  wahren  Nationftl- 
ükonomie.  Hier  liegt  anch  die  Haoptdifferenz 
zwischen  George  und  Flürscheim.  Ersterer  er- 
blickt in  der  Grundrente  den  gemeinsamen 
Feind  der  Arheit  nnd  des  Kapitals,  insofern  als 
dorch  sie  Arbeitslohn  und  Kapitalzins  geschmä- 
lert würden;  FlUrBcbeim  dagegen  meint,  daas 
der  Arbeitslohn  eine  doppelte  Schmälerung  er- 
Eahre,  nlimlicb  durch  Kapitalzins  und  Grund- 
rente, dass  aber  die  letztere  die  Ursache  des 
ersteren  sei  und  dass  mit  der  Beseitigung  der 
Grundrente  auch  der  Zins  verschwände.  Und 
der  Unternehme  rgewinn?  Dieser  ist  nach  Flür- 
scheim nicht  angerecht;  er  künne  nicht  zur 
Anabeutiing  der  Arbeiter  führen,  denn  er  decke 
in  der  Regel  nicht  einmal  den  berechtigten 
Lohn  der  Unterneb merarbeit  nnd  im  Durch- 
schnitt leide  der  Unternehmer  unter  demselben 
Verhängnis  wie  der  Arbeiter,  Solange  man  mit 
Geld  Land  kaufen  kunne,  solange  man  Kapi- 
tal in  Landeigentum  umwandeln  könne, 
solange  werde  man  anch  für  die  Verleihung 
von  Geld,  von  Kapital  mindestens  ebenso- 
viel Zins  beanspruchen  kOnnen,  als  man  mit 
dem  daHr  eingetauschten  Lande  Grundrente 
erzielen  kSune.  Das  Gesetz  des  einfachen 
Tausches  bestimme,  dass  ein  Gegenstand,  mit 
dem  man  einen  anderen  eintau sehen  könne, 
dessen  Wert  besitze,  nnd  wenn  man  mit  Kapital 
Grundzins  kaufen  könne ,  so  habe  das  Kapital 
eben  neuen  Wert  erlangt,  der  unabhängig  von 
seinem  Gebrauchswert  sei,  einen  Wert,  der  aus 
der  Kapitalisierung  des  Zinstributs  entstände, 
den  man  damit  kaufen  könne.  Mit  dem  Privat- 
eigentum an  Grund  und  Boden  verschwände 
auch  der  Zins  oder  er  künne  sich  wenig9ten3 
nur  auf  der  Höhe  einer  Risicoprämie  für  die 
Verlnstgefabr  halten;  aber  diese  Risicoprämie 
müsse  unendlich  klein  werden,  da  mit  dem 
Schwinden  des  Zinses  auch  die  Erwerbskiisen 
schwänden.  Xeben  dieser  Zinatheorie,  die  den 
Zins  aus  der  Müglichkeit  erklärt,  für  Kapital 
rente  tragen  den  Boden  kaufen  zu  können,  findet 
sich  bei  Flürscheim  noch  eine  zweite,  die  den 
Zins  erklärt  ans  dem  Verhältnis  von  Angebot 
und  Nachfrage.  FlUrscheim  meint  nämlich,  in- 
folge seiner  Reform  würden  massenhaft  Kapi- 
talien frei  werden  und  viele  sich  neu  bilden, 
so  dass  das  Angebot  die  Nachfrage  übersteigen 
werde.  „Wo  jeder''  —  meint  Flürscheim  — 
„der  arbeiten  will,  mit  Leichtigkeit  Kapital  er- 
zeugen kann,  da  werden  bald  diejenigen,  welche 
eine  gewisse  Anzahl  Jahre  thätig  sind,  das 
Kapital,  dessen  sie  zu  ihrem  Betriebe  bedürfen, 
erspart  und  von  da  ah  soj^ar  Kapital  zur  Aus- 
leinung  übrig  haben.  Die  Anfänger,  welche 
solches  bedürfen,  werden  natürlich  immer  die 
Minderzahl  bilden,  und  das  Angebot  wird  die 
Nachfrage  um  so  mehr  übersteigen,  als  die 
GroBskapitalisten,  denen  der  Weg  der  falschen 
Kapitalanlage  abgeschnitten  ist,  auch  mit  ihrem 
grossen  Angebot  im  Markt  erscheinen  mUssen. 
Der  Zins  wird  infolgedessen  auf  die  EGbe  der 
Gefabrprämie  sinken." 

Doch  welche  wnnderbaren  Wirkungen  ver- 
spricht sich  Flürscheim  noch  ausser  dem  Ver- 
schwinden von  Zins  und  Grundrente  von  seiner 
Reform!  Die  Folge  der  Verstaatlichung  des 
Grundbesitzes  soll  vor  allem  unendlich  verviel- 
fältigte Arbeitsgelegenheit  und  ständig  steigen- 
der Arbeitslohn  sein.     Mit  dem  Aumliren  des 


Tributrechls  werde  die  volle  Tauschfreiheit  für 
alle,  die  Güter  produzieren,  entstehen;  dieser 
vermehrten  Produktion  werde  stets  entsprechen- 
der Konsum  folgen ;  dem  hierdurch  riesig  steigen- 
den Konsum  entsprechende  neue  Produktion; 
auf  allen  Gebieten  der  Arbeit  werde  es  leicht 
werden,  lohnende  Arbeit  zu  finden. 

Soweit  Fiüracheims  Theorie.  Wie  soll 
sich  nun  die  praktiache  Durchführung 
gestalten?  Wie  soll  die  GruDdrente  und 
damit  Zins,  Rente,  Ueberproduktion  und 
alle  soziale  Not  beseitigt  werden?  Um  dies 
zu  erreichen,  will  FlUrscheim  nicht,  dass 
der  Staat  das  Eigentum  ai 
&nmd  und  Boden  erhielte, 
land^'irtschaftliche  Froduktion  in  seine  Hand 
nähme  und  jeden  Bodenbebauer  etwa  mit 
fester  Besoldung  anstellte;  die  staatlich  or- 
ganisierte Bodenbewirtschaftimg  verwirft 
Flürscheim  durchaus,  weil  dies  eine  Art  von 
Kommunismus  sei.  Vielmehr  soll  die  Bodeu- 
bebauuQg  völlig  dem  Belieben  des  einzelnen 
anheimgesteUt  werden;  der  Staat  soll  nicht 
den  gesamten  Ertrag  des  nationalen  Bodens 
für  sich  einziehen,  sondern  mir  die  reine 
Grundrente  erhalten,  d.  h,  den  Teil  des 
Bodenertrags,  der  nicht  auf  der  Arbeit 
des  Bodenbebauere  beniht,  sondern  der  den 
Naturkräften  zu  danken  ist,  soweit  sie  einem 
Grundstücke  einen  Vorteil  über  die  a  n  de  re  n 
Gnindstücke  gewahren,  und  der  Gesell- 
schaftsentwickeiung,  mit  anderen  Worten, 
der  Staat  soll  die  Grundrente  im  Eicardo- 
V,  Thünenschen  Sinne  erhalten.  Der  Weg,  um 
zu  diesem  Ziele  zu  gelangen,  soll  in  den  ver- 
schiedenen Ländern  ein  verschiedener  sein. 
In  England  und  Amerika  hält  Flürscheim 
die  Methode  für  am  einfachsten,  die  Grund- 
rente teils  »wegzusteuerui,  teils  abzukaufen,  so 
dass  also  der  Staat  den  einen  Teil  der  Grund- 
rente durch  eine  hohe  Grundrentenbesteue- 
rung,  den  anderen  durch  Abkauf  seitens  der 
Grundbesitzer  an  sich  ziehen  sollte.  Anders 
in  Deutschland;  hier  soll  die  Grundrente 
nicht  ' weggesteuert«,  sondern  swe^epach- 
tet«  werden. 

Zunächst  soll  der  Staat  eine  Abschätzung 
des  gesamten  Gnmd  und  Bodens  zum  heu- 
tigen Werte  vornehmen  und  ihm  das  ewige 
Yorkaufsrecht  zukommen,  bis  allmählich  aller 
Boden  im  Besitz  des  Staates  ist  I)er  Staat 
soll  dann  den  Boden  so  verpachten,  dass 
dem  einzelnen  Pächter  nur  die  Vei^tung 
ftlr  seine  Arbeit  bleibt  (Arbeitslohn)  und 
die  Verfügung  über  die  vom  Boden  trenn- 
baren Objekte;  die  eigenthche  Grundrente 
aber  soll  an  den  Staat  fallen. 

Bei  der  Wertschätzung  des  Grund  und 
Bodens  sind  demnach  3  Teile  zu  unter- 
scheiden. Einmal  ist  abzuschätzen  der 
Wert  der  vom  Boden  trennbaren  Objekte, 
z.  B.  die  Häuser,  Einzäunungen,  Bohrlei- 
tungen, Bäiuue  etc.,  diese  Objekte  dürfen 
nach  wie  vor  ein  Privateigentum  des  Boden- 
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bebauers  bleiben.  —  Vom  flbrigen  Wert 
des  Bodens  sind  noch  2  TeÜe  zu  uoter- 
scheiden,  nämlicli  das,  was  auf  die  Arbeit 
des  Bodenbebauers  bezw,  seiner  Arbeiter 
zurückgeführt  werden  kann,  und  das,  was 
den  besonders  günstig  wirkenden  Natur- 
kräften und  der  Verkehrseutwickelung  zu- 
zuschreiben ist 

Um  den  ersten  Teil  kennen  zu  lernen, 
meint  Flürscheim,  sei  der  einfachste  Weg 
die  Verpachtung;  bei  der  Verpachtung 
werde  jeder  ^-issen,  vie  hoch  er  seine 
Arbeitsleistung  anzuschlagen  habe,  und  das, 
was  der  Pächter  über  den  Pachtzins  erlöse, 
entspiäche  dem  gerechten  Arbeitslöhne,  der 
Pachtzins  selbst  aber,  die  Grundrente,  müsse 
an  den  Staat  fallen.  Ist  die  ganze  Wert^ 
Schätzung  vorgenommen,  so  soll  es  den  bis- 
herigen Besitzern  des  Bodens  freistehen,  den 
vollen  geschätzten  Betrag  vom  Staate  als 
Entschädigung  zu  fordern,  damit  »jeder 
Grund  zur  Entspinnung  der  Diskussionen 
über  das,  was  heute  Qrundreate  sei,  imd 
ftber  die  Berechtigung  des  Grundeigentums« 
wegfalle.  Also  die  bisherge  Grundrente 
wird  dem  bisherigen  Grundeigentümer  wei- 
ter bezahlt  —  nur  der  Wertzuwachs,  der 
nicht  auf  Arbeit  zurückzuführen  ist  ~  soll 
nicht  mehr  dem  Grundeigentümer  zu- 
kommen. Wollen  daher  die  bianeri^n  Grund- 
eigentümer ihr  Land  weiter  bewirtschaften, 
80  soll  ihnen  der  erste  Teil  ^  die  vom 
Boden  trennbaren  Objekte  —  als  Privat- 
eigentum weiter  gehören,  für  den  übrigen 
Teil  aber  müssen  sie  sich  als  I^hter  mit- 
bewerben unter  denselben  Bedinpin^n  wie 
die  übrigen ,  nachdem  sie  für  die  bisherige 
Grundrente  entschädigt  sind.  Ob  ein  Wert- 
zuwachs am  Grund  und  Boden  stattge- 
funden habe,  sei  leicht  an  den  in  jedem 
Jahre  sich  ergebenden  Pachtrenten  zu  er- 
sehen, nachdem  der  Teil  abgezc*;en  sei,  der 
auf  die  vom  Bodeu  trennbaren  Meliorationen 
entfäUt. 
B.  BodenbesitzreforiD   und  Sozialismug. 

Der  moderne  Sozialismus,  der  eine  Kol- 
lektivierung aller  Produktionsmittel  und  ge- 
sellschaftliche I>eitung  der  Produktion  an- 
strebt, verhält  sich  durchaus  ablehnend 
gegenüber  den  Bestrebungen  von  Henry 
George  imd  Flürscheim. 

Nachdem  bereits  früher  Hermann  Bahr 
in  den  »Deutschen  »Worten»  die  Ziele  der 
Landliga  vom  sozialistischen  Standpunkte 
aus  beleuchtet  hatte  und  diese  Bewegung 
als  den  »Versuch  einer  Ausbeutung  der  so- 
zialen Ideeen  zu  Gunsten  des  beweglichen 
Kapitals'  erklärt  hatte,  ist  neuerdings  noch 
menrfach  die  Bodeuverstaatlichungsbewegnng 
von  sozialistischer  Seite  zum  Gegenstand  der 
Polemik  gemacht  worden. 

Der  Sfa  r  x  i  s  m  u  s  muss  schon  von  seinem 
rechtsphilosophischen  Standpunkte   aus   die 


ganze  Bewegung  perhorrescieren,  de nu  diese 
erstrebt  eine  Reform  unserer  heutigen  Zu- 
stände nach  bestimmt  vorgezeiehnetem  Plane ; 
der  moderne  Sozialismus  dagegen ,  soweit 
er  Jlarx  folgt,  glaubt  seüier  materialistischen 
Geschichtsau  ffE^ung  gemäss  nicht,  dass  nach 
vorher  festgestellten  Reformplänen  der  so- 
zialistische Staat  geschaffen  werden  kßnne, 
sondern  dasa  wir  mit  nahirgesetzlicher  Not- 
wendigkeit in  diesen  Staat  hineinwachsen. 
Der  Sozialismus  in  diesem  Sinne  konstatiert 
eine  Thalsache ,  er  erfindet  keine  Pläne. 
Vor  allem  aber  wird  von  dieser  Seite  mit 
Recht  der  Einwand  erhoben,  dass  die  Ver- 
staathchung  der  Grundrente  allein  nicht  im 
Stande  sei,  die  verheissene  Umwälzung  zu 
bewirken. 

Von  diesem  marxistischen  Standpunkte 
aus  betrachtet  Conrad  Schmidt  in  der 
Breschüre  »Soziale  Frage  und  Bodenver- 
staatLchung«  Flürscheims  Theorie  und 
kommt  zu  dem  Ergebnis,  dass  es  »utopisch« 
sei,  die  Lösung  der  sozialen  Pi-age  von  der 
Boden verstaathchung  zu  erwarten. 

Mit  ähnlichen  Argumenten  wie  Schmidt 
bekämpft  der  Marxist  Karl  Kautsky  die 
FlOrscheimsche  Lehre  in  der  »Neuen  Zeit«. 
Dort  hatte  Flürscheim  in  einer  Abhandlung 
»Bodenbesitzreform  und  Sozialismus«  die 
Hauptideeen  seiner  Reform  kurz  zusanmien- 
gefasst;  gegen  diese  Ausführungen  wendet 
sich  Kautsky  in  einem  in  derselben  Zeit- 
schrift unter  demselben  Titel  erschienenen 
Artikel  (1890).  Kautsky  meint,  es  sei 
thöricht,  »mit  Kanonen  nach  Spatzen  zu 
scliiessen«;  die  Sozialdemokraten  müssten 
sich  ablehnend  gegen  die  Vereinigung  mit 
den  Bodenbesitz reformem  verhalten,  einmal, 
weil  diese  Vereinigung  der  beiden  keine 
Vermelirung  ihrer  Kräfte  bedeute,  sondern 
jeden  Teil  schwächen  würde,  und  zweitens, 
weil  blosse  Verstaatlichung  des  Grund  und 
Bodens  einen  Kraftaufwand  erfordern  würde, 
der  ausser  Verhältnis  zu  dem  Vorteile  stünde, 
der  dem  Proletariat  und  der  Reform  er- 
wachsen könnte. 

In  der  genannten  Zeitschrift  findet  sich 
femer  eine  Abhandlung,  worin  sieh  Bebel 
gegen  die  Flürscheimsclie  Reform  ausspricht, 
und  zwar  in  einer  Besprechung  der  Utopie 
»Das  Jlaschinenalter«,  die  für  die  Bodenbe- 
sitzreform eingetreten  war. 

C.   Kritik  der  Bodeobesitzreform. 

Die  Kritik  der  Flürscheiraschen  Lehre 
muss  sich  zunächst  mit  seiner  Krisentheorie 
abfinden.  Wenn  Flürscheim  den  Ursprung 
der  Krisen  in  der  Möglichkeit  erblickt, 
sein  Vermögen  im  Gruud  und  Boden  anzu- 
legen, so  scheint  er  uns  damit  die  wahre 
Natur  der  Krisen  verkannt  zu  haben.  Nicht 
die  sichere  Art  der  Tributerlangung  in  Form 
von  Zins   und  Rente  ist   die  Ursache   der 
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lit^  <Ji«  Urew.-iie  der  Erüen,  oicbt  im  Zins 
uiy]  fiK^  in  il«r  Bt^t«.  An  der  jsiTatvirt- 
■diaftUdieD  PrxtulitkKisweiae  k*!!  alier  nicfats 
geSodert  ««rdeo ;  die  ioziale  Frage,  so  driickt 
e»  HOficlKflm  eiomal  «w,  tei  eine  Frage  der 
FrüdukticMwbefreiuDg,  nicht  der  Pn>- 
duktiunleitasg.  Angebot  nod  Nadifrage 
leien  Hegnlatoreo  fOr  ^ÜttereneogaDg  uod 
Verteünng,  detea  Feinlfihligkeit  aod  Unpar> 
tetlidikeit  nie  tod  bezahlten  Arbeiteni  er^ 
reidit  wfiriie.  Auch  die  Zinstheorie  FlOr- 
Hcfaeimfl  iflt  theoretisidi  nicht  stichhaltig  be- 
grOudet.  Die  HüKÜchkeit,  da^a  an  Natnr- 
uiften,  TenoittelM  deren  jahrlich  Frflchte 
erzeugt  verden,  ein  Prirateigentum  mOgiicb 
■ei,  iKill  der  Orund  dee  Zlne««  eein:  es 
i«t  der  alte  Fehler  der  sogenannten  Fmkti- 
ßkatioDBtheorie,  in  den  FlQxBcheim  hier  Ter- 
(ftllt,  Dieae  alte  bo  oft  ichon  widerlegte  Lehre 
muMH  der  BodenventaatUchungsbewegu^  als 
wichtig«!«  theoretinche  Stütze  dienen !  Keee 
Tbecrie  u  m  g  e  h  t  ilie  Schwierigkeit,  statt  sie 
ZM  Ir^tten:  es  ftW  erklärt  w^dea,  wie  es 
komme,  daaa  ausgeliehenes  Kapital  jShrlit^ 
Zinsen  bringt;  statt  nun,  wie  es  der  gegebene 
Weg  ist,  vm  dugeüehenen  Kapital  auf  das 
ursprüngliche  Kapital  zurückzugehen 
und  an»  deanea  wirtachaftlichen  Funktionen 
(lea  Zinsbezug  zu  erklären,  weist  diese  Theorie 
auf  eine  Art  der  Verwendung  des  Kapitals 
hin,  auf  die  zum  BodcnaDkauf  und  sagt:  Wie 
der  Hoden  jährlich  Früchte  bringt,  so  muss 
auch  das  Kapital  jährlich  Zinsen  bringen.  — 
Die  Wirkung  der  Naturkräfte  kann  jedoch 
nicht  zur  £rklfirung  des  Zinses  herange- 
zogen werden;  nicht  nur  im  Bodenanbau 
wirken  diene  Kräfte,  sondern  sie  äind  überall 
beteiligt,  auch  in  der  Industrie;  sie  wirken 
jedoch  nur  mit  bei  der  Produktion,  sie  sind 
nicht  allein  produktiv,  sie  müssen  unter- 
stützt werden  durch  Arbeitekräfte  und  Kapi- 
talien. Kin  Stllck  Land,  wenn  es  auch  jähr- 
lich Früchte  tr^,  kann  trotz  dieser  Natur- 
Icräftc  keinen  Preis  erlangen,  wenn  die 
Fruchtbarkeit  nicht  so  gross  int,  Aae&  die  Arbeit 
mindcst^.-iiR  den  durch Bchnitclichen  Lohn  ab- 
wirft. Wofür  alfio  bezahlen  wir  einen  Preis, 
wenn  wir  ein  Stück  Land  kaufen?  Nicht 
für  die  Naturkräfte,  ausser  in  dem  Falle,  wo 
dicMO  besonders  intensiv  wirken,  sondern  filr 
Arlieit  und  Kapitalien,  die  früher  bereits 
auf  den  Ikiden  verwandt  worden  sind;  im 
Preise  für  den  IJoilen  wird  also  eventuell 
ArlR'itHlohn ,  Kapitalzins  und  Qrundrente 
vergütet. 

In   dem  Bodonankauf  haben   wir  einen 
Sjierialfull  der  Kapitalanlage  vor  inia,  nicht 
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Zwecfc^i  benutzt  werden.  Der  2ns  wfiide 
«wAi  fortbestehe  wenn  alkr  Bodm  nmaomt 
ZQ  haben  wite,  oder  wenn  er  im  Gemein* 
besitz,  d.  b.  unveikiaflidi  wSre.  —  Die  zweite 
Zinstheorie  FlOrBcheimB  schont  ans  dieafaUs 
irrig  zu  sein :  seihet  angenunmai,  die  grosee 
Vermehrung  des  E^nlalangebots  wfirde  — 
wie  Flflrechdin  meint  —  zu  äaa  eroooan 
Erniedrigung,  ja  selbst  Beseitigaiu;  des  Ön^ 
ees  führen ,  so  könnte  diese  Wir&ong  dodi 
'  nur  eme  ganz  vorübergeheude  sein,  denn  die 
1  mit  Hilfe  der  nmsmist  dargeliefaen^i  Kuii- 
I  talien  erzielten  Gewinne  würden  eine  soldie 
jXachfrage  nach  Kapitalien,  eine  ecdche 
I  Vermehrung  der  ^werblichen  Thftti^dt 
I  hervorrufen ,  dass  binnen  kurzem  der  Tön»- 
satz  wieder  auf  das  übliche  Niveau  gelxacht 
sein  würde. 

Was  die  Wirkun^n  der  Bodenbesitz- 
refonn,  vor  allem  die  lUiiendlich  verviel- 
fältigte Arbeitfigelegenheitc  aoluigt,  so  über- 
schätzt FIÜrBcheim  bei  weitem  die  Tragweite 
seiner  Massr^el.  Zunächst  kann  die  Folge 
der  Flürecheimsdien  Beform  —  einmal  an- 
genommen, sie  sei  durchfühibar  —  nur 
die  sein,  dass  die  zukünftige  Grundrente  an 
den  Staat  fäUt,  dass  also  der  Wertzuwachs 
des  Grund  und  Bodens  nicht  mehr  einzelnen, 
sondern  der  Gemeinschaft  zu  gute  kommt 
Zugegeben  nun,  diese  vermehrten  Einkünfte 
des  Staates  genuin,  alle  Steuern  zu  be- 
seitigen, woher  will  Rürscheim  wissen,  dass 
diese  Steuererleichterungen  gerade  den  A  r- 
b  e  i t  e rn  zu  gute  kommen  und  nicht  etwa  de  n 
Unternehmern  durch  Erhöhung  des  Kapltal- 
zinees  oder,  da  Flürscheim  die  Beseitigung 
des  Zinses  annimmt,  des  Cntemehmer^ 
winnes?  Wie  diese  Steuererleichterung  wir- 
ken wird,  hängt  von  den  Konjunkturen,  von 
den  Machtverhältnissen  der  Untemehmer- 
und  ArbeiterUasse  ab. 

Was  die  »unendlich  vervielfältigte«  Ar- 
beitsgelegenheit betrifft,  so  ist  der  kndwtrt- 
schaftlich  benutzbare  Boden  doch  nur  be- 
grenzt vorhanden,  so  dass  hier  von  unend- 
ficlier  Vervielfältigung  nicht  die  Bede  sein 
kann:  zudem  wird  durch  das  Aufhören  dea 
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Qraudrenteneiukommens  viel  Kapital  aus  der 
AiUotce  im  Önind  und  Boden  herauagenom- 
men  und  Itadliclie  Ärbeitakrftflfl  werden  über- 
QOasig.  Abel  es  soll  ja  jedem  Arbeiter  nach 
Flüischeim  offen  stehen,  eine  Parzelle  Land  zu 
pachten;  gewiss:  nur  dase  ein  grosser  Teil 
des  Bodens  in  Beschlag  genommen  werden 
wild  von  solchen,  die  Kapitallofiftig  sind 
nnd  ihierseita  Arbeiter  gegen  festen  Lohn, 
der  kaum  gegen  früher  steigen  dürfte, 
besohKftigen, 

Für  die  gewerblichen  Arbeiter  wird 
möglicherweise  durch  die  der  Industrie  zu- 
strCmenden  Kapitalien  von  den  Arbeitern 
vorübergehend  eine  LohneriiChnng  er- 
reicht WOTden  können,  doch  wird  die  ent- 
stehende BerOlkeningsvermehrung  den  Lohn 
wieder  bald  auf  das  duidischnittbche  Niveau 
zurückbringen.  Dazu  kommt  die  Enwirkung 
der  Krisen,  die  nicht,  wie  FlOrscheini  meint, 
infolge  seinei  Reform  versohwindeu,  sondern 
im  Gegenteil  aller  Wahrscheinlichkeit  nach 
durch  die  gestei^rte  Produktion  noch  lahl- 
reicher  werden.  Kurz,  es  ist  in  keiner  Weise 
abzusehen,  wie  die  riürs<^ei]neche  Reform 
gerade  der  Arbeiterklasse  den  gepiieBenen 
S^en  bringen  solle! 

Die  piaktiBchen  Schwierigkeiten,  die  sich 
einer  iJurchführung  der  Bodenbesitzreform 
nach  FlÜrscheims  Idealen  in  den  Weg  stellen, 
sind  nicht  geringer  als  die  theoretischen 
Hfingel  in  der  Onindanschauung.  So  ein- 
leuchtend der  Plan  erscheinen  mag,  nur  das- 
jenige Grundeinkommen  dem  einzeluen  zu 
überlassen,  velches  er  seinem  Fleisee,  seiner 
Qeschicklichkeit  und  seinen  Kapitalaufwen- 
dungen zu  verdanken  hat,  dagegen  dasjenige, 
weldies  die  Folge  besonders  günstiger  Na- 
torkrflfte  oder  von  Yerkehrsvernfiltnissen  ist, 
der  Gesuntheit  zu  überweisen,  so  schwer,  ja 
unmßglicb  ist  eine  solche  Trennung  prak- 
tisch durchzuführen.  Hag  man  immeriun  für 
die  theoretische  Betrachtung  den  Gesamter- 
lÖS  des  Bodens  auf  die  3  Bestandteile :  Ar- 
beitslohn, Kapitalzins  und  leine  Grundrente, 
zurückführen,  einen  sicheren  Anhalt  für  die 
Berechnung,  wieviel  auf  jeden  dieser 
Teile  kommt,  nat  man  nicht,  daher  es  auch 
nicht  möglich  ist,  die  reine  Grundrente  weg- 
zupachten,  ebenso  'wie  eine  eigentliche  Orund- 
lentenbesteuerung  unmOglidi  ist.  An  letz- 
terer Schwierigkeit  müsste  auch  Henry 
Geoi^s  Plan,  ifle  Grundrente  wegzusteuern, 
scheitern.  Schon  bei  der  Schätzung  des 
augenblicklich  vorhandenen  Bodenwertes  ist 
es  sehr  schwierig,  heraussurechnen,  was  auf 
die  vom  Boden  trennbaren  Objekte,  was  auf 
die  Arbeit  und  was  auf  die  reine  Grund- 
rente entmit. 

Auch  der  neue  Versuch  Emeles.  eine 
Grundrentensteuer  zu  berechnen,  die  als 
einzige  Steuer  neben  einer  Einkommen- 
steuer    in    Baden    einzuführen    sei,     löst 


diese  Schwierigkeit  nicht,  da  auch  hier 
nicht  die  »reine  Grundrente»  im  national- 
Skonomischen  Sinne  besteuert  wird,  sondern 
in  ziemlich  roher  Weise  eine  Schätzung  des 
Bodenwertes  vorgenommen  und  dieser  be- 
besteuert wird. 

Flürscfaeim  meint,  das  Pachtaneebot  werde 
einen  sicheren  Beweis  liefern,  da  ja  jeder 
genau  wisse,  wie  hoch  er  seine  Arbeit  za 
veranschlagen  habe.  Ist  diese  Ansicht  wirk- 
lich gerechtfertigt?  Kann  der  Bieter  nicht 
sehr  leicht  den  Wert  dessen,  was  er  durch 
seine  Arbeit  leisten  kann,  unterschätzen  oder 
aber  übeieohAtzen,  so  da^  er  eventuell  nach 
Zahlung  des  Pachtzinses  noch  Verluste  hat 
oder  keine  Grundrente  einstecht?  Doch 
hier  liegt  nicht  die  Hauptschwieiigkeit ; 
die  bisherigen  Grundeigentümer  können  ja, 
wenn  sie  wollen,  mit  dem  ganzen  Verkaufs- 
werte  des  Orund  und  Bodens  entschAdigt 
werden;  die  Schwierigkeit  hegt  besonders 
in  der  Berechnung  des  Zuwachses  an 
Grundrente.  Ist  n&mlich  einmal  der  ganze 
Boden  an  die  Staatspachter  vergeben,  so 
soll  von  da  ab  der  ganze  Wertzuwachs  an 
reiner  Grundrente  an  den  Staat  fallen,  und 
Klürscheim  meint  dass  man  am  Steigen  des 
FachtgebotB  deutlich  sehen  könne,  wieviel 
au  Grundrente  hinzugekommen  sei.  In 
der  That  liefern  die  Pachtgebote  diesen 
Beweis  nicht;  wenn  ein  Stück  Land  nach 
Ablauf  eines  Jahres  ein  höheres  Pachtgebot 
erlangt,  kann  da  nicht  die  grössere  Ge- 
schicklichkeit des  Pächters  diese  Werter- 
höhimg  verursacht  haben?  ^abgesehen  von 
den  hmeingewandten  Kapitahen.  die  in  An- 
rechnung gebracht  werden).  Hier  zöge  also 
der  Staat  aus  der  Geschicklichkeit  des  P&ch- 
ters  für  sich  einen  Gewinn. 

Auch  in  diesem  Punkte  ist  Flürscheim,  wie 
in  allen  seinen  Ausführungen,  von  wunder- 
barem OptimiBmus  erfüllt;  er  meint,  es 
müsse  unbedingt  das  Pachtgebot  immer  den 
gerechten  Arbeitslohn  treffen.  Er  bes(direibt 
einmal  in  seiner  Utepie  »Deutschland  in  100 
Jahrem  S.  63  ff.  me  Vorgänge  bei  einer 
Sitzune  des  alljAhrlich  statdindenden  Land- 
verpacntungstages.  Der  Vorsitzende,  der 
Bügermeister,  der  die  Verhandlungen  in 
Gegenwart  eines  Eegieningsvertreters  und 
mehrerer  Schätzungsräte  leitet,  ermahnt  die 
Landbewerber  zu  vorsichtigen  Pachtgebolen 
mit  den  Worten :  »Ich  bitte  die  Landbewer- 
ber  die  grösste  Vorsicht  bei  den  Geboten  zu 
beobachten,  sich  nicht  durch  den  Eifer  des 
Momente  hinreissen  zu  lassen,  höheren  Pacht- 
zins zu  bieten,  als  mit  einer  reichlichen 
Belohnung  ihrer  Mühe  und  Arbeit,  wie  sie 
solche  mit  Leichtigkeit  auf  jedem  anderen 
Gebiete  menschlicher  Thätigkeit  erlangen 
können,  vereinbar  eracheint  Auf  der  ande- 
ren Seite  mögen  sie  nicht  suchen,  einen 
unberechtigten  Vorteil  zum  Nachteile  ihrer 
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Mitbfirger  zu  erlangen,  indem  sie  ihre| 
Gebote  unter  der  der  Allgemeinheit  recht-  [ 
massig  schuldigen  Äbgabehöhe  halten.«  Wie  I 
kann  aber  Flürscheim  "(rissen,  ob  sich  stets 
Pachtlustige  genug  finden,  so  dass  der 
Faclitzins  so  hoch  ist,  dass  der  Pächter  nur 
Vei^tung  für  seine  Arbeit  erlangt,  und 
nicht  Grundrente,  und  ob  nicht  andererseits 
der  Andrang  eo  gross  sein  kann ,  dass  die 
Pachteebote  so  hoch  getrieben  -werden,  dass 
die  Pächter  nicht  einmal  Vergütung  für 
ihre  Arbeit  zum  durchschnitthchen  Arbeits- 
lohne erhalten? 

Das  Ziel  Flürscheims  ^ie  Georges,  die 
Beseitigung  der  reinen  Gnmdrente,  liesse 
sich  nur  auf  dem  Wege  der  voDen  Verstaat- 
lichung des  Grund  und  Bodens  erreichen. 
Nur  bei  Staatsbesitz  und  Staatsadministra- 
tion  wäre  es  erreichbar,  dass  alle  Gnmdrente 
an  den  Staat  fällt.  So  wird  die  kritische 
Stellungnahme  zum  eigentlichen  Ziele  der 
Bodenbesitzreform  von  der  Frage  abhängen, 
wie  man  sich  zu  dem  Privateigentum  am 
Grund  und  Boden  überhaupt  stellt  (cf.  die 
eingehende  Behandlung  dieser  Frage  in  dem 
Art.  Grundbesitz  dieses  Handwörter- 
buchs von  AdolfWagner).  Was  den  länd- 
lichen Boden  anlangt,  so  scheint  uns  das 
Privateigentum  die  sozialpolitisch  zweck- 
mSssigste  Besitzform  zu  seinj  wenn  aus 
dem  ursprtlnglichen  Gemeineigentum  am 
Boden  in  den  meisten  Ländern  sich  das 
Privateigentum  einzelner  herausgebildet  hat, 
so  ist  für  diese  Entwickelung  wesentlich 
massgebend  gewesen,  dass  das  Privateigen- 
tum die  für  einen  rationellen  und  möglichst 
ei^ebigen  Landwirtschaftsbetrieb  geeignetste 
Besitzform  ist. 

In  Bezug  auf  das  städtische  Grund-  und 
Hauseigentum  werden  die  Ideeen  der  Boden- 
besitzreformer auch  von  vielen  geteilt,  die 
hinsichthch  des  agiarischen  Bodens  amPrivat- 
eigentum  festhalten.  Wegen  der  Wohnungs- 
not und  des  Wohnungswuchers  namentlich 
in  den  Grossstädten  wird  die  Kommunah- 
sieruug  des  städtischen  Bodens  und  Haus- 
ei^ntums  gefordert.  Wir  körmeii  uns  auch 
mit  dieser  Forderung  derBodenbesitzreformer 
nicht  einverstanden  erklären :  die  Uebemahme 
des  gesamten  Hausbesitzes  an  die  Kommune 
würde  dieser  unter  umständen  sehrdrüciende 
Lasten  auferlegen.  Die  ganze  Hausspekula- 
tion würde  dann  kommunale  Angelegenheit 
und  ein  bedenklicher  Eonununalsozialismus 
die  Folge  sein.  Der  Gewinn  aus 
gestiegenen  Häuserwerten  würde  allerdings 
den  Kommunen  zufallen,  aber  ebenso  auch 
der  Verlust  aus  den  gesunkenen  Häuser- 
werten. Bei  günstigen  Konjunkturen,  bei 
aufstrebenden  Gemeinwesen  würde  die  Kom- 
mune Gewinne  erzielen,  denen  die  Verluste 
bei  ungünstigen  Konjunkturen,  bei  Gemein- 
wesen, die  im  Niedergange  befindlich  sind. 


gegenüberstehen.  Je  nach  den  pohtischen, 
wirtschaftlichen  und  sonstigen  Umständen, 
die  auf  die  Entwickelung  der  Gemeinden 
von  Knfluss  sind,  würden  sieh  stets  schwan- 
kende Erträge  aus  diesem  Besitz  ei^ben, 
die  dem  kommunalen  Budget  einen  durch- 
aus unsicheren  Charakter  verleihen  könnten. 
Die  Beteiligung  der  Kommune  an  den  ge- 
steigerten Hausrenten  wird  zweckmässiger 
durch  entsprechende  Besteuerung  erfolgen, 
vor  allem  durch  eine  eng  an  die  Wertände- 
rungen sich  anpassende  Gebäudesteuer,  femer 
durch  die  Konjukturenbestsuerung  etc. 

Insoweit  die  Bestrebungen  der  Boden- 
besitzreform auf  Steuermassregeln  gerichtet 
sind,  die  eine  stärkere  Heranziehung  des 
sogenannten  uneamed  increment  bezwecken, 
sind  sie  durchaus  gutzuheissen  und  auch 
bereits  vielfach  in  der  modernen  Steuer- 
politik durch  die  Einführung  neuer  Steuern, 
wie  z.  B.  der  Bauplatzsteuer.  und  der  Ver- 
besserung alter  Steuern,  z.  B.  der  Gebftud&- 
steuer,  verwirklicht.  Nicht  minder  verdienen 
andere  Programmpunkte  der  Bodenbesitz- 
reform, die  auf  einzelne  Veränderungen  der 
Bodenpolitik  abzielen,  Unterstützung,  z.  B. 
die  Förderung  der  Vermehmng  städtischen 
Bodenbesitzes,  die  Förderung  der  Bauge- 
nossenschaften, Sicherung  der  Forderungen 
der  Bauhandwerker  u.  a. 

Aber  die  Grund-  und  Hauptforderung 
der  Bodenbesitzreform:  Konfiskation  der 
Grundrente  muss  abgewiesen  werden.  — 

Eine  »Versöhnung  des  Individualismus 
mit  dem  Sozialismus <  nennt  Flflischeim 
seine  Eeform.  Ein  solcher  Kompromias 
zwischen  Individualismus  und  Sozialismus 
ist  aber  unmöghch:  das  Princip  des  Indi- 
dualismus  ist  nicht  festgehalten,  denn 
gerade  die  Eigen  tümhchkeit  des  Privateigen- 
tums am  Grund  und  Boden,  die  ihm  die  mllcfa- 
tigste  Stütze  verleiht,  dass  dadurcli  nämÜch 
das  Streben  des  einzelnen  angereizt  und 
gefördert  wird,  möglichst  reiche  Früchte 
der  eigenen  Thätigkeit  zu  ernten,  ist  nicht 
gewahrt  in  dem  Staatspächtersystem ,  hei 
dem  niemand  sicher  sein  kann,  ob  er  ein 
Stück  Land  über  ein  Jahr  hinaus  bebauen 
darf  und  ob  er  wirklich  den  Lohn  für  seine 
Anstrengung  erntet.  Andererseits  kommt 
aber  auch  der  Sozialismus  nicht  zu 
seinem  Rechte;  denn  die  privatwirtschaft- 
liche Produktionsweise  ist  sonst  ganz  un- 
gehindert ,  Kapitalzins  und  Untemehmer- 
gewinn  bleiben  bestehen,  nicht  einmal  die 
Bcseiti^ng  des  privaten  Grundrentenbezugs 
ist  gesichert. 

Wir  glauben,  dass  die  Bodenbesitzreform 
im  Sinne  Georges  oder  Flürscheims  einen 
grossen  wirtsehafthchen  Rückschritt  bedeuten 
würde  und  zweifeln  auch,  ob  jemals  gerade 
bei  uns  in  Deutschland  eine  solche  Reform 
Aussicht   auf  Erfolg   haben   könnte.     Aber 


ßodenbesitzreform 


■  wer  für  eine  solclie  Reform  eintritt,  musa 
sie   auch    durch    eioe    klare,    sticlihaltige 

.Theorie    beenden.     Dies    hat    Flilr- 

■  ficheim  in  keiner  Weise  geleistet;  iu  seinen 
.Ansichten    über    Zins,    Rente,    Arbeitslohn, 

■  Untemehmergewinn  etc.  finden  sich  eine 
■ganze   Fülle   von  Irrtümera   und  Inkonse- 

■  quenzen ;  seine  praktisclieii  Vorschläge 
atimmen  gar  nicht  überein  mit  den  theore- 

.  tischen  Voraussetzungen,  von  denen  er  aus- 
geht. Dazii  kommt  ein  ftusserlicher  Mangel : 
seine  Bitcher  sind  schlecht  disponiert  und  In 
.  ÄusBerat  seh  werfälliger  Sprache  geeehrieben,  so 
.  dasB  die  Lektüre  sicn  zu  einer  sehr  unerquick- 
.  liehen  gestaltet,  —  In  all  diesen  Beziehungen 
steht  Hem^'  George  weit  höher;  auch  bei . 

■  George  sind  theoretische  Irrtümer  vorhanden ;  i 
-  besonders  seine  Erklärung  des  Zinses  durch 

die  Mitwirkung  vitaler  Naturkr&fte  bei  ge- 
wissen Kapitalgütern   sclieint   uns  verfehlt 

'  zu  sein,  ebenso  seine  Erklärung  der  Äbsatz- 
krisen;  auch   überschätzt  er  bedeutend  die 

•  "Wirkung  der  Grundrente,  aber  im  übrigen 
ist  das  Georgesche  Werk  die  gesohlosaeae, 
konsequente  Durchbildung  seiner  theoreti- 
schen Grundanschauungen;  die  Darstellung 

.ist  stellenweise  glänzend,  die  Disposition 
klar  \md  logisch. 

Die  fernere  Diskussion  in  der  Bodenver^ 
Btaathchungsfrage   wird  an   Henry   George 

.anzuknüpfen  haben^  nicht  an  Flüischeim, 
denn  dieser  ist  mit  seinen  Werken  weit 
hinter  seinem  amerikanischen  Vorbilde  zu- 
rückgeblieben. 

.Lltteratnr:  l)  Schriften  derBodtnbetiti- 
re/ormcr;  Henry'  George,  Proip-eta  and 
poverty ;  an  iiiquiry  inlo  the  caiiie  of  iiidiulrial 
dfpreiiion,  and  Che  inertate  0/  icon(  vith 
ereoM  of  icealth.  Theremedy.  Ssie-i'orlt  li 
Vtuliche  ÄKtgabe  u.  d.  T. :  f'orticliriu  und 
mui.  Eine  UnUriuchting  iU>er  die  Uriaehe  der 
indtialrielUa  üTrücn  und  die  Zunahme  der  Ai 
«tut  bei  tunehmendtm  Eelthlum.  Deuttck  tu 
C  O.  J.  GÜUchaw,  Berlin  13S1;  5.  Aufiage 
lS9i.  —  Beraelbe,  S-iciat  Probletiu,  London 
1884.  DeuUehe  Auigabe;  Soiialt  Probleme. 
Dtulieh  con  J.  SU^el,  Ba-lin  1885;  S.  Auß. 
1890.  —  Oer»elbe,  The  eondüion  of  faftour. 
Jhutithe  Atugabe:  Zur  ErlSmng  aaä  lotiaUr 
Jfol.  Offener  Brief  an  «e.  HeäigkeU  Fapal 
Leo  XIII.  Deuttch  von  Eulen»teln,  Berlin 
189S.  —  Thom,  Spence,  The  nationalization 
of  the  tand  in  I77S  and  1S3S.  Being  a  Ucluri 
detivartd  at  2ttte-Ca»Üe-Oa-Tytie  by  Spence 
I77S.  Reprinled  and  tdiled  by  Hyndtnan,  Lon- 
don 1S83.  —  William.  Ogilvie,  An  Estay  on 
the  right  of  property  in  Land  (178S)  2  ed.  avee 
introd.  et  biographie  par  D.  C.  Mae  Donald, 
London  139L  —  Patrick  Eduard  Dove, 
The  Ihecry  of  human  progreaion  and  natural 
probabitity  of  a  reiyn  of  Jaitice,  1850.  —  Alfr. 
Buxael  Wailaee,  Iloa  lo  nationalite  the 
land:  a  radieal  tolution  of  the  Irlih  land  pro- 
bten! (The  Vontemporary  Reriea  Sov.  13S0).  — 
OeraelbCf  Land  nalionalization,  iia  neccKnty 
and  iu  aimt,  London  ISSi.  —  Bertelbe,  The 
Handnörterbnuh  dar  8tsBt>wiB»eiucb>ftsD.    Zi 


•iirhyii  and  the  "hoa-  of  laud  Tiationalitalion, 
London  ISSS.  —  Boeoek,  Tax  of  the  arta.;  a 
toliition  of  the  tand  area,  XevYark  18S8.  — 
Dauiaon,  The  tineamed  increment  or  rraping 
viihoul  lOKing,.  London  1390.  —  Hermann 
Heinrich  Ooaaen,  EntmickelHog  der  GncUe 
dei  ■meniehtichen  Verkehre  xind  der  darau» filmen- 
den Hegeln  für  jnenechliehes  Handeln,  135?; 
neu  heraiagegehen  tnn  B.  L.  Frager,  Berlin 
tSS9.  ~  A.  Th.  Stamm,  DU  Erlötung  der 
darbenden  Xemchheit,  I.  Aujt.  1371 ;  t.-AuJI.  Suut- 
gart  ISSi.  —  Deraelbe,  jyu  mtialpelititche 
Bedeutung  der  Bodenreform,  Minden  tSSß.  — 
Adolf  SamU!r ,  Dat  Eigentum  nnd  nine  10- 
tiate  Bedeutung,  Jena  1379.  —  J>erselbe,  Ge- 
telltehaftiiche»  und  Privateigentum  alt  Grund- 
lage der  Sotialpolitit,  Leipiig  1877.  —  Franz 
SMprt,  Die  freie  GtteliMChafl.  Vereueh  einer 
Sehlichtung  det  Streitet  itcitchen  IndieiduaiU- 
TUUJ  und  Soiialitmut,  Chemniit  1331.  —  Dgr- 
eelbe,  Sotiate  Reform.  Beiträge,  tur  friedlieben 
l'mgetlaltung  der  Getelliehafl ,  Leiptig  1S84ISS. 
—  »J.  Helldorf-Bautneraroda,  Dat  Recht 
der  Arbeit  und  die  Landfrage,  Berlin  1836.  — 
Derselbe,  Veritaatliehung  det  Grund  und 
Bodent  oder  Schubtätle  Jür  die  LandurirUchaft, 
Bertin  1885.  —  Michael  FtHrgohetm,  Dn» 
Stxtattmonopol  des  ISrundpfanirechU  ai»  Weg 
tur  Reform  unterer  wirttchafüichen  Vtrhältnitte, 
Minden  1883.  —  Vergelbe,  Auf  friedlichem 
Wege,  B.  Avß.  Baden-Baden  IS84.  —Derselbe, 
Der  eimige  Betlungaveg,  Dresden  und  Leipzig 
1890.  —  Derselbe,  Deuüchland  in  100  Jahren 
oder  die  Galoirhen  det  Glüda.  Ein.eoiialet 
Märchen,  Dreeden  und  Leipzig  1890.  —  Der- 
aelbe,  POptt  und  So*ialreform.  Ein  AppeU 
von  dem  fatteh  unlerricMeten  on  den  betier  tu 
unterriehienden  Paptt,  DUtteidorf  1891.  — 
Derselbe,  Bautteine.  Beiträge  lur  Sozialreform, 
Dresden  und  Leipzig  1395.  —  M.  Selllng, 
Flärtcheimi  Vortchlag  zur  Lötung  der  tozialen 
Frage,  Berlin-Giiben  1889.  —  HarmetUng, 
Die  LStung  der  tozialen  Frage  durch  Bodenbe- 
liUr-tform,  Berlin  1891.  —  Wehberg,  Der  hu- 
manittitehe  Soziaiitmut  im  Lichte  det  Freihan- 
dett,  Berlin  189L  —  W.  E.  Baekhana,  Allen 
die  Erde!  Leiptig  1393.  —  DrexUrr,  Frei 
Land!  Ein  itentchenreckt,  Zürich  I894.  —  8. 
Schärt,  Die  BodenbetiUr^arm  oder:  Wie  icird 
die  Hauptquette  der  Armut  verttapft  und  dat 
Volk  von  Steuern  und  Hypolhekentckulden  be- 
freit! Bern  1890.  —  Damaachke,  Vom  Ge- 
meinde-Finaniweten,  Berlin  1896.  —  Emete, 
Ein  Beitpiet  über  Einführung  und  Erträgnit 
der  Grundrententteuer.     Karirruie  1 
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reform;  AUlrich,  Die  Arbeiterbewegung  in 
Austrat ien  und  Xeu-Seetand.  Conrad»  Jahti/, 
III.  F.  15.  Bd.  S.  178f.  —  Buchenberger, 
Agrarutten  und  Agrarpotitik,  I.  Bd.,  S.  S19 
bit  260,  Leipzig  189S.  —  Cathrein,  ne  Cham- 
piont  of  agrarian  todaiitm,  Buffaio  1839.  — 
Conrad,  Die  neuetle  lätteralur  über  Verttaat- 
lichung  de*  Grund  und  Bodent  in  Jahrb.  für 
.Voll  jV.  F.  XV.  Bd.,  1887,  S.  151—167.  — 
Harald  Cojc,  Land  Nationalizalion,  (Sodat 
Q'aeilioiie  of  Tr.  Ray.)  London  1892.  —  Diehl, 
Zur  neuetlen  LUteratnr  über  die  Vertlaallichung 
det  Grund  und  Bodent,  ebenda,  III.  Folge.  Bd. 
III,  S.  516-^29.  —  FranM,  Die  Verttaalr 
lichung  der  Grundrente,  Wien  1891.  —  Wutd, 
Auflage  II.  61 
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Bodeobesitaefonii — Bodeokre<litinBtitnte 


ZMc  VrmaaÜUkuny  it*  Gmä  mtd  Bodnu, 
HoBibury  ISM.  —  Merkn^r,  Vit  ArbrUerfrage, 
IL  Atiß..  Berlin  ISf7,  ^pUd  IS :  Die  Bodtn- 
reformbtitefuag.  —  Lavele^fe,  Der  HoiiaÜtmta 
der  OegenteaH,  Halle  ISiiS.  (XL  Sap.:  Der 
XolUktMemiu  vnä  die  VerMaaäitluing  von 
Orvnd  wtd  Boden,  S.  te4~t8S.)  —  AtOon 
MeHptr,  Da*  Reehl  avf  den  vollen  Arbeileer- 
trag,  t.  Avß.,  SluUgaH  1S91.  (S.  HS—IS4:  Die 
Ver$UiaMckung  von  Gnmd  und  Boden  in  Eng- 
land./ —  Albert  JC^Mn,  Le  roeialiine  en 
Angletfrre-  Chap^  V:  la  ntUiiffuUieation  du  aol, 
P»iri*  im?.  —  PleUter,  DU  Ethik  de»  Land- 
beeiUee.  —  Oertilte,  Die  BodtneenUuUHrlmng  ' 
drr  FreOänder  in  den  'DeuUehen  Worten^  1S91 
vnd  18ÜI  IJeM  abgedruckt  in  den  tKritieehen 
BtÜrOfen  tur  Erkennini*  wuerer  totüäen  Zur 
itände  und  Theorien;  Botel  1891).  — 
IHe  BodenbeMireform  all  lotiale*  HeOmiUel, 
■  Berlin  1891.  —  Jta«,  ConUmporary  Sodalitm. 
Ckap.  XU:  The  agrarian  tociaUem  0/  Henry 
Öeorge,  London  1891.  —  Ruhland,  Di«  Ägi- 
tatitrn  tur  YentaaÜichung  von  Grund  u.  Boden 
in  DeaUehland,  Tübinger  ZelUehrift  /.  die  ga. 
Suiauaiuenieh.,  Bd.  XXLLII,  1887,  8.  t91ff. 
—  SeltUfftt,  DeuUeke  Xem-  und  Zeitfragen, 
Berlin  1864.  —  Sehmaller,  Zur  Litleraturge- 
tehiehte  der  Staat*-  and  SotiaUi^en*ehnften, 
Leipzig  1888  (Henry  George).  —  P.  Ver- 
h<iigen,  äocialitet  anglait.  Ownd  et  Fori*  1898. 
(Lei  partitan*  de  la  nationaii*ati/m  du  lol.)  — 
Adolf  Woigntr,  Grundlegung  der  polüitchen 
Oekonomie,  S.  Aul.,  IL  Teil,  S.  847 ff.,  Leiptig 
ise4.  —  WelM,  Die  Lehre  Henry  Georg** 
(DeuUehe  Zeit-  und  Streitfragen,  Heft  9t),  Hain- 
bürg  1891.  —  Wooda,  Englilk  loeiai  Move- 
menU,  London  189S.  —  W^godelnalei,  AH. 
Bodenrf/ormer  im  WOrterbuck  der  VolluKirt- 
*ehajt  Bd.  I,  S.  39Sff. 

MHeta. 


\  niclit  zn  den  BodeokreditiDstitiiten,  Aesao- 
weius  eine  Srarkasse. 

Ein  BodeureditiiietitDt  ist  bernfemlEEig, 
eeinem  EntstehungSEveck  and  seiDer  Ezis- 
tenzberec^tigiiiig  nach,  damit  besddfligt, 
Bodeokredit  za  gewähren.  Qne  Stiftung 
oder  eine  Spat^asse  weiden  ihrran  Zwecke 
nicht  nntren.  Teueren  not^  weniger  ihre 
Existenzbeieclitigiing,  wenn  sie  ihre  Kb{b- 
Ulien  gB7  nicht  in  Hypotheken  anlegen. 
Weder  eine  Stiftang  noch  eine  Spaikasse 
mobilisieren  ihre  in  Hypotheken  fe^gel^iten 
Gelder,  sie  befriedigen  die  Nachfrage  naäi 
Hypotheken  in  dem  Yanrn*.  in  welchem 
ihnen  die  Kapitalien  zur  Terfflgnng  stehen. 
Ein  Bodenkiedilinstitut  mobililiert  die  in 
Hypotheken  festgel^ten  Kapitalien  und  je 
nadi  dem  Umfange  der  an  dasselbe  h^sn- 
tretenden  Nachfrage  nach  Bodenkiedit  sucht 
es  K^tahen  aa  sich  heranzuziehen,  \tm 
sie  dem  kapitalbedftrftigen  Onmdbeaitze  zn- 
zufßhren.  Die  Heianziehung  von  Kapitalien 
geschieht   durch  die   Begebung  von   Obli- 


Bodeii«rBch5ptiuig 

B.  Raubbau  in  der  Landwirtuchaft, 


BodeBkr«dltlutttiite. 

Bodenkreditiastitute  eind  diejenigen  Insti- 
tute, weluho  dem  bankmaesigen  Betriebe 
des  llo<ieakredita  sich  widmen.  Der  Betrieb 
des  BodenkreditG  ist  ein  bankmäsBiger,  wenn 
(lieienigen  Kapitalien  oder  wenigstens  ein 
Teil  der  Kapitalien,  welche  in  dem  Boden- 
krodit  festgelegt  sind,  jeweils  durch  die 
Ausgabe  von  Schuldverschreibungen  (Obli- 
gationen) wieder  flüssig  gemacht  werden. 

Nicht  jedos  Institut,  welches  seine  Kapi- 
talien, ganz  Oller  teilweise,  mit  grösserer 
oder  geringerer  innerer  Berechtigung,  fest- 
legt, ist  also  ein  Bodenkreditinetitut  im 
technischen  tSinne. 

Eine  Stiftung,  welche  ihre  VennCgens- 
verwaltung  durch  die  Anlage  der  Stiftungs- 
kapitalien iu  Hypotheken  vollzieht,  gehört 


Das  Gesagte  schliesst  nicht  aus,  dass 
der  Bebieb  des  Bodenkreditgeschaftefl  mit 
anderen  Geschfiftezweigen  Irombiniert  sei. 
Es  schliesst  auch  nicht  aus,  dass  ein  solches 
Institut,  welches  verachiedenen  Geschäfts- 
zweigen bemfsmSseig  sich  widmet,  dem 
Bodenkredit  auch  noch  Kapitalien  zufOhrt, 
welche  nicht  aus  der  Ausgabe  von  hypo- 
thekarisch fundierten  Schuldverschreibungen 
ihm  zur  Veifflgung  stehen. 

Zu  dem  Geecbflitskreise  der  Bodenkredit- 
institute ist  vielfach,  gleichsam  als  eine 
Pertinenz,  hin  zugetreten :  die  Gew&hrung 
von  Darlehen  an  Korporationen,  also  die 
Pflege  des  Korporationskredits.  Der  Begriff 
des  Korporation  skredits  ist  nicht  ilberali 
gleichm&ssig  bestimmt.  Manche  Institute 
gewähren  den  Korporationskredit  nur  an 
solche  Korporationen  des  öffentlichen  Hechts, 
welchen  em  gesetzliches  ümlagerecht  zu- 
steht, und  geben  auf  Grund  derartig  quali- 
fizierter Darlehen  >Kommunalobli^üonen<r 
aus.  Die  Erweiterung  des  Begnifes  von 
Korporationskredit  und  die  Ausdehnung  des 
letzteren  selbst  kann  darin  bestehen  und 
besteht  thatsSchlich  in  verschiedeneu  Varia- 
tionen darin,  dass  von  der  Qualifikation  als 
»OffentJich-rechtlichero  Korporation  und  von 
der  Befugnis  eines  gesetzlichen  Umlage- 
rechts  abgesehen  wird.  Der  Korporations- 
kredit wird  entweder  gegen  oder  ohne 
hypothekarischen  Versatz  gegeben.  Er  kommt 
vorzugsweise  den  kleinen  Iftndlichen  Ge- 
meinden zu  gute. 

Dem  Ge  seh  äftskr  eis  der  Bodenkredit- 
institute steht  femer  die  Forderung  der 
LandesmelioratiOQ  und  Landeskultur  nahe. 
Doch  giebt  es  in  einzelnen  Staaten  hierfür 
besondere      Landeekulturrentenbaa- 


ken.  Die  letzteren  gehören  als  solche  nicht 
zu  den  Bodenkreditinetitutea ,  wenigstens 
nicht  im  engeren  Sinne,  noch  veniger  ge- 
hCren  hierher  die  Pro vin  ziaJhilf  akassen ,  wenn 
dieselben  auch  vielfach  den  Zwecken  des 
Bodenkiedits,  des  EorpoiationskreditB  und 
der  Landeskultur  dienlich  sind.  Sobald  aber 
diese  letzteren  Z-wecke  in  den  Mittelpunkt 
der  Thäiigkeit  treten  und  auf  Qrund  der  so 
fest^legten  Gelder  Schuldveischreibungen 
zur  Ausgabe  gdangea,  erlangen  die  bezüg- 
lichen Institute  die  Merkmale  und  die  Natur 
der  Bodenkreditinstitute,  treten  also  in  die 
Beihe  der  letzteren  ein:  so  die  in  Düssel- 
dorf jetzt  bestehende  Landesbank  der  Rhein- 
proTinz  und  die  Landeebank  der  Provinz 
Westfalen  in  Münster  (W.)- 

Der  Bodenkredit  zerfSllt  nach  den  Ob- 
jekten der  Beleihuag  in  drei  Kategorieen 
Bodeukredit  forden  klein  eren  und  mit  t 
leren  Orundbeeitz,  fOr  den  Oross- 
grundbesitz  und  für  den  städtischen 
Grundbesitz.  Die  Bodenkreditinstitule 
pflegen  programmmfissig  alle  diese  Eate- 
goiieen  ^leionmSssig  oder  nur  einzelne  dieser 
Eate«oneen. 

Ihrer  Organisation  nach  sind  die  Boden- 
kreditinstitute ebenfalls  in  drei  Eategorieen 
zu  zerlegen:  die  erste  Kategorie  umfasst 
die  Bodenkreditinstitute  mit  staatlicher 
oder  provinzieller  Haftbarkeit  (hier- 
her gehören  auch  diejenigen  Institute,  für 
-welche  nicht  eine  ganze  Provinz,  sondern 
nur  Teile  einer  Provinz  haften).  Als  Stidi- 
■wort  kann  für  dieselben  das  Wort  Landes- 
kreditkasse  (s.  d.)  gelten.  Die  zweite 
Kategorie    bereift    die     genossenschaftlich 

Xnisierten  Institute  (landschaftliche,  ritter- 
ftliche,  privatgenoasenschafttiche  Insti- 
tute [b.  Art.  Landschaften]).  Die  dritte 
Kategorie  umfasst  die  in  der  Form  der 
Aktiengesellschaft  gebildeten  Hypotheken- 
hanken: Hypothekenbanken  (s.  d.  Art.). 
Die  Darlehen,  welche  von  den  Instituten 
gweben  werden,  sind  entweder  amorti- 
sable  Darlehen  oder  nichtamortisable. 
Die  letzteren  sind  entweder  mit  vierteljähr- 
licher^  halbjährUcher  oder  jährlicher  Künd- 
barkeit gegebeu  oder  auf  eine  Reihe  von 
Jahren  fest  und  dann  in  einer  Summe  fällig 
oder  doch  einheitlich  kündbar  und  rückzahl- 
bar. Es  kann  aber  auch  die  Bückzahlung 
in  Baten  gestattet  sein. 

Die  Darlehen  werden  entweder  in  bar 
gegeben  (Bardarlehen)  oder  in  Pfandbriefen 
(rajidbriefdarlehen).  Für  die  Ptandbriet- 
darlehen  charakteristisch  ist  insbesondere 
die  Verpfliditung  zur  Rückzahlung  der 
Darlehnsvaluta  in  Pfandbriefen. 

8.dieArtt.Hypothekenbanken,Lan- 
deskreditkassen,  Landschaften. 


BodeorcBte 

8.  Grundrente. 


1,  Staats-  und  völkerrechtliche  VerhSltniMe. 

2.  EigentamavarhiUtniBBe.  3.  Schiffahrt«-  und 
Fischeieipolizei. 

1.  Staats-  und  TSlkerrechtilche  Ver- 

hfittniese.  Unter  Bodensee  -wird  in  der 
Bechtssprache  mangels  besonderer  Bestlm> 
mung  (z,  R  bad.  LAndesfischereiordnung  v. 

3.  Februar  1888,  %  45)  nur  der  Ober-  und 
der  üeberlingersee  im  Gegensatze  zum  Unter- 
see  veistanden.  In  Staats-  und  völker- 
rechtlicher Hinsicht  besteht  zwischen 
Bodeu-  und  Untersee  auch  ein  erhebhcher 
Unterschied.  Die  Gebietshoheit  über  den 
Untersee  steht  vertnigsmässig  fest  —  nach 
Vertrag  vom  Oktober  1854  wnd  als  Landes- 
grenze zwischen  Baden  und  Thurgau  Ober- 
all die  Mitte  des  Rheins  bezv.  des  Unter- 
sees angenommen  — ,  die  Frage  der  Hoheits- 
verhältnisse  über  den  Bodensee  entbehrt 
dagegen  einer  Begelung  durch  die  beteiligten 
Staaten.  Sie  ist  daher  auf  wissenschaft- 
hchem  Weee  zu  beantworten.  StOrk,  aller- 
dings mit  Modifikation,  stellt  den  Bodensee 
dem  Meere  gleich,  somit  wäre  der  Boden- 
see staatsrechtlich  herrenlose  Sache.  Dem 
stdit  entgegen,  dass  hier  im  Ge^nsatz  zum 
Meere  die  physische  Möglichkeit  thatsftc^- 
licher  Beherrschung  der  ganzen  Vasser- 
flädie  vorhanden  ist  und  die  Uferetaaten 
demgemSss  auch  mit  Ausschluss  anderer 
Staaten  auf  dem  Eodensee  gebieten.  Dieser 
Ausschluss  anderer  Staaten  beruht  rechtlich 
aber  nicht  auf  einer  ungeteilten  Herrschafts- 
gemeinschaft, einem  Coimperium,  einem 
staatsreditiichen  Kondominat  sämtlicher  Ufer- 
staaten (so  Seydel,  Rettich,  Caratheodory, 
im  Kerne  audi  v.  S^wey),  so  dass  zur 
Ausübung  der  Staatsgewalt  jeder  Staat  über- 
all oder  nur  alle  Staaten  durch  gemeinsamen 
"Wiliensakt  befugt  wären,  sondern  er  ist 
eine  rechtliche  Folge  des  Umstandes,  dass 
jeder  Uferstaat  für  einen  bestimmlen  Bezirk 
des  Sees  alle  anderen  Staaten,  auch  die 
Uferstaaten  von  der  Herrschaft  ansschliesst, 
den  letzteren  gegenüber  nur  durch  die  Ver- 
pflichtung beechi^nkt,  den  thatsäclüich  ge- 
meinsamen TVaseerlanf  nidit  in  einer  Weise 
zu  stOren,  dass  hierdurch  auf  den  Wasser- 
lauf in  den  fremden  Seegebieten  nachteilig 
eingewirkt  wird.  Der  Bodensee  steht  unter 
geteilter  Herrschaft  der  StaatenOester- 
reich,  Bayern.  Württemberg,  Baden,  Thur- 
^u,  St.  Gallen  (so  v.  Maititz,  v.  Liszt, 
Eivier,  ülbrich,  Ullmanu,  die  schweizerische 
Staatsregierung  und  im  Grunde  auch  Otto 
Mayer),   und   zwar  bestimmt   sich,   soweit 
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nicht  Herfcoiiinien  oder  Vertrag  entgegeii- 
steheD  der  Gebietsteil  eines  jeden  Staates 
nach  tiem  Verliältiiis  seiner  Lferlänge  und 
nach  der  Mittellinie  des  Seespiegels.  Beiveis : 
1.  der  Völker-  (nicht  privat-)  rechtliche  Satz, 
dass  im  Zweifel  öffentliche  Orenzseeeu  nach 
dem  Rechte  der  öffentlichen  Grenzflfisse 
behandelt  werden  {der  Untersee,  der  Genfer- 
nee  Bind  nach  der  Seemitte  ^teüt);  2.  die 
GescMchtö  der  Rechtsverhältnisse  des  Botlen- 
fieea  in  früheren  Jahrhundei-ten  (besondere 
Seegebiete  der  Stadt  Konstanz,  der  Fürsten 
-von  Fürsteuberg,  der  Stadt  Lindau ;  Grenze 
.gegen  die  Schweiz  die  Seemitte);  3.  der 
Inh^t  neuerer  Staatsvertiäge :  a)  die  Cfer- 
■etaaten  haben  im  Jahre  1880  Tereinbart, 
■dass  die  standesamtliche  Behandlung  der 
auf  dem  Bodenaee  eintretenden  Gebiirts- 
und  Sterbefälle,  welche  in  der  unmittelbaren 
-Dmgebimg  des  Seeufers  sich  ereignen,  durch 
den  Standesbeamten  des  betreffenden  Ufer- 
•bezirkes,  die  auf  der  SeeDäche  auaaeriialb 
■dieser  unmittelbaren  Umgebung  sich  ereig- 
■nenden  durch  deu  Standesbeamten  des- 
•jenigen  Bezirkes  beurkundet  werden  sollen. 
in  welchem  das  Schiff  oder  Fahrzeug,  auf 
dem  eich  der  Fall  ereignet  oder  von  dem 
■aus  eine  Leiche  aufgenommen  wird,  seinen 
■regelmässigen.  Standort  bat,  zugleich  aber 
bestimmt,  dass  durch  diese  Verabredung 
■»den  Hoheitsverhaltnissen  auf  dem  Boden- 
see nicht  präjudiziert  sein  soUi ;  b)  die  in 
Bregenz  vereinbarte  »internationale  Schiff- 
■fahrt»-  und  Hafenordnung  für  den  Boden- 
•see«  V.  22.  September  18G7  bestimmt  in 
Art  3 :  »Die  Boden seeuferstaaten  werden 
dafür  Sor^e  tragen,  und  zwar  jeder  längs 
seiner  Uterstrecke  und  auf  dem  dazu 
gehörigen  Wassergebiete,  dass  nicht 
■durch  kflnstliche  Anlagen,  durch  den  Betrieb 
von  Gewerben  oder  durch  sonstige  Unter- 
nehmungen der  Schiffahrt  Hindernisse  be- 
reitet werdeni,  und  in  Art,  25:  »Die  Nicht- 
befolgung  der  in  gegenwärtiger  Scbiffalirts- 
■und  Hafenordnung  gegebenen  Vorschriften 
und  die  üeberiretung  der  darin  ausgespro- 
chenen Verbote  wiid  .  .  .  geahndet  .  ,  . 
von  den  Behörden  und  nach  den  Gesetzen 
-desjenigen  Landes,  auf  dessen  Gebiet 
die  strafbare  Handlung  begangen  ist»  (eben- 
so Alt.  25:  ^Staatsgebiet  derUebertretunei.); 
c)  Art,  11  der  sogenannten  oberrheinischen 
(Luzemer)  Uebereinkunft  zwischen  Baden, 
Elsass-Lothringen  und  der  Schweiz  v.  18.  Mai 
1887  über  die  Anwendung  gleichartiger  Be- 
stimmungen für  die  Fischerei  im  Rhein 
und  seinen  Zuflüssen  einschliesslich  des 
■Bodensees  sagt:  »Jede  Regierung  der  be- 
teiligten Cferstaaten  stellt  für  ihr  Gebiet 
einen  Bevollmächtigten  auf.  Diese  Bevoil- 
niächtigten  werden  sich  die  von  ihren  He- 
gierungen  ^troffenen  Anordnungen  über 
das  FiscJiereiwesen  imRheingehiet  gegen- 


seitig mitteilen  ,  ,  .-;  d|  durch  Art.  1  des 
laut  Vereinbarung  mit  der  Schweiz  v.  24, 
Juni  1879  auch  für  das  Deutsche  Reich  als 
reclitsgiltig  anerkannten  badiscli-schweizeri- 
schen  Vertrags  v.  28.  April  1878  wurde 
»die  Grenze  zwischen  beiden  Staaten  Über 
den  StrandlMxlen  und  das  Seegebiet'  im 
Bereiche  der  Eonstanzer  Bucht  dittch  eine 
genau  bestimmte  Linie  fixiert  nnd  verein- 
bart, dass  von  dem  Endpunkte  dieser  Linie 
ab  die  Mitte  der  Bucht  die  Grenze  bildet 
So  lässt  sich  die  Hoheitsgrenze  zwischen 
den  Staaten  dahin  bestimmen,  dass  sie  von 
der  Seemitte  der  Konstanzer  Bucht  in  der 
Mittellinie  des  Obersees  nach  Osten  läuFt 
und  bei  der  Mündung  der  Leiblach  (Grenz- 
fluss  zwischen  Oesterreich  und  Bayern) 
endet.  Die  nichtschweizerischen  Seebezirke 
unterliegen  also  nicht  der  Neutrahtät;  das 
Seegebiet  von  Bayern,  Württembei^  und 
Baden  ist  Reichsinland  und  unterließ  dem- 
gemäss  den  Bestimmungen  der  Reichsverf. 
Art.  4  Ziff.  9  und  54. 

2.  Ei^ntumsverhSJtnlase.  Da  der  Bo- 
densee nicht  Meer,  sondern  Binnengewässer 
ist,  steht  er  im  Eigentum.  Als  öffent- 
liches Gewässer  dient  er  dem  Gemein- 
gebrauch zum  Baden,  Waschen,  Tränken  etc. 
und  zur  Scliiffahrt  für  den  Kreis  der  Staats- 
angeherigen,  ist  also  öffentliche  Sache,  darum 
öffentliches  Eigentum  und  zwar  im  Zweifel 
des  Staats,  nicht  der  Gemeinden.  Dass  das 
Eigentum  unter  den  Staaten  geteilt  ist  mid 
sich  mai^ls  besonderer  Rechtstitel  der 
territoriale  Umfang  des  staatlichen  Eigen- 
tumsrechts mit  der  räumlichen  Ausdehnung 
des  staatlichen  Herrsciiaftsrechls  über  den 
See  deckt,  beweist  das  Recht  der  Fischerei- 
nutzung. Der  badische  Domänenfiskus  nimmt, 
soweit  nicht  die  Civilliste,  Gemeinden  oder 
Pri^-ate  berechtigt  sind,  das  Fischereirecht 
im  ba<lischen  Seegebiete  in  Anspruch  \md 
zwar  bis  zur  SeeinitCe.  Im  östhchen  Teile 
des  Bodensees  dagegen  hat  die  Mangel - 
liaftigkeit  der  natürlichen  Grenze  zu  gegen- 
seitiger Duldimg  und  so  zu  einer  thatsäch- 
lichen  Fischereigera  ei  nschaft  zwischen  öster- 
reichischen, bayerischen  und  schweizerisclien 
llschereiberechtigten  a.\it  der  »Schweb.^  d.  h. 
auf  der  tiefen,  weiten  See  geführt  im  G^en- 
satze  zu  der  Fischerei  auf  den  »Gründen 
und  HaldineiK^  d.  i.  in  den  seichteren  Teilen 
des  Sees  am  Ufer  {im  Lindauer  und  Vor- 
ariberger  Seebezirk  bis  ^/i  Stunde  seeein- 
wärts).  Die  Schilf-  und  Seejagdnutzung 
übt  im  Zweifel  auch  der  Fiskus  als  Eigen- 
tümer. 

3.  Schiffahrts-  and  Fischereipolizei. 
Besonders  geregelt  ist  Schiffahrts-  imd 
Fisdiereiponzei,  die  erstere  durch  die  er- 
wähnte Schiffahrts-  und  Hafenordnung  v.  22. 
September  1867  und  ihren  zwar  auf  Ver- 
einbarung beiTihenden,  aber  als  landesrecht- 
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liehe  Sonden'orschriften  erlassenen,  1.  März 
1893  imd  1.  Februar  189ü  in  Kraft  getretenen 
Abänderungen  wnci  Ei^nzungen  (bayer. 
Gesetz-  und  Verordnungsblatt  18!)3  S.  1, 
1895  S.  ö).  Hiernach  ist  der  Bodensee  auch 
den  Schiffen  fremder  Nationen  geöffnet. 
Für  die  Soescldffc  und  die  Berechti^ing 
zur  Führung  eines  Segel-  oder  Dampfschiffes 
sind  besondere  Erfoolemisse  aufgestellt,  der 
Transport  von  Personen  nnd  gefährhchen 
Waren  und  der  Schiffahrtsbetrieb  selbst , 
sind  näherer  Regehing  unterworfen.  Nachen- 
fahrten unterliegen  keiner  polizeilichen  Be- , 
schrftnkung. 

Die  Fisohereipolizei  ist  dnrch  über- 
einstimmende Sondervorschriften  der  einzel- 
nen Staaten  geordnet.    Früher  in  freiwilliger 
Äuafflhrung  der  Beschlüsse  der  Konferenzen 
ergangen,  velche  zwischen  Vertretern  der 
Ufers taaten   und   des   deutschen   Fischerei- 
vereins am  9.' 11.  Juni  1S81  zu  Lindau  statt- 
fanden, beruhen  sie  jetzt  auf  der  bindenden, 
zu  Bregenz  am  5.  Jnh  1893  geschlossenen 
Fisciierei Übereinkunft  der  Tferstaaten,  welche 
am  22.  Dezember  1893  in  Ki-att  trat  und  1897 
ergänzt  wurde  (Baver,  Gesetz-  und  Verord- 
nungsblatt 1S94  S.  132  und   1897  8.  .Sö9). 
Auch  am   12.  Jiüi  1S9S  fanden  in  Lindau 
neue  Verhandlungen  statt.    Dazu  gilt  zwi- 
schen Baden  und  der  Schweiz,  soweit  nicht 
der  Vertrag  v,  5.  Juli  1893  anderes  bestimmt 
hat,  noch  die  oben  erwähnte  oberrheinische 
Fischereiilbereinkunft.    Die  badische  Landes- 
fischereiordnung  von  1888   hat  den  Inhalt 
dieser    Cebei-einkunft    in    eich    verarbeitet 
(dazu   §  45    »besondere  Bestimmungen   für 
den  BodenseetX  «nd  Art,  24  des  schweize- 
rischen Bundesgesetzes  betreffend  die  Fische- 
rei V.  21.  Dezember   1889    bestimmt,    dass 
in  Bezug  auf  den  Bhein,  von  Basel  an  bis 
imd  mit  dem  Bodensee,  die  genannte  Fische- 
reiübereinkunft anzuwenden  sei. 
Lltteratur:     Caratheodory     mid    Stßrk    im 
IfandirMerbufh    dft    VlilkfrrerhU    ron    Fr.    ron 
HoUteadneff,  Bd.  II,    Hamburg  1SS7,    S.  SSO  ii. 
S17.  —  Blumer-Morrl,    Sehireiz.  Bimdcsttaatt- 
recht,  S.  Auß.,  Bd.  III,  Botel  1887,  8.  STi.  — 
eaupp,    SlaaUrtcAt  dt»  KSnigreichi  Würtlem- 
bfrg,    in    3Iurquuedstn»    Handbuch   da   •jgiiti- 
Urhea  Rtcbu,  Bd.  III,  I\   Freibuiy  i.  B.  und 
Lfipiig  1805,  S.  14.  —  von  JAaxt,    Vülkerrrtkt, 
Ilrrtin  1S9S,  S.  SO.  —  fo»  Martltx  in  MIrlAt 
Anniden,    18S5,    fi.    ''TSff.    —    Otto  ilayer  fni 
WSrtrrbuch     de*     deiilieficn      VeriraltungiTtehU, 
bgg.    v/m    Freih.    von    Sirngrl,    Art.    Bimitngt- 
vättcr,   Frtiburg  i.  B.   1889.  —  Settteh,  DU 
Fötkf.r-    vnd    ttuatirechtlichea    VtrhältnUie    dt» 
Bodemet^,    TSbingea   IS34.    —   Rlvler,   Prin- 
eipet   du    droit   det  ge«t,  Bd.  I,  Parti  1896,  S. 
140,    —    von    Salta ,    Sfkvfiierfiehei    Bundes- 
reeht,  Bd.  I,  Bern  IS9I,  Xr.    9S.  —  von  Sar- 
vrey,   Dat  filaaturreht  dei  KÜnigreieht  Wilrttem- 
berg,    Bd.  I,    Tübingen  ISSS,    S.  S4  und  fS.    — 
von  SevtUt,    Bayriiehet  SUiattrecht,  Bd.  I,  S. 
Aaß.,  Freiburg  i.  B.   und  Leipzig  1896,  S..SSS, 


CSl.  —  ribrl^h  im  OcHn-r.  Snn(»n-(ntn*ueA. 
hqg.  ron  ribrifh  vnd  Mitrhier.  Art.  Bodetueei 
Bd.  I,  Wien  IS'J.^.  —  Vllmaun,  nilkejreckl, 
Freiburg  i.  B.  1898,  S.  I84. 

Hcrmattn  Rehm. 


Bodenzersplftternnfl. 

1.  Wesen  und  wirtsehaftlicher  Einflusa. 
'.  Gesetzgebung.  3.  Staiislik.  a)  Belgien,  bj 
Frankreich,  c)  Das  britische  Reich,  d)  Dentsch- 

1.  Wesen  und  wirtschaftlicher  Ein- 
flnsä.  Boden zei-splitterung  kann  in  di-ei- 
facher  Weise  einti'Oten ,  einmal  im  Grund- 
besitz durch  Vei-teilune  des  Ijoudes  unter 
eine  übermässige  Zahl  kleiner  Gnmdbesitzer; 
zweitens  dui-ch  die  Zerlegung  der  landwirt- 
schaftlich benutzten  Fläche  in  ganz  kleine 
Grundstücke,  die  selbständig  bewirtschaftet 
wertlen  (Kxploitations),  ohne  dass  eine  gleiche 
Zerteilung  des  Eigentums  vorhegt.  In  beiden 
Fallen  findet  Zwerg  Wirtschaft  statt  Drittens 
durch  die  Zerstückelung  des  Ackers  in  ein© 
Menge  kleiner  zerstreut  liegender  Pai-zellen, 
<iie  eventuell  in  der  Hand  einer  kleineren 
Zahl  Eigentümer  sieh  befinden  und  zu  einer 
kleineren  Zahl  von  Wirtschaften  gehören. 
Jede  Art  kann  unabhängig  von  der  anderen 
auftreten  und  liat  ihre  besonderen  volks- 
wirtechaftlichen  Eigentümlichkeiten.  Dia 
erstere  Form  finden  v\-ir  besonders  in  einigen 
Teilen  Thüringens,  Hessens,  Badens  und 
Württembergs.  Die  zweite  Art  trat  namenU 
lieh  in  den  4üer  Jahren  in  erschreckender 
Weise  in  Irland  auf,  wo  bei  koncentriertem 
Grundbesitz  die  bewirtschafteten  Stücke  au| 
dem  Wege  der  Verpachtung  übermässig 
zerkleinert  an  ein  massenliaftes  Ägrarprole- 
tariat  ausgegeben  waren;  und  auch  jetzt 
sind  noch  daselbst  die  verpachteten  Gnmd- 
stücke  verhältnismässig  klein  und  überwiegt 
die  Parzellenwirtschaft.  Die  dritte  Art  war 
in  Mitteleuropa  noch  im  Beginne  des  Jahr- 
hunderts allgemein  verbreitet  und  wurde 
erst  dureh  die  Zusammenlegung  der  Grund- 
stücke (s.  d.  Art.)  oder  die  Verkoppelung 
beseitigt.  Sie  ist  noch  jetzt  in  einzelnen 
Teilen  der  westlichen  Provinzen  Preussens, 
z-  B.  der  Eifel,  den  früher  hessen -homburgi- 
schen Gebieten,  in  Baden,  Thüringen, 
Württemberg  und  Bayern  zu  finden,  dazm 
in  Frankreicn. 

Leider  ist  die  Statistik  in  dieser  Ber 
ziehimg  eine  sehr  unzulängliche,  so  das^ 
man  nur  mit  annähernder  Richtigkeit  ein 
Bild  der  betreffenden  Verhältnisse  zu  liefern 
vermag  (s,  Art.  Agrar  s  tat  iBtikI,S.  128  ff.). 

Der  wirtschaftliche  Enfluss  der  Boden- 
zersplitterung wird. ein  völlig  verschiedener 
sein ,  je  nachdem  dieselbe  in  einem  reinen 
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Ä^rarlande  oder  in  einem  Industrielande 
vorliegt ;  je  nachdem  die  Äckerstücke  allein 
die  BeBCMftigUDg  und  Ernährung  der  Be- 
völkerang  übernehmen  oder  nur  eine  Neben- 
beBchäftigung'  gewähren  soIleD.  Ist  das 
eratere  der  Fall,  so  liegt  der  Nachteil  einer 
ungenOgeaden  Verwertung  der  Arbeitskraft 
vor,  wenn  die  Verkleinerung  der  Acker- 
stflcke  Bo  veit  gediehen  ist,  dass  die  In- 
haber derselben  nur  in  einem  Teile  des 
Jahree  dadurch  beschAfti^  werden.  Es  tritt 
die  Gefahr  hinzu,  dass  sie  nur  in  normalen 
Jahren  darauf  geMügende  Emähruiig  findeo, 
die  Bevölkerung  durch  ausgedehnten,  er- 
zwungenen Mü^ggang  demoraUsiert  wird 
und  nach  ungünstigen  Ernten  sich  eine  all- 
gemeine Hungersnot  entwickelt  Das  war 
in  erschreckender  Weise  infolge  der  Ver- 
breitung der  Kartoffelkrankheit  in  den  vier- 
ziger Jahren  in  Irland  der  Fall,  Anfang  der 
fünfziger  Jahre  in  Baden,  Württemberg  und 
Hessen  (s.  Art  Agrarkrisis  oben  Bd.  I,  S. 
110  ff.).  Die  untere  Grenze,  unter  welcher  die 
ZeratOckelung  der  Grundstücke  "airtschaft- 
lich  Bchädlicn  wirkt,  liegt  mithin  in  der 
Grösse  j  welche  angemessene  Beschäftigung 
und  reichliche  EhnSJirung  der  darauf  ange- 
wiesenen Familie  gewahrt.  JenachderBoden- 
güte,  ganz  beBonoers  je  nadi  der  Intensität 
der  Sewirtschaftung,  welche  die  natürlichen 
und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  ermög- 
lichen, wird  dieselbe  verscideden  sein.  So  ge- 
nügt in  Japan  bei  intensivster  Beisknltur  hier- 
für bereits  ^i  ha,  während  eine  GiflsBe  von 
2  ha  die  beete  Verwertimg  gestatten  soll. 
Eeitz  (Bäuerliche  Zustände)  bezeichnet  für 
Württemberg  3  ha  bei  halber  Verschuldung 
als  Existenzminimum.  Im  Eisenacher  Ober- 
lande rechnet  man  5  ha,  im  Unterwaldkreis 
rElegierungsbezirk  Wiesbaden)  4  ha,  im  Ereis 
Merzig  (Regierungsbezirk  Trier)  5—7'/»  ha 
als  ausreichend,  eine  Familie  angemessen  zu 
beschäftigen  und  zu  ernähren.  In  den  öst- 
lichen Provinzen  Freussens  wird  mau  viel- 
fach höher  hinauf  greifen  müssen,  und  auch 
in  diesen  Fällen  wird  me  ergänzende  Be- 
schäftigung noch  meist  erwünscht  sein. 

In  Gegenden,  wo  die  ländliche  Bevölke- 
rung nodi  ausgedehnten  Nebenverdienst,  sei 
es  in  Fabriken,  sei  es  in  Hausindustrie  oder 
durch  Puhrdienste  zu  finden  vermag,  wird 
man  eine  solche  Minimalgrenze,  unter 
welcher  die  Zerteilung  ohne  Schaden  nicht 
gehen  darf,  kaum  anzugeben  vermögen. 
Geht  auch  bei  einer  sehr  starken  Zer- 
splitterung viel  Land  durch  die  Grenz- 
furchen verloren  und  ebenso  viel  Zeit  durch 
das  Hin-  und  Herwandem  des  Arbeiters, 
der  auf  dem  Grundstück  nur  kurze  Zeit 
Beschäftigung  findet,  so  ist  dieses  doch  in 
vielen  RiUen  ohne  wirtschaftlichen  Schaden. 
Geht  der  Fabrikarbeiter  noch  des  Abends 
eine  Viertel-,  selbst  eine  halbe  Stunde  nach 


seinem  Kartoffelstück  oder  Gemflseland,  um 
etwas  Unkraut  auszujäten,  ebenso  die  Witwe 
mit  ein  paar  Kindern  zu  dem  gleicheii 
Zwecke  an  Tagen,  wo  sie  keine  ander- 
weitige Arbeit  findet,  so  ist  der  Gang  ins 
Freie  eine  Erholung  und  bedingt  keinen 
Verlust.  Bei  Spatenkultur  wird  auch  die 
grOsste  .  Zerstückelui^  des  lindes  nur  ^ 
ringen  Landverlust  tringen.  Am  Bheine 
beginnt  der  Arbeiter  mitunter  mit  einer 
Quadratrute  nackten  Fels,  wo  er  erst  lockere 
Erde  hinaufträgt,  um  die  ersten  Weinstöcke 
zu  pflanzen,  und  nach  einigen  Jahren  kann 
seine  Mühe  reichlich  belohnt  sein  und  die 
Ernte  eines  günstigen  Jahres  ihm  den  Zu- 
kauf  einer  oder  mehrerer  weiterer  Quadrat- 
ruten ermöglichen.  Schon  V*  Moreen  Land 
oder  5 — 6  ar  genügen,  um  den  Bedarf  an 
Kartoffeln  für  eine  Familie  zu  decken,  schon 
die  Hälfte  wird  einen,  erfreulichen  Zuschuss 
an  Kartoffeln,  Gemüse  etc.  zu  liefern  ver- 
mögen; und,  was  noch  von  grösserem  Werte 
ist,  das  kleinste  Ackeistückcfaen  kann  durch 
angemessene  Ergänzung  einer  anderen  Thätig- 
keit  der  Familie  Erhäung  und  Freude  ge- 
währen, durch  das  Bewusstsein,  am  Grund- 
besitz zu  partidpieren ,  nähere  Beziehung 
zu  Staat  und  Gemeinde  knüpfen,  Gemdn- 
geist  und  Patriotismus  heben  und  Aus- 
wanderung verhindern.  Namentlich  für  die 
Umgebung  der  Städte  und  Fabrikorte  ist 
deshalb  die  Erweiterung  der  Bodenzer- 
splitterung keineswegs  als  ein  grosses  Debel 
anzusehen  j  sondern  wird  im  Gegentdl  in 
wirtschaf thcher ,  sozialer  und  politischer 
Hinsicht  in  hohem  Masse  zu  wünschen  sein. 
Ist  es  nun,  wie  angedeutet,  in  gewisser 
Hinsicht  wünschenswert,  dass  die  kleinen 
Leute  die  Aokerstücke  auch  als  i^ntum 
gewinnen,  um  damit  die  Zahl  der  Grund- 
besitzer zu  vermehren,  so  ist  es  zu  weit 
gegangen,  die  Parzellenpacht  dem  g^en- 
über  ohne  weiteres  als  schädlich  zu  be- 
zeichnen, weil  die  übri^n  angeführten  Vor- 
teile einer  Bodenzerteilung  damit  immer 
noch  erreicht  werden  können.    Ja  es  giebt 


vor  dem  Parzellenbesitz  besondere  Vora^e 
hat.  Das  ist  der  Fall,  wo  die  Inhaber  der 
Grundstücke  an  Ort  und  Stelle  keine  Aus- 
wahl unter  den  Arbeitgebern  haben,  sondern 
auf  ein  bestimmtes  Gut,  eine  bestimmte 
Fabrik  allein  angewiesen  sind  imd  daher 
bei  einem  Wechsel  des  Arbei^beis  auch 
den  Wohnsitz  verändern  mtlssen.  Der  Besatz 
eines  Ackerstückes  schliesst  damit  eine  grosse 
Gebundenheit  an  die  Scholle  und  eine  Ver- 
minderung der  Freizügigkeit  ein,  während 
ParzeUenpacht  volle  Freiheit  der  Bewcsimg 
gestattet  Wo  es  somit  an  kleinen  Käuf- 
lichen Grundstücken  fehlt,  wird  es  ein 
Segen  sein,  wenn  wenigstens  Parzellen  zu 
paßten  sind,  und  die  Arbeiteihevölkerui^ 
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wird  sich  vielfach  besser  dabei  stehen,  wenn 
itnen  namentlicli  von  ihren  Arbdtigebera 
Ackerstflcke   in  Facht   als  nur  zum    Kauf 


2.  Geset^ebong.  Aue  dem  Oesa^ea 
geht  hervor,  dass  die  Gesetzgebung  reine 
Agrar^e^nden  in  Bezug  auf  die  Boden- 
zeraplitterung  ganz  anders  zu  behandeln  hat 
als  InduBtri^genden  und  es  auch  Agrar- 
gegenden  giebt,  z.  B.  wo  grössere  Güter 
Beb*  verbreitet  sind,  welche  deu  Industrie- 
gegenden  gleich  zu  behandeln  wären.  Nur 
in  Gemeinden,  wo  es  an  erg&nzender  Be- 
schäftigung fehlt,  wird  eine  Zerteilung  land- 
wirtec&tfthdi  benutzter  Grundstücke  der- 
artig Bchadlidi  werden  können,  dass  ein 
Eingreifen  der  (Jesetügebung  wflnschenswert 
sein  kann. 

Die  Bodenzeraplittening  wird  am  meisten 
herbeigeführt  durch  die  gleiche  Erbteilung. 
Wo  die  Sitte  eiu  ausschliessliches  oder  auch 
nur  ein  bedingtes  Torrecht  des  üeber- 
nehmers  im  Erbfalle  voraussetzt,  ist  auch 
die  gesetzliche  freie  Teilbarkeit  ohne  nach- 
teiligen Einfluss,  ebenso  wo  die  Bevölkerung 
nicht  stark  wächst  oder  doch  der  Nach- 
wuchs sich  anderen  Gegenden  oder  anderer 
Beschäftigung  zuwendet.  Bei  reichlichem 
Kindeisegen  und  gleicher  Erbteilung  liegt 
die  Natmatteüung  nahe,  welche  leicht  zu 
unrationeller  Behandlung  des  Landes  führt, 
weil  die  Sehne  geneiet  sind,  auf  der  ver- 
kleinerten Scholle  noch  die  Wirtschaftsweise 
des  Vaters  beizubehalten,  namentlich  ein 
Gespann  zu  halten,  wo  es  nicht  mehr  volle 
BeschäftiguDg  findet  Daher  ist  die  Boden- 
zersplittemng  der  I^ndwirtschaft  oft  vet^ 
hängnisToll  geworden.  Sie  wird  auch  be- 
B:ünstigt  durch  ungünstige  Konjunkturen,  wo 
der  bedi&ngte  Bauer  Stücke  seines  Landes 
▼eräussert,  um  Geld  zur  Wirtschaft  zu  er- 
halten oder  kontrahierte  Schulden  zu  decken ; 
dann  benutzen  Kapitalisten,  besonders  ge- 
werbsmässige Güterschlfichter,  die  Terlegen- 
heit  des  GrundbeGitzei«,  Land  zu  erwerben, 
um  es  au  zerschlagen  und  in  Parzellen  dlä 
verhältnismässig  stets  einen  höheren  Wert 
h^ien,  wieder  zu  verkaufen.  So  liegt  die' 
Gefahr  einer  Bodenzersphtterung  allerdings 
vor,  wo  freie  Teilbarkeit  besteht. 

Einer  Bodenzersplittermig  werden  nun 
alle  Massregeln  ent^^nwirken,  welche  über- 
haupt zur  Befestigung  des  Grundbesitzes 
und  Erhaltung  des  Bauernstandes  beitragen, 
wie  das  Verbot  oder  Erschwerung  der  Güter- 
schlftchterei,  das  Anerbenrecht  etc.  Wir 
verweisen  deshalb  auf  die  betreffenden  Ar- 
tikel. Hier  ist  nur  zu  untersuchen  ob  es 
zweckmässig  ist  durch  Gesetz  eine  Minimal- 
grenze für  die  Zerteilung  anzusetzen. 

In  Baden  wurde  durch  das  Landrecht 
freie  Teilbarkeit  eingeführt  Schon  ISfB 
beschränkte  aber  das  Hofgüteredikt  dieselbe. 


Das  G.  V.  6.  April  1S54,  die  gesetzhche 
Unteilbarkeit  von  Li^nschaften  Betreffend, 
ist  hier  aber  von  besonderem  Interesse. 
Die  Hauptsätze  des  Gesetzes  lauten: 

Art.  I.  Die  Teilnng  von  Wald,  Rentfeld 
nnd  Weiden  in  Stücke  nnter  10  Morgen,  ferner 
die  Teilnng  von  Ackerfeld  und  Wieseti  unter 
einem  Vierteliporgen  badisches  Mas»,  darf  weder 
zur  Anfhebmg  einer  Oemeinschaft,  noch  im 
Wege  irgntd  einea  anderen  Rechtsgeschfittei 
itattfinden,  wfem  nicht  dadurch  die  Vereini- 
gung der  abgeteilten  Liwenschaftes  mit  einem 
angrenzenden  Gnindstflcke  dei  Erwert)ers  be- 
zweckt wird  nnd  hierbei  kein  Stück  unter  obi- 
gem Masfi  übrig  bleibt.  - 

Art.  II.  Die  VenraltnngBbeharde  kann  a) 
auf  den  Antrag  des  Oemeindeiates  (und  Bttr- 
geransBchasseg)  für  eine  begtimmte  Gemarkung 
daa  Verbot  des  Art.  I  auf  ein  ^flNerea  Mus 
erweitem !  b)  in  gleicher  Weise  ein  bestimmtes 
Mau  als  Grenze  der  Teilbarkeit  für  Garten- 
nnd  fiebgel&nde  festsetzen;  cj  im  einzelnen 
Falle  Nachsicht  von  vorstehenden  Verboten  be- 
willigen. 

Art.  ni.  Teilnngen  von  Liegenschaften 
gegen  die  Bestimmnn^n  der  Art.  I  nnd  11 
sind  kraft  Gesetzes  nichtig.  Sie  dürfen  bei 
Vermeidnnff  einer  Geldstrafe  bis  auf  WO  Mark 
weder  in  Grundbücher  eingetragen,  noch  in 
öffentlichen  Urkunden  antgriertigt  werden. 

Sehr  ähnhch  ist  das  Württembei^ische 
G.  V.  1.  Juli  1853  welches  zunächst  be- 
stimmt, dass  alle  Kauf-  und  Pachtverträge 
an  Grund  und  Boden  schriftlich  gemacht 
werden  müssen  und  bei  Grösse  des  Objektes 
von  mehr  als  10  Morgen  die  Urkunde  vom 
Bezirksnotar,  Ortsvorsteher  oder  einem 
anderen  Terwaltungsbe^unten  mit  unter- 
schrieben werden  solle.  Femer,  dass  bei 
Versteigerungen  von  Grund  und  Boden  ein 
Notar  oder  Gemeindebeamter  oder  Gemeinde- 
rat  dabei  fungieren  soll  und  jede  Bezahlung 
für  Beteiligung  an  der  Versteigerung,  Ver- 
abreichung von  Speisen  und  Getränken  in 
oder  in  der  Nähe  des  Lokals  der  Ver- 
steigerung bei  Strafe  verboten  seL  Dieselbe 
soll  nur  im  Rathause  oder  ähnlichem  Lokale 
stattfinden. 

In  §  11  heisst  es  dann: 

„Wer  ein  oder  mehrere  Grundstücke  im 
Flächengehalt  von  wenigstens  10  Morgen  aus 
einer  Hand  durch  einen  Kant-  oder  Tauschver- 
tra£  erwirbt,  darf,  ehe  er  diese  Liegenschaften 
nicht  wenigstens  3  Jahre  in  Besitz  gehabt 
hat,  entweder  dieselbe  nur  im  ganzen  oder 
nicht   mehr  als  den  vierten  Teil   davon  ver- 

Ansnahmen  davon  sind  gestattet,  wenn  sie 
jemand  als  Gläubiger,  oder  bei  Versteigernng 
erworben  hatte,  dann  zur  Deckung  semer 
Forderungen,   oder  bei  Erbteiliing',   oder  mit 


betreibt  oder  derselben  Vorschnb  leistet  soll  »n 
drei  Monaten  Gefängnis  nnd  600  fl.  bestraft 
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Botleozersplitterung 


Im  Königreich  Sachsen  ist  noch  jetzt 
das  Gesetz  über  die  Teilbarkeit  des  Gnmd- 
eigentiims  vom  3U.  November  lö43  mass- 
gebend: 

I.  Die  Teilnnp  der  Eitt«rßHter  darf  über , 
','1  der  Stenerein heilen  weder  auf  einmal  uoch  j 
nach  und  nnch  hinanstfehen.  2,  Sur  innerhalb 
der  ländlichen  Gemein üebezirke  gelegene  nnd 
ab  geschlossen  zu  befruchtende  Grundatücke 
sind  in  Bezug  auf  die  Abtrenaunff  einzelner 
Teile    desselben    einer     Senchrünkung    nnter- 

Dagegen  findet  solche  Betichränkimg  nicht 
statt:  1.  bei  innerhalb  der  Btüdtischen  6e- 
meiudebezirke  gelegenen  Grundstücken;  2.  bei 
allen  unter  einem  geschtonsenen  Komplex  nicht 
begriffenen  walzenden  Grundstücken.  3.  Von 
geschlossenen  Grundatdcken  dürfen  künftig  auf 
einmal  oder  nach  und  nach  nur  so  viel  abge- 
trennt werden,  dass  '/a  der  auf  deren  Gmnd 
und  Boden  ausschliesslich  der  Gebäude  bei  Er- 
lassung des  gegenwärtigen  Gesetzes  haftenden 
Steuereinheiten  bei  dem  Stammgute  verbleiben. 
4.  Ausnahmen  finden  statt :  1.  bei  Weinbergs- 
grnndstöcken ;  2.  im  Falle  des  Tausches,  wenn 
nicht  über  '/,  der  znsammengehürigen  Stener- 
ehiheiten  abgezweigt  werden  sollen;  3.  zum 
Zwecke  des  Betriel««  der  Handelsgftrtnerei ;  4. 
hei  Abtrennung  zu  öffentlichen  Zwecken;  5. — 6. 
für  Wohngebftude  nnd  Gewerbs-  nnd  Fabrik- 
etablissements, 7.  fllr  wirtschaftliche  Zwecke. 
Bei  3,  5  und  7  dürfen  nicht  mebr  als  '!,  der 
Steuereinheiten  abgetrennt  werden.    5.  Die  Ee- 

r'ernngabe bürden  künnen  in  Fällen  von  3  nnd 
weitere  Abtrennung  gestatten. 

In  Ausnahmefällen  sind  für  Industrie- 
zwecke weitere  Teilungen  der  sogenannten  ge- 
schlossenen Güter  nach  G.  v,  21.  April  1873  ' 
zulässig. 

Im  Grossherzogtum  Hessen  kommt  das 
Gesetz  über  Zusammenlegung  der  Grund- 
Stücke,  Teilbarkeit  der  ParzelleQ  etc.  v.  15. 
Januar  1S58  in  Betniehti 

Wo  Zusammenlegung  stattgefunden  hat, 
soll  von  der  Regiernngshehörde  nach  Anhünmg 
des  Ortsvorstandes  und  der  Feldgeschworenen 
ober  ein  Minimum  von  Gartenland  nicht  ge- 
gangen werden.  Dieses  Minimum  darf  nicht 
niedriger  als  'ff  Morgen  und  nicht  höher,  als 
von  OrtsTorstaud  und  Feldgeachworenen  bean- 
tragt war,  festgesetzt  werden.  ^  Auch  wo 
keine  Zusammemegung  stattgefunden .  bat,  soll 
Land  (abgesehen  von  Garten-  nnd  Welühind) 
nicht  tn  Parzellen  nnter  '/<  Morgen  zfidegt 
werden  dürfen. 

In  Preiisseti  (Ed.  v.  9.  Oktober  1807  und 
14.  September  1811)  und  den  anderen  in 
Betracht  kommenden  Staaten  bestellt  freie 
Teilbarkeit. 

'  Nach  aller  Erfahnmg  Tniiss  man  sagen, 
dass  dieselbe  allertlings  nachteilig  wirken 
kann  und  an  einzelnen  Stellen  nachteilig 
gewirkt  hat,  dass  diese  Folge  aber  keines- 
wegs mit  Notwendigkeit  stattfinden  miiss, 
sondern  selir  allgemein  nicht  eintritt.  Es 
wird  deshalb  nur  ganz  ausnahmsweise,  wo 
die  Notwendigkeit  nachgewiesen  ist  und  die 
indirekten  Massregeln  erscJiftpft  sind,  eine 


Beschrünkung  derselben  voreuneiimen  sein. 

Durch  Normierung  eines  Minimums  wird 
nicht  viel  erreicht,  denn  die  Schädlichkeit 
der  Teilung  richtet  sich,  wie  oben  ausge- 
führt, nicht  einfach  nach  der  Grösse.  Schon 
ein  langer  Streifen  erreicht  durch  Ver- 
kleineniiig  früher  seine  geeignete  Grenze 
als  ein  mehr  quadratförmiges  Stück.  Wo 
die  Bevölkerung  sich  daran  gew5hnt  hat,, 
fortdauernd  zu  teilen,  aber  auch  wieder 
nach  Kräften  zusammen  zu  kaufen,  erleich- 
tert die  Zerteilung  der  kleinen  Stücke  sogar 
die  Airondierung.  Die  Teilung  eines  Bauer- 
hofes von  10  ha  kann  weit  schädlicher  sein 
als  die  eines  Grundstückes  von  1  ha  und 
selbst  1  Jlorgen.  Die  Anwendung  einer 
Scliablone  ist  deshalb  hier  unbedingt  schäd- 
lich. Jeder  Kulturfortschritt  macht  wieder 
andere  Änforderimgen.  Es  bleibt  daher 
nichts  übrig,  als  dort,  wo  die  Bodenzer-, 
splitterung  bedenkliche  Dimensionen  an- 
nimmt, einmal  deren  Ursachen  direkt  ent- 
gegenzutreten, dann  Acceptierang  des  Kon- 
zession ssyste  ms  mit  einem  sehr  hoch  ge- 
griffenen Miniraum  unter  Ausnahme  für 
Garten-,  Gemüse-  und  Weinland  sowie  der 
Umgegend  von  Städten  imd  Fabrikorten; 
ausserdem  für  die  .  Kategorie  von  Bauem- 
gehöfton,  auf  deren  Erhaltung  besonderer 
Wert  gelegt  wird,  die  Geschlossenheit  zu 
erklären.  S.  auch  Art.  Bauerngut  und 
Bauernstand  oben  Btl.  II.,  S.  437 ff. 

3.  Statietik.  a)  Belgien  ist  das  Land, 
wo  man  zuerst  die  landwirtscdiaftlichen  Be-  - 
triebe  genauer  statietiscli  beobachtet  hat,  so 
dass  man  hier  einmal  in  der  Lage  ist,  die 
Entwickelung  der  Bodenzeraplitterung  we- 
nigstens für  eine  Zeit  von  34  Jahren  genau 
zu  verfolgen,  da  die  Erhebungen  gleich- 
mfissig  zu  3  verschiedenen  Zeiten  aiux:h- 
geführt  sind. 

(Siehe  die  Tal>eUe  auf  Seite  969.) 

Es  zeigt  sich  hiernach  in  Belgien  eine 
sehr  erbe  bliche  Bodenzersplitterung  und 
ausserdem  eine  bedeutende  Zunahme  der 
Zahl  der  ganz  kleinen  Grundstücke;  in- 
dessen befindet  sich  darunter  ein  nicht  un- 
bedeutender T^l  von  einfachen  Eausgrtmd- 
slücken  ohne  landwirtschaftlichen  Charakter, 
und  da  ausserdem  ein  sehr  grosser  Teil  in 
die  Hand  einfacher  Fabrikarbeiter  gelangt 
ist,  hauptsachlich  in  umnittelbarer  Nähe  der. 
grossen  Zahl  Fabrikstfidte  Belgiens,  so  ist 
eine  schädliche  Wirkimg  dieser  ParzeUie- 
rung  dort  keineswegs  ohne  weiteres  anzu- 


Leider  fehlt  eine  Uebersicbt  darüber,  wie 
sich  die  nutzbare  Fläche  unter  die  verschie- 
denen GrOssenkate^rieen  T»:teilt,  welche- 
sich  aus  den  vorhegenden  Angaben  nicht 
genau  berechnen  läset. 

Von  Interesse  sind  noch  die  Ai]gtü)en 
über  die  Paohtvä-hältnisse.  •■ 


lOOg  Ic 


Bodcnzersplitterüng; 


Beteiebe 

1846 

1866 

1880 

Differenz 
T846  und  1880" 

zwischen 
Tsee"  11^1880' 

1866 

1 

riiia       Min. 

Plus       Min. 

1880 

V.  ÖO  ar  n.   dar. 
V.  öl  ar  bis  1  ha 
y.    1  ha  bis  2  ha 

247  554 
70413 
8255" 

312290    472474 
108094  1  121905 
1075311  116187 

224  920 
51  492 
33637 

— 

160184!    — 
138UI    — 
86561     - 

126,2% 
153,5'> 
130,3% 

190,9%. 

3  ha  n.  darunter 

400S17 

5*7  915    709  566  j  309  049      — 

181  651  1     - 

'31,8% 

■77,*% 

Ueber  2  ha 

17*033 

216092'  200830 

28797 

- 

—       :  15262 

1*5,77» 

116,8% 

Sniuma 

57a  550 

7440071  910,396 

337  S46 

- 

166  3S9]     - 

1*9,9% 

'58,97. 

V.  50  ar  u.  dar. 
T.  61  ar  bis  1  ha 
V.    1ha  bis  2  ha 

U,4°.'tt 

14,4% 

51.9% 

2  ha  n.  darnnter 

69,9','o 

7°fi'lo 

78,1% 

'      Ueber  3  ha 

3o,»°'o 

=9,2-, 

*i,9% 

Snmina 

100,0% 

100,0% 

100,0';,, 

BesitzverhSltnis 

50  arund 
darnnter 

51  ar  bis 

1  ha 

1  ha  bis 
2  ha 

Summa 
2  ha  u. 
darunter 

3  ha  und 

darüber 

Samma 

Grundbesitzer  ohne  Pacht     .    .    . 
Grundbes.  m.  wen.  als  d.  HftlftePacht 

129  *59 
12251 

2G  159 
11607 

16507 

177  799 
40365 

39341 
36039 

217120 
76404 

Grundbesitzer 

141  510 

37  7« 

38868 

218  144 

75380 

*93  5*4 

Pächter  ohne  Grundbesitz    .    .    . 
Pacht,  m.  wen.  als  d.HälfteGmndbes. 

289*51 
41  710 

52073 
32066 

39988 
37  33' 

38.31* 
111  107 

64216 
60237 

445528 
171344 

330961 

84139 

77319 

49*419 

1**453 

616872 

Summa 

472471 

1*1905 

116187 

710563 

199833 

910396 

Grundbes.  m.  wen.  als  d.HHIfte  Pacht 

In 

Prozenten 
69,2"» 
30,8% 

81,5". 

SÄ 

73,9% 

Grundbesitzer  tou  der  Summe.    . 

29,97., 

30,9"  0 

33,S"o 

30,7% 

37,7% 

3«,3% 

PHchter  ohne  Grundbesitz     .    .    . 
Pacht,  m.  wen.  als  d.HälfteGmndbes. 

87,470 
J=,67o 

SS 

5",7% 
48,3*. 

lik 

48,4% 

7*,»% 
«7,8% 

Pächter  von  der  Snmma  .    .    .    . 

70,1% 

<">.''!. 

M.sr. 

«9>3% 

'•),3% 

67,7% 

b)  Ueber  die  VerhäHniaäe  in  Fiank- 
reloh  sehwebte  hirfier  ziemlidies  Dunke], 
so  dasa  die  verschiedenartigste q  Urteile 
darflber  in  Umlauf  waren.  Erst  die  Enquete 
von  1S82  hat  uns  genauere  Ziffern  gebraclit, 
weil  sie  zuerst  auch  eine  ziffermässigc  Unter- 
suchwig^  Ober  die  ganz  kleinen  Betriebe 
unter  einem  Hektar  gegeben  hat.  Sowohl 
in  Frankreich  wie  in  Deutschland  haben 
eine  Menge  Autoren  {Funke,  Schneer,  Lette, 
Lavergne,  Hogey,  Leon  Faucher  u.  a.)  die 
BodeuzerSplitterung  in  Frankreich  als  eine 
ganz  extreme,  kulturwidrige  und  das  Land 
zerrüttende  dai^stellt,  die  namentlich  s^t : 


der  französischen  Revolution  infolge  der 
freien  Teilbarkeit  übermässige  Dimensionen 
angenommen  hätte.  Es  ist  das  Verdienst 
A.  de  FoL-illes  in  seiner  hervorragenden 
Schrift  »Le  Morcellement •,  zuerst  durch 
umtaasende  kritische  Ußtereuchung  des  sta- 
tistischen und  historischen  Materials  das 
Urteil  auf  das  richtige  Mass  zurQckgeführt 
zn  haben.  Doch  stand  ihm  das.  Material, 
der  Enquete  von  1882  noch  nicht  zu  Gebote, 
das  neuerdings  durch  die  Erhebung  von. 
1892  (Statist.,  agricole  de  la  France,  publice 
par  1.  minist,  de  l'agric..  Paris  1897)  zur 
Vei^ieichung  hinzugetreten  ist. 
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Durch  eine  Men^  Belegstellen  hat 
Foville  dai^than,  daas  schon  vor  der  Ite- 
volutioD  die  Bodenzersplitteruug  ia  Frank- 
reich eine  sehr  bedeutende  'war,  so  dass 
hervorragende  Staatsmänner  der  Zeit  sie 
Bfdion  als  eine  Kalamität  bezeichneten,  un- 
zweifelhaft ist  auch  während  dieses  Jahr- 
hunderte die  Zerteilung  noch  weiter  vor 
sich  gegangeu,  und  namentlich  sind  grossere 
Qflter  zerschlagen,  'wie  auch  Bauerngüter 
pulverisiert.  Aber  diese  Teilung  hat  sich 
im  ganzen  in  diesem  Jahrhundert  doch  in 
massigen  Grenzen  gehalten,  während  die 
Steigerung  des  Grund-wertes  -wie  die  Inteasi- 
tAt  des  Betliebes  ganz  gewaltig  gestiegen 
sind  und  deshalb  die  nachteilige  Wirkung 
der  Zerstückelung  in  hohem  Masse  aus- 
geghchen  haben.  "Wir  sehen  dabei  natOrUch 
von  der  Aufteilung  der  Güter  der  toten 
Hand  -wie  des  Adels  zur  Zeit  der  Bevolution 
ganz  ab,  welche  zu  einer  Parzellierung,  wie 
■wir  sie  hier  im  Auge  haben,  keinen  An- 
hs6  bot 

Bisher  bildeten  den  Ausgangspunkt  aUer 
bezüglichen  Untersuchungen  die  >Cote8  fon- 
ct^rest,  welche  1816  zuerst  gezählt  wurden; 
das  sind  die  selbständig  in  den  einzelnen  Ge- 
meinden zur  Grundeteuei^ahlung  in  die 
Steuerrolle  eingetragenen  Grundstücke.  Jene 
erste  ZusammenstelluDg  ist  ausdrücklich  als 
igehr  ungenau^  offiziell  bezeichnet  und  von 
dem  Finanzministerium  später  erheblich 
reduziert.  Auch  diese  Zahl  sann  als  korrekt 
nicht  angesehen  werden,  immeriiin  aber  als 
ungeffthier  Anhalt  dienen,  BD  das3  man  an- 


nehmen kann,  dass  1S15  etwa  10  Millionen 
■CO tos  fonderesi  bestanden  haben.  Eine 
etwas  genauere  Zählung  fand  1826  statt, 
welche  10296tK>0  ergab,  so  dass  auf  je 
eine  3,94  Einwohner  kamen. 

1848  13  0S9  ooo,  anf  je  eine  3,95  Ebwofaner 

1861  13658000,     „    „     „    2,74 

1874  14061000,     .    ,     ,    a,6i         . 

18B4  [4131000,     „    „     „    a,67         „ 

Diese  >ootas  fonci^res*  umfassen  aber 
auch  kleine  Hausgrundstücke  nur  mit  Garten- 
land, Bergwerke  etc.,  so  dass  sie  nicht  ein 
Bild  von  der  Zerstückelung  der  landwirt- 
schaftlichen Grundstücke  geben. 

Die  Zahl  der  »cotes*  mit  Ackerwirt- 
schaft reduziert  sich  um  mehr  als  2  Mil- 
honen.  Dieselben  geben  aber  wiederum 
kein  Bild  von  der  Zahl  der  Betriebe,  wwl 
vielfach  mehrere  > cotes«  zu  einem  Hofe 
zusammengelegt  sind.  Ebensowenig  ^beu 
sie  ein  Bild  von  den  Besitzverhältnisaen, 
weil  jeder  Gutsbesitzer  so  oft  gezählt  -wurde, 
als  er  in  besonderen  Gemeinden  Grund- 
stücke beaass.  Da  es  nun  häufig  vorkommt, 
dass  ein  Grundbesitzer  in  mehrereu  Ge- 
meinden Land  bat,  so  ist  die  Zahl  der- 
selben wesentlich  geringer,  als  es  die  Zahl 
der  »cotes*  vermuten  läset  Die  Zunahme 
der  »cotes«  ist  deshalb  wohl  als  Symptom 
zu  beachten,  aber  nicht  als  ausreidiendes 
Bild  zu  acceptderen. 

Nach  der  Erhebung  von  1882,  welche 
nic^t  umfasst  Paris  und  364  Gemeinden 
von  Corsica  und  Savoyen,  die  noch  nicht  ka- 
tastriert  sind, 


20—60  „  „  .  . 
60  ar  bis  1  ha  Fläche 
1  ha  bis  2    „        „ 


Cotea  foQciferes 
14074  801 
3670512 
»444  95" 
1 482  380 
1987480 
1841045 


mit  nntzbuei 

Fläche 
49  38a  304  ha 

108231   „ 

»'3789   ., 

825784  „ 

1426785   „ 

2636867  „ 


%  der       %  der 
Zahl         FUche 


13,07 


Die  Zahl  dergegenwärtigen  Grundbesitzer 
kennt  man  in  Frankreich  genau  noch  immer 
nicht;  noch  weniger  die  der  aJten  Zeit. 
Gleichwohl  hat  auch  de  Foville  nach  der 
Annahme,  dass  die  Grundbesitzer  630/0  der 
»cotes«  ausmachen,  eine  Aufstellung  aber 
die  Entwickelung  derselben  gegeben,  wo- 
nach vor  der  Rerolution  etwa  4  Millionen 
Grundbesitzer  anzunehmen  seien,  1825  6'/i 
Millionen,  1875  etwa  8  Millionen,  während 
er  selbst  für  1862  die  Besitzer  ländlicher 
Grundetflcke  auf  3799759  angiebt  In  der 
Enquete  von  1882  sind  sie  mit  4835246 
angeführt. 

Nach  dieser  Enquete  ist  nun  die  Zahl 
der  >  cotes  fonci^res«  mit  landwirtschaft- 
hchem  Betriebe  auf  12115272  festgestellt, 
welche  in  125  Millionen  Parzellen  zer- 
stückelt sind. 


Nach  den  beiden  neuesten  EMiebungen 
sind  -wir  nun  in  der  La^,  die  Verteilung 
der  landwirtschaftlichen  Betriebe  allerdings 
etwas  näher  zu  untersuchen.  Xieider  ist 
uns  von  der  letzten  Enquete  nur  die  Intro- 
duktion zugänglich,  die  zwar  sehr  umfang- 
reich ist,  aber  gerade  die  Parzellen  zn 
summarisch  behandelt  Im  Jahre  1882  um- 
fassten  die  Betriebe  unter  1  ha  1083800  ha, 
1892  1337300  ha,  d.  L  eine  Zunahme  von 
243500  ha,  der  Prozentsatz  von  der  ganzen 
Fläche  war  1882  2,19%,  1892  2,68  «/o,  Die 
DurchschnittsgröBse  sti^  von  0,50  auf  0,59  ha. 
Die  Zahl  der  Betriebe  betrag  1882  2168000, 
1892  2  235405.  Die  Zuname  beläuft  sich 
auf  67  400.  Der  Prozentsatz  aller  Betriebe 
stieg  von  38,2  auf  39,30/0.  Weitere  Ab- 
stufungen der  kleinen  Grundstücke  fehlen 
leider,  so  dass  man  die  Zersplitterung  tiafer 
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nicht  verio^n  kann.  Immerhin  ist  es  be- 
zeichnend ^  wie  sicli  die  Gesamtzahl  der 
Selbstthätigen  in  der  Landwirtschaft  ver- 
teilt. Ihi«  Zahl  betragt  6913504  inkl. 
201  593  in  der  Forstwirtschaft  Beschiftigte, 
davon  sind  3  525342  Grundbesitzer  oder 
00,99  °/o;  sicher  ein  ausserordentlich  gflns- 
*  tiges  Verhältnis,  auch  wenn  man  in  Betracht 
zieht,  dass  darin  sicher  eine  grosse  Zahl 
einfacher  Arbeiter,  die  auch  mit  aiif  dem 
Lande  besch&ftigt  sind,  nicht  gezählt  sein 
mögen.  Ton  den  Grundbesitzern,  welche 
seltetthAtig  Landwirtschaft  betreiben,  kulti- 
vieren 2150699  ihr  eigenes  Land,  647272 
sind  Pächter,  727374  sind  zugleich  Tage- 
löhner oder  nur  20,63  "/o  der  Grundbesitzer. 
Bas  sind  nur  33,2%  der  Zahl  der  Betriebe 
unter  1  ha,  so  dass  eine  sehr  bedeutende 
Zahl  dieser  kleinen  Stücke  sich  in  der  Hand 
von  Leuten  befinden  muss,  welche  nicht 
auf  der  niedrigsten  Stufe  wirtschaftlicher 
Thfttigkeit  und  des  Besitzes  stehen.  Die 
Oesamtzahl  der  Besitzer  von  ländlichen 
Grundstöcken  ist  ausserdem  auf  4835346 
angegeben  mit  der  Bemerkung,  dass  die 
Zahl  etwas  zu  gross  sein  dcffte,  indem 
dabei  Doppelz&hlungen  stattgefunden  haben 
werden,  so  dass  die  Zahl  wohl  auf  i'la 
Hillionen  zu  reduzieren  sein  würde,  wovon 
78 "/o  ihr  Land  seibat  bewirtschaften,  niur 
22%  dasselbe  in  Facht  oder  Administration 


c)  Du  britlMhe  Beloli.  üeber  die  Ter- 
hältniase  in  England  war  man  bisher 
völlig  im  Unklaren.  Erst  in  den  Agricultural 
Retums  von  1886  und  1896  ist  erfreulicher- 
weise eine  ansfOhrliche  Darstellung  derselben 
geboten,  der  wir  das  folgende  entnehmen. 

Die  Zahl  der  Arbeiter,  welche  Eartoffel- 
land  zur  Benutzung  erhalten  haben,  beziffert 
sich  in  ganz  OrossDritannien  auf  die  geringe 
Zahl  von  111146;  dazu  kommen  noch  17302, 
welchen  Kuhweide  gewährt  wird.  Davon 
fallen  mit  Eartoffelland  17833,  7S36  mit 
Kuhweide  auf  Schottland.  Dazu  kommen 
noch  272567  Gartengrundstflcke  von  unter 
y»  acre,  welche  an  ländliche  und  gewerb- 
liche Arbeiter  aus^geben  sind,  wovon  nnr 
9953  ohne  Pachtland,  Ziehen  wir  diese 
sämtlich  zusammen,  ao  haben  nur  401015 
kleine  Leute  den  Genuss  der  Ackerbenutzung 
neben  sonstiger  Lohnarbeit 

ISne  besondere  Zusammenstellung  ist 
dann  erfolgt  für  die  »Holdings«  von  '/*  acre 
und  darttber,  welchen  die  eben  betrachteten 
»Allotmentst  oder  Parzellea  gegenüberzu- 
stellen sind. 

Die  Zahl  der  ganz  klauen  Parzellen  ist 
fOr  Grossbritannien  wie  folgt  ang^eben: 


Unter           zwischen  "/•  '/*— 1 

Vs  acre          und  ^U  acre  acre 

13493z               117766  105097 

33  385 4  160 


168317  1219^6  106667        37°33 

Das  sind  also  sämtliche  Parzellen  unter 

11.«  ha. 

Die  Einteilung  der  >Holdings<   dagegen 
ist  die  folgende: 

Zahl  der  landwirtBchaftlichen  Betriebe 
in  jeder  Klüse: 

Eng-  w.i„  Schott-  Gross- 

kad    ""'^     land      hrit. 

von  Vi—ö  acres    124398  12127  22813  '59248 

„    5—1000  „      290  652  48  063  57  89a  396  607 


14950  60190  80715  55585s 
Proportionszahl,  per  Cent  der  Betriebe  in  jeder 
Klasse: 
England    Wales    Schottl.  Grosshrit. 

V.  V.-&        •/.        "/»        •/,         '/„ 

acres        29,96       80,15       2^,28       28,65 
vonQl]er5bia 
lOOOacres  70,004      79,85       71,72       71,35 

Flächeninhalt  der  Betriebe  in  jeder  Klasse: 


acrea  »4*91539  2818547  484816632558*52  „ 

Kach  den  Agricultural  Retums  für  das 
Jahr  1896  gab  es  1895  Holdings 


in  England  ...  522  163 
in  Wdes  ....  13  179 
in  Schottland     .    .  7648 151 


095 


541  990  37  15» 

Die   Zahlen  lassen   keine   Tei^leichung 
mit  den  früheren  Jahren  zu. 

Für  Irland,  wo  die  Bodenzersplitterung 
zwar  nicht  im  Besitz,  aber  in  Form  von 
kleinen  Pachtungen,  in  den  vierziger  Jahren 
in  extremer  Weise  vorlag,  ist  sie  allmählich 
erheblich  vermindert.  Leider  sind  die  ganz 
kleinen  Stücke  nicht  gezählt,  auf  die  es 
naturgemOss  besonders  ankommt,  sondern 
nur  die  über  1  acre  grossen.  Ton  1 — 5 
acres  umfassende  Grundstücke  gab  es  1841 
noch  310436,  im  Jahre  1896  nur  noch  62221. 
d)  In  ganz  Deutsohland  gab  es  1882 
3061831,  1895  3236367  land'inrtschafüiche 
Betriebe  mit  weniger  als  2  ha  landwirt- 
schaftlich nutzbarer  Fläche  und  981 407  mit 
2—5  ha  Flache,  das  sind  rund  4  Millionen 
Kleinbetriebe  von  5,27  Millionen  und  5,56 
Millionen  landwirtschaftlicher  Betriebe  Über- 
haupt, oder  58,1  und  58,2%.  Die  Zahl  ist 
in  dieser  Zeit  nicht  untedeutend  gestiegen. 
Besonders  sind  es  die  ganz  kleinen  Grund- 
stücke, die  sich  erheblich  vermehrt  haben. 
Die  Zunahme  fällt  ausschliesslich  auf  die 
kleineren  Stücke,  besonders  auf  die  von 
5—20  ar,  während  die  Zahl  der  Betriebe 
von  1 — 2  ha  so^  abgenommen  hat  Diese 
Zahlen  kOnnen  in  der  Hauptsache  auch  als 
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0  ar  bis  2 

»             2 

ar  bis  5  ar 

6  ar  bis  20  ar 

20  ar 

-i  1 

2-i 

Staaten 
und 

1^ 

g 

|i 

-2^ 

s  -Ig- 

^ 

h 

1«!. 

h 

Landesteile 

1 

ha 

i  2| 
1   II 

Ph 

11 

ha 

£ 

1* 

11 

ha 

i 

II 

5 
1 

OatpreUBsen 

1882 

25611 1,4 

31 

0.00     5754 

3," 

191  0,01 

19742  10,5 

2319 

~ 

53482 

z 

1895 

2236  1,0 

24 

0,00     460; 

2,0 

1580,00 

24246,10,7 

324' 

0,1 

78080:34.4 

WestpreuBsen 

1882 

1002,0,7 

13 

0,00     37S2 

3,8 

!35  0,01 

17909,13,41     2209 

0,1 

44216133,0 

1895 

2104.1,3 

27 

0,00     4110 

2,3 

142  0,01 

20794,13,1,     2600 

52853133,4 
82487131,4 

1882 

17440,6 

46 

0,00     8328 

3,5 

355  0,01 

4108415,61     5409 

mit  Berlin 

1895 

2156^0,8 

59 

0,00     9418 

3,3 

381  0,01 

437i6'i5,4l     6468 

o'2 

8901631,3 

Pommein 

1882 

2783  1,6 

35 

0,00     7635 

4,5 

Solo! 

26o56;i5,4      3184  0,1 

4878728,8 

1895 

S208i,a 

38 

0,00     6710 

3,7 

2273412,5!     2891  0,1 

57329131,6 

Posen 

1882 

5440,3 

94 

0,00     1743 

i,0|         73  0,00 

1805410,9      2339!  0,1 

59104  35.6 

1895 

640  0,3 

9 

0,00      21 6i 

1,0          900,00 

32344'l5.7      450510,2 

7345235,6 

Scblesien 

1882 

2o76io,6 

41 

0,00      7655 

2,1        3760,01 

328771  9,0      437Slo,i 

90426124,6 

1895 

2296  0,6 

61 

0,00      7092 

1,9        310.0,0' 

38294  10,2      6849,  0,2 

91207,24,3 

SachBen 

1882 

1356.0.5 

61 

0,00      5896 

2,Ii         3030,01 

43124  15,1      590i|0,3 

"0351636,2 

1895 

13480,4 

43 

0,00      5987 

l,9|       3280,02 

5osoi|i6,4      7637  0,4 

116656  37:9 

Sthleawig- 

1882 

4250,3,1 

'35 

0,00    14472 

10,6        651:0,03 

28588  20,9      3903  0,2 

17976  13,1 

Holstein 

1895 

3678'2,7 

76 

0,00    13926 

10,3 

603  0,04 

2756420,3'     3756lo,2 

18423' 13,6 

Hnonover 

1882 

4527,0,8 

59 

0,00    11039 

3,4 

524'0,02 

41330:12,6,     5793, 0,3 

86809,26,4 

189Ö 

3i4i'o,9 

94 

0,00    12674 

3,7 

595  0,02 

46692>3,5,     6878;  0.2 

9ii92'26,4 

Westfalen 

1882 

3520  1,2 

87 

0,00    22312 

7,3 

9820,1 

6961522,8      840910,7 

72082123,6 

1895 

6593.1,9 

0,01    29434 

8,6 

12040,07 

9173026,7'   1107810,7 

74659:21,8 

Hessen- 

1882 

1445  °,7 

24 

0,00      4967 

2,5 

203  0,02 

2o829'io,5      2793  0,3 

568 17 '28,5 

Nassau 

1895 

..58|.,o 

47 

0,00      5978 

2,8 

471,0,05 

22769  10,7      6650  0,7 

60614,28,5 

Rheinland 

1883 

94642,0 

273 

0,01    39992 

8,2      17160,1 

85888|!7,7    '■74°  0,7 

u62i9'26,o 

1895 

'717313:3 

345 

0,02    44416 

8,5      23830,^ 

10365220,0    15679  0,9 

126059,24,3 

Hohenzollem 

1882 

2,9|.,8 

17 

0,00        271 

559    4,6        114  Or' 

.81  il  14,8 

1895 

950,8 

0,01         161 

Z          Solu 

430  3,5'      "oo,i 

1640.13,5 

Preussen 

1882 

i 
33491  1,1 

83' 

0.00  133846 

4,4|     581410,02 

1       1 
445655''4,7    5848810,2 

843732,27,8 

1895 

45816,1,4 

1052 

0,00  146672 

4,4     6996,0,02 

52546615,91   78343' 0,2 

93iiSo'28,i 

Bayern 

1882 

9686  1,4 

609 

0,00    13688 

2,0,     16350,01 

35997.  5,3      9917  0,1 

11468516,8 

1895 

5924,0,9 

770 

0,01    J1342 

',7')' 15960.19 

33992    5,1    17134  0,3 

■  05713,15,9 

Sachsen 

1882 

4706  2,4 

97 

0,01      8890 

4,6|       4170,03 

25167,13,1      33640,3 

56020  29,0 

1896 

4248  2,2 

114 

4,8|       521  0,04 

2776914.2    '5'"  0,1 

55535'28,7 

Württemberg 

1882 

44211,4 

91 

0,00      7304 

Ml     10350,2 

24002    7,8     361410,3 

74359,24,1 

1895 

51221,7 

257 

0,02         9064 

2,5,     41160,3 

24612'  8,0    1046610,7 

68048122,2 

Baden 

1882 

24711,1 

82 

0,00         4229 

16994'  7,3     2656,0,3 

56459,24-3l 

1895 

293211,2 

91 

0,01          4706 

1,3        46o!o]o4 

18362!  7,8     5888,0,6 

57485  21,3 

Hessen 

1882 

1201:0,9 

26 

0,00         2132 

1,71       lo8;o,o2 

12903:10,0'     1842:0,4 

3779329,4 

1896 

ioj5.o,8 

25 

0,00         2937 

2,2|          168.0.03 

14420  10,7      2046|o,4 

40611  30,3 

Mecklenburg- 

1882 

.i62,i;o 

0,00         5798 

5,2 1      2370,02 

22700^,5         28ll|0,2 

4632541,8 

Schwerin    u. 

Strelitz 

1895 

14201,2 

27 

0,00         7124 

6,2!     293 '0,02 

23501120,4         299s'  0,2 

4733o'4l,3 

30731,3 

54 

0,00         6230 

2,7,      3020,02 

229581  9,8'     3395:0,4 

6604g  28,2 

Lothringen 

1895 

4507  1,9 

140 

0,02         694S 

3,0      415:0,05 

24528,10,61     4345' 0,5 

62683  27,0 

Uebriges 

1882 

5932' 1.7 

149 

0,01       13181 

3,8        716:0,04 

49817  14,3;     7417:0,4 

110260,31,7 

.Deutschland 

1895 

5842' 1,6 

1 

672 

3,9j     1237,0,06 

5600315,2,     9699,0,4 

122677  33,  a 

Deutsches 

1882 

6614311,3 

i960 

0,00   195298 

3,7'   105260,02 

65619312,4,  93504' 0,2 

140568226,6 

Reich 

1895 

76886 

1.4 

3148 

0,00(212331 

3,8 

25801 

0,06 

748653 

13,5 

146027 

0,3 

149126226,8 

')  Bayern:  Fläche  pro  1895  2—5  ar  kann  nicht  richüg  sein.     Bcgiemngsbeairke  Oberr 


Bodenzersplitterung 


bis  1  ha 

1  ha  bis  2  ha        1 

0  ar 

bis  2  ha 

1 

=  "  1 

\i~~ 

^Si      >    . . 

|_S 

■St 

i 

1 

it 

iii 

.1     : 

IL 

1  '1* 

i  ij 

II 

HO- 

1 

.Wirtschaft  treiben 
nen,  welche  neben 
lohnarbeiter  mier 
istrietrehilfen  sind 

fiesanitwirtschafts 
fläche  der  Haupt- 
betriebe . 

1; 

ha 

ha 

Oh 

ha      ,= 

ha      '^ 

c 

jil':  h. 

1' 

i.5 

■^tt-EH 

-3-g 

23  452'o,9 

1982410,5 

30  940!  1,1 

50  681 1 

'z 

908915,96 

1 1 1 930 

64207    56933 

89,02 

;  38  186  i,a 

20423. 9,0 

30821  1,0 

60037 

2,4 

1062614,7 

148055 

87  309    72  430  82,9 

20  56o]i.a 

1435810,7 

22585:1,2 

40940 

7  502' 16,5 

84884 

533"       45502  89,97 

352701,2 

15632, 9,9 

236551,' 

46402 

2^8 

949418,4 

109848 

63181I      5169489,8 

■  4563'  1.5 

31 71412,1 

53691,1,8 

88845 

4,0 

30505:29,0 

118264 

97968     105  134  84,5 

579601,8 

33709.11,8 

611571,9 

93207; 

4,' 

37  '06  29,4 

139384 

118469     126025,73,2 

25580'.* 

21  944  13,0 

325901,5 

55548 

2,8 

'3  635  22,1 

n.588 

67439       61676190,1 

.29608:1,1 

2340412,9 

34  171, ',3 

60  5 '8. 

3,0 

14776,22,1 

128536 

79686I      66955^90,5 

26729,1,3 

14905     9,0 

23  121|1,0 

58560 

2,4 

7  282  13,9 

94127 

72702;      52272192,9 

.  352351,4 

17  3661    8,4 

369091,0 

58898 

2,8 

13599,20,4 

138 185 

79612       66  748|88,2 

500901,8 

5599215,3 

84  884,3,0 

126914 

4,9 

4621433,0 

171  545 

97463.    139766 

90,8 

525271,5 

50633  13,5 

88  737  2,6 

1 19  487 

4,6 

46397,31,2 

162052 

99586,    148484 

80,5 

54  722  2,9 

3608912,6 

54  143.2,9 

105  659 

6,' 

47  923  41,6 

102191 

113398     115130 

9',7 

62  920|3,o 

3606211,1 

588192,8 

110468 

4937638,' 

126475 

142738;    129747 

85,1 

9  84410,6 

11  130    8,1 

19383  1,2 

27611 

20 

9  890  29,2 

43  454 

405701      33916 

81.4 

10  478  0,6 

10562.   7,8 

26633 

S 

"83533,8 

502136 

48162,      35041   76,0 

53  3^3  2,6 

53  342  16,2 

96  303  4U 

123252! 

7,3 

7925750,8 

152991 

99242!    1560021-79,0 

56  868  2,0 

47  17'  10,8 

93082:3,2 

115737 

6,6 

7484547,5 

174923 

"73'9,    '57S'7,73,5 

47  303|3,5 

45626,15,0 

885196,1 

106922 

'0,4 

59  547  4 ',0 

138092 

991061    14530073,6 
169264     13868676,5 

46  a7ol2,4 

43  234' 12,6 

79  9 '3  4,9 

106030^ 

9,8 

5986343,2 

166  520 

333044,1 

32  834  16,5 

51  "96,5 

79  750' 

10,9 

18411:21,1 

99092 

52804       87343  91,3 

43444  4,5 

32361  15,2 

53626^5,6 

79  874! 

10,7 

1987919,1 

103980 

67417     104238 

76,6 

78  563  4,7 

68  686 

14,2 

122  924'7,3 

172477I 

12,8 

54  168  25,2 

243352 

138354    215216 

80,1 

■  8585314,7 

66843 

12.3 

1264267,0 

170066 

'2,3 

53  629123,2 

249713 

301  927I    230686 

73,7 

i4Hli,8 

1990 

16,3 

3  343  5,0 

40971 

6,9 

62Iil2.7 

5408 

I  142         4903 

83,6 

1204' 1,6 

'574 

13,0 

4  880  6,6 

33071 

5,2 

424  6,7 

3621 

1159         62S6 

52,6 

1 
4704142,0 

40843413,4 

1 
683  546'2,7 

1 
I  031  256 

4,9 

38404431,5 

1476898 

1 

10057901219093 

84.9 

5458211,9 

398979.12,1 

702  32412,5 

1049664 

4,9!  401  849  30,1 

I  701  502 

1  275  829  '  334  537 

78,7 

88896,1,5 

88  287  13,0 

1630113,0. 

196053 

4,6 

2905811,0 

247  282 

85975I    26406g 

74,2 

,i05  987|i,8 

7960413,0 

.570282,6 

177659 

25  131    8,6 

233  833 

100344     292S'S  60,7 

296473,7 

2l464|u,' 

341593,1 

60751 

e!' 

1835627,1 

56160 

47575I      67684,89,8 

51  060  3,8 

19  585  10,1 

45701,3,4 

57413 

5,7 

1860916,5 

54864 

60318,    112507  5 ',0 

45  963,3,6 

55049,17,9 

86  392  7,1 

123650 

19473,14,2 

124722 

46022I    i37095|9o,2 

47  45' 3,a 

4998216,3 

97  846,6,5 

112642 

9,7 

12636'    7:9 

1 13  233 

56044'     160136  70,3 

3498o;4,3 

46089,19,9 

7467319,1 

101294 

13,7 

27  840,25,7 

12481S 

34265     U2653|S9,9 

■  4966714,9 

44  435  18,8 

741137,3 

98564 

13,2 

23  496 18,0 

.21736 

49616     130219,75,7 

21  69o'4,5 

2012015,7 

305196,7 

49  794 

11,6 

1265523,4 

56698 

27267;      54185 

91,9 

-  «  505,3,3 

2022415,' 

31  389  5-5 

S"48 

n.8 

1154520,6 

60346 

40891I      56133 

9',' 

22  968|i,8 

13206  11,0 

18  921  j  1,5 

41015 

3,9 

21  435  47,7 

86367 

54918,      44960 

91,2 

■  23  286li,7 

11527110,0 

17677.1,3 

40349 

3.8 

21  5 '5.48,6 

92600 

66669       44278 

91.1 

■  39  3'5,4,6 

44271  18,9 

69  '78  8,3 

101  994 

13,3 

29o8o2<;.9 

128922 

56658     111244 

90,9 

■  4»  91 7  4,8 

41  107  17,7 

676477,5 

95741 

'2,5 

2404428,8 

116489 

65818!    115464 

82,9 

63343^3,2 

42  595  12,2 

757523,8 

120131 

7,5 

56  356  38,2 

133  532 

1064151    '47  375 

8',5 

76  456  3,5 

41  792'' 1,3 

820613,8 

125  264 

7,7 

60  026  35,2 

'54752 

151820     170126 

73,6 

8172162,2 

738515114,0 

'  236  I52'3,3 

1  825  938 

5,7 

598  197  27,7 

2  435  399 

1 
14648852159358 

84,6 

965 '5 

2,3 

707  235 

12,7 

1  27s  786  2,9 

1808444 

5.6 

598851124,8 

2  649  356 

i867  349'2  4'5  9'4 

74,9 

pfalz,  ünterfraukes,  Schwaben. 
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Bodenzereplitternog 


maesgebend  fOr  die  Zahl  der  eelbBtftndig 
laüdwirtBchafttreibenden  Personen  angeeehen 
werden.  Von  den  4  Millionen  Parzellen- 
Trirfen  beirieben  1882  2,95  Millionen  noch 
eine  oder  mehrere  Erwerbsth&tigkeiten  als 
Haupt-  oder  Nebenbenifj  das  sind  li"!»; 
von  den  3,06  Millionen  mit  wenwer  als  2  ha 
Land  3,4d  Millionen  gleich  81  °Id  ,  und  je 
kleiner  die  F19che  wii^,  um  so  kleiner  ist 
auch  die  Zahl  der  Personen,  welche  nicht 
noch  ein  Nebengewerbe  betreiben.  Das  ist 
völlig  begreiflich'  ^enn  aber  sogar  noch 
Ober  8000  Landwirte  mit  weniger  als  2  ha 
Land  kein  anderes  Nebengewerbe  betreiben, 
so  ist  anzunehmen,  dass  diese  dann  Rentiera, 
Beamte,  Witwen  sind,  bei  denen  der  land- 
wirtschaftliche Betrieb  völlig  Nebensache 
ist  unter  den  i  Millionen  Zwergwirten  sind 
natürlich  der  grOsste  Teil  einfache  Arbeiter, 
809139  Ifindliche  Tagelöhner  fallen  noch 
unter  die  Kategorie  der  Landwirte  mit 
weniger  als  2  ha  Land.  57  349  mit  2 — 5  ha. 
453000  Betriebe  haben  Deputatlond,  sind 
also  in  den  Händen  des  landwirtschaftlichen 
Gesindes  im  weiteren  Sinne.  Dazu  kommen 
also  noch  561933  Gehilfen  und  Arbeiter  in 
der  Industrie  und  96832  eonstige  Tage- 
löhner mit  weniger  als  2  ha  iWd  und 
68489  dieser  beiden  Eategorieen  mit  2—5  ha 
Land.  Also  fast  die  Hälfte  aller  jener  Land- 
wirte mit  weniger  als  2  ha  gehörten  der 
Arbeiterklasse  an,  51 132  oder  Vs  sind  kleine 
Handwerker  etc.,  dazu  kommen  60406  Gast- 
oder Schankwirte,  13000  Fiihrleute,  11000 
Müller  etc.  Unter  den  nahezu  1  Million 
umfassenden  Inhabern  von  2 — 5  ha  treibt 
nicht  ganz  die  HfiJfte  ein  anderes  Gewerbe. 
Immertiin  befinden  sich  darunter  noch  gegen 
150000  Handwerker,  wo  sicher  Gewerbe- 
betrieb und  Landwirtschaft  in  schftdliche 
Kollision  gerät 

Die  gesamte  Anbaufläche  (cf.  Tabelle) 
umfasst  1,8  Millionen  ha  bei  Grössen  unter 
2  ha  und  3,28  Millionen  Besitzungen  von 
2—5  ha,  die  erste  Kategorie  5,6  "/o  der  Ge- 
samtfläche, die  zweite  dlein  12  "/o.  In  den 
eiazelnen  Landesteilen  weicht  der  Prozent- 
satz erheblich  ab;  schon 


okkupiert  in  Elsass-Lothringen  und  Baden  über 
12,5  "/o,  in  Hheinland  12,3  "/o,  in  Württem- 
berg 9,7%,  in  Hessen  Ober  11  "/o,  in  West- 
falen und  Hessen-Nassau  gegen  10%.  Die 
Zahlen    haben    allgemein   im  Westen   und 


Süden 


gegen^  ] 


i  etwas  abgenommen;  i 


Osten  sind  sie  etwas  gestiegen,  doch  nicht 
so  erhebhch,  dass  man  darauf  besondere 
Schlüsse  stützen  kOnnte. 

In  ganz  Deutschland  sind  bei  der  Grössen- 
kategorie  unter  2  ha  jetzt  24,8%  gegen 
27,7  %  im  Jahre  1882  des  Landes  Pacht- 
tand, welches  in  einzelnen  Gegenden  aller- 
dings einen  bedeutend  höheren  Prozentsatz 
einnimmt,  in  Hannover  47,5%  gegen  50,8% 


im  Jahre  1882,  in  Westfalen  43,2%,  in  der 
Provinz  Sachsen  38,1  %,  im  Stadtkreis  Berlin 
53,2%,  dagegen  in  Bayern  jetzt  nur  8,6%, 
1882  11%,  OstpreuBsen  14,7%,  Posen  1882 
14%,  jetzt  20%.  Nach  dem  oben  Aus- 
geführten sehen  wir  in  der  starken  Yer- 
pachüing  an  und  für  sich  noch  keinesw^s 
ein  bedenkliches  Symptom.  Ke  Yenninde- 
rung  derselben  tritt  aber  scharf  hervor.  Es 
düi^  mehr  auf  eine  Abneigung  zu  ver- 
pachten als  zu  pachten  zorflckzuftiliren  sein. 
Gerade  die  kleinen  Betriebe  zeigen  einen 
verhältnismassig  starken  Yiehstand:  auf 
1000  ha  landwirtBohafÜich  benutzter  Fläche 
kamen  in  Betrieben  unter  2  ha  1882  1333 


Schäften  von  5—100  ha  Ober  800,  jetzt  Ober 
900  Haupt  GroBSvieh,  in  Wirtschatten  Über 
100  ha  473,  jetzt  482.  Für  die  einzelnen 
Yißharten  ist  der  Unterscliied  natürlich  ein 
grosser;  am  meisten  treten  in  den  Zwei^ 
wirtschaften  naturgemäss  die  Pferde  zurück, 
es  überwiegen  die  Schweine  und  Zielen. 
Die  folgende  Tabelle  giebt  darüber  specielle 
Auskunft. 

In  ganz  Deutschland  kamen  1895  auf 
1000  ha  nutzbarer  Fläche  in  Betrieben 

von  von  über 

0-2ha  1— lOOhB  100ha 

Pferde  inkl.  Fohlen         49  "4           83 

Rindvieh  inkl.  K&lber    782  598  350 

Schafe  inkl.  Lämmer     314  356  787 

Schweine  inkl.  Ferkel  iqi6  402  113 

Ziegen                           1374  ^7  i,' 

Die  giösste  Zahl  ganz  kleiner  Betriebe 
von  unter  2  ar  hat  die  Provinz  Bheinland 
und  Bayeni,  während    aber  in  Rheinland 

die  Zahl  seit  1882  sich  von  9400  auf  17O0O 
Jahre  1895  gehoben  hat,  ist  sie  in  Bayern 
1  9600  auf  5900  zurückgegangen.  Da  auch 
die  folgenden  beiden  Kategoneen  dieselbe 
Erscheinung  zeigen,  so  wird  es  sich  nicht 
um  eine  Verschiebung  in  der  Erhebung, 
sondern  um  thatsächliche  Veränderungea 
bandeln.  Da  auch  in  Westfalen  die  kleinen 
Betriebe  sich  sehr  vermehrt  haben,  so  wird 
man  dmin die Wirkungder  vermehrten  Fabrik- 
bevölkerung erblicken  können.  Das  König- 
reich Sachsen  hat  4200,  nahezu  ebensoviel 
Schleswig-Holstein,  Württemberg  und  Elsass- 
Lothrin^n.  Zwischen  2  und  5  ar  finden  sich 
in  Hhemland  jetzt  gegen  44000  Hauptbe- 
triebe, das  sind  8,5  "/o  aller  Hauptbetriebe, 
in  Baj-ern  11 300,  das  sind  1,7  %,  in  Schles- 
wig-Holstein 10,3%.  Auch  zwischen  5  und 
20  ar  hat  Rheinland  die  bedeutendste  Zahl 
aufzuweisen,  über  103000,  20,0%,  in  West- 
falen aber  26,  in  Schleswig-Holstein  20,3%, 
Die  Fläche  spielt  allerdings  erst  bei  der 
Grössenkategorie  von  20  ar  bis  1  ha  eine 
Rolle,  in  Rheinland  4,7  "k ,  Hessen-Nassau 
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4,5  "/o,  faet  ebeneoriel  in  Baden,  Hessen  et<\, 
in  ganz  Deutschland  dagegen  im  Dnrcli- 
Bchnitt  nur  2,2"/»»,  aber  26,6%  aller  Bo- 
triebe, wShrend  die  Betriebe  von  1 — 2  ha 
12,7  "/o  ausmachen  und  2.9  "/o  der  Fl 
okkupieren.  Hierüberwiegt  Baden  nndElsass- 
Lothringen,  demnächst  Württemberg  und 
Blieinland,  Hesaen -Nassau,  Westfalen. 

Neben  dieser  Zerstückelung  des  Bodens 
in  kleine  Betriebe  spielt  nnn  die  Zer- 
legung des  Landes  der  einzelnen  Be- 
triebe in  eine  grOseere  Zahl  von  Parzellen 
noch  heutigen  Tages  in  einem  grossen  Teile 
Deutschlands  eine  nicht  unbedeutende  Rolle, 
wenn  sie  auch,  wie  erwähnt,  durch  die 
methodiBch  organisierte  Zusammenlegung 
wesentlich  vermindert  ist.  Wie  weit  früher 
auch  in  Norddeutschland  die  Zeniplitterung 
ging,  dafür  geben  wir  nur  ein  Beispiel  ans 
Heitzene  Werke  (Der  Boden  etc.  des  preua- 
sischen  Staates,  Berlin  1868,  I,  S.  354): 
Tor  der  Separation  war  in  der  Gemeinde 
Grossengottem  in  der  Provinz  Sachsen  das 
6303  Morgen  umfaBsende  Land  in  der  Hand 
von  1241  Besitzern  und  in  16 100  Paraellen 
zerstückelt,  welche  durch  die  Separation  auf 
15S4  reduziert  wurden.  In  Altengottem  be- 
trug die  FISche  6101  Morgen,  in  welche 
sich  848  Besitzer  teilten  und  in  18920 
Parzellen  zerstreut  lagen.  Dieselben  wurden 
auf  913  Parzellen  reduziert 

Aber  noch  gegenwärtig  ist  in  einzelnen 
Gegenden  die  Parzellierung  eine  sehr  erheb- 
liche und  daher  die  Zusammenlegung  sehr 
notwendig.  In  den  Schriften  des  Vereins 
für  Sozialpolitik  Über  die  bauerlichen  Zu- 
stände (Bd.  1—3,  Leipzig  1883)  finden  sich 
eine  Uenge  interessanter  Beispiele  hierfür, 
während  uns  die  Statistik  hierüber  im  Stiche 
lässt  Bd.  I,  8. 153  wird  von  der  Gemarkung 
Schmitten  im  Taunus  angegeben,  doss  die 
Fläche  von  407  ha  in  1943  Parzellen  zer- 
stückelt sei,  von  denen  die  Hälfte  unter 
5 arbleibt.  Im Eisenacher Oberlande, I. S. 36, 
haben  230  Besitzer  der  Gemeinde  Wiesen- 
thal 945  ha  I^nd  in  13 19?  Parzellen  hegen, 
in  der  Gemeinde  Frankenheim  120  Familien 
701  ha  mit  nur  387  ha  Acker-  und  Wiesen- 
land in  3023  Parzellen.  S.  198  wird  im 
Kreise  Merzig  die  Durchschnittsgrösse  der 
Privat besitzungen  auf  14,7  Morgen  ange- 
geben, die  aber  in  22  Parzellen  zerstückelt 
hegen.  Es  soll  nichts  Seltenes  sein,  dass 
Besitzer  von  1—1,25  ha  16—22  ParzeUen 
haben. 

In  der  Pfalz,  I,  S.  249,  ist  gleichfalls  die 
BodenzerspUtterung  eine  sehr  bedeutende. 
In  7  G^einden  der  Bürgermeisterei  Quim- 
bach  gehören  die  2517  ha  mit  1924  ha 
Acker  und  Wiesen  706  Eigentümern  in 
16850  Parzellen. 

Für  Baden  ist,  HI,  S.  262,  angegeben, 
dass  in  der  Gemeinde  Unadingen  mit  115 


Haushaltungen  920  ha  Land  in  2420  Pai^ 
Zellen  hegeo.  In  Bischoffingen  sind  235  ha 
landwirtschaftlicher  Fläche  in  2500  Parzellen 
zerlegt. 

Wir  selbst  haben  auf  dem  Eatasteramt 
in  Meisenheim  Hegienmgsbezirk  Koblenz 
uns  ^legentlich  im  Jahre  1887  für  zwei 
Gememden  folgende  Auszüge  gemacht: 

In  der  Gemeinde  Becberbach  sind  711  ha 
Land  in  der  Hand  von  322  Grundeigen- 
tflmem,  aber  in  8209  Parzellen.  In  Eben- 
bach  hatten  130  Grundeigentümer  429  ha 
in  5116  Parzellen.  Einer  derselben,  welcher 
8  ha  beaass,  hatte  sie  in  145  ParzeUen,  ein 
anderer  hatte  23  ha  in  346  Parzellen  verstreut, 
die  in  grosser  Entfernung  von  einander  lagen. 
Der  ganze  landtfitliche  Kreis  Meiaeuheim 
umfasst  25  Gemeinden,  8219  Grundbesitzer, 
17640  ha  Land  mit  16386  ha  landwirt- 
schaftHch  nutzbarer  Fläche,  im  ganzen  in 
127392  Parzellen,  letztere  in  119078  Par- 
zellen, das  sind  auf  1  Grundbesitzer  2,14  ha 
und  15,5  Parzellen.  Die  durchschnitthche 
Grösse  einer  Parzelle  ist  16  ar,  bei  dem 
ersteren  Besitzer  aber  nur  5  ar. 

Die  Schfidhchkeit  einer  derartigen  BodSn- 
-.ersplitterung  liegt  auf  der  Hand.  Der  da- 
durch verursachte  Zeitverlust,  die  Behinde- 
rung jedes  selbständigen,  intensiven  Be- 
triebes sobald  nicht  Spatenkultur  vorliegt, 
sind  allgemein  anerkannt,  und  man  ist  des- 
halb bestrebt,  einer  immer  kleineren  Majori- 
tät die  Macht  einzui4umen,  die  Minderheit 
zur  Zusammenlegung  zu  zwingen.  Das 
Weitere  in  dieser  Hinsicht  siehe  m  den  be- 
zflghchen  Artikeln. 

Litteratart  B^mharät,  Vertuch  einer  Xritit 
der  Grändt,  veUht  für  grona  tmd  tUintt 
Gnmdeigtniiim  angeführt  werden,  i^tenftuiy 
IHS.  —  BäverUche  Zvtlände  in  DeuUekland, 
Berietilt  da  Verein»  für  SotiolpBlüik,  S  Bände 
(Sehr.  d.  V.  f.  So*ialp.  2t,  tS,  t4J,  Leiptig  IS8S. 

—  A.  ds  nwlUe,  Le  monxllemtnt,  Pari»  ISSS. 

—  Funke,  Die  am  der  u7tbe»ckräBklen  Teil- 
barkeit de»  Orundeigenlum»  hemorgelienden  Nach- 
teile, Bambvrg  vnd  Gotha  1339.  —  Oaaparin, 
Det  petiU  proprUtdt,  IStl.  —  E,  HeinrUih, 
Ueber  den  Einfiu*»  der  neuen  Getetigeimng  aiif 
die  landwirUckaftlichen  VerhäUnieie  in  Schienen, 
Berlin  ISiS.  —  Koaegarten,  Betraehtangen 
über  die  VerätMerlirhifil  und  Teübarkeü  de» 
Landbetitzei,  Bonn  IS4t.  —  £.  da  iMvtieye, 
Sy»tefn»  of  Landlenure.  ~-  M.  L6onoe  de 
Ijavergne,  Eaiay  evr  l'ieonomie  rurtUe  de 
VAngleterre  etc.,  Paris  13S3.  —  Lette,  Die 
Verteilung  de»  Grundeigentum»,  1356.  —  Bct- 
ettenaperger.  Die  Agrarfrage,  Trier  1847.  — 
Sehneer,  Die  Ditmembnaiorufrage,  Seidelberg 
1845.  —  Schätz,  L'eber  den  Einfim»  der  Ver- 
teilung de»  Grundeigentum»,  1836. 

Weitere  LUteratur  i.  unMr  «Bauerngut  und 
Bauemelandii  oben  Bd.  II,  S.  4S7ff.  und 
»Agraritatielik«  oben  Bd.  I,  S.  U*- 

J,  Conrad. 


zecb,  Google 


Bodin,  Jean  (BodiDUS,  Joannes), 
geb.  1530  zu  Angers,  studierte  die  Rechte  zu 
Toulouse,  war  apäter  AdToket  am  Parlament, 
dem  damaligen  obersten  Gerielitshof  Frankreichs, 
1576  Rat  am  Präsidial  (Tribanal)  zu  Laon,  wo- 
selbst er  1ÖD7  als  Procureur  dn  roi  starb.  Die 
Provinz  Vermandois  wühlte  Bodin  als  Vertreter 
des  dritten  Standes  in  die  aügemeine  Stände- 
,  yersammluDg ,  welche  im  Dezemher  1576  in 
.  Blois  tagte.  Dort  verwandte  er  sich  zu  Gmisten 
.  der  Hugenotten  für  Gleichberechtigune'  der  Kon- 
fessionen, wozu,  vier  Jahre  nach  der  Bartholo- 
rnttusnacht,  ein  nicht  gewöhnlicher  Mut  gebSrte. ' 
Bodin  offenbart  (vgl.-  Buch  VI  Kapitel 
2  seiner  bedeuteniisteD  Schrift  i  De  Repub- 
'lica,  s.  n.)  einen  Staatsmann ischen  Scharf- 
.  blick  für  die  Vorteile  und  Sachteile  eines  aus 
.  der  Entdeckung  Amerikas  resultierenden  Um- 
schwungs der  Geld-  und  Verkehrs  Verhältnisse, 
,  wie  sie  im  zweiten  Drittel  des  IG.  Jahrhunderts 
in  Erscheinung  traten.  Namentlich  führt  er  die 
Steigerung  der  Warenpreise  auf  ihre  wahre  Ur- 
sache; die  Vermehrung  der  edlen  Metalle  und 
'  des  Geldes    and    die   Münz  Verschlechterungen, 

■  lurück  [vgl.  auch  seine  „B^ponse  ä  Malestroit", 
«.  n.).  Ueber  die  Erfordernisse  des  Staatshans- 
halta,   insbesondere  hinsichtlich  der  fiskalischen 

.  BinnahmeD,  entwickelt  er  sehr  verstilndige  An- 

.  schaaungen^  und  seine  Steuerpolitik,  für  die  er 
genaue  statistische  Unterlagen  wünscht,  ist  von 
strengem  Oerechtigkeitsgefllbl  diktiert ,  indem 
er  die  wirtschaftlich  Schwachen  geschont  sehen 

-  will.  Ueber  seine  Finanzpolitik  s.  Ausführlicheres 
im    Art.    FinanzwiBsenschaft     dieses 

'Handwörterbuchs.  Er  verdammt  den  Zins- 
wucher,  weil    er,   hauptsächlich    die  Landwirte 

.  Bchftdigt,  und  wünscht  in  deren  Interesse  eine 

,  Beform  des  Hypothek enwesens.  Seine  Zollpolitik 
stempelt  ihn  zu  einem  Vorgänger  der  Uerkan- 
tilisMn,  denn  er  befUrn'Ortet,  auf  eingebende 
Hanufaktnrwaren  einen  hohen  SohutzzoU,  auf 
Bohstofiimporte  dagegen  nur  minimale  Abgaben 
zu  legen.    Er  war  femer  einsichtig  genug,  den 

.  Bnin  des  Handels  in  dem  Verbot  der  Ausfuhr 
edler  Metalle  KU  erblicken.     Als  Theoretiker  des 

■  Souverän  etütebegriff  es  vindiziert  Bodin  dem 
Fürsten  die  oberste,  Hber  dem  Staatsrecht  ste- 
hende Herrschergewalt. 

Von  seinen  zahlreichen  Schriften  seien  hier 
nur  aufgeführt:  BSponse  aux  paradoxes  de  N. 
de  Malestroit  touchant  l'encherissement  de  toutes 
les  choses  et  des  monnajes,  Paris  1Ö68;  a.  n, 
.  d.  T. :  Uisconrs  sur  le  rehaussement  et  diminu- 
tion  des  monnayes.  pour  r^ponse  am  paradoxes 
du  Sieur  de  Malestroit,  157ä;  dasselbe  ins  La- 
teinische übersetzt  vnn  Eenerius  Budelius  in 
dessen  Sammlung :  De  monetis  et 
1591;  dasselbe  deutsch  n.  d.  T. :  Diskurs 
Von  den  Ursachen  der  Theurung,  wie  auch  dem 
Auff-  nud  Abschlag  der  Müntz,  und  wie  diesem 
allgemeinen  Uebel  ahzuhelfTen  sey  .  .  .  Hamburg 

■  1624.  —  Les  six  livres  de  la  republiqne,  Pans 
1577;  dasselbe  iu  der  lateinischen  Uebersetznng 
des  Verfassers  u.  d.  T. :  De  repnblica  libri  VI 
(1086),  davon  verschiedene  Neudrucke;  dasselbe 
in  deutscher  Uebersetzung  von  Job.  Oswaldt 
U.  d.  T. :  Res  publica.  Das  ist  GrUcdtliche  und 
rechte  Underweysung  oder  eigentlicher  Bericht, 
in  welchem  anlsf übrlich  vermeldet  wirdt ;  wie 
nicht    allein    das  Regiment  wol   zu    bestellen, 


sonder  auch  in  alterlej  Zastandt  ....  za  er- 
halten sey,  u.  s.  V.,  Mumpelgart  1592  (noch 
mehrmals  aufgelegt).  —  Relation  juurnaliire  de 
tont  ce  qni  s'cst  negocie  en  I'assemblee  generale 
des  Etats  de  Blois  en  1576  prise  des  memoires 
de  Jean  Bodin,  Tun  des  d^put^s,  Paris  (1578) ; 
dasselbe,  2.  Aufl.  1614.  —  Apologie,  au  r^ponse 

Eiur  la  Itepnblique  de  Jean  Bodin,  par  Rene 
erpis  (das  Pseudonym  Bodins). 

Vgl.  Über  Bodm:  P.  Leyser,  Selecta  de  vito 
et  scriptis  J,  Bodini,  Wittenberg  1715.  —  Wach- 
ler, Handbuch  der  Geschichte  der  Littcratnr, 
3.  Aufl.,  Bd.  IV,  Leipzig  1833,  S.  237.  —  G.  E. 
Gubrauer,  Das  Heptaplomeres  des  Jean  Bodin, 
Berlin  1841  (als  Einleitung  ein  Umriss  vom 
Leben  und  Charakter  Bodins),  —  Baadrillart, 
Jean  Bodin  et  son  temps.  Tableau  des  thtorie^i 
politiques  et  des  id6es  ^conomiqnes  an  seiiiime 
si^cle.  Paris  185ä.  —  BInntechli,  Geschichte 
des  allgemeinen  Staatsrechts  tmd  der  Politik, 
München  1864,  S.  17fl.  —  Molinier,  Apercus 
hister.  et  critiquea  sur  la  vie  et  les  travaui  de 
Jean  Bodin,  Montpellier  1867.  —  Koscher, 
Gesch.'  d.  Sat.,  München  1874,  8.  139ff.  — 
Barthelemy,  Etüde  sur  Jean  Bodin,  Paris  1876. 

—  E.  Hancke,  Jenn  Bodiu.  Eine  Studie  Aber 
den   Begriff  der  SonverfinetSt ,    Breslau  1890. 

—  L.  Elster  J.  Bodin,  H.  d.  St.  1.  Aufl.  U, 
S.  667  f.  —  P.  Errera,  Un  precorsenr  de  Uon- 
tesqnieu :  Jean  Bodin ,  Bruxelles  1895.  —  E. 
Eoumol,  Bodin,  predeceeseur  de  Hont«squieii. 
Etüde  sur  quelques  theories  politiques  de  la 
„Repnbliqne"  et  de  „l'Esprit  des  lois",  Paris 
1896.  —  Dock.  Der  Souveränetätsbegriff  etc., 
Strasaburg  1897.  Ltppert. 


Bodio,  Luigi, 

wurde  am  12.  X.  1840  zu  Mailand  geboren.  Er 
studierte  zu  Pavia  und  Pisa,  woselbst  er  1861 
promovierte,  am  dann  seine  Studien  in  Paris 

etc.  fortzusetzen.  Im  Jahre  1664  nach  Italien 
zurückgekehrt,  wurde  er  Professor  des  Handels- 
rechts und  der  Nationalükonomie  am  Istitnto 
tecnico  in  Livorno.  Nach  kurzer  Lehrthätigkeit 
am  technischen  Institut  in  Mailand  ging  er 
1868    als    ordentlicher  Professor  der  Handels- 

Seographie  und  Statistik  nach  Venedig.  Im 
ahre  1872  erfolgte  Bodios  Berufung  in  das 
Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel 
zunächst  als  Sekretär  des  statistischen  Bnreans, 
dessen  Leitung  ihm  jedoch  bald  darauf  deAnitJT 
übertragen  wurde.  In  dieser  Stellung  gelang 
es  ihm  in  wenigen  Jahren,  die  italienische 
Landesstatistik  zu  ihrer  heutigen  Bedeutung 
zu  erheben.  Sowohl  als  Direktor  der  italieni- 
schen Statistik  wie  als  Professor  der  Ingenieur- 
schule in  Rom  hat  sich  Bodio  vorzügliche  Ver- 
dienste erwarben  und  auch  eine  grossere  Zahl 
von  tüchtigen  Mitarbeitern  herangebildet.  Die 
Bekundung  des  „Institut  int«matianal  de  Sta- 
tistique",  dem  er  als  Generalsekretär  vorsteht, 
hat  er  in  erster  Linie  veranlasst;  die  von  ihm 
redigierten  Bulletins  dieses  Institute  erscheinen 

Von  seinen  zahlreichen  Schriften  seien  die 
folgenden  genannt; 

Saggio  sul  commercio  estemo  terrestre  e 
marittimo  del  regno  d'Italia  negll  anni  1862  e 
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18C3,  Florenz  1865.  —  Sui  docnmenti  statistici  j 
deL  rCKDO  d'Italia.  Cenni  bibliogratici  presea- 
tati  lu  VI.  Congresso  iiit«rn&z.  di  Btatiatica,  | 
Florenz  1867.  —  Della  atfttistica  nei  snoi  rap-  ^ 
porti  coli'  economia  politica  e  coUe  nitre  scienze 
ftfflni,  Mailand  186».  —  Del  moTimento  della 
criminaliti  in  Italia  1873—1884,  Parte  I,  Kom 
1685.  —  Di  alcani  indici  misnratori  del  mori- 
mento  economico  in  Italia,  Born  1891. 

Seitdem  Bodio  an  der  Spitze  der  italienischen 
Statistik  atebt,  ist  naturgemusa  seine  Hanpt- 
thüti^fceit  den  zahlreichen  Veräffentlichungen  i 
der  offiziellen  Rtatistiscben  Erheban^n  ge- 
widmet. Früher  legte  er  dabei  besonderen  Wert 
anf  die  Vergleichnng  italienischer  VerbaitDiBse 
mit  denen  anderer  Länder;  erinnert  sei  nur  an 
die  wertvollen  „confronti  internazionali",  welche 
dem  Werke  Popolazione.  Hovirnento  dello  Stato 
civile  aber  nnr  bis  znm  Jahrg.  XII  (für  1883 
bezw.  IStiö — 83)  beigegeben  wurdeu,  ferner  an 
die  geschStzte  internationale  Selbstmord-  und 
Todes  Ursachenstatistik,  die  mit  dem  Jabre  1886 
bezw.  1889;'90  aufhöne.  Nor  die  „Statistica 
della  emigrazione  italiana"  (welche  „confronti 
coli'  emigrazione  degli  altri  Stati  d'Earopa" 
bringt;  erscheint  nodi,  der  neueste  Band  be- 
handelt die  i  Lallen  iiwhe  und  internationale  Aos- 
wandernng  im  Jahre  1897. 

Bodio  ist  der  Herausgeber  des  2.  und  3. 
italieniBchen  Censuswerke^ :  üensimenti  del  regno 
d'ltalia  1871  e  1881 ;  femer  des  Annnario  sta- 
tistico  Italiano,  welches  bis  1896  alle  2  Jahre, 
seit  1897  alljährlich  erscheint.  Bodio  TerGffent- 
lichte  an  Staats  Wissenschaft  liehen  Abhandlungen 
in  Zeitschriften:  a)  Archivio  di  statistica  ^Tunn], 
Jahrg.  1876:  Moviinento  della  popolazione  in 
Italia  e  in  altri  StAti  d'Europa.  —  Appnntr  di 
statistjca  ferroviaria.  —  11  congresso  internazio- 
nale  di  statistica  in  Budapest,  1876.  —  Jahrg. 
1877:  Dell'  emigrazione  Italiana  nel  1876.  — 
Jahrg.  1878:  äulla  statistica  dei  niatrimoni 
civilf  e  dei  religiosi.  —  Jahrg.  1880:  Di  nna 
statistica  sommaria  delle  opere  pie  in  Italia 
alk  fine  del  1878.  —  Jabrg.  1882:  Prime  linee 
di  una  statistica  delle  conuziooi  di  vita  delle 
classi  operaie.  —  Bertillon  e  la  scienza  demo- 

Sraflca  secondo  la  »cuola  francese.  —  h)  Bulletin 
e  riostitnt  intemat.  de  statistique  (Rom).  Es 
seien  Heraus  nur  genannt:  Tome  VII,  1893: 
Sutle  diacordanze  che  si  osservano  fra  le  sta- 
tistiche  commerciali  dei  Tari  Stati.  —  Tome 
VIII,  1895:  De  la  methode  ^  snivre  poar 
dresser  une  statistiqne  scientifique  et  uniforme 
k  la  r4cidiTe.  —  c)  Giomale  degli  Economisti, 
anno  1699,  Aprile :  ll  quarto  censimento  Italiano. 
(Der  Artikel  besteht  ans  zwei  Teilen,  deren 
erster  eine  Denkschrift  des  Prof.  G.  B.  Saltioni 
über  den  IV.  Census  den  Küuigreichs  Italien, 
welcher  seit  1891  anf  sich  warten  lässt,  bringt 
und  deren  zweiter  eine  Begutachtung  dieser 
Denkschrift  in  einem  Brief  Bodios  an  den 
Herausgeber  des  „Giornale  d.  Ec."  enthült.  Man 
er^hrt  aus  diesem  Schreiben  u.  a.,  dass  be- 
sagter IV.  CensDs  auf  den  31.  XII.  1900  an- 
gesetzt werden  wird  und  dass  der  General- 
direktor der  italienischen  Statistik  sich  ^egen 
die  Benutzung  der  Hollerithschen  elektrischen 
Aoszahlnngsm  aschine,  obgleich  dieselbe  hei  dem 
189üer  amerikanischen  und  bei  dem  1690 er 
Csterreichischen  Census  zur  Anwendung  ge- 
kommen ist,  ausipricht.)  Bodio  ist  femer  durch 
HandwÖrCerbacb  der  StwlBwtBseiucbarua.   Zweite 


zahlreiche  Beitrilge  in  dem  Sammelwerk  „Annali 
di  statistica"  vertreten;  er  lieferte  temer  für  die 
I.  n.  II.  Anll.  des  Handw.  der  Staafsw.  den  Ar- 
tikel: nüie  Auswanderung  ans  Italien"  (Bd.  I 
S.  1034ff.  bezw.  Bd.  II  S.  98 ff.). 

Uppert. 


Boeckh,  Bichard, 

geb.  zu  Berlin  am  28.  III.  1824.  Nachdem  er 
iHugeie  Zeit  im  königl.  preussiscben  statistischen 
Bureau  thätig  gewesen  war,  wurde  er  1675  zum 
Direktor  des  statistischen  Amtes  der  Stadt 
Berlin  emanut;  daneben  bekleidet  er  seit  1881 
eine  aiwserordentliche  Professur  der  Statistik 
an  der  Universität  nnd  ist  Mitdirektor  des 
Staats wisaenschaftli ch-statistiscben  Seminars. 
Boeckh  veröffentlichte  in  Buchform : 
Ortschaf tsstati  st  ik    und    biBtorisch-geogra- 

§  bische  Uebersicht  des  Regierungsbezirks  Pots- 
am  mit  der  Stadt  Berlin,  Berlin  1861.  —  Die 
geschichtliche  Entwickelung  der  amtlichen  Sta- 
tistik des  preussiscben  Staates,  Berlin  1863.  — 
Sprachkarte  vom  preussiscben  Staate,  Berlin 
1864.  —  Die  statistische  Bedeutung  der  Volks- 
sprache als  Kennzeichen  der  Xationalität,  Berlin 
1866.  —  Der  Dentschen  Volkszahl  und  Sprach- 

febiet,  Berlin  18B9.  —  Historische  Karte  von 
l»ass-Lothrine;en ,   Berlin   1870.   —   Sterblich- 


Gewerbe-  und  Wohnungsaufnahme  vom  1.  XII. 
1875  in  der  Stadt  Berlin,  Berlin  1878—80.  — 
Die  gleichen  Aufnahmen  für  1880  nnd  1885 
(Berlin  1883-1888  und  1890-911;  für  1890 
(Berlin  1893—96).  —  Die  Bewegung  der  Be- 
völkerung der  Stadt  Berlin  in  den  Jahren 
1869—1676,  Berlin  1884.  —  Statistik  der  Ehe- 
scheidungen in  der  Stadt  Berlin  in  den  Jahren 
1886—94  [mit  einer  Uebersicht  der  Eheschei- 
dungen in  anderen  GrossstBdten  nnd  Läudem), 
Berlin  1897. 

Seit  1877  giebt  Boeckb  als  Direktor  des 
statistischen  Amtes  das  -statistische  Jahrbuch 
der  Stadt  Berlin"  fBerhn  1877—97)  heraus; 
temer  die  wöchentlich  erscheinenden  „Ver- 
öffentlichungen des  statistischen  Amtes"  sowie 
die  Ergebnisse  der  Lohnermittelungen  in  Berlin, 
welche  bis  1897,  erschienen  1898,  reichen. 

Boeckh  verSffent  lichte  Staats  wissenschaft- 
liche Artikel  in  Zeitschriften:  a)  Zeitschrift  fdr 
Erdkunde  (Berlin);  bj  Zeitschrift  des  Central' 
Vereins  tür  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen 
(Berlin) ;  c)  Zeitschrift  des  k.  preuss.  statistischen 
Bureaus;  d)  Bulletin  de  llustitnt  international 
de  statistique  (Rom),  Jahrg.  11  (18871:  Tabellen 
betreffend  den  Einfluss  der  Emähmnga  weise 
auf  die  Kindersterblichkeit;  Jahrg.  VJ1890): 
Die  statistische  Messung  der  ehelichen  Fmcht- 
harkeit ;  Jahrg.  VII  (1893^ :  Halle;  als  Statistiker; 
e)  Preussische  Jahrbücher  (Berlin),  Bd.  77  (1694) 
Heft  3:  Die  Verschiebung  der  Sprach  Verhält- 
nisse in  Posen  und  Westpreussen  etc. 

Bed. 


.lOOglc 


Boeder — Bühmert 


Boeder,  Johann  Heinrich, 

geb.  1611  zu  Cronheim  im  heatigen  KHnigreich 
Bttjern,  Kreis  MitMitranken ,  gest.  1672  zu 
Strassbur^.  Seine  Frofegsnr  deT  Beredsamkeit 
an  der  UniverBititt  Straasliiirg  opferte  er  1648 
einem  Eufe  an  die  Universität  Upsala,  von  wo 
er  als  acbwedischer  HiBtorioffraph  und  Professor 
der  Geschichte  nach  Strassbnr?  zarückkehrte 
und  hier  infolge  der  hnmanistisM-eleganten  Be- 
handlnng  seines  historischen  Lehrstoff  es  als 
akademischer  Lehrer  sehr  gesucht  war  und  n.  a. 
anch  "Veit  Ton  Seokendortf  (s.  d.)  zu  seinen 
Schülern  zählte. 

Boeder  verdient  besonder«  seiner  popnlatio- 
nistischeu  Ansfühmngen  wegen  Beachtung;  so 
empfiehlt  er  ans  Fortpflanzungsgründen  die  Ein- 
richtung fiskalischer  Ansstenertassen  fttrEeirata- 
Instiffe;  so  führt  er  nnter  den  Ursachen  starker 
BevWkemngsvennehrQn^  auch  das  QlOck  an, 
was  zu  Boeclers  Zeiten  in  Patricierhäusem  wie 
in  Banemhütten  noch  zu  Hanse  war,  während 
die  Blasiertheit  und  die  Unzufriedenheit  der 
Gegenwart  einen  Glückszustand  überhaupt  nicht 
mehr  anerkennt.  Die  schrittsteUerisehe  Thätig- 
keit  Boeclers  bat  anf  Staats  wissenschaftlichem 
Gebiete  nur  folgende  Schritten  aufzuweisen: 
Institntiones  politicae,  access.  dissertationes  ad 
selecta  veterum  historicorum  loca,  et  libellns 
memorialia  ethieus,  Strassbur^  1674.  —  Änimad- 
Tetsiones  in  Hippolyti  a  Lanide  dissertaüonem 
de  ratione  Status  in  imperio  Romano  Germanico, 
Strassburg  1674,  nnd  das  nach  seinem  Tode  von 
Wolft  Dietrich  Wendel  herausgegebene  Werk; 
Boecleri  Colleginm  politicae  posthumnm  oder 
politische  Disconree  _(b,  l.  et  aj.  Seine  Oesamt- 
werke:  JoannisHenriciBoecleno^era  erschienen, 
herausg^ehen  von  J.  A.  Fabricins,  in  4  Bdn., 
Strassbnrg  1712. 

Vgl.  über  Boeder:  J.  G.  MüUer,  Historia 
nniversalis  quatuor  secnlorum  p.  Chr.  n.,  Bostock 
1696.  —  Koscher,  Gesch.  der  Nat.,  8.  262  f.  — 
Allgemeine  deutsche  Biographie,  Bd.  II,  Leipzig 
18'^,  8.  792  f.  UpperL 


Böhm  TOD  Bawerk,  Engen, 

geb.  am  12.  II.  1861  zu  Brunn  In  Mähren,  trat, 
nach  Beendisiing  seiner  juristischen  and  staats- 
wissenschafUichen  Stndien  an  der  Universität 
Wien,  im  Jahre  1872  als  Praktikant  in  den 
Mterreichiscben  Finaczdieust,  in  welchem  er, 
zuletzt  als  Koncipiat  im  Finanzministerium,  bis 
1880  verblieb.  In  der  Zwischenzeit  zunächst 
zum  Doktor  der  Hechte  in  Wien  promoviert 
{1876),  hatte  er  einen  zweijährigen  Urlaub  be- 
nutzt um  in  den  Jahren  1876—1877  in  Heidel- 
berg, Leipzig  und  Jena  unter  Knies  (s.d.).  Röscher 
(s.  d.)  und  Hildehrand  (s.  d.)  weitere  volkswirt- 
schaftliche Studien  zn  machen.  Im  Jahre  1880 
habilitierte  sich  Böhm  von  Bawerk  als  Privat- 
docent  der  politischen  Oekonomie  an  der  Uni- 
versität Wien ,  wurde  jedoch  unmittelbar  nach 
seiner  Habilitation  an  die  UniversitjLt  Innsbruck 
berufen ,  wo  er  den  Lehrstuhl  für  politische 
Oekonomie  von  1880— 1881  als  Supplent,  von 
1881—1884  als  ausserordentlicher,  von  18H4  bis 


1889  als  ordentlicher  Professor  bekleidete.  Im 
Herbst  1889  gab  er  diese  Stelle  auf  und  fol^ 
einem  Rufe  nach  Wien  als  Mimst«rialrat  im 
Csterreichisehen  Finanzministerium. 

Er  verOffentlidite  von  staatswissenschaft- 
jicben  Werken  in  Buchform: 

Rechte  nnd  Verhältnisse  vom  Standpunkte 
der  volkawirtsehaftlichen  Gilterlehre,  Innsbruck. 
1861.  -•-  Kapital  nnd  Eapitalzins,  2  Bde.,  Inns- 
bruck 1884  u.  1889  (I.  Bd.:  Geschichte  nnd 
Kritik  der  Kapitalzinstheorien,  1884.  IL  Bd.: 
Positive  Theone  des  Kapitals,  1889);  dasselbe, 
englisch  von  W.  Smart,  2  Bde.,  London  1890. 

Er  vereff entlicht«  in  Zeitschriften:  a)  in 
dem  Jahrb.  f.  Nat.  (Jena)  N.  F.  Bd.  Xin,  Jahrg. 
1886,3.1— 82  n.  477— 641:  Grundzüge  der  Theone 
des  wirtschaftlichen  GBterwertes ;  S.  F.  Bd.  XX, 
Jahrg.  1890,  S.  75  ff. :  Zur  Litteratur geschieh te 
der  Staats-  und  Sozial wissensch aften ;  N.  F.  Bd. 
XXI,  Jahrg.  1890,  S.  519 ff.:  Ein  Zwisohenwort 
zur  WertÄeorie.  —  b)  Zeitschrift  für  Volks- 
wirtschaft, Sozialpolitik  und  Verwaltung  (Wien), 
Bd.  I  (1892):  Unsere  Aufgaben,  Eiufühnings- 
artikel  der  Zeitschr.  f.  Voiksw.,  Sozialpolitik  n. 
Verw.,  S.  1;10;  Bd.  IH  (1894):  Der  letzte  Maes- 
stab  des  Güterwertes,  8.  185/230.  —  Zusatz- 
bemerkung zu  dem  Artikel:  „Der  letzte  Hass- 
stab des  outerwertes  und  die  mathematische 
Methode"  von  Eud.  Anspiti,  S.  512/18;  Bd. 
VII  (1898):  Zur  theoretischen  Nationalökonomie 
der  !etzt«u  Jahre,  8.  400/432.  —  c)  Revue 
d'ficonomie  politique  (Paris),  Jahrg.  m  (18^: 
Une  nonvelfe  th^orie  snr  le  capital,  S.  97  fr ; 
Jahrg.  Vin  (1894) :  Eaaai  sur  la  valeur,  S.  603/033. 
Ked. 


Bdhmert,  Karl  Tlctor, 

geb.  23.  Vm.    1829  zu  Quesitz  bei  Leipzig, 

studierte  von  1848—52  in  Leipzig  Rechts-  nnd 
Staatawissenschaften ,  arbeitete  als  praktischer 
Jurist  bis  1865  in  Heissen ,  woselbst  er  den 
ersten  sächsischen  Vorschuss-  und  Kredit- 
verein begründete,  gründete  nach  Studium  der 
gewerblichen  Verhältnisse  auf  Reisen  in  die 
^einlande,  Westfalen,  nach  Frankreich  nnd 
Belgien  die  volkswirtschaftliche  Zeitschrift  „Ger- 
mania" in  Heidelberg,  war  hierauf  von  1356 
bis  1860  als  Redakteur  des  ,,Bremer  Handels- 
hlatt",  von  1860—1866  als  Sradikus  der  Handels- 
kammer in  Bremen  thätig,  wurde  1866  als 
Professor  für  National  Ökonomie  nnd  Statistik 
an  dieUniversität  nnd  das  eidgen.  Polytechnikum 
nach  Zürich  berufen,  erhielt  1876  für  diesdben 
Fächer  einen  Ruf  als  Professor  an  die  tech- 
nische Hochschnle  zu  Dresden,  als  welcher  er 
noch  wirkt,  and  fungierte  gleichzeitig  als  Direktor 
des  Kgl.  Sachs,  statistiscnen  Bureaus  von  1875 
bis  1895. 

Bühmert,  der  sich  seiner  Zeit  lebhaft  an 
der  Begründung  des  volkswirtachaftlichen  Kon- 
gresses beteiligte,  nimmt  als  Nationalükonom 
eine  vermittelnde  Stellung  ein;  er  weist  die 
Staatshilfe  nicht  zurück,  oetont  aber  mit  be- 
sonderem Kachdruck  die  Selbsthilfe  und  Selbst- 
erziehung des  Individuums.  Er  hat  sich  be- 
sonders verdient  gemacht  durch  seine  Unter- 
suchungen über  Gewinnbeteiligung  und  Armen- 


Böhmert — Böreenrecht 


qaod   vnlgo   dicitnr 
(DisB.,  Leipzig  1854. 


weaen.  Böhmeit  redimierte  in  Beiaer  Eigeu- 
achaft  als  Direktor  des  Kgl.  Sachs.  statiBtiBchen 
BureauB  dessen  „Zeitsclirift"  und  „Jahrbuch" 
von  1876-1890  nnd  ist  seit  1873  Heranageher 
des  „Arheiterfreund"  sowie  seit  1877  der 
,^ziaJkorTespoiidenz"  nnd  des  „Volks wohl", 
sämtlich  Organe  des  „Central Vereins  fUr  das 
Wohl  der  arbeitenden  Klassen". 

Von  seinen  selhfltändigen  Vertiffentlichangen 
seien  die  nachfolgenden  genannt: 

Quatenns   verum  s'"     — ' 

volenti  non  fieri  iniuriaL.    , , ,_.„ 

—  Briefe  zweier  Handwerker.  Ein  Beitrag  zur 
LOsang  gewerblicher  und  sozialer  Fragen,  Dresden 
1864.  —  Urkundliche  Qeachichte  der  bremischen 
Schnsterznnft.  Leipzig  1662.  —  Freiheit  der 
Arbeit.  Bremen  1868.  —  Die  SteUnng  der 
Hansestädte  in  Deutachland  in  den  letzten  drei 
LTahrzehnten,  Berlin  1S63.  —  Baugewerbe  and 
Banpolizd,  Berlin  1865.  —  Das  Verhältnis  von 
Arbeiter  und  Arbeitgeber.  Zürich  1868.  —  Die 
Arbeiternnterstützungskassen,  Leipzig  1868.  — 
üntersnchuug  uud  Bericht  aber  die  Lage  der 
Fabrikarbeiter,  Zürich  1868.  —  Lotterien  und 
Prämienanleihen  nach  volkswirtscliaftlichen 
Qmndsätzen  und  Erfahrungen.  Berlin  1669.  — 
Di«  ErfindungEpatente  nach  volkswirtechaft- 
I  ichen  OrundsAtzen  und  industriellen  E  rf ahrnngen 
mit  besonderer  BQcksicht  auf  England  und  die 
Schweiz,  Berlin  1869.  ^~  Armenpflege  und 
Armengesetzgebunc-.  Berlin  1869.  —  Deutsch- 
lands wirtscbattliche  Keugeataltung  seit  1866, 
Leipzig  1869.  —  Die  Verbreitung  der  Volka- 
wirtscnaftslehre  in  Schule  und  Leben,  Zürich 
1870.  — '  Die  Goldausmünzungsfrage  bei  der 
dentAchen  HUnzreform,  Bremen  1B71.  —  Die 
Unentgeltlichkeit  dea  Volksschulnnterrichta  mit 
besoniferer  BerÜckaichtignng  der  achweizerischen 
Scbulgeldeinrichtungen,  Bremen  1871.  —  Das 
Studieren  der  Frauen  mit  besonderer  Rilckeicht 
anf  das  Studium  der  Medizin,  Leipzig  1872.  — 
Der  Sozialismus  uud  die  Arbeiterfrage,  Zürich 
1872.  —  Das  Stndinm  der  Wirtschafts  wissen - 
sdiaften  an  den  technischen  Hcchschnlen,  Zürich 

1872,  —  Arbeiterverhäitniaae  und  Fabrikein- 
richtnngen  der  Schweiz,  2  Bde.,  Zürich  1873; 
ErgäQznne  nnd  Fortsetzung  dieses  Bericht«, 
Zürich  1874.  —  Der  Einflnss  der  Wiener  Welt- 
auBsttitiung  auf  die  Arbeit  dea  Volkes,  Wien 

1873.  —  Der  Beruf  der  Kirche  in  der  sozialen 
Frage.  Vortrag.  Leipzig-  1874.  —  Üeber  die 
Metboden  der  sozialstatia tischen  Unterauchungen 
mit  besonderer  Rücksicht  anf  die  Statistik  der 
LUhne  und  Preise,  Bern  1874.  —  Die  Aufgaben 
der  statistischen  Bareans  nnd  Zeitschriften  in 
ihrer  Verbindung  mit  Hochschulen  und  Lehr- 
stühlen für  NationalJikoDOmie  und  Statistik, 
Dresden  1875.  —  Die  Bedeutung  der  allge- 
meinen WirtsciaftBlebre  und  Statiafik  für  die 
Landwirtschaft,  Dresden  1875.  —  Enquete  über 
Gewinnbeteiligung  der  Arbeitnehmer  und  andere 
neue  Lohnzalilungamethoden,  Zürich  1874,  —  Die 
Frage  der  Keichseiaenbahnen  vor  dem  volks- 
wirtschaftlichen Kongresse,  Dresden  1876.  En- 
quete über  die  Heien seisenbahnfrage,  3  Hefte, 
Leipzig  1876.  —  Bericht  der  kgl.  säcbs.  Bezirka- 
kommission  für  die  Tabak en que te ,  Dresden 
1878.  —  DieGewinnbetflilignng.  Untersuchungen 
über  Arbeitslohn  und  Uutemehm ergewinn,  2 
Bde.,  Leipzig  1879.  (Ins  Franzöaische  Übersetzt 
von  Trombert,  Paria  1860;  ins  Italieniache 


von  Manfredi,  Hilano  1880.)  _  Der  Arbeiter- 
freund Leclaire  und  aein  Lohnsystem  von  1^8 
bis  1877,  Berlin  1878.  (Uebersetzt  ins  FranzJV- 
sische,  Paris  1878.)  —  Zur  Reform  der  Armen- 
pflege, Dresden  1879.  —  Die  Organisation  und 
Verbinidung  der  amtlichen  und  nichtamtlichen 
Annenpflege  in  Dresden,  Berlin  1881.  —  Die 
Aufgaben  derVolkawirtscbaftslehre  uud  Statistik. 
Festrede,  Dresden  1880.  —  Urkundliche  Ge- 
schichte und  Statistik  der  Meissener  Porzellau- 
manufaktnr  von  1710 — 1880  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  die  Betriebs-,  Lohn-  und  Kassen- 
verhältnisse,  Dresden  1860.  —  Aufgaben  und 
Ziele  der  Armenstatistik.  (Verhandlungen  des 
ArmenpäeKerkonaresses  1881,  Nr.  1.)  (Auch  in  den 
spfiteren  Verbannungen  des  Armenpflegerkon- 
eresses  sind  viele  Beiträge  von  BGhmert  abge- 
dmckt,  welche  hier  iedoeh  nicht  alle  aufgefUnrt 
werden  kOnnen.)  Buder  aus  der  individaellen 
Trinkerpflege,  Dresden  1685.  —  Die  Methoden 
der  Lohnstatistik,  Dresden  1886.  —  Das  Armen- 
weaen  in  77  dentscben  Städten  und  einigen 
Landarm  enverbänden,  2  Bde.  in  3  Teilen,  Dresden 
1886—1888.  —  Der  Branntwein  in  Fabriken. 
Leipzig  1889,  —  Die  Armenpflege  in  Zim- 
mers „Handbibliothek  der  prakt.  Theologie", 
Gotha  1890.  —  Untersuchungen  Über  Arbeite- 
löhne, Heft  1.  Dresden  1893.  —  „Volkswohl- 
schriften",  Leipzig  1888—1896,  dann  Dresden, 
darunter  Heft  17:  „Ein  Lehrbuch  über  den 
Volkswohlstand  aas  dem  Jahre  1723",  Leipzig 
1893.  —  Eine  deutBche  Stadt  (Roaawein)  in 
ihrer  wirtschaftlichen  und  sozialen  Entwicke- 
Inng  von  1834—1894,  Dresden  1895.  —  Der 
sächsische  Wablgesetzentwntf  nnd  seine  Ge- 
fahren, Dresden  1896.  —  Das  deutsche  Hand- 
werk und  die  Zwangsinnnngen,  Dresden  1896, 
—  Handelahochschnlen,  Dresden  1898. 

In  Zeitschriften  verttflfentlichte  BOhmert 
ausser  den  zahlreichen  Abhandlungen  in  den 
von  ihm  herausgegebenen  Zeitschriften  unter 
anderen  in  der  „V.  f.  Volkaw."  1882  U  „Wü- 
helm  Boschers  wissenschaftliche  St^ung",  in 
den  „Preuaa.  Jahrb.,"  Bd.  18,  1:  „Deatschlands 
wirtschaftliche  Keugestaltung",  Bd.  86, 1 :  „Die 
soziale  Frage  und  das  Wahlredit"  sowie  in  dem 
vorliegenden  „HandwUrterbnch"  die  Artt.  „Sta- 
tistik des  Arbeitslohns"  (Bd.  I,  S.  886fF.)  und 
Teile  des  Aufaatzea  „Arbeitszeit"  (Bd.  I,  S. 
1008  ff.). 

Vgl.  über  Böhmert:  Bode  Victor  Böhmert 
„Nordwest",  Märzheft  1893;  Böhmert,  Der 
Pfarrer  von  Rosswein,  Gotha  1886  und  „Ein 
Abschieds  wort"  in  „Zeitschr.  des  Kgl.  Sachs,  stat. 
Bnreaoa",  Dresden  1894. 

Dresden.  P.  SohmUU. 


BSnhase 

s,  Zünfte. 


Börsenrecht. 

I.    Einleitung.      IL     D 


tschea 
tliche 
Quellen    des 


ffeltenden  Rechts.  B.  Geltendes 
dentachesBörsenreclit.  1.  AllgGineine 
BrOrteruDgeD.  2.  Die  BSraeo Ordnungen ,  3. 
Der  Bö raen vorstand,  i.  Das  Recht  znin  Be- 
suche der  Börse.  5.  Das  ehrengerichtliche 
Verfahren.  6.  BöTsenschiedegerichte.  7,  Der 
GeBcbttftSTerkebr  an  den  BUreen  im  allgemeiDen. 
Die  Zulasanng-sstelle.  8.  Die  einzelnen  BSrsenge- 
«chäfte  (Eaasaf  eschäfte,  ZeitgeschSEte,  Prämien- 

feschätte,  ProlongntioDB-  und  ReportgeschSfteJ. 
.  Die  Karsmakler.  10.  Amtliche  Festsetznug 
der  Kurse.  11.  Börsen  straf  recht.  III.  0  e  s  t  e  r  - 
reich.  IV.  Frankreich.  V.  Holland 
und  Belgien.  VI.England.  Vll.Ver- 
einigte  Staaten  von  Amerika.  VIII. 
Schlnss. 

I.  Einleitung. 

Qegenstand  der  nachfolgenden  Dar- 
stellung ist  das  BOraenrecht,  d.  h.  das  fOr 
die  Börsen  und  den  Geschäftsverkehr  an 
den  Börsen  geltende  Sonderrecht.  Hiernach 
sind  von  der  Darstellung  jene  Eechtsinstitute 
auBgesclilosaea ,  welche ,  wenn  sie  auch 
gerade  für  den  Börsenverkehr  von  hervor- 
ragender Bedeutung  sind,  immerhin  nicht 
dem  apedellen  Börsenrecht  angehören.  Ein 
Rechtsinstitut  dieser  Art  ist  z.  B.  das  Kom- 
in issionsrecht.  Zwar  bildet  ftlr  das  Deutsche 
Reich  his  zum  Inkrafttreten  des  neuen 
Handelsgesetzbuchs  das  Börsen gesetz  die 
wiohti^te  Rechtsquelle  für  das  Recht  des 
Eommissionshandeis ;  aber  abgesehen  davon, 
dass  vom  1.  Januar  1900  ab  die  vom  £om- 
missionsgeschäft  handelnden  §§  70 — 74  des 
Börsengesetzes  ausser  Kraft  treten,  bildet 
das  Recht  des  EommissioDshandels  auch  in 
der  Gestaltung,  die  es  durch  die  ange- 
führten Bestimmungen  des  Börsengesetzes 
erlangt  hat,  keinen  Bestandteil  des  Börsen- 
sond^rechts,  sondern  des  allgemeinen  Han- 
delsrechts, imd  kann  aus  diesem  Grunde 
hier  nicht  erörtert  werden.  Auch  müssen 
im  nachfolgenden  Artikel  volkswirtschaft- 
liclie  Untersuchungen  über  das  Börsenwesen 
grundsätzlich  unterbleiben.  Allein  die  Be- 
sprechung einer  volkswirtschaftlichen  Frage 
kann  auch  hier  nicht  umgangen  werden : 
die  Abgrenzung  des  darzustellenden  Rechts- 
gebietes erheisclit  vor  allem  eine  Klarstellung 
dessen,  was  überhaupt  unter  eiuer  »Börse« 
zu  verstehen  seL  Mit  dem  Worte  ■Börse- 
bezeichnet man  —  von  singulären,  hier 
nicht  weiter  interessierenden  Redewendun- 
gen abgesehen  —  einmal  die  Börsenver- 
sammlungen, sodann  den  Ort,  an  welchem, 
und  endlich  die  Zeit,  während  welcher  die 
Börsen  Versammlungen  stattfinden.  Von  den 
verschiedenen  Definitionen  des  Begriffes 
»Börse«  im  Sinne  von  » Börsen versamm- 
luQgenc  sind  meines  Erachtens  nach  allge- 
meinen logischen  Grundsätzen  vor  allem 
diejenigen  als  unrichtig  zu  erachten,  welche 
das  charakteristische  Merkmal  der  Börsen 


in  den  Folgeerscheinungen  des  börsen- 
mässigen  Geschäflsverkehi-s ,  k.  B.  in  der 
Einwirkimg  der  an  den  Börsen  festgesetzten 
Korse  auf  die  PreisbUdung  in  einem  weiteren 
Wirtschaftsgebiet,  erblicken.  Andere  Defini- 
tionen, wie  z,  B.  die  von  Roseher  («Börsen 
sind  regelmässige,  am  liebsten  täglich  und 
zwar  um  die  Slitte  des  Artieitstages  statt- 
findende Versammlungen  der  Kaufleute  eines 
Ortes,  um  durch  Koncentrierung  von  An- 
gebot und  Nachfrage  nicht  bloss  Zeit  zu 
ersparen,  sondern  auch  die  Lage  des  Marktes 
übersichtlicher  zu  macheiK.),  sind  zu  allge- 
mein gelialten,  und  heben  die  Merkmale, 
durch  welche  sich  die  Börsen  von  den 
Märkten  und  Messen  begrifflich  unter- 
scheiden, nicht  scharf  ^nug  hervor.  Daß 
eine  dieser  Merkmale  liegt  in  der  Berufs- 
stellung der  Börsenbesucher.  Die  gewöhn- 
lichen Märkte  dienen  dem  Verkehr  zwischen 
Produzenten,  Kleinhändlern  und  Konsu- 
menten; die  Messen  wertlen  vorzugsweise 
von  Grossfabrikanten  uud  Grosshändlero 
auf  der  einen  und  Kleinhändlern,  Detail- 
listen auf  der  anderen  Seite  besucht;  das 
Publikum,  das  an  den  Börsen  verkehrt, 
rekrutiert  sich  dagegen  fast  ausschliesslich 
aus  Grosshändlern  und  solchen  Personen, 
die  sich  mit  der  Vermittelung  von  Oross- 
handelsgeschäften  oder  dem  Ahschluss  von 
Hilfsgeschäften  für  den  Grosshandel,  be- 
sonders Fracht-  und  Versicherungsverträgen 
befassen.  Ein  anderes  charakteristiscnes 
Merkmal  der  Börsen  ist  in  den  specifischen 
Geschäftsformen  des  Börsenverkehrs  zu 
suchen.  Zutreffend  bemerkt  Struck:  »Wäh- 
rend auf  den  andei-en  Märkten  individuell' 
ich  setze  hinzu:  »oder  doch  nach  indivi- 
duellem Muster«  —  »bestimmte  Waren  den 
Gegenstand  des  Umsatzes  bilden,  werden 
auf  den  Börsen  die  Geschäfte  al^eschlossen 
über  bestimmte  Mengen  einer  bestimmten 
Gattung.  So  kauft  man  auf  dem  Wochen- 
markte diese  bestimmten  Stücke  Fische, 
auf  dem  Jahrmärkte  dieses  bestimmte  Messer, 
auf  dem  Pferdemarkte  dieses  bestimmte  Reit- 

g'  ird,  auf  der  Messe  diesen  bestimmten 
Heu  Tuch.  Regelmässig  wird  hier  deshalb 
auch  die  Ware,  ehe  sie  gekauft  wird,  vom 
Käufer  besichtigt  und  geprüft.  Anders  auf 
der  Börse.  Hier  kauft  man  50  Stück  Aktien 
der  Laurahütte,  nicht  diese  bestimmten  50 
Stücke ;  hier  kauft  man  500  Sack  Rohzucker 
erstes  Produkt  Basis  88  "/o  Readement,  nicht 
diese  bestimmten  Säcke  Zucker.  Im  Börsen- 
verkehr werden  Waren  und  Wertpafaere 
ihres  individuellen  Charakters  vollständig 
entkleidet;  der  Börsenhandel  ist  Handel  in 
generell  bestimmten  Wertpapieren  und 
typenmäsaig  bestimmten  Waren.')  Eine  Folg© 
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dieser  Eigentümlichkeit  des  BCrsenhandels 
ist  die,  dasB  die  gebändelten  Waren  und 
Wertpapiere  regelmässig  nicht  in  natura 
auf  die  Börse  gebracht  werden,  ja  gewöhn- 
h(Jit  nicht  einmal  Warenproben;  denn  da 
im  Börsenhandel  <liG  Waren  tjyenmäseig 
bestimmt  sind,  so  ist  die  indiTiduelie  Prfifung 
der  den  (iegeostand  eines  einzelnea  Börsen- 
geschäfts bildenden  Ware  \ind  demzufolge 
auch  deren  Verbringimg  an  die  Boree  über- 
flüssig. Mit  Eücbsicht  hierauf  wollen  einige 
Schriftsteller,  denen  sich  auch  das  königliche 
Oberverwaltungsgericht  in  Berlin  ange- 
achloBsen  hat,  das  wichtigste  Begriffsmeik- 
mal  der  Börsen  Versammlungen  in  dem 
Huidel  mit  nicht  zur  Stelle  gebrachten, 
vertretbaren  Waren  erblicken.  Allein  aucli 
dieser  Def in  itions versuch  operiert  mit  Polge- 
erscheinungen  eines  wesentlichen  Begrifts- 
merkmales  der  Börsen  statt  mit  diesem 
Begriffsmerkmale  selbst  und  bringt  das 
eigentliche  Wesen  des  Börsenverkehre  nicht 
klar  genug  zum  ÄusOnick.  Solange  aui 
einem  Engrosmarkte  lediglich  Oescliäfte  in 
anderwärts  lagernden  Waren  nach  Musler 
geschlossen  werden,  besteht  zwischen  ihm 
und  einem  Wochenmarkte  mehr  ein  quanti- 
tativer als  ein  begrifflicher  Unterschied. 
Ich  halte  daher  an  der  Definition  fest: 
■Börsen  sind  die  regelmässig,  meist  täglich, 
an  einem  bestimmten  Orte  zu  einer  be- 
stimmten Tageszeit  stattfindenden  Zusam- 
menkünfte von  Grosskanüeuten  eines  Handels- 
platzes und  Hilfspersonen  des  Oroeshandels 
zum  Zwecke  des  Abscblusses  von  Handels- 
geschäfteti  in  generell  bestimmten  Wert- 
papieren oder  typenmässig  bestimmten 
Waren.« ')  Mit  dem  für  die  Börsen  in  diesem 
Sinne  geltenden  Sonderreclit  beschäftigt  sich 
der  nachfolgende  Artikel.  Hierbei  wird  das 
deutsche  Recht  ausftthrhch  dargestellt  wer- 
den, während  wir  uns  bezüglich  des  Aus- 
liuides  auf  eine  kurze  Schilderung  der 
Organisation  des  Börsen wesens  in  den 
wichtigsten  Ländern   beschränken   müssen. 

IL  Dentachea  Börsenrecht 

A.  Geachichtliche  Vorbenerbnngeii. 
Quellen  des  geltenden  Rechts. 

Die  ersten  detitschen  Bürsen  waren  ur- 
wüchsig aus  den  Bedürfnissen  des  Handels- 
verkehrs hervorgegangene  Veranstaltungen 
der  Eaufinannschaft.  An  einzelnen  süddeut- 
schen Börsen  bestanden  wohl  schon  im  14. 
Jahrhundert,  vieDeicht  noch  früher,  öffent^ 
lichiechtliche  Vorschriften  über  den  Betrieb 


r  vereinigt  sind,  int  nach  obiger  Defini- 
tion für  den  Begriff  Bürae  ohne  Bedeutung. 


des  Wechselbriefhandels  auf  den  öffent- 
lichen Plätzen,  insbesondere  auch  über  die 
Höhe  der  Provisions-  und  Courtagesätze; 
indessen  sind  diese  Uranfänge  eines  deut- 
schen Börsensonderrechts  für  die  spätere 
Ent Wickelung  ohne  Bedeutung  geblieben. 
Für  das  Börse  uprivattecht  wurden  seit  dem 

18.  Jahrhundert  die  teils  gewolmheitsrecht- 
lich,  teils  durch  die  Autonomie  der  kauf- 
männischen Korporationen  entstandenen, 
durch  die  Rechtsprechung  besonders  der 
hanseatischen  Handelsgerichte  beeinüussfen 
Usancen  der  Börsen  in  den  Hansastädten 
und  den  Ostseehäfen  von  grosser  Wichtig- 
keit. In  Preussen  suchte  Frieilrich  Wil- 
helm I.  durch  Errichtung  einer  Börse  zu 
Berlin  Handel  und  Staatskredit  zu  fördern; 
er  überliess  den  Berhner  Eaufleuten  ein 
der  Krone  gehöriges,  dicht  beim  könig- 
lichen Schlosse  gelegenes  Haus  zur  Afahd- 
tung  regehnässiger  Börsen  Versammlungen. 
Doch  beweist  schon  der  Wortlaut  der 
ersten  Berliner  »Beurseordnung  von  1739«, 
dass  damals  die  volkswirtschafthche  Voi^ 
bedingnngen  für  eine  BOi^e  in  Berlin  nicht 
vorhanden  waren.  »Da  auff  einer  öffent- 
lichen Beurse  haubtsächlich  die  Wechsel- 
sachen  und  auswärtigen  Negotien  tractiret 
werden,  unter  denen  gegenwärtigen  GüJde- 
meistern  aber  sich  keiner  befindet,  so  der- 
gleichen Negotien  treibet,  so  sollen  von 
jedem  Corps  bey  ihrer  Guide  4  zu  Beursen- 
Aelteslen  in  Vorschlag  gebracht  und  durch 
die  meisten  Stimmen  zwey  davon  erwehlet 
und  bestätiget  werden.  Weil  auch  an  allen 
Orthen,  wo  öffentliche  Beuraen  seyn  und 
frequentiret  werden,  gebräuchlich  ist,  dass 
die  Haupt-Zusammen-Eünfte  an  denen 
grossen  Posttagen  geschehen,  als  werdeu 
gleichfalls  die  beyden  hies^  grossen  Fo8t>- 
tage,  als  Dienstag  und  Sonnabend  dazu  er^ 
wehlet  und  festgesetzet,  dass  an  selbigen 
von  11 — 12  Uhr  mittags  und  nach  Beflnden 
der  Umbstände  auch  noch  länger  die  hiesige 
Eauffmannschaft  sich  versammle,  weil  an 
diesen  beyden  Posttagen  in  Wechsel  und 
anderen  auswärtigen  Sachen  das  mehreste 
verkehrt  und  abgethan  wird.«  Die  Börsen- 
rechtsbildungdes  18.  Jahrhunderts  beschränkt 
sich  in  Deutschland  auf  die  Ausgestaltung 
der  Usancen  und  die  Fortbildung  des  Mäkler- 
rechts.     In  den  30  er  und  40  er  Jahren  des 

19.  Jahrhunderts  begann  man  in  Nach- 
ahmung der  ausländischen,  besonders  der 
französischen  Gesetzgebung  auch  in  Preussen 
gegen  gewisse  Formen  des  Börsen eeschäfts- 

'  verkehre  anzukämpfen.  Die  »bedeutenden 
^  Verluste,  mit  denen  ein  beträchtUeher  Teil 
j  unserer  Unterthanen  infolge  der  Reduktion 
I  der  spanischen  Staatsschuld  betroffen  wor- 
Iden«,  veranlassten  die  königliche  V,  v.  19. 
Januar  1886,  welche  bestimmte,  dass  Ver- 
I  tiflge    Über    spanische    Staatssdiuldpapierc 
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iigead  einer  Art  nur  dann,  wenn  sie  sofort 
von  beiden  Teilen  Zug  um  Zug  erfüllt 
■werden,  rechtsgültig,  aoust  aber  ausnahms- 
los nichtig  sein  sollteci,  den  Ahschluss  von 
Zeitkauf-     oder    Lieferun gsverträgen     über 


einer  dem  4.  Teil  des  bedungenen  Kauf- 
preises gleiclikommenden  Oeldbiisse  oder 
TerhJUtnismassigen  Oefängnisstrafe  imter- 
sagte  und  den  vereideten  Iplaklera  bei  Strafe 
der  Amtaentsetzung  verbot,  in  spanischen 
Staatspapieren  andere  als  sofort  Zug  um 
Zug  zu  erfüllende  Geschäfte  zu  vermitteln 
oder  abzuschliessen.  Durch  eine  V,  v.  13. 
Hai  1840  wurden  diese  Bestimmungen  auf 
alle  ausländischen,  auf  den  Inhaber  lautenden 
Staats-  oder  Eommunalschuldpapiere  und 
alle  Papiere  auswärtiger  Gesellschaften  aus- 

?edehnt,  imd  eine  -weitere  V.  v.  24.  Mai 
844  wendete  dieselben  Grundsätze  auf 
Aitienpromessen,  Interitnaacheiue,  Quittungs- 
bogen  oder  sonstige,  die  Beteiligung  bei 
einer  Eisenbahnuntemehmung  bekundende, 
aber  vor  Berichti^n^  des  vollen,  auf  die 
Aktien  oder  Obligationen  einzuzahlenden! 
Betrages  ausgegebene  Papiere  an.  Alle 
drei  Verordnungen  haben  ihren  Zweck ! 
völlig  verfehJt;  sie  wurden  auf  die  Initiative 
der  Regierung  selbst  im  Jahre  186ü  wieder 
aufgehoben.  Das  allgemeine  deutsche  UandelB- 
gesetzbuch  brachte  kein  einheitüehes  Börsen- 
recht; die  Regelung  des  Börsenweseiis  blieb 
vielmehr  dem  einzeluen  Landesrechte  über- 
lassen. Der  Regierungsentwurf  des  preussi- 
schen  Einführungagesetzes  zum  Hand  eis - 
gesetzbuclie  strebte  ein  schrankenloses  poli- 
zeüiohes  Regime  über  die  Börsen  unter 
völliger  Beseitigung  der  Autonomie  der 
kaunnänni sehen  Korporationen  an:  infolge 
des  Widerstandes  der  beiden  Häuser  des  Land- 
tages wurde  jedoch  die  Regierungsvorlage  in 
mehrfacher  Beziehung  erheblich  abgeändert. 
Art-  3  des  preussischea  Einführungsgesetzes 
zum  Handeäsgesetzbuch  v.  24.  Juni  1861 
lautete  dann  wörtlich:  »In  Bezug  auf  die 
Börsen  und  die  kaufmännischen  Korporationen 
■wird  folgendes  bestimmt  r  §  1.  »Die  Errich- 
tung einer  Börse  kann  nur  mit  Genehmigung 
des  Handelsministers  erfolgen.«  §2.  »Neue 
Börsenordnungen  bedürfen  der  GenehmiguDg 
des  Handelsministers.  Diese  Genehmigung 
ist  auch  zur  Abänderung  imd  Ergänzung 
bestehender  Börsenordnungen  erforderlicS 
und  genügend.  Die  Vorschriften  der  be- 
stehenden Börse nordnimgen,  welche  privat- 
rechtlichen  Inhalts  sind,  treten  ausser  Kraft 
Privatrechtliche  Vorechrifleo  können  auch 
in  die  revidierten  und  in  die  neuen  Börsen- 
ordnungen nicht  aufgenommen  werden.«  §  3. 
«In  den  Börsenordnungen  ist  insbesondere 
auch  zu  bestimmen,  wie  die  laufenden 
Preise  und  Kurse  festzu9t«llen,  wie  diese 
I  veröffentlichen  und  wie 


Zeugnisse  darüber  zu  erteilen  sind.«  §  4. 
»Die  privatrechtlichen  Vorschriften  der 
Statuten  der  zu  Berlin,  Stettin,  Magdeburg. 
Tilsit,  Königsberg,  Danzig,  Memel  und 
Elbing  bestehenden  kaufmännischen  Korpo- 
rationen treten  ausser  Kraft.  Dies  gilt 
namenthch  von  den  Vorschriften  dieser 
Statuten,  durch  welche  die  kaufmännischen 
Rechte  von  dem  Beitritt  zu  der  kaufmänni- 
achen  Korporation  des  Ortes  abhängig  ge- 
macht sina.cr  Der  angeführte  §  1  hatte 
wohl  nach  seiner  Entstehungsgeschichte 
den  Charakter  eines  Verbotsgesetzes;  er 
wurde  indessen  vom  preussischen  Handels- 
ministerium bis  zum  Jahre  1883  dahin  aus- 
gelegt, dasa  die  Bildung  und  der  Besuch 
nicht  genehmigter  Börsen  zwar  freistehe, 
dass  aber  nicht  genehmigte  Böreen  eben 
keine  Börsen  im  Sinne  des  §  1  seien,  mit 
anderen  Worten,  dass  zur  Verleihung  der 
Rechte  einer  slaaüich  anerkannten  Böise 
das  Handelsministerium  zuständig  sei.  Fak- 
tisch hatten  jedoch  die  vom  Handelsminister 
genehmigten  Börsen  nicht  die  geringsten 
Vorrechte  vor  den  nicht  genehmigten  voraus. 
Seit  1883  legte  das  pröussisclie  Handels- 
ministerium dem  g  1  die  Bedeutung  eines 
Verbotsgesetzes  beL  Die  Verfassung  der 
einzelnen  Börsen  wurde  durch  die  Börsen- 
ordnungen näher  umschrieben.  Das  Recht 
zum  Börsenbesuche  war  allenthalben  ein  im 
Verwaltungsrechtswege  verfolgbares  Recht, 
das  nur  beim  Vorliegen  fest  bestimmter 
Thatbestände  versagt  werden  konnte.  Die 
Zulassung  von  Waren  und  Wertpapieren 
zum  Börsenhandel  erfolgte  autonom  durch 
die  Verfassungsorgane  der  Börsen,  ebenso 
die  Festsetzung  der  Geschäftsbedingungen; 
doch  wurden  seit  den  80  er  Jahren  die 
Selbstverwaltun^rechte  der  Börsen  vom 
Handelsministerium  wiederholt  ignoriert.  — 
In  Württemberg  waren  nach  Art  12  des 
EinführungsgesetzeszumHandelsgesetzbuche 
nur  die  durch  landesherrliche  Entschhessung 
als  öffentliche  Börsen  anerkannten  kauf- 
männischen Vereinigungen  zur  Feststellung 
von  Börsenpreisen  befugt.  In  Bayern,  Sachsen 
und  Baden  waren  die  Börsen  dem  allge- 
meinen Vereins-  und  Versammlungsreohte 
unterstellt;  in  den  Hansastadten  bheben  sie 
nach  wie  vor  öffenthche  Märkte  unter  der 
Aufsicht  der  Handelskammern,  doch  bildeten 
sich  in  Hambui'g  seit  Beginn  der  achtziger 
Jahre  für  den  börseumässigen  Handel  in  den 
einzelnen  Waren  spontan,  ohne  jegliche  staat- 
liche Einwirkung  besondere,  ziemlich  ex- 
klusive Berufsvereine  nach  Art  der  eng- 
lischen Börsen  vereine.  Ein  besonderes 
Börsenmaklerrecht  existierte  nicht;  die  für 
Vermittelung  von  Börsengeschäften  an  den 
deutschen  Börsen  (mit  Ausnahme  der 
hanseatischen)  bestellten  Vermittler  hatten 
die  nachdem   Handelsgesetz  buche  den  ver- 


eidigten  Haodelsnuklem  obliegeoden  Pflich- 
ten. Die  beiden  das  Aktienrecht  betreffen- 
den NoveQlen  zum  Handelegesetzbuche 
V.  11.  Juni  1870  und  18.  Juli  1884  waren 
zvar  ffir  den  BQTsenverkefar  von  grosBer 
Bedeutung,  schufen  jedoch  kein  eigentliches 
BOrsensondeirecht ;  dagegen  enthalten  BolcheB 
das  hier  nicht  weiter  zu  beachtende  BOtbcq- 
steneigesetz  t.  1.  Juli  1881  und  dessen 
Novelle  v.  29.  Mai  1885. 

Den  äusseren  Anstoss  zur  reichsgesetz- 
liehen  Eegelung  des  Börsenwesens  gaben 
die  von  den  Reichstagsat^eordneten  Oamp, 
Ballestrem  und  Cuny  m  der  Session  1890'92 
an  die  verbündeten  Hegierungen  gerichteten 
Anträge,   welche   angesichts  der  im  Jahre 

1891  an  den  deutschen  Waren-  und  Effekten- 
börsen hervorgetretenen  HisBstAnde  und 
spekulativen  Ausschreitungen  gesetzgebe- 
rische Massnahmen  gegen  den  bOrsen  massigen 
Terminhandel  mit  Nahrungsmitteln,  gegen 
den  Missbrauch  des  Zeitgeschäfts,  gegen 
Börsenspiel  und  Depots  Veruntreuungen  for- 
derten. In  Ausführung  eines  kaiserhchen 
Erlasses  berief  der  Reichskanzler  am  G.Februar 

1892  die  Bürsenenguetekoramission  zur  Unter- 
suchung der  zu  Ta^  getretenen  Missstände 
und  Ausarbeitung  eines  Börsenreform geselz- 
entwurfes.  Die  Sitzungen  dieser  Kommis- 
sion dauerten  vom  6.  April  1892  bis  11, 
November  1893.  Als  Ergebnis  der  auf 
Grund  ausgedehnter  Ermittelungen  und  um- 
fangreicher   Sachverständigen  Vernehmungen 

ftpfiogenen  Beratungen  überreichte  die 
ommission  dem  Reichskanzler  einen  Bericht, 
in  welchem  sie  die  beschlossenen  Reform- 
vorschlfige  darlegte  und  eingehend  begrün- 
dete. Der  Reichstag,  dem  die  Ergebnisse 
der  Enquete  mitgeteilt  wurden,  beschloes 
am  19.  April  1894,  »die  verbündeten  Regie- 
rungen zu  ersuchen,  auf  Gnuid  der  Ergeb- 
nisse der  Börsenenquete  ein  BCrsengesetz 
thuulichst  bald  vorzulegen«.  Im  Herbst 
1894  wurden  von  den  Vertretern  der  be- 
teiligten Bundesstaaten  die  Grundzüge  für 
ein  deutsches  Reichsbörsengesetz  vereinbart 
und  nach  weiteren  Beratungen  in  den 
Reichsämtem  und  im  Bundesrat  dem  R^chs- 
tage  am  3.  Dezember  1895  der  Entwurf 
eines  Böreengesetzes  vorgel^t,  der  in  vielen 
Beziehungen  von  den  Beschlüssen  der  Börsen- 
enquetekommission  abglich.  Im  Reichstage 
wiirde  der  Entwurf  nach  der  ersten  Beratung 
(9.— 11.  Januar  1896)  an  die  IX.  Kommis- 
sion zur  Vorberatung  überwiesen,  die  in 
zwei  Lesungen  einschneidende  Aenderungen 
an  der  Regierungsvorlage  vornahm.  In  der 
von  der  IX.  Kommission  beschlossenen 
Fassung  machte  der  Entwurf  im  Plenum 
des  Reichstages  vom  28.  April  bis  1.  Mai 
1896  die  zweite  und  am  5.  und  «C.  Juni 
die  dritte  Lesung  durch.  Die  Beschlüsse 
der  dritten  Lesung  erhielten  am   18.  Juni 


die  Zustimmung  des  Bundesrats,  am  22.  Juni 

1896  die  kaiserliche  Unterschrift.  Das  so 
zu  Stande  gekommene  Börsengesetz  v.  22. 
Juni  1896  wurde  am  24.  Juni  1896  im 
Reichsgesetzblatt  (1896,  Kr.  Ifj  S.  157  ff.) 
veröffenthcht  §  39  des  Gesetzes  trat  am 
I.  JuU  1896,  die  §§  54—05  am  1.  November 
1896,  die  übrigen  Bestimmungen  am  1.  Januar 

1897  in  Kraft. 

Vom  formal-juristischen  Standpunkte  aus 
—  und  nur  dieser  kommt  für  diese  Dar- 
stellung in  Betracht  —  kann  das  Börsen- 
gesetz nicht  günstig  beurteilt  werden.  Sprach- 
lich vielfach  unklar  und  absonderlich  abge- 
fasat,  in  vielen  Beziehungen  lückenhaft, 
häufig  mit  vagen  Begriffen  ohne  eigent- 
lichen juristischen  Kern  operierend,  bereitet 
es  der  Auslegung  grosse  Schwierigkeiten. 
Von  den  Vorarbeiten  des  Gesetzes  sind  die 
für  die  Auslegung  besonders  wichtigen 
Motive  zimi  Bundesiatsentwurf  und  der 
Bericht  der  IX.  Reichstagskommission  mit 
grosser  Vorsicht  zu  benützen ;  sie  enthalten 
manche  Widersprüche  und  stellenweise 
Verstösse  gegen  anerkannte  Rechtsgrund- 
sätze.  Und  so  hat  denn  das  Börsengesetz 
in  der  kurzen  Zeit  seines  Bestehens  die 
weitestgehenden  Meinungsverschiedenheiten 
in  der  IJtteratur  zu  Tage  gefördert. 

Neben  dem  Börsengesetz  und  den  auf 
Grund  des  Börsen  gesetzes  erlassenen  Aus- 
führungsbestimmungen sind  als  wichtige 
Quelle  des  Börsenrechts  die  Usancen  zu 
nennen.  Ihre  rechtliche  Natur  ist  bestritten. 
Nach  Staub  sind  sie  im  ersten  Stadium 
ihrer  Entwickelnng  blosse  Verkehrasitte, 
die  sich  nach  und  nach  zur  Rechtssitte  und 
schliesslich  zum  Gewohnheitsrecht  verdich- 
tet; C  0  B  a  c  k  erbhckt  in  ihnen  autonomes 
Recht  dispositiver  Natm'.  In  dieser  Allge- 
meinheit sind  wohl  beide  Anschauungen 
unrichtig;  die  Börsenusancen  können  sowohl 
blosse  Handelsübung  als  Gewohnheitsrecht 
und  autonomes  Recht  sein.  Für  die  meisten 
und  wichtigsten  Usanceu  der  deutschen 
Börsen  dürfte  allerdings  die  Cosacksche 
Ansicht  den  Vorzug  verdienen. 

Hinsichtlich  des  Sprachgebrauches  des  Bör- 
sengesetzes  und  der  nachfolgenden  Darstellung 
sei  bemerkt:  unter  "BörsenaufsichtsbehSrde« 
ist  zu  verstehen  das  mit  der  unmittelbaren 
BöTsenaufsicbt  betraute  Hondelsor^n,  für 
Börsen,  deren  Beaufsichtigung  einemEandels- 
orean  nicht  übertragen  ist,  die  aufsieht^ 
führende  staatliche  Behörde;  unter  »Börsen- 
organes  der  Börsenvorstand  und  das  die 
Börse  beaufsichtigende  Handelsorgan. 

B.  Geltendes  dentsches  Börsenrecht 

1.  Allgemeine  ErSrtemngen.  Hier  be- 
darf zunächst  das  sachliche  Geltungsgebiet 
des  Börsengesetzes  einer  Erörterung.  (Grund- 
legend für  diese  ist  die  Frage,  welche  Be- 
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deutung  dem  Satze  in  §  1  des  Gesetzes  zu- 
komme: -Die  Erriclitung  einer  Börse  bedarf 
der  Geoehmigung  der  LandearegieruDg.i 
Diese  Frage  ist  gelegentlich  der  Selbstauf- 
lOSDng  der  Berliner  Frodukteaböree  und  der 
polizeilichen  Schiiessung  der  Feenpalastver- 
sammluDgeD  des  Vereins  Berlioer  ßetreide- 
mid  Produkten händ  1er  lebhaft  diskutiert  wor- 
den. (Vgl.  über  die  Anschauungen  der  ver- 
schiedenen Seh  ritt  steller  meine  Abhandlung 
iu  Holdheims  Monatsschrift,  1898,  S.  123  ff.) 
Mit  dem  preussischen  Oberrerwaltungsge-  ^ 
rieht  ist  daran  festzuhalten,  dass  der  ange- 
führte Satz  ein  Verbotsgesetz  enthlUt.  Dem- 
nach dürfen  kaufmännische  Zusammenkünfte, 
■welche  als  Börsen  im  ■volkswirtschaftlichen 
Sinne  des  Wortes  zu  erachten  sind,  nur  mit 
Genehmigung  der  LandesregieruDg  statt- 
finden. Die  Teilnahme  an  nicht  genehmigten 
Börsen  Versammlungen  ist  mangels  einer  aus- 
drücklichen Gesetzesbestimmung  nicht  straf- 
bar; jedoch  sind  die  nach  den  Landesrechten 
zuständigen  Verwaltungsbehörden  berechtigt 
und  verpflichtfit,  gegen  nicht  genehmigte 
Börsen  mit  den  allgemeinen  poHzeilichen 
Uachtmitteln  einzuschreiten.  Andererseits 
findet  das  Börsengesetz  als  Specialgesetz  nur 
auf  die  Börsen  Anwendung,  nicht  auch  auf 
sonstige  kaufmännische  Zusammeaküoft«, 
z.  B.  Engrosmärkte ;  als  solcher  Markt  ist  zur 
Zeit  auch  die  sogenannte  FrOhbörse  in  Berlin 
zu  erachten.  Eine  Ausnahme  hiervon  machen 
einzelne  Märkte,  welche  schon  unter  dem 
früheren  Recht  als  Börsen  behandelt,  nach 
den  Motiveu  auch  künftig  dem  Börsengesetz 
unterstellt  sind,  z.   B.  Qleiwitz,   Grimmen. 

Nicht  gere^lt  sind  im  BCraengesetz  die 
RechteverhSltnisse  der  BörsengelÄude  und 
jener  Vereine  und  Gesellsch^ten,  welche 
sich  die  Erbauung  und  Unterhaltung  eines 
zur  Abhaltung  von  Börsenversamimangea 
geeigneten  Lokales  zur  Aufgabe  machen; 
diese  Rechtsverhältnisse  sind  sohin  nach 
allgemeinem  bürgerlichen  Recht  zu  beurteilen. 

Bei  Auslegung  des  Börsen  gesetzes  ist 
von  dem  Grundsatze  auszugehen,  dass  die 
Selbstverwaltungsrechte  derBörsenvereamm- 
luDgen  nur  insoweit  beschränkt  sind,  als  die 
Vorschriften  des  Reichßbörsen gesetzes  und 
der  auf  Grund  specieller  reichsgesetzlicher 
Ermächtigung  erlassenen  Ausftliirungfibe- 
stimmungen  reichen.  Bei  Konflikten  zwischen 
den  einer  Börse  übergeordneten  Ordnen 
und  der  Böreenvereammlung  bezw.  ihrer 
Vertretung  spricht  principiell  die  Vermutung 
für  das  Selbst  verwaltungsrecht  der  BCrsen. 
Nicht  die  Vertretung  einer  Börse  hat  ge- 
gebenen Falles  nachzuweisen,  dass  sie  zu 
dieser  oder  jener  Masaregel  gesetzhch  befugt 
sei,  sondern  die  der  Börse  übergeordneten 
Organe  haben  bei  jedem  einzelnen  Ein- 
sohieiten  gegen  die  Börse  den  Rechtstitel 
für  dieses  EinBchreiten  nachzuweisen.    Mit 


Rücksicht  hierauf  sind  die  BestimmungeQ 
über  die  Zuständigkeit  in  BOreenangelegen- 
heiten  von  grosser  Wichtigkeit.  Di^e  Zu- 
ständigkeit verteilt  sich  wie  folgt: 

Ä.  Dem  deutschen  Kaiser  steht 
nach  Art.  17  der  Reichs  Verfassung  die  Ueber- 
wachung  der  Ausführung  des  Börsenge- 
setzes  zu. 

B.Zuständigkeit  des  Bundesrats. 
1.  Dem  Bundesrat  liegt  die  Beschlusa- 
fassung  über  Mängel,  welche  bei  der  Aus- 
fühnmg  des  Börsengesefzea  hervortreten,  ob. 

2.  Er  hat  über  die  zur  Ausführung  des 
Börsen  gesetzes  erforderlichen  allgemeinen 
Verwaltangs  Vorschriften  zu  beschlieasen. 
Einen  Beschluss  dieser  Art  enthält  die  Bun- 
desrat sbekanntmachung  vom  9.  Oktober  1896, 
betreffend  die  Führung  der  Börseni-egister 
und  die  Aufstellung  der  Gesamtliste. 

3.  Die  Zustimmung  des  Bundesrats  ist 
erforderlich,  wenn  für  eine  einzelne  Börse 
die  Thätigkeit  des  Staatskommissars  auf  die 
Mitwirkung  beim  ehrengerichtlichen  Ver- 
fahren beschränkt  oder  für  kleinere  Börsen 
von  der  Bestellung  eines  Staatskommissars 
überhaupt  abgesehen  werden  soll. 

4.  Der  Bundesrat  hat  den  Mindestbetrag- 
des  Grundkapitals,  welcher  für  die  Zulas- 
sung von  Aktien  an  den  einzelnen  Börsen 
massgebend  sein  soll,  sowie  den  Mindest- 
betrag der  einzelnen  Stücke  der  zum  Handel 
an  der  Börse  zuzulassenden  Wertpapiere 
zu  bestimmen  und  ist  berechtigt,  die  reichs- 
gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Aufgaben 
der  Zulassungsstelle  und  die  Voraussetzungen 
der  Zulassung  von  Wertpapieren  zum  Bör- 
senhandel  zu  ergänzen.  Auf  diese  Zustän- 
digkeitsnorm  stützt  sich  die  Bundesratsbe- 
kanntmachung vom  11.  Dezember  1896,  be- 
treffend   die   Zulassung   von   Wertpapieren 


5.  Der  Bundesrat  ist  befugt,  den  Börsen- 
terminhandel  von  Bedingungen  abh&ig%  zu 
machen  oder  in  bestimmten  Waren  oder 
Wertpapieren  zu  untersagen.  Auf  Grund 
dieser  Ermächtigung  ist  mit  Bundesratsbe* 
ßchluss  vom  April  1899  der  Börsentermin- 
handel  in  Kammzug  vom  1.  Juni  1899  ab 
unteisagt  worden. 

6.  E>er  Bundesrat  ist  befugt,  für  bestimmte 
Geschäftszweige  die  Benutzung  der  Börsen- 
einrichtungen zu  untersagen  oder  von  Be- 
dingungen abhängig  zu  machen. 

7.  Der  Bundesrat  ist  berechtigt:  a)  eine 
von  den  börsengesetzlicben  Vorschriften  ab- 
weichende amtliche  Feststellung  des  Böcsen- 
preises  von  Waren  oder  Wertpapieren  für 
einzelne  Börsen  zuzidafisen;  b)  eine  amtliche 
Feststellung  des  Börsenpreises  bestimmter 
Waren  allgemein  oder  für  einzelne  Börsen 
vorzuschreiben;  c)  Bestimmimgeu  zu  er- 
lassen, um  eine  Einheithchkeit  der  Grund- 
sätze über  die  den  Feststellungen  von  Wareo- 


lOog  Ic 


piei&eii  2«  GniDde  zu  legenden  Mengen  und  1 
über  die  für  die  FeststeUung  der  Preise  von 
Wertjiapieren  massgebenden  GebiSuche  her- 1 
beizüfillireii.  Hierher  ist  einsclilägig  die  Be-  1 
kanntmachung  betreffend  die  Feststellung 
des  Börsenpreises  von  Wertpapieren  vom , 
28.  Jimi  1898.  I 

Zur  Begiitaclitiing  flber  die  durch  das  | 
Börsengesetz  der  Beschlussfassiing  des  Biin-  j 
desrats  Qberwiesenen  Angelegenheiten  ist  i 
dem  Bundesrat  ein  Sachrerständigenorgan 
beigegeben,  der  sogenannte  BOrsenauRSchuss. ' 
Dieser  besteht  aus  mindestens  30  Mitglie- 
dern, von  denen  die  eine  Hälfte  auf  Vor- ; 
schlag  der  Börseuorgane,  die  andere  Hälfte 
imter  angemessener  Berilcksiclitigiiiig  von 
Landwirtschaft  und  Industrie  vom  Bundesrat 
gewählt  wird :  die  Wahl  erfolgt  regelmässig 
auf  3  Jahre.  Der  Bfirsenausschuss  hat  keiner- 
lei Exekutivbefngnisse ;  er  hat  lediglich  das 
Recht,  Sachverständige  zu  vernehmen  und 
in  Böraenangelegenheiten  Anträge  an  den 
Reichskanzler  zu  stellen. 

C.  DerEeichskanzlerhatdasRecht, 
Vor  Zidassung  von  Waren  ziim  BCi-sentermin- 
handel  Ei-mittelungen  anzuordnen. 

D.  Die  Landesregierungen  haben 
ein  weitgehendes  Veroi-dnungsrecht  in  Bör- 
senaiigelegenheiten  und  einen  bestimmenden 
Einfluss  auf  die  Ausgestaltung  der  Bürsen- 
organisation. 

1.  Die  Laudesregierungen  haben  das 
Beeht,  Börsen versam ml ungea  zu  genehmigen 
und  genehmigte  Börsen  auizulosen,  und  zwar 
nach  freiem  Ermessen.  Soweit  daher  in 
einzelnen  Staaten  gegen  Verfügungen  der 
zuständigen  Verwätimgsbebörden ,  durch 
■welche  die  Genehmigung  ziur  Errichtung 
einer  Börse  verweigert  oder  die  Auflösung 
einer  Börse  angeoi-dnet  wurde,  der  Rechts- 
■»•eg  eröffnet  ist,  imterliegt  der  richterlichen 
Prüfung  lediglicJi  die  Frage,  ob  die  Ver- 
waltungsbehörde an  sich  ztun  Erlass  der 
Verfügung  berechtigt  war,  niemals  aber  die 
Frage,  ob  sie  von  ihrem  Ermessen  den  rich- 
tigen Gebrauch  gemacht  hat. 

2.  Die  Landesregierungen  haben  die  Auf- 
sicht über  die  Börsen  auszuüben.  Sie  sind 
berechtigt,  aber  nicht  -v-erpflichtet,  die  un- 
mittelbare Aufsicht  den  Handelsorganen 
{Handelskammern,  kaufmännischen  Korpo- 
rationen) zu  übertragen.  Aufsichtsrecht  und 
Aufeichtsp  flicht  erstrecken  sich  auch  auf  die 
»auf  den  Börsenverkehr  bezüghchen  Ein- 
richtungen der  Kündigungsbureaus,  Liqui- 
dationskassen, Liquidations vereine  und  änn- 
lichcr  Anstalten.*  Als  mit  der  unmittel- 
baren Börsenaufsicht  betraute  staatliche  Or- 
gane sind  von  den  Landesregierungen  bei 
den  Börsen  Staatskommissare  zu  bestellen. 
Die  Staatskommissare  haben  >den  Geschäfts- 
verkehr an    der  Börse    sowie 


der  in  Bezug  auf  die  Börse  erlassenen  Ge- 
setze und  A  erwaltungsbestimmungen  nach 
näherer  Anweisung  der  Landesregierung  zu 
überwaclien ;  sie  haben  ihrer  Landesregierung 
»über  Mängel  und  über  die  Mittel  zu  ihrer 
Abstellung«  Bericht  zu  erstatten.  Sie  können 
den  Beratimgen  der  Biirsenoi«ane  beiwohnen 
und  die  Bursenorgane  auf  hervorgetretene 
Missbräuche  aufmerksam  machen. 

Von  der  reichsrechtlich  eingeräumten 
Befugnis,  die  unmittelbare  Böi-senaufsicht 
den  Handel soi^ncn  zu  übertragen,  ist  von 
den  Landesregierungen  für  alle  wichtigeren 
Börsen  Gebrauch  gemacht  worden.  In 
Preuesen  wirtl  die  Otieraufsicht  über  die 
Börsen  in  erster  Instanz  von  den  Regienmgs- 
Präsidenten,  fiir  Berlin  vom  Ol>erpräBidenten 
der  Provinz  Brandenburg  und  der  Stadt 
Berlin,  in  zweiter  Instanz  vom  Minister  für 
Haiidel  und  Gewerbe  geführt.  Die  Staats- 
kommissare und  Handelsorgane  haben  Be- 
richte, Anträge  und  Vorstellungen  in  Börsen- 
sacben  im  allgemeinen  au  die  erste  Instanz 
zu  richten ;  an  den  Minister  fiir  Handel  und 
Gewerbe  nur  dann,  wenn  nach  den  gesetz- 
lichen oder  Verwaltiings  Vorschriften  ihm  die 
Entscheidung  obliegt  oder  bei  Angelegen- 
heiten von  grundsätzlicher  oder  über  den 
einzelnen  Börsenplatz  hinausgehender  Be- 
deutung. 

Hinsichtlich  des  Inhalts  des  staatlichen 
Aufsichtsreehts  über  die  Börsen  ist  davon 
auszugehen,  dass  das  Aufsichtsrecht  als 
solches  keinen  aUgemeinen  Kechtstitel  zur 
Ergi-eifung  beliebiger  Massnahmen  bildet. 
Es  schliesst  vielmehr  lediglich  das  Recht 
und  die  Pfhcht  in  sich,  zu  sehen,  dass  von 
den  zur  I^eitung  imd  Verwaltung  der  Börsen 
oder  zur  Wahrnehmung  specieller  Aufgaben 
:  berufenen  Organen  einmal  alle  jene  Ffliehten 
I  erfüllt  wenlen,  die  ihnen  durch  das  Börsen- 
gesetz selbst  oder  durch  die  auf  Grund  des- 
selben ergangenen  Ausf  Uhrungsbestimmungen 
auferlegt  sind,  sodann  keine  Befugnisse  an- 
gemasst  werden,  welche  ihnen  durch  die 
angefülirten  Bestimmungen  ausdrücklich  ent- 
zogen sind.  Verfügungen  imd  Beschlüsse 
der  genannten  Organe,  welche  einen  Mangel 
nach  der  einen  oder  einen  Uebergriff  nach 
der  anderen  Richtung  bedeuten,  sind  von 
Auf  sich  tswegen  ausser  Wirksamkeit  zu 
setzen;  Jedoch  haben  die  Aufsichtsbehörden 
keinerlei  Zwangs-  oder  Strafbefugnisse,  durch 
welche  sie  die  Durchführung  ihrer  Aufsichts- 
verfügungen sichern  könnten.  (Vgl.  hierüber 
meine  Ausführungen  in  Holdheims  Monats- 
schrift, 1899,  Nr.  6.) 

3.  Die  Landesregierungen  haben  für  jede 
Bör«e  eine  Börsenordnung  zu  erlassen.  Vgl. 
unten  Ziff.  2. 

i.  Die  Landewegienmgen  haben  die 
näheren  Bestimmungen  über  die  Zusammen* 
Setzung  der  Börsenehrengerichte,  und  über 


lOOg  Ic 


Bestellnng,  Entlassung  und  rechtliche  Stel- 
lung der  Kursmakler  zu  erlassen. 

5.  Die  Landesregierungen  können  die 
vom  Bundesrat  erlassenen Yorschriften,  welche 
unter  die  Ziffern  4  und  7  der  obigen  Zu- 
aammenstellung  fallen,  ergänzen. 

6.  Die  liandesre^erungen  haben  ein  be- 
schränktes Recht  zur  Befreiung  gewisser 
Wertpapiere  vom  Proapektzwange.  —  Weitere 
weniger  bedeutende  Zuständigkeitsnormen 
werden  im  Laufe  der  Daretellung  erwähnt 
■werden. 

E.  DieBörsenaufsichtsbehörden. 

1.  Sie  sind  befugt,  Anordnungen  zur  Auf- 
rechterhaltung der  Ordnung  und  für  den 
Geschäftsverkehr  an  der  Börse  zu  erlassen. 
Diese  Kompetenz  erstreckt  sich  lediglich 
auf  die  äiissere  Ordnung  des  BörsenTerkehrs ; 
es  kommt  daher  den  Böraenaufsichtabehörden 
kein  Becht  zu,  die  Bedingungen  für  die 
Bßrsen^schäfte  festzusetzen. 

2.  Sie  entscheiden  über  Beachwerdeo 
gegen  die  vom  Börsenvorstande  wegen  Ord- 
nungsstörung verhängten  Strafen.  — 

Soweit  nicht  durch  das  Börsengesetz 
selbst  oder  durch  die  auf  Grund  vorstehen- 
der Zuständigkeitsnormen  erlassenen  Vor- 
schriften die  Selbstverwaltungsrechte  der 
Börsenversammlungen  eingeengt  sind,  und 
nicht  allgemeine  Gesetze  entgegenstehen, 
steht  der  gesamte  Börsenverkehr  unter  der 
Leitung  des  Bürsenvorstands ;  dieser  ist  zu- 
ständig zur  Regelung  des  Börsenwesens,  so- 
weit ihm  nicht  die  Zuständigkeit  durch  Ge- 
setz oder  in  gesetzlich  ziüässiger  Weise  ent- 
zogen ist.  Das  geltende  RMht  hat  aller- 
din^  der  Autonomie  der  Börsen  nur  sehr 
wenig  zur  Regelung  überlassen. 

2.  Die  Börsenordnungen.  Die  Börsen- 
ordnung bildet  die  rechtliche  Grundl^e, 
auf  der  sich  die  ganze  Verfassung  einer 
Börse  aufbaut  Für  jede  Börse  muss  eine 
Börsenordnung  erlassen  werden;  um  rechts- 
verbindlich zu  Bein ,  bedarf  die  Börsen- 
ordnung der  Genehmigung  der  Landesregie- 
rung. Der  Inhalt  der  Börsenordnungen  ist 
teilweise  reichsgeselzlich  vorgeschrieben; 
jede  Börsenordoung  hat  Bestimmungen  zu 
treffen:  1,  über  die  Börsenleitung  und  ihre 
Organe;  2.  über  die  Geschäftszweige,  für 
welche  die  Börseneinrichtungen  bestimmt 
sind;  3.  über  die  Voraussetzungen  der  Zu- 
lassung zum  Besuche  der  Börse;  4.  da- 
rüber, in  welcher  Vt'eise  die  Preise  und 
£urae  zu  notieren  sind;  5.  über  das  Höchst- 
mass  der  Strafen,  welche  der  Börseuvorstand 
wegen  Ordnungsstörung  gegen  Böraenbe- 
sucner  verhängen  kann ;  ti.  über  die  Frist 
zur  Ergreifung  der  Besehwerde  gegen  Straf- 
verfügUDgen  des  Börse n Vorstands ;  7.  für 
Effektenbörsen  über  die  Zusammensetzung 
der  Zulassungsstelle  und  die  Beschwerde 
g^en    deren   Entscheidungen;   S.  darüber. 


wie  die  Böreenorame  Ober  die  ZulaesuDg 
von  Waren  und  Wertpapieren  zum  Börsen- 
terminhandel  zu  entscheiden  haben.  —  Die 

Bestimmungen  über  diese  Funkte  bilden 
den  obligatorischen  Inhalt  einer  jeden  Bj^sen- 
ordnung.  Abgesehen  hiervon  kann  die 
Landesregierung  »die  Aufnahme  bestimmter 
Vorsohriftan  in  die  Börsenordnung  anordnen«. 
Damit  ist  den  Landesregierungen  die  Mög- 
lichkeit gegeben,  auf  den  Inh^t  der  Börsen- 
ordnung und  hierdurch  auf  die  Gestaltung 
der  Börsen  Verfassung  im  weitestgehenden 
Masse  einzuwirken.  Allein  diese  Möglich- 
keit ist  keine  unbeschrankte.  Einmal  ist 
zweifellos,  dass  die  Landesregierungen  bei 
Erlass  der  Börsenordnungen  die  Reichsge- 
setze und  die  auf  Grund  derselben  ergangenen 
Ausführungs Vorschriften  des  Bundesrates  zu 
respektieren  haben;  es  kann  daher  z.  B. 
keine  Börsenordnimg  Frauen  den  Besuch 
einer  Börse  gestatten,  oder  Aufgaben,  welche 
nach  dem  Bdrsengesetz  dem  Vorstand  allein 
zukommen ,  etwa  der  aufsichtführenden 
Handelskammer  übertragen  oder  die  JEtecht»- 
gültigkeit  der  vom  Börsenvorstande  in  Wahr- 
nehmung solcher  Aufgaben  erlassenen  An- 
ordnungen an  die  Genehmigung  der  Han- 
delskammer knüpfen.  Femer  bezieht  sich 
das  Recht  der  Landesregienmgen,  den  In- 
halt der  Börsenord  mmgen  zu  bestimmen, 
nicht  auf  das  gesamte  Gebiet  des  Böraen- 
rechts,  sondern  ledighch  auf  die  Börsenver^ 
fassung;  es  kann  soliin  keine  Börsenordnung 
z.  B.  den  Terrainhandel  in  WertMipieren 
untersagen.  Endlich  können  die  Landes- 
regierungen auch  nicht  durch  Vorschriften 
der  Börsenordnung,  die  den  Bereich  der 
Börsen  Verfassung  betreffen,  die  nach  reichs- 
rechtliehen  Bestimmungen  ihnen  obliegenden 
Pflichten  und  Aufgaben  von  sich  abwälzen; 
sie  können  daher  nicht  etwa  in  der  Börsen- 
ordnung bestimmen,  dass  die  GehÄlter  der 
für  die  Börsen  ernannten  Staatskom  mi ssate 
durch  Beiträge  der  Börsen  besucher  aufzu- 
bringen seien  oder  die  Kosten  des  ehren- 
gerichtlichen Verfahrens  von  den  Handels- 
kammern getragen  werden  müssen. 

Die  nachstehende  Darstellung  wird  die 
wesentlichsten  Bestimmungen  der  Börsen- 
ordnungen für  Berlin,  Frankfurt  a.  M.  und 
Hamburg  berücksichtigen;  die  auf  die  Pro- 
duktenbörse bezüglichen  Vorechriften  der 
Berliner  Börsenordnung  bleiben,  weil  nun- 
mehr gegenstandslos,  unbeachtet. 

3.  Der  Börsen  vorstand.  Jede  Börse  muss 
ein  zur  ständigen  Leitung  der  Böreenver- 
sammlungen  bestimmtes  Organ  haben,  den 
Börsenvorstand,  Die  Bestimmungen  über 
die  Zusammensetzung  des  Börsenvorstaades 
sind  in  den  Börsenordnungen  zu  treffen. 

Der  Vorstand  der  FondsbCrw  sn  Berlin  be- 
steht ans  20  Mitgliedern ;  hiervon  werden  6  jihr- 
"  -'-  im  Dezember  fttr  das  nächstfolgende  Ealen- 
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deijahi  von  den  Aeltesten  der  Eanfmannschaft 
TOD  Berlin  ans  ihrer  Mitte  gewählt;  die  übrigen 
15  vott  den  an  dem  Verkehr  der  Fondsbörse 
direkt  teilnehmenden  Mitgliedern  der  Korpora' 
tica  der  Kanfmannscbaft  von  Berlin  arm  deren 
Ereüe  für  die  nHchatf olgenden  3  Kalenderjahre. 
Von  den  so  gewählten  15  Korporationsmitglie- 
dern  scheiden  im  Dezember  jeden  Jahres  öMit- 
f^Iieder  aus  und  werden  dnrch  Neuwahlen  auf 
ie  3  Jahre  ersetzt.  Nach  Tollzogener  Wahl 
KOnstitniert  sich  der  BOrsenrorstand  für  das 
folgende  Kalenderjahr,  indem  er  ans  seiner  Mitte 
einen  Vorsitzenden  und  zwei  Stellvertreter  wählt; 
der  Vorsitzende  tind  der  erste  StellTertreter 
mtkssen  Mitglieder  des  AeltestenkoUegiums  sein. 
Die  Einladons  zu  den  Sitzungen  eifolgt  durch : 
den  Vorsitzenden  schriftlich  unter  Bekanntgabe  1 
der  Tagesordnung.  Steht  ein  zni  Verhandlung ' 
Torgescolagener  Gegenstand  nicht  auf  der  Tages- ' 
Ordnung,  so  entscheidet  die  Vorstands  Versamm- 
lung seibat  darüber,  ob  in  die  Beratung  und 
BeschluasEasBung  eingetreten  werden  soll.  Die 
Verhandlungen  werden  vom  Vorsitzenden,  in 
dessen  Verhinderung  von  einem  Stellvertreter 
geleitet.  Die  Abstimmung  erfolgt  durch  Hand- 
infbeben,  oder,  wenn  dies  von  einem  Viertel  der 


u  eraterem  Falle  die  Stimme  des  Vorsitzenden, 
in  letzterem  Falle  gilt  der  Antrag  als  abge- 
lehnt. Der  Voratanif  ist  beschluas&hig  bei  An- 
wesenheit von  11  Mitgliedern.  In  der  Regel 
wohnt  ein  Sjndiliua  der  Korporation  der  Kauf- 
mannschaft den  Sitzungen  als  juristischer  Bei- 
rat an;  die  zur  Protokollführung  und  sonstige 
formale  Geschäftsführung  ni>tigen  Beamten  wer- 
den von  dem  Aeltestenkolleg-ium  überwiesen. 

In  Frankfurt  a.  M.  wird  der  aus  5—9  Per-  '■ 
SDnen  bestehende  Bärsenvorstand  alijährUch  von 
der  Handelskammer  aus  dem  Kreise  ihrer  Mit- 
glieder oder  der  Bürsenbesucher  gewählt.  Er 
erledigt  die  ihm  übertragenen  Gescoüfte  je  nach 
der  Sachlage  durch  schriftUche  Abstimmung 
oder  dnrch  Beratung  und  Beschlnssfassnng  in 
Sitzungen;  letztere  werden  zur  Erledigung  be- 
sonders wichtiger  Angelegenheiten  oder  sonst 
nach  Ermessen  des  Von^itzenden  znsammenbe- 
rufen.  Zur  Fassung  von  Beschlüssen  ist  die 
Anwesenheit  von  mindestens  der  HSlfte  der 
Hitglieder  nStig;  war  der  Vorstand  in  einer 
Sitzung  nicht  Descblussfähig ,  so  ist  in  der 
folgenden    Sitzung    Anwesenheit    von    3    Mit- 

fliedem  zur  Beschlnssfassong  genügend.  Bei 
bstimmungen  entscheidet  Stimmenmehrheit 
der  Anwesenden,  bei  Stimmengleichheit  gibt  der 
Vorsitzende  den  Ausschlag.  Zur  Fassung  von 
Beschlüssen  durch  schriftliche  Abstimmung  ge- 
sagt Einverständnis  von  3  Mitgliedern.  Die 
formelle  OeschHftsfühiung  wird  von  der  Handels- 
kammer besorgt. 

In  Hamburg  besteht  der  BQrsen vorstand  aus 
41  Personen ;  er  zetiälit  in  folgende  Abteiinngen : 
1.  Allgemeine  AhteUnng:  BürHenkommiasion  mit 
5  Mitgliedern ;  2.  Abteilung  für  Wertpapiere, 
Wechsel,  Geld  und  Edelmetall:  Vorstand  der  j 
Wertpapierbörse  mit  12  Mitgliedern,  von  denen  : 
9  am  Handel  in  Wertpapieren  und  'A  am  Handel  I 
in  Wechseln,  Geld  und  Edelmetall  beteiligt  sein  , 
müssen;  R.  Abteilung  für  Spiritus:  Vorstand  | 
der  SpiritnshSrse  mit  5,  4.  Abteilung  für  Kaffee: 
Vorstand  der  Kaffeebörse  mit  7,  5.  Abteilnng' 


für  Zacker:  Vorstand  der  Zuckerbörse  mit  7, 
6.  Abteilung  für  Baumwolle :  Vorstand  der 
Baumwollbörse  mit  ö  Mitgliedern.  Zu  Mit- 
gliedern der  Böraenkommisaion  werden  Mit- 
glieder der  Handelskammer ,  zu  Mitgliedern 
der  Übrigen  Abteiinngen  Angehfirige  der  be- 
treffenden Geschäftszweige  zu  Anfang  jedes 
Jahres  durch  die  Handelskammer  ernannt. 
Jede  der  einzelnen  Abteilungen  wählt  einen 
Vorsitzenden  und  einen  Stellvertreter;  der  Vor- 
sitzende der  Börseukommission  ist  zugleich  Vor- 
sitzender dea  gesamten  Börsen  Vorstandes.  Der 
GesamtTorstand  und  die  einzelnen  Abteilungen 
sind  beschlussfähig  bei  Anwesenheit  der  Hälfte 
der  Mitglieder.  Bei  Abstimmungen  entscheidet 
einfache  Mehrheit  der  Anwesenden  -  bei  Stimmen- 
gleichheit   entscheidet    für  Wahlen   das    Los, 

st  die  Stimme  des  Vorsitzeoden, 

Reich  sgesetzüch  sind  dem  Börsen  vor- 
stände folgende  Aufgaben  zugewiesen: 

a)  Die  Handhabung  der  Versammlungs- 
polizei in  den  Börsen  räumen  nach  Massgabe 
der  von  der  Börsenaufsichtsbohürde  zur  Auf- 
rechterhaJtHng  der  äusseren  Ordnung  dea 
Börsenverkehrs  erlassenen  Vorschriften.  Der 
Börsen  vorstand  kann  Personen,  die  an  der 
Börse  Zwecke  verfolgen,  welche  mit  dem 
ÖescLäftsverkehr  an  derselben  unvereinbar 
sind,  aus  den  Börsenräuraen  ausweisen;  er 
kann  Börsenbesucher,  welche  die  Ordnung 
des  Börsenverkehrs  durch  ungebührliches 
Benehmen  stören,  aus  dem  Börsenlokale  ent- 
fernen lassen  und  zu  Geldstrafe  oder  zeit- 
weiliger Äiisschüessung  von  der  Börse  ver- 
urteilen. Das  Höchstiiiass  der  vom  Börsen- 
vorstande  zu  verhängenden  Ordnungsstrafen 
wird  in  den  Börsenordnungen  festgesetzt. 
In  Berlin  ist  zulässig  Geldstrafe  von  5Ü  bis 
1500  Mark  und  Ausschluss  auf  3  Tage  bis 
1  Jahr,  in  Frankfurt  a.  il.  Geldstrafe  bis  zu 
500  Mark  und  Ausschluss  bis  auf  30  Tage, 
in  Hamburg  Verweis ,  Geldstrafe  bis  zu 
600  Jlark  und  Ausschluss  bis  auf  3  Monate; 
in  Berlin  wird  als  ordnungsstörende  Hand- 
lung insbesondere  auch  erachtet:  die  Be- 
leidigung eines  anderen  Börßenbesuchera 
oder  eines  Beamten  der  Korporation  und 
die  Nichtbefolgung  einer  nach  Ablauf  der 
Börsen  zeit  erlassenen  Aufforderung  eines 
Börsendieners  zum  Verlassen  der  Börse. 
Gegen  die  vom  Börsen  vorstände  wegen  Ord- 
nungsstörung verhängten  Strafen  kann  binnen 
einer  in  der  Börsenordnung  festzusetzenden 
Frist  Beschwerde  an  die  Börsenaufsichts- 
behörde ergriffen  wci-den;  diese  Frist  be- 
trägt in  Berlin  14  Tage,  in  Frankfurt  a.  M. 
und  Hamburg  3  Tage.  Die  Beschwerde  hat 
aufschiebende  Wirkung.  Die  Entscheidung 
der  Borsenauf Sichtsbehörde  ist  unanfechtbar. 

b)  Die  amtliche  Feststellung  der  Preise 
und   Kurse   von  Waren   und  Wertpapieren. 

c)  Die  Festsetzung  der  Geschäftsbe- 
dingungen für  den  Börse  iitenninhandel. 

In  den  Börsenordnungen  sind  demBörson- 
vorstand  vielfach  noch  andere  Aufgaben  aus- 


driiclüieli  ilbertrageD  ■worden.  In  Berlin 
z.  B.  entscheidet  er  über  die  Änti'äge  auf 
Zulaasung  zum  Bürsenbesuch,  über  die  Zu- 
lassung von  Wertpapieren  zum  Bfirseiitermin- 
handel,  über  die  EinfflhrungundÄnfliebung 
von  BörsengeschäftsbedingiiDgen ,  und  fun- 
giert als  Börsen  scliied^ericht. 

Die  Börsenordnungen  können  die  Bildung 
epecieUer  Kommissionen  neben  dem  Börsen- 
vorstand  zur  Wahrnehmung  bestimmter  Auf- 
gaben vorschreiben.  —  Ceber  die  Zulaasungs- 
eteWe  s.  unten  sub  7. 

4.  Da»  Recht  zam  Besnche  der  Börse. 
Das  Recht  auf  Zutritt  zu  den  Börsenver- 
saKunlungen  ist  ein  publizistisclies  Eecht, 
das  principiell  allen  handlimgstfthigen  Per- 
sonen männlicheu  Geschlechts  zukommt, 
beim  Vorhandensein  gewisser  Thatbestände 
jedoch  dauernd  oder  doch  auf  eine  gewisse 
Zeit  verloren  geht.  Xach  dem  Börsengesetz 
geht  das  Böreenbesuchsreclit  verloren : 

1,  Für  immer :  a)  dm'ch  eine  rechts- 
kräftige Verurteilung  wegen  betrügerischen 
Bankerotts;  b)  durch  eme  rechtskräftige, 
auf  (lauernde  Ausschliessung  von  dem  Be- 
suche einer  Börse  lautende  ehrengerichtliche 
Entscheidung. 

2.  Tür  eine  gewisse  Zeit:  a)  durch  ein 
die  bürgerlichen  Ehrenrechte  aberkennendes 
Urteil  für  die  Dauer  der  Aberkennung; 
b)  durch  eine  gerichtliche  Anordnimg,  dura» 
welche  eine  Person  in  der  Verfügung  über 
ihr  Vermögen  beschränkt  ^-ird,  fto  die 
Dauer  dieser  Beschränkung;  c)  durch  Ein- 
tritt des  Zustandes  der  Zahlungsunfähigkeit 
für  die  Dauer  dieses  Zustandes.  —  Gerät 
eine  Person  wiederholt  in  den  Zustand  der 
Zahlungsunfähigkeit  oder  in  Konkurs,  so 
verliert  sie  das  BJirsen  besuch  srecht  bis  auf 
die  Dauer  von  einem  Jahre  nach  Beendigung 
des  Zustaudes  der  Zahlungsunfähigkeit  bezw. 
des  Konkurses;  d)  durch  eine  Verurteilung 
wegen  einfachen  Bankerotts  bis  nach  Ablauf 
von  6  Monaten,  nachdem  die  wegen  dieses 
Deliktes  erkannte  Strafe  verbOsst,  verjährt 
oder  erlassen  ist ;  c)  durch  eine  auf  zeit- 
weilige Ausschliessung  von  dem  Besuche 
einer  Börse  erkennende  ehrengerichtliche 
Entscheidung  für  die  in  dieser  Entscheidung 
festgesetzte  Zeit. 

Auf  Antrag  der  Börsenorgane  kann  die 
Landesregierung  in  gewissen  Fällen  Aus- 
nahmen vou  diesen  Vorechriften  zulassen. 
Die  Börsenordnungen  können  weitere  That- 
bestände aufstellen,  bei  deren  Vorhanden- 
sein das  Börsenbesuchsrecht  zeitweilig  oder 
für  immer  erhscht;  sie  können  die  reicha- 
gesetzlich  vorgeschriebene  Dauer  des  Ver- 
lustes verlängern  und  die  Ausübung  des 
Zutrittsrechts  zu  den  Börsen  Versammlungen 
an  Bedi^ungen  knüpfen;  sie  können  be- 
stimmte Behörden  zur  Entscheidung  darüber 
berufen,  ob  jemand  das  Börsenbesuchsrecht 


verloren  oder  die  für  dessen  Ausübung  vor- 
geschriebenen Bedingungen  erfüllt  hat.  Die 
einzelnen  Börsen  Ordnungen  haben  von  dieser 
reichsgesetzlichen  Ermäclitigimg  in  ver- 
schiedener Weise  Gebrauch  gemacht. 

In  Berlin  ist  das  Zntrittarecht  zu  den 
BGrsen Versammlungen  nur  jenen  Personen  einge- 
räumt, welche  vom  Bürgen  vorstand  eine  Ein- 
trittstarte erhalten  haben.  Die  Eintrittskarte 
ist  nur  für  jene  Person  gültig,  auf  deren  Xamen 
sie  lautet.  Ihre  Aushändigung  an  einen  Be- 
werber setzt  ein  besonderes  Zulassungs verfahren 
voraus.  Der  Antrag  auf  Zulassung  zxm  Be- 
suche der  B6rse  mnss  schriftlich  beun  BOrsen- 
vorstand  eingereicht  werden;  er  mnss  von  min- 
destens drei  Gewährsmännern,  welche  seit  min- 
destens 2  Jahren  ununterbrochen  zum  Besuche 
der  Berhner  Bürse  zugelassen  sind,  unterstützt 
Kein.  Der  Vorstand  überweist  den  Antrag  einer 
besonderen  VorstandsahteUung,  der  sogenannten 
Anfnahmekommission ,  zur  weiteren  geschfift- 
lichen  Behandlung,  Der  Antrag  auf  Zulassung 
wird    sodann    mit    Namhaftmachnng    der  Ge- 


werden protokollarisch  darüber  einvernommen, 
oh  sie  noch  sorgfältiger  Prüfung  den  Aufzu- 
nehmenden für  einen  Mann  halten,  weicher  der 
Znlassnng  zum  Besuche  der  BOrse  und  der 
Achtung  seiner  Berufsgenossen  würdig  UL 
Durch  Bejahung  dieser  Frage  ühemehmen  die 
GewShrsmfinuer  keinerlei  Bürgschaft  für  die 
finanzielle  Lage  oder  die  moralischen  Eigen- 
schaften des  Bewerbers;  wenn  jedoch  innerhalb 
der  ersten  3  Jahre  nach  der  Gewährachafts- 
leistnng  gegen  den  Bewerber  durch  Strafbe- 
scheid des  Bürsenvorstandes  oder  ehrengericht- 
liches Erkenntnis  auf  Ausschliessung  von  dei 
BSrae  auf  die  Daner  von  3  Monaten  oder  ISueer 
erkannt  wird,  so  ist  seitens  des  Bürsenvorstandes 
zu  prüfen,  oh  der  Gewährsmann  bei  der  Ge- 
wahrschaftsleistnng  Thatsachen  kannte  oder  bei 
ernster  Pflichterfüllung  hätte  kennen  müssen, 
wegen  deren  der  Ausgeschlossene  der  ZoIassODg 
zum  Bürsenbesnche  und  der  Achtung  seiner 
Berufsgenossen  unwürdig  war;  wenn  diea 
der  Fall  ist,   so  kann  gegen  den  Gewährsmann 


EechtSj  als  Gewährsmann  zu  fungieren,  erkannt 
und  dieses  Erkenntnis  durch  Aushang  an  der 
BSrse  veröffentlicht  werden.  Bei  der  sachlichen 
Prüfung  des  Zulassnngsantrages  ist  der  BÖraen- 
vorstand  sehr  beschränkt ;  der  Antrag  darf  näm- 
lich nicht  abgelehnt  werden,  wenn  der  Bewerber 
entweder  a)  Mitglied  der  Korporation  der  Kauf- 
mannschaft von  Berlin  oder  b)  als  Inhaber  einer 
Handelsfirma,  als  Gesellschafter  einer  offenen 
Handelsgesellschaft,  als  Vorstandsmitglied  einer 
Aktiengesellschaft,  als  persönlich  haftender  Ge- 
sellschuter  einer  Kommanditgesellschaft  oder 
Aktienkommanditgesellschaft,  als  Geschäftsführer 
einer  Gesellschaft  mit  beschrfinkter  Haftung 
oder  als  Prokurist  einer  der  vorgedachte« 
Firmen  oder  Gesellschaften  in  das  Handelsre- 
gister oder  als  Vorsteher  einer  eingetragenen 
Genossenschaft  in  das  Genossenschaftsregister 
Berlins  oder  eines  seiner  Vororte  eingetragen 
ist,  oder  c)  als  Handlnngsgebilfe  bei  einer 
der  unter  a  nnd  b  bezeichneten  Personen  oder 
Firmen  im  Dienste  steht  nnd  seine  Zulassung 
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eitm  BUrsenbesuche  durch  deo  Prinzipal  bean- 
tragt wird,  oder  d)  Termüge  seiner  Amt«-  oder 
Dienatplliclit  die  Bürse  zu  beancben  hat.  Von 
diesen  BescbrBnknugen  abgesehen  entscheidet 
der  SCrsen vorstand  nach  Anhürnng  der  AuC- 
nabmekommiasion  nach  freiem  Ermessen  über 
den  Znlassungaantrag.  Ein  abgelehnter  Antrag 
darf  innerhalE  6  Monaten  nach  der  Ablehnung 
nicht  wiederholt  werden.  Wird  dem  Antrage 
stattgegeben,  ao  ist  dem  Bewerber  eine  BSraen- 
eintntlskarte  su  erteilen.  Die  Eintrittskarte 
wird  kostenfrei  erteilt  au  die  Beamten  der  Kor- 
porfttioQ ,  sowie  an  alle  diejenigen  Personen, 
welche,  ohne  am  BiJrsen-  oder  Kursmaklerge- 
schäfte teilsnuehmeu,  nach  den  bestehenden  Yor- 
flchriften  vermute  ihres  Amts  den  BOrsenver- 
sanunlnngen  beizuwohnen  berechtigt  oder  Ter- 
pflichtet  sind.  Die  Habe  der  Beiträge  der 
Obrigen  Börsenbesncher  wird  alljährlich  von  den 
Äeltesten  festgesetzt.  Zn  diesem  Behufe  werden 
alle  „am  Berliner  Börsengeschäft  nnmittelbar 
oder  mittelbar  beteiligten "  Firmen  oder  Personen 
in  eine  der  zehn  Gebilhrenklassen  eingeschätzt; 
die  Höhe  der  in  den  einzelnen  Klassen  zn  ent- 
richtenden Normalgebühren  achwankt  zwischen  30 
imd  3000  Hark;  durch  den  Haushaltsplan  derj 
Korporation  wird  sodann  bestimmt,  wie  Tie' 
Prozent  derNormalgebtlbren  für  das  folgendi 
Kalenderjahr  erhoben  werden.  Absolut  bestimmt  j 
Bind  die  Gebühren  für  Handlungsgehilfen  (für  I 
den  ersten  96  Mark,  für  den  zweiten  72,  für' 

Sen  folgenden  eine  um  12  Mark  steigende 
ireagebühr),  für  „Fremde"  (15  Mark  für  je 
4  Wochen),  für  Vertreter  der  Presse  (36  Mark 
pro  Jahrl  nnd  für  Boten  (für  den  ersten  und 
zweiten  je  36  Mark,  für  jeden  folgenden  60  Mark 
jährlich).  —  Wer  einmal  zum  Börsenbesacb  zu- 
gelassen  ist,  darf  im  aUgemeinea  nur  dann 
wieder  ausgeschlossen  werden,  wenn  ein  Grund 
zat  AnsschlieBBUQK  gegen  ihn  vorliegt;  nur 
Berichterstattern  der  Presse,  aolchen  Personen, 
die  eis  dem  BCrsenhandel  dienendes  Hiläge- 
werbe  betreiben  und  den  oben  sub  a  nnd  b 
aufgeführten  Personen ,  weiche  nicht  in  Berlin 
oder  seineu  Vororten  wohnen  (Fremden),  kann 
der  BOrsenvorstand  jederzeit  nach  Belieben  die 
ausgehändigte  Eintrittskarte  und  damit  das 
ZutrJttsrecht  zu  den  BUrsenversammlnngen 
wieder  entziehen. 

In  Hamburg  geht  das  Büsenbeanchsrecbt 
Verloren  für  Personen,  welche  die  Zahlung  einer 
ihnen  von  der  Bürsenkomniission  wegen  Ord- ' 
nungsstürung  oder  vom  Vorsitzenden  der  Börsen- 1 
kommisaion  als  Schiedsrichter  wegen  Beleidi- 
gung eines  Börsen besucbers  zuerkannten  Geld- ! 
strafe  unterlassen,  bis  zur  Zahlung  dieser  I 
Geldstrafe.  Im  übrigen  ist  der  Zutritt  zu  den  j 
dem  allgemeinen  G^chäfisverkehr  dienenden 
Bfirsenräumen  allen  anständigen  männlichen 
Personen  freigegeben;  der  Zutritt  zu  den  übri- 

fen  Bäumen,  in  denen  ein  Börsenverkehr  atatt- 
adet  [z.  B.  Versammlungssaal  der  KafTee- 
handler  im  Frei hafen gebiet ) ,  kann  von  den 
Eigentümern  öder  Mietern  der  Bäume  von  be- 
sonderen Bedingungen,  i.  B.  Mitgliedschaft  bei 
einem  bestimmten  Verein  oder  Zahlung  eines 
Geldbetrages,  abhängig  gemacht  werden.  So 
steht  das  Zutrittsrecht  zu  den  besonderen  Ver- 
sammlungslokalen der  Getreidehändler,  der 
Spiritusinteressenten ,  der  Interessenten  für 
KartotTelfabrikate,  der  Petroleumbändler,  der  am 


Kaffee  band  el,  am  Znekerhaodel  nnd  Banmwoll- 
handel  beteiligten  Firmen  nur  den  Hitgltedem 
der  betreffenden  Vereine  zu,  welche  in  ihren 
Vereinslokalen  besondere  Börsen  versammlnnffen 
abhalien.  Diese  Vereine  haben  eine  ziemlich 
exklusive  Organisation  nach  Art  der  englischen 
Börsen  vereine.  Ale  typisch  sei  hier  die  Organi- 
sation des  Vereins  der  am  Kaffeebandel  be- 
teiligten Firmen  dargestellt.  Die  Mitgliedschaft 
dieses  Vereins  kann  erworben  werden  von  sol- 
chen im  Eambure-er  Handelsregister  eingetra- 
genen Finnen,  deren  Inhaber  als  Ranflent«, 
Mäkler  oder  Agenten  am  Kaffeegrossbandel  be- 
teiligt sind.  Wer  Vereinsmitglied  werden  will, 
hat  ein  dahingehendes,  von  mindestens  zwei 
Vereinsmitgliedern  unterstütztes  Gesuch  an  den 
Vorstand  zu  richten.  Der  Vorstand' hat  die 
Namen  des  die  Aufnahme  Nachsuchenden  und 
der  ihn  Empfehlenden  sämtlichen  Vereinsmit- 
gliedern mitzuteilen;  jedes  Mitglied  kann  inner- 
halb acht  Tagen  schriftlich  beim  Vorstande  Ein- 
wendungen gegen  die  Aufnahme  des  Bewerbers 
erheben.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  bescbliesst 
der  Vorstand  über  das  Gesuch;  zur  AuFnabme 
des  Gesuchs tellers  in  den  Verein  iat  erforderlich, 
dass  mindestens  7  von  den  9  Mitgliedern  des  Vor- 
stands für  dasselbe  stimmen.  Jedes  neu  ein- 
tretende Mitglied  hat  ein  einmaliges  Eintritts- 
geld von  30Ü  Mark  an  die  Vereinskasse  zu  ent- 
richten ;  der  Jahresbeitrag  eines  Verein smitglieda 
beträgt  160  Mark.  Der  Austritt  ans  dem  Ver- 
ein kann  nur  am  Schlüsse  eines  Kalenderjahres 
nach  vorheriger  dreimonatlicher  Kündigung  er- 
folgen. Die  Organe  des  Vereins  sind:  a)  der 
Vorstand.  £r  besteht  nns  6  am  Kaffeegross- 
bandel beteiligten  Kaufleuten  und  3  Mäklern, 
von  denen  einer  ein  Terminmakler  und  einer 
ein  Effektivmakler  sein  muss.  Die  Mitglieder 
des  Vorstandes  werden  von  der  ordentlichen 
Generalversammlung  auf  3  Jahre,  ausserdem  4 
Ersatzmänner  derselben  auf  1  Jahr  gewählt; 
zu  Ersatzmännern  sind  2  Kaufleute,  1  Effektiv- 
makler und  ein  Terminmakler  zu  wählen.  Jedes 
Jahr  scheiden  die  3  dienstältesten  Mitglieder 
ans  dem  Vorstande  aus.  Wiederwahl  der  Aus- 
tretenden ist  gestattet.  Der  Vorstand  wählt 
alljährlich  BOBseiner  Mitte  mit  einfacher  Stimmen- 
mehrheit einen  Vorsitzenden,  einen  Etellver- 
tretenden  '\'or3itzenden  und  einen  Kassenführer; 
der  Vorsitzende  ist  aus  der  Zahl  der  Kaffee- 
grosshändler  zu  entnehmen.  Der  Vorsitzende 
vertritt  Vorstand  und  Verein  nach  aussen.  Der 
Vorstand  hat  die  Beschlüsse  der  Generalver- 
sammlung zur  AosfübruDg  zn  bringen ;  er  be- 
sorgt alle  laufenden  Angelegenheiten  des  Ver- 
eins ,  er  erstattet  die  vom  Verein  erforderten 
Gutachten,  wählt  die  Vereinsscbiedsrichter,  die 
Sacb verstand  i^en  zur  Begutachtung  des  zur 
Andienung  im  Termin  verkehr  bestimmten 
Kaffees;  er  ernennt  alljährlich  eine  Kommission 
von  7  Vereinsmitgliedern  zur  Feststellung  der 
für  das  Termingeschäft  erforderlichen  Typen; 
er  bescbliesst  über  die  hei  ihm  einzureichenden 
Bewerbungsgesnche  von  Vereinsmitgliedem  um 
Zulassung  als  Mäkler  bei  der  Waren riquidations- 
kasse;  endlich  hat  er  die  General versammlnng 
KU  berufen  und  derselben  seine  Anträge  nna 
die  Anträge  der  Vereinsmitglieder  vorzulegen. 
bl  Die  Generalversammlung.  Sie  findet  alljähr- 
lich mindestens  einmal  und  zwar  in  den  ersten 
3  Monaten  des  Jahres   statt ,  ausseTdem  wenn 


der  Vorstand  es  für  erforderlich  erachtet  oder 
10  Mitglieder  iint«r  Formuiiemng  der  der  Gene- 
ral verwmniiuiiK  vorznlegenden  Beratungapankte 
deren  Bernfang  achriftlich  beim  Vorstajide  bean- 
tragen, Sie  wird  vom  Vorstand  mittelst  einer  zu- 
gleich die  Tagesordnang  enthaltenden  Mitt«ilnng 
berufen,  welche  mindestens  8  Tage  vorher  den 
Mitgliedern  zuzastelles  und  dnrch  Anschlag  im 
Vereinssaal  zu  veröffentlichen  ist.  Der  Vorstand 
leitet  die  Versammlung.  Der  in  den  ersten  3 
Monaten  eines  jeden  Jahres  abzuhaltenden  ordent- 
lichen QeDeralTersammlnng  ist  der  Jahresbericht 
abzQstatten,  die  Jahres  abrech  nnag  und  ein  Vor- 
schlag für  das  folgende  Jahr  vorzulegen.  Die 
Qeneralversammlung  beschliesst  über  die  Ent- 
lartung  des  Vorstandes,  über  die  vom  Vorstande 
oder  voD  Hitgliedern  gestellten  Anträge,  welche 
Vereinsaagelegenheiten  oder  das  gemeinsame 
Interesse  der  Mitglieder  betreffen,  Über  das 
EegulftÜT  für  das  Vereinsschiedsgericht ,  über 
den  Ausschluss  von  Uiteliedem,  Über  Aende- 
ningen  des  Statuts  und  über  Anflüsung  des 
Vereins.  Die  Abstimmung  über  Antr^ie  auf 
Ausschluss  eines  Mitglieds  ist  geheim.  Die  Be- 
schlüsse werden  reg«lm£s3w  mit  einfacher 
Stimmenmehrheit  der  in  der  Versammlung  ver- 
tretenen Firmen  ^efassC;  zu  Bescblüiaen  über 
Ausschluss  von  Mitgliedern,  über  Aeudemngen 
des  Statuts  und  Auflösung  des  Vereins  ist  Zu- 
etimmUDg  von  2  Dritteln  der  in  der  Versamm- 
lung vertretenen  Mitglieder  erforderlich.  — 
c)  Das  Vereinsschiedsgericht.  Siehe  unten  sub  6. 

Nach  der  Bürsenordnnng  fUr  Frankfurt  a/M. 
geht  das  Eecht  auf  Zutritt  zu  den  Bürsenver- 
sammluDgen  verloren :  a)  für  immer  dnrch 
rechtskräftige  Verurteil unc  wegen  eines  Ver- 
brechens gegen  die  Sicherheit  des  Eigentums 
oder  wegen  Heineids;  b)  nach  jeweiliger  Ver- 
fügung des  Börsen  Vorstands  für  Personen,  welche 
ihre  '^rpöichtnngen  aus  den  an  der  B^rse  ge- 
achloBsenen  Geschäften  nicht  erfüllen  oder  trotz 
erfolgter  Mahnung  ihren  Bürsenbeitrag  nicht 
entrichten  oder  sich  den  Entscheidungen  des 
Vorstandes  über  die  geltenden  Usancen  nicht 
unterwerfen.  —  Die  Gesuche  um  Zulassung  zum 
Börseubesuch  sind  unter  Namhaftmachung  zweier 
in  Frankfurt  wohnender  Ansknnf tspersonen  beim 
Vorstande  schriftlich  einzureichen.  Ueber  die 
Gesuche  entscheidet  regelmässig  der  Börsen- 
vorstand ;  Gesuche  um  2iulassnng  von  Personen, 
welche  dnrch  Verurteilung  wegen  einfachen 
Bankerotts  oder  dnrch  Zahlnngseinstelluug 
des  Zntrittsrechts  verlustig  gingen,  werden  von 
der  Handelskammer  vorbeschieden.  Gegen  ab- 
weisende Entscheidungen  des  Börseuvorstands 
kann  Besi^werde  zur  Handelskammer  ergriffen 
werden. 

5.  Das  ehrengerichtliche  Verfahren. 
»Das  Ehrengericht  zieht  zur  Veraatwortung 
BOrsenbesueher,  welche  sich  im  Zusammen- 
hang mit  ihrer  Thätigkeit  aa  der  Börse  eine 
mit  der  Ehre  oder  dem  Anspruch  auf  kauf- 
männisches Vertrauen  nicht  zu  vereinbarende 
Handlung  haben  zu  schulden  kommen  lassen.« 
Durch  Einführung  der  Börsenehreugerichte 
sollte,  wie  die  Motive  bemerken,  den  Börsen 
eine  vrirksame  Handhabe  zur  Ausscheidung 
unehrenhafter  Elemente  geboten  -werden. 
Die  Frage  nach  der  rechtlichen  Stellung  der 


Ehrengerichte  ist  bestritten.  Zweifelios  ist, 
dass  sie  keine  juristischen  Personen  des 
Privatreclits,  sondern  Institutionen  des  öffent- 
lichen Rechts,  Behörden  sind.  Streit  kann 
nur  darüber  bestehen,  ob  sie  als  BehtSrden 
der  Börse  oder  der  mit  der  unmittelbaren 
Börsen  aufsieht  betrauten  Handdsorgane  oder 
aber  des  Staates  erachtet  werden  müssen. 
Meines  Erachtens  sind  die  Börsenehren- 
gerichte Staatsbehörden.  An  die  Thatsache, 
dass  jemand  eine  Börse  besncht,  knüpft  das 
Gesetz  für  den  Börsenbesucher  die  Pflicht, 
sein  gesamtes  Verhalten,  soweit  es  mit  seiner 
Thätigkeit  an  der  Börse  im  Zusammenhange 
steht,  so  einzurichten,  wie  es  Ehre  und  An- 
spruch auf  kaufmännisches  Vertrauen  er- 
heischen. Diese  besondere  Berufspflicht  der 
Börsenbesucher  besteht  ab^  nicat  g^en- 
Qber  der  Börsen  Versammlung  bezw.  den 
übrigen  Börsenbesuchem,  Zwar  haben  auch 
diese  ein  lebhaftes  Interesse  daran,  dass 
unehrenhafte  Personen  vom  BCrsenverkehr 
ferngehalten  werden;  allein  aus  diesem  In- 
teresse lässt  sieh  das  Recht  auf  ehren- 
gerichtliches Einschreiten  so  wenig  ableiten, 
wie  aus  dem  Interesse,  das  die  Staatsange- 
hörigen an  der  Äiifrechterhaltung  der  all- 
gemeinen Rechtsordnung  haben,  gefolgert 
werden  kann,  dass  die  Gerichtsbarkeit  im 
Staate  der  Gesamtheit  der  Staatsangehörigen 
zukomme.  Auch  die  Rechtsvorschrift,  dass 
für  jede  Börse  ein  Ehrengericht  zu  bilden 
ist,  kann  hierfür  nicht  herangezogen  werden. 
Denn  diese  Vorschrift  enthält  neben  dem 
Befehle  an  die  Landesregierungen,  an  jeder 
Börse  ein  Ehrengericht  zu  bilden,  lediglich 
eine  Bestimmung  Ober  die  Abgrenzung  der 
örtlichen  Zuständigkeit  der  einzelnen  Ehren- 
gerichte. Die  angegebene  besondere  Be- 
rufspflicht der  Börsen  besucher  besteht  aber 
auch  nicht  gegenüber  den  Uandelsoiwanen. 
Denn  das  Recht,  über  unehrenhafte  Hand- 
lungen der  Börsenbesucher  zu  urteilen,  ist 
kein  Bestandteil  und  noch  weniger  ein  Aus- 
fluss  des  Aufsichtsrechts  über  die  Börsen. 
Es  kann  lediglich  aus  der  richterlichen  Ge- 
walt des  Staatsoberhauptes  abgeleitet  wer- 
den. Dem  steht  nicht  entgegen,  dass  that- 
sächlich  die  Ausübung  der  Ehren^richts- 
barkeit  ausschliesslich  durch  die  Handels- 
organe erfolgt.  Denn  die  Art,  wie  die 
staatlichen  Aufgaben  an  die  einzelnen  Be- 
hörden verteilt  sind,  ändert  nichts  an  dem 
inneren  Wesen  dieser  Aufgaben.  Die  von 
den  BSrsenehrengerichten  ausgeübte  Ge- 
richtsbarkeit ist  und  bleibt  staatliche  Ge- 
richtsbarkeit; die  Börsenehrengerichte  sind 
staatliche  Gerichte.  Sie  können  weder  im 
Namen  der  Börse  noch  im  Namen  der 
Börsenaufsichtsbehörde,  sondern  nur  im 
I  Namen  des  Staatsoberhauptes  Recht  sprechen. 
Aus  der  Auffassung  der  Ehrengerichte  als 
I  Staatsbehörden  ergiebt  sich  die  praktische 


Eoasequenz,  dass  mangels  einer  ander- 
Teitig^n  gesetzliclieii  BeetimmuDg,  die  durch 
das  ehrengerichtliche  Yerfahren  entatandenen 
Kosten,  sowfflt  sie  nicht  von  einem  zahlungs- 
ffihigen  Venirteilten  getragen  werden,  der 
Staatskasse  znr  Last  fallen. 

Das  im  ehrengerichtlichen  Veriahren 
geltend  gemachte  staatliche  Strafrecht  ist 
scharf  zu  Bcheidcn  einmal  von  dem  Ord- 
aiingsstzafrechte  des  BGreenvorBtaudee  und 
sodaoD  vom  allgemeinen  Strafrechte.  Die 
Verletzung  der  den  Bfirsenbesuchem  auf- 
erlegten Pflicht,  im  Zusammenhange  mit 
ihrer  Thittigkeit  an  der  Börse  keine  un- 
ehrenhafte Handlung  zn  begehen,  ist  vGllig 
unabhängig  sowohl  davon,  ob  sie  auch  eine 
St^Srung  der  Ordnung  des  BSisenverkehrs, 
als  auäi  davon ,  ob  sie  eine  Zuwiderhand- 
lung gegen  eine  Norm  des  allgemeinen 
Strärechts  enthält.  Hieraus  folgt  einmal, 
dass  eine  und  dieselbe  Handlung  sowohl 
Gegenstand  der  Ahndung  durx^  den  BOisen- 
voistand  wie  Gegenstand  ehrengerichtlicher 
und  strafrechtlicher  Verfolgung  sein  kann, 
ferner  dass  die  Vorschriften  des  allgemeinen 
Strafrechts  über  die  Yoraussetzun^n  der 
Strafverfolgung  auf  das  ehren genchtliche 
Verfahren  keine  Anwendung  finden  können. 
Es  kann  sohin  eine  ehrengerichtliche  Straf- 
verfolgung insbesondere  auch  dann  eintreten, 
wenn  eine  Verfolgung  nach  allgemeinem 
Straf  recht  wegen  inmitteliegender  Verjährung 
oder  mangels  eines  Straf antrags  ausge- 
schlossen ist. 

Dem  Zwecke  des  ehrengerichtlichen  Ver- 
fahret^ entsprechend  unterlässt  es  das 
Börsengesetz,  durch  Aufstellung  von  Ver- 
brechensbegriffen festzustellen,  welche  Hand- 
lungen der  Börsenbesucher  ehrengericht- 
licher Ahndung  unterliegen  sollen.  In  den 
Materialien  des  Q-esetzes  sind  zwar  vei^ 
schiedene  Handlungen  als  unehrenhaft  und 
ehrengerichtliches  Einschreiten  nach  sich 
ziehfflid  aufgezählt,  z.  B.  arglistige  Beein- 
flussung der  Preise,  Anwendung  von  Ge- 
schäftsbedingungen, welche  gegen  den  kauf- 
männischen Anstand  Verstössen,  Ahschluss 
von  Böraenspekulationsgeschäften  mit  Per- 
sonen in  unselbständiger  oder  dürftiger  wirt> 
schaftlicher  Lage  u.  s.  w.  Allein  diese  Auf- 
zählungen sind  weder  erschöpfend  noch  fOr 
das  erkennende  Ehrengericht  bindend  und 
teilweise  angesichts  der  von  den  BeachlÜBsen 
der  Börsenenquetekommission  wesentlich  ab- 
weichenden Fassung  des  Gesetzes  geradezu 
unzutreffend.  Dieses  entscheidet  vielmehr 
nach  freiem  Ermessen  darüber,  ob  eine 
Handlung  ge^n  die  Ehre  und  den  Anspruch 
auf  kaufmännisches  Vertrauen  verstösst  oder 
nicht,  wie  auch  darüber,  ob  dieselbe  mit  der 
Thäügheit  des  ang^chuld  igten  Börsenbe- 
suchers an  der  Börse  im  Zusammenhange 
Steht. 


Eine  besondere  Betrachtung  erheischt 
□och  die  Stellung  des  Staatskommissais  im 
ehrengerichtlichen  Verfahren.  Sie  ähnelt 
der  Stellung  der  Staatsanwtil tschaft  im 
Privatklageverfahren.  Der  Staatskommissar 
ist  öffentlicher  Ankläger  und  hat  als  Ver- 
treter des  öffentlichen  Interesses  an  der 
Reinhaltung  des  Börsenverkehrs  den  weitest- 
gehenden Einfluss  auf  die  Gestaltung  des 
ehrengerichtlichen  Verfahrens.  Seinen  An- 
trägen auf  Einleitung  eines  ehrengericht- 
lichen Verfahrens  und  auf  Erhebung  von 
Beweisen  muss  das  Ehrengericht  stattgeben ; 
er  hat  das  Recht,  allen  Verhandlungen  des 
Ehrengerichts  beizuwohnen  und  Fragen  an 
den  Beschuldigten,  an  Zeugen  imd  Sach- 
verständige zu  stellen.  Andererseits  ist  er 
nicht  verpflichtet,  auf  jede  Anzeige,  auch 
wenn  ihm  dieselbe  materiell  gerechtfertigt 
scheint,  einzugehen  oder  über  dieselbe  eine 
fOrmhche  Eutschliessimg  zu  fassen,  oder 
sich  an  allen  Stadien  des  ehrengerichtlichen 
Verfahrens  zu  beteiligen. 

An  jeder  Börse  ist  ein  Ehrengericht  zu 
bilden.  Die  Sorge  hiefür  hegt  den  Landes- 
regierungen ob.  Die  Zuständi^eit  des  Ehren- 
gerichts erstreckt  sich  auf  alle  Börsenbe- 
sucher,  gleichviel  oh  sie  KauÜeute  sind  oder 
nicht,  ob  sie  die  Börse  ständig  oder  nur 
gelegenthch  besuchen ,  also  insbesondere 
auch  auf  Berichterstatter  der  Presse.  Wenn 
die  unmittelbare  Aufsicht  über  die  Börse 
einem  Handelsorgane  übertragen  ist,  muss 
es  gebildet  werden  aus  der  Gesamtheit  oder 
einem  Ausschuss  dieses  Handelso^ans ; 
andernfalls  aus  Mitgliedern,  welche  von  den 
Börsenoi^anen  gewählt  weisen.  Die  näheren 
Beatimmungen  Aber  die  Zusammensetzung 
der  Ehrengerichte  werden  von  den  Landes- 
regierungen erlassen.  Das  Ehrengericht  an 
der  Berliner  Börse  besteht  aus  5  Mitgliedern 
des  Aeltestenkollegiums,  welche  von  diesem 
auf  3  Jahre  gewählt  und  im  Falle  des  Aus- 
scheidens eines  Mitgliedes  für  diesen  Zeil^ 
räum  ergänzt  werden,  und  einem  Syndikus 
der  Korporation  mit  beratender  Stimme.  An 
den  Börsen  von  Frankfurt  a.  M.,  Hambui^ 
und  München  bestehen  die  Ehrengerichte 
aus  5  alljährlich  von  den  Handelskammern 
aus  ihren  Mitgliedern  gewählten  Richtern. 
Vorschriften  über  Ausschliessung  und  Ab- 
lehnung von  Mitgliedern  des  Emrengeriehts 
sind  weder  im  Gesetz  noch  in  den  Aus- 
fohrungsbestimmungen  —  ausgenommen  die 
Frankfurter  Börsenordnung  —  enthalten; 
indessen  dürfte  es  keinem  Bedenken  unter- 
liegen, die  bezüglichen  Bestimmungen  der 
Strafprozessordnung  auf  das  ehrengericht- 
liche Verfahren  analog  anzuwenden. 

Der  Antrag  auf  Einleitung  des  ehren- 
gerichth che n  Verfahrens  gegen  einen  Börsen- 
besucher kann  ausgehen  vom  Staatakommissar 
oder  von  einem  beliebigen  Dritten,  insbe- 
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Eoodere  auch  von  der  Böreenauf sieht  sbeiiöi-de ; 
diese  hat  sogar  die  Pflicht,  Handlungen  der 
Börsenbesucher,  welche  zu  einem  ehren- 
gerichtlichen Yer&ihren  Anlass  geben,  dem 
Staatskommissar,  oder  wenn  ein  solcher  lücht 
bestellt  ist,  dem  Ehrengericht  mitzuteilen. 
Dem  Antrag  des  Staatskommissars  mtiss 
stattgegeben  werden.  Geht  der  Antrag  von 
einem  Dritten  aus,  so  ist  der  Staatskommisaar 
von  dem  Antrag  in  Renntnis  zu  setzen; 
schliesst  sich  der  Staatskommissar  dem  ge- 
BteUten  Antrage  an,  so  muss  das  Ehren- 
gericht das  Verfahren  einleiten;  andernfalls 
entscheidet  es  nach  freiem  Ermessen  darüber, 
ob  dem  gestellten  Antrag  stattzugeben  sei 
oder  nicht  Der  ablehnende  Beschluss  ist 
dem  Staatskommissar  mitzuteilen.  Bevor  das 
Ehrengericht  in  eine  Prüfung  des  Antrages 
eintritt,  kann  es  Beweise  über  die  den  Gegen- 
stand der  Anschuldigung  bildende  That  er- 
teben.  Einem  diesbezüglichen  Antrag  des 
Staatskommissars  muss  statt^geben  wer- 
den. Auch  kann  das  Ehrengericht  zur  Auf- 
kiArung  des  Sachverhalts  einem  ^litgliede  die 
Führung  einer  Voruntersuchung  üfcrtragen. 
In  derVonintereuchung  wird  der  Beschuldigte 
unter  Mitteilung  der  Beschuldiguugspmikte 
Toreeladen  und,  wenn  er  erscheint,  init  seinen 
Erklärungen  und  Anträgen  gehört.  ZeugBU 
und  Sachverständige  dürfen  nur  unbeeidigt 
vernommen  werden.  Ueber  jede  Verneh- 
mung ist  Anrch  einen  vereideten  Protokoll- 
führer ein  Protokoll  aufzunehmen.  Um  die 
Vernehmung  auswärtiger  Zeugen  oder  Sach- 
verst&ndiger  ist  dos  zuständige  Amtsgericht, 
d.  h.  das  Amtsgericht,  in  dessen  Gerichts- 
sprengel  die  Vernehmung  erfolgen  soll,  zu 
ersuchen;  diesem  Ersnchen  musa  das  Amts- 
gericht entsprechen.  Wei^rt  sich  ein  Zeuge 
oder  Sachverständiger,  in  der  Vorunter- 
suchung vor  dem  Ehrengerichte  zu  er- 
scheinen, so  maaa  gloichialls  das  zuständige 
Amtsgericht  um  die  Vernehmung  angegangen 
werden.  Nach  Schluss  der  Voruntersuchung 
hat  das  Ehrengericht  darüber  zu  beschliessen, 
ob  das  Hauptverfahren  zu  eröffnen  oder  das 
Verfahren  einzustellen  sei.  Der  gefasBte 
Beschluss  ist  dem  Staatskommissar  mitzu- 
teilen; erhebt  der  Staatskommissar  gegen 
den  Beschluss  auf  Einstellung  des  Ver- 
fahrens keinen  Widerspruch,  so  ist  das  Ver- 
fahren definitiv  abgeschlossen.  In  allen 
übrigen  Fällen  hat  das  Ehrengericht  Termin 
ftlr  die  Hauptverhandlung  anzuberaumen. 
2u  diesem  Termine  sind  der  Angeschuldi^, 
der  Staatskommissar  sowie  allenfallsige 
2eugen  und  Sachverständige  vorzuladen. 
Der  Beschuldigte  kann  sich  des  Beistandes 
■eines  Verteidigers  bedienen  oder  sich  durch 
«inen  Bevollmächtigten  vertreten  lassen. 
Doch  findet  die  Hauptverhandlung  auch 
statt,  wenn  der  Beschuldigte  weder  er- 
schienen  noch   vertreten  ist     Die  Haupt- 


verhandlung ist  nicht  öffentlich. .  Das  Ehren- 
gericht kann  die  Oetfentliclikeit  der  Ver- 
handluug  anordnen:  diese  Anordnung  muss 
erfolgen,  falls  der  Staatskommissar  oder  der 
Beschuldigte  es  beantragt,  sofern  nicht  zu 
befürchten  ist,  dass  durch  die  öffentliche 
Verliandlung  der  Sache  die  öffentliche  Ord- 
nung oder  Sittlichkeit  gefährdet  würde, 
Zeugen  und  Sachverständige  können  in  der 
Hauptvertiandlung  eidlich  vernommen  wer- 
den. Aussagen  von  Zeugen  und  Gutachten 
von  Sachveretändigen ,  welche  der  ehren- 
gerichtlichen Vorladung  keine  Folge  leisten, 
können  nur  dadurch  für  die  Uanptveriuuid* 
lung  nutzbar  gemacht  'werden,  dass  das  zu- 
ständige Amtsgericht  um  Vernehmung  an- 
gegangen und  das  von  diesem  aufgenonuneoe 
Protokoll  in  der  Hauptverhandlung  rerlesea 
wird.  Die  Vernehmungen  in  der  Haupt- 
verhandlung sind  durch  einen  beeidigten 
Protokollführer  zu  protokollieren.  Das  Ur- 
teil kann  auf  Freiaprechung  oder  Verurteilung 
lauten.  Die  Strafen,  weiche  das  Börsen- 
ehrengericht verhängen  kann,  sind  Verweis, 
zeitweilige  oder  dauernde  Aussdüiesenng 
von  der  Börse.  Ergiebt  die  Hauptverhand- 
lung, dass  die  den  Gegenstand  der  An- 
schuldigung bildende  That  sich  nicht  als 
eine  unehrenhafte  Handlung  charakterifflert, 
aber  immerhin  eine  Störung  der  Ordnong 
oder  des  Geschäftsverkehra  an  der  Börse 
darstellt  so  kann  das  Ehrengericht,  falls 
diese  Ordnungsstörung  vom  Böreenvorstande 
noch  nicht  bestraft  wurde,  au  Stelle  des 
BöFsenvoratandes  eine  Ordnungsstrafe  ver- 
hängen. In  jeder  Entscheidung  kann  be- 
stimmt werden,  dass  und  auf  welche  Weise 
sie  öffentlich  bekannt  zu  machen  ist;  Lautet 
das  Urteil  auf  Freisprechung,  so  muss  auf 
Antrag  des  Beschuldigten  die  öffentliche 
Bekanntmachung  veranlasst  werden.  Ist  auf 
zeitweiligen  oder  dauernden  Ausschluss  von 
der  Börse  erkannt,  so  kann  die  Entscheidung 
für  sofort  wirksam. erklärt  werden;  geschieht 
dies,  so  ist  der  Beschuldigte  schon  vor  Ein- 
tritt der  Bechtekraft  des  Urteils  vom  Be- 
suche der  Börse  ausgeschlossen. 

Gerichtskosten  werden  für  das  ehren- 
gerichtliche Verfahren  nicht  in  Ansatz  ge- 
bracht; die  für  Zeugengebflhren  Akten  Ver- 
sendung u.  8.  w,  entstandenen  Barauslaeen 
können  im  Falle  der  Verurteilung  dem  Be- 
schuldigten vollständig  oder  teüweise  über- 
bürdet werden;  lautet  das  Urteil  auf  Prra- 
sprechung,  so  feUlen  diese  Auslagen  der 
Staatskasse  zur  Last  Die  Entscheidung 
wird  entweder  sofort  nach  Schluss  der  Ver- 
handlung unter  Angi^  der  Gründe  ver- 
kündet oder  innertialb  2  Wochen  nach  Sdiüusa 
der  Verhandlung  dem  Staatskommissar  und 
dem  Angeschuldigten  in  einer  mit  Gründen 
versehenen  Ausfertigung  zugestellt  Ist  d& 
Angeschuldigte    in    der   Hauptverhandlung 
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nicht  erechienen ,  so  ist  ihm  eine  Aus- 
fertigung such  dann  zuziiBtelleD,  weon  die 
Entscheidung  in  der  Haupt  Verhandlung  selbst 
gefftltt  wurde.  Sowohl  der  Staatskommissar 
als  der  Beschuldigte  kOanen,  auch  wenn  die 
Entscheidung  in  üirer  Ge^nwart  verkündet 
wurde,  die  Zustellung  einer  mit  Gründen 
versehenen  Ausfertigung  beanapruchen. 

Die  Börsen  ehren  gericht«  bilden  die  erste 
Instanz  des  ehrengerichtlichen  Verfahrens. 
Gegen  ihre  Entscheidung  kann  sowohl  der 
Staatskommissar  als  der  Beschuldigte  das 
Rechtsmittel  der  Berufung  einlegen.  Durch 
die  Einlegung  der  Berufung  wird  die  Rechte- 
kraft der  Entscheidung  gehemmt.  Als  Be- 
nifungsgericht  fungiert  die  sogenannte  Be- 
rufungskammer, welche  periodisch  gebildet 
wird.  Sie  ist  eine  Reicnsbehfirde  und  ent- 
Bcheidet  in  einer  Besetzung  voq  7  Mil> 
gliedern.  Der  Vorsitzende  und  flein  Stell- 
vertreter werden  vom  Bundesrat  ernannt, 
die  Beisitzer  und  deren  Stellvertreter  vom 
Börse nausschuss  aus  seinen  auf  Vorschlag 
der  Bßrsenorgane  gewählten  Mitgliedeni  in 
der  Weise  bestimmt,  dass  höchstens  2  Bei- 
sitzer derselben  Börse  angehören  dürfen. 
In  einer  Spruchsitzimg  dürfen  nicht  mehr 
als  2  Beisitzer  fungieren,  welche  derselben 
Börse  angehören.  Die  Frist  zur  Einlegung 
der  Berufiing  beträgt  eine  Woche,  Sie  be- 
ginnt, falls  die  Entscheidung  verbündet 
worden  ist,  fOr  den  Staatskommissar  und 
den  in  der  Hauptverhan diimg  erschienenen 
Beschuldigten  mit  der  VerkQndung,  in  den 
Übri^n  Fällen  mit  der  Zustellung  der  Ent- 
scheidung. Ist  die  Benifung  verspätet  ein- 
gelegt, so  hat  das  Ehrengericht  das  Rechts- 
mittel als  unzulässig  zu  verwerfen;  der  Be- 
schwerdeführer kann  jedoch  gegen  diese 
Entscheidung  binnen  einer  Woche  nach  Zu- 
fiteUung  auf  die  Entscheidung  der  Be- 
rufungskammer  antragen.  Wenn  die  Be- 
rufung schon  vor  Zustellung  einer  Aus- 
fertigung eingelegt  wurde,  so  muss  die 
Zustellung  der  Entscheidung  an  den  Staats- 
kommissar und  den  Beschuldigten  nach- 
tiHglich  bewirkt  werden.  Binnen  einer 
Woche  nach  Ablauf  der  Einlegungsfrist, 
bezw.  wenn  zur  Zeit  der  Einlegung  die 
Entscheidung  noch  nicht  zugestellt  ist,  nach 
deren  Zustellung  kann  die  Berufung  schrift- 
lich gerechtfertigt  werden.  Berufungsschrift 
und  Rechtfertigungsschrift  des  Beschuldigten 
sind  dem  Staatskommissar,  Berufungsschrift 
und  Rechtfertigungsschrift  des  Staatskom- 
missars sind  dem  Beschuldigten  abschrift- 
lich mitzuteilen ;  innerhalb  einer  Woche  nach 
dieser  Hitteilung  kann  eine  schriftliche 
Gegenerklänmg  eingereicht  werden.  Auf 
Antrag  kann  das  Ehrengericht  die  Fristea 
zur  Rechtfertigung  und  zur  Beantwortung 
der  Berufung  verl&ngern.  Nach  Ablauf  der 
erwähnten  Fristen  werden  die  Akten  vom 
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Ehrengericht  an  die  Berufungskammer  ein- 
gesandt. Diese  kann  zur  Aufklärung  des 
Sachveriiaits  die  Erhebung  von  Beweisen 
durch  ein  Genchtsmitghed  oder  durch  das 
zuständige  Amtsgericht  veranlassen ;  eine 
förmliche  Voruntersuchung  ist  jedoch  aus- 
geschlossen. Zur  Haupti-erhandlung  ist 
der  Beschuldigte  vorzuladen  und  der  Staats- 
kommissar zuzuziehen.  Das  Verfahren  vor 
der  Berufungskammer  ist  wesentlich  das 
gleiche  wie  in  der  ersten  Instanz.  Pur  die 
Form  der  Entscheidung  in  der  Berufungs- 
instanz sind  die  Vorschriften  der  Rei<£&- 
strafprozessordnung  analog  an  zuwenden.  Dai^ 
nach  hat  die  Bei-ufungskammer,  falls  die 
Bestimmungen  über  Einlegung  der  Berufung 
nidit  beobachtet  worden  sinil,  das  Rechts- 
mittel als  unzulässig  zurückzuweisen;  er- 
achtet es  das  Rechtsmittel  für  unbegründet, 
so  hat  es  dasselbe  zu  verwerfen;  uisoweit 
es  für  begründet  befunden  wird,  ist  unter 
Aufhebung  des  angefochtenen  Ehren  gerichts- 
urteils  in  der  Sache  selbst  zu  entscheiden. 
Bei  der  Ehitscheidung  ist  die  Berufungs- 
kammer an  die  Anträge  des  Staatskommissars 
und  des  Beschuldigten  in  keiner  Weise  ge- 
bunden. Wenn  die  ei^tinstanzielle  Ent- 
scheidung lediglich  vom  Angeschuldigten 
oder  zu  dessen  Gunsten  vom  Staatskommissar 
angefochten  worden  ist,  darf  sie  nicht  zum 
Nachteil  dos  Angeschuldigten  abgeändert 
werden.  Die  durch  das  Verfahren  vor  der 
Beruf  ungskammer  erwachsenen  Auslagen 
fallen,  soweit  sie  nicht  einem  zahlungs- 
fähigen Verurteilten  zur  Last  gelegt  werden 
können,  dem  Reichsfiskus  zur  Last. 

Bestimmungen  bezüglich  der  VoD- 
streckung  eines  auf  Verweis  erkennenden 
ehren gerichthchen  Urteils  und  bezüglich  der 
Beitreibung  der  einem  Verurteiltfin  aufer- 
legten Auslagen  sind  weder  im  Gesetze 
noch  in  den  Ausführ ungs Vorschriften  ent- 
halten. Für  Voilstrecfcung  des  Verweises 
sind  die  Vorschriften  des  allgemeinen  Str«f- 
rechts  analog  anzuwenden;  die  Beitreibung 
von  Auslagen  richtet  sich  nach  den  Vor- 
schriften über  Beitreibung  von  Gerichts- 
kosten im  Strafverfahren. 

6.  Börsenschiedsgerichte.  Die  Ei^ 
richtung  von  Börsen  Schiedsgerichten  zur 
Entscheidung  von  Streitigkeiten  aus  Börsen- 
geschäften ist  nicht  gesetzlich  voi^eschrieben, 
sondern  nur  zugelassen,  lieber  die  Zuständig- 
keit imd  das  Verfahren  vor  den  Börsen- 
schiedsgenchten  gelten  im  allgemeinen  die 
Vorsctmften  der  Civil prozessordnung  über 
das  schiedsrichterhche  Verfahren ;  nur  hin- 
sichtlich der  Rechtflbeständigkeit  einer  Ver- 
einbarung, dass  die  Entscheidung  einer 
Streitigkeit  aus  einem  Börsengeschäfte  durch 
das  BöTsenschiedsgericfat  erfolgen  solle,  ent- 
hält das  Börsengesetz  eine  besondere  Vor- 
schrift. Eine  solche  Vereinbarung  ist  näm- 
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Jich  nur  dann  rechtsverbindlich,  wenn  ent- 
weder jeder  der  Beteiligten  Kaufmann  oder 
für  den  betreffenden  QeedUlftszweig  in  das 

Börsenregisfer  eingetragen  ist  oder  wenn 
die  Unterwerfung  unter  das  Schiedsgericht 
nach  Entstehung  des  Streitfalles  erfo^. 

In  Berlin  fungiert  als  Schied 8geri,cht  eine 
EomnÜBBiou  von  3  Mitgliedern  des  Börsen- 
voiBtandes,  die  so^uannte  Dreimänuer- 
kommiasion,  deren  Mit^eder  vom  Vorstand 
fOr  je  einen  Honat  im  voraus  beeämmt 
werden.  Ihre  Zuständigkeit  ist  begrUndet. 
wenn  die  Wertpapiere,  über  weldie  Streit 
.herrscht,  zum  Handel  an  der  Berliner  Bfirse 
zugelassen  sind ;  sie  muss  angerufen  werden, 
sofern  nicht  durch  Vertrag  etwas  anderes 
bestimmt  ist,  in  denjenigen  Streitigkeiten, 
-welche  ihr  nach  den  jeweilig  geltenden,  vom 
Vorstand  der  Fondsbörse  erlassenen  Be- 
dingungen für  die  Geschäfte  an  der  Berliner 
Fondsbörse  zugewiesen  sind ;  audere  Streitig- 
keiten kann  sie  auf  Antrag  der  Parteien 
entscheiden.  Schriftliche  Kl^en  oder  EJage- 
beantwortungen  durch  andere  Bevollmäch- 
tigte als  Prokuristen  und  Handlungsgehilfen 
sind  unzulässig.  Als  Beweismittel  sind  nur 
Urkunden  oder  Zeugen,  welche  sofort  zur 
Stelle  sind,  statthaft;  Eideszuschiehuag  oder 
Vereidigung  von  Zeugen  ist  unzulässig.  Die 
Entscheidung  wird  iu  der  Begel  sofort  nach 
SchluBS  der  Verhandlung  nach  Stimmen- 
mehrheit gefällt.  Das  verfahren  ist  ge- 
bührenfrei. In  Hamburg  bestehen  für  den 
Börsenhandel  in  den  einzelnen  Waren  be- 
sondere Schiedsgerichte  fOr  die  SUtglieder 
der  verschiedenen  BCrsenvereine ;  als  Sdiieds- 
gericht  für  den  Effektenhandel  fungiert  die 
Sachverständigenkommission . 

7.  Der  Geschäftsverkehr  an  den 
Börsen  im  allgemeinen.  Die  ZalassnngB- 
steUe.  a)  Nach  dem  BSrsengesetze  ist  streng 
zu  unterscheiden  zwischen  einem  offiziellen 
und  einem  niehtofäziellen  Börsenverkehr. 
Der  letztere  ist  keineswegs  an  der  BSrse 
verboten,  und  Geschäftsabschlüsse  im  nicht- 
offiziellen  Verkehr  sind  nicht  ungiltig.  Die 
angegebene  Unterscheidung  ist  vielmehr 
lediglich  in  folgenden  Beziehungen  von  Be- 
deutung: 1.  Für  den  nichtoffizieilen  Börsen- 
verkehr darf  eine  amtliche  Preiste stateUung 
nicht  erfolgen  und  Preislisten  (Kurszettel) 
nicht  veröffentlicht  oder  in  mechanisch  her- 
gestellter Vervielfältigung  verbreitet  werden. 
Die  Börsenordnung  Irann  für  besondere  Fälle 
Ausnahmea  zulassen.  2.  Der  nichtoffizielle 
Börsenverkehr  ist  ausgeschlossen  von  der 
Benutzung  der  Börseneinrichtungen,  In  der 
Börsenordnung  können  auch  hien'on  Aus- 
nahmen bewilligt  werden;  doch  erwächst  in 
diesem  Falle  den  Beteiligten  kein  Rechts- 
anspruch auf  die  Benutzung.  3.  Die  Kurs- 
makler dürfen  im  nichtoffiziellen  Verkehr 
keine    Geschäfte     vermitteln.      Eine    vom 


offiziellen  Bt^senverkehr  ansgesohlossene 
Öeschäftsfonn  ist  z.  B.  der  st^nannte  Handel 
auf  Erscheinen. 

b)  üeber  die  Zulassung  von  Waren  zum 
offiziellen  Kbrsenhaudel  haben  die  Landee- 
reeierungen  in  den  Börsenordnungen  zu  ent- 
scheiden. 

Welche  Wertpapiere  Ge^nstand  des 
offiziellen  Börsenverkehrs  sein  dürfen,  haben 
generell  gleicli&dls  die  I^ndesregierungea 
m  den  Böreenordnungen  zu  bestimmen;  sie 
können  einzelne  Gattungen  von  Wertpapieren, 
z.  B.  Aktien,  ausländische  Wertpapiere,  vom 
Börsenverkehr  ausschliessen.  üeber  die  Zu- 
lassung von  Wertpapieren  einer  in  der 
Börsenordnung  zugelassenen  Gattung  zum 
offiziellen  Börsenhandel  entscheidet  dag^en 
ein  Selbstverwaltungsorgan  der  Börse,  die 
sogenannte  Zulassungsstelle,  üeber  die 
Zusammensetzung  dieses  Organs  ist  reichs- 
gesetzlich  bestimmt,  dass  mindestens  die 
Hälfte  der  Mitglieder  aus  Personen  bestehen 
musB,  welche  nicht  iu  das  Börsenr^ister 
für  Wertpapiere  eingetragen  sind.  Von  der 
Beratung  und  Besdilustdassung  sind  im 
einzelnen  Falle  diejenigen  Mitglieder  aus- 
geschlossen, welche  an  der  EinrOhrung  des 
Wertpapiers,  dessen  Zulassung  zum  Börsen- 
handel beantragt  ist,  >beteiligtt  sind.  Eine 
solche  Beteiligung  ist  beispielsweise  anzu- 
nehmen für  alle  Haupt-  und  Unterbeteiligten 
des  Uebernahme-  und  des  EinfOiinuigG- 
syndikats,  für  die  Direktoren  und  Aufsichts- 
ratsmilglieder  von  Gesellschaften,  deren 
Wertpapiere  zum  Börsenhandel  zugelassen 
werden  sollen  oder  welche  die  Zulassung 
des  Wertpapiers  zum  Börsenhandel  beantragt 
haben  u.  s.  w.  Die  wegen  einer  solchen 
Beteiligung  von  der  Beschlussfassung  aus- 
geschlossenen Mitglieder  sind  durch  Stell- 
vertreter zu  ersetzen.  In  Berlin  werden 
die  22  MitgUeder  der  Zulassungsstelle  und 

8  Stellvertreter  auf  3  Jahre  durch  die 
Aelteeten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin 
gewählt;  im  Monat  Dezember  jeden  Jahres 
wählen  die  Mitglieder  der  Zulassungsstelle 
aus  ihrer  Mitte  einen  Vorsitzenden  und  2 
Stellvertreter  desselben ;  der  Vorsitzende  und 
der  erste  Stellvertreter  müssen  Mitglieder 
des  AeltestenkoUegiums  sein.  Die  Zulassungs- 
stelle ist  beschlussfähig,  wenn  mindestens 

9  Mitglieder,  von  denen  höchstens  4  ins 
Börsenregister  für  Wertpapiere  eingetragen 
sein  dürfen,  anwesend  sind.  Hat  ein  Mit- 
glied Bedenken,  oh  es  an  der  Beratung  Qber 
einen  Antrag  auf  Zulassung  bestimmter 
Wertpapiere  zum  Börsenhandel  wegen  Be- 
teüiguug  an  der  Einführung  dieser  Wert- 
papiere teilnehmen  darf,  oder  wird  ein 
solches  Bedenken  von   einem  anderen  Mit- 

Slliede  angeregt,  so  entscheidet  die  Za- 
assungsstelle  endgiltig,  ob  ein  Grund  zur 
Befangenheit  vorliegt.     In  Frankfurt  a.  M. 
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besteht  die  Zulasfiuugsstelle  auB  6  virk- 
licbräi  und  3  Btellvertreteaden  Mitgliedern; 
an  Stelle  dar  TeriiiaderteD  und  der  wegen 
Verdachts  der  Befongeoheit  aiiBgescbloseenen 
Mitglieder  fungieren  Stellvertreter  nach 
Reihenfolge  ihrer  Wahl.  In  der  Begel  ent- 
sdieidet  die  ZuIassnngsBtelle  in  cüme  Be- 
setzung von  6  Mitgliedern;  in  Ullen,  m 
denen  mehr  als  3  Mitglieder  oder  Stellver- 
treter an  der  EntBcheidong  mitzu^^ärkea 
verlündert  dnd,  ist  auch  eine  geringere  Be- 
setzung zulftssig;  doch  darf  dann  einem 
ZulaseuQgsautrage  mur  stattgegeben  veiden, 
"«enn  miadestenB  3  Mitglieder  für  denselbea 
Btiromen.  In  Hamburg  fungiert  als  Zu- 
laasungsstelle  die  SachverstAndigenkommis- 
Bion  fOr  den  Effekten  handel,  welche  aus  den 
9  am  Huidel  in  Wertpapieren  beteiligten 
Personen  des  Vorstandes  der  Wertpapiei^ 
börse  besteht;  falls  die  Zusammensetzung 
der  SachveiständigenkommissioQ  der  reichs- 
gesetzlichen Vorschrift,  daes  mindestens  die 
Hälfte  der  Mitglieder  aus  Personen  besteht, 
welche  nicht  ins  Böreenregisler  für  Wert- 
papiere eingetragen  sind,  nicht  entspricht, 
treten  zu  den  Mitgliedern  der  Sachver- 
stftQd^nhomniiBBion  so  viele  andere,  nicht 
ins  Börsenregistei'  fflr  Wertpapiere  einge- 
tragene Pereonen  hinzu,  als  zur  Erftillung 
der  angeführten  Vorschrift  erforderlich  sind. 
In  München  werden  im  Dezember  jedes 
Jahres  die  12  Mitglieder  der  Zulassungs- 
steUe  imd  6  Stellvertreter  durch  die  Vor- 
Btandscbaft  des  Münchener  HandelsTeieinB 
gewählt;  die  Wahl  nnterhegt  der  Bestätigung 
der  Handelskammer.  Die  ZuIassungssteUe 
ist  beschJussf^g  bei  Änw^enheit  von  7 
Mitgliedern. 

c)  Das  Verfahren  bei  der  ZulasBung  von 
Werkiapieren  zum  offizieUen  BCrsenbaadel 
gestaltet  sich  im  einzelnen  wie  folgt: 

Der  Zulassimgsantrag  muss  nach  der 
Praxis  der  Zulassungsstellen  von  einer  flrma 
ausgehen,  die  am  Sitze  der  t>6tre£fenden 
Börse  ihren  OeschAftssitz  oder  eine  Zweig- 
niederlassung hat.  Der  Antrag  ist  bei  der 
ZuIassungssteUe  unter  genauer  Bezeichoung 
der  Einffihrungsfirma,  des  Betrages  und  der 
Art  der  einzuführenden  Wertpapiere  schrift- 
lich einzureichen;  dabei  ist  anzugeben,  ob 
der  Antrag  bereits  bei  einer  anderen  Börse 
eingereicht  wurde  oder  gleichzeitig  einge- 
reicht wird-  Sofern  es  sich  nicht  Um 
deutsche  Reichs-  oder  Staatsanleihen  han- 
delt, mflssen  dem  Antrage  belgeftigt  werden : 

a)  ein  Prospekt.  Keser  muss  die  zur 
Beurteilung  des  Wertes  der  einzuführenden 
Papiere  wesentlichen  Angaben  enthalten, 
und  zwar  insbesondere: 

I.  in  allen  Fällen: 

1.  das  ttemeinwesen,  die  Gesellschaft 
oder  Person,  für  deren  Werte  die  Zulassung 
erfolgen  soll; 


2.  den  Rechtstitel  (Gesetz,  Privileg, 
Gesellschaftsvertrag ,  (^esellschaftsbeBchluBB 
u.  B.  w.),  auf  welchem  die  Berecbtigung  zur 
Ausgabe  der  Wertpapiere  beruht; 

3.  dea  für  den  Ertrag  der  Emission  vor- 
gesehenen besonderen    Verwendungszweck; 

4.  den  Nennbetrag  der  Emission,  und 
zwar  sowohl  denjenigen  Betrag,  welcher  in 
den  Verkehr  gebracht,  als  auch  denjenigen 
Betrag,  welcher  vorläufig  vom  Verkehr  aus- 
geschioBBen  werden,  und  die  Zeit,  für  weldie 
dieser  Ausschluss  erfolgen  soll; 

5.  die  Merkmale  (Betrag,  Reihen,  Num- 
mern) der  zu  emittierenden  Stücke,  und  ob 
diese  auf  den  Inhaber  oder  auf  Namen 
lauten; 

6.  die  Bestimmungen  über  Eündbarkdit 
oder  Ünkündbarkeit  sowie  über  die  Tilgung 
der  Werte; 

7.  die  Art  der  Sicheretellimg  für  Kapital-, 
Zins-  oder  Dividendenzahlungen  und  die 
Umstände,  welche  ftlr  die  Beurteilung  der 
Sicherstellung  von  Bedeutung  sind; 

8.  die  Vorzugsrechte,  welche  den  zu 
emittierenden  Werten  vor  früher  ausge- 
gebenen Werten  oder  diesen  vor  jenen  zu- 
stehen (Priorilätaachulden ,  PrioritStra^en 
u.  8.  w.); 

9.  die  bei  Zins-,  Dividenden-  oder  Kajätal- 
zahlui^n  erfolgenden  Abzüge  oder  Be- 
schränkungen ; 

10.  die  Plätze  und  die  Termine,  an  denen 
die  Zinsen  oder  Dividenden  und  die  Eapital- 
betiAge  zahlbar  sind-  den  Zinssatz;  die 
Fristen  für  die  Verjährung  des  Anspruchs 
auf  Zinsen  oder  Dividenden  und  auf  die 
KapitalbetrSge ; 

11.  falle  die  einzuführenden  Wertropiere 
lediglich  auf  ausländische  Währung  lauten, 
den  von  der  Zulassun^telle  ffir  die  Um- 
rechnung der  fremden  Währung  in  deutsche 
Währung  festgesetzten  Umrechnungskurs; 

Ausserdem  II.  bei  Anleihen  eines  aus- 
ländischen Staates,  einer  ausländischen  kom- 
munalen Körperschaft  oder  konunimalea 
Kreditanstalt : 

1.  eine  Tebersicht  über  den  letzten 
(ordentlichen  und  ausserordentlichen)  Haus- 
haltsetat des  Qemeinwesens  oder  die  Angabe, 
daSB  das  Gemeinwesen  einen  Haushaltsetat 
nicht  veröffentlicht; 

2.  eine  üebersicht  über  die  wesentlichen 
Ergebnisse  der  drei  letzten  Jahreshaushalts- 
abschlüsse  des  Gemeinwesens; 

3.  eine  üebersicht  über  den  Schulden- 
bestand  des  Gemeinwesens ; 

4.  sofern  die  Verbindliehieiten,  welch© 
das  Gemeinwesen  innerhalb  der  letzten  zehn 
Jahre  aus  Anleihen  nach  Mossgabe  der 
ÖffentHchen  Anleihebedingimgen  durch  Zins- 
oder Kapitalzablung  zu  erfüllen  hatte,  bis- 
her unerledigt  gebheben  sind,  die  Mitt^ung 
der  darauf  bezüglichen  umstände; 
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in.  bei  Anteilscheinen  oder  Schuldver- 
Bchreibimgea  eiües  gewerblichen  Dnter- 
nehmeus : 

1.  eine  Bezeichnuag  des  Zvecks  und 
des  ümfeinges  des  Unternehmens; 

2.  Angaben  über  eine  dem  UntemehmeQ 
erteilte  Konzession  (Privileg), .  deren  Dauer 
und  die  das  unternehmen  besonders  be- 
lastenden Konzession  sbediogungen ; 

3.  An^ben  über  die  Efwerbungsrechte, 
welche  einem  anderen  gegeoüber  dem  Dn- 


4.  Angabeo  Über  die  innerhalb  der  letzten 
drei  Jalire  eingetretenen  Bau-  oder  Betriebs- 
störungea,  dm^th  welche  die  Ertragsffthig- 
keit  des  Unternehmens  für  lauere  Zät 
wesentlich  beeinträchtigt  worden  ist; 

5.  Angaben  über  die  Befugnisse,  welche 
den  Inhabern  der  Schuldvetschreibungen 
gegenüber  dem  Aussteller  eingerftumt  önd ; 

IV,  bei  Gruudki-editobligationen  imd  Hy- 
pothekonpfandbriefen : 

1.  die  Angabe  der  wesentlichen  Orund- 
aätze,  nach  denen  die  Ennittelmig  des 
Wertes  uad  die  Beleihung  der  Ffandgegea- 
stände  erfolgt; 

2.  die  Angabe  des  Betrages,  bis  zu 
welchem  Schuldverschreibungen  und  Pfand- 
briefe im  Verfaftltnis  zum  Grundkapital  und 
zu  den  Hypotheken  ausgegeben  werden 
dürfen; 

3.  die  Angabe  des  Bestandes  an  Hypo- 
theken, Orusdachulden  und  Darlehnsfoide- 
Tungen  sowie  der  Höhe  der  ausgegebenen, 
am  Schlüsse  des  letzten  Kalenderviertel- 
jahies  in  Umlauf  gewesenen  Schuldver- 
echieibungen ; 

4.  die  Angabe  der  wesentlichen  Befug- 
nisse, welche  den  Inhabern  der  Schuldver- 
schreibungen gegenüber  den  Ausstellern 
eingeräumt  sind  (Bestellung  eines  Pfand- 
halters, Ii'austpfaudrechte  und  dergleichen); 

5.  die  Angabe  der  dem  Staate,  der  Ge- 
meinde u,  s.  w.  Zusteheaden  Aufsichtsbe- 


V.  bei  Aktien  oder  Schuldverschreibun- 
gen einer  Aktiengesellschaft  oder  Akcien- 
kommanditgesellschaft  (sohin  auch  bei  Pfand- 
briefen einer  Hj'pothekenaktienbanit)  ausser 
den  unter  I^  EIL  und  lY.  aufgeführten  Er- 
fordernissen : 

1.  den  Q^enstand  des  Untem^miens; 

2.  den  Tag  dei'  Eintragung  in  das  Haji- 


.  die  Höhe  des  Grundkapitals ; 
4  die  Art  der  Bestellung  und  Zusam- 
mensetzung des  Aufeichtsrats  und  des  Vor- 
standes sowie  die  Namen  der  gegenwärtigen 
Mitglieder ; 

5.  die  Art,  wie  die  Berufung  der  Gene- 
ralversammlung der  Aktionäre  gestrebt; 

6.  die  Art,  wie  die  von  der  Gesellsi^iaft 
ausgehendeu  Bekanntmachungen  erfolgen; 


7.  das  GeschiLftBJahr  der  Gesellschaft; 

8.  die  Bestimmungen  über  die  Auf- 
stellung der  Bilanz,  die  Ansammlung  von 
Reeervefonds,  die  Verteilung  des  Gewinns, 
das  Stimmrecht  und  die  Bezugsi'echte  der 
Aktion^«.  Für  inländische  Gesellschaften 
genügt  der  Hinweis  auf  die  betreffenden 
Vorschriften  des  Handelsgesetzbuchs,  soweit 
diese  durch  den  Geaellschatts vertrag  nicht 
abgeändert  sind; 

9.  die  zu  Gunsten  einzelner  Aktionäre 
bedungenen  besonderen  Vorteile,  fioweit  de 
in  foruaufenden  Bezügen  oder  in  der  Rück- 
zahlung der  Aktien  bestehen; 

10.  sofern  nicht  bereits  zwei  volle  Jahre 
seit  Eintragung  der  Gesellschaft  in  das 
Handelsregister  verflossen  sind;  die  zu 
Gunsten  einzelner  Aktionäre  bedungenen, 
nicht  unter  Ziffer  9  fallenden  besonderen. 
Vorteile;  die  von  der  Gesellschaft  über- 
nommenen vorhandenen  oder  herzustellen- 
den Anlagen  oder  sonstigen  Vermögens- 
stücke;  die  von  den  Aktionären  auf  das 
Grundkapital  gemachten  Einlagen,  welche 
nicht  durch  Barzahlung  zu  leisten  sind; 
der  Gesamtaufwand,  welcher  zu  Lasten  der 
Gesellschaft  an  Aktionäre  oder  Andere  als 
Entschädigung  oder  Belohnung  für  die 
Gründung  oder  deren  Vorbereitung  ge- 
währt ist; 

11.  die  in  den  letzten  fünf  Jahren  ver- 
teilten Dividenden; 

12.  die  Bilanz  des  letzten  Geschäfts- 
jahres nebst  Gewinn-  und  Veriustrechnnng 
oder  —  sofern  das  erst«  Geschäftsjahr  deir 
Gesellschaft  noch  nicht  abgelaufen  ist  — 
eine  Gegenüberatellung  der  VermCgensstacke 
und  Verbindlichkeiten; 

13.  die  Höhe  der  Hypothekenschulden 
und  Anleihen,  deren  Fälligkeit  mid  Til- 
gungsart; 

14.  die  Bezugsrechte  der  ersten  Zeichner 
und  anderer  Personen. 

Bei  Schuld verschreibuagen  einer  Gesell- 
schaft mit  beschränkter  Haltung  finden  die 
vorstehenden  Bestimmungen  entsprechende 
Anwendung. 

b)  der  Nachweis  Aber  den  der  Emission 
zu  Grunde  liegenden  Bechtstitel  sowie  über 
das  Verhältnis  zu  früher  ausgegebenen 
Werten ; 

c)  dem  Antn^  auf  Zulassung  der  An- 
leihe eines  ausländisclien  Staates,  einer  ans- 
ländischen  kommimalen  EOrpeischaft  oder 
kommunalen  Ereditanstalt :  der  Nachweis, 
dass  die  vorstehend  unt^  HL  1 — 3  aufge- 
führten üebersichten  auf  amtlichen  Fest- 
stellungen beruhen; 

d)  dem  Antrage  auf  Zulassung  der  Werte 
eines  auf  Konzession  beruhenden  Unter- 
nehmens: die  £onzessionsui^nde  oder 
wenigstens  ein  die  Dauer  der  Konzession 
und  die  das   Unternehmen   besonders    be- 
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lastenden  EonzeseionBbediDguDgea  eathal- 
teoder  Auszug; 

e)  dem  Antrage  auf  Zulassiuig  von  Aktien 
oder  Schuldverschreibungeo  einer  Aktien- 
gesellschaft oder  Aktienkommanditge8cIl- 
Schaft:  der  Nachweis  Aber  die  Eintragung 
in  das  Handelsregister,  der  Gesell scbafte- 
vertrag,  der  letzte  Oescbäftsbericht,  ferner 
bei  in^dischen  Aktiengesellschaften,  sofern 
nicht  bereits  zwei  volle  Jahre  seit  der  Ein- 
tragung in  das  Handelsregister  yerQossen 
Bind,  der  nach  Art.  209h  (g  192  Abs.  U) 
des  Handelsgesetzbuchs)  von  besonderen 
Eevisoren  erstattete  Bericht, 

Sämtliche  Beweisstücke  müssen  in  einer 
Fonn  vorgelegt  werden,  welche  den  Inhalt 
glaubhaft  ergiebt;  Beweisstücken,  die  in 
einer  anderen  als  der  deutschen,  englischen 
oder  franzÖBiachen  Sprache  abgefasst  sind, 
ist  eine  beglaubigte  üebersetzung  beizu- 
fügen. 

Die  Verpflichtung  zur  Einreichnng  eines 
Prospektes  und  der  angeführten  Nachweise 
besteht  auch  bei  Anträgen  auf  Zidaesung 
von  Wertpapieren,  welche  infolge  einer 
Konversion  oder  einer  Eapitalserhöhung  aus- 
gegeben wurden.  Dagegen  kann  die  Landes- 
regierung für  Schuldverschreibungen,  bezüg- 
lich deren  das  Reich  oder  ein  Bundesstaat 
die  volle  Garantie  übernommen  hat,  und 
für  Schuld verBchreibungen  kommunaler  Kör- 
perschaften und  kommunalständischer  Kre- 
ditinstitute sowie  der  unter  staatlicher  Auf- 
sicht stehenden  Pfandbriefanstalten  vom 
Prospektzwange  entbinden.  Bei  Bewilligung 
eiuea  solchen  Dispenses  entfällt  auch  die 
Verpflichtung  zur  Vorlage  der  oben  ange- 
gebenen Nachweise ;  doch  muss  der  Zu- 
lassungsstelle die  Dispensnrkunde  vorgelegt 
werden. 

Sofort  nach  Eingang  des  ZiüaEBungsan> 
träges  verfügt  die  ZiüasBungsstelle  die  Ver- 
öffentlichung desselben.  Diese  Veröffent- 
lichung erfolgt  auf  Kosten  des  Antragstellers 
im  Reichsanzeiger  und  in  mindestens  zwei 
inländischen  Zeitungen,  welche  letztere  von 
der  Zulassungsstelle  bestimmt  werden  -  eine 
derselben  muse  am  Börsenplatze,  und  bei 
einem  Antrage  auf  Zulassung  von  Aktien 
oder  Schuldverschreibungen  einer  inländi- 
schen Aktiengesellschaft  oder  Aktienkom- 
manditgesellschaft, eine  in  dem  engeren 
Wirtschaftsgebiet  erscheinen,  dem  die  Ge- 
seUschaft  angehört.  Ausserdem  ist  der  An- 
trag durch  Aushang  an  der  Börse  bekannt 
zu  machen. 

Nachdem  die  Veröffentlichung  des  Zu- 
lasBungsantrages  verfügt  ist,  tritt  die  Zu- 
lassungsetelle in  mOndlicher  Beratung  in 
eine  Prüfung  des  Antrages,  Diese  Prüfung 
erstreckt  sich: 

1,  auf  die  Frage,  ob  die  Zulassung  der 
betreffenden  Wertpapiere  zum  Börsenhandel 


überhaupt  statthaft  ist.  In  dieser  Beziehung 
kommen  folgende  Beschränkungen  in  Be- 
tracht: a)  Ke  Gesamtsumme  der  Stücke, 
welche  auf  Grund  der  Zulassung  alsbald  in 
den  Verkehr  gebracht  werden  sollen,  muss 
ihrem  Nennwerte  nach  mindestens  betiagen 
an  den  Börsen  von  Berlin,  Frankfurt  a.  M, 
und  Hamburg  1 000000  M.,  an  den  übrigen 
Börsen  500000  M,  Diese  Beschränkung 
fällt  weg,  wenn  die  zuzulaasenden  Wert- 
papiere von  einem  Gemeinwesen,  einer  Ge- 
sellschaft oder  Person  ausgestellt  sind,  von 
welchen  sonstige  Werte  bereits  an  der- 
selben Böi'se  zugelassen  sind.  In  einzelnen 
Fällen  kann  für  Berlin,  Frankfurt  a.  M.  und 
Hamburg  die  Börsenaufsichtsbehörde  (Ael- 
testenkoUegium  bezw,  Handelskammer)  die 
Zulassung  von  Werten  im  Mindestbetrage 
von  500000  M.,  für  die  übrigen  Börsen  die 
Landesregierung  die  Zidassung  von  Wert- 
papieren im  Betrage  von  weniger  als  500  000  if. 
gestatten,  falls  diese  Werte  nur  für  das 
engere  Wirtschaftsgebiet,  dem  die  betreffende 
Börse  augehöri:,  von  Bedeutung  sind. 

b)  die  Zulassung  ist  nur  statthaft,  wenn 
die  Wertpapiere  ai^  deutsche  Währung  oder 
gleichzeitig  auf  diese  und  eine  andere 
Währung  lauten;  wenn  die  Zinsen  oder 
Dividenden  sowie  die  verlosten  und  gekün- 
digten Stücke  an  einem  deutschen  Börsen- 
plätze zahlbar  sind  und  die  Aushändigung 
neuer  Zinsbogen  daselbst  kostenfrei  erfolgt, 
femer  hei  Anteilsscheinen  von  Gesellschaften 
mit  Ausnahme  der  Aktien  und  Interims- 
scheine von  Versicherungsgesell  schalten, 
wenn  sie  voll  eingezahlt  sind.  Von  diesen 
Beschränkungen  kann  die  ZulassungssteUe 
in  geeigneten  Fällen  absehen,  hat  jedoch 
hiervon  den  Staatskommissar  unter  Angabe 
der  örflnde  zu  verständigen.  Bei  Zulassung 
von  Wertpapieren,  welche  lediglich  aiii 
fremde  Währung  lauten,  ist  der  Kurs  für 
die  Umrechnung  der  fremden  Währung  in 
deutsche  Wähning,  der  im  Börsenhandel 
zur  Anwendung  kommen  soll,  festzusetzen. 

c)  Die  Zulassung  von  Aktien  und  Inte- 
rimsscheinen einer  ausländischen  Aktienge- 
sellschaft, welche  auf  einen  geringeren  Be- 
trag als  1000  H.  lauten,  ist  nur  statthaft 
mit  Genehnugung  der  I^ndesregierung. 

d)  Unstatthaft  ist  die  Zulassung  von 
Aktien  eines  z\ir  Aktieiigesellscbaft  oder 
Aktienkommanditgesellschä  umgewandelten 
Unternehmens  vor  Ablauf  eines  Jahres  nach 
Eintragung  der  Gesellschaft  in  das  Handels- 
register und  vor  Veröffentlichung  der  ersten 
Jahresbilanz  (d,  h.  der  ersten  Bilanz  Ober 
ein  volles  Geschäftsjahr)  nebst  Gewinn-  und 
Verlustrechnung,  Von  dieser  Beschränkung 
kann  die  Landesregierung  in  besonderen 
!FlLUen  dispensieren. 

e)  Unstatthaft  ist  die  Zulassung  von  An- 
teilsscheinen  oder  staatlich  nicht  garantierten 


Obligationen  ausländischer  Erwerbsgesell- 
Boharten,  -wenn  sicli  nicht  die  Emittenten 
auf  die  Dauer  von  Ö  Jahren  verpflichteo, 
die  Bilanz  nebst  Gewinn-  und  Verlustrect- 
nung  jährlich  nach  ihrer  Feststellung  in 
einer  oder  mehreren  von  der  Zulassungs- 
stelle zu  bestimmenden  deutschen  Zeitangen 
zu  verßff entliehen. 

Die  FrUfiing  der  ZuIassungsst^Ue  hat 
eich  femer  zu  erstrecken: 

2.  auf  die  Frage,  ob  die  Urkunden,  welche 
»die  Grundlage  fOr  die  zu  ermittierenden 
'Wertpapiere  bilden^,  in  dem  Zulassungsan- 
irags  hezw.  dem  Prospekt  und  sonstigen 
Beilagen  mitgeteilt  sind.  Die  Zulassungs- 
fitelle  hat  die  Vorlage  dieser  Urkunden  zu 
verlangen  und  sie  auf  ihre  Echtheit  und 
Oesetzni9esigkeit  zu  prüfen.  Es  kommen 
hier  insbesondere  solche  Urkunden  in  Be- 
tracht, welche  die  sub  a  I.  1 — 3,  5 — 10, 
in.  1,  V.  aufführten  Angaben  ersichtlidi 
machen. 

3.  Auf  die  Frage,  ob  das  Publikum  durch 
den  Inhalt  des  Zulassnn^n träges  und  der 
mit  diesem  vorlegten  Beilagen  über  ^e 
zur  Benrteilung  der  zuzulassenden  "Wert- 
papiere  notwendigen  thatsfichlichen  und 
rechtlichen  VerhÄltnisse  soweit  als  möglich 
informiert  wird.  In  dieser  Beziehung  ist 
insbesondere  zu  prüfen,  ob  der  Prospekt  die 
oben  mitgeteilten  Angaben  enthfllt.  Aus- 
nahmsweise  kann  die  Zulassungsstelle  bei 
Anleihen  solcher  ausländischer  Staaten, 
deren  Finanzverhältnisse  so  klar  und  so  all- 
gemein bekannt  sind,  dass  es  einer  weiteren 
Information  des  Publikums  über  die  zur 
BeurteOung  des  Wertes  der  zuzulassenden 
Papiere  notwendigen  thatsachlichen  und 
reditUchen  Angaben  nicht  bedarf,  von  den 
oben  unter  II.  1 — 3  und  c  und  bei  Schuld- 
verschreibungen von  Gemeinwesen,  Gesell- 
schaften oder  Personen,  die  von  solchen 
Staaten  garantiert  sind,  von  den  imter  II. 
1—3,  m.  2—4,  Y.  2,  4—10,  12  und  e-« 
angegebenen  Erfordernissen  absehen;  eine 
solche  Ausnahme  ist  jedoch  unzulässig, 
wenn  Verbindlichkeiten,  die  der  betreffende 
Staat  innerhalb  der  letzten  zehn  Jahre  aus 
Anleihen  nach  Ütlaasgabe  der  öffentlichen 
Anleihebedingungen  durch  Zins-  oder  Ea- 
pitalzahlung  zu  erfüllen  hatte,  imerledigt 
geblieben  sind.  Die  bewilligt;-n  Ausnahmen 
sind  unter  Angabe  der  Gründe  dem  Staats- 
kommissar mitzuteilen.  Andereraeits  kann 
die  Zulassnngsstelle  die  Vorlage  anderer  als 
d^r  oben  angeführten  Urkunden  und  die 
Aufnahme  gewisser  weiterer  Angaben  that- 
Bächlicher  und  rechtlicher  Art  in  den  Pro- 
spekt verlangen,  wenn  sie  der  Anschauung 
ist,  dass  diese  Ui^unden  und  Angaben  für 
die  Beurteilung  des  Wertes  der  zuzulassen- 
den Wertpapiere  von  wesentÜchem  Belang 
sind.    Kommt  der  AntiagsteUer  einer  Auf- 


forderung der  Zulassungsstelle,  Ui^unden 
vorzulegen  oder  den  Prospekt  zu  verdeut- 
lichen oder  zu  vervollständigen,  nicht  nach, 
80  ist  der  gestellte  Antrag  zurßckzuweisen. 

Der  Prospekt  ist  von  dem  Antragsteller 
in  denselben  Zeitungen,  mit  Ausnahme  des 
Beichflanzeigers,  zu  veröffentlichen,  in  denen 
der  Antrag  auf  Zulassung  bekannt  gemacht 
wurde,  und  zwar  in  der  von  der  Zulassungs- 
stelle genehmigten  Fassung,  Ist  der  Pro- 
spekt bereits  vor  der  Genehmigung,  jedoch 
nach  Einreichung  des  Zulassungsantragee 
veröffenüicht  worden,  so  müssen  die  von  der 
ZulassuQgsfitelle  verfügten  Ergänzungen  des 
Prospektes  nachträghch  publiziert  werden ; 
ist  die  Veröffenthchung  des  Prospektes  vor 
Einreichung  des  Zulassuugsan träges  erfolgt, 
Bo  ist  eine  neuerliche  VerööenÜitiung  nach 
Einreichung  des  Zulassungsantrages  auch 
dann  notwendig,  wennseitensderZulassungs- 
stelle  Aendenmgen  oder  Ergänzungen  des 
Prospektes  nicht  angeordnet  wunlen. 

4.  Auf  die  Frage,  ob  die  Zulassung  nicht 
zu  einer  Sdiädigung  erheblicher  allgemeiner 
lateressen  oder  offenbar  zu  einer  üebervor- 
t«ilung  des  Publikums  führt.  Kommt  die 
Zahlungsstelle  zu  der  Ueberzeugnng,  dass 
einer  dieser  beiden  Falle  gegeben  sei,  so 
hat  sie  die  Zulassung  zu  verweigera,  auch 
wenn  der  Antragsteller  allen  formellen  Er- 
fordernissen genügt  hat. 

Die  Ablehnung  des  Zulassun^n träges 
ist  unstatthaft  bei  deutschen  Beichs-  und 
Staatsanleihen  sowie  bei  jenen  Schuldver^ 
Schreibungen,  für  welche  die  Landesre^e- 
rung  den  Antragsteller  von  der  Verpflich- 
tung zur  Einreichung  emes  Fnwpektes  ent- 
bunden hat;  denu  mit  der  Befreiung  vom 
Prospektzwange  ist  der  Zulassungsstelle  die 
Möghchkeit  und  das  Recht  benommen,  die 
zuzulassenden  Wertpapiere  nach  den  sonst 
reichtgesetzlich  vorgeschriebenen  Richtungen 
zu  prüfen.  Abgesehen  hiervon  kann  die 
Zulassungsstelle  jeden  Zulassungsantrag  ohne 
Angabe  von  Gründen  ablehnen.  Der  ab- 
lehnende Bescheid  ist  den  Vorständen  der 
übrigen  deutschen  Börsen  für  Wertpapiere 
mit  dem  Bemerken  mitzuteilen,  ob  die  Ab- 
lehnung mit  Rücksicht  auf  örtliche  Verhält- 
nisse oder  aus  anderen  Gründen  erfolgt  ist. 

Ein  Beschluss,  durch  wel<^en  dem  Zu- 
lassungsantrage stattgegeben  wird,  darf 
frühestens  am  4.  Tage  nach  Veröffentlichung 
des  Antrages  in  der  am  Börsenplätze  er- 
scheinenden Zeitung  gefasst  werden.  In 
dem  Beschluss  ist  der  Tag  zu  bestimmen, 
von  welchem  ab  die  Einführung  der  Wert- 
papiere an  dei'  Börse  erfolgen  darf;  dieser 
Tag  darf  frühestens  der  siebente  nacl) 
Veröffentlichung  des  Zutassungsantrages  and 
frühestens  der  vierte  nach  der  eisten  Ver- 
öffentlichung des  Prospektes  und  nach  dem 


öffentlicliung  des  Prospektes 
Tage  des  Zulassungsbeschlui? 
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ZulassungebescbluBB  ist  durch  dreilflgigen 
Austiang  an  der  BOrse  zu  reröffentliäieii ; 
von  der  Yei-Offentlichung  des  Zulassung»- 
beschlBsees  bis  zur  Einffüming  der  Wert- 
papiere an  der  BOrse  sind  die  mit  dem  An- 
trage vorgelegten  BeTeisstflcke  Cffentlich 
auszulegen. 

üel^r  das  YerhAltnis  mehrerer  Zulaa- 
smigsstellea  zu  einander  ist  folgendes  be- 
stimint: 

IbI  das  ZulassungBgesuch  gleichzeitig  bei 
mehreren  Börsen  eit^reicht  worden,  60 
sollen  die  TA^ertp^iere  an  der  einen  BOree 
nur  mit  Zustimmung  der  ZuJassungss teilen 
an  den  anderen  Börsen  zugelassen  werden. 
Liegt  zur  Zeit  der  Begcmussfassung  der 
einen  Zulassungsstelle  bereits  ein  Zulassungs- 
beschluss  einer  anderen  ZulassungEstelle 
vor,  so  ist  dieser  Bescheid  für  die  Ent- 
scheidung der  einen  Zulassungsstelle  nicht 
bindend.  Ebenso  ist  ein  ablehnender  Be- 
scheid einer  Zulaesungsstelle  für  die  andern 
Zulassungsstellen  nicht  bindend,  wenn  die 
Ablehnung  mit  BOcksicht  auf  Örtliche  Ver- 
haltnisse  erfolgte:  in  allen  übrigen  Mllen 
aber  darf  die  Zulassung  an  einer  anderen 
Börse  nur  mit  Zustimmung  derjenigen  Zu- 
lasBungBBtelle  gestattet  werden,  welche  früher 
die  ZnlaEsung  abgelehnt  hat 

Die  Börsenordnungen  können  gegen  die 
Entscheidungen  der  Zulassungsstellen  Be- 
schwerde ziuaasen.  In  Berlin  kann  binnen 
14  Tagen  nach  Bekanntgabe  des  Beschlusses 
Beschwerde  an  das  AeltestenkoUenum  er- 
griffen werden,  in  Hamburg  an  die  Handels- 
iammerj  die  E^nkfurter  Börsenoidonng  ge- 
währt mne  an  eine  14  tS^ge  Frist  gebundene 
Beschwerde  lediglich  dem  Emittenten  gegen 
BOlche  Entscheidungen  der  ZulasBun  gas  teile, 
durch  weltiie  ein  Zulassungsantrag  afc^lehnt 
oder  ein  bereit«  eingeführtes  Wertpapier  von 
der  Notierung  ausgeschlossen  wird. 

Haftung  auf  Grund  des  Pro- 
epekta.  Die  Vorschriften  über  das  Ver- 
ehren hei  Zulassung  von  Wertpapieren  zum 
Börsenhaudel  gehören  dem  öffentlichen 
Fechte  an;  ihre  Nichtbeachtung  seitens  der 
Zulassungsetellen  wie  der  Antragsteller  be- 
gründet an  sieh  lediglich  Öffentlichrechtliche 
Wirkungen.  Wenn  z.  B.  Alrtien,  welche  auf 
Grund  eines  Beschlusses  der  Generalver- 
sammlung einer  AktiengeBellschaft,  das  bis- 
herige Grundkapital  v(hi  10  auf  20  Millionen 
zu  ertiöhen,  ausgegeben  wurden,  von  einer 
Zulassungsstelle  zum  BOrsenhandel  zuge- 
lassen werden,  obwohl  seitens  der  die  Zu- 
lassung beantragenden  Firma  überhaupt  kein 
Prospekt  vorgelegt  wurde,  so  kann  g^en 
die  Zulassung  dieser  Aktien  Beschwerde  an 
die  Aufsichtsbehörden  ei^ffen  werden; 
aber  weder  Antragsteller  noch  Zulassungs- 
stelle sind  nach  dem  Böisengesetze  fOr  die 
Folgen  ihrer  Geeetzesverletzung  dvilrecht- 


lich  haftbar.    Nur  aus  dem  Inhalt  des  Pro- 

rkts  kann  unter  ümst&uden  eine  beson- 
e  ci  vih-echthche  Haftung  abgeleitet  werden. 

1.  Wer  haftet?  Es  ha&n  diejenigen, 
welche  den  Prospekt  erlassen  haben,  also 
die  Unterzeichner  des  Prospektes,  und  jene, 
>von  denen  der  Erlass  des  Prospektes  aus- 
geht«, d.  h.  die  sich  der  Unterzeichner  als 
vorgeschobener  Pereonen  bedient  haben. 
Mehrere  Haftpflichtige  haften  solidariscL 

2.  Wem?  Jedem  Besitzer  von  Wert- 
papieren, welche  auf  Grund  des  Prospektes 
zum  Börsenhandel  zugelassen  und  vom  Be- 
sitzer durch  einen  im  Inlande  abgeschlossenen 
entgeltlichen  Vertrag  erworben  worden  sind; 
also  regelmässig  nicht  demjenigen,  der  die 
Papiere  durch  Erbschaft,  VennachtniB, 
Schenkung  unter  Lebenden  oder  von  Todes 
wegen  erworben  hat;  nicht  jenem,  der  Pa- 
piere gleicher  Gattung  besitzt,  die  aber 
nicht  auf  Grund  des  Froepektes  zugelassen 
sind. 

3.  Unter  welchen  Voraussetzungen?  a) 
Die  Haftung  kann  nur  abgeleitet  werden 
aus  dem  Prospekte,  auf  Grund  dessen  die 
Wertpapiere  zum  Börsenhaudel  zi^lassen 
wurden ;  nicht  aus  den  ausserdem  veröffent- 
lichten abgekfli-zten  Prospekten,  b)  Gehaftet 
wird,  wenn  in  diesem  Prospekte  thatsäch- 
liche  oder  rechtliche  Verhältnisse,  welche 
tflr  die  Beurteilung  des  Wertes  des  zuge- 
lassenen Papieres  erheblich  sind,  entweder 
—  sei  es  argüstig,  sei  es  aus  grober  Fahr- 
Ifissigkeit  —  unrichtig  daigesteut  oder  bös- 
lich verschwiegen  oder  wegen  böshcher 
Unterlassung  einer  ausreichenden  Prüfung 
des  Prospektes  nicht  angegeben  sind.  Gleich- 
gütig  ist,  ob  die  Angaben  vom  Unterzeichner 
des  Prospektes  oder  von  Dritten  herrühren 
oder  in  dem  Prospekt  als  von  Dritten  stam- 
mend bezeichnet  werden,  c)  Femer  wird 
verausgesetzt,  dass  der  Besitzer  des  Papieres 
bei  dessen  Erwerb  die  Unrichtigkeit  oder 
Un Vollständigkeit  der  Angaben  des  Pro- 
spektes nicht  kannte  und  die  Unrichtigkeit 
der  Angaben,  wenn  sie  lediglich  auf  grober 
Fahrlässigkeit  beruht,  auch  bei  Anwendung 
derjenigen  Sorgfalt,  welche  er  in  eigenen 
Angelte nheiten  beobachtet,  nicht  hätte  be- 
merken können.  iBöslicfakeit«  ist  gleich- 
bedeutend mit  «Fahrlässigkeit  gröbster  Art«, 
ein  Mittelding  zwischen  Arglist  und  grober 
Fahrlässigkeit,  d)  Der  Haftpflichtige  muss 
dem  Besitzer  entweder  den  Schaden  ereetzen, 
der  ihm  >ans  der  von  den  gemachten  An- 
gaben abweichenden  Sachlage  c,  d.  h.  durch 
die  Unrichtigkeit  oder  Un  Vollständigkeit  des 
Prospektes  erwächst,  oder  ihm  die  betreffen- 
den Wertpapiere  gegen  Erstattung  entweder 
des  von  dem  Besitzer  nachgewiesenen  Er- 
werbspreises oder  ihres  Kurswertes  zur  Zeit 
der  FHnfahrung  iu   den   Börsenhandel   ab- 

Zwischen  diesen  drei  Verblndlich- 
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keiten  hat  er  die  Wahl  e)  Die  Haftungs- 
ansprüche  verjähren  in  5  Jahren  seit  der 
Zulassung  der  Wertpapiere. 

Verträge,  durch  welche  die  nach  a^e 
beendete  Haftung  ermSssigt  oder  erlassen 
wird,  sind  unwirk^ra ;  dagegen  sind  weitem 
gehende  Ansprüche,  welche  nach  den  Vor- 
schriften des  bürgerlichen  Rechts  auf  Grund 
von  Verträgen  erhoben  werden  können,  durch 
diese  Vorschriften  nicht  berührt,  i'flr  die  Ent- 
scheidung der  aus  den  angegebenen  Be- 
Btimmungeu  des  Börsengesetzes  abgeleiteten 
Ersatzansprüche  ist  ohne  Rücksicht  auf  den 
Wert  des  Streitgegenstandes  das  Landgericht 
des  Ortes,  an  dessen  Büise  die  Einführung 
dee  Wertpapieres  erfolgte,  ausschliesshch  zu- 
stand^; besteht  an  diesem  Landgerichte 
eine  Kammer  für  Handelssachen,  so  gehOrt 
der  Rechtsstreit  vor  diese.  Die  Re\'ision 
sowie  die  Besdiwerde  gegen  Entscheiduneen 
des  Oberland  esgerichts  geht  an  das  Beicns- 
gericht. 

f)  An  einzelnen  Büraen  werden  für  die  Za- 
lassnng  von  Wertpapieren  znm  Btjnenhandel 
besondere  Gebühren  erhoben.  In  Hamburg 
ist  „in  der  Kegel"  für  die  Genehmignn?  des 
Antraget!  vom  Antragsteller  an  die  Sacnver- 
Btandigenkommiflsion  für  den  Effektenhandel 
eine  Gebühr  zn  entrichten,  deren  HSbe  von  der 
ZulaasnngBstelle  von  Fall  zu  Fall  festgesetzt 
wird,  jedoch  den  Betrag  von  &00  Mark  nicht 
übersteigen  darf.  In  Frankfurt  a.  M.  setzt  die 
ZiilaBsnDgBBt«lle  die  für  die  Znlawong  zn  ent- 
richtende Qebühr  in  jedem  einzelnen  Falle  nach 
freiem  Ermessen  fest.  In  Berlin  besteht  fol' 
gender  Qeblihrentarif:  1.  bei  festverzinslichen 
inllLndiachen  Wertpapieren  für  jede  angefan- 
gene Million  100  Mark,  bis  znm  Maximalbetrage 
von  2000  Mark.  Anleihen  kommunaler  Körper- 
schaften, wie  Provinzial-,  Kreis-  nnd  Stadt- 
anleihen zahlen  nur  die  Efilfte  dieses  Satzes, 
mindestens  jedoch  100  Mark;  die  Zulassung 
deutscher  Beichs-   und    Staatsanleihen    erfolgt 

febührenfrei;  S.  bei  festverzinsUchen  ausl£- 
ischen  Wertpapieren  für  jede  angefangene 
Million  Hark  200  Mark,  bis  znm  Maximalbe- 
trage von  4000  Mark;  3.  bei  solchen  bereits 
zugelassenen  festverzinslichen  in-  oder  anslän- 
diachen  Wertpapieren,  welche  durch  Abstempe- 
lung eine  Aenderung  ies  Üechtsverhsltnisses 
erfahren  haben ,  ohne  dass  gleichzeitig  neue 
Wertpapiere  gleicher  Art  ausgegeben  sind  oder 
der  NominalMUw  erhSht  worden  ist:  Die 
Hälfte  der  nach  Ziffer  1  bezw.  2  berechneten 
Gebühr,  mindestens  jedoch  100  Mark;  4.  bei 
Aktien  in-  oder  ausländischer  Unternehmungen : 
ftlr  jede  angefangene  Million  Mark  300  Mark, 
bis  znm  Maiimalbetrage  von  6000  Mark ;  bei 
Eapitalreduktionen  von  Gesellscbaft«n ,  deren 
Aktien  bereits  zugelassen  sind,  erfolgt  die  Zu- 
lassung der  reduzierten  Afetien  gebührenfrei. 
In  Mtlnchen  betragen  die  Gebühren  je  nach  Art 
des  zuzulaaaenden  Wertpapieres  2«)— 2O0O  M. 
Die  rechtliche  Znlässigkeit  dieser  Gebübren- 
erhebnng  scheint  mir  zweifelhaft. 

8.  Die  einzelnen  Börsengeschäfte. 
a)  Kassageschäfte.    Als  KassageschÄfte 


gelt£D  im  Börsenverkehr  neben  den  aus- 
drücklich »per  Eassa«  geschloBseneo  Ge- 
schÄften  auch  die  Geschäfte  »per  moigen« 
und  »per  einige  Taget,  Die  Hechte  und 
VfUchten  der  KontraAenten  bestimmeDL  sich 
beim  Fehlen  besonderer  Vereinbaningea 
nach  den  für  die  betreffende  Böree  jeweils 
geltenden  ÜBanoen.  Aus  den  für  die  Fonds- 
geschäfte au  der  Berliner  BOrse  geltenden 
Usancen  ist  folgendes  hervorzuheben.  Der 
Verkäufer  muss  die  verkauften  Werte  ia 
das  Geschäftslokal  dee  Käufers  oder  an  dio- 
jenige  Berhner  Firma  liefern,  welche  der 
kfiufer  beim  Geschäftsabschluss  oder  spätes- 
tens am  Ta^  vor  der  Lieferung  aufgegeben 
hat.  Fällt  bei  Geschäften  in  Främienanleiheu 
und  LospE^ieren  der  Erfüllungstag  auf  den 
Ziehungstag,  so  muss  die  Lieferung  am 
nächst  vorhergehenden  Börsen  tage  erfolgen. 
Wertpapiere  gelten  als  in  demjenigen  Zu- 
stande verschlossen,  in  welchem  sie  zur  Zeit 
des  Vertragsabschlusses  sich  befunden  haben ; 
Voi-teile  und  Nachteile  aus  nach  dem  Tage 
des  Abschlusses  abzutrennenden  Zins-  nnd 
Dividendenscheinen  sowie  etwaige  Bezugs* 
rechte  treffen  den  Käufer.  Geschäfte  in 
verlosbaren  oder  kündbaren  Effekten  sind, 
auch  wenn  der  Abschluss  erst  am  Tage  der 
Veriosung  bezw.  Kündigung  stattgefimden 
hat,  in  umlaufsfähigen,  d.  h.  in  unverloetea 
und  noch  nicht  gekündigten  Stücken  za 
liefern ;  sind  gekündigte  bezw.  verloste  Stücke 
geliefert  worden,  so  ist  sowohl  der  Käufer 
wie  der  Verkäufer  berechtigt,  dieselben 
innerhalb  6  Monaten  vom  Tage  der  Liefe- 
rung an  g^en  umlaufsfähige  Stücke  umzu- 
tauschen. Lieferfähig  sind  nur  Wertpapiere, 
welche  in  ihren  wesentlichen  Bestandt^en 
gut  erhalten  sind^  daher  niclit  stark  be- 
schmutzte, beschädigte,  zerrissene  oder  zer- 
schnittene Stücke.  Gerät  einer  der  beiden 
Kontraheuten  mit  der  Erfüllung  in  Verzug, 
so  muss  ihn  der  andere  Teil  mündlich  oder 
sphriftiich  bis  Bpäteetens  innerhalb  8  Tagen 
nach  dem  Fälligkeitstage  zur  Erfüllung  auf- 
fordern. Falls  die  Aufforderung  das  Recht 
zur  Zwangsiegulierung  oder  zum  Rücktritte 
begründen  soll,  muss  eine  Frist  von  1 — 2 
Tagen  zur  Nachholung  der  Erfüllung  ge- 
setzt und  gleichzeitig  die  Erklärung  al«e- 
geben  werden,  welches  von  diesen  b^den 
Hechten  der  nichtsäumige  Teil  für  den  Fall 
der  FmchÜosigkeit  seiner  Auftorderung 
wählt  Nach  fnichtloeem  Ablauf  der  Nach- 
frist muss  der  nichtsäumige  Eontralient  am 
nächsten  Börsenlage  zur  Zwangsr^ilieinng 
schreiten.  Diese  kann  sowohl  durch  den 
vermittelst  eines  Kursmaklers  zu  bewirken- 
den An-  bezw.  Verkauf  der  verschlossenen 
Werte  als  auch  unter  Zugrundelegung  des 
am  Tage   der  Zwangareguliening   sich  er^ 

Bebenden  Durchsdmittskurses  als  auch  zum 
eil  in  der  einen,  zum  Teil  in  der  anderen 
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Art  erfolgen.  Die  Diffeieoz  zwischen  dem 
ZwaagsreguliemngskurBe  und  dem  Yertrag»- 
preiße  ist  demjenigen  Teil,  zu  dessen  Gujjaten 
sie  sich  herauBstellt,  sofort  zu  vei^ten.  Hat 
innerhalb  8  Tagen  nach  der  Fälligkeit  weder 
der  nichtsäumige  Teil  zur  Erfflllung  aufge- 
fordert noch  der  Bäumige  die  ErfflUung  that- 
sächlich  angeboten,  so  gilt  das  Geschäft  als 
aufgehoben. 

D)  Zeitgeechäfte.     I.  Bas  BSrBenge- 
setz  unferscaeidet  folgende  Arten  von  Zeit- 


1.  den  Börsentenuinhandel,   im  Sprach- 

febrauche  des  Gesetzes  auch  bOrsenm assiger 
'erminhandel,  Börsentermingeschaft  genannt. 
Unter  Börseoterniingeschäften  versteht  das 
Gesetz  solche  Kauf-  oder  sonstige  Änschaf- 
fuDgsgesch&fte  in  Waren  oder  Wertpapieren, 
bei  denen  folgende  Voraussetzungen  gegeben 
sind: 

a)  sie  müssen  geschlossen  sein  auf  eine 
fest  bestimmte  Lieferungszeit  oder  mit  einer 
fest  bestimmten  Lieferungsfrist ;  nur  Fix- 
geschäfte im  Sinne  des  Art.  357  {§  376) 
des  Handelsgesetzbuchs  können  daher  BCr- 
sentermJDgesctiäft«  sein. 

b)  sie  mQssea  geschlossen  sein  nach  Ge- 
schäftsbedingungen, die  von  dem  Börsen- 
vorstände  für  den  Terminhandel  festgesetzt 
sind.  Damach  ist  zur  Festsetzung  der  Ge- 
schäftsbedingungen filr  Börseatenningeschäfte 
aosschliesßUchderBörsenvorstaiid  zuständig; 
er  bedarf  hierzu  keinerlei  Ermächtigung 
oder  Genehmigung  einer  Börsenaufsichts- 
behörde.  Die  Festsetzung  kann  sowohl  aus- 
drücklich als  durch  schlüssige  Akte  geschehen, 
insbesondere  auch  djurch  Beibehaltung  der 
früheren,  von  anderen  Organen  festgesetzten 
Geschäftsbedingungen . 

c)  es  muss  für  die  an  der  betreffenden 
Börse  geschlossenen  Geschäfte  solcher  Art 
eine  amtliche  Feststellung  von  Terminpreisen 
erfolgen. 

Leber  die  Zulassung  von  Waren  und 
Wertpapieren  zum  Böreenterminhandel  ent- 
scheiden die  Börsenorgane  nach  näherer  Be- 
stimmung der  Börsenordnung.  Sie  sind  je- 
doch an  folgende  reichsrechtliche  Schranken 
gebunden:  o)  Verboten  und  daher  von  der 
Zulassung  ausgeschlossen  ist  der  Börsen- 
terminhandel  in  Anteilen  von  Bei^erks- 
und  Fabrikuntemehraungen,  in  Getreide  und 
Mühleniabrikatea  und  in  Eammzug. 

ßj  Der  Börsenterminhandel  in  Anteilen 
von  anderen  Erwerbsgesellschaften  (als  Berg- 
werks- und  Fabrikuntemehmungea)  darf  nur 
gestattet  werden,  wenn  daß  ^Kapital«  der 
betreffenden  Erwerbsgeaellschaft  mindestens 
20  Millionen  Mark  beträgt  •Kapital»  ist 
hier  gleichbedeutend  mit  Gesamtbetrag  der 
Anteile,  in  denen  der  Börsenterminhandel 
stattfinden  soll. 

y)  Vor   der  Zulassung  von  Waren  zum 


Börsenterminhandel  sind  in  jedem  einzelnen 
Falle  Vertreter  der  beteiligten  Erwerbszweige 
gutachtlich  zu  hören;  das  Ergebnis  dieser 
gutachtlichen  F^invemehmungen  muss  dem 
Reichskanzler  mitgeteilt  werden.  Die  Zu- 
lassung des  Börsenterminhandels  in  den  be- 
treffenden "Waren  darf  erst  erfolgen,  nach- 
dem der  Reichskanzler  erklärt  hat,  dass  er 
zu  weiteren  Ermittelungen  keine  Veranlas- 
sung finde. 

In  Berlin  entscheidet  über  Anträge  auf 
Zulassung  von  Wertpapieren  zum  Börsen- 
terminhandel der  Vorstand  der  Fondsbörse, 
in  Frankfurt  a.  M.  die  Handelskammer.  Der- 
artige Anträge  sind  meistens  14  Tage  vor 
der  Beschluasfassung  durch  Aushang  an  der 
Börse  imd  Veröffentlichung  in  der  Fresse 
bekannt  zu  machen.  Die  Zulassung  setzt 
voraus,  dass  bereits  während  eines  längeren 
Zeitraums  ein  regelmässiger  Handel  in  dem 
Wertpapiere  stattgefunden  hat  und  dasa 
dem  Interesse  des  Börseohandels  an  der 
Zulassung  nicht  andere  erhebliche  wirtschaft- 
liche Bedenken  entgegenstehen.  Vor  der 
Zulassung  ist  der  Vorstand  desjenigen  Untei^ 
nehmens,  iim  dessen  Wertpapiere  es  eich 
handelt,  über  den  Antrag  zu  hören.  Die  er- 
gehenden  Beschlüsse  sind  dem  Minister  für 
Handel  und  Gewerbe  mitzuteilen.  Die  ei^ 
folgte  Zulassung  des  Börsentenninhandels 
kann  ans  wichtigen  Gründen  jederzeit  zurück- 
genommen werden.  —  In  Hambut^  ent> 
scheidet  Ober  die  Zulassung  des  Börsen- 
terminhandels  in  Waren  und  Wertpapieren 
die  Handelskammer. 

2.  Sonstige  Bßrsenzeitgeschäfte.  Das  Ge- 
setz gebraucht  hiefür  die  Ausdrücke:  »ein 
von  der  Mitwirkung  der  Börsenorgane  unab- 
hängiger Terminhan  de!«,  «thatsficnJich  statt- 
findender Terminhandel«.  Danmter  sind 
zu  verstehen  usancemBssig  oder  sonstwie 
schablonenhaft  geregelte  Kaufgeschäfte  Über 
generell  bestimmte  Wertpapiere  oder  typen- 
mässig  bestimmte  Waren  auf  eine  festbe- 
stimmte Lieferungszeit  oder  mit  einer  fest^ 
bestimmten  Lieferungsfrist. 

Der  Unterschied  zwischen  Börsentermin- 
geschäften  und  sonstigen  Termingeschäften 
ist  in  folgender  Beziehung  von  rechtlicher 
Bedeutung: 

a)  in  verwalhingsreehtlicher  Beziehung: 

Soweit  der  Börsenterminliandel  in  be- 
stimmten Waren  oder  Wertpapieren  durch 
das  Börsengesetz  selbst  oder  auf  Grund 
börsengesetzlicher  Ermächtigung  vom  Bun- 
desrat untersagt  oder  die  Zulassung  derselben 
von  den  Börseuorganen  verweigert  ist,  bildet 
das  gewöhnliche  Termingeschäft  in  den  be- 
treffenden Waren  oder  Wertpapieren  eine 
Gesdiäftsform  des  nicht  offiziellen  Börsen- 
verkehrs, d.  h,  der  Abschluss  solcher  ge- 
wöhnlicher Termingeschäfte  ist  nicht  ver- 
boten, nicht  unerlaubt;  jedoch  sind  solche 
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gewöhnliche  Termiüge8chäfte  voq  der  Be- 
nOtzung  der  BOrseneinricbtungeD  ansge- 
BddOBBen,  UDd  dürfen  von  den  Eursmaklern 
nicht  vermittelt  werden;  auch  dürfen  für 
solche  Geschäfte,  sofern  sie  im  lalande  ab- 
geBchloeeen  sind,  Preislisten  (Kurszettel) 
nicht  veröffentlicht  oder  in  meclianisch  her- 
igestellter  Vervielfältigung  verbreitet  werden. 
Wenn  der  BörBentemiinhandel  in  den 
betreffenden  Waren  oder  Wertpapieren  nicht 
untersagt,  dessen  Zulassung  von  den  BCrsen- 
organen  auch  nicht  verweigert,  sondern 
überhaupt  nicht  nachgesucht  wiirde,  so  sind 
die  Börsenauf  sieh  tabehörden  berechtigt,  einen 
in  den  betreffenden  Waren  odei  Wertpapieren 
thatsächhch  stattfindenden  Terminhandel  mit 
den  eben  aufgeftthrten  Folgen  zu  untersagen, 
p)  in  privatrechtlicher  Beziehung. 

1.  Bei  dem  Böraentenninhaadel  in  Waren 
gerat  der  Verkäufer,  wenn  er  nach  erfolgter 
Eöndigung  eine  unkontrakthche  Ware  liefert, 
in  ErfOUungsverzug,  auch  wenn  die  Liefe- 
rungsfrist noch  nicht  ahgelaufen  war;  eine 
entgegenstehende  Vereinbarung   ist  nichtig. 

2.  Bei  den  Börsen  tenningeschaften  wird 
von  erheblicher  Bedeutung  die  Einti-agung 
der  Kontrüenten  in  das  sogenannte  Börsen- 
register. 

Börsenrerister  für  Waren  und  für  Wert- 
Spiere  werden  hei  jedem  zur  Führung  des 
HandelaregisterB  zustAndigen  Gerichte  ^ 
führt;  die  Führung  der  Register  kann  je- 
doch von  der  Landesregierung  fOr  die  Be- 
zirke mehrerer  Gerichte  einem  von  diesen 
übertragen  werden.  In  die  Böraenregistet 
werden  die  Personen,  die  sich  an  Börsen- 
tenningeschäften  in  Waren  oder  Wertpapieren 
beteiligen  wollen,  nach  Namen,  Vornamen, 
Stand  und  Wohnort  eingetragen,  Handels- 
gesellschaften  oder  juristische  Personen  nach 
ihrer  Firma  und  dem  Geschäftssitz.  Die 
Eintragung  erfolgt  in  dem  Begister  des  Be- 
zirkes, in  welchem  der  Einzutragende  seine 
geweroliche  Niederlassung  oder  seinen  Wohn- 
sitz hat.  Im  Falle  einer  Verlegung  der 
Niederlassung  oder  des  Wohnsitzes  in  einen 
anderen  Gerichtsbezirk  »ird  die  Eintragung 
unter  Löschung  in  dem  Kegister  des  bis- 
herigen Bezirü  in  das  Register  des  nun- 
mehrigen Bezirkes  gebührenfrei  Obertragen. 
Den  Antrag  auf  Eintragung  hat  der  Einzu- 
tragende selbst,  oder  falls  er  sich  durch 
Vertrage  nicht  verpflichten  kann,  sein  ge- 
setzlicher Vertreter  zu  stellen ;  Kinder  unter 
väterlicher  Gewalt  bedürfen  der  Genehmi- 
gung des  Vaters,  Ehefrauen,  die  nicht  Han^ 
delsfrauen  sind,  der  Genehmigung  des  Ehe- 
mannes, die  gesetzlichen  Vertreter  der  unter 
Vormundschaft  oder  Pflegschaft  stehenden 
Personen  der  Genehmigung  der  Vormund- 
Bchaftsbehörde ;  die  Genehmigung  muss  ge- 
richtlieh oder  notariell  beurkundet  oder  be- 
glauhigt    sein.     Der  Antrag  muss  bei  dem 


Begist«i^ericht  entweder  mündlich  zu  Pro- 
tokoll gestellt  oder  in  gerichtlicher  oder 
notarielfer  Urkunde  eingereicht  werden ;  An- 
trage und  Erklärungen  öffenthcher  Behörden 
bedOrfen  der  gerichtlichen  oder  notariellen 
Beglaubigung  nicht.  In  dem  Antrage  muss 
zum  Ausdrucke  gebracht  werden,  ob  die 
Eintragung  in  dem  Böreeoregist«r  für  Wert- 
papiere oder  in  dem  Börsenregiater  für 
Waren  erfolgen  soll.  Die  Eintragung  in 
das  Warenregister  ist  auf  Antrag  auf  be- 
stimmte Geschäftszweige  zu  beschiänken; 
in  diesem  Falle  kann  der  Eingetragene  später 
verlangen,  dass  gebührenfrei  die  Eintragung 
auf  weitere  Geschäftszweige  ausgedehnt  oder 
die  eingetragene  Beschränkung  gelöscht 
werde.  Die  Obliegenheiten  des  lüchters  und 
des  Gerichtsschreibers  bei  Führung  der 
Börsenregiater  und  den  auf  die  Eintragungen 
in  das  Register  bezüglichen  Verhandlungen 
bestimmen  sich  nach  den  in  den  einzelnen 
Bundesstaaten  für  das  Handelsr^ister  gel- 
tenden Vorschriften.  Vor  der  Eintragung 
in  ein  ilörsenregister  ist  eine  Eintragirngs- 
gebtihr  von  150  Mark  zu  entrichten.  Die 
erfolgte  Eintragung  ist  ihrem  ganzen  Inhalte 
nach  von  dem  Registergerichte  ohne  Verzug 
auf  Kosten  des  Eingetragenen  im  Reicfasan- 
zeiger  und  in  den  für  die  Veröffentlichung 
der  Handelsregistereintragungen  bestimmten 
Zeitungen  bekannt  zu  machen.  Die  Löschung 
vouEintragmigenin  einem  Börsenregister  er- 
folgt gebührenfrei  auf  Antrag  des  Einge- 
tragenen öder  seines  gesetzlichen  Vertreters 
am  Schlüsse  des  Jahres,  in  dem  der  Löschungs- 
aiitrag  gestellt  ist,  femer  von  Amtswegen, 
wenn  die  für  das  nächstfolgende  Jahr  zu 
entrichtende  ErhaltungsgehOhr  von  25  Mark 
nicht  bis  zum  Ende  des  vorletzten  Uonats 
des  laufenden  Jahres  eingezahlt  ist,  und  eine 
Eintragung,  welche  trotz  Dngülti^eit  des 
gestellten  Antrages  erfolgte,  wenn  der 
Mangel  nicht  auf  gerichtlidie  Aufforderung 
beseitigt  wurde.  Die  einzelnen  Kegisterge- 
richte  nahen  zu  Beginn  des  Kalenderjahres 
eine  Liste  derjenigen  Persouen  aufzustellen, 
deren  Eintragungen  am  1.  Januar  noch  in 
Kraft  bestanden,  und  diese  Listen  bis  zum 
31.  Januar  an  das  ßegistergericht  in  Berlin 
einzusenden.  Dieses  stellt  nach  Eingang  der 
Einzellisten  eine  Gesamtliste  auf  und  macht 
sie  dureh  den  Reicbsanzeiger  bekannt 

Die  in  ein  Börsenr^ister  eingetragenen 
Personen  gelten  als  nicht  eingetragen, 
wenn  die  Eintragung  trotz  Ungültigkeit  des 
gesteUten  Antrags  erfolgte,  und  dieser  Hangel 
dem  anderen  VertragsteUe  zur  Zeit  des  Qe- 
achäftsabschlusses  bekannt  war  j  andererseits 
werden  den  eingetragenen  gleich  behandelt 
jene  Personen,  welche  im  Inlande  weder 
einen  Wohnsitz  noch  eine  gewerbliche  Nieder- 
lassung haben;  femer  die  trotz  erfolgter 
Löschung   im    Börsenregister    noch    in    der 


Oesamtllste  Aufgeführten,  und  bis  zum  Ab- 
lauf eines  Monats  seit  der  Veröffentlichung 
der  Qeaamtliate  diejenigen  Personen,  welche 
in  dieser  IJste  infol^  der  Löschung  nicht 
'Wieder  aufgeführt  siod,  voransgesetzt,  dass 
2ur  Zeit  des  Geschäftsabschlusses  der  andei« 
¥ertiwBteil  von  der  beviirkten  Löschung 
keine  Kenntnis  hatte. 

Durch  ein  Böreenteiiningeschäft  in  einem 
GeschÄftBzweige,  für  welcnen  nicht  beide 
Parteien  zur  Zeit  des  Geschäftsabschlusses 
als  in  einem  BOrsenregister  eingetragen  zu 
gelten  haben,  wird  ein  Schuldverhaitnis  nicht 
begründet;  die  UmÄirksamkeit  solcher  Ge- 
schäfte eratrectt  sich  auch  auf  die  bestellten 
Sicherheiten  und  die  abgegebenen  Schuld- 
anerkenntnisse ;  doch  kann  dasjenige ,  was 
bei  oder  nach  völliger  Abwickelung  des  Ge- 
schäfts zu  seiner  Erfüllung  geleistet  worden 
istj  nicht  zurückgefordert  werden.  Die  Un- 
gültigkeit erstreckt  sich  auf  den  gesamten 
Vertragsinhalt,  also  auch  auf  etwaige  Ver- 
einbarung, dass  allenfallsige  Streitigkeiten 
aus  dem  Geschäfte  unter  Ausschluss  des 
ordentUcheD  Rechtswegs  durch  ein  Schieds- 
gericht entschieden  w^erden  sollen, 

Bei  Ansprüchen  aus  Böraenterminge- 
Bchäften  —  sowohl  bei  Ansprüchen  auf  Er- 
fflllung  als  auf  Zahlung  einer  Kursdifferenz 
■—  in  einem  Geschäftszweige,  für  welche 
beide  Parteien  zur  Zeit  des  Geechäftsab- 
echlnssee  als  in  ein  BCrsenregister  einge- 
tragen galten,  kann  ein  Einwand  nicht  da- 
rauf begründet  werden,  dass  die  Erfüllung 
durch  Lieferung  der  Waren  oder  "Wert- 
papiere vertragsmässig  ausgeschlossen  war, 
a.  n.  bei  solchen  BflrsentenningeschAften  ist 
der  Einwand,  es  liege  kein  wirkliches  Kauf- 
geschäft, sondern  ein  als  Spiel  oder  Wette 
zu  behandelndes  Differenzgeschäft  vor,  un- 
eulSssig;    das  Geschäft    ist   als  Kaufvertrag 


Die  vorstehenden  Ausführungen  gelten 
auch  für  die  Erteilung  und  die  Uebernahme 
von  Auftragen  und  fflr  die  Vereinigung  zum 
Abschlüsse  von  Börsentermingeschäften, 

Dieses  Sonderprivatrecht  der  Börsen- 
termingeschäfte  ^t  ledighch  für  diese; 
nicht  auch  für  sonstige  Termingeschäfte, 
auch  dann  nicht,  wenn  sie  sich  in  den  für 
Börsentermingescliäfte  üblichen  Formen  voll- 
ziehen. Ffir  diese  sonstigen  Termin  gescliäfte 
sind  vielmehr  die  durch  die  Rechtsprechung 
der  obersten  deutschen  Gerichte,  besonders 
des  Reichegerichts,  ausgebildeten  Grandsätze 
Aber  den  Differenzemwand  massgebend. 
Diese  Grundsätze  sind  nunmehr  diu\3h  §S  764, 
762  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  kodifiziert 
worden.  Darnach  ist  ein  auf  Liefenmg  von 
Waren  oder  Werti«pieren  lautender  Vertrag, 
wenn  er  in  der  Absicht  geschlossen  wird, 
dass  der  Unterschied  zwischen  dem  verein- 
barten Preise  und  dem  Börsen-  oder  Markt- 


5 reise  der  Liefern  ngszeit  von  dem  verlieren- 
en  Teil  an  den  gewinnenden  gezalüt  werden 
soll,  als  Spiel  anzusehen,  und  zwar  auch 
dann,  wenn  nur  die  Absicht  des  einen  Teiles 
auf  die  Zahlung  des  Unterschieds  gerichtet 
ist,  der  andere  Teil  aber  diese  Absicht  kennt 
oder  kennen  muss.  Durch  ein  Spiel  wird 
eine  klagbare  Verbindlichkeit  nicht  begründet, 
jedoch  kann  das  auf  Grund  des  Spiels  Ga- 
leistete nicht  zuröckgefonlert  werden;  dies 
gilt  auch  für  eine  Vereinbamng,  durch  die 
der  verlierende  Teil  zum  Zwecke  der  Er- 
füllung einer  Spielschuld  dem  gewinnenden 
Teile  gegenüber  eine  Verbindlichkeit  ein- 
geht, insbesondere  für  ein  Schnidanerkenntnis. 
Die  vorstehenden  über  das  Recht  der 
Zeitgeschäfte  vorgetragenen  Anschauungen 
weichen  in  vielen  Beziehungen  von  den  An- 
sichten mehrerer  Schriftsteller  wie  auch  des 
Reichsgerichts  ab ;  auf  die  Widerlegung  der 
letzteren  muss  jedoch  hier  verzichtet  werden. 
11.  Die  Zeitgeschäfte  zerfallen  ferner  in 
feste  Zeitgeschäfte,  d.  h.  solche,  bei  denen 
beide  Kontrahenten  an  die  eingegangenen 
Verpflichtungen  so  gebunden  sind,  dass 
keiner  einseitig  dieselben  modifizieren  kann ; 
und  in  Prämien  Zeitgeschäfte,  bei  denen  der 
eine  Kontrahent  gegen  Zahlung  einer  Ver- 
gütung (PiSmie)  das  Recht  emält,  einseitig 
von  dem  Vortrag  zurückzutreten  oder  dessen 
Inhalt  ändern  zu  dürfen.  IMe  wichtigsten 
Arten  der  letzteren  sind: 

a)  das  einfache  Prämiengesciiäft :  {Vor- 
oder lieferungsprflmiengeschflft,  wenn  der 
Käufer,  Bück-  cderEmpfanMprämiengeechäft, 
wenn  der  Verkäufer  das  Recht  des  einsei- 
tigen Rücktritts  vom  Vertrage  hat)  ist  ein 
von  einer  auflösenden  Potestativbedingung 
abhängig  gemachter  Kaufvertrag. 

b)  das  Zweipi-ämiengeschäft  ist  eine 
Kombination  eines  Vor-  und  eines  mit  einer 
anderen  Person  geschlossenen  Rückprämien- 
geschäfts. 

c)  das  SteUgeschäft  (die  Stellage  oder 
Sehluss  auf  Geten  und  Nehmen):  der  eine 
Kontrahent,  der  Wähler,  erhält  das  Recht, 
ob  er  zur  Erfüllungszeit  eich  oder  dem 
anderen  Kontrahenten,  dem  Steller,  die 
Rechte  und  Pflichten  des  Käufers  oder  des 
Verkäufers  zuweisen  will ;  es  ist  eine  alter- 
native Kombination  zweier  potestativ  be- 
dingter Kaufverträge. 

d)  das  zweischneidige  PrSraiengeechäft, 
bestehend  aus  einem  SteUgeschäft  und  einem 
einfachen  Prämiengeschäft. 

e)  Das  Nochgeschäft  und  das  Geschäft 
mit  Ankündigung  (bei  eraterera  darf  der 
Käufer  die  mehrfiiche  Lieferung  des  Kauf- 
gegenstands zum  gleichen  Preise  verlangen, 
bei  letzterem  der  Verkäufer  zum  gleichen 
Preise  das  verkaufte  Quantum  mehrfach 
liefern)  sind  Verbindungen  je  eines  festen 
mit  je  einem  von  einer  aufschiebenden  Potes- 


tativbedingung   abhängig  gemachten  Eauf- 


f)  Der  SchluBs  auf  fest  und  offen  ^der 
Kftnfer  darf  eine  bestinunfe  Quote  weniger 
beziehen  oder  der  Verkäufer  eine  bestimmte 
Quote  weniger  liefern)  ißt  ein  bezttglich 
eines  Teiles  des  Eaufsobjektes  von  einer 
auflösenden  Potestativbedingung  abhängiger 
Eaufrertrag. 

e)  Das  Wandel-  oder  Eakomptegeschäft 
(aucn  ^lEauf  mit  Ankündigung  fix  und  tAg- 
lich,  wenn  der  Verkäufer  zu  einem  früheren 
alB  dem  vertragsmässtg  festgesetzten  ausser- 
eten  Lieferungstermin  liefern,  oder  »Kauf 
auf  fixe  und  tägliche  Lieferung«,  wenn  der 
Käufer  die  Lieferung  früher  als  zu  dem 
vertrag&mSesig  festgesetzten  äussersten  Liefe- 
rungstermin verlangen  darf)  ist  ein  unbe- 
dingter Kaufvertrag  mit  der  Nebenberedung, 
dass  der  eine  Kontrahent  die  festgesetzte 
Lieferungszeit  durch  einseitige  Erklärung 
abkürzen  kann. 

Auch  bei  den  Prämiengesehäften  wieder- 
holt sich  die  Unterscheidung  zwischen  offi- 
ziellen und  nichtoftiziellen  Geschäften  bezw. 
zwischen  Börsenterraingeschäften  auf  Prämie 
und  sonstigen  Termingeschäften  auf  Prämie 
mit  allen  unter  I  aufgeführten  Rechtsfolgen. 

in.  Die  ziir  Zeit  für  die  Bürsentermin- 
geschafte  in  Produkten  und  Effekten  gelten- 
den Geschäftabeciingimgen,  wie  die  Geschäfts- 
bedingungen für  dte  neuerdings  als  Ersatz 
für  die  BörBentenningeschäfte  üblich  ge- 
wordenen »handelsrechüichen  Ijeferunga- 
g^häfte«  und  »Geschäfte  in  Wertpapieren 
mit  bestimmter  Lieferungszeiti  aina  zuum- 
fangreich,  verschiedenartig  und  wechselnd, 
ala  dass  sie  hier  eingehend  besprochen  wer- 
den könnten.  Wir  beschränken  uns  auf  die 
Her  vorhebun  g  der  wichtigsten  Besti  mmungen. 

I.Für  die  Börsentermingeschäfte  inEffekten 
an  der  Berliner  Börse. 

Sind  die  Kontrahenten  Mitglieder  des 
Liquidationsvereins  für  Zeitgeschäfte  an  der 
Berliner  Fondsbörse  und  betrifft  das  Ge- 
schäft solche  Werte,  welche  durch  diesen 
Verein  skontriert  werden,  so  hat  die  Regu- 
lierung des  Geschäfts  durch  Skontriening 
nach  den  einschlägigen  statutarischen  Be- 
stimmungen des  Liquidatdonsvereina  zu  er- 
folgen. Bei  Effekten,  welche  vom  Liqui- 
dabonsverein nur  in  bestimmten  Beträgen 
skontriert  werden,  findet  die  Kompensation 
der  Kauf-  mit  den  Verkaufgeschäften  ohne 
Rücksicht  auf  die  einzelnen  Geschäfteab- 
schlüBse  statt,  sofern  nicht  der  Käufer 
spätestens  48  Stunden  vor  Einreichung  des 
SkontroB  den  Verkäufer  schriftlich  aufge- 
fordert bat,  die  uidit  skontrierbaren  Teil- 
beträge aus  den  einzelnen  auf  den  ultimo 
des  betreffenden  Monats  aluceechlosseuen 
Gesdiäften  direkt  zu  liefern.  Die  IJeferung 
ist  zu  einem  bestimmten,  regelmässig  vom 


Börsenvorstande  festgesetzten  LiquidaÜons- 
kturs  zu  bewirken.  Engagements  in  einem 
Wertpapiere,  welches  zur  Rückzahlung  ge- 
kündigt ist,  werden  an  dem  Tage  fiUlig, 
an  welchem  die  Rückzahlung  beginnt,  auch. 
wenn  dieselben  nisprflngtich  auf  einen  spä- 
teren Termin  geschJosaen  wurden,  der  Ver- 
käufer hat  alsdann  die  Wahl,  das  Engage- 
ment durch  Lieferung  der  Stücke  oder  duni 
Verrechnung  zum  Einl&suugswerte  zu  re- 
gulieren ;  der  letztere  ist  in  streitigen  Fällen 
vom  Börsenvorstande  festzusetzen.  Tritt 
für  die  vei^uften  Werte  wlüirend  der  Dauer 
des  Vertrages  die  Ausübung  eines  Bezugs- 
rechtes  ein,  welches  nicht  durch  Festsetzung 
eines  Knrsaufschla^s  oder  -abschlages  seine 
Erledigung  findet,  so  hat  der  Käufer,  wel- 
cher das  Bezugsrecht  ausüben  will,  spätes- 
tens 24  Stunden  vor  Ablauf  der  zur  Aus- 
übung des  Bezugsrechtes  gestellten  Frist 
den  Verkäufer  schriftlich  zur  Erhebung  der 
Bezugsstücke  aufzufordern;  der  Verkäufer 
muss  dieser  Aufforderung  nachkommen;  der 
Käufer  muss  nach  Wahl  des  Vei^ufers 
die  neubezogenen  Stücke  entweder  binnen 
8  Tagen  nach  Ausgabe  der  neuen  Stücke 
oder  die  alten  und  neuen  Werte  zugleich 
am  Erfüll  ungs tage  des  ursprünglichen  Ge- 
schäfts gegen  Erstattung  aller  Auslagea 
nebst  Zinsen  abnehmen.  Aehnliche  Be- 
stimmungen gelten  für  den  Fall,  dass  die 
Behandelten  Papiere  während  der  Daner 
es  Vertrages  konvertiert  werden.  Tritt 
bei  Prämien-!,  Stellage-  und  Nachgeschäften 
während  der  Dauer  des  Vertrages  ein  Be- 
zugsrecht ein,  so  ist,  faUs  die  Erfüllung 
durch  Lieferung  der  Stücke  erfolgt,  der 
Verkäufer  verpflichtet,  die  Bezugsstflcke 
gegen  Erstattiing  der  dafür  geleisteten  Zah- 
lung nebst  Stückzinsen  mitzuhefem,  und 
der  Käufer  verpflichtet,  sie  mit  abzunehmen. 
Auf  die  Hohe  der  Prämie  ist  ein  eintretendes 
Bezugsrecht  oiine  Einfluss.  Eingehende  Be- 
stimmungen regeln  die  Folgen  des  Verzugs, 
der  Zahlungsunrahigkeit,  des  Eonkurses  eines 


2.  Für  das  s(wenannte  Kassakontokorrent- 
geschäft,  eingeführt  von  der  Berliner  Hakler- 
bank, dem  Börsenhandelsverein  \md  dem 
Berliner  Maklerverein  für  den  Handel  in 
Bergwerks-  und  Industiiepapieren. 

Jeder  Schluss  in  Bergwerks-  und  Iq- 
dustriepapieren  imterhegt  den  für  die  Ab- 
wickelung und  Erfüllung  der  Kassageeohfifte 
geltenden  allgemeinen  Böreenbedingnngen. 
Auf  Wunsch  wird  dem  Käufer  sol<mer  £t- 
fekten  ein  Vorechuss  bis  zar  Höh©  des 
Kaufpreises  gewährt  und  dem  Verkäufer 
der  Kaufpreis  verainst.  /Wird  die  Eonto- 
korrentabteilung  einer  der  genannten  Finnen 
in  Anspruch  genommen,  so  sendet  diese  las 
zum  Qächsten  Tage  dem  Eäufer  eine  Ab- 
rechnung, in  weloner  er  für  den  Eaüfpreia 
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zuzüglich  der  laufanden  Zinsen  belastet  und 
für  die  Effekten  auf  Stücke-Konto  erkannt 
vird,  dem  Verkaufer  eine  Abrechnung,  in 
der  er  für  den  Kaufpreis  zuzüg-lich  der 
laufenden  Zinsen  erkannt  und  für  die  Ef- 
fekten auf  StOcke-Konto  belastet  -wird-  Der 
ZinsfusB  mni  jeweils  besonders  vereinbart; 
regelmässig  wird  im  Debet  der  Bankzins- 
fu33,  im  Credit  1%  darunter  berechnet. 
Die  Vorlage  an  Geld  oder  Effekten  ist  bis 
zum  Ende  des  laufenden  Houats  ftlr  beide 
Teile  unkündbar.  Spätestens  fünf  Werktage 
vor  Ablauf  des  Monats  hat  die  Erklärung 
Ober  die  Kündigung  des  Vorschusses  bezw. 
des  Guthabens  oder  die  Verabredune  über 
den  ZinsfuBs,  welcher  im  kommenden  Monat 
fOr  den  Saldo  gelten  soll,  zu  erfolgen.  Er- 
folgt die  Kündigung,  so  geschieht  die  Ab- 
wickelung des  laufenden  Kontos  am  letzten 
Werktage  des  Monats  dxjich  Auslieferung 
der  Stücke  gegen  Begleichung  des  Geld- 
saldos.  Ist  das  Stückekonto  am  Ende  des 
Monats  glatt,  so  smd  beide  Parteien  be- 
rechtigt, den  Ausgleich  des  Saldos  am  ersten 
Werktage  des  nächsten  Monats  xa  verlangen. 
Alle  Vierteljahre  wird  jeder  Kontokorrent 
definitiv  abgerechnet.  Solange  ein  Konto- 
korrent lauft,  haftet  das  Stücke-Konto  für 
das  laufende  Konto  und  umgekehrt.  Auf 
Aufgabe  der  Xummem  der  tlber  Stücke- 
konto gehenden  Effekten  wird  gegenseitig 
verzichtet  Die  Bestimmungen  über  die 
Folgen  des  Verzugs,  des  Konkurses  und  der 
Zahlungsunfähigkeit  des  einen  Kontrahenten 
sind  den  für  die  Kassageschäfte  an  der 
Berliner  Börse  geltenden  Geschäftsbedin- 
gungen nachgebildet. 

Dieses  Kassakontokorrentgesch&ft  ist 
meines  Erachtens  keine  Verbindung  eines 
Kassageschäfts  mit  einem  Darlehens  vertrage, 
sondOTn  ein  eigenartiges  Zeitgeschäft 

3.  Für  das  handelsrechtliclie  Liefenm^s- 
geschäft  im  Magdebut^r  Zuckerhandel,  ua 
Getreidehandel  und  im  Effektenhandel. 

Die  für  diese  Geschäftsform  üblichen 
ScWusescheinbedingungen  enthalten  die 
Klausel,  dass  »unter  Ausschluss  aller  BSrsen- 
gebriluche«  gehandelt  werde;  sie  sind  je- 
doch den  für  die  offiziellen  Börsentermin- 
geschafte  geltenden  Bestimmungen  ziemlich 
genau  nachgebildet,  wenn  sie  auch  im  ein- 
zelnen, mitunter  nicht  unerheblich  hiervon 
abweichen,  wie  z.  B.  bezüglich  der  Folgen 
des  Verzugs,  welche  sich  nach  den  Artt. 
343,  353 — 357  des  Handelsgesetzbuchs  be- 

Vielfach  herrscht  die  Anschauung,  es 
gebe  nur  eine  Form  des  bCrsenrnflssigen 
Zeitgeschäfts,  nämlich  das  Termingeschäft 
Diese  Anschauung  ist  völlig  falsch;  es  sind 
vielmehr  eine  ganze  Reihe  von  verschiedenen 
Formen  des  bOrsenmässigen  Zeitgeschäfts 
zu  unterscheiden,  die  zwar  gewisse  volks- 


wirtschaftliche Eigentümlichkeiten  gemein- 
sam haben,  rechtlich  aber  durdiaus  nicht 
gleichmässig  beurteilt  werden  dürfen. 

IV.  Die  Prolongations-  und  Reportge- 
schäfte, a)  Das  Prolongationsgeschfift  ist 
eine  Vereinbarung,  durch  welche  der  Er- 
föllungstermin  eines  schwebenden  Zeitge- 
schäfts hinausgeschoben,  also  das  bisherige 
Zeitgeschäft  durch  ein  neues  mit  späterem 
Erftillungstermin  ersetzt  wird. 

b)  Das  indirekte  Keportgeschäft  ist  eine 
Kombination  eines  Kassagesc^äftes  mit  einem 
Zeitgeschäft  derart,  dass  jemand  auf  Grund 
eines  Entschlusses  die  iförsenware,  die  er 
an  einen  anderen  per  Kasse  verkauft  (oder 
von  einem  andern  per  Kassa  kauft),  zu 
gleicher  Zeit  auf  einen  späteren  Termin 
von  einem  Dritten  kauft  (oder  an  einen 
Dritten  verkauft). 

c)  Das  direkt«  Reportgeschäft  ist  ein 
Vertrag,  durch  welchen  jemand  ein  Quantum 
Böraenware  gegen  Zahlung  einer  Geldsumme 
an  einen  anderen  verkauft  und  übei^ebt 
mit  der  Verabredung,  dass  ihm  dieser  An- 
dere dasselbe  Quantum  gleicher  Börsenware 
an  einem  bestimmten  späteren  Zeitpunkt 
oder  binnen  einer  bestimmten  Frist  gegen 
Zahlimg  einer  bestimmten  Summe  zurück- 
Ütiereignet  lieber  die  juristische  Konstruk- 
tion dieses  Geschäfts  herrscht  grosse 
Meinungsverschiedenheit;  richtiger  Ansicht 
nach  ist  es  nicht  als  Kombination  zweier 
Kaufverträge  oder  eines  Kauf-  und  eines 
Darlehensvertrages,  überhaupt  nicht  als  Ver- 
bindung mehrerer  Verträge,  sondern  als 
eigenartiges,  einheitliches  Geschäft  aufzu- 
fassen. 

Auch  für  diese  Geschäftsformen  gilt  die 
Unterscheidung  zwischen  offiziellem  und 
nichtoffiziellem  Börsenhandel  mit  den  früher 


d.  Die  Kuremokler.  Die  Kursmakler 
haben  eine  zweifache  Rechtsstellung,  Sie 
sind  einmal  gewerbsmässige  Vermittler  von 
Börsengeschäften  in  Waren  oderWertpapieren, 
also  Handelsmakler  und  als  solche  Kauf- 
leuto  im  Sinne  des  Handelsrechts ;  sie  unter- 
stehen daher  den  für  Kaufleute  überhaupt 
und  für  Handel smakler  im  besonderen  gelten- 
den Rechtssätzen.  Die  Kursmakier  sind 
ausserdem  Beamte  der  Landesregierungen. 
Als  solche  haben  sie  folgende  besondere 
Rechte  und  Pflichten:  1.  Sie  müssen,  so- 
lange sie  ihre  Thätigkeit  als  Kuremakler 
ausüben,  die  Vermittelung  von  Börsenge- 
schäften in  den  betreffenden  Waren  oder 
Wertpapieren  gewerbsmässig  betreiben.  2. 
Sie  dürfen  ausser  der  Mäkelei  kein  anderes 
Handeisgewerbe  betreiben,  auch  nicht  an 
einem  solchen  als  Kommanditist  oder  stiller 
Gesellschafter  beteiligt  sein,  auch  nicht  zu 
einem  Kaufmann  in  dem  Verhältnisse  eines 
Prokuristen,  Handlungsbevollmächtigten  oder 
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Handlungsgehilfen  stehen.  Die  lAndesregie- 
mng  kann  Äiisnahmen  von  dieser  YorschriEt 
zolaasen.  3.  Während  die  vereidigten  Han- 
delsmakler  überiiaupt  keine  Handelsgeschäfte 
für  eigene  Rechnung  schlieseea  und  sich 
für  die  ErffÜlung  der  von  ihnen  vennitlelten 
QeechBite  nicht  verbindlich  machen  durften, 
ist  den  Kuremaklern  eriaiibt,  in  den  Ge- 
Bchäftsz'weigen,  für  velche  sie  bei  der  amt- 
lichen Feststellung  des  BJlrBenpi'eises  mit- 
wirken,  insoweit  Handelsgeschäfte  für  eigene 
Bechaung  oder  in  eigenem  Namen  für 
fremde  Eechnan^  abzuschtiessen  oder  die  Er- 
füllung der  von  ihnen  vermittelten  Geschäfte 
durch  Bürgschaftsübernahme,  Pfandbestel- 
tung  u.  B.  Vf.  zu  garantieren,  als  dies  zur  Aus- 
führung der  ihnen  erteilten  Auftrage  n&tig 
ist;  dadurch  ist  ihnen  die  M^lichkeit  ge- 
geben, in  I^en,  in  denen  sie  für  einen 
Teil  eines  Auftrags  keinen  Gej^enkoutTRhenten 
finden ,  diesen  Teil  —  die  sogenannten 
»Spitzena  ~  für  eigene  Hechnung  zu  über- 
nehmen. 4.  Sie  haben  nach  Massgabe  der  für 
die  einzelnen  Börsen  erlassenen  Vorschriften 
bei  der  amtlichen  Feststellung  der  Börsen- 
preise mitzuwirken.  5.  Sie  dtlrfeu  nicht 
vermitteln :  Geschäfte  inWertpapieren,  welche 
zur  öffentlichen  Zeichnung  aufgelegt  werden, 
vor  beendeter  Zeichnung;  Gesdiäfte  in  Wert- 
papieren, deren  Zulassimg  zum  Böisenhandel 
verweigert  oder  nicht  nachgesucht  ist; 
Börsentermingeschafte  in  Waren  oder  Wert- 
papieren, in  denen  der  Börsen terminhandel 
untersagt  oder  die  Zulassung  desselben  von 
den  Börsenorganen  endgültig  verweigert  ist. 
Verletzungen  dieser  Amtspflichten  sind  auf 
die  privatrechÜiche  Gültigkeit  der  ver- 
mittelten Geschftfte  ohne  Einflugs,  ziehen 
jedoch  disciplinäre  Ahndung  nach  sich. 

Die  Kursmakler  werden  von  der  Landes- 
regierung bestellt  imd  entlassen ;  vor  Antritt 
ihrer  Stellung  sind  sie  darauf  zu  beeidigen, 
dass  sie  die  ihnen  obliegenden  Pflichten 
geb-eu  erfüllen  werden.  Ausserdem  schreibt 
das  Börsengesetz  vor,  dass  »bei  der  Be- 
stellung neuer  Kursmakler  und  bei  Tei^ 
teilung  der  Geschäfte  unter  die  einzelnen 
Makler  eine  Vertretung  der  Kutsmakler 
(Maklerkammer)  gutachüich  zu  hören  ist«. 
Aus  dieser  Bestimmung  folgt  einmal,  dasa 
es  den  Kuismaklem  gestattet  ist,  sich  zu 
einer  Vereinigung  zusammenzuthun,  welche 
ihre  gemeinsamen  Interessen  zu  vertreten 
hat;  temer,  dass  da,  wo  mehrere  Makler 
an  einer  Börse  vorhanden  sind,  die  Ge- 
schäfte unter  sie  verteilt  werden  müssen, 
so  zwar,  daes  jeder  einzelne  Makler  nur 
in  bestimmten  Geschäftszweigen  vermitteln 
darf;  drittens,  dass  die  Zahl  der  an  einer 
Börse  bestellten  Kursmakler  keine  geschlos- 
sene sein  darf,  sondern  dass  nach  Bedürfnis 
neue  Kursmakl erstellen  geschaffen  werden 
können ;  und  endlich,  dass  da,  wo  eine  Ver- 


tretung der  Eursraakler  besteht,  diese  bei 
Vermehrung  der  Stellen  und  bei  Verteilung 
der  Geschäfte  gutachtlich  zu  hören  ist. 
Wer  die  Verteilung  der  Geschäfte  vorzu- 
nehmen habe,  sagt  das  Gesetz  nicht  Da 
die  Landesregieningen  die  Aufnahme  be- 
stinunter  Vorschriften  in  die  BOraenordnung 
anordnen  können,  so  können  sie  in  der 
Börsenordnung  auch  bestimmeD,  wer  die 
Geschäfte  an  die  Kursmakler  zu  verteilen 
habe;  sie  können  hiermit  auch  die  Handels- 
organe oder  den  Staatskommissar  betrauen, 
nur  die  Maklerkammer  nicht;  denn  die  Be- 
stimmung, dass  die  Maklerkammer  bei  der 
Geschäftsverteilung  >gutachthch  zu  hören« 
ist,  will  nicht  etwa  ein  Minimnn)  der  den 
Maklerkammern  einzuräumenden  Befugnisse 
festsetzen,  sondern  die  den  Maklerkammer! 
bei  Vermehrung  der  Maklerstellen  und  bei 
der  Geschäftsverteilung  zukommenden  Rechte 
in  einer  für  die  Landesregierungen  binden- 
den Weise  erschöpfend  regeln.  Der  Zweck 
der  Bestimmung  ist,  einerseits  den  Maklern 
einen  Einfluss  auf  die  Geschäftsverteilung 
zu  sichern,  andererseits  zu  verhüten,  dass 
sich  in  der  Gestaltung  des  Maklerweseos 
den  fnuizösischen  Börsen  ähnliche  Zustände 
herausbilden,  Solange  nicht  in  der  Börsen- 
ordnung das  Recht  der  VerteUung  der  Ge- 
schäfte an  die  Eursmakler  einem  anderen 
Oi^n  übertragen  ist,  steht  dieses  Recht 
demjenigen  Börsenverfassungsoi^n  zu,  das 
in  allen  Börse nangeleeenheiten  die  Ver- 
mutung der  Zuständigkeit  fOr  sich  hat, 
nämlich  dem  Börsen  vorstand. 

Die  nähereu  Bestimmungen  über  die 
Bestellung  und  Entlassung  der  Eursmakler, 
über  die  Oi]ganisation  ihrer  Vertretung  so- 
wie Ober  ihr  Verhältnis  zu  den  Staats- 
kommissaren und  den  B&«enoi^anen  sind 
von  den  I^mdeeregieningen  zu  treffen. 

In  Preusseu  werden  die  Eursmakler  für 
die  Börse  in  Berlin  durch  den  Oberpräü- 
denten  der  Provinz  Brandenburg  und  der 
Stadt  Berhn,  für  die  übrigen  Börsen  durch 
den  Regierungspräsidenten,  in  dessen  Ver- 
waltungsbezirk die  Börse  gelegen  ist,  bestellt 
und  in  seinem  Auftrage  vereidigt.  Die  Ent- 
lassung eines  Kiirsmaklers  kma  erfolgen, 
wenn  er  sich  einer  groben  Verletzung  der 
ihm  obliegenden  Pflichten  schuldig  macht 
oder  sich  durch  sein  Verhalten  in  oder 
ausser  dem  Amte  der  Achtimg,  des  An- 
sehens und  des  Vertrauens,  die  sein  'Besr\ii 
erfordert,  unwürdig  zeigt  oder  zur  Erfüllung 
seinerAmtspflicht  dauernd  unfähig  wirf.  Vor 
Bestellung  und  Entlassimg  sind  die  Makler- 
kammer und  die  mit  der  unmittelbaren 
Börsenaufsicht  betrauten  Handelsorgane  gut- 
achtlich zu  hören.  —  Die  Kurarnakler  an 
der  Berliner  Börse  werfen  durch  eine  aus 
11  Mitgliedem  bestehende  Maklerkammer 
vertreten.    Die  11  Mitglieder  und  5  Stell- 
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Vertreter  werden  von  den  Kursmaklem  aus 
ihrer  Mitte  gewählt.  Schwebt  g^en  einen 
Knism&klerein  ehrengerichtliches  oderwe^n 
einer  strafbaren  Handlung,  welche  die  Un- 
ffthi^eit  zur  Bekleidung  öffentlicher  Aemter 
ziirTolge  haben  kann,  ein  Btrafrechtllchee 
Yerfahren,  so  ruht  das  Wahlrecht  während 
der  Dauer  dieses  Verfahrens.  Die  Wahlen 
erfolgen  auf  4  Jahre ;  nach  2  Jahren  scheiden 
6  Mitglieder  und  3  Stellvertreter,  nach 
weiteren  2  Jahren  die  übrigen  5  Mitglieder 
und  2  StellTertreter  aus;  die  Ausscheidenden 
sind  wieder  wShlbar;  regelmässig  wird  in 
geheimer  Abstimmung  durch  Stimmiettel 
cew&hlt;  zm-  Wahl  ist  absolute  Mehrheit 
der  abgegebeneu  Stimmen  erford  erhöh. 
Scheidet  em  Mitglied  der  Maklerkammer 
froher  als  drei  Monate  vor  Ablauf  seiner 
Wahlperiode  aus,  so  ergflnzt  sich  die  Makler- 
kammer durch  Zuwahl  aus  der  Seihe  der 
Stellvertreter.  Die  Maklerkammer  hat  auf 
Erfordern  des  Oberprftsidenteu  Outachten 
über  die  BestelluuK  und  Entlassung  von 
ZursmE^ern  abzugeben,  auf  Anfordern  der 
staatlichen  Behörden  Outachten,  insbesoudere 
über  die  die  Interessen  der  Euremakler  be- 
rOhrenden  Gresetzgebungs-  und  YerwaltungS' 
fr^^n  zu  erstatten,  die  Aufsicht  Ober  die 
Erfüllung  der  den  Kursmaklem  als  solchen 
obliegenden  Pflichten  auszuüben  und  bei 
HUcmtverletzungen  Disciplinaretrafen  zu  ver- 
bfiDgeo,  auf  Antrag  Streitigkeiten  unter  den 
Kunmaklem  und  zwischen  einem  Eure- 
makler imd  dessen  Auftraggeber  auf  Antrag 
des  letzteren  zu  schlichten.  Ferner  ist  ihr 
—  was  nach  den  obigen  Ausführungen  un- 
zutäs^  ist  —  das  Recht  eingeräumt,  die 
Verteilung  der  Gteschafte  unter  die  einzelnen 
Kuremakler  vorzunehmen ;  gegen  diese  Ver- 
teilung können  der  Staatäommissar  und 
der  Börsenvorstand  Einspruch  beim  Äeltesten- 
kollefl^um  einlegen,  welches  dann  endgültig 
entscheidet  —  Der  Voretand  der  Makler- 
kammer besteht  ans  einem  Voreitzenden, 
einem  Bfellvertretenden  Vorsitzenden,  eiuem 
Schriftführer,  einem  stellvertretenden  Schrift^ 
führer  und  einem  Schatzmeister;  er  wird 
von  der  Maklerkammer  ans  ihrer  Mitte  ge- 
wählt. Der  Vorstand  vertritt  die  Makler- 
kammer nach  aussen,  besorgt  die  Vermögens- 
verwaltung, leitet  die  Sitzungen,  führt  die 
Beschlüsse  und  steUt  die  zur  Verwaltung 
nötigen  Beamten  an,  Bechts verbindliche 
Erkmmngen  der  Maklerkammer  müssen  mit 
der  Unterschrift  des  Vorsitzenden  oder  seines 
Stellvertreters,  des  Sehriftführere  oder  seines 
Stellvertreters  und  eines  ferneren  Mitgüedea 
versehen  sein.  Die  Berufung  der  Makler- 
kammer muss  erfolgen,  wenn  der  Staats- 
kommissar oder  das  Aeltestenkollegium  oder 
5  Mitglieder  der  Maklerkammer  oder  20 
Kursmakler  unter  Angabe  des  zu  behandeln- 
den Gegenstandes  es  beantragen.   Der  Staats- 


kommissar kann  denSitzungen  mit  beratende 
Stimme  anwohnen.  Maklerkammer  und  Vor- 
stand sind  beschlussfahig,  wenn  mehr  als 
die  Hälfte  der  Mitglieder  anwesend  sind; 
bei  BeschluBsfaseungen  entscheidet  Stimmen- 
mehrheit, bei  Stimmengleichheit  die  Stimme 
des  Vorsitzenden.  —  Die  Kursmakler  mflesen 
diejenigen  Handelsgeschäfte,  die  sie  für 
eigene  Bechuung  oder  in  eigenem  fTamen 
geschlossen  haben,  sowie  die  von  ihnen  ffir 
vermitteile  Geschäfte  übernommenen  Bürg- 
schaften in  ihren  Tagebilchern  täglich  flbräv 
sicbtlich  zusammenstellen.  Auf  VerlanxeD 
des  mit  der  Kursfestsetzung  betrauten  voi^ 
Standsmitgliedes  haben  sie  protokollarisch» 
Erklärungen  über  ihre  Oescmfte  auf  ihren 
Amtseid  abzugeben  und  die  Einsicht  in 
ihre  Geschäftsbücher  zu  gestatten.  Sie  unter- 
stehen der  besonderen  Aufsicht  der  MaUer- 
kammer  und  des  Staatskommissars,  welche 
berechtigt  sind,  jederzeit  in  die  Hand-  und 
Tagebücher  der  Kursmakler  Einsicht  m 
nehmen.  Verletzungen  der  den  Eursmaklem 
obliegenden  Amtspfhchten  ziehen  diaciplin&r& 
Ahndimg  nach  sich;  die  Disciphnarstrafen 
sind  Wamimg,  Verweis,  Geldstiafe  bis  zu 
.'»00  Mark,  Vereagung  des  Zutritts  zu  den 
BCrsenversammlungen  bis  zur  Dauer  von 
drei  Monaten.  Üsdplinargericht  ist  die 
Maklerkammer,  gegen  derea  Entscheidung 
binnen  14  Tagen  Beschwerde  an  das  Aeltesten- 
kollegium  ergriffen  werden  kann.  Für  daa 
Verfahren,  iosbesondere  auch  für  die  Be- 
teiligung des  Staatskommissars  gelten  im 
wesenthchen  die  reichsgeselzhchen  Vor- 
schriften über  das  ehrengerichtliche  Ver- 
fahren. 

Für  Frankfurt  a/M.  bestehen  im  weaent- 
Uchen  ähnliche  Bestimmungen  wie  in  Berlin; 
nur  ist  dort  die  Verteilung  der  Geschäfte 
von  der  Handelskammer  vorzunehmen. 

In  Hambui^  giebt  es  keine  Kuramakler; 
es  werden  lediglich  zur  Mitwii-kung  bei  der 
Preisfeststellung  von  der  betreffenden  Ab- 
teilung des  Börsen  Vorstandes  Hülfspereonen 
bestellt  und  vom  Vorsitzenden  der  Abteilung 
durch  Handschlag  zur  Aufwendung  aller 
Soi^falt  behufs  richtiger  Preisermittelung 
verpflichtet.  Besondere  Rechte  und  Pflichten 
haben  diese  Hülfspereonen  nicht, 

10.  Amtliche  Fefltaetznng  der  Kurse. 
Bei  Waren  und  Wert^pieren,  deren  Börsen- 

Freis  amtlich  festgestellt  wird,  erfolgt  diese 
eststellung  sowohl  für  Kassa-  wie  für  Zeit- 
geschäfte durch  deu  Böreenvoretand.  Die 
Börsenordnungen  können  vorschreiben,  dasa 
»Verteter  anderer  Berufszweige«  hierbei 
mitzuwirken  haben.  Bei  der  Feststellung*) 
darf    ausser    dem    Staatskommissar,    dem 


')  Sie  Ermittelung  der  Knree  braucht  also 
nicht  in  dem  beschriebenen  geheimen  Verfahren 
zu  erfolgen. 
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Börsenvorslaade,  den  Börsensekretären,  den 
Kur^naklem  und  den  Tertretern  der  be- 
teiligten Berufszweig;e ,  deren  Mitwirkung 
die  Börsenordnung  vorechreibt,  niemand  zu- 
gegen Bein.  Als  Börsenpreis  ist  derjenige 
Preis  festzusetzen,  welclier  der  wirklichen 
Geschäftelage  des  Verkehrs  an  der  Börse 
entspricht.  Hn  Anspruch  auf  Berücksich- 
tigung bei  der  amtlichen  Preisfeststellung 
kana  Qur  bezflglich  der  durch  Vermitteliing 
eines  Kursmaklers  abgeschlossenen  Geschäfte 
erhoben  werden:  der  Vorstand  ist  aber 
nidit   nur   berecntigt,    sondern   auch   ver- 

§  fliehtet,  andere  Gesdiafte  zu  berücksichtigen ; 
enn  er  muss  ja  nicht  den  Preis,  zu  welchem 
die  Kursmakler  Gescliäfte  geschlossen 
haben,  festsetzen,  sondern  den  Preis,  der 
dem  gesamten  Verkehr  an  der  Börse  ent- 
spricht. 

Für  die  Form  der  Notierungen  sind  folgende 
einheitliche  Verordnungsgruadsätze  massge- 
bend :  1 .  Die  Preise  werden  nach  Prozenten  des 
Nennwerts  festgestellt.  2.  Bei  Wertpapieren, 
■welche  gleichzeitig  auf  die  deutsche  und  auf 
eine  ausländische  Währung  lauten,  ist  der 
Preisfeststellung  die  deutsche  Währung  zu 
Grunde  zu  legen.  3.  Für  die  Umrechnung 
von  Wertpapieren,  welche  auf  ausländische 
oder  ausser  Wirksamkeit  getretene  inländi- 
sche Währung  lauten,  in  die  deutsche 
Währung  gelten  folgende  Umrechnungs- 
Bätze:  1  Pfund  Sterling  =  20,40  Mark; 
1  Franc,  Lira,  Peseta,  LSu  =  0,80  Mark; 
1  östeireichisdier  Goldgulden  =  2,00  Mark ; 
1  Österreichischer  Gulden  Währung,  1  hol- 
ländischer Gulden  —  1,70  Mark;  1  öster- 
reichisch-ungarische Krone  —  0,85  Mark; 
1  skandinavische  Krone  ~  1,125  Mark:  1 
alter  Goldrubel  =  3,20  Mark;  1  Rubel, 
alter  Kr«ditrubel  =  2,16  Mark ;  1  Peso  ^ 
4,00  Mark ;  1  Dollar  =  4,20  Mark ;  7  Gulden 
süddeutscher  Währung  =  12,00  Mark;  1 
Mark  Banko  =  1,50  Mark.  4.  Die  Stück- 
ziosen  werden  bei   festverzinslichen    Wert- 

SELpieren  nach  dem  Zinsfusse,  bei  dividen- 
entragenden  Papieren  mit  4^/0  berechnet 
Bei  Berechnung  der  StQckzinsen  wird  in 
Kassageschäften  der  Kauftag,  in  Zeitge- 
schäften der  ErfOllungstag  mitgerechnet 
und  das  Jahr  zu  360,  ein  Monat  zu  30  Tagen 
angesetzt;  der  Monat  Febniar  ist  mit  23,  in 
Schaltiahren  mit  29  Tagen  anzusetzen,  wenn 
der  SJndpunkt  der  Zinsberechnung  in  den 
Februar  fällt,  ij)  Der  Dividendonschein  von 
inländischen  Aktien,  welche  nur  im  Eass»- 
geschäfte  gehandelt  werden,  wird  am 
Schlüsse  des  Geschäftsjahres  vom  Stöcke 
getrennt;  bei  den  übrigen  inländischen  und 
bei  den  ausländischen  Aktienl  erst  dann, 
wenn  er  zur  Auszahlung  ^angt.  6)  In 
allen  Fällen,  in  denen  der  Dividendenschein 
erat  nach  Abkui  des  Geschäftsiahres  vom 
Stücke  getrennt  wird,  sind  die  Stäckzinsen 


für  den  ent'tprechenden  Zeitraum  Ober  ein 
Jahr  hinaus  zu  berechnen. 

Von  den  Vorschriften  unter  1 — 3,  4  Satz 
1,  und  unter  5  sind  fßr  bestimmt  zu  be- 
zeichnende Wertpapiere  Ausnahmen  zulässig, 
jedoch  nur  dann,  wenn  darüber  zwischen 
den  Börsenorganen  sämtlicher  Bonden,  an 
denen  die  betreffenden  Wertpapiere  zum 
Handel  zugelassen  sind,  Einverständnis  er- 
zielt wird.  Die  vereinbarten  Ausnahmevor- 
schriften  und  der  Zeitpvmit,  mit  dem  sie 
Geltung  erlangen  sollen,  sind  dem  Reichs- 
kanzler mitzuteilen;  sie  werden  von  diesem 
im  Beichsanzeiger  bekannt  gemacht  und  er- 
langen damit  mr  sämtliche  deutsche  Börsen 
Wirksamkeit.  Von  diesen  Ausnahmen  ist 
zu  erwähnen,  dasfl  bei  einer  Reihe  zweit- 
klassiger Staatsanleihen  die  Stüekzinsen  mit 
einem  geringeren  als  dem  Anleihezinsfuss 
berechnet,  unsichere  Exoten  aber  franko 
Zinsen  notiert  werden.  Im  übrigen  gelten  für 
die  einzelnen  Börsen  bezüglich  der  Art  der 
Kursnotierung  verschiedene  Bestimmungen. 

An  der  Hamburger  Börse  findet  eine 
amtliche  KursfeststeUung  statt  für  den  Handel 
in  Wertpapieren,  Wechseln,  Geld  und  Edel- 
metall und  fürdenTenninhandel  in  Spiritus, 
Kaffee,  Zucker  und  Baumwolle,  und  zwar 
an  allen  Börsentagen;  ob  sie  täglich  einmal 
oder  öfters  und  zu  welcher  Zeit  sie  vorzu- 
nehmen ist,  bestimmt  die  betreffende  Ab- 
teilung des  Börsenvoratandes.  Es  werden 
Preise  festgestellt,  zu  denen  an  der  Börse 
Geschäfte  abgeschlossen  sind  (•bzs^bezahlt) 
oder  an  der  Börse  Käufer  (»B«:^Brief)  oder 
Verkaufer(»Gn=Ge)d)  zu  finden  waren.  Die 
Feststellung  erfolgt  durch  Mitglieder  der 
betreffenden  Abteilung  des  Börsenvorstands ; 
die  festgestellten  Preise  werden  alsbald 
durch  Abschlag  in  den  Börsenräimien  und 
durch  Ausgabe  gedruckter  Preishsten  oder 
Veröffentlichung  in  Zeitungen  bekannt  ge- 
macht Für  die  Feststellung  der  Kurse  von 
Wertpapieren  gelten  noch  folgende  besondere 
Bestimmungen.  Zur  Berilcksichtigung  bei 
der  Preisfeatstellung  können  Kurse  ange- 
meldet werden  von  den  Firmen,  die  in  da^ 
von  der  Sachverständigenkommission  für  den 
Effektenhandel  geführte  Firmenregister  der 
Hamburger  Fondsbörse  eingetr^en  sind; 
zur  Anmeldung  sind  die  von  der  Sachver- 
ständigenkommission festgesetzten  Anmelde- 
zettel  genauestens  auszufüllen  und  in  einen 
der  sieben  im  Börsengebäude  befindlicher 
Kästen  zu  legen,  von  denen  jeder  zur  Auf- 
nahme der  Anmeldungen  für  eine  bestimmte- 
Gruppe  von  Wertpapieren  bestimmt  ist  Dit» 
mit  der  Kursfestsetzung  betrauten  Mitglieder 
der  Sachverständigenkommission  oder  dit> 
zur  Mit^vi^ku[lg  bestellten  Hilfspersonen  ent- 
nehmen nachmittags  2^/}  Uhr  den  Kästen 
die  Anmeldezettel  und  begeben  sich  in 
das  Notierungszimmer,  wo  auf  Grund  der 
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Anmeldungen,  der  von  den  mitwiiienden 
Maklern  vermitteltea  GescMfte  und  etwiuger 
sonstiger  Ermittelungen  die  Kurse  festge- 
stellt werden. 

In  Berlin  werden  die  Kurse  n&mena  des 
YorstiuidB  der  FondBbSrse  dorcli  1  bis  höchstens 
3  Mitglieder  desselben  festgestellt,  nnd  zwar 
für  Wertpapiere  nnd  Geldsorten  an  einem  Jeden 
Bfirsentage,  für  Wechsel  anf  aualändiscbe  Platze 
mindestens  dreimal  w{)chentlicli.  Die  Karsmakler, 
die  in  den  betreffenden  Wertpapieren  Geschfifte 
vermitteln,  haben  sich  an  denjeni^n  Twen, 
an  denen  für  ihren  ßeschäftszweig  Knrse  lest- 
znstellen  sind,  am  2  Uhr  in  den  zor  amtlichen 
Notierung  bestimmten  Räumen  einznflnden  and 
dort  solange  anwesend  zu  bleiben,  bis  sie  von 
den  amtierenden  Yorstandsmitgliedem  entlassen 
werden.  Die  Mitglieder  des  Torstandes  sind 
berechtigt,  Ton  den  Kursmaklem  wahrheitsge- 
trene,  auf  Verlangen  ansdrUcklich  auf  ihren 
Amtseid  in  nehmende  Auskunft  zu  fordern,  zu 
welchen  Kursen  in  Kassa-  nnd  in  Zeitgeschäften 
Wertpapiere,  (Jeldsorten  nnd  Wechsel  gefordert 
und  angeboten  und  zu  welchen  Kursen  und 
Über  welche  Quantitäten  Geschäfte  abgeschlossen 
wniden,  und  können  Einsicht  in  die  Blicher  der 
Makler  verlaogen.  Die  Entscheidnng  über  die 
festzustellenden  Korse  haben  lediglicn  die  Vor- 
standsmitfilieder.  Die  Protokolle  über  Fest- 
stellung der  Kurse  sind  vod  BOrsensekretären 
zu  ftthren.  Sofort  nach  Beendigung  der  So- 
tiemng  wird  der  amtliche  Kurszettel  gedruckt 
nnd  ansge^ebeu.  Dem  amtlichen  Kurszettel 
kann  ein  mditamtlicher  Teil  hinzugefügt  wer- 
den, in  dem  solche  Wertpapiere  Aufnahme  fin- 
den, welche  zwar  zum  Börsenhandel  zugelassen 
sind,  bezüglich  deren  sich  aber  erst  aus  der 
Erfahrung  ergeben  muss,  ob  sie  geeignet  er- 
scheinen, dem  amtlichen  Teil  dauernd  einver- 
leibt zu 'werden. 

In  Frankfurt  a.  M.  erfolgt  die  amtliche 
Feststellung  und  Veröffentlichung  der  Kurse 
an  der  Hittags-  nnd  an  der  Abendbärse  „im 
Auftrage  der  Handelskammer  durch  die  Makler- 
kammernnter  Oberaufsicht  der  Handelskammer". 
IHe  Bürsenyoratandsmitglieder  kOnnen  hei  der 
Feststellung  anwesend  sein.  An  der  Hittags- 
bSrse  findet  die  amtliche  Notierung  für  alle  per 
Kasse  gehanddten  Werte  über  Vji  Uhr  statt. 
Regelmässig  soll  für  jedes  Wertpapier  nur  ein 
einziger  Kurs  notiert  werden ;  für  einzelne  leb- 
haft gebändelte  Kassawerte  können  jedoch  mit 
Genehmigung  des  Bärsenvorstandes  mehrere 
Kurse  notiert  werden,  in  welchen  die  stattge- 
fundenen Preisschwankungen  zum  Ausdruck  zu 
bringen  sind;  doch  muss  dies  im  voraus  be- 
stimmt und  durch  Böraenanschlag  bekannt  ge- 
geben werden.  Die  nach  l'.t  Uhr  bis  zum 
Schlüsse  der  Bürse  in  solchen  Werten  stattge- 
fondenen  Abschlüsse  sind  in  gleicher  Weise  in 
besonderen  späteren  Kursfestfitellungen  zur  Notiz 
zu  bringen.  Für  die  auf  Tennin  gehandelten 
Werte  findet  zunächst  die  Kursfes  tatellung  um 
1'/»  Uhr  statt;  nach  Bedarf  können  mehrere 
Kurse  notiert  werden ,  in  welchen  alle  bis  da- 
hin stattgef  na  denen  Preisschwankungen  znm 
Ansdmck  gebracht  werden  müssen;  die  nach 
l'/t  Uhr  stattgefundenen  Abschlüsse  sind  in 
gleicher  Weise  später  besonders  zu  notieren. 
An    der    AbendbSrse    erfolgt    eine    allgemeine 


Kursfeetstellnng  am  B'/i  Uhr;  die  hemaoh  toU- 
zogenen  Abschlüsse  werden  um  6','«  Ubr  be- 
sonders notiert.  Zu  den  angegebenen  Zeit- 
punkten treten  die  Mitglieder  der  Makler- 
kammer in  den  Notiernngaraum  zusammen  und 
stellen  dort  auf  Grund  aer  eigenen  Wahrneh- 
mungen und  der  Mitteilongen  der  Knramakler 
die  Preise  fest,  und  zwar  nach  folgenden  Grund- 
sätzen: 1.  Fanden  alle  vorhandenen  Aufträge 
ihre  Erledignng,  so  sind  die  bezahlten  Kurse 
mit  der  Bezeichnung  „h"  oder  „bez"  (bezahlt) 
zn  notieren.  2.  Bleiben,  nachdem  grössere  Posten 
gehaudelt  wurden,  noch  Käufer  unbefriedigt, 
so  wird  dies  dnrch  den  Zusatz  „n.  Q."  (und  Geld), 
und  dementsprechend ,  wenn  Verkäufer  nicht 
vollständig  bedient  werden  konnten,  durch  den 
Zusatz  i.nlB.''  (nnd  Brief)  bezeichnet.  3, Kommen 
nur  unbedeutende  Abschlüsse  zu  Stande,  so 
wird  dies  durch  die  Zusätze:  r^tw.  b.  n.  B."  oder 
_etw.  b.  tt.  Q."  bezeichnet.  4.  Beharrten  die  Ver- 
käufer anf  einer  höheren  Forderung,  die  Käufer 
dagegen  anf  einem  niedrigeren  Gebot,  so  dass 
keine  Abschlüsse  zu  Stande  kamen,  so  bezeich- 
net der  Znsatz  „G"  denjenigen  Kurs,  zn  wel- 
chem jeder  Betrag  anzubringen  war.  5,  Waren 
nnr  Käufer  da,  aber  keine  Verkäufer,  so  ist 
derjenige  Kurs,  der  vergebens  geboten  wurde, 
mit  „G  oder  auch  mit  ,,G.  u.  f."  (Geld  nnd  feh- 
lend) zn  notieren ;  desgleichen,  wenn  keine  Käufer 
auftraten,  der  vergebens  geforderte  Kurs  mit 
„B".  6.  Kur  wenn  weder  Käufer  noch  Ver- 
käufer zu  finden  waren ,  ist  dies  dnrch  einen 
Strich  zu  bezeichnen.  ~-  Die  festgestellten  Knrse 
werden  im  BSrsen-Kursblatt  verSffentlichL  Be- 
schwerden über  Verstösse  bei  der  Feststellung 
oder  Verüflentlichung  der  Kurse  entscheidet 
die  Handelskammer. 

II.  Börsenitrafreeht.    Bestraft  wird: 

1.  Wer  in  betrügerischer  Absicht  auf  Täu- 
schung berechnete  Mittel  anwendet,  um  auf  den 
Börsen-  oder  Marktpreis  von  Waren  oder  Wert- 
papieren einzuwirken;  Strafe:  Gefängnis,  von 
1  Tag  bis  5  Jahre  und  Geldstrafe  bis  zu  15000 
Hark;  auch  ist  Aberkennnng  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  zulässig ;  bei  mildernden  Umständen 
Gefängnis  oder  Geldstrafe. 

2.  Wer  in  betrügerischer  Absicht  wissent- 
lich unrichtige  Angaben  in  Prospekten  oder  in 
öffentlichen  Kundgebnngen  macht,  durch  welche 
die  Zeichnung  oder  der  Ankauf  oder  Verkauf 
von  Wertpapieren  herbeigeführt  werden  soll. 
Strafe  wie  bei  1. 

3.  Wer  für  Mitteilungen  in  der  Fresse, 
durch  welche  anf  den  Börsenpreis  eingewirkt 
werden  soll,  oder  für  Unterlassung  solcher  Mit- 
teilungen Vorteile  gewährt  oder  verspricht  oder 
sich  gewähren  oder  versprechen  lässt,  welche  in 
auRälligem  Missverhältniss  zn  der  Leistung 
stehen.  Strafe :  Gefängnis,  von  1  Tage  bis  zn 
1  Jahre  nnd  Geldstrafe  bis  zn  6000  Hark:  bei 
mildernden  Umständen  Gefängnis  oder  Geld- 
strafe. Der  Versuch  ist  strafbar.  Die  Gewäh- 
rung Ton  Vorteilen  für  Berichte  in  der  Presse, 
durch  welche  anf  den  Preis  von  Wertpapieren, 
die  nicht  an  den  Börsen  gehandelt  werden, 
eingewirkt  werden  soll,  ist  nach  dieser  Bestim- 
mung nicht  strafbar. 

4.  Wer  entgegen  den  Verboten  des  Börsen- 
gesetzes wissentlich  Preislisten  (Kurszettel)  ver- 
öffentlicht oder  in  mechanisch  hergestellter  Ver- 
vielfältigoog  verbreitet;  Strafe:  Geldstrafe  bis 
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1000  Miirk  oder  Haft  oder  Qefangnis  bis  eq  6 
Monaten. 

6.  Wer  gewohnheitsmägBig  in  gewiQnBflcb- 
tiger  A-baicht  andeie  unter  AoBbentung  ibrer 
Unerfftbrenheit  oder  ihres  Leichtsinns  za  Bfirgen- 
spebulatiouagegchäften  Terleitet,  welche  nicht 
za  ihrem  Gewerbebetriebe  gehfiren;  Strafe  wie 
bei  1,  doch  sind  mildernde  Umstände  ansge- 
scblossen. 

III.  Oeateireich. 

Die  Eatwidieluiig  eines  BOisensonder- 
rechtB  in  Oesteireich  beginnt  —  von  einer 
nicht  zur  Durchführung  gelangten  V.  v.  1761 
abgesehen  —  mit  dem  Patent  vom  1.  Äug. 
1771,  durch  welches  in  Anlehnung  an  ie 
gleichzeitige  französische  Gesetzgebung  in 
Wien  eine  Fondsbörse  errichtet  wurde. 
Nach  diesem  Patente  war  die  "Wiener  Börse 
eine  aus  fiskalischen  Rücksichten  ge^grOndete 
Staatsanstalt.  Die  Sorge  für  Auircchter- 
haltuQg  der  äusseren  Oidnung  an  der  Börse 
wurde  einem  Staatsbeamten,  dem  k.  k.  Bfir- 
senfcommiss&r  übertragen,  der  igenaue  Auf- 
sicht Über  alle  daselbst  vorgehenden  Hand- 
lungen«  führen  sollte;  die  BCrsenbesucher 
ael^  hatten  an  der  Leitung  des  Börsen- 
verkehrs gar  keinen  Anteil.  Der  Zutritt  zu 
den  Börsenvereammlungen  war  allen  männ- 
lichen Personen  ohne  Unterschied  des  Stan- 
des gestattet,  welche  an  der  Börse  >Qe- 
schUfte  haben  können'.  Charakteristisch  ist 
die  Bestimmung,  dass  Personen,  welche  »aus 
eigennützigen  Absichten,  um  den  Wert  der 
Öffentlichen  Papiere  oder  Wechsel  fallen  (!) 
zu  machen,  aolchen  mit  lauter  Stimme  aus- 
rufen oder  diesen  Wert  anderen  durch 
Zeichen  zu  erkennen  geben*,  mit  einer  Oeld- 
busse  von  1000  fl.  und  dauernder  Äus- 
BchliesauM  von  der  Börse  bestraft  werden 
BoUten.  Die  Rechtsgiltigkeit  eines  Börsen- 
geschäfts war  an  den  Ahschluss  durch 
einen  vereidigten  Sensal  gebunden  {also 
Vermittelungazwang  und  Vemiittelungs- 
mouopol!),  die  Teilnahme  an  Winkelbörsen 
strenge  verboten.  Das  Hofkammerdekret 
vom  27.  November  1810  machte  das  Recht 
zum  Besuche  der  Börseoversammlungen  von 
dem  Besitz  einer  Eintrittskarte  abhängig, 
welche  nur  an  »erblfindisclie  Fabrikanten 
und  zu  einem  ordentlichen  Gremium  ge- 
hörige Grosshändler  und  Kaufleute-  ausge- 
geben werden  sollten;  fremden  Kaufleuten 
sollten  Ehrenkarten  erteilt  werden,  die  zum 
Besuch  der  Börse,  aber  nicht  zum  Abschlues 
von  Geschäften  an  derselben  berechtigten. 
Das  Börsengesetz  vom  11,  Juli  1854  hob 
den  Vermittelungszwang  für  Börsengeschäfte 
auf,  behielt  jedoä  das  vermittelungsmonopol 
der  beeidigten  Sensale  bei  und  begünstigte 
ausserdem  die  von  beeidigten  Sensalen  ver- 
mittelten Geschäfte  dadurch,  dass  es  zui 
Entscheidung  von  Streitigkeiten  aus  solchen 
ein  obligatonsches,  unter  Ausschluss  des  or- 


dentlichen Hecht  sweges  erkennendes  Schieds- 
gericht einsetzte.  Das  Gesetz  traf  ferner 
detfulUerte  Bestimmungen  über  die  Liqui- 
dation stermine,  und  dehnte  die  Staatsauf- 
sicht über  den  BörsenTerkehr  noch  weiter 
aus.  Die  Rechtsverhältnisse  der  Börsen  zn 
Prag  und  Triest  wurden  durch  besondere 
Gesetze  geregelt.  Die  Bestimmungen  des 
allgemeinen  deutschen  Handelsgesetzbuches 
griffen  in  manchen  Beziehtmgen  ändernd  in 
die  bisherige  Börsengesetzgebung  ein,  ohne 
dass  die  Gutigkeitsgrenzen  beider  abgesteckt 
wurden,  so  dass  eine  den  Verkehr  belästi- 
gende Eechtsuasicherheit  über  ihr  gegen- 
seitiges Verhältnis  entstand.  Der  Hauptan- 
lasB,  der  zu  einer  Neugestaltung  des  Börsen- 
rechts führte,  war  die  Krisis  von  1873,  in 
der  die  Verkehrtheit  des  bisherigen  Systems 
der  Börsengesetzgebong,  insbesondere  die 
Unfähigkeit  der  bisher  mit  der  Leitung  der 
Wiener  Geldbörse  betrauten  Staatsbehörde, 
der  k.  k.  BCrsenkammer,  in  kritischen  Zdtea 
die  äussere  Ordnung  des  Börsenverkehrs 
notdürftig  aufrecht  zu  erhalten,  lebhaft  zu 
Tage  trat.  Auf  diesem  Hintei^unde  ent- 
stand das  heute  noch  massgebende  G.  v.  1. 
April  1875  betreffend  die  Organisierung  der 
Börsen,  das  den  Börsen  wenigstens  be- 
scheidene Selbstverwaltungs-  und  Selbßt- 
gesetzgebimgra«chte  verlief.  Für  das  gel- 
tende österreichische  Börsenrecht  kommen 
auserdem  noch  in  Betracht:  die  auf  Grund 
des  Ö.  V.  1.  April  1875  für  die  einzelnen 
Börsen  erlassenen  Statuten,  das  Gesetz  be- 
treffend die  Eandelsmäkler  oder  Sensale  vom 
4.  Aprü  1875  und  die  Civüprozessgesetze 
vom  Jahre  1896. 

Die  Errichtung  einer  Börse  bedarf  der 
Genehmigung  des  Finanz-  und  dee  Handela- 
ministers;  diese  haben  vor  ihrer  Entschei- 
dung die  Handels-  und  Geweri>ekammer, 
in  deren  Bezirk  die  Börse  errichtet  werden 
soll,  gutachtlich  zu  hören.  Die  Teilnahme 
an  einer  nicht  genehmigten  Börse  (Winkel- 
börse) vrird  mit  Geldstrafe  bis  zu  1000  Q. 
oder  mit  Arrest  bis  zu  4  Wochen  bestraft. 
Für  jede  Börse  muss  ein  besonderes  Statut 
erlassen  werden,  dessen  Eechts^tigkeit  von 
der  Genehmigung  des  Finanz-  und  des 
Handelsininistera  abhängt.  Jedes  Statut 
muss  bestimmen:  1.  die  Geschäftszweige, 
auf  welche  sich  der  Börsenverkehr  zu  er- 
strecken hat:  2.  die  Bedingungen  für  die 
Mitgliedschaft  sowie  für  den  Besuch  der 
Börse;  3.  die  Rechte  und  Pflichten  der 
Mitglieder  imd  Besucher  der  Börse;  4.  die 
Art  der  Aufbringung  der  Mittel  zur  Er- 
haltung der  Börse;  5.  die  Börseleitung  und 
ihre  Organe,  die  Art  ihrer  Bestellung  und 
den  Umfang  ihrer  Rechte  und  Pöiäiten; 
6.  die  Erfordernisse  zu  gütigen  Beschluss- 
fassungen, Ausfertigungen  und  Bekannte 
machungen  der  Börseleitung;  7.  die  Art  der 
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Schlichtung  und  Entscheidung  toq  Streitig- 
keiten, die  ^ch  auf  Börsengesdiäfte  beziehen ; 
8.  die  Verwendung  des  Verm^tenB  ini  Falle 
der  AuflBsung  derselben.  Jede  Börse  steht 
unter  einer  selbst  findigen  Leitung  (BOrse- 
leitung)  und  unter  staatlicher  Ueberwachun^. 
Die  Börseleitung  erlässt  die  Normen  zur 
Regelung  des  Börsenverkehrs,  besoret  die 
ökonomischen  Angelegenheiten  der  Börse; 
ihr  liegt  die  Sorge  föi  A\i  frech terhaltung  der 
Susseren  Ordnung  des  B<3isenTerkehrB  ob ; 
sie  ist  berechtigt,  die  hierzu  erforderlichen 
polizeilichen  Massregeln  zu  treffen.  Die 
staatliche  Oberaufsicht  'wird  an  jeder  BOrae 
Ton  einem  »Böreenkommiseär*  ausgeübt,  der 
vom  Finanzminister  im  Einvemehmen  mit 
dem  Handel sminister  bestellt  wird.  Der 
Börsenkommissär  hat  die  Ausführung  aller 
für  die  Börse  erlassenen  Vorschriften  zu 
überwachen,  Missbräucbe  zu  rügen,  und 
wenn  nicht  sogleich  Abhilfe  enolgt,  die 
politische  Landesbehörde  zur  Einschreitung 
zu  Tcranlaesen ;  er  hat  allen  Beratungen  der 
Börseleitung  beizuwohnen;  er  kann  Be- 
schlüsse der  Börseleitung,  welche  seiner 
Ansicht  nach  gegen  gesetzliche  Vorschriften 
oder  gegen  das  Böreenstatut  Verstössen,  bis 
zur  Entecheidun^  der  zuständigen  politischen 
LandesbehOrde  sistieren.  Die  Gründe,  aus 
weldien  Personen  vom  Börsenbesuche  aus- 
geschlossen sind,  ähneln  den  im  deutschen 
Börseugesetz  aufgestellten  Ausschliessungs- 
^Qnden ;  Hervorhebung  verdient,  dass  audi 
Personen,  welche  und  insolange  sie  den 
ihnen  aus  einem  Börsengeschäfte  obli^;en- 
deo  Verbindlichkeit  eu  nicht  entsprochen 
haben,  das  Zutrittsrecht  zu  den  Börsenver- 
sammlungeu  gesetzlich  versagt  ist.  Welche 
Wertpapiere  an  den  Börsen  gehandelt  und 
amtlich  notiert  werden  dürfen,  bestimmt  der 
Rnanzminister  nach  Anhörung  der  betreffen- 
den Böraeiejtung.  Die  amtliche  Notierung 
der  Kurse  gestäiieht  durch  Mitglieder  der 
Börseleitung  unter  Aufsicht  des  Börsenkom- 
missars.  Wenn  die  Börseleitung  Verletzun- 
gen der  Gesetze  oder  der  Börsenstatuten 
oder  eine  beharrliche  Vemachläflsigucg  ihrer 
Pflichten  sich  zu  Schulden  kommen  läset, 
kann  sie  vom  Finanzminister  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Handel  sminister  ihrer 
Funktionen  enthoben,  und  an  ihre  Stelle 
zur  zeitweiligen  Leitung  der  Börse  Ver- 
trauensmänner berufen  werden;  auch  kann 
der  Finanzminister  eine  Börse  zeitweUig 
oder  für  immer  sehliessen.  —  Von  den 
privatrechtlichen  Bestimm  un^n  des  Gesetzes 
ist  hervorzuheben,  dass  bei  Entscheidung 
von  Recht  sstreitjgkeiten  aus  Börsegesehäften, 
A.  h.  solchen  Geschäften,  die  im  öffentüchen 
Börsenlokale  in  der  festgesetzten  Börsenzeit 
über  Verkehrsgegen  stände  geschlossen  woi> 
den  sind,  welcne  an  der  betreffenden  Börse 
gebandelt  und  notiert  werden  dürfen,  die] 


Einwendung,  dass  dem  Ansprüche  ein  als 
Wette  oder  Spiel  zu  beurteilendes  Differenz- 
geschäft zu  Grunde  liege,  unstatthaft  ist.  — 
Sehr  begünstigt  ist  in  der  österreichischen 
Gesetzgebung  die  Institution  der  Börsen- 
schiedsgerichte. Durch  das  Börsen statnt 
kann  bestimmt  werden,  dass  Streitigkeiten 
aus  Börsengeschäften ,  wenn  die  Parteien 
nichts  anderes  schriftlich  vereinbart  haben, 
durch  das  Schiedsgericht  ausgetragen  wer- 
den müssen;  unter  gewissen  Voraussetzun- 
gen können  der  Zuständigkeit  der  Schieds- 
gerichte auch  Streitigkeiten  aus  Warenge- 
schäften, die  ausserhalb  der  Börse  ge* 
schlössen  wurden,  unterworfen  werden. 
Das  Verfahren  vor  den  Schiedsgerichten  ist 
in  den  auf  Grund  der  neuen  Civilprozess- 
gesetzgebung  neu  redigierten  Börsenstatuten 
bis  ins  kleinste  DetaD  geregelt.  Die  Er- 
kenntnisse der  BörsenBchiedsg^chte  können 
lediglich  unter  gewissen  Voraussetzungen 
mittelst  Nichtigkeitsbeschwerde  angefochten 
werden.  Die  in  den  Erkcnntnisseo  aufer- 
legte Verbindlichkeit  zu  einer  Geldleistung 
ist  binnen  24  Stunden  zu  erfüllen;  für 
Leistungen  anderer  Art  kann  das  Schieds- 
gericht auch  eine  24  Stunden  überschreitende 
Frist  festsetzen.  Die  Zwangsvollstreckung 
aus  rechlakraftigen  schiedsgerichtlichen  Er- 
kenntnissen erfolgt  durch  die  ordentlichen 
Gerichte.  Praktisch  haben  sich  die  Börsen- 
schiedsgerichte in  Oesterreich  sehr  gut  be- 
währt. 

IV.  Franbreich. 

Die  geschichtliche  Entwickelung  der 
Börsenoi^anisation  in  Frankreich,  dem  klas- 
sischen Lande  der  Börsengesetzgebimg  und 
der  interventionistischen  BörsenpoUtik,  näogt 
enge  zusammen  mit  der  eigentümlichen  Ge- 
staltung des  französischen  Mäkleirechts; 
dessen  heutige  Ausbildung  auf  eine  sehr 
lange  Geschichte  zurückblickt  Eine  Ordo- 
nanz  Philipps  des  Schönen  von  1312  erhob 
das  Maklei^werbe  zu  einem  privilegierten 
Staatsamt,  nicht  mit  Rücksicht  auf  die  Be- 
dürfnisse des  Handelsverkehrs  sondern  aus 
fiskalischen  Glründen.  Die  Mäkelei  durfte 
nur  von  solchen  Personen  beirieben  werden, 
die  eine  der  von  der  Regierung  geschaftenen 
MaklersteDen  käuflich  erworben  hatten.  In 
den  folgenden  Jahrhunderten  wurde  die  fis- 
kalische Itlokler^setzgebung  weiter  ausge- 
bildet Von  Zeit  zu  Zeit  wurden  die  Mak- 
lerstellen  vermehrt;  da  infolge  hiervon  die 
Verkäuflichkeit  der  Stellen  sich  verminderte, 
suchte  die  Regierung  den  Preis  der  Makler- 
ämter durch  Gewährung  von  Steuerbefrei- 
ungen und  sonstigen  Privilegien  zu  steigern, 
und  als  auch  diese  Mittel  die  gehofften 
Einnahmen  nicht  brachten,  wurden  1705  die 
bestehenden  Maklerstdlen  aufgehoben  und 
116  neue  (20  für  Paris,  96  ftlr  dieProvinz- 
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pl&tze)  errichtet.  Dia  FrovinzstelleQ  fanden 
indessen,  'wiederum  keinea  rechten  Absatz, 
und  so  suchte  maa  den  hierdurcti  entstan- 
denea  Äusfali  ia  dea  erwarteten  Einnalimec 
dadiuvh  auszugleichen,  dass  mau  fOr  Paris 
1708  und  1714  je  20  weitere  Makleratellea 
«chuf.  Neben  diesen  offiziellen  Maklern, 
die  Beit  1639  den  Namen  agenta  de  change 
«t  de  Courtage  fOhrten,  blieben  nach  wie 
vor  zahlreiche  Pfiischmakler  (courtiera  mar- 
ronal  thätig.  Wie  in  den  vorbeigehenden 
Jahrhunderten  an  verschiedenen  Frovinz- 
^fitaeD,  ordnete  die  Regierung  1724  für  den 
Handel  mit  Wechselhriefen,  sonstigen  nego- 
tiablen  Papieren,  Waren  und  Effekten  die 
Errichtung  einer  offiziellen  Börse  in  Paris 
an  und  erliesa  für  diese  ein  besonderes 
B^lemeut,  das  bis  in  die  neueste  Zeit  die 
Orundlage  für  die  Verfassung  der  Parißer 
B5rse  budete.  Den  60  amtlichen  ageots  de 
change  wurden  die  alten  Privilegien  be- 
stätigt; gleichzeitig  erhielten  sie  an  der 
•Börse  für  ihre  Th&tigkeit  einen  al^grenzten 
Baiun,  das  sogenannte  jmTquet ;  die  Pfusch- 
makler  handelten  an  einem  Orte  in  der; 
Nahe  der  BOrse,  und  hieraus  entstand  die 
moderne  »conlisse.!.  In  dem  gleichen  Jahre 
■wurde  der  Reigen  von  wirkungslosen  Ver- 
tiotsgesetzen  gegen  die  Formen  des  Börsen- 
verkehrs durch  einen  Staatsratsbeschluss 
■vom  24,  September  1724  eröffnet,-  der  alle 
Zeitgeschäfte  in  Fonds  untersagte  und  für 
nichtig  erklärte.  Erlasse  vom  7.  August 
1785,  2.  Okiober  1785,  22.  -September  17S6 
erklärten  Teriäufe  von  Fonds,  die  der  "Ver- 
käufer nicht  effektiv  besass.  für  nichtig  und 
verboten  sie  bei  schwerer  Strafe.  Durch 
die  HevolutionsgesetzgebuDg  wurden  die 
Privilegien  der  agents  de  change  vorüber- 
gehend beseitigt,  jedoch  bald  wiederherge- 
-steUt;  gleichzeitig  wurden,  um  die  Baisse- 
spekulation in  Assignaten  zu  beschränken 
und  deren  Kurs  zu  heben,  die  alten  Ver- 
iaote  der  Zeitgeschäfte  wiederholt  einge- 
schärft. Die  grossen  napoleonischen  Oesetz- 
gebnngs werke  brachten  Frankreich  ein  ein- 
heitliches Börsenrecht.  Die  Bestimmungen 
des  Code  de  commerce  über  die  Organisation 
der  Börsen  sind  teüweise  heute  noch  in 
Geltung.  Art.  421  des  Code  penal  erklärte 
die  Wetten  auf  das  Steigen  und  Fallen  der 
Staatspapiere  fOr  strafbar;  nach  Art.  422 
sollten  fds  solche  Wetten  alle  Verkäufe  von 
Staatspapieren  gelten,  welche  der  Verkäufer 
zur  Zeit  des  Geschäftsabschlusses  nicht 
seiner  Verfügung  hatte;  der  Art.  1965  des 
Code  civil  vers^e  den  Spiel-  und  Wett- 
Bchulden  die  Klagbarkeit.  Die  Recht- 
ssprechung, die  sich  im  Anschlüsse  an  diese 
Bestimmungen  herausbildete,  hielt  anfangs 
alle  Lieferungsgeschafte  über  Waren  oder 
Wertpapiere  ohne  Unterschied  für  klagbar. 
Von  1823  ab  nahmen  die  Gerichte  an,  dass 


der  Staatsratsbeschluss  von  1724  und  die 
späteren  Verbotsgesetze  noch  in  Kraft  seien, 
und  wiesen  alle  Klagen  aus  Lieferungsge- 
schäften  ab.  Ein  neuer  Umschwung  in  der 
Rechtsprechung  trat  mit  dem  Jahre  1832 
ein ;  von  da  ab  wurden  Lieferungsgeschäfte, 
bei  welchen  nicht  die  verkauften  Effekten 
ziu'  Zeit  des  Verkaufes  im  Besitze  des  Ver- 
käufers waren,  für  nichtig  erklärt,  während 
die  Torgängige  Deponierung  des  Kaufpreises 
seitens  dea  Käufers  nicht  mehr  als  zur  Oiltig- 
keit  des  Geschäftes  erforderlich  erachtet 
wurde,  vorausgesetzt,  dass  der  Käufer  nach- 
weislich beabsichtigte,  sich  die  gekauften 
Wertpapiere  liefern  zu  lassen.  Von  1848 
ab  nahmen  sodann  die  Gerichte  an,  es  müsse 
jeweils  nach  Lage  des  FaUes  mprüft  wer- 
den, ob  die  Parteien  ein  reeUes  Kaufgeschäft 
{»Operation  sörieuse*)  oder  ein  Diffeienz- 
geschäft  (»Operation  fictivei)  beabsichtigten 
und  hiemach  das  Geschäft  ^tig  oder  uu- 
giltig  Hei.  Diese  Unsicherheit  der  Recht- 
spr^ung  veranlasste  das  0.  v.  28.  März 
1885,  welches  die  Artt.  421  und  422  des 
Code  pönal  sowie  die  früheren  Verbotsge- 
setze gegen  das  Zeitgeschäft  beseitigte,  alle 
Zeitgeschäfte  für  giltig  und  klagbar  erklärte 
und  die  Erhebung  des  Differenzeinwandes 
als  unzulässig  bezeichnete.  Die  Monopol- 
stellung der  agents  de  change  ist  Im  Laufe 
dieses  Jahrhunderts  mehrfach  heftig  be- 
kämpft worden;  andererseits  hat  das  >par- 
queti  die  Konkurrenz  der  »coulisse«  wieder- 
holt zu  beseitigen  gesucht.  Wäluend  in- 
dessen das  Gewerbe  der  Warenmakler  durch 
G.  V.  18.  Juli  1866  frei^geben  wurde,  hat 
das  cparquet<i  seine  Privilegien  bis  heute 
behauptet,  aber  das  Fortbeatehen  der  >cou- 
lisse«  nicht  zu  verhindern  vermocht  Die 
Rechtsverhältnisse  der  agents  de  change 
sind  neu  geregelt  worden  durch  das  Dekret 
vom  7.  Oktober  1890,  das  durch  drei  De- 
krete vom  29.  Juni  1898  modifiziert  wurde: 
durch  eines  dieser  letzteren  Dekrete  wurde 
die  Zahl  der  agents  de  change  an  der  Pa- 
riaer Effektenbürse  um  10  vermehrt. 

Das  Recht,  Börsen  zu  errichten,  kommt 
der  Regierung  zu.  Die  Leitung  der  Börsen 
li^  den  Handelskammern  ob,  die  Börsen- 
poGzei  wird  in  Paris  durch  den  Seineprä- 
fekteu,  in  der  Provinz  teils  durch  die  Haires, 
teils  durch  den  Vorstand  der  amtlichen 
Makler  gehandhabt.  Der  Zutritt  zu  den 
Börsen  steht  im  allgemeinen  jedermann  frei ; 
i  an  7  Börsen  (P*ris,  Bordeaux,  Lille,  Lyon, 
Marseille,  Nantes,  Toulouse)  ist  den  privile- 
gierten Effekteninaklem  (agents  de  change) 
ein  durch  Schranken  abgesperrter  Raum  re- 
serviert, das  sogenannte  >parquet°.  Effekten- 
makler kann  nur  werden,  wer  mindestens 
25  Jahre  alt,  im  Besitz  der  bürgerlichen 
und  pohtischen  Ehrenrechte  ist  und  seiner 
militärischen  Gestellungspflicht  genügt  hat. 
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Die  Effektenmakler  haben  das  Becht,  einen 
Nachfol^r  in  ihre  Stelle  Torzuschlagen ;  da- 
durch sind  foktisch  die  Makleretellen  kauf* 
lieh  geworden ;  der  Kaufvertrag  muss  aber 
von  der  Syndikatskammer  genehmigt  sein 
und  unterU^  der  Bestätigung  des  Finanz- 
minieters.  vor  Antritt  ihrer  SteUung  liaben 
die  Makler  eine  Kaution  (für  Paris  eeit  1S62 
250000  Francs)  zu  leisten  und -werden  dann 
Tom  Handelsgericht  darauf  vereidigt,  dase 
sie  ihre  Funktionen  ehrenhaft  und  ehrlich 
erfüllen  werden.  Die  Makler  an  einer  BQise 
bilden  eine  GenosBenschaft ;  bei  den  mit 
einem  »par(|ueti  versehenen  BCreen  wird 
alljährlich  eme  Syndikat skammer  (chambre 
eyndicale)  gewählt,  mit  einem  Syndikus  und 
i—B  HitgLedern,  je  nach  der  Zahl  der  an 
den  betreffenden  Börsen  vorhandenen  Makler. 
Die  Syndikatskammer  fQhrt  die  Aufsieht 
über  dje  Effektenmakler,  schlichtet  Streitig- 
keiten, an  welchen  Effektenmakler  beteiligt 
sind,  führt  die  YennÖgens Verwaltung  der 
Maklergenossenschaft  und  vertritt  diese  in 
allen  Angelegenheiten  nach  aussen;  ihr 
liegt  auch  die  Entscheidung  fiber  die  Zu- 
lassung von  Wertpapieren  zum  Börsenhandel 
und  die  Aufnahme  derselben  in  den  offi- 
ziellen Kurszettel  ob  sowie  die  Sorge  ftlr  die 
Abrechnung  der  zwischen  den  einzelnen 
Maklern  geschlossenen  Geschäfte.  Der  Ef- 
fektenmaUer  kann  und  muss  für  seine  Ver- 
mittelungsthatigkeit  eine  Courtage  fordern; 
die  Courtagentaxe  wird  für  jeden  Platz  durcli 
die  Syndikatskammer  bezw.  durch  das  Han- 
delsgericht innerhalb  eines  gesetzlich  fest- 
gelegten Maximaltarifes  bestimmt.  Dieser 
S^ximaltarif  beträgt  nach  einem  Dekret  vom 
29.  Juni  1898  für  Paris  w^mässig  ^!w% 
des  gehandelten  Wertes,  bei  Zeitgeschäften 
und  Beportgeschäften  in  französischer  Beute 
12  Francs  50  cts.  für  je  1500  Francs  3pro- 
zent^  oder  1750  Francs  3*/!  prozentige 
Beute,  für  Reportgeschäfte  in  sonstigen 
Papieren  '/lo^/o  des  nach  dem  Kompen- 
sataonskurs  ermittelten  Wertes  der  Papiere. 
Die  Effektenmakler  xi  den  mit  einem  »par- 
tjuet«  versehenen  BCrsen  können  zur  Hülfe- 
leißtung  bei  ihrer  Gteschäftsführung  Hülfs- 
personen  in  beschränkter  Zahl  ansteUen 
(commis  prtndpaux);  diese  Hülfspersonen 
stehen  unter  der  Aufsicht  und  der  Disci- 

Slinargewalt  der  Syndikatskammer;  es  ist 
inen  insbesondere  verboten,  ftlr  eigene 
Rechnung  Geschäfte  abzuschliessen.  Die 
von  den  Effektenmaklem  abgeschlossenen 
Gesch^te  dürien  nur  generell  bestimmte, 
nicht  durch  Angabe  der  Nummern  oder 
sonstwie  spedfizierte  Wertpapiere  zum  Ge- 
genstand haben.  Die  näheren  Bestimmungen 
Ober  die  Folgen  der  Lieferung  unkontrakt- 
licher, ausgeloster  Papiere,  über  die  Hechle 
bei  Verzug  des  einen  Kontrahenten  u.  s.  w. 
■werden  durch  die  für  die  einzelnen  Börsen 


erlassenen  Reglements  bestimmt  Hervor^ 
hebung  verdient  die  Vorschrift  des  Dekrets 
vom  29.  Juni  1898,  wonach  diejenigen  Par- 
quete,  welche  mehr  als  40  Effektenmakler 
zählen,  für  alle  Verpflichtungen  eines  Ef- 
fektenmailers  aus  Börsengeschäften  bis  znm 
Betrage  des  Wertes  aller  Maklerstellen,  des 
Vermögens  der  Maklerkompagnie  und  der 
gestellten  Kautionen  solidarisch  haften.  Wie 
die  amtlichen  Effektenmakler  allein  das 
Hecht  haben,  Geschäfte  in  Wertpapieren  zu 
vermitteln,  so  sind  sie  auch  aliein  b^^ch- 
tigt,  Kurse  über  die  Geschäfte  an  der  Börse 
festzustellen  und  zu  veröffentlichen.  Für 
die  Eursfeststellung  sind  die  in  den  einzelnen 
Bdreenreglements  enthaltenen  Vorschriften 
massgebend:  allgemein  ist  vorgeschrieben, 
dass  der  Kurszettel  für  die  gehandelten 
Wertpapiere  den  ersten  und  letzten  sowie 
den  höchsten  und  niedrigsten  Kursstand  an- 
geben muss. 

Das  Gewerbe  der  Produktenmakter  ist 
inFrankreich,  wie  schon  erwIUmt,  freigegeben 
Der  Gescliättsbelrieb  für  eigene  Ftechnung 
ist  den  Produktenmaklern  gestattet.  Jeder 
courtier  des  marchandises  ist,  wenn  er  seine 
Unbescholten heit  und  Befähigung  nachweist, 
auf  Antrag  gegen  Bezahlung  emer  Eintra- 
gungsgebühr in  eine  vom  Handelsgericht 
geführte  liste  einzutragen  und  zu  ver- 
eidigen. Diese  vereidigten  Produktenmakler 
'  (courüers  asserment^s)  haben  allein  das 
Becht,  bei  der  amtlichen  Feststellung  der 
Produktenpreise  mitzuwirken  und  Verstei- 
gerungen abzuhalten;  sie  bilden,  wie  die 
amtlichen  Effekteumakler,  an  den  einzelnen 
Börsen  Genossenschaften  und  unterstehen  der 
Aufsicht  und  Disciphn  einer  Syndikats« 
kammer.  —  Die  neueste  deutsche  Börsen- 
gesetigebung  hat  ihre  Schatten  auch  auf 
Frankreich  geworfen.  Im  März  1898  stellten 
die  Deputierten  Dron  und  Bajon  detailliert» 
Anträge  zur  Regelung  des  Börsen termin- 
handels,  des  Maklerreaits  und  der  Besteue- 
rung der  Termi  Dge  Schäfte ;  doch  haben  diese 
Anböge  zur  Zeit  keine  Aussicht,  zu  einem 
Gesetz  Veranlassung  zu  geben. 

V.  Holland  und  Belgien. 

Die  Niederlande  sind  die  Heimat  des 
modernen  Zeitgeschäfts  wie  auch  der  gegen 
dieses  gerichteten  gesetzlichen  Massnahmen. 
Schon  ein  Edikt  von  1610  verbot  den  Ver- 
kauf von  Aktien  der  ostindischen  Kompagnie, 
weiche  der  Verkäufer  zur  Zeit  des  Vertrags- 
Bchlusses  nicht  besass,  bei  schwerer  Strafe 
und  erklärte  die  verbotwidrig  abgeschlossenen 
Geschäfte  für  nichtig.  1621  wurden  diese 
Bestimmungen  auf  den  Handel  mit  Aktien 
der  westindischen  Kompagnie  ausgedehnt 
und  in  den  folgenden  Jahrzehnten  durch 
mehrere  in  kurzen  Zwischenräumen  er- 
gangene   Edikte    wiederholt     eingeschärft. 
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freiUdi  oliae  alleu  £rfolg.  Die  Anscbau- 
UDgen  der  OeriditshOfe  über  die  BedeutUDg 
der  Edikte,  besonders  eines  unter  Prinz 
Friedrich  Heinrich  von  Oranien  ergangenen, 
waren  verschiedene,  und  so  entstand  schon 
damals  die  später  mit  jedem  Verbot  des 
Zeitgeschäfts  auftretende,  schwankende 
Eeehtspredumg  über  den  Differenzeinwand. 
—  Die  neuere  RechtsentwickeluBg  hat  in 
beiden  Ländern  die  Bestimmungen  der  Napo- 
leonischen <Jeset2gebung  wieder  beseitigt. 
In  beiden  Ländern  ist  die  Errichtung  einer 
BOrse  den  Interessenten  freigestellt;  die 
■Börsenpolizei  wird  von  der  Komm unalbehörde 
ausgeübt ;  das  Maklergewerbe  ist  fi'eigegeben. 
Soweit  die  Börsen  nicht  öff  entlicheitärkte  sind, 
leiten  sie  sich  durch  selbstgewählte  Vereins- 
organe. An  den  beigaben  Börsen  erfolgt 
die  amtliche  Festsetzung  der  Kurse  für 
Effekten  und  Wedisel  durch  eine  besondere, 
von  der  Kommunal  Verwaltung  bestellte  Kom- 
mission von  6 — 15  Mitghedern ;  an  den  Pro- 
duktenbörsen werden  amthcho  Kurse  über- 
haupt nicht  notiert  Sonderrechtliche  Be- 
stimmungen über  die  Börsen  und  den  Böi^ 
senverkehr  giebt  es  in  beiden  Ländern  so 
gut  wie  gar  nicht. 

VI.  EnglandL 

Die  englischen  Börsen  sind  Vereine  oder 
-Oesellschanen  des  büi^rlichen  Bechts  ohne 
i^iche  StaatsauMchL  So  ist  die  Londoner 
EnektenbOrse,  die  Stock  Exchange  of  Lon- 
don, ein  autonomer,  sich  selbst  verwaltender 
Privatverein,  dessen  Versammlungen  nach 
aussen  streng  abgeschlossen  und  lediglich 
Vereinsmit^liedem  zt^än^lidi  sind.  Die 
oberate  Leitung  des  Verems  ruht  in  den 
Händen  des  Commlttee  for  general  piuroees, 
einer  aus  30  Personen  bestehenden,  alljähr- 
lich aus  und  von  den  VereinsmitgliMem 
gewählten  Kommission.  Die  Bedingungen 
mr  den  Erwerb  der  Mitgliedschaft  sind 
ziemlich  streng,  und  sichern  dem  Verein 
eine  gewisse  zunftartige  Abgeschlossenheit. 
Wer  um  Aufnahme  in  den  Vorein  nach- 
sucht, muss  von  drei  Vereins  mitghedern,  die 
mindestens  4  Jahre  lang  dem  Verein  ange- 
hört und  stets  alle  ihre  Verpflichtungen  er- 
fOllt  haben,  empfohlen  sein;  die  Empfehlen- 
den müssen  sich  bereit  erldären,  je  bis  zu 
500  £  für  den  empfohlenen  Bewerber  zu 
bezahlen,  falls  dieser  innerhalb  der  nächsten 
4  Jahre  seine  Zahlungen  einstellen  soUte. 
Personen,  welche  mindestens  4  Jahre  lang 
Börsengehilfen  (clerks)  eines  Vereinsmit^ 
glieds  waren,  bedürfen  nur  der  Empfehlung 
durch  2  Mitglieder  mit  je  einer  Büreschaft 
von  300  £.  Bewerber,  welche  frmer  in 
Konkurs  geraten  oder  mit  ihren  Gläubigem 
sich  verglichen  haben,  müssen  den  Qläu- 
bigem  wenigstens  Vs  der  Forderungen  er- 
füllt haben ;  seit  Beendigung  des  Konkurses 


imd  Erfüllung  des  Akkords  müssen  wenig- 
stens 2  Jahre  verflossen  sein ;  wer  mehr  eus 
einmal  Konkurs  gemacht  oder  fach  mit 
seinen  Oläubigem  v^lichen  hat,  kann  nur 
nach  völliger  Befriedigimg  seiner  Gläubiger 
zugelassen  werden.  Jeder  Antrag  auf  Zu- 
ladung ist  unter  Bezeichnung  der  Oewähis- 
niänner  mindestens  8  Tage  durch  Aushang 
an  der  Börse  bekannt  zu  machen.  Einwen- 
dungen gegen  den  Antrag  sind  unter  ge- 
nauer Angabe  der  Gründe  bei  der  Vorstands- 
kommission schriftlich  einzureichen.  Nach 
Ablauf  dieser  Frist  entscheidet  die  Vorstands- 
kommission  nach  freiem  Erm^sen,  ob  dem 
ZulasHungsantrage  stattzugeben  sei  oder  nicht. 
Wird  der  Antrag  abgelehnt,  so  kann  der- 
selbe frühestens  im  nächsten  Vereinsjahre 
wieder  erneuert  werden.  —  Die  Mitgheder 
der  Londoner  Effektenbörse  sind  hbsicht- 
lich  ihrer  Geschäftsführung  durch  die  Vereins- 
statuten  oiner  Reihe  von  Beschränkungen 
unterworfen.  Es  ist  ihnen  verboten ,  in 
einem  Gesell  Schafts  Verhältnis  zu  einer  Person 
zu  stehen,  die  nicht  Mitglied  des  Vereins 
ist;  jede  Associierung  von  Mitgliedern  ist 
durch  Aushang  an  der  Börae  zu  veröffent- 
lichen. Weder  ein  Mitglied  selbst  noch  die 
Frau  ^nes  Mitglieds  darf  in  einem  anderen 
Geschäftszweige  als  dem  Effektenhandel  in 
selbständiger  Weise  oder  in  Gehilfenetellung 
thätig  sein.  Eein  Mitglied  darf  zugleich 
broker  (Makler,  Kommissionär)  und  dealer 
oder  Jobber  (Händler)  sein;  auch  dürfea 
sich  ein  broker  und  ein  detuer  nidit  asso- 
ciieren.  Kein  MitgHed  darf  für  Rechnung 
von  Angestellten  öffentlicher  oder  privater 
Unteraehmimgeu  ohne  Wissen  ihrer  Vorge- 
setzten Spebilationsgeschäfle  abschUessen. 
Wenn  ein  Kitghed  einem  anderen  ohne 
Deckung  auf  mehr  als  zwei  Tage  Geld  oder 
sonstige  Vermögenswerte  geliehen  hat,  so 
wird  es  im  Konkurse  des  Darlehensempf&ngers 
bei  der  Verteilung  der  Aktiva  nicht  berück- 
sichtigt. Wenn  ein  Mitglied  seine  geschMt- 
lichen  Verpflichtimgen  nicht  erfüllt,  in  Kon- 
kurs fallt  »)der  seinen  Gläubigem  Vei^leichs- 
vorschläge  macht,  so  wird  es  durch  die 
Börsenorgane  öffentlich  als  Baukerotteur 
(»defaulter»)  erklärt  und  geht  hierdurch  des 
Rechtes  zum  Besuche  der  Börsen  Versamm- 
lungen verlustig;  mit  einem  oder  für  einen 
solchen  ausgewiesenen  Bankerotteur  darf 
kein  Mitglied  Geschäfte  abschliessen  ;Jedoch 
kann  die  Vorstandskommission  im  Einver- 
ständnis mit  den  Gläubigem  des  Bsnkerot- 
tfiurs  diesem,  wenn  er  ohne  seine  Schuld 
faUit  geworden  ist,  die  Fortführung  seiner 
GeschÜte  an  der  Börse  durch  Vermittelung 
eines  Vereinsmitgliedes  gestatten.  Ein  Banke- 
rotteur darf  frühestens  nach  6  Monaten 
wieder  zum  Besuche  der  Börse  zugdasseo 
werden  und  nur  dann,  wenn  er  ohne  Inan- 
spruchnahme der  für  ihn  gestellten  Büi^- 
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schafteu  aus  eigeoen  Mitteln  seine  Sdiuldeo 
'wenigstens  zu  einem  Drittel  bezahlt  hat. 
Die  Ebinkerotteure,  welche,  ohne  ihre  Schul- 


r  durch  eine  besondere  Kommission  ge- 
führten genauen  Untersuchung  einer  von  zwei 
Klassen  zugeteilt,  je  nachdem  sie  ohne  ihr 
Yerschiilden ,  insb^ndere  ohne  Verletzung 
der  BCrsenstatuten  oder  durch  Äusseracht- 
lassung  der  gebotenen  gesch&ftlichen  Yomcht 
zahlungsunfähig  geworden  sind;  die  Zu- 
teilung wird  jeweils  durch  30tägigen  Aus- 
hane  an  der  Börse  bekannt  gemacht. 

Die  Vorstandskommission  Übt  die  Dia- 
dplinai^walt  Aber  die  einzelnen  Tereina- 
mitglieder  aus.  Terfelilungen  gegen  die 
Satzungen  des  Vereins  und  unreelles  oder 
unanstSndigee  Geschaitsgebahren  ii^nd 
welcher  Art  kann  mit  zeitweiliger  oder 
dauernder  Ausschliessung  vom  Verein  be- 
straft werden.  Als  unreelle  Jtfachensch&ft 
ist  es  von  Alters  her  eratAtet  worden,  wenn 
ein  Mitelied  Börsengesch&fte  mit  dem  Spiel- 
einwande  anfechten  wollte.  ,  Da  femer  den 
Börsenmitgliedem  durch  statutarische  Be- 
stimmung die  Geltendmachung  von  An- 
sprüchen aus  Börsengeschäften  vor  den  Ge- 
richten ausdrüctdich  untersagt  und  das 
schiedarichterhcheVerfalirenvordemVereins- 
schiedagericht  obligatorisch  vorgeschrieben 
ist,  so  muBste  für  den  Verkehr  an  der  Lon- 
doner Effektenbörse  die  gegen  die  Fiämien- 
uod  Differenzgeschäfte  gerichtete  Verbota- 
eesetzgebung  von  1734,  die  sogenannte  Sir 
John  Bamards  Act,  von  vorneherein  wir- 
kungslos bleiben.  Dieses  Gesetz,  unter  dem 
EiDoruck  der  Folgen  des  Südseeschwindels 
erlassen,  untersagte  alle  Främiengeschäfte  in 
Fonds  bei  schwerer  Strafe,  verbot  die  B^;u- 
lierung  ii^nd  weicher  Fondsg^chäfte  dureh 
blosse  DifferenzzahluDg  imd  erklärte  jeden 
Verkauf  von  Fonds,  die  der  Verkaufer  zur 
Zeit  des  Geschäftsabschlusses  nicht  faktisch 
besitzen  sollte,  für  ungültig  und  strafbar; 
es   bestand   formell   bis  1860,  wurde   aber 

Sraktisch  sehr  selten  angewendet.  Ein  im 
ahre  1845  erlassenes  Gesetz,  welches  aUe 
Spiel-  und  Wettverträge  für  null  und  nichtig 
erklärte,  wurde  von  den  Gerichten  zeitweilig 
bei  Streitigkeiten  aus  Börsen  gesctiäften 
zwischen  den  Kommissionären  und  ihren 
der  Börse  nicht  angehörenden  Auftra^ebem 
angewendet;  doch  ist  diese  Praxis  schon 
seit  langem  aufgegeben,  und  die  Klagbarkeit 
aller  Lieferungsgeschäfte  in  der  Judikatur 
allgemein  aneminnt. 

Wie  die  Londoner  Effektenbörse  auf  der 
Orundlage  des  Vereinsrechts  organisiert  ist, 
BO  beruht  die  Organisation  anderer  englischer 
Börsen  auf  der  Anwendung  der  Grundsätze 
des  Handelsgesellschaftsrechta.  So  ist  die 
Fondsbörse  zu  Liverpool  eine  Aktiengesell- 


schaft und   das  Recht   zum  Besuche   ihrer 

Veisammlungen  an  den  dauernden  Besitz 
einer  Aktie  geknüpft;  in  den  Bestimmun^n 
über  Zulassung  und  Ausschluss  von  Mit- 
gliedern weist  sie  indessen  die  gleiche  zunft- 
ai-tige  Abgeschlossenheit  auf  wie  die  Lon- 
doner Stock  Exchange.  Ein  Teil  der  Pro- 
duktenbörsen hat  noch  den  Charakter  öffent- 
licher Märkte,  so  der  Baltic  in  London ;  die 
meisten  sind  jedoch  Aktiengesellschaften 
nach  Art  der  Liverpooler  Fondsbörse. 

VIL  Vereinigte   Staaten  von  Ameiiba. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
sind  die  Effektenbörsen  autonome,  von  jeg- 
licher Staatseinmischung  freie  Vereinigungen, 
Ihre  Organisation  ist  in  allen  wesentlichen 
fieziehuDgen,  meist  sogar  im  Detail  derjenigen 
der  New-Yorker  Effektenbörse  nachgebildet. 
Die  Leitung  der  New-Yorker  Effektenbörse 
liegt  in  den  Händen  eines  aus  einem  Präsi- 
denten, einem  Schatzmeister  und  40  Mit- 
gliedern bestehenden  Eomitfe.  Präsident 
und  Schatzmeister  werden  jährlich  neu  ge- 
wählt; die  40  MitgHeder  sind  verteilt  in  4 
Klassen  von  je  10  Mitgliedern,  von  denen 
jedes  Jahi'  eine  andere  Klasse  ausscheidet 
und  durch  Neuwahl  ersetzt  wird.  Das 
leitende  Komitö  ernennt  und  beaufsichtigt 
die  verschiedenen  Kommissionen,  wie  die 
Aufaahmekommission,  die  schiedsrichterliche 
Kommission.  Die  Mitgliederzahl  ist  eine 
ges^chlossene ;  sie  heta^  1100.  Das  Mit- 
gliedschaftsrecht (der  »Sitzt)  ist  verkäuflich ; 
für  die  Debertragung  ist  eine  Gebühr  von 
1000  Dollare  zu  entrichten.  Wer  Mitglied 
werden  will,  muss  Bürger  der  Vereimgten 
Staaten,  mindestens  21  Jahre  alt  und  im 
Besitze  eines  »Sitzes=  sein;  die  Uebcrtragung 
eines  Sitzes  setzt  voraus,  dass  der  vorge- 
schlagene Erwerber  von  mindestens  zwei 
Dritten  der  Mitglieder  der  Äufnahmekom- 
mission  gebilligt  wird.  Der  Preis  eines 
•Sitzes«  ist  je  nach  Geschäftslage  und  Nach- 
frage schwankend ;  zur  Zeil  beträgt  er  un- 
gefilhr  20000  Dollars.  Ein  Mit^hed,  welches 
zahlungsunfähig  wird  oder  seine  geschäft- 
lichen Verpflichtungen  nicht  erfüllt,  wird 
zeitweilig  ausgeschlossen ;  bei  dem  Gesuche 
um  Wiederzuiassung  muss  es  der  Aufn^me- 
kommission  den  Nachweis  liefern,  dass  es 
sich  mit  seinen  Gläubigern  vollständig  ge- 
einigt hat ;  Wlg  dieser  Nachweis  nicht  bmnen 
einem  Jahre  nach  Ausschliessung  erbracht 
wird,  geht  das  Mitgliedschaftsrecht  dauernd 
verloren.  Die  durch  Todesfall  eines  Mit^ 
glieds  oder  dauernden  Ausschluss  frei  ge- 
wordenen Sitze  werden  von  der  Äufnahme- 
kommissioü  veräussert;  von  dem  Erlöse 
werden  zunächst  diejenigen  Gläubiger  be- 
friedigt, welche  Mitglieder  der  Börse  sind, 
der  Best  wird   dem  ausgeschlossenen  Mit- 
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elied   bezw.   den   Erben    des   verstorbenen 
Mitglieds  ausgehändigt. 

Alle  Streitigkeiten  zwischen  Mit^edem 
werden  durch  Bchiedarichterüchea  Verfahren 
entschieden.  Das  Minimum  der  ProTision, 
welche  die  Mitglieder  für  den  Geachäftsab- 
schluss  fordern  müssen,  beträgt  von  allen 
Qeschäften  für  Parteien,  welche  nicht  Mit- 
^eder  der  Börse  sind,  Vs  "/o,  für  die  übrigen 
Geschäfte  Vsi  %,  und  wenn  ein  Mitglied  im 
Auftrage  eines  anderen  Mitglieds  unter 
Nennung  des  Auftraggebers  abschliesst,  '/so^/o. 
Ein  Mitglied,  das  niedrigere  Provisionssätze 
berechnet,  kann  beim  ersten  Falle  zeitweilig, 
im  Wiederliolungsfalle  dauernd  ausgestossen 
werden.  Unter  den  Mitgliedern  giebt  es 
keine  verschiedenen  Klassen,  wie  etwa  in 
England  die  brokers  und  dealers;  vielmehr 
kanu  jedes  Mitglied  Geschäfte  machen,  -wie 

Die  ProduktenhSreen  haben  zum  grössten 
Teil  Korporationsrechte ;  ihre  innere  Ver- 
feßsung  ist  im  wesentlichen  die  gleitete  wie 
die  der  Effektenbörsen.  Insbesondere  haben 
auch  sie  eine  geschlossene  MitgUederzahl 
{so  die  New-Yorker  Produktenbörse  3000) 
bei  Uebertragbarkeit  des  Mitgliedrechts; 
doch  sind  die  Preise  der  Mitgliedsrechte 
wie  die  AufDahmegebtlhren  wesentlich  ge- 
ringer als  an  den  Effektenbörsen. 

Auch  in  den  Vereinigen  Staaten  sind 
wiederholt  gesetzliche  Verbot«  gewisser 
Formen  des  Börsenverkehrs  ergangen.  So 
verbot  ein  Gesetz  vom  17.  Jum  1864,  die 
sogenannte  Anti-Gold  Act,  alle  Käufe  und 
Verkäufe  von  gemünztem  oder  Barrengold 
auf  Lieferung  an  einem  dem  Tage  des  Ver- 
tragsschlusses folgenden  Tage;  die  verbote- 
widrig abgeschlossenen  Ges<Mfte  sollten 
nichtig  sein  und  die  Kontrahenten  mit  Geld- 
busse  oder  Gefängnis  bestraft  werden.  Die 
Hoffnung,  die  man  an  dieses  Gesetz  knüpfte, 
es  würde  hierdurch  die  Entwertung  der 
Greenbacks  auf^halten  und  das  Goldagio 
beseitigt,  wurde  jedoch  völlig  enttäuscht,  und 
80  wurde  das  Gesetz  schon  am  2.  Juli  1864 
wieder  beseitigt.  In  verschiedenen  Terrir 
tonen  wurden  die  Zeitgeschäfte  schlechthin 
oder  die  Differenz-  und  Prämiengeschäfte 
verboten,  fßr  nichtig  erklärt,  sogar  bei  Ge- 
^gnisatrafe  untersagt;  teilweise  sind  diese 
Verbote  noch  in  Kraft.  In  den  Jahren  1891 
bis  1894  hatten  sich  die  gesetzgebenden 
Körperschaften  der  Vereinigten  Staaten 
wiederholt  mit  Anträgen  zu  beschäfti^n, 
welche  sich  gegen  die  Zeit-  und  Prämien- 
geachäfte  richteten  (Anti  -Option  -  Bewe- 
gung), Die  Anträge  riefen  im  Senate  und 
im  Repräsentanteiihause  lebhafte  Debatten 
hervor,  fanden  jedoch  nicht  die  erforderliche 
Majorität. 


VIII.  ScUniB. 

In  der  vorstehenden  Darstellung  sind 
uns  im  wesentlichen  vier  typische  Formen 
der  Börsenorganiaation  entgegengetreten : 
einmal  die  naich  Art  der  Märkte  sdlgemein 
zugänghchen  Börsen  Zusammenkünfte  (ein- 
zelne englische  und  französische  Produkten- 
börsen, die  hanseatischen  Börsen  vor  dem 
Börsengesetz),  dann  die  monopolistische  Or- 

C'sation  der  französischen  Effektenbörsen, 
°r  die  bureaukratische,  von  polizeistaat- 
lichen Maximen  und  Reminiscenzen  be- 
herrschte Börsenverfassung  (von  jeher  in 
Oesterreich  und  Preussen,  seit  dem  Börsen- 
gesetz im  gesamten  deutschen  Reich)  und 
endhoh  die  freien  VereinsbUdungen  (Eng- 
land, die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
die  hamburgischen  Börsen  vereine).  Die  erst- 
genannte Form  ist  geschichtlich  wohl  die 
älteste,  für  Gegenwiut  und  Zukunft  aber 
von  nur  untereeord  neter  Bedeutung.  Das 
unvermeidliche  Korrelat  der  monopolistischen 
und  der  bureaukrati  sehen  Börsenverfassung 
ist  das  gesetzliche  Verbot  der  Winkelbörsen, 
dessen  praktische  Durchführung  jedoch  er- 
fahrungsgemSs»  allenthalben  auf  unüber- 
windliche Schwierigkeiten  stösst.  Die  bu- 
reaukratische Börsen  Verfassung  setzt  femer 
voraus,  dass  prindpiell  der  Zutritt  zu  den 
Börsen  allgemein  freisteht  und  die  Gründe, 
aus  denen  jemand  vom  Besuch  der  Börsen- 
versammlungen  ausgeschlossen  werden  kann, 
gesetdich  oder  statutarisch  genau  festgel^ 
sind.  Nur  \m  dem  Systeme  der  freien 
Verein sbildung  ist  eine  exklusive  Börsen- 
Verfassung  olme  Winkelbörsen  möglich  und 
durchführbar.  Wem  als  Ideal  eine  Börsen- 
verfassung vorschwebt,  bei  der  die  ehr- 
barsten und  respektabelsten  Kaufleute  die 
Börse  beherrachen,  wer  die  Heilung  der  im 
Börsenverkehr  nnzweifelhrft  vorhandenen 
Schäden  und  Gebrechen  mehr  von  der 
Selbstzucht  der  Börse  als  von  staatlicher 
Ueberwachong  und  Beaufsichtigung  oder 
gax  von  dem  naiven  Verbote  einzelner 
Börsengeschfiftsformen  erwartet,  wird  für 
die  Börsen,  wenn  auch  nicht  die  unbe- 
schränkte Freiheit  der  englisch  -  amerikani- 
schen Bör^envereine,  so  doch  weitgehende 
Selbstverwaltungsrechte  fordern  müssen. 

Iiltteratnn  Vgl.  die  gute  Zit*amtiteiuUtUttig  so». 
Bnd-fmann  im  jurUlüchat  LiUenUuMaa,  Bd 
VIII,  S.  ttlff.  —  Eine  gtäe  gedrängte  Dar- 
tteUung  da  geltenden  deuttchen  BSnetirtehU 
findet  »ich  bei  Konrad  Gaaack,  Lehrimeh  de 
HandeUrecht»,  4.  Aufl.,  1898.  —  Textatagaiten 
dtt  BSreengtteUet  mit  ^nnurituni^in  nnd  er- 
tehienen  von  Apt,  Hoffitiann,  Kahn,  KÜtt- 
ntr,  I[unreuth«r,  HVrinuIA-Brmdel  «nd 
Stengleln  (in  „die  Reichtgttetzt  tum  Sehvtte 
da  geietigen  und  geiverbltrhen  Eigentum*,"  t. 
Aufi.,  1898).  —  Zeiliehrifl  für  da»  ge- 
tamte    Handeltrechl,    Jahrgg.   18SS—J899 
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(reichhaltige  Sammlung  con  BSrtfruirdnunfien, 
Utaneen  ßlr  deuiicht  und  aiuländtlche  Blrrttn, 
tahireieKg  Aafi&Uej.  —  MBnatsichri/t  für 
Sandeltrecht  und  Bankwiten,  heraut- 
gtgebe»  von  Dr.  Pa\d  Holdheim.  —  DeuUcke 
Jvrittemeitimg,  heraiugegeben  von  Laband- 
Stengltin-SUuib,  —  KorreepondcTti  der  Aelietlm 
der  Xatifmanmchttft  ven  Berlin.  —  Die  Handeli- 
teiU  der  grdueren  Tageiteitiingen,  beionderi  der 
sFraiJcfurter  Zeitung«  und  det  »Berliner  Tage- 
btaU«.  —  Sandheim,  Saiing»  BSrttnpapiere, 
I.  Tea  1S97.  —  W.  Lata,  DU  BÖrtenr^orm, 
Dreeden  ISS7.  —  Welter,  Max,  Die  Ergeb- 
niest der  deuUehen  BOrienenquele,  in  der  Zeit. 
tchrifl  för  dai  gel.  Handeltrechi,  Bd.  43  ff.  — 
E.  Struck,  Die  EffeklenbSrte,  eine  VergUickung 
deuUcher  und  engliteher  Zattände  (in  Sehmolleri 
StaaU-  und  lozialviiteeneehqftiifhen  Fortckungen, 
Bd.  in,  Hifl  S,  Leipzig  13SI).  —  Andre  E. 
Sayou»,  Etüde  {eononique  ei  juridi^ue  «ir  lei 
bourtet  alUmandei  de  valeun  et  de  eomtaerce, 
Parit-Beriia  189S.  —  Pflef/er  und  Gachitindt, 
BGrtenrtjfonn  in  Devlichland  (15.,  IS.,  H.  Stück 
der  »Münehener  volkttoirltehafüiehen  Studien«, 
StiMgart  1896197.  —  Henry  Crofby  Enrnry, 
Speaäatiim  o/  Ihe  ««oct  and  produce  exchange» 
o/  the  UnUed  Statte,  New-Yorh  1S96.  —  6. 
Sehana,  Art,  «Bßreemceien«  im  Wörterbuch  der 
VolknHrftchafl,  herauegegeben  von  Eitler.  — - 
A.  Raffaloiyleh,  le  marcki  ßnaneier,  Jahrgg. 
1895 — 2898.  —  A.  E  Sayvtia,  Die  Reargani- 
ealion  der  Jramötitchen  Produtten-  und  Waren- 
borten,  in  den  Jahrb.  f.  Not.  u.  Stal.,  III.  F., 
16.  Bd.  —  Derselbe,  Die  Brform  der  /ramli- 
titchin  EffektenbSrten,  in  SckmoUert  Jahrb.  f. 
Geteltg.,  Verui.  u.  Volkturirliich.,  1898.  —  Im 
übrigen  wird  auf  die  Litteralurübertichten  in 
der  Ztiekr.  f.  d.  getarnte  HandeUreeht  Betug 
ge«<Hnmen.  Pfleger. 


Bönenstener. 

1.  Begriff  und  BegrUndniig  der  BOnen- 
atener.  2.  Die  Darchf&unnf  der  BCraenateuer. 
3.  Gesetzgebung.    4.  Statistu. 

1.  Begriff  nnd  Begrfindniig  der  B5r- 

senatener.  Unter  Börseasteuer  versteht 
man  die  Beateuening  der  an  der  Börse  ab- 
geBchloaaenen  Geadiftfte.  Im  weiteren  Sinne 
■werden  daranter  Überhaupt  Steuern  auf  den 
Umsatz  beweglidier  Werte  verstanden. 

Die  Börsensteiier  gehört  demgemäss  zu 
derjenigen  Steuergruppe,  welche  den  ein- 
zelnen Erwerbsakt  besteuert  nnd  die  man 
gewöhnlich  als  Verkehrssteuer  oder  auch 
nach  der  üblichsten  Erhebungsform  als 
Stempelsteuer  bezeichnet  Diese  Verkehrs- 
besteuerung hat  nach  Ä.  Wagner  eine  drei- 
fache Bedeutimg.  Sie  hat  erstens  die  ihren 
Zweck  unvollkommen  erreichende  Ertrags- 
besteuening  zu  ergänzen.  Zweitens  soU  sie 
die  Besteuerung  derjenigen  Erträge  bewirken, 
■welche  nicht  dureli  den  berufsmässigen  Er- 
werb, sondern  dureh  nur  vereinzelte  Erwerbs- 
akte erzielt  werden.     Drittens   endlich  hat 


sie  den  Erwerb  diireh  Anfall  and  Wertzu- 
wachs, also  im  wesentlichen  die  Erbschaften 
und  die  Konjunkturengewinne,  zu  treffen. 
Fragen  wir,  welche  von  diesen  drei  Begrün- 
dungen auf  die  BOrsensteuer  Anwendung 
findet,  80  wird  die  Antwort  nicht  ganz 
leicht  sein.  Alle  drei  Gesichtspunkte  spielen 
hierbei  eine  gewisse  Rolle,  ohne  dass  jeder 
für  sich  allein  imstande  wOre,  eine  völlig 
erschöpfende  und  befriedigende  BegrÜadung 
darzubieten.  Dass  der  Ertrag  derienigen 
Börsengeschäfte,  welche  Bankiers  und  Eauf- 
leut«  in  Effekten  oder  in  Waren  für  eigene 
Rechnung,  also  aus  Spekulation,  abschlieseen, 
durch  die  gewöhnliche  Ertragssteuer,  ■welche 
immer  eine  gewisse  Stabilität  des  Ertrages 
voraussetzt,  nicht  eriasat  werden  kann,  liegt 
auf  der  Hand.  Hier  würde  also  die  Börsen- 
Steuer  sich  rechtfertigen  als  ErgftnziiDg  der 
ihr  Ziel  nicht  völlig  erreichenden  Gewerbe- 
steuer. Anders  Hegt  die  Sache  bei  den- 
jenigen Geschäften,  bei  denen  die  Kontra- 
henten nur  im  Auftrage  ihrer  Kunden  han- 
deln, auf  welche  letztere  die  Börsensteuer 
demgemäss  abgewtizt  wird.  Hier  würde, 
namentüch  beim  Umsatz  von  Wertpapieren 
[Effekten),  mehr  der  zweite  Gesichtspunkt 
m  Betracht  kommen,  indem  diejen^n, 
welche  entweder  zimi  Zweck  der  Speku- 
lation oder  zum  Zweck  der  Kapitalsaalage 
Effektengeschäfte  machen,  einen  vereinzelten 
Erwerbsakt  vornehmen,  der  ausserhalb  ihres 
berufsmässigen  Erwerbes  liegt.  SchlieBslich 
wird  nicht  in  Abrede  zu  stellen  sein,  dass 
die  Gewinne,  welche  bei  dem  spekulativen 
Waren-  und  Effektenumsatz  erzielt  werden, 
Konjunkturengewinne  im  eminentesten  Sinne 
des  Wortes  sind,  so  dass  im  gegebenen  Falle 
auch  die  dritte  von  Wagner  auigestellte  Be- 
gründung fOr  die  Börsensteuer  herangezogen 
werden  kann.  Dagegen  muse  vom  Stand- 
punkte der  Wissenschaft  gegen  eine  häufig 
zu  hörende  anderweite  Befürwortung  der 
Börsensteuer  Verwahrung  eingelegt  weiden, 
welche  ihr  Argument  nicht  aus  finanzpoli- 
tischen, sondern  ans  allgemein  ethischen  Be- 
trachtungen herleitet.  Danach  soU  die  Bör- 
sensteuer gewissermassen  eine  Strafe  sein, 
welche  auf  das  für  unproduktiv,  ja  sogar 
für  unsittlich  gehaltene  Börsenspiel  gelegt 
wird,  ein  Gedanke,  den  Gustav  Cohn  in  dem 
unten  oitierten  Aufsatz e  in  zutreffender 
Weise  zurückgewiesen  hat.  Zweifelhaft 
kann  man  sein,  ob  auch  die  sogenannte 
Emission  Bsteuer,  welche  bei  der  ersten  Aus- 
gabe von  Aktien  und  Obligationen  erhoben 
wird,  der  Börsensteuer  beizuzählen  ist.  In- 
sofern durch  die  Emission  Werte  in  Umlauf 
gesetzt  werden,  kann  auch  bei  ihr  die  Bör^ 
sensteuer  Anwendung  finden.  Gewöhnlich 
ist  aber  die  Emission  einer  weit  höheren 
Steuer  unterworfen  als  der  sonstige  Effetten- 
■umsatz,  so   dass   die  Emissionesteuer  mehr 


1018 


eine  besoadere  BesteueniDg  der  Ereditauf- 
nähme  darstellt. 

8.   Die    Dnrcbtfilinuig   der   BSrses- 

Steuer.  Nach  der  entwickelten  Begründung 
weiden  die  Subjekte  der  Börsenateuer,  d.  a. 
die  zur  Steuer  Terpflichteten,  die  beiden 
Eontraheaten  sein,  welche  das  Geschäft  ab- 
Bchliesaen,  doch  ist  hierbei,  wie  bei  anderen 
Steuern,  eehr  wohl  mOglich,  daBS  zunächst 
andere  Personen,  z.  B.  Makler,  die  Steuer 
zu  entrichten  haben,  denen  dann  die  Ab- 
wälzung auf  die  ei^ntlichen  Träger  der 
Steuer  überlassen  bleibt  Das  Steuerobjekt 
ist  das  einzelne  Geschäft  oder  noch  richtiger 
sein  Ertrag.  Da  es  aber  achwier^,  ja  fast 
unmöglich  sein  würde,  denselben  m  jedem 
einzelnen  Falle  genau  zu  bestimmen,  so 
muss  man  sich  damit  begnügen,  die  Grösse 
des  umgesetzten  Wertes  zu  ermitteln  und 
diesen  zum  Steuerobjekt  zu  machen.  Da- 
raus folgt  zugleich,  dass  der  Steuerfugs  nicht 
etwa  ein  fOr  jedes  Geschäft  einheitlicher 
Satz  sein  darf,  sondern  eine  auf  die  8 1  e  u  e  r  - 
einheit  sich  beziehende  Quote,  so  dass  der 
zu  zahlende  Steuerbetrag  mit  der  Grösse  des 
mngesetzten  Wertes  steigt  und  fällt  (pro- 
zentuale Börsensteuer).  will  man  fflr  die 
Hohe  des  Steuerfussea  zu  einem  festen 
Prindp  gelangen,  so  könnte  man  dasselbe 
aus  der  Analogie  der  regulären  Gewerbe- 
steuer oder  aus  der  Immobüiarbesitzwechsel- 
steuer  ableiten.  Allein  man  muss  bedenken, 
dass  die  Objekte  des  Börsenverkehrs  einem 
unendlich  viel  häufigeren  Umsätze  unter- 
liegen und  dass  schon  deshalb  sowie  mit 
Bückaicht  auf  wirtschafüich  notwendige  und 
nützliche  Arbitrage  (s.  d.)  der  Steuerfuss 
der  Börsensteuer  weit  niedriger  sein  muss 
als  bei  den  oben  genannten  Steuern. 

Der  Modus  der  Erhebung  der  Börsen- 
Steuer  unterliegt  nicht  unerheblichen  Schwie- 
rigkeiten, da  sich  der  Börsenverkehr  nur 
allzu  leicht  der  Eontrolle  entzieht  und  auch 
nicht  bloss  der  Steuer  wegen  in  seiner  freien 
Bewegung  behindert  werden  darf.  Die 
Steuererhebung  kann  entweder  an  den  Ab- 
echluss  des  Geschäftes  anknüpfen  oder  sie 
kann  im  Momente  der  Tradition  der  umge- 
setzten Objekte  stattfinden.  Der  Oesctiäfts- 
abschluBS  zunächst  wird  an  unseren  BöiBen 
meistens  durch  Ausstellung  von  Schluss- 
zetteln dokumentiert.  Es  liegt  daher  nahe, 
dass  eine  Stempelung  der  Schlusszettel  als 
Mittel  der  Steuererhebung  vorgeschrieben 
wild.  In  der  That  hat  auch  die  Praxis  der 
Steuergesetzgebung  diesen  Modus  fast  durch- 
gängig angenommen.  Da  sich  jedoch  das 
Ausstellen  von  Schlueszetteln  allenfalls  ver- 
meiden Ifiast,  so  muss,  um  diese  Erhebungs- 
weiae  wirksam  zu  machen,  zugleich  ein 
direkter  oder  indirekter  Zwang  zur  Anwen- 
dung der  Schlussnoten  bei  jedem  einzelnen 
Geschäftsabschlüsse    geübt    werden.      Ein 


direkter  Zwang  wird  dadurch  erzidt,  dass 
man  den  Nichteebrauch  von  Schlusszetteln 
unter  Strafe  stellt,  einen  indirekten  Zwang 
kann  man  dadurch  üben,  dass  nur  solchen 
Geschäften,  über  welche  Schlusszettel  aus- 
gestellt sind,  Klagbarkeit  verheben  wird. 
Eine  andere  Erhebungsart,  die  gleichfalls 
sich  an  den  Abschluss  des  Geschäftes  an- 
schliesst,  wäre  die  Einregistrierung.  Es 
müssten  demgemäss,  ähnlich  wie  dies  beim 
französischen  enregistrement  für  die  vei^ 
schiedensten  steuerbaren  Akte  vo^eschrieben 
ist,  aDe  Geschäftsscblüsse  in  ein  Steuer- 
register eingetragen  werden,  wodurch  dann 
ihre  Eontrc^e  und  Besteuerung  ermöglicht 
wird.  Dieses  Register  könnte  entweder  von 
einer  Steuerbehörcle  geführt  werden,  bei  der 
die  Anmeldungen  anzubringen  sind.  Falls 
diese  Behörde  im  Börsengebäude  ihren  Sitz 
hat  und  die  Anmeldung  der  Geschäfte  ledig- 
lich in  der  Weise  geschieht,  dass  Duplikate 
der  Schlusszettel  oder  sonstigen  Dokumente 
eingereicht  werden,  dürfte  diese  Erhebunga- 
form  nicht  so  unmöghch  und  unbequem 
sein,  als  dies  im  ersten  Augenblicke  viel- 
leicht erscheint.  Ein  zweiter  Weg  wäre 
der,  dass  der  einzelne  Geschäftemami  zur 
Führung  eines  Begisters  im^ehalten  ist,  in 
welches  er  die  steuerpflichtigen  Geschäfte 
einzutragen  hat.  Ein  derartiger  Vorschlag 
ist  s.  Z.  im  deutschen  Reichstage  gemacht 
und  von  der  Beichsregierung  später  aufge- 
nommen worden.  Doäi  hat  derselbe  seitens 
der  Interessentenkreise,  welche  mit  einem 
gewissen  Rechte  darin  ein  Eindringeu  in 
ihre  intimsten  Geschäfts  Verhältnisse  er- 
blickten, eine  so  lebhafte  Opposition  gefun- 
den, dass  man  darauf  nicht  wieder  zurüt^- 
gekommen  ist  Die  Erhebung  der  Steuer 
bei  der  Tradition  der  Objekte  wäre  mög- 
lich, wenn  dieselbe  sich  in  gewissen  äusseren 
Formen  vollzi^,  so  dass  eine  Kontrolle  er- 
möglicht wird.  Das  ist  nun  der  Fall  wenig- 
stens bei  den  wiobtüsten  Objekten  des 
Börsenverkehrs,  den  Eftekten.  Soweit  Zeit- 
geschäfte über  Effekten  abgeschloeaen 
werden,  finden  sie  in  der  Mehrzahl  ihre 
Regiüierung  durch  die  an  den  grösseren 
Börsen  bestehenden  Liquidationsvereiue  fflr 
Zeitgeschäfte.  Falls  es  als  gesetzlicher 
Zwang  ausgesprochen  würde,  dass  alle  Zeit- 
geschäfte durch  den  Liquidation  s verein  regu- 
liert werden  müssen,  hätte  man  eine  Eon- 
trolle über  dieselben  gewonnen  und  könnte 
den  Verein  selbst  mit  der  Einziehung  der 
Steuer  betrauen.  Dasselbe  hesse  sich  für 
die  Dmaätze  des  Easaogeschäfts  da  erreichen, 
wo  Effektenabrechnungsbänser  bestehen. 
Der  Grundgedanke  dieser  in  Deutschland 
noch  wenig  entwickelten  Einrichtung  ist 
folgender.  Ein  jeder  Bankier  hat  tagtäglich 
Käufe  resp.  Verkäufe  in  Effekten  für  seine 
Kunden  auszuführen,  so  dass  er  an  andere 
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Bankiers  täglich  EffektenpoRten  zu  liefern 
resp.  zu  empfangen  hat.  Es  eigieht  sich 
daraus  die  Notwendigkeit  zahlreicher  Boten- 
^nge  und  Eiazelabrechnungen,  die  sich  ver- 
meiden lassen,  wenn  eine  Centralstelle  vor- 
handen ist,  durch  welche  sämtliche  Liefe- 
rungen und  Abnahmen  erfolgen.  Wenn  also 
jeder  Bankier  die  Gesamtheit  der  von  ihm 
an  die  anderen  Bankiere  zu  liefernden  Effekten 
der  Centralstelle  überrieht  und  ihr  die  Ke- 
partition  derselben  auf  die  eigentlichen  Em- 
pfanger sowie  die  Einziehung  des  Kauf- 
preises voQ  denselben  überlässt,  so  entsteht 
eine  bedeuteade  Vereinfachung  des  Oeschäfts- 
ganges.  Die  ganze  Masse  des  zu  empfangen- 
äen  und  zu  liefernden  Materials  wird  von 
jedem  Backier  einheitlich  geliefert  und  em- 
pfangen, wodurch  die  Botengänge  überflQssig 
gemacht  und  der  ganze  Mechanismus  der 
Lieferung  und  Abnahme  der  Effekten  wesent- 
lich vereinfacht  wird.  Wo  also  dergleichen 
Effektenahrechnungshäuaer  bestehen,  lassen 
sie  sich,  ganz  so  wie  die  liqiiidations vereine, 
für  die  &hehung  der  Böreensteuer  nutzbar 
machen.  Es  gehOrt  dazu  nur,  dasa  die  Liefe- 
rung und  Abnahme  der  Effekten  durch  das 
Abrechnungshaus  obligatorisch  wird  und 
daes  dieses  selbst  die  Einziehung  der  Steuer 
übernimmt 

Welche  von  diesen  verschiedenen  Er- 
hehungsarten  den  Vorzug  verdient,  ist  an 
der  Hand  praktischer  Erfahnmgen  nicht  zu 
entscheiden,  da  solche  nur  für  den  obHga- 
torischen  Schlussnoten  Stempel  vorliegen. 
Letzterer  hat  sich  im  grossen  und  ganzen 
bewährt;  nur  die  eine  Klage  wird  häufig 
aus  Interessentenkreisen  gegen  ihn  laut,  dass 
er  die  oft  schwierige  und  verantworthche 
Entscheidung,  ob  Stempelpflichtigkeit  vor- 
liege oder  nicht,  in  erster  Linie  den  Steuer- 
zahlem  anstatt  den  Steuerbehörden  aufbttrde. 
Da  wo  die  Bßrsensteuer  nicht  nur  die  an 
der  Börse  abgeschlossenen  Geschäfte,  son- 
dern auch  die  ausserhalb  derselben,  z.  B. 
zwischen  Kommissionär  und  Kommittenten 
kontrahierten,  treffen  sollj  wie  dies  in 
Deutschland  der  Fall  ist,  vrird  der  obligato- 
rische Schlussnotenstempel  die  einzige  übei^ 
haupt  mögliche  Eihebungsform  sein. 

3.  Geaet^tebiiD^.  In  Deutschland 
beginnt  die  Börsen  steuei^esetzgebung  mit 
dem  G.  v.  1.  Juli  1Ö81.  Dasselbe  führt« 
einen  dreifachen  Stempel  ein,  n&mlich  1)  auf 
Aktien-,  Renten-,  Schuldverschreibungen,  2) 
auf  Schlussnoten  und  Rechnungen,  3)  auf 
Lotterielose.  Der  erste  dieser  Stempel,  der 
Emissionsstempel,  ist  ein  sich  nach  der  Höhe 
des  Objekts  bemessender,  indem  inländische 
und  ausländische  Aktien  mit  fünf  vom  Tau- 
send, inländische  und  ausländische  Ken  tcn  und 
Schuldverschi'eibungen  mit  zwei  vom  Tausend, 
iuländische  Renten  und  Schuldverschrei- 
bungen, die  mit  staatlicher  Genehmigung  von 


Eommunalverbänden  etc.  ausgegeben  werden, 
miteins  vom  Tausend  besteuert  werden.  Eben- 
so zahlen  Lotterielose  einen  Stempel  von  fünf 
vom  Hundert  Die  eigentlichen  Börsenum- 
sätze sowohl  von  Effekten  wie  von  Wwren 
dagegen  werden  nur  von  einem  Fixstempel 
getroffen  imd  zwar  nur  insofern,  als  Schluss- 
noten und  Rechnungen  Ober  dieselben  aus- 
gestellt werden.  Sdilussnoten  Über  den  Ab- 
schluss  von  Kassegeschäften  zahlen  einen 
Fizstempei  von  20  Pf.,  solche  über  Zeitge- 
schäfte einen  Stempel  von  einer  Mark.  Reäi- 
nungen,  Kontokorrente  etc.  unterliegen  gleich- 
falls einem  Stempel  von  20  Pf.  IHnen 
wesentlichen  Fortschritt  gegenüber  diesem 
Gesetze  bezeichnet  die  Novdle  vom  29,  Mai 
1885,  welche  die  Besteuerung  der  Börsen- 
geschäfte (Tarifnummer  4)  toäl  umgestaltet 
und  dem  Ziele  der  Verkehrsbesteuerung 
näher  gebracht  liat.  Danach  ist  nicht  das 
Dokument,  sondern  der  Geschäf tsabschluss  als 
solcher  steuerpflichtig.  Die  Gegenstände  der 
steuerpflichtigen  Geschäftsabschlüsse  zer- 
I  fallen  m  zwei  grosse  Gruppen,  nämhch  aus- 
j  ländische  Banknoten,  ausländisches  Papier- 
geld, ausländische  Geldsorteu  und  Wert- 
papiere einerseits,  Mengen  von  Waren,  welche 
börsenmässig  gehandelt  werden,  andererseits. 
Doch  ist  in  letzterem  Falle  die  weitere  Vor- 
aussetzung erioi-derlich,  dass  der  Abschluas 
des  GescTiäftes  unter  Zugrundelegung  von 
Usancen  einer  Börse  vor  sich  geht.  Das 
Mittel  zur  Evidenthaltung  und  Kontrolle  der 
Abschlüsse  ist  der  Schlussnotenzwang.  Die 
Entrichtung  der  Steuer  geschieht  durch  Ver- 
wendung von  Stempelmarken.  Wird  das 
Gesciiäft  durch  einen  Vermittler  abge- 
schlossen, so  ist  dieser  zunächst  zur  Ent- 
richtung der  Steuer  verpflichtet,  bei  nicht 
durch  ^  ermittler  abgeschlossenen  Geschäften 
ist  die  Steuerpflicht  im  einzelnen  genau  ge- 
regelt. Doch  sind  nicht  nur  die  an  der 
BOrse  selbst  abgeschlossenen  Geschäfte 
steuerpflichtig,  sondern  alle  derartigen  Ge- 
schäfte, insbesondere  auch  das  Ah^-ickelungs- 
geschäft  zwischen  dem  Kommissionär  und 
dem  Kommittenten.  Im  letzteren  Falle  ist 
zunächst  der  Kommissionär  für  die  Entrich- 
tung der  Steuer  verhaftet  Der  Steuerfuas 
ist  nicht  mehr  wie  in  dem  Gesetze  von  1881 
ein  fester  Satz,  sondern  ein  Wertstempel, 
der  sich  nach  der  Grösee  des  umgesetzten 
Objektes  bemisst  Er  beträgt  ^/lo  vom  Tau- 
send bei  Effektengescliäften,  ^'lo  vom  Tausend 
bei  Warenumsätzen.  Indessen  hat  auch  das 
Gesetz  von  1885  eine  wesentliche  Umge- 
staltung erfahren  durch  die  ffovelle  vom 
27.  April  1894.  Unter  den  verschiedenen 
Steuervorlagen  der  Reichsregierung  zur 
Kostendeckung  des  Militärgeaetzes  von  189:-i 
befand  sich  auch  ein  Gesetzentwurf,  welcher 
die  Erhöhung  der  Böreensteuer  ins  Auge 
fasste.     Ihm  allein  von  allen  Steuervorlagen 
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vta  es  beschieden,  zur  AnDahme  zu  ge- 
langen.  Seiaem  Zwecke  enteprediend  bra»£te 
er  eine  namhafte  Erhöhung  der  Steuereätze, 
indem  dieselben  zum  Teil  verdoppelt,  zum 
Teil  auch  verdreüacht  wurden.  Der  Emia- 
sionsstempel  von  iuländiBchen  Aktien  wurde 
auf  1%,  von  anelAndiscben  auf  l'/j*/o  fest- 
gesetzt. InlBndische  Bentea  und  Obli^tionen 
sind  einem  Stempel  von  4''/oo,  auslUndische 
einem  solchen  von  O^/oo  unterworfen.  Die 
Umsatisteuer  ist  verdoppelt  worden ;  sie  be- 
trägt für  Effekten  */io*/oo,  für  Waren,  die 
böreen massig  unter  Zugnindelegung  von 
Börsenusancen  abgeschlossen  werden,  ^/lo^'w. 
Die  Abgabe  wird  nicht  erhoben,  falls  der 
Wert  des  Gegenstandes  des  Geschäftes  nicht 
mehr  als  600  M.  betifigt.  Die  Stempelab- 
gabe wird  berechnet  nach  dem  Werte  des 
Gegenstandes  ia  Abstufungen  von  20  bezw. 
40  Pf.  für  je  volle  1000  M.  oder  einen 
Bruchteil  dieses  Betrages.  Es  ist  dies  eben- 
falls eine  Verschärfung  gegenüber  dem  Ge- 
setze von  1885,  welches  erheblich  grössere 
Abstiifungeu  anwandte.  Um  einer  Beein- 
trfichtigung  des  Arbitragegeschfiftes  durcli  die 
erhöhten  Sätze  vorziibeugen,  ist  unter  ge- 
wissen Kautelen  eine  Ermässigung  der  Sätze 
für  diese  Geschäfte  vor^sehen,  welche  '/so^ioo 
für  jeden  Kontrahenten  beträgt,  mithin  die 
Ab^be  auf  .die  Hälfte  des  sonstigen  Satzes 
ermedrigt  Eine  Erleichterung  des  Börsen- 
geschäftes bietet  das  Gesetz  insofern,  als 
fortan  RewDrt-  und  Deportgeschäfte  als  ein- 
heitlidie  Geschäfte  autgefasst  und  den»;e- 
mäes  nur  einfach  besteuert  werden.  Der 
Lotteriestempel  hat  ebenfalls  eine  "Verdoppe- 
lung erfahren,  er  beträgt  mithin  10  "/o  vom 
Preise  der  Lose.  Aber  auch  der  Kreis  der 
ihm  unterworfenen  Glücksspiele  ist  ausge- 
dehnt worden,  indem  den  Spieleinlagen  nun- 
mehr die  Wetteinsätze  bei  öffentlich  veran- 
stalteten Pferderennen  und  ahnlichen  öffent- 
lichen Veranstaltungen  gleichstehen.  Befreit 
sind  Lose  der  von  den  Behörden  geneh- 
migten Lotterieen,  sofern  der  Gesamtpreis 
der  Lose  einer  Auespieliuig  die  Summe  von 
einhundert  Mark  und  bei  Ausspielungen  zu 
ausschliesslich  mildthätigen  Zwecken  die 
Summe  von  fflnfundzwanzigtausead  Mark 
nicht  übersteigt.  InOesterreich  besteht 
eine  EmissioDssteuer  für  inländische  und 
ausländische  Ulffekten.  Inländische  Aktien 
und  Kommanditaktien,  wenn  sie  auf  den 
Namen  lauten  oder  wenn  sie  nur  eine  Gel- 
tDQgsdauer  bis  zu  zehn  Jahren  haben,  zahlen 
eine  Emissionssteuer  nach  Skala  II  des 
Stempelgesetzes  vom  13.  September  1862; 
wenn  sie  auf  den  Inhaber  lauten  und  länger 
als  zehn  Jahre  gelten  eollen,  unterliegen  sie 
der  Steuer  nadi  Skala  Hl  des  genannten 
Gesetzes.  Inländische  Obligationen,  wenn 
sie  auf  den  Namen  lauten  oder  länger  als 
zehn  Jahre  gelten  soUen,  tragen  die   Emis- 


sioDssteuer  nach  Skala  II,  sonst  nach  Skala 
m  (GG.  V.  13.  Dezember  1862,  29.  Februar 
1864  und  10.  Juli  1865).  Die  Emissions- 
steuer für  die  ausländischen  Werte  ist  durch 
G.  T.  18.  September  1892  neu  geregelt  wor- 
den. Danach  ist  von  den  in  das  InJand  ein- 
gebrachten ausländischen  Aktien,  Aktienan- 
teilsscheinen, Renten  und  Teilschuldverschrä- 
buoeen  auslSiidischer  Staaten,  Korporationen, 
Aktiengesellschaften  oder  induatrieUer  Dnter- 
nehraungen  oder  von  Interimssdieinen  über 
solche  Wertpapiere  eine  Stempelabgabe  zu 
entrichten,  wenn  sie  im  Inlande  übertragen, 
veräuBsert,    zum  Verkaufe  ausgeboten,  ver^ 

E fändet  oder  wenn  darauf  Zahlungen  ge- 
iistet  oder  auf  Grundlage  derselben  andere 
rechtsverbindliche  Handlungen  vorgenommen 
werden  sollen.  Die  Abgabe  bemisst  sich 
nach  Skala  HI.  Ausserdem  haben  auslän- 
dische Aktiengesellschaften  und  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien,  welche  zum  Ge- 
schäftsbetriebe im  Inlande  zugelassen  wer- 
den, für  jenen  Teil  ihres  Kapitals  in  Aktien 
und  Obligationen,  welche  sie  diesem  Gre- 
Bchäftsbetiiebe  zu  widmen  beabsicdiligen, 
eine  Stempelgebühr  nach  Skala  II  zu  zahlen. 
Für  ausländische  Aktien,  Obligationen  etc., 
die  zur  Notierung  an  einer  inländischen 
Börse  zugelassen  werden  sollen,  ist  Überdies 
eine  Stempelabgabe  nach  Skala  II  für  den- 
jenigen Bettag,  welcher  im  Inlande  in  Ver- 
kehr gebracht  wird,  zu  entrichten.  Von 
dieser  letzten  Abgabe  sind  indessen  die  be- 
reits zum  GeschO  sbetrieb  im  Inlande  zuge- 
lassenen ausländischen  Aktiengesellschaften 
befreit.  Die  mehrfach  erwähnten  Stempel- 
skalen des  G.  v.  13.  September  1862  sind 
die  folgenden: 


Skala 

II. 

bis  20  H. 

7  Kr. 

20-40    „ 

'3    .. 

40-60    „ 

19    » 

60-100  „ 

32    „ 

100-200  „ 

63    „ 

200-300  „ 

94     ., 

300-^00  fl.     1 

fl   35  Kr. 

.  B.  w.  big  2400  fl.  vo 

n  je  400  fl. 

fl. 

»5 

von  2400-eOOO  „    „ 

,     800fl.afl. 

50 

über  8000  „    „ 

„    400  fl. 

fl. 

25 

Skala 

HL 

bis  10     fl.      7  Kr. 

von  10-20 

„  20-30 

>     19    „ 

„   30-60 

,    32    „ 

„   ÖO-IOO 

,  63 ;; 

„  100-150 

!     94     i> 

von  150-200  fl. 

I  fl.  35  Kr 

200-1200  von  je  200  fl.  i  tf.  25 

Kr. 

1200-4000    „    „    400  fl.  a  fl.  50 

Über  4000    „    „    20C 

fl.  I  fl.  as 

," 

Der  Berechnung  der  Steuer  wird  der 
Nominfdwert  der  Effekten  zu  Grunde  gelegt. 
Die  Börsensteuer  i.  e.  S.  ist  in  Oeaterreich 


durch  das  G.  v.  18.  September  1892  be- 
treffend die  BesteueniDg  des  Umsatzes  von 
Effekten  eü^führt  worden.  Es  unterliegen 
danach  der  Steuer  sowohl  die  an  der  Bdrse 
als  auch  die  ausserhalb  der  Börse  geschlos- 
Benen  uraprODglichen  und  Prolongation sge- 
Bchäfte.  Eine  unterschiedliche  Behandlung 
Ton  Kassegeschäften ,  Zeitgeechäften  aller 
Art  und  Reportgeschäften  findet  nicht  statt. 
Die  Effektenumsatzsteuor  wird  in  festen 
■Sätzen  für  je  einen  einfachen  Schluss  be- 
messen. Als  einfacher  Schluss  gilt  bei  den 
in  Prozenten  geliandelten  Effekten  ein  No- 
minale von  5000  fl.,  bei  den  nach  Stück 
gebändelten  die  Zahl  von  25  Stücken.  Die 
bteuer  beträgt  für  jeden  einfachen  Schluss 
10  Kr.,  bei  Geschäften  über  verzinsHche 
StaatsBchuldverBchreibungen  von  nicht  mehr 
als  5000  fl.  Nominale  5  Kr,  Bilden  aus- 
ländische Effekten  den  Gegenstand  des 
Geschäfts,  so  ist  die  Steuer  in  der  doppelten 
Höhe  zu  entrichten.  Die  Form  der  Erhebung 
ist  die  Stempelpfhcht  auf  Grundlage  teils 
des  Schlussnoten-,  teils  des  Eegisterzwanges. 
Diese  Gesetzgebung  ist  indessen  auf  Grund 
der  inzwischen  gemachten  Erfahrungen  einer 
"Revision  unterzogen  worden,  die  unter  Äuf- 
liebuQg  des  G.  von  1892  zu  einem  neuen 
Gesetz  betr.  die  Effektenumsatzsteuer  führte, 
welches  vom  9.  März  1897  datiert  ist.  Die 
hauptsächlichsten  Aenderungen  gegenüber 
dem  älteren  Gesetze  sind  folgende.  Während 
im  allgemeinen  der  Grundsatz  festgelialten 
wird,  dass  der  als  die  Erfüllung  des  Ge- 
schäftes sich  darbietende  Umsatz  von 
Effekten  den  Gegenstand  der  Besteuerung 
bildet,  soll  nunmehr  für  Prämienge- 
schäfte die  SteuerpfUcht  bereits  durch  die 
Thatsache  des  Geschäftsabschlusses  begründet 
eeio,  Geschäfte  mit  Kontrahenten  im  Aus- 
lände sollen  fortan  nur  dann  steueipflichtig 
sein,  wenn  der  zur  Entrichtung  der  Steuer 
zunächst  Verpflichtete  sich  im  Inlande  be- 
'findet  oder  eine  Handelsniederlassung  oder 
einen  ständigen  Bevollmächtigten  im  bilaode 
hat,  durch  welche  das  Geschäft  gemacht 
wurde.  Bei  Kumulativgeschäfte  ü  ,  d.  h. 
solchen  Gesdiäften,  bei  denen  Effekten  ver- 
schiedener Gattung  gleichzeitig  umgesetzt 
werden,  ist  der  einfache  Schluss  für  jede 
Effektengattung  besonders  zu  berechnen. 
Soweit  mdeasen  einzelne  Posten  die  Höhe 
eines  einfachen  Schlusses  nicht  erreichen, 
ist  der  Geldumsatz  der  Berechnung  der 
Steuer  zu  Gnmde  zu  legen  und  gilt  als  ein- 
facher Schluss  die  Summe  von  5000  fl.  Die 
Normienmg  des  Steuersatzes  bringt  eine 
■wesentliche  Erhöhung  gegenüber  dem  bis- 
hei^en  Steuerfuss.  Er  beträgt  für  jeden 
einfachen  Schluss  bei  Geschäften  mit  Divi- 
dendenp^ieren  und  Prämienschuldverschrei- 
bungen mit  Ausnahme  der  Titres  der  Staats- 
prämienanlehen   50  Kr-,   bei  ejlen   übrigen 


20  Er.  Die  unterschiedliche  Behandlung 
von  inländischen  und  ausländischen  Effekten 
ist  dabei  aufgegeben  worden.  Doch  wird 
die  Ermässigung  bei  Beträgen  von  nicht 
mehr  als  500  fl.  Nominal  auf  5  hezw.  10  Kr. 
nur  inländischen  Effekten  zu  teil.  Die 
Registerpflicht  endlich,  der  bisher  nur  pro- 
tokollierte Effektenhändler  und  zwar  nur 
hinsichthch  ihrer  ausserbörslichen  Geschäfte 
unterliegen,  wird  auch  auf  die  nicht  proto- 
kollierten Effektenhändler  sowie  auf  jene 
Personen  ausgedehnt,  welche  an  der  Börse 
Prämiengeschäfte  abschliesseu.  Der  Brutto- 
ertrag der  österreichischen  Effektenumsatz- 
steuer betrug: 

1893  58573'  fi. 

1894  Soi  549  fl 
1896  826  1S4  fl 

1896  333718  fl 

1897  387  33'  fl 

England  besitzt  eine  Emissionssteuer 
auf  Inhaberpapiere  aller  Art  falls  sie  in 
England  gehandelt  werden  sollen,  von  ^/a"/« 
des  Nominalbetrages  (G,  v.  6.  August  1885). 
Schlussnoten  unterliegen  seit  1888  einem 
Stempel  von  6  d  bei  einem  Werte  von  100  £ 
und  mehr,  darunter  wie  früher  von  1  d. 
Bei  Prolongationen  beträgt  der  Stempel  1  ah. 
In  allen  Fällen  wird  der  Stempel  mr  jede 
einzelne  Effekte agattung  getrennt  berechnet. 
Eine  weit  ausgebildetere  Besteuerung  des 
Kapitalumsatzes  findet  sich  in  Frankreich. 
Hier  ist  zunächst  die  Emissionssteuer,  welcher 
Aktien  und  Obl^ationen  von  französischen 
Gesellschaften,  Departements,  Kommunen, 
öffenthchen  Anstalten,  ausländischen  GeseD- 
scliaften,  Korporationen  und  Regierungen 
unterworfen  sind,  zu  erwähnen.  Der  Stempel 
beträgt  für  die  inländischen  Wertpapiere  mit 
Zusclilagscentimen  1,20  Frcs.  vom  Hundert 
des  Nominalwertes,  wird  aber  meistens  im. 
Abonnement  mit  0,06%  jährlich  bezahlt. 
(GG.  V.  5.  Juni  1850  und  23.  August  1871.) 
Die  ausländischen  Effekten  von  Gesellschaften 
und  Korporationen  waren  den  inländischen 
durch  GG.  v.  23.  Juni  1857  und  30.  März 
1872  gleichgestellt  worden.  Da  sich  indesseu 
diese  Effekten  der  Umsatzsteuer  (a.  u.)  und 
der  Rentensteuer  meistens  zu  entziehen 
wussten,  wurde  der  Stempel  für  sie  durch 
das  Finanzgesetz  v.  29.  Dezember  1895  auf 
2  Frcs.  erhöht,  falle  die  Emittenten  sich 
nicht  zum  jährlichen  Stempelabonnement 
sowie  zur  Zaldung  der  Umsatzsteuer  und 
der  Rentensteuer  verpflichten.  Die  Emis- 
sion ssteuer  für  ausländische  Staatspapiere 
wurde  durch  G.  v.  25.  Mai  1872  auf  75  Cts. 
bis  zum  500  Pres.  Nominalbetrag,  auf  1,50  Frs. 
für  Nominalbeträge  über  500  Pres,  für  jedes 
Tausend  oder  Bruchteile  davon  festgesetzt 
Doch  wurde  der  Satz  durch  das  G,  v.  29. 
Dezember  1895  auf   '/*%  des  Nennwertes 
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erhöht  Eine  zweite  BeBtetierung  des  Eapi- 
talumsatzes  bürtet  das  droit  de  transmission. 
DemBelben  uaterliegen  Aktien  und  Obliga- 
tionen von  inländischen  und  ausländischen 
Gesellsehaften ,  Gemeinden ,  De^tements, 
öffentlichen  Anstalten  sowie  die  Pfandbriefe 
des  credit  foncier.  Staatspapiere  dagE^ 
sind  ihm  nicht  unterworfen.  Die  Steuer 
wird  in  verechiedener  Weise  erhoben,  je 
nachdem  es  sich  um  Papiere  auf  den  Namen 
oder  auf  den  Inhaber  handelt  Im  ersteren 
Falle  wird  die  Steuer  Ton  dem  Emittenten 
bei  jeder  einzelnen  Umschreibung  eingezogen. 
Der  Steuersatz  beträgt  V»%  vom  Kurswerte. 
Bei  den  Inb aberpapieren  tritt  an  die  Stelle 
der  jedesmaligen  Umsatzsteuer  ein  Abonne- 
ment, welches  für  jedes  Jahr  '/b^/o  vom 
durchschnittlichen  vorjährigen  Kurswerte  des 
emittierten  Kapit&ls  betr9^  und  von  dem 
Emittenten  zu  entrichten  jst  Für  die  aus- 
ländischen Papiere  ist  die  Steuer  nicht  vom 
gesamten  emittierten  Kapitale  zu  zahlen, 
sondern  nur  von  dem  in  Frankreich  mut- 
maaslieh  umlaufenden  Teüe  desselben,  dessen 
Höhe  vom  Finanzminieter  nach  Anhörung  ei- 
ner Sachverständigenkommission  schätzung&j 
weise  festgestellt  wird.  Auch  findet  bei 
den  ausländischen  Werten  eine  verschiedeot^ 
liehe  Besteuerung  der  Nominal-  und  der 
Inhaberpapiere  nicht  statt,  beide  zahlen  viel- 
mehr den  jährHchen  Satz  von  i.'sO/o  (GG.  v. 
23,  Juni  1852  und  v.  30.  März  1872).  Die 
dritte  Besteuerung  des  Kapitalumsatzes 
endLch  ist  eine  Börsensteuer  i.  e.  S.  Bis 
aum  Jahre  1893  bestand  sie  lediglich  in 
einem  Fizstempel  auf  Schlusssclieine,  indem 
dieselben,  soweit  sie  von  Wechselagenteu 
undM^em  ausgestellt  wurden,  einer  Steuer 
von  60  Cts.  bei  Beträgen  bis  10000  Frcs., 
darüber  einer  solchen  von  1  frcs,  80  Cts. 
unterlagen  {GG.  v.  2.  Juli  1842  und  23. 
August  1871).  Eine  eigentliche  Börsensteuer 
wurde  indessen  erst  durdi  G.  v,  28.  April 
1893  eingeführt  Danach  muss  bei  jeder 
Börsenoperation,  die  den  Kauf  oder  Verkauf, 
gegen  bar  oder  auf  Termin,  von  Werten  aller 
Art  zum  Gegenstande  hat,  eine  Eechnung 
angestellt  werden,  die  einem  Stempel  von 
r,  Cts.  auf  1000  Frcs.  oder  Bruchteile  von 
1000  Frcs.  des  Terkaufspreises  unterliegt 
Für  Reportgeschäft«  wird  nur  der  halbe  Satz 
gezahlt  Gleichgültig  ist  es,  ob  die  Geschäfte 
an  der  Börse  selbst  oder  ausserhalb  der- 
selben abgeschlossen  werden.  Dem  Gesetze 
unterworfen  sind  alle  Personen,  welche  ge- 
wohnheitsmässig  Börsengesch^te  betreiben. 
Dieselben  haben  der  EnregistrementsbehSrde 
ihres  Wohnortes  Anzeige  von  ihrem  Ge- 
schäftsbetriebe zu  erstatten.  Sie  sind  ver- 
pflichtet, ein  Buch  zu  führen,  in  welches  sie 
ihre  Börsengeschäfte  für  jeden  Tag  und  in 
fortlaufender  Nummer  eintragen.  Zwischen 
dem  10.  und  15.  und  zwischen  dem  25.  und 


letzten  eines  jeden  Uonats  sind  der  Steuer- 
behörde Auszüge  aus  diesem  Buch  unter 
Beifügung  der  Belöge  für  die  Steuerent- 
richtung einzureichen.  Doch  brauchen  die 
Auszüge  nur  die  laufende  Nummer,  das 
Datum  und  den  Betrag  der  Geschäfte  zu 
enthalten.  Durch  G.  v.  29.  Dezember  1895 
ist  übrigens  der  Steuersatz  für  Geschäfte  in 
franz^scher  Rente  auf  Vi  der  sonatigeQ 
Höhe  ermäflsigt  worden.  In  Italien  ist 
der  Emissionsstempel  nur  unerheblich. 
Schuldtitel  des  Staates  zalüen  einen  Fix- 
stempel von  60  Cts.  für  jeden  Titel,  Schuld- 
titel der  GemeindeUj  Provinzen  \md  anderer 
Korporationen  unterh^n  einem  Wertstempel 
von  1,20  L.  für  jedes  Tausend.  Ferner  exis- 
tiert eine  Umsatzsteuer  gleich  dem  franzö- 
sischen Abonnement  Aktien,  Obligationen 
und  andere  Titres  von  inländischen  und  aus- 
ländischen Gesellschaften  zahlen  1,20  L.  für 
jedes  lOOO  L.  des  emittierten  KapitaU, 
welches  letztere  nach  dem  durchschnittlichen 
Kurswerte  des  vorangehenden  Jahres  zu  be- 
rechnen ist.  Bei  ausländischen  QesellschafteiL 
wird  nur  derjenige  Teil  des  Emissionskapitals 
in  Ansatz  gebracht,  der  für  Geschäfte  in 
It^ien  bestimmt  ist  Femer  wii-d  eine  halb- 
jährige Steuer  von  1,20  pro  mille  von  den 
Vorschussgeschäften  erhoben,  welche  von 
Sparkassen  und  ähnHchen  Instituten  abge- 
schlossen werden  (ÖG.  v.  21.  April  1862, 
19.  Juli  1868  und  11.  August  1870).  Nach 
dem  G.  v.  12.  Juli  1888  erhöhen  sich  alle 
diese  Sätze  auf  1,80  pro  mille.  Neben  dieser 
ümlaufsteuer  besteht  noch  eine  besondere 
Börsensteuer  in  Form  des  Sdüussnoten- 
stempeis.  Das  G.  v.  14.  Juni  1874  verfolgte 
die  Tendenz,  den  Steuersatz  nach  der  Höhe 
des  Umsatzes  abzustufen  und  zwar  bewegte 
sich  die  Skala  innerhalb  der  Sätze  von  1 
bis  15  L.  Schwierigkeiten,  die  sich  hieraus 
ergaben,  führten  zur  Abschaffimg  dieses  Ge- 
setzes, welches  durch  ein  neues  vom  13. 
September  1876  datiertes  ersetzt  wurde. 
Danach  sind  die  Schlusszettel  über  Effekten 
sowie  an  der  Börse  abgeschlossene  Waren- 
umsätze je  einem  Stempel  von  50  Cts.  untei^ 
werfen,  soweit  es  sich  um  Eass^jeschäfte 
handelt,  während  der  Stempel  bei  Zeitoe- 
schäften  je  2  L.  beträgt  Durch  zwei  Zn- 
schlagscentimen  erhöhen  sich  diese  Sätze  auf 
2,40  bezw.  0,60  L.  Die  gestempelten  For- 
mulare für  die  Schlussnoten  werden  voa 
der  Finanzverwaltung  angefertigt  und  ver- 
kauft Die  Anwendung  von  Schlusszettela 
beim  Abschluss  der  Geschäfte  ist  dadurch 
gesichert,  dass  den  in  dieser  Form  ^chloG~ 
senen  Geschäften  das  Privileg  der  Klagbar- 
keit verliehen  ist,  selbst  wenn  de  nur  die 
Zahlung  von  Differenzen  zum  Gegenstaode 
haben. 
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4.  Statistik. 

Deutschland 

(StafistiBches  Jahrbudi  fflr  das  Deutsche 


Frankreich 

(Bulletiu  de  statistiqne  et  de  l^iislation 

comparöe) 


Jahre 

Emis- 
Biona- 
8t«iier 

Um- 

gati- 
Bteaer 

stener 

Samme 

'S" 

BeJol- 
kemng 

1000  Fm. 

1000  Fn. 

1000  Fm. 

1000  F«, 

Fra. 

1889 

761,1  ') 

.,6z 

»3  874,H 

41  ioi,E 

760,4' 

65  736,6 

22772,4  4"  9*9,1 

73 '.6  ' 

65  413,1 

1,70 

21291,541396,2 

1,07 

23267,7  43  385,£ 

4  387,9  ' 

70041,1 

I,S2 

23060,1  43160,1 

13  178,4  42  403,8 

ioo82;s») 
5  063,5  *) 

75  664,; 

I31  755,6 

4ä  538,8 

79  357,9 

2,06 

Italien 

(mitgeteUt  von  der  direzioDe  generale  d 
" regno  d'Italia) 
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7.  GesellBcbaften 

Ä. 

Jahre 

in  Lire 

Bor..n. 

Summe 

a.            b. 

traltteD 

vöUe- 

inländ.    anslän. 

Li™ 

Llre 

18fe/Ö/ 

449094a 

228850.193685 

491347* 

0.17 

1887/8t 

491460t 

269  93i 

0,18 

6510791 

388  75c 

43324; 

225  92c 

867632c 

0,29 

45507; 

19372; 

8837175 

0,29 

7  52oaoi 

41190^ 

17300; 

8  105  IOC 

164885 

7  79a  630 

0,25 

12368; 

7  222  166 

587868353160^ 

6714811 

755  55' 

130728 

7601091 

0,24 

Litteratnr:  Cohn,  Ein  Wort  mr  BÖrtemleuer, 
Jahrb.  f.  Sat.  u.  SUU..  N.  F.  X,  1,  S.  t4ff.  — 
WaaTirr,  Fin.  II,  §  tSiff.  —  SehaU,  Yer- 
keliri-   vnd   Erbtfhafittltuer   in   ScÄönierj  III, 

4.  Aufl.,  S.  70Sff.  —  W.  Havamarm,  Ver- 
kehTtiltuem,  Berlin  IS94.  —  Friedberg,  Dit 
BonsTitUuer,  Berlin  1S75.  —  Deraelbe,  Vor- 
ichläge  lur  Cecfmiiehfii  Dnre/^hruTig  einer  pro- 
lentwden  BSrienileaer,  Jena  18St.  —  lier- 
Mlbe,  Dat  RHchtbärientUaergeietz,  Jahrb.  für 
JV'oi.  u.  SUU.,  y.  F.  XI,  1,  S.  33ff.  —  Grimmi, 
Dai  BSrtemUuergeieU  in  Scham'  Finamarehiv 
II,  S.  Uli  ff.  —  Hecht,  Diu  Getehafititeuer  auf 
Grundlage  dt»  SchloMnolenncange» ,  Stuttgart 
1885.  —  Perrot,  Die  Borte  und  die  BBrien- 
iteaer,  Heidelberg  1880.  — -  SeheitHipflug,  Zur 
Eeform  der  ötlerreichitchen  BSrienverlcekrHleuer, 
Wien  1881.  —  E.  Haneke,  Art.  BSrtentUuer 
im  SuppUmtntband  I  da  Handicörttrtnicht  der 
Sla<Utmiienteh<\flen.  —  Sallnga  Bärtenpapiere, 
Teil  I  (bearbeitet  von  Adolf  SandJieim},  Berlin 
1897.  —  Dietionnaire  des  ßnanect  (pvblii  «m* 
la  direclioii  de  M.  Uon  Say)  Art.  caieurt  mo- 
büi^rei.  —  Wagner,  Fin.  III  «nd  Ergänmngi- 
h^  (1896)  pati.    —    SehatU!'    Finantarchiv  X, 

5.  i86ff.  und  XV,  S.  ISiff. 

K,  Fritdberg. 


BOnenwesen. 

Vorbemerkung.  I.  Wesen  und 
Arten  der  BOrse.  1.  Wesen  der  B.  2. 
Arten  der  B.  II.  Geschieh  te  d  er  BSrs  e. 
1.  Mittelalter  ond  16.  Jahrhundert.  2.  17.  ond 
18.  Jahrbnndert.  3.  Das  19.  Jahrhundert  EI. 
Organisation  der  Börse.  1.  Die  BOrse 
als  öffentlicher  Harkt.  2.  Die  Börse  als  Eürper- 
Bchaft.  IV.  Börsengeschäfte.  I.Handel, 
Arbitrage,  Spekulation.  2.  Eassageachäfte,  Lie- 
femngBge  Schäfte,  BOraentermingeschäfte,  Prä- 
mieageschäfte.  V.  BtSrsenbesncher  und 
Fahliknm.  1.  BöTBenheaucher.  2.  Publikum, 
VI.  Der  Geld-  undWechaelverke" 
1.  Aueländische  Geldsorien  und  Wechsel. 
Inländische  Wechsel  und  kaufmännische  Leih- 
kapitalien. VII.  Der  FondsTerkeh 
Die  Bsrsenpapiere  und  ihre  Emission.  2.  Die 
Geschäfte  in  Böraenpapieren.  3.  Die  Prolongation 
und  Abwickelung  der  Bursentermingeschärte  au 
der  Fondsbörse.  4.  Maklerwesen,  Eursfestitelliuig 
und  Kurszettel.  VUI.  Der  Warenverkehr. 
1.  Gegenstande  und  Arten  des  WarenbBrsenTer- 
kehrs.    2.  Technik  des  Warentermingeschäfts. 

3.  Bedeutung  des  Warentermingeschäfts.  IX. 
Versuche  staatlicher  Börsenreform. 
1.  Uebersicht  über  die  Miasstände  im  BSraen- 
wesen.  2.  Haasregeln  gegen  einzelne  Üeschäfta- 
arten.    3.  Organisation  und  Staataüberwachung. 

4.  Maklerwesen,  Eursfestatellnng.  5.  Emisaions- 
wesen,  Aktienrecht.  6.  Besteuerung.  7.  Schlnss- 
betracntung. 

Vorbemerkung.  In  diesem  Artikel  soll 
nur  die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  Bflr- 
senwesens  dargestellt  werden ;  das  juristische 
Gebiet  bleibt,  soweit  wie  möglich,  unberflhrt. 
Vgl.  darüber  den  Art.  Börsenrecht. 
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1.  'Wefwn  der  BSrse.  Die  BCrse  ist 
ein  Harkt  für  vertretbare  Tauschgilter.  Da- 
mit ist  ihr  Wesen,  ihre  EigenMt  gekenn- 
zeichnet und  zugleich  ausgedrückt,  dass  sie 
zur  Kategorie  der  Märkte  gehört.  Der  Vor- 
gang der  Marktbildung  besteht  darin,  daas 
im  Tausch  verkehre  Angebot  und  Nachfrage 
Örtlich  wie  zeitlich  möglichst  stark  concen- 
triert  werden,  um  eine  m^lichst  bilhge  und 
vollkommene  Befriedigung  der  menschlichen 
Bedürfnisse  zu  erreichen, 

MSrkte  im  weiteren  Sinne  sind  Ver- 
anstaltungen aller  Art  zum  Zwecke  zeit- 
licher und  örtlicher  Verkehrskoncentraüon. 
"Wir  teilen  sie  ein  in  Märkte  im  engeren 
Sinne  (Wochenmärkte.  Messen  u.  s.  w.)  und 
in  Börsen.  Jene  dienen  dem  Verkehre  in 
nicht  vertretbaren,  diese  dem  Verkehre  in 
yertretbaren  Tausdigiitem. 

Vertretbare  (fungible)  TauschgOter 
sind  solche,  deren  Qualität  eine  so  gleich- 
artige und  als  solche  bekannte  ist,  dass 
jedes  Quantum  von  ihnen  durch  ein  gleich 
grosses  anderes  Quantum  vertreten  werden 
kann.  Nur  dadurch,  dass  die  Gleichartig- 
keit der  Qualität  aUgemein  bekannt  ist,  wird 
der  Zweck  der  Vertretbarkeit  erreicht, 
welcher  darin  besteht,  dass  keine  Prüfung 
der  Qualität  vor  dem  Geschäftsabschlüsse 
stattzufinden  braucht,  dass  also  das  Tausch- 
gut selbst  nicht  m.ehr,  wie  auf  den  Märkten 
im  engeren  Sinne,  beim  Geschäftsabschlüsse 


Hierdurch    erweitert    sich   ganz    

ordentlich  der  Kreis  derjenigen  Gütei^  welche 
vonderMarktbitdun^ermsstwerdeu.  Während 
auf  einem  Markte  im  engeren  Sinne  nur  die 
zu  Markte  gebrachten  Güter  konkurrieren, 
er&isst  die  Böi^e,  der  Markt  in  vertretbaj«n 
Gütern,  auch  solche,  die  weit  vom  Markt- 
orte entfernt  sind,  ja  sogar  solche,  die  zur 
Zeit  des  (Jeschäfteabschlusses  überhaupt 
noch  nicht  existieren.  Die  Börse  ermög- 
licht mithin  eine  weit  stärkere  örtliche  und 
zeitliche  Verkehrskonceutratioa  als  der  Markt 
im  engeren  Sinne  und  hierdurch  auch  eine 
weit  billigere  und  bessere  Befriedigung  der  i 
menschlichen  Bedürfnisse.  Sie  ist  ein  Er- . 
zeu^is  hoher  wirtschaftlicher  Kultur,  das 
freilich,  gleich  anderen  Erscheinungen  dieser 
Art,  seine  eigenen  schweren  GefaJiren  und 
Missstände  erzeugt  hat;  mit  ihnen  wird 
sich  der  Schltiss  des  Artikels  beschäftigen. 

Nur  durch  das  Kriterium  der  Vertret- 
barkeit lässt  sich  das  Wesen  der  Böree 
scharf  kennzeichnen.    Aber  auf  keine  Weise 


zweifelhaft  sein  kann,  wohin  sie  gehCrea. 
So  giebt  es  insbesondere  niedere  und  höhere 
Grade  der  Vertretbarkeit  von  TauschgQtem. 
Denn  die  Entwickelung  der  Vertretbarkeit 
ist  ein  langer  Prozess.  Er  beginnt  mit  Bil- 
dung des  Begriffes  der  ^Marktware'  und 
endigt  mit  der  absoluten  Vertretbarkeit,  wie 
sie  beim  Gelde,  bei  manchen  Geldaurrogaten, 
Börsenpapieren  u.  s.  w.  erreicht  ist  Das 
wichtigste  Zwischenglied  der  Entwickeluag 
ist  der  Zustand,  bei  dem  eine  Ware  >nach 
Probe"  verkauft  wird;  hier  vertritt  die 
Probe  nur  die  einzelne  Warenpartie;  aber 
weil  diese  beim  Geschäftsabschlüsse  nicht 
anwesend  zu  sein  braucht,  ist  auch  solche 
unvollkommene  Vertretbarkeit  schon  aus- 
reichend, um  einen  derartigen  Verkehr,  in 
üebereinslimiaung  mit  dem  Sprachgebrauche, 
als  Börsenveikehr  zu  klassifizieren,  obwohl 
seine  wirtschaftliche  Bedeutung  bei  weitem 
noch  nicht  eine  so  grosse  ist  wie  die  des 
Verkehrs  in  vollkommen  vertretbaren  Tausch- 
gutem. 

2.  Arten  der  Börse.  Man  pfleg:t  xu 
unterscheiden;  Fonds-  oder  Effekteo- 
bSrse  (Stock  Exchange,  boun^e  eu  valeurs) 
und  Warenbörse  (Produoe  Exchange, 
bourse  eii  marchandises).  Aber  diese  Ein- 
teilung ist  unvollständig  imd  irreführend ; 
unvoUständig  schon  deshalb,  weil  in  ihr  so- 
gar der  älteste  Teil  des  Börsenverkehrs,  der- 
jenige in  Geldsorten  und  Wechseln,  fehlt: 
irreführend,  weU  sie,  wie  jede  andere  Ein- 
teilung solcher  Art,  den  Eindruck  erweckt, 
als  ob  es  sich  um  Börsenarten  handle,  die 
stets  örtlich  getrennt  wären;  in  Wahrheit 
sind  sie  vielfach  örtlich  vereinigt,  und  es 
sind  in  dieser  Hinsicht  manche  Arten  toq 
Kombinationen  anzutreffen,  von  Hamburg, 
dessen  Börsenverkehr  fast  ganz  in  einer 
Börse  vereinigt  ist,  bis  auf  London,  wo  tut 
die  meisten  Geschäftszweige  besondere  B5r- 
senräume  vorlianden  sind, 
t  Richtiger  ist  es,  nur  Arten  des  Börsen- 
{ Verkehrs  zu  unterscheiden,  und  zwar 
dürfte  historisch  wie  praktisch  folgende  Ein- 
teilung wohl  am  meisten  zu  empfehlen  sein : 

a)  Böraenverkehr  in  Zahlungsmitteln 
(Geldsorten,  Wechseln)  und  kaufmän- 
nischen Leihkapitalien  (•Täglichem 
Geld.  u.  dgL), 

b)  Börsenverkehr  in  kaufmännischen 
Hilfsleistungen  (Verfrachtungen,  Ver- 
sicherungen), 

c)  Börsenverkehr  in  Fonds  oder  Effekten 
(Aktien  und  Obligationen). 
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n.  Geschichte  der  B5ree. 

1.  Mittelalter  nnd  16.  Jahrhundert 

Ueber  den  Verkelir,  der  im  alten  Rom  auf 
demjenigen  Teile  des  Forum  sich  abspielte, 
■wo  die  Argentarii,  die  römischen  Bankiers, 
ihre  Stande  hatten,  wissen  wir  nicht  genug, 
lim  ihn,  mit  Mommsen,  als  die  »Römische 
Börse«  bezeichnen  zu  können.  Dagegen 
sind  wir  über  die  Entwickelung  des  mittel- 
alterlichen Börsenverkehis  jetzt  genügend 
imtenichtet. 

Im  WarenhaDdel  kam  es  während  des 
Mittelalters  noch  nicht  zur  Böreenbiidung, 
weil  der  Verkehr  daEflr  nicht  ausreichte, 
■weil  femer  wegeD  mangelhafter  Tertretbar- 
keit  der  Waren  und  Entwickeiung  des  Ver- 
trauens die  Besichtigung  der  Waren  vor 
dem   Geschäftsabschlüsse   erforderlich  war. 

Die  Börse  hat  im  Mittelalter  nur  existiert 
als  ein  Mittel  zur  Erleichterung  des  Ver- 
kehre mit  Wechselbriefen  und  kauf- 
männischen Leihkapitalien,  und 
zwar  im  wesentlichen  auch  nur  zur  £r- 
leiditenmg  des  Verkehrs  innerhalb  der 
einzelnen  Handelsstädte.  Erhebliche  iuter- 
lokale  Bedeutung  konnte  der  BSisenverkehr 
im  Mittelalter  nicht  erlangen  wegen  der 
schlechten  Verkehrswege  und  Verkehrs- 
mittel, wegen  der  Unsicherheit  imd  Kost- 
£piehgkeit  des  interlokalen  Verkehrs  und 
■wegen  dessen  Beschränkung  durch  £irche 
(Wucherlehre!),  Fürsten,  Städte,  Gilden  und 
Zünfte.  Der  Eoncentration  des  interlokaleu 
Verkehrs  dienten  die  Wochen-  und  Jahr- 
märkte (Messen),  der  Koncentration  des 
lokalen  Warenverkehrs  die  Kaufhäuser  und 
unlieben  Einrichtungen;  dort  wurden  die 
Waren  gespeichert,  besichtigt,  gewogen  nnd 
gemessen. 

Als  nun  aber  seit  den  Ercuzzügen  sich 
der  Handel  mit  Wechselbriefen  zu- 
nächst in  den  MittelraeerlÄndern  entwickelte, 
bedurfte  man  dafür  solcher  Oerthchkeiteii 
nicht  Wer  Geld  durch  Wechsel  an  einen 
fremden  Platz  übermitteln  wollte,  wandte 
sich  meist  an  einen  der  Wechsler,  deren 
Bänke  im  Mittelpunkte  der  Städte  unter 
freiem  Himmel  oder  in  den  angrenzenden 
Säulenhallen  standen;  dort  wurde  das  Ge- 
schäft besprochen,  abgeschlossen  und  als- 
dann bei  emem  der  Notare,  die  regelmässig 
am  gleichen  Orte  ihre  Stände  hatten,  beur- 
kundet. Daran  schloss  sich  bald  ein  Ver- 
kehr in  kaufmännischen  Leihkapitalien, 
■wobei  die  Wechsler  ebenfalls  als  Vermittler 
dienten ;  sie  nahmen  auch  Depositen  an  von 
befreundeten  Kaufleuten  und  leisteten  darauf- 
hin Zaiilungen.  Kiirz,  die  Kaufleute  ge- 
■wöhnten  sich,  ziuu  Zwecke  der  Erledigung 
ihrer  Geld-  und  Wecliselgeschäfte  sich  bei 
den  Banken  der  Wechsler  zu  Tersammeln, 
wo  überdies  stets  die  neuesten  Nachrichten 


aus  fernen  TJlndem  zu  liaben  waren;  früh- 
zeitig entwickelte  sich  auch  an  den  gleidien 
Plätzen  aus  dem  Seedarlehen  (cambium  mari- 
timum)  die  Seeversicherung.  So  ent- 
standen die  Börsen  Versammlungen  auf  dem 
Rialto  in  Venedig,  auf  dem  Mercato  nuovo 
in  Florenz,  auf  der  Piazza  de'  Bauchi  in 
Genua  u.  s.  w.  In  den  grösseren  Handels- 
städten der  Provence  und  Kataloniens  ent- 
wickelte sich  ein  ähnlicher  Verkehr  auf  den 
»Plaees  des  Changess ,  den  »Plazas  de  los 
Cambiosi.  Ueberall  konceotrierte  sich  in 
den  Mittel meetstädten  der  Verkehr  bei  den 
Bänken  der  einheimischen  Wechsler.  Ausser- 
halb dieses  Gebiets  dagegen,  wo  das  ein- 
heimische Wechslergeschäft  zu  sehwach  ent- 
■wickelt  war,  spielten  an  den  Hauptplätzen 
die  Consularhäuser  (Loggien)  der  den  Geld- 
und  Wechselverkehr  beherrschenden  Ita- 
liener die  gleiche  Rolle,  wovon  manche 
Börse  den  Namen  >!oggia«,  >lQge<  erhallen 
hat  Die  Bezeichnung  iBörse<  schreibt 
Erich  daher,  dass  in  der  niederländischen 
Handelsmetropole  Brügge  der  Platz,  wo  die 
Italiener  ihre  ConsiÜEu-häuser  hatten  und 
der  deshalb  den  lokalen  Mittelpunkt  des 
grossen  Geld-  und  Wechsel verkehra  von 
Brügge  bildete,  —  »de  burse«  hiess,  von 
einem  dort  befindlichen  grossen  Hause,  das 
der  angesehenen  Maklerf^nüie  van  der  Burse 
gehört  hatte.  Der  Name  wurde  im  15,  Jahr- 
hundert nach  Antwerpen  übei-fragen  und 
verbreitete  sich  seit  dem  16.  Jahrhundert  in 
fast  ganz  Europa.  Nur  in  London  erhielt 
die  (1566/70)  von  Thomas  Gresham  errichtete 
Börse  —  bis  dahin  hatte  der  Börsenverkehr 
in  »Lombard  Street«  stattgefunden  —  aus 
nationalen  Gründen  den  Namen  »Royal  Ez- 
ciiange«,  wodurch  sieh  in  allen  Ländern 
englischer  Zunge  die  Bezeichnung  •Ex- 
change« eingebüi¥:ert  hat. 

Erst  im  16.  Jahrhundert  erlangten  die 
Börsen  erhebliche  interlokale  und  inter- 
nationale Bedeutung  durch  gewaltige  Zu- 
nahme des  Fernverkehre  und  seiner  Kon- 
centration infolge  der  Entdeckungen,  Wachsen 
der  umlaufenden  Geldmenge,  Hebung  des 
Kredits,  Entwickeiung  des  Grossbetriebs, 
Besserung  der  Verkehremittel,  Beseitigung 
i  vieler  Verkehrebeachränkungen ,  besondere 
an  den  grossen  Centralplätzen  (»Weltbörsem), 
wo  sich  der  Verkehr  bereits  völlig  frei  ent- 
wickeln konnte.  Die  nationalen  Sonderprivi- 
legien verloren  ihren  Wert;  es  bildete  sich 
an  jenen  Plätzen  eine  im  wesentlichen  gleich- 
berechtigte Kaufmannschaft;  durch  die  Ent- 
stellung desKommission^^chäftes  erweiterte 
sich  der  Kreis  der  am  Börsen  verkehre  teil- 
nehmenden Kanfleute. 

Die  Zunahme  des  Verkelirs  ermöglichte 
die  Bildung  von  Durchschnittsquali- 
täten bei  manchen  Tauschgütern;  soweit 
diese  noch  nicht  wirklich  vertretbar  wjffen,  be- 


Handnürlerbach  der  StsatawUienschsRell.    Zweite  Anfl&ge.    II. 
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trachtete  man  sie  doch  als  in  der  Qualität ' 
gleichartig  und  ■wunie  hierdurch  der  Quali- ' 
tätspriifuug  im  Einzelfalle  überhobeu,  so 
dasB  mau  sich  ausschliesshch  mit  der  Eest^ 
Stellung  des  Preises  beschäftigen  konnte. 
An  den  Weltbörsen  Antwerpen  und  Lyon 
Btrömten  aus  alier  Welt  Nachricht&n  zu- 
sammen, Tfelche  die  Bildung  einer  Börsen- 
m  e  i  n  u  Q  g  Ober  die  Preise  derjenigen  Tausch- 
güter ermögUchten,  die  des  Börsenverkehrs 
teühaft  wOTden.  Für  di^e  Taiischgflter 
bUdeten  sich  Bfirsenpreise,  die  auch 
mittelst  besonderer  Pieiscourante  und 
Kurszettel  nach  auswärts  gemeldet 
witrden  und  dadurch  wieder  die  Preisbü- 
dung  international  bestimmten. 

Damit  verknüpftso  sich  die  ersten  An- 
sätze zur  BQdung  einer  besonderen  berufs- 
mässigen Spekulation.  Bis  dahin 
waren  Handel  (Ausnutzung  Örtlicher  Preis- 
unterschiede) und  Spekulation  (Ausnutzung 
zeitlicher  Preisverändeningen)  durch  Perso- 
nalunion eng  mit  einander  Terknflpft;  jetzt 
begann  langsam  zwischen  ihnen  Arbeits- 
teilone  Platz  zu  greifen.  Die  berutsmäsai^ 
Spekiuation  bedurfte  für  ihre  Thäti^keit 
vertretbarer  Güter,  einer  Fülle  täghcher 
Nachrichten  und  der  Bildung  einer  BCrsen- 
meinung.  Dies  wurde  ihuen  an  den  Welt- 
börsen des  16.  Jahrhunderts  geboten. 

Im  Warenhandel  machten  sich  die 
Wirtungen  dieser  Fortschritte  bei  weitem 
nicht  so  rasch  und  nicht  so  stark  geltend 
wie  im  Handel  mit  Wechaelbriefen  und  Leih- 
kapitalien. Nur  für  einzelne  Waren  bildete 
sicn  eine  berufsmässige  Spekulation,  deren 
Unreife  aber  schon  daraus  erhellt,  dass  sie 
stark  durchsetzt  war  mit  abergläubischen 
(astrologischen)  Künsten, 

Dagegen  erlangte  der  Börsenverkehr  in 
Wechselbriefen  und  Leihkapitalien 
bereits  im  16.  Jahrhundert  eine  mächtige 
Entwickeln ng  und  weithinreichende  intei-- 
nationale  Bedeutung  durch  Fungibiliaiemng 
grosser  Massen  von  Geldfordeningen.  Im 
Gebiete  des  P  r  i  V  a  t  k  r  e  d  i  t  s  ( Wechselbriefe, 
kaufmännische  Leihkapitalien)  schuf  die 
Böreenmeinung  den  Begriff  der  «ditta  di 
borsa«,  der  guten,  solventen  Börsenfirma: 
die  Forderungen  au  alle  Geschäftsleute  dieser 
Kategorie  wurden  von  der  Börsenmeinung 
als  gleichwertig  behandelt,  ohne  dass  Prüfung 
der  Qualität  im  Einzelfalle  stattzufinden 
brauchte;  für  diese  Forderungen  bildeten 
sich,  ebenfalls  unter  dem  Einflüsse  der  Börsen- 
meinung, jeweilige  Börsenpreise:  Wechsel- 
kurse und  Zinssätze  für  kaufmännische  Leih- 
kapitalien, die  durch  Kurszettel  nach  aus- 
wäi-ts  verbreitet  wurden. 

Auf  dem  Gebiete  des  Öffentlichen 
Kredits  war  die  Entwickelung  ähnlich. 
Die  grossen  Kri^e  und  sonstigen  politischen 
Aktionen  des  16.  Jahrhunderts  (Kaiserwahl 


Earls  V.)  erforderten  gewaltige  Kapitalien, 
welche  die  Fürsten  sit£  nur  auf  dem  Wege 
des  Kredits  verschaffen  konnten.  Auf  der 
anderen  Seite  wurden  die  Handels  Völker 
des  Mittelalters,  Italiener  und  Deutsche, 
durch  die  grossen  Verschiebungen  im  Welt^ 
handel  genötigt,  sich  den  Geldgeschäften 
zuzuwenden,  was  durch  ihre  Niederlassungen 
in  Antwerpen  und  Lyon  ganz  besonders  er- 
leichtert wurde.  Die  Fugger  waren  es, 
welche  zuerst  diese  Bahn  betraten.  In  der 
ganzen  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts 
hatten  sie  ihren  Platz  am  grossen  Schwung- 
rade der  Weltgeschichte.  Erst  in  weitem 
Abstände  folgten  ihnen  an  'wellgeschicht- 
licher Bedeutung  andere  Geldmächte,  unter 
denen  die  Genuesen  erst  später  die  leitend© 
Bolle  übernahmen.  Diese  grossen  Termittier 
zogen  von  allen  Seiten  Kapitalien  an  sich 
und  liehen  sie  an  den  Weltböisen  zu  hohen 
Zinsen  den  Finanzagenten  der  Fflrsten,  die 
nun  ebenfalls  bereits  mit  grossem  Oeschicke 
die  Technik  des  Geldgeschäfts  vervoll- 
kommneten, um  auch  ihrerseits  möglichst 
grosse  Kapitalroassen  heranzuziehen.  So 
entstand  bereits  die  öffentliche  Subskriptions- 
anleihe, Vor  allem  aber  trat  auch  beim 
öffenthchen  Kredite  eine  weitgehende  Fungi- 
bilisierung  ein:  früher  war  die  Qualität 
jeder  Foiderung  an  einen  Fürsten  lediglich 
bestimmt  worden  durch  die  Güte  der  ^- 
leiateten  Eealsicherheit  die  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  verschieden  beschaffen  und 
ausserordentlich  schwer  zu  beurteilen  war. 
An  den  Weltbörsen  des  16.  Jahrhunderts 
dagegen  verlor  die  Specialsicherheit  immer 
mehr  an  Bedeutung  und  das  Schwergewidit 
fiel  immer  mehr  auf  die  Beurteilung  der 
allgemeinen  Kreditwilrdigkeit  der  ein- 
zelnen Fürsten.  Diese  Beurteilung  wurde 
von  der  Böreenmeinung  voi^nommen  auf 
Grund  des  sich  an  der  Börse  konoentrieren- 
den  Nachriditenverkehrs.  An  der  Hand  der 
Handelspapiere  jener  Zeit  lässt  sich  noch 
genau  verfolgen,  wie  sich  die  Spekulation 
dieser  Aufgabe  bemächtigte,  wie  zunächst 
durch  die  rarsüichen  Finanzagenten  und  die 
sonst  interessierten  Handelshäuser  eine  güns- 
tige Stimmung,  eine  Hausseströmuug, 
für  die  Anleihen  entfacht  wurde,  wie  sich 
allmählich  von  allen  Seiten,  bis  nach  der 
Türkei  und  bis  nach  Holstein,  die  Ifeigung 
zur  Beteiligimg  an  den  hochverzinshchen 
Anleihen  verbreitete,  wie  dann  Zweifel  an 
der Zahlimgsfahigkeitder  Fürsten  auftauchten, 
■wie  sich  nun  eine  BaissestrGmung 
bildete,  wie  die  tauchen  Kursschwankungen 
begannen  u.  s.  w. 

Die  Börsenmeinuug  war  hierbei  grossen 
Irrtümern  und  auch  absichtlicher  Irre- 
führung seitens  der  Finanzagenten  u.  s.  w. 
in  hohem  Masse  ausgesetzt  Es  kam  zu 
einer  gewaltigen  Ueberspannung  des  Kredits, 


zu  einer  Reihe  von  Staatebaokerotten.  zu 
sdiweren,  verheerenden  Kreditkrisen  (1557, 
1595  u.  s,  w.),  (iie  eine  zeitweilige  Zerrflt- 
tuDg  dee  ganzen  internationaleQ  Eapltalver- 
kehre  herbeiführte.  Aber  die  Zunahme  des 
Kapitalbedarfs  für  private  und  öffenüiche 
Zwecke  nahm  ihren  Fortgang,  und  auf  der 
anderen  Seite  entwickelte  sich  immer  mehr 
die  Technik  der  Heranziehung  von  Kapital- 
massen für  jene  Zwecke. 

Im  16.  Jahrhundert  war  die  Börsen- 
teehnik  nach  henti^u  Begriffen  noch 
immerrecht  anvollkommen.     Das  Termin- 

äeschftft  war  zwar  nicht  mehr,  wie  im 
ittelalter,  eine  ungewöhnliche  Geschäft aart ; 
aber  als  Hauptwerkzeug  der  Spekulation 
wird  es  noch  nirgends  erwähnt.  Jedes 
einzelne  Geschäft  musste  in  der  ftegel  noch 
effektiv  erfüllt  werden.  Die  Kompen- 
sationstechnik war  noch  wenig  ent- 
wickelt Zwar  hatten  schon  die  itahenischen 
Bankiere  des  Mittelalters  angefangen,  sie 
fiir  den  Zahlungsverkehr  auszubilden,  und 
für  diesen  Zweäc  war  in  den  mittelalter- 
lichen Messen  schon  eine  primitive  Organi- 
sation entstanden,  die  in  Lyon  im  16.  Jahr- 
hundert fortentwickelt  wurde.  Aber  eine 
hohe  Ausbildung  erhielt  diese  Technik  erst 
gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  auf  den 
Genueser  Wechselmessen,  wohin  die 
nach  den  Krisen  übrig  bleibende  Haupt- 
masse des  internatiunaJen  KapitalverkelLrE 
sicli  flüchtete.  Dort  wussten  <fie  Genuesen 
die  gröBsten  Kapitalurasätze  fast  olme  Bar- 
geld, nur  durch  ein  äusserst  fein  entwickeltes 
lokales  und  intcrlokales  Kompensationsv  er- 
fahren auszuführen. 

Keses  Verfahren  wiirde  im  17.  Jahr- 
hundert nach  Amsterdam  tlbertiagen,  an 
welchem  Platze  sich  nunmehr  geraume  Zeit 
hindurch  aÜQ  weiteren  Fortschritte  der 
Börsenbildung  vollzogen:  Amsterdam  war 
die  grosse  Weltbörse  des  17.  Jahrhimderts. 
2.  17.  und  18.  Jahrhmidert  Vor  allem 
wurde  in  Amsterdam  als  wichtiges  nenes 
Element  in  den  Börsenverkehr  die  Aktie 
eingeführt.  Schon  im  Mittelalter  waren 
zwar  die  Anteile  der  'Monti<  genannten 
italienischen  KapitalgesellschaftenGegenstand 
eines  Handelsverkehrs  gewesen;  aber  von 
diesen  mittelalterlichen  KapitalgeseUschaften, 
deren  Bedeutung  auf  Itahen  beschränkt  blieb, 
führt  keine  Brücke  zur  modernen  Aktien- 
gesellschaft, die  vielmehr  erst  im  16,  und 
17.  Jahrhundert  in  England  und  Holland 
aus  einer  Kombination  der  alten  Ehederci- 
gesellscliaft  mit  anderen ,  ebenfalls  schon 
früher  vorhandenen  Elementen,  entstanden 
ist,  und  zwar  zunächst  nur  für  die  Ausfüh- 
ning  grosser  überseeischer  Handels- 
expeditionen. 

Aus  einer  Anzalil  solcher  Gesell  Schäften 
entstand  im  Jahre  1C02  die  »Vereenigde 


Oostindische  Compagnie«,  die  erste 
moderne  Aktiengesellschaft,  deren  Aktien 
regelmässig  an  der  Börse  gehandelt  wurden. 
Sie  unterechied  sich  wesentlich  von  ihren 
Vorgängerinnen :  früher  hatte  es  nur  Forde- 
rungen an  einzelne  Hauptbeteiligte 
(Bewindhebbere)  einer  einzelnen  Com- 
pagnie  von  relativ  kleinem  Umfange  gegeben 
und  auch  cur  jedesmal  für  eine  einzeln« 
Reise  nach  Ostmdien.  Jetzt  dagegen  gab  es 
lediglich  Anteile  für  die  zunächst  auf  10 
Jahre  festgesetzte  Geschäftsdauer  der  grossen 
Ostindischen  Compagnie;mitanderenWorten: 
diese  Compagnie  »fungibilisierte«  die 
Anteile  der  Niederländer  am  Handel  mit 
Ostindien  und  machte  sie  hierdurch  fähig, 
Gegenstand  eines  r^elraSssigen  Börsenver- 
kehrs zu  werden. 

Als  ein  Unternehmen  von  grösster  natio- 
naler Bedeutung  errichtet,  bedurfte  die 
Compagnie  eines  Kapitals  von  bisher  imer- 
hörtem  Umfange,  das  durch  öffentliche  Sut>- 
skription  aufgebracht  wiude.  Das  ihr  ver- 
liehene Handelsmonopol  stellte  eine  glän- 
zende Entwickelung  m  Aussicht.  Alle  weit 
drängte  sich  zur  Beteiligung,  und  da  die 
Subskription  bald  geschlossen  wurde,  so  ver- 
suchte man  an  der  Amsterdamer  Börse 
Aktien  zu  kaufen;  dabei  musste  man  Auf- 
geld bezahlen,  und  der  Kurs  stieg  in  wenigen 
Tagen  14— 16"/o  tlber  dem  Nennwerte. 
Diese  Hausseströmung  dauerte  eine  Reihe 
von  Jahren;  dann  trat  ein  Rückschltw  ein, 
infolge  imgünstiger  Berichte,  Uneini^eiten 
zwischen  den  Direktoren  u.  s.  w.  Es  bildete 
sich  eino  starke  Baissepartei  (•Contremine« 

Enannt),  die  grosse  Mengen  Aktien  auf 
efemng  verkaufte,  ohne  sie  zu  besitzen: 
das  moderne  Zeltgeschäft  als  Haupt- 
instrument der  Spekiüation  war  entstan- 
den. UnmittelMT  dagegen  richtete  sich 
1610  das  erste  Einschreiten  der  Gesetz- 
gebung, ein  Verbot  jener  s  Blanko  verkaufe«, 
dem  1621,  1623,  1624,  1677  weitere  Mass- 
regeln ahnlicher  Art  folgten,  sämtlich  ohne 
siditbare  Wirkung. 

Noch  stärker  wurde  der  Kampf  zwischen 
Hausse  und  Baisse  1622  bei  Begrilndung 
derW estindischen  Compagnie;  dieses 
Mal  war  es  die  dem  Unternehmen  von  An- 
fang an  feindliche  Baisseströmung,  die  durch 
starke  Blankoverkäufe  an  der  Börse  den 
Aktien  erst  einen  Markt  verschaffte  und  so 
das  Unternehmen  wider  Willen  beförderte; 
die  Baisse  rief  dann  die  Reaktion  der  Hausse 
hervor.  Die  Westindische  Compagnie  be- 
kam ihr  Kapital  nicht  etwa,  weil  man  wirk- 
lieh an  die  Prosperität  des  Unternehmens 
glaubte,  sondei-n  weil  es  viele  Leute  gab, 
die  beim  Kaufen  und  Verkaufen  von  Aktien 
Geld  zu  vei-dienen  hofften. 

Diese  Wirkung  wimle  dadmtih  ermög- 
licht, dass   die  Aktien  ein  vertretbares 
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Tauscbgut  Turdea.  Bei  beidea  Oesell- 
schaften  bestand  indes  ein  sehr  wesent- 
Jiclier  UnterechJed  zwischen  den  Aktien  der 
Amsterdamef  Abteilung  (Kamer)  und  denen 
der  anderen  Abteilungen :  jeoe  waren  stets 
weit  höher  zu  verwerten,  weil  nur  aie  an 
der  Amsterdamer  Börse  regelmässig  ge- 
handelt wurden;  so  wirkte  die  Thf&ache 
des  BörseDverkehre  bedeutsam  zurück  auf 
die  Bewertung  der  Aktien. 

An  der  Amsterdamer  Börse  entwickelte 
sich  nun  för  diesen  Verkehr  bereits  im  17. 
Jahrhundert  die  volle  Technik  des 
modernen  Börsengeschäfts:  vor  allem 
das  böFsenmäeaige  Termingeschäft  mit  seineu 
festen  Lieferuu^termiuen,  mit  seinem  Eom- 
«ensotions-midProlongations verfahren.  Auch 
die  verschiedenen  Arten  des  Zeitgeschäfts 
entstanden  damals  bereits  in  Amsterdam. 
Der  ganze  Verkehr  rief  schon  die  gleichen 
Uehektände  hervor,  unter  denen  wir  jetzt 
beiden,  und  ebenso  auch  die  gleichen  — 
vergeblichen  —  Mittel  zu  ihrer  Beseitigung. 
In  der  That  ist  die  Entwickelung  des  Böi"Sen- 
vesens  seit  dem  17,  Jahrhundert  zwar 
extensiv  eine  sehr  bedeutende,  intensiv  aber 
keine  erhebUche  gewesen^  es  hat  sich  un- 
gemein ausgebreitet,  aber  sein  Wesen  und 
«eine  Technik  nur  wenig  verändert 

Das  wichti^te  Resultat  der  Entwicke- 
jung im  17.  Jahrhundert  war  die  völ%e 
Ausbildung  einer  berufsmässigen  Bä*- 
«enspekulation  —  auch  der  Name  ist  damals 
entstanden  — ,  wie  sie  Don  Joseph  de 
la  "V^ega  1683  in  seinen  Dialogen  unter 
dem  Titel  >Confuaion  de  confusionesc 
meisterhaft  geschildert  hat:  »Wer  einmal 
Aktien  handelt  —  so  heisst  es  dort  — ,  der 
thut  es  oftmals.  Wo  diese  Leute  stehen 
und  gehen,  da  sind  die  Aktien  der  stete 
Gegenstand  ihres  Denkens  und  Sprechens. 
Wenn  sie  essen,  sind  die  Aktien  ihr  Tisch- 
geeptäch,  und  selbst  im  Schlafe  träumen  sie 
von  ihnen.t 

In  dieser  entwickelten  Oestalt  blieb  der 
Börsenverkehr  zunächst  im  wesentlichen  auf 
Amsterdam  beschränkt  und  auch  hier  wahr- 
scheinhch  geraume  Zeit  auf  den  Aktienver- 
kehr, Der  Verkehr  in  Staatspapieren 
weist  selbst  in  Amsterdam  noch  keine 
wesentüchen  Fortschritte  gegenüber  dem 
16.  Jahrhundert  auf;  Amsteraam  entwickelte 
sich  erst  imlS.  Jahrhundert  zu  einer  inter- 
nationalen Fondsbörse  dadurch,  dass  die 
^dbedürftigen  ausländischen  Staaten  dort 
immer  mehr  Anleihen  aufnahmen,  die  dann 
«tt  der  Amsterdamer  Börse  gehandelt  wur- 
den. Was  endlich  den  Warenhandel  be- 
trifft, so  war  allerdings  der  Börsenverkehr 
»nach  Probe«  dort  bereits  frühzeitig  ent- 
wickelt, gab  es  doch  in  Amsterdam  schon 
im  17.  .^hrhundert  eine  ei^ne  Getreide- 
börse.    Aber  wenn    man    von    dem    ganz 


singiüären,  wirtschafthch  unerheblichen  Tul- 
penschwindel der  Zeit  um  1630  absieht, 
wird  ein  eigentlicher  Warentermin- 
handel  erst  um  1720  erwähnt.  Dann  aller- 
dings erscheint  er  schon  in  durchaus  mo- 
demer Oestalt,  und  es  gab  in  Amsterdam 
damals  fast  keine  Ware,  die  uicht  zeitweilig 
Gegenstand  des  Terminhandels  wurde,  wenn 
man  nur  —  so  sagt  Kicard  in  seinem 
Bnche  »Le  Nögoce  d'Ämsterdam«  1722  aus- 
dntcklich  —  wenn  man  nur  für  sie  eine 
gewisse  Durchschnittsqualität  als 
Gi-undlage  des  Handels  festsetzen  konnte. 
Die  Entstehung  des  Warenternünhandels 
bedarf  indes  noch  gründhcher  Untersuchung. 

Der  Aktienliandel  wurde  mit  seiner 
ganzen  Technik  nach  der  englischen  Hevo- 
lution  von  1688  auch  in  London  einge- 
führt, und  hier  kam  es  seit  1691  innerhalb 
weniger  Jahre  zur  Gründung  einer  grösseren 
Zahl  industrieller  Unternehmungen  auf 
Aktien  sowie  der  ersten  modernen  Aktien- 
bank, der  Bank  von  England.  Laugst  war 
die  wirtsclmftltche  Entwickelung  Englands 
in  dieser  Richtung  gegangen;  sie  war  nur 
dureh  die  schweren  politischen  Wirren  auf- 
gehalten worden.  Die  Selbstbefreiung  der 
Nation  von  einer  verhassten  Herrschaft,  die 
Sicherheit  und  Ruhe,  mit  der  sie  sich  voll- 
zog, die  Begründung  eines  den  Volkswün- 
scuen  entsprechenden  Regiments  massvoller 
Freiheit,  das  den  erwei-bsthätigen  Mittel- 
klassen aneehnhchen  Einfluss  gewälirleistete, 
—  dies  alles  belebte  den  Unternehmungs- 
geist mächtig,  der  nun  explosionsartig  sich 
Bahn  brach. 

Das  18.  Jahrhundert  brachte  zunächst 
die  erste  grosse  Periode  der  Ueberspeku- 
lation,  die  Periode  der  »South  Sea  Biib- 
bles.  der  Jahr«  1711  1720.  Auf  der  Re- 
gierung lastete  eine  schwebende  Schuld  von 
10  Killionen  £.  Um  sie  aus  der  Welt  zu 
schaffen ,  benutzte  der  Lord-Schatzmeister 
Earl  of  Oxford  die  weit  verbreitete  Neigung 
des  englischen  Pubhkums  zur  Beteiligung 
an  gewinnversprechenden  Unternehmungen, 
besonders  an  solchen,  welche  abzielten  auf 
Verwertung  der  märchenhaften  Edelroetaü- 
scbätze  Südamerikas ;  er  benutzte  femer  die 
Volkstümlichkeit,  dei'en  sich  alle  maritimen 
Unternehmungen  erfreuten :    er  begrändete 
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Kapital  von  10  Millionen  £  dem  Staate  zur 
Fundierung  seiner  schwebenden  Schuld  leihen 
musste.  Die  Södsee-Compagnie  hat  un- 
zweifelhaft durch  bewusste  Züchtung  maes- 
loser  Fondsjobberei  unsAgliohen  Schaden 
angerichtet,  aber  zugleich  bat  sie  dem  Staate 
grosse  finanzielle  Dienste  geleistet,  und  die 
ganze  berüchtigte  Zeit  der  >South  Sea  Bnb^ 
bles«  hat  die  Entwickelung  der  englischen 
Industrie  mächtig  gefördert 

Der  englische  Fondsverkehr  in  >Chaagp 
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Alley*  vta  reich  ao  ErecheinuDgen  ftusserster 
Verderbtheit,  so  dass  die  Regiening  sich 
zu  wiederholtem  Einschreiten  veranlaßst  sah 
^1697  and  namentlich  1733),  ohne  damit 
irgend  welchen  Erfolg  zu  erzielen.  Durch 
Selbsthille  wurde  schliesBlich  manches 

fsbessert,  insbesondere  dadurch,  dass  die 
ondsbörse  seit  1760  sich  korporativ  gestaltete 
und  die  allzu  ungeeigneten  Elemente  aus- 
schloee.  Aber  schwere  Uebelstände  blieben 
bestehen  und  mussteu  in  den  Kauf  genommen 
■werden.  England  wäre  nicht  das  heutige 
Qroasbritannien  geworden ,  es  hätte  nicht 
die  halbe  Welt  erobert  ohne  die  900  Mil- 
lionen £  Staatsschulden,  die  es  in  dem  Zeit^ 
räume  1693  bis  1815  aufnehmen  musste, 
und  es  wäre  nicht  das  reichste  Land  der 
Welt  geworden  ohne  die  30000  bis  40000 
Aktiengesellschaften  mit  mindestens  4  Milli- 
arden £  Kapital,  die  bisher  in  Orossbritan- 
nien  entstanden  sind.  Weder  jene  Staats- 
schulden noch  diese  Aktiengesellschaften 
wären  möglich  gewesen  ohne  das  Vorhan- 
densein einer  starken  FondsbOree,  und  diese 
endlich  war  undenkbar  ohne  ein  erhebliches 
Maas  von  Erregimg  der  Gewinnsucht,  die 
jene  AussehreifuDgen  unvermeidlich  herbei- 
führte. 

Die  gleichzeitige  Entwickelung  des  f  r  a  n  - 
zösischen  Börseuwesens  unterscheidet  sich 
von  derjenigen  Englands  namentlich  da- 
durch, dass  die  spekulativen  Äusschreitimgen 
zeitweilig  noch  schlimmere  waren,  dass  da- 
gegen die  in  England  erreichten  guten  Wir- 
kungen wenigstens  im  vorieen  Jahrhundert 
so  gut  wie  vollständig  auslJieben. 

In  Südfrankreich  hatte  es,  wie  wir  wissen, 
schon  im  Mittelalter  einige  Wechselbörsen 
g^eben;  dazu  kam  im  16.  Jahrhundert  die 
Weltbörse  Lyon  mit  .ihrem  bedeutenden 
Fondsverkehre,  der  aber  bdd  wieder  zu 
Grunde  ging.  Die  französiscfae  Regierung 
ordnete  sodann  im  16.  Jahrhundert  die  Ei^ 
richtung  weiterer  Börsen  an,  so  In  Toulouse 
1549,  in  Honen  1556,  in  Paris  1563  u.  s.  w. 
Aber  soweit  diese  Börsen  Leben  gewannen, 
blieben  sie  auf  den  Wechsel  verkehr  be- 
schränkt, und  auch  pEuds  besass  im  17.  Jahr- 
hundert noch  keine  eigentliche  Fondsbörse, 
sondern  nur  eine  Wechselbörse  mit  gelegent- 
lichen FondsgcBchäften.  Erst  seit  etwa  1702 
entvdckelte  sich  eine  regelmässige  >  Agiotage« 
in  BiUeten  der  zu  fiskah sehen  Zwecken 
(Spanischer  Erbfolgekrieg !)  begründeten 
»Caisse  des  Empruats«  und  in 
Staatepapieren  (ausser  Staatsrenten), 
Rue  Quincampoix,  wo  die  meisten  Pariser 
Bankiers  ihre  Bureaus  hatten  (vgl.  den  Art. 
John  I^w).  Als  dann  der  geistreiche 
Abenteurer  J  o  h  n  L  aw  den  Regenten  Philipp 
von  Orleans  (seit  1716)  zu  überzeugen  wusstö, 
dass  die  OrUndung  einer  Notenbank  mit 
möglichst  grossem  Umlauf  genüge,  um  Frank- 


reich mit  einem  Schlage  reich  und  m&chtig 
zu  machen,  als  Law  femer  (1717)  sein 
'System«  durch  Orflndimg  der  »Mississippi- 
Compagnie«  weiter  ausbildete,  da  wurde  die 
Rue  QiüncampoLx  der  Schauplatz  der  wil- 
desten Börsenspekulation,  deren  Technik 
nunmehr  auch   in  Paris  eingeführt  wurde. 

Nach  dem  Zusammenbniche  des  »Sys- 
tems k  errichtete  die  Regierung  1724  in 
Paris  eine  offizielle  Wechsel-  und  Fonds- 
böree.  Zugleich  erhielten  die  amtlidien  ver- 
eideten Börsenmakler,  die  >Agents  de 
change«,  eine  neue  Organisation,  deren 
Grundzüge  sich  im  wesentlichen  bis  jetzt 
erhalten  haben.  In  der  offiziellen  Börse 
wurde  ihnen  ein  abgegrenzter  Raum  fflr 
ihre  Oeschäftsthätigkeit  angewiesen,  da3 
'Parquet*,  während  die  nicht  autorisierten 
Makler  imd  die  kleinen  Spekulanten  ihren 
Geschäftsverkehr  in  ä^ei  Nähe  der  Börse 
betrieben;  daraus  ist  die  heutige  Pariser 
sCouhsse«  entstanden. 

Weder  den  Staatsfinanzen  noch  der  Tolk&- 
Wirtschaft  FrankreichB  hat  diese  Entwicke- 
lung des  Pariser  Fonds  Verkehrs  vor  der 
Revolution  erheblichen  Nutzen  gebracht; 
vielmehr  hat  sie  damals  nur  die  Verechwen- 
dungs-  und  GroBsmannSBucht  des  franzö- 
sischen Hofes  befördert  und  eine  schma- 
rotzende Klasse  von  Finanzleuten  bereichert 
Erst  im  19.  Jahrhundert  hat  sich  das  auch 
in  Frankreich  gründlich  geändert. 

Der  deutsche  Börsenverkehr  weist  fflr 
das  17.  und  18.  Jahrhundert  nur  eine 
sdiwache  Entwickelung  auf.  Bereits  in  der 
ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  hatte  es 
Geld-  und  Wechselbörsen  in  Augsburg  und 
Nümbere  gegeben,  in  der  zweiten  Hälfte 
dieses  Jahrhunderts  jedenfalls  auch  in  Ham- 
burg und  vorAbergehend  auch  in  Köln;  zu- 
eiBt  erwähnt  werden  femer  die  Börsen  von 
Lübeck  1605,  Königsberg  1613,  Bremen  1614, 
Frankfurt  a/M.  1615,  Leipzig  1635  u.  s.  w. 
An  allen  diesen  Plätzen  bildeten  Wechsel 
den  Haupl gegenständ  des  Börsenverkehrs, 
der  ausserdem  noch  Geldsorten  und  kauf- 
männische Ijeihkapitalien,  an  den  Seeplätzen 
frühzeitig  auch  schon  etwas  Warenverkehr 
nach  Probe  sowie  Seeassekuranzen  und 
Schiffsfrachten  umfasete. 

Im  18.  Jahrhundert  zeigten  sich  sodann 
die  ersten  Anfänge  eines  deutschen  Fonds- 
verkehrs,  zunächst  1720  durch  einen  Aus- 
läufer des  Law'schen  Schwindels  in  Ham- 
burg {SeeTersicherungs-GeseUschaften  auf 
Aktien),  der  aber  rasch  wieder  verschwand. 
Die  erste  wirkliche  Fondsbörse  Deutschlands 
entstand  in  Wien,  wo  die  Obligationen  des 
Staates  und  der  Wiener  Stadtbank  unter 
der  Hand  schon  mindestens  seit  1733  viel- 
fach gehandelt  wurden,  bis  1771  die  Regie- 
rung selbst  eine  Wechsel-  und  Fondsbörse 
errichtete,  wobei  sie   sich  an  das  Vorbild 
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anschlosa,  das  die  franzTisische  Re^erung  1 
1724  für  Paris  geBcliaffen  Imtte.  Das  Patent , 
vom  1.  August  1771  untersagte  die  kleinen 
Wiaielbörseii  und  setzte  einen  staatlichen 
Börsenkommissar  zur  Deberwaoliucg 
des  Böreen verkehre  ein:  aber  irgendwelche 
Wbkungen  wurden  dadurch  nicht  eraielt. 
Der  Wiener  Kurszettel  enthielt  anfangs  16 
Papiersorten,  Obligationen  des  Staates,  der 
Wiener  Stadtbaok  und  der  einzelnen  öster- 
reichischen Provinzen;  doch  wui-den  von 
diesen  Papieren  nur  wenige  regelmässig  ge- 
hfuidelt:  bis  1799  stieg  ihre  ^ihl  aiif  24. 

In  Berlin  bestand  eine  Börse  für  den 
Wecheelhandel  schon  in  den  eraten  Jahr- 
zehnten des  18.  Jahrhunderts;  sie  wurde 
aus  wirtschaftspolitischen  Gründen  sowohl 
von  Triedrich  Wilhelm  I.  wie  von  Friedrich 
dem  Grossen  gefördert;  die  Berliner  Börse 
ist  wohl  die  emzige.in  Europa,  bei  der  die 
unmittelbare  l^rsorge  des  Herrscherhauses 
für  die  Wohlfahrt  des  Handels  schon  rein 
äusserlich  in  der  Lage  des  Altesteu  Börsen- 
gebäudes dicht  beim  königlichen  Schlosse 
zum  Ausdruck  gekommen  ist. 

Die  Aktien  der  Friedericianischeu  Handels- 
geselischaften,  inabesondere  der  1769  be- 
grQndetea  Emdener  Heringsfang-CompagDie 
und  der  1772  begründeten  Seehandlungs- 
Societät  wurden  schon  bald  nach  ihrer  Ent- 
stehung an  der  Börse  gehandelt;  doch  ist 
es  sehr  fraglich,  ob  dies  regelmässig  geschah ; 
Berliner  Börsenkurse  preussischer  Staats- 
papiere werden  sogar  erat  seit  1806  ge- 
meldet (aus  Amsterdam  und  Frankfurt  schon 
1794/96). 

Die  Entwickelung  des  Frankfurter 
Böisenwesens  bedarf  noch  weiterer  Unter- 
auchung;  sicher  ist  bisher  nur,  dasG  bereits 
gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  sich  dort 
ein  ansehnlicher  Verkehr  in  Wechseln  und 
Leihkapitalien  entwickelte;  doch  wurde  die 
Frankfurter  Börse  jedenfalls  im  17.  und  18. 
Jahrhundert  vollkommeu  von  derjenigen 
Ämstei-dams  Überschattet,  von  der  de  sich 
erst  seit  dem  Niedergange  Amsterdams  nach 
der  Eroberung  Hollands  durch  die  Fran- 
zosen emancipierte. 

Ueberhaupt  hat  der  deutsche  Börsenveiv 
kehr  sich  erst  im  19.  Jahriiundert  stai^  enl> 
wickelt,  und  der  BOisenverkehr  der  ganzen 
Welt  verdankt  diesem  Jahrhundert  erst  seine 
eigenüiche  Blate. 

3.  Das  19.  Jahrhnndert  Fttr  die  ge- 
waltige Entwickelung  des  Böraenwesens  im 
19.  Jahrhundert  kann  hier  nur  eine  g^iz 
kurze  Uebersicht  gegeben  werden. 

Die  Periode  1793  bis  1825  ist  in  der  Ge- 
schichte des  Börsenwesens  zu  bezeichnen 
als  »die  Periode  der  grossen  Staatsan- 
leihe-Emissionen«. Zuerst  war  es 
namentlich  England,  das  für  Kriegszwe<^e 
solche  Anleihen  massenhaft  emittierte  (über 


600  Millionen  £  von  1793  bis  1815);  nach 
den  Friedensschlüssen  von  1815  folgten  die 
anderen  europäischen  Staaten,  denen  sich 
jetzt  eret  die  Börsenpforten  weit  öffneten, 
wobei  das  Haus  Rothschild  die  führende 
Bolle  spielte.  Als  dann  die  Süd-  und  mittel- 
amerikani sehen  Eolonieen  Spaniens  sich  lui- 
abliängig  machten,  nahmen  sie  in  London 
grosse  Anleihen  von  zweifelhaftem  Charakter 
auf,  während  dort  zugleich  viele  südameri- 
kanische Berg werksgesell  schaffen  begründet 
wurden,  welche  alsbald  sich  zu  Objekten 
wilder  Spekulationen  entwickelten.  In 
Deutschland  begann  die  Spekulation  in 
Staatspapieren,  von  Frankfurt  a  M.  aus- 
gehend, weite  Kreise  zu  interessieren,  und 
die  eigentliche  Bfirsentechnik  wurde  jetzt 
erst  in  Deutschland  eingefülu-t;  doch  hatte 
die  erste  schwere  Böraenkrisis  des  19.  Jahr- 
hunderts, diejenige  von  1826,  ihren  Ursprung 
und  Mittelpunkt  in  London. 

In  den  Jahren  133436  be^nn  sodann 
wiederum  in  London  eine  Periode  der 
Bank-  und  EisenbahngrQndungen 
(London-  und  Westminsterbank,  die  zweite 
enghscheAktienbank,  1834  begründet,  1834/36 
70  Millionen  £  Eisenbahnpapiere  enüttiert), 
woran  sich  1835;38  in  Irankreich  eine 
Gründungsperiode  fflrinduatriegesellschaften 
(zumaJ  für  Asphaltgruben)  ansclüoss,  wahrend 
das  Eisenbahnfieber  iu  Frankreich  erst  nach 
1838,  in  Deutschland  erat  nach  1S40  um 
sich  griff.  Jetzt  trat  auch  die  Berliner 
Börse  allmählich  in  den  Vordei^jund,  er- 
lebte aber  zugleich  alle  jene  spekulativen 
Ausschreitungen,  die  in  Ämsterdän,  London 
und  Paris  schon  langst  bekannt  gewesen 
waren. 

In  England  Vimi  es  1845'46  abermals 
zu  einer  grossen  Periode  der  »Eailway 
Mania«,  die  auch  iu  den  anderen  Ländern 
jetzt  ihren  Höhepunkt  erreichte.  Ein  schwerer 
Rückschlag  folgte,  verschÄrft  durch  das 
politische  Krisenjahr  1848. 

Die  dritte  Spekulationsperiode  des  19. 
Jahrhunderts  ist  zu  charakterisieren  als  ^e 
PeriodedergrossenSpekulationsbanken 
(Crödits  mobiliersi;  sie  reicht  etwa  von  185ä 
bis  1860.  Napoleon  entfesselte  nach  dem 
Staatsstreiche  den  jahrelang  durch  die  Revo- 
lution swirren  niedei^haltenen  Unterneh- 
mungsgeist, wobei  ihm  der  Credit  Mobilier 
des  ehemaligen  St.  Simonisten  Pereire,  eine 
ursprünglich  rein  sozialistisch  gedachte 
Schöpfung,  die  wertvollsten  Dienste  leistete. 
Deutschland  folgt«  1853/56  mit  der  Begrün- 
dung von  sechs  ähnhchen  Banken  (Bank  für 
Handel  und  Industrie  in  Darmstadt,  Oesterr. 
Kreditanstalt  in  Wien  u.  s.  w.),  denen  sich 
eine  Reihe  weiterer  Banken  anschlössen. 
Sie  organisierten  das  GrOndung^eechäft 
zum  ersten  Male  in  git>ssem  Masse,  Preussen 
liess  eigenthcha  OiOndungsbuiken  auf  Aktien 
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nicb-t  zu ;  docii  eotstaaden  dort  einige  grössere 
Banken  als  EommanditKeseUschaften  auf 
Aktien,  darunter  die  DireMion  der  Diskoato- 
gesellscbaft  und  die  Berliner  Handelsgesell- 
schaft. Die  deutsche  Industiie  hat  in  dieser 
Periode  ihren  ersten  imesen  Aufschwung 
geuommen.  Aber  freilich  wurde  Deutsch- 
land dafür  von  der  grossen  Handelskrisis 
des  Jahres  1857  besonders  schwer  betroffen. 

Im  Anfange  der  sechziger  Jahre  endhch 
begann  die  Zeit  der  MassengrUadun^en 
auf  aUen  Gebieten,  überhaupt  das  eigeaüiche 
»papierene  Zeitalterii,  das  nach  dem  deutsch- 
französischen  Kriege  von  1870(71  in  der 
»Gründerzeit«  zum  ersten  Male  kulminierte 
um  seitdem  sich  in  wiederholtem  Wechsel 
zwischen  Flut  und  Ebbe  immer  gewaltiger 
zu  entfalten. 

Die  unerhörten  technischen  Fortsduitte 
führten  zu  einem  entsprechenden  Auf- 
schwünge der  Industrie  sowie  zur  raschen 
Steigerung  der  staatlichen  Aufgaben  und 
Machtmittel  Aus  beiden  entwickelte  sich 
eine  unaus^;esetzte  Nachfrage  nach  Kapitalien, 
der  aber  eine  ebenso  rasche  KapiWbildung 
gegenübersteht  Das  grosse  Princip  der 
Handels-  und  Gewerbefreiheit  half  milchtig, 
uad  die  damit  zusammenhAngendeu  Erleich- 
terungen im  Aktienrechte  führten  zur 
schrankenlosen  Zunahme  der  Aktieogesell- 
schaften.  Im  Guten  aber  wie  im  Schlimmen 
wxirde  dies  alles  ermöglicht  durch  dos  Vor- 
handensein grosser  centraler  Kapitalmärkte. 

Der  Warentermluhandel  hat  sich, 
abgesehen  von  Amsterdam  überhaupt  eist 
im  Laufe  unseres  Jahrhunderts,  vorzugsweise 
in  den  letzten  Jahrzehnten,  entwickelt.  Doch 
sind  wir  über  die  Einzelheiten  der  Ent- 
wickelnngnoch  recht  mangelhaft  unterrichtet 

in.  Orgauiaatiou  der  Börse. 
1.  Die  Börse  als  öttentlicher  Harkt 

Von  der  staatlichen  >üeberwachung<  der 
Börae  wird  später  die  Bede  sein,  Sie  hat 
nicht  die  Bedeutung,  welche  man  ihr  viel- 
fach beigelegt  hat  Ifachhaltiger  dagegen 
ist  die  Entwickelung  des  BOisenwesens  oe- 
einflusst  woiden  durch  den  Uebergasg  man- 
cher  BCrseu    aus    der   Form    Öffentlicher 


Ursprünglich  wurden  alle  Börsenver- 
sanunlungeu  unter  freiem  Himmel  oder  in 
offenen  Säulenhallen  abgehalten.  Wer  an 
der  BCrse  zu  tbnn  hatte,  fand  sich  dort  ein. 
Excesse,  Streitigkelten,  sonstige  Störungen 
wurden  geahndet,  im  äussersten  Falle  durch 
Ausschluss  des  Thäters;  Falliten  wurden 
zuerst  gewohnheitsmftssig  durch  die  Standes- 
ehre, dann  durch  Statut  ausgeschlossen;  im 
übri^n  gab  es  keine  Beschifinkungen, 
Darin  änderte  sich  auch  nichts,  als  besondere 
BOrsengebSude  errichtet  wurden.     Mochte 


dies  die  Stadtgemeinde,  die  Kaufmannschaft, 
der  Staat  oder  ein  reicher  Privatmann  thun, 
der  Besuch  der  Börse  blieb  allgemein  ge- 
stattet. Höchstens  machte  man  wohl  die 
Einschränkung,  dass  Auswärtige  nur  zu- 
gelassen werden  sollten,  wenn  sie  einem 
ansässigen  Kaufmanne  bekannt  seien,  oder 
es  wurde  ein  Jahresbeitrag  zur  Erhaltung 
des  Gebäudes  von  den  regelmässigen  Be- 
suchern erhoben.  Aber  noch  jetzt  giebt  es 
grosse  Börsen,  bei  denen  keine  solche  Be- 
schränkung besteht  So  ist  besonders  der 
Zutritt  zur  Hamburger  Börse,  bei  weitem 
der  grössten  des  europäischen  Festlandes, 
selbst  nach  Erlass  des  neuen  deutschen 
Börsengesetzes  mit  seinen  vielen  Verkehrs- 
beschränkungen, noch  immer  grundsätzlich 
s  allen  anstäudigen  männlichen  Personen  • 
gestattet;  nicht  einmal  Gebühren  werden 
dort  für  den  blossen  Besuch  der  Börse  er- 
hoben, abgesehen  von  einem  ^erin^n 
■Sperrgelde«,  das  nur  das  rechtzeitige  Er- 
scheinen der  Börsenbesucher  fördern  soll. 
Ausgeschlossen  sind  (ausser  allen  Personen 
weiblichen  Geschlechts)  nur  Peraonen,  die 
nicht  die  bürgerlichen  Ehrenrechte  oder 
nicht  die  freie  Verfügung  über  ihr  Vermögen 
besitzen,  Falliten  u,  s.  w.,  kurz,  nur  solche 
Männer,  die  durch  ir^nd  einen  besonderen 
Umstand  das  allgemeine  Recht  zum  Börsen- 
besuch verloren  haben.  Dadurch  wird  der 
Charakter  der  Hambur^r  Börse  als  öffent- 
hcher  Markt  nicht  beeinträchtigt;  sie  wird 
thatsächlich  nicht  nur  von  Kaufleuten  be- 
sucht: sondern  auch  von  Rechtsanwälten, 
Schifiem,  untergeordneten  Hilfspeiw>nen  des 
Handels  u.  s.  w.  ebenso  von  fremden  Ge- 
schäftsleuten, kurz,  von  allen  Leuten,  die 
mit  dem  Handel  zu  thim  iiaben.  Erst 
neuerdings  beginnen  einzeln  e  Geschäftsz we^ 
(Terminhandel  in  Kaffee  und  Zucker)  wenig- 
stens mit  einem  Teile  ihres  Verkehrs  in 
besondere  Räume  Überzusiedeln,  zu  denen 
sie  Fremden  den  Zutritt  nicht  mehr  ge- 
statten, wodurch  diese  Specialbörsen  den 
Charakter  als  öffentliche  ftlÄrkte  verloren 
haben.  Bis  jetzt  aber  haben  diesen  Charakter 
noch  die  meisten  Börsen  des  europäischen 
Festlandes  mehr  oder  weniger  bewahrt,  und 
das  gleiche  gilt  auch  noch  von  der  ältesten 
englischen  Börse,  der  dem  Wechselverkehre 
dienenden  >Roy^  Exchange«  in  London. 

Hinsichtlich  der  Berliner  Fonds- 
börse kann  man  zweifelhaft  sein,  ob  sie 
seit  dem  neuen  deutschen  BOrsengesetze 
noch  als  öffentlicher  Markt  zu  betrachten 
ist  Grundsätzlich  ist  sie  nur  den  am  Fonds- 
verkehre berufsmässig  interessierten  Ber- 
liner Geschäftaleuten  zugänglich,  zu  denen 
freilich  die  grSssten  Bankiers  wie  die  unbe- 
deutendsten Tagesspekulanten  und  Makler 
gehören.  Aber  die  Zulassung  erfolgt  nur 
auf  Antrag,  der  durch   drei  protokcularisch 
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über  die  Würdigkeit  zu  Ternehmecde  und 
drei  Jahre  lang  fOr  leichtfertige  Empfehlung 
diBciplinarißcli  haftbare  Öewahremänner  zu 
unterstützen  ist;  ohne  Eintritttskarte  ist  der 
Zutritt  nicht  gestattet  j  auswärtigen  Kauf- 
leutea,  Hilfsgewerbetreibenden  nud  Presse- 
vertretern kann  der  Zutritt  unter  der  Be- 
dingung, keine  ßeEChäfte  zu  echlieSBen,  ge- 
wahrt und  nach  liroessen  wieder  entzogen 
■werden. 

Die  BerlioerPro  du  ktenhörse  vollende 
i8t  infolffe  von  Verengen,  die  mit  dem 
neuen  BCrseogesetze  zusammenhAngen,  eia 
durohauB  geschlossener  Privatverein  gewor- 
den. Aber  der  bekannteste  und  besteTypuB 
dieser  Art  gehört  England  an. 

2.  Die  Börse  als  KörperBchafL  Schon 
vor  Jahrhunderten  hat  man  gelegentlich  be- 
merkt, dass  die  Börse  nicht  nur  ein  Markt, 
sondern  auch  eine  Gemeinschaft  ist 
So  heisst  es  bereits  in  einem  Qutachten  der 
Pariser  Juristenfakull&t  ans  dem  Jahre  1530 
von  der  Antwerpener  Börse:  «Den  Preis, 
zu  dem  die  Eauneute  handeln,  nennen  sie 
den  Börsenpreis;  denn  niemand  schreibt 
sich  selbst  die  Festsetzung  des  Preises  zu, 
sondern  nur  der  Börsengemeinschaft, 
d.  h.  der  Gemeinschaft  des  Orts,  wo  die 
Kaiifleute  sich  versammeln«.  In  der  That 
ist  die  Börse  nicht  nur  ein  Markt,  sondern 
auch  eine  Vereinigung  von  Geschäftsleuten, 
welche  einen  gemeinsamen  Zweck  verfolgen, 
nämlich  den  Abschlnss  von  Handelsgeschäf- 
ten gewisser  Art,  und  die  infolgedessen  er- 
hebliche gemeinsame  Interessen  haben; 
äussere  Sicherheit  und  Ruhe  vor  Stöningen, 
Behütung  vor  Verlusten  durch  unsolide  und 
böswillige  Kontrahenten,  durch  Verbreiter 
falscher  ^Nachrichten  und  dergleichen,  das 
Vorhandensein  fester  und  klarer  Geschäfts- 
gebrftnche  u.  s.  v.  Damit  ist  die  Grundlage 
von  Korporation  sbildnn  gen  g^eben.  Doch 
hat  sich  nicht  früher  als  vor  etwa  einem 
Jahrhnndert  die  erste  wirkliche  Börsen- 
körperachaft  gebildet,  die  Londoner  Stock 
Exchange. 

Wie  schon  erwähnt,  befand  sich  dra- 
Londoner  Fondsverkehr  nach  seiner  Ent- 
stehung gegen  Ende  des  17.  Jahrhunderts 
Cume  Zeit  lang  in  höchst  bedenklicher 
assung.  In  »Change  Alley«  und  den 
dort  vom  Fondsverkehre  täglich  oecupierten 
Kaffeehäusern  ging  es  wüst  und  unordentlich 
zu.  Alles  drängte  und  schrie  durcheinander; 
selbst  Verbrechen  und  grobe  Unziemlich- 
keiten aller  Art  waren  an  der  Tagesordnung. 
Dies  Treiben  wurde  schiiessUch  den  besseren 
Elementen  zu  arg:  es  bildete  sich  ein  Aus- 
schuBS,  der  ein  ganzes  Kaffeehaus  für  den 
Fondsverkehr  dieses  engeren  Kreises  mietete 
und  den  Zutritt  nur  gegen  jährliche  Zahlung 
von  8  £  gestattete.  Audi  die  Londoner 
Asse  ku  ran  zb6rse(  »Lloyd's  CoffeehousG") 


machte  lun  dieselbe  Zeit  den  gleichen  Dm- 
;  wandlungsprozeas  durch :  nach  mehrjährigen 
Verhandlungen  wurde  1774  für  den  börsen- 
mässigen  Betrieb  dieses  Geschäfts  der  als 
•Llojrd's«  weltbekannte  Verein  b^ründet, 
und  zwar  war  ein  deutscher  Assekuradeur 
und  Assekuranzmakler  Namens  Johann  Julius 
Angerstein,  die  Haupttiiebfeder  dieeer  wich- 
tigen Beform  (Martin,  History  of  Llcyd's 
p.  145  ff.). 

Das  »Stock  Exchange  Coffeehouse«  diente 
tlber  40  Jahre  lang  aU  Börse,  Ins  1801  eia 
besonderes  GelAude  errichtet  und  nunmehr 
auch  für  den  Fondsverkehr  ein  eigentlicher 
Verein  begründet  wurde,  dessen  Mitelied* 
Schaft  seitdem  das  ausschliesBÜche  Becht 
zum  Besuche  der  Stock  Exchange  gewährt 

Die  Londoner  Fondsbörse  (deren 
Schilderung  hier  Struck  in  der  1.  ÄiiEL 
des  H.W.B.  folgt)  ist  somit  jetzt  ein  Privat- 
verein, und  seine  Statuten  sind  für  den 
Oeschäftsbetrieb  massgebend;  es  sind  die 
berühmten  »Rulee  and  Regulations  for  the 
conduct  of  business  on  the  Stock  Ehc- 
changei.  Durch  diese  Statuten  leitet  der 
Verem  die  Fondsbörse  mit  einer  Strenge, 
die  kein  Staat  der  Welt  gegen  die  Börse 
anwenden  könnte.  Dies  zeigt  sich  zunächst 
an  den  Zulassungs-  und  Ausschliessungs- 
bedingungeu  betreffs  der  Vereinszu^hJJng- 
keit,  die  teils  gewisse  Garantieen  emes  be- 
sonnenen und  anständigen  Verhaltens  im 
geschäfthchen  Verkehre  geben,  teile  den 
Verein  in  den  Stand  setzen  sollen,  das 
einzelne  Mitglied  in  der  Art  imd  Weise 
seiner  geschäftlichen  Thätigkeit  möglichst 
scharf  zu  kontrollieren.  Jeder,  der  Auf- 
nahme in  den'  Verein  b^hrt,  muss  von 
drei  Mitgliedern,  die  wenigstens  vier  Jahre 
dem  Vereine  angehört  und  Stets  alle  ihre 
VerpflichtuDgen  erfüllt  haben,  empfohlen 
sein.  Dieselben  müssen  sich  zngldcn  bereit 
erklären,  je  bis  zu  500  Pfd.  Sterl.  für  den 
von  ihnen  Empfohlenen  zu  zahlen,  falls 
dieser  innerhalb  der  nächsten  vier  Jahre 
fallieren  sollte.  Leichtere  Aufnahmebedin- 
gungen bestehen  jedoch  für  diejenl^n, 
welche  vier  Jahre  und  länger  Gehilfen  emes 
Mitgliedes  gewesen  sind.  Sie  bedürfen  nur 
zweier  Empfehlender  mit  TTebemahme  einer 
Bürgschaft  von  je  300  Pfd.  Sterl.  That- 
sächlich  hat  die  Mehrzahl  der  Mitglieder 
sich  längere  oder  kürzere  Frist  in  der  Oe- 
hüfenstellung  befunden.  Besondere  Bedin- 
gungen betreffs  der  Aufnahme  sind  noch 
für  diejenigen  vorgeschrieben,  welche  früher 
in  Konkurs  geraten  oder  mit  ihren  Gläubi- 
gem einen  Akkord  eingegangen  waren.  Sie 
müssen  letzteren  wenigstens  ein  Drittel  der 
Forderungen  erfüllt  haben  und  seit  Schlnss 
des  Konkurses  oder  der  Erfüllung  des  Ver- 
gleichs müssen  zwei  Jahre  mindestens  ver- 
flossen sein,  ausser  wenn  v 


der  Gläubiger  staUgefunden  hat  Wer  aber 
mehr  alB  einmal  in  Konkurs  gerateD  ist 
oder  akkordiert  hat,  boU  überhaupt  nur  Dach 
völliger  Befriedigung  seiner  Gläubiger  wähl- 
bar sein.  Entsprecbende  Folgen  ergeben 
eich  für  denjenigen,  welcher  als  Mi^lied 
zahlungsunfähig  geworden  ist.  Derselbe 
wird  aus  dem  Vereine  ansgeschloseen  und 
verliert  daB  Recht  zum  Eintritt  in  die  Börse ; 
auch  ißt  es  den  Migliedem  regelmSssig  ver- 
boten, fflr  einen  ausgewiesenen  Bankerottem* 
und  mit  einem  solchen  Geschäfte  einzu- 
gehen. Nur  dem  ohne  seine  Schuld  fallit 
gewordenen  pflegt  durch  specieUe  Erlaubnis 
des  Vorstandes  und  der  Gi&ubiger  die  Fort- 
iührung  seiner  Geschäfte  auf  der  Börse 
durch  vemuttelungeiüesVei-einsangehörigen 
gestattet  zu  werden.  Will  ein  fallit  ^e- 
■wordenea  und  auBgeseblossenes  Mitglied 
später  wieder  aufgenonunen  werden,  so 
muss  es  gleichfalls  vorher  mindestens  ein 
Drittel  seiner  Schulden  und  zwar  aus  eigenen 
Mitteln  getilgt  haben,  d.  h.  abgesehen  von 
den  ftlr  da^lbe  etwa  noch  bestellenden 
Bürgschaftssummen.  Ueberdies  werden  die 
wieder  aufgenommenen  Falliten,  soweit  sie 
nicht  vor  ihrem  Wiedereintritt  alle  ihre 
Sch\üden  abgetragen  haben,  nach  einer 
sorgfältigen  Lntersuchung  in  eine  von  zwei 
Klassen  eingereiht.  In  die  erete  kommen 
diejenigen,  welche  ohne  eigene  Schuld  fallit 
geworden  sind,  die  keine  Unredlichkeiten 
begangen  und  den  Statuten  und  Usancen 
nicht  zuwider  gehandelt  haben.  In  die 
zweite  kommen  diejenigen,  die  es  an  der 
gebotenen  Vorsicht  haben  fehlen  lassen. 
Die  Zuweisung  zu  dex  einen  oder  anderen 
Klasse  wird  durch  SOtägigen  Ausbang  an 
der  BOree  bekannt  gemacht,  so  dass  jedes 
Mitglied  sich  leichter  seine  Meinung  über 
die  Vertrauenswürdigkeit  des  wieder  zuge- 
lassenen Falliten  bilden  kann. 

Hervorhebung  verdient  ferner  die  Be- 
stimmung, dass  niemand  als  Mitglied  zuge- 
lassen w^eu  soll,  der  oder  dessen  Frau 
an  einem  anderen  Geschäftszweige  als  dem 
Effektenhandel  in  selbständiger  Weise  oder 
in  Gehilfen  Stellung  beteiligt  ist.  Ebenso  soll 
derjenige  ausgescülossen  bleiben,  der  mit 
einer  Person  in  Association  steht,  die  nicht 
um  Aufnahme  in  den  Verein  eingekommen 
oder  die  zurückgewiesen  ist  Tritt  das  eine 
oder  das  andere  Verhältnis  nach  Erlangung 
der  Mitgliedschaft  ein,  so  ist  Entfernung 
aus  dem  Verein  die  Folge.  Der  Zweck 
dieser  Bestimmungen  ist,  eine  grössere 
Sicherheit  des  Verkehrs  zu  ermöglichen  und 
das  Urteil  über  die  Kreditwürdigkeit  des 
einzelnen  zu  erleichtem,  da  die  Effekten- 
geschäfte desselben  an  der  Börse  leichter 
von  den  Verein^nossen  kontrolliert  wer- 
den können  als  Geschäfte  auf  anderen  Ge- 
bieten.    Diese  Vorschriften  heben  zugleich 


die  Mitglieder  der  Effektenbörse  aus  der 
Gesamtzahl  der  Geschäftstreibenden  als  be- 
sondere Gruppe  heraus  und  umschlingen  sie 
mit  einem  festen  Bande  genossenschaitlicher 
Zusammengehörigkeit.  Denn  die  Zugehörig- 
keit zum  Verein  bildet  für  sie  die  Grund- 
lage ihrer  wirtschaftlichen  Existenz  und  ein 
Ausschluss  aus  demselben  versetzt  sie  in 
die  Notwendigkeit,  sich  eine  neue  auf  an- 
derem Felde  herzustellen.  Das  giebt  aber 
dem  Vereins  willen  eine  grössere  Macht 
g^enüber  dem  Einzelwillen,  und  die  strikte 
Befolgung  aller  Vorschriften  ist  dabei  besser 
gesichert. 

Als  Vorschriften  über  das  ^schäftliche 
Verhalten  der  Mitgheder  verdienen  femer 
folgende  zwei  besondere  Hervorhebung.  Wer 
einem  anderen  Mitgliede  Geld  oder  sonstige 
Vermögenswerte  ohne  Deckung  auf  mehr 
als  zwei  Tage  geliehen  hat,  soü  mit  seinen 
Forderungen,  wenn  letzteres  falliert,  bei  der 
Verteilung  der  Aktiva  desselben  nicht  be- 
rücksichtigt werden,  zur  Strafe  für  leicht- 
sinniges Ereditieien.  Untersagt  ist  es  den 
Mitghedern,  für  Angestellte  in  öffentlichen 
und  privaten  Unternehmungen  ohne  Wissen 
ihrer  Prinzipale  spekulative  Geschäfte  aus- 
zuführen, um  die  Veruntreuungen  und  Cn- 
terschla^ngen  zu  verhüten,  wdche  so 
häufig  sind,  wenn  diese  Personen  bei  ihren 
Operationen  Unglück  gehabt  haben. 

Der  Vonitand  der  Londoner  Effekten- 
börse übt  auch  eine  schiedsrichterliche 
Thätigkeit  aus,  welcher  sich  die  Mitglieder 
des  Vei-eins  zu  unterwerfen  haben.  Es  ist 
bestimmt,  dasa  kein  aus  Bötsengeschäften 
entspringender  Anspruch  ohne  Zustimmung 
der  anderen  Partei  oder  des  Vorstandes  vor 
die  ordentlichen  Gerichte  des  Landes  ge- 
bracht werden  darf.  Der  Vorstand  befasst 
sich  indes  nicht  mit  jedem  Bechtsstreite 
der  Mitglieder  aus  Börsengeschäften,  viel- 
mehr ist  angeordnet,  dass  die  streitenden 
Parteien  aus  der  Zahl  der  Vereinsmit^ieder 
sich  ein  Schiedsgericht  erwählen  sollen. 
Nm:  wenn  zngleich  allgemeine  Interessen 
der  Effektenbörse  in  Fr^  stehen  oder  ein 
Schiedsgericht  nicht  zusammengebracht  ist 
bezw.  ein  solches  nicht  zur  Entscheidung 
gelangen  kann,  nimmt  der  Vorstand  die 
Sache  selbst  in  die  Hand. 

Die  meisten  enghschen  und  amerikani- 
schen Börsen  haben  eine  ähnliche  Verfassut^ 
wie  die  Londoner  Fondsbörse;  hinsichtliiji 
der  Fondsbörse  von  New-York  ist  noch 
ihr  plutokratiacher  Charakter  hervorzuheben : 
ein  »Sitz,  in  «Wallstreet«  kostet  20  000  bis 
30000  S. 

Wenn  die  Engländer  und  Amerikaner 
neuerdings  —  hauptsächlich  auf  Grund  ir- 
riger deutscher  Aeusserun^n  —  die  «Freir 
heit°  und  »Unabhängigkeit«  ihrer  Börsen 
gegenüber  der  angeblichen  strengen  »Staats 
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aufsieht'  des  europ^sclien  Festlandes  her- 
vorheben, so  ist  das  eine  wunderbare 
Verschiebung  des  Sachverhalts.  "Wie  wir 
sehen  werden,  ^ebt  es  bei  uns  so  wenig 
wie  anderwärts  eine  wirlaame  »Staatsauf- 
sicht ^^  über  die  Börsen,  sondern  nur  —  bisher 
überwie^nd  schädliche  —  ^Staat8eingriffe<:, 
denen  sich  aber  die  Börse  entziehen  kann, 
wenn  auch  nicht  ohne  Nachteü  fOr  ihre 
wirtschaftliche  Bedeutung.  Dagegen  giebt 
es  in  England  und  Amerika  unzweifelhaft 
eine  wirksame  Aufsicht  der  Börseiikörper- 
schaften  über  den  Börsenverkehr,  und  jeder- 
mann^  der  die  Verringerung  gewisser  Aus- 
Bchreitungen  wünscht,  die  mit  dem  Börsen- 
weaen  verknüpft  sind,  sollte  die  Einführung 
jenes  Systems  des  »Selfgoveramentn  auch  für 
unsere  Festiandabörsen  befördern.  In  letzter 
Instanz  muss  zwar  dem  Staate  die  Möglich- 
keit gewahrt  bleiben,  einen  Einfluss  auf  die 
Gestaltung  des  Börsenwesens  auszuüben; 
at>er  dessen  Leitung  kann  wirksam  nur  durch 
selbstregierende  Körperachaften  erfolgen. 

Inwieweit  bei  dieser  Leitung  das  »Pub- 
likum« d.  h.  die  Itlasse  der  ausserhalb  der 
Börse  stehenden  Interessenten  beteiligt  wer- 
den kann,  darüber  sind  die  Akten  noch  nicht 
geschlossen. 

IV.  BSrsengeflch&tte. 
1.  Handel,    Arbitrage,    Spekulation. 

Zwei  Hauptarten  von  Geschäften  werden  an 
der  BOrw  abgeschlossi'n,  Handels-  und  Spe- 
kulationsgescliäfte.  Zwischen  ilinen  steht 
eine  minder  bedeutsame  Kategorie,  die  zum 
Handel  gehOrt,  aber  sich  in  ihrem  Wesen 
der  Spekulation  nähert,  die  Arbitrage. 

Handel  und  Spekulation  sind  besondere 
Produttionsarten ,  gleich  der  Urproduktion 
und  dem  stoffbearbeitenden  Gewerbe:  Der 
Handel  ist  diejenige  Froduktionsart,  welche 
die  Aufgabe  hat,  die  örtliche  Knappheit 
der  Hatur  an  wirtschaftlichen  Gütern  zu 
überwinden.  Die  Spekulation  dagegen  hat 
die  gleiche  Aufgabe  hinsichthch  der  zeit- 
lichen Güterknappheit.  Privatwirtschaft- 
lich betrachtet,  nutzt  der  Handel  örthche, 
die  Spekulation  zeitliche  Preisunterschiede 
aus. 

Für  den  hier  in  Betracht  kommenden 
Gesichtspunkt  ist  der  Handel  wieder  einzu- 
teilen in  Bedar&handel  und  Arbitra^  Der 
Bedarfshandel  zielt  ab  auf  die  Befriedigung 
eines  besonderen  Bedarfs,  er  sucht  >Ab- 
satzi  und  nutzt  die  Freisunterschiede  aus, 
welche  durch  die  örtliche  Entfernung 
von  Kauf-  und  Terkaufsort  entstehen.  Die 
Arbitrage  dag^en  nutzt  die  zwischen 
Börsenplätzen  ohne  Rücksicht  auf  ihre 
örtliche  I^^  entstehenden  Preisunterschiede 
aus  und  zielt  nicht  ab  auf  Befriedigung 
eines  besonderen  Bedarfs. 

Insbesondere   durch    das  letzterwähnte 


M!oment  nähert  sich  die  Arbitrage  der  Spe- 
kulation. Bei  beiden  kommt  es  nicht  an 
auf  eine  besondere  (individuelle)  QuaUt&t  der 
Ware,  sondern  im  Gegenteil  auf  eine  Qua- 
htät  von  solcher  Gleichmässigkeit,  dass  sie 
keiner  besonderen  Prüfung  bedarf,  vielmehr 
die  ganze  Tbätigkeit  sich  der  Preisgestaltung 
zuwenden  kann.  Mit  anderen  Worten:  Ar- 
bitrage und  Spekulation  bedürfen  möglichst 
vortretbarer  Güter,  während  der  Be- 
darfshandel  mit  nicht  oder  unvollkommen 
vertretbaren  Gütern  zu  thun  hat 

Ueber  die  Arbitrage  vgl,  oben  Bd.  I,  S. 
1039  ff.  Hier  nur  noch  einige  Worte  über  Han- 
del und  Spekulation.  Diese  Produttionsarten 
sind  in  der  Wirklichkeit  noch  meist  durch 
Personalunion  mit  einander  verbunden,  wie 
das  in  geringerem  Grade  auch  bei  den 
anderen  Preduktionsarten  der  Fall  ist  Aber 
wie  alle  wirtschaftlichen  Thätigkeiten  streben 
auch  Handel  und  Spekulation  nach  Ar- 
beitsteilung und  nach  Ausbildung  einer 
eigenen,  ihren  Sonderzwecken  m^liohst 
entsprechenden  Technik. 

Die  Technik  des  Handels  ist,  Ihrem 
Wesen  nach,  eine  durchaus  andere  als  die- 
jenige der  Spekulation,  womit  keineswegs 
ausgeschlossen  wird,  dass  sie  sich  dennoch 
oft  der  gleichen  technischen  Mittel  bedienen. 
Aber  je  weiter  die  Arbeiteteilung  zwischen 
ihnen  fortsclireitet,  desto  mehr  scheidet  sich 
auch  ihre  Technik.  Dies  tritt  hauptsächlich 
darin  zu  Tage,  dass  der  Handel  das  Halten 
von  Vonäten  aufzugeben  beginnt  und  dass 
sein  unmittelbarer  Emfluss  auf  die  Preis- 
bildung abnimmt,  während  die  Spekulation 
sich  nach  Möglichkeit  der  Qualitätsprüfung 
und  Transportierung  der  waren  enthält 
Die  Mittel  hierfür  stellt  die  Börse  zur  'Ver- 
fügung, und  zwar  gilt  das  von  den  Terkehis- 
objekten,  von  den  Oeschäftsarten  und  von 
der  Art  der  Preisbildung. 

Ton  den  Verkehrsobjekten  der 
Börse  war  schon  die  Rede:  es  sind  ver- 
tretbare Güter.  Je  mehr  sich  diese  ihre 
Vertretbarkeit  entwickelt,  desto  bessrar  sind 
sie  für  die  Spekulation  geeignet  und  desto 
vollkommener  wird  die  Arbeitsteilung  zwi- 
schen dieser  und  dem  HandeL  Nur  wenn 
durchaus  vertretbare  Oütei  fehlen,  greift 
die  S])ekulation  auf  solche  zurück,  die  min- 
der vertretbar  sind. 

Ton  den  einzelnen  GeschSftsarten, 
welche  die  Börse  charakterisieren,  wird 
unten  sub  2  die  Rede  sein.  Die  höchst- 
entwickelte dieser  Geschäftsarten,  das  Böraen- 
termingeschdft,  dient  ganz  überwie^nd  der 
Spekulation,  während  die  älteren  Geschifts- 
arten  je  länger  desto  mehr  dem  Handel 
Dberla^n  bleiben. 

Die  börsenmäfisige  Preisbildung  voll- 
zieht sieh  durch  unmittelbare  Konkurrenx 
zahlreicher    Terkehrsinteressenten,    woraus 
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Preise, 

i  spekulative  Strö- 

'Bu,  die  Eauase- 

:   das  Stei^n,  und 

'welche    anf   das 


eine  öffentliche  Meinung  ßber 
die  Börsenmeinung 
bildet  sich,  indem  zwi 
mungen  miteinander  rii 
Strömung,  welche  ai 
die  BaissoBtrSmun^, 
Fallen  der  Preise  rechnet. 

Die  BOrsenineinung  beeinflusst  die  Preise 
auf  Grund  von  Nachrichten  aller  Art, 
die  an  der  Börse  zusammenströmen,  wahren 
npd  falschen  Nachrichten,  aolchen  über 
schon  erfolgte  und  solchen  Aber  erat  er- 
wartetete  Thatsachen,  I^etztere  werden 
schon  im  voraus  von  der  Börsenmeinung 
auf  ihre  Tragweite  al^schätzt  {»eBkomp- 
tiert«).  Wenn  sie  auf  solche  Weise  niedrige 
Preise  benutzt,  um  Vorräte  fOr  die  Zukunft 
zu  schaffen,  hohe  Preise,  um  die  Verfügung 
■Ober  künftige  Vorräte  wie  über  gegen- 
wärtig zu  ennfiglichea,  so  wirkt  sie  pro- 
duktiv, anderenfalls  nicht. 

Nun  ist  die  Böreenmeinung  freilich  bei 
ihrer  Thatigkeit  Irrtüinern  und  auch  der 
Irreführung  sehr  ausgesetzt.  Die  jeweilig 
überwiegende  Richtung  wird  meist  allzu 
stark  und  allzu  lange  verfolgt,  bis  ein  Rück- 
schlag erfolgt,  der  dann  leicht  dem  gleichen 
Schicksale  unterliegt.  Dennoch  wird  die 
hörsenmassige  Preisbildung  auf  die  Dauer 
dem  "Werte  des  Tanschgutea  noch  immer 
am  besten  und  je  länger  desto  besser  ge- 
recht werden,  weil  die  berufsmässige  Spe- 
kiüationj  deren  Thatigkeit  ausschliesslich 
der  Preisbildung  gewidmet  ist,  sich  immer 
mehr  entwickelt,  weil  sie  immer  mehr  lernt, 
die  j>reisbildenden  Faktoren  richtig  zu  be- 
urteilen und  weil  auch  ihr  Einiluss  auf 
die  sonstige  Masse  der  Verkehrsinteressenten 
zwar  langsam,  doch  ec]ihessli<^  unfehlbar 
immer  mehr  zunehmen  muss. 

2.  KassageschMe ,  Lief enugage- 
Bchäfte ,  Börsentermingeschäfte ,  Prfir 
mienge  Schäfte.  Alle  OeschAfte,  die  am 
Tage  des  OeschäftaabschluBses  oder  spft- 
testens  einige  Tage  darauf  zu  erfüllen 
sind,  nennt  man  an  der  Fondsbörse 
>KasBa-  oder  Comptantgeschäf tet, 
an  der  Warenbörse  {oft  zusammen  mit  den 
einfachen  Lieferungsgeschäften).  »Locoge- 
Bchäfte«  oder  »Effeitivgeschafte»  (»apot- 
contracts.  cash-bargains,  march^  au  comj)- 
tanti').  Sie  können  sehr  wohl  der  Spekulation 
dienen,  was  an  den  nordamenkanischen 
Börsen  im  grOssten  Umfange  der  Fall  ist; 
zumal  an  der  New- Yorker  Fondsbörse  be- 
steht bei  weitem  die  Hauptmasse  des  Oe- 
BchAfts  aus  Abschlüssen,  die  am  folgenden 
Tage  zu  erfüllen  sind  (»regulär  way«).  Aber 
die  Spekulation  kann  sich  bei  anderen  Oe- 
Bchaftsarten  viel  freier  bewegen  und  zieht 
dieee  deshalb  meist  vor,  indem  sie  ihre 
Nachteile  in  den  Kauf  nimmt,  besonders  die 
Oefahi  unsolider  Deberspekulation. 


Die  einfachen  Lieferungsgeschäfte 
imteracheiden  sich  von  den  Kassageschäften 
dadurch,  dass  sie  spÄter  zu  erfüllen  sind, 
von  den  Börsen terramgeschäftea  durch  das 
Fehlen  der  für  diese  charakteristischen 
Technik,  von  der  sogleich  die  Rede  sein 
wird.  Für  die  Bcirse  bilden  die  einfachen 
Lieferungsgeschäfte  eine  Uebergan^erschei- 
nung,  der  die  Neigung  innewohnt,  sich  zum 
Börsenterminhandel  zu  entwickeln.  An  der 
Fondsbörse  kommen  sie  überhaupt  kaum  vor, 
und  charakteristisch  sind  sie  für  die  Börse 
ebensowenig  wie  die  Kassageschäfte.  Mit 
diesen  zusammen  bilden  sie,  wie  schon  er- 
wähnt, an  der  Warenbörse  die  Gruppe  der 
»Effektivgesehäfte«,  die  sicli  vom 
Börsentermingeschäft  nicht  etwa,  wie  es 
den  Anschein  hat,  dadurch  unterscheiden, 
dass  es  bei  ihnen  auf  wirkliche  Lieferung 
abgesehen  ist;  das  ist  kein  durchschlagender 
Unterschied;  denn  wirkliche  Lieferung  kann 
auch  beim  Börsentermingeschäft  beabsichtigt 
sein,  beim  einfachen  Lieferun gsgeschäft  da- 
gegen unter  Umständen  nicht  (vri.  weiter 
unten  das  über  die  sc^enannten  »Differenz- 
geschäfte« Gesagte),  vielmehr  erblicke  ich 
den  entscheidenden  Unterschied  darin,  dass 
hier  die  Vertretbarkeit  der  Ware  nur 
unvollkommen,  beim  Börsen termingescfaäft 
dagegen  in  höchster  Vollendung  ausge- 
bildet ist. 

Beim  einfachen  Lieferungsgeschäfte  hat 
die  Ware  noch  einen  konkreten  Charak- 
ter; es  wird  wirkliche  Ware  gehandelt. 
Beim  Böi-sentermingeschäfte  dagegen  handelt 
es  sich  nurum  »abstrakte  Ware«  (Gustav 
Cohn),  um  Papier,  das  die  Ware  vertritt. 
Das  Börsentermingeschäft  ist  die  oharatte- 
ristische  Geschäftsart  der  Börse,  ausserhalb 
deren  sie  ilberhaupt  nicht  vorkommt. 

Beim  Bors  enter  min  ge  ach  äfte(Zeit- 
geschäft,  fiitures,  march^  ä  terme)  sind 
wesentliche  Bestandteile  der  einzelnen  Ge- 
schäftsabschlüsse im  voraus  durch  das  Ge- 
wohnheitsrecht der  Börse  derart  bestimmt, 
dass  nur  die  Vereinbuiing  des  Quantums 
—  und  selbst  dieses  nur  in  beschränktem 
Masse  —  sowie  des  Preises  den  Parteien 
übrig  bleibt  So  möchte  ich,  in  -weseutlicher 
Uebereinstimmung  mit  Wiedenfeld,  das 
BörEenterminges<Mft  charakterisieren. 

Festgesetzt  ist  vor  allem  die  Qualität 
des  Tauschgutes,  soweit  das  noch  nötig  ist 
An  der  Fondsbörse  giebt  es  ja  überhaupt 
nur  vertretbare  Tauschgüter,  weshalb  es 
hinsichtlich  deren  Qualität  keiner  Verein- 
barung bedarf.  An  der  Warenbörse  dag^^en 
muss  die  Liefern ngaquahtät  der  »Termin- 
warei  ausdrücklich  festgesetzt  werden,  wo- 
von nachher  die  Rede  sein  wird. 

Die  Quanta  der  einzelnen  Geschäfta- 
abscblüsse  können  natürlich  nicht  allgemein 
bestimmt  werden;  wohl  aber  enthalten  die 


Börsenusancen  Torschriften  Ober  die  Mini- 
malmengen,  die  im  Bürsentennineoschaft  ge- 
handelt werden  köanea,  also  z.  ß.  EJO  Stück 
Oesterreichische  Kreditaküen,  500  Sack 
Kaffee.  Dies  sind  die  Eiiiheit^iGätze  für  das 
BöreentennJD  ^^chäft. 

Die  Lieferungstermine  sind  beim 
Börsen termiDgeschäft  der  Fondsbörse  stets 
allgemein  vorgeschriebe a ;  regelmässig  sind 
es  Mitte  ^Medio)  und  Ende  (ultimo)  jedes 
Monats;  m  Deutechland  ist  es  fast  immer 
der  Ultimo.  An  der  Warenbörse  hat  sich 
die  allgemeine  Festsetzung  solcher  Liefe- 
ruDgstermine  nicht  in  gleichem  llasse  ein- 
gebürgert; vielmehr  ist  dem  Belieben  der 
Parteien  mehr  Spielramn  gelassen,  jltlao 
unterscheidet  Geschäfte,  die  »fix«,  und 
soldie,  die  »fix  und  täglich»  abge- 
schlossen sind;  erstere  müssen  an  einem 
bestimmteu  Lieferungstage  erfüllt  werden; 
bei  letzteren  hat  die  eine  Partei  —  regel- 
mässig der  Verkäufer  —  daa  Hecht,  inner- 
halb gewisser  Grenzen  schon  vor  dem  Lie- 
ferungstermine die  Erfülhing  zu  verlangen. 

Die  Entwickelung  geht  an  der  Börse 
sichtlich  auf  immer  weitete  Äaabildimg 
dieser  Technik,  als  deren  neueste  wesent- 
liche Bestandteile  die  >MaklerbankcQ« 
der  Fondsbörse  und  die  »Licjuidations- 
kassen«  der  Warenbörse  anzusehen  sind. 
Sie  garantieren  die  Erfüllung  der  Geschäfte, 
d.  h.  sie  nehmen  den  einzelnen  Kontrahenten 
tlas  mit  dem  Böreen  tenningeschäft  verbundene 
Kreditrisico  ab. 

Wenn  diese  Entwickelung  ihr  Ziel  er- 
reicht hat,  bleibt  für  die  einzelnen  Geschäfts- 
abschlüsse nur  die  Festsetzung  des  Q\ian- 
tums  und  des  Preises  übrig;  alles  übrige 
vollzieht  sich  automatisch  auf  Grund  der 
Börsentechnik. 

Gleiche  Qualitäten  und  einheitliche  Mini- 
malquanta,  gleiche  Lieferungstermine  und 
sonstige  Lieferungsbedingungen,  schliesslich 
auch  Qegenkontraiienten  von  gleicher  Zah- 
lungsfähigkeit —  das  sind  sämtlich  nur 
einzelne  Bestandteile  in  dem  gi'ossen  Prozesse 
der»Fungibi!isierung«,dieesderSpeku- 
latiou  ermöglicht,  ihre  ganze  Aufmerks^nkeit 
auf  die  Preisbildung  zu  koncentrieren,  ihre 
Arbeitsteilung  gegenüber  dem  Handel  zu 
vollenden. 

Hier  ist  der  Ort,  der  sogenannten  »Diffe- 
renzgeschäfte* zu  gedenken,  einer  an- 
geb]i<£.  besonderen  Geschäftsart,  deren  Wesen 
indes  verschiedenartig  und  oft  recht  unklar 
bestimmt  worden  ist.  Meist  heisst  es  ent- 
weder, dass  diejenigen  Börsengeschäfte. 
welche  nicht  durch  wirkliche  Öefening, 
sondern  durch  blosse  Differenzzahhmg  er- 
füllt werden,  als  iDifferenzgeschäftet  an- 
zusehen seien,  oder  es  wird  die  Absicht, 
das  Geschäft  so  erfüllen  zu  wollen,  als  ent- 
scheidendes Kennzeichen   hingestellt.     Die 


•Differenzgeschäfte«  bilden  aber  in  Wirk- 
lichkeit gar  keine  besondere  Geschäftsart; 
vielmehr  sind  es  stets  gewöhnliche  Börsen- 
tenningeschäfte,  die  in  Uebereinstimmung 
mit  ihrer  ganzen  Natur  durch  blosse  Diffe- 
renzzahlung  erfüllt  werden  sollen  und  that- 
sächlich  auch  in  weiterem  Umfange  so  er- 
füllt werden.  Die  SiJekulatioD  will  ja  nicht 
liefern  und  bezahlen,  sondern  sie  will  die 
Preisent Wickelung  beeinflussen,  worin  ihre 
Auf^be  besteht.  Dadurch,  dass  die  Börsen- 
termingeschäfte wenigstens  an  der  Fouds- 
böree  sämtlich  an  bestimmten  Ti^n  zu  er- 
füllen sind,  wird  es  der  Spekulation  ermi^- 
licht,  die  meisten  Lieferung  und  Bez^- 
luogen  durch  Kompensation  zuers^iren, 
SD  dass  nur  die  Differenzen  zwischen  Kauf- 
imd  Terkau^reisen  zu  bezahlen  sind.  Vgl. 
unten  sub  VlI.  3. 

Die  Börsentermingeschäfte  sind  ^zu- 
teilen in: 

1.  fest  abgeschlossene  Geschäfte,  nicht 
zu  verwechseln  mit  den  oben  erwähnten 
»fix*    abgeschlossenen  Geschäften,  und 

2.  bedingt  abgeschlossene  Geschäfte, 
unter  denen  die  Prämiengeschäfte  die  bei 
weitem  wichtigste  Geschäfisart  bilden. 

Die  bedingt  ab^schlossenen  Geschäfte 
zerfallen  nämüch  wieder  in 

1.  Prämiengeschäfte;  und  zwar 
a)  Geschäfte  mit  Vorprämie,  b)  Geschäfte 
mit  Rückprämie,  c)  Stellagen  oder  Stellge- 


2.  Kochgeschäfte  und  zwar  a)  Ge- 
schäfte mit  Noch  in  Käufere  Wahl,  b)  Ge- 
schäfte  mit  Noch  in  Verkäufers  Wahl, 

DiePrämieiigeschäfte  (options, mar- 
ch^  ä  prime)  sind  Börsentermingeschäfte, 
bei  denen  es  dem  einen  Kontrahenten  bis 
zum  IjieferuDgstermine  freisteht,  gegen  Zah- 
lung eines  Beugeides,  der  Prämie,  vom  Ge- 
schäfte zurückzutreten.  Man  kann  aber  auch 
umgekehrt  sagen :  durch  Zahlung  der  Prteiie 
wird  das  Eecnt  erkauft,  die  Ausführung  des 
Geschäfts  zu  verlangen;  denn  die  P^mie 
musB  in  jedem  Falle  gezahlt  werden,  ent- 
weder allein  oder  im  Kaufpreise;  letzterer 
weicht  stets  um  den  Betrag  der  Piämie 
vom  Preise  eines  fest  abgeeohiossenen  Ter- 
mingeschäfts ab;  das  Recht  der  Wahl  — 
ob  Erfüllung  oder  nicht?  —  wird  erkauft 
durch  Zahlung  der  Prämie.  Bei  den  Ge- 
schäften mit  Vorprämie  hat  der  Oufer, 
bei  denen  mit  Rückprämie  der  Verkäufer 
das  Recht  zu  wählen,  ob  das  Geschäft  er- 
füllt werden  soll  oder  nicht,  bei  den  Stell- 
geschäften endlich  erwirbt  einer  der 
Kontrahenten  das  Recht,  entweder  zu  liefern 
oder  geliefert  zu  erhalten.  Einige  Beispiele 
werden  dies  erläutern. 

a)  Gesetzt  den  Fall,  der  Tageskurs  ^er 
Aktie  Bei  60;  zu  diesem  Kurse  kann  man 
feste  Börsentermingeschäfte  abechUesseD.   A 
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irill  100  Stock  kaufen,  aber  nicht  fest;  viel- 
mehr will  er  sich  das  Eecht  vorbehalten, 
am  Ultimo  zu  erklären,  ob  er  die  Aktien 
■beziehen  will  oder  nicht.  Der  Ge^enkon- 
trahent  B  rflumt  ihm  dieses  Becht  eiu,  aber 
natürlich  nicht  zu  60,  sondern  zu  62.'dont  2, 
d.  h.  A  darf  am  Ultimo  erklären,  ob  er  zn 
62  beziehen  oder  2  bezahlen  will:  A  kauft 
eine  Vorprämie. 

b)  Ä  will  100  Stück  verkaufen,  aber 
nicht  fest,  der  Käufer  B  Iflsst  ihm  die 
Wahl,  am  Ultimo  zu  erkläreo,  ob  er  die 
Aktien  zn  58  liefern  oder  2  bezahlen  will: 
A  verkauft  eine  Bflckprftmie  zu  58.2. 

c)  Ä  will  weder  fest  kaufen  noch  fest 
verkaufen,  aber  sich  das  Becht  vorbehalten, 
am  Ultimo  zu  erklären,  ob  er  100  Stück 
liefern  oder  beziehen  will.  Er  erwirbt  dieses 
Hecht,  indem  er  eine  Stellage  zu  62..t8 
kauft,  d.  h.  er  darf  zu  62  beziehen  oder  zu 
58  liefern ;  die  Stellage  ist  also  ein  doppeltes 
PrilmiengeschSft. 

Steigt  der  Eius  bis  zum  Ultimo,  so 
■wird  der  Vorprflmienkäufer  die  Aktien  zu 
62  abnehmen,  dagegen  der  Verkäufer  der 
Rückprämie  diese  bezahlen,  endlich  der 
Käufer  der  Stellage  die  Aktien  zu  62  fordern. 
Fällt  der  Kurs,  so  wird  umgekehrt  der 
Vorprämien  kauf  er  2"/o  bezahlen,  der  Rück- 
prämien verkauf  er  die  Aktien  zu  58  liefern 
und  der  Käufer  der  Stellage  ebenfalls  die 
Lieferung  zu  58  wählen. 

BeidenNochgeschäftenhatentweder 
der  Käufer  oder  der  Verkäufer  das  Recht, 
am  Ultimo  zu  verlangen,  dass  das  fest  ab- 
geschlossene Quantum  um  ein  bestimmtes 
weiteres  Quantum  vermehrt  werde;  doch 
kommen  diese  Geschäfte  nur  verhältnis- 
mässig selten  vor;  dalier  bedürfen  sie  hier 
nicht  näherer  Erläutenmg,  und  auch  die 
mannigfachen  Korabi nationen  der  bespro- 
chenen Geschäfte  kitanen  hier  nicht  unter- 
sucht werden. 

In  privat  wirtschaftlicher  Hinsicht 
öbemenmen  beide  Parteien  bei  den  fest 
abgeschlossenen  Geschäften,  soweit  sie  spe- 
tulativer  Art  sind,  ein  unbeschränktes  Risico, 
beim  Prämiengeschäft  dagegen  kann 
derjenige,  welcher  durch  die  Prämie  das 
"Wanlrecht  erwirbt,  nicht  mehr  verlieren  als 
den  Betrag  der  Prämie,  während  das  Risico 
des  anderen  Kontrahenten  ein  unbeschi-änktes 
bleibt.  Beim  Nochgeschäfte  endlich 
übernimmt  der  nachfonlerndeTeii  das  gleiche 
Risico  wie  bei  einem  fest  abgeschlossenen 
Geschäfte,  während  das  Risico  des  anderen 
Kontrahenten  um  das  dopjicitc  oder  mehr- 
'fache  steigt.  Das  Nochgeschäft  ist  also  die 
gefährlichste,  das  Prämiengeschäft  die  un- 
gefährlichste Art  der  Börse  ntermingescliäfte. 

Die  volkswirtschaftliche  Bedeu- 
tung der  Börsentermingeschäfte  aller  Arten 
hängt  ab  von  den  Zwecken,  denen  sie  dienen. 


Vorzugsweise  dienen  siederSpekulation, 
und  soweit  diese  produktiv  ist,  sind  es 
natürlich  auch  ihre  Mittel,  unter  denen  die 
BCrsentenningeschäfte  das  wichtigste  bilden. 
Sie  erm6glichen  der  Siiekulation,  sich  aus- 
schliesslich ihrer  Aufgabe  zu  widmen,  die 
Arbeitsteilung  vom  Handel  immer  vollstän- 
diger durchzuführen.  Sie  dienen  femer 
ganz  wesentlich  der  Arbitrage,  der  sie 
es  ermöglichen,  die  Preise  der  verschiedenen 
Börsenplätze  auszugleichen,  ohne  dase  Waren- 
oder GeldtransTiorte  stattfinden.  Endlich 
dienen  sie  aucn  dem  Bedarfshandel, 
nicht  selten  auch  der  Industrie  und  der 
Urproduktion,  denen  sie  die  Möglich- 
keit gewähren,  sich  gegen  Verluste  durch 
Preisänderungen  zu  sichern,  das  mit  dem 
Halten  von  Vorräten  verbundene  Risico  auf 
die  S[)ekulation  abzuwälzen. 

V.   BSreenbesacher  und 
Pnblikum. 

1.  BSrseHbesncher.  Die  Börsenbildung 
ist  ein  Werk  des  Handels  und  der  Speku- 
lation. Ein  grosser  Teil  der  Börsenbesucher 
besteht  noch  jetzt  aus  Händlern  und 
Spekulanten.  Zu  ihnen  kommt  als  dritte 
Hauptgruppe  die  derMakler,  welche  den 
Verkehr  zwischen  den  einzelnen  Händlern 
und  S|iekulanten  vermitteln.  Das  sind  die 
drei  Hauptgruppen  der  Börsenbesucher.  In- 
des lassen  sie  sieh  in  der  Wirklichkeit  nicht 
scharf  von  einander  sondern,  und  ihr  Cha- 
rakter ist  überhaupt  an  den  einzelnen  Börsen 
ein  verschiedener.  _  Die  Händler  arbeiten 
oft  als  Spekulanten,  die  Makler  vielfach  so- 
wohl als  Händler -w-ie  als  Spekulanten.  Ein 
Londoner  »Jobber«  ist  etwas  anderes  als 
ein  deutscher  Spekulant,  ein  englischer 
»broker«  etwas  ganz  anderes  als  ein  Pariser 
»agent  de  change'^  oder  ein  deutscher  »Kurs- 
mailerc 

Sodann  giebt  es  neben  jenen  Hanpt- 
grup^n  an  manchen  Foudsbörsen  noch 
»Kapitalisten",  und  manche  Warenbörsen 
werden  auch  von  Landwirten,  von  Indus- 
triellen besucht;  aber  das  sind  Ausnahmen, 
die  ihrem  Wesen  nach  zum  »Pnbhkura«  ge- 
hören und  allmählich  aus  den  Börsen  selbst 
verschwinden.  Je  mehr  die  Arbeitsleistung 
fortschreitet ,    desto    mehr    muas    sich    das 


und  diejenigen  Interessenten ,  welche  nur 
nebenbei  Börsengeschäfte  machen,  müssen 
sieh  immer  aussclüiesslieher  der  Vermitte- 
lung  von  Börsen  besuchen!  bedienen.  Wahr- 
scheinlich findet  noch  eine  weitere  Ent> 
Wickelung  statt,  welche  darin  besteht,  dass 
unter  den  Börsen besuchem  die  blossen  Ge- 
schäftsvermittler je  länger  desto  mehr  über- 
wiegen. Wenigstens  scheint  sich  das  zu 
ergeben,   wenn   man   die  Verhältnisse   der 
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Londoner  Sfot-k  Exchange  mit  denen  anderer 
BGrseD  vergleichi 

Die  Händler  betreiben  ihr  Geschäft  teils 
kommiBsions'n'eise,  teils  für  eigene 
Rechnung,  sie  sind  ferner  teils  Bedarfs- 
hÄodler,  teils  Arbitrageure,  und  häufig 
beschäftigen  sie  sich  vorzugsweise  mit 
einem  dieser  UntemehmungGzweige ;  aber 
eine  reinliche  Sc-heidung  ist  hier  noch  ttc- 
niger  mj^lich  als  zwischen  jenen  Haupt- 
gruppen, zumal  auf  dem  europäischen  Fest- 
lanae,  wo  die  Ärbeitsteilimg  nicht  so  weit 
gediehen  ist  wie  in  England.  Die  iiich- 
ti^te  Frage  ist  überall,  welches  Element 
die  Verbindung  zwischen  Börse  und  Publi- 
kum herstellt,  die  nftchstwic-htige .  wie 
sich  die  Vermittelung  zwischen  den  Börsen- 
besuchem  vollzieht. 

An  den  deutschen  Fondsbörsen, 
ausser  Hambui^,  das  den  enghsiien  Ver- 
hältnissen sich  stark  nähert,  beisteht  dasjenige 
Element,  welches  die  BOrse  mit  dem  Publi- 
kum verbindet ,  vorzugsweise  aus  »B  a  n  - 
kiers<:,  aus  Händlern  in  Börsenpapieren 
aller  Art,  Geschäftsleuten,  welche  solche 
Papiere  entweder  für  Rei'hnung  von  Pro- 
vinzialbankiers  bezw.  Privatleuten  —  also 
kommissionsweise  —  kaufen  und  ver- 
kaufen, oder  welche  die  vom  =Publikum« 
gekauften  Papiere  für  eigene  Reclmuug 
an  der  Börse  wiederverkaufen  und  ebenso 
die  an  das  =Publikum«  verkauften  Papiere 
an  der  Börse  für  eigene  Rechnung  wiedei^ 
einkaufen.  Die  Makler  dagegen  vermitteln 
vorzugsweise  den  Verkehr  innerhalb  der 
deutsehen  Fondsbörsen. 

An  der  Londoner  Fondsbörse  ist  das 
Verhältnis  gerade  umgekehrt ;  Der  >brokert 
spielt  dort  die  Rolle  des  deutschen  >Ban- 
kiers",  der  »dealer«  oder  »jobbero  die  Rolle 
des  deutschen  Maklers.  Es  giebt  an  der 
Londoner  Fondsbörse  nur  diese  zwei  Arten 
von  Geschäftsleuten.')  Der  •broker»  em- 
pfiUigt  die  Aufträge  vom  »Publikum«,  wozu 
dort  auch  die  »bankers«  gehören  —  kein 
englischer  r>bauker<  besucht  die  Fondsbörse 
— ,  und  fahrt  sie  für  eine  prozentuell  nor- 
mierte »oommission«  aus.  Ganz  das  näm- 
liche thut  der  als  Kommissionär  handelnde 
deutsche  »Bankier«.  Dieser  kann  das  Ge- 
schäft dann  an  der  Börse  entweder  direkt 
mit  einem  anderen  Händler  oder  Spektüan- 
ten  abschliesssen  oder  er  kann  den  Auftrag 
einem  Makler  weitergeben,  der  eine  Gegen- 
partei suchen  muss,  wler  endlich  der 
Makler  ^springt  vor« :  er  schliesst  das  Ge- 
schäft   zunäclist    für    eigene    Rechnung  ab 


^\  AuGserhüb  der  Börse  giebt  es  noch  die 
-Oatside  broker»",  die  indes  thataächlicb  Fonde- 
bändler  fUr  eigene  Bechnnng  sind.  Vgl.  Andre 
£.  Sajous  in  d.  Monde  Economiqae,  29.  April 


und  sucht  es  gleich  wieder  zu  realisiereD. 
Im  letzten  Falle  macht  der  Makler  ein  kurz- 
fristiges Spekulationsgeschäft,  und  ganz  das- 
selbe thut  auch  der  Londoner  >dealer>. 
Dieser  ist  stets  bereit,  für  eigene  Rechnung 
zu  kaufen  und  zu  verkaufen ;  er  kauft  aber  nur 
von  den  »brokers«  und  verkauft  auch  nur 
an  solche;  jedes  Ges<'häft  sucht  er  schleu- 
nigst wieder  zu  reaKsieren;  er  ist  somit 
lediglich  ein  Vermittler  zwischen  broker 
und  broker. 

Die  'dealersi  bilden  in  London  »Märkte« 
für  die  einzelnen  Kategorieen  von  Börsen- 
papieren,  derart  dass  sich  Gruppen  von 
Händlern  nur  mit  gewissen  Papieren  be- 
schäftigen und  dass  jeder  >broker<  weiss, 
wo  er  seinen  Auftrag  ausführen  kann.  Aehn- 
liches  hat  sich  auch  an  den  deutschen  Börsen 
herausgebildet,  namentlich  im  Terminge- 
schäfte \  nur  sind  hier  neben  den  Spekulanten 
die  Makler  das  Hauptelement  dieser  Mu-kt- 
bildung. 

Wenn  man  von  der  Verschied enh^t  der 
Benennungen  absieht,  so  besteht  der  Haapt^ 
unterschied  zwischen  den  geschilderten 
deutwhen  und  englischen  Verhältnissen  da- 
rin, dass  an  der  Londoner  Fondsbörse,  neben 
den  »brokers»,  die  nichts  sind  wie  Kommis- 
sionäre, im  wesentlichen  nur  ein  Teil  der 
Spekulation  übrig  geblieben  ist  und  dass 
dieser  Teil  die  Geschäftsvermittelung  inner- 
halb der  Börse  übernommen  hat ;  es  ist  der- 
jenige Teil,  welchen  man  bei  uns  »Tages- 
spekulation« nennt,  der  aber  bei  uns 
einen  weit  weniger  soliden  Charakter  trägt 
als  in  London,.  Die  » Tagesspekulanten c 
übernehmen  keine  langfristigen  spekulativen 
Engagements,  sondern  suchen  die  ihrigen 
sfjätcstens  bis  zum  Schlüsse  des  Börsentages 
wieder  zu  realisieren.  Sie  sind  es  vorzugs- 
weise, welche  dazu  beitragen,  dass  «osse 
heftige  Preisschwankimgen  in  eine  Reihe 
kleinerer  verwandelt  werden  imd  dass  die 
Spekulation  hierdurch  ihre  Aufgabe  zeitlicher 
Verteilung  der  Tauschgüter  lösen  kann.  Die 
»Tagesspäulalion-  besteht  in  Deutschland 
aus  SpeKidanten  und  »Maklemi,  welche  in 
England  zu  der  einen  Klas.se  der  »dealers« 
oder  »Jobbers«  verschmolzen  ist. 

In  Hamburg  ist  die  Stellung  des  Mak- 
lers ähnlich  wie  die  des  englischen  »broker« ; 
aber  eine  Klasse  wie  die  der  »dealers* 
der  Stock  Exchange  von  London  hat  sich 
nicht  herausgebildet,  ebenso  wenig  in 
Amerika,  wo  überhaupt  die  Arbeiteteilung 
an  der  Börse  noch  schwach  entwickelt  za 
sein  si'heint. 

In  Paris  sind  diese  Verhältnisse  'nieder 
anders  beschaffen:  die  offizielle,  rechtlich 
ausschliessHch  anerkannte  Börse,  das  »pai^ 
quett ,  besteht  dort  aus  den  mit  einem 
gesetzlichen  Monopol  ausgestatteten  »agents 
de   change«,  die   sowohl   den  Verkehr  mit 


dem  Publilnira  wie  auch  denjeuigen  inner- 
halb der  BCree  vermitteln  Bollen,  Indes 
dient  ihnen  für  ersteren  Zweck  eine  besondere 
Klasse  TonOeBchafteleuten.die  der  Temisiers«, 
und  neben  dem  »parquet«  besteht  noch  die 
ans  Spekulanten  nnd  nicht  autorisierten 
Maklern  zusammengesetzte  »eoulisee«,  die 
trotz  ihrer  Ungesetzhchkeit  seit  langer  Zeit 
in  der  Börse  selbst  sich  versammelt  und  oft 
mehr  Geschäfte  macht  als  das  »parquet«. 
Die  scoulissierG*  sind  meist  zugleien  Makler 
und  Tagesspekulantea. 

Kurz,  aui  diesem  Gebiete  ist  es  schwierig, 
bereits  zu  sagen,  wohin  die  Entwickelung 
geht,  zumal  das  S^-stem  der  Londoner 
Stock  Exchange,  das  in  Deutschland  bisher 
als  ein  höheres  Entwjckelungsstadium  an- 
gesehen worden  ist,  neuerdings  sowohl  in 
Amerika  wie  auch  in  England  selbst  mehr- 
fach als  unzweckmässig  kritisiert  wird. 
(Ver^,  Emery,  Speculauon  on  Ihe  Stock 
and  Produce  Exchange  of  the  United  States 
p.  95.)  Als  sicher  darf  nur  angesehen 
werden,  dass  die  Reste  des  »Publikums«, 
die  noch  an  der  Börse  vorhanden  sind, 
immer  mehr  von  dort  verschwinden, 

2.  Das  Pttbliknm.  Die  Börse  ist  das 
Herz  des  modernen  Verkehrslebens.  Damit 
ist  gesagt,  dass  alle  Welt  bei  den  Vorgängen, 
die  sich  dort  abspielen,  irgendwie  beteiligt 
ist.  Ein  schon  wesentlich  engerer  Kreis 
■wird  gebildet  durch  diejenigen,  deren  "Wirt- 
schaft irgendwie  unmittelbar  von  der  Börse 
beeinflusst  wird,  so  z.  B.  Staaten,  Aktien- 
gesellschaften,  Kapitalisten  von  der  Fonds- 
börse, Landwirte,  Müller,  Getreidehändler 
von  der  Produktenbörse  u.  s.  w.  An  der 
Börse  selbst,  zumal  an  der  Fondsbörse, 
begrenzt  man  den  Begriff  des  •Publikums« 
noch  enger  —  seherzbafterweise  heisst  der 
übliche  Ausdruck  »Privatpubhkum.  — ,  in- 
dem man  aus  dem  zweiten  Kreise  diejenigen 
heraushebt,  die  gelegentlich  an  der  Börse 
Geschäfte  machen  lassen,  ohne  dass  ihr 
Beruf  dies  mit  sich  bringt  Bndlich  kommt 
als  engster  Kreis  aussernalb  der  Börse  in 
Bettacht  die  immer  noch  sehr  grosse  Schar 
der  berufsmässigen  Händler  und  Spekulanten, 
welche  die  Börse  nicht  besuchen. 

An  den  Börsen,  welche  noch  öffentliche 
Harkte  sind,  kommt  ew  vor,  dass  einzelne 
aus  dem  Publikum  die  Biirse  besuchen ; 
aber  auch  daim  können  sie  dort  nurGeschAfte 
machen  mit  Hülfe  börsenkundiger  Vermittler ; 
denn  ganz  abgesehen  davon,  dass  sie  die 
Technik  der  Börse  in  der  Regel  nicht 
beherrschen,  geniessen  sie  auch  an  der  Börse 
entweder  selbst  keinen  Kredit  oder  sie  kennen 
(loch  die  Kreditwürdigkeit  der  anderen 
Börsenbesucher  nicht;  sie  wissen  nicht,  an 
wen  sie  sich  im  gegebenen  Momente  zu 
wenden  haben,  um  Geschäfte  abzuschliesseu ; 
an   der  Börse   kommt  es  regelmässig   auf 


Benutzung  des  Augenblicks  an-  in  we- 
nigen Sekunden  kann  sich  die  Situation 
schon  wesentlich  geändert  haben.  Die  blosse 
Anwesenheit  an  der  Börse  nutzt  dem  »Out- 
sider« gar  nichts:  im  Gegenteil:  er  wird 
ausserhäb    der   Börse   meist   besser,    weil 


Das  Publikum  ist  somit  auf  die  Ver- 
inittelung  der  regelmässigen  Börsenbesueher 
angewiesen,  wenn  es  sich  der  Börse  bedienen 
wül.  Damit  wird  einer  verbal tnismäasig 
kleinen  Zahl  von  Personen  viel  Vertrauen 
geschenkt  und  eine  recht  erhebhche  Macht 
tibertragen,  deren  Missbrauch  weite  Volks- 
kreise schwer  st-hädigen  kann.  Diese  Macht 
geht  allerdings  lange  nicht  soweit,  wie  man 
vielfach  meint:  die  Börse  kann  nicht  will- 
kürlich »Hausse  und  Baisse  machen^  u.  dergh 
Derartige  Versuche  ,  kommen  zwar  vor, 
sind  aber  sehr  selten  und  schlagen  über- 
dies häufiger  zum  Nachteile  ihrer  Veran- 
stalter aus  als  zum  Schaden  des  Publikums. 
Immerhin  kann  die  Börse  die  ihr  obliegenden 
überaus  wichtigen  Funktionen  sehr  ver- 
schiedenartig ausführen,  und  dos  grosse 
Interesse  des  Publikums  fflr  alles,  was  die 
Börse   betrifft,   ist   vollkommen   begründet 

VI.  Der  Geld- und  Wechsel- 
verkehr. 

1.  Ansländische  Geldsorten  nnd 
WechseL  Dieser  älteste  Bestandteil  des 
Börsenverkehrs  giebt  seit  Jahrhunderten 
wenig  Anlass  zu  öffentlichen  Angriffen  — 
im  16.  und  noch  im  17.  Jahrhundert  war 
das  freilich  anders,  die  damaligen  Vorwürfe 
gegen  den  Wechselverkehr  erinnern  oft 
lebhaft  an  die  heutigen  gegen  andere  Bör- 
sengeschäfte — ;  aber  daraus  darf  man  nicht 
schüesEen,  dass  dieser  Verkehr  weniger 
wichtig  sei;  im  Gegenteil:  er  gehört  immer 
noch  zu  den  wichtigsten  Teilen  des  Börsen- 
verkehres. Seine  Bedeutung  ist  hauptsächlich 
darin  zu  finden,  dass  er  Märkte  bildet  für 
internationale  Zahlungsmittel  und  dass  die 
Kurse  der  letzteren  Aufschluss  geben  über 
den  Stand  der  internationalen  Zahlungs- 
bilanzen, dass  sie  auch  unentbehrlich  sind 
für  die  Diskontoiioiitik  der  grossen  Central- 
banken.  Vgl.  hier  die  Aitt.  Arbitrage 
(oben  Bd.I  ö.  1039 ff.),  Banken  (oben Bd.  II 
S.  132ff.),  Wechsel. 

2.  Inländische  Wechsel  nnd  hanf- 
männische  Leihkapitalien.  Die  Haupt- 
masse der  umlaufenden  inländischen 
Wechsel  kommt  nicht  an  die  Börse,  son- 
dern in  die  Bestände  der  Banken,  die  sie 
bei  Verfall  einkassieren.  Nur  die  verhältnis- 
mässig kleine  oberste  Schicht  dieser  Wechsel 
gelangt  an  die  Börse;  es  sind  die  sogenannten 
■sPrimawechsel«,      » Primadiskonten «      oder 
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kurzweg  •Diskonten«,  d.  h.  grössere  Wechsel 
erster  Bank-  oder  sonstiger  Geschäfta- 
Muser  von  höchstem  Range;  sie  werden 
bei  einigermasseu  flüssieem  Geldstande  an 
der  Börse  zum  »PrivatdiBkont"  gehandelt, 
d.  h.  zu  einem  Zinshisse,  der  aicii  meist 
erheblich  unter  dem  offizieUen  Diskontsatze 
der  Centralbank  bewegt.  Sie  werden  näm- 
lich gern  von  denen  genommen,  die  grössere 
Geldsummen  derart  anlegen  wollen,  dass  sie 
in  jedem  Ängenblick  wieder  darüber  ver- 
fügen können,  ohne  Zins-  oder  Kursverluste 
zu  erleiden.  Besonders  die  grossen  Banken 
kaufen  oft  solche  »Diskonten«  in  den  an- 
aehnhchsten  Beträgen,  um  überflüssige  Geld- 
bestinile  vorübergehend  unterzubringen.  Der 
Privatdiakon t  verändert  sich  wesentlich 
rascher  als  der  offizielle  Bankdiskont ;  er  ist 
ein  weit  empfindlicheres  Instrument  für  die 
Ermittelung  des  jeweüi^n  »Geldstandest. 
Daher  wird  er  von  allen  Bankiers  mit  beson- 
derer Aufmerksamkeit  verfolgt;  aber  in 
vielen  Kurszetteln  findet  man  ilm  nicht  ver- 
zeichnet, weil  das  grosse  Publikum  für  ihn 
kein  direktes  Interesse  hat. 

Auch  kaufmännische  Leihkapita- 
1  i  en  einer  anderen  Art  werden  an  den 
grossen  Böisen  vielfach  geliandelt,  nämlich 
«olche,  welche  der  Gläubiger  —  meist  eine 
Bank  —  täglich  zurückforfernkann;  natür- 
lich kann  fftr  solches  »tägliches  Geld«  (money 
on  call)  in  der  Regel  nur  ein  sehr  geringer 
Zinssatz  gezahlt  werden.  Die  im  »Report- 
geschäft" (vgl.  unten)  angel^ten  Kapitalien 
entstammen  oft  der  gleichen  Quelle,  bedingen 
aber,  dem  grösseren  RJsico  entsprechend, 
einen  wesentlich  höheren  Zinssatz. 

Vli.  Der  Fondsverkehr. 

1.  Die  Börsenpapiere  und  ihre  Emis- 
sion. »Fonds«  hiess  schon  im  Mittelalter 
zinstragende  Kapitalien,  »effetti«  hiessen 
die  Anweisimgen  von  Bankiers,  dann  auch 
von  Fürsten  auf  bestimmte  Einkünfte.  Ans 
diesen  Ausdrücken  entstanden  im  17.  und 
18.  Jahrhundert  die  Bezeichnungen  »fonds 
pubhcs«,  »effets  royaux^  ftlr  die  Schuldver- 
schreibungen der  Fürsten.  »Stock«  hiess  in 
England  seit  alters  ein  Kapital ;  daraus  bil- 
deten sich  im  17.  Jahrhundert  die  Ausdrücke 
»pubhc  stock«,  »Joint  stock«,  »stock-jobbing«, 
aber  zunächst  nur  für  die  Aktien,  während 
man  die  englischen  Slaatspapiere  noch  lange 
Zeit  »fimdsi  nannte;  jetzt  fasst  man  beides 
als  istock  exchange  securiticä<  zusammen. 
In  Deutschland  verwendet  man  die  Aus- 
drücke »Fonds«,  »Effekten«,  »Börsenpapiere« 
als  gleichbedeutend. 

Schmoller  bat  in  den  Statistischen 
Anlagen  zu  dem  Berichte  der  deutschen 
Börsen-Enquete-Kommissiou  untersucht,  tpie 
gross  der  in  Börsenpapieren  angole^e  Teil 
des  Volksvermögens  ist.  Für  Orossbntannien 


wurde  dieser  Teil  1885  von  Giffen  auf 
3»/8  Milliarden  £  =  etwa  36  "/o  des  Volks- 
verm^ns  geschätzt,  für  Preussen  schätzt 
Sehmoller  ihn  auf  16—20  Milharden  Mark 
oder  etwa  25  "h  des  "Volksvermögens.  Der 
Gesamtbestand  der  Kulturwelt  an  Börsen- 
papieren beziffert  sich  sicherlich  auf  mehrere 
hundert  Hilliarden  Mark,  wovon  bei  weitem 
der  grösste  Teil  erst  während  des  letzten 
halben  Jahrhunderts  entstanden  ist  Im 
Jahrzehnte  1883.'9ä  wurden  durchschnittlich 
jährhoh  über  Ö  Milliarden  Mark  emittiert 
(nach  Laveleye),  wovon  nach  Christi- 
ans im  Anfange  der  Periode  etwa  '.'5,  am 
Schliisse  dagegen  fast  die  Hälfte  auf  Deutsi^- 
land  entfiel  (?). 

Man  unterscheidet  folgende  Hauptaiten 
von  Börsenpapieren:  a)  Obligationen  (fest- 
verzinsliche) und  Aktien  < Dividendenpapiere), 
b)  Anlage-  und  Spekulationspapiere  (Objekte 
des  Handels  imd  der  SpekuLition),  c)  Inlfin- 
ländische  und  ansländische  Papiere. 

Der  Kursstand  derObligationen  hängt 
in  erster  Linie  ah  von  der  Höbe  ihrer  Ver- 
zinsung und  von  dem  Grade  ihrer  Sichei^ 
heit,  welches  letztere  Moment  bei  den 
Aktien  nicht  die  gleiche  Bedeutung  hat, 
während  dafür  bei  diesen,  neben  der 
Höhe  der  Dividende,  die  Erwartung  eines 
Steigens  oder  Sinkens  des  Kurses  eine 
grössere  Rolle  spielt  als  bei  den  Obligatio- 
nen. Indes  giebt  es  Obligationen,  welche 
Spekulationspapiere  sind  (z.  B.  franzöuscbe 
itente),  und  andrerseits  Axtien,  die  den  Cha- 
rakter von  Aalagepapieren  haben  (z.  B. 
Deutsche  Reichsbankanteile).  Obligationen 
können  Spekulationspapiere  werdra,  wenn 
ihre  Sicherheit  entweder  eine  zweifelhafte 
ist  oder  wenn  ihr  Kursstand  von  G«dtwer 
berechenbaren  Faktoren  (etwa  von  der  Po- 
Htik)  in  ungewöhnlichem  Masse  beeinflusst 
wird.  Bei  den  Aktien  ist  die  Üngewissheit 
der  Verzinsung  ein  die  Spekulation  wesent- 
hch  förderndes  Element,  während  umge- 
kehrt eine  Aktienart,  die  lange  Zeit  hindurch 
immer  imgefähr  die  gleichen  Dividenden  ab- 
wirft, wenig  für  die  Spekulation  geeignet  ist. 

Ein  Spekulationspapier  bedarf  femer  noch 
mehr  als  ein  Anlagepapier  eiaes  bedeu- 
tenden regelmässigen  Verkehrs, 
Einzelne  ^kulative  Umsätze  können  sau- 
wohl in  Papieren  stattfinden,  die  keinen 
eigentlichen  Markt  haben ;  aber  ein  »Speko- 
lationspapier«  wird  gerade  charakterisiert 
dadurcb,  daas  unau^esetzt  grosse  Mengen 
davon  angeboten  und  gefragt  werden.  Bei 
den  sogenannten  »Leitenden Spekolations- 
papteren«,  also  etwa  in  Berlin  bei  Oester- 
reichischen  Kreditditien,  Diskonto-Eomman- 
ditanteilen  u.  s.  w.,  sind  die  Umsätze  stets 
am  gröseten.  Sie  dienen  als  Barometer  der 
Börsen  Stimmung.  In  ihnen  pflegt  die  ganze 
Masse  derjenigen  zu  spekuheren,  die  oitdit 
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für  ein  beetimmtes  Papier  »Meinung«  haben, 
Bondera  die  der  AnBicnt  Bind,  dass  die  Qe- 
sam  tlage  der  Hausse  oder  der  Baisse  göns- 
tig  ist.  Bei  diesen  Papieren  sind  die  Um- 
sätze stets  viel  grösser  als  das  von  ihnen 
Torhandene  Quantum.  Das  ist  unvermeid- 
lich; denn  ftir  die  SpelmlatioD  handelt  es 
sich  nicht  um  Befriedigung  konkreten  Be- 
darfs durch  effektive  »Stücke«,  sondern  um 
Einwirkung  auf  die  Kuise  durch  eine  Menge 
von  Geschäften;  um  diese  jederzeit  leicht 
ausführen  zu  können,  sind  möglichst  grosse 
Markt«  nötig;  solche  Märkte  erschweren  es 
aber  mederum  den  einzelnen  Spekulanten, 
auf  die  Kurse  zu  irirken,  was  zur  weiteren 
Ausdehnung  der  Umsätze  anreizt  Die 
hierin  liegende  Gefahr  ist  nicht  so  gross, 
■wie  sie  zu  sein  scheint,  weil  sie  ihr  Kor- 
rektiv in  sich  selbst  ti«gt:  die  Spekulation 
zerstört  immer  wieder  einen  Teil  ihrer 
eigenen  Wirkimgen;  aber  die  durchgebende 
Linie  der  Entwickelung  immer  grösserer 
Märkte  ist  dem  Gemeinwohl  förderlich. 

"Was  die  Einteilimg  der^  Börsenpapiere 
in  in-  und  ausländische  betnfft,  so 
hat  die  Intemationalität  der  Fondsbörsen 
unzweifelhaft  ihre  erheblichen  Schattensei- 
ten: die  Qualität  ausländischer  Papiere  zu 
■beurteilen,  ist  oft  sehr  schwierig,  was  zu 
liftufigen  folgenschweren  Irrtümern ,  zu 
schwmdel haften  Emissionen  und  dergleichen 
Anlass  gegeben  hat.  Auch  das  deutsche 
Publikum  hat  an  solchen  Emissionen  noch 
in  jüngster  Zeit  viele  Millionen  verloren. 
Indes  kann  man  glücklicherweise  jetzt  be- 
obachten, dass  diese  Verluste  nicht  ganz 
vei^blich  gewesen  sind;  das  Publikum, 
zumal  das  deutsche,  lernt  freilieb  langsam, 
gute  und  schlechte  Papiere  zu  unterschei- 
den ;  aber  dass  es  nicht  mehr  so  leicht  wie 
nodi  vor  kurzem  alle  möglichen  ausländischen 
Schwindel papiere  aufnimmt,  ist  unverkennbar. 

Auf  der  anderen  Seite  hat  für  ein  Volk 
der  Besitz  einer  Fondsbörse  von  internatio- 
naler Bedegtimg  sehr  grosse  Vorteile.  Sie 
erleichtert  zunächst  die  Unterbringung  und 
schliesslich  auch  die  Beschaffung  flüssiger 
GeldkapitaJien.  Wenn  Deutschland  jetzt 
vielleicht  jährlich  eiue  halbe  Milliarde  Zinsen 
vom  Auslände  zu  bekommen  hat,  so  ist  das 
für  unsere  Zahlungsbilanz  von  grösster  Be- 
deutung, Unser  Export  wird  dadurch  un- 
mittelbar und  noch  mehr  mittelbar  gefördert. 
Insbesondere  die  dauernde  Anlage  deutscher 
Kapitalien  in  ausländischen  Eisenbahnen  und 
sonstigen  produktiven  Unternehmungen,  wie 
sie  neuerdings  namentlich  von  der  Deutschen 
Bank  in  die  Hand  genommen  worden  sind, 
kann  wichtige  Folgen  für  unsere  Industrie, 
für  unseren  Handel  liaben.  Die  Engländer 
haben  uns  längst  diesen  Weg  gezeigt,  und 
wir  haben  erst  begonnen,  ihn  zu  bescJireiten. 
Es  ist  von  grösster  Bedeutung,  ihn  weiter 


zu  verfolgen.  Andererseits  ist  für  unsere 
Kolonieen  die  Befruchtimg  mit  ausländischem, 
zumal  mit  englischem  Capital  noch  durch- 
aus erwünscht  und  politisch  ganz  ungefähr- 
lich; die  deutscheu  Kolonieen  können  doch 
nicht,  wie  etwa  der  Suezkanal,  von  den 
Engländern  exprojjriiert  werden.  Die  Scheu 
vor  dem  internationalen  Verkehre  ist  stets 
ein  Zeichen  geringen  Selbstvertrauens. 

Die  Emission  von  Börsenpapieren  bildet 

Deutschland  einen  Teil  des  »Bankge- 
schäfts!-;  doch  giebt  es  keine  »Gründungs- 
banken« oder  'Emissionsbanken«  (Credit« 
mobiliers),  die  sich  auf  dieses  Geschäft  be- 
schränken. In  England  ist  es  anderen  Ge- 
schäftszweigen zugefallen  (Invesbuent-  oder 
Finance  Companies  u.  dgl,),  die  indes  auch 
danel^n  oft  nocli  andere  Geschäfte  betreiben. 
Ein  weiterer  Unterschied  besteht  darin,  dass 
in  Deutschbnd  Vertreter  aller  Emissions- 
hänser  die  Börse  besuchen,  während  sie  in 
Eneland  mit  ihr  meist  nur  durch  Makler 
verkehren.  Aber  auch  in  England  ist  die 
Börse  für  das  Emissionsgeschäft  ganz  un- 
entbehrlich, als  wichtigstes  Mittel,  neue 
Börsenpapiere  unterzubringen. 

Das  Emissionsgeschäft  ist  meist  sehr 
riskant  und  erfordert  regelmässig  ungewöhn- 
lich grosse  Kapitalien.  Deshalb  können  in 
der  Hegel  nur  bedeutende  Geschäftshäuser 
sich  mit  ihm  befassen,  und  zumal  die  Zahl 
der  »Leitenden  Emissionshäuserc  ist  natur- 
gemäss  nur  eine  kleine;  in  Deutschland 
haben  kaum  ein  Dutzend  Firmen  auf  diesen 
Namen  Anspnich,  von  denen  die  meisten  in 
Berlin  ihren  Sitz  haben. 

Für  die  grösseren  Emissionsgeschäfte  ist 
es  meist  nötig,  dass  eine  Anzahl  Geschäfts- 
häuser ihre  Kräfte  vereinigen  durch  die 
Bildung  von  »Konsortien«  oder  »Syn- 
dikaten«. Gewisse  Konsortien  operieren 
fortdauernd  gemeinsam ;  man  kennt  sie  als 
»Eoth3childgrupi)e«,  «Gruppe  der  Deutschen 
Bank"  u.  s.  w.  Unter  einander  konkunieren 
diese  Grupjien  vielfach,  was  nicht  ausschliesst, 
dass  sie  eich  für  gewisse  Unternehmungen 
vereinen;  es  kommt  auch  vor,  dass  ein- 
zelne Häuser  solcher  Gruppen  sich  loslösen, 
auf  eigene  Hand  vorgehen  oder  sich  mit 
Augehörigen  anderer  Gruppen  verbinden; 
doch  sind  das  Ausnahmen.  Die  Konsortial- 
mitglieder  haben  meist  »Dnterbeteiligte«, 
kleinere  Geschäftshäuser,  die  von  vornherein 
am  Gewinn  und  Verlust  Iteteiligt  sind. 

Es  giebt  Zeiten,  in  denen  alltilgjich  solche 
Emissionen,  oft  in  grosserer  Zahl,  stattfin- 
den. Das  sind  die  Zeiten  des  wirtschaft- 
lichen Aufschwungs,  die  »Grundungs- 
zeiten.,wie  1852—57, 1870— 73, 1«88— 90 
Auf  sie  folgt  regelmässig  der  Rückschlag 
(»Krach"),  so  1857,  1873,  1890,  und  dann 
eine  Zeit  der  Stagnation,  in  der  nichts  mehr 
zu  Stande  kommt.    Die  wirtschaftliche  E^t- 
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■Wickelung  vollzieht  dch,  ■wie  jede  andere, 
stets  in  Wellenlinien;  doch  ist  es  sehr  er- 
wünscht, dass  diese  Wellenlinien  nicht  all- 
zusehr von  derGradenab'weichen.  Es  scheint, 
dass  neuerdings  sich  ein  Fortschritt  in  dieser 
Richtung  anlehnen  will.  Seit  1895  leben 
wir  in  einer  Zeit  des  Aufschwungs,  die 
sich  bisher  von  den  schlinimBten  Ueber- 
treibungen  früherer  Perioden  ähnlicher  Art 
relativ  frei  gehalten  hat. 

Das  Emissionsgeschäft  zerfällt  nach  seinen 
Objekten  in  zwei  Arten:  1.  das  Anleihege- 
sch&ft,  mit  der  Abart  des  Konversionsge- 
Bch&fts,  und  2.  das  Gründungsgeschftft,  mit 
der  Abart  der  Vergrössemng  bestehender 
Aktiengesellschaft  e  n. 

Das  Anlcihcgeschäft  besteht  aus 
der  Uebemahme  von  Anleihen  und  aus  ihrer 
WiederverSusserung,  der  eigentlichen  Emis- 
sion. Wenn  ein  Staat  (oder  eine  andere  öffent^ 
liehe  Uemein Schaft)  eine  Anleihe  aufnehmen 
■will,  80  tritt  er  in  der  Reffel  mit  einer 
Gruppe  von  Bankbausem  oder  auch  mit 
mem«ren  in  Verbindung.  Ist  der  Kredit 
des  betreffenden  Staates  ein  sehr  guter,  so 
bedarf  er  vielleicht  nicht  der  Vennittelung 
von  Emissionshausem;  trotzdem  bedienen 
sich  selbst  solche  Staaten  in  der  Kegel  gerne 
dieser  Vermittelimg,  weil  jene  Geschäfts- 
leute, die  unausgesetzt  mit  dem  Kapital- 
markte Fühlung  habeu,  es  meist  besser  als 
Staatsbeamte  verstehen,  die  richtigen  Mittel 
zur  vorteilhaften  Unterbringung  der  Anleihe 
anzuwenden.  Das  Publikum  ist  nicht  so 
leicht,  wie  man  oft  glaubt,  zu  beliandeJn; 
geringe  Fehler  können  sehr  üble  Folgen 
haben,  und  der  schwache  Ei-folg  einer  Emis- 
sion kann,  ziunal  wenn  diese  vom  Staate 
direkt  nnternomraen  wird,  öessen  Kredit 
schwer  schädigen. 

Die  Verhandlungen  mit  den  Emissions- 
hausem  können  oft  lange  dauern ;  sie  endigen 
in  der  Begei  damit,  class  eine  der  in  Be- 
tracht kommenden  Gruppen  die  Ajdeihe  für 
eigene  Rechnung  fest  übernimmt;  kommis- 
sionsweise Ueberuahme  gegen  Provision 
findet  nur  ausnahmsweise  statt 

Jedes  der  am  Konsortium  beteiligten  Ge- 
schäftshäuser übernimmt  eiuen  bestimmten 
Betrag  und  zahlt  den  Betrag  dieser  Beteili- 
gung meist  bar  bei  dem  das  Kousortiiun 
leitenden  Hause  ein,  das  unter  allen  Cm- 
ständen  zunächst  die  »Stücke"  d.  h.  die 
Partialobligationen  der  Anleihe  in  Verwah- 
rung behält,  um  sie  nach  den  mit  den 
anderen  Mitgliedern  vereinbarten  Grund- 
sätzen zu  emittieren.  Die  Emission  kann 
geechehen  entweder  durch  »freihändigen 
Verkaufs  an  der  Börse  oder  durch  Auf- 
l^uDg  der  Anleihe  ziur  öffentlichen  Zeich- 
nung (SuhskriijtioQ).  Bei  der  Subskription 
sucht  man  das  Papier  auf  einmal  und 
zwar  ausserhalb  der  Börse  unterzubringen. 


während  man  es  beim  freihändigen  Ver^ 
kauf  allmählich  an  cier  Börse  verschleisst. 
Aber  auch  im  ereteren  Falle  ist  die  »Bin- 
führung«  an  der  Börse  regelm&Bsig  nötig 
denn  kein  Mensch  ■wird  sich  leicht  ent- 
schliessen  ,  auf  ein  Papier  zu  zeichnen,  das 
er  nicht  lAieder  an  der  Börse  verkaufen 
kann ;  auch  müssen  die  Emissionshauser 
selbst  in  jedem  Falie  an  der  Börse  erheb- 
liehe Umsätze  in  dem  neuen  Papiere  machen, 
worauf  gleich  zurückzukommen  ist.  Die 
Einführung  an  der  Börse  ist  also  Vorbe- 
dingung so  ziemlich  jeder  Emissionsth&tig- 
keit  Die  Zulassung  von  Papieren  zum 
Börsenhandel  ist  seitens  der  BörseoleituDgen. 
vielfach  von  Bedingungen  abhängig  ge- 
machtj  die  indes  meist  nur  formaler  Natur 
sind;  im  wesenthchen  bleibt  es  dem  Publi- 
knim  überlassen,  sich  ein  Urteil  über  den 
Wert  des  neuen  Papiers  zu  bilden,  da  die 
BSrsenbehörden  regelmassig  von  der  Ansicht 
ausgehen,  dass  es  für  sie  nicht  möglich  ißt, 
ein    Urteil    über    den   Wert    eines    Börsen- 

gjpiers  abzugeben.   Selbst  das  neue  deutsdie 
öisengesetz  hat  hieran  nichts  Wesentliches 
ändern  können. 

Ist  die  Zulassung  zum  Börsenhandel  er- 
folgt, 80  veröffentlicht  das  leitende  Emissions- 
haus den  Prospekt,  der  auch  die  Auf- 
forderung zur  Zeichnung  enthalt,  wenn  ein« 
solche  stattfindet  Derlnhalt  des  Pro^>ekt8 
soll  dem  Publikum  die  Möghchkeit  bieten, 
sich  ein  Urteil  über  die  Güte  des  Papiers 
zu  bilden,  und  zugleich  soll  er  das  Pubukum 
anregen  zu  zeiclmen.  Für  die  Emissions- 
liäuser  steht  nun  aber  der  letztere  Zweck 
in  erster  Linie,  was  den  Inhalt  des  Pro- 
spektes nur  zu  leicht  stärker  beeinfliisst, 
als  dies  im  Interesse  des  Publikums  er- 
wünscht ist 

Die  Zeichnung  selbst  findet  in  der  R^;el 
erst  einige  Tage  nach  VeriVflentlichung  des 
Prospektes  statt  oder  auch  noch  etwas  später. 
Zwischen  der  Zeichnung  imd  der  »Zutei- 
lung« der  Stücke  an  die  Zeichner,  d.  h. 
der  Mitteilung,  wieviel  sie  auf  ihre  Zeich- 
nung erhalten,  verstreicht  ein  weiterer  Zeit- 
raum. Beide  Zeiträume  werden  von  den 
Emissionshausem  benutzt,  um  für  die  Emissioa 
»Stimmung  zu  machen«.  Das  ist  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  bei  allen  mensch- 
hchen  Unternehmungen  nötig,  und  man  wrd 
daraus  den  Emissionshausem  keinen  Vrar- 
wurf  machen  dürfen ;  aber  leider  halten  sie 
sich  dabei  nicht  immer  in  den  Grenzen  des 
moralisch  Zulassigen :  Das  Bedenklichste  ist 
die  —  offene  oder  versteckte  —  Bestechung 
küufhcher  Journalisten :  zu  den  relativ  am 
häufigsten  vorkommenden,  aber  auch  recht 
bedenklichen  Kunstgriffen  gehört  femer  die 
Veranstaltung  fiktiver  Käufe,  um  den  Kuis 
eines  solchen  noch  gar  nicht  wirklich  exis- 
tierenden Papiers   wülkOrlich  zu  steigern; 
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das  umgekehrte  Manöver  wird  nicht  selten 
von  den  (iegnem  der  Emission  versucht. 
Diese  Geschäfte  >per  Erscheinen«,  (d.  h. 
vor  Ausgabe  der  Stücke;  die  Engländer 
sprechen  von  »deaÜng  beforo  allotment«, 
Hiuidei  vor  der  Zuteüune)  haben  unzweifel- 
haft oft  einen  direkt  schwindelliaften  Cha- 
rakter; indes  ist  das  keineswegs  immer  der 
Fall.  Wenn  z.  B,  eine  sUeherzeichnung* 
erwartet  wird,  d.  h.  die  Zeichnung  eines  nie 
Emission  übersteigenden  Betrages,  so  wird 
schon  deshalb  regelmässig  mehr  gezeichnet, 
als  die  Subskribenten  zu  haben  wünschen, 
und  eben  hierdurch  kommt  gerade  die  den 
EmissionshäuBem  sehr  willkommene  »lieber- 
Zeichnung"  zu  stände.  Die  Zeichner  sind 
mm  verpflichtet,  den  vollen  gezeichneten 
Betrag  bei  Erfordern  abzunehmen,  also  viel- 
leicht 100000  Mark,  während  sie  fhatsilch- 
lich  vielleicht  nur  10  000  Mark  haben  wollen. 
In  der  Hegel  zeichnen  die  Emissionshäuser 
ihrerseits  ebenfalls  grosse  Beträge,  d.  h. 
wenn  sie  hoffen,  daran  tüchtig  zu  vei-dienen. 
Passiert  aber  vor  der  Zuteihmff  etwas  Un- 
günstiges, so  können  sie  ihre  Zeichnungen 
einschiilnkeu,  und  in  solchem  Falle  kann  es 
jenen  privaten  Zeichnern  widerfahren,  dasa 
ihnen  viel  mehr  zugeteilt  wird,  als  sie  zu 
haben  wünschen.  Um  sich  gegen  solche 
Mf^lichkeiten  zu  sichern,  ziehen  gerade  be- 
sonders solide  Interessenten  oft  vor,  den 
Betrag,  den  sie  wirklich  haben  wollen, 
vielleicht  über  dem  Snbskriptionskurse,  an 
der  Börse  »per  Erscheinen«  zn  kaufen. 
Umgekehrt  sind  spekidative  Zeichner,  die 
das  mit  jetler  Zeichnung  verbandene  Risico 
ü'>emehmon  wollen,  oft  in  der  Lage,  soviel, 
wie  sie  sicher  bei  der  Zuteilung  zu  er- 
halten hoffen,  schon  vorher  »per  Eisbeinen" 
wieder  zu  verkaufen.  Das  passt  alier  natür- 
lich den  Emissionshäusem  nicht,  die  steh 
deshalb  wohl  gingen  solche  «Kon  cert  Zeichner« 
zu  schützen  suchen,  indem  sie  den  Zeichnern 
die  Venifliclitimg  auferlegen,  innerhalb  ge- 
wisser Zeit  nicht  zu  verkaufen.  Indes  ge- 
schieht das  trotzdem  in  erheblichem  Um- 
fange, und  auch  abgesehen  davon  müssen 
die  Emission shäuaer  in  der  Regel  noch 
kürzere  oder  längere  Zeit  hindurch  an  der 
Börse  fägli<'h  erhebliche  Beträge  des  emit- 
tierten Papiere  zurückkaufen  (»wieder  auf- 
nehmen»), \\m  einen  Kursrücigang  zu  ver- 
hüten, der  ihnen  entweder  dii'ekten  Schaden 
zufügen  oder  doch  ihren  -lEmissionskredit«, 
ihr  Ansehen  als  Emission shaus,  benachteiligen 
würde. 

Es  dauert  oft  lange  Zeit,  bis  die  ganze 
Emission  untergebracht  ist.  Erst  dann  er- 
stattet das  leitende  Haus  die  Schlnssabrech- 
nung  und  vorteilt  den  Gewinn  oder  den 
Verlust  auf  die  Mitglieder  des  Konsortiums. 
Bleibt  etwa,  was  auch  gar  nicht  selten  vor- 
kommt,  ein   Teil   der   Anleihe   unverkauft, 


dann  muss  dieser  Teil  schliesslich  in  natura 
an  die  Mitglieder  des  Konsortiums  und  von 
diesen  wieder  an  ihre  Unterbeteiligten  re- 
partiert werden. 

"Vom  Konversionsgcsehäft  kann 
hier  nicht  viel  gesagt  werden ;  es  besteht 
aus  dem  ümtaiisch  der  Obligationen  einer 
alten  Anleihe  gegen  solche  einer  niedriger 
verzinslichen  neuen  Anleilie  gleicher  Art, 
meist  unter  ZuBicherung  einer  Prämie  an 
die  zur  Konversion  geneigten  Inhaber  alter 
Obligationen. 

viel  mannigfaltiger  sind  die  verschiedenen 
Arten  des  Grfludnngsgeschäftes  be- 
schaffen; doch  felilt  awch  für  ihre  Schilde- 
rung der  Raum.  Das  Besondere  gegenüber 
dem  Anleihegeschaft  besteht  vorzugsweise 
darin,  dass  es  sich  bei  diesem  danim  handelt, 
den  Kredit  eines  Staates,  einer  Gemeinde 
u.  s.  w.,  beim  Gründnngsgeschilfte  dagegen 
darum,  den  Wert  einesUnternehmens 
zu  schätzen  und  zwar  entweder  eines  schon 
bestehenden  Unternehmens,  das  in  eine  Ak- 
tiengesellschaft verwandelt  werden  soll, 
otler  eines  erst  zu  begründenden  Unter- 
nehmens. Im  ersteren  Falle  ist  die  Schät- 
zung natürlich  eine  leichtere  als  im  letzteren ; 
aber  stets  sind  die  Schwierigkeiten  sehr 
grosse,  weil  der  wichtigste  Faktor,  die 
künftige  Rentabilität,  sich  meist  der  Tor- 
aiisberechnung  entzieht  und  zwar  regel- 
mässig in  nodi  weit  höherem  Masse  als  die 
Kreditwürdigkeit  eines  Staates.  Sodann 
neigen  die  ^Gründer«  dazu,  den  Wert  des 
von  ihnen  begründeten  Unternehmens  zu 
hoch  zu  schätzen,  oft  vollkommen  in  gutem 
Glauben;  doch  spielt  ihr  eigenes  Interesse 
natiirgemäss  eine  erhebliche  RoDe,  sei  es 
weil  sie  Torbesitzer  des  Unternehmens  sind, 
sei  es  weil  durch  Erhöhung  des  Kapitals 
der  Gesellschaft  ihr  Gründerge^-inn  sich 
stei^m  lässt.  Nun  ist  ihre  Thäfigkeit  un- 
zweifelhaft sehr  oft  ebenso  schwierig  wie 
nützlich,  letzteres  vorzugsweise,  wenn  es 
sich  um  ganz  neue  Unternehmungen  handelt, 
aber  auch  dann,  wenn  ein  bestehendes  Unter- 
nehmen ohne  Umwandlung  in  eine  Aktien- 
gesellschaft aufgelöst  wemen  müsste,  etwa 
weü  der  bisherige  Unternehmer  stirbt,  weil 
das  Kapital  im  Erbgange  verteilt  werden 
muss  n.  s.  w.  Indes  der  entgegengesetzte 
Fall  ist  auch  nicht  gerade  selten,  und  die 
ohnehin  schwierige  Bewertung  eines  Unter- 
nehmens ■wird  durch  diese  starke  Beteiligimg 
des  Selt)stinferesses  der  Gründer  noch  we- 
sentlich kompliziert.  Es  isit  Aufgabe  des 
Aktienrechts,  den  Gefahren  dieses  Zustandes 
nach  Möghchkeit  entgegenzuwirken,  ohne 
die  Entstehung  von  Aktiengesellschaften 
allzusehr  zu  erschweren.  Dass  diese  Auf- 
gabe schon-  befriedigend  gelöst  wäre,  kann 
kaum  gesagt  werden.  Vgl.  den  Art.  Ak- 
tiengesellschaften oben  Bd.  I,  S.  143ff. 
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2.  Die  Geschfiftfi  in  Börsenpapieren. 

ImallgemeineDisthierauflV.  SobenS,  lÜSfiM. 
zu  verweisen.  Nur  einige  Besonderheiten  der 
Fondsbörse  bedürfen  noch  der  Bespreehnng. 
Die  Art,  dort  Geschähe  zu  macliea,  ist  eiue  ver- 
echiedene  bei  Eaeea-  uud  bei  Zettgescliäften 
(dies  der  übliche  Ausdruck  für  Böi-sentermin- 
geschSfte  an  der  Fondsbörse),  sie  ist  aucli 
au  den  einzelnen  Böreon  Dicht  die  Kleiche. 

An  den  deutsciien  Büi-sen  werden  iü 
den  meisten  Papieren  nur  Kassageschäfte 
abgeschlossen,  während  dae  Zeitgeschäft 
von  jeher  auf  eine  relativ  kleine  'iSid  von 
Papieren  beschränkt  geblieben  und  durch 
das  Börsengesetz  noch  mehr  eingeengt 
worden  ist.  Umgekehrt  bildet  an  der  Lon- 
doner Fondsbörse  das  Zeitgeschäft  die  Begel, 
das  Kassageschäft  die  Ausnahme.  Die  Prär 
mieneeschäfte  spielen  in  Berlin  noch  eine 
erheWiche,  in  London  nur  eine  unterge- 
ordnete Rolle.  An  der  New- Yorker  Fonds- 
börse wiederum  ^iebt  es  fast  nur  Kassa- 
geschäfte. Kurz,  in  dieser  Hinsicht  besteht 
eine  wahre  Musterkarte  der  verschiedensten 
Systeme.  Das  gleiche  gilt  von  dem  e^nt^ 
liehen  Verfahren  bei  Abscliluss  der  Ge- 
schäfte. 

Wer  an  der  Berliner  Börse  ein 
KassageschäEt  machen  will,  geht  in  der 
B^l  zu  einem  der  Makler,  die  bestimmuugs- 
oder  gewohnheitsgemäss  sich  mit  der  Ver- 
mittolung  von  sololien  Geschäften  in  dem 
betreffenden  Papiere  befassen,  giebt  ihm  den 
Aufbag  und  lässt  sich  während  oder  nacli 
der  Börse,  zunächst  wohl  meist  mündlich, 
die  Aiisfflhrung  des  Auftrages  berichten; 
der  Makler  schreibt  dann  zwei  »Scliluss- 
scheine«,  giebt  jeder  der  Parteien  ein  Exem- 

Slar,  worauf  die  Lieferung  gegen  Bezahlung 
es  Kaufi)reises  erfolgt.  Anders  ist  das  Ver- 
fahren bet  den  Zeitgeschäften.  Wer  ein 
Zeitgesehäftander  Berliner  Börseabschliessen 
will,  begiebt  sich  zu  der  Gnip(»e  von  Mak- 
lern und  Spekulanten,  wcldie  sich  mit  Zeit- 
geschäften in  der  [»treffenden  Fondsart 
befassen ;  dort  werden  unausgesetzt  mit 
lauter  Stimme  Kaufs-  und  Verkaufsofferten 
gemacht;  ist  dem  Oesohäftslustigen  eine 
dieser  Offerten  genehm,  so  sagt  er  zu  dem 
Offerenten  (falls  er  kaufen  wiL):  »50  Stück 
von  Ihnen«  oder  dergleidien,  der  andere 
sagt:  »An  Sie«  und  das  Gescliäft  ist  ab- 
geschlossen, worauf  es  von  beiden  Parteien 
durch  eine  Zeile  in  ihr  Notizbuch  oiugeti'agen 
uud  nach  der  Böi'rc  durch  Auswechselung 
von  Schhissselieinen  bestätigt  wird. 

An  der  Londoner  Fondsböi-se  sind  es, 
■wie  wir  sclion  wissen,  die  Makler  (brokers), 
welche  Aufträge  von  Nichfmit  gl  jedem  der 
Fondsbörse  erhalten.  Der  Makler,  der  einen 
solchen  Auftrag  liat,  geht  an  der  Börse  in 
den  »Markt«,  wo  Ripiere  der  betreffenden 
Art  geliandelt  werden.    Dort  fragt  er  einen 


oder  mehrere  Händler  nach  dem  Preise, 
ohne  zu  sagen,  ob  er  kaufen  oder  verkanf^i 
will;  die  Händler  >machen°  ihm  einen 
Preis  für  Käufe  imd  einen  anderen  för  Ver- 
käufe, vielleicht.150— löOi/s«,  d.  h.  zu  150  wird 
gekauft,  zu  150'/«  verkauft;  dies  ist  ^ne 
bindende  Offerte  für  gewisse  Maximalbeträ^; 
wenn  dem  Makler  die  Offerte  genehm  ist, 
schliesst  er  mündlich  ab,  ähnJuch  wie  es 
bei  den  Berliner  Zeiteeachäften  geschieht, 
und  das  Oescliäft  wird  wie  in  Berlin  kur^ 
notiert. 

Derartige  formlose  Geschäftsabschlüsse 
geben  an  der  Börse  fast  nie  zu  Weite- 
rungen Anlass;  gleich  der  ganzen  Übrigen 
Börsentechnik  dienen  sie  dem  Zwecke,  den 
Gescliäftsgang  aufs  äusserate  zu  verein- 
fachen, jede  überflüssige  Bemühung  zu 
vermeiden.  Dabei  herrscht  unbedingtes 
gegenseitiges  Vertrauen,  dessen  so  ziemuch 
jeder  teilhaft  wird,  der  die  Börse  regel- 
mässig besucht  und  seine  Verpflichtungen 
erfüllt.  Hört  dies  auf,  so  geht  allerdings 
das  Vertrauen  sofort  verloren,  kann  aber 
wenigstens  in  Berlin  nur  zu  leicht  wieder- 
gewonnen werden,  wenn  ein  Abkommen 
mit  den  Gläubigem  zu  stände  kommt  An 
der  Londoner  Fondsbörse  sind  die  betref- 
fenden Bestimmungen    sehr   viel    strenger. 

3.  Die  Prolongation  und  Abwickelung 
derBöreentermingeschäfte  an  der  Fonds- 
börse. Im  folgenden  werden  einige  für 
die  Teclinik  der  Tenningeschäfte  wesent- 
liche Punkte  etwas  eingehender  dargestellt, 
und  zwar  auf  Gnmd  der  Verhältnisse  an 
der  Berliner  Fondst>örse;  doch  sind  in  dieser 
Hinsicht  an  den  meisten  anderen  Fonds- 
börsen ähnliche  Einrichtungen  vorlianden. 
Dabei  wird  von  der  für  die  Mehrzahl  der 
Ffllle  zutreffenden  Voraussetzung  ausgegan- 

fcn,  das«  die  Börsentermingeschäfte  speku- 
Btiver  Art  sind,  dass  aL«o  gekauft  wird, 
um  höher  zu  verkaufen  (Hausse-Mpekulation), 
oder  da-is  verkauft  wird,  um  billiger  einzu- 
kaufen (Bais.-ie-Spekulation).  In  beiden  lallen 
musB  da»  Geschäft  vor  dem  Lieferungs- 
tcrmino,  dem  usancemässeu  vStichtage«. 
entwe<ler  »reidisiert«  oder  -"prolongiert« 
wenien.     Letzteres   geschieht   mittelst  des 


heraus,  ob  viele  Zeitgeschäfte  noch  nicht 
realisiert  -lind  und  ob  die  Mehrzahl  dieser 
Zeitgescikäfte  aus  Hausse-  oder  aus  Baisi>e- 
ge^chäften  besteht.  Sind  überwiegend  Hausse- 
gescliäfte  noch  iinreatisiert,  so  müssen  die 
Haus-siers  ein  Opfer  dafür  bringen,  dass 
ihnen  die  M^licfikeit  gegeben  wird,  ihre 
Engagements  bis  zum  nächsten  Ultimo  zu 
prolongieren, sie mflsseu  »Report«  bezahlen: 
wenn  dagegen  die  Menge  der  nicht  reali- 
siei-ten  l^issegeschäfte  überwiegt,  so  müssen 
die    BaisKiei-s    für   die   Prolongation    ihrer 
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Engagements  eine  Oeliühr,  »Deport»  genannt, 
entrichten. 

Die  Prolongation  vird  dadurch  bewirkt, 
das9  der  Haiissespekiüant  per  Ultimo  des 
laufenden  Monats  verkauft  und  zugleich  vom 
Käufer  per  ultimo  des  nächsten  Monats 
wieder  Kauft,  ■während  der  Baiasier  urage- 
kehrt  per  Ultimo  des  laufenden  Monats 
kauft  und  sogleich  an  den  Verkäufer  per 
Ultimo  des  nächsten  Monats  wieder  verkauft. 

Wenn  die  Hausse-Engagements  bedeutend 
sind  und  der  Report  demgemäss  hoch  ist, 
bietet  das  Reportgeschäft  Kapitalbesitzern 
Gelegenheit  zu  vorteilhafter  Anlage  ihrer 
Kapitalien;  sind  umgekehrt  die  Baisse- 
Engagements  bedeutend,  so  können  Besitzer 
von  Börsenpapieren  unter  umständen  eine 
erhebliche  Leihgebühr  für  dieselben  erzielen. 

Oft  kommt  es  auch  vor,  dass  weder  Ke- 
port  noch  Deport  gezalilt,  sondern  »glatt 
prolongiert»  wird ;  dann  hat  derjenige,  wel- 
cher das  Geld  dafür  hergiebt,  nur  den  Ge- 
nuss  der  laufenden  Stflckzinsen. 

Soviel  von  der  Prolongation.  Nun  ist 
noch  die  Abwickelung  der  Zeitgeschäfte, 
die  »Ultimoliquidation«,  zu  schildern, 
und  zwar  auf  Grund  der  Verhältnisse  der 
Berliner  Börse;  an  anderen  Böreen  vollzieht 
sich  die  Liquidation  Ähnlich,  mit  geringen 
Abweichungen.  Nehmen  wir  an,  alle  Spe- 
kulationsgeschäfte seien  entwe<ler  realisiert 
oder  prolongiert,  ein  Zustand,  der  in  Berlin 
eigentlich  am  Abend  des  drittletzten  Tages 
vor  dem  Ultimo  erreicht  sein  sollte,  was 
aber  thatsächlich  nicht  immer  der  Fall  ist. 
An  diesem  Tage  bis  l'/s  Uhr  fiiidet  in 
Berlin  usancemässig  die  »Prämienerklä- 
rung* statt  d.  h.  diejenigen  Personen,  die 
Vorprämien  gekauft,  Kückprämien  verkaiJl 
haben  und  dei^leichen,  mflssen  bis  dahin 
erklären,  ob  sie  die  Prämien  bezahlen  oder 
die  Ausführung  des  Geschäfts  verlangen 
wollen.  Daraus  ergiebt  sich  unter  Umstän- 
den noch  im  letzten  Momente  für  die  an- 
deren Parteien  die  Notwendigkeit  von  Re- 
alisationen oder  Prolongationen. 

Am  folgenden  Tage,  dem  zweitletzten 
vor  dem  Ultimo,  wertlen  die  Prämien  ge- 
zahlt und  die  »Liquidattonskurseo  vom 
Börsen voistand  festgesetzt.  Die  Ultimohqui- 
dation  besteht  nämlich  zum  grossen  Teile 
aus  einem  Kompensations verfahren  zur  Aus- 
scheidung aller  überflüssigen  Lief ervm  gen 
und  Zahlungen.  Bei  diesem  Kompensations- 
verfahren  muss  für  jede  Art  Börsenpapiere 
ein  einziger  Kurs  zu  Gnmde  gelegt  und 
dieser  muss  durch  den  Börsen  vorstand  aus- 
drücklich festgesetzt  werden,  wobei  letzterer 
sich  an  den  ztifälljgen  augenblicklichen  Kurs- 
stand ungefähr  anschliesst.  Die  Differenzen 
gegenüber  den  wirklichen  Kauf-  und  Ver- 
kaufspreisen werden  später  privatim  zwischen 
den  Parteien  reguliert. 


Nun  beginnt  am  Nachmittag  des  gleichen 
Tages  das  eigentliche  Liquidationsverfahren 
durch  Einreiciung  der  sogenannten  »Scontri« 
beim  »Liquidationsverein«.  Ijetzteror 
ist  errichtet  von  allen  Berhner  Börsen  firmen, 
die  regelmässig  Börse  ntermingeschäffe 
machen,  um  deren  Abwickelung  im  Liqui- 
dationsverfahren zu  bewirken.  Er  bedient 
sich  dabei  der  »Bank  des  Berliner  Kassen- 
vereins",  die  auch  flir  das  Kassageschäft 
der  Berliner  Börse  die  Lieferung  der  Stücke 
gegen  EinkassJening  der  Kaufpreise  über- 
nommen bat.  Beim  Bureau  dieser  Bank 
werden  die  Scontrobogen  oder  »Scontri« 
eingereicht;  das  sind  grosse  Papierbogen, 
auf  denen  die  Namen  aller  dem  Liqmda- 
tionsvereine  angehörigen  Börsenfinnen  vor- 
gednickt  sind.  Jedes  Mitghed  des  Vereins 
erhält  solche  Formulare,  und  zwar  ^ebt  es 
deren  besondere  flh-  jedes  Papier,  in  dem 
regelmässig  Zeitgeschäfte  gemacht  werden. 
Wer  an  dem  betreffenden  Ultimo  von  diesem 
Papiere  etwas  zu  hefern  oder  zu  empfangen 
hat,  bemerkt  in  dem  Formulare  hinter  dem 
Namen  seines  Gegen kontrahenten  den  zu 
liefernden  bezw.  zu  empfangenden  Betrag, 
eventuell  (falls  mit  dem  gleichen  Gegen- 
kontrahenten  Kauf-    nnd   Verkaufgeschäfte 

«schlössen  sind)  den  zu  liefernden  bezw. 

empfangenden  Saldo. 

Der  Liquidation  s verein  kompensiert  nun 
alle  schon  realisierten  oder  prolongierten 
Geschäfte  und  teilt  den  noch  öbrigen,  ver- 
hältnismässig wenigen  Lieferanten  von 
Stücken,  die  weder  realisiert  noch  prolon- 
giert sind,  die  Namen  derjenigen  mit, 
welche  diese  Stücke  zu  empfangen  haben. 
Zu  dem  Zwecke  werden  den  ersteren  be- 
sondere »Lieferscheinen  ausgefolgt. 

Endlich  findet  am  Ultmio  selbst  auf 
Grund  der  Lieferecheine  die  Liefening  und 
Bezahlung  dieser  Stücke  statt  und  am  Tage 
nach  dem  Ultimo  die  Zahlung  der  Differenzen. 

4.  Maklerwesen ,  KarsfeststeUuiig 
and  Kurszettel.  Wir  wissen  bereits,  welche 
bedeutsame  Rolle  die  Makler  im  Börsen- 
wesen spielen,  dass  aber  ihre  wirtschaftUchen 
Funktionen  an  den  einzelnen  Börsen  recht 
verschiedenartige  sind.  Hier  noch  wenige 
Worte  über  das  Maklerwesen  der  deutschen 
und  französischen  Fondsbörsen.  Es  unter- 
scheidet sich  von  dem  Maklerwesen  der 
völlig  modernen  englischen  und  amerikani- 
schen Fondsbörsen  durch  erhebliche  Ueber- 
bleibsel  der  Beamtensteilung,  welche  den 
Maklern  in  früheren  Zeiten  zugewiesen 
worden  war,  um  ihren  Missbräuchen  zu 
steuern.  Diese  BeamtensteUung  kommt 
hauptsächlich  zum  Ausdruck  in  der  Ver- 
eidigung und  in  dem  Verbote,  für  eigene 
Rechnung  Geschäfte  zu  machen,  andererseits 
in  gewissen  Privilegien  oder  sogar  in  einem 
Monopole,  wie  es  sich  in  Paris  de  jure  noch 
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erhalten  hat.  Au  eiiiigeo  deutschen  Börsen, 
ia  den  Hansestädten,  in  Mannheim,  ist  dieser 
Bückatand  aus  alter  Zeit  längst  verachwim- 
den,  und  auch  wo  er  noch  vorhaaden  ist, 
hat  er  so  ziemlich  jede  praktische  Bedeu- 
tung verloren;  ja,  die  Vorschriftea,  welche 
eatatandeD  sind,  um  die  geschäftliche  Moral 
zu  heben,  sind  für  diese  umgekehrt  sehr 
nachteilig  geworden,  weil  sie  nicht  mohr 
beobachtet  werden  kÖnncD,  vielmehr  unaus- 
gesetzt übertreten  werden  müssen.  In  stei- 
gendem Masse  müssen  selbst  die  vereidigten 
Makler,  wenn  sie  existieren  wollen, 
Geschälte  für  eigene  Bechnung  machen, 
und  dennoch  wird  ihre  Bedeutung  immer 
mehr  durch  die  nicht  vereidigten  »freien 
Makler«  eingeengt.  Nichtsdestoweniger  sind 
alle  Angriffe  auf  das  rechtliche  Monopol 
der  Pariser  »agenla  de  cliange«  bisher  ge- 
scheitert, und  in  Deutschland  hat  das  neue 
Bdrsengesetz  die  Beamteumakler  als  'Eurs- 
maklerc  beibelialten. 

Die  Makler  der  Fondsbörsen  sind  unter 
allen  Umständen  in  erster  Linie  Geschäfts- 
vermittler: sie  haben  keineswegs  das 
Bestreben,  fClr  eigene  Rechnung  Geschäfte 
zu  machen;  aber  sie  werden  oft  hierzu  ge- 
zwungen, weil  es  häufig  schwierig  ist,  rOr 
die  Ausführung  eines  Auftrags  sofort  eine 
Gegenpartei  zu  finden;  sie  müssen  also  oft 
selbst  eintreten;  doch  enthält  ihre  Stellung 
im  Markte  unleugbar  auch  einen  Antrieb, 
für  kurze  Zeit  in  Spekulation  zu  treten. 
Gleichviel  nun,  ob  das  auf  Zwang  oder 
freiem  Willen  beruht,  jedenfalls  stehen  dem 
Makler,  der  zunächst  selbst  eintritt,  melu«re 
Arten  des  Verhaltens  gegenüber  seinem 
Auftraggeber  frei,  vorausgesetzt,  dass  dieser 
überhaupt  damit  einverstanden  ist:  entweder 
nennt  der  Makler  sich  ein  füjr  allemal  als 
Selbstkontrahenten  oder  er  behält  sich  Nen- 
nung der  Gegenpartei  vor,  in  welchem  Falle 
er  einstweilen  an  deren  Stelle  die  Worte 
>aQ  Auf^e«  in  den  Schlussschein  einfügt. 
Eiüe  dritte  Gruppe  von  Maklern  hat  mit 
einer  »Maklerbanki  das  Abkommen  ge- 
troffen, dass  diese  ihm  gegen  Siclierstellung 
gestattet  sie  als  "Aufgabe«,  zu  benutzen, 
derart,  dass  die  Maklerbank  als  Selbstkon- 
ttahent  eintritt;  doch  auch  in  letzterem  Falle 
sucht  der  Makler  stets  so  rasch  wie  tnCglicli 
eine  Gegenpartei  zu  finden,  der  er  wiederum 
die  Maklerbank  als  Kontrahenten  aufgiebt. 
Wie  schon  erwähnt,  gehen  die  Klassen  der 
Tagesspekulanten  und  Makler  an  den 
deutschen  und  französischen  Börsen  in 
einander  über,  während  sie  in  London  scharf 
von  einander  getrennt  sind  (»brokeis.  und 
»dealers«) ;  aber  liier  wie  dort  dienen  beide 
£lassen  der  Geschäft^vermittelung. 

Hier  ist  der  Ort,  etwas  näher  einzu- 
gehen auf  die  wichtigen  Vorgänge  der 
sKursfeststellung.,  bei  der  den  Maklern 


vielfach  wesentliche  Funktionen  zugewiesen 
worden  sind.  Indes  sind  hierbei  manche 
Dinge  auseinanderzuhalten,  die  bisher  meist 
mit  einander  vermischt  werden :  Kursofferten 
bezw.  Gebote,  Kursbildung  und  Eursbekaont- 
machung,  sodann  vor  aUem  »freier«  Markt 
und  »offiziellen  Markt. 

Die  Kurs-  oder  Preisbildung  selbst  kann 
den  Maklern  nur  im  »offiziellen«  Markte 
zu^wiesen  werden,  d.  h.  in  demjenigen 
Teile  des  Börsenverkehis,  bei  dem  die  Preis- 
bildung dem  freien,  unausgesetzten  Walten 
der  BCrsenmeiaung  entrückt  und  statt  dessen 
durch  einen  amtlichen  Apparat  vollzogen 
wird,  der  aber  dem  Wesen  der  Börse  wider- 
spricht. 

Charakteristisch  für  die  Börse  ist  die 
Preisbildung  durch  die  Spekulation, 
die  durch  dien  freien  Wandel  ihrer  Meinung 
in  jedem  Augenblicke  einen  neuen  Preis 
erzeugen  kann.  Diese  Ai-t  der  Freisbilduog 
ist  z.B.  an  der  Londoner  Fondsbörse,  der 
gröBsten  der  Welt,  bei  allen  viel  gehandelten 
Börsenpapieren  üblich.  Der  Makler  hat  hier 
mit  der  Kursbildung  nichts  zu  thun;  viel- 
mehr wendet  er  sich,  wie  wir  wissen,  an 
die  »Jobbers«,  d,  h.  an  die  Tagesspekulanten, 
welche  unter  dem  unausgesetzten  Einflüsse 
der  Borsenmeinung  Eursofferten  und  Eurs- 
gebote  machen,  auf  Grund  deren  die  Gle- 
schafte  zu  stände  kommen,  die  Eursbildung 
sich  vollzieht.  Die  Bekanntmachung 
dieser  Eurae  können  dann  die  Makler  durch 
einfache  Mitteilung  an  den  von  derBörsen- 
leituug  dafür  bestimmten  Beamten  veran- 
lassen;  jeder  sofort  derart  mitgeteilte  Kurs 
wird  in  den  offiziellen  Kurszettel 
auigenommea,  der  das  beteiligte,  ausserhalb 
der  Börse  stehende  Publikum  Ober  den  Ge- 
sciiäflsgang  unterrichten  soll.  Der  offizielle 
Londoner  Kurszettel  bringt  also  für  alle 
stark  geliandelten  Papiere  Uighch  meist  eine 
ganze  Reihe  von  Kursnotierungen,  obwohl 
riele  Abschlüsse  gar  nicht  angemeldet  und 
daher  auch  nicht  in  den  offiziellen  Kurs- 
zettel aufgenommen  werden.  Aehnüch  ist 
der  Hergang  im  freien  Berliner  Ter- 
minmarkte liinsichtlich  der  stark  auf 
Zeit  gehandelten  Papiere. 

Den  äussersten  G^ensatz  dazu  bildet 
der  sogenannte  »Einheitskursc  im 
Eassenmarkte  der  Berliner  Börse.  Hier 
bleibt  die  Eursbildung  einem  Mechanismus 
überlassen,  der  durch  die  vereidigten  Makler 
(seit  dem  neuen  Borsengesetze  »Kursmaklen 
genannt)  gehandhabt  wird.  Sie  treten  ein- 
mal täglidi  zu  bestimmter  Zeit  mit  ihren 
Notizbüchern  zusammen  und  suchen  durdi 
deren  Vergleichung  festzustellen,  bei  welchem 
Kurse  von  jedem  Papiere  die  meisten  der 
ihnen  darin  erteilten  Aufträge  ausgeführt 
werden  können,  derart,  dass  afle  ohne  Limi- 
tum  (Kursbeschräukung)  erteilten  Auftrage 


Tonre^  auszufOhren  sind.  Der  so  ermittelte 
Kurs  ist  der  einzige,  der  für  das  betreffende 
Papier  aa  diesem  Tage  zu  stände  kommt 
und  offiziell  notiert,  d.  h.  im  offiziellen  Kurs- 
zettel bekannt  gegeben  wird.  Man  hat 
diesen  HechanismuB  sehr  gerfllimt;  es  ISsst 
sich  aber  niclit  verkennen,  dass  er  bei  stark 
gehandelten  und  häufigen  Eurssohwankungen 
unterliegenden  Papieren  nicht  mehr  an- 
'wendbar  ist,  dass  femer  bei  ihm,  statt  vieler 
kleinen  Kursschwankungen,  seltenere,  aber 
um  80  grössere  Kursverfinderungen  erfolgen 
mOssen;  die  Yorsichtsmassregeln,  die  ^• 
troffen  sind,  um  diese  und  andere  Nachtue 
des  Systems  zu  Terringem,  laufen  im  wesent- 
lichen hinaus  auf  Milderung  des  darin  liegen- 
den starren  Schematismus  durch  die  &eie 
Börsenmeinung;  daraus  geht  deutlich  her- 
vor, weldtes  die  Richtung  der  Entwickelung 
ist:  der  >Einheitskurs<  wird  mit  der  Zeit 
ohne  Zweifel  immer  mehr  verechwinden, 

Zwischen  diesen  beiden  Systemen  der 
Eursbildung  mid  Eursbekanntniachung  giebt 
6S  deren  noch  eine  Heihe  anderer,  auf  die 
hier  nicht  eingegangen  werden  kann. 

Zum  SchluBS  noch  ein  Blick  auf  den 
>£urszettei(.  In  ihm  findet  man  die 
Kurse  notiert  auf  Orund  der  für  die  ein- 
zelnen Börsen  bestehenden  Geschäftsge- 
bräuche (Usancen).  An  der  Berliner  BCrae 
vrerden  die  meisten  Papiere  in  Prozenten 
des  »Nominalwertes«  notiert,  d.  h.  der  Kurs 
giebt  an,  wieviel  llark  für  je  100  Mark, 
wieviel  Subel  für  je  100  Rubel  gefordert 
(B.  =  Brief),  geboten  (G.  =  Geld)  oder  be- 
zahlt (b.)  worden  sind;  iet  der  Kurswert 
eines  Papieres  dem  Nominalwerte  gleich, 
so  sagt  man,  es  stehe  al  pari;  sonst  steht 
es  über  oder  unter  pari  (Agio  —  Disagio). 
Manche  Papiere  werden  indes  gar  nicht  in 
Prozenten  des  Nominalbetrages,  sondern 
»pro  Stück«  notiert,  eine  Notierungsweise, 
die  an  anderen  Börsen  Üblicher  ist  als  in 
Berlin.  Die  laufenden  Zinsen  (Stück  zinsen) 
werden  in  Berlin  bis  zum  Geschftftetage 
dem  Verkäufer  besonders  vergütet,  während 
sie  an  einigen  anderen  Börsen  im  Kurse 
enthalten  sind,  derart,  dass  der  Kurs,  ganz 
abgesehen  von  seinen  Schwankungen,  täglich 
um  den  Betrag  der  laufenden  Zinsen  steigt, 
und  z.  B.  ein  vierprozentiges  Papier  am  31. 
Dezember  um  2''/o  höher  stehen  muss  als 
am  1.  Juli,  An  den  Zinsterminen  wird  der 
Coupon  »detachiert'  und  der  Kurs  um  dessen 
Betrag  ermäsaigt.  Bei  Aktien  wird  der 
Dividendenschein  mit  SchluBS  des  Geschäfts- 
jahres abgetrennt,  die  Dividende  geschätzt 
und  der  Kurs  um  den  Betrag  dieser  ge- 
schätzten Dividende  ennässigt. 

VUL   Der  Warenverkehr. 
1.  Oegenstände  und  Arten  des  Wa- 
renbSreenverkehrs.    Aus  dem  frilher  Ge- 


sagten ergiebt  sich,  dass  von  der  Menge  aller 
Waren  nur  diejenigen  an  der  Börse  gehandelt 
werden  können,  welche  ein  gewisses  Mass 
von  Tertretharkeit  erlangt  haben,  und 
zwar  mindestens  ein  solches  Mass,  dass  der 
Verkauf  nach  Probe  möglich  ist.  Dieses 
Mass  der  Vertretbarkeit  wird  bei  Roh- 
erzeugnissen und  Halbfabrikaten  leichter 
erreicht  als  bei  Ganzfabrikaten,  weil  diese 
mehr  als  jene  besonderen  Bedürfnissen  an- 
gepasst,  mithin  in  höherem  Grade  indivi- 
dualisiert sein  mOsaen.  Allerdings  wird 
innerhalb  einer  und  derselben  Art  von 
Fabrikaten  durch  die  Maschinenarbeit 
immer  mehr  Vertretbarkeit  erreicht;  aber 
die  Masse  der  auf  solche  Weise  vertretbar 
gewordenen  Fabrikat«  gleicher  Art  pflegt 
nur  ausnahmsweise  für  einen  regelmässigen 
Börsenverkehr  zu  genügen;  wo  auch  dieses 
Erfordernis  gegeben  ist,  da  wird  es  in  der 
That  zur  Entstehung  eines  Börsenverkehrs 
kommen.  An  den  grossen  Handelsplätzen 
der  Gegenwart,  wie  z.  B.  in  Harabui^, 
werden  so  ziemlich  alle  Waren,  bei  denen 
jene  beiden  Erfoidemisse  vorhanden  sind^ 
börsenmässig  gehandelt;  indes  reicht  bei 
den  meisten  dieeer  Waren  die  Vertretbar- 
keit nur  aus  für  die  Entwickelung  eines 
Börsen veitehrs  nach  Probe  und  zwar 
entweder  als  Kassa-  oder  als  gewöhnliches 
Lieferungsgeschäft,  jedenfalls  abo  als  «£f- 
fektivgeschäfti,  während  die  eigentlich 
charakteristische  Gestalt  des  Börsenverkehrs, 
der  Börsenterminhandel,  bisher  nur 
bei  einer  verhältnismässig  kleinen  Zahl  von 
Waren  sich  entwickelt  hat,  in  Deutschland 
z.  B.  (vor  dem  Börsengesetze)  nur  bei  Wei- 
zen, Ro^en,  Mais,  Hafer,  Roggenmehl, 
Rohspiritus,  rohem  Rüböl,  raffiniertem  Petro- 
leum, Baumwolle,  Kaffee,  Rohzucker,  granu- 
liertem Zucker,  Kammzug.  Die  Entwickelung 
des  Böreentermingeschäfte  befindet  sich  noch 
in  ihren  Anfängen.  Der  unmittelbare  Anlass 
seiner  Entstehung  kann  ein  sehr  verechieden- 
artiger  sejn;  scheinbar  plötzlich  und  ohne 
ausreichende  Ursatiie  kann  es  sich  zunächst 
an  einem  einzelnen  Platze  entwickeln,  oft 
wie  es  scheint  nur  infolge  spekulativer 
Neigungen  einer  kleinen  Gruppe  von  Ge- 
schäftsleuten;  aber  wenn  ein  Platz  voran- 
geht, müssen  die  konkurrierenden  Plätze,  um 
nicht  zurftekzubleiben,  bald  ebenfalls  das 
Böisentermingeschäft  einführen^  und  schon 
hieraus  geht  nei-vor,  dass  es  sich  um  eine 
notwendige  Entwickelung  handelt 

Ein  Warent«rminmarkt  kann  sich  nur 
dort  bilden,  wo  sich  ■  bereits  ein  grosser 
Effektivmarkt  befindet,  mag  dies  nun 
ein  Export-,  ein  Import-  oder  ein  Zwischen- 
markt sein,  auf  dem  sich  Export  luid  Import 
treffen.  Wenn  sicli  an  einem  solchen  Platze 
ein  Terminniarkt  bÜdet,  so  bedeutet  das 
nichts    anderes    als    den  Beginn   der  Ar- 
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beitstcilun^r  zwischen  Hände!  und 
Spekulation  und  die  Eatwickelvinj?  einer 
beBonderen  Technik  der  letzteren  Prodiik- 
tionsart.  Diese  Technik  ist  an  der  Waren- 
bötse  nicht  diuvihweg  die  gleiche  wie  an 
der  Fondsbörse. 

2.  Technik  des  WarentermiB^- 
achSfte.  Im  folgenden  sollen  niu*  einige  be- 
sonders wichtige  Punkte  behandelt  werdeD, 
hlDsiditlich  deren  die  Technik  des  Waren- 
termingeschÄfts  von  deijenigen  des  Zeitge- 
schäfts an  der  Fondsbörse  abweicht.  Zunächst 
besteht  schon  ein  wesentlicher  Unterschie<l 
zwischen  Börsenpapieren  und  Waiden  in  Be- 
zug auf  ihre  Vertretbarkeit.  Börsen- 
papiere einer  nnd  <lerselben  Art  sind  von 
Natur  ebenso  vollkommen  vertretbar 
wie  unser  heutigem  Geld.  Dagegen  giebt 
es  kaum  irgendwelche  "Waren,  von  denen 
jede  Menge  einer  gleich  grossen  anderen 
Menge  in  ihrer  Bescnafifenheit  wirklich  voll- 
kommen glcicli  ist;  vielmehr  bedarf  es  bei 
den  Waren  künstlicher  Vollendung  der 
Vertretbarkeit  Diese  kann  auf  verschiedene 
Weise  erreicht  werden.  Meist  wird  durch  Bör- 
sen-Usance  festgesetzt,  welche  Eigenschaf- 
ten die  Tei-minware  besitzen  muss;  zu  dem 
Zwecke  müssen  sogi?nannte  j> Standard ti'pen« 
anfgestellt  wei-den.  Das  gescliieht  entweiler 
tladurch,  dass  man  ein  für  alleraal  be- 
stimmt, welche  Eigenschaften  eine  Waren- 
pmlie  haben  muss,  wenn  sie  im  Termin- 
bandel  lieferbar  sein  soll;  in  diesem  Falle 
heisst  es  also  z.  B.,  lieferbarer  Terminweizen 
müsse  sein:  gut,  gesund,  trocken,  frei  von 
Darrgenich,    durchschnittlich    755  Gramm 

firo  Liter  wiegend  u,  s.  w.  Oder  aber,  es 
indet  periodische  Nomiienmg  der  Liefe- 
nmgsqnalität  statt  In  Hambiu'^  z.  B.  heisst 
die  Kaffeesorte,  die  auf  Termm  gehandelt 
wird,  tgood  average  Santos*;  was  darunter 
zn  verstehen  ist,  mtt  man  teils  ein  ffir  alle- 
mal festgesetzt,  teils  periodisch.  Ein  für 
allemal  ist  bestimmt,  <lass  jedes  »Los« 
(500  Sack,  die  Einheit  im  Hambiu^er  Kaff ee- 
terminhandel)  dem  anderen  gleichwertig  und 
dass  es  ferner  zn  */6  (mindestens  zu  •/«)  aus 
»8uperior«,  zu  ^ir,  aus  »good«  und  zu  Ve 
(höchstens  zu  *.'8)  aus  »regulär«  Santos-Kaffee 
bestehen  solle.  Was  als  »snperior«,  »good« 
und  aregidar«  zu  verstehen  ist,  wird  jähr- 
lich nac'h  dem  Ausfall  der  Kaffee-Ernte  fest- 
gesetzt, indem  die  Leilnii^  der  Terminbörse 
Proben  zusammenstellt,  die  dann  als  ATase- 
stab  für  die  Lieferbarkeit  von  Terminkaffee 
bis  zur  nächsten  Ernte  dienen. 

Es  giebt  indes  -eine  andere  Eiarichtimg, 
bei  der  das  gleiche  Ziel  weit  einfacher  und 
vollkommener  erreicht  wird,  das  ist  das 
»Warrantsystemi  (vgl,  den  Art.  War- 
rants), wie  es  z.  B.  im  Eoheisen-Tenninge- 
Bchäfte  von  Glasgow  eingeführt  ist  Dort 
sind  Warrants  über  Roheisen barren  Gegen- 


stand des  Termingeschäfts.  Die  grossen 
Lagerhaus-Unternehmungen  Mantieren  in 
den  von  ihnen  ausgegebenen  Warrants  eine 
bestimmte  Qualität  des  bei  ihnen  gelagerten 
Eisens,  so  dass  die  Börse  mit  der  Lieferungs- 
qiialität  überhaupt  nichta  zu  thun  hat :  es  wird 
st6t8  »Papiereisen«  gehandelt  und  geliefert; 
die  Vertretbarkeit  ist  ebenso  vollkommen 
wie  an  der  Fondsbörsa  Aehnlich  geschieht 
es  in  Nordamerika,  zmnEd  in  Chicago,  mit 
Weizen,  der  in  grossen  Silospeichern  gela- 
gert und  derart  klassifiziert  wird,  dass  die 
S])eicherverwaltungen  die  Qualität  garan- 
tieren und  daraufhin  Warrants  ausgeben 
können,  die  dann  als  Gegenstand  des  Termin- 
geschäfts dienen. 

Weniger  entwickelt  als  an  der  Fonds- 
börse ist  ferner  im  Waren termingeschäft, 
wie  schon  froher  erwähnt,  meist  die  Fest- 
setzung des  Lieferungstermins.  In 
der  Regel  wird  nur  die  Maximalfriat,  bis 
zu  deren  Ablauf  geliefert  werden  muss, 
stipidiert.  Bis  dahin  kann  der  Verkäufer  die 
Lieferung  jederzeit  dem  Käufer  ankün- 
digen. Auch  die  Art  der  Lieferung  kann 
oft  eine  verschiedene  sein  (Lieferung  vom 
Kahn,  vom  Boden  und  dergleichen).  End- 
lich ist  auch  die  Liquidationstechnik 
noch  meist  nnentwickelt.  So  muss  insbe- 
sondere der  Terminkänfer,  der  die  Ware  be- 
reits wieder  realisiert  hat,  selbst  dafür  sorgen, 
dass  er  sie  nicht  abzunehmen  braucht;  lu 
dem  Zwecke  giebt  er  den  Eündigungsschein 
an  seinen  Käufer  weiter,  und  so  temn  der 
Schein  durch  viele  Hände  wandern,  bis  er 
schliesslich  an  den  letzten  Käufer  kommt, 
der  noch  nicht  realisiert  hat.  Diese  Liefe- 
nmg  durch  »Lieferungsscheine»  oder  »fi- 
liörea«  war  in  der  gleichen  Weise  im  Am- 
sterdamer Warentermingeschäft  schon  vor 
200  Jahren  üblich;  sie  giebt  leicht  zu  Ir- 
rungen und  Streitigkeiten  Anlass,  Alle  der- 
artigen Unvollkommenheit«a  ze^n,  da38 
der  Warenterminhandel  noch  die  Eierschalen 
des  Effektivgeschäfts  mit  sich  herumträgt, 
dass  die  Spekulation  sich  erst  allmähhch 
vom  Handel  loszidösen  und  ihre  eigene 
Technik  auszubilden  beginnt 

Aber  die  Warenbörse  besitzt  sdion  eine 
Einrichtung,  welche  durchaus  geeignet  ist, 
alle  diese  Unvollkoramenheiten  au  braeitigen 
und  sogar  das  Wareutermingeschäft  über 
den  jetzigen  Stand  der  Entwickelung  des 
Zeitgeschäfts  an  der  Fondsbörse  hinauszn- 
heben:  das  ist  die  Einrichtung  der  Waren- 
Liquidationskassen.  Will  man  diese 
Kassen  mit  den  für  die  Fondsbörsen  be- 
stehenden Einrichtungen  vei^leichen.  so 
muss  man  sagen,  dass  sie  die  Funktiimea 
einer  Maklerbank  mit  denen  eines  Liquida- 
tionsvereins vereinigen:  sie  garantieren  als 
selbsthaftende  Kontrahenten  die  Erfflllung 
aller  Böraeatermingeschäfte  einer  bestimmten 
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"Ware  und  beeoi^n  im  LiefeninestenniDe 
auch   deren  Abwickelung.     Ihr   VorspniDg 

gegenflber  den  Einrichtungen  der  Fonds- 
börse besteht  darin,  äass  sie  das  ganze 
Börsentenningeschäft  eines  Platzes  für  eine 
bestimmte  Ware  in  sich  vereinigen,  während 
die  Maklerbwken  der  FoudsbCrse  nur  einen 
kleinen  Teil  des  Geschäfts  centralisieren. 
Wer  ein  BilrsentermingeschAft  madit  is 
einem  Markte,  für  deu  eine  Liquidations- 
kasse besteht,  muss  nach  AbschluBS  des 
Geschäfts  bei  der  Kasse  einen  gewissen 
Barbetrag  hinterlegen,  der  a.  B.  im  Ham- 
burger Kaffeeterminmarkte  3  M^k  für  den 
Sack  Kaffee  beträgt.  Realisiert  er  einen 
Teil  seines  Engagements,  so  verringert  sich 
sein  üepositiim  entsprechend;  erfolgt  eine 
Preisänderung  zu  seinem  Nachteile,  die  eine 
bestimmte  Grenze  überschreitet,  so  muss  er 
auf  Verlangen  sein  De])ositum  verstärken. 
Letzteres  ermöglicht  der  Kaase,  ohae  Risico 
die  Erfüllung  des  Geschäfts  zu  garantieren, 
■wodurch  die  Spekulanten  von  der  Sorge  um 
die  Leistungsfähigkeit  ihrer  Qegenkontra- 
henten  befreit  werden.  —  Die  Abwicke- 
lung des  Börse Qtermingeschäfts  im  Liefe- 
ruDgstermin,  soweit  ein  solcher  schon  ein- 
heiUich  besteht,  erfolgt  in  der  Warenbörse 
durch  die  Liquid atiouskasse  auf  ähnliche 
Weise,  wie  wir  sie  für  die  l'ondsbörse  ge- 
schildert haben ;  die  unvollkommene  liqui- 
dation  durch  von  Hand  zu  Hand  gehende 
Lieferscheine  wird  ersetzt  durch  einen  genau 
und  selbsttliätig  funktionierenden  ilechanis- 
muE,  der  hier  vollkominen  am  Platze  ist. 

3.  Bedeutung  des  Warent«rminge- 
schfifts.  Mit  Recht  hat  man  gesagt:  °I)ie 
Thatsaohen,  welche  den  äusseren  Anstoss 
zur  Einführung  des  Termingeschäfts  in  den 
verschiedenen  Artikeln  an  den  einzelnen 
Platzen  gegeben  haben,  sind  sehr  mannig- 
faltiger Art.  Aber  da,  wo  der  Terminhandel 
in  einem  Artikel  zuerst  und  originär  ent- 
steht, ist  der  innere  Grund  seines  Ent- 
stehens überall  der  gleiche,  nämlich 
das  Bedürfnis  der  beteiligten 
Kreise,  das  Risico  der  Preis- 
schwankungen auf  andere  Schul- 
tern abzuwälzen.  (Pfleger).  Soweit  ist 
man  in  der  Erkenntnis  gelangt;  aber  dass 
hier  nur  ein  Vorgang  der  Arbeitstei- 
lung zu  Grunde  hegt,  dass  es  die  Sjieku- 
iation  ist,  welche  sich  aus  der  Personalunion 
mit  den  anderen  Produktionsarten  löst,  -^ 
dies  hat  man  nicht  erkannt.  Wer  sind 
denn  jene  »beteihgten  Kreise« ,  die  das 
Riaico  der  Preisschwankungen  von  sich  ab- 
zuwälzen suchen?  Es  sind  zuerst  meist 
die  Händler,  Exporteure ,  Importeure, 
Zwischenhändler,  die  neben  dem  Risico, 
welche  ihr«  ei^nüiche  Funktion,  die  Ört- 
lidie  Gilterverteilung,  mit  sich  bringt,  nicht 
noch  das  weitere  Esico  auf  sich  nehmen. 


wollen,  das  ihnen  durch  künftige  Preis- 
änderungen  droht;  es  sind  bald  auch  In- 
dustrielle, Midier,  Zuckerfabrikanten, 
EammganispinDer  u.  s.  w.,  die  in  ihrer  Be- 
rufstbätigkeit ,  der  Stoffbearbeitung,  nicht 
beunruhigt  sein  wollen  durch  die  Sorge  um 
künftige  FreisändoniDgen  ihres  Rohmatenals 
und  ihrer  Erzeugnisse:  es  sind  schhesalich 
auch  Urproduzenten,  Landwirte,  Bei^- 
bau-Untemehmer,  die  sich  gerne  damit  be- 
gnügen, der  Natur  ihre  Schätze  abzuringen, 
und  denen  nicht  danach  gelüstet,  nebenbei 
noch  in  ihren  Produkten  zu  spekulier«ik 
Welches  sind  mm  aber  jene  »anderen  Schul- 
tern«, denen  sie  das  msioo  der  Preisände- 
rungen zuschieben?  Offenbar  die  Speku- 
lanten und  zwar  in  weitem  Umfange  Be- 
ruf sspekulanten.  eigentliche  Börsenspeku- 
lanten. Zwar  bringt  es  die  leichte  Zugäng- 
üchkeit  der  Börsenspekulation  zunächst 
leider  mit  sich,  dass  Angehörige  der  ver- 
schiedensleu  Berufsarten  nebenbei  an  der 
Börse  spekulieren,  und  diese  starke  Beteili- 
gung des  Pubhkums  auch  am  Waientermin- 
handel  ist  sogar  nötig,  um  sogleich  den 
grossen  Markt  zu  schanen,  deren  die  Speku- 
lation bedarf.  Aber  mit  der  Zeit  vollzieht 
sich  auch  hier  wiederum  eine  Scheidung, 
indem  der  Kreis  des  spekulierenden  Pubh- 
kums sich  allmählich  wiedpr  verengert  durch 
Abstossung  ungeeigneter  Elemente,  während 
der  Kreis  der  Berufsspekulanten  sich  um- 
gekehrt erweitert  durch  Aufnahme  der 
tüchtigeren  Element«  aus  dem  Publikum. 
Natürlich  ist  dies  ein  langsamer  Prozess; 
doch  wer  etwa  die  englischen  Verhältnisse 
mit  den  deutschen  vergleicht,  kann  nicht 
darüber  im  Zweifel  bleiten,  wohin  die  Ent- 
wickeluM  geht;  insbesondere  bei  der  eng- 
lischen Fondsspekulation  tritt  das  klar  zu 
Tage;  aber  auch  die  englische  Wareiispeku- 
latiou  lässt  deutlich  erkennen,  dass  sie  schon 
länger  besteht  als  diejenige  Deutschlands, 
imd  wenigstens  die  englischen  Kaufleute 
und  IndustrieUen  denken  nicht  mehr  daran, 
sich  über  sie  zu  beschweren. 

Jene  Arbeitsteilung  zwischen  der  Speku- 
lation und  den  anderen  Produktionsarten, 
i^esonders  dem  Handel,  wird  aufs  wesent- 
lichste erleichtert  dm-ch  die  erstaunliche 
Verbesserung  der  Verkehrsmittel, 
die  aus  der  ganzen  Welt,  so  zu  sagen,  eine 
Stadt  gemacht  hat,  luid  zwar  ist  es  nicht, 
wie  man  meist  hört,  in  erster  Linie  die 
Dampfkraft,  sondern  die  Elektricität, 
der  wir  diese  Umwälzung  danken.  Man 
muss  nämlich  unterscheiden  zwischen  den 
Verfügungen  über  die  Waren  und  den 
Warentransporten.  Letztere  sind  durch 
die  Dampfkraft,  erstere  dagegen  durch  die 
Elektricität  erleichtert  worden,  und  hier 
handelt  es  sich  vorzugsweise  um  Erleichte- 
rung  der  Verfügungen    diu-ch  Telegraphen 
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lind  Telephone.  Diese  Verkehrsmittel  sind 
es,  welche  es  dein  Handel  erraöglicUen, 
das  Risico  des  Haltens  von  Vorräten  mehr 
und  mehr  auf  die  Spekulation  abzuwälzen, 
in  ieilem  Augenblicke  eich  Ware  verschaöen 
UDcl  Ware  veikaufeii  zu  können;  »\e  sind 
es  femer,  welche  es  der  Spekulation 
ermöglichen,  in  jedem  gegebenen  Augen- 
blicke über  beliebige  Mengen  »abstrakter 
Ware«  zu  verfügen,  gleichviel,  wo  sich  diese 
befindet  und  ob  sie  fiberliatipt  vorhanden 
ist;  Telegraph  und  Telephon  sind  die  mo- 
dernen Verkehrsmittel  der  Spekiüation,  wie 
Eisenbahn  und  Dampfschiff  diejenigen  dos 
Handels,  was  natlirEch  nicht  ansschliesst. 
dass  jene  auch  für  den  Handel  und  diese 
auch  füi'  die  Spekulation  von  grosser  Be- 
deutung sein  können. 

Der  ganze  Prozess  ist  erst  im  Entstehen 
begriffen.  Weit  mehr  noch  als  jetzt  wird 
der  Handel  künftig  den  Charakter  des  Vor- 
rat lialtenden  Eigenhandels  abstreifen  und 
entweder  sieh  in  blosses  Kommission s-, 
Agentm--,  Makler-,  Transj^rt-  und  Speditions- 
geschäft verwandeln  oder  aber  sich  zur 
Spekulation  entwickeln  müssen.  Dass  dieser 
grosse  Umwandlungsprozess  einstweilen 
manche  Nachteile  mit  sich  briugt,  lie^  vor 
aller  Augen;  aber  aufhalten  wird  er  sieh  so 
wenig  lassen  wie  ii^nd  eine  andere  natur- 
gemisse  wirtschafüiche  Bntwicketung. 

IX.  Yersacfae  staatlicher 

Börsenreform. 
1.  Uebersicht  fiber  die  Miasstände  im 
Börsenwesen.  Alle  dem  Börsenwesen  an- 
haftenden Missstiinde  wurzeln  in  folgenden 
Thatsac'hen:  Die  Börse  ist  der  Mittelpunkt 
des  modernen  wirtschaftlichen  Lebens,  auf 
dessen  sämtliche  Teile  sie  mächtigen  Ein- 
fluss  ausübt.  Dieser  Einfluss  wird  in  wei- 
tem Umfange  gebandhabt  durch  Mittelsper- 
sonen, deren  Selbstinteresse  sie  treibt,  an 
der  Börse  zusammenzuströmen,  dort  unmittel- 
bar zu  konkurrieren  und  zwar  als  Vertreter 
einer  grossen  Menge  ausserhalb  der  Böi-se 
stehender  Personen,  deren  indirekte  Beteili- 
gung die  Konkurrenz  jener  Mittelspersonen 
aufs  höchste  steigert  und  auf  ihr  Selbst- 
interesae  einen  ungewöhnlichen  Druck  aus- 
übt, während  zugleich  die  Macht,  welclie  in 
den  Händen  dieser  Mittelspersonen  liegt, 
ihnen  die  Versuchung  nahe  bringt,  <lie  üii- 
erfahrenheit  und  Leichtgläubigkeit  jener  der 
Börse  femstehenden  Elemente  auszubeuten. 
Ein  grosser  Teil  der  Börseninteressenten  be- 
steht endlich  aus  Spekidanten,  deren  Auf- 
gabe darin  besteht,  den  künftigen  Preisgang 
im  voraus  zu  beurteilen  und  auf  Grund 
dieser  Thätigkeit  Erwerbsgeschäfte  zu 
machen,  eine  ungemein  schwierige  Aufgabe, 
deren  Schwierigkeit  im  Widerspruche  steht 
mit  der  —  in  den  meisten  lindem  oocli 


vorhandenen  —  Leichtigkeit,  an  der  BOrse 
zu  spekulieren,  wozu  eine  grosse  Menge 
völlig  ungeeipieter  Elemente  verleitet 
«■ird,  deren  Teilnahme  doch,  wenigstens 
zeitweise,  nötig  ist  für  die  Bedeutung 
des  Marktes,  für  jene  allgemeine  Bedeutung, 
deren  die  Böi-se  bedarf,  wenn  sie  ihre  Auf- 
gabe lösen  soll. 

Aus  diesen  Thatsachen  gehen  zunächst 
aDe  Ausschreitungen  hervor,  die  man  ge- 
wohnt ist  unter  der  Bezeichnung  »Börsen- 
Schwindel«  zusammenzufassen:  bewnsBte 
Verführung  des  Publikums  zur  Spekulation, 
Emission  unsolider  Papiere  und  Täuschung 
des  Publikums  über  den  Wert  dieser  Papi«^ 
unter  BestediUDg  der  Presse  und  Vornahme 
von  Scheingeechaften  an  der  Börse,  Veran- 
staltung künstlicher  Preisbew^mgeu  {»Cor- 
ners« ,  »Schwänzen«  u.  s.  w.)  ohne  innerv 
Berechtigung  mit  »Erdrosselung«  der  nicht 
eingeweihten  Spekulanten,  unreelle  Fest- 
stellung von  Börsenpreisen,  ebenso  unreelle 
Mitteilungen  falscher  Preise  für  die  Aus- 
führung von  Börsenaufträgen  (»Schnitt«)  u. 
dergl. 

Ferner  haben  jene  Thatsachen  aber  auch 
andei-e  Missstände  zur  Folge,  bei  denen  nicht 
immer  bewusste  Täuschung  und  Ausbeutung 
im  Werke  ist,  so  die  Entart^mg  der  Speku- 
lation zum  »Spiele«,  die  Verdrängung  ver- 
nünftiger Erwägungen  durch  den  unver- 
nünftigen »Zufall«  und  vor  allem  jene  ver- 
derblidien  periodischen  Massenirrtümer 
über  den  Wert  von  Börsenpapieren  und 
Waren,  die  unrettbar  zu  schweren  Krisen 
führen. 

Endlich  giebt  es  noch  eine  dritte  Klasse 
von  Missständen  im  Börsenwesen,  die  als 
Einder-undUebcrgangskrankhelten 
zu  bezeichnen  sind :  Dahin  gehören  Dament- 
lich  alle  schädlichen  Wirkungen  der  Arbeits- 
teilung  zwischen  Spekulation  einerseits, 
Handel,  Industrie,  Urprorluktion  andei'erseits. 
solange  der  Verkehr  sich  noch  nicht  an  die 
hierdurch  hervorgebrachten  neuen  ZustAnde 
gewöhnt  hat:  Versuche  mltzuspeknlieren, 
statt  umgekehi-t  die  Börse  zur  Versicherung 
gegen  Preisändenmgen  zu  benutzen  und  sich 
mit  dem  regelmässigen  Qeechfifts^winae  zu 
begnügen.  Dahin  gehört  auch  die  vorilber- 
gehende  Teilnahme  grosser  Massen  belie- 
biger Privatleute  an  der  Spekulation, 
eine  Erscheinung,  die  noch  be<lenklicher  ist 
«Is  die  Börsenspekulationen  von  Urprodu- 
zenten.  Industriellen  imd  Eaufleuten  in 
Waren   ihres  Geschäftsbereiches. 

Wenn  man  endlich  noch  berücksichtigt, 
dass  auch  der  Staat  selbst  oft  geglai^ 
hat,  dimih  die  Börse  geschädigt  worden  2u 
sein,  besonders  durch  ilie  Bai^espekiilation 
an  seinem  Kredite,  —  so  ist  es  begreiflich, 
dass  dieses  lange  Sündenregister  vielfach  die 
Heformthätigkeit  des  Staates  herauafordem 
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'  musate.  Grosse  Wirkungea  und  damit  aber 
biaher  nicht  emelt  worden.  Hier  soll  nur 
ein  kiiraer  Ueberblick  über  diese  Versuche 
gegeben  werden ;  aber  die  Einzelheiten  dei- 
neuesten  deutschen  »Börsen reform«  vgl.  den 
Art.  Börsenrecht  oben  Bd.  n  S.  979«. 
2.  Maasre^in  gegen  einzelne  Ge- 
schäftsarten.  Diese  am  häufigsten  ange- 
wandten staatlichen  Mittel  gegen  die  Aus- 
schreitungen der  Börse  sind  zugleich  die- 
jenigen, welche  die  geringsten  guten,  da- 
g^;en  das  Maximiun  übler  Wirkungen  mit 
sich  gebracht  haben.  Die  Verbote  aller 
oder  doch  einzelner  Arten  von  Böi-sentermin- 
geschäft«n  bcgiuneD  schon  mit  deu  ersten  A  n- 
£Lneen  dieses  V^erkehre  (1610  in  Holland) ;  ihre 
völlige  Erfolglosigkeit  hat  aber  die  deutsche 
Öesetzgebung  vom  Jahre  1896  nicht  gehin- 
dert, den  gleichen  IiTweg  zu  betreten.  Auch 
daes  man  diese  Geschäfte  für  rechtsiin- 
göltig  erklarte  oder  ihre  Gültigkeit  an  for- 
melle Vomussetzungen  knüpfte,  ist  schon  oft 
■dagewesen.  Man  hat  damit  ebensowenig 
Hützliches  enwlit  wie  mit  jenen  Verboten ; 
■dennoch  hat  die  deutsche  fiechtsprechung 
.seit  etwa  1891  begonnen,  »Differenzge- 
schäfte«,  auch  ohne  ausdrückliche  Abi«de 
der  Diffei-enzzahlung,  für  nicht  klagbar  zu 
,  erklären,  und  tlas  deutsche  Börsengesetz  von 
1896  hat  die  ßechtsgültigkeit  von  Börsen- 
teiiningeschäften  beschränkt  auf  die  Personen, 
welche  sich  in  das  sogenannte  >Börsen- 
register«  eintragen  lassen  wQnlen. 

Wie  solche  Massregeln  zu  beurteilen 
sind,  steht  schon  seit  geraumer  Zeit  fest.  Ihre 
Wirkungslosigkeit  ist  an  sich  nicht  das 
Schlimmste;  ^■iel  fti-ger  ist  schon  die  fort- 
währende Schädigung  des  Rechtsgoffihls  und 
der  Moi-al,  die  sie  notwendig  mit  sich  brin- 
gen; denn  die  Verbote  lassen  si<di  leicht 
umgehen,  und  die  Bei^tsungültigkeit  wii-d 
mu-  von  gewissenlosen  Spekulanten  be- 
nutzt, um  sich  dm-ch  die  Einretle,  sie  hätten 
rechtsungültige  Gcseliäffe  abgescidossen,  bei 
Mieslingen  der  Si)ekuIation  mren  Zaldungs- 
veipfUchtungeu  zu  entziehen,  was  der  ehren- 
hafte 3Iaun  niemals  thun  würde.  Aber 
selbst  tlas  ist  noch  nicht  das  SchUmmste; 
als  noch  bedenklicher  erscheint  die  schwere 
Schädigung  der  staatlichen  Auto- 
rität durch  das  Misslingen  solcher  Ver- 
suche, zumal  wenn  schon  jahrhundertelange 
Erfahnmgen  glei eher Ai-t  vorhergegangen  sind. 

3.  OrganisatJon  und  Staatsäber- 
wachnng.  Auch  hierfür  liegen  lange  Er- 
.&hnmgen  vor:  stark  eingreifende  staatliclie 
Versuche,  die  Börse  zu  organisieren  und  zu 
Überwachen,  haben  namentlich  in  Frankreich 
seit  1724  und  in  Oesterreich  seit  1771  statt- 
gefimden:  in  Frankreich  hat  man  eine  offi- 
zielle, von  der  Polizei  unmittelbar  über- 
wachte Börse  geschaffen  tmd  alle  anderen 
Börsenversammlungen  imtersagt;    trotzdem 


hat  die  ungesetzliche  »CoiUisse«  grössere 
Bedeutimg  erlaugt  als  das  offizielle  »Far- 
quet«.  In  Oesten-eich  hat  man  sogar  1771 
einen  eigenen  staatlichen  »Börsekommissair« 
bestellt,  der  aber,  soweit  bekannt,  niemals 
Bedeutung  erlangt  hat.  Diesen  Erfehnmgen 
zum  Trotz  liat  man  in  Deutschland  nicht 
nur  1896  den  Staatskommissar  eingeführt, 
sondern  auch  dem  Staate  noch  sonstige  weit- 
gehende Befugnisse  gegeben,  die  freilich  bis- 
ner meist  auf  dem  Papiere  stellen  geblieben 
sind.  Auf  der  anderen  Seite  li^en  die  Ei-- 
fahnmgen  der  englischen  Böi-sen  vor, 
<Iie  sich  seit  1760  allmählich  in  feste,  selb- 
ständige Körperschaften  verwandelt  und  eine 
heilsame  Thätigkeit  im  Interesse  dei-  Solidi- 
tät des  Börsengeschäfts  entfaltet  haben. 
Nach  dieser  Richtimg  sind  bisher  in  Deutsch- 
land nur  schwadie  Ansätze  einer  Eiitwieke- 
hing  zu  bemerken. 

7.  Maklerwesen ,  Kursreststelliuig. 
Die  Erfahrungen  liinsichtlich  des  Makler- 
weseiis  sind  jetzt  bald  ein  Jahrtausend  alt. 
Sie  zeigen,  dass  die  den  Maklern  im  Itlittel- 
alter  beiEcIegte  Beamteneigenschaft  in  neuerer 
Zeit  je  länger  desto  weniger  aufrecht  zu  er- 
halten ist  und  dass  ihre  Stellung  den  mit 
den  VerkehrsbodOrfnissen  wechselnden,  rein 
kaufmännischen  Charakter,  der  ihr  ursprüng- 
lich innegewohnt  hatte,  wieder  erlangen 
miisste.  Ti-otzdem  sind  die  »Kursmaklcr«  des 
deutschen  Börsen  gesetzes  von  1896  Beamten- 
makler gebUeben.  Auch  hinsichtlich  der 
Kursfeststellung,  der  »offiziellen 
Kurszettel«  und  ihrer  Bedeutung  können 
die  Akten  wolü  als  geschlossen  angesehen 
wenlen;  ernstlich  wagt  niemand,  staatliche 
Eingi'iffe  in  dieKurefeststellung  zu  verlangen, 
während  der  »offizielle  Kurszettels  —  das 
haben  sclüiesslich  auch  <he  neuesten  Experi- 
mente mit  offiziellen  Wai'ennotierungen  be- 
wiesen —  um  so  gi'össeren  Wert  hat,  je 
enger  ei-  sich  an  den  wirklichen  Marktgang 
anschhesst.  In  dieser  Richtung  könnte  die 
Börse  selbst  z.  B.  in  Deutschland  noch 
manches  thun.  Dagegen  sollte  man  darauf 
verzichten,  Börsenpreise  unabhängig  von  der 
Böi'se  veröffentlichen  zu  wollen. 

6.  Emissionswesen,  Aktienrecht  Hier 
winl  man  sich  die  reichen  Erfahrungen  der 
Aktiengesetzgebung  zu  nutze  maclten  müssen. 
Das  Konzessions-system  für  alle  Aktienge- 
sellschaften hat  sich  längst  überlebt,  nur 
für  einzelne  Üntemehmimgsarten  muss  es  bei- 
behalten werden,  bei  denen  eine  Beurteilung 
ihrer  Nützlichkeit  und  Solidität  im  öffent- 
lichen Interesse  nötig  und  zi^leich  m(%lich 
ist  (Eisenbahnen,  Vei-sichemmgsgesellscliaften 
IL  s.  w.,  wohl  auch  Banken,  nicht  mii'  Zettel- 
banken). Diese  Erfahnmgen  sind  auf  das 
eigentliche  Emissions wesen  anzuwenden.  Un- 
möglich kann  man  itgend  einer  Amtsstelle  die 
Aufgabe  übertragen,  eine  materielle  Ent- 
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Scheidung  über  den  "Wert  neuer  Papiere 
aller  Art  abzugeben.  Selbst  wenn  das  sich 
durchfahren  liease,  wäre  es  höchst  vuier- 
■wünscht,  das  Publikum  von  der  Pflicht  zur 
Bildung  eioes  eigeoen  Urteils  zu  befreien. 
Wohl  aber  miise  dai-auf  bestanden  werden, 
das»  die  EmissioDshäuser  dem  Publikiuu  die 
zur  Bildung  eines  solchen  Urteils  erforder- 
lichen Materialien  in  möglichst  weitem  Um- 
fange zur  VerfügTing  stellten.  In  dieser 
Ric^btung  könnte  die  Gesetzgebung  wohl 
noch  weiter  gehen,  als  es  das  neue  deutsche 
Bürsengesetz  getlian  hat. 

Zu  den  wichtigsten  Erfahnuigen  der 
Aktiengesetzgebung  gehört  es  ferner,  dass 
die  Haftung  der  Gründer  ein  wirksames 
Mittel  ißt,  um  leichtsinnige  und  sehwindel- 
hafte  Gröiidiuigen  einznsclirfinken.  Freilich 
entsteht  leicht  die  Gefahr,  den  Bogen  zu 
Überspannen,  auch  solide  Grilndungen  zu 
verhindern;  aber  diurh  eine  verntändige, 
individualisierende  Eechtsprechung  lässt  sich 
diese  Gefahr  vermeiden.  Auch  hier  twfindet 
sich  die  denteche  Gesetzgebung  meines  Er- 
achtens  auf  dem  richtigen  Wege.  Nur  ist 
es  für  ihre  zweckmässige  Handhabung  durch- 
aus nötig,  dass  unsere  Richter  mehr  wirt- 
8c-haftliches  Verständnis  erlangen. 

Ueberhaupt  wird  der  Staat  auf  diesem 
ganzen  Gebiete  manche  Ausschreitimgen  ver- 
hüten können,  ohne  sonstigen  Schaden  an- 
zurichten, wenn  er  dafür  soi^,  dass  seine 
Beamten  <lie  für  solche  Fimktionen  nötige 
Ausbildung  erhalten.  Geschieht  dies,  so 
wird  man  ihm  mit  geringei-er  Soi^  manche 
Aufgaben  übertragen  können,  deren  Lösung 
für  ihn  jetzt  noch  ganz  unmöglich  zu 
scheint. 

6.  Bestenemng.  Börsensteuern  giebt 
es  jetzt  seit  mehr  als  zwei  Jahrhunderten 
(die  erste  1689  in  Amsterdam  eingeführt; 
vgl.  auch  den  Art,  »Börsen Steuer«  oben  Bd.  U 
S.  1017  ff.).  Sie  können  imter  Umstanden 
finanziell  wohl  angebracht  sein ;  aber  für  die 
EinschrÄnkimg  der  bekannten  Auswchrei- 
tun^n  haben  sie  sich  als  völlig  ungec^iet 
erwiesen ;  gerade  die  betlenklicheren  Geschäfte 
können  sie  leidit  tragen;  stets  sind  es  die 
solidesten  Teile  des  Verkehrs,  die  von  solchen 
Steuern  am  härtesten  betroffen  wenlen. 

7.  Schlassbetrachtnng.  Die  Erfahmngen 
haben  ergeben,  dass  in  erster  Linie  die 
Börse  selbst  im  stände  ist,  ihre  Aus- 
schreitimgen wirksam  einzuschränken.  »Wird 
sie  gekillt  sein,  dies  zu  thim?«  so  fragte 
ich  vor  16  Jahren  (Fondsspekiüation  und 
Gesetzgebung  S,  221)  und  wies  darauf  hin, 
>dass  die  Börse  hier  eine  unabweisbare 
Pflicht  zu  erfüllen  hat,  eine  Pflicht  gegen 
die  gesamte  Volkswirtschaft,  mindestens 
ebenso  sehr  aber  auch  eine  Pflicht  gegen 
sich  selbst.« 

•Dass  ein  solider  Geschäftsverkehr« 


so  fuhr  ich  fort  — «  der  Börse  zuträglicher 
ist  als  ein  Tinsolider,  wird  ohne  weiteres 
einleuchten;  die  furchtbaren  Folgen  speku- 
lativer Ausschreitungen  richten  sich  stets 
auch  in  erster  Linie  gegen  die  Börse  selbst, 
vielfache  Erfahnmg  gelehrt  hat.  Aber 
noch  in  anderer  Hinsicht  wahrt  die  Bors«; 
ihre  eigensten  Interessen,  wenn  sie  ^nd 
legt  an  eine  Reform  ihrer  Q^anisation. 
Kommen  wird  und  mu-ss  diese  Reform 
jedenfalls;  aber  wenn  die  Börse  sie  nicht 
selbst  in  <Ue  Hand  nimmt,  so  wird  der 
at  es  thun,  trotz  der  Börse,  und 
ob  dann  den  Interessen  der  Börse  ganz 
dieselbe  Wfirdigimg  zu  teil  werden  wird, 
als  wenn  die  Reform  von  ihr  selbst  aus- 
geht, das  ist,  angesichts  der  starken  und 
nie  ganz  aufhörenden  Unterströmimgen 
gegen  das  gesamte  Börsenwesen,  mindestens 
brichst  zweifelhaft.« 

Das  liier  Torhei^sf^te  ist  eingetroffen; 
die  Nutzanwendung  ei-giebt  sich  von  selbst. 
Doch  wie  (Üe  Börse,  so  wird  auch  der  Staat 
lernen  müssen :  die  Erfolinmgen  der  Jalir- 
hunderte  dürfen  nicht  mehr,  wie  jünp>t 
wieder  geschehen,  in  den  Wind  geschl^^n 
weiilen.  Der  Staat  muss  sich  der  Grenzen 
seiner  Macht  bowiisst  bleiben;  innerhalb 
dieser  Gi-enzen  aber  muss  er  dafür  sorgen, 
dass  ihm  sachkimdige  Organe  zm-  Verfügimg 
stehen ;  dann  wird  auch  der  Staat  auf  diesem 
Gebiete  noch  manches  leisten  können. 

Lltteratur:  Sie  üt  >o  geieaüig  aagttrachtta, 
dati  hitr  nur  eine  Aumeahl  in  ckrtmologüeheT 
Ordnung  gegeben  vrerrien  kann :  Don  Jo»cph  d« 
I«  Vega,  (Infusion  de  eonfaiioTiei,  diatogot 
cfirwioi  enire  vn  Pkäotopho  agudo,  un  Meratder 
ducreto  y  tat  Aeewmitia  trudiltr,  deicrivendo  et 
negoeio  de  (o*  Aeeionet,  *h  origm,  m  ethimo- 
logia  ett.,  Amtterdam  1S8S  (höckal  wieÄ%,  leider 
jatt  nnavS^ndhar,  neue  Avtgohe  dringmit  er- 
wüntcht).  —  (dn  Hautehamp},  Siiloire  du 
Sifttrme  det  Financet  totti  la  Minorile  de  Lovit 
XV.,  Farit  1739.  —  Hittoire  du  Vita,  174S.  — 
MorUmerf  Erery  man  hit  men  broier,  London 
1761.  —  (de  Pinto),  Tableaa  de  et  qa'on 
appelle  U  commerce  ou  philöt  le  jeu  rf'oiirtoM 
en  HoUandt,  Amtterdam  1771  (mir  nicMl  be- 
kannt). —  Cd«  Pt»ito>,  TraiU  da  Jondt  * 
commerce  ou  jeu  d'actioTU,  London  1771  (ertU 
Aufgabe  u.  d.  T. :  Trvile  de  la  cireuktHojt  rl 
du  credit,  Amiterdam  1771).  —  Mtrabeau, 
Anklage  gegen  die  Agiolage,  nach  dem  Original 
von  1787  aberieut  v.  Frhm.  v.  Satt,  Beriin 
1871.  —  S.  G.  KeiMner,  Die  Spetvlationf 
icittentebaft  Jär  denkende  GetcUlfttmSnner  am- 
einandergetettt  und  durch  Seitpitle  dar  neueren 
Zeil  erläutert,  Btrlin  1811  (mir  nicht  bekannt). 
—  Clbblnl,  UHlta-$uchHag  öfter  die  Setlimnuins 
einer  Börie  und  ihrtn  nOIilicIicn  oder  tfhSd- 
liehe»  Einflmi  auf  den  öffentlichen  Credit,  Wie« 
1S17.  —  Co/ßniirea,  De  la  bourit  et  dri  tpi- 
ailatiom  *tir  let  effcu  public».  Pari»  ISH 
(dcuttekc  Auggaie  rom  gleichen  Jahre).  — 
Br-CMon,  De*  /ond»  public»  et  de»  opiralieiu 
de  la  Sonne  de  Pari»,  S.  H.  ISiS  (v.nd  qft  die 
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1.  Aufl.  mir  nieht  beleanntj.  —  Bender,  Uebtr 
den  Verkehr  mit  Staalepapieren,  IStS.  —  von 
Oifnnm;  Von  SlaatiiehuldeTi,  deren  TOgnngt- 
an*tttüen  und  vom  Handel  mit  Staaltpapieren, 
18S6  (u.  G.  haltt  lehon  ISiO  eine  Schrift  unter 
dem  TiUl  y<!Ht  Stock-Jobberey»  veröffenüickt). 
—  ThOl,  Der  Vtrkehr  mit  fHaaltpapieren, 
ISSS.  —  ZVancto,  Chrt/nieUt  and  eharacteri  of 
tke  StMk  Exehangt,  1850.  —  fProndhon}, 
Manuel  du  ipeculaleur  ä  la  bourte  1354  (3. 
Aufl.  weretiiJ.  rerSudert  und  veriehärft  i'n  d. 
Oeuvret  comjdket  de  Fr.  t.  XI.  1S69).  — 
A,  Courtoia  flu,  Dt»  fperalion*  <lt  Bonne  o» 
manuel  de*  fondi  yubliei,  Ririt  1S5S  (vitU  ipäiere 
Aafl.).  ~~  Enangf  ^eeulatire  notet  and  noUa 
on  ipeculation,  1864-  —  Mlehaeli«,  Die  leirt- 
ichajü.  Rolle  dei  Spekidatiomhandelt  {1S6S)  in 
VolktvirUch.  Schrifien  (1873)  Bd.  IL  — 
O.  Cohn,  ZeügetehSfle  und  Differemgftchafte 
(Jahrbücher  J  Not.  «.  Stat.,  Bd.  VII,  1866)  und 
leeitere  Aufiätie,  lutamniengefatit  tn  t.  Volkt- 
tdrUehnfti.  Auftauen  (I8SS),  S.  669ff.  —  Seu- 
wirth,  Dia  Spekulationtknii*  von  1873,  Leipiig 
1873174  (Bd.  n  »einte  Werkt»:  Bank  und  Va- 
luta in  Oeeterreiek-UnguTTi).  —  Crump,  The 
theory   of  Sloek  Erehange   epeeutatien,   Leipiig 

1874.  —    Supino,    Le    operaiione    dt    bona, 

1875.  —  Mater,  Die  Lehre  von  den  Zeit- 
getehäflen  und  deren  SömbinatirmeTi,  1875.  — 
Gulllard,  Lei  oplraliom  de  boune,  1875.  — 
Ocehethduser ,  Die  unruchaftliche  Kritit, 
187S.  —  aareU,  Die  Hüne  und  die  Grün- 
dungen, 1874.  —  Otffen,  Stark  Erehange  Secu- 
rüiet,  an  euay  on  the  general  eau»ei  of  fluc- 
tuationi  in  Iheirprice,  London  1879.  —  Struck, 
Die  Eßeklenbörtt,  eine  Vergltichung  deuUeher 
und  englilcher  ZaUände,  1881  (Schmollen 
ttaait-  und  lotialirinentchaflliehe  Forichvngei 
III,  3).  —  Stkolny,  Theorie  und  Prärie  dei 
pTämiengetchSJU ,  183S.  —  R.  Ehrenberg, 
Die  Fondiipekulation  und  die  Geiettgebung, 
1883.  —  Cteum,  Tu-enlg  eighl  yeari  in  Wall 
Street,  1888.  —  Jaeobton,  Terminhandel 
Waren  (holl.  Diee.),  dealich  con  Slapff,  1839. 
liOte,  Technik  dei  deulechen  EminiomgetehäfU, 
1890.  —  Fuofta,  Der  Warenleminhandel  (Sep. 
Abdr.  aut  .SehmoUeri  Jahrb.  f.  Geeettgebung  etc. 
XV,  1),  1891.  —  D.  Kahn,  Der  tletreidetermin- 
handel,  1891.  —  BayerdOrffer,  Per  Kaffee. 
terminhaadel  (Abdr.  a.  Conrad»  Jahrbüchern  ßir 
i'alümalSk.  u.  Slat.,  3.  Folge  I),  189L  —  G. 
Cohn,  Beiträge  lur  Deutschen  Bönenr^on» 
(Auf»,  a.  d.  Jahren  1891—95),  1895.  -  Max 
Weber  in  der  Zellechrifl  f.  d.  gemntle  ItandeU. 
recht,  Bd.  XLIII.  XLIV,  1395.  —  H.  Bhren- 
berg,  Da»  Zeilalter  der  Fugger,  1896  (be».  I, 
69ff.  und  Bd.  II.-  Die  W(Ubör»en  und  Finam- 
kri»en  de»  16.Jahrk.).  —  Pfleger  u.  Gachwtndt, 
BäT»enr^orm  in  DeiUtehland  (ilSnclitner  rolke- 
wirltehaß.  Studien),  1896,97.  —  Etufry,  Spf- 
cuialion  on  tke  Stock  and  Pruduce  Eichangee 
in  the  United  State»,  1896.  —  Hoachlte,  Der 
Eßeklenterminhandel  und  die  Bärtenreform, 
1896.  —  Btvdhwrst,  The  tam  and  praclice  lif 
the  Stock  Exchange,  1897.  —  Sayaua,  Etüde 
iconomique  et  juridiqut  tur  lei  Bonrae»  alte- 
mamle»,  1398  (autfUhrlich  und  »rharfninnig). 
Wiedenfeld,  Die  BSree,  in  ihren  u-irt»rhafÜ. 
funkliontn  and  ihrer  rechtlichen  Oestallung  vor 
und  unter  dem  Bfireengeietic ,  1398  (kuric, 
gute    Zutammenfaseung).     —     Weilen  Litleratur 


und  OeiamtdarittUung  bei  6.  Cohn,  National- 
ökonomie dei  Sandelt  und  de»  Verkehnwettn» 
13.  Bond  »eine»  Syelem»  der  Nationalökonomie), 
1398.  —  Queltenurerke !  Report  from  the 
Select  Committee  on  L-ian»  lo  Foreign  State», 
togelher  ^eilh  the  Proceeding»  of  the  CommiUee, 
Minute»  of  Eoidence  etc.,  1875.  —  London 
Stock  Exchange  Commietion,  Report 
of  the  Comnieiioner»,  Mintite»  nf  Eeidenee  ele., 
1878.  — BÖr»en  enqutte-Kommit  »ton, 
Stenogr.  Berichte,  Anlagen  u.  ».  «f.,  189i'M.  — 
Zeifchrifte«:  Böraenhalle  (Hamburg), 
1803g.  —  The  EconomUt  (London)  1343ff.  — 
Der  Aktvmär  (Frankfurt  a.  St.),  ISSSff.  —  La 
Semaine  finanriere  (Paria),  18S6ff.  —  De  Eeo- 
nomiil  (Am»lerdam),  lS6Sff.  —  Zeilaehrifi  für 
Kapital  und  Rente  (StuOgaH),  1864176.  —  The 
intetlor»  uieekly  manual  (London),  1865ff.  — 
Tke  öommercial  andflnancial  chronide  (Nea-  York) 
1365 ff.  —  Le  Moniteur  financier  (Paria),  1863 ff. 

—  L'Economiate  franfaia  fPari»,  P.  Ltroy- 
Beauiieu),     187,1  ff'.      —      Berl.      BBnenteitung. 

—  Berl.  Börien-Courier.  -—  Berl.  Aktio- 
Tiair.  —  Deuiacker  Üekonomiel  (Berlin, 
W.  Chrittiani),  —  BOr»enkandbHoh«r ! 
Auch  ron  die»en  kännen  nur  einige  der  laichtig- 
»ten  genannt  werden:  Salingt  Blir»enpapiere 
(Deutechland,  be»ondera  Berlin).  —  Fraiüifurter 
Börienhandlntch  (S.  Aufl.,  herauig.  von  Hat- 
mehelc,  1897).  —  Hamburgitcke»  Börtenhandlmek 
heraueg.  von  Jürgen».  —  Compa»»  (Oeiltrr.- 
Dnga™>.  —  Burdelt»  Qffidal  Intelligtnee  of 
Britith,  American  and  foreign  teatritie»  (groe»e 
jährliche  Veröffentlichung  nunder  the  ionetion 
of  the  CommiUee  of  the  Stock  Exrhangeu),  — 
Fenn«  Gompendium  of  the  Englieh  and  foreign 
fand»  (daa  älteate  Handtuch  dieter  Art).  ^- 
SlelnnerK  Stock- Exchange  Yenr-book  (England). 
—  Poar»  Handbook  of  Invettmeat  »ecuriliel 
(Ver.  Staaten).  —  A,  Curtoi«  fila,  Manuel  de» 
fand»  public»  et  de»  lociitea  par  actione  ('J'Vanjt- 
reich).  Bichara  Ehrenberg. 


Bot§giüllebert,  sienr  de,  le  Pesant, 
Pierre, 

geb.  RDt  17.  II.  1646  za  Bouen,  starb  daselbst 
als  Lieut^Dant  ggii^ral  iinil  President  an  baülage 
et  siÄge  presideutial  de  Ronen,  welche  Titel  er 
sich  tUr  8604  livres  gekauft  hatte,  am  10.  X. 
1714. 

Boia^oillebert  ist  nicbt  nar  ein  Vorläufer 
der  Physiokraten,  er  ist  Oberhaupt  einer  der 
ersten  volkswirtschaftlichen  Schriftsteller  Frank- 
reichs. Aach  als  Staatsmann  und  Historiker 
ist  er  bedeutend,  wir  haben  es  hier  aber  nur 
mit  dem  NationalSkonomen  zu  than.  Das  staats- 
wirtschaftliche Ideal  Boistruilleberts  ist  der 
Tolksbeg'lllcker  Huinrich  IV.  von  Frankreich. 
Die  Gesellschaftsordnung  anf  Grundlage  der 
Arbeit  proklamiert  er  als  Vorbedingung  der 
menschlichen  Gemeinschaften.  Seine  Auffasanoe 
von  der  Steuer,  wonach  jeder  Unterthan  nach 
Verhältnis  seiner  Leistnngsfithigkeit  zn  der- 
selben heraugezogren  werden  soll,  unterscheidet 
sich  kaum  von  der  Steuerdednition  Adam  Smiths 
<  in  Buch  V,  Kap.  2.  seines  Wealth  of  Nations. 
Er   ist  ein  Gegner  aller    indirekten  Abgaben 
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and  befUrwortet  die  Rückkebr  zn  den  Na- 
toralBtAuem.  £r  nimmt  zwei  Beichtnms- 
quellen,  Ackerbnn  und  IndQstrie,  iu  der  Gtlter- 
lehre  an,  während  die  Phyaiokraten  allerdings 
den  Ackerbau  allein  als  das  Erhaltungg- 
element  <les  ganzen  Wirtschaftslebens  bezeich- 
nen, aber  in  seinen  Angriffen  eof  Colbert,  in 
dem  Boisgoillebert  wegen  seiner  Gerin pchätznng 
dea  Ackerbaus  den  Wohlstand Bzertrümmerer 
sieht,  nähert  er  sich  wieder  der  Schule  Qnesnays. 
Ton  den  merkantilisti sehen  Anschaaungen  seiner 
Zeit  hat  er  sich  anch  in  der  Beziehung  frei  ge- 
macht, dasa  er  die  Schutzzölle  verwirft  und  für 
den  Getreidehandel  nach  innen  und  nach  aussen 
die  schrankenloseste  Freiheit  fordert.  Bois- 
guillebert  identifiziert  den  Handel  mit  dem 
Güterumlauf  und  versteht  unter  Reichtam  nicht 
den  Besitz  von  Gold  nnd  Silber  sondern  von 
Cerealien  und  anderen  Rohprodnkten  des  Bodens. 
Die  Notwendigkeit  des  Geldes,  welches  er  durch 
WiederherateUung  der  Naturalwirtschaft  über- 
flüssig machen  müchte,  erkennt  er  unr  in  dessen 
Eigenschaft  als  Umlanfsmittel  an.  Die  Be- 
wegung der  Preise  macht  er  von  den  Pro- 
duktionskosten nnd  dem  Umlauf  der  Güter  ab- 
hängig, das  Sinken  der  Preise  bedeutet  bei  ihm 
lahmen  Geschäftsgang,  das  .Steigen  der  Preise 
nnd  gar  Teuerung  wirtschaftliche,  das  Geld 
absorbierende  Prosperität. 

Von  seinen  Staats  wirtschaftlichen  Schriften 
seien  hier  nur  genannt:  Traite  de  ta  natnre, 
cnlture,   commerce  et  int^rft  des  griiins  tant 

5ar  rapport  an  public  qu'Ä  toutea  les  conditions 
'un  Etat.  —  Causes  de  la  rarete  de  l'argent 
et  ^claircissements  des  mauvais  raisonnements 
du  public  ä  cet  egard.  —  Dissertation  sur  la 
natnre  deü  richesses,  de  l'argent  et  des  tributa, 
oft  Ion  dScouvre  la  fausse  id6e  qui  rfgne  dans 
le  monde  ä  T&gard  de  ces  trois  articles.  —  Le 
detail  de  la  France  sous  le  r6gne  present  (1695) ; 
dasselbe,  2.  Ansg.  1697;  Supplement  an  detail 
de  la  France,  1707.  —  Factum  de  la  France, 
ou  mojens  tres-faciles  de  retablir  les  flnances 
de  l'Etat,  1707.  —  (Wo  das  Erscheinungsjahr 
fehlt,  kann  es  nicht  mit  Bestimmtheit  ange- 
geben werden.) 

Vgl.  Über  BoiBgnillebert :  E.  Daire,  Notices 
historiques  sur  la  vie  et  les  travanx  de  Bois- 
gnillebert  (Collection  des  principanx  Scono- 
raistes,  Bd.  I.  Paris  1843,  S.  157—171.  -  Ä. 
de  Boielille,  Biographie  de  Boisguillebert,  Paris 
1866.  —  J.  E.  Hörn,  L'iconomie  politiqne  avant 
les  physiocrates,  Paris  1867.  —  G.  Cohn,  Bois- 
guillebert, Zeitschrift  f.  Staatsw.,  Bd.  XXV, 
Tübingen  1869,  8.  360ff.  —  P.  Cadet,  Pierre 
de  Boisgnillebert ,  pr&^nrsenr  des  fconomistes, 
Paris  1870.  -—  W.  v.  Skarzynski,  Pierre  de 
.  Boisguillebert  und  seine  Beziehungen  zur  neueren 
Volkswirtschaftslehre,  Beriin  1873.  —  H.  d.  St. 
I.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  709. 

LIppert, 


Bonitikation, 

3.  Ausfuhrprämien  und  Ausfuhr- 
vergfltungen  oben  B(l.  II  S.  3iff. 


Bomitz,  Jakob, 

hr  nnbeksni    , 

■gau,  lebte  in  der  ersten    HälL..    

17.  Jahrh.  als  Doct^ir  juris  und  kaiserl.  Rat  in 
Schlesien.  In  seiner  Geldlehre,  die  sich  teilweiae 
auf  G.  Biel  stützt,  schätzt  er  da«  Geld  als 
Wertmesser  menschlicher  BedarfsKegenstttnde. 
Bomitz  verlangt  als  Bekämpfer  des  Geldver- 
schlechterunga Wesens,  dass  der  Wert  jeder  Münze 
ein  ihrem  Metallinhalt  entsprechenaer  sei  und 
dass,  wegen  der  Eiubusse  beim  Qeldhandel 
l'amissio  nnmmorum),  die  Geldaosfnhr  gänzlich 
zu  unterbleiben  habe.  Hinsichtlich  der  Monopole 
nnd  Regalien  beobacht«t  er  in  seinen  Ads- 
lassnngeu  Über  Domänen-^  Jagd-  und  Lotterie- 
wesen  eine  reservierte,  im  ganzen  aber  dem 
Fiskus  entgegenkommende  Haltung;  obwohl  er 
z.  B.  den  Aemterschacfaer  principidl  verdammt, 
gestattet  er  ihn,  wenn  er  sich  iji  die  Form  einer 
Staatsanleihe  kleidet. 

Von  seinen  Schriften  nennen  wir  die  folgen- 
den: Diacursns  poUticus  de  prudentia  pobtica 
comparanda,  Wittenb.  1602,  2.  Ans^.  1604.  — 
De  nummis  in  republica  percutiendis  et  con- 
servandis,  Hanau  1608.  —  De  majestat«  politica 
et  summo  imperio  ejnsgue  functtonibus,  Leipzig 
1610.  —  De  praemus  in  republica  decemendia, 
Leipzig  1610.  —  Tractatus  politicus  de  aerario 
sacro,  civili,  militari,  communi  et  sacratiori,  etc. 
Frankfl.  1612.  —  Tractatus  politicus  de  remm 
aufficientia  in  republica  et  civitate  procuranda, 
Frankf.  1635, 

Vergl.  über  Bomitz:  Röscher,  Die  deatsche 
Nationalükonomik  an  der  Grenzscheide  des  16. 
und  17.  Jahrb.,  Leipzig  1882.  —  Derselbe,  Ge- 
schichte der  Nat.,  S.  183f. 

läppert 


De  Bosch-Kemper,  Jeronlmo, 

geb.  zn  Amsterdam  am  23,  IU.  1808,  gestorben 
daselbst  am  20.  X.  1876.  Als  Redakteur  der 
Zeitschrift  „De  Tijdgenoot"  war  er  ein  erfolg- 
reicher Vorkämpfer  für  die  freisinnige  Revision 
der  holländischen  Verfassung.  Nach  Abtehnnng 
des  Antrages,  1849,  Thorbeckes  Nachfolger  a& 
Lehrer  der  Staats  Wissenschaften  an  der  Uni- 
versitÄt  Leiden  zu  werden,  Ubernaimi  er  1852 
die  Staats  wissenschaftliche  Professur  vom  Äthe- 
naenm  illustre  zu  Amsterdam,  welchem  Lehi^ 
arate  er  bis  1862  vorstand. 

Bosch-Kemper  verOffentUchte  von  staats- 
wissenschaftlichen Schriften  in  Buchform ;  Tolks- 
wil  en  volksbelang,  Amst.  1848.  —  Bandleiding 
tot  de  kennis  van  het  Nederl.  staatsregt  en 
staatsbestuur,  Amst.  1850,  3.  Anfl.  1865.  — 
Geschied  kund  ig  onderzoek  naar  de  annoede  in 
ons  vaderiand,  Haari.  18Ö1,  2.  Aufl.  1860.  — 
Johannes  Ludovicus  Vives  geschetst  als  Christel. 
philantroop  der  IB»  eeuw,  Amst.  1861,  2.  Aufl. 
1853,  ~  Bandleiding  tot  de  kennis  van  de 
wetenschap  der  zamenleving.  Amst.  1860 — 62, 
Er  war  Gründer  der  „Vereenigia^  voor  de  sta- 
tistiek  in  Nederland"  (1849)  und  ihres  von  ihm 
geleiteten  Tereinsorgans :  Staatknndig  en  staat- 
Buishoud kundig  jaarboelge,  jaarg.  I— XXXVI: 
Amsterdam  ■  18o0^84. 
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Vgl.  Aber  Bosch-Kemper :  G.  W.  Vreede, 
Jeronimo  de  Bosch-Eemper  als  staateburgfer  en 
geleerde  herdacht,  Utrecht  1877. 

lÄpverU 


Botero,  GlOTannl, 

geb.  1540  ZQ  Bana  im  damaligea  Herzog- 
tnm  Piemont,  war  1584— 8ö  Qesandter  des 
Herzoga  von  Savoyen  in  Paris,  wirkte  später 
an  dessen  Hofe  ia  der  Residenzstadt  Chamber; 
(CamberiDm)  als  Erzieher  and  starb  am  27.  VI. 
1617  in  Tnrin. 

Botero  war  der  xweit^rste  wirtscbafts-poli- 
tiache  Schriftsteller  Italiens,  der  sich  gegen  dag 
MerkanttltijBtein  erklärte;  seine  Ideeen  erinnern 
zuweilen  an  Bodin,  in  seiner  hoch  bedeuten  den 
Schrift:  „Delle  cause  della  grandezza  etc.  della 
citti"  (s.  n.)  spricht  er  aber  ganz  selbBtändige, 
ihn  zu  einem  VorgSng^r  von  Malthna  Btempelnde 
Ansichten  ans  über  den  dem  Unheil  einer  Ueber- 
vtilkernng  durch  Scbwäcbnng  der  Fortpflanznngs- 
fahigkeit  yorbengenden ,  bereits  eingetretenen 
oder  noch  kommenden  Mangel  an  Nahmngs< 
mitt«ln.  Seine  sonstigen  Staats  wirtschaftlichen 
Anschanongen  hat  er  hauptsächlich  in  der 
Schrift:  Ddle  regtone  di  State  (g.  u.)  niederge- 
legt. Er  spricht  darin  n.  a.  dem  Fürsten  das 
Steaererhebnngsrecht  mit  der  Einschränkung 
zn,  dass  nur  liegende  Güter  mit  direkten  Steuern 
belastet  werden.  Den  merkantilistischen  Irrtum 
von  dem  hohen  Hang  der  Edelminen  als  Reich- 
ttunsqnelle  entkräftet  er  darcb  den  Hinweis 
daranf,  dass  Frankreicl  nnd  Italien  trotz  des 
Hangels  an  Gold-  nnd  Silbergmben  die  gold- 
reichsten Länder  Europas  seien.  Den  Acker- 
bau schätzt  er  nicht  weniger  als  die  Industrie, 
und  wenn  er  bei  seinen  im  übrigen  freihänd- 
leriscben  Ansichten  die  Ausfuhr  Ton  Rohstoffen 
bekämpft,  so  sieht  er  darin  nur  eine  Massregel 
znm  Schutze  der  nationalen  Industrie,  zu  deren 
Hebung  er  auch  für  die  Einwanderungsbe- 
fOrderung  ausländischer  Arbeiter  eintritt,  wäh- 
rend er  den  Nutzen  der  UberaeeischeB  Koloni- 
sation bestreitet. 

Von  seinen  zahlreichen  Schriften  sind  hier 
nur  zu  nennen:  Della  ragione  di  Stato  libri  X, 
Venedig  1589;  (in  mehrere  Sprachen,  u.  a. 
auch  von  Conring  ins  Lateinische  übersetzt, 
Helmsted  1666).  —  Delle  cause  deUa  grandezza 
e  magnihcenza  delle  citt4,  Venedig  1589;  das- 
selbe in  englischer  Uebersetzung  n.  d.  T. :  The 
cause  af  the  greatnesse  of  eitles,  from  the 
Italian  of  Botero  by  Sir  T.  H.,  London  1636; 
eine  Gesamtausgabe  beider  Schriften  fUbrt  den 
Titel:  Della  regione  di  Stato  libri  X,  con  tre 
libri  delle  cause  della  grandezza  delle  cittä, 
Venedig  s.  1.;  dasselbe,  neue  Ausgabe  ebenda 
1698:  dasselbe,  deutsch  n.  d.  T.:  Oröndlicher 
Bericht  von  Anordnung  guter  Folizejen  und 
Regiments:  auch  Fürsten  nnd  Herren  Stands. 
Sampt  Gründlicher  Erclärung  der  Ursachen, 
wodurch  Statt,  zu  Anffnemmen  und  Hochheiten 
kommen  mögen.  Strassbnrg  1596. 

Vgl.  Über  Botero:  Apollinare  de  Calderini, 
Discorsi  sopra  la  ragione  di  Stato  del  Sign.  G. 
Botero,  Mailand  1697.  —  Tiraboschi,  Letteratnra 
Italiana,  vol.  VH,  1777.  —  Mc  Cnlloch,  Litera- 


ture  of  political  economy,  London  1845,  S.  263. 
—  P.  Orsi,  Saggio  biwrafico  e  bibliografico  su 
G.  Botero,  «ondovi  isfö.  —  U.  Gobbi,  L'Econo- 
mia  politiea  negli  scrittori  itaüani  del  secolo 
XVI— XVII.  Mailand  1889.  —  Ugo  Rabbeno, 
G.  Botero.  H.  d.  St.,  1.  Anfl.  Bd.  II,  S.  710.  — 
L.  Elster,  Bevölkernngswesen  im  H.  d.  St,  1. 
Anfl.  Bd.  II,  Jena  1891,  S.  487.        Lippat. 


Boxhorn,  Harens  Snerlns, 

geb.  25.  IX.  1602  in  Berten  op  Zoom,  gest  am 
3.  X.  1663.  Er  bekleidete  in  den  Jahren  1632 
bis    1600    die  Professuren    der    Beredsamkeit, 

Staats  wissen  schalten  nnd  Geschiebte  an  der 
Universität  Leiden. 

Politisierender,  die  Unveräüsserlichkeit  der 
Menschenrechte  anerkennender  Humanist.  Als 
Anhänger  der  unbeachränkten  Handelsfreiheit 
verteidigte  er  sogar  für  den  Kriegsfall  die  Fort- 
daner  des  Exports  in  das  Feindesland,  unter 
der  Bedingung  einer  entsprechenden  ZoUer- 
bühang  bis  zum  Frieden  sschlmis. 

An  staatswiasenachaftlichen  Schriften  hinter- 
liess  er:  Diaquisitiones  politicae.  1.  e.  aeiaginta 
casus  politici  ei  omni  historia  selecti,  Goslar 
1656.  —  Inatitutionum  polLticarum  libri  II. 

Vgl.  über  Boxhorn :  JBcher,  Gelehrtenleii- 
kon,  Bd.  I,  Leipzig  1750,  S.  1314  f.  (mit  einem 
Verzeichnis  seiner  sämtlichen  Schriften).  — 
Koscher,  Gesch.  d,  Sat.  —  Allgemeine  deutsche 
Biographie,  Bd.  III,  Leipzig  IS76. 

Liippert. 


Boykott 

s.  Verrüfserklärung. 


Brachellt,  Hngo,  Franz,  Ritter  Ton, 

geb.  zn  Brunn  am  11,  II,  1834,  gest.  zu  Wien 
am  3.  X.  1892,  Er  wurde  1861  anaaerordent^ 
lieber  und  1863  ordentlicher  Profeaaor  für  Sia- 
(iatik,  Verfassungs-  und  Verwaltnngarecht  an 
der  technischen  Hochschule  in  Wien ,  femer 
Mitglied  der  h.  k.  üsterr. -statistischen  Central- 
kommiasion  and  1872  Varateher  des  statistischen 
Departements  im  Csterr.  nandelsministerinm. 

Die  schriftsbilieriscbe  Thätigkeit  Brachellis 
bewegte  sich  ausscbliesslicb  am  statistischem 
Gebiete,  umfaasteanf  demselben  sämtliche  Kultur- 
Staaten  und  wurde  zn  seinen  Lebzeiten,  nach 
Ausweis  der  zahlreichen  Auflagen  seiner  Schrif- 
ten, für  viele  Tansende  eine  unentbehrliche  und 
zuverlässige  Quelle  der  Belehrung.  Die  Vor- 
trefflichkeit dieser  Arbeiten ,  welche  aich  in 
der  1.  Anfl.  d,  H.  d.  St.  auf  S.  711  des  K. 
Bda.  speciSziert  finden,  tritt  aber  zurück  vor 
den  grossen  Verdiensten,  die  er  als  Vorsteher 
des  Handelsamts  sich  erworben  durch  die  Re- 
form bezw.  CentraLsation  der  Statistik  des 
auswärtisen  Handels  Oesterreichs. 

Brachelli  war  der  Herausgeber  folgender 
Einzelstatistiken   nnd    Sammelwerke :    Auatria. 
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Äfchiv  fHr  Oeset2g«bniig  und  Statistik  auf  dem 
Gebiete  der  Gewerbe,  des  Handels  und  der 
Schiffahrt,  Wieu  lÜtöS.  («tand  seit  I8T2  unter 
Bracheliis  Leitung). — Sachricbtcn  ober  Industrie, 
Handel  und  Veriebr,  Wien  1872  ff.  —  Stetis- 
int«rnationale  dee  cbemias  de  fer  ISIS, 

1  1880  (deutscher  und  ftanzSsischer  Text). 

Statiatische  Nachrichten  Über  die  Eisen- 
bahnen der  Gsterr.-uDgariBchen  Monarchie,  10 
Bde,  jumfassend  die  Jahre  1879-1888),  Wien 
und  B^sben  (unter  Mitleitong  Keletis]  1882 
bis  1891  (deutscher  und  ungarischer  Text).  — 
StAtistique  des  chemins  de  fer  de  l'Europc  peur 
les  ann^es  1882  et  1883,  Wien  1885  (deutscher 
nnd  franzüsischer  Tent),  —  Statiatik  des  aus- 
würtiffen  Handels  des  österre ichisch-nagariBchen 
Zollgebietes  in  den  Jahren  1891  ff-,  W^ien  1892  ff. 
(Von  dieser  Veröffentlichung,  welche  ingleich 
der  centrali»at«rischen  Thätigkeit  Brachellis 
das  hervorrageadste  Denkmal  setzt,  erscheinen 
i&hrticb  3  Bünde.) 

Vgl.  über  BracbelU  die  Nekrologe  in  der 
Zeitschr.  d.  k.  preuBs.  statistischen  Bureaus,  Jahrg. 
1894,  von  E.  Blenck  sowie  in  der  (Wiener) 
statistischen  Monatsschrift,  Jahrg.  1892,  nnd  in 
tome  VII  des  Bulletin  de  l'Institut  international 
de  stAtistique  (Born  1893),  Terfa«st  von  v.  Inama- 
Stemegg. 

Llppert. 


BrandkasBeB 
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Branntweinbestenernng. 

I.  Allgemeines.  1.  Gegenstand,  Wesen 
und  Charakter  der  B.  2,  Die  volkswirtschaft- 
liche Bedeutung  der  Brennerei.  3.  Die  Steuer- 
arten  und  Steuerformen  der  B.  4.  Das  Brannt- 
weinmonopol,   ö.  Steuerfreiheiten  und  Prämien. 

Beatscbland.  1.  Preussen  und  der  nord- 
deutsche Sieuerrerein.  2.  Bayern.  3,  Württem- 
berg. 4.  Baden,  ö.  Die  Entnickelnng  der 
Eeicbsgesetzgebong.  6.  Der  geltende  Rechts- 
stand. Die  Verbranchsabgabe.  7,  Die  Maisch- 
bottich- nnd  Branntweiumaterialstener.  8.  Der 
Zuschlag  znr  Verbrauchsabgabe.  9.  Die  Brenn- 
steuer. 10.  Zölle,  Steuerfreiheit  nnd  Ausfuhr- 
Vergütungen,  Uebergangsabgaben.  11.  Die 
SteuerfesistellDug  nnü  Steuereutrichtnng.  12. 
Statistik  der  B.  in  Deutichland.  III.  Die 
Branntweinbesteuerung  in  Oeater- 
reich-üngarn.  1.  Die  geschichtliche  Ent- 
wickelung.  2.  Die  geltenden  Steuemormen. 
3.  Das  Propin ationsrecht.  4.  Ungarn.  IV.  Die 
Branntweinbesteuerung  in  Frauk- 
reich  und  England.  1.  Frankreich.  Ge- 
schichtliches. 2,  Die  geltende  französische  Be- 
ateuerong.  3.  Reforraversnche  seit  1885.  4. 
England.  Geschiebte  der  B.  n.  Der  geltende 
RecbtSÄtand.  V,  Die  Branntweinbesteue- 
rnug  in  anderen  Ländern.  1.  Italien.  2. 
RuBsland,  Geschichtliches.  3.  Die  Fabrikat- 
stener  und  das  Handelsmonopolin  Buasland.  4. 
Vereinigte  Staaten  von  Amerika,    ö.  Belgien, 


Niederlande,  Luxemburg.  6.  Spanien  und  Por- 
tngal.  7.  Die  skandinavischen  Reiche.  8.  Das 
Bchweizerisebe  Alkoholmonopol. 

I.  Allgemflines. 

1.  Gegenstand,  Wesen  nnd  Charakter 

der  B.  Unter  Braautveinsteuer  verstehen 
wir  die  Auflagen  auf  den  durch  DestiDation 

(Brennen)  gewonnenen  Alkohol,  hauptsäch- 
lich auf  den  zum  Trinken  gereitiiglen  und 
zubereiteten.  Die  Branntweinefeuern  ge- 
hören zur  Gruppe  der  Aufwandsteuern,  und 
zwar  zählen  sie  zu  den  inneren  Verbrauchs- 
abgaben und  zu  den  Oetränkesteuern.  Sie 
wollen,  wie  jede  Steuer  flberfaaupt,  das 
Einkommen  der  Einzelwirtschaften  zur 
Steuerleistung  heranziehen.  Ihre  Tendenz 
aber  ist  die  Leistungsfähigkeit  der  Steuer- 
subjekte auf  dem  Umwege  der  Ausgabever- 
weudung  des  Eiukonunens  zu  treffen,  iudeni 
sie  aus  der  Thatsacbe  des  Bräunt  wein  Ver- 
brauches einen  Rückschluss  auf  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Eonsumenten  ziehen. 

Diese  Erwägungen  sind  es,  au  die  mao 
bei  dem  Ausdrucke  'besondere  SteuerfShig- 
keit«  des  Branntweins  denkt.  Senn  der 
Branntwein  an  sich  hat  keine  SteuerfShig- 
keit,  sondern  nur  das  Einkommen  des  Sub- 
jektes, von  dem  dieses  Teile  dem  Brannt- 
weingenusse  widmet  Dem  Charakter  der 
AufwandbesteueruDg  entspricht  es  daher, 
dass  die  meisten  Gesetzgebungen  mehr  und 
mehr  die  SteueipfKcht  auf  den  zum  mensch- 
lichen Genüsse  bestimmten  Branntwein,  auf 
den  Trinkbranntweiu  beschränken,  den  zu 
technischen  Zwecken  aber  gebrauchten  von 
der  Steuer  womöglich  vollständig  befreien. 
Unter  dem  Gesichtswinkel  der  Luxuskonsum- 
tion liaben  denn  auch  heute  alle  Staaten 
den  Branntwein  besteuert.  Allein  hier 
spielen  neben  dem  erkennbaren  Momente 
der  individuellen  Aufwandsentwickelimg,  der 
Leistungsfähigkeit  und  den  allgemein  volts- 
wirtschafüic-hen  Motiven  gesundiieits-  und 
sittenpoUzeiliche  Ziele  herein.  Der  gerei- 
nigte Tri nkbrannt wein  kann  als  Arzenei 
und  En'egungsmittel  bei  grosser  Abspaunong 
oder  bei  anzuregender  Herz  thätigkeit  in 
Krankheitsfällen  ein  äusserst  nützliches  Heil- 
mittel darstellen,  er  ist  in  minimalen  Quan- 
titäten genossen  dem  gesunden  Körper  kaum 
scliädlich  und  für  die  ärmeren  Klassen, 
namentlich  iu  kälteren  Gegenden,  ein  fast 
UD entbehrlich  gewordeues  Genussnüttel,  In- 
de.ssen  nur  allzu  leicht  wird  diese  enge 
Scluunke  nicht  beachtet  nnd  durch  über- 
mässigen Branntweingenuss  die  körperiiche 
und  geistige  Gesundheit  des  einzelnen, 
ganzer  Volkskiassen  und  Völker  schwer  ge- 
schädigt. Greift  in  solcher  Weise  das  Lasier 
um  sich,  so  wird  es  zu  einer  pestartigen 
Krankheit  (»Branutweiniiest«),  welche  die 
sittliche  Tüchtigkeit  und  alle  Tugenden  des 
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FatnilieD leben s  zerstört,  höchst  nachteilig  auf 
die  körperliche  und  geistige  Beschaffenheit 
der  Nachkommenschaft  wirkt  und  ^'ieIfach 
den  wirtschaftliclien  Ruin  und  die  grösste 
moralische Verkommenheitherbeifflhrt.  Diese 
Ausartung  zum  Alkohol isiuus  prädestiniert 
den  Trunkenbold  notorisch  zum  Verbrecher, 
da  die  Trunken  fälligen  thatsächlich  mehr 
zu  knminellen  Handlungen  inklinieren  als 
andere  Menschen. 

Die  Oegundheitspolizei  berücksichtigt  da- 
her vor  allem  den  Umstand,  dass  die  i'^lse]■ 
Öle  im  Branntwein  dessen  toxische  Wirkungei 
verschärfen.  Man  hatdalier  dieReinigung 
des  Branntweins  in  vielen  neueren  Gesetz- 
gebungen zu  emer  obligatorischen  Voraus- 
setzung gemacht  und  dju^n  die  ZulSssigkeit 
des  Verkaufs  als  Trinkbranntwein  geknöpft 
Es  wurde  eine  Obergrenze  des  Fuselgehalts 
festgestellt,  so  in  Italien  2,  in  der  Schweiz 
3'/o  etc.  Ändere  Staaten  {Spanien,  Schwe- 
den, Finland)  begnügen  sich  mit  der  allge- 
meinen Vorschrift,  dass  nur  wolU  rektifi- 
zierter Alkohol  als  Trinkbranntwein  verab- 
reicht werden  dürfe.  In  Deutsclüand  hatten 
die  früheren  Branntweinsteuergesetze  gleich- 
falls den  Reinigungszwang  vorgesehen  und 
die  Fuselgrenze  für  den  aus  metilhaltigen 
Stoffen  gewonnenen  Branntwein  auf  3  % 
Maximum  festgesetzt  Durch  die  technische 
Vervollkommnimg  der  Brennerei  in  den 
letzten  Jahrzehnten  hat  die  Eai-toffel-  und 
Getreidebrennerei  Branntwein  in  grösserer 
Beinheit  zum  Ausschank  gebracht  als  die 
Obst-  und  Tresterbreimereion.  Daher  konnte 
der  Reinigungszwang  diux^li  d.  v.  7.  April 
1889  aufgehoben  werden. 

Kach  der  fiskalischen  Seite  hin  kann 
der  Branntwein ,  welcher  wegen  seines 
höheren  Alkoholgehalts  in  geringeren  Mengen 
konsumiert  wii'd  als  Bier  und  Wein  (in 
Frankreich  neuerdingsge^nüberdemBi-annt- 
wein:  »boissons  hygienwues«  genannt),  in 
der  einzelnen  Mass-  und  M  engen  ei  uheit  eine 
unvergleichlich  höhere  Belastung  durch  die 
Steiler  vertragen.  Aus  diesem  Gnmde 
bildete  der  Branntwein  in  neuerer  Zeit  einen 
beliebten  öieuergegon stand,  sobald  es  sich 
für  die  Finanzpolitik  um  die  Erschliessung 
er^ebiger  Einnahmequellen  handelt.  Mit 
dem  Steuersätze  kann  man  nach  Juüus 
"Wolfs  Schrift  {s.  Litferatiir)  »knapp  bis  an 
jenen  Punkt  herangehen,  von  welchem  an 
lede  Erhöhung  der  Steuer  nicht  mehr  eine 
Erhöhung  des  Steucrertrags,  sondern  eine 
Reaktion  der  Erniedrigiirag  der  Einnahme 
hervorruft«.  Denn  es  liegt  eiu  Objekt  vor, 
das  ohne  Schaden  gänzlich  aus  der  Konsum- 
tion verschwinden  könnte.  Mit  diesen  Er- 
■wägimgen  hat  man  zur  Eeclitfertigung  der 
höheren  Besteuening  des  Branntweias  die 
vorerwähnten  hygienischen  und  sozialpoliti- 
schen Motive,  namentlich  die  Bekämpfung 


der  Trunksucht,  verbunden.  Eine  hohe 
Branutweinsleuer  vermag  allerdings  in  dieser 
Richtimg  eine  günstige  Wirkung  hervorzu- 
bringen, da  nach  Umständen  der  gesund- 
heitsschädliche, namentlich  stark  fuselhaltige 
Branntwein  zu  Gunsten  des  weniger  schäd- 
lichen Biers  im  Konsum  der  grossen  Masse 
mehr  vei-drängt  werden  kann.  Doch  ist 
dabei  sehr  fraglich,  ob  eine  zu  hohe  Steuer 
nicht  zugleich  auch  ilen  massvollen  Genusa 
des  Trinkbranntweins  der  ärmeren  Klassen, 
besonders  in  kältei-en  Gegenden  empfindlich 
trifft.  Endlicli  ist  bei  der  Branntweinsteuer 
zu  bedenken,  dass  der  Branntwoin\'orbrauch 
nach  Gegenden  sehr  verschieden  ist,  also 
die  Konsumenten  und  damit  wesentlich  die 
unteren  Bevölkerung sschichten  durch  hohe 
Branutweinsteuem    sehr    ungleich    belastet 

Für  die  Einrichtung  der  Branntweiabe- 
steuenmg  ist  auch  die  technische  Geartung 
des  Brennereibetriebes  von  grösster  Wichtig- 
keit und  für  die  Wahl  der  Steuerarten  und 
Steuerformen  entscheidend.  Es  kommen 
zunächst  die  verschiedensten  Rohstoffe  zur 
Verwendung,  In  den  einen  Gegenden  werden 
je  nach  den  natürlichen  Bedingungen  des 
Landes  vorwiegend  mehlige  Stoffe  (Kartoffeln, 
Getreide,  MaisJ  gebraunt,  in  anderen  liefert  der 
Obst-  und  Weinbau  die  verschiedenartigsten 
Früchte  und  Rückstände  (Trester,  TrObwein) 
zum  Abbrennen,  welche  in  der  Hauptsadie 
in  kleinen  und  kleinsten  Betiieben  verar- 
beitet werden  und  die  daher  wegen 
ihrer  grossen  Zahl  und  ihrer  m^gelhaften 
Betriebseinrichtungen  der  Steuertechnik  und 
Steueraufsicht  schwierige  Probleme  steUen. 
Hier  steht  die  Steuerpolitik  wenigen  grossen, 
technisch  wohlorganisierten  Betrieben  (Eng- 
land), dort  einer  grossen  Anzaiü  kleiner, 
unvollkommen  arbeitender,  über  weite  Landes- 
strecken verteilter  Brennereien  gegenüber, 
die  oft  dies  Gewerbe  nebenbei  betreiben. 
Oder  beide  Kategorieen  sind  gleichzeitig 
vertreten  (Frankreich,  Deutschland),  Aut£ 
der  Debergang  vom  Produzeuten  zum  Kon- 
sumenten vollzieht  sich  in  so  mannigCalt^n 
Formen  und  namentlich  auch  durch  Abgabe 
in  kleinen  Mengen  imd  aus  kleinen  Betriete- 
stätten, dass  die  Erreichung  derselben  durch 
die  Steuer  mit  grossen  Schwierigkeiten  zii 
kämpfen  hat.  Die  Gewinnung  und  der 
Uebergang  in  den  Konsum  erheischen  daher 
ein  ganzes  Heer  von  Vorscliriften  und  Kontroll- 
massregeln  für  die  Einrichtung  der  Brannt- 
weinsteuer. 

2.DievolkswirtSGhaftJicfaeBedentiiiig 
der  Brennerei.  Eine  allseitige  Wüi-digung 
der  Branntweinsteuer  darf  die  Stellung  der 
Landwirtschaft  zumProblera  nicht  un- 
beachtet lassen.  Denn  an  der  Branntwein- 
brennerei hat  jene  vielfach  ein  ganz  her- 
vorragendes Interesse.   Die  erhebliche  voUlb- 
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wirtschaftliche  Bedeutung,  zumal  in  Frank- 
reich und  Deutschland,  hingt  mit  der  Not- 
vendigkeit  zusammen,  die  landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse  und  Rückslfinde,  insbe- 
sondere Getreide  und  Kartoffeln,  besser  ans- 
nutzen  zu  können.  Denn  die  specifischen 
Verhältnisse  des  Bodens,  insonderheit  der 
leichte  sandige  und  ärmere,  stÄrkei-er  Trocken- 
heit ausgesetzte  Höhenboden  laset  mit  Nutzen 
nur  den  Anbau  der  Kartoffel  zu,  wenn  die- 
selbe durch  die  Brennereien  eine  erhöhte 
Verwertung  finden  kann.  Dies  ist  aber 
gerade  heutzutage  für  die  mittel-  «od  west- 
europäischen I^nd  Wirtschaftsbetriebe  von 
grösster  Wichtigkeit,  nachdem  die  Renta- 
bilität des  Kömerbaiies  durch  die  auswärtige, 
besonders  flberseeische  Konkurrenz  billiger 
produzierender  Länder  in  dauerndem  Rück- 
gang begriffen  ist.  Aehnlich  verhält  es  sich 
mit  dem  Rflbenbau  und  mit  der  Melasse, 
welche  als  letzter  Rückstand  der  Ziicker- 
fabrikatiou  nur  noch  in  der  Brennerei  nutz- 
bringend ausgewertet  werden  kann.  Dazu 
kommt  dann  noch  die  Entfernung  der  land- 
wirtschaftlichen Betriebsstätten  vom  Markte 
nnd  die  dadurch  bedingte  Richtung  der 
Produktion  auf  ein  Erzeugnis,  das  mit  ge- 
ringem Volumen  einen  relativ  hohen  Wert 
verbindet  und  bei  welchem  sich  die  aufge- 
wendeten höheren  Transportkosten  im  Preise 
des  Erzeugnisses  ersetzen.  Auch  hier  seheinen 
die  Brennereiprodukto  unter  den  landwirt- 
schaftlichen Erzengnissen  am  meisten  diesen 
Anforderungen  zu  entsprechen.  Wenn  auch 
die  fortschreitende  Ausbildung  der  Verkehrs- 
mittel und  Tran  Sportgelegenheiten  dieses 
Moment  mehr  in  den  Hintergrund  drängt, 
völlig  wird  es  keineswegs  aufgehoben. 
Namentlich  wird  es  in  den  von  den  Ver- 
kehrscentren abseits  liegenden  Gegenden, 
welche  vor  allem  auf  extensive  Betriebssys- 
teme angewiesen  sind,  fflr  absehbare  Zeiten 
wirksam  bleiben.  Aber  nicht  nur  die  extensiv 
arbeitende  Landwirtschaft  mit  unfruchtbarem 
Boden  ist  an  der  Brennerei  interessiert, 
sondern  auch  die  intensiven  Landwirtschafts- 
betriebe sind  es  inmitten  der  grossen  Ver- 
kehrsstrassen und  in  der  Nähe  aufnahme- 
fähiger Märkte,  die  mit  fnichtbarem  Acker- 
boden ausgestattet  sind. 

Ausser  diesen  Gesichtspunkten  der  agri- 
kolen  Produktion  und  ihres  Absatzes  hat 
die  Branntweinbi-ennerei  für  die  Landwirt- 
scliatt  erhöhte  Bedeutung  wegen  der  Neben- 
erzeugnisse, die  sie  liefert  Hier  ist  vor 
allem  der  Schlempe  zu  gedenken,  welche 
billiges  Viehfutter  und  ein  treffliches  Dflnge- 
mittel  darstellt.  Die  SchlempebMeitung  ist 
auch  in  der  That  niemals  vollständig  durch 
den  Futterbau  zu  ersetzen. 

Diese  Erw%imgen  haben  in  allen  Gesetz- 
gebungen zu  einer  mehr  oder  weniger  weit- 
gehenden Begünstigung  der  landwirtschaft- 


lichen Brennerei  in  verschiedener  Gestalt 
geführt.  Ueber  die  einzelnen  Massregeln 
ist  in  den  folgenden  Abschnitten  über  den 
gegenwärtigen  Rechtsstand  in  den  ver- 
scliiedenen  Staaten  weiteres  berichtet.  Mit- 
unter ist  man  im  Interesse  der  ganz  kleinen, 
meist  landwirtschaftlichen  Brennereien,  wel- 
che oft  die  Konsumenten  ihrer  Produktion 
sind  und  ausserdem  besondere  steuertechni- 
Bche  Schwierigkeiten  venwBachen,  noch  einen 
Schritt  weitei^gangen  und  hat  sie  über- 
haupt bis  zu  einem  Maximiun  an  Erzeugung 
unter  weiteren  Einschränkungen  von  der 
Steuer  ausgenommen,  so  in  den  nicbtslavi- 
schen  Kronländeni  Oeeterreichs  und  in  Un- 
garn, in  der  Schweiz,  in  Spanien,  Portugal 
u,  s.  w.  In  Frankreich  hat  die  Berück- 
sichtigung dieser  Kategorie  von  Brennern, 
der  sogenannten  Bouilleurs  de  cru,  der  Steuer- 
gesetzgebung mancherlei  Sorgen  bereitet. 

Nach  JuBuB  Wolf  sind  4,55  ",'0  der  ge- 
samten Ackerfläche  in  Deuteehland  an  der 
Brennerei  beteiligt.  Der  Anteil  steigt  mit 
der  Grösse  der  Gutskomplexe :  von  den 
mittleren,  bäuerlichen  Wirtschaften  mit 
0,50  %  zu  den  Rittergütern  mit  85  ".*.  Die 
sogenannten  ostelbischen  Betriebe  überhaupl 
liefern  3/1  der  gesamten  deutschen  Brannt- 
weinproduktion. 

8.  Die  tStenerarten  nnd  Stenerfonnea 
der  B.  Die  Branntweinsteuer  charakterisiert 
sich  vor  allem  als  eine  indirekte  Steuer, 
weil  der  erste  Steuerzahler  und  der  letzte 
Steuerträger  regelmässig  zwei  oder  mehrere 
verschiedene  Personen  sind.  Steuerpflichtig 
und  damit  zur  Erlegung  der  A%abe  ver- 
pflichtet pflegt  bei  den  meisten  Formen  der 
Branntweinsteuer  deiienige  zu  sein,  welcher 
den  Branntwein  zur  freien  Verfügung  erhält 
Es  ist  dann  Sache  desselben,  durch  üebe^ 
wälzung  auf  den  Konsumenten,  der  schhes^ 
lieh  von  der  Steuer  getroffen  werden  soD. 
sich  den  ausgelegten  Betrag  wieder  ersetzen 
zu  lassen.  Alle  diese  Verhältnisse  aber 
setzen  einen  sehr  komplizierten  Mechanisma^ 
voraus.  Dazu  kommt  noch  die  ausserordent- 
lich mannigfaltige  Verwendung  des  Brannt- 
weins zu  technischen  und  gewerblicheo 
Zwecken,  femer  dieBenutzung  durch  Wissen- 
schaft und  Medizin,  welciie  Alkohol  nur  in 
gereinigtem  Zustande  gebrauchen  können. 
Hier  sind  dann  besondere  Kontrollen  not- 
wendig, wie  auch  Rückvergütungen  der 
Steuer,  zumal  wenn  dieselbe  hoch  ist,  ein- 
treten müssen. 

Die  Branntweinsteuer  wird  sich  nun  zur 
Erreicliung  ihres  Zieles  eines  dreifechen 
Weges  bedienen.  Sie  knüpft  entvieder  an 
den  Rohstoff  oder  an  ein  Zwisohenprodiitt 
an  (Rohstoff-,  Materialsteuern)  oder  de  nimml 
den  Akt  der  Verarbeitung,  die  dabei  ver- 
wendeten Werkvorrichtungen  oder  den  Cm- 
fang  der  Produktion  und  des  Betriebes  zm» 
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ÄUBgangspuakt  (YenubeitungB',  Fabrikations- 
steuero)  oder  sie  besteuert  endlieh  das  fertige 
Produkt  oder  Fabrikat  (Produkt-,  Fabrikat- 
steuer, Lager-,  Schanke teuer).  Auch  kann 
die  Abgabe  ganz  oder  teilweise  mittelbar 
durch  Abfindungen  oder  Lizenzen  einge- 
zogen werden.  Alle  diese  Steuerformen 
köHDeo  schUessdich  durch  die  Monopolisie- 
rung, durch  ein  Branutw  ein  m  onopol  abgelöst 
werden,  das  sich  nach  Gmfang  und  Inhalt 
aui  Herstellung,  Raffinienuig  oder  Verkauf 
tezw.  auf  alle  drei  Vorgänge  erstrecken 
kann.  Von  einem  Monopol  pflegt  man  sich 
besondere  finanzpolitische  Vorteile  zu  ver- 
sprechen. 

L  Die  Eohstoff-  oder  Material- 
steuero.  Dieselben  knüpfen  die  Steuer- 
telastnng  an  Menge  und  Gehalt  der  zur 
Verarbeitung  bestimmten  Rohmaterialien  an. 
Diese  können  nun  viererlei  Art  sein: 

1.  Materialsteuer  im  eogeren 
Sinne,  welche  nach  Baum  und  Gewicht 
der  verarbeiteten  Rohstoffe  oder  Materialien 
bemessen  wird; 

2.  JlaterialertragBsteuer,  bei  wel- 
cher ein  mutmasslicher  Normalertrag  an 
Alkohol  zu  Grunde  gelegt  und  der  Steuer- 
satz im  einzelnen  dementsprechend  abge- 
stuft wird.  Sie  nähert  sich  daher  den 
Fabrikatsteuern. 

3.  Würzesteuer,  wenn  die  Steuer- 
technik sich  an  ein  Zwischenprodukt,  die 
Wtlrze,  hält  und  die  Abgabe  von  der  Würze 
vor  der  Destillation  beim  Gärungsprozesse 
erhebt.  Dieselbe  schliesst  auf  das  Erzeu^is 
nach  dem  durch  die  &äning  in  Kohlensäure 
und  Alkohol  zerfällteu  Ziickei^halt  der 
Warze. 

4  Wttrzeertragssteuer,  wenn  der 
Verlust  der  WUrze  an  Zuckergebalt  während 
der  Gärung  aus  der  Gewichtsdifferenz 
zwischen  der  frischen  und  der  reifen 
Maische  (Würze)  nach  dem  SaccbMUmeter 
ermittelt  und  liieraus  der  Normalertrag  be- 
rechnet wird. 

Die  Rohstoff  steuern  vereinfachen  zwar 
die  Aufsichtsmassregeln ,  verlangen  aber 
Kontrollen,  welche  den  ganzen  Betrieb  der 
Brennerei  umfassen  und  zwar  bis  zum  Ab- 
treiben der  Maische,  um  eine  mehrfache 
Benutzung  der  Maischgofässe  innerhalb  eines 
bestimmten  Zeitraums,  ferner  die  Vcrgrösse- 
rung  des  Baumes  durch  Aufsätze  (sogenannte 
»Kränze')  an  Maisch-  und  Gärbottiche  oder 
die  Bereitung  des  Branntweins  aus  unange- 
meldeten Stoffen  und  in  unangemeldeten 
Räumen  zu  verhflten.  Die  Würzeertrags- 
steuer, welche  unter  den  Rohst  off  steuern 
der  Fabrikatsteuer  am  nächsten  kommt,  be- 
rücksichtigt am  besten  den  verschiedenen 
Alkoholgehalt  der  einzelnen  Verarbeitungs- 
stoffe,  doch  setzt  sie  einen  technisch-ratio- 
nellen  und   gleichmässigen   Betrieb  voraus 


und  Obersieht  die  Verschiedenheit  der 
Alkoholausbeute  bei  unvollkommenen  Des- 
tillierapparaten. Sie  verteuert  und  ver- 
wickelt den  Brennereibetrieb  durch  mancher- 
lei notwendige  KontroUeinrichtungen.  Unter 
den  Roh  Stoff  steuern  ist  auch  dio  Malz- 
steuer sehr  mangelhaft,  weil  sie  zur  Ver- 
wendung von  weniger  Malz  oder  zur  Brennerei 
ohne  MjDz  anreizt  und  überdies  sehr  schwie- 
riger Kontrollvorschriften  bedarf. 

II.  Die  Yerarbeitungs-  oder  Fa- 
brikatioEssteuern.  Bei  ihnen  gelangt 
während  des  Produktionsprozesses  die  Steuer 
zur  Veranlagung.  Sie  treten  in  zwei  Grund- 
formen auf. 

1.  Maischraum-  oder  Maischbflt- 
tensteuer  geht  aus  von  der  Leistungs- 
fähigkeit der  WerkeinrichtuDgen,  indem  ent- 
weder diese  Leistungsfähigkeit  für  die  ein- 
malige Verrichtung  geschätzt  und  die  Zahl 
der  Verrichtungen  gezählt  wird.  Oder  man 
geht  dabei  aus  vom  Akte  der  Einmischung 
und  der  darauffolgenden  Gärung  und  be- 
rechnet den  Rauminhalt  der  OefSsse  und 
die  Anzahl  der  Füllungen.  Die  Ausbeute 
bleibt  dann  dem  Brenner  anheimgegeben. 

Wenn  man  aber  bei  der  DestiDation  den 
Einfluss,  welchen  mehr  oder  weniger  voll- 
kommene Apparate  (Eeesel,  Blasen  etc.)  auf 
die  Alkoholaugbeuta  ausüben,  weiter  berück- 
sichtigt, so  erhält  man  eine  Fortbildung 
dieser  Stcuerformen  in  der  Kesselsteuer 
und  dem  Blasenzins. 

2.  Pauschalierungssteuern  ver- 
zi eilten  auf  eine  individuelle  Feststellung 
der  Leistimgsfähigkeit  überbaupt  und  be- 
gnü^n  sich  mit  einer  Scliätzung  der  vor- 
aussichtlichen Leistungsfähiglteil  der  Werk- 
vorrichtungeu  ohne  Rücksicht  darauf,  wie 
oft  diese  Aiipaiate  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  in  Funktion  treten,  Dio  Steuer  wird 
somit  lediglich  nach  Massgal«;  einer  Präsum- 
tion bemessen.  Sie  können  dann  wieder 
Maischraum-  oderBrenn  raumpauschalierungs- 
steuem  sein. 

Das  System  der  Pauschalierung  macht 
zwar  eine  Anzahl  von  Eontrollmassre^In 
überflüssig,  wirkt  indessen  selir  imgleieh- 
mässig,  weil  die  verbrauchten  Stoffe  ver- 
schieden ergiebig  und  dem  raschen  Ab- 
brennen verschieden  günstig  sind.  Sie 
führen  ausserdem  zu  Materialvergeudungen 
und  sonstigen  technischen  Mängeln,  nament- 
lich zu  einer  Ueberhastung  des  Betriebes 
und  zu  einer  Erhöbung  der  Prodiüttions- 
kosten.  Endlich  aber  widerspricht  das  ^nze 
System  den  GrundsStzon  der  individuell 
ausgeglichenen  Bemessung  der  Steuerpflicht. 

III.  Die  Produkt-  oder  Fabrikat- 
steuern. Hier  wird  das  fertige  Produkt, 
das  Fabrikat,  zum  Gegenstand  der  Steuer 
gemacht.     Die  Fabrikatsteuer  kann  sein: 

I.Produkt- oder  La  gersteuer,  wenn 
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ßie  vom  Fabrikauteii  (Produzenten)  nach  der 
Menge  des  Erzeagnisses,  liäufig  nach  dem 
durch  bestimmte  Me.isapparate  festgestellten 
Alkoholgehalt  erhoben  wird, 

2.  Konsnm-  oder  Verbrauchsab- 
gabe, wenn  sie  nach  den  Branutwein- 
men^n  bemessen  wird,  welche  ans  der 
Fabrik  oder  ans  (steuerfreien)  Niederlagen 
in  den  freien  Verkelir  übergehen. 

Eine  Abart  der  Verbrauchsabgabe  bildet 
die  Seh  an  k-  und  Kl  ein  verkauf  s- 
ateiier,  ■welclie  entweder  jene  ersetzt  oderj 
teilweise  ergänzt.  Sie  wird  meist  in  Pro- 
Eenten  vom  Preise  der  im  Kleinverschleias 
abgesetzten  Quantitäten  Branntwein  erhoben. 

Die  Fabiikatsteiier  kann  durch  die  bis 
ins  einzelne  gellenden  Kontrollen  fflr  den 
Brennereibetrieb  sehr  Ifistig  werden,  ja  zur 
Vernichtung  der  kleinen,  mit  technisch  sehr 
unvollkommenen  Einrichtungen  arbeitenden 
Brennereien  führen.  Vom  steuertechnischen 
wie  steuerpolitischen  Standpunkte  hat  sie 
vor  den  übrigen  Erhebungsformen  mancher- 
lei Vorzüge.  Diiroh  dieselbe  wird  der  lieim- 
lichen  Ableitung  von  Alkoholdämpteu  aus 
den  Brennapparaten  vorgebeu^.  Durch 
mechanische  Hessapparate  zwischen  den 
Kühleinrichtungen  und  den  Vorratsgefässen 
kann  ein  Teil  der  lästigen  Beaufsidttigiiug 
erspart  werden.  Bei  staäer  Dccontralisation 
der  Brennerei  in  viele,  namenthch  kleine 
landwirtscliaftliche  Betriebe  wird  allerdings 
die  Aufstellung  solcher  KontrollapparaCe 
nicht  durchzufnhren  sein.  Man  ist  dann 
genötigt,  mit  der  Verbrauchsabgabe  im 
Steuereystem  noch  andere  Steuerformen 
(Rohstoff-  oder  Fabrikation  ssteuem)  zu  kom- 
binieren. 

Die  Form  der  Klein  verkaufe-  und  Schank- 
steuer  ist  als  Staatssteuer  wegeu  der  grossen 
Anzahl  der  Vei-schloiss-  und  Äusschank- 
Statten  wenig  zu  empfehlen.  Denn  eine 
wirksame  Kontrolle  der  Abfassung,  des 
Transports  und  der  Einlage  in  die  Keller 
ist  mit  sehr  beträchtlichen  Kosten  verbunden 
undinvieleii  Fällen  überhaupt  ausgeschlossen. 
Doch  lässt  sich  die  Sehanksteuer  nach  Um- 
ständen je  nach  den  lokalen  Verhältnissen 
als  Gemeindeabgabe  mit  Vorteil  an- 
wenden. 

Die  neueren  Steaergesetze  haben  die 
Fabrikatsteuer  und  zwar  in  der  Gestalt  der 
Verbrauchsabgabe  mehr  und  mehr 
zur  Hauptsteuerform  zu  machen  ge- 
sucht. Dieselbe  ist  zu  entrichten,  wenn 
der  unter  steueramilicher  Kontrolle  in  den 
Fabrik-  und  Lagerräumen  lagernde  Brannt- 
wein diese  verlässt  und  in  den  freien 
Verkehr  übergeht,  Steuersubjekt  ist  dann 
derjenige,  welcher  den  Branntwein  zur  freien 
Verfügung  erhält.  Diirch  eine  angemessene 
Abstufung  der  Steuersätze  hat  man  dann 
weitere  volkswirtschafthche   Ziele  verfolgt. 


Namentlich  suchte  mau  mittelbar  die  Ueber- 
pi-oduktion  diu>±  die  Annahme  eines  nied- 
rigeren und  eines  höheren  Steuersatzes  zu 
beschränken.  Dererstere,  der  Vorzugs- (Mini- 
mal-) Steuersatz,  wii-d  nur  einer  beschickten 
Menge  des  gesamten  und  unter  die  beste- 
henden Brenn ei'cien  auf  eine  bestinunte 
Zeitperiode  verteilten  Jahreserzeugnisses  zu- 
gestanden. Die  darüber  hinausgehende  Pro- 
duktion ist  zu  dem  ietiteren,  dem  Normal- 
(Maximal-)  Steuersatz,  zu  versteuern.  Auf 
diese  Weise  wurden  sogenannte  "  Kontingente  ^ 
autgeslellt  (Deutschland,  Oesterreich).  Die 
in  Deutschland  eingeftuirte  Brennsteuer 
(s.  unten  snb  11,  9)  ist  gleichfalls  eine  Fabri- 
katsteuer, die  in  progressiven  Sätzen  von  der 
eine  bestimmte  Menge  überschreitenden 
Jaiireserzeugnng  eriioben  wird.  Sie  ist  in 
der  aiisgesproclienen  Absicht  erlassen,  als 
Regulator  der  Bi-anntweinfabrikation  zu 
dienen,  und  soll  der  Uoberproduktion  ent- 
gegenwirken. 

IV.     Mittelbare     Erhebungsfor- 

1.  Allgemeine  Abfindungen,  wo 

in  Baitöch  und  Bogen  eine  bestimmte  Summe 
als  jährlich  zu  leistende  Steuerpflicht  zwi- 
schen Fiskus  und  Steuersubjekt  vereinbart 
wird. 

2.  Lizenzen.  Vgl.  unten  die  Abschnitte 
II  bis  V  sowie  Art.  Lizenzen  dieses  Hand- 
wöi-ferbuchs. 

4.DasBraaiitweinmonopnL  Diesleuer- 
fechnischen  Schwierigkeiten  der  Branntwein- 
steuer lassen  sich  in  mancher  Richtung  ver- 
einfachen, wenn  der  Staat  selbst  die  Produt- 
tion, die  Zubereitung  oder  den  Verkauf  oder 
endlich  alle  drei  in  die  Hand  nimmt,  ein 
Branntweinmonopol  errichtet.  Denn  ein  sol- 
ches gestattet  am  leichtesten  eine  wünscheos- 
werte  Steigerung  der  Ertiilge  der  Brannt- 
weinsteuer sowie  eine  angemessene  Abstufung 
der  Steuersätze  uach  dem  thatsächlichen 
Werte  des  Fabrikats.  Die  Steuerform  des 
Monopols  kann  ferner  am  wirksamsten  mit 
den  Steuerzwecken  sozialpolitische  Absichten 
verbinden,  namentlich  die  Beschtänkung  des 
Branntwein  Verbrauches  imd  Ausschankes,  die 
Verhütimg  der  Verabreichung  von  gesund- 
heitsschädlichem Tri  nkbranut wein  und  der- 
gleichen melu-. 

Der  erfolgreiche  Uebergang  zum  Brannt- 
weiumono[x>l,  namentlich  in  der  Form  «nes 
Verkaufsmonopols ,  setzt  eine  koneentrierle 
Branntweinbrennerei  mit  Grossbetrieb  voraus. 
In  Ländern  mit  sehr  \'erschiedenen ,  zer- 
splitterten, zumal  landwirtschaftlichen  Bren- 
neroibetriebcn  ist  ein  Verkaufsmonopol  unter 
Aufrechterlialtung  der  privaten  Erzeugung 
nicht  zu  empfehlen.  Denn  es  können  die 
Staatsfinanzen  durch  die  InteressenvertretimK 
sowie  diut;h  die  Verquickung  wirtschafüidie'' 
Probleme  mit  der  vollziehenden  Gewalt  (Aoe 


Bran  Qt  weiiibesteuening 


zwinffenden  Gnind  in  be<leiiklicher  Weise 
beeinflnsst  wenJeo.  Eio  Prodiiktionsmonopol 
kann  bei  einer  soleheu  Lage  der  Brauntwein- 
erzeiigiing,  wo  diese  einen  unentbehrliclien 
Nebenbetrieb  dev  Landwirtschaft  bildet,  über- 
haupt kaum  in  Frage  kommen.  Leicht  wird 
auch  der  Vorteil  der  Proisahstufung  im  In- 
land durch  eine  Sehädi^ing  der  Ausfuhr 
aufgewogen,  der  Branntweinexport  imter  Ura- 
stäiideii  gehemmt  imd  ein  blühendes  Ge- 
werbe in  seiner  Entwickelung  gestört.  Die 
meisten  Vorteile,  welche  man  von  einem 
Branntweinmonopol  erhofft,  lassen  sich  min- 
destens ebenso  gnt  durch  eine  entsprechende 
Verbrauchssteuer  erreichen,  zimialdiuTih  eine 
Fabrikatsteuer.  Die  Einführung  eines  Mono- 
pols möchte  nur  da  zu  befürworten  sein,  wo 
ganz  besondere  Umstände,  insbesondere  ein 
wegreich  duK-hgedrun gener  Grossbetrieb  der 
Breimeretiudustrie.  hierfür  eine  geeignete 
Grundlage  gescliaffen  hat.  Andererseits  kann 
ein  solches  auch  dann  am  Platze  sein,  wenn 
es  der  organisiei'ten  Spiritusindustrie  gdun- 
gen  ist,  den  Branntweinliandet  durch  einen 
<laH  ganze  Iiand  umfassonden  Ring  zu  mono- 

Eolisieren,  Die  autoritative  Preisfestsetzung 
ann  der  Staat,  welcher  die  verschiedenen 
Interessen  allseitig  würden  kann,  besser 
und  vorteilhafter  wahmelinien  als  eine  pri- 
^■ate  Korporation. 

Die  Einrichtung  des  Branntweinmonopols 
kann  eine  sehr  verschiedene  sein,  Ncoen 
der  Verstaatlichung  des  Brennereigewerbes 
überhaupt  können  auch  nur  einzelne  Seiten 
der  Produktion  monopolisiert  werden.  So 
hat  man  neben  dem  Voll-Produktions- 
monopol  ein  Hohspiritus-  und  ein 
Raffinationsmonopol.  Ebenso  kann  ein 
Handelsmonopol  teils  ein  Vollhandels- 
monopol, teils  cm  Grosshandels-, 
Zwischenhandels-  und  Eleinhan- 
delsmonopol,  teil'*  em  Au^schank- 
monopol  sein.  Nimmt  der  Staat  alle 
diese  Vorgänge  von  der  Herstellung  bis 
zum  schliesslichen  Abi^at?  an  den  Konsumen- 
ten für  sich  in  Anspruch  so  haben  wir  es 
mit  einem  Branntweinmonopol  im  weitestec 
Sinne  oder  scblechtliin  (üniversalmonopol) 
zu  thun.  Bei  der  Einführung  eines 
Branntweinmonopols  ratissen  denjenigen  Per- 
sonen, welche  der  Enteignung  unterliegen, 
entsprechende  Entschädigungen  ge- 
währt werden.  Dieselben  haben  sich  zu  ei^ 
streckeu  auf  die  diurch  Einführung  des  Mono- 

Sils  eintretenden  Wertminderungen  an  Ge- 
uden  und  Gerfitcn  infolge  der  Aufgabe 
und  EinschrÄnkung  des  Geschäftsbetriebes 
und  dann  auf  den  Verlust  oder  die  Schmä- 
lerung der  durch  das  Monopol  geschä- 
digten Erwerbsthätigkcit.  Der  Personen- 
kreis, welcher  an  der  Entschädigung  teil- 
nimmt, wird  ein  sehr  verschieden  weiter 
sein,   je  nachdem  eben  der  monopolistische 


Wirkungskreis  enger  oder  weiter  gezogen 
t'ird, 

5.  StenerfreiheiteD  und  Prätnien.  Die 

Branntweinsteuer  zählt  zu  den  inneren  Ver- 
brauchssteuern. Sie  will  daher  die  aus  dem 
inländischen  Branntweiukonsum  geschlossene 
Leistungsfähigkeit  treffen.  Daher  ist  es  eine 
richtige  Konsequenz,  wenn  der  zur  Ausfuhr 
bestimmte  Alkohol  von  der  Steuer  befreit 
wiol,  sobald  er  das  Inland  verlässt.  Diese 
Steuerfreiheit  der  Brauntweinausfuhr  wird 
dadurch  herbeigeführt,  dass  die  auf  dem 
Produkte  lastende  Inlandssteuer  beim  Esport 
rflckeratattot wird.  Diese  Rückvergütung 
ist  ein  notwendiger  Bestandteil  der  Brannt- 
weinbesteuerung.  Denn  nur  durch  die  steuer- 
freie Ausfuhr  ist  es  dem  inländischen  Pro- 
duzenten möglich,  auf  dem  ausländischen 
Markte  als  Mitbewerber  aufzutreten.  Da  er 
im  Auslande  neben  dem  dortigen  Einfuhr- 
zoll noch  die  Inlandssteuer  ausser  seinen  die 
Produktionskosten  erhölienden  Transport-, 
Versichern  Dgs-  und  ähnlichen  Spesen  zu 
tragen  hat,  so  wäre  er  absolut  niclit  konkur- 
renzfähig, wenn  seine  Ware  dazu  noch  mit 
der  Inlandssteuer  belastet  wäre.  Demgemäss 
ist  das  Prineip  der  Rückvergiitnng  der  Steuer 
bei  der  Ausfuhr  ein  allgemeines  Erfordernis 
aller  Äufwandbesteuerung  überhaupt. 

Die  Sfeuerabsicht  des  Gesetzgebers  ist 
or  allem  auf  die  Erfassung  des  Tnnkbrannt- 
reins  gerichtet  und  hat  dalier  anderen  als  den 
Trinkzwecken  Steuerfreiheit  oder  dochSteucr- 
ermässigmig  gewährt,  Ereteres  ist  der  Fall 
in  Deutschland,  Oesf erreich-Üngarn ,  in  der 
Schweiz,  in  den  Niederlanden  etc.,  letzteres 
in  Frankreich,  Zu  den  steuerfreien  Ver- 
wendungsarten des  Alkohols  rechnen  dessen 
Benutzung  zu  gewerblichen  und  technischen 
Zwecken,  die  \vissenschaftlichen  und  medi- 
zinischen Verwendungen,  Das  ganze  Zuge- 
ständnis hängt  eng  mit  den  im  Laufe  des 
letzten  Jahrzehnts  voi^nommenen  Erhöh- 
ungen der  Branntweinsteuer  zusammen, 
welche  eine  Begünstigung  dieser  Verwendung 
bedingten,  sollte  nicht  die  Entwickelung  von 
Industrie  und  Wissenschaft  durch  Steuer- 
vorschriften gehemmt  werden.  Damit  aber 
andererseits  dieso  Steuerbefreiung  nicht  zur 
Umgehung  der  Besteuerung  des  Trinkbrannt- 
weins benutzt  werde,  ist  der  von  der  Abgabe 
befreite  Spiritus  künstlich  für  den  mensch- 
lichen QenuBS  unbrauchbar  zu  machen.  Dieses 
Verfahren  nennt  man  die  Denaturier  ung. 
Als  Denaturiernngsmittel  können  verschiedene 
Substanzen  dienen;  z.  B.  in  Deutschland 
(1899)  ein  Gemisch  von  4  Teilen  Holzgeist 
und  1  Teil  Pyridinbasen,  welches  in  der 
Menge  von  ü'/s  Liter  auf  100  Liter  reinen 
Alkohol  zugesetzt  wird.  In  England  wird 
9  Teilen  Spiritus  1  Teil  Holzgeist  beigemischt. 
Die  grosse  volkswirtschaftliche  Bedeutung 
iler  Brennerei  in  vielen  Ländern,  namentlich 


ihre  Verbindung  mit  den  landwirtschaftlichen 
Betrieben,  hat  die  Gesetzgebung  veraolasst, 
Ausfuhrpram  ien  zu  gewähren,  nm  diesen 
Erwerbszweig  durch  die  Steuer  nicht  zu 
schädigen.  Die  Ausfuhrprämie  hat  sich  aus 
der  Rück  Vergütung  der  inländischen  Ver- 
brauchssteuern beim  TCxport  entwickelt  Zu- 
erst betrug  aber  der  Satz  der  Rückeretattung 
höchstens  soviel  als  die  thatsächliohe  Steuer- 
leiatung,  wurde  aber  diffoh  eine  stärkere 
Ausbeute  des  Rohmaterials  als  die,  welche 
das  Gesetz  angenommen  hatte,  und  damit 
durch  die  sinkende  tliatsachliche  St^uerbe- 
lastung  immer  grösser.  Gerade  aber  die 
Rohstoffeteuem  haben  bei  fortschreitender 
Technik  dieser  Tendenz  Vorschub  geleistet. 
Auf  die  Weise  ilberatieg  die  RflckvergOtung, 
die  für  das  fertige  Produkt  wirklich  gezahlt 
■wurde,  die  ausgelegte  Inlandssteuer,  und  da- 
durch entstanden  zunächst  die  indirekten 
oder  unbeabsichtigen  Ausfuhrprä- 
mien. Solche  werden  z.B.inDoutschland  hei 
der  Maischbottich  ateuer  bezahlt,  welche  1,31 
Slark  vom  Hektoliter  Rauminhalt  der  Maiscli- 
boltiche  beträgt  Die  thatsächliche  Steuer- 
belastung des  Hektoliters  reinen  Alkoho)s, 
also  des  fertigen  Produkts,  schwankt  zwi- 
schen 9,95  und  13,63  Mark,  während  die 
SteuervergOtimg  10,01  Mark  vom  Hektoliter 
beträgt. 

Solche  Vergünsligtingen  hatten  natürUch 
auf  die  Branntweinausfuhr  der  Ptfimien  ge- 
währenden Länder  einen  merklichen  Ein- 
EluES  und  räumten  ihren  Exporteuren  auf 
dem  Weltmarkte  eine  bevorzugte  Stellung 
ein.  Diesem  Dnick  suchten  mm  andere 
Volkswirtschaftsgebiete  dadurch  zu  begegnen, 
dase  sie  vou  vornherein,  tira  ihre  eigene 
Branntwein  Industrie  auf  dem  Weltmarkte 
konkurrenzRlhig  zu  erhalten,  direkte  oder 
beabsichtigte  Ausfuhrprämien  be- 
zahlten. Für  bestimmte,  zur  Ausfuhr  de- 
klarierte Mengen  wurde  ein  fester  Ausfiihr- 
zuschuss  gewährt.  Durch  diese  krin.stÜchen 
Mittel  zur  Steigerung  des  Exports  ist  aber 
im  Laufe  der  Zeit  die  Branntweinerzeugung 
beträehthch  an  Umfang  gewachsen.  Die 
Folge  hiervon  war  eine  starke  Vennehrung 
des  Angebots  der  Branntwein  mengen  auf 
dem  Weltmarkte  bei  nicht  gleichzeitig  ent- 
sprechend anwachsender  Nadifrage.  Diese 
&scheimmg  wnirde  mehr  und  mehr  dauernd 
und  verdichtete  sich  zu  einer  chronischen 
Depression  der  Branntweinpreise  zum  Scha- 
den der  Branntweinproduzenten.  Bei  dieser 
Lage  der  Dinge  vermochte  aber  ein  einzelner 
Staat  nicht  selbständig  und  allein  zurückzu- 
geben. Dies  würde  nur  im  Wege  inter- 
nationaler Vereinbarungen  niijglich  sein,  die 
sich  aber  stets  als  unausffihrbar  oder  doch 
als  unwirksam  erwiesen  haben. 

Diese  UebelstäDde  hat  man  durch  mancher- 
lei Steuermararegeln  zu  bekämpfen  gesucht 


Man  ist  mehr  und  mehr  zum  System  der 
Fabrikatsteuer  übergegangen  und  hat  die 
Rohstoftateuern ,  wache  die  Pr&mienwirt- 
schaft  leicht  befördern,  auf  die  landwirt- 
Bcbaftliclien  Brennereien  beschränkt.  (So  in 
Deutschland  unter  Ausdehnung  auch  auf  die 
Materialbrenn  ere  Jen , ) 

Noch  weiter  ist  man  indessen  durch  die 
Konstituierung  von  Inlandsprämien  ge- 
gangen. Dieses  Ziel  hat  man  hauptsächlich 
mi  Rahmen  der  Fabrikatsteuer  erstrebt.  Da- 
bei wurde  einmal  für  die  Bemessung  der- 
selben eine  bestimmte  !Normalausbeute  der 
Brennstoffe  als  steuerpfüchtiges  Minimum 
fixiert  und  das  Mehrerzengms ,  der  soge- 
nannte steuerfreie  »Ueberbrand*,  innerhall» 
gewisser  Grenzen  steuerfrei  gelassen.  Mit 
anderen  Worten  man  hat  nur  einen  Teil  des 
Produktes  besteuert(Russlaud  s.  unten  sub  V^). 
Sodann  aber  hat  man  andererseits  die  gleiche 
Wirkung  durch  eine  entsprechende  Ordnung' 
und  Abstufung  der  Fahiikatsteuer  erzielt, 
mit  der  ausgesprochenen  Tendenz,  dadunji 
die  Herstellung  der  Branntwein  meu  gen 
wenigstens  indu^kt  zu  regeln.  Der  Bau 
dieser  Bestrebungen  wurde  dann  diirch  die 
Einführaogeiner  Betriebssteuer  gekrönt, 
welche  als  ein  nach  dem  Betriebsumfaog 
der  Jahresproduktion  progressiv  bemesseoer 
Zuschlag  zur  Fabrikatsteuer  gerade  zu  dem 
ausgesprochenen  Zwecke  erhoben  wird,  die 
Prttduktion  zu  reduzieren  und  namentlich 
den  Grossbetlieb  einzuschränken  (Brenn- 
steuer). 

Die  letzteren  Methoden  sind  in  D  e  u  t  s  c  h - 
land  ziu-  Anwendung  gekommen. 


1.  Prenssen  nnd  der  Norddeutsche 
Stenerrerein.  In  den  deutschen  Territorien 
erscheinen  die  ersten  Spuren  einer  Brannt- 
weinbesteuei-ung  im  16.  Jahrhundert  Sie 
waren  regelmässig  dem  Aufschlagsysteme 
(Accise,  Ungeld,  Tranksteuemi  eingefügt  und 
wurden  teils  als  Klein  Verkaufsabgaben  Tind 
teils  als  lokale  Zölle  (Mauten)  bei  Verbringiing 
des  Branntweins  in  geschlossene  Orte  und 
Städte  erhoben.  Derartige  Auftagen  finden 
wir  seit  1523  in  Oesterreich.  seit  1542  in 
Bayern,  seit  1575  in  Brand enbsu^-Preussen, 
seit  1595  in  Km-sachsen,  seit  1598  in  Sonders- 
hausen n.  B.  w.  Im  17.  Jahrhundert,  nament- 
lich nacli  dem  dreissigj  ährigen  Kriege,  wer- 
den sie  allmählich  zu  dauernden  Bestabdteilen 
der  deutschen  Steuersysteme. 

In  Brandeoburg-Preussen  erwähnt  nach 
mehrfachen  Anläufen  im  16.  Jahrhundert  die 
Acciseordming  von  1641  den  Branntwein,  als 
abgabepfliditig.  Seine  Erzengnug  wurdr^ 
auf  die  Städte  b^chrilnkt,  welche  daher 
auch  zunächst  von  dieser  Auflage  betroffen 
wurden.    Nachdem  aber  der  Branntweinvei^ 


brauch  des  platten  Landes  auf  die  Erzeug- 
nisse des  Btädtischea  Gewerbes  angewiesen 
war,  so  wurden  die  ländlichen  Konsumenten 
auf  dem  Drawege  der  Ueberwähuag  der 
Steuer  zur  Leistung  herangezogen.  Die 
Auflage  war  eioe  Trank-  und  Schanksteuer. 
Die  spateren  Acciseordnungen  von  1667, 
1680,  1684  und  1701  wiederhoiten  di^e  Vor- 
schriften, wobei  die  Steuertechnik  zwischen 
der  Form  der  Verbrauchsabgabe  und  der 
Rohstoffbesteuerung  schwankt.  Ende  des 
17.  Jahrhunderts  ward  die  Befugnis  der 
Branntweinbrennerei  auch  auf  die  Ritter- 
güter ausge<lehnt.  Doch  blieb  sie  hier  im 
Gegensätze  zu  den  Städten  steuerfrei.  Au 
'der  GrenzBcheide  vom  17.  zum  18.  Jahr- 
hundert wird  die  Veranlagung  der  Steuer 
nach  dem  Maiscliraum  und  der  Zahl  der 
FüDungen  der  Maiscbge fasse  die  herrschende. 
Später  hat  sich  das  »System  der  Regie« 
unter  Friedrich  dem  Grossen  mehr  den  fran- 
zösischen Steuemormen  genähert  Die  Brannt- 
weinsteuer wird  wiederum  als  Verbrauohs- 
»bgabe  erhoben,  die  Brennereien  werden 
streng  kontrolliert  und  die  Steuererhebung 
möglichst  knapp  vor  dem  Cebergang  des  ^ 
Branntweins  an  die  Konsumenten  voUzogon. 
"Weitere  Abgaben  wmiien  dann  endhch  beim 
Eingang  desselben  in  die  Städte  eingezogen. 
Unter  Friedrich  "Wilhelm  II.  wird  die  »Regie« 
beseitigt.  Die  Branntweinsteuer  wird  durch 
die  Verordnung  vom  28.  März  1787  neu  ge- 
ordnet und  regelmässig  nach  dem  Biunnt- 
weinschrot  erhoben.  Hierzu  gesellten  sich 
aber  eine  ganze  Reihe  weiterer  Abj^ben. 

Im  19.  Jahrhundert  steigt  der  Konsum 
des  Branntweins  namentlich  durch  die  fran- 
zösischen EroberungszOge  bedeutend.  Die 
landwirtscliaftliciie  Brennerei  wird  hierdurch 
zu  rascher  Blftte  gebracht,  ein  wichtiges 
Nebengeworbe  der  agrikolen  Betriebe  und 
eine  ertolgreiche  Konkurrentin  der  städtischen 
Produktion.  Gleichzeitig  werden  die  Be- 
dürfnisse der  Reformepoche  wirksam,  die 
Gleich  stell  img  von  Stadt  und  Land  beseitigt 
das  wirtscliaMche  Monopol  der  ersteren,  der 
Finanzbedarf  des  Staates  steigt  und  die  ein- 
heitliche Ordnung  der  Steuern  für  da.s  ganze 
Staatsgebiet  wird  diuxihgeführt.  In  diesem 
Geiste  erfloss  das  Edikt  vom  2B.  Oktober 
1810,  Für  das  Bereich  der  ganzen  Monarchie 
wird  der  Branntweinzwan^  oder  das  mit 
dem  Besitz  einer  Brennerei  oder  Brennerei- 
gerechtigkeit verbundene  Hecht,  die  Konsu- 
meuten  zu  zwingen,  das  Getränk  ausschliess- 
lich vom  Berechtigten  zu  beziehen,  in  Stadt 
und  Land  aufgehoben.  Die  Form  der  Steuer- 
erhebung war  diejenige  einer  Blasen-Pau- 
schalierungssteuer, welche  durch  eine  nach 
den  verwendeten  Rohstoffen  abgestufte  Ma- 
terialsteuer  kontrolHert  wurde.  Später  be- 
schränkte man  sich  in  der  Hauptsache  auf 
die  letztere  allein.    Mit  dem  Regulativ  vom 


1.  Dezember  1820  fand  dann  der  definitive 

Uebergang  zur  Maischraumsteuer  statt 
Dieselbe  wurde  auf  1  Groschen  für  je  20  Quart 
Maischraum  d.  h.  auf  52  Mark  von  je  100  hl 
festgesetzt,  wobei  ein  Ausbeute  Verhältnis 
von  2^/0  zu  Gnmde  gelegt  worden  war. 
Nachdem  aber  diese  Anndüme  sich  als  zu 
niedrig  erwies,  folgte  die  Kabinettsordre  vom 
10.  Januar  1824,  welche  verfügte,  dass  die 
Steuer  künftig  im  Ausmaase  von  1  Silber- 
groschen  6  Pfennigen  für  je  20  Quart  d.  h. 
auf  62  Mark  von  je  100  hl  erhoben  werden 
solle.  Dies  bedeutet  die  Annahme  eines 
Ausbeuteverhältniflses  von  2,40  */o.  Gleich- 
zeitig wurde  den  weniger  leistungsfähi^n 
landwirtschaftlichen  Branntweinbrennereien 
eine  Herabsetzung  des  Steuersatzes  um  '/ü 
zugebilligt.  Fruchtbrennereien,  als  die  klein- 
sten Betriebe,  wurden  durch  eine  Material- 
besteuemng  getroffen,  an  deren  Stelle  even- 
tuell auch  eine  Abfindung  treten  konnte. 

Dies  war  der  Kechtestand,  als  im  Jahre 
1833  die  Bildung  des  Zollvereins  begann. 
Für  die  Branntwoinbesteuerung  war  die  Kon- 
stituierung des  Norddeutschen  Steuer- 
verein s  von  wesentlichem  Einflüsse,  indem 
Preussen  bei  dem  Abschluss  des  Zollvereins 
Branntweinsteuer-Gesetzgebung  er- 
weiterte Geltung  zu  sichern  suchte  Diesem 
Steuervereine  traten  1833  Sachsen  und  der 
thüringische  Zoll-  und  Handelsverein,  1841 
Brauusehweig  und  Lippe,  1851  Hannover 
und  1852  Oldenburg  bei.  Diese  Staaten  ver- 
pflicäiteten  sich,  vom  1.  Januar  1834,  bezw. 
vom  Zeitpunkt  ihi-es  Beitritts  an,  die  Grund- 
sätze der  preussiecheu  Branntwein  besteue- 
rung  in  ihren  Gebieten  zur  Anwendung  zu 
bringen  und  eine  Gemeinschaftlichkeit  des 
Ertrags  dieser  Steuer,  zugleich  aber  einen 
freien  Verkehr  mit  Branntwein  in  den  ge- 
nannten Ländern  einzuführen.  Seit  dem  19. 
Juni  1838  wurde  mit  einer  Ausbeute-An- 
nahme von  3,33  "/o  die  Steuer  von  gewöhn- 
hchen  Brennereien  im  Ausmass  von  2  Silber- 

rischen  von  je  20  Quart  Maiachbottichraum 
h.  72  Mark  für  je  100  hl  erhoben.  Den 
landwirtschaftlichen  Brennereien  wurde_  eine 
Ermässigimg  des  Steuersatzes  auf  1  Silber- 
OTOBchen  8  Pfennige  d.  h.  auf  Ws  ^währt. 
Eine  weitere  Erhöhung  der  Branntweinsteuer 
erfolgte  durch  G.  v.  19.  April  1854,  nach- 
dem in  den  vorausgehenden  Jahren  deren 
Ertrag  merklich  ziurückgegangen  war  (1839 
7,024  Millionen  Thaler,  1854  5,494  Millionen 
Thaler)  und  mehrfache  auf  eine  Erhöhung 
der  Steuersätze  gerichtete  VeiBuche  erfolg- 
los geblieben  waren.  Durch  Verordnung 
vom  11.  Mai  1867  kamen  neben  Hannover 
noch  Hessen-Nassau,  Kurhessen  und  Schles- 
wig-Holstein durch  Annexion  in  den  Nord- 
deutschen Steuerverein.  Mit  Grründung  des 
Norddeutschen  Bundes  und  mit  Wiederauf- 
richtung des  Deutschen  Reiches  ist  der  Er- 
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trag  der  Krarnitweiasteuer  ein  genieinsanicr 
geworden,  da  durch  Ö.  v.  16.  Mai  1873  die 
ÖesetzgebuDg  des  Norddeiitsehen  Bundes 
auch  ia  dea  Heichalanden  Elsase-Lothringeo 
an  Stelle  der  französischen  trat.  Dagegen 
blieben  vorläufig  die  süddeutschen  Staateo 
Bayern,  ■Wflrttemberg  und  Baden  mit  selb- 
ständiger Gesetzgebung  ausserhalb  der 
Bran  nt  Weinsteuergemeinschaft. 

Bis  zum  Zustandekommen  eines  das  ge- 
samte Reichsgebiet  umspannenden  Reiehs- 
gesetzes  vom  Jahre  1887  war  für  die  B  ra  n  n  t- 
weinstener-Gemeinschaft  derjenige 
Rechtsstand  massgebend,  welchen  zuletzt 
das  Bundesgesetz  vom  8.  Juli  18G8  ge- 
schaffen hatte.  Nach  demselben  soll  die 
Btanatwoinsteuer  von  dem  im  Inland  er- 
zengten Branntwein  filr  1,145  1  zu  50  Gr. 
Tr,  1"/!«  SilbergroBchen  betTagen  und  wird 
erhoben:  1,  als  Maischbottichsteuer 
bei  der  Branntweinherstellnng  aus  mehligen 
Stoffen,  Melasse  und  Rüben  nach  dem  Raum- 
inhalte der  Einmaisehuugs-  oder  Gärungs- 1 
geSsse  zum  Satze  von  30  Pfennigen  für| 
22,90  1  Boltichraum  und  jede  Füllung  und  j 
zum  Satze  von  2r)  Pfennigen  für  die  land- 
wirtschaftlichen Brennereien  unter  gleichen  j 
Yoraussetzungen ;  2.  als  Materialateuerl 
bei  je  68,70  1  mit  40  Pfennigen  von  Wein- 
trebem,  Kernobst,  Trebern  von  Kernobst 
und  Beei-enfrOehten  etc.,  bei  68,70 1  mit  80 
Pfennigen  von  Tranben  oder  Obstwein,  Wein- 
hefe und  Steinobst  und  endlich  mit  15  Sil- 
bei^^roscfaen  vom  Oxlioft  Zuckerwasser; 
S.alsBlasen-Pauschalierungssteiier 
bei  Verarbeitung  von  Honig^vasser  mit  l^/s 
Silbergroschen  von  soviel  Quart  Btaseniaum 
in  24  Stunden,  als  erforderlich  ist,  um  aus 
demselben  1  Quart  Branntwein  zu  50  Gr.  zu 


gewinnen,  ferner  bei  Verarbeitung  von  Ear^ 
toffelsirup  mit  1  gut«n  Groschen  3  Pfennigeii 
(a.  W.)  von  4  Quart  Blase  und  24  Stundai 
und  endlich  vom  Malzextrakt  (ohne  Angabe 
eines  Steuersatzes);  4.  als  Material-  oder 
Fabrikatsteuer  für  umgeschlagenes  Bier 
mit  60  Pfennigen  für  68,70  1,  oder,  wenn  der 
Steuerpflichtige  es  ablehnt,  mitlb^/iPfeanigeo 
fttr  das  Quart  Branntwein  zu  50  Gr.  Tr.  Bei 
Ausfuhr  von  Branntwein  ins  Ausland  in 
Mengen  von  mindestens  68,60  1  und  einer 
Stärke  von  wenigstens  35  Gr.  Tr.  wird  eine 
Steuerrückvergütung  von  8,58  Mark  oder 
2,86  Thaler  pro  Hektoliter  Bianntweiu  zu 
50  Gr.  Tr.  gewährt.  Bei  der  Verwendung 
von  Branntwein  zu  gewerblichen  Zwecken 
wird  nach  Eeichsgesetz  vom  19.  Juli  1879 
und  laut  Beechluss  des  Bundesrats  vom  23. 
Dezember  1879  die  Steuer  ia  demselben  Ans- 
masse  vie  bei  der  Ausfuhr  von  Branntwein 
rückvei-gütet.  Ausführliche  Vorschriften 
regeln  schliesslich  die  Kontrolle  der  Brenne- 
reien und  die  Erhebung  der  Branntwän- 
steuer. 

Der  Ertrag  der  Brau nt%vein Steuer  belief 
sich  im  Norddeutschen  Steuerver- 
ein in  Millionen  Thalem  auf: 


In  der  Br 

anntwein 

steue 

Mark)  folgende 

Resultate: 

Brutto- 

Ueber- 

^S' 

1871-75 

49,788 

0071 

IDarchschnitt) 

1876 

S3,4o8 

0,128 

1877-78 

52.529 

0,110 

1878-79 

54,616 

1879-80 

53,398 

o|i33 

1880-81 

57,271 

1881-82 

64,002 

1882-83 

58,8m 

0,119 

1883-81 

6i;i76 

0,114 

1884-85 

6»,435 

0,129 

1886-86 

65^852 

0,10s 

1886-87 

57,' 88 

l.iprij|0.0k.. 

18,541 

0,069 

Bratto- 

Ansfuhr- 

Netto- 

ertrag 

1834 

5,86, 

0,332 

5,535 

1838 

6,324 

0,223 

6,107 

1842 

7,084 

°,5i9 

6,564 

1852 

5,315 

0,310 

5,«H 

1855 

7,407 

1,003 

6,404 

1860 

9,630 

',578 

8,103 

1866 

11,553 

2,417 

9,136 

1868 

13,238 

1,834 

'1,749 

1871 

14,232 

2,569 

11,636 

chaft  (1871—76)  finden  sich  (in  MUliooen 

i 

Z0II 

Gesamt- 

bmtto- 
ertrag 

Rack  Ver- 
gütungen 

Netto- 
ertrag 

1,546 

5M07 

7,076 

44,330 

1,931 

55,472 

6,402 

49,069 

1,621 

54,264 

9,061 

4S,2oj 

1,642 

56,373 

8.963 

47,4'o 

2,oS5 

55,620 

9,872 

45,474 

ijSi 

59,176 

11,077 

47,098 

1,917 

66,043 

17.533 

48,5 '<> 

1.974 

60,921 

»4,955 

45,966 

2,101 

63,395 

'4,484 

48,91. 

4,8a4 

67,392 

14,310 

53,082 

1,987 

67,947 

17,855 

50,093 

3,609 

60,900 

14.895 

46.005 

2.  Bayern.  Die  Abgaben  von  Brannt- 1  (innere  Verbrauchssleuem) ,  teils  »Acdsen-: 
wein,  welche  sich  in  Bayern  seit  dem  16. 1  (Abgaben  bei  der  Ein-  und  Ausfuhr).  £Sd 
Jahrhundert  finden,  waren  teils  »Aufschläge^  I  Antrag   auf   Erhebung   eines    Oeti-änkeauf- 
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schlage  wurde  ziierst  1516  den  Ständen 
gemacht,  ohne  jedocli  Anklang  zu  finden. 
Eine  allgemeine  Branntweinstener  wurde  in 
Form  eines  Aufschlags  von  Bier,  Met  und 
Branntwein  1572  bewilligt,  welche  1588 
und  1593  erhöht  wurde.  Siiätero  Mandate 
von  1604,  1616,  1639,  1644,  1669,  16SII 
und  1730  waren  sowohl  der  Ordnung  der 
Branntweinbrennerei  gewidmet  als  sie  Er- 
höhungen und  der  Steuersätze  brachten. 
Dagegen  bestanden  Aecisen  bei  der  Einfuhr 
ausländischen  und  bei  der  Ausfuhr  inlän- 
dischen Branntweins  seit  1542  und  wunlen 
in  der  Folgezeit  mehrfach  modifizifrt.  Das 
Geneialmandat  vom  16.  April  1749  hat  dann 
die  Getränkesteuorn  neu  geregelt  und  die 
bisherigen  Abgaben  beseitigt.  Eflr  den 
Eimer  Wein brannt wein  ist  5  Gulden  Steuerzn 
entrichten ,  während  der  Bierbrau  nt wein 
gleichzeitig  mit  dem  Biero  der  Abgabe 
unterworfen  wird.  Ein  weiteres  General- 
mandat  vom  '24.  JiiJi  17 OU  erhöhte  den 
AufsclJag  vom  AVein  brannt  wein  auf  6  Giüden 
pro  Eimer,  wozu  ITGiS — 69  noch  eine  'Con- 
siimogebühr«  von  w  Oulden  filr  die  gleiche 
Menge  kam.  Diese  letztere  wurde  inde.'^sen 
sc-hon  1769  im  Einverständnis  mit  der  Land- 
schaft wieder  aufgehoben.  Die  Erhebung 
der  Fabrikatsteucr  wnirde  Dieist  durch  Be- 
zettolung  jeder  Sendung  dos  Brenneis  mit 
der  Aufsctilapbollettc  bewirkt.  Später,  in 
den  ersten  Jahren  des  19.  Jahrliunderls, 
wurde  tue  Fabrikatsteuer  beseitigt  und  dim;h  j 
Abfindungen  (-'Kompositioneno)  der  einzelnen' 
Brennereien  ersetzt.  Gleichzeitig  wurde  auch 
ein  Brannt  wein  umgeld  erhoben.  Die  iyi)6 
neu  erworbenen  Gebietsteile  hatten  unter 
verschiedenen  Benennungen  teils  Fabrika- 
tioasslcuem,  teils  Schan kabgaben,  teils  Eon- 
zessionsgeider. 

Die  Aufschlagsordnung  vom  24.  September 
1S06  hob  für  Altbayem  zunächst  die  Fabri- 
katstenem  und  Kompositionen  auf  und  setzte 
als  Aufschlagsatz  2  Gulden  24  Kreuzer  vom 
Scheffel  eingesprengten  Malzes  lest.  Damit 
war  der  Uebei^ng  zur  Malzateuer  oder 
zum  jlalzaufschlag  vollzogen.  Der 
günstige  Erfolg  dieser  Neuemng  veranlasste 
die  Regierung  im  folgenden  Jahre  (V.  v.  28. 
Juli  1807),  den  Malzaufschlag  im  ganzen 
Königreiche  imter  Beseitigtmg  der  bislierigen 
Tranksteuem  einzuführen  und  den  Steuer- 
satz auf  3  Gulden  45  Kreuzer  vom  Scheffel 
oder  auf  37  '!i  Kreuzer  vom  Metzen  zu  er- 
höhen. Eine  Y.  v.  26.  Januar  18ü8  fügte 
dazu  noch  eiuen  Kesselautschlag  von  dem 
nicht  aus  Malz  bereiteten  Branntwein,  der 
indessen  wegen  der  Kostspieligkeit  der  Er- 
hebung 1811  wieder  verschwindet.  Dagegen 
ward  mit  V.  v.  11.  Februar  1811  derMalz- 
aufschl^  auf  50  Kreuzer  vom  Metzen  oder 
aiif  5  Gulden  vom  Scheffel  Malz  erhöht. 
Die  Branntweinsteuer  war  in  den  folgenden 


Decennien  mit  der  Bierbeeteuerung  gleich- 
zeitig geregelt.  Nach  mehrfachen  Anläufen 
kam  endlidi  nach  einem  halben  Jahrhundert 
das  G.  V.  16.  Mai  1868  zu  stände,  welches 
für  die  Branntweinsteuer  principielle  Neue- 
ningen nicht  brachte.  Der  Steuersatz  wurde 
auf  5  Guldon  12  Krenzer  ftlr  den  baye- 
rischen Scheffel  ungehrocheueu  Malzes  oder 
des  zur  Griinmalzbereitung  bestimmten  Ge- 
treides festgesetzt.  Ausgewachsenes  Getreide 
blieb  einem  längst  gehegten  Wunsche  der 
Landwirtschaft  entsprechend  steuerfrei,  da 
der  Gesetzgeber  imter  Malz  nur  das  »kflnst- 
lidi  ziun  Keimen  gebrachte  Getreide^  ver- 
steht. Der  erwäJinte  Steuersatz  von  4  Mark 
pro  Hektoliter  Malz  nacli  deutscher  Keichs- 
wähning  wurde  duix'h  G.  v.  31.  Oktober 
1879  auf  6  Mark  erhöht.  Das  Princi])  des 
Mnlzauf Schlages  blieb  unverändert. 

Die  Verbindung  der  Brtuintwein Steuer 
mit  der  BierU 'Steuerung  und  damit  die 
Beschränkung  der  Steueruflieht  auf  den 
laus  Getreide  hergestellten  Branntwein  hatte 
zur  Folge,  da.'*  der  aus  sonstigen  Stoffen 
gewonnene  steuerfrei  blieb.  Diesem  L'ebcl- 
,  slande,  weicher  insbesondere  auf  das  Brenne- 
ireigcwerV«  ungflnstige  Wirkungen  ausübte, 
'  suchte  man  tlurch  G.  v.  25.  Februar  1S80 
zu  l)egegnon.  Durch  dasselbe  wnirde  die 
Einbeziehung  des  Branntweins  in  das  Malz- 
aufschlaggeaetz  l>eseitigt  und  seine  Besteue- 
ning  selbständig  geregelt.  Der  Branntwein, 
welchei-  in  Bayern  ei-zeugt  oder  aus  dem 
freien  Verkehre  des  deutschen  Zollgebiets 
ohne  Verzollungsnachwois  eingefülirl  wird, 
ist  einer  Abgabe  von  18,10  Mark  vom  Hek- 
toliter Branntwein  zu  50  ".'o  Alkohol  unter- 
worfen. Dagegen  wurde  das  zur  Erzeugung 
von  Branntwein  und  anderen  Spirituosen 
sowie  vou  Hefe  verwendete  Malz  und  das 
filr  <Ue  Grttnmalzbereitung  verwendete  Ge- 
treide vom  Malzaufschl^e  befreit  Die 
Haupt  Steuerreform  bildete  die  ^laischraum- 
steuer;  als  Nebenformen  für  gewisse  Arten 
des  Betriebes  waren  die  Material-  und  die 
Fabrikatsteuer  zugelassen.  Auch  war  eine 
Aufschlagsabfindung  vorgesehen.  Durch  G. 
V.  20.  November  1^'}  wiurden  gewisse,  den 
landwirtschaftlichen  Brennereien  übergangs- 
weise (durch  G.  v.  25.  Februar  1880)  ein- 
geräumte Vei^nstigungen  zu  bleibenden 
Einrichtungen  erholien  und  die  bisherige 
fakultative  Fabrikatsteuer  für  gewerbliche 
Brennereien  wurde  unter  Erhöhung  des 
Nachlasses  für  Schwiudiing  von  5  auf  Wla 
obligatorisch  gemacht.  Diu^  das  Reichs- 
gesetz V,  24.  Juni  1887  ist  die  bayerische 
Branntweinsteuer  durc'h  die  Reichssteuer 
aufgelöst. 

Finanzstatistische  Daten  vor  1880  sind 
aus  dem  Malzaufsohlag  für  die  Branntwein- 
j  Steuer  nicht  auszuscheiden.  Dagegen  be- 
{ trugen  die  Einnahmen  3\is  dei-selben   1881 
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1,832  Millionen  Mark.  1882  2,121  Millionen 
Marii.  1883  2,205  Millionen  Mark,  1884 
2,484'Millionen  Mark,  18S5  2,187  MÜHonen 
Mark,  1886  2,146  Millionen  Mark  und  1887 
3,267  Millionen  Mark. 

8.  Wfirttemberg.  Ende  des  17.  Jahr- 
hundertB  viirde  der  Branntwein  dem  »Um- 
geld«  d.  h.  einer  Schankabgabe  unterworfen 
(GRsc,  V.  9.  Novemher  1695).  Dasselbe 
■wurde  im  19.  Jahrliundert  durch  V.  v.  31. 
Juli  1807  auf  10%  des  Anssdiank wertes 
festeesetzt,  woneben  noch  Llzonzabgaben 
der  Wirte  bestanden.  Diese  Auflagen  -wur- 
den 1821  in  RcpartilionsahgabeD  verwandelt, 
indem  ein  ansgeworfeuea  Steueriontingent 
auf  die  SchUnker  nach  dem  Massstalic  ihrer 
Ausschankmengen  verteilt  wurde.  Die  Un- 
zufriedenheit, welclie  diese  NeiieruDg  er- 
regte, führte  Zinn  Ö.  v.  9.  Juli  1827,  nach 
■welchem  nur  die  Branntweinerzeugung  aus 
nicht  seihst  gebauten  Früchten  und  diejenige 
für  den  Handel  steuerpflichtig  war.  Sie 
-war  teils  eine  Fabrikationa-  und  Malzsteuer, 
teils  eine  Lizenz-  und  Schankabgabe.  Doch 
führte  die  Mangelhaftigkeit  der  öesetzes- 
bestimmungen  zu  so  umfassenden  Unfer- 
schl^nngen,  dass  eine  Neuordnung  der 
Steuer  notwendig  wurde.  Eine  solche  er- 
folgte aber  erst  durch  G.  v.  19.  September 
1852,  welche  den  Brenner  durch  eine  {dem 
Noiddeul  sehen  Steuervercin  nacligebildete) 
Maischraum  Steuer  und  den  Schanker  durch 
eine  Ausschank  Steuer  mit  einem  Klasseo- 
g^teni  fester  Sätze  (2—100  Gulden)  trat. 
Ein  weiteres  im  Interesse  der  Brenner  er- 
lassenes G.  v.  21.  A\igust  1865  liielt  die 
Fabrikationssteuer  (wie  in  Bayern)  mir  als 
Malzsteuer  aufrecht,  machte  die  Frucht- 
brennerei  steuerfrei  und  liess  die  Kleinver- 
kaufsabgabe weiter  bestehen.  Endlich  suchte 
G.  V.  18.  Mai  1885  in  Anlehnung  an  die 
norddeutsche  und  bayerische  Gesetzgebung 
sowohl  die  Interessen  des  finanziellen  Er- 
trages als  auch  diejenigen  der  Brennerei 
zu  fördern.  Die  Abgabe  vom  Ausschank 
und  Kleinverkauf  wurde  beibehalten.  Vom 
Hektoliter  Branntwein  zu  50  Gr.  Tr.  wurde 
ein  Normalsteuersatz  von  13,10  Mark  ei^ 
hoben  (Maischraumsteuer  1,31  Mark  vom 
Hektoliter  Miuschraum,  Materialsteuer,  Ab- 
findung). Seit  1887  gilt  auch  in  Württem- 
berg das  Reichshrannt Weinsteuergesetz.  Er- 
trag 1884/85  30700  Mark. 

4.  Boden.  Hier  hat  man  allezeit  an 
der  BrennramnpauschalieruDgssteuer  oder 
dem  Blasenzins  festgehalten,  welcher  durch 
die  Ohmgeldordnung  vom  Jahre  1812  und 
spater  durch  die  GG.  v.  22.  Juni  1837  und 
V.  26.  Jlärz  1852  geregelt  war.  Von  1812 
bis  1827  wurde  die  Auflage  nach  einzelnen 
Tagen  der  Brennbetriebsdauer  und  nach  dem 
Inhalt  der  Brenngefässe  (»Accise  und  Ohm- 
geld«) bemessen  und  seit  1828  durch  Aversen 


(Pauschalen)  ersetzt.  Die  hier  begründeten 
Vei'schiedenheitea  der  Stauersätze  für  land- 
wirtschaftliche und  gewerbliche  Brennereiea 
hat  man  1837  beseitigt  und  die  Versteuerung 
für  die  Miniraalzeit  von  einem  Monat  zuge- 
lassen. Seit  1852  und  nach  den  noch  fol- 
genden NoveUen  vom  18.  Dezember  1879 
und  vom  24.  April  1882  wurde  wieder  eine 
Abstufung  der  Steuersatze  imter  Abkürzung 
der  Steuer-  und  Betriehszeiten  durchgeführt, 
indem  von  je  1  1  des  Kesselinhalts  für  eine 
Btägige  Brennperimle  bei  einfachen  Kesseln 
ohne  Vor-  oder  Maischwärmer  0,04  Mark 
imd  bei  solchen  mit  Vor-  oder  Maisch- 
wärmem  0,08  Mark  und  endlich  bei  Dampf- 
brennapparaten  0,16  Mark  als  Steuer  erhoMn 
wurden.  Bei  einfachen  Kessehi  durfte  in 
einem  derselben  während  einer  Stägigen 
Periode  steuerfrei  gebrannt  werden.  Seit 
1887  gehört  aiich  Baden  der  Reichssteuer- 
gemeinschaft aa. 

Endlich  hatten  die  Hohenzollern- 
schen  Lande  bis  1887  eine  pauschalierte 
Fabrikatsteuer. 

6.  Die  Entwickeinng  der  Reichs- 
^setzgebnnE-  Die  Anbahnung  einer  das 
gesamte  Reichsgebiet  umspannenden  ein- 
heitlichen Branntweinsteuer-  Gesetzgebung 
nimmt  ihren  Ausgangspunkt  teUs  von  volks- 
wirtschaftlichen und  teils  von  fiskalischen 
Wurzeln.  Die  norddeutsche  Branntwein- 
brennerei sah  sich  im  Jahre  1884  einer 
schweren  Krise  gegenüber,  die  sie  veran- 
lasste, sich  hilfeeucäiend  an  die  preussische 
Regierung  zu  wendon.  Und  in  der  That 
stellte  die  Thronrede  vom  15.  Januar  1885 
eine  Hilfsaktion  in  Aussicht  Sehr  bald 
aber  mischten  sich  mit  diesen  volkswirt- 
schaftlichen Erwägungen  finanzpolitische 
und  fiskalische  Ziele.  Denn  trotz  des  betrilcht- 
lichen  Branntwein  Verbrauches  in  Deutsch- 
land war  der  F^trag  der  Branntweinsteuer 
völlig  ungenfleend  und  blieb  weit  ziirOck 
hinter  der  Belastung  desselben  in  anderen 
Ländern.  Die  deutsche  Reichsregierung 
suchte  diese  Zwecke  nach  beiden  Richtungen 
hin  im  Februar  1886  durch  das  Ihiijekt 
eines  Branntweinmonopols  zu  er- 
reichen. Nach  demselben  sollte  die  Her- 
stellung des  rohen  Branntweins  der  I*rivat- 
industne  und  den  privaten  Brennereien  ver- 
bleiben, während  die  weitere  Verarbeitung, 
die  Reinigung  und  der  Verkauf  durch  das 
Reich  geschehen  sollte.  Der  Ertrag  des 
Monopols  sollte  in  der  Differenz  zwischen 
dem  staatlichen  Ankaufspreise,  welcher 
30  bis  40  Mark  pro  Hektohter  absoluten 
Alkohols  betragen  sollte,  zuzüglich  der 
Kosten  der  Raffination  und  Verarbeitung 
einer-  und  dem  Kleinverkaufspreise  anderer- 
seits bestehen,  welcher  auf  200  bis  300 
Mark  für  den  Hektoliter  absoluten  Alkofafd 
angenommen  wurde     Den  Kleinverschleiss 
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Bolltea  von  den  LandeBregieruDgen  zu  be- 
Btelleade  Kleiaverschleisser  besorgen.  Der 
Bruttoertrag  des  Monopols  vninio  auf  669 
Hülionen  Mark  veranschlagt.  Die  EosteQ 
der  Monopolverwaltung  einschlieBslich  der 
Eutsoh&digiuigen  und  ihrer  Tilgung  wareu 
mit  366  Millionen  Kark  cingeBetzt,  so  dass 
als  Beinertrag  des  Branntweiamonopols  für 
die  Reiohskaase  ein  Betrag  von  303  Milli- 
OQen  Mark  oder  48  "/o  aUer  bisherigea  or- 
dentlichen Reichseinnahmeu  verblieb.  Der 
Eindruck  der  Regieningsvorlage  ward  an- 
fänglich von  der  öffentlichen  Meinung  güns- 
tig aufgenommen.  Doch  trat  sehr  tald  ein 
Umschwung  ein.  Man  focht  die  Ertrags- 
berechnung  an,  man  schätzte  die  zu  er- 
wartende Nettoeinnahme  »beträchtlich  unter 
100  Millionen  Mark» ,  man  misegönnte  der 
Industrie  die  zu  gewährenden  hohen  Braniit- 
weinpreise  und  beanstandete  vor  allem  aus 
politiaehen  Gründen  jedes  Monopol,  das  eine 
grosse  Zahl  von  der  Regierung  abhängiger 
Volkselemente  schaffe.  Die  Gegner  des 
Branntweinmonopols  siegten  innerhalb  und 
ausserhalb  des  Reichstags,  so  dass  die 
Regienmgsvorlage  mit  erdrückender  Majori- 
tät vom  Reichstage  al^;elehnt  wurde. 

Indessen  hatte  die  Reichsregiening  be- 
reits einen  Ersatzentvinirf  vorbereitet.  Der- 
selbe, welcher  noch  im  Mai  1^80  dem 
Reichstag  imterbreitet  wurde,  wollte  die 
Branntweinsteuer  als  eine  Verbindung  von 
Schank-  und  Maisch  raumsteuer  konstnueren. 
Erstere  soUte  1,20  Mark  vom  Hefctoliter 
reinen  Alkohols  betragen,  letztere  dagegen 
in  lim  W/o  ermässigten  Sätzen  der  bis- 
herigen nonideutschen  Maischbütten  Steuer 
d.  h.  statt  mit  1,31  Hark  mit  1,20  Mark  pro 
Hektoliter  absoluten  Alkohols  erhoben  wer- 
den. Zugleich  wurde  ein  »Eventualentwurf« 
dem  Reichstage  bekannt  gemacht,  weldier 
bereits  die  Verbrauchsal^be  (Fabrikatsteuer) 
l»eim  Uebergang  des  Branntweins  in  den 
freien  Verkehr  neben  der  Maischraumsteuer 
enthielt.  Derselbe  wurde  zwar  in  einer 
Keichstagskommission  erürtert,  jedoch  der 
Beschlussfassung  des  Reichstags  nicht  uüler- 
stellt.  Der  vorerwähnte  Maientwurf,  welcher 
zunächst  einen  Ertrag  von  123  Millionen 
Mark  und  später  einen  solchen  von  223 
Millionen  Mark  in  Aussicht  nahm,  wurde 
im  Plenum  des  Reichstags  fast  einstimmig 
abgelehnt.  Die  Hauptscliwierigkeiten ,  die 
sich  einer  Reform  der  Branntweinsteuer 
hemmend  entgegensteUten ,  lagen  vor  allem 
ili  der  notwendigen  Berücksichtigung  der 
notleidenden  Landwirtschaft  in  Norddeutsch- 
land mit  ihren  vielen  kleinen  Brennereien. 
Andererseits  fürchtete  man  die  Abnahme 
des  Braniitweinverbrauchs  und  damit  einen 
Rückgang  der  Steuer,  zumal  Eusslaud 
in  den  letzten  Jahren  seine  Kartoffel- 
brennerei erweitert  hatte  und  die  deutsche 


Produktion   mit   schwerer   Konkurrenz    be- 
drohte. 

Aus  all  diesen  Erwägimgen  erwuchs  ein 
dritter  Gesetzentwurf  im  Jahre  1887,  wel- 
cher neben  der  Erhöhung  der  Erträge  aus 
der  Branntweinsteuer  eine  möglichste  Scho- 
nung der  kleineren,  namentlich  der  land- 
wirtschaftlichen Brennereien  bezweckte. 
Dieser  wurde  dann  zum  G.  v.  24.  Juni  1887 
erhoben,  dessen  Bestimmungen  mit  dem 
1.  Oktober  1887  in  Kraft  traten.  Noch  im 
Jahre  1837  traten  die  süddeutschen  Staaten 
der  norddeutschen  Branntweinsteuei^gemein- 
schaft  bei,  so  dass  das  Reichsgesetz  v.  24. 
Juni  1887  im  ganzen  Reichsgebiet 
geltendes  Recht  wurde.  Dagegen  entstan- 
den Klagen  über  die  hervortretende  Schädi- 
gung der  kleineren  landwirtschaftlichen,  be- 
sonders der  Obstbrennereien  in  SOddeutsch- 
land.  Ihren  Ansprüchen  suchte  daher  die 
Novelle  V.  8.  Juni  1891  entgegen  zu  kommen. 
Allein  trotz  des  Rückgangs  der  Branntwein- 
bereitung seit  1887  wird  im  Deutschen  Reich 
noch  immer  ein  überschüssiger  Betrag  von 
melu«ren  hunderttausend  Hektolitern  Ober 
den  Inlandsbedarf  hergestellt,  welcher  bei 
der  Konkurrenz  des  durch  starke  Export- 
prämien geschützten  russischen  und  öster- 
reichisch-ungarischen Branntweins  nur  zum 
Teil  auf  dem  Weltmarkte  abgesetzt  werden 
kann.  Diese  Ceberschüsse  üben  daher  auf 
die  Inlandspreise  einen  tortwährenden  Druck 
aus,  und  um  diesem  zn  begegnen,  hat  die 
Novelle  vom  16.  Juni  1895  durch  eine  Zu- 
satzsteuer, die  sogenannte  «Brennsteuer«, 
die  Prodiiktion  noch  weiter  zu  beschränken 
gesucht.  Ausserdem  sucht  das  gleiche  Ge- 
setz die  Ausfuhr  durch  eine  Exportprä- 
mie zu  heben.  Das  grundlegende  G.  v.  24. 
Juni  1887  hatte  einen  Vorzugssteuersatz 
nur  für  eine  bestimmte,  »kontingentierte" 
Gesamtjahresmenge  gewiihrt.  Dieses  Kon- 
tingent war  mit  4,5  1  reinen  Alkohols  nach 
der  Kopfzahl  der  Bevölkenmg,  welche  jedes- 
mal durch  die  letzte  Volkszählung  für  das 
Gebiet  der  Branntweinsteuergemeinsehaft 
ermittelt  woi-den  war,  von  5  zu  5  Jahren 
berechnet  worden.  Damit  musste  sich  aber 
mit  der  Zunahme  der  Volkszahl  ein  all- 
mähliches Anwachsen  des  Gesamtkontingents 
für  die  Branntweinsteuer  ergeben.  Die  Er- 
fahrung hat  aber  ^gezeigt,  dass  mit  dieser 
Vermehrung  des  kontingents  die  Entwicke- 
lung  des  in  den  ti-eien  Verkehr  überge- 
gangenen und  daher  verbrau  chasteuerpflich.- 
tigen  Branntweins  für  den  Konsum  keines- 
wegs Schritt  gehalten  hat.  Denn  die  jähr- 
lich verbrauchten  Braun tweinraeugen  zeigen 
zwar  eine  Steigerung,  doch  ist  der  Konsum 
an  Triukbranutwein ,  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkenmg berechnet,  im  grossen  Ganzen  zu- 
riickgegangeu,  imd  auch  das  Wachstum  des  Ge- 
samtverbrauchs ist  nur  ein  allmähliches,  nicht 
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durchaus  ge^n  Rftckschläge  ^sichortes. 
Die  Statistik  erweist  nun,  dagg  mehr  Eod- 
tiugeDtsbranntweln  vorhanden  ist,  als  der 
steuerpflichtige  Verbrauch  aufzunehmen  ver^ 
mag.  Das  (jesamtkoatingent  hat  somit  <1ie 
Tendenz,  über  den  stenerpfhchtigen  Ver- 
brauch hinauszuwachsen.  Diesem  Jlissver- 
hältnia  sucht  nun  eine  weitere  Novelle 
vom  4.  April  1898  abzuhelfen,  wonach  von 
je  5  zu  r>  Jahren  das  Gesamtkontingent  nicht 
mehr  aaeh  der  Bevölkenuigszahl ,  sondern 
nach  dem  Durchschnitte  der  innerhalb  einer 
fflnfjährigen  Frist  in  den  verbrauchsabgabe- 
pflichtigen Inlaiulsverbrauch  flbergegangenen 
Branntwein  mengen  festgesetzt  wini. 

&  Der  geltende  KechtH»taDd.  Die 
Verbraachsabgabe.  Die  deutsche  Brannt- 
weinsteuer ist  teils  Rohstoff-  und  Fabri- 
kationsstener,  teils  Fabrikatsteuer.  Die  Haupt- 
stenerformen  sind  die  Verbrauchsab^abe,  die 
Maischbotticli-  und  Bratmtweininalenalsteuer, 
der  Zuschlag  zur  Verbraucheabgabo  und  die 
Brennsteuer,  Hioi'zii  kommt  nocli  der  Zoll 
für  den  aus  dem  Zollauslande  eingeführten 
Bi-aimtwein.  Der  Schwerpunkt  des  Steuer- 
systems liegt  in  der  Verbiauchsabgabe  imd 
im  Zrisclilag  zu  derselben,  welche  8r»,30".'o 
des  ganzen  Ertrags  liefern  _,  wShrend  die 
Maisclibottich-  und  Branntweinmaterialsteuer 
zusammen  unr  mit  14,70  "/o  beteiligt  sind. 
Die  Brennsteuer  ist  lediglich  ein  Regiilator 
der  Branntweinerzeugung  und  kommt  finanz- 
politisch wenig  in  Betracht. 

Die  Verbrauchsabgabe  ist  eine  Pro- 
dukt- oder  Fabrikatsteuer  imd  wii-d  dalier 
vom  fertigen  Erzeugnis  und  zwar  von  1  1 
reinen  Alkohols  erhoben.  Da  aber  die 
Branntweinsteuer  uicht  bloss  ein  fiskalisches 
Institut  ist,  sondern  auch  indirekt  einen 
Einfluss  auf  Gang  und  Wechsel  der  Brannt- 
weinbereitung ausüben  soll,  so  hat  man  für 
das  Ausmass  der  Steuerpflicht  zwei  Kate- 
gorieen  von  Branntwein  aufgestellt.  Die 
Verbrauehsabgabe  wird  daher  in  zwei  Sätzen 
erhoben,  iu  einem  Vorzugs-  oder  Minimal- 
und  in  einem  Normal-  oder  Maximalsatze. 
Ersterer  beträgt  0,50  3Iark  vom  Liter  reinen 
d.  h,  100  grädigen  Alkohols  und  findet  nur 
auf  die  kontingentierte  Branntwein  menge 
Anwendung,  der  letztere  belauft  sieh  auf 
0,70  Mark  vom  Liter  reinen  Alkohols  und 
ist  von  allem  erzeugleu,  das  Gesaratkon- 
tingent übersteigenden  L'eberscluiss  der 
Branntwein  menge  zu  entrichten.  Die  Ver- 
brauchsabgabe geht  somit  von  der  Aufstellung 
eines  Kontingents,  d.  h.  von  der  Fest- 
setzung einer  Maximalgesamtmenge  Biannt- 
weins  aus,  welche  nach  bestimmten  vom 
Gesetze  bezeichneten  Grundsätzen  auf  die 
Brennereien  verteilt  wird  und  zu  dem  Vor- 
zugB-(Minimal-)Ste\iersatz  zu  0,50  Mark  vom 
Liter  reinen  Alkohol  zu  versteuern  Ist. 
Ueber  das   zugewiesene  Kontingent   hinaus 


darf  jede  Brennerei  weitere  Mengen  Brannt- 
wein herstellen,  doch  ist  dieser  zum  Sormal- 
(Maximal-)Satze  zu  0,70  Mark  vom  Liter 
reinen  Alkohols  der  Steuer  zu  unterwerfen. 
Die  Kontiugentienmg  ist  daher  eine  Aa~ 
direkte".  Das  Geijamtkontingent  wird  in 
jedem  5.  Jahre  für  die  fol^nden  5  Betiiebs- 
jahre  —  diesc^nannfe  "kontingeulsperiodec 
—  nach  dem  Durchschnitte  derjenigen  Branot- 
weinmengen  festgesetzt ,  welche  innerhalb 
der  vorhei^gan^nen  5  Jahre  in  den  ver- 
brauchsabgabepflichtigen  Inlandsverbrauch 
übei^gangen  sind.  Uobersteigt  iu  eioem 
Befnebsjalire  die  Menge  des  in  Anrechnung 
auf  das  Kontingent  zur  Abfertigung  gelangten 
Branntweins  die  SIenge  des  g^en  Ent- 
richtung der  Yerbraudisabgabe  in  den  In- 
land sverbrauch  gelangten  Branntweins,  so 
kann  das  Gesamt kontingent  fflr  das  nächst- 
folgende Betriebsjahr  auf  die  zidetzt  be- 
zeichnete Branntweinmenge  herabgesetzt 
werden.  Das  Kontingent  für  Bayern,  Würt- 
tembei'g,  Baden  und  Hohenzollem  wird  in 
der  AVeise  ermittelt,  dass  jedem  der  be- 
zeichneten Staaten  und  Lfmdesteile  auf  den 
Kopf  seiner  noch  der  letzten  Volkszählung 
fesfgi'stellteu  ßevölkenmg  zwei  Drittel  der- 
jenigen Litermenge  reineu  Alkohols  zuge- 
teilt weiden,  weldie  sich  auf  den  Kopf  der 
Gesamtbevölitenrng  der  ganzen  Biauntwein- 
steuei^meinscliatt  ei^ben  würde.  Diese 
Massregel  trägt  dem  geringeren  Brannt- 
weinverbrauch der  süddeutschen  Staaten 
Recbmmg. 

Landwirtschaftlichen  und  Materialbrenue- 
reien,  welche  in  einem  Betriebsjahr  nicht 
mehr  als  10  hl  reinen  Alkohols  erzeugen, 
kann  vom  Bundesrat  gestattet  werden,  ihr 
gesamtes  Erzeugnis  zum  Minimalsatze  von 
0,50  Mark  vom  Liter  zu  versteuern. 

Für  die  nächsten  Betriebsjahre  1897—98 
bis  1901—02  beziffert  sich  das  Gesamtkon- 
tingent  auf  2221749  Id  reinen  Alkohols. 

Fiu'  den  Voi'zugs-(Minimal-)Satz  findet 
alle  5  Jahi-e  eine  Revision  statt. 

Von  der  Verbrauchsabgabe  sind  befreit 
der  Branntwein,  welcher  ausgeftlhrt  wird, 
sowie  derjenige,  welclier  zu  gewerblichen 
und  wissenschaftlichen  Zwecken,  zur  Esäg- 
bereitung,  zur  Heizmig  und  Beleuchtung, 
zum  Kochen,  Putzen  und  anderem  mehr 
verwendet  wird.  l>jch  muss  der  Brwint- 
wein  der  letzteren  Kat^orie  diuxdi  soge- 
nannte Denaturierung  zum  Trinkm- 
brauch  und  Genüsse  unbrauchbar  gemacht 
werden,  bevor  er  in  den  freien  Veiiehr 
gelangt  Von  der  Denaturierung  kann  unter 
bestimmten  Voraussetzungen  nur  der  zu 
wissenschaftlichen  und  Heilzwecken  benutzte 
Branntwein  entbunden  werden. 

Als  durch  G.  v.  24.  Juni  1887  in  Deutsch- 
land die  Verbrauchsabgabe  (Fabrikatsleuer) 
auf  70  Mark  vom  Hektoliter  reinen  Alkohols 
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festgesetzt  wurde,  war  ein  ei-heblicher  Rück- 
gang des  Branntwein  Verbrauchs  zu  gewär- 
tigen, der  sich  bei  unveräüderten  Produk- 
tionsverhältnissen in  einem  Preisdnick  äus- 
seru  mitsste.  Diese  Eitibiisse  suchte  man 
für  die  Brennereiindustrie  zu  mildern,  indem 
man  für  einen  Teil  des  inländischen  Be- 
darfes —  »Kontingents  —  nicht  die  volle 
Verbrauchsabgabe,  sondern  einen  ermässig- 
ten  Satz  von  öO  Mark  für  das  Hektoliter 
erhob.  Da  die  Ermäasignng  nicht  für  den 
ganzen  Inlandsbedarf  geivähi-t  wurtte,  no 
nahm  man  an,  dass  der  Inlandspreis  des 
Alkohols  sich  nach  den  Produktionskosten 
des  höher  {<[.  h.  des  zu  70  Mark)  versteuer- 
ten Teiles  des  Inlandsverbrauches  richten 
■werde.  Der  niedrigere  Abgabensatz  hat  so- 
mit den  Zweck,  dem  Brenner  fflr  den  »kon- 
tingentierten» Branntwein  eine  Inlands- 
prämje  von  20  Mark  vom  Hektoliter 
zu  gewähren.  Dies  setzt  aber  voraus,  dass 
die  zu  50  Mark  Steuer  herstellbare  Brannt- 
w  einmenge  hinter  dem  steuerpfhchtigen 
Inlandstrinkbedarf  zurückbleibt,  wenn  nun 
der  Inland strinkbedarf  keinen  mit  dem 
höheren  Steuersatz  belasteten  Branntwein 
ziir  Deckung  nötig  hat ,  so  mnss  der  Preis 
des  Branntweins  um  die  Differenz  zwischen 
den  beiden  Steuersätzen  sinken  und  die  In- 
land sprämie  verschi^-indeL 

Thatsächlich  ist  es  nun  gelungen  dass 
der  mit  50  Mark  Yerbrauchsabgabc  belastete 
Branntwein,  welche  vom  Händler  zu  bezahlen 
ist,  im  Börsenpreis  ziemlich  genau  um  20 
Mark  höher  steht  als  der  mit  70  Mark  be- 
lastete. Scheinbar  empfangen  dalier  die 
Brenner  nach  Massgabe  ihres  Kontingents 
einen  Zu8chuss,eine  »Liebesgabe«  von  20  Mark 
vom.  Hektoliter  oder,  nachdem  das  Gesaratkon- 
tingent rund  2  Millionen  Hektoliter  beträgt, 
40  SlUIionen  Mark  (das  »Vierzigmillionen- 
geschenk«)  aus  dem  Steuersilckel  des  Volks, 
Allein  dabei  ist  zu  berücksichtigen,  duss  mit 
der  Steuerreform  gleichzeitig  ein  beträcht- 
licher Preiiädnick  erfolgte,  iür  den  Brenner 
ist  daher  der  durchschnittliche  Erlös  für 
den  kontingentierten  und  nicht  kontingen- 
tierten Branntwein  nicht  höher  als  vor 
der  Steuerei-höhimg.  Diese  ganze  Methode 
hat  jedenfalls  soviel  erreicht,  dass  die  Er- 
höhung der  Branntweinsteuer  vorgenommen 
werden  konnte,  ohne  die  Brennereiindustrie 
nachhaltig  zu  schädigen. 

Die  Inlandsprämie  wird  dann  weiter 
durch  die  sogenannten  Berechtigungs- 
scheine (Bundesratsbeschlüsse  vom  3.  No- 
vember 1887,  12.  Juli  1888,  14.  März  1889, 
7.  November  1889)  gesichert.  Auf  Antrag 
des  Brenners  kann  Kontingentsbrannlwein 
statt  mit  50  Mark  mit  70  Mark  vom  Hekto- 
liter abgefertigt  werden.  Demselben  wird 
dann  dwüber  ein  Bereehtigimgsschein  aus- 
gefertigt, welcher  auf  die  Differenz  zwischen 


dem  höheren  und  dem  niedrigen  Steuersatz 
lautet  und  zu  allen  Zahlungen  der  geschul- 
deten Branntweinsteuer  verwendet  werden 
kann.  Da  nnn  insbesondere  Kartoffelsprit 
ausschliesslich  unversteuert  gehandelt  wird, 
weil  die  Verbrauchsabgabe  von  demjenigen 
zu  zahlen  ist,  der  ihn  zur  freien  Verfügung 
erhält,  so  wird  der  (billigere)  »70er«  Sprit 
vornelimlich  zur  Ausfuhr  und  zu  steuerfreien 
Zwecken  tmd  der  (teuerere)  «.'»Oer«  Brannt- 
wein zum  inländischen  Trinkveibrauch  ver- 
wendet. Jener  hat  daher  einen  weiteren, 
dieser  einen  engeren  Markt.  Durch  die 
Berechtigungsscheine  winl  nun  eine  üeber- 
fühning  des  Marktes  mit  »SOer"  Sprit  und 
damit  die  Gefahr  eines  Preisdrucks  des- 
selben verhtltet.  Denn  der  Brenner  kann 
hierdurch  seinen  ».50er<  in  einen  »TOer« 
umv\'andeln,  wenn  dieser  zur  Zeit  mehr 
gesuclit  ist,  und  dafür  über  einen  auf  die 
Steuerkasse  lautenden  Gutschein  von  20  Mark 
für  jedes  Hektoliter  i> umgewandelten«  Sprit 
verfügen. 

Zur  Sicherung  der  Verbrauehsabgabe  sind 
besondere  Kontrollmassregeln  ge- 
troffen. Diese  sind  dazu  bestimmt,  die  heim- 
liche Ableitung  von  alkoholhaltigen  Dämpfen, 
Ijutter  und  Branntwein  zu  verhüten.  Unter 
ihnen  sind  vornehmlich  Vorscliriften  über 
die  Aufstellung  der  mit  dem  Destiliier- 
apjiarat  in  fester  Verbindung  stehenden 
Sammelgefässe  zu  erwähnen,  in  welche  der 
Branntwein  abgeleitet  wird.  Mitunter  ist 
auch  ein  unter  amtlicliem  Versclilu.ss  stehen- 
der MessapiMirat  zugelassen,  oder  es  kann 
die  Aufstellung  eines  solchen  neben  den 
Sammelgefässen  amtlich  angeordnet  werden. 
Bei  stattgehabter  Verurteilung  zu  einer 
Defraudationsstrafe  kann  für  die  betreffende 
Brennerei  die  Mindestmenge  des  zu  zielien- 
den  reinen  Alkohols  im  voraus  bindend  fest^ 
gestellt  oderdieselbe  unter  dauerode  Kontrolle 
gestellt  werden.  Die  Kosten  der  erstmaligen 
Änscliaffung  der  Sammelgefässe,  Messappa- 
rate, Ueberrohre  und  Kunstschlosser  tiägt 
die  Steuergomeinschaft.  Dazu  kommen 
Xormen  über  die  Anzeigepflicht,  Betriebs- 
unterbrechungen und  Betriebseinstellnngen, 
weitere  Massregeln  zur  Menge-  und  Stärke- 
feststellung  des  Branntweins,  Aufnahme  des 
unter  Steuerkon  trolle  stehenden  Branntweins 
in  Niederlagen  und  Ueberwachnng  derselben 
u.  dgl.  m.  Für  kleine  Brennereien,  welche 
in  einem  Betriebsjahre  nicht  mehr  als 
1500  hl  Botticlu^um  beinaisehen  oder  Ab- 
fälle der  Biererzeugung  verarbeiten,  können 
die  Kon  troll  Vorschriften  erleichtert  werden. 
In  solchen  Fällen  darf  auch  die  Steuer  nach 
der  Leistungsfähigkeit  der  Brenn  Vorrich- 
tungen in  der  Form  von  Abfindungen  ent- 
richtet werden. 

Die  Verbrauchsabgabe  wird  erhoben, 
wenn   der  Branntwein  aus  der  steuerlichen 
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Kontrolle  in  den  freien  "Verkehr  Übereilt. 

Steuersubjekt  bezw.  Steuerzahler  ist  der- 
ieoige,  welcher  den  Branntwein  zu  freier 
Verfügung  erhalt.  Ftü-  Branntwein,  welcher 
im  freien  Verkehr  zum  Zweck  des  Gennsses 
weiter  bearbeitet  wird,  kann  die  Yerbranchs- 
abgabe  zu  S*'«  erlassen  werden. 

Die  Strafbestimmungen  richten  Bich 
teils  gegen  den  Untersclilelf,  teils  gegen 
Ordnungswidrigkeiten ;  sie  treffen  zunäcnst 
den  Defiaudanteu  selbst  und  unabhängig 
davon  auch  den  Brennereibesitzer  und 
Brennereileiter.  Ebenso  haften  Gewerbe- 
und  Haüdeltreibende ,  einschliesslich  der 
Brennereibesitzer  für  die  Defraudationen 
ihrer  Verwalter,  Oewerbsgehilfeti ,  Haus- 
genossen u.  s.  w,  subsidiär  (»SubBidiarieche 
VertretungsverbinillicIdteJten»),  Die  '  Ver- 
brauchsabgabe ndefraiidiition «  ist  mit  Qeld- 
Btrafen  von  5000— 100(K)  Mark  bedroht  Im 
ersten  Wiederholungsfalle  nacli  vorhei^- 
gangener  Bestrafung  wird  die  Geldstrafe 
verooppelt.  Jeder  fernere  Rückfall  wird 
mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Jahren  bestraft, 
doch  kann  nach  Umständen  schon  im  ersteü 
WiederholungsfaDe  unbeschadet  der  Geld- 
strafe auf  Haft  oder  Gefängnis  erkannt 
werden.  Bei  unbefugter  Ableitung  von 
alkoholhaltigen  Dämpfen,  Lutter  und  Brannte 
wein  oder  bei  dolosor  Störung  der  Mese- 
apparate  ist  neben  der  Geldstrafe  zusätzlich 
eme  Gefängnisstrafe  bis  zu  einem  Jahre  ver- 
wirkt. Die  Ordnungsstrafen  bewegen  sich 
zwischen  1  Mark  und  300  Mark. 

7.  Die  Maischbottich-  nod  Branat- 
weinmaterialatener.  Die  Maischbottich- 
steuev  ist  eine  Verarbeitung-  oder  Fabri- 
kationssleuer  und  trifft  lediglich  die  land- 
wirtschaftliche n  Brennereien.  Die  Brannt- 
wein materialsteuer  ist  eine  Rohstoff-  oder 
Materialsteuer,  welche  von  den  Material- 
brennereien erhoben  wird. 

Als  landwirtschaftliche  Brenne- 
reien gelten  diejenigen  während  des  ganzen 
Betriebsjahres  ausschliesslich  Getreide  oder 
Kartoffel  verai-beiteuden  Brennereien,  hei 
deren  Betrieb  die  sJlmllichen  Rückstände 
in  einer  oder  mehreren  den  Eigentümern 
oder  Besitzern  der  Brennerei  gehörenden 
oder  von  diesen  betriebenen  "Wirtschaften 
verfüttert  werden  und  der  erzeugte  Dünger 
vollständig  auf  dem  den  Eigentümeru  oder 
Besitzern  der  Brennerei  gehörenden  oder 
von  diesen  betriebenen  Wii-tschaften  ver- 
wendet wird.  Nach  nälierer  Bestimmung 
des  Bundesrats  kann  der  Brennereibetrieb 
als  landwirtschaftlicher  behandelt  werden, 
wenn  vorübergehend  Schlempe  oder  Dünger 
TerSussert  winl  oder  im  Zwischenbetriebe 
selbst  gewonnene,  nichtmehlige  Stoffe  allein 
verwendet  werden. 

Die  Materialbrennereien  sind  die- 
jenigen  Brennereien,  welche   während   des 


ganzen  Betriebsjabres  nur  nichtmeUlge 
Stoffe  —  mit  Ausnahme  von  Melasse,  RQben 
und  Rftbensaft,  verarbeiten. 

Die  Maischbottichsteuer  der  landwirl^ 
schaftlichen  Brennereien  wird  erhoben  nach 
dem  ßauminhalt  der  Maischgefässe  (Miüsch- 
bottiche,  Maischbütten)  und  betrögt  für  je 
1  Id  und  für  jede  Einmaischung  1,31  Mail. 
Bei  der  Steuerberechnung  bleibt  der  über- 
schiessende  Rauminhalt  bis  25  1  ausser  An- 
satz. Für  Brennereien,  welche  nur  vom 
16.  September  bis  15.  Juni  nicht  länger  als 
8^%  Monate  betrieben  werden,  wird  die 
Maischbottich  Steuer  emiassigt,  und  zwar  wird 
der  Steuersatz  von  1,31  Mark  erhoben: 

a)  zu  ^10,  wenn  die  tägliche  durch- 
schnittliche Bemaischung  1050  1  Bottich- 
raum nicht  übersteigt; 

b)  zu  "/lo,  wenn  die  tägliche  durch- 
schnittliche Bemaischung  über  1050  1,  aber 
nicht  über  1500  1  Bottichraum  beträgt; 

c)  zu  *'ii),  wenn  die  tägliche  durch- 
schnittliche Bemaischimg  mehr  als  1500  1, 
aber  nicht  über  3000  1  Bottichraum  beträgt. 

Die  Steuerermassigung  beträgt  daher  40, 
20  und  lO'*/!!  und  ist  ausgesprochen ermassen 
im  Intei'csse  der  kleinen  Brennereien  ge- 
währt. Diese  bevorzugten  Brennereien  haben 
vorübergehend  den  entsprechend  höheren 
Steuersatz  zu  entrichten,  wenn  sie  während 
eines  Kalenderinonats  mit  ihrer  täghchen, 
durchschnittlichen  Bemaischung  das  Maxi- 
mum von  je  1050,  1500  oder  3000  1  flber- 
schreiten.  Dagegen  ist  der  volle  Maisch- 
buttichsteuersatz  für  die  ganze  Betriebszeit 
zu  entrichten,  wenn  die  Betriebsfrist  von 
8V2  Monaten  überschritten  wird. 

Die  Branntweinmateri  aisteuer  der  Ma- 
terialbreunercien  wird  von  je  1  hl  d^  vei^ 
wendeten  Rohstoffe  erhoben.  Die  Steuer- 
sätze sind  nach  der  Art  der  MateriaUen 
abgestuft  und  betragen  bei  Trebem  von 
Kernobst  und  eingestampften  Weintrebem 
0,25  Mark,  bei  Kernobst  0,35  Mark,  bei 
Beeren  fruchten  0,45  Mark,  hei  Brauereiab- 
fiülen,  Hefenbrflhe,  gepresster  Weinhefe  und 
Wurzeln  aller  Art  0,50  Mark  imd  bei  Tranben- 
oder Obstwein,  bei  flüssiger  Weinhefe  und 
Steinobst  0,85  Mai-k  immer  je  pro  hJ.  Die 
Branntweinmaferialsteuerwird  von  denjenigen 
Brennereien,  welche  in  einem  Jahre  nicht 
mehr  als  50  I  reinen  Alkohols  erzeugen, 
nur  zu  */io  und  von  solchen,  die  jährlich  ober 
50  1  und  weniger  als  100  1  reinen  Alkohols 
produzieren,  nur  zu  "Im  erhoben.  Die  Steuer- 
ermässigiuig  beträgt  somit  je  60  und  20''.o. 

8.  Der  Zuschlag  zur  Verbrancbsab- 
^be.  Wie  die  Verbrauchsabgabe  selbst,  so 
ist  auch  der  Zuschlag  zu  derselben  eine 
Produkt-  oder  Fabrikatsteuer.  Derselbe  wird 
primär  von  den  gewerblichen  Brennereien 
und  subsidiär  auf  Antrag  auch  von  land- 
wirtschaftlichen und  Materialbrenneraen  an 
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Stelle  der  MaJBChbottich-  und  BranntweiD- 
materi aisteuer  erhoben.  MaterialbrenDereien 
iann  die  Steuerbehörde  auch  ohne  Antrag 
dem  Zuschlag  zur  Verbrauchsahgabe  statt 
der  Materialsteuer  unterwerfen. 

Gewerbliche  Brennereien  sind 
alle  Branntweinbrennereien,  die  weder  unter 
die  Kategorie  der  landwirtschaftlichen  noch 
unter  digenige  der  Materialbrennereien  fallen. 

Der  Zuschlag  zur  Verbrauchsabgabe  wird 
von  allen  gewerblichen  Brennereien  erhoben, 
wogegen  bei  ihnen  die  Maischbottich-  und 
die  Branntweinmaterialsteuer  in  Wegfall 
kommen.  Der  von  diesen  heimstellte  Brannt- 
wein wird,  soweit  er  der  Verbrau chseteuer 
unterliegt,  mit  einem  Ziischlage  von  0,20  M. 
für  das  Liter  reinen  Alkohols  belastet.  Für 
gewerbliche  Brennereien,  welche  vor  dem 
1.  April  1887  bestanden  und  nicht  mehr  als 
10000  1  oder  über  10000  1,  aber  unter 
20000  1  täglich  bemaischten,  tritt  eine  Er- 
mässigung um  je  0,04  und  0,02  Mark  für 
diesen  Zuschlag  ein,  jedoch  nur  im  Umfang 
des  bisher  geübten  Betriebes,  Diese  Be- 
stimmung findet  aber  keine  Anwendung 
während  derjenigen  Slonate ,  in  welchen 
Hefe  erzeugt  oder  Melasse,  Rüben  oder 
Riibensaft  verarbeitet  wird. 

An  Stelle  der  Maischbottichsteuer  land- 
wirtschaftlicher Brennereien  beträgt  der  Zu- 
schlag zur  Verbrauchsabgabe: 

1.  in  Brennereien  mit  einem  Gesamt- 
Jahreserzeugcis  bis  zu  100  hl  reinen  Alkohols 
in  den  Betriebsmonaten  ohne  Hefenerzengung 
0,12  Mark  vom  Liter  und  in  denjenigen  mit 
Hefenerzeiigimg  0,16  Mark; 

2.  in  Brennereien  mit  einem  Goparat- 
Jahreserzeugnis  zwischen  100  und  150  hl 
reinen  Alkohols  in  den  Betriebsmonaten  ohne 
Uefenerzeugiing  0,14  Mark  und  denjenigen 
mit  Hefenerzeugiing  0,18  Mark; 

3.  in  Brennereien  mit  einem  Gosnrat- 
Jahreaerzeugnis  von  mehr  als  150  hl  it-iuen 
Alkohols  je  0,16,  0,18  und  0,20  Mark. 

An  Stelle  der  Branntwein  materialsteuer 
der  Materialbrennereien  beträgt  der  Zuschlag 
zur  Verbrauchsabgabe  0,08  Mark  vom  Liter 
reinen  Alkohols,  wenn  diese  nicht  mehr  als 
F)0  Liter  reinen  Alkohols  in  einem  Jahre 
erzeugen,  0,16  Mark  bei  einem  Gesamt- 
Jahreserzengnifl  zwischen  äO  und  100  1  und 
0,20  Mark  bei  einem  solchen  von  mehr  denn 
100  1  reinen  Alkohols. 

&.  Die  Brennstener.  Unter  dieser  haben 
wir  eine  Verarbeitungs-  oder  Fabrikations- 
Bteuer  nach  dem  Umfange  der  Produktion 
oder  des  Betriebes  zu  verstehen.  Sie  hat 
den  ausgesprochenen  Zweck,  der  dauernden 
Ansammlung  von  grftsseren  Branntwein- 
beständen vorzubeugen ,  für  welche  es  im 
Inlande  an  einer  Absatzmöglichkeit  fehlt, 
und  soll  durch  Hinwirken  auf  eine  Ein- 
schränkung der  Produktion  das  Gleichgewicht 


zwischen  den  Spirituspreisen  und  den  Her- 
stellungskosten herbeifilhren  helfen.  Infolge- 
d^sen  wird  die  Brennsteuer  neben  den  be- 
stehenden sonstigen  Branntweinsteuern  von 
denjenigen  Brennereien  erhoben,  welche  über 
300  hl  reinen  Alkohol  erzeugen  und  zwar 
in  progressiven  Sätzen  von  der  diesen  Be- 
trag Obersteigenden  Menge.  Dieselbe  bUdet 
einen  Zusatz  zu  der  Verbrauchsabgabe,  jedoch 
als  selbständiges  Komplement  und  involviert 
keine  blosse  Ersatzfunktion  (s.  unter  3). 

Die  Steuer  betiägt: 

1.  in  landwirtschaftlichen  Bren- 
nereien, welche  während  des  ganzen  Be- 
triebsjahres weder  Hefe  erzeugen  noch 
Melasse,  Buben  oder  Rttbensaft  verarbeiten: 


für  die  Er- 

für  die  Er- 

'"ffi™ 

je 

zeugnng  von 

über 

hl 

M. 

hl 

300-  600.    . 

600-  900.    . 

900-1200.  . 
1200-lBOO.  . 
1600-IBOO.  . 
1800-2000 .    . 

o,so 
l,oo 
1,50 

2,00 

2,50 
3.00 

2000-2200.    . 
2200-2400.    . 
2400-^2600.    . 
2600-2800.    . 
2800-3000.    . 
3000       .    . 

pro  Hektoliter 

Alkohols. 

2.  in  sämtlichen  Brennereien, 
welche  im  Laufe  des  Betriebsjahree  Hefe 
erzeugen,  in  denjenigen  gewerblichen 
Brennereien,  welche  im  Laufe  des  Be- 
triebsjahres Melasse,  Rüben  oder  Eflbensaft 
verarbeiten,  und  in  den  Materialbrenne- 
reien: 


für  die  Er- 

für  die  Er- 

Zeugung  von 

je 

zengnng  von 

über; 

Ober 

hl 

M. 

hl 

300-  500 

0,50 

1200-1300     . 

500-  700 

1300-1400     . 

700-  900 

'^50 

1400—1600     . 

iWü-lOOO 

1600-1600     . 

lOOO— 1100 

2,50 

1600-1700     . 

1100-1200 

3,00 

1700 

vom  Hektoliter  reinen  Alkohols. 

3.  in  alleu  landwirtschaftlichen 
Brennereien  mit  Maischbottich- 
steuer wird  ausserdem  für  jedes  in  der 
Zeit  vom   16.  Juni  bis  15.  September  her- 

Sistellle  Hektoliter  reinen  Alkohols  folgende 
rennsteuer  erhoben :  bei  einer  durchscnnitt- 
lichen  t%hchen  Bem'oischung  eines  BottJcli- 

Ton   mehr  als  1050—1500   1    je  i  M. 

„    1600—3000   „     „  2    „ 

„        „        „    3000  „    „  3    „ 

vom  Hektoliter  reinen  Alkohols.  Diese  Ab- 
gabe ist  zu  erheben ,  soweit  der  Betrieb 
einer  derartigen  Brennerei  in  der  Zeit  vom 
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16.  Juni  bis  15.  September  S'.s  Monate  öber- 
schreiteL 

4  in  denjenigen  am  Kontioceiit  be- 
teiligten gewerblichea  Brenne- 
reien, welche  Melnase,  Rüben  wler  Rüben- 
Saft  verarbeiten,  wird  die  Brennsteiier  um 
15  Mark  für  jedes  weitere  Liter  reinen 
Alkoliols  erhöht,  wenn  in  den.selbeii  eine 
Alioholmen^  heimstellt  wird,  die  in  einem 
Betriebsjahre  das  Kontingent  um  's  über- 
steigt ; 

f).  in  den  nicht  am  Kontingent  be- 
teiligten Brennereien  tritt  eine  Er- 
hühuiig  der  Brennsteuer  um  ir>  Mark  für 
jedes  weitere  Liter  reinen  Alkohols  inso- 
weit ein,  als  ihre  Gesamterzeugnng 
20000  lü  reinen  Alkohols  übersteigt.  Diese 
20000  hl  werden  auf  die  innerhalb  der 
3  letzten  Jahre  im  Betriebe  gestandenen 
Brennereien  dieser  Oattnng  nach  Umfang 
ihrer  Enietigimg  verteilt.  Wenn  diese  Brenne- 
reien zur  Erzougimg  von  Hefe  übergehen, 
so  wird  von  dem  betreffenden  Betriebsiahre 
an  die  Alkoholmenge,  die  der  um  15  Mark 
erhöhten  Brennsteuer  nicht  unterliegt,  um 
die  Hälfte  gekürzt  Neuentslehende  Brenne- 
reien, welche  Melasse,  Rüben  oder  Rüben- 
saft  verarbeiten,  unterliegen  für  ihre  ge- 
samte Erzeugimg  der  erhöhten  Brennstcner 
mit  der  Massgabe,  dass  auch  für  die  Her- 
stellung bis  300  hl  je  15  Mark  vom  Hekto- 
liter reinen  Alkohols  erhoben  werden. 

6.  in  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaftsbrennereien, die  als 
solche  am  1.  April  ISÜS  bestanden  haben, 
wird  für  den  Lmfang  des  bisherigen  Be- 
triebs die  Brennsteiier  nacli  Nr.  2  nur  zu 
ä/4  erhoben. 

Die  Brennsteuer,  deren  Erhebung  bis 
30.  September  1901  in  der  geschilderten 
Weise  erfolgen  soll,  ist  zu  entrichten,  sobald 
die  erzeugte  Alkoholraenge  in  der  Bi'ennerei 
amtlich  festgestellt  ist  oder  die  Berechnung 
der  steuerpfüchtigen  Alkoholmenge  d\irch 
Abfindimg  stattgefunden  hat  Steuersubjekt 
ist  der  Brennerei beeitzer.  Eine  Stundung 
findet  nicht  statt.  Vom  1.  Oktober  1898  an 
empfangen  die  Einzeistaaten  keine  s]>eciellen 
Entscliädigungeu  melir  für  die  Lrliebung 
der  Brennsteiier. 

10.  Zölle,  Steuerfreiheit,  Rück- 
nnd  Aasfnhrver^tangeD ,  llebergaiifp}- 
abgaben.  Für  den  aus  dem  Zollanslande 
eingehenden  Branntwein  ist  ein  Zoll  zu 
entrichten.  Derselbe  beträgt  für  je  100  kg 
LikOre  180  Mark,  für  je  lOO  kg  Branntwein 
in  FOssem  125  Mark  und  für  je  100  kg 
Branntwein  in  Flaschen,  Krügen  und  anderen 
TJmschliessungen  180  Mark. 

Branntwein  sowie  Fabrikate,  bei  dei-en 
Herstellung  Branntwein  verwendet  worden 
ist,  sind  bei  der  Ausfuhr  von  der  Steuer 
zu  befreien  {s.  oben  sub  6).    Ebenso  ist 


Brauntwein  im  Falle  der  Verwendung  zu 
gewerblichen  Zwecken,  zur  Essigbereitung, 
zu  Putz-,  HeizungE-,  Koch-  und  Beleucbtunes- 
zwecken,  endlieh  zu  wissenschaftlichen  oder 
Heilzwecken  steuerfrei  zu  lassen.  Dies  ge- 
schieht liei  der  Ausfuhr  nach  erfolgtem 
amtlichen  Aiisfuhrn  ach  weis  und  bei  der 
steuerfreien ,  inländischen  Verwendung  in 
der  Kegel  nach  erfolgter  Denaturienmg.  Die 
Methode  besteht  teils  im  Wegfall  der 
Steuererhebung,  teils  in  einer  Steuer- 
vergütung (Rückvergütung).  Bei  dem 
noch  unter  Steuerkontroile  stehenden 
Branntwein,  welcher  ausgeführt  und  zu 
einem  steuerfreien  Zwecke  verwendet  wird, 
bleibt  die  Verbrauchsabgabe  und  der  Zu- 
schlag zu  derselben  un  erhoben.  D^egen 
wird  die  Maischbottich-  und  die  Brannt- 
weinmaterialsteuer  in  Ijeiden  Fftllen  mit 
0,1601  Mark  und  die  Verbrauchsabgabe  bei 
der  Ausfuhr  von  Trinkbranntwein  und 
Branutweiötabrikaten  aus  dem  freien 
Verkehr  mit  0,70  Mark  vom  Liter  reinen 
Alkohols  veigfltet. 

Neben  dieser  Steuerbefreiimg,  welche 
bereits  bei  der  Maischbottichsteuer  —  die 
Steuerbelastung  schwankt  zwischen  0,099.'» 
und  0,1363  Mai-k  —  eine  bedeutende  Aus- 
fuhrprämie enthält,  viid  bei  der  Ausfuhr 
noch  eine    besondere   offene  Ausfuhr- 

Srämie  {AusEuhrzuschuss)  von  6  Mark  vom 
ektoliter  reinen  Alkohols  gewährt.  Für 
denaturierten  Spiritus  wird  eine  Ausfuhr- 
fuhrprAmie  von  1,,50  Mark  vom  Hektoüter 
und  bei  dem  zur  Eesigbereitiing  kann  eine 
Vergütung  der  Brennsteuer  bis  6  Mark  för  je 
1  Hektoliter  zugebilligt  werden  und  zwar  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  imd  in  welchem  Masse 
der  Branntwein  der  Brennsteuer  unterlegen 
hatte.  Die  VergOtungssätze  unterliegen  all- 
jährlich einer  Revision  und  sind  vom  Bundes- 
rate für  das  folgende  Rechnungsjahr  ent- 
sprechend herabzusetzen,  wenn  &e  Gesamt- 
summe an  Vergütungen  oder  im  Falle  einer 
vorherigen  Kürzimg  der  Ausfuhrvergütung. 
weiche  bei  Gewälirung  der  vollen  Aiis- 
fulurergütung  gezalüt  sein  würde,  für  das 
abgelaufene  Jahr  einen  Betrag  eigiebl,  der 
grösser  ist  als  die  gleichzeitige  Einnahme 
aus  der  Brennateuer.  Ilebersteigt  in  einem 
Jahre  das  Aufkommen  an  Brennsteuer  die 
gezahlten  VeigUtungen,  so  können  aus  dem 
Uel)erBchiiss  auch  für  Branntwein,  der  z« 
anderen  stenerfreieu  Zwecken  als  zur  Essi^- 
bereitung  verwendet  wird,  Vergütungeo  bis 
zu  6  Mark  vom  Hektoliter  zugestanden 
werden.  Die  Bestimmungen  über  die  Ans- 
fuhrveigütungen  bleiben  zunächst  in  Kraft 
bis  30.  September  1901. 

Die  Uebergargsabgabe  beträgt  96 
Mark  vom  Hektoliter  reinen  Alkohols. 

II.  Die  Steuerfegtstellnng  und  Stel■e^ 
eDtrichtong.     Die  Verbrauc^sat^abe,  der 
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Zuschlag  zur  Verbrauchssteuer  und  die 
Brennsfeuer  werden  gruDdsätzlich  nach  Er- 
mittehing  der  thatsäclmch  gewoonenen  Menge 
und  Stärke  des  Alkohols  festgesetzt.  Es 
sind  daher  Saminelgefässe  aufzustellen,  welche 
mit  dem  Destillierapparat  in  fester  Ver- 
bindung stehen  und  die  gesamte  gewonnene 
Branntweinmenge  aufnehmen.  Destillier- 
apparat, Sammelgefässe  und  Rohrleitungen 
Bind  90  unter  amtlichen  Verschluss  zu 
nehmen,  dass  eine  heimliche  Ableitung  nur 
mit  Spuren  hinterlassender  Gewalt  geschehen 
liann.  Ausnahmsweise  kann  ein  Messapparat 
die  Saromelgeffisee  ersetzen.  Dei-selbe  ist 
mit  dem  Destillierapparat  in  ununterbrochene 
durch  Steuerverschluss  gesicherte  Verblödung 
zu  setzen.  Oder  endlich  an  Stelle  der 
Sammelgeßsse  tritt  die  ständige  Aufsicht 
oder  die  Vorschreibung  einer  Miodestmenge 
an  zu  ziehendem  Alkohol.  Der  gewonnene 
Alkohol  ist  aber  jedenfalls  alle  8  bis  10 
Tage  durch  Steiterbeamte  nach  Menge  und 
Stärke  festzustellen  und  verbleibt  bis  zur 
Ausfuhr,  zur  steuerfreien  Äbfertigiuig  oder 
zur  Zahlung  bezw.  Stundung  der  Verbrauchs- 
steuer anter  amtlicher  Kontrolle  (Aufnahme 
in  eine  amtlich  verschlossene  Niederlage). 
Die  Steuer,  die  beim  Cebet^ang  des  Brannt- 
weins iu  den  freien  Verkehr  und  zwar  von 
demjenigen,  welcher  ihn  zu  freier  Verfügung 
erhält,  erhoben  wird,  kam»  gegen  Sichei- 
heitsbestellung,  nach  Umständen  auch  olme 
eine  solche ,  bis  zu  3  Monaten  gestundet 
werden.  Die  Brennsteuer  ist  ohne 
Stundung  sofort  nach  Feststellung  der  steuer- 
pflichtigen Alkoliolmenge  vom  Brenner  zu 
entrichten.  Die  Maischbottich-  und 
Branntweinmaterialsteuerwerdenim 
Wege  der  Betriebsplankontrolle  festgestellt, 
wobei  der  Steuerjiflichtige  für  je  eine  den 
Zeitraum  eines  Kalendermonats  nicht  über- 
schreitende Betriebsdauer  im  voraus  einen 
bindenden  Betriebsplan  bei  der  Steuerbehörde 
einreichen  muss.  Derselbe  hat  die  Menge 
der  täglichen  Bemaischungen  und  der  täg- 
lichen Venu- en  düng  von  Dichtmehhgen  Stoffen 
in  einer  die  Bemessung  der  Steuer  zulassen- 
den Form  zu  bescbi'eiben.  Die  genaue  Ein- 
haltung des  Betriebsplanes  wird  durch 
häufige  steueramtiicbc  Nachschau  auf  Grund 
eingehender  Anmeldungen  etc.  kontrolliert. 
Die  Steuer  ist  fällig  mit  >Iitteilung  des 
Steuersatzes  an  den  steuerpfhclitigen  Brenner, 
doch  ist  auch  hier  eine  Stundimg  zulässig. 

Zur  Vereinfachung  der  Erhebung  der 
Verbraiichsabf^be  und  der  Maischbottich- 
wie  Branntweinraaterialsteuer,  welche  ohne 
übermässige  Belästigung  des  Betriebs  niu- 
in  den  grösseren  Brennereien  möglicii  ist, 
hat  das  Gesetz  ein  Abfindungsver- 
fahren für  kleinere  Betriebe,  für  solche, 
die  Abfälle  der  Bierbrauerei  verarbeiten  und 
für  Materialbrennereien  gestattet.  Hier  kann 
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dann  die  Steuer  berechnet  werden  entweder 
aus  derjenigen  Maisch-  oder  Materialmenge, 
welche  gemäss  der  (nach  einer  Mehrzahl 
von  Vorschriften  festzustellenden)  Leistungs- 
fähigkeit der  Brenn  Vorrichtung  innerhalb 
der  erklärten  Belriebszeit  in   Alkohol  um- 

Ctzt  werden  kann,  oder  nach  der  vom 
mer  erklärten  Stoffmenge.  Auf  Gnmd 
solcher  Angaben  wird  der  Abfindungs- 
plan vom  Brenner  aufeestellt  und  nach 
diesem  die  Steuer  durch  die  Steuerbehörde 
berechnet.  Die  Einhaltung  des  Planes  ist 
dann  durch  ein  vom  Brenner  über  den 
Brennereibetrieb  zu  führendes  Tagebuch, 
das  Brennereiregister,  zu  überwachen. 
Bei  ganz  kleinen  Brennereien  mit  einfacher 
Einrichtung  (einzige  Blase  mit  direkter 
Feuerung)  kann  sich  die  Steiierverwaltung 
mit  einer  Abfindungsanmeldung  be- 
scheiden, welche  sich  auf  Anmeldung  der  Be- 
triebsdauer und  der  zu  verarbeitenden  Stoffe 
beschränkt  Die  Steuer  wird  dann  lediglicb 
nach  den  Eintragungen  ins  Brennereiregister 
statt  nach  Massgabe  der  Ijeistungsfähigkeit 
der  Brennvorrichtungen  berechnet.  Auf 
Brennereien,  welche  jährlich  höchstens  50 
liter  Alkohol  erzeugen,  kann  eine  Pau- 
schalierung der  Steuer  nach  der  ange- 
meldeten Stoff  menge  und  der  daraus  zu 
berechnenden  Alkoholausbeute  (als  eine 
pauschalierte  Blasensteuer}  bemessen  werden. 
Ausnahmsweise  kann  endlich  bei  der  Ver- 
brauchsabgabe  die  Abfindung  statt  auf  die 
zu  entrichtende  Steuersumme  auf  die  Min- 
destmenge des  zu  ziehenden  Alko- 
hols gerichtet  sein,  welcher  sodann  der 
Steuerkontrolle  unterstellt  wird.  Die  etwa 
in  diesem  Falle  zu  erhebende  MaischbotticJi- 
und  Branntweinmateiialsteuer  wird  dann 
mittelst  Bei riebsplankon trolle  festgestellt. 

12.  Statistik  der  B.  Id  Deutschland. 
Seit  dem  Jahre  1887  hat  sieh  der  Ertrag 
der  Branntweinsteuer  folgen dermassen  ent- 
wickelt {Millionen  Mark) : 

(Siehe  Tabelle  auf  folgender  Seite.) 

III.  Die  Branntweinbestenemns  in 

Oesterreich-U  Dgarn . 

1.  Die  geschichtliche  Entwickeloug. 

In  der  österreichischen  Mautordnung  vom 
Jahre  1523  ist  zum  ersten  Mal  eine  Abgabe 
vom  Branntwein  erwähnt.  Eine  Inlands- 
steuer dürfte  um  die  gleiche  Zeit  in  Oester- 
reich  anzunehmen  sein,  1553  wird  eine 
V  erkauf ssteuer  erwähnt.  Die  übrigen  Erb- 
länder folgen  im  Laufe  des  16.  Jaliriiunderts 
mit Branntweinabgaben nach;  Schlesien  1529, 
Böhmen  1503,  Steiermark  1598  u.  a.  w.  In 
Kiederösterreich  bestanden  seit  1556 
das  L'mgeld  und  der  »Taz«  oder  das  ^doppelte 
Zapfenmass«,eineVerkauf  ssteuer  vom  Brannt- 
wein, welche  1567  an  die  Stände  entgeltlidi 
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Maiachbottich-  und  Material- 

Nettoer- 

Steuer 

Ter"" 

brauDha- 

abfrabe  und 

Ueher- 
Bchuss  an 
Brenn- 

Ueber- 
gangsab- 
gftbeaoB 

Ein- 

Netto- 
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im 

B«triebBJiihTe 

Brutto- 

RUckver- 
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ertrag 

gütBngen 

ertrag 

des  Zn- 
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etener 

bn^' 
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1887-86 

34,635 

9,762 

34,873 

91,618 

0006 

2,114 

118,612 

1888-89 

39,214 

5,905 

33,308 

115,828 

0006 

3,976 

143,120 

1889-90 

34.707 

11,989 

22,71g 

124.584 

0,006 

5,557 

152,867 

1890-91 

33,510 

10,061 

22,454 

123,369 

0,008 

8,334 

153,996 

1891-92 

33,707 

8,541 

34,165 

i  10,01  s 

0,006 

5,463 

"39,647 

1892-93 

31,995 

9J32 

22,263 

119,165 

0006 

7,182 

148,617 

1893—94 

35,200 

9,891 

25,309 

1 19,423 

o;oo6 

6,659 

■51,398 

1894-96 

31,429 

9,462 

21,967 

i'3,5'o 

0,014 

6,65a 

143,143 

1896-96 

33,7'6 

12,046 

21,670 

119,040 

1,754 

0,005 

6,645 

149,116 

1896-97 

31,665 

10,532 

31,1J2 

119,908 

1,447 

0,0c* 

6,330 

148,819 

Im  Etat  sind 

'ZT'J" 

"ÄÜU" 

17,066 

98,717 

1898-99 

16,527 

101,157 

Überlassen  und  1569  diesen  für  alle  Zeiten 
verkauft  wurde.  Die  Stände  gaben  den 
Taz  wieder  an  Private.  Auch  das  Umgeld 
wurde  zuerst  verpachtet  und  dann  an  die 
Domiaien  veräussert.  Daneben  kommen  noch 
zahlreiche  und  wechaelode  Abgaben  hinzu 
(1624,  1639,  1640,  1641,  1643,  1647  etc.). 
Die  Erhebung  erfolgt«  meist  als  Marken- 
steuer vom  Fabrikat  (»Zettelgeld«).  Die 
ganze  Gesetzgebung  war  sehr  zersplittert, 
verwickelt  und  ohne  innere  Einheit.  Durch 
das  Tranksteuerpatent  Maria  Theresias  vom 
1,  Mai  1780  wurde  die  Branntweinsteuer 
wesentlich  vereinfacht.  Dieselbe  wurde  bei 
der  Erzeugung  in  je  nach  dem  Terwendeten 
Material  abgestuften  Sätzen  erhoben,  wobei 
das  fi-ühere  Verbot  der  Brennerei  aus  Korn- 
früchten wiederholt  wurde.  Doch  tiat  bereits 
1783  wietler  der  Taz  an  die  Stelle  der  Trank- 
steuer, was  1701  bestätigt  ward. 

In  Oberösterreich  befanden  sich 
Taz  undUmgeldmeistin  Händen  der  Piivaten 
durch  Veräiisserungen  dos  Fiskus.  Die  Auf- 
Bchlfee  von  Getränken  dagegen  hatten  die 
Stände  als  Entgelt  für  die  Uebernahme  von 
Schulden  erhalten  und  teils  durcb  Abfin- 
dungen, teils  durch  Eepartition  aufgebracht. 
In  Steiermark  wurde  der  Branntwein 
bei  der  Erzeugung  mit  einer  massigen  Ab- 
gabe belastet,  deren  Ertrag  zu  Landeszwecken 
und  zur  Aufbringung  der  Kontribution  ver- 
wendet wurde.  Kärntheu  hatte  eine  Maut 
an  den  Zwischenzolllinien  und  einen  Ge- 
tränkeauf sehlag.  Und  gleiche  Zustände 
herrschten  in  Tirol,  wobei  jedoch  der 
Süden  mannigfaltigere  Bildungen  zeigte  als 
der  Norden.  In  Böhmen  waren  die  Kon- 
meist  in   die  Hände  von 


Privaten  gelangt,  was  jedoch  die  Regierung 
nicht  abhielt,  in  Zeiten  der  fiskalischen  Not 
konkurrierende  Auflagen  auf  die  gleichen 
Artikel  zu  legen.  Die  allgemeine  Accise- 
ordnuüg  vom  11.  Dezember  1708  suchte  den 
Rechtsstand  zu  reformieren  und  belegte  den 
Getreidebranntwein  mit  einer  Material-  und 
Malzsleuer,  den  übrigen  Bramitwein  mit 
einer  Fabrikatsteuer  und  die  ausländischen 
Fabrikate  noch  mit  einem  Zoll.  Unter  Maria 
Theresia  kehrte  man  zum  Branntweintaz, 
der  Eigentum  der  Stände  war,  zurück  und 
licss  denselben  für  den  Fiskus  durdi  die 
Bankalbehörden  einheben,  wogegen  die 
Stände  ein  Eatschädigungsäquivalent  von 
18597  Gulden  empfingen.  Die  Neuordnung 
der  Getränkesteuem  durch  Patent  vom  28. 
Dezember  1864  nahm  die  *Extraordinari- 
Tranksteuer«  wieder  in  ärarialische  R^e. 
In  Mähren  findet  sich  der  gleiche  Ent- 
wickelimgsgang.  Die  A\iflage  von  Brannt- 
wein wurde  bei  der  Bereitung  erhoben. 
Nach  derErwerbung  von  Galizien  wurde 
hier  zunächst  eine  Verbrauchsabgabe  ange- 
oitinet,  welche  nur  die  Konsumenten  treffen, 
den  Handel  aber  freilassen  sollte.  Bald 
darauf  aber  ging  man  zu  einer  kontingen- 
tierten Auflage  über.  Man  stellte  eine  Auf- 
nahme der  im  Lande  sessbaften  Familien 
auf,  nahm  jede  derselben  zu  fünf  Köpfen  an, 
schätzte  ihren  Jahreskonsum  zu  15  Mass 
Branntwein  und  liess  die  Steuer  durch  die 
Dominien  einheben. 

Diese  grossen  Terschiedenheiten  und  die 
Zersplitterung  des  ganzen  Staatsgebietes  in 
eine  Mehrzahl  von  Steuergebieten  führten 
zu  endlosen  ünzuträglichkeiten.  Wahrend 
derEegierung  Maria  Theresias  und  Josephs  B. 


ze=by  Google 


Branntweinbeateuerung 


1075 


■wurden  mehrfache  Versuche  angestellt,  die 
Accisegesetzgebung  zu  vereinfachen  und  neu 
zu  oi^nisieren.  Hie  blieben  indes  vergebüeh. 
Franz  U.  lieea  eine  Regelung  der  Trank- 
steiiern  in  allen  deutschen  Erblanden  1812 
nach  gleichartigeo  Orundsätzen  einleileo. 
Nach  einem  1826  herausgegebenen  Entwürfe 
sollte  in  den  »Orten  erster  Ordnung«  die 
Einfuhr  von  Bi-anntwela  und  in  den  -Orten 
zweifer  Ordnung«  nur  der  Verkauf  desselben 
mit  einer  Abgabe  belegt  werden.  Diese 
Grundlagen,  deren  Durchfflhiun^  auf  grosse 
Schwierigkeiten  zu  stossen  schien,  wurden 
bald  wieder  aufgegeben.  An  ihre  Stelle 
trat  das  G.  v.  25.  Mai  1829,  welches  zum 
ersten  Male  die  verschiedenen  Steuerformen 
durch  eine  einheitliche  ataathche  Brannt- 
weinsteuer ersetzte.  Diese  stellte  sich  dar 
als  eine  Verbindung  einer  Schanksteuer  mit 
einer  sehr  unvollkommenen  Fabrikatsteuer, 
welche  teils  durch  Abfindung,  teils  durch 
Verpachtung  erhoben  wurde.  Die  grossen 
MisBslände ,  welche  dieseJbe  im  Gefolge 
hatte,  veranlassten  das  G.  v.  24,  August  1835, 
welches  eine  Maischraum-  und  Material- 
steuer mit  einer  Fabrikatsteuer  kombinierte. 
Erstere  waren  je  nach  der  Art  der  verar- 
beiteten Stoffe  in  verschiedenen  Sätzen  an- 
wendbar. Die  Ueberproduktion  der  Brannt- 
weinbrennerei sowie  weitgehende  Steuer- 
defraudationen  und  endlich  die  .dem  Krim- 
feldaug  folgende  Krise  der  Branntwein- 
industrie machten  eine  Reform  der  Brannt- 
weinsteuer notwendig.  Durch  G.  v.  9.  Juli 
1862  wurde  für  alle  grösseren  Brennereien 
eine'  Fabrikalätcuer  nach  der  Menge  und 
Gradhaltigkeit  des  Erzeugnisses  unter  An- 
wendung eines  Messapparates  eingefflhrt. 
Die  kleineren  Brennereien  konnten  diese 
Steuerart  wählen  oder  mit  der  Steuerbehörde 
eine  Abfindimg  vereinbaren,  oder  es  wurde 
ihre  Steuerpflicht  nach  dem  Gärraum  be- 
messen. Durch  die  technische  Mangelhaftig- 
keit der  Kon  troll  messapparate  sah  man  sich 
gezwungen,  bereits  drei  Jahre  epälter  dieses 
System  wieder  zu  verlassen.  Durch  G.  v. 
18.  Oktober  1865  wurde  wieder  die  Pauscha- 
lien! ng  zur  einzigen  Steuerform  erklärt, 
und  zwar  geschah  diese  bei  den  grosseren 
Brennereien  nach  dem  Rauminhalte  der 
Gärgefässe  mit  Annalime  eines  bestimmten 
Aus  Deute  Verhältnisses  und  bei  den  kleineren 
nach  dem  Durchschnitte  ihrer  Steiierleistung 
in  den  letzten  5  Jahren.  An  den  Steuer- 
sätzen wurde  nichts  geändert.  Die  nicht 
wesentlichen  Abänderungen  der  GG.  v.  28. 
März  und  8.  Juli  1868,  welche  für  kleinere 
Brennereien  die  Abfindung  zul Jessen  und 
fär  die  grösseren  ein  höheres  Ausbeutevei^ 
hältnie  und  eine  kilrzere  Gärdauer  annahmen, 
waren  durch  technische  Fortschritte  bald 
überholt ,  welch  letztere  aber  anderer- 
seits   zugleich    die   Wurzel    der  ungleich- 


massigen  Belastung  der  einzelnen  Brenne- 
reien waren. 

Zur  Beseitigung  der  augenscheinlichen 
Sl&ngel  sollte  das  G.  v.  27.  Juni  1878  dienen. 
Dasselbe  liess  die  Wahl  zwischen  Fabrikat- 
Steuer  und  Pauschalierung,  welche  teils 
nach  der  Leistungfäigkeit  des  Maisch- 
raums,  teils  nach  derjenigen  des  Brennraums 
angelegt  wurde.  I'Mr  kleinere,  namentlich 
landwirtschafthche  Brennereien  blieb  es  bei 
der  Abfindung.  Die  Fabrikatsteuer  durften 
nur  solche  Brennereien  entrichten,  welche 
geeignete  Kontrollapparate  aufstellten  und 
sonstige  zur  Sicherung  der  Steuerzahlimg 
auferlegte  Bedingungen  erfüllten.  Die  bisher 
fakultative  Fabrikatsfeuer  wurde  alsdann 
durch  G.  v.  19.  Mai  1884  für  gewisse  Arten 
grösserer  Brennereien  unter  Anwendung 
eines  bestimmten  Kontrollapparate  zur  obli- 
gatorischen Steuerform  erhoben,  während 
anderen  Brennereien  die  Wahl  der  Steuer- 
form überlassen  blieb.  Bei  Brennereien, 
weiche  Weinabfälle  verarbeiten  und  nicht  die 
Pauschaherung  vorziehen,  wurde  die  Fabrikate 
Steuer  ohne  Kontroilmessvorrichtung  ange- 
wendet. So  war  die  Fabrikats  teuer  zur 
Hauntform  der  Branntweinsteuer  geworden, 
die  Maischraum  paitschoherung  aber  trat  zu- 
rück. Die  gegenwärtig  in  Kraft  stehenden 
Bestimmungen  der  österreichischen  Brannt- 
weinsteuer gehen  auf  das  G.  v.  20.  Juni  1888 
zurück.  Da^selbcwiederholtceinzelneBestim- 
mungen  des  G.  v.  19.  Mai  1884,  lehnte  sich 
jaber  auch  zum  Teil  an  das  neue  deutsche 
Reiehsgosetz  v.  24.  Juni  1887  an,  indem  es 
einen  Maximal-  und  einen  Minimalsteuersatz 
festhält  und  der  Ueberproduktion  durch  das 
Princip  der  indirekten  Kontingentierung  zu 
steuern  sucht. 

Die  Branntweinsteuer  zählt  in  Oesterreich- 
üngarn,  neben  der  Zucker-,  Bier-  und 
Mineralölsteuer,  zu  denjenigen  Konsum- 
steuem ,  welche  während  der  Dauer  des 
zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  bestehen- 
den Zoll-  und  Handelsbündnisses  in  beiden 
Reichshälften  nach  gleichen  Grundlagen  zu 
erheben  sind.  Namdeni  nun  dieses  Zoll- 
uiid  Handelsbündnis  1898  abgelaufen  ist,  so 
bildet  auch  die  Branntweinsteuer  einen 
Teil  des  österreichisch-ungarischen 
Ausgleiches,  welcher  indes  zur  Zeit 
noch  nicht  zu  stände  gekommen  ist. 

S.  Die  geltenden  Stenernonnen.  Der 
innerhalb  der  Zollhnie  bereitete  Branntwein 
■wird  einesteils  durch  die  Konsumabgabe 
getroffen,  wenn  derselbe  aus  der  amtlichen 
Kontrolle  in  den  freien  Verkehr  Obergehl, 
und  andernteils  durch  die  Produktionssteuer 
bei  der  Herstellung  des  Erzeugnisses. 

1.  Die  KonsumabgabefKocsumsteuer) 
ist  eine  Fabrikat-  oder  Produkfsteuer  und 
zu  entrichten,  wenn  der  Branntwein  aus 
der  amtlichen  Eontrolle  oder  Freilagern  in 
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den  freien  Verkehr  übergeht.  Zur  Zahlung 
der  Steuer  ist  derjenige  verpflichtet,  welcher 
den  Branntwein  zur  freien  Veriilgiiu^  erhält. 
Die  Konaumabgabe  wird  erhoben  in  zwei 
Sätzen,  in  einem  Vorzugs-  oder  Mioimal- 
und  in  einem  Normal-  oder  Slajümalsatze. 
Der  erstere  wird  auf  die  kontingentierte 
Branntweinmenge,  der  letztere  auf  die  diese 
übersteigende  Ek^eugiing  angewendet  Der 
Vorzugs-  (Minimal-)  Steuersatz  beträgt  35 
Kreuzer  und  der  Normal-  (Maximal-)  Steuer- 
satz 45  Kreuzer  für  jeden  Hektolitergrad 
oder  Liter  reinen  Alkohols,  d.  h.  vom  Hekto- 
liter und  Grad  des  lOOteiligen  Alkoholometers. 
Die  kontingentierte  Branntwein  menge  oder 
das  »Kontingent!:  ist  bis  Ende  1898  auf 
1878000  hl  festgesetzt,  wovon  997  458  hl 
auf  Oesterreifh,  §72542  hl  auf  Ungarn  und 
8000  hl  auf  Bosnien  und  Herzegowina  ent- 
fallen. Die  individuelle  Aufteilung  des 
Kontingents  auf  die  einzelnen  Brennereien  ist 
der  LandeSfeeaetzgebung  anheimgestellt  Eine 
Mehrz^  von  Voraehriften  hat  in  den  beiden 
ReichshSlften  die  Materie  geregelt,  wobei 
insbesondere  die  landwirtschaftlichen  Brenne- 
reien bevorzugt  wurden.  Von  der  Konaum- 
steuer  sind  befreit  der  Branntwein  aus 
selbst  erzeugten  Stoffeu  zum  Hausbedart 
sowie  der  zu  gewerblichen  und  anderen 
Zwecken  benutzte,  nicht  als  Getränk  ver- 
wendete Branntwein.  Die  kleinen  land- 
wirtSübaftiichen  Brennereien  (d.  h.  solche, 
welche  mit  der  Landwirtschaft  verbunden, 
Stoffe  der  eigenen  Landwirtschaft  verwenden 
und  dieser  wiederum  die  gewonnene  Schlem.pe 
zufüliren,  ferner  deren  tägliche  Erzeugung 
innerhalb  einer  höchstens  8  Monate  dauern- 
den Betriebsperiode  (vom  September,  Oktober 
oder  November  an  beginnend)  7  hl  nicht 
übersteigt  und  deren  Grundfläche  in  einem 
Verhältnis  zum  Betriebsumfang  der  Brenne- 
rei steht),  erhalten  Bonifikationen.  Die- 
selben betragen  3,  4  und  5  Gulden  vom 
Hektoliter  reinen  Alkohols  hinsiclitlicli  der 
zum  Steuersatze  von  35  Kreuzern  und  von 
je  1,  2,  3  Gulden  für  die  gleiche  Menge 
ninsichtjich  der  zum  Steuersatze  von  45 
Kreuzern  weggebrachten  Alkoholmenge.  Die 
Bemessung  der  Bonifikation  erfolgt  nach 
dem  Massstabe,  ob  die  durchschnittliehe 
tägliche  Erzeugung  über  4 — 7,  übei-  2—4 
und  bis  2  hl  Alkohol  beträgt.  Zur  Siche- 
rung der  Eonsumsteuer  sind  zahlreiche 
Kon  troll  Vorschriften  getroffen. 

Die  der  Verabschiedung  noch  harrenden 
Ausgleichsvorlagen  setzen  das  Kon- 
tingent auf  1868  000  hl  fest,  von  welchem 
1017ÜOO  W  auf  Oesterreich  und  851000  hl 
auf  die  übrigen  Ländergebiete  entfallen. 
Der  Vorzugsstouersatz  ist  mit  50  Kreuzern 
und  der  Nonnalsteuersatz  mit  60  Kreuzern 
für  das  Liter  reinen  Alkohols  in  Aussicht 
genommen. 


2.  Die  Produktionsabgabe  (Produk- 
tioussteuer)  ist  eine  Verarbeitungs-  oäer 
Fabrikationssteuer  und  trifft  allen  Brannt- 
wein, welcher  innerhalb  der  ZolUinle  iier- 
gestellt  wird.  Dieselbe  betifigt  für  jedes 
Hektohter  und  jeden  Alkoholgrad  35  Kreuzer. 
Die  Alkoholmenge  ist  je  nach  der  Verschie- 
denheit der  Erzeugimgsstoffe,  der  Brenne- 
rei Vorrichtungen  oder  nach  der  Grösse  des 
Gärraums  zu  bemessen  und  wird  i    ' 


Leistungsfähigkeit  der  Brenn  Vorrichtungen 
oder  durch  Abfindung  oder  endlich  durch 
Anzeigen  eines  behördlich  vorgeschriebenen 
Kontrollapparats.  Die  Produktionsat^be  bat 
der  Brenner  zu  entrichten ,  wahrend  die 
Konsumsteuer  vou  demjenigen  zu  zahlen 
ist,  welcher  den  Branntwein  zur  freien 
Verfügung  erhält  Von  der  Produktions- 
steuer ist  befreit  die  Branntweinherstellung 
aus  selbsterzeugten  Stoffen  zum  Hausbedan, 
wobei  jedoch  mancherlei  Einschiflakungea 
wirksam  werden,  sowie  derjenige  steaer- 
pfhchtige  Branntwein,  welcher  behufs  Aus- 
fuhr abgahefrei  eingelagert  wird.  Zur  Siche- 
rung der  Abgabe  sind  VoiBchriften  über 
Beschreibung  der  Erzeugungsst&tten  und 
üebersicht  der  Werkvomchtungen  und 


Neben  diesen  beiden  Steuerformen  be- 
stehen : 

3.  Die  Schanksteuer  (Branntwein- 
verschleissabgabe)  nach  Q.  v.  23.  Juli  1884, 
welche  den  Geträn  keverschleiss  von  ge- 
brannten Flüssigkeiten  und  zwar  den  Aus- 
schank unbedingt  und  den  Kleinverkauf  über 
die  Strasse  in  Mengen  von  mindestens  Vs  1 
trifft.  Dieselbe  ist  halbjährlich  im  voraus 
zu  entrichten  und  beträgt  für  diesen  Zeil- 
raum für  den  Ausschank  5  Gulden  in  Ort- 
schaften mit  einer  Bevölkerung  bis  üOO  Hb- 
wohnern,  10  Gulden  in  solchen  mit  500  bis 
2000  Einwohnern,  20  Gulden  in  solcJien 
mit  2000—10000  Einwohnern,  30  Gulden 
in  solchen  mit  10000—20000  Gulden,  45 
Gulden  in  solchen  mit  20000— 100  000  Ein- 
wohnern und  50  Gulden  in  solchen  mit 
über  100000  Einwohnern.  Vom  Kleinver- 
schleiss  werden  für  jede  Betriebsstätte  'J 
der  vorstehenden  Sätze  und  vom  Handel  in 

§  leicher  Weise  i/*  derselben  erhoben.  Für 
as  Gastgewerbe  wird  die  Abgabe  auf  V* 
der  bezeichneten  Sätze  reproduziert,  wenn 
der  Ausschank  nur  nebenbei  betrieben  v>-ird. 

4.  Der  Zoll,  welcher  von  allem  Brannt- 
wein zu  entrichten  ist,  welcher  die  Grenze 
überschreitet.  Dieser  Eiugangszoll  betrSgt 
für  das  Gesamtgebiet  der  Österreicliisdi- 
ungarisdien  Monarchie  60  Gulden  für  je 
100  kg. 

Ausfuhrvergütungen  (Steuerboolfi- 
kationen)  in  der  Höhe  von  5  Gulden  für 
jedes  Hektoliter  und   jeden  Hektohteignul 
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Alkohol  Verden  demjenigen  steuerpflichtigen 
Bronntweln  gewahrt,  welcher  gegen  Ab- 
schreibung iuE^lssern  oder  anderen  geeichten 
BehtÜtniBsea  und  in  Mengen  von  mindestena 
50  I  ausgeführt  wird.  Bereits  vereteiierter 
Branntwein,  auf  dem  die  Abgabe  nicht 
mehr  haftet,  wird  bei  der  Ausfuhr  in  Mengen 
von  mindestens  50  1  mit  einer  Äusfuhrver- 

Shing  von  17,50  öulden  pro  Hektoliter 
^nstigt  Doch  darf  die  Gesamteumine 
der  gezahlten  Bonifikationen  in  einem  Be- 
trieb siahre  1  Million  Gnlden  nicht  über- 
Bchreiten. 

8.  Das  Propination »recht  Unter  Pro- 
pinationsrecht  versteht  man  in  Gahzien  und 
in  der  Bukowina  das  ausschlieaeliche  Becht, 
geistige  Getränke  zu  erzeugen  und  auszu- ; 
schenken.  Die  Propination  war  ursprünglich 
ein  wichtiges  Finanzregal  der  polnischen 
Krone  und  war  fflr  diese  durch  ständige 
Abgaben  der  Schankwirte  die  (Juelle  er- 
giebiger Einkünfte.  Seit  dem  12.  Jahr- 
hundert finden  sich  in  einzelnen  Fällen 
Verleihungen  der  Propination  an  den  ^nmd- 
besitzenden  Adel  und  an  die  Geisthchkeit. 
Der  Bedachte  hatte  entweder  das  Recht, 
eine  Schankstätte  (braxatorium,  tabema)  zu 
errichten  und  dafür  dem  König  die  Abgabe 
zu  leisten,  konnte  sich  aber  durch  Verpach- 
tung vom  Schankwirt  höhere  Ijcistungen 
ausoedingen,  oder  er  war  überhaupt  von 
jeder  Auflage  frei,  wenn  die  Verleihung 
eines  liberum  braxatorium  bezw.  einer  libera 
tabema  vorlag.  Seit  dem  14.  und  15.  Jahr- 
hundert werden  diese  Vergebungen  immer 
häufiger,  bis  das  Recht  der  Erzeugung  und 
des  Ausschanks  geistiger  Getränke  allge- 
mein eine  Dominikalgerechtsame  der  land- 
täflichen  Güter  wird.  Die  von  den  Grund- 
besitzer n  unabhängigen  Erzeugimgs-  und 
Schankstäften  werden  immer  seltener  und 
sind  Ende  des  IG.  Jahrhunderts  ganz  ver- 
schwunden. Die  Gnmdherron  missbrauchten 
aber  diese  Gerechtsame  bald  und  erweiterten 
sie  zum  Branntweinzwang,  indem  sie  ihre 
ünterthanen  zwangen ,  ihren  Branntwein- 
bedarf nur  vom  gnindherrlichen  Schankwirt 
zu  beziehen.  Später  gingen  die  Gutsherren 
noch  weiter  und  drängten  den  Baiiern  be- 
stimmte Quantitäten  Branntwein  auf,  obwohl 
beides  ungesetzlich  war.  Mit  dem  Ueber- 
gang  Polens  in  die  Bsterreichische  Herr- 
schaft wurde  diesen  Gewaltakten  gestenert 
und  das  Propination srecht  auf  seinen  gesetz- 
lichen Umfang  reduziert,  Aehnliche  Rechte 
wie  die  Grundherren  haften  für  ihr  Gebiet 
auch  die  Städte  und  die  wenigen  freien 
lÄudgemeinden  inne.  Von  den  geistigen 
Getränken  fielen  Bier,  Branntwein  und  Met 
unter  die  Propination.  Wein  und  versflsete 
a^oholhaltige  Getränke  waren  nicht  propi- 
□ationspflichtig. 

Mit  dem  Jahre  1849  wurde  das  Propi- 


nationsrecht  nicht  aufgehoben  sondern  durch 
Ministerialerlass  v,  10.  Juni  1849  beibehalten. 
Erst  durch  G.  v.  30,  Dezember  1875  ist 
dasselbe  landesgesetzlich  beseitigt  worden. 
Aus  te^timmten  Einnahmen  und  Abgaben 
wurde  ein  J^opinationsEonds  gebildet,  dessen 
Zuflüsse  während  26  Jahren  an  die  Propi- 
nation sberechtigtcn  verteilt  werden  sollten. 
Diese  Periode  sollte  nach  DurchfOhmng  der 
Liquidation  beginnen,  die  sich  aber  soweit 
hinauszog,  dass  dieselbe  erst  mit  1.  Januar 
1885  anfangen  konnte.  Da  aber  durch  die 
staatliche  Branntweinsteuer  das  Einkommen 
des  Propination sfonds  geschmälert  wurde, 
bestimmte  das  G.  v.  22.  Juni  1888,  daaa 
aus  dem  Ertrage  der  Branntweinsteuer 
Jährlich  eine  Milhon  Gulden  bis  1910 
den  Propinationsl>erechtigton  als  Entschä- 
digung zugewiesen  und  ihre  Verteilung 
der  Landesgesctzgcbung  vorbehalten  werden 
sollte. 

In  ähnlicher  Weise  ist  schon  in  den 
60er  Jahren  die  Propination  in  Böhmen 
und  Mähren  abgelöst  worden.  Die  Mittel 
hierzu  schöpfte  man  ans  Abgaben,  welche 
bei  Freigabe  des  Brennereigewerbes  von 
jeder  neuen  Branntweinbrennerei  zu  ent- 
richten waren. 

4.  Ungarn.  Dtu^h  Kaiserhches  Patent 
V.  29.  September  1850  wurde  das  G.  v.  24. 
August  1H35  auch  auf  die  Länder  der  unga- 
rischen Krone  angewendet,  nachdem  die 
Zwischenzotllinie  zwischen  Ungarn  nnd  West- 
österreich aufgehoben  woiden  war  (Kaiserl. 
Pat.  V.  7.  Juni  1850).  Seit  dem  österreichisch- 
ungarischen Ausgleich  vom  Jahre  1867  wird 
die  Branntweinsteuer  in  Ungarn  während 
der  Dauer  des  zwischen  beiden  Reichs- 
hälften bestehenden  Zoll-  und  HandelsbOnd- 
nisses  nach  den  gleichen  Gnindsätzen  er- 
hoben wie  in  Oesterreich.  Dasselbe  ist 
1898  abgelaufen,  ohne  dass  dessen  Emeiie- 
raag  bis  zur  Zeit  zu  stände  gekommen 
wäre.  Der  Ausschank  von  Branntwein  war 
in  früherer  Zeit  ein  kleineres  Regalrecht 
einzelner  Personen  und  Gemeinden,  wurde 
aber  durch  G.  v.  2S.  Dezember  1888  be- 
seitigt und  gegen  Entschädigung  abgelöst 
Die  gegenwärtige  Branntweinaus- 
schanksteuer wird  nach  der  Ein- 
wohnerzahl des  Orts  abgestuft  und  nach 
der  ausgeschänkten  Branntwein  menge  be- 
messen. Sie  beträgt  bei  gewöhnlichem 
Branntwein  bis  zu  30*  Alkoholgehalt  4,50 
Gulden  vom  Hektoliter,  bei  solchem  von 
30"— .'jO*  und  bei  Spirituosenspecialitäten 
bis  30'*  7,50  Gidden  imd  von  Branntwein 
und  Sprit  über  50"  per  Hektolitergrad  0,15 
Gulden.  Bei  Liqueuren ,  Punschessenzen, 
Arac,  Rum  und  Cognac  beträgt  die  Schank- 
steuer  12  Gulden  pro  Hektohter,  wenn  die- 
selben nicht  bereits  einer  höheren  Steuer 
(nach  oben)  unterhegen. 
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Der  Ertrag  der  Branntweinsteuer  beUef 
sicli  auf 

1889    3a,375  Mill.  fi.  20,000  MUl.  fl. 

18i)l    31,000  „  „  23,070     „  „ 

1893    30,800  „  „  34,500     „  „ 

1896    33,000  „  „  40,094     B  n 

1896  33,000  „  „  40,094     „  „ 

1897  33,300  „  „  39,500     .,  y< 

1898  34,040  „  „  40,200     „  „ 

Der  Ertrag  der  Schanksteuer  beziffert 
sich  in  Oeaterreich  auf  1,140  Klilliooen 
Gulden.  Das  Emporschnellen  der  Zahlen 
in  Ungarn  erklärt  sich  aus  der  erwähnten 
Aufhebung  iind  Entschädigung  des  Schank- 
regals  und  seine  Ersetzung  durch  ein  staat- 
liches Gefall  im  Jahre  1890. 

IV.  Die  Branntweinbegtenentof^  in 

Frankreicil  und  En^and. 
1.  FraDkreich.    Geschichtliches.    Die 

französische  Steuei'gesetzgebung  hat  seit 
dem  17.  Jahrhundert  den  Branntwein  im 
Zusammenhange  mit  der  Getränkebosteue- 
rung  einer  Äufl^^e  untei'worfen.  Nachdem 
schon  1559  und  1596  vereinzelt  in  Havre 
und  Ronen  Eingangsabgabeu  vom  Brannt- 
wein voi^ekommen  waren ,  erscheint  die 
erste  allgemeine  Branntweinateiier  für  das 
ganxe  Gebiet  der  Aides  im  Jahre  1628.  Sie 
nimmt  in  der  Folgezeit  im  ganzen  die 
gleiche  Eiitwickelung  wie  die  übrigen  Ge- 
tränkesleuem  vom  Bier,  "Wein,  Apfelwein 
und  dergleicbeu  mehr,  ursprünglich  als 
Fabrikationssteuer  erhoben,  wiude  sie  1643 
in  eine  Einfuhrabgabe  vei-wandelt,  welche 
iu  allen  Städten  und  Burgfleckea  des  Ge- 
biets der  Aides  erhoben  wurtle.  Diese 
»Subvention«  genannte  Steuer  wurde  1648 
aufgehoben,  aber  1652  wieder  eingeführt 
und  in  ihrem  Anwendungsbereiche  erwei- 
tert. Für  die  Stadt  Paris  bestanden  eigene 
Steuer  Vorschriften.  Unter  Ludwig  XIV. 
wird  die  Branntweinsteuer  seit  1680  stark 
zersplittert  uud  differenziell  nach  Luides- 
teilen  behandelt  und  ist  teils  Verkaufs- 
steuer  und  Haadelsabgabe,  teils  Eingongs- 
steuer.  1687  wird  diuin  auch  die  Si«uer 
nadi  der  Stärke  des  Alkoholgehalts  abge- 
stuft und  eine  besondere  Oiganisation  für 
Erhebung  und  Kontrolle  der  Steuer  ge- 
schaffen. Im  Anfang  des  18.  Jahrhunderts 
folgt  dann  die  scharfe  Ausbildung  der  Steuer- 
kontrollvorschrifteD,  während  die  Steueree- 
Befzgebung  hier  bis  an  die  Schwelle  der 
Eevolutionsepoche  unverändert  blieb.  Unter 
Ludwig  XVI.  beseitigte  Necfcer  im  Jahre 
1780  die  seit  1604  übhche  Steuerpacht  und 
bestellte  28  Generalsteuerflinnehmer  ziu'  Er- 
hebung der  Aides. 

Als  die  Generalstände  im  Jalire  1789 
zusammentraten,  wurde  die  vOüige  Beseiti- 
gung aller  Getränkesteuern   verlangt     Mit 


diesen  wurde  auch  die  Branntweinsteuer 
durch  das  Dekret  v.  2.  MSns  1891  aufge- 
lassen. Allein  die  steigenden  finanzieUen 
Bedürfnisse  in  Staat  und  Gemeinde  zwan- 
gen bald  zu  einer  beträchtlichen  Vermeh- 
rung der  Öffentlichen  Einkünfte.  Unter  dem 
Drucke  dieser  Verhältnisee  lebte  die  Brannt- 
weinsteuer zuerst  wieder  im  städtischen 
Octroi  auf,  bis  sie  unter  Napoleon  L  mit 
den  Getränkeeteueru  durch  G,  v.  25.  Fe- 
braar  1804  als  staatliche  Auflage  wiederer- 
scheint. Man  versuchte  es  zunächst  mit 
einer  Produktion  ssteuer  (Brennraum-Pan- 
schalierung),  ging  aber,  als  sich  diese  nicht 
bewährte,  nam  emigen  Schwankungen  durch 
G.  V.  20,  April  1810  zur  Fabrikatsteuer 
über.  Durch  G.  v.  24.  April  1806  ward 
der  Gross-  und  Kleinhandel  einer  Handels- 
steuer  unterworfen,  welche  für  den  Gross- 
handel seit  G.  v.  25.  November  1808  durch 
eine  Cirkulationssteuer  ersetzt  wurde.  In 
der  Zeit  von  1814—1824  wurde  eine  Mehr- 
zahl schwankender  Veränderungen  vor^- 
nommen,  bis  1824  die  verschiedenen  ein- 
zelnen Branntweinsteuern  (Produktion  9-. 
Klein  Verkaufs-  und  Cirkiilationsstenem)  zu 
einer  einzigen,  allgemeinen  Konsumsteuer 
vereinigt  wurden,  neben  welcher  nur  noch 
eine  Einj^ngsabgabe  erhalten  blieb.  Damit 
war  für  Jalirzehnte  die  Steuergesetzgebung 
im  wesentüchen  abgeschlossen.  Alle  weite- 
reu Veränderungen  der  geltenden  Bestim- 
mungen bezogen  sich  auf  einzelne  Modifi- 
kationen der  Steuersätze.  Die  Refonnver- 
suche,  über  die  wir  im  folgenden  nähere 
Mitteilungen  bringen  (s.  unten  Nr.  3),  sind 
noch  zu  keinem  gesetzgeberischen  Ab- 
schlüsse gediehen, 

2.  Die  geltende  französische  Be- 
stenerong.  Die  gegenwärtige  Branntwein- 
steuer in  Frankreich  beruht  auf  dem  Q.  v. 
24.  Juni  1824  und  gliedert  sich  steuertech- 
nisch in  die  allgemeine  Konsumsteuer  uad 
in  die  Eingangsgebühr,  wozu  daun  noch 
Lizenzen  kommen.  Für  Paris  besteht  die 
Ersatzabgabe  als  einzige  Abgabe  vom  Brannt- 
wein. 

1.  Die  allgemeine  Konsumsteuer 
(droit  gönferal  de  cousomraation}  ist  die 
Hauptform  der  Branntweinsteuer  im  ganzen 
Staatsgebiete  mit  Ausnahme  der  Stadt  Paris 
(s.  unten).  Sie  stellt  sich  dar  als  eine  Fa- 
brikatsteuer, welche  nach  Menge  und 
Alkoholgehalt  bemessen  wird  und  deren 
Steuersatz  156,25  Francs  vom  Hektoliter 
reinen  Alkohols  nach  Messung  des  Gay- 
Lussacschen  Centesimal-Alkoholometera  te- 
trügt.  Die  Steueisätze  sind  im  Laufe  der 
Zeit  erheblich  gesteigert  worden:  1824 
55,00,  1830  37,40,  1855  60,00.  1860  90,00, 
1871  150,00,  seit  1873  156,25  Francs.  Ke 
Erhebung  der  Steuer  wird  gesichert  durch 
die   st&iaige  Uei^erwachung  und  Eontrolle 
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tedmiBchen  Mängel  der  franzSsischea  Oe- 

titokeBteuem  und  der  Alkoholbesteuerung 
ineonderiieit  haben  seit  den  80er  Jahren 
mancherlei  Reformprojekte  Teranlasst.  Bei 
der  Bnmnt  wein  Steuer  kamen  dabei  vor 
allem  die  Steuerfreiheiten  und  Privilepen 
der  Eigenbrenner  (BouÜleurs  de  crö),  die 
Steuerbehandlung  des  Alliohol  Zusatzes  zum 
Weine  (VinageJ,  die  wachsende  Bedeutung 
der  gewerblicnen  Brennereien  mit  ihi'er 
Terbesserten  Technik  des  Brennereibetriebes, 
die  zunehmende  Verbreitung  der  Trunk- 
sucht und  die  Erkenntnis  der  gesundheita- 
schädlichen  Ingi-edienzen  besonders  der  nicht 
oder  nicht  genügend  gereinigten  Branntweine 
in  Betracht.  Bekannt  ist  in  dieser  Richtung 
vor  allem  das  Branntweinmonopol- 
projekt des  Professor  Alglave  vom 
Jahre  1885.  Die  Fabrikation  sollte  yoU- 
ständig  freibleiben  und  der  Staat  sich  zwi- 
schen Gross-  und  Kleinhandel  einschieben. 
Der  Staat  sollte  den  Spiritus  von  den  min- 
destfordernden Grossbändlem  oder  Fabri- 
kanten kaufen,  denselben  in  Flaschen  füllen 
und  mit  einem  Steuersteinpel  versehen.  In 
diesen  amtlichen  Flaschen  wird  der  Alkohol 
an  die  Kleinhändler  zu  einem  Preise  ver- 
kauft, der  dem  Staate  den  erforderlichen 
Qewinn  als  standiges  Einkommen  aus  dem 
Monopol  sicherte.  Dieser  Plan  kam  nicht 
zur  AusführuDg. 

Die  verbesserte  Finanzlage  seit  1S8B 
äusserte  sich  in  der  Richtung  von  Erleichte- 
nmgen  der  Getränkesteuem.  Die  bedeu- 
tfinde Ermässigung  der  Tarife  erzeugte  zwar 
einen  wesentlichen  Rückgang  des  Ertrags, 
ohne  jedoch  wegen  der  Zersplitterung  des 
Kleinhandels  den  Konsiimenten  zu  gute  zu 
kommen.  Die  fortgesetzte  Agitation,  poli- 
tische Rücksichten  auf  einzelne  Volka- 
klassen,  Erwägungen  sanitärpolitischer  Art 
und  eiae  Mehrzahl  weiterer  Umstäude  führ- 
ten zum  Gesetzentwurf  v.  30.  Oktober  1888 
des  Finanzministers  Peytral.  Danach  soll- 
ten alle  Staatssteuern  von  NatiuTveinen,  die- 
jen^n  von  Kunst-  und  alkoholisierten 
Weinen  bis  13*>  Stärke,  ferner  diejenigen 
von  Obstweinen  und  Bier,  einschhesslich 
der  Expeditions-,  Begleitscheinstempel-  imd 
Quittnngsabgaben  sowie  die  Ueberwachung 

gixereiee)  der  Getiünkedehite  fortfallen. 
er  dadiu-ch  entstehende  Ausfall  von 
194,570  Jlilhonen  Francs  sollte  durch  eine 
Erhöhung  der  Alkoholsteuer  auf  210  Francs 
vom  Hektoliter  reinen  Alkohols,  durch  eine 
Bestenerung  der  »Tinage«  und  durch  eine 
Erhöhung  und  ander  weite  Regelung  der 
Lizenzen  ausgeglichen  werden.  Die  Privi- 
legien der  Bonilleurs  de  crfl,  die  niu"  noch 
10  1  Alkohol  im  Jahre  steuerfrei  erzengen 
durften,  wiuvJen  wesenüieh  gekürzt  und 
ihre  gesamte,  den  vorerwähnten  Betrag 
fiberschreitende  Produktion  soUte  der  vollen 


Alkoholsteuer  unterworfen  werden.  Dieser 
radikale  Reformplan  ist  nicht  zu  stände  ge- 
kommen. Nach  einem  anderen  1891  voige- 
legten  Projekte  war  beabsichtigt,  das  Exer- 
cice  der  Getiänkedebitanten  aufzuheben  und 
dafür  die  Produktion  und  den  Transport 
der  Spirituosen  einer  schärferen  Kontrolle 
zu  untersteUen.  Für  die  Entlastung,  weldie 
der  "Wein,  Obstwein  etc.  erfahren  soUte, 
war  eine  gSeichförmige  Eonsumateabe  ge- 
plant, welche  für  das  Hektoliter  reinen  Al- 
kohols 225  Francs  betragen  sollte.  Hierzu 
kam  noch  eine  Eingangsabgabe  in  Orten 
mit  über  4000  Einwohnern,  welche  vom 
Hektoliter  Alkohol  in  drei  Ortsklassen 
{4000—10000,  Ober  10000  Einwohner  und 
Stadt  Paris)  mit  je  10,  20  nnd  25  Francs 
bemessen  werden  sollte.  Die  Debitanten- 
lizenzen  sollten  zur  Deckung  des  Ausfalls 
von  17  Millionen  Francs  entsprechend  er- 
höht werden,  Das  steuerfreie  Quantum  der 
Bonilleurs  de  erft  sollte  von  20  auf  10  1 
für  das  Jahr  reduziert  werden.  Auch  dieses 
Projekt  kam  zu  Fall. 

Ein  gleiches  Schicksal  hatte  ein  neuer 
Reformentwurf  vom  Jahre  1893.  Bei  den 
Getränkesteuem  sollten  Exercice,  Detäl- 
imd  Cirkiilationsabgabe  einer  allgemeinen 
Verbrauchsabgabe  weichen,  welche  für  das 
Hektoliter  reinen  Alkohols  auf  190  Francs 
in  Aussicht  genommen  war.  Ausserdem 
trat  für  Branntwein  eine  nach  der  Einwoh- 
nerzahl abgestufte  Eingangsabgabe  in  allen 
Orten  mit  mehr  als  4000  Enwohnem  hinzu. 
Für  den  wiederum  auf  10  1  beschränkten, 
jährlichen  Freikonsum  der  Bonilleurs  de 
crA  waren  schib-fere  Eontrollen  geplant 
Die  leitende  Tendenz  dieser  Beform  war 
die  Entlastung  von  Wein,  Obstwein,  Bier  et&, 
der  sogenannten  >hygienisehen  Getribike< 
und  die  stärkere  Belastung  des  Branntweins 
teils  aus  fiskalische]  i,  t^lB  aus  volkswirlr 
schaftlich-sanitären  Gründen.  Im  Jahre 
1895  kam  der  Finanzminister  Poincar^  auf 
die  Gmndzüge  dieses  Plans  zurück,  den  er 
modifizierte  und  durch  Stücke  aus  dem 
Reformplan  vom  Jahre  1891  ergänzte.  Die 
Branntweinsteuer  sollte  auf  200  Francs 
vom  Hektoliter  reinen  Alkohols  in  Form 
einer  allgemeiaen  "Verbrauchsabgabe  festge- 
setzt werden,  wozu  dann  noch  die  Hn- 
gaogsa^ibe  mit  den  bisherigen  Sätzen 
kam.  Die  Privilegien  der  Bouilleurs  de 
crft  sollten  beschnitten  werden.  Allein 
audi  dieser  Reformplan  ist  Projekt  gebhe- 
ben. Noch  im  gleichen  Jahre  unterbreitete 
der  Finanz  minister  Ribot  der  Deputierteu- 
kammer  einen  neuen  Plan,  weläier  eine 
starke  Entlastung  der  »hygienischen  Ge- 
tränke« vorachlug  und  zum  Ersätze  dne 
schärfere  Besteuerung  des  Alkohols  empfahl. 
Durch  dieselbe  soUte  ein  Mehr  von  83,100 
Millionen   Francs  erzielt  werden,  so  nass 
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trotz  der  eingeräumten  EnuSssiguagen  die 
StaatskaSBe  dea  bisherigen  Ertrag  der  rier 
GetrankcBteaern,  448,820  MiJüonen  Francs, 
fortbeio^.  Der  Branntwein  wurde  einer 
allgemeinen  Eonsumabgabe  von  175  Francs 
für  das  Hektoliter  reinen  Alkohols  unter- 
"worfen,  und  die  Eingangsabgaben  wurden 
mit  den  bisherigen  Tarifsätzen  beibehalten. 
Absinthe  und  Liköre  sollten  duieben 
noch  mit  einer  Fabrikation  sabgabe  nach 
dem  Stärkegrad  belastet  werden,  welche 
vom  Hektoliter  bis  30«  Stärke  20  Francs, 
bei  30^9»  40  Francs  und  bei  allen  Grad- 
starken von  ,W  aufwärts  70  JVancs  beira- 
gen sollte.  Die  Fabrikanten  dieser  Sorten 
hatten  eine  Jahreslizenz  von  25  Francs  zu 
IQeen.  Die  BouUleiu^  de  crft,  welche  grös- 
sere, mehr  als  ü  Hektoliter  fassende  und 
Tollkomroenere  Destillierapparate  benutzen, 
■werden  nach  dem  wirklichen  Ergebnisse 
ihrer  Produktion,  die  übiigen,  die  kleineren 
Eigenbrenner  nach  der  Zahl  der  Arbeits- 
tage, nach  der  Kapacität  und  Leistungs- 
fähigkeit der  Brenn  Vorrichtungen,  nach  Art 
und  Menge  der  verai'beiteten  Stoffe  und  der- 
gleichen mehr  besteuert.  Umfassende  Kon- 
troll-  und  AusführungsbestimmungeD  regeln 
die  Einzelheiten  der  Besteuerung,  nament- 
lich der  Bouüleurs  de  cril.  Allein  auch  in 
dieser  Form  ist  die  Eefoim  der  Brannt- 
weinsteuer in  Frankreich  zu  keinem  gesetz- 
geberischen Abschlüsse  gekommen.  Andere 
politische  iVagen  und  finanzpolitische  Pro- 
blenae,  insonderheit  die  geplante  Umgestal- 
tung" der  direkten  Besteuerung  iiaben  die 
Reform  der  Branntweinsteuer  in  den  Hin- 
tergniDd  gedrängt.  So  beruhen  denn  aucli 
heute  (1899)  noch  die  gülligen  Steuernormen 
auf  G.  V.  24.  Jimi  1824,  wenigstens  in  der 
Hauptsache. 

4.  England.  Geschichte  der  B.  Die 
erste  Branntweinsteuer  erscheint  am  25. 
Dezember  16()0,  nachdem  sich  schon  seit 
dem  14.  Jahrhundert  die  Branntweinbe- 
reituDg  vorfindet  uud  der  Branntw«inge- 
Duss  seit  dem  16.  Jahrhundert  allgemein 
verbreitet  war.  Sie  wurde  zuerst  in  Eng- 
land und  Schottland  per  O^one  auf  2,  3  uad 
4  d.  je  nach  den  verarbeiteten  Materialien 
festgesetzt.     In  Irland   betrug  dieselbe  bis 

1715  pro  Gallone  4  d.  In  England  und 
Schottland  wurden  die  Steuersätze  1690  auf 
4  und  8  d.  per  Gallone  erhöht,  jedoch  1691 
im  Interesse  des  Brennereigewerbes  wieder 
auf  2  uud  4  d.  herabgesetzt,  ein  Kecht&stand, 
welcher  bis  1708  bestehen  blieb.  1709  wur- 
den dann  die  Steuersätze  auf  3  und  ö  d. 
gesteigert   In  Irland  wurde  der  Steuersatz 

1716  auf  7  d.  und  1718  auf  8  d.  erhöht. 
Dies  galt  bis  1760.  In  die  zweite  Hälfte 
des  18.  Jahrhunderts  (1746—1785)  fällt  eine 
Epoche  fortwIÜireQder  Erhöhungen  der 
Branntweinfabrikatsteuer,  welche  in  England 


8  mal  und  in  Schottland  9  mal  voN;enommen 
wurden.  Dort  betrug  sie  5  sh.  1 V*  d.,  hier 
3  sh.  11  '.'4  d.  per  <&llone  Spiritus.  Diese 
Steuererhöhungen  waren  teils  die  Folgen 
des  gesteigerten  Finanzbedarfes,  teils  ein 
Mittel,  die  grassierende  Branntweinpest  zu 
bekämpfen.  Unter  dem  jüngeren  Pitt  (1787) 
be^nn  eine  Aera  der  Fmanzreformen ,  wo- 
bei die  Branntweinsteuer  zur  Verhütung  der 
Defraudadonen  herabgesetzt  wurde.  Auch  die 
Erhebungsformen  der  Abgabe  sind  um  diese 
Zeit  verändert  worden.  In  Schottland  er- 
setzte man  1787  die  Fabrikatsteuer  durch 
den  Blasenzins.  Allein  die  Steuerermässi- 
gungen waren  nicht  von  Bestand.  Denn  die 
Ereignisse  der  napoleonischen  Kriegszeil  und 
nach  Beendigimg  desselben  im  Jahre  1815 
die  Bedürfnisse  einer  ungeheuer  angewach- 
senen Staatsschidd  zwangen,  zu  erhöhten 
Sätzen  zii  rück  zukehren ,  welche  im  Jahre 
1820  11  sh.  8Va  d.  erreichten. 

Die  Branntweinsteuer  wurde  1826  wieder- 
um auf  7  sh.  reduziert,  worauf  in  den  fol- 
genden Jahren  geringfügige  Steuererhöhungen 
folgten.  1861  wurde  dann  für  das  gesamte 
Vereinigte  Königreich  die  Steuer  auf  10  sh. 
per  Gallone  (zu  4,543  1)  festgesetzt.  1885 
war  vom  Ministerium  Gladstone  eine  Er- 
höhung der  Steuer  auf  12  sh.  in  Aussieht 
genommen,  welcher  aber  das  Parlament 
seine  Zustimmung  versagte.  1890  enthielt 
der  Göschensche  Plan  der  Ueberlassnog  von 
Staatsateuem  an  die  Lokal verx^-altung  einen 
Zuschlag  von  6  d.  per  Gallone,  und  189J^95 
wurde  gleichzeitig  mit  der  Biersteuer  auch 
die  Branntweinsteuer  um  6  d.  per  Gallone 
erhöht.  Dieser  Zuschlag,  welcher  indessen 
ohne  fühlbaren  Einfluss  auf  den  Ertrag  Wieb, 
wurde  schon  im  folgenden  Jahre  wieder  be- 
seitigt. Die  Branntweinsteuer  wurde,  wie 
es  scheint,  von  Anfang  an  als  Fabrikatsteuer 
erhoben  und  nur  1784 — 1825  das  Halb- 
fabrikat, die  gegorene  Würze,  unter  An- 
nahme bestimmter  Ausbeuten  zu  Grunde 
gelegt.  Seit  1825  kehrte  man  zur  Fabrikat- 
steuer zurück.  Der  derraalige  Rechtsstand 
beruht  in  der  Hauptsache  auf  den  GG.  von 
1825  (6  Geo.  IV.  c.  40),  1860  (24  Vict  c. 
114)  und  1880  (43  ife  44  Vict  c.  24). 

5,  Der  geltende  KechteBtand.  Die 
englische  Branntweinsteuer  ist  einerseits 
Fabrikatsteuer  und  besteht  andererseits  in 
Lizenzabgaben. 

1.  Die  Fabrikatsteuer  ist  beim  Ueber- 
gang  des  Branntweins  von  der  Brennerei 
oder  vom  Lagerhaus  in  den  freien  Verkehr 
zu  entnchten.  Sie  beträgt  10  sh.  für  die 
Gallone  Proof- Sprit  (2,61  1  absoluten  Alko- 
hols). Mit  Ausnahme  der  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaftsbrennereien  in  Schott- 
land ist  die  englische  Branntweinbrennerei 
ein  städtisches  üroasgewerbe,  welches  weit- 
gehenden Aufsichts-  und  Kontrollma&sregeln 
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unterworfen  ist.  Die  Brennereien  müssen 
in  einem  Marktort  oder  höchstens  'U  Meile 
davon  entfernt  errichtet  werden.  Ftir  die 
Brennblaseo  ist  ein  Hinimalrsuminhalt  vor- 
geschrieben, welcher  für  England  400  Gal- 
lonen (1817  1)  and  für  Schottland  und  Ir- 
land 40  Gallonen  (181,7  1)  beträgt.  In  den  Fa- 
briken darf  nicht  gleichzeitig  Brauerei,  Wein- 
^ndel,  Essig-,  Süd  wein-  und  Ciderfabrikation 
betrieben  werden.  Kein  Fabrikant  darf 
gleichzeitig  fürs  Inland  und  Ausland  produ- 
zieren. Der  ganze  Betrieh  steht  unter  der 
Aufsicht  und  dem  Verschluss  der  Steuer- 
beamten, bei  welchen  die  Eiumaischuug,  die 
Anstellung  der  Würze  zur  Gärung ,  die 
Destillation  und  Läutenmg  vorgängig  anzu- 
melden ist  und  denen  die  Lösung  der  Steuer- 
verschlüsse obliegt.  Unter  Steuerverschluss 
wird  der  Spiritus  in  den  Sammelgefässen 
gesammelt  und  von  da  in  das  Magazin  ge- 
leitet, von  wo  aus  der  Branntwein  vor  Ein- 
bringTing  neuen  Erzeugnisses,  spätestens  aber 
binnen  10  Tagen,  zum  inländischen  Ver- 
brauch zu  versteuern  oder  in  ein  unter  Steuer- 
verschluss stehendes  Lagerhaus  bis  zur  Ver- 
steuerung, Denaturienmg  oder  Ausfuhr  zu 
verbringen  ist.  Der  Steuerbemessung  wird 
die  Menge  und  der  Stärkegrad  des  Erzeug- 
nisses im  Augenbhcke  des  Uebergangs  zur 
Versteuerung  nach  den  Ermittehingen  des 
Sfeuerbeamten  zu  Grunde  gelegt.  Zur  Kon- 
trolle werden  vom  Steuerbeamten  in  allen 
Stadien  des  Produktionsprozesses  Menge  und 
Zuckergehalt  der  Würze,  Menge  und  Ver- 
gärungsgrad  der  gegorenen  Flüssigkeit  und 
Menge  und  AlkoholstSrke  der  ersten  Destil- 
lation festgestellt.  Der  hei^stelitö  Brannt- 
wein darf  nicht  unter  20  °!b  unter  Proof 
(46,10*  Tr.)  und  nicht  über  43%  Proof 
(82*  Tr.)  sein  und  nur  in  gehörig  bezeich- 
neten, mindestens  9  Gallonen  aufnehmenden 
Fässern  weggebracht  werden.  Ebenso  unter- 
liegen die  Eaffinerieen  und  der  Handelsver- 
kehr mit  versteuertem  und  unversteuertem 
oder  mit  denaturiertem  Branntwein  fort- 
währenden Kontrollen  bis  herunter  zum  Klein- 
verschleisser,  insbesondere  durch  amtliche 
Bezeitelung  (Permits  oder  Certificates).  Auch 
im  mublick  auf  die  Denatnrierung,  welche 
durch  Beimischung  von  1  Teil  Holzgeist  auf 

9  Teile  Spiritus  erfolgt,  sind  eirJässliche 
Vorschriften  erfiosseu. 

2.    Die    Lizenzen    betnwen     für    die 
Brenner    und  Raffineure   jährlich  je   10   £ 

10  sh. ,  für  die  SpirituMändler ,  welche 
Branntwein  in  Mengen  \-on  mindestens  2 
Gallonen  verkaufen,  10  £  und  für  Spiritus- 
hindler  mit  Klein  Vorkaufsrecht  13  £  13  sh. 
Die  Branntweinschänker  entrichten  Lizenzen 
je  nach  dem  Mietwert  des  Hauses,  in  wel- 
chem sie  den  Ausschank  betreiben.  Bei 
einem  Mietwert  (einschliesslich  Garten  und 
Hof)  von  weniger  als  10  £  ist  die  Lizenz 


mit  jahrlich  4  £  10  sh.  bemessen,  bei  einem 
solchen  von  10 — 15  £  mit  6  £,  bei  einem 
solchen  von   15 — 20  £  auf  8  £  und  steigt 

bis  60  £  bei  einem  Mietwert  von  700  £. 
Schanker,  welche  ihr  Lokal  Sonntags  schliee- 
sen  oder  an  Werktagen  früher  schlieaeen, 
haben  nur  *';,  und  wenn  sie  beides  thun,  */7 
der  fälligen  Abgabe  zu  entrichten.  Die  Li- 
zenz der  Klein  Verkäufer  mit  denaturiertem 
Spiritus  beträgt  2  £  2  sh. 

3.  Der  aus  dem  Ausland  eingeführte 
Branntwein  ist  einem  Eingangszolt  unter- 
worfen. Derselbe  beträgt  10  sh.  1  d.  per 
Gallone  Proof-Spiritus  und  14  sh.  per  Co- 
lone Likör. 

Die  Einnahmen  aus  den  Lizenzen  sind 
ganz,  diejenigen  aus  der  Fabrikatsteuer  mit 
0  d.  für  je  1  Gallone  den  LokalverwaltuDgen 
überwiesen.  Die  Branntweinsteuer,  soweit 
sie  der  Excise  angehört  (d.  h,  ohne  Zoll  uod 
Lizenzen)  erbrachte 

1718    72  000     Pfd.St.  1866  10,191  ami.Pfd.At, 

1785  o,4s7Mill.    „     „  1876  14,895    „      „     „ 

1803  a,so6    „      „      „  1885  13,180    „      „     „ 

1830  5,209    „      „     „  1895  16.449    „      „     „ 

1852  6,255    „      .,      „  liS98  17,697    „      „     „ 

Unversetzter  Rohspiritus  geniesst  bei  der 
Ausfuhr  eine  Ausfuhrprämie  von  4  d. 
per  Gallone  als  Ereatz  für  die  dem  Brenner 
durch  die  Steuerkontrolle  zugefügten  Nach- 
teile (c.  13  sh.  vom  Hektoliter). 

V.  Die  BranntweinbesteueniBg  in 
anderen  lÄndero. 

1.  Italien.  Hier  bestanden  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  meist  Monopole,  welche 
teils  verpachtet  waren,  teils  in  e^ner  Be^rie 
betrieben  wiuden.  Nach  der  Vereinignng 
des  Königreichs  seit  1870  wurde  eine  Fabri- 
kationssteuer (M^schraumsteuer)  nebst  der 
allgemeinen  Verzehruugssteuer  eingefOhrt. 
Letztere,  dazio  di  consumo,  unterschied 
zwischen  »geschlossenem  und  «offenen 
Ortenr.  Ausserdem  hatten  die  Gemeinden 
das  Recht,  eine  gemeüidliche  Yeri)ranch&- 
abgabe  bis  zu  50  "'0  der  Fabrikalsteuer  tu 
erheben.  Im  Laufe  der  Zeit  wurde  die 
Steuer  durch  eine  Reihe  von  Gesetzen  (1874, 
1879,  1883,  1888)  erhöht,  so  dass  der  Steuer- 
satz vom  Hektoliter  von  20  Lire  im  Jahre 
1370  auf  180  Lire  im  Jahre  1887  gesti^en 
war,  wozu  seit  1888  eine  (vom  Brenner  er- 
hobene) Verschleiesabgabe  von  60  Lire  kam. 
deren  Erhöhung  auf  75  Lire  demnächst  be- 
absichtigt war.  Die  Folgen  dieser  Steuer- 
politik äusserten  sich  bis  1886  in  steigenden 
Erträgen  (1872  3,20  Millionen  Lire,  1886 
37,80  Millionen  Lire).  Als  aber  1887  der 
Steuersatz  von  150  liire  anf  180  emporge- 
schraubt  wurde,  trat  der  Rflckachlag  em; 
1889  ertrug  die  Steuer  nur  noch  1440  Hil- 


jlizccbyGOOgl'^ 


BraD  ntweinbeerteuerung 


Honen  Lire.  Beon  der  Eonsum  erwies  sich 
für  eine  solche  enorme  Steuerlast  unßhig 
und  die  Folgen  des  RQckgangs  desselben 
und  eines  ausgebreiteten  Schmuggels  kamen 
deutlich  in  den  Budgetziffern  zum  Ausdruck. 
Man  sah  sich  daher  gezwungen,  die  Fabrikat- 
steuer auf  120  I.ire  und  die  Verkaufesteuer 
auf  20  Lire  vom  Hektoliter  zu  ennüssigcn 
(G.  V.  11.  Juli  1889).  Die  erstere  ist  1891 
■wieder  auf  140  Lire  vom  Hektoliter  erhöht 
■worden. 

Die  heutige  Rechtslage  beruht  auf  &.  v. 
8.  August  189Ö.  Dtu^  dasselbe  v,-urde  die 
Verkaufssteuer  beseitigt,  die  Fabrikat- 
Steuer  aber  auf  180  Lire  vom  Hektoliter 
reinen  Alkohols  erhöht.  Sie  wird  nach  den 
Angaben  eines  mechanischen  Messapparates 
oder  mittelst  unmittelbarer  Vermessung  durch 
ständig  anwesende  Steuerbeamte  berechnet. 
Von  Brennereien  nichtmehliger  Stoffe, 
■welche  jährlich  nicht  mehr  als  10  lil  reinen 
Alkoholserzeugen,  wird  eine  Fabr  i  ka  t  io  n  s  - 
Steuer  und  zwar  als  Blaseozins  nach  der 
täglichen  Leistung  der  Brennblasen,  nach 
dem  mittleren  Inhalt  der  Blase,  nach  den 
abzubrennenden  Stoffen  und  nach  der  Art 
des  Abtriebs  erhoben.  Alle  Brannt'wein- 
transporte  Ober  10  1  bedürfen  eines  Legiti- 
mationsscheines.  Bei  der  Ausfuhr  werden 
90  **/<»  des  Steuersatzes  und  bei  Verwendung 
zur  Essigbereitung  .W  "k  zurückerstattet. 
Bei  2umWeinversdinitt  verwendetem  Brannt- 
■wein  im  Falle  der  Ausfuhr  wird  die  volle 
Steuer  lurilckvergfltet. 

Die  allgemeine  Verzehrnngs- 
steiier  beträgt  in  allen  Gemeinden  vom 
Branntwein  bis  ö9^  8  Lire,  von  solchen  über 
59**  12  Lire  vom  Hektoliter  und  von  Brannt- 
■wein  in  Flaschen  für  jede  Flasche  0,20  Lire. 

Der  aus  dem  Auslande  eingeführte 
Branntwein  unterliegt  der  Inlandsteuer 
von  180  Lire  per  Hektoliter,  wozu  noch  Zu- 
sehläge von  102  Lire  bis  420  Lire  von  je 
100  kg  kommen,  welche  nach  verschiedenen 
Gattungen  und  Eracheimmgs weisen  abge- 
stuft sind. 

2.  Rnsflland.  Geschichtliches.  Der 
Branntweingenuss  in  Russland  ist  sehr  alt: 
er  geht  bis  ins  10.  Jahrhundert  zurück.  Als 
Gegenstand  einer  Steuer  finden  wir  den 
Branntwein  zuerst  unter  der  Regierung 
Alexis'  Michailowitsch  (1645—1670),  welcher 
ein  AuBscbankmonopol   einführte.    Die  Re- 

g'erung  erwarb  den  Branntwein  tou  den 
r^eugem  und  liess  ihn  an  die  Branntwein- 
schänker  zu  bestimmten  Preisen  ab.  Für 
den  Kleinabsatz  hatten  sie  einen  gesetzlich 
normierten  Nutzen.  Die  Kontrolle  und  das 
Einsammeln  der  Einnahmen  wurde  teils  von 
besonders  gewählten  Leuten,  teils  von  den 
Statthaltern  der  Städte,  teils  von  den  Be- 
zirksbeamten  ausgeführt.  Diese  lieferten  die 
Abgaben  an  die    Centralstelle    ab.     Unter 


Peter  dem  Grossen  ■wimie  die  Verwaltung 
des  Branntweinmonopols  in   den   Handels- 

und  Industriestädten  dem  Gemeinderate  mit 
mancherlei  Vorrechten  übertragen.  Ausser- 
dem sprach  Peter  der  Grosse  dem  Staate 
das  Recht  zum  Branntweinbreitnen  zu  und 
zwang  damit  die  Bre.nner,  wenn  sie  das 
Recht  zum  Branntwein  brennen  haben  wollten, 
ihre  Produkte  dem  Staate  zu  einem  be- 
stimmten Preise  abzuliefern.  Das  Privilegiirai 
unversteuerter  Branntweinerzeugung  für  den 
häuslichen  Bedarf  stand  dauernd  den  Ade- 
ligen, Bojaren,  den  .dienenden«  Leuten  und 
Klöstern  m,  konnte  aber  gegen  Erlegung 
einer  Abgabe  auch  anderen  Personen  aus  be- 
sonderen Anlässen  (Festen,  Hochzeiten, 
Taufen  etc.)  vorübergehend  gev.'ährt  werden. 
Da  die  finanzieüen  Ergebnisse  nicht  immer 
befriedigend  waren,  so  sehen  wir,  wenigstens 
m  Kriegszeiten,  das  Recht  des  Branntwein- 
auBschanks  mitunter  verpachtet.  Seit  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts  unter  Ehsabeth  imd 
unter  Katharina  II.  versucht  mau  es  häufiger 
mit  dem  Pachtaystem ,  das  aber  die  Unzu- 
friedenheit im  Volke  erregt  und  wieder  be- 
seitigt vrird. 

Im  Jahre  1795  wird  die  Verpachtung 
des  Monopols  definitiv.  Das  Pri\Tlegium 
der  steuerfreien  Brennerei  einzelner  Stände 
für  den  Hausbedarf  wird  auf  ein  Maximum 
der  Erzeugung  für  das  Jahr  (90  Wedro  — 
1,10  hl)  beschränkt.  Der  Ertrag  des  Brannt- 
weinmonopols stieg  zwar  jetzt  um  20—25°li> 
gegenüber  der  froheren  Staatsregie,  doch 
hatte  die  Verpachtung  schwere  Schäden  im 
Gefolge.  Denn  trotz  aller  angewendeten 
Strenge  nahm  die  Trunksucht  im  Volke  in 
erachreckendem  Masse  zu  und  der  Braunt- 
weinschmuggel  und  der  heimliche  Brannt- 
weißverkauJ  nahm  einen  gewaltigen  Umfang 
an,  gegen  welchen  alle  Massregeln  ■wirkungs- 
los waren.  Unter  Alexander  I.  verliess  man 
daher  das  Pachtsystem  wiederum  und  kehrte 
zur  staatlichen  Regie  Verwaltung  zurück. 
1819  und  1820  erschien  auch  das  Resultat 
ein  günsti^s,  da  die  Monopol  Verwaltung  je 


19,001  und  22,121  Millionen  Rubel  erbrachte. 


]  Bald  aber  ■wiuilen  die  fiskalischen  Ex^bnisse 
vermindert,  teils  infolge  von  UnterscbJagun-  ■ 
gen  der  Beamten,  teils  durch  den  Rückgang 
der  Brennerei.  Nachdem  ein  Projekt  einer 
einfachen  Schanksteuer  unter  Freigebung 
des  Branntweinschankes  verworfen  worden 
war,  nahm  man  1827  die  Verpachtung  wie- 
der auf,  die  sich  jetzt  36  Jahre  ununter- 
brochen erhielt.  Das  Monopol  ■wurde  in 
jedem  Gouvernement  und  zwar  meist  auf  4 
Jahre  an  den  Meistbietenden  versteigert. 
Die  Brennt'  des  ganzen  Gouvernements  hatten 
ihr  Eiv.eugnis  an  den  Pächter  abzuliefern, 
welcher  indessen  auch  selbst  brennen  diuite. 
FGr  die  Preise  war  ein  gesetzlicher  Rahmen 
vorgeschrieben,   innerhalb   dessen   Grenzen 

D:jlzc::by^300gIC 


1084 


Branntweinbesteiierung 


die  Festsetzung  der  Spekulation  des  Pächters  1 
überlasseD  war.  Das  Geltungsbereich  deSj 
Monopols  erstreckte  sich  auf  Grossnissland, ' 
In  Eleinrusslaad ,  Polen,  in  den  Ostseepro- 
vinzen und  in  Fioland  bestanden  eigene  Ab- 
gaben von  Branntwein.  1849  wiu^e  das 
Monopol  auf  das  ganze  Reichsgebiet  mit 
Ausnahme  von  FinJ^id  ausgedetmt.  Das 
Pacbts^Btem  war  indessen  mit  grosseii  Schä- 
den verbunden,  welche  seinen  Bestand  unter- 
gruben. Mit  der  Thronbesteigung  Alexan- 
ders II.  wurde  trotz  der  glänzendsten  An- 
erbietungen der  Pächter  das  Monopol  über- 
haupt beseitigt. 

An  die  Stelle  des  Monopols  trat  nun  seit 
1.  Januar  1B63  ftlr  das  ganze  Reich  eine 
einheitliche  Fabrikatsteuer (Branutwein- 
accise),  welche  im  Laufe  der  Zeit  eine  Mehr- 
zahl von  Veränderungen  erfuhr  (GG.  v.  t'l. 
Mai  18S4,  18.  Mai  1885,  9.  Juni  1887,  2. 
Juni  1888  und  4.  Juni  1890).  Die  Steuer- 
sätze wurden  pi-o  Wedrograd  \-on  4  Kopeken 
im  Jahre  1863  auf  9^''i  Kopeken  im  Jahre 
1889  erhöht.  Daneben  besteht  eine  jährlich 
fäUigft  Patentsteuer  {Lizenzabgabe),  wel- 
che für  Brennereien  je  nach  dem  Betriebs- 
umfang  1  bis  30  Kübel,  ftlr  DestUlations- 
und  Likörbereitungsanstalten  zwischen 
225  und  6(X)  Rubel,  für  den  Öetrfinkegross- 
handel  100  bis  600  Rubel,  für  den  Aus- 
schank und  Kleinversclileiss  9  bis  550  Rubel 
betrügt.  Alkoholiiallige  Getränke,  welche 
aus  versteuertem  Branntwein  heimstellt 
sind,  unterliegen  temer  einem  Accisezu- 
schlag  von  1  Rubel  für  jedes  in  dem  Ge- 
tränke enthaltene  Wedro  Spiritus  von  40", 
mindestens  1  Rubel  vom  Wedro  des  Ge- 
tr&ikes,  der  durch  eine  auf  der  Flasche  auf- 
geklebte Stempelmarke  (Banderole  von  M% 
Kopeken  bis  1  Rubel)  erhoben  wird  (G.  v, 
26.  Dezember  1878,  Reglement  v.  9.  De- 
zember 1885).  Eine  besondere  Press- 
hefensteuer von  10  Kopeken  von  je  1 
Pfund  Handelspresshefe  wurde  durch  G.  v. 
.H.  Juni  1885  eingeführt.  An  Stelle  der 
Branntweinacdsa  wurde  durch  G.  v.  6.  Juni 
1894 ein  Handelsmonopol  fUrdenGross- 
imd  KleiuTerkauf  von  Branntwein  zunächst 
in  vier  Gouvernements  (Perm,  Ufa,  Oren- 
burg  und  Ssamara)  vom  1.  Januar  1895  ein- 
gefflhrt.  Dasselbe  ist  mit  I.  Juli  1896  auf 
9  weitere  Gouvernements  des  Südens  und 
Westens  ausgedehnt  worden.  Die  Anwen- 
dung auf  die  übrigen  Gouvernements  ist 
vorbehalten  worden.  Mit  1899  sollen  auch 
die  Ostseeprovinzen  in  das  Monojxilgebiet 
eingezogen  weiden. 

3.  Die  Fabrikatatener  nnd  das  Han- 
delsmonopol in  Rnssland.  Der  dennalige 
Recbtsstand  der  Branntweinbesteuerung  be- 
ruht teUs  auf  der  Fabrikatsteuer  oder 
Bra nntw ei naecise,  teils  auf  einem  Yoll- 
Handelsmonopol,     Hierzu    kommt  noch  ein 


Accisezuschlag,  eine  Patentsteuer 
und  eine  besondere  Proashefensteuer. 
Ueber  diese  drei  Steuerformen  ist  im  voi^ 
ausübenden  bereits  das  Sinechlfigige  mit- 
geteilt worden.  Es  bleibt  daher  nur  noch 
übrig,  über  Fabrikatsteuer  und  Monopol 
weitere  Einzelheiten  zu  geben. 

1.  Die  Fabrikatatener  oder  Brannt- 
weinaccise.  Bei  dem  Mangel  eines  sicher 
funktionierenden  Messapparats  zur  Feststel- 
lung der  Menge  des  erzeugen  Alkohols  und 
einer  Vorkehrung  gegen  heimliche  Ableitung 
von  Spiritus  vor  dem  Eintritt  in  den  Ap- 
parat nat  man  für  die  verechiedenen  Brenn- 
stoffe gesetzliche  Normalausbeuten 
angenommen.  Der  Brenner  hat  daher  min- 
destens  diejenige  Branntwein  menge  zu  ver- 
steuern, welche  nach  dem  Normalausbeute- 
satz  aus  der  nach  dem  Gärraum  tierechneten 
Menge  des  täglich  ein  zu  maischenden  Mate- 
rials bei  einer  Gärungsdauer  von  höchstens 
drei  Tagen  gewonnen  werden  kann,  auch 
wenn  thatsächlich  weniger  Alkohol  erzeugt 
worden  ist.  Der  Mehrertrag  oder  »Üeber- 
brand»  dagegen  bleibt  bis  zu  einer  be- 
stimmten Grenze  steuerfrei.  Als  Normal- 
ausbeute ist  nach  Wahl  des  Brenners  ange- 
nommen für  1  Pud  Getreide  36  oder  38 
Wedrograde  Alkohol  (1  WedK^^d  =  '.ioo 
Wedre  reinen  Alkohols  —  12^0  Uterpro- 
zent),  für  1  Pud  Grünmalz  24  oder  25 'a, 
für  1  Pud  Kartoffel  10  oder  12,  für  1  Piid 
Melasse  25.  Der  steuerfreie  Ueberbrand  ist 
seit  G.  v.  4.  Juni  1890  für  alle  Brennereien, 
mit  Ausnahme  der  Hefebrennereien  nunmelir 
einheitlich  auf  2"/o  für  eine  Erzeugung  bis 
1  Million  Wedrograde,  auf  l^/s"/«  bei  einer 
solchen  von  1 — 3  Millionen  Wedn^jrade  und 
auf  V'i  "In  bei  einer  solchen  von  3 — 12  Mil- 
lionen Wedrograde  festgesetzt  Den  land- 
wirtschaftlichen Brennereien  wird  noch  ein 
weiterer  steuerfreier  Ueberbrand  gewährt 
und  zwar  für  eine  Erzeugung  bis  '.'»  Mil- 
lion Wedrograde  4''/tt,  für  eine  solche  von 
'.'» — 1  Million  Wedrograde  2''/<i,  für  eine 
solche  von  1 — 3  Millionen  Wedrograde  1 V;"'» 
imd  endlich  für  eine  solche  von  3^^  Mil- 
lionen Wedrograde  ^/»*/o.  Der  Sommerbrand 
(Juni,  Juli,  August)  ist  von  diesen  Vergünsti- 
gungen ausgeschlossen.  Am  Anfang  und 
am  SohluBS  der  Brenncampagne ,  jedoch  in 
der  Eegel  nicht  über  15  Tage,  kann  auf 
Antrag  des  Brenners  die  Berechnung  da: 
Fabriiatsteuer  anssclüiesslich  nach  den  An- 
gaben des  Messapparates  erfolgen,  so  dasa 
er  weder  für  den  Minderbrand  zu  steuern 
braucht  noch  auch  die  Vorteile  des  steuer- 
freien Ueberbrands  geuieest.  Für  Leckage 
und  Verdunstung  wird  dann  l'/o  des  nscli 
den  Angaben  des  Messapparate  erzeugtffli 
Branntweins  accisefrei  abgesdirieben. 

Der  S  t  e  u  e  r  B  a  t  z  betlägt  für  den  Wedro- 
grad Alkohol  10  Kopeken  imd  beim  Alkohol 
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aiis  süssen  Früchten,  Beeren  etc  7  Kopeken 
(Uk.  23.  November  1892).  Bei  der  Ausfuhr 
'wird  die  Branntweinaccise  und  der  Accise- 
zuschlag  rückvergütet.  Ausserdem  v,-ird 
nach  G.  t.  2.  Mai  1894  noch  eine  PFämie 
in  der  Höhe  von  S^/a^/o  der  Fabrikatsteuer 
gewährt,  welche  für  gereinigten  Spiritus  von 
nicht  unter  95"  um  weitere  IV*  "/o  erhöht 
wird,  80  dafls  hier  die  Oesamtprämie  ö°lo 
erreicht. 

2.  Das  Handelsmonopol.  Innerhalb 
des  Rayons  des  Älkoholmonopols ,  welches 
1896  13  Gouvernements  (Perm,  Ufa,  Oren- 
burg,  Ssamar»,  Bessarabien,  Wolhjmien,  Po- 
dolien,  Jekaterinoslaw ,  Kijew,  Poltawa, 
Tauriea,  Chereon,  Tscheringow)  mit  0,500 
Millionen  <jkm  und  21  Millionen  Einwohnern 
lunfasst,  ist  der  Verkauf  von  Spiritus, 
Braantwein  und  Bramitweinfabrikaten  ein 
ausschliessliches  Recht  der  Erone.  Die  Her- 
stellung von  Branntwein  ist  unter  bestimmten 
EiosohribikungeQ  dem  Privatbetrieb  über- 
lassen. Den  Braantweinbreuneni ,  welche 
bisher  die  Brennerei  ausgeübt  haben,  ist 
dieselbe  bis  zum  Höchstbetrag  ihrer  Erzeu- 
gung in  einem  der  letzten  drei  Jahre  ge- ' 
stattet.  Die  Enei^ung  über  diese  Menge, 
die  Neuerrichtung  von  Brennereien  oder  der 
Wiederbetrieb  nihender  Brennereien  sind 
an  ministerielle  Genehmigung  gebunden. 
"Was  der  Brenner  nicht  an  die  Krone  ver- 
kauh,  muse  er  aus  dem  Monopolgebiet  aus- 
führen. Die  Reinigung  des  Rohspiritus  und 
die  Herstellung  von  Branntweinfabrikaten 
erfolgt  in  Krön-  oder  in  Privatan  stalten  nach 
den  Weisungen  und  Vorschriften  der  Mono- 
polverwaltung. Die  privaten  Schnapsfabriken 
sind  ftlr  den  Bezug  ihres  Alkohols  auf  die 
St  onopol  Verwaltung  angewiesen.  Die  Ein- 
fuhr von  Alkohol  in  den  Monopolrayon  ist 
verboten.  Private  dürfen  nur  Branntwein 
bis  zu  Mengen  von  */»)  Wedro  einführen. 
Die  Einfulir  von  Spiritus  imd  Branntwein- 
fabrikaten^  auf  eigene  Rechnung  oder  in  Kom- 
mission, ist  Sache  der  Monopol  Verwaltung. 

Sämtliche  Verkaufsstellen  wei-den  mit 
Branntwein  auBSchliesslich  durch  die  Kron- 
niederlagen und  Kronfabrikea  versorgt.  Da- 
her ist  die  Mono  pol  Verwaltung  verpflichtet, 
*/b  ihres  Jahresbedarfes  von  den  Brennereien 
innerhalb  des  Monopolgebiets  zu  einem  vom 
Finanzmioister  nach  Ortlichen  Yerhältnisäcn 
festzusetzenden  Preise  anzukaufen.  Die  ein- 
zelnen Brenner  werden  danui  je  nach  Mass- 
gabe  ihrer  grössten  Jahreserzeugung  während 
der  letzten  drei  Jahre  beteiligt  Der  Rest 
wird  durch  öffentliches  Aufgebot  (Submission) 
erworben  oder  in  staatlicher  Regie  her- 
gestellt. Die  Monopol  Verwaltung  ist  auch 
befugt,  Schnäpse  und  gereinigten  Branntwein 
aus  Fabriken,  welche  ausserhalb  des  Mono- 
polgeblets  gelegen  sind,  oder  auch  von  sol- 
chen, die  sich  im  Monopolrayon  befinden, 


in  Kommission  zu  verkaufen.    Dadurch  soll 

der  Absatz  feinerer  Marken  (>Specialitäteni) 
ermöglicht  werden.  Für  diesen  Kommissions- 
verkauf sind  besondere  Vorschriften  erflossen. 
Die  Gebühren,  welche  an  die  Mouopolvei-- 
waltung  von  den  beantragenden  Fabriken  zu 
entrichten  sind,  betragen  für  Trinkbrannt- 
wein, der  im  Rayon  hergestellt  ist,  'i  "lo  des 
Verkaufspreises,  füi-  ausserhalb  des  Rayons 
erzeugten  oder  aus  Trauben  bereiteten  Brannt- 
wein (russischer  Cognac,  kizliarka)  10% 
des  Verkaufspreises  und  für  gewöhnhchen 
Spiritus,  der  ausserhalb  des  Monopolgebiets 
bereitet  ist,  15  ".'o  vom  Verkaufspreis.  Ebenso 
kann  der  Verkaut  von  Bier,  Porter  und 
Met  (in  Flaschen)  von  der  Monopol  Ver- 
waltung kommissionsweise  übernommen 
weiden. 

Der  Verkauf  der  Spirituosen  findet  in 
Kronanstalten  oder  im  kleinen  auch  In  Frivat- 
anstalten  statt,  die  von  der  Verwaltung  speciell 
hierzu  ermächtigt  sind.  Die  letzteren  haben 
eine  jahrliche  Patentsteuer  von  1—100  Rubel 
zu  entrichten  imd  im  Verkaufsraum  den 
LegitimationsBchein  auszuhängen.  DerBnumt- 
wein  darf  nur  Über  die  Strasse  und  zwar 
regelmässig  nur  in  den  vom  Kronlager  ver- 
siegelten GefSssen  verkauft  werden,  auf 
deren  Etiketten  Slärkegrade  und  Preis  be- 
zeichnet sind.  Nur  m  den  sogenannten 
•Traktieran  stalten"  darf  Trinkbranntwein 
auch  zum  Genuss  auf  der  Stelle  abgegeben 
werden.  Der  Verkaufspreis  wird  innerhalb 
der  gesetzlich  festgesetzten  Maximal-  und 
Minimalpreise  fflr  jode  einzelne  Ortschaft 
vom  Finanzminister  bestimmt  und  öffentlich 
bekannt  gemacht.  Die  Kron-KIeinverkaufs- 
läden  dürfen  —  gegen  Lösung  der  vorge- 
schriebenen Patente  —  Tabakfabrikate  und 
Zündhölzchen  feilhalten. 

Im  Monopolgebiet  wird  die  Fabrikatsteuer 
nicht  erhoben.  Ausgenommen  und  daher 
accisepflichtig  ist  der  aus  dem  Rayon  aus- 
geführte Branntwein.  Dagegen  unterliegen 
die  Branntwein  tabrikate  auch  im  Monopol- 
gebiete der  Zuscblagsaccise,  und  ebenso  bleibt 
die  Patentsteuer  hier  mit  teilweise  abge- 
änderten Sätzen  fortbestehen.  Die  den 
Brennern  nach  der  Fabrikatsteuer  zukom- 
menden, accisefreien  Abzüge  (s.  o.)  werden 
diesen  bar  ausbezahlt. 

In  Finland  (V.  v.  16.  Juli  1886)  be- 
steht eine  Fabrikatsteuer  von  1,60  fin.  M. 
für  die  Kanne  (2,61  1.).  Fflr  ausgeführton 
oder  zu  technischen  Zwecken  verwendeten 
Branntwein  wird  die  Steuer  zurOckvergütet 
Die  Einfuhr  von  Branntwein  ist  nur  in 
Flaschen  oder  Kruken  zulässig.  Die  Brennerei, 
welche  nur  während  8''s  Monaten  des  Jahres 
betrieben  werden  darf  und  deren  einzelne 
Betriebsstätte  jährlich  mindestens  7500  und 
höchstens  150000  Kannen  Branntwein  zu 
50%  Alkohol  Produkt  zu   liefern   hat,  die 
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Destillation  und  der  Branntwein haodel  ist 
nur  Finländern  gestattet. 

4.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 
Eioe  Branntweinsteuer  in  den  Vereinigten 
Staaten  findet  sich  zueist  nacli  6.  v.  8.  Mai 
1792  als  Bundessteuer,  nachdem  ein  provi- 
sorisches G.  T.  3.  März  1791  vorangegangen 
■war.  Die  Steuerform  war  diejenige  einer 
Fabribationssteuer,  welche  je  nach  der  Art 
derverarbeiteten Stoffe  und  ihrer iol&ndiachen 
oder  ausländischen  Herkunft  abgestuft  war 
n  u.  10  bis  18  Tl.  25  Cts.  pro  Gallone 
[3,785  1.].  Der  Widerstand  gegen  die  Brannt- 
weinsteuer war  ein  äusserst  heftiger  und 
führte  in  Pennsylvanien  sogar  zu  einem 
blutig  untenlrüditen  Aufstande,  der  soge- 
nannte "Whiskey-Insurrektion,  zu  deren 
Niederwerf  11  ng  15000  Mann  Unionsmiliz  auf- 
geboten wurde.  1801  wurde  diese  Äbfpibe 
wieder  beseitlet.  Nach  der  Kriegserklärung 
der  Uuioii  gegen  England  im  Jahre  1812 
erheischte  der  gestiegene  Geldbedarf  die 
Wiederherstellung  der  inneren  Verbrauchs- 
steuorn,  mit  welchen  die  Branntweinsteuer 
(G.  V.  29.  Juli  1814)  wieder  erscheint.  Bald 
nach  dem  Kriege  w\irde  sie  abermals  auf- 
gehoben (1817).  Ee  waren  dann  wiederum 
Kriegsnöte  mit  steigendem  Finanzbedarf 
im  Gefolge,  welche  die  erneute  EiofUhruug 
der  Branntweinsteuer  veranlassten  und  zwar 
als  endgültige  Einrichtung  des  Steuerweaens. 
Durch  G.  V.  1.  Juli  1862  wurde  sie  als 
Fabrikatsteuer  mit  20  Cts.  für  die  Gallono 
Proofsprit  (3.785  1.  zuöC/o  reinem  Alkohol) 
eingeführt.  Ueljerdies  wimlen  Lizenzabgaben 
von  den  Brennern,  Raffineuren,  den  Gross-  und 
Kleinhändlern  (12'/2  bis  50  *)  erhoben.  Im 
Jahrel864 wurden  inkiiraenZwiechenrüumen 
die  Steiieiüätze  auf  60  Cis.,  VI2  imd  2  S 
per  Gallone  Proofsprit  erhöht,  aber  1867 
wieder  auf  50  Cte.  ei-mässigt.  Diese  Steuer- 
politik hatte  die  übelsten  Folgen  und  führte 
zu  inasslosen  Defraudationen, 

Durch  G.  V.  20.  Juli  1868,  welches  in 
der  Hauptsache  dem  geltenden  Reohtsstaade 
zu  Grunde  liegt,  wurde  die  Fabrikatsteuer 
und  der  Steuersatz  von  50  Cts.  per  Gallone 
Proofsprit  angenommen.  Dieser  Steuersatz 
wurde  dann  1872  unter  Beseitigung  kleinerer 
Nebensteuern  auf  70  Cts.  und  1875  auf 
90  Cts.  festgesetzt.  Der  Ertrag  beläuft  sich 
auf  75  Millionen  Dollar.  während  des 
spanisch-amerikanischen  Krieges  im  Jahi« 
1898  wurden  blondere  Kriegssteuem  er- 
hoben. Nach  den  Jahressätzen,  welche  pro 
rata  tcmporia  während  der  Eriegsdauer  zu 
entrichten  waren,  hatten  die  Grosshändler 
mit  Spirituosen  25  $  und  die  Kleinhändler 
mit  Spirituosen  10  *  zu  leisten. 

ft.  Belgien.  Niederlande.  Luxemburg. 
In  Belgien,  wo  mau  früher  eine  Maisch- 
steuer hatte,  ist  man  durch  G.  v.  15,  April 
1896  und  G.  v.  17.  Juni  1896  zur  Fabrikat- 


steuer Übei^gangen.  Es  kann  jedoch 
BreuQem,derenBetriebvordeml5.  Deäember 
1895  vorschriftsmäsaig  angemeldet  worden 
ist,  auf  Antrag  gestattet  w^en,  die  Maisch- 
raumsteuer  nach  den  formen  des  früheren 
G.  V,  18.  Juli  1887  zu  entrichten.  Der 
Fabrikatsteuersatz  beträgt  100  Fr.  vom  Hekto- 
liter 50  "In  Lutters  (KoliBpiritus)  oder  Alkohol 
mit  einem  Abzug  von  höchstens  4'*.'o  für 
Rektifikations  Verlust  Landwirtschaftliche 
Brennereien  geniessen  eine  weitere  Ermässi- 
gung von  15  Fr.,  wenn  sie  ohne,  und  von 
10  Fr.,  wenn  sie  mit  Hefengewinnung 
arbeiten  oder  ihren  RohBpiritus  selbst  reinigen. 
Yüi  ausgeführten  Spiritus  wird  eine  Rück- 
vergütung gewährt.  Spiritus,  der  zu  be- 
stimmten gewerblichen  Zwecken  benutzt 
und  zuvor  der  Denaturierung  unterworfen 
wird,  erhält  eine  Steuererroäasignng  von  64  Fr. 
und  bei  Verwendung  zur  Essigbereitung 
l>eläuft  sich  der  Nachlass  auf  36  Fr.  Ausser- 
dem wird  eine  Lizenzabgabe  vom  Klein- 
verkauf (Ausschank  oder  VeHcauf  in  Mengen 
unter  2  1)  erhoben,  deren  Höhe  nach  fünf 
Ortsklassen  zwischen  60  und  200  Fr.  abge- 
stuft ist  Der  Eingangszoll  beträgt 
150  Fr.  vom  Hektoliter  SOgrädigen  Brannt- 
weins mit  einem  Zuschlag  von  3  Fr.  für 
jeden  Grad  mehr.  Branntwein  in  Flaschen 
und  Liköre  ohne  weitere  Unterscheidung 
sind  mit  300  Fr,  pi-o  Hektoliter  und  andere 
alkoholartige  Flüssigkeiten  mit  200  Fr.  lu 
verzollen.  Von  Konserven  mit  Alkohol  ist 
für  100  kg  ein  Eingangszoll  von  120  Fr. 
zu  entrichten. 

Die  Maischraumsteuer  nach  G.  v. 
18,  Juli  1887  wird  bemessen  nach  dem 
Rauminhalt  der  in  bestimmter  Betriebsperiode 
zum  Einquellen,  Einraaischen  und  Gären  der 
Rohstoffe  benutzten  Gefässe.  Als  Betriebs- 
periode gilt  bei  mehligen  Stoffen,  Rüben 
und  Melasse  ein  Zeitraum  von  24  oder  48 
Stunden,  wobei  der  Steuersatz  für  ereteren 
etwas  niedriger  als  für  letzteren  festgeseUt 
ist  Bei  mehligen  Stoffen  werden  48  und 
bei  den  anderen  Stoffen  24  Stunden  als  Er- 
neuerungsfrist der  Stoffe  angenommen. 
Schneller  arbeitende  Brenner  haben  hierzu 
einen  Zuschlag  zu  entrichten.  Kern-  imd 
Steinobst  werden  nur  nach  der  Menge  der 
für  die  eingestampften  Früchte  benutzten 
Gefässe  besteuert.  Die  Steuersätze  Bind 
nach  Gattung  der  Rohstoffe  und  bd  Gft- 
treiderohstoffen  auch  nach  Vollkommenheit 
und  Grösse  des  Betriebs  abgestuft.  Sie 
werden  jährhch  nach  StoffauBbeuteverb^t- 
nissen  durch  kgl.  Verordnung  (zuletzt  V.v.  28. 
Juli  1897)  festgesetzt.  Landwirtschaft) idien 
Brennereien  wird  eine  SteuerermässiguBg 
von  15  "/o  gewährt,  die  aber  10  Cts.  vom 
Liter  des  steuerpflichtigen  Bohspiritus  nicht 
übersteigendarf. Die  St euervergütungeo 
vom  gereinigten  und  zur  Ausfuhr  beslimniten 
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Spiritus  betragen  3"/o  vom  Spiritus  z«  85* 
und  mehr  und  l^ii  "/o  von  demjenigen 
zwischen  40"  und  85",  Doch  muss  die  Aus- 
fuhimeDge  mindestens  2  Hektoliter  betragen 
und  50"  messen  (V.  v.  2.  Augnst  1898). 
Der  Ertrag  der  Branntweinsteuer  fällt  teils 
dem  Staate  und  teils  den  Gemeinden  zu, 
doch  hat  der  Staat  sich  eine  Mindestein- 
nahme von  25,20  Millionen  Francs  vorbe- 
halten (Öesamtertrag  1898  52,000  Millionen 
Francs,  Staatsanteil  38,759  Millionen  Francs, 
Anteil  der  Gemeinden  13,241  Millionen 
Francs). 

In  den  Niederlanden  (G.G.  v.  20. 
Juli  1884  und  27.  September  1892)  wird  eine 
Branntweinaccise  in  der  Form  einer  Fabrikat- 
Steuer  von  63  fl,  holl.  für  je  1  hl  Brannte 
■wein  zu  50"  Tr.  erhoben.  Ebenso  hoch  ist 
der  Spirituszoll.  Im  Budget  für  1899  ist  eine 
Erhöhung  der  Branntweinsteuer  geplant,  die 
insbesondere  zur  Deckung  des  Deficits  im 
Staatsbausbalte  dienen  soll.  Ertrag  1898 
26,400  MiUionen  Gulden. 

Dui'cb  das  G.  v.  21.  März  1896  ist  in 
Luxemburg  eine  Bnaintweinsteuer  einge- 
führt worden,  die  sich  in  allen  Bichtungen 
der  Steuertechnik  und  nach  Höhe  der  Steuer- 
sätze mit  der  deutschen  Gesetzgebung 
vollständig  deckt.  (Vgl.  BuDetin  de  Statis- 
ticuie  et  Legislation  comparöe  1896  vol.  I 
p.  620  und  744  sq.) 

9.  Spanien  und  PortUKaL  Der  aus 
Weintrauben  und  Weintraubenrückständen 
hergestellte  Branntwein  wird  in  Spanien 
einer  Fabrikationsabgabe  in  Patentsteuerform 
unterworfen,  welche  nach  Art  und  Umfang 
derBetriebseinrichtung  zwischen  0,18  und  1,35 
Pesetas  abgestuft  ist  und  durch  die  LTwung 
vierteljährhcher  Betriebsscheine  (Patentes  de 
elaboraciön)  entrichtet  wird.  Der  aus  anderen 
Stoffen  bereitete  inländische  Branntwein 
(»Industriebranntwein«,  Alcoholes  y  Aguai'- 
dientea  industriales)  ist  mit  einer  Fabrikat- 
steuer belegt,  welche  37,50  Pesetas  vom  Hekto- 
liter beträgt.  Die  Steuer  ist  beim  Ueber- 
gang  in  den  freien  Verkehr  fällig.  Die 
Brennereien  stehen  unter  stUndiger  Steuer- 
kontrolle, und  die  steuerpflichtige  Menge 
wird  durch  mechanische  Zählapparate  er- 
mittelt. Ausser  der  gewöhnlichen  Gewerbe- 
steuer unterliegt  der  Eleinverkauf  von  Alkohol, 
Branntwein, Likören  und  spirituosenGetränken 
einer  Patentsteuer  von  5  bis  250  Pesetas,  \md 
ebenso  wird  eine  Abgabe  vom  persönlichen 
"Verbrauch  von  Branntwein,  Likören  und 
sonstigen  Spirituosen  Getränken  erhoben,  zu 
welcher  noch  Zuschläge  bis  10*/o  zu  Gunsten 
der  Gemeinden  statthait  sind.  Diese  letztere 
wird  durch  Verpachtung  oder  Pauschalierung 
(Elncabezamiento)  erhoben.  Die  Pauschalie- 
rung ist  obligatorisch  für  alle  Orte  unter 
30000 Einwohnern, ausgenommen  diePro%'in-, 
zialhauptstädte  und  die  baakischen  Provinzen 


(Alava.  Otiipözcoa,  Biscaya).  Audi  kann 
eine  üeberemkunft  mit  den  Verkäufern  ge- 
troffen werden.  Der  MI  beträgt37 ,50 Pesetas 
vom  Hektoliter  Alkohol.  "Weine  mit  einem 
15  Centigrad  Obereteigenden  Alkoho^halt 
sind  fQr  jeden  Alkoholgrad  mehr  im  Hekto- 
liter mit  0,375  Pesetas  besteuert. 

Der  in  Portugal  hergestellte  Brannt- 
wein unteriiegt  einer  FabriSatsteuer  von  70 
Reis  vom  Liter  nach  Feststellung  beim  Aus- 
tritt aus  der  Fabrik  (G.  v,  21.  Juli  1893). 
Branntwein  dagegen,  welcher  aus  Feigen, 
Mispeln,  Meerkirschen  und  anderen  Landes- 
produkten  hergestellt  ist,  unter  22<*  Carlier 
Gehalt  misst  und  in  Blasen  ohne  Rektifi- 
zierungsapparat  gewonnen  wird,  ist  nur  einer 
jährlichen  lazeuzabgabe  imterworfen,  welche 
je  nach  dem  Blasengehalt  2000—35000  Reis 
betffet.  Brauntwem  aus  Wein,  "Weinhefo 
und  Trestern  und  der  auf  den  Inseln  des 
Archipels  von  Madeira  für  den  lokalen  Be- 
darf hergestellte  Branntwein,  der  jedoch  bei 
der  Ausnihr  nach  dem  Festland  oder  den 
Azoren  mit  einem  Ausfuhrzoll  von  70  Reis 
pro  Liter  belegt  sind,  bleiben  steuerfrei.  Das 
gleiche  gilt  m  Bezug  auf  den  nach  dem 
Ausland  ausgeführten  Sprit.  In  Lissabon 
und  Porto  wird  ausserdem  von  alkoholischen 
Getränken  eine  Verbrauchsat^be  (Beal 
d'agua)  von  je  270  und  230  Beis  vom  Liter 
erhoben.  Iter  zur  Versetzung  mit  "Wein 
verwendete  Sprit  ist  mit  einem  Ausfuhrzoll 
von  0,50  Reis  vom  Liter  des  über  Porto 
aiisgefOhrten  Weins  belastet.  Der  Einfuhr- 
zoll von  Branntwein  beträgt  1930  Reis  für 
das  Dekaliter,  ein  Satz,  weichen  die  Regie- 
rung zu  ermfissigen  befugt  ist,  wenn  der 
einbeimische  Sprit  den  Preis  von  240  Reis 

Ero  Liter  überschi-eitet,  und  den  sie  erhöhen 
ann,  wenn  von  den  ausführenden  Ländern 
gewährte  Exportprämien  oder  andere  Um- 
stände die  Einfuhr  von  Sprit  zu  einem  nied- 
rigeren Preis  als  240  Reis  möglicli  machen. 
7.  Die  skandinavischen  Reiche.  Die 
Branntweinsteuer  wird  in  den  drei  skandi- 
navisclien  Ländern  in  der  Form  der  Fabrikat- 
Steuer  erhoben.  In  Dänemark  beträgt  der 
Steuersatz  13  Oere  vom  Pot  {=  0,97  1) 
Spiiitus  zu  100".  Daneben  können  Brenne- 
reien, welche  zur  Zeit  des  Erlasses  der 
jetzigen  Steuer  (G.  v.  ] .  April  1887)  bereits 
bestanden  liaben,  an  Stelle  der  Fabrikat- 
steiior  wahlweise  auch  eine  Maischraum- 
stcuer  entrichten.  Dieselbe  ist  auf  2  Kronen 
5  Oei-e  für  je  1  Tonne  festgesetzt  Daneben 
findet  sich  noch  eine  Schanksteuer,  deren 
Ertrag  zwischen  Staat  und  Gemeinden  ge- 
teilt wird.  —  Die  Fabrikatsteuer  in  Schwe- 
den beläuft  sich  auf  50  Oere  vom  Liter 
Alkohol  zu  50",  und  in  Norwegen  beträgt 
der  Steuersatz  80  Oere  vom  Liter  Alkohol 
zu  50".  Hier  besteht  daneben  noch  eine 
Schank-  und  Verkaufssteuer,  welche  durch 
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G.  T.  24  JuU  1894  iieiig«ordiiet  und  am  1. 
Januar  1896  in  Kraft  getreten  ist. 

8.  Das  schweizerische  Alk oholmoBOpoL 

Die  Besteuerung  des  Alkohols  var  in  der 
Schweiz  bis  zum  Jahre  1887  der  kanto- 
nalen Steuergesetzgebung  an  hcimges  teilt. 
lÜDe  Anzahl  von  Kantonen  (6)  hatte  Fabri- 
katioDBsteuern,  während  sich  die  Mehrzahl 
mit  Sdianksteuem  verschiedener  Art  be- 
gnügte, teilweise  solche  von  fremden  un<i 
einheimischen  Getränken  und  teilweise  nur 
von  letzteren  erhob.  Mur  die  Einfuhrzölle 
von  Alkohol  flössen  zur  Bimdeskasse.  Dies 
wurde  anders,  als  sich  der  Bund  veranlasst 
sah,  zur  Bekämpfung  des  Alkoholismus  und 
der  steigenden  Trunksucht  mit  seiner  Steuer- 
gesetzgebung einzugreifen.  Die  ]U!otive  waren 
aemgemflss  in  erster  Linie  gesundheitspoh- 
tische  und  richteten  sich  vor  allem  gegen 
die  zahlreichen  kleinen  Branntweinbrenne- 
reien, welche  stark  fuselige  Getrfiuke  lieferten 
und  welchen  hauptsächlicn  diu^h  den  direkten 
Absatz  an  die  Konsumenten  die  Zunahme 
des  Branntweinverbrauches  und  der  Trunk- 
sucht zuzuschreiben  war.  Man  wollte  nun 
durch  eine  eiuschneidende  Hassregel  diesen 
Uebelstand  beseitigen  und  zugleich  die 
heimischen  Brennereien  wegen  des  hohen 
"Wertes  der  Schlempe  schützen.  Zu  diesem 
Behufe  wurde  eine  Verfasaungsänderung  vor- 
genommen, die  Branntweinsteuer  der  Auto- 
nomie der  Kantone  entzogen  und  die  hie- 
rfiber  zu  erlassende  Gesetzgebung  dem  Bunde 
flbertragen.  Diese  Aendening  wurde  in  der 
"Volksatetimmung  v.  25.  Oktober  1885  mit 
ca.  250000  gegen  157  000  Stimmen  gutge- 
heissen.  Die  Bundesr^erung  legte  alsdann 
den  gesetzgebenden  K&rpetschaften  Ende 
1886  ein  sorgfältig  ausgearbeitetes  Projekt 
vor,  welches  die  Einführung  eines  Alkohol- 
monopols  fOr  das  ganze  Bundesgebiet 
zum  Ziele   hatte.     Die  Vorlage  wurde  am 

22.  Dezember   1886   vom   Nationabate, 

23.  Dezember  1886  vom  Ständerate  und 
15.  Mai  1887  vom  Volke  mit  267  122  gegen 
138496  Stimmen  angenommen. 

Das  Schweizerische  Bundesgesetz  be- 
treffend gebrannte  Wasser  vom  23,  Dezember 
1886  spriclit  das  Recht  zur  Heratellung  und 
züi  Einfuhr  gebrannter  Wasser  aus  Stoffen, 
deren  Brennen  der  Bundesgesetzgebung  vor- 
behalten ist,  ausschliesslich  dem  Bunde  zu, 
Kicht  unter  die  Bundesgesetzgebung  fUlt 
hinsichthch  Fabrikation  und  Besteuerung  das 
Brennen  von  Wein,  Obst  und  deren  Abfälle, 
von  Enzian,  Wacholderbeeren  und  ähnlichen 
Stoffen.  Der  Ausdehnungskreis  des  Monopols 
erstreckt  sich  daher  auf  den  Alkohol,  welcher 
aus  Getreide,  Kuben,  Melasse,  Zucker  und 
Kartoffeln  gewonnen  wird.  Soweit  der  Be- 
darf durch  inländische  Erzeugung  gedeckt 
weiden  soll,  und  dies  ist  für  etwa  Vi  des- 
selben der  Fall,  übertragt  der  Bund  die  er- 


forderlichen Lieferungen  an  die  Frivatin- 
dustrie.  Der  Bundesrat  schreibt  nach  Fest- 
stellung des  PfUchtenhefts  in  Losen  von 
mindestens  150  und  höchstens  1000  hl  ab- 
soluten Alkohols  die  Lieferungen  zur  üeber- 
nahme  aus  und  vergiebt  sie  nach,  den  für 
die  einzelnen  Lose  emgereichten  Angeboten 
an  diejenigen  Brennereien,  welche  bei  hin- 
länglichen Garantieen  die  günstigsten  Be- 
dingungen stellen.  Das  einheimische  Roh- 
material und  die  inländischen,  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaftsbrennereien  sind 
bei  der  Vergebung  in  erster  Linie  zu  be- 
rücksichtigen. Der  Spiritus  wird  vom  Bunde 
in  Mengen  von  mindestens  150  1  und  zwar 
nur  gegen  Barzahliuigen  abgegeben.  Der 
Verkaufspreis  wird  vom  Bimdesrat  zeitweilig 
festgesetzt  und  soll  für  das  Hektoliter  nicJit 
unter  120  Fr.  betragen  und  150  Fr.  nicht 
tibersteigen.  Die  Abgabe  für  Haushaltungs- 
und technische  Zwecke  erfolgt  in  der  R^el 
nach  Denaturierung  zum  Selbstkostenpreise. 
Der  Grosshandel  mit  gebranntem  Wasser  in 
Mengen  von  wenigstens  40  1  ist  ein  freies 
Gewerbe.  Der  Ausschank  und  der  Klein- 
verkauf ist  an  eine  Konzession  der  kanto- 
nalen Behörden  gegen  Zahlung  einer  kanto- 
nalen Al«abe  geknüpft,  welche  in  der  Form 
einer  Verkaufsklassensteuer  nach  dem  Um- 
fange des  Absatzes  zu  bemessen  ist  Brenner, 
welche  jährlich  nicht  mehr  als  40  1  nicht 
bundessteuerpflichtigen  Branntwein  bereiten, 
dttrfen  ihr  Erzeugnis  iu  Mengen  von  min- 
destens 5  1  frei  verkaufen.  Der  Kanton 
Basel-Stadt  hat  den  Kleinverkauf  und  Aus- 
schank von  nicht  denaturiertem  Feinspnt 
und  Trinkbranntwein  (ausgenommen  Quäli- 
tfltsbranntwein)  in  Mensen  uuter  40  1  znm 
kantenalen  Monopol  erkmrt. 

Bei  der  Ausfuhr  von  Fabrikaten,  zu  d€^n 
Herstellung  steuerpflichtiger  Branntwein  ver- 
wendet wurde ,  wird  die  enteprechende 
Monopolbelastung  (Monopolgewinn)  zuril<i- 
veigütet  Diese  wird  nach  Maa^abe  des 
durchschnittlichen  Unterachieds  zwischen 
Verkaufs-  und  Anschaffungspreis  der  einge- 
führten gebrannten  Wasser  berechnet  Die 
Einfuhr  von  ausländischem  Alkohol  ist  dem 
Bimde  vorbehalten.  Ausgenommen  hiervon 
sind  die  QuaJitätsspirituosen ,  welche  von 
Privaten  gegen  Zahlung  des  Zolles  und  einer 
festen  Monopolgebühr  von  80  Fr.  für  100  ig 
Bruttogewicht  ohne  Rücksicht  auf  den  Alto- 
holgehalt  eingeführt  werden  können.  Gegen 
eine  ermässigte  Monopo^bühr  dürfen  auck 
BrennrohstoHe,  wie  Trester,  eingestampfte 
Beeren  etc.,  so^wie  mit  Alkohol  hergestellte 
Waren  {pharmazeutische  Präparate  etc.)  im- 
portiert werden. 

Der  Reinertrag  der  Monopolverwal- 
tung wird  unter  die  Kantone  nach  ihrer 
Bevölkerungszahl  verteilt,  und  diese  solle" 
mindestens  10  *>/{>  des  ihnen  zu&llenden  An- 
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teils  zur  Bekämpfung  des  Alkoholiemus  ver- 
wendea.  Die  Betnebskostea  bestehen  in 
den  laufenden  Ausgaben,  in  der  Abschrei- 
bung der  Niederlagen  und  Reinigungsan- 
stalten und  endlich  in  der  Tilgung  einer 
Anleihe  zu  EntschSdigungeu,  'welche  den 
Eigentümern  der  am  25.  Oktober  1885  vorhan- 
denen und  in  Betrieb  befindlichen  Brenne- 
reien fdr  die  fernere  Ausübung  des  Brennens 
eeTährt  wurden.  Uie  EntschSdiguog  wurde 
mr  den  Minderwert  geleistet,  den  die   zur 


Branntwein  fabrikation  verwendeten  Oetönde 
und  Einrichtungen  durch  die  Einführung 
des  Monopols  erlitten,  aber  ausschliesslich 
des  bisher  durch  die  Brennerei  erzielten 
Qesch&ftsgewinns.  Zu  diesem  Behufe  wurde 
eine  Anleihe  von  5,900  Millionen  Francs 
angenommen. 

Die  finanziellen  Ergebnisse  des 
schweizerischen  Alkoholmonopols  von  1887 
bis  1896  waren  die  folgenden: 


Ein- 
nahmen 


10611195 
13  773S96 
143S8778 
14750240 
13826675 
13  344  S8a 
"484359 
13  214  536 


ÄU8- 

FrancB 
5790961 

5  353  439 

6  778  370 
7740863 
8  379  433 

7  866  940 
6839013 


Rein- 

4973  153 
5  358  866 
6995336 
6647915 
6379817 
5  659  735 
5  505  569 


Tilgung  der 

KapitalauB- 

Iftgen  für 

La^rhltuBer 

Francs 

15311 

110  301 

334193 

45876 

11348 

I  550 


i* 


0376 


6380184       166514 


T«A"«  IXSZ 


Francs  Francs 

—  5433317 

236  000  4  547  108 

354000  6306668 

S90000  601333s 

590000  5778668 

S9OO0O  5368001 

S9OO0O  4913334 

590000  4810668 

590000  5601668 


Lltteratari   ZeUer,   SehBnbirrg   III 1,   S.  S40ff. 

—  Schaffte ,  Die  Steuern ,  betonderer  Teil, 
Leipiig  IS97  (Hand-  u.  Lekriiach  d.  StaatmciHen- 
tehaften  t.  Abt.  Bd.  S),  S.  iSSff.  —  Eheberg, 
Finanticimeruchafi,  5.  Aufi.,  Lciptig  1S9S,  S. 
#77.  —  Conrad,  Orundria  der  Polititchen 
OttonaaUe,  i.  Teil,  Finaiuaiitetuehqfl ,  Jena 
1899,  S.  79.  -^  SalvoH,  Die  FabrikatMeaer- 
fraye,  ISeO.  —  Olaeter,  Steaereyelent  bei  der 
Brtmntweinfcd/riktUion,  1SS9.  —  Trogchite,  Die 
SrannluieinileueTytatligebung,  1S74.  —  Hartig, 
Zur  GaeKiehU,  Theorie  imd  KriÜh  der  Branni- 
vreintleuem,  1876.  —  CzecZ-Hndeav:alA, 
Ein  Beitrag  lur  Btttevenmg  de»  BrantUaeint, 
187S.  —  Baer,  Der  Alkoholitmu»,  Berlin  187S. 

—  Hoff^tiann-Merian,  Zur  Alkohotfrage  in  dtr 
Sehweiz,  X8SS.  —  Geffcicen,  Die  Brannluiein- 
iteuerfrage  ta  Beiiehung  auf  die  Verminderung 
der  Tnmimeht.  —  Wolf,  DU  Branntaeintteuer, 
Tübingta  I8S4.  —  Heine,  Uebtr  die  Brannt- 
KeineteutTiyilene  in  iten  europäiichen  Ländern, 
Z.  f.  SUiaUw.  1S7X.  —  Wolf,  Die  Brannlwiin- 
btiU'uerung  in  den  europäiecken  Ländern  und 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Schanz' 
An.  Archiv  (I884—SS)  *.  Jahrg.  (13S7)  und 
(1887— S9)  7.  Jahrg.  (1890).  —  Wolf,  Dom 
n«u«  Reieh^yranntuiei'TuUuergeieU,  tiienda  5. 
JaJtrg,  (1888J.  —  Kielicof/en,  £e4teuerung  det 
Branntaeint,  Berlin  18S7.  —  Conrad,  Die 
BranntweioMteuerre/orm  in  Deutechtand,  Jahrb. 
f.  Nai.  u.  Stat.,  Bd.  IS.  —  Lavea,  Die  Eni- 
iciciKtung  der  Brennerei  und  BranniKeinbeeteu- 
ening  in  DeuiiehUtnd ,  Jahrb.  f.  Gm.,  Vene. 
11.    Vollaw.,    Bd.    9.    —   HerbeU,    Di«  BrannC- 

,  Vjiekr.  f.  V.W.,  Pol.  u.  Kge4ch.,  Bd. 
-  Paaaehe,  Die  neaetle  Reform,  der  firannt- 
tl»uer  in  Deutieliiand,  Jahrb.  J.  Sat.  und 
Stat.,  III.  F.  Bd.  11.  —  Menger,  Die  Bt*leu- 
erxmg  von  Branntwein  und  Preishefe  in  Oeiler- 
reieh-üngam,  Scham'  Fin.  Arch.,  S.  Jahrg. 
(IS3S).  —  Getx,  Da4  Brannliteinmonopol  ala 
Betleuemngiform,  Jena  1S97.  —  Huber,  Art. 
HmndwiJrterbnch  der  StasUwInenMhBfteD.    Zweite 


oBranntweinmonopoU  in  Furrer,  Volkturirtich. 
Lexikon  der  Schreii,  Bd.  III,  Ä.  13t  tmd  IV, 
S.  JOB.  —  Wolf,  Art.  «BranntteeinHeuern  in 
Hdndv.  d.  Staattw.  (!.  Aufl.),  Bd.  U,  S.  714 
bit  735  und  EUter,  datelbtt  im  I.  Suppl.  Bd., 
S.  1S7.  ^-  Heekei ,  Art.  aBranntKeimteuera 
im  WSrterb.  d.  Volfcew.,  Bd.  I,  S.  449~45S.  ~ 
Mayr,  Art.  »Branmtwemiteuerit  in  SiengeU 
\y.  d.  D.  V.  R.,  Bd.  I  und  Ergänmngibänden. 
—  Bematzley,  Art.  oBranntaeüuleuern  im 
Oetlerr.  Staaltuj.,  Bd.  I.  —  ROWCOU,  Art. 
iifioiMOTuu  in  Block,  Diclionnaire  de  l'Adtnini- 
tlration  fran^ite  vnd  8tom-M,  Art.  tAicoota 
und  «Boiaionta  in  L.  Say,  Diclionnaire  de» 
Finanree.  ~  Ergiebige  Quellen  für  die  neuere 
Getrtigebuiig  und  Statittik  über  die  Branntwein- 
eteuer  in  den  eintetnen  Staaten  itiui  dat  tDeutiche 
HandeUarchica,  dal  aFinanxarehiv«  und  dae 
Bulletin  de  Statietigut  et  de  Ligitlatitm  com- 
parle.  MoM  vom  A'ecleel. 


Branstveinhan  del, 

3.  Spiritushandel. 


Branntvelnproduktlon  und 
-Terbrattcb. 


1.    Alkehol    nnd    Branntwein.      Als 

Branntwein  werden  im  wesentlichen  Mi- 
schungen von  Alkohol  und  Wasser  und 
zwar  in  einer  zum  Trinkkonsum  geeigneten 
Anflaffe.    II.  69 


1090 


Kranntweinpioduktion  und  -verbrauch 


Stfirke  bezeichnet;  im  weiteteii  Sinne  gelten 
auch  alkoholreichere,  zum  unmittelbaren  Ge- 
nüsse nicht  geeignete  Alkoholvassermi- 
B(^ungen  als  Branntwein;  so  ist  z.  B.  in 
der  deutschen  Branntweinäteuei^eeetzgebung 
Branntwein  der  Ausdruck  für  aJle  aus  ver- 
gorenen Flüfisigheiten  duroh  Abscheidiing 
mittelst  Erwärmung  und  Qochberiger  Konden- 
sation (DeBtillation)  gewonnenen  Flüssig- 
kdten.  Im  Handel  werden  unter  Brannt- 
wein vorwiegend  die  zum  unmittelbaren  Ge- 
DUBS  dienenden,  hierzu  besonders  hei^e- 
steUten,  unter  Zusatz  geeigneter  Geschmack- 
Stoffe  bereiteten  Getrftnke  verstanden,  wah- 
rend die  alkoholreichen,  in  den  Branntwein- 
brennraeien  hergestellten  Älkoholwassenni- 
Bchungen  schlechtweg  Spiritus  genannt 
werden.  Im  einzelnen  hat  man  die  ver- 
schiedenen Branntwein-  oder  Spiritusarten 
zu  unterscheiden  nach  ihrem  Keinheitsgrade 
und  nach  dem  Eohmaterial,  aus  dem  sie  ge- 
wonnen sind.  Die  fOr  die  Braontweinge- 
winnung  geeigneten  Rohstoffe  sind  zu 
trennen  in  solche;  a)  in  denen  der  zur 
Branntweinbereitung  erforderliche  Alkohol 
bereits  fertig  gebildet  ist  und  nur  der  Ab- 
Bcheidung  durah  die  Destillation  bedarf ;  als 
Bohstoff  dieser  Glattung  kommt  eigentlich 
nur  der  Wein  in  Betracht,  die  Branntwein- 
bereitung aus  diesem  Bohmaterial  ist  die 
filteste,  weil  einfachste;  auch  die  Bezeich- 
nung für  das  gesamte  Gewerbe  und  das 
Produkt  ist  diesem  Rohstoff  zu  danken. 
(Gebrannter  "Wein  =  Branntwein;  der 
aus  dem  Wein  durch  "Verdampfen  gewonnene 
fltlchtige  BeatandteU,  ^  Geist  —  daher 
Weingeist,  Spiritus  vini).  b)  In  solche,  in 
denen  Alkohol  eist  durch  GSjimg  aus  dem 
in  den  Rohmaterialien  enthaltenen  Trauben- 
zucker gebildet  werden  muss.  Zu  diesen 
Rohmaterialien  gehören  die  Obstarten,  na- 
mentlichdiePflaumen  undEirschen.  (Kirsch, 
Zwetschgenwasser,  Sliwowitz.)  Die  Her- 
stellung von  Branntwein  aus  diesen  Roh- 
materialien ist  an  bestimmte  Gegenden  gebun- 
den (Süddeutadiland  namentlich  Baden, 
Elsasa-Lothringen)  und  wird  im  allgemeinen 
nur  als  Kleinindustrie  betrieben.  Zu  dieser 
Gattung  von  Rohmaterialien  gehören  ferner 
die  Rüben  und  die  bei  der  Zuckergewinnung 
aus  Rüben  übrig  Weidenden  Rückstände,  die 
Melassen.  Die  Branntweinbereitung  aus 
diesen  letzteren  Rohstoffen  wird  wesenthch 
in  GroBsbetrieben  ausgeübt,  die  ROben- 
brennerei  hauptsächlich  in  Irankreich  und 
Oesterreich,  die  Melaesebrennerei  in  Deutsch- 
land, Frankreich,  Oesterreich,  Ungarn,  Eng- 
land. Der  aus  Rohrzuckermelassen,  dura 
natürliche  Gärung  bereitete  Branntwein,  wie 
er  in  den  Kolonieen,  namenüich  Westindien 
hergestellt  wird,  kommt  als  iRum<  in  den 
Handel,  c)  In  solche,  in  denen  als  alkoholbil- 
dender Bestandteil  Stärkemehl  enthalten  ist. 


Die  Verarbeitung  dieser  Rohstoffe  ist  die 
umstAndlichste ,  daher  schwierigste  und  in- 
dustriell zuletzt  ausgebildete,  hat  sich  dann 
aber  in  technischer  und  wissenschAftlich- 
durchgearbeiteter  Hinsicht  am  schnellsten 
und  bedeutendsten  entwickelt  Das  in  den 
Rohmaterialien  vorhandene  Stärkemehl  muss, 
meistens  unter  Muwii^ng  von  Malz ,  ver- 
einzelt auch  durch  Kochen  mit  S&uren,  erst 
in  eine  g&nmgBfäbige  Zuckerart  übei;geflthrt 
werden ;  die  so  entstandene  >Maischec  wird 
zunächst  in  Gärung  übergeführt,  imd  aus  der 
vei^renen  Flüssigkeit  wird  dann  durch 
Destillation  der  Alkohol  gewonnen.  Zu  den 
Rohstoffen  dieser  Gruppe  gehören  die 
Kartoffeln,  alle  Getreidelten,  Mais,  Reis, 
Topinambur  u.  s.  w.  Der  aus  diesen  Roh- 
stoneu  erzeugte  Branntwein  bildet  die  Haupt- 
menge der  gesamten  Erzeugung. 

Die  aus  den  verschiedenen  Rohstoffen 
gewonnenen  Branntweine  and  in  ihrem 
Charakter  verschieden,  indem  teils  be- 
stimmte in  den  Rohstoffen  enthaltene  Be- 
standteile mit  dem  Alkohol  bei  der  Destilla- 
tion in  den  Branntwein  mit  übergehen,  teils 
sich  aus  den  Rohmaterialien  wlhrend  der 
Bearbeitung  Stoffe  bilden,  welche  die 
Qualität  der  Produkte  beeinflussen;  zum 
Teil  ist  auch  die  Beschaffenheit  des  ge- 
wonnenen Branntweins  von  dem  Grade  oer 
Vollkommenheit  der  Arbeitsweise  abhSngig. 
Oft  bedingen  diese  den  eigenthchen  Alkohol 
im  Branntwein  begleitenden  Beimengungen, 
welche  in  technischer  und  wissenschafthcher 
Beziehung  gewissermassen  als  Yenmreini- 
gungen  anzusehen  sind,  gerade  den  Gebiaucks- 
wert  desselben.  Es  trifft  dies  zu  auf  die  ans 
Gruppe  a)  der  Rohstoffe  hergestellten  Brannt- 
weine, als  deren  Typus  der  Cognac  zu  be- 
zeichnen ist,  bei  den  aus  Gruppe  b)  der 
Rohstoffe  hei^esteUten ,  auf  die  aus  Otet 
bereiteten  Branntweine  und  bei  den  aus 
Gruppe  c}  der  Rohstoffe  hergestellten  auf 
einen  Teil  der  deutschen  Kombranntweine. 
Man  pfl^  diese  Branntweine  mit  dem 
Namen  Qualit&tsbranntwein  zu  bel^n; 
neuerdings  ist  auch  für  sie  der  Name  »Edel- 
branntwem»  eingeführt  worden.  Die  Er- 
stellung dieser  Branntweine  ist  meistens 
örthch  begrenzt  und  auch  ihr  Yerkaufsgebiet 
ist  —  abgesehen  von  solchen  Wöltkonsmn- 
artikeln  wie  Cognac  —  ein  mehr  oder  weniger 
abgeschlossenes.  Diesen  Qualitätstoanot- 
weinen,  welchen  auch  in  vielen  Landen 
bei  der  Steuergesetagebung  oft  eine  zum 
Nachteil  der  fiskalischen  Interessen  benutzte 
Begünstigung  zu  teil  wird,  stehen  die  übrigen 
Branntweine,  die  auch  wohl  in  mancheo 
Landern,  vde  Frankreich,  Spanien,  Portugal, 
als  •  Industriebranntweine*  bezeichnet  we^ 
den,  gegenüber.  Diese  in  grossen  Hassen 
dargestellten  Branntweine  bilden  auch  den 
Gegenstand    des   eigentlichen   Branntwein- 
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oder  SpirituBhandels,  Es  ist  dies  wesent- 
licli  der  Kartoffel-,  Getreide-,  Rüben-  und 
>fela8eeBpiritus.  Seiner  Qualität  nach  ist 
dieser  Branatwein  ebenÜls  verschieden, 
und  zwar  niiumt  sein  Wert  ab  in  der  so- 
eben angeführten  Beihenfolge.  Wahrend  die 
Quaütatsbrannt weine  meist  unmittelbar  von 
der  ErzfluguDgsstelle  dem  Konsum  zugeführt 
werdea  und  fast  auBSChliesslich  zu  Genusa- 
zweckeu  verwandt  werden,  werden  die 
anderen  Branntweine  zum  grossen  Teil  erst 
einer  Teredelune  unterworfen  nnd  gehen 
aach  nur  zum  Teil  in  den  Tiinkkonsum 
über,  w&hrend  ein  anderer,  immer  mehr 
steigender  Anteil  zu  anderen  als  Trink- 
zwecken Verwendung  findet  Diese  Brannt- 
weine werden  an  ihrer  Erzeugungsstelle  als 
Rohspiritus  gewonnen  und  dann  in 
Beinigungsanstalten  (Rektifikation  sanstalten, 
Raffinerieen,  Spritfabrikem)  einer  weiteren 
Verarbeitung  unterworfen,  welche  im  wesent- 
lichen in  einer  nochmaligen,  besonder«  sorg- 
fältig ausgeführten,  auf  Abscheidun^  aller 
Nebenbestandteile  hinzielenden  Destillation 
oderRektif  ikaüon  beruht  Das  so  erhaltene  sehr 
hochprozentige  Erzeugnis  (95 — 96°.'o  reinen 
Alkohols)  heisst  »Sprit«.  Es  ei^ben  sich  also 
als  handelsüblich  folgende  Unterscheidungen : 
Sprit:  durch  nochmahge  Rektifikation  ge- 
reinigte, sehr  hochprozentige  Ware ;  Spiritus 
oder  Rohspiritus:  der  iu  den  Brennereien 
gewonnene  Bmnntwein  mit  einer  Stärke  von 
etwa  80—92  Vol"/»;  und  endlich  Brannt- 
wein: ausser  der  aU^meinen  Bedeutung 
des  Wortes  der  für  Tnnkzwecke  verdünnte 
(»gestellte«)  oder  mit  Zusätzen  hierzu  ver- 
arbeitete Spiritus  oder  Sprit.  Vielfach  wird 
auch  noch  ein  Unterschied  zwischen  Brannt- 
wein und  Spirituosen  gemacht,  insofern,  als 
imter  ei'Sterem  wesentlich  auf  Konsuinstärke 
gesteUter  Spiritus  ohne  besondere  Zusätze 
oder  Verarbeitung,  unter  letzteren  mit  Zu- 
sätzen, wie  Zucker,  Essenzen,  Pflanzende 
etc.  bereitete  Trinkbranntweine  (Liköre  elc) 
verstanden  werden.  Im  Sprit  werden  ausser- 
dem noch  je  nach  seiner  Qualität  Cnter- 
Bcheidungen  gemacht,  die  in  fallender  Wert- 
ordnung etwa  sind:  Weinsprit,  Feinsprit, 
Primasprit,  Setundaeprit;  letzterer,  eine 
hochprozentige,  die  Nachprodukte  der  Rekti- 
fikation (Fuselöl)  enthaltende  Ware  viird 
auch  in  Deutschland  schlechtweg  als  »Al- 
kohol« oder  »technischer  Sprit«  bezeichnet. 
2.  Verwendung  des  Branntweins.  Die 
HauptverweuduDg  des  Branntweins  findet 
zu  Trinkzwecken  statt,  namentlich  wenn 
man  berilcksichtigt^  dass  erhebliche  Mengen 
d^selben,  namenthch  des  Sprite,  ihre  Ver- 
wendung zum  Weinverschnitt  tTa  die  Kon- 
servieniDE  von  Weinen  und  für  die  Her- 
stellung der  alkoholreichen  südlichen  Weine 
finden;  es  beruhte  ja  gerade  auf  dieser 
starkeu  Verwendnng  des  Branntweins  zum 


Weinverechnitt  jahrelang  d 
Export  von  deutschem  und  später  russischem 
Sprit  nach  Spanien.  Aber  neben  dieser  Be- 
nutzung zu  GenUBSzwecken  hat  der  Brannt- 
wein besonders  in  den  letzten  Jahren  eine 
ausgedehnte  Anwendung  zu  gewerblichen 
Zwecken  gefunden.  Namentlich  ist  dies  in 
Deutschland  der  FaU.  Hier  beti%t  z.  B. 
die  gesamte  Branntweinerzeugung  für  das 
Betnebsjahr  1898/99  382—383  Millionen 
Liter  reinen  Alkohols;  von  dieser  grossen 
Produktion,  der  stärksten  seit  der  durch 
das  Branntweinsteuergeseti  vom  24.  Juni 
1887  herbeigeführten  Produktionseinschrftn- 
kung,  werden  rund  100  lyiiUionen  Liter,  also 
26  "/o,  zu  technischen  Zwecken  verwandt. 
Die  Hauptverwendung  findet  der  Brannt/- 
wein  in  dieser  Riäitung  zu  häuslichen 
Zwecken,  imd  zwar  zum  Kochen,  dann  zu 
Putz-  und  HeizungBzwecken ,  sodann  ziu: 
lack-  und  Politunabrikation ,  femer  zur 
EssigbereituQg  (ca.  16  Millionen  Liter  in 
Deutschland  jährhch),  in  der  chemischen 
Industrie,  bei  der  Herstellung  des  rauch- 
losen Pulvers,  in  der  Celluloidfabrikation, 
für  Pariümerieen  und  Söfenfabriken,  endlich 
zu  wissenschaftlichen  und  medizinischen 
Zwecken.  Neuerdings  sind  es  zwei  Ver- 
wendungsgebiete für  Spiritus,  deren  Aiif- 
schliessung  mit  Aussicht  auf  Erfolg  In  An- 

C'ff  genommen  ist,  die  Verwendung  zu 
uchtzweekeo  und  als  Betriebsmittel  fflr 
Motoren  und  Automobilen.  Die  Verwendung 
des  Bianntweine  zu  technischen  Zwecken 
in  Deutschland  hat  sich  durch  die  diesem 
Verbrauchsgebiet  durch  die  Gesetzgebung 
zu  teil  gewordene  Fördenmg  entwickelt,  in- 
dem hier  änrch  das  Gesetz  über  die  Steuer- 
freiheit des  zu  gewerblichen  Zwecken  be- 
nutzten Brannt^'eins  vom  Jahre  1878  zu- 
nächst bei  dem  für  gewerbliche  Zwecke, 
speciell  Essi^bereitung  benutzten  Brannt- 
wein die  auf  ihm  ruhende  Maischraiunsteuer 
zurQckvergütet  wurde:  durch  das  Gesetz 
vom  Jahre  1887  wurde  auch  für  den  zu 
häuslichen  Zwecken  als  Brennspiritus  ver- 
wandten Branntwein  diese  Rückvergütung  ge- 
währt, und  durch  das  G.  v.  16.  Juni  1895  wurde 
für  den  in  der  Essigindustrie  verwandten  und 
für  den  mit  dem  allgemeinen  Denaturierungs- 
mittel  versetzten  Branntwein  noch  eine  be- 
sondere Bonifikation  von  6  Mark  bezw.  3,50 
Mark  pro  Hektoliter  gewährt.  Zudem  kam, 
dass  die  deutscheu  Gesetzesbestimmungen 
die  möglichste  Freiheit  im  Verkehr  für  den 
steuerfreien  Branntwein  zulassen  und  dass 
auch  die  Kosten  der  Denaturierung  wesent- 
lich niedriger  sind  als  in  anderen  Ländern, 
z.  B.  in  England  luid  Frankreich,  wo  auch 
sonst  noch  eine  Reihe  den  Verkehr  hemmen- 
der fiskalischer  Vorschriften  bestehen.  Die 
gesteigerte  Ausdehnung  des  gewerbbchen 
Verbrauchs  von  Branntwein  in  Deutschland 
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hat  es  erm^licht,  dass  trotz  des  diu'ch  die 
erhöhte  Beetenerung  eiiigelretenen  Rück- 
ganges des  TriDkverbraucha  und  trotz  der 
BtarKea  Einschränkung  des  Exports  der 
regelmäasie  steigenden  Brannlweiaerteiigiing 
der  deutschen  Brennereien  Absatz  geschaffen 
werden  konnte. 

3.  Charabt«r  der  Breunereien  in  den 
einzelnen  Lfindern.  Die  Entwickeiung  der 
Brennereien  In  den  einzelnen  Landern  ge- 
staltete sich  je  nach  den  dort  zur  Verfü- 
gung stehenden  Rohmaterialien.  So  ging 
naturgemSss  auch  der  Brennereibetrieb  aus 
-von  demjenigen  Rohmaterial,  in  welchem 
der  zu  ^winnende  Alkohol  bereits  vorge- 
bildet vorhanden  ist,  also  von  den  Weinen, 
und  es  ist  erklSrlich,  dass  die  Auf&nge  des 
Branntweinhandels  aus  Italien  stammen. 
Später  ging  man  Aber  zur  Branntweinberei- 
tung aus  £om  und  zwar  wurde,  da  man 
damals  die  landwirtschaftliche  Bedeutung 
des  Brennereihetriebes  noch  nicht  erkannt 
hatte,  die  Branntweinbrennerei  gerade  viel- 
fach in  den  Städten,  in  Oemeinschaft  mit 
Brauerei,  betrieben.  -Immer  handelte  es  sidi 
hierbei  um  Kleinbetriebe,  welche  zur  Be- 
friedigung des  unmittelbaren  Konsums  be- 
stimmt waren.  Ein  Umschwung  in  diesen 
Verhältnissen  trat  ein,  als  einerseits  mit 
der  Entwickeiung  der  VerkehrsverhSltnisse 
Branntwein  ein  Orosshandelsartikel  wurde, 
welcher  auf  weite  Entfemimgen  hin  zur 
Versendimg  kam,  und  als  femer  namentlich 
in  DeutschJand  zum  Beginn  dieses  Jahr- 
himderts  Kartoffeln  als  ßohmaterial  fOr 
Brennereien  in  Benutzung  kamen.  Hierbei 
vollzog  sich  auch  in  Deutschland  der  Auszug 
der  Brennereien  aus  den  Städten  auf  das  Land 
und  hier  wiederum  gerade  in  die  östlichen  Be- 
zirke der  preuasischenMonarchie(08tpreu33en, 
Westpreussen,  Pommern,  BraudenbuigjPosen, 
Schlesien),  wo  jetzt  reichlich  ^'3  der  gesamten 
ptenssischen  Branntweinproduktion  erzeugt 
wird.  Reste  der  früheren  Getreidebrenne- 
reien, vielfach  mit  Hefefabrikation  verbun- 
den, sind  in  erheblichem  Masse  übrig  ge- 
blieben in  den  westlichen  Teilen  Deutsch- 
lands, namentlich  Rhelnprovinz,  Westfalen, 
Hannover,  in  welchen  noch  eine  sehr  grosse 
Anzahl  kleinerer  Brennereien  besteht,  die 
unmittelbar  Eonsiimware  herstellen,  welche 
zum  grössten  Teil  in  den  Produttionsbe- 
zirken  konsumiert  wird.  Die  Herstellung 
von  Branntwein  aus  Obst,  "Weintrebern, 
Wein  u.  s.  w.  ist  auf  Süddeutschland  und 
namentlich  EIsass-Lothringen  koncentriert, 
in  welchen  Bezirken  allein  45 — 50000  kleine 
Brennereien  vorhanden  sind,  die  aber  durch- 
aus nicht  regelmäss^  arbeiten,  sondern  in 
den  einzelnen  Jahren,  je  nach  den  ihnen 
zur  Verfügung  stehenden  Materialien  nur  in 
Betrieb  kommen.  Der  vorwi^end  landwirt- 
schaftliche Charakter  der  deutschen  Brenne- 


reien, welcher  auch  durch  die  gesetzlichen 
Bestimmungen  insofern  festgelegt  ist,  als  nur 
denjenigen  Brennereien  bestimmte  Steuer- 
erleichterungen und  Ver^nstignugen  zu  teil 
werden,  welche  mit  einer  Lwidwirtschaft 
verbunden  sied  und  welche  alle  aus  der 
Brennerei  sich  ergebenden  Rückstände 
(Schlempe  und  Dünger)  in  der  eigenen  Wirt- 
schaft verwerten,  ergiebt,  dass  die  Auzaiii 
dieser  Brennereien  sehr  gross,  aber  die 
Produktion  der  einzelnen  nur  verhSltnis- 
mässig  gering  ist.  So  sind  in  Preussen  vor- 
handen gewesen  im  Jahre  1897/98  3049 
Kartoffelbrennereien,  von  denen  aber  nur 
723  über  1000  HektoUter  und  nur  62  über 
2000  Hektoliter  herstellten.  Die  grösste 
Kartoffelbrennerei  erzeugte  zwischen  4  und 
6000  Hektoliter.  Dieser  grossen  Anzahl 
von  Kartoffelbrennereien  stehen  1479  land- 
wirtschaftliche  GetreidebrennereiMi  g^en- 
über,  von  denen  aber  nur  22  über  1000 
Hektoliter  erzeugten,  während  alle  anderen 
fast  ausschliesslich  Kleinbetrieb  haben-  Es 
erzeugten  z.  B.  924  zwischen  10  und  100 
Hektoliter.  Von  gewerblichen  Brennereien, 
d.  h.  solchen,  welche  mit  Landwjrtsdiaft 
nicht  verbunden  sind,  waren  738  Getreide- 
brennereien im  Betriebe,  von  denen  sind 
aber  auch  die  meisten  nur  ganz  klein  und 
für  die  Befriedigung  des  Lolalbed^es  be- 
stimmt. Qr^fesere  Getreidebrennereien  aber 
1000  Hektoliter  Jahresproduktion  waren  4<i 
im  Betriebe,  von  welchen  allerdings  die 
ETÖsste  mehr  als  22  000  Hektoliter  herstellte. 
Ausserdem  sind  an  gewerblichen  Brenne- 
reien noch  zu  nennen  in  Preussen  17  Me- 
lassebrennereien ,  die  mit  Ausnahme  von 
zwei  ganz  kleineo  schon  als  Grossbetarieb 
anzuseneo   sind. 

In  Bayern  hat  sich  namentlich  in  dem 
letzten  Jahrzehnt  unter  dem  Einfluss  der 
Branntweinsteuergesetzgebung  vom  Jahi« 
1887,  welche  för  Bayern  besonders  gflustig 
war,  die  Kartoffel  brenneroi  recht  bedeutend 
entwickelt,  während  die  gewerblichen  Be- 
triebe dort  ziemlich  gering  sind. 

Im  Königreich  Sadisen  ist  hauptGächlich 
landwirtschaftliche  Kartoffelbrennerei  im 
Gange,  während  iu  Württemberg  und  Baden 
ausser  einigen  gewerblichen  sehr  bedeuten- 
den Getreidebrennereien  fast  nur  die  Obst- 
und  Frucht brennereien  in  Betracht  kommen. 
Im  gesamten  Branntweiusteuergebiete  and 
im  Jahre  1897/98  5500  Kartoffelbrennereien, 
6967  landwirtschafthche  Getreidebrennereien, 
1072  gewerbliche  Getreidebrennereien  und 
30  Melassebrennereien  in  Gang  gewesen. 

Die  Erzeugung  der  einzelnen  Brennereien 
ei^ebt  sich  aus  dei  Tabelle  auf  S.  1093. 

In  Oesterreich  ist  nur  in  einzelnen  Be- 
zirken namentlich  in  Böhmen  die  lanii- 
wirtsciiaftliche  Brennerei  vertreten,  wäbrend 
sonst  hauptsächlich  Grossbetriebe  der  Melasse- 
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Ea  betrug  die  Produhtion  der 


A 

Hillionen  Liter 

IßSTiBS 

10,0 

21 

208,0 

j  4'.' 

i2,a 

7,7 

3,7 

*53.i 

!  41,0 

10,0 

»,4 

1,9 

30,1 

1892,'93 

337.6 

i  39,8 

IS,I 

10,6 

2,8 

1 893,-94 

3^8,4 

1   40,! 

13,0 

1,6 

5,0 

265,5 

1   38,75 

14,2 

2,6 

16,3 

iz,S 

1897,98 

iS5,"> 

1    38,47 

19,35 

'3,42 

a,53 

brennereien  und  in  Ungarn  der  Getreide-, 
ppeciell  Maisbrennereien  im  Gange  sind. 

In  Russland,  to  anch  durch  liie  Gesetz- 
gebung sowohl  wie  durch  die  landwirt- 
Bclutftlichen  Verhältnisse  ein  Ueberwiegen 
der  landwirtschaftlichen  Betriebe  besteht, 
ist  iii  einzelneu  Bezirken,  z,  B.  Königreich 
PoleD,  eine  ausgedehnte  Kartoffelbrennerei 
vorhanden,  und  in  anderen  Bezirken,  nament- 
lich in  den  Schwarzerde-Provinzen,  winl  in 
grossem  Massstabe  landwirtschaftliche  Kar- 
loffelbrennerei  mit  gleichzeitiger  Yeiwbeitung 
von   Roggen  betrieben. 

In  fVantreich  hat  ureprilnghch  die 
Brennerei  aus  Wein  und  Frtlchten  vorge- 
heiTScht,  doch  hat  sieh  auch  da,  namentlich 
in  den  letzten  Zeiten,  die  Melasse-  und  Eöben- 
brennerei  und  aiicn  die  Verarbeitung  von 
Stärkemehl  enthaltenden  Stoffen  erheblich 
entwickelt 

Eine  speciell  gewerbliche  Richtung  nach 
der  Ausdehnung  der  Grossbetriebe  hat  der 
Brennereibetrieb  in  Grossbritannien  genom- 
men, woselbst  im  ganzen  nur  170  Brenne- 
reien vorhanden  sind,  von  denen  jede  durch- 
Bchnitthch  im  Jahre  1894  6900  Hektoliter 
und  im  Jahre  1895  7600  Hektoliter  er- 
zeugten. Die  grössten  Brennereien  sind  in 
England  vorhanden.  Dort  erzeugten  die 
Brennereien  diirchschnittlich  in  den  Jahren 
1894/95  23600  HekttiLter  resp.  21 100  Hek- 
toliter. Die  Brennereien  in  Schottland  sind 
wesentlich  kleiner,  aber  auch  dort  belief 
sich  dieDlm^hschnittBproduktion  einerBrenne- 
rei  auf  4400  bis  4900  Hektoliter,  während 
in  Irland  die  Brennereien  diu-ch  schnitt  lieh 
14400  und  13200  Hek-toliter  jährlich  er- 
zeugt haben. 

In  dec  schottischen  und  irischen  Brenne- 
reien, welche  hauptsächlich  die  fflr  den  in- 
ländischen Konsum  tmd  die  fflr  die  Kolo- 
nieen  bestimmte  Trintware,  zum  Teil  unter 
Innehaltung     althergebrachter  Arbeitsweise 


herstellen,  wird  haupteäclüich  Roggen  vot- 
arbeltet,  während  in  einzelnen  enghscheu 
und  grösseren  schottischen  Brennereien 
neuerdings  auch  ^tais  imd  viel  Melasse 
verarbeitet  winl. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
in  Rumänien  und  in  Argentinien  wo  sich 
neuerdings  auch  eine  grössere  Brennerei- 
induatrie  zn  entwickeln  beginnt,  ist  dieselbe 
hauptsächlich  gewerblichen  Charakters  und 
auf  die  Verarbeitung  von   Mais   begrilndet, 

4.  Branntwelnproduktion  und  -ver- 
branch  in  den  einzelnen  Ländern.  Die 
Statistik  über  die  Menge  des  in  den  ein- 
zelnen LAndem  erzeiigteu  und  verbrauchten 
Branntvi-eins  hat  flberall  erheblich  an  Zu- 
verlässigkeit gewonnen.  Es  beruhen  daher 
die  nachfolgenden  Angaben  fast  sämtlich  auf 
amtlichem  Material. 

Deutschland.      Die    Bracntweinerzen- 
gtmg  betrug  in  reinem  Alkohol: 
1887/88  305,8  Hill.  Ltr.   1893.'94  316,2  Hill.  Ltr. 
1888'89  272,7     „        „     ISdi'Sb  295,1    „        „ 
188!),'90  314,5     -         n      1895,'96  333,4     „ 
1890/91296,9     „         „      189697  310,0     „ 
1891/92  294,8    „        „     1897i98  328,8    „ 
1892,93  302,9     „         „      ]898;99  382,5  fgeachiui) 

Die  deutsche  Branntweinproduktion  in 
den  Jahren  vor  1887  wird  auf  etwa  400 
Mill.  Liter  geschätzt,  dureh  die  im  Jahre 
1887  eingetretene  hohe  Besteuerung  war 
ein  erheblicher  Konsumrflckgang  eingetreten 
und  es  musste  in  Folge  dessen  auch  eine 
Einschränkung  der  Produktion  erfolgen,  erst 
in  den  letzten  Jahren  tritt  wieder  eine 
stetige  Steigerung  der  Produktion  ein,  nadi- 
dem  sich  auch  eine  Steigerung  des  Absatz- 
gebiets gezeigt  hat 

Zu     Trinizwecken     wurden     von     in- 
ländischem Branntwein  verbraucht: 
1888/89  217,4  MilL  Ltr.   1894/95  222,3  MUl.  Ltr. 
1890,91  226,0    „        .     189Ö/96  218,2    -        _ 
1891(92  215,0    .        _     1896,97  234,8    „ 
1892,93  215,9    „        „     1897  98  224,4    , 
1893/94  221,2    „        „     1898,99  235,0  ((reschäuti 

Zu  gewerblichen  Zwecken  wurden  steuer- 
frei at^egeben. 

a)  vor  dem  Jahre  1887  im  Gebiet  der 
früheren  norddeutschen  Steueigemeinschaft, 
altHD  mit  Ausschluss  von  Bayern,  Baden, 
Württemberg; 

1(981/83  10,90  HUI.  Ltr.   1884/8B  14,41  Mill.  Ltr. 
1882/83  13,00      „      „      188ö'86  16,32      „     „ 
1883;84  15,8»      „     „      1886;67  18,31      „     „ 

b)  nach  1887  (im  gesamten  Reichssteuer- 
gebiet) : 

1887/88  38,75  Mill.  Ltr.  1893/94  66,44  Mül.  Ltr. 

1888'89  43,13    „        ,  ISaißb  71,88    „        „    . 

1889,«)  53,14    „        „  1896/96  80,83    «        » 

1890,-91  51,91     „        „  1896'97  86,75    „ 

1891/92  55.13    „        „  189798  88,94    „ 

1892/93  60,67     „         n  1898;V9     100  (ReeohitzO 
Von  besonderem  Interesse  sind  die  Zahlen 
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Ober  den  deutschen  Branntweinexport.    An 

Eohspiritus  und  Sprit  wurde  aus  Deutschland 
ausgeführt: 

1840/49    8,6s  Äül.  Ltr.  dnrchschnittl.  im  Jahre 
1850/69  15,28     , 


FO/79  49,10 
[Bmiüi  74, 18 
".886  87,70 
74,60 
53,20 
31,30 
84,40 
39.84 
15,00 
8,33 
9,66 
7,70 
16,76 
18,14 


6,54      , 

Einer  bis  zum  Anfang  der  80er  Jahre 
zu  beobachtenden  laD^;samen  Steigerung  der 
Exporte  folgte  dann  eia  plötzliches  Wachsen, 
■welches  im  Jahre  1882  mit  92  Mill.  Liter 
seinen  Höhepunkt  erreichte.  Die  plötzliche 
Steigerung  hing  der  Hauptsache  nach  vou 
den  durdi  den  Handels veriragsabschluss 
mit  Spanien  geschaffenen  Einfuhrerleichte- 
rungen  ab,  während  andererseits  auch 
Spanien  infolge  der  Yerwöetungen,  welche 
die  Reblaus  in  den  französischen  Weinbergen 
angerichtet  hatte  und  welche  Frankreich  zum 
Bezüge  grosser  Mengen  spritreicher  Weine 
zum  Verschnitt  der  vei-miriderten  eigeuen 
Produktion  nötigten,  eine  bedeutende  Wein- 
ausfuhr hatte.  Das  bald  bemerkbare  all- 
mähliche N^achlassen  des  Exportes  beruht« 
auf  der  starken  russischen  Konkurrenz, 
welche  durch  hohe  Ausfuhrprämien  imter- 
stfltzt  war.  Das  fast  vollständige  Nachlassen 
von  1892  an  hängt  mit  dem  Ablauf  des 
deutsch  -  spanischen  Handelsvertrag  zu- 
sammen, zu  welchem  Zeitpunkte  gleichzeitig 
Frankreich  die  Einfuhr  von  gespriteten 
Weinen  hinderte,  der  deutsche  nach  Spanien 
eingeführte  Sprit  einer  hohen  Zollbelastung 
unterworfen  wurde  und  Spanien  selbst  an- 
fing, seine  eigene  Spritindustrie,  namentlich 
diejenige  aus  Weinen,  zu  unterstatzen.  Die 
höheren  Zahlen  im  Jahre  1895  und  1896 
dnd  eine  Folge  des  Branntweinsteuergesetzea 
vom  Jahre  1895,  dnreh  welches  eine  Export- 
prämie von  6  Mark  pre  Hektoliter  reinen  Alko- 
hols eingeführt  wurde,  mittelst  deren  die  in 
Deutschland  angesammelten,  preisdrückeo den 
Bestände  abgestossen  werden  konnten.  Im 
allgemeinen  ist  dadurch,  dass  in  vielen  der 
früheren  Importländer  (Spanien^  Portugal, 
Frankreich,  Ai:gentinien ,  neuerdings  Japan) 
zum  Schutze  der  eigenen  Industrieen  hohe 
Schutzzölle  eingefiUirt  sind,  auch  dort  die 
Industrieen   sich  selbst  günstig   entwickelt 


haben,  Branntwein  als  Exportartikel  auf  dem 
Weltmärkte  höchst  unbedeutend  geworden, 
so  dass  man  jetzt  den  gesamten  Bedarf  des 
Weltmarirtes  an  Sprit  auf  50—60  Mill.  Liter 
veranschlagen  kann,  in  welche  Ueuge  sich 
hauptsächlich  Deutschland,  Oesterreich  und 
Russlaud  teilen.  Allerdings  bezieht  sich 
dies  niu-  auf  hochprozenügen ,  gereini^en 
Sprit  Daneben  steht  noch  ein  Bedarf  an  Tnnt- 
branntweinen  (Cognac,  öenievre  etc),  welcher 
besonders  durch  Frankreich,  OTOsebritannien 
und  Hamburg-Freihafen  gedeckt  wird. 

üeber  Produktion  und  Verbrauch  von 
Branntwein  in  'Jesterreich-Üngam  giebt  die 
Tabelle  auf  S.  1095  Aufschluss. 

Ueber  die  Höhe  des  russischen  Exports 
in  früheren  Jahren,  als  noch  Spanien  ein  Auf- 
nahmeWd  fOr  Sprit  war  und  als  Bosaland 
mit  Deutschland  auf  diesem  Gebiete  konkui^ 
rierte,  giebt  nachstehende  fOr  EaleDderiahri> 
geordnete  ZusammensteUung  Aufschluss: 

Russland  exportierte 


1881  10,12  M 

11. 

iiter 

1890  51.90 

UiU.  Liter 

}f^  "^'52 

1^  48,57 

„       „ 

1683  37.7a 

1892  11,1 

1884  28,59 

1893  25,6 

188Ö  46,48 

1894  27.7 

1886  75,74 

^8*  "'35 

1887  79,91 

1896  20J3 

1888  65,60 

1897  24,50 

1889  48,99 

., 

Diese  Zahlen  zeigeu,  wie  Russland  in 
den  Jahren  1884—87  als  Deutschlands  Ex- 
port schon  ziu^ickzugehen  be^nu,  noch 
steigende  Ausfuhrzahlen  nachwies,  wie  es 
aber  von  1392,  als  die  AufnahmeBtbigkeit 
Spaniens  fOr  ausländischen  Sprit  nachhess, 
ebenfalls  einen  plötzlichen  Verlust  auf  diesem 
Absatzgebiete  erUtt 

Frankreich. 
Produktion  Einfuhr  AiufnliT 

Millionen  Liter 
1875 


184,9 

6,30 

39.0S 

i86;4 

28.78 

ao!37 

26,91 

205.2 

"■53 

27,75 

200,5 

21.06 

26,46 

2.62 

i4;6i 

26,44 

2^4:6 

12,78 

rfjR 

'3,69 

31.65 

lao^S 

13,14 

3M? 

336,3 

1S,3S 

35,96 

247,6 

14,37 

äS43 

232,9 

15,47 

26,09 

2i6,S 

13.71 

26,96 

13,25 


27-^" 


Die  Zunahme  der  Produktion  beniht 
lediglich  auf  der  Steigerung  der  Erzeugung 
der  gewerblichen  Betriebe.  Diese  erwugten: 
1876  148,2  Mill.  Ltr.  1896  203,6  Mül.  Lö- 
1885    179,5      .,      .,  1896    188.8      „     ,. 

1894   3' 1,4      „      „  1897  aio,i      „     „ 


*)  Eiaechliesslich  LikOre. 
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Br&nnlweiüproduktiOQ  and  -verbrauct 


Oesterreich-triigftm. 

Produktion. 

Oeaterreich 
Unffarn 

1889/90 

'03,34 
89,95 

1890/91 

123,68 

95,4° 

1891/92       1892/93 

Mülionen  Liter 
123,97         128,14 
113,21         109,71 

1893/94 

125,23 
109,83 

1894/96 

136,85 
94,25 

isge^fss 

139,78 
98,43 

Oesterreich-Üngani 

194^9 

219,08 

337, 18         237,85 

235,06 

231,10 

233,21 

InlaudBt 

rinkverbrauch. 

Oerterreich 
Ungarn 

8S,ao 
67^ 

90,30 
72,20 

Millionen  Liter 

ItTo 

94,*o 
75,10 

9S,20 

82,70 

UeBteneich-Ungam 

156,60 

162,50 

170,30         184,60 

180,00 

169,30 

177,90 

Abgabe 

rel fOr 

technische  Zwecke. 

nngarn 

9,50 
5,30 

10,00 
5.60 

HilUoaen  Lit«r 
10,10          10,90 
6,10            7,00 

12,30 
7,30 

13,46 
7,25 

15,48 
6,98 

Uesterreich-Ungarn 

I4,ta 

.5,60 

16,20           17,90 
Export 

19,50 

20,71 

«,46 

Oeaterreich 
üngam 

13,90 

14,TO 

2  [,80 

15.90 

HiUioneu  Liter 
17,10           i5.ao 
15,70           11,90 

12,00 
11,60 

18,60 
S,50 

18.» 

4,80 

28,10 

37,70 

32,80          27,10 

23,60 

24,10 

33,00 

Hillionen  Liter 


Produktion 
Inlandsverbrauch 

Anafahr 


12,48 


Orosabritanniett. 


Pro- 
duktion 

Eonamn 

Export  von 
britischem 
Branntwein 

Millionen  Liter 

1869/60 

73,91 

63,75 

5,35 

72,53 

53,19 

1874/76 

77,83 

2,87 

97,64 

7i,*3 

4,44 

107,04 

106,93 

73,63 

116,43 

77,86 

1891/92 

120,69 

82,14 

9,94 

80,02 

1893/91 

79,47 

9,26 

117,11 

76,45 

10,05 

128,73 

81,14 

142,01 

83,54 

12,50 

1897/98 

158,30 

35,86 

'1,97 

Der  BranntweinTerbraiich  auf  den  Kopf 
der  BeT&lkenmg  in  Litern  reinen  Alkohols 
stellt  sich  für  die  Periode  1885/95  in  den 
einzelnen  LOndem  wie  folgt: 


Dentschland  .  . 
Oeaterr.-Ungam . 
Schwel« .... 
Italien  .... 
Frankreich  .  . 
Belgien .... 


26,02 

4,40  Niederlande . 

3,80  England  . 

3.06  Schwerin. 
□,67  Bnseland. 
4,32  Vereinigte  Staaten 

4.7  von  Amerika    . 


18,38 
[9,43 

15,63 


0,63 

1% 


BrauBtener, 

rbrauerei  und  Bierbesteue- 
rung oben  Bd.  II  8.  801. 


Brann,  Karl 

'.  ni.  (nicht  4.  m.)  IQ  Hadamar 
Bt.  am  14.  Vn.  1893  zu  Freibnrg 
-1858  Mitglied  und  1869  Präsident 


norddeaUchen  Beichstages,  preuseischcn  Land- 
taees  und  deutschen  Reicbatages .  dem  er  bie 
1887,  als  deatflch-freisiniiiges  Farteiglied,  aoge- 
hOrte.  Seit  1867  Justizrat  und  RechtMnwalt 
beim  Obertribnnal  in  Berlin.  Kühmend  ist 
von  Braun  hervorzuheben,  dass  seine  Sj-mpa- 
tbieen  18fi6  beim  Kampfe  gegen  die  Klein- 
staaten atif  seite  Preusaens  waren  und  dasB  er 
ein  Feind  der  öffentlichen  Spielbanken  gewesen, 

BrannB  wirtschafCspolitische  und  soziale  Bc- 
dentnng  ISsst  sich  dahin  zusammenfassen,  dasa 
er  ein  unermüdlicher  Agitator  für  Freizügig- 
keit ,  Gewerbe-  und  Handelsfreiheit ,  dasa  er 
ferner  ein  Kampfer  gegen  FeudalismuB  and 
Sozialismus  war.  Kr  toat  sich  u.  a.  hervor  als 
Mitb^ründer  des  „Kongresses  deutscher  Volks- 
wirte" {1868),  dessen  langjähriffer  Präsident  er 
war,  und  als  Mitbegründer  der  ^ierteljahr- 
schrift  für  Volkswirtschaft"  des  Hanptorgans 
der  deutschen  Freihandelspartei  (1863), 

Braun  veröffentlichte  von  volkswirtschaft- 
lichen Schrifteii  in  Bnchform:  Für  Gewerhe- 
treiheit  und  Freizügigkeit  durrh  ganz  iJeutsch- 
land,  Frankf-  a,  M,  1860.  —  Für  den  deutach- 
franziiai sehen  Handelsvertrag  (Rede),  Wiesbaden 
18G2.  —  Die  wirtschaftlichen  VerhältniBae  des 
Herio^ums  Naaaan,  Wiesbaden  1865.  —  Von 
Friednch  dem  Grossen  bis  zum  FUreten  Bismarck, 
5  Bücher  Parallelen  zur  Geschichte  der  prenssisch- 
deutschen  Wirtschaftspolitik,  Berlin  1882,  Er 
veröffentlichte  zusammen  mit  Mai  Wirth:  Die 
Zinswuchergesetze,  vom  Standpunkte  der  Volks- 
wirtschaft, der  Rechtswissenschaft  und  der  legis- 
lativen Politik  beleuchtet,  Mainz  1866. 

In  dem  von  der  Volkswirtschaftlichen  Ge- 
sellschaft in  Berlin  hrsg.  Sammelwerke:  „Volks- 
wirtschaftliche Zeittragen "  verüffentlichte  Braun 
1879,  Heft  2:  Der  Staat  und  die  Volkswirt- 
schaft; 1881,  Heft  20,^1:  Die  Männer  des  Zoll- 
vereins; 1883,  Heft  36:  Die  Vagabundenfrage ; 
1866,  Heft  68:  Die  Eoloniaationsbestrebnugen 
der  modernen  europäischen  VStker  und  Staaten. 
—  Braun  war  Herausgeber  des  II.  nnd  IH. 
Bandes  der  gesammelten  Schriften  von  J.  Prince- 
Smith. 

Vgl.  fiber  Braun  die  Nekrologe  von  Alex, 
Meyer  in  der  Sation".  Jahrg.  X  {1892«3}  S. 
665ff.  n.  von  E,  Bleack  in  der  Zeitschrift  d,  k. 
Statist  Bnreans,  Jahrg.  1694, 


Brentano,  Lujo, 

geb.  am  16.  XIl,  1640  zn  AschaGfenbnrg.  stu- 
dierte in  Dublin,  Heidelberg,  München,  WUrz- 
bnrg  and  OSttingen,  habilitierte  sich  1671  als 
Privatdozent  an  der  Universität  Berlin,  begab 
sich  1672  wieder  nach  England  und  ^ng  noch 
in  demselben  Jahre  als  ausserordentlicher  Pro- 
fessor nach  Breslau,  wo  er  1873  ordentlicher 
Professor  wurde.  Im  Jahre  1862  folgte  er 
einem  Rufe  nach  Strassburg,  wo  er  bis  Ostern 
1688  wirkte,  um  welche  Zeit  er  die  bis  dahin 
von  Lorenz  v.  Stein  (s,  d.)  bekleidete  Professur 
an  der  Wiener  Hochschule  übernahm,  um  diese 
Steile  nach  Jahresfrist  mit  der  Professur  der 
Staatswissenschaften  an  der  Universität  Leipzig 
■n  vertasschen.    Ostern    18111   ging   er  darauf 


wo  er  gegenwärtig  als  Senior  der  staatswissen- 
schaftlichen  Fakultät  Vorlesungen  über  Natäo- 
ualskonomie,  Wirtschaftsgeschioite  und  f^nanE- 
wissenschaft  hält,  ausserdem  auch  dem  ataats- 
wirtschaftlichen  Seminar  als  Direktor  vorsteht. 
Er  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen  Schriften  in  Buchform :  lieber  J.  H.  von 
ThUnens  natnrgemässen  Lohn-  nnd  Zinafma  im 
isolierten  Staate,  QQttingen  1867  (Doktordisser- 
tation). —  Das  Industrial-Partnershipsya!«!!!, 
Augsburg  1668.  —  On  the  history  and  deve- 
lopment  of  gilds  and  the  origin  of  trade»- 
uuioos,  London  1870.  —  Die  ArbeitereUden  der 
Gi^nwart,  2  Bande,  Leipzig  1871~"ra  (Fmeht 
einer  1866  mit  Ernst  Engel  (s.  d,)  nntemom- 
menen  Studienreise  nach  England!  —  Ueber 
Einigungsämtec,  Leipzig  1873.  —  Die  „wissen- 
schaftlicne"  Leistung  des  Herrn  Ludwig  Bam- 
berger, Leipzig  1873,  —  Ueber  das  Veniältniä 
vou  Ärbeitäohn  und  Arbeitszeit  zur  Arbeits- 
leistung, Leipzig  1876;  dasselbe,  S.  Aufl.,  ebda. 
1693.  —  Das  Arbeitsverhältnis  gemäss  dem 
heutigen  Recht,  Leipzig  1877.  —  Die  Arbeiter- 
versicherung gemäss  der  hendgen  Wirtschafts- 
ordnung, Leipzig  1879.  —  Der  Arbeiterrer- 
sichernne'Szwaug,  seine  Voraussetzungen  vnA 
seine  Folgen,  Berlin  1881.  —  Die  c&ristlidi'- 
aoziale  Bewegung  in  England.  Leipzig  1883.  — 
Ueber  einen  uentsch-Qsterreichischen  ZollvereiB, 
Rede,  Budapest  1886,  —  Die  klassische  Natio- 
nalökonomie, Leipzig  1888.  —  Ueber  die  Ur- 
sachen der  heutigen  sozialen  Not,  Leipzig  1889. 
—  Die  Stellung  der  Gebildeten  zur  sozialen 
Frage,  Leipzig  1890.  —  Meine  Polemik  mit  Karl 
Mari,  zugleich  ein  Beitrag  zur  Frage  des  Fort- 
schrittes der  Arbeiterklasse  und  seiner  Ursachen, 
Berlin  1890.  —  Ueber  Anerbenreeht  and  Grund- 
eigentum, Berlin  1895.  —  Agrarpolitik.  Ein 
Lehrbuch,  I.  Teil,  theoretische  Einleitung  in 
die  Agrarpolitik,  Stuttgart  1897.  —  Die  St^nng- 
der  Studenten  zu  den  sozialpolitischen  Aufgaben 
der  Zeit.  Vortrag,  München  1897.  —  Die  Agrar- 
reforni  in  Preussen,  Berlin  1898  fVolksw.  Zeit- 
fragen, Heft  148  u.  149).  —  Die  Entwicklung 
des  englischen  Erbrechts  in  das  Grundeigfentain. 
Vortrag,  Berlin  1898  ( Volks  w.  Zeitfrages, 
Heft  lo6).  —  Der  Schutz  der  Arbeitswilligen. 
Vortrag,  Berlin  1899  {Volksw.  Zeitfragen,  Heft 
lö9).  —  Gesammelte  Aufsätze,  I.  Band :  Erb- 
rechtspolitik.  Alte  und  neue  Feudalität,  Stntt- 

Er  veröffentlichte  in  Sammeliverken :  1. 
Schönberg,  1.  Aufl.  I :  „Die  gewerbliche  Ai- 
belterfrage,  S.  90öff.;  dasselbe,  franz.  von  L. 
Caubert:  „La  qnestion  onvritre",  Paris  188ö. — 
2.  Schriften  d.V.t.Sozialpol.  (Leipzig)  Band  Vit 
Die  Sicherung  des  Arbeitsvertrages  {1874).  —  Bd. 
X;  Ueber  Lehrlings wesen  (187o).  —  Bd.  XLT: 
Ueber  Arbeit^einstellnngen  und  FortbilduuK  des 
Arbeitsvertrages  (1890).  —  Er  verOffentficät« 
femer  als  Bruchteil  des  IL  Bandes  des  Werkes: 
Znm  sozialen  Frieden,  von  v.  Schuke-Gaeverniti 
(Leipzig  1890):  Die  neue  GewerkvereiDsbeive- 
gung  in  England. 

Er  ist  Mitherausgeber  der  Sammelwerke: 
I.  Münchener  volkswirtschaftliche  Studien,  her- 
ausgeg.  V.  L.  Br.  nnd  Walter  I«tz  (Stuttgart), 
wovon  bis  1699  30  einzelne  Monographieen  er- 
schienen ;  2.  Sammlung  älterer  und  nener  staata- 
wissenschaftlicher  Schriften  des  In-  und  Aa>- 
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Brentano — Bright 


l&ndesj  heTaasg.  von  h.  6r.  und  Em.  Leser 
(Leipzig),  wovon  bis  1698  10  Bftnde  erachienen. 
Er  war  beteiligt  an  der  Herausgabe  der  Jahrg. 
1877—1880  des  Jahrb.  f.  Ges.  n.  Verw.  [Leipzig] 
und  (bis  snm  Jahr  1888)  an  den  von  6.  f. 
£napp  weitergefDfarten  „AbhandlnDgen  ans 
dem  ■taatswissenschaftlichen  Seminar  zn  Strasa- 

Brentano  veräffentlicht«  von  gtaatawiaaen- 

Bchaftlichen  Artikeln  in  Zeitscbriften :  1.  Con- 
cordia  (Mainz);  Wie  Karl  Mara  citiert;  Wie 
Karl  Man  Bich  verteidigt ;  Weiteres  zur  Charak- 
teriBtik  von  Karl  Man:  i  Aufrötie  im  Jahrg. 
1872.  —  Die  Konsolidiernng  der  engiinchen 
Fabrikgesetze:  i  Artikel  im  Jahrg.  1876.  — 
2.  Coamopolia,  Jahrg.  1896:  Die  Meinangsver- 
achiedenheiten  nnter  den  Volkawirt^chaftalehren. 
—  3.  DentBches  Wochenblatt  (Berlin),  Jahrg. 
1890;  Teber  internationale  Fabrikgeaetzgebnng. 


beitgzeit  znr  Arbeitsleistnng.  —  5.  Jahrb.  f. 
Ges.  n.  Terw.,  N.  F.,  Bd.  11  (1878):  Die  Ar- 
beiter nnd  die  Produktion skrisen.  —  Bd.  VI 
(1682):  tieschichte  nnd  Wirken  eines  deatachen 
Gewerkvereina.  -  Bd.  IX  (1885] :  Üeber  eine 
zukttnftigB  Handelspolitik  des  Deutschen  Reichs. 

—  6.  Jahrh.  f.  Nat.  u.  Stat-,  Jena,  Bd.  XVI  (1871) : 
Die  Lehre  von  den  Lobnsteigerungen  mit  be- 
Bonderer  BUckucht  auf  die  englischen  Wirt- 
Bchaftslehrer.  —  Bd.  XIX  (1872) :  Zur  Eetorm 
der  dentBchen  Fabrik gesetjigebnng.  —  N.  F. 
Bd.  XVI  (1888);  Die  beabsi^tigle  Alters-  nnd 
Invaliden  Versicherung  für  Arbeiter  and  ihre 
Bedeatung.  —  7.  Mitteilungen  d.  GesetlBchaft 
üslerr.  Volkswirte,  Jahrg.  I  (1888) :  Ueber  Kar- 
teUe.  —  8.  North  British  Eev.  (London)  Okt. 
1870:  The  growth  of  a  tnides  -  nnion.  —  9. 
PreuBS.  Jahrb.  (Berlin)  Bd.  XXIX  (1871):  Die 
Ge  werk  vereine  im  Verhältnis  zur  Arfaeitsgeaetz- 
gebnng.  —  Bd.  SXXIII  (1873):  Die  englische 
(■hartistenbewegnng.— Bd  XL  (1877) :  Die  liberale 
Partei  nnd  die  Arbeiter.  — 10,  Bevue  d'f  c«nomie 
poUt.  (Paria)  Ille  ann^e^  1889:  Une  le^n  snr 
l'totnomie  politiqne  clasaiqne.  —  Des  demieres 
canses  de  notre  mia^re  sociale.  —  IV«  ann^e, 
1890:  La  rfiglementation  internationale  de  I'in- 
dnstrie.  —  Dne  nonvelle  phase  de  l'organisation 
des  onvriers  en  Angleterre.  —  Une  poMmique 
avec  Karl  Marx  (contribntion  i,  la  qaestion  dn 
progr^s  de  la  classe  onvri^re  et  de  «es  cauies. 

—  Ve  ann6e,  1891:  La  qnestion  des  hnit  heures 
en  Angleterre  etc.  —  VII'  annee,  1893:  Le« 
rapports  entre  le  salaire,  la  dnree  dn  travail  et 
sa  prodnctivite,  —  XI«  annee,  1897;  Ponrquoi 
il  n'y  a  pas  de  hobereani  en  vieille  Bavitie.  — 
11.  Soziale  Praxis  (Berlin),  Jahrg.  1897 :  Atomisti- 
sche Reaktion  in  England  (znm  Uaschinenhaner- 
Btreik).  —  12.  Zeitschr.  d.  k.  pr.  Statist.  Bnr. 
(Berlin),  Jahrg.  VIU  (1868):  Der  Kongresa  der 
Trades  ünions  zn  Manchester  v.  3-G.  VL1868. 

—  Jahrg.  XI  (1871):  Abstrakte  nnd  realistische 
Volkswirte.  —  la.  Zeitschr.  f.  Sozial-  n.  Wirt- 
schaftsgeschichte (Freihurg  i.  B.)  Bd.  I,  1893: 
Die  Volkswirtschaft  und  ihre  konkreten  Grund- 
bedingungen (1.  Art.).  —  Ueber  den  grnndherr- 
liehen  Charakter  des  haus  industriellen  Leinen- 
gewerbes  in  Schlesien.  —  Bd.  II,  1894:  Ueber 
den  Einflnss  der  Ümndherrlichkeit  und  Friedrichs 
des  GroMen  anf  das  srhlesische  Leinengewerhe. 
Eine  Antwort  an  meine  Kollegen  GrUnhftgen 


nnd  Somhart  in  Brealan.  —  14.  Zeitschr.  f. 
Staatsw,  (Tübingen).  Bd.  XXXII 1876 :  Die  Lehre 
von  denLohnsteigemngen.— Bd.XXXIII,  1877: 
DieGewerbefreiheit  im  Mittelalter.— Bd.  XXXIV, 
1878:  Noch  ein  Wort  über  die  wirtschaftliche 
Freiheit  im  Mittelaltar.  —  In  politischen  Zei- 
tungen veröffentlichte  Brentano  n.  a. :  1.  Natio- 
nal-Zeitung,  Jahrg.  1887:  drei  Anfstlze  über 
FabrikfeudalitKt  nnd  Fabrikantenadel.  —  2.  Bei- 
lage zur  Allp.  Zeitnnff  (Manchen),  Jahrg.  1899, 
Nr.  91 :  Sozialpolitische  Klopffeohterei  (richtet 
sich  gegen  die  Berliner  Korrespondenz  in  Sachen 
der  Heimarbeiterinnen). 

In  der  ersten  Auflage  dieses  „EandwBrter- 
bucba"  hat  Brentano  die  Artikel:  Die  Oewerk- 
vereine  im  allgemeinen  IV.,  S.  Iff.;  Die  Ge- 
werkvereine  in  England  IV.,  S.  7ff.;  Der  Char- 
tismns  V.,  S.  741  ft.  geschrieben.  Bed. 


Briefporto, 

s.  Porto. 
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8.  PoRl,  Postwesen. 


Bright,  John, 

Seb.  am  16.  XL  1811  zu  Greenbaub  bei  Rocb- 
ale,  war  1868—70  Handelsminister  (President 
vom  Board  of  Trade)  im  Kabinett  Gisdstone  und 
starb  am  27.  III.  1889  zu  London. 

Bright  gehörte  nicht  zu  den  Gründer», 
wohl  aber  zu  den  eifrigsten  Mitgliedern  der 
Anti-Oom-Law-Le&gne  und  war  mit  Cobden  das 
Haupt  der  sogenannten  Hanchesterschole,  Seine 
Wirksamkeit  galt  nicht  nur  Akten  der  wirt- 
schaftlichen Freiheit,  sondern  auch  der  politi- 
schen, indem  er  q.  a.  auch  fllr  das  allgemeine 
bleiche  Wahlrecht  agitierte.  Seine  arbeiter- 
nenndliche  Gesinnung  hatte  einen  echt  man- 
chesterlicben  (Charakter,  denn  wenn  er  sie  ein- 
mal scheinbar  dadurch  bethfttigte,  dass  er  gegen 
die  Kinderarbeit  eiferte,  erklärte  er  zieh  ein 
anderes  Mal  als  Gegner  der  Arbeitsbeschranknng 
der  MSnner  nnd  Frauen  in  den  Fabriken  nnd 
stimmte  als  solcher  184T  gegen  die  Zehn- 
stundenbill. 

Die  Dokumente  über  seine  agitatorische 
ThKtigkeit  in  nnd  ausser  dem  Parlamente  finden 
sich  in  den  von  ihm  verGffentUchten  Speeches 
on  questiona  of  public  policy,  London  1867; 
ferner  in  Sneeches  on  the  public  affaira,  London 
1869  und  in  Public  letters  oollecttd  and  ed.  by 
licech,  London  188Ö. 

Vgl.  aber  Bright;  Edinburgh  Review,  Ja- 
nuary  1879.  —  Smith,  Life  and  Speeches  of  J. 
Brigtit,  2  vols.  London  1881.  —  L.  Say,  NScro- 
logie;  John  Bright  in  Jonmal  d.  Econ,,  April 
11^.  —  Palgrav^  Dictionary  of  political  eco- 
nomy,  vol.  I,  London  1894,  S,  178.  —  H.  d.  St. 
1.  Aufl.,  Bd.  II.,  Jena  1891,  S.  736.  Xlpprrt 
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B  roggia — Brotprei  ee 


Broggia,  Carlo  Antonio, 

geh.  im  Jahre  16fS  xa  Neapel,  geat.  duelbat 
als  angesehener,  als  Autorität  im  Qeld-  nnd 
HOanwii  feltender  Ennfmann,  im  Jalire  1767. 
Brog^a  bat  in  seinem  Werke :  „Trattato 
dei  tri^nti"  etc.,  mit  besondeier  Bezugnahme 
anf  dos  KSnigreicfa  Neapel ,  die  erste  Steaei- 
methodik  nnter  den  italienischen  NationalBho- 
nomen  geliefert,  aber  der  darin  van  ihm  em- 
pfohlenen Steuerpolitik  fehlt  das  Rückgrat,  mit 
anderen  Worten  die  notwendige  POraorge  für 
Decknng  der  ErfordemisBe  des  Staatsbudgeta. 
Indem  er  nämlich  das  bewegliche  Vermögen 
gsax  und  die  Industrie  mOglicbst  geschont  haben 
will,  indem  er  femer  alle  geldbringenden  Re- 

f'eraugsmonoiKile  verwirft,  bleiben  für  den 
Lskns  nur  die  Erträgnisse  der  Qmnd-  nnd 
Boden-  sowie  der  Fabrikatstener,  ferner  der 
Steuer  anf  zinstragende  Kapitalien  nnd  der 
Verbrauchssteuer  Uorig,  wotod  ,  einschliesB- 
lich  der  Einnahme  aus  Äccise  und  BinnenzSlIen, 
ein  gut  fundiertes  Staatswesen  schon  beat«hen 
kann,  aber  nicht  das  durch  hän%e  kriegerische 
ünmhea  nnd  Münzverachlechterungen  fiuan- 
«iell  erschöpfte  Königreich  Neapel,  welches 
noch  dazn  seit  ITdi,  wo  Neapel  und  Sicilien 
nnter  einen  gemeinsamen  Herrscher,  den  Usur- 
pator und  spanischen  Prinzen  Don  Carlos.  ^- 
uotnmen  waren,  einen  grossen  Teil  der  \  er- 
waltnngskosten  des  stets  notleidenden  Sicüiens 
übernehmen  ninsste. 


oben  angezogenen  Schrift,  das»  die  Gewähr  für 
das  Wohlstandsanwachsen  eines  Landes  in  dem 
Wohlergehen  seiner  Bauern  und  Kleinbürger 
liege,  ist  ebenso  richtig  als  der  in  der  Däm- 
lichen Abteilung  erscheinende  Satz,  dass  die 
wirtschaftliche  Blltie  eines  Staates  weit  mehr 
von  der  Schnelligkeit  der  Cirknlation  der  Güter 


als  strenger ,  alle  anslilndischen  Waren  vom 
Konkurrenikampfe  ansschliessender  Herkantiüst, 
unter  Qtttem  nor  die  Erzengnisse  des  heimiachen 
Oewerbfleisses  nnd  Ackerbaus. 

Seine  Schriften  führen  den  Titel:  Trattato 
dei  tributi,  delle  monete  e  del  govemo  della 
societi,  Neapel  1T43.  ~  Memoria  ad  oggetto  di 
varie  politicne  ed  economiche  ragioili  e  temi  di 
ntile  raccordo,  che  in  causa  del  monetaggio  di 
NaDoli  si  espongono  e  propongouo,  Neapel  1751. 
—  Bisposta  alle  obiezioni  State  fatte  da  rarü 
Bo^etti,  intomo  al  sistema  del  prezzo  corrente, 
etc.,  Neapel  1765. 

Vgl.  über  &^^gia:  Pecchio,  Storia  della 
economia  pubblica  in  Italia,  Lugano  1829  und 
Turin  ISGfi.  —  Ricca  Salemo,  Storie  delle  dot- 
trine  flnanziarie  in  Italia,  Rom  1681.  —  For- 
nari,  Delle  teorie  economiche  nelle  proyincie 
neapoUtane,  vol.  IL.  Hailand  1683.  —  Ugo 
Babbeno,  C.  Ä.  Broggia  im  H.  W.  B.  d.  St.  1. 
Aufl.  Bd.  II,  Jena  mi,  S.  737.        LipperU 


Brotpreise. 


1.  Faktoren  der  B.  Eine  Haus- 
haltung —  2  ErwochBeue  und  3  Kinder  — 
mit  lOOO  Mark  Jahreaeinnahmen  und  -aus- 
gabea  braucht  an  Brot  das  Jahr  über 
leicht  1000  Pfund;  das  Pfund  zu  12  Pt 
macht  eine  Jabresttusgabe  von  120  Ma^  für 
Brot  =:  12  "/o  der  Qeaamtausgabe,  und  1  PL 
pro  Pfund  auf  oder  ab  drückt  oder  leich- 
tert das  Jahresbudget  der  Familie  um  lU 
Mark  =  1  "h.  —  Hierdurch  ist  die  Be- 
deutung der  Brotpreis£rage  für  den  Haus- 
halt der  »kleinem  und  »mittleteoc  Ideale. 
also  des  bedeutendsten  Teiles  des  Volks. 
veranschaulicht;  denn  gegenw&rtig  ist  es 
nicht  nur  in  den  Städten,  sondern  anch  anf 
dem  Lande  im  grCsaten  Teile  von  Deutsch- 
land ilberwi^end  Sitte,  das  Brot  beim 
Bäcker  zu  kaufen,  nicht  selbst  zu  backen. 
Bis  vor  ein  paar  Jahrzehnten  mochte  die 
Brotpreisfmge  hauptsächlich  für  die  Städter 
wichtig  sein,  jetzt  ist  sie  es  für  das  ganie 
Land. 

Faktoren  des  Brotpreises  sind  nun  fol- 
gende: 1.  der  Preis  der  dazu  gebrauchten 
Slenge  Mehl  —  beim  B^^genbrot  er^ben 
1  Pfund  Mehl  ungefähr  IVs  Pfuad  Brot  in 
verkaufsfähiger,  nicht  mehr  warmer  Ware  — ; 

2.  die  Kosten  des  Backens:  Zuthaten  (Salx 
etc.),    Miete,    Feuerung,    LShne,   Abg'^)en: 

3.  die  Kosten  des  Vertriebes:  Ladenmiete, 
Bedienung  der  Kunden,  wobei  auch  die 
Ansprüche  der  letzteren  an  Ausstattung  des 
Lokals  und  Bequemlichkeit  der  Bedienung 
in  Betracht  zu  ziehen  sind.  Auf  die  Posten 
zu  2  und  3  ist  die  OrOsse  des  Betriebes  und 
de^en  f^inrichtung  von  bedeutendem  Eia- 
fluss.  Die  Posten  zu  1 — 3  zusammen  sind 
die  eigentlichen  ihx)duktionsauslagen,  welche 
regelmässig,  als  Minimalverkaufspreia,  «rieder 
erstattet  werden  müssen.  Dann  ist  4-  zu 
decken  der  ünternehmergewinn,  der 
sich  in  sehr  weiten  Grenzen  bew^;t.  Ke 
Intelligenz  des  Leiters  und  der  Eiofluss  der 
Grösse  des  Betriebes  auf  die  Herstellungs- 
kosten machen  sich  achon  bei  den  Betriebs- 
(Back-  und  Vertriebs-)koBten  geltend  und 
bedingen  damit  unterschiede  im  ünter- 
nehmergewinn. Aber  von  diesen  abgesehen 
und  die  Bedingungen  für  alle  Bäcker  des 
gegebenen  Bezirks  ^gleichgesetzt,  kommt  es 
au:  a)  auf  die  Betnebsdichtigkeit,  d.  h.  das 
Zahlenverh&ltnis  von  Brotproduzenten  und 
Konsumenten.  Grosse  Dichtigkeit,  d.  h. 
1  Bäcker  auf  schon  eine  kleine  Anzahl  von 
Verbrauchern  wird  verteuernd  wirken,  wird 
die  ZahlungswiUi^eit  und  -ßthigkeit  des 
Publikums  mehr  io  Anspruch  nehmen,  so- 
lange diese  aushält,  weil  viele  Produzenten 
von  wenigen  Konsumenten  leben  ^roUeo 
und  ihre  Preise  danach  einrichten  mOssen; 
b)  auf  die  Konkurrenz  der  Bäcker,  d.  h.  die 
Stärke  ihrer  Neigung  urid  ihres  KOnnens. 
die  Preise  im  gegenseitigen  Interesse  hoiÄ 
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2u  halten  oder  sich  zu  unterbieten;  c)  die 
ZaUun^sfilhiK^eit  des  EundenbreiseB,  irelche 
auf  die  ZanluDgs Willigkeit  EinQusa  hat, 
und  diese  letztere  mnt  —  die  erstere  als 
bestimmt  vorausgesetzt  —  d)  durch  die  ür- 
tetlsULigkeit  der  Kftufer  über  die  Preis- 
■wOrdigkeit  der  Ware  ■wesentlich  beeinflusst. 
Diese  Urteilsfähigkeit  wiid  mit  bedingt  durch 
die  Verkaufsweise  der  Ware.  Wenn  «.  B. 
das  Brot  nicht  90  verkauft  wird,  dass  die 
Preisveränderungen  durch  den  wechselnden 
Preis  des  Pfundes  Brot  angezeigt  werden, 
sondern  durch  die  Veränderungen  der  Brot- 
menge  für  einen  gewohnheitsmassig  fest- 
stehenden Geldbetrag  —  z.  B.  ein  50-Pf.- 
Brot  bald  schwerer,  bald  leichter  verkauft 
-wird,  so  fftllt  es  dem  Publikum  sehr  schwer, 
Über  die  Preiswürdigkeit  des  Gekauften  ein 
urteil  zu  fäUen. 

Noch  ist  für  die  Preisbüdung  zu  berück- 
sichtigen,  dasB  die  Käufer  in  der  Auswahl 
ihrer  Bezugsquellen  fOr  ihr  tagliches  Brot 
gewCholich  recht  beschränkt  sind,  weil  ent- 
fernter gelegene  Läden  fOr  die  Einholung 
eines  solchen  Bedarfsgegenstandes  doch  nicht 
regelmässig  aufgeaucnt  werden  können  und 
darum  immer  einige  wenige  Bäcker,  wenn 
Dicht  einer,  eine  Art  von  Bannrecht  auf 
einen  gewissen  Kundenkreis  haben. 

Aus  dem  Vorgetragenen  crgiebt  sich,  dass 
derzuNr.  1  genannte Preisfaktor,  derMehl- 

§  reis,  wenn  auch  der  gewichtigste,  doch  nicht 
er  allein  entscheidende  für  den  Brotpreis 
und  dessen  Veränderungen  ist  und  dass  bei 
denselbea  Mehlpreisen  für  dieselbe  Brotqua- 
lität die  Preise  auch  örtlich  —  innerhalb 
desselben  Ortes  und  au  veischiedeneu  Orten 
—  abweichen  können  und  müssen.  Noch 
weniger  kann  der  Preis  des  Brotgetreides 
ausschliesslich  bestimmend  sein,  weil  die 
Mehlpreise  nicht  unmittelbar  von  ihnen  ab- 
hängen upd  ihnen  nicht  ohne  weiteres  fol- 
f^n ;  denn  auch  hier  haben  die  Preise  des 
abrikats  wegen  der  dazwischen  liegenden 
Manipulationen  und  der  Handelakonjunk- 
tureu  keinen  denen  des  Rohprodukts  durch- 
aus parallelen  Gang. 

Abgesehen  davon,  dass  ausser  dem  Mehl- 
preise noch  die  Menge  der  anderen  ange- 
gebenen Faktoren  auf  den  Brotpreis  wirkt, 
wird  die  unmittelbare  Verbindung  zwischen 
diesen  beiden  auch  dadurch  gestOrt,  dass  — 
oder  wenigstens;  wenn  —  der  Bäcker  das 
benötigte  Mehl  für  einige  Zeit  im  Vorrat 
kauft;  und  dann  dadurch,  dass  das  Mehl 
im  grossen  gekauft  wird,  seine  Preise  also 
den  sich  schnell  vollziehenden  Bewegungen 
im  Orosshandel  folgen,  während  das  Brot 
Gegenstand  des  täglichen  Kleinverechleissea 
ist,  bei  welchem  die  Preise  langsamer  herab- 
und  hinaufgehen  als  bei  jenem. 

2.  ErmittelnDg  der  B.  In  Anbe- 
tracht des  so  grossen  Anteiles  des  Brotes 


an  der  Ernährung  und  der  Wichtigkeit, 
welche  sein  Preis  für  den  aUergrösseaten 
Teil  der  Haushaltungen  gc^nw&r^  hat, 
sollte  man  annehmen,  dass  in  den  Eultur- 
staaten  der  Ermittelung  des  Brot- 
preises hervorragend  Soigfalt  gewidmet 
würde,  um  dem  Publikum  und  der  Verwal- 
tung fortwährend  Bechenschaft  über  ihre 
Gaäaltung  zu  geben  und  nÖügBniailM  dneh 
dem  Volkswohl  zweckdienliche  Massregeln 
in  die  Preisbildung  einzuseifen.  Indessen 
ist  das  durchaus  nicht  der  Fall.  In  frOlieren 
Zeiten,  wo  der  Brotpreis  fOr  einen  virf 
kleineren  Teil  des  Volkes  die  Wichtigkeit 
hatte  wie  gegenwärtig,  hat  man  durch  Brot- 
taxen —  über  das  Wesen  derselben  s.  d. 
Art.Preistaxen  —  die  Interessen  der  Kon- 
sumenten den  Produzenten  gegenüber  wahr- 
zunehmen gesucht.  Wenn  niui  auch  dieses 
Mittel  den  neuti^n  Anschauungen  und  den 
Verkehrsverhältmssen  nicht  mehr  ent- 
sprechend ist,  so  bleibt  es  doch  tadelnswert, 
dass  der  grosse  Verwaltungsapparat  von 
Staat  und  Gemeinde  zur  Verfolgung  der 
Brotpreise  im  freien  Verkehr  so  mangeihwft 
benutzt  wird,  wie  es  in  der  That  meist  auch 
da  der  Fall  ist,  wo  man  dieee  Preise  amt- 
lich ermittelt. 

Wenn  man  die  Statistik  durchmustert, 
so  fehlt  es  alleidings  an  Angaben  Ober  Bret- 
preise  nicht,  dieselben  entsprechen  aber  den 
Bedingungen  für  die  richtige  Ermittelung 
solcher  fteise  nicht  oder  nur  zum  Teil; 
diese  Bedingungen  sind:  1.  die  Ermittelimg 
muss  sich  auf  eine  bestimmte  Brotsorte  be- 
ziehen, natürlich  die  am  betreffenden  Orte 
meist  verzehrte  und  vorausaichtlich  ziemlich 
gleich  bleibende;  2.  sie  muss  das  Brot  in 
einem  bestinunten  Zustande  der  Trockenheit, 
einer  bestimmten  Zeit,  nachdem  es  den  Ofen 
verlassen  hat,  betreffen;  3.  die  Ermittelung 
des  Preises  für  ein  bestimmtes  Gewicht 
muss  auf  wirklidien  Verwiegungen  beruhen ; 
4.  die  Umfram  soll  nicht  bei  planlos  ge- 
griffenen BäGKereien,  sondern  bei  solchen 
geschehen,  die  einen  grossen  Kundenkreis 
haben,  aber  nicht  unter  besondere  günstigen 
oder  ungünstigen  Bedingungen  arbeiten. 
Ein  Durchschnitt  aus  Umfraj^  bei  allen 
Bäckereien  des  Ortes  wtkde  mchts  Besseres 
bieten;  5.  die  Aufnahufen  müssen  monat- 
lich ein  paarmal  vorgenommen  werden- 
zweimal  würde  genügen.  Dass  hinreichend 
intelligente  und  gewissenhafte  Leute  dafür 
verwendet  werden  mflesen,  ist  selbstver- 
ständlich. 

Zum  Zwecke  der  Beobachtung  des 
Preises  Ist  vomehmUch  das  Hausbrot  (in 
den  meisten  Teilen  Deutschtands  aus  Roegen 
oder  vorwiegend  aus  Roggen  het^eatdltes 
Brot)  ins  Auge  zu  fassen.  Die  ortsübliche 
Qualität  desselben  ist  zwar  nicht  überall  die 
gleiche;  darauf  kommt  es  bei  den  Preiser- 
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Tnittelungen  auch  nicht  an ,  BODdem  maQ 
braucht  mir  die  mittlere  VerbrauchsBOrte 
des  betreffendeti  Ortes  zu  beobachten,  in- 
dem man  den  Aufwand,  den  eine  Familie 
für  dieses  wchtirate  Nahrungsmittel  zu 
machen  hat,  zui  Ziffei'  zu  biingen  sucht. 
Man  ist  damit  schon  in  der  Lage,  nicht  nur 
zeitliche,  sondern  auch  Örtliche  "Veivleiche 
anzustellen.  Preise fOr feineres QebäckE&mien 
weder  mit  genOgender  Sicherheit  festgestellt 
werden,  noch  ist  das  Interesse  daran  so  be- 
deutend. 

8.  Statistische  Daten.  Die  Brotpreis- 
Btatistik  in  Deutschland  lä^st  sehr 
viel  zu  -w-ünBchen  übrig;  fflr  Söddeutech- 
land  ist  das  Material  reichhalti^r  als  für 
den  Norden,  aber  durchweg  unlritisch  ge- 
sammelt, und  der  Brotpreis  erscheint  da- 
rlieh stabiler ,  als  er  wirklich  ist.  Statt 
aller  allgemeineren  Erörterungen  wird  nach- 
stehend das  Keste  gegeben,  das  der  Ver- 
fasser finden  konnte,  und  dazu  einiges  er- 
läuternd bemerkt  Natürlich  kann  hier  mir 
von  den  Preisen  wichtigerer  Orte  die  Rede 
sein,  welche  schon  an  und  für  sich  für  eine 
grossere  Bevölkerung  Bedeutung  haben  tmd 
auch  die  Preis  Verhältnisse  eines  weiteren 
Gebietes  einigermassen  widerspiegeln.  Preise 
kleinerer  Orte  können  nur  wert\-oll  sein, 
wenn  sie  aus  einer  gröseeren,  geographisch 
gut  gnippierten  Anzahl  von  solchen  in 
gleiclunässigen  Ermittelungen  vorliegen.  Die 
Beobachtung  des  Preisganges  an  einzelnen 
wichtigen  Orten  dürfte  insbesondere  auch  dem 
(iebrauche  von  »Ljandesdiu^schnittenK  vor- 
zuziehen sein,  bei  denen,  wer  weiss  wie, 
ermittelte    Preise    der   verschiedenartigsten 

S'ossen  und  kleinen  Marktorte  in  wUdem 
urcheinander  zur  Ausrechnung  einer  Ziffer 
benutzt  werden,  die  eine  Unmasse  unkon- 
trollierbarer Fehler  bedeckt 

Bis   zur   Mitte   dieses   Jahrhunderts 

zurückreichende  Brotpreise  sind  für  Berlin, 

Hamburg  und  Stuttgart  zur  Hand;  sie 

für  jedes  Jahr  zu  gehen,  würde  hier  zu  viel 

Baum  eiunehmen:  von  5  zu  5  Jahren  wäre 

die  Freisgestaltung   folgende   gewesen.    Es 

kostete    1    kg    (2    Ffimd)    Roggenbrot 

Pfennige  in: 

im  Jahre      Berlin      Hamburg      Stuttgart 

1851  16,00  15,00  15,00 

1856         a6,oo  19,65  33,33 

1861        19,47         16,35  n,°^ 

1865  17,50  ii,ia  18,67 

1871  22,83  17,60  »7,00 

1875  22,29  16,82  25,00 

1881  25,37  18,66  28,67 

1886  17,98  14,10  24,00 

1891  25,03  18.90 


gleichwertig.  Die  Berliner  Preise  sind  keine 
solchen  im  freien  Verkehre,  sondern  die  für 
das  städtisdie  Arbeitshaus  berechneten  Selbst- 
kosten bei  der  eigenen  Bäckerei;  diese  An- 
gaben sind  also  jedenfalls  genauer  auf  die 
Uehleinkaufspreise  kalkuliert,  als  es  bdm 
Verkaufsbftcker  der  Fall  ist,  und  mj^en  sieb 
auch  auf  eine  etwas  gröbere  Qualitilt  be- 
ziehen als  die  des  üblichen  Brotes.  Die 
Hamburger  Preise  sind  diejenigen,  welche 
von  der  Verwaltung  des  allgemeioeo  Kran- 
kenhauses bei  den  Einkäuten  im  grossen 
bezahlt  sind.  Von  der  Armenhausbäckerei 
in  Hambui^  liegen  in  den  Jahresberichten 
der  dortigen  Verwaltungsbehörde  Selbst- 
kostenpreise seit  1872  vor.  Die  Stuttgarter 
Preise  sind  diejenigen  für  >  Schwarzbrot  < 
nach  den  Ennittelimgen  der  Marktpolizei. 

Ueber  die  Preise    des  Ro^enbrotes  in 
neuerer  Zeit    an  je  einem  wichtigen  nonl-, 
mittel-  und  süddeutschen  Platze  folgendes. 
Es  kostete  1  kg  in  Pfennigen  in: 
im  Jahre       Berlin        Dresden      München 


4,87 
13.97 


2.85 


Diese    Angaben   sind    aber    keineswegs 


i897 


a5,a 


24,5 
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Diese  Angaben  sind  weni^;stens  insofern 
gleichartig,  als  sie  für  Preise  im  freien 
Verkehre  gelten.  Für  Berlin  and  es  die 
Preise,  wache  im  städtischen  statistischen 
Amte  auf  Grund  von  Verwiegungen  halb- 
monatlich bei  einer  Anzahl  von  Bäckern 
verschiedener  Stadtgegenden  eingekaufter 
Roggenbrote  berechnet  sind.  Ffir  Dresden 
sind  angegeben  die  Verkaufspreise  von 
»Plauenschem*  Roggenbrot  IL  Sorte,  her- 
gestellt aus  Mehl  Nr.  0/1,  nach  Ermitte- 
lungen des  dortigen  städtischen  statisti- 
schen Amtes  bei  emer  bestimmten  grösseren 
Bäckerei.  Für  München  sind  es  die 
Preise ,  zu  denen  die  Angaben  dadurch  ge- 
sammelt weiden,  diass  die  Polizei  sie  no 
den  Tafeln  abliest,  auf  denen  die  Bäcker 
das  (Gewicht  des  Brotes,  das  sie  zu  einem 
bestimmten  Preise  verkaufen,  vorschrifts- 
mäasig  an  ihren  Läden  vermerken ,  ohne 
daes  diese  Ang^jen  auf  ihre  Bichtigkeit  bin 
r^lmftssig  kontrolliert  werden.  Dieselben 
s^en  re^t  unzuverläss^  und  zwar  die 
Gewichtsangaben  mrast  zu  niedrig  sein.wau 
die  Bäcker  sich  beim  etwaigen  Nachwi^e" 
vor  Strafe  sicherstellen  wollen. 

Ebenso  wie  in  Berlin  werden  seit  1891 


in  Breslau   durch   das   StadBÜBche   Amt 

der  Stadt  Proise  auf  Gruod  regelmässiger 
(halbmoDatlicher)  Verwiegung  von  Broten 
aus  vergchiedenen  Bäckereiea  festgestellt ; 
das  Kilogramm  Roggenbrot  kostete  danach 
1892  26,9;  1893  20,3;  1894  18,4;  1895 
18,9;  1896  18,9;  1897  20,1;  1898  22,2 
Pt  Die  dortigen  Preise  wären  demnach 
um  ca.  2  Ff.  niedriger  als  die  berliner  ge- 
wesen, blls  die  Qualität  dieselbe  var. 

Begelm&ssigä  VerÖffentUcbungen  Aber 
Brotpreise  ■weiden  gemacht  in  B  a  y  e  r  n  jähr- 
lich fOr  (zuletzt)  68  Orte  (Zeitechr.  d.  kgl. 
bayer.  Statist  Bureaus) ;  in  Württemberg 
monatlich  fQr  16  Orte  (Hitteiiungen  d.  kgl. 
Statist.  Landesamts)  und  jährlich  (Qr  4U 
Gemeinden  (Statist.  Handbuch  für  das  Kgr. 
Württemberg);  in  Baden  jährlich  für  (zu-, 


letzt»  68  Orte  (Statist.  Mitteilungen  über 
das  OroBsh.  Baden)  und  in  Hessen  monat- 
lich und  jährlich  für  16  Orte  (Mitteilungen 
des  Groesn.  Hessen,  Centralstelle  für  Landes- 
statiatik).  Von  kleineren  Staaten  seien  noch 
die  jährlichen  Veröffentlichungen  von  Sach- 
sen-Weimar und  Sachsen -Meiningen  erwähnt. 

Im  Übrigen  finden  sich  in  den  Ver- 
öffentlichungen von  statistischen  Stellen,  von 
Handelskammern  u.  s.  w.  natürlich  noch 
viele  Angaben  über  Brotpreise  einzelner 
Perioden  und  Jahre;  von  r^elmässigen, 
fortlaufenden  Angaben,  auf  die  es  doch  in 
erster  Linie  ankommt,  dürften  die  hier  an- 
geführten wohl  die  wichtigsten  sein. 

Von  Angaben  für  Plätze  des  Auslan- 
de s  ist  auf  folgende  aufmerksam  zu  machen : 


Wien    .    .    ,    13,4        i4ti        '3,4        13." 
Bndapeit  .    .    13,0         13,0         10,5         10,0 

Für  Wien  Scliwarzbrot  nach  den  'Sta-I 
tistischen  Ausweisen  über  die  Appro- 
visioniening  Wiens«  und  nach  Angaben  im  I 
> Statistischen  Jahrbuch  der  Stadt  Wiem ; ' 
dort  auch  Daten  für  Weissbrot  und  ge- 
mischtes Brot  (für  alle  3  Sorten  rückwärts  j 
bis  1874) ;  für  Budapest  Schwarzbrot  nach  j 
den  "Monatsberichten  des  kommunal -statis- ' 
tischen  Bureaus  der  Stadt  Budapest«,  (bis  j 
1887  zurück).  ! 

Paris.  Hier  wird,  in  Anknüpfung  an 
die  1863  aufgehobene  Brottaxe,  noch  eine 
taxe  officieuse  von  der  Piäfektm-  berechnet 
(Mehlpreis  und  Zuschlag  für  angemessene 
Backkosten),  ausserdem  finden  sich  für  lange 
Zeit  zurück  im  Anuuaire  Statistique  de  la 
ville  de  Paris  »prix  du  pain=  des  Hötel- 
Dieu,  Hopital  du  val-de-grace,  Lycee  Louis- 
le-Orand  und  ausserdem  Mittelpreise  in  den 
Bäckereien  nach  Angabe  des  Bäckersyndikats. 
Letztere  waren  in  Centimes  für  1  kg  1891 
42,8,    1892    30,.^,    1893    37,2,    1894    85.5, 

1895  34,7.  Für  die  Departements- 
hauptstädte Frankreichs  werden  im 
»Bulletin  du  Minist^re  de  l'Agricidture« 
Jahresdurchschnittspreise  für  drei  (Qualitäten 
von  Brot  mJtgeteUt. 

Amsterdam.  Ho^enbrot  1  kg  in  Cents 
(=  1,7  Pf.)  1891  10.6,  1892  1U,5,  1H93 
10,2,  1894  9,6,  1895  9,4,  1896  9,3,  1897 
9,6.  Die  Preise  sind  auch  für  Weissbrot 
und  für  die  Orte  Haag  und  Leyden  zu  finden 
im  cAnnuaire  Statistique  des  Fays-Basi  und 
in  iMaandcijfers  en  andere  periodieke  Op- 
piven«,  heraus^geben  von  dem  Statistischen 
Centralbureau  im  Haag. 

Moskau.  Bog^ubrot  la  1  pud  in  Ko- 
peken Papier  (=  ca.  2,16  Pf.)  1891  111, 
1892    128,    1893    97,    1894    95,    1895  82, 

1896  69,   1897     84,   1898   97.    auch   für 


für 


.7P(.J 
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andere   Brotsorten  im   »Bulletin  statistique 
de  la  viile  de  M.^ 

Für  Belgien  finden  sich  im  «Annuaire 
Statistique  de  la  Belgiquei  fortlaufende  Ver- 
öffentlichungen über  Weizenbrotpreise  bei 
Ärmeelieferungen ;  fOrltaliec  im»Annuario 
statistico  italianoi  Durchschnittspreise  von 
Weizenbrot  I.  und  H.  Qualität.  Die  Monats- 
schrift: »Mouvement  commercial  delaBul- 
Sarie«  bringt  für  eine  grosse  Anzahl  von 
rten  dieses  lAudes  Brotpreise.  Für  Ser- 
bien enthält  die  1897  erschienene  "Statis- 
tique des  prix  des  produits  agricoles  dans 
le  royaume  de  Serbiee  solche  Ai^bcn  für 
1890  bis  1895,  die  wohl  fortgesetzt  werden 


Lftteratnr:    Ft-Kr.    *«     neleha-eion,    Die 

Brotfrvgt  und  ihre  Liiiuiig,  Letpiig  1S9S.  — 
Atia.  Schnider,  litatitti»ehe  l'nlerfnchungm 
aber  de»  ZiitaHuotnhaHg  der  Preite  rou  Roggen, 
Soggenmehl  und  Roggenbrot  in  4  deatiehen 
Städten  1881—1889.  Zriltchrift  dtt  JOinigt. 
preutaUcKen  itati»titehtn  Bureaiit,  81.  Jahrg. 
Berlin  1891.  —  Jl  Jolowlai,  Gelriidepreü  u. 
Brotpreü  (lortragj,  Pokii  1889.  —  O.  K. 
Jfetiler,  Staüttiicht  Vniermehungen  Hbrr  den 
Eiiißuiu  der  Getreidepreite  auf  dit  Brotpreite 
(Eutern  itaaltwi»»iuchafüirlii:  Studien  I,  5). 
Jena  1887.  —  E.  Htriekberg.  Zur  StatUlit 
der  Roggen-  und  Brotpreite  in  Deattchland, 
Jahrb.  j.  .Vni.  u.  Sta(.,  A'.  F.  Bd.  U  (188?i;  Bei- 
träge zur  Statitlii  der  Brotpreite  itn  DeiüicAen 
Reich,  Berlin  189S;  die  Bmlpreiee  in  Berit», 
Jahrb.  f.  Xat.  u.  Slot.,  A'.  F.  Bd.  18  (1889)  und  ff. 
Jahrg.,  nUeUt:  III.  Folge,  Bd.  17  (1899).  — 
H.  van  Seh*«l,  Zur  S4ati*lii:  der  Brotprtiae 
in  Deuteckland,  Jahrb.  far  Auf.  u.  Slot.,  N.  F.  Bd. 
IS  (1887).  H.  von  Scheel. 
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Bniderladen— Bochdruekereigewerbe 


Brnderladen, 

.  Knappschaftskassen. 


Braderschaften, 

e.  Gesellen,  Gesellenverbande. 


Brfickengeld, 

B.  Wegegeld, 


Bmyn  Kops,  Jacob  Leonard  de, 

geb.  22.  XII.  1822  zu  Eaarlem,  ge«t.  1.  X.  1887 
im  Haag,  war  in  den  Jahren  1860—1860  im 
FmoaKminiBteriiun  als  Referendar  (d.  h.  in 
Holland  als  Tortragntder  Rat),  tfaätig  nnd  wurde 
Ende  1660  Hitfflied  der  I8Ö9  errichteten,  aber 
bereits  1861  wieder  aufgehobenen  statistischen 
Centralkommission  im  Haag.  AU  ChefredaktenT 
der  Ton  ihm  geernndeten  geachtetaten  national- 
Ökonomischen  Zeitschrift  Hollands  „de  Econo- 
mist"  wirkte  er  seit  1862  and  bekleidete 
1864—1873  die  Professnr  der  Nationalökonomie 
am  Folytechnikam  zu  Delft. 

Seine  volkswirtschaftlichen  Verdienste  be- 
stehen im  wesentlichen  in  einer  erfolgreichen 
Bekämpfung  der  ZGlIe  und  der  kommonalen 
Verbranchsstenem,  deren  fernere  Erhebung  1856 
ein  Regiemngsbeschlnss  den  Gemeinden  unter- 
lagt«. 

Er  veröffentlichte  von  Btaatswigsenschaft- 
lichen  Schriften  in  Buchform;  Beginselen  van 
sta&thnishoadkunde,  Amsterdam  1860,  dasselbe 
Ö.  Aufl.  1876,  —  Körte  beschouwingen  over  het 
armwesen,  Amst.  1861.  —  Over  indirecte  be- 
Ikstiog  als  middel  van  jplaatselijke  inkomsten, 
Amst.  1851.  —  HandelciiterB ;  ovenigt  van  de 
in-,  uiU  en  doorroer  der  Kederlandsche  handels- 


stellnnff  der  wesentlichsten  Ziffern  der  amt- 
lichen holländischen  Handels-  und  Schiffahrts- 
stetistik).  —  Beknopte  handleidiug  tot  de  kennis 
der  spoorwegen  etc ,  Amst.  1863.  ~  Jaftrcijfere, 
Jahrg.  1881-1883  (dieses  gegenwärtig,  in  seit- 

femässer  Ansdebnung  noca  erscheinende  Jahr- 
ach bebandelte  damals  haoptsächlicb  nur  Be- 
vtllkemngs-,  Agrar-,  Handels-  nnd  Unterrichts- 
tUtistik). 

An  kleineren  Abhandlungen  bat  er  be- 
sonders für  seine  Zeitschrift  „de  Econoniist" 
und  das  von  de  Bosch  Eemper  (i.  d.)  gegrün- 
dete „Staatknndig  en  ataathnishoudknndig 
jaarboekje"  Beiträge  geliefert. 

Vgl.  Über  de  Brnyn  Kops:  de  Econombt, 
jaarg.  1867,  p.  861  ff.  —  Blenck,  de  Brnyn  Kops 
(.Nekrolog)  in  Zeitscbi.  d.  k.  preuss.  stast  B., 
Jahrg.  SXVIII,  Berlin  1868.  —  BuUetin  de 
rinstitut  Internat,  de  atatistique,  ann6e  III,  livr. 
1,  Bom  1888.  —  Verrnn  Stuart,  de  Bmvn  Kons, 
H.  d.  St.,  1.  Anfl.,  Bd.  11,  S.  740. 
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BnchdrackeTeigowerbe. 


Buchdruekerkwnst,  das  Verfahren,  mit  ein- 
zelnen, zu  Wörtern  zußammensetzbaren  Let- 
tern m  drucken ,  wurde  bekanDtlicli  von 
dem  Mainzer  Johann  Gntenliei^  lun  das 
Jalir  1450  erhinden,  nachdem  der  soge- 
nannte Holztafeldi-uck  schoR  frOher  in  Ue- 
bung  gewesen  war.  Gleichzeitig  führte 
Giitenbei^  den  Schrifl^iss  \md  die  Dnicker- 

Eesse  ein.  Durch  die  Mitarbeiter  Outeii- 
rgs  und  deren  Gehilfen,  denen  die  dama- 
lige Pflege  hiunanistiBcher  Studien  iind  dae 
aUgemeine  Wiederaufleben  der  Wissenschaf- 
ten in  jener  Zeit  fördernd  entgegenkam, 
wurde  lÜe  neue  Kunst  sehr  rasch  in  den 
mitteldeutschen,  süddeutschen  und  öster- 
reichischen StÄdten  verbreitet.  Von  dw 
Rheinlanden  aus  fand  sie  in  Noitldeutsch- 
land,  den  Kiederlanden  und  England  En- 

rg.  Auch  in  Italien  und  Frankreich  ist 
Kunst  früh  heimisch  geworden.  Die 
universelle  Bedeutung  der  la'findui^  wurde 
von  den  gebildeten  Kreisen  der  damaligen 
Zeit  sehr  bald  erkannt,  inid  allgemein  trat 
das  Bestreben  hervor,  sich  ihre  Vorteile 
dienstbar  zu  machen.  Bereits  gegen  Ende 
des  15.  Jahrhunderts  war  die  Kimst  in 
sfimtliehen  civüisierten  Ländern  mehr  oder 
weniger  verbreitet  Deberall  hatten  deutsche 
Jünger  des  Faches  die  Einfflhrung  vermit- 
telt. Ijeider  ging  gerade  in  dem  Heimat- 
lande  der  Buchdruckerkunst  mit  dem  Nie- 
dergänge des  geistigen  Lebens  infolge  der 
verheerenden  Wirkimgen  des  30  jährigen 
Kiieges  auch  das  neue  Gewerbe  sowohl  in 
technischer  als  in  wirtschaftlicher  Beziehung 
sehr  zurück.  EHne  bessere  Pflege  fand  das- 
selbe in  den  Nachbarstaaten.  Namentlich 
die  Niederlande  lieferten  im  16,  und  17, 
Jahrhundert  vorzügliche  Drucke;  besoudei^ 
berühmt  waren  die  Arbeiten  von  ChriätOl)h 
Plantin  (1514— 1589J  in  Antwerpen  sowie 
die  der  Familie  Elzerier  (1580—1696)  in 
leiden  und  Amsterdam.  Erst  als  um  die 
Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  eine  neue 
geistige  und  litterarisohe  Bew^ung  in 
Deutschland  Boden  gewann,  kam  auch  für 
die  heimische  Buchdruckerkunst  wieder  eine 
Zeit  des  Aufschwimgs  und  erhöhter  ge- 
weri)licher  Leistungs&higkeit.  (lieber  die 
geschichtliche  Entwickeiung  des  Buch- 
druckes und  seinen  Zusammenlumg  mit 
dem  Buchhandel  s.  auch  diesen  Artikel.) 
Zu  einer  grossartigen  Entfaltimg  ge- 
langte tlas  Buchdruciereigewerbe  im  Laiilc 
des  gegenwärtigen  Jalirhunderts,  unterstützt 
einei'seits  durch  die  Verallgemeinei-ung  des 
Bildungsbedürfnisses,  den  regen  geistigen 
und  wirtschaftlichen  Verkehr,  und  anderer- 
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BuchdruckereigewOTbe 


aeits  durch  vichÜ^  Erfindungen  in  der 
Drucktechnik.  Auf  dem  Gebiete  des  eisent- 
lichen  Buchdruckes  steigerte  sich  die  Pro- 
duktion in  ungewöhnliilier  "Weise  {s.  die 
Augaben  in  dem  Art.  Buchhandel). 
Ebensolche  auBserordentlichen  Fortschritte 
machte  das  Zeitungs-  und  Zeitschriften- 
wesen  (s.  den  Art.  Zeitungen),  namentlich 
seit  der  Mitte  dieses  Jahrhunderts,  als  das 
politische  Leben  in  die  breiten  "Volksmassen 
eindrang  imd  die  Tagespresse  sich  zu  ihrer 
^^nwärtigen  Macht  zu  entfalten  begann. 
Daneben  hat  im  Laufe  der  letzten  Jahr- 
zehnte der  sogenannte  Accidenzdruck  eine 
immer  grössere  Be<leutiing  gewonnen,  in- 
dem sich  der  Bedarf  an  Geschäftepapieren 
aller  Art,  Preislisten,  Fonnularen,  Etiketten, 
"Wertpapieren  etc.  ganz  gewaltig  steigerte: 
hierzu  treten  Programme,  Plakate,  Familien- 
anzeigen  und  dergleichen  mehr.  Wie  oft 
unter  ähnlichen  Verhältnissen,  so  standen 
auch  hierbei  die  Steigerung  des  Bedarfes 
und  die  Fortechritte  der  Technik  in  Wech- 
öelbeziehung.  ilit  der  Erfindung  der  Sclmell- 
presse,  ein  Verdienst  des  Deutschen  Frie<l- 
rich  König  (f  1833),  wurde  die  alte  Hand- 
presse durch  eine  erheblich  leishmgsfähi- 
gere  Druck\-orrichtnng  ersetzt.  Den  Bedilrf- 
nissen  des  Zeitungsdruckes  kam  die  Erfin- 
dung der  fiotationsmasc-hine  {1867}  entgegen, 
welche  übrigens  auch  filr  den  Werk-  und 
Accidenzdruck  Aiiwendimg  findet.  Weiteren 
Anforderungen  an  die  Dnickarbeiten  wurde 
durch  die  Ausbildung  des  Stein-  und  licht- 
druckes  genügt.  Auch  in  der  Herstellung 
des  Papiers  (s.  tliesen  Art)  und  in  der 
Buchbinderei  wurden  grosse  Foi-tschritte 
erzielt  Alle  diese  Umstände  vereinigten 
sich,  um  .nicht  nur  die  heutige  Massenpro- 
duktion von  Dnicksachen  aller  Art  zu  er- 
möglichen, sondern  auch  den  wachsenden 
Ansprüchen  des  PiibUkiuns  hinsichtlich  der 
Ausstattung  der  Werke  zu  entsprechen. 
Was  die  Arbeit  des  Setzens  anbetrifft  so 
hat  hier  die  Technik  im  Laufe  der  J^ir- 
himderte  keine  wesentlichen  Veränderungen 
herbeigeführt.  Erst  ia  jüngster  Zeit  werden 
Versudie  mit  einer  neuerfimdenen  iSetz- 
maschine<  aufstellt,  deren  praktische  Be- 
deutung für  die  Zukunft  sich  indessen  noc-li 
nicht  übersehen  lässt.  Es  waren  in  Deutsch- 
land Ende  189S  in  53  Betrieben  insgesamt 
114  Setzmaschinen  vorhanden. 

2.  Neuere  Betriebs-  and  Arbeitsver- 
hfiltoisse.  Nach  der  Berufs-  und  Gewerbe- 
zählung V.  14  Juni  1895  waren  im  Deut- 
schen Reiche  in  den  polygrapliischen 
Betrieben  (dieselben  umfassen  neben  den 
Buchdruckercien  die  Stein-  und  Zink-,  die 
Kupfer-  und  Stahl-,  die  Farbdruckereien 
und  die  photographischen  Anstalten)  119  291 
Erwerbsthätige  im  Hauptberufe,  darunter 
13261    Geschäftsloiter   und    106030    Ange- 


stellte tfaätig;  auf  die  Buchdnickereien  ent- 
fallen hier\-on  75494  bezw.  5686  imd  69808 
Personen.  Die  Betriebsstatistik  ergab  für 
die  Buchdnickereien  6022  Hauptbetriebe  mit 
80924  be8c^häftigten  Personen,  gegenüber 
3413  bezw.  42113  nach  der  Zählung  v.  5. 
Jimi  1862.  An  Betrieben  überhaupt  hatte 
das  Buchdruckerei  gewerbe  im  Jahre  1895 
6303  aufzuweisen,  danmter  6022  Hauptbe- 
triebe (wie  oben)  imd  281  Nebenbetnebe ; 
die  Zahl  der  letzteren  ist  also  gering. 

Unter  den  69  808  in  den  Budidrucke- 
reien  beschäftigten  Personen  ist  das  weib- 
liche Element  {mit  8870)  nur  sehr  schwach 
vertreten;  zum  kleinsten  Teile  sind  dies 
Setzerinnen,  hauptsächlich  sind  es  Handlange- 
rinnen olme  berufliche  Vorbildimg  (7191), 
welche  vornehmlich  in  den  Grossbetrieben, 
(zum  Auftangen,  Falzen  u.  s.  w.)  Verwen- 
dung finden.  Die  grosse  Mehrzahl  der  An- 
gestellten, nämlich  53  343  sind  Gehilfen 
imd  Lelirlinge,  so  dass  das  Element  der 
gelernten  Arbeiter  durchaus  überwiegt. 
was  insbesondere  die  Iiehrlinge  anbetrint, 
so  werden  dieselben  im  Interesse  der 
Kostenersparnis  mit  Vorliebe  von  vielen 
kleineren  Druckereien  beschäftigt,  denen 
man  nicht  mit  Unrecht  »Lehrlingszüchtei-eii 
vorwirft.  Es  waren  nach  der  Betriebszäh- 
lung von  1895  in  sämtlichen  Gehilfenbe- 
trieben  der  Buchdruckereien  67  944  Ange- 
stellte (Gehilfen,  Lehrlinge  imd  Arbeiter), 
darunter  14512  Lelirlinge  beschäftigt  imd 
zwar  in  den  Betrieben  bis  zu  5  Pereonen 
5243  Angestellte,  danmter  2344  Lehrlinge, 
in  den  Betrieben  mit  6— -20  Personen  19658 
Angestellte,  tianmter  6465  Lehrlinge  imd 
in  den  Beti-ieben  mit  über  20  Personen 
43043  Anstellte,  danmter  5703  Lehrlinge. 
Augenscheiulich  ist  in  den  kleineren  Be- 
trieben  im  Gegensatz  zu  den  grösseren  die 
Zahl  der  Lehrlinge  gegenüber  derjenigen 
der  Gehilfen  eine  zu  hohe. 

Das  Biididnickereige  werbe  hat  aus  nahe- 
li^nden  Grilnden  von  jeher  die  Gegenden 
mit  fortgescJirittener  Kultur  aufsucht ;  es 
ist  daher  in  Deutechland  molu-  in  dem  vei^ 
kehrs-  imd  industriereichen  Westen  als  im 
agrari.schen  Osten  verbreitet  und  ist  vor- 
nehmlich in  den  Städten,  insbesondere  in 
den  grösseren,  koncentriert.  Unter  den  obi- 
gen 75  494  Erwerbsthät^n  im  Hauptberufe 
befanden  sich  36216  in  Gemeinden  von  über 
100000  Einwohnern,  16162  in  aolchen  zwi- 
schen 20  und  100000  Einwohnern,  14  096 
in  solchen  zwischen  5  imd  20000  Einwoh- 
nern, 6867  in  solchen  zwischen  2  und  5000 
Einwohnern  und  endlich  nur  3153  in  sol- 
chen von  imter  2000  Einwohnern.  Es  ent- 
fallen also  auf  tlie  Orte  von  Aber  20000 
Einwohnern  allein  68,0  "/o  aller  Erwerbstbäti- 
gen,  gegen  62,8«/«  im  Jahre  1882.  Die 
Buchdrnckereien  bilden  hiemach  wesentlich 
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ein  grossBtäiltischps  Gewerbe;  naroentüch 
ist  (l^^selbe  in  Städten  wie  Leipzig,  Berlin 
und  Stnttgart  stark  vertreten,  wo  im  Zn- 
Bammenliang  mit  den  bedeutenden  Verlaps- 
apschaften  diewr  Orte  hauptsächlich  der 
Werkdnick  Bede\itung  hat. 

Aus  den  schon  unter  1,  angedeuteten 
Qrflnden  hat  das  Buchdmckereigewerbe  im 
Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  aiisserordent- 
lich  an  Ansdehniing  gewonnen.  In  dem 
Zeiträume  von  1861 — 1882  wuchs  die  Biich- 
dme kerbe vöikenmg  in  Preussen  um  149,5  */o. 
im  Königreich  Sachsen  gar  um  216  "/o.  In 
den  Jahren  von  1882—1895  hat  sich  im 
Deutschen  Reiche,  vi^  die  oben  mitgeteilten 
Ziffern  ergeben,  die  Zahl  der  Beüiebe  wie 
die  der  Angestellten  fast  verdoppelt,  ohne 
dass  der  durchschnitüiche  Umfang  der 
Betriebe  wesentlich  ziigenonmien  hat;  es 
entfielen  nämlich  1895  auf  1  Hauptbetrieb 
13,4  Beschäftigte,  gegen  12,3  im  Jahre 
1882.  Wenn  auch  manche  bestehenden  Be- 
triebe im  Laufe  der  Zeit  an  Ausdehnimg 
zugenommen  haben  und  neue  Grossbetriebe 
hinzugekommen  sind,  so  haben  sich 
doch  auch  die  Mittel-  und  Kleinbetriebe, 
u.  a.  die  Aecidenzdrnckereien ,  sehr  ver- 
mehrt. Ueberhaupt  wird  der  in  manchen 
anderen  Gewerbszweigen  hervorgetretene 
Kampf  zwischen  Klein-  und  Grossbe- 
trieb im  Buchdnickereigewerbe  wenigei-  em- 
pfunden. 

Da  im  Buchdnickereigewerbe  die  Hand- 
arbeit gegenüber  der  Maschinenthätipkeit 
noch  einen  ausschlaggebenden  Faktoi-  bildet, 
an  liefert  hier  die  Zahl  der  beschäftigten 
Personen  einen  richtigen  Mass-stab  fOi-  die 
Einteilung  der  Betriebe  nach  ihrer  Grösse. 
Nun  befajiden  sich  unter  den  6022  Haupt- 
betrieben des  Jahres  1S95  1256  mit  1  oder 
2,  1588  mit  3—5,  1318  mit  6—10,  945  mit 
11—20,  627  mit  21—50,  201  mit  51—100 
und  87  mit  über  100  bescliäftigten  Personen, 
'woraus  sich  ersehen  lässt,  dass  die  Za)d 
der  Kleinbetriebe,  besonders  aber  auch  die 
der  Mittelbetriebe  noch  eine  verhältnismässig 
sehr  betiüchttiehe  ist.  Es  beschäftigen  sich 
die  Kleinbetriebe  vorwiegend  mit  dem  Acoi- 
denzdruck  und  dem  Zeitimgsdruck,  während 
derWerkdmck  bei  ihnen  ziirOcktiitt,  welcher 
mehr  den  mittleren  und  grösseren  Drucke- 
reien ztifällt. 

Zur  Beurteilung  der  seit  den  letzten 
Jahren  erfolgten  Alisdehnung  des  deutschen 
Biichdruckereigewerbes  bietet  auch  die  Sta- 
tistik der  BerufsgenossenschaJten  der  Un- 
fall Versicherung  einen  Anhalt.  Darnach  be- 
trug in  der  Buchdruckereibemfsgenossen- 
scl»ft,  welche  die  Stein-,  Metall-  imd 
Farbdnickereien  nicht  mit  umfasst,  die 
Zahl  der 


in  Tersiche-  durchschnittlich  auf  1  Be- 
den rnngspflichti-  versicherten  trieb 
Jahren  gen  Betriebe  Personen  Peisonen 
1887  3745  55  79*  H,9 
1891  439S  69806  16.Z 
1894  4697  85  403  iSia 
1896  4803  90896  18.9 

1896  4927  100962  so,; 

1897  5014  loi  12;  20.1 

Da  die  Betriebe  ohne  Motorenverwen- 
dung  und  solche  mit  weniger  als  10  Hilfs- 
personen von  dieser  Statistik  nicht  berühn 
werden,  so  ist  die  obige  Zunahme  der  Be- 
ti-iebe  und  der  Arbeits  zum  Teil  auf  Er- 
weiterung bestehender  Geecliäfte  bezw,  T?^ 
mehrte  Verwendimg  von  mechanischer 
Triebkraft  zurQckzuftiiiren,  Namentlich  lüi- 
Druckereien  geringeren  Dinfanges  haben 
sich  in  der  letzten  Zeit  dank  der  Einfüh- 
rung der  Kleinkraftmaschinen  die  Vorzrip* 
des  Grossbetriebes  melir  als  früher  zu  nrita' 
niachen  können.  Immerhin  betrug  im  Jahre 
1895  die  Zalil  der  mit  Motoi'en  sutetemfen 
Buchdruckereien  erst  die  Hälfte  der  Ge- 
samtzahl tlberhaiipt.  nämlich  3036,  darunter 
546  mit  Dampf,  2031  mit  Gas  und  509  mit 
anderer  Kraft  betriebene  Druckereien. 

Im  Verfolg  eingehender  amtlicher  uivi 
privater  Erhebiuigen  über  die  Arbwts-  iial 
Betriebsverhältnisse  in  den  BuchdruckM*i«i 
und  Schriftgiessereien ,  welche  teilreis" 
recht  imgflnstige  gesundheitliche  Zustfi»!-' 
in  diesen  Gewerben  und  das  Vorherrschen 
gewis.«er  Krankheiten,  insbesondere  soti^itT 
der  Atmungsorgane,  ergaben,  ist  auf  W 
anlassimg  des  Reichskanzlers  im  Interes*' 
der  Bessertmg  der  GesundheitsverhäJtnL«» 
und  der  Reinlichkeit  in  den  Betrieben  im- 
tenn  31.  Jxili  1897  eine  Verordnimg  1^ 
Bundesi-ats  ei^^ngen,  enthaltend  Vorschrif- 
ten Aber  »die  Einrichtimg  tmd  den  Betrici' 
der  Buchdruckereien  und  Scihriftgiessereien-, 
in  denen  nähere  Anordnungen  ober  Gwi~' 
und  Beschaffenheit  der  Arbeitsrämne.  Ji'' 
Sflubenuig  der  Arbeitsgerätscliaften,  iho  Be- 
handlung der  KleidungBStflcke  u.  s.  w.  ?"■ 
troffen  werden.  — 

Die  Organisation  der  Arbeitgeber  "wi 
Arl>eitnehraer  hat  im  deutschen  Bm'i- 
dnickei-eige werbe  schon  früh  eine  herrw- 
ragende  Bedeutung  gewonnen.  Die  Irt»- 
len  gründeten  im  Jahre  1866  den  ■Deal- 
schen  Buchdruckerverband«,  welcher  smi 
1878  den  Namen  »DnterstOtzungsvewin 
deutscher  Buchdnicker«  eefOhrt  h^  An- 
fänglich auf  die  Pflege  aes  Kassenwesen- 
zur  Unterstützung  hilfsbedürftieer  MJIfi'li'^ 
der  beschränkt,  nahm  der  Verband  siÄt^r 
auch  die  R<^limg  der  Arbeitsbedingiuitn* 
in  sein  Programm  auf.  Er  gewann  «aW 
der  Gehilfenschaft  eine  grosse,  tonangebwi'' 
Bedeutimg  und  zählte  bei  seiner  AnUflOT!? 
im  Jahre  1892  mehr  als  18000  Mitglieder. 
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umfasste   also   den    ireitaus    grftasten    Teil!       In  Oesterreioh  siad  die  Ai-beits-  und 
der  Gehilfen.    Dieser  Organisation   stellten   Betriebs rerhflltnisse     der     Buchdniekereien 


die  Prinzipale  im  Jahre  1869  den  »Deut- 
schen Buchdrücke  n-ereiiu  gegeiiübei-,  dessen 
Mitgtiederzahl  neuerdings  nahezu  2000  be- 
trägt. Der  von  Anfang  an  befitehende  la- 
tente Gegensatz  zwischen  beiden  Vereini- 
gungen führte,  vei-anlasst  durch  Streitig- 
keiten Aber  den  Lohntarif,  im  Jahre  1873 
zu  einer  Arbeitseinstellung.  Dieeelbe  en- 
digte mit  der  Anerkenmuig  des  Gehilfen- 
verbandes  durch  die  Prinzijale;  ee  kam  zu 
einer  Vereinbarung  über  den  Lohntarif, 
welche  di^ch  die  allerdings  zeitwei.'W  luiter- 
broehene  Thätigkeit  von  Schiedsaratem  und 
apftter  der  •  Tarifkommission«  gesichert 
wurde.  Dieses  gegenseitige  Verhältnis  hat 
18  J^re  hindurch  bestMiden,  bis  der  diirch 
die  Forderung  nach  Arbeitsverkürzung  bezw. 
Lohnerhöhung  hen'orgenifene  grosse  Aus- 
stand von  1891/92  mit  einer  völligen  Nie- 
derlage der  Gehilfen  endigte  imd  nicht  nur 
das  Aufhören  der  Tarifkommission,  sondern 
auch  die  Auflösung  des  Unterstfltiumgs ver- 
ein» der  Gehilfen  herbeiführte.  An  dessen 
Stelle  trat  im  Jahre  1895  der  »Verband 
deutscher  Buchdnicker«,  mit  gegenwAitig 
(Anfang  1899)  Ober  26000  Mitgliedern, 
welche  sich  auf  960  Druckorte  verteilen. 
Eine  zu  Beginn  des  Jahres  1396  anhebende 
Lohnbewegung  schloss  mit  einer  neuen 
Vereinbanmg  zwischen  Prinzipalen  und  Ge- 
hilfen auf  der  Grundlage  eines  Tarifs,  wel- 
cher au  die  Stelle  des  nach  dem  Ausstände 
von  1891  von  ersteren  einseitig  festgesetz- 
ten trat  Ziu-  Ausführung  der  Beschlösxe 
wiirde  durch  gemeinsame  Debereinkiinft  ein 
Tarifausschuss  und  ein  Tarifamt  gebildet. 
welche  Einrichtungen  seitdem  in  einer 
beide  Teile  befriedigenden  Weise  wirksam 
sind.  Allerdings  stehen  zahlreiche  Buch- 
druckereien dieser  Tarifgemeinschaft  noch 
fem;  namentlich  besteht  für  Rheinland- 
"Westfalen  ein  auf  Veranlassimg  des  Vereins 
rheinisch-westfälischer  Buchdnickereibesitzer 
durch  den  dortigen  Tarifausschuss  verein- 
barter besonderer  Lohntarif.  Seit  dem  Jahre 
1898  haben  die  der  allgemeinen  deutschen 
Tarifgemein  Schaft  angehörenden  Prinzipale 
imd  Gehilfen  eine  Agitation  zu  Gunsten 
ihres  Tarifs  eingeleitet,  welche  schon  ein 
weiteres  Anwachsen  der  Zahl  der  den  Ta- 
rif anerkennenden  Firmen  zur  Folge  gehabt 
imd  auch  in  Rheinland-Westfalen  grössere 
Erfolge  erzielt  hat  wo  indessen  die  meisten 
Druckereien  der  grösseren  Orte  an  dem  bis- 
•  herigen  Tarife  nach  »ie  vor  festhalten. 
Bis  Januar  1899  war  die  Zahl  der  der 
Tarif gemeinschaft  angehörenden  Buehdnicke- 
reifirmen  auf  2686  gestiegen.  (Vgl,  im 
übrigen  die  Artt.  Arbeitseinstellungen 
oben  Bd.  I  S.  730,  Gewerkvereine  und 
Unternehmerverbände.)  — 


denen  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  i 
wesentlichen  gleich.  Nach  der  Volkszäh- 
lung vom  31.  Dezember  1890  waren  in  den 
Bnchdmekereien  imd  Schriftgiessereien 
14072  Pei-sonen  thätig,  dminter  802  Selb- 
ständige und  13  270  Hilfspersonen,  so  dass 
auf  eine  der  ersteren  durchschnittlich  16,5 
der  letztei-en  entfallen.  Auch  in  Oester- 
reich  sind  die  Buchdruckergehilfen  schon 
seil  längerer  Zeit  zn  Gewerk vereinen  orga- 
nisiert wie  den  überhaupt  in  fast  allen 
Kulturstaaten  das  Buehdnu'kergewerbe  zu- 
erst imd  am  erfolgreichsten  Fachvereini- 
gungen zur  Vertretung  der  Berafsinteressen 
geschaffen  hat.  Fflr  Oesten-eich  ist  in 
erster  Linie  der  1842  gegründete  »Verein 
der  Buchdrucker  und  Schnftgiesser  Nieder- 
österreichs a  zu  nennen.  Gleiche  Vereine 
bestehen  in  den  anderen  Kronländern.  Der 
1894  geschaffene  Verband  dieser  Einzel- 
vereine umfasst  mehr  als  6000  Mitglieder. 

Lltteratnr:  C.  A.  Schaab,  Gachiehte  der  Er- 
ßndung  der  BacKdrackerkaiitt.  S  Bde.,  S.  Aut- 
gäbe,  itaim  13SS.  —  J.  Wetter,  KrUitche  Ge- 
ichieht«  der  Erfindung  der  Btiehdruckerlatiul, 
Mainz  laas,  ~-  K.  FalkettMein,  Gttchiehu 
der  Buekdrueierkunil.  t.  Atugabe,  Leiptig  1856. 

—  A.  von  der  Linde,  Gtichichle  der  Erfin- 
dung der  Buchdruckerkuntt,  S  Bde.,  Berlin  ISS8. 

—  Faulmann,  Die  Erfindung  der  Buehdr^ieker- 
kanit,  Wien  1891.  — -  A.  Oeralenberg,  Die 
neuere  Enlieiekelujig  det  deuticken  Buchdruckerei- 
gewerhes  in  alatieHgcher  und  sozialer  Beziehung, 
Jena  ISaX.  —  Zur  Arbeiter  v  er  tiehe- 
rung,  Getchichle  und  Wirken  de»  Unter- 
itauungivereiTii  daUieher  Buchdrucker,  Leiptig 
1832.  —  Pr.  Zahn,  Die  Organitation  der 
Primipate  und  Qehi^en  im  deuUehen  BueK- 
drvekereigewerbe  (Sehr.  d.  V.  j.  äoriiUp.  4S).  — 
F.  Ttedemann,  Dte  neuer«  EnOcickeluTig  der 
Arbeiliverhälinitie  und  der  geaerkaehn/Uichcn 
Organitation  im  Buchdruckcrgewerbe ,  in  der 
ZeiUchrift  /.  StaaUvr.,  Jahrg.  SS.  —  W.  Kule- 
mann,  Die  iniemalionale  Organitation  der 
Bvehdmcker,  im  Jahrbuch  für  Geieügeburtg, 
1898,  S.  37ig.  —  K.  Klimaeh,  Adrettbueh  d. 
Buch-  und  StemdrvrJctreien  dei DeuUehen  Seichei, 
F^Tiifurt  a.  M.  ~  a.  Meimatm,  Die  Beru/t- 
krankheiteit  der  Buchdrucker,  Jahrb./.  Not.  u.  Slal., 
III.  F.,  Bd.  10,  S.lff.  ^  Zeitichri/t/ür 
Deultchlandt  Buchdrucker  (Organ 
de»  Devttchen  BuchdruckervereiTU,  teil  1889).  — 


1  /ar 


I       (Gehilfenorgan 


■iftgie.te, 
A.   Wtmitnghaua. 


BnchflUiTiiiig. 

1.  Begriff  und  Zweck  der  B.  2.  Entwicke- 
lung  und  Hauptarten  der  B.  3.  Beschreibung 
der  doppelten  B.  4.  Einige  besondere  Arten 
der  B.  b.  Gesetzliche  BeatimmimgeD  Ober  B. 
1.  Begriff  und  Zweck  derB.  Buch- 
führung  oder   Buchhaltung  im   wei- 
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teien  Sinne  nennt  man  jede  einigermassen 
geordnete  Reciinimgsfülming  über  die  Ver- 
änderungen des  Besitzstandes  einer  Einzel- 
wirtschirft  oder  einaelner  Teile  desselben. 
So  kann  z.  B.  jeder  Privatmann  über 
Beine  EÜDnahmen  und  Ausgaben,  jede 
Hauefrau  über  ihre  Haushaltung  Rechnung 
führen,  also  eine  Art  von  Buchführung 
anwenden.  Im  engeren  Sinne  jedoch  ver- 
steht man  unt«r  Buchführung  die  nach 
«inz  bestimmten  Regein  in  bestimmten 
Büchern  erfolgende  Aufzeichnung  des  Ver- 
ral^nsstandes  einer  Erwerbe  Wirtschaft 
und  der  Veränderungen,  die  derselbe  durch 
den  Gleechäftsbetrieb  erleidet,  der^stalt, 
dasB  man  zu  jeder  Zeit  in  der  Lage  ist,  die 
"WirtBchaftsbewegung  im  einzelnen  zu  er- 
kennen und  den  Erfolg  derselben  in  dem 
Vermögenastand  nachzuweisen,  Solehe  Buch- 
führung nennt  man  auch  die  kaufmän- 
nische, weil  sich  die  Notwendigkeit  einer 
geordneten  BchrüÜichen  Darstellung  der  Ge- 
schäfts Verhältnisse  zuerst  in  den  grosseren, 
kaufmännisch  geführten  Betrieben  ergeben 
und  sich  dort  also  die  Buchführang  im 
engereu  Sinne  ausgebildet  hat,  sodann  weil 
die  Handelsgesetzbücher  der  verschiedenen 
Staaten  den  Eaufleuten  eine  geordnete,  über- 
sichtliche Buchführung  zur  Pfhcht  gemacht 
haben,  "Wissenschaftlich  ist  die  Buch- 
führung dann,  wenn  zwischen,  den  einzelnen 
Teilen  der  Rechnungsfülmmg  ein  solcher 
Zusammenhang  besteht,  dass  das  ganze 
Buchungswerk  als  eine  systematische  Ein- 
heit erscheint,  was  —  wie  weiter  unten 
gezeigt  ■wird  —  bei  der  Methode  der  so- 
genannten doiyelten  Buchffihnmg  und  ihren 
Abarten  der  FaU  ist  Zweck  der  Buch - 
fühning  im  engeren  Sinne  ist  es  sonach, 
im  Anschlüge  an  die  Feststellung  und  Auf- 
zeiclmung  der  Vermiteeusbestaudteile  die 
Geschäftsbewegung  in  Erwerb  und  Aufwand 
fortlaufend  in  den  Büchern  so  zu  verzeich- 
nen, dass  es  in  beliebigen  Zeitabschnitten 
möglich  ist,  die  eingetretene  Vermehrung 
oder  Verminderung  des  ureprilnglichen  Ver- 
mögens ziffemmässig  festzustellen  und  den 
mehr  oder  weniger  detaillierten  Kachweis 
zu  liefern,  auf  weiche  Weise  die  Veiänderung 
des  Vermögens  entstanden  ist,  Ea  ist  ein- 
leuchtend, dass  eine  derartige  Rechnungs- 
führung über  den  Besitzstand  der  Einzel- 
wirtschrften  und  die  Veränderungen  des- 
selben von  allergrösstem  Werte  filr  die 
Volkswirtschaft  ist;  denn  die  Anwendung 
der  Hauptgrund  Sätze  der  Oekonomik,  der 
Planmässigkeit,  Ordnung  und  Sparsamkeit, 
ißt  in  grösseren  Pri  rat  wirtschaften,  die  sich 
nicht  ohne  weiteres  übersehen  lassen,  nur 
denkbar,  wenn  dieselben  mit  einer  guten 
Biichführung  versehen  sind.  Es  ist  ganz 
natürhch,  dass  sich  mit  dem  Eortschreiten 
der  Wirtschaftskulfnr,  mit  der  Vermehrung 


und  VergrÖEserung  der  Betriebe  la  Handel, 
Industrie  und  selbst  in  der  Land'wirtschaft 
die  kaufmännische  Buchführung  immer  mehr 
eingebürgert  liat,  ja  dass  selbst  das  einiger- 
massen entwickelte  Kleingewerbe  das  Be- 
dürfnis nach  einer  geordneten  Buchführung 
empfindet.  Dazu  kommt,  dass  die  grösseren 
Äufwandswirlschaften  —  ganz  abg^ehen  da- 
von, dass  sie  häufig  zu  Reicher  Zeit  bedeu- 
tende Erwerbs  wirtschaften  sind  ■ —  wie  Staat, 
Provinz,  Gemeinde,  Stiftungen,  Vereine  u.  s,  w. 
—  mit  der  Vermehnmg  ihres  Budgets,  dem 
Wachstum  ihres  Kredit«  und  der  grösseren 
Komplikation  ihrer  Wirtschaftsführung  immer 
melir  zu  einem  der  kaufmänniBchen  und 
wissenschaftlichen  Buchführung  gleidiea 
Verrechnungssystem  gelangen  mtlssen. 

2.  Entwickelnn^  und  Haoptarten  der 
B.  Die  Grundlage  einer  jeden  Buchführuag 
ist  das  Inventarium  oder  Inventar, 
worunter  man  eine  genaue  Verzeichnunp 
sämtlicher  Vennr^nastflcke  (Aktiva)  und 
sämtlicher  SchuldenbestandteiJe  (PassiTa) 
zur  Ermittelung  des  reinen  Geschäftsver- 
mögens (Kapitals)  versteht  Stellt  man 
das  Inventar  conteamäe^  in  der  Form  anf. 
dass  die  eine  (linke)  Seite  das  Aktivver- 
mögen, die  andere  (rechte)  Seite  das  Passiv- 
vermögeu  und  das  reine  Vermöpfen  enthält 
so  dass  sich  die  Summen  auf  beiden  Seiten 
ausgleichen,  so  erhält  man  die  Bilanz 
(vom  ital.  bilancia,  d.  i.  Wa^),  WiederiioH 
ein  Geschäftsmann  von  Zeit  zu  Zeit  eine 
genaue  Feststellung  (Inventur,  Inven- 
tarisierung) seines  Vermögens,  so  kann 
er  aus  der  Vergleichung  der  Ergebnisse 
seiner  jetzigen  Aufnahme  mit  deajenigen  der 
früheren  Geschäftsperiode  die  Aendemogen 
in  seinen  Vermögens-  und  Schuldverhält- 
nissen,  die  Vermehrung  oder  Verminderung 
seines  reinen  Vermögens  festatelleo.  Eine 
eigentliche  Buchführung  im  Sinne  einer 
fortlaufenden  Verzeichnung  der  Geschäfts- 
bewegung wird  er  hierzu  nur  insoweit 
brauchen,  als  ea  ohne  dieselbe  nicht  nii5g- 
lich  wäre,  die  Inventarisierung  voraunehmen. 
also  z.  B.  zur  Ermittelung  der  Forderungen 
und  der  Guthaben  dritter  Personen.  Ohne 
Buchführung  wtaie  er  freilich  darauf  ver- 
zichten müssen,  während  einer  Gesdiätts- 
periode  überhaupt  etwas  über  den  Gang 
und  Erfolg  seiner  Unternehmung  zu  erfahren. 
hätte  also  auch  keine  Kontrolle  darfllier, 
aus  welchen  Gründen  die  Aendeningen 
seiner  Vermögenslage  hervorgehen,  ob  sie 
Folgen  der  geschäftliäenBewejtung oder  eines 
unrechtmässigen  Eingriffs  (Diebstahls  elf-) 
sind.  Der  Mangel  einer  geordneten  Buch- 
führung würde  aber  ganz  besonders  sich  an 
der  Unordnung  und  Verwirrung  seiner  Ge- 
schäftsführung geltend  machen,  da  er  und 
I  seine  Leute  nicht  im  stände  wären,  alle 
Aufträge,   ausgeführten    Geschäfte,  Forfo- 
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ningen  und  Schulden  etc.  im  Kopf  z«  be- 
halten. So  lückenhaft  auch  uasere  Kenntnis 
von  der  geschichtliehen  Entwickelunf^  der 
Buchführung  ist,  ao  lösst  sich  doch  be- 
haupten, dass  der  erst«  Zweck  der  Boch- 
fObrung  kein  anderer  als  der  einer  Unter- 
stützuDg  des  Gedächtnisses  war  und  dass 
dieselbe  za nächst  in  nichts  anderem  als 
einer  chronologischeo  Erzählung  aller  vor- 
gefallenen Oesäiäfte  bestand.  Darauf  '«eisen 
auch  alt«  aufgefundene  G-eschäftsbOcher  hin, 
die  in  einem  und  demselben  Buche  unter- 
schiedlos eine  Aufzählung  imd  eingehende 
Beschreibung  aller  vorgefallenen  Geschflite 
der  Zeitfolge  nadi  enthalten.  In  dem  Han- 
delsbuche des  Vicke  van  Gheldersen  in 
Hamburg  aus  dem  Jahre  1367,  in  dem  Ge- 
schäftsbuch des  berühmten  Augsburger 
Handelshauses  Fii^er,  geführt  lil3 — 1427, 
lind  ebenso  in  dem  eines  Ulmer  Handels- 
hauses Ott  Uuland  aug  dem  Jahre  1444  findet 
sich  noch  diese  Darstell  ungsw  eise  .^)  Den 
Zweck  des  Buches,  ziir  Unterstützung  des 
Gedächtnisses  zu  dienen,  drückte  auch  der 
Name  desselben,  Memorial,  aus:  ebenso 
der  Name  Journal,  weil  es  ein  Tagebuch 
war.  Andere  schon  früh  vorkommende 
Xamen,  wie  Prima-Nola  (erste  Notiz),  Manual 
(Handbuch) ,  Brouillon ,  Strazze ,  Kladde, 
Scharteke,  Squarza-Folio  etc.  deuten  darauf 
hin,  dass  man  die  ersten  Oeschäftsentwürfe 
zimächst  flüchtig  in  ein  allen  Geschäfts- 
gehilfen zugängiges  Buch  eintrug,  von  wo 
aus  sie  erst,  sorgfältig  und  von  einer  Hand 
geschrieben,  in  das  Memorial  oder  Journal 
über^gen,  ein  Gebrauch,  der  sich  aus 
praktischen  Gründen  bis  auf  den  heutigen  Tag 
namentlich  in  Detailgeschäften  erhalten  hat 
So  erklärt  es  sich  auch ,  daas  daa  französische 
Handelsgesetzbuch  von  1807,  welches  zum 
Teil  auf  weit  älteren  Handelsordnungen  be- 
ruht, den  Kaufmann  zur  Führimg  eines 
Tagebuches  verpflichtet,  in  welches  er  alle 
Geschäfte  unterschied  los  tagtäglich  einzu- 
tragen hat,  eine  Bestimmung,  welche  nach 
dem  gegenwärtigen  Stande  der  Buchführung 
als  ganz  veraltet  erscheint  und  auch  in 
Frankreich  nicht  mehr  buchstäbhch  beob- 
achtet wird.  Denn  wenn  auch  heute  noch 
die  vollständige  Geschäftserzählnng  zu  den 
wesentlichen  Erfortlemissen  einer  geordneten 
Buchführung  gehört,  ao  ist  es  doch  durchaus 
nicht  nötig ,  dass  dieselbe  in  einem  nnd 
demselben  Buche  erfoigt.  Zu  diesem  Er- 
fordernis ist  aber  im  Laufe  der  Entwickelung 
der  Buchführung  noch  ein  anderes  gekommen, 
welches  ebenso  wichtig  ist  wie  das  eretere, 
nämlich  die  systematische  Darstellung 


'1  Da»  älteste  HambargBche  Eandlnngebncb 
aUB  dem  14.  Jahrhundert.  Von  C.  M,  Laurent 
(Hamburg  1841).  Bibliothek  des  Litterarischen 
Verein*  zu  Stuttgart  I  (Stnttg.  1843  . 


zu  dem  Zwecke,  auch  ohne 
Aufnahme  des  Inventars  ein  Bild  von  der 
Geschäftsbewegimg  zu  erhalten.  Schon  der 
Umstand,  dass  bei  grösserer  Ausdehnung 
eines  Cntemehmens  die  Zahl  der  einzelnen 
Geschäfte  sich  derart  vermehrt,  dass  die 
unterschiedlose  Aufzählung  derselben  in  dem 
gleichen  Buche  höchst  unpraktisch  und  ftir 
die  Kenntnisnahme  fast  zwecklos  wird, 
muBste  zu  einer  Teilimg  des  Journals  führen. 
Andererseits  musste  auch  der  Drang,  wenigs- 
tens die  tägliche  Geldbewegung,  die  baren 
Einnahmen  und  Ausgaben,  zu  kontrollieren, 
zu  dem  ersten  Ansatz  einer  systematischen 
Buchhaltung,  zur  Einrichtung  des  Kassen- 
buchs oder  Kassenjournala  führen. 
An&iglich  hat  man  wohl  die  Posten  in 
beide  Bücher  geschrieben;  später  hat  man, 
um  das  Journal  zu  entlasten,  die  Kassen- 
posten überhaupt ausdiesem  weggelassen.  Die 
Fühfung  des  Kassenbuchs  ist  entweder  in 
der  Form  möglich,  dass  man  dazu,  wie  im 
Memorial,  nur  eine  Seite  benutzt  und  die 
Ausgaben  von  den  Einnahmen  direkt  ab- 
zieht, oder  in  der  Form  einer  doppelseiti^n 
Rechnung,  eines  Conto,  dessen  Imke  Seite, 
mit  Soll,  Debet  oder  Einnahmen  über- 
sehrieben, die  Einnahmen,  dessen  rechte 
Seite, mit  Haben,  Credit  oderÄusgaben 
überschrieben,  die  Ausgaben  nubiimmt. 
Letztere  Form  ist  jetzt  die  allgemein  übliche. 
Eine  weitere  Entlastung  des  Memorials  trat 
dadurch  ein,  dass  Warengeschäftshäuser  die 
Posten,  welche  sich  auf  Einkauf  und  Ver- 
kauf von  Waren  beziehen,  aus  dem  Memorial 
weg  Hessen  und  dafür  besondere  Einkaufs- 
oder Eingangsfakturen-  und  Verkaufs-  oder 
Ausgangsfakturenbücher  einrichteten,  sc  dass 
sich  heute  der  Inhalt  des  alten  Journals 
oder  Memorials  auf  mehrere  Bücher  verteilt, 
welche  —  weil  sie  die  Grundlage  für  alle 
weiteren  Bucimngen  enthalten  —  gewöhnlich 
als  die  Grundbücher  der  Buchführung 
bezeichnet  werden.')  Das  Bedürfnis,  ebenso 
wie  für  die  Kassenbewegimg  auch  für  die 
geschäftlichen  Beziehungen  zu  dritten  Per- 
sonen eine  gesonderte  Rechnung  zu  führen, 
um  über  den  Stand  der  persönlichen  Yer- 
bindungen  sich  fortwährend  Äufschluss  geben 
zu  können,  führte  zur  Einrichtung  des 
Hauptbuches  {der  einfachen)  oder  rich- 
tiger Kontokorren  tbuches  (der  doppel- 
ten Buchführung).  In  diesem  Buche  erhält 
jeder  Geschäftsfreund,  zu  welchem  man  in 
dauernder  geschäftlidier  Beziehung  steht, 
ein  Conto,  dessen  linke  Seite  die  Schulden, 
dessen  rechte  die  Forderungen,  das  Guthaben 

')  Die  Trennung  des  alten  Jonmals  in 
Eagsenlincli ,  Sinkanfsbueh ,  Verkaufabuch  und 
doppelt«»  Contobuch  (Memorial)  findet  sieb  tOr 
doppelte  Bochführung  ii.  W.  zuerst  bei  J.  Ü. 
Lenchs,  Theorie  und  Praxis  des  italienischen 
und  Kümberger  Bnchbalteos  (Nürnberg  1806). 
70* 
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des  FreuDdes  aufnimmt.  Der  Kopf  der 
Rechnung  vird  mit  dem  Namen  imd  Wohu- 
ort  desaelben  sowie  auf  der  linken  Seite 
mit  Soll  oder  Debet  (Mehrz.  Sollen  oder 
Deheot),  auf  der  rechten  mit  Haben')  oder 
0  redit  (Mehrzahl  Credunt)  überach rieben. 
Man  debitiert  oder  belastet  ein  solches 
Conto  für  alle  Schulde q  des  Geschäft s- 
freundes,  man  creditiert  oder  erkennt 
daeeelbe  für  alle  Zalilungeu  oder  anderen 
Guthaben  desselben.  Auf  solche  Weise  ist 
man  im  stände,  durch  Äbschluss  der  fiedi- 
nungen  und  Ermittelung  des  Saldo  die 
Forderungen  und  Schulden  des  Geschäfte 
für  das  Inventar  auf  leichte  Weise  zu  er- 
mitteln, ausserdem  auch  jederzeit  sich  über 
den  Stand  dieser  "Verhältnisse  klar  zu  werden. 
Geht  man  noch  einen  Schritt  weiter,  so 
kommt  man  allmählich  auch  dazu,  für  den 
y,m-  und  Au^an^  Bachlicher  Gegenstände 
eine  ähnliche  ßecJinung  zu  führen,  wie  sie 
im  vorgenannten  Buche  über  Forderungen 
und  Schulden  eingerichtet  ist.  Man  führt 
dann  in  verschiedenen  Nebenbflchern 
(Scontri)  iledinung  Aber  die  ein-  und 
ausgegangenen  Waren  (Waren-  od^  Lager- 
scontro),  über  die  Wechsel  (Wechselscontro), 
Effekten,  das  sind  Staatspapiere,  Aktien  etc. 

Cektenscontro)  u.  a.  w.  Diese  Vergleichung 
a  entweder  nur  den  Zweck  haben,  eine 
Eontrolle  über  die  ein-  und  ausgegangenen 
Mengen  (Gewichte,  Stückzahl,  Masse  etc.) 
herzusteUen,  oder  sie  kanti  zugleich  —  wenn 
in  diesen  Büchern  auch  Wertspalteu  auf- 
genommea  sind  —  die  Erfolgsberechnung 
ermö^chen.  Auf  solche  Weise  gelangt  man 
auch  in  der  einfachen  Buciiführung,  die 
an  und  für  sich  nur  eine  Geachäftserzäh- 
lung  ist  und  keinen  syetem atiseben  Zusam- 
menhang der  Grundbuchungen  kennt,  ku 
'  einer  Art  systematischer  Aufzeichnung  der 
Geschäfte,  aus  der  sich  auf  allerdings 
recht  umständlichem  "Wege  eine  teilweise 
Erklärung  für  die  summarischen  Verände- 
rungen, wie  sie  sich  aus  der  Vergleichung 
der  Inventare  ergeben,  finden  lässt  Toll- 
ständig  kann  diese  Erklänmg  aber  deshalb 
nicht  sein,  weil  nicht  alle  Einflüsse  auf  den 
Erfolg  eines  Geschäftsbetriebs  sich  in  den 
persönlichen  und  sachlichen  Rechnungen  des 
Kontokorrentbuchs  und  der  Scontri  aus- 
drücken und  weil  gewisse  Zu-  und  Ab- 
nahmen des  Vennfeens,  wie  sie  durch  Be- 
rechnung von  Zins,  Handlungsunkoslen  u.  s.  w. 
entstehen,    in   der  einfachen   Buchführung 


>}  Früher  schrieb  man  Soll  oder  Sollen 
Geben  and  Soll  oder  Sollen  Haben.  Dar- 
ana  erklärt  sich,  daes  man  heute  noch  in  der 
kaufmännischen  Bnchftlhnuig  den  Infinitiv 
Haben  (und  nicht  Hat)  anwendet.  Im  Italie- 
nischen hiesB  es  früher  Deve  oder  Devono 
Dare  nnd  Deve  oderDevono  Avere,  jetzt 
schreibt  man  fllrSoUDare,  für  Haben  Avere. 


überhaupt  nicht  einzeln  nachgewiesen  werdeji. 
Indem  m  der  einfachen  Buchführung  von 
vornherein  als  Schuldner  und  Gläubiger  des 
Geschäfts  nur  die  Personen  gelten,  die  mit 
demselben  in  Verbindung  stehen,  gelangt 
man  durch  sie  rechnerisch  für  die  vielen 
geschäftlichen  Transaktionen,  aus  welchen 
ein  Betrieb  doch  besteht,  zu  keinem  inneren 
Zusammenhang,  zu  keinem  systematisch  auf- 
gebauten Naf^weis  des  reinen  Vermögens 
und  muBS  sich  damit  bc^flgen,  ^lls  mau 
überhaupt  Ei  nzelnach weise  über  die  Ver- 
mögensbestaudteile  imd  über  die  Geschäft.-*- 
bewegting  erhalten  will,  diese  in  einer  Reihe 
von  ganz  willkürlich  geführten  NebenbOchem 
mehr  oder  weniger  ausführlich  zu  geben. 
Selbst  die  Einzelposten  des  systematischen 
Kassenbuchs  der  einfachen  BucnfOhruDg  und 
zum  grossen  Teil  nur  Kasseunotizen,  keine 
eigentlichen  Posten,  weil  sie  sich  nicht 
immer  auf  Personen  beziehen  und  dann  in 
keiner  anderen  Rechnung  der  einfachen 
Buchführung  eine  Soll-  oder  Habenverände- 
rung  hervorbringen.  In  den  meisten  Be- 
trieben, in  denen  die  einfache  Buchführung 
angewendet  wird,  verzichtet  man  grundsätz- 
lich auf  eine  vollständige  Berechnimg  (t«s 
Erfolgs  im  einzelnen  und  begnügt  sich  mit 
dem  Gesaratergebnis,  wie  es  aus  der  Ver- 
gleichung der  Inventare  verschiedener  Ge- 
schäftsperioden  hervorgeht.  Dass  eine  solche 
Biichführung  nicht  den  höchsten  Anforde- 
rungen, ja  genau  genommen,  nicht  einmal 
den  gesetzlich  notwendigen  Ansprüchen  ge- 
nügt, liegt  auf  der  Hand,  Die  Buolifahruiig 
namentlich  grosser  Betriebe  muss  syste- 
matisch sein,  d.  h.  es  muss  ein  innerer 
Zusammenhang  zwischen  sämtlichen  Bu- 
chungen bestehen,  und  das  Gesamtresultat 
der  Inventur  muss  sich  durch  dai>  Ver- 
buchtmgssj-atem  in  seinen  einzelnen  Be- 
standteilen, sowohl  nach  den  Beständen  und 
Schuldverhältnissea  als  auch  nach  den  posi- 
tiven (Gewinn)  und  negativen  (Verlust)  Er- 
gebnissen nachweisen  lassen.  Zu  diesem 
Erfolge  gelangt  die  doppelte  Buch- 
führung, so  genannt,  weü  bei  ihr  lüc 
Posten  eine  doppelte  Veränderung  insofern 
hervorrufen,  als  jeder  Geschäftäall  einer 
Rechnung  belastet  und  einer  anderen  Eecli- 
nung  gutgeschiieben  wird.  Dies  ist  aber 
nur  möglich,  wenn  Soll-  und  Habenände- 
rungen  nicht  bloss  auf  Personen  oder  auF 
einzelne  Sachen  bezogen  werden,  sondero 
wenn  von  vornherein  grundsätzlich  über 
alle  Teile  des  Geachäftsvermi^ns  ui"l 
über  alle  Teile  der  geschäftlichen  Ergeb- 
nisse Einzelrechnungen  geführt  werden  und 
angenommen  wird,  dase  sie  wie  die  Pereonen- 
conten  Schuldner  und  Gläubiger  werdeu 
können.  Auf  diese  Weise  gelangt  man  M 
einem  vollständigen  Rechnungssystem. 
in   dem    alle    Buchungen    unter   eüjander 


in  einen  gescbJoeeenea  Zneammenhang  kom- 
men und  durch  welches  der  Nachweis  der 
Vermögens-  und  Schuldanteile  sowie  eine 
genaue  Erfolgeberechnung  im  einzelnen  er- 
zielt wird.  Diese  Art  der  Buchfflhnmg  ist 
zuerst  von  einem  italienischen  Pranziskaner- 
mOnche  Fra  Lnca  di  Borgo  oder  Lucas 
Pacciolo^)  in  seinem  1494  za  Venedig  er- 
schienenen Werke :  »Summa  de  Arithmetica 
Geomelria,  Proportioni  e  Proportionalita«  be- 
schrieben worden.  In  diesem  mathematischen 
Lehrbuche  ist  der  11,  Abschnitt  der  doppelten 
Buchführung  gewidmet,  unter  dem  Titel: 
»TiactatiiB  partieularis  de  Computis  et  Scrip- 
tiiris«.  Pacciolo  wendet  ausser  dem  Inventar 
dazu  3  Bücher  an,  nämlich  das  Memorial 
oderdieStrazzB  zur  ersten  flüchtigen  Nie- 
derechrih  der  Posten,  das  Journal,  in 
welches  dieselben  sorgfiUtig  zu  schreiben 
und  in  dem  sie  mit  den  Präpositionen 
•per«  für  die  Schuldner  und  »an«  für  die 
Gläubiger  einziüeiten  sind,  endlich  das 
Hauptbuch  (quademo  grande),  in  das 
die  Journalposten,  systematisch  nach  Conten 
geordnet ,  eingetragen  werden,  Pacciolo 
spricht  öfters  von  der  »Tenetianischen  Me- 
thode«, auch  von  der  Florentiner  Art,  Buch 
zu  führen,  woraus  herroi^ht,  dasa  er  die 
doppelte  Methode  nicht  selbst  erfunden, 
sondern  auf  den  Comptoiren  der  italienischen 
OroBskaufleute  kennen  gelernt  hat.  Er  hielt 
eich  bei  seiner  Darstellung,  wie  er  selbst 
sagte,  an  die  venetianische  Art  und  Weise 
(at  modo  di  Vinegia).  In  fast  gleicher 
Weise  stellt  Domemcus  Manzoni  1554 
in  seiner  Schrift  »Quademo  doppio  eol  suo 
giomale  com^sto  e  ordinato  secondo  il  si- 
stema  veneziano«^)  die  Buchhaltung  dar. 
Es  rauBS  demnach  schon  damals  verschiedene 
Arten  der  doppelten  Buchführung  gegeben 
haben.   Auch  in  Kechnungsbüchem  der  Ge- 


')  Die  Schreibweise  iat  verschieden;  neben 
Pacciolo  kommt  Faciolo,  Facioli,  Patiotus  vor. 
Er  selbst  nDterschrieb  sich  am  Ende  seines 
Werkes :  Frater  Lucas  de  bnrgo  sancti  Sepnlchri 
Ordinis  minornm  Et  sacrae  theologie  numilis 
Professor.  Der  Traktat  II  ist  deutsch  heraus- 
^sK^ben  von  dem  nm  die  Geschichte  der  Bnch- 
mhmng  sehr  verdienten  Professor  Dr.  E.  L. 
Jäger:  Lncas  Pacciolo  and  Simon  Stevin  [Stnttg. 
1876).  Eine  neuere  italienische  Uebersetzung 
rührt  von  Professor  V.  Gitti  her:  Fra  Lnca 
.  Pacciolo.  Trattato  de'  computi  e  delle  scritture 
(Turin  1878).  Die  1504  m  Venerlig  erschienene 
Schrift:  La  scnola  perfetta  dei  mercnnti  di  Fra 
Pacciolo  di  Borgo  ist  nach  der  Annahme  Jftgers 
ein  Nachdruck  des  Paccioloichen  Bnchbaltnngs- 
traktats. 

')  Später  unter  verändertem  Titel  „Libro 
mercantile  a.  s.  w."  in  Venedig  1573  neu  heraus- 

Jegeben.  Die  erste  Auflage  ist  von  Professor 
'igei  in  seinen  „Beiträgen  znv  Geschichte  der 
Doppelbnchhaltnng"  (Stuttgart  1874)  ebenfalls 
deutsch  Übersetzt, 


meinde  Genua  aus  dem  Jahre  1348  und 
Florenz  aus  dem  Jahre  1432  soll  schon  die 
doppelte  Methode  der  Buchführung  ange- 
wendet sein.i)  Jedenfalls  hat  dieselbe  ihre 
eisten  Ansätze  aus  dem  praktischen  Ver- 
kehrsleben  der  mittelalterlichen  Handels- 
republiken  Italiens  heraus  erhalten  und  ist 
dann  zunächst  durch  italienische  Schrift- 
steller beschrieben  und  weiter  entwickelt 
worden.  Duitsh  zahlreiche  TJebersetzungen 
der  italienischen  Werke  und  mehr  oder 
weniger  selbständige  Arbeiten  Aber  doppelte 
Buchfühning  ist  dieselbe  dann  rasen  im 
Auslande  bekannt  geworden  und  hat  auch 
dort  Verbreitung  und  vielfache  Verbesse- 
rungen gefunden.^  Inwieweit  das  Bekannt- 
werden der  doppelten  Buchführung  auf  die 
Weiterbildung  der  einfachen  von  Eünfluss 
gewesen  ist,  lässt  sich  nicht  sicher  tot- 
stellen. Jäger  nimmt  an,  dass  die  »syste- 
matische einfache  BuchEfinrung«  überhaupt 
erst  aus  der  doppelten  durch  Abkürzung 
entstanden  ist,  und  folgert  dies  namentiitü 
aus  der  Uebernahme  gewisser  Formen  der 
doppelten  Buchführung  in  die  einfache,  wie 
EioricAtung  des  Kontokorrentbuchs,  Gebrauch 
der  Wörter  Soll  und  Haben  etc.  Sicherlich 
hat  die  einfache  Buchführung  durch  die 
Entwickelung  der  doppelten  Methode  eben- 
falls an  Klarheit  und  tlebersichtlicbkeit  ge- 
wonnen, insofern  mau  sich  bestrebte,  durch 
sie  wenigstens  eimgermassen  die  Ziele  der 


')  Vgl   G.  Pagni,  SuU'  anministrazione 

■  de!  EegBO  d'Italia  (Florenz  1862)  und 
1^.  Deiiini,  La  Log-ismograäa  (Reg^O  dell' 
Emilia  1883). 

')  Der  erste  Uebersetzer  des  Buchhaltungs- 
traktftts  von  Pacciolo  war  Jan  Ympyn,  der 
längere  Zeit  in  Venedig  gelebt  hat  und  den 
TrEiKtat  gleichzeitig  ins  VlämiBche  and  Franzö- 
sische Übersetzt«.  Beide  Uebersetzuogen  er- 
schienen im  Jahre  1543,  die  letztere  ist  aber 
nicht  von  ihm  selbst,  sondern  von  seiner  Witwe 
Anna  S winters  gezeichnet.  —  Die  ältesten 
bekannten  deutschen  Arbeiten  über  Buchführung 
sind;  Henricus  Grammateua,  Rechenbuch- 
lein,  künstlich ,  behend  und  gewiss  auf  alle 
Kauff mansch  äfft  gericht  etc.  Buchhalt«n  durch 
Journal ,  Kaps  und  Schuldbuch  (Wien  1518, 
später  Frankf.  a.  M.  1572).  —  Ein  teutsoh  ver- 
ständig Bnchhalten  für  Herren  oder  Gesell- 
schafter Inhalt  welliachem  Prozeas,  dergleichen 
vorhin  nie  der  Jugent  ist  fUrgetragen  worden 
noch  in  Dmck  knmmen  durch  Joann  Ootlieb 
begriffen  und  gestellt.  1531  gedruckt  zu  Nnrem- 
berg  dnrcb  Friedriehen  Pejpus.  —  Wolff- 
san^  Schweicker,  Senior  in  Nnreniberg, 
Zweifach  Bnchhalten  sammt  seine  Giomal,  des- 
selben Beschlns,  auch  Rechnung  zu  thun  (1549). 
—  Johann  Neudorffers  schSnea  und  allen 
Handelsleuten  nützliches  KanststUck  vom  Bnch- 
halten  (Angspurg  1585).  —  Paaachier  Goes- 
sens  von  Brüssel,  Buchhalten,  fein  korz  zu- 
sammengefaaat  und  bcGriffeu  etc.  (Hambars' 
1694). 
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doppelten  Methode  zu  erreicheo.  Trotzdem 
VMOient  auch  heute  noch  die  eiofache  Buch- 
fühnrng  unaerer  Meinung  nach  den  Namen 
einer  aystematischen  BuchfOhnin^  nicht,  wie 
auch  die  Nachahmung  gewisser  Formen  der 
doppelten  BuchffUirung,  so  der  Gebrauch  der 
Worte  An  und  Per  im  Kasseobuche  oder 
im  Hauptbuche  der  eiufaclien  Buchführung 
gar  keinen  Sinn  hat 

8.  Beschreibang  der  doppelten  B. 
Das  der  dopi^elten  itsSenischen  Buchführung 
eigentümliche  Buch,  welches  den  Jüttel- 
punkt  der  ganzen  Buchuugsarbeit  bildet,  ist 
das  Hauptbuch,  nicht  zu  verwechseln 
mit  dem  Hauptbuch  der  einfachen  Buch- 
führuDg,  das  nur  Rechnungen  über  per- 
sönliche Beziehungen  enthält  und  daher  mit 
dem  Eontokorrentbuche  der  doppeltes 
Buchführung  identisch  ist.  Das  Hauptbuch 
der  doppelten  Buchfühnmg  stellt  aber  das 
Öesamtverra^ien  und  aUe  "Veränderungen, 
die  dasselbe  durch  den  Geschäftsbetrieb  er- 
leidet —  also  auch  den  Geschäfteerfolg 
—  durch  eine  giüssere  oder  geringere  An- 
zahl von  Conten  oder  Eiazelrechnuogen 
systematisch  dar.  Die  Anzahl  der  Konten 
ist  insofern  wülkürhch,  als  sie  von  der  Art 
und  der  Qr&sse  des  Geschäftsbetriebs  sowie 
davon  abhängt,  in  welchem  Grade  man  die 
Einzelheiten  des  Betriebs  und  des  geschäft- 
lichen Erfolgs  durch  die  Buchfühning  klar 
stellen  will.  Jedes  Conto  ist  zweiseitig; 
es  enthält  auf  der  linken  Seite  das  Soll 
oder  Debet,  auf  der  rechten  Seite  das 
Haben  oder  Credit  der  Rechmiug.  Die 
Buchung  ist  insofern  doppelt,  als  jeder 
Buchungsposten  dieselbe  Summenänderung 
zugleich  m  dem  Soll  eines  oder  mehrerer 
Conten  und  in  dem  Haben  eines  oder 
mehrerer  anderer  Conten  her^'orbringen 
muss,  so  dass  sich  stets  die  Soll-  'imd 
Habenbetr^  des  Hauptbuchs  ausgleichen 
müssen.  Die  Conten  zmallen  ihrem  Wesen 
nach  in  zwei  Beiheu:  die  "VermSgens- 
bestandconten  und  die  Conten  des 
reinen  Vermögens,  oder  wie  sie  von 
italienischen  Schriftstellern  bezeichnet  wur- 
den, in  die  statistischen  und  ökono- 
mischen Conten.  Die  Vermögensbestand- 
conten  enthalten  in  der  SoÜBpalte  die  Ver- 
mögensvermehrungen, in  der  Habenspalte 
die  Vermögensvermindenmgen ,  oder  sie 
werden  für  jeden  Vermögenszuwachs  be- 
lastet (debitiert),  für  jeden  Vennögensabgang 
aber  erkannt  (creditiert).  Schulden  gelten 
als  negative  oder  passive  VermOgensbestand- 
teile.  Schuldenzunafame  ist  einer  Vennögens- 
minderung,  Schiildenabnahme  einer  Vei> 
mögenamehrung  gleich.  Die  Conten  des 
reinen  Vermögens  dagegen  euthalteu  in  der 
Sollspalte  die  Verminderungen,  in  der 
Habenspalte  die  Vermeiirungen  des  reinen 
VermC^ns;   sie  werden  daher  für  die  Ab- 


glnge  belastet,  für  den  Zuwachf  erkannt 
ie  Vermügensbestandconten  zerfallen  in 
Personen-  und  Sachcotiten,  auch  lebende 
und  tote  Conten  genannt') 

Bezüglich  der  Personenconten  ist 
zu  bemerken,  dass  die  alten  ilalieniscbeo 
Schriftsteller  den  Unterschied  zwischen 
Hauptbuch  und  Kontokorrentbuch  nicht 
kannten  und  dass  sie  also  den  Geschäfts- 
freunden (Korrespoodenten)Einzelredinungen 
im  Hau])tbuche  eröffneten.  Dies  ist  gegen- 
wärtig nur  selten  mehr  der  Fall;  die  Einzel- 
reclinimgen  der  Geschäftsfreunde  werden  im 
Kontokorrentbuch  eröffnet,  wodurch  einer- 
seits das  Hauptbuch  entlastet,  andereiseit^ 
eine  zweckentsprechende  Einrichtung  der 
Personenconten  mit  Verfallzeit-  und  Zinsen- 
spalte ermöghclit  wird.  Man  führt  dam 
das  Kontokorrentbiich  gowisBermassen  nur 
als  Nebenbuoh  und  richtet  es  nach  einfacher 
Methode  ein ;  im  Hauptbuche  selbst  werden 
dann  nur  ein  oder  einige  Sammelconten 
(Kollektivconten)  für  sämthche  Personen 
geführt.  Diese  Conten  benennt  man:  Kon- 
tokorreatconto,  auch  Conto  der 
Laufenden  Rechnungen,  oder  De- 
bitoren- und  Kreditorenconto,  Dif 
Gesamtsummen  dieser  Conten  im  Hanpt- 
buche  müssen  natürlich  mit  den  Gesamt- 
summen aller  Rechnungen  im  Koatokon«Di- 
buche  überein stinmien ,  wovon  man  sich 
gewöhnlich  monatlich  durch  Addition  über- 
zeugt. —  Die  wichtigsten  sachlichen 
Conten  sind :  das  Kassenconto,  Reichshank- 
giroconto,  Warenconto,  Wechselconto,  Eftek- 
tenconto,  Handlungsmobilienconto,  Tratten- 
oder Acceptconto,  in  Fabriken  Robsloff- 
und  Pabrikationsconto  etc.  Fast  jedes  dieser 
Conten  kann  wieder  in  mehrere  Hechnungen 
je  nach  Bedarf  geteilt  werden.  So  wd 
meistens  das  Wechselconto  in  eine  Rechnung 
für  inländische  (Mark-)  und  ausiändiscbe 
Wechsel  (Devisen),  das  Effektenconto  io  ein 
Staatspapier-  und  ein  Aktienconto  zeriefil 
u.  s.  w.  Das  Trattenconto  gehört  insofern 
zu  den  sogenannten  transitorischen 
Conten,  als  die  Beträge,  sobald  ein  Giäubi?« 
auf  das  Geschäftshaus  trassiert,  ihm  helastei 
und  dem  Trattenconto  guteeschrieben  wer- 
den, bis  die  Tratte  zur  Zahlung  gelangt: 
dann  wird  das  Trattenconto  durch  Belastnn^ 
Easse  oder  Reichsbankgiro  etc.  wieder 
ausgeglichen. 

Die  Conten  des  reinen  Vermögens  lam- 
das  Kapitalconto  und  das  Verlust- 
und  Gewinnconto  mit  seinen  UntOTb- 
teilnngen.  Zu  letzteren  gehören  beispieii- 
weise :  das  Handlungaimkosten-,  das  Zinsen-, 
das  Provisions-,  Agioconto  u.  s.  w.  (Contffl 
für   Lasten    und   Erträgnisse).    Aach 


')    Dieae    Ausdrucke    werden    »cboo   t«i 
Manzoni  a.  a.  0.  Kap.  XITT  gebraiieliW 


hier  ist  eine  beliebige  Specialisierung  zuge- 
lasseD.  AJb  Cnterconto  des  KapiWcontos 
kann  das  Eontokorrent-  oder  Privatconto 
des  Friiizipals  angesehen  werden,  atii 
velohes  alle  Beträge  kommen,  die  dorselbo 
im  Laufe  des  GeBchäftsjalires  für  eigenen 
GelH^uch  etc.  entnimmt  (Unke  Seite)  oder 
die  ihm  fflr  Zinsen,  Gewinn  odei-  aus 
anderem  Gründe  gutzuschreiben  sind  (rechte 
Seite),  Da  nun  beim  Äbschiuas  der  Bischer  | 
alle  Conten  des  reioen  Vermögens  auf  dem 
Kapitalcoato  zusammenlaufen  und  in  dessen 
Saldo  ihre  Wirkung  Äussern,  dieser  aber 
den  positiven  (aktiven)  Vermögensbestand - 
teilen  ge^ntlber  n^ative  Wirkung  hat,  so 
ergiebt  die  doppelte  Buchführung  in  ihrem 
Endergebnis  eine  Gleichunjj;,  die,  in  Worten 
aii^iiedrflckt ,  lautet:  Positive  Vermögensbe- 
standteile oder  Aktiva  —  Negative  Ver- 
mOgensbestandteüe  oder  Schulden  -|-  Saldo 
des  Kapitalcouto  oder  reines  Vermögen. 
Dies  ist  die  Bilanz  der  doppelten  Buch- 
führung, wie  sie  sich  stets  aus  dem  Ab- 
schlüsse der  einzelnen  Conten  des  Haupt- 
buchs ei^ben  muss. 

Cm  mcht  alle  Oeschfiftsverhältnisse,  ins- 
besondere die  Grösse  des  Geschäftskapitals, 
den  persönhchen  Gebrauch,  den  Nettogewinn 
oder  beliebige  andere  Beziehungen  den 
Handlungsgehilfen  bekannt  werden  zu  lassen, 
werden  häufig  aus  dem  Hauptbuch  die  be- 
treffenden Conten  weggelassen  und  in  einem 
besonderenGeheimbuch  odergeheimen 
Hauptbuch  geführt.  Im  Hauptbuche 
selbst  werden  sie  dann  durch  ein  summa- 
lisches  Geheimbuchconto  vertreten; 
-wenn  nicht,  muss  der  Prinzipal  den  BOcher- 
ahschluBS  selbst  ergänzen. 

Selbstverständlich  werden  die  Posten 
nicht  direkt  in  das  Hauptbuch  eittG[etragen, 
sondern  die  erste,  ui«prilngliche  Buchung 
findet,  wie  in  der  einfachen  Buchführung, 
zunächst  in  den  Grundbüchern  statt. 
Crsprünghch  kannte  man  nur  das  Memorial 
oder  Jonmal  als  Grundbuch,  von  welchem 
sich  aber  später  das  Kassenbuch  und  noch 
einige  andere  Gnindbücher  {s.  oben  S.  1107) 
abgezweigt  haben.  Aus  diesen  Grundbüchern 
hat  man  die  Posten  direkt  in  das  Haupt- 
buch übertragen.  Man  kann  diese  Methode 
als  die  zweigliederige  bezeichnen.  Später 
hat  man  aber  die  doppelte  BuchfUhrung  zu 
einer  dreigliederigen  insofern  gemacht,  als 
man  die  Posten  nicht  unmittelbar  aus  den 
OrundbOchem  in  das  Hauptbuch  eintrug, 
sondern  in  einem  besonderen  Journal  sam- 
melte, um  sie  von  diesem  Buche  aus  erst  in 
das  Hauptbuch  zu  bringen.  Dieses  Vermitte- 
lungshuch  kann  man  am  passendsten  als 
Sammel  journal  bezeichnen  und  man  thut 
gut,  um  Verwechselungen  auszuschüessen, 
aas  Tagebuch  als  Grundbuch  bei  dieser 
Methode    lediglich    Memorial    zu    nennen. 


Diese  dreiteilige  Methode  wini  im  Gegen- 
satz zur  italienischen  als  die  deutsche 
doppelte  Buchführung  bezeichnet,  weil  sie 
zuerst  bei  deutschen  Schriftstellern  aufge- 
treten ist  und  in  deutschen  Handelshäusern 
etwa  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts 
angewendet  worden  sein  soll.  •) 

Zweck  des  Sammeljoiimals  ist,  die  Pos- 
ten aus  den  in  der  Hauptsache  chronologisch 
geführten  Grundbüchern  für  das  Hauptbuch 
systematisch  zu  ordnen ,  die  Posten  mit 
gleichen  Schuldnern  oder  gleichen  Gläubigem 
zu  vereinigen,  um  dadurch  für  das  Haupt- 
buch die  Postenzahl  zu  verringern  und  die 
Buchnngsarbeit  zu  vereinfachen,  auch  um 
die  in  den  Grandbüchern  etwa  gemachten 
Fehler  noch  vor  der  Eintragung  in  das  Haupt- 
buch zu  entdecken  und  zu  verbessern,  end- 
lich um  die  Bilanzziehung  für  jede  ge- 
wünschte Periode  zu  erleichtem.  In  dem 
Sanunel Journal ,  das  meistens  schlechtweg 
als  Journal  bezeichnet  wird,  ISsst  man 
bereits  die  Beschreibung  der  Geschäfte  — 
die  Geschäftserzählung  —  weg  und  giebt 
nur  das  Datum  der  Posten,  die  Schuldner- 
und  Gläubigermnten  und  den  Geldbetrag 
an,  verweist  aber  in  einer  besonderen 
Kolumne  auf  die  Folien  der  Grundbücher. 
Die  Eintragung  der  Poeten  in  das  Journal, 
die  Journalisierung,  erfolgt  am  häu- 
figsten monatlich,  sie  kann  aber  auch  eben- 
s(^t  halbmonatlich  oder  wöchentlich-)  ge- 
stochen. Vom  Journal  gelangen  dann  die 
Posten  in  das  Hauptbuch,  weldies  mit  einer 
Spalte  für  die  Joumalseiten  versehen  ist, 
wie  umgekehrt  im  Journal  bei  der  Deber- 
tragung  die  Hauptbuchfolien  angegeben  wer- 
den. Man  dm  wohl  behaupten,  dasa 
wenigstens  in  Deutschland  diese  Art  der 
dreiteiUgan  doppelten  Buchfühmi^  die  am 
meisten  verbreitete  Methode  der  Buchfüh- 
rung ist.  Wenn  freilich  die  Führung  des 
Memorials  —  wie  es  ja  bei  dem  ^ssen- 
buche  und  in  Warengeschäften  bei  dem 
Einkaufs-  und  dem  Verkaufsbuche  schon 
al^mein  der  Fall  ist  —  derartig  systema- 
tisch erfolgt,  dass  für  jede  Art  von  Geschäf- 
ten auch  besondere  Grundbücher  eineerichtet 
werden,  so  dass  bereits  in  den  Grundbüchera 
eine  systematische  Ordnung  der  Posten  nach 
gleichen  Schuldnern  oder  Gläubigern  statt- 
findet, dann  verliert  der  Hauptgrund,  der 


leichten  und  griüudlichen  Erlemnng  der 
Italienischen  doppelten  Bnchhtdtung  (Berlin  1774, 
2.  Aufl.  Stettin  1790). 

*)  Letzteres  ist  z.  B,  bei  den  deatscben 
Notenbanken  notwendig,  weil  sie  jede  Woche 
Öffentliche  Ausweise  über  den  Stand  ihrer 
Aktiva  und  Passiva  im  BeicWnzeiger  greben 
mttasea. 
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die  Fuhrung  des  Sammeljournals  nötig  oder 
wflD sehenswert  macht,  an  Bedeutimg.    Dies 

iet  konBe<jHent  dittuhgefilhrt  in  der  weiter 
unten  zu  besprechenden  amerikanischen 
ßuchftihrung.  Aber  auch  grosse  Handels- 
häuser, welche  die  deutsche  doppelte 
Methode  anwenden,  insbesond»«  grosse 
Bankinstitute  mit  bedeiitender  Arbeitsteilung, 
zerlegen  das  Memorial  nach  systematischen 
Onindsätzen  in  Markwechsel-fin-  imd  -Ans- 
gang,  Devisen-Ein-  und  -Ausgang,  Effekten- 
Ün-  und  -Ausgang  etc.  Immerhin  bleiben 
auch  dann  noch  eine  Masse  Posten  fibrig, 
für  welche  ein  gemeinsames  Memorial  chro- 
noli^iscb  zu  führen  ist ,  so  dass  schon 
aus  diesem  Grunde  die  Haltung  eines 
Sammeljoumals  doch  nicht  ganz  ilberflitssig 


diux:h  Stornieren,  das  ist  Bildung  tod 
Gegenposten.  Angenommen,  man  habe  das 
Eassenconto  irrtlkmhch  statt  vom  Handlung^- 
imkostenconto  vom  HaDdlungsmobiliencoDlo 
mit  500  Mark  kreditiert,  so  muss  man  im 
Memorial  oder  Journal  einen  GegenposteD 
bilden :  >HandlungsuDkoeteo  an  lundlungs- 
mobihen,  für  Storno  500  Mark«.  Durch  den 
Stomoposten  gleicht  sich  Handlungsmobilieii- 
conto  aus,  und  Handlungsunkostenconto  er- 
scheint als  Schuldner  für  500  Mark. 

Bezüglich  der  Grundbücher  der  dop- 
pelten Buchführung  sei  noch  folgendes  be- 
merkt :  Sie  zerfallen  in  systematiBche  und 
in  chronologische.  Im  ersten  Falle  nehmen 
sie  nur  gleichartige  Posten  auf,  die  sich 
also  in  emer   Beziehung   (als  Schuld  od« 
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Bchäftefreund  axü  uns  einen  "Wechsel  von 
3600  Mark  eezogen  hat;  ftlr  das  zweite 
wird  der  FaU  angenommen,  daaa  ein  Ge- 
schäftefreund, der  uns  2400  Mark  Bchuldete, 
einen  Wechsel  von  2352  Mark  eiDgeschickt 
lind  48  Mark  —  2"/o  Diskont  vom  Betrage 
gektirzt  hat. 

Bezieht  sich  ein  Posten  auf  eine  dritte 
Pereon,  deren  Schuld  oder  Forderung  vei^ 
mehrt  oder  vermindert  wird,  so  hat  man 
ihn  auch  in  das  Kontokorrentbuch  (in 
Oesterreich  Saldo-Conto)  einzutragen,  in 
dem  jeder  Geschäftsfreund,  wie  schon  frOJier 
erwüint ,  seine  besondere  Rechnung  hat ; 
ausgenommen  diejenigen  Personen,  zu  wel- 
chen die  geschäftliche  Beziehung  nur  vor- 
übergehender Natur  ist  und  fftr  die  man 
ein  Sammelconto(Conto  pro  Di  versi)  ein- 
richtet. Das  Kontokorrentbuch  kann  in 
mehrere  Bflcher  zerlegt  werden;  es  wird 
hSufig  nach  dem  Unterschied  von  Kunden 
und  Lieferanten  in  Debitoren-  uudEre- 
ditorenbuch,  bei  grosser  Ausdehnung 
der  geschäftlichen  Beziehungen  aber  audi 
nach  Buchstaben,  z.  B.  A— F,  G— M  etc. 
geteilt.  Bezüglich  der  Zahl  nnd  Einrich- 
tung der  Nebenbücher,  wie  lAger-  oder 
Warenscontro,  WeehselbOcher  u.  a.  w.  ist 
~Nman  in  der  doppelten  Buchführung  ebenso- 
wenig wie  in  der  einfachen  an  bestimmte 
Normen  gebunden;  man  richtet  sie  nach 
Bedürfnis  ein.  Nur  dass  bei  doppelter 
ßuchfOhning  es  durchaus  nicht  notwendig 
ist,  solche  Bttcher  mit  Geldspalten  zu  ver- 
sehen, um  die  Grosse  und  aen  Erfolg  der 
Geschäftsumsätze  zu  berechnen,  weil  sich 
dies  aus  den  betreffenden  Conten  des 
Hauptbuchs  eifpebt. 

Die  Feststellung  des  geschäftlichen  Er- 
folges im  ganzen  und  nach  einzelneu  Eate- 
gorieen  etifolgt  durch  den  AbachloBs  der 
Bücher,  insbesondere  durch  den  Abschluss 
des  Hauptbuchs,  dem  eine  genaue  Inven- 
tarisiening  des  Vermögens,  also  bezlkglich 
der  Forderungen  und  Schulden  auch  der 
Abschluss  des  Eontokorrentbuchs  vorauszu- 
gehen hat.    Die  auf  den  Abschluss  bezüg- 


lichen Buchungen  werden  Abschluss- 
posten  genannt  nnd  zunächst  im  Memo~ 
rial,  oder  wenn  ein  Sammeljournal  geführt 
wird,  in  diesem  entworfen.  Sind  beim  Ab- 
schluss des  Eontokorrentbuchs  neue  Posten 
durch  Berechnung  von  Zinsen,  Provisionen, 
Kursimterschieden  etc.  entstanden,  so  sind 
diese  zuerst  im  Memorial  oder  Journal  zu 
buchen,  z.  B.  »Zinsen  an  Eontokorrent- 
conto«  oder  umgekehrt,  je  nachdem  den 
Geschäftsfreunden  Zinsen,  gutzaschreiben 
oder  zu  belasten  sind.  Sofern  eine  Zine- 
vergütung  oder  eine  anderweite  Entschädi- 
gung an  einen  Geschäftsinhaber  oder  Teil- 
haber zu  erfolgen  hat.  muss  die  Buchung 
derselben  ebenfalls  vor  AbscIiluBS  der  Conten 
geschehen.  Den  Abschluss  der  Rechnungen 
des  Hauptbuchs  vollzieht  man  am  besteo 
zunächst  provisorisch  in  einem  besonderen 
Abschlussbuohe.  Ueber  die  nach  dem 
Inventare  sich  eigebenden  positiven  und 
negativen  VermOgensteOe  wird  ein  besonderes 
Conto,  das  Ausgangsbilanz-  oder  Ab- 
schlussbilanzconto  eröffnet.  Dasselbe 
wird  Schuldner  für  alle  positiven,  Gläubiger 
für  alle  negativen  Vermögensbestandteile. 
Bei  denjenigen  Conten,  deren  Summen  un- 
veränderliche Werte  daretellen ,  oder  wenu 
die  Preise  im  Eingang  und  Ausgang  die 
gleichen  waren,  ergiebt  sich  die  Au^leichuDg 
der  Rechnung  lediglich  durch  Einstellung 
der  betreffenden  Bilanzsumme.  Sind  aber 
die  berechneten  Werte  im  Soll  und  Haben 
einer  Rechnung  verechieden,  so  kann  sie 
sich  nicht  durch  Bilanzct^to  ausgleichen, 
sondern  wird  einen  Gewinn  oder  einen 
Verlust  ergeben,  je  nachdem  oach  Ein- 
stellung des  Biluizbetrags  die  Haben-  oder 
die  Sollsumme  grösser  ist.  Gewinn  und 
Verlust  werden  auf  Verlust-  und  Ge- 
winnconto')  übertragen  und  auf  diese 
Weise  der  Abschluss  der  betreffenden  Bech- 


')  Man  achreibt  richtiger  „Verlnat-  and  6e- 
winncont«''  statt  „Gewinn-  und  Verlnatconto", 
weil  in  dieaem  Conto  der  Verlust  auf  der 
linken,  der  Gewinn  auf  der  rechten  Seite  steht. 


des  Inventars  weder  positive  noch  negative 
VermS^nsteile  durch  BiJanzconto  aufzu- 
nehmen haben  und  sich  nicht  schon  vorher 
ausgleichen,  geben  ihren  Saldo  ebenfalls  an 
Verlust-  und  Gewinnconto  ah.  liVenn  man 
z.  B.  auf  Speditions(.'onto  240  Mark  verein- 
nahmt und  nur  80  Mark  verausgabt  hat,  so 
hat  das  Conto  an  Verlust-  und  Gewinnconto 
]60  Mark  als  Gewinn  abzuliefern.  Das 
Verlust-  und  Gewinnconto  selbst  aiebt  seinen 
Siüdo  als  Reingewinn  oder  Reinver- 

liiet      \a    nm.tidcni    Hio  TToKon.    nrlar  rllc  null. 


nannten  Centralhatiptbuchs  neben 
den  mehr  detaillierten  liebe nhauptbOchem. 
In  ersteres  werden  die  Gnmdbuchungen 
täglich  oder  wöchentlich  summarisch  auf 
verliältnismässig  wenig  Conten  eiDg^etragen, 
während  die  Detailbuchun^  ia  den  einzelnen 
Kebenhauptbfichem  erst  in  längeren  Zeit- 
räumen (monatlich)  fertiggestellt  wird.  Dieses 
Verfahren  bezweckt  die  Ermöglichuiig  eines 
siimmariBchen  Abschlusses  oder  Ausweises 
auch   während    des    Geschäftsjahres ,    ohne 

Äaaa  in  Aan  n»tai)hniintbilnbom  dip  »iniolnsn 
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italieniBCben  BuchfQhrun^  ganz  entbehrlich 
wild.  Auf  jeden  Fall  aber  dürfte  es  eich 
empfehlen,  fftr  diejeoi^n  Conten,  welche 
des  Raummaii^ls  wegen  alie  zusammen 
auf  eiaer  einzigen  Eolumne  des  Jomitals 
untergebtacht  werden  müssen,  wenigstens 
noch  ein  Teilhauplbucli  zu  fnhreu,  in  dem 
sie  in  der  Form  der  italienischen  Buchfüh- 
rung zur  Einzel  darsteil  iiDg  kommen.  In 
dieses  Hauptbuch  werden  dann  auch  die 
AbschlusscoQten,  wie  Verlust-  und  Gewiun- 
conto  und  Büauzuonto,  aufgenommen.  An- 
derenfalls würde  die  amerikanische  Buch- 
führung wenig  der  Anforderung  eotsprechen, 
dass  die  Buchführung  eine  genaue  Ueber- 
sicht  der  Geschäfts  Verhältnisse  geben  soll. 
Selbstverständlich  kann  auch  aus  gleichem  [ 
Grande  die  Führung  des  Inventarieiibuches , 
Tind  der  Nebenbüdier,  insbesondere  des  i 
Kontotorrentbuchs  zur  Klarlegung  der  ge- 
schäftlichen Beziehungen  zu  den  Geschäfts- 
freunden, nicht  entbehrt  werden.  In  Bfv\g 
auf  die  Kassen  fülu-ung  giebt  es  in  der  ame- 
rikanischen Buchfühi'ung  zwei  Methoden : 
Entweder  lässt  man  aus  dem  BUanzioumal 
alle  Kassenposten  nberhaupt  weg  und  führt 
das  Kassenbuch  ebenfalls  in  Tabellenform, 
so  dass  Journal  und  Kassenbuch  zusammen 
BTBt  den  Öesiuntinhalt  der  Geschaftsumsatze , 
enthalten,  oder  man  nimmt  die  Kassen- 
posten  mit  in  das  Bilanzjoumal  auf,  führt 
aber  zur  Vergleichung  der  Eaesen-£in-  uud 
-Ausgänge  noch  ein  besonderes  Kassenbuch 
in  der  Form  der  einfachen  oder  der  itaUe- 
nischen  Buchführung, 

Die  amerikanische  Bucbfülining  ist  nicht, 
wie  man  aus  ihi-em  Namen  schliessen  sollte, 
eine  amerikanische  Erfindung  und  auch 
nicht,  wie  häufig  angenommen  wird,  neue- 
ren Datums.  Sie  ist  vielmehr  schon  1834 
in  einer  von  Martin  Battaille  verfassten,  in 
Brüssel  erschienenen  Schrift:  »Traite  de  la 
nouvelle  comptabilitÄ  comraerciale  et  finan- 
ciere«  und  vonM.  Tremery  in  seinem  »Ma- 
nuel du  teneur  des  livres«  (Paris  1840)  aus- 
führlich beschrieben  und  dai^gestellt  worden. 
Seitdem  hat  sie  öfters  Bearbeiter  gefunden. 
deren  ^neues  System^'  in  der  ^egeH  bloss 
in  einer  etwas  veränderten  Anordnung, 
besseren  Unterscheidung  der  Soll-  und 
Habenpoeten  oder  der  Conten  durch  ver- 
schiedenfarbigen Druck,  verbesserten  Form 
des  Abschlusses  u.  s.  w.  besteht.  Die  Füh- 
rung des  BilanzjoumBls  erfordert  in  der 
That  die  grOsste  Aufmerksamkeit,  weil  bei 
der  grossen  Anzahl  von  Spalten  auf  einem 
Blatte  es  sehr  leicht  vorkommt,  dass  eine 
Summe  in  eine  falsche  Spalte  geschrieben 
wird  und  die  Auffindung  des  Fehlers 
schliesslich  eine  sehr  mUisNue  Arbeit  sein 
kann.  Für  Geschäfte,  welche  mit  einer 
geringen  Anzahl  von  Conten  auskommen 
können,  bietet  die  amerikanische  Buchfüh- 


rung allerdii^  gegenüber  der  italienischen 
Methode  eine  grCesere  Vereinfachung,  wes- 
halb sie  auch  neuerdings  vielfach  Anwen- 
dung findet 

2.  Die  Logismographie  ist  eine  Ab- 
art der  doppelten  Buchführung,  gleicht  der 
amerikan lachen  insofern,  als  sie  ein  syn- 
chronistisches Tabellenjoumal  hat,  weicht 
aber  wesentlich  von  ihr  dadurch  ab,  dass 
die  Posten  niclit  bloss  doppelt,  sondern  in 
mehreren  Reihen  gebucht  werden.  Sie  geht 
davon  aus,  dass  alle  Conten  als  persön- 
liche aufzufassen  sind  und  dass  dem  Conto 
des  Eigentümers  das  der  Agenten 
oder  der  Korrespondenten  gegenüber- 
zutreten hat.  Unter  Agenten  werden  die 
Sachcouten,  unter  Korrespondenten  die 
Conten  der  persönlichen  bchiüdnei-  und 
Gläubiger  verstanden.  Denkt  man  sich  zu- 
nächst die  Buchung  der  Vermögens-  und 
der  Schiddenbestandteile,  so  wei-deu  die 
Beziehungen  der  Rechnung  des  Eigen- 
tümers zu  derjenigen  dar  Agenten  und 
Korrespondenten  in  der  Weise  konstant  sein, 
dass  den  Buchungeu  im  Soll  des  Eigen- 
tümerconto  die  gleichen  Buchungen  ;m 
Haben  der  Agenten  oder  Korrespondenten 
gegenfibertreten  und  die  Summe  des  Eigen- 
tQmerconto  der  Summen  im  Ahnten-  und 
Korrespondentenconto  gleich  sein  muss. 
Dies  würde  aber  nur  eine  Rechnung  der 
Vermögens-  und  Schuldenbestandteile, 
nicht  die  des  reinen  Vermögens  ei^ 
geben.  Zu  letzterem  Zwecke  enthält  jedes 
Conto  noch  eine  besondere  Zergliederungs- 
leibe,  in  der  die  Aenderungen  des  reinen 
Vermögens  (Gewinne  und  Verluste)  gebucht 
werden.  Die  Conten  der  VenuSgensfaestände 
heissen  statistische,  die  des  reinen 
Vermögens  ökonomische  Conten.  Be- 
zeichnen wir  die  Bestandsconten  des  Eigen- 
tümers mit  A,  der  Agenten  mit  B,  der 
Korrespondenten  mit  C,  so  würden  wir 
demnach  noch  drei  Conten  für  den  Erfolg 
oder  zum  Nachweis  des  reinen  Vermögens 
haben  müssen,  die  als  A  bis,  B  bis,  C  bis 
bezeichnet  werden.  Dieser  Doppelnachweis 
des  reinen  Vermögens  sowohl  im  Conto 
des  Ei^ntümers  als  auf  entgegengesetzter 
Seite  im  Conto  der  Agenten  und  Korres- 
pondenten ist  aber  thatsftchlich  überflüssig 
und  wird  auch  meistens  weggelassen,  indem 
man  nur  drei,  ja  manchmal  nur  zwei  Con- 
tenreihen  führt  Im  letzteren  Falle  bucht 
man  in  den  Conten  der  Agenten  und  Korres- 
pondenten die  vollen  Befände,  im  Conto 
des  Eigentümers  aber  nur  die  Aenderungen 
des  remen  Vermögens.  Im  Ic^smo^phi- 
schen  Jotunal  findet  sich  noch  eine  Conten- 
reihe,  die  mit  Fermutationen  und 
Kompensationen  überschrieben  ist  Sie 
enthält  diejenigen  Posten,  welche  ilire  Dop- 
peländeruQg  in  derselben  Contenreibe  her- 
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vorbriogen  UDd  deshalb  den  Saldo  der  Jour- 
nalpostea  nicht  ändern.  Wird  z.  B.  Ware 
gegen  baree  Geld  verkauft,,  bo  ^vi^d  dadurch 
(las  Soll  und  das  Haben  des  Ägenten- 
conto  um  den  gleichen  Betrag  verändert 
werden,  also  der  Saldo  unverändert  bleiben; 
deshalb  wird  die  betreffende  Summe  nur 
einmal  in  die  Permuta tionaspalte  gesetzt. 
Das  logismographische  Journal  allein  ergiebt 
aber  noch  iteine  genügende  DetaUkenntnis 
der  OeschäftBverhkltnisse ;  man  bedenke, 
dasB  alle  sachlichen  OegenslAade ,  wie 
Waren,  Wechsel,  Effeltten,  Mobilien  u.  s.  w., 
auf  dem  Conto  der  Agenten  zusammenge- 
fasst  sind,  dass  femer  auf  dem  Conto  des 
Eigentümers  zwar  alle  Aenderungen  des 
reinen  Vermögens  verbucht  werden,  aber 
nicht  nach  ihrem  Ursprung  als  Zinsen,  Pro- 
visionen, OeBchäftskosten  u.  s.  w.  geschie- 
den sind.  Diese  Special zerlegiing  erfolgt  in 
der  Logismographie  in  einem  anderen  Buche, 
das  das  Hauptbuch  der  doppelten  Buch- 
haltung ersetzt  und  in  tabelWischc  Zer- 
gliederungstabellen zerfällt,  die  ledig- 
lich die  Beträge  ohne  Text  angeben.  Eine 
solche  Tabelle  enthält  in  der  Regel  zwei 
Teile;  der  erste  Teil  enthält  die  Soll-  und 
Habensummen  des  Generalconto,  wie  es  im 
Journal  steht,  der  zweite  Teil  enthält  die 
Zerlegung  in  behebig  viel  Conten,  deren 
Gesamtsummen  im  Soll  und  Haben  mit  den 
Stimmen  des  ersten  Teils  übereinstimmen 
müssen.  Beicht  die  Zergliederung  auf  einer 
Tabelle  nicht  aus,  dann  werden  wieder  Uü- 
terabteilung;en  der  einzelnen  Conten  errich- 
tet und  die  verschiedenen  TabeUen  1.,  2-, 
3.  Grades  u.  s.  w.  nach  Buchstaben  und 
Ziffern  unterschieden  (Ä,  A  1,  A  2,  A  1  a, 
A  1  b,  A  bis  1,  A  bis  2,  A  bis  1  a,  A  bis  1  b 
n.  s.  w.).  Dies  fülirt  zu  einer  grossen  Kom- 
pliliation  des  Contensystems,  und  man 
wtirde  sich  in  die  Gliederung  desselben 
nur  schwer  hineinfinden,  wenn  nicht  von 
vornherein  ein  sogenanntes  Rechnunge- 
schema aufgestellt  würde,  in  welchem 
eine  systematische  Zusommenel eilung  der 
Conten  nach  Klassen,  Abteilungen  und  Un- 
terabteilungen in  Verbindung  mit  Angabe 
der  Bücher  und  ihrer  Spalten,  letztere  nach 
Nummern  geordnet,  stattfindet.  —  Auch 
der  erste  Biichungsentwuri  —  die  Prima- 
nota —  ist  der  logismographischen  Buch- 
führung nicht  fremd.  Solche  Entwürfe 
heisst  man  hier  Minuten,  und  sie  dienen 
als  Grundlage  für  die  Buchungen  im  Jour- 
nal und  in  den  Zerlegun^tabellen.  —  Die 
Logismf^raphie  ist  eine  italienische  Erfin- 
dung der  neueren  Zeit  und  ist  von  dem 
Chef  der  Generalstaatsbuch halterei  Italiens, 
Giuseppe  Cerboni,  ausgebaut  und  auf  das 
Staat srechnungswesen  Italiens  seit  1876  an- 
gewendet worden.  Seitdem  soll  sie  auch 
in  anderen  Öffentlichen  Verwaltungen  und  in 


einigen  kaufmännischen  Geschäften  dort  Ein- 
gang ffefunden  haben.  Auch  die  Litteratur 
über  dieselbe  ist  sehr  angewachsen.  Die  Lo- 
^smographie  hat  mehr  Gegner  als  Freunde. 
Eretere  werfen  ihr  hauptsächlich  die  ^rttesere 
Komplikation  gegenüber  der  alten  italieni- 
schen Buchhaltung  vor,  wenn  maa  zu  einem 
kaufmännisch  genügenden  Nachweis  der 
einzelnen  Oesdiäftsverhältnisse  gelangen 
wolle,  ohne  dass  sie  zu  einer  wesentlicitea 
Verbesserung  ^führt  habe.  Dass  sie  auch 
ausserhalb  Italiens  zur  Anwendung  gelangt 
sei,  ist  uns  nicht  bekannt  geworden. 

3,  Kameralistische  Buchführung 
nennt  man  eine  Abart  der  einfachen  Buch- 
fühnmg,  die  hauptsächlich  im  Rechnung^ 
Wesen  des  Staates ,  der  Kommunen  und 
ähnlicher  Verbände  eingeführt  iind  den 
eigenartigen  Verhältnissen  einer  solchen 
Finanz  Wirtschaft  angepasst  ist.  SolcJie  Ei- 
1  gentümlichkeiten  ge^nüber  einem  kauf- 
männisch geführten  Betiiebe  sind  einmal 
der  Umstand,  dass  es  sich  im  Staatsrecb- 
nungswesen  etc.  weniger  uin  eine  Erfolgs- 
wirtschaft als  um  eine  Bestand  swirtschaft 
tiandelt,  dass  also  die  Berechnung  von  Ge- 
winn und  Verlust  mehr  zvirQcktritt,  dass 
überhaupt  der  Schwerpunkt  der  ganzen  Ge- 
schaftsbew^ung  in  den  Geldeinnahmen 
und  Geldaus^£en  liegt,  sodann  dass  eio 
fortlaufendes  Rechnungsverhältnis  mit  drit- 
ten Personen,  wie  es  im  Kontokorrentver- 
kehr der  Eaufleute  besteht,  entweder  gar 
nicht  oder  nur  höchst  selten  vorkommt, 
dass  insbesondere  die  Anordnung  und  die 
Vollziehung  der  Einnahmen  und  Au^aben 
in  den  Händen  versdiiedeaer  Verwaltunes- 
oi^ne  liegt  und  aus  diesem  Grunde  das 
Hauptgewicht  in  der  DaiBtellung  der  Rech- 
nung auf  das  Verhältnis  zwischen  den  an- 
geordneten und  den  vollzogenen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  gelegt  werden  um&. 
Aus  diesem  Grunde  werden  auch  in  dem 
Hauptbuche  der  kameralistischen  Buch- 
führung nicht  wie  in  dem  der  kaufmänni- 
schen die  Ausgaben  den  Einnahmen  coo- 
tenmfissig  gegenübergestellt,  sondern  die 
Einnahmen  und  die  Ausgaben  bilden  ivrä 
gesonderte  Rechnungen  (Rubriken)  fflr 
sich,  von  welchen  aber  jede  in  zwei  Spil- 
len zerfäUt,  da  das  Soll  oder  die  Schul- 
digkeit (links)  dem  Ist  (Hat)  oder  der 
Abstattung  (rechts)  gegenübergestellt 
wird.  Isteinnahmen  oder  IstauB- 
gaben  sind  sonach  die  in  einer  Redt- 
mingsperiode  wirkhch  stattgehabten  Ein- 
nahmen oder  Ausgaben,  im  Gegensatz  za 
den  Solleinnahmen  und  Sollaas- 
gaben, welche  in  der  l)etreffenden  Bech- 
nungsperiode  fällig  und  zur  Einziehung 
bezw.  Veniu^^bung  angeordnet  sind.  Die 
in  dieser  Periode  nicht  emgegangenen  bei»- 
verausgabten    Beträge     bilden     die    Ein- 
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nähme-  oder  Äusgabereste  und! 
werden  auf  den  Contea  des  Hauptbuchs 
nachgewiesen.  Sonach  zerfallt  das  Haupt- 
buch der  kameralistischen  Buchfflhrung  in 
zwei  Hauptrubrikea,  in  die  Rubrilc  der  £^- 
nahmen  und  in  die  der  Ausgaben.  Je  nach 
der  Natur  dieser  Einnahmen  nnd  Ausgaben 
lassen  sich  die  Becbnung;en  des  Hauptbuchs 
aber  in  beliebig  viele  Couten  oder  Rubriken 
zerlegen,  wobei  man  hauptsAchlich  wirk- 
same und  unwirksame  Einnahmen  und, 
Ausgaben  unterscheidet,  je  nachdem  durch 
sie  der  GeBamtbestand  des  Geldes  und  der 
ßeste  (Rückstände)  in  seinem  Werte  verän- 
dert wird  oder  nic-ht.  Neben  dem  Haupt- 
buche werden  auch  Tagebücher  in  syste- 
matischer Ordnung  geführt,  in  welchen 
auf  zwei  Blattseiten  oder  wenigstens  in 
zM'ei  Spalten  die  Eingänge  und  Ausgänge 
verglichen  werfen.  Bezieht  sich  diese  Ver- 
gleichune,  wie  es  meistens  der  Pall  ist,  niu- 
aui  Oelaeinnabmen  und  Qeldausgaben,  so 
ist  das  Tagebuch  mit  dem  Kassenbuch 
der  einfachen  Buchfühnmg  identisch;  be- 
zie!bt  sie  sich  auf  andere  Vermfigensbes tand- 
teile, so  ist  das  (Sachen-)  Tagebuch  der 
kameialistischeD  Buchführung  dem  Lager- 
buch  oder  anderen  Scontribüchem  gleich. 
Die  Istbuchung  (auch  Kontierung)  im 
Hauptbuche  findet  aus  dem  Tagebucbe 
statt,  indem  die  Posten  auf  die  bezüglichen 
Rubriken,  dem  Soll  gegenüber,  eingetragen 
werden,  wobei  in  emer  besonderen  Spalte 
auf  die  Foatennummer  des  Tagebuchs  ver- 
wiesen wird.  Die  Isteummen  in  den  Con- 
ten  der  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Hauptbuchs  müssen  den  Addition SGummeo 
des  Tagebuchs  entsprechen,  wenn  die  Deber- 
tragung  vollständig  igt.  Wie  in  der  ein- 
fachen Buchführung  ist  auch  in  der  kame- 
ralistischen das  Inventar  die  einzige 
vollständige  Vermögensaufzeichnung,  Die 
Vennehnmg  oder  Verminderung  des  Ver- 
mögensbestandes ergiebt  sich  auch  hier  nur 
durch  Vergleichung  des  Inventars  der  be- 
endigten mit  dem  der  früheren  Rechnungs- 
periode; denn  der  Abschluss  der  Kechnun- 
gen  im  Hauptbuche  kann  nur  die  Ein- 
.nahme-  und  Ausgaberflckstände  der  einzel- 
nen Rubriken  und  im  ganzen  ergeben.  Die 
Bechnung  über  das  reine  Vermögen  und 
seine  Aenderungen,  wie  sie  in  der  doppel- 
ten Bnchfühmng  besteht,  ist  in  der  kame- 
ralistischen Bncnfühnmg  aufgegeben. 

Die  kameralistische  Buchführung  ist  zu- 
erst im  Staatsrechnungs Wesen  Oesteireicbs 
in  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhun- 
derts zur  Einführung  gelangt.  Bei  der  Be- 
gründung einer  Hofreohenkammer  1760 
wurde  deren  Präsident  Graf  Zinzendorf 
ausdrücklich  beauftragt,  eine  Verrechnungs- 
art  zu  suchen,  die  das  Slaafsrechnungs- 
weeen  >auf  den  kürzesten,  leichtesten  und 


besten  Fuss«  setzt.  Man  hatte  kurz  voriier 
die  doppelte  Buchführung  eingeführt,  die  sich 
als  zu  umständlich  erwies.  Dies  führte  dazu, 
dasB  der  Hauptbuchhalter  der  Hofrecheu- 
kammer  Mathias  Puechberg  eine  heue 
Art  von  Buchführung  ersann  und  in  seiner 
Schrift  »Einleitung  zu  einem  verbesserten 
Karaeral-Rechnungsfusse  auf  die  Verwaltimg 
einer  Kamertüherrschaft  augewandt,  Wien 
1762<  zur  Darstellung  brachte,  deren  Ein- 
führung bei  der  Staatsverwaltung  durch 
k.  Handbillet  v.  24.  Dezember  1768  ange- 
ordnet wurde.  Später  hat  der  Heidelberger 
Professor  Dr.  Jung  in  seiner  Schrift  •An- 
leitung zur  Kameral-Rechnungs  wissen  Schaft, 
Leipzig  1786«  die  kameraUsÜsche  Buch- 
führung ebenfalls  beschrieben  und  die  Prio- 
rität der  Erfindung  für  sich  in  Anspruch 
genommen. 

4.  Die  konstante  Buchführung  ist 
eine  Erfindung  des  StaatsbuchhaLters  F. 
Hügli  in  Bern  (1870)  und  hat  den  Zweck, 
das  kameralistische  System  der  G^enObei^ 
Stellung  von  Schuldigkeiten  und  Abstattungen 
mit  dein  Inhalt  der  doppelten  Buchführung, 
nämlich  einer  voUständigen  contenmässigen 
Vermögen srechnung,  zu  verbinden.  Dem 
kameraliBtiBchen  Zweck  erreicht  sie  dadurch, 
dass  sie  das  Journal  in  zwei  TeUe  scheidet: 
in  das  Oeschäftsjournal,  in  welchem 
die  angeordneten  Geschäfte,  und  in  das 
Kassenjournal,  in  dem  die  vollzogenen 
Geschäfte  verbucht  werden.  Beide  Bücher 
stehen  in  engem  Zusammenhang,  und  die 
Vergleichung  derselben  ergiebt  die  Summe 
der  unerledigten  Posten.  Die  konstante 
Buchführung  ist  aber  nicht  wie  die  kame- 
islistische  blosB  eine  Rechnungsfühnmg  über 
die  Verm  ögensbestand teile ,  sondern  aucli 
eine  solche  über  die  Vermögensänderungen, 
über  das  reine  Vermögen.  Das  GeschÜts- 
ioui-nal  zer^t  deshalb  in  viele,  beliebige 
Teile,  z.  B.  in  das  Wiaren-,  Wechsel-,  Korres- 
pondenten-, Kapitaljoumal  u.  s.  w.,  wird 
aber  nicht  wie  in  der  italienischen  Buch- 
führung chronologisch,  sondern  systematisch. 
coutenförmig  geführt.  Denkt  man  sich  nun, 
dass  alle  in  das  Oeschäft^ournal  einge- 
tragenen Posten  durch  die  Kasse  ihre  Er- 
ledigung fänden,  so  gäbe  es  nur  zwei  in 
ihrer  Wirkung  einander  entgegengesetzte 
Contenreihen ,  nämlich  die  Conten  des  Ge- 
schäft sjoumals,  die  der  Verfasser  Verwal- 
tung s  conten  nennt,  und  das  Kassen- 
conto.  Da  aber  im  Laufe  einer  Rechnungs- 
periode  nicht  alle  Geschäfte  durch  die  Easse 
erledigt  werden  und  die  Beziehung  der  Conten 
zu  einander  konstant  bleiben  soll,  ist  noch 
eine  dritte  Gnipf«  von  Conten  eingeschoben, 
die  aber  nur  beim  Abschluss  der  Rechnung 
in  Erscheinung  tritt:  die  Gegenrech- 
iiungsconten,  die  in  das  Conto  der 
Aktivreste  und  das  der  Passivreste 
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geteilt  sind.  Alle  SoLposten  des  Geschftfts- 
journalR  sind  zugleich  als  Habenposten  auf 
dem  Conto  der  Passivreste ,  alle  Haben- 
posteii  desselben  als  SollpoBten  des  Conto 
der  Aktivreste  gedacht;  die  Sollpoaten  des 
KassenjouTDals  sind  zugleich  HabeopoBteD 
des  Conto  der  Aktivreste,  die  Habenposten 
desselben  aber  SoUposten  des  Conto  der 
Passii-reste.  Da  <Üese  Verraittelungsconten 
aber  gar  nicht  im  Journal  geführt  zu 
'werden  brauchen,  so  ei^ebt  sich  hieraus, 
das8  die  Posten  nicht  wie  in  der  doppelten 
Buchhaltung  zweimal,  sondern  in  der  R^el 
nur  einmal  zu  verbuchen  sind.  Eine  Aus- 
nahme machen  n\ir  solche  Posten,  die  über- 
haupt zur  Eaese  keinen  Bezug  haben,  sondern 
auf  zwei  Rechnungen  des  Gesch&ftsjournals 
Aendemngen  heirorbriugen ,  z.  B.  wenn 
Waren  auf  Kredit  verkauft  werden  und  der 
Käufer  eine  laufende  Rechnung  hat  oder 
wenn  dem  Conto  eines  Geschäftsfreundes 
ein  Betrag  von  dem  Conto  eines  anderen 
Freundes  vei^tet  werden  soll.  Solche 
kompensative  Post«n  müssen  auch  in  der 
konstanten  Buchführung  doppelt  verbucht 
werden.  Sonach  enthält  das  Oeschäftsioumal 
dreierlei  Posten:  solche,  die  durch  Kassen- 
posten ausgeglichen  wenien,  solche,  die 
offen  bleiben  und  die  Aktiv-  bezw.  PasMv- 
reste  bilden,  und  solche,  die  gar  nicht  durch 
die  Kasse  laufen,  sondern  durch  Doppei- 
buchung  im  Geschäfts] oumal  selbst  ausge- 
glichen werden  (Kompensationen).  Letzteres 
enthält  deshalb  neben  der  Geldspalte  noch 
eine  Kolumne  für  die  Kontrolle.  Sobald 
ein  Posten  per  Kasse  ausgeglichen  ist,  wird 
in  die  KonfroÜspalte  das  Datum  des  Kassen- 
postens  gesetzt;  bei  Posten  der  zweiten  Art 
bleibt  die  Kontrolle  frei,  bei  Posten  der 
dritten  Art  wird  der  Betrag  in  die  Kontroll- 
spalte  gesetzt.  Bei  der  Addition  sämtlicher 
Posten  ergiebt  sich  folgende  Gleichung: 
Sollsumme  des  Oeschäftsjoiunals  =  Haben- 
summe des  Kassenjournals  -^  Sollsumme 
der  kompensierten  Beträge  +  Passivreste; 
Habensiunme  des  Geschäftsjoumals  =  Soll- 
summe des  Kassenjoumals  -|-  Habensumme 
der  kompensierten  Beträge  +  Aktivreste. 
Ein  eigentliches  Hauptbuch  hat  die  kon- 
stante BnchfOhrimg  nicht  weil  die  Journale 
schon  contenmässig  geordnet  sind ;  dagegen 
braucht  sie  zum  Abschluss  der  Cnnten  eine 
besondere  Bilanztabelle.  Der  Schluse- 
bilanz  muss  aber  imbedingt  eine  Probe- 
bilanz vorausgehen,  dnrch  welche  die  für 
die  Herstellung  derSchhissbÜanz  notwendi- 
gen Conten  der  Aitivresle,  der  Passivreste 
und  der  Kompensationen  aufgebaut  werden 
müssen.  Der  Probebitanz  muss  wiederum 
die  Ermittelung  und  Verbuchung  von  Ge- 
winn und  Verlust  auf  den  einzelnen  Conten 
der  Journale  vorausgehen.  In  der  eigent- 
lichen Bilanzlabelle  ist  zunächst  die  Rech- 


nung über  die  TennÖ^ns-  und  Schulden- 
bestandteile  von  der  Rechnung  über  das 
reine  Verm5gen  getrennt.  Die  Tabelle  nimmt 
in  Doppelspalten  die  Soll-  und  Habensummen 
und  daneben  die  SoU-  und  Hsbenreste 
der  einzelnen  Conten  auf.  Der  Vermögens- 
bestand setzt  sich  zusammen  aus  den  Summen 
der  Journaloonten,  der  Aktiv-  und  Passiv- 
reste und  der  Kompensationen;  das  reiae 
Verm'igen  aus  den  Summen  der  Gewinn- 
und  Verlustconten  und  des  Ea|MtalcDnta 
Soll-  und  Habensummen  zusammen,  ebenso 
Soll-  und  Habensaldi  aller  Rechnimgen 
müssen  gleich  sein.  —  Die  Bilanzaufstellung 
in  der  konstanten  Buchführung  ist  g^en- 
über  derjenigen  der  doppelten  BuchfDhrung 
viel  zu  kompliziert,  als  dass  für  kaufmänni- 
sche Betriebe,  wo  ausserdem  die  Gegen- 
überstellung von  angeordneten  und  voll- 
zogenen G^chaften  eine  nur  untergeordnete 
Bedeutung  hat,  diese  Art  von  Buchführung 
empfehlenswert  erscheint  Nach  der  Mil- 
feilun?  des  Erfinders,  der  um  die  wissen- 
schaftliche Fortbildung  der  Buchfühning 
entschiedene  Verdienste  hat,  ist  sie  seil 
1873  im  Rechnungswesen  der  Kautonalver- 
waitung  Bern  in  Gebrauch  und  später  anch 
bei  einigen  Privat-  und  Gemein deanstallen 
eingeführt  worden. 

ft.  Gesetzliche  Bestimmniigen  über 
B.  Die  HandclshQcher  der  Kaufleute  habea 
schon  im  Mittelalter  in  Handelsstreitigkeitea 
Beweiskraft  gehabt.  Dies  veranlasste  behüri- 
liehe  Bestimmungen  über  deren  ordnunps- 
mässige  Führung.  Paceiolo(a.a,0. Kap. 7 1 
erwähnt  schon,  dass  man  an  vielen  orten 
»wie  die  Consuln  der  Stadt  Perosa«  ein 
gewisses  Bureau  für  Eaufleute  habe,  anf 
welchem  sie  ihre  Bücher  vor  dem  Gebrauehe 
vorlegen,  damit  die  Zahl  der  Bl&tter  jedes 
Buches,  die  Art  der  Mflnzsorte,  in  welcher 
es  gefflhret,  die  Handschrift  b^aubigt 
werde.  Für  die  Strazze  (Scharteke)  werde 
ausdrücklich  bemerkt,  dass  alle  Hausleute 
hineinschreiben  können.  Das  alles  sei  von 
dem  Bureau  zu  beglaubigen  und  mit  Si^ 
zu  versehen,  »damit  die  Bücher  anerkannt 
wenlen,  falls  man  in  den  Fall  kommt,  sie 
vorzuweisen«.  Auch  Manzoni  (a.  a.  0.  Kap. 
V1I|  spricht  sich  in  gleicher  Weise  über 
die  Beglaubigung  der  zwei  wichti^ten 
Bücher  (Journal  und  Hauptbuch)  aus.  Doch 
scheint  die  Vorschrift  nicht  obligatorisdi 
gewesen  zu  sein.  Eine  französische  Ordon- 
nanz vom  März  1673  (tit.  HI)  enthält  be- 
reits den  Hauptteil  der  Vorschriften,  die 
später   in    den  Code  de   Commerce  Ober- 

g^gangen  sind;  so  namentlich,  welche 
Hoher  zu  führen  sind,  wie  sie  ordmmgs- 
mässig  geführt  werden,  dass  sie  paraphiert 
(mit  Handzeichen  versehen)  und  visiert 
werden  müssen,  dass  in  Handelsstreitigkeilen 
Auszüge  aus  den  Büchern  gemacht  werden 


dürfen  und  daes  mir  in  gewissen  Fallen  die 
Bücher  zur  a'oU ständigen  Einücht  voi^legt 
werden  müssen.  SaTary(Iieparfaitnegociant 
etc.  1675,  7.  Aufl.  Paria  1723}  spricht  ferner 
davon,  dass  auf  betrügerischen  Bankerott  die 
härtesten  Strafen  gesetzt  waren.  Dazugehörte 
auch  der  Fall,  dass  die  Bücher  (Begister  und 
Journal)  nicht  von  der  zustflndigen  Behörde 
paraphiert  waren.  Seitdem  das  Handels- 
reclit  kodifiziert  ist,  bilden  die  Vorschriften 
Über  die  Führung  der  Handelsbücher  einen 
wichtigen  Teil  der  Handel^esetzgebung. 
Insbesondere  sind  die  Vorschriften  des  Code 
de  Commerce  (seit  dem  1.  Januar  1808  in 
Frankreich  in  Kraft)  für  viele  andere  lAnder 
massgebend  geworden  (Art.  8—17).  Hier- 
Dach  muBS  jeder  Kaufmann  ein  Journal 
{ÜTre  Journal)  halten,  in  welches  Tag  für 
Tag  die  vorfallenden  Qeschäfte  eingetragen 
werden.')  Die  empfengenen  Briefe  müssen 
in  Mappe  (en  Hasse)  aufbewahrt,  die  aus- 
gehenden in  ein  Kopierbuch  (registre) 
kopiert  werden.  Alle  Jahre  muss  der  Kauf- ' 
mann  ein  Inventar  seines  Vermögensund  seiner 
Schulden  mit  persönlicher  Unterschrift  (sous , 
seing  priv4)  anfertigen  und  in  ein  besonderes 
Inven tarienbuch  eintragen.  Das  Jour- 
nal und  das  Invenlarienbuch  müssen  einmal 
im  Jahre  paraphiert  imd  visiert  weiden.  Alle 
Bücher  müssen  nach  Ordnung  des  Datums 
ohne  leere  Zwischenräume  und  ohne  Rand- 
bemerkungen geführt  sein.  Die  gesetzlich 
vorgeschriebenen  Bücher  mflssen  (vor  dem 
Gebrauche)  durch  einen  Handelsrichter, 
Maire  oder  dessen  Adjunkten  kostenlos  mit 
Seitenzahlen  versehen,  paraphiert  und  visiert 
werden.  Die  Handefabücher  sind  zehn 
Jahre  lang  aufzubewahren.  Ordniingsmässig 
geführte  Bücher  werden  in  Handelsstreitig- 
keiten unter  Kaufleuteu  als  Beweismittel 
zugelassen.  Der  Richter  kann  die  Vor- 
legung auch  von  Arotswegen  anordnen.  Die 
volle  Einsicht  ist  nui  gestattet  bei  Falli- 
menten, Erbschaften,  Gütsrsemeinschafts- 
angelegenheiten  und  GesellschaftstRilungeu. 
Im  Falle  sich  die  Bücher  an  einem  anderen 
Ort  befinden,  kann  die  Einsicht  dort  erfolgen 


')  Demnach  at«ht  der  Code  de  Commerce 
wie  die  VerordnnnG;  von  1673  noch  anf  dem 
veralteten  Standpunkt,  dasa  alle  Geschäfte  zu- 
nächst in  ein  nnd  dasBelbe  Buch  eingetragen 
werden.  Dies  ist  aber  auch  in  Fraokreicb  nur 
selten  noch  der  Fall.  Ancb  dort  wird  das 
Grundbacb  in  mehrere  Bficher  (Jonrnani  sp^- 
ciani)  zerlegt,  und  an  Stelle  dea  Livre-Joumal 
tritt  in  der  doppelten  Bnchhaltniie  aU  Sammel- 
buch  das  Jonmal  pour  le  Grand  Livre.  Des- 
halb hat  der  Eongress  der  „Comptablea  fran- 
^ais"  im  Den.  1880  den  Wunsch  ftuageaprochen, 
dass  der  An.  8  des  Code  de  Commerce  zeitge- 
mSss  offlgestaltet  verde,  wie  man  überhaupt 
eine  Abänderung  der  veralteten  Vorschriften 
über  BQcbftthmDg  verlaugt. 


und  ein  amtlicher  Auszug  an  das  zuständige 
Gericht  eingeschickt  werden. 

Die  Führung  bestimmter  Bücher,  zum 
Teil  derselben  wie  in  Frankreich,  ist  vorge- 
schrieben in  Holland,  Bellen,  Italien,  Russ- 
land, Spanien,  Portugal,  Dänemark,  Schwe- 
den und  Norwegen.  Holland,  Italien,  Por- 
tugal und  S^nien  verlangen  auch  die  Auf- 
nahme der  Bilanz  in  das  iDventarienbuch. 
Sie  verlfugen  ausserdem  (ohne  Holland)  das 
Kopieren  bezw.  die  Aufbewahrung  der  Tele- 
gramme sowie  die  amtliche  B^jaubigung 
der  Zahl  der  Blätter.  Letzteres  wird  auc£ 
in  Belgien  gefordert,  ebenso  das  Kopieren 
der  abgesandten  Telegramme.  In  Spanieu 
müssen  sogar  alle  Bücher  b^kubigt  weiden. 
Nach  wel<£er  Methode  die  Bücher  zu  führen 
sind,  wird  be^ifUcherweise  in  keinem 
Staate  vollschrieben. 

Das  Allgemeine  deutsche  Han- 
delsgesetzhuch  von  1861  (Artt.  28—40) 
stellte  sich  schon  auf  den  richtigen  Stand- 
punkt, dass  die  Forderung  bestimmter  Büdier 
bei  der  grossen  Verschiedenartigkeit  der  kauf- 
männischen Betriebe  nicht  zweckmässig  sei 
und  dass  eine  allgemeine  Vorschrift  des  Sinnes, 
der  Kaufmann  habe  Bücher  zu  führen,  aus 
welchen  seine  Handelsgeschäfte  und  die 
Lage  seines  Verm^;ena  zu  ersehen  sind, 
vollständig  ausreiche.  Dagegen  hat  es  die 
Führung  eines  Briefkopierbuches  vorge- 
schrieben. Es  verlangt  femer  die  jährhche 
Aufmachung  eines  Inventars  und  einer 
Bilanz,  die  in  ein  besonderes  luventarien- 
buch  eingeschrieben  oder  in  zusammen- 
hängender Reihe  geordnet  aufbewahrt  werden 
können.  Inventar  und  Bilanz  sind  von  dem 
Kaufmann  bezw.  allen  persfinhch  haftenden 
Gesellschaftern  zu  unterzeichnen.  Die  Inven- 
tarisierung des  Warenlagers  darf  unter  um- 
ständen spätestens  alle  zwei  Jahre  erfol^u. 
Entgegen  dem  Code  de  Commerce  enÄält 
es  auch  Bestimmungen  Über  die  Art  der 
Aufnahme ;  so  dürfen  sämtliche  Yermögens- 
stücke  und  Forderungen  nur  nach  ihrem 
wirklichen  Werte  zur  Zeit  der  Aufnahme, 
zweifelhafte  Fordenmgen  nur  nach  ihrem 
wahrscheinlichen  Werte  angesetzt  werden. 
Für  die  Bilanzen  der  Aktien gesellBobaften 
und  AktienkommanditgesellBcbaften  wurden 
im  Aktiengesetz  von  1884  ausserdem  noch 
besondere  Bestimmungen  getroffen;  insbe- 
sondere dürfen  Wertpapiere  und  Waren, 
welche  einen  Börsen-  oder  Marktpreis  haben, 
höchstens  zu  dem  Preise  zur  Zeit  der 
Bilan  zauf stell  un  g ,  sofern  dieser  aber  den 
Anschafftmgs-  oder  HersteUungawert  über- 
steigt ,  höchstens  zu  letzterem  eingestellt 
werden ;  andere  Vermögensgegenstände  dür- 
fen höchstens  zu  dem  Anschoffungs-  oder 
HeistelluQgwert  angesetzt  werden.  Die 
Bücher  müssen  gebunden  und  Blatt  für 
Blatt  (oder  Seite  für  Seite)  mit  fortlaufenden 
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Zahlen  Tersehen  sein.  Eine  amtliche  Be- 
glaubigung der  Zahl  der  Blätter  ist  nicht 
TOi^eBchriebeD.')  Leere  Zwischenräume  zu 
lassen,  UnleBerlichmachnng  von  EintragUDgea 
durch  Durchstreichen  oder  auf  andere  Weise 
und  Radieren  ist  verboten.  Bei  der  Füh' 
rung  der  Bücher  dürfen  nur  eine  lebende 
Sprache  und  die  Schrift  zeichen  einer  solchen 
angewendet  werden.     Die  AufbewahniDgs- 

Sifhcht  der  Bücher  auf  die  Dauer  von  10 
ahren  wurde  auch  auf  die  empfangenen 
Handelsbriefe,  Inventare  und  Bilanzen  aus- 
gedehnt. (In  manchen  Ländern  erstreckt  sie 
sich,  wie  oben  gesagt,  auch  auf  die  Tele- 
gramme und  ist  auf  einen  längeren  Zeit- 
raum, in  Holland  auf  30  Jahre,  vorgeschrieben.) 
In  Bezug  auf  die  Beweiskraft  und  die  Vor- 
legung der  Bücher  nahm  das  Handel^esetz- 
bueh  von  1861  in  der  Hauptsache  die  Örund- 
efttze  des  Code  de  Commerce  auf,  wovon 
aber  ein  Teil  durch  §  13  Nr.  2  des  Ein- 
führungsgesetzes  zvi  Civilprozessordnung  für 
das  Deutsche  Heich  von  J877  wieder  auf- 
gehoben wurde,  so  dass  jetzt  den  Handels- 
böchem  nur  die  Beweiskraft  von  Privat- 
urkunden  zukommt.  Die  Verpflichtung  zur 
Buchfühning  wurde  nur  für  VoUkauÖeute 
und  Handelsgesellschaften,  nicht  aber  für 
Minderkaufle  ute(Handel8leutevon  geringerem 
Gewerbebetrieb)  festgesetzt.  Doch  sind  nach 
der  Gewerbeordnung  für  das  Deutsche  Reich 
§  78  die  CentralbehÖrden  der  Einzelstaaten 
befugt,  Voreehriften  zu  erlassen,  ob  und  wie 
die  genannten  Minderkauflente  Bücher  zu 
führen  haben,  und  einzelne  Staaten  haben 
gewissen  Klassen  von  Gewerbetreibenden 
gegenüber  von  diesem  Beeht  Gebrauch  ge- 
macht 

Das  neue  Handelsgesetzbuch  von 
1897  hat  an  den  bestehenden  Bestimmungen 
über  HandelBbücher  wenig  geändert  und  be- 
schränkt sich  in  der  Hauptsache  auf  redak- 
tionelle Verbesserungen.  Aus  den  Büchern 
sollen  die  Handelsgeschäfte  und  die  Lage 
des  Vermögens  nacb  den  OrundsätzeD  oid- 
nnngsmflssiger  Buchfühning  ersichtlich  ge- 
macht werfen.  Das  Kopierbuch  kann  weg- 
fallen, nur  müssen  Abschriften  der  abge- 
sandten Handelsbriofe  zurückbehalten  wer- 
den. Die  Bilanz  ist  in  Reichswfthrung  auf- 
zustellen. Die  Vorlegung  der  Handels- 
bücher  einer  Partei  kann  nicht  bloss  auf 
Antrag,  sondern  auch  von  Amtswegen  an- 
geordnet werden.    Im  aUgemeinen  ist  noch 


festgeeetzL  Künftig  ist  nach  Art.  14  des  Ein- 
fUmingsgeaetzes  zum  neuen  EandeUgesetzbache 
nur  das  von  dem  Knrsmakler  za  führende  Toge- 
bnch  vor  dem  Oebraache  dem  BOraenvorBtande 
Bur  Beglaubigung  der  Zahl  der  Blätter  vorzu- 
legen. 


von  Belang,  daas  das  neue  Himdelsge- 
Betzbuch  den  Begriff  des  Eaufmaoos  er- 
weitert, indem  es  die  Eigenschaft  eiues 
Kaufmanns  nicht  mehr  i^in  von  dem 
Betrieb  bestimmter  Handelage- 
Schäfte  abhängig  sein  ISsst ,  soudeni 
den  Schwerpunkt  in  die  Art  und  den  Um- 
fang des  Betriebes  legt  Infolgedessen 
wird  die  Verpflichtung  zur  Buchführung 
im  Deutschen  Reiche  vom  Jahre  1900  ab 
einer  grösseren  Zahl  von  Betrieben  aufer- 
legt sein,  als  dies  bisher  der  Fall  war.  Li 
Oester reich  galt  das  Allgemeine  deutsche 
Handelsgesetzbuch,  und  auch  das  ungarische 
Handel^esetzbuch  vom  1.  Januar  1870 
stimmt  mit  diesem  Gesetzbuch  ziemlich 
genau  überein. 

Zur  Buchführung  verpflichtet  sind  auch 
die  eingetragenen  Genossenschaften  nach 
dem  G.  v.  1.  Mai  1889  und  die  GeseUßchaft 
mit  beschränkter  Haftung  nach  dem  G.  v. 
20.  Ami  1892.  Das  Börsengesetz  v.  22. 
Juni  1896  veipfhchtet  ferner  die  Kuramakler 
zur  Tührung  eines  Tagebuchs,  daa  vor  dem 
Gehrauche  dem  Börsenvoi^tonde  zur  Be- 
glaubigung der  Zahl  der  Blätter  vorzulegen 
18t.  Das  Depotgesetz  v.  5.  Juh  1896  ver- 
pflichtet den  Kaufmanu,  welcher  fremde 
Wertpapiere  zur  Aufbewahrung  übernimmt. 
zur  Fflhrung  eines  Haudelsbuclä,  in  welches 
die  Papiere  nach  Gattung,  Nennwert;,  Nummer 
oder  sonstigen  Unterscheidungsme]^ma]e!L 
einzutragen  siod. 

Femer  kommen  in  Betracht  die  Bestim- 
mungen der  deutschen  Konkursordnung  v. 
10.  Februar  1877,  wonach  Schuldner,  die 
ilire  Zahlung  eingestellt  liaben  oder  über 
deren  Vermögen  das  Konkursverfahren  er- 
öffnet ist,  wegen  betrtlgUchen  Bankerotts  un- 
ter anderem  mit  Zuchthaus  bestraft  werden, 
wenn  sie  in  der  Absicht,  ihre  Gläubiger 
zu  benachteiligen,  unterlassen  habea,Handäs- 
bücher  zu  fiihren  oder  ihre  Handelabücher 
vernichtet,  verheimlicht  oder  so  geführt 
oder  verändert  haben,  dase  dieselben  keine 
Uebersicht  des  Vermfeenszuslandes  ge- 
währen. Sind  mildernde  Umstände  vo^ 
banden,  so  tritt  Gefängnisstrafe  nicht  unter 
3  Monaten  ein  (S  209).  Wegen  emfachen 
Bankerotta   werden    solche   Schuldner  mit 

ngnis  bis  zu  2  Jahren  bestraft  wenn 
sie  unterlassen  haben,  Handelsbücher  zu 
führen  oder  dieselben  verheimlidit,  vei^ 
nichtet  oder  unordentlich  geführt  haben 
oder  wenn  sie  unterlassen  haben,  die  Biluiz 
ihres  Venn^;ens  in  der  voi^eschriebenen 
Zeit  zu  ziehen  (§  210). 

Lftteratar:  DU  LiOeratur  aber  B.  Ui  M  ptt, 
datt  a  nur  it^Uch  m(,  etn«  outorkw»  2M 
der  leit  dem  16.  Jakrh.  tnehUnmen  Werkt  otif- 
ziifähren.  Autter  dmi  bereit»  fr^lier  aväimU» 
Schriftitditrukoiivinxn  haupüäeUich  in  BttratM: 
A,  CÄManova,  Specchio  hueidütimo  ete.VtKtdii 
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ISSS.  —  A.  Ptetra,  Indiritio  agti  eamomi  1 
(Xanlua  1586),  neu  aufgelegt  von  G.  Reina 
unttr  dem  Til«l :  Precelti  di  terUtura  dopjna 
(Mailand  13S4).  —  Bim.  Stettin,  Vortttiicke  \ 
Botkhnwiing  op  de  itaiiamclie  Wyie  in  Doauint 
en  ^namw  extra  ordinaire  (Leyden  1B07).  ~ 
G.  A.  Motehtta,  Traltalc  unireriaU  dei  libri 
doppi  (Venedig  ISIO).  —  L.  Ftori,  Trattato  dal 
modo  di  tenere  ü  libro  doppio  domettico  col 
tuo  etemplart  (Palermo  1636,  2.  Ävfi.  Rom  1S77). 

—  De  la  Port« ,  Guide  det  ntgoeianU  et 
teneurt  dt  liiiret  (Parit  16SS,  rpättrt  Aiagabe 
nSS).  —  J.  a.  Schoavp<  BuchhalUrieche  Bt- 
hutigttngen  eU.  (Xiimbtrg  und  LtipMtg,  S  Bde., 
nH  und  nes).  —  Seall,  Trattaio  del  modo  di 
tenert  Ut  terittura  dei  mercanti  a  partHa  doppia, 
cid  i  aü  äaiiana  (Livomo  17551.  —  Foml, 
Tratlato  teoricopralico  di  icHtlura  doppia  (Paria 
I  790).  —  E.  Th.  JoHM,  Englitc/w  Syitem  von 
einfachem  und  dopptilem  BuchtiaUen,  aiu  dem 
EnglUehm  (1796)  iian  F.  Mairtent  (Weimar  ISOO, 
F'rankfvrt  a.  M.  1302).  —  J.  A.  WOfn^r, 
JVeuet  vollitändiget  und  idigemeiitet  Lthrbttch 
de4  BitehhaUtm  (Magdeburg  130t).  —  Anatla- 
mlo,  La  eerUtunt  doppia  ridoUa  a  icienia  (Vt 
ntdig  1303).  —  S.  G.  Jf 0l«»M«r,  JVeu  erfundeni 
deutsche  BuchkaUerei  (Bretlau  ISOS).  —  J»er- 
melbe,  Die  doppelte  Buchhaltung  auf  dtr  Stuft 
ihrer  möglieh  grOeilen  VoUlcommtnheit  (Berlin 
1811).  —  D.  Bichter,  Deultcba  Buehhaiten 
(Hamburg  ISOS).  —  J,  M..  i«ueh«,  Die  Kon- 
torvittentcha^t    (Nämberg   ISIO,   3.  Auß.   1S3X). 

—  C.  Crüffer,  yeuet  und  gründlithei  Lthr- 
bueh    der   Bandd»icitt»nleh^^fU^^    (Berlin   ISIO). 

—  M.  SehUlMlng,  Die  praktUehe  kaufinän- 
nitehe  deuticli4   Doppelbuehfährung   (ebd.  IStO). 

—  C.  D.  fort,  Die  einfache  und  doppeüe 
Buekhaltung  (Leiprig  ISSt,  I.  Aufi.  134.3}.  —■ 
Dertelbe,  Lehrbuch  der  guamtea  Buchhaltungt- 
kunde  (ebd.  18X7,  t.  Aufi.  ISfl).  —  J.  &  Qvl- 
ney,  (^mptable  ghieral  ou  livre  de  rauon 
(Parit  1339).  —  .4u0-  SeMtbe,  Die  Lehre  von 
der  Buckhaltung,  theoretieeh  und  praUitth  dar- 
gettelil  (Grimma  1336,  lum  10.  Malt  herauege- 
geben  von  C.  G.  Odermann,  13.  Ai^.  Leiptig 
1891).  —  C.  O.  Odermann,  Prakliiche  An- 
leitung lUT  einfachen  und  doppelten  Burhhaitung 
(Leiptig  ISÜ,  7.  Aufi.  L882).  —  A.  Betaon 
und  C.  Raapall,  üouvelU  metkode  de  tenue 
de  licree  en  partiee  doublet,  ou  Joumal-conlröU 
(Bordeaux  1849).  —  M.  BeUehle,  DU  doppelte 
Buchhaltung  (Augtburg  1849,  7.  Aufi.  1390).  — 
O.  Ktirzhauer,  Lehrlmch  der  kaufm.  Buch- 
haUung  (Wien  1S50,  4.  Aufi.  ISSS).  —  G.  D. 
Augapurg,  Dit  kavfm,  Bucl\fükrung,  lunäthii 
für  den  GetchJ^Ugang  der  Haneatlädte  (1.  Teil 
Bremen  lS6t,  2.  Teil  ebd.  1855,  3.  Teit  ebd.  1861, 
enthält  zugleich  eine  autführliche  Angabe  dtr 
deutechen  litleratur).  —  K,  V.  Cxoemtg,  Dar- 
Heilung  der  EinrichluHgen  über  Budget,  StaaU- 
rethnung  und  Konlrole  in  Oetlerreich,  Preueten, 
Bayern,  Vt'ürUerabtrg,  Baden,  Frankreich  und 
Belgien  (Wien  1S66).  —  Th.  von  der  Goltz, 
DU  landmrtechafiliche  Buchführung  (Berlin 
1866,  8.  Aufi.  1S98).  —  J-  Sehrott,  Lehrbuch 
der  Verreehnungtuiiueniehaft  (l.  Aufi,  Wien 
1371,  4.  Aufi.  1881).  —  E.  L.  JOger,  Die 
geietttichen  Bellimmungen  über  Buchführung 
nebtt  einem  geechichüiehen  Anltange  (Stuttgart 
1871).  —  Derselbe,  BeachUnnoerU  Fälle  und 
neue  Skizien    au«  Jeut  Gebiet*  der  Buchhaltung 
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(ebd.lSSt) — P.PatHcrtnt,  Originedetlaleoria 
tul  tittema  della  ecriltura  a  partita  doppia  (Tu- 
rin 187S).  —  8.  MatOmum,  Da»  GeneraUmck- 
tjfilem,  eine  verbetiemde  Uingetlallung  der  Ha- 
lianiick-doppellen  Buehfähnmg  (Berlin  1878).  — 
O.  Salvagnlnt,  La  Uoria  del  eielevia  italiano 
per  le  icritture  amminittrative  e  modaiitd  pro- 
tiche  per  la  eua  appUcaiione  (Sovara  1877).  — 
G.  Cerboni,  Logitmnpafia  Ricomporitione  dei 
progetti  e  degli  eeempi  propotle  per  inlrodurre 
la  ecrittura  in  partita  doppia  commune  neüa 
contabüitd  generale  del  Begno  d'Italia  (Rom 
1878).  —  Gilalogo  di  opere  opueculi  e  puibU- 
catione  periodiche,  ehe  diedero  angine  e  ivi- 
luppö  alla  Logimogrofia,  dal  1861  al  preientt 
(ebd.  ISS4I.  —  V.  GltH,  Gli  toUlori  dauiei 
della  partita  doppia  (Turin  1877).  —  J>er- 
■elbe,  la  irrUtKca  doppia  e  le  tu<  forme 
(ebd.  1878).  —  Derselbe,  La  ragioneria  (Mai- 
land ISSS).  —  </:  Pohl,  Handbuch  der  land- 
icirtiehaflliehen  Rechnungtführung  (Berlin  1879, 
S.  Aiifi.  1S94).  —  E  LSautey,  Quationi  ae- 
tu^lei  de  ComplabüilS  et  d' Enieignement  com- 
mercüU  (Parit  1881).  —  Derselbe,  Complabi- 
liti  (ebd.  1S9S).  —  Dereellte,  Die  Logiima- 
graphie,  eins  neue  doptiiche  Bvchführungim^lhode 
(ebd.  1881).  —  Fr.  Kleitk,  Amerikanitche  Buch- 
führung (Leipeig  1886).  —  U.  V.  Sltnon,  Die 
Büamen  der  AktiengetelUchnften  und  der  Kom- 
mandügeeeUichaften  aiuf  Aktien  (Berlin  1888, 
t.  Aufi.  1898).-—  a.  Seidler,  Leitfaden  der  Siaatt- 
verrechnung  (Wien  18S6).  —  P.  HOgll,  Die 
Buchhaliungiiyileme  und  BuchhaUungtformen 
(Bern  18S7).  ~  Drrtelbe,  Die  Gmndiige  der 
Buchhaltung  (ebd.  ISSS  und  1889).  —  Derselbe, 
Die  konstante  Buchhaltung  (ebd.  1894).  —  S- 
Schiller,  Lehrbuch  der  Buchhaltung,  3  Teile  ( Wien 
1888,  3.  Aufi.  1396  u.  1S97).  —  H.  Le/ivre,  La 
complaiiäiti  (Parii,  ohne  Jahretiahl).  — J".  Mor- 
getutem,  Allgemeine  deuttche  Buchführung  etc. 
(Berlin,  ohne  Jahrenahl).  — -  O.  Poppe,  Neue 
Buchßikrung  (StuUgaH,  ohne  Jahreiiahl).  — 
Th.  fRcrfcy,  Gedrängter  Kurtut  der  Buch- 
führung nach  dem  einfachen,  dem  doppelten 
italieniechen  und  dem  dreifachen  ruttitehen 
Syetem  (Leipiig,  ohne  JahrettaklJ.  —  O.  Jaelc- 
son,  The  Check-Joumal  upon  Che  principle  of 
Double  Enery  et:.  (18"^  cd.  London,  ohne  Jahrei- 
tahl).  —  •/.  Berger,  Lehr-  und  Uebungtbueh 
der  kaufm.  Buchhaltung  (Wim  1390).  —  Der- 
selbe, Die  FoTttchriUe  der  BuchhtüUingevriesen- 
achafl  (ebd.  1894).  —  J.  Fr.  Schdr,  Yereuch 
einer  witienichoftiichen  Behandlung  der  Buch- 
haltung (Baeel  1890)  (Xaier-Rothechild  Bibl.  Bd. 
80).  —  Derselbe,  Einfache  und  doppeile  Buch- 
haltung (Maier-Rolhtchild  Bibl.  Bd.  617,  Berlin). 
— -  Derselbe,  Xethodiich  geordnete  Aufgaben 
für  dal  Setbititudium  und  den  Unterricht  in 
der  Buchhaltung  (Berlin  1S9SJ.  —  M.  Berliner, 
Schwierige  FStle  der  kat^fm.  Buchhaltung  und 
ihre  Liieung  (Hannover  und  Leipzig  1893).  — 
E.  Lifautey  et  A.  Gutlbault,  Principei  ghU- 
rauz  de  Comptabüiti  (Hirit  und  Nancy  1895).  — 
V.  Flanell«,  Luca  Paciolo  nella  iloria  della 
ragioneria  eon  docunenti  inediti  (Meitina  1896). 
—  W.  Oelerabach,  Die  FabrikebuchhaUung  etc. 
(Au— ig  ä.  E.  1S96).  —  H.  SeUnlcic,  Die  wi'rt- 
ichafüieh-ilaiittiiche  Buchhaltung  (Leiptig  1898). 
^-  ZeiUchrifl  für  Buchhaltung  von  H.  Beloh- 
laxeek  u.  Th.  Drapala  (Lint  a.  D.  eeä  189t.) 
Adler. 
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1.  6es4^chte  de«  B.  im  AlUrtam  und  Hit- 
telEtlter  bis  zta  Erfindung  der  Bnclidmckerkoiist. 
2.  Oeschictite  des  B.  seit  der  Erfindnng  der 
Bachdrat^erkniut  mit  besonderer  Berficlcaichti- 
gong  DentschluidB.  3.  OrganisHtion  nnd  gegen- 
wärtige Lage  des  B.,  besonden  in  DenUchland. 

1.  Segellichte  des  B>  Im  Altertnin  nnd 
Mittelalter  bis  lar  Erflndnng  der  Bneli- 
dmekerknnBt.  Van  einem  Bachhandel  im 
Altertom  kann  natürlich  erst  seit  der  Zeit  die 
Bede  sein,  als  es  nicht  nur  zuBammeuhän^nde 
■chriftliciie  Aufzeichnungen  einigen  Ummnges 
anf  einem  handlichen  und  leicht  beHchaSbaren 
Stoffe  gab,  d.  h.  als  BUcher  geschrieben  wur- 
den, sondern  auch  das  Interesse  für  den  Inhalt 
derselben  ein  so  allgemeines  und  die  Schxeib- 
bezw.  Lesebonat  so  weit  verbreitet  war,  dass 
auf  Käufer  za  rechnen  war,  falls  Leute  auf 
ihre  Ktwten  Abschriften  eines  Werkes  mit  der 
Absicht  ihres  Verkaufes  anfertigen  liesHen.  Ein 
ZuaammentrefTen  nnd  die  Erfüllung  aller  dieser 
Bedingungen  finden  wir  erst  in  Oriecheniand 
etwa  seit  der  Mitte  des  6.  Jahrhunderts. ')  Die 
Buchhandlungen  Messen  ursprünglich  ptßho- 
»^xai  (Bacberlager)  nach  Pollui  Oiom.  IX  il ; 
der  Komödien  dichter  Eupolis  {2.  Hälfte  des 
5.  Jahrhunderts)  erwähnt  zuerst  des  Handel 
mit  Büchern  (od  lä  ßi(lli'  ävta);  damaU  hatte 
er  auch  bereits  an  einem  bestimmten  i'latze  in 
Athen  (iu  der  Orchestra,  einem  Teile  der  alten 
Ägora)  FoBB  gefasst.  Auch  nach  dem  Aus- 
lande, d,  h.  den  griechischen  Kolonieen,  wurde 
schon  früh  (um  loo  v.  Chr.)  vom  Mutterlande 
ans  einiger  Handel  mit  Büchern  getrieben. 
Lebhaft  entwickelte  er  sich  erst,  als  die  Thä- 
tigkeit  der  grossen  Gelehrten  von  Älexandria 
und  Pergamum  mit  Hilfe  der  iu  den  dortigen 
BiblioÜiekeu  gesammelten  Schätze  planmäasig 
reTidierte  nnd  fBr  die  weitere  Verbreitung  ge- 
eignete Texte  aller  älteren  Aut<iren  geschaffen, 
du  Absatzgebiet  sich  erweitert  und  die  Nei- 
gung zu  Lektüre  and  titterarischer  Arbeit  anf 
weite  Kreise  sich  ausgedehnt  hatte.  —  In  Rom 
entwickelte  sich  lugleich  mit  dem  Eindringen 
griechischer  Bildung  auch  die  Bilcberiiebhaberei 
nnd  der  Handel  mit  Büchern.  Ruhmsucht  nnd 
litterarische  Neigungen  vereinigten  sich  in 
wechselndem  Masse  bei  den  siegreichen  Feld- 
herren nnd  deren  Gefolge,  um  sie  die  Biblio- 
theken der  griechischen  Kiilturländer,  als  Beute 
oder  durch  Kauf,  nach  Rom  entführen  zu  lassen. 
Bald  —  wenigstens  seit  Varro  und  Cicero  — 
beförderte  auch  das  Aufkommen  litterarhiato- 
rischer  nnd  antiquarischer  Studien  die  Samm- 
lung von  Büchern  und  die  Anlage  grosser  pri- 
vater sowie  üffentlicher  Bibliotheken.  Was 
Born  that,  ahmten  die  rümiscben  Provinzen  na- 
türlich nach.  Auch  hier  wie  früher  in  Grie- 
chenland und  den  hellenisch  gebildeten  Ländern 

')  BUcher  selbst,  und  zwar  für  die  Lektüre, 
nicht  bloss  für  praktische  Zwecke  bestimmte, 
hat  es  ^wias  schon  um  einiges  früher  gegeben ; 
Z.  B.  die  Schriften  der  Logographen  und  ält«s~ 
ten  Philosophen.  —  Näheres  über  den  B.  im 
Altertum  s.  bei  Dziatzko  in  Wissowas  Realen- 
c;kl.  d.  Alt.  sab  Such  (besonders  Abschn.  VUI) 
nnd  Buchhandel. 


lassen  diese  Verhältnisse  sowie  direkt«  Safh- 
richten  auf  einen  entwickelten  Bnchhaade),  be- 
sonders in  den  grossen  Städten,  vor  aUem  in 
Rom,  schliessen.  Der  umstand,  dass  es  meist 
Griechen,  wie  Tjrannio,  oder  doch  MSnner  mit 
griechischem  Namen  (die  Soaii,  Doms,  TrTphon 
etc.)  sind,  welche  in  unmittelbarer  Beziehung  znm 
Buchwesen  der  Römer  stehen,  ist  hiih  ein  Be- 
weis dafSr,  dass  dieses  und  damit  der  Bncli- 
handel  sich  sehr  ähnlich,  wenn  nicht  gaiu 
gleich,  bei  beiden  Völkern  entwickelt  bat 

Die  Vervielfältigung  litterariscber  Erzeug- 
nisse erfolgte  im  Altertum  natürlich  nur  durch 
Abschriften   bezw.   nach  Diktat;    aber  der 
Ausgangspunkte  fQr  diese  Abschriften  tmd  der 
We^e  ihrer  Verbreitung  müssen  sehr  bestimmt 
zwei    nnterscbieden    werden.     Die    erste    und 
nächste  Verbreituugsart   war   stets ,    dass   die 
Schriftsteller  selbst  durch  ihre  Skiaren   [serri 
litterati),  vielleicht  auch  durch  Lohnschreibei, 
von  einer  Schrift  Kopieen  anfertigen  liessen  eudi 
Geschenk  für  Freunde,  Bekannte  nnd  sonst  In- 
teressierte  (mittere,   dedicare,    donare    librum): 
oder  ihre  Freunde  unterzosen   sieb  aus  persöa- 
lichem,  wenn  nicht  sachlicnem  Interesse  dieser 
Aufgabe ;    oder   endlich   solche,   die    von  einer 
Schrift  Kunde    erhielten,    deren   Inhalt   ihars 
wichtig  schien,  suchten  sich  selbst  die  Gele^u- 
heit   zum    Abschreiben    derselben     durch    ilire 
eigenen    Leute    zu    verschaffen.      Wir   kSsnfo 
dies  dem  heutigen  „Privatdrnck"  und  der  Ver- 
breitung   einer    als    „Mannakript     gedruckten" 
Schrift  vergleichen.   Für  den  Buchhandel  kommt 
diese  Art  der  Veröffentlichung,  welche  im  Al- 
tertum übrigens  eine  sehr  grosse  Bolle  spielte, 
wenig  in  Betracht;  nur  kamen  solche  Abschrif- 
ten    gelegentlich     antiquarisch    zum    Verktnf- 
Der  andere  Weg  der  Veröffentlichung  war  der 
des  eigentlichen  Handels  (edere,   im  engeren 
Sinne,  divutg'are,  pnblicare  librum).    Geschifis- 
leute,  zumeist  Freigelassene,  liessen  anf  iinf 
Kosten    und    ihre    Gefahr    durch    ihre  Lenie, 
Sklaven  oder  ärmere  Freigelassene,  die  beson- 
ders dazu  herangebildet  wurden,  von  Schriften, 
welche  sie  fUr  gangbar  hielten,   Abschriften  in 
grösserer    Änzsil    für  den   Verkauf  hersleUen 
und   vertrieben  sie  gleich   anderer  Ware  mir 
allen  dem  antiken  Handel  zu  Gebote  stehenden 
Mitteln.      ßtßltajiBilTis    hiess    der   Buchhindler 
bei    den    Griechen,    auch    piplimämiot   {^", 
kleine  Händler^  oder  ta-nTilos  roiv  ßtpUtiir,  bei 
den  Römern   eoenfalls  hibliopola   oder  librarins 
(libellio).    Sofern  sie  die  HersteUniig  der  il>- 
Schriften  besoreten,  waren  sie  Verleger  in  un- 
serem Sinne,    die   selbst  überseeischen  Handel 
mit  den  Büchern  trieben,  zugleich  aber  gewi« 
auch    auf   ihren    Einzelverkauf    bedacht;   die 
Buchhändler  kleinerer  Orte  werden  eomeist  sifli 
auf  den  Zwischenhaudel  oder  die  Änfertiganf 
bestellter  Abschriften  beschränkt  haben.    IN' 
Läden  der  Buchhändler  (ßi,ältoTt<al.ria,  tstemM 
lihrariae)  wurden  von  Litteraten  und  Gelehrten 
vielfach  aufgesucht,  die  von  den  neuesten  Er- 
scheinungen des  Böchermarktea  sich  nidits  e»'- 
gehen    lassen    wollten.     Bestimmte   Staditeilt, 
natürlich  die  von  den  besseren  Ständen  mmeia 
besuchten,  wurden  von  ihnen  bevoraugt    An 
den  Aussenseiten  der  Tabeme  und  den  1W- 
pfosten  verkündeten  Anschläge  die  Titel  '* 
Novitäten.      Üeher     mangelhafte     Abschrift«» 
wurde  bereits  sehr  früh  geklagt  (Cicero,  Strabc,; 


am  ao  mehr  Anerkenn mig  fanden  solche  Ver- 
leger, welche  für  eine  sorgfältige  Korrektur 
ihrer  EienipUre  Sorge  tragen ,  wie  Atticua 
(Cicero)  nnd  Trjphon  (QointUian).  Für  die 
Ansgaben  älterer  Schritte  teller,  deren  Texte 
nach  Sprache  nnd  Inhalt  vielfach  dankel  ge- 
worden waren  nnd  deshalb  im  Laufe  der  Zeiten 
besonders  gelitten  hatten,  bedienüen  sie  sich  in 
der  Regel  der  fiilfe  gelehrter  Männer,  gram- 
matici,  antiqnarii,  BcholBatici  und  ähnlich  be- 
sonnt, welche  häufig  ihren  Namen  an  das  Knde 
der  Ton  ihnen  veranstalteten  Ansgahe  setzten. 
Auch  mit  lUnstrationen  worden  Mhzeitig 
Bücher  durch  die  Verfasser  nnd  Verleger  Ter- 
sehen.  Auf  römischem  Boden  ging  Varro  in 
seinem  biographischen  Werke  der  Imaginea 


der  Bücher  konnten,  wenn 
anch  das  Schreiben  durch  Sklaven  besorgt 
wnrde,  doch  nicht  sehr  billig  sein,  weil  ihre 
Herstellung  stets  auf  Handarbeit  beruhte ;  nur 
die  höhere  Kaufkraft,  welche  das  Geld  damals 
besaaa,  lässt  sie  uns  niedrig  erscheinen.  Sie 
schwanken  je  nach  Ausstattong,  sorgfaltiger 
Aasführung  und  NacbA'age ;  für  die  gleiche 
Ausgabe  wurden  am  selben  Orte  wohl  unge^hr 
die  gleichen  Preise  festgehalten,  die  wir  so  als 
Ladenpreise  bezeichnen  können.  Ein  Büchlein 
Gedichte,  in  besonders  schöner  Ansstttttnng, 
kostete  den  Autor  selbst  (Statins)  einen  De- 
cnseis  (2'/i  Sesterze  =  c.  55  Pf  ];  dies  war  also 
ungefähr  der  Selbstkostenpreis  eines  Verlegers. 
Hartials  I,  Bnch  der  Epigramme  verkaufte  da- 
gegen Atrectus  („dominus  tabemae")  für  5  De-  ■ 
nare  (=  20  Seat.),  nicht  billig  (a.  Marl,  epigr.  I ' 
117),  während  der  „bibliopoTa"  Tryphon  den 
Preis  för  die  Xenien  Martials,  an  Umfang  fast 
nnr  '/»  von  jenem ,  mit  1  nnmmi  ansetite 
(Epigr.  XIII  3J  nnd,  wie  Uartial  bemerkt,  beim 
halben  Preise  (2  Sest.  =  44  Pf.i  noch  seinen 
Vorteil  haben  konnte.  Wir  dtlrfen  somit  1  bis 
l'/s  Seat.  (=  22—33  Pf.)  als  Selbstkosten  preis 
eines  Verlegers  für  üaterial  nnd  Schrift  bei 
einer  Bolle  geringen  L'mfengea  nnd  massiger 
Ausatattnng  ansehen.  Alte  Bücher  wurden 
unter  Umständen  zu  einem  Spottpreise  ver- 
schleudert (Stat.  Bilv.  IV.  9  V.  22),  manchmal 
aber  anch  mit  hohem  Affektionspreise  bezahlt 
(s.  z.  B,  Gellina  II  c.  8),  namentlich  wenn  es 
sich  am  noch  unbekannte  Schriften  berühmter 
Autoren  handelt«  (Gell,  ni  c.  17).  Selbst  das 
Ausleihen  von  BUcbem  für  Geld  kannte  das 
Altertum  bereits  nach  Diog.  Laert.  III,  66  und 
GeU.  XVIII  6,  11. 

Ein  Bonorar  erhielten  die  Schriftsteller 
des  Altertums  von  den  Buchhändlern, 
welche  die  Werke  jener  fUc  deu  Verkauf  ver- 
vielfältigten, wohl  nicht.  Die  Motive  und  Ziele 
der  Schriftatellerei  waren  damals  von  Haus  ans 
ganz  andere  als  zum  Teil  bei  uns,  so  dasa  sich 
verschiedene  Verhältnisse  entwickelten,  Aach 
war  jede  Honorarzahlong  nnnJitig,  für  den 
Verleger  aber  bedenklich,  da  sogleich  nach  dem 
Bekanntwerden  der  Abschriften  von  allen  Sei- 
ten weitere  Abschriften  gemacht  werden  durf- 
ten, Privilegien  der  Vervielfältigung  oder  sons- 
tige Schntzeinrichtungen  es  aber  nicht  gab 
(B.  Dziatzko  im  Ehein.  Mns.  f.  PhiloL  49.  Bd. 
S.  569ff.).  Ein  Eigentumsrecht  des  Verfasser« 
an  seinem  Utterarischen  Werke  bestand  nur  u 


lange,  als  er  dieses  noch  bei  sich  behielt  und 
keine  Abschriften  verschickt  hatte.  Vorher 
konnte  freilich  der  Autor  oder  der  Besitzer 
einer  neuen  Schrift  diese  durch  Verkauf  an 
solche  verwerten,  welche  sie  irgendwie '  ge- 
brauchen wollten  (e.  B.  ein  Theaterstück  für 
die  Auffahniag;  vgl.  anch  Mart  I,  66  V.  5ff.). 
Daneben  durften  ärmere  Schriftsteller,  welche 
genötigt  waren,  von  den  Erzeugnissen  ihres 
Geistea  zu  leben,  auf  den  Ehrensold  reicher 
Gönner  rechnen,  denen  sie  ihre  Schriften  neu 
widmeten. 

Im  .Mittelalter  hatte  zunächst  der  all- 
gemeine Bückgang  der  litterarischen  Interessen 
eine  entsprechende  Stockung  im  Buchhandel 
und  allem,  was  damit  zusammenhing,  zur 
Folge.  Die  Pflege  der  geistigen  Güter  war  in 
den  Kulturländern  des  Westens  lange  Zeit 
vorwiegend  auf  kircbliche  Kreise  beschränkt. 
Die  juristischen  Schreibstuben  Italiens  machten 
fast  allein  eine  bemerkenswerte  Ananahme'); 
dazu  kamen  einzelne  Höfe  von  Forsten  nnd 
Vertreter  dea  Adels ;  später  nahmen  anch 
Laien  elemente  der  Städte  teil  an  den  litterari- 
scben  Bestrebungen.  Die  Vertenenm^  des 
Schreibmaterials,  indem  das  Pergament  die  Pa- 
pyrusrollen ganz  verdrängte  und  erat  spät  all- 
mählich wieder  dem  biÜi^ren  Papiere  wich, 
nicht  minder  der  Ersatz  billiger  Sklavenarbeit 
durch  die  freie  Thätigkeit  von  Männern,  die 
sich  langsam  and  mühevoll  die  zum  Abschrei- 
ben erforderlichen  Kenntnisse  erworben  hatten, 
waren  ebenso  viele  weitere  Hemmnisse  fllr  eine 
gedeihliche  Ent  Wickelung  des  Buchhandels. 
Meist  fanden  sich  in  den  einzelneu  Klöstern 
oder  nnter  den  Geistlichen  einer  Kirche  solche, 
welche  für  den  engbegrenzten  Bedarf  des  eige- 
nen Klosters  oder  zum  Austausch  gegen  Bücher 
fremden  Besitzes  Abschriften  anfertigten  nnd 
HO  den  Bücherbestand  langsam  mehrten ;  die 
Kegel  oder  die  Sitte  der  geistlichen  Genoaaen- 
scbaften  forderte  und  empfahl  sogar  dieae  Thä- 
tigkeit. Das  dauerhafte  und  zugleich  teuere 
Material  machte  einen  öfteren  Ersats  der 
Bücher  unnötig  und  nnthunlicb.  Anch  gegen 
Bezahlung  wurden  Abschriften  gemacht,  dann 
jedoch  auf  Bestellung  für  andere  Klöster  nnd 
einzelne  Geistliche,  noch  seltener  für  Laien. 
Doch  nur  vorübergehend  kSnnen  so  einzelne 
Klöster,  wenn  sie  gerade  eifrige  Aebte  nnd 
kundige  BrUder  besassen,  es  zu  einem  regel- 
mässigen Erwerb  aus  dem  Abschreiben  von 
Bfichern  gebracht  haben ;  als  Handel  mit  sol- 
chen läast  sich  dies  schwerlich  bezeichnen. 
Oefter  ist  das  Umgekehrte  eingetreten,  dass 
beim  .Tode  eines  Sammlers,  der  nicht  be- 
stimmte Erben  seines  Besitzes  festgesetzt  hatte, 
oder  wenn  Klöster  und  Kirchen  in  finanzieller 
Bedrängnis,  dabei  aber  gleichgültig  gegen  die 

Sergamen tenen  Schätze  waren,  Bücher  verpfän- 
et  oder  verkauft  vmrden.  Einem  antiquari- 
schen Handel  mit  Büchern  regelmässige  Nah- 
rung zn  geben  genügte  dies  kaum.  Nnr  in 
Italien  hat  sich  anscheinend  ein  Buchhandel 
ohne    Unterbrechung    erhalten .    in    ähnlicher 

'1  Anch  im  Gesetzbuch  der  Westgoten 
Lib.  V  Tit,  4  c.  22  (Font  jur.  germ.  ant.  IV 
[1894]  S.  169)  ist  der  Verkauf  von  Abschriften 
dieses  Codei  vorgesehen  nnd  ein  Maximalpreia 
[6  Bolidi)  festgesetzt. 
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Weise  betrieben  wie  im  Altertnin.  In  den 
zahlreichen  Stttdten  dieeei  Landes  erhielt  üch 
du  Bedürfnis  und  ebenso  die  alt«  Form  des 
BDchhsndels;  nur  traten  in  den  WerkstKtteiL 
(stationes)  der  notarii,  cartnlarii  oder  aati- 
quarii  an  Stelle  der  Sklaven  andere  Lahnschrei- 
ber  (mercenarii).  Seit  Beginn  des  Hamanismos 
Würde  der  Handel  mit  HandBchrifteu,  die  man 
anf  Lager  hielt,  soear  sehr  lebhaft.  Uebrigens 
fand  im  späteren  Mittelalter  auch  in  anderen 
Lindem  ein  gewerbsmässiges  Anfertigen  und 
Vertreiben  von  Handschriften  durch  Laien  statt, 
jedoch  ohne  erkennbaren  Unterschied  von  den 
gewShnlicben  Formen  der  Kanf^schäfte. 

Eigentümliche  Verhältnisse  im  Vertriebe  der 
Bücher  entwickelten  sich  dagegen  im  Hittelalter 
an  den  Centren  gelehrten  Lebens,  nämlich  den 
bohen  Scbnlen  za  Paris,  Bologna,  Fadaa  und 
ihren  jüngeren  Scbwesteranstalten  in  allen 
L&ndem.  Lehrer  nnd  zahlreiche,  stets  wech- 
selnde Schüler  bedurften  da  im  Cnterricbt  über- 
einstimmender, sorgfältig  revidierter  Teite, 
Kommentare,  Kompendien  nnd  Traktate.  Dies 
führte  vor  allem  zu  einer  Regelung  des  Schrei- 
berwesens,  des  Verkanfens  nnd  Verleihens  von 
Hsjidschriften.  Die  ältesten  darüber  erhaltenen 
Qesetze  sind  die  zn  Bologna  1259,  1289  und 
1334,  zn  Paris  1275  und  1323  sowie  zu  Padns 
1283  erlassenen  Gesetze.')  Die  Pariser  Be- 
stimmungen sind  ansführlicher  als  die  anderen 
und  waren  von  grlisserem  Einfluss  auf  die 
Gestaltang  der  gleichen  Verhältnisse  an  anderen 
Orten.  Die  Buchhalter  nnd  Buchhändler  (sta- 
tionarii  nnd  librarii,  m  Paris  vor  allem  in  vico 
I.  Jacobi  ansässig)  gelt«n  als  Verwandte  (pro- 
'    ini)  der  Universität  nnd  wurden  von  dieser 

Eid  und  Pflicht  genommen.  Anscheinend 
waren  sie  nach  modemer  Auffassung  mehr  Leih- 
bibliothekare und   Sortimenter  als  Verlier*). 

Die  Vervielfältigung  der  gebrauchten  Texte 
erfolgte -znmeist  durch  die  Studenten  selbst  (z. 
T,  nach  Dilttat),  und  die  etationarii  musaten 
deshalb  die  vorgeschriebenen  Bücher,  gut  ver- 
bessert, auf  Lager  halten  nnd  ifBgea  Bezahlung 
nach  festgesetzter  Taxe  verleihen.  Aof  diese 
Weise  konnte  die  Reinheit  der  Texte  nnd  die 
Wahl  der  Bücher  am  besten  überwacht  werden. 
Aber  anch  wenn  gewerbsmässige  Schreiber  die 
Abtchriften  besorgten,  musste  den  ScholbehCrden 
daran  liegen,  dass  die  Studenten  ihre  Texte  viel- 
mehr von  den  verantwortlichen  Unterhändlern 
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<)  S.  über  Bologna  {Sartius  nnd  Fatto- 
rini)  De  dar.  archigynmasü  Bonon.  professori- 
bns  a.  s.  XL  ad.  s.  XIV.  T.  1  pars  1  [Bononiae 
1769}  S.  186  ff-,  II  (1772)  S.  214  ff.,  224  f.  und 
C.  Halagola,  Statut!  d.  nniversit4  .  .  .  d. 
studio  Bolognese  (1888)  a.  v.  St.;  über  Paris 
C.  E.  Du  Bonlav  (Bulaeus),  Hist.  nniv.  Paris. 
T.  III  (Paris  1666)  S.  418  f.  (anch  im  Chartu- 
■      "  *  V.  Paris.  coU.  Henr.  Denifle,  I  [Pi  ' 


(Utini  1654)  S.  361.    Vgl.  such  Fr.  C. 
vigny,  Gesch.  d.  röm,  Bechts  im  MA.    a.  ua. 
2.  Ausg.  (1834)  S-  589.  643  ff.  664  f. 

')  BnJaens  III  S.  419  „.  .  .  qnod  libros 
recipiend«  v  a  e  n  a  1  e  s .  custodiendo ,  e  x  p  o  - 
nendo,  vendendo  eosdem  .  .  .  fldeliter  et 
legitime  se  hahebunt." 


als  BUS  irgend   einer    schwer    kontrollierharen 
Quelle  bezogen.    Diese  Gründe  führten  zur  Be- 
günstigung    und    Entwickeln  Dg     gerade    des 
Zwischenhandels  mit  Büchern;  »nf  ihn  so- 
wie auf  jenes  Verleihen  der  Handschriften  allein 
beziehen  sich  die  über  die  statiosarü  in  den 
Statuten    der    Universität     enthaltenen ,     mit 
scharfen  Strafbestimmungen  anseerOateten  Ge- 
setze.   Die  Behörde  suchte  (im  Pariser  Statu) 
von  1275)  darauf  hinzuwirken,  dass  ihre  Bucb- 
bändlet  nicht  zugleich  Käufer  und   Verkäufer 
von  Büchern  seien  („quam  fbouam  fidem]  ntiquf^ 
melius  observarent,  si  simnl  Emptoris  et  Vendi- 
toris  officio  nullateuuB  uterentur'').    Sie  waren 
daher  auf  Eid  verpflichtet,  alle  ihnen  zum  Ver- 
kauf übergebenen  Bücher  nicht  zn  unterdrücken 
oder  zu  verbergen  (um  sie  etwa  im  OeheimeD 
fllr  eigene  Rechnung  zu  verhandeln) ,  sondern 
]    Honat  loder  2  Monate)    lanc'  in  geeigneter 
Weise  zum  Verkaufe  auszustellen.     Auf  Ver< 
langen  des  Verkäufers  mussten  sie   anch  den 
Wert  der  Handschriften  „bona  fide"  achätzen. 
jedenfalls  den  Preis  des  Buches  nnd  den  Namen 
des  Verkäufer»  an  sichtbarer  Stelle  knnd  thm. 
Vor  Abschluss  eines  Verkaofea  war  der  ^^■ 
tümer  davon  zn  henacbricbtwen  und  der  uof- 
preis,  welcher  ja  auch  vom  Känfer  abhing,  ihn 
mitzuteilen ,   wohl  nm  dem  Verkäufer  Gelegen- 
heit zu  geben  zum  Einspruch  gegen  einen  ver- 
feblich  oder  wirklich  vereinbarten  en  niedrigen 
aufpreis.    Für  die  Verniittelnng  eines  Ksof« 
durften    sie    nicht   mehr   als   „4    Denare  voni 
Pfunde"  (=  '.'m  oder  l'/i'/o),  und  zwar  dnrsb 
Aufschlag  nehmen    vom   Käufer,    während  in 
Bologna  die  Proviaion  '/to  (^^  Büchern  im  Werte 
von  höchstens  60  Lire) ,    sonst  '/»  (2  '/t  "^^ 
1  '/i  7')  des  Kanfgeldes  betrug,  die  vom  Kauf« 
nnd  Verkäufer  je  zur  Hälfte  zu    tragen  «sr. 
Dabei  waren  sie  auch  gehalten,  mit  aller  MUk 
für  „Vera  et  correcta  exemplaria"  (behufs  der 
Verleihung)  zn  sorgen.     Im    Statnt  von  133 
(zu  Paris)  werden  suitieist  Verordnungen  wegw 
des  Verleihens  und  der  gewissenhaften  Schin- 
ung    der    Handschriften    getroffen.     Ueberdic< 
enuiält  es   eine  Bestimmung  zum   Schatz  der 
vereideten  Buchhändler,  insofern  kein  Nichtvei- 
eideter  irgend  ein  Buch,   das  teurer  sei  als  W 
Bolidi,  feil  haben  noch  auch  unter  einem  be- 
deckten Laden  sich  aufhalten  solle  („nee  subtecto 
sedeat").  Dasselbe  gilt  im  wesentlichen  von  den 
Bologneser  Statuten.     Nur  tritt  hier  —  "i* 
übrigens   anch   an  anderen  Studienanstalten  — 
noch  das  Interesse  für  die  heimische  Anstsil  i" 
dem  Verbote  hervor,  Bücher  nach  einer  aadeteii 
Schule   hin   zu   verkauten,    sowie   das  Streben, 
feste  Preise  zu  bewahren,  indem  der  Verksnl 
von  Büchern  an  solche,  die  damit  Htuidel  trejbes 
wollten,    aber    auch    der    eigene   Ankauf  ^oi 
BUchem  zum  Zwecke  des  Handels  den  stationsni 
streng  unteraagt.  war. 

In  ähnlicher  Weise  haben  sich  anch  » 
anderen  Hochschulen  nnd  Studienanstalteo  ^ 
gleichen  Bedürfnissen  die  Verhältnisse  desfiiou- 
Bcbriftenhandels  gestaltet.  Wir  gehen  deshilb 
nicht  fehl,  wenn  wir  hierin  einen  Torlto^ 
unseres  Sortimentsbnchhandds  sehen.  S^' 
wesentlichen  Eigenschaften  findet  man  in  d» 
Bestimmungen  über  jene  librarii  wieder:  di^ 
übernahmen,  wenn  auch  nur  nebenbei,  gewtiK- 
mässig  und  anscheinend  ohne  eigenes  gw^f 
Risico  Bücher  vom  Eigentümer  zum  Verit»»« 
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mit  der  VerpSicbtniig,  nie  möglichst  begannt  zu 
machen  nna  m  einem  mit  dem  Eigentumer  in 
vereinbarenden  Preise  za  Terkanfen,  mit  einem 
ÄnfBchlage  für  die  eigene  Mühe,  destieu  Maximal- 
betrag gleich Calls  Wtimmt  war.  Uebrigena 
zeifte  dieser  eine  Tendenz  zur  Steigemii^;  in 
Padna  z.  B.  gewahrte  das  Statut  von  14^  bei 
billigen  Bflchem  (unter  3  Lire)  ö'^,  sonst  2  Vi"'o 
Provision  [s.  Ä.  Kirchhoff  S.  29).  Allerdin^  I 
haben  die  mittelalterlichen  UniverBitftten  nnr 
die  äusseren  Formen  der  Organisation  herge- 
geben. Zn  der  weiteren  Entwickelung  des  ge- 
samten Bnchhandels  bedurfte  es  einea  freieren 
und  mächtigeren  Aufacbwnnges,  als  die  Ab- 
hängigheit von  den  starren,  an  sehr  verschiedene 
InteresBen  gebundenen  Statuten  jener  zu  geben 
Termochte.  Ein  solcher  Aufschwung  kam  von 
iler  durch  Erfindung  der  Buchdruckerkunst 
plötzlich  entstandenen  gewaltigen  Vermehmng 
der  BQcher  und  dem  BäQrfnis  ihres  Vertriebes 
nach  allen  Seiten. 

2.  Geschichte  des  B.  seit  der  Erfin- 
dnDg  der  Buchdruckerkunst  mit  beson- 
derer BerficksichtigQsg  Deatsehlands. 
Der  Ehnfliiss,  den  die  neue,  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  in  Strassburg  ersonnene 
und  zuerst  vereiichte,  in  Maiaz  aber  dem- 
nächst voll  ausgeübte  Kunst  des  Dnickens 
mit  beweglichen  Ty])en  awi  den  Handel  mit 
Bflchem  ^wann,  äusserte  eich  sehr  bald. 
Der  ganze  Apparat,  das  bedeutende  Kapital 
und  die  vielseitigen  Fertigkeiten,  deren  man 
zur  Herstellung  eines  gednickten  Buches 
bedurfte,  brachten  es  mit  sich,  dass  nur  bei 
prosaer  Ausnutzung,  also  bei  ziemlich  starken 
Auflagen  und  fortgesetztem  Drucken  sich 
ein  Gewinn  erzielen  Hess.  275  Exemplare 
wnrden  auch  von  umfangreichen  Werken, 
die  Pannartz  und  Sweynheim  in  Siibiaeo 
und  apftter  in  Rom  druckten,  abgezogen; 
kleiner  als  etwa  100  Exemplare  dürfen  wir 
uns  selbst  die  Auflage  der  ersten  Bibeln 
kaum  denken,  Sie  stieg  aber  aiich  bis  auf 
1200  noch  im  15.  Jahrhundert.  Da  wir  für 
dieses  wohl  gegen  30000  Verlagswerke 
ansetzen  dürfen,  von  den  Einbiattdnicken 
■abgesehen,  so  erglebt  dies  bei  einer  durch- 
schnittlichen Auflage  von  300  Exemplaren 
die  Zahl  von  9  JUillionen.  die  im  ganzen, 
oder  von  180000,  die  iährlich  abzusetzen 
waren,  wc^egen  damals  in  Florenz  der  Hand- 
schriften handler  Vespasiano  Bisticta  22  Mo- 
nate brauchte,  um  mit  Hilfe  von  45  Ko- 
pisten eine  Sammlung  \oii  200  Handschriften 
für  Cosimo  de'  Medici  zw  stände  zu  bringen 
(B.  Wattenbach,  Schriftwesen »  S.  487).  Für 
jene  zahlreichen  Bücher  ergiebige  Absatz- 
wege zu  finden,  war,  nachdem  die  Kirnst 
einmal  erfunden  und  bekannt  war,  die  wch- 
tigste  Sorge  der  Verleger  und  Ihiicker.  Sie 
war  um  so  grösser,  als  die  Konkurrenz  sehr 
früh  sich  bemerkbar  machte  und  auch  der 
Nachdruck  die  Frfichte  der  Arbeit  schmälerte. 
Hasch  nnd  sehr  bedeutend  waren  die  Preise ! 
der  Bücher  herabgegangen  auf  rund  '  5,  ja  [ 


bis  zu  Vs  der  Handschriftenpreise;  eine 
lateinische  Bibel  z.  B.,  die  geschrieben  4  bis 
500  Goldkronen  gekostet  hatte,  wiwde  als 
Dnick  von  Johann  Fust  in  Paris  für  60  Kronen 
verkauft.  Hatte  doch  auch  die  vorwiegende 
Anwendung  des  für  das  Drucken  geeigneteren 
Papieres  an  Stelle  von  Pergament,  welches 
irangs  etwa  dreimal,  später  sechsmal  eo 
viel  kostete  als  Papier,  die  Möghchkeit  einer 
niedrigen  Preisansetzimg  gewtort  und  Käufer 
von  Bflchem  in  immer  weiteren  Kreisen 
suchen  und  finden  lassen.  Der  Dniok  auf 
Bestellung  von  selten  kirchlicher  und  bürger- 
licher Behörden,  wobei  freilich  die  Drucker 
kein  Risico  übernahmen,  ist  früh  nachweis- 
bar, sicher  aber  im  VerliEltnis  zur  Gesamt- 
zahl der  Dnicke  nur  die  Ausnahme,  Der 
Verkauf  in  der  nächsten  Umgebung  des 
Druckers  konnte  niu"  selten  und  dann  meist 
bei  wonig  umfangreichen,  billigen  Büchern 
genügen.  Frühzeitig  war,  nach  der  Wahl 
der  \  evlagsartikel  zu  schliessen,  die  weit- 
ereifende,  ja  internationale  Bedeutung  der 
DnickerkuDst  erkannt  worden.  Es  galt  nun, 
die  Vorräte  an  Exemplaren  dementsprechend 
weit  und  vielseitig  abzuleiten  und  das  allent- 
halben vorhandene  Bedürfnis  nach  Büchern 
zu  befriedigen  sowie  weiter  anzur^^n. 
Selbst  hervorragenden  Dnickem  glückte  es 
nicht  immer  mit  ihrem  Verlage.  Die  bereits 
erwähnten  Arnold  Pannartz  und  Conrad 
Sweynheim  z.  B.  klagen  in  einer  Eingabe, 
welche  Johannes  Andreas  de  Buxis,  Bischof 
von  Aleria,  im  Jahre  1472  an  den  Papst 
Sixtus  IV.  richtete,  dass  ihr  Haus  voll  von 
Büchern  und  leer  an  Brot  wJlre.  Im  all- 
gemeinen sehen  wir,  dass  gerade  im  Anfang 
des  Umschwunges  der  Verhältnisse  fast  nur 
die  im  grossen  Massstabe  und  zugleich  kauf- 
männisch betriebenen  Firmen  zu  einer  ge- 
deihlichen Entwickehing  gelangen,  was  eben 
in  der  Schwierigkeit  des  Absatzes  der  Bücher 
seinen  Grund  hat.  Für  diesen  standen  den 
Druckern  und  Verlegern  zunächst  nur  die 
bereits  vorhandenen  nnd  gewohnten,  jeden- 
falls aber  auf  einen  viel  geringeren  Vertrieb 
berechneten  Wege  des  Hand  Schriftenhandel  s 
zu  Gebote. 

Der  nächstliegende  und  wichtigste  Weg 
war  der  durch  sogenannte  Buchführer 
(Reiaediener).  Wir  würden  ihn  etwa  als 
Colportagebuchhandel  bezeichnen.  Ange- 
stellte der  Verleger  und  Drucker  reisten  mit 
ihren  Büchervorräten  umher  od  Orte,  wo 
sie  sich  Absatz  versprachen,  zunächst  also 
in  volkTeiche  Städte  mit  vielen  Klerikern 
und  lebhaftem  Handel.  Die  Zeiten,  wo  viele 
Fremde  an  einem  Orte  zu  erwarten  waren, 
also  die  der  Messen,  Kirchenfeste  etc.  wiven 
ohne  Zweifel  bevorzugt.  Durch  geschriebene, 
oft  auch  gednickte  Anschläge,  die  ein  Ver- 
zeichnis der  Ware  und  die  handschrifthche 
Angabe  der  Wohnung  enthielten,  forderten 


sie  auf  zum  Kaufe.  Solcher  Bücheranzeigen 
haben  sich  noch  melirere  selbst  aus  dem 
15.  Jahrhundert  erhalten  (s.  Wilh.  Meyer  im 
Centr.  f.  Bibl.  U  [1885],  S.  437—403) ;  die 
älteste  (Joh.  Mentelins)  ist  vom  Jahre  1469. 
Bemerkens  werterweise  erscheint  der  Name 
der  Firma  in  ihnen  nicht;  es  niusste  dies 
also  fiir  imnilti^,  unter  UmstandeD  sogar  für 
hinderlich  gelten.  Es  wurde  wohl  auf  Par- 
tieenverkauf  an  andere  Firmen  gerechnet  oder 
das  übelwollende  Verhalten  von  Behörden 
gegen  den  Verleger  einer  fremden  Stadt 
gefürchtet.  Gleichwohl  vei'zeichnen  die 
meisten  und  ältesten  BQcheran zeigen  niu- 
Werke  einer  einzigen  Finna,  und  da  meder- 
holt  auf  die  T\-pen  der  Anzeige  Bezug  ^- 
nommen  wird,  ist  auch  nicht  die  handeciinft- 
liche  Zufügung  von  Büchertiteln  anderer 
Firmen  vorgesehen.  Die  Wanderbuchführer 
verkauftet!  daher  nur  für  Rechnung  einer 
Firma  und  erhielten  wohl  bestimmte  Pro- 
zente von  der  Verkauf ssnmme.  An  ihrem 
Verhältnis  änderte  es  nichts,  wenn  eine: 
Firma,  wie  Ant.  Koberger  von  NOmlierg,  in 
einer  Bücheraniseige  von  1479  (Nr.  16  bei 
W.  Meyer),  ausser  eigenen  Büchern  ancli 
solche  anderer  Herkunft  zum  Kaufe  anbot. 
Nicht  in  Kommission  halte  er  sie  genommen, 
sondern  gewiss  durch  Kauf  oder  Tausch  an 
sich  gebracht,  wie  z.  B.  auch  der  Drucker, 
Verleger  und  Papierhändler  Adolf  Rusch  in 
Strassbm^  vielfach  Bücher  anderer  Drucker 
durch  Tauach  gegen  Papier  (einen  Ballen 
Bücher  gegen  zwei  BaJlen  Papier)  zum 
Zwecke  des  Handels  erwarb.  Dieser  Weg 
des  parüeenweisen  Verkaufes  oder  Aus- 
tausches von  Büchern  zwischen  verschiedenen 
Firmen  diente  nämlich  gleichfaUs  dazu, 
Exemplare  von  Drucken  in  den  Kleinhandel 
solcher  Orte  zu  leiten,  wo  ein  Bedürfnis 
noch  vorhanden  schien.  Im  ganzen  gehört 
er  freilich  dem  Grosshandel  an  imd  kann 
den  Einzelverkauf  der  Bücher  mir  vorbe- 
reiten und  erleichtern.  An  dritter  Steile  ist , 
eine  besondere  Kategorie  von  Buclihändlem 
zu  nennen,  ständige  Geschäftsführer  oder 
Faktoren  der  Verleger  und  Dnicker  an  den 
Centren  regen  litterarischen  Verkehrs  oder 
eines  lebhaften  Handels  überhaupt  Ks 
waren  sozusagen  ansässige  Buchführer,  welche 
auch  in  der  weiteren  Umgehimg  ihres  Haupt- 
platzes für  den  Vertrieb  der  Bücher  sorgten, 
von  denen  sie  ein  grösseres  Lager  bei  sich 
hatten.  Aus  den  frühesten  Zeiten  der  neuen 
Kunst  wissen  wir,  dass  Joh,  Fust  selbst  mit 
seiner  Ware  in  Paris  war,  wo  er  auch  (1466 
oder  1467)  starb.  Sein  Schwiegersohn  und 
Nachfolger  im  Geschäft,  Peter  Schöffer,  der 
gleichfalls  einige  Male  mit  Büchern,  darunter 
auch  solchen  fremden  Verlages,  in  Paria 
war,  setzte  sehr  bald  einen  ständigen  Ver- 
treter, Hermann  von  Stadttoe,  nach  der 
Metropole   Frankreichs,   der  für   Rechnung 


des  Mainzer  Geschäftes  wahrscheinlich  eb^n»:) 
auf  den  Einzelverkauf  von  Büchern  wie  auf 
Partieenabsatz  an  andere  Buchhändler  bedacht 
war.  Nach  Frankfurt  a.  M.,  schon  danul- 
ein  Handelsplatz  ersten  Ranges,  dessen  B^ 
deutimg  für  den  Büehervertrieb  jedenfall- 
Peter  Schöffer,  wenn  nicht  bereits  Joh.  Fusi 
oder  gar  Gutenberg  selbst  mit  scharfem 
Blicke  erkannt  hatte,  würfe  miscbeinend  der 
kaufmännische  Teil  des  Geschäftes  verleet. 
Conrad  Henckia,  Buchdnicker  und  Gehilfe 
im  Geschäft,  der  nach  des  Fust  Tode  die 
hinterlassene  Witwe  heiratete  und  Teilhaber 
am  Geschäft  wurde,  scheint  vorwiegend  di^ 
Frankfurter  Unternehmungen  eieleitet  zi 
haben;  um  1479  erwarb  Peter  Sohöffer  soga: 
selbst  das  dortige  Büi^rrecht,  Währeni 
die  Druckerei  in  Mainz  verblieb,  wo  für  die 
InalAudhaltung  und  das  Drucken  ein  gpfihle: 
Personal  vorhanden  war,  wurden  in  der 
Naehbarstadt  mit  den  zahlreich  zuströmen- 
den fremden  Handelsleuten  Verbindungen 
behufs  Absatzes  der  Bücher  angeknüph. 
Besonders  nach  dem  Norden  Deutschlanl- 
und  Europas  machten  sie  Geschäfte:  in 
Schweden  war  ein  GeschäftafOhrer  von  ümei. 
{•ihr  Diener«).  Viel  musste  dabei  —  unü 
das  gilt  gewiss  nicht  bloss  von  den  Ge- 
schäften Peter  Schöffers  —  kreditiert  wer- 
den ;  den  Schwierigkeiten  bei  Eintreibua^ 
solcher  Schulden  verdanken  wir  gerade  die 
erhaltenen  ürkimden.  Auch  andere  Verlegei 
hatten  ihre  Filialen  und  ständigen  Qesch^t^ 
führer  in  anderen  Städten,  z.  B.  Nie  Jensen 
von  Venedig  in  Pavia  und  Anton  Kobergw 
von  Nürnberg  in  Paris,  Lyon  u.  s.  w.  Offen- 
bar geschah  dies  mehr  des  Handels  als  dr^ 
Druckes  we^n,  wennschon  auch  solche 
Fälle  frühzeitig  und  nicht  selten  vorkamen. 
dass  die  eigenen  Druckereien  zur  Herstel- 
lung der  Yerlagsartikel  nicht  ausreichten,  i-) 
dass  fremde  zu  Hilfe  genommen  wurden.  Im 
ganzen  liegt  kein  Grund  vor  zur  Annahme,  da^ 
die  Formen  des  Handels  von  denen  anderer 
Kaufgeschäfte  abwichen.  Nach  einem  Briefe 
des  Aldus  Manutlus  an  Renchlin  vom  24.  De- 
zember 1503  (a.  Claror.  vir.  epist.  Tubingae 
1514)  wurde  freilich  damala  schon  ^l^enl- 
Uch  Buchführem  oder  Buchhändlern,  dk' 
nicht  zum  eigenen  Personal  einer  Firma  ^ 
hörten,  ein  Eemissionsrccht  in  Bezog  a'ri 
gelieferte  Ware  zugestanden,  so  dass  sie  an- 
nähernd Sortimenter  im  modernen  Sinne 
waren.  Ein  Händler  (mercator)  in  Deutsdt- 
land  hatte  von  der  Gesellschaft,  welcha 
Aldus  in  Venedig  angehörte,  viele  Bücher 
auf  Frist  erhalten,  und  zwar  zu  einem  billi- 
geren Preise,  als  sie  einzeln  verkauft  wunteu 
Von  ihm  kaufte  Reuchlin  an  seinem  Orte  die 
Aid  inen  billiger  als  direkt  aus  Venedie. 
An  sich  wäre  es  sehr  wohl  denkbar,  dai« 
die  früher  geschilderten  Verhältnisse  der 
stationarii  und  Ubrarü  der  Dniver^t&tsatidie 
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Bicli  mit  Anpassung  an  die  durch  die  starke 
BüchervermetiruDg  veräaderten  VerhältnisBe 
erhielten  und  auf  andere  Orte  mit  trestei- 

fertem  Absatz  übertragen  wurden,  wegea 
er  grossen  Verschiedenheit  der  in  solchen 
StAdtea  nötigen  Bücher  konnte  das  Bedürfois 
nicht  durch  Lokalpressen  gedeckt  werden, 
so  dase  ein  reger  Handel  mit  Büchern  öderer 
Druckorte  nebenbei  bestehen  bleiben  musste. 
Umfangreiche  Lager  von  Büchern,  besonders 
auch  von  neuen,  mussten  die  dortigen  Händler 
im  Interesse  der  Lehrer  wie  Schüler  halten. 
Sie  als  üigentutn  zu  erwerben,  dazu  reichten 
die  Mittel  gewiss  nur  selten  aus.  Die  eifrig 
auf  Absatz  bedachten  Verleger  konnten  ihnen 
zum  Verkaufe  ihrer  Bücher  einen  weitgehen- 
den Kredit  an  Geld,  aber  auch  an  Ware  um 
BO  eher  gewähren,  als  an  solchen  Studieu- 
orten  die  ßuchhändler  wenigstens  zum  Teil 
einer  unmittelbaren  Aufsicht  des  Lehrkörpers 
unterworfen  waren.  Eine  weite  Ausdelinung 
dieses  Absatzweges  auf  beliebige  Orte  und 
Händler  setzt  indes  geordnete,  leicht  über- 
sehbare Zustände,  bequeme  Verbindungen 
und  zuverlässige  Rechtspfle^  voraus,  die 
sich  für  )ene  Zeiten  noch  nicht  unbedingt 
annehmen  lassen,  wenn  wir  auch  zugeben 
müssen,  dass  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs 
den  Bechtseinrichtungen  meist  vorausgeeilt 
sind. 

Im  ganzen  dürfen  wir  behaupten,  dass  in 
der  nüchsten  Zeit  nach  Erfindung  der  Buch- 
druckerkunst der  Vertrieb  der  Bücher  auf 
die  wandernden  Buchführer,  feste  Agenten 
oder  Filialen  in  anderen  Städten  und  auf 
parlieenweisen  Verkauf  und  Tausch  an  Buch- 
händler beschränkt  bheb.  Eine  Verschiebung 
der  Verhältnisse  im  Buchgewerbe  trat  indes 
früh  ein  durch  die  naturgemässe ,  immer 
stärker  sich  geltend  machende  Sonderung 
der  verechiedenen  Seiten  des  Buchgewerbes. 
Im  Grunde  waren  von  Anfang  an  in  der 
Verbindung  Joh.  Gutenbergs  mit  Joh.  Fust 
zwei  Seiten  jenes,  der  Druck  und  der  Ver- 
lag von  Bücnem,  nur  äusserlich  vereinigt 
gewesen.  Deutlich  ausgesprochen  wird  die 
Teilung  der  Arbeit  in  den  Schlussschriften 
vieler  Drucke,  besonders  italienischei  Firmen. 
Gerade  dort,  vor  allem  in  Venedig,  führte 
die  hohe  Entwickelung  des  Handels  zu  einem 
bestimmten  Ausdruck  des  verschiedenen  Ter- 
hflltnisses  mehrerer  nicht  in  gleicher  Weise 
an  einem  Geschäfte  beteiligter  Genossen. 
Nirgends  findet  man  auch  so  früh  und  so 
zahlreich  Eompagniegeschäfte  (societas,  socii) 
sich  am  Bücheruruck  und  Verk^  beteiligen 
wie  in  Italien.  Eine  weitere  Teilung  der 
Arbeit  musste  sich  aber  —  und  das  ist  für 
uns  wichtiger  —  aus  dem  Vertriebe  der 
Bücher  ergeben.  Eigene  Buchführer  auszu- 
senden und  eigene  Faktoren  in  fremden 
Städten  zu  unterhalten,  konnte  nur  für  ganz 
grosse  Verleger  gewinnbringend  sein,  und 


auch  für  diese  nnr  dann,  wenn  sie  zi^leich 
Werke  fremden  Verlages  in  den  Handel 
gaben.  Der  sicherste  und  einfachste  Weg 
des  Absatzes  war  für  den  Verleger  ohne 
Zweifel,  wenn  wir  vom  Lokalverkehr  absehen, 
der  Verkauf  grösserer  Partieen  von  Büchern 
an  Kleinhändler.  Aus  diesen  bildete  sich 
mit  dem  Anwachsen  der  gedruckten  Lltte- 
ratuT  und  dem  steigenden  Absatz  immer 
bestimmter  eine  besondere  Klaeae  von  Buch- 
händlern ans.  Ebenso  natürlich  ist,  dass 
zwischen  diesen  und  den  Verlegern  der  Ver- 
kehr  sich  in  der  Hegel  nicht  direkt  von 
Stadt  zu  Stadt  vollzog,  sondern  dass  die 
vielbesuchten  Messplätze  der  Ort  waren,  wo 
zu  den  hergebracnten  Zeiten,  im  Frühling 
(Fasten-,  Ostermesse)  und  Herbst  (Michaelis- 
messe) die  verschiedenen  Interessenten  sich 
trafen  zum  Abschluss  ihrer  Geschäfte.  Dieser 
Buchhandel  im  engeren  Sinne  wurde  von 
den  einzelnen  Firmen  vielfach  in  grossem 
Massstabe  betrieben  (sonst  war  er  nicht 
lohnend  genug)  und  auf  weite  Gebiete  und 
mehrere  Städte  ausgedehnt.  Dem  Ijokalver- 
triebe  widmeten  sidi  häufig  auch  die  kleinen 
Drucker,  welche  vom  Bücherdruck  allein, 
zu  dem  das  Lokalbedürfnis  oder  eine  höhere 
Anregung  gelegentlich  Anlass  gab,  nicht 
leben  konnten. 

Auf  solcher  Grundlage  währte  und  ent- 
wickelte sich  der  Buchhandel  Jahrhunderte* 
lang  in  Deutschland  und  den  uideren  Kultur- 
ländern. Dass  Frankfurt  a.  M.  sehr  früh, 
noch  im  15.  Jahrhundert,  eine  dominierende 
Stellui^  für  ihn  erhielt,  vei-dankt  es  zu- 
nächst natüi'lich  seiner  Bedeutung  für  den 
Handel  überhaupt  infolge  der  günstigen 
geographischen  Lage,  dann  aber  der  Nt^e 
von  Mainz  und  vor  aUem  gewiss  dem  tbat- 
kräftigen  Eingreifen  Feter  Schöffers  und 
Conrad  Henckis'  (s.  o.).  Ausser  dieser  Stadt 
sind  in  Deutschland  Köln  und  Strassburg, 
Augsburg  und  Nürnberg  (hier  wirkte  Anthoni 
Koberger)  besonders  hervorzuheben,  femer 
Basel  mit  lebhaftem  Handel  nach  Italien 
und  Südfrankreich.  In  den  Niederlanden 
und  Belgien  traten  Utrecht,  Löwen  und  De- 
venter  am  meisten  hervor,  in  Norddeutsch- 
laud  erst  gegen  Ende  des  15.  Jahrhunderts 
Leipzig.  Sdton  damals  für  den  Warenaus- 
tausch der  östlichen  und  südöstlichen  Län- 
der (bis  nach  Asien  hinein)  mit  dem  Westen 
einer  der  wichtigsten  Plätze,  benutzte  diese 
Stadt  bald  den  Vorteil  ihrer  Verbindungen 
auch  für  den  Handel  mit  Büchern.  Ihr 
Druck  und  Verlag  gewann  gleichfalls  dort 
bald  einen  ansehnlichen  Umfüig,  aber  mehr 
in  Bezug  auf  die  Zahl  als  die  Schönheit 
und  Bedeutung  der  Drucke.  Ueberiiaupt 
sehen  wir^  was  die  Technik  des  Drucfcena 
und  die  Sorge  für  den  Inhalt  betrifft,  in 
Deutachland  schon  nach  den  ersten  Decen- 
nien  seit  Erfindung  der  Kunst  einen  StiU- 


Btand,  wenn  nicht  gar  einen  Rückgang  ein- 
treten. Wenige  süddeutsche  Orte  mit  alten 
KiinsttraditioneQ,  wie  Augisburg  und  Nilrn- 
berg,  sowie  einzelne  auf  Bestellung  gear- 
tieitete  Werke,  meist  litui^scher  Art,  machen 
eine  rühmliche  Ananahme. 

In   den   anderen  Ländern   ging  die  Ent- 


gekommen, der  lange  Zeit  sorgfiltig  Kod 
mit  entschiedenem  eigenen  Veidienste  \m 
die  Entwickelun^  der  englischen  Litterahn- 
sprache,  aber  mit  einseitiger  Vorliebe  für 
die  romantische  Litteratur  druckte,  den 
englischen  Buchhandel  jedenfalls  noch  imtn 
grösseren  Anstoss  zu  geben  vermochte.    Die 
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den  biaherigen  Wegen  des  BOcherrertriebs 
die  grossen  Bfiehermessen  noch  mehr  in 
den  Vordergrund  Ijuten:  ESiifer  und  Ver- 
käufer roussten  mit  Sicherheit  auf  die  be- 
gierig erwartete  Gelegenheit  zum  Bttcher-Ein- 
und  -Verkauf  rechnen  können.  Vor  allem 
in  Trankfurt,  aber  auch  in  Leipzig  fand 
Kauf  und  Austausch  der  Bficher  im  grossen 
statt  Auch  die  Fertigsteliniig  des  Druckes 
richtete  sich  durchaus  nach  der  Zeit  der 
beiden  Messen.  Georg  Willer  in  Augsburg 
fing  1564  damit  an,  von  den  auf  den  Frank- 
furter Messen  fflr  sein  Lager  eingekauften 
BUchem  zur  Bequemlichkeit  seiner  Kunden 
und  zur  Steigerung  des  Absatzes  ein  ge- 
drucktes Verzeichnis  {Mesakatalog)  heraus- 
zugeben; eine  Einrichtung,  die  bald  Nach- 
ahmung fand,  in  Augsburg  selbst  wie  be- 
sonders in  Frankfurt  und  Leipzig.  In  ersterer 
Stadt  geschah  es  nach  vereinzelten  Ver- 
suchen anderer  Finnen  seit  1595  dnrch 
Paul  Brachfeld,  seit  1590  aber  durch  den 
Städtischen  Rat;  in  letzterer  Stadt  erfolgte 
die  erste  Ausgabe  eines  Messkatalogs  1595 
durch  Üenning  Grosse.  Dass  mit  ihrer 
Ausgabe  eine  bedeutende  Umwälzung  in  der 
Art  des  Bdchervertriebes  verbunden  war, 
indem  an  die  Stelle  der  von  den  einzelnen 
Buchhändlern  persönlich  vorgelegten  Ver- 
zeichnisse und  der  im  Original  mitgeföhrieni 
Druckwerke  jene  leicht  zu  verbreitenden  ■ 
Gesamtverzeichnisse  traten,  erhellt  schon  aus 
dem  Umstände,  dass  in  dem  ersten  der 
Messverzeichnisse  (von  1564)  202  Werke 
ohne  Druck-  oder  Verlagsort  neben  26  in 
deutschen  und  28  in  auswärtigen  Orten  er- 
Bchienenen  angeffibrt  werden,  während  so- 
gleich im  nächsten  Katalog  (1565)  nur 
noch  6  Bflcher  sine  loco,  hing^en  318  mit 
einem  deutscheu,  226  mit  einem  fremden 
Verlagsort  verzeichnet  sind  j  seit  1568  sind 
auch  die  Verleger  regelmässig  genannt  Das 
gleiche  Verhältnis  erhielt  sich  von  da  an 
ziemhch  imverändert;  die  Drucker  und  Ver- 
leger unterliessen  es  nur  selten,  von  jenem 
Mittel  der  Publioität  Gebrauch  zu  machen. 
Da  die  Eatal<^e  in  Frankfurt  selbst  im  un- 
mittelbaren Änschluss  an  die  betreffende 
Messe  gedruckt  wiurden  (wenigstens  bis  1588) 
und  auch  solche  BOcher  Aufnahme  fanden, 
welche  in  der  Zwischenzeit  seit  der  letzten 
Messe  erschienen  waren,  sowie  die  von  den 
Buchhändlern  nicht  in  natura  mitgebrachten, 
so  wurden  sie  bald  zn  einer  periodischen 
Bibliographie  allgemeineren  Charakters. 

Ein  fortgesetzter  Vergleich  der  Frank- 
furter und  Leipziger  Messkataloge  zeigt  vom 
Ende  des  16.  Jahrhunderts  an  ein  rasches 
Sinken  der  Bedeutung  Frankfurts  und  ein 
langsames,  aber  stetiges  Steigen  Leipzigs  in 
Bezug  auf  ihre  eigene  Veriagsthätigkeit. 
Dieses  bot  noch  1600  125  Verlags  werke  ausj 
g^en  148  von  Frankfurt,  Oberholte  es  aber  i 


bereits  1604.  Im  Jahre  1749  ging  der 
Frankfurter  Mesakatalog  ganz  ein,  w^rend  aus 
dem  Leipziger  sich  die  mit  dem  18.  Jahrhimdert 
beginnenden  grossen  Buchhändlerbibliogra- 
phieen  entwitielten,  an  denen  Deutschland 
reicher  ist  als  iivend  ein  anderes  Land. ') 
1764  hOrte  die  Frankfurter  BOchermesse 
ganz  auf.  Die  Keformation  hatte  den  Schwer- 
punkt geistigen  Lebens  nach  dem  Norden 
und  Osten  verlegt;  ebenda  fand  auch  die 
deutsche  Sprache  in  wachsendem  Maase 
PQege.  BaÄch  hatte  auch  die  Beteiligung 
der  Ausländer  an  der  Frankfurter  Bflcher^ 
messe  abgenommen,  als  der  BDcherhandel 
ihrer  eigenen  Länder  sich  höh,  während  der 
deutsche  Vertag  nach  Inhalt  und  Ausstattung 
zurQckging.  U«gtlnstig  för  Frankfurt  wirkte 
endlich  der  Umstand,  dass  dort  sich  der 
Zwischenhandel  mit  Büchern  einseitig  ohne 
die  feste  Grundlage  eines  starken  Verlag»- 
gesciiHftes  entwickelt  iiatte.  Die  kaiserlidie 
Bücherkommission  zu  Frankfurt  (seit  1569) 
beschleunigte  noch  durch  Plackereien  und 
übertriebene  Ansprflche  die  sinkende  Bewe- 
gung, während  in  Leipzig  das  nur  vorüber^ 
gehende  gleiche  Verhalten  der  kurfüratlich 
sächsischen  Bflcherkommission  (auch  seit 
1509)  den  Aufgang  des  Buchhandels  nicht 
zu  hindern  vermochte.  Neben  diesen  beiden 
Städten  behaupteten  nur  wenige  der  früher 
genannten  einige  Bedeutung,  mehr  auch  nur 
durch  die  erfolgreiche  Thätigkeit  einzelner 
Firmen  denn  ^s  Sammelpunkt  für  einen 
grosseren  Kreis  buchgewerblicher  Thätigkeit. 

Während  des  30jährigen  Krieges,  welcher 
vor  allem  den  Norden  Deutschluids  schwer 
traf,  ging  der  Buchhandel,  der  gerade  dort 
damals  seine  festesten  Wurzeln  hatte,  v&llig 
zurück  und  lag  auch  nachher  noch  sehr 
lange  darnieder.  Dagegen  hob  sich  im  18. 
Jahrhundert  zunächst  der  Bflcherdruck  durdi 
das  Aufblühen  der  Wissenschaften,  der 
schönen  und  der  politischen  Litteratur, 
anfangs  langsam,  seit  der  Hitte  des  Jahr- 
hunderts aber  so  schnell  und  bedeutend, 
dass  auch  der  Buchhandel,  der  unter  dem 
Nachdruck  und  der  Zersplitterung  Deutsch- 
lands stark  zu  leiden  hatte,  eine  neue  Organi- 
sation für  sich  anbahnte  und  den  Kampf  g^en 
den  Nachdnick  enei^sch  aufnahm.  Zugleich 
machte  das  Bedürfnis  nach  schnellem  und 
massenhaftem  Drucken  sich  auf  manchen 
Gebieten  der  Litteratur  (besonders  der  Zei- 
tungen) fahlbar  geltend  und  führte  zu  neuen 
Erfindungen. 

Die  Organisation   des  Buchhandels  hat 


')  Ihre  Vorläufer  hatten  sie  Bchon  in  den 
znsHmTnenfBssenden  Katalogen  von  Nicol  Bas- 
säus  in  Frankfurt  a.  H.  [für  1664—92)  and  von 
Henn.  Orüsse  in  Leipzig  [seit  1600;  zuerst  fär 
1694 ff.  als  Eleuchus  sen  Indes  quin- 
ilie  oder  Index  generalis). 


lOOg  Ic 


buneen  keine  neoDeDSwerten  Aendeningea  16.  Jalirhiindert  61  uad  deutscher  Firmea 
erfahren.  Doch  habeu  die  BezieUungea  117 ;  im  17.  JahrhuDdert  79  Orte  und  191 
zwischen  den  Verlegern  und  Händlern  (im  Firmen.     Das    18.   Jahrhmidert    weist    in 
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zu  Antwerpen  und  die  Familie  Elzevier  (1593 
bis  1681)  in  Leiden  und  Amsterdam;  letztere 
Stadt  behielt  auch  für  Holland  die  Führung 
im  Buchhandel,  Ueberhaupt  gelang  es  den 
genannten  Städten,  begünstigt  durch  ihre 
Lage,  den  Wohlstand  und  die  Freiheit  ihres 
Landes,  seit  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts 
beim  Rückgange  der  Frankfurter  Bücher- 
messen eine  internationale  Stellung  im  Buch- 
handel sich  für  längere  Zeit  zu  erwerben. 
—  In  England  wuchs  das  BQcherbedürfnis 
infolge  der  kirchlichen  Reformbewegung 
iiDter  Henry  VllL,  die  scharfe  Ueberwachung 
der  Presse  hinderte  indes  einen  lebhaften 
Handel,  Nach  Begründung  der  Londoner 
Company  of  Stationers  im  Jalire  1.556,  die 
mit  grossen  Befugnissen  ausgestattet  wui-de, 
gelangte  unter  der  glücklichen  Regienmg 
der  Königin  Elisabeth  der  Buchhandel  zu 
grosser  Blüte,  die  aucli  später  noch  anhielt 
bis  ins  letzte  Drittel  des  17.  Jahrhunderts. 
Im  18.  Jahrhundert  gab  die  allgemeine  Ent- 
wickelung  des  Handek  und  zugleich  des 
politischen  Lebens  iu  England  dem  Buch- 
handel neue  Triebkraft,  zugleich  aber  auch 
seiner  Richtung  und  seinen  Formen  eine 
feste  Gestalt.  Verlag  und  Qrosshandel, 
Kleinhandel  und  Antiquariat  sind  dort  wesent- 
lich getrennte  Gebiete  geworden  und  ge- 
blieben. —  Nach  Nordamerika  wurde  der 
Bflcherdnick  1673  von  England  aus  ver- 
pflanzt, vom  Mutterlande  aber  aus  politischen 
Gründen  nichts  weniger  als  gefördert.  Erst 
seit  die  Tereinigten  Staaten  frei  geworden, 
entwickelte  sich  auch  dort  der  Buchhandel, 
vorwiegend  in  den  Formen  des  englischen. 
Verschiedene  günstige  Umstände  litte- 
rarischer,  politischer  und  wiitschaftlicher 
Natur  trafen  zu  Ende  des  18.  Jahrhunderts  zu- 
sammen ,  um  der  Bücherproduktion  und  damit 
dem  Buchhandel  einen  mächtigen  Anstoss  zu 
geben,  wie  er  ihn  seit  der  Geformation  nicht 
mehr  ertahren  hatte.  Zahlreiche  FMindungen, 
vor  allem  die  Ent»-ickelung  des  Maschinen- 
wesens und  die  Fortschritte  der  Chemie  und 
Photogra])hie  (Steindruck  und  Lichtdruck  in 
den  verschiedensten  Formen),  trugen  in  ihrer 
AQweuduDg  auf  die  Herstellung  imd  Aus- 
stattung der  Drucke  mächtig  zur  Hebung 
des  Buchgewerbes  und  des  Buchhandels  bei. 
Die  Erfindung  der  Schnellpresse,  welche  das 
zeitraubende  Auftragen  der  Dnickerfarben 
auf  die  Typen  selbst  besorgt,  verdient  be- 
sondere Hervorhebimg.  Wir  verdanken  sie 
Friedrich  König  (geboren zu Eisleben  1775); 
in  England  kam  sie  zuerst  (1810)  zur  An- 
wendung. In  neuerer  Zeit  wirken  weitere 
Erfindungen  von  Letteimess-  und  von  Setz- 
maschinen sowie  kombinierte  Giess-Setz- 
und  Druckmaschinen  in  der  gleichen  Rich- 
tung fort,  Leiprig  ist  Hauptort  und  Mittel- 
punkt des  deutschen  Buchhandels,  vor  allem 
des  Eommissionsbuchliandels  (zur  Zelt  mit 


154  Kommissionären,  während  die  6  anderen 
Aualieferungsorte  zusammen  ihrer  nur  126 
haben)  sowie  eines  sehr  bedeutenden  BOcher- 
und  Musikalienverlages  uoid  Äatiquariats. 
Dorthin  senden  die  Verleger  ihre  Ware  in 
festes  Lager ;  von  dort  liefern  sie  die  Kom- 
missionäre an  die  Sortimenter  zur  Ansicht 
für  deren  Kunden  und  zimi  Einzelverkaui 
mit  dem  Zugeständnis  der  Verleger,  nicht 
abgesetzte  Exemplare  zurückzugeben.  Das 
Kommissionsgeschäft  ermöglicht  es  den  beiden 
Parteien,  mit  jeder  Firma  der  anderen  oder 
der  eigenen  Partei  schnell  in  Beziehungen  zu 
treten,  ohne  sich  der  wesenthch  teuerem  di- 
rekten Sendung  zu  bedienen.  Die  sogenannte 
Bestellaostalt ,  welche  wieder  den  Verkehr 
unter  den  Kommissionären  vermittelt,  expe- 
diert in  Leipzig  jährhch  gegen  36  Millionen 
Schriftetücke  (Verlangzettel,  Himdschreiben, 
Rechnungspapiere).  Auch  die  Abrechnung  im 
Buchhandel  erfolgt  seit  langer  Zeit  regel- 
mässig in  Leipzig,  was  früher  bei  dem  vei^ 
schiede  nen  itünzfusse  der  vielen  kleinen 
deutschen  Ländchen  besonders  als  ein  Segen 
empfuuden  wurde.  Gerade  diese  Schwierig- 
keit hatte,  während  der  Nachdruck  diu:ch 
das  Allgemeine  Preussische  Landrecht  imd 
die  Gesetze  anderer  deutscher  Staaten  nach 
und  nach  beseitigt  wurde,  seit  dem  Ende 
des  vorigen  Jahrhunderts  (1765,  dann  1792) 
zu  Versuchen  einer  Vereinigung  der  deut- 
schen Buchhändler  geführt;  aus  ihnen  ging 
der  Börsenverein  hervor  (gegründet  am  30. 
April  1825).  Er  zählte  anfangs  nur  108, 
nach  dem  letzten  Berichte  aber  2788 
Mitglieder.  üeber  1276  Firmen  hatten 
ausserdem  Anfang  1898  die  Verkehrs- 
ordnung  des  Vereins  als  bindend  für  sich 
ausdrücklich  anerkannt.  Von  ihm  sind  die 
wichtigsten  Einrichtungen  und  Bestim- 
mungen des  deuiBchen  Buchhandels  aus- 
gegangen, wie  er  auch  über  dessen  nächste 
Interessen  hinaus  anregend  und  fördernd 
sich  bethätigt,  z.  B.  in  der  Frage  des  Schutzes 
der  Urheberrechte,  in  Erforschung  der  Ge- 
schichte des  deutscheu  Buchhandels  u.  a. 
Einmal  im  Jahre  kommt  er  regelmässig  in 
Leipzig  zusammen,  auf  der  BucUhändler- 
messe  am  Eautstesonutag  und  an  den 
nächstfolgender)  Tagen.  Aiä  ihr  findet  auch 
die  Jahresabrechnung  zwischen  den  Buch- 
händlern statt,  die  durch  einen  Kommissionär 
in  Leipzig  vertreten  sind.^)  Ebenso  ist 
Leipzig  der  Sitz  des  Central  Vereins  für  das 
gesamte  Buchgewerbe  (Deutschlands),  einer 
Auskimftsstelle  für  Urheber-  und  Verlags- 


')  Im  Jahre  1898  wurden  in  Leipzig  8682 
(im  Vorjahr  7919),  in  Wien  717  [R71),  in  Stutt- 
gart 640  [620],  in  Berlin  427  (420),  In  Bnda- 
peat  166  (159),  in  Prag  147  (140),  in  Zarich  79 
(87)  BncfahaDdlongen  anderer  Orte  durch  Kom- 
missionäre vertreten. 
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recht  und  anderer  Vareine  imd  Anstalten 
dieser  Gewerbe.  Im  Jahre  1B35  erschien 
zum  ersten  Mal  als  sein  Organ  das  'fiOrsen- 
blatt  fflr  den  deutechen  Buchliandel«  (bereits 
1834  unter  gleichem  Titel  vom  Leipziger 
Bnchliändlerrerein  herausgegeben). 

Neben  Leipzig  kommen  in  Deutschland 
nur  wenige  Orte  mit  annähernder  Bedeutung 
fflr  den  Buchhandel  in  Betracht.  In  Süd- 
deutschland ist  es  nach  vielen  vereeblicheo 
Versuchen  anderer  Städte  (vie  Nürnberg, 
Augsburg,  Frankfurt  a.  M.)  Stuttgart  ge- 
lungen, ein  NebenplatE  des  Buchhandels 
mit  Äusliefernngslager  und  besonderer  Messe 
zu  werden.  lasen  wachsende  Bedeutung 
gewinnt  ferner,  wie  begreiflich,  Berlin  ;  die 
allgemeine  günstige  Entwickelung  der 
doppelten  Hauiitstadt,  das  ZustrOmen  grosser 
geistiger  und  materieller  Krftfte  nach  dort 
erweisen  sich  als  starke  Hebel  auch  nach 
ilieser  Seite  hin.  Im  Jahre  1811  zflhlte 
Berlin  31  Buchhandlungen  (ausser  7  Anti- 
quariaten und  27  Leihbibliotheken),  im  Jahre 
1838  73  Buchhandlungen  und  44  Leih- 
bibliotheken, im  Jahre  1861  224,  im  Jf^re 
1871  538  und  im  Jahre  1898  rund  830 
Bnchhandlungen.  Im  Sortimentsgeschäft 
nimmt  es  die  erste  Stelle  ein  im  deutschen 
Buchhandel,  als  Verlassort  jedenfalls  die 
nächste  nach  Leipzig,  aas  es  an  Zahl  der 
jährlichen  "VeröffenÜichungen  sogar  über- 
trifft. Mehr  als  die  Hälfte  der  von  Berliner 
Sortimentern  abgesetzten  Werke  erzeugt  der 
Berliner  Verlag.  Die  »Korporation  der 
Berhner  Buchhändler«  hat  ihre  eigene  Ver- 
kehrsanstalt, welche  im  Jahre  1897  Bücher 
im  (Gesamtgewicht  von  1151034  kg  be- 
fßrderte.  —  Gern  nehmen  seit  langer  Zeit 
die  Buchhändler  der  deutsch  redenden  Teile 
des  benachbarten  Oesterreichs  (mit  Wien 
als  Kommissionsplatz ;  daneben  Budapest 
und  Prag)  und  der  Schweiz  {mit  Zürich  als 
Mittelpunkt)  an  dem  Verband  der  deutschen 
Kolleeen  als  gleichberechtigte  Mitglieder 
Anteil;  auch  solche  aus  anderen  Ländern 
sind  nicht  ausgeschlossen,  wenn  die  Art 
ihres  Geschäfts  sie  bestimmt,  eine  engere 
Verbindung  mit  dem  deutschen  Buchhandel 
zu  suchen.  Einzelne  lÄnder  in  der  Peri- 
pherie des  deutschen  Reiches,  nämlich  Holland, 
mit  Amsterdam  als  Vorort,  ond  Dänemark, 
(seit  1837)  mit  Kopenhagen  an  der  Spitze,  ähn- 
lich auch  die  beiden  anderen  nordischen  Reiche, 
haben  wenigstens  die  Einrichtungen  des  deut- 
schen Buchhandels  nachgeahmt. 

Die  Ausdehnung ,  welche  der  Buch- 
handel im  19.  Jahrhundert  im  Verhältnis 
zu  früheren  Zeiten  gewonnen  hat,  ist  aiisser- 
ordentUch.  Die  Katalc^  der  ersten  46  Jahre, 
die  im  Codex  nundinaiius  von  Schwetitchke 
noch  verarbeitet  sind ,  brachten  28fi  629 
Drucke  aus  deutsehen  nnd  66C2  aus  frem- 
den Orten  (7i^7  ohne  Ort).     Die  fortschrei- 


tende Bewegung  von   10  zu  10  Jahren  er- 
helle ans  folgender  ITcbersicht: 


In  Deotach- 
land  er- 
BchieneDe 
Drucke 


"53 


Zahl  der 
deutschen 
Verlagaorte 

W 

11 

6 
1 

125 

112 

8,    « 

.48 

178 

*|n 

171 

419 

1231    7 

»41 

,80 

119 

195    19 

294 

970 

383 

— 

Seit  1834  liefert  das  Börsenblatt  für  den 
deutschen  Buchhandel  ausgiebigee  Material 
Ich  entnehme  ihm  folgende  Angaben  über 
die  Zahl  der  Mitglieder  des  Buchhflndler- 
börsenvereins  ^)  und  der  im  Börsenblatt  an- 
gekündigten Neuigkeiten  des  deutschen  Buch- 
handels mit  Ausschluss  der  politischen  Zei- 
tungen, welche  fast  nie  in  den  Buchhandel 
gelangen : 


Zahl  der  Uitglieder 

Zahl  dec  nene 

Bücher 

n 

1 

< 

§ 

11 

Bacher 

desgl.  im 
Vorjahre 

> 

.^ 

;a 

1840/41 

708 

689 

1840 

(10808)«) 

{1056»)') 

1850/51 

MC 

8197 

77S 

«14 

9945 

187071     991 

IHVd 

10108 

1880/81 1.435 

1416 

14  941 

14179 

«38, 

1HH9 

17986 

170.6 

1897,'98 

2707 

«8« 

1897 

33861 

23339 

die  Augen  springende  Thatsacbe, 

dass  die  Zahl  der  Buchhändler,  hier  znnSchst 
der  Mitglieder  des  Börsenvereins ,  sich  ud- 
gleich  starker  vermehrt  hat  als  die  der  Ver- 
lagswerke, ei^ebt  sich  noch  deutlicher  ans 
folgender  Zusammenstellung  nach  0,  A. 
Schulz,  Ällg,  Adressbuch  für  den  deutschen 
Buchhandel  (Leipzig).  Dort  werden  angeführt : 


Fflr  den 

Buch- 

Davon  waren 

Anfang 

nur  Ver- 

Sortim.  alleinoi 

Jahres  *) 

jeder  Art 

&r 

mit  anderem 
Bnchgewerlie  'i 

1839 

1348 

2,2 

874 

1856 

3079 

1963 

1871 

3838 

366 

3354 

4920 

1130 

2927 

1884 

6142 

1890 

1665 

4Srf 

8973 

207s 

5«* 

')  In  den  ersten  iwei  Reihen  ist  voneiBer 
Ostermesse  bis  zur  nftcheten  gerechnet;  wiHt 
vom  1.  Joli  bis  30.  Juni. 

')  Nach  Schwetschkes  Cod.  nnnd.  (a.  obaiV 
')  In  Wirklichkeit   giebt  das   Adresabncii 
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E8  b&t  sich  somit  seit  1839/40  die  Zahl 
der  Terlflgswerke  reichlicli  verdoppelt,  die 
der  Buchnändler  aber  sehr  reicolich  ver- 
fOnffacht,  'was  aicher  nicht  aUein  auf  einen 
gesteigerten  Absatz  der  einzelnen  YerlafS- 
werke,  eondeni  ebenso  auf  die  Folgen  der 
(Je Werbefreiheit  und  die  verhältniBmässig 
grosse  Leichtigkeit  in  der  eisten  Begründung 
neuer  SortimeutsgeschUfte  zurückzuführen  ist. 

Die  im  Adressbuch  von  1887  bezw.  1897 
und  1898  angeführten  Buchhandlungen  des 
deutschen  Budihaudels  verteilen  sich  so  auf 
das  Deutsche  Reich  und  einige  ausserdeutsche 
Lander: 

Handlungen         in  Stftdten 

1887  1897  1898  1887  1897  1898 

Deutsch.  Reich  5184  67^3  694a  1073  1308  131S 

Luxembnrg  iz     ?        ?  3     ?        ? 

"  ■       '-  "        »63     a65      ?  6s       66 

795     837     244    «39    «48 


Schweie 
OedtÄr.-Ung. 
tlebr.  Europa 
Amerika 
Uebr.  Erdteile 


783 


745 


158 


104  153  154   32   49   49 


15   36   39 


25 


ZoBamtnen  6871  8669  897a  15*3  1833  1858 
Nach  der  Kichtung  des  Oesch&ftes  waren 
und  sind  im  deutschen  Buchhandel: 

18B7    1897    1898 

Finnen 

BeineYerlagefauchbandlnDgen  1513     i994    S075 

„    Yerlagaknnethaudlungeu  242      ^75      187 

„    MuBikalieuhandlungen       184      319      325 

SortimentBbucbhandl.  mit  allen 

Zweigend.  Sortim.  4123    5170    5208 
„        m.  KnnBthandl.  als 

Hauptgeschäft  107      129      135 

„        m.  HuBikalienh.  als 

Eau^tgeacMft  122      315      219 

Beine  Äntiquanate  157      215      35° 

Andrer  Art  216      252      373 

Zuaanimea  6764  8669  8972 
Innerhalb  der  40  Jahre  von  1856—1896 
betrug  nach  A.  L.  Hickmanns  Öeogr.- 
Btatist.  Darstellungen  im  deutschen  Eeiche 
(Wien  1898) ')  die  gesamte  Bücherproduktion 
Deutschlands  542351  Werke,  von  welchen 
auf  die  ersten  5  Jahre  44  398,  auf  die  letzten 
5  Jahre  aber  109  788  entfallen. 

Diese  und  andere  Zahlen  lassen  sich 
leider  zu  einer  vergleichenden  Statistik  der 
Produktion  nicht  wohl  benutzen,  weil  in 
ihnen  auch  Veröffentlichungen  ausserdeut- 

im  Ausland  Verlags-  und  Sortimentsg'escliSft  in 
einer  Firma  veremigt.  Deshalb  unterBcbeidet 
die  deutsche  Gew.-O.  (g  14)  auch  nicht  diese 
beiden  Seiten  des  Buchhandels. 

*}  Einen  Auszag  a.  im  Bfiraenbl.  t  i.  dach. 


scher  Firmen  (aus  Oesterreich,  der  Schweiz, 
Holland  u.  a,)  enthalten  sind,  diese  aber 
nur  einen  nicht  genau  zu  bestimmenden 
Teil  der  dortigen  Bücherproduktion  aus- 
machen. Für  eme  Vergleichnog  ist  ferner 
ein  Hindernis,  dase  in  aodern  LAndem  die 
Grundlage  der  Angaben  z.  T.  eine  wesent- 
lich andere  ist  als  hier.  Teils  kommen  dort 
(z.  B.  in  Italien)  die  Pflichtexemplare  zur 
Zählung,  während  solche  in  mehreren  Staaten 
Deutschlands,  so  besonders  in  Sachsen,  gar 
nicht  existieren  und  vielfach  die  Werke  des 
Lokfllverlags  oder  Selbstverlags  gar  nicht  in 
den  offiziellen  Handel  gelangen;  teils  ist 
man  anderwärts  auf  mangelhafte  Angaben 
eines  minder  gut  organisierten  Buchhandels 
angewiesen.  Dia  von  Ernst  Böthlisbeiger. 
Geist.  Eigent  (s.  Litteratur)  S.  71  ff.  gegebene 
Vergleiuhung  der  schweizerischen  mit  der 
ausländischen  Litteraturproduktion  ist  daher 
nur  mit  Vorbehalt  zu  verwerten.  Zieht  man 
indes  von  den  Firmen  des  Buchhandels  die 
ausserhalb  des  Reiches  liegenden  und  eben- 


so von  der  Zahl  der  veröffentlichten  Werke 
eine  entsprechende  Zahl  ab^),  so  wurden  im 
Jahre  1897  von  rund  1300  Firmen  reichlich 
18000  Werke  (mit  Ausschluss  der  politischen 
Zeitungen)  neu  in  den  offiziellen  Buchhandel 
gebraut  Noch  eLnhalb  S£al  so  viele  min- 
destens, mit  Einschluss  von  ca.  3000  Uni- 
versitätsschriften  und  ca.  1050  Schulpro- 
grammen, gehören  dem  Lokal-  und  Selbst- 
verlag an.  Die  Auflage  dürfen  wir  wohl 
im  Durchschnitt  zu  mindestens  1000  Exem- 
plaren ansetzen.  Auf  die  Bewohner  des 
Deutschen  Beiches  (ca.  54  Millionen)  ver- 
teilt, gab  es  somit  im  Jahre  1397 : 
1  neuen  Verlagsartikel  (off.  B.)  auf  8000  EOpfe 
1  neue»  Druckwerk  überhaupt  „  3000  „ 
1  Exemplar  eines  neuen  Verlagaartikels  beiw. 
Druckwerkes  auf  3  bezw.  2  Kupfe. 
Beschäftigt  w^lrden  nach  dem  19.  Jahtg. 
des  Statist.  Jahrbuchs  für  das  Deutsche 
Reich  (1898)  auf  Grund  der  Zahlung  vom 
14.  Juni  1895  innerhalb  des  Buchhandels 
und  der  verwandten  Geschäftszweige  im 
ganzen  Reich  297  741  Personen  in  40373 
Betrieben. 

')  Sie  mnss  reichlich  bemessen  sein,  weil 
von  ausserden  lachen  Firmen  es  meist  nur  grös- 
sere sind,  welche  in  den  BSrsenverein  deuttichnr 
Buchhändler  eintreten.  Andererseits  macheu 
jene  von  den  Yerkehnimitteln  des  deutschen 
Buchhandels  nur  CUr  solche  Bücher  Gebrauch, 
tic  die  sie  grtiaseres  Interesse  in  Deutachland 
voraussetzen. 


Davon  fallen  auf; 

Bach-,  Knust-  n.  s.  w.  Hand 
Leihbibliotheken  .  .  .  . 
Zeitutgsverlag  und  Speditioi 


8425  Betriebe  mit  insgesamt  24693  Personen 


D,oiize=b,  Google 


Die  Bilcher-Eiu-  und  -Auafiiir  Deutsch- 
lands ist  aus  fol^Dder  Zusammen steDung 
für  1896,  die  öbrigens  zum  Teil  auf  Schätz 
Zungen  beruht  und  daher  als  genau  nicht 
anzusehen  ist,  ersichtlich:') 


DentRchland  führte  ans 

im  Werte 
Hill.  Mark 


Oeaterreich-Üngam 

Schweiz 

Vereinigte  Staaten    . 

BnBstaDd 

England 

Niederlande  .    .    .    . 
Frankreich    .    .    .    . 

Belgien 

Schweden-Norwegen  . 

Italien      

Dänemark     .    .    .    . 


Zusammen  1 


60,6 


Erstere  belauft  sich  im  ganzen  auf  ca. 
62  Millionen,  Obersteigt  also  die  Einfuhr  um 
volle  42  Millionen. 

Die  zunehmende  Leichtigkeit  und  Frei- 
heit des  internationalen  Verkehre  hat  im 
19.  Jahrhundert  auf  den  Buchhandel  aus- 
gleichend gewirkt,  so  dass  seine  Ent- 
Wickelung  in  ausserdeutschen  Ländern,  von 
der  Or^nisation  abgesehen,  ähnlich  lebhaft 
war  wie  in  Deutsclüand.  Natürlich  hatte 
die  Verschiedenheit  der  Kulturverhältnisse 
und  des  Geisteslebens,  besonders  der  litte- 
raiischen  Produktion,  auch  wesentliche  Un- 
terschiede im  Umfang  und  in  der  Richtung 
zum  (Jefolge.  Der  Nachdnick  ist  durch 
internationale  Vei-lräge,  Tor  allem  durch  die 
Hemer  Konvention  v.  9.  Sept.  1886,  fast  in 
allen  Eulturlfindern  beseitigt;  von  diesen 
nehmen  nur  Holland,  Schweden,  Dänemark 
und  im  wesentlichen  auch  die  vereinigten 
Staaten  Kordamerikas  einen  abweichenden 
Standpunkt  ein.  Zölle  auf  Bdcher  werden 
nur  in  wenigen  Staaten  noch  erhoben.  In 
England  liat  besondere  der  Verlag  und  Ver- 
kauf von  Zeitungen  und  periodischen  Blät- 
tern einen  gewalti^n  Aufschwung  genommen 
und  zu  eigentümlichen  Betriebseinrichtungen 
geführt.  Nach  einer  Statistik  von  1896  gab 
es  dort  g^en  4400  periodische  Blätter,  dar- 
unter ca.  2300  politische  (gegenüber  6573 
Büchern),  Die  Zahl  der  Zeitungen  mit  der 
Einwohnerzahl  der  verschiedenen  Ijänder  zu 
vergleichen,  ohne  die  Höhe  der  Auflagen 
zu  kennen  und  mit  zur  Grundlage  der  Ver- 
gleichung  zu  madien,  giebt  ein  falsches  Bild 
von  der  Wichtigkeit  der  periwlischen  Presse 


in  den  einzelnen  Ländern:  so  auch  bei  E. 
RflÜüisberger,  Geist.  Eigent,  S.  82  ff.,  wo 
z.  B.  England  erst  an  sechster  Stelle  er- 
scheint. Eingeführt  wurden  nach  Eng^d 
(im  engeren  Sinne)  im  Jahre  1895  47  09Ö 
Cfr.  »books,  maps  and  chartsc  im 
;  Werte  von  283299  £■,  ausgeführt  dagegen 
180629  Ctr.  »printed  books'  im  Werte 
von  1 228 183  jE,  mit  Einschluss  der  nach 
den  auswärtigen  Besitzungen  und  Kolonieen 

rhendenDrucksachen  (s.  StaL  Abstracts 
the  Un.  K.).  —  Die  Entwickelung  ies 
Buchhandels  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika,  wohin  1673  die  Buchdrueker- 
kunst  verpflanzt  wurde,  ist  der  des  engli- 
schen durchaus  entsprechend.  Den  einhei- 
inisi'heu  Verlag  suchte  man  früher  dort 
durch  einen  starken  Schutzzoll  (von  25''(p) 
und  überdies  in  unrühmlicher  Weise  durch 
die  Freiheit  des  Nachdrucks  —  nur  die 
Bürger  des  eigenen  Landes  geniessen  bL* 
zur  Stunde  den  vollen  Schutz  des  geistigen 
Eigentums  —  zu  fördern.  Ersterer  ist  seit 
Oktober  1890  auf  die  ganz  oder  zum  Teil 
in  englischer  Sprache  geschriebenen  Bücher 
beschränkt  worden;  der  Schutz  des  littera- 
rischen Urheberrechts  aber  ist  an  so  er- 
schwerende Bedin^ngen  geknüpft,  dass  er 
so  gut  wie  illuBonsch  ist.  Amtüche  Stellen 
für  den  deutsehen  Buch-,  Kunst-  und 
Musikverlag  giebt  es  im  Interesse  der  deut- 
schen Buchhändler  sowolil  in  New- York  wie 
in  London. 

Eine  internationale  Statistik  des  Buch- 
handels giebt  es  kaum  in  ihren  Anfängen. 
Em.  Böthlisberger,  La  stat,  internat. 
(s.  Litteratur)  erörtert  ihre  Grundlagen.  Im 
Anhang  stellt  er  (mit  eingehender,  hier  nicht 
wiederholter  Special! sierung)  für  die  fünf 
wichtigsten  Kulturländer  folgende  Zahlen 
von  Publikationen  fest: 


')  Die  evrsiv  gedruckten  Zahlen  sind  d«r 
.  -liographie  de  la France  entnornuKB. 

Die  Oesamtzoblen  dieser  sind  änrchschnittlirli 
um  etwa  '/•  höher  als  bei  Böthlisberger  irgl- 
darüber  a.  0.  S.  11 1).  Dieser  hat  Obewehen, 
was  an  der  Spitze  üer  Table  systima- 
t  i  q  n  e  steht,  dass  alle  Titel  mit  dem  Stich- 
wort Agenda,  Almanacb  11.  s.  w.  lim 
ganzen  48  Wörter)  in  das  sjetematische  Ver- 
zeichnia,  an  das  er  sich  gehalten  hat,  nicht  m'' 
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Wertvolle  Beiträge  zur  Statistik  des  hol- 
läDdischeo  Buchhandels  findet  man  bei  A. 
C.  Knieemann  (s.  Litteratur)  2.  d.  S.  722  ff. 
—  In  England  ist  1898  die  Bücherproduk- 
tion auf  7516  (6008  neue  nnd  1508  neue 
Auflagen;  im  Jahre  1897  war  sie  noch  um 
410  >ununem  hoher),  in  Italien  auf  9670 
herabgeeangen. 

3.  OrganiBation  und  ^genw&rtige 
Lage  des  B.,  besonders  in  DentsdUaud. 
Eigentümlich  sind  dem  deutschen  Buch- 
handel und  dem  der  früher  erwähnten  Nach- 
barländer der  Kommissionsbuchhandel  und 
das  Konditionsgeschflft ;  anderwärts  wurde 
der  rein  kaufmännische  Betrieb  des  Buch- 
handels festgehalten.  Jener  aUein  bedarf 
daher  einer  näheren  Besprechung.  In  Frank- 
reich und  Endand  machte  der  Uinstaad, 
dass  je  eine  Stadt,  Paris  und  London,  in 
sich  den  grOssten  und  wichtigsten  Teil  des 
Verlages  vereinigte,  das  Entstehen  jener 
besonderen  Zweige  des  Buchhandels  ent- 
behrlich. Dort  verkaufen  daher  die  Buch- 
verleger nur  fest,  kaufen  und  verkaufen 
die  Buch  händlernur  auf  eigene  Rechnung. 
Im  ganzen  werden  bei  der  deutschen  Or^- 
nieation,  welche  eine  sehr  rasche  und  im 
Verhältnis  gleichmfissige  VerteilunB  der  neu 
erscheinenden  Bücher  durch  ^le  Teile 
Deutschlands  fast  bis  in  die  kleinsten  Flecken 
hinein  ermöglicht,  die  neuen  Bücher  bei 
einem  grossen  Publikum  ungleich  mehr  be- 
kannt und  auch  verhältnismässig  mehr 
Bücher  abgesetzt  als  anderwärts;  femer  ist 
es  selbst  für  den  unbekannten  Schriftsteller 
hier  leichter,  einen  "Verleger  zu  finden,  wäh- 
rend in  anderen  Ijändem  littcrarisclie  Gesell- 
schaften u.  dgl.  vielfach  die  Gefahr  des  Ver- 
lages übernehmen  oder  wenigstens  den 
Dnicken  eine  feste  Zahl  von  Abnehmern 
sichern  müssen.  Ans  diesen  schwerwiegen- 
den Gründen  sollte  auch,  soweit  nur  mög- 
lich, das  deutsehe  Sortimeutsgeschäft  ge- 
schützt und  erhalten  werden.  Auf  der  anderen 
Seite  führt  dieselbe  Organisation  leicht  zu 
einer  Ueberproduktion  und  begünstigt  allzu- 
sehr unnütze  KonkurrenzuntemelLmungen,  ■ 
ein  Umstand,  der  in  neuester  Zeit  mehrfach : 
zur  Verschmelzung  von  Firmen  und  zum 
Uassieren  des  Kapitals  geführt  hat.  Auch 
müssen  die  deutschen  Verleger  sehr  oft  ^  I 
und  gerade  bei  teueren  Werken  —  um  der ' 
zahlreichen  Sortimenter  willen  Bücher  in  1 
viel  stärkerer  Auflage  drucken  lassen,  als  ■ 
sie  selbst  voraussehen  abzusetzen.  .Wahrend  ' 
daher  im  Auslände  häufig  der  Preis  derl 
Bücher  mit  Ausnahme  der  auf  Massenahsatz  j 
berechneten  bald  nach  dem  Erscheinen  in 
die  Höhe  geht,  ist  hei  uns  meist  das  Um- 
gekehrte der  Fall;  die  Verleger  könnten 
und  sollten  im  Hinblick  aiif  die  vielen  nicht 
abgesetzten  Exemplare  den  Ladenpreis  eigent- 
lich herabsetzen    und   unterlassen    es    nur 


wieder  aus  Rücksicht  auf  die  Sortimenter 
und  um  die  Ladenpreise  nicht  für  die  Zu- 
kunft beim  Publikum  zu  diskreditieren.  Die 
Kosten  für  den  über  das  Bedürfnis  ge- 
druckten Teil  der  Auflage  werden  natürlich 
auf  den  Preis  des  Buches  geschlagen  und 
dieser  auf  diese  Weise  unnötig  verteuert. 

Schon  seit  dem  Ende  des  3,  Decenniums 
im  19.  Jahrhundert,  sehr  entschieden  aber 
vor  etwa  25  bis  30  Jahren  traten  überdies 
Erscheinungen  zu  Tage,  welche  auf  irgend 
welche  Lücken  der  Einrichtungen  sohliessen 
Hessen.  Die  Ausdehnung  und  Erleichterung 
der  Verkehrsmittel,  vor  allem  auch  die 
starke  Herabsetzung  der  Portisätze  ohne  ent- 
sprechende Zonenunterscbiede  ermöglichte  es 
den  an  Hauptsitzen  des  Buchhandels,  beson- 
ders den  in  Leipzig  und  Berlin  oder  in  deren 
Nähe  niedergelassenen  Buchhändlern,  mit  den 
Sortimentem  anderer  Städte  durch  Gewäh- 
rung hohen  Rabatts  in  eine  gefährliche  Kou- 
kiurrenz  einzutreten.')  Diese  wurden  genö- 
tigt, im  Laufe  der  Zeit  gleichfalls  Rabatt  in 
grösserer  Höhe  und  an  weitere  Kunden- 
kreise als  bis  dahin  zu  gewähren,  ohne  es 
ihnen  jedoch  darin  gleichthun  zu  können. 
Da  sich  zudem  die  Konkurrenz  fast  nur  auf 
gangbare  Artikel  bezog,  während  den  kleinen 
Sortimentem  nach  wie  vor  die  Aufgabe  zu- 
fiel, die  neuen  Erscheinungen  im  gleichen 
Umfange  auf  L^er  zu  halten  und  beim 
Publikum  bekannt  zu  machen  (unverlangte 
Ansichtssendungen  nehmen  jetzt  übrigens 
niir  noch  wenige  Sortimenter  an,  im  Jahre 
180H  :^50  Firmen),  so  fühlten  diese  sich  mit 
Gnind  in  ihrer  Eicistenz  bedroht  und  suchten 
Schutz  gegen  jene  von  ihnen  als  »Schleu- 
derer-  bezeichneten  Handlungen.  Zugleich 
war  im  Laufe  der  Decennien  der  den  Sorti- 
mentem von  den  Verlegern  gewährte  Rabatt 
nelfach  vermindert  worden  (von  33*)3%  auf 
25''/o),  wohl  infolge  der  diurch  den  hohen 
Setzertarif  stark  erhöhten  Herstellungskosten 
und  der  starken  Auflagen  der  Bücher.  Die 
von  seiteil  der  bedrückten  Sortimenter  da- 
ge^n  eingeleitete  Bewegung  führte  zunächst 
(seit  1879}  zu  einem  festen  Zusammenschluss 
räumlich  zusammengehöriger  grösserer  Grup- 
pen von  Buchhändlern,  der  Kreis-  und  Orts- 
etc.  Vereine  (zur  Zeit  25,  welche  Organe 
des  Börsenvereins  sind).  Diese  Vereine,  in 
denen  natürlich  die  Zahl  der  Sortimenter 
und  kleinen  Buchhändler  stark   überwiegt. 


')  Vgl.  die  Eingiabe  iea  Vorstandes  des 
Börsenvereins  v.  31.  Mai  1889  an  den  deutschen 
lUichskanzier  (Börsenbl.  1890,  Nr.  175).  —  Der 
gleiche  Ortind  grosser  Verschiedenheit  der 
Spesen  infolge  der  verschiedenen  räumlichen 
Gatfeniiuig  vom  Hanptort  hat  Übrigens  schon 
zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  schwere 
üebelstände  herbeigeführt  und  damals  den  Ge- 
gensatz des  norddeutschen  nnd  süddeutschen 
Bachbandeis  verBchärtt. 
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setzten  im  J^ire  1887  eine  Statutenänderung 
des  BOrsen Vereins  der  deutschen  Biiuhhändler : 
durch,  woDach  u.  a.  in  §  1  die  Feststelliing 
allgemein  gültiger  geschäftlicher  Bestim- 
mungea  im  Verkehr  der  Buchhändler  mit 
demPiibUkum,  ^in  Bezug  auf  die  Einhaltung 
der  Bücherlade upreise  bezw.  den  von  letz- 
teren zu  gewährenden  Babatt°  neu  unter 
die  zu  erstrebenden  Ziele  des  Vereins  auf- 
genommen wurde.  AufOrunddieeerStatuten- 
Änderuag  gab  sich  iler  Börseaverein  im  Jahre 
1884  eine  neue  Yerkehrsordnung  und  ging 
entschloeeen  ge^n  die  Schleudcrer  vor. 
Neue  Bücher,  die  noch  ihren  Ladenpreis 
haben,  —  wie  weit  die  Eigenschaft  der 
«Neuheit«  nach  rüctrA'ärts  reicltt,  ist  nicht 
festgestellt  — ,  dürfen  nicht  mehr  unter 
ihrem  Ladenpreise  zum  Kauf  angeboten 
werden;  Zuwiderhandelnde  werden,  auch 
wenn  sie  nicht  dem  Vereine  angehören, 
durch  den  Vorstand  als  •  Schleuderer«  aller 
der  Vorteile  verlustig  erklärt,  welche  teils 
derVerein,teil8die  Organisation  des  deutschen 
Buchhandels  überhaupt  ihnen  gewährt.  Vor 
allem  sollen  die  Verleger  ihnen  imter  keinen 
Umständen  Bücher  liefern  zu  den  Vorzugs- 
preisen der  Sortimenter;  sonst  steht  ihnen 
—  Satzung  ist  es  bereits  —  die  gleiche 
Strafe  des  Ausschlusses  in  Aussicht.  Der 
Eundenrabatt  soll  im  Princip  ganz  abge- 
schafft, nur  noch  ein  Diskonto  von  5''lfi  bei 
Barzahlung  in  kurzen  Terminen  bewilligt 
werden;  aJlein  die  Universitätsbibliotheken 
in  ihrer  Mehrzahl  und  einzelne  andere  staat- 
liche Bibliotheken  geniessen  im  Deutschen 
Reiche  noch  den  alten  Rabatt  von  10 ''/e. 
Der  Berliner  Sortimentsbuchhandel,  unter- 
stützt von  den  meisten  BerUner  Verlegern, 
hält  bis  jetzt  am  Kundenrabatt  von  10°,'<i 
überhaupt  fest,  und  die  Leipzi^r  Sorlimenter 
siüien  sich  daher  zu  dem  gleichen  rückläu- 
figen Schritte  gezwungen.  Auch  haben  die 
Berliner  Buchhändler  sich  der  zur  Zeit  sonst 
geltenden  Verpflichtung,  nach  keinem  Orte 
Deutschlands  mit  höherem  Rabatt  (bezw. 
Diskont)  zu  verkaufen,  ala  dort  selbst  statt- 
haft ist,  nicht  unterworfen.  Uebrigens  haben 
die  deutschen  Sortimenter  zum  besseren 
Schutze  ihrer  Interessen  sich  noch  zu  einem 
besonderen  Vereine  verbunden,  gleichwie  es 
auch  drei  lokale  und  einen  ganz  Deutsch- 
land umfassenden  Verlegervereiu  giebt. 

Das  zunächst  ins  Auge  gefasste  Ziel,  die 
Einschi^nkung  der  sogenannten  Schleuderei, 
ist  ohne  Zweifel  erreicht  worden.  Das 
Publikum  hat  sich  in  den  Werfall  des 
höheren  Rabattes  gefunden.  Bei  teueren 
Büchern  ziehen  manche  wohl  den  Weg  über 
BerÜQ  oder  Leipzig  vor;  der  Partieenver- 
kauf  diuxih  die  Verleger  auf  der  einen  Seite 
und  das  Aufkommen  der  Konsumvereine 
verschiedenster  Art  sowie  der  grossen  Bazare 
andererseits  erleichtem  die  Umgehung  des 


I  Sortimentshandels,  Auch  kommt  der  Wes 
'  des  Subskribierens  zur  Vermeidung  der 
Zwischenhändler  wieder  mehr  in  Aufaahme. 
beides  nicht  zum  Vorteil  der  Sortimenter. 
Die  deutschen  Bücher  gelten  län^t  nicht 
mehr  als  billig,  und  ihre  Verteuerung  ver- 
mindert die  Kauflust  und  kann  jedeufalL; 
eine  Abnahme  des  Qesamtabsatzes  und  da- 
mit einen  Bückgaof^  des  deutschen  Buch- 
handels im  allgemeinen  zur  Folge  haben.') 
Da  ferner  die  Verleger  natürlich  Ausfälle 
beim  Absatz  der  Bücher  durch  Erhöhung 
der  Preise  zu  decken  suchen,  so  wird,  wie 
die  Erfahrung  bereits  gelehrt  hat,  die  Herab- 
setzung des  Kundenrabattes  keineswegs 
durch  ein  Sinken  der  Bücherpreise  ange- 
glichen. Vor  allem  aber  ist  auf  dem  bisher 
eingeschlagenen  Wege  zum  Schutze  des 
Provinzialflortimentes  die  Quelle  der  beeren 
Schleudere!,  die  Verschiedenheit  der  Bezugs- 
preise für  Bücher  an  den  Centren  des  Budi- 
handels,  in  der  Nähe  und  Feme  von  ihnen, 
nicht  veratopft,  ä)  Auch  hindert  natüHich 
die  Leichtigkeit  des  Aufkommens  neuer 
Sortimentsbudihandlungen  die  Ausnutzung 
des  ihnen  durch  die  ganze  Bew^^ng  zu- 
gefallenen Vorteils. 

Lltteratmrt    Altertum:    Friedr.     Metx.     G'.- 

Bchickte  da  MudthandtU  und  dar  Buchdrueier- 
hiMl,  1.  und  S.  Buch  (DantMadt  laS4),  S.  Sifli 
(laSS).  -~  M.  Gfraua,  Ettai  t.  L  lirra  dam 
l'anligU;  part,  eket  l.  Rom.  (ParU  IS^Oj.  — 
Frltdr.  Schmitz,  Dt  bibliopolü  Somaa;r. 
(Progr,  Saarbrücken  ISSTJ.  —  Herrn.  Ooetl. 
L'tber  den  Bvchhandel  bei  den  Griechen  tind 
Röiatm  (ProffT.  SehUiil86SJ.  —  WUh.  SehaMt. 
SeliriflUeller  und  Buchhändler  in  Ätlt^n  und  üb 
übrigen  Griechtntand  (Heidelberg  IS76 !  Pmgr. 
i:  Saarbrüattn).  —  £m.  Egger,  Sitl.  du  lim 
dep.  t.  orig.  juigu'ä  nai  jouri  (Parii  ISSO).  — 
Theod,  Blrt,  Dtu  aiiL  Buchu-am  fBerli» 
ISStj.  —  lAtule  Ha^nitv,  Schrifitteller  uurf 
Buchhändltr  im  alten  Rirm,  S.  JhÄ.  fLeipii^ 
13S5).  —  C.  Haeberlln,  Beiträge  t.  Jlnnfoii 
de»  anl.  Bä/Uotkeki-  und  BuckwetenM,  I^III, 
im  Ctntralbl.  /.  Bibl.  VI  (1SS9)  S.  4S1—S0i, 
VII  (ISSO)  8.  1—18,  t71—30e.  —  G.  H.  F«t- 
nam,  authort  and  Iheir  public  tn  anc.  Cüir' 
iXca   York  ISB4J.  —  K.  ßaHabiko  in  tfüdwu 


'j  Eine  Geschichte  der  Bücherprei»e,  «e- 
nigatens  diesen  Jahrhunderts,  von  unparteüscbe» 
Standpunkte  aua  and  von  knndiger  Hand  g^ 
schrieben,  ist  ein  dringend  ea  Bedürfnis  und 
dttrfte  nach  mancher  Seite  bin  klärend  wirken. 

')  Vgl  daza  E.  Driatzko  in  Prenss.  Jalirk 
Bd.  52  (1883),  S.  616ff.  Wüh.  Rnprecht,  Ein 
Weg  zQi'  Erhaltung  des  Frovinzialsortim.  (GH- 
tingen  18B9],  scheint  die  von  mir  a-  0.  geschu- 
lterten Schwierigkeiten  anzuerkennen,  achläffi 
indes  (nach  anderen)  als  Ausweg  eine  KOnnng 
des  Eabattea  fUr  die  Leipziger  nnd  Berliner 
(Jesohäfte  (nm  5  %)  vor.  W.  Licht,  Die  Em- 
stehnng  dea  Notstandes  im  Bachbandel  nnd 
die  Erlflenng  aus  demselben  (Stolp  i.  P.),  tri« 
fUr  Aufhebung  der  Qenerbe&aheit  im  Bach- 
handel ein. 
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Beal-Ene,  d.  dam.  AU.  tub  Buch  und  Bvthhandel. 

—  Femer  in  J.  C.  F.  Manao,  Verm.  Abhamll. 
u.  ÄriftäUe  (Brttlau  tStl)  S.  S74—XS3;  in 
WUh.  Ad.  Schmidt,  Geteh.  d.  Denk-  tmd 
GlaubaufreiAeil  im  1.  Jahrk.  .  .  .  (Berlin  1S47) 
S.  lieff.  eowie  in  den  bekanTtl^  Werken  aber 
griech,  «.  über  rim,  AUeriilmer  «.  LiUeratur. 

Mittelalter:  Autttr  einigen  im  voraue- 
gehenden  und  im  nael^fotgenden  AbtehniU  anjs- 
fiibrten  Werken  vgl.  Fr.  C.  v.  Savlgny,  Gtich. 
de*  Böm.  Seehte  im  Miaelailer,  III.  Bd.  2.  Autg. 
(Heidelberg  (ISSi)  «5.  Kap.  S.  S7e^60S  und 
Anh.  IV.  —  W.  euaebreeht.  De  litler.  eludiit 
ap.  Italot  prim.  med.  aevi  laeciüie  (Berolini 
1846).  —  F.  Somntrr  MerryjMother,  Biblio- 
mania   in   the  middle  agte  .  .  .  (London  ISi9). 

—  Albr.  Klrehtiaff,  Die  Bandtekriflenhäntüer 
dt*  Slitlelalteri ,  t.  neu  bearb.  Atteg.  (Leipiig 
1853)  und  Weitere  Beiträge  .  .  .  (Halle  1855 
ou*  PeteholdU  Am.  f.  Bil>l.  tSSi,  11.  u.  12.  Hefi). 

—  Wredeo,  Mone,  De  libri*  patimp*.  tarn  tat. 
quam  graec.  (Carleruhae  ISSS).  —  J>.  Delalaln, 
Etüde  I.  l.  libraire  I^iritien  du  13.  au  15.  liMe 
ete.  (Pari*  1891).  —  W.  Wattenbach,  Da* 
SekriftieeeeH  im  Mittelalter,  3.  verm.  Aufi.  (Leipzig 
1896). 

Neuere  vnd  neueete  Zeil:  A.  Che- 
vUlier,  L'origine  de  l'imprim,  de  Fori*  (Parte 
1694).  —  Joh.  Chr.  Fr.  Roth,  Materialien 
eu  eirter  (Seieh.  de*  Buchhandel*  (Leipeig  1795). 

—  J.  Ch.  GOdteke,  Zur  Slatittik  d.  deuttchen 
LiUeratiir  u.  de*  deuttchen  Buchhandel*  (Berlin 
1SS4).  —  Ant,  Aug.  Senouard,  Annal.  de 
l'imprim.  de*  Aide  ...  T.  I.  t  et  Suppl.  3.  id. 
(Pari*  1834).  —  Derselbe,  Annal.  de  l'imprim. 
de»  Ettienne.  P.  1.  2  (Pari*  I8S7ff.).  —  K. 
FrUUen^tetn,  Geech.  d.  BuchdruckerJcuntt  in 
ihrer  Enl*iekung  und  Auibüd-ang  (Leiptig  1349)- 

—  Clem.  TÄ.  Ferthea,  Fnedr.  PeHhe*'  Leben, 
Bd.  1—3  (Hamburg  und  Gotha  lSiS—55).  — 
üodex  nundtn.  Germ,  liltr.  bietcul  .  .  .  mit 
Einl.  V.  Ou*t.  Schvettckke  (Malle  1S50)  und 
Codex  .  .  .  eontinuatu*  (1377).  —  Albr.  Kirch- 
hoff,  Beitr.  X.  Geech.  d.  deutach.  Buchhandell 
1,  i  (Leiptig  1851,  1853).  -^  Heinr.  Lem/perta, 
BUderh^te  e<tr  GetchichU  de*  Buchandelt  und 
da-  veru!.  KOtttle,  Jahrg.  1S5S~65  (IC^ln).  — 
Der  Buchhandel  fum  Jahre  1815  bit  tum 
Jahre  1843  (Altana  1854)  ""d  Fort*,  in  T.  2—7 
Ibi*  lum  Jahre  1863J  (1855—1863).  —  Ferd. 
Ortmont,  Manuel  ann.  de  l'impr.  d.  l.  hbrairie 
et  d.  t.  prelle  (Parii  ISSS).  —  Edtn.  Werdet, 
Siit.  du  lirtre  en  France  .  .  .  juegv'  en  1789, 
p.  1—i  (Pari*  iseiß.).  —  Hnr.  Ed.  Brock- 
haua,  Fri^dr.  Am.  Broekhau*  .  .  .  T,  1 — 3 
(Leipzig  1872—81).  —  K.  Bnehner,  Aut  den 
Papieren  der  Weidtnanntchen  Buchhandlung, 
1.  ä.  T.  (Berlin  1872ff.)  und  Beilr.  lur  Geich. 
de*  deutieh.  BuchhandeU,  Hejl  1,  i;  2.  Aufi. 
(Gie**en  1874),  Befi,  3  (Stuttgart  1874)-  — 
Henr.  Curuien,  Hiii.  oj  booktelUrt  .... 
(London  [1873]).  —  le.  ThomM»,  Hitl.  of 
print.  in  America,  t<l  ed.  (Albany  1874)  /— 
Archaeol.  Amtr.  val.  V.  VI].  —  F.  J.  From- 
monn,  Geteh.  d.  BSrienvereim  der  deuttchen 
Buchhändler  (Leiptig  1875).  —  A  Tram- 
icript  oJ  the  regitleri  oj  the  Comp,  of  Slot, 
London  ...  td,  tjf  Edu).  Arber,  vol.  1 — 5 
(London  1S75 — 90).  —  Bd.  Frommann,  Aufl. 
1.  Geech.  d.  Buehh.  im  16.  Jahrb.,  Heft  1,  2 
(Jena  1876,   31).   —  A.    M.  Led^boer,  AI/ab. 
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l\jtt  d,  boeidruk.,  boekverk.  en  uHgev.  in  Nbord- 
Neederland  (Utrecht  1378)  u.  Chron.  Regiiter 
(1377).  —  Fr*.  Falk,  Die  Druekk.  im  Dietnil 
der  Kirche,  ttmäehet  i»  DeuUehXand  bit  1520 
(Köln  1879).  —  Carl  B.  Lorck,  Die  Druck, 
kunilu.  d.  Buchhandel  in  Leiptig  durch  4  Jahrh. 
(Leipzig  1879).  —  Alph.  WltUma,  Lei  Ehe- 
vier  (Bruxelle*  1330).  —  Rechnung  ibuch 
d.  J^Voben  u.  Epiieopiui,  Bachdr.  u.  Buehh,  lu 
Botel  (1557—64),  %■  d.  Bud.  Wackernagel 
(Batet  1881).  —  Ma^  Hooaea,  Chriitophe 
Plantin  .  .  .  (Aaren  188!)  imd  Corretp.  de 
Chriet.  Ptantiu,  I,  II  (Anturtrpen  et  Gent  1882, 
85).  —  K.  Favltnan-n,  lUuetr.  Ge*ch.  d.  Bueh- 
druckerkunit  m.  bei.  Beräekiicht.  ihrer  lechn, 
Entwickel.  bit  tur  Gegenwart  (Wien  .  .  .  1382). 
■ —  O.  E.  Klemnitng  och  J,  O.  Nardln, 
Seeiuk  Boektn/ekkeri- Hitloria  1433—1883  .  .  . 
iStoekholm  (18831).  —  Bijdragen  tot  de  ge- 
»ehied.  V,  d.  NedeH.  boekhandel  1 — 6  d.  (Amt- 
terdam  18S4—9S).  —  Alhr.  Kirchhoff,  Die 
EntKickel,  dei  Buehh.  tn  Leipzig  bit  in  dai  X. 
Jahrzehnt  nach  Einführ,  der  Reform,  (Leipzig 
1335),  —  Geichichte  dei  deuttchen  Buch- 
handell, im  Auftr.  dei  BSnenvereim  d.  deutieh. 
Buehh.  hrig.  v,  d.  hiitor.  Komminion  dertelb-, 
1.  Bd.:  Friedr.  Kapp,  Geichichte  det  deut- 
tchen Buehh.  bit  in  dat  17.  Jahrh.  (Leiptig  IS8ö). 
—  A.  C.  Krusetnan,  Bouittloffen  v,  e.  ge- 
ichied.  V.  d.  Nederl.  boekhandel  1830—80;  1,  2 
d.  (Ämilerdam  1336 ff.).  —  Oacar  v.  Uame, 
Die  Entwiekel.  d.  Buehgemerbei  in  Leipzig 
(Leipzig  1837).  —  WiU.  Robert»,  The  tarUer 
hiit.  of  engl,  booktelling  (London  1S89).  — 
Bob.  Diekeon  and  J.  FMl.  Ednuntd,  An- 
nal* of  leoU.  printing  (Cambridge  1890).  —  Hor. 
F.  Bnmnt,  The  Venetian  printing  pret*.  Ali 
hittor.  ttudg  etc.  (London  1S9I).  —  Eme»t 
Rßthllaberger ,  La  tlatittigue  intemationtde 
det  aeuvrei  lütirairti  (Bente  1893).  —  Jir. 
Flchon  et  O.  Vtcatre,  Document*  p.  i.  <! 
l'hiit.  dei  libraire*  de  Pari*  1485 — 1800  (Pari* 
1395).  —  Aug.  SchÜT'mattn,  Zur  Geteh.  d. 
Btichh.  d.  Wailenhauiei  u.  d.  (^aniteintehen 
Bibelanitalt  in  Halle  a.  S.  (Halte  1898).  —  E. 
Votiert,  Die  Korporation  d.  Berliner  Buch- 
händler (Berlin  1898).  —  Ernst  ROthllaber- 
acr,  Geiitigei  Eigentum  u.  geilt.  Produktion  in 
d.  Schuieii  (Bern  1398).  —  Ph.  Renoaard, 
Imprimeuri  Pariiiens,  librairei,  fondeuri  de 
caraeleret  .  ,  ,  juigu'  ä  la  fin  du  16.  tiicle 
(Parii  1398).  —  Wald.  Koehler,  Zur  Ent- 
wiclcelungigeich.  d.  buchgewerbl,  Betritbiformen 
teit  Erfind,  d.  Buchdruckerk.  (Gera  1897).  — 
C.  a,  RÖMtg,  Mandb.  d.  BuchhandelirechU  .  .  . 
(Leipzig  I8O4).  —  Aug.  Scharmamn,  Organit. 
und  Rechttgeuiohnh,  d,  deutiehen  Buehh.  I.  T.  • 
(Haue  1330),  II.  T.  2.  Aufi.  (1831).  —  Der- 
aetbe,  Der  deuliche  Bvchh.  d.  Neuzeit  u.  teine 
Kritit  (Haue  1896).  —  Konr,  H'eldUng,  Die 
buehh.  Konditiimigeieh&fle  (Berlin  1S85).  -^ 
R.  atayer  und  E.  Mikller,  Hamdellfreiheit 
und  Recht  imBuchh.,  1.—S.  Aufi.  (Berlin  ISSS).  — 
WUh.  Ruprecht,  Der  Ladenpreii  im  deutieh, 
Buehh.,  1.-3.  Aufl.  fGöUingen  1889).  —  Ber- 
aelbe,  Die  Bareortimente,  Ein  Segen  oder  eine 
Gefahr  für  den  deuttchen  Buehh.  (GSttingen 
1891).  —  Ferner  an  u:ichligeren  periodiiehen 
Schriften:  Börtenblatt  für  den  deuttchen 
Buehh.  u.  d.  Birieandlen  Berufiiaeige  (Leipzig), 
leit  IS34.  —  Organ  det  deuttchen  Buehh.  od. 
katlage.    II.  T2 
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AUg.  BuehhäMler-BSrwnblaU  .  .  .  lug.  v.  Hur. 
Sm-chkardt,  Jakrgg.  1—17  (Berlin  ISS4—SO}.  — 
Otto  Aug.  BchtUa,  AUg.  Adruilruck  Jär  den 
de«Uchert  Buehh.  v.  renn.  Oeieh^fUtKeige  .  .  . 
jäkrlUh  leü  ISSa  (Leipiig).  —  K.  KUmtch, 
Adrftbuch  d.  Buch'  u.  Steindruekereien  u.  .  ■  . 
renc.  Oetchäftttv".  in  DeuUchland,  OttterrHcK- 
Vngam,  HoUand-LiixejiJniTg  u.  d.  üc/iiceii  ISSO 
(frani(fiirl  a.  M.  1S90J  wid  .  .  .  d.  DtuUchen 
Sticht  1890  (ebd.  1830).  —  Publikationen 
i.  BSneavereim  der  ieuta^ta  Buckhändler  .  .  . 
(Ztipiig  »eil  1869),  darin  :  Archiv  für  Geich. 
de*  deuUchtn  Buehh».,  Bd.  ISO  (1879—98).  — 
Vgl.  auch  die  im  Art.  iiBibtiothelcen«  oben 
Bd.  Jl.  S.   800  angefiihrttn  Fadaeittckrifien. 

K.  Dxlatxko. 


Bndget. 

1.  EatsUhang  des  Namens.  2.  Begriff; 
Bndget  und  Finanzplan.  3.  Notwendigkeit  nnd 
Zveckmäiaigkeit  des  Endgets.  4.  GescnicbtUche 
EntwickeiuDg  des  Etatawesens.  5.  Die  Torlje- 
teitang  des  Bndgets.  6.  Die  Einheit  nnd  Voll- 
ständigkeit des  Badgets  nnd  ihre  Äasnahmen. 
7.  Die  Zeitdaner  dee  Bndgets.  6.  Die  Berech- 
nung nnd  Schtttznng  der  einzelnen  Bndgetpoaten. 
9.  I%r  äasBeie  Änloan  des  Bndepete  uder  seine 
Qliedening ,  Filiation.  10.  Oraentlicbee  und 
aniiBerordentlichea  Bndget.  11.  Vollzug  des 
Budgets.  12.  Das  Wachsen  des  Budgets  und 
dessen  Ursachen. 

1.  Entfltehaiig  des  Namens.  Das  Wort 
Budget  stammt  von  dem  altfranzöai sehen 
»bougette-  =  Lederlasche.  Die  Engländer 
flbertomen  dae  Wort  durch  die  Nonnannon 
und  machten  daraus  budget ;  sie  legten  dem 
"Worte  eine  besondere  Bedeutung  unter. 
Gegen  Ende  des  Parlaments,  wenn  das  Haus 
der  (remeinen  die  Subsidie  bewilligen  sollte, 
ötfnete  der  Schatikanzler  eine  Mappe,  worin 
der  Gesetzentwurf  enthalten  war.  Man  nannte 
das  die  Eröffnung  des  Geldbeutels;  die  be- 
treffende Urkunde  auf  Pergament  stellte 
sozusagen  den  Geldbeutel,  den  Schatz  der 
£rone  dar. 

Von  England  ging  das  Wort  budgot 
wieder  nach  Frankreich,  fand  aber  in  den 
Wörterbflchem  erst  in  den  80  er  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts  Eingang.  Offiziell  wird 
das  Wort  zuerst  1802  in  einem  Rund- 
schreiben der  Conauln  v,  28.  Juli,  welches 
zur  AusfQhrung  des  auf  die  Kommunal- 
finanzen bezQghchen  ArrStS  der  Consuln 
V.  23.  Juli  erlassen  wurde,  gebraucht  und 
zwar  im  Sinne  von  Voranschlag.  Bald  darauf 
bedient  sich  des  Ausdrucks  auch  die  Nomen- 
klatur des  staatlichen  Finanzwesens;  der 
Voranschlag  vom  24.  April  1806  bezeichnet 
sich  als  »budget  de  l'ötat».  Vorher  waren 
6fat  du  Eoi  (1790),  livre  de  prospectus  des 
dgpenses  (1791),  ötat  des  döpenses  (1792), 
aperen  annuel  des  recettes  et  des  döpenses 
und  ähnliche  Ausdrücke  üblich. 


Von  Frankreich  aus  dehnte  sich  der 
Gebram  ^h  des  Wortes  über  die  anderen 
Länder  aus;  es  ist  überall  gang  und  gäbe 
geworden.  Doch  ist  der  epecifisch.  offizielle 
Ausdruck  meist  ein  anderer.  Der  Ü^Dgl&nder 
sagt  heute  lieber  »annual  financial  Statement : , 
der  Italiener  »progetto  di  bilancio« ,  der 
Spanier  »presupueetos  geoerales  del  estadoc, 
der  Deutsche  Voranschlag  oder  Hausbaltsetat 

Der  Änadmck  Etat  (von  statoa  nraprttng- 
licfa  ^=  Beehnungslegnng)  ist  im  Sinn  toh 
Voranschlag  im  DaazCBlschen  FinanEwesen  ao 
der  Wende  des  lö.  zum  16.  Jahrhundert  anf- 
gekommen  und  war,  wie  schon  oben  angedentet, 
sehr  gebr&uchlich,  bis  er  seit  Napoleon  I.  durch 
das  Wort  bndget  verdrängt  wurde.  In  Dentsch- 
land  verbreitet«  sich  die  BeEeichnnng  Etat  am 
Mitte  des  17.  Jahrhunderts. 

2.  Begrift;  Bud^t  und  Finanzplan. 
Dnter  Budget  versteht  man  die  bilanzierte, 
als  Norm  für  die  Haushaltsführung  aufge- 
stellte Debereicht  der  in  einer  bcvorstohendeo 
Finanzperiode  beabsichtigten  Ausgaben  sowie 
der  zur  Deckung  derselben  vorgesehenen  Ein- 
nahmen einer  öffentlichen  Wirtschaft.  Ent- 
sprechend der  Vielgestaltigkeit  der  Sffeot- 
bchen  Wirtschaften  giebt  es  Reichs-,  Staats-, 
Kreis-,  Gemeinde-,  Süflungs bndgets  etc.  Das 
Staatsbudget  kann  als  Typus  der  übrigen 
gelten.  Neuerdings  hat  man  den  Ausdruck 
auch  auf  Privatwirtschaften  Übertragen ;  man 
spricht  so  vielfach  von  den  Haushaltung^^ 
budgets  und  denkt  dabei  an  die  Gestaltung 
der  Ausgaben,  die  bei  einer  bestinuntpii 
Einkommensliöhe  sich  jeweds  ergiebt.  Aut'h 
bildiicJi  wird  von  Budget  zur  Bezeichnung 
eines  physischen  oder  intellcktuelleD  Be- 
darfs gegenüber  seiner  Deckung  gesprochen, 
so  vom  Budget  der  Geburten  u.  e,  w.  Bier 
an  dieser  Stelle  wird  nur  vom  Budget  der 
öffentlichen  Wirtecliaft  gehandelt. 

Budget  und  Finanzplan.  Beide 
Ausdrücke  werden  meLst  identisch  gebraucht; 
man  kann  aber  beide  auch  verschieden 
nuancieren;  thut  man  dies,  dann  bedeutet 
Finanzplan  das  Allgemeinere,  Budget  das 
Specieöere.  Wie  in  der  Privathaushallung 
das  Streben  auf  dauernden,  gesicherten  En- 
kommensbezug  gerichtet  ist,  so  muss  awfa 
der  öffentliche  Haushalt  für  die  Ordnung 
möelichst  dauernde  öarantieen  zu  gewinnen 
sucnen ;  man  kann  nicht  jedes  JaM  wieder 
ganz  von  vorn  anfangen.  Die  Aufwand- 
zweige haben  zu  einem  grossen  Teile  einen 
stabilen  Charakter;  man  wird  sicli  tlw, 
welche  Einkonunensquellen  benutzt  werfen 
sollen,  z,  B.  ob  Steuern  oder  Gebühren,  ob 
mehr  direkte  oder  indirekte  Steuern,  welche 
Arten  von  Steuern  innerhalb  dieser  Gruppen 
etc.  Man  macht  sich  ein  Bild  von  der  Art 
und  Weise,  wie  das  Ganze  für  längere  oder 
kürzere  Zeit  marschfähig  bleibe.  Der  Finan»- 
plan  orientiert  also  Ober  die  dauernden 
Grundlagen   des   Gleicfigewichts   im  Haus- 


halte.  Daa  Bud^t  ist  dann  jeweils  die  be- 
sondere Erscheinung  und  konkrete  Verwirk- 
lichung derjenigen  allgemeinen  Gnintisätze, 
welche  im  Finanzplan  über  die  ständigen 
Einkomme  nEMjuellen  und  Aufwandzweige  des 
Staates  niedergelegt  sind.  Der  Finanzplan 
entspringt  dem  schöpferischen  Gedanken, 
dae  Budget  ist  seine  Folgewirkung.  Der 
Finanzplan  ringt  na«li  rechtsverbindlicher 
Kraft,  das  Budget  hat  sie  bereits. 

FormeU  treten  die  FinanzplÄne  verechieden 
in  die  Erscheinung;  sie  köaneri  dargelegt 
sein  in  Denkschriften^),  in  den  Motiven  zu 
Gesetzentwflrfen,  in  den  Exposes  der  Finanz- 
leiter,  in  den  ^itiscben  Programmen,  welche 
von  Ministerien  vor  den  Kammern  ent- 
wickelt werden  u.  s.  w. 

Die  Finanzpläne  können  bald  einen  mclir 
generellen,  bald  einen  mehr  i>artiellen 
Charakter  tragen,  je  nacMem  sie  mehr  den 
ganzen  Haushalt  oder  nur  Teile  det^selben 
ergreifen. 

Bekannte  Beispiele  genereller  Fin&nzpläne 
Bind  die  von  Pitt  dem  JUogeren  während  der 
napoIeoniBchen  Kriegazeit,  von  R.  Peel  1842, 
Sella  1862f.,  Biamarck  1879,  Miqnel  18!K)  u.  s.  w. 
3.  Notwendigkeit  und  Zweckmässif^- 
keit  dea  Bnd^ts.  Bei  einer  kleinen  Privat- 
haushaltung lassen  sich  FUnkommen  und 
Aufwand  leicht  Übersehen,  man  kann  die 
Ordnung  sozusagen  in  Geilanken  vornehmen ; 
allein  schon  grössere  Privatwirtschaften  mit 
vielgestalti^n  Einnahmen  und  Ausgaben 
sind  nicht  im  sttuide,  so  zu  verfahren.  Bei 
ihnen  wird  es  meist  notwendig,  periodisch 
eine  Uebersicht  der  Einnahmen  imd  der  2U- 
läfisigen  darauf  angewiesenen  Ausgaben  zu 
veranstalten.  Bei  der  öffentlichen  Wirt- 
schaft wäre  es  zwar,  wenn  sie  einen  kleinen 
Umfang  hat,  auch  möglich,  auf  Grund  eines 
ungefähren,  dui-c'h  Gewohnheit  begrenzten 
Finanzplanes  den  Haushalt  zu  führen,  und 
es  ist  ja  auch  bekannt,  dass  z.  B.  in  kleinen 
Landgemeinden  die  Aufstellung  von  Budgets 
oft  ganz  unterlassen  wird  oder  nur  der 
Form  wegen  geschieht.  Technisch  entstehen 
keine  Schwierigkeiten,  weil  man  von  einer 
Stelle  aus  die  Gebahrung  leicht  übersieht 
und  von  Fall  zu  Fall  beurteilen  kann,  ob 
eine  Ausgabe  noch  gemacht  werden  darf 
oder  nicht  Allein  im  Grunde  bedingt  der 
Charakter  der  öffentlichen  Wirtschaft  schlecht- 
hin das  Budget;  die  öffentliche  Wirtschaft 
wird  immer  im  Auftrage  geführt,  und  der 
Auftrag  muss,  wenn  demselben  eine  "Ver- 
antwortung entsprechen  soll,  eine  finanzielle 
Begrenzung  haben;  es  ist  im  allgemeinen 
unmöglich,  hierfür  lediglich  das  Vertrauen 
wirken  zu  lassen.    Bei  grösserer  öffentlicher 


')  Vgl.  z.  B.  dieDeokschriftv.  21,  November 
1893  über  Aie  anderweite  Ordnung  des  Finanz- 
wesens des  Reichs,  Finanzarchiv  11  (1894)  S.  267. 


Wirtschaft  wftre  das  schon  wegen  der  Zer- 
si)littemng,  in  der  die  Zwecke  erfüllt  werden, 
unmöglich ;  es  muss  der  Spielraum  der  Aus- 
gaben für  die  rieleu  Stellen  l>estimmt  werden, 
wenn  eine  Ordnung  möglieJi  sein  soD.  Es 
müssen  die  vielen  miteinander  konkurrieren- 
den, immer  wieder  neu  auftauchenden  Be- 
dürfnisse gegeneinander  abgewogen  werden. 
El)en  deshalb  vermag  auch  der  absolut  re- 
gierende Monarch  des  Budgets  nicht  zu  ent- 
behren ;  es  dient  ihm  als  Instruktion,  Ter- 
waltuugsnorm  für  seine  Beamten.  In  dem 
Verfassungsstaate  wird  dann  freilich  das 
Budget  zu  einem  bedeutsamen  Mittel,  dem 
Volke  ein  Mitbestimmungsrecht  einzuräumen. 
Insofern  das  Budget  als  Verwaltungs- 
Qonn  sich  darstellt,  bildet  es  auch  die 
Grundlage  der  Eontrolle;  das  Susserliche 
Hilfsmittel  hierfür  ist  die  Rechnung,  welche 
den  Vollzug  der  Verwaltung  in  der  wirk- 
lich stattgefundenen  Einnahme  und  Ausgabe 
zum  Ausdruck  bringt,  also  ersehen  l&sst, 
ob  und  inwieweit  die  im  Budget  enthaltenen 
Normen  eingehalten  worden  sind.  Dieser 
Zusammenhang  bringt  es  dann  auch  mit 
sich,  da.ss  formaler  Aufbau  und  Gliederung 
des  Budgets  mit  dem  Schema  der  Rechnung 
Obereinstimmen,  das  Sechnungswesen  aller 
Stellen  und  Behörden  einheitlich  geordnet 
sein  muss. 

Das  Budget  ist  sonach  mit  dem  Finanz- 
plane die  Voraussetzung  der  formellen  und 
materiellen  Ordnung  der  öffentlichen  Haiis- 
halte;  eben  deshalb  bilden  Budget  und 
Rechnung  das  beste  Mittel,  die  Finanzlage 
und  den  Eredit  eines  Staates  zu  beiu-teilen 
sowie  die  Aufgaben  und  Mittel  der  öffent- 
lichen Wirtschaft  wie  in  einem  photographi- 
achen  Bilde  zu  überschauen. 

4.  Geschichtliche  Entwickelnng  dea 
Etatswesena.  Zuerst  und  lange  vor  den 
Etats  begegnen  wir  dem  Rechnungswesen; 
das  Bedürfnis,  über  die  vollzogenen  Aus- 
gaben Bechen  Schaft  abzulegen  bezw.  zu 
fordern,  war  ein  viel  näher  liegendes,  als 
für  die  Zukimft  Wirtschaftspläne  aufzu- 
stellen in  einer  Zeit,  wo  man  gerne  in 
Bausch  und  Bogen  wirtschaftete.  Ebenso 
frühzeitig  empfand  man  die  Notwendigkeit, 
die  Verptlichtimgen  der  Unterthanen,  na- 
mentlich soweit  es  um  gr  und  herrliche  Ge- 
rechtsame sich  handelte,  zu  fixieren,  ^ie 
dies  in  den  Land-  und  Lagerbfldiern  ge- 
schah, deren  berühmtestes  das  um  1086 
unter  Wilhelm  dem  Eroberer  für  England 
abgefasste  domesday  book  ist  und  welche 
einen  Ansatz  zu  etatsajtigen  Aufzeichnungen 
darB  teilen. 

Zu  wirklichen  Etalsanfertigungen  führte 
erst  die  Not  und  finanzielle  Unordnung. 
Man  sah  sich  gezwungen,  sich  ein  Bild  zu 
machen. von  den  Einnahmen,  die  man  zu 
erwarten,  und  den  Ausgaben,  die  nun  mög- 
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Koh  -waren.  MiLsste  man,  wie  regelmassig 
infolge  von  Kriegen  oder  stark  angewatlisoTier 
Schiüd,  die  Stände  um  Gewährimg  von  Bei- 
hilfeu  oder  Erhöhung  der  bisher  gewährten 
angehen,  so  galt  es,  den  Ständen  den  BeweLs 
zu  erbringen,  dass  die  landesfilrsUichen  erb- 
lichen Einkünfte  nicJit  reit-hleu  und  da«s 
die  Ausgaben  noticendig  und  beroehtigt 
seien.  So  ■wurden  Uebersehlage  der  Ein- 
nahmen nnd  Ausgaben  in  Frankreich  unter 
Pliilipp  dem  S<'höneii  1303  der  ersten  voll- 
stänojgen  Versammlung  der  Generalstaatcn, 
in  England  dem  Parlament  1379  unter 
Sicliard  n.  vorgelegt. 

All  diese  ältesten  Etats  waren  natflr- 
■licli  vielfat;h  noch  sehr  unTOllkommen,  i^ie 
hatten  mehr  den  Charakter  zeitlich  nic^ht 
abgegrenzter  Finanzpläne  als  wirklicher 
Etats,  sie  traten  nur  sporadisi'h  auf,  auch 
bedeuteten  sie  no<'h  keine  feste  Bindung  für 
die  Wirtschaftsführung  der  Krone.  In  den 
deutschen  Staaten  suchten  die  Stände  aber 
in  letzterer  Hinsicht  vielfach  sich  zu  helfen 
dadurch ,  dass  sie  die  bewilligten  Steuern 
in  eigene  Verwaltung  nahmen  und  be- 
stimmten Zwecken  zuführten,  womit  sie 
freilich  den  Grund  zu  grosser  Zersplittenmg 
des  Etatswasens  legten.  Im  absoluten  Staate 
fiel  dann  das  Recht  der  ständischen  Stcuer- 
bcwüligung  mehr  und  mehr  dahin,  aber 
die  Etatisierung  blieb  als  interne  Massregel 
der  Finanz  Verwaltung,  ja  sie  bürgerte  sieh 
in  den  deutschen  Territorien  in  dieser  Zeit, 
namentlich  im  17.  Jahrhimdert,  erst  recht 
ein.  Sehr  trug  dazu  bei,  dass  die  (Jeid- 
wirtschaft  immer  mehr  durchdrang;  diese 
ist  eine  notwendige  Voraussetzung  für  ein 
durchgreifendes  Etatswesen,  da  es  gilt,  alle 
Einnahmen  und  Ausgaben  sozusagen  auf 
einen  und  denselben  Nenner  zu  bringen. 
Eben  deshalb  beobachten  wir  in  den  Städten, 
welche  bekanntlieh  zuerst  der  NaturJilwirt- 
flchaft  entwuchsen,  auch  zuerst  ein  regel- 
mässig funktionierendes  Etats wesen,  und 
manche  behaupten,  dass  bereits  im  16.  Jahr- 
hundert in  den  meisten  städtischen  Gemein- 
wesen der  Etat  systematisch  durchgeführt 
gewesen  sei.  Gewann  so  in  Deutsehland 
jm  Laufe  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  das 
Etatswesen  immer  mehr  an  Boden,  so  konnte 
«s  auch  nicht  ausbleiben,  dass  man  in  den 
Territorien  immer  mehr  das  Bedürfnis 
empfand,  von  Einzel-  und  Provinzialetats 
zu  einer  Zusammenfassung  in  Oeneraletats 
fortzuschreiten.  In  der  Hegel  war  das  ganze 
Etats-  und  Schuldenwesen  in  der  absolutis- 
tischen Zeit  strengstes  Intemuni:  sehr  selten 
kam  es  vor  der  konstitutionellen  Periode 
bereits  zu  Veröffentlichungen  der  Haupt- 
ziffem  des  Staatßetats. 

laPreusBenliataich  frOhzeitis  das  Etata- 
weaen  anagebildet  Albrecht  Achill  von  Braa- 
danbnrg  bat    bereits  im  16.  Jahrhundert  sich 


eine  Art  von  VoranachlägeD  und  Wirt«ditft»' 
überBicbten  anfertigen  Itusen,  nach  denes  er 
sich  seitist  richtete  und  nach  deren  Hassplr 
seine  Beai&ten  die  Verwaltung  zo  fuhren  haWi. 
die  bisherige  Uebung  anbefriateter  Termine  ia 
seiner  Kammer verwal tun?  wurde  darch  !>■- 
stimmte  festabgegrenzte  Zeitabschnitte  ab^eliV 
und  die  Natnralemkitnfte  muMten  in  G«U  id- 
gescbtagea  werden,  um  eine  eiuheitlicbe  Rech- 
nungsführung auEubahnen.  Der  erste  OenenJ- 
finanzetat  wurde  dann  1688  errichtet:  dt: 
SuliGpferwar  der  Kamme  rpriUident  En^TphiiiKi 
Dieser  Etat  bildete  für  fange  Zeit  die  Gnuiii- 
läge.  Seitdem  hat  sich  in  frenssen  das  Eui~ 
Wesen  ohne  Unterbrechung  behauptet  1S3I. 
also  noch  zur  Zeit  des  Absolutismus,  wurde  in 
Etat  znm  ersten  Mal  pnbtiziert. 

In  Oesterreich  beginnen  die  voDatiidi' 

ten  Staats voransohiaa;e  1766;  vorher  wtiBU 
er  MilitHretat  leidlich  entwickelt  (i.  Mensi  in 
Finanzarcbiv  1887,  S.  912  ff.);  verOffentüct! 
wurde  der  Staats  Voranschlag  fflr  die  Ltaiai". 
österreichischen  Monarchie  in  seinen  HiipL- 
anmmen  cnerst  1848  in  der  Wiener  Zeitung 

In  Frankreich  sind  von  1302  fe  iw 
Zeit  der  Revolution  viele  Anliufe  n  Bidgfi- 
aufstellnngen  gemacht  worden.  Vor  Frau  L  »li 
nur  Partikularetat«  der  einzelnen  Terwtlier 
;eben  haben.  Der  e-enanstfi  K5nig  trar  tut 
lin  der  erste,  weicher  die  Proviniialetac  n: 
einem  Generalfinanzetat  znnammenfasste,  luv; 
den  folgenden  Königen  verfiel  die  Einriclitiiij^ 
der  jährlichen  Etats ,  bis  Sullj-  sie  wieder  wf- 
nahm.  Er  legte  dem  EGni«  1601  füofGofnl 
etat«  vor.  Der  erste  enthielt  die  BnittoeinuiiBK 
die  Erhehnngskosten  und  Neitoeinnahneii  «>^ 
ganz  Frankreich.  DieäbrigenEtatswareaderHi' 
Utär-  nnd  Kriegs-,  Bau-  und  Kassen verwiltiag'- 
etat.  Die  aktuelle  Bedentung  dieser  SWi  tj- 
hellt  daraus,  dass  der  Eiinig  im  Bat  sie  fe»' 
setzte  nnd  die  Kechenkammem  enoiclitt^'^ 
alle  Zahlangen,  welche  in  den  Etats  niotit  ht- 
gesehen  waren  oder  die  dort  angesebrtea  SmniBi 
überschritten,  zurückzuweisen.  Nach  Snll;  w- 
fiel  die  Einrichtung  abermals;  üotbert  bncbi- 
sie  wieder  in  Gang  nnd  bildete  sie  weitti 
Jedem  Dienstzweige  war  nach  Uassgabe  '1^ 
Bedürfnisses  eine  bestimmte  Summe  ingeiriw" 
die  Staatssekretäre  durften  nur  inDerfailli  ^' 
so  bemessenen  Kredite  Anweisungen  eri»«' 
welche  jedoch,  ehe  sie  vollziebbar  worden,  i'' 
Kontrolle  und  Eontrasignatnr  des  Gant:- 
kontrollors  der  Finanzen  nnteriageo.  ^^' 
Colbert  trat  die  alte  Mißwirtschaft  vm  bah 
ein,  der  Tnrgot  nnd  Necker  nicht  tobt  f' 
Bteoem  vermochten.  Necker  war  übrigeiis  k 
erste,  welcher  den  Staats  veranschlag  dmtiiJhV'i 
veröffentlichte.  _ 

Von  1789  augefangea  fällt  die  Ges(4i''i'' 
des  Staatsvoranschlags  zosamni«i  mit  i^ 
Gescliichte  der  verb^ungsmässigea  Finam- 
wirtsi^haft.  Der  Verfassungsstaat  dringt '" 
Frankreich  aus  immer  weiter  vor.  It'^' 
Etatswesen  gewinnt  damit  einen  f"^''- 
Rechtwboden,  es  wird  unter  die  Mitwiituif 
der  Volksvertretung  gestellt  und  ihm  i- 
breiteste  OeffentliclLKeit  gesichert  DieT-''' 
nik  des  Biidgetwesens  hat  sidi  immer  nnHi-' 
verfeinert.    Was  Iwigjährige  Erfahniog  r 
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zeitigt  und  ausgereift,  ist  dann  zuweilen  in 
heannderen  StaatshaiisiialtfigesetieQ  (auch 
Komptabilitätsgpsotze  genannt)  ni adergelegt. 

Die  Entwickelnng  des  Budgetrechts  seibst, 
namenüicb  der  grotte  Einflasa  des  belgisch- 
fr&nzßBiBcben  Badgetrechts  auf  die  kontinentalen 
Sta&teu  sowie  die  davon  etwas  abweichenden 
Ordnungen  der  detitscben  Mittel  st  naten  wird 
unten  im  Art.  „Bndgetrecht"  (S.  1164  ff.)  dargelegt. 

Unter  den  Staatshanshaltageaetzen  verdienen 
besonders  hervorgehoben  m  werden  das  neue 
iirenssische  t.  11.  Mai  1898;  beachtenswerte 
Vorläufer  sind  das  hessische  G.  t.  14-  Jnni  1879 
Über  die  Verwattang  der  Einnahmen  und  Aus- 

Saben  des  Staates  und  das  badische  G,  v.  22. 
lai  1882  Über  den  Staats  voran  schlag-  nnd  die 
Verwaltung  der  Staatseinnahmen  und  -ausgaben, 
welche  ihrerseits  sich  wieder  den  dem  deutschen 
Keichstage  1873  zum  ersten  Mal,  hernach  wieder- 
holt zugegangenen  Entwurf  zum  Vorbild  nahmen. 
Von  den  auslündiscben  ist  das  italienische  t, 
17.  Febrnar  1884  (Finanaarchiv  I  S.  880  f.)  be- 
Honders  zn  nennen. 

fi.  Die  Vorbereitnng  des  Budgets. 
Dieselbe  vollzieht  sieh  von  unten  iia<'h  oben ; 
jede  Srtliehe  Ver^-altuiigsstelle  stellt  für 
ihren  Wirkungskreis  ihren  voraussiehtliehen 
Aufwand  fest  und  HegrHndet  etwaige  Neu- 
fordeningen.  Diese  Einzel-  oder  Elementar- 
ftats  sammelt  das  ziistdndige  Miiiisteiiiiin 
und  stellt  ans  ihnen  filr  jeden  unter  seiner 
Leitung  stehenden  Verwaltungszweig  den 
Verwaltungszweigetaf  auf.  Die  Gesamtheit 
der  Etats  der  dem  einzelnen  Ministerium 
unterstellten  Verwaltiiogszweige  giebt  den 
ilinisteriaJetat,  die  Etats  sÄmtlieher  Ministe- 
rien und  Centralstellen  den  Hauptfiimnzetat. 
Natürlich  tritt  bei  jeder  Zusammenfassung 
zu  einem  grösseren  Oanzco  immer  erst  eine 
Sielitung  durch  die  zuständige  Sb'lle  ein, 
Den  Hauptfinanzetat  auf  Gnind  der  einzelnen 
Ministerialetats  zusammenzustellen  sowie  den 
ganzen  Einnahmeetat  vorzubereiten,  ist  Saclie 
des  Finanzministers .  der  hierbei  dnrch  be- 
sondere Organe  in  seinem  Ministerium  unter- 
stützt wii-d.  Bei  ihm  laufen  also  die  Fäden 
der  Etatsauf  Stellung  zusammen,  und  darin 
liegt  auch  der  grosse  Einfluss  des  Finanz- 
ministers auf  die  ganze  Verwaltung  und 
Politik  des  Staates.  Zwar  liat  er  nicht 
mehr  die  Befugnisse  wie  der  sogenannte 
Kabinettsminister  der  absoluten  Zeit,  der 
faktisch  über  das  Budget  entschie<l,  formell 
ni'htlich  hat  er  gegenüber  den  einzelnen 
Ministerialbud^ts  nur  das  Recht  der  Ditri'h- 
nicht,  aber  nicht  der  eigenmäch I igen  Ab- 
üitdenmg.  Allein  da  er  Tiatm^emilss  darüber 
zu  wachen  hat,  dajss  die  Ausgaben  dem 
Finanzplan  entsprechen  bezw.  die  Leistimgs- 
fähigkeit  der  Einzelwirtschaften  nicht  sehS- 
<1i^n,  so  wird  seiner  Stimme  grosser  Wert 
seitens  seiner  Kollegen  beigemessen,  und  zwar 
ein  um  so  grösserer,  je  bedeutender  seine  Per- 
sönliehieit,  je  offen  sichtiger  seine  staatsmfln- 
nischen  Eigenschaften  sind.    Seine  Wünsche, 


keine  grossen  Neuforderungen  zu  bring;en 
oder  angemeldete  wieder  ganz  oder  teilweise 
zurückzuziehen,  aufzuschieben  und  dei^l., 
finden  meist  Beachtung;  ist  es  iiieht  der 
Fall,  findet  die  Meinungsverschiedenheit 
zwisi'hen  ihm  und  seinen  Kollegen  über  das, 
was  ein^stellt  oder  nicht  eingestellt  werden 
soll,  keinen  Aui^leiehj  so  miiss  natürlich 
die  Sache  im  Gesamtministerium  in  kollegialer 
Sitzung  verhandelt  und  durch  Mehrneits- 
beschluss  ausgetragen  werden.  Das  Gesamt- 
ministerium  entscheidet  schliesslich  über  die 
Fassung,  in  der  das  Budget  von  der  Staats- 
n'gierung  mit  Genehmigung  des  Staat-«ober- 
!iau]iies  den  Kammern  vorgelegt  werden  soll. 

Znweilen  ist  es  eine  andere  Behörde  (ala 
das  Ministerium),  welcher  das  Bnd^et,  bernr  ea 
der  Volksvertretung  vorgelegt  wird,  zur  Be- 
ratimg unterbreitet  werden  muss.  In  iteyem 
ist  dies  der  Staatsrat;  analog  nnd  sogar  noch 
etwas  ausgedehnter  war  die  Befugnis  den  Staats- 
rats in  Frankreich  unter  Napoleon  III. ;  die 
dritte  Republik  behielt  den  Staatsrat  bei,  ent- 
zog Ihm  aber  die  Bndgetbefugnisse.  Die  Ein- 
Schiebung  einer  nn verantwortlichen  und  mangel- 
haft orientierten ,  nur  in  schwacher  Flihluug 
mit  der  ganzen  Verwaltung  stehenden  Instanz 
ist  in  der  That  kanm  zu  billigen. 

Noch  weit«r  weicht  von  dem  Grundsatz, 
dass  die  Aufstellung  des  Budgets  der  vull- 
liehenden  Gewalt  gebührt,  das  Verfahren  jener 
Staaten  ab,  in  denen  dem  Ministerium,  speciell 
Finanzministerium,  sogar  die  Aufstellung  des 
Budgets  entzogen  ist.  Als  eine  Uebertreibung 
des  rarlamentarismus  muss  der  in  England 
beliebte  Modus  gelten ,  wo,  nachdem  von  den 
Ministem  die  Ausgabeetata  dem  Schatzamt  zu- 
gestellt nnd  daselbst  unter  Leitung  des  Schatz- 
kanzlers und  des  Ersten  Lords  des  Schatzes 
geprüft,  unter  diesen  fungierende  Parlaraenta- 
mitglieder,  nKmIich  4  Kommissare  nnd  2  Sekre- 
täre, den  Anagabeetat  Torbereiten  (den  Ein- 
nahmeetat fertigt  der  Schatzkanzler}  oder  wenn, 
wie  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  der  Schatzmeister  nnr  ein  Expose 
giebt,  während  das  Budget  selbst  von  den  Aus- 


Hit  telspersonen  Einnahmen  und  Ausgaben  vor- 
schlagen kann;  in  Wirklichkeit  suppeditiert 
freilich  auch  dort  der  Schatzsekretär  das  Budget. 
Tu  Belgien  bereitet  zwar  die  Eiekutivgewalt 
das  Budget  vor,  aber  so^  dass  der  Mnans- 
minister  nierbei  nicht  unmittelbar  beteiligt  ist, 
indem  (seit  1883)  ein  ständiger  Budgetausschuss, 
bestehend  ans  den  Generalairektoreu  und  Gene- 
ral inapekioren  des  Finanzdienstes  und  dem 
Oencraleefcretär  des  Finanzministeriums  als  Vor- 
sitzendem, die  bezüglichen  Funktionen  ansUbt. 
Anch  in  Russland  stellt  nicht  der  Finanz- 
minister das  Budget  zusammen,  sondern  jeder 
Fachminister  schickt  direkt  sein  Budget  an  den 
Staatsrat;  nach  den  Beschlüssen  des  letzteren 
zieht  der  Finanzminister  seine  ßekapitnlationen, 
welche  in  ihrem  formalen  ZusammenschlnsBe 
dann  das  Reichabndget  bilden. 

Der  Beginn  der  Vorbereitung  des 
Budgets,   eine   interne  Angelegenheit  der 
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Terwaltiing,  sollte  bo  deJic  an  die  Vorlage 
lies  Budgets  gerüdkt  werden,  als  die  Ver- 
liältnisse  es  mir  gestatten,  weil  die  Voran- 
sclüäge  um  so  zutreffender  werden  könneo, 
je  weniger  weit  ilire  Aufstellung  von  der 
Beratung  zeitlich  entfernt  liegt 

Das  Zeitspatinm  der  Vortiereltaiie  bewegrt 
sich  in  der  I^gel  zwischen  3  und  6  Monaten 
vor  der  Einberafung  der  TolksTertretiing.  In 
Frankreich  wird  —  sehr  Terwertlich  —  das 
Budget  bereits  14—15  Monate  TOr  dem  eigent- 
lichen Vollaiig  in  Angritt  genomniBn.  Immerhin 
sind  hier  Korrekturen  his  znr  Vorlage  nnschwer 
müglick 

6.  Die  Einheit  and  Vollständigkeit 
des  Bndgets  und  ihre  Ansnalimen.  Zweek 
und  Charakter  des  Budgets  verlangen,  dass 
es  mOgliclist  alle  Einn^nien  nnd  Ausgaben 
der  SfientlicheD  Wirtschaft  ins  Ange  fasat, 
alle  Glieder  dem  ordnenden  Princip  und 
der  öffentlichen  Kontrolle  unterwirft  Allein 
dieses  Postulat  ist  nie  ToUständ^  erfüllt. 
Wir  begegnen  zahlreichen  AiisnEÜimen ,  die 
vielfach  wohlbegi-üiidet  sind ;  dahin  gehören 

a)  die  ausserhalb  des  Hauptetats 
stehenden  Etats  (Special-  oder 
Nebenetats)  unddie  Einnahmen  und 
Ausgaben  mancher  Fonds.i)  Solche 
finden  sich  sowohl  beimStaat  als  bcidenSelbst- 
verwaltun^skörpeni.  Ein  Teil  rührt  noch 
aus  der  Zeit  her,  wo  das  I'rincip  der  Centrali- 
sation  im  Budget-  und  Kassaweseti  noch 
nicht  gall^),  andei-c  sind  dagegen  ziemlich 
jungen  Datums  und  bilden  sich  sogar  nocli 
vor  unseren  Augen. 

Die  Gründe  und  Anlilsse  für  BUdung 
solcher  selbständiger  Etats  und  Fonds  sind 
ausserordentlich  mannigfach  und  lac^sen  sich 
nicht  erschöpfen.  (Vgl.  unten  einzelne  Bei- 
spiele.) 

Im  allgemeinen  muss  eine  grosse  Zahl 
selbständiger  Etats  und  Fonds  als  Bchftdlich 
bezeichnet  werden.  Sie  erschweren  die 
Uebersicht  und  machen  ein  klares  Bild  von 
der  gesamten  Finanzgebarung  beinalie  un- 
möglich, auch  kann  leicht  die  Folge  wün, 
dass  manche  Fonds  Ucberfluss  liaben, 
weniger  notwendige  Ausgaben  aus  ihnen 
beetritten  werden,  während  an  anderen 
SteUen  des  Staatshaushalts  wegen  mangelnder 
Mittel  eine  un  zweck  massige  Sparsamkeit  sich 
geltend  roaclit  —  eine  in  frillierer  Zeit,  wo 
die  Zei-splittening  in  lauter  Lokal-,  Proi.inz- 
und  Zwockkassen  sehr  weitgehend  war, 
ausserordentlich  hikufige  Erscheinung. 


')  Vgl.  hierzu  jetzt  Willgren,  Zur  Lehre 
vom  Budget-  und  EeehnangBweeen  des  Staates 
im  Finanzarchiv  IG  (1899)  8.  lOOff.,  nnd  Der- 
selbe, Das  Staatsbudget,  dessen  Aufbau  und 
Verhältnis  zur  Staatsrecbnung,  Helaingfors  18<I9 
S.  16  ff. 


Im  Interesse  einer  allseitMen  WOtdigunff 
und  Berttcksichtiguug  aller  Bedürfnisse  hat 
man  soviel  wie  möglich  das  Priociij  der 
Centralisation  der  Fonds-  und  Kassen  ein  hei  t 
durchgeführt,  ein  Prozess,  der  sich  mehr 
oder  weniger  in  allen  Staaten,  besonder* 
deutlich  aber  in  England  verfolgen  lässt 
Allein  dieses  Bestreben  Endet  seine  natilr- 
lichen  Grenzen ;  es  giebt  oft  staatsrechtliche 
Verhältnisse,  welche  eine  Verschmelzung 
unmöglich  machen ,  oft  beruhen  die  Fonds 
ganz  oder  teilweise  auf  dem  Willen  von 
Stiftern  und  dürfen  ihrem  Zweck  gar  niclit 
entfremdet  werden,  würden  auCT  leicht 
I  weitere  Zuwendimgen  seitens  Privater  ver- 
lieren, wenn  dies  geschähe.  Die  Aufgabe 
besteht  dann  darin,  Vorso^e  zu  treitfen, 
dass,  ohne  die  Zweckbestimmung  solcher 
Fonds  anzugreifen,  die  nötige  FdhluDg  zum 
allgemeinen  Budget  hergestellt  werde.  Dei; 
beachtenswertesten  Versuch  der  Regeluiur 
in  dieser  Richtung  hat  in  neuerer  Zeit 
Preussen  gemacht. 

In  Preussen  nennt  man  in  der  Etaß- 
sprache  die  SpeciaUonds  mittelbare  Staatsfond» 
oder  Staatsnebenfonda  im  Oegensatz  za  den 
allgemeinen  Staatsfonds,  d.  h.  StaatseinnahmeD. 
Die  Specialfonds  finden  sich  zahlreich  namentlich 
im  Bereiche  der  Verwaltung  des  Unterrichta- 
miaisteriumB  nnd  Ministeriums  des  Innent,  aad 
zwar  beruhen  letztere  über  wiegend  auf  Stittnngen 
zu  verschiedenen  Woblthätigkeitszwecken,  erstere 
stammen  zum  Teil  ebenfalls  ana  milden  Stif- 
tungen, zum  grüsseren  Teile  ans  säkularisiertfn 
EirchengUtern ,  deren  Einkünfte  durch  aller- 
höcliste  Briasse  zu  kirchlichen ,  Schul-  nnd 
Woblthätigkeitszwecken  bestimmt  sind.  Bisher 
wurden  die  Einkunft«  dieser  Fonds,  denen  man 
sogar ,  bis  neuerdings  ergangene  richterlithe 
Entscheidungen  eine  andere  Becht«anffa3snne 
anbahnten,  BechtapersBnlichkeit  beimaas.  »a<^B 
wenn  ihnen  nicht  auadrBcklich  die  jnristia'he 
Persünlichkeit  verliehen  worden  war,  nicht  ils 
allgemeine  Staatseinkünfte  behandelt  and  «neb 
nicht  in  den  Staatshaushalt  eingestellt,  sondeTi 
nur  in  besonderen  Beilagen  za  den  letzteren 
nachgevriesen ;  nach  dem  neuen  Staatsbanshil  la- 
gesetz vom  11.  Hai  1898  aber  müssen  die  Ein- 
nahmen und  Auagaben  aller  zu  beaonderen 
Zwecken  bestimmten  Fonds,  Ober  welche  den] 
Staate  allein  die  Verfügnng  zusteht,  in  den 
Staatshaushaltaetat  eingestellt  werden.  Mtem 
die  betreffenden  Fonds  nicht  juriatiBche  Fa- 
sGnlichkeit  besitzen.  An  der  bestimmangE- 
mäaaigen  Verwendung  der  Fonds  wird  dorfj 
diese  Einstellung  nichts  geändert,  weshalb  snci 
etnaige  Mehreinnahmen  gegen  den  Etatsanäiti 
nicht  den  allgemeinen  Staatsfonds  in  P'''' 
kommen.  Das  Erfordernis,  dass  die  Fond.- 
nicht  juristische  Persönlichkeit  besitien  dürfe"- 
ist  gestellt,  weil  nur  in  diesem  Falle  die  B"- 
nahmen  und  Ansgaben  der  Fonds  als  solche  n^ 
Staates  anzusehen  sind,   während  rücksichtlKa 


EechtsBubjekts  bezw.  Verwalter,  wenn  sochnut 
weitestgehenden  Befugnissen  ansgerOstet,  ei^f* 
vom  Staats  vermögen  verschiedenen  Vermute'* 
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und  die  Emnabmeu  und  Ausgaben,  welche  der 
Staat  ftlr  diese  Fonds  erhebt  bezw.  leistet, 
solche  des  VennJIeeiis  nnd  nicht  des  Staates 
sind.  Da  ee  aber  für  die  Landesyertretone-  von 
Interesse  ist,  auch  von  allen  derartigen  Fonds, 
'welche  jurlstischeFersSnlichkeitbeBitEen,  Kennt- 
nis za  erhalten  und  über  ihre  Einkunft«  and 
ilire  Verwendnng  orientiert  zu  werden,  insofern 
die  Kenntnis  hiecron  Einfluss  haben  kann  auf 
die  Bewilligung  bezw,  BemeBsong'  aus  aUge- 
meinen  Staatsmitteln  zu  bestreitender  Ausgaben, 
so  hat  das  neue  Staatshaushaltsgesetz  auch 
in  dieser  Hinsicht  eine  Information  vorgesehen, 
imd  zwar  ist  dieselbe  nach  dem  Grad  des  In- 
teresses bestiuinit:  Handelt  es  sich  um  Fonds, 
■welche  Zwecken  dienen,  filr  die  auch  allge- 
meine Staatsmittel  verwendet  werden,  so  müssen 
nait  den  Specialetats  der  betreffenden  Staats- 
Terwaltnngen  dem  Landtag  Nacbweisungen  von 
den  veranschlagten  Einnahmen  bezw.  Ausgaben 
nach  den  hauptsächlicbsten  Quellen  bezw.  Yer- 
wendungsz wecken  mitgeteilt  werden;  entfällt 
diese  Voraussetzung,  so  sind  in  den  Nach- 
weisungen  nar  die  Jahresbetrt^e  der  einzelnen 
Fonds  anzugeben,  (Der  eratere  Modus  war  schon 
bisher  in  den  Beilagen  des  Unterichtsministe- 
riams,  der  letztere  in  denen  des  Ministeriums 
des  Inneren  geübt.) 

Analog  wie  die  Specialfonds  sind  anch  die 
Unterrichts-,  wissenschnftlicheD,  Kanst-  und  ähn- 
lichen Anstalten  hinsichtlich  ihrer  Stellung  zum 
Bndget  geordnet.  Werden  sie  vom  Staat  allein 
oder  mit  Hilfe  von  Zuschüssen  Dritter  (z.  B. 
Kommunen ,  Korporationen)  unterhalten  nnd 
entbehren  sie  zugleich  des  Charakters  der 
juristischen  FersGnlichkeit ,  so  sollen  nach  dem 
prenssischen  Qesetz  ihre  Einnahmen  und  Aus- 


weisungen der  Einnahinen  nach  den  haupt- 
sächlichsten Quellen  nnd  der  Ausgaben  nach 
den  hauptsächlichsten  Verwendungszwecken  dem 
Landtag  mitgeteilt,  wenn  diese  Anstalten  vom 
Staate  allein  oder  mit  Hilfe  von  Zuschüssen 
Dritter  zu  unterhalten  sind  und  zugleich  juris- 
tische Persönlichkeit  besitzen  (z.  B.  Universi- 
täten); femer  wenn  diese,  gleichgültig  ob  sie 
juristische  Persönlichkeit  besitzen,  vom  Staat 
und  Dritten  gemeinscbafttich  zu  unterhalten 
sind;  endlich  wenn  sie  von  Dritten  zu  unter- 
halten sind,  aber  vom  Staat  mit  Zuschüssen 
unterstützt  werden,  die  nicht  auf  rechtlicher 
Verpfiichtnng  beruhen.  Diese  Bestimmungen 
finden  keine  Anwendung  auf  die  ausschliess- 
lich für  den  Elementar-  oder  Fortbildnngsunter- 
richt  bestimmten  Anstalten  sowie  auf  solche 
Anstalten ,  welche  aus  Zuschüssen  aus  den  da- 
zn  im  Etat  bereit  gestellten  Dispositionsfonds 
unterstützt  werden. 

In  Bayern  tritt  zunächst  ein  vom  Haupt- 
budget vollständig  abgetrennter  Nehenetat  auf, 
es  ist  dies  der  Militäretat,  Der  Grund  liegt 
in  staatsrechtlichen  VerhSltnissen,  Nach  dem 
BQudnisvertrag  trägt  Bayern  die  Kosten  nnd 
Lasten  seines  Kriegswesens  allein;  es  mnss 
aber  einen  gleichen  Geldbetrag  verwenden,  wie 
nach  Verhältnis  der  Kopf  stärke  durch  den 
Hilitäretat  des  Iteichs  für  die  übrigen  Teile 
des  Eeichsheeres  ausgesetzt  wird.  Dieser  Geld- 
betrag wird  im  Beichshanshalt  für  das  baye- 
rische Heer  in  einer  Summe  ausgeworfen.   Die 


Aufstellung  der  Specialetats  bleibt  Bayern  über- 
lassen, es  mnss  aber  sich  hierbei  im  allgemeinen 
naeh  den  Etatssfttzen  richten,  die  für  das  Übrige 
Reicbsheer  ausgeworfen  sind.  War  schon  da- 
durch die  Stellung  dieses  Etats  nnd  seine  Be- 
bandlnng  in  den  Kammern  eine  eigenartige, 
so  wurde  dies  noch  verstärkt  dadurch,  dass  das 
Militärbudget  einjährig,  das  allgemeine  Staats- 
budget dagegen  ein  zweijähriges  ist,  dass  ersteres 
[seit  1877]  vom  1.  April  bis  31,  März,  letzteres 
dagegen  mit  dem  Kalenderjahr  läuft,  der  Hili- 
täretat seit  1876  als  Gesetz  verkündet  wird, 
was  nicht  der  Fall  ist  bei  dem  allgemeinen 
Staatsetat.  Diese  Umstände  führten  aUmäbUch 
zu  einer  völligen  Loslösnng.  Während  der 
Heeresetat  bis  1873  noch  im  allgemeinen  Budget 
für  die  zweijährige  Finanzperiode  festgesetzt 
wiHiien  war ,  erfolgt  seine  Feststellung  seit 
1874  nur  noch  für  ein  Jahr  und  bildeten  die 
Heeresausgaben  bis  1876  einschliesslich  sam- 
marisch nur  noch  eine  durchlaufende  Fost,  die 
vüllige  Trennung  erfolgte  seit  1.  April  1677.') 
Während  der  Militäretat  die  Buogeteinheit 
durchbricht,  aber  immerbin  als  selbständiger 
Nehenetat  auftritt,  giebt  es  in  Bayern  eine 
ganze  Beihe  Staatsfonds,  deren  Einnahmen  und 
Ausgaben  überhaupt  nicht  im  Budget  ersicht- 
lich gemacht  werden,  sondern  nur  in  der  Rech- 
nung zur  Kenntnis  der  Kammern  gelangen. 
Dahin  gehören  *)  eiji  UntetstUtzungsfonds  für 
pragmatische  Staatsdiener  und  deren  Relikten, 
ein  allgemeiner  Stipendienfonds,  ein  allgemeiner 
Industrieunterstützungsfouds ,  ein  Industrie- 
nebenfonds,  ein  Unters  tu  tzungsfonds  für  das 
rentamtliche  Hilfspersonal,  ein  anderer  fllr  hilfs- 
bedürftige Angehörige  der  bayerischen  Post- 
ver waltung '),  ein  HauBierpatentgebührenfonds 
namentlich  für  gewerbliche  und  luidwirtschafU 
liehe  Bildungsanstalten,  ein  UnterstU tzungsfonds 
für  etwaige  Notstände  in  den  unterfräukischen 
Spessart-  und  Rhönbezirken,  ein  Fonds  für  die 
Kontrolle  der  Mobiliar  Versicherungen,  in  welchen 
die  einprozentige  Abgabe  der  Främieneinnahme 
fliesat  und  dessen  Ueberschnss  zur  Unterstützung 
verunglückter  Feuerwehrmänner  und  zur  För- 
derung des  Feuerlöschwesens  dient.  Aus  den 
Erübrigungen  der  IT,  Finanzperiode  1884/80 
wurden  durch  Finan^esetz  vom  27.  März  1888 
440000  Mark  zur  Bildung  eines  unangreifbaren 
Fonds  für  Erwerbung  von  Kunstwerken  zur 
Verfügung  gestellt.  Das  Zinserträgnis  wird 
entweder  admassiert  oder  findet  zur  Erhöhung 
der  ordentlichen  Budgetposition  für  Zwecke  der 
Kunst  Verwendung,  Im  Jahr  1686  wurde 
anch  neu  der  Flurbereinigungsfonds  geschaffen.*) 


'1  Vgl.  unten  auch  Abs.  b. 

')  Derselbe  wurde  begründet  mit  dem  An- 
teil Bayerns  (27  791  M.  40  Pf.)  von  dem  Ueber- 
BCbuss,  der  von  der  deutschen  Beichspostver- 
waltang  während  des  Krieges  1870/71  durch 
Wahrnehmung  des  Pastdienstes  in  den  okku- 
pierten irauzäsischen  Gebietsteilen  erzielt  wnrde. 

*)  Dass  man  diesen  creierte,  obwohl  er  bei 
jedem  Bndget  einen  Zuschnss  erhält,  hat  offen- 
bar seiaen  Grund  darin,  dass  er  besonders  zu 
VorschÜBsen  der  bei  Flurbereinigungen  erwach- 


1144 


Die  Anegaben  Hl  dieser  Fonds  erfDlIen 
Sta&Uewecke,  auch  flieBsen  Urnen  zum  Teil  selb- 
Bt&ndige  Staatseinnabmen  zu,  z.  B.  dem  Unter- 
itötZDD^onds  fUr  pragmatisch  angestellte 
Staatsdiener  nnd  deren  Selikten  das  Erträgnis 
der  Kreisamtsiilätter  [ca.  42000  Mark),  das  tanz 
im  Budget  fehlt,  dem  allgemeinen  Stipendien- 
fonds  '/lo  der  Gebühren  für  Adels  Verleihungen 
und  <g  der  Abgaben  fQr  die  Ernennung  zum 
kgl.  Kämmerer  und  Kammerjnnker.  dem  Hsnsier- 
pnl«ntfonds  besondere  Abgaben  füir  die  Legiti-  j 
mationsscheine  für  den  Gewerbebetrieb  im  Um- 1 
herziehen  (ca.  I^ÜOÜ  Mark,  ebenfalls  im  Budget 
fehlend)  u.  s.  w. 

Von  den  Stiftnngsfonds,  welche  zn  Staats- 
zwecken dienen,  kommen  die  der  UniversiUtten 
in  Betracht;  bisher  hatten  die  Kammern  keine 
Kenntnis  von  den  eigenen  Einnahmen  derselben; 
seit  dem  Etat  1897.98  sind  sie  aber  unter  den 
Bemerkungen  za  den  staatlichen  Zuschüssen  im 
Budget  vermerkt. 

Im  Königreich  Sachsen  giebt  es  gleich- 
falls ausserhalb  des  Staataliansbaltsetats  sich ; 
bewegende  Staatsfonds.') 

Baden  weicht  ziemlich  weit  von  der  Bndget- 
einheit  ah  dadurch,  dass  wichtige  Verwaltnngs- 
zweige  ausgeschieden  sind  und  ihre  eigenen 
Etats  haben.  Dahin  gehören  die  Budgets  der 
staatiichen  Badeanstalten,  der  Eisenbahnbetriebs- 
Terwaltung  nnd  Bodenseedampfschiffahrts Ver- 
waltung, sowie  deren  Betriebsfonds,  femer  des 
Anteils  Badens  am  Reinertrag  der  Main-Kcckar- 
bahn,  die  Budgets  des  Eisenbahnbaues  und  der 
Eisenbahn  schnldent  il  gnngskasse ,  doch  werden 
seit  1888/89  sämtliche  Budgets  zu  gleicher  Zeit 
vereinigt  den  Ständen  vorgelegt.  Bis  zum  Jahr 
1878'79  war  auch  das  ausserordentliche  Budget 
ansgescbieden. 

In  Oeaterreicb  spielt  das  ansseretats- 
mässige  Fondswesen,  namentlich  in  den  einzel- 
nen Landeshaushalten, eine  sehr  grosse  Bolle*); 
ebenso  in  Schweden;  in  finland  vollends 
erscheint  der  ganie  Hanshalt  sozusagen  in 
lauter  Fonds  zerfallen'],  was  teils  auf  die  Yer- 
teilnng  des  Diapositionsrechta  Über  die  Staats- 
mittel zwischen  Begent  nnd  Ständen,  teils  anf 
den  Umstand  zurückgeführt  wird ,  daas  die 
finische  Staatsbnchführung  bis  jetzt  nnr  aus- 
nahmsweise Uebertragungen  aas  einem  Jahr 
ins  andere  kannte;  war  eine  im  Etat  veran- 
schlagte Summe  nicht  ganz  im  Verlauf  des 
Jahres  verwendet  worden  und  wollte   man   aus 


irgend  einem  Grunde  den  Best  dieser  Siuntne 
m  ein  folgendes  Jahr  disponibel  halten,  bildete 
man  eben  einen  besonderen  Fonds;  bei  den  kapi- 
talisierten Staatefonds  hat  wiederum  die  Rflck- 
sicht  auf  die  verschiedenen  StaatabedOrfnisse, 
deren  Decknng  man  durch  diese  eq  jeder  Zeit 
disponiblen  Hittal  hat  sicher  stellen  wollen,  die 
Reservierung  der  Ersparnisse  in  diesen  Fonds 


senden  Kosten  dient;  dieses  Ausleihgeschäft, 
das  mit  Bückflnss  nnd  auch  l«ilweisem  Erlass 
verknüpft  ist,  hätte  sich  schlecht  ins  Budget 
gefügt;  auch  konnte  man,  bis  die  Flurbereini- 
gungen recht  in  Gang  kamen,  den  Fonds  be- 
reits, ohne  sich  wehe  zu  thnu,  speisen. 

')  Vgl.  Lobe,  Handbuch  des  kgl.  säehs. 
Etat-,  Kassen-  und  Reehnangswesens,  Leipzig 
1884  S.  2. 

*)  V^l.  Schmid,  Das  Fondsprincip  in  der 
Csterreichischen  Landes  Verwaltung,  Wien  1892, 
nnd  dessen  Anfsatz  im  Oesterr.  Staatswörter- 
buch S.  036  ff. 

*]  ^B''  ^^^^  diese  eigentümlichen,  ganz  an 
die  alte  Zeit  erinnernden  Einrichtnngen  K. 
Willgreu,  Die  Staatsfonds  nnd  das  Budget- 
wesen  Finlands,  Finantarchiv  13  (1896)  S. 
177  ff. 


Die  vorgefOhrten  Beispiele  m(^n  ge- 
nügen.!) 

b)  Krlßsc  aus  der  ■VeräiisBening 
vnn  beweglichem  oder  unbeweg- 
lichem Eigentum.  Von  dem  öesichtji- 
])Uiikt,  daa»  möglichst  alles  auf  den  X^tat  zu 
bringen  ist,  was  an  Geldeinnahmen  un<l  -aus- 
gaben für  Rechnung  defi  Staates  zu  erwarten  ist, 
»ind  auch  die  Erl<ise  au.i  Staatseigeatum  als 
Einnahme»  zu  budgefien^n.  Preusjien  steht 
auf  diesem  Standpunkt  und  bat  in  dem 
neuen  ytaatshaushaltsgesetz  v.  11.  Mai  189.? 
die  hislierige  ITebung  festgehalten  und  nocl) 
weitiT  atisgcprägt.*)  Die  Veräiissening  aller 
beweglichen  Gegenstände  (Materialien,  ent- 
behrliche Utensilien  etc.)  mtiss  bei  den  be- 
treffenden Einnahmetiteln  der  einzelnen  Ver- 
waltungen veranschlagt  werden,  die  Ein- 
nalimen  aus  der  Veräiisserung  von  Immobilien 
bei  besonders  bestimmten  Titeln.  Da  aber 
zur  Zeit  der  Aufstellung  des  Etats  nicht  zri 
übersehen  ist,  welche  Venlu-twerungen  im 
einzelnen  im  Laufe  des  folgende»  Etats- 
jahres erfolgen  und  weiclie  Erlöse  dabei 
aufkommen  werden,  so  winl  der  Durch- 
schnitt der  Verkaufserlöse  in  den  letztvOTao- 
gegangenen  Jahren  zu  Grunde  gelegt. 

Anders  in  Bayern.  Nat'h  äen  Be- 
stimmungen seiner  Verfassung  gelten  die 
Erlöse  aus  veräussert^-n  StastsgGtei-n  nicht 
als  laufende  Staatseinnahmen ,  sondern  als 
staatliches  Grundstocksvermögen  und  büdeo 
deslialb  einen  »icht  budgetmässigen  Fonds 
und  sollen  hauptsächlich  zur  Erwerbung 
anderer  Staatsgüter  und  zur  Ablösung  von 
I^asten,  welche  auf  StaatsgOtem  ruhen,  ver- 
wendet werden.  Dem  Lcuidtag  steht  wediT 
in  der  einen  noch  in  der  anderen  Ricbtuug 
ein  Mitwirkungsrecht  zu ,  wohl  aber  dip 
Kontrolle,  weshalb  ihm  jedesmal  bei  seinem 
Zusammentritt  ein  Verzeichnis  über  die  voU- 


')  Vgl.  noch  die  bei  Wagner  in  ScbSobergs 
Handbuch  angeführten. 

')  Die  dem  Staatsschatz  zustehenden  Er- 
löse aus  der  Veräussernng  von  Staatagrond- 
stücken  verblieben  bisher  den  betreffenden  Ye^ 
waltungen,  wenn  die  Erlöse  zur  BeachaffnuE 
des  Ersatzes  fUr  die  veränaeerten  Objekte  er- 
forderlich waren.  Diese  Erlöse  wurden  biahei 
weder  in  der  Rechnung  nachgewiesen,  noch  ix 
Kosten  für  die  Brsatzbeschaffnng  in  den  El*t 
anfgenommen,  vielmehr  wurden  die  Erlttee  direkt 
zur  ErsatzbeschafFong  verwendet  Fwtan  »Um 
beide  im  Etat,  bezw.  „wenn  dies  nicht  angiogig*, 
in  der  Rechnung  nachgewiesen  werden. 
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zt^nen  VeräuseeruDgen  Yon  Sta&ts^tem 
Kur  Kenntnisnahme  mitgeteilt  wird.  Auch 
■wird  Rechnung  gelegt;  diese  StaatsgOter- 
veräusBeningarechniing  bezieht  eich  auf  die 
eigentlichen  Staatsgflterkaiifschillinge  (Stoate- 
püterimmohilien) ,  die  Ahtösungsschillinge, 
<lie  Staatfiaktivkapitalien.  Diese  Oidnung 
fiiJt  nicht  für  bewegliche  Gegenstande,  wie 
Materialien,  entbehrliche  Utensilien  n.  s,  w. 
Sie  werden  im  Budget  und  der  allgemeinen 
Staatsrechnung  zur  Geltung  gebracht,  ähn- 
lich wie  in  Preussen. 

c)  Einnahmen  und  Ausgaben  auf 
Grund  von  Anleihegesetzen.  Selbst- 
verständlich ist  die  Mitwirkung  der  Stände 
bezflglich  dieser  Gesetze;  hier  haben  sie  die 
vom  Standpunkt  der  Deckung  wichtige  Ent- 
scheidung, ob  sie  filr  einen  bestimmten 
Zweck  Anleihen  bewilligen  oder  die  Mittel 
in  anderer  Weise,  wie  z.  B.  durch  Steuern, 
bereit  stellen  wollen.  Unabhängig  davon 
ist  aber  die  Frage,  ob  nun  die  in  dem  be- 
ti-effeuden  Etatsjahr  voraussichtlich  zurReali- 
siemng  bezw,  Verausgabung  gelangenden  Be- 
träge von  Anleihen,  also  z.  B.  bei  einem  be- 
willigten Eisenbahiianlehen  zu  100  Millionen, 
die  vielleicht  erst  im  Laufe  von  5  Jahren  ver- 
bant  werden,  jetles  Jahr  die  vermutlichen 
Teilbetrilge  einzustellen  sind  oder  ob  man 
davon  absehen  soll.  Im  Reiclishaushaltsetat 
■wird  diese  Frage  in  bejahendem  Sinne  ge- 
löst. In  Preussen  dagegen  besteht  folgende 
jetzt  auch  durch  das  Staat shauslialtRge setz 
T.  11.  M^  1S!)8  nicht  beeinträchtigte  Uebung. 
Die  Einnahmebetrage  ans  Anleihegesetzen 
wer<len  in  den  Staatshanshaltsetat  nur  ein- 
gestellt, wenn  diese  Gesetze  behtifs  Ergän- 
zung der  Einnahmen  in  demselben  erlassen 
wurden  ^),  die  Einnahmen  aus  sonstigen  An- 
leihegesetzen werden  dagegen  nicht  berilck- 
sichtigt,  nur  ffir  die  Verzinsung  der  etwa  neu 
im  Btetsjahr  zu  erwartenden  Anleihebege- 
bungen wird  ein  Ausgabeposten  eingestellt. 
Man  macht  für  diesen  Modus  geltend,  dass 
dui-eh  die  Aufnahme  dieser  Aoleihebeträge  in 
den  Staalshaushaltsetat  derselbe  mit  erheb- 
lichen Summen  belastet  werde,  »welche  nicht 
zu  den  regelmässigen  Einnahmen  des  Staates 
gehören  und  auch  nicht  zur  Besti-eitung 
regelmässiger  Ansgabebedurfnisse  desselben 
bestimmt  sind^  die  Uebersichtlichkeit  und 
Durchsichtigkeit  des  Staatshanshaltsetats  und 
die  Bedeutung  seiner  Abschlussziffem  wrtrde 
dadurch  wesentlich  beeinträchtigt  werden.« 
Dieses  Moment  wird  man  jedoch  nicht  für 
durehschlajgend  halten  können;  die  Ueber- 
sichtlichkeit und  Durchsichtigkeit  des  Etats 
und  seine  Nichtbelastung  mit  solchen  Posten 

')  Ansserdem  werden  die  aus  der  bekannten 
200  Millionen-Anleihe  entnotamenen  Betrüge  für 
die  AnsiedelongBhommiBBioD  in  Einnahme  nnd 
derselbe  Beirag  in  AaB^abe  gestellt. 


kommt  im  Ordinarium  zur  Geltung,  und 
Aufgabe  des  Extraordin^ums  ist  es  dann, 
gerade  diese  ausserordentliche  Bewegung  zu 
erfassen.  Mehr  Gewicht  kommt  dagegen 
meines  Erachtens  einem  anderen  Orund  zu; 
man  hebt  hervor,  dass  es  ausserordentlich 
schwer  sei  und  zum  Teil  von  ganz  zu- 
fälligen Umständen  abhänge,  wie  viel  von 
den  noch  schwebenden  Anleihen  im  bezüg- 
lichen Etatsjahr  wirklich  realisiert  werde, 
diese  Unmügliphkeit  einer  pinigermassen  zu* 
treffenden  Veranschlagung  bnnge  es  dann 
mit  sich,  dass  die  Rechnung  fortgesetzt  ent- 
weder erhebliche  Etatsüberschreitungen  oder 
aus  dem  Vorjahre  zu  übertragende  Ein- 
nahmereste aufweise,  wie  das  auch  im  Reich 
der  Fall  ist  imd  durch  Beispiele  erhärtet 
werden  kann. ')  Diese  Dngewissheit  besteht 
nun  freilich  auch  hinsichtlich  der  voraus- 
sichtlichen Zinsen ,  die  etatislert  werden ; 
allein  da  diese  nur  einen  kleinen  Prozent- 
satz der  Schuld  ausmachen  13 — 5*/o),  so 
fällt  quantitativ  eine  unzutreffende  Etati- 
siening  hier  nicht  schwer  ins  Gewicht 

In  B^em  besteht  eine  der  preussischen 
analoge  Praxis. 

d)  Weitere  in  den  Budgets  feh- 
lende Posten  sind  nicht  selten  unent- 
geltliche Naturalleistungen  (z.  B.  Eisenbahn- 
rreifahrt),  der  Geldanschlag  der  Dienst- 
wohnungen der  Beamten,  welche  zu  ihrem 
Dienstein  kommen  gehören,  die  Vorlesunga- 
honorare  der  UniversitStsprofessoren  und 
ähniiclie  Emolumente  mehr. 

Ueber  die  rechnerische  Behandln  Dg  der 
Dienstwohnungen  in  Prenssen  vsfl.  t}  S  des 
nenen  SUatahauBhalt^e»etzes  vom  11.  Mai  1898. 
Interessant  ist  die  in  Italien  bestehende  budget- 
mässige  Veranschlagung  der  Miet-  nnd  Pacht- 
Zinsen  von  Gebäuden  und  Grundstücken,  welche 
sich  in  der  Benutzung  der  Staatsverwaltung  be- 
finden ,  in  Einnahme  und  bei  den  einzelnen 
Minixterieu  in  Ansgabe.  Hanchmal  bedarf  solcher 
„verdeckter  Staataliedarf"  sehr  der  Kontrolle. 

e)  Aktiv-  und  Passivreste  (Aus- 
stände und  Rückstände).  In  einer  Budget- 
periode sind  vielfach  Einnahmen  zu  er- 
warten und  Ausgaben  zu  leisten,  die  bereits 
in  einer  früheren  Periode  fällig  geworden 
sind.  Andererseits  werden  auch  bei  dem 
laufenden  Budget  Einnahmen  und  Ausgaben 
fällig  werden,  ohne  in  der  darauf  bezflg- 
Hchen  Finanz-  bezw.  Gebarungsperiode  zur 
Realisation  zu  gelangen.  Es  fragt  sich,  ob 
diese  zu  erwartenden  Eüigänge  einerseits 
und  Kürzungen  andererseits  bei  der  Budget- 
auf Stellung  benlckaichtigt  werden  sollen. 
Die  Regel  ist  die  Nichthenlcksichtigung, 
indem  man  sich  das  einzelne  Budget  los- 
gelöst denkt  von  dem  vorhergehenden  und 
nachfolgenden  und  dadurch  die  Erforder- 
nisse   und    Deckungsmittel    <ler    einzelnen 


')  Vgl.  Motive  Finanzarchiv  15  (1898)  S.  795. 
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Pinanzperiode  möglichst  rein  zur  Darstellung 
briji^.  Wohl  aber  werden  die  Aktiv-  und 
PftSBivreste  in  der  Rechnung  berücksichtigt. 
Vgl.  auch  unteD  das  sub  8  in  betreff 
der  Ausfälle,  IfachllisBe  und  dei^leichen 
Gesagte, 

f)Vom  Staat  vereinnahmte  Gelder 
Dritter.  Nicht  alle  Einnahmen  und  Aus- 
gaben, welche  durch  die  Hände  einer  Öffenl- 
Echen  Wirtschaft  laiifen,  sind  zurEtatiaierung 
geeignet;  manche  stehen  so  ausser  seiner 
eigenen  Wirtechaft,  dass  ihre  Aufnahme 
geradezu  stören  kann.  Von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  wird  man  es  billigen  müssen, 
wenn  nach  dem  preussischen  Staatshaus- 
haltsgesetz Beiträge  Dritter  im  Etat  nicht 
berütisichtigt  werden  sollen,  sofern  sie  für 
im  Staatshaushalt  nicht  vorgesehene  Aus- 
gaben erfolgen ;  dahin  würde  z.  B.  der  Fall 
gehören,  dass  bei  Kotständen  den  staatlichen 
Behörden  Liebesgaben  für  die  Notleidenden 
EUgehen  oder  dass  einer  staatlichen  Polizei- 
behörde die  von  dritter  Seite  fdr  die  Er- 
mittelung eines  Verbrechers  ausgesetzte  Be- 
lohnung zur  Auszahlung  an  die  beteiligten 
Beamten  überwiesen  wird;  der  Staat  oder 
das  ihn  vertretende  Ot^n  übernimmt  hier- 
bei lediglich  die  Vermittelung  einer  Zahlung 
an  den  Empfangsberechtigten.  Auch  wSre 
iinbereclientär,  in  welcher  Höhe  sich  solche 
Anfälle  ergeben.  Analog  liegt  die  Sache, 
wenn  der  Staat  für  die  auf  Gegenseitigkeit 
Versicherten  die  Verwaltung  der  Yersiche- 
ning  führt,  wie  dies  in  Bayern  in  aus- 
gedehntem Masse  geschieht;  es  ist  sicher 
korrekt,  wenn  der  Staat,  wie  es  tliatsächlich 
der  Fal),  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Versicherun gsgeschäfts  nicht  in  seinen  Etat 
aufnimmt,  sondern  darüber  lediglich  Rech- 
nung legt. ')  Vielleicht  wäre  es  auch  rich- 
tiger, wenn  in  Previssen  die  hinterl^en 
Gelder  mit  ihren  Zinsen  nicht  als  durch- 
laufende Post  im  Budget  in  Einnahme  und 
Ausgabe  figurierten. 

In  Frankreich  war  es  triiher  (bis  1893) 
üblich ,  die  für  Rechnung  der  Gemeinden 
und  Departements  erhobenen  Ziischlüge  zn 
den  Staatssteuern  in  das  Staatsbudget  auf- 
zunehmen. Wenn  das  auch  vom  Gesichts- 
Eunkt  der  Deutlichmachung  der  Gesamt- 
elastung  viel  für  sich  hat,  so  muss  doch 
vom  budgettechnischen  Standpunkt  die  Auf- 
nahme für  unzweckmässigangesehen  werden; 
man  kann  den  Ansprüchen  des  Ueberblicks 
und  der  Oeftentlichteit  auch 
Weise  Rechnung  tragen. 


')  Zweifelhafter  küunte  mau  sein  bezüg- 
lich der  Aversalaumme,  welchB  die  Veraicheranes- 
kammer  an  den  Staat  zahlt,  und  bezüglich  lei 
Ausgaben  fUr  diese  Beamten,  die  Staatsbeamte 
sind;  hier  wäre  doch  wobl  die  Einstellung  ge- 
boten. 


Bestritteu  ist,  ob  die  VolIstÄndigkeit 

des  Budgets  verlange,  dass  ein  Reserve- 
fonds in  dasselbe  eingestellt  werde. 

Sofern  man  unter  dem  Reservefonds 
en  selbständigen  Vermögenskomplei  ver- 
steht, dessen  Zinsen  kapitahsiert  werden  >), 
ist  es  richtiger,  die  Einstellung  des  Fonds 
als  solchen  zu  unterlassen;  dean,  wie 
Willgren*)  richtig  hervorhebt,  ist  es  nicht 
Aufgabe  des  Budgets,  die  Gesamtheit  der 
finanziellen  Hilfsmittel  des  Staates  darzu- 
stellen. 

man  da^g^^en,  wie  es  —  aller- 
dings ungenau  —  ^iel^h  geschieht,  unter 
Reservefonds  lediglich  einen  Posten  in  den 
Ausgaben  zur  Bestreitung  unvorhereesehener 
akuter  Bedürfnisse*),  z.  B.  für  i&ssregeln 
bei  plötzhchem  Ausbruch  einer  Epidemie. 
bei  Aufruht  oder  ausser^wöhnÜdien  Ele- 
mentarschädeu  und  dt^rgleichen,  so  ist  gegen 
die  Einstellung  einer  solchen  »Reserve^ 
nichte  einzuwenden  imd  ist  eine  solche  auch 
allgemein  üblich.  *)  ^In  Preussen  betif^  sie 
1,2  SlillLonen  Mark,  m  Bavem  in  der  Regel 
ca.  0,4  Millionen  Mark.)  Für  die  ältere  ^it 
war  sie  sogar  unbedingt  geboten,  weil  die 
augenblickliche  Gel dbeschaf fang  für .  akute 
unvorhergesehene  Zwecke  meist  schwierig 
war;  aber  auch  unter  heutigen  Verhältnissen 
muss  sie  als  zweckmässig  erachtet  weiden; 
zwar  können  bei  gut  fundiertem  Verlags- 
kapital^)  oder  Kassabestand  die  kleineren 
unvorhergesehenen  Ausgaben  leicht  daraus 
bestritten  werden,  oder  es  verm^  die  mil 
dem  Verlagskapltal  konkurrierende  Ermäch- 
tigung zur  Ausgabe  von  Schatzscheinen  die 
nötige  Hilfe  zu  bieten;  allein,  da  notorisch 
immer  unvorhei^esehene  akute  Anforde- 
rungen in  einem  grossen  Haushalt  heraa- 
treten,  so  entspricht  die  Einstellung  einer 
"  Iner     soliden      Elatgaufstellung, 


']  Ein  solcher  „EeBervefond»''  besteht  i.  B. 
in  Dänemark  {Finanzarchiv  3  [1886)  S.  6861,  in 
Fmland  (Finanzarchiv  13  (189G)  S.  194)  u.  i.  w. 

')  Znr  Lehre  vom  Budget-  und  Heclmnnes- 
weaen  des  Staates,  Finanzarchiv  16  (1899)  S.  101. 

')  So  heisst  es  in  Tit.  VII  §  5  der  hajer. 
Verfassune  vom  26.  Mai  1818:  ,Die  zur  Deckung 
der  ordenuichen  baatfindigen  nnd  bestimmt  vor- 
herzusehenden Staatsansgaben  mit  Einschloss 
des  notwendigen  ReservefondB  erforderiichen 
direkten  Steuern  werden  jedesmal  auf  6  Jahre 
bewUligt."  Seit  1876  ist  im  Bndget  die  Be- 
nennung „aUgenieine  Reserve  für  unvorherge- 
sehene und  unabweisbare  AuscTiben'  gewihlt. 

*)  Dagegen  Seidler  nnd  Schrott;  dieselbe 
gehßre  b^nfflich  nicht  in  das  Budget,  da  ^ 
Aufgabe  desselben  sei,  die  voranssichuichec  und 
wahrscheinlichen,  nicht  aber  die  bloss  möglichen 
Aosgaben  und  dazu  erforderlichen  EinnahmeD  tar 
Barstellnng  za  bringen. 

')  In  PreoBsen  beträgt  der  BetriebafoDds 
der  Oeneralstaatakasse  180,33  Millionen  VfA. 
in  Bajem  rund  39  Millionen  Hark. 


■welche  von  voniherein  Schnldaiifnahme  und 
Schwächung  des  Verlagskapitols  aus  der- 
artigen ÄnlÄssen  einzuengeD  sucht.  Niu- 
da,  wo  man  absicittlich  die  EinDahmeQ  zu 

^ring  veranschlagt,  um  auf  UeberschÜB&e 
in  der  Rechnung  hinzuarbeiten,  kCnnt«  die 
Einstellung  einer  ßeaerve  unterbleiben.  Er- 
folgt die  Einstellung  einer  Reserve,  so  kann 
die  Deckung  entweder  in  den  allgemeinen 
Eünn  ahmen  liegen  oder  es  können  die 
Mittel  eines  d^ür  gebildeten  Reservefonds 
benutzt  werden. 

h)  UnVollständigkeit  einzelner 
Etatsposten.  Hier  kommt  der  unter- 
schied von  Brutto-  und  Nettobudget  zur 
Geltung. 

Beim  Bruttobudget  werden  sämt- 
liche Einnahmen  und  sämtliche  Angaben, 
also  auch  die  Verwaltungs-  und  Erhebnngs- 
feoaten  vorgetragen,  beim  Xettobudget 
sind  die  Verwaltungs-  und  Erhebungskosten 
in  Abzug  gebracht.  Bei  Domänen  werden 
z.  B.  nur  die  Nettoertrftgnisse  eingestellt, 
ebenso  bei  Steuern:  wenn  Staatsausgaben 
mit  Einnahmen  verknüpft  sind  (z.  B.  bei 
Qestütsanstalten) ,  so  wenlen  dieselben  von 
den  Ausgaben  abgezogen  und  nur  der  Rest- 
betrag vorgetragen. 

Das  Nettobudget  war  früher  das  vor- 
herrschende. Es  erklärt  sich  dies  daraus, 
dasB  die  Verwaltung  der  Einnahmen  zu- 
meist eine  firtliche  war  und  nur  die  Ueber- 
schüsse  in  die  Centralkaese  kamen.  Die 
Centralleitimg  hatte  vielfach  nur  ein  ge- 
ringes Interesse,  die  Erhebnngskosten  zu 
kennen,  und  kannte  sie  zum  Teil  auch  nicht, 
Neben  dem  Princip  der  Decentralisation 
waren  namentlich  auch  von  Einfluss  die 
naturalwirtschaftlichen  Grundlagen  der  Haus- 
halte: denn  gerade  hier  fehlte  es  oftmals 
an  den  Voraussetzungen  zur  Ermittelung 
der  Betriebskosten,  man  denke  nur  an  die 
zahlreichen  Naturaldienate.  Die  Eassen- 
einheit  und  Centralisation  der  Finanz  Ver- 
waltung in  Verbindung  mit  dem  Durch- 
dringen der  Geld  Wirtschaft  liesseo  dann 
mehr  und  mehr  die  Kosten  erkennen ;  gleich- 
wohl blieben  auch  dann  noch  lange  die 
Hettoetats  üblich ;  die  Finanzverwaltimg 
hatte  den  vollen  Einblick,  nicht  aber  Dritte. 

In  der  verfassungsmässigen  Staatswirt- 
schaft drang  die  Volks  Vertretung  auf  Er- 
setzung der  Nettoetata  durch  Bruttoetats 
oder  doch  Ersichtlich  machung  der  Kosten. 
Frankreich  hatte  bis  1818  Nettoetata;  Eng- 
land ging  1858  znm  Bruttobndget  über.  In 
FreuasBQ  hat  die  Veifa^aung  v.  31.  Januar  1850 
(Art.  99)  den  Bnittoetat  vorgeschrieben.  Bayern 
hat  1868  das  Nettobud^et  lallen  lassen. 

Dm  Budget  des  Deutschen  Reichs  ist  ein 
Nettobndget.  Die  Erhebung'  der  Reichsabgaben 
geschieht  durch  die  Eiazel Staaten,  denen  für  die 
Mehrzahl  (ausgenommen  Zülle  und  Salz)  feaw 
Prozente  der  Bruttoeinnahme  zugesprochen  aind. 


Sie  liefern  nnr  den  Nettoertrag  an  die  Beicbs- 
kasse  ab.  Du  mag  die  Nettobudgetienmg  nahe 
gelegt  haben. 

In  Württemberg,  Sachsen  nnd  Hessen  hat 
man  ebenfaU«  Nettobndgets.  In  Württemberg 
wird  das  Nettobudget  darauf  zurückgeführt, 
dass  daselbst  die  Steuern  von  den  Gemeinden 
zn  erheben  und  im  Nettobetrag  abzofOhreo  sind. 
Das  schlechthinige  Nettobudget  ist  ver- 
werflich. Es  erschwert  die  Kontrolle,  läast 
nicht  die  volle  Steuerbelaatung  ersehen,  ge- 
währt kein  Urteil,  ob  und  wie  weit  die 
Einkommensquellen  ein  richtiges  Verhältnis 
zwischen  Erft^  und  Erhebunga-  bezw.  Be- 
wirtschaftiiQgskosten  aiifweisen;  die  Un- 
zweokmäsaigkeit  der  Erhebungsform  einer 
Steuer  oder  ihre  Berechtigjmg  kann  davon 
abhängen;  es  verdunkelt  die  wahre  Grösse 
der  Kosten  der  einzelnen  Staatsleistungen. 
Ein  Vorteil  des  Nettobudgets  ist,  dass  es 
übersichtlicher  ist  als  das  mit  Zahlen  flber- 
ladene  Bnittobudget ,  was  sich  besonders 
geltend  macht,  wenn  die  Verkehrsanstalten 
im  Besitz  der  Gemein  Wirtschaft  sind. 

Es  ist  jedoch  hinsichtlich  der  Netto-  und 
Bruttobudgets  zu  bemerken,  dass  seilen  das 
eine  oder  andere  Princip  heute  rein  dui-ch- 
geführt  ist.  Man  kann  fast  in  jedem  Budget 
einzelne  Posten  finden,  die  eine  Inkons&iuenz 
aufweisen. 

In  Bayern  z.  £.  hat  man  Bruttobudget ; 
aber  bei  den  eigentlichen  Ausgabeetata  Netto- 
budget; die  Gestüts  Verwaltungen  ziehen  von 
ihren  Ausgaben  die  Kinnahmen  ab,  die  Gym- 
nasien die  von  ihnen  bezogenen  Scholgelder  et«, 
[  Die  in  den  Zoeammenzügen  eingesteflt«n  Aus- 
I  gaben  sind  also  um  diese  Einnahmen  gekürzt, 
vom  Brnttobndget  wird  notwendigerweise  ab- 
gewichen in  Prenasen  bei  der  Seehandlung,  in 
Bayern  bei  der  kflniglichen  Bank,  beides  sind 
reine  Staats! nstitute,  und  ihr  Vermögen  gehört 
zum  StaatsvermtigeD ;  allein  die  vorgängige 
Veranschlagung  der  Brutt«beträge  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  ist  bei  diesen  Anstalten 
nach  der  Natur  liaufmSnniBcher  Inatitute  un- 
ausführbar; in  Bayern  wird  deshalb  lediglich 
der  nach  gewissen  Regeln  sich  ergebende  Ueber- 
schnaa,  die  sogen.  Aerarialrente  der  ktiniglichen 
Bank  eingestellt,  in  Preuasen  werden  hei  dem  See- 
handluugsinstitut  sowohl  im  Specialetat  als  in 
dem  Staatshanshaltsetat  neben  Geschftftsgewinn 
auch  die  Verwaltungseinnabmen  des  Inatitüta  und 
im  Specialetat  die  Verwaltungsanagaben  veran- 
schlagt ;  dem  prenssischcn  Landtag  ist  ausser- 
dem  der  Verwaltungsbeticht  und  der  Haupt- 
abscblusB  des  Instituts  für  das  letzte  abgelaufene 
Etatajahr  mitzuteilen.  (§  6  des  Staatshaushai ta- 
gesetzes.)  Analog  liegen  die  Fälle,  in  denen 
Verwaltungen  nicnt  ausschlieaalich  für  Rechnung 
eines  Gern emweaens  geführt  werden;  ein  solches 
Gemeinschafts  Verhältnis  ist  z.  B.  gegeben  hei 
der  von  Preuasen,  Heasen  nnd  Baden  gemein- 
achaftlich  betriebenen  Main-Neckar- Eisenbahn 
und  bei  der  von  Prenssen  und  Hessen  gemein- 
achaftlich  betriebenen  hessischen  Ludwigsbahn. 
Es  ist  natürlich  unmöglich,  bei  einem  der  be- 
teiligten Staaten  die  Gesamt«innahmen  und  Ge- 
aamtanagaben    in   den   Staatsetat   einznsetzeu 


e»  kann  TernünftisrerweiBe  nur  der  Anteil  des 
StaateB  an  dem  für  die  G«ineinBcbaft  veran- 
schla^n  ITebenchtUBe  oder  ZuscbusBe  ein^- 
Btellt  werden;  daneben  ist  es  allerding;«  geboten, 
die  Einnahmen  nnd  Auagttben  solcher  gemein- 
schaftlichen Verwaltungen  in  einer  dem  Special- 
etat der  beireifenden  StaatBTerwaltung  iieizn- 
fUcendea  Nachweisnng  dem  Landta(;e  mitza- 
teilen ,  wie  dies  daa  uene  prenssiache  Staats- 
hansbaltseesetz  v.  11.  Mai  18Ü8  voracbreiht. 

Bei  Gemeinden  findet  man  oft,  dasB  sie  in 
ihre  Haaptetate  nur  die  Ueberschüase  ihrer  oft 
zahlreichen  gewerblichen  Untern  eh  mnngen  ein- 
stellen, für  die  aie  besondere  Kebenetat^  er- 
richtet haben. 

Feroer  ist  nicht  zu  (Ibersuhen,  dass  der 
unterschied  Ton  Bnitto-  und  Nettobudget 
hente  mir  noch  eine  formale,  eigentlich  mir 
ffir  den  Zusunmenzug  aller  Einnahmen  nnd 
Ausgaben  nnd  Vergleicliuug  verschiedeaer 
Budgets,  die  eben  deshalb  die  grfisste  Vor- 
geht erfonlert,  wirkliche  Bedeutung  hat; 
denn  thatsächUcli  werden,  soweit  nur  irgend 
möglich,  in  den  Specialetats  die  Bntttoein- 
nahmen  und  die  damit  verknüpften  Aus- 
gaben aufgefiihi-t,  so  ist  es  auch  in  Hessen, 
wilrttemliei^  und  Sachsen.  Es  werden  auf 
diese  Weise  eigentlich  die  Vorteile  des 
Bnitto-  nnd  Nettobiidgets  mit  einander  ver- 
inmden.  Man  sieht  unmittelbar,  was  die 
Anstalten  an  Ziischnsson  erfordern  und  was 
die  einzelnen  Finanzquellen ,  wie  Forsten, 
Eisenbaiinen,  Stenem  etc.,  för  die  eigent- 
lichen Staatszwecke  zur  Verfflgung  stellen. 

Oft  sind  auch  Staatsrecht]! cna  Besonder- 
heiten roriianden,  welche  eine  ün Vollständig- 
keit der  Bndgetansätze  bewirken,  die  der 
des  Nettobudgels  analog  ist. 

Ein  Beispiel  hierfür  bietet  Preussen.  Die 
Einnahmen  nnd  Ausirabeu  des  preussischen 
Etats  sind  um  7 719 296  Hark  zu  klein;  es  ist 
diese  Summe  die  dem  Kronddeikommissfonds 
ilnrch  G.  V.  17.  Jannar  1820  aaf  die  Einkunft« 
der  Domfineu  nnd  Forsten  angewiesene  Rent« 
von  2500000  Tblr.  einschliesslich  648240  Thlr. 
(Sold;  es  wird  dieser  Teil  der  CiTÜliate  im 
Hanptetat  gleich  von  dem  Ertrag  der  Domänen 
nnd  Forsten  in  Abzug  gebracht  nnd  in  den 
Aasgaben  nicht  mit  aufgeführt. 

7,  Die  Zeitdauer  der  Budgets.  Die 
gesetzliche  Öiltigkeitsdauer  dee  Budgets 
heisst  Budget-  oder  Finanzperiode.  Die 
Regel  bilden  heutzutage  einjährige  Finanz- 
penoden, Eine  Ausnahme  maciien  nur  noch 
einige  deutsche  Mittelstaaten.  Hessen  hat 
eine  dreijährige,  Bayern,  Württemberg,  Baden, 
Sachsen  haben  zweijährige,  Württemberg 
hatte  bis  1871/73  dreijährige.  Bayern  vor 
1S68  sechsjährige  Flnanzperioden;  Sachsen 
hatte  früher  dreijährige. 

Bei  mehljährigem  Budget  weicht  die 
Anfstellung  für  die  einzelnen  Seiire  ent- 
weder ab  —  für  wachsende  Steuereinnahmen 
z.  B.  gewiss  das  Richtige  —  oder  es  werden 
für  alle  Jahre  derselben  Finanzperiode  gleiche 


Ansätze  gemacht  Das  erstere  ist  z.  B.  der 
Fall  in  ^den  und  Württemberg,  das  letztere 
in  Bayern  und  Sachsen. 

Mehrjährige  Budgets  haben  den  Vorzug, 
dasB  Parlament  und  Regierung  sich  m(^t 
unnötig  abnützen  in  Wiederholung  einer  imd 
derselben  Thätigkeit  und  noch  Frische  für 
die  übrigen  gesetzgebenden  Arbeiten  be- 
halten. Die  Uebemahme  gnisserer  ausser- 
ordentlicher Ausgaben  auf  das  ürdlnaxium 
vollzieht  sich  leichter  oder  doch  natur- 
gemässer  durch  Verteilung  auf  zwei  oder 
drei  Jahre.  Sie  kommt  innerhalb  derf^elben 
Periode  zur  Abwickelung,  während  bei  ein- 
jährigen Perioden  die  Raten  bewUligting  etwas 
unorganisches  hat.  Der  Vollzug  des  Budgets 
ist  elastischer,  wed  innerhalb  der  Fiuanz- 
periode  Uebertragungen  von  einem  Jahr  zum 
anden^n  vorgenommen  werden  kennen 
(Bayern,  Wfirttembei^).  Auch  wird  den 
mehrjährigen  Budgets  nachgerühmt,  dass 
sie  ein  langsameres  Anwachsen  drr  Aus- 
gaben nach  sich  ziehen,  indem  die  Begehr- 
lichkeit an  den  Landessäckel  für  einige  Zeit 
gebunden  ist.  Gleichwohl  verbietet  es  sich 
für  grössere  Staaten,  mehrjährige  Budgets 
zu  wählen;  die  Zuverlässigkeit  der  Auf- 
stellung wird  um  so  geringer,  auf  je  grijasere 
Perioden  sie  sich  ersti'pckt;  die  Zahl  der 
unvorherge.«ehenen  ausserordentlichen  Au.';- 
gaben  wird  bedeutend  und  bewirkt  Störungen, 
whon  die  Preisschwankungen,  die  in  längeren 
Perioden  eintreten,  verur^chen  daon  gros.-* 
Abweichungen  gegenüber  dem  Voianschlac. 
7ai  diesen  technischen,  die  materielle  Ora- 
niing  gefährdenden  Mängeln  grellen  sidi 
dann  auch  politische  Momente;  die  Parla- 
mente sehen  in  <len  langen  Finanzperioden 
eine  Schwächling  ihres  Einflusses  und  ihrer 
Kontrolle  der  allgemeinen  Verwaltung. 

Dm  den  Einwand  der  Ermüdung  und 
Abnützung  der  Regierungen  und  Parlamente 
bei  einjährigen  Builgets  ku  beschränken,  ist 
vielfach  Nachahmung  des  englischen  Vor- 
gangs vorgeschlagen  worden,  wonach  ein 
konsolidiertes  Budget  ausgesclüeden  ist,  das 
nicht  einer  jährlichen  Bewilligung  unter- 
liegt. Abgesehen  davon,  dass  dieser  Fonds 
sich  aus  der  besonderen  historischen  Ent- 
wickeln ng  engli.acher  Verhältnisse  oitlärt, 
so  fiberschätzt  man  seine  Bedeutung  andi 
nach  der  eben  berührten  Seite;  die  Posten, 
welche  er  umfasst,  wie  Zinsen  der  Staats- 
schuld, Civilliste  und  dergleichen,  bwtreitel 
man  auch  in  unseren  Parlamenten  nicht, 
und  für  die  Vereinfachung  der  Budgelbe- 
ratung  wird  damit  so  gut  wie  nichts  ge- 
wonnen. 1) 

Der  Beginn  des  BudgV'tjahrs  ist  in  den 
einzelnen  Ländern  vei^cnieden.   Die  Finani- 
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periode  fällt  zusammen  mit  dem  Ealendcr- 
j^ire  in  Frankreich,  Belgien,  Holland,  Oester- 
reich-Ungarn,  Bayern,  Scliwpdea,  Russiand, 
Schweiz,  Griecheoland,  in  der  Mehrzah]  der 
Staaten  Central-  und  Südamerikas:  sie  be- 
ginnt dagt^n  am  1.  April  im  Deutschen 
E«iche')  C-eit  1877)  und  vielen  deutschen 
Staaten  und  in  England;  den  1.  Juli  als 
Anfangstermin  haben  die  Vereinigten  Staaten, 
Canada  Brasilien,  Mexico,  Japan,  Norwegen, 
Spanien  und  Portugal,  feit  18Ö4  anc;h  Italien ; 
aucii  noch  andeie  Termine  kommen  vor, 
z.  B.  Egypten  b^nnt  mit  dem  10.  September, 
Timis  mit  dem  13.  Oktober.  An  sich  Ist 
der  Termin  irrelevant.  Er  ist  überwiegend 
bedingt  durch  die  Zeit,  in  welcher  die  be- 
Rchbessenden  Parlamente  am  liebsten  tagen, 
lind  durch  die  Zeit,  welche  filr  die  Re- 
gierungen zur  Vorbei-eitung  des  Budgets  am 
bequemsten  ist. 

Vom  tecfanisciiea  Standpunkte  aus  wftre 
zu  wünschen,  das«  die  \orlage  und  Be- 
8chlies.tuDg  des  Budgets  in  3  oder  4  Mo- 
naten vor  Beginn  der  Finanzperiode  sich 
vollziehe.  Man  hat  da  die  meiste  MCglich- 
keit,  die  Einnahmen  und  Bedürfnis.se  zu 
überschauen.  BSllt  die  Vorlage  viel  früher, 
so  ist  die  Folge,  dass  zahlreiche  Nachtrags- 
kredite (Nachtragetats)  und  EtatsOberschrei- 
tiingen  auftreten,  was  nicht  erwünscht  ist. 
Zieht  sich  andererseits  die  Beratung  sehr 
lange  hin,  so  gerät  diese  bereits  in  die  Budget- 
penode hinein,  für  welche  das  Budget  fest- 
gestellt sein  sollte;  das  macht  dann  recht 
störende  Auskunftsmittel  notwendig,  um  den 
Gang  der  Verwaltung  nicht  geradezu  zu 
unterbrechen. 

Um  diese  Misshchkeit  abzustumpfen,  be- 
dient man  sich  neuerdings  in  Frankreich, 
Belgien,  Oesterreich  (kürzlich  auch  Bayern) 
für  die  der  Bewilligimg  bedflrfenden'^Ein- 
nahraen  der  provisorischen  Zwölftel, 
indem  die  Regierung  ermächtigt  wird,  diese 
Einnahmen  auf  die  Dauer  von  einem  oiler 
mehreren  Monaten  zu  erheben,  während  filr 
die  Hauptabteilungen  der  Staat-itausgaben  eine 
Bausehsumme  vereinbart  wird. 

Bei  allseitig  gutem  Willen  wäre  es  da,  wo 
die  Finanzperindo  mit  dem  1.  Januar  beginnt, 
in  der  Hegel  mOglich,  in  der  Herbstseasion  das 
Budget  zu  bescQiessen ;  allein  die  Gepflogen- 
heit«D  der  Parlamente  liegen  nicht  in  dieBer 
Richtung;  znm  Teil  rang  es  ein  taktischer  Zug 
Bein,  daa  Budget  möglichst  lange  unerledigt 
ta  lassen ,  weil  solange  ein  Druck  auf  die  Re- 
gierung mliglioh  ist;  oft  hat  die  Verschleppung 


')  Um  die  schleppende  Bezeichnung  Etata- 
jahr  1.  April  1898,31.  M8rz  1899  oder  1.  April 
1898/99  zu  vermeiden,  ist  seit  1898,99  die  Be- 
zeichnung „Hechnungsiahr  1898"  offiziell  ein- 
geführt worden;  entscheidend  ist  die  Jahres- 
liffer,  welche  dem  gtBsseren  Zeitraum  (1.  April 
bis  31.  Dezember,)  entapricht. 


aacb  noch  andere  Qrtlude.  Die  Folge  ist  dann, 
dass  daa  Budget  meist  erst  während  der  Finanz- 
periode zn  Stande  kommt  —  ein  abnormes  Ver- 
hältnis — ,  so  besonders  in  Oesterreich,  wo  es 
seit  einem  Decennium  eine  Ausnahme  geworden 
ist,  dass  der  Ktat  rechtzeitig  beschlossen  wurde, 
was  allerdiugs  zum  Teil  daran  hegt,  dasa  der 
Etat  für  die  gemeinsamen  Angel egeoheiteu 
vorhergegangen  sein  mnsa,  ehe  der  Bedarf  der 
'  einzelnen  Staaten  festgestellt  werden  kann.  In 
dem'Dentachen  Reiche  und  der  Hehrzahl  der 
deutschen  St&at«n  hat  man  den  Spielraum  grösser 

Semacht:  dadurch,  das»  das  Etatsjahr  erst  mit 
em  1.  April  beginnt,  künneu  die  Herbst-  nnd 
Wintermonate  zur  Bndgetberatnng  benutzt 
werden.  Gleichwohl  kommt  es  auch  da  vor, 
dass  das  Budget  nicht  rechtzeitig  festgestellt 
ist.  In  Bayern  wird  das  Budget  den  Ständen 
im  September  vorgelegt,  gleichwohl  iit  ea  wieder- 
holt big  April,  geschweige  bis  Januar  nicht  er- 
ledigt worden! 

In  Frankreich  wird  daa  Budget  für  das 
nächstfolgende  Jahr  der  Kammer  bereits  im 
Januar  vorgelegt,  seine  Aufstellung  beginnt  so- 
nach schon  14—15  Monate  vor  seiner  AusiQhrang, 
Das  ist  seit  1814  Üblich.  Viele  Jahre  hindurch 
wnrden  die  Etats  bereits  im  Juli  votiert,  und 
zwar  deshalb,  weil  einerseits  die  Eammem  nur 
bis  in  den  Juli  zusammenzuhalten  waren,  das 
Budget  also  bis  dahin  fertig  werden  musste, 
sodann,  um  der  Verwaltung  Zeit  zu  geben,  die 
Steuerzettel  für  den  1.  Januar  fertig  zn  stellen. 
Später  ändeil«  sieb  diese  (iepflogenheit ,  mau 
beriet  das  Budget  statt  in  der  ersten  Hälfte 
erat  gegen  Ende  des  Jahres,  votierte  die  direkten 
Steuern  aber  bereits,  im  Juli  in  einem  besonderen 
Finanzgesetz,  um  die  Aufstellung  der  Stener- 
roUen  möglich  zu  machen.  Dadurch  wurde  die 
einheitliche  Budgetbehandlung  natürlich  ganz 
zerstört. 

S.  Die  BerechoaDg  nnd  Schätzung 
der  einzelneo  Bndgetpodten.  Der  Zweck 
des  Budgets  ist,  die  wirklichen  Ausgaben 
und  Einnahmen  sozusagen  im  voraus  zu 
erraten.  Das  Budget  ist  um  so  besser,  je 
mehr  es  der  Wahrheit  nachzukommen  sucht. 
Werden  die  Kinnahmen  gegenülier  den  Aus- 
gaben zu  günstig  veranschlagt,  so  führt  das 
leicht  zu  verschwenderischen  Ausgabeafeige- 
rungen  und  Rückschlägen  im  wirklichen 
Ei^bnis.  Die  Absicht,  durch  ein  günstiges 
Präliminare,  namentlich  im  Ordinarium,  be- 
ruhigend auf  die  Gläubiger  zu  wirken  und 
sich  günstige  Anleihebedingungen  für  die 
ausserordentlichen  Ausgaben  zu  sichern,  ist 
meist  eine  trügerische.  Sie  ^lin^  im  besten 
Falle  ein-  oder  zweimal;  die  Kntik  und  die 
Erfahning  erzeugen  gegenüber  solchen  Auf- 
stellungen Misstrauen;  in  der  Mehrheit  der 
Rille  wird  eine  offene  Darlegimg,  gepaart 
mit  dem  ernstlichen  Streben,  den  Hauslialt 
in  Ordnung  zu  bringen  oder  darin  zu  er- 
halten, auf  die  Dauer  bessere  Resultate  er- 
zielen als  eine  trügerische,  die  doch  sofort 
durch  die  Wirklichkeit  Iiügen  gestraft  wird. 
Allein  auch  der  andere  Fall,  das  Budget 
so   aufzustellen,    dass   die    Einnahmen    zu 
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niedrig  veransch]^  sind,  also  künstlich 
Uebersehüsee  erzielt  werdea,  ist  nicht  zu 
billigen.  Ein  gewisser  Spielraum  muss 
allerdings  bei  der  Unsicherheit  nach  oben 
und  unten  zugelassen  werden,  und  im  all- 
gemoinea  'wird  ein  kleiDes  Plus  in  dem 
tbatsächlichen  Ergebnis  angenehmer  empfun- 
deo  als  eio  kleines  Minus.  Allein  es  ist 
nicht  selten,  dass  in  verdeckter  Weise  auf 
beträchtliche  Ueberschüsse  hingearb 
wird;  wenn  die  Rechnungen  mit  grossen 
Ueberechrtasen  abschliesseii ,  so  li^  meist 
die  Möglichkeit  tof,  für  ausserordentliche 
einmalige  Ueberschüsse  (Bauten ,  eventuell 
auch  Schul dentil^ngen)  leichter  zu  sorgen; 
die  Kammern  bewilligen  sie  lieber,  wenn 
das  Geld  dazu  bereits  da  ist,  als  wenn  sie 
es  erst  parat  stellen  sollen.  Bei  gewissen- 
hafter Handhabung  kann  der  Modus  ^nz 
gut  sein.  Allein  die  Gefahr,  die  darin  liegt, 
darf  auch  nicht  übersehen  werden.  Es  kann 
auch  eine  verschwenderische  und  ungesunde 
Bedürfnisentwickelung  waeh^nifen  werden, 
die  hinterher  sehr  schwer  wieder  ziun  Still- 
staade gebracht  wird. 

Die  Budgetteehnik  hat  durch  gewisse 
Regeln  die  Findung  der  richtigen  Grössen 
zu  erleichtern  gesucht.  Ein  Teil  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  lasst  sich  ziemlich 
sicher  und  mit  minimalen  Schwankungen 
berechnen;  die  CiviUiste,  die  Besoldungen 
Bystemisierter  Dienststollen,  Schuldzinsen  etc. 
sind  bis  auf  sehr  kleine  Bruchteile  sicher 
zu  veranschlagen.  Auch  bei  den  Einnahmen 
gieht  es  feste  Posten ,  z.  B.  kontingentierte 
Steuern,  fest  normierte  Beiträge  seitens  der 
Selbstverwaltungskörper.  Die  Mehrzahl  der 
Einnahmen  und  auch  ein  Teil  der  Ausgaben, 
besonders  der  ausserordentEchen,  kann  aber 
nur  durch   Schätzung  gefunden  werden. 

Für  die  Schätzimg  hat  man  als  Anhalt 
teils  sorgfältig  ausgearbeitete  Kostenvoran- 
schläge,  teils  die  in  der  Vergangenheit  ge- 
machten Erfahrungen.  Besonders  üUich 
sciieint  es  früher  gewesen  zu  sein,  die  Elr- 
gebnisse  des  letztvei^DgeDen  Jahres  als 
für  das  nächste  Jahr  wahrscheinlich  anzu- 
sehen. Die  Beobachtung,  dass  das  einzelne 
Jahr  aber  doch  abnorm  sein  kann,  hat  dann 
meist  dazu  geführt,  den  Durchschnitt  aus 
mehreren  zurückli^nden  Jahren  zu  nehmen. 
Sehr  üblich  ist  der  Durchschnitt  der  3 
letzten  Jahre,  Bei  mehr  als  3  Jahren  ent- 
fernt man  sich  zu  sehr  von  der  Gegenwart, 
bei  2  Jahren  ist  die  Ausgleichung  des  Durch-  i 
Schnitts  zu  achwach ;  doch  ist  bei  sehr 
schwankenden  Posten  auch  Sjähriger  Durch- 
schnitt üblich  (Bayern).  Zeigen  die  Zahlen 
keine  bestimmte  Bewegnngstendenz,  so  bildet 
der  Durchschnitt  die  unmittelbare  Grund- 
lage ;  ist  dagegen  eine  gleichmässige  Tendenz 
zum  Sinken  oder  Steigen  zu  beobachten,  so 
muss   vernünftigerweise    der   durclischnitt- 


liche  SteigeruDgs-  bezw.  Abnahmekoeffizieal 
bei-echnet  und  zur  Grösse  dee  letzlen 
Bilanzjahres  hinzugerechnet  werden.  Wenn 
die  preussische  Gebäudesteuer  1886  ST 
29772075  Mark,  1887/88  30414826  Mwt, 
1888.'89  31088636  Ma^  lieferte,  so  hätte 
es  keine  Berechtigung  gehabt,  pro  1890  91 
den  Durchschnitt  30425179  Mark  einzu- 
stellen; die  Steigerung  in  je  2  Jahren  be- 
trug 642751  und  673810,  der  Durohschnitt 
daraus  ist  658280;  zu  dem  Ertrag  pro 
1888.89  von  31088636  diese  Summe  pro 
1889/90  und  dann  wieder  pro  1890/91  hinzu- 
gefügt, ergeben  sich  32406196;  der  preuä- 
sische  Etat  hat  32375000  Mark  eingestcllL 
Selbstverständlich  dürfen  solide  Dureh- 
schnittsberechnungen  nie  starre  Regel  bilden, 
es  muss  immer  den  thatsächlichen  Verhält- 
nissen Rechnung  geb'agen  werden ;  wenn 
eine  Krisis  ausgebrochen  ist  und  alle  In- 
dizien vorliegen,  dass  eine  Reihe  von  Steuern 
zurückgehen,  wäre  es  eine  grobe  Selbst- 
täuschung, den  Durchschnitt  als  Norm  in 
nehmen. 

Ein  int«res3ant«3Te  tsnchsfeld  fUr  ScbitzDBgi- 
metboden  stellt  Frankreich  dar.  Daselbst  vir 
es  seit  1815  üblich,  in  das  Bodget  die  Ziffcn 
der  letzten  Äechnung  bei  äen  Einnihmei 
einzasetzen ;  spttt«r  legte  man  die  Grgtb- 
nisae  des  lanfenden  Jahres  soweit  m^ch  ii 
Grimde;  so  1848  die  11  Monate  und  lape  tb 
letzt«n  den  des  exercice  hinzu,  daher  dieser 
Modus  die  r^gle  de  la  penulti^me  g^naniit 
wurde:  man  wandte  ihn  bis  1851  an.  Der 
Mangel  dieser  Methede  war,  dass  die  Yeräsdr- 
rungen ,  die  in  den  Einnnhnien  im  Bndg«tJ3tir 
gegenüber  dem  eben  vergangenen  Jahr  la  er- 
warten waren,  nicht  berücksichtigt  worden:  f« 
ergaben  sich  vielfach  bflnstliche  Ueberschl'!«. 
Man  ging  nnn  Ittngere  Zeit  znm  sjEt^me  äa 
inaJonsattons  über,  d.  b.  man  erhfJIite  die  otti 
der  vorigen  Methode  aufgefondenen  Zahlen  M 
den  Betrag  der  zu  erwartenden  Ueberachüä«: 
die  Majoration  bestand  von  1863—1870,  mi[ 
Ausnahrae  der  Jahre  1866—1863,  die  emer  fest*« 
Budgettechnik  entbehrten.  Die  dritte  Repnblit 
kehrte  wieder  zu  der  ersten  Methode  lurtct 
nnd  legle  die  letzte  bekannte  Rechnung  n 
Grande.  Da  die  Vorlage  des  Budgets  im  Junwr 
erfolgte,  so  war  der  Vollzug  desselben  i"" 
Jahre  später  gelegen  als  die  Bechnong;  Jie 
Folge  dieses  nnricbtigen  Ausgangspunktes  nni 
zeitweise  enorme  Ueberschüsse ;  m  der  HoffnoBf; 
auf  solche  worden  dann  die  Zasatzkredit«  in 
ungesunder  Weise  ausgedehnt  nnd  der  Hanshill 
verwirrt.  L6on  Say  suchte  1882  Ordnunc  n 
schaffen;  durch  üebemab nie  eines  grossen läl» 
der  ansserordentlichen  Ausgaben  aufs  Ordintmun 
unterband  er  die  anf  die  Mehrerträre  gesetitoi 
Hoffnungen  nnd  bahnte  einen  neuen  SchSuni^ 
modos  an  der  der  Wirklichkeit  mehr  geiwlit 
werden  sollte;  es  wird  zunächst  von  den  E^ 
gebnissen  des  drittletzten  Jahres  ansgesaii^^. 
diese  werden  dann  dnrch  die  pnuentnuen  An- 
sätze jener  Ueberschüsse,  welche  in  den  leutcn 
5  Jahren  durchschnittlich  ercielt  worden  w»ru> 
ergänzt. 
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Empfohlen  erecheint  es,  die  Biid^t- 
zahlen,  die  doch  nur  Schätznngsziffern  sind^ 
abzurunden;  es  hat  keinen  Sinn,  etwa  bei 
einem  Einnahmeposten  von  30  Milhonet 
noch  die  Hunderte  und  Zehner  aufzuführen  , 
die  einzelne  Mark  hat  ihren  Platz  in  der 
Rechnung,  nicht  aber  im  Budget.  Die  Mehr- 
zahl der  Staaten  verfährt  auch  so;  eine 
Ausnahme  macht  Frankreich. 

Sowohl  fOr  die  Vollständigkeit  des  Bud- 
gets als  für  die  richtige  Schfitznng  der 
einzelnen  Posten  ist  die  Frage  von  Be- 
deutung, wie  es  da  gehalten  werden  soll, 
vfo  von  vornlierein  eine  Differenz  zwischen 
Qebühr  und  Äbstattung  infolge  von  Ausfällen. 
NadüSssen  und  dei'gleichen  wahrscheinlich 
ist,  z,  B.  bei  Steuern.  Bei  der  Grundsteuer 
kennt  man  das  Soll  fast  ganz  genau,  allein 
es  treten  Nachlässe  infolge  von  Sagelschaden 
und  dergleichen  auf,  andere  Posten  sind 
uneinbringlich,  z.  B.  weil  die  ürtmdstüf.ke 
derelinquiert  wurden.  Ist  das  Soll  oder 
der  wahrscheinlich  anfallende  Betrag  ein- 
zustellen? Der  wahrechein  liehe  Betrag  ist 
■wichtig,  weil  nur  dieser  für  das  Gleich- 
gewicht im  Haushalte  entscheidet;  aber 
auch  das  Soll  hat  seine  Bedeutung,  da 
die  richtige  Festsetzung  der  wahrschein- 
lichen Beträge  doch  erst  aus  den  Ansätzen 
für  das  ewentliche  Soll  in  Verbindung  mit 
den  Nachlässen  und  KQfkständen  sich  er- 
giebt  und  es  auch  erwünscht  ist,  dass  ge- 
rade bei  Beratung  des  Budgets  diese  Posten 
mit  unter  die  Lupe  genommen  werden. 
Auch  der  Forderung  mögliclister  Vollständig- 
keit des  Budgets  und  in  den  meisten  Fällen 
auch  seiner  Eigenschaft,  Verwaltungsnorm 
zu  sein,  entspricht  die  Berücksichtigung. 

Man  kann  in  vcrachiedener  Weise  den 
beiden  Momenten  Rechnung  tragen.  Ent- 
weder man  stellt  im  Budget  das  Soll  ein'), 
zugleich  aber  in  den  Ausgaben  einen  An- 
satz für  Nachlässe  und  Uneiubringlichkeilen 
(Frankreich,  Belgien,  Baden,  Hessen),  oder 
—  und  das  ist  der  einfachste  und  wohl 
empfehlenswerteste  Modus  —  man  stellt  nur 
die  effektiv  zu  erwartende  Einnahme  In  das 
Bildet,  spedfiziert  aber  in  den  Bemerkungen 
Solleinnahme,  Ausfälle,  Nachlässe  auf  Grund 
der  letzten  Rechnungen  und  begnlndet  da- 
mit den  Budgetansatz  für  die  wirkliche  Ein- 
nahme. Dieser  Modus  besteht  in  Bayern. 
Analog  verfährt  jetzt  Preussen.  Preussen 
machte  bisher  weder  im  Budget  noch  in 
der  Eechnung  die  Ausfälle  und  Nachlässe 
ersichtlich.  In  dem  Staatshaushaltsgesetz 
V.  11,  Mai  1898  ist  aber  (§g  18  und  38)  vor- 
gesehen, dnes  in  der  jährlich  dem  Landtage 
vorzulegenden    Uebersicht    der    Einnahmen 


')  Gegen  die  Einstellnng  ins  Budget  er- 
klärt sich  Willgreii,  Finanzarcbiv  16  (1899) 
S.  102;  Staatsbudget  1899  S.  21, 


und  Ausgaben  des  vergangenen  Etatsjahres 
die  nicht  zur  Einziehung  gelau^n  und  die 
röckerstatteten  Beträge  und  die  nicht  zur 
Einziehung  gelangten  Defekte  bei  den  be- 
treffenden Etatstiteln  summarisch  zur  Kennte 
nianahme  mitgeteilt  werden;  die  Motive 
heben  gerade  hervor,  dass  der  Landtag  mit 
Rücksicht  auf  die  zu  veranschlagenden  Etats- 
positionen ein  berechtigtes  Interesse  habe, 
die  PMten  summarisch  zu  erfahren.') 

9.  Der  äussere  Anfban  des  Badgets 
oder  seine  Gliederung,  Ii^ation.')  Der 
Aufbau  der  in  Aussicht  genonunenen  Ein- 
nahmen^)  und  Ausgaben  kann  in  sehr  ver- 
schiedener Weise  erfolgen.  In  der  That 
sieht  in  formaler  Hinsicht  kein  Budget 
dem  anderen  gleich,  wenn  auch  alle 
eine  gleichartige  oder  verwandte  Grundlage 
haben.  Der  Aufbau  schliesst  sich  bei  den 
Ausgaben  in  der  Regel  an  die  Organi- 
sation der  Verwaltung  an  *),  die  in  dem  be- 
treffenden Gemeinwesen  besteht;  es  ergiebt 
sich  die  Notwendigkeit  hierzu  fast  von  selbst 
aus  der  Art,  wie  ein  Gesamtbudget  entsteht. 
Die  oben  gescliilderte  Entstehung  aus  den 
Elementaretats  spiegelt  das  Budget  in  seiner 
Gliederung  mehr  oder  weniger  wieder.  Die 
Zerlegung  der  MinisteriaJetats  in  die  Etats 
der  entsprechenden  Verwaltungazweige  und 
dieser  wieder  in  die  Elementaretats  geschieht 
durch  einen  in  Ziffern  oder  Sektionen,  Ka- 
piteln, Titeln,  Paragraphen  oder  ähnlichen 
Bezeichnungen  angedeuteten  Bubrikenbau; 
innerhalb  der  einzelnen  Elementaretats  sind 
dann  noch  weitere  Zerlegimgen  gemacht, 
z.  B.  bei  Ausgaben  persönliche  und  sach- 
hche  geschieden  etc. 

Das  ist  der  Aufbau  des  Budgets  ge- 
wissermassen  im  Längsschnitt.  Im  Quer- 
schnitt enthält  es  die  Zahlen,  die  vorge- 
Bchlagen  werden,  meist  geschieden  in  ordent- 
lichen und  ausserordentlichen  Etat;  zum 
Vergleich  sind  fast  fiberall  die  Ansätze  des 
letztverflossenen  Budgets  hinzugefügt  und 
das  Mehr  oder  Weniger  kenntlich  gemacht 
und  eine  Begründung  unmittelbar  oder  in 
einer   besonderen   Anlage    beigefügt.     Oft 


*)  Vom  französischen  filiation  =  Abstaro- 
Lg,  Verkettung. 

*)  Auf  die  £rQrt«rung  der  zweckmässigen 
Gliedernng  der  Einnahmen  kann  dem  Plan  des 


einem  Buch  Staatsbudget  1899  S.  44  f. 

*)  Insoweit  die  Ausgaben  keine  unmittel- 
bare Beziehnng  zu  einem  speciellen  Verwaltunga- 
zweige haben,  bilden  sie  selbständige  Haoptab- 
teilnngen;  z,  B.  Clvilliste.  Kosten  der  ^Iks- 
vertretung,  Ausgaben  für  die  Staatsschnld,  sehr 
oft  auch  die  Pensionen  a.  s.  w. 
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sind  auch  die  Resultate  der  letzten  abge- 1 
Bchlosseneii  ßechniiug  Debeoangestellt.  Daa, 
van  so  in  Special  übersieh teD  detailliert  | 
niedergelegt  ist,  pflegt  ia  eiuer  Hauptüber-  I 
sieht  (Hauptfiaanzetat)  zusammengezogen  zu 
werden. 

Durch  diese  GHedemng  wird  das  Bud- 
get üborsiGhtiich  und  auch  fflr  die  parla- 
meotarische  Beliaodlung  geeignet.  Der  ein- 
mal eingelebt«  Rubrikenbau  ptiegt  wenig 
geändert  zu  werdea,  aus  drei  Gründen:  | 
einmal  ist  der  Rubrikenbau  auch  Norm  fOr 
dae  KechnuD^sschema  aller  OffentUchen 
Stellen,  da  die  Rechnung  mit  dem  Budget 
vergleichbar  bleiben  muse;  sodann  ist  die 
Vergleichbarkeit  der  Budgets  unter  einander 
sehr  wünschenswert;  endlich  hat  der  Hu- 
brikenbau  auch  eine  wichtige  i-echtliche  Be- 
dentung^  Die  Votierung  geschieht  auf  Orund 
dieser  Rubriken ;  jedes  specielle  Votum  be- 
deutet aber  die  Bewilligung  einer  bestimmten 
Summe  für  einen  bestimmten  Zweck.  Die 
Regienmg  ist  bei  Verwendung  der  Kredite 
an  den  Zweck  gebunden  und  für  Ueber- 
sehreitungen  haftbar.  Die  Specialisie- 
run^  der  Voteu  nach  Uassgabe  der 
Rubriken  ist  sonach  von  weitgehender  Be- 
deutung. Es  kommt  darin  zugleich  die 
Grenze  zwischen  der  Kompetenz  der  Ge- 
setzgebimgs-  und  Verordnungsgewalt  zum 
Ausdruck. 

Die  Specialiaierung  iat  in  Enclaud  früh- 
zeitU:  vorhanden.  Schon  im  14.  Jahrliiuidert 
wurde  unter  Riebard  II.  der  Oraf  von  Suffolk 
Michael  de  U  Pole  verurteilt,  weil  er  Gelder 
anders  verwendet,  als  die  Oemeioen  und  der 
KJ}nig  bestimmt  hatten.  Seit  dem  Jahre  1666 
war  die  Appropriationskkusel  eine  ständige  Er- 
Bcbeinung.  Langsamer  hat  die  Specialiaierung' 
der  Voten  ihren  Weg  gemacht  in  Frankreich; 
unt«r  Napoleon  I.  warde  daa  Budget  en  bloc 
votiert,  seit  1817  erfolgte  die  Bewilligung  der 
Kredite  nach  SltnLsterien,  seit  1831  wurden  auch 
diese  iu  eine  Anzahl  von  Kapiteln  eingeteilt, 
unter  Napoleon  III.  wurde  die  Zahl  der  Voten 
wieder  sehr  reduziert,  z.  B.  1861  auf  öO.  Die 
dritt«  Bepnblik  hat  dagegen  wieder  eine  weit- 
gehende Specialisierung  der  Voten;  1877  ztthlte 
man  388  ordentUche  Äusgabetitel,  1883  bereits 
476;  fllr  daa  Ausgabebndget  sollen  jetzt  700 
Abstimmnngen  nötig  sein.  In  Oesterreich  zählt 
man  346  Ansgabetitel ,  löä  Einnahmetitel ; 
Prenssen  hat  im  Ordinarinm  und  Extraordina- 
rinm  hei  den  Einnahmen  40  Kapitel  mit  209 
Titeln,  bei  den  Ausgaben  142  Kapitel  mit  1650 
Titeln.  Eine  zu  minutiüse  Detaillierung,  wie 
eie  z.  B.  in  den  Vereinigten  Staaten  von  A^merika 
besteht,  ist  widersinnig.  Die  äosaerate  Grenze, 
bis  zn  der  die  Specialisierung  gehen  darf,  liegt 
da,  wo  noch  ein  bestimmter  und  selbstän- 
diger Verwendungszweck  und  der  zur  Er- 
fiUTimg  desselben  erforderliche  Maximalkredit 
vorher  bestimmt  werden  kann. 

Um  eine  ungefähre  Vorstellung  der  Gliede- 
mng  zn  geben,  lassen  wir  den  Ansgabeetat  des 
preuHsiachen  Justizministeriums  pro  1890/91  und 


den    Eiunahineetal    der   bayerischen     direkten 
Steuern  pro  1890  und  1891  folgen. 

Ersterer  nmfaast  von  den  137  Kapiteln  der 
dauernden  Ausgaben  die  Kapitel  71 — v2: 

iß.  Tab.  a.  8.  1163.) 

Die  Specialisierung  der  Voten  wird  teil- 
weise illusorisch  gemacht  durch  die  Gt.'- 
stattung  der  Uebertragung  (virement)-l: 
dieselbe  ist  entweder  eine  von  einem  Tit-'l 
auf  einen  anderen  desselben  Kapitels  oder 
von  einer  Finanzperiode  auf  eine  andere 
oder  beides  zugleich. 

Wenn  die  Specialisierung  der  Voten  nicht 
zu   weit  getrieben   ist,    so  ist   eine   ueber- 
tragung innerhalb   desselben   Kapitels   oder 
Titels    nicht   notwendig;    eine    pflichttreu!' 
Verwaltung  wird  wegen  der  SpecialisiemoK 
nicht  den  Betrag  ä  tout  prix  ausgeben,  we 
sie  sich  auch  nicht  scheuen  darf,   den  Etat. 
wenn  wirklich  notwendig,  zu  überschreiteu 
und   hinterher  sich  zu  rechtfertigen.     Ein 
weitgehendes  üebertragungsrecht  macht  da« 
Budget  illusoi'isch  und  der  Verwaltung  e- 
möglich,  einzelne  Zwecke  zu  Gunsten  anderer 
verkümmern  zu  lassen.    Die  TTebertragungeii 
von  einer  Biidgetperiode   zur  anderen  sind 
auch  nur  beschrankt  notwendig,  so  z.  B.  Ijel 
einmaligen    Ver willigungen    fflr    l>estiinnii'' 
Zwecke,  wie  Bauten  imd  dergleichen ;  es  ist 
wünschenswert,  auch  hier  eine  ZeitgrenJr' 
zu  setzen,  also  eine  Neubewilligung  des  er- 
forderlichen   Restes    zu   \>eran  lassen.     Ib^ 
Rechnungs-   und   Budgetwesen  wird  soiiit 
zu  kompliziert  und   gar  nicht   mehr  recht 
kontrollierbar;  in  BfJgien  hat   man  neuer- 
dings    die     rielen     schwebenden    Kredit^' 
annuUieron  lassen,  sie  beliefen  sich  auf  Vi- 
Millionen,  darunter  waren  manche  noch  an- 
dern Jahi-e  1859.    Die  Uebertrapungen  ki- 
störeti  auch  die  Vcrgieiehbarkeit  der  Jalm-. 
da   nun    viele    koincidieren    können ,  aiioli 
führen   sie   leicht  zur  Verschwendung,  wi« 
Frankreich  zeigt,  das  überhaupt  das  I^'^ 
des    Virementunwesens    war.      Das    IflO^ 
Offenbleiben  der  Fonds  hat  leicht  die  1^'ir- 
kung,  dass  die  der  Bewilligung  zu  Gruüili' 
gelten  Kostenanschläge  infolge  eintretender 
Preisverändemngen  unbrauchbar  werden  uD'I 
dann  zu  Deberschi-eitungen  führen,  mancl)- 
mal  werden  anfänglich  gute  PiT>iekte  diuv''> 
die    lauge   Verzögerung   unbrauchbar,  de' 
Antrieb    für    die    Interessenten    zur   recht- 
zeitigen Bewilligung  etwaiger  Beiti^  »if' 
vernngeri  u.  s.  w,     "Wenn   man  einwend*'^ 
dass  es  schwer  sei ,  eine  brauchbare  B^' 
für  eine  zeitliche  Einschränkung  zn  6awa 
und   dass   man   nicht  z.  B.   einen  Bau  ein- 
stellen könne ,  wenn  die  Zeitgrenie  tottie» 
in  eine  Baitausführang  falle,   so  will  ^ä.' 
nicht  viel  bedeuten,  da  die  Möglichkeil  1" 
steht,    in   jeder  Budgetperiode   rer*-™" 
eine  Verlängerung  zu  verlangen, 

*)  Von  virer  =  drehen,  wenden. 
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Jedes  Kapitel  gliedert  sich  nach  Titeln  weiter;  z.  B.  Kapitel  72  folgendennaasen: 
JuBtizprüfungskommisiion 
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iSoo 

In  Deutschland  ist  das  Tirement  als 
R^el  nicht  wiei'tannt,  aiisiiahms weise  aber 
zugelassen.  Die  Finanzgesetze  bezw.  die 
Etats  bezeichnen  die  Ausnahmen  jeweils,  in 
welchen  die  üeberti^agung  statthaft  ist. 

Das  bajeriscbe  Finanzgesetz  enthält  in  der 
Begel  zwei  Uebertragungafälle.  Einmal  sind 
die  für  die  Landbauunterbaltungskosten  eines 
jeden  Staatsministeriums  ausgeschiedenen  für 
die  eiuzeliien  Etats  derselben  bewilligten  Sammen 
innerhalb  der  betreffenden  Ministerialetats  im 
Bedarfsfall  übertragbar;  sodann  kSnnen  noch 
die  fUr  die  wissenscluiftlichen  nnd  Kunstsamm- 


lungen bewilligten  Gelder  auf  spätere  Finauz- 
penoden  übertragen  werden.  Meist  werden  im 
Finanzgesetze  noch  eine  Reihe  Kredite,  die  im 
ErlSschen  begriffen  sind,  aus  früheren  Finanz- 
perioden aufrecht  erhalten ,  besonders  die  Ban- 
kredite. 

In  Prenssen  künnen  die  am  Jahresschluss 
verbleibenden  Bestände  znr  Verwendung  in 
die  folgenden  Jahre  Übertragen  werden  1.  bei 
denjenigen  Äusgabefonda,  bei  welchen  dies  dnrch 
eine  entsprechende  Bestimmung  in  dem  Special- 
etat zugelassen  ist;  2.  bei  allen  Baufonds  (g  44 
des  St.E.G.  T.  11.  Mai  1898).    Bei  den  durch 
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besondere  Anleihegeaetze  bewilligten  Fonds 
findet  ein  Jahresabscbluss  und  demzufolge  auch 
eine  formelle  Uebertragung  verbliebener  Be- 
stände nicht  statt. 

In  Württemberg  hat  das  Uebertragungs- 
wesen  im  Laufe  der  Jahre  sich  sehr  ausgedehnt ; 
neuerdings  [seit  1883/85]  ist  aber  eine  Rück- 
strömun^  eingetreten.  (Widenmeyer,  Das  wUrt- 
tembergische  Etats-  und  Eassenwesen  S.  22ff.) 

Der  Entwurf  eines  Eeichsgesetzes  betrefTend 
die  Verwaltung  der  Einnahmen  tind  Ausgaben 
de«  ßeicbg  vom  Jahre  1877  nahm  bei  den  auf 
die  folgenden  Jahre  übertragbaren  Fonds  eine 
Grenze  von  2  Jahren  in  Aussicht,  anch  bei  Be- 
ratung des  preussischen  ät.H.G.  v.  11.  Hai  1898 
wnrde  in  der  Kommission  ein  ähnlicher  Antrag 
E-pAtellt.  ohne  iedorh  Aniifthine  xn  finden. 


wichtig  und  von  so  tiefgn'ifenilor  materieller 
Botleutiing  -wie  die  in  ontentliches  und  ausser- 
onlrritliches  Budget. 

Die  Scheidung  ist  sehr  alt,  schon  die 
fraji/ijsische  Oixlounanz  von  1314  hat  dieselbe 
verlangt;  der  Begriff  ist  aber  glelehwtdil 
kein  feststehender,  folgt  man  zuii&ohüt  der 
Praxis,  so  ei-giebt  sich  folgende  Beobachtui^ : 
Das  Budget  kommt  in  der  Weise  zu  stände. 
da-is  ie^le  anweisende  Stelle  ihren  Bedarf 
aufstellt,  dass  diese  DetailvoranscUil^  von 
der  Centralstelie  gesammelt,  gesichtet  imd 
nach  maimigfac'hen  Abänderungen  zur  Vor- 
lage   an    die    Eammcm    zuüammcngc^tellt 

unnloii       Vs  ist  in   rlsp  T^alnip  dor  Tünirc  t». 
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neuer  dauernder  Arbeitekräfle,  Altersziü^^eo 
imd  dergleichen.  Es  ist  nun  ObfrwiogpQiI 
in  der  Praxis  üblich.  Oass  die  Biidgete  die 
ciaraaügen  und  nnpoiiwlischen  Einzt'lbedarfe 
zusammen  in  <lem  ausseronlentlichfln  Etat 
aHfführen.  Der  ausserordeiifliche  Etat  ist 
es,  der  auch  hauptsächlich  den  Gegenstand 
pariamentariBchei'  Behandlung  und  Be- 
willignng  bildet,  denn  er  enthält  fast  lauter 
neue  Postniate;  beim  regelmässig  -wieder- 
kehrenden Teile  des  Dienstes,  dem  ordent- 
lichen Etat,  stellt  dagegen  der  geringste 
Teil  neue  Postniate  dar. 

Es  ist  nun  aber  sofort  klar,  dass  die 
Ansehauiuig  über  «las,  was  als  regelmässig 
und  unr^elmässig  wiederkehrend  anzusehen 
ist,  verschieden  ist,  je  nach  der  Einheit, 
von  der  man  ausgeht.  Was  vom  Gesichts- 
jiimkt«  eines  einzelnen  Amtes  unperiodisch 
ist,  wird  zu  einer  regelmässigen  Slassen- 
erecheinung,  wenn  man  alle  Aemter  zu- 
samroenfasst.  Es  wwJiseln  die  Stellen  und 
Anlässe,  aber  der  finanzielle  Gesamteffekt 
ist  stets  der  gleiche.  In  dem  einen  Jahi-e 
ixt  es  dies  Amt,  im  anderen  ein  anderes, 
wo  eine  baiilicjie  Veränderung  notwendig 
ist;  im  einen  Jahre  ist  es  eine  \  oUtsKählun^, 
im  anderen  eine  Aiisstellun^,  im  dritten  em 
Univei-sitatsjubiläiim ,  im  viei-ten  eine  Epi- 
demie oder  eine  Debei"schwemmung,  welilie 
besondere  Ausgaben  venirsatht.  Ja  würde 
man  im  stände  sein,  ein  Budget  für  5U  oder 
lOOJahi-e  aufzustellen,  so  wfirden  selbst  die 
ausserordentiichsten  nnd  weitesten  Bedarfe 
in  die  regelmässige  Wiederkehr  sieh  ein- 
gliedern lassen.  Infolge  der  kurzen  Periwien. 
für  welche  man  die  Budgets  aufstellen  nutss, 
hat  der  ausseroiilcntUi'he  Bedarf  oft  aus- 
springende Ecken,  aber  im  ganzen  hat  ein 
gi-osser  Teil  den  Charakter  der  regelmässi^n 
Wiederkehr.  In  Preussen  z.  B.  bewegt  sich 
die  Gesamtsumme  der  einmaligen  imd  ansser- 
ordentliehen  etatsmässigen  Ausgaben  in  der 
Regel  zwischen  3 — 5"/!)  des  Onlinai-iums. 

Für  die  Or«Inung  des  Haiishaltes  im 
ganzen  sind  <liese  ausserordcntliihen  Bwlaiio. 
soweit  sie  in  ihrer  Gesamtheit  eine  Wieder- 
kehr und  nicht  rentierende  Kapitalinvesti- 
tionen darstellen,  nicht  aridei-s  anzusehen 
als  die  onlentlichen  auch.  Die  Praxis  hat 
das  auch  instinktiv  herausgefdldt. 

In  der  Mehrzahl  der  dentachen  Staaten  ist 
mtm  sich  darüber  Uai,  dasB  gewisse  BOgeuannte 
ausserordentliche  Ausgaben  den  ordentlichen 
gleichen Btellen  sind.  Im  Königreich  Sachsen 
werden  seit  Hitt«  der  TOer  Jahre  in  das  ansser- 
ordentliche  Budget  nnr  diejenigen  AnRgaben 
anfgenommen .  welche  entweder  direkte  Mehr- 
einnahmeii  hervorbringen  oder  nachhaltig  den 
National  Wohlstand  erhühen.  Santen  nnd  sonstige 
aosBerordenÜicbe  Anfwendnngen ,  die  in  ihrer 
Masae  regelmässig  wiederkehren,  werden  gleich 
in  den  ordentlichen  Etat  eingegliedert. 

Aehnlich   liegt  die  Sache  in  Württem- 


berg, wo  man  eine  strenge  formelle  Scheidung 
im  Budget  gnr  nicht  einmal  kennt;  viele  der 
einmaligen  Ausgaben  werden  im  FinanzgeBetze 
oder  in  besonderen  Gesetzen  geregelt  und  teils 
hierfür  die  TermSgensbeatände  der  Eagsenver- 
waltung,  teils  (namentlich  bei  auaserordentlichen 
Aufwendungen  der  Verkebrganetalten)  Kredit 
in  Anspruch  genommen.  In  Bayern  bat  das 
Budget    die    zwei    Bnbriken    ordentliche   nnd 


der  verschiedenen  Aemt«r  nnd  St«]Ten  dar,  die 
in  der  Geaamtsnmme  in  der  Regel  zwischen 
4 — ö  Millionen  anamacben  nnd  den  ordentlichen 
Anagaben  hinsichtlich  der  Deckung  Tollsländig 
osdüniliert  werden.  Wenn  die  einmaligen  Aus- 
gaben in  besonderer  HOhe  sich  geltend  machen', 
so  werden  sie  von  den  übrigen  auaserordent< 
liehen  Ansahen  abgetrennt  nnd  im  Finanz* 
gesetz  speciell  geregelt.  Es  ist  dies  besondere 
der  Fall,  wenn  aus  einer  frükeren  Finanzperiode 
grosse  Erührignngen  vorliegen ,  auf  die  man 
zurückgestellte ,  aber  wünschenswerte  Eitra- 
ansgaben  anweist  oder  die  man  an  Stelle  be- 
wilUgter  Anleihen  treten  lässt  So  hat  der 
Finanzgesetzentwnrf  ^ro  1890  und  1891  über 
11  Millionen  fUr  einmalige  Ausgaben  bC' 
stimmt.    Analog  verfährt  man  in  Baden  und 

Das  prenssiscbe  Bndget  scheidet  die 
Ansgaben  in  2  Gruppen :  1.  dauernde  Ansgaben, 
2.  einmalige  und  ausserordentliche  Ausgaben. 
Diese  zweite  Gruppe  ist  in  sich  nicht  weiter 
differenziert ;  es  fallen  darunter  die  verschiedenen 
Landbauten,  die  Errichtung  neuer  Eisenbahnen, 
Meliorationen,  besondere  Schuldentilgungen  u.sw 
Je  nach  der  Natur  dieser  Ausgaben  nnd  je  nacl 


der  Lage  des  Haushaltes  wird  die  zweite  Grnppe 
ganz  oder  teilweise  dem  Ordinnrinm  assimiliert, 
für  den  Rest  werden  Kredit  oder  andere  aasser- 
ordentliche  Einnahmen  mit  in  Anspruch  ge- 
nommen. Daneben  werden  auch  noch  ansserhalb 
des  Etats  in  besonderen  Gesetzen  ausserordent- 
liche Verwendungen  verlangt,  z.  B.  Eisenbabn- 
banieu,  Vermehrung  von  Betriebsmitteln,  die 
meist  sehr  stossweise  erfolgen  nnd  Anlehen  be- 
dingen. 

Alle  die  vorstehenden  Beispiele  lassen  er- 
sehen, dass  die  Praxis  daß  Bedürfnis  empfindet, 
unter  den  ausserordentlichen  Ansgaben  einen 
Unterschied  zu  machen.  Es  ist  ein  Vorzug  der 
Bndgc  tauf  Stellung  des  Deutschen  Reichs, 
dass  es  diese  Scbeidnng  auch  formal  deutlich 
znm  Ausdruck  zu  bringen  sucht.  Dasselbe 
unterscheidet  fortdauernde  und  einmalige  Ans- 
gaben, letztere  zerlegt  ea  in  einmalige  Ans- 
f[aben  des  ordentlichen  und  des  ansserordent- 
ichen  Etats.  In  den  letzteren  werden  Aus- 
gaben eingestellt,  bei  denen  man  eine  periodische 
Wiederkehr  als  ausgeschlossen  betrachtet,  also 
E.  B,  die  Kosten  für  Anschaffung  oder  Um- 
wandlung von  (beschützen,  für  den  Bau  neuer 
Kriegsschiffe  etc.  Dabei  bleibt  es  natürlich  ganz 
eine  Frage  für  sich ,  ob  diese  Annahme  über 
die  Nichtperiodicität  eine  zutreffende  ist  oder 
nicht;  die  Erfahrung  beweist  leider  das  letztere; 
es  folgen  sich  die  technischen  Umgestaltungen 
im  Kri^awesen  so  schnell,  es  ergeben  sich  so 
oft  Neno^anisationen  in  der  heutigen  rasch 
lebenden  Zeit ,  dass  der  grüsste  Teil  der  ein- 
maligen ansserordentlichen  Ausgaben  den  ein- 
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maligea  ordentlichen  hätte  angeechloeaeu  werden 
dürfen.')  _  i 

Eine  analoge  Scheidung;  wie  das  dentsche  . 
Budget  hat  das  nng-arische.  Koloraan  Siell 
hat  sie  1876  in  das  ungarische  Budget  einge- 
führt. Dasselbe  kennt  ordentliche  A.usgaben, 
Interims-  oder  transitorische  Ausgaben  und 
Investitionen.  Das  Verhältnis  der  drei  Posten 
war  z.  B.  nach  dem  Budget  von  1S89  33  Mil- 
lionen Gulden,  4  Millionen  Gulden  and  13  Hil- 
lionen Quiden. 

Nach  Vorstehendem  ergab?  sieh  als 
Resultat,   dass  för  die  Uiitei-st.'heidTing  als 


derselben  Art,  noch  viel  weniger  vom  Bedarf  für 
einzelne  Leistunc-en  jedes  Beamten  oder  jeder 
Anetftlt  ana.  Schon  Jetzt  ergiebt  sich  in  den 
Staats  voran  schlagen  und  RecäaungsabBchlfisaen 
wegen  der  ungleichm&ssigen  hald  eehr  weiten, 
bald  sehr  engen  Abgrenzung  der  verschiedenen 
Abteiinngen,  Eapit«l,  Titel  und  Paragraphen 
eine  grüssere  Zahl  kleiner  ansserordeDtbcher 
Bedarfe .  welche  gleichwohl  im  ganzen  alljähr- 
lich und  ziemlich  gleichm&saig  wiederkehreDd 
faktisch  ordentliche  Bedarfe  darsteilen."  SchSffIr 
wUuscht  deshalb  z.  B.,  daea  man  die  generell 
immer  wiederkehrenden  Arten  von  Geldbedatfea 
fUr  Subventionen,  Garantiezuschüsse,  Agiover- 
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Charaktpr  hat^)  und  doch  panz  allffemein' 
nicht  ziim  oixlpntlichen  Etat  p-rpt-hnet  wird; 
PK  sind  dies  die  fast  regpimäi^sif;  in  houtij^n 
Budgets  auftretenden  bedeutenden,  wenn 
auch  oft  sehr  schwMikenden  Betlarfc  für 
iievie  Verkehrsmittel  und  andere  -werbende 
Anla^n.  Dieser  Einwand  hat  seine  Bf^ 
»■echtignng  und  zeipt,  dass  man  in  gewisser 
Beziehung  aueli  den  Verwendungszweck  mit 
berfieksit-Jitigen  mues.,  -ttTnigstenM  insoweit, 
als  es  sich  um  rentierende  Kapitalanlagen 
handelt.  Diese  treten  aus  dem  Oi-dinaiium 
heraus,  e«  ist  ein  Aufn-aiul  eigener  Ail,  der 
im  Gegensatz  zu  den  andeivn  Ausgaben 
spine  Deektnig  sozusagen  in  sich  ti'ägt. 

Wie  obeii  bereits  gezeigt,  beliandelt 
diesen  Aufwand  und  seine  Deckung  die 
Praxis  zum  Teil  au<-h  ganz  für  sich,  einige 
Staaten  haben  dafflr  sogai'  eine  eiginie  Bubiik 
l>ezw.  eipencs  Bndget,  wie  Ungain  die  In- 
vestitionon,  ninl  auch  Theoretiker  wie  Seidler 
]>ladicren  für  ihre  Absnndening  sowohl  aus 
dem  Ordinaiinm  als  Exti-nonlinai-iuni.  Will 
man  (Ups  nicht,  so  ist  es  jedenfalls  am 
besten,  diesen  Bedai"f  als  eine  Cnterabteihing 
des  Extraordinariums  anzusehen. 

Ebenso  gehören  deshalb  nuch  Schuld- 
aufnahmen  ftlr  rentierende  Vermögensan- 
lagen, obwohl  sie  einer  daiiernden  \\'ieder- 
kehr  fähig  sind,  nicht  zu  den  ontentlichen 
Einnahmen. 

BekftDDtlich  legt  Ail.  AVaEiier')  grossen 
Wert  darauf,  dass  man  die  \Virkungi;n  des 
Finanzbedarfs  mit  heranziehe.  Der  Lmatand, 
ob  diese  in  der  Finanzperiode  sich  auBscbliew- 
lich  oder  doch  Tomehmlich  konsumieren  oder 
nicht,  erscheint  ihm  als  ,,der  wesentlichste"  für 
die  Scheidung  von  ordentlichem  und  ausser- 
ordentlichem  Bedarf.  Er  bezeichne!  demgemSss 
als  ansserordentliehen  FinanEbedurt  im  allge- 
meinen oder  weiteren  Sinn  den  „unperiodisch, 
im  grösseren  Betrege  meist  nur  von  Zeit  zu 
Zeit  stattfindenden  Aufwand  an  Gütern,  dessen 
Wirkungen  notwendig  oder  regelmAssig  über 
die  lautende  Finanzperiode  hinüberragen  nnd 
dessen  baldiger  Wiedereintritt  gewühnhch  nicht 
zu  erwarten  ist";  diesen  Aufwand,  „der  die 
Grundlage  einer  dauernden  Nutzung  ist",  siebt 
Wagner  sowohl  in  den  privatwinschaftlicben 
als  in  den  Staats  Wirtschaft  neben  Kapitalanlagen. 
Neben  dem  ausserordentlichen  Aufwand  im  all- 
gemeinen oder  weiteren  Sinn  unterscheidet 
Wagner  dann  noch  einen  solchen  im  eigent- 
lichen oder  engeren  Sinn,  es  ist  nach  ihm  der- 
jenige, „welcher  vorübergehend  in  einzelnen 
Finanzperioden  dnrcb  abnorme,  sich  zeitweilig 


')  Veräusserungen  rentierender  Vermiigens- 
besitandteile  wird  man,  wenn  sie  auch  ofi  lange 
fortdauern,  diese  Eigenschaft  absprechen  müssen, 
weil  sie  einer  dauernden  Wiederkehr  nicht  fähig 
sind;  dasselbe  gilt  von  den  chronischen  un- 
produktiven Schulden. 

'J  Finanzwissenschatt  Bd,  I  g  62—64;  der- 
selbe in  Schönbergs  Handb.  4.  Aufl.  [Tab,  1Ö97) 
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der  Verwirklichung  der  öffentlichen  oder  Staats- 
zweeke  entgegenstellende  Schwierigkeiten  ver- 
nrsacht  wird  nnd  sich  dann  regelmässig  als  ein 
entsprechender  definitiver  Verlust  an  Sach- 
güt«m  für  die  Volkswirti'chftft  darstellt,  dem 
wenigstens  in  der  Kegel  kein  materieller  oder 
immaterieller  Gegenwert  wie  im  ersten  Fall 
gegenübersteht".  Beispiel  Kriegsauf  wand. 

So  geistvoll  diese  Darlegung  ist,  so  vermag 
ich  mich  ihr  doch  ni^bt  ganz  anz aschlt essen ; 
bei  der  Auffassung  des  ausserordeutlichen  Etats 
im  allgemeinen  Sinn  ist  doch  vom  praktischen 
Standpunkt  ttusserst  misslicb ,  dass  man  entr 
scheiden  soll,  ob  und  inwieweit  derselbe  als  eine 
Staats  wirtschaftliche  Kapitalanlage  anzusehen 
ist  oder  nicht;  das  ist  vielfach  gar  nicht  mfig- 
licb ;  allein  abgesehen  davon  ist  es  bedenklich, 
diese  soi^e nannten  Immaterialkapitalien  zu  ausser- 
ordentlichen Anagaheu  zu  stempeln,  da  man  zu 
leicht  damit  der  Neigung,  möglichst  viel  in 
diesen  Etat  und  auf  Schuld  aufnähme  zu  schieben, 
entgegenkommt.  Die  Nutzwirknng  dieser  staats- 
wirtEchaf (liehen  Kapitalanlagen  ist  oft  hinsicht- 
lich ihrer  Daner  nicbt  zu  bemessen,  nicht  selten 
sind  sie  gegen  die  ursprüngliche  Annahme  von 
nur  kurzer  Daner ,  unter  Umstünden  sogar 
negativer  Art,  denn  es  giebt  auch  da  oft  recnte 
Fehlgrifi'e.  und  jedenfalls  treten  immer  wieder 
neue  analoge  Forderungen  in  unserer  rasch 
honEnniierenden  Zeit  nnd  rasch  sich  wandelnden 
Gesellschaft  auf,  so  dass  man  besaer  thnt,  soviel 
wie  möglich  den  Aufwand  hierfür  zum  Ordi- 
narium  zu  rechnen.  Die  Erfahrung,  wohin  im 
Deutschen  Reich  die  Auffassung,  wonach  nene 
Bewaffnui^ssysteme,  Herstellung  oder  Erweite- 
rung der  Kriegsmarine  und  dergleichen  als  „Im- 
materialkapital"  und  ausserordentlicher  Bedarf 
angesehen  werden  sollen,  geführt,  ist  nicht  ver- 
lockend: es  ist  ein  grosses  Quantnm  Schulden. 

Eine  andere  Scheidnng  des  ordentlichen  und 
ausserordentlichen  Budgets  versucht  Seidler, 
er  rechnet  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  welche 
im  Pinanzplane  vorgesehen  waren,  zum  ordent- 
lichen, die  ausserfinanzplanmässigen  Ausgaben 
und  Einnahmen  dagegen  zum  ansserordentlichen 
Budget.  Sie  fallen  wie  Meteore  in  die  regel- 
mässigen Kreise  der  periodisch  erscheinenden 
Einnahmen  nnd  Ausgaben.  IHese  Auffassung 
hat  den  Vorzug,  dass  auch  bei  ihr  nur  gewisse 
ausspringende  Punkte  in  den  ausaerordentlicbeu 
Etat  fallen,  sonach  das,  was  nur  scheinbar 
ausserordentlich  ist,  dem  ordentlichen  Etat 
assimiliert  ist.  Misslich  bleibt  aber,  dass  der 
Finanz|)lan  doch  zu  unbestimmt  ist.  auch  zu 
sehr  steten  leisen  Aenderungeu  unterliegt,  nm 
ihm  eine  normative  Funktion  in  dieser  Hinsicht 
zuzuteilen.')  Auch  giebt  es  künftige  Erforder- 
nisse, die  dem  Finanzplan  idcht  fremd  zu  sein 
und  doch  nicht  in  den  ordentlichen  Etat  auf- 
genommen zn  werden  brauchen ;  man  denke  nur 
an  das  seinerzeitige  Freycinetsche  Bauprogramm. 

Dagegen  hat  neuesten»  Willgren  eine 
Unterscheidung  aufgestellt,  die  im  wesentlichen 
sich  mit  meiner  Auffassung  deckt,  wenn  sie  auch 
formell  anders  ausgedrückt  ist;  er  sagt-):  „Im 
allgemeinen  kann  man  sagen,  dass  das  ordent- 
liche Budget  diejenigen  Erfordernisse  umfassen 

'I  Willgren,  Das  Staatsbndget  1899  S.  62. 
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staaÜichen  Aufwandiweige  hervorgehen,  ohne 
steheniJe  KapitalaBlageo  anderer  Art  zu  sein, 
als  für  diesen  Betrieb  erforderlict  und  daroa 
nnmittelbar  bedingt  ist  (z.  B.  DienstgeMnde), 
and  diejenigen  Einnahmen,  welche  auf  den  Ver- 
mÜgensDestand  des  Staates  keinen  nachteiligen 
Eiaflusa  anstlben.  Das  ausserordentliche  Bu&et 
dagegen  umfasst  denjenigen  Bedarf,  welcher 
Sber  den  Rahmen  der  normalen  Erfordernisse 
hinansilUlt,  z.  B,  behufs  Herstellung  stehender 
mit  dem  normalen  Staatshaushalte  nicht  un- 
mittelbar zusammenhängender  Kapitalanlagen, 
nud  diejenigen  Staatseinnahmen,  welche  nur 
darcli  Verminderung  des  aktiven  oder  Ver- 
gresserung  des  passiven  Staats  Vermögens  er- 
zielt werden  können."  Was  Willgren  als  Normal- 
erfordemis  bezeichnet,  ist  in  der  Hauptsache 
das  nämliche ,  was  ich  mit  dem  „nngefUhr 
periodisch  wiederkehrenden"  bezeichne,  nnd  be- 
züglich der  Ausuabnien  stehen  wir  auch  auf 
demselben  Boden.  Eine  gewisse  Unbestimmt- 
heit bleibt  bei  jeder  Unterscheidung. 

Je  Kt^liärfer  man  desu  wirklichen  Ctiarakt^rs 
der  vei-whiRiienon  Aiisgal>ou  sicli  beiniRst 
ist,  um  so  sicherer  winl  auch  das  Urteil 
Aber  die  Art  <ler  D«ikung.  um  so  Bolider 
winl  die  Wirtschaft.  Es  ist  hier  nicht  der 
Hauiii,  um  eine  vollständige  Theorie  der 
Deckung  KU  gelieii.')  Eti  ist  hiermir  soweit 
darauf  einüug«hen,  als  die  Oliederiing;  des 
Budgets  hierfür  be^leiitsaiii  ist. 

Es  soll  nim  gleich  angegeben  werden, 
dass  ans  der  Scheidung  dos  Bedarfs  keiue 
schlechthin  ige,  keine  strikte  Deckiingstwgel 
abgeleitet  wenlen  dai-t;  es  ist  selbst  an- 
gesichts ilei-  sti-enffei-en  Auffassung  über  das 
Unünarium,  die  hier  verti-eten  worden  ist, 
unrichtig  zu  sagen:  »in  alten  Fällen  onlent- 
liche  Deckung  für  die  onlentlichen  Bedarfe, 
aussei'oi'dentliehe  Det^knng  für  ausserordent- 
liche n<ler  für  gewisse  (produktive)  ausser- 
onlentlieltc  Bedarfe».  Die  Fr^e  der  Dei-kiuig 
ist  keine  rein  wirtschaftliche,  somlern  zu- 
gleich eine  politis<'he;  sie  muss  nach  der 
Gesamtheit  aller  für  den  Staatsmann  be- 
aditens werten  Voraussetzungen  gewihtligt 
sein,  Ähnlich  wie  ja  auch  hei  der  Wahl  der 
direkten  und  indii-ekten  Steuern  der  Staats- 
mann flie  Grösse  der  Widerstände  berück- 
sichtigt, die  im  einen  oder  anderen  Falle 
bei  den  SteuerkiAften  zu  fllHTwinden  sind. 
Weim  also  z,  B,  in  Krisen,  Kriegen,  Re\-o- 
lutioncn  sieben  magei'c  Jahi-e  die  onlent- 
lichen Deckungsmittel  einschwinden  lassen 
und  ohne  gefährlichste  Ei-schütterungen  des 
Staats-  und  GcMellschaftsleltens  nicht  ver- 
mehrt nnd  gt'steigert  wenlen  können,  ist 
ausseronlentlitihe  Deekiuig  am  Platze.  Eben- 
so  gewiss  ist,    dass   die   Anwendimg  dei* 

')  Natürlich  auch  nicht  der  Raum  für  die 
von  Wagner  hervorgehobenen  Gesichtspunkte  in 
Bezng  anf  die  vergleichsweise  Wirkung  von 
Steuern  and  Anleihen  (Scbänbergs  Handb.  4. 
Aufl.  1897  8.  TÖiff.). 


den  produktiven  ausserordentlichen  Bedarf 
iHsschränkt  werden  kann.  Kriege,  Ueber- 
schwemimmgen  und  dergleichen  erfordern 
plGtxUch  so  hohe  Mittel,  dass  die  Steuer- 
träger, zumal  bei  der  den  Steuern  ankleben- 
den ünvollkommeiiheit,  erdnickt  wilrden. 
Nicht  einmal  das  kann  s(;hlecbtweg  zuge- 
geben werden,  dass  der  produktive  ausser- 
ordentliche Bedarf  immer  dtmsh  Kredit  ge- 
de(rkt  werden  müsste.  Man  muss  wünschen. 
dass  in  guten  Zeiten  das  Staalsveno^ii 
wachse,  ilamit  der  Staatshauslialt  in  schlech- 
tei-en  auch  wieder  leichter  marschiere.  01> 
das  durch  Verwendung  von  ordentlichen  Ein- 
nahmen für  Schuldentilgimg  oder  zu  pro- 
duktiven Investienmgen  geschieht  läuft  auf 
dasscltie  hinaus.  Und  die  gesunde  Praxi> 
verfährt  auch  danac^h.  Württemberg  hat 
z.  B.  185.1  bU  1887  70  MiUionen  MaÄ  des 
aus  den  Ueberschüssen  der  ordentlichen  Ein- 
nahmen entstandenen  Bestvermögens  ver- 
wendet, und  zwar  32  Millionen  zur  Deekiin? 
von  Deficiten,  aber  auch  33  Millionen  fllr 
den  Eiseubahnl>au,  l^.i  Millionen  für  Post 
und  Telegraphen.  Bayern  hat  aus  den  Er- 
übri^mgen  der  Rechnung  pro  1895  18.4 
MiUionen  für  Post-  nnd  F!jsenbahnbanti>n 
verwendet  etc. 

Der  iKilitische  Gesichtspiuikt  seheint  zu 
einer  Vei-waschung  der  Gi'enzünien  zu  führen 
und  nichts  weiter  zu  bringen  als  den  Ge- 
meinplatz :  die  Deckung  sei  die  bf^to.  wek^i-' 
O^ifenwart  und  Zukunft  eines  Volkes  am 
meisten  fördert.  Allein  dem  ist  doch  nicht 
so.  Der  ]>olitische  Gesichtspunkt  schliessi 
die  Volks  wirtsi^haftliche  Rücksichtnahme 
nicht  aus.  Eine  echt  [«lilische  Auftassuni 
des  Deckimgs Wesens  wird  sehr  wohl  im 
Auge  behalten,  dass  die  ganze  ErfQlluns 
der  Staatsa)ifgabe  gefährdet  ist,  wenn  in- 
foige ewigen  Schulden  machen»  die  Steoer- 
kraft  im  Bedarfe  der  Staatss<-hu]d  aiifgrfit 
und  dass  dcslialb  für  gewöhnliche  Zeit  jfih 
Anstrengimg  sich  rechtfertigt,  um  die  onlem- 
liehen  Einnahmen  in  sacngeiuässem  Ver- 
Ikältnis  zu  einer  dem  ordentlichen  und 
atisserordentlichen  Staat«l>edarfe  perioden- 
weise genügenden  Entwickelimg  zu  brinem. 
Will  man  das  weiter  zerglieilem,  so  länn 
man  mit  Schäffle  sagen: 

»Die  Durchführung  des  Deckungswesen^ 
des  dauernden  Finanzgleichge wicht«  li5Pt  sii'li 
in  zwei  Reihen  von  Äufgalten  anf.  in  die 
Aufgabe  nachhaltiger  voller  Oesamtdeekunc 
des  Gesamtbedarfs  der  in  einander  Öl-er- 
laufen<len  Haushaltfühnmgen  längerer 
Perioden  und  in  die  im  den  Jabi'^ 
bilanzierungen  zu  lösenden  Aufgal>en.  l>f^ 
«ii-d  on-eicht  dadiuvh,  liass  in  mittelguten 
Jaliren  jenes  durchschnittliche  ordenuirfn' 
Einkommen,  wek-hes  die  gegebene  Steuer- 
ontwicJieliuig  erreicht   hat,  ausreiche,  iim 
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reichlich  den  durchschnittlichen  Geldbetrag 
aller  ordentlichen  Bedarfe,  die  bescheideneren 
ausserordentlichen  Bedarfe,  welche  iinver- 
schieblich  sind,  die  schwebende  Schuld 
sclilechter  "Vorjahre,  endlieli  mässlpe  ausser- 
ordentLche  Tilgungen  der  Schulden  mid 
ZubuHsen  schlei'hter  Vorjahre  zu  decken, 
lun  in  den  günstigen  Jahren  und  Jahres- 
reihen  bewegliche,  aber  kräftige  Tilgungen 
der  Schulden  und  Znbnssen,  Deckungen  der 
verschobenen  gi-ossen  und  kleinen  ausser- 
ordentlichen Be<larfe,  Ersätze  der  Schatz- 
l^uigen  neben  voller  Deckung  des  ordent- 
lichen Gosamtbedarfs  dinxihzuf (Ihren ;  daas 
in  den  schlechten  Jahren  von  den  statt- 
haften ausseroi-dentlichen  Fiuanzdeckiuigen 
von  ihnen  jedoch  nur  in  dem  politisch  und 
volkswirtschaftlich  luierlässlichen  Äusmasse 
Gebrauch  gemacht  wenle,  endlich  dass  die 
ordentlichen  Einnahmen  möglichst  stetig 
entwickelt  und  dass  die  statthaften  ausser- 
ordentlichen Zuschläge  zu  den  näher  be- 
zeichneten Steuern  weder  in  schlechtei'  noch 
iii  guter  Zeit  frilher  nachgelassen  wei-den, 
als  die  kräftige  Tilgung  der  Schulden,  der 
^Ersatz  der  Zubussen,  die  Kachholung  auf- 
geschobener ausserordentlicher  Bedarfe  völlig 
gesichert  ist« 

Es  leuchtet  ein,  dass  für  eine  sorgßütige 
Abwägung  nach  diesen  Richtungen  die 
Gliedenmg  in  Ordinaiium  und  Exti-aoixli- 
narium  und  die  üntergliedeningen  derselben 
keineswegs  gleichgUtig  sind;  ja  schon  die 
strengere  Aunassimg  des  Extraordinariums 
allein  bedeutet  eine  eminente  Ausgleichung 
guter  und  schlechter  Zeiten.  Das  dem 
oi-d entlichen  Etat  assimilierte  so^nannte 
ausserordentliche  Budget  stellt  eine  Art 
latenten  Reservefonds  dar;  viele  Bauten 
und  andere  einmalige  Ausgaben  lassen  zeit^ 
liehe  Verschiebimgen  zu;  wenn  die  Ein- 
nahmen in  Krisen  znsammensch  winden, 
lassen  sich  leicht  an  dieser  Stelle  Erspa- 
rungen machen ,  und  man  hat  nicht  nötig. 
die  Steuern  zu  ei-höhen  in  einer  Zeit,  wo 
das  am  schwereten  empfimden  wird.  (Vgl. 
meine  Studie  über  den  preussischen  Staats- 
haushalt in  den  Jaliren  1878/79— 1887/ S8, 
Finanzarchiv  1887,  S.  294.) 

Wie  wichtig  die  St«llnng  nnd  richtige 
WQidiguug  des  aasaerordentlichen  Etats  tax 
die  gaaze  Ordamig  des  Haushalts  werden  kann, 
lieese  sich  an  der  Geschichte  zahlreicher  Staatn- 
hanshalte  verfolgen ;  sehr  interesgant  ist  in 
dieser  Hinsicht  die  Frankreichs,  vgl.  dartlher 
Stonrm,  Le  budget,  aoa  histoire  et  son  mecanisme 
3«  id. ,  Paris  1896,  und  im  Äoachluss  daran 
Heckel,  Budget  1898  S.  46  £f. 

11.  Volmig  des  Badgets.  ^Nachdem 
das  Budget  von  den  Kammern  votiert  und 
dimjh  das  Finanzgesetz  sanktioniert  ist,  be- 
darf es  des  thatsäcldichen  Vollzugs.  Es 
erfolgt  die  Eröffnung  der  Kredite, 
d.  h.  den  einzelnen  Behöi-den  und  Stellen 


werden  von  der  Centralleitimg  auf  Grund 
des  Staatshaushaltsetats  und  der  mit  dem- 
selben festgestellten  Specialetats  die  Summen 
bezeichnet,  über  welche  sie  verfügen  dürfen, 
imd  den  Kassen  die  entsprechenden  Befehle 
gegeben.  In  den  hierbei  hinausgegebenen 
Verwaltungs-  oder  »Kassenetats«  sind  für 
die  ansfühi'enden  Behßrtlen  und  Kassen  die 
ihnen  zustehenden  Einnahmen  und  Ausgaben 
in  dem  Rahmen  der  durch  diese  Etats  fest- 
gestellten Kapitel  luid  Titel  in  Ansatz  ge- 
bracht. Bei  dieaerVerteilung  der  bewilligten 
Summen  besteht  innerhalb  des  einem  Special- 
votiim  unterlegenen   Betrags  volle  Freiheit 

Wenn  also  z.  6.  das  tuiferische  Bndget  pro. 
1890  für  die  Lnndgerichte  2  277  264  Mark  ordent- 
liche Ansgaben  anfweist  und  dieses  Kapitel  in 
zwei  Paragraphen  teilt:  persönliche  Auflgahen 
mit  1984014  Hark,  sachliche  Ansgaben  mit 
293190  Mark,  die  persönlichen  Äuagahen  wieder 
in  2  Titel,  die  sachlichen  in  4  Titel  zerlegt 
unter  letzteren  den  Titel  1:  Kanzleikosten  und 
Regieerfordemisae mit  126000 Mark,  denTitel3: 
GericbtsschreibereikoBt«n  mit  160000  Hark  an- 
führt so  ist  die  Art  der  Verteilung  des  Titels 
1  und  Tit«la  3  frei  und  Sache  der  Verwaltung. 

Ueber  die  einzelnen  Verwendun^kte, 
welche  die  Behörden  auf  Gnmd  der  kreiüt- 
eröffnimg  vornehmen,  sowie  über  die  von 
ihnen  vollzogenen  Einnahmen  müssen  sie 
fortiaiifende  Aufzeidmungen  machen.  Die 
Art  der  Buchführung  ist  genau  geregelt 
Dieses  Material  haben  die  anweisenden  Be- 
hörtlen  und  die  Kassen  Verwaltungen  syste- 
matiscli  zit  oi-dnen  und  zusammenzustellen, 
d.  h.  über  ihre  Einnahmen  und  Ausgaben 
Rechenschaft  zu  l^;ea,  sowie  den  ihnen 
anvertrauten  Best^id  an  Wirtschaftsgfltem 
oder  Vermögen  übersichtlich  zusammenzu- 
fassen und  nachzuweisen;  bei  dieser  In- 
ventarisierung sind  die  Zu-  und  Ab- 
gänge der  Vermögensgattung  eraichtlich  zu 
machen.  Die  Rechnung  ersöreekt  sich 
also  auf  aUe  Mittel,  die  einer  Verwaltimg 
anvertraut  sind,  umfasst  also  auch  die  ganze 
Vermögen Bgebamng  und  bildet  die  Grimd- 
lage  der  Katlastung  der  betreffenden  Ver- 
waltung. Ein  wesentlicher  Teil  der  Rech- 
nung bezieht  sich  aber  auf  den  Nachweis, 
wie  das  Budget  verwirklicht  worden  ist. 
Die  Rechnungslegung  erfolgt  deshalb,  -vde 
oben  schon  hen-orgeuoben ,  im  Schema  des 
Budgets.  Beide  sollen  möglichst  vergleich- 
bar sein,  damit  man  sehen  kann,  wie  der 
Vollzug  des  Budgets  sich  gestaltet  hat.  Der 
zusammenfassende  Bericht  über  diesen  Voll- 
zug des  Budgets,  sich  stützend  auf  die 
Binzelrechnimgen,  heisst  CentraJabrechnunga- 
schJnss,  General finan zrech n un g ,  allgemeine 
Staatshaushaltsrechmiug.  Obwohl  dazu  be- 
stimmt, den  Vollzug  des  Budgets  nachzu- 
weisen, ist  selbst  der  Centralabrechnunga- 
abschluss  vielfach  nicht  mit  dem  Budget 
schlecbthla   kongruent,    indem   er  mandie 
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Postfii  enthält,  die  unter  Umständen  im 
Budget  fehlen,  und  noch  mehr  ist  es  mit 
den  Rechminjren  tHierhaupt  der  Fall  (vgl. 
oben  sub  8  und  9). 

Die  Reehnungslegiing  begegnet  manchen 
Schwierigkeiten,  die  geli'Kit  wenien  mtlssen. 

Vor  allem  muER  man  Bioh  klar  werden, 
welche  Einnahmen  nnd  Auagalien  eiaom 
bestimmten  Etatajahr  zuzurechnen  find.  Das 
ist  keineswegs  x  weif  eisfrei. 

Man  kann  tür  die  Ziigehöiigkeit  der  Ein- 
nahmen und  AuBga*»*''!  '-"  einem  l)estimmten 
Etafsjahre  versfhiedene  Mei-kmale  zu  örun<le 
legen;  man  kann  ftlr  die  Verret-hmuig  «leu 
Reehts-  und  Entwtelinngsgiiind  entat-heiden 
lassen,  man  kann  aber  aui-h  vom  Fälligkeits- 
termin ausgehen,  ja  man  könnte  seihst  l«Ug- 
lich  den  definitiven  Eiiiping  oder  AnsganR 
altein  massgeliend  sein  lassen.  Der  letaten- 
Modus  ist  niistreitig  der  einfachste,  es  wilnle 
einfach  jeiiem  Jahre  zugerechnet,  was  in 
ihm  anfällt;  allein  dei-sellie  ist  doch  nicht 
empfohlen,  denn  die  Ati^In»  der  Kechnung 
ist,  nicht  blos.-i  zu  erfahi-en,  was  eingenommen 
■und  ansgegehen  wonlen  ist,  sondern  tlbei- 
den  ganzen  Vollzug  des  Budgets  Aufschluss 
zu  erteilen ;  da  Ausgnlien  imd  Einnahmen 
aber  oft  viel  später  ei-folgen ,  als  innerlialb 
der  Gebamngsperiode,  so  wflnicn  die  Rech- 
nungen und  Budgi'ts  gar  nicht  mehr  korrelat 
sein,  die  Gt^nflliersteUnng  allen  Wert  ver- 
lieren. Dieser  Fonlenmg  wilido  wohl  am 
besten  (Jenflge  geschehen,  wenn  mwi  von 
dem  ersten  Merkmal,  dem  Rechts-  und  Ent- 
Btehungsgnmde.  ausginge;  allein  es  ist  nicht 
zu  verkennen,  dass  das  Merkmal  eine  ge- 
■wi'we  Tnsiclierheit  bringt;  eine  Bestellung 
z.  B.  kann  durch  Iteiderseitiges  Einverständ- 
nis nach  Ablauf  der  Verrechnungsperiode 
wieder  rückgängig  gemacht  werden,  der 
Kostenbetrag  ftlr  eine  bestellte  Sache  noch 
nicht  feststehen.  Man  giebt  deshalb  viel- 
fach dem  dritten  oben  erwähnten  Kriteriimi, 
dem  Fälligkeitstermin,  den  Voreug;  er  ist 
der  Regel  nach  leicht  äusserli<'h  erkennbar 
und  bietet  deshalh  fHr  die  Verrechnimg 
einen  sicheren  Anhalt;  auch  pflegt  dem 
Fälligkeitstermin  die  Leistung  rasch  zn 
folgen.  Allein  thatsächlich  vtinl  selten  ein 
Princip  rein  diirchgeftlhrt,  indem  man  prak- 
tischen Verhältnissen  Rechnung  trägt  und 
je  nach  Lage  der  Sache  mehrei'e  gleichzeitig 
verwertet. 

So  ist  in  PrensBen  in  dem  neuen  Staata- 
hanshaltsgesetz  v.  11.  Moi  1898  entsprechend 
der  bisherigen  Uebnng  der  FäUigkeit^termiD 
zwar  oIr  Regel  zn  Grnnrle  gelegt,  aber  es  kann 
in  den  Specialeta ts  in  Uebereinstlmmimg  mit 
dem  Landtag  auch  nndera  bestimmt  wuiden, 
und  aokber  Abweichungen  bestehen  zur  Zeit 
hereita  mehrere  und  aollen  auch  fernerhin  fest- 
gehalten werden.  So  werden  die  Einnahmen 
und  Ausgaben  des  SeetaandlnngBinatitnts  nnd 
der  küniglic'hen  Forzellonmanufaktnr,  ohne  ßltck- 


aicht  anf  den  Fälligkeitstermin,  nach  Massgabe 
ihrer  wirtschaftlicheD  Zugehörigkeit  zu  dem 
einen  oder  anderen  Etatsjahr  verrechnet,  weil 
die  beiden  Institute  bei  kanfmänniscber  Bnch- 
fühmn^  den  handelsgeseizlichen  Voracbriften 
über  die  Anfstellnng  der  Jahresbilanzen  B«cb- 
nnng  zn  tragen  haben.*)  Im  Bereich  der  Berg-. 
Hütten-  nnd  Salinenverwaltnng  wird  dea  Kunden 
vielfach  ein  mehrmonatlicher  Kredit  g«wfihrt; 
der  ErlHs  für  die  gegen  Jahresschlnss  verkauften 
Produkt«  geht  deshalb  erst  im  nlLchaten  Etats- 
jabr  ein  nnd  wäre  nach  dem  FUligkeitatermtn 
erst  in  der  Rechnang  des  dem  Verkaufe  folgen- 
den Etatsjahrs  nacnzn weisen.  Vtd  aber  die 
Uebereinstimmung  z irischen  den  Geld-  und 
Produkt enrechnuugen  (ErlGs  nnd  Prodnkten- 
ahsatz)  feHtznb alten,  werden  diese  kreditierten, 
vor  dem  Jahreaabschlnss  noch  nicht  f^lijg  ge- 
wordenen Erlüse  fUr  verkaufte  Produkte  in  die 
Rechnung  des  Jahres,  in  welchem  der  Verksnf 
stattgefunden  hat,  als  Einnahmereste  eing'estcllt 
In  dem  grossen  Gebiet  der  Staatseiseababn Ver- 
waltung wurde  bisher  grundsätzlich   die   Ver- 


genommen und  sollen  fortan  die  wenigen  An<>- 
nahmen,  welche  nach  der  F&lligkeit  sich  rich- 
teten, ebenfalls  aufgegeben  werden.  Die  Dar- 
stellung der  Ergebnisse  des  Eisenbahnbetriebs 
kann  nur  dann  ein  richtiges  Uild  geben,  wenn 
den  Betriebsleiatnugen  auch  die  denselben  ent- 
sprechenden Betrieh  serträge  nnd  Betriebskosten 
^gentiheretehen ,  diese  bestehen  aber  nicht  in 
den  fällig  gewordenen  Beträgen,  sondern  in 
denjenigen  Einnahmen  und  Ausgaben ,  welebe 
durch  die  im  Etatsjahr  erfolgten  Verkehrs-  nnd 
Betriebsleistungen  herrorgerufen  sind.  Bei  der 
Justizverwaltung  erfolgt  die  Verrechnnng  der 
Einnahmen  an  Gerichtakosten  nnd  Geldstrafen 
ebenfalls  nicht  nach  der  Fälligkeit;  letztere  ist 
bei  Gerichtakosten  durch  prozessualische  Vor- 
gänge bedingt,  welche  in  der  Regel  vor  der 
Berechnung  der  Kosten  liegt,  an  die  sich  dann 
erst  die  Eintragung  der  Kosten  in  das  Kmten- 
register  anschliesst;  nm  letzteres  nicht  na- 
zweckmSasig  lange  offen  halten  zu  müssen, 
läsBt  man  statt  der  Fälligkeit  die  Eintragung 
ins  Kostenregister  gelten.  Analog  verfährt  man 
bei  Geldstrafen,  welche  in  die  BUcher  aber 
nicht  im  Moment  der  Fälligkeit  eingetragen 
werden,  sondern  erst,  wenn  sie  zur  Kasse  ge- 
zahlt werden.  Manchmal  kommt  auch  vor,  dasa 
man  vom  sonstigen  Etatajahr  abweichende  Jahre 
wählt,  um  den  natürlichen  Zusammenhang  nicht 
zn  zerreisaen.  So  wird  in  Prenssen  bei  den  Be- 
triebseinnahmen und  Betriebsansgaben  der  Forst- 
Verwaltung  sowohl  im  Etat  als  in  der  Becb- 
nung  nicht  das  Etatsjahr  [1.  April  bis  31.  Hin), 
sondern  das  Forst wirtscnafts jähr  {I.  Oktober 
bis  30.  September)  zn  Grunde  gel^;  für  die 
Lott«rie Verwaltung  werden  die  vollen  Ein- 
nahmen von  2  Lotterieen  etatisiert  nnd  verrech- 
net, ohne  Bttcksicht  daranf,  dass  die  erste  be- 
reits im  letzten  Vierteljahr  des  vorhergehenden 
Etatsjahrs  gezogen  wird;  man  1^  sozusagen 
als  Etatsjahr  1.  Januar  bis  31.  Dezember  zn 
Omnde. 


>]  Die  kaufmännische  Bnchfäbrnng  bneht 
•„  B.  bereits  beim  Accept  des  Wechsels. 
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Ein  weiterer  Punkt  hetrifft  die  Frage, 
<>b  man  bei  der  Venwhntins  streng  an  der 
iseitliehen  Abgrenzung  deü  Knanziahres  fest- 
lialten  (Kler  ob  man  auch  noch  Einnahmen 
lind  Ausgaben,  die  nach  Schluss  desselben 
noch  auftreten,  eine  Zeit  lang  demselben 
zurechnen  dOrfc.  Ea  Ist  in  der  Natur  der 
Verhältnisse  l>egriln<let,  (lass  kurz  nac^h  Ab- 
lauf der  Finanzperiode  nwh  ziemlich  viele 
solcher  Einnahmen  und  Auspiben  vorkommen, 
«!ie  auf  den  Dienst  des  vpii^ngencn  Jahres 
si(ih  beziehen.  Da  man  wilnwhen  muss, 
ilatia  die  Roelmung  soviel  wie  müglicli  als 
»las  wirkliche  Bild  des  Vollzugs  des  Bud- 
gets ei-seheine,  so  ist  es  omiifohlen  und  aui-h 
üblich,  ilass  man  Einnahmen  und  An!(gal>en 
auf  Rechnung  fies  bereits  vergangenen 
Dienstes  machen  Iftsst.  Der  Fi^nznse  hat 
ziir  Bezeichnung  der  Periode,  die  fUr  flie 
Aiisfilhning  der  Dienste  des  Budgets  zu- 
^olaasen  ist.  «las  \Voi-t  cxercice '),  ein  passen- 
iler  deutscher  Ausilnick  wäre  etwa  Ge- 
barnngsperiode. 

In  Frankreich  Hind  seit  1822  noch  8  Monfite 
nach  Abflnua  des  Civiljahrea  Anweisunmn  auf 
die  Kredite  des  Budget»  miiglinh;  in  Beleien 
daueri  die  Supplements periode  lOMonate;  Italien 
gewährt  einen  Spielraum  von  4'/,  Monaten, 
BnRsland  von  5  Monaten ;  England  nnd  Schweiz 
sollen  kein«;  von  der  Budgetperiode  abweichende 
Gebnmngaperiode  haben. 

In  Prenssen  erfolgte  bisher  der  Absohlnss 
des  Kassenbuch fl  der  GeneraUtantskasRe  am 
15.  Jnni,  bei  den  Central kassen  am  30.  Hai,  bei 
den  ProTtnzialhanptkassen  am  10.  Mai,  hei  den 
Special kasaen  teils  am  30.,  teils  am  26.  April. 
Nach  dem  nenen  Staatahaushaltagesetz  muss 
der  Abschlnss  der  Kassenbücher  Bpätestens  im 
dritten  Monat  nach  dem  Ablaut  de^  Etatsjahrs, 
bei  den  übrigen  Kassen  entsprechend  früher  er- 
folgen. Doch  sind  nach  Ablauf  des  Etatsjahrs 
ftlr  dieses  nor  zn  verrechnen  einmal  die  am 
1.  April  postnanierando  filUisen  Einnahmen  nnd 
Ausgaben,  femer  diejenigen  Einnahmen  nnd  Aus- 
gaben ohne  bestimmten  Fälligkeitstermin,  deren 
Hechts-  nnd  Entstehnngsgrnnd  in  dem  vorher- 
gehenden Etatsjahr  liegt  und  deren  FAIIigkeit 
noch  in  der  daranf  folgenden'  Zeit  bis  zum 
Jahresabschlüsse  für  das  letztere  herbeiz of Uhren 
ist  (§  14!. 

In  Hessen  hat  der  Bücherschhiss  der  Haupt- 
Staatskasse  spätestens  erst  1',.';  Jahr  nach  Ab- 
lauif  des  Etatsjahres  zu  erfolgen.^)  Liquide 
.\nsgstberurk stände  dürfen  deKhalb  auch  nur 
ansnahms weise  vorkommen. 


'}  Das  Wort  stammt  ans  der  Zeit  des 
Aemterkanfs;  wegen  der  I'eberzabl  von  Be- 
amten übte  (exer^it)  der  einzelne  Zahl-  und 
Schatzmeister  nur  '/«  oder  'U  Jahr  sein  Amt 
aus;  die  eiercices  der  einzelnen  Beamten  waren 
also  nnr  Teilbeträge  eines  Jahres. 

')  An.  14  des  G.  V.  34  Jnni  18T9;  Finanz- 
archiv  VI  (1889)  S.  321.  ThatsHchlich  scheint 
die  Snppleraentsperiode  nur  6  Monate  zn  be- 
tragen. Henrich,  Die  finanzielle Verwaltnng 
öffentlicher  Vermögen  mit  besonderer  Berück- 
sichtigung   des   Itichnnngaweseiis  des  .Staates 


Allein  auch  wenn  eine  besondere  Ge- 
bamngsperiode  besteht,  so  bleiben  doch  noch 
Posten  übrig,  die  bei  Absehliiss  noch  uner- 
ledigt sind.  Es  ist  z.  B.  nicht  gelungen, 
bereits  fällige  Einnahmen  noch  hereinzu- 
bringen oder  bei'eits  fällige  Ausgaben  noch 
i-echtzeitig  zu  leisten.  Infojgeflessen  zerfällt 
jede  Keciinung  in  drei  Teile:  in  eine  Soll-, 
Ist-<Hat-)  imd  Restrech  nnng.  Die  SoU- 
columne  bringt  zur  Darstellung,  wel(rhe  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  nach  dem  fest- 
stehenden Rechnirngsiirincip  dem  Etafsjahi- 
bis  Kum  Abschlues  der  Oelianingsjieriode 
zuzurechnen  waren;  es  ist  dies  auch  die 
Gritese,  welche  sicli  zum  Vei^tleich  mit  den 
korresiiondieremlen  Budgetposteii  eignet. 
Die  rst<'nlumne  bringt  zur  Darstellimg. 
welche  Einnahmen  effektiv  eingt^angen  und 
welche  Ausgaben  effektiv  geleistet  wurlen ; 
die  Restcohimne  giebt  dann  die  Diffeivnz 
an.  d.  h,  was  nwh  einzunehmen  oftci-  aus- 
zugeben ist.  Die  Eingänge,  welche  no<'.h 
ausstehen,  nennt  man  Ausstände  oder 
Aktivreste,  und  die  Ausgänge,  welche 
noch  nickstehen,  heisscn  Rückstände 
oder  Passivreste.  Die  Ausstände  werden 
nach  dem  Verstreichen  bestimmter  Termine 
nieilei^teschlageii,  die  Rückstände  verjähren 
nach  Äbla\tf  einer  bestimmten  Frist. 

Hinsichtlich  der  Verrechnung  solcher 
Reste,  falls  sie  noch  innerhalb  der  erwähnten 
Tennine  verfallen  bezw.  geleistet  werden. 
giebt  es  veischiefiene  Methfiden.  Die  ein- 
fnch.ite  ist  die,  dass  man  sie  dem  Rechnungs- 
jalir  zurechnet ,  in  welchem  sie  anfallen : 
für  die  Passivi'este  müssen  dann  die  Mittel 
des  Budgetjahi-es,  in  welchem  sie  angefallen 
sind,  eventnell  {soweit  die  Aktivreste  keine 
Eompenaation  gel>en)  aufkommen.  Das  kann 
aber  bei  grJisseren  Beti-ägen  sehr  lästig  sein, 
da  im  Budget  fflr  solche  Posten  keine  Deckung 
vorgesehen  ist:  denn  mit  Abschlnss  der 
Finanzperiode  sind  j»  die  nicht  verwendeten 
Kredite  erloschen.  Man  liat  deslialh  auch 
andere  Wege  eingt^clilagen ,  sei  es,  dasa 
man  wenigstens  die  Mittel,  welche  zur 
Deckung  von  Reataiisgaben  notwendig  sind, 
gegen  da»  Erlftschen  einige  Zeit  sichert  und 
tiementsprechend  verrechnet,  aei  es.  dass 
man  die  Reste  überhaupt  ganz  von  der 
RixJinung  des  lanf enden  IMenstes  trennt 
und  zum  Gegenstand  eigener  Re<'hnnng  und 
etwaiger  Deckung  im  Budget  macht. 

In  Bayern  besteht  der  erste  Modus;  nach- 
trägliche Einnafamen  und  Ausgaben  werden  in 
dem  laufenden  Etatsjahr  anter  dem  Titel  „auf 
den  Bestand  der  vorigen  Finanzperiode  nnd 
znrück"  verrechnet.  Analog  verdUirt  man  in 
Hessen, ') 

etc.  im  Grosah.   Hessen,  Giessen  189«  S.  166; 
Willgren,  Staatsbudget  S.  30. 

')  Art.  15  des  G.  v.  14.  Juni  1879,  Finanz- 
archiv VI  fl889)  S.  321. 
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SUatshaashaltsgesetz  v.  ll.Mai  1898  den  zweiten 
Weg  eingeschlageQ.  Damit  trotz  der  kurz  be- 
messeneu  Oebtkrung'speriode  die  Anag^ben  eines 
Jahres  Boweit  als  mCglicb  aue  den  für  dieaei 
etatsmä^ig  bestimmten  Einaahmen  bestritten 
werden .  sollen  die  Mittel  za  Bestaasgaben 
reserTiert  nnd  in  das  folgende  Etatijahr  Übet' 
tragen  werden,  indem  die  betreffenden  Betrage 
in  der  Kechnung  für  das  abgescbloanene  Janr 
als  zu  EestanBgaben  beatimmt  oachge wiesen 
und  in  den  Büchern  für  das  folgende  Jahr  in 
SollauBgabe  gestellt  werden.  Soweit  nach  Re- 
serviernng  der  erforderlichen  Beträge  zu  Rest- 
ansgftben  etwa  noch  Bestände  nnv  er  wendet 
bleiben,  sollen  dieselben  in  der  Rechnung  als 
erspart  nachgewiesen  werden.  Die  Verwendung 
der  zu  Restaasgaben  reservierten  und  in  das 
folgende  Jahr  übertragenen  Beträge  ist  be- 
grenzt: dem  Gegenstände  nach,  indem  diese 
Setrfige,  um  eine  Yerstärkune  des  Etatesolh 
fUt  das  folgende  Jahr  auszascbliessen,  nicht  fllc 
Ausgaben,  welche  diesem  angehören,  sondern 
lediglich  zur  Bestreitnng  der  Hestausgaben, 
für  welche  sie  bestimmt  sind,  verwendet  werden 
dürfen;  der  Zeit  nach,  indem,  damit  die  Rech- 
nung nicht  zu  lan^e  durch  Fortführung  von 
Resten  belastet  wird ,  die  Verwendung  nur 
während  der  Daner  des  uSchsten  Etatsjahrs 
zulässig  ist,  also  die  in  dieser  Zelt  nicht  ver- 
wendeten Beträge  in  der  Rechnung  als  erspart 
nachgewiesen  werden  müssen.  Werden  später 
noch  Zahlungen  erforderlich,  welche  ans  den 
reservierten  Beträgen  hätten  releist«!  werden 
müssen ,  oder  treten  innerhalb  des  nächsten 
Etatsjahres  nachträglich  Ausgaben  hervor,  zu 
deren  Deckung  Mittel  überhaupt  nicht  oder 
nicht  in  auareicbendem  Masse  reserviert  sind, 
so  müssen  solche  Ausgaben  aus  den  Mitteln 
des  laufenden  Etatsjahrs,  d.  h.  desjenigen,  in 
welchem  sie  thatsächlich  zur  Verrechnung  ge- 
langen, bestritten  werden. 

Handelt  es  sich  nicht  um  jährlich  ab- 
schliessende Fonds,  wie  vorstehend,  sondern  um 
tibertragbare  Einnahmen,  wie  z.  B.  Baufonds, 
so  sollen  zwar ,  um  eine  etwa  eingetretene 
Etatsüherschreitung  erkennbar  zu  machen,  eben- 
falls die  zu  Restauagaben  erforderlichen  Be- 
träge reserviert  werden;  dieaelbeo  sind  jedoch 
demnächst  in  gleicher  Weise,  wie  schon  seither, 
mit  den  etwa  ausserdem  am  Jahresschlüsse  ver- 
bleibenden Beständen  in  einer  Summe  in  die 
Bücher  für  das  folgende  Jahr  zu  übertragen. 
Für  die  demnächstige  Verwendung  soll  zwiachen 
den  solchergestalt  in  einer  Summe  Qber- 
tragienen  Mitteln  und  dem  Etatssoll  nicht  unter- 
schieden werden,  es  können  vielmehr  die  aus 
dem  Vorjahr  übernommeueu  Mittel  auch  zu  den 
Ausgaben  des  laufenden  Etatsjahrs  und  ebenso 
die  Fonds  des  laufenden  Etatsjahrs  auch  zur 
Bestreitung  solcher  Ausgaben  verwendet  werden, 
welche  dem  vergangenen  Etatsjahr  angehören. 

Durch  diese  Bestimmungen  wird  die  Oe- 
bamngaperiode  sozusagen  um  ein  Jahr  ver- 
längert bezw.  wenigstens  erreicht ,  dass  die 
nicbt  XQ  sehr  verspäteten  Ausgaben  nicht  als 
ansseretatsmäesige  verrechnet  und  deshalb  auch 
nicht  in  jedem  einzelnen  Fall,  in  welchem  eine 
verspätete  Zahlung  anzuweisen  wäre,  die  Be- 
hörde vor  der  Anweisung  bei  ihrer  vorgesetzten 
Centraistelle  nnd  diese  bei  dem  Finanzministe- 


erf orderlichen  Mittel  beantragen  muas.  Auch 
entfällt  das  Erfordernis  der  nachträglichen  Ge- 
nehmigung seitens  des  Landtags.*] 

Ueber  die  Methode  im  Onigreich  Sachsen 
vgl.  Lobe,  Eandb.  des  k.  sächs.  Etats-,  Kassen- 
und   Rechnungswesens,   Leipzig   1884   S.  SOöAf. 

In  Württemberg  bilden  die  Aktiv-  und 
Passivreste  den  Gegenstand  einer  besonderen 
Verwaltung  und  Verrechnung.  Mit  den  Aktiv- 
resten werden  vor  allem  die  Passivreste  gedecki. 
und  zwar  dürfen  die  vorbebaltenen  B«stmitt«l 
nur  verwendet  werden  zu  solchen  Ausgaben. 
welche  ans  dem  Jahre  herrühren ,  fOr  weiches 
die  etatsmässige  Verwilliguug  stattgefunden 
hat.  Daneben  giebt  es  alKr  Uebertragungts. 
indem  die  für  bestimmte  VerwaltnngasweisK 
in  einem  Rechnungsjahre  etatamäsaig  ver- 
willigten, aber  in  diesem  Jahre  nicht  vollständig 
verbrauchten ,  sondern  erübrigten  Mittel  n 
diesem  Bestbetrage  in  das  nächste  Jahr  mil 
der  Befugnis  Qbertragen  werden,  dass  sie  aurb 
zu  etwa  neu  anfallenden  Ansgaben  des  be- 
treffenden Verwaltungtzweiges  iaabesonderedanB 
verwendet  werden  können,  wenn  fUr  diese  Ans- 
gaben die  etstsmässigen  Mittel  nicht  ausreidten 
würden. 

In  Frankreich  besteht  die  Einrichtung,  dass 
die  nach  der  Gebarungsperiode  übrig  gebliebenem 
Greditreste  (ca.  9  Hulionen  Francs)  noch  darrh 
weitere  vier  Jahre  znr  Verwendung  kommen 
kännen,  ohne  dass  dieselben  neuerlich  votiert 
werden  müssen.  Diese  Kreditreste  werden  ge- 
sondert nach  den  vier  Jahresdiensten,  auf  welche 
sich  dieselben  beziehen,  als  service  de«  eierdM» 
dos  auch  in  das  Budget  neben  den  Kreditei 
der  laufenden  Periode  eingestellt.  Nach  Ablauf 
der  4  Jahre  sind  die  Kre£treste  erloschen  wid 
die  Forderung-  an  den  Staat  verjährt.  Commen 
aber  gleichwohl  für  Rechnung  bereits  abgethaner 
Bndgetperioden  Zahlungsschuldigkeiten  inner- 
halb 30  Jahren  auf,  so  müssen  die  hierzn  e^ 
forderlichen  Kredite  neuerlich  votiert  werden 
wie  die  Kredite  der  laufenden  Periode,  werden 
aber  von  den  letzteren  geschieden,  indem  lie 
als  Kredite  abgethaner  Budgetperioden  (servi« 
des  eiercices  perim^s)  im  Budget  ihre  geaosdertc 
Stellung  finden. 

Aehnlich  in  Rnssland.  Noch  zu  machende 
Zahlnngen  werden  fünf  Jahre  als  Reste  fort- 
geführt, ausgenommen  die  Kredite  für  den 
Dienst  der  C^ntlichen  Schnld,  die  perpetnier 
lieh  sind. 

Bei  Ausftlhning  des  ätaatshauahaltsetats 
finden  Abweiehungen  statt,  die  eich  in  dm 
Gruppen  bringen  lassen.  Keselben  sim! 
entweder  quantitative,  dafem  sie  in  bloBSiti 
Mehreinnahmen  oder  Mehrausgaben  pppfli 
die  bei  den  einzelneu  Titeln  fost^testeUt-in 
Summen  bestehen  (Etatsflherschr^i- 
tungen),  oder  Qualitative,  ilafem  sie  sich 
gänzlich  aiiBserhalb  des  Rahmens  des  Haii-*- 
haitsetats  bewegen  (afiBseretat^mäsBief 
EinDahraen   und   Ansgaben),  oder  ac 

')  Ueber  die  bisherigen  Meinungavenchiedeo- 
heit«n  in  dieser  Frage  zwischen  Begieran?. 
Landtag,  Obertechnangslutniiner  vgl.  die  Xotin 
Finanzarchi?  lö  {1898)  S.  816  ff. 
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*ichlieS8en  Anweisungen  auf  iinrichtige  Titel 
in  sich  (Fondsverwechselungen), 

Die  Etatsübei-schreitnngen  werden  diu-eli 
den  Vergleich  der  Rechnungsposten  mit  den 
bezüglichen  Budgetix)sten  ersichtlich;  han- 
delt e.s  Hich  um  Ansgabeetatsüberschreitiingen, 
eo  bedürfen  sie  vor  ihi«!-  Roalisiening  in 
der  Hegel  der  Genehmigung  des  Kessort- 
ministers  und  nachträglich  der  Oenehniigung 
der  Kammern. 

Die  zweite  Gruppe  ist  aus  der  Rechnung 
unmittelbar  zu  ersenen ;  denn  da  der  Voraus- 
setzung gemäss  ffli-  die  Verrechnung  ein  ge- 
eigneter Titel  oder  geeignetes  Kapitel  fehlt '), 
Bo  bleibt  niu-  die  \  errechnung  unt«r  einem 
ei^n»  geschaffenen  >ausseretatsmässige 
Einnahme  oder  Ausgabe«  nbrig.  Bezüglich 
ihrer  Genehmigimg  gilt  dasselbe  wie  bei  den 
AusgabeetatafIbei'schi'eitTmgen.  Die  dritte 
Gnippe  von  Verstfii^seii  ist  nicht  immer  un- 
mittelbai-  ersichtlich,  ergiebt  sich  aber  bei 
Revision  der  Rechntmg  imd  ihi-er  Unter- 
lagen. Gerade  diese  Kontrolle  ist  auch 
■wichtig  für  die  Pnlfuiig  des  B  iidget Vollzugs ; 
denn  Verrechnungen  unter  falschen  Titeln 
zerstören  die  Vei'gleichbarkeit 

Die  (Ist-)  Rpf'hnung  wird  selten  so  aus- 
fallen, daüs  Eumahmon  nnd  Ausgaben  sieh 
völlig  decken;  sie  wii-d  vielmehr  bald  mit 
einem  Uebei-schuss  oder  Deficit  ab- 
schliessen.  Darüber  muss  Vorkehiiing  ge- 
troffen werden,  nniX  es  ist  das  Nächst- 
liegende, das»  das  erste  Budget  noch  Ab- 
Bohliiss  der  Rechnung  die  Regelimg  über- 
nimmt Thatsächlich  ist  das  auch  sehr 
üblich.  In  Preiisrien.  Bayern*),  Oesterreich, 
Frankreich  erscheinen  die  Kaseenreste  bezw. 
Kassendef leite  als  VoranschJagspnsten  im 
neuen  Budget  Es  empfiehlt  sich,  die  letüt- 
abgeschlossene  Rechnung  zu  Grunde  zu 
l(^n;  das  hat  zwar  meist  zur  Folge,  dass 
nicht  'las  eben  abgelaufene ,  sondern  ein 
früheres  Rechnungsjahr  zu  Grunde  gelegt 
wertlen  muss,  allein  andererseits  den  Vor- 
zug, dass  über  das  Ergebnis  des  Abschlnsses 
der  Rechnung  end^tig  verfügt  werden 
kann,  wahrend  im  anderen  Falle  wiederholt 
in  den  Budgets  der  Gegenstand  verfolgt 
werden  müsste,  da  die  Scliätzung  des  Ueber- 
flchiisses  oder  üeficits  des  eben  abgelaufenen 
Jahres  ja  nie  genau  sein  kann. 

Doch  können  die  Kassenreste  bezw. 
Deficits   der    Rechnung    auch    andere    be- 

')  Davon  giebt  es  besondere  Ananahmen, 
vgl.  Übe  B.  a.  0.  S.  20. 

')  Nach  g  T  des  VerfasauDesverstftndniases 
ilblea  Erübrigungen  zu  den  Deckoiigsmitteln 
(StaatseinnAhmeti)  der  künftigen  Periode  „und 
tailasen  als  lolclie  in  daa  Budget  für  diese 
Periode  nach  ihrem  vollen  Umfange  eingeatellt 
werden".  Thataächlich  geschieht  ea  aber  nicht 
unmittelbar,  es  wird  nur  im  Finanzgeaetz  über  j 
diese  Ueberscbilsae  diaiioniert.  ! 


handelt  wenien.  ja  manche  Theoretiker, 
wie  Schrott,  sind  der  Ansicht,  ihre  Ein- 
stellung ins  neue  Budget  sei  widei-sinnig, 
da  in  dasselbe  nur  Eimiahmen  und  Aus- 
gaben gehöi-ten,  die  wahi-scheinlich  seien, 
also  erst  in  Zukunft  erwai-tet  würden, 
während  man  doch  z,  B.  den  Kassenre;*t 
bereits  habe.  Allein  so  eng  braucht  man 
die  Sache  nicht  aufzufassen;  es  handelt 
sich  danim,  ,in  die  Einnahmen  alles  einzu- 
stellen, was  man  im  kommenden  Jahre  für 
die  Ausgaben  zur  Verffigrmg  zu  haben  glaubt. 
dazu  gehört  natürlich  ei-st  recht,  was  man 
bereits  sicher  in  Händen  hat.  Immerhin 
ist  richtig,  dass  auch  die  Praxis  vielfiicii 
die  Einstellung  imterlässt.  In  Schweden 
weiden,  "«-as  nicht  mipraktiscU  erscheint, 
die  üeberschÜBse  in  einen  Fonds  gesammelt, 
aus  dem  jährlich  ein  so  grosser  i^itrag  fürs 
Budget  in  Anspruch  genommen  wird,  als 
erforderlich  ist,  lun  das  Gleichgewicht  lierbei- 
zTifflhren,  In  Belgien  wirti  der  Uebei-schiiss 
eines  Jahres  in  keinem  Staats  veranschlag 
unmittelbar  ei-sichtlich,  sondern  mir  in  dei- 
Staatsi'eclmnng  als  aasseroitl entliche  Ein- 
nahme. In  Dänemark  wird  der  üeberschuss 
(bezw.  Deficit)  nm-  als  Vergrösserang  (bezw. 
Verminderung)  des  allgemeinen  Staatsver- 
mögens  gebucht,  ohne  im  Budget  oder  in 
der  StaatsrecJinung  eines  folgenden  Jalu-es 
als  Einnahme  bezw.  Ausgabe  zu  erscheinen.') 

Die  weiteren  DetaiU  der  Bechaiingsatellung 
und  der  Bechnangskontrolle  sowie  die  GrCrte- 
ruD^  dea  mit  dem  Vollzne-  dea  Budc'ets  ver- 
bundenen Eaaaenweaena  iat  dem  Fiane  aea  Hand- 
wBrterbachB  gemäaa  anderen  Artikeln  vorbe- 
halten. Ebenso  mnsste  die  assscbliesslich  Staats- 
rechtliche  Seite  des  Budgetwesens  hier  unter- 
bleiben. Vgl.  deshalb  die  Artt.  Budgetrecht  [unten 
S,1164fr.^;  Finanz  Verwaltung:  Rechnungskontrolle 
und  Rechnungshof;  Staatssclinlden  (achwehende). 

lä.  Das  Wachsen  des  Budgets  und 
dessen  Ursachen.  Ks  ist  eine  so  bekannte 
Erscheinung,  dass  die  Budgets  fortwähreml 
wachsen,  dass  man  (heselbe  vielfach  als 
ein  Gesetz  zu  bezeichnen  pflegt.  Die  Ui-- 
sachen  hierfür  liegen  teils  in  der  Geldent- 
wertung, teils  in  dem  Wachstiimo  der  Bo- 
vfilkenmg  und  in  dem  damit  pai-allcl  gehenden 
Wachstume  der  Aufgaben,  besonders  auf  deni 
kulturellen  Gebiete,  teils  in  dem  Ueber- 
wiegen  der  PiÄveutioii  gegenüber  der  Re- 
pression, was  besondei-3  in  den  gesteigerten 
Anfordenmgen  des  Wehrwesons  zum  Aus- 
druck kommt. 

Statt  vieler  Belege  bloa  wenige;  ea  betrugen 
die  Ausgaben  abgerundet  in  Frankreich. 
1830    I  og$  Millionen  Francs 

1897  3503 

die  dea  Deutschen  Beichs 

ISHa'Sl     550  Millionen  Hark 

1898  1 380 

■)  Vgl.  Willgreii  im  Finanzarchiv  16  (1899) 
S.  103;  Staatsbudget  S.  24. 
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1897    34"; 
BieStaatBauB^abeD  fltr  Bildung  nnd  Er- 
gstefanng  waren  in  BaTeni 

1819  auf     I  186380  Mark 

18ta  „   3  7J2L63   „ 

1884  „  13250337   „ 

1897  „  18261375   „ 
fär  Militär 

1819  auf  14139786  Mark 

IÖ68  „  25552123   „ 

1884  „  43490^9'i   -. 

18Ö?    „    65848611      „ 
liuilgetiert. 

LIttentlir:  Aumtr  <lfn  im  Trj-ttchon  cnpä/inlrn 
ArhriicH  ron  Schmid,  SehAffU,  Wag'*«^! 
IiObe,  Stounn,  IVldenmayer  u.  a.  nmnr  ich 
l\  Cxormig,  IhinleUung  der  Einriehtangen 
aber  Bvdgft,  Slanltrrrhnung  und  Konlrolle  in 
Oaltrrfirh,  Prt«t*ea,  Snr/itfii,  Bayern,  Württem- 
tierg,  Baden,  Frankrrich,  Belgien  1866.  —  O. 
■Seldfpr,  Budget  und  Budgelrerhl  im  SUtatM- 
bauihalt  der  konUitiili/iiiellen  Mounrchit  mit  be- 
tottihrrr  Hliekiirklnahme  auf  da«  Stttrrtickitrhe 
H-nd  deiiltche  Ver/auungtrefkl ,  ft'ien  188^.  — 
ItertKlbe,  Art.  Slnalihauthalt  im  Oetlerr.  StaaU- 
trörterbiich  S.  inriff.  —  Boiteatt,  Art.  Budget 
in  dem  Diftionnairr  de  ßnaarei  pubfie  mm»  la 
direetion  de  M.  Li-on  flay ;  drrtrlbe  itt  lehr  avt- 
Jitkrtirh,  nanienltich  hiiitirhtlirh  der /ramSiltclien 
Budgelrerhiilliiüse ;  dtuelM  aiirh  eine  aii^hr- 
lic/ie  Bihliographit  über  die  framötiieken  Werte. 

—  M.  V,  Hecket,  Da»  Biidgtl,  Leiptig  lans, 
dtuelM  eine  umfangrtiehe  auch  im/  die  male- 
Tiellen  VtrhUllnitle  der  eititelnen  SlaaUhaut- 
halte  betilglieht  Siblk-gnipMe  ron  Lipprrt.  — 
Ittrarlbf,  Art.  Budget  und  Budgetreeht  im  irör- 
lerbHeh  der  VolttirirlfcAnft  Bd.  I  S.  469ff.  —  B. 
Mat^-Jfarf,  tlid  bilanrin  dello  ttalo,  lineamenli 
dril'  urdinamento  /umiale  della  piihblica  ßnanin, 
Turin  18l'9;  th^itiani,  Jtliluiinni  di  icieiita 
delle  .«Monjr,  Turin  1897.  ~  K.  Willoren, 
Ihn  tVaatibudget,  denen  Aufbau  und  VerhäUnit 
lur  tilaulereehniing,  JfcUingfort  18P9.  —  Ber- 
selbe,  Zar  Lehre  rom  Budget-  und  Rechniingi- 
tretrn  de*  .Vfoof™  im  Fiiiamarrhiu  IG(1899J  ü.  D9ff. 

—  Schrott,  Lehrburh  der  l'errerhnangtaiiMn- 
»rhaft,  S.  Aufl.,  Wien  1886.  —  Vgl.  fsmer  die 
jahrliche  BibUogTaphie>eülSS4invteinem 
Finamarehiv ,  atmtrdcin  kommen  in  Be- 
tracht die  bekannten  Lehrbücher  und  Hand- 
bücher Über  Finanztriaenerhaft,  über  Staatareeht 
•lad  aber  das  Etat*-    und  Katieniceiea  der  ein- 1 
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Vgl. 
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Bndgetreclit. 

1.  Einleitung.  2.  Das  englische  B.  3.  Das 
franzöBische  B.  4.  Das  belgische  B.  5.  Die 
Jteception  des  franzüsi seh- belgischen  B.  in  den 
übrigen  Staaten  des  europäieehen  Kontinents, 
f>.  Das  B.  der  deutschen  Gliedstaaten,  7.  Das 
B.  des  Dentechen  fielches.  8.  Das  B,  in  der  Oest.- 
Ungar.  Monarchie.  9.  Streitfragen  des  B. 
1,  Einleitung.     Unter   Biidjret  (s.   den 


Toranftehenden  Art.)  vei-steht  man  den  AVirt- 
schaftsplan  eines  Gemeinwesens  für  eine 
bo!?timinte  Epx;he,  die  Finanz-  oder  Etai- 
eiKK'hc.  In  der  Begel  wird  in  der  Sprat-he 
dos  ßffentlichen  Lebens,  sofern  nicht  an*- 
ilrftcklith  (las  Öegenteil  erhellt,  der  Wirt- 
»eliaftsplan  des  Staates,  der  Staatsvonia^hlag 
darunter  verstanden.  Derselbe  zerfäUt  io 
daN  AtiFigaben-  und  das  Eiunalimenbudget. 
Uas  Nähere  über  die  UnterabteiluDgen  sowie 
die  teehniwihe  Einriclitting  des  Budget;:, 
femer  über  die  Begriffe  des  Netto-  nml 
BnittobiidgetP,  des  ordentÜehen  tind  ansser- 
ordentliehi'n  Budgets,  d&nn  des  Specialbml- 
gets  ist  liereits  im  vorangehenden  Aitikel 
gesagt  worden. 

Hat  notwendig  jetler  juodeme  Staat  sein 
Budget,  sn  ist  die  Anonlnnng  und  Äuisgi'- 
KtaJtiing  der  Budgets  im  absohiten  Staate 
ganz  yiu'he  der  Verwaltung.  Im  konstitutio- 
nellen Staate  jeitoch  ist  <ler  Volksvertretung 
ein  höchst  bedeutt^mer  Auteil  an  dem  Zu- 
standekommen des  Buiigets,  an  der  Auflegung 
der  nur  Deckung  der  Staats  be<lnrfnisse  nö- 
tigen Siiniinen,  an  der  Kontrolle  der  gemäss 
(ieui  Budget  zu  ffthi'enden  FiuanzverwaJtTinfr 
eingeräumt.  Das  Bndgi't  kommt  in  der 
gi-osseu  Melii-zald  der  Staaten  auf  dem  IS'ege 
eines  Gesetzes  zu  stände,  welches  Etat-  «ler 
Finanzgesotz  heisst,  den  entlgiltig  festge- 
stellten Staats  voran  schlag  in  sii-h  befesst, 
daneU'n  aber  auch  uo(;li  an<Iere  Bestimmungen 
finanzieller  Natiir  enthalten  kann,  z.  B.  An- 
oninung  de«  Verkaufes  von  Staat.*domänen 
oder  Eiiiittiening  von  Staatsschuld verschrei- 
bungen  zur  Deckung  eines  allßllligen  Deficite. 

Untei'  Budgetrecht  wird  luin  dieüe- 
samtheit  der  Hechtssätze  vei-stanilen,  welche 
sich  im  konstitutioneilen  Staate  auf  die  Art 
\md  Weise  des  Zustandekommens  des  Finani- 
gesetzes,  die  Bedingimgon  dei-  Ei-hebung  vnn 
Steuera  und  anilereu  Auflagen,  die  Kontrolle 
der  dem  Finanz^tsetz  gemäss  zu  fiihrewien 
Verwaltung  beziehen,  mit  analeren  Worten 
die  vei'fassnngsmä.<5sigcQ  Bedingitngcn  und 
Scbiauken  der  Finanz vei-waltung.  M'ährenii 
so  der  Begriff  Budgeti-echt  im  objektiven 
Sinne  gefasst  wird,  gebraiieht  man  ihn  ancb 
im  subjektiven  Sinne  als  die  Gesamtheit  der 
Rechte  <ier  Volksvertretimg  in  Beziehung 
auf  die  staatliche  Finanz  Verwaltung. 

Dass  das  Budgetrecht  iwütiscli  von  Jer 
gi-össten  Be<leutung  ist  und  von  seiner  kon- 
ki-eten  Ausgestalttmg  die  Stellung  des  Pti- 
Jameutes  im  Staatsoi^nismns  wesentlicli 
beilingt  ist,  bedarf  keiner  näheren  Ausfilhrunf 
Dun-h  Kritik  der  einzelneu  Budgetj)ositioneii, 
duii-h  Verweigerung  von  der  B^ening  ge- 
foi-dei-ter  neuer  Ki-edite,  durch  Ablehnung 
frei  zu  gewähi-ender  Etatserhöliuugen.  diin'h 
Nichttie  willigung  neuer  Einnaluneqnel''^ 
kann  ilas  Parlament  einen  gros,sen  Einfliif 
cinei'seits  auf  die  Finanzjj'ebaning  und  die 
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Verwaltung  überliaupt,  auf  die  jwlitisc-lic 
StelhiDg  tW  Miiüäteriiim»  andoi-ei-seits  ge- 
winnen. Die  konstitutionelle  Theorie  be- 
trachtet daher  das  SteiierbewiliigungBrecht 
lind  (las  ans  ihm  hei-vorgehende  Biulgetrceht 
der  Volksvei-tretuDp  alä  im  Mittelpunkt  der 
parlainentarisL-hen  Behignif^ne  stehend.  Weil 
das  Btidgeti'echt  so  teiclit  als  politii^clie 
Waffe  benutzt  wenlen  kann,  lio^n  in  ihm 
die  Keime  zu  tiefgehenden  Konflikten  und 
den  scliwierigsten  staatsrechtlic^lien  Fi'agen 
verborgen. 

Von  wesentlicher  Bedeutung  ist  das 
konstitutionelle  Budgetrecht  für  tue  Gesund- 
heit der  staatlichen  Finanzverwaltimg.  Einer 
der  Hauptschaden  des  absoluten  Staates  war 
imd  ist  die  Unkontrollierbarkeit  seiner  Fi- 
nanzthätigkeit,  die  eines  von  der  Begienmg 
ganz  luiabhän^gen  Organes  zum  Zwecke 
einer  getlcihliehen,  Missbrftuche  verhütenden 
Ueberwaehung  bedarf.  Wenn  daher  auch 
absolute  Staaten  publizierte  Budget.«  aufzu- 
weisen haben,  so  ist  irgendwelche  Garantie 
dafür,  dass  ihnen  auch  nur  einigei-raasseii 
die  thatsScUiche  Führung  der  Staatswirt- 
Bchaft  entspricht,  niclit  gegeben.  Das  haben 
in  imaei-em  Jahrhundert  z,  B.  die  Budgets 
des  ei-sten  KaiseiTeiches  mit  seiner  imagi- 
nSren  parlamentarischen  und  Rei'luuuigs- 
kontrollo  deutlich  gezeigt 

Bei  keiner  parlamentarischen  Institution 
lilfist  sich  deutlicher  der  lebendige  Zusammen- 
hang mit  den  Einrichtungen  des  stfindischen 
Staates  nachweisen  wie  bei  dem  Budget. 
ItasSelbstschatzungs-und  Steuei-bcwilligiuigs- 
recht  der  mittelalterlichen  Stände  ist  der 
historische  Ausgangspunkt  des  heutigen  Bud- 
gets. In  einigen  Staaten,  wie  z.  B.  Württem- 
berg, Belgien,  Ungarn,  hat  das  alte  ständische 
Steuerbewilligungsrecht  bis  tief  in  die  neueste 
Zeit  gedauert.  Allein  trotzdem  ist  ein  tief- 
greifender ünterschietl  zwischen  dem  vei-- 
^sungsmfissigen  Finanzrechte  de:^  ständi- 
schen und  des  konstitutionellen  Staates. 
Während  nämlich  dort  die  Stände  als  dem 
Staate  gegenüber  selbstberechtigte  Korpora- 
tionen erscheinen,  die  über  eventuelle  Leia- 
tuDgeu  ihrerseits  in  Form  eines  zweiseitigen 
mit  dem  Staate  abgeschlossenen  Kechtsge- 
schäftes  disponieren,  sind  die  Kanunem  Or- 
gane des  konstituionellen  Staates,  welche 
lUr  das  Gemeinwohl  nicht  minder  zu  sorgen 
haben  als  lüe  Ki-one  und  die  von  ilir  ein- 
gesetzten Beamten.  Daher  steht  der  ver- 
Ussimgsmässige  Anteil,  den  die  Volksver- 
tretimg an  der  Gesetzgebung  über  die  Staats- 
finanzen  und  die  Kontrolle  über  ilu-e  Vei-- 
■waltung  besitzt,  auf  einer  principiell  jedes 
individuelle  Interesse  des  Parlamentes  aus- 
schliessenden  Basis,  während  dos  stämlische 
Steuei'bewilligungsi'echt  als  ein  legales  Mittel 
zur  Befriedigung  pailikulaivr  ständischer 
Interes-sen  galt.      Allerdings   hat   bei    der 


Ausbildung  einiger  Vei-fassungsi'echtsätze 
rlie  Idee  des  Scliutzes  der  parlamentai-ischeu 
Befugnisse  vor  will  kürlichen  Angi-iffen  seitens 
der  Regienmg  mitgewirkt.  So  ist  die  Her- 
absetzung der  Gütipteitsdauer  der  Einnalune- 
tesetze  auf  kurze  Zeit,  die  Bestimmung, 
lass  das  Budget  iährlich  zu  votieren  sei, 
nachweisbar  auch  demBesti-ebenentspiiingen, 
iterBegelmässigkeitderiährlichenZusammen- 
bemfung  der  Volksvertretmig  eine  staats- 
rechtliche Garantie  zu  geben.  Allein  anch 
diese  Sicherung  des  regelmässigen  Funktio- 
niei'ens  der  Volksvertretung  ist  nicht  im 
partikulai'en  Interesse  dieses  Organes,  son- 
dern im  allgemein  staatlichen  gelegen. 

Die  Entwickeltmg  des  But^ti-w^htes  in 
der  angegebenen  Rimtimg  hat  mm,  wie  alle 
Institutionen  des  konstitutionellen  Staates, 
ihren  Ui-spnmg  in  England,  ist  sodann  in 
Frankreich  im  Verlaufe  der  Revolution  un<l 
Restauration  in  eigentümlicher  Weise  dm-ch- 
gebildet  worden,  welche  im  Verein  mit  an- 
deren Momenten  zu  der  Aiisgesttdtung  dei' 
belgischen  Verfassmtgsbestimmungen  übei' 
Finanzen  und  Biidget  führte.  Das  franzö- 
sische und  später  flas  belgische  Biidgetre<'ht 
hat  auf  die  betreffenden  Einrichtungen  der 
anderen  kontinentalen  Vei'fassimgsstaaten  in 
grösserem  oder  geiingerem  Dmfenge  einge- 
wirkt. Diese  historische  Thatsache  beheiTscht 
den  Gang  imserer  Dwstellung,  deren  Gegen- 
stand zunächst  das  englische,  französische, 
belgische  Eecht,  sodann  das  der  anderen 
em-opäischen  Staaten,  mit  Ausnalmie  Deutsch- 
lands und  Oesten^ich-Ungams  umfasst,  welcJi 
letzteres  zum  Schlüsse  betrachtet  werden  soll. 

2.  Das  engliache  B.  Das  Einkommen 
der  englischen  Könige  beruhte  teils  auf  dem 
Ertrage  der  königlichen  Domänen,  teils  auf 
den  Einnahmen,  welche  sich  aus  der  Atis- 
übimg  der  lehnsherrlichen  sowie  der  obrig- 
keitlichen Gewall  eingaben.  Sollte  zu  dieser 
•  ordentlichen  Revenue«  des  Königs  eine  ausser- 
ordentliche, diireh  Krieg  oder  Familienereig- 
nisse geforderte  liinzutreten,  so  konnte  sie 
nui-  aus  dem  Volksvermögen  genommen 
wenlen.  Die  Versuche  einiger  Monarchen 
des  13.  Jahrhunderts,  wiUkQrliche  Schätzungen 
aufzuerlegen,  fOhi-en  infolge  des  Widerstandes 
der  Betroffenen  zu  der  Bestimmung,  dass 
keine  Steuer  ohne  tlie  Zustimmung  der  »Ei-z- 
bischöfe,  Bischöfe.  Grafen,  Bai-one,  Rittei-, 
Burgflecken be Weimer  und  der  anderen  freien 
Männer  des  Landes  erhol>en  o<ler  beigeti-ielx'n 
werfen  sollen.  Seit  diesem  im  statutuin  de 
tallagio  non  coneedendo  (25.  Edw.  I.)  ausge- 
sprochenen Gi-undsatzc  ist  es  in  England  an- 
erkanntes Recht,  dass  die  pai-lamentaiische 
Zustimmung  die  imumgän^che  Bedingung 
für  die  rechtmässige  Erhebung  einer  jeilen 
Steuer  sei,  und  so  oft  auch  in  der  Folgt? 
'lieses  Princip  verletzt  wiii-de,  stets  hat  das 
Pai'lament  seme  neuerliche  Auerkeuinmg  in 
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striktester  Form  von  seilen  der  Krone  dnrch- 
zTisetaen  gewusst  In  dem  grossen  Xampfe 
zwischen  Kflnigtnm  imd  Parlament,  unter 
den  Stuarts  geht  das  letztere  als  Sieger  her- 
vor und  setzt  seine  Rechte  iler  Steuerbewil- 
ligimg  in  der  petitjon  of  right  (1628)  imd 
der  biD  of  rights  (1689)  in  fortan  nicht  mehr 
bezweifelter  Form  nachdi-flcklich  fest. 

Bis  zu  dieser  Zeit  kamen  zvar  mehr- 
fach Bewilligimgen  von  Oeldem  zu  bestimmten 
Zwecken  und  imter  parlamentaiiseher  Kon- 
trolle vor,  allein  erst  von  mm  an  dringt  der 
Gedanke  durch,  dass  die  Leistimgen  der 
Uiiterthanen  im  Staatsinteresse  erfolgen  nnd 
ilire  Verwendimg  daher  öffentlicher  Kontrolle 
zu  imterwerfen  sei.  —  Seit  Karl  U.  tritt 
daher  an  die  Stelle  der  Bewilligung  gefor- 
derter Simmien  in  Bavisch  nnd  Bogen  die 
Bewilligimg  zu  bestimmten  Zwecken,  die 
Appropriation.     Kraft  der  der  Bewilli- 

Smg  liinzugefügten  Appropriation  sklansel  ist 
eBegierung  verpfbcntet,  dem  Pailament 
aber  die  Verwendung  der  erhobenen  Summen 
Rechenschaft  zu  geben.  In  der  mm  jährlich 
erfolgenden  Bewilliu^mg  der  Kosten  des 
Staatshaushaltes  erblickt  das  nach  der  Yer- 
treihiuig  der  Stuarts  gegen  die  Krone  miss- 
trauischc  Parlament  neben  dem  anfänglich 
nur  für  sechs  Monate  bewilligten  miitiny  act 
ein  Sicheningsmittel  für  seine  jährliche  Ein- 
henifung. 

Mit  dem  Siege  der  parlamentarischen 
Regierung  jedoch  gegen  Ende  der  Regierung 
der  Königin  Anna  ist  bei  der  min  uner- 
schfltterliehen  Machtstellung  des  Parlamentes 
ei-nsten  Konflikten  zwischen  ihm  nnd  der 
Regierung  ein  für  allemal  ein  Ende  gemacht 
Wai-en  schon  im  Mittelalter  dauernde  Be- 
willigungen, namentlich  von  Zöllen,  vorge- 
kommen imd  wuii:len  daher  schon  von  Coke 
die  parlamentarischen  Subsidien  in  dauernde 
und  zeitliche  eingeteilt,  so  findet  von  jetzt 
ab  ein  stetiger  Prozess  der  Permanenzer- 
klänmg  von  Einnahmequellen  nnd  Ai)sgal>en- 
riosten  durch  Gesetz  statt.  Die  aus  den 
dauernden  Einnahmequellen  flieseenden  6et- 
der  wurden  in  Fonds  verwandelt,  diese  zu- 
näclist  in  drei  Fonds ,  den  aggregate,  general 
und  south  sea  fund,  vei'einigt.  Jedem  Fonds 
sind  bestimmte  Ausgaben  zur  Decktmg  fiber- 
wiesen. Durch  27  Qeo.  HI.  c.  13  ist  aus 
ihnen  ein  einheitlicher  Fonds,  derconsolidated 
fuiid,  gebildet  wonlen.  Durch  56  Geo.  lü. 
c.  98  (1816)  wunle  der  konsolidierte  Fonds 
fflr  Irland  mit  dem  englischen  vei-einigt, 
durch  1  Vict.  c  2  (1837)  verschiedene  erb- 
liche Einkflnfte  der  Krone  dem  consoHdated 
fund  zugewiesen.  Die  heutige  gesetzliche 
Stellung  des  consoüdated  fvmd  tieraht  auf 
17  &  18  Vict.  e.  94  (1854)  nnd  19  &  20 
Vict  c.  59  (1856),  diux;h  welche  der  Fonds 
mit  neuen  Ausgaben  belastet  wurde,  während 
andere  ihm  abgenommen  imd  auf  temporär 


zu  bewilligende  Auflagen  gestellt  wiirden. 
Zu  den  fixen  An^ben.  welche  gesetzlich 
auf  den  konsolidierten  Fonds  angewiesen 
sind,  gehören  namentlich  die  Zinsen  der 
Staatsschuld,  die  fflr  die  Regieningsdauer 
eines  jeden  Monarchen  bewilligte  Civilliste. 
ein  grosser  Teil  der  Aii^^ben  für  den  Civil- 
Btaatsdienst  sowie  der  Pensionsetat,  welche 
beiden  letzteren  Posten  frfiher  integrierende 
Bestandteile  der  Civilliste  waren.  Diese 
permanenten  Ausgaben  betragen  heilte  im- 
gefähr  Vs  der  Gesamtans^^aben  und  werden 
m  das  Jahresbndget  überhaupt  nicht  einge- 
stellt, sie  sind  nach  ein  ffir  allemal  erlassen«^ 
Gesetzen  Jahr  fflr  Jahr  aus  dem  kon.wli- 
dierten  Fonds  zu  leisten,  ohne  dass  es  einer 


Fonds  sind  aber  so  be<leiitend,  dat^s  sirh 
jährlich  eine  weit  Hber  die  auf  denselben 
angewiesenen  Ausgaben  reichender  l'eber- 
srhnss  eipebt,  den  das  Parlament  zur 
Deckung  der  jährlich  zu  bewiUigpn<len  Aus- 
gaben heranzieht  Daher  ist  gegenwfirtifr 
nur  nngefähr  V?  aller  Staat6ausgal>en  auf 
Einnahmen  angewiesen,  die  kraft  jährlicher 
I»rlamentarisciier  Bewilligung  zu  beüchaff«! 
sind. 

Für  das  jährlich  festgestellte  Budget  sind 
folgende  staatsrechtliche  Gnmdsfitze  von  Be- 
dentung.  Alle  Geldbewilligimgen  kCnnen 
nur  auf  Initiative  der  Krone  stattfinden,  mid 
heut«  noch  erscheinen  die  Geldbills  formell 
als  Fordenmgen  des  Königs  an  die  Gemeinen, 
uml  diese  können  ihre  Bewüljgmigen  keinft^ 
falls  über  die  Höhe  der  geforderten  Summe 
ausdehnen.  Dem  Hanse  der  Lonls  steht 
kein  Umändenmgsrecht  der  Geldbills  zu.  sie 
können  sie  nm-  in  toto  annelunen  oder  ver- 
werfen. Blackstone  hat  diesem  nur  historisch 
zu  erkläi'enden  Rechtssatze  die  Bf^rümlung 
gegeben,  dass  die  Lonls  nicht  luiahhängiir 
genug  von  der  Erone  sind,  imi  bei  der  Be- 
stenenmg  imd  der  AusgabenbewilUgiing  das 
uniMirteüsche  Volksinteresse  ini  Auge  m  be- 
halten. Dank  dieser  Moti\-ienmg  ist  in  den 
kontinentalen  Verfassungen  mit  Zweikammer- 
system in  der  Regel  die  Stellung  <ler  «st«) 
Kammer  bei  der  Beratung  ^-on  Finaaifn^ 
setzen  gegenüber  der  zweiten  wesenthch 
herabgetlrflckt,  in<lcm  deiartige  Geeet»  ent- 
we<ler  zuerst  in  der  zweiten  Kammer  fin- 
gebracht  werden  müssen  (Bayern.  Sachsen- 
Belgien,  Oesterreich,  Ungarn.  Fiankreic-h, 
Spanien,  Dänemark,  Vereinigte  Staaten)  oder 
überdies  das  Etatgesetz  nach  enplischrtii 
Muster  von  der  ersteji  Kammer  nicht  am<M- 
diert  werden  darf  (Preussen,  Württemlierc, 
Baden,  Hessen).  Als  EinSL'hr&iüinDg  der  jinl- 
ponderierenden  Stellung  der  Gemeinen  infleld- 
sachen  haben  aber  <Ue  Lords  das  Verbot  iUt 
tacks,  der  »bepackten«  Gesetze  diuvhiiisetMi 
gewusst,  d.  h.  k«nc  Geldhill  darf  eine  mit 
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•lern  Gfigenstande  tler  Geldbewilbgiing  nicht 
imZueammenhangt^etehendeBestiminungent- 
halten,  weil  sonst  das  ganze  konstitutionelle 
Oesetzgebiingsrecht  des  Hauses  der  Lords 
illusorisch  gemacht  oder  doch  erheblich  ver- 
letzt werden  könnt*.  Auch  dieser  Satz  des 
englischen  Staatsi"echte  hat  seinen  Wot  in 
vide  kontinentale,  namentlich  deiitsche  Ver- 
fassnngsiirktinden  gefunden. 

Der  Vor(j;anp  bei  Beratung  und  Beschlies- 
sung  des  Jahresbudgets  ist  im  wesentlichen 
folgender:  Auf  die  Fordenmg  der  Krone, 
ihi-  Gelder  zw  bewilligen,  fsast  das  Unter- 
haus zunächst  den  pi-incijjiellen  Beschluss, 
■idass  Ihrer  TdAJest&t  öeldniittel  zu  bewilligen 
seien. ;  hierauf  berSt  und  resoh-iert  an  einem 
anderen  Tage  da«  Haus,  in  einen  Ausachiiss 
<les  ganzen  Hauses  verwandelt  {was  den 
Vorzug  formell  ungehrnidener  Diskussion 
besitzt),  Über  den  Beschluss  des  Hauses,  um 
■wieder  hierüber  an  das  Haus  zu  berichten. 
Dieses  acceptiert  den  Beschliisa,  um  sodann, 
neuerdings  in  einen  Ausschuss  lies  ganzen 
Hauses  verwandelt,  als  committee  of  supplies 
die  geforderten  Summen  gemflss  den  in  der 
Regierungsvorlage  enthaltenen  Po&itionen  zu 
bewilligen.  Nach  der  Annahme  dieses  Be- 
schlusses durch  das  Hans  berät  dasselbe, 
von  neuem  in  das  «committee  of  the  whole 
houfe  of  ways  and  means«  vei'wandelt  — 
in  neuester  Zeit  so^ar  gleichzeitig  mit  dem 
fonamittee  of  snpjihes  konstituiert  — ,  über 
die  Art  der  Deckung  (»die  Wege  und  Mittel«) 
der  Alisgaben,  In  diesem  Ausschusse  wiwl 
vom  SclwtKkanzler  der  Bericht  über  die  fi- 
nanzielle Situation  des  beti-effenden  Jahres 
ei-stattet.  Diese  Darlegiing  des  Schatzkaozlers 
wird  in  England  als  Budget  bezeichnet.  Die 
Beschlüsse  des  Ausschusses  sind  dem  Hatise 
vorzulegen,  welches  sie  in  der  Regel  einfach 
genehmigt.  Die  einzelnen  Bewitl^uigen 
werden  gegen  Ende  der  Session  in  die  »Ap- 
propriationsbill«  zusammengetasst  imd  ihnen 
die  Klausel  hinzngefflgt,  dass  die  bewilligten 
Summen  nur  für  die  in  der  Bill  genannten 
Zwecke  vei-wendet  werden  dürfen  (Appro- 
jiriationsklausel).  Erst  die  Appropnations- 
akte  enthält  nach  der  übereinstimmenden 
Anschauung  alter  englischen  Juristen  die 
formelle  Ei-mächtigimg  der  Regienmg  zur 
Erhebung  und  Verausgabung  der  bewilligten 
Geldmittel.  Die  entgegenstehende  Ansicht 
GneistH,  wonach  eine  Budget verweigening 
actus  inanis  wKi«,  der  diii-ch  kCiiigliche 
Ordre  suppliert  werden  könnte,  findet  in  den 
Rech tsan  schauungen  der  Engländer  selbst 
keine  Stütze.  Eine  Budgetverweigerung  — 
als  konstitutionelles  Zwangsmittel  gegen  das 
Ministen  um  —  ist  im  parlamentarischen 
Staate  überhaupt  nicht  denkbar.  Das  Ka- 
binett ist  da  mchts  als  ein  Ausschuss  der 
Farlamentsmajorifät,  und  ein  einfaches  Miss- 
trauensvotum  genügt,  um  ein  missliebig  ge- 


wordenes Kabinett  zu  beseitigen.  Daiier 
sagen  die  englischen  Juristen,  das  impeach- 
meiit  nnd  die  Steuer verweigening  nihen 
»rostend  in  der  Rüstkammer  konstitutioneller 
Kriegsgerftt»«.  Sollte  aber  einmal  das  System 
der  paiiamentarischen  Pai-teiregierung  infolge 
der  fortschreitenden  Demokiatisienmg  des 
Wahlrechts  imd  der  hieraus  resultierenden 
Zersetzung  der  fest  geschlossenen  Parteien 
in  die  Brüche  gehen,  so  wilnle  bei  even- 
tuellem Konflikt  über  das  Budgeti-echt 
schwerlich  die  angebliche  Rechtebeständig- 
keit der  auch  ohne  parlamentarische  Zu- 
stimmung zu  erlassenden  knniglicheii  Ordre, 
welche  (fes  Kabinett  zu  Ausgaben  autorisiei-t, 
dem  englischen  Rechtsbewusstsein  die  ju- 
ristische Lösimg  eines  dei-artigen  Konfliktes 
darbieten. 

Die  Approm-Iationsakte  kommt  erst  zum 
Schlüsse  der  Pai'lamentssession  zu  stände. 
Um  mm  für  die  laufende  Verwaltung  Sorge 
zu  tragen,  wird  dem  Scliatzamte  unterdessen 
durch  die  ways  and  means  Act  die  Ermäch- 
tigung zm-  £i-hcbung  der  nötigen  Summen 
gegeben,  welche  die  Bank  von  England  (seit 
1866)  einstweilen  vorschiesst. 

Die  königliche  Zustimmimg  zur  Appro- 
priationsbill,  welche  sie  in  eine  Parlaments- 
akte verwandelt,  wird  in  anderer  Form  er- 
teilt als  bei  den  übrigen  public  acts.  Sie 
wird  nämlich  nicht  mit  der  sonst  üblichen 
Form  »La  reyne  (le  roy)  le  veult»  genehmigt, 
sondern  mit  den  Worten  »La  reyne  (le  roy) 
remercie  ses  bons  siijets,  accepte  leur  b6- 
növolence  et  ainsi  le  veult«  Die  alte  Form 
der  Geldbewilligung  nach  Art  eines  fi-ei- 
willigen  Geschenkes  zeigt  hierin  ihre  letzten 
Spiiren  im  heutigen  Staatsrechte. 

Die  Kontrolle  über  die  Verweiidimg  der 
bewilligten  Mittel  geschieht  auf  eine  ziem- 
lich komplizierte  Weise  dm-ch  das  depmte- 
ment  of  the  Excheijuer  and  Audit,  das 
Seliatzamt  und  den  ständigen  parlamentari- 
schen Ausschuss  für  Staatsi-echinmgswesen. 
Die  beiden  ersten  Organe  haben  das  Staats- 
rechnungswesen  und  die  administrative  Kon- 
trolle zu  vei-sehen,  während  der  seit  1862 
fungierende  ständige  Ausschuss  nicht  nur 
die  lailamentarische  Kontrolle  übt,  sondern 
auch  legislatorische  Verbessemngen  im  Rech- 
nungswesen zu  beantragen  hat.  Eine  fönu- 
licheDecliargedes  Kabinetts  findet  nicht  statt. 

3.  Das  hiuizSsiBCbe  B,  Hat  die  pai-- 
lamentarische  Behandlung  des  Budgets  ihren 
Ursprung  in  England,  so  ist  die  finanztech- 
nische Seite  desselben,  soweit  seine  ver- 
fassungsrechtliche Stellung  reicht,  in  der 
Form,  in  weldier  sie  in  den  meisten  euro- 
päischen Staaten  ei-scheint,  zunächst  in  Frank- 
reich im  Vei'laufe  der  Revolution  und  Restau- 
ration ausgebildet  wonlen. 

Als  die  ^ts  g^n^mux  zusammentraten, 
knüpfte  der  dritte  Stand  seine  Portierungen 
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i»  der  Blüte'/eit  des  stand  ischpii  Staates 
flbei-all  In  Eiiroi»  exit>tiei'te.  Als  datier 
Kecker  am  Eröffnungstage  der  i«iclii>stilnüi- 
echea  Versammlung  ein  pei'manenten:,  ans 
gesetzlichen  Einnahme-  und  Ansgabetitein 
beatohendes  Budget  vorlegte,  dessen  einzelne 
Posten  nur  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung 
sollten  abgeändert  werden  können,  da  fand 
dieser  Yorechlag  keinen  Anklang.  Vielmelir 
wurden  alle  bisherigen  Steuern  ftlr  illegal 
erklärt,  aber  deren  provisorische  Forterhebiing 
angeordnet.  In  der  Sitzung  v.  27.  Juli  17^ 
wurde  konstatiert,  dase  sämtliche  cahiers  die 
bloss  periodische  Bewilligimg  der  Steuern 
forderten. 

Sobald  jedoch  der  dritte  Stand  sich  als 
Nationalvei'Sammlung  erklärte  und  damit 
zum  Bewusstaein  gelangte,  dass  er  der  Re- 
präsentant des  souveränen  Yolkes  sei,  ändert 
sich  sofoit  der  Charakter  des  ihm  zustellen- 
den Bewilligungsrechtes.  Denn  nicht  mehi* 
fllier  ein  dem  souveränen  Könige  frei  zu  ge- 
währendes oder  auch  zu  vei-sagendes  »don 
gratuitn  hat  die  Volksveilretung  zu  beraten 
und  zu  beschliessen,  sondern  für  die  Be- 
friedigung der  Staatsbcdürfnissc  zu  sorgen, 
welche  mit  eherner  Notwendigkeit  ökono- 
mische Opfer  der  Staatsbürger  verlangen. 
Daher  konstatiert  bei-eits  die  Erklärung  der 
Menschenrechte,  die  niu-  eine  Definition  der 
freiheitlichen  Befugnisse  der  Individuen  sein 
wollte,  eine  Pflicht  des  Volkes  zu  steuern, 
der  Volksvertretung,  die  Steuer  aufzuerl^en. 
Es  wird  nämlich  ausgespi-ochen :  Art  12. 
La  garantie  des  droits  <le  l'homme  et  du 
citoyen  nfcessite  iiue  foroe  publique;  eette 
force  est  doue  institutC-e  pour  l'avantage  de 
tous  ....  Art>  13.  Poiu'  l'enti-etien  de  la 
force  publique,  et  ponr  les  döpense»  d'ad- 
ministratton,  ime  contribution  coounime  est 
indispensable.  Was  in  England  In  Deceimlen 
sich  voUzieht:  die  Ei-kenntnis  der  rein  staats- 
rechtlichen Natur  der  Steuer,  das  kommt  in 
Franki-eich  im  Verlaufe  weniger  Tage  zum 
Bewusstsein.  Die  Konstituante  bestimmt 
nun,  tiase  Einfühning,  Verläugenmg  und 
Erhebung  der  Steuern  nur  auf  dem  Wege 
eines  der  königlicliea  Sanktion  nicht  be- 
dili-ftigen  Gesetzes  erfolgen  könne  (Verfas- 
simg V.  3.  September  1791,  titre  III,  chap. 
ni,  sect.  III,  Art.  8).  Es  Ist  demnach  das 
souveräne  Volk,  wolclies  dm-ch  seine  Ver- 
tretung jährlich  frei  über  die  Art  der  Be- 
deckung der  Staatsbalflrfnisse  verfügt  Um 
die  Recnte  des  Königs  bezüglich  der  Gesetz- 
gebung niolit  der  Vemiehtung  preiszugeben, 
wurde  das  Verbot  der  tacldngs  ausgesprochen 
(G.  V.  13.  Juni  1791,  Ai-t.  95).  Lifolge  der 
Ausführungen  Mirabeaus,  der  auf  die  Ge- 
fahren einer  Herabsetzung  der  Steuei-gesetze 
zu  le^s  anniiae  und  auf  die  englischen  Iji- 
stituüoneii   des   penniuienten   Budgets   und 


schlössen,  dass  imter  keinem  Voiwaude  ilie 
z\w  BezaMimg  der  Nationalschuld  uml  iler 
Civllliste  nötigen  Summen  verweigert  wenien 
dürfen.  Zu  einer  Perpetuierung  der  Stemrn 
wagte  man  aber  damals  bei  der  anerkannlei] 
Unhaltbarkeit  des  heri-schenden  Steuer8yste[n> 
imd  der  erwarteten  Vei-ändenmg  des  Ab- 
gabenwesens nk-ht  zu  sclireilen.  Die  Jilf^. 
die  Steuervei'weigening  als  konstitiitionellw 
Zwangsmittel  gegen  die  Krone  zu  benutzeu. 
spielt  bei  deren  Schwäche  unter  den  Mo- 
tiven, welche  die  Konstituante  bei  Fesläel- 
zimg  der  budgetrechtlichen  Bestimmimg«! 
leiteten,  nur  eine  ganz  untergeonlnete  BiiU^. 
Die  jakobinische  Verfassimg  vom  34.  Jmii 
1793  enthielt  über  die  Leitung  der  Finanion 
nur  sehr  dürftige  Bestimmimgen.  Vou  B^ 
deutung  für  die  Geschichte  des  französischen 
Budgetrechtes  ist  hingegen  die  Direktorial- 
verfassung geworden.  Diese  entnahm  aiiü 
der  Vei-fassung  von  1791  das  Prindp  0« 
iährlichen  Festätellung  der  öffentlichen  Auf- 
lagen dtu-cli  den  corps  legislatif.  JetKx.'h 
verwandelte  sie  die  auf  die  Dauer  Jer 
Steuera  bezügllclveii  Bestimmungen  det 
ersten  Verfassung  dahin,  dass  alle  Steuwii 
für  ein  Jahr  fixiert  wenlen  imd  zur  femewn 
Forterhebimg  einer  ausdrücklichen  neuai 
Bewilligung  bedürfen  (Art  302).  Der  titel- 
lose Zustand  der  Finanzen  zu  jener  Zeit  uii<l 
der  experimentelle  Charakter,  den  alle  legis- 
latorischen Versuche  auf  dem  Gebiete  der 
Steuergesetzgebung  trugen,  geben  die  E^ 
klänrngsgi-ünde  dieser  neuen  Verfassung!- 
norm  ab.  Das  Recht  der  freien  jahrhchen 
Fixienmg  der  Steuergesetze  ist  aber  einp^ 
schränkt  durch  die  principielle  BestiumiunK. 
dass  jährlidt  eine  Grand-  und  eine  Personal- 
Steuer  festgesetzt  werden  müssen.  In  dw 
Direktcirialverfasaung  tritt  femer  das  Be- 
streben hervor,  bedeutende  VCTbessenininii 
in  dem  Budget-,  Staatsrechnungs-  und  Rei'h- 
nungskontroUwesen  anziibahneu.  Die  bud- 
getreclitliche  Entwickelung  wird  aber  si^ 
b^d  durch  die  Consulan-erfi^img  unter- 
brochen. Diese  beschränkt  die  ganze  Tä- 
tigkeit des  Corps  legislatif  auf  ein  Vrt>- 
recht  gegen  neue  Gesetze.  Zwar  tritt  jeizl 
zum  ersten  Mai  das  Budget  als  ein  QaiiK^. 
als  ein  die  Gesamtheit  der  Staatsauj^abeo 
und  Einnahmen  enthalten  sollender  Gi^i- 
entwurf  hervor,  dem  gesetzgebenden  KüH'"'' 
win.1  jedocli  kein  wie  immer  gearteter  En- 
fliiss  auf  das  Zustandekommen  des  Etat- 
gesetzes eingeräumt.  Wie  jeden  andfwn 
ihm  voi-gelegten  Rcgienmgsakt  komiie  rt 
das  Budget  entweder  annehmen  oder  tit- 
wei-fen.  aber  nicht  amendieren.  Daher  •ii-' 
en  bloc-Votienmg  des  Budgets,  welche  'Ü' 
ganze  napoieonische  Zeit  andauert  Sie  ^••• 
deutet  nicht  die  Anerkennung  des  aouveiinriL 
das  Staatshaushaltsgesetz  nach  seinem  Gm- 


dflnien  regelnden  Volks  willens,  sondern 
vielmehr  üie  Unmöglichkeit  einer  jeden 
piaktiseh  wirksamen  Finanzkontrolle  der 
R^ening,  die  mit  dem  Budget  ganz  will- 
künich  schaltet,  zumal  die  Bechnimgekou- 
trolle  eine  rein  imagin&i-e  ist.  Dieser  Zu- 
stand absolutistischer  Finanzwii-tschaft  hält 
bis  zum  Schhisse  des  ersten  Kaiserreiches 
an.  Da  das  publizierte  Budget  ein  Netto- 
biidget  war  und  flberdiee  die  bedenklichsten 
Lücken  aufzuweisen  hatte,  so  erhält  man 
aus  ihm  schon  aus  diesen  Oründen  kein 
auch  mir  einigermassen  b-efiendes  Bild  der 
Finanz  Wirtschaft  jener  Tage, 

An  dieses  en  bloc  zu  votierende  Netto- 
biidget  der  napoleonischen  Zeit  knüpft  nun 
auch  die  Restauration  an,  in  welcher  da£ 
Bndgetrecht  den  zu  seiner  heutigen  Gestal- 
tung fühlenden  Entwickelimgsgwig  nimmt. 
Zunächst  beginnt  die  Sj^ecialisienrng  der 
Voten,  welche  von  der  ein  grösseres  Mass  von 
Einflnss  auf  das  Zustandekommen  des  Etats- 
gesetzes heischenden  Volksvertretung  nach 
und  nach  in  immer  weiterem  Umfange  durch- 
gesetzt wird.  Durch  das  G.  v.  25.  März 
1817  wurde  bestimmt,  dass  die  Kredite  nach 
Ministerien  votiert  werden  und  eine  Ueber- 
sclireibung  derselben  mu-  auf  Grimd  einer 
alsbald  den  Kammern  zur  Genehmigung  vor- 
zulegenden königlichen  Veroitlnimg  erfolgen 
drirfe.  Bald  darauf  wurde  das  Netto-  in 
ein  Bruttobiidget  verwandelt  imd  verfügt, 
dafls  die  Minister  künftig  durch  ein  vor  der 
Vorlage  des  nächsten  Jahresbudgets  zu  vo- 
tierendes Gesetz,  welches  fortan  den  Namen 
des  Rcchnimgsgesetzes  trägt,  die  Anerkennung 
der  budgetmässigen  Fflhnmg  ihrer  Verwal- 
tung erhalten  sollen. 

Die  Verteilim^  der  Kredite  innerhalb 
eines  jeden  Miinsteriimis  erfolgte  dm-ch 
kflnigUche  Ordonnanzen.  Die  Kammern  ver- 
langen daher  eine  noch  grössere  Spccialisie- 
rung  der  Voten.  Ferner  gab  die  unbegrenzte 
Verwendungsdauer  der  einmal  bewilligten 
Summen  und  die  dadui-ch  herbeigeflihite 
Ei-schwening  der  Kontrolle  der  Rnanzge- 
baruDg  Anlass  zu  lebhaften  parlamentari- 
eclien  Klagen,  Schiittweise  erfolgt  nmi 
durch  königliche  Ordonnanz  vom  14.  Sep- 
tember 1822  die  Beschränkung  der  Vor- 
wendungsdauer der  bewilligten  Kredite  für 
Ausgaben  des  Jahresdienstes  derart,  dass 
die  hierfür  bestimmten  Summen  hnchstcns 
noch  neun  Monate  mtch  Ablauf  des  Finanz- 
jahres benutzt  werden  durften ;  hierauf  durch 
Ordonnanz  vom  6.  Jnli  1826  der  Befehl  an 
den  Reciuiungsliof,  den  Kammern  seine  Kon- 
trolle der  von  den  Ministei-n  ihm  vorgelegten 
Rechnungen  bekannt  zu  geben  ;  endüch  dmirh 
Ordoimanz  vom  1.  September  1827  eine 
weitergehende  Specialisiemng  der  parlamen- 
tarischen Voten,  indem  KnHÜte  fOr  die  ein- 
zelnen Ministerien  in  Sektionen  geteilt  wer- 
BandwSrlerbach  der  3taatawisWDachanen.   Zweite 


den.  Jede  Sektion  bildet  von  nun  ab  den 
Gegenstand  eines  parlamentarischen  Votums, 
innerhalb  einer  jeden  Sektion  erfolgt  die 
'  Vei-teilung  auch  fernerhin  durch  kömgliche 
Onlonnanz,  die  jedoch  vor  der  Budgetperiode 
pubUziert  werden  muss.  Auch  das  durch 
Steuerzuschläge  zu  deckende  Budget  der 
departemcntalen  und  kommimalen  Verwal- 
tiings verbände  wird  fortan  in  das  Staats- 
budget aufgenommen.  Das  Ausgabenbudget 
weist  nach  dieser  einschneidenden  Reform 
93  Voten  auf.  Das  G.  v.  2.  Äuginst  1829 
bringt  die  Special budgets  in  Verhindiuig  mit 
dem  allgemeinen.  Eine  von  Benjamin  Con- 
stant  und  Lafitte  ausgehende  Änregimg,  die 
englische  Scheidung  der  Budgets  in  ein  per- 
manentes und  ein  jährlich  wechselndes 
diu-chzufflhren  (1827),  bheb  ohne  Erfolg,  da 
sie  im  Interesse  größserer  parlamentarischer 
Freiheit  im  Bewilligen  und  Vei'sagen  ge- 
maclit  wurde  und  die  Regierung  durch  die 
Gewähnmg  grösserer  Special  isienmg  der 
Voten  die  parlamentarisenen  Wünsche  ge- 
nügend berflcksichtigt  zu  haben  glaubte.  In 
der  ganzen  Restaurationsepoche  l>eruht  aber 
die  Not^^'endigkeit  der  Vorl^mg  und  Vo- 
tiernng  des  Budgets  nicht  aiif  Verfassungs- 
rechtssätzen. Die  Charte  hatte  nur  (Artt.  34, 
48  und  49}  Bestimmungen  Über  die  Steuer- 
bewill^mg.  Was  sich  in  Frankreich  in 
dieser  Zeit  zum  Teil  gewohnheitsi-echthch 
entwickelt  hatte,  wird  erst  in  Belgien  1831 
zu  einem  Princip  der  Verfassung.  Auch 
die  später  so  Itäiifig  gehörte  Lehre  von  der 
BudgetverÄ'eigenmg  als  einem  legalen  kon- 
stitutionellen Zwangsmittel  ist  während  der 
Restaiu'ation  —  luid  später  noch  —  in 
Frankreich  von  den  parlamentarischen  Au- 
toritäten nicht  anerkannt  Namentli(^ll  hat 
B.  Constant,  den  Gneist  wiederholt  als  den 
Urheber  jener  staatsfeindlichen  Theorie  hin- 
stellt, energisch  gegen  sie  protestiert  (vgl. 
Jellineli.  Gesetz  mid  Verordnung  S.  löift,). 
In  der  Epoche  des  Julikönigtums  wird 
anf  der  von  den  Kammern  während  der 
Reshturation  betretenen  Balui  mit  Erfolg 
voi-wärts  geschritten.  Es  findet  eine  weitere 
Specialisiemng  der  Voten  statt.  Gemäss 
dem  G,  v.  29.  Januar  1831  ist  das  Budget 
eines  jeden  Ministeriums  in  Snecialkapitel 
einzuteilen  und  das  Verlwt  von  Revirements 
zwischen  vci-schietlencn  Kapiteln  festgesetzt. 
Die  Einheitlichkeit  der  Finanz  Wirtschaft  er- 
hält {Q.  v.  9.  Juli  1836)  ihren  Ausdruck 
durcth  formelle  Aufnahme  der  bei^eits  ander- 
weitig festgestellten  S[iecialbndgets  in  das 
Hauptbudget  Femer  werden  Bestimmungen 
geti-offen,  die  das  Kontrollrecht  der  Kammern 
sowie  die  Reguhenmg  der  Etatflberschrei- 
tungen  und  ausseronientUchen  Kredite  zum 
Inhalte  haben.  Die  königliche  Oi-donnanz 
vom  31.  Mai  1838  kodifiziert  lÜe  Voi-sciuiften 
ffli'  Aufstellung  und  Vollzug  des  Budgets  in 
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wesentUcheu  noch  heute  giltigen 


Während  des  zweiten  Kaiserreiches  findet 
eiue  Rflckbildimg  dea  auch  in  diesem  Pimkte 
an  die  bonapartistiachen  Traditionen  an- 
knil^enden  neuen  Regimes  statt.  Die  Zahl 
der  Voten  wird  sehr  beschränkt  und  er- 
reicht nach  der  einschneidenden  Reform  von 
1861  erst  die  Höhe  von  50.  Ene  leelle, 
wirksame  parlamentarische  Kontrolle  findet 
jedoch  in  der  ganzen  EpcM±e  von  1851  bis 
1870  nicht  statt.  Ton  Bedeutimg  hingegen 
ist  das  kaiserliche  Dekret  v.  31.  Mai  1862, 
welches  die  bis  jetzt  giltigen  Örundbestim- 
mimgen  über  das  Rechnungswesen  enthält 

Das  Budgetrecht  der  dritten  Republik 
beruht  auf  den  im  Vei'laui  der  Restauration 
des  Juhkönigtiims  und  der  zweiten  Republik 
herausgebildeten  Principien.  Eine  Darstel- 
lung der  eigentümhchcn  technisohcn  Ein- 
richtungen des  heutigen  französischen  Bud- 
gets (vel.  Lebon,  Staatsrecht  der  französi- 
schen Republik  in  Martiuardsens  Handb.  d. 
off.  Rechts  S.  leOffJ  würde  an  dieser  Stelle 
zu  weit  fahren.  Hervorzuheben  ist,  dass 
das  Ausgabenbudget  gegen  700  Toten  um- 
fasst  Auf  Grund  der  DeklamtioDen  des 
Rechnungshofes  wird  von  den  Kammern  die 
loi  des  coinptes  oder  loi  de  rfeglement  de- 
finitif  votiCTt,  deren  Entwm-f  vom  Ministe- 
rixim  vorzulegen  ist 

Die  Tollzugsperiode  des  Budgets  beginnt 
am  1,  Januar.  Kommt  es  vor  diesem  Ter- 
mine nicht  zu  Stande,  so  gewähren  die  Kam- 
mern provisorischen  Kredit  in  Zwölftehi  des 
letztbeschlossenen  Bud^ts. 

In  der  Gegenwart  giebt  das  französisdic 
Budgetrecht  zu  manchen  Kontroversen  Än- 
lass.  Nach  republikanischem  Staatsrechte 
können  die  Kammern  als  Träger  des  Geeetz- 
gebimgsrechtes  nach  freiem  Belieben  jedes 
Gesetz  ändern  oder  suspendieren,  aber  nur 
in  den  Formen  der  Gesetzgebung.  Kun  wird 
häufig  der  hier  und  da  gelingende  Tersuch 
gemacht,  in  der  Deputirtenkammer  auf  dem 
Wege  der  Terwerfimg  einer  Budgetposition 
gesetzliche  Institutionen  aufzuheben  unter 
offenbarer  Schmälerung  der  konstitutionellen 
Rechte  des  Senates.  Französische  Staats- 
rechtsschriftsteller behaupten,  dass  in  solchem 
Falle  nur  eine  zeitweilige  CndurchfOhrbarkeit 
der  betreffenden  Gesetze  eintrete,  eine  Wie- 
derbewilligung der  gestrichenen  Kredite  in 
einem  anderen  Jahre  das  Gesetz  jedoch 
wieder  in  Kraft  setze,  so  dass  das  formale 
Recht  durch  derartige  Terweigerungen  nicht 
tangiert  werde.  Von  anderer  Seite  ist  aber 
der  Torsehlag  Mirabeaus  und  Constants- 
Lafittes  wiederholt  worden,  z\ir  Termeidung 
der  faktischen  Gesetzessuspension  oder  -auf- 
hebimg  durch  Budgetvoten  nach  englischem 
Muster  die  Scheidung  des  Budgets  in  ein 
permanentes   und  variables  durchzuführen. 


Es  hat  bis  jetzt  jedoch  keinen  Anklang  ge- 
funden. 

4.  Das  belgische  B.    IMe  eigentümliche 

Oestaltmig  des  belgischen  Budgetrechtes 
steht  in  innigerem  Zusammenhange  mit  den 
Edten  politischen  Institutionen  diese«  lindes, 
als  allgemein  vermutet  wird.  In  den  katho- 
lischen Niederlanden  hatte  sich  nämlich  das 
Steuerbewilligungsrecht  der  Stände  währeod 
der  spanischen  imd  österreichischen  Herr- 
schaft bis  zur  Einverleibimg  Belgiens  in 
Frankreich  ganz  intakt  erhalten.  Mit  Aus- 
nahme WesÜlandems  konnte  ohne  ausdrOck- 
Hche  freie,  nur  für  kurze  Zeiträume  gewährte 
Zustimmung  der  Stände  keine  Steuer  erhoben 
werden.  Im  Kampfe  gegen  den  die  altbela- 
sche  VerfaSBimg  bedrohenden  Kaiser  Jo^ejA  II. 
wird  von  dem  Rechte  der  Subsidienvcr- 
weigenmg  Gebrauch  gemacht  Als  1830,'31 
der  Nationalkongress  die  neue  belgische 
Terfassung  beschioss,  da  war  die  Erinnerung 
an  das  uralte  Landesrecht  der  freien,  auf 
sehr  kurze  Termine  beschränkten  Subsidien- 
bewilligimg  aus  der  Erinnenmg  seinei-  Mit- 
gheder  noch  keineswegs  verschwunden. 
Ueberdles  werden  die  Bestimmungen  der 
belgischen  Verfassung  über  die  Finanz«) 
nur  dann  völlig  verständhch,  wenn  mau  den 
Zustand  derselben  unter  der  niederländischen 
Herrschaft  1815—1830  kennt  Das  nieder- 
ländische Steuersystem  war  imter  heftfeer 
Opposition  der  belgisdien  Kammermi  treuer 
zu  Stande  gekommen  und  wurde  weswitlidi 
zu  Gunsten  der  Holländer  durchgeführt  En 
als  imgerccht  anerkanntes  Steuersystem 
musste  von  dem  Nationalkongress  daho- 
provisorisch  beibehalten  werden,  und  we: 
all  diesen  Gründen  wnirde  die  Einfühnuig- 
permanenter  Steuern  principiell  ausge- 
schlossen. Hierzu  kam  noch  ein  andere^ 
ausserhalb  Beizens  wenig  bekanntes  Mo- 
ment In  den  Niederlanden  war  1815 — ISSi) 
die  Zweiteilung  des  Budgets  in  ein  perma- 
nentes und  eui  bewegliches  durchgeführt, 
von  denen  das  erstere  alle  zehn  Jahre  zu 
revidieren  war.  Dieses  Decennalbndget, 
welches  den  weitaus  grössten  Teil  der  Au:?- 

Eiben  und  Einnahmen  umfasste,  rief  Dameot- 
ch  in  Belgien  Unzufriedenheit  hervor,  xo- 
mal  eine  wirksame  KontrDlle  der  Finanz- 
verwaltimg  dadurch  unmC^lich  gemacht 
wurde.  Der  Nationalkongress  befi^  ädi 
daher  in  bewusstem  Gegensatze  zu  dem  als 
unzweckmässig  befundenen  Systeme  p^ma- 
nenter  oder  doch  für  längere  Zeit  wii^^ider 
Einnahme-  und  Äue^begesetze.  Daher 
wurden  die  entsprechenden  Terfassongs- 
artikel  im  Plenum  ohne  jede  Debatte  be- 
schlossen. Indem  in  den  Verfassungsefttzen 
über  die  Finanzen  das  alte  belgische  Landes- 
recht wiederhei^estellt  wird,  entlehnt  nun 
die  Formulierung  dieser  Bestimmungen  den 
französischen  Verfassimgen  der  Hevoluttoos- 
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z(tit.  Alle  EiDDahmegeeetze  werden  für 
]eges  anntiae  erklärt  im  Art.  111;  Leg  im- 
pi'itR  au  profit  de  l'foat  sont  votes  annuelJe- 
meat.  Les  lois  qtii  les  ^tablissent  n'ont  de 
force  fjne  poiir  un  an,  si  elles  ne  eont  re- 
nouvelöcB.  AndoerseitB  bestimmt  Art.  115: 
l'hatjue  anii4e,  les  chambres  arr^tent  la  loi 
des  comptea  et  votent  le  budget  Toutes 
les  recettes  et  d&penses  de  l'fitat  doivent 
(^tre  jportfes  an  bud^f  et  dans  lee  comptes. 
Damit  tritt  zum  ersten  Male  in  der  europäi- 
schen Verfassiingsgeschichte  der  strikte 
verfassungsrechtliche  Satz  auf,  dass 
alle  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staates 
in  das  jährlich  zu  votierende  Budget  ein- 
gesteUt  werden  müssen.  Die  Anfstelluug 
des  jährlichen  Budgets  und'  die  Votierung 
deeeelben  durch  die  Kammern  \rerden  der 
gleichzeitigen  französischen,  indes  nicht  auf 
Verfassimgssatzen  ruhenden  französischen 
Praxis  enUehnt. 

6.  Die  Reception  des  tranzösiach- 
belgischen  B.  in  den  übrigen  konstitn- 
tionellen  Staaten  des  enropaiachen  Kon- 
tinents. Es  be<larf  an  dieser  Stelle  keiner 
näheren  Ausführung,  welche  RoUe  die  fran- 
zösische Charta  von  1814,  die  parlamenta- 
rischen Errungen scliaften  der  französischen 
Kammern  bis  1848  und  die  belgische  Ver- 
fassung als  Typen  für  die  Einfühnmg  kon- 
stitutioneller Einrichtungen  im  Übrigen  Eu- 
ropa gespielt  haben,  wie  in  anderen  Ma- 
terien, so  auch  namentlich  im  Budgetrecht 
dienen  sie  als  die  imbediugt  zu  verwirk- 
lichenden Vorbilder,  und  es  findet  daher 
dnrch  die  Verfasaungsgesetzgebung  der  kon- 
tinentalen Staaten  ein  bis  in  die  neueste 
Zeit  dauernder  Frozess  der  Reception  des 
französisch-belgischen  Biidgetrechtes  statt. 
In  einigen  Staaten  allerdings,  namentlich 
den  deutschen  wird  das  aus  fremdem  Rechte 
Herflbergenommene  in  eigenartiger  Weise 
umgebildet. 

Die  Verfassungaurkunden,  welche  vor 
1831  geschaffen  wurden,  enthalten  nach  dem 
Vorbilde  der  Charte  nur  Bestimmungen  Ober 
die  StenerbewilliguDg,  während  die  Sätze 
Ober  Vorlegung  des  Budgets  an  die  Kam- 
mern entweder  gar  nicht  der  Verfassungs- 
gesetzgebung angehören  oder  kein  striktes 
Gebot  der  parlamentarischen  Votienmg  des 
Budgets  in  Qesetzesform  aussprechen.  Von 
den  Verfassungsurkunden  aus  späterer  Zeit 
ist  namentlich  das  sardinische  Statut  vom 
4.  Mflrz  1848  zu  erwähnen,  heute  das  Grund- 
gesetz des  Königreiches  Italien,  welches 
ähnlich  wie  die  Cliarte  keine  ausdrflcklJcheu 
Festsetzungen  über  das  Budget  enthält  (vgl. 
Statute  fondamentale  Artt.  10,  30).  Am 
selbständigsten  hat  sich  das  Budgetrecht  in 
Schweden  gestaltet,  wo  es,  auf  der  Regie- 
rungsformakte  vom  6.  Juni  1809  beruhend, 
mehr  an  englische  als  an  französische  An- 


schauimgen  erinnert,  aber  doch  wieder  ganz 
eigenartig  ausgebildet  ist.  Auch  das  nor- 
wegische Btidgetrecht  zeigt  Abweichungen 
von  dem  fi-anzösischen  Typus,  obwoh]  in 
dem  norwegischen  Grundgesetz  vom  4.  No- 
vember 1814  nach  französischem  Muster  die 
Giltigkeitsdauer  der  Auflagen gesetze  auf  ein 
Jahr  fixiert  war.  Namentlich  durch  die 
Anerkennung,  dass  das  Storthing  kein  freies 
Ausgaben bewiUigungsrecht  besitze,  sofern  es 
sich  um  rechtlich  notwendige  Leistungen 
des  Staates  handelt,  unterscheidet  sich  aas 
norwegische  Budgetrecht  in  eigentümlicher 
Weise  von  dem  der  anderen  kontinentalen 
Staaten. 

Die  Verfassungsurkunden  oder  Verfas- 
sungsänderungen jedoch,  welche  nach  1831 
publiziert  worden  sind,  stehen,  weni^  Aus- 
nahmen abgerechnet,  mehr  oder  weniger  anf 
dem  Boden  der  belgischen  Anschauungen. 
Recipiert  wurde  das  belgische  Recht  in 
S])aoien,  Portugal,  den  Niederlanden,  Luxem- 
burg, Rumänien,  mit  Modifikationen  auch  in 
Serbien  und  Griechenland.  Inwieweit  Deutsch- 
land und  Oesterreich-Ungam  von  ihm  be- 
einflusst  sind,  wird  die  folgende  Darstdlung 
lehren. 

6.  Das  B.  der  dentschen  Gliedstaateo. 
Das  Budgetrecht  der  deutschen  monarchi- 
schen Staaten  wird  vor  1848,  sofern  in  ihnen 
überhaupt  konstitutionelle  Institutionen  Platz 
^ifen,  einerseits  bestimmt  durch  die  Er- 
innerung an  allständische  Einrichtungen  und 
andererseits  durch  den  EinÜuss  der  franzö- 
sischen Charte  imd  der  während  ihrer  Herr- 
schaft stattfindenden  parlamentarischen  Be- 
wegung in  Frankreich,  wozii  noch  eigen- 
artige, zum  Teil  durch  das  Bundesrecht  ge- 
forderte Bestimmungen  kommen. 

Da.1  Budgetrecht  der  zuerst  konstitutio- 
neDe  Formen  annehmenden  Staaten  SOd- 
und  Mitteid eutscUands  ist  in  erster  Linie 
ein  Steuerbewilligungsrecht  sowie  ein  Recht 
der  Zustimmung  zur  Veräusserung  von 
Staatsgut  und  zur  Aufnahme  von  Staatsan- 
lehen. Ein  absolutes  Einnahmenbewilli- 
gungsreeht  ist  den  Ständen  nicht  gegeben, 
da  die  Einnahmen  aus  dem  Kammei^ite 
sowie  manche  andere  von  dem  ständi- 
schen Ermessen  ganz  unabhängig  sind. 
Der  Gedanke  des  ständischen  Staates,  dass 
nur  bei  »Insuffizienz  des  Kammergutes» 
Steuern  mit  landständischer  Zustimmung 
zu  erheben  seien,  zeigt  sich  noch  fortwirkend. 
In  einigen  der  älteren  Verfassungen  findet 
sich  sogar  noch  eine  Beteiligung  der  Land- 
tageausschflsse  an  der  Verwaltung  der  Lan- 
deskasse, wie  sie  im  ständischen  Stande  in 
der  Regel  vorkam.  In  allen  Verfassungen 
ist  ferner  das  Gebot  an  die  Begienmgen  ent- 
halten, den  Ständen  ein  Budget  vorzulegen, 
weil  erst  auf  Grundlage  eines  solchen  sich 
genau  das  Erfordernis  fUr  die  Finanzperiode 
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feststellen  \3a&t  Dass  das  Budget  jedoch 
im  Gesetzeswpge  endgiltig  zu  fixieren  sei 
und  alle  EiiiDatimen  und  Ausgaben  enthalten 
müsse,  ist  in  der  Regel  nicht  gesagt.  Nur 
die  württembergische  Verfaesung  bestimmt 
(§  112),  dass  der  »Hanptetat.  von  den  Stän- 
den >anerkannt  und  angenommen«  weixle. 
Sonst  wird  den  Ständen  nur  ein  Prüfuiigs- 
recbt  des  Etats  eiiigeiSumt.  In  Bayern 
namentlich  kommt  heute  noch  der  staats- 
rechtliche Unterschied  zwischen  Pnlfiing 
und  Zustimmung  zum  prägnanten  Ausdruck 
in  der  Sanktionsformel  des  Finanzgesetzes, 
die  folgendermaSBeu  lautet:  «Wir  haben  mit 
dem  Beirat,  und  soviel  die  Erhebung  der 
direkten  und  die  Verändening  der  indirekten 
Steuern  betrifft,  mit  der  Ziistimmiuig  der 
Kammer  der  Reichsi'äte  und  der  Kammer 
der  Abgeordneten  über  die  Staatseinnahmen 
und  -AuKgaben  für  die  ...  .  Finanzpei-iode 
....  beschlossen  imd  veTOrdneu,  was  folgt.« 

Aus  dem  Piüfungsrechtc  des  Budgets 
ergiebt  sich  aber  thatsäclilich  ein  Feststel- 
lungsrecht desselben,  welches  in  der  Regel 
von  nicht  geringerer  praktischer  Bedeutung 
ist  als  die  verfassungsmässige  Notwendigkeit 
einer  Vereinbanmg  des  Budgets  zwischen 
Krone  und  Volksvertretung.  Das  Budget 
erscheint  in  der  R^el  als  Beatandteil  des 
Etatsgesetzea  oder  (Bayern)  als  Anlage  des 
nur  die  Steuerbewilligung  enthaltenden 
Finanzgesetzes  oder  es  wird  (Sachsen  uud 
eioige  kleinere  Staaten)  zwar  vereinbart, 
aber  nicht  verkündigt  In  Preussen  (G.  v, 
11.  Mai  1898),  Baden,  Hesseu  uud  Sachsen- 
Meiningen  sind  die  Principien  über  die  Auf- 
steUung  des  Etats  durch  Gesetze  geregelt. 
Um  einen  Missbrauch  des  Stenerbe will igungs- 
rechtea  zu  verhüten,  wurde  häufig  das  ver- 
fassungsmässige Verbot  der  tacks  ausge- 
sprochen und  den  Ständen  die  Verpflichtung 
auferlegt,  die  als  notwendig  erkannten  Steuern 
211  bewilligen  (z.  B.  Württemberg. Verf. 
§  124,  Sachs.  Verf.  §  97).  Ein  Beschluss 
des  deutscheu  Bundes  hat  1832  sogar  von 
Buudeswegen  die  Steuerverweigerung  als 
unzulässiges  Mittel  zur  Durchsetzung  ständi- 
sch erWünsche  erklärt  Manche  Verfassungen 
haben  ihn  in  der  Form  recipiert,  dass  der 
Landtag  seine  Zustimmung  zur  Forterhebung 
der  bestehenden  Steuern  und  Abgaben  nicht 
verweigern  darf,  insoweit  dieselben  zur 
Führung  einer  den  Bundespflichten  und  der 
Bundesverfassung  entsprechenden  Regierung 
und  insbesondere  zur  Deckung  von  Aus- 
gaben erforderlich  sind,  welche  auf  bundes- 
oder  landesgesetzlichen  oder  auch  privat- 
rechtlichen Verpflichtungen  beruhen. 

Die  während  und  nach  1848  publizierten 
Verfassungen,  imter  welchen  in  erster  Linie 
die  preussisciie  steht,  acceptieren  in  den 
meisten  Fällen  die  belgischen  Bestimmungen 
über  das  Budget  DiepreussiacheVerfetssungv. 


31.Januar  1850  bestimmt  in  ÄrL99:  AlleESn- 
uahmen  und  Aiisgaben  des  Staates  mOssen 
für  jedes  Jahr  im  voraus  veranschlagt  und 
auf  den  Slaatshaushaltsetat  gebracht  werden. 
Letzterer  wird  jährlich  durch  ein  Gesetz 
festgestellt  Art.  100:  Steuern  und  Abgaben 
fOr  die  Staatskasse  dürfen  nur,  soweit  sie 
in  den  Staatshaushalt setat  aufgenommAU  oder 
durch  besondere  Gesetze  angeordnet  sind. 
erhoben  werden.  Art  109  jedoch  enthält 
die  von  dem  französisch-belgischen  Rechte 
principiell  abweichende  Besümmung,  dass 
die  bestehenden  Steuern  und  Abgaben  fort- 
erhoben werden,  bis  sie  durch  ein  Gesetz 
abgeändert  werden.  Dieser  Artikel  war  bereits 
in  der  Verfassung  v.  5.  Dezember  1S4S  vor- 
handen, wurde  jedoch  damals  von  der  Laod- 
tagsmehrheit  als  inkonstitutionell  bezeichoet 
und  unter  dem  Widerstände  einer  MlooritSt. 
der  der  Abgeoidnete  v.  Biamorck  angehörte, 
gestrichen.  StaatsrechtlichzweifethafteSitua- 
tionen,  zu  welchen  die  oft  nicht  rechtzeitig 
erfolgende  Budget  votierung  führte,  haben 
auch  in  Preussen  in  den  fünfziger  J^ir«i 
zu  dem  Vorschlage  eines  permanenten  Ans- 
gabenbudgets  geführt,  der  jedoch  keinen 
Anklang  bnd.  Um  die  rechtzeitige  Votierung 
des  Budgets  zu  ermöglichen,  ist  der  erste 
April  als  Beginn  des  Etatsjahres  festgesetzt 

Die  Kontrolle  der  Finanzgebaniug  findet 
in  den  kleineren  Staaten  vielfach  zunAchsl 
durch  einen  Landtagsaiisschusa  ^att.  In 
den  pflsseren  Staaten  liestehen  Rechnungs- 
höfe (in  Preussen  die  Oberrechnungskanunerl. 
welche  die  administrative  VorprOfoBg  der 
Staatsrechnung  zu  vollziehen  nahen.  Die 
Anerkennung  der  budgetmässi^n  Führung 
der  Finanzverwaltung  durch  die  Regieron.: 
erfolgt  nicht  durch  Gesetz,  sondern  dnrdi 
einen  Kammerbeschluss,  in  Preussen  Ert^- 
lung  der  Dechai'ge  genannt  Hiagegeo 
bedürfen  Etatübersuueitungen  nach  der  aui^ 
dnlcklichen  Bestimmung  der  preus^scheu 
Verfassung  (Art.  104)  der  nachtrSg^ches 
Genehmigimg  der  Kammern,  ein  Satz,  der 
aus  der  Vereinbarung  des  Budgets  mit  den 
Kammern  folgt,  daher  auch  für  die  übrigen 
deutschen  monarchischen  Staaten  gilt  Als 
Etatüberschreitungen  gelten  Dach  preussi- 
schem  Rechte  alle  Abweichungen  von  den 
mit  dem  Abgeordneteohause  verein!  lOrten 
Specialtiteln,  nicht  nur  die  von  den  geeeti- 
li(di  publizierten  Positionen  des  Etats  |G.  v. 
27.  März  1R72). 

Analog  dem  Budgetrechte  der  Kammern 
oder  Landtage  in  den  monarchischen  Staaten 
ist  das  der  Bürgerschaften  der  freien  StSilte 
im  Verhältnis  zu  den  Senaten. 

Die  Etatsperiode  dauert  in  Preussen  ein 
Jahr,  in  den  Übrigen  Staaten  1  bis  4  Jahre. 

Durch  die  Aumchtung  des  Reicbea  hat 
das  Budgetrecht  der  Volks verta^tungen  <kr 
Gliedstaaten  eine  starke  Einschränkung  er- 
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litten,  indem  < 
stellten  Leistungen  derselben  an  das  Reich 
dem  freien  Ermessen  der  legislativen  Fak- 
toren der  Gliedstaaten  entzogen  sind. 

7.  Das  B.  des  Deutschen  Reiches. 
Die  Ver&seuDgssStze  über  das  Budget  des 
Deutschen  Reiches  sind  in  ihrer  Struktur 
ebenfalls  wesentlich  durch  das  französisch- 
lielgische  Budget  beeinfkisst  worden.  Die 
ReichBTeifaaSHDg  bestimmt  ausdrücklich, 
dass  alle  Einnahmen  imd  Ausgaben  des 
Reiches  für  jedes  Jahr  veranschlag  imd  auf 
den  Reichshauehaltsetat  gebracht  werden 
müssen  imd  dass  dieser  vor  Beginn  des 
Etatajahres  festzustellen  sei  (Art  fiö).  Zur 
Bestreitimg  der  Reich  sau  sgalien  dienen  zu- 
nächst die  etwaigen  Ceberschüsse  der  Vor- 
jahre sowie  die  ans  den  Zöllen,  den  ge- 
meinschaftlichen Verbrauchssteuern  und  aus 
dem  gemeinsamen  Post-  und  Telegraphen- 
wesen fliessenden  Einnahmen.  Insoweit  die 
Ausgaben  dadurch  nicht  gedeckt  werden, 
sind  sie  bis  znr  EinfOhning  von  Reiclis- 
stenera  durch  Beiträge  der  einzelnen  Bun- 
desstaaten nach  Massgabe  ihrer  Bevöikernng 
(Matrikularhei träge)  aufzubringen,  welche  bis 
zur  Höhe  des  budgetmässigen  Betrages  durch 
den  Reichskanzler  ausgeschrieben  werden 
(Art.  70).  Gemäss  Art.  38  Abs.  2  sollte  die 
gesamte  Einnahme  aus  den  Zöllen  und 
Verbrauchssteuern  nach  Abzug  gewisser  Be- 
trage in  die  Reicliskasse  fliessen.  Dieses 
I*rineip  ist  jedoch  durch l »rechen  worden 
dureh  das  K.Ö.  v.  15.  Juli  1879,  welches 
bestimmt:  Derjenige  Ertrag  der  Zölle  und 
der  Tabakssteuer,  welcher  die  Summe  von 
130  Millionen  Mark  in  einem  Jahre  über- 
steigt, ist  den  einzelnen  Bundesstaaten  nach 
Masegatie  der  Bevölkerung,  mit  welcher  sie 
zu  den  Matrikiüar beitragen  herangezogen 
werden,  zu  überweisen.  Ferner  erklären 
das  G.  V.  1.  Jidi  1881  beireffend  die  Er- 
hebung von  Reichsstempelabgaben  sowie 
das  G.  V.  24.  Juni  1887  über  die  Brannt- 
weinsteuer, dass  der  Ertrag  dieser  Abgaben 
in  die  Reichskaese  fliesse  und  den  ein- 
zelnen Bundesstaaten  nach  dem  Massstabe 
der  Bevölkei-ung,  mit  welcher  sie  zu  den 
Matrikularbeiträgen  herangezogen  werden, 
zu  fiberweiseu  sei.  Dadurch  ist  es  that- 
sächlich  aber  nicht  die  Reichs-,  sondern  die 
Landeskassen ,  in  welche  die  erwähnten 
l'eberschüsse  fliessen.  Hat  die  Verfassiing 
das  Institut  der  Malrikidarbeiträge  offenbar 
nur  als  ein  provisorisches  betrachtet  (»so- 
lange  Reiehssteuem  nicht  eingeführt  sind«), 
SU  sind  durch  diese  GeEelzesbestimmung  die 
Matriktd arbeitrage  zu  einem  dauernden  Insti- 
tute der  Finanzwirt  Schaft  des  Reiches  ge- 
worden. Die  allgemeine  Verpfhchtung  der 
Gliedstaaten  zur  Zahlung  der  Matrikular- 
lioitr%e  ist  bei  manchen  ytaalen  modifiziert 
dadurch,   dass    sie   einen    verhältnismässig 


höheren  Beitrag  zu  bezahlen  haben  dafür, 
dass  gewisse,  principiell  der  Reichskasse 
zukommende  Einnahmen  bei  ihnen  der  Lan- 
deskasse gehören.  Neben  den  Matrikular- 
beiträgen  liaben  manche  Staaten  femer  ein 
sogenanntes  Aversum  zu  entrichten  für  die 
dem  Reiche  entgehenden  Einnahmen  in  den 
ZoUexklaven. 

Die  ReichsaiiRgaben  werden  in  der  Regel 
nur  fUr  ein  Jahr  bewilligt,  können  jedoch 
auch  für  längere  Zeit  votiert  werden.  Auch 
in  letzterem  Falle  sind  die  für  jedes  Jahr 
verfallenden  Summen  in  den  Etat  aufzu- 
nehmen. 

Der  Einnahmenetat  ist  ein  Nettoetat,  dem 
jedoch  die  Bnittoziffern  und  die  Erhebungs- 
koslen  beigefügt  sind.  Eigentümlich  ist  der 
Militäretat  gestaltet,  namentlich  wegen  der 
Sonderstellung  Bayerns.  In  dem  Bündnis- 
vertrage mit  Bayern  v.  23.  November  1870, 
Äbschn.  III,  §  5  Z.  II  ist  nämlich  Irestimmt, 
dass  Bayern  sich  verpflichtet,  fdr  sein  Kon- 
tingent und  die  zu  demselben  gehörigen 
Einrichtungen  einen  gleichen  Geldbetrag  zu 
verwenden,  wie  nach  Verhältnis  der  Kopf- 
stärke durch  den  Militäretat  des  deutschen 
Bundes  (Reiches)  für  die  übrigen  Teile  des 
Bundesheeres  ausgesetzt  ist.  Dieser  Betrag 
wird  im  Bundesbudget  fflr  das  königlich 
bayerische  Kontingent  in  einer  Summe  aus- 
geworfen. Seine  Verausgabung  wird  durch 
öpecialetats  geregelt,  deren  Aufsteilimg 
Bayern  Überlassen  bleibt.  Hierfür  haben 
im  allgemeinen  diejenigen  Etatsansätze  nach 
Verhältnis  zur  Richtschnur  zu  dienen,  welche 
für  das  übrige  Bundesheer  in  den  einzelnen 
Titeln  ausgeworfen  sind.  Die  Feelstellung 
der  Specialetats  ist  somit  eine  nach  baye- 
rischem Staatsrechte  zu  beurteilende  Ange- 
legenheit. Für  die  übrigen  Kontingente  hin- 
gegen steht  die  AufeteUimg  der  Specialetats 
dem  Reiche  zu. 

Da  die  Reichs  Verfassung  keine  der  bel- 
gischen Verfassung  analoge  Bestimmung 
aufzuweisen  hat,  wonach  die  Elnnahme- 
■gesetze  in  ihrer  zeithchen  Dauer  beschränkt 
sind,  so  to]gt  daraus,  dass  der  Reichstag 
kein  freies  HnnahmenbewiUigimgsrecht  hat, 
wenigstens  soweit  es  sich  um  gesetzlich 
feststehende  Einnahmequeilen  handelt.  In- 
wieweit sein  Ausgabenrecht  gesetzlich  ge- 
bunden ist,  wird  im  nächsten  Abschnitte 
erörtert  werden. 

Eingeschränkt  ist  das  Budgetrecht  des 
Reichstages  verfassungsmässig  durch  Art.  62 
Absatz  i,  wonach  bei  Fegtstellimg  des  Mili- 
tärausgabenetats die  auf  Grundlage  der  Ver- 
fassung gesetzlich  feststehende  Oi^nisation 
des  Reichsheeres  zu  Gnmde  gelegt  wird, 
und  durch  Art.  78  Abs.  2,  welcher  be- 
stimmt, dass  diejenigen  Vorschriften  der 
Reichs  Verfassung,  durch  welche  bestimmte 
.Rechte    einzelner   Bundesstaaten    in    deren 
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Verhältnis  zur  Gesamtheit  festgestellt  sind, 
nur  mit  Zu8timnnmg  des  berechtiglen  Bun- 
desstaates abgeändert  werdeu  kOanen.  Kraft 
letzterer  Anordnung  ist  eine  Tangierung  der 
Reservatrechte  auf  dem  Wege  der  Budgets 
beschlflsse  als  verfassungsn-idrig  '  zu  be- 
traditen. 

Für  das  Etatgesetz  gelten  bezüglich  seiner 
formellen  Erfordernisse  dieselben  Bestim- 
mungec  wie  für  die  anderen  Eeichegesetze. 
Es  kommt  daher  durch  Übereinstimmenden 
Beschluss  von  Reichstag  und  Bundesrat  zu 
stände  und  ist  vom  Kaiser  unter  Verant- 
wortUchkeit  des  Reichskanzlers  auszufertigen 
und  zu  verkündigen.  Das  Etatsjahr  beginnt 
{G.  V.  29,  Februar  1876)  am  1.  April.  Nach- 
tragsetats sind  selbstverständlich  auf  dem 
Wege  der  Gesetzgebung  zu  fixieren. 

lieber  die  Verwendimg  aller  Einnahmen 
des  Reiches  ist  durch  den  Reichskanzler  dem 
Bundesrate  und  dem  ReichalAge  zur  Ent- 
lastung jährlich  Rechnung  zu  legen  (Ai-t.  72). 
Die  Vorprüfung  der  Rechnungen  erfolgt 
durch  den  Rechnungshof  des  Deutschen 
Reiches,  eine  mit  der  preussischen  Ober- 
reehnungskammer  vereinigte  Behörde.  Eine 
Staat  sreditJich  befriedigende  eingehende 
Regelung  der  Rechnungskontrolie  ist  noch 
nicht  vorhanden.  Dem  Bundesrate  und 
Reichstage  wii-d  die  allgemeine  Rechnung 
Über  den  Staatshaushalt  mit  den  Bemer- 
kungen des  Rechnimgshofes  versehen  vor- 
gelegt, auf  deren  Grund  die  Erteilung  der 
Entlastung  an  den  Reichskanzler  erfolgt 
und  zwar  durch  einfache  Bundesrats-  oder 
Heichstagsbeschlüsse,  also  nicht  auf  dem 
Wege  des  Gesetzes.  Diese  Bescldüsse  er- 
halten hier  wie  in  anderen  Staaten,  mögen 
sie  auch  anderswo  in  der  Form  eines  Ge- 
setzes erscheinen,  einen  dem  richterlichen 
Urteile  ähnUchen  Akt,  sind  daher  in  dieser 
Hinsicht  der  le^slatorischen  Freiheit  gänz- 
lich entrückt.  Gesondert  von  der  Finanz- 
verwaltung  des  Reiches  ist  die  des  Reich a- 
landes  und  der  Schutzgebiete.  Der  Landes- 
haushaltsetat für  Elsass-Lothringen  wird 
SQ.  V.  2.  Mai  1877)  in  der  Regel  durch 
»desgesetz  festgestellt.  ^  kann  jedoch 
auch  die  Form  der  Reichsgesetzgebung  hier- 
für gewählt  werfen,  was  wohl  nur  für  den 
Fall  eines  Konfliktes  zwischen  Regierung 
und  Landesausschiiss  von  praktischer  Be- 
deutung ist.  Die  Rechnungen  werden  vom 
Bundesrat  und  Landeaausschnss  geprüft. 
Sollte  der  letztere  die  Entlastvmg  verwei- 
gern, so  kann  sie  vom  Reichstage  vorge- 
nommen werden.  Für  die  auf  Reichskoslen 
verwalteten  Schutzgebiete  wenleu  gesomlertc 
Etats  durch  Reichsgesetz  festgestellt  {Q.  v. 
30.  März  1892),  Ober  deren  VoUzug  dem 
Bimdeerate  und  Reichstage  Rechnung 
zu  legen  ist.  Für  die  Verbind  hchkeiten 
eines  Schuts^bietes  haftet  jedoch  uiclit  der 


Reichafiskus ,  sondern  ausacliUessUch  das 
Vermten  (heses  Gebietes, 

8.  Das  B.  in  der  SsterreichiBch-nngm- 
riachea  Monarchie.  Die  nie  zur  Voll- 
ziehung gelangte  octroyierte  Verfassung  der 
österreichischen  Monarchie  v.  4  Uärz  1S49 
hatte  nach  belgischem  Muster  die  Feststel- 
lung des  Budgets  durch  ein  jähriiches  Ge- 
setz verfügt  und  die  offenbar  der  preussiscl^u 
Verfassung  v.  ä.  Dezember  1848  eotlehnte 
Bestimmung  der  Forterhebung  der  bestehen- 
den Steuern  und  Abgaben  enthalten.  Der 
Bruch  mit  dem  wiederhergestellten  Absolu- 
tismus wird  nach  dem  Kriege  von  1859 
nicht  znm  geringsten  infolge  der  b^lnesti- 
genden  Verschlechterung  der  Finaozen  aer- 
beigeführt.  Der  Wiederbeginn  des  Verfas- 
sungslebens wird  18G0  eingeleitet  durch  an 
dem  verstärkten  Reichsrate  (einem  Zwitter 
von  Staatsrat  und  Parlament  zugestandene? 
Recht  der  Mitwirkung  bei  Festatellung  der 
jährlichen  Voranschläge  des  Staatshaushalte«. 
der  Zustimmung  bei  Äendening  der  Finanz- 
gesetzgebung und  wichtigen  Akten  der 
Finanz^-er waltung.  Das  Diplom  vom  2*^. 
Oktober  1860  normiert  in  gleicherweise  den 
Wirkungskreis  des  die  Gesamlmonarchie 
repräsentierenden  Reichsrates.  Dieser  winl 
durch  das  Patent  vom  26.  Februar  1861  in 
eine  zweikammerige  >  Reichs  Vertretung«  ver- 
wandelt, und  es  werden  »die  Voranschlage 
des  Staatehaushaltesi  als  Gegenstand  der 
von  nun  an  nur  mit  Zustimmung  beider 
Häuser  des  Reichsrates  voraun^menden 
Gesetzgebung  erklärt  Bezüglich  der  Auf- 
lagen wird  aber  in  ueuerhcher  Analogie  der 
preussischen  Verfassung  bestimmt,  dass  die 
Steuern,  Abgaben  und  Gefälle  nach  den  be- 
stehenden Gesetzen  eingehoben  werden,  in- 
solauge  diese  nicht  verSssungsmässig  geän- 
dert worden. 

Im  Jahre  1867  jedoch  wurde  die  unga- 
rische Verfessung  von  1848  wieder  aner- 
kannt luid  die  dualistische  Gestaltung  des 
Reiches  vollzogen.  Der  IIL  ungarische  Öe- 
setzartikel  von  1848  enthält  |§  37)  die  An- 
erkennung des  freien  Budgetrechtes  für  alle 
Einnahmen  und  Ausgaben.  Dadurch  war 
auch  für  die  Revision  der  deterreiduschen 
Verfassung  in  diesem  Punkte  der  Weg  ge- 
wiesen, damit  sie  nicht  geringere  konstitii- 
tionelle  Gaiantieen  aufzuweisen  habe  als  die 
imgai-ische.  Das  Staatagrundgesetz  vom  21. 
Dezember  1867,  durch  welches  das  Febmar- 
etatut  abgeändert  wurde,  weist  der  Kompe- 
tenz des  Reicharates  zu  »die  FeststeUung 
der  Voranschläge  des  Staatshanshaltes  oiid 
insbesondere  die  jährliche  Bewilligung  der 
einzuhebendeu  Steueru,  Abgaben  und  Ov- 
fälls'.  Damit  ist  im  wesentUchen  auch  iu 
Oesterreich  das  belgische  Budgetrecht  reci- 
piert  worden. 

Das  Osterreichische  Budget  ist  ein  Brutto- 
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budget  und  zerfällt  in  das  ordentliche 
und  ausserordentliche,  indem  bei  jedem 
Posten  der  Ausgaben  und  Einnahmea  diese 
beiden  Kat^^oneen  unterachiedeQ  werden. 
'Es  ist  ferner  eingeteilt  in  Kapitel,  Titel  und 
Par^raphen.  Jeder  der  letzteren  ist  Gegen- 
standeineBparlameutariachen Votums.  Inner- 
halb eines  jeden  Paragraphen  des  Äiisgahen- 
budgets  erfolgt  die  Verteilung  durch  —  dem 
parlamentariBchen  Bndgetausschuss  toi^- 
legte  —  Verfügung  der  Regierung.  Revire- 
ments sind  zwischen  den  publizierten  ge- 
setzlichen Positionen  des  Etats  unzulässig. 
Sie  Finanzepoche  b^nnt  am  1.  Januar.  Bei 
noch  nicht  zu  stände  gekommenem  Finanz- 

fesetze  wird  der  Regierung  provisorisch  die 
orterhebung  der  Steuern  bewilligt.  Es 
sind  somit  die  technischen  Einriditungen 
des  französischen  Budgets,  welche  dem 
österreichischen  und  in  ähnlicher  Weise  dem 
uQgarisdien  als  Vorbild  gedient  haben.  Die 
Bechnungskontrolle  erfolgt  durch  den  ober- 
sten Rechnungshof,  dessen  Stellung  noch 
nicht  vöUig  den  neuen  Verfassungs  Verhält- 
nissen seit  1867  angepasst  ist  Den  vom 
Rechnungshöfe  zunächst  dem  Kaiser  zur 
Genehmigimg  vorgelegten  Centralrechnungs- 
abschluBS  fOr  das  vorletzte  Etatsjahr  unter- 
zieht der  Beichsrat  sodann  seiner  Prüfung 
und  erteilt  in  Form  einer  Resolution  dem 
^linisterium  das  Absolutorium.  Ein  formelles 
Rechnungsgesetz  kennt  das  österreichische 
Staatsredit  nicht. 

Gesondert  von  der  Finanz  Verwaltung  der 
beiden  Teilstaaten  der  Monarchie  ist  die  der 
gemeinsamen  Angelegenheiten.  Das  auf 
diese  beztigliche  Budget  wird  von  dem  ge- 
meinsamen Ministerium  den  Delegationen 
der  Österreich t sehen  und  ungarischen  Volks- 
vertretung vorgelegt  und,  nachdem  es  von 
diesen  zum  Beschlüsse  erhoben  wurde,  in 
der  Wiener  Zeitung  und  dem  ungarischen 
Amtshlatte  publiziert.  Beide  Staaten  haben 
in  einem  von  Zeit  zu  Zeit  (auf  zehn  Jahre) 
im  Wege  übereinstimmender  Gesetze  zu  be- 
stimmenden Verhältnisse  zu  den  gemein- 
samen Ausgaben  beizutragen.  Kommt  eine 
Vereinbarung  der  Volksvertretungen  über 
die  beiderseitigen  Quoten  nicht  zu  stände 
(was  1897  sich  das  erste  Mal  ereignete),  so 
bestimmt  sie  der  Kaiser  auf  die  Dauer  eines 
Jahres.  Nach  dem  vorderhand  provisorisch 
beibehaltenen  Modus  sind  ausser  den  gering- 
fügigen Einnahmen  ans  den  gemeinsamen 
VerwaltnagBzweigen  als  Bedeckung  ftlr  die 
Kosten  derselben  bestimmt  das  Reinertr^- 
nis  der  ZGUe.  Der  Best  ist  von  beiden 
Staaten  durch  Matrlkularbeiträge  aufzu- 
bringen, die  derart  bestimmt  werden,  dass 
von  dem  Gesamtbedarf  zunächst  2°/o  zu 
Lasten  des  ungarischen  Staates  geschrietwn 
werden  (eüs  Entgelt  für  die  Inkorporierung 
der   Militärgrenze    in    Ungarn),    von    dem 


Reste  die  eigenen  Einnahmen  der  gemein- 
samen Angelegenheiten  und  der  Reinertrag 
der  Zölle  abgezogea  werden,  die  hierauf 
übrig  bleibende  Summe  zwischen  Oester- 
reich  und  Ungarn  im  Verhältnis  von  70:30 
aufgeteilt  wird.  Die  so  ermittelten  Beiträge 
sind  in  das  Budget  der  beiden  Staaten  auf- 
zunehmen, da  der  österreichische  und  unga- 
rische Finanzminister  zwar  die  bezQglichen 
Quoten  an  den  gemeinsamen  Finanzminister 
zu  leisten  haben,  sie  aber  zu  Abstattungen 
nicht  durch  die  Delegationen,  sondern  nur 
durch  die  österreicliisäe  beziehentlich  imga- 
rische  Gesetzgebung  ermächtigt  werden 
können.  Die  auf  die  geraeinsamen  Ange- 
legenheiten bezüglichen  Kapitel  werden  in 
die  Budgets  beider  Staaten  ohne  nochmaliges 
Votum  eingesteht.  Die  Rechnungskontrolle 
wird  für  die  gemeinsamen  Angelegenheiten 
von  dem  gemeinsamen  obersten  Rechnungs- 
höfe geübt.  Eine  gemeinsame  Anleihe  bei- 
der Staaten  für  gemeinsame  Bedürfnisse 
ist  diuxsh  die  Au sgle ich sge setze  (ungarischer 
Gesetzartikel  XII  von  18ü7  und  östeneichi- 
sches  Gesetz  über  die  allen  Ländern  der 
österreichischen  Monarchie  gemeinsamen 
Angelegenheiten  vom  21.  Dezember  18G7) 
als  zulässig  erklärt  worden,  kann  jedoch 
nur  auf  Grund  übereinstimmender  Gesetze 
beider  Staaten,  also  nicht  ety.-a  auf  Grund 
von  DelegatioQsbescblüssen  stattfinden. 

9.  Streitfragen  des  B.  Das  Bndget- 
recbt  der  Volksvertretungen  ist  als  im  In- 
teresse einer  gesunden  Finanzverwaltung 
stehend  aufzufassen.  Allein  keine  andere 
Institution  des  konstitutionellen  Staates  kann 
zu  so  schweren  Konflikten  führen  wie  diese. 

Das  Budget  als  Gegenstand  der  Gesetz- 
gebung unterscheidet  sich  nämlich  von  ande- 
ren legislatorisdien  Akten  dadurch,  dass 
sein  Zustandekommen  als  notwendig  ange- 
sehen werden  muss.  Während  die  Unter- 
lassimp  anderer  legislatorischer  Akte  den 
bisherigen  Zustand  ruhig  forlexistieren  lässt, 
tritt  durch  das  Nicbtzustaudekonmien  des 
Etatsgesetzes  ein  Vacuum  ein,  welches  mit 
den  Grundprincipien  der  staatlichen  Existenz 

Widerspruch  steht. 

Für  den  Fall,  dass  der  Etat  bloss  nicht 
rechtzeitig  zu  stände  kommt,  sind  in  vielen 
Verfassungen  Bestimmungen  getroffen,  durch 
welche  eine  ununterbrochene  verfassungs- 
mässige Führung  der  Finanz  Wirtschaft  er- 
möglicht wird.  Solche  Normen  besitzen  die 
Verfassungen  einer  ganzen  Reihe  deutscher 
Staaten,  aber  auch  neuere  Eonstitutionen 
romanischer  Ulnder,  wie  z.  B.  Spanien  und 
Rumänien.  In  anderen  Staaten  hat  sich  die 
meist  nicht  ganz  verfassungsmässige  Praxis 
herausgebildet,  zeitlich  begrenzte  Provisorien 
im  Falle  nicht  rechtzeitiger  Votierung  des 
Budgets  zu  schaffen. 

Anders  aber  steht  die  Frage,  wenn  ein 
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Konflikt  zwischen  Regierung  und  Volksver- 
tretußg  besteht,  wenn  entweder  auf  gesetz- 
lichen Titeln  ruhende  Podtionen  verweigert 
■werden  oder  eine  Ueberein Stimmung  zwi- 
schen beiden  Kammern  nicht  eraielt  werden 
kann  oder  endlich  die  Regierung  den  Etat 
nicht  annehmen  will.  Dass  solche  Konflikte 
m^lich  sind,  hat  die  preussische  Geschichte 
1862— 1S66  und  die  dänische  der  Gegenwart 
gelehrt,  der  I'ähe  von  sSteuerverweiffe- 
rungen«  in  deutsclien  Staaten  infolge  der 
Bewegung  von  1848  nicht  zu  gedenken. 
Die  Drohung  der  Budgetverweigening  und 
die  Ablehnung  desselben  durch  die  Mino- 
rität spielen  in  dem  —  man  möchte 
fast  sa^n  täghchen  ^  Leben  vieler  Paria- 
meute eine  gixjsse  Rolle,  Allerdings  ist  zu 
bemerken,  dass  in  Staaten  mit  anerkannter 
Vorherrschaft  des  Parlamentes  die  blosse 
Möglichkeit  einer  Budget\'erweigening  selbst 
im  Falle  offenen  Konfliktes  genügt,  um  die 
fiegierung  den  parlamentarischen  wünschen 
dienstbar  zu  machen  oder  sie  ganz  zn  be- 
seitigen. Das  hat  in  der  neuesten  Geschichte 
Frankreichs  der  Sturz  Mac  Mahons  deutlich 
gezeigt.  Die  Frage  spitzt  sich  daher  wesent- 
üeh  dahin  zu,  wie  in  Staaten  mit  starker 
monarchischer  Gewalt  derartige  Konflikte 
zu  lösen  sind.  Diese  können  auch  eintreten, 
wenn  sowohl  Kammern  als  Regiemng  bona 
fide  handeln.  Indem  beide  Teile  fiber  die 
Gesetzlichkeit  und  Notwendigkeit  eines  Aus- 
gaben- und  Einuahmenpostens  verschiedener 
Ansicht  sind  und  demgemSss ,  ohne  dass 
irgend  jemand  eines  dolus  oder  einer  culpa 
beschuldigt  werden  könnte,  die  definitive 
Festhaltung  des  Etatgesetzes  misslingt. 

Diese  Frage  hat  zu  eingehenden  staats- 
rechtlichen Unters uchuTigen  Ober  das  Wesen 
des  Budgets  und  der  Budgetbewilligung 
Aulass  gegeben.  Zunächst  ist  erkaiuit  wor- 
den, dass  die  Aufstellung  eines  Budgets 
ihrem  Wesen  nai'h  kein  Akt  materieller  Ge- 
setzgebung, d.  h.  der  Rechtsetzung,  sondern 
der  Verwaltung  sei.  Das  Budget,  isoliert 
betrachtet,  als  Veransc:hlagimg  der  Eiimah- 
men  und  Ausgaben  des  Staates  in  einer 
künftigen  Verwaltimgsperiode,  enthält  keine 
BechtssStze,  sondern  Ziffern,  sein  Zweck  ist 
nicht  auf  Abgrenzimg  von  Rechten  und 
Pflichten,  sondern  auf  eine  Regidienmg  der 
wirtschaftlichen  Thätigkeit  des  Staates  ge- 
richtet. Es  ist  eine  Berechnung  künftiger 
Leistungen  und  Em|)fange,  welche  die  Ba- 
sis iüT  weitere  Verwaltungshandlungen  bil- 
det, für  die  Erlassimg  von  Rechtssätzen 
bilden  kann. 

Das  Budget  ist  aber  auch  zum  grossen 
Teil  kein  Gegenstand  freier  Gesetzgebung. 
E^  enthält  in  allen  Staaten  Bestandteile, 
welche  die  le^slalorische  Freiheit  aus- 
BC'hliessen.  Alle  Gesetze,  welche  j(ermanente 
Einnahmen   feststellen    und   durch  Rechts- 1 


s5tze  Ausgaben  normieren,  enthalten  ziigleich 
die  Verpflichtung  der  gesetzgebenden  Fak- 
toren, die  nötigen  Summen  ins  Budget  äa- 
zustellen.  In  jeder  Verfassung,  mOge  de 
dem  jjarlamentarischen  Budgebechte  imdi 
so  weite  Grenzen  setzen,  ist  schon  dnrch 
Verfassungssätze  implicite  die  unverweigei^ 
liehe  Auerkennung  gewisser  Gattungen  von 
Ausgaben  anbefohlen.  Die  Kosten  der  Ci- 
viliiste,  der  Zinsen  der  Staatsschuld,  des 
Organismus  der  Gerichte  und  Verwaltungs- 
behörden, des  Heeres  und  der  Flotte  müssen 
schon  kraft  der  Grundgesetze  der  meisten 
Staaten  gemäss  den  hierfür  bestehenden 
näheren  geseztUchen  Normen  in  das  Bud^ 
aufgenommen  werden.  Reichen  die  gesetzlich 
bestehenden  Einnahmen  nicht  zur  Deckung 
dieser  Ausgaben  aus,  so  besteht  die  weitere 
Pflicht  der  legislativen  Organe,  die  Ertiebung 
neuer  Einnahmen  bis  ziu-  Deckung  des  ge- 
setzlich notwendigen  Eiiordeniisses  aozuord- 
nen.  Aus  diesem  Grunde  ist  auch  in  den  Staa- 
ten, welche  entweder  den  Abgabengesetzen 
nur  eine  jährlich  zu  erneuernde  Gesetzeskraft 
beilegen  oder  doch  die  jährliche  Bewil- 
ligimg zur  Erhebung  der  Staatseinnahmen 
nach  den  bestehenden  Gesetzen  vorschreiben, 
diese  Erneuerung  oder  Bewillig\mg  durchaus 
nicht  in  das  rechtliche  Beheben  der  Kam- 
mern gestellt.  Da  schwerlich  bei  befestigten 
staatlidien  Zuständen  die  ganze  Steuergesetz- 
gebung von  Jahr  zu  Jahr  wird  umgearbeitet 
werden ,  so  wird  in  der  überwiegenden 
Mehrzahl  der  Fälle  die  Erneuerung  der 
Gesetze  verfossungsmässlg  geboten  sein. 
Selbst  in  der  repräsentativen  Demokratie 
ist  es  ein  Rechtsbruch,  wenn  die  zwäte 
Kammer  ohne  vorhergäni^ige  rechtskräftige 
Gesetzesänderung  die  Kosten  gesetzlicher 
Institutionen  verweigert. 

Wenn  nun  trotz  der  Imperative  der 
Verfassung  ein  Budget  nicht  zu  stände  kommt. 
so  weist  in  den  Staaten,  welche  für  diesen 
Fall  keine  gesetzliche  Vorsorge  getroHen 
haben,  die  Verfassung  eine  Lücke  vor.  Diese 
wurde  durch  juristische  Deduktion  —  nament- 
lich von  Laband  —  dadurch  auszufüllen  ge- 
sucht, dass  das  System  des  Staatsrechts  als 
ein  Ganzes  hingestellt  wird,  weiches  für 
alle  Fälle  eine  rechtliche  Lösung  enthält 
Auch  der  in  Rede  stehende  Fall  sei 
nach  Kechtsregelu  zu  lösen.  Die  Lösung 
bestehe  darin,  dass  zwar  die  Verfassung  das 
Zustandekommen  des  Etats  anordne,  das 
Nichtzustandebommen  jedotJi  krinesw^s 
die  bestehenden  Einnahmen-  und  Aii.'igaben- 
gesetze,  die  keine  Verweisung  auf  eine  durch 
das  Etatsgesetz  zu  sanktionierende  Vnllzugs- 
klausel  an  sich  tragen,  ausser  Kraft  setze. 
Sie  binden  daher  ohne  Rücksicht  ob  ein 
Budget  Verfassung  massig  zu  stände  gekton- 
men  sei  oder  mcht,  wie  alle  Gretas  die 
Regierung  und   zwtu-  derart,  dass  sie   auf 
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die  Esistenzdauer  der  betreffenden  Gesetze 
für  Einhebimg  der  gesetzlichen  Einnahmen 
und  Leistung  der  gesetzlichen  Ausgaben 
verantwortlich  sei.  Nur  die  nicht  auf  ge- 
setzlichen TltelQ  beruhenden,  daher  von  den 
Kammern  frei  zu  votierenden  Ausgaben 
hätten  zu  unterbleiben.  Die  Stellung  der 
Kegierung  bei  budgeüoser  Verwaltung  sei 
nur  iosofern  eine  andere  als  bei  geltendem 
Finanzgesetze,  dass  dieses  die  Regierung 
von  dem  Beweis  der  Gesetzlichkeit  der 
Finanzverwaltungsakte  befreit,  im  anderen 
falle  jedoch  derselbe  von  ihr  zn  ihrer  Ent- 
lastung geführt  werden  müsse. 

Diese  juristische  Lösung  hat  nun  zu- 
nächst für  die  Staaten,  in  welchen  die  Fort- 
dauer oder  doch  die  Vollziehbarkeit  der 
Abgaben  gesetze  wie  z.  B.  in  Oester- 
reich  auf  ein  jährlich  zn  wiederholendes 
parlamentariac-hes  Votum  gestellt  ist,  keinen 
Wert.  Aber  auch  für  Staaten  mit  fixen 
Einnahmegesetzen  ist  sie  nicht  richtig.  Denn 
die  LUckenlosigkeit  des  Systems  des  Staats- 
rechts existiert  nicht;  es  giebt  stets  mög- 
liche Falle  im  Staatsleben,  welche  reine 
Rechtsfragen  sind  und  einer  Entscheidung 
nach  Rei-htsgrundsStzen  spotten.  Ferner  ist 
es  ganz  unrichtig,  von  einer  budgctlosen 
Verwaltung  zu  reden.  Hat  eine  Regierung 
kein  verfassungsmässigcK  Budget,  so  wirt- 
schaftet sie,  da  ein  budgetloser  Zustand  ein 
l^nding  ist,  mit  einem  einseitig  von  ihr 
selbst  fest^steilten.  So  gut  wie  Preussen 
18G2 — 66  ein  Budget  hatte  und  haben  musste, 
so  g(it  würde  es  jeder  Staat  in  gleicher 
I^age  besitzen.  Ein  solches  Budget  ist  aber 
entgegen  ausdrilcklicher  Verfessungsvor- 
ficiirift  nicht  dun-h  das  Gesetz,  sondern  durch 
Verordnung  festgestellt.  In  dieser  Thatsache 
liegt  nun  luiter  allen  Umständen,  auch  wenn 
das  Etatsgesetz  ohne  Verschidden  der  Re- 
giei-UDg  nicht  zu  stände  kommt,  die  formelle 
Verfassungswidrigkeit  von  seilen  derselben. 
Für  solche  Konflikte  ist  daher  nur  eine 
historisch-politische,  aber  keine  juristische 
J>ösung  müglich,  denn  in  Beziehimg  auf 
das  Budgetrecht  geht  das  Staatsrecht  aus 
von  der  Voraussetzung  einen  in  normalen 
Verhältnissen  auch  stets  stattfindenden  har- 
monischen Zusammenwirkens  von  Regierung 
imd  Parlament.  Diese  Lösung  kann,  wofern 
eine  Revolution  oder  ein  Staatsstreich  ver- 
mieden werden  soll,  niu"  darin  bestehen, 
dass  eutweiler  die  Regiening  den  Kammern 
oder  die  Kammern  der  Regieruug  nachgeben. 
Welche  der  beiden  Alternativen  im  kon- 
kreten Falle  zur  Verwirklichung  kommt. 
hängt  von  den  jeweiligen  sozialen  Macht- 
verhältnissen ab.  sKonffikte,  da  das  Staats- 
leben nicht  stillzustehen  vermag,  werden 
zu  Machtfragen;  wer  die  Uaclit  in  Händen 
hat,  geht  (&nn  in  seinem  Sinne  vor,  weil 
das  Staatsleben  auch  nicht  einen  Augenblick 


stillstehen  kann«  (Ftlrst  Bismarck).  Eine 
definitive  juristische  Ijösung  kann  ein  solcher 
Konflikt  erst  nachträglich  und  zwar  nur 
durch  eine  ia  Gesetzesfonn  erteilte  Genehmi- 
gung der  Kammern  erhalten,  wie  solche 
auch  den  preussischen  Konflikt  zum  end- 
lichen AbachlusB  brachte.  Schon  die  That- 
sache, dass  formell  die  definitive  Entlastung 
der  Regierung  nur  durch  ein  Kammervotum 
erfol^n  kann  und  dass  dieses  Votum  un- 
erzwingbar  ist,  zeigt,  dass  eine  formal- 
juristische  Rechtfertigung  der  Regierung 
ohne  Zustimmung  der  Kammern  unmög- 
lich ist. 

Um  derartige  Konflikte  zn  vermeiden, 
sind  verschiedene  gesetzliche  Vorkehrungen 
in  Vorschlag  gebracht  worden.  Das  wich- 
tigste Palliativ  ist  die  gesetzliche  Aner- 
kennung zeitlich  begrenzter  Provisorien,  wie 
sie  in  manchen  Staaten  bereits  duniljgeführt 
sind.  Ein  weiteres  Mittel  zur  Schhchtung 
derartiger  Konflikte  wäre  Entscheidung  der 
Streitfr^  diircli  einen  Staatsgeriehtshof 
(wie  z.  B.  in  Sachsen  und  Oldenburg).  Von 
vielen  Seiten  wird,  wie  bereits  erwähnt,  die 
Trennunff  des  Budgets  in  ein  permanentes 
und  periodisches  als  Schutzmittel  gegen 
Konflikte  empfohlen.  Ein  permanentes 
Normalbudget  brächte  aber  wiedei'  manche 
Nachteile  mit  sich  und  niilsste  ausserdem 
im  Interesse  gesunder  StaaUwirtschaft  von 
Zeit  zu  Zeit  revidiert  werden ;  bei  jeder 
Revision  ist  aber  auch  die  Möglichkeit  des 
Konfliktes  gegeben.  Da  aber  Konflikte  in 
der  Regel  nur  bei  tiefgehenden  Spannungen 
in  der  Gesellschaft  entstehen,  so  bei^n  in 
normalen  Zeiten  die  Sätze  des  Bud^trechts 
trotz  ihrer  Un Vollkommenheit  weniger  Ge- 
fahren in  sich,  als  es  auf  den  ersten  Blick 
den  Anschein  hat  Geringe  Differenzen 
zwischen  Regierung  und  Parlament  werden 
stets  auf  dem  Wege  des  Kompromisses  bei- 
gelegt. 

Aus  den  vielen  Detailftagen  des  Budget- 
rechts,  die  in  ihrem  ganzen  Cmfange  nur 
auf  dem  Boden  des  positiven  Staatsrechts 
eines  jeden  Einzelstaates  sich  erörtern 
lassen,  sei  hier  nur  noch  eine  der  wichtig- 
sten erwähnt:  die  nach  der  Bedeutung  der 
Einzeivoten.  In  den  Staaten  mit  nur  perio- 
dischen oder  einer  periodischen  Vollzugs- 
klausel  bedürftigen  Gesetzen  sowie  in  allen 
Staaten  bei  der  Anordnung  neuer,  bisher 
gesetzlich  noch  nicht  festgestellter  Einnah- 
men oder  bei  der  Ergänzung  gesetzlich 
fixierter  Abgaben  durch  frei  zu  bewilligende 
Zuschläge  hat  das  Einzelvotum  des  Ein- 
nahmenetats den  Charakter  einer  gesetz- 
lichen Ermächtigung  für  die  Regierung  zur 
Erhebung  der  betreffenden  Sninmen,  deren 
Ziffern  allerdings  nur  kalkulatorische  Be- 
deutung' besitzen.  Bloss  kalkulatorischen 
Wert  überhaupt  haben  die  Voten  des  Ein- 
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oahmenetats  hingegen  in  den  Staaten  mit 
permanenten  Einnahmengesetzen,  so  dasa 
selbst  dann,  wenn  die  Regierung  verpflich- 
tet ist,  eine  bestimmte  Summe  zu  erheben 
{z.  B.  bei  kontingentierten  Steuern), 
die  Verpflichtung  zur  Einhebung  nicht  im 
Finanzgesetze,  sondern  in  den  unabhängig 
von  diesem  bestehenden  Gesetzen  zu  suchen 
ist.  Die  Voten  des  Ausgabenbudgets  hin- 
gegen bezeichnen  in  der  Regel  die  Grenze 
der  Ausgaben,  bis  zu  welcher  die  Regie- 
rung von  der  Verantwortung  entlastet  ist. 
Die  Verpflichtung  zur  Leistung  ist  bei  den 
auf  gesetzlichen  Titeln  ruhenden  Voten  in 
diesen  Gesetzen,  nicht  in  den  Voten  zu 
suchen;  daher  kann  die  Regierung,  sofern 
es  nur  gesetzlich  möglich  ist,  auch  unter 
der  Grenze  des  Votums  mit  ihren  Zahlungen 
zurückbleiben.  Allerdings  kann  ein  Votum 
des  Ausgabenbudgets,  im  Falle  es  sich  um 
ä-ei  zu  votierende  Ausgaben  handelt,  unter 
Umständen  auch  eine  Zahhingspf licht  ent- 
halten. Elatüberschroitungen  bedürfen  der 
nachträglichen  parlamentarischen  Genehmi- 
gung. AusseretatmSssige,  d.  h.  im  Etat  gar 
nicht  vorgesehene  Ausgaben  können  in  der 
Regel  nur  auf  Qnmd  eines  Gesetzes  oder 
gegen  nachträgliche  Billigung  d)irch  ein 
Gesetz  stattfinden.  Jedoch  sind  in  diesem 
Funkte  die  Institutionen  mancher  Staaten 
eigentümlich  geartet. 

Politisch  von  grosser  Bedeutung  ist  die 
Frage  nach  der  Grenze  der  SpeciEiusierung 
der  Einzelvoten.  Die  Praxis  der  vei«chie- 
denen  Staaten  weist  in  dieser  Richtung  die 
grGssten  Unterschiede  auf,  Dem  englischen 
und  französischen  z.  B.  mit  300  bis 
700  Voten  steht  das  preussische  Budget 
mit  2000  gegenüber.  Zu  geringe  S()ecialität 
des  Budgets  hindert  die  parlamentarische 
Eontrolle,  zu  grosse  die  notwendige  Freiheit 
der  Verwaltung.  Von  der  Stellung  der 
Volksvertretung  und  R^erung  in  einem 
jeden  Staate,  von  dem  Takte,  den  sie  in 
Gestaltung  ihrer  gegenseitigen  Beziehun^n 
entwickelu,  wird  es  abhängen,  das  riclitjge 
Verhältnis  zu  finden.  Allgemeine  Regeln 
lassen  sich  hier,  wie  bei  jeder  politischen 
Frage,  nicht  aufstellen  oder  sie  haben  min- 
destens keinen  pi-aktischen  Wert. 

Litteratari  Allgemeine»:  a)  Die  fiiiam- 
tBiuenidu^ftliebea  Werte  voit  v.  Malchu»,  v. 
GcOmIg,  Bau,  1.  *.  Stein,  A.  Wagner, 
Boteher,  Lerov  -  Beaulleu  «.  a.  (vgl.  die 
LiUeratar  nan  torangehendtn  Art.);  h)  tlaat»- 
TtcMiche  Arbeitea:  v.  Aotteefc,  Lehrbuch  dei 
Verninajtreditt  IV,  1S35.  —  F.  J.  Stahl, 
Staatdehre,  S.  Aufl.,  1856.  —  FrUker,  Die 
Natur  du  SteuervtnBaUangtnchlet  und  de»  Fi- 
■naRigetelif»,  Zttchr.  f.  d.  g.  Staalnr.,  1S61.  — 
R.  OneiKt.  Budget  und  Geeeti,  1367.  Geteli 
und  Budget,  1879.  —  Laband,  Iku  Budget- 
recht  nach  den  Beitimmungen  der  yreuteiKhen 
Verfaee\in^tiirkimde,  1371.    —    O.    Jlfey#r,   Der 


Begriff  det  Gefettet  in  Grünhula  ZUchr.  f. 
Freiut.  und  Sffentl.  Reckt,  VIII,  laso.  —  f. 
Martttx.  Ueber  den  Begriff  dei  koml.  Cetetva. 
ZUekr.  f.  d.  g.  Siaaltaitteiachafi,  ISSO.  —  C 
Seidler,  Budget  und  Budgetreeht  in  Staati- 
hauthatle  der  konit.  Monarchie,  ISS5.  —  G. 
Jellinele,  Geiett  urid  Verordnung,  1837.  —  A. 
S&nel,  Diu  Getett  im  formellen  and  materielleH 
SniB«,  ISSS.  —  Ph.  Zorn.  Geteli,  Verordnung, 
Budget,  SlaaUvertrag,  SirtJu  Annalrn  1839.  — 
M.  v.  Heckel,  Budget  und  Bwigtlrechl  in 
Elster,  Wörierbuch  d.  Fbllawirltchafi,  1893.  -^ 
England.  Coke,  TntlUi'tei,  IV.  —  Blaek- 
atone,  Cnminentarit»  on  Ihe  tairt  oj  England. 
I  et  VIII.  —  SiMbba.  Comtitutional  kittory, 
1375.  —  H.  Cox,  The  Inetitutiont  oj  the  eng- 
tith  goeemmenl.  —  R  3f  ay .  ContlüiUioiuil 
kitlory.  6.  ed.  1378.  ^-  Oereelbe,  A  Ireatite 
fm  Ihe  lata,  privUegei  procetdingi  and  utagt  o/ 
Partianienl.  10.  ed.  1804-  —  .4.  Todd,  PaHa- 
mentaritche  Regierung  in  England,  aue  dein 
Engliechen  von  .iitmann,  1S69.  —  R.  Gnel^, 
Englitchet  Venraltungfreeht,  3.  Aufl.,  188ß.  — 
E.  PklUppovich  V.  PhUippaberg.  Ihe  Baat 
von  England,  13S5.  —  Btcey,  Lefhiret  intm- 
dactory  lo  the  tludy  oj  Ihe  late  of  Contlilvlion, 
1886.  —  Frankreich.  Die  Getekiekle  tler 
Arifänge  de*  ßvmOtiichen  BudgetrechUi  in  den 
hittioritchen  DarileUungen  der  franröiieeken  £«- 
vohition  von  Thieri,  Mignet,  Taine,  r.  fij^l. 
Oncien  n.  a.,  femer:  B.  Onutanf.  Cour*  de 
politique  conelituHoneWe.  —  Stourm,  Lee  finait' 
eee  de  la  reroliition,  ISSS,  für  die  Folgeteil  hit 
tur  Gegenwart.  —  Deraetbe.  Le  budget  et  ton 
mecanitme,  1388.  —  Rilie,  Lrt  comtitutiona  d« 
la  Fmnee,  1379.  —  Demovtaeatix  de  Olrr*. 
La  legiiUtlion  du  billiget,  1869.  —  Lerifff- 
Beauliett,  Traill  de  la  teienee  de  flaaneea  S. 
ed.,  133fl.  —  Lebon,  Slaattreeht  der  franiiü. 
Republik  in  Marquardieni  Hnndb.  d.  Sßenlt. 
RechU.  —  Belgien.  PotMet,  Hieloire  de 
la  Joyeuie  Entrie  de  Brabanl.  —  Xothomb 
Eaeai  hietorique  et  politique  tur  la  rerotulion 
beige.  —  Huytlena,  IHtcuttiont  du  et>Kgrft 
nalicmale  beige,  IS44.  —  Thonieaen,  La  row 
»titvtion  beige  annotfe,  2.  ed.  1S76.  -^  Otrom. 
Le  droit  piMie  de  la  Belgiqicc,  13S4.  -^  O. 
Planck,  Dat  B-adgetrtcht  der  bilginchen  Ver- 
faatung,  1389.  —  D  ie  deutt  ch  e  n  Glied- 
et  aalen.  Für  die  Epoche  1314—1366  samrut- 
lich  die  Werke  Ober  deuttche»  Bundetrerhl  r«n 
Kläber,  ZSpfl,  A'.  A.  Zachariae,  Held  u.  a. 
Fär  die  Oegentcart  Stoerk,  Handb.  d.  deuleeken 
Verfatiungen.  —  lUarquardaena  Handb.  de* 
öffenü.  Recht»  II,  III.  —  Die  verachiedent« 
Darttellimgen  des  prenttitehen,  bayerischen  und 
■württemberjitehrn  Staattrechte.  —  Laaicer,  Zur 
Ver/aimngigetchichle  Preustem,  1834.  —  J*- 
Pflzer,  Dat  Rerhl  der  SleuerrencilligHng,  ISSK. 
—  Deuttchet  Reich.  Lahnnd ,  Dcu 
Finamreeht  det  Deuttchen  Reichet,  Hiröu  An- 
nahn,  1873.  —  Die  DartleUangen  det  ReifJu- 
staaltrechlet  ron  Laband,  G.  Mrver,  Zorn,  H. 
Schvlie.  —  Oetlerreiek-Cngarn.  r. 
(Mtr-nia,  Dartlellung  der  EiarieMtmjfen  äb»r 
Budget,  Slaalttachan  und  Kontrollt,  1S66.  — 
VlhtHch,  Lehrbuch  det  ötlerr.  .'kaattrefhtt. 
ISSS.  —  Deraetbe,  Dat  ütaaltrefhl  der  iMerr.- 
ungar.  Monarehie  in  Mar^ianitmt  Handbn^. 
t.  Aufl.  1891.  —  B.  Mej/er,  Finanarrtrm  im 
Oetlerr.  SlaaUtcSrterimch-  —  Für  die  übrigen 
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.floaten.  Barette,  Lti  eonntilaitoiu  modtniei, 
1S8S,  Jlarguardten»  Handbuch.  Für  die  Ver- 
tinigltn  tHaattii  von  Xordameriia  überdiet: 
.  Kent,  CoiraaerUarie»  on  Ameriean  law.  3.  ed. 
ISS4.  —  Rüttimann,  Daa  nordamtrikanitehe 
BundtiitaattTteht  rtrglielien  nü  den  potUüchen 
EinrUhtungea  der  Schiceit,  1867 — 76. 

Jelltnek. 


BHcher,  Karl, 

geb.  ain  16.  II.  1847  zu  Kirberg  im  jetzigen  Reg.- 
Bes.  Wiesbadeu,  studierte  1866—1669  sn  Bonn 
nnd  Göttingen  Oeschichte,  Philologe  niid  StoatS' 
wiasenscbaflfn  und  ttbemahm,  nach  7  jähr.  Lehr- 
tbätigkeit  am  GjmDasinm  za  Dortmund  und  an 
der  WiJhlerschiUe  in  Frankfurt  a.  M.,  die  Stelle 
eines  Eedaktear»  (ür  Wirtschafts-  und  Sozial- 
politik an  der  ^Frankfurter  Zeitung",  die  er  bis 
zum  31.  XII.  1880  bekleidete.  Im  Februar  1881 
habilitierte  er  aich  an  der  staata  wirtschaftlichen 
FakultAt  der  Universität  München  für  National- 
ökonomie und  Statistik,  von  wo  er  im  Sommer 
1882  als  ordentl.  Professor  für  Statistik  an  die 
Universität  Dorpat  becnfen  wurde.  Diese  Stel- 
lung vertauschte  er  im  Herbst  1883  mit  der 
Professur  der  Nation  alSkonomie  und  Finanz- 
wissenschaft an  der  Universität  Base!.  Eier 
blieb  Bücher  bis  Herbst  1890,  um  welche  Zeit 
er  einem  Hnfe  als  Professor  der  Volkswirtschafta- 
lehre an  der  technischen  Hochschule  in  Karls- 
ruhe Folge  leistete.  Ostern  1892  gab  er  diese 
Stellung  auf  zu  Quasten  der  Professur  der 
Statiatiu  und  Nationalökonomie  an  der  Uni- 
versität Leipzig,  an  welcher  er  ausserdem  seit 
1893  das  Amt  eines  Direktors  des  volkswirt- 
schaftlich-statistiachen  Seminars  bekleidet 

Er  verü  ff  entlichte  von  staatswissenschaft- 
Ijchen  Schriften  in  Buchform:  De  gente  am- 
phictyoniae  participe ,  Bonn  1870 ,  (Disserta- 
tion.) —  Die  Aufstände  der  unfreien  Arbeiter 
143—129  V.  Uhr.,  Frankfurt  a.  M.  1874.  —  Die 
gewerbliche  Bildungsfrage  nnd  der  industrielle 
BUckgang,  Eisenach  1877.  —  Lehrlingsfrage 
and  gewerbliche  Bildung  in  Frankreich,  Eise- 
nach 1878.  —  Gutachten  über  das  gewerbliche 
Bildnngswesen  in  den  Sehr.  d.  V.  f.  Sozialp., 
Bd.  XV.  —  Das  Ureigentnm  von  E.  de  Lave- 
leye.  Deutsche  Ausgabe,  Leipzig  1879.  (Die 
Kap.  VI,  IX,  XIV  n.  XV  sind  Originalarheiten 
des  Heraasgebers.)  —  Die  Fraaenfrage  im 
Mittelalter,  Tübingen  1882.  —  Die  Arbeiterfrage 
im  Kaufmaunsstande.  [D.  Zeit-  und  Streitfragen 
XII),  Berlin  1883.  —  Die  Bevölkerung  von 
Frankfurt  a.  M.  im  XIV.  und  XV.  Jahrb.,  I. 
Bd.,  Tübingen  1886,  —  Von  den  Produktions- 
st&tteu  des  Weihnachtemarktes  (Vortrag),  Basel 
1887  (Oeff.  Vorträge  geh.  in  d.  Schweiü,  Bd.  IX, 
Heft  9).  —  Die  soziale  Gliederung  der  Frank- 
furter Bevölkerung  im  Mittelalter.  (Berichte 
des  Fr.  Deutschen  Eochstifts  1886/7,  Heft  III). 
'-  Zur  Geschichte  der  internationalen  Fabrik- 
gesetzgebung, Wien  1888.  —  Frankfurter  Buch- 
binder-Ordnungen vom  XVI.  bis  zum  XIX. 
Jahrb.,  Tübingen  1888.  —  Basels  StaaUein- 
nahmen  und  StenerverteUnng  1878—1887.  Pub- 
liziert vom  Finanzdepartement ,  Basel  1888.  — 
Die  BevGlkerang  des  Kantons  Basel-3tadt  am 
1.  XII.   1888,  Basel  1890.  —  Die  Wohnunga- 


Enquete  in  der  Stadt  Basel  vom  1.-19.  U.  1889, 
BaBeH891.—DieEntatehnng  der  Volks  Wirtschaft, 
6  Vorträge,  Tübingen  1893;  dasselbe,  2.  Aufl.. 
ebenda  1^8.  —  Arbeit  und  Rhythmus.  Leipzig 
1896.  (Aus  Abhandinngen  der  k.  säcbsischeit 
Gesellschaft  der  Wissensch.)  —  Die  Wirtschaft 
der  Naturvölker.  Vortrag,  geh.  in  der  Gehe- 
Stiftung  zu  Dresden,  am  13.  XI.  1897,  Dresden 
1898.  —  Die  wirtschaftlichen  Aufgaben  der 
modernen  Stadtgemeinde.  Vortrag,  Leipzig  1898. 
(HochschnlTorträge,  Heft  10.) 

Er  verüffentfichto  von  Staats  wissenschaft- 
lichen Abhandlongen  in  Zeitschriften :  1.  Arcli. 
f.  soz.  Gesetzg.,  etc.,  Jahrg.  I  (1888) :  Das  Ba- 
sel-städtische Gesetz  betr.  denSchutz  der  Arbeite- 
rinnen. —  2.  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat-,  N.  F.,  Bd. 
VIII  (1882) :  Das  russische  Gesetz  über  die  in 
Fabriken  nnd  Manufakturen  arbeitenden  ÜUinder- 
iährigeu  v.  1.  VI.  1882,  —  3.  Preuss.  Jahrb., 
Bd.  Sc  (1898):  Der  wirtschaftliche  Urzustand. 
—  4.  Ztschr.  f.  Schweiz.  Statistik,  Jahtg.  XXIII 
(1887):  Zur  Statistik  der  inneren  Wanderungen 
nnd  des  Niederlassnngswesens.  ^  5.  Ztschr.  f. 
Staataw.,  Jahrg.  SXIV  (1888):  Die  wirtschaft- 
liche Interessenvertretung  in  der  Schweiz  und 
die  Schweizer  Arbeiterorganisationen,  Jahrg.  L 
(1894) :  Die  diokletianische  Tasordnung  vom 
Jahre  301  (Artik.  1  u.  3).  —  Jahrg.  UI  (1896): 
Der  öffentliche  Haushalt  der  St&dt  Frankfurt  im 
Mittelalter. 

Tu  diesem  „Handwörterbuch"  hat  Bücher 
die  Artikel:  -Allmenden-  (Bd.  1. 1.  Ana,  S.  181  ff.; 
2.  Aufl.  S.  266 ff.),  „Die  Arbeiterschützgesetz- 
gebung in  der  Schweiz"  (Bd.  I,  1.  Aufl.  S. 
448ff.:  2.  Anfl.  8.  Ö88ff.),  „Die  Arbeiter  Versiche- 
rung m  der  Schweiz"  (Bd.  I,  1.  Aufl.  8.  561  ff.; 
2.  Aufl.  S.  694  ff.)  und  „Die  Arbeitaeinsteilun- 
gen  in  der  Schweiz"  (Bd.  I,  1.  Aufl.  S.  661ff, 
2.  Aufl.  S.  842  ff.)  geschrieben.  Red. 


BQlaa,  Friedricli, 

geb.  8.  X-  1805  zu  Fretberg  i.  S.,  gest.  26.  X. 
1859  in  Leipzig.  Er  wurde  1833  ansserord., 
1836  ordentlicher  Professor  der  Philosophie  und 
1840  Professor  der  Staats  Wissenschaften  an  der 
Universität  Leipzig.  Im  Nebenamt  versah  er 
1837—1844  die  Geschäfte  eines  Ceusora  der 
periodischen  Presse,  redigiert«  ferner  1838 — 1849 
die  von  POiitz  (s.  d.)  begründeten  „Neuen  Jahr- 
bücher der  Geschichte  und  PoUtik",  1843—1848 
die  „Deutsche  Allgemeine  Zeitung"  und  1861— 
1854  die  „Leipziger  Zeitung". 

Der  nach  ihm  sehr  reformbedürftigen  Staats- 
wirtschaftslehre  wünscht  er  vor  allem  eine 
engere  Begrenzung  der  einzelnen  Disciplinen 
und  eine  strengere  Systematisiernng  der  letz- 
teren. Noch  vor  1848  trat  BUlau  als  Anhänger 
des  Freihandels  bezw.  der  freien  Konkurrenz 
an  die  Oeffentlichkeit.  Er  ist  ein  Verteidiger 
der  Mobilisierungafreiheit  des  Grundbesitzes, 
dessen  Gebundenheit  er  insbesondere  im  Inte- 
resse der  von  der  Erbfolge  anageschlosseuen 
Descendenz  bekämpft.  Besondere  Anerkennung 
verdient  seine  eindringliche  Propaganda  für 
Pflege  der  ünmateriellen  Güter  wegen  ihrer 
Bedeutung  fUr  das  Wirtachaftsleben  der  Kultur- 
völker. 

Von  seinen  in  Buchform  veröffentlichten 
Schriften  seien  die  folgenden  genannt: 


Digtizecby  Google 


Bnlau— Borger,  Bai^rtiim 


Encjklopädie  der  Staats viEsenBcbaft,  Leip- 
zig: 1832,  2.  Anfl.  1856  —  Der  Staat  und  die 
Industrie.  Beiträge  zu  Gewerbspolitik  und  Ar- 
menpolizei,  Leipzig  1834.  —  Der  Staat  und  der 
Landban.  Beiträge  zur  Agriknltnrpolitik,  Leip- 
zig 1834.  —  Handbnch  der  Staat« wirtsciiafts- 
lenre,  Leipzig  183ö.  —  Geschichte  des  euro- 
pSischen  Staatensy stein s.     Ans   den   Gesichts- 

Ennkt  der  StaatswisseuBchaft  bearbeitet,  S  Bde., 
eipzig  1837—1839,  —  Darstellung  der  Ver- 
foBBnng  und  Verwaltung  des  Eönigreichs  Sach- 
sen, 1.  Teil,  Leipzig  1837.  —  Zeitfragen  aus 
dem  Gebiete  der  Politik  und  Volkswirtschaft. 
Eine  Auswahl  gesammelter  Aufsätze,  Leipzig 
1846.  —  Wahlrecht  und  Wahlverfahren,  Leipzig- 
1849.  —  Erürternngen  über  Grund steaerfreiheit. 
und  deren  Aufhebung  im  Herzogtum  Sachsen- 
Altenburg,  Leipzig  1866.  —  Die  RittergQt«r 
und  ihre  Stellung  zu  Staat  und  Gemeinde,  Leip- 
zig 1857.  —  

\'gl.  über  Bölan :  Bescher,  Gesch.  d.  Nat, 
S.  908  fg.  —  Mftnner  der  Zeit,  I.  S.  804.  — 
Allgemeine  deutsche  Biographie,  III  (Leipzig 
1876).  —  Llppert. 


Biiquoy,  Georg  Franz  August 

de  Iiongueval,  Freiherr  von  Vaux, 

Graf  TOn, 

Seb.  um  7.  IX.  1781  zu  Brüssel,  gest.  als  einer 
er  begütertsten  Grundbesitzer  in  Böhmen  am 
19.  IV.  1851  in  Prag. 

Die  Richtigkeit  verschiedener  seiner  Sütze 
in  dem  Werke  „Theorie  der  Nationalwirtschaft" 
(s.  u.)  sucht  er,  ohne  sie  dadurch  unwiderleg- 
licher zu  machen,  durch  algebraische  Formeln 
zn  beweisen.  Er  ist  ein  Anhänger  Adam  Smiths 
und  ein  Bekämpfer  der  Grundren tentheorie  Ri- 
cardos. Aus  dem  Smithschen  Satze,  dass  Arbeit 
die  Mutter  aller  Güter  sei.  zieht  er  weit  über 
die  Hachtsphäre  der  menschlichen  Arbeit  hin- 
ausgehende Folgerungen.  Sein  Hineinziehen 
der  Technologie  in  die  Nationalwirtschaft  er- 
scheint nur  dadurch  als  ein  Missgriff,  dass  er 
von  dem  rein  Theoretischen  im  dritten  Nach- 
trage zu  seiner  oben  envähnten  Sehritt  unver- 
mittelt zur  Technik  der  Textilindustrie  über- 
geht. Seine  für  uns  in  Betracht  kommenden 
Schriften  beschranken  sich  auf: 

Die  Theorie  der  Nationalwirtschaft  nach 
einem  neuen  Plane  und  mehreren  eigenen  An- 
sichten. Mit  1  Tafel,  Leipzig  1815.  —  Dazu 
3  Nachträge:  1.  Das  national  wirtschaftliche 
Princijj,  oder  was  zuletzt  alle  national wirt- 
schafllichen  Anstalten  bezwecken  müssen.  Mit 
1  Tafel,  Leipzig  181(1.  2.  Erlänternngen  eini- 
ger eigener  Ansichten  aus  der  Theorie  der  Na- 
tionalwirtschaft; nebst  tabellarischer  Uebersicht 
des  Zusammenhangs  der  wesentlichen  Gewerbe 
nntereinander,  Leipeig  1817.  3.  Begründung 
des  Begriffs  vom  reellen  Werte  in  national- 
wirtschaftlicher Hinsicht;  ferner  Theorie  des 
^tenerwesens ;  endlich  Zusammen Etel lang  der 
wesentlichen  Vorrichtungen  bei  dem  Bleichen, 
FÄrben  und  Drucken  der  Wollen-,  Seidenieuge 
und  Game,  Leipzig  1819,  —  Vorschlag,  wie  in 
jedem  Staate  ein  auf  echtem  Nationalkredit 
fundiertes  Geld  geschaffen  werden  könne,  Leip- 


zig 1819.     (Unter  echtem   Nationalkredit   vn* 

steht  er  das  staatliche  GmndeigentDm.) 

Vgl.  Über  Graf  Bnqnoj:  Biographi- 
sches Lexikon  des  Eaiserrnms  Oesterreich ; 
hrsg.  von  C.  von  Wurzbach,  IL  Bd.  (Wien 
1867)  S.  208ff.  —  Eoscher,  Gesch.  d.  Kat, 
S.  604.  lApptrL 

Bflrger,  BttriertuL 

1,  Die  Entstehung  des  Bürgertums.  S.  Die 
nnt«rscheid enden  Merkmale  der  Stadt.  3.  Die 
Periode  der  stadtischen  Selbständigkeit.  4.  Die 
Gegensätze  im  Innern  der  Stadt.  6.  Momente 
des  Verfalls  im  Btlrgertnm.  6.  Der  Sieg  der 
Landesherren  über  die  Städte.  7.  Da^i  19.  Jahr- 
hundert. 

Wie  in  unserem  Art.  Adel  (oben  Bd.  I,  S. 
47  ff.)  berücksichtig en  wir  auch  in  diesem 
die  ■wirtschaftliche  Köd  soziale  Entvrickelung 
des  Bürgertums  zeichnenden  im  wesent- 
lichen mir  Deutschland.  Dabei  verstehen 
wir  das  Wort  Bürger  im  historischen  Sinne 
(Bürger  =  Städter),  nicht  auch  im  Sio&e 
von  Staatsbüi^r. 

1.  Die  Kotetehang  den  Bnrgertaa». 
Ein  Sfädtewesen  hat  Pentachland  zuerst 
durch  die  Römer  erhalten.  In  den  den  R5mem 
unterworfenen  Gebieten  DeutBcblands  ent- 
standen Städte  mit  i-ömischer  Kultur  (Köln, 
Trier  etc.)  Aber  diese  wurden  iu  den 
Stürmen  der  Völker  wandern  ng  zerstört,  und 
wenn  sie  vielleicht  auch  eine  gewisse  Be- 
deutung für  Handel  und  Gewerbe  fwt- 
dauerod  bewahrt  liaben  und  wenn  auch  die 
Bauten  der  Eömer  den  sjiäteren  deutscheo 
Städten  öfters  zw  statten  gekommen  siod, 
so  blieb  drxsh  voq  dem  eigentüm liehen  rümi- 
Bchen  Stadtrecht  in  jenen  nichts  erhalten. 
wie  wir  am  besten  daraus  ersehen,  dass  sie 
sfJäter  nachweislich  die  gewöhnliche  Ver- 
fassung der  deutsclicn  Ijandgemeiode  haben. 
Das  deutsche  Sfädtewesen  knüpft  nicht,  -wie 
man  noch  in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahr- 
hunderts meinte,  an  da?*  röraii^che  an,  son- 
dern entwickelt  sich  auf  neuer  Grundlage. 
Biä  ein  Büi^rtum  vorhanden  war,  dün 
hat  es  einer  Hehr  aUmähüchen  I^twickclung 
von  Jahrhunderten  bedurft  Ein  lebhafteres 
Verkehrswesen  lassen  ims  zuerst  die  Markt- 
Privilegien  derOttonen  und  die  im  Ki.  Jahr- 
hundert notwendig  werdende  Befe:<tigUDg 
grösserer  Ortschaften  —  auf  diesem  Gebiete 
hat  Ueinricli  L,  dem  freilich  im  allgemeinen 
das  Prädikat  des  "Städtegntudei^'  lücht 
zukommt,  ein  wirkliches  Verdienst  um  das 
deuf.'Kihe  Städtewesen  —  erkennen.  Im  11. 
und  12.  Jahrhundert  bildet  sich  dann  eäne 
besondere  städtische  Verfassung,  ein  Siadt- 
recht  und  demgemäss  ein  Büiverstand  in 
bestimmter  Weise  aus.  Im  Jahre  H)66 
findet  sich  urkundlich  zum  ersten  Male  der 
Ausdnick  burgenses  (im  Privilt^  für  die 
Stadt  HuyJ.   Speciell  iu  wirtsihafUicher  Be- 
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Ziehung  ist  es  bezeichnend,  dasa  aus  <)eri 
ersten  Hälfte  dos  12.  Jahrhunderts  die 
filtesten.  erhalteneii  Zunftbriefe  stammen. . 
"Viel  gestritten  hat  man  über  die  Frage, 
aus  welchem  Mateiiale  sich  der  nun  ent- 
stehende Bürgerstaud  zusammengesetzt  habe. 
"Wenn  meistens  behauptet  worden  ist,  dass 
die  Bürger,  speciell  die  Handwerker  ans 
Hörigen  des  Stadtherrn  hervorgegangen  sind, 
80  ist  darauf  zu  entgegnen ,  dass  sich  die 
BevÖIkening  der  StÄdte  regelmfissig  über- 
'wi^:eud  aus  fünwanderem  zusammensetzt, 
dass  es  daher  ausgeschlossen  ist,  die  Bürger 
als  einen  einheitlicben  Kreis  von  stadtherr- 
lichen Hnrigen  aufzufassen.  Die  Einwande- 
rer waren  teik  freier,  teils  unfreier  Her- 
kunft. Die  letzteren  blielien  teilweise  zu 
gewissen  Leistungen  an  ihre  alten  Herren 
verpflifhtet  (eine  Analogie  bieten  die  in  die 
Städte  wandernden  niasischen  Leibeigenen, 
die  an  ihre  Herren  nach  wie  vor  den  Obrok 
zahlen);  doch  wuide  ihr  Uebergang  zur 
voUen  Freiheit  durch  Privilegien ,  die  die 
Städte  erhielten,  und  auf  anderem  Wege 
allmählich  bewirkt.  Ueberdies  bildete  sich 
früh  der  Rechtsgrundsatz  aus,  da63  der 
Herr  den  Hechtaanapruch ,  den  er  an  eine 
in  eine  Stadt  wandernde  Pereon  zu  haben 
glaubte,  innerhalb  Jahr  und  Tag  geltend 
machen  musste.  —  Aelter  als  das  deutsche 
Büivertiun  ist  das  des  benachbarten  Frank- 
reich und  namentlich  das  italienische.  Das 
englische  ist  mit  dem  deutschen  etwa  gleich- 
alterig.  Dagegen  hat  Deutschland  den  Vor- 
zug vor  den  skandinavischen  Eeichen,  welche 
wesenüich  später  ein  Stfldtewesen  erhalten. 
2.  Die  anterscheidenden  Merkmale 
der  Stadt.  Die  Gemeinden,  weiche  seif 
etwa  dem  13.  Jahrhundert  als  Städte  gelten, 
unterscheiden  sich  in  folgenden  Pimkten 
von  den  Landgemeinden.  Jede  Stadt  hat 
einen  Markt:  sie  ist  femer  befestigt.  Die 
Wichtigkeit  des  Marktes  für  die  Entstehung 
der  Stadt  illustriert  daa  "Wort  Marktrecht, 
welches  in  der  ältesten  Zeit  oft  gleichbe- 
deutend mit  Stadirecht  gebraucht  wird,  die 
Wichtigkeit  der  Befestigung  daa  Wort  Bui^- 
recht,  welches  ebenfalls  oft  Stadtrecht  be- 
deutet, sowie  das  Wort  Bürger.  Bei  der 
Mangelhaftigkeit  der  Kommunikationsver- 
hältnifise  knüpfte  sich  der  Verkehr  eng  an 
die  festgesetzten  Markttage;  bei  der  öffent- 
lichen Unsicherheit  konnten  Orte,  welche 
dem  Handel  und  Gewerbe  eine  Stütze 
geben  wollten,  nicht  dea  Schutzes  der  (Jm- 
mauerung  entbehren.  Fdr  das  Stadtgebiet 
wird  sodann  ein  eigener  Gerichtshezirk  ge- 
schaffen; die  Stadt  braucht  für  das  in  ihr 
sich  bildende  Stadtrecht  ein  besonderes 
Stadtgericht.  Gemeindebezirk  und  (öffent- 
licher) Gerichtshezirk  fallen  bei  der  mittel- 
alterlichen Stadt  regelmässig  zusammen. 
Fast  alle  Städte  erhallen  auch  eine  Mitwir- 


kung bei  der  Bestellung  der  Gerichtsper- 
soiien.  Hinsichtlich  der  militärischen  und 
finanziellen  Leistungen  (namentlich  der 
Zölle  und  der  Bede,  s.  d.  Artt.,  letzterer  oben 
Bd.  II,  S.  535  ff.)  sind  die  Bürger  ebenfalls 
vor  dem  Landraanne  bevorzugt.  Für  sie  be- 
steht oft  nur  die  Pflicht  zu  einer  Tagesfahrt 
(»mit  der  Sonne  aus,  mit  der  Sonne  ein*). 
Die  Gemeinde  Verfassung  ist  in  der  Stadt  von 
Haus  aus  dieselbe  wie  auf  dem  platten  Lande. 
Indessen  während  hier  die  meisten  Gemein- 
den von  einem  Gnindherrn  abhänj^g  sind, 
wissen  die  Stadt^meinden  sich  von  der  Herr- 
schaft des  Gemeindeherm  mehr  oder  weniger 
frei  zu  machen,  seinen  Anteil  an  den  Gemein- 
denutzungen zu  beseitigeu,  die  Ordnung  und 
Vorwaltung  der  Gemeindeaugelegenheiten 
selbst  in  die  Hand  zu  bekommen.  Der  in- 
folge des  Erwerbs  grösserer  Selbständigkeit 
und  der  Erweiterung  der  Aufgaben 
wachsende  Gesdiäftskceis  der  Gemeinde 
macht  die  Elinsetzung  neuer  Kommunal- 
oi^ane  nötig,  vou  denen  die  wichtigsten 
Bürgermeister  und  Bat  sind.  Den  in  der 
Landgemeindekompetenz  liegenden  Keim 
der  Ordnung  der  wirtschafthchen  Verhält- 
nisse unter  gleichzeitigem  Erwerb  öffent- 
lich-rechtlicher Befugnisse  kräftig  weiter 
bildend,  entfaltet  die  Stadt  eine  bedeutsame 
wirtschafts-  und  sozialpolitische  Gesetz- 
gebung. In  ihr  »hat  die  öffenthche  Gewalt 
zuerst  die  Lösung  der  grossen  Aufgaben  in 
Angriff  genommen,  die  das  Weaeu  der  mo- 
dernen Staatsverwaltung  bilden.  Die  Ge- 
schichte des  deutseheu  Verwaltungsrechts 
hat  fast  in  allen  Teilen  anzuknüpfen  an  die 
Rechtsinstitute  und  Satzungen  der  Städte 
des  14.  und  15.  Jahrhunderts^  (Loening). 
Namentlich  lässt  sich  die  Stadt  die  Sorge 
für  das  Gewerbewesen  angelegen  sein.  Die 
Handwerker  schltessen  sich  zu  Innungen, 
Zünften  zusammen  (wie  die  Eaufleute,  ob- 
wohl seltener ,  zu  Kauf  man  nsgilden) ;  der 
erate  und  ursprüngliche  Zweck  der  Zunft 
(später  tritt  dazu  die  Ausübung  einer  ge- 
wissen Gerichtsbarkeit  in  Gewerbesachen) 
ist  der  Zunftzwang,  also  die  Femhaltung 
nichtzünftiger  Mitglieder  von  dem  betreffen- 
den Erwerbszweige.  Die  Stadtobrigkeit  er- 
kennt diese  Bestrebungen  der  Handwerker 
an,  genehmigt  die  Zünfte,  wacht  aber  da- 
rüber, dass  sie  niclit  das  Interesse  des 
Publikums  verletzen.  Wie  für  alle  diese 
Verhältnisae,  so  bilden  sich  in  der  Stadt 
auch  für  das  Privat-,  Straf-,  Prozessreclit 
eigentümliche  Normen  aus,  die  ala  «Stadt- 
recht«  zusammengefasst  werden.  Die  Stadt 
des  Mittdalters  hat  ihr  besonderes  Stadt- 
i'echt:  es  ist  das  Reclit  einer  wirtschaftlich 
voi^schrittenen  Stufe,  das  den  Bedürfnissen 
eines  freieren  Verkehi-s  (z.  B.  in  den  Fragen 
des  Grundbesitzes  und  der  Schuld  Verhält- 
nisse) Rechnung  trägt. 


iglizecby  Google 


Bürger,  Bürgertum 


8.  Die  Periode  der  städtischen  Selb- 
ständigkeit Die  ober-  und  mittelitalieni- 
schen Städte  haben  durch  den  Erwerb  der 
eämüichen  landoe  herrlichen  Rechte  den 
Htaat  absorbiert.  Sie  haben  eben  deshalb 
nnvei^i  eich  bar  grössere  Thaten  aufzuweisen 
als  die  deutschen;  in  Italien  sind  es  die 
Städte,  die  das  Lehnswesen  im  Beamtentum 
beseitigt  haben.  Für  die  Interessen  Qesamt- 
italiens  ist  ihre  SeJbständieteit  freilich  nicht 
ohne  Nachteil  gewesen:  Zersplitterung  uod 
Fremdherrschaft,  die  auf  Itahen  noch 
schwerer  ^s  auf  Deutschland  gelastet  haben, 
frehen  zum  grossen  Teil  darauf  zurück.  Die 
Stellung  der  deutschen  Städte  war  zu  jeder 
Zeit  eine  bescheidenere;  bei  uns  ist  das 
I^ehnswesen  nicht  durch  sie,  sondern  durch 
die  Landesherren  beseitigt  worden.  In- 
dessen eine  Periode  städtischer  Selbständig- 
keit kennt  auch  Deutschland;  sie  rei(£t 
etwa  vom  12,  Jahrhundert  bis  an  das  Ende 
des  Mittelalters.  Die  Städte  suchen  sieh, 
wie  wir  dies  bereits  andeuteten  (sub  2), 
von  den  staatlichen  Pflichten  nach  Möglich- 
keit frei  zu  machen  und  die  Verwaltung 
selbst  in  die  Hand  zu  nehmen.  Dieses 
glückt  ihnen  auch  in  weitem  Umfange.  Sie 
erwerben  zwar  nicht  wie  die  italienischen 
Städte  grosse  Territorien  (wenn  eine  deut- 
sche Stadt  über  ein  Territorium  verfügt,  so 
ist  es  nicht  von  erheblicher  Ausdehnung), 
gelangen  auch  nur  ausnahmsweise  zum  Be- 


uicht);  aber  innerhalb  dieser  Grenzen  eta- 
blieren sie,  unter  Zurück drängung  landes- 
herrlicher und  gemeindeherrlicher  Rechte, 
eine  selbständige  Verwaltung.  Dabei  ist 
hervorzuheben,  dass  die  Selbstäifäigkeit  sich 
keineswegs  etwa  auf  die  Reichsstädte  be- 
schränkt: manche  Landstädte  besitzen 
grössere  Rechte  als  manche  Reichsal&dte ; 
die  Entstehung  der  letzteren  kann  man  fast 
eine  zufällige  nennen.  Die  Städte  waren 
moralisch  berechtigt,  grössere  Selbständig- 
keit gegenüber  dem  Liwides-  und  Gemeinde- 
herm  zn  verlangen ;  ihre  wirlschaftÜehe 
Kultur  war  eine  höhere;  äe  durften  sie 
uiciit  durch  die  in  dynastische  Interessen 
verwickelten  Landesherren  beeinträchtigen 
lassen  (ein  klassisches  Beispiel  liefert  das 
Müuzwesen).  Und  eben  weil  ihre  wirt^ 
schafthche  Kultur  eine  überlegene  war, 
weil  sie  als  die  Geldmächte  der  Zeit  über 
grössere  materielle  Mittel  verfügten,  be- 
sassen  sie  auch  die  Eraft,  ihre  Ansprüche 
durchzusetzen.  Mit  ihrer  pohtißchen  steht 
ihre  wirtschafüiche  Selbständigkeit  in  Zu- 
sammenhang: sie  bilden  geschlossene  wirt- 
schaftliche Körper,  sowohl  in  dem  Sinne, 
dass  jede  Stadt  ihre  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse nach  eigenen  Gesetzen  ordnet,  ihr 
besonderes  Mass  und  Gewicht  hat,  wie  auch 


namentlich  insofern,  als  sie  ihre  Erwerbs- 

auellen  in  energischem  Kampfe  ge^n  an- 
ere  Städte,   gegen  das  umhegende    platte 
Land  und  ge^n  die  Staaten  zu  verteidi^n 
und    zu    erweitem    strebt.     Von   Hans    aus 
war  diese  abgeschlossene  Stellung  der  StAdt« 
durch  natürliche  Verhältnisse  gegeben:   sie 
unterstanden  anfangs,  wie  Oasen  zerstreut 
Hegend,   von   keiner  Seite  einem  Einfluss, 
hatten  von  keiner  Seite  eine  Eoukurrenz  zu 
fürchten.    Sobald  sich  aber  Handel  uod  Oe- 
werbe  reicher  entfalteten,  die  Bevölkerung 
wuchs,  wandten  sie,  und  zwar  gegen  Ende 
des  Mittelalters  mit  fortschreitend  grösserer 
Rücksichtslosigkeit,    künstliche   Mittel    an. 
um  jene   Stellung;   zu   behaupten,   um    die 
Terhaitnisse  zu  fixieren,  die  der  natürliche 
Gang    des  "Verkehrs    hervorgenifeii    hatte. 
Jene  Mittel  sind  im  wesentlichen :  das  Oäste-, 
das  Stapel-  und   das  Bannmeilenrecht .    der 
AbschluBS  von  StädtebOndnissen.    Das  GSste- 
recht  unterwirft  die  in  die  Stadt  kommeu- 
den    fremden    Ka\if]eute    (die 
»Gäste«)  starken  Beschränkungen, 
ihnen  etwa  den  Kleinverkauf  oder  den  Ver- 
kauf gewisser  Waren  oder  gestattet   ihnen 
den  Handel  nur  zu  gewissen  Zeiten.     Das 
Stapelrecht  zwingt  die  Kaufleute,  welche  in 
eine     damit     ausgestattete    Stadt    kommen. 
ihre  Waren  daselbst  eine  Zeit  hmg  oder  gäir 
überhaupt   feilzubieten;   vielfach    ist   damit 
die  Verpflichtung  verbunden,  keinen  anderen 
Weg  in  der  Nachbarschaft  als  den   durch 
den  Stapelort  führenden  zu  benutzen.    Ein 
klassisches  Beispiel    für  dieses  Verhältnis 
liefert  der  Stapelort  Frankfurt  a.  0.,  welcher 
verlangte,  dass  die  die  Warthe  herabfahren- 
den Schiffe  von  Küstrin  sich  die  Oder  auf- 
wärts   nach    Frankfurt    wenden    und    erst, 
nachdem  sie  hier  Niederlage  gehalten,  nach 
der  Ostsee  hinabschiffen  sollten.   Das  Bfuin- 
meilenrecht  ist  eine  Waffe  gegen  die  Kon- 
kurrenz  des   platten  Landes:   es   verbietet 
den  Betrieb   gewisser  Gewerbe,   namentlidj 
häufig  des  Brauens,  in  einem  bestimmten 
Umkreis    um    die    Stadt-    imsere    Ijnellen 
nennen  als  Zweck  dieses  Rechtes  ausdrück- 
lich die  utUitas  civium.     Die  Städtebünd- 
nisse, welche  seit  dem   13.  Jahrhundert  in 
grosser  Zahl  geschlossen  werden  und  in  dem 
rheinischen    von    1254,    dem    schwäbischen 
Bunde  und  in  der  Hanse  ihre  berühmtesten 
Vertreter    haben,    dienen    politischen   und 
wirtechafüichen      Bestrebungen      zugleich 
Unter  den  Zielen  des  rheinischen  Bundes 
seien  die  Herstellung  des  Landfriedens  und 
die  Beseitigung  der  unrechtmässigen  Rhein- 
zöile  —  die  »PassierzöDe»   (nach  Wagnere 
treffendem  Ausdrucke)  des  Mittehdters  waren 
für   den   Kaufmann   deshalb   so  drückend, 
weil  sie,  ganz  abgesehen  von  der  Unzahl 
sell^tändiger  Territorien,   nicht   etwa   vor- 
nehmhch  an  den  Grenzen,  sondern  überall. 
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'v.'O  man  mir  den  Handel  am  sicherBten 
treffeu  zu  können  glaubte,  erhoben  wurdea 
—  genannt.  Wirtstfiaftlich  von  der  grössten 
Bedeutung  ist  unter  den  StädtebündaiBseii 
die  Hanse  (den  Namen  >HaDBe  der  Deut- 
schen« fflhrt  der  DuDd  uugeKhr  seit  der 
Mitte  deB  14.  Jahrhunderts),  deren  Haupt- 
zw^eck  der  Schutz  des  »gemeinen  Kauf- 
manns" im  Auslande  ist  »Mit  einem  Netze 
von  Vertragen  tiberzieht  sie  im  Laufe  des 
14.  und  15.  Jahrhunderts  die  weiten  Ge- 
biete Ton  der  pyrenSischen  Halbinsel  bis 
zu  den  finischen  Granithüsfen.  "WesenÜich 
noch  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  ist  es 
dahin  gekommen,  dass  die  Hangen  einen 
unbedingten  "Vorrang  behaupten  im  Verkehr 
der  gesamten  nordeuropftischen  Gewässer, 
daae  die  Ostsee  in  grösserer  Reise  eigent- 
lich nur  noch  von  ihren  Schiffen  durch- 
furcht -wird.  (Schäfer).  Es  war  wesentlich 
das  politisch-diplomatische  Geschick  der 
Hanseaten,  mit  dem  sie  die  Verlegenheiten 
der  Staaten  Nordeuropas  auszunutzen  wuss- 
ten,  wodm-ch  sie  ihre  Erfolge  errangen. 

Die  Periode  der  städtischen  Selbständig- 
keit fällt  mit  einer  Zeit  allgemeiner  erfreu- 
licher Eni  Wickelung  der  bürgerlirien  Be- 
rufszweige zusammen.  Der  Herrschaft  des 
hansischen  Raufmannes  in  den  nordischen 
Reichen  entspricht  eine  mit  den  Kreuzzügen 
beginnende  Blütezeit  des  Levantehandels ; 
den  hansischen  Kontoren  steht  der  Fondaco 
dei  Tedeschi  in  Venedig  gegenüber.  Wenn 
man  freihch  von  der  wirtschaftlichen  Stärke 
des  deutschen  Bürgertums,  von  seiner  Zahl 
und  seinen  Vermögens  Verhältnissen  in  dieser 
Periode  klare  Anschauungen  gewinnen,  sie 
messen  will ,  so  stösst  man  auf  grosse 
Schwierigkeiten.  Filr  die  ersten  Jahrhunderte 
ist  es  völlig  ausgeschlossen,  bestimmte  Zah- 
lenverhältnisse zu  erlangen.  FOi'  das  aus- 
gehende Mittelalter  lassen  sich  eher  Hand- 
naben finden.  Frtther  nahm  man  sehr  hohe 
Bevölkerungszahlen  der  Städte  des  14.  und 
15.  Jahrhunderts  an  {z.  B.  für  Köln  120000). 
Davon  ist  man  jetzt  nach  den  Unter- 
suchungen Schdnbergs,  Hegels,  Bflchers  u. 
s.  w.  mit  Recht  abg^ommen.  Die  Bevölke- 
rung Basels  schätzt  Schönberg  im  15.  Jahr- 
hundert auf  höchstens  10000,  die  von  Frank-  i 
fürt  a.  M.  Bücher  auf  ungefähr  8000,  die 
von  Ntlniberg  im  Jahre  1449  Hegel  auf 
20000,  die  von  Strassburg  Eheberg  imge- 
fähr  ebenso  hoch,  Köln  hat  in  der  zweiten 
Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  etwa  37000 
Einwohner  gehabt.  Zum  Vergleich  m<%e 
angeführt  werden,  dass  man  die  Zahl  der 
auf  eine  Quadratmeile  kommenden  Ein- 
wohner in  einigen  west-  und  süddeutschen 
ländlichen  Distrikten  für  die  erste  H^fte 
des  16.  Jahrhunderts  auf  etwa  1500  berech- 
nen  zu  können  glaubt').  Was ■  die  Vermö- 
')  S.  H.  Bitter  in  der  Zeitschr.  des  bergi- 


gensverhältnisae  der  Büi^r  betrifft,  so  for- 
muhert  Sohm  das  von  Schönberg  für  Basel 
gewonnene  Resultat  in  folgender  Weise: 
»Ein  Vermögen  von  40000  bis  200000  Mark 
(nach  heutigem  Geldwerte  ausgedrückt)  war 
damals  in  Basel  schon  ein  grosses  Vermögen, 
und  wer  gar  auf  300000  Mark  (nach  heu- 
tigem Werte)  geschätzt  wurde ,  war  ein 
Phänomen.! 

4.  Die  Gegens&tze  im  Innern  der 
Stadt  A)  Die  Ritterbürtigen.  In  der 
Zeit  des  aufkommenden  Städtewesens  be- 
^gnen  wir  oft  einem  Gegensätze  zwischen 
Ritterhürtigen ,  specieil  Ministerialen,  und 
Borgern;  in  vielen  Städten  werden  die 
ersteren  vertrieben.  Später  finden  wir  wohl 
einigen  ritterlichen  Grundbesitz  in  der 
Stadt,  dessen  Besitzer,  gemäss  der  allge- 
meinen privilegierten  Stellung  des  Ritter- 
tums, Freiheit  von  den  Gememdelasten  be- 
anspruchen. Indessen  von  Bedeutung  sind 
diese  Auseinandersetzungen  um  so  weniger 
gewesen,  als  der  ritterliehe  Onindl>esitz  in 
der  Stadt  sehr  gering  war.  B)  Der  Klerus. 
Weit  wichtiger  ist  der  Gegensatz  zwischen 
Bürgertum  und  Klerus.  Die  Stellung  des 
letzteren,  der  ebenso  allgemein  wie  das 
Rittertum  privilegiert  war,  aber  über  einen 
unvergleichlich  grösseren  Besitz  verfügte, 
^iff  tief  in  das  städtische  Leben  ein. 
Klerus  imd  Bürgertum  stehen  auf  wirt- 
schaftlichem Gebiete  in  nur  selten  luiter- 
brochenem  Kampfe.  Es  handelt  sich  zu- 
nächst um  die  Vermehrung  des  kirchlichen 
Grundbesitzes;  der  wachsenden  Ausdehnung 
desselben  sucht  die  Stadt  durch  Amortisa- 
tionsgesetze (seit  dem  13.  Jahrhundert)  vor- 
zubeugen. Ein  weiterer  Streitpunkt  ist  die 
Ausübung  bürgerlicher  Gewerbe  in  den  Im- 
munitäten, welche  die  dadurch  beeinträch- 
tigten Biliar  zu  verhindern  suchen.  Diese 
Frage  spielt  eine  grosse  Rolle  im  Reforma- 
tionszeitaiter ;  soweit  die  Reformation  mit 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  zusammen-  ' 
hängt,  kommt  jene  nicht  in  letzter  Linie  in 
Betracht.  In  Köln  z.  B.  begann  die  Bewe-  ' 
gung  mit  der  Forderung  der  Gaffeln,  die 
Klöster  sollten  die  Leinen-  imd  WoUen- 
weberei  einstollen,  die  Handmühlen  in  geist^ 
liehen  Häusern  sollten  weggenommen,  der 
Weinzapf  ihnen  verboten  werden.  C)  Die 
Juden.  Das  Verhältnis  der  Bürger  zu  den 
Juden  war  von  Haus  aus  ein  friedhches. 
Aber  schon  seit  dem  Ende  des  H.  Jahr- 
hunderts beginnen  Judenverfolgungen,  die 
sich  seitdem  immer  von  neuem  wiederholen. 
Im  Laufe  der  Zeit  werden  die  Juden  fast 
aus  jeder  Reichsstadt,  später  fast  aus  jedem 
Temtorium   einmal  vertrieben,   nie  jedoch 


sehen  Geschichte veretna,  Bd.  20  S.  11  ff.;  vgl. 
auch  SduDoUer  in  der  Zeitschr.  f.  Staatswbs. 
27,  S.  a44. 
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slek-hzeitig  aos  dem  ganzeo  Deutst-hen 
Reiche  (wie  sie  z.  B.  ans  gaoz  Enj^laud 
mehrere  Jahrhunderte  vertrieben  vareD).  da 
die  Zersiilitteniiig  Deutschlands  ihnen  in 
der  WeiRe  zu  gtatteu  kam,  dass  die  aus 
einem  Gebiete  Vertriebenen  in  den  Nachbar- 

febieten  wieder  Aufnahme  fanden.  Gegen 
ie  Vennehrung  des  jüdiachea  Gnindbesitzes 
gehen  die  Stfldte  mitunter  in  ähnlicher 
Weise  wie  gegen  die  des  kirchlichen  vor; 
in  Kain  wird  z.  B.  im  Jahre  1341  das  Ver- 
bot einer  weitereu  Ausdehnung  des  jüdi- 
schen Qrundbesitzea  erlassen.  Uinsichtlicli 
der  allgemeinen  wirtHchaftlichen  Th&tigkeit 
und  der  Ursache  der  Verfolgimg  der  Juden 
Mnd  in  neuerer  Zeit  hauiitsächlich  zwei 
Auffassungen  vorgetragen  worden.  Boscher 
vertritt  den  Gedanken,  dass  *die  Juden 
Jahrhunderte  lang  glei<-hBam  die  kaufmänui- 
Bchen  Vormünder  der  neueren  Völker  ge- 
wesen«. Aber  diese  Vormundschaft  wurde 
schliesslich  Ifistig,  und  die  Volker  emanci- 
pierten  sich  unter  E&mpfen.  »Die  Juden- 
verfolgungen unseres  siAteren  Mittelalters 
sind  zum  grossen  Teil  ein  Produkt  der 
Handeiseifersucht  Sie  hangen  zusammen 
mit  dem  ersten  Aufblühen  des  nationalen 
Handelsetandes.*  Dem  gegenflber  bemerkt 
Bflchei':  »BeligiOser  Fanatismus,  nationale 
Anti]iathie  ni^n  manchmal  mitgewirkt 
haben ;  die  Hauptursache  der  Judenverfol- 
gungen war  zweifellos  der  Wucher.  So 
lange  es  ein  deutsches  Städtewesen  gieht, 
hatte  der  Jude  nur  ein  Geschäft,  das  er  — 
und  ntir  er  allein  —  bis  zum  17.  Jahrhun- 
dert betrieb:  Geld  auf  Zinsen  zu  leihen. 
Nicht  die  leiseste  Spur  weist  darauf  hin, 
dass  ein  Jude  im  mittelalterlichen  Frankfurt 

i'emals  eigentlichen  Warenhandel  getrieben 
labe."  B)  Die  Kämpfe  innerhalb  der  Bür- 
gerschaft, die  das  Mittelalter  kennt.  ers<;hei- 
nen  hauptsächlich  in  der  Form  des  Gegen- 
satzes von  Patriciern  und  Handwerkern, 
teilweise  auch  in  der  Form  von  Differenzen 
l)atricisc'her  Koterieu.  Das  Wesen  des  I'a- 
triciates  ist  nicht  ganz  einfach  zu  bestimmen. 
^Eh  ist  kaum  möglich  zu  sagen,  ob  man 
die  Angehörigen  der  Geschlechter  als  I^nd- 
wirte  oder  tds  Grosshäniiler  oder  als  Ren- 
tiers ansehen  soll<-  (Bü(^her).  Nach  Rein- 
holds  Untersuchungen  gab  es  in  Wesel  nur 
fiolir  wenige  Patricier,  die  bloss  Grundbe- 
sitzer waren ;  die  meisten  grund besitzenden 
Patricier  waren  zugleich  Kaufleute;  viele 
Patricier  wai-en  aber  auch  bloss  Kaufleute. 
Von  einer  strengen  Geschlossenheit  des 
Patriciates  ist  im  allgemeinen  nicht  die 
Hede;  es  nmfasste  im  wesentlichen  alle 
reich  gewordenen  Bürger.  Wir  finden  die 
Herrschaft  der  Patricier  schon  in  der  Zeit, 
fflr  welche  die  ersten  ausführlichen  Nach- 
richten über  die  Verhältnisse  des  Büi^r- 
tums  überliaupt  vorliegen.    In  der  zweiten 


Hälfte  des  13.  JahiiLunderts  b^innen  Er- 
hebungen der  Handwerker  gegen  die  Patri- 
cier; das  klassische  Zeitalter  der  Zunft- 
kämpfe ist  aber  erst  das  14.  Jahrhundert. 
Die  Handwerker  werfen  den  Patriciern 
hauptsächlich  drei  Punkte  vor:  Gewalt- 
thätjgkeiten  gegenflber  den  firmeren  Bür- 
gern; ausschliessliche  Besetzung  der  Bats- 
stellen  durch  Patricier;  ungerechte  Fiaanz- 
verwaltung  und  speciell  einseitige  Benutzung 
der  städtischen  Allmende.  Für  die  That- 
sächlichkeit  dieser  Vorwürfe  liabeu  wir  po- 
sitive Bele^.  Die  patricische  Finanzwirt- 
schaft  scheint  nicht  in  allen  Städten  eine 
tadelnswerte  gewesen  zu  sein :  aber  aus 
manchen  wird  garadezu  Unglaublichee  be- 
richtet >Man  kann  die  Staats  Wirtschaft 
unserer  bürgeriicheu  Altvorderen  ^«-iss 
nicht  als  eine  hauehälterische ,  vorsichtige 
und  sparsame,  vielleicht  auch  nicht  einni^ 
als  eine  besonders  gewissenhafte  rühmen. 
Üflenbar  fehlte  es  der  Finanz veru-altung  der 
Geschlechter  an  der  höchst  nötigen  Kontrolle 
durch  die  BOr^rgemeinde»  (Hegel).  Die 
Handwerker  siegten  in  den  südwestdeut- 
schen  und  mitteldeutschen  Städten  meistens 
(nicht  z.  B.  in  Nürnberg  und  Frankfurt,  wo 
die  Patricier  bis  in  unser  Jahrhundert  Vor- 
rechte bewahrten).  In  den  Hansestädten 
des  Nordens  tmten  die  Zunftunruhen  im 
allgemeinen  erst  später  auf  und  beseitigten 
die  jatricische  Herrschaft  auch  nicht  Wo 
die  Handwerker  siegten  (ilu:  Sieg  ist  lokal 
verschieden  erfolgreich),  wurde  ihre  Oi^ni- 
sation  teilweise  ziu-  Grundlage  der  Stadl- 
verfassiing  und  -Verwaltung  gemacht:  die 
Steuern  werden  zunftweise  aufgebracht,  der 
städtische  Wacht-  und  Kriegsdienst  auf  die 
Zünfte  verteilt;  die  Zünfte  bildeten  Wahl- 
körper  für  den  Stadtrat;  ja  der  Erwerb  des 
Bürcerrechtes  fiel  mit  dem  Erwerb  der 
Zunftmitgliedschaft  zusammen.  Hier  darf 
man  von  einer  teilweisen  Alsorbierung  des 
Staates  imd  der  Gemeinde  durch  soziale 
Verbände  sprechen,  üebrigens  sicherte  der 
Sieg  der  Z{bifte  nur  vorübergehend  eine 
demokratische  R^erung.  Für  alle  Zuuft- 
städte  gilt,  was  Hegel  von  Kfiln  sagt:  »Die 
demokratischen  Formen  und  Einrichtungen 
verhinderten  audi  später  nicht  dass  das 
Stadtregiment  seinen  vorwiegend  aristnkrati- 
sclien  (.^haiakter  beibehielt,  indem  immer 
wieder  ein  engerer  Kreis  von  Bürgern,  auf 
weldieu  die  regelmässig  wiederkehrenden 
Wahlen  sich  beschränkten,  iu  den  politischen 
Korjiorationen  des  Bats  und  der  Gaffeln 
sich  festsetzte,  womit  auch  die  mit  solcher 
Oligai'chie  verbundenen  Missfaräuche  sielt 
wieder  ei  n  schlichen  a. 

Gegen  Schluss  des  Mittelalters  kam  zu 
den  alten  Gegensätzen  ein  neuer  hinzu. 
üraprünglich  war  das  Meisternerden  für 
den  Handwerker  nicht  schwer ;  jeder  Geselle 
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sah  die  MOglicbkeit  vor  sieb,  Heister  zu 
werden.  Dies  änderte  sich  jedoch,  als  die 
BerClkening  Kunahm  und  eine  entsjirechende 
Steigerung  des  Absatzes  ansbtieb.  Es  ka- 
men jetzt  QeseJlen  vor,  die  niemals  Meister 
wurden.  Seit  dem  15.  Jahrhundert  giebt 
es  eine  Gesellenfrage.    Dio  Gesellen  führten 

fOanmSssige  Koalitionen  und  Arbeit  sein  stel- 
ungen  den  Meistern  g^enüber  herbei.  Ein- 
flnsa  auf  die  Stadtregierung  haben  sie  je- 
doch nicht  erlangt;  niemand,  der  tiefer  als 
der  Handwerk  smeister  stand,  hat  daran  An- 
teil gehabt. 

fi.  Homeite  des  Verfalls  im  Bflrger- 
tam.  Das  Zeitalter  der  Blüte  des  deutschen 
Städte  Wesens  reicht  noch  weit  in  das 
16.  Jahrhundert  hinein.  Die  Entde<'kung 
des  Seeweges  nach  Ostindien  und  Amerika 
hat  keineswegs  sc^ieich  den  Handel  der 
oberdeutschen  Stfldte  mit  Venedig  aufge- 
hoben ;  in  den  sogenannten  »HandelsbOcheru" 
des  16.  Jahrhunderts  (Tasche nbtit'hern  für 
Kaufleiite)  nimmt  die  »Venedigor  Handlung« 
noch  den  ersten  Flatz  ein.  Auch  die  Hansa 
trat  in  alter  St&rke  in  das  16.  Jahi'hundert 
ein.  Aber  schon  in  dem  vierten  Jahiv.ehtit 
desselben  begann  mit  dem  Misslingen  der 
WuUenweverBchen  Unternehmungen  ihr 
Rückgang.  Die  Geschichte  der  Hansa 
liefert  den  besten  Beleg  für  den  Einfluss 
der  politischen  Mächte  auf  die  Entwickelung 
des  Handels.  Wie  sie  durch  die  politische 
Schwäche  der  nordischen  Reiche  empoi^e- 
kommen  war,  so  sank  sie  infolge  der  Er- 
hebung der  letzteren.  England  und  die 
skandinavischeu  Staaten  vermochten  jetzt 
den  alten  Klagen  ihres  KauEmaonsstandes 
über  die  hansische  HerrscJiaft  nachzugehen. 
Die  Hansa  hätte  sich  nur  halten  kOnuen, 
wenn  sie  von  einem  mächtigen  Staate  ge- 
stützt worden  wäre.  Indem  nun  der  deut- 
sche Handel  ziirflt'kging,  äusserten  sich 
diese  ungünstigen  wirtschaftlichen  Konjunk- 
turen im  inneren  Leben  der  Städte  um  so 
nachhaltiger,  als  das  Wachstum  der  Be- 
völkerung schon  im  15.  Jahrhundert  den 
Erwerb  erschwert  hatte.  Diese  Verhältnisse 
finden  darin  ihren  Ausdruck,  dass  viiberall 
die  im  Besitz  Befindlichen  sich  in  instink- 
tivem Egoismus  gegen  weitere  Teilhaber 
schützen  wollten^  jScIunoller) ;  eine  Erschei- 
nung, die  jetzt  ebenso  auf  dem  Lande  «-ie 
in  der  Stadt  hervortritt  (s.  d.  Art.  Adel  sub  4 
oben  Bd.  I,  S.  49).  Die  Stapel-,  Meilenbann- 
rechte  etc.  werden  verschärft.  Man  sucht  fem  er 
den  Zuzug  unbequemer  Konkurrenten  zu  ver- 
hindern, ijidem  man  die  Bedingungen  für 
die  Aufnahme  zum  Bürger  erschwert.  Jede 
Zunft  wacht  eifersüchtig  darüber,  dass  nicht 
eine  andere  in  ihr  Arbeitagebiet  eingreift ; 
daher  die  endlosen  Zunftatreitigkeiten  jener 
Zeit  Die  Gesellenfrage  haben  wir  bereits 
erwähnt:    die    Zunft    gebraucht   jetzt   die 

HandwItnerbDch  dar  ataftUwlBseiLacb&tUn.    Zwalte 


MeisterprDAiDg  geradezu  als  Mittel,  um  nicht 
eine  nach  ihre  Ansicht  zu  grosse  Zahl  von 
selbständigen  Handwerkern  in  der  Stadt 
aufkommen  zu  lassen.  Auch  auf  die  Miss- 
atftnde  in  der  allgemeinen  Verwaltung  haben 
wir  schon  hingewiesen:  der  Rat,  der  sich 
meist  selbst  ergänzte,  verwandte  das  städti- 
sche Vermögen  zu  seinem  eigenen  Nutzen. 
Es  war  eine  altgemeine  Stagnation,  der  das 
deutsche  Bürgertum  verfiel.  Es  kam  hinzu, 
dass  Deutschland  in  der  folgenden  Zeit 
durch  Kriegsunruhen  zu  leiden  hatte,  in 
der  zweiten  Hälfte  des  IG,  Jahrhimderts 
durch  die  spanisch- niederländischen  Kämpfe, 
im  17.  Jahrhundert  durch  den  3Ü  jährigen 
Krieg.  Der  letztere  traf  besonders  schwer 
die  Industrie.  »Hier  griff  der  Krieg  mit 
seiner  direkten  Wirkung  der  Entziehung  von 
Arbeitskräften  und  Vernichtung  von  Boh- 
material,  Instnunenten,  Kapitalien  unmittel- 
bar eins  (Ei^mannsdßrffer). 

6.  Der  Sieg  der  LandeBherren  über 
die  Städte.  Zu  derselben  Zeit,  in  welcher 
die  verschiedenen  Verhältnisse  des  Bürjger- 
tums  eine  unerfreuliche  Wendung  nehmen, 
beginnt  die  Landeshenschaft  den  Städten 
gegenüber  vorzudringen.  Die  Landesherren 
bemächtigen  sich  der  Herrschaft  in  densel- 
ben, lassen  sich  dann  aber  auch  enereiCK^ 
die  Sache  ihrer  Bürgerschaften  angelegen 
sein.  Die  ersten  bedeutungsvollen  Miui- 
stcine  auf  diesem  Wege  sind  die  Unter- 
werfungen von  Berlin  (1442)  und  von  Mainz 
(1462).  Die  Periode  der  Herrschaft  der 
Territorien,  die  hiermit  einsetzt,  tritt  nicht 
unvermittelt  ein:  die  Stadt  des  Mittelalters 
war,  wie  vorhin  bemerkt,  keineswegs  voll- 
ständig unabhängig,  und  es  findet  sich  auch 
schon  frilher  oft,  dass  eine  Stadt  in  ihren 
Bestrebungen  von  ilirem  Landesherrn  ge- 
stützt wirf.  Jetzt  aber  geschieht  dies  alles 
umfassender  und  planmässiger.  Die  Ver- 
waltung der  Territorien  hatte  inzwischen 
solche  Fortschritte  gemacht,  dass  sie  nun- 
mehr der  städtischen  Verwaltimg  ebenbürtig 
war.  »Die  frühere  Einseitigkeit  des  Terri- 
toriallebens hatte  die  Voraussetzung  der  un- 
abhängigen Städte  gebildet;  die  Wurzel 
ihres  Lebens  verlor  die  Nahrung,  als  in 
den  Territorien  alle  Volksinteressen  Auf- 
nahme fanden«  (Pertiies).  Die  Fürsoi^  des 
landesherrn  für  seine  Städte  ist  jetzt  eine 
doppelte.  Er  nimmt  einmal  ihre  Interessen 
gegenüber  denen  fremder  Städte  wahr.  Da- 
mit wird  das  System  des  Merkantilismus 
eingeleitet.  Es  wird  für  eine  Stadt  wert- 
voll, einem  mächtigen  Territorium  anzuge- 
hören. Bezeichnend  ist,  dass  sich  jetzt  aus 
den  landesherrlichen  Residenzen  blühende 
und  einflus-sreiche  Städte  entwickeln.  Lei- 
der trat  bei  der  Zersplitterung  Deutschlands 
das  Reich  als  ganzes,  wie  es  bei  den  Nach- 
barstaaten der  Fall   war,  nicht  für  Handel 
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und  Gewerbe  der  Bfli^er  ein.  >Dem  gegen- 
über steht  in  Frankreich  die  geniale  Lei- 
tung der  induatriellen  Interessen  der  Nation 
durch  Colbert,  in  England  die  festgeschloB- 
Bene  und  grossartige  IntereBsenvertrctung 
der  englischen  Kauhnannschaft  und  Regie- 
rung, in  Holland  das  zielbewusste,  zähe  und 
,  krämeriBche  System  der  ostindiBchen  Kom- 
pagnie und  der  Qeneralstaateni  (ürdmannE- 
dlMfei).  In  der  ungünatigBt«n  L^ge  aber 
be&iaden  sich  in  Deutschland  diejenigen 
Städte,  die  an  keinem  Landeeherrn  eine 
Stütze  hatten,  nämlich  die  ReichsBtädte. 
Sie  hatten  ihre  Absatzgebiete  in  den  Teni- 
torien,  die  sich  doch  bo  oft  gegen  sie  zum  Vor- 
teil der  fürstlichen  Städte  durch  ZoUerhö- 
hungen,  Ein-  und  Ausfuhrverbote  abschlössen. 
Der  Landesherr  bewährt  seine  Filrsorge  ftlr 
seine  Bfii^r  zweitens  dadurch,  dass  er  in 
die  inneren  VerhSltnisse  der  Stadt  ordnend 
eingreift.  Er  unterstellte  die  städtische 
Verwaltung  der  Kontrolle  seiner  Beamten. 
Die  Missbräuche  im  Zunftwesen  wurden  ge- 
mildert {vgl,  die  Generalzunftordnungen 
Friedrich  Wilhelms  I.},  woran  sich  später 
(im  19.  Jahrhundert)  die  gänzhche  Aufhe- 
bung der  Zünfte,  die  Herstellung  der  Ge- 
werbefreiheit schloss.  Die  letztere  hat  die 
Hindernisse,  welche  die  alte  Zunft  einer 
notwendigen  Entwickelung  der  Gewerbe 
entgegensetzte,  beseitigt,  wenn  sie  freilieb 
auch  manche  Fragen  ungelöst  lässt.  End- 
lich schritt  der  Staat  positiv  durch  die 
Unterstütütmg  von  Fabriken,  Aufnahme  von 
Btirgem  gewerblich  vorgeschrittener  Staaten 
(oft  g^n  den  Willen  der  Städte)  etc.  ein. 
7.  Das  19.  Jahrhttndert  Mit  dem  Be- 
ginn des  19.  JahrliundertB  setzt  ein  neuer 
Abschnitt  in  der  Entwickelung  des  Bürger- 
tums ein.  Das  19.  irahrhundert  hat  das 
Voliältnis  des  Staates  zu  den  Städten  in 
einer  Weise  geordnet,  die  sich  in  gewissem 
Sinne  als  ein  Ausgleich  zwischen  den  Sys- 
temen der  beiden  vorhin  geschilderten  Pe- 
rioden bezeichnen  lässt.  "Von  politischer 
Selbständigkeit  der  Stadt  ist  mcht  melir 
die  Bede.  Die  Gemeindefreifaeit  besteht  in 
dem  modernen  Staate  nicht  darin,  dass  die 
Gemeinde  in  möglichster  Unabhängigkeit 
von  der  Staatsbehörde  ihr  Thuu  und  Lassen 
selbst  bestimmt  (Loening).  Dag^en  ist  der 
Stadt  Selbstverwaltung  für  die  kommunalen 
Angelegenheiten  eingeräumt.  Den  hervor- 
ragendsten Platz  unter  den  legislatorischen 
Uassregeln  Ober  diese  Frage  nimmt  die 
preuBsische  Städteordnung  von  1808  ein. 
Das  19.  Jahrhundert  führt  femer  eine  Auf- 
gabe zum  AbaehlusB,  die  schon  in  der  vori- 
gen Periode  in  Angriff  genommen  war, 
n&mhoh  die  Beseitigrmg  der  Scliranken  der 
mittelalterlichen  Wirtscliaftsorganisation. 
Hierdurch,  weiter  durch  die  Herstellung 
eines  einheitlichen  Wirtschaftsgebietes,  wie 


sie  sich  in  der  Begründung  des  {veosGi- 
schen  ZoUvereins  und  des  neuen  Deutsdien 
Reiches  vollzog,  endlich  durch  die  Vervoll- 
kommnung der  technischen  Mittel  der  In- 
dustrie gewinnen  die  Erwerbezweige  des 
Bürgertums  einen  ungeahnten  Aufschwung. 
Seit  der  Entstehung  eines  deutschen  Bür^- 
tums  stellt  in  der  Geschichte  desselbeo 
dieser  Aufschwung  das  bedentungs vollste 
Ereignis  dar.  So  erfreulich  diese  Entwicke- 
lung ist,  so  bietet  doch  auch  das  19.  Jahr- 
hundert noch  manche  ungelöste  Frage.  Zwar 
die  Immunitäten  sind  versohwunoen ,  und 
was  man  et«-a  in  der  modernen  Stadt  in 
gewissem  Sinne  damit  vergleichen  könnte, 
wie  z.  B.  die  Steuerfreiheit  der  Konsum- 
vereine, das  erreicht  voraussichtlich  batä 
sein  Ende.  Aber  >der  wirtschaftliche  Städte- 
krieg frilherer  Jahrhunderte,  welcher  seil 
der  Bildung  grosser  nationaler  Wirtschafte- 
gebiete und  der  Herstellung  der  Handels- 
freiheit in  ihrem  Innern  erloschen  schien, 
tobt  immer  weiter,  nur  dass  er  nicht  mehr 
mit  den  alten  Mitteln  geführt  wird«  (Hat- 
bach).  Gewiss  ist  es  von  heilsamem  Ein- 
fluss,  dass  der  Staat  jetzt  dae  wohl  wirli- 
samste  Mittel,  das  in  solchen  Eämpfen  an- 
gewandt werden  kann,  in  dar  Hand  hat 
und  daher  das  allgemeine  Interesse  zur 
Geltung  zu  bringen  vermag.  Indeii.sen.  be- 
seitigt sind  jene  Kämjife  damit  noch  nicht. 
Das  Bürgertum  wird  femer  durch  den  sich 
erweiternden  Gegensatz  zwischen  Reiclinnd 
Arm  bedroht. 

Lttteratnr :  W.  Arnold,  Vrrfa»mngig<Kliidilr 
der  deuUrhai  FrtUtädU,  1  Bände,  Hamburg  uii-l 
Gotha  1SS4-  —  a.  V,  Belme,  Zur  EnMüivf 
der  dmUchen  Stadivrrfatnrag,  HUtor.  Ztiltehr., 
Band  68  und  59,  Mäneken  1SS7  und  Sf.  — 
Derselbe,  Die  EnUtehung  der  deuUehm  itail- 
gtmeinde,  Dütwldorf  13S9.  —  D^rtHhe,  Dtr 
t'rtprangdrr  dmttrhtn  SladlFerfattting,IHkteldiin' 
IS92.  —  BereeUtf,  Die  »llidliithe  IVnmüiipij 
de*  MiUtMtm  alt  Vorhild  der  »pätrre»  Itni- 
lorialett  Vencaltung,  Hintitr.  Zlerkr-,  Bd.  .".;, 
Münrhfn  1S9S.  —  DtrwHbe,  Da»  altert  dtuUfl-' 
Städitveten,  BitUfdd  1898.  —  Drrgelbt,  IVm- 
torivm  vTid  Stadt,  Münthtn  1899.  —  BrJiai-- 
mann,  Aut  dem  deuUehm  RechitUbtn,  kid  ISvi. 
—  Bücher,  Die  Bevölkerung  von  ß^nl^na.X. 
Band  S,  Tübingen  1SS6.  —  G.  V.  B«e*<raW. 
Zur  deiilfrhen  Wirtirlinfligeichirhte,  Siel  1SS7. 
~  S.  Daetyruka.  Zäriek*  BtrSkmiig  in 
17.  Jahrhundert,  Bern  1SS9.  —  IHlUo.  «*>'. 
Oetehichte  vnd  Charakter  det  StthandeU  der 
grotiten  deyUtchtn  (MeteptOtte  tU  der  Mit" 
diette  JahrhunderU  (EUUr,  Staattviumteh^- 
liche  Stvditn  JI,  Ilijt  £),  Jena  1888.  —  Ot- 
berg,  Slrattbiirgi  Bed-ikerungnaU  teit  Ende  •*" 
15.  JahThtindertt,  Jahrb.  f.  XaU  «.  Slat.  X  F.  Bd. : 
und  8.  —  Ehrenberg,  Daa  Zeiiatter  der  Fvggn. 
Jena.  1896.  —  Erdvtaniud/hrffer,  Dnitei' 
(leiehiehte  ron  ae»tJSli*ehat  Frieden  bii  »■ 
Regierungtantritt  Friedriehi  de*  (Irottev,  Berii* 
18SS.  —  Gaaner,  Zum  drul*rht»  ,Senu*iniHW> 
v<m  der  älletlen  Zeit  bi»  mr  Milte  dt»  IT.  Jair- 
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himderit,  Leipzig  18S9.  —  Oetigler,  Dtriltehr 
SttMttrerhttallertünur,  Ertaiigeu  1SS2.  —  Gierkt, 
Dat  lieittiehe  GenoMmteh^Urtelil ,  S  Bände, 
Jltriin  1S6S — SI.  —  Oolhetn,  Wirtichafltge- 
trkithlt  da  Schtearziraldfi,  Band  1,  Slraitbiirg 
189S.  —  Hegel,  Getchickle  der  Städtererfiumng 
CO»  Italien,  i  Bände,  Leipzig  m  7.  —  Der- 
««Ibe,  Die  Ckroniken  der  deuUchtn  Städte, 
Leiptig  ISStff.  —  Dertelbe,  Städtt  und  GiMen, 
S  Bände,  Leipzig  1891.  —  Dertelttt,  Die  Eni- 
ttelmng  des  deutiehen  Städteaetent ,  Leiptig 
IS98.  —  Beyd,  Getehiehle  de»  Letaalehandeli 
im  Mittelalter,  X  Bände,  StiiUgart  1879. 
Itergelbe,  Die  Oroiie  Bareniburger  Geeetttehaft, 
SliiUgarl  1890.  ■—  Boltxe,  Da»  Berliner  Handeli- 
rtcht  ini  JS.  und  I4.  JahrhundeH,    Berlin  1830. 

—  Der»elbe,  DU  Berliner  Eandelibetie-ening 
und  Handtlipolüik  im  IS.  ttnd  U-  Jahrhundert, 
BeAin  1881.  —  EnUl  Hübner,  RömigcAe 
Ilrmehafi  in  \yateiiTopa,  Berlin  1890  — 
HUllmann,  Stadtetcettn  des  Vtllelatleri  4 
Bände,  Bonn  iaSG—29.  —  Keulgen,  Inler- 
111  f hangelt  Sber  den  l'rtpruiig  der  desltrhen 
StadtverfoM'cng,  Leipzig  1895  —  Knfrhe,  Die 
EinKaiidemng  in  den  jtettJSlischen  ^4ädten  bit 
1400,  JfÜJitler  {.  W.  laax  —  Küntzel,  DU 
Verwaltung  de»  Matt-  und  GeiFiekliireae»*  in 
DeHtichland  während  d<>  Xittelatteri  Leiptig 
1S94.  —  YgL  daiH  Ztiehr.  /  Sozial  1  ad  H  irt- 
erbafttgetehichte,  Bd.  S,  H.  48lff  —  VoJr  'Leh- 
»tann,  Der  Urtprvng  der  Städteordnaag  lon 
1808.  Pretiuijiehe  Jahrbfleher,  Bd.  S.1,  Berlin  1893. 

—  E.  Jjoenlng,  Lehrbuch  de»  deultchen  l'encal- 
timgtrecht»,  Leipzig  1884.  —  Xjuehalre,  Lee  com- 
innnes  fran^ieea  d  l'ipoque  de»  Capetieu»  dtrccf», 
Piwii  1890.  —  Em»t  Meier,  Die  Urform  der 
Venualliingiorganiealion  unter  Stein  undHarden- 
berg,  Leiptig  18S1.  —  O.  L.  i\  Maurer,  Ge- 
rrhichte  der  StJIdtrferftueung  in  Deulietilniid, 
Erlangen  1869—71.  ~-  W.  Sauü4<,  Deut»che 
rtSdlirehe  Geireidehandeltpolilik  vom  IS. — 17. 
Tahihunden  (>frhmMer,  Foreehungen  VIII,  Hrfl 
r.),  Leipzig  1889.  —  Patuehe,  Die  »tädtitche 
Becl'ilkening  früherer  Jahrhunderte  nach  urttind- 
lichen  Materialien  der  Stadt  Roitoek.  Jahrb.  für 
Xat.  u.  Stat.  y.  F.  Bd.  5.  —  Ferthea,  Da»  defleehe 
Staattlebenror  der Serotiition, Hamburg  und  Gotha 
1845.  —  HntA(f«n,  Die  Entttehung  der  illirktr 
In  Deiit/fhlaud,   SIraetbarger  DiMerl.  i'o»  1381. 

—  Reinhold,  Ver/aetangigeiehielife  IVetell  im 
Mittelalter  (Gierke,  l'ntertuchungen  zur  dcuturhen 
Ntaal»-  und  Reehltgetrhiehtr,  JIrft  t3),  Hrettan 
1888.  —  UteUehel,  Markt  und  Stadt,  Leiptig 
1897.  —  X.  Bllter,  DeuUehe  Getthiehle  im 
Zeitalter  der  Gegenreformation  und  de»  dTei»»ig- 
jährigen  Kriege»,  Stuttgart  1389 ff.  —  Roaeher, 
Betrachtungen  über  die  geographi»ehe  Luge  der 
groeeen  Städte,  Atiiiehten  der  Vatkeicirt»rhaft 
'(S.  Aufl.),  Band  I,  Leiptig  und  Heidelberg  1878. 

—  Beraelbe,  Die  Stellung  der  Juden  im  Mittel- 
alter, ebenda  Band  It.  —  IHetrtek  Schäfer, 
Die  Ban»e*lädte  und  König  Waldemar  von 
Dänemark,  Jena  1879.  —  Derselbe,  Dai  B«ek 
de»  liibeekitehen  Vogte  auf  Sehoneii.  /Die  Ein- 
leitung enthält  eine  eingehende  Daretcllung  de» 
Srhonenieheu  Handeta/  IMlr  1387.  —  Deraelbe, 
Da»  Zeitalter  der  Entderkungen  und  die  Hanta, 
Hantitche  Gr»chirht»blätler,  Jahrg.  1897,  Leipzig 
1808.  —  Sehtnoller,  Die  hittorliche  Enlu-ickeluiig 
dft  Fleiichko^evm»,  Zeiteehr.f.  Slaattie.  Bd.  27.  — 
Derselbe,  Da»  StSdteireten  unter  Friedrieh  Wil- 


helm 1.,  Zeillehr.  f.  preii*».  Getrhifhte  und  Landct- 
knnde,  Bd.  S  und  10— li,  Berlin  1871-1875.  -— 
Iteraelbe.  Da»  MerkaaUUyitem  in  »einer  hitto- 
ritrhen  Bedeutung,  Jahrb.  f.  Ge».  u.  Vertr., 
Jahrgang  I884,  Leiptig  1884.  —  Sch&nbrrg, 
Finantverh/Iltniiee  der  Stadt  Ba»el  im  14.  und 
15.  Jahrhundert,  Tübingen  1879.  —  Beraelhe, 
Baieli  Berdlkentngttahl  im  IS.  Jahrhundert, 
Jahrb./.  Xat.  u.  Stat.  y.  F.  Bd.  S.  —  B.  Sehröder, 
Lehrbuch  der  deutiehen  Seehttgeechiehtt ,  S. 
Avß.,  Leipzig  1899.  —  Simon^eld,  Der 
Fondaro  dei  Tedeeehi  in  Venedig  nnd  die 
deutich-venetianUchen  Ha>idel»beziehungen,  S 
Bände,  Stuttgart  1887.  —  Sohm.,  Städti*ehe 
Wirtiehaflim  I5.JahrhundeH,  Jahrb./.  yat.u.  Stat. 
Bd.  S4.  —  Deraelbe,  Die  Entttehung  de»  deuteehea 
StSdteweient,  Leipzig  1890.  — -  Sti^a,  Zur 
Entitekung  de»  deutiehen  Zun/tveeent,  Jahrb.  f. 
yat.  n.  ^i(.  Bd.  37. —Wallai,  DeuUehe  I'erfiM- 
lungggeiehichte.  Band  5  und  7,  i.  Aufl.,  Berlin 
lS9Sff. 

Im  rorttehenden  konnte  lelbitreritändlieh  nur 
ein  kleiner  Teil  der  vorhandenen  Lltleratiir  an- 
gegeben Verden;  ei  »ind  dabei  die  neueren  Er- 
»ehelnuagen  be»onder»  berSekiirhtigt.  Vgl.  anth 
die  ArtU  «BecSIkerungiteeieHii  (an  den etnichlägi- 
gen  SteUe»),  aHanie:. ,  «Stapelreeht« ,  »Zan/t- 
iceseni.  G.    v.  Betotc. 


Das  Bftrserllcbe  Gesetzbuch  fflr  das 
Deatsche  Reich. 

Einleitung.  1.  Der  bisherig-e  Rerhtsztigtand. 
II.Ent3tehuiig  desB.G.B.  III.  Umfang  lier  Geltung 
des  ß.Ö.B.     IV.  Was  bietet  uns  äaa  B.G.B.? 

EinleitnM.  Am  1.  Jamiat'  1900  tritt 
tias  BüfgerlicOie  Gesetzbuch  in  Ki'aft.  Die 
Veräiidemng,  wek-Jie  uns  das  neue  Jahrhun- 
dert bringt,  bedeutet  einen  voUstÄndigen 
ümeehwnng  in  unserem  gesamten  Bechts- 
leben,  und  es  dürfte  in  der  deutschen  Eethts- 
geschichte  überhaupt  kein  einzelnes  Ereignis 
geben,  welches  eine  so  allgemeine  uml  so 
tief  greifende  Wirksamkeit  geäussert  hat, 
wie  wir  sie  Ton  der  Einfiihnmg  des  künfti- 
gen Gesetzbuches  erwarten  können.  Gewiss 
werden  sich  nicht  alle  Hoffmingen  erfüllen, 
welche  man  ziir  Zeit  daran  kuüpft,  aber 
anders  wird  vieles  wei'den  und ,  wie  wir 
glauben,  besser  als  jetzt. 

Die  Ui-teile  über  das  B.G.B.  gehen  sehr 
auseinander,  iindneben  enthusiastischem  Lobe 
ist  harter  Ta<lel  ausgesprochen  worden.  In 
zwei  Pimkten  aber  herrscht  fast  allgemeine 
Uebereinstlmmung.  einerseits  darin,  dass  es 
in  seiner  gegenwÄrfigen  Gestalt  ein  Überaus 
gründliches  und  gewissenhaftes  Werk  ist, 
welches  sich  mit  aJlen  anderen  gleichartigen 
Werken  der  neueren  Zeit  wolü  messen 
kann,  andererseits  darin,  da.ss  es  trotz  alle- 
dem, i^-ie  bei  der  Schwierigkeit  der  Aufgabe 
auch  kaimi  anders  zu  erwarten  war,  im 
ganzen  wie  im  einzelnen  an  erheblichen 
Mängeln  leidet.  Die  Meinungsverschiedenheit 
in  (ler  Juristenwelt  bezog  sieh  im  Grunde 
nur  darauf,  ob  jene  Mangel  unser  Hechts- 
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leben  so  sehr  gefähiden,  dass  es  besser  ^ 
wesen  wäi-e.  don  l)isherigen  Zustaod  weiter 
bestehen  zu  lassen  oder  wenigstens  die  Re- 
form einstweilen  aufzuschieben  niid  in  einer 
dritten  Lesung  (\ea  Terauch  zu  roaehen,  ein 
zeitgemässes ,  allen  Anfordoi'ungen  ent- 
spi-echendes  Gesetzbiicii  zu  schaffen.  Die 
grosse  Mehrheit  der  dentfichen  Juristen  hat 
diese  Betlenken  nicht  geteilt,  und  die  ^setz- 
gebenden  Faktoren  haben  in  Uebereinstim- 
mung  damit  ihi'en  Beschliiss  gefasst. 

Die  Frage  ist  jetzt  entschieden,  und  dos- 
halb wäre  efi  zwecJdos,  rückschauend  noch- 
mals alles  zu  rekapitulieren,  was  seiner  Zeit 
für  und  wider  den  Entwurf  voi^^ebracht 
worden  ist.  Ffir  ims  ist  nunmehr  die  "Wir- 
kung, welche  das  Gesetzbuch  äussern  -wii-d, 
das  Wichtigste,  und  diese  hängt,  so  paradox 
es  auch  klingen  mag,  viel  wen^r  von 
dessen  Inhalt  ab  als  davon,  was  künftig 
Hechts  wissen  schaff  und  Rechtspfle^  hinein- 
l^n  werden.  Die  Geschichte  bietet  uns 
hinreichend  Beispiele  dar,  dass  im  Aiischluss 
an  ein  Gesetz  em  Becht  entstehen  kann,  an 
welches  der  Gesetzgeber  nie  gedacht  hat 
und  nie  denken  konnte.  Das  berühmteste 
Beispiel  ist  das  römische  Recht  selbst,  wie 
es  vornehmlich  aus  den  12  Tafeln  entwickelt 
worden  ist  Auch  das  B.G.B.  wird  dem 
Schicksal  aller  Gesetze,  welche  uufer 
wechselnden  Verhaltnissen  in  Geltung  blei- 
ben, nicht  entgehen.  Zunächst  besteht  mi- 
sei-e  Aufgabe  gegenüber  dem  neiien  Geaeta- 
buch  freilich  dariti,  es  seinem  gegenwElrtigen 
Sinne  nach  anzuwenden.  Aber  schon  jetzt 
darf  nicht  die  Auffassung  der  Motive,  nicht, 
was  dieses  Konunissionsmttglied  oder  jener 
Redner  im  Reichstage  bei  einer  Bestimmung 
gedacht  hat,  massgebend  sein,  sondern  es 
entscheidet  das  gcsclu-iebene  Woi-t,  wie  es 
nach  der  Denkweise  und  nach  den  Bedürf- 
nissen unserer  Zeit  verstanden  werden  muss. 
Spätere  Zeiten  wei-den  es  dereinst  nach  ihrer 
Denkweise  und  ihi-en  Bedüi-fnissen  auslegen. 

I.  Der  bisherige  Rechtsznstand. 

Das  Fundament  und  die  Pfeiler  zu  dem 
Bau  unseres  Rechtes  hat  Rom  geliefert  und 
ihm  dadurch  einen  Charakter  aufgeprägt, 
den  auch  das  künftig  Gesetzbuch  uicit  ver- 
leugnet und  der  sich  selbst  in  unserer 
sehneUlebigen  Zeit  noch  weit  in  das  nächste 
Jahrhundert  hinein  behaupten  wird.  In 
einer  Beziehung  ist  das  gut.  Um  die  Auf- 
gabe zu  lösen,  ein  grosses,  ans  ganz  ver- 
schiedenartigen N'ationen  zusammengesetztes 
Reich  zu  beherrschen,  haben  die  Römer  die 
juristische  Kunst  auf  eine  Stufe  gebracht, 
welche  vor  ihnen  nie  erreicht  worden  war 
»ind  welche  bis  auf  den  heutigen  Tag  der 
Gegenstand  ungeteilter  Bewunderung  gebli 
ben  ist.  Aber  über  dieser  technischen  V< 
lendung  hat  man  meist  die  sozialen  Zwecke 


vei-gessen,  welche  dem  rßmischen  Recht  dfii 
gi'ßssten  Teil  seines  Inhalts  gaben. 

Selbstverständlich  sind  die  sozialon 
Zwecke,  welche  ein  Recht  verfolgt,  nach  (W 
Satur  des  betreffenden  Volkes  imd  zumal 
nach  seinen  wirtschaftlichen  Verhsltniüscn 
sehr  verschieden.  An  dem  Einflüsse  auf 
die  Rech tseut Wickelung  nehmen  nicht  all- 
Elassen  des  Volke»  gleichen  Anteil.  Dii^ 
jenigen  Stände,  welche  das  gi-Össte  Interes,-» 
an  aem  Rechte  haben,  bringen  ihre  Anscban- 
nngrn  in  ihm  am  ausgiebigsten  zur  Geltun:. 
Nicht  als  ob  sie  ünmer  in  ttewnsster  Selbst- 
sucht handelten,  aber  es  ist  natürlich,  d»<- 
ieder  Stand  seine  eigenen  BedOrfnisiie  bess-T 
:ennt  als  die  andei'er  tmd  dass  er  geralo 
da,  wo  er  selbst  leidet,  die  Abhilfe  für  am 
dringlichsten  hält. 

In  Rom  ist  auf  die  altere  agrari.vlii' 
Epoche  eine  grosskapitalististJie  gefolgt.  Hi" 
Vornehmen  gegen  Ende  der  Bepubuk  uml 
in  der  ersten  Kaiaerzeit  wai-en  zwar  d^'r 
überwiegenden  Zahl  nach  Grnndbesitzfr. 
aber  sie  bewialschafteten  ihre  Güter  längst 
nicht  mehr  selbst  Die  alte  üeberlieferunt; 
von  Cincinnatus.  der  selbst  den  Pflog  ge- 
führt haben  sollte,  wurde  zwar  mit  gefliswnl- 
licher  Bewundenmg  hochgehalten,  altiei  ziir 
Nachahmung  reizte  sie  selbstverständlich 
niemanden  mehr.  Die  frflhei-en  Hintersassen. 
die  einst  auf  kleinem  landlose  (precariuml 
gesessen  hatten,  die  zwar  von  dem  Gnui-i- 
hemi  beliebig  gekündigt  werden  durften. 
aber  gleichwohl  unter  dem  patriarchalischt'n 
Regiment  ein  erträgli<rhes  Dasein  gefiihrt 
zu  haben  scheinen,  waren  von  dei-  bcholio 
vertrieben,  und  ihre  Nachkommen  vermehr- 
ten das  hauptstädtische  Proletariat.  Ihwn 
hatte  der  Sieg  der  plebejischen  Partei.  711 
dem  sie  mit  dem  letzten  Auf«'ande  ihnf 
Kraft  beigetragen  Iiatten,  nichts  genützt 

Die  Grösse  des  Machtbereit^es  von  Brnii 
und  der  weite  Blick  der  neueren  Staat>- 
männer  wai'  der  Landwirtst-haft  nicht  vnr- 
teilhaft,  sondern  geradezu  schädlich.  Ffir 
das  entstandene  Weltreich  wai-  es  eine  sdir 
untergeonlnete  Frage,  was  der  itali:*'))- 
Onmilbesitzer  mit  seinen  Gütern  raa-ht--. 
Politiscli  kam  mu-  die  Hauptstadt  in  Fna'- 
und  deren  Bevölkerung  verlangte  biUigi'^ 
Brot  auf  jeden  Fall.  Eine  Teuerung  konnl-' 
die  Veranlassimg  zu  den  gefährlichsten  Auf- 
ständen des  Pöbels  geben,  der  sich  für  d>'ii 
eigentlichen  Herrn  der  Welt  liiell  und  V"U 
StihmeichleriR'hen  Rednern  darin  bestSrti 
wurde.  Deshalb  schlug  ufian  eine  durch««* 
antiagrarische  Politik  ein.  Mau  begün.*ligi'' 
die  Einftdir  von  Getreide  auf  jede  Art  aivi 
es  ralt  für  die  höchste  Weisheit,  den  Prei- 
desKomes  auf  ein  Aünimum  herabzudriliieTL 
Unter  den  römischen  Grossen  war  nieman  i. 
der  dagegen  Widerspruch  erhoU  Denn  Uii- 
Existenz   hing  keineswi^   in   erster  lin;-' 
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von  der  Ertragsfähigkeit  <les  Bodens,  den 
sie  beBas^^en,  ab.  Ditt  Rücksicht  a,\ii  die 
unteren  Schichten  des  Volkes  iind  die  Hoff- 
nung, durch  Popularität  Aemtei'  zu  erhalten, 
wm  sich  dann  als  Statthalter  grosser  Pro- 
vinzen zu  bei-ciohem,  war  filr  sie  nngleich 
wert\-ollor.  Auch  konnte  ilireni  persönlichen 
Interesse,  wenn  der  Kömerbau  unvoi-teilhaft 
wurde,  durch  eine  Cinwandlung  der  Wirt^ 
Schaftsmethode  Rechnung  getragen  weitlen. 
So  entstanden  die  Latihindien ,  die  durch 
gekaufte  Sklavenhenlen  bewirtscliaftet  wur- 
den imd  auf  denen  das  Vieh  jetzt  wieder 
ebenso  weidete  wie  einst  zu  den  Zeiten  des 
Noniadentnms. 

Demnach  blieb  der  öeilanke,  dass  Staat 
nnd  Gesellschaft  ein  Interesse  an  der  Er- 
haltung der  Güter  in  erti-agsffihigeni  Zn- 
stande haben,  den  Römern  fi-enid.  Das  alte 
Recht  hatte  füi-  Grundstücke  und  für  die 
wictitigsteu  Sa<-hen,  welche  zu  ihrer  Bewii-t- 
schaftuiig  notwendig  waren,  nämlich  Sklaven 
sowie  Zn^-  und  Lasttiere  {die  sogenannten 
res  mancipi),  besondere  Bestimmungen  ge- 
habt, das  jüngere  prütorische  Recht  nahm 
diesen  die  praktische  Beileutung.  Die  neuere 
Tendenz  wai"  eiitschieilen  auf  juristische 
Mobilisiening  des  Grund  nnd  Bodens  ge- 
richtet, und  wenn  man  von  einigen  Älter- 
tümlichkeiten  absieht,  welche  sich  bis  in 
die  S[Atei'e  Zeit  hinein  erhielten,  so  w^lrde 
dieses  Ziel  volikommeii  eiToicht.  Gnmd- 
stüeke  konnten  nach  denselben  Regeln  ver- 
kauft luid  verpfändet  werden  wie  bewegliche 
Sachen  und  waren  nach  Belieben  des  Eigen- 
tümers bis  ins  Unendliche  teÜbai-,  Sie 
WM«n  eine  Ware  geworden  wie  je<le  andere. 

Volle  Bewegimgsfreiheit  wurde  auch  das 
Prtncip  des  Obligationenrechts.  Es  ist  eine 
alte  Erfahrung,  dass  gerade  die  grossen  Ver- 
kehrsinteressen sich  bei  der  Reclitsentwieke- 
limg  besondere  energisch  geltend  zu  machen 
jiflegen.  Hat  doch  Imi  ims  der  Uandelsstsud 
ein  eigenes,  seinen  Bedürfnissen  angepasstes 
Sonderrecht  zu  eningen  gewnsst  Die  Römer 
erreichten  dasselbe  auf  einem  anderen  Wege, 
aber  nicht  minder  gut.  Sie  schufen  kein 
bifionderes  Handelsrecht,  sie  änderten  niclit 
eiiunal  viel  an  dem  flberkommenen  Verti^gs- 
system,  aber  sie  belebten  die  alte  Form  mit 
neuem  Geist.  Der  Begriff  der  »bona  fides« 
tiot  die  Handhabe,  um  das  gesamte  Obliga- 
tionenreoht  den  neueren  BedElrtiiissen  ent- 
sprechend lunzuwandeln.  Die  Auslegung 
löste  sit:h  vom  Wortsinne  und  hielt  sich 
lediglich  an  tlie  wiiüiche  Absicht  der  Par- 
teien, die  flberlieferten  Rechtert^ln,  die 
einer  jetzt  überwundenen  Periode  einseitiKsr 
formaler  Jiuiaprudenz  entstammten,  wimleu 
dem  pi-aktischen  Bedürfnis  (»utilitas«)  ent- 
sprechend eingeschränkt  oder  beseitigt,  imd 
wo  jemand,  auf  veraltete  Rechtssätze  gestfltzt, 
einender  jetzigenAnschauungwidei'sprechen- 


den  Anspruch  geltend  machen  wollte,  da 
stand  ihm  die  exceptio  doli  entgegen.  Es 
bietet  ein  ausaerordentUcli  interessantes 
Schauspiel,  zu  beobachten,  wie  jeile  neue 
Generation  die  von  der  fi-üheren  ül>er- 
nommenen  Rechtsregeln,  wie  Julian  die 
Aussprüche  des  Labeo,  Uli>ian  die  des  Juliwi 
pnlft  und  modifiziert  Wirtschaftliche  wie 
geistige  Kraft  erhielten  <labei  das  Feld  zu 
unbeschränkter  Beüiätignng.  Schon  der 
vorigen  Pei-iode  hatte  die  rücksichtslose 
Geltendmachimg  des  eigenen  Interesses, 
auch  wenn  sie  auf  Kosten  anderer  gesi.hah, 
nicht  für  \mreeht  gegolten,  und  in  der 
jetzigen  blieb  es  so.  Sätze  wie  »qiii  jure 
Huo  utitur,  neminem  laedit«,  »jus  vigilantibus 
scriptum  est«,  »in  emtionibus  et  venditioni- 
bus  circimiscribere  licet*,  zeigen  hinreichend, 
ilass  der  Schutz  des  Schwachen  nicht  zu 
den  Zwecken  des  damaligen  Rechtes  gehört« 
lind  dasB  es  die  selbstsüchtige  Ausbeutimg 
dnreh  intellektuell  oder  wirtschaftlich  Ueher- 
legene  nicht  einmal  zn  hindern  versuchte. 
Immer  aber  diuite  diese  Ausbeutung  niu: 
soweit  gehen,  wie  es  lUe  Anforderungen  des 
geschäftlichen  Verkehre  erlaubten ;  wer  der 
hierdmt'h  gebotenen  Zuverlässigkeit  er- 
mangelte, dervei-stiess  gegen  die  °bona  fides«. 
Die  Grenze  war  haarscharf,  nnd  uns  Mo- 
dernen ist  es  nicht  immer  leicht,  den  unter- 
schied zwischen  dem  erlaubten,  wohl  gar 
begünstigten  »circums<;ribere<'  einerseits  imd 
dem  entelirenden  »dolo  facere«  andererseits 
richtig  zu  bestimmen. 

Auch  sonst  übernahm  man  bereitwillig 
das,  was  von  dem  alten  Rechte  brauchbar 
schien.  Das  übermässig  harte  Schuldrecht 
der  alten  Zeit  wurde  zwar  etwas  gemildert, 
aber  das  Bestreben  des  Rechts  ging  nach 
wie  vor  dahin,  den  Schuldner  schonungslos 
mit  allen  Mitteln  zur  Zahlung  zu  bewegen. 
Nichts  war  dem  Zugriff  der  Glänbiger  ent- 
zogen, und  dem  zahl  imgsunfähigen  Schuldner 
drohte  ausserdem  die  Infamie,  tlie  wolü  in 
der  Regel  die  Vernichtung  iler  gesellachaft- 
lichen  Stellung  bedeutete.  Das  prozessuale 
Verfahren  begünstigte  nach  wie  vor  den 
Reichen  vor  dem  Unbemittelten.  Denn  die 
Kautionen,  welche  vielfach  von  dem  Kläger 
imd  namentlich  von  dem  Beklagten  gefor- 
dert wuolon,  waren  für  jenen  leicht,  für 
diesen  oft  imerschwin^lich,  und  zwar  um 
so  imerschwinglicher,  je  grösser  der  Streit- 
gegenstaml  war,  Unerbringlichkeit  der  ge- 
setzlichen Kaution  aber  bedeutete  für  den 
Verklagten  Unmöglichkeit  der  Verteidigung, 
so  dass  er  auch  gegenüber  einem  durchaus 
unberechtigten  Ansprache  wehrlos  der  Ver- 
m-teilung  verfiel.  Die  Gründe,  mit  welchen 
man  Kaution  fordern  konnte,  waren  sehr 
verschieden.  Verklagte,  welche  es  jemals 
ziim  Konkurse  hatten  kommen  lassen,  waren 
unter   allen   Umständen    verpflichtet,    eine 


solche  Kaution  zu  stellen,  Trenn  sie  sich 
verteidigen,  wollten. 

Diejenigen  Teile  des  Rechts,  welche  filr 
den  geschättiichen  Verlcehr  gleichgültig 
waren,  entwickelten  sich  aueserordentlidi 
wenig.  Das  FamUienrecht  beiiielt  im  wesent- 
lichen die  Gestalt,  die  es  in  der  zweiten 
Haifffi  der  republikanischen  Zeit  bekomraen 
hatte:  es  blieb  die  väterliche  Gewalt,  die 
die  Vermöge nsunfähigkeit  der  Kinder;  nur 
zu  Gunsten  dei-jenigen  SOhne,  welche  Soldaten 
waren,  wiu-de  eine  Ausnahme  gemacht. 
Noch  altertümlicher  war  das  Intestaterbrecht, 
Abgesehen  davon,  dass  Mutter  und  Kinder 
ein  gegenseitiges  Erbrecht  erhielten,  wurde 
nichts  geändei-t.  Der  wohlhabende  Römer 
hatte  daran  kein  Interesse;  da  er  nach  der 
Sitte  seines  Landes  stets  ein  Testament 
machte,  so  war  er  in  der  Lage,  die  Fehler 
der  gesetzlichen  Erbfolge  ohne  Schwierig- 
keiten zu  verbessern. 

Ein  ganz  anderes  Bild  bietet  die  christ- 
liche Kaiaerzeit.  Schutz  des  Schwachen 
gegen  Ansbeutung  ist  wirküch  die  bewusste 
Tendenz  der  Gesetzgebimg  in  dieser  Periode 
gewesen.  Man  dachte  jetzt  nicht  mehr  auf 
möglichst  enei-gische  Zwangsmittel  für  den 
fordernden  Gläubiger,  sondern  auf  Milderung 
fOrdenbedrSngtenScliuldner.  EinegrosseZaM 
einzelner  Massi'e^eln  verfolgen  ersichtlich 
diesen  Zweck:  die  Erschwerung  des  Ver- 
kaufs der  verpfändeten  Sache  imd  die  sons- 
tigen Beneflcien  des  Pfandschuldners,  das 
beneficium  dationis  in  solutimi,  die  Be- 
schränkung tler  Schaden  sersatzansprüche  auf 
hSchstens  das  Doppelte  dos  ursprünglich 
Geschuldeten,  die  Binfühnmg  der  cessio  bo- 
norum, welche  weni^tens  bei  imverschiil- 
detem  Vermögens  verfall  die  härtesten  Fol- 
gen des  Konkurses  abwenden  sollte,  die  Äiis- 
gestaitung  des  beneficium  competentiae  etc.' 
Eine  vei-wandtc  Tendenz  verfolgen  auch  die 
Dotalprii-ile^en,  welche  der  Frau  das  Ein- 
gebrachte sichern  woUen.  Freilich  scJiossen 
alle  jene  Massregeln  oft  Über  das  Ziel  hin- 
aus, nnd  die  Bestimmimgen,  welche  den  in 
Yermflgensverfall  Geratenen  schützen  sollten, 
nahmen  dem  in  VermJ%ensverfall  Geratenden 
den  letzten  Krefüt,  der  ihn  noch  hätte  retten 
können.  Die  absterbende  Jurispmdeüz  nach 
Diokletian  war  nicht  mehr  lebenskräftig 
genug,  das  überkommene  Recht  von  Gmnd 
aus  zu  reformieren  mid  die  Folgen  der  jetzt 
eingeführten  Rechtnätze  richtig  abzuwägen; 
jene  Neuerungen  tragen  daher  meist  den 
Charakter  des  Wülkflrlichen  imd  Zufälligea 
imd  nehmen  sich  in  dem  System  des 
i-ömischen  Rechts  aus  wie  bunte  Lappen 
auf  einem  andersfarbigen  Kleide.  Immer  aber 
zeigen  sie  die  redliche  Absicht,  der  wach- 
senden Not  der  nietteren  Volksklassen  zu 
steuern,  und  aus  dem  entai-teten  Latein  und 
den  schwülstigen  Phi^asen  der  sjäteren  Ge- 


setzessprache weht  oft  ein  echt  humaner 
Geist. 

In  sehr  wenigen  Punkten  hat  das  kano- 
nische Recht  in  ass  Privatrecht  eingegriffen, 
tmd  für  die  Rechtscntwickelung  ist  das  ge- 
wiss ein  Vorteil  gewesen,  Mne  enge  Ver- 
knüpfimg von  Religion  und  Recht  ist  über- 
haupt vom  Uebel.  eines  von  ihnen  musÄ 
sicher  darunter  leiden.  Denn  entweder  mnss 
die  Religion  verwelthcht  oder  das  Becht 
vergeistlicht  werden,  imd  beides  ist  nicht 
gilt.  Die  Religion  stellt  ideale  Anforderungen. 
denen  der  normale  Mensch  überhaupt  mcht 
genügen  kann;  von  ihrem  Standpunkte  Ut 
sie  vollständig  berechtigt,  zu  verlütgen.  dass 
jemand  aus  höheren  Gründen  auf  wohlbe- 
gründete  Rechte  vei-zichtet,  dass  ieman<l 
das  Joch  einer  thatsächlich  unmöglich  ge- 
wordenen Ehe  ^leduldig  weiter  trägt,  selbst 
dass  er  imverdient  Schmach  und  Schande 
freiwillig  auf  sich  nimmt.  Gerade  damit 
verzichtet  sie  aber  darauf,  ihre  Grtmdsätze 
als  allgemein  geltende  Lebenaregelo  wirklich 
durehzuführaii.  Sie  kann  das,  denn  ihr 
Reich  ist  nicht  von  dieser  Welt.  Das  Recht 
aber  ist  etwas  durchaus  Welüiches,  es  muss 
auf  Durehschnittsmenschen  berechnet  sein, 
muss  sich  ihren  Bedürfnissen  anpa&sen  oml 
iliren  Ansprüchen  Rechnung  tragen.  Sobald 
es  undurcnfühiiiar  wird,  verliert  das  Recht 
als  solches  jeden  Wert, 

Vom  streng  kirchlichen  Gesichtspunkte 
ist  ferner  die  Geringschätzung  der  Lebens- 
interesseii  und  das  mangelnde  Verständnis 
für  sie  fast  mit  Notwendigkeit  gegeben.  Die 
wichtigsten  Verkehrabedürfnisse.  selbst  die 
Fragen,  die  die  Existenz  des  ^nzen  Staate^ 
betreffen,  verschwinden  natflrheh.  wenn  man 
sie  von  der  idealen  Höhe  der  Religion  be- 
trachtet. So  erklärt  sich  ilas  kanonische 
Zinaverbot,  welches  die  Kirche  mit  allen  ihren 
ungeheuren  Machtmitteln  aulret-ht  zu  erhal- 
ten suchte  nnd  welches  sich  nur  deshalli 
nicht  behauptete.,  veU  es  thatsächlich  un- 
durchführbar war. 

Die  Kenntnis  des  römischen  Rechtes  ist 
uns  dureh  die  sog.  Glossatoren  vermittelt 
worden,  welche  im  12.  und  13,  Jahih.  an 
den  oberitalienischen  Universitäten  Iriirten. 
Es  war  ausschliesslich  die  formale  Seiti-, 
die  grosse  technische  Vollendimg.  welch-" 
ilie  ilainaligen  Gelehrten  anzog :  tlie  geschicht- 
liche Forschung  trat  ganz  in  den  Hinter- 
grund, und  von  einer  Würdigung  der  wirt- 
schaftlichen Bedeutimg  findet  sich  vollfflvl- 
keine  Spur.  In  der  That  ist  es  erkllrlii-h, 
da.is  iu  den  Zeiten  einer  auf  den  niedrigste» 
Stand  gesuidienen  Wissenschaft  die  Eaint- 
nis  eines  logisch  dimdigebildeten.  den  ver- 
wickeltsten  Verkehrsverhältnissen  gerecht 
werdenden  gi-ossartigen  Rechtssystöna  ce- 
radeiii  fascinierend  wirken  konnte.  So  !•'- 
trachtete    man   denn   das   rCmist-he   Hecht 
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nicht  als  eio  geschichtliches  Produkt,  nicht  als 
den  Niederschlag  der  Anschauungen  und 
der  wirtschaftlichen  und  gesellschafthchen 
Verhältnisse  einer  bestimmteu  politisch  fte- 
eint«n  Vöikergruppe,  sondern  als  eine  Ko- 
difikation des  natflilichen  Bechtes,  als  »ratio 
scripta«. 

Bekanntlich  hat  diese  Auffassung  am 
meisten  zur  Reception  des  römischen  Rechtes 
in  Deutschland  heigetragen,  und  sie  muss 
als  der  eigentliche  innere  Grund  derselben  an- 
gesehen werden.  Sie  ist  es  aucli  gewesen, 
die  am  stärksten  zu  der  ZersWning  deut- 
schen Rechtsstoffes  mitgewirkt  hat,  denn 
■was  sich  hiervon  bis  in  die  spätere  Zeit  er- 
halten hatte,  wurde  dadurch  als  Bauern- 
g«wohnheit     und     unvernünftiger     Brauch 

gestempelt,  der  im  Interesse  einer    gedeih- 
chen  Rechtsentwickehing   am  besten   ab- 
geschafft würde. 

Merkwürdigerweise  haben  ilie  Jahrhun- 
derte, in  welchen  die  Reception  erfolgte, 
von  dem  grossen  geschichthchen  Prozess, 
der  sieh  imter  ihren  Augen  vollzog,  nichts 
bemerkt.  Der  Voi^^ang  war  so  langsam, 
dass  er  den  Mitlebenden  entging.  Aus  der 
Idee,  dass  das  römische  Recht  das  vernünf- 
tige Becht  im  eminenten  Sinne  sei,  ergab 
sieh  die  Glewohnheit,  sich  darauf  für  seine 
eigene  Ansicht  zu  benifen,  zumal  in  solchen 
Fmien,  in  denen  einheimische  Bechtsge- 
brUuche  nicht  nachweisbar  waren;  daraus 
entwickelte  sieh  die  Anwendung  des  rö- 
mischen Rechtes  in  immer  weiterem  um- 
fange imd  hieraus  wieder  die  Ansicht,  dass 
dieses  überhaupt  geltendes  Eecht  sei.  Alles 
das  ging  so  allmählich  in  einander  über, 
<U.ss  feste  Merkpunkte  kaiun  zu  bezeichnen 
sind,  auch  verlief  der  Prozess  lu  Stadt  und 
Land,  in  Nowl  und  Süd  keineswe^  gleich- 
förmig. Meist  betrachtet  man  die  Reception 
nm  das  Ende  des  15.  Jahrh.  oder  um  die 
Mitte  des  16.  als  abgeschlossen;  in  Wirk- 
lichkeit hat  sie  auch  später  noch  fortge- 
dauert. Nachdem  erst  der  Satz  feststand, 
dass  dass  Coi'pus  Jims  civilis  geltendes 
Re<rht  sei,  diente  jedes  tiefere  Eindringen 
in  seinen  Inhalt  imd  jede  neue  Erkenntnis 
dazu,  römische  Sätze,  die  bisher  noch  nicht 
augewendet  woiden  waren,  in  das  Leben 
einzuführen.  In  diesem  Sinne  zieht  sich 
der  Prozess  der  Reception  bis  in  die  neueste 
Zeit  hinein.  Die  Anschauungen  der  Juristen 
w^l^deu  immer  intensiver  von  den  römischen 
Ideeen  durdidnmgen,  und  so  ist  es  gekommen, 
dass  unser  ganzes  jiuistisches  Denken  über- 
haupt —  selbst  in  den  deutschrechtlichen 
Diseiplinen  —  einen  hervoretechenden  ro- 
manistischen Charakter  tr^.  Auch  unter 
den  GermsDistea  betrachten  \iele  die  rö- 
mischen Begriffe  als  mustet^tig  ftlr  alle 
Zeit.  Die  alte  Idee  der  »ratio  scripta«  ist 
noch  immer  lebendig. 


Unter  den  geschilderten  Umständen  war 
eine  reinere  Erkenntnis  des  rOmisdien 
Hechtes  nicht  immer  ein  Vorteil  für  die 
Rechtsentwickehmg,  denn  die  Deukimgsart 
der  Juristen  entfernte  sich  nur  noch  weiter 
von  der  Anschauung  der  Laien,  imd  mancher 
Satz,  der  früher  naiverweise  volkstümlichen 
deutsehen  Ideeen  gemäss  aufgetasst  und  da- 
durch unwillkürlich  dein  gegenwärtigen 
Bedürfnisse  angepasst  worden  war,  wurde, 
nachdem  sein  wahrer  Sinn  dargelegt  war, 
dieser  iu«prünglichen  Bedeutimg  ent- 
sprechend 111  {las  Reehtsleben  eingeführt. 
Die  Kluft  zwischen  Juristen  und  Laien 
wtuile  lun  so  grösser,  je  mehr  jene  das 
römische  Recht  wissenschaftlich  erfassten 
und  sich  in  seinem  Gedankenkreise  heimisch 
machten. 

Am  %'oll8täadig8ten  kamen  die  römischen 
Principien,  die  a%emeinen  Hegeln  und  über- 
haupt das  ganze  System  zur  Geltung,  so 
vollständig,  dass  auch  die  gei-etteten  deutschen 
Rechtsbildungen  sich  gefaÜea  lassen  mussteo, 
tiarin  eingefü^  zw  werden.  Demnächst 
wimle  das  Obligationen  recht  mit  emigen  Mo- 
difikationen aufgenommen.  Freilich  wurden 
die  römischen  Formalverträge  beseitig  auch 
fand  eine  Weiterbildung  in  der  Bichtimg 
statt,  dass  man  das  Princip  der  allgemeinen 
Verbindlichkeit  formloser  Verträge  einführte. 
Die  schöpferische  Kraft  der  deutschen  Rechts- 
ideeen  reichte  aber  nicht  einmal  soweit,  an 
die  Stelle  der  römischen  Verbalkontrakte, 
die  nicht  recipiert;  werden  konnten,  well  sie 
in  der  deutschen  Rechtssitte  keinen  Boden 
fJMiden,  die  Schriftlichkeit  zu  setzen.  Dieser 
Umstand  ist  zugleich  für  die  Beiu-teilimg 
der  Beception  lehrreich,  denn  jene  Verbal- 
konti-akte  waren  thatsächlich  schon  im  römi- 
schen Kelche  zu  schriftlichen  Verträgen  ge- 
worden, da  nach  ständigem  Brauch  über 
jede  Stipulation  eine  Urkunde  aufgestellt 
wurde.  Wäre  das  lebende  Becht  nach 
Deutschland  übergegangen,  so  hätte  nichts 
näher  gelegen,  als  jene  schriftlichen  Ver- 
träge beizubehalten  und  nur  die  auf  die 
Stipulation  deutende  Formel  »stipulatus  est 
e^  spopondii  durch  ein  andei-es  abgefasstes 
feierliches  Versprechen  zu  ersetzen.  Das 
Resultat  wäre  dann  gewesen,  dass  schrift- 
liche Verträge  gleich  den  römischen  Stipu- 
lationen allgemein  verbindende  Kraft  gehabt 
hätten,  andere  Verträge  nur  dann,  wenn  sie 
unter  einen  der  römischen  Vertragstypen 
fielen.  Aber  es  wurde  eben  nicht  das  rö- 
mische Rechte  sMidem  rein  theoretisch  ledig- 
lich der  Inhalt  des  Corpus  juris  als  solcher 
recipiert. 

von  dem  Familienrecht  wird  man  bei 
näherer  Betrachttmg  sagen  müssen,  dass  es 
überwiegend  deutsch  geblieben  ist.  Und 
was  noch  mehi-  ist,  unsere  gesamten  Au- 
schauungen  sind  im  Gnmde  deutsch.     Das 
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i-Gmische  Fmnilienrecht  hatt«  schon  iu  der 
ülAteren  Eaiserzeit  tmd  u&mentlich  durch 
JiiBtinion  seinen  ait^iaistischen  Charakter 
eiiügeruiaesen  abgestreift  und  eine  etwas 
modernere  Form  erhalten,  aber  selbst  in 
ilieser  Form  ist  es  uns  stets  fremd  gewesen. 
Durch  den  deutschen  Satz,  dass  der  Sohn, 
wenn  er  wii-tschaftUch  selbständig  wird,  ans 
der  väterlichen  Gewalt  ausscheidet,  hat  es 
eigentlich  schon  seine  wichtigste  Orundlage, 
ilie  principielle  Lebenalänglicnkeit  der  väter- 
lichen Gewalt,  verloren,  und  die  rOmischen 
Bestimmungen  bekommen  infolge  dieser  Ver- 
ändennig  eine  ganz  neue  Bedentnng.  Kiui- 
mehr  sind  die  Befugnisse  des  Vatei-s  im 
Gmrade  nur  die  Folge  der  natürlichen  Ab- 
hängigkeit des  Sohnes  und  enden  mit  dieser. 
Gleumwohl  ist  füi-  uns  noch  immer  vieles 
fremdartig:  unsere  Studenten  pflegen  sich 
bis  auf  den  heutigen  Tag  hartnäckig  zu 
weigern,  die  Begiiffe  »Haussohn«  und  »Min- 
deijährigero  auseinander  zu  denken  und  sich 
^genwärtig  zu  halten,  dass  nach  gemeinem 
Bet-hte  ein  Hanssolni  volljährig,  ein  3Iindei'- 
jahriger  homo  sui  iuris  sein  kami. 

Noch  weniger  Iiat  glücklicherweise  das 
römische  elieliche  QfH^iTecht  bei  ims  durch- 
dringen können.  Der  Fehler,  über  der  juris- 
tischen Konstruktion  eines  Institutes  dessen 
reale  Ausgestalt lutg  im  Leben  zu  ignoriei«!), 
hat  <lie  Jm-isten  zu  dem  Irrtum  geführt,  als 
ob  im  römischen  Keclit  der  Frau  ihr  ge- 
samtes Vermögen  n^elmässig  zu  freier  Ver- 
fügung verblieben  sei.  Miui  übersah,  tlasa 
dies  der  Auffassung  der  ßömer  von  der 
Ehe  als  einer  ungeteilten  Lebensgemein- 
schaft diux:liaus  widersprach.  Der  Begi-iff 
des  Vorbehaltagiites  ist  zwar  in  ihr  Bechts- 
systom  aufgenommen,  aber  er  ist  ihrer  An- 
schauung so  fremd,  dass  sie  dafür  ein 
giiechischesFremdwort('"»('äflitji'«)einführen 
mnasten  imd  dass  ein  Jurist  ihn  durch  Ver- 
weisimg auf  galbsches  Recht  zu  erläutern 
suchte.  In  \\  irkli«dikeit  ist  das  römische 
Princip  nicht  Trennung  des  Vermögens  beider 
Gatten,  sondern  vertragsmässige  Begehmg 
der  Vermf^naverhältnisse  durtjii  die  Gatten 
bezw.  ihiw  Gewalthaber.  Ueber  das  ganze 
Vermögen  der  Frau  pflegten  für  alle  mög- 
Uchen  Fälle  Bestimmungen  getroffen  zu 
werden,  selbst  über  das  zukünftige  iu  der 
Form,  dJass  es  schon  jetzt  als  dos  verechiieben 
wurde,  aber  nicht  gefonlert  werden  durfte, 
ehe  der  Schwieger\'afer  starb.  Fiel  etwa 
später  von  anderer  Seite  Vermögen  an  die 
trau,  so  hatte  diese  fi-eilich  zunächst  freie 
Verfügimg  darüber,  aber  ihi-  eigenes  Inte- 
resse ging  dalün,  dass  sie  es  als  dos  den 
Zwecken  der  Ehe  dienstbar  machte ,  und 
übrigens  hatten  die  Gatten,  wenn  sie  sidi 
in  keiner  Weise  einigen  konnten,  als  letztes 
Jlittel  die  einem  jeden  frei  stehende  ijösimg 
der  Ehe.     Voraiisaetzung  fOr  die  gedeihliche 


Wirkimg  der  römischen  Bestimmungen  war 
also  die  allgemein  verbreitete  Sitte,  Ehever- 
ti-äge  abzuschlieeseu,  imd  ferner  die  freie 
Lösbarkeit  der  Ehe.  Beides  traf  in  Deutach- 
land nicht  zu,  und  so  entstand  hier  in  der 
That  ein  eigentümliches  Güterrecht  mit  dem 
Pruicip  der  GOteitrennimg,  Dass  dieses 
den  deutschen  Verhältnissen  noch  weniger 
gerecht  wurde,  als  es  den  röroisehen,  wenn 
es  dort  wirklicJi  gegolten  hätte,  gerecht  ge- 
worden wäre,  ist  keine  Frage.  Das  doutsdie 
Recht  reagierte  deshalb  energiscJi  dagegen, 
mit  selir  vei-schiedenen  Mitteln  imil  isehr 
vei-schiedener  Konstniktion  schuf  ei»  audere 
Systeme,  die  alle  Übereinstimmend  den 
Zweck  verfolgen,  die  Vei'einignng  der  Ver- 
mögen, welche  bei  den  Römern  diireh  Ver- 
ti'ag  herbeigeführt  zu  werden  pflegte,  von 
Gesetzes  wegen  zu  erreichen.  Dabei  traten 
sie  aber  gänzlich  aus  dem  römischen  Ideeen- 
kreise,  denn  schon  das  RcL'ht,  welches  die 
einzelnen  Gatten  an  dem  gemeinschaftlich«! 
Gute  haben,  ist  mit  römischen  B^riffen 
nicht  zu  fixieren. 

Weniger  Widei"standsfähigkeit  zeigte  das 
deutsche  Ei'brecht,  Es  erhielten  sicli  freilieh 
eine  Reihe  einzelner  Institute,  aber  die 
römischen  Prmcipien  drangen  völlig  durch, 
so  das  Princip  der  CnivorBalsuccession,  der 
ideell  geteilten  Erbfolge,  des  Ei'bschafts- 
ei-werbes  dui-ch  Antritt,  der  i)er35nlichen  Haf- 
tung des  Erben.  Die  künstlichen  Kmistnik- 
tionen  der  Römer  wunien  ohne  Prüfung,  ob 
sie  jetzt  noch  den  Verhältnissen  entsprechen, 
kritiklos  tuigenomnien  imd  angewendet. 

Ein  harter  Kampf  entbnumte  auf  <Iean 
Gebiete  des  Immobuiar-Sachen  rechts.  Der 
principielle  Gt^nsatz  zwischen  beiden 
Re^^hten  ist  hier  am  stärksten.  Denn  nach 
deutscher  Anschauung  ist  das  Idndgnt  nicht 
eine  beliebig  teilbare,  ja  nicht  eiiümal  eine 
frei  veräusserliche  Ware,  sondern  eine 
einheitliche,  bestimmten  wirtschaftUcheD 
Zwecken  gewidmete  Sache,  die  nicht  nur 
im  Interesse  de»  gegenwärtigen  Besitzen^, 
sondern  noch  mehr  im  Interesse  der  gi^en- 
wärügen  und  der  zukünftigen  Geueiationen 
in  ihrem  wirtschaftlichen  Bestände  erhalten 
werden  soll.  Diesem  Zwecke  dient  die  Un- 
teilbarkeit der  Güter,  die  Beschränkung  der 
Veräusserlichkeit,  eine  besondere  Elrbiolge- 
ordnung,  die  Gutsabtretnng  bei  Lebs^l«! 
imd  ähnliche  Institute,  die,  freilich  in  das 
römisdie  System  eingeordnet,  ihren  PlaU 
an  sehr  versduedenen  Stellen  finden  ut«i 
daher  die  enge  Verwandtschaft,  in  welcher 
sie  stellen,  oft  nicht  deutlich  erkennen  IaK>en. 
Ebenso  stehen  sich  in  Bezug  auf  die  Se«J- 
gerechtigkeiten  römische  imd  deutsche  An- 
schauung schroff  gegenüber.  Der  ersteren 
ist  da.s  Interesse  des  Eigentüroent  mass- 
gebend, daher  hat  das   römische  Re<-ht  nnr 
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<lie  Servihiten,  und  auch  diese  na*.'li  Mög- 
lichkeit beachränkf.  Im  Gegensatz  liazu 
kennt  «las  deutsche  Ee<ht  Servituten  in  Qber- 
ivifher  Fülle  und  aiissei-dem  Reallasten  in 
nicht  minder  grosser  Mannigfaltigkeit.  Es 
ist  gewiss,  daas  diese  oft  bei  der  wirtschaft- 
lichen Aiisnntznng  hinderlich  oder  doch 
lästig  sind,  dass  sie  sich  namentlich  bei 
w^irt»chaftlichen  TerÄndcningen,  wie  sie  bis- 
weilen durch  die  Zeit  geboten  sind,  fllldbar 
machen,  dass  imter  Umständen  auch  wohl 
fin  Fortfichritt  durch  sie  überhaupt  unmt^- 
lich  wird.  Der  S<-ha<le  des  Eigentftmei-s 
kann  ein  Viellachea  von  dem  betragen,  was 
der  Niitneu  des  Bei-echtigten,  in  Geld  ange- 
schla^gen,  wert  ist.  DesJialb  ist  es  schi-  er- 
klärlich, wenn  im  Interesse  des  wii-tsiliaft- 
lichen  Anfschwiuiges  ilu-e  grilndliche  Besei- 
tigung ^fonlert  und  von  der  Gesetzgebung 
aiu'h  wnklich  mit  Erfolg  angestrebt  woi-den 
ist.  Die  Kehi-seite  ist  dabei  meist  zu  wenig 
bea<'htet  wonlen.  Denn  jene  Gerechtigkeiten 
machen  kleinere  Gnuidstücke,  wie  Uäuslc- 
rcien,  Büdnereiea ,  selbst  Bauerngüter  oft 
erst  bowirtschaftimgsfflhig  imd  ermöglichen 
iladurch  einer  Anzahl  von  Familien  ihi-e 
Existenz.  Die  Ablösimgssimime  gewähi-t 
dafür,  selbst  wenn  sie  hoch  bemessen  ist, 
nicht  immer  Ersatz,  zumal  nicht  bei  steigen- 
den Preisen.  Man  denke  an  eine  Holzge- 
ivchtigkeit  einer  armen  Bauemgemcinde  in 
einem  hoch  gelegenen  Gebii^gsdorfe.  Be- 
trachtet man  nun  als  Zweck  der  Enle  nicht. 
dass  sie  einzelnen  Besitzeni  eine  mfiglichst 
hohe  Grimdrente  gewährt,  sondern  dass  sie 
Menschen  die  Existenzm<%lichkeit  giebt,  so 
kann  unter  Umständen  die  Aufrechterh^timg 
einer  Bealgereditigkeit  auch  dann  geboten 
sein,  weim  sie  dem  Besitzer  einen  ausser- 
ordentlich hohen  Schaden  zufügt. 

Im  allgemeinen  ist  der  mmiittelbai-e  oder 
mittelbare  Einfluss  des  römischen  Hechtes 
auf  das  deutsche  ImmobiUar-Sachen  recht, 
wo  er  sich  überhaupt  geäussert  hat,  meist 
Tuihcilvoll  gewesen.  In  der  Theorie  hat  er 
xn  der  ronianisiei-enden  Richtung  geführt, 
welche,  wie  es  z.  B.  der  hervorragende  Ger- 
manist V,  Gerber  thut,  die  Reallasten  als 
eine  eigentümliche  Art  von  Obligationen  aui- 
fasste.  Schlimmer  noch  war  die  Herab- 
drflckung  des  bäuerlichen.  Nutzeigentums  zu 
einem  jus  in  re  aliena  nach  römischer  Weise 
Oller  gar  zu  einem  lediglich  obligatorischen 
Recht,  welches  man  als  gewöhnliche  Zeit- 

1  lacht  auffassto.  Die  möglichste  Einschrän- 
:ung  der  bäuerlichen  Nutz» unrechte,  selbst 
Bauernlegungen  in  grossem  Umfange  ww^n 
die  Folge  davoji.  Auch  dieser  Prozess  ver- 
lief naih  Zeit  und  Ort  sehr  versdiieden, 
zum  Segen  aber  hat  er  nirgends  gereicht. 
Unter  dem  zerstörenden  Einfluss  des 
ifimischen  Eec'htes  konnten  sich  nur  ver- 
einzelte deutsche  Institute  erhalten.     Auch 


ilicse  waren  nur  in  Statuten,  Stadtrechten 
und  anderen  Bechts«]uellen  lokal  entwickelt 
und  outbehi-ten  einer  a%emoineu  Bedeutung, 
Gemeines  Hecht  war  vorzugsweise  das  rö- 
mische mit  einigen  Modifikationen,  wie  sie 
die  einheimischen  Yerliältnisse  unumgäng- 
lich gemacht  hatten.  Wo  besondere  Kodi- 
fikationen bestanden,  da  wai-en  sie  lücken- 
haft und  wenig  umfassend  und  Hessen  dem 
römischen  Recht,  das  immer  noch  in  subsi- 
dimn  galt,  einen  übei^-osseu  Baum.  Dabei 
waren  die  Kodifikationen  meistens  selbst 
von  römischem  Geiste  durchtränkt 

Eine  neue  Bahn  wurde  in  Preussen  be- 
schritten. Noch  aus  dem  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  stammt  das  P  r  e  u  s  s  i  s  crh  e 
Landrecht,  ein  das  gesamte  Recht  um- 
fassendes Gesetzbuch,  welches  für  seinen 
Geltungsbereich  das  Gemeine  Hecht  voll- 
ständig ausschloss.  Zur  Zeit  der  franzö- 
sischen Herrschaft  wiurde  ferner  der  Code 
Napoleon  in  den  an  Fi-ankreich  gekom- 
menen Landstrichen  eii^fühi-t  imd  bliob  in 
Geltung,  als  diese  wieder  deutsch  wurden. 
In  einer  deutschen  Uebersetziuig,  mit  einigen 
Zusätzen  versehen,  wurde  er  aussertlem  als 
ba<lisches  Landrecht  veröffentlicht.  Oester- 
reich  schi«!  durch  das  Oesterreichische 
bflrgerliphe  Gesetzbuch  aiw,  Sachsen 
durch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
für  das  Königreich  Sachsen.  So  blieb 
das  Gemeine  I&cht  nur  noih  etwa  füi'  ein 
Drittel  von  Deutschland  in  Kraft 

Das  Gemeine   Hecht  gilt   nonmehr  in 


den  I 
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Schwediscb-Vorpommeru  und  einigen 
preuBsischen  Kreise» ;  in  Bayern  mit  Ans- 
nahme  der  ßheinpfalz,  der  FttrstentUmer  Ans- 
bach und  Bayreuth  und  einiger  klelnereT  Ort- 
schatten; inlVOrtteinberg;  in  dem  Groas- 
herzogtnm  UeBsen  mit  Aiunahme  von 
BfaeinbeseeD;  in  Meckleaburg^-Schwerin 
und  Hecklenbnrg-S trelitz;  in  fast  ganz 
Sachsen-Weimar  und  Oldenburg;  in  den 
mitteldeutschen  Herzogtümern  und 
FUrstentUmern  und  den  drei  freien 
Städten;  im  ganzen  in  einem  Gebiete  von 
16"/,  Mill.  Einwohnern. 

Das  PreusHische  Lanrtrecht  von  1794 
gilt  in  den  aitpreussischen  ProTinzen 
und  in  Ostfriesland.  in  Ansbach  and  Bayreuth, 
im  ganzen  in  einem  Gebiete  von  21  Mill.  Ein- 
wohnern. 

Der  Code  Napoleon  rou  1804  gilt  in  den 
linksrheinischen  Landen  und  nls  Badi- 
Bcbes  Landrecht  in  Baden,  in  einem  Ge- 
biete von  8  ';<  Mill.  Einwohnern. 

Das  Sächsische  Bürgerliche  Gesetz- 
buch von  1863  gilt  im  KGnigieicb  Sachsen 
mit  etwa  3  Vi  Mill,  Einwohnern. 

Die  obige  ZusammensteUuug ,  welche 
übri^ns  nur  summarist^h  gehalten  ist,  deutet 
bereits  auf  die  rechtsiwlitische  Zerrissenheit 
Deutschlands  hin.  In  WirkUchkeit  ist  ^ler 
die  Bnntacheckigkeit  des  geltenden  Rechtes 
noch  unendlich  vie\  grösser,  als  man  hier- 
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nach  ahnen  kann.  Denn  abgesehen  davon, 
dass  dos  Preiissische  Landrecht  in  Reinem 
Gebiete  nicht  fiberall  mit  voller  Geltung 
eingeführt  ist,  so  gilt  in  den  grÖHseren 
Eechtsgebieteii  eine  nnfibersehbare  Menge 
von  Provinzialstatnteii,  Stadtrechten  und 
anderen  besonderen  Rechten,  so  daas  die 
deutsche  Rechtskarte  noch  erheblich  bnnter 
ist  als  die  politische.  Bisweilen  geht  die 
Grenze  eines  Rechtsgebietcs  mitten  dnrch 
eine  Stadt  oder  ein  Dorf  oder  wohl  gar 
durch  ein  Hans,  bisweilen  leben  die  Be- 
wohner einer  Stadt  klassenweise  getrennt 
nach  ganz  verschiedenen  Hechten.  Der- 
gleichen Zustande  bestehen  bei  uns  von 
Alters  her  und  sind  durch  die  Partikular- 
rechte  eher  vei-sclilimmert  als  verbessert 
worden. 

Ebenso  haben  die  Partiktüan-echte  die 
Ausbildung  einer  nationalen  RechtsTÄissen- 
Bchaft  nicht,  wie  sie  beabsichtigten,  geför- 
dert, sondern  geradezu  gehemmt.  Denn  in 
dem  geschildeiten  Wirrsal  bildete  das  Ge- 
meine Recht  das  einigende  Band,  und  auf 
dieses  richtete  sich  daher  die  hauptsächlichste 
wissenscliaft liehe  Thätigkeit.  Da  in  ihm 
alles  ans  fremden,  in  fremden  Sprachen  ge- 
schriebenen und  unter  ganz  anderen  Ver- 
hältnissen entstandenen  Gcsetzirflehern  zu 
entscheiden  war,  so  wimie  der  Blick  auf 
Ältertüralichkeiten  gelenkt,  die  filr  uns  be- 
deutimgslos  sind,  und  würfe  ^-on  den  An- 
fordeningen  des  modernen  Lebens  abgezf^n. 
Es  entetand  eine  antiquarischen  Forschm^n 
wie  Abstraktionen  und  feinen  Distinktionen 
zugeneigte,  aber  von  der  Wirklichkeit  fast 
vCUig  abgewandte  Wissenschaft.  Hatte  je- 
mand irgend  einen  Satz  im  Corpus  Iuris 
nachgewiesen,  so  war  dieser  ohne  weiteres 
praktisch  anzuwenden;  die  Frage,  ob  er 
auch  ftlr  unsere  Verhältnisse  passe,  wäre, 
da  die  Geltung  des  römischen  Rechtes  ausser 
Zweifel  stand,  als  ilberöüssig,  ja  geradezu 
als  unwis.sen8chaftlich  erschienen.  Als  Auf- 
gabe der  Jurisprudenz  sali  man  lediglich 
die  historische  und  dogmatische  Erforschung 
des  theoretischen  Inhalts  der  Rechtssfitze, 
die  schalte  Bestimmimg  der  Begriffe  und 
den  Aufbau  eines  togisch  wohl  gegliederten 
Systems  an,  die  Zweckmässigkeit  eiues  Ge- 
setzes imd  seine  wirtschaftbche  Bedeutung 
ward  als  mlLssige  Frage  beti-achtet. 

Schon  bei  dem  gi'oasen  Gclehrtou,  welcher 
der  Hechts  wissen  Schaft  nnsei'es  Jahi-huiiderts 
den  Stempel  aufgedrückt  hat,  tritt  diese 
Richtiiug  deutlich  hervor.  Gaben,  wie  sie 
Friedrich  Carl  v.  Savigny  beaass,  pfle^n 
selten  in  einem  Manne  vereinigt  zu  sein: 
eine  ansaergewöhnliche  HerrschMt  über  den 
gesamten  Rechtsstoff,  eine  durchdringende 
Dialektik,  eine  ttbei-sichtiiche  und  klare 
Darstellung  nnd  eine  bewimdenmgswfirdige 
Schreibart.    Wen  seine  Gründe  nicht  über- 


zeugten, den  bestach  sein  Stil.  Aber  die 
Grundlage  seiner  Untersuch tmgen  bildet 
durchaus  das  römische  Recht,  moderne  Ver- 
hältnisse werden  gamicht  oder  nur  beiläufig 
in  Bezug  genommen;  dass  sie  in  erster 
Linie  bei-tteksichtigt  werden,  bildet  die  Aus- 
nahme. Für  seine  Methode  charakteristisch 
ist  seine  Lehi'e  vom  Irrtum,  die  in  üirer 
feinen  dialektischen  Ausbildung  theoretisch 
unanfechtbar  schien  nnd  dennoch  bei  der 
ersten  wichtigeren  praktis<^'hen  Anwendung 
sofort  versagte. 

Die  spätere  Jurisprudenz  hat  mehr  den 
Fehlem  als  den  Vorzügen  von  Sa\Tgny 
nachgeeifert.  Man  beschränkte  sich  nncb 
ausschliesslicher  auf  den  von  den  ROmero 
gebotenen  Rechtsstoff,  die  Dialektik  wurde 
zu  liaaiBpalbender  Spitzfindigkeit,  nnd  an 
die  Stelle  des  glänzenden  Stiles  von  Savigny 
trat  bei  fielen  seiner  Nachfolger  eine 
schwerfällige,  pedantistthe  und  kaum  z«  ^-er- 
stehende  SVtrache.  Mehr  und  mehr  bildete 
sich  die  Richtung  aus,  welche  v.  Iherin^ 
in  seinem  »Scherz  und  Ernst«  als  »B^riffs- 
jiirisprudenzi  scharf,  aber  mit  geringem 
Erfolge  geisselte. 

IL  Eiitet«hiiiiK  dea  B.G.B. 

Die  Idee  eines  einheitlichen  deutschen 
Rechtes  ist  nicht  neu.  Schon  Thibaiit  liatte 
diese  Forderung  unmittelbar  nach  Been- 
ibginig  der  Freiheitskriege  erhoben,  ilamals 
war  es  Savi^y  gewesen,  welcher  ihr  mit 
voller  Entschiedenheit  entgegentrat  imd  der 
neueren  Zeit  jeglichen  Beruf  für  die  Gesetz- 
gebung absprach.  Auf  lange  verstummten 
nun  die  Stimmen,  welche  Rechtsoinheit  vm- 
langten.  Erst  lun  die  Mitte  des  Jahrhun- 
derts kam  während  der  Revolutionszeit  184S 
die  Allgemeine  deutsche  Wechselordnunp. 
später  1860  das  Allgemeine  deutsche  Han- 
delsgesetzbuch zu  stände ;  der  Versuch,  aut-h 
das  Obligationcniecht  zu  kodifizieren,  schrt- 
terte,  als  der  deutsche  Bund  sich  1866auflö#te, 

In  der  Verfassmig  des  NonUle»t«<.hen 
Bundes  \\iirde  der  gemeinsamen  Gesetz- 
gebung nur  ObUgationenrecht,  Strafrecbt. 
Handels-  und  Wecliselrecht  und  Pi-ozessrechl 
zugewiesen.  Der  Antrag,  die  Kompetenz 
des  Bundes  auf  das  gesamte  bilrgerhth<' 
Recht  auszudehnen,  fiel  damals  durch  eine 
geringe  Mehrheit.  Im  Jahre  1869  wunt"'- 
er  von  neuem  gestellt  tmd  nunmehr  mit 
gT0S.ser  Mehrheit  angenommea,  aber  vom 
Bundesrate  nicht  genehmigt.  Nac-h  derGrtn- 
dui^  des  deutschen  Reiches  w^l^de  er  wie- 
derholt gestellt  und  angenommen  imd  erhi^t 
endlich  im  Jahre  1873  die  Zustimmung  des 
Bundesrats.  Am  20.  XH.  1873  wiinie  er 
Gesetz.  Damit  war  die  Bahn  frei.  Bereii- 
im  folgenden  Jahre  setzte  der  Bundt«^rai 
eine  aus  5  hen-orragenden  Juristen  !>e«tehen'l" 
Rommission,  die  sog.  »Vorkommi^iom  eiu. 


.Google 


BOrgerliches  Oeeetzbuch 


119r> 


welche  Ober  Plan  und  Methode  des  Vor- 
gehens gutachtliche  Vorschläge  machen 
sollte.  Ihr  Bericht  erfolgte  ohne  Verzug 
iin<l  wnrtle  durch  den  BiindesratÄbeschhias 
vom  22.  VT.  1874  gebUl^ 

Als  Zweck  der  ganzen  Reform  galt  vor 
allem  anderen  die  Einheitlichkeit  des  Hechtes. 
Auf  Gnmdlage  des  Bestehenden  sollte  sie 
ausgefflhrt  werden;  eine  Emancipation  vom 
römischen  Recht«  oder  gar  eine  Weiter- 
bildnng  von  neueren  sozialpolitischen  Ge- 
sichtspunkten aiis  au  fonleni,  war  man  da- 
mals weit  entfernt.  Die  Vorkommission 
präcisiertc  die  Aufgabe  der  Vorarbeiten  fftr 
die  geplante  Gesetzgebung  dahin:  Unter- 
suchungen des  Geltenden  »auf  Zweckmässig- 
keit, innere  Wahrheit  imd  folgerichtige 
Durchführung«;  PrOfimg,  inwieweit  die  vom 
gemeinen  Ret'hte  abweichenden  Bestim- 
mungen beizuhalten  seien  oder  inwieweit 
eine  Ausgleichung  zu  treffen  sei;  endlich 
foiinal  korrekte  Diirchfilhnuig.  Das  Volk 
nahm  an  all  diesem  so  gilt  wie  keinen  An- 
teil; der  Gedanke  eines  einheitlichen  na- 
tionalen Rechtes  fenO  awar  in  Nord  und 
Sild  Anklang,  aber  die  Art,  wie  er  ver- 
wrklieht  wewleii  soLtc,  sah  man  als  jui'is- 
tieche  Fachfiage  an. 

Dui-ch  Bundesratsboschluss  vom  2.  VH. 
1874  wurde  eine  Kommission  von  11  Juristen 
zur  Ausarbeitimg  eines  bilrgci-lichen  Gesetz- 
bueha  eingesetzt.  Am  17.  IX.  trat  diese 
unter  dem  Vorsitz  des  Reichsoberhandels- 
gei-iehtspr&sidenton  Dr.  Papc  zusammen  und 
begann  in  aller  Stille  ilire  Thätigkeit  Ein 
sorgfältig  gehntetes  Geheimnis  waltete  Aber 
ihren  Beschlüssen,  und  niir  ganz  vereinzelte 
Nachrichten  (Langen  in  die  Oeffentlichkeit. 
Ei-st  mit  dem  vollendeten  Werke  wollte 
man  an  das  Licht  der  Welt  treten. 

Ganz  gewiss  trögt  dieses  Verfahren  zu 
einem  grossen  Teil  die  Schuld  an  dem 
S()ateren  Missei-folge.  Die  öffentliche  Mei- 
nimg, welche  sich  vom  Anfang  an  gegen 
die  Eiuzelfragen  glelchgfUtig  veiWten  hatte, 
blieb  dem  Werke  fremd,  auch  die  grosse 
Masse  der  Juristen  war  ausser  stände,  irgend 
einen  mittelbai'en  Einflngs  auf  die  Besclilüsse 
zu  äussern  und  fördernd  oder  anregend 
einzuwirken.  Allgemein  beti-achtete  man 
daher  die  Beschlüsse  als  interna,  auf  <lie  die 
Aussenwelt  kein  Recht  hatte  und  die  nur 
dwit-h  eine  Indiskretion  bekannt  werden 
konnten.  Die  Kommission,  welche  diese  An- 
sicht zur  Geltung  gebracht  hatte,  verlor  ihrer- 
seits die  Fühlung  sowohl  mit  dem  Volke 
wie  mit  dem  Juristen  stände.  ■  Es  entging 
ihr,  dass  sich,  während  sie  arbeitete,  in  den 
sozialen  Verhältnissen  und  in  den  Anfor- 
derungen an  das  Recht  Aen<leningen  voll- 
zogen, durch  welche  ihi-e  Aufgate  völlig 
verschoben  wnirtle. 

Denn    inzwisclien  entwickelte  sich  die 


Sozialdemokratie  aus  unbedeutenden  Anfän- 
gen zu  einer  ungeahnten  Höhe;  der  Blick 
wurde  mehr  als  bisher  auf  die  arbeitenden 
Stände  gelenkt,  und  die  Fürsorge  für  die 
niederen  Klassen  des  Volkes  wurde  zum 
leitenden  Princip  der  Politik.  Dadurch  kam 
der  Mittelstand,  der  schon  lange  unter  den 
2Ieit Verhältnissen  gelitten  hatte,  in  eine  noch 
ungünstigere  Lage  und  begann  sich  seiner- 
seits zu  regen.  Die  Landwirtschaft  hatte 
schon  1874,  als  die  Kommission  eingesetzt 
wurde,  Ursache  zu  klagen  gehabt.  Man 
hatte  das  damals  auf  vnrübei-gehendo  Kon- 
junkturen geschoben,  die  in  der  Hoffnimg 
auf  baltlige  Besaening  ertragen  wei-deu 
könnten  und  müssten,  inzwischen  verschlim- 
merten sich  aber  die  Verhältnisse  in  imer- 
warteter  Weise,  und  es  zeigte  sich,  dass  man 
einer  dauernden  Kalamität  gegenüberstand. 
Die  Fehler  der  bisherigen  Agrarpolitik  mach- 
ten sich  empfindlicher  als  je  geltend ,  und 
eine  rührige  Agitation  fonlerte  energisch 
Äbiiüfe.  Auf  der  anderen  Seite  klärten  sich 
auch  die  Ansichten  über  die  Aufgaben  der 
Gesetzgebung,  denn  bei  der  regen  Foi-tent- 
wickelung  auf  den  verschicclensten  Gebieten 
des  Rechtes  hatte  man  hinreichend  Gelegen- 
heit, Erfahrnngen  zu  sammeln,  und  mancher 
vei-fehlte  Versuch  zeigte  an  einem  lehr- 
reichen Beispiel  wenigstens,  wie  ein  Gesetz 
nicht  sein  soll. 

In  gewissenhafter  Thätigkeit,  aber  unbe- 
kümmert lim  all  diese  Voi^u^  in  der 
poBsen  Welt  widmete  die  Kommission  sich 
ihrer  Arbeit.  Ein  ungehenres  geschichtliches 
Material  wurde  zusammengebi-acht ,  von 
dessen  Reichhaltigkeit  der  Teil,  der  später 
in  den  Motiven  benutzt  worden  ist,  noch  be- 
redtes Zeugnis  ablegt^  Die  5  Redaktoren 
fertigten  in  7  Jahren  ihre  Teilentwürfe  j  in 
jeiiem  Herbst  trat  die  Kommission  zu  einer 
Sitzimgsporiode  zusammen,  in  welcher  über 
die  Prindpien  und  grundlegenden  Fragen 
Beschluss  zu  fassen  war,  um  so  die  Einheit- 
lichkeit des  Werkes  zu  sichern.  Im  Jahre 
1880  begann  dann  die  Kommission  in  regel- 
mässigen gemeinsamen  Sitzungen  die  Vei-- 
arbeitung  der  Teitentwürfe  zu  einem  gleich- 
förmigen Ganzen.  Die  Beratungen  dehnten 
sich  über  mehr  als  6  Jahre  aus;  Ober  sie 
wurden  734  Pi-otokolle  aufgenommen,  welche 
12309  Folioseiten  füllten.  Der  Inhalt  von 
diesen  wurde  als  strenges  Geheimnis  be- 
trachtet. Als  einzelne  Exemplare  in  andere 
juristische  Kreise  gelangten,  empfand  mau 
es  als  Indiskretion  und  verwahi-te  sich  emst- 
licli  dagegen,  dass  von  dem  Mateiiale  etwa 
bei  der  Kritik  Gebrauch  gemacht  würde. 
Am  20.  November  1887  beendete  die  Kom- 
mission ihre  Thätigkeit,  welche  im  ganzen 
13  Jahre  4  Monate  gedauert  liatte.  Dem- 
nächst wunle  der  Entwurf  mit  den  Motiven, 
die  5  nmfengreiche  Bände  ausmachten,  amt- 
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lieh  verCffeutlitht.  In  tieu  nächsten  beiden 
Jahren  -wnrde  noch  das  Einfilhningsgesetz 
und  andere  Nebengesetze  beraten. 

Das  lang  erwartet**  Werk  war  da,  aber 
es  erfüllte  die  hochgespannten  Hoffnungen 
nicht,  die  man  daranf  gesetzt  liatte.  Je 
grösser  die  Erwartungen  gewesen  waren,  um 
so  grösser  jetzt  die  Enttäuschung.  Zuei-at 
erlioben  sich  einzelne  tadelnde  Stimmen,  eine 
Aiizalil  anderer  folgte,  der  Ton  der  Kritiken 
wurde  schärfer  luid  rückhaltloser.  Die 
wenigen  lobenden  Bem-teÜer  wurden  in 
gleicliem  Uasse  zaghafter  mid  waren  unfähig 
durchzudringen.  Immer  neue  S(^h wachen 
wurden  aufgedeckt,  und  eudlJi-h  könnt«  man 
es  sich  bei  aller  Achtung  von  der  wissen- 
SL'liaftlichen  Bedentimg  der  Bearbeiter  nicht 
mehr  verfehlen :  der  Mieserfolg  war  eklatant 

Wenn  der  Entwiui  den  sozialen  Anforde- 
ningen  der  Gegenwart  nicht  gorecht  wurde, 
so  war  das  in  den  geachildei'ten  Verliält- 
nissen  begründet.  Als  die  Kommission  zu- 
fiMmmentrat,  war  die  uugeheure  Bedeutung 
dieser  Pi'agen  weiteren  Voliskreisen  noch 
nicht  zum  Bewusstsein  gekommen,  die  Miss- 
stände  in  der  ■wirtsehartlichen  Lage  hoffte 
man  schlimmstenfalls  durch  leichte  staat- 
liche Massnahmen  beseitigen  zu  können,  und 
der  Gedanke,  darauf  ein  ganzes  Gesetzbuch 
zuzuschneiden,  würde  als  absiuil  erschienen 
sein.  Die  Kommission  hatte  daher  ilu^ 
Aufgabe  in  dem  Sinne  aufgefasst,  dass  sie 
im  wesentlichen  hesteheniles  Hecht  kodifi- 
zieren, dabei  ganz  Veraltetes  beseitigen,  anch, 
wo  notwendig,  bescheidene  Nenenmgen  ein- 
führen, sich  aber  jeglicher  einschneidender 
Aenderungen  enthalten  müsse.  Dabei  legte 
sie  mehr  Gewicht  auf  die  EinheitlicJikeit 
des  Rei'htes  als  auf   die  Volkstümlichkeit. 

Der  Gnindfehler  des  Entwurfes  aber  war 
seine  Lehrhaftigkeit.  Der  Gesetzgeber  soll 
klar  luid  bestimmt  befehlen,  aber  nicht  be- 
lehren. Definitionen  hat  er  zu  geben,  so- 
weit es  zum  Verständnis  seines  WÜJens 
nötig  ist,  aber  nicht  darüber  hinaus.  Denn 
hei  der  Schwierigkeit,  eine  nach  aUen  Bich- 
tungen  hin  unanfechtbare  Fassung  zn  finden, 
fallen  sie  häufig  falsch  ans:  in  dem  alten 
Handelsgesetzbuch,  welches  zu  den  besseren 
Gesetzen  gehört,  ist  z.  B.  selbst  die  Defini- 
tion von  »Kaufmann«,  also  von  einem  Grund- 
begriffe, nachgewiesenermassen  diuxihans  un- 
genau. Nun  binden  die  Definitionen  in  sol- 
chem Falle  freilich  nicht,  aber  sie  sind  natür- 
lich viel  schwerer  zu  beseitigen ,  als  wenn 
sie  von  einem  einzelnen  Gelehrten  aufge- 
stellt wonlen  wären.  Juristische  Konstruk- 
tionen sollten  m^Hchst  ganz  wegbleiben. 
Auch  sie  können,  da  der  Gesetzgeber  mm 
einmal  nicht  über  Irrtimi  eriiaben  ist,  un- 
Hcht^  sein:  dann  gelten  sie  freilich  nicht, 
es  ist  aber  meist  ungewiss,  ob  sich  nicht 
unter   dem  falschen  Gedanken    ein  Befehl 


verbirgt,  der  an  sich  natürlich  verpflichtet. 
Lehrbuch  imd  Gesetahuch  haben  eben  gnmd- 
verschiedene  Aufgaben. 

Gerade  diese  Verstihiedenheit  war  von 
der  Kommission  nicht  beachtet  wonlen.  Der 
erste  Entwiurf  definierte  und  konstruierte 
mit  Vorliebe,  auch  wo  es  für  seine  Zwecke 
gamicht  notwendig  gewesen.  Der  Kanf 
wurde  z.  B,  definiert,  obgleich  sein  B^riJtf 
zu  keinen  erheblichen  Zweifeln  Anlass  giebt 
und  obgleich  eine  scharfe  Abgrenziuig  vom 
Standpunkte  des  Entwinfes  schon  deshalb 
nicht  erforderlich  gewesen  wäre,  weil  die 
verwandten  Verträge,  namentlich  <ler  Tausch, 
nach  denselben  Hegeln  behandelt  wenlen 
wie  er.  Eine  Definition  von  »Dienstmiete«, 
»Werkverdingimg» ,  und  »Auftrags  »wurde 
tlagegen  der  Wissenschaft  flberlasseut ,  ob- 
gleich sie  schon  jetzt  im  höchsten  Grade 
bestritten  ist  imd  doch  ganlicht  entbehrt 
wenlen  kann,  wenn  man  den  wirklichen 
Willen  des  Gesetzgebei-s  feststellen  solL 
Wahrsdieinlich  hatten  sich  hier  im  Schosse 
der  Kommission  seltet  Meinungsvei-schieden- 
heiten  erhoben,  die  nicht  ohne  Schwierig- 
keiten zum  Austrag  gebi'acht  werdMi  knnnt^i. 

Li  ein  Gesetzbuch  gehören  femer  keine 
allgemeinen  Re^ln.  Ihr  Platz  ist  im  Lehi^ 
buche.  Denn  sie  können  niemals  so  genau 
gefasst  werden,  dass  sich  nicht  später  Modi- 
fikationen ,  Einschränkungen  oder  Äu3<leh- 
nungen  notwendig  erweisen  —  nuUa  i-^^^ula 
sine  exi^ptione  — ,  die  Verbessenmg  ist 
dann  gegenüber  einem  einzelnen  Gelehrten, 
ja  sell»(t  gegenüber  der  communis  docb)nun 
opinio  leioit  möglich,  nicht  aber  gegenüber 
dem  Gesetzgeber.  Dieser  soll  sich,  gerade 
wegen  seiner  grösseren  Autorität,  darauf 
beschränken,  Bestimmimgen  über  solche 
Verhältnisse  zu  treffen,  die  er  noch  Über- 
sehen kann,  das  Vera%emeinem  derselben 
aber  der  Wissenschaft  imd  der  Rechtspfle^ 
tiberlassen. 

Gerade  das  tliat  der  erste  Entwind  nicht 
Obgleich  die  Motive  vei-sicherten ,  dass  es 
ein  verkehrtes  Beginnen  wäre,  in  einem 
Gesetzbuche  absolute  Vollständigkeit  zu  er- 
sti«ben,  so  beruhte  es  doch  offensichtlich 
auf  einer  durchgehenden  Tendenz,  wenn  die 
Hegeln  stets  so  weit  wie  möglich  gefasst 
waren.  Sie  sollten  alle  denkbaren  Verhält- 
nisse umspannen,  um  dem  Riditer  fOi-  jeden 
Fall  eine  bestimmte  lüchtschnur  zu  ^ben. 
Die  Kommisaion  hatte  damit  etwas  reber- 
menschliches  unternommen ,  und  Missgriffe 
waren  die  unabweisUche  Folge.  Wenn  der 
Gesetzgeber  generelle  Normen  für  Verhält^ 
nisse  aufstellt,  welche  er  g^nicht  in  der 
Lage  ist  zu  übei-sehen,  so  wird  dies  not- 
wendig zu  abwegigen  Entscheid  imgen  führen 
müssen,  während  dei'  Richter,  «1er  die  Be- 
sonderheiten des  einzelnen  Falles  vor  sich 
hat ,  ohne  Schwierigkeit  an  iler  Hand  der 
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Analogie  «las  Richtigp  gctniffcii  haben  w-üiile. 
Fehler,  welche  in  einem  IjehrbiK-h  kaiim 
beachtet  zu  wenleii  pflegen  und  -welehe, 
wenn  das  Leben  ihi-p  t'nlialtbarkeit  darthut, 
Btillsfhweigend  in  der  nOchsteti  Auflage  ver- 
schwinden, können  in  einem  Glesetzhuche 
heillose  Verwiming  anrichten.  Der  Ent- 
wurf tniR  seiner  ganzen  Anlage  nach  den 
Charakter  eines  Lehrbm^hes,  und  es  fand 
allgemeinen  Anklang,  als  der  bekannte 
Rechtsgelehrte  Bahr  ihn  nach  dem  verbrei- 
teten P«n(iektenwerke  von  Windscheid,  der 
Termntlicli  auf  Form  und  Inhalt  einen  weit- 
gehenden EinfliiBs  geanssäert  hatte,  den 
»kleinen  Windscheidt  nannte.  Es  haftete 
ihm  überhaupt  etwas  Doktrinäres,  dem  wirk- 
lichen Leben  Fremiles  an.  TtX'lmische  Vei-- 
stösse  wai-en  hKufig.  Man  liatte  sich  die 
aufge^itellten  Kegeln  meist  Oberhaupt  nicht 
ala  [iraktisL-h  durchgeführtes  Recht  gedat^ht 
wie  denn  die  Motive  zwar  umfaKsende  ge- 
schichtliche Uebei-wichten  gaben,  aber  kaum 
ein  aiL*;  <iem  Leben  gegriffenes  Beispiel. 
Viele  Sätze,  welche  an  sich  betrachtet  ein 
dmijliaus  billiges  Princip  enthielten,  waren 
so  gesetzt,  ilas*:  sie  bei  der  Anwendiuig  ganz 
andere    als   die   beabsichtigten   Wirkungen 

russert   haben  würden.     Einzelnes  —  z. 
die  Abzugseinrede   des  Vorbelialtserben 
—  wai-  einfatth  unduit-hführbar. 

Und  die  Spi-ache  war  nicht  bcHser.  Sie 
war  so,  wie  man  wohl  in  den  50er  imd 
60er  J^xren  zu  schreiben  pflegte  imd  wie 
gerichtliche  Urteile  noch  heute  bisweilen 
al^fas,-it  werden :  schwerfallig,  schwer  ver- 
ständlich, petlantisch ,  dabei  nicht  einmal 
immer  genau.  Vieles  war  undentsch,  man- 
ches geradezu  falsch.  Yerwickelter  Satzbau 
und  übermässige  Verweisungen  auf  andei'e 
Paragr^hen  hinderten  die  Uebersicht. 

Die  damale  verüffentlirliten  Urteile  lauteten 
in  ihrer  Überwiegenden  Mehrziihl  sehr  ungünstig. 
Ein  Beispiel  diene  statt  vieler.    Bekker,  System 


hat,  hat  auch  den  .Gasdruck  hestimint.  Hier 
wie  dort  fehlt  der  naiürliclie  gesunde  Fluss,  das 
Bild  der  Kraft  und  Schaffe Difreudigkeit.  Aengst- 
liche  Gen-iaaeuhaftigkcit ,  Fleiss  und  Tüftelei 
sichern  keinen  glücklichen  Wurf;  wahrschein- 
lich wftre  vieles  ocsser  geraten,  wenn  nicht  alles 
so  gar  vortrefflich  mustergültig  nnd  tadellos 
hätte  gesagt  werden  sollen.  Sc  aber  trägt  das 
ganze  Werk  den  Stempel  der  mUhseligen  Ver- 
kilnsteliing,  und  bei  der  pedantischen  Pflege, 
die  vielen  Kleinigkeiten  zugewandt  worden, 
sind  oft  wichtigere  Dinge  übersehen. " 

Obgleich  die  VorkonrniLision  ilufrzeit  vor- 
geschla^n  hafte,  in  jedem  Falle,  nachdem 
die  Kritik  sich  geäussert  haben  würde,  eine 
zweite  Lesimg  zu  veranstalten,  so  bestan<l 
doch  bei  der  Veröffentlichung  des  ersten 
Entwurfes  die  Absicht,  diesen  möglichst  bald 
und  möglichst   unverändert   zum  Geset; 


machen.  Man  vönschte  das  Ei^bnis  einer 
\'ierzehn jährigen  Arbeit  schnell  in  Sicherheit 
zu  bringen.  Als  dann  der  Ton  der  Taiiler 
immer  schärfer,  die  Stimmen  der  Veileidiger 
immer  kleinlauter  wmilen,  versuchte  man 
die  Annahme  sogar  als  einen  Akt  dt-s  Patiiu- 
tismus  hinzustellen.  Auch  dieser  Standpunkt 
«nirde  um  so  unhaltbarer,  je  mehr  Zeit  die 
Kritik  erhielt,  um  immer  neue  Scliwilchen 
aufzude<^'ken.  Lange  schwankte  der  Kampf, 
endlich  gab  man  das  Vorhaben  auf.  Es  war 
licht  möglich  geweseiu 

So  wuple  denn  durch  Bun<1esi-atst)es<-liliiss 
■om  4.  Dezember  1H90  die  zweite  Kommts- 
jon  zu.'wmmengesetzt,  zum  Teil  aus  neuen 
Mitgliedern,  Ein  freieivr  Geist  waltete  von 
Anfang  an  über  ihr.  An  Gewissenhaftigkeit, 
Gründlichkeit  und  Peinlichkeit  der  ereten 
gleich,  dazu  mit  deren  wert  vollen  Vorarbeiten 
-ei-sehen,  hatte  sie  vor  jener  den  Vorteil 
roraus,  die  Ergebnisse  der  freien  Kritik  l)e- 
nntzen  zu  können,  und  sie  verband  damit 
den  Willen  und  die  Gest-hicklichkeit  dies 
L  thnn. 
Die  Berat  tmgen  über  das  B.G.B,  l)e- 
gannen  im  April  1891  und  endigten  im 
Oktober  1895,  daran  schlos-sen  sich  die  Be- 
ratimgen  über  das  Ein  führ  ungsgesetz,  welche 
bis  ztim  Dezember  1895  dauerten.  Männer 
aus  dem  Leben  wurden  dazu  hinzugezogen. 
Das  Publikum  wurde  diirch  regelmässige 
Berichte  von  den  Beschlüssen  in  Kenntnis 
gesetzt  und  erhielt  so  die  Möglichkeit,  dazu 
Stellung  zu  nehmen.  Man  lie wahrte  auf 
diese  Weise  atändtpr  Fühlung  mit  der  öffent- 
lichen Meinung.  In  der  That  wurde  mit 
bewtmdemswerter  Umsicht  alles  benutzt, 
lim  ein  braiichbai'ps  Oesetabuch  zu  stände  zu 
bringen.  Die  über  den  ei-sten  Entwurf  ver- 
öffentlichten Gutachten  —  eine,  wie  sich 
denken  lässt,  nngeheure  Menge  —  wunlen 
in  einem  sechsl>ändigen  Werke  im  Rcichs- 
justizamt  zusammengesteUt  und  demnächst 
von  der  Kommission  sorg^tig  benutzt. 
Selbst  gelegentliche  Bemeüungen  gingen 
nicht  verloren,  und  es  lässt  sich  Itei  vielen 
Einzelheiten  vorfolgen,  wie  auch  in  unter- 
geor<fneten  Pimkteu  die  Anregung  zu  einer 
VerbcsBenmg  nicht  imbeachtet  gt'blieben  ist. 
Noch  während  der  Beratungen  richtete  man 
die  Aufmerksamkeit  auf  alle  in  die  Oeffent- 
lichkeit  gelangten  Aeiisserungen  und  räumte 
iladurch  auch  den  ausserliaÜi  der  Kommi.s- 
sion  stehenden  Juristen  gewissennassen  eine 
beratende  .Stimme  ein.  An  dem  Besclüosse- 
nen  wurde  bis  zur  Beendigimg  der  ßetlak- 
tion  immer  wieiler  von  neuem  gefeilt,  und 
mehrfache  Aen(ieningeu  sind  ei-st  in  letzter 
Stunde  voi'genommeii  worden. 

Die  Sprache  des  neuen  Entwurfes  ist 
einfacher,  klarer  und  bestimmter  gewoi-den. 
Die  Definitionen  sind  auf  ein  ljcs<'heidenes 
Mass  vermindert,  die  Konstruktionen  mehr 
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als  früher  vermieden,  so  tlase  die  Wissen- 
schaft freie  Bahn  erhält.  An  einigen  Stellen  ist 
ilas  Qesetzbiu'h  sogar  wortkarger,  als  man  im 
Interesse  leicliten  VerefÄndnisaes  gewünscht 
hätte;  immerhin  ist  dieser  Fehler  erträglicher 
als  der  entgegengesetzte.  Verweisimgen  auf 
andere  Paragraphen  kommen  ancli  jetzt  noch 
sehr  liäiifig  vor  nnd  sind  recht  lästig,  zumal 
wenn  der  angezogene  Paragraph  seinerseits 
wieder  auf  emen  dritten  und  dieser  womög- 
lich auf  einen  Werten  verweist  Man  mnea 
sich  dann  die  verschiedenen  Bestimmungen 
in  mühsamer  Mosaikarbeit  zusammensetzen, 
um  den  Sinn  des  fraglichen  Paragraphen  zu 
eipiinden.  Auch  fflr  die  Thätigkeit  des 
Reflaktors  sind  solche  Vei-weisimgen  nicht 
ungefährlich,  denn  wenn  jene  Öedanken- 
oijeration,  den  Inhalt  des  angezogenen  Para- 
graphen wirklich  einzusetzen  und  dann  das 
Facit  zu  ziehen,  versäumt  odei-  ungenau  ge- 
macht wird,  so  kann  es  ihm  leicht  entgehen, 
ilass  die  von  ihm  angeordnete  Kombination 
zu  unrichtigen  Resultaten  führt  Natürlich 
sind  dei-artige  Verweisungen  auch  vom  Ge- 
sichtüpimkte  der  äusseren  Form  keine  Zierde 
des  Gesetzbuches. 

Zur  Befrieiligiing  der  sozialen  Anforde- 
nmgen  hat  das  Gesetzbuch  Ansätze,  kommt 
ahor  nicht  darüber  hinaus.  Die  öffentliche 
Meinimg  war  diuxA  die  Kritik  des  eisten 
Entl^^lrfes  und  später  duix'h  die  fortlaufen- 
den Berichte  über  den  zweiten  angeregt 
wonlen;  man  begriff  das  reale  Interesse, 
welches  alle  Klassen  des  Volkes  an  der 
tlifltigeu  Mitai'beit  der  Fortbildmig  des  Rech- 
tes haben,  imd  so  wunlen  zu  gleicher  Zeit 
ginmd verschiedene  Anspi'flche  mit  grosser 
Energie  erhoben,  Es  trat  das  ein,  was  die 
ei-ste  Kommission  gefürchtet  und  durch 
konsequente  Gehrimfialtimg  mit  Erfolg  ge- 
hindert hattet  ^Tin  allen  Seiten  rührte  man 
sich.  Die  dui'ch  die  neuen  Vei-hältnisse  ge- 
fähnleten  Klassen  der  Bevölkei-ung,  vor 
allem  die  Landwirtscliaft  und  der  gesamte 
Mittelstand,  wif^en  darauf  hin,  dass  der 
bisherige  Recht'«u8tand  veraltet  sei,  dass 
er  schon  lange  den  Bedürfnissen  des  Lebens 
nicht  mehr  genügt  habe  und  zumal  hei  der 
gegenwärtigen  Lt^  in  keiner  "Weise  genüge. 
Sie  verlangten  wirksamen  Schutz  gegen  die 
Ausbeutung  durch  das  Gi'osskapitfd,  Beseiti- 
gung der  sjiecifisch  römischen  Rechtsbe- 
stimmnngen  und  eine  Reform  des  ganzen 
Rechtes  auf  motlerner  Gnmdlage.  AVenn 
diese  Fonlerungen  zur  Aufrechterhaltung 
des  gegenwärtigen  sozialen  Oleichgewichtes 
und  fiberimupt  der  bestehenden  Qesälschafts- 
oi-dniuig  erhoben  wurden,  so  wollte  man 
auf  der  anderen  Seite  das  neue  Gesetzbuch 
gei-ade  benutzen,  imi  verhasste  Institutionen 
mr^iiclist  schnell  nnd  radikal  zu  iHsseitigen 
Oller,  wo  das  nicht  anging,  wenigstens  80 
zu   untergraben,   tiass   sie  in   Zukunft   der 


Agitation  einen  bequemeren  Angriffspunkt 
böten.  Die  Sozialdemokraten  hätten  bei 
dieser  Gelegenheit  gei-ne  die  vollständige 
Freiheit  der  Arbeiterkoalitionen,  die  Aiü- 
hebung  <ler  Abhängigkeit  des  Gesindes  vom 
Arbeitgeber  imd  die  Lockenuig  des  jetzt 
immer  noc'h  ziemlich  festen  Familienbandes, 
die  Vertreterinnen  der  Frauenrechte  hätten 
dabei  die  völlige  Oleichstellimg  von  Mann 
und  Weib  in  ihrem  Sinne  einheimsen  m^^n. 
Besondere  Wünsche  der  einzelnen  Paiieien 
kamen  hinzu.  Kaum  eine  gab  es,  die  nidit 
auf  Rechmmg  des  grossen  nationalen  Werkes 
irgend  einen  kleinen  Vorteil  für  sieh  zu  er- 
haschen suchte,  sei  es  neue  Aendenmg  des 
Vei-einsrechtes  oder  Rf^diening  des  Wild- 
schaden sei-satzes  o<ler  Aufhebtmg  bezw.  Ein- 
schränkung der  Civilehe  oder  Neuregelung 
der  Ehesclieidungsgi-Onde.  Rechnet  man 
nun  noch  das  an  sich  nicht  unberechtigte 
Verlangen  hinzu,  dasa  das  neue  Gesetzbuch 
das  römische  Recht  beseitigen  imd  ein  echt 
deutsches,  ein  wahrhaft  volkstümliclies  Recht 
schaffen  sollte,  dass  es  die  Kluft  zwischen 
dem  Jiuistenstande  imd  dem  Volke  über- 
brücken sollte,  so  rauss  man  sagen,  dass 
die  Gesetzgebungskommission  mehr  als 
menschliches  Können  besessen  haben  mflssle. 
um  allen  diesen  vei'seliiedenen  Ansprüchen 
gerecht  zu  wei-den. 

Einzelne  dieser  Fordenuigen  waren  fllier- 
haupt  nicht  zu  befriedigen.  Wenn  man  z. 
B.  den  Sozialdemokraten  zu  Gefallen  sellist 
an  die  Grundpfeiler  imserer  gesellscliaft- 
lichen  und  juristisclien  Onlnung,  an  Ehe 
imd  Familie,  die  Axt  hätte  legen  wollen, 
so  würden  sie  das  von  ihrem  Standpunkte 
aus  lediglich  als  eine  ungenügende  Abschlags- 
zahlimg  angesehen  haben.  Die  Kluft  is-t 
eben  zu  gross,  als  dass  sie  flberbrilckt  wer- 
den könnte.  Bei  anderen  Parteien  waivn 
wieder  die  Fonleningen  zu  neu  imd  zu 
wenig  geklärt,  um  sie  sofort  im  Rechtslelien 
zu  vei'wirk liehen.  Zweckmä.«sigkeitsgründc 
kamen  hinzu.  Man  hätte  bei  jedem  Versuch. 
der  neuen  Zeit  Rechnimg  zu  tragen,  den 
ersten  Entwurf  beiseife  legen,  liätte  ohne 
Vorarbeiten  — ■  denn  die  vorliandenen  waren 
geschieh tl ich  selir  wertvoll,  sozialistisih 
wertlos  —  von  neuem  den  Spnuig  ins 
Dimkle  Y*agen  und  den  Inhalt  des  s«  ent- 
standenen Gesetzes  dem  Kampf  der  Pai'teien 
preisgeben  müssen.    Was  bei  den  heutigen 

Eolitischen  Verliältnissen  dabei  heraiisge- 
omraen  wäre ,  entzieht  sich  jeglicher  Vor- 
aussicht. 

Gegenüber  dem  römischen  Recht  nahm 
der  zweite  Entwurf  eine  freiere  Stelliuig 
ein  als  der  ei-ste.  Schon  in  diesem  waren 
eine  Menge  von  Altert üralichkeiten  beseitigt, 
auf  deren  Verständnis  und  Anwendiuig  zur 
Zeit  viel  Sehai-fsinn  unnütz  ^-orwendet  wird. 
Die  neue  Kommission  ging  noch  etwas  wei- 
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ter.  Wenngleich  nie  den  ersten  Entwurf 
zn  Gnuule  legte  und  Bkh  aiif  solche  Ver- 
beaseningen  beschrÄnkeu  wollte,  welehe  un- 
be<lingt  notwendig  erschienen,  so  kamen 
doch  welfach  ganz  andere  Ideeen  hinein, 
lind  maneho  Teile  wurden  so  von  Grund 
aus  lungeai'bcitet,  daas  das  Ganze  als  neues, 
selbständiges  Werk  angesehen  werden  aa>^. 

In  der  Juristenwelt  war  die  allgemeine 
Stimmiuig  von  Anfang  an  ftberwiegend  fUr 
Annahme.  Han  sehnte  sich  aus  den  g^:en- 
wilrtigen  Zuständen  heraus,  seihst  um  den 
Preis,  ein  schlec-Jites  Gesetzbuch  za  erhalten. 
Die  tadebiden  und  abmahnenden  Urteile, 
welche  sich  audi  diesmal  vernehmen  Hessen, 
drangen  nicht  mehr  durch.  Man  stützte 
sich  auf  die  unleugbare  Thatsache,  dass  der 
zweite  Entwurf  senr  wesentliche  Verbesse- 
rungen g^nflber  dem  ersten  enthielt,  und 
war  entschlossen,  die  m^cherlei  Mängel, 
welche  tlbrigens  nicht  bestiitten  wunieii, 
in  den  Kauf  zu  nehmen.  Am  deutlichsten 
trat  die  Ansicht  auf  dem  Juristentage  her\'or, 
der  sich  nach  kurzer  Debatte  mit  llberwäl- 
ti^c:ider  Mehrheit  ftlr  den  Entwurf  erklarte, 
freilich  galten  die  wenigen  Stimmen  der 
Minderheit  gewogen  mehr  als  gezählt,  denn 
sie  gehörten  namliaften  Gelehrten  an. 

Ollgleich  dei-  Entwurf  nicht  alle  Hoff- 
nungen erfilllte,  welche  sich  an  ein  natio- 
nales Recht  gekniljift  hatten,  so  waren  die 
fleutsL'hen  Regieningen  doch  von  vomhei-ein 
seiner  schleunigen  Annahme  entschieden 
geneigt.  Es  nmg  ilabei  vor  allem  andei'en 
die  Unsicherheit  dei-  politischen  Lage  be- 
stimmend gewesen  sein.  Denn  jetle  neue 
lA'snng  hätte  die  Vollendimg  <les  Gesetz- 
gi'bungswerkes  ins  Unbestimmte  liinansge- 
ri'ickt,  und  da»  Ergebnis  sowie  das  schliess- 
liehe  Scliicksal  der  Vorlage  wäre  sehi-  zwei- 
felhaft gewesen.  Denmach  beschränkte  sich 
der  Bmidesiut  auf  wenige  Acndei-imgen, 
welche  zwar  von  einer  gründlichen  Durch- 
arbeitimg zc\igtcn,  aber  an  Zahl  und  Bctleu- 
tuiig  so  gering  waren,  dass  sie  den  Charak- 
ter des  Entwurfes  nicht  wesentlich  modifi- 
zierten. Die  betleutendsten  wai-en  die  das 
Vereinsrecht  betreffenden  Bestimmungen, 
Am  17.  Januar  1896  brachte  der  Reichs- 
kanzler die  Vorlage  im  Reichstage  ein. 

Die  Verhandlungen  des  Reichstages 
brachten  in  ihrem  Vejlaufe  dem  Juristen 
eine  gewisse  Enttäuschmig.  Das  Volk  hatte 
sich  freilich  anfangs  <lem  Gesetzbuche  gegen- 
über diircliaus  nnthätig  verhalten,  liatte 
aber  wenigstens  in  der  letzten  Zeit  eine 
wachsende  Teilnahme  gezeigt,  und  wenn 
auch  meistens  Standesinterestien  der  bewe- 
gende Gnmd  dazu  waren,  so  konnte  man 
doch  hoffen,  dass  sich  ein  gedeihüclies  Zii- 
sammeuwirken  des  gesamten  Volkes  mit 
seinen  liei-htsgelelirten  entwickeln  wenle. 
IKesi.:'  Envtirtungen   entsprach  die  Volks- 


vertretung zunächst  nur  wenig.  Bei  der 
Einbringimg  des  Entwurfes  waren  etwa  40 
bis  50  Abgeordnete  zugegen.  Eine  Annahme 
en  bloc  war  nicht  zu  erreichen,  im  Grunde 
waren  nur  die  Kationalliberalen  einer  solchen 
geneigt.  In  der  S^jecialberatiing  traten,  wie 
natürlich,  die  privatrechtlichen  Gesiehts- 
j)imkte  gegenüber  den  Interessen  der  poli- 
tischen Parteien  selu-  in  den  Hintergrund. 
Die  letzteren  beherrschten  fast  ausschliess- 
lich (he  Debatte  und  entschieden  auch  über 
<Ias  Schicksal  der  Vorlage. 

Schon  in  der  Kommission  wurde  der 
Entwurf  durch  zwei  Materien  in  Frage  ge- 
stellt: das  Vereinsrocht  imd  das  Eherecnt. 
Jenes  sollte  einheitlich  und  dabei  mijglichst 
freiheitlich  gestaltet  werden,  so  dass  die  in 
vielen  Staaten  bestehenden  Beschränkungen 
fortfielen,  dieses  sollte  umgekehrt  im  Sinne 
einer  strengeren  Richtung  abgeändert  wer- 
den ,  namentlich  dm'ch  Abschaffung  der 
obligatorischen  Civilehe  und  Verringerung 
der  Eheseheidun^isgründe.  Für  beides  wären 
Mehrheiten  möghch  gewesen :  in  der  Vereins- 
frage hätte  das  Centrum  mit  den  Freisinnigen 
und  denSozi^demokraten,in  der  Ehefrage  mit 
den  Konsen'ativen  zusammen  gestimmt.  Das 
so  entstandene  Ganze  würde  aber  für  die 
Mehrheit  des  Reichstages  kaimi  noch  an- 
nehmbar gewesen  sein  und  für  den  Bundes- 
rat sicher  nicht.  Der  Mässigung  des  Cen- 
trimis,  welches  übei-all  als  aussclilaggebende 
Partei  auttrat,  sich  aber  mit  einigen  Zuge- 
ständnissen begnügte,  war  es  zu  vertlanken, 
dass  diese  Gefahr  vorüberging. 

Im  Juni  kam  dann  die  mehrfach  ver- 
änderte Vorlage  aus  der  Kommission  in  den 
Reichstag  zur'  zweiten  Lesung  zurilck.  Zu- 
nächst erhob  sich  ein  heftiger  Sti-eit  darüber, 
ob  sie  i-eiflichei-er  Beratung  wegen  und  mit 
Rücksicht  auf  die  voi-gerückte  Jahreszeit  bis 
zum  Herbst  zui-flckgestellt  wenlen  sollte. 
Man  entsdiied  sich  für  Beschleunigung, 
nicht  ohne  schai-fen  Widei-spnieh  der  Gegner, 
welche  bezweifelten,  ob  der  Reichstag  tiber- 
haiiiit  die  erfonlerliche  Zeit  hindui-ch  be- 
schlussfähig  bleiben  wenle.  Die  folgenden 
Verhandlungen  ge wählen  ein  gewisse«  di-a- 
matisehes  Interesse,  aber  nicht  vom  juris- 
tischen, sondern  lediglich  vom  imlitischen 
Stand  tnuikte. 

Die  matei-iellen  Schwierigkeiten  waren 
grösstenteils  beseitigt.  Freilich  machten  die 
Sozialdemokraten  ihi-e  Anspi-üche  in  vollem 
Umfange  auch  im  Plenum  geltend;  als 
Vorkämpfer  für  die  deutsche  Rechtseinheit 
auftretend ,  verlangten  sie  eine  allge- 
meine Kegehuig  des  Vei-einswesens,  natür- 
lich in  ihrem  Sinne,  und  pintcsticrten 
gegen  die  Aussclilicssimg  des  Geslndo- 
rechts  vom  B.G.B.,  im  Obli^tionenre<ht  for- 
derten sie  eine  Reihe  von  Neuennigcn  zu 
Gunsten  der  unliemittelten  Klassen  und  im 
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Familien rec-ht  stellten  sie  ei 
hängende  Gnippe  wohl  erwogener  Anträge, 
weldie  in  ihi-ei-  Gesamtheit  eine  vollständige 
Bevoliition  aiif  dem  Gebiet  der  bestellenden 
Familien  Verhältnisse  hatten  herbeiführen 
müssen.  Unter  den  obwaltenden  Umständen 
konnten  si«  aber  mir  mit  dnigem  durch- 
dringen, das  meiste  wurde  abgelehnt,  zum 
Teil  ohne  jede  Debatte.  Von  einem  Teil 
der  Konservativen  wurde  nochmals  der  Ver- 
such gemacht,  die  obligatorische  Cirilehe 
abzuschaffen,  aber  ebenfalls  ohne  Erfolg; 
aiicli  die  Frage,  ob  eine  Ehe  wegen  unheil- 
barer Geisteski'ankheit  gest^hiclen  werden 
dürfe,  war  \T)m  Standpimkte  des  Fraktions- 
interesses  glücklicherweise  nicht  bedeutend 
genug,  um  das  Gesetz  zu  gefahrdeii.  Bei 
dem  Ersatz  des  Wildschadens  trat  dagegen 
ein  kritischer  Moment  ein ;  die  Konservativen 
protestieilen  gegen  Ersatz  des  durch  Hasen 
angericJiteten  Scliadens  und  erklärten,  sie 
wfli-den,  wenn  dieser  aufgenommen  wOitle, 
das  Interesse  au  dem  Bür^rlichen  Gesetz- 
buch verlieren  imd  der  Beichstag  werde 
rielleiebt  durch  ihr  Fortbleiben  beschluss- 
iinfähjg  wenlen.  Darauf  aber  lenkte  das 
Centnim  ein,  und  der  Ersatz  des  Haeen- 
schadens  wurde  gestrichen.  Koch  wichtiger 
als  diese  Verhuidlnngen  waren  die  A)i8zSh- 
lungsanträge  der  Antisemiten  und  die  Er- 
gebnisse der  Auszählungen,  denn  bis  zuletzt 
blieb  es  zweifelhaft,  ob  es  möglich  sein 
werde,  200  Reichsboten  um  des  Gesetzbuchs 
willen  bis  in  den  Monat  Juli  hinein  zu- 
sammenzuhalten. Aber  ein  günstiger  Stern 
leuchtete  diesmal  der  deutschen  Rechtsein- 
heit^  der  gute  Wille  der  herrschenden  Par- 
teien imd  die  kühle  Witteiimg  thaten  das 
ihiige,  imd  so  gelang  denn,  was  riele  ge- 
hofft, wenige  als  sicher  angenommen  hatten. 
Am  1.  JiiU  1896  vnvcAe  das  Bürgerliche 
Gesetzbuch  mit  222  gegen  48  Stimmen  bei 
18  Stimmenenthalttingen  angenommen.  Am 
14.  Jidi  erteilte  der  Bimdesrat  die  Sanktion, 
am  18.  Anglist  vollzog  tler  Kaiser  das  neue 
Gesetz. 

III.  umfang  der  Geltung  des  B.6.B. 

Das  B.G.B.  wird  in  unser  Rechtsleben 
tief  eingi-eifen  und  hat  daher  auch  an  be- 
stehenden Heichsgesetzen  mehrfache  Aende- 
ningen  notwendig  gemacht.  Die  ei^önzen- 
den  Ge.ietze,  denen  sich  eine  Umarbeitung 
des  Handelsgesetzbuches  anreilit,  sind 
inzwischen  bereits  veififfentlicht  DieLandes- 
gesetKgebung  verliert  durch  das  B.GJB.  eines 
der  wichtigsten  Gebiete.welchos  ihr  bisher  ver- 
bbeben war.  Aber  völlige  Rechtseinheit  scliafft 
das  B.G.B.  nicht.  Eine  Reihe  von  Pimkten, 
wichtigen  und  weniger  wichtigen,  ist  durch 
das  Einfühnnigegesetz  der  Landesgesetz- 
gebimg  vorbehalten  worden.  Ein  einheit- 
liches Princip  liegt  diesen  Ausnahmen  nicht 


zu  Qnuide:  bald  sind  politische  und  sozial- 
politische Erwägungen  massgebend  gewesen, 
bald  «fand  die  Eigenart  der  deutsthcti 
Stämme  einer  gleichmässigen  Begeliing  it» 
Wege,  bald  war  es  bei  der  Verschiedenhi^it 
der  geschichtlichen  Entwickeinng  der  be- 
treffenden Rechtsinstitnte  in  den  einzebien 
Ländern  nicht  gut  mCglich.  einen  Rahmen 
zn  finden,  in  weldien  alles  geschi<*tücli 
Gewordene  hineinpasste.  Die  Ausnahmen 
wai-eu  demnach  ein  notwendiges  L'ebeL  Bkc 
Zierde  des  künftigen  Bechtszuslandes  wer- 
den sie  nicht  sein,  und  sie  werden  zu 
mancher  Immg  imd  Verwirrung  Äiilass  sehen. 
Es  wäi-e  gew^s6  besser  gewesen.  Materien, 
welche  in  wichtigen  Pimkten  zur  einheit- 
lichen Bf^liuig  ungeeignet  erschienen, 
völlig  aiiszuschhessen,  cl^;^en  diejenigen 
Materien,  die  man  überhaupt  zum  G(^- 
stMid  des  B.G3,  machte,  aiicn  durchgreifewl 
zu  ordnen.  Die  Geltung  des  Landrechtes  in 
einer  Menge  einzelner  Punkte  diuvhbricht 
ihe  Principien  des  B.G.B.  und  schafft 
Rechtsunsichei-heit.  Besonders  vei-vrinem! 
ist  es.  dass  daneben  dann  doch  wiedtH- 
einzelne  Bestimmungen  des  B.G.B.  in  Kraft 
treten.  Dadurch  wijd  die  richtige  Ähpmi- 
zung  von  Reichsrecht  und  lAndfsrw^it 
sehi'  erschwert;  die  Regeln  des  entwai 
gelten  zudem  neben  ganz  verschirtleneu 
Iiartiknlan-echtlichen  B<^ln  imd  krmwu 
daher  in  den  verschiedenen  Ländern  ei»' 
se!u'  verschiedene  Bedeutung  erhaltwi,  Di- 
Bestreben,  allen  Wünschen  gerecht  zu  wfr- 
den  imd  dabei  doch  für  ilie  Beichsgps.'U- 
gebung  so  viel  wie  ii-gend  mOglieh  zu  reiten, 
mag  der  Gnuid  für  das  beobachtete  Ver- 
fahren gewesen  sein. 

Aus  politischen  Gründen  bleiben  in  Kraft 
Staatsvertrage,  welche  ein  Bundesstaat 
mit  einem  ausUndischen  Staate  vw  der 
Geltimg  des  B.G.B.  abgeschlossen  hat,  fmii'f 
Hansverfassimgen  imd  iandesgesetdithe  Be- 
stimmimgen  Alter  die  Landesherren, 
die  Mitglieder  ihrer  Familien  omi 
die  MitgUeder  der  Familie  HrfierizoUem. 
Die  vormalige  Hannovers<he.  Kurbessiseh- 
und  Nassaiüeche  Filrstenfarailie  sind  ihner: 
gleichgestellt.  Ebenso  verbleibt  es  für  'Jen 
hohen  Adel  bei  dem  bestehenden  Bechi>'. 
Das  Bß3.  gilt  akso  insoweit  niu-  subsiihär. 

Der  Landesgesetzgebnng  sind  lem-'i' 
grosse  Gebiete  des  Agrarrechts  eAalien. 
namentlich  Fideikommisse  und  Lehen.  Rmi- 
tengüter,  Wal(teena'<senschaften :  fenKT  «ü- 
Institute  des  kieinei-en  ländlichen  Otiuidbi>- 
sitzes.  Erbpacht-,  Häuslei^  und  Bitdneiwht. 
Anerbenrecht,  die  Normen  über  'lie  rnteil- 
barkeit  imd  beschrankte  VerstiuUbaii-ij 
der  Landgüter,  ebenso  das  Wassenwht  nn-l 
das  Bergrecht.  Jagd-  und  FLiohereiiÄhl. 
Der  Wild  Schadensersatz  ist  zwar  im  B.G.B. 
geonlnet  aber  in  mehrten  wichtigen  Punt- 
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ten  ^t  gleichwolil  das  Landesrecht  weiter. 
Es  hegt  ausser  unserer  Aufgabe,  auf  alle 
Einzelheiten  einzugeben,  das  Ängefiihrte 
zeigt  den  grot>sen  Umfang  dessen,  was  dem 
Landesrecht  verbleibt.  Wie  die  Verhältnisse 
liegen,  ist  das  nur  zu  billigen.  Das  B.G.B. 
hat  es  nicht  unternehmen  können,  das  Im- 
mobiliaraachenrecht  vollständig  auf  geschicht- 
liche deutsche  Grundlage  zu  stellen.  Die 
geringste  Schwierigkeit  wäre  es  noch  ge- 
wesen, dass  bei  einer  Verallgerndnening  der 
deutschen  Listitute.  die  sich,  wie  Fidelkom- 
raisse,  Lehen,  Änerbenrecht,  hie  imd  da  in 
einzelnen  Landstrichen  erhalten  haben,  ein 
gänzlicher  Bruch  mit  dem  bisherigen  System 
nötig  geworden  wäre.  Die  Verallgemeine- 
ning  wäre  überhaupt  nicht  mOglich  gewesen, 
denn  jene  Institute  beruhen  auf  lokalen  Ge- 
wohnheiten und  Stamineseigentilmlichkeiten, 
und  ihre  Ausdehnung  auf  andere  Gegenden 
würde  vielfach  härter  empfunden  worden 
sein  als  das  alles  gleich  machende  r&misehe 
Keclit  So '  hätten  sich  denn  Zweifel  über 
das  rechte  Mass  bei  der  Ausdehnung,  über 
die  Gestattung  der  Institute,  kurz  Schw'ierig- 
keiten  aller  Art  erhoben,  tmd  das  Gelingen 
wäre  schon  vom  rein  wissenschaftUdien 
Standpimkte  aus  angesehen  mehr  als  be- 
denklich gewesen,  was  dann  im  parlamen- 
tarischen Parteikampfe  aus  dem  Versuch  ge- 
worden wäre,  ist  schwer  abzusehen ;  gelungen 
■wäre  er  sicher  nicht.  Unter  diesen  Um- 
ständen ist  OS  als  ein  Glück  zu  betrachten, 
<lass  die  deutschen  Institute  wenigstens  da. 
wo  sie  bestehen,  nicht  angelastet  wenlen. 
Freilich  machen  jene  Vorbehalte  in  ihrer 
Buntacheokigkeit  aen  Eindruck  des  ZuMli- 
gen  und  Willkürlichen,  und  es  wäre  viel- 
leicht besser  gewesen,  einstweilen  das  ganze 
Immobiliarsachenrecht  auszuschliessen.  Die 
Zeit  wird  lehren,  ob  die  erhaltenen  Ueher- 
bleibsel  alsbald  vor  der  uniformierenden 
Tendenz  unserer  Tage  verschwinden  oder 
den  Kern  für  eine  neue  nationale  Rechts- 
entwickelung bilden  werden.  Eine  eigen- 
tümliche Erecheinung  ist  es  auf  jeden  Fall, 
dass  diese  Üeberbleibsel  nationalen  deutschen 
Rechtos  sich  jetzt  im  Gegensatz  zu  dem 
einheitlichen  deutschen  Recht  behaupten 
müssen. 

Ein  anderer  Vorbehalt  betrifft  die  Haf- 
tung des  Staates  und  der  Gemein- 
den für  ihre  Beamten.  Für  privat- 
rechtliche  Verrichtungen  ihrer  Beamten  haf- 
ten Staat  und  Gemeinde  nach  B.G.B.  unbe- 
dii^  ebenso  wie  überhaupt  juristische 
Personen.  Eine  ähnliche  Haftung  auch  für 
Funktionen  des  öffentlichen  Rechtes  reichs- 
gesetzlich  aufzustellen,  ist  zwar  angei'^^t, 
aber  von  den  R^erungen  entschieden  ab- 
gelehnt worden.  Es  bleibt  dafür  das  Landes- 
recht in  Kraft,  und  dieses  kann  andererseits 
auch,  soweit  die  Korporation  zum  Schaden- 
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ei-satz  veipflichtet  ist  die  persönliche  Haf- 
tung des  Beamten  austichliessen.  Audi  an- 
dere Anspi-üche  öffentlicher  Natiu-,  z.  B.  die 
vermOgensi'pchtlichen  Ansprüche  von  Be- 
amten aus  dem  Dienstverhältnisse,  die  Be- 
stimmungen über  Beamtenkautionen,  die 
Ansprilche  von  Annenverbänden  ge^en  Ver- 
wandte des  Unterhaltenen  u,  s.  w.,  snid  aus- 
genommen. 

Eine  politische  Bedeutui^  haben  die 
Erwerbsbeschränkungen  der  toten 
Hand,  da  die  Kii'che  und  kii-chUche  Stif- 
tungen <lavon  betroffen  wei-den.  Man  liat 
ein  Kompromiss  gescldossen  imd  sie  inso- 
weit bei  Bestand  gelassen,  als  sie  G£«en- 
stände  im  Wei'te  von  melu'  als  5000  Mark 
betreffen.  Für  geringere  Zuwendungen  fällt 
also  das  Erfordernis  staatlicher  Genehmigung 
sowie  alle  andei-en  Beschi-änkungen  fort. 

Der  Verschiedenheit  der  lokalen  Gewohn- 
heiten ist  Rechinmg  getragen,  wenn  die  bis- 
herigen Fristen  zur  Räumung  von  Miets- 
wohnungen  ausgenommen  sind. 

Endlich  mag  noch  der  .sozialen  Wichtig- 
keit wegen  d^^uf  hingev'iesen  werden,  dass 
auch  das  Gesinderecht  trotz  des  Pro- 
testes der  Sozialdemokraten  ausgeschlossen 
woi'den  ist.  Gleichwohl  setzt  das  B.G.B. 
doch  wieder  gewisse  einzelne  Bestim- 
mungen auch  für  Dienstboten  in  Kraft  und 
hebt  das  Zflchtigirngsi-echt  gegen  Dienstboten, 
wo  es  etwa  bestellt,  ausdrücklich  auf. 

Für  weitere  F^nzelheiten  kann  auf  die 
Art.  56 — 152  des  Einfülirungsgesetzes  ver- 
wiesen w^erden. 

Uebr^ns  wird  auch  in  denjenigen  Ma- 
terien, in  welchen  das  B.G.B.  dra^hgreift, 
in  der  ersten  Zeit  noch  vielfach,  nämlich 
für  die  früher  begi'ündeten  Rechtsverhält^- 
nisse-  das  jetzt  geltende  Recht  zur  ÄJiwen- 
dung  kommen.  So  werden  die  früher  ent- 
standenen Si'.huldverhflltnisse  nach  dem 
frühei-en  Recht  zu  beurteilen  sein.  Das 
neue  Inunobiliai'sacheniecht  zu  seinem  gröss- 
ten  Teile  wird  erst  in  Kraft  treten,  wemi 
das  Giimdbuch  füi-  den  betreffenden  Bezirk 
»als  angelegt  anzusehen  ist*,  und  dieser 
Zeitpunkt  wird  für  jeden  Bundesstaat  dtu^h 
landesherrliche  Vei-ordnimg  bestimmt.  Em 
liegt  daher  in  der  Hand  der  einzelnen  Re- 
gieriuigen,  ihn  für  ihr  Land  beliebig  hinaus- 
zuschieben. Ferner  gilt  füi'  die  am  1.  Januai' 
1900  bestehenden  Ehen  das  gegenwärtige 
Güterrecht,  welches  also,  soweit  nicht  das 
Landesrecht  eingreift,  noch  länger  als  ein 
Metischenalter  zur  Anwendung  kommen 
wird.  Einer  künftigen  Verlängerung  dessel- 
ben durch  Ehevertriige  ist  freilich  das  B.G.B. 
entgegengetreten,  indem  es  verbietet,  die 
Gflterverhältuisse  lediglich  dureh  Verweisung 
auf  ein  nicht  mehr  geltendes  Hecht  zu 
ordnen.  Da^elbe  Vei'bot  erstreckt  sicJi  auch 
auf  ausländische  Gesetze. 
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IV.  Waa  bietet  nna  das  B.6£.? 

Das  B.G.B.  fällt  in  eine  politisch  sehr 
ftiregte  Zeit.  Aeiisserlich  sind  andere  Zeiten 
dunSi  Kideg  und  Bfii^rkrieg  atflrmisuher 
gewesen,  aber  eine  so  tief  gehende,  alle 
Schichten  der  Bevßlkening  ei^-eifende  geis- 
tige Gänuig  hat  seit  Be|iim  tler  Geschichte 
kaum  Btattgefnnden.  Nicht  nur  auf  ixiliti- 
schem  und  wirtKchaftliohem,  sondern  auch 
auf  sittlichem  Gebiete  herraehen  die 
schroffsten  Gegensätze,  von  der  starrsten 
Reaktion  bis  zum  Nihilismus  und  Anarchia- 
mns  sind  alle  Spielarten  vertreten,  und 
wenn  das  Ideal  der  revolntionftren  Parteien 
sich  erftlllt,  so  wird  das  nächste  Jahrhun- 
dert nicht  nur  eine  neue  Gesellschaftsform, 
sondern  auch  eine  neue  Moral  haben. 

I^  Gesetzbuch  hat,  auf  die  Grenze 
zweier  gi-oeser  Epochen  gestellt,  einen  mehr 
rückwärts  schauenden  Charakter.  Es 
präsentiert,  wie  natOrlieh,  die  Jurisprudenz 
des  19.  J^hundert»,  und  zwar  mit  allen 
ihren  Vorzügen,  freilich  auch  mit  einigen 
ihrer  Fehler.  Hie  und  da  hat  die  kom- 
mende Zeit  ihren  Schatten  TOrausge werfen. 
Ob  die  Bestimioungen ,  in  welchen  schon 
die  neuen  Ideeen  hervortreten,  sich  bewähren 
werden,  muss  <lie  Zukunft  lehren. 

Vor  allem  ist  das  B.G.B.  ein  nationales 
"Wert  von  höchster  Bedeutung.  Ein  in  deut- 
scher Sprache  geschriebenes  Recht  wird  in 
ganz  Deutschland  gelten.  Rflmische  Eigen- 
tümlichkeiten und  Altertümlichkeiten  sind 
beseitigt,  eine  Menge  uralter  Streitfnwen 
ist  abgeschnitten,  und  meist,  wie  wir  schon 
jetzt  s^en  können,  mit  fester  und  glück- 
licher Hand.  Dieses  Recht  wird  im  Mittel- 
Sunkt  unserer  Rechtswissenschaft  stehen, 
er  Bhuk  imserer  Gelehrten  wird  sich  von 
den  antiquarischen  Fragen  des  römischen 
Rechts  abwenden,  er  wird  auch  nicht  mehi- 
durch  die  Man  nigf altigt  eit  deutscher  Rechte 
verwirrt  werden.  Die  modernen  Verhältnisse 
werden,  so  dürfen  wir  hoffen,  in  ganz  an- 
derer Weise  als  bisher  <lie  Gnmdlage  der 
künftigen  Rechtsentwiekelung  bilden. 

Aber  freilich  würde  derjenige  sieh  irren, 
welcher  meinte,  re  sei  damit  ein  völlig 
volkstümliches  Recht  geschaffen.  Schon  die 
Form  des  Gesetzbutiies  ist  dazu  nicht  an- 
gethan.  Seine  Spraclie  ist  zwar  einfacher 
und  durclisichtiger  als  die  des  ersten  Ent- 
wurfes, aber  leicht  verständlich  ist  sie  nicht. 
Sie  erfordert  gründliche  juristische  Vorbil- 
dung, kaiun  weniger  als  das  jetzt  geltende 
lateinische  corpus  juris.  Ein  Leitfaden,  aus 
dem  der  Laie  sieh  mühelos  über  das  Recht 
imterrichten  könnte,  ist  das  B.G.B.  nicht 
An  die  Stelle  der  entschiedenen  Streitfragen 
werden  neue  treten,  sind  sogar  schon  jetzt, 
bevor  es  noch  in  Geltimg  ist,  neue  getreten. 
Zum  Teil  liegt  das  an  dem  Gesetzbuch,  in 
viel    gi'Össerem    Umfange    aber    soi^   die 


Mannigfaltigkeit     des    wirklichen    Lebens, 

welche  keine  Phantasie  vorher  übersehen 
und  daher  kein  Gesetzgeber  im  voraus  be- 
rücksichtigen kann,  dafür,  daes  immer  neue 
Streitfragen  auftauchen. 

Der  Zwiespalt  zwischen  dem  Rechlsbe- 
wusstsein  des  deutschen  Volkes  luid  seiner 
Rechtepflege  ist  uralt  und  beruht  auf  so 
verschiedenen  Institutionen,  dass  er  mit 
einem  Schlage  gar  nicht  beseitigt  werden 
kann.  Wir  müssen  sogar  fürchten,  dass  er 
sich  in  gewisser  Weise  noch  verschärfen 
wird.  Die  grösseren  Prozesse  über  alle 
Materien ,  welche  das  B.G.B.  behandelt, 
müssen  an  das  Reichsgericht  gehen.  Mit 
Rücksicht  auf  die  Einheitlichkeit  der  Rechts- 
entwickelimg  ist  das  auch  unbedingt  not- 
wendig, denn  wenn  die  obersten  Gerichte 
der  Snzelstaaten  in  letzter  Instanz  ent- 
schieden, so  würfe  es  auf  die  Dauer  kaum 
zu  vermeiden  sein,  dnss  sich  in  den  ver- 
schiedenen Undem  eine  gänzlich  verschie- 
dene Rechtsprechung  entwickelte.  Nun 
stehen  aber  die  höheren  Gerichte  den  that- 
sächlidien  Verhältnissen ,  welche  dem  Pro- 
zesse zu  Gnmde  liegen,  im  allgemeinen 
femer  als  die  unteren  Gerichte,  und  bd 
aller  Tüchtigkeit  der  höheren  Riditer  liegt 
die  Gefahr  einer  mehr  schematischen  An- 
wendimg abstrakter  Prineipien  nahe.  Ver- 
mehrt wird  diese  Gefahr  durdi  das  Präiu- 
dizienwesen.  Von  Rechtswe^n  hat  der 
zuerst  urteilende  Richter  lediglich  nadi 
seiner  eigenen  Ueberzeugimg  zu  entscheiden. 
Wird  Benrfung  eingelegt  und  kommt  im 
weiteren  Verlaufe  etwa  dieselbe  Sache  von 
dem  höheren  Richter  wieder  an  ihn  zurück, 
so  hat  er  freilich  nach  ausdrücklicher  ge- 
setzlicher Vorschrift  für  diesen  Ppozess  die 
Ansicht  des  höheren  Richters  zu  Grunde  zu 
legen.  Einen  neuen  ähnlichen  Prozess  aber 
hat  er  zunächst  wieder  nach  seiner  eigenen 
Ueberxeugung  zu  entscheiden,  darf  also  der 
Ansicht  des  höheren  Richters  nur  dann 
folgen,  wenn  er  sie  für  richtig  hält  Trifft 
dies  nidit  zu,  so  muss  er  dem  höheren 
Richter  selbst  überlassen,  bei  einer  etwaigen 
Bei-ufung  seine  Ansicht  wieder  zm-  Geltung 
zu  bringen.  Es  würde  für  die  Bechtsent^ 
Wickelung  von  grossem  VorteU  sein,  wenn 
dieses  Verfahren  streng  eingehalten  wOide, 
denn  dadurch  würde  der  höhere  Richter 
on  den  Anschauungen  des  den  Verbältnissen 
näher  stehenden  niederen  Ricliters  fort- 
laufend Kenntnis  ertialten  und  so  ein  wert- 
volles Mittel  zur  Selbstkontrolle  liaben. 
Debereinstimmende  Urteile  der  imteren  In- 
stanzen könnten  für  ihn  ein  Erkenntni*- 
mittel  der  Volksüberzeugung  werden  und 
ihn  veranlassen,  einen  davon  abweichenden 
Standpunkt  aufzugeben.  Statt  dessen  pflegen 
die  ersten  Instanzen  die  einmal  aufgestellten 
Ansichten  des  Reichsgerichts  auch  in  spä- 
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teren  Prozessen  durchgän^  wieder  zu 
Öninde  zu  legen.  Dadurch  wird  der  höhere 
Kichter  kilnsüich  der  Tagesströiining  fern 
gehalten  und  hört  in  den  an  ihn  gelangen- 
den Urteilen  nur  seine  eigene  Stimme  wie- 
der. Ziu-  Rechtfertigiuig  fttiirt  man  meistens 
an,  daes  mim  diu'ch  Aufrechterhalten  der 
eigenen  Ansicht,  da  dwh  stets  Benifung 
eingelegt  werden  würde,  lediglich  den  Paileien 
unnütze  Kosten  machen  wfli-de.  Leider  ISsst 
sich  dieser  Einwand  nicht  abweisen,  denn  un- 
ser Taxwesen  ist  allerdings  so  eigentflmlich, 
dass,  wenn  das  Urteil  des  ersten  Richters 
vnn  dem  höheren  als  unrichtig  aufgelioben 
wird,  der  Staat  sich  doppelt  bezahlen  Iflßst : 
erstens  filr  das  för  falsch  erklärte  Urteil 
und  zweitens  filr  die  Aufhebung  desselben. 
Die  klare  Billigkeit  würde  verlangen,  daas 
für  ein  Urteil,  welches  fftr  rechtsintilmlich 
erklärt  wird,  keine  Kosten  angesetzt  werden 
dflrften.  Aus  dem  oben  Angeftthrten  ergebt 
sich,  dass  hierdurch  nicht  imr  die  Parteien 
geschädigt  werden,  sondern  die  Rechtspflege 
seibat 

Ueber  die  soziale  Seite  des  B.G.B.  ist 
bereits  oben  gesprochen  worden.  Der  im- 
geheure  Umschwung  der  wirtscliaftlichen 
Verhälbiisse  in  den  letzten  Jahrzehnten  hat 
Erscheinimgen  herbeigeführt,  welche  aller 
unserer  Er^hnmg  und  unserer  ganzen  über- 
kommenen Weisheit  spotten.  Ratlos  stehen 
wir  in  einei'  Epoche  da,  die  an  aUem  Ueber- 
fhiss  hat,  was  nach  der  Anaieht  früherer 
Zeiten  das  materielle  Glück  eines  Volkes 
begrflndet,  an  Menschen,  an  Gütern  jeder 
Art  und  an  Geld.  Denn  zu  unserem  Stau- 
nen bemerken  ■wir,  dass  die  Folge  tlieses 
Ueberflusses  nicht  eine  allgemeine  Glück- 
seligkeit, sondern  eine  allgemeine  Kala- 
mität ist.  Nicht  tlie  Unziüänglichkeit  der 
Pi-oduktionsmittel,  nicht  die  St'hwierigkeit, 
für  die  wachsende  Volkezahl  Nahrung  zu 
beschaffen,  ist  die  Ui-sache  der  andauemden 
Krisis,  in  weicher  wir  uns  befinden,  sondern 
gerade  umgekehrt  <iie  übei-  alle  menschliche 
Erwartimg  hinausgehende  Erleichtenmg  der 
Pi'oduktion  durc'h  Maschinen  imd  widere 
Erfindxmgen  und  tlie  imgeheure  Ausbrei- 
timg und  Yerbilligimg  dei-  Kommimikatlons- 
mittel,  welche  den  Emfluss  der  Entfernung 
fast  auf  ein  Minimum  herabdrückt.  In  dem 
Industriestaat,  an  dessen  Anfange  wir  stehen, 
ist  der  Mensch  von  dem  Gnmd  imd  Boden 
erheblich  unabhängiger  als  in  der  vorher- 
gehenden Periode  des  Ackerbaues,  da  einer- 
seits das  vorhandene  Land  mit  den  Mitteln 
modemer  Technik  für  die  Volksemährung 
sehr  viel  intensiver  ausgenutzt  wenlen  kann, 
anderei-seits  die  Erleichtenmg  und  Steigenmg 
des  Verkehrs  es  gestattet,  einen  etwaigen 
Fehlbetrag  an  Nahrungsmitteln  aus  menschen- 
armen Gegenden,  deren  es  hinreichend 
giebt    und    noch    lange   Zeit   hinreichend 


geben  wird,  ilmt-h  Einfiüir  zu  decken.  Dabei 
ist  der  ganze  geschichtliche  Prozess 
erst  im  Beginn.  Die  Schnelligkeit,  nüt  der 
die  epochemachenden  Erfindungen  einander 
folgen,  lässt  uns  meist*  ihre  Gi-ossartigkeit 
vergessen,  und  wir  werden  ims  kaum  noch 
bewusßt,  <la8s  vieles  geleistet  wird,  was  vor 
kurzem  für  schlechtweg  unmSglich  geilten 
hätte.  Der  Fortschritt  der  Naturwissen- 
schaften wird  gewiss  andaiiem  mid  zu  Ei- 
gebnissen  führen,  von  denen  wir  auch  jetzt 
noch  keine  Ahnung  haben.  Wie  schnell 
durch  Chemie  die  Ausnutzung  der  vorhan- 
denen Stoffe  für  die  Volksemährung  geför- 
dert werden,  wie  leicht  {lie  Ausbeutung 
bisher  unangebauter  Landstriche,  z.  B.  in 
unseren  Kolonieen,  gelingen,  wie  billig  sich 
in  der  Folge  <lie  Euuiüir  aus  getreidereichen 
Ländern  gestalten  wird,  das  ist  zur  Zeit 
überhaupt  nicht  abzusehen. 

Anlässlich  dieser  wii-tschaftlichen  Ver- 
ändenmgen  werden  an  die  Gesetzgebung 
Ansprüche  sehr  verschiedener  Art  gestellt 
Einerseits  von  solchen  Fbdstenzen,  welche 
von  dem  g^enwärtigen  Uebei-flusse  erdrückt 
werden  und  in  Gefahr  geraten  imterzugehen. 
Denn  da  die  dem  GrosskapiUl  günstigen 
Rechtsnormen  imter  den  obwaltenden  Um- 
ständen, wo  eine  Kapitalanbäufung  bis  ins 
Ungemessene  sehr  wohl  möglieh  ist,  eine 
für  <lie  Gesamtheit  viel  unheilvollere  "Wir- 
kung äussern  als  vordem,  da  namentlich 
die  Aufsaugung  des  Mittelstandes  und  der 
Buin  der  Landwirtschaft  alles  Ernstes  zu 
fürchten  ist,  so  ist  das  Verlangen  nach 
Scliutzmassregeln  gewiss  berechtigt.  Freir 
licli  wird  dadurch  der  wirtschaftliche 
Umßchl^^mg  nicht  gehemmt,  kaum  verlang- 
samt werilen,  aber  für  jene  Existenzen 
wird  die  Bapidität  des  Stosses  gemildert, 
sie  erhalten  Zeit,  sich  den  vei'änderten  Ver- 
hältnissen anzupassen,  imd  so  kann  das, 
was  überhaupt  lebensfähig  ist,  in  die  neueAera 
hinflbergerettet  werden.  Es  leuchtet  ein, 
dass  eine  gewisse  Stabilität  in  der  Entwicke- 
limg  nicht  nur  für  die  einzelnen,  die  dadurch 
vor  dem  Untei^ange  bewahrt  werden,  sondern 
auch  für  die  Gesellschaft  selbst  von  grösstem 
Werte  ist  Indessen  ist  das,  wasdasB.Ö.  B. 
in  dieser  Beziehung  thut,  ausseronlentUdi 
wenig.  Diese  Beschränkung  ist  bedauerlich, 
aber  die  Gründe  für  dieselbe  sind,  vrie  man  zu- 

g stehen  muss,  zahlreich  und  schwervi-iegend. 
ie  ganze  Situation  ist  uns  noch  zu  neu, 
imd  die  grosskapitalistische  Anschainmgs- 
weise  ist  in  der  Rechtspolitik  wie  im  Steiier- 
wesen  noch  immer  durchaus  die  herrsehende. 
Ueber  die  geschilderte  Kalamität  ist  man 
einig,  aber  wie  ihi-  abgeholfen  werden  kfmn, 
dariiber  gehen  die  Ansichten  weit  ausein- 
ander. So  sind  denn  in  das  Gesetzbuch 
erst  in  letzter  Stimde  einige  wenige  und 
wenig  bedeutende  Bestimmungen  gekommen, 
76» 
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tenz  bedrohton  Stände  zw  scliflteen,  z.  B.  dio 
Bestimmung,  das»  Landgtltor  in  fi;«wist>en 
ErbBchafts^len  nicht  nach  ihrem  \ eikaiifR- 
wert,  sondern  nai;h  ihrem  Ei'ti'agswert  ge- 
schätzt wenlen  sollen.  Im  ganzen  System 
des  Gesetzbuchs  aber  erscheinen  sie  fremd- 
artig und  sind  als  sjKltere  Znthat  leicht  zu 
erkennen. 

Auf  der  anderen  Seite  ist  von  denjenigen 
Parteien,  welche  nicht  allmähliche  Umbil- 
dung, sondern  Umsturz  dei-  gegenwäitigen 
Oesellschaftsform  anstreben,  (Üe  Gelegenheit 
benutzt  worden,  um  eine  radikale  Heform 
in  ihrem  Sinne  zu  beantragen.  Sie  haben 
auf  dem  Gebiete  de*  Familienreehtes  voll- 
ständige Gleichstellung  von  Mann  und  Frau 
in  und  ausser  der  Ehe,  vollstäntUge  Gleich- 
stellimg eheliciier  und  miehelicher  Kinder 
und  möglichste  Einschräukung  der  elterlichen 
Rechte  verlangt.  Ziu-  S'ervofiständigimg  des 
Systems  hätte  freie  Lösbarkeit  der  Ehe  v<mi 
beiden  Seiten  und  das  Herabdrilcken  der 
elterlichen  Gewalt  zu  einer  blossen  Erzie- 
himgspQicht  gehört.  Die  Dehatten  im  Reichs- 
tage brachten  \-ieles.  was  frtr  die  neue 
ethische  Änscliauimg  i-echt  chairakteiistisch 
war.  Es  wurde  gewisserraassen  als  moi'a- 
lisches  Postulat  voiansgesetzt ,  dass  jimge 
Leute  lediglich  auf  Gnind  gegenseitiger 
Neigui^  die  Möglichkeit  der  Elie  haben 
mflssen  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  ma- 
teriollen  Gnmdlagen  für  die  Grfludraig  einei- 
Familie  vorhanden  sind  oder  nicht.  Das 
alles    ist   vom    sozialdemokratisclien  Stand- 

Suukte  sehr  folgerecht  Gelangte  jener 
rundsatz  wirklith  zur  allgemeinen  Aner- 
kennung, 80  mOsste  natürlich  der  gesamte 
Mittelstand,  bei  dem  die  Familie  ohue  alle 
materielle  Grundlage  nicht  bestehen  kann, 
im  Verlaufe  einer  einzigen  Generation  zum 
Proletariat  herabsinken.  Ganz  einflusslos  ist 
flbrigena  jenes  Prineip  der  vöIHg  freien 
Wahl  nicht  gewesen,  denn  es  ist  thataächlich 
darin  zar  Geltung  ^kommen,  dass  die  Not- 
wendigkeit der  elterlichen  Zustimnnmg  zur 
Ehe  nir  Personen  Aber  21  Jahren  auf- 
gehoben worden  ist 

Gegenüber  jenen  Fordenmgen  kann  man 
zugeben,  dass  die  veränderten  wii-tschaft- 
lidaen  Verhältnisse  auch  eine  andere  Fa- 
mllienorfnung  herbeifflhren  können.  Die 
geringere  Abhängigkeit  des  Menschen  von 
der  Scholle,  seine  grössere  Bewegungsfähi^- 
keit  hat  zugleich  eine  Iiockerung  des  Fami- 
lienbandes zur  Folge.  Es  ist  mcht  richtig, 
wenn  man  meint,  das  g^;enwärtige  Ver- 
hältnis der  Geschlechter  bedeiite  lediglich 
eine  Unterordnung  der  Frau  unter  den  Mann, 
ee  beruht  vielmelir  auf  einer  Arbeitsteilung, 
bei  der  die  Frau,  obwohl  sie  von  gewissen 
Funktionen  ausgeschlos-sen  ist,  eine  keines- 
w^s    ungünstige    Stellung    und    iimerhatb 


Einfliiss  hat  Die  grOsseivn  Pflichten  des 
Alannes  wi^en  seine  grösseren  Rechte 
mindestens  auf.  Aber  freilich  beniht  diese 
Ordnung  auf  den  sozialen  Zuständen  der 
letzten  Epoche.  Sollte  die  Frau  als  sell)- 
ständige  Arbeiterin  dem  Manne  ziu-  Seite 
treten,  so  muss  ihre  Stellung  im  Staate  vi>' 
in  der  Familie  eine  andere  werden.  Be  ist 
kein  Gegengnmd.  dass  die  erhobenen  Fur- 
dei'ungen.  vom  geschichtlichen  Standpiinkio 
betrachtet,  unerhjjrt  sind.  Denn  auch  (li<' 
jetzigen  Zustände  sind  imerhßrt,  und  bei 
der  Umwälzung,  die  sich  gegenwärtig  eben- 
sowohl in  unseren  Anschammgen  «ie  in 
den  i-ealen  Verhältnissen  vollzieht  massen  « 
wii-  auf  Neues,  vielleicht  auf  vOll^  Uner- 
wartetes gefasst  sein. 

Aus  alledem  kann  man  indessen  un- 
möglich die  Folgenuig  ziehen,  dass  unsere 
Gesetzgebung  nichts  Eiligres  zu  thun  hat. 
als  alle  Stützen  der  bisherigen  Ordnmie 
niederzubrechen,  um  freies  Feld  für  die  neiie 
Entwictehmg  zu  schaffen.  Wohin  sidi  lüesi' 
wenden  winL  wissen  wir  überhaupt  no-h 
nicht  luid  wenn  wir  es  wüssten.  so  vfink 
es  trotzdem  immer  noch  die  wichtigste  Auf- 
gabe der  Gesetzgebung  bleiben,  einen  pKti- 
Lchen  Bruch  mit  dem  Bestebenden  zn  ver- 
hüten und  eine  langsame  und  stetie''' 
Ueberleitimg  raftelich  zu  machen. 

Ziehen  wir  das  Facit.  Mitten  im  Par- 
teienkampfe  entstanden,  hat  das  neue  Gesetz- 
buch nicht  allen  Fordenmgen  genügt  uml 
nicht  genügen  können.  Es  ist  ein  gewigseii- 
haftes,  gründliches  und  umsichtiges  Werk, 
vielleicht  tiaa  l)este,  das  unter  den  RCgen- 
wärtigen  Umständen  möglich  war.  ^ieinHl 
waliren  Charakter  wird  es  erst  in  der  prak- 
tischen Anwendung  erlialten.  und  ili'' 
künftige  JurispnKlenz  wird  die  Anfgal«' 
liabon.  es  neuen  Verliältnissen,  wie  wir  si>> 
gegen  wärt%  kaiun  ahnen  können,  anzupassen. 
Wenn  das  aber  wirklich  jungen  soll,  ü" 
ist  nicht  um-  die  ItUtai-beit  de«  Juristen- 
Standes,  sondern  des  gesamten  dentschen 
Volkes  notwendig.  Was  das  Gesetibni-h 
uns  billigen  wird,  das  liängt  vor  allem  rtin 
uns  selber  ab. 

Lltt«ratlir :  Entaiirf  «ina  B.GB.  für  <lat  Denticit 
Reich.  Ente  Letung.  Autgearieilel  dureA  Jtf 
vom  BundOTolc  bent/ene  Kommit»ion.  AmIMk 
Autgabe.  Daiii :  iUotive  ih  dem  Eal^uife  emt 
B.G.B.  ßir  dai  DeuUche  Beieh.  S  Afa.  f^ 
dU  Bturtvüvngen  am  beiten  n  benutiea:  Ä- 
tammenifeUuHg  der  gHtaehMeken  Ämttnf^ 
iH  dem  Enttetirfe  einet  B.G.B.  gejertif  '■ 
Reifht-JuMUamt.  AU  Maauterijil  gednub.  '• 
Bde.  —  Entaurf  emet  B.G^  für  dat  De*Hrtt 
Eeich.  Ziceile  Letting.  Drnteehrift  i»  i*™ 
EnlKurf  eina  B.G.B,  ~  Von  dem  B.O.B.  nef^ 
Ei^fUhmngtgeteti  Ut  eine  grone  Zahl  ro"  -!*'■ 
gaben  enekienen,  damttier  rielr  mit  inn«". 
orientierenden  Antaerlnatgen.      )'i>fi   dieif*  ^f- 
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Bortuhtben  aind  Aufgaben  vo«  Otto  Ftacfcer 
«nd  Wilhelm,  HenU,  ton  A.  Aehtllet,  und 
und  von  Carl  Oareia,  S.  Aufl.  —  Von  dtn 
au^hrlichen  Kommentaren  bittet  Haidten  fine 
gachickte  Zitiammenttellung  der  Ulaleriatien, 
avtierdem  üt  der  von  Planck  lu  tncähncR.  — 
Die  Lüteratur  Ut  t*m  Verhältnlt  tu  der  kurxta 
Zeit  leit  der  YeTÜfftntUclHing  äet  Gtttibucbei 
recht  grau.  Erväkta  *«;  Da4  Steht  dt*  B.G.B. 
in  JEintetdarttellvngtn,  von  reriehiedenen  Ver- 
fattem.  VieU  Werkt  lind  im  Erithtintn  bc- 
gr^en  oder  tcho»  tnehieaen,  to  con  Coaaek, 
Enneeeema  wnd  H.  O.  Iiehmann,  Eck, 
Hamburg,  Matthtaa»,  Endemann,  für 
eimehit  Fragen,  -aaraenüich  Fragen  von  lotialem 
oder  ipteitä  parltipoIUitrheni  Inttreae,  sind  die 
ttmogntphiichen  Beichttagiberirhte  lu  beniitien. 
BemhOfL 


Btrgerrecht. 

1.  Der  Erwerb  des  BUrgeirechta.  2.  Die 
verschiedenen  Klassen  der  Bürger.  3.  Der  In- 
halt lies  Bürgerrechtes  in  wirtachaftlicber  Bft- 

1,  Der  Erwerb  dea  Bü^errechts.    Wie 

ilte  StacltgemDinde  im  allgomeiiien  aus  der 
Laml^meiiKle  hervorgegangen  ist,  so  zeigt 
sieh  eine  TTebei-ein Stimmung  mit  der  letztei'en 
auch  insofci-n.  als  die  Stadtgemeinde  von 
Hans  ans  den  Besitz  eines  Orundstflckes 
zur  Bedinpnig  der  Genieiu<lemitglie(lsdiaft 
macht.  Sie  ist  ursprünglich  ebenso  wie  die 
liMidgemeindeBealgemeiude.  Das  Freibiu^r 
Stadtrecht  (12.  Jahrhundert)  wigt:  qui  nro- 
jnium  noa  obligatum,  sed  libenun  valeiis 
marcham  imam  in  ei\itate  habiierit.  biirgen- 
sis  est.  Und  ferner  eine  Sjteierer  ITrkurtde 
(V.  1347):  Bürger  ist  nur  der,  welcher  »bn- 
liche  und  hebeliche«  in  der  Stadt  Speier 
Kitzt  Dasa  nm  1300  Grundbesitz  noch 
it^lmässig  als  Bedingung  des  Bürgerrechts 
augeschen  wunle,  können  wir  indii^kt  auch 
der  gegen  da.«  Pfahl  bfirgertum  gerichteten 
Bestimmung  in  König  Albrechts  LÄudfriölen 
entnehmen :  wer  [HU'gcr  well  sein  und  pm'ger- 
recht  well  haben,  der  soll  summer  imd 
wint«r  paidich  imdliabÜch  in  der  «tat  sein. 
In  sehr  vielen  St&lt^ii  ist  der  Gnm<lbesit7, 
auch  noch  bis  in  die  Neiizeit  Voraussetzung 
für  die  öemeindemitgliedschaft  geblieben. 
In  anderen,  namentlich  gi-össeren,  änderten 
sich  freilich  die  Bedingmigen.  So  wird  in 
Frankfurt  a.  M.  in  der  ersten  Hälfte  tlcs 
14.  Jahrhunderts  von  den  ins  BIli-geiTecht 
Aufzunehmenileu  der  Nachweis  einer  Bente 
von  einer  halben  Mark  verlangt.  Schliess- 
lich überwog  die  blosse  Fordenmg  eines 
BUrgei^W«^-  Dieses  wurde  von  der  Ge- 
meinde, je  nachdem  es  ihr  zweckmässig  er- 
schien, eriiöht  Oller  herabgesetzt,  :iDie  ein- 
zelnen Kommunen  verhielten  sich  ganz  ver- 
schieden in  Bezug  aiif  die  Aunalime  der 
Fremden  zu  Büiw^rrecht.  nud  zu  verschie- 
denen   Zeiten    übten    dieselben    Kommunen 


eine  ganz  verschiedene'  E*raxis.  Nach 
schweren  Kriegen  >md  verheerenden  Seuchen, 
welche  die  BO^ei-schaft  decimierten,  wurden 
die  Bestimmungen  meistens  lax  gehandhabt, 
wähi-eud  2U  anderen  Zeiten  die  Erwerbung 
des  Bürgerrechts  an  eine  Menge  von  drücken- 
den Fes-seln  geknüpft  war  und  dadurch  die 
Zahl  der  Nichtbtli^r  becleiiteud  gesteigert 
wurde«  (Paas(-he).  Im  modernen  Staate  ist 
<las  Einkaufsgeld  im  allgemeinen  versehwun- 
den; die  Gemeinde  wiitl  ganz  überwiegend 
als  Einwohnergemeinde  aufgefasst. 

%.  Die  verschiedenen  Klassen  der 
Bfii%er.  Diejenigen  Bewohner  der  Stadt, 
welche  das  Büi^rrecht  nicht  erworben 
haben,  kann  man  etwa  als  Bei.sa.ssen  oder 
als  blosse  Einwohner  bezeichnen.  Nidit- 
bür^r  der  Stadt  waren  hauptsächlich  das 
Gesinde  nnd,  solange  Grundbesitz  Voi-aua- 
setziuifi;  für  den  lirwei'b  des  Büi'geiTechta 
war,  (iie  Mieter.  Diesen  war  es  rechtlich 
unmöglich,  Bürger  zu  wei-clen;  es  kommt 
abei'  auch  vor,  dass  Personen,  die  wohl 
Bürger  weiilen  konnten,  den  Ei-werb  des 
ßüi'gerrechtes  imterliessen ;  der  Stadtrat  ge- 
bot dann  mitunter  den  Ei-werb.  Uebrigens 
haben  die  Einwohner  mit  den  Büi^em 
manches  Hecht  der  Stadt  gemein,  so  insbe- 
sondei-e  den  Vorzug  des  städtischen  Gerichte- 
standes (vgl.  Reinhold  a.  a.  0.  S.  54ff.). 
Innerhalb  der  Bilrger  erhebt  sich  als    eine 

Srivilegierte  Klasse  das  Patriciat,  Das  Wesen 
esselbenist.  wie  schon  in  dem  Art,  Bürger, 
Bflrgertum  (oben  Bd.  II,  besonder  S. 
1184n.)  bemerkt,  niclit  leicht  zu  bestimmen. 
Dürfen  wir  die  Patricier  als  die  Rechts- 
nachfolger der  gemeinen  Erben  inid  dagegai 
die  nicht  patildschen  Bürger  als  die  Eechts- 
nachfolger  der  Kötter  ansehen?  oder  handelt 
es  sich,  wenn  die  Patricier  in  der  Zeit  vor 
dem  Ausbrtich  der  Znnftkämpfe  die  All- 
mende allein  nutzen,  lediglich  um  ein  fak- 
tisches Verhältnis?  Es  werden  alleitlinga 
wohl  die  meisten  ^meinen  Erben  sich  unter 
den  Pati-iciern  befinden,  aber  vielleicht  nicht 
alle,  und  andererseits  giebt  es  nat^hweislich 
auch  Patricier,  welche  nicht  gemeine  Erben 
sind  (s.  den  Art.  Bürger,  Bürgertum 
siib  4  D  oben  Bd.  U,  S.  1184  ff.).  Der  Haup^ 
imterschied  zwischen  Patiiciem  und  ein- 
fachen Bürgern  lag  je<lenfalls  tiarin,  dass 
die  ereteren  die  Batssitze  einnahmen,  wobei 
dann  iusofem  eine  Verschiedenlieit  obwaltete, 
als  der  Bat  entweder  von  den  Patrieiem 
gewählt  wunle  «ler  m-h  selbst  ergänzte. 
Dagegen  ist  es  dem  Patriciat  nicht  gelungen, 
füi-  seine  Glie<icr  einen  Sondei^richtehof 
zu  schaffen:  vor  dem  Stadtgerichte  sind 
alle  Büj'ger  gleich.  Nur  vorübergehende 
Bedeutung  hat  das  Institut  der  Muntmanu- 
schaft  geliabt.  Die  Muntmaniien  waren 
Personen,  welche,  um  den  Scliutz  mächtiger 
Büi-ger    zu  geniessen,  zu  denselben    in    ein 
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Klientelverhältnis  ti'aten.  Es  wird  geklagt 
dass  die  Mächtigen  ihre  Mtintmannen,  wenn 
aie  sidi  eines  Vei«ehens  schuldig  gemacht 
haben,  in  Schutz  neumen.  Die  Gesetzgebung 
(die  städtische  wie  die  Beichsgesetzgebiing) 
schreitet  deshalb  gegen  das  Institut  der 
Muntmannschaft  ein.  Eine  eigentflmliche 
Erscheinung  des  Mittelalters  ist  <bs  PfiJd- 
bOr^rtnm.  Die  Städte  strebten  danach,  den 
EreiB  ihrer  Büi^r  Ober  die  Grenzen  der 
Stadtgemeinde  hinaus  auszudehnen.  Und 
dieses  Streben  fand  auf  dem  platten  I^aade 
lebhaftes  Entgegenkommen ;  zahlreiche  Ein- 
wohner ron  Landgemeinden  er^sTirben  das 
Bflrgerrecht  in  einer  Stadt,  ohne  danim  ihren 
Wohnsitz  dahin  zu  verlegen;  es  sind  die 
cives  Don  residentes,  AusbOrger,  Pfahlbtii^r. 
Das  Motiv,  welches  sie  zumEintritte  in  den 
Bürgerverband  bewog.war  einmal  der  Wunsch, 
den  allgemeinen  Schutz  der  Stadt  zu  er- 
langen, sodann  sneciell  der,  der  städtischen 
Steiierfreilieit  teilhaftig  zu  werden  (s.  den  Art 
Bede  sub  SobenBd,  11,8.536).  König  und 
LandesheiTen  erschöpften  sich  lange  vei^b- 
lioh  in  dem  Versuclie  der  Beseitigung  des 
Pfahlbürgertnras.  Erst  im  16.  Jahrhundert  ist 
es  infolge  des  EiBtarkens  der  Territorialge- 
walten verschwunden.  Eine  dem  Pfahlbürger- 
tum  verwandte  Erscheinung  ist  pb,  wenn 
auswäitige  Landesherreo  und  Ritter  in  die 
Bürgerschaft  einer  Stadt  auf^nommeii  wer- 
den, dergestalt,  dass  letztere  ihnen  eine  jähr- 
liche Geldrente  und  arisserdeni  bewaffnete 
Hilfeleistung  zusichert,  wiegen  sie  sich 
verpflichten,  auf  Erfoi-dem  der  Stadt  gleich- 
falls Kriegsdienst  zu  thun.  Es  handelt  sich 
hierbei  um  ein  bündnisähnliches  Yerhältnis. 
Solange  sich  Ministerialen  in  den  SUldten 
finden,  werden  sie  mitunter  als  cives  be- 
zeichnet ,  ganz  überwiegend  je<loeh  den 
Bürgern  gegenübergestellt.  Die  in  der  Stadt 
vorlmodenen  geisthchen  Körperschaften  (mit 
ihren  Eigenleuten)  wenlen  ebenfalls  riieistens 
von  den  Bürgern  geschieden ,  obwohl  es 
BiaDchmal  vorkommt,  daas  Klöstei-  und  Stifter 
das  Bürgerrecht  erwerben.  Was  endlich  die 
Hechts verliältnisse  der  Juden  betrifft,  so  hat 
der  König  teilweise  das  Jndenregal  behauptet ; 
meistens  ist  es  in  die  Hand  der  Landes- 
herren, teilweise  aber  auch  an  die  Städte 
gekommen.  Ganz  vei-einzelt  werden  Juden 
zu  BOfgerQ  aufgenommen. 

8.  Der  Inhalt  des  Böi^gerrechtes  in 
virtschaftiicfaer  Beziehung.  »Die  Ge- 
meinden schlössen  sich  nach  aussen  hin  ab, 
boten  ihren  Angehörigen  aber  die  rechtliche 
Gnindlage  für  ihr  gesamtes  persönliches 
nnd  wirtschaftliches  Leben  dar<!  (Loening). 
Als  besonders  wichtig  heben  wir  in  dieser 
Beziehung  henor.  dass  die  Öemeindemit- 
gliedsehaft  die  Voraussetzung  für  den  Be- 
trieb von  Gewerben  sowie  für  den  Gebrauch 
gemeinsamer  städtischer  Anstalten  und  die 


Nutzung  der  städtischen  Allmende  ist.  Den 
Betideb  von  Gewerben  machte  man  von 
dem  Enn'erbe  des  Bürgen-echts  iiamentlich 
in  der  Weise  ahliäagig.  dass  man  den  letz- 
teren als  Bedingung  für  den  Eintritt  in  «ne 
Zunft  hinstellte.  Als  Beispiel  für  die  Be- 
vorzugung der  Biliar  bei  dem  Gebrauche 
städtischer  Anstalten  mag  das  Fieibui^ 
Stadtrecht  (12.  Jahrtiundert)  angeführt  wer- 
den, welches  über  die  Stadtwage  bemerkt: 
i^ui  sen-at  publicam  libram,  bni^ensibiis 
gratis  eoncedat;  andere  haben  für  die  Be- 
nutzung etwas  zu  zaiüen.  Die  städtische 
Allmende  hat  in  den  vpi-schiedenen  Städten 
ein  verschiedenes  Schicksat  gehidit  In  vielen 
Städten  verlor  sie  ihre  ursprüngliche  Be- 
deutung. Sie  musste  den  Grund  und  Boden 
zu  städtischen  Bauten  hergeben,  zu  denen 
der  Stadtwald  das  Material  lieferte:  es  wur- 
den ferner  Allmendestücke  als  BauplAtze 
feen  Wortzins  ausgethau ;  die  städtischen 
lesen  und  Grasplätze  wurden  endlich  ver- 
pachtet. Die  davon  eiukommendeu  EitiSge 
flössen  in  die  allgemeine  Stadtkasse.  In 
anderen  Städten  bewahrte  die  Stadtallmende 
ihre  lu^prüngliche  Bedeutimg,  d.  h.  aie  blieb 
Nutzungsobjekt  für  die  Einzelwirtschaften, 
ergänzte  die  letzteren.  Dabei  waltete  jedoch 
hinsichtlich  der  berechtigten  Ein  zei  wirt- 
schaften wiederum  eine  Verschiedenheit  ob. 
Entweder  waren  alle,  die  das  BQrgerrecht 
erworben  hatten,  an  der  Nutzung  der  All- 
mende beteiligt.  Oder  es  hat  ein  engerer 
Kreis  innerhalb  derBOrgerschaft  dasNntziings- 
recht.  Solche  Agi-argenossenschaften  finden 
sich  noch  heute  in  manchen  Städten.  Be- 
spiele s.  Gierke ,  Genossen schsftsrecht  1. 
S.  680  ff. ;  Urkimdeubuch  ^-on  Hameln,  heraose. 
von  Meinard  US,  Einleitung  8.  41  ff. ;  W.  SchnV 
der,  Die  älteste  Verfassung^  der  Stadt  Sün- 
den (Programm  des  Gymnasiums  zu  Minden, 
Ostern  1890,  S.  8  f.).  In  den  Mit^iedem 
solcher  agrarischen  GenosseoEchaften  darf 
man  wohl  die  Bechtsnachfolger  der  alten 
gemeinen  Erben  sehen. 

(Vergl,  auch  die  Art.  Allmende  (obeo 
Bd.  I.  S.  255ff.t,  Anzugsgeld  (ebenda  S. 
427 ff.),  Gemeinde.) 

Lltteratnr:     i'-      die     LiUeraiur      tu    dm    .tri. 

vBärgtr,  Biirgtrluna  oben  S.  118687  (»amnii- 
lieh  Genot^t  SludireebtiaUariBmeT,  S.  titff-j 
«nd  /emerr  .W.  Bar,  Urtuude  und  AUr* 
lur  Oetrhichte  da-  VeifofiiBg  and  Tirral- 
tung  dtr  Stadt  SbbUnt  bit  i»«  JaJin  ISCL 
Bonn  1898.  —  BemmtUI,  Batler  Ckrrmito'. 
Bd.  4  (S.  US  ff.:  Die  Bürgeravfaalmeii  ü>  U- 
vnd  15.  Jahrb.},  Leiptig  1890.  —  HmMf, 
InMäiitioneti  drn  deuUchtn  PriraIrtelM,  Bd.  1, 
Leiptig  1S85.  —  Andrea*  ÜfMud,  Ctiwar  f" 
nnd  Teähmd  leiner  Enltricktlting  ihi-  Bticbf 
»ladt,  Straiiburg  1899.  —  LaH,  iTuftrinWunj 
derVfr/atmng  drr  Stadt  KSIn  bit  1396,  Bonn  I««. 
—  Mack,  Die  Fitunarerwaitung  dtr  Sbidl 
Bmunti-hweig  bit  1374  (Ol*»**,  ütHtrwrltmitjn 
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rur  dtitlteheti  SbiaU-  vnd  RtchUgetchiehte,  H^  St), 
Brt^u  1SS9.  ~  a.  Mtver,  DtuUche»  SlaaU- 
Ttcht  (t.  At^.},  Leipzig  tSSS.  ~  Bduard.  Otto, 
Die  BevSUxrung  der  fHadt  BaUbach  während 
dt>  JiiaelalUrt,  Giasener  DoktordUsertalion, 
Darnuladt  1S9S.  —  F.  Otto,  Dat  Merierbuch 
der  Sladl  Wietbaden,  WietbadenlSSt.  —  reber 
die  jtiriiiitche  Kbatlnikti/m  der  Stadtgemeinde  >. 
Olerice  a.  a.  O.,  Heusltr  a.  a.  0.  nad  Sohm, 
Die  deiiUcht  Oenouemchafl  (Fettgabe  der  Leip- 
ziger Jiirittenfakiiiläl  ßlr  Windtekeid),  Leiptig 
18S9.  a.    V.   Below. 


BOrgschaft. 

1.  Btgriß.  2.  EntBtehnng.  3.  Eaftang  des 
Bürgen.  4.  Rttckeriff  des  Bürgen  gegen  den 
Eanptachnldner.     D.  Erlüechen  der  BUrgBchaft, 

1.  Begrift  Das  Wesen  des  Büi^chafts- 
verhältnisses  besteht  darin,  dass  jemand  ver- 
pflichtet ist,  ftir  die  ErfniluDg  der  Schuld 
eines  aaderea  z»  haften.  Es  setzt  also  be- 
grifflich eine  fremde  Schuld  (Hauptschuld) 
voraus,  der  es  als  Neben  Verbindlichkeit  an 
die  Seite  tritt,  oder,  wie  es  die  gemein- 
rechtliche Lehre  ausdrückte:  die  BQi-gschaft 
hat  einen  accessorischen  Charakter. 

Der  Zweck  der  Bürgschaft  ist  also  aus- 
schliesslich Sicherung  des  QlAubi^rs.  Die 
Sicherung  geschieht  auf  Qefahr  des  Bürgen; 
und  es  ist  Aufgabe  des  Gesetzgebers,  diese 
Gefahr  soweit  zu  beschenken,  wie  es  mit 
der  Sicherheit  des  Gläubigers  vereinbar  ist. 

Der  Hauptschuld  ner  ist  regelmässig  an 
der  Eingehung  der  Bür^haft  insofern  mte- 
ressiert,  als  der  Gläubiger  dimsh  diese  zur 
Eröffnung  oder  Verlängerung  des  Kredits 
bewogen  wird.  Das  BürgBchaftsverhältnis 
selbst  soll  ihm  aber  keine  Vorteile  bringen. 
Es  soll  ihm  die  Schuld  weder  abnahmen 
noch  erleichtern. 

Die  Büi^schaft  begründet  nur  ein  Rechts- 
verhältnis zwischen  dem  Bürgen  und  dem 
Gläubiger.  Der  Grund,  weshalb  der  Bürge 
die  Bürgschaft  übernimmt,  und  überhaupt 
das  Verhältnis,  in  dem  er  zu  dem  Haupt- 
schuldner steht  (die  »innere  Seite»  nach  dem 
Ausdruck  der  gemeinrechtlichen  Lehre),  kann 
sehr  verschiedener  Art  sein.  Am  h&ufigsteo 
wird  die  Bürgschaft  auf  Bitte  des  Haupt- 
schuldners erfolgen.  Die  Bitte  wird  dann 
juristisch  als  Auftrag  (mandatum)  aufgefaisst, 
und  dementsprechend  werden  die  Ansprüche 
des  Bürgen  gegen  den  Hauptschuldner  nach 
denselben  Regeln  wie  die  Ansprüche  des 
Beauftragten  (Mandatars)  gegen  den  Auf- 
traggeber (Mandanten)  geordnet.  Die  Bfimer 
be(Tsvchten  dies  mit  Redit  geradezu  als  den 
regelmässigen  Fall.  In  dem  seltenen  Falle, 
dass  der  Bürge  sich  aus  eigenem  Antriebe 
ohne  "Wissen  und  Willen  des  Hauptschuldners 
verbürgt  hat,  hat  er  dessen  Geschäfte  ohne 
Auftrag  geführt  (negotiorum  gestio)  und  kann 
deshaJb  Ansprüche  nur  in   dem   Umfange 


wie  ein  Geschäftsführer  ohne  Auftrag  (nego- 
tiorum gestor)  machen.  Ausserdem  bestehen 
andere  Möglichkeiten  in  unbegrenzter  Zahl. 
Z.  B.  kann  sich  derjenige,  der  einem  anderen 
einen  Auftrag,  etwa  zum  Ankaufe  einer 
Sache,  giebt,  für  seinen  Beauftragten  ver- 
bürgen, um  ihm  die  Ausführung  des  Auf- 
trags zu  erleichtem. 

In  der  technischen  Behandlung  weicht 
das  B.G.B.  gnmdsfttelich  von  dem  rCmischen 
Rechte  ab.  Dieses  hatte  verschiedene  ßechts- 
bildungen  entwickelt  (fidejussio,  fidepromissio, ' 
sponsio),  die,  obwohl  in  ihrem  Grundgedanken 
übereinstimmend ,  doch"  in  Einzelheiten  er- 
heblich von  einander  abwichen  und  erst  im 
Justinianischen  Rechte  mit  einander  ver- 
schmolzen wimien.  Von  noch  grösserer  Be- 
deutung war  es,  dass  man,  da  die  genannten 
Hechtsbildungen  sich  den  Bedürfnissen  des 
Verkehrs  zu  wenig  anschmiegten,  andere 
Rechtsbildungen,  die  ursprünglich  anderen 
Zwecken  dienten,  wie  das  constitutum  debiti, 
für  Bflrgschaftszwecke  verwendete.  So  ent- 
standen mehrere  neben  einander  laufende 
Rechtsbildiingen  von  verschiedenartigem  ju- 
ristischen Charakter,  aber  mit  gleichem  wirt- 
schaftlichen Zwecke. 

Schon  die  neuere  gemeinrechtliche  tjehre 
war  iß  dieser  Beziehung  vom  rOmischeu 
Hechte  abgeu'ichen,  und  das  B.G.B.  ist  auf 
dem  von  ihr  eingeschlagenen  Wege  noch 
weiter  gegangen.  Die  Bürgschaft  des  B.G.B. 
ist  eine  einheitliche  Rechtsbildung,  nicht 
nur  vom  wirtschaftlichen,  sondern  auch  vom 
rechtlichen  Gesichtspunkte,  und  wenn  in 
Einzelheiten  je  nach  dem  besonderen  Falle 
eine  verschiedene  Behandlungsweise  eintritt, 
so  sind  diese  Unterschiede  nicht  grösser 
und  tiefgreifender,  als  sie  sich  auch  sonst 
bei  einheitlichen  Rechtsbildungen  finden. 

2.  Entst«hang.  Ein  Bürgechaftsverhält- 
nis  entsteht  nach  B.G.B.: 

1.  Durch  Bflrgschaftevertrag. 

2.  Auf  Grand  eines  Kreditauftrags,  wenn 
er  ausgeführt  wird. 

3.  Bei  dem  gesetzlichen  Uebei^ng  eines 
zweiseitig  n  Schuld verhÄltniases. 

Der  HÜrgschaftsvertrag  wird  zwischen 
dem  Gläubiger  und  dem  Bürgen  geschloBsen, 
ohne  dasa  die  Zustimmung  des  Haupt- 
schuldners erforderlich  ist.  Er  bedarf  iter 
einseitigen  schrifthchen  Form ,  d.  h.  die 
Bürgschaftserklärung  des  Bürgen  muss  (ähn- 
lich wie  das  Schuld  versp  redien)  schriftlich 
abgegeben  werden;  die  Annahmeerklärung 
des  Gläubigers  kann  in  jeder  Form,  auch 
stillschweigend,  etwa  durch  Annahme  der 
Bürgschaftsurkunde,  erfolgen.  Eine  unförm- 
liche, also  eine  bloss  mündliche  Büi^^schafts- 
erkl^iing  erzeugt  nur  eine  sogenannte  natOr* 
liehe  Verbindlichkeit.  Sie  würde  nicht  kl^- 
bar  sein,  aber  die  freiwillige  Erfüllung  würde 
doch  immerhin  als  Erfüllung  einer  Rechts- 
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pflidit,  Dicht  etwa  als  Sclu^nkung  angeeehen 
wwden ,  und  eine  irrtilmliclie'  Erfüllung 
könnte  nicht,  wie  ps  sonst  m^lich  ist,  als 
ungerechtfertigte  Beroichemng  zurückgefor- 
dert werden. 

Dae  römische  Recht  hatte  die  BiU^- 
fichaften  von  Frauen  durch  das  SC.  VeLe- 
ianum  fOr  nichtig  crküLrt  und  hatte  diese 
Beschränkung  mit  einigen  Milderungen  bis 
in  Beine  letzte  Entwickelungsstiife  aufrecht 
erhalten.  Das  Verbot  gi-iff  sogar,  um  Um- 
■gehnngen  zu  verhüten,  nb<T  dos  Gebiet  der 
eigenthchen  BDrgscb&ftea  hinans  und  um- 
fasste  aUe  Intercessionen,  d.  h.  jede  Cetwr- 
nahqie  von  Verbin dhchkeiten  für  andere. 
Im  allgemeinen  dürfte  es  mehr  nachteilig 
alH  nützlich  gewirkt  habe».  Für  die  Frauen 
■war  es  eine  empfindliche  Beschränkung  der 
Handlungsfreiheit,  imd  ausserdem  erzeugte 
es  bei  seiner  weiten  Fassung  und  bei  der 
Menge  der  Streitfiagen ,  die  sich  daran 
knüpften,  eine  bedenkliche  Rechtsunsich er- 
beit  Deshalb  ist  ihm  das  neuere  Recht 
nicht  sehr  günstig  gewesen,  sondern  bat  es 
vielfach  beseitigt.  Das  B.G.B.  ist  mit  Recht 
dem  Zuge  der  Zeit  gefolgt,  der  immer 
starker  auf  die  vollstfindige  ErCffnung  des 
Verkehrslebens  fflr  die  Frauen  liindrängt. 
Der  Begriff  der  Intercession  hat  zugleich 
damit  seine  alte  Bedeutimg  verloren.  Ganz 
verdrängt  ist  er  freilich  aus  dem  Gesetzbuch 
nicht;  er  kommt  noch  im  Vormundschafts- 
rechte vor,  das  dem  Vormund  die  Ueber- 
nahme  fremder  Verbindlichkeiten  im  Namen 
seines  Mündels  erschwert, 

Ereditauftrag  (mandatum  qualificatum) 
ist  der  Auftrag,  einem  anderen  Kredit  zu 
gewahren.  Führt  der  Beauftragte  ihn  aus, 
so  haftet  ihm  der  Auftraggeber  als  Bürge. 

Da  in  die  Bürgschaft  mehrfach  Auftrag«- 
verbältniBge  eingreiten  hOnnen  (b.  oben  sab  1), 
so  sind  die  verscbiedenen  Anftri^  wohl  zu 
unterscheiden.  A  wünscht  sich  Kredit  x\\  er- 
öffnen; HUf  seine  Bitte  giebt  B  dem  C  den 
Auftrag,  ihm  ein  Darlehn  von  lOOO  M.  eh  ^- 
währen.  Hier  liegen  zwei  völlig  versrhiedene 
Aufträge  vor:  1.  ist  die  Bitte  des  A.  ein  Auf- 
trag an  B  zur  Erteilung  eines  Kreditauftrags ; 
2.  ist  der  Kreditanftrag-  selbst  ein  Auftrug  des 
B  an  den  C  znr  Gewäbning  des  Darfehns. 
Bei  dem  ersten  ist  A  Auftraggeber,  B  Beauf- 
tragter, bei  dem  zweiten  B  Anftraggeber,  C 
Beauftragter.    Gewährt  C  dem  A  das  Darlehn, 

haftet   ihm    B,  fQr    die  Rltckzahtnng    als 


Bürge. 
Der 


Der  dritte  Entstehungsgrund  hängt  mit 
einer  wichtigen  Neuerung  des  B.G.B.  gegen- 
über dem  römischen  und  gemeinen  Recht 
zusammen.  Nach  rßmischem  Recht  ist  <lie 
Uebertragung  eines  ganzen  gegenseitigen 
Schuldverhältnisses,  z.  B.  der  Rechte  und 
Fflichten  aus  einem  Kaufe,  der  Rechte  und 
Pflichten  aus  einer  Miete,  überfiaupt  unmög- 
lich. Der  Käufer  oder  Verkäufer,  der  Mieter 
oder  Vermieter  kann  zwar  seine  Rechte  an 


einen  anderen  abtreten,  aber  fflr  Beine  Veiv 
pfliehtimgen  aus  dem  Vertrage  bleibt  er 
stets  selbst  verhaftet  Der  Grund  der  ver- 
schiedenen Behandlimg  Uegt  darin,  dass  es 
für  den  Schuldner  r^elmftssig  gleichgültig 
ist,  wer  zur  Fordei-ung  der  Leistimg  be- 
rechtigt ist,  dass  aber  der  Gläubiger  beeui- 
tifichtigt  werden  könnte,  wenn  an  Stdle  des 
ursprüngüchen  Schuldners  ein  anderer,  etwa 
weniger  zahlungsfähiger,  Schuldner  gesetzt 
würde. 

Das  B.G.ß.  hat  den  Grundsatz,  da  er 
durchaus  sachgemftss  ist,  im  aligemeinen 
angenommen ,  ihn  aber  namentlich  in  zwei 
I  wichtigen  Punkten  durchbrochen.  Wenn  ein 
I  vermietetes  Grundstück,  nachdem  der  Mieter 
den  Besitz  erhalten  hat,  veräussert  wird,  so 
geht  —  im  Gegensatz  zum  römischen  Recht  — 
das  Miets Verhältnis  von  Gesetzes  wegen  auf 
lieo  Erwerber  über.  Dieser  tritt  also  in  die 
Rechte  imd  die  Pflichten  des  ursprünglichen 
Vemiietere  ein.  Femer  wenn  eine  durch 
ein  Pfandreciit  gesicherte  Fordenmg  an  einen 
anderen  abgetreten  wird,  so  gebt  mit  ihr 
auch  das  Pfandrecht  auf  den  neuen  Gläubiger 
über,  nnd  dieser  tritt  dann  ebenfalls  in  die 
Rechte  und  Pflichten  des  ursprünglichen 
Pfandgläubigers,  namentlich  bezüghch  Auf- 
bewahrung und  späterer  Rück^be  des 
Pfandes,  in  allen  Beziehungen  ein.  In  beiden 
fUlen  haftet  aber,  damit  die  Stellung  des 
Mieters  bezw.  dos  Verpfänders  nicht  ver- 
schlechtert wird,  der  frühere  Vermieter  bezw. 
der  frühere  Pfandgläubiger  als  Bürge. 

8.  Haftung  des  Bargen.  Der  Bürge 
liaftet  dafür,  dass  der  Hauptschutdner  seine 
sämtlichen  Verpfhchtungen  aus  dem  Schuld* 
Verhältnis  erfüllt.  Der  accessorische  Charak- 
ter der  Bürgschaft,  der  es  mit  sich  bringt, 
dass  der  Bib^e  nicht  für  eine  eigene,  sondern 
für  eine  fremde  Verbindlichkeit  haftet,  macht 
sieh  hier  in  vollem  Umfange  geltend  und 
scheidet  die  Bürgschaft  scharf  von  der  Ge- 
samtschuld,  bei  der  ebenfalls  mehrere  Ver- 
pflichtete voriianden  sind,  aber  jeder  von 
iliesen  nur  für  sich  selbst  einsteht. 

Die  Haftung  des  Btlrgen  erstreckt  sich 
nicht  nur  auf  die  gegenwärtige  Schuld  nebst 
Zinsen  und  anderen  Nebenleistungen,  sondern 
auch  auf  aUe  späteren  Verpfhchtungen  des 
Hauptschuldners,  die  sich  aus  dem  Schuld- 
verhältnis ei^ben.  Daher  steht  der  BOi^ 
auch  für  Verschulden  des  Hauptschuldneis 
ein,  gleichviel  ob  er  selbst  schuldlos  ist 
oder  nicht.  Er  ist  also,  wenn  etwa  durch 
Verschulden  des  Hauptschuldners  die  L^e- 
tung  unmöglich  wird,  z.  B.  die  geschuldete 
Sache  unlergeht,  ebenso  zum  Schadensersatz 
verpflichtet  wie  der  Hauptschuldner  selbst. 
Auch  trägt  er,  wenn  der  Hauptschuldner 
nicht  rechtzeitig  leistet,  die  Folgen  des  Ver- 
zugs, zahlt  a]BO  namentlich  Verzugszinseu. 
Ebenso  können  von  ihm  Kündiguugskosten 
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und  Piozeaskoeten  gefordert  'werden,  soweit 
Bie  der  HauptBchuldner  zu  eraetzen  hat. 

Andererseits  haftet  er  nicht  für  Erweite- 
rungen der  Hauptschuld  durch  spätere  Rechts- 
geediäfte  des  HauptechuldnerB,  weil  hier  ein 
neuer  Schuldgnmd  vorliegt  Nachtr^Hches 
Zinsversprechen ,  nachträgliche  Debemahme 
ii«end  einer  Gewähr  diu^h  den  Haupt- 
Bchuldner würden  für  ihn  also  gleichgflltig 

Den  Uebergang  der  Fordening  auf  einen 
neuen  Olilubiger  mnss  er  sich  ebenso  ge- 
fallen lassen  wie  der  Hauptschnldner  Belbst 
nicht  aber  die  Uebertragiing  der  Schuld  auf 
einen  neuen  Hauptschuldner,  da  dadurch 
seine  Gefahr  grösser  werden  kann.  Deshalb 
erlischt  durch  eine  Schuld überaalune,  in  die 
er  nicht  einwiDigt,  die  Bfü^schaft. 

Bei  den  dem  Bürgen  zusteheudeu  Ein- 
reden ist  zwischen  solchen  zu  unterscheiden, 
die  in  der  Hauptschuld  ihren  Grund  haben, 
und  solchen,  die  aus  dem  Wesen  der  Bürg- 
schaft selbst  folgen. 

Ans  dem  accessorischen  Charakter  der 
BQrgschaft  ergiebt  sich,  dass  der  in  Anspruch 
genommene  BOrge  alle  Einreden  geltend 
machen  kann,  die  der  Hauptschuldner  hätte 
geltend  machen  können;  selbst  ein  späterer 
Verzicht  des  Hauptschuldnera  schadet  ihm 
nicht,  weil  die  sj)ateren  Rechtsgeschäfte  von 
diesem  seine  Lage  nicht  verschlechten! 
können.  Das  Öesetabnch  macht  von  jener 
Regel  nur  eine  im  Grunde  selbstveretänd- 
licne  Ausnahme.  Wenn  der  ursprflnghehe 
Hauptschuld  uer  stirbt  und  dessen  Erbe  nur 
besc'hränkt,  nftmlich  nur  mit  dem  erbschaft- 
lichen VermOgen  haftet,  so  kann  sich  derBür^ 
liierauf  nicht  berufen.  Dies  würde  geg«n 
den  Zwec'k  der  Bürgschaft  Verstössen,  die 
den  Gläubiger  gerade  gegen  die  Gefahr 
sichern  soll,  dass  das  VermJ^n  des  Haupt- 
Bchnldners  nicht  zureicht 

Im  allgenieiaeD  entspricht  dies  dem 
römisclien  Rechte.  Doch  stellt  der  Bürge 
in  zwei  Beziehungen  schlechter  als  nach 
diesem.  Wenn  dem  Kchultluer  das  Recht 
zusteht ,  die  Hauptschuld  anzufechten ,  so 
kann  dieses  Reclit  nach  römischem  Recht 
auch  einredeweise  geltend  gemacht  werden, 
und  die  Einrede  dari  dann  auch  dem  Bürgen 
nicht  versagt  werden,  Nacli  B,GJB.  aber 
erfolgt  die  Anfei.'htung  durch  eine  Erklärung 
an  den  anderen  Teil,  und  diese  sieht  nur 
dem  Hauptschuld ner  selbst  zu.  Das  B,0,B. 
giebt  dem  Bürgen  lediglich  eine  aufschiebende 
Einrede,  so  lange  noch  die  Anfechtung  durch 
den  Hauptschnidnar  möghch  ist;  natürlich 
verliert  diese  Einrede  ihre  Kraft,  wenn  der 
Hauptschuldner  auf  die  Anfechtung  ver- 
zichtet oder  wenn  die  Frist  für  die  Anfech- 
tung abläuft,  so  dass  also  <lie  Lage  des 
Büi^n  in  diesem  Punkte  durch  Rechts- 
gesch&ft  des  HaujitRchuldners  verschlechtert 


werden  kann.  Dieae  Aenderung  ist  bei  der 
grossen  Ausdehnung,  die  die  Anfechtung 
im  B.G.B.  hat,  besonders  wichtig.  Denn 
eine  Anfechtung  ist  nicht  nur  wegen  Betmgs 
und  Drohung  möglich,  sondern  namentlich 
in  sehr  grossem  Um&nge  wegen  wesent- 
hchen  Irrtums,  Der  Hauptschuldner  kann 
dann  die  Entscheidung,  ob  das  Rechtsge- 
schäft gelten  soll,  ohne  Rücksicht  auf  den 
BOi^n  treffen,  und  dieser  haftet,  wenn  er 
es  gelten  lässt.  Wenn  dem  Büi^u  selbst 
ein  Anfechtungsgrund  zur  Seite  steht,  wenn 
er  also  z.  B.  seinerseits  in  wesentlichem 
Irrtum  gewesen  ist,  so  kann  er  natürlich 
die  Bürgschaft  anfechten.  Ganz  ähnlich  steht 
es  mit  der  Aufrechnung  (compensatio).  Wenn 
der  Hauptschuldner  gegen  den  Gläubiger 
eine  aufrechenbare  Gegenforderung  hat,  so 
wOnle  daraus  nach  römischem  Rechte  eine 
exccplio  doli  entstehen,  die  auch  der  Bürge 
geltend  machen  könnte.  Nach  B.G.B,  aber 
uimmt  der  Hauptschuldner  oder  der  Gläubiger 
die  Anfrechnimg  durch  eine  Erkläi-ung  an 
den  anderen  Teil  vor,  und  dies  steht  nur 
den  Hauptbeteiligten  selber  zu.  Der  Bürge 
hat  auch  hier  nur  eine  aufschiebende  Ein- 
rede, solange  dem  Qläubi^r  die  Befriedigung 
durch  Aufrechnung  möghch  ist,  imd  verliert 
diese  Einrede,  wenn  z.  B.  der  Hauptschuldner 
seine  Forderung  ausgezahlt  erhält.  Mit  einer 
ihm  selbst  zustehenden  Gegen  fordening  kann 
der  Büi^e  aufrechnen;  dies  ist  dann  ebenso 
zu  behandeln,  als  wenn  er  bar  gezalilt  hätte. 

In  einer  anderen  Beziehung  ist  das  B.G.B. 
dem  Bü^n  günstiger  als  das  gemeine 
Recht.  Dieses  ver^igt  dem  Bfii^n  die- 
jenigen Einreden,  die  dem  Hauptschuld  ner 
nur  für  seine  Person  zustehen.  So  kann 
z.  B.  <Ue  Einrede  der  Kompetenz,  durch  die 
der  Schuldner  erreicht,  dass  er  nicht  über 
sein  Vermögen  hinaus  in  Anspruch  genommeji 
wird,  von  dem  Bürgen  nicht  geltend  gemacht 
werden.  Die  Einretle  der  Kompetenz  er- 
scheint im  B.G.B,  als  Einrede  des  eigenen 
Bedarfs,  sie  steht  namentlich  demjenigen  zu, 
der  ein  Schenkungs versprechen  abgegeben 
liat.  Kach  B.G.B.  würde  auch  von  einem 
etwaigen  Bürgen  nicht  mehr  verlangt  wenlen 
können  als  von  dem  Versprechenden  selbst. 
Dadiin'h  wird  dann  eine  Bürgschaft  für  ein 
Sehen  knngsverBpre<'hen  fast  bedeiitnngslos ; 
eine  solclio  wira  aber  auch  abgesehen  davon 
äusserst  selten  sein  imd  tiat  jedenfalls  kein 
besonderes  wirtschaftliches  Interesse.  Die 
Motive  heben  mit  Recht  hervor,  dass  die 
ganze  Frage  nur  geringen  praklisclienWert  hat 

Wichtiger  ist  der  andere  Fall,  dass  die 
Bilrgwhaft  gerade  den  Zweck  hat,  den 
Gläubiger  gegen  eine  Einrede  sicher  zu 
stellen.  Nach  den  Motiven  ist  dies  flhei^ 
liaupt  nicht  als  Biii^chaft,  sondern  als  »ein 
andersartiges,  nach  den  allgemeinen  Gnmd- 
sätzen    aufzufassendes    Schidd Versprechens 
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Demnach  ist  dann  der  accesso- 
rische  Cliarakter  der  Bürgschaft  im  B.G.B, 
noch  schärfer  ausgeprägt  als  im  gemeinen 
Rechte:  der  Büi-ge  hattet  —  von  der  oben 
erwähnten  Ausnahme  abgesehen  —  immer 
nur  in  dem  Umfange  wie  der  Hauptschnldner 
selbst,  üereelbe  Gesichtspunkt  ist  vollends 
bei  Verb Qrgiu Igen  für  nichtige  Verträge 
massgebend.  Ilandelt  es  sich  imi  gesetzlich 
gemissbiUigte  Vertrag,  z.  B.  Smel-  oder 
Wettverträge,  so  versteht  es  sicli  aus  all- 
gemeinen (rninden  von  selbst,  dass  die  Miss- 
billigimg  auch  eine  etwaige  Bürgschaft  trifft, 
diese  also  ebenso  niclitig  ist  wie  der  Ver- 
trag selbst.  Aber  auch  in  andei-en  Fällen. 
z.  B.  bei  Verträgen  geschäftsunfäliiger  oder 
beschränkt  gescliäftsfäliiger  Pereonen,  lehnen 
es  die  Motive  ausdrttcklich  ab,  eine  Bürg- 
schaft anzuerkennen,  und  lassen  die  Frage 
offen,  oh  etwa  ein  anderer  verpflichtender 
Vertrag  vorliegt. 

Das  ist  zwar  folgerecht  aber  nicht  zweck- 
mässig. Es  wäre  richtiger  gewesen,  wenn 
<Ias  Gesetzbuch  bestimmt  gesagt  hätt«,  wie 
es  bei  einer  Bürgschaft  für  einen  derartigen 
nichtigen  Vertrag,  wenn  sie  gerade  aus 
Rücksicht  auf  dessen  Nichtigkeit  erfolgt,  ge- 
halten werden  soll.  Jetzt  stellt  sicIi  die 
Sache  so,  dass  einer  solchen  Bürgschaft, 
da  sie  niclit  für  nichtig  erklärt  ist.  imd  da 
nach  dem  Gesetzbuch  alle  Verträge  erlaubten 
Inhalts  gültig  sind,  die  Rechts  Wirksamkeit 
kaum  abgesprochen  werden  kann.  Man 
muss  sie  als  einen  eigenartigen  Gewähr- 
leistungsvertrag gelten  lassen.  Dieser  wilrde 
aber,  gerade  weil  er  niclit  als  Bürgschaft 
im  Sinne  des  Gesetzes  angesehen  wird, 
auch  nicht  der  für  die  Bürgschaft  geltenden 
Form  Vorschrift  unterliegen,  sondern  natih  der 
allgemeinen  Regel  für  Verträge  formlos  sein. 
So  kommt  man  zu  dem  seltsamen  Ergebnis, 
dass  die  Gewährleistung  für  die  Erfüllung 
eines  gültigen  Vertrags  eines  anderen  als 
Bürgschaft  der  Form  bedarf,  die  Gewähr- 
leistuDg  für  die  Erfüllung;  eines  ungültigen 
Vertrag  aber  nicht.  Es  ist  im  voraus  nicht 
mit  Sicherheit  zu  sagen,  ob  die  Rechts- 
pflege wirklich  diese  Folgerung  ziehen  wird. 
Denkbar  ist  es,  dass  sie  im  Sinne  des  Ge- 
setzes (vermöge  'Analogie«)  für  derartige 
Gewährleistungsverträge  dieselbe  Form  wie 
für  die  Büreachaft,  also  Schriftlichteit  er- 
fordern wird. 

Aus  dem  Wesen  der  Bürgschaft  ergiebt 
sich  die  Einrede  der  Vorausklage  (exceptio 
excussionis).  Es  entspricht  im  allgemeinen 
dein  Zwecke  der  Bürgschaft,  dass  der 
Gläubiger  zunächst  seine  Befriedigung  beim 
Hauptschuld ner  sucht  und  sich  erat,  wenn 
dies  misfilingt,  an  den  Bürgen  wendet.  Er 
muss  daher  die  Forderung  ausklagen ,  und 
die  Zwangsvoltstreckung  versuchen,  und 
zwar   bei  Oeldfordenmgen   in   das  beweg- 


liche Vermögen  des  Hauptscbutdners  an 
seinem  Wohnsitze  und,  wenn  dieser  ander- 
wärts eine  gewerbliche  Niederlassung  hat, 
auch  dort  Der  Vereuch  einer  Zwangsvoll- 
streckung in  das  imbewegliche  Vermi^n 
des  Hauptschuld  ners  wird  wegen  der  d^it 
verbundenen  Weiterungen  und  Kosten  nicht 
gefordert. 

Femer  mtiss  er,  wenn  ihm  etwa  ein 
Pfandrecht  oder  ein  Zurückbehaltungsrecht 
(Retentionsi-echt)  an  einer  beweghchen  Sac-he 
zusteht,  auch  dieses  zuvor  geltend  machen, 
um  zur  Befriedigung  zu  gelangen.  Der  Ver- 
käufer einer  beweglichen  Sache  würde  also, 
wenn  er  die  Sache  noch  nicht  übergeben 
hat,  sich  zunächst  nach  den  für  gegenseitige 
Verträge  geltenden  Regeln  an  die  in  seiner 
Hand  befindhche  Sache  halten  müssen,  ehe 
er  den  Bürgen  des  Käufers  für  den  Kauf- 
preis in  Anspruch  nimmt.  Wenn  frciliih 
die  verpfändete  oder  dem  Zuriickbehaltimgs- 
recht  unterliegende  Sache  auch  noc'h  für 
eine  andere  Forderung  desselben  Gläubigers 
haftet,  so  gilt  das  Obige  nur,  wenn  ihr  Wert 
beide  Fordemngen  dei^kt.  Der  Gläubiger 
ist  berechtigt,  sie  zuerat  zur  Befriedigung 
der  anderen  nicht  durch  Bürgschaft  ge- 
sicherten Forderung  heranzuziehen,  weil 
sonst  der  Zweck  der  Bürgschaft,  ihm  ver- 
mehrte Sicherheit  zu  geben,  nicht  erfüllt 
werden  würde. 

Die  Vorausklage  hat  für  den  Gläubiger 
immerhin  ihre  Unbequemlichkeiten,  sie  kann 
die  VerwirklichuDg  der  Forderung  hinaus- 
schieben und  erschweren.  Destuüb  erklärt 
sie  das  Gesetzbuch  in  gewissen  f^len  h'ir 
unnötig,  und  zwar: 

1.  wenn  der  Bürge  auf  die  Einrede 
der  Vorausklage  verzichtet  hat.  Der  Verzicht 
erfolgt  durch  Vertrag  mit  dem  Gläubiger, 
meistens,  obwohl  nimt  notwendig,  bei  der 
Verbürgiing  selbst  Er  kann  auch  in  der 
Form  geschehen,  dass  sich  der  Büige  als 
Selbstschiddner  verbürgt 

2.  Wenn  ein  gegenseitiges  Schuldver- 
hältnis von  Gesetzes  wegen  übergeht  (s.  oben). 
Hier  würde,  da  die  Schuld  ohne  Zuthun  des 
Gläubigers  auf  einen  neuen  Hauptsi'huldner 
übei-tragen  worden  ist,  eine  VerBSgeniDg 
oder  Erschwerung  der  Verwirklichung  der 
Forderung  unbiUig  sein ;  es  mnss  ihm  viel- 
mehr offen  stehen,  sich  ohne  weiteres  an 
den  früheren  Schuldner  zu  halten. 

3.  In  gewissen  Fällen,  wenn  die  Bechts- 
verfolgung  oder  die  Befriedigung  dank 
Vorausklage  besonders  erschwert  oder 
zweifelhaft  ist.  Die  Erschwerung  derRet^ta- 
verfolgung  muss  eine  !■  wesentliche«  sein,  sie 
kann  in  einer  nachträglichen  Aendening  des 
Wohnsitzes,  der  gewerbhchen  Niederlaffliu^ 
(z.  B.  Verlegung  ins  Ausland)  oder  de* 
Aufenthaltsortes  (z.  B.  Flucht)  des  Schuldner' 
liegen.  DieZweifelhaftigkeitderBefriedigung 
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ist  aus  allen  Umständen  zu  beurteilen  und 
wird  namentlich  bei  dem  Mangel  einee  ge- 
nügenden VerraJigens  anzunehmen  sein ;  Er- 
öffnung des  Konkurses  Hber  das  Vermögen 
des  Hauptsfrhuldners  genügt  immer.  Der 
Schuldner  muss  aber  zunfichst  immer  noch 
seine  Befriedigung  aus  etwaigen  Pfand- 
rechten oder  ZtuTückbehaltuDgsrechten  an 
beweglichen  Sachen  (e.  oben)  suchen. 

Es  ist  möglich,  dass  sich  für  den  Bürgen 
wieder  ein  Dritter  verbürgt  {Nachbürge, 
Afterbflrge).  Dieser  hat  dann  wieder  gegen- 
über der  VerpfHchtiing  des  Hauptbörgen 
alle  Rec-hte  eines  Bulben.  Dim  stehen  also 
alle  Einreden  zu,  die  der  Hauptbürge  hatte, , 
also  auch  die  Einrede,  dass  zunächst  die' 
Eauptschiüd  ausgeklagt  werden  muss,  inj 
demselben  L'mfange  wie  dem  Hauptbürgen,  j 
Ausserdem  hat  er  die  Einrede,  dass  vorl 
ihm'  der    Hauptitürge   ausgeklagt    werden 

Für  den  Fall,  dass  der  Büi^  sich  niu- 
auf  eine  bestimmte  Zeit  verbürg  hat,  giebt 
das  Gesetzbuch  besondere  Vorscliriften. 
Wenn  die  Vorausklage  nicht  nötig  ist,  so 
haftet  er  für  die  Fordenmg  nur  in  dem 
Cmfange,  den  sie  bei  Ablauf  der  Zeit  hat, 
nicht  iiir  spätere  Erweiterungen,  und  der 
Gläubiger  muss  ihm  bei  Verlust  seines  An- 
spntches  gegen  ihn  sogleich  nach  Ablauf 
der  Zeit  die  Anzeige  machen,  dass  er  ihn 
in  Anspruch  nimmt.  Ist  nach  dem  Obigen 
die  Vorausklage  nütig,  so  muss  der  Gläubi- 
ger sie  imverzüglich  nach  Ablauf  der  Zeit 
anstellen  rmd  ohne  wesentliche  Verzöge- 
rung weiter  verfolgen  und  ihm  nach  Been- 
digung des  Verfanrens  unverzüglich  die , 
obige  Anzeige  machen.  Er  haftet  dann  für 
die  Forderung  in  dem  Umfange,  den  sie 
bei  Beendigung  des  Verfahrens  hat.  Die 
Bestimmungen  für  den  letzten  Fall  sind 
nicht  unbedenklich.  Denn  das  Verfahren 
kann  sich  ohne  Verschulden  des  Gläubigers 
sehr  in  die  LÄnge  ziehen,  und  der  Büi^ 
kann  dann  die  Anzeige,  dass  er  noch  in 
Anspruch  genommen  werden  soll,  zu  einer 
Zeit  erhalten,  wo  er  sich  längst  befreit 
glaubt.  Es  wftre  zweckmäissiger  gewesen, 
eine  sofortige  Anzeige  nach  Ablauf  der  be- 
stimmten Zeit  auch  in  diesem  Falle  vorzu- 
schreiben, und  der  Bürge  wird,  wenn  er 
sieb  vor  unliebsamen  Üeberraschungen 
sichern  will,  gut  thun,  eine  solche  vertrags- 
mässig  auszuliedingen. 

Das  rOmische  Recht  kannte,  wenn  meh- 
rere Bürgen  vorhanden  waren,  als  Schutz- 
mittel auch  die  Einrede  der  Teilung  (beue- 
ficium  divisionis),  durch  die  der  Gläubiger 
gezwungen  wunle,  den  Betrag  der  Folge- 
rung unter  die  zaldaugsf&higen  und  gegen- 
wärtigen BOi^n  zu  verteilen.  Das  Gesetz- 
buch liat  sie  mit  Recht  nicht  auteenommen. 
Denn    dem    Gläubiger   wird    dadurch    die 


Verfolgung  seines  Anspruches  erheblich  er- 
schwert, und  die  grössere  Zahl  der  Bulben, 
die  seine  Sicherheit  erhöhen  soll,  wird  ihm 
auf  diese  AVeise  zum  Nachteil.  Er  kann 
also  nach  dem  B.G.B.  jeden  der  Bürgen 
auf  daa  Ganze  in  Anspruch  nehmen.  Aber 
freilich  kann  der  in  Anspnich  Genommene 
—  ebenso  wie  bei  einer  Gesamtschuld  ~- 
von  den  anderen  verhältniamässige  Vertei- 
lung verlangen  und  kann  jeden  von  ihnen 
zu  seinem  Anteile  zum  Ausgleich  heran- 
ziehen. Hierbei  werden  diejenigen  Bürgen 
nicht  mitgerechnet,  von  denen  ihr  Anteil 
nicht  zu  erlan^n  ist. 

4.  Rückgriff  des  Bfirgen  gegen  den 
Haupt^chnldner.  Für  den  Rückgriff  (Be- 
gress)  des  Bürgen  gegen  den  Haiiptschuld- 
ner  geht  das  römisclie  Recht  von  dem 
Grundsatz  aus,  dass  er  aus  der  Bürgschaft 
selbst ,  da  diese  nur  ein  Rechtsvernältnis 
zwischen  dem  Bürgen  und  dem  Haupt- 
schuldner begrtlndet,  keineswegs  folgt,  son- 
dern sich  lediglich  nach  dem  Rechtsverhält- 
nisse richtet,  in  dem  der  Bürge  zu  dem 
Hauptschuldner  steht.  So  hat  der  Bürge, 
der  sich  auf  Bitte,  also  im  Auftrage  des 
Haupt8ch)ddners  verbürgt  hat ,  die  Klage 
aus  dem  Auftrage  (actio  mandati  conti-aria), 
der  Bürge,  der  sich  ohne  Willen  des 
Haiiptschuldneis  verbürgt,  die  Klage  ans 
der  Geschäftsführung  ohne  Auftrag  (actio 
negotionim  g^torum  contraria).  Unter  Uni- 
släuilen  war  es  möglich,  dass  beide  Klagen 
versagten  und  auch  ein  anderes  klagbare.^ 
Rechtsverhältnis  nicht  vorlag,  z.  B.  wenn 
sich  der  Bürge  gegen  den  ausgesiirocheuen 
oder  erkennbaren  Willen  des  Hauptschuld- 
ners verbürgt  hatte:  dann  fehlte  es  ihm 
ursprünglich  überhaupt  an  einem  Rechts- 
mittel für  den  Rückgriff. 

Der  Gnindsatz  in  staiTei-  Dui-chfühntng 
wird  dem  Wesen  der  Bürgscliaft  nicht  ganz 
gerecht.  Denn  da  die  Bürgschaft  den 
Gläubiger  sichern,  aber  nicht  den  Haupt- 
schuldner entlasten  soll,  so  ist  es  nur  folge- 
recht, dass  der  zur  Zahlung  herangezogene 
Bürge  jedenfalls  insoweit  einen  Rückgriff 
gegen  den  Hauptschuld ner  hat,  vi-ie  dieser 
selbst  von  dem  Gläubiger  hätte  belangt 
werdeu  können.  Deshalb  gab  schon  das 
römisciie  Recht  in  seiner  späteren  Ent- 
wickelung  dem  BOt^gen  die  Möglichkeit, 
Abtretung  der  Klage,  die  der  Gläubiger 
gegen  den  Hauptschuld  ner  hatte,  zu  verlan- 
gen, und  wenn  dies  verweigert  wurde,  die 
Zahlimg  zu  verweigern  (beneficium  coden- 
darum  aetionura).  Es  war  dazu  aber  immer 
eine  ausdrückhche  Abtretungscrklärung  nötig, 
und  der  Bürge  verlor  den  ilim  gebotenen 
Vorteil,  wenn  er  nicht  rechtzeitig  darauf 
bestand.  Deshalb  zeigte  sich  schon  im  ge- 
meinen Rechte  die  Neigung,  auch  ohne  aus- 
drückliche Äbti-etungserkläning  einen  Ueber- 


Bfirgschaft 


gang  der  Ponlertuig  auf  den  Bürgen  anzu- 
nehmen. 

Das  B.O.B.  liat  dies  im  ÄnschluBS  an 
die  meisten  modernen  Bechte  zum  Gesetz 
erhoben.  Wenn  der  Bürge  den  Glaubiger 
befriedigt,  so  gebt  dessen  Forderung  ohne 
jeile  Erklärung  von  Gesetzes  wegen  auf  ihn 
über.  Damit  ist  eine  dem  Wesen  der  Bürg- 
schaft entsprechende  Regelung  getrotEen. 
Der  Bürge  hat  den  Rückgriff  in  dem  vollen 
Umfange  der  Hauptschuld,  und  der  Haupt- 
schuldner wlr<l  dadurch,  selbst  venn  di( 
Bürgschaft  gegen  seinen  Willen  übernom- 
men sein  soUle,  niclit  unbillig  benachteiligt, 
da  er  sich  auch  al^jesehen  von  dieser  einen 
Uebergang  der  Fordenmg  h&tte  gefallen 
lassen  müssen.  Bedenken  hat  die  Vor- 
schrift niu'  für  den  Fall,  dass  die  Abtretung 
der  Forderung  durt^h  Vertrag  (pactum  de 
non  cedendo)  ausgeschlossen  war.  Das 
B.G,B.  erklärt  solche  Verli^e  für  gültig; 
gleichwohl  kSnnen  sie  den  Uebergang  der 
Forderung  auf  den  Büi^n  nicht  hindern, 
weil  derselbe  sich  von  Gesetzes  wegen 
vollzieht.  Da  nun  eine  Verbürgung  selbst 
gegen  den  Willen  des  Hauptschuld  ners 
möglich  ist,  so  hat  das  Gesetz  hier  unbeab- 
sichtigterweise ein  Mittel  gegeben,  den 
Vertrag,  dass  die  Forderung  nicht  abge- 
treten werden  soll,  zu  umgehen.  Freilic^h 
mnsB  man  annehmen,  dass  der  Haupt- 
Sfhuldner  gegen  den  Büi-gen  eine  Einrede 
hat,  wenn  nachweislich  die  Verbürgung  n»ir 
zu  jenem  Zwecke  geschehen  ist;  aber  die 
Einrede  wird  wegen  der  Schwierigkeit  des 
Beweises  liäufig  versagen. 

Durch  die  Bestimmung,  dass  die  Forde- 
rruig  aul  den  Bürgen  übergeht,  ist  nur  eine 
allgemeine  Regel  gegeben.  Das  Rechtsver- 
hältnis zwischen  dem  Bürgen  \md  dem 
Hauptschuldner  bleibt  daneben  immer  noch 
massgebend  und  kann  die  Ansprüche  des 
Büigen  sowohl  vermehren   wie  vermindern. 

Die  auf  den  Bürgen  übergegangene  For- 
derung kann  wegen  Einreden,  die  der 
Haiiptschuldner  hat,  versagen.  Freilich  hät- 
ten dieselben  Einreden  auch  dem  BOiiä^en 
gegen  den  Anspruch  aus  der  Bürgschaft 
zugestanden ;  er  kann  es  aber  aus  Unkennt- 
nis oder  aus  anderen  Gründen  imterlassen 
haben,  sie  geltend  zu  machen,  Daun  giebt 
das  ßürgscliaflsverhältnis  selbst  ihm  kein 
Mittel  für  den  Rückgriff,  und  es  kommt 
nun  löliglich  auf  sein  Verhältnis  zu  dem 
Hauptsohuldoer  an.  Bei  einem  Auftrage 
wird  er,  soweit  er  in  Erfüllung  des  Auf- 
trages gebandelt  hat  und  ausser  Schul«!  ist, 
vollen  Ersatz  verlangen  können,  bei  einer 
VerbOrgung  ohne  Auftrag  wird  er  dagegen 
regelmässig  Heransgabe  des  Vorteils  erhn- 
^n,  den  der  Hauptschuldner  durch  sein 
Eintreten  gehabt  hat 

Andererseits     kann    auch    der    Haupt- 


schuldner aus  seinem  pers&niliclien  Veriiält- 
nis   zu  dem  Bürgen  Einreden  haben,  und 

dann  bleibt  es  ihm  unbenommen,  sie  gegen 
die  auf  den  Bürgen  übergegangene  Fopde- 
nmg  geltend  zu  machen.  Wenn  z.  B.  der 
Hauptschuldner  die  Schnld  nur  im  Auftrage 
des  Bürgen  eingegangen  war,  oder  wenn 
der  Bürge  sich  verbürgt  hatte,  um  dem 
Hauptschuldner  mit  der  Zahlung  ein  Ge- 
schenk zu  machen,  so  dringt  der  Bürge  mit 
der  auf  ihn  übergegangenen  Forderung 
nicht  durch,  obgleich  sie,  vom  Gläubiger 
geltend  gemacht,  wirksam  gewesen  wäre. 

Mit  der  Forderung  geben  alle  Nebeo- 
rechte  auf  den  Büi^n  über:  Hypothekw, 
Pfandrechte  und  sonstige  Vorzugsrechte. 
Wenn  mehrere  Bürgen  vorhanden  sind,  so 
geht  der  Anspruch  gegen  die  Mithüigeo 
nicht  vollstänifig  über,  sondern  mir  mao- 
weit,  wie  der  zahlende  Bürge  nach  den 
oben  (sub  3  a.  K)  entwickelten  H^n 
Anspruch  auf  Äiisgleich  hat  Der  Gl£ibi- 
ger  selbst  darf  die  I^ige  des  Bürgen  nicht 
diio-h   Aufgeben  solcher  Re<;hte   scblecbtcr 

hen.  Thut  er  es  dennoch,  so  wird  der 
Bürge  insoweit  frei,  wie  er  durch  das  »nf- 
gegebene  Hecht  hätte  Ersatz  erlangen  kön- 
nen. Dies  gilt  selbst  für  die  später  ent- 
standenen Rechte. 

Der  Gläubiger  ist  ferner  ebenso  wie  b« 
veilragsmässiger  Abtretung  einer  Forderung 
verpflichtet,  dem  Bürgen  die  Geltend- 
machung der  Forderung  zu  ermöghcheo, 
namentlich  eine  etwjuge  Urkunde  heraus- 
zugeben, über  den  Uebergang  eine  Urkunde 
—  und  zwar  auf  Verlangeu  in  SffenÜidi 
beglaubigter  Form  —  auszustellen,  Beweis- 
mittel anzugeben  u.  s.  w.  Zu  irgend  wel- 
cher Gewährleistung  ist  er  nicht  ver- 
pflichtet 

Der  Uebergang  der  Fordei-ung  hat  ledig- 
lich den  Zweck,  den  Rückgriff  g^en  den 
Hauptschiddner  zu  sichern  iiezw.  zu  ermög- 
hchen,  dagegen  soll  er  dem  Gläubiger  scltet 
in  keiner  Weise  zum  Nachteil  gereichen, 
und  er  darf,  soweit  dies  der  Fall  seia 
würde,  nach  auadrilcklicher  gesetzlicher 
Vorschrift  nicht  geltend  gemacht  werden. 
Selbst  in  der  Geltendmachung  anderweiti- 
ger Bechte  darf  dei-  Gläubiger  nicht  durch 
den  Uebei^ang  beeinträchtigt  werfen. 

Schon  das  rOmische  üecht  hatte  den  FkU 
hei  Gelegenheit  des  beneficinm  cedendtnm 
itctionnm  behajidelt.  Wenn  die  Fordemng  wthl 
nnr  dorch  die  BQrgKbaft,  sondern  aach  dnrch 
ein  Pfandrecht  an  einer  Sache  gesichert  iit 
und  der  Gläubiger  an  derselben  Suhe  für  eio« 
andere  Forderung  ein  nachateheodes  oder  dcich- 
Ht^hendes  Pfand^cht  hat,  so  kann  der  Mtgi 


er  dadurch  die  Befriedigung  des  Oltnbi^tn 
wegen  seiner  anderen  Forderung  beeinn^htift. 
Dieser  hat  ^so  thalaächlich  ihm  gegeaSlMT  IM 


Stelinng  eines  vorgehenden  PfnodgiBubigen. 
Die  VoTBchrift  ist  sehr  allgemein,  und  es  ist 
Bcliwer,  ihre  Tragweite  im  voraus  sicher  zu  be- 
messen. Sie  masa  offenbar  anch  Anwendung 
finden,  wenn  der  Haaptschuldner  in  Konkurs 
gerat:  Die  Dividende  des  ßlfinbigera  wegen 
seiner  anderweitigen  Forderongen  darf  dann 
durch  die  anf  den  BUrgen  fibergegangene  For- 
demng  nicht  beeinträchtigt  werden.  Doch  gilt 
dies  nur  fOr  die  übergegangene  Forderung  selost 
nnd  nicht  für  die  AnsprOche  des  BUrgen  ans 
seinem  persönlichen  VerbKItnis  zn  dem  Hanpt- 
Bchnldner.  Auf  die  Hypotheken  des  B.G.B. 
findet  die  Vorschrift  keine  Anwendung,  weil  der 
Eypothekenglttubiger  keinen  Anspruch  anf 
Nachrflckeu  hat.  Wenn  also  für  die  durch 
Bflrgschaft  gesicherte  Forderung  die  erste  Ef- 
poÜiek  eines  GnmdstUckea  haftet,  für  eine 
andere  Forderung  des  Gläubigers  die  zweite 
Hypothek,  so  kann  der  Bürge  die  anf  ihn  über- 
gegangene erste  Hypothek  unbeschränkt  geltend 
machen,  weil  der  Giünbiger  dadurch  nicht  be- 
nachteiligt wird.  —  Leider  sind  die  Motive  bei 
der   ganten  Frage   ausserordentlich  lakonisch. 

Die  Frage,  wann  der  Büige  schon  vor 
der  Zahlung  Befreiung  von  der  Verpflich- 
tung SMS  der  Büi^chaft  verlangen  kann, 
ist  im  B.G.B.  noch  bedeutsamer  als  nach 
gemeinem  Eecdt.  Denn  das  B.G.B.  legt 
dem  Gläubiger  keine  Pflicht  zur  Sorgfalt 
bei  der  Einziehung  auf.  Dieser  kann  also 
auch  nach  der  Fälligkeit  die  Einzieliung  der 
Forderung  ins  Ungemessene  hinausschieben 
und  kann  im  Vertrauen  darauf,  dass  er 
durch  die  Börgschaft  gesichert  iät,  nihig 
zusehen,  wie  der  Hauptschuldner  in  Ver- 
miß naverfall  gerät.  Dadurch  wird  der 
Rückgriff  des  BUrgen  gefährdet,  und  dieser 
hat  sähst  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass 
er  die  Gefahr  beseitigt 

Zunächst  hat  er  die  Möglichkeit ,  die 
Schuld  zu  zahlen  und  dann  die  auf  ihn 
übergegangene  Forderung  unverzfiglicli 
g^en  den  Hauptschiddner  geltend  zu 
machen.  Ablehnung  des  öläuhigers  setzt 
diesen  ihm  gegenüber  in  Verzug,  und  er 
hat  auch,  da  er  seihst  Verpflichteter  ist,  das 
Recht  zur  Hinterlegung. 

Nur  in  gewissen  Fällen,  wenn  seine  Ge- 
fahr durch  spätere  Ereignisse  erheblich 
grösser  geworden  ist,  kann  er  vom  Haupt- 
schuldner Befreiung  verlangen.  Voraus- 
setzung dafDr  ist  dass  er  sich  im  Auftrage 
verhüll  bat.  Dem  Auftrage  steht  die  be- 
rechtigte Geschäftsführung  «-ie  sonst ,  so 
auch  hier  gleich;  erforderlich  ist  zu  dieser, 
dass  sie  dem  Interesse  und  dem  wirklichen 
oder  mutmassHcheu  Willen  des  Haupt- 
schuldners entspricht.  Bei  anderweitiger 
Geechäftsfflhrung  entfällt  der  Anspruch; 
liegt  ein  anderes  Rechtsverhältnis  zmschen 
dem  Bürgen  mid  dem  Hauptschuldner  vor, 
60  ist  dieses  massgebend. 

Die  Erhöhung  der  Gefahr  kann  liegen : 
iü  einer  wesentlichen  Verachlechterung  der 


V&rm^ens Verhältnisse  des  Hauptsohuldners ; 
in  einer  vresentlichen  Erschweruug  der 
Hechtaverfolgung  durch  Veränderung  des 
Wohnsitzes,  der  gewerblichen  Niederiaasung 
oder  des  Aufent&ltsortes  des  Kauptscliuld- 
ners;  endlich  darin,  dass  der  Hauptschuld- 
ner in  Verzug  ist,  oder  dass  der  Gläubiger 
gegen  den  BOi^n  bereits  ein  vollstreckbares 
Erkenntnis  auf  Erfüllung  erwirkt  hat. 

Es  ist  Sache  des  Hauptschuld ners,  wie 
er  die  Befreiung  bewirkt  Kann  er  den 
Gläubiger  nicht  zur  Entlassung  des  Büi^n 
bewegen,  so  bleibt  ihm  der  Weg  der  Zah- 
lung. Wenn  die  Fordenmg  noch  nicht 
Mhg  ist.  so  kann  er  statt  dessen  seiner 
Verbind hchkeit  ^nügen,  indem  er  dein 
Bürgen  Sicherheit  für  seinen  Rftckgriff 
leistet. 

6.  Erlöschen  der  Bfirgachaft.  Die 
Bflt^ohaft  erlischt  natürlicli  aus  denselben 
Gründen  wie  Forderungsrechte  überhaupt. 
Aus  dem  accessorischen  Charakter  der  Bürg- 
schaft folgt  ferner,  dass  sie  stets  mit  der 
Hauptschuld  erhscht.  also  nicht  nur,  wenn 
diese  durch  Zahlung,  sondern  auch  wenu 
sie  auf  andere  Weise  untergeht,  z.  B.  da- 
durch, dass  die  Leistung  ohne  Schuld  des 
Hauptschuld ners  unmöglich  wird.  Für  Un- 
möglichkeit durch  Verschulden  des  Haupt- 
schuldnera  haftet  der  BOige,  wie  oben  aus- 
geführt worden  ist. 

Das  römische  Recht  Kess  den  Ri\j^en 
ausserdem  haften,  wenn  die  Leistung  durch 
seine  eigene  Schuld  unmöglich  wurde.  Es 
wai"  dies  ein  Hinausgehen  Über  den  acces- 
aorischeu  Charakter  der  Bürgschaft  da  der 
Hauptschuldner  in  einem  solchen  Falle  frei 
wurde.  Das  Gesetzbuch  hat  eine  solche 
Bestimmung  nicht,  führt  also  in  dieser  Be- 
ziehung den  accessorischen  Charakter  der 
Bilrescliaft  schärfer  durch  als  das  bisherige 
Recht.  Nach  den  Motiven  hat  man  eine 
diesem  entsprechende  Vorschrift  für  bedenk- 
lich und  auch  für  entbehrlich  gehalten,  da 
der  Büi^,  wenn  er  sich  einer  unerlaubten 
Handlung  schiddig  macht,  aus  dieser  haftet. 
Ob  er,  abgesehen  von  einer  unerlaubten 
Handlung,  wegen  Verletzimg  der  aus  dem 
BüiwBchaJtsvertrage  entspringenden  Pflich- 
ten haftet,  wollte  man  der  Entscheidung  der 
Wissenschaft  überlassen. 

Es  wäi-e  zweckmässiger  gewesen,  auch 
die  Frage  im  Gesetze  selbst  zu  entscheiden. 
In  gewissen  Fällen  wird  freilich  der  Gläu- 
biger vom  Gesichtspunkte  der  imerlaubten 
Handlung  aus  Ersatz  erhalten.  Wenn  z.  B, 
die  geschuldete  Sache  dem  Hauptschuldner 
gehört  und  durch  Schuld  des  Bürgen  ver- 
nichtet wird,  so  entsteht  dem  Hauptschuld- 
uec  ein  Ersatzanspru(:h.  den  er  aber  an  den 
Gläubiger  abzutreten  verpflichtet  ist  Für 
den  Ftul,  dass  die  Sache  einem  Dritten  ge- 
hört,  hat  der   Gläubiger   bei   vorsätzlicher 
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Bni^sc'haft— BnschiDg 


Vernichtung  diirt'h  den  Büiveu  ebenEalls 
einen  ErBatzanspruch,  FftUt  aber  dem  Bür- 
gen lediglich  Fahrlässigkeit  zur  Last,  so 
entsteht  vom  Gesichtspunkte  der  unerlaub- 
ten Uaudlune  zwar  dem  Eigentümer  der 
vernichteten  Sache,  aber  nicht  dem  Oläubi- 
ger  ein  Ereatzanspruch ;  und  wenn  nun  die 
Wissenschaft  angewiesen  wird,  zu  entschei- 
den, ob  ein  solcher  etwa  wegen  Verletzung 
der  Pflichten  aus  dem  BttrgBchaftsvertrage 
zuzubilligen  ist,  so  fehlen  ihr  gerade  hierfür 
sichere  Anhaltspunkte.  Gründe  lassen  sichi 
sowohl  für  wie  wider  anführen.  Dafür 
spricht  die  Analogie  der  anderen  Forde- 
nmgsrechte,  dagegen  der  accessorische . 
Chimkter  der  Büi^schaft,  der  ihr  eine  Aus- 
nahmestellung anweist,  und  das  absichtliche 
Schweigen  des  Gesetzes. 

Wie  alle  Schuldverh&ltnisse  geht  die 
Büi^jschaft  unter,  wenn  sie  sieb  mit  dem 
Glflubi(ferrechte  m  einer  Person  vereinigt 
(confuBio),  wenn  also  z.  B.  der  Bfu^e  den 
Glaubiger  oder  der  Gläubiger  den  Bürgen 
beerbt.  Hierfür  gelten  die  allgemeinen 
Regeln. 

Endlich  ist,  obgleich  das  Gesetz  darüber 
nichts  ausdrücklich  sagt,  auch  Untergai^ 
der  Büiigschaft  anzunehmen,  wenn  sie  sich 
durch  Erbschaft  mit  der  Hauptschuld  in 
einer  Person  verein^  Die  Bürgschaft 
wird  dadurch  zwecklos.  Aber  sie  wirkt 
fort,  soweit  sie  dem  Gläubiger  besondere 
Vorteile  gewfthrt,  z,  B.  wenn  für  die  Bürg- 
schaft wieder  Aftei-bürgen  oder  Pfandrechte 
Ircatellt  sind,  ferner  wenn  die  Hauptschuld 
aiii  den  Büigen  als  Erben  übergeht  uud 
der  Borge  us  Erbe  nur  besclirflnkt  haftet 
Die  Frage  hat  eine  melir  theoretische  als 
praktische  Bedeutung  und  bedarf  eines 
näheren  Eingehens  nicht 

BemhSft, 


Bfisch,  Johann  Georg, 

geb.  am  3.  I.  1728  zn  Alt-Medingen  im  Lflne- 

burgiBchen,  wurde  1156  Lehrer  der  Hatbematik 
am  hambnrgiBchen  GymsaBiam  und  starb  am 
5.  Vin.  1800  als  Vorsteher  der  von  ihm  be- 
grOiideten  Handelsakademie  in  Hamburg. 

BUach  kann  als  letzter  der  Bll«n  deutschen 
Merkaniüiaten  betrachtet  werden,  deren  Handels- 
bilanz er  dorch  die  ü  Grundsätze  Übernommen 
hat:  1.  ein  Land  mllsse  das  Geld,  das  es  be- 
sitze, auch  im  Lande  erhalten,  also  durch  interne 
Bodenkultur  und  internen  Oewerbfleiss  alle  Be- 
dürfnisse seiner  Bewohner  befriedigen;  2.  habe 
es  das  vorhandene  Geld  durch  möglichst  an- 
sehnlichen Handclsg'ewinn  vom  Auslände  zu 
vermehren;  3.  das  m  einem  Lande  befindUche 
Geld  müsse  darin  cirkulieren.  In  der  Geld- 
cirknlation  eines  Landes  geht  bei  ihm  der  ganze 
wirtschaftliche  Erwerhsprozess  auf,  weshäb  er 
die  Volks  Wirtschaft  anch  einmal  schlechtweg 
Geld  Wirtschaft  nennt,  dabei  aber  ganz  übersieht, 


daH  er  das  Geld  nicht  verhindern  kann,  aoaser 
der  ^oduktiven  auch  teilweise  eine  nnprodnk- 
tive  Holle  zn  spielen,  wie  z.B.  die  Staatsschul- 
den ,  welche  er  ebenfallB  als  Geldcirknlation»- 
mitt«l  ansiebt  und  die  es  in  einem  solventen 
Lande  auch  sind,  nicht  aber  in  einem  soichen, 
wo  z.  B.  durch  Verpfändung  der  Zölle  und 
Monopole  frühere  wesentliche  Einnahmen  dem 
Umlanf  entxogen  werden.  Gestützt  anf  die  an 
der  englischen  und  hoil&ndischen  Ansfnhrpolitik 
gemachten  Erfahrungen  erklärt  er  die  freie  6e- 
treideausfabr  ab  &»  sicherst«  Mittel,  Eom- 
man^I  zu  verhüten,  seine  freibSndlerische 
Maxime  will  auch  sämtliche  Schranken  des  inneren 
Öffentlichen  Verkehrs  und  des  Privathandels 
beseitigt  haben ,  aber  im  6.  Bnche  seiner  Ab- 
handlung vom  „Geldumlauf  entschliesst  er  sich 
EU  dem  Zugeständnis,  dass  VerhUtaisse  ein- 
treten konnten,  <lie  eine  Beschränknng  dee  Frei- 
handelsprincipsdarch  Einfuhrzölle  rechtfertigten. 
Der  Ackerbau  ist  BUsch  die  sicherste  Erwerbs- 
quelle und  der  vornehmste  Faktor  im  National- 
emkommen,  aber  das  ist  auch  der  einzige  Be- 
rührungspunkt mit  der  phj^okratischen  Schule, 
der  er  sonst  feindlich  gegenübersteht. 

Ein  vollständiges  VerzeiehniB  seiner  zahl- 
reichen Schriften  befindet  sich  auf  S.  653  B.  des 
II.  Bandes  der  Gesamtansgabe  seiner  „Schriften 
Bber  die  Handlung",  Hamourg  1824.  An  dieser 
Stelle  genUgt  es,  nur  die  folgenden  aufzuführen: 
Abhandlnng  von  dem  Geldumlauf  in  anhalten- 
der Rücksicht  anf  die  Staats  Wirtschaft  und 
Handlung,  3  Teile,  Hamburg  17Ö0— 84:  TeU 
in  a.  n.  d.  T. :  Kleine  Schriften  über  die  Hand- 
lung; dasselbe  Werk  a.  u.  d.  T.i  Schriften  über 
Staatswirtschaft  und  Handlung,  3  Teile,  eben- 
da 1784;  dasselbe,  neue  Aufl.  ebenda  1800 
[diese  Abhandlung  vom  Geldumlauf  ist  sein 
volkswirtschaftliches  Hauptwerk].^  Theoretisch- 
praktische  Darstellung  der  Handlime,  Hamburg 
1792;  dasselbe,  2.  Ansg.  ebenda  17^;  dasselbe, 
3.  Ausg.  hrsg.  von  Norrmann,  ebenda  1808.  — 
Sämtliche  Schriften  über  die  Handlang,  3.  Aufl. 
8  Bde.  Hamburg  1824—1827.  (Inhalt:  Bd.  I/IL 
Darstellung  der  Handlnnsf ;  Bd.  III.  Ueber  Ban- 
ken und  UOszwesen;  Bd.  IV.  Handlungwe- 
schichtliche  Schriften;  Bd.  V.  Ueber  das  Be- 
streben der  Völker  neuerer  Zeil  sich  in  ihrem 
Seehandel  recht  wehe  zu  thim:  Bd.  Tl.  Ver- 
mischte Abhandinngen.  —  Bd.  VII  n.  VIII.  Ab- 
handlung über  den  Geldnmlatif.  Bd.  I.ll  mit 
Einschaltnngen  und  Nachträgen  von  Norrmann.) 
—  Joh.  Georg  Büsch'a  sämtliche  Schriften,  16 
Bde.     Wien  1813—1818. 


Vgl.  über  Bttsch:  Nölting,  Jobann  Georg 
Busch,  Hamburg  1801.  ~  Steiulein,  Volks- 
wirtschaftslehre, München  1831,  S.  36f.  —  Held, 
Careys  Sozial  Wissenschaft  und  das  Merkantil- 
system,  Würzbnrg  1866,  8.  62f.  —  ÄUcem. 
dentscbe  Biographie,  Bd.  in.  Leipzig  1876,  S. 
642.  —  Koscher,  Gesch.  der  Nat,  MBnchen  1874, 
S.  569f.  —  H.  d.  St.  1.  Aufl.,  Bd.  U  S.  799f. 


Baschlng,  Anton  Friedrich, 


Büsching— Nachtrag 


and  17Ö9  ordentliclier  Professor  der  Philosopliie 
in  Güttingen  imd  starb  xu  Berlin,  aJs  Oberkon- 
sistorialrat  and  Direktor  des  Qraaen  Kloater- 
GymnaBinms,  am  28.  V.  1793. 

Büsching  ist  der  Vater  der  vergleichenden 
Staatenatatistik  (vgl.  sein  Bach ;  „Vorbereitnng 
Eur  Kenntnis . . .  der  eorop.  Reiche"  s.  u.) ;  er  nar 
ferner  der  erste  SchriftstelleT  nach  Achenwall, 
welcher  statiBtische  Daten  mit  hritiBcher  Aus- 
wahl in  seine  geosraphischen  Werke  anfgenom- 
men  hat.  Als  poBtisther  Geograph  hat  er  sich 
lim  die  Klärung  der  Topographie  des  vorigen 
Jahrhnnderts  grosse  Verdienste  erworben  und 
z.  B.  die  staatsrechtlich-historische  Seit«  der 
Territorialbeschreibnn^  des  „heiligen  rümisehen 
Beiches  deutscher  Nation",  welches  in  der  Mitte 
des  18.  Jahrhunderte  186  geistliche  aoA  welt- 
liche Staaten  (darunter  llber  die  H&Ifte  Duodez- 
staaten) aufwies,  in  seinen  geographisch-demo- 
graphiscben    Darstellungen  In    erschöpfendster 


Von  seinen  Schriften  seien  hier  genannt: 
Neue  Erdheschreihnng,  13  Teile,  Hamburg 
1784-1803  u.  G.  [die  10  ersten  Europa  behan- 
delnden Teile  haben  Büsching  znm  Verfasser, 
die  Teile  XI— XIII  sind  Fortsetiungen,  bear- 
beitet von  Sprengel,  Wahl,  Hartmann  und  Kbe- 
ling).  —  Vorbereitung  znr  gründlichen  und 
nützlichen  Kenntnis  der  geographischen  Be- 
schaffenheit und  Staatsverfassung  der  europäi- 
schen Reiche,  Hamburg  1758.  —  Magazin  fOr 
Historiographie  und  Geographie,  25  Bde.,  Ham- 
burg 1767-1793. 


Vgl.  über  Büsching:  Spalding,  Oratio  fune- 
bris  de  Bnschingio,  Berlin  1793.  -~  Allgemeine 
deutsche  Biographie,  Bd.  III,  Leipzig  1876, 
S.  644  t  —  Meitzen,  Statistik,  Berün  1886.  — 
John,  Geschichte  der  Statistik,  I.  Bd.,  Stuttgart 
1884,  S.  ÖOff. 

Ltppert, 


Nachtrag 

zum  Artikel  Banken  (Die  deutschen  Banlcen  im  19.  Jahrhundert)  zu  Seite  207. 

Art.  4   bezieht  sidi  auf  die  durch  Dar- 
lehen   an    inländische   kommunale    Körper- 


Die  Hauptbestiinmungen  des  am  7.  Juni 
1899  publizierten  Reicb^geBatzeB  über  die 
AbandeniDg  des  Bankgeseta;eB  v.  14,  März 
1875  sind  folgende; 

Das  Qnuidkapital  wird  nach  Art.  1  auf 
180  Millionen  Mark  erhöht  und  besteht  dann 
aus  40000  Anteilen  von  je  3000  Mark  und 
60000  Anteilen  von  je  1000  Mark.  Von 
den  letzteren  werden  30000  bis  zum 
31.  Dezember  1900  und  die  übrigen  30000 
erst  bis  zum  31.  Dezember  1905  begeben. 

Aus  dem  Eeingewina  erhalten  nach  Art.  2 
die  Anteilseigner  zunächst  eine  ordentliche 
Dividende  von  3^ '2  Prozent  des  Grundkapitals, 
von  dem  Mehrbetrag  fliesaeu  20  Prozent  in 
den  Reservefonds,  bis  dieser  den  Betrag  von 
60  Millionen  Mark  erreicht  hat,  von  dem 
Best  werden  drei  Viertel  der  Reichskasse 
tmd  ein  Viertel  den  Anteilseigaem  aber- 
wiesen. Erreicht  der  Reingewinn  nicht 
volle  3'.s  Prozent  des  Gnmdkapitals,  so  ist 
das  Fehlende  aus  dem  Reservefonds  zu  er- 
gänzen. Das  bei  der  Begebung  von  Anteil- 
scheinen etwa  gewonnene  Aufgeld  fliesat 
dem  Reservefonds  zu. 

In  den  Art.  2  a  und  2  b  wird  die  Be- 
rechtigung zum  Eintritt  in  den  Central- 
ausschuss  und  die  Ausübung  des  Stimmrechts 
in  der  Generalversammlung  mit  Rücksicht 
auf  die  Besitzer  der  Anteile  von  1000  Mark 
näher  geregelt. 

Nach  Art.  -J  wird  das  steuerfreie  Noten- 
kontingent dfer  Reichsbank  auf  450  Millionen 
Mark  erhöht  und  dadurch  die  Gesamtsumme 
der  Kontingente  der  Notenbanken  auf  541 
Millionten  Slark  gebracht. 


Schäften  oder  durch  die  Garantie  solcher 
Körperschaften  gedeckten  pfandbriefartigen 
Schuldverschreibungen,  die  den  eigentlicheu 
Pfandbriefen  im  Lombard  geschält  gleich- 
gestellt werden. 

Nach   Art.  ö  darf   die  Reichsbank   vom 

1.  Januar  1901  nicht  unter  dem  bekannt- 
gemachten  Satze  diskontieren,  sobald  dieser 
4  Prozent  erreicht  oder  öberschreitet  Wenn 
sie  zu  einem  niedrigeren  als  dem  öffentlich 
bekannt  gemachten  Prozentsatz  diskontiert, 
so  hat  sie  diesen  Satz  im  Reichsanzeiger 
bekannt  zu  machen. 

Der  Bundesrat  wird  den  Privatnoten- 
banken, auf  welche  die  beschränkenden  Be- 
stimmungen des  §  43  des  Bankgesetzes  keine 
Anwendung  finden  (d.  h,  allen  mit  Ausnahme 
der  Braun  seh  weigischen  Bank,  deren  Noten 
nur  in  ihrem  Heimatstaate  umlaufen  dürfen), 
das  Notenprivilegium  zum  1.  Januar  1901 
kündigen,  wenn  sie  sich  nicht  verpflichten, 
von  diesem  Zeitpunkt  ab  1.  nicht  unter  dem 
öffentlich  bekannt  gemachten  Prozentsatz  der 
Reichsbank  zu  diskontieren,  sobald  dieser 
4  Prozent   erreicht  oder  überschreitet,  und 

2.  im  übrigen  nicht  um  mehr  als  '/4  Prozent 
unter  dem  öffentlich  bekannt  gemachten 
Prozentsatz  der  Reichsbank  zu  tiiskontieren, 
oder  falls  die  Reichsbank  selbst  zu  einem 
geringeren  Satz  diskontiert,  nicht  um  mehr 
als  ^'s  Prozent  unter  diesem  Satze.  Es 
folgen  dann  Strafbestimmungen  gegen  die 
Verletzung  dieser  Vorschriften. 

Ai-t.  6  ermächtigt  den  Reichskanzler,  die 


Nachtrag 


neuen  Aoteilsscheine  im  W^e  öffeDÜicher 
Zeichnung  zu  begeben  und  das  Aufgeld  und 
die  EinzanlnngB&isten  zu '  bestimmen. 

Art.  7  enthalt  Bestimmimgen  Über  die 
noch  im  Umlauf  befindlichen  Noten  der 
vormaligen  preua»ischen  Bank. 


Nach  Art.  8  treten  die  Art  1 — 4  am 
1.  JanuE^  1901  in  Kraft. 

Vgl.  Julius  Landmaon;  Zur  Abänderuiie 
däB    deutechen    Bankgesetzes.      Kiel   und 

Leipzig  1899, 


Nachtrag 

zum  Artikel  Bevölkerungswesen  (Die  Bevölkerung  des  Altertums)  zu  S,  t 
Eine  nochmalige  Prilhmg  der  Bevölke-        II.  Gesamtbevölkerung: 

nmgsTerhältniase   Attikas,    die    demnächst 

im  zweiten  Bande  meiner  »Forschungen  zur  ] 

alten  Geschichte  erscheinen  wird,  hat  mich  ! 

gelehrt,  daes  i(ih  S.  681  mit  Unrecht  mich  ' 

Belouhs   Ansichten   angeschlossen    imd    an  1 

der  Zuverlässigkeit  der  von  Thiikydides  II,  13 

gegebenen  2iahlen  gezweifelt  lübe.    Meine 

"Untersuchung  ei^ebt  für  das  Jahr  431  v.  Chi'.  

als  annähernd  richtig  folgende  Zivilen: 
I.  Männer  über  18  Jahre: 

Pentakoaiomedimnen  und  Hitter     .    .    .   2  500 1        Eme  eingehende  Untersuchung  Über  die 

Zeugiten,  d.li.dergTttndl>eBitzendeMittel-  BevClkenuig  Galliens   zur  Zeit  OSsare  hat 

I  Beloch  jetzt  im  Rheinischen  3Iuseum  Bd. 


Seelen 

Bürger ca.  170000 

HetiSken ca.    400011 

dftsn  hOchütens  vielleicht  .  .  .  .  ca.  16OÜ0U 
Sklaven,  nnter  denen  die  erwachsenen  Miiuer 
weitaus  ülierwiegen. 


stand  einschl.  der  kleinen  Leute,  die  ein 

eigenes  Haus  haben,  wie  Sokrat«»  .    .  33  000 

Theten,  d.  h.  besitzlose  Bürger  .    .    .ca.  25 000 

Gesamtzahl  d.BUrger  (erwachs.  Männer)  ca.  60  500 

dazu  MeUikeu,  d.h.  SchutzbUrger  .    .ca.  140U0 

erwachsene  Mfiimer. 


54,  1899,  S.  414  ff.  veröffentlicht. 


Bduartl  Steuer. 
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LIppert  A  Co.  (O.  Fätz'eche  Bnchdmckenlj.  Maiunbiu«  a.  S.  \ 
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